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Das Ueberfegungsredht wie allı anderen Rechte fiir das Ganze und bie einzelnen Theile vorbehalten. 
Die Berlagsbuhbandlung. 


P. 


Pachmann, Theodor Ritter von, 59. XI. 1801 zu Horatitz in Böhmen, 
wurde in Wien juppl. Prof. für Röm. und Kan. Recht, ordentl. Prof. in Olmütz, 
jet 1850 in Wien, 1870 penfionirt und in den erblichen Ritterſtand erhoben, 
Kaiſerl. Regierungeẽrath/ ri 11. II. 1881. 


Schriften: Die Verjährung nad dem allgemeinen Lan Rechte in Defterreich, 
Bien 1833. — ar ud des Kirchenrecht? (1849—53), 3. Aufl. Wien 1863—66. — Vorſchule 
deä er Rechts, Wien 1858. — Biele Abhandl. in Zeitichriften. 

Lit.: Schulte, —3 — ber Quellen, III.a ©. 430. — Neue freie Preſſe Nr. 5912 
12. Febr) Nr. 5913 (18. Febr.). Zeihmann. 


Pachtvertrag it diejenige Art der Miethe (j. diejen Art.) im weiteren 
Zinne, bei welcher eine fruchttragende Sache zum Zweck der Nubung gegen eine 
Zumme Geldes (Pachtzine) überlaffen wird. Die Sache kann auch hier eine körper— 
liche oder unförperliche ſein, z. B. das Recht auf öffentliche Gefälle (vectigalia), 
(1.16 D. d. V. S. 50, 16); ein Gewerberecht, ein faufmännifches Geichäft (Seuffert, 
Ach. XVI. 213). Als Gegenleiftung aber ift hier abweichend von der Miethe 
ftatt des Geldes eine Duote des Fruchterirages zu bedingen gejtattet (jog. colonia 
partiaria, Theilpacht) (l. 8; 1. 21 C. de loc. 4, 65; Slüd, XVII. ©. 333; 
Sintenis, Gem. Civ.R., I. $ 118 Anm. 4). Dadurch tritt die Pacht dem 
Seiellichaftavertrage nahe (1. 25 $ 6 D. loc. 19, 2). Sie bleibt aber nach Gemeinem, 
wie nach den Partikularrechten unter den Regeln der Pacht ſtehen (Preuß. ER. I. 21 
Ss 264—266; Sächſ. BGB. $ 1190); nur nach Defterr. Recht wird fie zur Sozietät 
(Allg. BGB. $ 1103). Die Grenze zwifchen der Pacht und dem Kauf künftiger 
Erzeugniffe wird dadurch gebildet, daß bei erjterer die erzeugende Sache unverbrauchbar 
fein und dem Pachter zur eigenen Fruchtgewinnung übergeben werden muß. Hier— 
nach ijt die Ausbeute eines Bergwerks, Torfftiches 2c. nicht zu verpachten, ſondern 
nur zu verfaufen (Gruchot, Beiträge zum Preuß. Recht, I. ©. 469). Für die 
Form des P. gilt nur partifularrechtlich Bejonderes. So verlangt das Preuß. Recht 
bet Verpachtung eines ländlichen Gutes gegen einen Zins von mindeitens 600 Mark 
gerichtliche oder notarielle Form, und bei Eleineren Landpachtungen oder bei jolchen 
anderweitigen Pachtungen, deren Jahreszins 150 Mark nicht überjteigt, Schriftlichkeit ; 
it diefe Form verabſäumt, jo macht die vollzogene Uebergabe den Vertrag auf ein 
Jahr wirkiam (SS 401—407 Allg. ER. I. 21). Die Verpflichtungen der Parteien 
beftimmen fih im Allgemeinen nach den im Art. Miethe entwidelten Regeln. 
Ter Verpächter hat auch hier die Sache in brauchbarem Zuftande zu gewähren und 
die Yaften und Abgaben von derjelben zu tragen (1.4; 1.20 84 C. deagric. 11, 47). 
Tod begrenzen dies Partikularrechte genauer dahin, daß er bei Verpflichtungen nach 
einem Anichlage nur diejenigen zu tragen habe, die nicht vom Grtrage abgezogen 
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2 Pachtvertrag. 


worden ſind, und bei Verpachtungen in Bauſch und Bogen nur die Hypotheken— 
zinſen und die auf Privatrechtstiteln beruhenden fortlaufenden Leiſtungen (Preuß. 
ER. a. a. DO. 88 293, 294; Oeſterr. BGB. $ 1099). Wenn nad einem Pacht» 
anjchlage verpachtet ijt, jo muß der Verpächter die darin aufgeführten Grundjtüde 
und Gerechtigkeiten gewährleiften, ſowie auch für die Richtigkeit der Thatſachen, nach 
welchen darin die Höhe des Grtrages berechnet ift, einitehen. Dagegen haftet er 
nicht wie ein WVerficherer für den Ertrag jelbft. Der Pächter hat hauptjächlich die 
Pflicht, den Pachtzins zu entrichten. Weber die Verminderung deffelben wegen ein= 
getretener Unglüdsfälle vgl. den Art. Remiſſion. Durch bejondere Abrede kann 
auch eine Vorauszahlung des Pachtzinjes bejtimmt werden (jog. Pachtvorichuß, 
Pachtpränumeration); entweder jo, daß der Verpächter die Zwijchenzinjen vergütet : 
dann dient das Geſchäft nur zu feiner Sicherheit; oder ohne dies: dann ift der 
Pachtzins um die Zwifchenzinjen erhöht. In beiden Fällen geht das Geld ſofort 
in das Vermögen des Verpächters über, und der Pächter hat im Falle der Aur- 
löjung des Pachtverhältnifies (3. B. durch Konkurs) nur einen perfünlichen Er: 
jtattungsanfpruch (condictio causa data causa non secuta, Dejterr. BGB. $ 1102). 
In anderer Weije wird für die Sicherheit des Verpächters gejorgt, wenn der Pächter 
ibm Werthpapiere oder dgl. als Pachtkaution behändigt, wovon die Zinjen dem 
Pächter bleiben. Dies ift einfache Berpfändung. Endlich kann an das Ausbleiben 
der Pachtpränumeration ausnahmsweise auch ein Nüdtrittsrecht für den VBerpächter 
gefnüpft werden (Seufiert, Arch. VI. 186). Beim Ablauf des Pachtverhältnifies 
hat der Pächter die Sache zurüdzugeben und verichuldete Berfchlechterungen zu er 
jegen. Bei Landgüterpachtung wird oft die Rückgabe des Inventars, bejonders des 
Nutzviehs nur in Sachen von gleichen Art und Güte vorgefchrieben (j. d. Art. 
Gijern=Biehvertrag). Als Verichulden gilt es auch, wenn der Pächter Gerechtig: 
feiten des Grundftüds durch Nichtausübung untergehen läßt (Seuftert, Arch. XIV. 
213). Dagegen hat derjelbe wegen nothiwendiger und nüßlicher Verwendungen einen 
Griaganipruch (1. 19 8 4; 1. 55 $ 1 D. loc. 19, 2; Seuffert, Arch. XIV. 30), 
nah Preuß. Recht jedoch nur, wenn ſie mit Einwilligung des Verpächters oder in 
Folge obrigkeitlicher Anordnung zur Beförderung des gemeinen Bejten vorgenommen 
worden find (SI 280—282 Allg. ER. I. 21). In die Laften einer erheblichen 
Ginquartierung im Kriege jollen fih nach) Preuß. Recht Pächter und VBerpächter 
theilen (S 572 a.a. O.). Die Aiterverpachtung ift nach Gem., Oeſterr. und Sächſ. 
Recht erlaubt, außer bei Iheilpacht, nach Preuß. Recht dagegen ohne Zuftimmung 
des Verpachters nur an einzelnen Rubriken oder Vorwerken einer größeren Pachtung 
($ 314 a. a. D.). Ueber die Rechtsverhältniſſe dabei ſ. d. Art. Aitermietbe. 
Die Aufhebung der Pacht erfolgt, wie diejenige der Miethe, mit dem Ablauf der 
feſtgeſetzten Friſt und in Grmangelung einer jolchen mit dem Nücdtritt eines Iheils 
nach voraufgegangener Kündigung. Wird nad) Ablauf der Zeit das Pachtverhättnif 
fortgeſetzt, jo ermeuert fich der Kontrakt bei fruchtbringenden Grundjtüden auf die 
Dauer eines Jahres in derjelben Weife, wie der frühere beitand (1. 18 8 11; 1. 14 
D. loc.; 1. 16 C. de loc. 4, 65; Seuffert, Arch. IV. 238). Nach Preuß. Recht 
it die Kündigung bei der Pacht in denjelben Fällen vorgejchrieben, wie bei der 
Miethe (j. diefen Art.), und zwar muß Ddiejelbe bei beweglichen Sachen in den 
eriten drei Tagen des BVierteljahres, an deſſen Schluß geräumt werden joll, bei 
unbeweglichen Sachen jehs Monate vor der Räumung und bei Landgütern und 
Aeckern ſechs Monate vor Ablauf des im Vertrage bejtimmten Wirthichaitsjahres 
erklärt werden. Die Fortſetzung des Pachtverhältnifies nad) Ablauf der Kontrakts— 
zeit wirkt nach Preuß. Recht einen neuen Vertrag nur dann, wenn der Verpächter 
auch Handlungen vorgenommen bat, die jeine Zuftimmung ausdrüden, 3. B. Ans 
nahme fernerer Zinszahlungen, mehr als vierzehntägiges Schweigen zu der Erflärung 
des Pächter, den Kontrakt erneuern zu wollen u. dgl. m. Die Dauer der Ber: 
längerung beträgt dann im der Regel ein Jahr oder die im Vertrage jieſtgeſetzte 
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Zeit oder bei der Pacht von Landgütern die MWirthichaftsperiode (SS 269, 406, 
342—344, 325—331 Allg. ER. I 21). — Innerhalb der Pachtzeit hat jeder 
Kontrahent ein Nüdtrittsrecht aus denjelben Gründen, wie bei der Miethe. Doc) 
kann der Verpächter öffentlicher Einkünfte wegen Nichtzahlung des Pachtgeldes jorort 
vom PVertrage abgehen (1. 10 $ 1 D. de publ. 39, 4). Beim Konkurſe des Pächters 
fann, wenn die Uebergabe der Sache noch nicht erfolgt war, der andere Theil vom 
Vertrage zurücktreten (KO. $ 18), wenn diejelbe aber bereits ſtattgefunden hat, 
jowol der andere Theil ala der Konfursverwalter den Vertrag unter Beobachtung 
der geieglichen oder ortsüblichen Frift kündigen (KO. $ 17 Nr. 1). Iſt es da- 
gegen der Verpächter, welcher in Konkurs fällt, jo wird nur durch eine Veräußerung 
der Sache von Seiten des Honkursverwalters der Vertrag in derfelben Weiſe fündbar, 
wie durch eine Zwangsverfteigerung (KO. $ 17 Nr. 2). Endlich giebt nach Preuß. 
Recht auch der Tod des Pächters beiden Theilen das Recht, ein Jahr nach dem 
Todesialle reip. nach Ablauf des Wirthichafitsjahres, in welchem der Tod erfolgt ift, 
unter Beobachtung der gejeglichen Kündigungsfrift von dem Bertrage abzugeben 
(SS 366—370 Allg. ER. I. 21). Die Rechtsmittel beider Theile find Ddiejelben, 
wie bei der Miethe. Doch hat der Verpächter ein gejegliches Pfandrecht nur an 
den Früchten vom Moment der Abjonderung an, welches auch gegen redliche dritte 
Griverber wirkſam bleibt (l. 7 D. ex quib. caus. 20, 2). Die Fortführung der 
Früchte hinter jeinem Rüden galt al® furtum possessionis (1. 61 $8 D. de furtis 47, 2; 
Dernburg, Piandredt, I. $ 37). Nach Preuß. Recht entjteht dieſes Prandrecht 
jchon an den fructus pendentes, weil dieje im Gigenthum des Pächters find; es 
erlijcht aber, wenn der Verpächter die Fortrührung der Früchte duldet (Föriter, 
Theorie und Praris, IL. S 136 Anm. 211). Schließlich enthält das Preuß. 
ER. noch eine Reihe von Detailbeitimmungen aus dem Landwirthichaftsrecht in 
ss 399—625. 

Quellen n. Lit.: S. im Allgemeinen bei dem Art. Miethe. Außerdem: Drechäler, 
Der landwirthichaftliche Pachtvertrag, Halle 1871. — Blomeyer, Pahtreht und Pacht: 


verträge, Berl. 1873. — Stobbe, Deutiches Privatrecht, II. $ 186. — Dernburg, Preuß. 
Privatrecht, III. SS 166—173. Ed. 


Bacifici-Mazzoni, Emilio, 5 1832 zu Ascoli (Marken), ftud. in Rom, 
wurde Prof. in Modena, ſpäter in Nom, Staatsrath und Rath am Kaſſationshofe, 
f 15. VIII. 1880. 


Schriften: Commento al codice civile italiano con la legge romana, le sentenze dei 
dottori e la giurisprudenza 1866 ss., 3. ed. 1875. — Istituzioni di dritto civile italiano 
1867 ss., 3. ed. Firenze 1880. — Studio storico sulla successione legittima dalle XII 
tavole al codice civile, Modena 1870. — La quistione romana, Fir. 1870. — Dizionario 
di legislazione e giurisprudenza civile, commerciale, amministrativa e penale, 1867 ss. — 
Repertorio generale di giurisprudenza civile, penale, commerciale ed amministrativa del 
Regno, Torino 1877 ss. — Giurisprudenza Italiana, III.a Serie (mit Carrara, Gabba, 
Maurizi), Torino 1874 ss, 

Zit.: A. Pierantoni in Revue de droit international XII. 551. — Archivio giuridico 
XXV. 204. Zeihmann. 


Pacius Siulio (Pacio a Beriga), & 9. IV. 1550 zu Picenza, wurde 
in Gen; Prof. und 1576 Bürger, lehrte 1585 in Heidelberg, dann in Sedan, Mont— 
pellier, Padua und Valence, T 1635. 

Er edirte: Instit. 1. IV., 1579; Francof. 1583; Amst. 1642; — Corp. jur. civ., Genev. 
1580; und jhrieb: De jur. civ. difficultate ac docendi methodo oratio, Heidelb. 1586. — 
’Evarrıoyarov s. legum conciliandarum centariae 3, Spir. 1586, 10 cent. Colon. 1661. — 
Analysis Institutt. Imperalium, Lugd. 1605, zuleßt von Wassenaer, Traj. 1663, 1686. — 
ag ehe libri, Lugd. 1606, zuleßt von Wassenaer, Traj. 1662, 1680. — Comm. ad 
4. librum Codicis, Spirae 1596. — m. Lugd. 1617 (?). 

git.: Jugler, II. 250—269; VL 147 ff., 346 ff. — Berriat St. Prix in der Revue 
de legislation, 1840. — Rivier, Introduction hist., p. 512. — Schulte, Geidichte, II. a 
S. 469. — v. Stinking, Geichichte der Deutichen Rechtswiſſenſchaft (1880), I. 390—392 u. ö. 

Teihmann. 
1 ” 


4 Badelletti — Baine, 


Padelletti, Guido, & 1843 zu Livorno, ftud. in Siena, kurze Zeit Advofat 
in Florenz, ging Studien halber nach Berlin, wurde Profeffor in Perugia, dann in 
Tavia, Bologna, 1874 in Rom, 7 3. VII. 1878 in Montalcino (Toskana). 

Schriften: Heredis institutio ex re certa secondo il diritto romano, im Arch. giu- 
ridico IV. 139—165, 343--386 (beutich: Lehre v. d. Erbeinſetzung ex re certa, Berl. 1870). — 
Arch. giuridico II. V., VI, VIIL, XIL, XIIL, XV., XVIL, XVIIL — Teoria dell'elezione 
politica (preiögefxönt), — 1870. — Nuova —— marzo 1869, maggio 1870, sett. 
1871, gennajo, maggio 1874, luglio 1875, gennajo 1878. — Fontes juris italici medii aevi, 
Torino 1877. — Storia del diritto Romano, Firenze 1878 (deutſch von v. Holkenborff, 
Berlin 1879). — Scritti di diritto Pubblico, Firenze 1881 (nad) dem Tode gefammelte kleinere 
er Auguft Wilhelm Zumpt, Zur Erinnerung an fein Leben und feine Schriften, 

eipz. 

Lit.: Brusa in Revue de droit international X. 445—453. — Arch. storico italiano 
1878, p. 488. — Bruns in ber Krit. B.J. Schr. N. F. I. (1878), 525—582, 540. — Nour. 
Revue — III. — Revue historique de Monod, VIII. (1878) p. 237. — Cenno necro- 
logico im Arch. giuridico XX. 563. — Revue de droit international VIII. (1876) 708. 

Zeihmann. 


Pagano, Mario, 5 1748 zu Brienza, wurde 1768 Prof. in Neapel, ver: 
folgt wegen feiner liberalen Anfichten, ging ins Eril, nachher Mitglied der proviſo— 
riichen Regierung, 6. X. 1800 hingerichtet. 

Schriften: Consid. sul processo crim., Nap. 1787, 1801; franz. von Hillerin, 
Strassb. 1789. — ng del codice penale; Teoria delle proc.; Cansid. sul proc. crim., 
Milano 1853 (in der Bibl. scelta del foro criminale von hai Aare — Saggi politici dei 
principij, progressi e decadenza della societä (3), Lugano 183]. — Principij del codice 
penale e considerazioni sul proc. crimin., Lugano 1832. — Opere filosofico-politiche ed 
entetiche, precedute dall' elogio storico diF. M. Pagano, scritta dal citt. Massa, Capolago 
1837. 

git.: Nypels, p. 29, 30. — Sclopis, II. 616. — Revue critique 1860 er 
p. 223. — Brusa, Appunti per una introd. al corso di dir. e proc. penale, Torino 188 
p- 211. Teihmann. 


Baillet, Alphonſe Gabriel Victor, & 17. XI. 1796 zu Soiſſons, 
debütirte in der affaire Papavoine und wurde bald einer der hervorragenditen 
Advokaten der Jehtzeit, T 16. XI. 1855 vor Gericht. Gr trat auch in den Prozeflen 
Lafarge, Fieſchi, Firmin Didot Freres auf. Seine Plaidoiries et discours gab Jules 
Le Berquier, Pariö 1881 heraus. 

git.: Michaud. — Gaudry, Barreau de Paris, 1864 II. 585, 592. — Barreau de 
Pinard — Eloge à la rentree des conferences de 1859. — Pröface in obigem Werte 
p. L—LV. — Paillet ou l’avocat, par Lionville, 1880. Teihmann. 


Bailliet, Jean Baptifte Joſeph, & 17. XII. 1789 zu Orleans, wurde 
Advokat in Paris, dann Richter in Orleans, jpäter App.Rath, zog fich 1851 zurüd, 
7 10. IV. 1861. 


Schriften: Legislation et jurisprudence des successions, Par. 1811—23. — Manuel 
du droit frangais, Par. 1812; 9. ed. 1836. — Tables anal. et raisonndes des 5 codes, 
Par. 1813. — Consid. sur l'état moral de la France, Par. 1815. — Droit public frangais, 
—— 1822. — Dict. univ. de droit francais, Par. 1825. — Codes et lois de la France, 

ar. 1849. 
git.: Michaud, Biogr. universelle, t. 31. Zeihmann. 


Paine, Thomas (Tom Paine), & 29. I. 1737 zu Thetford (Noriolf), 
ging auf Franklin’ Veranlaffung nach Philadelphia, für fein Pamphlet Common 
sense mit 500 Pid. durch die Legislatur von Penniylvanien, mit 500 acres durch 
den Staat New-York belohnt, jpäter in England wegen feiner Rights of man ver- 
folgt, nach feiner Flucht in Paris ala Franzöfiicher Bürger mit Enthufiasmus em— 
pfangen, bald jedoch wegen feiner Abjtimmung gegen das Todesurtheil Ludwig's XVI. 
gefangen gejeßt, ging 1802 nach Amerika zurüd, 7 8. VI. 1809 zu New-VYork. 

Gr jhrieb: Common sense, 1776, franz. von Labaume, 1793. — Rights of man, 


1791 (Theorie et pratique des droits de ’homme par Soul&s et Lanthenas, 1791). — 
Age of reason, 1792-1807, franz. 1793. — Agrarıan Justice, 1797. 


En 


Balaeottus — PBapitwahl. 5 


Lit: Biogr. von Cheetham 1809, Garlile 1814, Bale, New-Norf 1841. — Recueil 
de divers ecrits de P. sur la politique et la legislation, Par. 1792. — Works by Mendum, 
Boston 1856. — Political Works, Lond. 1861. — Eine beutjche Ausgabe jeiner politischen 
Schriften, Philad. 1876. — Michaud. — Cates, Dictionary, — Raumer, Geld. 
Entmw. d. Begr. von Recht, Staat und Politik, 3. Aufl. S. 105, 112. — Warnkönig, 
Rechtsphiloſophie, 2. Ausg. 1854, ©. 122. — Drake, Dictionary, la p. 683, 684. 

eihmann. 


Balaeotiuß, Gabriel, 5 4. X. 1522 zu Bologna, feit 1546 Prof. des 
Kan. Rechts, 1556 bei der Rota, 1561 in Trient, 1565 Kardinal, 1566 Biſchof 
von Bologna (jeit 1582 Erzbisthum), F 22. VII. 1597. 


Gr ihrieb: De nothis et spuriis, Bon. 1550; Venet. 1572; Francof. 1573. — De- 
cisiones Rotae. — Acta Concilii Tridentini a. 1562 et 1568, edid. Mendham, 1848. 
8it.: Schulte, Geidhichte, III. a ©. 453, 454. TZeihmann. 


Paneiroluß, Guido, & 1523 zu NReggio, wurde 1547 Prof. Instit. in 
Padua, 1571 in Zurin, 1582 wieder in Padua, T 1599. 

Schriften: Consilia, Venet. 1573. — Notitia dignitatum utriusque imperii, Venet. 
158, 1602; Genev. 1623. — Rerum memorabilium 1. IL, Amberg. 1599, 1607; Lips. 1707; 
franj. Lyon 1617. — Thesaurus variarum lectionum utriusque juris, Venet. 1610; Lugd. 
1617. — De claris legum interpretibus, Venet. 1637, 1655; c. Hoffmanni Lips. 1721. — 

(Thesaurus univ. jur.), Venet. 1584. 

Lit: Sapigny, III. 54—58. — Nourv. biogr. gendrale, Par. 1862. — Rivier, 5ll. — 
v.Stinging, Geichichte der Deutjchen Rechtäwiftentchaft (1880), I. 121, 130, 233, 240, 390, 
592, 594. Zeihmann. 


Panisbrief (Brod-, Freßbrief, Laienherrenpfründe, literae panis, vitalitii) 
heiht die Anweiſung an ein geiftliches Inſtitut, einer bejtimmten Perfon (dem fog. 
Baniften, Brödling, Laienpfründer) den Lebensunterhalt („eine Laienpfründe von 
Küchen und Keller jammt allen leiblichen Nahrungen und Nothdürften“) zu ges 
währen. Entitanden aus dem Recht weltlicher Fürften auf Unterhalt in Klöſtern 
und in Stiftern während ihrer Reifen, übten es dieje und zwar in Deutjchland der 
Teutiche Kaifer gegen die eben gedachten Inſtitute, die Deutjchen Fürjten gegen 
landſaſſige derartige Anstalten aus. Die Ausjtellung der P. durch den Sailer, 
welche ala ein Reſervatrecht deſſelben betrachtet wurde, veranlaßte jeit der Refor— 
mation viele Streitigkeiten, da die evangeliichen Stifter diejelben beanjtandeten, 
ipäter weigerten jich auch die Landesherren (jo namentlich Friedrich der Große) fie 
für ihre Gebiete zuzulaffen. Deshalb veriprach der Kaifer in der Wahlfapitulation 
von 1790 Art. I. S 9, daß er diejes Rejervatrecht nur da, wo es hergebracht jei, 
ausüben wolle. Mit der Auflöfung des Deutſchen Reiches haben die P. aufgehört, 
doch hat der Reichsdeputationshauptichluß von 1803 $ 58 die damals mit einem 
wohlerworbenen und anerfannten Recht verjehenen Paniften durch Zuweifung einer 
angemefienen Penfion entjchädigt. 

Lit.: Bonelli, Abhandl. des kaiſerl. Rechts, Panisbriefe zu ertheilen, Wien 1784. — 
Eugenheim, Staatäleben ded Klerus im Mittelalter, Berl. 1839, I. 361 ff. — Vgl. weiter 
Alüber, Literatur de3 Deutichen Staatärechted, Erl. 1791. P. Hinſchĩus. 


Vapillon, Thomas, & 1514 zu Dijon, Advokat am Pariſer Parlament, 
1 1596, 

Gr ihrieb: Libellus de jure accrescendi, 1571.— De directis heredum substitutionibus, 
1616, — Comm. in 4 priores tit. libri I. Digest., 1624 (beide leßtere in Otto, Thesaurus). 

%it.: Michaud. — Rivier, 501. Teihmann. 


Papſftwahl. Das bezüglich der P. geltende kirchliche Necht beruht einmal 
aut der Dekretale Alerander’s III. Licet de vitanda, welche vom dritten 
Sateranfonzil (1179) (ec. 6. X. de elect. I. 6), jodann auf der Dekretale Gregor's X. 
Ubi periculum, welche auf dem Konzil von yon (1274) beitätigt wurde (c. 3 
in VL° de eleet. I, 6). Dazu kamen jpäter noch ergänzende Beitimmungen, bes 
jonders durch Glemens V. und Gregor XV., die weſentlich Formalien betrafen, 
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jo daß das Geremoniale der P. überaus fomplizirt wurde, — Für die Zeit vor 
Alerander III. ſteht troß des Dunfels, das auf vielen Perioden jener früheren 
Zeit heute noch liegt, feit, daß der päpftliche Stuhl unter dem beitimmenden Ein— 
fluß des Staates bejeßt wurde. In der älteiten Zeit wählten zwar nur Klerus 
und Bolt den Biſchof von Rom; ſeit Beginn der engen Verbindung zwiſchen 
der Kirche und dem Byzantiniſchen Neiche aber übten die Kaiſer durch Abgeſandte 
einen bejtimmenden Einfluß auf die Papftwahl; ja entichieden wiederholt zwieipältige 
Wahlen von fich aus; ähnlich weiterhin die in Italien an Stelle der Kaiſer 
getretenen Germanifchen Heerführer und Könige, an deren Stelle dann wieder Die 
Byzantinifchen Kaiſer traten. Nachdem dann der päpftliche Stuhl längere Zeit der 
Spielball Römijcher Adelögeichlechter geweien war, trat der Papſt durch die Krönung 
Pippin’s zum König der Franken (754) in enge Verbindung mit dem Frankenreiche. 
Das leßtere jegte in kirchenftaatsrechtlicher Beziehung die Byzantinischen Traditionen 
fort; die Kirche ihrerjeits ftellte zunächit den Einfluß des Fränkischen Staates auf 
die Bejegung des päpftlichen Stuhles gar nicht im Frage. Seit 824 leijtete der 
Papft vor Empfang der Konſekration faiferlichen Geſandten einen Treueeid, wodurch 
juriftiich der entjcheidende Einfluß des Kaiſers in fignifitanter Weife ausgedrüdt war. 
Jahrhunderte lang blieb dieſes Nechtsverhältnig bei Beſtand: jowol die Korruption 
in Rom als die Feſtigkeit der Fränkischen und Sächfiichen Kaiſer verhinderten jede 
Aenderung. Seinrich III. jehte drei Deutiche Päpite direkt ein kraft des ihm 
formell übertragenen Rechtes, den Papſt nach Anhörung der Wünfche der Römer 
zu ernennen. Gin (noch nicht völlig aufgeklärter) Verfuh Nicolaus’ IL, die Ord— 
nung der P. (Defretale: In Nomine) feitzuftellen, hatte feinen dauernden Erfolg, 
icheint aber die erſte Aeußerung der weiterhin immer jtärfer auftretenden päpitlichen 
Tendenz geweſen zu fein, die freiheit der P. von kaiſerlichem Einfluß geſetzlich feſt— 
zuftellen. 

Grit Alerander III. gelang e8, aus den inzwijchen in der Kirche zur Herr— 
ichaft gelangten pfeudoifidoriichen Prinzipien die Konfequenzen für die P. endgültig 
zu ziehen. Seit Gregor VII. hatte die Kirche allen weltlichen Einfluß auf ihre 
Dinge abzujchütteln geftrebt; Alerander III. erhob dieſen Gedanken bezüglich der 
P. zum formellen Recht und gab zugleich eine feſtbeſtimmte Ordnung der Wahl, 
welche den nicht jelten höchſt bedenflichen Vorkommniſſen bei früheren Wahlen ein 
Ende machen jollte. Die Defretale Licet de vitanda bejtimmt: wenn bei der 
Wahl Stimmeneinheit unter den Hardinälen nicht erzielt werden 
fann, dann iſt derjenige als rehtägültig gewählt zu betradten, 
auf den zwei Drittel der Wahlftimmen jich vereinigt haben. Wer 
ich in Mißachtung diefer Vorichrift die päpftliche Würde anmaßt, ift den jchwerjten 
firchlichen Genfuren verfallen. Durch diefe Konftitution wurde einmal der Wahl- 
förper feſt abgegrenzt, fodann der weltliche Einfluß befeitigt. Das 
wabhlberechtigte Kollegium find nur die Kardinäle: erit 769 waren die Laien von 
der Wahl ausgeſchloſſen worden, jeit Alerander III. erfolgte diefer Ausschluß auch 
für den Römischen Klerus mit Ausnahme der geringen Zahl der Kardinäle, 

Das Kollegium der Kardinäle hat fich entwidelt aus den Presbytern 
der Ghriftengemeinde zu Rom: aus den Presbytern, die in der älteren Zeit dem 
Biichof, wurden die Kardinäle, die dem Papit zur Seite jtanden. Die Kardinäle 
bilden feitdem den berathenden Senat des Papjtes im firchlichen Regimente des 
Gröfreifes. Die hiſtoriſche Entwidelung des Kardinalates liegt noch jehr im 
Dunkeln: frühzeitig (im 12. Jahrhundert) läßt fich jedoch ſchon die heute noch 
beitehende dreifache Gliederung in Kardinalbiichöie, Kardinalprieiter umd 
Kardinaldiafone nachweifen. Die Diakonen waren mit der Armenpflege be= 
traut, die Priefter hatten den Gottesdienft an den Hauptkirchen Roms zu verjehen, 
die Bilchöfe bildeten den Episfopat der Römifchen Metropolitanprovinz. Grit jeit 
1576 wurde der KHardinalat auf Römiſche Priefter beichränft. Die heutige 
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Organifation des Kollegiums rührt von Sirtus V. (1587): er beitimmte die 
Zahl der Kardinäle auf 70 in maximo, darunter 6 Biichöfe (von Dftia, Porto, 
Sabina, Tusculum, Albano, Pränefte) und 14 Diafonen; Diafone und Priejter 
find geweiht auf die Titel Römifcher Kirchen (3. B. N. N. cardinalis ad S. Mariam 
Majorem). Die Kardinäle werden vom Papjt ernannt, herfömmlich unter gewiſſer 
Berüdfichtigung der Eatholifchen Mächte; nicht ſelten erhalten Bifchöfe oder Erz— 
bifchöfe auswärtiger Didcejen die Kardinalswürde. Die Ernennung fann auch in 
petto erfolgen, d. h. der Papſt behält fich vor, den Namen des Ernannten zu einer 
ihm gut jcheinenden Zeit zu publiziren. Die Zeichen der Würde find der rothe 
Hut (cappa magna), Purpurfleider (welche nur die Ordensgeiftlichen nicht tragen) 
und der Kardinalsring; neu ernannte Kardinäle werden feierlich in einem Konſiſtorium 
eingeführt und empfangen durch die ſymboliſche Geremonie des Schließens und 
Deffnens des Mundes das Recht, an den Berathungen Theil zu nehmen. Die 
Kardinäle führen den Titel Eminenz und haben den Rang Römifcher Fürften. Im 
Kollegium jollen ausgezeichnete Doktoren der Rechte und Magiſtri der Theologie, 
vornehmlich aus den Bettelorden, jein. Während der Vakanz des päpftlichen Stuhles 
wird die Regierung durch das Kardinalskollegium, und zwar in erjter Linie durch 
den Kardinallammerlengo geführt. Doch dürfen während der Vakanz nur die laufen= 
den Geichäfte erledigt werden. Daß der Papit aus der Mitte des Kollegiums ge— 
wählt werde, iſt ein feit Jahrhunderten (ſeit 1378) feſtſtehendes Herkommen, eine 
ausdrüdliche Vorſchrift diejes Inhaltes beiteht jedoch nicht und das offizielle Gere: 
moniale Gregor's XV. jet auch die Möglichkeit einer Wahl extra collegium voraus. 

Seit Alerander III. ift Zweidrittelmehrheit der KHardinäle zu einer gültigen P. 
nothwendig und ausreichend. Das Recht, an der Wahl theilgunehmen, kann feinem 
Kardinal entzogen werden, auch nicht durch die ſchwerſten firchlichen Genjuren. 
Martin V. ift der einzige allgemein anerkannte Papjt der nicht vom Kardinals— 
follegium, jondern von einem Konzil, dem von Konſtanz, erwählt wurde. 

Stirbt der Papjt während eines ökumenischen Konziles, jo fteht doch die Neu— 
wahl nicht diefem, fjondern dem Kardinalskollegium zu; das Konzil ijt durch den 
Tod des Papites ipso jure juspendirt, bis der Nachfolger über die Fortſetzung ent= 
scheidet. Diefe Süße wurden durch die Const. Cum Romanis Pontificibus Pius’ IX. 
vom 4. Dezember 1869 dauernd dem Kirchenrecht eingefügt. Kein dritter Faktor 
hat ein Recht der Mitwirkung an der P.: ohne Widerjpruch jtatuirte Alerander im 
Sinn Pſeudoiſidor's die „Kanonische Freiheit“ der Wahl. So das Kirchenrecht. 
Wir begegnen jedoch in fpäterer Zeit unter dem Namen Exclusiva doch wieder 
einer Theilnahme weltlicher Mächte an der Wahl. Die Exclusiva jteht in feinem 
hiftorischen Zufammenhang mit den ftaatlichen Rechten der früheren Zeit. Cine 
rechtliche Formulirung hat die Erflufiva niemals gefunden, weder durch Geſetz noch 
durch ein den Griorderniffen des Gemwohnheitsrechtes entiprechendes Herkommen. 
Vielmehr beiteht diejelbe lediglich in einer gewiſſen Berüdfichtigung der Wünſche 
einzelner Staaten, deren Maß jedoch völlig von dem Belieben des Wahlfollegiums 
abhängt. Ob die Erflufiva den Staaten oder den monarchiichen Staatsoberhäuptern 
zuftehe, wird beftritten. Die Grklufiva wird zugeichrieben: Oeſterreich als dem 
Rechtsnachtolger (?) des alten Deutjchen Reiches; daß Italien Rechtsnachiolger 
Neapels, iſt juriftiich jedenfalls unbedenklicher als die vorbezeichnete Rechtsnachiolge 
Deiterreichg, Jtalien hat jedoch durch das Garantiegejeß verzichtet; Frankreich und 
Spanien; endlich beanfprucht Portugal diejelbe. Die Erklufiva kann fich nur auf 
einen einzigen Kardinal beziehen. Diejelbe wurde im Laufe der Zeiten vom Wahl: 
förver wiederholt berüdfichtigt (jo Dejterreich® 1828, Spaniena 1830), zu anderen 
Zeiten mißachtet (jo die Spaniſche unter Carl V. und Philipp II). Daß eine gegen 
die eingelegte Erflufiva vollzogene PB. rechtlich volltommen gültig, it unzweifelhaft. 
Die Erflufiva dürfte jich im Zufammenhang mit dem nachreformatorischen Staats- 
firchenthum entwidelt haben: ihre prinzipielle Vorausjegung wäre aladann der ſtaats— 
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rechtlich katholifche Charakter des berechtigten Staates; diefer prinzipiellen Voraus— 
jeßung aber genügt heute feiner der oben genannten Staaten mehr, höchitens 
Spanien. — 

Die Konftitution Gregor’® X. Ubi periculum ordnet das jogen. Kontlave 
an. MWiederholte Verzögerungen der Wahl (Gregor X. war erjt drei Jahre nach 
dem Tod jeined Vorgängers gewählt worden) veranlaßten Gregor X. zu der Be: 
ftimmung: Nach dem Tode des Papites jollen die KHardinäle zehn Tage auf ihre 
abwejenden Kollegen warten. Nach Ablauf diejer Frift jollen fie ſich im 
Palaſt, in dem der Papit veritorben, ein=- und von allem Verkehr 
mit der Außenwelt abſchließen; das Gemach, welches fie gemeinfam be= 
wohnen, joll nur einen Ausgang haben. Nur Kardinäle, welche das Konklave 
wegen jchwerer Krankheit verlafjen mußten oder welche erſt nach Ablauf der zehn 
tägigen Friſt eintrafen, haben noch Zutritt. Nach Ablauf von drei Tagen follten 
die Hardinäle nur mehr je ein Gericht für Mittag und Abend, nach weiteren fünf 
Tagen nur mehr Brod, Wein und Wafler erhalten. Dieje ftrengen Speifegebote 
Gregor's X. wurden jpäterhin gemildert. Vorherige Verjprechungen, Verträge oder 
Eide, die die Wahl betreffen, find nichtig und ftrafbar. Tür den Fall daß der 
Papit an einem anderen Orte ald dem Sitz der Kurie verjtorben ift, haben fich die 
Kardinäle dorthin zu begeben. Iſt aber die Ortichaft oder die Stadt mit dem 
Interdikt belegt oder in offener Empörung gegen die Römifche Kirche, jo muß ein 
nahegelegener Ort gewählt werden, in Betreff deffen diefe Sinderniffe nicht obwalten. 
Ob Rom unter der königlich italienischen Herrſchaft ala in Empörung gegen die 
Kirche begriffen zu betrachten jei, war beim leßten Konklave im Schooße des Wahl- 
förpers beftritten; die Wahl erfolgte zwar in Rom, aber unter voller Verwahrung 
aller päpftlichen Rechte; die Freiheit der P. ift jedenfalls durch die derzeitige 
Italienische Gejeßgebung jo unbejchränft ala möglich verbürgt. (Legge sulle prero- 
gative del Sommo Pontifice e della Santa Sede e sulle relazioni dello stato colla 
chiesa, jogen. Garantiegejeg vom 13. Mai 1871 Art. 6: „Durante la vacanza 
della sede pontificia nessuna autoritä giudiziaria o politica potra per qualsiasi 
causa porre impedimento o limitazione alla liberta personale dei cardinali. N 
Governo provvede a che le adunanze del Conclave e dei Concili Ecumenici non 
siano turbate da alcuna esterna violenza.*) — Bon den angegebenen Formvor— 
ichriften darf das Kollegium nach ausdrüdlicher Vorſchrift Clemens’ V. fich weder 
ganz noch theilweife dispenfiren, wenn hierzu nicht ganz bejondere Gründe vorliegen. 
Gregor XV, und Urban VIII. haben (1621—1625) das ganze Geremoniale der P. 
noch bejonders Eodifizirt (Aeterni patris filius und Ad Romanum Pontificem). Die 
Perjonen, welche die Kardinäle mit in's Konklave nehmen dürfen, find nach Zahl 
und Stand genau angegeben. Nach dem Eintritt in’s Konklave beichwören die 
Kardinäle die KHirchengefeße über die P. Für die Nechtögültigkeit der Wahl ift die 
Beobachtung der Vorſchriften über Konklave und Klauſur (nicht aber der übrigen 
Formalien) unbedingte Vorausjegung. Die Wahl erfolgt per inspirationem: 
durch jofortige Einjtimmigfeit; oder per compromissum: indem die KHardinäle 
die Wahl einigen Schiedsmännern übertragen, die aber einjtimmig gewählt jein 
müffen; oder per scrutinium: durch jchriftliche Abjtimmung. Xebteres ift die 
Negel und die Einzelheiten der Abitimmung find auf's allergenauejte geordnet (vgl. 
Richter-Dove, Kirchenrecht, $ 123 N. 28 die Angabe der einzelnen Akte). Hat 
das erjte Skrutinium feine Zweidrittelmehrheit ergeben, jo it der jogen. Acceß 
geitattet: das Shrutinium wird wiederholt und hierbei ift der Zutritt neuer Stimmen 
zu den bisher jchon auf einen Kandidaten vereinigten geitattet. Iſt eine gültige 
Wahl erfolgt, jo findet nach erfolgter Annahme, durch welche joiort die Jurisdiftion 
erworben wird, Wechjel des Namens und danach die feierliche Adoration durch die 
Kardinäle jtatt; jodann wird die Publikation der Wahl an's Volt durch den ältejten 
Kardinaldiafon vollzogen, weiterhin gejchieht die Krönung, von welcher die Päpite 
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ihr Pontifitat datiren, war der Gewählte noch nicht Biſchof, jo wird er vorher 
feierlich Hierzu durch den Kardinalbiſchof von Oftia konſekrirt. Sich ſelbſt einen 
Nachfolger zu ernennen, ift der Papft nach geltendem Rechte nicht befugt; ob der 
Papit das geltende Recht dahin abändern kann, daß er fich jenes Recht beilegt, iſt 
beftritten, dürfte aber nach der dermaligen Entwidelung des Kanonifchen Rechtes zu 
bejahen jein. — Endlich find noch die KHonftitutionen Pius’ VI. und VII. über 
die P. zu erwähnen. Veranlaßt durch die außergewöhnlichen Verhältniffe, in welchen 
Rom und die päpftliche Curie durch die Napoleonifchen Kriege fich befanden, erließ 
Pius VI. im Jahre 1797 die Bulle Christi Ecclesiae regendae, twelche den 
Kardinälen bezüglich der Zeit und des Ortes des künftigen Konklave alle erforder— 
liche Freiheit zur Abweichung von den bejtehenden Vorjchriften gewährte und dieje 
freiheit auch in der Zukunft für jeden Fall gewährt willen wollte, wo Unruhen 
im Volke, kriegeriſche Okkupation, Kriegsgefahr oder andere unmittelbar drohende 
Urjachen die kanoniſche Vornahme der P. gefährden könnten. Pius’ VI. Nachfolger 
Pius VII. wurde daraufhin in Venedig gewählt. ine zweite Bulle Pius’ VI. vom 
Jahre 1798 Cum nos superiori anno dehnte die Fakultäten, von den kirchengeſetz— 
lichen Vorſchriften abzumweichen, noch weiter aus: der KHardinaldefan allein follte 
danach berechtigt fein, den Ort des Konklave zu bejtimmen; wenn mur einige 
Kardinäle fich dafelbit verfammeln, jollen fie zur Bomahme der Wahl berechtigt 
jein. Pius VII. bejtätigte durch die Bulle Quae et quanta cura im Jahr 1804 
die Bullen feines Vorgängers. Die Päpfte des 19. Jahrhunderts Yeo XII, 
Pius VIII, Gregor XVI., Pius IX. wurden nach den für normale Zeiten 
geltenden Vorſchriften gewählt; ebenjo Leo XIII. nach lebhaftem, bejonders von 
dem englifchen Kardinal Manning geführten Kampfe im Schooße des Kardinals- 
follegiums. 

Gigb.: C. 1. Dist. XXIII. (Nitolaus II, dazu. befonder® die unten cit. Schrift von 
Exefier Boidor); e.6X. ‘de elect. 1. 6 (Aleranber III); c. 3 in VLo de elect. 1. 6 
(Gregor X.); c. 2 de elect. in Clem. I. 3 (Glemens V.). — Const. Aeterni Patris Filius 
1624 und Ad Romanum Pontificem 1625 (Gregor XV., Urban VIIL). — Bulle Christi 
Ecclesiae regendae 1797 (Pius VI... — Cum Nos Superiori Anno 1798 (Pius VI.). — Quae 
et .. cura 1804 ar VII) — Const. Rom. Pontifieibus (Piu® IX.) 1869 (f. aud) 
Rihter:Dove, $ 123 N. 17). — —— —— — (100, Garantiegeieg) vom 
13. Mai 1871 (abgebrudt bei Friedber 19. Lehrb., Anh. IV. Dazu ide 1 in 
feinem Jahrbuch fir a IV. 303 ff. untiält, Die rechtli verantwort⸗ 
lichleit und Verantwortlichkeit des römiſchen Papſtes, Nördlingen 1872). 

Lit.: Floß, Die P. unter den Ditonen, Be 1858. — Zöpfel, Die P. vom 11. bis 

14, Yahrh,, Göttingen 1871. — C artwright, apal conclaves, Edinburgh 1868. — 
Xorenz, ®. und ee Berlin 1874. — "Shelferenoichort, Die Neuordnung - 
®. durh Nicolaus IL, Straßburg 1879. — Wait in Forid. zur Deutichen Gejchichte, 
103 ff.; VII. 404 ff.; x. 614 fl. — Bangen, Die Röm. Kurie. — Jacobſon in ae 3; 
Real-Encyllop., U. 577 (Sarbinäle); = 3 (PB); Mejer, ebenda, III. 204 (Kurie). — ferner 
bie Eyjteme von —— V. A VI. 261 ff; Säulte, 1I. $$ 25, 36 ff. und jeßt 
Fra Hinihius, 1. 22 ff. — Die e Bepebücher des Kirchenrecht3 von Richter: Dove, 
ss 122 fi.; Mejer, SS 126 f.; Walter, $$ 126 ff. Zorn. 


Paraphernen. Mit diejem Griechiichen Ausdruck bezeichnet die Rechtsfprache 
im weitern Sinne alles, was eine Ehefrau in einer Ehe nach Dotalrecht extra dotem 
im Vermögen bat. Da das Gut der frau nur durch einen befonderen Willensaft 
derjelben zur Dos werden kann, jo bleibt eö regelmäßig jelbit dann Paraphernal- 
gut, wenn es der Verwaltung des Mannes überlaffen ift. Daß diefer Römiſch— 
techtlihe Sat Gemeines Deutſches Recht geworden, ift nicht unbejtritten, eine 
Anzahl Älterer und neuerer Juriften präjumiren für die Dotalqualität. — In recht: 
licher Beziehung ift der Fall, wenn die rau ihr Gut dem Mann anvertraut, ut 
loco paraphernorum apud eum maneat, der erheblichjte, und man verjteht deshalb 
im engern Sinne unter P. das außer dem Dotalgut dem Wann von der frau ans 
vertraute eigene Gut derjelben. Den Gegenſatz hierzu bilden die der eigenen Ber: 
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waltung der Frau vorbehaltenen bona receptitia. Zu den legteren und 
Taraphernalgut im engern Sinne gehört, was die rau dem Mann dur: 
geichäfte, 3. B. darlehnsweiſe freditirt. — Für das ihm anvertraute Pa 
gut haftet der Ehemann als Berwalter, er vertritt jedoch nur wie bei 
diligentia quam suis rebus. Das Rückforderungsrecht ift durch ein 
Piandrecht gefichert. — Was librigens eine Ehefrau als ihr Eigenthum in 
nimmt, bat fie troß ihres Befiges dem Ehemann und deſſen Släubigern 
als ihr Eigenthum zu beweiſen. Das iſt die Folge der jogen. praesumtio 
die don Ginigen mit Unrecht auf das beſchränkt wird, was fi im 4 
Mannes befindet. — Die modernen Kodififationen, welche wie die Preuf 
Sädhfische auf dem Syſtem des maritalifchen Nießbrauchs am ganzen Bern 
Frau beruhen, fennen den Gegenjah von Dos und P. nicht. An die € 
jelben tritt der des eingebrachten und vorbehaltenen Guts, welches leßtere 
lich und vertragsmäßig vorbehaltene Gegenjtände zerfällt. Das Dejterreichi 
entipricht dem Gemeinen. Ebenſo kennt das Franzöftiche Recht in der mi 
gemeinjchaftlichen Ehe Paraphernalgut der Frau, über welches diejelbe frei 
fann; ſoweit e8 im Liegenschaften befteht, jedoch nur unter Zuftimmung 
manns oder des Gerichte. 

Quellen: Cod. de pactis conventis super dote — et paraphernis 5, 14. 
D. 24, 1. — Preuf. Ada, ER., IL 1 88 205 fi. — Sidi. BEB. SS 1640, 
Defterr. BEB. 88 1237 ff. — Code civ. art. 1574—80. Ecı 


Pardeſſus, Jean Marie, & 11. VII. 1772 zu Blois, 1809—18 
an der Rechtsſchule zu Parid und ſeit 1821 zugleich Rath am Kaffe 
T 27. V. 1853. 

Schriften: Traité des servitudes suivant les principes du code civil, ‚Bl 
8. ed. 1838. — Traite du contrat et des lettres de change, Par. 1809. — El6ı 
rd a commerciale, Par. 1811. — Cours de droit commerciel, Par. ] 
6. ed. par E. de Roziere, Par. 1856, 57 (deutih von Schiebe, Lehrb. bes F 
Parbdefjus, Leipz. 1838; italien. Venez. 1838), enth. in der 2. ed. 1821 auch: Disc 
l’origine et les progres de la lögisl. et de la jurispr. commerc., ſowie Bibliot 
jarispr. commerce. — Collection des lois maritimes anterieures au 18iöme sie 
1828—45 (®b. I. II. erſchien beſonders als: Us et coutumes de la mer, Par. 
Memoire sur les differents rapports, sous lesquels l’äge &tait considere dans | 
Rom. 1838. — Origine du droit coutumier en France, Par. 1839. — La loi Saliı 
1843. — Organisation judiciaire depuis Hugues Capet jusqu’ä Louis XIL, Par. 
Gr gab Collection des ordonnances des rois de France, tome XXI, 1849; fern 
quigny’® und La Porte du Theil’3 Diplomata, chartae, epistolae, leges ali 
strumenta ad res Gallo-Francicas spectantia, Par. 1846—49, u. die Schriften d’Agu 
Par. 1819, heraus. 

Lit.: Goldſchmidt, Handbud bes H.R., Bb. I. 2. Aufl., Erl. 1874, ©. 8, 9, 
Revue critique de legisl. et de jurispr., 1857, t. X. p. 472—474. — Rozitre, N: 
der 6. Aufl. d. Cours de droit comm. — Pardessus, sa Vie et ses Oeuvres, par 
Eloy, Par. 1868. — Stobbe, Rechtsquellen, I. 250. — Naudet, Notice his 
l’Academie, 1855. — Du Saussois, J. M. P., Paris Lyon 1878. — Le tribun 
cour de Cassation, 1879, p. 209—211. Teihma 
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Anteftaterbfolge wird im MWejentlichen durch die Verwandtſchaft bejtimmi 
Begriff der Verwandtichait beruht aber darauf, daß zwei Perjonen entwel 
einander oder von einem gemeinfchaftlichen Dritten abjtammen. Um die Ber 
ſchaftsnähe zu beftimmen, rechnet das Röm. Recht nach Graden in der Wei 
es die Zahl der Zeugungen zählt, die zwifchen den Perfonen Liegen, deren Ver 
ichaft berechnet werden ſoll. Die Römifche Erbfolge ift eine Gradualerbiolge ı 
als im Allgemeinen der nähere Verwandte dem entiernteren vorgeht. Doc) if 
Gradualprinzip nie zur reinen Durchführung gekommen, jondern es wurde di 
folge noch durch andere Momente bejtimmt. Nach Juft. Recht gelangt daffel 
innerhalb eines entiernteren Verwandtenkreiſes zur vollen Geltung. 
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Soweit die Verwandtichaft zweier Perionen zu einander rechtlich maßgebend ift, 
bedient fich auch das Deutiche Recht der Zählung nach Zeugungen. Doch werben, 
wenn die zwei Perſonen von einem gemeinschaftlichen Dritten abjtammen, nur die 
Zeugungen gezählt, die zu einer derjelben vom gemeinjchaftlichen Stammvater herab- 
führen. Sind die Seiten ungleich lang, jo zählt man auf der längeren Geite. 
Geichwifterfinder, die nach Röm. Necht im vierten Grade verwandt find, find es 
nach Deutichem demnach nur im zweiten Gliede, Oheim und Neffe gleichiall® im 
zweiten. Im Gegeniah zum Röm. Recht verfinnbildlicht das Deutiche Recht die 
Verwandtichait durch den menschlichen Körper und berechnet fie an den Gliedern 
vom Schultergelent bis zum Nagel der Hand. Dieſe VBerwandtichaftszählung iſt 
dur das Han. Recht zur Beitimmung der Ehehindernifje rezipirt und weiter aus— 
gebildet worden. 

Für das Erbrecht, wo es fich ſtets um die Verwandtichaft zweier oder mehrerer 
Perfonen zu einer dritten, dem Erblaſſer, handelt, hat das Deutiche Recht eine be= 
fondere Succeſſionsordnung ausgebildet, welche fich nicht an die abfolute Verwandt- 
ichaftsnähe, jondern an die natürliche Gliederung der Verwandtichaft in engere Ver— 
wandtichaftsgruppen anfchließt. 

Der ganze Kreis der PVerwandtichait zerfällt in eine Neihe kleinerer Streife, 
welche dadurch gebildet werden, daß fie den nächjten Stammvater gemeinfam haben. 
Um die Sache möglichit anfchaulich zu machen, jegen wir, daß eine verwandtichafts- 
loſe Perſon — wir wollen fie Danfwart nennen — eine Familie gründet. Nach dem 
Tode derielben können nur ihre Abitämmlinge als Erben in Betracht kommen 
(1. Barentel). Soll ein Kind des Dankwart beerbt werden, etwa Walter genannt, 
jo fönnen als Verwandte deffelben in eriter Linie deflen Abjtämmlinge (1. Parentel), 
außerdem aber auch deſſen Vater und Gejchwilter auftreten (2. Parentel). Stirbt 
ein Sohn des Walter, jo kann derjelbe beerbt werden eritens von feinen eigenen 
Abjtämmlingen, zweitens von feinem Water und deſſen Abjtämmlingen, drittens von 
feinem Großvater und defien Abjtämmlingen. Alle diejenigen, welche den nächiten 
gemeinschaftlichen Stammpvater haben, bilden mit demfelben eine Parentel. Mit 
jeder neuen Generation erweitert fich der Kreis der Verwandtichait um eine neue 
Parentel. Sonach fchichtet fich die ganze Verwandtſchaft in übereinanderfolgende 
Gruppen, PBarentelen ab, deren erite vom Erblaſſer und deilen Dejcendenten gebildet 
wird, während die zweite aus dem Water defjelben und deſſen Abjtämmlingen beiteht 
und die folgenden der Reihe nach ſtets den relativ nächiten Ajcendenten und deſſen 
Deicendenz umfaſſen. In analoger Weile gliedert fich die Verwandtichait, welche 
durch die Mutter des Erblaffers. vermittelt wird. Die ganze Seitenverwandtichait — 
und das ijt das weientliche Merkmal des Syitems — erjcheint demnach als aufs 
gelöjt in Dejcendenzen, welche von den Aicendenten des Erblafjers ausgehen. Sämmt— 
liche Verwandte kommen entweder als Stammeshäupter oder ala Abjtämmlinge in 
Betracht. Die Reihe der Stammeshäupter vom Grblaffer angefangen bis zu dem 
älteiten nachweisbaren Ahn deflelben bildet den Sauptitof oder Stamm der Ver— 
wandtichaft, von welchem in bildlicher Darftellung die Dejcendenten des Erblaſſers 
in gerade abfteigender Yinie ausgehen, die Kollateralen deffelben als Abjtämmlinge 
jeiner Ajcendenten in jchräger Linie fich abzweigen. 

Die P. ift nun jene Succeffionsordnung, zufolge welcher im Grbgang die 
dem GEntitehungsalter nach jüngere Parentel die ältere ausichließt. Es folgt alio 
im Erbe zunächit die Parentel des GErblaffers, beitehend aus feinen Kindern und 
Kindestindern. Wenn folche nicht vorhanden, neben dem Vater die Geſchwiſter des 
Grblaffers und deren Sprößlinge als Glieder der zweiten Parentel. So lange in 
einer Parentel ein erbberechtigter Verwandter vorhanden ift, fann niemand aus der 
nächit höheren Parentel zum Erbe gelangen. Der Neffe des Grblafjers jchließt alfo 
deſſen Oheim aus, da jener in der zweiten, diefer in der dritten Parentel jteht. 
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Innerhalb derjelben Parentel kommen verichiedene Erbprätendenten nur ala 
Deicendenten ihres gemeinfchaftlichen Stammvaters in Betracht. Die Verwandt- 
ſchaftsnähe kann in abjteigender Linie nur in einer einzigen Weife, nämlich nach der 
Zahl der Zeugungen, bemeifen werden. Es enticheidet alſo unter den Gliedern der— 
jelben Parentel der Abitand vom Hauptſtocke, jo daß das dem Grade nach nähere 
das entierntere ausſchließt. 

Die einzelne Parentel pflegt man wol auch als Linie zu bezeichnen und da 
innerhalb der Linie der Grad den Ausſchlag giebt, jo nennt man ‚die P. auch 
Linealgradualordnung, ein Ausdrud, der wegen der Nebenbedeutungen des Wortes 
Linie im Verwandtichaftsbilde zu Mißveritändniffen Anlaß geben fann und anderer- 
feits minder durchfichtig ift als jener. Durch die Bezeichnung Linealgradſyſtem 
wollte man die P. unterjcheiden von einer angeblichen reinen Xinealordnung, 
welche innerhalb der einzelnen Parentel auf die größere oder geringere Entiernung 
vom Hauptſtocke gar feine Rüdficht nimmt. Die Eriftenz einer jolchen Yinealordnung 
muß geleugnet werden. Mit ihr ift micht zu verwechjeln eine Mobdififation der 
P., welche durch allgemeine Zuläffigfeit des Gintrittsrechtes entiteht, kraft deflen 
die Kinder eines vorverſtorbenen Parens in die Erbportion eintreten, die diejer 
befäme, wenn ev erben würde. Diejes Eintritts- oder Repräfentationsrecht hat be= 
grifflich eine Rechnung nach Gliedern oder Graden zur Vorausſetzung, da eben Der 
nähere Grad durch den entrernteren vepräfentirt wird. Wir haben es alſo auch bei 
einer derartig geitalteten P. mit einem Yinealgradualiyitem zu thun. 

Das Prinzip der P. findet fich dermalen im Lehnrechte, ferner in den 
Succeffiondordnungen des Adels, im Lüb. Recht, im Dejterr. BGB., in einzelnen 
Sädji.-Thüring. Ländern, in Schweiz. Rechten (jo namentlich im Züricher Gejeßbuch) 
und im Sächſ. BGB., welches die Seitenverwandten von der dritten Parentel an 
nach der P. zum Erbe gelangen läßt. Die Englifche Erbfolge in unbewegliches 
Gut beruht gleichfalls auf der Parentelenfolge. Auch das Indische Recht kennt fie. 

Unter den Germaniften ift e8 eine lebhaft ventilirte Streitfrage, ob die P. 
ald das dem Deutichen Recht eigenthümliche Succeffionsprinzip zu betrachten jei. 
In der Deutichen Rechtswifjenichaft ift fie zuerft durch Joh. Chriſt. Majer Ende 
des vorigen Jahrhunderts prinzipiell entwidelt worden. Bereinzelte Angriffe gegen 
das von ihm aufgejtellte Syitem vermochten nicht zu verhindern, daß die P. zu 
allgemeiner theoretifcher Anerkennung gelangte. In neuerer Zeit haben jedoch 
Siegel und Waſſerſchleben den Nachweis geführt, dat die Belege, durch welche 
man bis dahin die PB. aus den Quellen begründete, nicht ala durchichlagend gelten 
fönnen. Beide haben zugleich der P. ein anderes Succeffionsprinzip als das eigent— 
lich deutſche gegenübergeſtellt. Waſſerſchleben ignorirt für die Seitenverwandt- 
ichaft die Reihenfolge der Parentelen und bejtimmt die Verwandtichaitsnähe blos 
dadurch, daß er den Abjtand vom Hauptſtocke mißt, aljo die Zeugungen vom gemein= 
ichaftlichen Stammpvater bis zum Erben herabzählt, mag jener num der Vater, der 
Großvater oder irgend ein höherer Aicendent des Erblaflers jein. Demnach würde 
aljo beifpielaweife der Sohn meines Oheims von meinem Großoheim ausgejchlofien. 
Siegel will die Zählungsart, die im Deutichen und Kanonifchen Recht zur Ber 
ftimmung der VBerwandtichaft zweier Perfonen dient, auch dann angewendet wiſſen, 
wenn es fi) um die Beitimmung der Verwandtichait mehrerer Perjonen zu einer 
dritten handelt, die mit diejer nicht denjelben nächjten Stammvater gemeinschaftlich 
haben, alfo nicht derjelben Parentel angehören. Für die Erbfolge werden jowol 
von Waſſerſchleben als von Siegel bejtimmte Ausnahmen ftatuirt, um 
Berechnungsweije einigermaßen mit den Quellen in Ginflang zu bringen. ie 
Kontroverje, welche Siegel und Waſſerſchleben gegen ihre beiderjeitigen pofitiven 
Aufftellungen führten, jowie neuere Arbeiten haben dargethan, daß weder Siegel’s 
noch Waſſerſchleben's Theorie Anfpruch auf quellenmäßige Begründung machen 
darf. Andererjeits ift das Anfehen der P. wieder gefeftigt und der Verſuch ges 
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macht worden, ſelbige durch unzweideutige Quellenausſprüche geſchichtlich zu begründen. 
Abgeſehen von älteren Quellen ſpricht für ihren Germaniſchen Urſprung die auffallende 
Thatſache, daß ſie für England Blackſtone, für Frankreich Pothier, für Deutich- 
land Joh. Chriſt. Majer völlig unabhängig von einander in jachlich überein- 
ftimmender Weile zur Darftellung gebracht haben. 

Lit. u. Gfgb.: Majer, Germaniens Urverfaſſung, 1789; Derjelbe, Teutſche Erbfolge 
ſowohl überhaupt ala insbefondere in Lehen und Stammgüter, 1805 ff. — Griejinger ın 
ber Fortſegung von Dany’ Handbuch des heutigen Deutſchen Privatrechts, IX. X. 1822, 
1823. — Dedekind, De ordine succedendi quo legibus et moribus Germanorum .... 
successio ... delata sit, 1822. — Sydow, Erbrecht nad) den Grundfäken bed Sadjienip., 
1828. — Siegel, Das Deutjche Erbrecht nach den Rechtäquellen bes Mittelalters, 1853; Der: 
jelbe, Die German. Berwandtichaftsberehnung, 1853. — Waſſerſchleben, Das Prinzip 
der Succeſffionsordnung nad) Deutihem, insbejondere Sächſiſchem Recht, 1860; Derjelbe, 
Die German. Berwandtichaftäberehnung und das Prinzip der Erbenfolge, 1864. — Homeyer, 
Die Stellung des Sachſenſpiegels zur Parentelen-Orbnung, 1860. — Rive, Zur * nach 
dem Prinzip der Succeſſionsordnung im German. Recht, Jahrb. des — Deutſchen Rechts, 
VI. 197 ff. — Lewis in ber Krit. V.J.Schr. für Geſch. und Rechtswiſſenſchaft, IX. 23; 
XIV. ıf. — —— Brunner, Das Anglonormanniſche Erbfolgeſyſtem, ein Beitra jur 
Geihichte ber Parentelen-Orbn., 1869. — Waſſerſchleben, Das Prinzip ber — ge 
1870. — v. Amira, Erbenfolge und Verwandtſchaftsgliederung nad den altniederdeutichen 
Rechten, 1874. — Kohler, Zur Lehre von der Parentelenordnung, in Puchelt's Zeitichr. 
für Franzöſ. Givilrecht, VI. 171 ff. (1875) und in der Kit. B.JY.Schrift XXI. 13. — 
Gengler, Das Deutſche Privatrecht in feinen Grundzügen, 3. Aufl. 88 174 —176. — Delterr. 
BGB. 88 730 ff., dazu Unger, Syftem bed Defterr. Allg. Privatredts, VL 135 Anın. 1. — 
Heydemann, Anklänge des Preuß. ER. an die Deutiche Parentelenorbnung. — BGB. für 
Sadjien $$ 2043, 2044. — Weimar. Gejeh vom 6. April 1833. — Altenb. Gele vom 6. April 
1841. — Gothailches Geſetz vom 2. Jan. 1844. — Reuß-Greizer | vom 22. Jan. 1841. — 
Reuß-Schleizer Geſetz vom 10. Dez. 1853. einrih Brunner. 


Barodiallaften. Die materiellen Mittel, welche zur Erhaltung der Kirche 
als äußerer Anjtalt nothwendig waren, wurden in der älteften Zeit der chrijtlichen 
Kirche ausfchließlich von den Gemeindegliedern aufgebracht. Zeugniffe hierfür finden 
fih in großer Zahl bei den Kirchenvätern, jpeziell bei Cyprian, Tertullian, Hiero— 
nymus. Ganz in gleicher Weile dedfen die modernen Freikirchen die Kojten ihrer 
kirchlichen Organijation (vgl. 3. B. Hinfichtlich der Schweizeriichen Freilirchen Gareis 
und Zorn, Staat und Kirche in der Schweiz, II. SS 48—51 und Urk. XLVII—XLIX). 
Späterhin verlegte fich der Schwerpunkt der kirchlichen Temporalien in andere Finanz— 
quellen: eigenes Vermögen der Kirche, Leiftungen der Staaten, Stolgebühren und 
andere Abgaben für den Gmpiang einzelner kirchlicher Funktionen und bejonders 
Dispensgebühren. Erſt in neueiter Zeit haben die PB. in der Form von Kirchen— 
jteuern wieder erhöhte Bedeutung gewonnen. Aus dem älteren Kirchenrecht find P. 
bejonders als Bejtandtheil der kirchlichen Baulaft in das heutige Kirchenrecht über- 
gegangen. 

Die P., d. i. die Leiftungen der Gemeinde zu firchlichen Zweden, laſſen fich 
nach dem geltenden Recht folgendermaßen gliedern: 

I. Bieliach Haben fich ganz fpezielle Lajten der Gemeinden ausgebildet und er: 
halten, jo 3. B. die Pflicht der Gemeinden, die Umzugskoſten der Geiftlichen (Allg. 
ER. II. 11 88 406, 409 ff.; Rhein-Weſtph. Kirchenordn. $ 61; Jacobfjon, 8 96; 
Richter-Dove, $ 237°) oder die Koften kirchlicher Vifitationen (nicht in der 
fatholischen Kirche: Richter- Dove, $ 235, wol aber in der evangelifchen: 
ebenda, 8 237, sub II.) zu tragen. Allgemeine Grundjäße beitehen hierüber nicht 
und partifularrechtlich find die einjchlägigen Normen überaus verjchieden. 

Il. Die Theilnahme der Gemeinden an der firchlichen Baulaftl. Schon im 
Frankenreiche waren die Parochianen zur Theilnahme an der Baulaft verpflichtet. 
Primär jedoch lag diejelbe auf dem Kirchenvermögen und falls dafjelbe nicht zureichte, 
auf den Inhabern kirchlicher Lehngüter. Eventuell wurden die Piarrer und Parochianen 
beigezogen, in verichiedenen Diözeſen aber in ſehr verichiedener Weile. Das Triden- 
tinum bejtimmte ala Gem. Recht für die fatholische Kirche: größere Reparaturen 
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find primär aus dem Sirchenvermögen, fpeziell der fabrica ecclesiae (vgl. den Art. 
Kirchenfabrik) zu beitreiten; jeßındär haben der Patron und alle, die aus dem 
Gut der betreffenden Kirche Einkünfte beziehen, einzujtehen; an letter Stelle find 
die Parochianen beitragspflichtig („parochianos omnibus remediis opportunis ad 
praedieta cogant quacunque appellatione exemtione et contradictione remota‘“, 
ausgenommen nur wenn fie „‚nimia egestate laborant“). Zu Sand» und Spann- 
dienten können die Parochianen bei jedem Bau beigezogen werden. Als Parochianen 
gelten nach der Konſequenz des katholiſchen Kirchenrechtes alle Getauften der Ger 
meinde, und in&befondere werden auch die jog. Forenſen („possidentes*) nach einer 
Enticheidung der Congregatio coneilii als beitragspflichtig betrachtet. 

Daß Perjonen, die nicht der Konfeffion angehören, zu den P. beizutragen ver— 
pflichtet find, ift übrigens nicht nur fatholisches, jondern auch vielfach evangeliiches, 
jpeziell Iutheriiches Kirchenrecht geweſen (vgl. hierüber ſpeziell Mejer, S 64°, aus 
führlich Richter-Dove, F 142° und für Preußen Jacobſon, 8 57). 

Die kirchliche Baulaft bezieht fich nach katholiſchem Kirchenrecht nicht nur auf 
die Kirchen-, fondern auch auf die Piarrgebäude, 

Das Tridentinum hat aber nur jubfidiär Gem. Recht geichaffen, primär 
jollten die partifularen Rechtsbildungen maßgebend bleiben (über die Verhältniffe 
in der Erzdiözeſe Köln 3. B. ſ. die Angaben bei Richter-Dove, $ 3191). — 

Nach evangeliichem Kirchenrecht find in der Regel Patron und Parochianen 
verpflichtet zur Baulaft zu fontribuiren, wenn das Kirchenvermögen nicht ausreicht, 
bzw. wenn nicht der Staat auf Grund der Säfulariiationen die Baupflicht über: 
nommen hat. Die partifularrechtlichen Bildungen find jehr verfchieden: in eriter 
Linie jollen Herkommen oder Yokaljtatuten, eventuell Kirchenordnungen oder Landes— 
gejege ala maßgebend betrachtet werden. 

Die Verpflichtung der Parochianen iſt nach evangeliichem wie katholischen 
Kirchenrecht eine perjonale, kann jedoch partifularrechtlich auch zu einer realen ge= 
worden fein. ilialgemeinden tragen nach dem gleichen Maßſtab bei wie die Mutter: 
gemeinde, falls nicht bejondere Beitimmungen vorhanden find. Bei unio per aequa- 
litatem bleibt jede Gemeinde auch für die Baulaft jelbitändig. — Von der Kirchen» 
fabrif it die Baulaft in der Art zu beftreiten, daß nicht nur die Renten, jondern 
auch das Kapital in Anspruch genommen werden darf, jedoch nur joweit, daß die 
Fortdauer des Kultus dadurch nicht etwa gefährdet würde. 

Die wichtigſten partikularrechtlichen Beſtimmungen ſind (Richter-Dove, 

S 8192; Schulte, Xehrb., $ 192): 

1) Preußen. Im Gebiete des ER. find maßgebend a) beitehende Ver— 
träge; b) gerichtliche Präjudizien; c) Gewohnheiten, Herkommen, Yofalitatuten; 
d) Provinzialrechte; e) das Allg. ER. (Das Han. Recht ala jolches ift durch das 
ER. bejeitigt, wol aber fünnen deifen Beitimmungen objervanzmäßig in Kraft ftehen.) 

Nach leßterem ift primär baupflichtig die fabrica ecclesiae, joweit diejelbe 
nicht durch die Dedung laufender Ausgaben aufgezehrt wird, eventuell Patron und 
Barochianen. Immer aber müfjen die Xebteren bei Landficchen die Hand- und 
Spanndienfte thun (Landkirche ift eine Kirche, deren Parochianen Yandleute find; 
find zu einer Stadtkirche auch Landleute eingepfarrt, jo ijt die Kirche jowol Stadt- 
als Landkirche). Die Vertheilung geichieht in der Weiſe, daß bei Landfirchen der 
Patron 2/5, die Parochianen Y/,, bei Stadtkirchen im umgekehrten Maßſtab der Beitrag 
bemejjen wird. Im Uebrigen erfolgt die Vertheilung wie bei den ſonſtigen Gemeindelajften. 

2) In Bayern haben die Gemeinden, wenn die Kirchenjabrif nicht Hinreicht, 
immer Hand» und Spanndienjte zu leiften, anderweitige Beiträge erſt nach der Kirchen: 
jabrif, dem Patron, den am SKirchengut Zehntberechtigten, anderen Kultusſtiftungen; 
zeitweiſe tritt der Staat ein. 

3) In Württemberg ift jeit der Säfularifation der Staat an Stelle der 
Gemeinden eingetreten; primär trägt das KHirchenvermögen die Baulait. 
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4) Im Königreich Sachſen, ſowie in Oldenburg und Sachſen-Weimar 
haben die Parochianen einzutreten, wenn die Kirchenfabrik nicht zureicht; ebenſo in 
Kurheſſen. 

5) In Baden leiſten die Gemeinden Hand- und Spanndienſte, haben ferner 
Thurm, Glocken, Orgel, Seitenaltäre und Kirchenornat zu beſtreiten, eventuell auch 
noch mehr, falls die Kirchenfabrik unfähig iſt Kichter-Dove, 8319 N. 23 sub V). 

6) Im Gebiete des Franzöſiſchen Rechtes tft die Unterhaltung der Pfarr— 
gebäude primär Sache der Givilgemeinde (fo nach der Deutjchen Praris, anders 
die Franzöſiſche. Vgl. hierüber die Arbeiten von Hüffer, die gefammte Yiteratur 
ift citirt bei Schulte, S 182* und Walter, ©. 608°, Ueber die Entſtehungs— 
geſchichte dieſes Nechtsjages j. die Motive zu dem Preuß. Gejeg vom 14. März 
1880 in Dove und Friedberg, Zeitichr. für Kirchenrecht, XV. ©. 388. Hier 
find auch die einfchlägigen Franzöfiichen Geſetze jeit 1789 mitgeteilt.) Bezüglich der 
Kirchengebäude ijt die Givilgemeinde jefundär, die Kirchenfabrik primär verpflichtet 
(Franzöſ. Defrete v. 30. Dez. 1809 u. 14. Febr. 1810). Der protejtantifche Kultus 
war durch Geſetz v. 5. Mai 1806 ausdrüdlich dem fatholifchen gleichgeitellt worden. 

Nach dem GSejeg vom 14. März 1845 (j. hierüber Zeitichr. a. a. DO. 393 ff.) 
find in den linksrheinifchen TIheilen der Preuß. Rheinprovinz bei außerordentlichen 
Bedürfnifien an dritter Stelle auch die Kirchengemeinden verpflichtet. Jetzt iſt aber 
maßgebend das Gejeg vom 14. März 1880, das von hoher prinzipieller Bedeutung 
ift (die Motive zu diefem Geſetz j. Zeitjchr. für Kirchenrecht, XV. 385—403). 

Durch daffelbe it die Verpflichtung der Givilgemeinden zur Bejtreitung der 
firchlichen Bedürfniffe endlich den heutigen Staatsprinzipien gemäß aufgehoben und 
denjelben nur mit jtaatlicher Genehmigung geitattet, den Stirchengemeinden Zu: 
wendungen aus ihrem Vermögen für firchliche Zwede zu machen. Nur jomweit die 
Pflicht der Givilgemeinden auf privatrechtlichen Titeln beruht, it fie prinzipiell 
aufrecht erhalten worden. Die Kirchengemeinden haben ihre Bedürfniffe fünftighin 
jelbft zu beſtreiten; alle Kirchen und Piarrgebäude gehen aber aus dem Eigenthum 
der bürgerlichen in das der Kirchengemeinden über, nicht aber freie Pläße, welche 
jene umgeben, Begräbnißpläge und Piarrgebäude, die diefem Zweck nur jetundär 
dienen. Was Givilgemeinden für Prarrwohnung an Geld» oder Naturalbeiträgen 
bisher leijteten, bleibt unberührt. Forenſen find zu den Kirchenlaften nicht beitrags- 
pflichtig.. Die aufrecht erhaltenen ‘Pflichten der Givilgemeinden fönnen von diejen 
letzteren nach jechsmonatlicher Kündigung mit dem 25fachen Betrag der Jahres: 
leistung abgelöft werden; verlangt die Kirchengemeinde diefe Ablöfung, jo muß die 
Givilgemeinde Hierauf eingehen, braucht aber dann nur mit 222, zu Eapitalifiren. 
Die Ablöſungsſumme darf in vier Jahresraten, von denen jedoch feine unter 
300 Mark beträgt, abgezahlt werden. Streitigkeiten find im verwaltungsgericht: 
lichen Veriahren auszutragen. 

7) Ueber partifularrechtliche Bildungen im Gebiete des Allg. Preuß. ER. val. 
Schulte, ©. 586 9° und bejonders Jacobjon, S 176. 

8) Ueber die „neoptanerpättuife in den neuen Preuß. Provinzen vgl. 
Richter-Dove, $ 31923, ©. 1160. 

9) Ueber die * komplizirten und partikulär ſehr verſchiedenen Rechtsverhaltniſſe 
in Oeſterreich ſ. die Nachweiſungen ebenda ©. 1157 ff.; Schulte, ©. 579. 

III. Die wichtigjte P. bilden Heute die Kirchenſteuern (j. darüber dieſen Art.). 

Rechtsquellen ad II.: Trid. Sess. XXI. c. 7 de ref. — Allg. Preuß. ER. Th. I. 


Tit. 11 88 699—760. — Rheinpreufen: Gejeg vom 14. a 1845 (G. S. 163), jebt in 
der Hauptiache erjet durch Gejeg vom 14. März 1880 (6.5. 225). 

Lit.: Eihhorn, Kirchenrecht, II. 205, 803. — Mejer, Kirchenrecht, SS 156, 166. — 
Schulte, Lehrb. d. Kirchenrechts, 8 192. — Hinter Dope, Kirchenrecht, $ 319. — 
Walter, Kirchenrecht, SS 266, 271, 272. — Permaneder, Kirchenrecht, SS 504—519; 
Derjelbe, Kirchl. Baulaft, 2. Aufl. Münden 1856, bei. $ 24. — Meber Preußen: 
Jacobjon, Kirchenrecht, 38 96, 97. — Ueber Bayern: Silbernagel, Kirchenrecht, S$ 107, 
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ige — Sonft ausführlid über Partikularrehte: Rihter:Dove, a. a. DO. — Schulte, 
a. D. — Monographien: Mejer, Kirchlich Abgaben, in Herzog's Real:Encyflop., 
L 58. — YJacobfon, ebenda, VII. 636. —— dir Lehre von * rechtlichen Natur 
der Kirchenlaſten, in Stiche. für Deutiches Recht, 18, Zorn. 


Barry, John Humffreys, & 1816, Sohn des hervorragenden Advofaten 
3. 9. Parıy, Q. C., wurde 1856 Serjeant-at-Law, T 10. I. 1880. 

Gr fhrieb: Lord Campbell’s Libel Act (6. u. 7. Viet. c. 96), Lond. —— 

git.: The illustr. London News, 1880 Jan. 21. — Academy 1880 p, 46. 
Teichmann. 


Partei, Parteiprozeſi. Soweit ein Rechtsſtreit nicht im Anwalts— 
prozeß (ſ. dieſen Art.) zu führen iſt, d. h. im Verfahren vor dem Amtsgericht 
und vor dem Landgericht bei Handlungen, welche vor einem beauftragten oder er— 
ſuchten Richter oder dem Gerichtsſchreiber vorgenommen werden können, iſt die P. 
befugt, ſelbſt vor Gericht aufzutreten oder ſich, ſei es für den ganzen Prozeß, ſei es 
für eine einzelne Handlung durch jede prozeßfähige Partei, mithin auch durch einen 
Rechtsanwalt, welcher nicht, wie im Anwaltsprozeß, bei dem Prozeßgericht zugelaſſen 
zu ſein braucht, vertreten zu laſſen. Indeſſen kann das Gericht Bevollmächtigte, welche 
das mündliche Verhandeln vor Gericht geſchäftsmäßig betreiben, zurückweiſen, eine 
Vorſchrift, welche der Winkeladvokatur entgegenwirken ſoll. Mit Rückſicht auf die 
erwähnte Befugniß der P. zur eigenen Führung ihrer Sache hat man das Verfahren, 
in welchem fie von diefer Gebrauch machen können, im Gegenjag zum Anwaltsprozeß 
nicht gerade glüdlich als P. bezeichnet. Das BVBerfahren in Rechtsftreitigkeiten vor 
dem Amtsgericht, welches vor Allem den PB. bildet, weiit folgende Eigenthümlich— 
feiten im Gegenjag zum Anwaltsprozeß auf. Zuftellungen und Ladungen können 
in demjelben durch Vermittelung des Gerichtsichreibers erfolgen (j. d. Art. Zu— 
itellung). Es iſt jerner der P. geitattet, ihre Klage zu Protokoll des Gerichts- 
ſchreibers zu erklären, unter, Umftänden ſie auch mündlich zu erheben (f. d. Art. 
Klage). Der Wechjel vorbereitender Schriftjäße (ſ. diefen Art.) behufs Infor— 
mirung des Gerichts und des Gegners ijt nicht obligatorifch, jondern nur fakultatıv. 
Die Anträge find bei der Verhandlung mündlich zu jtellen, nicht aus den Schrift- 
jäßen zu verlefen, und das Gericht hat bei derjelben dafür zu wirken, daß fich die 
P. über alle erheblichen Thatjachen erklären, jowie daß von ihnen jachdienliche Anträge 
geitellt werden. Insbeſondere gilt eine Urkunde nicht ohne Weiteres wegen unter- 
bliebener Erklärung als anerkannt, vielmehr nur dann, wenn das Gericht die P. zur 
Erklärung über die Echtheit aufgefordert Hat. Ferner findet die für den Anwalts- 
prozeß maßgebende Regel, daß der Bellagte die ihm zuftehenden prozeßhindernden 
Einreden jämmtlich gleichzeitig und auch vor dem Beginn feiner Verhandlung zur 
Hauptſache geltend machen muß, feine Anwendung. Der Beklagte kann daher die 
Ginlafjung auf die Hauptfache wegen jolcher Ginreden nicht verweigern, wol aber iſt 
das Gericht auf Antrag oder von Amtswegen befugt, eine gejonderte Verhandlung 
über diejelben eintreten zu laffen. Gine Ausnahme macht allein die Einrede der 
Unzuftändigkeit des Gerichts. Dieſe Hat der Beflagte vor der Einlafjung zu erheben, 
weil andererjeits die Kompetenz des Amtägerichtes als vereinbarte eintreten würde. 
Iſt das Gericht fachlich unzuftändig, fo ſoll es jogar den Beklagten vor der Ber: 
handlung zur Hauptjache auf feine Unzuftändigfeit aufmerffjam machen. Wenn nun 
das Gericht demnächit feine fachliche Unzuftändigkeit durch Urtheil ausfpricht, jo iſt 
die Sache auf Antrag des Kläger, welcher aber vorher bei der Verhandlung zu 
jtellen ift, an das Landgericht, bzw. bei bejonders darauf gerichtetem Antrag, an die 
(andgerichtliche Kammer für Handelsfachen zu verweiſen. Nach der Rechtskraft des 
Urtheils gilt der Rechtöftreit al® beim Landgericht anhängig. Falls in einem beim 
Amtögericht anhängigen Prozefle die Unzuftändigfeit defjelben dadurch herbeigeführt 
wird, daß eine MWiderflage erhoben, der Klageantrag erweitert oder durch einen 
Jncident-Präjudizialantrag die Feititellung eines Rechtsverhältniffes verlangt wird, 
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jo Hat die P., welche die jernere Verhandlung vor dem Amtsgericht ablehnen will, 
einen Antrag auf Unzuftändigfeitserflärung und auf Verweifung der Sache an das 
Landgericht zu jtellen, ehe fie zur Hauptſache weiter mündlich verhandelt. Mit der 
Rechtskraft des die Inkompetenz ausjprechenden Urtheils tritt dann ebenjalla die 
jchon hHervorgehobene Folge ein, und es werden in diefem alle die bisher durch 
das amtögerichtliche Verfahren entjtandenen Kojten ala Theil der beim Landgericht 
erwachjenen Koften behandelt. — Die Verweifung von Rechnungs, Auseinander- 
ſetzungs- und ähnlichen Sachen, welche im amtsgerichtlichen Prozeffe verhandelt 
werden, zu einem befonderen vorbereitenden Verfahren, ijt ausgeſchloſſen. Abgejehen 
von Geftändniffen und Erklärungen über die Annahme oder Zurüdichiebung von Eiden, 
welche auf Antrag jtets zu Protokoll zu nehmen find, findet eine Feſtſtellung von 
Anträgen und Erklärungen zum Situngsprotofoll nur inſoweit jtatt, als es vom 
Geriht am Schluß der mündlichen Verhandlung, auf welche ein Urtheil oder Beweis— 
beichluß ergeht, für angemefjen erachtet wird. 
Gigb.: Deutſche CPO. Ss 74, 75, 456—470. P. Hinſchius. 


Barteivorträge, ſ. Hauptverhandlung. 


Partialerneuerung (Th. J. S. 866). Bei der Einführung des Konſtitutio— 
nalismus in Deutſchland wurde vielfach geglaubt, eine nach dem Ablaufe der jedes— 
maligen Legislaturperiode eintretende Totalerneuerung des Landtags ſetze dieſen der 
Gefahr aus, aller geſchäftskundigen, an parlamentarische Verhandlungen bereits ge— 
mwöhnten Mitglieder beraubt zu werden. Einzelne Deutiche Verfaffungen jegten daher 
eine Erledigung jämmtlicher durch Wahl erlangter Site oder doch aller Site der 
zweiten Hammer nur für den Tall einer Auflöfung des Landtags feſt, rührten aber 
jtatt der Totalerneuerung des Yandtags nach Beendigung einer volljtändigen Legis- 
laturperiode eine in bejtimmten Friſten wiederkehrende P. entweder für den ganzen 
Zandtag oder nur für die zweite Kammer oder endlich für alle gewählten Mitglieder 
der eriten und zweiten Kammer ein (Sadjen, Baden, Heſſen, Braunjchweig, 
Reuß ä. 8.). 

Die P. wird durch die bei Beginn oder Schluß des erjten ordentlichen Land» 
tags innerhalb der einzelnen Gruppen der Landtagsmitglieder vorgenommene Aus— 
[oofung vorbereitet. Dieje erfolgt in Sachen in der Weife, daß derjenige Theil der 
Landftände, welcher die niedrigjten Nummern gezogen hat, nach dem erjten, der mit 
den nächjt höheren Nummern ausgeloojte Theil nach dem zweiten und der Reit nach 
dem dritten ordentlichen Zandtage auszufcheiden hat. Die Zahl der Auszulooſenden 
und demnach auch der neu zu MWählenden it für jede Gruppe der Landitände in 
der Berfaflung fejtgefeßt: in Sachſen beträgt die Gefammtzahl der auf einmal Aus— 
tretenden etwa ein Drittel aller Mitglieder der zweiten Kammer, in Baden die 
Hälfte der Abgeordneten zur zweiten und der grundherrlichen Abgeordneten zur erjten 
Kammer. Ebenjo tritt in Braunjchweig vor dem Beginne eines jeden ordentlichen 
Landtages die Hälfte der Abgeordneten aus. Die ausgetretenen Mitglieder können 
iiberall ſofort wieder gewählt werden. 

Die meilten Deutichen Berfaffungen haben die PB. für die Landitände nicht an— 
genommen, und gewiß mit Recht: einmal iſt fie gegenwärtig nirgends nothiwendig, 
um der Kammer, bzw. dem Landtage einen Grundſtock parlamentariich geichulter 
und geichäftsfundiger Männer zu erhalten, da die Erfahrung lehrt, daß die Total— 
erneuerung regelmäßig einer größeren Anzahl der bisherigen Abgeordneten die früheren 
Sitze wiedergiebt. Dann aber kann gerade die Ausloofung eines Theiles der Stände: 
mitglieder die Bedeutenditen unter ihnen ihrer Site berauben und jo das Gegentheil 
des von der ganzen Einrichtung erftrebten Zwedes bewirken, und endlich würden bei 
jährlichen Seffionen die durch die P. nothtwendig gewordenen Wahlen in allzu kurzen 
Pausen fich folgen, entweder die Wähler ermatten oder die Wahlagitationen per- 
manent machen. Nur da, wo die Zujammenberufung der ordentlichen Yandtage in 

v. Holgendorff, Enc. II. Rechtslexikon III. 3. Aufl. 2 
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mehrjährigen Zwijchenräumen erfolgt, jowie da, wo die Dauer der Abgeordnneten- 
mandate eine jehr lange ift, fann die PB. nüßlich fein, um den während derjelben 
zur Herrschaft gelangten Anjchauungen eine Vertretung zu verichaffen. 

Quellen: Baben, Berf.Urf. vom 22. Aug. 1818 $ 79. Geſetz vom 16. April 1870, 
Art. 7. — Sadien, Verf. Url. vom 4. Sept. 1831 $ 71. Verf. Geſ. vom 3. Dez. 1868 
Ne. II. — Heflen, Gele vom 8. Nov. 1872 Art. 48. — Braunſchweig, Geje vom 22. Nov. 
1851 88 18, 19. — Reuß 4. 2, Verf. 88 53, 54. 

Lit.: Zöpfl, Grundſätze des gem. Deutichen Staatsrechts, 5. Aufl. Bd. II. ©. 284. — 
9. 4 Zahariä, Deutiches Staats: u. Bundesrecht, 3. Aufl. Bb. I. ©. 633. — 6. Meyer, 
Lehrbuch des Deutichen Staatsrechts, Leipz. 1878 ©. 237. — Bluntihli, Allgemeines 
Staatäreht, 4. Aufl. ®b. I. ©. 510, 511. — Held, Staat und Gefellichaft, Pb. III. 
©. 889-891. F. Brodhaus. 


Paruta, Paolo, & 1540 zu Venedig, aus einer Lucca entitammenden 
Familie, jtud. zu Padua, begründete zu Venedig eine literarifche Akademie, ging 
an das Tridentiner Konzil, 1588 Mitglied der Sechziger, dann Gejandter bei 
Clemens VIII, 7 1598. 

Schriften: Orazione funebre 1572 (in F.Sansovino, Delle oraz. volgarmente scritte 
da diversi uomini illustri, Lyon 1741 I. 295). — Giustif. de’ signori Veneziani ne la pace 
ultimamente conchiusa con il Turco, 1574. — Diella perfezzione della vita politica, 1579 
(franz. 1583, engl. 1657). — Discorsi politici 1599 (alles vereinigt in Opere politiche di 
P. Paruta, Firenze 1852). , 

git.: Alfred Mezieres, Etude sur les oeuvres politiques de Paul Paruta, Paris 
1853. — Janet, II. 67—74. — Kaltenborn, Borläufer des H. Grotius, 1848, S. 122, 
123. — Sclopis, Storia (1863), II. 535. Teihmann. 


Basquier, Etienne, 3 7. IV. 1529 zu Paris, jtud. in Touloufe und 
Bologna, wurde 1549 Advokat, plaidirte gegen die Jejuiten, 1588 Deputirter, zog 
ſich 1604 zurüd, 7 30. VIII. 1615. 

Schriften: Le catöchisme des Jesuites. — L’interprötation des Institutes de Justinien 
(1847 par Giraud), — Les recherches de la France, Par. 1560, 1581, 1596, 1611, 1622, 
1633, 1685; Orleans 1567. — Oeuvres, 1773. — Oeuvres choisies (par Feug£re), 
1849. — Dialogue des avocats du Parl. de Paris par Loysel, n. ed. par Dupin 1844. 

Xit.: Feug&re, Etude sur la vie et les ouvrages de P., 1849. — Mohl, III. 103, 
183, 187. — Zavigny, II. 53. — Schulte, Geid., IIL.a ©. 562, Zeihmann. 


Pasquier, Etienne, Franzöfiicher Staatsmann 1767—1862. 
git.: Favre, E. P. chancelier de France, Paris 1870. TZeihmann. 


Baftoret, Emmanuel, Marquis de, 5 25. X. 1756 zu Marfeille, wurde 
procureur syndic des Seinedepartements, wanderte aus, kehrte 1795 zurüd, flüchtete 
bald nad) der Schweiz, ah zurückgekehrt 1804 den Lehrſtuhl des Naturrechts 
am Gollege, wurde 1809 Senator, 1826 Ntinifter, 1829 Kanzler, 7 28. IX. 1840. 


Schriften: Quelle a été l’influence des lois maritimes des Rhodiens sur la marine 
des Grecs et des Romains? Par. 1784. — Zoroastre, Confucius et Mahomet, Par. 1787. — 
Moise consider& comme legislateur, 1788. — Traite des lois penales, 1790 (deutich von 
Erhard, Xeipz. 1792, 96). — Hist, ae de la legislation des peuples, 1817—37. 

git.: Michaud. — Pinard, L’histoire à l’audience, Par. 1848. — Nypels, Biblio- 
thöque, 7, 66. TZeihmann. 


Paitrengo, Wild. de (VBeronenfis), aus Pajtrengo, Advofat und Notar 
in Derona, mehrmals Gejandter am Hof von Avignon, F zwiſchen 1361 und 1370. 


Gr jhrieb: De — rerum (de viris illustribus), Venet. 1547. 
2it.: Sapdigny, Ill. 32—34; VI. 197, 420. TZeihmann. 


Paßpflicht. Die für die niedere Bevölkerung, für die Handiverfer und für 
die Juden jchon feit Jahrhunderten beitehende Pflicht, fich auf Reifen durch amtliche 
Urkunden zu legitimiren, wurde im Laufe des vorigen und zu Anfang diejes Jahr: 
hunderts unter dem Ginfluffe der zahlreichen Kriege und politischen Bewegungen 
diejes Zeitraums auf alle Fremden ausgedehnt. Dieje übermäßige für die Polizeis 
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behörde ebenſo zeitraubende wie für die Reiſenden läſtige Ausdehnung des Paß— 
zwanges juchte man durch den Sat zu rechtiertigen, daß der fremde fein Recht zum 
Eintritt in das Land, zum Durchgang oder Aufenthalt Habe und fich daher den 
hierfür von der Territorialgejeggebung aufgeitellten Bedingungen unterwerfen müſſe. 
Die noch weiter gehende Forderung, daß auch der Inländer bei feinen Reifen im 
Inlande fich über jeine Perfon und jeinen Reiſezweck durch einen Paß ausweijen, 
diefen bei jedem mehr ala 24jtündigen Aufenthalte von der Polizeibehörde des Ortes 
vifiren laffen oder wol gar noch eine Aufenthaltsfarte Löfen müfle, wenn er mehr 
als zwei oder drei Tage am Orte zu verbleiben wünjchte, ließ fich jedoch überhaupt 
nicht rechtfertigen, jondern nur aus Furcht der Regierungen vor revolutionären Um: 
trieben erflären. Dieſer Entwidelung des Paßweſens entiprach es, wenn der Mangel 
eines Paſſes oder der Viſirung oder jelbjt nur der Löfung einer Aufenthaltsfarte 
Verhaftung, Rüdtransport iiber die Grenze oder nach dem Heimathsorte zur Folge hatte. 

Alle dieſe in den verjchiedenen Staaten Deutjchlands und des Kontinents mit 
verichiedener Strenge gehandhabten Vorjchriiten der Paßgeſetzgebung wurden nach 
den politischen Bewegungen und revolutionären Erhebungen der erjten Hälfte diejes 
Jahrhunderts regelmäßig verjchärft und bejonders in Defterreih, Preußen und 
Sachſen mit äußerjter Strenge gehandhabt. Grleichterte man auch die Erfüllung 
der P. in mehrfacher Beziehung, jo vor Allem durch die in der Konvention vom 
21. Oft. 1850 eingeführten Paßkarten und durch die Abjchaffung der amtlichen 
Viſa für dieſe, ferner durch die in Preußen 1862 verfügte Aufhebung der Aufent- 
haltsfarten und endlich durch die zwifchen Bayern, Württemberg, Hannover und 
Sachſen abgejchlofjene Konvention vom 7. Febr. 1865 — die P. ſelbſt iſt nad 
nem an einer Meinungsdifferenz des Abgeordnetene und Herrenhauſes im Jahre 
1862 geicheiterten Verſuche der Preußijchen Regierung erſt durch das Norddeutjche 
Bundesgefeg vom 12. Oft. 1867 aufgehoben worden, welches ſeit dem Gintritt der 
füddeutichen Staaten in da& Deutjche Reich auch in diefen Geltung erlangt hat. 

Nach diefem iſt das Paßweſen für den ganzen Umfang des Norddeutichen Bundes 
in einer den meiften europäischen Staaten fonformen Weiſe dahin geregelt worden, 
dah von den WBundesangehörigen und Ausländern weder beim Ausgange aus dem 
Dumdesgebiete noch bei der Rückkehr in daſſelbe, weder während der Reife noch 
während des Aufenthalts in den Ländern des Norddeutichen Bundes ein Reijepapier, 
wie Pat, Paßkarte, Wanderbuch u. dal. gefordert werden dürfe. 

Mit der Aufhebung der PB. ift jedoch weder das Recht der Bundesangehörigen 
auf Grtheilung von Päſſen und jonftigen Reifepapieren noch die Pflicht jedes Reifenden, 
Th auf amtliches Erfordern über jeine Perſon, d. i. Namen, Alter, Stand, Wohnfit, 
Staatsangehörigkeit, auszuweiſen, bejeitigt worden. Aber einmal muß dieſe amtliche 
Frage durch einen bejtimmten, eine begangene oder beabfichtigte Rechtöverlegung oder 
eine ftraibare Lebensart, wie Yandjtreicherei, gewerbsmäßige Unzucht u. dgl. be— 
treffenden Verdacht oder durch irgend ein anderes öffentliches Intereſſe motivirt jein ; 
dann muß der Ausweis nicht mehr durch Reifepapiere, jondern er fann auch in 
onderer Weile, 3. B. durch Zeugen oder Briefe, erbracht werden. 

Das Recht, die P. vorübergehend für einzelne Gebiete oder den ganzen Umfang 
des Deutichen Reiches oder für alle Reifen aus und nach bejtinnmten Staaten des 
Auslandes einzuführen, it dem Bundespräfidium für den Fall gewährt, daß Strieg, 
innere Unruhen oder jonjtige Greigniffe, wie Epidemien u. dgl., eine Kontrole der 
Reiſenden nothwendig erjcheinen laſſen. Auch ift von dieſem Rechte wiederholt Ge— 
brauch gemacht worden: jo wurde durch Kaiferliche Verordnung vom 26. Juni 
1878 für die Stadt Berlin die Pflicht jedes Fremden oder Neuanziehenden, fich durch 
Yah oder Paßkarte über jeine Perſon auszuweiſen, bis auf Weiteres wieder ein— 
gerührt; ebenio wurden mit Rückſicht auf die befürchtete Einjchleppung der in Rußland 
ansgebrochenen Veit durch Kaiferl. Verordnung vom 2. Febr. und 14. Juni 1879 
die aus Rußland kommenden Reifenden für paßpflichtig erklärt. Endlich ift das 
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Recht der Polizeibehörde, unter beftimmten Vorausjegungen einen Zwan 
ertheilen, welcher den Behörden der in ihm vorgeichriebenen Reiferoute 
werden muß, durch das Paßgeſetz ebenfowenig betroffen, als die bisherige 
neu anziehender Perjonen und der Fremden an ihrem Aufenthaltsorte. 
Lit.: H. Kanngießer, Das Geſetz über das Paßweſen mit Erläuterungen, Ber 
dv. Rönne, Staatöreht der Preuß. Monardie, 3. Aufl. Bd. IL. Abth. 2 88 
Derjelbe, Staatsrecht bed Deutſchen Reiche, 2. Aufl. Bd. I. ©. 117—121. — 
Staatöreht de3 Königreichs Würtemberg, 2. Aufl. ©. 280, 2832, 2833 Mo 
3. A. Zahariä, Deutiches Staats: und Bundesredht, 3. Aufl. Bd. I. S. 301 
— Thudichum, Verfafſungsrecht des Nordd. Bundes, Tübing. 1870, 8 — 
.Brodh 


Batentgefesgebung, j. Eriindungspatente. 


Baternitätsflage wird in der Regel die gegen den Vater eines Ki 
Anerkennung feiner Vaterſchaft gerichtete Klage genannt. Cine jolche tel 
dem Kinde jelbit, als der Mutter defjelben zu, nach Röm. Recht ala prae 
de partu agnoscendo (l. 3 $ 2 D. de agnosc. lib. 25, 3), außerdem a 
dritten Intereffenten, 3. B. dem Erben oder Gläubiger des Kindes. D 
des Kindes nennen manche auch Filiationsklage. Andererſeits kann ebenjı 
Vater feinerjeits auf Anerkennung des Kindesverhältniffes Hagen. Beſonde 
jtellte bezüglich der Frau, welche fich nach der Scheidung jchwanger fühlt, 
Plancianum auf, theil® um Frau und Kind gegen Ghifane des Mannes, tt 
diejen gegen Unterjchiebung eines Kindes zu jchüßen (1. 1 pr. SS 4, 14, 151 
Der Beweis der Vaterſchaft wird erleichtert durch eine Präfumtion, welche 
die in der Ehe liegende moraliiche Garantie gründet: pater est quem nup 
monstrant (l. 5 D. de in ius voc. 2, 4). Danach wird vermuthet, daß di 
von dem, welcher in der Konzeptiongzeit Ehemann der Mutter war, erzt 
Als Zeit der Empjängniß betrachtet das Röm. Recht die Friſt vom 182i 
zum 300jten Tage von der Geburt rückwärts gerechnet, wobei der Tag der 
jelbit als erjter gezählt wird (1. 3 SS 11, 12 D. de suis 38, 16; Keller, 
S 410). Das Preuß. Recht hat auf Grund der Beobachtung, daß ci 
frühejtens in fieben Monaten ausgetragen wird, die Friſt auf den Zeitrau 
210ten bis zum 302ten Tage eingeichräntt und zählt dabei als eriten d 
vor der Geburt ($ 2 Allg. ER. II. 2; Striethorft, Archiv, Bd. 69 ©. 
Ginem vor der Ehe erzeugten, aber in der Ehe (vor dem 182jten Tage de 
geborenen Kinde kommt nach Röm. Recht die Präfumtion nicht zugute; du 
ein jolches nach Jujtinian’s Neuerung wenigitens dann als ehelich, wenn d 
mann es als von ihm erzeugt anerfennt (1. 11 C. de nat. lib. 5, 27: n 
ec. 88 1). Das Preuß. Recht dagegen hat die Präjumtion unpaflender We 
alle in der Ehe geborenen Kinder eritredt (S 1 Allg. ER. II. 2). Dieje Aus 
iſt auch durch Plenarbeichluß des OTrib. (Entich. VII. ©. 73) beitätigt n 
Dawider freilih u. a. Förſter (Theorie, III. $ 219), Hinſchius (R6ej 
die Beurkundung u. ſ. w. $ 22 A. 5 Nr. 1). Die Präjumtion kann nad 
Recht von jedem ntereffenten durch Gegenbeweis widerlegt und dadurd) di 
nahme der Paternität aufgehoben werden, nicht blos von dem Ehemann, }ı 
auch von der Frau, dem Kinde oder drittin Perſonen (Seuffert, Archiv, XXL. 
Ob dazu der Beweis, daß die Erzeugung durch den Ehemann unmöglich war ( 
Abwejenheit, Impotenz u. ſ. w.), erforderlich jei, oder ob der Beweis thatii 
unterbliebener Beiwohnung genüge, iſt bejtritten (1. 6 D. de his qui sui . 
muß aber im leßteren Sinne entjchieden werden. Nachweile aus der Praris 
Windſcheid, Xehrb., I. S 56 Anm. 3. Nach dem Wortlaut des Preuß. 
ift regelmäßig nur der Ehemann zur Anfechtung der Präfumtion mittels 
Yllegitimitätsflage befugt ($ 7 Allg. ER. II. 2). Doch wollen die Meiften 
andere Intereffenten zur Klage zulaffen. Förſter, a.a. ©. Dawider Dernb 
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Lehrb., III. S43. Weiteres bei Fuchs, Die Rechtsvermuthung der ehelichen Vater— 
ſchaft, Wien 1880. — Abweichend vom Röm. Recht kennt dad Gem. und Preuß. 
Recht auch eine P. aus unehelicher Erzeugung. Ueber diefe und über den mit der 
P. oft verbundenen Alimentationsanjpruch vgl. den Art. a a icht. 


Pathengeſchenke (pecunia lustrica) find diejenigen Zuwendungen, welche der 
Pathe, in der Abficht zu ſchenken, freiwillig macht. Begriffsmäßig müfjen diejelben 
gemäß 1. 6 C. pr. 6, 61 in die bona adventitia regularia des Täuflings, aljo 
in deffen Eigenthum unter väterlichem Nießbrauch fallen. Cine Ausnahme könnte 
nur jtattfinden, wenn der Pathe jeinem Gejchent eine andere ausdrüdliche Beftimmung 
giebt. Weil jedoch geichichtlich nachgewiejen wurde, daß die P. urfprünglich den 
Zwed Hatten, die Koften der Taufhandlung zu deden, jo wollen Einige bei nicht 
ausdrüclicher Willenserklärung die Vermuthung dafür ftreiten laffen, daß die P. 
den Eltern des Täuflings gebühren — mit Unrecht, da der Nachweis fehlt, daß 
jener gejchichtliche Vorgang zu einer Aenderung des beitehenden Rechts geführt habe. 
Dies wurde von Nelteren dadurch vertheidigt, daß fie die P. als peculium quasi 
castrense erflärten, weil fie gegeben würden „propter aliquam militiam contra 
Satanam““. 

Someit fich in Partikularrechten nicht ausdrüdliche Beitimmungen über P. finden, 
müſſen auch bier die Regeln über den Erwerb der Kinder Plaß greifen. Das Preuß. 
Alg. ER. hat dagegen die Frage entichieden, indem es (II. 2 $ 157) die P. im 
Anihluß an die als richtig zu erachtende Anficht des Gem. Rechts dem nicht 
freien Vermögen des Kindes beirechnet. Daher beitimmt auch eine Kab. Ordre, daß 
das Königliche P., welches für den fiebenten Sohn üblich ift, zu dem nicht freien 
Vermögen deflelben, wie jede andere Schenkung gehören joll. 


Quellen: Allg. ER. II. 2 $ 157. — Preuß. Kab.Ordre vom 7. Aug. 1821 (vd. Kamp, 
Annalen, Bd. V. ©. 526). 

Lit.: Marezoll, Revifion der Lehre * den ſog. Adventitien, m. Ztſchr. VIIL 
©. 276 f. — Fitting, TR . 648. — Bangeromw, I. $ 236 Anm. 1. — 
Keller, $ 417. — enbt3 $ 432 Anm. 1. — Förfter, Preuß. 44 III. S. 598 
Anm. 17. Kader. 


Batriarhen hieken in der älteren Kirche feit dem 5. Jahrh. die Bifchöie 
von Konftantinopel, Alerandrien, Antiochien und Jeruſalem, welche die Oberaufficht 
über eine Reihe zu ihrem Sprengel gehöriger Metropoliten führten, mit diejen 
(Patriarchal-) Synoden für die Regulirung der gemeinjchaftlichen Angelegenheiten 
abhielten, das Ordinationsrecht der ihnen unterworfenen Metropoliten bejaßen und 
endlich die höchſte richterliche Inſtanz in kirchlichen Angelegenheiten für ihre Sprengel 
bildeten. Im Abendlande nahm der Papſt, welcher noch heute offiziell den Titel: 
Patriarcha Oceidentis führt, eine ähnliche hervorragende Stellung ein, wiewol der 
Patriarchat Hier wegen der Entwidelung des Primats des Römiſchen Stuhles nie 
praftijche Bedeutung gehabt hat. Während heute in der morgenländiichen Kirche 
der Patriarchat die höchſte Firchliche Würde ift, find die lateinischen Patriarchate von 
Konftantinopel, Alerandrien und Antiochien blos Bisthümer in partibus infidelium, 
deren Träger in Rom beim Papſt refidiren; nur der ihnen früher gleichitehende 
lateinijche PB. von Jerujalem Hat jeit 1847 zwar wieder jeinen Sitz in Jeruſalem, 
aber in feinem Bezirk befinden fich weder ihm untergebene Erzbiſchöfe noch Biſchöfe. 
Die Inhaber der mit der Römiſchen Kirche unirten orientalischen Patriarchate, 

1) des Melchitifchen, 2) des Maronitifchen, 3) des Syriſchen Patriarchats, 4) des 

Patriarchats der Chaldäer zu Babylon und 5) des Armeniſchen Patriarchats von 
Gilicien nehmen heute die Stellung von Exzbiichöfen mit (im Vergleich zu den 
abendländifchen) erweiterten Rechten ein. Die P. von Venedig und Liffabon find 
Erzbiichöfe, die diefen Titel führen. Ebenſo ift der Patriarchat von Weſtindien ein 
bloßer Titel, der an einen höheren Spaniſchen Geiftlichen verliehen wird. 
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Batririus — Patronat. 


Lit.: PB. Hinſchius, Das Kirchenrecht der Katholiken und Proteftanten, Berlin 1869, 
1. 538 ff. — Hergenröther in Moy’s Ar. VII. 337. — Silbernagl, Verfaffung und 
gegenwärtiger Beitand jämmtlicher Kirchen bed Orients, Landshut 1865. 
P. Hinſchius. 


Patricius, Fr. Senenjis, & zu Siena, wurde Biſchof von Gaeta, F 1494. 


Er jhrieb: De institutione reipubl. 1. IX., Argent. 1594. — De regno et regis in- 
stitutione 1. IX., Par. 1519, Argent. 1594. 

git.: Schön, De litt. polit. med. aevi, Vratisl. 1838, p. 34—37. — Mohl, I. 227. — 
Michaud. — Gongen, Neue Studien, Berl. 1873, ©. 136—150. Zeihmann. 


Patronat (Th. I. S. 658, 683) heißt der Inbegriff bejtimmter, einer Per— 
jon auf eine Kirche oder ein Benefizium (gewöhnlich ein niederes Amt) zuftehender 
Berugniffe und gewiffer damit verbundener (namentlich Ehren) Rechte. Die mwich- 
tigfte Befugniß, welche aber dem PB. auch fehlen fann, ift das dem Patron bei der 
Vakanz der an der Kirche vorhandenen Aemter oder bei der des Benefiziums zu— 
fommende Präjentationsredht (f. diefen Art.). Des Näheren ift das Inſtitut 
ichon bei der fyitematifchen Darftellung ſowol des fatholifchen, wie auch des prote- 
itantifchen Kirchenrehts Th. I. a. a. D. behandelt worden. Hier ijt noch hervor— 
zubeben, daß der P., welcher auch auf dem Boden der katholischen Kirche zu mannig- 
fachen Streitigkeiten zwifchen den Berechtigten und den kirchlichen Oberen geführt 
hat, jeinen mittelalterlichen Uriprung in der prinzipiell haltlojen Vermiſchung von 
öffentlich und privatrechtlichen Befugniffen zeigt, injofern als die nothwendig den 
leitenden Organen der Kirche zukommende Beſetzung der Nemter theilweije ein In— 
dividualrecht gewiffer Perionen geworden ift. Für die evangelifche Kirche ericheint 
dag Inſtitut darum um fo haltlofer, als e& der Entwidelung einer jelbjtändigen 
Gemeindeverfaffung wejentliche Schwierigkeiten in den Weg legt. Endlich fomımt 
tür beide Kirchen in Deutichland, wo das P.recht meiſtens als dingliches an die 
Nittergüter geknüpft ift, noch das weitere Moment in Betracht, daß mit der freien 
Veräußerlichkeit und den Parzellirungen des Grundbeiiges, ſowie dem dadurch her— 
beigerührten Webergang des Nechts ala Kom-P. auf die Befiger der Abſpliſſe eines 
berechtigten Gutes der früher meijtens noch bejtehende Zujammenhang des P. mit 
der Familie des eriten Stifter vielfach gelöft worden ift, alfo auch in Folge der 
Entwidelung der Agrawverhältniffe das Inftitut immer mehr an innerer Berechtigung 
verliert. Schon Beza hat das Precht für eine Grfindung des Teufels erklärt, 
ebenjo der berühmtejte ältere Rechtälehrer der reformirten Kirche (Gisbert Voet, 
Politia ecclesiastica lib, III. tract. II. c. 1 $$ 3—5) die Unhaltbarteit des P. 
darzuthun gefucht. Anfang des jegigen Jahrhunderts hat ferner Schleiermader 
die Aufhebung defjelben befürwortet und ebenjo haben fich auf der Eifenacher Kirchen 
fonferenz des Jahres 1861, in der eriten Hannoverſchen Kammer im Jahre 1864 
bei der Berathung des Entwurfs einer Kirchenvorjtande- und Synodalordnung und 
neuerdings in den Sächfiichen Kammern Stimmen im gleichen Sinne erhoben. End— 
(ih erklärt auch die Preuß. Verf. Urk. vom Jahre 1850, Art. 17: „Ueber das 
Kirchen-P. und die Bedingungen, unter denen dafjelbe aufgehoben werden fann, wird 
ein beionderes Gejet ergehen“, jedoch iſt daffelbe bisher nicht erlaffen. 

Quellen u. 2it.: J. Kathol. Kirche: Tit. X. de jure patronatus III. 38; id. tit. in 
VIt III. 19; in Clem. III. 12. — Conc. Trident. Sess. XIV. c. 12, 13 de ref. — Sess. 
XXV. c. 9 de reform. — Tractatus de jure patronat. clariss. JUtorum P. I. (Rochi de 
Curte, Pauli de Citadinis, Jo. Nicolai Delphinatis), P. II. (Ant. de Butrio, 
Jo. de Anania, Henr. Boich, Caes. Lambertini), Francof. 1609. — Florens, 
Tract. de antiquo jure patron. u. Tract. ad. libr. III. Decret. tit. XXXVIII. de jure patron. 
in opp. ed. Paris. T. n p. 78, 249. — Juliani Viviani praxis jus patron. acquirendi 
conservandique illud ac acquirendi modos brev. continens... S. Rotae decisionibus con- 
firmata et ornata et ad singulas materias sec. stylum Rom. Curiae accommodata, Venet. 
1670. — Franc. de Roye, Ad tit. de jure patron. libr. III. decretal., Andeg. 1661; 
Neap. 1763; eiusdem, De juribus honorific. in eceles. libr. II., Andeg. 1661. — Franc. 
de Fargna, Comment. in singulos canones de jure patron., Rom. 1717 ss, 3 tom. — 
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4 inſchius, Zur Gedichte ber zen und bes Patromatörechtes, Feſtgaben für 
Heffter, Berlin 1873, ©. 1. — Oesterley, Diss. de jur. patr. notione ex 
a — IX. hausta, — 1824. — Phil. Mayer, Das Patronatsrecht, bar» 
Bert nad Gem. Kirchenrecht und nad Defterr. Verordn., Wien 1894. — 8, Lippert, 
zer einer hiſtoriſch-dogmatiſchen Entwidelung der Lehre vom Patronatärechte, 1829. — 
Branomwißer, lleber den und bie A Sr Ermwerbäarten des Patronatsrechts 
nad) dem Sticchenzechte, — 839. — Bruno — Der kirchliche P. — dem 
fanon. Recht, Leipz. 1 Sinigins, Kirchenredht, Bd. 2 ©. 618 und Bd. 3 © 1 
bis 98. — 0. ikelsrhdt, De jure patr., quod reale dicitur, origine, Vratisl. 1856. — 
9. Gerlad, Das Präfentationsreht auf Pfarreien, Regenzburg 1855. — My e Art 
ker Präjentationdrechtes, in Moy, Archiv für fathol. Kirchenrecht, Xxıil. 3 Guft. 
chlayer, Beiträge zur Lehre vom Patronatsrechte, Gießen 1865. —— — 

Natur und Subjekt der Präſentation, Regensb. 1868. — P. Hinschius, De jure patron. 
regio, Berol. 1855; Derijelbe, Dad (andesherrliche Patronatsrecht, Berl. "1856; Betelbe, 
neber die Succeifion in Patronatsrechte eg geiftlicher Inftitute, in Dove’3 Zeit: 
Ichrift für Kirchenrecht, II. 412 ff. Schulte, Patronatsrechte jäkularifirter Bisthümer, 
Stifter x. in Moy’3 Ardhiv VII. 215 f.— I Rathol. und proteftant. Kirhenredt: 
Sigm. Finkelthaus, Tract. de jure patron. ecclesiastico, Lips. 1639. — Matth. 
Stephani, Tract. de jure patron., Goth. 1639, 1672. — Iſid. Kaim, Das Sirchen- 
patronatsrecht, Reipz., Th. I. — Th. II. 1866. — C.H. L. Michels, Quaestio controv. 
de jure patr., Berol. 1 1857. P. Hinſchius, Das Patronatöreht und die moderne Ge: 
ftaltung des Grundeigenthums, in Dove’3 Ztſchr. f. Kirchenrecht, VII. 1 ff. — II. Proteſtant. 
Kirchenrecht: M. Stachow, De jur. can. quod ad jur. patr. spectat in terris pro- 
testantium usu ac non usu, Berol. 1865. — Hellmar, Der P. nad) Preuß. Landes und 


Provinzialrecht, Elberfeld 1850. PB. Hinſchius. 
Paetus, 5 1512 zu Rom, Advofat und Richter daf., F 1581. 

Er jhrieb: De judiciaria forma Capitolini fori libri 9, Rom. 1567. — De mensuris 
et ponderibus rom. et graecis. — Variarum lect. liber unus, Venet. 1573. (Gronovius, 
Thes. antiq. rom., XI. 1609 ss.) 

?it.: Mich aud, Biographie universelle. Zeihmann. 


Päs, Karl Wilhelm, 5 1780, wurde 1801 Doktor, ging nach Kiel, dann 
Prof. in Heidelberg, 1805 in Göttingen, T 1807. 

Schriften: De success. univ. per pactum promissa, Gott. 1801. — Progr. de vera 
libr. jur. feudalis Longobardici o — Gott. 1805. — Lehrbuch des Lehnrechts, herausgeg. 
von Göde, 1808, 3. Aufl. Gött. 1 

git.: Heyne, De obitu C. W. P. ad Herennium suum, Gott. 1807. — Rotermund 
zu Jöder. Zeihmann. 


Paucapalea (Pocapalia), Schüler Gratian’s, — auch Lehrer 
des Kan. Rechts. Von ihm rührt her die Eintheilung von P. J. u. III. des 
Dekrets, die Hinzufügung von Quellenbelegen (Paleae), eine Anzahl in den Appa- 
ratus aufgenommener Gloffen, eine Summa zum Defrete. 


£it.: Maassen, Paucapalea, Wien 1859. — Schulte, Geſchichte, I. 57; Derjelbe, 
Die Paleae im Dekret, Wien 1875. — Enchtlopäbdie, ©. 141. Teihmann. 


Bauli, Karl Wilhelm, 5 18. XII. 1792 zu Lübed, jtud. in Tübingen 
u. Göttingen, 1820 Sekretär am rel Lübeck, 1843 zum Rath 
an demjelben ernannt, jchied 1869 aus, T 18. III. 1879. 

Schriften: Abhandl. au dem Lübiichen Recht, Lübeck 1837—65. — Lübeckiſche zu 
ſtände im Mittelalter, Bd. I. Lübeck 1847; II. 1872; III. Leipz. 1878. — Geſchichte der 
Lübel’ichen Gefangbücher und Beurtheilung der — Lub. 1875. — Peter Hey: 
ling (in Warneck's Allg. Miffionszeitichrift, Mai 1876) 

Lit.: Sybel's Zeitichr. Pd. 41 ©. 528—530. — Revue historique X. rel 448, 449. 

Zeihmann. 


Baulien, Paul Ditlei Chriſtian, & 18. I. 1798 zu Flensburg, ftud. 
in Göttingen, Berlin, Heidelberg und Kiel, 1824 Privatdozent in Kopenhagen, 
1825 außerord. Prof. in Stiel, zog ſich 1848 nach Kopenhagen zurüd, T dort 
ala Gtatsrath 28. XII. 1854. 

Schriften: De genio et indole jur. antiqui hereditarii Rom., Hafniae 1824. — Ueber 
das Studium des Nordifchen Rechts im Allgemeinen und des Daniſchen Rechts insbeſondere, 
Kiel 1826. — Ueber Volksthümlichkeit und Staatsrecht des Herzogthums Schleswig, Kiel 
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1832. — Lehrb. des Privatrechts in den Herzogthümern Schleswig und Holftein (2), Kiel 
1842. — Siesvigsk Rets-Formularbog samt tydsk-dansk akt Se erg (1841), 
Flensborg 1853. — Samlede Skrifter, 1857—59. — Biele kleinere Abhandlungen in Däniichen 
und Deutichen Zeitichriften. 


git.: Flor, Omrids af Paulsen’s Liv, i Dannevirke, 1855 Nr. 137, 138. — Ste— 
mann, Scleöwig’s Recht und gr im 17. Jebrh., 1855, Vorwort. — Slesvi- 
geren Ch. D. Paulsen’s Livshistorie i Omrids af Dr. H. N. Clausen, Kbhn. 1857. 


TZeihmann. 


Pauperies ijt nach der Erklärung Ulpian’s inl. 18 3 D. 9, 1 der Schaden, 
welcher Niemandem im eigentlichen Sinne zugerechnet werden kann; nach den XII 
Tafeln wird unter P. die von einem vierfüßigen Thier angerichtete Beihädigung 
veritanden (Bruns, Fontes, p. 21). Nach der weiteren Entwidelung durch das 
Prätoriiche Edikt Haftet derjenige, deſſen Thier einen Schaden contra naturam sui 
generis angerichtet hat, mit der actio de p. auf Erſatz, von welchem fich jedoch der 
Gigenthümer durch Hingabe des Thieres (noxae datio) befreien kann (Ausnahme 
1.1815 D.h. t.). Die actio de p. ijt alfo eine Noralllage. (Ueber den Streit, 
ob das Petitum nur auf Schadenserfag vder alternativ auf diefen und noxae de- 
ditio gerichtet jei, j. Glück, X. ©. 292 ff, Zimmern a. a. D. ©. 155 und 
bei Bangerow, III. $ 689, Anm. Nr. 2.) Früher begründete man die actio 
de p. auf die culpa des Gigenthümers (Thibaut aa. ©. I. ©. 221 ff.; 
Glüd a. a. D. ©. 287 ff.; Haſſe, Culpa, ©. 18 ff.), während man jet wol 
darüber einig ift, dab das Fundament der Klage, wenn auch nicht eine wirkliche 
injuria, jo doch ein Delikt, noxia des Thieres jei. (Auch bei anderen Völkern hielt 
man Thiere einer jtrafbaren Handlung fähig — Grimm, Rechtsalterthümer, ©. 664 ; 
Geib, Geich. des Strafrechts, II. ©. 197 Fi.) Aus diefer Annahme, welche fich auch 
ausdrüdlich in den Quellen ausgejprochen findet — jo in 1. 1 D. h. t. —, folgt die 
noxae datio jelbjt, das Grlöfchen des Criaßanfpruches durch den Tod des Thieres 
(1.1813 D. h. t.), der Uebergang der Erjaßpflicht auf den Erwerber (noxa caput 
sequitur — 1. 1 88 12, 13, 17 D. h. t.), die Bejtimmung, daß, wenn fich zwei 
Thiere gegenfeitig bejchädigen, der Grja für das angreifende wegjällt (1. 1$ 11 
D. h. t.), jowie endlich die Gleichitellung der P. überhaupt mit den Beichädigungen 
durch Hausfinder und Sklaven (Zimmern, 88 4 ff.). Streitig ijt, ob auch für 
wilde Thiere gehaftet wird, was man nach rechtlicher Meinung mit Bezug auf pr. 
I. h. t. für den Fall bejahen muß, wenn ein folches Thier in gezähmtem Zuftand 
contra naturam dieſes einen Schaden anrichtet. (Vgl. auch Bruns, Ztichr. für Rechts» 
geich., III. ©. 343.) — Tür eine Bejchäftigung secundum naturam sui generis 
wird nur im alle des Abweidens eine durch die actio de pastu geltend zu machende 
Griagpflicht erwähnt. (Gegen Sintenis, $ 127. Anm. 29, Seufiert, $ 430. 
Anm. 3 mit Bezug auf 1. 14 $ 3 D. 19, 5; Paull. sent. rec. 1.15 $ 1; 1. 6. 
C. 3, 35. DBgl. Bernice, Sachbeichädigung, S. 222, Ueber älteres Deutjches 
Recht bei Meibom, Deutjches Pfandrecht, S. 198. Partikularrechtlich haben 
namentlich die neueren eldpolizeigejege für den Fall des Abweidens Beitimmungen 
getroffen; hierüber j. d. Art. Pfändung.) Tritt der Schaden durch die culpa eines 
Menſchen ein, jo gelten die Beſtimmungen der 1. Aquilia, die noch bejondere Strafen 
gegen denjenigen fejtitellte, welcher wilde Thiere an einem gangbaren Ort hielt 
(1. vr 1,1.42 D. 21, 1 — jet RStrafGB. $ 367 Nr. 11, vol. auch $ 366 
Nr. 5). 

Bon den neueren Partikulargejegbüchern gehen die meiften bei der P. von der 
Verichuldung des Herrn aus. Der Cod. Maxim, Bav. fteht noch im Ganzen auf 
Römifcherechtlichem Boden, hebt jedoch den Unterjchied zwiſchen dem contra oder 
secundum naturam sui generis verurjachten Schaden auf. Das Oeſterr. BGB. 
läßt ala Grund der Haftung nur culpa eines Menjchen zu und betrachtet jede an- 
dere durch ein Thier angerichtete Beichädigung als Zufall. Bei gleichem Gefichts- 
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punfte, aber mit fajuiftifcher yülle verordnet das Preuß. Allg. ER., daß bei Haus- 
thieren, ſowie bei wilden, welche mit obrigfeitlicher Erlaubniß gehalten werden, der 
GigentHümer aus der vernachläffigten Aufficht haftet. Werden letztere ohne obrig- 
feitliche Erlaubniß gehalten, jowie bei jolchen Thieren, die in Haushaltungen nicht 
gebraucht werden, tritt Haftung auch ohne Schuld ein. Jeder Erſatz fällt bei Reiz 
oder eigener Unvorfichtigfeit des Bejchädigten weg. Nach Sächſ. BGB. wird der 
Gigenthümer wilder Thiere von der Haftung nur befreit, wenn der Bejchädigte den 
Schaden veranlaßt hat. Bei einer Beichädigung durch Hausthiere kann jich der 
Gigenthümer durch noxae datio nur befreien, wenn er nachweilt, daß er bei der 
Beauffichtigung Nichts verjchuldet hat, wird ganz frei, wenn das Thier vor Erhebung 
der Klage geftorben oder abhanden gefommen ift. Nach Code civil dagegen iſt ge— 
mäß jeinem ausgedehnten Haftungsprinzip der Eigenthümer eines Thieres oder der- 
jenige, welcher fich deſſelben bedient, für allen Schaden verantwortlich. Weder tjt 
ein Unterjchied zwiichen zahmen und wilden Thieren gemacht, noch ob es entlaufen 
it oder unter Obhut des Berechtigten ſteht; nur eigene Unvorfichtigfeit des Be— 
ihädigten oder höhere Gewalt jchließt den Anfpruch auf Schadenserjag aus. 
Quellen: Tit. IL. IV. 9. — Tit. D. 9, 1. — Cod. Max. Bav. IV. 16 $ 7. — Oeſterr. 


ze 1320. — Allg. ER. I. 6 88 70-78. — Sächſ. BGB. SS 1560—1564. — Code civil 
art. 5. 

Lit.: Außer den Lehrbüchern des Gem. und Part. Rechts noch beſonders: Thibaut, 
Verſuche, Bd. II. Nr. 8. — Zimmern, Spftem der Noralflagen, 1818, bei. Kap. V. — 
Gefterding, Nachforſchungen, Bd. VI. Ab. 2 (zuerft in der Gießn. Ztichr. Bd. J — f.). 

ayjer. 


Paurmeiſter, Tobias, 5 1553 zu Kochjtädt im Halberſtädtiſchen, ſtudirte 
in Frankfurt a/D. und Marburg, ging jpäter nach Freiburg im Br., wo er 1581 
legum doctor wurde, dann zum Syndikus des Domkapitels in Halberſtadt gewählt, 
geheimer Rath u. Kanzler am Braunfchweigifchen Hof, comes Palatinus, 7 17. VIII. 
1616. 

Schrift: De jurisdictione Imp. Romani libri duo, Hanov. 1608; Fref. ad M. 1616; 
Helmst. 1670. 

git.: Mertens, Memoria Tobiae Paurmeisteri, Frib. 1809. — Pütter, Litt., 1. 33, 
158. — Ztichr. f. d. gef. Staatäwifl. XXXIII. 442, 458. — Schulze, Einl., 54. — 
dv. Stinking, Geichichte der Deutichen Rechtswiſſ. (1880), I. 671. — Gierte, ob. 
Althufius, Brest. 1880, ©. 165 fi. TZeihmann. 


Peck, Peter, Pedius, 5 zu Zierifzee 1529, F zu Mecheln 1589. Er ſtud. 
zu Löwen unter Mudäus, lehrte daj. bis 1586 u. wurde in dieſem Jahre Mitglied 
des Großen Raths zu Mecheln. Er war ein eleganter Romanijt, behandelte zugleich 
auch Kirchen- und Gewohnheitsrecht, und ift ala einer der Begründer der feerecht: 
lien Studien anzufehen. 

Er irieb: Paraphbrasis in universam legatorum materiam, Lov. 1553. — Commen- 
tarius ad Titt. B. Nautae caupones stabularii; de exercitoria actione; ad legem Rhodiam; 
de incendio ruina naufragio; ad Auth. Navigia C. de furtis; ad Titt. C. de naviculariis, 
de navibus non excusandis; de naufragiis, Lov. 1556 (meu aufgelegt mit Anmerkungen 
von Vinnius, 1647). — De amortizatione bonorum a principe impetranda, Köln 1562 
u. m. — De jure sistendi et manuum injectione, quam arrestationem vocant, 1564 u. m. — 
De testamentis conjugum, Lov. 1564 u. m. — Commentarius ad regulas juris canonici, 
Loy. 1564 u. 5. — De ecclesiis catholicis aedificandis et reparandis, Lov. 1573 u. m. — 
Die Gefammtausgaben 1627, 1666 (Antwerpen). — Nod andere Schriften werden ihm zu: 
gelchrieben, namentlich) Responsa s. Consilia juris. 

Lit.: Die gangbaren Sammelwerte von Swert, Miraneus, Adami, Foppens, 


van der Aa x. — Britz, Mömoire sur l’ancien droit belgique, in M&moires couronn6s 
de l’Acadsmie de Belgique XX. (1847). — Rivier, Patria belgica, III. 102 (1874). 
Rivier. 


Peculium it ein Zweigvermögen oder Sondervermögen, indem e3 einerjeits ein 
Beitandtheil des patrimonium oder des Vermögens eines pater familias ift, anderer: 
ſeits aber dem übrigen patrimonium entgegengejeßt wird vermöge feiner Sonder: 
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beziehung zu einer der Gewalt des pater familias unterworfenen Perion. Die 
Neueren pflegen zu den Pekulien jedes in irgend einem Sinne einem Hauskinde ge 
börende Vermögen zu rechnen; den Quellen iſt aber diefer Sprachgebrauch fremd, 
indern fie ala Stüde des P. die thatjächlich in der Hand der persona subjecta 
befindlichen und ihrer Verwendung unterliegenden Vermögensſtücke bezeichnen. 

1) Seine erite Erhebung zu rechtlicher Bedeutung verdankt der Begriff des P. 
dem Prätorifchen Edikte, indem diejes die Haftung des pater familias für fontraft- 
liche (und analoge quasi ex contractu entitehende) VBerbindlichkeiten feiner Hausunter— 
thanen bis zum Belaufe ihres P. ausiprad). P. der persona subjecta iſt das ihr 
vom pater familias zu freier Verfügung überlaflene Vermögen; über jein P. ift dem 
für das AJuftinianifche und Gemeine Recht allein in Betracht fommenden Hauskinde 
jede ihm faktifch mögliche Verfügung geitattet; dagegen ift in der concessio peculü 
als folcher noch nicht enthalten die Vollmacht zu Nechtsakten, zu welchen e& der 
Fähigkeit rechtlicher Dispofition bedarf, und auch die generelle Ertheilung diejer durch 
Uebertragung der libera peculii administratio ermächtigt nicht zu Schenkungen. 
Indem das Hauskind fein P. mit dem Willen des Vaters thatjächlich als eigenes 
Vermögen behandelt, hat es der Prätor gerecht gefunden, daß umgefehrt der pater 
familias die Schulden der persona subjecta bis zum Belaufe ihres P. ala eigene 
gelten lafle.. Den Gläubigen des Kindes haftet alſo der Vater zwar nicht ohne 
feinen Willen, fofern von dieſem die Griftenz des P. abhängt, aber nicht etwa, 
wie Puchta will, vermöge einer in der concessio peculii enthaltenen Ermächtigung 
zum Sontrahiren, ſondern weil vermöge des Zuſammenhangs zwiichen Schuld und 
Vermögen in demjelben Maße, in welchem er dem Hauskinde die Behandlung feines 
Vermögens als eigenen geitattet, er auch den Gläubigern des Hauskindes geitatten 
muß, deifen Schulden ala feine eigenen zu behandeln. Entſcheidend ift daher der 
Betrag des P. nicht etwa zur Zeit der Obligirung, zu welcher es an jedem P. 
iehlen kann, fondern zur Zeit der peculio tenus erfolgenden Kondemnation. 

Wie aber das P. rechtliche Bedeutung erlangt durch die Haftung des pater 
familias gegenüber den Gläubigern jeines Inhabers, jo erlangen dadurch auch Bedeu— 
tung diejenigen unter Gliedern derjelben familia eintretenden Ihatbejtände, welche 
unter einander fremden Obligationen begründen. Schließt die Subjektion des 
Dausfindes in feiner Perfon ſowol jede Forderung, als auch jede jpezielle Gebunden= 
heit demjenigen gegenüber aus, deſſen Herrichait es jchlechthin unterworfen ift, jo 
find doch den Gläubigern des Hauskindes gegenüber von rechtlicher Bedeutung die 
im Berhältniß zum pater familias oder zu anderen Gliedern derfelben familia be= 
gründeten naturales obligationes, indem ste den Betrag, bis zu welchem 
der pater familias haftet, als Naturalforderungen des Hausfindes mehren und als 
Naturaljchulden deifelben mindern. Außerdem iſt das Prinzip der Haftung bis zum 
Belaufe des P. dadurch mooifizirt, daß dem wirklich vorhandenen P. gleichiteht das 
dolos entzogene, jowie während eines utiliter zu berechnenden Jahres das durch 
Tod oder Emanzipation des Hauskindes weggefallene P. 

2) Zum gemeinen, feinem Subjefte feinerlei eigenes Recht gewährenden und 
daher auch nicht auf Rechtsſubjekte beichränften P. gefellte fich in der Kaiſerzeit das 
privilegirte castrense p. des filius familias miles. Unmittelbarer Inhalt des 
zuerft von Augustus ertheilten Privilegg war die Ginräumung lebtwilliger Ver: 
fügung, aus welcher fich vermöge eines Schluffes a majori ad minus die Möglichkeit 
jeder rechtlichen Dispofition unter Lebenden ergab. Indem aber in Ermangelung 
anderweitiger Verfügung des filius familias nach jeinem Tode das castrense p. in 
derjelben Weije ala Eigenthum des pater familias erfchien, wie jedes andere nie dem 
patrimonium entfremdete P., jo war auch bei Lebzeiten des Sohnes durch deſſen 
Recht das des Waters nicht ausgeſchloſſen, jondern nur zurüdgedrängt, jo daß die 
rechtliche Dispofition des Vaters in ihrer Geltung bedingt war durch das Aus— 
bleiben einer konkurrirenden Dispofition des Sohnes. Grit durch Juftinian iſt das 
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castrense p. gänzlic) aus dem Vermögen des Vaters ausgeichieden, jo daß es gleich 
dem Vermögen des Gewaltfreien durch den Tod des Sohnes zur Hinterlaffenichaft 
deflelben wird. Als castrense p. wurde jchließlich jeder Erwerb anerkannt, der dem 
Sohne vermöge jeiner militia zufällt, erfolgte er auf Grund eigener Thätigkeit oder 
einer durch die militia motivirten Zuwendung Dritter. Kraft befonderer Beitimmung 
it außerdem castrense p. das von der Ehefrau dem Soldaten tejtamentarisch zus 
gewendete. Bezüglich des p. castrense hat der Hausſohn die volle Macht eines 
pater familias, jo daß er insbejondere vollwirkſame Rechtsgeichäfte mit dem Water 
abzuichliegen vermag. Der miles erjcheint alſo vermöge feiner privilegirten Stellung 
im Kaiſerlichen Dienjte von der vermögensrechtlichen Unterwerfung unter die väter: 
liche Gewalt injoweit entbunden, als jein Erwerb durch jeine dienjtliche Stellung 
vermittelt iſt. 

3) Der Gedanke, daß der öffentliche Dienft in gewiffem Maße von der Unter: 
werfung unter die private Gewalt des Vaters entbindet, hat fich in der jpäteren 
Kaijerzeit in weiterem Umfange wirkſam eriwiejen für Kaiſerliche Beamte, jodann für 
Advofaten, deren Stellung mehr und mehr eine Vorjtufe des höheren Amtes wurde, 
endlich für Geiftliche. Nach Analogie des castrense p. unterliegt ihrer freien 
Verfügung als quasi castrense p. ihr dienftlicher oder aus Anlaß des Dientes ge— 
machter, bei Geiftlichen ihr jänmtlicher Erwerb. Außerdem ift nach Juſtinian's 
Beitimmung p. quasi castrense das vom Landesherrn oder jeiner Gemahlin 
Gejchentte. 

4) Den wirklichen Pekulien, denen der Sprachgebrauc) der Neueren fie beifügt, 
find in ihrer Beziehung zur Perjon des Vaters einerjeits, des Hauskindes anderer: 
jeits geradezu entgegengeießt die bona adventicia. Cine bejondere Behandlung diejer 
hat zuerit Konjtantin eingeführt bezüglich der bona materna, indem er bezüglich des 
von der Mutter jeiner Kinder herrührenden Vermögens dem Bater die Verfügung 
über die Subitanz genommen hat, damit dieje nach feinem Tode ungejchmälert den 
Kindern zufalle. Daß beim Tode des Vaters das von der Mutter Herrührende Ver: 
mögen auf ihre Kinder fich vererbe, war Konjtantin’s Zwed, zu deſſen Sicherung 
die don ihm angeordnete Beſchränkung des väterlichen Eigenthums ala Mittel er- 
ichien. In Verbindung mit diejer Beichränfung des väterlichen Rechts erſchien aber 
im Laufe der Zeit die jo ſchon beim Tode der Mutter rechtlich geficherte Succeffion 
ihrer Kinder als eine unmittelbare Beerbung jener und das Recht des Vaters am 
miütterlichen Nachlaſſe als Berugniß der Verwaltung und Nutzung eines fremden 
Vermögens, welche aber über das Recht des ususfructus weit hinausgeht. Die 
Rechte der Kinder bezüglich) der bona materna wurden ausgedehnt auf alles von 
Mutterieite anfallende Vermögen (bona materni generis), jowie auf den ehelichen 
Grwerb (lucra nuptialia). Während aber bis auf Juſtinian, abgejehen vom p. 
eastrense und quasi castrense, nur ein Erwerb von bejtimmtem Umfange rechtlich 
dem Hauskind zufiel, hat Juftinian diefe Regel umgedreht und verfügt, daß als 
bona adventicia eigenes nur in Verwaltung und Nutzung des Vaters jtehendes 
Vermögen des Hausfindes werden jolle jeder nicht vom Water herrührende Erwerb. 
Jedes Recht des Vaters am Ermwerbe des Kindes iſt ausgeichloffen im Falle einer 
gegen den Willen des Waters realifirten oder mit der ausdrüdlichen Beitimmung 
feines Ausschluffes erfolgten Zuwendung, jowie bei der gejeglichen Beerbung von 
Geichwijtern, indem hier der Water nicht neben dem eigenen Erbtheile noch einen 
Antheil an dem der überlebenden Geſchwiſter haben joll. 

Das Auftinianifche Recht ift demnach Folgendes. Tjreies Vermögen des Haus— 
iohnes ift das p. castrense und quasi castrense. Im lebrigen ift fein eigenes 
Vermögen des Hausfindes, jondern gemeines P. (von den Neueren im Gegenjate zu 
den bona adventicia ala p. profecticium bezeichnet) aller Erwerb vom Water her; 
aller übrige Erwerb iſt eigenes aber in der Regel durch das Verwaltungs und 
Nugungsrecht des Vaters beichränftes Vermögen des Hausfindes. 
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In das Gem. Recht iſt die Stellung der bona adventicia unbeſtreitbar über: 
gegangen. Das p. gastrense und quasi castrense fommt im BVBerhältnig zum Röm. 
Rechte weit jeltener vor wegen der og. emancipatio Germanica, doch fehlt es an 
jedem Grunde, das Recht jener Pelulien deshalb für veraltet zu erflären; vielmehr 
erhebt fich die entgegengejeßte Frage feiner Ausdehnung auf jonftigen, mit dem Lebene 
berufe des Erwerbers zufammenhängenden Erwerb. Höchſt zweifelhaft ift e8 dagegen, 
ob das jog. p. profecticium und mit ihm die actio de peculio noc) dem Gem. 
Rechte angehört. Durch Einräumung eines P. behandelte der Römer den mit einem 
jolchen ausgeftatteten Sohn oder Sklaven als Subjekt eines jeiner eigenen Verfügung 
unterliegenden, feinem wirthichaftlichen Dafein eine gewiſſe faktifche Selbitändigkeit 
verleihenden Vermögens. Dazu eriftirt aber nicht nur heutzutage wegen der jog. 
emancipatio Germanica faum mehr ein Bedürfniß, ſondern es ijt jedenfalls unferem 
Leben die Sitte einer folchen eine gewiſſe wirthichaftliche Selbftändigfeit begründen- 
den Nusftattung des Hausſohnes fremd, weshalb die concessio peculii ein bei uns 
nie üblich getwordener Akt ift. Andererjeits erleidet die Negel, daß das dem Finde 
vom Bater Gegebene in deſſen Gigenthum verbleibt, eine Ausnahme für Die 
zur Begründung einer eigenen Wirthichaft oder zum Zwede der Abichichtung ge= 
währte Gabe. 

Die neueren Geſetzgebungen behandeln die vermögensrechtliche Stellung der 
Hauskinder verjchieden; während fie aber durchweg jowol ein freies, ala ein nicht 
freies Vermögen derjelben kennen, ift ihnen das jog. p. profecticium und die actio 
de peculio durchweg fremd. 

Quellen: Dig. 15, 1 de peculio, 49, 17 de castrensi — — Cod. 6, 60 de 
bonis maternis et materni generis; 6, 61 de bonis, quae liberis... adquiruntur; 12, 37 
de castrensi peculio. — Inst. per quas personas 2, 9, 

git.: 1) Ueber das fog. peculium profecticium: Marez oll, Zeitichr. f. .. u. Proz, 
N. F. V. (1848) ©. 169 fi. — Better, Zeitſchr. f HR., IV (1861) ©. 509 ff. — Mandrn, 
Ueber Begriff und Wejen bes P. (1869); Ehe e, „Namiliengüterzect II. (1876). — ati. 
Pernice, Xabeo, I. (1873) ©. 121 ff., 380 ff. — 2) Ueber ba3 castrense u. quasi castrense: 
Fitting, Das castrense p., 1871. — 9 Ueber ve bona adventicia: Marezoll, Zeitichr. 
}. Eiv.R. i. Proz., VIII. (1835) ©. 92 fi. — Schirmer, ne (1863), ©. 173 ff. — 4) Für 
dad heutige Recht: Witting, Ardhiv f. praft. a... N. F. XL (1877) 16 fi. — 

5) Auherdem die Lehrbücher von VBangerow, 53 2 2 ff; Sintenia, $ 141; Brinz 
(1. Aufl.), 88 250 ff., und Windicheid, 88 515 ff. Hölder. 


Venfionsberehtigung. Der $ 69 des Neichögejeges vom 27. Juni 1871 
zählt unter den Arten der Jnvalidenverjorgung die Penfion auf. Es fieht aljo 
der Gejegeber dieſe als eine Verforgung für die Zeit an, in welcher in "Folge des 
Gintritts körperlicher oder geiftiger Unfähigkeit die Fortſetzung des Erwerbes unter: 
bleibt oder bejchränkt wird. Die Pflicht zu einer derartigen Verforgung kann auch 
aus der Begehung von KHörperbeichädigungen oder aus der Verlegung des Haftpflicht: 
gejees fließen. In beiden Fällen bezeichnet jedoch das Geſetz die Verforgung nicht 
ala Penfion, jondern nennt fie dort Unterhaltung, hier Rente. 

Der zu diefen verjchiedenen Bezeichnungen führende Unterjchied zwijchen den 
Arten der Verforgung liegt einestheils in der Entſtehung der Verforgungspflicht, 
anderntheils in der Perfon des Empiangäberechtigten. Nur diejenige — und zwar 
Lebenslängliche — Verjorgung, welcher ein amtliches Verhältniß des Berechtigten 
und eine in Folge oder während der Grfüllung der aus ihm fich ergebenden 
Pflichten eingetretene Unfähigkeit zur ferneren Pflichterfüllung au Grunde Liegt, 
wird Penfion im technifchen und eigentlichen Sinne genannt. 

Die Verbindlichkeit zu ihrer Gewährung ruht entweder auf einem privatrecht- 
lichen oder einem jtaatörechtlichen Titel. Im eriteren Falle gründet fie fich und 
ihr entiprechend auch die Berechtigung auf einen Vertrag, in welchem jowol das 
Recht unter den Kontrahenten konjtituirt, wie die Höhe der Penſion ftipulirt wird. 
Er ift das Fundament, aus welchem Recht und Pflicht hergeleitet und ein etwaiger 
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Streit entſchieden wird. Hierher gehören ſowol die P. der mittelbaren Staats— 
beamten, wie die Wittwenpenſionen. Allerdings kann auch bei ihnen ein ſtaats— 
rechtlicher Geſichtspunkt auf die Eingehung und den Inhalt der Obligation von 
Einfluß werden, wie z. B. in Preußen die Penſionsverhältniſſe der Bürgermeiſter 
einer gewiſſen Kontrole des Staats unterliegen, und die Schließung der Verträge 
über die Wittwenpenſion für die Beamten obligatoriſch gemacht, auch deren Höhe 
begrenzt, alſo der Kontraktswillkür nicht ganz überlaſſen iſt. Allein dieſe Ein— 
wirkung ändert den obligatoriſchen Charakter der Penſion nicht. Ruht dagegen die 
Berechtigung auf einem ſtaatsrechtlichen Titel, nämlich auf der Verleihung und dem 
Antritt eines Staatsamtes, jo ift es ebenjo wie bei den Anfprüchen auf Gehalt ver- 
iehlt, ihr einen privatrechtlichen Charakter unterzulegen und diefen in einer remune— 
ratoriichen Schenkung zu finden. Selbjt wenn ſich, wie es in dem Erf. des OTrib. 
vom 8. Januar 1858 — Striethorjt, Ardiv, Bd. 29 ©. 11 — geichehen, 
die P. nach diefem Gefichtspunfte fonjtruiren ließe, und der Hinweis auf die von 
dem Beamten geleifteten Dienjte dem Erforderniß des $ 1173 I. 11 des Allg. LR. 
genügen fönnte, ift dennoch eine derartige Heranziehung eines privatrechtlichen Titels 
nicht begründet. Mit der Verleihung und der Uebernahme des Amtes erwächit 
neben dem Anfpruch auf Gehalt auch der auf Penfion in der vom Geſetz firirten 
und der Private, wie Staatswillfür entzogenen Höhe. Die Art der Verwaltung 
des Amtes Hat feinen Einfluß auf das Recht; die Qualität der dem Staate ge= 
feifteten Dienste ift weder überhaupt, noch in Anjehung der Höhe der Penſion von 
Erheblichkeit. Anjcheinend verlaflen dieſen Gefichtspunft zwei Arten von Penfionen, 
nämlich die im Wege der befonderen Bewilligung an nicht berechtigte Beamte ge— 
währte und die Jnvalidenpenfion der Soldaten. Allein auch bei ihnen ijt es nicht 
das Privatrecht, welches die Berechtigung begründet, nicht die Rüdficht auf die ge— 
(eifteten Dienjte, durch die gleichfam eine freigebige Verfügung des Staates pro— 
vozirt wird, jondern in jenem Falle das amtliche Verhältniß, in diefem die Pflicht 
des Staates, die Folgen der durch die Erfüllung einer Staatspflicht hervorgerufenen 
beichränften oder ganz befeitigten Erwerbsfähigkeit zu mildern. 

Die Bedingungen der B., foweit fie nicht auf privatrechtlichenm Titel beruht, 
find nach den einzelnen Yandesrechten verichteden, und iſt diefe WVerfchiedenheit durch 
die Reichsgejeßgebung nicht bejeitigt, da fie in die Beamtenverhältniffe der Bundes- 
jtaaten einzugreifen nicht befugt ift. Dagegen hat fie in Anjehung der Reiche» 
beamten beſondere Vorjchriften gegeben und hat auch in Betreff der Militärperjonen 
die Materie einheitlich geregelt. Hiernach find zu unterjcheiden die Militär: und 
die Givil-P. und bei der leßteren wiederum das Neichsrecht und das Landesrecht. 

1) Ueber die Militär-Penfionen iſt ergangen das Militär-Penfionsgejeg vom 
27. Juni 1871 — R.G. Bl. ©. 275 — und das Grgänzungsgejeg vom 4. April 
1874 — R.G. Bl. ©. 25 —. Dieje Vorfchriften regeln jedoch nur neben den In— 
validenpenfionen der Soldaten die Berechtigung der Unteroffiziere, der Offiziere umd 
der im Offiziersrang ftehenden Militärärzte. Die übrigen Militärbeamten ſtehen 
unter dem Civil-Penſionsgeſetze, deſſen Grundſätze bei jenen mit Nüdficht auf die 
Gigenart des militärischen Dienjtes feine Anwendung finden. Der Anjpruch ruht 
auf der Vorausfegung, daß der Offizier oder Arzt jein Gehalt aus dem Militäretat 
bezieht, ihm aljo ein vom Reich dotirtes Amt verliehen worden, und daß eine Uns 
fähigkeit zur Fortſetzung des aktiven Militärdienftes eingetreten und deshalb feine 
Verabichiedung erfolgt iſt. Er entjteht der Negel nach bei Offizieren und Werten 
nach einer Dienjtzeit von 10 Jahren, bei Unteroffizieren jchon von 8 Jahren, aus— 
nahmsweije früher, wenn der Grund der Berechtigung in einer in Ausübung des 
Dienſtes ohne eigenes Verſchulden erlittenen Verwundung oder Beichädigung Liegt. 
Ob ein jolcher Grund vorhanden, jonach die Bedingungen des Ausnahmefalles vor— 
Itegen, hat die oberite Militärverwaltungsbehörde zu enticheiden. Im Uebrigen ge: 
hört zur Geltendmachung des Anipruchs der Nachweis der eingetretenen Dienjt= 


30 Benfionsberehtigung. 





unfähigkeit. Er Fällt jedoch fort nach vollendetem 60. Lebensjahre, ein Alter, welche 
die Präfumtion der Dienjtunfähigfeit begründet. Bei Unteroffizieren bedarf es dei 
Nachweifes nicht nach einer 18jährigen aktiven Dienftzeit. 

2) Für die Neichöcivilbeamten enthält das Geje über die Nechtöverhältnifie 
der Neichöbeamten vom 31. März 1873 — R.G.Bl. ©. 61 — die erforderlichen 
Beitimmungen. Sie machen zunächſt die P. davon abhängig, daß der Beamte jein 
Gehalt aus der Neichsfaffe erhält, ſchließen alſo ſolche Beamte aus, die nur em 
Neben- oder Ehrenamt befleiden und nicht ſowol Gehalt, als vielmehr nur eine 
Entichädigung für die Zeit umd Dauer der jeweiligen Dienftleiftung beziehen. So 
dann umntericheiden fie zwiichen den definitiv und den unter dem Vorbehalt der 
Widerrufs oder der Kündigung angejtellten Beamten und bewilligen legteren einen 
Penfionsanfpruch nur dann, wenn fie eine im Bejoldungsetat aufgeführte Stelle ver: 
walten. Sie machen endlich den Anfpruch abhängig von dem Nachweis eingetretener 
Dienjtunfähigkeit und einer 10jährigen Dienstzeit. Iſt jedoch eritere die Folge einer 
Krankheit oder Beichädigung, welche ſich der Beamte bei oder in folge der Aus 
übung jeines Amtes zugezogen, tritt ausnahmsweije auch bei fürzerer Dienjtzeit die 
P. ein. Der Nachweis der Dienjtuntähigfeit wird geführt durch eine Grflärung der 
unmittelbar vorgelegten Dienjtbehörde, daß fie den Beamten zur ferneren Erfüllung 
feiner Amtöpflichten für unfähig halte. Wie fie fich die Grundlagen für dieſe Gr: 
klärung beichaffen will, ob fie insbefondere ein Ärztliches Gutachten für nothwendig 
hält, bleibt ihrem Ermeſſen überlaffen. Auch denjenigen Beamten, welche ein zur 
Penſionirung berechtigendes Amt nicht verwalten, kann unter den gedachten Voraus— 
jegungen eine Penſion bewilligt werden. Gine Ausnahmeftellung nehmen ein Der 
Neichskanzler, der Präfident des Neichsfanzleramtes, der Chef der Kaiſerlichen Ad— 
miralität und’ der Staatsfefretär im Auswärtigen Amte. Ihnen erwächſt die B. 
bereit3 nach zweijähriger Dienitzeit und ijt von dem Nachweife einer Dienſtunfähigkeit 
nicht abhängig. 

3) In den Landesrechten find die WVorausfeßungen der P. jehr verichieden. 
Nur in dem Griorderniß der Beamtenqualität des Berechtigten jtimmen fie überein. 
Den reichsgefeglichen Beitimmungen nähern fih am meiſten die Preußiſch-recht— 
lichen, welche durch das Gejeß vom 27. März 1872 — Gei.Samml. ©. 268 — 
gegeben find. Nach ihmen find nur die unmittelbaren Staatsbeamten, welche umd 
joweit fie ihr Dienfteinfommen aus der Staatskaſſe beziehen, penfionsberechtigt, vor: 
ausgejegt, daß ihre Anitellung eine definitive und vorbehaltlofe ift, oder daß ie, 
wenn auf Kündigung oder Widerruf angeitellt, wenigjtens eine etatsmäßige Stelle 
verwalten. Hiernach find die mur interimiftiich oder diätariſch beichäftigten Beamten 
nicht penfionsberechtigt, wenn ihnen auch unter bejonderen Umftänden eine Penfton 
bewilligt werden fann. Zur Begründung des Anfpruchs gehört der Nachweis ein= 
mal einer 1Ojährigen, mit dem Tage des Dienjtaniritts, alfo in der Kegel dem 
Tage der Yeiltung des Dienjteides beginnenden Dienftzeit und jodann einer dauern— 
den Unfähigkeit zur Erfüllung der Amtspflichten in Folge eines körperlichen Ge- 
brechens oder einer Schwäche der fürperlichen oder geijtigen Kräfte. Won biejer 
Negel treten nach beiden Richtungen hin Ausnahmen ein. Staatsminijter bedürfen 
des Nachweijes einer eingetretenen Dienftunfähigfeit zur Begründung ihrer PB. nicht. 
Auch vor Ablauf von 10 Jahren tritt bei jedem penfionsfähigen Beamten die Be: 
rechtigung ein, wenn der Grund der Dienjtunfähigfeit in einer bei Ausübung des 
Amtes zugezogenen Krankheit oder Beichädigung Liegt. Die Dienſtunfähigkeit wird 
durch eine Erklärung der dem die Penftonirung nachjuchenden Beamten unmittelbar 
vorgejeßten Dienjtbehörde nachgewieien, daß fie nach pflichtmäßigem Ermeſſen den= 
jelben zur ferneren Erfüllung jeiner Amtspflichten für unfähig halte. Dabei ift jedoch 
nicht ausgeichlofien, daß die über das Gejuch enticheidende Behörde noch andere 
Beweije für die Dienjtunfähigkeit fordert. Für die Bejtimmung derjenigen Behörde, 
welche als bdienitvorgeiegte anzufehen, it die Verwaltungsorgantiation der einzelnen 
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Behörden entſcheidend, alſo bei Juſtizbeamten nicht die Inſtanzengliederung. Bei 
Juſtizſubalternbeamten vertritt in Preußen nicht die Anſtellungsbehörde die Stelle 
der Dienſtvorgeſetzten, da ſie nicht, wie dieſe, in der Lage iſt, die Amtsthätigkeit 
des Beamten aus eigener Anſchauung zu würdigen. Ganz anders liegt die Sache 
in Bayern. Dort tritt die P. bereits nach Ablauf von drei Dienſtjahren ein, 
und bedarf derjenige Beamte, welcher 40 Jahre im Dienſt geweſen, des Nachweiſes 
eingetretener Dienſtunfähigkeit nicht. 

Gegenſtand der ®., d. h. die als Penſion zu zahlende Verſorgung, iſt nicht 
ein fejt bejtimmter, jondern ein Quotentheil des Dienfteinfommens, der fich eines— 
theil3 nach der Höhe des Dienjteinfommens zur Zeit der Penſionirung, anderntheilg 
nach der Reihe der abjolvirten Dienjtjahre richtet. Er wächſt mit der Vermehrung 
jenes und jteigt mit diefer. Das auf diejer doppelten Grundlage ruhende Pen— 
fionsſyſtem ift nicht überall gleich. Sowol die Berechnung des Dienjteinfommens 
und der Dienjtjahre, wie der Quotentheil find vielfach verjchieden. Bei den Militär: 
penfionen beſtimmt der S 10 des Geſetzes vom 27. Juni 1871, welche Emolumente 
neben dem chargenmäßigen Gehalt und Servis dem penfionsfähigen Dienjteinfommen 
hinzugerechnet werden follen. Zu ihnen tritt nach $ 8 des Gejeßes vom 30. Juni 
1873 — R.G.Bl. ©. 166 — ein bejtimmter Durchichnittsjah des Wohnungsgeld- 
zuſchuſſes. Ebenſo beitimmt das eritere Geſetz, welche Zeit zu den Dienftjahren zu 
rechnen, und welche davon doppelt anzurechnen ift. Unter Zugrundelegung diejer 
Vorschriften baut fich das Syitem dahin auf, daß nach zurüdgelegtem 10. und vor 
vollendetem 11. Dienftjahre die Penfion 2%,, des Dienfteinfommens beträgt, für 
jedes weitere Dienjtjahr um 1, ſteigt und im Höchjtbetrage °%,, erreicht. Ein 
weiteres Anwachjen findet nicht jtatt. Dagegen kann noch eine Penfionserhöhung 
eintreten, jobald die Invalidität die Folge einer in einem Sriege erlittenen Ver— 
wundung oder Gejundheitsbejchädigung ift. Sie ift bald eine relative, die fich nach 
dem Betrage der reglementsmäßigen Penſion richtet, bald eine abjolute in der Höhe 
von 600 Mark, welche durch die Schwere der erlittenen Verwundung oder Beſchä— 
digung bedingt wird. 

Bei Unteroffizieren ift der Penfionsjag ein bejtimmter, deffen Höhe nur nad) 
dem Dienftalter variirt. 

Bei den Neichscivilbeamten jett ſich das penfionsfähige Dienjteinfommen zu— 
lammen aus dem Gehalt, den fejtitehenden Dienſtemolumenten, zu welchen bei Mili- 
tärbeamten der mittlere Stellen bz. Chargenjervis gehört und nach $ 8 des Gei. 
v. 30. Juni 1873, aus dem Durchichnittsjage des Wohnungsgeldzuſchuſſes. Zufällige 
Einnahmen werden nicht mitgerechnet. Bei der Beitimmung des Dienjtalters wird 
die Zeit des aktiven Militärdienites hinzugerechnet und für jeden Feldzug, den der 
Beamte mitgemacht hat, ein Jahr noch bejonders hinzugejeßt. Auf diefen Grund» 
lägen ruht ein Penſionsſyſtem, das mit dem für die Militärpenfionen übereinjtimmt, 
jedoch Penfionserhöhungen nicht fennt. 

Die Verwaltung von Nebenämtern begründet nur dann eine P., wenn eine 
ttatsmäßige Stelle als Nebenamt bleibend verliehen it. — Von den Landesrechten 
ftimmt das in Preußen geltende Syitem jowol in der Berechnung des Dienjtein- 
fommens und der Dienftjahre, wie in der Feſtſetzung der Penfionshöhe mit dem 
teichsrechtlichen überein. Am .weitejten weicht von ihm das Bayeriſche Syitem ab. 
Nah ihm wird in den erjten 10 Jahren die Penfion auf 710, in dem zweiten De: 
zennium auf 8,0, im dritten und jpäteren auf 9,0 des Gejammtgehaltes berechnet 
und nach erreichtem 70. Lebensjahre des Beamten dem Gejammtgehalt gleich geitellt. 
Daß dieſes Syitem für den Beamten das günjtigfte ift, fällt in die Augen. Da— 
gegen führt es als Schattenjeite eine Ueberlaſtung der Staatsfaffe mit fich, die jo 
a üt, daß eine Aenderung derjelben zu einem dringenden Bedürfniß werden 
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Die Ausübung der P. ift entweder eine freiwillige oder eine gezwungen. | 
Es kann der Berechtigte feine Penfionirung entweder ſelbſt beantragen oder fie kann | 
wider feinen Willen gegen ihn ausgeiprochen werden. Beide Fälle finden fich jo: | 
wol im Weiche, wie im Landesrecht. Das Geſetz vom 27. Juni 1871 über bie | 
Militärpenfionen führt den Fall einer unfreiwilligen Penfionirung nicht bejonders 
an, wol aber das Gejeg über die Rechtäverhältniffe der Reichsbeamten vom 31. Mär 
1873. Nah ihm it der Beamte befugt, auf feine Penfionirung anzutragen, und 
hat feinen Antrag bei der ihm ummittelbar vorgejegten Dienftbehörde anzubringen. 
Sie reiht ihn mit ihrer Erklärung über die Dienjtunfähigkeit des Antragftellers der 
oberiten Reichsbehörde ein, welche über ihn definitiv zu enticheiden hat. Ihre Ent: 
icheidung bedarf der Genehmigung des Kaijers, wenn der Beamte eine Kaiſerliche 
Beitallung empfangen Hatte. Im Uebrigen ift fie nach den SS 54 und 155 1. c. 
maßgebend und kann auch, da der Gefegeber die Frage über die Rechtmäßigkeit 
der Penfionirung dem Rechtswege entzogen und der Verwaltungsbehörde unterbreitet 
hat, im Wege des Prozefles nicht angefochten werden (Erf. des Neichsgerichts vom 
9. Januar 1880 — Entſch. Bd. I. ©. 34). Dagegen iſt über die Höhe des 
Penfionsbetrages der Rechtsweg zuläffig und zur Entjcheidung des Rechtsſtreites das 
Landgericht ausschließlich zuftändig — $ 70 des GBG. —. Stellt der Beamte den 
Penftonirungsantrag nicht, obwol der Tall der Dienjtunfähigfeit vorliegt, jo wird 
ihm oder einem ihm zu beitellenden Kurator von feiner vorgejeßten Dienſtbehörde 
unter Angabe der Gründe erklärt, dab der Tall feiner Penfionirung vorhanden jei. 
Wenn binnen jechs Wochen gegen diefe Grflärung feine Einwendungen erhoben 
werden, jo wird angenommen, daß er mit derjelben einverftanden jei, und ebenſo 
verfahren, als hätte er den Antrag geitellt. Erhebt er Einwendungen, jo beftimmt 
nach Prüfung der Sachlage die oberjte Reichsbehörde, ob das Zwangäverfahren fort: 
zufeßen ſei oder nicht. DBejahendenfalls erfolgt durch einen von ihr beauftragten 
Beamten die VBernehmung der Zeugen bzw. Sachveritändigen über die von dem Be— 
amten bejtrittenen Thatjachen und Angaben, aus welchen die vorgejekte Dienftbehörde 
das Vorliegen jeiner Dienftunfähigfeit gefolgert hat. Nachdem der Beamte oder 
jein Kurator zum Schluß vernommen worden, enticheidet auf Grund der Verhandlungen 
die oberjte Reichöbehörde bzw. der Kaiier. 

Diejen Vorſchriften jchließt das Preuß. Landesrecht fich im Allgemeinen an. 
Die Beitimmung darüber, ob und zu welchem Zeitpunfte dem Penfionsantrage des 
Beamten jtattzugeben jei, erfolgt durch den Departementächei, welche bei den mit 
Königl. Beftallung verjehenen Beamten der Genehmigung des Königs bedarf: die 
GEntfcheidung darüber, ob und welche Penſion dem Beamten zujteht, hat der De— 
partementöchet in Gemeinjchait mit dem Finanzminiſter. Während in Anſehung 
jener Beltimmung der Rechtsweg ausgeichlofien ift, jteht er dem Beamten gegen die 
leßtere Enticheidung in Gemäßheit des Geſetzes vom 24. Mai 1861 offen, und ift 
für den Nechtäftreit nach S 24 des Geſetzes vom 24. April 1878 das Landgericht 
ausjchließlich zuftändig. In Anfehung des Zwangsverfahrens wird zwiſchen richter- 
lichen und nichtrichterlichen Beamten unterfchieden. Bei den leßteren tritt ein dem 
reichörechtlichen analoges Verfahren ein. Jedoch ift bei erfolgtem Widerfpruch der 
vorgejegte Minifter die entjcheidende Behörde. Gegen feine Entjcheidung fteht dem 
Reamten binnen vier Wochen nach der Zuftellung. derfelben der Refurs an das 
Staatsminifterium offen. Das Verfahren bei richterlichen Beamten regeln die 
SS 56 ff. des Disziplinargejeßes vom 7. Mai 1851. Nach ihnen geht die an den 
Beamten oder den zu beitellenden Kurator zu erlaffende Erklärung von dem direkten 
Vorgefeßten aus, alfo bei Mitgliedern der Amts- und Landgerichte von dem Land— 
gerichtspräfidenten, bei denen der Dberlandesgerichte von dem Oberlandesgerichts- 
präfidenten, und zwar entweder von Amtswegen oder auf den Antrag der Staats— 
anwaltſchaft. Grachtet im letzteren Falle der Vorgeſetzte den Erlaß der Erklärung 
nicht für angemefjen, To emticheidet über den Antrag des Staatsanwalts der Dis- 
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äiplinarfenat des DOberlandesgerichte. Im Wall einer bejahenden Entjcheidung des— 
ielben muß der Präfident des Oberlandeögerichts die Erklärung an den Beamten 
erlaffen. Sucht diefer nunmehr feine Penfionirung nicht innerhalb ſechs Wochen 
nah, jo hat der Disziplinarjenat — event. nach Prüfung der Gegenerflärung des 
Beamten — zu enticheiden, ob dem Berfahren Fortgang zu geben jei. Bei bejahender 
Enticheidung wird ein Kommiffar ernannt, welcher den erforderlichen Beweis zu 
erheben Hat. Sodann faßt nach vorgängiger Anhörung des Staatsanwalts der 
Disziplinarjenat Beichluß darüber, ob der Fall der Penfionirung vorliegt oder nicht. 
Gegen ihn giebt e& ein Rechtsmittel nicht. _ Seine Ausführung jteht dem Juſtiz— 
minifter zu, dem er eingereicht werden muß. 

Die PB. erlijcht durch den Tod des Berechtigten und durch den Verluſt des 
Amtes, gleichgültig, ob derjelbe die Folge einer disziplinarischen Beftrafung ift, oder 
der Verurtheilung zu einer Strafe, mit welcher die zeitige oder dauernde Unfähigkeit 
zur Bekleidung öffentlicher Nemter verbunden ift. Ihre Ausübung ruht, wenn oder 
iolange der Berechtigte nicht im Befike des Deutjchen Indigenats ift, und wenn 
oder joweit er durch Erlangung einer anderweitigen Anstellung im Staatsdienfte 
ein Dienfteinfommen erlangt, welches unter Hinzurechnung der Penfion den Betrag 
des früheren penfionstähigen Dienſteinkommens überfteigt. = 

ebe3. 
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Berforation nennt man in der Geburtshülfe diejenige Operation, mittels 
welcher die Schädelhöhle des Kindes eröffnet und ihres Inhaltes entledigt wird, in 
der Abficht, das Volumen des Kopfes zu verkleinern und jo feinen Durchtritt durch 
dad abiolut oder relativ zu enge Beden der Gebärenden zu ermöglichen. Dieje 
Operation wurde, wie aus den Schriften des Hippofrates und Celſus hervorgeht, 
bereits im frühen Altertum ausgeübt, aber damals nur nach eingetretenem 
Tode des Kindes; erjt in jpäterer Zeit verallgemeinerte fich ihre Anwendung auch 
bei noch lebendem Kinde und gab dadurch zu manchen religiöfen und rechts- 
wiffenjchaftlichen Kontroverjen über ihre Zuläffigkeit Anlaß. So lange man weder 
die Wendung des Kindes auf die Füße noch den Gebrauch der Geburtszange kannte, 
mußten die Fälle fich häufig darbieten, in welchen dem Geburtshelfer nur die 
Wahl blieb, entweder durch den jogen. Kaiferjchnitt, d. h. durch die operative Er- 
Öffnung der Gebärmutter das Leben der Mutter auf's Spiel zu jegen, oder deren 
Lebenserhaltung mitteld der das Sind tödtenden P. zu erzielen. Durch die 
neueren Trortichritte der Geburtshülfe ift gegenwärtig in den überwiegend meiften 
jochen Fällen ein für Mutter und Kind zugleich Lebenserhaltender Ausgang ermög- 
licht, deflen Herbeiführung meiſt jo lange angejtrebt wird, wie die Zeichen des fort- 
beitehenden kindlichen Yebens unzweifelhaft deutlich bleiben. Bei gewiſſen das Leben 
der Mutter unmittelbar bedrohenden Ericheinungen kann indeß die Fortſetzung jolcher 
auf eine natürliche Herausbeförderung des Kindes. gerichteten Bemühungen unzuläffig 
werden und fomit der Geburtähelfer auch heute noch fich vor die obenbezeichnete 
Wahl geitellt jehen. Obwol die durch den Kaiſerſchnitt bedingte Lebensgefahr jeit 
Einführung der Lifterichen Wundbehandlung bedeutend verringert ift und daher die 
Gnticheidung, foweit fie vom Geburtähelier abhängt, gegenwärtig weit häufiger 
als ehedem zu Gunften diejer, das Kindesleben erhaltenden Operation ausfallen 
dürfte, jo wird doch jeitens der Mutter auch heute noch wahricheinlich in den 
meiiten Fällen die Einwilligung in die Vornahme des Kaiferichnitts verweigert. 
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In diejem Falle jowie bei fortgeſetzter Unſchlüſſigkeit der Mutter 
bleibt dem Geburtshelfer feine andere Wahl, ala mittels der P. wenigitens die 
Mutter auf Koſten des Eindlichen Yebens zu retten, weil er durch Unterlaffung diejer 
Operation beide einem fichern Tode preisgeben würde. Es hat allerdings beionders 
in Deutichland nicht an hervorragenden Geburtsheliern gefehlt, welche die P. am 
(ebenden Kinde unter feinen Umftänden für gerechtfertigt erflärten, und noch in 
diefem Jahrhunderte haben fich 3. B. Oſiander und Schmidt in jolchen Sinne aus 
geiprochen, während man 3. B. in England von jeher unbeftritten das kindliche 
Veben als geringwerthiger im Bergleiche zum mütterlichen behandelt hat. Unter 
den maßgebenditen Gynäkologen der Jetztzeit herrſcht dagegen auch in Deutichland 
Uebereinftimmung darüber, daß unter den oben bezeichneten Umſtänden jowie auch 
dann, wenn die Mutter nicht fähig zur Selbftenticheidung ijt oder wenn aus irgend 
welchem Grunde der Kaiſerſchnitt feine Ausficht auf günftigen Ausgang für Die 
Mutter bietet, die P. nicht blos eine erlaubte, jondern eine durchaus gebotene 
Operation jei. Alle leitende gynäfologiiche Autoren, Scangoni, Veit, Schröder, 
Hohl u. 5. w., fprechen fich nachdrüdlich in dem genannten Sinne aus, der lebt: 
genannte mit dem treffenden Zulage, daß in diejer wichtigen Angelegenheit dem 
Geburtshelier feine andere Vorſchrift als diejenige jeines eigenen 
Gewiſſens gemacht werden könne. Gegenüber den prinzipiellen Bedenken jowol 
rechtlicher wie moralifcher Natur, welche man gegen die überlegte Tödtung eines 
Kindes durch die P. erhoben hat, ijt vor Allem zu berüdfichtigen, daß das Ver— 
fahren des Geburtshelierg gegen das Kind nicht getrennt von dem 
Verfahren gegen die Mutter betrachtet und beurtheilt werden 
fann. Der Arzt ift verpflichtet, Nichts zu verfäumen, was die Mutter retten fann, 
und wenn dies Rettungswerk nur unter künftlicher Verkürzung des im Wege ſtehen— 
den umd unter den gegebenen Umständen doch dem Tode nicht mehr zu entziehenden 
findlichen Yebens möglich ift, jo wird die Hinwegräumung dieſes Hinderniſſes zur 
gebieterifchen Gewiſſenspflicht. Praktiſch wird die Frage der Zuläfligkeit einer einzelnen 
jtattgefundenen P. nur in den allerjelteniten Fällen einer nachträglichen konkreten 
Prüfung fähig jein, da hierbei eine Menge von Umitänden in Betracht kommen 
würde, welche nur dem Geburtshelfer jelbit im Momente des Entichlufis und 
Handelns Far vor Augen lagen, einer jpäteren Konftatirung und Abjchägung aber 
fih mehr oder weniger entziehen. Die Verfolgung eines Geburtshelfers wegen un— 
berechtigter Ausübung der P. Liegt daher thatjächlich fait außerhalb des Bereiches 
praktischer Vortommmniffe. Nur in dem alle, dab nachweislich fein jolches Miß— 
verhältniß zwiſchen Umfang des findlichen Kopfes und Weite des mütterlichen 
Berenausganges beitanden hätte, welches die Grtraftion des unvderjehrten Kindes 
unmöglich machte, würde den Geburtshelfer der moraliiche Vorwurf und die jtrat= 
rechtliche FFolgewirkung einer Tödtung aus Fahrläſſigkeit treffen. 

Lit: Mittermaier, lleber bie nn und Bedingu ngen * Strafloſigkeit der P., 
im Neuen Archiv für Kriminalrecht, Bd. VIII, Halle 1826 9. F. Meyer, Hat die 
Mutter oder die Frucht bei einer Kollifion des Lebens mehr Hecht auf Schonung von Seiten 
der Kunfthülfe? Würzburg 1845. — Verhandl. der Gefellichaft für —— in Berlin, 


1846, ©. 24—32 (über bie A ob man m lebenbes — en dürfe oder nicht ?). — 
—J— 3 Zeitſchr. für gerichtl. Med. 1851, —— ff. — rchill, Die P. des lebenden 





ötus, im Dubliner Journal Nr. LI, 1858, € .IM— oh. Lehrbuch der Geburtähülfe, 
eipz. 1862. Finkelnburg. 


Periculum (Sejahr) wird von den Quellen in ſehr verſchiedenen Beziehungen 
gebraucht. Vgl. darüber Fr. Mommfen, Beiträge, I. ©. 237 —241. Vorzugs— 
weife bezeichnet bei Obligationen die Wendung res periculo alicuius est oder p. ad 
aliquem pertinet den Nachtheil, den ein die geichuldete Sache treffendes zufälliges 
Greigniß, insbejondere der Untergang derjelben, für eine Partei zur Folge hat; und 
zwar heißt e& jo vom Schuldner der Sache, wenn er durch ihren Untergang nicht 
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befreit wird, jondern verpflichtet bleibt (. 9 S 9; 1. 11 pr. D. d. R. C. 12, 1), 
oder bei zweijeitigen Obligationen zwar befreit wird, aber zugleich jein Anrecht auf 
die Gegenleiftung verliert (. 181; 1.4 pr. D. h. t.), in Bezug auf den Gläubiger 
dagegen fommt jene Wendung vor, wenn er jeine Forderung ohne Erſatz, insbejondere 
bei zweiſeitigen Obligationen auch ohne gleichzeitige Befreiung von feiner Gegen- 
verpflichtung einbüßt (l. 11 pr. D. eit.;, 1.5 8 7 D. comm. 13, 6; 1. S pr. D. 
h.t.;1. 3486D.d.cC.E. 18, 1). Vgl. v. Wächter, Arc. 7. civ. Pr. XV. 
S. 97—115. Man hat fich vielfach bemüht, die Vertheilung der Gefahr bei allen 
Verträgen auf ein gemeinjames Prinzip zurüdzurühren. Die ältere Theorie glaubte 
als jolches den Satz aufjtellen zu können: casum sentit dominus. Jetzt iſt die 
Unbaltbarfeit diejer Formel, gegen die fich namentlich v. Wächter’s angeführte Abhand- 
lung richtet, allgemein anerfannt. Aber auch die an deren Stelle gejegten Regeln: 
impossibilium nulla obligatio und casus a nullo praestantur, find zu allgemein 
und unbeſtimmt, um überall eine Grundlage der Enticheidung abzugeben. Prinzipiell 
kann nur joviel gejagt werden, daß der Gläubiger für eine fafuell, d. h. ohne Ver: 
ihulden des VBerpflichteten unmöglich gewordene Yeiftung, 3. B. bei zufälligem Unter: 
gang eines individuell beitimmten Schuldgegenftandes, feinen Erſatz zu fordern hat, 
inſofern alſo das P. trägt. Species perit ei cui debetur. Anders jteht es jedod) 
dann, wenn zufolge Vertrages oder kraft Mora (f. diejen Art.) das P. auf den 
Schuldner übergegangen ift. Bei Genusjchulden Liegt eine Unmöglichkeit jo lange 
nicht vor, als noch Sachen der Gattung, aus welcher geleijtet werden joll, vor: 
handen find; jo lange trägt daher auch nicht der Gläubiger, jondern der Schuldner 
das P. Für die Fälle, wo die Schuld mit dem Recht auf eine Gegenleijtung ver: 
bunden ift, enthält das Röm. Recht verschiedene Regeln. Beim Kauf behält der 
Verkäufer regelmäßig troß Untergangs der Sache jeine Forderung auf das Kauf— 
geld; daher heißt es, daß das p. emtoris est (j. den Art. Kauf). Bei der 
Miethe Dagegen verliert der Vermiether, dem durch Beichädigung der Sache die 
Gewährung ihres Gebrauchs unmöglich wird, von da ab feinen Anfpruch auf das 
Miethgeld; inſofern kann man jagen: p. est locatoris (j. den Art. Miethe). 
Für die übrigen zweijeitigen Verträge finden ſich durchgreitende Sätze nicht, weil 
jene meift nicht durch bloßen Konſens verbindlich wurden, und aljo bei kaſueller 
Unmöglichkeit einer Leiſtung der auf diejelbe Berechtigte jeine Gegenleiftung ver: 
weigern, bez. wenn er fie bereits vollzogen hatte, mit condictio causa data causa 
non secuta zurückfordern fonnte. Im heutigen Recht, nach welchem die Verträge 
grundfätlich durch Konjens zur Perfektion gelangen, wendet man nun, je nachdem 
fie fih mehr dem Kauf oder mehr der Miethe nähern, die für jenen bez. für dieſe 
geltende Regel analog an. Andere Meinungen vgl. bei Windicheid, Xehrb., 11. 
$ 321 Wr. 3. Auch die neueren Gejeßgebungen haben kein durchgreitendes Prinzip über 
die Gefahr aufgeftellt, brauchen aber den Ausdrud in demjelben Sinne, wie das 
Sem. Recht (S 95 Allg.LR. I. 11. HGB. Art. 345). Die Negeln find daher bei 
den einzelnen Verträgen anzugeben. Die neuere Yiteratur verzeichnet Windjcheid 
a.a. ©. Anm. 13. Ed. 
Perizonius, Jacobus (Voorboeck), & 26. X. 1651 zu Dam (Gröningen), 
wurde 1681 Prof. der Eloquenz und Geichichte in Franeker, 1693 in Leyden, 7 6. 
IV. 1715. 
Schriften: Animadv. historicae, Amst. 1685. — De doctrinae studiis, Lugd. Bat. 
1708. — Opuscula minora,. Lugd. Bat. 1740. — Verzeichniß feiner Bibliothek, Leyden 1715. 
Lit.: Michaud. — Te Water, Narratio de rebus acad. Lugd. Bat. saec. 18. 
—— et adversis, Lugd. Bat. 1802. — Schulte, Geſchichte, III.b 267. — Kramer, 
logium P., Berol. 1828. Zeihmann. 
Bermaneder, Michael, 5 1794 zu Traunftein, ftudirte in Salzburg und 
Landshut Philojophie, die Rechte und jpäter auch Theologie, wurde Studienlehrer 
und 1834 Prof. des Kirchenrechts, der Kirchengeſchichte ꝛc. am Lyceum Freiſing, 
ſeit 1347 an der Univerſität München, 7 1862. 
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Schriften: Die Fe Baulaft, 1838, 2. Aufl. 1856. — Handb. beö gemeingültigen 
fatholiichen Kirchenrechts, 2 Bde., 1. Aufl. 1846, 2. Aufl. 1853, 3. Aufl. 1856, 4. (herausgeg. 
von Silbernagl) 1865. — Kommentar über Sicherung, Fixirung und Ablöfung ber auf 
dem Zehentrechte laftenden kirchlichen Baupflicht (in der Gejeßgebung Bayerns von Doll— 
mann, I. Th. I. ®b. 3. Heft) 1852. — Bibliotheca patristica, 4 Thle. 1841—1844. — 
Annales — Ingolst. (ala Fortſetzung des Wertes von Mederer) 1859 (als Th. V. des 
anzen Werkes). 

Lit.: Rektoratsrede 1868 von Stadlbaur, ©. 14 ff. Bezolb. 


Perneder, Andreas von Ried, in der Mitte des 16. Jahrh., war Unter: 
richten, fpäter Bayerifcher Rath zu München, F bald nach 1532 (?). 


Schriften: Institutiones. — Der Lehnrecht kurtze u. aygentliche Verteutschung. — 
Von Straff u. Peen aller u. yeder Malefitzhandlungen (fpäter Halssgerichtsordnung), Ingolst. 
1559. — Gerichtlicher Prozess. Dieſe Werke herauägeg. von Hunger, 1545 u. d.; von 
Schrend, 1573, 1578, 1581; neue Ausgaben, auf deren Zitel (der ſchon 1583 verftorbene) 
Freymon vd. Obernhaufen genannt wird, 1592, 1600, 1614. — Bollftändige Nachricht 
von Zeftamenten und Kodizillen, Frankf. Leipz. 1725. 

Lit.: Stobbe, Rechtsquellen, II. 173, 174; Derfelbe, Deutiche® Privatrecht, 1871, 
S. 91. — Geib, Lehrb. des Deutichen Strafrechte, Leipz. 1861, 1.286, 287. — Hälſchner, 
Dad Preuß. Strafredht, Bonn 1855, I. 119, 120. — Archiv des Kriminalrechts, 1836, 
S. 121 ff. — Nypels, Bibliotheque, N. 960, 1284. — v. Stinking, Geld. der Deutichen 
Rechtäwifienichaft (1880), I. 573—579 u. ö. Teihmann. 


Pernice, Ludw. Wilh. Anton, & 11. VI. 1799 zu Halle, Habilitirte 
fich dajelbjt 1821, wurde 1825 ord. Prof.,-1830 Genfor für jurtft., zeitgeich. und 
philof. Schriften, legte 1844 feine Profeffur nieder und wurde außerord. Regierungs— 
bevollmächtigter und Kurator der Univerfität Halle, 1845 Direktor des Halliſchen 
Schöppenituhle. 1849 trat er wieder ala Profeffor ein, wurde in die erite Hammer 
gewählt, trat dann zugleich von der Univerfität Halle ins Herrenhaus gewählt und 
ala Kronſyndikus berufen ins Herrenhaus ein, 7 16. VII. 1861. 


Schriften: De furum genere quod vulgo directariorum nomine circumfertur, Gött. 
1821. — Geſchichte b. Altertb, u. Inftit. des Römiſchen Rechts, 1821, 2. Aufl. 1824. — 
Obs. de principum comitumque imp. Germ. inde ab a. 1806 subjectorum jur. priv. immu- 
tata ratione, 1826. — Quaest. de jur. publ. Germanico, Halle 1828, 2. Auäg. 1831. — 
Comm. qua de jure quaeritur quo principes Hohenloönses tanquam comites Gleichenses 
duci Saxoniae Coburgensi et Gothano subjecti sint, Halle 1835. — Codex juris munici- 
palis Hallensis, 1839. — Rechtägutachten betr. die Anfprüche der H. Werner, Grafen von 
Harthaufen, 1840. — Rechtägutachten betr. die eventuelle Succeifion der Sonderburger Linie 
des Haufes Holftein-Oldenburg, Berlin 1851 (ſtopenh. 1863). — er betr. Recht3- 
verbindungen des im herzogthum Sadjen: Altenburg unter dem 29. März 1849 zu Stanbe 
gefommenen 109. Givilliften: ertrnges, 1853. — Comm. de singulari — Schaveniae jure 
et conditione hodierna, 1854. — Diem. betr. die rechtliche Stellung der mittelbar gewordenen 
vormals reichäftändijchen FFürften und Grafen in Preußen, 1855. — Rechtsgutachten betr. die 
bei ber h. Deutichen Bundesbehörde angebrachte Beichwerde d. fürftl. Geſammth. Hefien- 
Philippsthal gegen den Kurfürften von Hefien, 1855. — De sancta confoederatione, 1855. — 
Mem. betr. die rechtliche Stellung des aräflidhen Haufes Stolberg- Wernigerode, 1855. — 
Die ftaatärechtlihen Verhältniſſe des räflichen Haufes Giech, Halle 1859. 

Lit.: Vernice, Savigny, Stahl, Berl. 1862, S. 3—40. — Kaltenborn, Geichichte der 
Deutichen Bunbesverhältniffe, Berl. 1857, Bb. I. 419, 423; II. 426. 

Teihmann. 


Bernice, Viktor Anton Herbert, zweiter Sohn des Vorftehenden, 5 14. 
IV. 1832 zu Galle, habilitirte fih 1856 in Berlin, 1857 Prof. in Göttingen, gab 
dieje Stelle 1862 auf, um in die Dienite des Kurfürſten von Heffen zu treten, 
1 21. IV. 1875. 

Schriften: Comm. jur. Rom. duae, Hal. 1855. — Dentichrift über die Anhaltifche 
Verfaſſung, Deſſau 1862. — Zur a: ber vd. Warnftedt’ichen Schrift: Erbredht bes 
gg Aber Schleswig-Holſtein, Rn 1864: — Dldenb. Staatäfchrift, Oldenb. 1864. — 

it. Grörterungen zur Schleawig:Holfteiniichen Succeſſionsfrage, Kafjel 1866, — Miscellanea 
zur Rechtsgeſchichte und Textkritik, Prag 1869. — Berfaffungsrecht der im Reichsrathe ver: 
tretenen Königreiche und Länder der Defterr..lingar. Monarchie, Halle 1872. 
Lit.: Brockhaus. Teihmann. 
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Perſonallehn. Während das Lehn in der Zeit der Anfänge des Kehn- 
weſens nur ein zeitlich beſchränktes Recht des Beliehenen begründete, bat fich jchon 
früh die Erblichfeit der Lehen zur durchgreifenden Regel ausgebildet, jo daß das 
Gegentheil als vereinzelte Ausnahme erjcheint. Die Lehnserrichtung bezieht fich 
demnach nicht blos auf den erjten Erwerber, jondern faßt auch alle lehnsfolgefähigen 
Nachkommen defjelben in fich, welche in der Inveſtitur deſſelben jtillichweigend mit 
inbegriffen find und daher bei den Tode des jeweiligen Befigers nach den Grund» 
lägen des Vehnrechts in das Lehn juccediren. Vermöge der befonderen Beitimmungen 
des Lehnfontrafts kann aber auch ein Lehn unter zeitlicher Beſchränkung errichtet 
werden. Gin derartiges betagtes Lehn (Zeitlehn) ift das P., welches nur auf 
Lebenszeit des Empfängers verliehen wird. Am häufigſten erfolgten jolche Ver— 
leihungen an Lehnsunfähige, an Geiftliche und an Frauenzimmer zur lebenäläng- 
lichen Verforgung, an legtere namentlich in der Weife, daß die Frau deö PVajallen 
ihr Witthum als ein P. erhielt. 

git.: Hagemann, Dom P.— 1786 (auch in ler fleinen juriftiichen Aufſätzen, ‚ E. L 
113). — v. Gerber, $ 117. Pfe iffer in Weiske's Rechtslexikon VI. 407. — Ho: 
meyer, Syitem bes "Schnrechts, Sachfentpirgel, II. 2, 358, insbeſ. 363. 

Heinrih Brunner. 


Perionenftand (Verbrechen gegen den). Das RStrafGB. faßt unter diejer 
Bezeichnung zwei Delikte zufammen: die Beränderung oder Unterdrüdung des 
Familienſtandes (Perjonenftandes) eines Dritten und die betrügliche Eingehung 
einer Ehe. 

1) Den Gegenjtand des erjteren Delikts bilden alle Familienrechte, welche durch 
eheliche oder außereheliche Geburt, durch Adoption oder Arrogation oder durch die 
Ehe erworben werden (v. Schwarze). — Zum Thatbejtande gehört, daß dieje Nechte 
durch „Veränderung oder Unterdrüdung“ ihres Grundes verlegt werden. Die bloße 
Anmaßung fremder Familienrechte gehört nicht hierher. Wenn fie auf rechtswidrige 
Bereicherung gerichtet ift, jo fann der Begriff des Betrugs anwendbar werden. 
Bayern hatte diefen Fall den Verbrechen gegen den Familienstand eingereiht. — 
Die Handlung muß nach dem RStrafGB. gegen den P. „eines Andern“ gerichtet 
ſein. Ob die Einwilligung defjelben das Delift ausfchließe? Die Konjequenz ſpricht 
für die Bejahung der Frage. Gleichwol dürfte fie der Stellung und der Faſſung des 
$ 169 gegenüber zu verneinen jein (anderer Meinung: v. Schwarze im Handbuch c. 
Komm.). — Daß die Abficht auf vermögensrechtliche Benachtheiligung des Andern 
oder auf eigenen rechtöwidrigen Gewinn gerichtet ſei, wird nicht gefordert. Das 
legtere Moment aber bildet nach dem StrafGB. einen Auszeichnungsgrund. Die 
Ausfiht auf den rechtswidrigen Vermögensvortheil muß dabei das Motiv der That 
gebildet haben. — Ein Mittel zur Verübung des Verbrechens wird häufig in dem 
Bewirken der Heritellung faljcher öffentlicher Urkunden (insbejondere falſcher Civil- 
ftandaurfunden) gegeben jein. Baden hatte diejen Fall ausgezeichnet. Es werden 
hier die Beftimmungen über intellektuelle Urkundenfälichung ($ 271 des StrafGB.) 
anwendbar. — Zur Vollendung gehört die Hervorbringung falicher Vorſtellungen 
über den P. der betreffenden Perſon. — Nach Rhein. Recht muß der Strafverfolgung 
die Enticheidung der Givilftandafrage im Givilverfahren vorausgehen. — Der Haupt: 
tall ee Verbrechensart ift in der Kindesunterihiebung (f. dieſen Art.) 
gegeben 

Deiterreich fennt dieſe Verbrechensart nur als eine Betrugsſpezies. Es ſtimmt 
darin mit einigen älteren Geſetzen (vgl. Heſſen 397, 6) und mit der gemeinrecht- 
lichen Doktrin, injofern diejelbe Hier die Gefichtspuntte des Betruges und der 
Fälſchung zur Anwendung brachte, überein. 

2) Auch das zweite Delikt enthält eine durch Täuſchung bewirkte Veränderung 
des P. und konnte um deswillen mit dem erſten zuſammengeſtellt werden. Voraus— 
geſetzt iſt eine auf die Vorausſetzungen eines Eheſchluſſes bezügliche Täuſchung, welche 
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die abgeichloffene Ehe zu einer nichtigen oder anfechtbaren macht. Im Uebrigen 
werden zwei Fälle unterichieden. Die Täufchung kann ſich auf „ein geiekliches 
Ehehindernig“ beziehen — hier wird nicht vorausgefeßt, daß die Anregung zum 
Abichluß der Ehe von dem Täufchenden ausging — oder auf jonftige Umftände. 
Im feßteren Falle muß die Jnitiative beim Täufchenden geweien fein, und die 
Täuſchung muß zugleich von fjolcher Bedeutung fein, daß die Gültigkeit der Ehe 
mit Nücdficht darauf angefochten werden kann. In beiden Fällen muß das Ver— 
halten des Täufchenden fich als ein „argliftiges“ darftellen, d. h. e& muß darauf 
berechnet getweien jein, dem Andern die Erfenntniß des richtigen Sachverhalts un— 
möglich zu machen oder etwa auftauchende Zweifel zu erftiden. Den Gegenjas 
hierzu bildet ein bloßes Daraufantommenlaflen, ob e8 der Andere der Mühe werth 
finden werde, fich über betreffende Verhältniffe zu orientiren. — Als Ihäter tft 
derjenige vorauägeießt, der die Ehe mit dem Getäujchten abichließt. — Eine Be- 
dingung der ftrafrechtlichen Verfolgung ift das Vorliegen eines ehegerichtlichen Er— 
fenntniffes, wodurch die Ehe aufgelöft wird; eine fernere der Antrag des getäufchten 
THeiles. Die Friſt zur Einbringung des Antrags läuft von dem Momente, mo 
der Getäufchte von der Täufchung Kenntniß erlangt, die Verjährung von dem 
Momente des Eheabichluffes (anderer Meinung: v. Schwarze). 

Gigb. u. Lit.: NStraf®B. SS 169—170. — Defterreih 8 201 d. — Ungarn $8 er 
— Belgien art. 369. — Frankreich art. 345. — vd. Holtzendorff, „, Sandtuh, I 

. 277—285 (vw. Schwarze). — Tie Kommentare. erfel 

Berthes, Clemens Theodor, 5 2. III. 1809 zu Hamburg, Prof. zu 
Bonn, T 25. XI. 1867. 

Schriften: Der Staatädienft in Preußen, Gotha 1838. — Das Deutiche Staatäleben 
vor der Revolution, Hamb. u. Gotha 1845. — Ginverleibung Krakau's, Gotha 1847. — Da? 
Peer: der Handwerta efellen, Gotha 1856. — Friedr Perthes’ Leben, Gotha 1848—51, 

Aufl. 1872. — Politische Suftänbe und Perjonen in Deutfchland zur "Zeit der Franzöf. 
Serben, Gotha 1862—69 (I. Pb. herausgeg. von Anton Springer). 

Sein älterer Bruder Friedrich Matthias (1800—1859) — Die alte 

und neue Lehre über Geſellſchaft, Staat und Kirche, Hamb. 1849, 3. Aufl. 1850 
T eihmann. 

Pertinenz einer anderen iſt diejenige Sache, deren wirthichaftliche Bedeutung 
nah der Anschauung des Verkehres und der durch dieje geleiteten Annahme des 
Rechtes in ihrem Dienste für eine andere - Sache aufgeht. Es ergiebt fih daraus: 

1) Die NRechtsnorm, welche eine Sache zur PB. einer anderen erklärt, it dis— 
pojitiver Natur; was nach der Anschauung des Verkehres feine eigene Bedeutung 
hat, kann fie doch Haben nach der Anfchauung des Einzelnen, und wenn das Recht 
jene Anfchauung des Verfehres fich aneignet, jo thut es dies nicht im Gegenjahe 
zur Anschauung des Einzelnen, jondern lediglich wegen ihrer im Zweitel anzunehmen- 
den Webereinjtimmung mit der Anfchauung des Verkehres. 

2) Die Bedeutung der P.qualität erſtreckt fich auf das rechtliche Schidjal der 
Sache nur infoweit als diejes durch ihre wirthichaftliche Bedeutung fich beſtimmt; 
daher theilt die P. das Schickſal der Hauptjache nur injoweit als dieſes durh Ver— 
fügung fich beftimmt; denn Objekt der Verfügung oder des Willensaktes ift die 
Sache in ihrer Eigenichait als Gegenitand des Bedürfniſſes. Sodann erftredt ſich 
jelbitverftändlich die Verfügung über die Hauptſache auf die P. nur injomweit als 
ihr Umfang lediglich durch die vom Rechte angenommene Tragweite des Willene- 
aftes als folchen ſich beſtimmt, daher wird 3. B. durch Lebergabe der Hauptjache 
zu Eigentum oder zu Pfand die P. nicht berührt. Unabhängig von der P.qualität 
ift die Gritredung einer Verfügung auf eine nicht ausdrüdlich genannte Sache, wenn 
nach dem allgemeinen oder im einzelnen Falle anzunehmenden Sprachgebrauche eine 
ihrem MWortlaute nach nur auf eine beitimmte Sache gehende Bezeichnung andere 
Sachen mit umfaßt; vielmehr macht fich die P.qualität als folche erit dann geltend, 
wenn eine nicht nur dem Wortſinne nach, jondern auch nach fog. logischer Inter: 
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pretation nicht unter eine Verfügung fallende Sache lediglich wegen ihres Verhält— 
niſſes zu einer anderen Sache von der über dieſe getroffenen Verfügung mit er— 
griffen wird. 

Ob nah Römischem Rechte dem P.begriffe überhaupt irgend welche Realität 
zukomme, ift bejtritten, jedenfalls ſpielt er in ihm feine erhebliche Rolle und wird 
durch feinen eigenen Namen bezeichnet. Die wie von Nebenbejtandtheilen einer 
Sache jo auch von Nebenfachen gebrauchte Bezeichnung der accessio entbehrt jeder 
jeiten Begrenzung. Wenn jodann neben den bloßen Theilen einer Sache die— 
jenigen eigenen Sachen genannt werden, die man gleichjam als bloßen Theil einer 
anderen um diejer willen bat, jo Handelt es fich Hier um Fälle, wo eine Bezeich- 
nung zwar dem MWortlaute nach nur eine Sache, in dem Sinne dagegen, in welchem 
fie gebraucht zu werden pflegt, einen ganzen Komplex von Sachen umfaßt. Gilt 
3. B. bei einem Hausfaufe ala mitgefauft, was quasi pars zum Hauſe gehört, jo 
beruht dies darauf, daß wir 3. B. mit der Bezeichnung des Wohnhaufes den ganzen 
Kompler von Sachen mit umfaffen, deren Zugehörigkeit zum Haufe feine Bewohn: 
barkeit fordert; irgend welcher Unterjchted beſteht hier zwiſchen wirklichen Stüden 
des Haufes und dem zu feiner Benußung erforderlichen eigenen Sachen wie den 
Schlüffeln nicht; denn die Bezeichnung des Wohnhaufes in ihrem üblichen Sinne 
ichließt dieſe ebenjo unmittelbar in fich als jene, Die Möglichkeit vollends ; daß 
ein Grundſtück PB. eines anderen jei, alſo nur um des Anderen willen eriftire, iſt 
dem Römijchen Rechte gänzlich fremd und die dafür angeführten Entjcheidungen 
beruhen Lediglich darauf, daß gerade bei Grundſtücken vermöge ihrer rein zufälligen 
Abgrenzung die Frage leicht auftaucht, wie weit eine Verfügung über Grund und 
Boden reiche; inwieweit fie in&bejondere über das allein genannte, vielleicht im 
inne des BVerfügenden für einen größeren Komplex namengebende Stüd hinaus jich 
eritrede. Dagegen finden fich allerdings Gntjcheidungen, nach welchen eine Ver— 
fügung auf bejtimmte nicht genannte bewegliche Sachen ſich erjtredt, ohne daß be- 
züglich diejer eine jtillichweigende Willensmeinung vorläge. Auch hier aber kann 
nicht gejagt werden, daß die eine Sache lediglich um der anderen willen eriftire 
und deshalb deren Schickſal theile,; vielmehr ericheint hier nur das Intereſſe des 
Veräußerers am Behalten der Sache im Verhältniffe zum Interefle des Erwerbers 
an ihrer Erlangung jo unbedeutend, daß es wirthichaftlich als das Normale er- 
icheint, bei der Uebergabe einer bejtimmten Sache die andere drein zu geben. Daß 
3. B. die auf einem Gute befindlichen VBorräthe an Stroh und Dünger lediglich 
um dieſes bejtimmten Gutes willen eriftiren, läßt fich nicht behaupten; wol aber iſt 
für den Veräußerer, der vielleicht gar feine Verwendung für fie hat, ihr Werth fo 
viel geringer als für den am Orte ihrer gegenwärtigen Yagerung fie verwendenden 
Grwerber, daß ohne bejondere Anhaltspunkte die Abficht fie zurücdzubehalten nicht 
anzunehmen iſt. Dagegen erjtredt fi nach Röm. Rechte die Veräußerung von 
Silbergeichirr nicht auf die dazu gehörigen Futterale; daß aber 3. B. die Veräuße- 
rung eines Schrantes die dazu gehörigen Schlüffel in fich begreift, beruht auf der 
Rothwendigkeit des bejtimmten Schlüffels zur Benutzung des Schrankes, kraft 
welcher wer ala Gegenjtand der Verfügung einen Schranf nennt, in Wirklichkeit 
gar nicht blos den Schrank, fondern dieſen nebit den ihn öffnenden und ver: 
ihließenden Schlüffeln meint. Daß auch hier keineswegs die P.qualität der be- 
ſtimmten individuellen Sache entjcheidet, zeigt fich daran, daß der Käufer eines 
Schrankes nicht blos die Auslieferung der zu ihm wirklich vorhandenen Schlüffel, 
londern ichlehthin die Lieferung jolcher verlangen kann; ift beim Kaufe fein be= 
ſtimmter Schlüffel demonftrirt, jo ift bezüglich der erforderlichen Schlüffel der Kauf 
em Genusfaui, indem gekauft ijt der Schrank nebſt der erforderlichen Zahl ihn 
Öffnender und verichließender Schlüffel, wie dafjelbe im Falle des Hauskaufes gilt. 

So ift in Wirklichkeit der Begriff der P. dem Römifchen Rechte fremd, indem 
die auf ihn zurückgeführten Ericheinungen theil® auf bloßer Interpretation der Partei— 
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abficht theils auf einer vom Standpunkte des Parteiinterefjes aus getroffenen Er— 
gänzung derjelben beruhen. 

Dagegen bat jich der Begriff der P. mit verjchiedener Ausdehnung feines An: 
wendungsgebietes in neueren Rechten eingebürgert, insbejondere in Beziehung auf 
Immobilien. Die Betrachtung 

1) eines Grundftüdes als eines zu einem anderen gehörenden erlangte rechtliche 
Bedeutung namentlich durch die im Gegenjage zum Römifchen Rechte im Deutfchen 
vielfach fich findende Geichloffenheit des Gutes. 

2) Bon beweglichen Sachen gelten ala P. unbeweglicher allgemein die auf em 
Grundjtüd bezüglichen Urkunden, ſowie vielfach das Gutsinventar, das nach Röm. 
Rechte von der Verfügung über das Gut nicht berührt wird. Die beweglichen P. 
unbeweglicher Sachen theilen Eonjequenter Weiſe, wie im Defterreichifchen Geſetzbuch 
ausdrüdlich anerkannt ift, gleich den jonjtigen rechtlichen Schidjalen der Hauptſache 
auch ihre Jmmobiliarqualität; ohne diefe Annahme würde nach neuerem Rechte die 
Veräußerung, insbejondere Verpiändung eines Grundftüds ſich gar nicht auf feine 
beweglichen P. eritreden fünnen. P. eines Grundjtüdes können auch Rechte jein 
als P. des Grundeigenthums oder jolche Rechte, welche im Zweifel deſſen Schidjal 
theilen, während die Prädialjerpituten vermöge der Unmöglichkeit ihrer Abtrennung 
vom praedium dominans mehr als bloße „P.“ des Grundeigenthbums find. Ebenfo 
fönnen mit jonftigen Nechten andere Rechte ala P. verbunden jein. 

En Quellen der ro betrachtet man im Römiſchen Rechte namentlich l. 13 8 31; 


l. 18 D. de act. emt. 19, 1. — Don neueren Rechten: Preuß. ER. I. 2 85 42 fi. — Züricher 
BGB. SS 476, 477, 479 Fi 


Lit.: dvd. Wächter, Handb. des Württemb. Priv. R., II. ©. 242 ff.; Derjelbe, Pand,, 
I. ©. 296 ff. — ar yſtem des — Priv. R. J. 88 53-55. — Stobbe, Handb. 
des Deut Priv I. 8 65. — Roth, ar Giv.R., $ 115, 15; Derfelbe, Deutiches 
Priv.R., S 81. — Dernburg, Preuß. Priv. R., I. S 62. — une, "Die Lehre von den P. 
1827. — Göppert, Ueber organifche Erzeugniffe, 1869, ©. 585—80. Hölbder. 


Petitionsrecht. Dan verjteht unter P. die Berugniß, fich mit Bitten an 
die Staatlichen Organe zu wenden. Daffelbe zerfällt in das Beſchwerderecht umd- 
das P. im engeren Sinne. Das Beichwerderecht bezieht fich auf Rechtäverlegungen, 
auf die Befeitigung eines Unrechts, ganz einerlei, ob dafjelbe durch Handlungen oder 
durch Unterlaffungen herbeigeführt it, dem Gebiete des Privatrechts oder des 
Öffentlichen Rechts, angehört. Indeſſen hat die verfaffungsmäßige Unabhängigkeit 
der Gerichte zur Folge, daß Beichwerden gegen angeblich von den Gerichten bei der 
Rechtiprechung begangene Rechtsverlegungen nur im richterlichen Inftanzenzuge, ſei 
es ala Beichwerden im engeren Sinn gegen einfache Dekrete, jei e8 als Rechtsmittel 
gegen Urtheile verfolgt werden fönnen; eigentliche Bejchwerden in Juftiziachen finden 
nur jtatt wegen verzögerter oder verweigerter Justiz und gegen rechtskräftig entjchiedene 
Straffachen auf Grund des Begnadigungsrechtes, ſofern die Begnadigungsgejuche zu 
den eigentlichen Bejchwerden gerechnet werden fünnen. Derjelbe Grundjag gilt hin— 
fichtlich der Beichiverden gegen die Entjcheidungen der Berwaltungsgerichtshöte. Das 
P. im engeren Sinne bezieht fich auf die künftige Verbefferung mangelhafter Zuftände, 
reip. auf die Verhütung zu bejorgender Uebelſtände. Das im Allg. ER. (II. 20 
88 156, 180) bereits in beiden Bedeutungen anerkannte P. ift auch in der Preuß. 
Verf. Art. 32 ausdrüdlich gewährleijtet. 

Das P. im weiteren Sinne jteht an und für fich ohne Rüdficht auf Alter umd 
Geichlecht Allen zu, welche die Fähigkeit zur Willenserklärung befiten. Dafjelbe 
kann ebenjowol von einem Einzelnen allein, ala auch in Berbindung mit Anderen 
geübt werden; auch derartige Beamten- Petitionen find geftattet, doch findet das P. 
auf das Heer nur injoweit Anwendung, als die militärifchen Gejege und Disziplinar: 
vorichriften nicht entgegenftehen; auch müfjen bei Mafjenpetitionen die Einzelnen 
wirklich unterzeichnen, Petitionen unter einem Gefammtnamen find nur Behörden 
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und Korporationen geftattet. Ob dieje letzteren ein unbejchränktes oder ein auf 
IDEEN Wirkungskreis beichränktes P. haben, J — namentlich ob den Kreis- 


iſchen Be 





und v. — reu — S. 86. Steno r e Berichte | des | 
Ab eordnetenh auſes 1865, Bd. J. © ar Bd. IV. ©. 298 — — 








Die —5 im weiteren Sinne — entveber an die Behörden oder an 
den Sandtag (an jedes der beiden Häufer), reip. den Reichſtag (Art. 23), oder an 





Korporationen öffentlich = rechtlichen Charakters oder an das Staatsoberhaupt jelbft 
gerichtet fein. Die an den Landtag, reip. den Reichstag gerichteten Petitionen haben 
manches Gigenthümliche. Inäbejondere wird den Kommiffionen injofern eine er— 
weiterte Kompetenz beigelegt, als fie an Stelle eines Gutachtens über die formelle 
und materielle Zuläffigkeit einer Petition die Zurücdweifung derjelben in gewiſſen 
Fällen bejchließen fönnen; und zwar bejteht nach der Gejchäftsordnung des Herren- 
hauſes die Einrichtung, daß Petitionen, welche nach dem einjtimmigen Urtheile der 
Kommiffion zur Berathung und Beichlußfaffung im Plenum ungeeignet find, nur 
mit kurzer Angabe des Petitums im Kommiffionsbericht angeführt und drei Wochen 
lang im Bureau des Haufes aufgelegt werden, und als erledigt zu betrachten find, 
wenn fie nicht während diejer Zeit von einem Mitgliede aufgenommen werden, in 
welchen Falle die Kommiffion noch nachträglich berichten muß; nach der Geichäfte- 
ordnung des Haufes der Abgeordneten wird der Inhalt der eingegangenen Petitionen 
weientlich durch eine in tabellarifcher Form angefertigte Zufammenftellung jeitens 
der Kommiffion zur Kenntniß des Hauſes gebracht; zur Plenarverhandlung gelangen 
nur diejenigen Petitionen, bei welchen auf eine ſolche entweder von der Kommiſſion 
oder von 15 Mitgliedern angetragen wird; geht der Antrag von der Kommiſſion 
aus, ſo Hat fie über die von ihr zur Distuſſion verwieſene Petition Bericht zu er— 
statten, geht der Antrag von Mitgliedern des Hauſes aus, jo kann entweder eine 
Verweifung an die Kommiſſion zur Berichterjtattung oder die Vorberathung im 
Haufe, reſp. die Schlußberathung im Haufe jtattfinden. Ganz analog diefen Ge: 
schäftsbeftimmungen des Abgeordnnetenhaufes find die des Reichstags. Es veriteht 
fih übrigens nach allgemeinen Grundſätzen von ſelbſt, daß die Staatsregierung durch 
die Weberweifung einer Petition nicht verpflichtet wird, dem betreffenden Bejchlufie 
Folge zu leiften, und daß noch weniger dem Landiage, reſp. dem Reichstage das 
Recht zuſteht, durch ein weiteres unmittelbares Eingreifen die geforderte Abhülfe und 
Verücfichtigung herbeizuführen; dagegen wird man dem betreffenden Haufe die Bes 
fugniß zugeftehen müſſen, Auskunft über das von der Regierung auf Grund der 
Verweifung Veranlaßte zu verlangen (Art. 81, Al. 3). Im Reiche ift übrigens 
neuerdings die Einrichtung getroffen, daß dem nachftſolgenden Reichstage eine Vor— 
lage gemacht wird, aus welcher die auf die überwieſene Petition erfolgten Ent— 
Ihließungen zu eriehen find, 

Lit.: v. Rönne, Staatsrecht, 3, Aufl. 1869, Th. I. Abth. 2 ©. en (, Art. 






Beihmerbe und Petition, in Bluntjchli’a StantsWört.B., Bd. II ‚VII. 
. — 3elder, Alf. —— ım Staats:Yer. von Ro i Zu x ter 

3. Mar. od. Al. ©. 159 1. — v. Mohl, Beiträge zur Lehre dom ?® Beiitiondt hte in fons 
smeilen Staaten (Staafsred ‚ Völkerrecht, Woliti, 3b. I. | SEE ——— 2 
ber, Grundzüge, ©. 35; Derielbe ——— rl — %.d. Stein Der: 
Daltungslet . Aufl. 1869, &h. I. ©. 38: 431 En J andt Over —* eght 
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Petrus de Alliaco (Pierre d'Ailly), 5 1350 in Compiègne, Lizentiat iu 
Raris, dann Almojenier, auf Gelandtichaftäreifen, Kanzler der Untverfität bis 1395, 
Bilchot von Le Puy, dann Gambrai, 1411 Kardinal, auf den Konzilien zu Pi 
und — 7 1425 (?). Bekannt durch Tract. de eccles. potestate. 

Lit.: Shwab, Joh. Gerfon, 1858, ©. 85 fi. — Hübler, Die Konftanzer Reform, 
1867. — Schulte, Geidichte, II. 401, 402. — Gierke, Job. Althufius, Bresl. 1880. — 
Zihadert, Peter von Ailli, Gotha 1877. — Revue historique de Monod, re p- 4 

Zeihmann. 


Petrus de Ancharano, & gegen 1330 in Toskana, (Ankarano), Schüle 
von Baldus, lehrte zu Siena, Bologna, Ferrara, erhielt wichtige Aufträge, 140% 
auf dem Konzil zu Pia Abg. der Univerfität Bologna, auf dem Kojtniger Konii 
advocatus coneilii und scrutator votorum, 7 13. V. 1416. 

Gr jhrieb: Comm. in Decretales, Lugd. 1535—43; Bonon. 1581, 1583. — Lecturs 
” er Sexto, Lugd. 1517; super Clementinas, Venet. 1483; Mediol. 1494; Lugd. 1534, 1549, 

Bonon. 1581, 1593 n. 9. 

$it.: Schulte, Gelh., II. 278282. Teichmann. 


Petrus Bleſenſis, junior, canonicus cancellarius zu Chartres, verjaßte 
wahrſcheinlich um 1180 das Speculum jur. can. ed. Reimarus, Berol. 1837. 

Lit.: Savigny, IV. 433—436 (über P. BL. ar ie — Schulte, Geſchichte, I M 
257. — Bethmann: -Hollweg, Giv.Prz-, Bb. Teihmann. 


Petrus Jacobi, & zu Aurillac, lebte ala Prof. in Montpellier. 

2 Gr | — 1311 feine Practica aurea, au ber ber tractatus de arbitris wol nur ein 
uszug I 
7 : Savigny, VI. 37-39. — De Parieu, Etude sur la pratique dorde de Pierre 
—— Hr Wolomwsfi’s Revue de legislation et de jurisprudence, XX. 417—425. — 
v. — ———— Geſchichte der populären Literatur des Römiſch-kanoniſchen Bin in Deutich: 
land, Leipz. 1867, ©. 291, 292. —— ———— Giv.Prz., — — 227. 

eichmann. 


Petrus Ravennas (Petrus Tomais), & zu Ravenna, dozirte zu Paduag, 
Piſa, Greifswald, Wittenberg, Köln, * gegen 1508 in Mainz. 

_Scäriften: Alphabetum aureum, Colon. 1508; Rothomagi 1508; Lugd. 151], 
1517. — Repetitio C. inter alia, 1499. — De potestate pontificis, Albiburgi 1503. — Con- 
pendium juris eivilis, Albib. 1503. — Comp. juris canonici, 1504—1506. — Allegationes 
et conclusiones in materia consuetudinum, 1508. — Notabilia dieta, 1508. — Compend. in 
materia — 1508. — Constitutio de statutis, Colon. 1574. — Consilia. — Opus. 
varia 
Fr Stobbe, a 1. ©. 14. — Kojegarten, Geſchichte ber Univerfität 
Greifswald, I. ©. 1544— — Ben Aus dem Univerfitäts- und Gelehrtenleben > 
Zeitalter der —— F 1866, 69 ff., 95—128, 371—395. — Muther, Zur 6 
'hichte der Rechtswiſſenſchaft, S 129, 250 ff. — v. Stainhing, — der ls 
Lit., Leipz. 1867, ©. 147. — Schulte, Geichichte, IL. 403, Teihmann. 


Petruß de Sampjone, & in Nimes oder Umgegend, lehrte wol 1230 —60 
zu Bologna. 
Er ihrieb: Summa decretalium. — Distinctiones. — Lectura in Decret. Innocentü 
IV. — a — —— auch die Synodalſtatuten von Nimes (1242—72). 
an: Lehrbuch des katholischen Kirchenrechts, 3. Aufl. m ©. 17; Der: 
(else, Gefhite, U . 108— 110. Teihmann. 


Petrus de Unzola, 5 zu Ungola, wurde 1275 Notar, F 1312. 

Schriften: Aurora novissima, Vincent. 1485. — Zufäße zu dem tractatus unb ber 
flos des Rolandinus, Lugd. 1538. — De judiciis, Vinc. 1487. — Apparatus rotularum, 
Vincent. 14%. 

Lit.: v. —————— nun ber populären Literatur de Römiſch-kanoniſchen Rechte: 
in Deutichland, Leipz. 1867, ©. 29%. — Bethmann-Hollweg, Eiv.Prz., Bd. VI. ©. 19. 

Zeihmann. 

Petrus de Vinea (Pietro della Vigna) 5 zu Capua gegen 1190, der be 
rühmte, unglüdliche Protonotar Friedrich's V., betheiligt an der Gefeßgebung für 
Sizilien, namentlich aber an den Beitrebungen deffelben behuis Gründung einer 


Pfandbriefe. 45 


faiferlichen Kirche, in der Petrus der Vikar des Kaiſers, ein neuer Fels der Kirche 
jein jollte, 7 nach Blendung wol durch eigene Hand auf dem Wege nach Piſa 1249. 
Xit.: G. de Blasiis, Della vita e delle opere di P. de V., Napoli 1860. — Huil- 
lard-Breholles, Vie et correspondances, Paris 1865. — Sclopis, I. 50, 266. — La 
Mantia, Storia della legislazione di Sicilia, Palermo 1866, I. 94, 97. Sei 
eihmann. 


Pfandbriefe, auh Hypothekenbriefe genannt, find Heutzutage zins— 
tragende, meift auf den Inhaber lautende Obligationen, welche größere Immobiliar— 
freditinftitute ala Schuldner ausstellen in Höhe von Beträgen, für welche fie jelbft 
wiederum Hypothefariich geficherte Gläubiger find. 

Zwei Arten ſolcher Kreditinftitute find zu unterjcheiden : 

I. Korporationen von Jmmobiliareigenthümern eines Lokal begrenzten Bezirkes. 
Mitgliedsfähig find bisweilen nur die Eigenthümer einer beftimmten Klaſſe ländlicher 
Srundjtüce, 3. B. der Rittergüter, bisweilen aller Güter von einem gewiffen Minimal— 
werthe ab aufwärts, mag für leßtere der gemeine Sachwerth, der jährliche Rein- 
ertrag, oder die Grunditeuer als Maßſtab gewählt fein. Die älteften diejer „land— 
ihaftlichen Kreditverbände“ oder „Landichaften“ gehören dem letzten Drittel des 
vorigen Yahrhunderts an und find eine Schöpfung Friedrich’ des Großen. Die 
Verwüſtungen des fiebenjährigen Krieges und die Münzreform ftellten in Schlefien 
Anforderungen an den Jmmobiliarkredit, dem die bisherigen Einrichtungen nicht ges 
wachien waren, da entwarf ein Kaufmann Bühring in Berlin den 1767 höheren 
Orts freilich abgewieienen Plan eines KHreditvereines für Schlefien, auf den alle 
heutigen Jmmobiliarkreditinjtitute zurüdzuführen find. Kaum zwei Jahre jpäter 
entichloß fich, Friedrich der Große auf Veranlaffung jeines Großkanzlers v. Garmer, 
die Errichtung der Schlefifchen Landichaft unter ummejentlichen Abweichungen dom 
Bühring’fchen Entwurf zu genehmigen. Die glüdlichen Rejultate deffelben ver- 
anlaßten jehr bald die übrigen Provinzen, aus eigener Initiative gleiche Inflitute 
zu errichten. 

Ihrer wirthichaftlichen Seite nach find die Korporationen Vermittler zwifchen 
dem geldbedürftigen Grundeigenthümer und dem zinsfuchenden Kapitaliften. Auf 
das Geſuch des Grundeigenthümers fertigte die Korporation früher nach) Vornahme 
der erforderlichen Schritte, wie Aufnahme der Werthtare u. ſ. w. über den begehrten 
oder bewilligten Betrag, in den vom Grundeigenthümer gewünfchten Appoints 
numerirte Inhaberpapiere aus, welche fie nach ihrer Nummer auf das betreffende 
Grundſtück Hypothefarifch eintragen ließ. Auch die Papiere jelbft erhielten einen 
diesbezüglichen Spezialvermerk, jedoch ohne direkte Angabe des Grundſtückeigenthümers, 
und wurden dadurch zu Inhaberhypothefeninftrumenten. Dieje Papiere händigte die 
Korporation dem Gigenthümer des nun piandbelajteten Grundftüces entweder zu 
beliebiger Dispofition direft aus, oder fie vermittelte auch noch für feine Rechnung 
den Verkauf an Dritte und übergab ihm dann nur den Erlös, Der P.inhaber ijt 
Gläubiger der Korporation, er darf fich wegen Zinfen und Kapital aber auch direkt 
an das verpfändete in feinem PB. bezeichnete Gut halten; überdies hafteten noch die 
Grundſtücke der gefammten Mitglieder der Korporation folidariih. Die Korporation 
jog ihrerſeits von dem Gigenthümer des Grundjtüds Zinſen und eventuell das 
Kapital ein, und hatte jelbft ein Piandrecht am Grundſtück, für deffen Nealifirung 
ihr wejentliche Privilegien zur Seite ſtanden. — Später jchloß die Korporation 
jelbjt mit dem Grundeigenthümer einen Darlehnävertrag, ließ ihre Forderung eins 
tragen, und jtellte nun auf Grund deſſen Inhaberobligationen aus. Deren In— 
haber iſt Lediglich Gläubiger der Korporation, aus dem früheren Ingroffations- 
dermert auf dem Inhaberpapier ift ein einfacher Vermerk des Inhalts geworden, 
dak die Korporation es auf Grund einer von ihr erworbenen hypothekariſch 
geficherten Forderung ausgeſtellt habe, der Piandbriefinhaber hat fein dingliches Recht 
mehr am verpfändeten Grunditüd. Die P., früher beiderjeitig kündbar, wurden im 
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vierten Dezennium unſeres Jahrhunderts für den Inhaber unkündbar. Mit dem 
Darlehn verbindet ſich auch ein Amortiſationsvertrag. Ihre Sicherheit finden dieſe 
landſchaftlichen PB. vor allem darin, daß erſtens die Korporation niemals unfundirte 
Briefe anägiebt, zweitens die Hypotheken innerhalb der eriten zwei Drittel des Gute- 
werthes bleiben müflen. Dieje Landjchaften eriftiren noch; eine unter ihnen gejchloffene 
Vereinigung jucht die P. börjen- und fursfähiger zu machen. 

II. Da die jtetig jteigende Jntenfität des landwirthichaftlichen Betriebes eine 
ftärfere Anfpannung des Jmmobiliarkredits forderte, aber die landichaitlicde Be- 
leihungsgrenze häufig engere Grenzen zog als die hypothekariſche Sicherheit verlangte, 
oder anders die Grundftüde eine ſtärkere Piandbelajtung bei voller Sicherheit der 
"Forderung geitatteten, ferner die Eigenthümer ftädtiicher Grundftüde und auch ganzer 
Klaffen Ländlicher Grundſtücke von dieſen Kreditinitituten ganz ausgeichlofien waren, 
jo bildeten fich etwa jeit der Mitte unjeres Jahrhunderts noch andere Jmmobiliar- 
freditinstitute theils auf genoffenjchaftlicher Grundlage, theils in Form von Aktien— 
geſellſchaften, alſo ſtets Korporationen dritter ‘Perjonen. Namentlich die leßteren, 
die jog. Hypothekenbanken, richten ihren Betrieb ganz faufmännifch ein und er: 
jtreden ihn auf Immobilien faft jeder Art. Ihre Hypothefenbriefe tragen ganz die 
vorhin befchriebene zweite Form der landichaftlichen PB. Ihre Beleihungsgrenzen 
find weiter gefaßt, theild unterliegen fie dem freien Ermeſſen des Vorjtandes, ſo 
namentlich in Süddeutjchland , theila find fie an Quoten der einen oder anderen 
MWerthtare gebunden. Der Grundeigenthümer erhält bier die Darlehnsiumme theils 
direft baar ausgezahlt, theil auch nur die P. zur eigenen Verwerthung ausgehändigt. 
Dieje Hypothekenbanken geben den Grundeigenthümern fündbare, unfündbare, auch 
Amortijationsdarlehne. Die P. find nur auf Seiten der Bank kündbar, nicht ſelten 
find fie mit Prämien rüdzahlbar, 3. B. jo daß der Inhaber jtatt des Nominal- 
betrages von 100, den Betrag von 110 zurüdbefommt. P. in höheren Geſammt— 
jummen ala dem zehn: und zwanzigiachen Betrage des Aftienfapital® in Umlauf 
zu halten, pflegt diefen Hypothekenbanken verboten zu jein. 

Wie die Mehrzahl der gewerblichen Unternehmungen, jo haben auch dieje 
Hypothekenbanken unter der legten Gründungskrifis oder den fie begleitenden Um— 
jtänden gelitten und leiden zum Theil noch an deren Folgen. Die Hypotheken— 
banten find wie jeder Kaufmann darauf angewiejen, ihr Geſchäftskapital möglichit 
oft und mit möglichit hohem Gewinn — bier Zins und Provifion — umzuſchlagen; 
deshalb fommen fie fait naturgemäß jehr bald dahin, Hypothefariiche Darlehen aus— 
zugeben, ja zu juchen und entiprechend PB. auszuitellen, nur um möglichjt hohe Divi- 
dende vertheilen zu können. Die damalige Preisjteigerung aller Werthobjefte, auch 
der ſtädtiſchen und ländlichen Srunmdjtüde, das Sinfen des Geldwerthes verleitete die 
Bankvorjtände in zum Theil ganz entjchuldbarer Weije, Piandobjekte höher zu ver- 
anichlagen,, höher zu beleihen ala der jpätere Nüdgang der Grundjtüdspreife, wie 
jetzt erſt erfichtlich,, rechtiertigte. Die Nothwendigfeit, um bei den jeit der zweiten 
Hälfte des vorigen Dezenniums fich immer häufiger einjtellenden Zwangsverkäufen 
der Piandobjekte nicht Ausfälle zu erleiden, die Grundſtücke jelbjt zu erjtehen, bürdete 
den Öppothefenbanfen einen für ihr Grundkapital Häufig zu hohen, jchwer zu ver: 
werthenden Immobiliarbeſitz auf, und bindet dadurd zum Theil jogar ihre Betriebe- 
gelder. Ein Sinten ja bisweilen völliges Schwinden des Geichäftsgewinnes konnte 
nicht ausbleiben, und bald erwachte auch in den P.inhabern Sorge um die Sicher: 
beit ihrer Forderungen. Die P. fanden in Folge deifen nicht mehr jo willige Abnahme 
im Publikum, ja ftrömten zum guten Theil jogar an die Börfen und durch diefe in 
die Hypothekenbanken zurüd. 

Dieſe und andere Uebeljtände veranlaßten die Hypothefenbanfen jelbit, darauf zu 
achten, wie den Hypotheken- oder P.inhabern größere Sicherheit gewährt werden 
fünne. Zwei Wege zeigten fich, eritens ihnen durch einen ihre Intereſſen vertretenden 
Pfandhalter ein Fauſtpfand an den Emiſſionshypotheken zu beftellen, zweitens gejeßlich 
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einige Sonderrechte der P.inhaber im Konkurſe der Hypothekenbank zu ſtatuiren. 
Eine Petition der Hypothekenbanken an den Reichstag erſuchte um Regelung der 
Pefrage; es kam zu einem Geſetzentwurf, betreffend das Fauſtpfandrecht für P. und 
ähnliche Schuldverſchreibungen, welcher an eine Kommiſſion verwieſen wurde, jedoch 
in der Seſſion 1876 nicht mehr bis zur dritten Leſung gelangte. Die Regelung der 
P.frage, die inzwiſchen eine Tendenz zeigt, ſich zu einem Geſetz über die ganzen 
Hypothekenbanken auszudehnen, jteht daher noch aus. 
Ueber die Lit. vol. Rabe, Sammlung Preußiſcher ek Bd. XI. ©. 9 ff. und XII. 
©. 7 ff. (1818 u. 18: ) und das faft erichöpfende Verzeichni ne ulian Goldſchmidt 
— — und Direktor der Norddeutſchen Grundkreditbank ga" erlin), Deutiche Hypo: 
thefenbanfen, Kritik und Reformvorjchläge, Jena 1880, S. 230 ff. — Dazu noch I. Bald, 
Tas Fauftpfandrecht für Pfandbriefe und bie — — Berlin 1880. — Roj er, 
Nationaldfonomit des Aderbaues (6. Aufl. 1870), ©. 133 fi. — Gierke, Dad Deutiche 
Genoffenichaftärecht, Bd. I. (1868) ©. 1068 ff. Laſtig. 
Pfandlehn, feudum pignoratitium. Da nach allen Urkunden, welche über 
die Errichtung eines P. erhalten find, unzweifelhaft ift, daß der Gläubiger Vajall 
wurde, jo Eonnte darüber nie ein Bedenken auftauchen, daß jenes wol zu unter= 
icheiden jei von der Verpfändung eines Lehns, bei welcher der Piandgläubiger in 
das Lehnsverhältniß gar nicht eintritt. Aber was den Gegenftand der Verleihung 
bildete, war früher jehr bejtritten, zumal man den Urfprung des Inſtituts — die 
geliehene Satung des Deutichen Rechts — nicht fannte und einzelne Beitimmungen 
des Langobardiſchen Lehnrechts, welche vom feudum pignoratitium nicht handeln, 
auf daflelbe bezog. Auf den richtigen Weg hätten die Urkunden Hinleiten können, 
welche zum Theil wenigitens an Deutlichkeit nichts zu wünfchen übrig lafien: bona, 
quae mihi pro 10 m. iure feodi fuissent obligata — obligantur bona 
pro — ut ea teneat iure feodi, quod dicitur Pfandlehen. Das Gejchäft be= 
ftand aljo darin, daß dem Gläubiger ein Gut zur Sicherheit für die Forderung zu 
Befi und Genuß als Pfand übergeben und daß er gleichzeitig mit diefem Gute 
belieben wurde: der Gläubiger wird jeines Piandrechts wegen und in Beziehung 
auf das verpfändete Gut Vaſall. Diefer jet wol allgemein angenommenen Auf— 
taflung, daß das zu Pfandrecht übergebene Gut den Gegenitand der Verleihung ge— 
bildet habe, jteht die ältere gegenüber, wonach das feudum pignoratitium ein Zehn 
am Pandrechte geweſen ſei: obiectum huius feudi, lehrt Böhmer, est jus pig- 
noris in re tradita ideoque recte vocatur pignus infeudatum; auch das Preuß. 
Allg. ER. folgt diejer Theorie, indem es I. 18 $ 75 beitimmt: wenn einem Gläubiger 
das Pfandrecht auf eine zur Sicherheit feiner Forderung übergebene Sache zu Lehn 
verliehen worden, jo heißt es ein P. Die richtige Anficht ift zuerſt von Gottir. 
Madihn (Miscellen aus allen Theilen der NRechtögelehrtheit, I. Nr. XXXXVII. 
S. 241 ff.) vertheidigt worden, ohne indeß alsbald allgemeinen Eingang zu finden. 
Eichhorn (Einleitung, $ 196) charakterifirte das in den Urkunden erwähnte P. als 
ein wiederfäufliches Lehn, Andere hielten es wenigitens dem praftijchen Rejultate 
nah ganz ähnlich dem Kaufe auf Wiederfauf (val. Pfeiffer in Weiske's 
Rechtäler., VI. 399). Allein auch dieje Anfichten find nicht richtig; ſowol nach 
den Quellen des Deutichen Lehnrechts wie nach der jpäteren Praris wurde das P. 
vom wiederfäuflichen Lehn unterjchieden, wie das namentlih Homeyer (Spitem, 
518 ©. 345— 8351) nachgewiejen hat. Val. auch noch v. Gerber, 8 108; Befeler, 
5 104 Note 18 und 8 95 Note 6; Meibom, Das Deutjche une, ee 384 ff. 
rantiın. 
Pfandleihen im weiteren Sinne find Anjtalten, welche auf Pfänder Geld 
leihen ; in diefem Sinne gehören auch die Lombardbanken (f. d. Art. Reichsbank) zu 
ihnen. Im engeren Begriff veriteht man jedoch unter P. öffentliche oder konzeſſionirte 
Anftalten, welche befugt jind gegen einen entiprechenden Zins Darlehen auf Pränder 
zu geben, und welche gewiſſe Vorrechte genießen, aber auch beftimmte polizeiliche 
Verpflichtungen übernehmen. — Das Kanoniſche Zinsverbot hatte den Nachtheil, 
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daß der Aermere für den Fall der Noth in Wucherhände gerieth. Es beginnt daher 
ſchon im frühen Mittelalter die öffentliche Wohlthätigkeit mit der Begründung von 
Banken, welche den geringen Leuten auf Pfänder Geld vorſtreckten. Nach den Einen 
ſoll die erſte dieſer öffentlichen P. im Jahre 1350 in Salins (Frankreich), nach 
Anderen etwa ein Jahrhundert ſpäter in Perugia auf Anſtiften eines Minoriten— 
mönchs entitanden jein, in Deutichland erfolgte die Gründung einer ſolchen zuerit 
dur; Marimilian I. in Nürnberg (1498). Die Bedenken, welche von Kanoniſcher 
Seite gegen die Zuläffigfeit diefer P. erhoben wurden, hörten auf, nachdem unter 
Leo X. das Lateranenfifche Konzil (1514—1517) fich für diefelbe erflärt hatte 
Don Italien breiteten fich die P. bald über Flandern, Frankreich und Deutjchland 
aus. Die öffentlichen wurden bejonders privilegirt und erhielten den Namen mons 
pietatis nach dem Stalienifchen monte di pietä (das Wort „monte“ bedeutet ın 
diefer Verbindung foviel wie Maſſe oder Bank). Die privaten P. knüpfen an die 
Lombarden, die Bankiers des Mittelalters an; fie beduriten ebenjall® der obrig— 
feitlichen Konzeſſion. 

Die Unterjcheidung zwiſchen öffentlichen und privaten P. ift auch im Deutjchen 
Reich geblieben. Die öffentlichen wurden namentlich im vorigen Jahrhundert als 
ein bejonderes Schußmittel gegen den Wucher angeiehen und ihre Gründung vom 
Staat jelbjt übernommen, jo in Wien 1707 mit einer Reorganifation, in Berlin 
1787. In Preußen, requlirte die KHab.Ordre vom 28. Juni 1826 (Geſ.Samml. 
©. 81) die Grundſätze für die öffentlichen jtädtiichen P. und die Hab.Ordre vom 
25. Febr. 1834 ftellte ein Reglement für das Königl. Yeihamt in Berlin auf. Die 
privaten P. wurden allenthalben der Aufficht der Polizeiobrigkeit unterworfen umd 
fonnten nur mit deren Bewilligung betrieben werden. Ihre Inhaber waren ver: 
pflichtet, öffentliche Regifter zu führen, diejelben jederzeit der Behörde zur Einſicht 
vorzulegen; fie mußten fich mit dem polizeilich jeftgejegten Zinsfuß, welcher jedoch 
den landesüblichen überjchritt, begnügen, hatten aber das Necht, die Pfänder nad 
der Verfallzeit ohne vorherige Klage unter polizeilicher Kontrole zu verkaufen. 
Partifularrechtliche Piandreglements ordneten das Weitere, jo in Preußen das erite 
volljtändige vom 13. März 1787 mit Abänderungen vom Jahre 1801, 1803 u. j. w.; 
in Hannover die Gew.O. vom 1. Auguſt 1847 8 40 und die Min. Bel. vom 
15. Okt. 1847; in Heſſen-Naſſau, Schleswig-Holitein und in den Gebieten des 
Franzöſiſchen Rechts bejtanden nur einzelne polizeiliche Verordnungen. In der Regel 
fanden in neuerer Zeit die P. ihre Stelle in den Gew.Ord. (jo auch in Preußen; 
vgl. ferner das Gefeg vom 22. Juni 1861). 

Auch das neue Deutiche Neich hat fich mit den P. befonders beſchäftigt. Schon 
das Bundesgeſetz vom 14. November 1867, welches die Höhe des Zinsfußes bei 
freditirten Forderungen der freien Vereinbarung anheim gab, ließ die Landes— 
bejtimmungen über gewerbliche Yeihanjtalten bejtehen. Die Norddeutiche Gew.O. 
vom 21. Juni 1869 $ 35 Abſ. 2 ließ den Gewerbebetrieb eines Piandleihers ohne 
beiondere Erlaubniß zu, doch konnte derjelbe demjenigen verfagt werden, welcher wegen 
Verbrechen oder Vergehen, gegen das Eigenthum oder aus Gewinnfucht begangen, 
beitrait war. Die Freigebung des Gewerbes hatte jedoch erhebliche Mikjtände zur 
Folge, deren Bejeitigung das RGeſ. vom 23. Juli 1879 anſtrebt. Hiernach bedar 
derjenige, welcher das Gejchäft eines Prandleihers betreiben will, der obrigkeitlichen 
Grlaubniß, welche verjagt werden fann, wenn bie Unguverläffigteit des Nachſuchenden 
in Bezug auf den beabſichtigten Gewerbebetrieb durch Thatjachen begründet ift. Die 
Grlaubniß darf nicht auf Zeit ertheilt werden (Gew.D. 8 40), der Widerruf ift mur 
geitattet, wenn nachträglich Umjtände fich ereignen, welche die Verfagung der Er: 
laubniß gerechtfertigt hätten (Gew.D. 88 55, 143). Auch können die Landes: 
vegierungen bejtimmen, daß in Ortichaften, für welche dies durch Ortsftatut (Gem. DO 
$ 142) iejtgefegt wird, die Erlaubniß von dem Nachweis des Bedürfnifjes abhängig 
gemacht werden kann. Als Piandleiher gilt nach dem Gejeg aber auch der jog. Rück— 
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kaufshändler, d. h. derjenige, welcher gewerbsmäßig bewegliche Sachen mit Gewährung 
des Rückkaufsrechts ankauft. Die Centralbehörden ſind befugt über den Geſchäfts— 
betrieb der Pfandleiher Vorſchriften zu erlaſſen, ſoweit darüber die Landesgeſetze keine 
Beſtimmungen treffen; ſie können auch anordnen, wie die Pfandleiher ihre Bücher zu 
führen und welcher Kontrole ſie ſich über den Umfang und die Art ihres Geſchäfts— 
betriebes zu unterwerfen haben. Hiernach ſind in den einzelnen Staaten zahlreiche 
Verfügungen ergangen, jo in Preußen der Cirk. Erl. des Min. des Innern vom 
21. Sept. 1879 (Min.Bl. für die innere Verwaltung ©. 253). Gegenwärtig 
it in der Landtagsſeſſion 1880/81 in Preußen ein Gejeß, betr. das P.gewerbe, ver: 
einbart worden, deſſen Publikation am 17. März 1881 erfolgte. Daſſelbe jet als 
Zinsfuß zwei Pfennig für jeden Monat und jede Mark von Dahrlehnsbeträgen bis 
zu 30 Mark, einen Piennig für jeden Monat und jede diefen Betrag überjteigende 
Mark feſt, doch kann wegen jeiner Auslagen der Piandleiher fich ausbedingen, daß 
ihm an Zinſen in allen Fällen mindejtens der Betrag von zwei Monaten gezahlt 
werden müſſe. Für die Berechnung der Zinjen find genaue Vorſchriften gegeben, 
jo u. A., daß jeder angefangene Monat für voll berechnet wird. Daneben darf bei 
Darlehen big zu 50 Mark eine Einjchreibegebühr bis 20 Pfennig genommen werden. 
Weitere Forderungen des Piandleihers für Aufbewahrung, Erhaltung des Piandes, 
jowie die Vorwegnahme der Zinjen find verboten und begründen eine erſt im Fünf 
Jahren verjährende Rüdjorderungsflage. Die Fälligkeit des von dem Prandleiher ge 
gebenen Darlehns tritt nicht vor jechs Monaten nach der Hingabe ein; entgegenitehende 
Abreden find nichtig, doch kann der Schuldner früher einlöfen (bis zum Abjchluß des 
Verfaufes jogar), braucht aber aladann nur die Zinjen bis zum Zeitpunft der Ein— 
löfung zu bezahlen. Der Erwerb des Piandrechts tritt für den Pfandleiher erit Durch 
die Eintragung des ihm übergebenen Gegenitandes in ein bejtimmtes Prandbuch ein, 
deſſen Inhalt geieklich vorgeichrieben it. Der Verpfänder erhält einen Pfandſchein, 
welcher zwar als Yegitimationspapier gilt, aber im Hinblid darauf, daß einerieits 
die Verpfändung vielfach durch Mittelsperjonen erfolgt und amdererjeits ich nun 
einmal eim nicht zu bejeitigender Verkehr mit Piandicheinen ohne förmliche Weber; 
tragung der Rechte aus dem Pfandvertrage eingebürgert hat, ijt dem Beſitzer des 
Pandicheins ein gewiffer Schuß und Gelegenheit zur Wahrnehmung jeiner Rechte 
auch gegen den Verpfänder gegeben, indem bejtimmt worden ift, daß der Verpfänder 
das Pfand ohne Nüdgabe des Piandicheins erit nach Ablauf von drei Wochen nad) 
der Fälligkeit des Darlehns einlöjen kann. Der Verkauf des Pfandes erfolgt in 
Abweichung von den bisherigen Vorſchriften ohne einen vollſtreckbaren Rechtstitel 
und ohne gerichtliche Ermächtigung Lediglich in öffentlicher Verfteigerung durch einen 
Serichtsvollzieher oder zugelafjenen Auftionator (Gew.O. $ 36), nicht früher als 
vier Wochen nach Fälligkeit. Die Vorfchriften der CPO. SS 717 Abi. 2, 721, 722 
find in das Gejeß analog übernommen. Der Ueberſchuß des Erlöjes nach Abzug 
der Schuld und des verhältnigmäßigen Antheils an den Koſten des Verkaufs ift bei 
der Ortsarmenkaſſe zu Hinterlegen und verfällt derjelben, ſofern der Berechtigte ihn 
nicht binnen Jahresiriit in Anspruch nimmt. Nichtbeobachtung der für den Ver: 
fauf gegebenen Vorjchriiten macht den Piandleiher erfaßpflichtig, die Klage gegen ihn 
verjährt ebenfalls in fünf Jahren. Die jtaatlichen Leihanftalten (es beſteht nur eine 
jolche in Berlin) werden von dem Gefeß nicht berührt, die Errichtung von P. durch 
Gemeinden und Kommunalverbände bedürfen der obrigfeitlichen Genehmigung, und 
Ne unterliegen, ſoweit fie in Zukunft errichtet werden, den Beitimmungen diejes 
Geſetzes, während dafielbe auf die bereits beftehenden P. diefer Art vorläufig feine 
Anwendung findet, aber von dem Minifter des Innern in Antvendung gebracht werden 
fann. — Reichögejeglich fommen ala Strafbeftimmungen noch in Betracht: RStrafGB. 
S 360 Nr. 12 in der Faſſung des Geiehes vom 26. Febr. 1876 bzw. Gew. O. 
s 148, wonach P. und Rückkaufshändler, welche bei Ausübung ihres Gewerbes den 
darüber erlaffenen Vorſchriften zuwiderhandeln, mit Geldjtraie bis zu 150 Mark oder 
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mit Haft beſtraft werden, und $ 290, welcher den öffentlichen Pfandleih— 
Gefängnißitrafe bis zu einem Jahre und Gelditrafe bis zu 900 Mark androh 
fie ihnen in Pfand gegebene Gegenjtände unbefugt in Gebrauch nehmen. 
Quellen: Reichdgeieh vom 23. Juli 1879 Art. IV. (R.G.Bl. ©. 267) und das 
— Preußiſche —8 vom 17. März 1881. 
Außer den Kommentaren der em. O. u. ben Yehrbüchern bes ——— 
und Polizeirechts beſonders L. v. Stein, antiue der Verwaltungslehre, Au 
S. 405, woſelbſt ſich noch weiterer iteraturnachiveid findet. mus 


Pfandprivilegien, privilegirte Piandrechte, jo nennt man diejenigen 
rechte, welchen, abweichend von dem allgemeinen Grundſatz, daß regelmä 
ältere Piandrecht im alle der Konkurrenz dem jüngeren vorgeht, nad 
deren gefeglichen Beitimmungen der Vorrang vor den übrigen eingeräumt ift 
jelben rangiren im gemeinrechtlichen Konkurſe in der zweiten Klaſſe der K 
gläubiger. In der neueren Theorie ijt ftreitig, ob die PB. ein Vorrecht a 
denjenigen Piandrechten erzeugen, mit denen belaftet eine Sache in das Eig 
desjenigen gekommen ift, gegen den die privilegirte Piandforderung entiteht. 
jeit Thibaut vielfach bejahte Streitfrage wird doch in der Praris mit Reı 
neint. Den Piandrechten aus der Zeit des früheren Gigenthümers legt die 
im Konkurſe ein Separationsrecht bei; die Prandgläubiger diefer Art nehn 
verpfändete Sache ala Piandjeparatiften, Separatijten ex jure crediti aus 
meinen Konkursmaſſe zur abgefonderten Berriedigung heraus. Zu folchen 
jeparatiften wird, wenn auch nicht ohne Widerfpruch, der Veräußerer der 
ſelbſt gerechnet, welcher fich bei der Veräußerung für das rüditändige Kaufe 
and an der Sache vorbehalten hat. Eine Mittelmeinung hält für dag Pfand 
aus der versio in rem daran feſt, daß daflelbe ſoweit privilegirt ift, auch den 
rechten aus der Zeit des früheren Eigenthümers vorzugehen. 

Als P. find geieglich anerkannt: 1) das Prandrecht des Fiskus wegen rı 
diger Steuern und wegen Kontraktsforderungen. Objekt des privilegirten Pfan 
in letzter Beziehung find jedoch nur die durch den Kontrakt erworbenen 
2) Das Piandrecht des auf Nüdgabe der dos gerichteten Anspruchs, jofern 
der Ehefrau oder deren Defcendenz geltend gemacht wird. 3) Das Piandrı 
versione in rem, für forderungen, welche daraus erwachten find, daß für d 
haltung, Wiederherftellung oder Anſchaffung der Sache Kredit gegeben ift, 
das Kreditirte wirklich zu folchem Zwecke verwendet worden. 

Die Preuß. und Sächſ. Geſetzgebung erkennen jolche P., die mit dem ° 
der Grfennbarfeit der Piandrechte (Publizität) unvereinbar find, regelmäßia 
an; jedoch werden nach Preuß. Necht aus dem Erlös eines jubhajtirten Grun 
vor den eingetragenen Reallaften und Forderungen zweijährige Rückſtände a 
Deichlaft, den jtaatlichen Grunditeuern und anderen gemeinen Laſten, ſowie 
rücjtände des ländlichen Gefindes, der Wirthſchafts- und Forſtbeamten au 
legten Jahre vorwegbezahlt. Rückſichtlich der Seeichiffe haben Handelsrechtli 
jogenannten Schiffsgläubiger privilegirte Prandforderungen. Bezüglich des Mo 
vermögens hat die Deutiche KO. die Beitimmungen über P. antiquirt; nur 
die KO. $ 41 gewiſſe Gläubiger den Fauſtpfandgläubigern gleichitellt, kann e 
auf die landesgejegliche Regelung der gegenfeitigen Stellung dieſer Gläubige 


kommen. 
Lit. u. Quellen: Neuftetel u. Zimmern, nen — in 
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Pfändung ift der nach Deutichem Recht zum Schutze des Grundeigen 
erlaubte Akt der Selbithülfe (Selbiterefution), durch welchen Thiere auf fre 
Grund und Boden ergriffen und wmweggetrieben werden (Thier-P., Schüttung 
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Terjonen auf fremdem Boden angehalten werden, eine Sache zum Piande zu geben 
Perſonal-P.). 

J. 1) Nach Gem. Recht iſt Vorausſetzung des P.rechts, daß ein Thier oder 
Menſch auf fremdem Grund und Boden angetroffen wird, nicht noch der Umſtand, 
daß von denſelben wirklich ein Schaden angerichtet oder eine Beſitzſtörung begangen 
worden iſt (was ſich ja oft nicht ſogleich feſtſtellen läßt); es wird alſo nur erfordert 
ein vermeintliches, nicht ein wirkliches Intereſſe. 

2) Berechtigt, die P. vorzunehmen, iſt jeder, der ein rechtliches Intereſſe daran 
hat, daß das Betreten des Grundſtücks unterbleibt, alſo nicht nur der Eigenthümer, 
ſondern auch der Servitutberechtigte (dieſe beiden eventuell gegen einander), ferner 
der nur obligatoriſch Berechtigte, wie der Pächter, bei Gemeindeland in der Regel 
die Gemeindebeamten (Feldhüter). Für den eigentlich Berechtigten kann die Aus— 
übung durch Perſonen erfolgen, welche dazu eine beſondere oder eine in dem Dienſt— 
oder Amtsverhältniß begründete Vollmacht haben, nicht durch einen negotiorum 
gestor. Unjtatthaft ijt die B., wenn der Betreter ein Recht zum Betreten des 
Srundjtüds hatte, 3. B. das MWenderecht, oder der Eigenthümer verpflichtet war, 
dad Grunditüd zu umzäunen. 

3) Die PB. hat jofort auf dem Grundſtück jelbit zu erfolgen (auf frifcher That), 
wenn nicht das Recht der Nacheile beiteht. Es ift erlaubt, dabei die zur Befeitigung 
eine® unerlaubten Widerjtandes erforderliche Gewalt anzuwenden; verboten ift nur 
der Erzeß in der Gewalt. Ebenjo darf die P. feine übermäßige fein, d. h. es 
dürfen nicht unmöthig viele Thiere oder Sachen weggenommen werden. Wendet der 
Gepfändete nach erfolgter P. Gegengewalt an, um das Thier oder die Sache wieder 
zu erlangen, jo begeht er die umerlaubte Pfandkehrung oder Gegen. Der 
Piänder ift verpflichtet, die Sache aufzubewahren (omnis diligentia in custodiendo), 
er muß dem befannten Gigenthümer des gepfändeten Thieres und eventuell der 
Obrigkeit Anzeige von der P. machen und das Thier in den etwa vorhandenen 
Vranditall ſchaffen Laflen. 

4) Die Vortheile der P. beftehen darin, daß der Piänder an der Piandjache 
ein Retentionsrecht hat und ein Beweismittel für die erfolgte Nechtöverlegung und 
Beihädigung; einer Beſitzſtörung und der Prätenfion einer Servitut, welche durch 
Verjährung das Recht jelbit entitehen lafjen könnte, wird durch diefen Realproteft 
wirfjam vorgebeugt. Der richtigen Anficht nach wird ein dingliches, Dritten gegen- 
über wirkſames Piandrecht aber nicht begründet; nur fann fich der Piändende aus 
dem Piand für jeine Schadenserfaganiprüche und das etwaige Pfandgeld, welches 
aus der Buße zu erklären ift und befonders in den Yändern des Sächſiſchen Rechts 
vorfommt, befriedigen, wenn der Eigentümer der Prandjache unbekannt ift oder fich 
weigert, jeiner Verpflichtung nachzufommen. Die Forderung muß aber immer ge= 
tichtlich geltend gemacht werden. Der Gerichtäftand dafür ift begründet am Ort 
der B. (vgl. EBD. 5 32 „Hlagen aus unerlaubten Handlungen“, unter welche auch 
die Fälle der actio legis Aquiliae fallen — jog. forum delicti commissi). — 

Ueber die Eigen-P. wegen einer Forderung, welche fi am längiten erhalten 
hat ala Recht des Gutsherrn feinen Bauern gegenüber und bei VBorhandenjein einer 
mit der P.klauſel verjehenen Forderung, ſ. den folgenden Art. und über die P. im 
Ciw.Prz. (EPD. 88 708 Fi.) 5. d. At. Zwangsvollitredung. 

U. Unter den PBartitularrehten fennen das Württemb. und das 
Dejterr. Recht nur die Thier-P.; in dem letzteren ift noch bejonders vorgejchrieben, 
daß der Pfänder ſich binnen acht Tagen mit dem Gigenthümer abfinden oder 
Hagen muß, widrigenjall® er das gepfändete Vieh zurücdzuftellen hat, was auch dann 
geichehen foll, wenn der Eigenthümer eine andere angemefjene Sicherheit leijtet. 

Für das Preuß. Recht find im Allg. LR. ausführliche Beitimmungen ges 
troffen. Hiernach heißt P. „die eigenmächtige Befignehmung einer fremden Sache, in 
der Abficht, fich dadurch den Erja eines zugefügten Schadens zu verfichern, oder 

dv. Holgenbdorff, Enc. II. Rechtälerilon IIL. 8. Aufl. 4 
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künftige Schadenszufügungen und Beeinträchtigungen feines Rechts abzuwenden“. 
Zuläffig ift die P. bei Vieh und anderen beweglichen Sachen, aber nur unter ber 
Vorausiegung, daß der Beichädiger oder Störer unbefannt und unficher ift, oder 
die P. das einzige Mittel zur Sicherung des Beweijes bietet, aljo nur im einem 
„Nothitande“. Dabei ift der Erzeß in der anzumwendenden Gewalt und in Wetref 
der zu nehmenden Sachen ausdrücdlich verboten, der Pränder ıft zur Anzeige an die 
Obrigkeit verpflichtet, welche den Schaden jofort zu unterfuchen und abzuihäßen bat 
Außer dem Schadenserjag kann der Pfänder „das in den Provinzialgefegen näbe: 
beitimmte Pfandgeld“ fordern, bei P. zum Schuß gegen Störungen nur das letztere. 
Widerſtand des zu Pfändenden und Gegen-P. werden mit Erhöhung des Pfandgelde— 
auf das Doppelte bzw. Vierfache geahndet. 

Dieſe Beitimmungen und ebenjo die über P. in Schonungen find für das bei 
Meitem wichtigite Anwendungsgebiet der P., die Vieh-P., erſetzt durch die Treieren 
Vorichriiten der Feldpolizeiordn. vom 1. Nov. 1847 und des Gejeßes vom 13. April 
1856, welche ihrerjeitö wieder im Großen und Ganzen durch das noch weiter 
reichende ?reld- und Froritpolizeigejeg vom 1. April 1880 außer Kraft gejeßt worden 
find. Dies Gejeß gilt auch) für den ganzen Umfang des Preuß. Staates, währen) 
die Feldpolizeiordn. im Allgemeinen nur für die landrechtlichen Gebiete Anwendung fand. 

Der 3 77 des Feld» und Forſtpolizeigeſetzes beſtimmt, daß, wenn übergetretenes 
Vieh auf einem Grundſtück betroffen wird, auf dem es nicht geweidet werden Bart, 
dafielbe auf der Stelle und in unmittelbarer Verfolgung von dem Feld- oder Tyorit: 
hüter, dem Beichädigten oder deſſen Angehörigen oder Dienftleuten gepfändet werden 
fönne. Außer diefem Falle des MWeideirevels ift die Thier-P. noch zuläſſig bei 
lebertretung des $ 10 des Geſetzes, welcher den $ 368 Wr. 9 des NStraiGB. er 
gänzt. Hiernach ift das Uebertreten auf fremdes Feld nur dann jtraflos, wenn es 
geichieht wegen der jchlechten Beichaffenheit des Weges oder eines jonftigen Hinder— 
niſſes. Die P. ift binnen 24 Stunden dem Gemeindevoritand oder der Ortspolizei— 
behörde anzuzeigen; der Gepfändete kann bei dem Givilgericht, bzw. der Verwaltungs: 
behörde und den Verwaltungsgericht Klage erheben. Wird die}. aufrecht erhalten, 
jo werden die Piandjachen verjteigert und aus dem Erlös die Koſten und die jehr 
detaillirt geregelten Erſatzgelder gededt, der Schadenserfag nur, wenn er binnen drei 
Monaten gerichtlich geltend gemacht ift. Nach 8 17 wird die unrechtmäßige P. mit 
Selditrafe bis zu 150 Mark oder mit Haft bejtraft, desgl. die Vereitelung der P., der 
MWiderjtand gegen den Pfänder (abgejehen von den SS 113 und 117 des StrafGB.) 
und die Wegnahme gepfändeter Sachen (abgefehen von den Fällen der SS 137 umd 
289 des StrafGB.). Damit ift die Kontroverje nicht erledigt, ob die lediglich von 
einem Privaten vorgenommene P. den Schuß der SS 137 und 289 genießt. Weines 
Erachtens iſt der $ 137, welcher eine amtliche Anordnung vorausſetzt, nicht an— 
wendbar, auch wenn für den Fiskus als Grumndeigenthümer gepfändet wird, wol 
aber ſtets der $ 289, der wohlerworbene Rechte Privater ichüßt, nicht nur Ber: 
tragärechte (vgl. Oppenhoff, Rechtſpr. Bd. VII ©. 153 und Bd. XI. ©. 290; 
Derjelbe, KHomment. zu $ 137 Nr. 2, zu 5 289 Nr. 7; John in dv. Holen: 
dorit’s Handbuch des Strafrechts Bd. IH. ©. 191; Merkel, dajelbit ©. 837 
und v. Schwarze, Kommentar zu S 137 Nr. 2). 

Griolgt die Wegnahme einer Sache, welche nach $ 42 des StraiGB. der Ein: 
ziehung unterliegt, jo kann man dieje nicht eigentlich eine P., jondern nur eine Be— 
ichlagnahme nennen (vgl. SS 94 fi. der StrafPO.). Vgl. auch den Art. Beichlag: 
nahme. 

Das Sächſiſche Necht jchließt fich dem Gemeinen Recht, wie e8 oben dar: 
geitellt worden ijt, auf das Engite an. Die BP. iſt zuläffig auf dem Grundftüd und 
auf einem an dafjelbe anjtoßenden Wege. Der Pränder ift verpflichtet, von dem 
Gepfändeten ein anderes geeignetes Pfand anzunehmen, er kann angehalten werden, 
die Sache bei der nächiten Ortöbehörde zu deponiren, und hat bei der Gerichts: 
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behörde Anzeige zu machen, er hat die Wahl zwijchen Schadenserfag und einem 
Prandichilling von fünf Neugrofchen. Hierfür „haftet die Sache als Piand“. Durch 
die P. wird aljo ein eigentliche Piandrecht begründet, wie denn auch das BGB. 
die P. im Sachenrecht unter der Lehre vom Piandrecht behandelt. 

Im Franzöſiſchen Recht kennt der Code civil die P. nicht. Maßgebend ijt 
noch das decret concernant les biens et usages ruraux et la police rurale vom 
28. Sept., 6. Oft. 1791, welches in Tit. II. $$ 12 und 25 dem Grundeigen- 
thümer ein Precht an Thieren zufpricht. 

Ueber die P. in einign Schweizerifchen Privatrechtsfodifilationen vgl. 
Nägeli, Das Germanifche Selbftpfändungsrecht, $ 30 (S. 74 ff.), ſ. daſelbſt auch 
über die Natur des P.rechts und des Rechts an der gepfändeten Sache (SS 31 ff.). 

III. Bon Deutſchen Reichsgeſetzen ift nur zu erwähnen das Geſetz über 
das Poſtweſen des Deutichen Reichs vom 28. Oft. 1871. Nach $ 17 können ordentliche 
Poften, Ertrapojten, Gitafetten und Kuriere bei Unpajfirbarfeit der gewöhnlichen 
Wege, ſich der ungehegten Wiejen und Weder bedienen, ohne daß Hierbei die P. 
erlaubt wäre ($ 18). Diejelbe ift auch unzuläffig gegen den Pojtillon, der mit 
dem ledigen Gejpann zurückkehrt. Das Recht auf Schadenserfaß it dem Eigenthümer 
vorbehalten. 

Quellen: Für dad Gemeine Recht vol. Kraut, Grundrik, $$ 107 u. 108. — Defterr. 
Allg. BEB. ss 1321 u. 1322. — Preuß. Allg. ER. 88 413—465 I. 14 u. 88 180—135 
1. * — Feldpolizei-Ordnung vom 1. Nov. 1847 (Geſ-Samml. ©. 376) SS 4 y 44, 46 u. 
75 und dazu das Gejeg vom 13. April 1856 (Gej.-Samml. ©. 205). — Feld⸗ und Forſt—⸗ 
volizeigefeg vom 1. April 1880 (Gei.:Samml. ©. 230) 88 69 ff. — Sächſiſches BGB. SS 488 
bis 494. — Gejeh betreffend das Poftweien für das Deutjche Reih vom 28. Oftober 1871 


(R.G.BL. S. 347). 
git.: Wilda, Das Pfändungsrecht, in der Zeitichr. für Deutſches Recht, Bd. I., 1839, 
190—247. — vd. Gerber, Deutiches Privat: 


S. 167 ff. — v. Meibom, Pfandredit, S 5 ©. 
recht, 88 69 ff. — Beieler, Deutſches Privatrecht, S 55. — Stobbe, Deutſches Privat: 
recht, Bd. I. S 70. — v. Roth, Deutiches Privatrecht, Bd. I. $ 89.—v. Wächter, Württ. 
Privatrecht, Bd. II. $ 61. — Sarwey, Das Pfändungsinftitut 2c., im Württemb. Archiv 
für Recht x. I. 2 ©. 283 ff. — Dernburg, Preuß. Privatrecht, Bd. 1.5 123. — Förſter, 
Theorie und Prarid bes Preuß. Privatreht?, $ 49. — v. Rönne, Preuß. Staatäredht, 
Bd. II. 88 426 u. 427. — Unger, Syſtem des Defterr. Allg. Privatrehts, Bd. II. 
©. 343. — Nägeli, Das Germaniſche Selbftpfändungsrecht (Züridy 1876). Keil. 


Pfandungsklaufel (Grefutivflaufel) it der einer Vertragsurkunde hinzu— 
gefügte Paſſus, in welchem fich der Schuldner bereit erklärt, fich der jofortigen 
Grefution des Gläubigers zu unterwerfen. Die Formel lautet regelmäßig „mit 
oder ohne Recht“ oder „ohne Gericht“. Die ganze Urkunde heißt dann 
eine erefutorifche oder mit dem aus Italien herübergenommenen Namen instrumentum 
guarentigiatum. Das Inſtitut ift in Italien entitanden als eine Weiterbildung der 
confessio in iure, dann in allen romanijchen Ländern durd; die Praxis der geiit- 
lichen Gerichte allgemein geworden und in Deutfchland jeit dem ewigen Landirieden 
von 1495 rezipirt worden als letztes Ueberbleibſel der früher weit verbreiteten Selbit- 
hülte. Da es dem Deutichen Voltsbewußtjein durchaus entiprach, jo wurde es in 
dem Reichs⸗Dep.⸗Abſchied von 1600 ausdrüdlich beitätigt, indem dafelbit (S 32) be- 
ſtimmt wurde, daß aus den „Berichreibungen ohne Necht“ ein mandatum sine 
clausula erlafjen werden jollte und ihnen damit aljo das Recht der paraten Erefution 
Jugejprochen wurde, wie dies Alles Briegleb in jeiner trefflichen Darjtellung der 
Geichichte des Exekutivprozeſſes austührt. 

Dennoch Hat dies Necht nicht bis in die neuere Zeit feine gemeinrechtliche 
Geltung bewahrt, jondern nur noch in den Bartifularrechten — nad) dem Vorbild 
des Franzöſiſchen Nechts — gegolten. Vielfach wurde in diefen eine P. auch in 
dem Sinne erfordert, daß auch rechtskräftige Endurtheile nur dann vollitredbar 
waren, wenn fie mit derjelben verjehen waren (Vollſtreckungsklauſel). Durch die 
SPD. ift für das Deutfche Reich dies Alles objolet geworden; dieſe erfordert zur 
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Vollſtreckung eine Vollſtreckungsklauſel (KPO. 3 663) und läßt andererſeits auch aus 
gerichtlichen oder notariellen Urkunden, welche über einen Anſpruch auf eine be 
jtimmte Geldfumme oder auf eine beitimmte Quantität anderer vertretbarer Sachen 
oder MWerthpapiere errichtet find, Die Zwangsvollitrefung zu, wenn die Urkunden 
mit der P. verjehen find, d. 5. wenn der Schuldner fich in der Urkunde der ſofor— 
tigen Zwangsvollitretung unterworfen hat (CPO. 8 702 Nr. 5). Im Uebrigen 
vgl. den Art. Zwangsvollitredung. 

git. u. Gigb.: Briegleb, Ueber erefutoriiche Urkunden und Erefutiv:Pro zojeB ee tr 

Exelutivproʒ ed), 2. Aufl. 1845. — Planck in Schneider's krit. Jahr —— 845, 


SD. 17 ©. 418 ff. — ®ilba, a. o. a. D. ©. 1W— 227. — Renaud, Lehrb. des rien 
Deutichen Eiv. FOR, ©. 702 fr. — d. Meibom, Pfandredt, ©. 220. — Code de — 
dure civile art ss. — EVD. 8. Bud (Zwangävollftredung) j. oben. Keil. 


Pfarrer (Th. I. S. 654, 682; parochus, ecclesiae parochialis curatus, 
eccl. par. rector) ift in der fatholijchen Kirche derjenige Geiftliche mit priefter: 
lihem ordo, welcher vom Biſchof mit der Leitung der Seelforge in einem der 
fleinften, regelmäßigen Diftrifte der Diözefe, in einer jog. parochia oder Piarrei, 
beauftragt it. Wenngleich jein Amt ein ftändiges ift, oder es wenigjtens jein joll, 
jo befigt er doch eine jurisdietio ordinaria im eigentlichen Sinne (d. 5. eine 
jelbitändige Leitungsgewalt für das äußere Gebiet) nicht. Seine Funktionen er: 
jtreden fich zunächſt 1) auf die Ausübung der Seelforge im engeren Sinne, alfo 
Handhabung der Beichte, Spendung der Saframente, Vornahme jonftiger religiöfer 
Ute, wie Benediktionen, Prozeifionen, Ausübung des Predigtamtes, Unterweifung 
der Jugend in der Religion. Sodann hat er 2) nach fatholiichem Recht die Ber 
auffichtigung der Volksſchulen; 3) die Verwaltung des Vermögens der Piarrkirche 
und des Prarrbenefiziums; ferner 4) und zwar früher in vielen Deutjchen Staaten 
auch mit beweiender Kraft für das bürgerliche Gebiet die Führung der Tauf-, Kon 
firmations-, Trau- und Todtenregifter (ein Recht, welches aber für das Deutiche 
Reich nach dem RGeſ. über die Beurkundung des Perfonenitands mit dem 1. Jan. 
1876 bejeitigt worden iſt). Die dem PB. gebührenden Nechte ftehen ihm zu über 
das Territorium und über die innerhalb deffelben domizilirten Perjonen (quidquid 
est in parochia, est etiam de parochia). Es fann daher einmal ein anderer 
Priefter ohne jeine oder des Biſchofs Genehmigung feine geiftlichen Funktionen in 
der Piarrei ausüben, andererfeits hatte früher jeder Ginwohner die Pflicht, den 
gottesdienftlichen Handlungen allein in feiner Pfarrkirche anzumohnen und diefelben 
fi) nur jeitens feines P. leiften zu laſſen (ſog. Pfarrzwang); heute gilt das nur 
noch für gewifje Akte, die jog. jura parochialia oder pfarramtlichen Handlungen im 
engeren Sinne, d. h. für Taufe, Aufgebot, Eheichließung, öfterliche Kommunion, 
Krankenölung und Begräbnif. Für die Vornahme einzelner diefer Akte hat der 
P. einen Anfpruch au? beftimmte Gebühren, die jog. jura stolae (ſ. d. Art. Stoll: 
gebühren). Außerdem kommt ihm der Genuß des regelmäßig mit der Pfarrei 
verbundenen Benefiziums zu. Die befonderen, dem P. in Folge des Griverbes des 
Prarramtes obliegenden Pflichten find 1) die, fpäteitens binnen zwei Monaten von 
der Erlangung des Befites des Amtes das Glaubensbefenntniß und das Gelöbnif 
der Treue gegen die Römische Kirche abzulegen, und 2) die Verpflichtung, an dem 
Site der Pfarrei beitändig Nefidenz zu halten. — In der evangelifchen Kirche 
umfaßt das Piarramt, welches hier ebenfalls das firchliche Amt für die Eleinften, 
regelmäßigen Kreiſe ift, die Predigt des göttlichen Wortes, die Leitung des Gottes- 
dienites, die Verwaltung der Saframente und anderer kirchlicher Handlungen, ferner 
die Handhabung der KHirchenzucht in und mit der Gemeinde; endlich giebt es da, 
wo Presbpterien beitehen, auch zugleich das Necht des Vorſitzes in denjelben. Eine 
eigentliche äußere Leitungsgewalt fommt dem P. nach proteftantifchem ebenſowenig 
wie nach Fatholifchem Kirchenrecht zu. Jedoch nicht deshalb, weil etwa den höheren 
Behörden (Konfiltorien) kraft göttlichen Rechts die Jurisdiftion zuftände, jondern 
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weil in folge der hiſtoriſchen Entwidelung die Leitung der firchlichen Angelegen- 
beiten in die Hände der Landesherren und der von ihnen deputirten Behörden gelangt 
ift, endlich auch der Kreis der vom P. jelbitändig zu erledigenden Angelegenheiten, 
forern nicht ein vollftändiger Independentismus der einzelnen Seeljorger und ihrer 
Gemeinden befürwortet werden joll, der Natur der Sache nach nur ein eng be- 
grenzter jein kann. Vielmehr ift das Piarramt als jolches infofern ein durchaus 
ielbjtändiges, ala es das einzige prinzipiell nothwendige in der evangeliichen Kirche 
iſt umd nicht wie das fatholiiche als bloßes Hülfsamt eines anderen (des biſchöf— 
lichen Amtes) erjcheint. Der oben erwähnte Grundjaß: Quidquid est in parochia, 
et de parochia gilt auch in der evangelifchen Kirche, jedoch ift das Prinzip hier 
noch mehr durchbrochen, wie in der fatholiichen Kirche. ©. übrigens ferner Th. I. 
©. 673, 680 umd den Art. Kirchengemeinde. 

Quellen u. Lit.: Tit. X. de parochiis IIL 29. — Conc. Trident. Sess. 5 de reform. 
e 2. — Sess. 23 de reform. c. 1; Sess. 24 de reform. c. 4, 7, 18. — Kathol. Rirden: 
teht: Aug. Barbosa, De officio et potestate en Lugd. 1647 u. d. — Helfert, 
Ion den Rechten und Pilichten ber Pfarrer, Prag 1832. — Baldauf, Dad Pfarr: und De: 
lanatẽamt, Gräb 1836, 6 Bde. — Schefold, Die Parodialredhte, Stuttg., 2 Bde. — Seitz, 
Das Recht des Pfarramtes der fatholiichen Rechte, 2 Bde. in 3 Thln., Regensb. 1840—42. — 
P. Hinihius, Kirchenrecht, II. 291. — Proteftant. Kirchenrecht: J. H. Boehmer, 
Jus parochiale, Hal. 1701. P. Hinſchius. 


Pfeffinger, Johann Friedrich, & 5. V. 1667 zu Straßburg, wurde 
Frideltor der Akademie zu Lüneburg, Großbritann. Rath, T 27. VIII. 1730. 
Edrift: Vitriarius illustratus h. e, Institutiones jur. publ. Rom. Germ. antehac a 
Vitriario editae, Frib. 1691; Gotha 1698, 1712—1730, 1739 Regifier von Riccius, 1741). 
%it.: Jugler, IV. 177. — Pütter, Xitt., I. 280—282. — Mohl, II. 243. 
Zeihmann. 


Pfeiffer, Burch. Wilh., 5 7. V. 1777 zu Kafjel, wurde 1814 Reg.Rath, 
1817 AGRath dajelbjt, ging nach Lübeck, nach Wilhelm’s I. Tode zurüd nach Kaſſel, 
politisch wirfiam, T 4. X. 1852. 

Chriften: Vermiſchte Aufſätze über Gegenftände des Römiſchen und Deutichen Rechts, 
Rarb. 1802. — Ueber die Grenzen der Patrimonialjurisdiktion, Gött. 1806. — Mit feinem 
jängeren Bruder: Napoleon’3 Gejebuch nach feiner Abweichung von Deutſchlands Gemeinem 
Recht, Gött. 1808. — been zu einer neuen Geſetzgebung für Deutiche Staaten, Gött. 1316. — 
Imioiefern find die Regierungshandlungen eined Zwiſchenherrſchers für den rechtmähigen 
Krgenten nach deſſen Sücttehe verbindlih? Hann. 1819. — Neue Sammlung bemerfens- 
werther Enticheidungen des Appell.Ger. Kaſſel, Hann. 1818—20. — Praftiiche Ausführungen 
aus allen Theilen der Rechtäwifjenichaft, Hann. 1825—44. — Dad Recht ber Kriegderoberung 
in Bezug auf Staatäfapitalien, Hann. 1826. — Ueber die Ordnung der Regierungänachiolge, 
Hann. 1826. — Geſchichte der landftändijchen 2 efafjung in Kurheſſen, Kaſſel 1834. — Das 
Zentiche Meierrecht (1848), 2. Aufl. Kaſſel 1855. — Der alte und ber neue Bundestag, Kaſſel 
151. — Die en be3 — Kaſſel 1851, 2. Aufl. Gött. 1865. — Zeitſchr. 
für Deutſches Recht, VIII. IX. ud XII. 

Kit: Hünersdorf in der Zeitichr. für Deutjches Recht, XIV. 432—447. — Halten: 
born, Geidhichte der Deutichen YBundesverhältnifie, Berl. 1857, Bd. II. 413. 

Zeihmann. 

Pferchrecht (Hürdenichlag; Th. I. S. 501) ift das Necht eines Grundſtücks— 
dehbers, zu verlangen, daß eine Schafheerde auf feinen Aedern des Düngers wegen 
m Hürden gejtellt werde und dafelbjt lagere; oder das Recht des Eigenthümers 
emer Echaiheerde oder des Schäfereiberechtigten, jeine Schafe auf fremden Grundſtücken 
lagern zu laſſen. Das eritere erjcheint entweder ala ein perjünlicher Anjpruch oder 
ala ein Realrecht; das zweite ebenfalls als ein perjönlicher Anjpruch oder ala eine 
rädialjernitut. Dagegen kann weder das eine noch das andere Recht als eine un— 
mittelbare Folge der Weidegerechtigfeit angejehen werden; es kann den Hürdenſchlag 
ohne beionderen Erwerbsgrund weder der Weideberechtigte auf den dem Weiderecht 
mirrfiegenden Grundjtüden, noch der Gigenthümer der lebteren von dem Weide— 
berechtigten beanipruchen. Zumeilen fteht das P. in der eriteren Bedeutung der 
Gemeinde zu, und diefe überläßt es aladann ihrerfeits in der Regel gegen eine Ab- 
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gabe (Pferchgeld) nach einer beſtimmten Reihenfolge allen oder einzelnen zu ihr 


gehörigen Grundbeſitzern. 
Lit.: Hagemann, Handbuch des zug (Dann. 1807), S 316. — 


“ Bülow u. Hagemann, Praft. Erörterungen, ar * eyſcher, Das — 
Württemb. — (2. Aufl. Tübing. 1846 ff.), I. ber Fi. — GSeuffert’3 Ard. 
Nr. 181: XVIL Nr. 8 Lewis. 


Pfizer, Paul Achatius, & 12. IX. 1801 zu Stuttgart, ſtud. in Tü— 
bingen, 1827 Oberjuftizafjeffor, fchied 1831 aus, fieben Jahre lang Mitglied der 
MWürtt. Kammer; bemüht, die Mängel der Bundesverfaffung und die Mikgriffe der 
bundestäglichen Reaktion zur Erörterung zu bringen, furze Zeit Kultusminifter, Ab: 
geordneter in die Deutiche Nationalverfammlung, trat 1851 wieder ala Oberjuitiz: 
rath ein, 1858 in Rubeftand, F 30. VII. 1867. 

Schriften: Briefwechſel zweier Deutichen, Stuttg. 1831, 2. Aufl. 1832. — Gebdanten 
über da3 Ziel und bie ar Bar bed Deutichen Liberaliämus, Tüb. 1832. — Ueber die ftaat:: 
rechtlichen Berhältniffe Württembergd zum Deutichen Bunde, Strakb. 1832 (Antrag vom 
27. Juli 1833, Stuttg. 1833). — Antrag betr. Bundestagsbeichlüfje v. 28. Juni 1832, Stuttg. 
1833. — Ueber die Entwidelung des öffentlichen Rechts in Deutichland durch die Verfaffung 
bes Bundes, Stuttg. 1835. — Das Recht der Steuerverwilligung, Stuttg. 1836. — Gebanten 
über Recht, Staat und Kirche, Stutt tg: 1842. — Das Baterland x., 1845. — Deutichland: 
Ausfichten — — DE Stuttg. 1. — Zur Deutſchen PVerfafjungdfrage, Stuttg. Im 

Lit.: Mohl, I. 262, BI 872. an Die Deutiche aa — — 
243. — ar fel, Seiiäte ber Deutichen nheitebeftrebungen bis zu ihrer Erfüllung, erl. 
1872, I. 279. Teihmann. 


Brlictipeileberehnung (Th. I. ©. 462). Den Pflichttheil konnte das 
Römische Recht nur als eine Quote der Inteſtatportion auffaffen und beſtimmen; 
denn das Pflichttheilsrecht war die materielle Reaktion des gefeglichen Erbrecht: 
gegen eine jchranfenlofe ZTeftirfreiheit, deren Gebrauch ala ebenſo lieblos wie un- 
vernünftig, jomit ala Pflichtwidrigkeit, Mißbrauch erichien. Die Praris des Centum— 
viralgerichts fand für die Größe der Pflichtquote bejtimmteren Anhalt in der Fal— 
eidiichen Quart, alfo in einem Biertheil der Inteftatportion. Erſt allmälig entfernte 
fich die Berechnung des Pflichttheile von diefem Ausgangspunkte, der inſofern nicht 
zutraf, als bei der TFalcidia der Erbe nur Vermächtnignehmern, bei dem Pflichttheil 
der Gejeeserbe auch dem eingejegten Erben gegenüberjtand. Juftinian war im 
Recht, wenn er jene Pflichttheilsquart zu niedrig fand, namentlich wo Jemand viele 
Pflichttheilsberechtigte Hinterließ,, deren Grbportion jchon an fich geringfügig war. 
Dazu fam, daß in den Pflichttheil mehr eingerechnet wurde ala in die Faleidia, 
jener aljo oft geringer ausfiel als diefe. Bei Erhöhung des Pflichttheilmaßes in Nov. 
18 vom Jahre 536 beging jedoch der Kaifer das erflärliche aber unleugbare Ver: 
jehen, feinem Pflichttheil zwei verfchiedene progreifive Größen zu Grunde zu legen, 
nämlich "/, der Intejtatportion, wenn dieje weniger ala ein WViertheil des Nachlafles 
beträgt, ſonſt %,. Auf der Grenze beider Größen war der logiiche Fehler unver: 
meidlich; man denke fich folgende Skala: Yz, Ya, Ya, Ya, Yıo, Yız ꝛ⁊c. Gleicher 
Vorwurf trifft neuere Gefeggebungen (j. unten). Mit Unrecht wird behauptet, 
Juſtinian's Beitimmung habe Lediglich Defcendenten, nicht alle Pflichttheilserben, im 
Auge. Ferner: der Kaiſer, oder gar jchon das frühere Recht, berechne den Pflicht: 
theil £ollettiv, d. h. für alle Pflichttheilgerben zufammen als Quote des gefammten 
Nachlafles, und nicht vielmehr diftributiv, d. h. für jeden Einzelnen als Quote feiner 
Intejtatportion. Die Nichtigkeit der letzteren Berechnungsart iſt längit erwieien, 
namentlich dadurch, daß nach erfterer nicht jelten der Pflichttheil größer fein würde 
als die Inteftatportion jelbjt; auch der Schein des Gegentheild jchwindet, wenn 
man bedenkt, daß in dem Quellenbeifpiele (mehrere Kinder) beide Berechnungen 
gleiches Ergebniß liefern, was den bequemen aber falſchen Ausdruck begreiflich macht. 
Bei Enfeln ift die Pflichttheilägröße noch Heute beftritten: folgerichtig ericheint die 
Anficht, wonach zunächſt die Stammtheile der Inteftaterbiolge allein enticheiden, 
dann aber die Quote der verfchiedenem Stamme angehörenden Enkel ıc. für jeden 
Stamm befonders zu berechnen ift, alfo verichieden ausfallen kann. Nach gleichem 
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Grundſatz beſtimmt ſich der AfcendentenpflichttHeil. Immer ergiebt ſich die In— 
teſtatportion des einzelnen Pflichttheilsberechtigten durch Mitzählung aller derer, 
welche bei geſetzlicher Erbfolge deſſen Miterben ſein würden, gleichviel alſo, ob recht— 
mäßig enterbt, ob ihnen Pflichttheilsrecht zuſteht; doch gehört nicht Hierher die arme 
Wittwe, indem diefer das Röm. Recht weder nteftaterbrecht noch Pflichttheil, jondern 
einen außerordentlichen, durch Vorabzug vom reinen Aktivnachlaß zu befriedigenden 
geielihen Singularanfpruch beilegt. Iſt ſonach des Einzelnen Pflichttheiläquote 
ermittelt, dann ergiebt fich 1) deren reeller Betrag a. aus dem Nachlaßbejtande zur 
Tedeszeit, aber b. unter Einrechnung alles deſſen, was der Berechtigte aus des Erb— 
laſſers Vermögen von Todeswegen erhält (mach richtiger Anficht auch des durch 
egliche Anwachſung und Bulgarjubftitution ihm Zufallenden), ſowie defjen, was ihm 
mu dieſer Beitimmung unter Lebenden ausdrüdlich oder jtilljchweigend (jo Dos, 
Gheihenfung, Berufsausſtattung) vom Erblaſſer zugemwendet ift; 2) ob diejer reelle 
Michttheil dem Berechtigten irgendwie legtwillig, aber unverfürzt hinterlafien worden. 
Aus legterem folgt, daß jede Belaftung und Beichränfung, foweit fie die portio 
debita treffen würde, geftrichen wird, und mur für den etwaigen Ueberichuß fort- 
beiteht. Hierauf bezieht fich die nach dem Marianus Socinus (f 1556) benannte, 
aber bereit? im Röm. Recht enthaltene jog. cautela Socini, die dem Erblaffer an— 
täth: entweder den Pflichttheil ohne onus, oder mehr und mit onus auf dem 
Suyen, und jomit dem Berechtigten die Wahl zwifchen beiden zu Hinterlafjen. 
An dieſer P. Hat die Verſchmelzung des formellen und materiellen Notherbrechts 
durch Juftinian in der Nov. 115 nichts geändert. — Die neueren Gejeßgebungen, 
welhe nur Pflichttheilsrecht anerkennen, daffelbe auf Deftendenten und Aſcendenten 
beichränfen, diejen den Ehegatten und gewiſſe öffentliche Anftalten (und zwar bald 
mit Pflichttheilarecht, bald mit außerordentlichem Erbrecht) zugejellen, haben die 
kinrechnung in den Pflichttheil im Einzelnen umgeftaltet; jo bringt das Sächſ. 
LSB. alle Konferenda der Defcendenten in Anrechnung. Die Beitimmungen diejes 
Geiegbuche, noch mehr als die des Preuß. LR., trifft der Vorwurf übertriebener 
Preite, jerner daß fie bei Deicendenten (dev Code civil auch bei Ajcendenten) den 
Fehler der verjchiedenen Quotengröße verewigen. Das heutige Pflichttheilsrecht 
dedart der Vereinfachung, im Anjchluß entweder an die portion disponible des Code 
eiril. oder (mas vorzuziehen) an die durchweg jachgemäßen Beitimmungen des 
deſtert. BGB., welches dem Dejcendenten die Hälfte, dem Afcendenten ein Dritt— 
theil feines gejeglichen Erbtheils zufpricht; nur wäre leßtgenanntes Recht auf Eltern 
u beichränten. Dem Ehegatten jollte man feinen Pflichttheil, jondern eine außer: 
ordentliche Vorabzugsquote, bzw. den mangelnden Unterhalt aus der Maſſe ge— 


en. 
Lit. u. Quellen: Frande, Recht der Notherben ıc., SS 17 ff. — Schröder, Das 
Netberbenrecht, Abth. 1. (1877) S. 278 ff. — Glüd, Bd. VII. u. XXXV. — Wind: 
Iheid, Lehrb., III. SS 580 ff. — Inst. 2, 18. — D. 5, 2. — C. 3, 28. — Nov. 18 c. 1. — 
Nov. 89 c. 12/8 3. — Preuß. Allg. ER. II. 2 88 391 ff, 501 ff.; 11. 1.88 681 ff. — Oefterr. 

. $3 762, 784 fi. — Eidi. BGB. SS 2564—2617. — Code civ. art. 913 ss. — 
Rommien, Erbr.:Entw., 88 471 ff. Schütze. 

Pfordten, Ludwig Karl Heinrich von der, 5 11. IX. 1811 zu Ried 
om Immviertel, jtud. in Erlangen u. Heidelberg, 1833 Dozent in Würzburg, 1836 
ad. Prof, 1841—43 Appellationsgerichtsrath in Ajchaffenburg, dann Profeffor in 
sapzig an Puchta’s Stelle 1848—49 Königl. Sächſ. Miniſter des Auswärtigen 
1. des Kultus, gab im folge der Kammerverhandlung über die Anerkennung der jog- 
Deutſchen Grundrechte Februar 1849 jeine Entlafjung, war dann von April e. a. 
Nunfter in Bayern bis April 1859, nachmals Bayer. Bundestagagefandter in Frank— 
mt aM., 1864 Borfigender im Bayeriſchen Minifterrathe, ſchloß 14. VI. 1866 
den Olmüger Allianzvertrag mit Defterreich, 22. VIII. e. a. aber mit Preußen nach 
Annchme des Schuß- und Trußbündniffes einen günftigen Frieden, 29. XII. 1866 
atlofien, F 18. VII. 1880. 


56 Pfründe — Bhilippi. 


Schriften: De praelegatis, Erl. 1832. — Abhandl. aus dem Panbeftenrecht, Eri. 
1840. — Botum über die Erbfolge in Schledwig-Holftein, 1864, (2) Braunichw. 1865 (fram, 
Frankfurt 1864). — Studien zu Kaiſer Ludwig's Oberbayer. Stadt: und Landredt, Münd. 
1875. — Ztichr. für Rechtögeichichte, Bd. XII. 346480. — Archiv für civil. Prariz XXI 
©. 6 ff.; XXIV. ©. 108 ff. 

Lit.: Krit. B.I.Schr. XVII. 460—467. — Revue de droit international IX. 299; XI 
550. — Aluftr. Leipz. Ztg. Nr. 1941. — Riezler, Geichichte Bayerns, Gotha 1880, Bd. 2 
©. 544. — Klüpfel, ehichte der Deutichen Einheitäbeftrebungen 1848—71, Berlin 1872, 
1873. Zeihmann, 


Pfründe bedeutet im katholifchen Kirchenrecht einmal foviel, wie Präbende 
(j. dieſen Art.), ferner aber das feſtſtehende, unter kirchlicher Autorität mit einem geift- 
lichen Amt verbundene Recht des lebenslänglichen Nießbrauches an einem gewifien 
Theil des Kirchenvermögens, und da für die Negel mit jedem Slirchenamt (Bene- 
ficium, j. diefen Art.) ein bejtimmtes Ginfommen verbunden jein joll, endlich 
auch jo viel wie beneficium. P. Hinſchius. 


Pfyffer, Kafimir, 5 10. X. 1794 zu Rom, wo fein Vater Hauptmann 
der Schweizergarde war, 1798 mit den Eltern nach Luzern heimgefehrt, jtudirte in 
Tübingen 1813, mußte bald (1814).zurüd, um als Vizeverhörrichter u. Redaktions- 
gehülfe (Regierungsjekretär) einzutreten, auch Fürſprech. 1819 erhielt er einen Lehr: 
ſtuhl des Rechts u. vaterländ. Gejchichte übertragen, für welches Amt er fich nod 
in Heidelberg und Tübingen bis 1821 vorbereitete. 1824 legte er die Profeffur 
nieder, hielt aber an der polytechnifchen Anftalt 1829—36 juriftiihe Vorträge. 
Sehr bald in das politische Leben eintretend, machte er fich um freiheitlichere Ge: 
jtaltung des Staatswejens höchſt verdient, beſonders auch als Geſetzgeber jeinee 
Kantons bis zu den 60er Jahren und durch Mitwirkung bei der Bundesgejeßgebung. 
1831—41 war er Obergerichtspräfident, ſaß auch 1851—71 im Obergeridt, war 
lange Jahre Mitglied d. Bundesgerichts, 1854 Präfident d. Nationalraths. Doc: 
betagt feierte ev 1871 jein 50jähr. Doktorjubiläum, F 11. XI. 1875, nachdem die 
Bundesverfaffung von 1874 Vieles verwirklicht, was er ſchon 1831 befürwortet 
hatte. 

Schriften: De variis caventium pro aliis a re Fre, Tub. 1821. — Die Bürg: 
ſchaft nach den Geſetzen des Kantons Luzern, Tüb. 1821. — Ueber Prehfreiheit und Publizität, 
Luz. 1828. — Zuruf an den eidgen. Vorort Quzern, 1831. — Ueber die Folgen ber neueflen 
Staatöreform in der Schweiz, Züri 1831. — Erläut. des bürgerl. Geſetzbuchs, 1832—51. — 
Ueber da3 neue Erbrecht, 1838. — (Mit Baumgärtner) Reden über Bunbesreform, 1835. — 
Nechtöfreund für den Kant. Luzern, 1842. — (Mit Zurgilgen) Anleitung zur Führung von 
Unterfuchungen in Strafſachen, 1843 und 1846. — Der Sempader Strieg, 1844. — 
Dr. 3. R. Steiger und befien Staatäprozeß, Er 1845. — Meine Betheiligung an ber 
Leu'ſchen Mordgeſchichte, ürich 1846, Nachtr. 1848. — Aktenmäßige Darſtellung merlwürdiger 
Kriminalrechtsfuülle, Zürich 1846 (mit Zurgilgen). — Beleuchtung der Ammann'ſchen Unter: 
ſuchungsmethode und Betrachtungen über das Strafrechtäverfahren überhaupt, Zürich 1847. — 
Geichichte bes Kantons Luzern bis 1848, Zürich 1850-52, N. A. 1861. — Kanton Luzern 
hiſtoriſch, geographiſch und ftatiftiich geichildert, 1858, 59. — Sammlung fleinerer Schriften 
nebft Erinnerungen aus feinem Leben, Zürich 1866. — Die Stoatäverfaffung des Hantdh3 
Luzern und deren Revifion, Luz. 1870. — Kriminal: und Polizeiftrafgejegbuch erläutert, Yırz. 
1860. — Das Strafverfahren des Kantons Luzern, Luz. 1866. 

Lit.: Dr. Rafimir Pfyffer, Biogr. Skizze, Luzern 1875. — v. Orelli, Rechtsſchulen 
und Rectäliteratur, Züri 1879, ©. 69, 102. — Blumer, Handbuch des Schweizertichen 
Bundesſtaatsrechts, (2) Schaffh. 1877, I. 70. — Secretan, Galerie, t. : F 

eichmann. 


Philippi, Joh. Friedrich Hektor, & 16. III. 1802 zu Hannover, F in 
Poppelsdorf bei Bonn in der Nacht zum 1. Januar 1880 ala Geh. Oberjuftizrath 
u. Präfident des Landgerichts in Elberfeld. 

Schriften: Die Givilftandögejeße in ber Preuß. — ——— Crefeld 1837, (3) Elberf. 
1865. — Die Vormundſchaft in der Preuß. Rheinprovinz, Elberf. 1858, (2) 1870. — Verſuch 
über bad ——— Elberf. 1860. — Ueber den Entwurf einer Prozeßordnung in 
bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, Elberf. 1869. — Zu dem Entwurfe eines Geſetzes über das 
Vormunbſchaftsweſen, Elberf. 1871. Teichmann. 
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Bhillimore, John George, & 1809, Advokat in Oxford, Repetitor des 
Givilreht3 am Middle-Temple, 1852 ins Parlament gewählt, T 27. IV. 1865. 


Schriften: Private Law among the Romans. — Introduction to the study and history 
of Roman Law, 1841. — History and Principles of the Law of Evidence, 1840. — History 
of England during the reign of George III, 1863. 

Lit.: Pierer’3 Jahrbücher III. Bd., Altenburg 1873, ©. 418. — Beft’3 Grundzüge bes 
Beweisrechts, Heibelb. 1851, Bd. XXIIL — Cates, Dictionary, 1867, p. 879. 


Teichmann. 


Phillips, Georg 3., 5 6. J. 1804 in Königsberg, ſtud. in Berlin u. Göttingen, 
promodirte 1824, wurde 1826 Dozent, 1827 Profeflor in Berlin; im Jahre 1834 
folgte er einem Rufe nah München; nach den auch die Univerfität München jehr 
lebhaft berührenden Vorgängen des Jahres 1848 aber war er durch feine ultra= 
montane Richtung bewogen, einem Rufe an die Univerfität Innsbrud Folge zu 
leiſten. Derjelbe redigirte ala Nachiolger von Görres die „Siftorifch-politifchen 
Blätter“. 7 zu Wien 6. IX. 1872. 


Schriften: Ueber Erb: und Wahlrecht mit befonderer Beziehung auf das Germaniiche 
Königthum, 1836. — Deutiche Geichichte, 2 Bde., 1832—34. — Die Lehre der ehelichen Güter: 
gemeinichaft, 1830. — Engt Reiche: und Rechtögeichichte feit der Ankunft der Normannen 
1066, 2 Bde., 1827. — Vexrſuch ber Darftellung der Geichichte des Angeljächfiichen Rechts, 
1825. — Urſprung bed Regalienrechts in Frankreich, 1870. — Das Regalienrecht in frankreich, 
1873. — Abhandl. zur Geichichte der Univerfität Ingolftadt, 1846. — Beiträge zur Geichichte 
Deutichlanda von 877—936, 1842. — Erörterung: 2 feit der Ufurpation des Deutjchen 
Königathrone3 durch Arnulph 887 bis zum Ausfterben der Sächſ. Kaiſer die Karolingiiche 
Derfaffung fortgedauert?, 1837. — Grundſätze des —— Deutſchen Privatrechts mit Einſchl. 
des Lehnrechts, 2 Bde., 1. Aufl. 1829, 2. Aufl. 1838, 1839, 3. Aufl. 1846. — Ueber Ordalien, 
1847. — Die Deutiche Königawahl bis zur goldenen Bulle, 1858. — Die große Synode von 
Zribur, 1865. — — 7 Bde., 1845—1869. — Deutſche Reichs- und Rechtsgeſchichte, 
1. Aufl. 1845, 2. Aufl. 1850, 3. Aufl. 1856, 4. Aufl. 1859. — Die Diözeſanſynode, 1. Aufl. 
1849, 2. Aufl. 1850. — Der Urfprung der Rabenmufilen, 1849. — Lehrbudy des Kirchenrechts, 
2 Bbe., 1. Aufl. 1859-1862, 2. Aufl. 1871. — Vermiſchte Schriften, 1856—1860 (3 Bbde.). — 
Das bastifche Alphabet xc., 1870. — Codex Salisburgensis, Beitrag zur Geſchichte der Vor— 
Gratianiihen Rechtsquellen, 1864. 

git.: Prantl, Geidichte der 2. M. Univerfität, 1872, Bd. I. ©. 527 N AN 

ezold. 

Bilins, 5 zu Medicina bei Bologna, trat als Lehrer in Bologna auf, ging 
nach Modena, wo er das Bürgerrecht erlangte, F nach 1207. Eigle py u. pi. 

. Schriften: Glossae. — Quaestiones. — Disputationes (Brocarda). — Summa ad tres 
libros Codicis. — De ordine judiciorum (gejchrieben nach 1198), 1543 (Pillii, Tancredi, Gratiae 
libri de judieiorum ordine ed. F. Bergmann, Gott. 1842). — De testibus. 

„. Kit: Savigny, IV. 312—353. — Bethmann-Hollweg, —— Bd. VI. S. 15, 
10—76. eihmann. 


Pinheiro⸗Ferreira, Silvejtre, 5 31. XII. 1769 zu Liſſabon, im ver- 
Ihiedenen diplomatifchen Stellungen, eine Zeit lang in Brafilien, F 1847 zu Paris, 
Gr — Observations sur le Manuel diplomatique du baron Ch. de Martens, Par. 
1827. — Cours de droit public interne et externe, Par. 1830--38. — Notes au Précis du 
droit des gens par M. de Martens, 1832. — Notes au droit de la nature et des gens par 
Vattel, 1832. — Observ. sur le guide pre de M. de Martens, 1833. — In Portug. 
Sprade: Projet des lois organiques du Portugal et la constitution du Bresil, 1832. — 
Opinion et projets conc. le retablissement d’un gouvernement resentatif en Portugal, 
1832. — Projet de code politique pour la nation portugaise, 1882. — ÖObserv. sur la 
constit, du Bresil et la charte constitut. du Portugal, Par. 1835. — Declaration des droits 
et devoirs de Phomme et du citoyen, Par 1836. — Observ. sur la constitution portugaise 
de 1822, Paris 1836. 
git.: Michaud. — vers, Brmen et publicistes, Par. 1856, p. 5l—70. — 
Mohl, I. 304, 337, 390, 392%. — Calvo, (3) I. 96. — Revue 6trangere et frangaise, 
IV. 75. re 


Pinto, Abraham de, & 27. V. 1811 im Haag, promovirte 1835 zu 
Leyden, wurde Advolat, 1863 Dekan des barreau im Haag, } 25. V. 1878. Gr 
war 40 Jahr Redakteur der Themis, die zahlreiche Beiträge von ihm enthält, u. 
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begründete das Weekblad van het Regt 1839 ff., Mitglied von Gejeggebung« 
fommiffionen, Förderer der Sache der Juden. 

Schriften: De causa obligationis C. C. 1131—1133, Traj. ad Rhenum, 1835. — De 
Callistrati Icti scriptis, L. B. 1835. — Handleiding tot bet Burgerlijk Wetboek, 'sGrares- 
hage 1838, (5) Utrecht 1875; tot het Wetboek van Koophandel 1841, (3) Utrecht 18:6, 
tot de Wet op de Regterlijke Organisatie en het Beleid der Justitie, 1844; tot het We- 
boek van Burg. Regtvordering 1845 u. 1857; tot het Wetboek van Strafvordering 18#; 
tot de Wet op den Overgang van de vroegere tot de nieeue wetgeving, 1850. — Regterlie 
Organisatie, 1851. — Nederlandsche staatswetten, 1859. — Adviezen, Utrecht 1862. 

git.: Weekblad van het Regt Nr. 4240 vom 30. Mai 1878. — Mr. A. de Pinto, her- 
dacht door Mr. A. A. de Pinto, ’sGravenhage 1879 (Themis, 40. deel, 4. stuk). — Nieuw: 
Rotterdamsche Courant van 5. Juni 1878. — Allgem. Juriftenzeitung von Mayer um 
Stall, 2. Jahrg. Nr. 26, ©. 383, 384. Zeihmann. 


Pirhing, Ehrenreich, 5 1606 zu Sigarten in Bayern, trat 1628 in den 
Jefuitenorden, Lehrte zu Dillingen, war Rektor des Kollegs in Eichjtädt, Domprediget 
in Regensburg, T 1690. 

Schriften: De jurisd. et pot. praelat. et rect. eccl. episcopis inferiorum, 1633. — 
De jure scripto et non scripto, 1644. — De jurisd. et pot. ordin. jud. seu praelati ecel, 
1652; de jurisd., off. et pot. jud. deleg., 1664. — De rescriptis, 1665. — De constit. & 
consuet.. 1666. — De renuntiat. benef., 1667. — Univ. jus canonicum, Dilling. 164. 
1674—78, 1722; Venet. 1759 (Facilis et succineta canonum doctrina, Dil. 1690; Augsb. 
= Venet. .1693, 1711). — Apologia s. defensio Caesaris, Ingolst. 1652; deutih München | 

it.: Schulte, Geſchichte, I. a ©. 148. Teihmann. | 


Bilanelli, Giujeppe, & 28. IX. 1812 zu Tricore in Terra d’Otranto, wurde | 
im Alter von 20 Jahren Advokat in Neapel, begründete 1840 mit Roberto Savareſe 
eine Rechtsſchule, aus der die hervorragenditen Rechtsgelehrten, Advofaten u. Richter 
des Südens Italien? hervorgingen, befürmwortete im Neapol. Parlamente von 1843 
Abſchaffung der Todesitrafe und Juryeinführung; flüchtete nach Frankreich, dann 
nach Turin, 1860 Minifter Garibaldi’s als Diktators in den beiden Sizilien, dann 
unter Farini Chef der Juftiz, 1861 Mitglied des Parlaments, Vertreter d. Politik 
Gavour’s, Profeffor in Neapel. Nach dem Sturze Rattazzi's (1863) bejorgte er die 
Vorarbeiten zum Codice Civile Italiano, defjen Ginführung fein Nachfolger im 
Juſtizminiſterium, Vacca, vollzog. Nunmehr wieder in die Advofatur tretend, F 5. 
IV. 1879. 

Schriften: Della pena di morte, (3) Torino 1849. — Dell’ istituzione dei giurati, 
Torino 1856. — Del duello, Torino 1859. — (Mit Mancini und Scialoja) Commento 
al codice di procedura civile degli Stati Sardi. — Progetto del Codice Civile, Torino 
1863. — Dei progressi del diritto civile in Italia nel sec. XIX., Milano 1872. 

git.: Pessina, Opuscoli, 1874 p. 119, 201. — Pacifici-Mazzoni, Istituzioni di 
diritto civile italiano, (2) Firenze 1874, I. 116. — Mittermaier, Erfahrungen über bie 
Mirkiamkeit der Schwurgerichte, Erl. 1865, ©. 30, 566, 572. — Geyer, Lehrbuch des gem 
Deutichen —— Leipz. 1880, ©. 216, 217 Note. — La Mantia, Storia della 
Legislazione di Sicilia, Palermo 1874, II. 376 nota 2, 383 nota 2, 385 nota 3, 393 nota 
2. — Brusa,Appunti per una introd. al corso di dir. e proc. penale, Torino 1880, p. 131, 
215. — Luigi Sampolo, Commemorazione, Palermo 1881. TZeihmann. 


Piſtoris, Simon, 5 28. X, 1489 zu Leipzig, wurde, nachdem er in Pavia 
und Yeipzig jtudirt, 1515 Doctor juris u. Professor Codieis, dann Mitglied des 
Oberhofgerichts, 1523—37 Kanzler des Herzogs Georg, trat in das Ordinariat 
zurüd, von 1542 an Kanzler bei Herzog Mori, von Karl V. in den Reichsritter— 
itand erhoben, zulegt „Rath von Haus aus“ in Dienjten des Kurfürſten Auguft, 
7 3. XI. 1562. — Gonfilien von ihm in der Sammlung feines Sohnes Mo: 
deſtinus. 

Sein Sohn: Modeſtinus, & 9. XII. 1516 zu Leipzig, ſtudirte in Leipzig, 
Pavia und Padua, wurde Prof. in Leipzig, Kurfüritl. Rath, Stadtrichter, Bürger: 
meifter, T 15. IX. 1565. 


Pitaval — Pizzamiglio. 59 


Scäriften: Index locorum communium (Reusner, Cynosura, I. 131 ss.). — Consilia 
s. responsa juris, Lips. 1586-88, 1596—99 — Quaestiones ce. addit. Schultesii, Lips. 
1599, 1600— 1613. — Processus juris opera Ch. Crusii, Magdeb. 1623, 1630. — Responsa 
juris ex bibl. J. B. Mansonii, Jenae 1659. 

2it.: Vita auct. J. a Beust, Viteb. 1585. 


Sein zweiter Sohn: Hartmann, Bruder des Vorigen, & 1543, wurde Bei- 
figer des Oberhofgerichts u. Schöppenftuhls zu Yeipzig, dann Mitglied d. Geheimen 
Raths u. Appellationsgerichts in Dresden, F 1. III. 1601. 

Schriften: Quaestiones juris tam Rom. quam Saxonici, 1579—1593 (1596—98), ed. 
Simon Ulrich P., Lips. 1609. — Opera omnia, Lips. 1629, . et Francof. 1679. 

Sit.: dv. Gerber, Zur feier d. unfgigiährigen Profeffor- Jubiläums v. Wächter's, Leipz. 
1869. — Schlettex, Zur Geſchichte der Sädhfiichen Sufigpflege (Beitr. zur Deutichen, inäbel. 
Sächſiſchen Rechtägeichichte, I. 1843). — dv. Stinking, Geſchichte der Deutſchen Rechtäwifien: 
ſchaft, 1880, I. 128, 566—570. TZeihmann. 

Pitaval, Francois Gayot de, & 1673 zu yon, wurde 1713 Advofat, 
7 1743. Belannt durch: Causes celöbres et interessantes, Paris 1735 ss.; Bäle 
1747, 1748; deutſch: Erzähl. jonderbarer Rechtshändel, Leipz. 1747—68. Eine 
Fortſetzung veranftaltete der Parlamentsadvofat Frangois Richer (& zu Avranches 
um 1718, 7 zu Paris 1790), Amſterd. 1772—88; abgefürzte Samml. Pitaval’s 
(Faits des causes c&lebres et interessantes, Amsterd. 1757) von Fr. Aler. de 
Garjault (f 1778). Eine Deutſche Ueberfegung des Richer’ichen Werkes (Jena 
1792—95) wurde von Schiller mit einer Vorrede begleitet. Hitzig u. Häring 
veröffentlichten eine ähnliche Sammlung: Der neue Pitaval, Yeipz. 1842 ff. (von 
2. 31 ab herausg. von VBollert). Eine Auswahl aus letzterem Werke: Die 
intereffanteften Sriminalgeichichten aller Yänder aus älterer und neuerer Zeit, von 
Bollert (2), Leipz. 1872—73. 

Xit.: Michaud. — Dupin, Prof. d’avocat, II. Nr. 1303. TZeihmann. 


Pithoeus, Franziskus (Pithou), 5 1543 zu Troyes, war Kanzler zu 
Paris, 7 1621. Mehr Kanoniſt als Romaniſt. 

Schriften: De la grandeur, des droits, pre&minences des rois et du royaume de 
France, Troyes 1587. — Comm. in 1. libr. Cod.; in Novellas; in Cod. can. veterum ececl. 
rom, ed. Pelletier, Par. 1687. — Liber legis Salicae, 1602 (Glossarium). — Capitularia 
reg. Francorum. — Er gab mit feinem Bruder Petrus das Corp. jur. can. heraus: c. 
. Petri et Fr. Pithoeorum ed. le Pelletier, Par. 1687; Lips. 1695, 1705; Aug. Taur, 


Sein Bruder Petrus P., & 1. XI. 1539 zu Troyes, ging nad) Bourges 
und folgte Gujas nach Walence, trat beim Parifer Parlament als Advokat ein, 
entging den Verfolgungen in der Bartholomäusnacht, trat einige Zeit nachher zur 
fatholischen Kirche über, war Generalprofurator zuerst zu Gayenne, dann zu Paris, 
begab Äh, um einer Gpidemie zu entgehen, nach Nogent jur Seine, F dajelbit 
1. XI. 1596. 


Schriften: Opera sacra, juridica, historica et miscellanea, ed. Labb&, Par. 1609. — 
Les libertes de V’öglise —— Par. 1594—1609, in ben Preuves von Dupuy, von Du- 
rand de Maillane, Memoires de la Ligne t. v., von Dupin, 1824, 1826, im Manuel 

1-92. — Annalium et hist. Francorum scriptores coaetanei XII., Fef. 1596. — Hist. 


rancorum script. veteres XIL. Fef. 1596. — Breviatio canonum v. ul rer Ferrandus, 
1588. — Mosaicarum et rom. legum collatio, Par. 1573. — Leges Visigothorum, Par. 
1579. — Observ. ad Cod. et Novellas, Par. 1589. — Observ. analytiques sur la coutume 


de Paris, 1601. — Karoli et Ludoviei Pii capitula s. leges eccles., Par. 1603, 1640. 

Xit.: Mercier, Vita P. Pith., in den Opera, 1609. — Aug. Thuanus vor b. 1. Bd. 
d. ir —— can. — Ant, Loisel in deſſen Opuscules. — Boivin, Vita, elogia, opera, 
bibl. P. P. Par. 1716. — Gresley, Vie de P. P. avec quelques m&moires sur son pöre 
et ses fröres, Par. 1756. — Milleroye, Eloge, 1847. — Stobbe, Rechtäquellen, I. 29, 
'2, 710. — Maaken, Geihichte der Quellen, Graz 1870, ©. XXXVL—XXXIX. — 
Schulte, Geichichte, IIL.a ©. 564. — v. Stinging, Geſchichte der Deutichen Rechtäwifien: 
Ihaft (1880), I. 328, 738. Teihmann. 


Bizzamiglio, Glemente, & zu Codogno im Jahre 1832, jtudirte in Pavia, 
erhielt den Preis für die Arbeit: Dei Giurati in Italia, Milano 1872, zulegt in 
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Mailand, T 16. VII. 1872 zu Carnago. Unvollendet blieb eine Arbeit übe 
Tramilienrecht (Studi sui poteri e sui diritti di famiglia im Archivio giuridico 
VII. 361—380). 


git.: In morte di Clemente Pizzamiglio, Modena, tip. Sociale 1873, — Revue de | 
droit international, V. 315. — Brusa, Appunti, 1880, p. 18. Zeihmann. 


Placentinus, 5 zu Piacenza, lehrte zu Mantua, Bologna, Wtontpellier, wo 
er eine Rechtsfchule gründete, jpäter wieder in Piacenza u. in Montpellier, 7 1192 
©igle P. Pla. Plac. 

Schriften: Glossae. — De varietate actionum, Mogunt. 1530; Francof. 1609. — 
Summa zum Codex, Mo —— 1536. — Summa Institutionum, Mogunt. 1535. — Summa y 
den tres libri, Papiae 1 

Lit.: te. de IV. 244—285, 537 —543. — v. sur. Geſchichte der populären 

e 


Lit, bes Röm.:tan chts in Deutichland, Leipz. 1867, ©. 29 Bethbmann:Hollmes, 
Giv.Prz., Bd. VI. ©. 19—24. — Germain, Ecole ı de M., 1877. Zeihmann. 


Blacet, jus placeti regii, heit das von der Staatögewalt in Anfprud 
genommene Recht, von den Erlaſſen der geiftlichen Behörden (des Papjtes, der Ery 
biichöfe und Biſchöfe) vor ihrer Publikation Ginficht zu nehmen und die Ber: 
öffentlichung derjelben zu geftatten, reſp. zu verbieten. Gin folches Recht ift ſchon 
jeiteng einzelner Fürften im Mittelalter geübt worden und jpäter findet fich daffelbe 
faft in allen Staaten in Geltung. Die fatholifche Kirche Hat in dem P. ftetz 
eine Verlegung der ihr nach göttlichen Recht zuftehenden freiheit gefunden. In der 
Bulle: In coena domini werden daher diejenigen, welche die Verkündigung und Vol: 
ziehung päpftlicher Bullen und Breven verhindern, mit dem Banne belegt, aud 
Pius IX. hat in dem Syllabus vom 8. Dezember 1864 Nr. 28 die Lehre: „die 
Biſchöfe dürfen ohne Grlaubniß der Staatöregierung ſogar apoftoliiche Schreiben 
nicht verfündigen“, ala irrthümlich reprobirt, und endlich hat die Konftitution des 
datifanifchen Konzils vom 18. Juli 1870 c. 3 die Nothwendigfeit des P. ale 
Bedingung "der Gültigkeit päpjtlicher Anordnungen verworfen. Nicht dadurch ver 
anlaßt, wol aber in Folge der überhaupt der katholischen Kirche nn. größeren 
Selbjtändigfeit haben einzelne Staaten das P. ganz aufgegeben, jo 3.8 Preußen 
(Berf.Urf. Art. 16) und Oldenburg. Ebenſo iſt es in Defterreich im Jahre 
1850 und nachmals durch das Konkordat von 1855 Art. 2 bejeitigt worden; jedoch 
bat das Gef. vom 7. Mai 1874 über die äußeren NRechtöverhältniffe der fatholifchen 
Kirche $ 17 den Bilchöfen die Pflicht auferlegt, ihre Erlaffe (Verordnungen, In— 
jtruftionen, Hirtenbriefe 2c.) zugleich mit deren Publikation der politischen Landes: 
behörde zur Kenntnißnahme mitzutheilen. In Württemberg bat man daffelbe 
in dem Gef. von 1861 Art. 1 mur für diejenigen Anordnungen fallen lafjen, welde 
rein geiftliche Gegenjtände betreffen, diefe müflen jedoch mit der Verkündigung der 
Staatsregierung zur Ginficht vorgelegt werden. Das Bad. Gef. von 1860 8 15 
und das Königl. Sächſ. Geſ. von 1876 SS 2, 3, verlangen das leßtere für alle 
kirchlichen Verordnungen, und haben das P. für diejenigen, welche in bürgerliche 
oder jtaatsbürgerliche Verhältniſſe eingreifen, beibehalten. In Bayern hat man 
dagegen das P. in dem alten Umfange bejtehen laſſen. 

In der evangelifchen Kirche, welche niemals das Aurfichtsrecht des 
Staates und die Hebung des P. beanjtandet hat, iſt daffelbe viel jeltener zur An: 
wendung gekommen, weil e8 bei der Vereinigung der höchiten Staatsgewalt und des 
oberjten Kirchenregiments in der Hand des Landesheren überflüffig war, und nur 
da, wo die evangelifche Kirche eine volle Autonomie befißt, oder der Landesherr 
einer anderen Konfeilion angehört, von Bedeutung fein kann. In Frankreich ift das 
P. auch der evangelifchen Kirche gegenüber vorgefchrieben und das vorhin erwähnte 
Bad. Geje macht ebenjomwenig wie dad Bayer. Neligionsedift von 1818 einen 
Unterſchied zwiſchen der katholischen und evangelifchen Kirche. 
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2it.: Van Espen, Tractat. de promulgatione legum ecclesiasticarum ac speciatim 
bullarum ac rescriptorum Curiae romanae (opp. Lovanii 1753, IV. 123 ss... — A. Müller, 
De placito regio, diss. hist.-can., Lovanii 1877. — Fried berg, Grenzen zwiſchen Staat 
und Kirche, Tüb. 1872 (j. Regifter unter Placet). — Bal. im terie die Lehrbücher des 
ſtirchenrechts. P. Hinſchius. 


Plakatweſen ſ. Preßgewerbe. 


Platner, Eduard, 5 30. VIII. 1786 zu Leipzig, wurde 1811 außerordentl. 
Prof, 1814 ordentl. Prof. in — 1836 Geh. Hofrath, T 5. VI. 1860. 

Schriften: Notiones jur. et just. ex Homeri et Hesiodi carmin. —— Marb. 1819. — 
Beitr. zur Kenntniß bes Atilhen Nects, Marb. 1820. — Der Prozeh und die Klagen bei 
den Attikern. Darmft. 1824, 25. — De iis u artibus librorum Ciceronis rhetor. quae ad jus 
spectant, Marb. 1831. — üeber Toleranz, Marb. 1836, — Die Idee und ihre Karrikatur— 
galten in ber gegenwärtigen Zeit, Diarb. 1837. — Ueber die faliche Idealität, Marb. 

— Ueber die Jndividualität, Marb. 1840. — Ueber bie — ——— feit unferer Zeit, 
Marb. 1841. — Quaestiones de jure crim. Romanorum, Marb. (1836) 1842. — leber Er: 
fenntniß der Poltzindividualität, "Marb. 1843. — Neber den Meltihmerz, Marb. 1844. — 
Neber die politischen Beftrebungen in ihrer Berechtigung und Verirrung, Marb. 1848. — 
Ueber die Weltanichauungen in den jüngften Zeitbewegungen, Marb. 1850. — De sententia 


— Marb. 1851. — Ueber die Gerechtigkeitsidee bei Aeſchyſſos und Sophokles, Leipz. 


git.: Brockhaus. — Nypels, Biblioth&que, p. 8, 9, 13, 14. Teihmann. 

Platgeihäft (TH. I. ©. 538). Dafjelbe untericheidet fich vom Diſtanz— 
geihäft dadurch, dab bei diefenm die Waare dem Empfänger von einem anderen 
Orte überjendet jein muß, wogegen dies beim P. nicht geichieht. Dieſer Unterjchied 
it infofern von Erheblichfeit, ala Art. 347 des HGB. nur bei Diftanzgefchäften 
den Empfänger verpflichtet, die erhaltene Waare ungefäumt zu unterfuchen und die 
geiundenen Mängel dem Verkäufer jofort anzuzeigen, widrigenfalld die Waare als 
genehmigt gilt. Der Art. 347 bezieht ſich alfo nicht auf folche Fälle, wo die 
Waare fih an dem Orte befand, an welchem der Verkäufer zur Zeit des Vertrags- 
abichluffes feine Handelsniederlaffung oder feinen Wohnfit hatte, und der Käufer an 
diefem Orte die Waaren in Empfang zu nehmen hatte. Denn dann darf der Ver- 
fäufer ſofort bei der Ablieferung und Uebergabe der Waare eine Erklärung des 
Käufers über deren gehörige Beichaffengeit verlangen, er ift mithin nicht gemöthigt, 
ih der Gefahr einer nachträglichen Beanjtandung der Waare jeitend des Käufers 
nach ihrer Ankunft in dem anderen Orte, wohin fie verwendet wird, auszufegen und 
jeinerfeits den Beweis dafür zu übernehmen, daß die Waare zur Zeit der Abjendung 
empfangamäßig gewefen jei. (Entjcheid. des ROHG. Bd. II. ©. 82, Bd. VI. ©. 238, 
Bd. XII. ©. 389, Bd. XXIII. ©. 59. Anderer Anfiht Harries in Gruchot, 
Beiträge, Bd. XVI. ©. 886.) Ebenſowenig findet Art. 349 des HGB., wonach die 
Klagen gegen den Verkäufer in ſechs Monaten nach der Ablieferung verjähren, auf P. 
Anwendung (Entſch. des ROHG. Bd. XI. ©. 46). Umgekehrt führt das OTrib. 
(Bd. LXII. ©. 200 der Enticheid.) aus, daß auch die Lieferung einer Mafchine, 
welche von den Leuten des Majchinenfabrifanten beim Empfänger aufgeftellt worden, 
als ein P. anzufehen ift. Indeß fieht man doch nicht ein, warum bei P. nicht 
wie bei Diftanzgeichäften der Empfänger verpflichtet fein foll, feine Ausstellungen 
dem Geber gleich nach dem Empfange anzuzeigen, er damit vielmehr nach feinem 
Belieben warten kann, vielmehr fpricht das praftifche Bedürfniß für die analoge 
Anwendung des Art. 347 auf die P. Dies führt auch ein Erkenntniß des Stadt- 
gerichts zu Berlin vom 19. März 1869 (Buſch, Archiv, Bd. XVII. ©. 290) aus, 
indem es bezeugt, dab in Berlin der Art. 347 für den Verkehr unter Kaufleuten 
auch bei P. maßgebend ift, und hervorhebt, daß nach $ 53 des EG. für Schleswig» 
Holftein vom 5. Juli 1867 die Art. 347—349 2 für P. gelten et 
in Gruchot, Beiträge, Bd. XVI. ©. 887; ebenſo Entich. des ROHG. Bd. 
©. 32; > XII. S 265). 


ke und Puchelt, Kommentar zu Art. 347 des en ss 1 u 21 
—8 or, 269 u. 276. — Buid, Archiv, XVI. ©. 6, 227; ."&. 290; XVII. 
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S. 246; XIX. S. 140; XXII. €. 333, 194; XXIII. S. 120. — Entſch. des ROSG. VI. 
S. 102, 107, 237, 307; VL. 309; X. ©. 347. 
vd. Xrämel. 


Plenum — (Plenarbeihluß). Das P. eines Gerichts umfaßt fämmtlice 
zu demfelben gehörende Richter, einichließlich der Sülfsrichter. Ueber die Orgamı- 
jation des P. jagt das GVG. nur, daß der Präfident (bei den Yandgerichten) reiv. 
der erite Präfident (bei den Oberlandesgerichten und dem Reichsgerichte) den Borfik 
in demfelben rührt (GBG. SS 61, 121, 133). Was dagegen das P. des Yand- 
gerichts reifp. des Oberlandesgerichts zu thun hat, darüber jagt das GVG. nichts: 
jedenfall® dienen die Plenarberathungen diejer Gerichtshöfe niemals dazu, um irgend 
eine die Rechtſprechung betreffende Trage zu erledigen. Die Landesgeſetzgebung bat 
darüber Beitimmungen zu treffen, inwieweit Angelegenheiten der Juſtizverwaltung 
oder Difeiplinarangelegenheiten durch Beichlüffe des P. zu erledigen find. Dagegen 
find dem P. des Reichögerichts durch das GVBG. beftimmte Funktionen übertragen 
worden, die aber auch mit der Nechtiprechung nichts zu thun haben. Vielmehr 
beichränten fich die Plenarbeichlüffe auf folgende Fälle: 

1) Wenn ein Mitglied des Neichsgerichts zu einer Strafe wegen einer entehren— 
den Handlung oder zu einer Freiheitsſtrafe von länger als einjähriger Dauer rechts- 
kräftig verurtheilt ift, fo kann dafjelbe durch Plenarbeichluß jeines Amts umd 
Gehalts für verluftig erklärt werden (GVG. $ 128). 

2) Wenn gegen ein Mitglied des Neichsgerichts wegen eines Verbrechens oder 
Vergehens das Hauptverfahren eröffnet it, jo fann die vorläufige Enthebung des- 
jelben von feinem Amte durch Plenarbeichluß erfolgen (GV. $ 129). 

3) Wenn die Vorausſetzungen für die Verfegung eines Mitgliedes des Reichs⸗ 
gerichts in den Ruheſtand vorliegen und dieſelbe nicht beantragt wird, auch einer 
diesfallſigen ſeitens des Präſidenten ergangenen Aufforderung an das betreffende Mit— 
glied, die Verſetzung in den Ruheſtand zu beantragen, nicht Folge geleiſtet wird, ſo 
iſt die Verſetzung in den Ruheſtand durch Plenarbeſchluß des Reichsgerichts aus— 
zuſprechen (GBG. 8 131). 

Bezüglich des — iſt für die Fälle 1) und 3) vorgeſchrieben, daß außer 
dem Oberreichsanwalt, auch noch das Mitglied vor der Beichlußfaffung zu hören tt. 
In dem Falle unter 2) genügt es dagegen, wenn nur der Oberreichsanmwalt gehört 
wird. An der Beichlußfaffung bei Plenarenticheidungen müfjen fich mindeitens zwei 
Drittheile aller Mitglieder mit Einjchluß des Vorfigenden betheiligen; jedoch muß 
die Anzahl eine ungerade fein. Wäre die zur Beichlußfaffung bereite Zahl von 
Mitgliedern eine gerade, jo hat derjenige Rath, welcher zulegt ernannt ift, und bei 
gleichem Dienjtalter derjenige, welcher der Geburt nach der jüngere Al oder, wenn 
dieſer Berichterftatter ift, der nächjt ältere fein Stimmrecht (GVG. 8 139). 

Don diefen Entjcheidungen des P. find vollkommen verſchieden —— Ent⸗ 
ſcheidungen, welche bei dem Reichsgerichte von „vereinigten Senaten“ getroffen 
worden. Die „vereinigten Senate“ find ein Organ der Rechtiprechung, welches in 
tolgenden Fällen in Thätigkeit tritt: 

1) In den Straffachen, welche zur Zuftändigfeit des Neichsgerichts in leBter 
Inſtanz gehören, enticheidet der vereinigte zweite und dritte Straffenat ala erkennen: 
des Gericht (ENG. $ 138 Abi. 2). 

2) Wenn ein Givilfenat in einer Nechtsfrage von einer früheren Gnticheidung 
eines anderen Givilfenats oder der vereinigten Givilfenate abweichen will, jo hat 
derjelbe die Verhandlung und Entjcheidung der Sache vor die vereinigten Giviljenate 
zu verweilen (GBG. $ 137 Abi. 1). 

3) Wenn ein Strafjenat in einer Rechtsfrage von einer früheren Enticheidung 
eines anderen Straffenates oder der vereinigten Straffenate abweichen will, jo ver: 
weiſt er die SECIERNTUNg und Gnticheidung der Sache vor die vereinigten Strar: 
jenate (GBG. 8 133 Abi. 2). 
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In diefen drei Fällen find „vereinigte Senate“ Gerichtshöfe nicht zur Ent: 
ſcheidung der jtreitig gewordenen Rechtsfrage allein, jondern zur Verhandlung und 
Enticheidung der Sache jelbit, infoweit diefer Ausdrud für Entjcheidungen des Reichs— 
gerichts überhaupt in Anwendung gebracht werden kann. (Bol. StrafPO. 88 393 
bis 395, CPO. 88 527—529.) 

In den unter 2) und 3) bezeichneten Fällen find die Entjcheidungen der „ver— 
einigten Senate” an die Stelle der früheren Plenarenticheidungen (vgl. Kab. Ordre 
vom 1. Augujt 1876 und Geſ. vom 12. Juli 1869 über Errichtung des ROHGG. 
5 9) getreten. Während diefe aber nur die jtreitige Nechtsfrage, alfo eine Vorauss 
jegung für Erledigung der Sache jelbit, entichieden, erledigen die „vereinigten 
Senate“ die Sache jelbit, und damit implizite auch die jtreitig gewordene Rechts— 
stage. An die früheren „Plenarenticheidungen“ erinnert nur noch die Vorſchrift des 
GVBG. 8 139, nach welcher die Zahl der Abftimmenden für die Entjcheidungen der 
„vereinigten Senate“ ebenjo normirt ijt, wie für „Plenarentjcheidungen“ (nämlich 
des Reichsgerichts). Durch $ 139 wird jomit für Enticheidungen der „vereinigten 
Senate” die Vorſchrift des 5 194 des GBG. modifiziert. Unberührt bleibt aber 
durh das GBG. $ 139 die Vorſchrift der StrafPO. $ 262, ſoweit dieſe letztere 
Beitimmung der Natur der Sache nad) überhaupt in Frage fommen kann. 

Quellen find im Text angeführt. 
Lit.: Bgl. den Art. Gerichtsverfaſſung. John. 

Politianus, Angelus, 5 1454 zu Montepulciano, Freund Lorenzo de 
Medici's, 7 1494. Großer Philolog; auch für die Rechtswiſſenſchaft thätig. Opera, 
Venet. 1498; Paris. 1512; Basil. 1553. 

git.: Savigny, VI. 435—446. — Buonamici, Poliziano giureconsulto, Pisa 1863. — 


Mähly, U. P., Leipz. 1864. — v. Stinking, Geichichte der Deutichen Rechtswiſſenſchaft 
(1880), I. 176—178 u. 5. — Mommsen, p. XV. Zeihmann. " 


Bolitifhe Verbrechen. Der Ausdrud p. B. wird häufig gebraucht als 
Segeniag zu dem Ausdrude gemeine Verbrechen. Gejagt joll damit werden, daß 
es Verbrechen gebe, welche durch politische Motive veranlaßt werden, während dies 
bei anderen — den gemeinen Verbrechen — nicht der Fall ſei. Nun ijt aber für 
die Begriffsbejtimmung des Verbrechens nicht maßgebend das Motiv, aus welchem 
das Verbrechen hervorgeht, jondern es bejtimmt fich der Begriff des Verbrechens, 
wenigitens der Regel nach, durch dasjenige Recht, gegen welches die verbrecheriiche 
Handlung gerichtet war. Dies iſt der Grund, weshalb der Ausdrud p. V. jelbit 
etwas Schwantendes und Unbejtimmtes hat. Denn giebt es jchon einzelne Ver: 
breden, von denen behauptet werden kann, daß diejelben faſt immer aus politischen 
Motiven begangen werden — 3. B. der Hochverrath — während bei einer großen 
Zahl anderer Berbrechen die Beranlaffung derjelben durch politiiche Motive kaum 
angenommen werden kann — 3. B. Biebjtahl, Betrug, Münzfälichung, Mleineid — 
jo wird doch auch eine dritte Kategorie von Verbrechen aufgeitellt werden können, 
bei deren Begehung politiiche Motive ebenjo gut vorhanden gewejen jein, wie auch 
geiehlt Haben können, wie diejes z. B. bei den Injurien, bei der Beireiung der Ge- 
rangenen und ſonſt der Fall ift. Dazu kommt, daß einerfeits auch bei denjenigen 
Verbrechen, welche vorzugsweife es beanfpruchen dürfen, p. V. genannt zu werden, 
nicht jelten andere als politifche Motive obgewaltet haben — 3. B. Eigennuß bei 
Hochverrath oder Landesverrath — und daß andererſeits diejenigen Verbrechen, 
welche vorzugsweiſe gemeine Verbrechen genannt werden, mitunter auch wol aus 
politischen Motiven begangen werden können — 3. B. der Diebitahl von Schrift: 
Ntüden, um die Pläne des politifchen Gegners fennen zu lernen, die Tödtung u. a. 
Benn man troß diejer Unbejtimmtheit des Ausdruds p. V. denjelben dennoch 
nicht aufgeben mag, jo ift der Grund Hierfür vielleicht in folgenden Umjtänden 
ju finden. 1) Die p. V. haben eine gemeinfame Hiftoriiche Baſis. Dieje iſt in 
dem Römifcherechtlichen crimen majestatis (Lex Julia majestatis — unbejtimmt, 
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ob durch Cäſar oder durch Auguftus erlaffen —) gegeben. Diejes umfaßte alle 
Handlungen gegen die Majeität und die Sicherheit des Römiichen Staates und 
Volkes — nad Untergang der Republif auch Verbrechen gegen die Perſon dei 
Kaifers, jowie Berbrechen gegen höhere Staatsbeamte, namentlic” Senatoren und 
Mitglieder des KHaiferlichen Konfiliums und Konfiftoriums. Uebrigens war die Be 
griffsbeftimmung des Röm. crimen majestatis — (die Juftinianischen Inftitutionen 
[4, 18] geben folgende Definition: lex Julia majestatis, quae in eos, qui contra 
imperatorem vel rempublicam aliquid moliti sunt, suum vigorem extendit) 
unbeitimmt, und dieſe Unbeitimmtheit blieb beitehen, troß der 1. 11 D. (48, 4), 
durch welche nur beitimmt wird, daß nicht Alle, welche vor der lex Julia majestatis 
ichuldig jeien, auch des Todes jchuldig feien, jondern daß zum Tode nur derjenig 
des crimen majestatis Schuldige zu verurtheilen jei, welcher hostili animo ad- 
versus rempublicam vel principem animatus; ceterum si quis ex alia causa legis 
Juliae majestatis reus sit, morte crimine liberatur. ®Der an fich jo unbeftimmte 
Begriff des hostilis animus beſchränkt aljo nicht da crimen majestatis überhaupt, 
jondern nur die todeswürdigen Fälle diejes Verbrechens. Die Strafen des crimen 
majestatis find durch die Röm. Kaiſer Arcadius und Honorius derartig auch auf 
die Kinder derer, die fich dieſes Verbrechens jchuldig machten, ausgedehnt, daß den 
Söhnen jegliches Vermögen zu fonfigziren und denfelben die Erbiähigfeit abzujprechen 
jet — sint postremo tales, ut his perpetua egestate sordentibus, sit et mors so- 
latium et vita supplicium. Ben Töchtern wird etwas an Vermögen belaflen, weil 
man annimmt, fie wirden in Folge der Schwäche ihres Gejchlechts nicht jo vie 
wagen, wie die Söhne. Die Gehülfen, die Mitwiffer, die Diener der Thäter jollen 
ebenfjo wie die Thäter jelbit, die Söhne jener Gehülfen ıc., wie die Söhne der 
Thäter beftraft werden. Ueberdem war es, damit die Strafe des crimen majestatis 
verwirft würde, keineswegs erforderlich, dab das Verbrechen zu irgend einem Grfolge 
gerührt hatte, da der bloße Wille, jelbit jchon der Gedanke an die That, der That 
jelbjt gleich gejtellt wurde. Diefes Röm. Geſetz iſt in das corpus iuris cAnonici 
(causa 6. qu. 1 can. 22) wörtlich übergegangen und an einer anderen Stelle — 
cap. 5 in VIto (V. 9.) — noch auf diejenigen ausgedehnt, welche gegen die Perion 
eines Kardinals einen feindlichen Angriff unternahmen. Sodann find diefe Be— 
jtimmungen des Röm. Rechts in die goldene Bulle Tit. 24 (SS 1—17) aufgenommen 
und Haben hier ihre Anwendung auf die Kurfürſten gefunden. So waren die Be 
jtimmungen des fremden Rechts über das Römiſche Staatsverbrechen aus doppeltem 
Grunde geltendes Recht in Deutjchland geworden, einmal wegen der Rezeption 
des Röm. Rechts überhaupt und jodann auch wegen der jpeziellen Publikation diejer 
Beitimmungen durch ein Deutiches Reichägejeß, und um jo mehr mußten diejelben 
auch in der Praris Anwendung finden, ala die CCC nur eine auf die Ber: 
rätherei bezügliche Beitimmung enthielt (Art. 124: Item welcher mit bosshaftiger 
verretherey misshandelt, soll der gewonheyt nach durch viertheylung zum todt 
gebracht werden), welche noch unbeftimmter war und für die praftiiche Anwendung 
fich noch weniger empfehlen mochte, als die Borjchriften des Röm. Rechts. — Aus 
dem crimen majestatis find num wenigſtens mehrere der jetzt als p. V. bezeichneten 
einzelnen Verbrechen hervorgegangen. Zuerſt — jeit dem 18. Jahrhundert — wurde 
aus dem allgemeinen crimen majestatis der jpezielle Begriff der Majeftätsbeleidigung 
ausgejondert. Den Landesverrath hat von dem Hochverrathe das gemeine Deutjche 
Strafrecht überhaupt nicht gejondert, ſondern es iſt dies erjt durch die Partikular- 
gejeßgebung geichehen, zuerit durch das Preuß. Allg. ER., dem fich dann das Bayer. 
StrafGB. von 1813 anſchloß. Wenn jo die p. V. auch eine gemeinſame hiſtoriſche 
Bafis haben, jo konnte diefer Umſtand doch nicht verhindern, daß nicht bei der 
partifulären Fortbildung des Strafrechts mancherlei Verſchiedenheiten entitanden 
wären. 2) Die p. DB. werden ala folche Verbrechen bezeichnet, welche gewiſſe Ve: 
jonderheiten für das gerichtliche Verfahren erforderlich machen; und in dieſer Be 
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ziehung werden denn auch wol die p. V. und die durch die Preffe begangenen Ver— 
brechen nebeneinander genannt. Dieje Bejonderheiten jedoch, die man den p. V. 
für das gerichtliche Verfahren vindizirt hat, find nach zwei Seiten Hin bedeutſam 
geworden. Von der einen Seite wollte man die p. V. nicht von Geſchworenen⸗ 
gerichten abgeurtheilt wiſſen — ſo iſt z. B. in Preußen, nach voraufgegangener 
Abänderung des Art. 95 der Verf. Urk., durch Geſetz vom 25. April 1853 ein be— 
ionderer Gerichtähof errichtet worden, der jog. Staatögerichtähof, welchem die Unter- 
ſuchung und Aburtheilung jämmtlicher Fälle des Hochverraths und des Landes— 
verraths, ſowie der Fälle von Thätlichkeiten gegen den König und die Mitglieder 
des Königl. Haufes, ſowie endlich der feindlichen Handlungen gegen befreundete 
Staaten und zwar ohne Zuziehung von Geſchworenen übertragen iſt —, 
von der anderen Seite bat man dagegen die p. V. und die durch die Preſſe be- 
gangenen Delikte gerade als folche bezeichnet, welche jchlechterdings immer nur unter 
Mitwirkung von Gejchtworenen abgeurtheilt werden können. So hatte beifpieläweije 
in Preußen Art. XIX. des EG. zum StrafGB. (14. April 1851) einzelne Delikte 
(StraföB. SS 78, 84, 85, 86, 98, 99) „ala p. B.“ den Schwurgerichten zu— 
gewieien, und das Preßgeje vom 12. Mai 1851 ($ 27) bejtimmte, daß die mittels 
der Preſſe verübten Vergehen, welche mit FFreiheitsitrafe von mehr als drei Jahren 
bedroht jeien, zur Kompetenz der Schwurgerichte gehören follten. Dieje Beitimmungen 
find dann aber fpäter durch Geje vom 6. März 1854 aufgehoben worden. Die 
Verfaſſung für den Norddeutichen Bund Hatte Art. 75 für den gegen den Nord» 
deutichen Bund begangenen Hochverrath und Landesverrath als Gerichtshof das 
OApp.Ger. zu Lübeck beſtimmt. Dieſe VBorfchrift ift auch in Art. 75 der Verfaſſung 
tür das Deutiche Reich übergegangen. Da indefien dasjenige RGeſ., durch welches 
die näheren Beitimmungen über die Zuftändigfeit und das Verfahren des OApp.Ger. 
jeſtgeſetzt werden jollten, nicht erfolgte, jo blieb es bis zum Inkrafttreten des GBG. 
(1. Oftober 1879) bei dem, was die Verfaffung des Deutjchen Reiches für die Zeit 
bis zum Erlaß dieſes RGeſetzes angeordnet hatte, d. h. es verblieb auch in Betreff 
der gegen das Reich etwa vorkommenden Fälle von Hochverrath und Yandesverrath 
bei der jeitherigen Zuftändigfeit der Gerichte in den einzelnen Bundesjtaaten. — 
Jebt ift durch das GVG. vom 27. Januar 1877 die Frage, welchen Einfluß die 
etwaige politifche Beichaffenheit eines Verbrechens auf das gerichtliche Verfahren 
äußere, in folgender Weiſe beantwortet worden: der Negel nach ift es für die ört— 
liche und fachliche Zuftändigkeit der Gerichte, jowie für das Verfahren ganz gleich: 
gültig, ob ein Verbrechen oder Bergehen den Charakter eines p. V. hat, oder ob 
dies nicht der Fall ift. Eine Ausnahme von diefer Regel enthält nur das GVG. 
s 136 Nr. 1, nach welcher Beitimmung für die Unterfuchung und Entjcheidung in 
eriter und letter Inftanz in den Fällen des Hochverraths und des Landes— 
verraths, inſofern diefe Verbrechen gegen den Kaiſer oder das Reich gerichtet 
And, ausſchließlich das Reichsgericht zuftändig fein ſoll. Hiermit hängt es denn 
jufammen, daß einzelne wenige, durch diefe Vorjchrift nöthig gewordene, das Ver— 
jahren betreffende Beitimmungen in die StrafPO. aufgenommen find (vgl. StrafPO. 
ss 184, 176, 484; GBG. SS 138, 139). Die Prefje hat in den Juſtizgeſetzen 
eine beiondere Beachtung nur injoweit gefunden, ala nach $ 6 des EG. zum GBG. 
die beitehenden landeögejeglichen Vorjchriften für die durch die Preſſe begangenen 
Itrafbaren Handlungen unberührt bleiben jollen; während im Webrigen die durch 
die Preffe begangenen Verbrechen nur dann von den Schwurgerichten abgeurtheilt 
werden, wenn die Vorausfeßungen des GBG. S 80 vorliegen. 

Abgejehen von diejen Fällen, hat der Ausdruck p. V. feine praftifchen Konſe— 
quenzen. Es kann daher auch davon abgejehen werden, die einzelnen Strafvor- 
Ihriften, die mit dieſem Wort etwa zufammengefaßt werden fönnten, aufzuzählen. 

Lit.: al. die hinter d. Art. Hochverrath, Landesverrath, Majeftätsbeleidigung 
angeführte ð John. 

d. ie Gne. II. Rechtslexiton 111. 3. Aufl. 5 
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Pölitz, Karl Heinrich Ludwig, & 17. VIII. 1772 zu Ernſtthal, wurde 
1795 Prof. der Moral u. Geſch. in Dresden, 1803 Prof. philos. in Yeipzig, gina 
noch 1803 nach Wittenberg ala Prof. des Natur: u. Völferrechts, 1815 Prof. der 
Sächſ. Geich. u. Statiſtik in Leipzig, 1820 Prof. der Politif u. Staatswifjenichaften, 
7 27. I. 1838. Gr gab jeit 1828 „Jahrbuch der Gefchichte und Staatsfunit“ 
heraus (fortgejegt von Bülau). 

Hriften: Handbuch der Geſchichte der ſouveränen Staaten bed Rheinbundes, Leip, 
1808-1810; — des Deutichen Bundes, Leipz. 1817, 18. — Die Staatäwiffenihaften im Liche 
unferer Zeit, Zeipz. 1823; neue Aufl. 1827. — Grundrik für encytlopädiſche Vorträge über 
die gefammten Etaatswiflenichaften, Leipz. 1825. — Staateniufteme Europa’3 und Amerika's 
1826. — Vermiſchte Schriften aus dem reiſe der Geſchichte und Staatswiſſen ſchaft en Meiben 
1831. -- Staatäw. Vorl. für die gebildeten Leſer in ea Staaten, Leipz. 1831—33. — 
— — Verfaſſungen ſeit 1789, Leipz. 1817—25; 2. Aufl. 1833, 34; Bd. IV. vor 

ülau, 1 

Bil: N. > ber Deutichen, Jahrg. XVI. 241 ff. — Mohl, I. 141, 292, 297, 481; 

Il. 368, 384, 388; II — Omptebda, III. 26, 28, 44, 48. Teihmann. 


volize (police, — abgeleitet entweder von polliceri [Stobbe] oder von 
politicum, diejes von polyptychon, noAdnruyos [Diez, Weigand]) bedeutet Zettel, 
Schein, technifch aber: Verfiherungsichein, eine Urkunde (Franzöſ.: contrat 
d’assurance — police), welche der WVerficherer (die BVBerficherungsanftalt oder -Ge- 
ſellſchaft ꝛc.) über den Abſchluß eines Verficherungsvertrags ausjtellt und dem Ber: 
ficherungänehmer einhändigt. Die P. enthält den wefentlichen Inhalt des Ber: 
ficherungsvertrags theils ausdrüdlich, theils durch Bezugnahme auf die veröffentlichten 
Reglements des Verficherers, auf das Statut der Verficherungsgejellichaft u. dal. 
und iſt im Zweifel fo aufzufaflen, als enthalte fie die ausdrüdliche Beitimmung, 
der Verficherer übernehme die Aſſekuranz unter den bei feiner Konzeffion aufgeitellten 
und publizirten Bedingungen, jowie den im Statut genannten Beitimmungen, AU 
dies alö lex contractus gedacht und daher hinterher nicht mit Wirkung auf den 
bereits abgejchloffenen Vertrag einfeitig veränderlich. Ungenau redigirte P. find im 
Zweifel gegen den Werficherer, welcher fie oder die darin angezogenen Reglements 
abgefaßt hat, auszulegen (vgl. Entſch. d. ROHG. Bd. III. ©. 86, Bd. IV. ©. 59). 
Das Franz. Recht verlangt unter den beftimmt vorgejchriebenen Angaben in der P. 
auch jolche über das Gejellichaftsfapital (f. Bodenheimer a. a. O. ©. 70), Pa 
Treuerverficherung wird partifularrechtlich Vorlage der P. an jtaatliche Auffichts- 
behörden gefordert; ob die Ausitellung und Webergabe der P. im Zweifel zur Per: 
jeftion des DVerficherungävertrags erforderlich iſt, ift Ihatfrage, dürfte aber, ohne 
bejondere Anhaltspunkte für das Gegentheil, zu verneinen jein (vgl. Gntich. des 
ROGG. Bd. II. ©. 346, Bd. V. ©. 10, Bd. IX. ©. 882; Goldſchmidt x., 
Zeitichr. für das gef. H.R., Bd. XV. ©. 610, 611). Ueber die Androhung von 
RechtönachtHeilen in P. ſ. d. Art. Weuerverficherung. Ueber jog. polices 
d’honneur ſ. d. Art. Seeverſicherung. 

Da das Necht des Verficherungsnehmers und bzw. Verficherten aus dem Ver: 
ficherungsvertrage wie Rechte aus Obligationen überhaupt übertragbar iſt, jo fann 
es durch Gejlion an einen neuen Gläubiger übertragen werden, ohne daß der Um: 
jtand, daß eine P. ausgeftellt it, wefentlichen Einfluß auf das Recht oder die 
Nechtsübertragung Hat; denn die P. tft zunächſt nur Beweisurfunde; der im Ber 
fehre vorhandenen Tendenz, die Verficherungsforderung an die P. zu knüpfen und 
legtere zum Werthpapiere umzugejtalten, trägt das Allg. Deutiche HGB. in Bezug 
auf die Seeaſſekuranz-P. Rechnung, und zwar dadurch, daß es deren Indoffabilität 
erklärt, vorausgefeßt, daß fie an Order lautet (P. ala Orderpapiere j. HGB. 
Art. 302, 896, 904, 905); aladann gehen durch das Indoffament (Giro) der P. 
alle Rechte aus dem indbojfirten Papier auf den zweiten Nehmer, Indoffatar, über 
und der Berficherer (Ausfteller der BP.) kann fich nur folcher Einreden bedienen, 
welche ihm nach Maßgabe der P. jelbjt oder unmittelbar gegen den jedesmaligen 
Kläger zuftehen. Bei der Verficherung auf fremde Rechnung iſt zur Gültigkeit der 
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erſten Uebertragung das Indoſſament des Verſicherten nicht erforderlich, ſondern das 
des Verſicherungsnehmers genügend. Da aber auch im Seeverſicherungsverkehr die 
Ausstellung einer P. nicht gejeglich obligatorisch ift, jondern von dem den Ver- 
ficherer allerdings ziwingenden Berlangen des Verficherungsnehmers abhängt (Art. 788 
des HGB.), jo kann immerhin auch eine Nebertragung der Forderung des Verficherungs- 
nehmers (ohne P.) mit den gewöhnlichen Wirkungen einer Geffion eintreten und 
dies kann namentlich” dann von Bedeutung werden, wenn die verficherten Gegen- 
fände während des Laufes der Verficherung veräußert werden (f. hierüber Art. 904 
u. 905 des Allg. Deutichen HGB.). Cs ift zuläffig, daß über mehrere Verfiche- 
rungsverträge eine gemeinjchafitliche P. auägeitellt werde; aladann gelten die 
Verträge als gleichzeitig (HGB. Art. 791). (Meber Abjtempelung der Seeaffeturanz- 
P. in England und Engl. Gebieten in Goldjchmidt xc., Zeitichr. für d. geſ. H. R., 
Bd. XXIII. Beilagenheit, S. 150, 151.) 

Die P. Heißt tarirte P., wenn der PVerficherungäwerth auf eine bejtimmte 
Summe (Tare) durch Vereinbarung der Parteien (in der P.) feſtgeſtellt ift (die 
Tarirung, jei es, daß fie ſich auf den imaginären Gewinn mit erftredit oder nicht, 
it jedoch wegen wejentlicher Meberjegung der Tare antechtbar). Die P. Heißt offene 
P., wenn entweder gar feine Tare in der P. angegeben oder die Angabe des Ver: 
fiherungäwerthes nur proviforisch erfolgte (letzteren Falle auch: „vorläufig 
tarirte“ P.). Hit die Ausftellung einer P. vereinbart, jo ift die Verſicherungs— 
prämie nach der darin angegebenen Taxe zu berechnen (Protokolle S. 4268) und 
gegen Auslieferung der PB. zu bezahlen (Art. 816). Iſt eine P. ausgejtellt, jo ijt 
der Verficherungsnehmer bei einer Seeverficherung für fremde Rechnung (abgejehen 
von einer Spezialvollmacht) nur dann Legitimirt, über die Rechte, welche in dem 
Verficherungsvertrage zu Gunften des DVerficherten vereinbart find, zu verfügen, ins— 
bejondere die Verſicherungsſumme einzuflagen ıc., wenn er die P. beibringt; das 
Recht auf die BVerficherungsfumme ijt demnach zunächſt an die P. geknüpft; nur 
gegen Beibringung der P. hat der Berficherer an die Verficherten zu zahlen und 
bevor der Berficherungsnehmer dem VBerficherten die P. ausgeliefert hat, disponirt 
der Berficherungsnehmer über die Rechte aus dem Verficherungsvertrage; er ifP nicht 
verpflichtet, die P. dem Werficherten oder den Gläubigern oder der Konkursmaſſe 
deffelben auszuliefern, bevor er wegen der gegen den Verficherten in Bezug auf die 
verficherten Gegenftände ihm zuftehenden Ansprüche befriedigt it; dagegen haftet 
aber der Verficherer, wenn er, während ſich die P. noch im Befite des Verficherungs- 
nehmers befindet, durch Zahlungen an den Verſicherten oder an deſſen Gläubiger 
oder Konkursmaſſe, oder Verträge mit Diefen, das gejehliche Vorrecht des Ver— 
ficherungsnehmers beeinträchtigt (j. hierüber Art. 893 u. 894 d. HGB.). 

Quellen: Allg. Deutiches HGB. Art. 302—305, 788, 791, 797, 816, 892-896, 904, 
905. — Preuß. ER. Th. I. Zit. 8 SS 2064 ff. — Code de comm. art. 332 ss. — Voll: 


fändiges Beifpiel einer Seeafleturanz:P. aus dem 16. Jahrh. f. bei Benvenuto Straccha, 
Tractatus de assecurationibus (Venetiis MDLXIX. u. fonft). 


Lit: Die Kommentare bed Allgem. Deutihen HGB., von Lewis, Makower u. A. zu 
den angeführten Artikeln; ferner Goldfchmidt ıc., Ztichr. für d. gel DR. Bd. XIII. ©. 81 2 
(Malf) und Bd. XV. ©. 610, 611; die Entidh. des ROHG. Bd. III. ©. 343 fi.; Bd. IV. 
S. 60 ff.; Bd. VII. ©. 189; Bb. IX. ©. 130, 284, 370, 379, 387; Bd. XI. ©. 271; 3b. XIV. 
S. 38 und die hinter den Art. Feuerverfiherung, Seeverfiherung u. DEU DEEEngE 
vertrag angegebene Lit. Auch Conftant Bodenheimer, Zur Geſetzgebung über das 
Verficherungsivelen, Bern 1879. Gareis. 
Polizeiaufficht, eine acceſſoriſche Freiheitsstrafe, welche nach Verbüßung einer 
anderen Straie in Wirkfamkeit tritt und in der Entziehung gewiſſer Befugniſſe 
berjönlichen Freiheitsgebrauches bejteht. Aus dem Franz. und Preuß. Recht wurde 
fie in das Deutiche StrafGB. übertragen. Die erſte Erwähnung der P. findet fich 
im 8. C. vom 28 Floreal XII ($ 131). Die Haute cour imperiale wird danach 
ermächtigt, in Fällen der Freiſprechung „de mettre ceux qui sont absous sous la 
surveillance ou à la disposition de la haute police pour le temps qu’elle deter- 
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mine.“ Nachdem auch ein Dekret vom 19 Ventöje XIII alle entlaſſenen forgats 
unter die Aufficht der Ortspolizeibehörde ihres Wohnortes geſetzt hatte, erging 
die ausführlichen Beitimmungen des Code penal von 1810 (art. 44, 45, 46 ss.), deren 
Prinzip darin beitand, daß entlaffene Verbrecher für ihr gutes Verhalten entweder 
Kaution leiften oder P. erleiden follten. Dies Syſtem ward jpäter vollitändig 
durch das Revifionsgejeg vom 28. April 1832 verändert. Die P. beiteht im dem 
Verbot, fi an beftimmten von der Regierung bezeichneten Orten aufzuhalten , den 
Aufenthaltsort ohne vorherige Abmeldung zu verlaffen und bindet den davon Br 
troffenen an eine Zwangsroute. UWebertretung diefer Beichränkungen bildet das Ver: 
gehen der rupture de ban. (Ueber die weiteren Ausführungsmaßregelm: des 
minifterielle Girfular vom 18. Juli 1833.) Die Strafe der P. ift entweder leben:- 
länglich oder zeitlich. Sie tritt entweder ipso jure ein, jo daß der Nichter nicht 
darauf zu erkennen braucht (bei allen WVerurtheilungen zu travaux forces auf Zait, 
bei detention und reclusion, banissement), oder fie wird in Gemäßheit des Geſetze 
vom Richter ausgeiprochen, um den Thäter ala gefährlich zu kennzeichnen. Auch ba 
politijhen Verbrechen findet die P. Anwendung (art. 47—50 des Code penal), 
deögl. bei gewiffen Vergehen gegen das Eigentum, Aus der Beziehung der P. zu 
den politifchen Verbrechen erklärt fich das aus Anlaß des Staatsftreiches ergangen, 
durch die Regierung der Nationalvertheidigung am 24. Oktober 1870 aufgehoben: 
Dekret vom 8.—12. Dezember 1851, wonach allen unter PB. ftehenden Individuen 
der Aufenthalt in Paris und der Bannmeile unterfagt ift und rupture de ban (nad) 
dem Code penal im Marimum mit fünf Jahren Gefängnif ftrafbar) adminiftrative 
Transportation nach Cayenne oder Algier ohne richterliches Erkenntniß nach Ad 
ziehen fonnte. Auch das neue Belg. StrafGB. (art. 35) ſtimmt im Wejentlichen 
mit den Beitimmungen des Franz. Rechts nach dem Geſetz vom 28. April 1832 
überein. Lebenslängliche P. kann nur gegen rüdfällige Verbrecher erfannt werden; 
in allen anderen Fällen ift die P. eine zeitliche, von mindeftens fünf» und höchſtens 
zwanzigjähriger Dauer. Weitere Veränderungen enthält das Franz. Geſetz vom 
30. Juni 1874. Dies Geſetz läßt vier neue Artikel an Stelle der alten art. 44, 
46, 47 48 des Code penal treten. Die Stellung unter BP. giebt der Regierung das 
Recht, den Entlaffenen den Aufenthalt an gewiſſen Orten zu unterfagen. Ginen 
bejtimmten Aufenthaltsort anzuweiſen, ift die Regierung nur dann befugt, wenn der 
Sträfling es unterließ, vierzehn Tage vor dem Ende der Straizeit einen Wohnfis 
zu wählen. Ohne Autorifation der Regierung fann der Sträfling jeinen Aufent— 
haltsort nur von ſechs zu ſechs Monaten wechſeln. Das Marimum der P. beträgt 
20 Jahre, wenn auf Zwangsarbeit, Reklufion oder Detention erfannt wurde; der 
Richter ift nicht mehr gezwungen, auf PB. zu erfennen. Auch die Verwaltungs 
behörde kann die Ausführung der P. fuspendiren, während ausdrüdlich die früheren 
Streitfragen entjcheidend anerkannt wurde, daR auch durch Begnadigung die Strafe 
der B. aufgehoben werden kann. (S. auch das Juftigminifterial-Girkular vom 21. Febr. 
1874.) Unzweifelhaft nähert fich das neue Franz. Geje den im Deutichen StrafGB. 
ausgeiprochenen Auffafjungen. 

Die Mehrzahl der Deutjchen Strafgejeßbücher hatte die P. ala Strafmittel 
aufgenommen; am meijten näherte fic) das Preuß. StrafGB. von 1851 den ehe 
maligen Franz. Anfchauungen, indem das Gintreten der P. weſentlich von dem 
Charakter der ftrafbaren Handlung abhängig gemacht wurde, ohne Rückſicht auf 
Perjönlichkeit des Thäters. Die Meinung der Sachverftändigen und insbejondere 
der Gefängnigbeamten wendete fich indeſſen faft einmüthig gegen dieje Strafart, bie 
als ein Hinderniß gegenüber dem beffernden Erfolg des Strafvollzuges erfannt ward. 
Man erinnerte vorzugsweife daran, daß dur P. das Fortkommen entlaſſener Strät 
linge, und folglich auch deren Beflerung erjchiwert werde. In Frankreich, wo die 
P. am ftrengiten durchgebildet ift, findet man eine auffallend hohe Zahl von Rück— 
fälligen. In Berüdfichtigung der gegen die P. geäußerten Beichwerden und in An- 
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ſchluß an das Bayer. StrafGB. von 1861 hat das RStrafGB. der P. eine völlig 
veränderte Gejtalt gegeben. In gewifjen genau bezeichneten Fällen fann der Richter 
auf Zuläjjigfeit von P. erkennen (bis höchitens fünf Jahr). Nach Anhörung 
der Gefängnißverwaltung kann aladann die Landespolizeibehörde P. eintreten Lafjen. 
Die Wirkungen der P. find: Verbot des Aufenthalts an gewiffen Orten; Berugniß, 
Ausländer aus dem Bundesgebiet zu verweilen; Wegfall der bei Hausſuchungen 
ſonſt bejtehenden Beichränfungen. Die P. kann jederzeit von der Behörde zurüd- 
genommen werden (RStrafGB. 88 39, 40). Als eine, freilich nicht auf Geſetz, 
jondern lediglich auf der Praris beruhende Art der P. kann man auch die fitten= 
polizeilich über Liederliche Dirnen geübte Beauffichtigung anjehen. Auch giebt das 
Nahrungsmittelgefeg vom 14. Mai 1879 der Polizei nach gejchehener Verurtheilung 
gewiffe Auffichtörechte über die Geichäftsräume. 

Auch England hat nach dem DVorgange der Iriſchen Gefängnißreform und 
im Zufammenhange mit dem Beurlaubungsſyſtem in jeiner neueften Gejeßgebung 
die P. eingeführt. Sehr ausführliche Beitimmungen darüber enthält die jog. Habitual 
Criminals act 32 und 33 Vict. c. 99. Ausführlich verhandelte darüber der dritte 
SItaltenifche Juriftentag zu Turin im September 1880. 

2it.: Gouin in der Revue de legislation tom. XII. (1840) B 393. — Chatagnier, 
Du renvoi sous la surveillance de la haute police, Par. 1849. — Humbert, Consequences 
des condamnations penales. — Bertauld, Cours de droit penal,,p. 274. — Trebutien, 
I. 245. — Helie (Nypels), Traite, I. $$ 241 ss. — Ortolan, feliments de droit penal, 
$ 157. — Fremont, La surveillance de la Haute Police d’Etat, de sa suppression et 
des ınoyens d’y suppleer, Par. 1869. — Renault, Etude sur la loi du 23 Janvier 1874. — 
L. Buscon, u surveillancee de la haute police, son passe, son present, son avenir, 
Montauban 1878. — Gualtieri Sighele in der Rivista penal IV. 32. — v. Holtzen- 
dorff, On Police Supervision, in den Transactions of the Social Science Association, 
1561. — Schüd, Die Polizeiauffiht in Preußen, in v. Holtzendorff's GStrafrechtägtg., 
1863, ©. 436. — Weiß, StrafGB. für bad Königreich Bayern, 1863, I. ©. 106. 

v. Holtzendorff. 

Polizeikoſten. Wie die Polizei aus der Gerichtsverwaltung, fo find die Koiten 
der Polizeiverwaltung aus dem Syſtem der Gerichtäfojten erwachien. Die den 
Sandesherren verliehene Grafengewalt umfaßte nur den obrigfeitlichen Theil des 
Gerichtswejens, das „Gerichthalten“ (imperium merum et mixtum), nicht das heutige 
Richteramt — die eigentliche Rechtiprehung —, welche im Mittelalter als ein 
iudieium parium ſich aus den größeren und Eleineren Kommunalverbänden nach) 
Herkommen und Geſetz formirte. Das Gerichthalten, einjchließlich der „Friedens— 
bewahrung” , erichien deshalb im Mittelalter vorzugsweiſe als Vermögenslaſt, 
als die einzig dauernde Ausgabe des bürgerlichen Gemeinwejens, im Unterjchied von 
der zeitweije jehr hohen, aber doch zufälligen Laſt des Heerbanns. Eben daraus er: 
gab fi) die naturgemäße Verbindung der Gerichtsverwaltung mit dem Grund— 
beſitz. Durch die bereitwillige Uebernahme diejer Laſt erhielt der Großgrundbefit 
allmählich die Stellung erblicher Obrigfeiten, und ebenjo wurden die Städte durch 
Uebernahme diejer Laſten Herren in ihrem Gebiet, Obrigfeiten ihrer Angehörigen. 
Das mittelalterliche, mit einer Naturalwirthichait verbundene Amtsſyſtem hatte in= 
defien die Folge, daß in den Gebieten der Landesherren die Koften diejer Verwaltung 
die landesherrlichen Einkünfte fortſchreitend aufzehrten. Vorzugsweiſe darauf beruhte 
8, dab gegen Ende des Mittelalters die „Gerichtölehne” nicht mehr blos an Bes 
ſitzer großer herrfchaitlicher Gebiete, jondern an die Beſitzer einzelner Ritterhufen 
verliehen wurden. Aus der taujendfältigen Verleihung diejer Verwaltung, naments 
{ih im Oſten Deutichlande, ging der „Patrimonialftaat” hervor, der in Verbindung 
mit den landſtändiſchen Verfaſſungen fich während der Reformationgzeit voll entwidelt 
und die Bewohner des platten Landes in einen Herrenftand und Unterthänigenitand, 
die Bewohner der Städte in ein Aktiv» und Paſſivbürgerthum gejchieden hat. 

In dieſer Gerichtöverwaltung ift nach wie vor die Friedensbewahrung 
enthalten, welche jet nach Vorgang der Reichsgeſetze ala Polizei bezeichnet und, 


* 
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umfaſſender ala früher, als Pflicht der Obrigkeit „für gute Ordnung und gemeinen 
MWohlitand zu ſorgen“ aufgefaßt wird. Reichs- und Yandespolizeigeiege erkennen 
es ala Pflicht und Recht der Ortöobrigkeiten an, die nachbarlicde Ordnung aud 
durch allgemeine Satungen zu regeln und auf diefem Wege ihre erweiterter Gewalten 
nun auch in die rechtliche Form der „Unterthänigkeit“ auf dem platten Lande, de 
Verhältniffes der „Schußverwandten“ in den Städten zu bringen. Die Tragung 
der Gerichts- und P., war und blieb aber die Borbedingung aller 
wertbhvollen Herrſchaftsrechte. Die P.laft, die fich durch die Vorjchriften 
der Reichs- und Landespolizeiordnungen ſehr erheblich zu vermehren anfing , blieb 
ein annexum bdiejer überzahlreihen Stadt: und Gutsobrigfeiten und wurde aud 
durch den Verfall und die Quieszirung der landitändiichen Verfaffungen nicht alterirt. 

Aenderungen in diefem Berhältniß find allmählich jeit den Zeiten der Franı. 
Revolution eingetreten. Im Weſten Deutichlandse — unter dem Einfluß Der Geſetz— 
gebung Frankreichs, des Königreichs Weſtfalen und anderer Rheinbundjtaaten — erloichen 
nicht nur die Patrimonialgerichte, jondern auch das Poligeiamt wurde von dem Großgrund: 
befig und den Stadtlommunen mehrfach abgelöft, oder doch im Namen des Landesherm 
verwaltet. Auch die P. wurden zum Theil auf die Staatöfafje übernommen ; em 
anfehnlicher Theil indeffen als eine „hergebrachte“ Laſt den Gemeinden belafien. 
Im dftlichen Deutichland dagegen war der geichlofjene Großgrundbefit mehr geeignet, 
die patrimoniale Gejtalt der Ortsämter beizubehalten. In Preußen hört zwar mit 
dem Jahre 1808 die Patrimonialjuftiz der Städte und der Domänenämter auf, die 
Polizei wird in einigen wenigen größeren Städten durch unmittelbare Staatsbeamte 
auf Staatsfoften verwaltet, in den übrigen nach den Städteordnungen wenigften® 
als „mittelbare“ Staatsamt behandelt. Es bleibt indeſſen die Regel, daß auch in 
diefen Städten die Verwaltung durch einen von der Staatöbehörde beitätigten Ge 
meindebeamten geführt wird und daß die Koſten und Ginkünfte der Verwaltung der 
Kommune verbleiben. Auf dem platten Lande follte nach dem Plan des Freiherm 
vom Stein (1808) die Gutspolizgei aufhören und durch unmittelbar vom König 
ernannte Beamte (womöglich Ehrenbeamte) erjeßt werden. Dieje weitergehenden Pläne 
jcheiterten zunächft an dem Koftenpunft in der damaligen Finanznoth des Staate. 
Seit 1812 übernahm die Staatäfafje jedoch einen bedeutenden Theil der P. durch 
die Organifation der Gendarmerie, auf deren Thätigkeit die Polizeiordnung des platten 
Landes bis in die neuefte Zeit vorzugsweiſe beruht hat. Allein umfomehr legte mun 
der Großgrundbefiß einen Werth auf die Beibehaltung einer gutsherrlichen Polizei 
gewalt über feine Dienftleute und bäuerlichen Nachbarn. Die Beibehaltung der 
Patrimonialjuftiz und Polizei erjchien der nach den Treiheitäfriegen herrichenden 
Richtung als ein werthvolles Glement einer „Itändifchen Gliederung“. In dem 
Rahmen diefer Einrichtungen wurden nun in den Jahren 1823—28 die neuen 
Kreis und Provinzialordnungen Preußens nach den leitenden Ideen des Kronprinzen 
formirt, und ein „Ritter, Bürger und Bauerjtand“ wiederhergeitellt, ſoweit dies 
nach) den Grundjägen der Stein-Hardenberg'ſchen Reiormgejeßgebung noch mög: 
lich war. , 

Die Sturm: und Drangperiode von 1848 war entichloffen, die 
patrimontalen Elemente auch im Polizeiwejen gründlich zu befeitigen. Aber noch 
einmal jcheiterte die Ausführung an den Koftenpunktt. Die in Ausficht geitellten 
Henderungen der Gemeindelaften erwedten eine lebhafte Abneigung der ländlichen Ber 
völferung gegen die neuen Einrichtungen, auf welche gejtüßt, die damalige Preußiiche 
Minifterverwaltung in einer verfaſſungsmäßig ſchwer verantwortlichen Weiſe die 
ichon publizirten Kreis und Gemeindeordnungen fiftirte, die Kreis und Provinzial» 
jtände für wiederhergeftellt erklärte. Bezüglich der PB. Hatte das Geſetz über 
die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 (S 3) die Beitimmung getroffen, 
daß „die Koften der örtlichen Polizeiverwaltung von den Gemeinden zu bejtreiten“ 
find. In der nicht erheblichen Zahl von Städten, in welchen die Ortöpolizei durch 





Polizeiftrafverfahren. 71 


unmittelbare Staatöbeamte verwaltet wird, werden die „Gehälter der von der 
Staatäregierung angejtellten Beamten” vom Staat, die jonjtigen P. von der Ge- 
meinde getragen (während nach dem Gejeg vom 30. Mai 1820 die Gemeinden in 
diejem Falle nur für die erforderlichen Lofalien zu ſorgen hatten). Auf Grund 
diefer Scheidung hat fich in Preußen eine umfangreiche Verwaltungsrechtiprechung 
(früher durch Minifterialrejkripte, jet auch durch die Verwaltungsgerichte) darüber 
gebildet, welche Ausgaben zu den perfönlichen, welche zu den ſachlichen P. 
zu rechnen find. 

Das zähe Feithalten an der Patrimonialordnung des platten Landes und an 
der Tragung der P. als jtädtifche Gemeindelajt im Oſten Deutichlands hat übrigens 
in ihrem endlichen Erfolg dahin gewirkt, die obrigfeitliche Ortsverwaltung in engem 
Verband mit der Kommunalverwaltung zu belaffen. Das Unhaltbare war nur die 
Behandlung der polizeiobrigfeitlichen Rechte ala iura patrimonii. Verwandelte man 
diefe Rechte in eine Pilicht der befienden Klafjen der Gemeinde, diefe Verwaltung 
im Auftrage des Staats mit der vollen VBerantwortlichkeit des öffentlichen Amts zu 
übernehmen, jo entwidelte fich aus der Verbindung der perjönlichen Pflichten und 
Koiten des Polizeiamtes mit dem Gemeindeverband ein überaus fräftiges Syſtem 
obrigfeitlicher Selbjtverwaltung. in jolches ift demnächſt aus der Preußifchen Kreis— 
ordnung von 1872 hervorgegangen und bat fich alsbald zu höheren, provinziellen 
Drganen der Selbitverwaltung weiter entwidelt, während die unter dem Einfluß 
der frranzdfiichen Gejeßgebung geförderte Trennung des Polizeiamt3 und der P. vom 
Gemeindeverband zwar eine bequeme, aber unfjelbjtändige und der höheren Entwicke— 
lung unfähige Munizipalverfaffung erzeugt hat. Das vielfach laut gewordene Be— 
itreben, die Koften der Ortöpolizei auf die Staatäfaffe zu übernehmen, beruht auf 
einer furzfichtigen Anjchauung; denn die P. bilden einerſeits nur einen jehr geringen 
Bruchtheil der Gemeindeausgaben, im Bergleich mit der Armen, Schul, und Wege: 
laſt, während fie ala Gemeindelaft andererſeits unentbehrliche Grundlage für die 
Selbitändigfeit der Gelbftverwaltungsorgane bleiben. Unter allen Imjtitutionen 
älterer Ordnung bat fi) die Dezentralifation der kommunalen Laſten als das 
fonjervativite Element bewährt, welches die Deutiche Staatsbildung vor einer über- 
eilten Gentralifation bewahrt hat. . 


Lit. fehlt, da der Koftenpuntt in ben Darftellungen bes Polizeirecht? als Nebenjache be: 
handelt zu werben pflegt. Gneift. 


BPolizeiftrafverfahren (Th. I. S. 957 ; vgl. auch die Art. Polizeiverord- 
nungen, Polizeifojten). Unter B. ift zu verjtehen: die Feitiegung einer Strafe 
jeitens der Polizeibehörden für Handlungen oder Unterlafjungen, welche durch gejeßliche 
Beitimmungen (im weiteften Sinne) allgemein und im Voraus mit Strafe bedroht 
find. Davon zu unterjcheiden ift die Anwendung von Exekutivſtrafen, d. 5. Zwangs- 
maßregeln, durch welche beitimmte Perjonen zu einer von den VBerwaltungsbehörden 
geiorderten Leiſtung, Handlung oder Unterlaffung genöthigt werden follen (vgl. 
den Art. VBerwaltungserefution). Während bezüglich diejes Verfahrens die 
Landesgeſetzgebung ausjchließlich zuftändig it, kann fie ein P. nur innerhalb der 
veichögejeglich beitimmten Grenzen ($ 453 ff. der StrafPO.) anordnen und regeln. 

Die Polizei ift aus der Gerichtöverwaltung erwachien und bei der Trennung 
der Juftiz und Verwaltung wurde den Polizeibehörden eine Rechtiprechung in Strafe 
jachen nur infoweit übertragen, als eine jolche den Gerichten niederer Ordnung zu— 
ſtand. Es hängt alſo, während die Frage, ob Verwaltungsorganen richterliche 
Geſchäfte zu übertragen ſeien, nach ſtaatsrechtlichen Geſichtspunkten zu entſcheiden 
iſt, der Umfang der etwa zugelaſſenen Jurisdiktion geſchichtlich mit der Vertheilung 
der Straffachen an die Gerichte verſchiedener Ordnung überhaupt zuſammen. In 
Rom wurde nur über die jchwereren Verbrechen vor den Kriminalgerichten ver— 
handelt, während die Verfolgung der übrigen ftrafbaren Handlungen vor dem Civil— 
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richter geſchah, entweder durch den Verletzten (delieta privata) oder irgend einen 
Unbetheiligten (actio popularis). In der Kaiſerzeit wurden außerdem Strafſachen 
von gewiſſen Polizeibeamten ſelbſtändig erledigt. So hatte der praefectus annonae 
(vgl. Mommfen, Römifches Staatsrecht, II. 996 ff.) über die geringen Delikte, Dir 
beim Getreideverfehr und Schiffahrtsbetrieb vorfamen, in einem wahrſcheinlich ab- 
gefürzten Verfahren zu erfennen, ebenjo der praefectus vigilum (vgl. Mommfjen, 
©. 1010 ff.) über incendiarii, efiractores, fures, raptores, receptatores (1. 3 S 1 
D. 1, 15), wobei er aber in jchwereren Fällen die Verhandlung an den praefectus 
urbi abgeben mußte (l. u. C. 1, 43), deflen jpäter jehr umfaflende Kriminaljuris- 
diftion fich auch erſt allmählich aus einer polizeilichen von geringem Umifange ent— 
wicdelt hatte (Mommjen, 1013 ff.). — Im Deutichen Strafverfahren unterichied 
man zwiſchen peinlichen und nicht =peinlichen Sachen. Die eriteren (Miſſethaten, 
Ungerichte) waren mit Strafen belegt, „die an Hals und Hand gingen“ und nicht 
abgefauft werden konnten, die anderen (Frevel, Brüche) wurden regelmäßig ınit Geld 
gebüßt. Nur die Ungerichte wurdrn „in jtrengem Recht“ (vor den Kriminal— 
gerichten), die Brüche im „freundlichen“, „bejcheidenen“ Recht (vor den Givilgerichten) 
erledigt. Da man dieje Unterfcheidung mit einer bei den Italienern beliebten (in 
delicta atrocia und leviora, vgl. 3.82. J. Clarus, recept. sentent., 1. V $ prim. 
no. 9) identifiziren fonnte, jo behielt man fie jowol in der CCC (vgl. art. 104) 
wie in der jpätern Praris bei. Es werden peinliche Strafen: an Leben, Ehre, Yeib 
oder Gliedern, den bürgerlichen: Yandesverweifung, Gefängniß und Gelditihie gegen- 
übergeftellt (vgl. Carpzow, Practica nova rer. crim. 102 no. 53). Die mit 
bürgerlicher Strafe bedrohten Sachen gehörten vor die niederen Gerichte und wurden 
auch prozeſſualiſch in mancher Sinficht verichieden behandelt (vgl. Carpzow, l. c. 
no. 20— 25). Gin ähnlicher Unterfchied fam auch in der Gejeßgebung zum Aus— 
drud, indem neben den peinlichen Gerichtsordnungen, jowol für das Reich wie für 
die einzelnen Territorien, Bolizeiordnungen ergingen, in denen eine Reihe von weniger 
bedeutenden Delitten mit Strafe bedroht wurde. Unter Polizei (der Ausdrud 
fommt wol zuerjt in $ 40 der Reichsregimentsordnung von 1495 vor, welcher es 
dem Neichsregiment zur Pflicht macht: Ordnung und Polizei fürzunehmen und die 
Köftlichkeit und Weberfluß aller Stände zu mäßigen) verjtand man die Friedens— 
bewahrung, die Sorge für Ordnung und gute Sitten. Die Reichspolizeiordnung 
(zuerit 1530 auf dem Reichstage zu Augsburg erlafjen, 1548 zu Augsburg wieder: 
holt und 1577 durch den Frankfurter Reich&deputationstag revidirt und gebeflert) 
jowie zahlreiche Verordnungen über Münzen, Handwerk und Handel (vgl. Stobbe, 
Geſchichte der Deutichen Rechtäquellen, II. ©. 200 ff., und Gerſtlacher, Handbuch 
der teutjchen Reichsgeſetze, Th. IX.) konnten freilich nur den Rahmen abgeben, den 
die Landesgefehgebung im Einzelnen auszufüllen hatte. Es ergingen auch zu dieſem 
Zwede allerorten zahllofe einzelne Beitimmungen, durch die nach allen Richtungen 
bin tief in das Privatleben eingegriffen wurde. Eine möglichit vollkommene Unter: 
ordnung des Bürgers unter die jtaatliche Bevormundung war das deal des eudä— 
moniftiichen Polizeiftaates im 17. und 18. Jahrhundert, der feiner Pflicht nur zu 
genügen meinte, wenn er die Individualität der Entwidelung bejeitigen und die 
Unterthanen auf Schritt und Tritt fontroliren und zurechtweiien fonnte. Dem 
entiprechend umfaßte die Polizei, d. h. die Sorge für das „Gemeinwohl“, beinahe 
die ganze Staatsthätigfeit und alle Staatsorgane waren mit ihr befaßt, namentlich 
auch die niederen Gerichte. Bei der Errichtung jelbjtändiger Polizeibehörden über: 
trug man diefen auch einen großen Theil der niedern Gerichtöbarfeit, theils um bie 
Gerichte zu entlaften, theils weil man die Polizeivergehen als wejentlich verjchieden 
von den friminell jtrafbaren Handlungen betrachtete. Doch war diefer Gefichtspunft 
feineswegs ausjchließlich maßgebend. Man bejtimmte die Kompetenz der Polizei: 
behörden vielmehr in höchſt verichiedener Weije, indem man dabei Rüdficht nahm: 
bald auf die Höhe der in abstracto angedrohten oder in concreto aufzuerlegenden 
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Strafe, bald auf den Inhalt der betreffenden Strafvorichriften, bald darauf, ob die— 
jelben von Verwaltungsbehörden ausgegangen waren oder nicht (vgl. 3. B. Mitter- 
maier, Die Straigefeggebung in ihrer Fortbildung, I. Beitrag, Heidelberg 1841, 
©. 221 ff.). In Anlehnung an diejen formalen Gegenſatz ift auch die Frage nach 
einem materiellen Unterjchiede zwijchen polizeilichem und kriminellem Unrecht in der 
Strafrechtswifjenjchait vielfach erörtert worden. Man ging dabei zunächit von der 
Meinung aus, welche. den naturrechtlichen Anjchauungen am Ende des vorigen Jahr: 
hunderts entiprach, daß jedes Verbrechen die Verlegung eines bejtimmten Rechtes 
enthalten müſſe. Eine jolche ließ jich bei vielen jtrafbaren Handlungen nicht auf- 
finden und man machte das Vorhandenſein derjelben zum unterjcheidenden Merkmal 
zwiſchen Eriminellem und polizeilichem Unreht. So Feuerbach (der freilich in 
jeiner Revifion für „Polizeivergehungen“ eine Verlegung der bedingt nothwendigen 
Rechte des Staates, d. h. derjenigen vorausfegt, „die zu ihrer wirklichen Exiſtenz 
einen Akt der Staatögewalt als jolcher“ benöthigen), Grolmann und ähnlich Luden, 
welcher Rechts» und Gejehes- Verbrechen unterjcheidet, je nachdem ein fubjeftives Necht 
verlegt ift oder nicht und die legteren als Polizeiverbrechen bezeichnet. Da jedoch 
bier der Kreis der Polizeiverbrechen ein zu weiter wurde (Feuerbach betrachtet 
» als jolche: Landzwang, Wucher, Hazardipiel, Schwören, Fluchen, Zutrinten, Bettelei 
und ſämmtliche Trleifchesverbrechen),, jchränfte man von anderer Seite den Begriff 
auf jolche Handlungen ein, die weder in ein jubjektives Recht eingriffen, noch die 
Sittlichfeit verlegten, jondern nur wegen der möglichen nachtheiligen Folgen von 
der Gejeßgebung für ftrafbares Unrecht erflärt worden jeien. So v. Wächter und 
ähnlih auch Hälſchner. Daß der Begriff des Verbrechens eine Unfittlichkeit 
notwendig vorausſetze, betont namentlih Stahl, der ala Polizetübertretungen alle 
Handlungen anjehen will, „welche nicht gegen die zehn Gebote, fjondern nur gegen 
die Gebote des Staates find“. Aehnlich Hatte Köſthin den in Rede ftehenden 
Gegenjag ala den „des an und für fich Unrechten“ und des „Gefährlichen“ hervor— 
gehoben, wobei er jenes als das „wirkliche“, diejes als das „mögliche“ Unrecht be- 
zeichnete. Während Merkel mit jeiner Unterfcheidung des formellen von dem 
materiellen Unrecht fich der Auffaffung Yuden’s nähert, Hat Binding darauf hin- 
gewieien, daß es Aufgabe des Staates jei, die Rechtsgüter vor Verlegung zu ſchützen 
und daß zu dieſem Zwecke verboten jet: jowol die Verlegung wie die Gefährdung 
von Rechtögütern, ala auch die Vornahme gewiffer Handlungen, die möglicher Weife 
eine Gefährdung jener herbeiführen fünnten. Gegen die Bezeichnung diejer Unter- 
iheidung als Verbrechen und Polizeiunrecht verwahrt fih Binding ausdrüdlich. — 
Die Entwidelung der Gejeggebung hat in Deutichland denjenigen Recht gegeben, 
welche, wie Heffter, Bekker, Wahlberg, einen prinzipiellen Unterjchied leugneten. 
Während das Bayerische Straigejegbuch von 1813 in Art. 2 Abjah 2 jagte: „Hand— 
lungen oder Unterlafjungen, welche zwar an und für fich jelbjt Nechte des Staates 
oder eines Unterthans nicht verlegen, jedoch wegen der Gefahr für rechtliche Ordnung 
und Sicherheit unter Strafe verboten oder geboten find u. ſ. w., heißen Polizei— 
übertretungen,“ unterjcheidet das StrafGB. für das Deutiche Reich, wie jchon das 
Preußiſche nach Franzöſiſchem Vorbild gethan, die jtraibaren Handlungen nur nach 

der Art und Höhe der angedrohten Strafe. Die Uebertretungen find dabei nicht in 

einen qualitativen Gegenjag zu den Verbrechen und Vergehen gejtellt worden, nament= 

li finden die allgemeinen Beitimmungen des StrafGB. auch auf jene prinzipiell 

Anwendung, joweit nicht innerhalb der zuläffigen Grenzen landesgejeglich etwas 

Anderes beftimmt ift. Eine jolche Abweichung der Landesgejeße vom Reichsrecht 

Üt für Mebertretungen jowol wie für Vergehen nur bezüglich der Materien zuläffig, 

welche nicht Gegenjtand des RStrafGB. find. — Eine Kodifitation des Polizei 

!trafrechts hat neben dem NStrafGB. nur in einigen Ländern ftattgefunden, 3. B. 

in Bayern (Pol.StrafGB. vom 10. November 1861, revidirtes vom 26. Dezember 

1871), Württemberg (vom 27. Dezember 1871), Baden (vom 31. Oktober 1861, 
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vgl. Art 3 des Badiſchen Einführungsgefeßes zum RStrafGB. vom 23. Dezember 
1871), Abweichungen von den allgemeinen Beitimmungen des Neichögeießes find 
darin nicht enthalten. 

Auch auf dem Gebiete des Strafprozeffes ift eine durchweg verichiedene Behand- 
lung der Verbrechen und Vergehen einer und der Polizeiübertretungen andererfeits 
ichon vor dem Erlaß der Deutichen StrafPO. in den meijten Territorien befeitigt 
worden. Dabei ijt jedoch nicht ausgeichloflen, daß bei leichteren Delikten, alio 
namentlich bei Lebertretungen, ein einfaches Verfahren vor den zuftändigen Gerichten 
angeordnet wird (vgl. z. B. StrafPO. SS 211, 244, 264 Abi. 5, auch 231, 318, 
447 ff.). Der Grundfaß, daß eine Strafe auch für Polizeidelikte nur von den Gerichten 
verhängt werden kann, war in Preußen durch die Verordnung vom 3. Januar 1849 
eingeführt (vgl. über die hiſtoriſche Entwidelung Förftemann, ©. 212 ff., bei. 
251—259) und auch die StrafPD. für das Deutiche Reich fteht auf diefem Stand- 
punft (vgl. $ 13 des GBG.). Es Handelt fich dabei um eine Beitimmung, die im 
Öffentlichen Intereffe gegeben iſt, die aber zugleich einen rechtlichen Anfpruch für 
jeden Beichuldigten darſtellt. Das öffentliche Intereffe ift bei den Leichteiten Delikten 
jo gering, daß es durch andere Rücdfichten verdrängt werden fann, z. B. durch die 
auf eine Weberlaftung, welche den Gerichten aus der ausfchließlichen Befakung aud 
mit den geringjten Strafjachen erwachien müßte. Der Beichuldigte aber, dem regel: 
mäßig 'an einer jchnellen und mit geringen Koften verbundenen Strafrechtäpflege 
gelegen ift, wird, falls eine geringe Strafe in Ausficht fteht, das einfachere und 
billigere Polizeiverfahren dem gerichtlichen vorziehen, obgleich das letztere mehr 
Garantien für eine unparteiiſche Rechtspflege darbietet. In diefem Falle können 
Bedenken gegen die Zuläffigkeit der polizeilichen Beitrafung faum obwalten, und es 
it allen Forderungen auch des Rechtöftaates genügt, wenn nur in jedem Falle die 
Möglichkeit gewährt wird, vor der Vollſtreckung der Strafe die richterliche Ent— 
jcheidung anzurufen. Diejer Auffaffung wollte fi) auch die StrafPO. um jo weniger 
verichließen, als in einigen Staaten, 3. B. Preußen und Baden, mit der vorläufigen 
polizeilichen Strafverfügung gute Erfahrungen gemacht waren. 

Da bezüglich der Einführung diejes Verfahrens hauptjächlich die Bedürfnißfrage 
maßgebend jein muß, jo tft diefelbe der Landesgeſetzgebung (vgl. die Zuſammen— 
jtellung der in den einzelnen Bundesjtaaten ergangenen Beitimmungen unten) an— 
heimgeftellt und die StrafPO. hat nur die Grenzen für die Thätigkeit jener bejtimmt 
(Buch VI., Abſchn. 2, 88 453 —458). 

I. Eine polizeiliche Strafverfügung ift nur zuläffig bei Webertretungen, und 
auch bier darf die Polizeibehörde im einzelnen Falle keine andere Strafe ala Haft 
bis zu 14 Tagen oder Gelditrafe und diejenige Saft, welche für den Fall, daß die 
Gelditrafe nicht beigetrieben werden kann, an die Stelle der letzteren tritt, ſowie eine 
etwa verwirkte Einziehung verhängen. Gleichgültig ift es, ob die Uebertretung durch 
das NStrafGB., ein Reiche» oder Landesgeſetz oder eine Verordnung unter Straie 
geitellt wurde, e8 kommt nur darauf an, daß feine höhere Strafe ala Haft oder 
Gelditrafe bis 150 Mark angedroht iſt. Sind Nebenitrafen außer der Einziehung 
zuläflig, 3. B. Ueberweifung an die Zandespolizeibehörde wie in $ 362, Abi. 2 des 
StrafGB., Verluſt der Befugniß zur Beichäftigung jugendlicher Arbeiter wie in 
J 150 der Gew.D. u. ſ. w., jo darf die Polizeibehörde diejelben im einzelnen Fall 
nicht auferlegen, wären fie obligatorifch, jo eignete der Fall fich nicht zur polizei: 
lichen Strafverfügung. Auf Haft von mehr als 14 Tagen kann nur erfannt werden 
bei Umwandlung der verhängten Geldftrafe, welche nach den in dem fraglichen 
Strafgejeß aufgeitellten Grundfäßen, in Grmangelung näherer Beitimmungen nad 
Maßgabe des 8 29 des StrafGB. erfolgen muß. Es fann aljo eventuell an Stelle 
einer Gelditrafe eine Haft von 42 Tagen treten. — Innerhalb diefer Grenzen it 
die Landesgejeggebung nicht bejchränkt, fie hat namentlich anzuordnen, welcher Bes 
hörde die Berugniß zum Erlaß der Strafverfügung zuftehe und fann die Kompetenz 
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derfelben beliebig beitimmen. In Preußen it die Befugniß demjenigen übertragen, 
der die Polizeiverwaltung in einem bejtimmten Bezirfe auszuüben hat [vgl. a) $ 1 
und b) $ 2], außerdem find in einzelnen polizeilichen Angelegenheiten bejondere 
Behörden zum Grlaß von Polizeiftrafmandaten für zuftändig erklärt. Eine Zu: 
jammenftellung derjelben findet fich bei Dalde, (2. Aufl.) ©. 296 ff. Ebenfo 
werden nur Polizeibehörden im Allgemeinen als zuftändig genannt in Sadien, 
Württemberg, Baden (außer den Bezirkäpolizeibehörden [a) $ 124) find nad) 
a) $ 127 noch Bahnhofsvorjtände und SHafenbehörden wenigſtens zur Feſtſetzung 
von Geldjtrafen befugt; über deren Berfahren vgl. c) und d)), Medlenburg, 
Altenburg, Anhalt, Shwarzburg-Sondershaufen, Kübel, Ham— 
burg. Die Gejeße für Weimar, Oldenburg, Braunſchweig, Meiningen, 
Koburg- Gotha, Schwarzburg-Rudoljtadt, Reuß j.L. Bremen zählen 
die zuftändigen Behörden einzeln auf. Much die Grenzen der Zuftändigfeit find 
verschieden beitimmt. Abgejehen davon, daß meijtens für Forſt- und Feldrügeſachen, 
bezüglich deren $ 3, Abj. 3 des EG. zur StrafPO. die Anordnung eines be= 
jondern gerichtlichen Berjahrens zuläßt (vgl. die Art. Foritftrafredht, Forit- 
ſtrafverfahren), ein polizeiliches Straffeitiegungsrecht nicht bejteht, haben nur 
einige Staaten ihren Polizeibehörden die reichsgefeglich zuläffige Kompetenz voll ein= 
geräumt. So Sachſen [ohne jedoch die in bejonderen Gejegen vorhandenen Be— 
ſchränkungen aufzuheben, a) $ 1, Abi. 2, vgl. Walter, ©. 17], Württem- 
berg (jedoch nur bezüglich der Oberämter [a) Art. 14], während die Ortsvorſteher, 
jowol bezüglich der Höhe der zu erfennenden Strafen [a) Art. 11) wie der Ueber— 
tretungen,, welche ihrer Kompetenz unterjtehen [a) Art. 10], jehr beſchränkt find), 
Baden (nur für die Bezirfspoligeibehörden, bezüglich der Bürgermeifter vgl. a) $ 130), 
Altenburg, Anhalt, Shwarzburg- Sondershaujen, Reuß, Lübed, 
Bremen. Dagegen erftredt fich die Berugniß der Polizeibehörden in Preußen 
auf die Feſtſetzung von Strafen bis zu 15 Marf oder von Haft big zu drei Tagen, 
a) $ 1 vgl. ec), ebenjo in Braunfchweig $ 12, in Oldenburg auf bie 
Feſtſetzung von Gelditrafen für die in a) 2 aufgezählten Uebertretungen, in Medlen- 
burg auf die in a) $ 9 angeführten Webertretungen, in Weimar nur für die 
oberen Behörden auf Haft [a) $ 3], für die übrigen auf Gelditraien und Ein- 
ziehung [a) $ 4] und nicht auf alle Uebertretungen [a) $ 2], ebenjo in Schwarz: 
burg-Rudoljtadt [a) 88 2 und 3], in Meiningen nur für die Orts— 
vorjtände bejtimmter einzeln aufgezählter Orte auf Gelditrafe big zu 60 Mark und 
Haft bis zu 14 Tagen, für die der übrigen auf Gelditrafe bis zu 25 Mark ($ 2), 
in Koburg-Gotha nicht auf alle Uebertretungen und auf Strafen nur bis zu 
60 Markt und 14 Tage Haft, in Hamburg ($ 4) nur auf Gelditrafe, auf Haft 
nur im alle der Umwandlung und bezüglich der im 8 361 des StrafGB. ans 
geführten Webertretungen. 

I. Die polizeiliche Straffejtiegung darf niemals eine endgültige fein, vielmehr 
it ſtets der Antrag auf gerichtliche Entjcheidung zuläffig. Neben demjelben kann 
landesgejeglich noch eine Beichwerde an die vorgejegte Adminiftrativbehörde geitattet 
werden, jedoch nur in der Weile, daß die Ergreifung des einen Rechtsmittels den 
Verluft des andern zur Folge hat. Das ift gejchehen in Württemberg [a) Art. 20], 
Baden [a) $ 128], Medlenburg [a) $ 27], Hamburg ($ 7). In dem Frei— 
lafien einer Wahl zwiichen Beichwerde und Antrag auf gerichtliche Enticheidung 
liegt feine Verfagung des Rechtsweges, die allerdings unzuläffig wäre. Die gegen- 
ſeitige Ausschließlichkeit mußte angeordnet werden, weil eine gleichzeitige Verband» 
lung derjelben Sache vor Juſtiz- und Adminiftrativbehörden, die möglicherweiie zu 
entgegengejegten Enticheidungen führte, praktiſch unzuträglich geweien wäre Mit 
der Beichwerde ſelbſt beichäftigt jich die StrafPO. nicht weiter, die Stelle, bei der 
Ne anzubringen, die Frijt, binnen welcher fie einzulegen, die Wirkung derjelben, den 
weiteren Verlauf des Verfahrens haben die Yandesgejehe ausschließlich zu bejtimmen, 
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vgl. Württemberg [a) Art. 20 und 21], Baden [b) $ 17], Medlenburg 
[a) 88 28—30], Samburg ($ 8). 

III. Der nothwendige Inhalt der Strafverfügung ift reichsgejeglich vorgeichrieben. 
Es gehört dazu: 1) die Feſtſetzung der Strafe, 2) die Bezeichnung des angewendeten 
Straigejeßes, 3) die Angabe der Beweismittel, 4) die Eröffnung, daß der Beichuldigte, 
jofern er nicht eine nach den Geſetzen zugelaffene Beichwerde ergreife, gegen die Stra’: 
verfügung binnen einer Woche nach der Bekanntmachung bei der Polizeibebörde, 
welche dieje Verfügung erlaſſen hat, oder bei dem zuftändigen Amtsgericht auf ge— 
richtliche Enticheidung antragen fünne. Außerdem veriteht es ſich von jelbit, das 
die Strafverfügung datirt und von der betreffenden Behörde unterzeichnet jein muß. 
Zandesgejeglich find häufig noch weitere Beitimmungen getroffen. a) Wo eine 
Beichwerde zuläffig tft, muß auf die gegenjeitige Ausjchließlichkeit der beiden Rechts— 
mittel aufmerffam gemacht werden. b) In Preußen, Sadien, Weimar, 
Meiningen, Altenburg, Koburg-Gotha, Anhalt, Schwarzburg- 
Rudoljtadt, Neuß joll die Verfügung einen Hinweis auf den Eintritt der Voll» 
jtredfbarfeit und bei Gelditrafen die Angabe der Kaffe, an welche, und binnen welcher 
Friſt zu zahlen jei, enthalten. Häufig ift landesgejeglich auch die Angabe der Koſten 
bzw. der baaren Auslagen vorgejchrieben, wenn das Verfahren jelbit koſtenfrei ift. 

Das bei Erlaß der Strafverfügung zu beobachtende Verfahren ift nur landes— 
gejeglih und natürlich nicht einheitlich geordnet. Allgemein ift nur die Rückſicht— 
nahme auf thunliche Beichleunigung, ohne welche daffelbe feinen Zwed verfeblen 
würde. Das wäre aber auch dann der all, wenn die Straffeitfegungen nicht den 
wirflih Schuldigen träfen oder die Strafe in einem Mißverhältniß zu der betreffen- 
den Handlung ſtünde. Es muß aljo auf der einen Seite das Verfahren möglichft 
abgekürzt, auf der andern die eititellung des Ihatbeitandes in genügender Weile 
vorgenommen werden. Dabei bedarf nun die Polizeibehörde nicht eines wirklichen 
Beweifes der Schuld, jondern kann fich damit begnügen, daß diejelbe wahricheinlich 
gemacht ijt (vgl. 3. B. Preußen [a) $ 6])). Die Unterwerfung unter die Straffeit- 
jeßung iſt der bejte Beweis, daß diejelbe das Richtige getroffen, und dem Unſchuldigen 
oder dem durch die Strafe Beichwerten jteht ja die Anrufung der richterlichen Ent— 
icheidung frei. Es it aus diefen Gründen in der Negel auch eine mündliche Ber: 
handlung mit dem Bejchuldigten zwar nicht unterjagt, aber auch nicht vorgeichrieben 
worden. Häufig find der Polizeibehörde behuis Vorbereitung der Strafverfügung 
diejelben Befugniffe eingeräumt worden, wie der Staatsanwaltichait durch $ 159 der 
Stra OD. So 3. B. in Württemberg [a) Art. 18] und Baden [a) $ 126]. 
Anwendung don Zwangsmaßregeln wird dabei nur injoweit ſtatthaft jein als die 
Landesgejebgebung fie ausdrüdlich zuläßt. Sie dürften jchon deswegen wenig em— 
piehlenswerth fein, weil fie Weiterungen veranlaßten, die mit der dem Polizeiver- 
fahren wejentlichen Beichleunigung nicht in Einklang jtänden. In Württemberg 
[b) $ 12, Abi. 2] find gegen ausbleibende Zeugen Ordnungsſtrafen zuläffig. 
Medlenburg [a) $ 15] verlangt eine Verhandlung mit dem Bejchuldigten, zu 
welcher derjelbe vorgeladen und, wenn er fich in dem Bezirke der betreffenden Polizei— 
behörde befindet, auch vorgeführt werden kann. Nach S 16 fünnen auch Zeugen, 
die jedoch nicht zu vereidigen find ($ 20; fo bezüglich des Werbotes der Zeugenver: 
eidigung beinahe alle Landesgeſetze), vorgeladen und nöthigenfalls gegen fie die in 
der StrafPD. vorgeichriebenen Zwangsmaßregeln auf Grjuchen der Polizeibehörde 
durch den Amtsrichter verhängt werden. In Bremen find ohne mündliche Ver: 
handlung nur Gelditrafen zuläffig und jedenfalls kann der Beichuldigte, unbeichadet 
des Antrags auf gerichtliche Entjcheidung, eine wiederholte polizeiliche Verhandlung 
beantragen ($ 95). Bezüglich der Zeugenvorladung val. $ 103. In Samburg 
fönnen Zeugen unter Androhung einer Strafe bis zu 30 Mark vorgeladen, und 
gegen die Ausbleibenden durch Vermittlung des Amtsrichters die progefjualen Zwangs— 
mittel angewendet werden. 
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Im Einzelnen find hervorzuheben: 

I. PBejtimmungen über das Verhältniß der PVolizeibehörden zur Staatsanwalt» 
ichaft bezüglich der Einleitung des Verfahrens. Es iſt daran fejtzuhalten, daß $ 152 
der StrafPD. die Staatsanwaltichaft verpflichtet, das Verfahren einzuleiten, ſoweit 
nicht gejeglich ein Anderes beitimmt ift. Die Zuläffigkeit eines polizeilichen Ver— 
iahrens an fich ändert daran nichts. Es bedurfte daher bejonderer Vorſchriften, 
wenn die Staatsanwaltichaft verpflichtet ericheinen ſoll, die betreffenden Sachen zu— 
nächſt an die zuftändige Polizeibehörde abzugeben. Diejelben können von der Landes— 
geießgebung ausgehen, ohne daß darin eine unzuläflige Beeinträchtigung des reichs— 
geieglich aufgejtellten Legalprinzipes läge, denn die Zulaffung des Polizeiverfahrens 
jegt auch die Zuläffigkeit von Beitimmungen voraus, welche die regelmäßige Anz 
wendung deſſelben bezweden. Ergangen find fie jedoch nur ausnahmsweiſe 3. B. 
in Sachſen [b) $11], n Medlenburg [b) $ 2], im Gegentheil wird die Polizei- 
behörde häufig angewiefen ihr Verfahren einzuftellen, wenn fie in Erfahrung bringt, 
daß der Amtsanwalt ein folches eingeleitet hat. So in Preußen [b) $ 3], 
Württemberg [a) Art. 16], Baden [b) $ 5]. Eventuell wird die Verfügung 
wirkungslos, wenn der Amtsanwalt eingefchritten ift, bevor diefelbe dem Befchuldigten 
befannt gemacht wurde. So in Breußen [a) $ 9], Oldenburg [a) $ 2), 
Medlenburg [a) $ 26], Altenburg ($ 9), Koburg-Gotha ($ 10), An— 
halt ($ 10), Reuß ($ 7). Praktiich werden die Polizeibehörden in der Regel 
durch Anzeigen zunächſt mit den Sachen befaßt werden, und in einigen Staaten find 
die betreffenden Organe angewiefen, dienitliche Anzeigen bezüglich zur Strafverfügung 
geeigneter Strafjachen an die zuftändige Polizeibehörde zu richten, z. B. in Württem- 
berg [b) $ 1], Baden [b) $ 1-3], Weimar 6 7). 

II. Verpflichtung der Polizeibehörden zur Erledigung der an fie gelangenden 
Anzeigen. Dem Rechte einer Behörde zum Ginfchreiten in Straffachen entipricht 
regelmäßig die Pflicht, von diefem Rechte Gebrauch zu machen, es fünnen daher die 
Bolizeibehörden Sachen, die zu ihrer Kompetenz gehören, nicht ohne Weiteres an 
den Amtsanmwalt abgeben. Nur ausnahmsweiſe ift ihnen das Recht dazu eingeräumt 
worden, wenn fie eine Sache für ungeeignet zum Grlaß einer Strafverfügung halten, 
ſo z. B. in Württemberg [b) $ 10], Baden [b) $ 4], Weimar ($ 7). Da— 
gegen muß die Uebergabe zugleich mit den entjtandenen polizeilichen Alten ſtets er— 
tolgen: 1) wenn es fich Heraugjtellt, daß die betreffende Handlung nicht zur Kom— 
vetenz der Polizeibehörde gehört oder eine höhere Strafe erforderlich ericheint als 
(andesgeießlich den Polizeibehörden zu verhängen erlaubt ift; 2) wenn umjftändliche 
oder mit polizeilichen Mitteln nicht anzuftellende Erhebungen, 3. B. eidliche Ver— 
nehmungen, nothwendig find, 3) mitunter auch wenn der Beichuldigte verhaftet und 
dem Amtsrichter vorgeführt ift, 3.B. in Medlenburg [a) $ 18], oder die Straf- 
verfügung nicht ſofort erlaffen werden Tann, 3. B. in Württemberg (b $$ 3 
und 4), oder die Sache nicht vorausfichtlich in 14 Tagen erledigt jein wird, 3. ®. 
in Baden [b) $ 10], vgl. au Preußen [b) 8 22]. — In diefem Falle wird 
natürlich gerade jo verfahren, als wenn die Staatsanwaltjchaft von vornherein die 
Öffentliche Klage erhoben hätte. 

IN. Wie die Verfügung dem Bejchuldigten befannt gemacht werden joll, 
ichreibt die StrafPD. nicht vor. Die Landesgefeßgebungen haben in der Regel jo= 
wol mündliche Gröffnung zu Protokoll, in welchem Falle auf Verlangen eine Ab— 
ichrift ertheilt werden muß, wie Zuftellung einer Ausfertigung durch die Poft oder 
beiondere Beamte zugelafien. Preußen [val. a) $ 3 und über die Mopdifikation 
des Verfahrens durch die Reichajujtizgefeßgebung Meves, ©. 418, A. 12], 
Braunihweig, Anhalt, Schwarzburg-Sondershaufen erwähnen die 
Möglichkeit einer mündlichen Bekanntmachung nicht. 

IV. Zu beflimmen, wann die Strafverfügung vollſtreckbar wird, iſt Sache 
der Landesgeſetze. Es geichieht: 1) wenn die Friſt zur Einlegung der Rechtsmittel 
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unbenußt verftrichen ift und Wiedereinjegung in den vorigen Stand nicht zuläffıg 
ericheint, oder die ergriffene Beichwerde (mo dieſelbe zuläffig) verworfen wurde: 
2) wenn der Beichuldigte den Antrag auf gerichtliche Enticheidung zurüdgezogen 
(vgl. $ 456, Abi. 2 der StrafPO.) bzw. auf die erhobene Beichwerde verzichtet 
hat (ausdrüdlich hervorgehoben in Württemberg a) Art. 22 Nr. 3). Braun: 
ihweig ($ 14, Abichn. 2) jchreibt eine Bollitredbarerflärung durch den Amte- 
richter vor. Auch die z. B. in Sachſen [b) $ 4], Württemberg [a) Art. 22], 
gegebene Beitimmung, vgl. Preußen [b) $ 22], daß ausdrüdliche Unterwerfung 
die Verfügung vollftrefbar mache, verftößt nicht gegen das Neichögeieg. Wenn auc 
ein folcher Verzicht auf richterliche Enticheidung in der Straf} DO. nicht erwähnt tik, 
jo Liegt doch fein Grund vor, warum ein ausdrüdlicher Verzicht weniger wirfiam 
jein jollte, als ein jtillichtweigender durch Verftreichenlaffen der Antragsfriſt. Bezüg- 
lich der Einlegung von Nechtsmitteln ift ein jolcher in $ 344 der StrafPO. aus 
drüdlich zugelaffen, und wenn man diejen Paragraph auch nicht direft anwenden 
kann, weil der Antrag auf gerichtliche Entjcheidung fein Rechtsmittel im Sinne der 
StrafPO. ift, jo wird man doch daraus entnehmen können, daß die StrafPO. die 
Abkürzung einer Friſt durch ausdrüdlichen Verzicht nicht prinzipiell verwirtt. Für 
die Zuläffigkeit jprechen fi aus: Yöwe, ©. 883 Nr. 5; Heller, ©. 490 Nr. 10; 
Puchelt, ©. 768 Nr. 8; Voitus, ©- 405 ff.; dagegen Meves, ©. 418, weil 
die Zuläffigfeit eines ſolchen unmwiderruflichen Verzichtes vom Gejehgeber ebenjo be- 
züglich der Strafverfügung hätte hervorgehoben werden müfjen, wie das beim amts— 
richterlichen Strafbeiehl in 5 449, Abi. 2 der StrafPO. geichehen jei. Wlan 
wird mindeftens ebenjogut den entgegengeießten Schluß machen fünnen. Weil die 
StrafPO. beim amtärichterlichen Strafbeichl, wo fie den Eintritt der Vollſtreckbar— 
feit erwähnt, den Verzicht auf Erhebung des Einfpruchs zugelaffen hat, würde das 
bezüglich des Antrags auf gerichtliche Enticheidung ebenfalls gefchehen fein, wenn 
nicht die Beitimmung darüber, zugleich mit denen über den Eintritt der Vollitred- 
barfeit bei der Strafverfügung, der Yandesgeießgebung hätte überlaſſen bleiben jollen. — 
Die Vollſtreckung erfolgt regelmäßig durch die Polizeibehörde im Verwaltungswege: 
in Medlenburg [a) $ 31], Weimar ($ 12), Meiningen ($ 5), Koburg— 
Gotha ($ 8), Shwarzburg-Rudoljtadt (S 8), Neuß (SS 5 und 6) be 
züglich der Haftitrafen durch Vermittelung des Amtsgerichts; in Braunichweig 
(S 14, Abi. 2) wird die Verfügung wie ein gerichtliches Urtheil vollitredt. — 
Zweifelhait ift, was geichehen joll, wenn die auferlegte Geldſtraie nicht beigetrieben 
werden kann und eine eventuelle Umwandlung derjelben in Haft von vornherein 
nicht ftattgefunden hat. Die Annahme, daß S 463 der StrafPO. analoge An 
wendung finde, aljo die Ummwandlung nachträglich durch das Gericht, ohne Prüfung 
der Verfügung ſelbſt geichehen könne, wäre unitatthaft, da $ 463 nur von dem 
Strafbejcheide, nicht auch von der polizeilichen Strafverfügung jpricht, welche der 
Gejeßgeber doch nicht einfach überjehen haben kann. Aus demjelben Grunde kommt 
auch $ 491 der StrafPO., der fich nur auf gerichtliche Urtheile bezieht, nicht in 
Betracht. Ebenjowenig verjteht es fich, wie Shider (I. ©. 91 Nr. 5) meint, von 
jelbjt, daß die Polizeibehörde eine jolche Umwandlung nachträglich vornehmen könne. 
Darin läge eine Beeinträchtigung des Beichuldigten, dem jo der Rechtsweg abge: 
ichnitten würde, welchen er vielleicht beichritten hätte, wenn eine Strafummwandlung 
in der Verfügung enthalten gewejen wäre. Darum ift auch die Beitimmung des 
Gejeges für Hamburg ($ 13) zu mißbilligen, daß die Umwandlung, ohne Ber: 
mittelung der Gerichte, ſtets erſt dann geichehen folle, wenn fich die Gelditrafe faktisch 
nicht hat volljtreden laffen. Sie verftößt, wenn nicht gegen den Wortlaut, jo doc 
gegen den Sinn der Stra OD. Thilo (S. 503 Nr. 7), Dalde (S. 296 Nr. 3), 
Voitus (S. 411 ff.) wollen der Polizeibehörde das Necht einräumen, eine neue 
Strafverfügung zu erlaffen, ebenjo für Preußen Oppenhoff (S. 630 Nr. 24). 
Dabei wird jedoch zu unterjcheiden fein, ob die betreffende Handlung zur Zeit der 
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zweiten Strafverfügung verjährt ift oder nicht; mit anderen Worten ob der Zeit: 
raum zwiſchen den beiden Verfügungen mehr oder weniger als drei Monate betragen 
würde. Nur im lektern Falle wäre der erneute Erlaß jtatthaft und die betreffende 
Verfügung jo zu behandeln, ala ob vorher eine folche noch gar nicht ergangen. 
Meves (S. 415 ff.) hält das begangene Verſehen für nicht mehr verbefjerlich und 
meint, der Beichuldigte fünne gegen eine neue Verfügung den Einwand der jchon 
ertolgten Feſtſetzung erheben und laufe Gefahr, wenn er denjelben unterließe, daß 
innerhalb der Berjährungsirift beide Verfügungen an ihm zur Bollftredung gebracht 
werden fönnten. Natürlich müßte in der zweiten Verfügung die Aufhebung der 
eriten ausgeiprochen werden, aber jelbit wenn das unterbliebe, fönnte ſich der Be— 
ichuldigte immer noch gegen eine Doppelvollitredung mit den Mitteln ſchützen, die 
gegen ungerechtiertigte Polizeimaßregeln überhaupt zuläffig find. Der von Meves 
gefürchtete Einwand aber wäre in jedem Fall unerheblich, da er entweder an die 
vorgejegte Behörde ginge, welche ihn ala unbegründet zurückweiſen fünnte, oder ſich 
als Antrag auf gerichtliche Enticheidung darjtellte, in welchem alle das Gericht 
ohnehin in der Sache jelbit zu erfennen hätte. 

V. Bezüglich der Wirkung jteht eine vollſtreckbar gewordene Strafverfügung 
dem rechtöfräftigen Urtheile gleich, das ftaatliche KHlagerecht ift durch diejelbe ver- 
braucht. Eine Ausnahme findet nur inſofern ſtatt, ala die Staatsanwaltjchaft auch 
nach rechtäfräftig gewordener Polizeiverfügung die öffentliche Klage erheben kann, 
wenn die betreffende Handlung, richtig betrachtet, feine Uebertretung, jondern ein 
Verbrechen oder Vergehen daritellt. Der Grundjat non bis in idem, den die 
StrafPO. zwar nicht ausdrüdlich aufftellt, aber unzweifelhaft ftillichweigend aner— 
tennt, jteht dem nicht entgegen. Seine Anwendung beruht auf der Annahme, daß 
bei der erjten Berhandlung ein Zuſammenwirken der Staatsanwaltjchait und der 
Gerichte jtattgefunden habe, aljo dafür, daß feine rechtlich erheblichen Gefichtspunfte 
überjehen wurden, Garantien gegeben jeien. Diejelben fehlen bei dem Polizeiver— 
jahren, welches darum auf ein bejtimmtes enges Gebiet bejchränft wurde. Cine 
leberichreitung defielben führt zur Aufhebung des Verfahrens, falls es zur gericht: 
lichen Verhandlung kommt, und es ift dann gerade jo, ala ſei in der Sache jelbit 
noch nichts gejchehen. Sollte das anders fein, wenn die richterliche Prüfung durch 
ausdrüdlichen oder ſtillſchweigenden Verzicht des Beichuldigten ausgeichloffen wird, 
jo räumte man damit dem Bejchuldigten einen ſonſt unerhörten Einfluß auf das 
ftaatliche Hlagerecht, und der Strafverfügung eine über ihren Inhalt weit hinaus: 
gehende Bedeutung ein. Mehrere Landesgeſetze enthalten entiprechende Beitimmungen, 
3.8. Preußen [a) $ 8], Württemberg [a) Art. 24], Medlenburg [a) $ 31], 
Weimar ($ 13), Meiningen ($ 7), Altenburg ($ 8), Koburg- Gotha 
N Shwarzburg-Rudolftadt ($ 10), Neuß ($ 7), aber auch wo diejelben 
ichlen, muß aus inneren Gründen ebenjo entichieden werden. So auch das Reiche» 
gericht (vgl. Urtheil vom 2. Juni 18805. Rehtiprehungll. ©. 17, Enticheid. II. 
©. 217), welches andererjeits anerkennt (vgl. Urtheil vom 7. Juli 1880, ſ. Puchelt, 
©. 707 Nr. 4), daß die innerhalb der polizeilichen Zuftändigfeit verhängte Strafe 
twegen der gleichen Mebertretung nicht nochmals von den Gerichten ausgejprochen 
werden darf. Nicht unbedenklich ift die in den erwähnten Landesgefegen, mit Aus— 
nahme von Preußen, Württemberg, Medlenburg, weiter enthaltene Be- 
ſtimmung, daß jolchen Falls eine gezahlte Gelditraie zurüderftattet, verbüßte Haft 
voll angerechnet werden müfle. Für Preußen will Oppenhoff (©. 635 Nr. 4 
zu $ 8) auch ohne gejegliche Beſtimmung ebenjo entjcheiden. Die Zurüderftattung 
der Geldftrafe kann unzweifelhaft angeordnet, nicht aber auch der Richter angewiejen 
werden, eine vollzogene Haftſtrafe in Anrechnung zu bringen. Sicher wenigitens 
dann nicht, wenn das betreffende Delikt reichsrechtlich mit Strafe bedroht ijt, in 
welchen Falle allein die reichsrechtlichen Grundjäge auch über Anrechnung verbüßter 
Strafen zur Anwendung gelangen dürfen. Praktifch würde es ohnehin große Schwierig: 
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feiten machen, daß ein geießlicher Maßjtab fehlt, nach welchem Daft au 
Freiheitsſtrafen angerechnet werden könnte, aljo dem richterlichen Gutdünf 
lafjen werden müßte, das Verhältniß zwiſchen beiden von Fall zu Fall zu e 
Da NReichsrecht durch Landeögejeße nicht abgeändert werden fan, wird mar 
jolches in Betracht kommt, die angeführten Gejege für unverbindlich halter 
und bei dem endlichen Urtheile feine Rückſicht auf die in Folge der Polizeiv 
verbüßte Strafe nehmen können. So auh Meves (©. 414, Anm. 14), 
meint, nöthigenfalla Habe der Givilrichter darüber zu entjcheiden, wer den 
theilten wegen der erlittenen Saft entichädige.. — Wenn eine Polizeibehö: 
Zuftändigfeit überjchreitet, jo tft ihre Verfügung nichtig und muß von der vo 
Behörde aufgehoben werden, an welche fich der Beichuldigte auch dann noch 
fann, wenn die Friſt zur Stellung eines Antrages auf gerichtliche Entjcheid 
reits abgelaufen ift. Alsdann kann jedoch das Gericht mit der Sache nic 
befaßt werden, auch nicht, wie Keller, ©. 490 Nr. 9, will, dur Einn 
gegen die Zuläffigfeit der Strafvollitrefung. $ 490 der StrafPO. ift ume« 
bar, * er ſich nur auf gerichtliche Entſcheidungen bezieht (vgl. Löwe, 
Nr. 2e). 

VI. Schließlich enthalten die meisten Landesgeſetze Beitimmungen ü 
Verwendung der eingegangenen Geldftrafen und die Vorſchrift, daß bezügl: 
und Anzahl der ergangenen Strafverfügungen Tabellen nach beitimmten Fort 
anzulegen und den vorgejegten Behörden von Zeit zu Zeit einzureichen find. 

Wenn nun eine Strafverfügung nicht volljtrefbar geworden, jondern e 
trag auf gerichtliche Entjcheidung geitellt it, jo find nur noch die reichsgei 
Vorschriften maßgebend. Gemäß derjelben kann ein jolcher Antrag angebracht ı 
1) bei der Polizeibehörde, welche die Verfügung erlaffen hat, 2) bei dem zufti 
Amtsgerichte, und zwar jchriftlich oder mündlich. Im legterem Falle muß d 
bringung entweder durch ein Protokoll des Gerichtsfchreibers (S 454, Abſ. 1) ot 
der Polizeibehörde in der landesgejeglich vorgefchriebenen Form bekundet werde 
3. B. Preußen [a) $ 5], Württemberg [b) $ 15], Braunichweig ( 
Nah den Beitimmungen in: Preußen [b) 8 5], Sachſen [b) $ 8], A 
burg ($6), Weimar ($ 11), Oldenburg [a)$4], Shwarzburg-R 
ſtadt ($ 7), Reuß ($ 4) haben fich die Behörden von der Stellung des Ar 
gegenfeitig zu benachrichtigen. Der Amtsanwalt braucht einen jolchen nicht anzun 
muß den angenommenen aber jotort an die Polizeibehörde oder das zuftändiy 
richt gelangen lafjen. — Daß auch der geſetzliche Vertreter des Beichuldigte 
der Ehemann zu jelbftändiger Antragitellung befugt jeien, iſt zwar im Gejet: 
ausdrüdlich gejagt, entipricht aber der prozefjualiichen Behandlung diefer Pe 
durchaus. Der analogen Anwendung des $ 340 fteht nichts im Wege, wen 
aus demſelben direkte Folgerungen nicht gezogen werden können, da der fu 
Antrag fein Rechtsmittel im Sinne der StrafPO. ift. Nach $ 4 des Geſetz 
Meiningen kann auch der Amtsanwalt auf gerichtliche Entjcheidung antrage 
Die Zuftändigfeit des Gerichtes bezüglich der Antragftellung ift nach den allgen 
Grundfägen zu beurtheilen. Cine Beſchränkung auf das Gericht am Sit der P 
behörde, die Meves (S. 417) annimmt, iſt durch feine gejegliche Vorſchrift ge: 
Sie wäre jchon um deswillen unangemefjen, weil e8 die Anbringung des Ar 
erichiverte, wen der Beichuldigte fich nicht in jedem alle an das Amtägericht 
Wohnorts wenden dürfte. Die Verhandlung jelbit kann darum doch vor dem 6 
stattfinden, in defjen Bezirk die Polizeibehörde ihren Sit hat, da diejelbe die 
zwar an die zujtändige Staatsanwaltichait abgeben muß, natürlich aber 
mehreren zuftändigen die Wahl Hat. Die Altenüberfendung, für welche Han 
($ 7, Abi. 2) eine vierwöchentliche Frift läßt, muß geichehen, ohne daf 
Polizeibehörde, jalls der Antrag bei ihr geftellt wird, befugt wäre, die Recht; 
feit deſſelben oder die Berechtigung des Antragitellers zu prüfen. Co Th 
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S. 504 Nr. 4, Meves, ©. 417, Anm. 17, anderer Meinung: Löwe, ©. 884 
Nr. 4, der jedoch, im Tall der Beichuldigte der polizeilichen Entſcheidung wider— 
ipricht, ebenfall3 die Sache dem Amtärichter überlaffen will. Dochow hat jeine 
früher ausgeſprochene Zuftimmung zu Löwe’3 Meinung anfcheinend fallen Lafjen 
(vgl. 1. Aufl., ©. 236 und 2. Aufl., S. 238 mit 3. Aufl., ©. 279); vgl. auch 
VBoitus, ©. 397 ff. — Bis die Alten der Staatsanmwaltfchaft eingereicht find, 
fann die Verfügung zurüdgenommen werden, fpäter nicht mehr. Die Anficht Thilo’s, 
S. 504 Nr. 2, daß eine folche Zurüdnahme im Ginverjtändniß mit der Staats— 
anmwaltjchaft zuläffig jei, jo lange die Sache dem Amtsrichter noch nicht vorgelegt 
it, hat im Geſetz nicht den mindejten Anhalt. Griolgt die Zurüdnahme, über deren 
Statthaftigkeit die Landesgejeße Anweifungen geben können (vgl. Preußen [c) II. 1], 
Württemberg [b) 816] — nur wenn die Verfügung unbegründet war), jo wird 
dadurch weder die Erhebung der öffentlichen noch der Erlaß einer neuen Verfügung 
ausgeichloffen. — Gegen die VBerfäumung der Antragsfriſt ift ein Gefuch um Wieder: 
einfegung in den vorigen Stand zuläffig. Ueber dafjelbe, welches auch bei der 
Polizeibehörde gejtellt werden kann (mothwendig wegen $ 45, Abf. 2), entfcheidet 
der Amtsrichter nach den allgemeinen Grundfägen. Daß auch $ 47 entiprechende 
Anwendung finde, wie Löwe (S. 885 Nr. 2 zu $S 455) und Thilo (©. 505 
Nr. 2) wollen, wird man bei dem Schweigen des Gejeßes, welches in $ 455 die 
übrigen von der Wiedereinjegung handelnden Paragraphen einzeln für anwendbar er= 
flärt, nicht annehmen dürfen. Die StrafPO. will die Beitimmungen über die Voll- 
itrefbarfeit der Strafverfügung und darum auch die über den Einfluß der Wieder- 
einfegung auf jene der landeögejelichen Regelung überlaffen. In Württemberg 
[a) Art. 22] ift $ 47 für anwendbar erklärt worden, ebenfjo Oldenburg [a)5$ 1]; 
wo ausdrücdliche Beitimmungen fehlen, twerden die allgemeinen Grundfätze der be— 
treffenden Gejegebung zur Anwendung kommen müfjen. — Wenn der fragliche An— 
trag an den Richter gelangt, jo hat derjelbe nur die Rechtmäßigkeit eventuell die 
Yegitimation des Antragjtellers zu prüfen und muß dann einen Termin zur Haupt— 
verhandlung anberaumen. Bis zum Beginn derſelben fann der Antrag zurück— 
genommen werden, aladann tritt die Verfügung wieder in Kraft ($ 456, Abf. 2). — 
Der Einreichung einer Anklageſchrift oder einer Entjcheidung über die Eröffnung des 
Hauptverfahrens bedarf es nicht ($ 456, Abſ. 1), da erſtere durch die polizei- 
lichen Akten erſetzt wird, und leßtere nicht abgelehnt werden fann, wenn der Antrag 
rechtzeitig geftellt ift. — Das Berfahren in der Hauptverhandlung, bei welcher die 
Staatsanwaltjchait mitwirfen muß, als habe ſie die öffentliche Klage erhoben, weicht 
von dem gewöhnlichen nicht ab. Daß der Angellagte fich dabei nur durch einen mit 
ichriftlicher Vollmacht verjehenen Vertheidiger vertreten laffen kann ($ 457, Abi. 2), 
entipricht Lediglich den allgemeinen Bejtimmungen der SS 231 und 233. Cein 
Gricheinen wird als regelmäßiger Fall vorausgeſetzt und er muß entjprechend den 
Beſtimmungen des $ 231, Abſ. 2 geladen und gegen den Ausbleibenden, auch wenn 
er durch feinen DVertheidiger vertreten ift, verhandelt werden. Gine Regelung 
des Verfahrens in diefem fall von der Landesgejehgebung zu erivarten, wie 
v. Schwarze, ©. 590 zu $ 457, will, dürfte weder ftatthaft noch nothmwendig fein, 
da die allgemeinen Beitimmungen der StrafPO. anwendbar find ($ 457, Abſ. 1) 
und vollfommen ausreichen; vgl. gegen v. Schwarze auch Voitus, ©. 408 ff. 
Die gegen das jchöffengerichtliche Urtheil zuläffigen Rechtsmittel find die gewöhn— 
lichen, namentlich ift Wiedereinjehung in den vorigen Stand, entiprechend $ 234, 
zuläffig. Auch $ 235 kann angewendet, d. h. ein perfönliches Erfcheinen des An— 
geflagten vor Gericht angeordnet werden. — Das Gericht kann die verhängte Strafe 
beftätigen, den Angeklagten freifprechen, ihn zu einer leichtern oder härtern Strafe 
derurtheilen, es ift an die Strafverfügung nur infofern gebunden, als fich das Urtheil 
auf diejelbe That wie jene beziehen muß. Was in Zweifelsfällen als „dieſelbe 
That“ anzufehen jei, muß nach den allgemeinen Grundjäßen beurtheilt werden. 
dv. Holgendorff, Enc. II. Rechtslexikon II. 3. Aufl. 6 
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Findet das Gericht, daß bezüglich der fraglichen That die Polizeibehörde zum Erlaß 
einer Strafverfügung nicht befugt war, wobei die Landesgejege zu berüdfichtigen find, 
jo wird die Verfügung aufgehoben ($ 458). In der Sache jelbit darf dann auf 
feinen Tall erkannt werden, auch dann nicht, wenn die That des Angeklagten zur 
Zuftändigfeit der Schöffengerichte gehörte. Das betreffende Urtheil kann durch Be: 
rufung angefochten werden, es präjudizirt die Staatsanwaltichait bezüglich der Er— 
bebung der öffentlichen Klage in feiner Weife. 

In Defterreich befteht jowol ein eigentliche P. wie ein jog. richterliches 
Mandatsverfahren (vgl. SS 460 —462 der StrafPD.). Das erjtere ift von ben 
Gerichten unabhängig, es fennt als Rechtsmittel nur den Rekyrs an die vorgeſetzte 
Behörde. Die Regelung der Zuftändigkeit wie des Verfahrens ift nicht einheitlich 
geichehen, weder für den ganzen Staat noch für einzelne Länder, e8 bezieht ſich 
jedoch nur auf die nicht in dem allgemeinen Strafgejeße enthaltenen Geſetzesüber— 
tretungen (vgl. Lienbacher, ©. 267 ff.). Das Mandatsverfahren ift eine befondere 
Art des Verfahrens in UWebertretungsfällen (SS 447 ff.). Lebteres findet vor den 
Bezirksgerichten ftatt und weicht in mancher Beziehung von dem gewöhnlichen ab, 
jo kennt es 3. B. feine Vorunterfuchung, keine Verhandlung über die Verjegung in 
Anklageitand ($ 451), in der Regel feine BVereidigung der Zeugen ($ 453), indem 
an Stelle des Eides der Handichlag tritt, und läßt ausnahmsweiſe ein Kontumazial- 
verfahren zu ($ 459). Das Mandatsverfahren bejteht in einer Straiverfügung, 
deren Inhalt ungefähr der polizeilichen der Deutichen StrafPO. entipricht, und 
gegen welche innerhalb von acht Tagen Ginfpruch erhoben werden fann, der den 
Eintritt des ordentlichen Verfahrens herbeiführt (4 462). Sie erfolgt auf Antrag 
des mit den jtaatsanwaltlichen Verrichtungen betrauten Beamten, wenn von einer 
öffentlichen Behörde gegen einen auf freiem Fuß befindlichen Beichuldigten auf Grund 
ihrer eigenen dienftlihen Wahrnehmung eine Gejegesübertretung angezeigt wird, 
welche im Geſetz mit Arreft von höchitens einem Monate oder nur mit einer Geld- 
jtrafe bedroht ift. Es kann durch diejelbe nur Arreft von höchſtens drei Tagen 
oder eine Geldftrafe von 15 Gulden verhängt werden. 

pl! ern StrafPD. für dad Deutiche Reich SS 453458. Bal. Hahn, Materialien, III 
©. 49 (Entwurf SS 381—385), 288 (Motive), 1123 ff., 1429 ff., 1647 ff. (Verhandlungen der 
Reichajuftizlommiifton. — Preußen mit Ausnahme des Oberlandeögerichtd:Bezirfea Köln: 
a) Geſetz über die vorläufige Straffeitiegun ur lebertretungen v. 14. ai 1552 (Ge. Samml. 
©. 245); b) Reglement 3. Ausführung dicies ejehes (Min.Bl. ©. 259); c) Allgem. Verfügung 
vom 15. Sept. 1879 betr. die Belanntmadhung der Minifterien der Juſtiz und des Innern 
über dad Verfahren bei der vorläufigen Straffeftießung wegen Mebertretungen (Juſt. Min.Bl. 
©. 361); d) Geſetz vom 26. März 1856 über die Nußungen und Laften aus der vorläufigen 
Straffeftiegung wegen Mebertretungen (Gej.Samml. ©. 225). — Sachſen: a) Geſetz das Wer: 
fahren in Verwaltungäftrafiachen betr. vom 8. März 1879 (Gef. u. Verordn. Bl. vom Jahre 
1879 ©. 87); b) Verordnung zur Ausführung diejes Geſetzes vom 15. Sept. 1879 (Gef. u. 
Verordn.Bl. S. 351). — — a) Geſetz v. 12, Aug. 1879 betr. Aenderungen des 
» Zandespolizeiftrafgejeges vom 27. Dez. 1871 20. A.9 ff. (Reg.Bl. ©. 153 ff.); b) Verfügung der 
Minifterien der — Angelegenheiten und des Innern betr. die Vollziehung des Geſetzes 
vom 12. Aug. 1879 (Reg.Bl. ©. 383 ff). — Baden: a) Geſetz vom 3. März 1879 bie Ein— 
führung der Reichsjuftizgeiege betr. SS 124 ff. (Gel.- u. Berorbn. BI. ©. 116 ff); b) Verordnung 
vom 11. Sept. 1879 das WPolizei: und FFinanzftrafverfahren zc. betr. (Geſ.Bl. ©. 613 ff.); 
c) Verordnung des Handeläminifteriums v. 29. Sept. 1879 (Gej. Bl. Nr. 49); d) Verordnung bes 
Minifteriums der finanzen vom 25. Oft. 1879 (Geſ.Bl. Nr. 53 88 62 9 — Medlen: 
burg-Schwerin Mecklenburg-Strelitz übereinſtimmend): a) Verordnung zur Ausführung der 
StrafPD. v. 28. Mai 1879 SS 836 (Reg.Bl. ©. 333 ff.); b) Verordnung betr. die Inſtruktion 
ber Amtsanwälte in Betreff ber einer polizeilichen Strafverfügung unterliegenden Ueber: 
et, vom 28. Mai 1879 (Reg.Bl. 377 ff.) — Sadjen-Weimar: a) Gefek über bie 
polizeiliche Straffeftiegung vom 12. April 1879 (Reg.Bl. 1879 ©. 153 ff.); b) Minifterial: 
befanntmachung das polizeiliche ——— —— betr. vom 5. Juli 1879 (Reg. Bl. 
©. 333); c) Minifterialbefanntmahung die Polizeiftraftabellen betr. v. 9. Juli 1879 (Reg.Bl. 
©. 397). — Oldenburg: Gejeh betr. die Befugniß der Polizeibehörden zum Erlaß von 
Strafverfügungen z. vom 25. März 1879 (GeſBl. Bd. XXV. Etüd 14). — Braun: 
ſchweig: Geſetz die Ausführung der Deutichen Prozehorbnungen betr. vom 1. April 1879 
ss 12—15. — Sadjen:Meiningen: AG. zur Deutihen StrafPD. vom 17. Juni 
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1879 38 1 ff. (Samml. ber lanbeäherrlichen Verordnungen Bd. 22 ©. 105 ff). — Sadjen: 
Altenburg: Gejeg die polizeilichen Strafverfügungen betr. vom 8. Mai 1879 (Gej.Samml. 
©. 152 ff). — Sadjen:Koburg:Gotha: Geſetz die Straffeitießung durch Verfügung ber 
Polizeibehörben betr. vom 7. April 1879 (Gef. Samml. ©. 145 ff). — Anhalt: Gefeß betr. 
die anderweitige Einichränfung der Kompetenz der Gefchworenengerichte ꝛc. vom 28. März 
1877 88 4—13 (Gei.Samml. Bd. 8 (1878) ©. 300 fi.) — Shwarzburg:Rubdolftadt: 
a) Geſehz die polizeiliche Straffeitiegung und Strafanforderung betr. vom 28. März 1879 
(Sej.Samml. ©. 97 ff.); b) Verordnung bie Führung von Berzeichniffen über die von ben 
Verwaltungs: und Gemeindebehörden erlebigten Straffälle betr. (Gei.Samml. ©. 392). — 
Shwarz ee ke a) Geſeh das den Verwaltungsbehörben zuftehende Straf: 
feftfegungsrecht betr. vom 17. Mai 1879 SS 1 ff. (Gei.Samml. S. 109 ff.); b) Jnftruftion vom 
5. Auguft zur Ausführung dieſes Geſetzes (Ge. Samml. S. 185 ff). — Reuß jüngere 
Lınie: Geſetz das polizeilihe Straffeftiegungs- und Anforderungsrecht betr. vom 22, Febr. 
1879 (Gej.Samml. ®d. 20 Nr. 409 ©. 32 ff.). — Lübeck: a) Verordnung die Ausführung der 
Straf PD. betr. vom 3. Febr. 1879 Abi. 3 (Sammlung der Lübediichen Verordnungen und 
Bekanntmachungen ©. 33 ff.); b) Regulativ für Strafbefugniffe der Polizeibehörden v. 20. März 
1561 538 12, 26 (Samml. 1861 ©. 15 ff.). — Bremen: Geſetz betr. die Ausführung der 
Teutihen Prozeßgeſetze ꝛc. vom 25. Juni 1879 85 94—98, 102, 103 (Geſ. Bl. S. 213 fi.) — 
Hamburg: Geſetz betr. dad Verhältni der Verwaltung zur Nechtäpflege vom 23, April 
1879 5$ 4—15 (Gel. Samml. I. Abth. Nr. 15). 
git.: 1) Bezüglich) des Gegenſatzes zwiſchen friminellem und polizeilichem Unrecht: Better, 
Theorie des heutigen un Strafrecht, S. 115 ff. — Binding, Die Normen und ihre 
Nebertretung, Bd. I. $ 30 ©. 179 ff. (reiche Literaturangaben Anm. 304 ff.). — Feuerbach, 
Revifion der Grundſähe und Grundbegriffe des pofitiven peinlichen Rechts, Kap. 88% 5 Bb. Il. 
©. 219 ff.; Derjelbe, Lehrbuch des peinlichen Rechts, S 432. — Grolmann, Grundiäße 
der Kriminalrechtswiſſenſchaft, S 365. — Heffter, Lehrbuch des Deutichen Strafrechts, 
531. — Hälidhner, Syftem des Preubifchen Strafrechtes, Bd. I. ©. 1 ff., 6; Derjelbe 
um Gerichtsſaal 1869, S. 96 ff.; Derielbe, Dad gem. Deutſche Strafredht, 3b. I. S. 34. — 
Köftlin, Neue Revifion der Grundbegriffe des Kriminalrechts, S. 692 ff.; Derjelbe, 
Syſtem des Deutichen Strafrechts, 5 18 ©. 17 ff. — Mertel, Sriminaliftiihe Abhand— 
lungen, I. ©. 95 ff. — Hugo Meyer, Lehrbuch des Deutichen Strafrechts (2. Aufl.), $ 25 
©. 136 ff.; Motive zum Entwurf eines StrafGB. für den Nordd. Bund, 1869, ©. 185 ff.; 
1870 (ed. Kortfampf), ©. 86 ff. — Stahl, Die Bhilofophie des Rechts, Bd. II. Abth. 3 
©. 693 ff. — v. Wächter, Das kgl. Sächſiſche u. das Thüringiiche Strafrecht, S. 299 fi. — 
Wahlberg, Das Prinzip der Individualiſirung im Strafredt, S. 123 ff. — 2) Bezüglich 
des P.: a) Für das Deutiche Reih: Dohomw, Der RStrafßrz. (3. Aufl.), ©. 277 fi. — 
Geyer, Lehrbuch des gemeinen Deutichen StrafPrz.R., S. 876 1 — Meves in v. Holen: 
dorff, Handbuch de3 Deutichen StrafPrz.R., Bd. II. ©. 407 ff. — Voitus, Kontroverjen 
betr. die StrafPD. und das GBG., ©. 397 ff. — Die Kommentare je StrafPO. von 
v. Bomhard und Koller, Dalde, Keller, Löwe (l. Aufl), Buchelt, v. Schwarze, 
Thilo, Voitus bei ben SS 453458. — b) Für die einzelnen Territorien: Preußen: 
——— Prinzipien des Preußiſchen Polizeirechts. — Oppenhoff, Die Preußiſchen 
eſetze über das mündliche und Öffentliche Verfahren in Strafſachen ꝛc. — Sachſen: Walter, 
Das im Königreich Sachſen geltende P.— Württemberg: Schider, Das Polizeiftrafrecht 
und P. im Königreich Württemberg. — Die neue Juftiggelebgebun im KHönigreih Württem— 
berg. Amtliche Ausgabe. — Baden: Strafrecht, bearbeitet von Eugen vd. Seyfried und 
Br . Freiherr dv. Neubronn — Medlenburg: dv. Amsberg, Verordnungen zur Aus— 
übrumg der Reichsjuftiggelehe. — Weimar: Staatöverträge, Gefehe und Verordnungen zur 
Ausführung ber eichäjuftiggeiche im Großherzogthum Sachen. — Braunfhweig: Mand: 
feld, Die Braunichweigiichen Ausführungsgeiege zu den Reichsjuſtizgeſetzen. c) Fur Oefter: 
weich: Lien bacher, Das Deiterreichiiche Woligeiftrafrecht, 4. Aufl. vd. Lilienthal. 
BVolizeiftunde. Eine Schlußftunde für öffentliche Wirthshäufer (gegen das 
RNachtſitzen) findet fich in den Städten Deutſchlands jchon jeit dem 14. Jahrh. 
angeordnet, theils aus Nüdfichten auf die Erhaltung der Nachtruhe (v. Maurer, 
Städteverfaffung, II. ©. 157), theils aus dem luruspolizeilichen Gefichtspunfte 
(Leuthold, Sächſ. Verwaltungsrecht, S. 275). Auch das heutige Recht hat die 
P. nicht aufgegeben; doch iſt die Regelung meift -provinziell reſp. lokal verjchieden. 
(Für Preußen vgl. $ 6, e des Geſetzes über die Polizeiverw. vom 11. März 1850 
und die VBerordn. vom 20. Sept. 1867 für die neuen Landestheile; für Bayern die 
Verordn. vom 18. Juni 1862, Reg.Bl. ©. 1388, und dazu Art 2, 4 des 
Pol. EtraiGB. ; für Königr. Sachjen Polizetordnung vom 22. Juni 1661 Tit. 19; 
Tür Württemberg Verfügung des Min. des Innern vom 2. Dez. 1871, Reg.Bl. 
©. 302.) Gin beionderes Glodenzeichen (nach älterem Rechte: Bierglode, Wein— 
6* 
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glocke, Rathsglocke) ift zum Gintritte der P. nicht mehr erforderlich (Verfügung des 
Preuß. Min. des Innern und der Polizei vom 7. April 1839); andererjeits er 
ſtreckt ſich leßtere nur auf Schankgäſte, nicht auf Privatgäfte (OTrib.Erf. vom 25. 
Juni 1879) und Quartiergäfte (Oppenhoff, zu $ 365 N. 3), nicht auf die den 
Reifenden dienenden Eifenbahn » Reftaurationslofale und auf die Lokale geichloflene 
Gejellichaften (Württemb. Verfügung $ 2), dagegen auf die von einer gejchloffenen 
Gejellihaft unter Aufhebung des allgemeinen Zutrittsrechts ermietheten Lofalitäten 
eines Wirthshauſes, mindeftens fofern die Ermiethung feine ftändige ift (Plenar- 
erfenntniß des Bayer. oberiten Gerichtshofs vom 28. Juli 1875; Stenglein, 
Zeitichr., Bd. 5 ©. 42 der neuen Folge). Wer in einer Schankftube oder arı einem | 
Öffentlichen Vergnügungsorte über die gebotene P. Hinaus verweilt, ungeachtet der 
Wirth, fein Vertreter oder ein Polizeibeamter ihn zum Fortgehen aufgefordert bat, 
wird mit Geldftrafe bis zu 15 Mark beitrait, der Wirth, welcher das Verweilen 
jeiner Säfte über die gebotene P. hinaus duldet (über die an den Wirth zu ftellenden 
Anforderungen vgl. Oppenhoff, Nr. 7; v. Schwarze, Nr. 4; Bayer. Erf. vom 
20. Nov. 1875; Samml., Bd. 5 ©. 516), wird mit Gelditraie bis zu 60 Mark 
oder mit Haft bis zu 14 Tagen bedroht (RStrafGB. $ 365). — In Defterreid 
erfolgt die Feſtſetzung der P. (Sperrftunde) entweder für das ganze Kronland oder 
eine einzelne Ortichaft und entweder allgemein oder für eine bejtimmte Zeitperiode. 
Polizeiftrafe trifft den Wirth auch dann, wenn er feine Lofalitäten zur beftimmten 
Stunde nicht jchließt, die Gäfte erit, falls fie, obgleich der Wirth von einem Sicher: 
heitsorgane bereits fruchtlos an die Erfüllung feiner Pflicht Hinfichtlic der P. 
erinnert worden ift, fich nach diefer Stunde aus jenen Lokalitäten auch dann nod 
nicht entfernen, wenn ein Sicherheitsorgan die Aufforderung hierzu unmittelbar an 
fie jelbft gerichtet hat (Minifterialverordn., betr. die Feſtſetzung der P., vom 3. April 
1855, R.G.B. N. 62). — Auch in Frankreich lokale Regelung; dagegen in Eng: 
land allgemeine durch die Licensing Act von 1874. Zeuthold. 

BVolizeiverordnungen. Der weite Umfang und die gejegähnliche Wirkung 
der P. im heutigen Verwaltungsrecht jteht im Zufammenhang mit jehr alten Wer: 
hältniffen der Deutjchen Reichs- und Landesverfaffung. In den Memtern der Karo— 
lingifchen Berfaffung lag von Haufe aus die Befugniß, als Obrigfeit zu gebieten 
und zu verbieten und die Gebote durch eine Zwangsbuße (muleta) zu erzwingen, die 
nach der Höhe des Amts (als Königsbann, Herzogsbann, Grafenbann, Schultheißen- 
bann) verjchieden abgemefien war. Aus dem Recht des Zwangsgebots im ein— 
zelnen Fall folgte das Recht des Zwangsgebots für alle Fälle gleicher Art, alfo 
das Verordnungsrecht, von welchem jchon die KHapitularien der Karolingiſchen 
Dynastie den ausgiebigiten Gebrauch gemacht haben. Nur zu folchen Verordnungen, 
durch welche das hergebrachte Volksrecht (einfchließlich des hergebrachten Gerichtä= 
verfahrens) geändert werden follte, bedurfte e8 der Zuftimmung der optimates terrae, 
um diefen Verordnungen auch in den Volksgerichten die Folgeleiſtung zu fichern. 
Die consensu optimatum erlaffenen Verordnungen haben die höhere Autorität einer 
„lex“, durch welche auch die lex terrae abgeändert werden fann. Da die Ge— 
richte über den freien Mann nur in einem judicium parium secundum legem 
terrae Recht jprechen, fo übertrug fich derjelbe Grundjag auch auf die Verord— 
nungen der Landesherren, und jchon auf den Wormſer Reichdtage von 1231 
wurde der folgenreiche Sat anerkannt, daß die domini terrae constitutiones vel 
nova jura facere non possunt, nisi meliorum et majorum terrae consensus pri- 
mitus habeatur. In Deutichland wie in England haben fich im Laufe der Jahr: 
hunderte dieje berathenden Notablen (meliores) jpäter zu Parlamenten, bzw. Land» 
ftänden fornirt, woraus der Begriff der parlamentarifchen Geſetze, ala der „Ber: 
ordnnungen mit Zuftimmung der Landesvertretung“ hervorgegangen ift. 

Der Erlaß allgemeiner Friedensgebote, welche feine Aenderung des 
Volfsrechts enthalten, lag hiernach von Haufe aus im Gebiet des Königl. Ver: 
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ordnungsrechts. Wenn democh wichtige Erlaſſe dieſer Art consensu optimatum 
ergangen ſind, ſo beruhte dies nur darauf, daß die praktiſche Wirkſamkeit ſolcher 
Gebote vor allem von der Mitwirkung der mächtigſten Reichsſtände abhängig war, 
deren Beiſtimmung eben deshalb werthvoll und ſchwer entbehrlich erſchien. Analog 
war die Stellung der Herzöge und anderer domini terrae, wenn fie ala Gerichts: - 
obrigfeiten Friedensgebote erließen. Wenn ihre Landespolizeiordnungen und Landes— 
polizeigefeße häufig consensu der Landjtände erlaffen wurden, jo geſchah es, um 
ihre praftiiche Wirkſamkeit zu fichern. Grundjäglich nothwendig war dieſe Zus 
ftimmung nicht, und in diefem Gebiete um jo weniger, als die meijten diejer Gebote 
auf Beichlüffen des Reichstags beruhten, deren Ausführung den geiftlichen, weltlichen 
Fürften und anderen Reichajtänden auf das nachdrüdlichite zur Pflicht gemacht war, 
jo daß die große Mehrzahl jener Erlafje fich nur als Nusführungsmaßregeln 
der Reichsgeſetze daritellen. Die umfaſſende Weberficht der landjtändiichen Wer: 
iaffungen, wie fie namentlih Moſer giebt, läßt nirgends einen feſten Grundſatz 
über die Betheiligung der Landitände an P. erkennen, die vielmehr durchaus un— 
gleihmäßig, von Zeit- und Ortöverhältniffen abhängig erjcheint. In den Kleinen 
Territorien, wo fich feine landitändifche Verfaſſung entwideln konnte, jowie in den 
großen Territorien, wo die Landitände jeit dem dreißigjährigen Kriege in Ruheſtand 
traten, blieb ohnehin nichts übrig, als den landesherrlichen Verordnungen legis 
vicem beizulegen, jo weit der Landesherr durch die Bezeichnung, durch den Inhalt 
und durch die feierliche Verfündung den Willen ausſprach, daß ein Erlaß als eine 
lex in perpetuum valitura gelten jolle. 

Die lebendige Quelle für die zahlreichen Normen der Polizeigewalt war und 
blieb hiernach nicht jowol die formelle Gejeßgebung als das Verordnungsredht 
der Obrigkeit. Durch die zahlreichen Verleihungen der Gerichtslehne an Landesprälaten, 
Städte, Korporationen, Rittergüter, ging das Verordnungsrecht auch auf die unteren 
Stufen des Patrimonialftaates über, und wurde zwar den Gutsobrigfeiten bier und 
da bejtritten, in der Praris jedoch meiſtens durchgejeßt. 

Nach der Weije der Ausführung jcheiden ſich nun aber die Polizeinormen 
nad Vorgang der Reichsgeſetze in zwei ſcharf gejchiedene Klaſſen, welche ich mit 
den Ausdrücden Polizeiftrainormen und Polizeiverwaltungänormen jcheide. 

Die Polizeiftrainormen richten fich direft an die Untertbanen, und 
umfafjen jolche Maßnahmen, bei denen es zur Erreichung des polizeilichen Zweckes 
ausführbar erſcheint, beitimmte Handlungen oder Unterlaffjungen der Unterthanen 
unmittelbar und unbedingt zu gebieten oder zu verbieten, jei e8 mit Androhung 
‘einer bejtimmten Geldbuße oder Saft, jei es mit unbejtimmter Verweiſung auf 
obrigkeitliche Ahndung (arbiträre Strafe). 

Die Klaſſe der Polizgeiverwaltungsnormen dagegen richtet fich nicht an 
die Unterthanen, jondern an die jubordinirten Obrigfeiten, macht denjelben die 
Durhführung beftimmter Aufgaben zur Pflicht, und kommt demgemäß durch Aus— 
führungsdekrete nach vorgängiger Prüfung des Einzelfalls zur Geltung. Das Eng— 
lüche Verwaltungsrecht hat diefe Ausführungsdekrete unter dem Namen orders, das 
neuere Deutjche Verwaltungsrecht unter dem Namen „Polizeiverfügungen“ zu einem 
Hauptgebiet der Verwaltungsgerichtsbarkeit gejtaltet. 

Die Ausführung der Polizei ftrainormen dagegen gejtaltete fich, analog der 
jummarifchen Strafjuftiz, für geringere Straffälle. Als der praftijch wichtigjte Ge— 
ſichtspunkt erfchien dabei die Frage, wer die Koften zu tragen, und wer die Bußen 
und fonjtigen Einkünfte beziehen ſollte. In diefem Sinne wurden die Polizeijtrafs 
fälle in der Regel zur jurisdietio bassa gerechnet, und bildeten ein regelmäßiges 
annexum der Stadtgerichte und patrimonialen Orlsobrigfeiten, bei denen dieſe 
polizeilichen Funktionen nad alter Weife als ein Beitandtheil des Gerichts blieben. 
As demnächit mit dem Fortſchreiten des gelehrten Richterthums auch dieje kleinſten 
Juſtizſtellen allmählich mit einigermaßen vechtsfundigen Gerichtshaltern beſetzt wurden, 
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zeigten fich doch jo große Schwierigkeiten einer angemeſſenen Befegung und Geichäftz- 
führung, daß man jchon aus diefem Grunde die Juftizbürgermeijter in den Städten, 
die rechtsfundigen Juftitiarien in den ländlichen Gerichten auf die eigentlichen Juſtiz— 
fachen bejchräntte in dem Umfang der Kompetenz der alten Schöffengerichte. In 
dem erften Stadium der „Trennung der Juſtiz von der Verwaltung“ blieben des— 
halb die Polizeiftraffälle gewöhnlich bei der laufenden Polizeiverwaltung zurück 
Grit allmählic” begann man auch die Polizeiftraffälle von der Verwaltung zu 
trennen und den ordentlichen Gerichten in vereinfachtem Verfahren zu überweiſen 
Im 19. Jahrh. ift dies die Negel geworden, in Preußen vollitändig durchgeführt 
und num auch in die Reichsjuftigverfaffung übergegangen. Für das ganze Gebiet bes 
Polizei ftrafrechts bieten nunmehr die ordentlichen Gerichte die genügende Rechte— 
fontrole dar, ohne daß es dafür einer befonderen Verwaltungsgerichtäbarfeit bedurfte. 

Inzwiſchen hat fich durch die neuere Organifation der Staats- und 
Gemeindeverwaltung eine förmliche Stufenleiter des Polizeiverordnungsrechtes 
gebildet. 

1) Bon Oben nad) Unten umfaßt das landesherrliche Verordnungsrecht 
die das ganze Landesgebiet umfaffenden Polizeinormen. Die regelmäßig wieder: 
fehrenden, durch längere Praris feftgeftellten Normen find jedoch zu Polizeige ſetzen 
fonjolidirt, die Hauptmaſſe derjelben, foweit wie möglich, zu „Polizeiftrafgefegbüchern“ 
fodifizirt. Daneben befteht nur ein ergänzendes Gebiet von „P.“ fort, ſoweit nicht 
die Landesverfaffung alle Strafandrofungen auf den Weg der Gejeßgebung verweiit. 
Aber auch im letzteren alle bleibt noch ein erheblicher Raum jowol für Ans— 
führungsverordnungen, wie für ſolche P., deren Erlaß in den Polizeiftrafgefegen 
ausdrüdlich vorbehalten ift. Dies Iandeöherrliche Verordnungsrecht kann auch 
den Gentralbehörden und Dberbehörden überlaffen werden und bildet dann kraft 
einer potestas delegata neue Polizeiftrafnormen, für welche die Landesgeſetze ge 
wöhnlich ein Marimum der Strafandrohungen feſtſetzen. 

2) Bon Unten herauf haben die Stadtmagijtrate, Gutsobrigfeiten 
und andere Zofalbehörden ihr aus alter Verleihung der Gerichtälehne her— 
rührendes Verordnungsrecht beibehalten, welches nunmehr der ftaatlichen Oberaufficht 
unterliegt und von den oberen Staatöverwaltungäftellen au® tam confirmandi quam 
supplendi et corrigendi causa fontrolirt wird. Das PVerordnungsrecht beruht bier 
nicht auf einer potestas delegata, jondern subordinata. 

Bei diefer Entwidelung von Oben herab und von Unten herauf ijt häufig ein 
Zuftand hervorgegangen, bei dem den mittleren Provinzial- und Kreis— 
behörden das Polizeiverordnungsrecht fehlt oder nur in jehr beichränftem Maße 
zufteht. In neueren ſyſtematiſchen Organifationsgejegen wird dieje Lücke oft ergänzt 
und allen Behörden ein ftufenweifes VBerordnungsrecht innerhalb ihres Zuftändigfeits- 
bereichs beigelegt. 

Es ift daraus ein jehr mannigfjaltig gegliedertes Polizeiverordnungsrecht hervor- 
gegangen, vermöge deffen neben dem Grundftod des gejeglich firirten 
Polizeiſtrafrechts noch jehr zahlreiche Bezirkä-, Kreis- und Orts-P. beftehen, 
welche namentlich in Preußen eigene Sammlungen für jeden Regierungäbezirt bilden, 
in Gejtalt von Ortö-P. aber fich jo gehäuft haben, daß eine Sammlung und Ueber— 
ficht derjelben zur Unmöglichkeit wird. Dieſe Mannigjaltigkeit beruht auf wirklich 
vorhandenen bejonderen Bedürfniffen, zum nicht geringen Theil aber auch auf der 
alten Neigung zu ftatutarifchen Bejonderheiten. Im letzten Menſchenalter tritt mit 
Recht die Tendenz hervor, das Polizeirecht in möglichit weitem Maße zu kodifiziren, 
oder doch gejeßlich zu firiren, das danebenftehende Verordnungsrecht auf untergeordnete 
Gebiete und geringe Strafmaße zu beichränfen und gewifle Formen der Beichliefung 
und Publikation dafür feitzufegen. 

Für die Gerichte entftehen aus diefem Geſchäftskreis mancherlei Zweifel und 
Streitiragen. Es entjteht der Schein, ala ob hier eine gejeßgebende Gewalt durch 
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blos erefutive Staatöbehörden, ja durch jehr untergeordnete Organe der Selbjtver- 
waltung, geübt würde. Allein diefe polizeilichen Normen jtehen in der Wirklichkeit 
nicht nur auf dem Boden des Verordnungsrechts und feiner Delegation. Sie 
haben legis vicem nur, infofern ala fie bindende Normen für GEntjcheidungen der 
Gerichte bilden und in gejegähnlicher Weife publizirt werden. Der Grundcharafter 
der Verordnung tritt aber hervor in dem Recht der oberen Staatöbehörden, die Ver: 
ordnungen der unteren zu juspendiren oder aufzuheben und in dem Recht der Gentral= 
injtanz, alle Verordnungen diefer Art außer Kraft zu fegen. Die Gerichte haben 
darüber zu befinden, ob die Behörden innerhalb ihrer Zuftändigfeit und den geſetzlich 
vorgeichriebenen Formen entiprechend die Verordnung erlafien haben, nicht aber über 
dad Bedürfniß und die Angemefjenheit der Verordnung ſelbſt. In der Auslegung 
diefer Polizeinormen urtheilen die Gerichte jelbjtändig und erfüllen damit die 
Funktionen einer Verwaltungsgerichtsbarkeit ebenjo in dieſem Gebiete des Polizei- 
rechts wie in den analog gejtellten Gebieten des Zoll, Steuer: und Regalrechts. 

In Preußen inäbejondere war zwar durch das Allg. ER. II. 13 $ 6 der 
Erlaß allgemeiner‘. für ein „Majeftätsrecht" erklärt: den Bezirks und Orts-P. 
aber (dem Bedürfniß diejes zufammengejegten Staatsweſens entjprechend) ein breiter 
Spielraum gelafien. Das Gejeg über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 
und die neuen Gejeße über die Verwaltungsreform jeit 1872 geben jejtere Normen 
bezüglich der Gegenjtände, der Zuftändigkeit und der Publikation diejer Klaſſe von 
Verordnungen. In Bayern, fjowie in den Deutfchen Mittel- und Kleinjtaaten, 
war es in Folge des fleineren Gebietsumfanges und der gleichartigen Verhältnifie 
möglich, das Polizeivecht in erheblich weiterem Umfang zu kodifiziren, dagegen das 
Gebiet der P. möglichjt einzujchränfen. 

Lit.: v. Rönne, Preuß. Staatöredt, I.a $ 16. — ml, Bayer. Verwaltungsrecht, 
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ss 83, 156. — dv. Mohl, Württemb. Staatäredht, I. 212. — ift, Rectäftaat, 2. Aufl. 
1879, Rap. V., VI. Gneift. 
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Pönalklagen find diejenigen privatrechtlichen Klagen oder Forderungen, denen 
der Beklagte auögejeßt ift zum Zwecke der Bejtrafung einer von ihm zu verant- 
wortenden rechtswidrigen Verlegung des Klägers. Die actiones poenales werden 
entgegengejeßt den actiones rem (sc. actoris) persequentes. Während nämlich andere 
Klagen nur injoweit auf eine Schädigung des Beklagten ausgehen, ala das von 
ihnen gewahrte Intereffe des Klägers nicht ohne jene fich befriedigen läßt, iſt das 
bon den Strafklagen geltend gemachte Interefje des Klägerö gerade dag der Be— 
ſtrafung oder der Schädigung des Bellagten; gleich allen Privatklagen eriftirt aljo 
auch die Straftlage um des Klägers willen, dem ihre Einräumung die Vergeltung 
jener Verlegung durch eine Schädigung des Beklagten zugejteht. Gegenjtand der 
P. ift ausnahmslos eine Geldleiftung; die Schädigung des Verletzers an jeinem Leibe 
oder feiner Freiheit, welche noch die zwölf Tafeln in gewiſſen Fällen dem Verletzten 
zugeſtehen, ift nicht nur im neueren Rechte abgekommen, jondern hat wol auch nie 
den Gegenjtand einer privatrechtlichen Klage gebildet. Die P. ift verfchiedener 
Natur nad) der Natur der durch fie geahndeten Verlegung. Iſt e8 die unmittelbare 
verjönliche Verlegung und nicht die pefuniäre Schädigung des Gläubiger, welche 
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geahndet wird, jo iſt die Klage eine jog. actio vindictam spirans, jo daß fie lediglid 
feiner perjönlichen Genugthuung dient und daher nicht ala Beitandtheil jeines Ber- 
mögens auf jeine Erben übergeht. Dagegen ift diejenige pefuniäre Schädigung des 
Verletzers, welche jelbjt eine jolche vergilt, zugleich eine pefuniäre Entſchädigung des 
Derlegten, und es it dem Begriffe der P. durchaus nicht weientlih, dem Verletzten 
außer jener Entſchädigung noch eine pefuniäre Bereicherung zu gewähren. Der Be 
trag der Gelditrafe ift bei der perjönlichen Verlegung willkürlich; nach den zmöli 
Tafeln beruht er auf gejeßlicher, nach dem prätorijchen Edikte auf richterlicher 
Zaration innerhalb des durch den Verletzten geforderten Mafes. In den Haupt— 
fällen pefuniärer Schädigung beruhte dagegen das Maß der fie ahndenden Schädigung 
des Verletzers auf dem Grundjaße der Talion. Bei der Schädigung durch An- 
eignung oder beim furtum ergab dieſes Prinzip die poena dupli, bei der Schädiguma 
durch Zeritörung oder beim damnum iniuria datum den einfachen Betrag des zer: 
ftörten Werthes. Wie aber dort nach dem prätorifchen (die Kapitaljtrafe der zmölt 
Zafeln abichaffenden) Edikte die Ertappung auf der That, jo begründete hier nad 
der lex Aquilia die Ableugnung im Prozefje eine Verdoppelung des Schuldbetrages. 
Gleich der actio furti manifesti ging auf das Vierfache die Klage aus dem zu 
iniuria, furtum und damnum iniuria datum hinzutretenden vierten und legten der 
fanonifchen Privatdelifte des damnum vi hominibus armatis coactisve datum. Indem 
es fi hier darum handelte, nicht blos die Cchädigung des Berlegten, jondern Die be 
jonders gefährliche Art ihrer Vollziehung durch Zufammenrottung und Waffengewalt 
zu ahnden, traf diefes Delikt die höchjte Strafe, indem es zur vierfachen Entſchädigung 
verpflichtete, ohne NRücdficht darauf, ob die fremde Schädigung wie beim furtum mit 
eigenem Bortheile verbunden gewejen. Daß das Delift als jolches neben der Forderung 
der Strafe eine zweite auf Entjchädigung des Verlegten gehende Forderung begründe, 
iſt ein dem Römifchen Rechte gänzlich fremder Gedanke, und wenn dem fur gegenüber 
neben der actio furti die condictio furtiva aufgekommen ift, jo darf nicht überjehen 
werden, daß diefelbe keineswegs jedem durch das furtum Gejchädigten zufteht, jowie daß 
ihre Bezeichnung und Behandlung als condictio fie überhaupt dem Kreiſe der Delikts— 
lagen entrüdt. Wenn aber Juſtinian's Jnftitutionen die actio vi bonorum rap- 
torum als actio mixta bezeichnen, quia in quadruplo rei persecutio continetur, 
jo gehen fie damit von der Anomalie der neben der actio furti bejtehenden con- 
dietio furtiva ala dem Normalen aus, indem jene gemijchte Natur lediglich darauf 
gegründet wird, daß in der Strafe des Vierfachen die Entichädigung des Verlegten 
enthalten it. Während urjprünglich) die actio vi bonorum raptorum in ihrer 
Strenge noch über die actio furti manifesti hinausging, da bei ihr auch die mit 
feiner Aneignung verbundene Schädigung mit dem Vierfachen gebüßt werden mußte, 
it im neueren Rechte die Klage nicht mehr durch Zufammenrottung und Waffen- 
gewalt, wol aber nach den Jmjtitutionen durch Aneignung bedingt, jo daß es fich 
nun um ein mit perjönlicher Vergewaltigung verbundenes furtum handelt, das merk— 
wiürdiger Weife nicht einmal eben jo jtreng gebüßt wird, ala ein gewöhnliches aber 
bandhaftes furtum. Denjelben Mangel an wirflichem Berftändniß der P. zeigen 
die Inftitutionen bezüglich der actio legis Aquiliae, deren pönale Natur fie nur 
inforern gelten laſſen, als fie dem Kläger theild durch die eventuelle Verdoppelung 
ihres Betrages, theils durch Berüdfichtigung eines höheren als des durch die Ver— 
legung zerjtörten Werthes mehr als volle Entſchädigung zu gewähren vernag. Gerade 
diefe Klage zeigt aber ihre ungemifcht pönale Natur dadurch, daß mehrere derjelben 
Beihädigung Schuldige je ihren vollen Betrag jchulden. 

Aus Juſtinian's Inftitutionen ift die jchiefe Auffaffung der P. in die neuere 
Literatur übergegangen, in welcher fie namentlich durch Savigny’s Auktorität fich 
beieftigt hat. Indem Savigny davon ausgeht, daß einerjeitß die eigentlichen 
Strafllagen den Kläger, anjtatt ihn blos zu entjchädigen, bereichern, andererjeits 
aber der Einficht fich nicht verjchließt, daß manche Klagen uns in den Quellen ala 
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P. entgegentreten, ohne dem Kläger eine ſolche Bereicherung zu gewähren, unter— 
ſcheidet er von den zweiſeitigen oder den Kläger bereichernden die einſeitigen Straf— 
klagen, welche zwar vom Standpunkte des Klägers nicht als ſolche erſcheinen, wol 
aber von dem des Beklagten aus, da ſie ihm nicht blos einen Gewinn abnehmen, 
ſondern durch die ihm auferlegte Verpflichtung zur Entſchädigung des Klägers ihn 
möglicher Weiſe ſchädigen. Der Römiſchen Auffaſſung widerſpricht dieſe Theorie 
nicht nur dadurch, daß ſie für die eigentlichen von ihm als zweiſeitige bezeichneten 
P. das Moment der Bereicherung des Klägers als nothwendig ſtatuirt, ſondern auch 
dadurch, daß ſie andererſeits als einſeitige P. jede durch ein Unrecht des Beklagten 
bedingte Erſatzforderung gelten läßt. Weſentlich iſt es im Gegenſatze hierzu nach 
Römiſcher Anſchauung der P. zwar nicht den Kläger zu bereichern, wol aber den 
Beklagten zu ſchädigen, weshalb die Forderung einfachen Erſatzes P. nur iſt als 
Ahndung der Zerſtörung eines Werthes und nicht als Forderung der Rückerſtattung 
eines dem Kläger entfremdeten Werthes oder der Abnahme einer ihm rechtswidrig 
auferlegten Belaſtung. Keine P. find daher die actio doli, die actio quod metus 
causa und die actio Pauliana, wenngleich fie, joweit fie dem Beklagten mehr als 
jeine Bereicherung abfordern, actiones ex delieto find. Die Deliktsflagen des Römiſchen 
Rechts find daher 1) reine Strafllagen als Ahndungen perfönlicher Verlegung; 2) ent— 
ihädigende Strafklagen als Ahndungen direkter pefuniärer Schädigung, endlich 3) reine 
Reititutionsforderungen (arbitrariae actiones) zur Ausgleichung der Nachtheile, welche 
dem Kläger ein nicht jowol an fich, als durch die ihn begleitende vis oder fraus ihn 
widerrechtlich verlegender Vorgang zugefügt hat. 

Don praktiſcher Bedeutung ift die Abgrenzung der P. don anderen Delikts- 
tagen deshalb, weil die poena von jedem Schuldigen voll eingefordert werden kann, 
während die Lediglich reftitutorifchen Deliktsflagen mit einmal erfolgter Reftitution 
ihr Ziel erreicht haben. Dagegen gilt von allen Deliktöfchulden, daß die Verant- 
wortlichfeit des Delinquenten nicht auf die Erben übergeht, wie auch derjelbe Cat 
gilt von der durch dingliche Klage geltend gemachten Qerantwortlichkeit für dolofe 
Vereitelung der Reftitution. 

Im Gemeinen Rechte ift dem Römifchen gegenüber die privatrechtliche Verant— 
wortlicheit für Delikte einerjeits ausgedehnt durch ihre vom Kanoniſchen Rechte ver: 
fügte Erſtreckung auf die Erben, welche aber nach dem Gem. Rechte nur bis zum 
Maße des Ererbten jtattfindet. Dagegen geht heutzutage die privatrechtliche Delikts— 
Nage lediglich auf Entichädigung, jo daß es feine P. mehr giebt. 

Während daher die rejtitutorischen Deliktöflagen fortbejtehen, find 1) die reinen 
Strafllagen gänzlich weggeiallen. Allerdings war gerade die actio iniuriarum die 
einzige P. von anerkannter gemeintechtlicher Geltung geweſen; diejelbe ift aber außer 
Kraft gejet durch das RStrafGB. 88 185 ff. Die durch dafjelbe Geſetz neu ein= 
geführte „Buße“ bezwedt lediglich Schadloshaltung des Klägers. 2) Die entichädigenden 
Strafflagen find zu reinen Entſchädigungsklagen geworden: a) Bezüglich der rechts— 
widrigen Entwendung beruht dieſes Nefultat auf ihrer grundjäßlichen, die fonkurrirende 
Privattrafe ausjchließenden öffentlichen Bejtrafung. Die actio vi bonorum raptorum 
it dadurch in der actio furti aufgegangen, die actio furti dagegen in der condictio 
furtiva nur für den Gigenthümer der entwwendeten Sache, wogegen von jeinem An— 
ſpruche der eines anderen durch furtum Gejchädigten ſich noch, wenn auch nur noch) 
wenig, bezüglich feiner paffiven Vererbung unterjcheidet. b) Daß die Sachbejchädigung 
nad Gem. Rechte Lediglich zur Entichädigung verpflichtet, zeigt die konftante, dem 
Rom. Rechte zuwiderlaufende Behandlung mehrerer derjelben Beichädigung Schuldiger 
als für diefelbe Leiftung folidarisch Haftender. Ohne Grund ijt dagegen die Ans 
nahme, daß mit der Auffaffung der Klage als einer reinen Entſchädigungsklage 
fich nicht vertrage das bezüglich der Höhe des zerftörten Werthes vom Röm. 
Rechte dem Kläger geftattete Zurückgreifen auf eine der Beichädigung voran— 
gegangene Zeit. 
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Mit Unrecht jpricht man von einer P., wenn der Betrag einer rejtitutoriichen 
Klage zur Beitratung rechtswidrigen Verhaltens des Beklagten im Prozeſſe fich erhöht; 
der Wegfall folcher Strafen in unferem Rechte beruht auf der Verjchiedenheit des 
Deutichen vom Römiichen Prozek rechte. 

Quellen: Gai IV. 6—9. — Just. Inst. IV. 6 $$ 16 sq. — Gai III. 182 sq. — Just. 
Inst. IV. 1—5. — Dig. 47. 

Lit.: Savigny, Syſtem, 2 ©. 210— u Derielbe, Obligationenrecht, IL 
bi8 84. — Brinz, Panbelten, 2. Aufl, $ 85. — Windſcheid, Panbelten, $ * — 
Bethmann-Hollweg, Eiv.Prz., II. ©. 95. — Frande, Beitr. zur Erläuterung einzelner 
ae I. 1 (1828). — Alf red me nice, Sur Lehre von den Sadbeichäbdi * 
(1877), S. 116 fi.; Derjelbe, Babe, I . (1878) ©. 100. — Thon, N? - 
jeltives Recht (1878), ©. 29 #5 9 ff. 


-  Bontififalien, jura pontificalia, heißen diejenigen Rechte, welche dem Bilchoi 
fraft feiner bifchöflichen Konſekration zuftehen, alfo aus dem bijchöflichen Ordo ber 
fließen, wie die Spendung der Sakramente der Ordination und Firmung, die An: 
fertigung des Chrisma, die Konfekration der Kirchenaltäre und Opiergefäße, die 
Salbung der Könige, die Benediktion der Aebte und Mebtiffinnen. Andererſeits 
nennt man auch die Infignien, welche der biichöflichen Würde eigen find, wie z. B. 
die Mitra, den gebogenen Hirtenftab, den Bijchofgring, den bifchöflichen Thron mit 
dem Baldachin darüber zc., PB. Die Ausübung der Pontififalrechte und der Gebraud 
der Pontififalinfignien ift de jure auf den Sprengel des Biſchofs beſchränkt, in eine 
fremden Diözeſe bedarf er für beides immer der Erlaubnif des betreffenden Ordinarius. 
Kraft bejonderen Privilegs kann der Gebrauch der P. auch anderen kirchlichen Würben- 
trägern geitattet fein, ferner haben die Kardinäle, welche nicht Kardinalbiichöfe find, 
in Folge des KHardinalats das Vorrecht, fich in den ihre Titel bildenden Kirchen 
der P. zu bedienen. — Endlich verfteht man unter PB. die kirchlichen Funktionen, 
welche die Bifchöfe in feierlicher Pontififalkleidung, alfo angethan mit den vollen 
Infignien ihrer Würde, ſelbſt in feierlicher Weiſe celebriren. P. Hinſchius. 


Popularflagen find diejenigen Forderungen oder Klagerechte, deren Durch— 
fegung im Wege des Giv.Prz. erfolgt, obgleich fie nicht ein privates Necht des ein- 
zelnen, jondern ein gemeinfames Intereffe aller Bürger geltend machen. P. find 
aljo im Gegenfage zu den dem einzelnen kraft eines Sonderrechtes zuftehenden die 
jedem Bürger fraft Bürgerrechtes zuitehenden Givilflagen. Auch fie machen ein 
eigenes Recht des Klägers, aber fein ihm ausjchließlich eigenes geltend. Dadurch, 
daß die P. nicht ein ſpezielles Intereffe des einzelnen Klägers geltend machen, find 
fie nothwendig nicht rem persequentes, ſondern poenales. indem die popularis 
actio jedem Bürger als jolchem zufteht, fteht fie ihm zu nicht als einem Wertreter, 
ſondern ala einem Mitgliede der Geſammtbürgerſchaft, ift alfo begründet in feiner 
eigenen Perſon, kommt daher auch ihm für feine Perfon zugute, jo daß er die 
mittel® der popularis actio erlangte Summe nicht etwa an den Staat abzuliefern 
hat. Für die „proluratorische” Natur der P. beweift nicht 1) der Ausschluß der 
Infamen von ihrer Anftellung und die Unmöglichkeit ihrer Anftellung durch einen 
Kognitor, da beides fich hinreichend dadurch erklärt, daß hier der Kläger nicht als 
Subjekt eines Sonderrechtes, jondern in jeiner Eigenjchaft ala Bürger auftritt. Daß 
jodann 2) die Erhebung der P. ihre erneute Anftellung durch andere Kläger aus 
ichließt, erflärt fich aus der Identität des Rechtsftreites, welcher vermöge der Jden: 
tität des vom Bellagten begangenen Unrechtes und des durch die Klage geltend ge 
machten Intereſſes feiner Ahndung Hier nicht wie fonft durch Identität der Par: 
teien bedingt ift. 

Die populares actiones find durchweg prätorifchen Uriprungs; die durch die 
jelben geichügten Intereffen find namentlich 1) das religiöje der sanctitas sepulcri 
bei der actio sepulcri violati, jodann 2) das der Freihaltung öffentlicher Straßen 
und Pläße a) bei der actio de dejectis et effusis, de positis et suspensis und der 
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ädilitiſchen de bestiis, b) bei der actio de mortuo illato und der operis novi nuntiatio. 
3) Das Intereſſe der Integrität obrigkeitlicher öffentlicher Bekanntmachungen wird 
geſchützt durch die actio de albo corrupto. 

Einen eigenen Charakter hatte die actio de testamento aperto oder die Straf— 
flage wegen vorzeitiger Teftamentseröffnung, indem bier die Straffumme nur zur 
Hälfte dem Kläger praemii nomine zufiel. Während bei allen anderen prätorifchen 
P. die Strafe dem Kläger in feiner Eigenſchaft als Glied des populus gejchuldet 
wird, iſt fie Hier vielmehr dem populus jelbjt gejchuldet, der nur jeinem Bertreter 
die Hälfte überläßt. Solche dem Staate gejchuldete Geldſtrafen, deren Einforderung 
im Wege des Givilprozefjes jedem Bürger zuftand, waren in einer Reihe von Fällen 
durch Gejek jtatuirt; bejtritten ift jedoch, ob auf dieſe Fälle der Begriff der popu- 
laris actio Anwendung finde. Gleichgültig ift es hierfür, daß jeme Geſetze jelbjt 
diefer technischen Bezeichnung fich nicht bedienen; ihre Anwendbarkeit auf die ge= 
dachten Fälle ift nicht zu leugnen, da wir auch in ihnen einerjeitS mit civils 
prozeffualifchen Aktionen es zu thun haben und andererfeits dieſe actiones im Gegen— 
jage zu den privatae noch in höherem Grade populares find ala die präto— 
riihen. Wenn aber namentlih Brinz die ganze Berjchiedenheit der Fälle auf 
einen Gradunterjchied zurüdtührt, jo überfieht er, daß der populus, deſſen Intereſſe 
die prätorifchen P. zu wahren pflegen, keineswegs identijch ift mit demjenigen populus, 
welchem fraft gefeglicher Damnation eine Strafe gefchuldet ift. Dort ift der Gegenjat 
des Privaten und Popularen der des einzelnen und aller, indem die popularis actio 
nicht ein Sonderinterefje des Klägers, jondern ein Interefje aller Bürger wahrt, das 
ala Intereffe jedes Bürgers für jenen in feiner Weife ein fremdes ift. Wer dagegen 
eine dem Staate geichuldete Summe einflagt, der ift ein Vertreter fremden Rechtes, 
da die Rechte des populus als einer rechtlichen Einheit für den einzelnen Bürger 
fremde Rechte find; für dieje Fälle alfo und nur für fie trifft Savigny’s Auf 
iaffung (Obligationenrecht, II. ©. 314) zu, daß „jeder Bürger gleichfam einen Staats— 
anwalt vorjtellte”. 

Beiteht jo eine Wefensverfchiedenheit zwifchen den jedem Bürger für fich zu— 
ftehenden und den im Namen des Staates vom einzelnen Bürger ala feinem Organe 
geltend gemachten Strafforderungen, jo erhebt fich andererjeits die frage, ob eine 
mehr als prozefjuale Verjchiedenheit beitehe zwiſchen den prätorifchen populares 
actiones und den popularia interdicta. Solche Interdiktz eriftirten 1) gegen 
unberechtigte Anlagen a) an öffentlichen Wegen (mit Ausnahme der jtädtifchen und 
wol auch der Staatzjtraßen) und Abzugsfanälen, b) an öffentlichen Flüſſen, ſoweit 
dadurch die Schiffahrt behindert oder der Waſſerlauf geändert wird; 2) gegen Ber: 
hinderung der Benugung oder Reparatur der Wege und Flüfſe bzw. Flußufer; 
3) gegen Schädigung durch irgend welche Anlagen auf öffentlichem Boden. 

Während die unter 1 erwähnten Interdifte den prätorijchen populares actiones 
ſchlechthin gleichartig find, ijt bei den übrigen diefe Gleichartigkeit jedenfalls nur 
eine theilweife, weil fie nicht jedem Bürger, jondern nur dem durch den Beklagten 
Behinderten oder mit Schaden Bedrohten zuftehen. Zwar macht auch hier die Klage 
fein Sonderrecht geltend; doch ift fie nicht mehr pönaler Natur und macht ein 
Individuelles Intereſſe des Klägers geltend. Gin individuelles Recht wahrend, deijen 
Anſpruch auf rechtlichen Schu im Bürgerrechte als ſolchem begründet iſt, find diefe 
Klagen zwar den eigentlichen P. aufs engite verwandt, aber doch feine wirklichen 
P. mehr, indem die Beionderheiten diejer hier wegfallen. 

Während die Fälle einer dem Staate gejchuldeten Strafe, deren Forderung im 
Wege des Civ.Prz. jedem Bürger zuitand, mit einer Ausnahme (l. 3 pr. D. de 
term. moto 47, 21) jchon dem Juftinianifchen Rechte nicht mehr angehören, find außerdem 
Tür unfer Mecht gleich anderen fyorberungen auf eine dem Kläger zu zahlende Strafe 
die eigentlichen P. weggefallen, während die Geltendmachung eines individuellen kraft 
Vürgerrechtes auf rechtlichen Schu Anfpruch machenden Intereſſes dem heutigen 
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Rechte noch angehört, mit der Modifikation jedoch, daß heutzutage anftatt der nad 
Röm. Rechte jenen Schuß begründenden Eigenſchaft eines Bürgers die eines Rechts 
jubjettes genügt. 

In England, wo der StrafPrz. auf dem Begriffe des allgemeinen Anklage 
rechtes beruht, können aud im Wege des Civ. Prz. durch jeden Bürger Geldftraien 
eingefordert werden, deren Betrag aber nur zum Theil ala Belohnung dem Kläger 
zufällt, jo daß derjelbe als Vertreter des Staates auftritt; die eigentlichen prätortichen 
P. kehren dagegen in feinem modernen Rechte wieder. 

Quellen: Tit. D. de popularibus actionibus 47, 23. 

Lit: Ih Mommſen, Die —— bar latinifchen Gemeinden Ealpenja und 
Malaca in der Provinz Bätica, in d. Abh. d. f. Sächſ. Gel. db. W., 1855, ©. 461 ff. — 
Bruns, Ztihr. für Rechtägeichichte, II. ©. 341—415 (diefe —* iſt insbeiondere epode 
machend "für die Scheidung der jedem Bürger für fich zuftehenden Popularflagen und ber dem 
einzelnen Bürger — Einforderung einer dem populus geichuldeten —— — 
Brinz, Pandekten, 2. Aufl., $ 86. Hoͤ (der. 

Bortaliß, Jean Etienne Marie, & 1. IV. 1746 zu Bauffet im Departe- 
ment Dar, wurde 1765 Advokat zu Air, ging nach Paris, wo er nah Ausbruch 
der Revolution verhaftet und bis zum Sturz der Schredenäherrichait in ein Deten: 
tionshaus eingejperrt wurde. Dann trat er in Paris ala Advokat auf, wurde Ab- 
geordneter, nach der Revolution vom 18. Fructidor zur Deportation nah Guiana 
verurtheilt, der er ich durch Flucht nach Deutichland entzog. Nachdem er nad 
Frankreich zurücgefehrt, wurde er von Napoleon in die Kommiſſion zur Abfafjung 
eines Givilgefegbuches gewählt, erhielt 1801 Sig im Staatsrathe, wurde 1803 
Senator, 1804 Kultusminifter, T faft ganz erblindet 25. VIII. 1807 und wurde 
im Pantheon — 

Schriften: Discours, Pr a Se et travaux inedits sur le code civil ‚par vicomte 
Freder. ‚Portalis, Par. 1844 ur le concordat de 1801, Par. 1845. — Sur la distinction 
des deux puissances, 1771. — Consultation sur la validit6 des mariages des protestants 
de France, 1771. — De Pus — et de l’abus de l'esprit philosophique durant le 18=* 
siöcle, Par. 1820, 3. Aufl. 

git.: Schloifer, elite bes 18. und an Jahrh., 5. Aufl. 1865, Bd. VI. ©. 379, 
380, — Stobbe, Rechtäquellen, IL. 436 N. 57. — Sadigny, Beruf unferer Zeit, ©. 61 
bis 78, — Aubepin in der Revue hist. i856, p. 180—193. — Boullée, Essai sur la 
vie, le caractöre - les ou —— de P., Par. 1859. — Fregier, Portalis philosophe, 
chretien, 1861. — Eloge de E. M. Portalis, L. Lallement mem. cour., De 
1861. — Rodiere, Les rg 4, p. 406, 408. — Schulte, Geichichte, 
Il.a ©. 655. — Friedberg, renzen, 516; Derielbe, Eheſchließung, ©. 566. — 
Mignet, Eloges historiques (2) 1864, . 225278 über ben Sohn, comte Jose * Maria 


Portalis [1778— — 1858]. — Ebenjo Le tribunal et la Cour de cassation, 1879, 44— 147. 
Teihmann. 


Portopflichtigkeit. 1) Der Begriff der P. ift einmal abzugrenzen gegenüber 
dem Begriff der Portofreiheit, andererjeits entgegenzuftellen der Pojtpflichtigkeit (Poit: 
zwang) und dem Franfirungszwang. Unter Poſtpflichtigkeit ift diejenige Be— 
ichränfung der Handlungs und Gemwerbefreiheit zu verftehen, in folge deren es ver— 
boten, zur Beförderung gewiſſer Gegenjtände — heute nur noch verichloffener Briefe 
und öfter ald einmal wöchentlich erjcheinender politischer Zeitungen — ſich einer an— 
deren Gelegenheit als der Poſt zu bedienen (ſ. d. Art. Poſt); wer daher derartige 
Gegenftände, abgejehen von außerordentlichen, in $ 15 des Poſtgeſetzes vorgejehenen 
Fällen, anders ala mit der Poſt befördert, macht fich einer Poftdefraudation jchuldig 
(Boſtgeſetz, 8 27; ſ. d. Art. Poſtſtrafrecht). Während die Pojtpflichtigkeit ein 
im Gejeße, ift die Frankirungspflichtigfeit ein im Reglement rubender 
Begriff. Der Frankirungszwang befteht nach Deutichem Poftrechte im inländifchen 
Verkehr für Poftlarten, Druckſachen, Waarenproben, Poſtanweiſungen, Poftaufträge 
und Gjtafettefendungen. Hat die Verlegung der Pojtpflichtigfeit Strafe, jo hat die 
Nichtbeachtung des Frankirungszwanges Lediglich” Nichtbeförderung, bzw. Nicht: 
annahme zur Folge. (Die häufigste Nichtbeachtung des Frankirungszwanges, die 
ihon zu vielen Unzuträglichkeiten Anlaß gegeben, ift die Benutzung Deuticher 
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Reichspoftkarten in Bayern und Württemberg oder umgekehrt, alſo für die betreffenden 
Verwaltungsgebiete unfrankirter Karten.) 

2) ®. beiteht nun gemäß dem Deutichen Poft- und dem mehrfach veränderten 
Poſttaxgeſetz für alle der Poft zur Beförderung übergebenen Sendungen. Wen dies 
trivial klingt, der jei darin erinnert, daß 3. B. bis vor Kurzem die Pojtverwaltung 
der Argentinifchen Republit alle nicht illuftrirten Zeitungen gratis beförderte. Die 
P. ift lediglich eine Pflicht des Abfenders: die Höhe des Portos bejtimmt fich theils 
durch Geſetz, theils durch Reglement, theils durch internationalen Vertrag. Außer 
bei den oben erwähnten, dem Frankirungszwange unterworfenen Sendungen, kann 
der Abjender der Poitverwaltung die Einziehung der Gebühren vom Adrefjaten über- 
tragen. In diefem Falle wird mit dem Transportvertrage ein Nebenvertrag (vom 
Weſen der Affignation) verbunden, deifen Bejtehen aus der einfachen Aufgabe der 
unfranfirten Sendung gejchloffen wird. Die Poſt ift zum Abſchluß folchen Ver— 
trags (von den erwähnten Sendungen abgejehen) verpflichtet, erhebt aber für die 
damit verbundene Mühwaltung eine außerordentliche Gebühr, „Zuſchlagsporto“ von 
10 Piennig, welches nur bei den „portopflichtigen Dienftiachen” in Wegfall fommt 
Poſttaxgeſetz, S 1; Poittarnovelle, $ 3). Durch die „Nichtfranfirung“ wird aber 
die P. nicht zu einer Pflicht des Adreffaten; eine jolche entiteht exit durch die An— 
nahme der Sendung: wird die Annahme oder die Zahlung der Gebühren vertveigert, 
io ift der Abjender regreßpflichtig (Poftordn., $ 44, IV.). Unbezahlt gebliebene 
Beträge an Porto ꝛc. find die Poitanftalten berechtigt nach den für die Beitreibung 
öffentlicher Abgaben bejtehenden Vorſchriften exekutiviſch einziehen zu laſſen (Poſt— 
geiet, $ 25). Jedoch fteht dem Erequirten die Betretung des Rechtsweges offen. 
Die P. erlifcht (Poſttaxgeſetz, $ 7) durch Verjährung, wenn binnen einem Jahre 
die Nachtorderung nicht angemeldet wird. Ebenſo fällt die P. fort bei Sendungen, 
welche erweislich auf der Pot verloren gegangen oder wegen einer von der Pojt zu 
vertretenden Beichädigung vom Adreſſaten nicht angenommen worden find. Die 
Verlegung der P. wird nach $ 27 des Pojtgejees beſtraft (f. d. Art. Poſtſtrafrecht). 

3) a) Die P. ift modifiziert durch einzelne mit Staatsbehörden (Verzeichnif 
bei Fiſcher, Poftgefeßgebung, ©. 106) auf Grund $ 11 des Portofreiheitsgeſetzes 
getroffene Bereinbarungen, wonach an Stelle der einzelnen Porti Averſional— 
jummen an die Reichapoftverwaltung gezahlt waren. b) Portovergünftigungen 
find vorläufig noch bewilligt den Perjonen des Militärftandes und der Kriegsmarine 
(P.D.A. III. Abth. 1; Poſthandbuch, ©. 170; Gebührentarif, $ 37), während jedoch 
Portofreiheiten oder Ermäßigungen nur im Wege des Gejeges geändert werden können, 
it (Portofreieitägejeg, $ 5) eine Aufhebung diefer Vergünftigungen im Verwaltungs- 
wege möglich. c) Ein gänzlicher Yortiall der B., Portofreiheit, befteht nach dem 
Gejeß dv. 5. Juni 1869 (Portofreiheitögejeß, auch auf Baden, Reichslande, Bayern, 
Württemberg ausgedehnt, j. Fiſcher, S. 99) für die regierenden Fürſten des 
Deutfchen Reichs, deren Gemahlinnen und Wittwen. Dieie Portofreiheit bezieht fich 
auh auf Sendungen, welche die diefen Allerhöchiten Herrſchaften zugetheilten Ver— 
waltungen, Hausminifterien, Hofmarjchallämter abjenden und empfangen. Ferner ge— 
mießen Portofreiheit alle reinen Reichsdienſtſachen, Militär-, Marine, Poft-, Bundes- 
raths⸗ Reichstagsjachen, mit Ausnahme aller Stadtpoftjendungen. Erforderlich ift, 
daß dieſe Sendungen die Bezeichnung als Dienftfache tragen und mit amtlichen 
Stempel (Siegel, auch Siegelmarke) verſchloſſen find. 

Die Gebührenpflichtigkeit im Telegraphenverkehr, wie die gebührenfreie Beför— 
derung der Telegramme regeln Telegraphenordn. (1880) 88 18, 26; Allerh. Verordn. 
vom 2. Juni 1877. 


Lit.: Handbuch für Poft und Telegraphie, S. 66, 132, 174, 176 fi. — Fiſcher, Poſt— 
und Begtapbengeiehgebung, ©. 38, 39, 98 ff., 150, 178. — Laband, Staatsrecht des Deutſchen 
Reiches, II. S. 340 ff. — Beutner, Das Gejeß betr. die Portofreiheiten zc. erläutert (Pots⸗ 
dam 1870) v. Kirchenheim. 
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Poſt. I. Die Entwickelung im Allgemeinen. 1) Das P.weſen ge 
hörte von feiner Entitehung an zu den wenigen Verwaltungsgegenſtänden, hinſichtlich 
deren eine Kompetenz des früheren Deutſchen Reiches begründet war. Indeß hatte 
doch die Reichsſtaatsgewalt als ſolche daran keinen unmittelbaren Antheil, vielmehr 
war das P.weſen ſchon vor dem 30jährigen Kriege ein lehnbares Recht des fürſt— 
lichen Hauſes Thurn und Taris geworden, welches noch im Reichödep.-Hauptichlur 
von 1803 $ 13 und in der Deutichen Bundesacte von 1815 Art. 17 in feinem da- 
maligen Stande garantirt wurde. Es hatte übrigens zu den Sontroverjen des che 
maligen Reichsrechts gehört, ob beim Mangel eines fürmlichen Reichsichluffes die 
Zulaffung der Taris’schen P. in den einzelnen Territorien wirklich eine reichsver— 
faſſungsmäßige Verpflichtung der Neichsftände ſei. Jedenfalls fam es thatjächlich 
zur Einführung derjelben nur in den mittleren und Kleinen Gebieten des füdlichen 
und weltlichen Deutjchland, für welche eine derartig einheitliche Verkehrsanftalt eine 
wirkliche Wohlthat war, nicht aber in Defterreih und in Preußen. Namentlich in 
Preußen iſt diejelbe nirgends eingeführt, und mit Nusdehnung des Staatsgebiets 
überall bejeitigt worden. Insbeſondere wurden die Taris’schen Rechte am Rhein 
und in Weitfalen durch Vertrag vom 4. Juni 1816 in eine Jahreörente verwandelt, 
an deren Stelle wieder durch Vertrag vom 11. Mai 1819 das nutzbare Eigenthunt 
eines Domänenkompleres im Großherzogthum Poſen trat, das unter dem Namen 
Fürſtenthum Krotoszyn zur Standesherrichaft erhoben und ala Thron-Mannlehen 
verliehen wurde. Gndlich ift durch Vertrag vom 28. Jan. 1867 das ganze damals 
noch beitehende Taxis'ſche Poftweien gegen eine Entichädigung von 9 Mill. Mart 
auf den Preußifchen Staat übernommen worden, nicht blos in denjenigen Gebieten, 
die wie Naſſau, Heſſen-Homburg, Frankfurt damals Preußen inforporirt wurden 
oder wie Hohenzollern bereits inforporirt waren, ſondern auch in den übrigen Ge— 
bieten, namentlich im Großherzogthum Seifen und den Thüringifchen Staaten. 

2) In Preußen war, jchon wegen der zeriplitterten Lage des Staatsgebiets, der 
Ausbildung des P.weſens von jeher eine ganz bejondere Aufmerkſamkeit zugewandt 
worden. Schon unter dem Großen Kurfürjten wurden mit den zwiſchenliegenden 
kleinen Gebieten P.verträge geichloffen. Bereits 1652 wurde ein eigener General: 
pojtmeijter an die Spite diefer Verwaltung geitellt. Unter Friedrich dem Großen 
erging die umfaſſende P.ordnung vom 26. Nov. 1782. Im Allg. ER. nahmen die 
Beitimmungen über das P.wejen einen breiten Raum ein (Th. II. Tit. 15 Abſch 4). 
In den 1815 neu erworbenen Yandestheilen blieb die dortige Gejeggebung allerdings 
beitehen, weil fie materiell im Ganzen übereinjtimmte, Grit das P.gejeg vom 
5. Juni 1852 bat eine einheitliche Negelung für das ganze Staatsgebiet herbei- 
gerührt. 

3) Die Berfaffung des Nordd. Bundes und ebenjo die gegenwärtige Reiche: 
verfafjung hat im Art. 4 Nr. 10 bejtimmt, daß das P.wejen der Beauffichtigung 
und der Geſetzgebung des Reichs unterliegen jollte. Die näheren Normativbeitimmungen 
geben Art. 48—51. Dieſe finden jedoch auf Bayern und Württemberg nur jehr 
beichränfte Anwendung. Man muß demgemäß zwijchen einem Reichspoſtweſen im 
weiteren und im engeren Sinne unterſcheiden. Jenes bezieht ſich auf das geſammte 
Reich mit Einſchluß von Bayern und Württemberg, betrifft aber nur die Einheit 
der Geſetzgebung, des Tarifweſens und die Vertretung nach Außen; dieſes bezieht 
ſich auf das Reich mit Ausſchluß von Bayern und Württemberg und begreift die 
Verwaltung der P. als einer einheitlichen Verkehrsanſtalt mit gemeinſamem Budget, 
gemeinſamer Organiſation und gemeinſamem Dienſtbetriebe. Hinſichtlich dieſer Reichs— 
poſtverwaltung im engeren Sinne iſt aber nochmals zu unterſcheiden zwiſchen den— 
jenigen Attributen, welche der Reichsgewalt als ſolcher, und denjenigen, welche 
Namens des Reichs den Einzelſtaaten zuſtehen. Denn die Reichsgewalt als ſolche 
hat nur die obere Leitung, den Erlaß der geſetzlichen und reglementariſchen Normen, 
den Abſchluß der P.verträge, die Anſtellung der oberen Beamten, während alle 
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übrigen Funktionen, insbeſondere die Anſtellung der unteren Beamten, den Einzel— 
ſtaaten zuſtehen; eine Sachlage, die nur dadurch wieder zu Gunſten der poſtaliſchen 
Einheit alterirt wird, als es den Einzelſtaaten in der Reichsverfaſſung ausdrücklich 
freigeſtellt iſt, wie hinſichtlich der militäriſchen, ſo auch hinſichtlich der poſtaliſchen 
Berugniffe beſondere Verträge abzuſchließen, in Folge deren dann die meiſten Staaten 
die jelbftändige Ausübung diefer Beiugniffe auf Preußen übertragen haben. Preußen 
endlich hat die gefammte Verwaltung des ihm vertraggmäßig oder ſonſt zuftehenden 
V.wejens durch Erlaß vom 28. Sept. 1867 auf den Minifterpräfidenten übertragen, 
jo daß bei der Identität defjelben mit dem Neichöfanzler eine Trennung zwijchen der 
Preußiſchen und der Reichspoſt vollitändig befeitigt ift. 

4) Die Regelung des Reichöpoftweiens ift auf Grund des Abjchnitts VIII. der 
Reichsverf. (Art. 48 ff.) zuerit durch das P.gejeh des Nordd. Bundes vom 2. Nov. 
1867 erfolgt, welches im Wejentlichen dem Preuß. P.geſetze von 1852 nachgebildet 
war, und fich hauptjächlich auf das P.regal, die Eriagpflicht, die poſtaliſchen Vor— 
rechte, die P.kontraventionen und deren Beitrafung erftredt. An die Stelle deſſelben 
it dann jeit der Begründung des Reichs das Reichspoftgejeg vom 28. Oft. 1871 
getreten, welches von dem früheren Gejege nur unmejentlih abweicht. Daneben 
fommt noch das Geje über das P.taxweſen vom 28. Oft. 1871, modifizirt durch die 
P.tarnovellen vom 1. Juni 1873 und 3. Nov. 1874 in Betracht. Das jog. P.-Eijen- 
bahngejeg vom 20. Dezbr. 1875 ift jchon in dem Art. Eifenbahngeietgebung 
erörtert. Die reglementarischen Beitimmungen waren zuerft in der P.ordnung vom 
18. Dezbr. 1874 zufammengefaßt, welche dann durch die Abänderungen vom 13. April 
1877 und 4. Febr. 1878 mehrfach modifizirt wurden, und an deren Stelle gegen» 
wärtig die P.ordnung vom 8. März 1879 (Gentralbl. ©. 185 ff.) getreten ift. 

Mit der P.verwaltung ift jeit dem 1. Ian. 1876 die Verwaltung des Tele 
graphenweſens verbunden worden, welches übrigens bisher lediglich durch reglemen— 
tariiche Beitimmungen geregelt wird, jeßt durch die Neichstelegraphenordn. vom 
13. Auguft 1880. 

I. Die Organijation. 1) Die Gentralverwaltung lag in Preußen jeit 
1814 in der Hand des Generalpoftmeiiters, der regelmäßig Mitglied des Staats: 
miniftertums war. Die Beiugniffe defjelben gingen jedoch jeit der durch Verordn. 
vom 17. April 1848 erfolgten Grrichtung des Miniſteriums für Handel, Gewerbe 
und öffentliche Arbeiten auf den Handelsminijter über, der die P.ſachen in der eriten 
Abtheilung feines Minifteriums, welches die Bezeichnung Generalpoftamt führte, und 
an deren Spike ala Minifterialdireftor ein Generalpoftdireftor ftand, bearbeiten lieh. 
Nah dem Uebergange des P.wejens auf das Reich bildet dann ſowol für das Reich, 
als auch für Preußen der Reichskanzler die oberjte Stelle. Unter ihm wurden die 
P.iahen anfangs von einer Abtheilung des Reichskanzleramts bejorgt, die wiederum 
die Bezeichnung Generalpoftamt führte und an deren Spite wiederum der General: 
boitdireftor jtand, und neben der als eine weitere Abtheilung die Generaldireftion 
der Telegraphen funktionirte. Seit dem 1. Jan. 1876 iſt dann die oberjte Leitung 
des P.» und Telegraphenweſens vom Reichskanzleramte getrennt und unter fort= 
dauernder Leitung und Verantwortlichkeit des Reichskanzlers einer oberjten P.- uud 
Telegraphenverwaltung unter einem Generalpoftmeifter übertragen, welche in zwei 
Abtheilungen das P.- und das Telegraphenmwejen bearbeitete. Dieje Gentralbahörde 
zerrällt jedoch gegenwärtig in drei Abtheilungen und führt die Bezeichnung Reichs— 
poſtamt, an deſſen Spite nunmehr ein Staatsſekretär jteht. 

2) Als provinzielle Mittelbehörden fungiren die Oberpoftdireftionen, bejtehend 
aus einem Oberpojtdireftor, einem Bureauvorfteher mit dem Titel Poftrath, einem 
P.inipeftor und einem P.kaſſenkontroleur, hauptjächlich für Beichwerde- und Rechnungs: 
lachen. Die Nothwendigkeit jolcher Behörden hatte fich jchon zur Zeit der Stein' ſchen 
Reformen geltend gemacht, und führte damals zu der Ausdehnung der Kompetenz 
der Regierungen, die fich aber nicht bewährt hat und jchon 1815 wieder befeitigt 
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wurde. Die endliche Einführung der Oberpoſtdirektionen erfolgte erſt 1849 und iſt 
ein Werk des Minifter® v. d. Heydt, der dabei einer lebhaften Oppofition be- 
gegnete; fie find jeitdem auf das Neich ausgedehnt. Die Bezirke follten urſprünglich 
mit den Negierungäbezirfen genau zufammenfallen, find jedoch fpäter vielfach 
erweitert tworden. 

3) Die Lokalen PB.anftalten jind je nach dem Gejchäftsumfange P.ämter eriter, 
zweiter und dritter Klaſſe; die Vorſteher der P.ämter eriter Klaſſe heißen P.diref- 
toren, die der zweiten P.meifter, die der dritten P.verwalter. Zur Bejorgung de@ 
P.dienftes in ganz Heinen Orten bejtehen jog. B.agenturen, die regelmäßig nicht von 
Beamten, fondern don geeigneten Ortseinwohnern verfehen werden. 

III. Das PB.regal und der P.zwang. Don einem pojtmäßigen Betrieb 
ift überhaupt nur die Rede, wenn mit feititehenden Abgangs- und Ankunftszeiten ein 
Wechſel der Transportmittel und eine Zugänglichkeit für Jedermann gegen Entgelt 
fich verbindet. Auf einen folchen Betrieb bezieht fich das P.regal und der B.zwana, 
jenes enthält Lediglich eine Beichränfung des freien Gewerbebetriebe, ein Verbot, 
diefer eine pofitive Nöthigung, ein Gebot; diefer faßt daher ala das majus, ſoweit 
es überhaupt bejteht, jenes in fih. Das P.regal ift num zunächit durch das Eiſen— 
bahngejeß von 1838 zu Gunften der Eifenbahnen, durch das P.gefeß von 1852 zu 
Gunſten der Dampfichiffe, bejchränft worden, jo daß ſeitdem alle diejenigen Gegen: 
jtände, welche nicht dem P.zwang untertvorfen waren, mittels Gifenbahnen und Damp’: 
ichiffe befördert werden fonnten; zu Gunſten des Fahrgewerbes auf den Landitrahen 
hat dann zuerſt das P.gefeg von 1852 die regelmäßigen Abfahrts- und Ankuntte- 
zeiten freigegeben, jofern nur kein Wechjel der Transportmittel jtattiand, das P.geiet 
von 1867 die mit allen pojtmäßigen Kautionen auögeftatteten Fuhranſtalten einer 
Grlaubniß der P.behörde nur dann untertvorfen, wenn auf der betreffenden Strede 
eine täglich gehende Perſonen-P. bereits beitand, endlich das P.gefeg von 1871 das 
P.regal ganz und volljtändig aufgehoben. Der P.zwang für Reifende und für 
Padete wurde insbefondere feit der Entjtehung der Eifenbahnen vielfach eingejchräntt 
und gänzlich aufgehoben, für Neifende 1852, für Padete 1867. Gr befteht gegen: 
wärtig nur noch für Briefe und für politifche Zeitungen. Was zunächſt den 
P.zwang für Briefe betrifft, jo wird dabei vorausgejeßt, daß die Beförderung 
von Orten mit einer P.anftalt nach Orten mit einer B.anftalt des In- umd 
Auslandes erfolgt; es beiteht aljo 3. B. fein P.zwang für Stadtpoſtbriefe; der 
P.zwang bezieht ſich ferner nicht auf offene, jondern nur auf verjchloffene Briefe, 
ohne daß es dabei auf die Art des DVerjchluffes ankommt, jo daß insbejondere auch 
zugenähete Briefe dem P.zwang unterliegen, nicht aber Kreuzbandſendungen; der 
P.zwang bezieht fich endlich nicht auf Gefälligkeitsbeforgungen, jondern es unter: 
liegen demjelben nur diejenigen Briefe, welche gegen Bezahlung befördert werden; 
eine P.fontravention würde aber ſchon bei der Beförderung eines einzigen Briefe 
gegen Bezahlung vorliegen, ohne daß ein gewwerbsmäßiger Betrieb vorhanden zu 
jein braucht; auch iſt e8 durchaus nicht nothwendig, daß die Bezahlung in baarem 
Gelde beſtehe; eine Beförderung gegen Bezahlung ift jedoch gejtattet, wenn ſolche 
durch erpreffe Boten oder Führer erfolgt, ſofern ein jolcher Erprefjer nur von einem 
Abſender abgefchiet ift, und weder von Anderen noch für Andere Briefe mitbringt. 
Der P.zwang in Bezug auf Zeitungen politifchen Inhalts, welche öfter ala wöchentlid) 
ericheinen, unterliegt denjelben Vorausfegungen und Modalitäten, wie der P.zwang in 
Bezug auf Briefe, mit der Ausnahme, daß das Verbot der außerpoftmäßigen Beför- 
derung fich nicht auf den zweimeiligen Umkreis des Urſprungsorts der Zeitung bezieht. 
Hinfichtlich der Zeitungen hat die P. nicht blos den Transport, jondern auch den 
Debit, d. 5. die Annahme und Ausführung der Beitellungen, die Adreffirung der 
einzelnen Blätter, die Einkaffirung der Gelder und die Abführung derjelben an die 
Verleger. Wie übrigens die Annahme und Beförderung reglementmäßiger P.jendungen 
überhaupt nicht verweigert werden darf, jo ift insbejondere auch feine im Gebiet des 
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Reichs erſcheinende Zeitung vom P.debit auszuſchließen; auch muß bei der Nor— 
mirung der Proviſion nach gleichen Grundſätzen verfahren werden. 

IV. Die Garantie der P. Urſprünglich waren in Preußen beſondere 
Beſtimmungen hierüber nicht erlaſſen, es kamen vielmehr die allgemeinen privat» 
rechtlichen Grundſätze über das Verhältniß der Fuhrleute zu den Frachtgebern in 
Betradt. Auf diefem Standpunkte ſtand auch noch das Allg. YR I. 15 88 157 ff, 
indem dort namentlich das Verhältniß der Schiffer gegen die Reijenden und Be- 
irachter ala maßgebend Hingejtellt wird. Grit das Preuß. P.geieg vom 5. Juni 
1852 hat die Analogie des P.transportes mit dem Schiffätransporte aufgegeben und 
ſelbſtändig Normen für die jeitens der P. zu leiftenden Garantien jeitgejeßt, die 
dann auch ziemlich wörtlich in das frühere Nordd. Bundes- und jehige Reichspojt- 
geieß übergegangen find. Danach wird ein Erſatz im Allgemeinen geleiftet für Geld» 
iendungen, Padete mit oder ohne Werthdeflarationen, Briefe mit deflarirtem Werthe 
und refommandirte Sendungen. Die Grjaßleiftung bleibt jedoch auägejchloffen, 
wenn fie durch die eigene Fahrläſſigkeit des Abſenders herbeigeführt ift oder durch 
die natürliche Beichaffenheit des beförderten Gutes oder durch die unabwendbaren 
Folgen eines Naturereignifjes oder wenn der Schaden ich ereignet hat auf einer 
auswärtigen P.ſtation, mit der feine Konvention bejteht. Wei verzögerter Beför- 
derung tritt ein Era nur dann ein, wenn die Sache dadurch verdorben ijt oder 
ihren Werth bleibend verloren hat (ganz oder theilweife), während feine Rüdficht 
genommen wird auf eine Nenderung des Kurſes oder des marftgängigen Preijes. 
Die Entichädigung bezieht fich ftets nur auf den unmittelbaren Schaden und jelbit 
diefer wird vielfach nicht volljtändig erjeßt, wie 3. B. bei Padeten die Vergütung 
nie mehr beträgt als 3 Mark für das Pfund. 


Lit.: Stephan, Gefchichte ber Preußiſchen Poft von ihrem — 5 bis auf die 
Gegenwart. Nach amtlichen Quellen, Berl. 1859. — —— Entwickelungsgeſ or 
der Poften, Leipz. 1868. — Iſaacſohn, Geihichte des Preußiichen Beamtenthums, II. 
131 ff. — Hirſchfeld, Römische Verwaltungsgeichichte, I. 98 ff. — Löper, Zur Geſchichte 
des Verkehrs in Eliah-Lothringen, Straßburg 1873. — Fiſcher, Die Verfehräanftalten des 
Reihe, in v. Holkendorff'3 Jahrb. Yobı. 1. (1871) ©. 423 ff, Jahrg. II. (1873) 
S. 331 f. — Dambach, Das Geſetz über dad Poſtweſen des Deutichen Reichs vom 28. Oft. 
1871, 3. Aufl. 1872. — Fiſcher, Die Deutiche Poftgejehgebung, 2. Aufl. 1876. — Amtsblatt 
der Deutichen Reichs: Poft: und Zelegraphen-Berwaltung. — Archiv für Poſt und Telegraphie: 
(Beihefte zum Amtsblatt). — v. Mohl, Polizeiwiffenichaft, 3. Aufl., Bd. I. ©. 464 ff. — 
v. Stein, Handbud ber stm hi (1870), ©. 197 fi. — Meili, Die Haftpflicht der 
Poftanftalten, 1877.— Holzamer, Beitrag zur Geichichte ber Briefportoreform in den Kultur: 
ftaaten (Tüb. Zeitichr. 1878 ©. 1 ff.). — Rüttimann, Die Bunbedeinrichtungen ber a 
II. 2 38 608 ff. — Gueroult, La fusion des postes et des tölögraphes (Revue gen. d'ad- 
ministration 1. [1878] p. 203 ss.). — Hartmann, Die neben dem StrafGB. geltenden Straf: 
geſetze ꝛc. — Meves, Die ftrafrechtlichen Beftimmungen in dem Geſetze über das Poftweien 
des Deutichen Reichs, 1876 (Th. III. Bd. I. Heft 4). — Kletke, Lit. über dad Finanzweſen 
des Preuß. Staats, 3. Aufl. (1876) ©. 1831 ff. Ernſt Meier. 


Boftliminium (TH. I. ©. 1027 ff.). Das Röm. Recht betrachtete die 
Kriegsgejangenschait als rechtmäßige Entjtehungsurfache der Sklaverei und wendete 
dieien Grundjaß auch auf die friegsgefangenen Römer an. Da nun überhaupt fein 
Sklave ein Teſtament machen fonnte, jo mußte auch das Tejtament eines in der 
Kriegsgeiangenjchaft verjtorbenen Römers nichtig jein. Da weiter ein Sklave weder 
Vürgerreht noch Familie noch Vermögen haben fonnte, jo ging der in Kriegs— 
geiangenjchait gerathene Römer jeiner ganzen bürgerlichen Stellung verluftig, ohne 
diejelbe durch die einfache Thatjache der Rückkehr aus der Gefangenschaft zurück— 
erwerben zu können. Das Röm. Recht ftellte deshalb die fictio legis Corneliae auf, 
welche das vor der Gefangennahme errichtete Tejtament eines in Kriegsgefangenſchaft 
verftorbenen Römers durch die Fiktion aufrecht hielt, derjelbe jei kurz vor feiner 
Gefangennahme vom Feinde getödtet worden, alfo als freier Römer geitorben. Der 
durch die Kriegsgefangenſchaft herbeigeführten dauernden Vernichtung der bürgerlichen, 
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Familien- und Vermögensrechte wurde dagegen von der Römiſchen Jurisprudenz 
durch die Konjtruftion des jus postliminii abgeholfen, nach welchem dann, wenn ein 
gefangener Römer ſich noch während des Krieges felbjt befreit und glüdlich zu den 
Seinigen gelangt, bzw. dann, wenn ein Solcher nach einem die Rückkehr der Kriegs— 
gefangenen bejtimmenden Friedensſchluſſe in jein Vaterland zurückehrt, angenommen 
werden jolle, derjelbe jei überhaupt niemals entiernt geweien, alle vor der Kriegs— 
gefangenschait vorhanden geweienen Rechtöverhältnifie beftänden aljo nach wie vor 
zu Recht. 

Da nun die Sklaverei in den heutigen Kulturitaaten überhaupt nicht mehr 
eriftirt und insbejondere jchon jeit dem 12. Jahrh. nicht mehr eine rechtliche Folge 
der Kriegägeiangenichaft ift, jo bedarf weder das Privatrecht noch das Völkerrecht 
der neueren Zeit beitimmter Filtionen, um den aus der Kriegsgeiangenjchaft zurüd: 
gefehrten Staatsangehörigen in jeine privat: und jtaatsrechtliche Stellung wieder 
einzuführen; denn dieje wird durch die Kriegsgefangenſchaft überhaupt nicht ver: 
nichtet. Die etwaige Einſetzung eines Kurators für das Vermögen des Kriegs— 
gefangenen ift feine Folge der rechtlichen, fjondern nur der thatſächlichen 
Unfähigkeit des Lebteren, jein Vermögen jelbjt zu verwalten: es liegt hier eine ein- 
fache cura bonorum absentis vor, die durch die Thatjache der Rückkehr des Ge: 
fangenen, aber nicht in Folge eines bejonderen jus postliminii ihr Ende erreicht. 
Ebenſowenig iſt es eine Anwendung des Römiſchen jus postliminii, wenn der Gigen- 
thümer eine ihm während eines Landkrieges durch die feindliche Macht weggenommene 
bewegliche oder unbemwegliche Sache wieder in Beſitz nimmt oder vindizirt; denn 
nur jeine thatfächliche Herrichaft über die Sache, nicht aber jein Eigenthumsrecht ift 
durch den Krieg vorübergehend aufgehoben worden: es liegt alio fein Rechts— 
verlujt vor, zu deſſen Bejeitigung ein jus postliminii nothwendig wäre. 

Dagegen fönnte es fraglich jcheinen, ob nicht die Rückerwerbung wirklicher 
völferrechtsmäßiger Kriegsbeute — wie Waffen, Kriegsvorräthe und fonftiger zur 
Kriegführung nothwendiger, im Eigentum der feindlichen Staaten oder der Kom: 
battanten befindlicher Sadıen — jowie die Wiedernahme eines durch eine krieg— 
führende Macht weggenommenen feindlichen oder neutralen Schiffes bzw. der Yadung 
deilelben eine Anwendung des Römiſchen P. ſei. Selbſt das Völkerrecht der Gegen- 
wart nimmt nämlich, wenngleich unter dem Widerfpruche vieler hervorragender 
Publiziften, in dieſen Fällen eine wirkliche Gigenthumserwerbung von Seiten des 
Kaptor — jei dies nun ein einzelner Feind oder der Nehmeftaat jelbit — an, würde 
aljo eines jus postliminii bedürfen, um das Necht des urfprünglichen Eigenthümers 
nach einer NRüdfehr der weggenommenen Sache in die Hände deflelben bzw. unter 
den Schuß feiner oder einer befreundeten Nation wiederherzuftellen. Da jedoch 
der Kaptor nach allgemein geltenden Grundfäßen das Eigenthumsrecht an weg: 
genommenen Schiffen und Ladungen nicht fchon im Momente der Wegnahme, 
ſondern erſt an einem fpäteren, von Theorie und Praris verjchieden beftimmten 
Zeitpunfte, dann aber auch mit definitiver, bleibender Vernichtung de 
urfprünglichen Eigenthumsrechts, erwirbt, fo iſt auch in diefem Falle ein jus post- 
liminii nicht anwendbar. Wird dem Kaptor nämlich ein wirkliches Eigenthum, wie 
manche Publiziften, 3. B. Bluntichli, wollen und auch die Nordamerikaniiche 
Praxis Hinfichtlich aller nationalen Schiffe und Güter anerkennt, erft nad) vor: 
gängigem Spruche eines kompetenten Prijengerichts zugeitanden, jo erhält die vor 
dem Spruche des Prijenhofes eriolgte Wiedernahme des Schiffes durch ein Schiff 
derjelben oder einer befreundeten Nation, die Reprije, nur das urfprüngliche, nodı 
gar nicht verlorene Gigenthum. Nach dem Spruche des Prifengerichts ift aber nad 
derjelben Anficht jedes Wiederaufleben des urjprünglichen Eigenthums ausgejchloffen, 
jelbjt wenn Schiff und Ladung wieder in die Gewalt ihrer Nation gelangen. Das 
Gleiche gilt dann, wenn, wie die meiſten Staaten des Europäiſchen Kontinents und 
viele Publizüften, 3.8. Vattel, Klüber, Martens u. A. nach dem Vorgang: 
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von Grotius noch feſthalten, der mindeſtens vierundzwanzigſtündige Beſitz des 
Schiffes durch den Kaptor, oder wenn, wie ſchon der Consolato del Mare (cap. 287) 
beſtimmte, das einmalige Bergen des Schiffes in einem neutralen bzw. zu der 
Nationalität des Kaptor gehörigen Hafen oder unter dem Schutz eines Geſchwaders 
das frühere Eigenthumsrecht zerſtört: vor Ablauf der Friſt bzw. vor Erreichung 
des betreffenden Hafens liegt überhaupt noch kein Verluſt des Eigenthums vor, 
welchen wieder aufzuheben, ein P. nothwendig wäre; nach Ablauf der Friſt bzw. 
nach Bergung des genommenen Schiffes giebt aber auch die Wiedernahme durch 
ein Schiff derjelben Nationalität dem urfprünglichen Gigenthümer fein Recht nicht 
wieder. Da alſo, wo das jus postliminii nothwendig wäre, iſt es völferrechts- 
mäßig ausgejchlofjen. 

Diejelben oder doch wejentlich gleiche Grundjäge find trog mannigfachen von 
der Theorie erhobenen Wideripruchs als die für die vom Feinde im Landkriege ge 
machte völferrechtsmäßige Beute geltenden zu bezeichnen: das frühere Gigenthum 
(ebt nicht wieder auf, jobald die Beute dem Feinde nach vierundzwanzigitündigem 
Beſitz oder einmaliger ficherer Bergung wieder abgenommen tworden. 

Sollten übrigens die bereits in mehreren Yändern wenigjtens für die Repriie 
von Schiffen und Gütern durch Kriegsſchiffe ihres Heimathſtaates anerkannten 
und von der Wiflenichaft mit Eifer vertretenen Rechtsanfichten der neueren Zeit, 
welche allgemein darauf ausgehen, überhaupt der feindlichen Okkupation einer Sache 
jede rechtliche Wirkung abzufprechen, zum Siege gelangen, jo würde mit der Uns 
möglichkeit eines Gigenthumsrechts des Feindes an den tweggenonmenen Sachen auch 
der legte Schein einer Anwendbarkeit des jus postliminii wegfallen, da diejes einen 
eingetretenen Rechtsnachtheil zur Vorausfegung Hat, um denjelben durch 
eine Fiktion wieder zu bejeitigen. 

Jit ſonach im gegenwärtigen Bölferrechte eine analoge Anwendung des Röm. 
jus postliminii auf die Rechte des Kriegsgefangenen und die Rechte an Sachen, 
welche der Feind weggenommen hat, weder nöthig noch möglich, jo dürfte es doch 
als zuläffig ericheinen, das P. zur Bezeichnung der rechtlichen Stellung anzuwenden, 
in welcher fich eine vom Feinde während des Krieges aus ihrem ganzen Herrſchafts— 
gebiete oder doch aus einem Theile deifelben verdrängte Regierung zu allen vom 
Feinde ausgegangenen Verfügungen dann befindet, wenn fie wieder in den Befit der 
Herrichaft über das vom Feinde offupirte Gebiet gelangt. Aber auch diefe Meinung 
ift nicht ftichhaltig, 

Hat nämlich die feindliche Okkupation nur einen einzelnen Zandestheil oder 
jwar das ganze Land, aber doch nur für kurze Zeit getroffen, war fie alfo nicht die 
Folge einer vollitändigen Vernichtung, einer debellatio der Yandesregierung, jo jteht 
teit, daß, weil die Landesregierung noch ſtaats- und völferrechtlich vorhanden und 
deshalb widerjtandöberechtigt ift, auch noch nicht von einer wirklichen Zwiſchen— 
berrichaft oder Ufjurpation geiprochen werden kann, jollte jelbjt der Feind fich eine 
wirkliche Regierungsgewalt angemaßt haben. So lange aber eine feindliche Invaſion 
oder Offupation noch nicht auf der zweiiellojen Thatſache der vollendeten Beſitz— 
ergreifung der Herrſchaft über den debellirten Staat beruht, ijt fie lediglich eine 
thatjächliche, feine rechtliche Aufhebung der bisherigen jtaatlichen Ordnung. Die 
Wiederherjtellung der leteren, überhaupt die Annullirung aller während der Okku— 
dation ergangenen Verfügungen nach der Vertreibung des Tyeindes ift jomit in 
Wahrheit Nichts als die Herftellung der thatjächlichen Wirkjamkeit einer Obrigg 
fett, deren Recht auch während der feindlichen Ofkupation unalterirt bejtanden hat, 
alſo nicht erft durch ein jus postliminii wieder begründet werden muß. 

Fit dagegen die Landesregierung vollitändig vom Feinde vernichtet, debellirt, 
der Landesherr depoffedirt worden, oder hat eine Revolution die bisherige Berfaffung 
und die in ihr berufenen Träger der Staatögewalt bejeitigt, jo hat der vertriebene 
Staatöherricher mit der thatjächlichen Möglichkeit eines Widerjtandes gegen den 

7 * 


100 | Poſtliminium. 


Feind auch die rechtliche Möglichkeit hierzu verloren, da der Krieg nach heutigem 
Völkerrechte nur zwiſchen Staaten geführt werden kann, alſo durch die Vernichtung 
des einen der kriegführenden Staaten, bzw. durch die Entthronung des Staats: 
herrichers unmöglich wird. In diefem Falle ift demnach, ſofern das Volk fich nicht 
zu Gunjten des vernichteten Staates oder des vertriebenen Souveräns erhebt, der 
reindliche oder der revolutionäre Machthaber in den vollitändigen Befiß der Gen: 
ichaft gelangt. Das Recht des depofjedirten Souveräns verliert damit jede ftaate- 
und völferrechtliche Bedeutung: es giebt weder in noch außer dem Staate ein 
Forum, vor welchem es geltend gemacht werden könnte, und auch das Recht, durd) 
friegerifche Gewalt die Reſtauration zu erzwingen, ift dem depofjedirten Fürſten mit 
dem Berlufte der Staatögewalt verloren gegangen. Fremde Staaten können dem 
Ufurpator wol jein Recht abiprechen,; aber einem jolchen Urtheile fehlt jede recht: 
liche Kraft, und ebenjowenig fann die Meinung des ganzen Volta oder einzelner 
Parteien in demjelben, daß der Ufurpator fein Recht auf die Herrſchaft Habe, der 
zweitellofen Ihatjache des Beliges der Staatsgewalt gegenüber irgend welche redıt: 
lihe Wirkung äußern. 

Die ftaatliche Ordnung lebt aljo nur durch den Ujurpator jort und fann nur 
durch ihn fortleben, weil ihre Erhaltung die in den Händen des Ujurpators befindliche 
Staatsgewalt zur Vorausſetzung hat: der Befit der Staatögewalt giebt jonach dem 
Ujurpator nicht blos die Macht, jondern auch das Recht zu Herrichen. Damit it 
aber auch alles dasjenige, was der Ufurpator im Einklange mit den unter feiner 
Herrſchaft geltenden Rechtsnormen gethan hat, für rechtmäßig erflärt. Eben deshalb 
fann, wenn die durch Eroberung oder Revolution begründete Herrichaft von dem 
vertriebenen Staatäherrfcher oder zu deſſen Gunſten von einer befreundeten Macht 
wieder umgeftoßen wird, nicht von einem P. der urjprünglichen, jet rejtaurirten 
Regierung geiprochen werden: da das jus postliminii auf Grund der thatfächlichen 
Rückkehr des urjprünglic; Berechtigten annimmt, derjelbe jei überhaupt nie fort 
geweſen, jo würde das P. die Befeitigung des ganzen von dem Ujurpator ge 
ichaffenen Rechtäzuftandes, die Annullirung jämmtlicher durch ihn begründeter 
Rechtsverhältniffe fordern. Hier aber findet gerade das Gegentheil jtatt: ein be 
ſtimmtes Rechtsverhältni wird unter Anerkennung, daß dafjelbe eine Zeit lang und 
war mit fortdauernden rechtlichen Wirkungen unterbrochen gewejen, erneuert, die 
Zeit der Ujurpation wird nicht rüdwärts ungejchehen gemacht, jondern die in ihr 
ergangenen Verfügungen und begründeten Rechtsverhältnifie bleipen bejtehen, und 
dem rejtaurirten Herrſcher fteht nur zu, diejenigen rechtlichen Beitimmungen, welche 
den Uſurpator in feiner Stellung als Souverän anerkennen und fichern, einfach als 
ipso jure nichtig zu betrachten, weil ohne deren Annullirung eine Rejtauration 
überhaupt nicht möglich fein würde. Daß dem reftaurirten Herrſcher hierbei eine 
Berufung auf jein früheres weder durch eine Willenshandlung des Volks noch durch 
die Anerkennung des Ujurpators von Seiten des Auslandes entziehbares Recht zujteht, 
während der Ujurpator fich bei der Befeitigung des rechtmäßigen Souveräns nur 
auf die Thatjache des gleichviel durch welche Faktoren erworbenen Beſitzes der 
Staatögewalt berufen konnte, ändert zwar das juriftifche, wie das moraliſche Urtheil 
iiber diefen Vorgang, macht aber aus ihm doch nicht ein wirkliches, die Zwiſchenzeit 
der Ujurpation bejeitigendes P., jondern nur eine ftaatsrehtlihe Neu- 
bildung auf Grund eines früher geltend gewejenen, dann bejeitigten und endlich 
unter Anerkennung diefer zeitweifen Bejeitigung durch die Befitergreifung der Staats— 
gewwalt wieder zur Geltung gebrachten Rechte. 

Quellen: Gaius, I. $ 129. — D. 49, 15 de captivis et de postliminio. — C. 8, 51 
de postliminio reversis et redemtis, — lleber die Reprifengejeßgebung ber einzelnen Länder 
vgl. Wheaton, Elements du droit international, 3. @d., tome II. $ 12. — Phillimore, 
Comment. upon international law, vol. Ill. part. X. ch. 6 ss 411—419. 

git.: Haſe, Dad jus postliminii und bie fictio legis Corneliae, Halle 1851. — Bed: 
mann, Das jus postliminii und die lex Cornelia, Erl. 1872. — Wheaton, a. a. O. I. 
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s$ 12—17. — Phillimore, a. a. O. vol. IH. part. X. ch. 6 part. XII. ch. 3—8. — 
Vattel, Droit des —— III. ch. 14. — Blunficli, Modernes Bölterrecht, Buch VIIL 
Kap. 10: Bud IX. Kap. 6; Derjelbe, Das Beutereht im Krieg und das Seebeuterecht 
inabefondere, —— 1838, ©. 160. — Heffter, Europ. Bölterredht, 5. Ausg. SS 187 


> or _ — Zadhariä, Zeitichr. für die gelammte Staatswiffenichaft, ad. IX. 

Ferner N ahlreichen auf bie Berbindlihti ber Regierungshandlungen eines 

—— e Schriften bei H achariä, Deutſches Staats- u. Bundes— 

recht, und 9. ea, aa Preuß. Staatsrecht, Abth. 1, Leipz. 
1870, S. 310, ar — 5 Bradusas a3 Regitimitätäpringip, Leipz. 1868, ©. 322 ff. 
F. Brodhaus. 


Poſtſtrafrecht iit die Bezeichnung für die Summe aller derjenigen Vorfchriften 
und Regeln, durch welche der mit der Verwaltung der Poft betrauten Behörde ein 
Recht zu ftrafen zugeiprochen wird und zwar nicht ala Disziplinarbehörde, jondern 
als Strafbehörde. Indem die Vorjchriften einestheils die einzelnen Fälle aufzählen, 
in welchen jener VBerwaltungsbehörde ein jtrafrechtliches Einſchreiten zuftehen joll, 
aljo die Handlungen angeben, die unter ihre Zuftändigkeit fallen, anderentheils die 
Art und Weife diejes Ginjchreitens feftfegen und regeln, umfaßt der Begriff jowol 
das P. im engeren Sinne, wie das Poftjtrafverfahren. 

Die früher in Deutjchland allgemein geltend gewejene Trennung zwiſchen der 
Polizei- und NKriminalgerichtsbarfeit hatte die Ginführung und Ausbildung eines 
bejonderen Verfahrens für ſolche Handlungen hervorgerufen und begünftigt, welche 
gegen die Anordnungen der Abgaben» und Steuergefeße gerichtet und in dieſen mit 
Strafe bedroht waren. Sie lagen, weil fie wirkliche Verlegungen der allgemeinen 
Rechtsordnung nicht enthielten und deshalb unter das allgemeine Strafgejeg nicht 
fielen, außerhalb des Gebietes des Kriminalrechts und außerhalb der Zuftändigfeit 
der Kriminalgerichtsbarkeit. Andererjeits aber hatten fie auch nicht den Charakter 
einer Vergehung gegen polizeiliche Beitimmungen, weil die fie mit Strafe bedrohen 
den Geſetze nicht dem Zwecke dienten, eigentliche NRechtsverleßungen zu verhüten, den 
Strafvorichriften jonach die Natur einer Präventivmaßregel fehlte. Es erichien daher 
begrifflich unmöglich, die Handlungen der Polizeigerichtsbarkeit zu unterftellen. Des- 
halb wurde ihre Verfolgung und Beitrafung den mit der Einziehung der Abgaben und 
Zölle betrauten Behörden überlaffen. Der praftifche Nuben, den dieje Einrichtung 
mit fich führte, gab Anlaß, ihr Gebiet ſoweit ala möglich auszudehnen, und ordnete 
man ihr nach und nach neben den Abgaben und Zöllen alle öffentlichen Gefälle 
unter. Zu ihnen gehörten auch die Einnahmen aus dem Pojtregal. Die Ver: 
tolgung und Bejtrafung ihrer mit Strafe bedrohten Hinterziehung wurde den Poft- 
behörden übertragen und in Preußen durch vielfache Anweifungen und Reſtripte 
(ef. 3. B. Reflr. des Tyinanzminifterii vom 29. Februar 1824) geordnet. Der 
ijpäter auch im Gebiete des Strafrechts fich in den Vordergrund drängende Begriff 
eines Rechtäftaates hob zwar ſowol die Unterjcheidung zwijchen der Polizei und 
Kriminalgerichtsbarfeit auf, wie er auch das den Verwaltungsbehörden verliehene 
Strafrecht bejeitigte, indem er die Forderung ftellte, daß jede Strafe nur von dem 
ordentlichen Richter ausgefprochen werden dürfe. Allein bald fanden die Grund: 
gedanfen, welche jener Echeidung zu Grunde gelegen und die Adminiftrativjuftiz 
in das Leben gerufen hatten, wieder Gingang in die Gejeßgebung: die WVortheile, 
welche fie geboten, einestheils dadurch, daß die technifchen Schwierigkeiten bei der 
Grmittelung und Feſtſtellung der ftrafbaren Handlung eine leichtere und fachgemäßere 
Weberwindung fanden, anderntheils dadurch, daß mit der großen Geringfügigfeit des 
Delikts ebenſo die Schnelligkeit des Verfahrens, wie der Mangel der Deffentlichkeit 
in MWebereinftimmung ftanden, erleichterten ihre Wiederaufnahme. Dabei erlangten 
fie aber ihren früheren Umfang und ihre frühere Selbftändigfeit nicht wieder, er— 
hielten vielmehr eine Stellung, die fich als eine vorläufige und bedingte fennzeichnet 
und das gerichtliche Verfahren als Hintergrund hat, auf welches jowol der An— 
geichuldigte, wie die Verwaltungsbehörde zurüdzugreiten beiugt iſt. In dieſer 
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Stellung brach ſich das Adminiſtrativverfahren auch in der die Poſtgefälle betreffen— 
den Materie wiederum Bahn und ging in Preußen in das Geſetz vom 5. Juni 
1852 über. Als nun nach der Errichtung des Norddeutſchen Bundes und der Her— 
ſtellung des Deutſchen Reichs das Poſtregal auf das Reich übertragen wurde, baute 
die Reichsgeſetzgebung, die auch ſchon bei anderen Abgaben und Gefällen die Ad— 
miniſtrativjuſtiz aufrecht erhalten hatte, auf der gegebenen Grundlage und insbeſondere 
den Preußiichen Gejegen weiter, und wuchs daher auf ihnen auch das Geſetz vom 
28. Oktober 1871 „über das Pojtwejen des Deutichen Reichs“, welches zur Zeit 
die alleinige Quelle und Grundlage des Deutichen P. bildet. Wenn auch nad 
Art. 79 III. $ 4 des Vertrages vom 23. November 1870 in Bayern und nad 
Art. 2 Nr. 4 des Vertrages vom 25. November 1870 in Württemberg die freie 
und jelbjtändige Berwaltung des Poftwejens dem Xandesrecht vorbehalten worden 
it, steht doch dem Reiche auch diejen Bundesftaaten gegenüber die Gejeßgebung zu 
über die Vorrechte der Pot, die rechtlichen Verhältniffe derjelben zum Publikum, 
die Portofreiheiten und das Tarwejen, joweit dieje Gegenitände nicht lediglich den 
inneren Verkehr in den beiden Staaten betreffen. Innerhalb diejer Materien Liegt 
das P., wie es in dem Gejeh vom 28. Oktober 1871 ausgebildet ift, und ift das- 
ielbe deshalb auch in diefen Staaten, aljo innerhalb des gejammten Gebietes des 
Deutichen Reichs maßgebend. 

I. Das materielle Strafrecht findet fich im Abſchnitt IV des Geſetzes in den 
ss 27—33. Sie enthalten die Aufzählung der als ftrafbar bezeichneten Handlungen, 
die Strafandrohungen und einzelne den allgemeinen jtrafrechtlichen Grundſätzen an- 
gehörige Beitimmungen. 

Die rechtliche Qualität der bedrohten Handlungen deutet das Geſetz durch die 
Ueberichrift des Abfchnitts an, in welchem fie Pot: und Portodefraudationen 
genannt werden. Sie jollen aljo — wie dies auch aus den Motiven des Geſetzes 
erfichtlih, in welchen fie nicht ala Defraudationen, jondern als Uebertretungen be— 
zeichnet waren — gejeßlich ala Webertretungen behandelt und nach den für diefe 
maßgebenden Grundjägen beurtheilt werden und zwar jelbjt dann, wenn ettva im 
Ginzelialle die prinzipale Gelditrafe die den Webertretungen geſetzte Grenze über: 
ichreiten jollte. Da das P. ala ein Spezialgejeß des allgemeinen Strafrechts an- 
jufehen, greifen überall da, wo es nicht durch ausdrüdliche Beitimmungen von 
ihnen abweicht, die allgemeinen Grundfäße deifelben über die Uebertretungen Plap. 
Demgemäß ift jowol der Verſuch, wie die Theilnahme durch Gehülfenſchaft ſtraflos, 
nicht aber die Anjtiftung. Bei realer Konkurrenz ijt die Anwendbarkeit des S 74 
des StrafGB. ausgejchloffen und findet nach den SS 77, 78 ibid. eine Zuſammen— 
rechnung der Strafen ftatt. Ueber die Verjährung der Strafverfolgung disponirt 
der $ 7 des EG. zum StrafGB. und über die der Strafvollitredfung der $ 70 des 
StrafGB. — Dagegen weicht das P. von dem gemeinen Strafrecht in folgenden 
Punkten ab. Das Strafminimum beträgt nicht eine Mark, fondern die Summe 
von drei Mark; bei der Umwandlung der Geld» in Freiheitsſtrafe darf die Dauer 
der letzteren ohne Nüdficht auf die Größe der erjteren niemals die Dauer von 
ſechs Wochen Haft überjchreiten; der Rüdfall ijt ein geieglicher Straffchärfungsgrund, 
der unter den gegebenen Vorausſetzungen eine Qualifizirung der Strafbarfeit der 
That berbeiführt. Er trifft jedoch nur die Porto-, nicht auch die Poſtdefraudationen, 
jet nicht die Begehung eines gleichen, jondern nur eines gleichartigen Delikte, 
nämlich einer der verjchiedenen im 5 27 des Geſetzes gedachten Vergehungen vor- 
aus und wird durch den Ablauf von drei Jahren nach ganz oder theilweije ver: 
büßter oder erlaffener Vorſtrafe ausgeichloffen. Die mit Strafe bedrohten Handlungen 
ind in Folge ihrer Natur ala Zumwiderhandlungen gegen die Pojtgefälle auf einen 
nur geringen Kreis bejchränft und jcheiden fich in Porto und Poftdefraudationen. 
Während die Berechtigung der gegen die eriteren gerichteten Strafandrohungen aus 
der Ausichließlichkeit des Nechts der Poſt zur Beiörderung gewiffer Sendungen folgt, 


Poſtſtrafrecht. 103 


ift die Strafwürdigfeit der Pojtdefraudationen nicht ohne Bedenten. Da nämlich 
die entgeltliche Beiörderung von Perfonen fein ausfchließliches Vorrecht der Poſt 
mehr bildet, enthält auch die unbefugte unentgeltliche Benutzung der Poſt feinen 
Eingriff in das Poftregal: jonach fehlt es an einer inneren Berechtigung, dieie 
Handlung für eine jtrafbare zu erklären. Dieſe Bedenken haben bei dem Eijenbahn- 
Polizeireglement ihre Würdigung gefunden und dort dahin geführt, dergleichen Hand— 
fung nicht ftrafrechtliche, jondern civilrechtliche Folgen beizulegen. 

Als Portodefraudationen find jtrafbar und werden bedroht mit einer dem 
Cuadruplum des deiraudirten Portos gleichfommenden Gelditrafe, die jedoch nicht 
unter drei Mark betragen darf, und im eriten Rüdfalle mit dem Doppelten, im 
ierneren mit dem Bierfachen diejer Strafe: 1) die entgeltliche Beiörderung von 
Briefen und politiihen Zeitungen von einem Ort zum anderen auf andere Weije, 
als durch die Poſt; es it eben das PVorrecht der Poſt, Briefe, d. h. verichloffene 
ichriftliche Mitteilungen, und Zeitungen politischen Inhalts, nicht auch Fachzeitungen 
und Zeitichriften, gegen Bezahlung zu befördern. Diejes Vorrecht verlegt ſowol der: 
jenige, welcher eine andere Gelegenheit benußt, wie der, welcher die Berörderung 
gegen Entgelt unternimmt. 2) Der unrichtige Gebrauch einer von der Portozahlung 
befreienden Bezeichnung der Sendung und die Einlegung einer portopflichtigen Sen- 
dung in eine die Portofreiheit genießende. Der Gebrauch eines zu niedrigen, dem 
Tarife nicht entiprechenden Portojages oder eines Kreuz: oder Streifbandes für eine 
dem vollen Porto unterliegende Sendung it ſelbſt dann nicht ftraibar, wenn er eine 
Portohinterziehung beabfichtigt, jondern zieht nur die Nachtarirung und die Ein- 
ziehuyg des jog. Straiportos nach fih. Dagegen fällt unter die Strafvorichrift der 
Mißbrauch der Bezeichnung „portopflichtige Dienſtſache“, weil durch fie die Strafe 
der unterlaffenen Frankirung befeitigt wird. 3) Die Benußung bereits entwertheter. 
Poftwerthzeichen ohne Hinzutritt einer weiteren, die That zu einem gemeinen Delikt 
hinabdrüdenden Handlung, durch die dem Werthzeichen der Schein eines noch nicht 
entwertheten gegeben werden joll. Es ändern jedoch derartige Handlungen, wenn 
fte, wie 3. B. das Aufkleben des Werthzeichens mit der Schaujeite, auch nicht ein- 
mal die Möglichkeit einer Täufchung bieten, den Charakter der That als einer De- 
fraudation nicht. 4) Die Mitgabe portopflichtiger Sendungen an Pojtbeamte oder 
Poitillone behufs Umgehung der Portogefälle. Die Defraudation ift in den leßt- 
gedachten drei Fällen vollendet und die Strafe verwirft, jobald die Sendung der 
Poſt bzw. der betreffenden Perjon übergeben ift, eine Uebergabe, die bei Briefen 
ihon dann als erfolgt anzujehen ift, wenn fie dem Brieffajten anvertraut find. 

Als Pojtdefraudation wird erklärt, und macht fich einer jolchen jchuldig, wer 
wiflentlich, um der Poſtkaſſe das Perfonengeld zu entziehen, uneingejchrieben mit der 
Post reift. Auch hier bejteht die Strafe in dem Vierfachen des deiraudirten Per— 
ionengeldes, mindeitens aber in der Summe von drei Mar. Während bei den 
Portodefraudationen und in dem ad 4 gedachten Falle die Strafbarfeit der Ihat 
durch den auf die Umgehung der Portogefälle gerichteten dolus des Thäters bedingt 
it, erfordert hier der Ihatbejtand ein zweiiaches jubjektivesg Moment, nämlich das 
Bewußtjein von der Strafbarfeit der Handlung und die Abficht einer Hinterziehung 
des Perjonengeldes. 

Il. Das formelle P., das Strafverfahren, behandelt der Abjchnitt V des Gei. 
vom 28. Oktober 1871. Es charakterifirt ſich als ein Adminiftrativverfahren. Die 
Deutjche StrafPD. hat zwar ein jolches nicht eingeführt oder vorgeichrieben —, hat 
es jedoch überall da, wo es beitand, aufrecht erhalten und hat zur Regelung des 
Berhältnifies zwijchen ihm und dem gerichtlichen Verfahren im dritten Abjchnitte 
des jechiten Buchs verjchiedene Anordnungen getroffen, welche vielfach auch auf das 
Yandesrecht modifizirend einwirken. Indem jedoch der $ 5 des EG. zur StrafPO. 
vorichreibt, daB die prozeßrechtlichen Beitimmungen der Reichsgeſetze durch Die 
Straf PO. nicht berührt werden, hat er die Anwendung jener Anordnungen auf das 
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PVojtitrafverfahren ausgeſchloſſen. Es darf daher auf fie nur da rekurrirt werden, 
wo das Gejeg vom 28. Oktober 1871 auf die PVorjchriften des geltenden Strat- 
prozefled Bezug nimmt. In Folge deflen find eine Reihe voh Normen in Geltung 
geblieben, die mit den allgemeinen Grundjäßen der StrafPO. nit im Einklang 
jtehen, Normen, die früher auch dem Yandesrecht angehörten, dort aber zur Zeit 
außer Kraft gejeßt find. 

Das Verfahren zerfällt in zwei Abjchnitte, in das Submiffions und in das 
törmliche Unterfuchungsverfahren. Das eritere iſt obligatoriih, und jteht es der 
Behörde nicht frei, von ihm abzujehen. Es bejteht darin, daß die Oberpoftdireftion 
auf Grund der ihr gemachten Anzeige ohne nähere Unterfuchung und vor der Ein- 
leitung eines jörmlichen Verfahrens dem Beichuldigten mittels Verfügung eröffnet, 
welche Gelditraie für von ihm verwirft zu erachten jei, und ihm freiftellt, das jernere 
Verfahren und die Grtheilung eines Strafbeicheides durch Bezahlung der Strafe umd 
der Koften binnen einer Friſt von 10 Tagen zu vermeiden. Diejes Verfahren, 
deifen fich auch das Preuß. Landesrecht mehrfach, 3. B. in dem Geſetz über die Ge 
bäudejteuer, bedient, hat neben dem Vorzuge großer Schnelligkeit den Vortheil, den 
Angeichuldigten der mit der Durchführung des Ndminiftrationsverfahrens verbundenen 
Unannehmlichkeiten zu entheben, und ruht auf der Annahme, daß die ftraibare 
Handlung nicht jowol in böjer und gewinnfüchtiger Abficht, ala vielmehr aus Un: 
fenntniß des Geſetzes, Unachtjamteit oder ahrläffigkeit begangen worden und deshalb 
von dem Beichuldigten nicht in Abrede geitellt werden wird. 

Eriolgt innerhalb der 10 Tage die Zahlung nicht oder nur unter gleichzeitiger 
Erhebung einer Einrede, durch welche die Schuld bejtritten oder die richtige Be— 
rechnung der Strafe bemängelt wird, jo tritt das fürmliche Verfahren ein. Es wird 
dadurch eröffnet, daß die Oberpoftdireftion die Einleitung der Unterfuchung anordnet 
und mit ihrer Führung entweder die am Wohnorte des Beichuldigten bzw. am Orte 
der That befindliche Poftanjtalt oder den Bezirksauffichtsbeamten beauftragt. Die 
Rechte des Unterfuchungsbeamten find beſchränkter, als die einem Richter zuftehenden ; 
er ijt micht berechtigt, irgend welchen Zwang gegen den Beichuldigten oder die zu 
vernehmenden Perſonen zu üben, um fie zur Beiolgung feiner Vorladung oder zur 
Abgabe einer Erklärung oder Ausjage zu veranlafjen: er ift auch nicht berechtigt, 
die Dereidigung gehörter Zeugen oder Sachverftändigen vorzunehmen. Die La— 
dungen und jonjtigen Zuftellungen können zwar durch die Poftunterbeamten oder den 
Gerichtsvollgieher bewirkt werden; wenn jedoch die Zeugen oder Sadjverjtändigen 
der Ladung nicht folgen, jo muß das zuftändige Amtsgericht um die Bewirkung der 
Ladung erjucht werden, welches das gerichtliche Verfahren bei Yadung von Zeugen 
oder Sachverjtändigen in Straffachen zur Anwendung bringt und nöthigenfalls auf 
weiteres Anrufen der Pojtbehörde die Strafen des ungehorfamen Ausbleibens gegen 
den Zeugen oder Sachveritändigen ausſpricht. Ericheinen fie, verweigern aber ihr 
Zeugniß, jo greifen die gerichtlichen Zwangsmittel gegen fie nicht Plab, jondern es 
muß die Poftbehörde, wenn fie die Zeugniffe für nothwendig erachtet, die Sache 
zur gerichtlichen Enticheidung verweilen. Dagegen ift der Unterfuchungsbeamte ver: 
bunden, den Beichuldigten über die Anjchuldigung zu vernehmen und ihm, wenn 
die zu verhängende Gelditrafe nach der Submiffionsverfügung den Betrag von 
150 Mark überfteigt, auf jein Berlangen eine Friſt von vier Wochen zur Ein- 
reihung einer Wertheidigungsichrift zu gewähren. Gin Berfäumnißverfahren findet 
gegen ihn nicht ftatt. Die Unterfuchung ift eine jummarifche, die an feine bejonderen 
Formen behufs Legalifirung der Protokolle und des Verfahrens gebunden iſt. Es be- 
darf bei der Aufnahme der erjteren jelbft bei der Schreibensunfunde der vernommenen 
Perſon nicht der Zuziehung einer zweiten jog. Beglaubigungsperfon. Das Verfahren 
nach diejer Richtung Hin in jtrengere Formen zu Eleiden, war nicht Bedürfniß, weil 
dem Beichuldigten jeder Zeit die Anrufung des Gerichts offen jteht. Das Ergebnif 
der beendigten Unterfuchung unterjteht der Prüfung der Oberpoitdireftion. Sie ver: 
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fügt entweder die Zurüdlegung der Alten unter Benachrichtigung des Angejchuldigten, 
oder erläßt den Strafbeichetd, oder giebt endlich die Sache behufs gerichtlicher Ver- 
folgung des Beichuldigten an die Staatsanwaltichait ab, wenn fie nämlich die 
eidliche Vernehmung von Zeugen für nothwendig hält oder die Schuldfrage als 
zweifelhaft anfieht. Der Strafbeicheid ift an diejenigen Erforderniffe nicht gebunden, 
welche der $ 459 der StrafPD. aufzählt; e& genügt, wenn er neben der feitgejeßten 
Strafe die Enticheidungsgründe enthält. Dagegen follen in ihn aufgenommen werden 
die Belehrung über die dem Angejchuldigten zuftehenden Rechtsmittel und über die 
bei einem Rückfalle eintretende Strafichärfung. Er wird dem Befchuldigten durch 
die Roftanjtalt, welche oder bei welcher die Unterfuchung geführt worden, verfündet 
oder zugeftellt. 

Als Hintergrund dieſes adminiftrativen Verfahrens dient das gerichtliche. So— 
wol die Pojtbehörde, wie der Bejchuldigte können dafjelbe anrufen, erftere jedoch 
nur, jo lange noch fein Strafbeicheid von ihr erlafjen worden. Nach vergeblichem 
Verlauf des Submijftionsverfahrens ift fie befugt, ſowol vor der Einleitung der 
Unterfuchung, wie während und nach derjelben die Sache zum gerichtlichen Verfahren 
ju verweilen. Gegen einen ablehnenden Beichluß der nunmehr mit der Verfolgung 
des Veichuldigten beiaßten Staatsanwaltichaft fteht ihr nur das Necht der Beſchwerde 
an die dienftvorgejegten Behörden derjelben zu, nicht auch kann fie gemäß $ 170 
der Straf PD. auf gerichtliche Entjcheidung antragen, noch nach $ 464 ibid. nun— 
mehr jelbjtändig Anklage bei dem. Gerichte erheben. Auch der Beichuldigte kann 
zu jeder Zeit auf gerichtliches Gehör antragen, war jedoch der Strafbeicheid jchon 
erlaffen, nur innerhalb 10 Tagen nach der Verkündigung oder der Zuftellung des— 
jelben. .Der Antrag iſt bei der Poftanftalt anzubringen, bei welcher die Unter— 
ſuchung geführt wird, oder die den Strafbeicheid verkündet hat, und gilt als an— 
gebracht, wenn während der Unterfuchung der Angeichuldigte einer Ladung der Ber: 
waltungsbehörde nicht folgt oder jeine Auslaffung vor ihr verweigert. Er hat zur 
Folge, daß ein etwa jchon ergangener Strafbeicheid als nicht ergangen angejehen 
wird, jomit nicht Grundlage des gerichtlichen Verfahrens jein kann. 

Neben diefem Antragsrecht hat der Angefchuldigte gegen einen Strafbeicheid 
nach feiner Wahl, aber ohne jus variandi noch das mit dem beneficium no- 
vorum auägejtattete Rechtsmittel des Rekurſes an die der Oberpoftdirektion vorgejeßte 
Dienjtbehörde. Es muß, wie der Antrag innerhalb zehntägiger Präflufivfrift nach 
Zuftellung des Beicheides bei einer Poftbehörde angemeldet werden. Mit der Ans 
meldung kann eine Rechtfertigung verbunden werden: fehlt fie, jo ſetzt die Poſtanſtalt 
dem Beichuldigten eine Friſt bis zu vier Wochen, binnen welcher er die Recht: 
tertigung schriftlich einreichen oder bei ihr zu Protokoll erflären joll, ohne daß jedoch 
die Wirkung des Rechtsmitteld von ihrem Gingange abhängt. Die Rekursinſtanz 
enticheidet, nöthigenialla nach vorgängiger Beweisaufnahme endgültig durch ein Re— 
jolut, welchem ein mündliches Verfahren oder ein Berhandlungstermin nicht voran— 
geht, nur auf Grund der ten. 

Die Enticheidung der Verwaltungsbehörde darf nur eine Geldftrafe, nicht auch 
eine zu fubftituirende Freiheitsſtrafe ausiprechen. it ihre verurtheilende Entſcheidung 
rechtskräftig geworden, jo liegt ihr auch die Pflicht der Strafvollitrefung ob, welche 
Ah in Preußen nach der Verordnung vom 7. September 1879, betreffend das Ver: 
waltungszwangsveriahren wegen Beitreibung don Geldbeträgen, zu richten hat. Bei 
fruchtlojem Ausfall derjelben hat die Oberpoftdireftion durch Vermittlung der Staats— 
anwaltichaft die Umwandlung der Geld» in eine Haftſtrafe bei dem Gerichte zu 
beantragen. Meves. 

Postumi. Der Begriff der P., d. i. der Nachgeborenen, hat jeine Bedeutung 
im Röm. Erbrecht erlangt (Einfluß auf Widerruflichkeit der Schenkung j. Wind- 
iheid, II. $ 367, 22). früher, ala die Frage, ob folche Perſonen zu Erben ein- 
gejeßt werden könnten, da fie doch personae incertae jeien, wird die Frage aufs 
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getaucht jein, ob die Uebergehung eines postumus in der legtwilligen Verfügung, mit 
anderen Worten, ob das Ericheinen eines postumus nach Errichtung eines ihn nicht 
berüdfichtigenden Teſtaments das Teſtament „rumpire“, ungültig made. Im Röm. 
Sinne ift nun ein Unterfchted zu machen zwijchen p. alieni und p. sui; lettere find 
die nach einem beitimmten Zeitpunkt der väterlichen Gewalt des Erblaſſers Zu: 
gefallenen, jene die p., welche mit der patria potestas des Erblaſſers nichts zu thun 
haben. Die p. alieni find in Beziehung auf Tejtamentsgültigkeit völlig irrelevant, 
fie konnten nicht einmal mit Rechtsgültigfeit zu Erben eingeießt oder mit einem 
Yegat bedacht werden, nur Fideikommiſſe, jeit fie auffamen, durfte man ihnen zu— 
wenden. Grit das Prätorifche Erbrechtsiyften erfannte den eingejeßten p. alieni die 
bonorum possessio secundum tabulas zu (pr. I. 3, 9; fr. 3 D. 37, 11), während 
andererjeitö ein Senatsichluß unter Hadrian ihnen auch die Fideikommißfähigkeit, 
folglich die Bermächtnißfähigkeit überhaupt entzog (Gajus, II. 287, j. aber 
Huſchke in feiner Ausg. ad h. 1. nota 3). Juſtinian hat dann in jeiner c. de 
incertis personis (c. 1 S 1 C. 6, 48; 8 27 I. 2, 20) alle p. im Allgemeinen als 
fapabel für jede legtwillige Dispofition anerkannt (Beichränfung j. in $ 28 I. 2, 
20; fr. 9 SS 1, 3, 4. fr. 28 $ 8 D. 28, 2). 

Unter p. sui verjtand man jchon nach altem Givilrecht diejenigen, welche beim 
Zod des Erblaſſers noch nicht geboren waren, welche aber, falls fie bereits zur Zeit 
der Zejtamentserrichtung geboren geweſen wären, in diejer potestas geftanden Haben 
würden. Diefe Perfonen mußten entweder eingejegt oder enterbt werden, wenn fie 
das Tejtament nicht rumpiren jollten (Ulpian., XXII 18, 19, vgl. 15). Man - 
nennt fie p. legitimi. Das gleiche Gewaltverhältniß, wie in diejem alle, trat 
nun auch ein, wenn dem Grblaffer nach jeinem Tode ein Enkel geboren wurde, 
deilen Vater jchon vor dem Erblafler geitorben war, und daher hat für diefen Fall 
Gallus Aquilius, ein Zeitgenoffe Gicero’s, eine Erbeinjegungsformel erfunden, welche 
uns in der als eine der fieben leges damnatae berüchtigten lex Gallus (fr. 29 pr. 
D. 28, 2) mitgelheilt wird (jog. p. Aquiliani). Die Jurisprudenz wandte 
dann dieje Formel auch auf Urenkel des Erblaffers an (fr. 29, 88 2—4 cit.), zu» 
nächft aber beitimmte eine lex Junia Vellea vom Nahre 27 n. Chr. (Bruns, 
Fontes, 108), daß die zwar noch bei Lebzeiten des Erblaſſers, aber nach der Teſta— 
mentserrichtung ihm als sui geborenen ebenjogut wie diejenigen, welche nach der 
Zejtamentserrichtung durch Wegfall von BVBorgängern sui würden, im Zeitament 
zu berüdfichtigen jeien, wenn nicht das Teftament durch ihre Agnation vumpirt 
werden jolle (jog. p. Velleani, primi et secundi capitis). Die lex Junia Vellea 
hatte von den nach dem Teſtirakt und nicht jofort bei der Geburt sui Gewordenen 
diejenigen nicht ausdrüdlich berüdjichtigt, welche erjt nach jenem Zeitpunft geboren 
worden waren ; Julian glaubte auch diejen Fall nach Analogie des Geſetzes beurtheilen zu 
müffen und die Jurisprudenz rezipirte diefe Meinung (fr. 29 8 15 eit.; jog. p. Sal- 
viani s. Juliani). In ähnlicher Weife dehnte man die bereitö gefundenen Vor— 
jchriften auf analoge Fälle aus, 3. B. auf die nach des Erblaſſers Tod erſt agnaszirenden, 
vorher aber jchon geborenen p. sui (fr. 29 88 5—9 cit.), namentlich aber auf die 
Fälle, in welchen die Agnation nicht auf dem natürlichen Wege der Geburt und 
des Nachrüdens, jondern auf dem fünftlichen Wege der erroris causae probatio, 
manumissio oder adoptio ıc. (Hinfichtlich jolcher Fälle war noch anderer Meinung 
Gajus, II. 138—43) zu Stande fam. Dadurch ward denn allmählich für den 
tejtirenden Römer die Weitläufigfeit einer legtwilligen Verfügung immer größer, 
denn er mußte formell, um die Ruption feines Teſtaments zu verhüten, jeden mög— 
lichen all einer agnatio p. berüdfichtigen und den postumus entweder einjeßen oder 
enterben, fo daß 3. B. die formel: si qui post mortem meam p. nati fuerint, 
heredes sunto: die Gültigfeit des Teſtamentes nicht jchüßte, wenn noch zu Leb— 
zeiten des Erblaſſers sui agnaszirten (Paul, III. 4b, 9; fr. 10 D. 28, 2). 
Dieſem Formalismus Half endlich Juftinian ab (c. 4. $ 8 C. 6, 28), obwol aud 
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er noch Einfegung oder Enterbung jämmtlicher p. verlangte ($ 5 I. 2, 13); nad 
nov. 115 aber tritt als Folge der Webergehung nicht mehr die frühere (fr. 14 pr. 
D. 28, 2; fr. 5 D. 28, 3) Nichtigkeit des ganzen Zejtaments ein, jondern die 
Präterirten haben nur eine Anfechtungsflage gegen die eingeießten Erben. Uebrigens 
ertheilte jchon der ‘Prätor bonorum possessio an die eingejeßten Erben, wenn der 
postumus vor dem Tode feines Gewalthabers jelbjt wieder weggefallen war (Wind- 
icheid, $ 568, 9), und die agnatio p. it ohne Einfluß, wenn zu der Zeit, wo fie 
eriolgte, die teftamentarifche Erbichait bereits deferirt war (Windjcheid, 8 576, 6). 

Nach den modernen Landesrechten fommt der Begriff der P. in Betracht in 
dem Sinne der nach der Errichtung einer legtwilligen Verfügung Notherben ge= 
wordenen und die Webergehung diefer Perfonen führt denn meiftens die Gröffnung 
der geieglichen Erbjolge herbei (Bayer. Recht nach v. Roth, Bayer. Givilrecht, II. 
S 337, 28; Preuß. Allg. ER. II. 2 SS 454—56;, Deiterr. BGB. $ 778; Sädj. 
BER. $ 2601). Mopifikationen finden fich aber 3. B. im Preußifchen Recht in 
doppelter Hinficht, einmal infofern dem Erblaffer noch Zeit gelaffen wird, den nach— 
geborenen MNotherben innerhalb eines Jahres zu bedenken, jodann, indem die 
Zegitimation nicht gleich den übrigen Agnationsformen wirft (Koch, Preuß. Erbr., 
SS 66, 81). Nah Franz. Recht endlich ift die agnatio p. wirkungslos für das 
Teſtament und es findet nicht einmal eine Anfechtbarfeit wegen Jrrthums des Erb— 
a über die Eriftenz der p. ftatt (Zahariä-Puchelt, Franz. Givilr., IV 
Ss 72 
i Du — D. 28, 2 de liberis vel postumis heredibus instituendis vel exheredandis. — 
C. 6, 29 de »ostumis heredibus instituendis vel exheredandis vel — 

Rit.: üblenbrud-Glüd, — —— XXXVI. 139 ff.; XXXIX. 3 ff. — 
Heumann, — für Civilr. und ron, XIX 9 — Heimbad, daſ., N. F. V. 
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Poftverträge. 1) Der Abſchluß. Da der Art. 48 der Preuß. Verj. Urk. 
nur für den Abichluß von Handelsverträgen und jolchen Verträgen, durch welche 
dem Staate Laſten oder einzelnen Staatsbürgern Berpflichtungen aufgelegt werden, 
die Zuftimmung des Landtags erfordert, eine Belajtung des Staats oder eine Ber: 
pflichtung der Einzelnen aber nach der richtigen Anficht nur dann anzunehmen ift, 
wenn diejelben in der Form eines Budgetpoftens oder eines Geſetzes aufgelegt werden, 
jo ift der Abſchluß von PB. nach Preußifcher Theorie und Praris ganz allgemein 
als eine ausjchließliche Prärogative der Krone betrachtet worden, in der Weiſe, daß 
dem KXandtage nur Hinfichtlic) der Ausführung denkbarerweiſe eine Mitwirkung 
gebührt. Das Preuß. Staatsrecht hat aber auf diefem Gebiet, durch das Deutjche 
Reichörecht im Wejentlichen jeine Geltung verloren. Denn wenn auch binfichtlich 
des Poſtweſens keineswegs eine ausjchließliche Kompetenz des Reichs begründet, viel- 
mehr eine jelbitändige Landespojtverwaltung beitehen geblieben ift, und die RVerf. 
jelbft die Berechtigung der Ginzelitaaten zu Vereinbarungen binfichtlich der Aus— 
übung diejes ihnen verbliebenen Poſtweſens anerkannt hat, jo ift doch hinfichtlich aller 
derjenigen P., welche fich auf die Sphäre der Geſetzgebung oder der höheren Ber: 
waltung beziehen, die Kompetenz des Reichs ausjchließlich begründet. Indem nun 
der Art. 11 der RVerf. feitjeßt, daß alle diejenigen Verträge, welche fich auf Gegen- 
ftände beziehen, die nach Art. 4 in den Bereich der Neichägefeßgebung gehören, zu 
ihrem Abjchluffe der Mitwirkung von Reichstag und Bundesrath bedürfen, jo find 
nunmehr im Gegenjaß zu dem frühern Preuß. Rechtszujtande die P. in ihrer 
großen Mehrheit der Vorlage an den Reichstag unterworfen. Indeſſen fommt es 
in diefer Beziehung darauf an, ob der Inhalt der fraglichen Verträge in die Sphäre 
der Gejeßgebung eingreift oder nicht, da die Beitimmung des Art. 11 nur auf folche 
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fich bezieht. Die Grenzlinie zwifchen Gejeßgebung und Verwaltung iſt nun gerade 
für das Gebiet des Poſtweſens reichsverfaffungsmäßig gezogen worden; es joll in 
diejer Hinficht der Zuftand maßgebend fein, wie er früher in Preußen, dann im 
Norddeutichen Bunde Herrichte. Die gefegliche Regulirung bezieht jich daher wejentlidy 
nur auf den Poftzwang, die Garantien und Borrechte der Poft, die Strafen und 
das Strafverfahren, die Höhe des Portos für Briefe und Padete, während dagegen 
in die Verordnungsſphäre beifpielaweife gehören die eittellung der Gebühren für 
Poftanweifungen und ſonſtige Geldübermittlungen, für Sendungen von Drudjachen, 
für Korreipondenzlarten ꝛc. Demgemäß find als in die Geſetzesſphäre eingreiiend 
der Mitwirkung des Neichötags alle jene oft nur aus einem einzigen Additional— 
artikel beftehenden P. unterworfen, die durch die Reform des internationalen Briei- 
und Padetportos herbeigeführt find, während nur ganz ausnahmsweiſe P., wie die 
über die Zulaffung der Korrefpondenzkarten, ohne folche Mitwirkung zu Stande ge= 
bracht find. — 2) Was ſodann den Inhalt der neueren PB. betrifft, jo ſtimmen 
diefelben, die Regelung einzelner bejonderer Berhältniffe abgerechnet, größtentheils 
jogar wörtlich mit einander überein; die Feſtſetzungen beziehen fich hauptjächlich auf 
die Briefpoft und auf die Fahrpoft. Hinfichtlich der Briefpoft wird die Höhe des 
Portos, die Frankirung, die Behandlung der Drudjachen, Waarenproben, Rekom— 
mandationen, Poftanweifungen, Erpreßbeitellungen, der unbejtellbaren Briefpojtgegen- 
ſtände, der Portofreiheiten, der Portobezug, die Erfahleiftung, der Zeitungsdebig genau 
geregelt. Sinfichtlich der Fahrpoſt fordern befonders die Vertheilung der Einnahmen 
und die Abrechnung, jowie die Gewährleiftung jpezielle Beitimmungen. — 3) Eine 
weitere Entwidelung des internationalen Poſtverkehrs ift durch den auf Grund der 
Deutjchen Denkichrift von 1868 und des Deutjchen Entwurf von 1874 am 9. Oft. 
1874 zu Bern abgeichloffenen allgemeinen PBojtvereinsvertrag herbeigeführt worden, 
an deifen Stelle inzwifchen der Parifer Weltpoftvereinsvertrag vom 1. Juni 1878 
getreten ift. Diefer Weltpoftverein bildet insbejondere injofern ein einziges Poſt— 
gebiet, als in dem gefammten Umfange deifelben das Porto für frankirte Briefe 
20 Piennig, für Poſtkarten 10 Pfennig, für Drudjachen ıc. 5 Pfennig, für uns 
franfirte Briefe 40 Pfennig beträgt. Hinſichtlich der Portovertheilung findet feiner: 
lei Abrechnung mehr jtatt, ſondern gilt der Grundja der Kompenjation. Die Un: 
entgeltlichfeit des Tranfits ijt im Prinzip anerkannt; Iranfitvergütungen finden 
nur, und ohne daß die Einheitlichkeit des ‘Portos dadurch alterirt wird, ausnahms— 
weiſe zu Gunsten jolcher Länder jtatt, die wegen ihrer geographijchen Yage, wie ins— 
bejondere Belgien, feine genügende Gegenleiftung erlangen oder befondere Opfer (für 
Seepojtverbindungen) bringen müſſen. Organe des Weltpojtvereins find theils 
periodifche Kongreſſe, die Hinfort alle fünf Jahre zujammentreten, theils Schiede- 
gerichte zur Austragung von Streitigleiten, theild das in Bern im Anſchluß an die 
Schweizeriiche Poftverwaltung errichtete internationale Bureau als permanente 
Gentraljtelle für die auf den Verein bezüglichen Angelegenheiten. Es ijt das eine 
völferrechtliche Ginigung, wie fie bisher auf feinem anderen Gebiete des Verkehrs— 
lebens annähernd erreicht worden iſt. Uebrigens ift den Mitgliedern des Vereins 
jowol für die Geftaltung ihres inneren Poſtverkehrs, als auch für die Regelung der 
engeren Beziehungen unter einander völlig freie Hand gelafjen, jodaß alfo namentlich 
der zwiſchen Deutjchland, Dejterreich-Ungarn, Yuremburg und Helgoland bejtehende 
engere Poftverein mit der 10 Piennig = Brieftare auch ferner Tortbeiteht; wie denn 
auch in Bezug auf den Berkehr mit Werthbrieien und Pojtanweifungen zwijchen 
einer großen Anzahl von Mitgliedern des Weltpoftvereing befondere Vereinbarungen 
beitehen. 
fe Ernft Meier, Ueber den Abſchluß von Staatöverträgen, Leipzig 1874; 
S. 298 fi. — Fiſcher, Die Berkehrsanftalten m” Deutjchen Reiche, in v. ——— 
—— Jahrd 1. (1871) ©. 409 ff. Jahrg. II. (1873) ©. 211 ff. — Fiſch Poft und 
ele —— im Weltverkehr, Berlin 1879. — Archiv für voſi und ra —*8 VIII. 
(1880). — Schmoller, Jahrb. Jahrg. V. (1881) S. 422. nit Meier. 
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Poftverwaltung. Noc vor wenigen Jahrzehnten gab es Gelehrte, welche, 
vornehm auf jede wiſſenſchaftliche Betrachtung des Poſtweſens herabblidend, einem 
Art. PB. feinen Raum in einem Rechtölerifon zuerkannt hätten. Männer, wie 
Klüber, welcher 1811 fein „Bojtiwejen in Teutjchland, wie es war, iſt und jeyn 
fönnte”, veröffentlichte, verfuchten allerdings jchon damals die Aufmerfiamkeit des 
ftaatsrechtlich gebildeten Publitums auf diefen Verkehrszweig zu lenken: im Ganzen 
aber blieb das Intereſſe ein mattes. Nett Hat fich das geändert: Heutzutage wird 
der Werth einer wiffenjchaftlichen Betrachtung des Poſtweſens nicht mehr unter- 
ihäßt, und der alljeitig gebildete Jurift mag und muß fich auch mit den auf den 
eriten Blick ihm jerner liegenden ragen der P. befchäftigen. 

Wenn man bei der geichichtlichen Skizzirung des Poſtweſens zurüdgreift auf 
die durchdachten Berwaltungseinrichtungen der Aegypter und Perjer, von welchen 
ung Derodot und Diodor berichten ($erodot, I. 128, 130; II. 35, 93, 96, 
103, III. 126; VIII. 98. — Diodor, I. 50; II. 45, 46, 53, 54), auf die Or- 
gantfation des cursus publicus der Römiſchen Kaiferzeit, über welchen der Codex 
Theodosianus (VIII. 5) eingehende Beftimmungen aufbewahrt (cf. Ritter von 
Rittershain in den v. Holtzendorff-Virchow'ſchen Vorträgen und Hude— 
mann, Röm. Poſtweſen), oder jelbjt auf das Edit pour l’6tablissement des Postes 
Yudwig’® XI. vom 19. Juni 1464, jo ijt dies Eulturhiftoriich bedeutjam, kann 
aber hier füglich unterbleiben. Vom Standpunkt des Verfaffungs- und Verwaltungs: 
rechts find jene Berhältniffe dermaßen andersartige, daß eine Anknüpfung daran 
unpraftiich wäre. Fehlte doch jenen Inſtituten, als lediglich für die Beförderung 
der Staatöbriefichaiten bejtimmten, vor allem das Merkmal der allgemeinen Zu— 
gänglichkeit, welches wir heute beim Begriffe Poſt als Eſſentiale erachten; ein Merk— 
mal, dag im Mittelalter weit eher als von Staatöwegen in den Begriff hinein- 
getragen wurde durch die privaten Bejörderungsanftalten, welche ausgingen von den 
einzelnen nterefjenkreifen, von den Kentren des Handels und der Induftrie, von 
den Brennpunften geiftigen Lebens (ſtädtiſche Botenanftalten, Mebgerpoften, Boten 
der Univerfität Paris und des Deutjchen Ordens). 

Auch die uns näher jtehende P. im heiligen Römiſchen Reiche hat 
nicht mehr denn hiftorisches Intereſſe: die P. galt dort de jure ala Reichsſache, 
de facto ijt fie e8 nie geweien. Bekanntlich war die Reichspoſt dem alten Mai- 
länder Gejchlechte della Torte et Taſſis am 27. Yuli 1615 förmlich zu Lehen 
gegeben: aber die Reichsfürſten erfannten diefe Belehnung niemals an, richteten un— 
beirrt ihre P. ein und beriefen fich wiederholten Anträgen des Grafen von Thurn 
und Taris gegenüber mit Recht auf das Beifpiel des Kaiſers, welcher ja jelbit in 
feinen Erblanden nicht die Tarisjche, jondern eigene P. hatte. So hat fich die P., 
wie jo Vieles im alten Reiche territorial entwidelt: die einzelnen Fürften, wie von 
Brandenburg, Sachjen ıc. hatten ihre eigenen P. Nicht in den KHaiferlichen Man— 
daten oder den Taris’schen Kombinationsrezeffen, ala vielmehr in den Churbranden- 
burgifch- Preußischen Poftordnungen find die Wurzeln der heutigen P. zu juchen. 
Nur in den kleineren Staaten behielten die Thurn und Taris die P., nachdem theils 
einzelne Verträge (cf. Klüber, $ 434 Not. c) theild der Neichsdeputationshaupt: 
ihluß $ 13 und Art. 17 der Bundesacte (cf. Stängel, Poſtweſen, 1844, ©. 155 ff.) 
die Rechte derjelben beitätigt hatten. 

Mehr als bisher jchließt ſich nach dem gänzlichen Aufhören der Reichspoſt 
die Gntwidelung zu Zeiten des Deutichen Bundes an das Territorialitaatsrecht an. 
Im Innern wird der Verwaltungsorganismus ausgebaut in Preußen, welches die 
Poftordnung vom 26. November 1782 und die Beitimmungen des Allg. ER. Th. II. 
Tit. 15 Abjchn. 4 durch die Pojtordnung vom 5. Juni 1852 erjegte; nach außen 
ſuchen fich die einzelnen Deutjchen B. durch Einführung gemeinjamer Verwaltungs: 
und Betriebsnormen enger aneinander zu fchließen. Den Zeiten der völferrechtlichen 
Verbindung Deutichlands, den Zeiten des Bundes, entipricht ein völferrechtlicher 
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Verein, der Deutich- Dejterreichiiche PBoftverein, die Vorſtufe einer einheitlichen 
Verwaltung, erflärlich und unentbehrlich in einer jo engen Verkehrsgemeinſchaft, wie 
fie der Zollverein darjtellte. Diefem völkerrechtlichen Verein gegenüber tritt mit dem 
Jahre 1867, ala aus dem Bunde ein Staat wird, eine einheitliche Ver— 
waltung: die P. wird Sache des Norddeutichen Bundes, welcher ala Rechtenad- 
tolger der einzelnen Bundespoftanftalten die gemeinjame P. übernimmt: die nod) 
jelbjtändigen P. Sachjens (infl. Altenburgs), der Großherzogthümer Mecklenburg, 
Oldenburgs, Braunfchweigs und der Hanfeftädte gehen am 1. Januar 1868, dien 
Thurn und Taxis'ſche P. in den Mittelitaaten durch Ueberlafjungsvertrag vom | 
28. Januar 1867 für 3 Mill. Thlr. am 1. Juli 1867 auf Preußen bzw. den) 
Bund über. Nachdem das Poſtweſen in Eliaß-Lothringen jchon am 12. September | 
1870 auf die Deutiche P. übergegangen, traten gemäß der Vereinbarungen vom 
15. November 1870, am 1. Januar 1871 bzw. 1872 noch das linksmainiſche 
SroßherzogthHum Heſſen und Baden hinzu. Durch Abſchnitt VIIT. der RBert. iſt 
jet das Poſtweſen als einheitliche Staatsverfehrsanftalt eingerichtet und 
verwaltet (Art. 48). Eine partifuläre P. Haben nur (Art. 52) Bayern und“, 
Württemberg, welche nicht zum „Neichspoftgebiete“ gehören. Während in leteren 
eine völlig einheitliche Geitaltung der Verwaltungseinrichtungen, des Dienftbetriebs,; 
der Neglements, Finanzen ꝛc. ftattfindet, befteht im Deutichen Neiche lediglich Eins! 
heit der Geſetzgebung, Ginheit des Tarifweſens zwijchen den einzelnen Bundesitaaten, 
Einheit der Vertretung gegenüber dem Auslande (vgl. Art. 52 Abſ. 2, 3). Im 
Deutichen Reichspoitgebiete gebührt die obere Leitung der P. dem Präfidium, welches 
die reglementariichen und adminijtrativen Anordnungen zu treffen, wie die aus 
wärtige Verwaltung zu führen, die Beziehungen zu anderen Verwaltungen zu regeln 
hat: in Bezug aber auf das Deutiche Reich, einfchließlich Bayerns und Württem— 
bergs, ift die P. keine einheitliche, vielmehr modifiziren fich in dieſer Hinſicht dir 
Verfaffungsbeitimmungen durch die Hlaufeln „der Berfailler Verträge (mit Bayern 
Art. III. S 4, mit Württemberg Art. II. 2 Nr. 4 — BGB, 1870 ©. 654 fi., 1871 
©. 9 ff). 

Die Poſt ift jomit — abgejehen von den lekterwähnten Modififationen — 
einheitliche Reichöverfehrsanftalt: die P. ift gleichwerthiges Glied im gejammten 
Verwaltungsorganismus. Die rechtliche Natur der P. beitimmt fich nicht etwa nad) 
Regeln des Privat-, des Handelgrechts, jondern nach öffentlicherechtlichen Grundſätzen. 
Die P. ift nicht Gewerbebetrieb, jondem Staatsverwaltung, und der Staat* 
ſekretär des Neichapoftamts ift nicht der erite Frachtführer des Neiches, wie es 3. B 
eine Entjcheidung des ROHG. (Entich. Bd. X. ©. 111) ausſprach (vol. dagegen 
Goldſchmidt u. Poſtarchiv 1874 ©. 321). So viele Rechtshandlungen der P. fub: 
ſidiär Grundjäßen des HGB. unterliegen, Handelsgeſchäfte find, jo wenig iſt darum die 
Poſt ein Kaufmann, ſchon darum nicht, weil fie ihre Geſchäfte nicht gewerbsmäßig betreibt. 
Die Neigung, die P. einfach als Kaufmann binzuftellen, erklärt ſich daraus, daß 
bier der Staat nicht wie in anderen Verwaltungsgebieten, wie in Militär- und 
Serichtäverwaltung, herrichend, jondern dienend auftritt, daß nach heutiger kultur 
ftaatlicher Auffaffung die P. nicht die Ausübung eines Hoheitsrechtes, jondern die 
Befriedigung eines allgemeinen Bedürfniſſes darftellt: hier it nicht Regalitätsprinzib, 
ſondern Dienſt im öffentlichen Jntereffe, hier äußert der Staat nicht Staatsgewalt, 
iondern „Pilege* (im Bluntfchlijchen Sinne), Wie die P., wirthichaftlich be 
trachtet, vom Unternehmungsprinzipe, dem feiner Zeit berechtigten Fiskalismus, ſich 
zum Gebührenprinzipe gewendet hat, jo muß auch rechtlich diejelbe nicht mehr als 
ein Sandelägewerbe in Geftalt der Ausübung eines Hoheitsrechtes, nein, einfach als 
itaatlicher Verwaltungszweig angejehen werden. 

Damit iſt zugleich der Charakter des P.rechts gekennzeichnet. Daſſelbe 
ift Theil des öffentlichen, nicht des Privatrechte. Der Staat ftellt für den 
Betrieb der Poit und deren Verkehr mit dem Publikum befondere Normen auf: 
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nur wenn er dies nicht thäte, was an ſich denkbar wäre, käme das Handels— 
recht in Anwendung, wie dies auch der Fall iſt, wo jenes Spezialrecht Lücken läßt. 
Da aber der Staat kein gewöhnlicher Gewerbetreibender, ſo hat er hier ein ab— 
weichendes Recht aufgeſtellt, das theils bevorzugend, indem es der P. gewiſſe Vor— 
rechte einräumt, um den Betrieb ꝛc. zu erleichtern, theils benachtheiligend, indem es 
die P. zum Kontrahiren zwingt. In dreifacher Weiſe iſt dies Recht der P. kodi— 
fizirt: in Geſetz, in Reglement, in Inſtruktion; das Geſetz enthält das Allgemeine, 
bezeichnet die Peripherie, das Reglement iſt für das Publikum, die Inſtruktion für die 
Beamten. 1) Geſetzhich geregelt find die grundſätzlichen Rechte und Pflichten der 
P., der Poftzwang, die Haftpflicht, die Pflicht zur Wahrung des Brieigeheimniffes, 
der Schuß gegenüber Kontraventionen, die Taren, die Portofreiheiten, die Vorrechte 
der}. gegenüber den Gifenbahnen ıc. Servorhebenswerth find von geltenden Reichs: 
voftgefegen: Verf. Urk. 4 Nr. 10. 48 ff., Poſtgeſetz und Poſttaxgeſ. vom 28. Dftbr. 
1871, Pojttarnovelle vom 17. Mai 1873, Portofreiheitsgef. vom 5. Juni 1869, 
Gijenbahnpoftgej. vom 20. Dezember 1875. 2) Die Pojtordnungen, welche 
vom Reichskanzler erlaffen werden, enthalten die allgemeinen bei Benußung der 
Poſtanſtalt zu beobachtenden PVorichrüten, welche als Bejtandtheil des Bertrages 
zwiſchen P. und Publitum gelten (vgl. allgemeine Inhaltsregeln derjelben, Poſtgeſ. 
s 50): an Stelle der Reglements vom 30. Novbr. 1871 und 18. Dezbr. 1874 
ift, befonders zur Serbeiführung möglichiter Uebereinftimmung der im internen Ber: 
tehr beitehenden Vorſchriften mit denen des Weltpoftvertrages, die jet gültige Poſt— 
ordnung vom 8. März 1879 erlaffen worden. 3) Die allgemeine Dienit- 
anweilung endlih (A. D. A. f. P. u. T.), welche vom Staatsjelretär des Reichs» 
poftamts gegeben wird, bezieht fich auf die Einzelheiten der eigentlichen P. und 
des Betriebes, PVertheilung und Grledigung der Geſchäfte ꝛc. Die erfte Preußiſche 
Boftdienftanweifung wurde 1854 ausgearbeitet, zahllofe Girkulare, Reſkripte ꝛc. zu 
erjeßen, und 1863 neu aufgelegt. Seit den lebten Jahren wird eine neue Dienit- 
anmweifung, — da viele Einzelheiten fih noch im Fluſſe befinden, unvermeidlicher: 
weile in Bruchjtüden, — herausgegeben. 

Nah diefer Skizzirung des Bildungsganges der Reichs-P., des rechtlichen 
Charakters diejes Verwaltungszweiges wie jeiner Normen, haben wir zunächjt einen, 
jelbjtredend Hier nur flüchtigen, Blid auf die Thätigkeit der. zu werfen. Der 
Umfang diejer Thätigkeit ift in feiner Weife gejelich direkt bejtimmt; implicite aber 
liegt in den verichiedenen Paragraphen der Targejege, Verträge ıc. eine Fixirung der 
Geichäfte, zu deren Uebernahme die P. verbunden, während man eine direkte Ver— 
pflichtung zur Uebernahme des Transportes der dem Poſtzwange unterrvorienen 
Gegenftände als Korrelat derjelben aufjtellen kann. Der Geichäftsfreis der Deutichen 
P. ift ein jehr umfangreicher: während in den meilten Staaten Belörderung don 
Perfonen und Padeten Privatgefellichaften überlafjen, befaßt fich die Reichspoſt mit 
dem Transporte von Gütern (Briefen, Padeten ıc.), Perfonen und mit der Ver— 
mittlung de& Geldverfehrs, Poſtbankgeſchäft (Geldauszahlungs: und Geld: 
einziehungsgeichäfte). Nach fortwährender Erweiterung des Gejchäftsfreijes befördert 
die Deutiche P. jetzt (abgejehen von der Perfonenpoft): Briefe (Einfchreibjendungen, 
mit Behändigungsichein, durch Eilboten), Poſtkarten, Zeitungen, Drudjachen, Ge— 
ihäftspapiere, Waarenproben, Padete mit und ohne Werthangabe, Poſtanweiſungen, 
telegraphiſche Poſtanweiſungen, Poftaufträge wie Nachnahmejendungen, welche leßtere 
am 1. Oktober 1878 an Stelle der viele Nachtheile mit fich führenden und zu 
häufigen Betrügereien veranlaffenden „Poftvorjchüffe“ eingeführt wurden (vgl. Amts— 
blatt 1878 ©. 269; Poftarhiv ©. 591). In allen diefen Richtungen haben im 
legten Jahrzehnt theild völlige Neugeftaltungen, theils erleichternde Beitimmungen, 
theils Portoermäßigungen Pla gegriffen: man denke an die Grleichterungen in der 
Deförderung von Zeitungsbeilagen, die vielen Vergünstigungen bei VBerfendung von 
Drudjahen (Poftarchiv 1880, S. 280; Amtsblatt 1881, S. 125), die Erhöhung 
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des zuläffigen Meiftbetrags der Poſtanweiſungen, die Einführung der Karten mit 
Rüdantwort, der (abzuholenden) Bahnhofsbriefe u. a. m., worauf einzugehen bier 
nicht der Ort iſt. 

Aus den eben gegebenen aufzählungsartigen Andeutungen geht jchon hervor, 
daß es eine der Hauptaufgaben der P. fein muß, ein möglichit einfaches techniſches | 
Erpeditionsverfahren herzuitellen. it dies ein bedeutjamer Zweig der inneren 
P., jo tritt ein zweites großes Gebiet Hinzu, die Regelung des Poſtenlaufs, das | 
Poſtkursweſen (vgl. darüber befonders Stephanin Rotted u. Welder, X. 
681 und Bollzugsbeitimmungen zu Art. 1 des Eiſenbahnpoſtgeſetzes). Schließlich bat 
die P. für ein gutes Transportweſen Sorge zu tragen, eine befondere Art der Ber: 
waltung alles defjen herauszubilden, was fich auf die Berörderungsmittel bezieht (Pot: 
fuhrweſen). Eine eigene Ausbildung erheiicht ferner die Verwaltung des yeldpoit- 
weſens (Feldpoſtdienſtordn. dv. 28. Juni 1873, Berl. 1873; Ausführungsbeitimmungen 
dazu, Berlin 1873; vgl. Armeeverordnungsbl. 1880, ©. 141), wie jchließlich bei 
der immer mehr zu Tage tretenden internationalen Tendenz die auswärtige P. (vgl. 
darüber Renault, La poste et le telögraphe; Sie her, Poſt und Telegraphie im 
MWeltverfehr, in v. Holkendorfi’ s Jahrb., N. F. I. ©. 745 u. d. Art. Bojtverträge). 
Zu diefen rein technifchen Pojtgeichäften treten bie allgemein organischen Geſchäfte, 
die Regelung der Perjonalien, ferner die yinanzverwaltung. Auch diefe Verwaltungs 
jweige ericheinen bei der Poſt weit vielgeitaltiger, als in anderen Gebieten: jchon 
die Abrechnungsverhältniffe zeigen große Abweichungen, weit mehr noch in Folge der 
großen Zahl des Perſonals die Sorge für daffelbe: die Verwaltung der Katjer- 
MWilhelmftiitung, der Poſtſpar- und Vorſchußvereine, bilden ein großes jelbitändiges 
Verwaltungsgebiet für fich (vgl. 3. B. Statiftit im Poſtamtsblatt 1880, ©. 191, 
Poſtarchiv 1879, ©. 720 ff.). Aber ganz abgejehen hiervon, treten an die P. nod) 
die verjchiedenartigjten Ansprüche anderer VBerwaltungszweige, denen fie ale Hülfs— 
verwaltung dient. Die Deutiche P. vermittelt den Verkauf der Wechſel— 
ftempelmarfen: desgleichen wirkt fie mit bei Ausführung der Gejeßes über die 
Statistik des Waarenverfehrs vom 20. Juli 1879. Die Aenderung der Deutjchen 
Ger.D. veranlaßte Neuerlaß der Beitimmungen, betreffend die pojtamtliche Behand— 
lung der Sendungen mit Zuftellungsurfunden (Berf. Ar. 122, 1879): ihre Bethei- 
ligung bei der Münzummwandlung war eine außerordentliche (ausführlich: Pot: 
archiv 1880, ©. 353); jchließlich iſt der im meuefter Zeit immer lebhafteren Be— 
wegung zu gedenken, welche auch bei ung, wie dies in England, Italien mit Erfolg 
geichehen, die P. mit dem Sparkaſſenweſen in Berbindung zu jeßen beeifert ift. 
(In den gefammten Gejchäitskreis der P. wird dem Laien den jchnelljten und bejten 
Ginblit gewähren die Meberficht über die Einrichtungen bei der Gentralbehörde, 
Amtsblatt 1880, -S. 121 und bejonders die Auffchriften der Aften bei den Oberpojt- 
direftionen, wozu das Schema in U. Pd. A. Abjchn. XI. Abth. 1. Anlage 2 Re- 
giftraturplan A. B.) 

Daß bei dem jo enormen Umfange der Geſchäfte der Organiamus derjelben ein 
außerordentlich jchnell und ſicher arbeitender ſein muß, ift erfichtlich. Wenn wir 
denjelben zum Schluß betrachten, jo wird uns jeht feine Yebensthätigkeit klarer vor 
die Seele treten, und wir werden zugleich ein Gefammtbild der P. erhalten, deren 
einheitliche Organifation jeit Bejtehen des Neiches auf Grund des dreigliedrigen 
Preußiichen Syſtems möglichit durchgeführt iſt. 

Die Bafıs des Organismus der P. bilden, den Verkehr mit dem Publikum 
vermittelnd und die Funktionen der Betriebsitelle mit denen der unterften Ver- 
waltungsbehörde in fich vereinigend, die Poftämter, nach ihrer Bedeutung in jolche 
I., U., III. Slafje und Pojtagenturen eingetheilt: die letzteren, deren Verwaltung 
von Ortsangehörigen ala Nebenbeichäftigung geführt wird, find in Bezug auf Be— 
trieböverband und Rechnungslegung einer Adrechnungsanftalt zugewiefen. Neben 
den ſtabilen Pojtämtern haben in der Neuzeit in allen Staaten die mobilen Poſt— 
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ämter beſondere Bedeutung erlangt, die Bahnpoſtämter, welche den Betrieb auf ein— 
zelnen Eiſenbahnſtrecken leiten. 

Sämmtliche Poſtämter eines größeren Bezirkes (Regierungsbezirkes ꝛc.) unter- 
ſtehen einer Oberpoſtdirektion, deren es 40 im Deutſchen Reichspoſtgebiete 
giebt. Dieſes Syſtem der Mittelbehörden zwiſchen den Lokalanſtalten und der Central— 
inſtanz datirt vom 1. Januar 1850. Nachdem in der erſten Hälfte dieſes Jahr— 
hunderts in Preußen an der Centraliſation der P. feſtgehalten, gelang es 1849, die 
Einfügung der Provinzialbehörden zu veranlaſſen (Erl. vom 19. September 1849; 
Stephan, ©. 708 ff., Poſtarchiv 1875, Nr. 1). Dadurch erfolgte die gewaltigſte 
Reorganifation, welche die P. in Deutjchland überhaupt erfahren. War in früheren 
Zeiten der ſich langjam zum feſten Organismus gejtaltenden P. die Gentralifation 
heilfam gewejen, jo erforderte „das Zeitalter des Dampfes“ und der jchnellere Ver— 
fehr eine beweglichere adminijtrative Gejtaltung, welche durch die Cinfügung 
der Oberpoftdireftionen erreicht wurde. Diejes Syſtem Hat fich jo bewährt, daß es 
einfach in die P. des Meiches überging. Daß im Einzelnen dabei Umgejtaltungen 
und Fortbildungen nicht unterblieben, ift bei der jtetigen Erweiterung des Verkehrs 
jelbitverftändlich: man bedenke, daß in Preußen 1849 ca. 1700 Bojtanjtalten mit 
einem Perſonal von 14500 Köpfen beitanden, während heute im Deutichen Reichspoſt— 
gebiet ein Poſtheer von über 62000 Perſonen in 7000 Poſtanſtalten thätig it. Der 
Geſchäftskreis der Oberpoftdireftionen, denen 1849 Bieles zugewiejen wurde, was 
den Geſchäftsgang der Gentralftelle jchleppend gemacht hatte, umfaßt die Sorge für 
Ausführung der gejeglichen wie adminiftrativen Anordnungen, Ueberwachung des 
Dienftbetriebes, Erledigung von Beichwerden, die Leitung des Strafverfahrens bei 
Pojtfontraventionen, Bearbeitung des Garantieweſens, Anftellung 2c. der unteren 
Beamten, theilweije den Verkehr mit den Eifenbahnverwaltungen ꝛc. Den Oberpoft- 
direftionen find, behuis Abrechnung ıc. mit den Oberpoftlafjen, der Kontrole des 
Betriebes Poſt- bzw. Telegrapheninipeftoren beigeordnet. 

Die Gentralverwaltung führt das Reichspoſtamt, deffen Bildungsgang mit dem 
1. April 1880 einen gewiffen Abjchluß erreicht Hat. Auch die Wurzeln diejer 
Behörde ruhen naturgemäß im Preußijchen Staatsrechte. Der Ausdruf „General- 
poſtamt“ (Generalerbpoftmeiiteramt) findet fich zuerft in einem Patent Friedrich's III. 
vom 15. Juni 1700: die Selbitändigfeit diefer Behörde war eine relative, da den 
Anſchauungen des 18. Jahrhunderts entiprechend jelbige vom Finanzdepartement 
tefjortirte. Am 16. Dezember 1808 wurde das Generalpoftamt dem Mtinifterium 
des Innern zugewiejen, am 3. Juni 1814 wieder von diefem getrennt und lediglich 
dem Staatäfanzler unterftellt, jchließlih dur Erl. vom 17. April 1848 ala 
I. Abtheilung des Handelaminijteriums fonftituirt. Als die P. NReichsjache wurde, 
unterstand fie zunächit dem Bundes-(Reichs-)Kanzleramte, deffen I. Abtheilung das 
Generalpojtamt (die II. die Generaldireftion der Telegraphen) bildete. Hiernach 
vereinigte das Generalpojtamt in fich die doppelte Funktion einer Preußifchen Staats- 
und einer Reichsbehörde. Die Organijation war noch die Preußische, welche in Folge 
der vermehrten Geichäfte, durch Allerhöchite Ordre vom 16. November 1872 um— 
geitaltet wurde. Demgemäß wurden zwei Abtheilungen, eine technifche (T) und eine 
für Etats- und Kaffenwejen (E) errichtet, während alle Sachen von organifcher und 
prinzipieller Bedeutung, alle Generalien (G) dem Generalpoftmeifter zugejchrieben 
wurden (vgl. Hirth's Ann. 1873, ©. 591). Eine Veränderung von höchiter 
Bedeutung wurde durch die Vereinigung der PB. mit der Telegraphenverwaltung her— 
beigeführt (Allerhöchite Verordn. vom 22. Dezember 1875), in Folge deſſen die Lei— 
tung beider Verwaltungen vom Reichskanzleramte getrennt und dem Generalpoft= 
meifter unterftellt wurde, unter defjen einheitlicher Leitung (vgl. auch Stellvertretungs- 
geieg vom 17. März 1878) Generalpoftamt und Generaltelegraphenamt thätig 
waren (vgl. d. Art. Telegraphenverwaltung). Dieſes Uebergangsjtadium 
endete mit dem 1. April 1880, mit welchem Tage gemäß Allerhöchiter Ordre vom 

v. Holtzendorff, Ene. II. Rechtölerilon III. 3. Aufl. 8 
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23. Febr. 1880 die Centralſtelle als „Reichspoſtamt“ unter einem „Staatsſekretär“ 
ins Leben trat, in diefer neuen Bezeichnung auch die Gleichjtellung mit den übrigen 
höchſten Neichsbehörden (Schagamt, Juftizamt) andeutend. Sachlich trat injofern 
eine Menderung ein, als eine III. Abtheilung gejchaffen wurde, in welcher jet die 
gefammte P. und Telegraphenverwaltung gipfelt, während die I. Abtheilung die 
Gentralftelle für die jpeziell poftaliichen Angelegenheiten: ift. 

Der Gejchäftsbereich der III. Abtheilung umfaßt jämmtliche organifche, geſetz— 
liche und abminijtrative Maßregeln, die Beziehungen zu den oberiten Behörden, 
Bundesrath, Reichstag, das Perjonale, Disziplinarweſen, die Wohlfahrtseinrichtungen, 
Etatsweſen 2c., Poſtſparkaſſen, Statiftil, Herausgabe der Dienftanweifung, des Amts- 
blattes, obere Leitung der Reichsdruderei, Verwaltung der Bibliothek, des Reiche: 
pojtmujeums 2. Die I. Abtheilung ift fpeziell zuftändig für die poftalifchen Ein: 
richtungen, das technifche Poſtweſen, Betriebsmodus, Kursweſen, Ausjtattungsgegen- 
ftände, Tarife, Verhältniffe zum Auslande, Zeitungsbetriebswejen, Technik des Bojt- 
bankgeſchäftes, Erjagleiftungen, Beichlagnahme, Defraudationen, Portofreiheiten ıc. 

Direkt dem Reichspoftamte unterftellt find, abgejehen von den Oberpojtdireftionen, 
die Reichsdruderei (und die Zelegraphenapparatenwerfitatt), die Generalpoſtkaſſe, 
das Poſtzeitungsamt, Poftanweifungsamt, Poftzeugamt und das Deutiche Poftamt 
in SKonjtantinopel. 

Die in diefem zum Schluffe dargeftellten Organismus der P. thätigen Be: 
amten zerfallen, abgejehen von den Unterbeamten, in zwei Gruppen. Die einen, 
die höheren P.beamten, müffen ein Maturitätsgeugniß haben, beginnen ihren Dienit 
ala Poſteleve, haben die erfte Prüfung nach drei Jahren vor der Oberpoftdirektion 
und nach weiteren drei bzw. zwei Jahren die höhere P.prüfung beim Reichspoft: 
amte zu bejtehen, wodurch die Qualifitation zum höhern Dienft in der P. erlangt 
wird. Daneben beiteht die Laufbahn der Poftgehülfen, welche durch vierjährige 
Dienstzeit und Bejtehen der Poftaffiftentenprüfung die QDualififation zum Poſt— 
verwalter eines Poſtamts III. Klaſſe, zum Boftaffiftenten bei einem Poftamt I. und 
II. Klafje und zum Bureauaffiftenten bei einer Oberpojtdireftion erlangen (vgl. Abſchn. 
X. Abth. 1 der U. D. A.; Poſtarchiv 1875, ©. 125, 1874 ©. 289 ff.; Poſtamtsbl. 
1880, ©. 223). Behuis GEinheitlichkeit in der ‘P. werden die oberen Beamten vom 
Kaifer ernannt, und hiervon nur event. den Landesregierungen Mittheilung gemacht 
(Verf. Urk. Art. 50), während die übrigen bei der P., insbeſondere die im lofalen und 
technischen Betrieb thätigen, von den Landesregierungen angejtellt werden. Die erfteren 
find Reichöbeamte, die leßteren Landesbeamte, unterliegen jedoch, da fie „nach Vor: 
ichriftt der Reichsverfaffung den Anordnungen des Kaiſers Folge zu leijten ver- 
pflichtet“, dem Reichsbeamtengeſetze vom 31. März 1873 (vgl. $ 1 deſſelben und 
Laband's Ausführungen, I. ©. 398). 

Lit.: Geichichtliches in Stephan’ (im Buchhandel Fre * Wi Werke, ©. 54, 
120, 179, 272, 691. — Matthias, Ueber Poften ꝛc. — Klü effentliches Recht (1831) 
88 483 ff. — Stephan in Rotted und Welder, Kıv. — — Geſchichte dei 
Sachfiſchen Poſtweſens (Dresden 1879). — Fiſcher, Deutiche Poft: und ‚Zelegraphen eſetz⸗ 
—— (2. Aufl. 1876); Derſelbe in v. Epel 8 JYahrbud 1. 231. — 


ösler, Deutiched Verwaltungsrecht, I. 2 461. — Handbuch für yo e ne 
(Berlin, v Derter 1879). — Laͤband, Staatäredht, 284—-358. — Hirth’3 Annalen 
(j. deren te 1879). — Archiv für ort — — Jahrg. I. bie VIII. 
(bei. 1875 S 1, 125; 1876 ©. 481, 513; 1879 ©. 714). — Deutfche erfehrägeitung 
(feit 1877). — Amtsblatt 8 Preub, Mord. Deutichen on (feit en — Union postale 
(jeit 1875, u. a. IIL ©. v. Kirchenheim. 


Pothier, Rob. * 5 9. I. 1699 zu Orléans, wurde 21 Jahre alt Rath 
am Präfidialgericht zu Orleans, wofelbjt er ipäter einen Lehrſtuhl bekleidete, nebenbei 
als Rath an der Chambre du domaine praftijch thätig war, f 2. III. 1772. 

Schriften: Pandectae Justinianeae in novum ordinem digestae, Par. 1748—52; Lyon 
1782; Par. 1817—24 (ed. frang. par Breard de Neuville 1817—27; ital. Venez. 183431. 
1841, 1842). — Coutume d’Orleans, 1740, 1760. — Trait& du contrat de change, Par. 1763. — 
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Traites sur differentes matieres de droit civil, Par. 1773; bejonderä Trait& des obligations, 
Par. 1761; par Bernardi 1805; ſpaniſch Barcelona 1879. — Trait& de la procedure civile 
et criminelle, Par. 1778. — Traite du droit de domaine de propriete, Par., Orl. 1772 — 
1776. — Traite de la communaute, Par. 1819. — Oeuvres complötes par Siffrein, Par. 
1820—22; par Dupin aine, 1825; par Rogron et Firbach 1825; par Bugnet 1845— 
1848. — Oeuvres annotdes et mises en conciliation avec le code par Bugnet, 1861, 62. — 
Die meiften Traites überiegt von Foramiti, Venez. 1833—35. 

Lit: Zeitichr. für Rechtsgeſch, VIII. 280, 281. — Moreau de Montalin, Analyse 
des Pand. de P., 1827; ital. Venez. 1833. — Hartmann, Dad Deutiche Wechielrecht, 
Berl. 1869, S. 75, Note 19, S. 94. — Dupin, Diss. sur la vie et les oeuvres de P., 
Paris 1825. — Fremont, Vie de P., Orleans, Tours 1859. — Roditre, Les grands 
jJurisconsultes 1874, p. 374—378. — GEnchllopädie ©. 242, TZeihmann. 


Pözl, Joſeph von, & 5. XI. 1814 zu Pechtnersreuth, ftud. in München, 
wo er 26. XI. 1842 promovirte, 1843 Dozent in Würzburg, 1847 ordentl. Prof. in 
München, 1863 zweiter und 1865 erjter Präfident der Kammer der Abgeordneten, 
1872 Reichsrath, F 9. I. 1881. 

Schriften: Iſt der Patron als folder baupflichtig? 1842. — D. privil. fisci Bavar., 
1843, — Bayer. Staats-Verfaſſungsrecht, Würzb. 1847. — Lehrbuch des Bayeriſchen Ber: 
faſſungsrechtes, 1851, (5) 1877. — Sammlung der Bayeriichen Berfafiungs » Gejee, 
1852—77. — Lehrbuch des Bayerifchen Berwaltungsrechtes, München 1856, (3) 1871 und 
1874. — Die Bapyerifchen —— von 1852 und Ablöſungsgeſetz von 1848 (in der von 
ihm redigirten Komment.:Samml.), erfteres in 2. Aufl. 1881, auch andere Geſetze. — Die 
Kompetenzfrage im Bentinck'ſchen Succeffionzftreite, 1853. — Die Gejeßgebung des König: 
reiches Bayern jeit Marimilian II. (jeit 1867). — Als Kammermitglied: Bericht über die 
Kurheifiiche Verfaſſungsfrage und Bericht über die Gew.D. (Verhandl. Bd. IV., VI.) — Be 
gründer und Redakteur ber Krit. Ueberſchau, 1853—1858, dann der Krit. V. J. Schrift jeit 
1859. — Zahlreiche Aufſätze in Bluntſchli's StaatsWört.B. und in vielen Zeitichr. 
(Reyicher, Schneider, Schletter, Blätter für Rechtsanw. und Blätter für adın. Praris). 

Lit.: Prantl, Geichichte der Ludwig-Marimiliand:Univerfität, 1872, I. 726, 727; II. 
556. — Brinz’8 Grabredbe in der Augsb. Allg. tg. 1881 ©. 229, 230. — Eijenhart in 
Hartmann’a Zeitjchrift für öffentliches Recht VI. 571. Teihmann. 


Präbende (praebenda) ijt nach dem neueren Sprachgebrauch das mit einem 
firchlichen Amt verbundene Recht auf den Genuß der Einkünfte deffelben, bedeutet 
aljo joviel wie beneficium. Urjprünglich verjtand man darunter die praebenda 
quotidiana in refectorio ad majorem mensam, d. 5. den den Mönchen und 
Klerikern am gemeinjchaitlichen Tiſch gewährten Lebensunterhalt. Hieraus erklärt 
es fih auch, daß als das gemeinjchaftliche Leben der Kanoniker in den Dom= und 
anderen Stiftern aufhörte, und in Folge deflen den einzelnen Mitgliedern feſte Ein— 
nahmen zugetviefen wurden, man dieje leteren P. nannte und daß heute noch vor— 
zugsweiſe die Geſammtheit der mit einer Stiftajtelle verbundenen Vermögenörechte P. 
beißt. Zu diefen Stiftö-P. gehörten in früherer Zeit für die Negel beitimmte firirte 
Einnahmen, Früchte, Zehnten, Nutzungen gewiffer Grundftüde, endlich auch gewöhnlich 
eine Wohnung (curia), nicht aber zu dem P.eintommen im eigentlichen Sinne die 
jog. distributiones quotidianae, d. h. die bejonderen für die Reſidenz haltenden und 
am Chordienſt theilnehmenden Stiftsmitglieder bejtimmten Einkünfte. Seit der Her: 
ftellung der Deutjchen Bisthümer und Kapitel nach der Säkularifation des Jahres 
1803 bejtehen die P. meiftens in feiten, von den einzelnen Staaten ausgeſetzten 
Gelddotationen. — In der evangelifchen Kirche verſteht man unter P. die Einkünfte 
der Kanoniker an den hin und wieder, wie 5. B. in Preußen und dem Königreich 
Sadjien vorfommenden Stiftern, während das Wort in der allgemeinen Bedeutung, 
welche ihm für das katholiſche Kirchenrecht zufommt (f. den Anfang diejes Art.), 
nicht gebraucht wird. 

Quellen u. 2it.: Tit. X. de praebendis, III. 5; de concess. praeb., III. 8; tit. VI. 
de praeb., III. 4; de conc. praeb., III. 7. — Ant. Schmidt, De varietate praebendarum 
in ecclesiis Germanicis diss., Heidelb. 1773, und in defien Thesaurus jur. ecclesiast., tom. 
I. — Jacobfon in Herzog's Real:Encyklopädie für proteft. Theologie XI. 81 fi. 

R. Hinſchius. 
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Präjudizialſachen find im Gebiete des Giv.Prz. (v. Bar, Th. I. Suppl. 
S. 30) flagbare Anfprüche, denen ein zu Grunde liegendes konkretes Verhältnik 
in jolcher Weije gemeinſam ift, daß mit der Enticheidung über den einen fonfequent 
im Grunde auch jchon die Entjcheidung über den anderen gegeben ift. Die ältere 
Konneritätätheorie definirte die P. ala „Prozeßſachen“, unter welchen fie Einreden 
neben Klagen, prozefjuale und materielle VBorfragen neben Rechtöverfolgungsmitteln 
zufammenfaßte und in den Begriff der P. übertrug. Das Röm. Recht dagegen ver: 
jteht das Präjudiziren von der Entjcheidung ganzer Prozeffe, und da die End— 
enticheidung als folche eben eine Entfcheidung über den Anſpruch ift, jo find es am 
legten Ende die Anfprüche jelbit, zwifchen denen der Präjudizialnerus obwaltet, nicht 
dagegen Einreden und in den Zufammenhang defjelben Anſpruchs und Prozeſſes ge 
hörende Vorfragen. Wo nun ein Präjudizialverhältnig zwischen zwei Anjprüchen 
obwaltet, jchreibt nah Pland das Röm. Recht vor, daß die causa major, der 
Prozeß über den bedeutenderen, namentlich den bedingenden, der causa minor, dem 
Prozeß über den unmichtigeren bzw. bedingten, voraufgehen fol. Zur Herbeiführung 
diefer Ordnung gab das Röm. Recht nad) D. Bülow zwei Mittel, die exceptio 
praejudicii und das „Präjudizialdefret“. Umging nämlich der Kläger die Reihenfolge, 
indem er jtatt der causa major die minor anhängig machte, jo ward er auf Grund 
der dem Beklagten gewährten exceptio abgewiejen, die nad Bülow aber auf 
Grundjtüds- und Erbichaftsprogeffe beichränft war. Traf das Handeln des Klägers 
fein Vorwurf, ſtellte ex beide Prozefle zugleich an oder handelte ſich's um Prozefie 
verjchiedener Kläger zc., jo verfügte der Magiftrat die Ausjegung oder Sijtirung der 
causa minor, was jowol auf Antrag, wie Schlefinger mit Recht hervorhebt, als 
von Amtöwegen möglich war. Das heutige Gem. Recht befchränft nah Pland 
die P. auf bedingende und bedingte Anfprüche. Die Deutſche RGeſetzgeb. geftattet 
dem Gerichte von Amtswegen wie auf vorgebrachte exceptio praejudicii das Ver— 
fahren in einer Givilfache durch einen Beichluß, der mittels Beichwerde anfechtbar 
it, auszufegen, wenn ein Rechtsverhältniß in Frage kommt, welches den Gegenjtand 
eines bereits anhängigen Rechtsftreites bildet oder der FFeititellung durch eine Ber: 
wältungsbehörde bedürftig ift, oder wenn fich der Verdacht einer jtrafbaren Hand— 
lung, 3. B. einer Wechjelfälfhung, ergiebt und die Ermittelung derjelben für die 
Enticheidung der Givilfache von Einfluß jein könnte, ohne daß jedoch das Strai- 
urtheil für den Givilrichter bindend wäre. 
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10 16. — 1. 
. 7, 16. — Tit. C. 7,19. — 1.38 € 9, invent. 2, 20. 
Gajus 4, 133. — Tit. X. 2, 10. c. 5X. 4, 17. — C. de proe. art. 171, 250; C. pen. 
171, 250. — C. for. art. 182. — Preuß, StrafPD. v. z333 10. — Allg. Ger. Orbn. Th. 1. 

$ 178; zit. 5 SS >|; zit. 9 SS 20 ff.; Tit. w 60 N; zit 13 88 36 ff.; Zi 
Ss 11 ff. — Deutiche EPO. SS 188) 140, 229; 66. u Nr. 1. 


git.: Pilii ordo ww P. 28 er — Taneredi ord. jud. P. 2 ng 88 1849. — 
Claproth, —*— Prz., 4. Aufl., Bd Önner, — Bd. J. Abh. Kr. 
ss 11 f. — Linde, Lehrb., 88 56 ff. — Weselt Syſt. $ 64. — Renaud, Lehrb., 
$ 152. — Bethmann— Hollweg, Verſuche, ©. 123 1; ; Derfelbe, Gem. Giv.Prz,, Bd. I. 
S. 400 ff. — Bradenhoeft, rörterungen © Linbe's Lehrbuch, 88 54 fi. — Pland, 
Mehrheit d. Rechtaftreit., 5 26 ff.,56 ff; erjelbe, Strafverf., 8 58; Derjelbe, Verhandl. 
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des 7. era Bd. J. 3 f.; Derielbe, Münd. Arit. 2.3.Schr. 2b. XL ©. 161 ff. — 
De , Verhältn. F Hered. Pet., 1852. — Franke, Komm. über d. Pand.:Tit. de 
H. P. — 0. Bülow, Diss. de praej. except., 1868; Derielbe, Prz.Einreden, 


©. us er Pernice, Diss. de ratione cett., 1864; Derielbe, B.I.Schrift cit. Bb. V. 
S. 418 fſ. — RM. Sqhleſfin er, Gött. gel. An 1869 ©. 881 fi. — Pigeau, La proc. 
civ.. m „ p. 320 ss. — HÖ iter, franz. a ie 5 39. — Die Kommentare 3. Deutichen 
ERD. 1 K. Wieding. 
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Präjudizien nennt man die Nechtsiprüche der Gerichte infofern, als man 
ihren beitimmenden Einfluß bezüglich juridiicher ragen für deren gleiche Beurtheilung 
in anderen Prozeffen bzw. durch andere Richter hervorheben will. Die autoritäre 
Bedeutung der P. beruht im Gebiet des Gen. Rechts auf ihrer wiffenjchaftlichen 
Meberzeugungöfraft und auf freier Annahme der fie befolgenden Gerichte. Eben 
darım kommt fie auch an fich den Urtheilen der unteren Gerichte in gleichem Maße, 
wie denen der Höheren Gerichte zu, und wenn die Sachlage nichtsdejtoweniger im 
Allgemeinen eine andere ift, jo beruht dies doch nicht auf gejeglicher Nothwendigkeit, 
fondern in den thatjächlichen Verhältniffen. Eine andere Stellung nehmen die P. 
der höchiten Gerichte nach Franz. Recht und der ihm folgenden Deutichen RGeſetzgeb. 
ein. Dieſe Gefeßgebungen pojtuliren die Einheit der Rechtſprechung im Staate, und 
fofern fie den höchſten Gerichtshof zum Träger diefer Einheit machen und ihm vor= 
ihreiben, Rechtsſprüche der unteren Gerichte, die auf unrichtiger Auslegung oder 
Anwendung oder Nichtanwendung der Gejege oder Rechtögrundjäße beruhen, zu 
faffiren, wird dieſer Gerichtshof zum allein berechtigten Ausleger der Gejeße und 
feine P. obligatorifch für ſämmtliche Gerichte des Staates außer ihm. Am ftrengiten 
verfolgt diefe Tendenz die Franz. Gejehgebung, indem fie auch im Gebiete der Civil: 
rechtäpflege die Staatsanwaltichait zum Wächter deö Geſetzes beftellt und ihr in der 
Nichtigkfeitsbefchwerde zur Wahrung des Gejeges ein Mittel in die Hand giebt, die 
Einheit der Rechtiprechung jogar da zur Geltung zu bringen, wo den Parteien jelbjt 
ein Rechtsmittel nicht zufteht oder fie von demjelben feinen Gebrauch machen. Die 
Deutiche RGeſetzgeb. dagegen kennt diejes Rechtsmittel und diefe Theilnahme der 
Staatdanwaltichaft im Giv.Prz. nicht; nichtsdejtoweniger fommt auch ihr zufolge 
den P. der einzelnen, wie der vereinigten Givil- oder Straffenate des höchſten Ge— 
richtshofes gleiche Bedeutung zu, da diejelben für den erfennenden höchjten Gerichtshor 
jelbft in gleichen Fällen verbindlich find, nur daß der einzelne Senat von feinen 
eigenen Gntfcheidungen abweichen darf. Davon ift dann die naturgemäße Folge, 
daß alle Rechtsjprüche der unteren Gerichte, ſowie fie in höchfter Inſtanz an- 
geiochten werden, nach Inhalt der P. des höchſten Gerichtähoies beurtheilt und 
eventuell abgeändert werden müſſen. 


2it. u. Quellen: Savigny, Syſtem, I. 85 12 ff. — Pland, Mehrheit, SS_26, 
5. — — — des 6. Juriſtentages, 2. Bd. Kepert. S. 137. — Ärey ranft. Giv.: 


u. — 143 ff., 225 ff. — Pigeau, Proc. civ., I. p 460. — Heffter, Preuß. 
Pr, 8 83. — Lei 1 dec. 1790 a. 25; loi 27 vent. J vi. . 80, 88. — Deutfches GB. 
AN 197 f.; Mot. ©. 151 ff. — Deutiche CPO. Mot. ©. 41 * K. Wieding. 


Are (v. Bar, Th. I. Suppl. ©. 58 ff.) ift eine Verfäumnißfolge, und 
joll nach $ 208 der Deutichen EPD. allgemein ala Verſäumnißfolge eintreten, 
wo nicht die Verjäumnißfolge, z. B. Geftändniß der Hlagthatjachen, Reaffumtion zc., 
ipeziell vorgeichrieben ijt. Sie beiteht darin, daß die Partei wegen Verſäumniß einer 
ihr geitatteten oder aufgegebenen Prozeßhandlung während der gewährten Friſt bzw. 
an dem gejegten Termine das Recht zur Vornahme diejer Handlung verliert. Die 
Friſt bzw. der Termin, mit deren Ablauf diefe Folge eintritt, wird im Gemeinen 
Recht eben darum auch als präkluſiv oder peremtorijch bezeichnet, und zwar 
im Gegenſatz zu dilatoriſchen Friſten und Terminen, mit deren Verſäumniß 
eben jene in ihren Wirkungen höchſt bedeutſame Folge nicht ſofort eintritt. Die 
Deutihe CPO. verwirft das Syſtem der wiederholten Ladung und Friſtanſetzung, 
ihre Friſten und Termine ſind durchweg mit wenigen Ausnahmen ſofort präkluſiv 
und zwar ipso jure, ohne daß es einer vorgängigen Androhung der Verfäumniß- 
folgen bedürfte. Alles Nähere j. im Art. Verfäumnißveriahren. 

8. Wieding. 

Prälaten (praelati) im eigentlichen Sinne find die Biſchöfe und die Inhaber 
der höheren, über dem bijchöflichen ftehenden Aemter, wie die Erzbifchöfe, Primaten 
und Patriarchen. Im Sprachgebrauch der Dekretalen werden auch die Aebte, aljo 


h 


die Vorfteher der geiftlichen Orden, unter diefer Bezeichnung begriffen. Haben dieie 
nicht blos eine der bifchöflichen analoge Regierungsgewalt über ihr Kloſter und die 
zu demjelben gehörigen Perjonen (die jog. jurisdictio quasi episcopalis), ſondern 
auch eine folche über einen gewiffen, dem Kloſter zuftehenden und von jeder Didcele 
erimirten Bezirk (territorium separatum), jo nennt man fie praelati nullius oder 
praelati nullius dioeceseos. Im Gegenjag zu den Bifchöfen werden aber die Aebte 
als praelati inferiores bezeichnet. Aus der allgemeinen Bedeutung von praelatus, 
ala einer Perjon, welche Anderen vorgeht, diefen übergeordnet ift, erklärt es fid, 
daß auch im Mittelalter die Inhaber von mit der Jurisdiktion oder mit dem Per 
ſonat verbundenen Stiftsämtern, 3. B. Pröbite, Dechanien, Kuſtoden der Domkapitel, 
ja mitunter auch die Pfarrer praelati genannt worden find. Endlich hat der Aus- 
drud: praelati noch eine bejondere Beziehung zu dem Organismus der Römtichen 
Kurie. P. find nämlich die Geiftlichen derjelben, welche gewiſſe Berugniffe des 
oberjten Kirchenregiments des Papftes, fei es allein, fei es zu Kollegien vereinigt, 
theils in Unterftügung der Kardinäle, theils jelbjtändig ausüben und deswegen aud) 
durch einen äußeren Ehrenvorrang ausgezeichnet find oder welche wenigjtens ohne 
einen derartigen Antheil an der päpitlichen Jurisdiktion gleiche Ehrenrechte, wie die 
an der leßteren partizipirenden, beſitzen. Die erjteren heißen eigentliche, die letzteren 
Ehren-P., während man die Prälatur, welche der Papſt nach Ablegung der vor: 
gejchriebenen Prüfung verleiht, praelatura justitiae, die, welche er unter Abjehung 
davon ertheilt, praelatura gratiae nennt. Die Prälatur ift die Vorftufe des Kar— 
dinalats. Die allgemeine die P. in ihrer Tracht auszeichnende Farbe iſt die violette. 
Die P., ſowel die Römifchen, wie die nicht zur Kurie gehörigen (f. den Anfang 
dieſes Art.) werden im Hurialftyl, im Gegenfat zu den Nicht-P., Monsignori genannt. 

Quellen u. Lit.: c. 41, 44 X. de elect. 1. 6; c.3 85 in VIt eod. I. 6; ec. 2X. 
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de iud. II. 1; c. 3 X. de off. iud. ordin. I. 31. — Ueber bie Römifche Prälatur ſ. Bangen, 
Die Römiſche Kurie, S. 45 ff. Mejer in Jacobijon u. Richter's Ztichr. für d. Se 
der Kirche 1, 91 fi. — Phillips, Kirchenrecht, 6, 297 ff. — P. Hinſchius, Kirchenredt 
1, 375 ff.; 2, 110 ff. P. Hinſchins 


Prälegate (Borvermächtniffe, praeceptiones) im weiteren Sinne find die einem 
Erben aus der Erbichait hinterlafjenen VBermächtniffe (f. d. Art. Legat). Nachdem 
mit der Form des altrömifchen legatum per praeceptionem im Streit der Juriſten— 
ichulen auch deſſen jachgemäße Auffaffung als eines Voraus für den Eingeſetzten 
vor Erbantritt und Erbtheilung abhanden gekommen war, bildeten fich aus vielem 
Schwanken nachjtehende Begriffe des Juſtin. Rechts: I. Ein gewöhnliches Legat Liegt 
vor, wenn ein Nichterbe mit einem Vermächtniſſe an einen Erben belaftet iſt. 
II. Praeceptio im technifchen Sinne ift a) das einem unter mehreren Miterben jo 
hinterlaffene Vermächtniß, daß nicht der Bedachte ſelbſt, fondern nur deifen Mit: 
erben (alle oder einige) belaftet find; b) das Vorausvermächtniß für den Fiduziar— 
erben. III. Praelegatum im technifchen Sinne: das einem unter mehreren Miterben 
io zugewendete VBermächtniß, daß auch der Bedachte ala mitbelaftet ericheint, 
indem entweder a) ein Onerirter überall nicht genannt ift oder b) ausdrücklich alle 
Erben (folglich auch der Bedachte) belajtet find. Für dies eigentliche P. zog die 
flaffiiche Jurisprudenz aus dem Satze: ein dem Alleinerben Hinterlaffenes Legat 
würde als folches unwirkſam fein (heredi a semet ipso inutiliter legatur), zunächſt 
die Folgerung: dann jei auch das einem von mehreren Erben hinterlaſſene Ber: 
mächtniß, für den Fall, 1) daß der Prälegatar Erbe wird, fomweit unwirkſam 
(£onfundirt), ala er damit an fich felber belaftet, wirffam nur joweit, ala die Mit- 
erben belajtet jeien; jenen Theil habe er ala Erbe, dieje Theile als Legatar. 
Fernere Folgerungen: der fonfundirende Theil accereszirt einem etwaigen Kollegatar, 
ift einzurechnen in die Falzidische und Trebellianifche Quart, wird mit den Erbtheil 
an den Univerfalfideifommiffar reftituirt; ift der SKollegatar ſelbſt Miterbe, alio 
ebenfalls Prälegatar, jo verhalten fich beider Legatantheile (4.8. Yıs, 11/2) gerade 
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umgefehrt wie ihre Erbtheile (!Y/ıs, Yıs) u. ſ. f. Wird dagegen 2) der Prälegatar 
nicht weil er ausjchlägt, oder bleibt er nicht Erbe, weil er ala suus 
abftinirt der als voluntarius Reftitution erlangt, dann erhält er, in Grmangelung 
anderer Verfügung des Erblaffers, das ganze. Gleiches gilt nach richtiger Anficht 
auch dann, wenn der Prälegatar nach dem dies cedens legati, aber vor dem Erb- 
anfritt verjtorben (Transmiffion des ganzen PB. auf feine Erben) oder erbunfähig 
geworden ift; während freilich die Herrjchende Meinung für erfteren Fall auf Grund 
einer Stelle, die von „praeceptiones“ handelt, das Gegentheil behauptet. Alfo: 
der Prälegatar, welcher Erbe nicht wird (nicht will oder nicht fan), erhält bzw. 
transmittirt auf jeine Erben das ganze ihm zugewendete P., und zwar als Legat. — 
Tiefe gefammte überfünftliche Theorie fand auf die technifche praeceptio (oben II) 
feine Anwendung (nur daß hier im alle a das Voraus auch im jud. fam. ercisc. 
geltend gemacht werden konnte); fie durfte eben jener Eigenjchaft halber und ala 
dem Willen des Zejtator der Regel nach widerjtreitend in Deutjchland nicht rezipirt 
werden. Gleichwol behauptet die gemeinrechtliche Doktrin deren Rezeption. Ya 
noch das Sächſ. BGB. will die Römifchrechtlichen Grundfäge vom P. in allem 
Reientlichen durchgeführt jehen (mit der ftilljchweigenden Ausnahme: ſoweit nicht 
der Erblafjer anderes bejtimmt haben follte); obwol bereit3 gleich älteren Landrechten 
das Preuß. IR. und das Dejterr. BGB. mit vollem Fug das Entgegengejegte auf: 
gehelit Hatten: es tft zwiſchen ſog. Prälegat und Vorausvermächtniß an einen unter 
mereren Erben fein Unterjchied; ftet3 hat der Vermächtnignehmer das Ganze jure 
legati, mag er Erbe werden oder nicht, jo daß es bei der Auägleichung unter den 
Erben überall nicht in Anfchlag kommt und nichts davon mit der Erbichaft an 
Räufer oder Univerjalfideitommifjare auszuliefern ift. Dem Code civil mußte die 
og. Prälegattheorie fremd bleiben; fein „don ou legs à titre de preciput ou hors 
part“ bietet nichts Bejonderes. 


Kit. m. Quellen: Buhholk, Die Lehre von den Prälegaten, 1850. — Degen- 
kolb, De leg. qu. f. per praeceptionem, 1855. — Arndts in Glück's Komment. 47 
&.1 j. Val. meitere F (Czyhlarz, Rreticmar, Unger :c.) bei Winbicheibd, nn 
— — Gaj s 217 ff. — | 17 82; 1. 18; u.» 1-13; 1. 
ns 91; 116 $ 1 D. —— — 1758 A D. 31 (vgl. Schüße, Iahıbb, d . gemein. —— 
Ku. I ©. 418 fi). -— 1.32 D.32.—1.2p r. D. 38, 7. x2 D. 3, 9. — 

0 D.35,2.— 1.185 La LED ELLI 6 D. 43, 3. — 
a er .6. 9. — treuh. Allg. CR. 1. 12 98 262, 1, 449, 474; i. 11 
$ 40. — Code civ. art. 919. — Oefterr. BGB. $ 648. — Sächſ. VEB. 88 24012408. — 
Reunſen Erbr.sEntw., $ 351. Schütze. 


Präliminarien der völkerrechtlichen Verträge (conventiones praeparatoriae 
s. praeliminares, preliminaires) find vertragsmäßige Abreden unter den Staaten, 
die ala blos vorläufige gelten und durch den Abſchluß von definitiven Staats— 
verträgen erjeßt werden jollen. Unterhandelnde Staaten pflegen fich ihrer zu be— 
dienen, um gegenjeitiges Einverjtändniß in den Hauptpunkten vertragsmäßig ficher 
zu itellen und nur die Formulirung deſſelben oder die Feſtſetzung von Nebenpunkten 
!päterer Vereinbarung vorzubehalten. PB. haben demnach bald die Bedeutung bloßer 
pacta de contrahendo, indem fie die Punkte aufführen, welche die Grundlage der 
Unterfandlungen bilden jollen; bald jtellten fie einen proviforischen Rechtszuſtand 
wiſchen den Staaten jeft unter Vorbehalt, demjelben in einen definitiven zu ver— 
wandeln; bald endlich normiren fie einen definitiven Rechtszuſtand und behalten 
zur die feierliche Beftätigung und etwaige Ergänzungen dejjelben einem jpäteren 
Pauptvertrage vor. Immer aber find fie völferrechtlich verbindliche Verträge; «8 
it denn, daß ihre Geltung vom Abſchluß des Definitivvertrags abhängig gemacht 
were. Auch für fie gelten demnach die Regeln, die das Völkerrecht betreffs der 
segitimation zum Abjchluß, der Ratififation, Auslegung und Erlöjchung der Staat#- 
derträge aufſtellt. P. werden bald in Geftalt bloßer Punktationen abgefaßt, jo daß 
" junachſt nur beabfichtigen, eine Vertragsbafis zu jchaffen; bald als förmliche 
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Verträge abgejchloffen. Hauptanwendung finden fie bei Friedensſchlüſſen (Friedens-P.) 
wobei fie häufig mit Waffenjtillftandsverträgen fombinirt werden. 

Beifpiele der wichtigiten Präliminarverträge in der Neuzeit find die P. von 
San-Stefano vom 3. März 1878; der ihnen in Gemäßheit des Berliner Vertrags 
vom 13. Juli 1878 bderogirende Definitivfriede von Konftantinopel wurde am 
8. Febr. 1879 gejchloffen. Nächſtdem: die P. von Berjailles vom 26. Febr. 1871: 
die Nifolaburger Friedens-P. nebit Waffenjtillftandstonvention vom 26. Juli 1866; 
die PB. von Villafranca vom 11. Juli 1859; die Wiener P. vom 1. Febr. 1856 
zum Parifer Frieden vom 30. Mär; 1856. 


120 Prämie, 


F. d. Martitz. 

Prämie bedeutet juriſtiſch wie im gewöhnlichen Sprachgebrauche jo viel ale 
Preis, Belohnung, Vortheil, Vorrecht, Vergütung (auch im Sinne von Proxenetikum, 
Vergütung für eine Vertragsvermittelung) u. dgl. 

1) Von dieſer Bedeutung geht auch der beſondere handelsrechtliche Gebrauch 
dieſes Wortes aus und zwar zunächſt auch die Beſtimmung des Seehandelsrechts, 
daß Schiffer alle Arten von Belohnungen („P.“), die fie von dem Befrachter, 
Ablader oder Ladungsempfänger erhalten, dem Rheder ala Einnahme in Rechnung 
bringen müfjen (HGB. Art. 513) und daß P. u. dal. im Seefrachtgefchäft nicht 
gefordert werden fünnen, wenn fie nicht ausbedungen find (ebenda Art. 622). Zu 
jenen Belohnungen werden auch die Ausfuhr-P. (Erportbonififationen) gerechnet ; 
fo daß auch diefe der Kapitän dem Rheder ala Einnahme verrechnen muß, gleichviel 
ob er fie ala Schiffsführer oder als Vertreter der Ladungsinterefjenten zugedacht er: 
hielt (j. Entih. des ROHG. Bd. VI. ©. 64). Hierüber ſ. d. Art. Kaplafen und 
Primage. 

2) Mit obiger Bedeutung von P. hängt auch die Verwendung diefes Wortes 
für Rabatt, Refaktie in diefem Sinne, P. in Spezialtarifen von Transportanitalten, 
auch von Annoncenbureaus zufammen (vgl. hierzu HGB. Art. 384; Entſch. des 
ROHGG. I ©. 212; IV. 136; XI. 213; Gareis, Kurzgef. Lehrb. des Handels: 
rechts, ©. 342). 

3) Eine mehr technifche Bedeutung hat das Wort BP. im Verjfiherungs: 
recht; bier iſt P. die Gegenleiftung, welche fich der Verficherer vom Verſicherungs— 
nehmer für die Uebernahme der Gefahr vertragsmäßig bezahlen läßt, das Nequivalent, 
welches der Verficherungsnehmer dafür bietet und zu bieten hat, daß der Verficherer 
den Erſatz des Schadens, welcher den BVerficherten treffen kann, nach Maßgabe des 
Verficherungsvertrags übernimmt. Bei der Verficherung auf Gegenfeitigkeit ijt die 
P. ein im Verhältniß zur Höhe des innerhalb einer Rechnungsperiode eingetretenen 
Schadens durch NRepartition diejes Schadens (und der Verwaltungsfojten) fich er- 
gebender, mithin variabler Beitrag, welcher, annähernd gejchäßt, auch jchon vor 
Ablauf der Nechnungsperiode ganz oder theilweife, jedenfalls vorbehaltlich jpäterer 
definitiver Feſtſetzung erhoben werden kann und gerade dann auch PB. (uneigentliche 
P.) genannt wird. Bei der „Verficherung gegen P.“ aber ijt die P. ein feſter ver- 
tragsmäßig vor Ablauf einer Verficherungsperiode definitiv fejtgejeßter Betrag, welchen 
der Verficherer in jpefulativer Abficht als Gegenleiftung für die Gefahrübernahme 
vom DVerficherungänehmer bezieht (j. Goldihmidt, H.R., 2. Aufl. $ 49 ©. 584 
bis 587; Stobbe, Deutjches Privatrecht, Bd. III. ©. 197 und die cit. Lit., auch die 
Cit. unter d. Art. Verſich erungsvertrag. Ueber „Zeit-P. im Seeverſiche unge 
recht ſ. Allg. Deutſches HGB. Art. 834, 835, 849, 760). Nach Seeverſicherungs— 
recht ift die P., jofern nicht ein Anderes vereinbart ift, jofort nach Vertragsabſchluß 
und wenn eine Polize verlangt wird, gegen Auslieferung diefer zu bezahlen. Zur 
Zahlung der P. ift der Verficherungsnehmer, jubjidiär (im Seeverficherungsrecht) auch 
der Berficherte verpflichtet. Im Seeverficherungsrecht ift eine proportionale Rück— 
forderung der P. (abzüglich der Riftornogebühr) gejtattet, wenn die Unternehmung. 
auf welche fich die Aſſekuranz bezieht, von dem Verficherten aufgegeben oder ohne 
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deſſen Zuthun die verficherte Sache der übernommenen Gefahr nicht et wird 
(f. Art. 899 des Alle D. HGB.; PB. Holſchuld oder Bringichuld? ſ. Entich. 
des ROHG. IX. ©. 375, 386 und Gareis, a. a. D. ©. 392). 

4) Eine eigenthünnliche, feehandelörechtliche Bedeutung hat die P. ala Bod— 
merei=®., die P., welche der Bodmerift („Seedarlehnagläubiger“, Bodmereigläubiger) 
zu beanfpruchen bat; da nämlich diefem Gläubiger für die Zurüdzahlung des von 
ihm gegebenen Darlehns * die verbodmeten Gegenſtände (fortune de mer) haften 
und er keinen Anſpruch auf Rückzahlung des für eine beſtimmte Seeunternehmung 
gegebenen Darlehns hat, wenn die verbodmeten Gegenſtände bei dieſer Gelegenheit 
zufällig zu Grunde gehen, ſo iſt es angemeſſen, daß der Bodmeriſt nicht blos ge— 
wöhnliche Dahrlehnszinſen, ſondern ein höheres Aequivalent (10 bis 25, ja 40 Prozent 
des Seedarlehnskapitals, nämlich die Bodmerei-P.) für die Hingabe des Kapitals 
und für jene Rifitoübernahme erhält, ein Aequivalent, welches beliebig hoch von 
den Parteien feitgefegt werden fann und in Ermangelung entgegenjtehender Verein— 
barung auch die Zinfen umfaßt, jedoch die Natur der Zinſen verläßt und als ein 
Zuwachs zum Kapital erjcheint; deshalb laufen vom Zahlungstage an (das iſt vom 
achten Tage an nach Ankunft des Schiffes im Beitimmungshafen der Bodmerei- 
reife) kaufmännische Zinfen nicht blos von dem Bodmereifapital, jondern auch von 
der P.; Hierbei wird zur Beitimmung des Fälligkeitstermins der Tag der Ankunft 
nicht mitgerechnet. Dieje Regeln finden Anwendung, wenn die P. für die ganze 
Reife bedungen wird, daher mit der Ankunft im Beitimmungshafen der Kauf der 
P. endigt; man nimmt hierbei an, daß die Höhe diefer P. von vornherein jo be- 
mejlen jei, daß auch das Rifito des Unterganges der verbodmeten Gegenjtände von 
der Ankunft des Schiffes an bis zur Löfchung mit in Betracht gezogen ift. Anders 
wenn die P. Zeit-P. ift, d. 5. zeitweije, 3. B. monatsweiſe bedungen wurde für 
die Zeit von ber Entitehung der Bodmereifchuld bis zur Rüdzahlung derjelben: dann 
nimmt man an, daß durch die P. der Zinsfuß Habe bejtimmt werden jollen, „der 
dem Darleiher bis zur Rüdzahlung zu Theil werden jolle”, und diefe PB. läuft in 
jedem falle bis zur Zahlung des Bodmereifapitals. In dem Bodmereibriefe muß 
(u. A.) nicht blos der Kapitalbetrag der Bodmereiichuld , jondern auch der Betrag 
der Bodmerei-P. „oder der Gefammtbetrag der dem Gläubiger zu zahlenden Summe“ 
und die Zeit, zu welcher die Bodmereifchuld bezahlt werden ſoll, enthalten jein 
(Allg. D. HGB. Art. 680, 684 Ziff. 3, 688; über Riftornirung der Bodmerei-P. 
1. ebenda Art. 699). Die Bodmerei-P. kann unter die Fälle der großen Haverei 
fallen (ebenda Art. 708). Ueber Bodmerei-P. ſ. Lewis, Seerecht, II. ©. 7, 8, 
11, 15 u. a.; Mafower, HGB., 8. Aufl., ©. 658, 659, 661, 664 Anm. 25. 

5) P. hat auch die Bedeutung von Gewinn; jo nennt man P. mitunter den 
Betrag einer Kuröfteigerung von Gffeften (3. B. die Aktie macht 3%, P.), ferner 
den auf ein Zotteriepapier fallenden Gewinn (das behufs deffen Erhebung ausgeſtellte 
Segitimationspapier heißt „P.ichein“); auch im RGef. betreffend die „Inhaberpapiere 
mit P.“ vom 8. Juni 1871 bedeutet P. jo viel als Gewinn, nämlich den Betrag, 
welcher Släubigern außer der Zahlung der in dem Inhaberpapier verjchriebenen Geld- 
fumme dergejtalt zugefichert wird, daß durch Ausloofung oder durch eine andere auf 
den Zufall gejtellte Art der Ermittelung die zu prämiirenden (d. 5. vom Gewinn 
zu treffenden) Schuldverichreibungen und die Höhe der ihnen zufallenden P. be— 
ſtimmt werden jollen. (Solche Inhaberpapiere dürfen innerhalb des Deutichen Reiches 
nur auf Grund eines Reichsgeſetzes ausgegeben werden, ſ. d. Art P.papiere.) 

6) P. im P. geſchäft ift das Nequivalent für das dem Weſen diejes Gejchäfts nach 
jugeftandene Wahlrecht ; das Wahlrecht, welches der P.empfänger dem ‘P.geber einräumt 
und welches mit Bezug auf einen bereits abgejchloffenen oder erjt noch abzuſchließenden 
Vertrag (in der Regel Lieferungs- oder Differenzgeſchäft) einen Eingriff in die Rechts— 
Iphäre des P.nehmers enthält, giebt dem P.geber die Wahl zwiichen Wollen und 
Nichtwollen, oder zwiſchen So- und Anderswollen oder zwischen So- und Anders- 
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und Nichtwollen (j. d. Art. P.geſchäft, Nochgeſchäft und Stellgeichäft); 
dieſes Wahlrecht wird nur gegen Zahlung eines feſt vereinbarten (daher nicht un- 
mittelbar vom Kurſe abhängigen und hierdurch von der „Differenz“ verichiedenen) 
Betrags, der P. zugeitanden. Iſt der Käufer P.geber, jo Heißt die P. „Vor-P.“ 
(„Lieferungs-®P.“); ift das Wahlrecht dem Verkäufer zugeitanden, jo wird der Sau: 
preis um den Betrag der P., hier Rüd-P., Empfangs-P. genannt, vermindert oder 
die — beſonders bezahlt. 

James — Die Lehre von den Zeitgeſchäften, Berlin 1875, S. 5 fl. - 
ZH. BR 6. Aufl, SS 286294. — Endemann, HR., 3. Aufl., $ 121. — Gareii 


in Siebenhaar’8 Ari für TW.R. und HR. Bd. 18 ©. 128 fi. — Entih. des ROHE. 
XV. ©. 393, 399; XIX. Gareiä. 


Pramiengeihäft (TH. 1. S. 538). Das P. ift ein Vertrag, inhaltlich deſſen von 
einem Kontrahenten, Prämiennehmer, dem anderen, Prämiengeber, gegen Beriprechen 
einer bejtimmten Geldjumme, Prämie genannt, ein an einem vereinbarten jpäteren 
Zeitpunfte auszuübendes Wahlrecht zugeftanden wird, welches mit Bezug auf einm 
bereits abgejchloffenen oder erſt noch abzuſchließenden Bertrag einen Eingriff im die 
Rechtsiphäre des Prämiennehmers enthält; der Vertrag, auf welchen dad P. Bezug 
nimmt, ift in die Vereinbarung über Wahlrecht und über Nequivalent hierfür, die 
Prämie, mithin in das P. wejentlich, aber noch unfertig eingeichloffen, jo daß mi 
nach Endigung des P. entjchieden tft, ob oder wenigjtens in welchem Umfange e 
zu Stande fam oder nicht, und im kaufmännischen Verkehr regelmäßig ein Lieferung: 
geſchäft (Frirgeichäft), deſſen Gegenftand gewöhnlich börfenmäßige Papiere bilden 
1) Das Wahlrecht, für welches die Prämie gegeben wird, berechtigt den Prämien: 
geber an einem bejtimmten ſpäteren Zeitpunfte zu wählen, ob er den gleichzeitia 
verabredeten Lieferungsvertrag abgeichlojjen wiſſen wolle oder nicht (ein: 
faches P.); die Prämie wird hierbei bezahlt: entweder wenn daa Wollen dieſee 
Lieferungageichäfts, oder wenn das Nichtwollen gewählt wird, oder auch ſchon 
für das bloße Wahlrecht, ohne Rüdficht auf dieſe oder jene Ausübung der 
Wahl. An der Berliner Fondsbörſe gilt: „Zeitgejchäfte mit Prämie find (Zeit) 
Gejchäfte, bei denen es einem der Kontrahenten (bei Bor-P. dem Käufer, be 
Rüd-P. dem Verkäufer) freifteht, gegen Zahlung einer Prämie (Reugeld) von 
dem Gefchäfte zurüdzutreten“ (f. unten). Der VBortheil des Prämiengebers liegt in 
der Möglichkeit, die Konjunktur im Zeitpunkte der Wahl für fich vortheilhaft zu be 
nützen; der des Prämiennehmers im gewiffen, wenn auch geringeren Gewinn wenigjtens 
der Prämie. 2) Das Wahlrecht kann aber auch derart vereinbart jein, dak der 
Prämiengeber nicht zwiichen dem bejtimmten Wollen und Nichtwollen, ſondern 
zwifchen So= und Anderswollen wählen fann: dies iſt der Wall beim 
„Wandelgeſchäft“, wobei der Wähler (Präntiengeber) die Erfüllung des Ver: 
trages in einem beliebigen Zeitpunfte innerhalb einer enger oder weiter firirten Tritt 
fir verlangen kann; ferner beim „Schluß auf feſt und offen“, bei welchem 
der Prämiengeber, der hierbei immer ala Käufer erjcheint, das Recht hat, an einem 
bejtimmten Zeitpuntte Hinfichtlich eines bejtimmten Theil der Waare von der Er- 
füllung zurüdtreten zu dürfen; hierher gehört auch das „Nochgeſchäft“ und das 
„Stellgeſchäft“, j. die bef. Art. hierüber. 3) Das Wahlrecht des Prämier- 
gebers kann endlich der Art vereinbart jein, daß dem Prämiengeber die Wahl zwijchen 
Nichtwollen, Sowollen und Andersmwollen zuſteht; dies it der Fall beim 
„zweiſchneidigen P.“, welches darin beiteht, daß der Prämiengeber am be 
jtimmten Termine wählen fann, ob er (als Käufer) die behandelte Waare vom 
Prämiennehmer beziehen, oder fie (ala Verkäufer) dem Prämiennehmer liefern , oder 
weder das Eine, noch das Andere, jondern Abjtand vom (Lieferungs-)Bertrag: 
wolle. — Ueber die Verbindung zweier P. ſ. d. Art. Zwei-P. — Die juridijce 
Natur der PB. im Allgemeinen und im Einzelnen, jogar ihre Klagbarkeit ift ſehr 
beſtritten. Sehr verfchiedene Rechtsinftitute: Reugeld, Konventionalitrafe, Spiel, 
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Wette (die Auffaffung als Spiel oder Wette ift bejonder® und ausdrüdlich aus— 
geichloffen durch 5 13 des Defterr. Börjengejehes vom 1. April 1875), gewagte Ber: 
träge, Berfiherungsgefchäft ıc., wurden zur Erklärung derjelben herangezogen: die 
Prämie ift aber nichts Anderes ala ein volltommen berechtigtes Geldäquivalent, 
welches für die Gewährung (oder Ausübung) eines gewiffen Wahlrechts gegeben wird. 

git.: Ueber das in ber Encyclica: vix pervenit von Benebitt XIV. beichriebene — 
des P. ſog. „contractus trinus“ ſ. Carl Adler in ch eitichr. für Reiche: un 
Landesrecht, 1875, 1. u. 2. Heft ©. 39. — Bender, Verkehr mit Staatöpapieren, 2. Aufl. 
sn. — THöl, Bertehr mit Staatöpapieren, ©. 195 fi. u. a. a. D.; Derjelbe, 
DR, 6. Aufl, 88 286-294. — Endemann, 2 $ 121. — Ladenburg in Golb: 
'hmidt’3 Zeitichr. für das gel. H.R., Bd. III. Nr. 8. Bol. auch Goldſchmidt, ebenda 
1. Nr. 5, 9 m. 11; Gareis in Siebenhaar’3 Archiv für W.: und H.R., Bd. XVII. 
Kr. V, &. 123—170 u. kurzgef. Lehrb. des H.R., $ 62. — Die juridifche Natur derjelben ins: 
deſondere . Bender, a.a. DO. $ 93. — 7 ‚DR, $ 288. — Gareis in Siebenhaar’s 
Ich. a. 0. D., $8 14, 15, 19. — Die „Bedingungen = die Gefchäfte an der Berliner 
Aonbäbörie*, vom 3, Febr. 1873, mitgetheilt von Keyßner, f. Goldjhmidt zc., Ztihr. f. 
dei gel. H.R., Bb. XVII. ©. 502 e — Die Wiener Gffeftenbörje, j. ebenda Bb. XXI. 
—* (Keyßnerx) ©. 298 ff. — Hamburger Aſancen, ebenda ©. 14 ff. — Entid. b. 
K06. Bd. XV. ©. 393, 399; XIX. 4. — Goudsmit, M. T., Het Begrip en Wezen der 
Kansovereenkomsten. Akad. Proefschr., Leiden 1871; vgl. Vaband in der Zeitichr. für das 
ei. HR, Bd. XIX. ©. 439—441. Gareis. 


Prämienpapiere find Werthpapiere, welche emittirt werden zum Zweck ber 

ng einer Prämienanleihe; leßtere ijt eine Art der öffentlichen Anleihe 

gegen Obligationen. Als der P.anleihe charakterijtiich wird erachtet, daß in ihr 
en Tarlehnsvertrag mit einem Spielvertrage verbunden tft (j. Thöl); es werden 
nämlih hierbei nach) Maßgabe des bei der Emiffion der einzelnen (Darlehns-) 
bligationen veröffentlichten Planes an bejtimmten Terminen und in bejtimmten 
Imiange einzelne Reihen oder einzelne Nummern der emittirten Obligationen aus— 
xlooft und dieſen, ebenfalls durch das Loos oder dgl., ein Gewinn von gewifjer Höhe 
mgetheilt (vgl. Endemanna. a. D. und d. Art. Lotterie, privatrechtlich, Ziff. 4). 
Tie P.anleihen find entweder unverzinslich oder verzinslich; erfterenfalls verpflichtet 
nd der Gmittent der P. nicht zur Zahlung feſter Zinfen, jondern nur zur Zurück— 
yablung des Kapitals und zur Zahlung des Gewinnes, Beides nach Maßgabe des 
Xotterieplanes, welcher den Tilgungsplan und die feſten Verlooſungstermine ent- 
dalten muß (Hierzu vgl. Endemann, ©. 666); bei verzinälichen P.anleihen 
werden niedrige Zinfen bezahlt und mit dem Reſt der programmmäßig angenom- 
wert Verzinfungs= und Tilgungsquote wird die Tilgung und Prämienzahlung 


Der Negoziabilität der P. nach unterjcheidet man Prämienanleihepapiere auf 
Namen und Prämienanleihepaiere auf den Inhaber (letztere auch „Inhaberpapiere 
mt Prämien“ genannt); die weitaus größere Girkulationsfähigfeit kommt den 
sgteren zu; daher reizen gerade dieje die Spiel- und Gewinnjucht des Publikums 
und eignen fie ſich auch zur Monopolifirung behujs Gröffnung von Kredite 
und Gewinnquellen für die Finanzen des Staates oder öffentlicher Korporationen. 
Ion diejen finanzpolitiichen wie von polizeilichen Motiven ausgehend, hat das RGeſ., 
setreffend die Inhaberpapiere mit Prämien, vom 8. Juni 1871, die auf den In— 
saber lautenden P. zu Gunften des Reiches und der Bundesjtaaten monopolifirt. 
Art den Inhaber Lautende Schuldverjchreibungen, in welchen allen Gläubigern oder 
mem Theile derjelben außer der Zahlung der verfchriebenen Geldfumme eine Prämie 
ageſtalt zugefichert wird, daß durch Ausloojung oder durch eine andere auf den 
Seal geftellte Art der Grmittelung die zu prämiirenden Schuldverfchreibungen und 
due Höhe der ihnen zufallenden Prämie bejtimmt werden follen, dürfen innerhalb 
%4 Deutichen Reiches nur auf Grund eines RGeſ. und nur zum Zwede der An- 
“he eines Bundesſtaates oder des Reiches auögegeben werden ($ 1 des angef. Ge- 
“ee. Allen entgegen diejen Bejtimmungen im Inlande emittirten, jowie allen den- 
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jenigen ausländifchen P. au porteur, welche nach dem 30. April 1871 im Ausland: 
ausgegeben find, iſt Verkehrsfähigkeit geſetzlich abgejchnitten, fie dürfen weder weiter 
begeben noch an Börfen, noch an anderen zum Verkehr mit Werthpapieren beſtimmten 
Verſammlungsorten zum Gegenftande eines Gejchäfts oder einer Gejchäftsvermittelung 
gemacht werden ($ 2 d. Gei.). Die vor dem 1. Mai 1871 emittirten ausländiichen 
P. au porteur find vom Verkehr ebenfalls ausgeſchloſſen, jofern fie nicht abgeſtempelt 
und zu diefem Behufe fpäteftens am 15. Juli 1871 eingereicht worben find, 
nad; Maßgabe näherer Beitimmungen des Gefehes (SS 3, 4 u. 5) und der auf Gnmt 
diefes Geſetzes vom Bundesrath erlaffenen Vorfchriften zur Ausführung diejes Gr 
jeßes vom 19. Juni 1871. Strenge Strafandrohungen juchen die Erreichung de 






Zwedes diefer Normen zu fichern: Wer dem Geſetze ($$ 1, 2 u. 3) zumiderhanbelt, 


verfällt in eine Geldjtrafe, welche dem fünften Theil des Nennwerths der rechtswidrig 


behandelten P. gleichlommt, mindejtens aber 300 Mark betragen joll, und we | 


ein P. au porteur gegen 88 2 u. 3 d. Gef. öffentlich ankündigt, ausbietet oder 
ernpfiehlt oder zur Feititellung eines Kurswerthes notirt, verfällt in eine Gelditraie 
bis zu der oben bemerkten Höhe oder in eine Gefängnißftrafe bis zu drei Monaten 
($ 6 d. Gei.), Strafbeitimmungen, deren Anwendung den Straffammern des Land- 
gericht gemäß 8 74 Ziff. 3 des GBG. ausjchliehlich obliegt. Gejtattet iſt demnach 
der Umſatz a) von inländifchen Staats- oder Privat-P. au porteur, welche vor 
Verkündigung des angeführten Geſetzes auägegeben wurden; b) von inländijchen 
Staatd- oder Reichs-P. au porteur, welche auf Grund eines RGeſ. emittir® wurden; 
e) von rechtzeitig angemeldeten und abgejtempelten ausländiichen P. au porteur, und 
d) von allen P. auf Namen. Unter den Begriff der geießwidrigen Negoziirung Fällt 
jedoch weder der bloße Befit, noch der durch Erbgang oder ähnliche nicht im Willen 
der Betheiligten herbeigeführte Befigtwechfel, noch auch die zum Zweck des Gewinn: 
bezugs * Falle der Auslooſung erfolgende Realifirung (ſ. Endemann, a. a. ©. 
©. 667). 


Quellen u. 8it.: Das angeführte Reichsgeſeß nebft Verordnung; Erläuterungen hierzu 
in der Kortfampf’ihen Sammlung der Gejehe des Nordd. Yundes und des Deutichen 
Reiches, Bd. II. — Endemann, H.R., 3. Aufl., $ 139. — Thöl, H.R., 6. Aufl., S 309. — 
Dal. auch die Art. Prämien u. Lotterie (privatrechtlich) und die dort — Lit. 

areis. 


Präüſentationspapiere find Urkunden über Forderungen, welche nur mittels 
Präfentation der Urkunde geltend gemacht werden fünnen. Der Schuldner ift nım 
gegen Präfentation des Papiers zu leiften verpflichtet. Wird die Leiftung eingeklagt, 
jo ericheint der Bei des Papiers als ein wejentlicher Theil des Klagfundaments 
Denn das Papier ift nicht blos Beweismittel für die Forderung, deren Geltend- 
machung in Frage fteht, jondern Ausübungsform des Rechtes. Die P. zählen daber 
insgefammt zu den Wertbhpapieren, d. 5. zu den Urkunden, deren Befit die 
Derwerthung des darin verbrieften Rechtes in privatrechtlicher Beziehung bedingt. 

Die meiften PB. enthalten die Hlaufel, daß gegen dad Papier, gegen Rückgabe 
des Scheind u. dgl. geleijtet werden ſolle. Man fann dieje Hlaufel die pofitive 
Präjentationgklaufel nennen. Sie wird erfeßt durch einen derartigen Inhalt der 
Urkunde, aus welchem in unzweideutiger Weife die Abficht des Ausſtellers hervor: 
geht, daß nur gegen das Papier geleitet werden jolle in Hinweis auf Statuten, 
welche nur jolche Beitimmung enthalten, vermag die Präfentationsklaufel zu erjeen. 
Gewiſſe Papiere find geſetzliche P., fie gelten ala P. ohne Rückſicht darauf, ob die 
Urkunde die Präfjentation ald Vorausſetzung der Leiftungspflicht Hinftellt. 

P. find jtets die Forderungspapiere mit der reinen Inhaberklauſel (ſ. d. Art. 
Inhaberpapiere). ine vertragsmäßige Ausfchließung der Präjentationgpflicht 
ift bei ihnen unzuläffig, denn es kann fich felbitverjtändlich Niemand verpflichten, 
dem Präjentanten des Papiers ohne Präfentation zu zahlen. Wird ein Inhaber: 
papier außer Kurs gejegt, jo hört es deshalb nicht auf ein P. zu jein. 
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Die indofjablen Papiere find P., wenn nicht, was bei ihnen zuläffig ift, die 
Präfentationapflicht vertragamäßig ausgeichloffen wird. 

Schlichte Namenpapiere find P., wenn fie die pofitive Präjentationskflaufel ent« 
halten. Jedoch find es ohne dieje Borausjehung, wenn nicht die Präjentationspflicht 
vertragamäßig ausgeichloflen it, der Wechſel, kaufmänniſche Anweifungen und Ver— 
pflichtungsjcheine, das Konnoſſement, der Ladejchein, der Bodmereibrief und wol auch 
der Lagerſchein und die Seeaſſekuranzpolize. 

Bei den Forderungen aus P. muß der Gläubiger durch Präjentation des 
Papiers den Schuldner zur Leiſtung auffordern. Es braucht nicht etiwa der Schuldner 
jeinerfeits mit der Leiftung voranzugehen, jondern er mag abwarten bis der Gläubiger 
als Präfentant des Papiers die Leiftung verlangt. Nicht die Fälligkeit des Papiers, 
iondern erit die Präfentation des fälligen Papiers jeßt den Schuldner in Berzug. 
65 können daher erit von dem Momente der vergeblichen Präſentation ab Verzugs— 
jinfen gefordert werden (Entich. d. ROHG. V. 375; VI. 231; XXI. 304). Der Satz: 
dies interpellat pro homine gilt nicht für P. und ebenjomwenig Art. 289 des HGB., 
nah welchem Kaufleute untereinander berechtigt find, in beiderjeitigen Handels— 
geichätten auch ohne Verabredung oder Mahnung von jeder Forderung jeit dem Tage 
ihrer Fälligkeit Zinjen zu fordern (Entich. des ROHG. XXL. 305). Die Schuld aus 
dem B. iſt Mahnichuld. Der Gläubiger muß mahnen und zwar in bejtimmter 
Form, nämlich mit Präfentation des Papiers und mit dem Anerbieten, das Papier 
gegen die Leiftung dem Schuldner auszuhändigen. Die Aushändigung des Papiers 
und die Leiftung müſſen an fi) Zug um Zug geichehen. Die PB. find Einlöfungs- 
papier. Das Hecht aus dem P. ift nur ein Recht auf Einlöjung bes Papiers 
(vgl. bezüglich des Wechjele Thöl, W.R., S 60). ; 

Die Schuld aus dem P. ift Holichuld, nicht Bringihuld. Der Schuldner 
braucht die Leiſtung dem Gläubiger nicht darzubringen; der Gläubiger muß kommen 
fie zu holen. Art. 325 des HGB., nach welchem der Schuldner verpflichtet ift, 
die Zahlung von Geldfummen auf feine Gefahr und Koften dem Gläubiger zu über: 
machen, findet auf Holjchulden aus P. keine Anwendung. Es hat vielmehr der 
Släubiger den Betrag im MWohnorte oder im Gejchäftslofale des Schuldners zu 
holen, es müßte denn eine beiondere Zahlitelle verabredet oder das Papier bei dem 
Gläubiger domizilirt fein. 

Der Schuldner kann auf die durch Präfentation erfolgende Mahnung verzichten 
und fich zur Darbringung der Xeiftung verpflichten. Ein folcher Verzicht liegt in 
der Klaujel: ohne vorgängige Präfentation. Die Yeiftungspflicht bleibt auch 
in diefem Falle bedingt durch die Aushändigung des Papiers. Das Papier verliert 
durch dieje Klauſel (negative Präjentationsklaufel) nicht den Charakter des Werth: 
vapieres. Allein der Schuldner fieht von einer Aufforderung des Gläubigers ab. Der 
Schuldner hat das Papier zu fuchen, nicht umgekehrt ihn das Papier. Will er nicht 
in Verzug fommen, jo muß er fich unaufgefordert zur Verfalläzeit in die Wohnung 
des Gläubiger begeben, um gegen Aushändigung des Papiers jeinerjeit3 die Leiftung 
anzubieten (Entich. dee ROHG. VIII. 164). 

Die Forderung aus dem P. entjteht micht etwa erjt in dem Momente der 
Präfentation. Die Obligation ift jchon vor der Präjentation eriftent. Nur die 
Ausübung der Forderung ift an die Präjentation gebunden. Es können daher jchon 
vor diefem Zeitpunfte von dem Betrage der Forderung Zinjen laufen. Die Ber- 
Jährung der Forderung iſt von dem Frälligfeitstermin an zu rechnen. 

Regrekanjprüche, welche aus der vertweigerten Honorirung des Papiers erwachien, 
haben die vergebliche Präjentation des Papiers zur Vorausfegung. Denn das Regreß— 
veriprechen ift von vorneherein durch die Thatſache bedingt, daß die Leitung gegen 
gehörige Präfentation zur Verfallszeit unterbleibe. 

Soweit die vergebliche Präjentation des Papiers einen Theil des Klage 
'undaments bildet, muß fie der Kläger im Fall des Beitreitens beweifen. Einen 
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Theil des Klagfundaments bildet die Ihatfache der vergeblichen Präjentation, wenn 
der Kläger Anſprüche auf den Verzug des Bellagten gründet, 3. B. Berzugszinien 
einklagt, und wenn er auf das Unterbleiben der Einlöfung Regreßaniprüche ftüst. 
Im Urkundenprozeß ift diesfalls die Behauptung der Präfentation unter urfundlichen 
Beweis zu ftellen. Abgeſehen vom Urkundenprozeß kann der Beweis der Präfentation 
nach den allgemeinen Beweißgrundjäßen geführt werden (Entjch. des ROHG. V. 25), 
jedoch greifen in Wechjeljachen die hier nicht weiter zu erörternden Grundjäße über 
das Erforderniß des MWechjelproteftes ein. Um die Wechjelllage gegen den Acceptanten 
des gezogenen bzw. gegen den Ausſteller des eigenen Wechſels, in welchem ein 
Domiziliat nicht genannt ift, auf dem Wege des Urkundenprozeſſes einzubringen, it 
es an fich nicht erforderlich, die ftattgefundene Präfentation zu behaupten und umter 
urfundlichen Beweis zu ftellen. Denn nicht der Anfpruch als folcher, jondern mur 
die Geltendmachung deffelben ift von der Präfentation abhängig und nach den 
Grundjäßen des Reichscivilprogekrechtes ift es nicht unzuläffig, eine Klage dahin zu 
formuliren, daß Bellagter verurtheilt werde gegen Präfentation des Papiers zur Leiften. 
Iſt durch den Verluſt des Papiers die Präjentation defjelben unmöglich ge 
worden, jo bietet im Allgemeinen die Amortifation des Papiers einen rechtlichen 
Erſatz der Präjentation dar. Es tritt dann das gerichtliche Ausichlußurtheil , bzw. 
der Mortifilationgfchein an die Stelle des abhanden gelommenen und amortifirten 
Papiers. 
ik: — ——— in der Zeitichr. f. H.R. XXII. 59 ff.; Derſelbe in Endemann' 
andbuch des H.R., II. Abſchn. Werthpapiere, ©. 155 f — Dern Dun: Preuß. Privatredt, 
. 23, 162, 764 ff. — Stobhe, Deutjches ka Pr I. 137. — belt, Kommentar zum 
HGB. Art. = Nr. 7, Art. 303 Nr. 4. — Moſſe in den Serfentunge Des 15. Deuticen 
uriftentags, ©. 111 ff. — Schulze-Delitzſch, ebendaß, 2 ff. 
Heinrid Brunner. 
Präſentationsrecht, jus praesentandi, ift das Recht, dem zur Verleihung 
eines firchlichen Amtes berechtigten Oberen bei der Vakanz defjelben ein geeignete 
Subjeft in Vorſchlag zu bringen. Dafjelbe ift für die Regel kein jelbjtändiges Recht, 
jondern nur ein Ausfluß gewiſſer anderer kirchlicher Rechtsverhältniffe. So bildet 
es gewöhnlich in der fatholifchen und proteftantijchen Kirche eine und zwar bie 
wichtigite der im Patronatrechte (j. TH. I. ©. 659, 683) enthaltenen Befugnifie. 
Ferner gewährt für das Gebiet der Fatholifchen Kirche ein weiteres Beifpiel dic 
Präfentation des Pfarrvikars jeiteng eines firchlichen Jnftituts, welchem die betreffende 
Piarrei quoad temporalia inforporirt ift (f. d. Art. Inforporation). Anderer: 
jeits erfcheint das P. aber in der katholiſchen Kirche auch als ein jelbjtändiges 
Recht; in dieſer Geſtaltung kommt es namentlich als Recht der Landesherren vor, 
dem Papſt auf die höheren Benefizien, wie die biſchöflichen und erzbiſchöflichen Stühle 
geeignete Kandidaten zu präfentiren. 
Lit: H. Gerlach, Das P. auf Pfarreien, Regensb. 1855. — Ih. a Ueber bie 
Ausübung des P. in Moy' 3 Archiv f. fathol. ee: Bd. 28 ©. 3 ff. — Val. den Art. 
Nominationdredt. P. Hinſchius. 


Präſumtionen, ſ. Rechtsvermuthungen. 

Präterition (Uebergehung; Th. I. S. 461) bedeutet: I. nach altröm. Recht: 
das Nichtgedenken jolcher Perfonen im Tejtamente, welche in Ermangelung ausdrüd: 
licher und gehöriger Enterbung oder Einjegung gejeglich Erben werden, folglich wider 
den legten Willen juccediren. Unter den Begründungsverfuchen diejes jog. formellen 
Notherbrechts jcheint Folgender der einfachitee Der paterfamilias, welcher durch lex 
specialis Jemanden von Todes wegen adoptirt (zum Erben einjegt), ohne gleichzeitig 
den suus, dem alä Nächitberechtigtem die familia zufallen muß, entweder von 
Todes wegen zu emanzipiren (zu erherediren, exheredem scribere) oder miteinzufeßen, 
bewirkt ebendadurch, daß lehterer a) gleichwol Erbe wird, b) nach dem Grundfage 
nemo pro parte testatus etc. den eingejegten Erben ausschließt; mit anderen Worten, 
daß der lebte Wille nichtig ift, und der vom Geſetz berufene suus contra testamen- 
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tum (nullum) gejeßlicher Erbe wird, eben weil derjelbe übergangen ift. Den 
Gegenjag jolcher Webergehung bildet aljo das bloße Gedenken (Gehörig » Nennen) 
im Zeftament, jei e8 durch Erbeinjegung, jei es durch Enterbung, wodurch dem 
jtrengen Recht genügt wird. Doch darf die Erherebation (emancipatio mortis causa) 
des Hausſohnes, ganz analog der erjchwerten Emanzipation unter Lebenden, nur 
nominatim erfolgen (Titius exheres esto), die von Haustöchtern und Hausenkeln 
dagegen inter ceteros (ceteri exheredes sunto). Stilljchweigende Uebergehung oder 
nichtnamentliche Enterbung (beides iſt P.) des Hausfohnes hat Nichtigkeit des 
Zeitaments zur Folge, P. der Uebrigen nur, daß diefe neben den Eingejegten Erben 
werden, neben suis auf einen Kopftheil, neben extraneis auf die Hälfte Dazu 
gejellte fich ipäter die Rückſicht theils auf folche übergangene Notherben, deren 
Griftenz dem Tejtator nicht bewußt gewejen, theil® auf den nach der Tejtaments- 
errichtung irgendwie entjtandenen suus (postumus), welcher, wenn nicht im Voraus 
eingejet oder enterbt, das Teſtament rumpirt. Weiter ging der Prätor; er verhieß 
allen Denen, welche die bon. poss, intestati unde liberi haben würden, eine bon. 
poss. contra tabulas, d. h. gegen die Tejtamentsurfunde, wenn jene liberi darin 
übergangen oder nicht gehörig enterbt worden, aber mit der Wirkung, daß nur 
die Erbeinjeßungen vorläufig verdrängt, dagegen andere Verfügungen, namentlich zu 
Gunsten kognatischer Deicendenten und Aicendenten, bis zum Betrage eines Kopf— 
theil® aufrechterhalten werden. Nachdem YJuftinian noch im Goder die Vorauss 
fegung des civilen bzw. prätorifchen Notherbrechts in das Erforderniß der Einſetzung 
oder namentlichen Gnterbung aller sui und postumi bzw. aller liberi umgejtaltet 
hatte, jchritt er jpäter in der Nov. 115 fort zur Verfchmelzung des formellen Noth- 
erbrechts mit dem Pflichttheilsrecht: Dejcendenten und Aſcendenten haben einen ge: 
jeglichen Anfpruch nicht blos auf Pflichttheilshinterlaffung, jondern ſchlechthin auf 
Grbeinjegung, welcher Anſpruch ihnen nur zur Strafe, und zwar unter Anführung 
eines novellengemäßen und wahren Ausjchließungsgrundes, jei es durch Uebergehung 
jei e& durch Enterbung entzogen werden kann. 

I. Nunmehr ift P. nicht mehr Berlegung einer unabweislichen Formvorſchrift, 
fondern gleich der unmotivirten Enterbung: eine unverdiente Kränkung des gejeßlichen 
nur aus bejtimmtem Grunde entziehbaren Anſpruchs auf die Ehre der Erbeinjegung, 
und zwar der Ajcendenten wie der Dejcendenten. Zwar iſt das Recht der Nov. 115 
von jeher und durchweg beitritten; allein nach richtiger Anficht war es mit dem 
zeitherigen formellen Notherbrecht fortan unvereinbar. Der Webergangene, gleichwie 
der grundlos GEnterbte, jtellt nach wie vor die hereditatis petitio ab intestato an, 
nunmehr aber unter Berufung auf Verlegung jener Novellenvorſchrift (antizipirte 
Replik). — Auf ganz anderer Grundlage fußt die YFortentwidelung des P.rechts in 
den Gejeßgebungen der Neuzeit. Gemäß der antirömijchen Auffaffung: die Erbfolge 
vermittelt nicht perfönliche Repräjentation, jondern lediglich VBermögensübergang, 
folglich iſt auch die Erbeinjegung feine Ehrenjache mehr, jondern Verwirklichung eines 
gejeglichen Anrecht auf materielle Güter, fichern fie den nächjten Angehörigen nur 
den Anipruch auf Hinterlaffung einer Nachlaßquote (Pflichttheil), nicht aber auf 
GErbeinjegung als jolche,; was um jo unabweislicher war, als der lebte Wille eine 
Grbeinfegung überall nicht mehr erfordert, als gejehliche und letztwillige Nachfolge 
neben einander bejtehen können. So brach die an fich morjche Ruine des Juſtin. 
Rotherbrecht3 zuſammen. Nur Pflichttheilserbrecht giebt es, bald jchlechthin unent- 
ziehbares (Code civil), bald nur aus Gründen von bejchränkterer Anzahl entziehbares 
(Preuß. Allg. ER. und Sächſ. BGB.) Der Code civil gejtattet überall feine 
Grheredation, erwähnt auch der P. nicht, ſondern giebt, wenn die disponible Portion 
überfchritten ift, dem heritier lEgitimaire eine einfache Reduktionsklage (ſ. d. Art. 
Querela inofficiosi). 

III. Dagegen kennt mit dem Preuß. Allg. ER. und Oeſterr. BGB. das Sächſ. 
BGB. jowol Enterbung ala Uebergehung der Pflichttheilsberechtigten, verjteht aber 
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unter leßterer zweierlei: 1) die abfichtliche Uebergehung, d. 5. Nichthinterlafiung 
des Pflichttheils durch Stilljchweigen über einen befannten Pflichttheiläberechtigten; 
2) umabfichtliche Uebergehung, d. 5. Nichterwähnung eines Pflichttheilsberechtigten 
aus Unbefanntjchaft mit demjelben (Irrthum); jo, weil deflen Recht durch Nad- 
geburt oder anderweit erſt jpäter entftanden, weil derjelbe für todt gehalten oder 
jein Daſein oder Anfpruch dem Teſtator unbekannt gewejen. Die Wirkungen folder 
Uebergehung beftimmen jene Gefegbücher verichieden, am folgerichtigften das Sächſiſche 
dahin, daß im falle 1 die Anfechtung des letzten Willens nur bis zum Betrag 
des Pflichttheils geſtattet wird, im Falle 2 aber der (irrthümlich) Uebergangene 
jein volles gefeliches Erbrecht verfolgen kann, jomit den inftituirten extraneus ganı 
verdrängt, neben eingejegten gleichnahen Pflichttheilsberechtigten aber als gejeßlicher 
Erbe eintritt. 


Bit. u. Quellen: er Das Recht der Notherben ıc., 88 2 ff. — er Tai 
formelle Recht der Notherben, ©. 18 fi. — Schröder, Das Notherbenredht, (1877). — 
Vering, Röm. — IV. fi.; XI. — Windſjcheid, Lehrb., III. SS 576 P — Inst. 2, 


13. — D. 28, 2. 37 6, 28. 29. — Nor. 115, c. 3—5.— Code civ. art. 913 ff., 920 ff. — 
Preuß. Allg. ER. U. 35 3 ff. 442 ff. — Defterr. BEB. 88 776 fi., 1254. — Siä BER. 
$$ 2600 ff., 2564. — lommjen, Erbr.:Entw., 88 498 ff. Schüße. 


Präpvarifation (Ih. I. ©. 748) im eigentlichen Sinne begeht der Antläger, 
welcher mit Webertretung jeiner Pflicht den eines öffentlichen Verbrechens Angeklagten 
begünftigt. So bedroht $ 346 des Deutſchen StrafGB. denjenigen Beamten mit 
Strafe, welcher in der Abficht, Jemanden der gejeglichen Strafe rechtäwidrig zu ent 
ziehen, die ihm obliegende Verfolgung einer ftrafbaren Handlung unterläßt, oder 
eine Handlung begeht, welche geeignet ft, eine Freiſprechung oder eine dem Geſetze 
nicht entiprechende Bejtrafung zu bewirken, oder die Volljtrefung der ausgeſprochenen 
Strafe nicht betreibt, oder eine gelindere als die anerfannte Strafe zur Vollftredung 
bringt. Im abgeleiteten Sinne ift Derjenige einer P. jchuldig, welcher, ver- 
pflichtet jtreitige Mechte zu vertreten, den Gegner jeines Machtgebers begünitigt. 
So erklärt $ 356 des Deutichen Straf®B. denjenigen Anwalt oder Rechtsbeiſtand 
für ftrafbar, welcher in den ihm amtlich anvertrauten Angelegenheiten in derjelben 
Rechtsjache beiden Parteien durch Rath oder Beiftand pflichtwidrig dient. Diele 
Faſſung läßt die alte Streitfrage offen, ob das Geſetz auch denjenigen Anwalt ftrafen 
will, welcher, in einer jpäter anhängig werdenden Rechtäfache einen Auftrag jeine 
früheren Gegners annimmt, während diefer Auftrag daſſelbe Geſchäft wie der frühere 
Prozeß betrifft. Doch gebietet $ 31 der Rechtsanwaltsordnung dem Rechtsanwalt 
jeine Berufsthätigfeit zu verfagen, wenn fie von ihm in derjelben Rechtöjache bereits 
einer anderen Partei im entgegengejegten Intereſſe gewährt ift. 


Lit.: Feuerbach, Lehrb., $ 425. — v. Shwarze und Oppenhoff, Kommentar zu 
S$ 346 u. 356 des Deutichen StrafGB. vd. främwel 


Prävention ift vorhanden, wenn eine Partei, fei es dem Gegner oder im 
Strafverfahren dem konkurrirenden Verfolgungsbeamten, durch Erhebung der Klage 
bei einem Gericht zuvorgekommen ift und dadurch einen beitimmten Gerichtaftand 
für dag weitere Verfahren begründet hat. Der Ausdrud iſt offenbar derl. 7 D. 5,1 
entlehnt, welche an einem konkreten Fall die Regel aufftellt, daß bei einmal erhobener 
Klage der Beklagte dem Gerichtäftand unterworfen bleibt, auch wenn er nachher 
3. B. durch Privilegium einen anderen erhalten hat („quasi praeventus“, vgl. aud) 
l. 19 pr. D. 2, 1; 1. 7, 380 D. 5, 1). Außer diefem Fall iſt aber die P. jowol 
im Civil- als Straiprozeß bei einem Zujammentreffen der Gerichtsjtände von 
Bedeutung. 

I. Im Giv.Prz.; hier find zwei Fälle denkbar: 

1) Beide Theile find zur Uebernahme der Klagerollen gleichberechtigt, jo bei 
den jog. judieia duplicia: Theilungsflagen und interd. retin. possessionis; ſowie 
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bei einem Servitutenftreit, wenn der Eine die actio confessoria, der Andere die 
negatoria anjtellt. Hier ift die P. wichtig, weil mit der Enticheidung über dieje 
gleichzeitig die bedeutenden Fragen über Beweislaft ıc. geregelt werden. Das Röm. 
Recht läßt den eriten Anruf die Parteirolle firiren (1. 13 $ 29 D. 5, 1) und jpricht 
damit wol indireft aus, daß das mit der Klage befaßte Gericht zuftändig wird und 
bleibt. Das Kan. Recht und die Reichagejege knüpfen jedoch diefe Wirkungen erjt 
an die Infinuation des eriten Defretes an den Beklagten (Gloffe zu C. 59 X. 2, 28; 
RHD. II. 8), dafjelbe ift auch der Standpunkt der REPO. 88 230, 235 Nr. 1. 

2) Sehr häufig find mehrere Gerichtsftände des Beklagten vorhanden, unter 
welchen dem Kläger die Wahl zufteht. Hier liegt die Bedeutung der P. in der 
Frage, wie lange der Kläger von der einmal getroffenen Wahl wieder abgehen kann 
oder mit anderen Worten, wann für den Beklagten der Einwand diejer Rechts- 
hängigfeit begründet ift. Die Römifchen Vorfchriften erwähnen als Zeitpunkt diefer 
P. die Antwort des Beklagten auf die Klage (1. 183 C. 7, 17;1.4 $S1C.2,2, 
welche jedoch nicht gloffirt ift). Deswegen wollen Einige die P. erſt mit der Litis- 
fonteftation eintreten laffen, während Andere mit Recht und geftügt auf Nov. 112 
ec. 3; 2. Cl. 2, 5, jowie auf die erwähnten Ref. jchon der Jnfinuation in der 
gehörigen Form diefe Wirkung beilegen. Im Falle mehrerer gleichzeitiger In— 
finuationen entjcheidet das Loos (l. 14 D. 5, 1). — Hier liegt gleichzeitig in der 
P. eine billige Rüdfichtnahme auf den Beklagten, auch verhütet fie, daß derjelbe 
Rechtajtreit doppelt verhandelt werde. Man Hat deshalb in neuerer Zeit infoweit 
den Begriff der P. überhaupt in Abrede gejtellt, weil in diefem alle von einem 

„Zuvorkommen“ nicht die Rede fein fann. 

Doktrinell wurde die P. aus einem doppelten Gefichtspunfte gerechtfertigt. In 
älterer Zeit (Bütter) vindizirte man den Gerichten ein Recht auf P. unter An— 
wendung der Befigrundfäge (1. 10 D. 20, 1), was mamentlich für die mit der 
Gerichtsbarkeit verbundenen pefuniären Bortheile von Bedeutung war. Diejer Anficht 
ichließt fich in neuerer Zeit noch Linde an, während die heut herrichende Anficht 
nur für den Beklagten aus der P. das Recht Herleitet, vor dem einmal angerufenen 
Gericht auch fein Endurtheil zu erlangen. Praktisch ift diefer Streit deswegen, weil 
nach der eriten Erflärungsweije ein Kompromiß der Parteien über die P. unzuläffig 
it, das andere Gericht auch iiber die ihm befannt gewordene Litispendenz von Amts— 
wegen Rüdficht nehmen muß (Präj. des Preuß. OTrib. vom 12. April 1833 — 
Schleſ. Arch. II. ©. 214). 

Bon den Partifularrechten beiand fi nur die Allg. Ger.Ordn. auf dem Stand 
vunft der alten Anficht, während die übrigen der neuen folgten. Die CPO. 
für das Deutfche Reich firirt die P. an die Erhebung der Klage, d. 5. an die Zus 
ftellung ($$ 230, 235); fie begründet die Einrede der Rechtshängigkeit und wird 
durch eine Veränderung der fie begründenden Umftände nicht berührt (Motive, 
S. 467). Eine P. kann jelbjtverftändlich nur ftattfinden, wenn eine Wahl mehrerer 
Gerichtsſtände vorliegt, wie dies nach $ 35 geitattet ift. 

I. Im Strafprz. foll die P. ebenfalls den Gerichtäftand im Wall eines 
Zufammentreffens oder einer Kollifion regeln. Dergleichen findet ftatt, wenn ent= 
weder mehrere Gerichte verschiedener oder defjelben Staates die Zuftändigfeit für fich 
in Anfpruch nehmen, jene, wenn 3. B. ein Verbrechen auf der Grenze begangen 
wurde oder während einer Eiſenbahnfahrt durch verjchiedene Territorien; dieſe wenn 
gleichzeitig mehrere fora begründet jein fünnen (del. commiss., deprehensionis, 
domieilii) oder Konnerität vorhanden ift. Schon im Gem. Strafprz. gilt die P. 
als ein Recht des Gerichts, über welches im Zweifel nicht durch das Loos, ſondern 
durh das gemeinfame Obergericht entichieden wurde. Die P. wurde jedoch nur 
duch Handlungen begründet, welche gegen die Perfon des Beichuldigten, als jolchen, 
gerichtet waren, alfo nicht durch die bloße Fyeititellung des objektiven Thatbejtandes. 
Dies ift auch im Ganzen der Standpunft der Partikulargefege, welche ſich nur da= 

v. Holgendorff, Enc. II. Rechtöleriton III. 3. Aufl. 9 
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durch unterjcheiden, daß ein Theil jchon in jedem Antrag der Staatsanwaltichaft 
gegen eine beitimmte Perſon (Preuß. Gef. vom 3. Mai 1852 Art. 4; Gannov. 
StrafPO. $ 26), die Mehrzahl erſt in der gerichtlichen Eröffnung der Unterfuchung 
einen ausreichenden P.akt fieht. Yebteres ordnet auch die StrafPO. für das Deutiche 
Reich an, mit dem Hinzufügen, daß das gemeinfame Obergericht auch noch im Laufe 
der Unterjuchung die Fortſetzung oder Enticheidung einem anderen zuftändigen Gericht 
übertragen kann, falls dies im Intereffe der Sache liegt (Motive, ©. 132, nad 
Vorgang des Preuß. Gef. vom 3. Mai 1852 Art 4; Preuß. StrafPD. von 1867 
Art. 40; Thüring. StrafPD. Art. 59). Wenn die Unterfuchung als eröffnet gilt, 
hängt von dem einzelnen Tall ab, es iſt dies bald die Gröffnung des Haupt— 
verfahrens ($ 168), bald die der VBorunterfuchung, bei der Privatflage die Ent- 
icheidung des Gerichts über die Eröffnung ‚des Hauptverfahrens ($ 423), bei Vor: 
führung des Beichuldigten in jchöffengerichtlichen Sachen der Beginn der Verhandlung 
($ 211), bei Ausdehnung der Aburtheilung auf eine neue That der diefe Ausdehnung 
anordnende Gerichtöbeichluß ($ 265), der amtärichterliche Strafbejehl ($ 447), die 
Ladung zur Hauptverhandlung bei Strafbeiehlen der Polizei ($ 456), der Steuer- 
bebhörden ($ 462) und im fog. objektiven Strafverfahren ($ 478). — Endlich findet 
auch der Grundjag der P. Anwendung, wenn von mehreren Staaten an einen anderen 
ein Geſuch um Auslieferung geftellt wird (Bundesbeichluß vom 26. Januar 1851). 
Quellen: 11.7, 80 D. 5, 1. — 1.19 pr. D. 2, 1.— C. 19 X. 2, 2 unb bie Glofie. — 
L48$10.38,2.--1L18807, 17. u 112 cap. 3, 2.— C1.2, 5. — 1. 18, 29 D. 5, 
i. ROH. Tit. II $ 8. — Preuß. Allg. Ger.D., Eint., $ 166. annover $ 190. — Baden 
$ 263. — Mürttemb. Art. 58, 326. — Bayern ‚At, 170, Deut * Entwurf, $ 227. — 
REPDO. $$ 35, 230, 235. — Sir den Strafden.: ‚7D5,1.—1.ult.C. 18 47. —L uk 
C. 2, 2. — C. 20 10, 1, 29. — C. 10 10, 1, 30. — Preuß, * vom 3. De 1852 Art. 
4. — Prz.t Ordn. für die neuen Provinzen vom 25. Juni 1867 tt. 40, — Code d’instr 
art. 23, 63, 69. — Bad. Prz.Oxdn. von 1864 Art. 55, 56. — Hannover $ 17. — Sachſen 
En — RT tea Art. 35 ff. — Oldenburg Art. 53, 35 $ 2. — MWürttemb, Art. 23 ff. — 
traf} 
git.: Pütter, De praeventione (op. acad. rem jud. imp. ill. IL). — Sintenis, Erl 
u Linde's Giv.Prz., 56 ff. — Linde im > für civ. Prar. XXVL 3. Namentlich 
Band, Mehrh. v. Rectäftr., SS 38—42, bei. ©. 295 ff. — Zahariä, Handbuch bes 
trafPrz., L. 3 57. — Die Kommentare zur Eid. und StrafPD.; vgl. bezü der lehteren 
=. Rayier, Die Strafgerichtäverfaffung und das Strafverfahren des a ser 1879, 
Kay er 


Precarium ijt die Ueberlaffung einer Sache auf beliebigen Widerruf. Das 
P. unterſcheidet fich 

1) von der Schenkung dadurch, daß es fein Necht überträgt. 

2) vom Kommodate dadurch, daß dem Gebrauche der überlaffenen Sache nicht 
von vornherein eine bejtimmte Grenze gejeßt und der precario dans nicht verpflichtet 
ift dem Empfänger die Sache bis zu gemachtem Gebrauche zu belafjen. Mit dem 
P. fann auch eine conductio verbunden, d. 5. es kann dem Empfänger die Leiftung 
einer Vergütung auferlegt fein, ohne daß dadurch der Verleiher irgend welche Ver— 
pflichtung übernähme Im Gegenſatze zum bloßen Kommodatar ijt der precario 
accipiens, e8 wäre ihm denn ausdrüdlich nur die Detention überlaffen, juriſtiſcher 
Beſitzer der Sache; bejtritten ift ob dieſer Beſitz ein anomaler (jog. abgeleiteter), 
weil nicht mit dem regelmäßig zum juriftiichen Beſitze erforderlichen Bewußtjein 
eigener Machtvollfommenheit verbundener, jei. Es ijt aber jenes Bewußtjein aus— 
geichloffen durch das Bewußtjein prefären von einem fremden Willen abhängigen 
Habens und erklärt fich der dem Prefariften zugeitandene Befig der Sache daraus, 
daß er in Grmangelung jeder dem precario dans ihm gegenüber obliegenden Ver— 
pflichtung ohne die Annahme juriftiichen Beſitzes des Schußes gegen Dritte ent- 
behren würde. 

Dem precario dans jteht gegen den Empfänger ohne Weiteres, d. 5. ohne da 
es vorher des Widerrufes bedürfte, welcher ja in der gerichtlichen Abforderung ent» 
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halten ift, nicht nur die Geltendmachung jedes in feiner Perjon begründeten ding« 
lichen Rechtes, jondern außerdem 

1) das interdictum de precario zu. Geit Savigny pflegt dieſes als inter- 
dictum recuperandae possessionis aufgefaßt zu werden, wogegen neuerdings jein 
poffefforiicher Charakter vielfach beftritten wird. Jedenfall nun unterjcheidet e8 fich 
von anderen Befigflagen dadurch, daß es nicht ſowol den Bett; des Klägers als 
vielmehr die prefäre Natur des dem Beklagten zuftehenden Befites geltend macht. 
Macht es geltend, daß der Befit des Bellagten lediglich auf der Geitattung des 
Klägers beruht und daher nicht gegen deffen Willen behauptet werden darf, jo mag 
es immerhin als Beſitzklage gelten; denn es macht den Beſitz des Beklagten geltend 
als einen dem Kläger gegenüber nicht in Betracht fommenden, macht aljo geltend, 
dat im Verhältniß zum Beklagten der Kläger, von welchem jener jeinen Befit hat, 
als Befiger zu behandeln jei. Das Interdikt erjcheint alfo nicht jowol, wie Savigny 
annimmt, dem interd. de vi als den interdicta retinendae possessionis analog; in— 
dem es nicht durch Vorenthaltung der Sache troß erfolgten Widerrufes bedingt ift, 
gründet es fich nicht auf vitiöje Entziehung des Eägerifchen Befies, jondern darauf, 
daß der Kläger im Berhältniß zum Beklagten als einem lediglich kraft feiner Ge— 
ftattung Befigenden als Befiger behandelt wird. 

Gegen den pofjefjoriichen Charakter des Interdiktes kann nicht eingewendet 
werden: 

a) daß es feinen juriftiichen Befit des Klägers vorausſetze, denn dadurch, daß 
er einem anderen den jurijtiichen Befig precario überläßt, gerirt fich der Detentor 
als juriftiicher Befiger. Ebenjowenig widerlegt die Annahme poſſeſſoriſchen Charakters 

—b) der Ausjchluß des Interdiktes gegen den Eigentümer, da bier der vom 
Interdiktte geltend gemachte prefäre Charakter des Befies nicht zutrifft. 

2) Eine vertragsmäßige Verpflichtung des Prefariften zur Rücderftattung 
wurde jpäter dadurch anerkannt, daß dem precario dans eine actio praescriptis verbis 
zuerfannt wurde. Während das Interdikt auf Rejtitution oder Entjchädigung wegen 
ihres Unterbleibens nur zujteht gegen den Befiger und denjenigen, welcher dolo malo 
possidere desiit: jo geht jene Vertragsflage auch auf Erfah jeder durch grobe Ver— 
nadhläjfigung der Sache dem Kläger zugefügter Schädigung. 

Die Verpflichtung des Prefarijten 

1) entſteht durch Empfang des juriftiichen Befitzes vom precario dans. Der 
Beſitz des Empfängers wird 

2) aus einem prefären. ein ungerechtfertigter durch Widerruf, ſowie, falls der 
tortdauernde Wille deö precario dans als pofitive Bedingung gejeßt ift, durch den 
Untergang feiner Perſon oder Willensfähigfeit, während andernfalls der Beſitz des 
Empfängers den Erben des Berleihers gegenüber feine prefäre Natur behält. Da— 
gegen erſtreckt ich die dem Empfänger ertheilte Konzeſſion nicht auf jeine Erben; 
doch jteht das Interdikt nach Ulpian’s freilich von Geljus und Papinian (l. 11 D. 
de div. temp. praescr. 44, 3) widerjprochener Anficht auch gegen den Erben zu. 
Dieje Ausdehnung des Interdiktes ift analog der Eritredung der Deliftsflagen gegen 
die Erben, indem es gegen den Erben geht ala Subjekt eines ungerechtiertigten vom 
Kläger herrührenden Beſitzes. 

Während manche (mit Unrecht) behaupten, daß dem Gem. Rechte die Unter- 
iheidung des P. vom Kommodate fremd jei, ift diefelbe im Preußiichen ER. feſt— 
gehalten, dagegen behandeln andere Gejeßgebungen wie der Code Napoleon und das 
Züriher BGB. ($ 1129) das P. als einen bejonderen Fall des Kommodates. 

Quellen: D. 43, 26 de precario. — C. 8, 9 de precario et Salviano. — Preuß. 
Alg. ER. I. 21 88 2831 ff. 

Rit.: Windiheid, $ 376. — Bangerow, $ 691. — Sinteniß, I. ©. 551 ff. — 
Prinz, 2 Aufl., ©. 184. — a} Preuß. Privatreht, II. $ 174. — Kritz, Pan: 


deftenrecht, I. 1 &. 315 ff. (1837). — ©. &. Schmidt, Das commodatum unb precarium 
(1841. — Dantwarbdt in Jhering’3 Jahrb. XIV. ©. 284 ff. — Ubbelohde im civ. 
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Arch. LIX. S. 221 ff. — Savigny, Recht bes Befikes, 5 42. — Ihering, Grunb bei 
a 2. Aufl. ©. 97 fi. — Bruns, — $ 15. — Randa, Befiß, 2. Aufl, 
. — Better, Recht des Beſitzes, e.1 175 fi. — Senel, WParteiabficht und 
Rechtserfolg (Separatabzug aus Jhering's Jahrb. u ©. 55 ff. 51 
ölder. 


Preßgeſetzgebung. I. Die Zeit der Genjur. Dem Beiipiele der ki rch— 
lichen Gejehgebung folgend (Bullen Alerander’8 VI. von 1496 und 1501, Leo’s X. 
von 1515; in einzelnen Deutjchen Diözeſen analoge Anordnungen jchon ſeit dem 
legten Viertel des 15. Jahrhunderts nachweisbar, jo in Köln jeit 1475, in Mainz 
jeit 1486), verwerthete jeit dem Anfange des 16. Jahrhunderts auch die weltliche 
Macht die Cenſur in ihren verfchiedenen Formen ala Waffe im Kampfe gegen geiſtige 
Strömungen aller Art. Die Genjur im eigentlichen Sinne, ala eine dem Drude 
vorhergehende Prüfung des Manuffriptes (verichieden von Bücherrevifionen, Ueber— 
wachung der Preßgewerbe, nachträglichen Verboten bereits gedrudter Bücher u. dgl.) 
wird für Deutichland zuerft durch dag Wormjer Edikt 1521 (nicht, wie regel» 
mäßig angenommen wird, erſt 1529) begründet. Landesgeiege (für Oefterreich die 
Verordnungen Yerdinand’s I. vom 12. März 1523 und 24. Juli 1528) und Reichs— 
geſetze (NReichsabjchiede von 1529 und 1530) wetteiferten in der Durdführung des 
einmal ausgeiprochenen Gedankens. Anfänglich nur auf die Dauer der kirchlichen 
Wirren berechnet, wird die Genjur zur ftehenden Einrichtung, und tritt uns in völlig 
durchgebildeter Geftalt jchon in der Reichspolizeiordnung von 1548 und in dem 
Reichdabichiede von 1570 entgegen, welch’ legterer, der oben angeführten Verord- 
nung Ferdinand's I. für Defterreich von 1528 folgend, die Drudereien auf gewiſſe 
Orte, insbejondere Fürſtenſitze, angefehene Reichsſtädte und Univerfitätaftädte be— 
ſchränkte. Weitere Anordnungen brachten die Reichöpolizeiordnungen von 1577, 
Rudolf’s II. Reſtript vom 15. März 1608, das faiferliche Dekret vom 14. Auguft 
1715 (befonders auch gegen die Profefforen der Rechte fich wendend), das Patent 
vom 10. Februar 1746 (Bücherlommiffion zu Frankfurt a./M.) u. a m. — Die 
GEntwidelung in den außerdeutichen Ländern ging analoge Wege. Allmälig aber 
begann der Gedanke der Preßfreiheit, in dem Sinne von Bejeitigung der Genjur der 
Manufkripte, fih Bahn zu brechen. In England wurden jeit 1694 die Be- 
jtimmungen über Genfur nicht wieder erneuert; fie war damit jtillichweigend be= 
jeitigt. In Schweden fiel fie 1766 (definitiv erft 1809); Dänemark gewähr- 
leiftete unter dem Einfluffe Struenjee’3 durch das Gefetz vom 14. September 
1770 „eine uneingeſchränkte Freiheit der Preſſe“; Jo ef II., der jchon 1765 eine 
ausführliche Denkichrift über Cenſur ausgearbeitet, aber in dem berühmten Genfur= 
geiege vom 11. Juni 1781 die Cenſur beibehalten hatte, befreite 1787 die Wiener 
Buchdrucker gänzlich von derjelben, mußte aber am 20. Januar 1790 dieje Befreiung, 
von welcher die Gegner de Monarchen den jchranfenlojeiten Gebrauch gemacht hatten, 
zurüdnehmen. Beſſer ala unter der Herrichaft des aufgeflärten Despotismus be— 
währte die Preßfreiheit fich in den Berfaffungsftaaten (Nordamerita, Frank» 
reich [bier wurde die Cenſur 1791 abgeichafit, 1805 wieder hergeitellt, 1814 und 
1827 wieder befeitigt], Belgien), während Rußland noch heute an der Genfur 
teithält. — In Deutſchland Hatte Art. 18 der Bundesacte vom 8. Juni 1815 
gleichförmige Verfügungen über P.freiheit verheißen. Der Bund erfüllte die Ver— 
heißung, wie alle anderen. In Folge der Karlabader Konferenzen gab der Bundes- 
beihluß vom 20. September 1819 in $ 1 ftatt der P.reiheit der Genfur 
gejegliche Grundlage (für Zeitungen und Zeitjchriften jowie für Bücher nicht über 
20 Bogen). Zunächſt nur für fünf Jahre erlaffen, wurde dieſes „proviſoriſche 
Preßgejeg“ durch Beſchluß vom 16. Oktober 1824 verlängert, „bis man ſich 
über ein definitives Preßgefeß vereinbart haben würde." 

II. Die Zeit der P. Die Macht der Greigniffe ging nach zwei bangen 
Degennien über jenen Beichluß zur Tagesordnung über. Nachdem der Bund am 
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3. März 1848 den Deutichen Staaten die Bejeitigung der Genfur freigeftellt hatte, 
beftimmten die Deutichen Grundrechte vom 21. Dezember 1848 in Art. 4: „Die 
Preßfreiheit darf unter feinen Umftänden und in feiner Weife durch vorbeugende 
Mapregeln, namentlich Genjur, Konzeifionen, Sicherheitäbejtellungen, Staatsauflage, 
Beichränfungen der Drudereien oder des Buchhandels, Poftverbote oder andere 
Hemmungen des freien Verkehrs beſchränkt, juspendirt oder aufgehoben werden... . 
Gin Preßgeieg wird vom Weiche erlaffen werden.” Aber nochmals jollte die Ent— 
widelung der Preßfreiheit gehemmt werden durch die wieder zur Herrſchaft gelangte 
rüdläufige Bewegung. Der berüchtigte Bundesbeihluß vom 6. Juli 1854 
fonnte zwar die Genfur nicht wieder einführen, aber andere „vorbeugende Maßregeln“ 
trachtete er zu fonferbiren. Konzeſſion bei Preßgewerben und Entziehung derjelben 
im Berwaltungäwege, Verwarnungsſyſtem (avertissements), äußerjte Bejchränfung 
des fliegenden Buchhandels, Kautionsbeitellung bei politifchen periodifchen Drud- 
ichriften, jtrenge Haftung für Preßdelikte ꝛc. — das waren die „Garantien“, die 
man für nöthig hielt, um Mißbräuchen der gewährleifteten „Preßfreiheit“ entgegen 
zu wirken. Der Bund Hatte feine Unfähigkeit zur Regelung des Preßrechts mit 
diefem Beichluß klar nachgewieien; den Einzelftaaten oblag e8 nunmehr, jelbjtändig 
die Sache in die Hand zu nehmen. — Nur wenige von ihnen führten den Bundes— 
beichluß aus; andere blieben ihren älteren, vor 1854 erlaffenen Gejegen treu; eine 
dritte Gruppe jchritt jelbitändig zu neuer gefeglicher Regelung (Weberficht in den 
Motiven zum Entwurf von 1874; vielfach abgedrudt, 5.8. bei Berner, Preßrecht, 
©. 64 ff.). Hervorzuheben find 1) das Preuß. Gef. vom 12. Mai 1851 (Aende— 
rungen v. 6. März 1854 und 21. Mai 1860), im Allgemeinen von demjelben Geifte 
beherricht, wie der Bundesbeihluß von 1854; Kommentare dazu von Rönne 
(1851), Schward (1862), Thilo (1862) und Hartmann (1865). Die 
Zeitungsjtempeljteuer betreffen die Gef. vom 29. Juni 1861 und 26. September 
1862. Die octroyirte Verordnung vom 1. Juni 1863 führte neue Bejchräntungen 
ein. 2) dag Bayeriſche Gei. vom 17. März 1850; Kommentar von Brater 
(1853). 3) Das Königl. Sächſ. Gef. vom 24. Mai 1870; Kommentare von 
Bauſch (1870) und Barth (1870) — 4) In Defterreich hatte die P. fich 
anfänglich überftürzt; dafür blieb fie fpäter zurück und bat bis auf den heutigen 
Tag den Geift der fünfziger Jahre nicht log werden fünnen. Auf die Geſetze vom 
31. März 1848, 18. Mai 1848 und 13., 14. März 1849 folgte die durchaus 
reaktionäre Preßordnung vom 27. Mai 1852. Sie wurde am 17. Dezember 1862 
durch das noch heute geltende Prefgeieß verdrängt. Eine gut gemeinte, aber juriftijch 
ganz verfehlte Novelle vom 15. Dftober 1868 brachte einige weitere Erleichterungen. 
Kommentar von Lienbacher (1863 I. Bd.; 1868 II. Bd). 

II. Die Reichsgeſetzgebung. Art. 4, Nr. 16 der Reichäverfafjung hatte 
die Beitimmungen über Preß- und Vereinsweſen der Beauffichtigung durch das 
Reich unterworien. Damit war der Anftoß zu einer weiteren gedeihlichen Entwides 
lung der P. gegeben. Schon in der Sikung vom 2. Mai 1871 erklärte das Reichs— 
fanzleramt einem auf Bejeitigung der Zeitungsfautionen und der richterlichen Unter: 
lagung des Gewerbebetriebes gerichteten Antrage gegenüber, daß fich die verbündeten 
Regierungen für verpflichtet hielten, die gejegliche Regelung des Preßrechts in die 
Hand zu nehmen. Der Reichstag konnte demnach auf raſche Erfüllung feines 
Wunſches rechnen, als er in der Sitzung vom 10. Mai 1871 den Beichluß Takte, 
„den Reichskanzler zu erfuchen, dem Reichstage in der nächiten Seffion den Entwurf 
eines für das ganze Bundesgebiet geltenden Preßgejeges vorzulegen.“ Allein die 
Vorlegung des Entwurfs verzögerte fich von Seffion zu Seffion. Endlich jah fich 
der Reichötag veranlaßt die Jnitiative zu ergreifen. Windthorft (Berlin) und 
Genoſſen legten am 12. März 1873 dem Haufe einen Entwurf vor, der im Wefent- 
lichen die Beichlüffe des 6. und 7. Sournaliftentages (1871 und 1872) wieder: 
holte. Am 19. März 1873 wurde der Entwurf einer Kommiffion von 21 Mit: 
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gliedern überwieſen. Biedermann erftattete den Bericht. Aber bei der zweiten 
Lefung, am 29. Mai 1873, ließ das Haus auf Wunsch des Reichskanzlers, der dir 
baldige VBorlegung des Regierungsentwuris in Ausficht ftellte, jeinen Entwurf fallen. — 
Am 11. Februar 1874 wurde der Negierungsentwurf vorgelegt, am 20. Februar 
der erſten Berathung unterzogen, und hierauf an eine vierzehngliedrige Kommiſſion, 
zufammengefegt aus Juriften und Bertretern hervorragender Preßorgane verjchiedener 
Richtung, überwieſen. Marquardſen wurde mit der Berichterjtattung betraut 
(die von der Kommiſſion an der Regierungsvorlage vorgenommenen Veränderungen 
hat Margquardfen in feinem Kommentar, ©. 19, zujammengeftellt). Die zweite 
Lejung begann am 16. März 1874 und wurde am 24. März beendet. Alleın 
der Entwurf, wie er aus der zweiten Leſung hervorging, wurde von den Regierungen 
als unannehmbar bezeichnet. Um die Differenzpuntte zu befeitigen, traten die Mit- 
glieder der biöherigen Kommiffion mit den Bundestommüflären von Brauditid 
und von Schelling zu freier Berathung zufammen. Die Ergebniffe derfelben 
wurden in der von Marquardien, v. Forcade und v. Schwarze redigirten 
Faffung ala deren Anträge bei der dritten Leinng vorgelegt; fie betrafen das 
Kolportiren von Drudichriiten durch jugendliche Perfonen, den Umfang des Br 
richtigungäziwanges, die Provokation auf gerichtliches Gehör im Berichtigungsver: 
fahren, das politifche Plakat, die Haftung des Nedakteurs, die prehrechtliche Fahr 
läffigfeit, die vorläufige polizeiliche Beichlagnahme. In der Situng vom 24. und 
25. April 1874 wurden die Anträge genehmigt, und das Gejeß ſelbſt im dritter 
Lejung beichloffen. Die Kaiferl. Publikation erfolgte am 7. Mai 1874; die Gefehet- 
fraft trat am 1. Juli 1874 ein, während die Einführung in Eljaß-Lothringen einem 
bejonderen Gejeße vorbehalten wurde, — Wenn wir den burchichnittlichen Stand 
der Gefeßgebung in den meiften Theilen Deutichlands bis zum Jahre 1874 ins 
Auge Taffen, jo ergiebt fich, daß das Neichäpreßgejeg in folgenden Punkten weſentliche 
Verbefferungen gebracht hat. Nachdem jchon die Gew.O. vom 21. Juni 1869 das 
Konzeſſionenſyſtem auch bezüglich der Preßgewerbe beifeitigt Hatte, hob das 
RPreßGeſ. auch die richterliche Entziehung der Gewerbebefugniß vollitändig auf. Die 
ichwerdrüdenden finanziellen Belaftungen der Preſſe wie Zeitungsftempel-, Kalender: 
und Inſeratenſteuer, ferner die Kautionspflicht der politischen periodiichen Preſſe ent: 
fielen. Die Entziehung des Poftdebit wurde beichränft, die Regelung des Plakat 
weſens der Landesgeſetzgebung überlafjen. Der präventive Charakter der Probeeremplart 
wurde gemildert, der Berichtigungszwang (übermäßig) beichräntt. Auch bezüglich 
der Haftung für Preßdelikte find gewiſſe Erleichterungen eingetreten, wenn auch der 
zweite Abſatz des $ 20 in der Praris nicht jo fungirt ala man gehofft hatte. Du: 
gegen ift insbelonbere die vorläufige polizeiliche Beichlagnahme geblieben, und die 
Beichränfungen, denen fie unterworfen wurde, fünnen auf große praktische Bedeutung 
feinen Anjpruch machen. — Sonach bedeutet das Reichspreßgeſetz gewiß einen Fort⸗ 
ſchritt in freiheitlicher Richtung. Das muß die Deutſche Preſſe dankbar anerkennen; 
mag fie immer betonen, daß größere Fortſchritte hätten gemacht werden können: 
heute handelt es fich in erjter Linie darum, das Grrungene zu vertheidigen, die er- 
ftrittene Pofition zu behaupten. 

IV. Auswärtige Gejeßgebung: 1) England. a. Die Verantwortlic- 
feit für Preßdelikte beitimmt fich nach den allgemeinen Grundſätzen des Strafrechte. 
Wer. an der Veröffentlichung (publication) eines ftrafbaren Preßerzeugnifjes mit: 
gewirkt hat, haftet für deffen Inhalt. Der Inhaber eines Preßgewerbes hat audı 
das Verſchulden feiner Leute zu vertreten; doch fteht ihm feit der Lord Campbell’s 
Act (6 und 7 Victoria c. 96) vom 24. Augujt 1843 der Gegenbeweis offen, daß 
die Veröffentlichung ohne feinen Auftrag, feine Zuftimmung, fein Wiffen erfolgte und 
nicht veranlaßt war durch einen Mangel an Aufmerkſamkeit von feiner Seite (want 
of due care and caution on his part). Die Zuläffigfeit diejes Einwandes in dem 
Verfahren gegen Zeitungseigenthümer ift äußerſt beftritten (vgl. über den Wall 
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Regina v. Holbrook die Schrift von Ford, The law of libel as applied to news- 
papers, Zondon 1879). Ueber den beftrittenen Begriff des Libel vgl. Flood, 
A Treatise on the Law concerning Libel and Slander, 1881. — b. Nach ber 
PBarlamentsacte 6 und 7 Will. IV. c. 76 mußte auf ieber Zeitung Name des 
Druders und Verlegers angegeben fein; jeit der Acte von 1869 (32 und 33 
Viet, e. 24) genügt Angabe des Druders. Die Verpflichtung zur Kautions— 
beftellung entfiel 1869. Die Injeratenabgabe wurde 1853, der Zeitungs- 
ftempel 1855, die Papieraccife 1861 abgefchafft. Vgl. Griffith, A Digest of the 
Stamp Duties, 8. Aufl. 1880. — Neues Gejeh in Vorbereitung. — d. In Englifch- 
Indien wurde 1878 durch die Vernacular Indian press law die Cenſur eingeführt. 
(®el. darüber Dacosta, Remarks on the Vernacular . .. law, 1878.) 

2) Frankreich. Das franz. Preßrecht beruht auf einer bunten Menge von 
aus verschiedenen Jahrzehnten jtammenden, nur durch denjelben Mangel an freiheit 
lichem Geifte zujammengehaltenen Gejegen. a. Die Anwendbarkeit der allgemeinen 
ftrafrechtlichen Grundſätze ift mehrjach durchbrochen. Ein mal durch die der period. 
Pteſſe (ſchon jeit dem Jahre IV der Republik) obliegende Verpflichtung zur Bes 
fellung eines gerant responsable, der Miteigenthümer des Blattes (bis 1871 auch 
Gigenthümer eines Viertels der Kaution) jein muß, die Redaktion leitet, jede Nummer 
untergeichnet, und für den Inhalt derjelben im vollen Umfange haitet (Gef. vom 
18. September 1828). Politifche, philofophiiche und religiöſe Artikel müſſen von 
dem Verjafſer unterzeichnet fein (Gef. vom 16. Juli 1850), und dürfen nicht 
aufgenommen werden, wenn dieſer fich nicht im Vollbeſitze der bürgerlichen Ehren- 
echte befindet (Gej. vom 17. Februar 1852 und 10. Mai 1868). Andererjeits 
liegen im Code penal von 1810, Art. 283 ff. (durch die jpätere Gejehgebung viel- 
ta durchbrochen) die Keime des „Belgischen“ Syſtems, der ausfchließlichen und 
ſtujenweiſen Haftung, indem die Berufung auf den Vormann (Verbreiter, Druder, 
Berafier) gejtattet und in den Motiven wie bei den Berathungen mit den erft 
ipäter befannt gewordenen Schlagworten (das Gejeg will nur ein Opfer; Nach⸗ 
torichung d'échelon en echelon) gerechtfertigt wurde. — b. Der Herausgabe einer 
veriodiichen Drudichritt muß, eine vorläufige Anzeige vorhergehen (Gef. dom 
11. Mai 1868). Politiſche Blätter unterliegen unbedingt und andere dann, wenn 
fe öfter ala einmal in der Woche erſcheinen, der 1870 vorübergehend befeitigten, 
6. Juli 1871 wieder eingeführten Kautionspflicht (3000 bis 24000 Francs). 
die Kaution haftet für Koſten, Schadenserſatz, Geldſtrafen. Dauernde und zeitweilige 
kinſtellung des Blattes auf richterlichem Wege iſt geſtattet (Geſ. vom 18. Juli 
1828, 27. Juli 1849, 11. Mai 1868). Auswärtige politiſche Blätter dürfen 
aut mit Bewilligung der Regierung im Inlande verbreitet werden (Gef. vom 
17. Febtuar 1852). — Abgabe der Pilihteremplare regeln die Gej. vom 
21. Oftober 1814, Juli 1849, 11. Mai 1868, die Verpflichtung zur 
Aumahme von — und amtlichen Bekanntmachungen die 
Be. vom 25. März 1822, 27. Juli 1849, 17. Dezember 1852, 11. Mai 1868. — 
e Das Druder- und Buchhändlergewerbe wurde 19. September 1870 
freigegeben; doch muß jede Drudjchriitt den Namen des Druders enthalten. Die 
Kolportage, nah dem Gejehe vom 27. Juli 1849 am polizeiliche Bewilligung 
genäht, iſt durch Gefe vom 17. Juni 1880 freigegeben worden. — Der Zeitungs- 
Rempel wurde 1870 abgeichafft, am 4. Oftober 1871 durch eine Papierjteuer 
erieht. Diefe beträgt 10 Francs Für 100 Kilogramm; weitere 20 Franes für Papier, 
dad zum Drude von periodijchen, der Rautionapflicht unterliegenden Drudjchriften 
beitimmt ift. — Ueber die Verfolgung und Beitrafung der Preßdelikte find zu 
vergleichen die Geſ. vom 29. Dez. 1875 und 3. Januar 1876. — Ein neues, 
dxxchaus Freifinniges, Preßgejeß ift gegenwärtig (Mai 1881) der parlamentarijchen 
Leathung unterbreitet. 
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3. Belgien. Das berühmte Belgiſche Syſtem beruht auf den oben er— 
wähnten im Franz. Code p6nal ausgeſprochenen Grundſätzen. Nach Art. 18 der 
Berfafjung und Art. 11 des Preßdefretes vom 20. Juli 1831 können Werleger, 
Druder, Verbreiter nicht verfolgt werden, wenn der Verfaſſer befannt und im In— 
lande wohnhaft ift. Nennung des Vormanns entjchuldigt alſo; bei Nichtnennung 
tritt volle Haftung für den Inhalt ein. Mehrere Perfonen können dann gleichzeitig 
zur Verantwortung gezogen werden, wenn fie außerhalb ihrer Gejchäftsthätigfeit mit: 
gewirkt haben (jtehende Praris der Belg. Gerichte; in Deutjchland meift überjehen). 

4. In Italien gilt das Sardinifche Geſetz sulla stampa vom 26. Mär; 
1848. Man vgl. auch die Jtal. Entwürfe eines Polizeiftraigefegbuches. — Däne: 
mark, Preßgej. vom 3. Januar 1851. — Norwegen, Straf®B. von 1842 Kap. 
25. — Schweden, Drudfreiheitöverordnung vom 16. Juli 1812, revidirt 1879. — 
Spanien, Gejeß vom 7. Januar 1879 (nenes in Vorbereitung). — Quremburg, 
Preßgej. vom 20. Juli 1869. — Holland, Ge. vom 28. September 1816, 
StraifGB. vom 3. März 1881 Art. 53 und 54. 


git.: 1) Deutſches und Defterr. Redt: Hoffmann, Geſchichte der Büchercenfur, 
1819. — Sadje, Die Anfänge der Büchercenſur, 1870. — Wiesner, Dentwürdigfeiten der 
Defterr. Genfur, 1847. — Scletter, Handbuch der Deutichen P. 1846. — Gollmann, 
Quellen, Materialien und Kommentar bes gem. Deutichen Prekrechts, 1844. — Bluntidli«- 
Brater, Staatswörterbuch (Aufiäe von Braterund Pözl, VIIL Bd. ©. 250 ff., 227 fi... — 
Rotted-Welder, Staatöleriton (Biedermann im XI. Bd. ©. 708). — Die Lehrbücher 
des Staats- u. Verwaltungsrechtes von Mohl, Rösler, Bluntſchli, v. Stein. — Die 
im Zerte erwähnten Kommentare zu ben Preuß. Bayer., Sächſ., Oefterr. Preßgeſehen. — Tie 
Kommentare zum a aa von Thilo, 1874; v. Schwarze, 1874; Mar- 
quarbdien, 1875. — Berner, Lehrbuch db. Deutjchen Nrehre ts, 1876. — Kayſer in 
v. Holtzendorff's Handb. d. Strafrechts, Bd. IV. — v. Liszt, Das Reichspreßrecht, Berlin, 
1880. — Für Defterreid: v. Bu Lehrbuch des Defterreichiichen Preßrechts, 1878. — 
2) franzdf. und Belg. Recht: Hatin, Histoire politique et littöraire de la presse en 
France, 1859 ff. 8 Bbe.; Derjelbe, Manuel thöoretique et pratique de la presse, 1868; 
Derjelbe, Bibliographie historique et critique de la presse periodique — 1866. — 
Ravelet, Code manuel de la presse, 2. Aufl. 1872. — Rolland de Villargues, 
Code des lois de la presse, 3. Aufl. 1876. — Chassan, Trait& des delits et contra- 
ventions de la parole etc. (2. Aufl... — Parant, Lois de la presse. — de Grattier, 
Commentaires sur les lois de Ja presse. — Rousset, Nouveau code annot& de la presse. — 
de —— Concordances des lois sur la presse. — Für Belgien: Schuermanns. 
a presse, 1861 (2. Aufl. 1881). — Thonissen, La Constit. belge annotee, 
2. Aufl. 1876, ©. 77 fi. — Haus, Principes gen. du droit penal, 3. Aufl. 1879, I 
©. 289 ff. — 3) Engl. Recht: Lorbeer, Die Grenzlinien der Rede und Preßfreiheit in 
England, 1851. — Duboc, — ber Engliſchen Preſſe, 1878. — KALTE ig 
—— 2. Aufl. 1864. — Die Arbeiten —Ri über Engliſche Verfaſſung und Ver— 
waltung. — 4) De lege ferenda geſchriebene Arbeiten aus neuerer Zeit: Gutachten von 
Glaſer (Heine Schriften IL Bo) und John an den 6. Auriftentag — Wahlbera 
in der Allgem. Deutichen Strafrechtäztg. 1871 (Kleine Schriften I. Bb.). — Lentner, Die 
——— des Preßſtrafrechts, 1873. — Jaques, Grundlagen ber P. 1874. — Bieber: 
mann, Die Grundlagen eines Deutſchen —— über die Preſſe, 1871. — Buyn, La 
libert de la parole, Amst. 1867. — Celliez, Etude d'un projet de loi sur ‚la responss- 
bilit6 en matiere de parole et de presse, Par. 1877. — Ollivier, De la libert& de la 
presse, Par. 1830. — Crivelları, La stampa, 1868. — Buccellati, La Libertä di 
stampa, 1880. — Bonasi, Sulla legge della stampa, 1881 (mit bem Preije Ravizza zer 
Schrift). — Wenig befannt aber theilieife von ntereffe: Evertsen de Jonge, Bydrage 
tot de Leer der zoogenaamde „delits de la Presse“, Ultraj. 1847. — Buys (de Geer), 
De jure cogitata communicandi, Amst. 1850. — Vgl. die Art. Herausgeber, Preß— 
gewerbe, Preßpolizei, Preßftrafreht, Redakteur. — 
v. Liszt. 


Preßgewerbe. 1. P. ſind diejenigen Gewerbe, die ſich mit der Herſtellung 
und dem Umſatze von Druchkſchriften beſchäftigen. Dabei wird von der Geſetzgebung 
der Begriff der Drudjchrift Hier meiſt in engerem Sinne genommen als im Preß— 
polizeis oder Preßitrafrecht (vgl. den Art. Preßpolizei). Die rechtliche Stellung 
der B. ift von maßgebender Bedeutung für die Sicherung der Preßfreiheit. Nach 
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der Reichsgeſetzgebung ftehen die P. im Allgemeinen den übrigen Gewerben gleich, 
während fie nach Oeſterr. Recht den drücdendften Ausnahmsbejtimmungen unterworfen 
find. Nicht zu den P. gehören: a) die gewerbömäßige öffentliche Verbreitung von 
Drudichriften (Preßgeſ. $ 5); fie kann durch die Drtspolizeibehörde bejtimmten 
Perfonen aus den in $ 57 der Gew.D. angeführten Gründen unterjagt werden ; 
b) die Beförderung von Zeitungen politiichen Inhalts, die öfter ala einmal wöchent— 
lich erfcheinen, und durch das Reichspoſtgeſ. vom 28. Oktober 1871 dem Poftzwange 
unterworfen find. 

Auf die P. jelbjt finden die Beitimmungen der Gew.D. vom 21. Juni 1869 
Anwendung (Preßgeſ. $ 4. Dieſe unterfcheidet zwifchen dem ftehenden und dem 
Gewerbebetrieb im Umberziehen; eine Unterfcheidung, die mit den in Bezug auf 
P. bisher üblichen nur theilweife zuſammenfällt. Wejentliche Bejchränfungen hat 
auf diefem Gebiet das Sozialiftengef. vom 21. Dftober 1878 gebracht. 

2. Nach Reichsrecht ift der ftehende Betrieb der P. an feine behördliche 
Bewilligung geknüpft; das Syſtem der Konzeffionirung ift aufgegeben. Grforderlich 
ift lediglich: a) mit dem Beginne des Betriebes gleichzeitige Anzeige deſſelben; 
b) bei gewiffen P. (Buche und Steindruder, Buch- und Kunfthändler, Antiquare, 
Leihbibliothefare, Inhaber von Lejetabineten, Verkäufer von Drudjchriften, Zeitungen 
und Bildern find in $ 14 der Gew.D. genannt) Anzeige des Gewerbelokales. — 
Dagegen bedürfen nach Defterr. Recht (Gew.O. vom 20. Dezember 1859) einer be= 
jonderen Konzeſſion alle Gewerbe, welche auf mechanischem oder chemifchem Wege 
die Vervielfältigung von literarifchen oder artiftifchen Erzeugniffen oder den Handel 
mit denjelben zum Gegenjtande haben; ferner die Unternehmungen von Leihanftalten 
für derlei Erzeugniffe und von Lejefabineten. Die Photographie wurde 1864 für 
ein freies, die Photolithographie 1870 für ein fonzeffionirtes Gewerbe erklärt. Der 
Bewerber um die Konzeffion muß DVerläßlichkeit, Unbejcholtenheit und genügende 
allgemeine Bildung nachweifen (Gew.D. 88 16, 18, 19). Der Selbitverlag ijt frei— 
gegeben (Preßgeſ. von 1862, 8 3); das Recht zur Herausgabe einer periodiichen 
Druchſchrift jchließt auch das Recht zum Verlage derjelben in fich (Preßgeſ. $ 3); 
begünftigt ift der Verkauf von Schulbüchern, Kalendern, Heiligenbildern, Gebeten 
und Gebetbüchern (Preßgeſ. $ 3, Gew.O. $ 19). Endlich kann der Verkauf 
periodiſcher Drudjchriften durch Statthalterei oder Polizei beftimmten Perjonen für 
einen zu bezeichnenden Bezirk auf Widerruf bewilligt werden. 

3. Ms „Tliegenden Buchhandel” bezeichnet man den Bertrieb von 
Drudichriften außerhalb beftimmter Verkaufslokale. So alt wie die Buchdruderkunft 
erfreute er fich ftet3 befonderer Aufmerkſamkeit von Seiten der Geſetzgebung, die ihn 
entweder zu unterdrüden oder doch jcharfer Ueberwachung zu unterwerfen fjuchte. 
Die Formen, in welchen der fliegende Buchhandel auftritt, wechjeln nach Zeitalter 
und Bollstemperament; immer aber iſt er ein ebenjo wichtiges wie gefährliches 
Ferment in dem geiftigen Leben weitausgedehnter Volksſchichten. Nach der Reiche- 
gejeßgebung kann der fliegende Buchhandel entweder im Umherziehen oder aber ala 
Ausfluß des ftehenden Gewerbebetriebes ausgeübt werden; nach diefem Unterjchiede 
beftimmen fich die ihn regelnden Rechtsjäge. Seine heutigen Formen find: 

a) Das Haujiren mit Drudjichriften oder die Kolportage: der Ver— 
trieb von Drudjchriiten im Umbherziehen, aljo (RGew.D. $ 55) außerhalb des 
Wohnortes des Gewerbömannes ohne Begründung einer gewerblichen Niederlaffung 
und ohne vorgängige Beitellung. Die Kolportage ift an die Ertheilung eines auf 
den Namen lautenden Legitimationsſcheines gebunden. Diefer kann Ausländern 
ohne Weiteres, Reichdangehörigen dagegen, die im Inlande domizilirt und 21 Jahre 
alt find, nur aus bejtimmten Gründen (RGew.D. $ 57 abjchredende oder anftedende 
Krankheit, Verurtheilung wegen gewiffer Delikte, Stellung unter Polizeiaufficht, übler 
Seumund) verfagt werden. — In Dejterreich ift das Kolportiren von Drudjchriiten 
unbedingt und ohne jede Ausnahme verboten (Gew.O. $ 51). 
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b) Das Sammeln von Abonnenten und Subjtribenten Wenn 
dafielbe im Umherziehen (RGew.D. $ 55) betrieben wird, unterliegt es denfelben 
Beichränkungen wie der Haufirhandel. Dagegen iſt der Gewerbamann, der ein 
jtehendes Gewerbe betreibt, ohne Weiteres befugt, auch außerhalb des Ortes feiner 
gewerblichen Niederlaffung perjönlich oder durch in feinen Dienjten jtehende Reiſende 
Beitellungen auf Waaren zu ſuchen (RGew.O. $ 44), mithin Abonnenten und 
Subjtribenten für die von ihm verlegten oder herausgegebenen Drudjchriften zu 
jammeln. — Nah Dejterr. Recht (Preßgeſ. $ 23) ift dagegen ein von der Sicher: 
heitöbehörde auäzuftellender bejonderer Grlaubnißjchein erforderlich, bei defſen Gr: 
theilung nicht nur auf die Gigenjchaften und Berhältniffe des Bewerbers, jondem 
auch auf die Beichaffenheit der Drudjchriften Rückficht zu nehmen ift. Die Unter: 
icheidung des Deutichen Rechtes ift der Dejterr. Gejeßgebung fremd. 

c) Das Berbreiten von Drudihriiten an öffentliden Orten 
(durch den crieur, vendeur, afficheur, distributeur sur la voie publique des ?yranı. 
Rechtes). Die gewerbsmäßige öffentliche Verbreitung erfolgt entweder im Umher— 
ziehen und fteht dann dem Haufirhandel gleich, oder aber im ftehenden Gewerbe— 
betriebe. Auch in diefem letteren Falle bedarf der Verbreiter der Grlaubniß der 
Ortspolizeibehörde (NGew.D. $ 34: „wenn gewerbamäßig Drudjchriften oder andere 
Schriften oder Bildwerfe auf öffentlichen Wegen, Straßen, Pläßen oder an anderen 
Öffentlichen Orten ausgerufen, verkauft, vertheilt, angeheftet oder angejchlagen werden 
jollen”). Die Erlaubniß darf nur aus denjelben Gründen verweigert werden, wie 
der Legitimationzfchein zum Gewerbebetrieb im Umbherziehen (vgl. oben). Die 
öffentliche Verbreitung ift mithin in allen Fällen von behördlicher Bewilligung ab- 
hängig. Rückſichten auf die Straßenpolizei waren von Einfluß auf diefe Beftimmung, 
während man andererjeits durch Beichränfung und Aufzählung der Verſagungsgründe 
der polizeilichen Willtür vorzubeugen ſuchte. — Das Defterr. Preßgeſ. ($ 23) ver: 
bietet das Ausrufen, Wertheilen und FFeilbieten von Drudijchriiten außerhalb der 
hierzu ordnungsmäßig beitimmten Lokalitäten unbedingt und ohne jede Ausnahme. 
Die Bedürfniffe des Verkehrs machten fich indeffen in folcher Stärke geltend, daf 
die Gerichte und das Juſtizminiſterium, über den unzweijelhaiten Wortlaut des 
Geſetzes fich hinwegſetzend (1865), die Vertheilung von gewerblichen Ankündigungen 
in den Straßen an Vorübergehende für zuläffig erklärten. 

4. Schon die Gew.D. hatte ($ 143) die Beitimmungen der Landesgeſetze, nad 
welchen die Berugniß zur Herausgabe von Drudjchriften und zum Vertriebe der- 
jelben im VBerwaltungstwege entzogen werden konnte, aufgehoben; dagegen hatte fie 
jene landeögejeglichen Vorſchriften in Kraft gelaffen, welche die Entziehung der Be— 
fugniß zum jelbftändigen Betriebe eines Gewerbes durch richterliches Erfenntniß als 
Strafe im Falle einer durch die Preffe begangenen Zuwiderhandlung vorichrieben 
oder gejtatteten. Dieſe Beitimmung erfchien als eine Ausnahmamaßregel zu Une 
gunjten der Preffe, da nach dem Syſteme der RGew.D. die Berechtigung zum Be— 
triebe aller anderen Gewerbe weder durch richterliche noch durch adminiftrative Ent— 
jcheidung entzogen werben fanı. Das RPreßgeſ. ($ 4) hat diefer Rechtsungleichheit 
ein Ende gemacht. ine Entziehung der Befugniß zum jelbjtändigen Betriebe irgend 
eines P. oder jonjt zur Herausgabe und zum Bertriebe von Drudjchriften findet 
nunmehr weder auf abminiftrativem noch auf richterlichem Wege ftatt. Diefer Sak 
ift die nothwendige Konjequenz aus dem Prinzipe der Gewerbefreiheit. — Dagegen 
hat die Oeſterr. Gejeßgebung (Preßgeſ. $ 3) an der richterlichen wie der abminijtrativen 
Entziehung der Gewerbeberechtigung feitgehalten. Erjtere kann (abgejehen von 
dem Vollzuge eines Strafertenntniffes wegen Verlegung der allgemeinen Straf oder 
Steuergejege) ftattfinden, wenn der Gewerbetreibende twegen des Inhaltes einer 
von ihm gewerbsmäßig erzeugten, verlegten oder verbreiteten Drudichrift eines Ver— 
brechens, oder wenn er aus Anlaß einer jolchen Schrift innerhalb eines Zeitraums 
von drei Jahren dreimal eines Vergehens oder einer Webertretung, jet e& nach dem 
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Straigeieße, ſei e8 wegen Vernachläffigung der pflichtgemäßen Sorgfalt, ſchuldig er- 
fannt wurde. Die Entziehung darf in der Regel nur für die Dauer eines Jahres, 
dann aber für immer ausgeſprochen werben, wenn gegen den betreffenden Gewerbs— 
mann zeitliche Gntziehung jchon einmal verhängt wurde. Adminiftrative Entziehung 
(durch die Gewerbebehörde) fann dann eintreten, tvenn der Gewerbetreibende wegen 
eines Deliftes verurtheilt wurde, daß ihn von dem Antritte des Gewerbes aus— 
geichloffen hätte, und wenn nach der Beichaffenheit des Gewerbes wınd der Natur 
der begangenen jtrafbaren Handlung unter den gegebenen Umständen von dem Fort— 
betriebe des Gewerbes Mißbrauch zu bejorgen iſt. In diejem Falle kann die 
Entziehung jowol für beftimmte Zeit als auch für immer au&gefprochen werden, 
jedoch nur innerhalb dreier Monate, vom Gintritte der Nechtöfrait des die Ent» 
ziehung bedingenden Grfenntniffes an gerechnet. 

5. Das Plakat. Das Anichlagen, Anheften von Drudjchriiten an öffent— 
lichen Orten fällt unter den Begriff der öffentlichen Verbreitung (vgl. oben), und 
fann wie dieje gewerbsmäßig oder nicht gewerbsmäßig betrieben werden. Im erſten 
Tralle findet $ 43 der Gew.D., im zweiten $ 5 des Preßgei. auch auf die Plafati- 
rung Anwendung; in beiden bedarf der Plafatirende einer ihm perjönlich zu er— 
theilenden ortspolizeilichen Erlaubniß, die nur aus beitimmten Gründen verweigert 
werden darf. Auch das politijche Plakat unterjcheidet fi nur durch Inhalt 
und Zmed, nicht aber durch die Art, in welcher die Verbreitung, das Zugänglich- 
machen an das Publitum erfolgt, von den übrigen Plakaten, fällt alſo zunächit 
unter die erwähnten gejeglichen Bejtimmungen. Aber gerade wegen des politischen 
Plafates ift das Plakatweſen überhaupt vor dem Jnslebentreten der Reichspreßgeſetz— 
gebung vieliach Gegenstand eingehender landesrechtlicher Regelung gewejen. Mit je 
größerem Mißtrauen die Gejeßgebung die öffentliche Aeußerung von politischen Ans 
ichauungen überhaupt betrachtet, um jo jchärfer wird fie auch das politiiche Plakat 
zu überwachen trachten. Eben darum wich der Rechtszuſtand im Norden Deutjch- 
lands weit ab von dem in Süddeutichland. Im Allgemeinen laffen fich vier Gruppen 
von Gejeßgebungen unterjcheiden. a) Die erjte verbietet das politische Plakat. So 
das Preußifche Preßgei. von, 1851 $ 9, nach welchem Anfchlagzettel und Plakate, 
welche einen andern Inhalt haben, als Ankündigungen über gefeßlich nicht ver- 
botene Verſammlungen, über öffentliche Vergnügungen, über gejtohlene, verlorene 
oder gefundene Sachen, über Verkäufe oder andere Nachrichten für den gewerblichen 
Verkehr, nicht angeichlagen, angeheftet oder in jonjtiger Weiſe öffentlich ausgeſtellt 
werden dürfen. b) Eine zweite Gruppe (Baden, Weimar, Lübeck u. A.) unterwirft 
das Anjchlagweien keinerlei Ausnahmsbeitimmungen. c) Nach der Sächſiſchen Gejeß- 
gebung ift, jomweit es ſich um Plakate lediglich gewerblichen Inhaltes handelt, vor- 
bergehende Ablieferung des Pflichteremplares erforderlih, aber auch genügend. 
d) Bayern u. a. verlangen auf dem Plakate außer der Nennung des Druders oder 
Verlegers auch die Angabe des Verfaſſers. 

Der Gegenjag der Anjchauungen trat auch bei der Berathung des RPrehgei. 
zu Tage. Die Regierungsvorlage Hatte die jtrengen Beitimmungen des Preuß. 
Rechtes aufgenommen und das politische Plakat unbedingt verboten. Die Reiche- 
tagsfommiffion verwarf diefe Anordnungen, und erſetzte fie durch das Sächfiiche 
Syitem. Ihre Anträge fiegten bei der zweiten Leſung im Plenum, fcheiterten aber 
an dem MWiderfpruche der Regierungen. Da eine Einigung nicht zu erzielen war, 
entſchloß man fich von der reichägejeglichen Regelung der Materie abzufehen. So 
entitand der 2. Abi. in 8 80 der RPreßgeſ.: Das Recht der Landesgeſetz— 
gebung, Vorichriften über das öffentliche Anjchlagen, Anheiten, Ausftellen , ſowie 
die öffentliche unentgeltliche Vertheilung von Bekanntmachungen, Plakaten und Auf: 
rufen zu erlaffen, wird durch diejes Geſetz nicht berührt. 

Die Gew.D. von 1869, welche Lediglich die perfünliche Berechtigung zum An— 
ſchlagen regelte, hatte an diefem Recht der Landesgejebgebung nichts geändert; eine 
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ausdrückliche Beſtätigung deſſelben in dem Preßgeſ. war aber ſchon wegen der da— 
ſelbſt im $ 1 enthaltenen Beſtimmung nothwendig, nach welcher die Freiheit der 
Preffe nur denjenigen Beichränfungen unterliegt, welche durch das Preßgeſ. aus: 
drüdlich vorgeichrieben oder zugelafjen find. Eben darım ift $ 30 ftrifte zu inter 
pretiren. Er umfaßt die gewerbsmäßige und die nicht gewerbsmäßige öffentliche 
Verbreitung; dagegen nicht alle, jondern nur die aufgezählten Formen der öffentlichen 
Verbreitung. So ift 3. DB. landesgejegliche Beſchränkung der entgeltlichen Vertheilung 
von Plakaten ausgeichloffen. 

Die Oeſterr. Gejeßgebung ($ 23 des Preßgeſ.) verbietet das Aushängen nnd 
Anſchlagen von Drudichriiten in den Straßen und an anderen öffentlichen Orten 
ohne bejondere Bewilligung der Sicherheitäbehörde. Das Verbot bezieht fich jedod 
nicht auf Kundmachungen von rein örtlichem oder gewerblichem Interefie, als: 
Theaterzettel, Ankündigungen von öffentlichen Luftbarfeiten, von Vermiethungen, 
Verkäufen u. dgl., doch dürfen auch folche Ankündigungen nur an den von der Be 
börde hierzu bejtimmten Plätzen angejchlagen werden. 

6. Die finanzielle Belaftung der Preßgemwerbe. 

a) Die Reichögejehgebung hat (Preßgeſ. $ 30, Abſ.), dem von Belgien, 
Nordamerika, Frankreich, England gegebenen Beifpiele folgend und den jchon vor 
1874 in einer Reihe von Deutichen Staaten, jo Bayern, Württemberg, Sadjien, 
Baden, Thüringen u. A., bejtehenden Rechtszuftand auf das ganze Reich übertragend, 
die befondere Beiteuerung der Preife und der einzelnen Preßerzeugnifie, alſo Zeitungs: 
und Kalenderjtempel, Abgabe von Inſeraten u. ſ. w., befeitigt. Die 
P. unterliegen fortan nur noch der auf den Landesgejehen beruhenden allgemeinen 
Gewerbeſteuer. Damit ift — hoffentlich für immer — eine Maßregel gefallen, die, 
von welcher Seite fie betrachtet werden mag, ſtets als irrationell erjcheint. Die 
bejondere Bejteuerung der P., die allerdings der Staatskaſſe eine reichliche fichere 
und bequeme Ginnahmsquelle eröffnet, ift vom volfswirthichaftlichen Stand: 
punkte aus verwerflich, weil fie (die „irrationellite aller Konſumtionsſteuern“, wie 
Lorenz d. Stein fie nennt) ala Zeitungsſtempel die tägliche geiftige Nahrung des Volkes 
vertheuert oder die periodische Prefle dazu verführt fich für den pefuniären Ausfall 
auf andere vielleicht unlautere Weiſe ſchadlos zu halten; weil fie als Inſeraten— 
abgabe an das Ungleiche jchablonenhaft den gleichen Maßſtab anlegt und den Armen, 
der Beichäftigung jucht, ebenjo trifft wie den Reichen, der feinen großen Beſitz ver: 
äußern will. Sie ift verwerflih vom politifchen Standpunkte aus; fie joll als 
Präventivmaßregel wirken, das Auftauchen Eleiner mit geringem Anlage: und Be 
triebafapital ausgerüfteter Blätter verhindern, weil bei diefen die Gefahr eines Mi: 
brauches der Preffreiheit beſonders nahe liege; und fie treibt damit die Prefje dem 
Großfapital in die Hände, bewirkt die Verbindung diejer beiden Mächte und potenzirt 
dadurch ihren Einfluß. — Die Oeſterr. Gejeßgebung iſt bisher diefen Erwägungen 
nur theilweife zugänglich gewejen. Das Gejeg vom 30. März 1874 hat alle Ge 
bühren für Ankündigungen, für Ginjchaltungen in periodifchen Schriften, jowie für 
Ginjchaltungen in Ankündigungs- und Angzeigeblättern aufgehoben. Damit ift die 
Inſertionsſteuer gefallen. Aber die Zeitungsitempelfiteuer leiftete allen 
Angriffen Widerftand. Nach der Verordnung vom 23. November 1858 unterliegen 
derjelben alle (nicht blos die politischen) Zeitjchriften des Jır und Auslandes, welche 
ein oder mehrere Male in der Woche erjcheinen; die Stempelgebühr beträgt 1 Kreuzer 
für die im Inlande und in den Poftvereingftaaten erjcheinenden, 2 Kreuzer für andere 
Zeitjchriften des Auslandes. Ausgenommen find amtliche Zeitungen (vorausgeſetzt, 
daß ihr Inhalt eben rein amtlicher Natur ift, alfo dann nicht, wenn 3. ®. das 
„Amtsblatt“ ausgedehnte Inferatenbeilagen hat), jowie Blätter, welche der Be 
iprechung rein wifjenjchaftlicher, künftleriicher, technifcher oder anderer Fachgegenjtände 
gewidmet find; doch werden diefe letzteren dann jtempelpflichtig, wenn fie Anfündi- 
gungen (foweit dieſe fich nicht ausjchließlich auf Gegenftände ihres Fachs beziehen, 
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Gef. vom 26. Dezember 1865) oder Unterhaltungsleftüre enthalten. — Mit der 
Beiteuerung der Preßgewerbe Hat der Spielkartenſtempel ſchon darum nichts 
zu thun, weil Spielfarten nicht als Drudichriiten im Sinne des Preßgeſ. betrachtet 
werden fönnen (vgl. übrigens auch Reichsgeſ. betr. den Spielkartenftempel vom 
3. Juli 1878), 

b) In Bezug auf eine andere finanzielle Belaftung der P. hat die Reichsgeſetz- 
gebung den Muth nicht gehabt ihre Aufhebung zu defretiren. Es find die Frei— 
eremplare, die (regelmäßig von dem Verleger) an Behörden und Bibliotheken 
abgeliefert werden müfjen. Sie erjcheinen Lediglich als eine billige Bereicherung 
gewiſſer Bücherfammlungen, die überdieß nur zum Theil der Benubung durch das 
Publitum offen stehen. Für diefe Art der Bereicherung von Bibliotheken jpricht 
ar ihre Billigfeit, gegen fie, ganz abgejehen davon, daß fie der Staatögewalt wenig 
würdig ift, die ſchwere Laſt, die fie gewiflen P. aufbürdet (im Jahre 1874 haben 
die einzelnen Defterr. Berlagshandlungen je 300—1500 Gulden in FFreieremplaren 
abgeliefert). 

Ber der Berathung des ReichsP. konnte man fich über die Bejeitigung der 
jreieremplare nicht einigen; die Klagen der Deutfchen Buchhändler hatten zwar lautes 
Eh im Deutichen Parlamente gefunden, aber andererjeits betonte man die Intereſſen 
der afademischen Inftitute und wies auf den unerfjeglichen Werth Hin, den voll- 
tändige Sammlungen aller im Lande erjchienenen literarifchen Erzeugniffe für die 
fünftige Gefchichtichreibung hätten. Da eine Berfühnung der Gegenfäge nicht zu 
egielem war, beichloß man, die Landesgeſetze in Kraft zu laffen, ſoweit diefe die 
Abgabe von Freieremplaren an Bibliotheken und öffentliche Sammlungen anordnen. 
Fon den einzelnen Deutichen Staaten hatten das Königreich Sachen, Sachjen-Weimar, 
die Sächfiichen Herzogthümer, Baden, Oldenburg, Reuß, Braunfchweig, Bremen, 
Sippe Detmold auf die Abgabe fchon vor 1874 verzichtet; die übrigen Staaten 
halten an derfelben teft (vgl. Zujammenftellung von Bertram im Börjenblatt für 
den Deutichen Buchhandel vom 6. April 1870, Nr. 78). 

Nach Defterr. Recht (Preßgeſ. S 18) müfjen von allen zum Verkaufe beitimmten 
Duchchriften, welche im Inlande verlegt oder gedrudt werden, und nicht lediglich 
den Bedürfniſſen des Gewerbes und Verkehrs oder des häuslichen und gefelligen 
‘ebens gewidmet find, vier bez. (bei periodiichen Drudichriften) fünf Freiexemplare 
ın beitimmte Behörden und Bibliothefen abgeliefert werden. Bei Drudjchriften 
von beionder& Eoftipieliger Ausstattung werden die wirklich bezogenen Gremplare mit 
>", des uriprünglichen Pränumerationd- oder Ladenpreijes, aber nur auf Ber: 
iangen der Partei vergütet. Für die Ablieferung haftet zunächit der Verleger. der 
Trader aber bei jenen Drudijchriften, bei welchen ein Verleger nicht oder fälfchlich 
genannt tft, oder welche im Auslande verlegt werden. 

it: ©. zu Art. Preßgeſetzgebung. — Bal. bie Art. Herausgeber, Prep: 
yeligei, Prebirafre t, gesle * — v 9 at 5 


Preßpolizei. I. P. it der Inbegriff jener Rechtöregeln, durch welche dem 
Nißbrauche der Preffreiheit vorbeugend entgegengewirkt und die künftige ftrafrechtliche 
Lertolgung etwa begangener Preßdelikte gefichert werden joll. Zahl und Charakter 
Neer Rechtsregeln wechjelt nach der mehr oder weniger polizeilichen Tendenz ber 
Seammtgejeßgebung. Unmittelbares Objekt der P. find die Drudichriiten, als 
de Mittel zur Begehung von Preßdelikten; unter ihnen nimmt die periodijche 
Seife auch durch die Zahl der ausſchließlich an fie gerichteten Normen die erfte 
Stelle ein. Durch die Uebertretung der preßpolizeilichen Anordnungen entjtehen die 
Delikte (auch unpaſſend „eigentliche Preßdelikte“ genannt), die von den durch 
dra Mißbrauch der Prehfreiheit begangenen Preßdelikten („uneigentliche Preßdelikte“; 
die außerdeutiche Literatur gebraucht viel richtiger die entgegengeſetzten Bezeichnungen) 
neentlich verichieden find (j. d. Art. Preßſtrafrecht). 


142 Prebpolizei. 


I. Drudichriiten im Sinne des Preßrechtes find aber nicht nur die Er 
zeugniffe der Buchdruderpreffe, jondern auch alle anderen durch mechaniiche oder 
chemische Mittel bewirften, zur PVerbreitung bejtimmten Bervielfältigungen von 
Schriften umd bildlichen Darftellungen mit oder ohne Schrift und von Mufikalien 
mit Zert oder Grläuterungen (Preßgeſ. S 2; Deiterr. Preßgei. $ 4). relevant 
ift die Art der vervielfältigenden Technik (Kupfer und Stahlſtich, Photographie, 
Holz: und Steindrud, Kopirmafchine, Hektograph, Prägen und Gießen ıc.). Immer 
aber muß es fi — was in der außerdeutichen Gejeßgebung und Wiſſenſchaft all: 
gemein zugegeben und zum Theil ausdrüdlich ausgejprochen wird? — um em 
Gedankenäußerung handeln. Denn nur mit einer folchen hat es das Prei- 
recht in feinen polizeilichen, wie in feinen ftrafrechtlichen Beltimmungen zu tbun; 
Staatönoten, Eijenbahnprioritäten, Spieltarten, Geldftüde ıc. find troß der verviel:- 
fältigenden Technik feine Drudichriften. Dabei it das Wort „Gedankenäußerung“ 
im weiteren Sinne zu nehmen, und umfaßt auch die Manifeftation der künftleriichen 
Idee in Bild und Tonwerk (legtere aber nur unter den obenerwähnten pofitivrect- 
lichen Bejchränfungen). Die Drudjchrift iſt fertig, nicht mit der Bervielfältigung, 
ſondern erſt, wenn die Thätigkeit des Verlegers abgeichloffen tft; wenn diefer fie zur 
Verbreitung bejtimmt und die nöthigen Schritte unternommen hat, damit die Ber: 
breitung beginnen kann. Dieſen Zeitpunkt bezeichnet man zum Unterichiede von der 
Verbreitung ala das Ausgeben, Erjcheinenlajjen der Drudichriitt. — Unter 
den Begriff der periodijchen Drudichriit fallen Zeitungen und Zeitjchriiten (für 
den Unterjchied maßgebend ijt das Gricheinen in Blättern oder Heften), welche ın 
monatlichen oder fürzeren, wenn auch unregelmäßigen Friſten erjcheinen (Preßge'. 
$ 7; ähnlich Oeſterr. Preßgeſ. S 7). Anhalt der Drudichriit und Form des Er 
ſcheinens ift irrelevant. Den Gegeniaß zur periodiichen Drudichriit bildet das 
Lieferungswerf, das, wenn auch noch jo großartig angelegt, planmäßig jem 
Ende finden muß, während andererjeits der ‘Plan der Anlage den Inhalt der ein: 
zelnen Nummer zum Voraus beitimmt. Zur einzelnen periodifchen Druckſchrift ge 
hören ala deren Bertinengen die Beilagen, die gemeinfam mit jener abonnirt aus 
gegeben verbreitet werden und feine jelbjtändige juriſtiſche Griftenz führen. Die 
periodifche Drudichriit unterliegt einer Reihe von bejonderen preßpolizeilichen An- 
ordnungen; fie wird nach Außen Hin durch den verantwortlichen Redakteur 
repräjentirt. 

III. Zu den preßpolizeilichen Anordnungen gehören: 

1) Die Verpflichtung, diean der Herftellung und Ausgabe der 
Drudichrift betheiligten Perjonen auf der Drudichrift jelbit zu 
nennen. 

Auf jeder Drudichriitt muß Name und Wohnort des Druders, ferner Name 
und Wohnort des Verlegers genannt jein (Preßgeſ. $ 6; Oeſterr. Preßgei. 
$ 9). Der Berfaffer oder Herausgeber ift nur dann zu nennen, wenn die Drud— 
ichrift im Selbftverlage ericheint und daß dies der Fall auf der Drudichrift zum 
Ausdrude gelangen joll (d. 5. der ungenannt bleiben wollende Berfafler kaun ſich 
als Verleger, jtatt als Selbjtverleger bezeichnen und jo jeine Anonymität wahren). 
An Stelle des Namens des Druders oder Verlegers genügt die Angabe der in das 
Handelsregiſter eingetragenen Firma. — Drucker iſt derjenige, der die Druckſchrift 
(in dem weiteren Sinne des Preßrechtes) herſtellt; aber nicht der einzelne Arbeiter, 
ſondern der Inhaber des Geſchäftes; der daffelbe leitende Stellvertreter darf nicht 
ſtatt des Inhabers genannt werden. 

Gewerbsmäßigkeit, Entgeltlichkeit, Legitimität der Herſtellung ſind irrelevant. 
Wenn mehrere Druckereien an der Herſtellung felbftändig betheiligt ſind, jo iſt jede 
für den von ihr hergeſtellten Theil der Druckſchrift als Drucker zu nennen; hat 
eine Druckerei auch andere zur Hülfeleiſtung herangezogen, ſo erſcheint die erſtere 
nach Außen bin als einziger Drucker. — Verleger iſt derjenige, der die Druck— 
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chrift erſcheinen läßt, der vermittelnd einerſeits zwiſchen den Verfaſſer und den 
Drucker, andererſeits zwiſchen dieſen und den Verbreiter tritt. Gewerbsmäßigkeit, 
Eatgeltlichteit, Legitimität ſind auch hier nicht von juriſtiſcher Bedeutung. Auch auf 
dem Nachdruck muß der Verleger genannt ſein. Der Kommiſſionsverleger, der 
auf fremde Rechnung und Gefahr verlegt, ijt Berleger, nicht aber der Kommiffionär 
oder der Eortimentsbuchhändler. — Befreit von der Verpflichtung zur Nennung 
des Druders und Berlegers jind jene Drudjchriften, die nur den Zwecken des Ge— 
werbes und Verkehrs, des häuslichen und gejelligen Lebens dienen; ferner Stimme 
yettel für öffentliche Wahlen, ſofern fie nicht3 weiter ala Zwed, Zeit und Ort 
der Wahl und die Bezeichnung der zu wählenden Perjonen enthalten. Kupferſtiche 
avant la lettre (die jog. épreuves d’artistes) werden, obwol nicht unter den Wort- 
laut des Geſetzes jallend, allgemein hierher gerechnet. — Die periodiſche Drud- 
ihrit muß außer der Nennung des Druders und Berlegerd auch die Angabe des 
verantwortlichen Redakteur (Namen und Wohnort, d. 5. den Ort, von dem aus 
a die Redaktion Führt) enthalten. Mehrere Perjonen dürfen nur dann genannt 
werden, wenn aus Form und Inhalt der Benennung mit Bejtimmtheit zu erjehen 
#, für welchen Theil der Drudjchrift jede der benannten Perfonen die Redaktion 
führt (Preigei. S 7; vgl. d. Art. Redakteur). — Jede Uebertretung diejer Be— 
fummungen ift (Preßgej. $ 18) mit Geldjtrafe bis zu 1000 Mark oder mit Saft 
oder mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten bedroht, wenn fie durch falſche Angaben 
mit Renntniß ihrer Unrichtigkeit begangen wurde; mit Gelditrafe bis zu 150 Mark 
oder mit Haft aber dann (Preßgeſ. $ 19), wenn diefe Vorausfegung fehlt. Die 
khwerere Strafe trifft den Verleger einer periodijchen Drudjchriit auch dann, wenn 
er wiffentlich gejchehen läßt, daß auf derjelben eine Perſon fälſchlich ala Redakteur 
genannt wird. 

2) Die Berpflihtung zur Ablieferung der Pilihteremplare 
wol zu uaterfcheiden von den im Art. Preßgemwerbe beiprochenen Freiexemplaren), 
duch welche der Behörde die rechtzeitige Kenntnignahme von begangenen Preß— 
delilten und ein erfolgreiches infchreiten gegen die Schuldigen, jowie gegen die 
Dachchrift ſelbſt gefichert werden joll. Die Neichögefegebung verlangt (Prefgef. 
s 9) mur von der periodijchen Prefje ein Eremplar jeder Nummer (mit Ein= 
hluß der Beilagen), das der Verleger gleichzeitig mit der Ausgabe der 
Dachchrift (das Geſetz fpricht ungenau von dem Beginne der Austheilung oder 
Ieimdung) gegen eine ihm jofort zu ertheilende Beicheinigung an die Polizei- 
bebörde des Ausgabeortes unentgeltlich abzuliefern hat. Befreit find diejenigen 
zudihriiten, welche ausjchließlich den Zwecken der Wiſſenſchaft, der Kunft, des 
Gewerbes oder der Induſtrie dienen; den Gegenjaß bildet die politische Preſſe einer- 
ts, die Unterhaltungspreffe andererjeits. Die Strafe für unterbliebene oder ver- 
pätete Ablieferung (Geldftrafe bis 150 Mark oder Haft nach Preßgeſ. $ 19) trifft 
mmer nur den Verleger, vorausgejeht, daß ihm ein Verſchulden zur Laſt fällt. — 

Veit ftrenger find die Beitimmungen des Defterr. Rechts (Preßgeſ. $ 17), in— 
em diefes von jeder nichtperiodijchen Drudjchrift, die nicht mehr als fünf 
dogen im Drude beträgt, und nicht lediglich den Bebürfniffen des Gewerbes und 
betlehrs oder des häuslichen und gejelligen Lebens zu dienen bejtimmt ift, die Ab- 
xbe von zwei Pflichteremplaren (an Polizei und Staatsanwalt) wenigitens 
4 Emden vor der Austheilung oder Verjendung verlangt. Die Verpflichtung, 
we Haftung trifft (unzwedmäßig genug) nicht den Verleger, jondern den Druder. 

3) Die Berpflihtung zur Aufnahme amtliher PBelannt- 
mahungen (Preßgeſ. $ 10). Diefe Verpflichtung obliegt dem verantwortlichen 
Kebafteur jener periodischen Drudichriften, welche überhaupt Anzeigen aufnehmen ; 
& bat die ihm don Öffentlichen Behörden mitgetheilten amtlichen Belanntmachungen 
zz deren Verlangen gegen Bezahlung der üblichen Einrüdungsgebühren in einer der 
beiden nächiten Nummern zur Veröffentlichung zu bringen. Zumiderhandlungen 


u 


werden, wie folche gegen die Berichtigungspflicht, behandelt und beſtraft (Preßgeſ. 
$ 19; vgl. unten Nr. 4). — 

Im Wefentlichen übereinftimmend Dejterr. Preßgeſ. SS 20 ff. 

4) Die Berihtigungapfliht (Entgegnungsrecht) beruht auf dem 
Gedanken, daß Jeder, den eine in einer periodifchen Druckſchrift gebrachte Nachrict 
berührt, zum Worte fommen, an derjelben Stelle und vor demjelben Publikum, an 
welcher und vor welchem über ihn gejprochen worden, gehört werden joll. Die 
Lejer des Blattes follen urtheilen, nachdem beide Theile geiprochen haben. Da: 
Entgegnungsrecht (Preßgej. $ 11; Oeſterr. Preßgeſ. $ 19) befteht nur der perio: 
diſchen Preſſe gegenüber, e& bezieht fich auf die in derjelben mitgetheilten That: 
jahen (nicht auf Urtheile, Kritiken u. dgl.), jet aber feinen Angriff auf den 
Entgegnenden voraus. Das Entgegnungsrecht fteht allen Betheiligten, je « 
Behörden, Korporationen, fei e8 Einzelindividuen zu, d. h. allen denjenigen, welche 
ein Ynterefje daran Haben, gehört zu werden. Es entfällt, wenn die Berichtigung 
nicht von dem Anzeiger unterzeichnet ift, wenn fie jtrafbaren Inhalt hat, oder ſich 
nicht auf jene thatjächlichen Angaben bejchränft, welche den Anlaß der Berichtigung 
bilden. Der verantwortliche Redakteur Hat die ihm, ſei es mündlich, ſei e— 
ichriftlih, zur Aufnahme mitgetheilte Berichtigung, in feinem Blatte zu veröffent: 
lihen, und zwar ohne Einjhaltungen und Weglafjungen, denn de 
Entgegnende joll vollftändig und ohne unterbrochen zu werden, zum Worte kommen; 
in demjelben Theile der Drudichrift, in welchem der zu berichtigende Artikel 
erichienen war, und mit derjelben Schrift, denn gleiches Gehör foll beiden Theilen 
gewährt werden; und in der nach Empfang der Ginjendung nächtiolgenden Nummer, 
jofern dieſe nicht bereits für den Drud abgejchloffen ift; denn joll die Entgegmung 
Wirkung haben, jo muß fie jofort erfolgen. Aus dem Weſen des Entgegnungsrecte 
ergiebt fich ferner, daß — entgegen einer weit verbreiteten Anficht — die Be 
richtigung mur in derjelben Sprache Anfpruch auf Veröffentlichung machen fann, 
in welcher der zu berichtigende Artikel erfchienen war. Die Aufnahme erfolat 
£ojtenfrei, joweit die Entgegnung den. (einfachen) Raum der zu berichtigenden 
Mittheilung nicht überjchreitet; für die über diefes Maß Hinausgehenden Zeilen 
find die üblichen Einrüdungsgebühren zu entrichten. Dieje Beſchränkung der often: 
freien Aufnahme genügt dem praftiichen Bedürfniffe nicht; Bayern, Preußen ließen da: 
einfache Maß des Artikels entjcheiden, in welchem die Mittheilung enthalten war; 
Frankreich, Italien, Belgien (Sachjen) geben den doppelten Raum des zu be— 
richtigenden Artikels frei. Durch die Aufnahme wird die Verantwortlichkeit des 
Nedakteurs für den Inhalt weder des berichtigten, noch des berichtigenden Artikels 
berührt. — Genügt der Redakteur der Berichtigungspflicht nicht — mag es fid 
um Verweigerung oder Unterlaffung der Aufnahme oder um einen dem Gefege nicht 
entiprechenden Abdrud der Entgegnung handeln — jo tritt das gerichtliche Be— 
rihtigungsverfahren ein. Die Behärde greift alſo nicht ſofort (wie nach dem 
Badischen Syftem von 1868 oder dem älteren Defterr. Rechte von 1862— 1868), 
jondern erſt dann ein, wenn eine Webertretung des Geſetzes jtattgefunden hat. Die 
Verfolgung findet nur auf Antrag des Verletzten ftatt (Preßgeſ. $ 19), das Geridt 
hat zunächſt die Eriftenz des Entgegnungärechtes und die Verlegung der Berichtigung? 
pflicht feitzuftellen, dann über das Verſchulden des Redakteur zu urtheilen. Das 
Rejultat des Verfahrens kann demnach fein: a. Gänzliche Abweiſung des Klägers; 
b. Anordnung der Aufnahme ohne Beitrafung des Redakteure, wenn die an fich un: 
berechtigte Verweigerung in gutem Glauben gejchehen oder die Beftrafung aus an- 
deren Gründen (Tod, Begnadigung, Verjährung) ausgeſchloſſen ift; c. VBerurtheilung 
des Redakteurs (Gelditrafe bis zu 150 Mark oder Haft) mit gleichzeitiger Anordnung 
der Aufnahme, bei Exiſtenz des Entgegnungsrechtes und mala fides des Redakteurs 
d. Beltrafung des Redakteurs ohne Anordnung der Aufnahme, wenn der Abdrud 
zu jpät, im Uebrigen aber dem Gejege entiprechend erfolgte. — Beharrt der Re 
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dakteur auch der richterlichen Anordnung der Aufnahme gegenüber auf ſeiner Weige— 
rung, ſo kann er abermals zur Verantwortung gezogen und beſtraft werden; ein 
direkter oder indirekter Zwang zur Aufnahme findet nach Deutſchem Recht nicht ſtatt. 
Dagegen Hat nach Oeſterr. Preßgeſ. $ 21 das Gericht gleichzeitig mit der Anordnung 
der Aufnahme die Einftellung der Drudjchriitt bis zur Erfüllung der Verpflichtung 
zu berfügen. 

5) Das Berbot der ferneren Berbreitung kann — von den viel 
weiterreichenden Bejtimmungen des Sozialiftengefeßes abgejehen — nur gegenüber 
ausländijchen periodijchen Drudjchriften ausgeiprochen werden (Preßgeſ. 
s 14). Die Verlegung des Gaftrechtes joll mit Entziehung deffelben beantwortet 
werden. Ausſpruch und Aufhebung des DVerbotes ift in die Hand des Reichs— 
fanzlers gelegt. Der Ausſpruch iſt an die Vorausfegung geknüpft, daß zwei— 
mal binnen Jahresfriſt gegen die betreffende Drudjchrift eine Verurtheilung 
nad; SS 41 u. 42 des StraiGB. (aljo wegen ihres ftrafbaren Inhalts) erfolgte ; 
die Zuläffigkeit entfällt, wenn das Verbot nicht innerhalb zweier Monate nach Ein— 
tritt der Rechtskraft des letzten Erkenntniſſes ausgejprochen ift. Die Bedeutung 
diefer Maßregel und zugleich das Bedenfliche derjelben -Liegt darin, daß fie gegen 
die fünftig erjcheinenden Nummern der Druchkſchrift gerichtet ift, nicht die That, 
iondern die Tendenz ins Auge faßt. Mit der Bekanntmachung des Verbotes wird 
der von demjelben betroffenen Drudjchrift zugleich der Poſtdebit entzogen, d. h. 
die Poſt darf feine Bejtellungen auf diejelbe annehmen, die einzelnen Nummern 
nicht mehr befördern oder ausfolgen. Uebertretung des Verbotes, d. h. aljo Ver— 
breitung derjelben auf irgend eine Art, wird (Preßgei. $ 18) mit Geldjtraje big zu 
1000 Mark oder mit Haft oder mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten geahndet ; 
doh it Kenntniß des Verbotes erforderlich (anderer Anfiht Berner). — Auf 
einem anderen Standpunkte jteht die Dejterr. Geſetzgebung. Nachdem jchon durch 
das Preßgefeg von 1862 das adminiſtrative Verbot bejeitigt worden war, fiel 
1868 auch das richterliche Verbot, jei es inländifcher, jei es ausländischer perio— 
diſcher Druckſchriften, hinweg, ſoweit es nicht bereits erjchienene, fondern erſt künftig 
erſcheinende Nummern treffen ſoll. Wol aber kann nach Oeſterr. Recht die Ent— 
ziehung des Poſtdebits ſelbſtändig und nach freiem Ermeſſen des Miniſteriums 
des Innern, aber nur gegen ausländiſche periodiſche, wie nichtperiodiſche Druck— 
ſchriften ausgeſprochen werden (Preßgeſ. $ 26). Die nothwendige, aber duch einzige 
Folge der Entziehung des Poftdebits ift der gänzliche Ausſchluß der betreffenden 
Druckſchrift von der Beförderung durch die Poſt. Es Handelt fich einerjeits alſo 
um mehr als um den an die Pojtämter gerichteten Auftrag, feine Bejtellungen auf 
die betreffende Drucdjchrift mehr anzunehmen; andererjeitö liegt aber in der Entziehung 
des Poitdebits keineswegs das Verbot der Verbreitung, vielmehr kann die Druchkſchrift 
nad) wie vor auf jedem anderen Wege, ald auf dem der Poſt bezogen und verjendet 
werden. Nur ſoweit der Poftzwang reiht — und nach den Dejterr. Poftgejegen 
von 1837 und 1850 umfaßt er alle periodiichen Schriften, fie mögen durch Hand» 
ſchrift oder Abdruck dargejtellt oder vervielfältigt fein —, jchließt die Entziehung des 
Poſtdebits das Verbot jeder Art der Beförderung in fich. 

6) Die nihtrihterlihe Beijhlagnahme von Drudjchriiten wäre 
Ihon nach der RStrafP DO. (8$ 94 ff.) bei Gefahr im Verzuge zuläſſig, joweit die 
jelben für die Unterfuchung von Bedeutung jein können oder der Einziehung unter 
liegen. Aehnliche Anordnungen enthielten die meisten Deutjchen Partikular-StrafP DO. 
Ju der Literatur, umd bei der Berathung des RPreßgeſetzes wurde dies vielfach über- 
jehen, wurde nicht nur die jog. „polizeiliche“, jondern jede der Urtheilsfällung voran— 
gehende (alfo auch die richterliche) „vorläufige“ Beichlagnahme als eine Ausnahms— 
beitimmung zu Ungunften der Preffe befämpit. Bon anderer Seite verlangte man 
die Bejeitigung der vorläufigen Beichlagnahme geradezu ala ein Privilegium der 
Preſſe, da man den Gedanken nicht tödten dürfe 2c., während wieder Andere 

d. Holgenborff, Ene. II. Rechtslexikon II. 3. Aufl. 10 
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wenigſtens die Ingerenz der nichtrichterlichen Behörden ausgeſchloſſen wiſſen wollten 
(Gegner der vorläufigen Beſchlagnahme, aber unter ſich vielfach abweichend: Mohl, 
Gneiſt, Wahlberg, John, Jaques, Marquardſen u. A.; die Deutſchen 
Journaliſten ſchwankten in ihren Anſichten, ebenſo wie die Juriſtentage). Die heute 
geltenden Beſtimmungen des RPreßgeſetzes find das Reſultat eines Kompromifie 
(Preßgei. SS 23 ff.). Aus denjelben ift hervorzuheben: 

a. Die nichtrichterliche Beſchlagnahme ift nicht allgemein, wie nach der StrafBQ.. 
fondern nur wegen gewiſſer Delikte zuläſſig. Diefe find: Uebertretungen der 
88 6, 7, 14 u. 15 des Preßgeſ. (Nichtnennung von Druder, Verleger ꝛc., Ber: 
breitung einer verbotenen Drudjchriit, Veröffentlichung über Truppenbewegungen): 
ferner Uebertretungen der $S 85, 95, 184, 111, 130 des StrafGB. (Aufforderung 
zu Hochverrath, Majejtätsbeleidigung, unzüchtige Daritellungen, Schriften u. 1. ij. 
Aufforderung zu jtrafbaren Handlungen, Aufreizung zum Klaſſenkampf), die beiden 
legten Delikte (SS 111, 130 des StrafGB.) jedoch nur dann, wenn dringende Ge 
jahr beiteht, daß bei Verzögerung der Beichlagnahme die Aufforderung oder Auf: 
reizung ein Verbrechen oder Vergehen unmittelbar zur Folge haben werde. In allen 
Tällen aber muß, wie nach der StrafPD., ein mindeſtens verjuchtes Delikt vor: 
liegen, damit die Beichlagnahme zuläjfig ei. 

b. Die richterliche Beichlagnahme bedarf unter allen Umftänden der gericht: 
lihen Bejtätigung (wenn fie vor Erhebung der öffentlichen Klage jtattgefunden 
hat, durch den Amtsrichter, in deffen Bezirk fie vorgenommen wurde). Die Ein: 
holung der gerichtlichen Beftätigung muß binnen furz bemeifenen Friften ftattfinden, 
und die Beichlagnahme erlifcht, wenn die Beitätigung nicht binnen fünf Tagen nad 
der Anordnung herabgelangt iſt. 

c. Gegen den die Beichlagnahme aufhebenden Gerichtsbeichluß ift fein Rechte— 
mittel zugelaffen 

d. Auch der beitätigende Gerichtäbeichluß muß aufgehoben werden, wenn nicht 
binnen zwei Wochen nad) der Beitätigung die Verfolgung in der Hauptſache ein: 
eleitet it. 

: Bei der Beichlagnahme find die diejelbe veranlaffenden Stellen der Schrift 
unter Anführung der verlegten Gejege zu bezeichnen. Trennbare Theile der Schrift, 
welche nichts Strafbares enthalten, find von der Beichlagnahme auszufchliegen. Die 
Beichlagnahme kann fich auch auf die zur Vervielfältigung dienenden Platten und 
Formen erjtreden; fie erfolgt bei Drudjchriften im engeren Sinne auf Antrag de 
Betheiligten durch Ablegen des Satzes. Der Beſchlagnahme unterliegen nicht nın 
die bereits in Verbreitung befindlichen, aber noch nicht in Privatbefig übergegangenen, 
jondern auch die noch nicht verbreiteten, aber zur Verbreitung beftimmten Exemplare 
der Drudichrift. 

Verbreitung der Drudichrift oder Wiederabdrud derjelben während der Dauer 
der Beichlagnahme ift, wenn der Thäter Kenntniß von derjelben hatte, mit Geld: 
jtrafe bis zu 500 Mark oder mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten zu belegen. — 
In weiterem, ala dem bier erörterten Umfange ift die Beichlagnahme nach dem 
Sozialiſtengeſetze zuläffig. — 

Das Dejterr. Recht geitattet (StrafpPO. $ 487) die vorläufige nicht: 
richterliche Beichlagnahme ohne weitere Einſchränkung, wenn Drudjchriften ent: 
weder gegen die Vorſchriften des Preßgejeges ausgegeben oder verbreitet werden oder 
wenn fie im öffentlichen Intereſſe zu verfolgen find; die vorläufige rihterlice 
Beichlagnahme aber nur auf Klage und Antrag des Privatflägere. Die nicht- 
richterliche Bejchlagnahme bedarf der gerichtlichen Betätigung, die (nad) SS 488 fi. 
der StrafPD.) in ähnlicher Weile, wie nach Deutichem Rechte, eingeholt werden 
muß (doch find die Friſten weiter bemeſſen). Eine wohlgemeinte, aber durchaus 
unpraktijche Beſtimmung (die ſich übrigens auch im Hamburgiſchen und Badiſchen 
Rechte jand) enthält $ 491 eit. nach welchem, wenn das Gericht die Beſchlagnahme 
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ausdrüdlich für ungerechtjertigt erflärt, dem von derſelben Betroffenen der Erſatz des 
erweislichen Schadens aus der Staatäfafje gebührt. 

7) Die Verpilihtung zur Kautionsbejtellung, gegen welche fich 
dad Deutiche Parlament jchon im Jahre 1871 mit großer Majorität auägeiprochen 
hatte, ift dem RPreßgeſetze fremd geblieben. Dagegen hält das Dejterr. Recht 
(ebenjo wie das Franzöſiſche) an derfelben bi3 zum heutigen Tage feſt. Die Zeitungs: 
faution foll gleichzeitig verschiedenen Legislatorischen Zwecken dienen. Sie ſoll die 
politische und finanzielle Solidität des Unternehmens verbürgen; fie joll die Ein- 
treibung von Geldftrafen und Prozeßkoſten fichern; fie joll endlich die Möglichkeit 
gewähren, eine befondere Nebenjtrafe, die des Kautionsverjalles, in das Strafenſyſtem 
einzuführen. Die VBerwerflichkeit der ganzen Einrichtung, welche die angejtrebten 
Zwecke entweder gar nicht oder nur auf Koſten höherer Intereſſen erreicht, bedarf 
beute feines Nachweiſes mehr. Nach SS 23 ff. des Dejterr. Preßgeſ. unterliegen der 
Kautionspflicht jene periodiichen (nicht von der Regierung herausgegebenen) Drud- 
ihriften, welche öfter ala zweimal im Monate erjcheinen und, wenn auch nur neben= 
ber, die politifche Tagesgefchichte behandeln, oder politische, religiöje, ſoziale Tages— 
tagen beiprechen. Die Höhe der Kaution beträgt, je nach der Häufigkeit des Er- 
iheinend und der Einwohnerzahl des Ausgabeortes, zwifchen 1000 und 8000 Fl. 
ze Kautionsverfall wird ausgeiprochen (Preßgeſ. $ 35), wenn Jemand wegen des 
Inbaltes der Druckſchrift eines Verbrechens oder Vergehens für jchuldig erkannt wird, 
mag auh den Herausgeber jelbit keinerlei Verſchulden treffen. Die verfallende 
Summe fteigt, je nach der Schwere des begangenen Deliktes, von 60 Fl. bis zum 
vollen Betrage der Kaution, eventuell aljo bi8 8000 Fl. Wird der für verfallen 
erklärte Betrag von dem Herausgeber nicht binnen drei Tagen nach Rechtskraft des 
Etlenntniſſes erlegt, jo veranlaßt der Staatsanwalt die Zahlung aus den ala Kaution 
liegenden Werten; das Gleiche gejchieht, wenn Geldftrafen oder Prozekkoften, auf 
weiche „aus Anlaß der Herausgabe” der Drudichriit erfannt wurde, von dem Be— 
troffenen nicht rechtzeitig erlegt werden. Die Verminderung der Kaution führt, wenn 
der Ausfall nicht binnen acht Tagen erjeßt wird, zur Einftellung der Drudichrift. 

Sit: ©. zu Art. Preßgeſetzgebung. — Bol. die Art. Herausgeber, Preß— 
gewerbe, Prehftrafrecht, Baal. v. Liszt. 
ſtrafrecht. P. iſt der Inbegriff der Rechtsregeln über Inhalt und Um— 
vong der Berantwwortlichfeit für den Mißbrauch der Preßfreiheit. Das P. hat daher 
yunächit Antwort auf zwei fragen zu geben: 1) Was ijt Mißbrauch der Preß- 
abet? 2) Wie beftimmt fich die Berantwortlichkeit für diefen Mißbrauh? An 
der Köfung beider Fragen haben Wiſſenſchaft und Gefeßgebung feit Langem und — 
bis auf den heutigen Tag — ohne befriedigendes Reſultat gearbeitet. Die folgende 
Tartellung ift nur beitrebt de lege lata, nicht aber de lege ferenda die Löjung 
{u fördern. 

I Preßfreiheit ift das Recht der freien Gedanfenäußerung durch Drudichriften 
mnerhalb der gejeglichen Schranten und unter der gejelichen Verantwortlichkeit. 
de normwidrige und jtrafbare Mißbrauch diejes Rechtes — das auch ala Preh- 
cht im jubjeftiven Sinne bezeichnet werden kann — Eonjtituirt das Preßdelikt. 
Dit den Preßpolizeideliften (j. d. Art. Preßpolizei) hat es jo wenig zu thun, 
me die Tödtungsdelikte mit der Uebertretung des Verbotes des Waffentragens. Im 
Unterichiede von dem Preßpolizeidelitte nennt man es das „uneigentliche“ oder 
‚materielle", am richtigjten aber das Preßdelikt jchlechtweg. Seine Begriffs- 
sftmmung hat nicht blos theoretifche, jondern eminent praktiiche Bedeutung; denn 
ane Reihe von gejeglichen Beitimmungen knüpft an das „Preßdelikt“ an, ohne diejeg 
Mm definiren. — Der Blick auf die auswärtige Gejeßgebung fürdert wenig. Die 

ngen des Engliſchen Rechtes über das Libel (vgl. d. Art. Preßgeſetz— 
bung) fbotten der juriftiichen Konftruftion. Das Franzöſiſche und die unter 
kinen Ginfluffe ftehenden anderen Rechte zählen hierher: öffentliche Aufforderung zu 

10 * 


148 Prebitrafrenht. 


jtrafbaren Hondlungen, outrages à la morale publique et aux bonnes moeurs (ein 
viel umfaffender Begriff, unter den Angriffe auf Religion, die freiheit der Kulte, 
Gigenthum und Familienrechte ebenjo fallen, wie die Verherrlichung ftrafbarer Hand: 
lungen und die Berhöhnung des Gefehes), öffentliche Beleidigung des Präfidenten 
der Republif, der Kammern, fremder Souveräne und Minifter, Angriffe auf die 
Volksjouveränität, die Berfaffung zc., diffamation et injure publique gegen 
Öffentliche und Privatperfonen ꝛc. — Die Deutiche Wiſſenſchaft Hat fich wiederholt 
mit der juriftiichen SKonjtruftion des Preßdeliktes befaßt. Glaſer, Bohn, 
Jaques, dv. Buri, Merkel, daneben der Holländer Buyn, aus neueiter Zeit 
Oetker (Goltdammer’s Archiv, Bd. XXVI) find hier zu nennen. Glaser 
gebührt das Verdienſt, der Frage zuerjt näher getreten zu fein; ein Verdienft, das 
durch das Mißlingen des Verfuches nicht gejchmälert wird. Cr unterfcheidet 1) die 
uneigentlichen Preßdelikte, „Handlungen, deren Thatbeſtand nicht ſchon an und 
für fich durch den Mißbrauch der öffentlichen Meinungsäußerung bedingt iſt“, wie 
Injurien, Gottesläfterung, Betrug, Fälſchung, Erpreffung zc.; fie find nach den 
Grundfägen des allgemeinen Strafrechtes zu beurtheilen. 2) "Die eigentlichen 
Preßdelikte, „für die öffentliche Ordnung gefährliche und blos darum verbotene Pu— 
blifationen“, nicht friminelles, ſondern polizeiliches Unrecht. Als verboten find nur 
diejenigen Publifationen anzufehen , durch welche entweder a. zu ftraibarerı oder 
wenigitens rechtswidrigen Handlungen aufgereizt, oder b. ein durch das Gefetz ge- 
ſchütztes Objekt in einer an fich verwerflichen Form angegriffen wird. Hier jollen 
nur objektive und zwar gerichtliche Maßregeln Anwendung finden. Gegen diefe Ein- 
theilung vgl. John, Marquardijen, Jaques, Merkel, Oetker; fie kamm 
heute als genügend widerlegt angejehen werden. Sie franft an einem doppelten 
Irrthum; einerfeits an der Jdentifizirung von Preffe und Deffentlichkeit und damit 
an der Berrüdung des Schwerpunftes der Frage; andererfeit® an einer ganz um: 
haltbaren, Heute antiquirten Aufaffung des Polizeideliftes, mit welcher die Ein- 
theilung in fich zufammenfällt. Gefährdung von Rechtägütern ift eben fein Polizei: 
delikt. — Oetker hat der Unterfuchung neue Bahnen gewiejen, hat aber einerjeits 
jowol die Bedeutung der Drudjchrift, als auch die der Verbreitung derjelben nicht 
richtig gewürdigt, andererjeits den Kreis der Preßdelikte zu weit gezogen. 

Das Preßdelikt iſt Mißbrauch des Nechtes der Gedanfenäußerung. Und zwar 
der öffentlichen Gedanfenäußerung; gerichtet an die unbegrenzte Menge, die wir 
PBublitum nennen. Es folgt dies jchon daraus, daß das Mittel, die Drudjchrift, 
begrifflich dazu beftimmt it, in die Deffentlichkeit zu treten. Gharakterifiren wir 
aber eine bejtimmte Deliktsgruppe durch Hervorhebung des zu ihrer Begehung ge- 
brauchten Mittel, dann muß dieſes Mittel in der feine Beitimmung erfüllenden 
Weiſe gebraucht fein. ch ſpiele nicht mein Blasinftrument, wenn ich mit einem 
Metallftäbchen auf daſſelbe fchlage. 

Menn aber das Preßdelikt Mißbrauch des Rechtes der öffentlichen. Gedanken 
äußerung ift, dann ift es eine befondere Spezies in einer größeren Gruppe; dann 
erweitert fich die legislatorifche Frage: „welche Handlungen find Preßdelikte de lege 
ferenda* zu der anderen: „wann ift die öffentliche Gedankenäußerung überhaupt 
ſtrafbar?“ Und diefe Trage Hat nicht das Prekrecht zu löſen; e& hat vielmehr 
aus der im pofitiven Rechte gegebenen Löfung feine Konfequenzen zu ziehen. 

Die Gedankenäußerung muß, um zur Aufftellung einer befonderen Deliktsgruppe 
führen zu können, an fich, d. h. ohne Rückſicht auf einen weiteren Erfolg, norm— 
widrig und jtrafbar fein. Sie kann dies fein, wenn fie unmittelbar Rechtägüter- 
verletung ift, wie bei der öffentlichen Beleidigung, der Gottesläfterung;, fie kann 
es jein als Rechtsgütergefährdung, wie bei der öffentlichen Aufforderung zu ftraf= 
baren Handlungen; fie kann e& fein als reiner Ungehorſam, wie bei der ver— 
botenen Ankündigung ausländifcher Lotterien. In allen diefen Fällen ift mit der 


Aeußerung die Norm übertreten, das Delift vollendet; in allen Fällen ift daher 
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das Delikt in die Gruppe der Delikte durch öffentliche Gedankenäußerung, und wenn 
in Druckſchriften begangen, in die der Preßdelikte einzureihen. Anders, wenn die 
Gedankenäußerung Mittel zum Zwecke, zur Herbeiführung weiterer Erfolge iſt, und 
die Norm erft mit der Erreichung dieſes weiteren Zieles übertreten ift; jo bei Be— 
trug, Grprefjung, Mißbrauch der Amtägewalt. Mag bier immerhin die Preſſe be= 
nützt fein, es liegt doch nie ein Preßdelift vor (anders Oetker). Mit anderen 
Borten: die Gedantenäußerung muß Begehung des Deliktes, nicht Mittel zur 
Begehung jein. 

Bei dem Preßdelikte erfolgt die Gedankenäußerung durch Berbreitung von 
Drchchriften; darin liegt ihre Eigenthümlichkeit, die fie von den übrigen Fällen 
der normwidrigen Gedankenäußerung unterfcheidet. Die Drudichrift ift der 
Gedanke, die Verbreitung feine Aeußerung. Cine Reihe von Konſe— 
onenzen wird uns klar, wenn wir an diejer Auffafjung fejthalten. 

Bor Allem erkennen wir jofort die veränderte Geftalt, in welcher der 
Gedanke uns hier entgegentritt. Er iſt firirt, verkörpert in der Drudichrift; 
er ift fichtbar und greifbar geworden und Hat durch die Vervielfältigung die Kraft 
gmonnen, der Schranken von Zeit und Raum zu fpotten. Und zugleich ijt er 
telbftändig geworden, unabhängig von dem Willen feines Schöpfers, befähigt, in 
Iawienden von Einzelindividuen auf eigene Fauſt in die Welt zu treten. Diefe 
velbitändige und vielfache objektive Eriftenz der Drudjchrift wird noch lange 
nicht in ihrer vollen Tragweite gewürdigt. Ihre Beachtung würde uns ehren, daß 
man durch Beftrafung des Verfaflerd den Gedanken gar nicht trifft, objektive Maß— 
regeln gegen die Drudjchrift daher nothwendig find; fie würde ung lehren, daß wir 
euh in den allermeijten Fällen mit diefen objektiven Maßregeln unſer Ziel viel 
ücherer erreichen, als wenn wir nach den jchuldigen Perfonen juchen. Gefährlich 
oder gar gemeingerährlich ift die Drudjchrift nicht, aber ein jelbftändiges der Sinnen— 
weit angehöriges Individuum: darum Beichlagnahme und Vernichtung. Wer den 
Gedanken ala Gedanken töbten will, macht fich eine Nonjens jchuldig; wer den 
Neiich-getvordenen Gedanken vernichtet, zieht nur die Konjequenz aus der Fleiſchwerdung. 

Und ferner ergiebt fich, daß in der Verbreitung der Drudjchrift, eben weil 
he die Aeußerung des Gedankens ift, die Begehungshandlung bei den 
Trehdeliften als normwidrigen Gedanfenäußerungen, liegt. Darum ift, was ihr 
dorauägeht, Konzeption und Reinjchrift des Manujfriptes, Abjchließen des Verlags: 
vertrages, Uebergabe an die Druderei, Herjtellung des Drudes (Sab, Korrektur, 
Abdrud), Falten, Glätten, Heften, Binden des Buches und endlich auch die Aus— 
gabe der Drudjchrift (f. d. Art. Preßpolizei: Begriffsbeitimmung der Drudjchrift) 
frafloie Vorbereitungshandlung; darum iſt mit der Verbreitung das Delift als 
vollendetes gegeben, und der Drt der Verbreitung der Ort der begangenen That. 
datum ift jener der Verfaffer, der in der verbreiteten Drudjchriit zur Menge 
briht, der Thäter des Preßdeliktes; und der DVerbreiter, den nöthigen dolus auf 
feıner Seite vorausgejegt, jein Mitthäter; darum ift für die Gehülfen, die dag 
Mittel, die Drudjchrift, Heritellen, für Druder und Verleger, mit der Verbreitung 
md an dem Orte der Verbreitung ihre ftrafbare Thätigfeit konſummirt. 

Das Gejagte bedarf aber der Erläuterung. Der Begriff der Verbreitung ift im 
Seiege (RPreßgeſ. $ 3) nicht definirt. Reiche Kafuijtik findet fich in den Kommen- 
taren und Lehrbüchern des Preß- und Strafrechtes. Sie intereffirt ung bier nicht, 
tondern der Begriff. Verbreiten iſt Zugänglichmachen an das Publikum; eine 
Thätigkeit,, fein Erfolg, ein aktiver, fein pafliver Begriff. Eine verbreitete Drud: 
rt iſt eine Drudjchriit, die verbreitet wird, nicht eine jolche, die verbreitet ift. 
mänglihmachen und nicht Zugänglihjein (publication und nicht publicit6) 
# Verbreitung. Sie ift eine centrifugale Bewegung, eine Thätigkeit, die ſtrahlen— 
mig von einem Mittelpuntte ausgeht, die eben darum begrifflich weder zeitliche 
nah örtliche Schranken kennt. Und daraus folgt, daß der Begriff der Verbreitung 
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zwar einer quantitativen Ausdehnung, aber feiner qualitativen Steigerung fähig it. 
Die Verbreitung ift noch immer Verbreitung, auch wenn Hunderte von Jahren jeit 
der Ausgabe der Drudichrift verftrichen find, und dieje den Erdball durchflogen hat; 
fie war aber auch jchon Verbreitung in dem allerkleinften jener konzentriſchen Kreiſe, 
die fie durchmeffen, und in dem allererften Zeittheilchen.. An diefem Orte, in diejem 
Augenblide war die Gedankenäußerung bereits erfolgt, das Delikt bereits vollendet. 
Dies läßt fi auch jo außdrüden: Mit dem Beginnen der Verbreitung 
ift das Preßdelift begangen, ala vollendetes begangen, und der Ort, von dem 
aus die Verbreitung erfolgt, ift der Ort der begangenen That. An diefem Orte, 
in diefem Augenblide ift die ftrafbare Thätigkeit des Verfaſſers und jeiner Gehülten 
oder Anftifter konfummirt. Das weiterfolgende, das räumliche und zeitliche Fort: 
ichreiten der Berbreitungsthätigkeit kann ihnen gegenüber nicht mehr in Betracht 
fommen; es ift eine Folge der jelbftändigen objektiven Eriftenz des Gedankens in 
der Drudichrift. Sie haben nur an jenem Orte, in jenem Augenblide delinquitt. 
Aber eben weil der Gedanke objektive jelbjtändige Eriftenz hat, fann er von anderen 
Perjonen, die ihn nicht gezeugt hatten, benüßt, durch Verbreitung der Drudjchrit 
geäußert werben: die weiteren Berbreitungsafte fünnen, den nöthigen dolus voraus 
geſetzt, jelbjtändige, mit dem erſten fongruente Preßdelikte ſein. — Aus der Natur 
der Berbreitung folgt ferner, daß ein Verfuch der Preßdelikte ebenjowenig möglid 
it, al® der Berfuch einer Gedankenäußerung überhaupt (was man gegen lektere 
Behauptung vorbringt, hat weder praftifche Bedeutung, noch theoretiichen Werth); 
denn Beginn der Verbreitung iſt jchon Verbreitung, das Vorangehende Vorberei— 
tungshandlung, und einen Beginn des Beginnes anzunehmen, wird man doch wol 
nicht geneigt jein. 

Wir find davon ausgegangen, daß die Verbreitung von einem Gentrum aus 
erfolgte; die Sache fomplizirt fich, wenn mehrere Verbreitungscentren gegeben find. 
Wann dag lehtere, warn das erjtere der all, läßt fich juriſtiſch ebenſowenig ab» 
grenzen, wie die Zahl der zu einer „Menfchenmenge“ erforderlichen Perjonen. Man 
nehme an, daß diefelbe Schrift von Paris und don Leipzig aus verbreitet wird. 
Gleichgültig ift eg, ob der Beginn der Verbreitung an beiden Orten gleichzeitig er: 
folgte oder nicht. Immer haben in einem folchen Falle, wenn fie diefe Art der 
Verbreitung gewußt und gewollt haben, Berfaffer, Druder, Verleger zwei jelbit- 
jtändige, realiter konkurrirende, und kongruente Preßdelikte begangen (vgl. mein 
Gutachten an den 15. Deutjchen Yuriftentag über diefe Frage). Man vergegen- 
wärtige fih, um diefe Anficht plaufibel zu finden, den Fall, wenn Jemand einen 
und denjelben Vortrag an verjchiedenen Orten vor verjchiedenen Verfammlungen 
ablieft. Hier fehlt nur die, durch die Natur der Drudfchrift ermöglichte, Wirkung in 
die Ferne; an dem Vorliegen einer realen Konkurrenz wird hier wol Niemand zweifeln. — 

Bedarf e8 noch einer Aufzählung der Preßdelifte? Ihre Zahl kann durch 
die gejegliche Kriminalifirung normmwidriger Gedankenäußerung beliebig vermehrt 
oder vermindert werden. Daß ohne bejondere zwingende Gründe nur die Rechts— 
güterverlegung, nicht aber ihre Gefährdung oder gar reiner Ungehorfam mit Strafe 
bedroht werden foll, ift ein nicht nur für die Preßdelikte geltender Sat. Wer aber 
hier aprioriftiich Grenzen abjteden will, der verkennt, daß die Grenzlinie zwiſchen 
dem beftraften und dem nmichtbeftraften Unrecht vom Gejeßgeber nach Zeit und 
Volkscharakter und Bedürfniß gezogen werden muß. Die philojophirende Juris— 
prudenz kann hier dem Gejeßgeber nichts anderes ala Rathſchläge an die Hand 
geben; ob ihre heutige Geftaltung fie dazu befähigt, ift freilich eine andere Frage. — 
Srrelevant ift es, ob die Gedankfenäußerung in dem Reichs- oder im Landesrechte, 
im Straf- oder im Preßgejeße oder in ftrafrechtlichen Nebengejegen mit Strafe be 
droht ift; die in den 88 15, 16, 17 des Preßgeſ. enthaltenen Delikte find ebenjo- 
gut Preßdelikte, wie die öffentlichen Aufforderungen, die Beleidigungen, die Gottes- 
läfterung, die Verlegung der Eittlichfeit des StrafGB. es jein können. — 
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U. Das P. Stellt befondere Regeln auf, nach welchen fich die Verantwortlich- 
feit für begangene Preßdelikte nach Umfang und Inhalt (wer iſt verantwortlich ; 
welhe Strafe trifft ihn?) beftimmt. Ueber dieje Regeln herrſcht noch ebenjowenig 
Semeinfamkeit der Anfichten, wie über den Begriff des Preßdeliktes. — Die Be: 
fimmungen der auswärtigen Rechte find in dem Art. Preßgejeggebung erwähnt. 
Gs handelt fich dabei, da die Strafbarkeit des Verfaſſers und des Herausgebers 
ſſoweit diefer dem Berfafjer gleichiteht; vgl. d. Art. Herausgeber) nicht zweifel: 
zait ſein kann, im Weſentlichen um folgende Fragen: 

1) Die Strafbarkeit des Redakteurs. Frankreich, Italien, Deutfchland be= 
trachten ihn ala doloſen Thäter. 

2) Die Strafbarkeit des Druders, Verlegers, Berbreiterd. Hier 
finden wir die verichiedenjten Syſteme. 

a. Die Genannten werden ala doloje Thäter geftraft, 


a, wenn fie den Bormann nicht kennen, jo Frankreich, Belgien; 
8. wenn fie überhaupt jahrläffig gehandelt haben, jo England. 


b. Sie werden wegen Fahrläffigfeit geftraft, wenn fie den Vormann nicht 
= oder ſonſt die pflichtgemäße Sorgfalt nicht aufgewendet haben; jo Dejterreich, 

eutichland. 

Die Kritik dieſer Syſteme fällt nicht jchwer. Das unter 1) wird im Art. 
Kedaftenr beiprochen. Das Syſtem unter 2) a. «. ift ala das „Belgiſche“ 
Sptem, das Syſtem der ausſchließlichen und juccejfiven Haftung, der responsabilite 
par cascades vielfach, wenn auch mit theilweije bedeutenden Modifilationen, in den 
Teutihen Partikularftaaten und anderwärts nachgeahmt worden. Es arbeitet ficher 
und leicht; kann fich aber vor dem Vorwurfe nicht retten, daß es ein — höchſtens — 
habrläffiges Verhalten gewaltjam zu einem dolojen Thun ftempelt. Der gleiche Ein- 
wand erhebt fich gegen die Englifche Libellgejeßgebung von 1843. Bleibt das unter 
2) b. angeführte Syſtem der Fahrläſſigkeitsſtrafen; vielgepriefen, jcheinbar ebenjo 
mid, wie gerecht, verdankt es der herrſchenden Unklarheit über den Begriff des 
obrläffigen Deliktes zum großen Theil feine weite Verbreitung. Man Bat verfannt, 
daB die preßrechtliche Fahrläffigkeit feine andere ift, als die des allgemeinen Straf- 
rechtes; daß man aljo, indem man dieſes Syſtem adoptirt, Druder, Verleger, Ber: 
breiter wegen jahrläffiger Herbeiführung des in der Drudjchrift enthaltenen Preh- 
deliltes alſo wegen jahrläffiger Aufforderung zum Hochverrath, jahrläffiger Beleidigung, 
ubrläffiger Gottesläfterung zc. bejtraft (den Nachweis bei v. Liszt, Lehrb. d. Dejterr. 
PreöR. und RPreßR.). Nun läßt fich nicht leugnen, daß jahrläffige Begehung diejer 
Delikte wol denkbar und juriftiich fonftruirbar ijt; aber welcher Bruch mit dem 
ganzen Syſteme unjerer Strafgefeßgebung in der Aufftellung folcher Deliktsbegriffe 
liegt, bedari feines Nachweiſes. 

Fine Ergängung der Grundſätze des allgemeinen Strafrechtes iſt aber unbedingt 
notwendig umd zwar darum, weil Redakteur, Druder, Berleger nicht ala Gehülfen, 
rt Berbreiter nicht ala Thäter, gejtraft werden fünnen, jo lange unfer pofitives 
Acht vorfägliches Handeln verlangt; denn der Nachweis, daß fie mit dem Bewußt- 
'an don der Kaufalität ihres Thuns gehandelt haben, ijt in den jeltenjten Fällen 
m erbringen. Es bleibt nur ein Ausweg, den die RGeſetzgebung in den $$ 41, 
12 des StrafGB. und $$ 477 ff. der StrafPO. theilweife eingefchlagen hat: die 
objeltin-jelbftändige Eriftens der Drudfchriit anzuerkennen und demgemäß in die 
Chjettivirung des Derjahrens bei Prefdelikten das Schwergewicht der Re— 
Refton zu verlegen. (Im Prinzipe übereinftimmend Glaſer, Wahlberg, 
Rertel, vd. Liszt; bei Lebterem Detailvorichläge.) Das objektive Verfahren ijt 
Rab einer bedeutenden Grweiterung fähig; als Konſequenz derjelben müßte der 


Vehall aller anderen Ergänzungen der allgemeinen ſtrafrechtlichen Grundſätze ge— 
'ndert werden. — 
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Der im Schooße der Reichstagskommiſſion von 1873 audgearbeitete Entwuri 
eines Preßgeſetzes hatte das Belgiiche Syftem adoptirt; der Regierungsentiwurf ftand 
auf demjelben Standpunkte. Allein in der Kommiffion von 1874 kam die entgegen: 
gejegte, von dem Deutjchen Juriftentage (1872) ausgehende Strömung zur Geltung; 
das Belgiſche Syſtem wurde befeitigt und ein gemifchtes Syitem aufgejtellt, das in 
das Geſetz jelbit überging. Nach diefem (Preßgeſ. SI 20 u. 21) gelten für die Ber 
antwortlichkeit für Preßdelikte folgende Sätze: 

1) Zunächft fommt die Schuldlehre des allgemeinen Strafredtä 
zur Anwendung. Danach find BVerfaffer und erſter Verbreiter, oder Herausgeber 
und erſter Verbreiter, den nöthigen dolus bei Beiden vorausgeſetzt, Mitthäter event. 
Thäter. Druder und Berleger können wegen vorjäglicher Theilnahme an dem Preß— 
delikte ala Anjtifter oder (regelmäßig) Gehülfen beftraft werden. Modifikationen 
diejer gegenfeitigen Stellung find jelbjtverjtändlich immer möglich. Die fpäteren 
Berbreiter machen fich event. (Borjak erforderlich!) eines neuen felbftändigen Preß— 
beliftes durch die Verbreitung fchuldig. 

2) Auf der Bafis diefer allgemein ftrafrechtlichen Grundfäße ftehend, präju: 
mirt das Gejeh, unter Zulaffung des Gegenbeweifes, die doloje Thäterſchaft dei 
verantwortlichen Redakteurs (f. diefen Art.). 

3) Begründet der Inhalt einer Drudichrift den Thatbeſtand eines Preßdeliktes, 
jo präfumirt das Geſetz bei gewiffen (nicht bei allen) an Herftellung, Ausgabe, 
Verbreitung der Drudjchrift betheiligten Perfonen, wenn fie nicht als doloſe Thäter 
oder Theilnehmer bejtraft werden können, ihre fahrläffige Thäterſchaft. Es find ver: 
antwortlich Redakteur, Verleger, Druder, Verbreiter. Betont fei, daß hier „Ver 
leger“ und „Druder“ nicht die auf der Drudichriitt genannten Perjonen (f. d. Art. 
Preßpoligei), fondern diejenigen find, die thatjächlich das betreffende Gewerbe 
leiten, aljo event. Stellvertreter, oder der wirkliche Druder ftatt des genannten 
Strohmannes. 

Gegen die Präfumtion fteht den Genannten der Gegenbeweis zu (er ift micht von 
Amtswegen zu erheben!). Der Gegenbeweis kann auf verichiedene Weiſe geführt werben: 

a. der Angeklagte weift die Anwendung der pflichtgemäßen Sorgfalt oder ſolche 
Umftände nach, welche dieje Anwendung unmöglich gemacht haben. Oder aber 

b. der Gegenbeweis wird erjeßt durch die Nennung eine® Vormannes. Bor: 
mann ift 1) eine in der obigen Reihenfolge vorjtehende Perſon; 2) Verfafler oder 
Einjender, wenn mit ihrer Einwilligung die Veröffentlichung erfolgte; 3) bei nicht 
periodifchen Drudichriften der Herausgeber. Die Nennung (und Beicheinigung) muß 
bis zur Verkündigung des erjten Urtheil® erfolgen; der Genannte zur Seit der 
Nennung ſich in dem Bereiche der richterlichen Gewalt eines Deutichen Bundes 
ftaates befinden oder wenn er bereits geitorben ift, zur Zeit der Beröffentlichung 
befunden Haben. Unmöglichkeit der Nennung, jelbjt wenn fie eine durchaus um: 
verichuldete ift, kann die Nennung nicht erjeßen; doch jteht dem Angeklagten aud 
in diefem falle der unter a. erwähnte Weg offen. 

c. Der Verbreiter auswärtiger Drudjchriften hat außer den unter a. und b. 
erwähnten Vertheidigungsmitteln noch ein anderes, um der Verantwortlichkeit zu ent: 
gehen. Gr bleibt ftraflos, wenn ihm die betreffende Drudichrift auf dem Wege des 
Buchhandels zugelommen ift. — 

Die preßrechtliche Fahrläſſigkeit zieht Geldftrafe bis zu 1000 Mark oder Haft 
oder Feftungshaft oder Gefängniß bis zu einem Jahre nach fi. — 

Möglichjt komplizirt und die praftiiche Anwendung erfchwerend, find die Be 
jtimmungen, welche die Novelle vom 15. Oktbr. 1868 in das Defterr. Recht ein 
geführt Hat. Much nach dem Defterr. Preßrechte wird die prinzipale Anwendung der 
allgemeinsftrafrechtlihen Grundjäße ergänzt durch das Syitem der Fahrläjjig: 
feitsftrafen. Dagegen ift dem Defterr. Rechte die Präjumtion der doloſen Thäter— 
ichaft de& verantwortlichen Redakteurs fremd geblieben. Wegen Fahrläffigkeit haften 
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1) der Redafteur, wenn bei Anwendung der pflichtgemäßen Aufmerkſamkeit 
die Aufnahme des jtrafbaren Inhaltes der Drudjchriit unterblieben wäre; 

2) der Verleger einer nmichtperiodifchen Druckſchrift, wenn derjelbe bei feiner 
eriten Vernehmung einen im Inlande domizilirenden Verfaſſer oder Herausgeber 
(einen ſolchen kennt das Defterr. Recht bei nichtperiodiichen Drudjchriften überhaupt 
nicht!) zu nennen und nachzuweifen nicht vermag; 

3) der Druder, wenn bei der Drudlegung die Vorfchriften der $$ 9 und 
(voll wol heißen: oder) 17 des Preßgeſ. (Nennung des Druders ꝛc., Pflichteremplare) 
micht er wurden (aljo ideelle Konkurrenz mit den betreffenden Polizei— 
deliften). 

4) der Berbreiter, a. wenn die Verbreitung auf eine durch das Geſetz unter: 
inate Weiſe geichah (Konkurrenz mit der Preßgewerbeübertretung des $ 23 des 
Preßgeſ.); b. wenn die verbreitete Drudjchrift mit Verbot oder Bejchlag belegt war 
(Konkurrenz mit den betreffenden Preßpolizeidelikten); c. wenn auf der Schrift die 
Angabe des Ortes des Erſcheinens gänzlich fehlt oder weder der DVerfaffer, noch ein 
gewerbsmäßiger Verleger angegeben ift oder die Unrichtigkeit diefer Angaben erfenn- 
bar war; d. wenn im Auslande erjchienene und im Inlande verbreitete Schriften 
durh ihren Titel oder durch den Gegenitand, bildliche Darftellungen oder durch die 
Art der Zufendung die Aufmerkſamkeit zu erregen geeignet waren. 

Die prefrechtliche Fahrläffigkeit ift immer Webertretung; die Strafe ftuft fich 
ab nah der Schwere des in der Drudjchrift enthaltenen Preßdeliktes: Arreft von 
1-4 Monaten, wenn diejes ein Verbrechen, Geldjtrafe von 20—200 fl., wenn 
dieies ein Vergehen ift. — 

M. Wahrheitsgetreue Berichte über Verhandlungen in den öffentlichen 
Sihungen des Reichätages oder über Verhandlungen eines Landtages oder 
einer Kammer eines zum Deutfchen Reiche gehörenden Staates können weder 
yır Verfolgung der an der Berichterjtattung betheiligten Perfonen, noch auch zur 
Sinlätung des objektiven, auf Unbrauchbarmachung der Drudichriit gerichteten Ver— 
arms führen (RVerf. Art. 22, StrafGB. $ 12, Defterr. Preßgei. $ 29). Da— 
gegen sehlt eine analoge Gremtion der Berichte über Gerihtsverhand- 
lungen. Die vieliach aufgeſtellte, von der Deutjchen wie Dejterreichifchen Praris 
aber ſtets zurücgewiejene, Behauptung, daß die Berichterjtattung über öffentliche 
Gerihtöverhandlungen jchon wegen diejer Deffentlichkeit ftraflos bleiben müſſe, ift 
derum unhaltbar, weil die Deffentlichkeit des Gerichtöjaales eine andere ift als die 
der Preffe, eine andere nach ihrer inneren Natur, wie nach ihren Wirkungen. Diefe 
Lerichte ftehen aljo unter der Herrichaft der allgemeinen Grundjäe des Straf- und 
Irehrechtes. Stellt fich der Bericht ala die nach der objektiven, wie nach der ſub— 
jetiven Seite jelbftändige Reproduktion eines ftrafbaren Thatbeſtandes dar, jo kann 
der Umſtand, dab es fich Lediglich um Reproduktion handelt, feinen Einfluß auf die 
Achtsiwidrigkeit oder Straibarkeit des Thuns äußern. Derjelbe Grundjag kommt 
aber auch) dann zur Anwendung, wenn die Verhandlung bei gejchloffenen Thüren 
attgefunden hat; vorausgeſetzt, daß die Berichterjtattung nicht gegen die Bejtim- 
mungen des 5 17 des Preßgeſ. verjtößt. 

IV, Die meiften Preßgeſetze haben, dem von Frankreich (26. Mai 1819) ge- 
sehen Beifpiele folgend, die Verjährung der Preßdelikte an eine fürzere 
Lerjährungatrift gebunden. Die Gründe für diefe Sonderbeftimmung laſſen fich auf 
wei Gefihtapunfte zurüdführen. 1) Mag es auch zumächit den Anjchein haben, 
elö wäre fein Grund dazu vorhanden, den Mißbrauch der Prehfreiheit anders zu 
handeln, als jeden anderen Mißbrauch des Rechtes der freien Gedankenäußerung, 
jo ergiebt fich doch ein weſentlicher Unterjchied, jobald wir, von den regelmäßigen 
Sermen der michtperiodifchen Prefje abjehend, nur die politiſche Tagesprefje ins Auge 
fen. Der Redner, der in öffentlicher Vollsverſammlung jpricht, hat Zeit gehabt, 
vom Worte vorher auf der Wagſchale der Ueberlegung zu prüfen; der Journalift 
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arbeitet von Heute auf morgen, unter dem erjten Gindrude einer telegraphijch ein 
getroffenen Nachricht, während der Seber auf das Manuffript wartet. Produkt 
augenblidlicher Eingebung, oft leidenfchaftlicher Erregung, in kurzer Friſt dem Ber: 


iaffer jelbjt fremd geworden, und auf die augenblidliche Stimmung berechnet, muß 
der Zeitungsartikel aus den Umständen, denen er feine Entjtehung verdankt, beurtheilt 


werden. Mit den Berhältniffen ändert fich feine Bedeutung. Darum ift rafches, 


der That möglichjt unmittelbar fich anfchließendes, Strafverfahren nothwendig, 
joll das Urtheil der Individualität des Falles gerecht werden. Der periodiichen, 
in furzen Intervallen erfcheinenden Druckſchrift gegenüber iſt eine kürzere Ber 


jährungsfrift gewiß gerechtfertigt. Objektive, gegen die Drudichriit ala folche ge 
richtete Maßregeln (Unbrauchbarmachung) werden durch den Eintritt der Verjährung 


nicht ausgeſchloſſen. 2) Dazu tritt nun die Möglichkeit einer jofortigen Ein « 


leitung und rafchen Durchführung des Verfahrens. Druder, Verleger und Redakteur 
find mit Namen und Wohnort den Behörden befannt; der objektive Thatbeitand it 
in der Drudjchrift verkörpert und durch die Zulafjung der nichtrichterlichen Be 
ſchlagnahme jofort feftjtellbar; die gejeglichen Präfumtionen machen die Sammlung 
der Nachweife für die fubjektive Verjchuldung meiſt entbehrlih: Gründe genug, um 
mit der Verfolgung rajch vorgehen zu können. — 

Die Reichsgeſetzgebung bat diefen Erwägungen Rechnung getragen (ähnlich 
Defterr. Preßgei. $$ 27 u. 40). Nach $ 23 verjährt die Strafverfolgung (nicht die 
Strafvollftrefung, für welche die gewöhnlichen Friſten aufrecht erhalten bleiben) 
derjenigen Verbrechen und Vergehen (nicht Uebertretungen), welche durch Verbreitung 
von Drudichriften ftrafbaren Anhaltes begangen werden (es find die Preßdelifte 
in dem oben bejprochenen Sinne), ſowie derjenigen jonjtigen Vergehen, welche in diejem 
Gejege mit Strafe bedroht find (der Preßpolizeideliktte) in ſechs Mkonaten. 

V. Die Aburtheilung der Preßdelikte ift den gewöhnlichen Gerichten zu: 
gewiefen. Doch bleiben (nach $ 6 des EG. zum GVBG.) die bejtehenden Landes: 
gejeglichen Vorſchriften über die Zuftändigfeit der Schwurgerichte für Preßdelikte in 
Kraft. Solche Vorfchriften beftehen in Bayern, Württemberg, Baden und Oldenburg. 
Dal. d. Art. Shwurgericdt. 


Lit.: ©. db. Art. pieBgeiehardung — Bgl. auch die Art. Herausgeber, nn 
gewerbe, Prefpolizei, Kebatteur v. Lis 


Primage (auch Prämie, primage; — Th. I. ©. 544) iſt in der älteren Bedeutung 
eine — welche der Befrachter (b. i. Derjenige, welcher den Seefrachtvertrag mit 
dem Berfrachter geichlofjen hat) oder auch der Ablader (d. i. Derjenige, welcher die 
Frachtgüter liefert) dem Schiffer für die glüdliche Ankunft des Frachtguts mit oder 
ohne vorgängige Zuficherung gewährte. Die vertragamäßige Zuficherung der P. 
jeitend des Befrachters erfolgte jpäterhin regelmäßig nicht zu Gunften des Schiffers, 
fondern zu Gunsten des Rheders und dem Schiffer verblieb nur eine die Fracht 
überfteigende Belohnung, welche den Namen: Kaplaken (panni cappales, 
Engl. hatmoney und auch noch primage, Franzöſ. chapeau de maitre genannt) 
führte, theil® an der Fracht für eine Tonne, theil® in Prozenten der Fracht (von 
2 bis zu 6 Prozent) beitand und an die Bedingung geknüpft war, daß der Be: 
frachter mit dem Schiffer objektiv zufrieden jei. ©. hierüber d. Art. Kaplaken. 
Auch diefes Kaplafen oder P. wurde jpäterhin zur Fracht gerechnet und nicht an 
den Kapitän, jondern an den Rheder bezahlt. In England wurde fodann eine 
Grtravergütung des Kapitäns ufanzmäßig eingeführt, das ſog. privilege, und in 
Deutichland und Frankreich (in eriterem, insbejondere Hamburg, unter dem Namen: 
Sratififation, Gratiale und auch Kaplaken, in Frankreich als „étrennes““ oder 
„chapeau‘‘) häufig ein prozentmäßiger Zujchlag zur Fracht für den günftigen Ausfall 
der überjeeichen Spekulation bedungen, welcher nur dann dem Schiffer und nicht 
dem Rheder zu leijten war, wenn Erſteres ausdrüdlich vereinbart worden. 
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Da durch derartige Vereinbarungen zwiichen Schiffer und Beirachter das Intereffe 
des Rheders möglicherweije leicht gejchädigt wird (j. Maflomwer, a. a. D. ©. 550 
Anm. 68 a), To beitimmt das Allg. Deutihe HGB., daß der Schiffer Alles, was 
er vom Befrachter, Ablader oder Ladungsempfänger außer der Fracht ala Kaplafen, 
P. oder jonft als Belohnung oder Entjchädigung, gleichviel unter welchem Namen 
(auch ala GErportbonififation, j. ROHG. a. a. D. und Lewis, Seerecht, S. 120) 
erhält, dem Rheder als Einnahme in Rechnung bringen muß (HGB. Art. 513). 
Hierdurch ift aber feineswegs ausgejchlofien, daß P. u. dgl. vertragsmäßig, bedingt 
oder unbedingt, rechtlich fejtgejeßt werden könne (Art. 622) und daß für deren 
Zahlung der Berrachter eventuell hafte (Art. 629). 

Quellen: Allgem. Deutſches HGB. Art. 513, 622, 629. 

Lit.: (Meber die Begriffe ſ. Bobrit, Allgem. naut. Wörterbuh, 1850, ©. 375; 
Röding, Allgem. Wörterbuch der Marine, 2. I. S. 806.) — Erf. db. ROHG. (über 
Ausfuhrprämien) vom 16. April 1872; Entih. Bb. 6 Nr. 11 ©. 64. — Seerächtl. Lit.: 
6. dv. Raltenborn, Grundfäße des praftifchen Europäiſchen Seerechts, 1851, Bd. I. 88 62 


79, 96 (insbej. S. 156, 268— 270, 38) — Maklower, Allgem. Deutfches 96%, 8. Aufl. 
1880, &. 530, 623, 627. — Lewis, Deutiches Seeredht, 1877, I. ©. 118—120. — ©. auch 
db. Art. Raplalen. Gareiß. 


Primogeniturordnung. Diejelbe ift von ftaatsrechtlicher Bedeutung, ſofern 
‚fe jaft in allen europäifchen Monarchien die Thronfolge bejtimmt. Andererſeits 
gehört fie dem Privatrechte an ala eine von der gemeinen Erbiolge abweichende 
finguläre Succeffionsordnung. 

1) Die #. ala ſtaatsrechtliches Inftitut. Dem älteren öffentlichen 
Rechte Deutſchlands ift fie völlig unbefannt. Das Germanifche Königthum war ein 
Recht des ganzen Königägejchlechts. Unter mehreren Mitgliedern defjelben entjchied 
die Wahl des Volkes. Im Fränkiſchen Reiche kam jeit Chlodwig die Theilung auf. 
Völlig vereinzelt fteht der Verfuch hausgeſetzlicher Einführung des Seniorats, welchen 
der Vandalenkönig Geiferich machte. Das Deutiche Königthum konnte ala ein 
Wahlkönigthum zur Ausbildung einer beftimmten Succeffionsordnung feinen Anlaß 
bieten. Dieje ift vielmehr von den Territorien ausgegangen und zwar hat fie mit 
der GEntwidelung des Staatöbegriffes in denjelben gleichen Schritt gehalten. So 
lange die Verwaltung des Reiches in den einzelnen Theilen defjelben durch Beamte 
im engeren Sinne des Wortes ausgeübt wurde, hatte der König das Recht, die— 
jelben beliebig einzufegen. Es ift in Th. I. ©. 179 und 195 bereit? ausgeführt 
worden, wie die Aemter den Charakter erblicher Zehen annahmen. Das Lehn konnte nach 
Deutihem Lehnrechte ohne Zujtimmung und Mitwirkung des Lehnsherren nicht ge- 
theilt werden. Bezüglich der Fürftenthümer wurde der Grundfaß der Untheilbarfeit 
mehrmals durch Reichajentenzen ausdrüdlich ausgefprohen. So lange der Charakter 
des Amtslehns ſtreng gewahrt wurde, konnte in dafjelbe nur eine Individual: 
jucceffion jtatthaben, bei welcher in der Regel der Altersvorzug Beachtung fand. 
Seit dem 13. Jahrh. und zwar namentlich jeit dem Interregnum find der Gefichts- 
punkt des Amtes und die Grundfäge des jtrengen Lehnrechts allmählich verſchwunden. 
Die Deutichen Fürftenhäufer führen jeit diefer Zeit in ftreng privatrechtlicher Auf 
jaſſung die Theilbarkeit des Fürſtenthums durch in ähnlicher Weife, wie fie im 
Erbgang bei freiem Grumdbefig eintrat. Man betrachtete die Bejeitigung der In— 
dividualfucceifion als eine Errungenjchait gegenüber dem früher geltenden Ujus. So 
wurde die Theilungsfitte allgemein. Dieje rein privatrechtliche Behandlung der fürft- 
lichen Erbfolge bildete aber nur einen Durchgangapunft in der Entwidelung der 
Sandeshoheit. Nachdem die Theilbarkeit dazu beigetragen hatte, den urfprünglichen 
Amtscharakter des Fürſtenthums vollends abzuftreiten und jomit ihre Aufgabe erfüllt 
war, machte fich in den Deutjchen Fürſtenhäuſern jelbjt eine Reaktion gegen die 
Yändertheilungen geltend. Die Griahrung eines Jahrhunderts mußte zur Genüge 
ehren, daß die jortwährenden Iheilungen die Kraft des Haufes jchwächten und 
feinem Anjehen erheblich jchadeten. Seit dem 14. Jahrh. ift in den Deutjchen 
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Fürftenhäufern das Beſtreben allgemein, die JIndividualjucceifion, welche man mit 
bewußter Abficht aufgegeben, wiederum einzuführen. Beſonders maßgebend wurde 
in diefer Beziehung die goldene Bulle, welche für die weltlichen Kurwürden im 
Intereſſe einer definitiven Regelung der Königswahlen die Untheilbarkeit und Primo: 
genitur fejtjegte. Indem man dieſes Beiſpiel nachahmte, wurde in allen welt: 
lichen FrürftenthHümern bier früher dort jpäter zum Theil unter hartnädigen Kämpien 
die Untheilbarkeit und das Recht der Erſtgeburt eingeführt (zuletzt in Meiningen 
1802). Demnach iſt heutzutage in allen monarchiſch organifirten Staaten Deutſch— 
lands die Thronfolge durch die P. geregelt. Dieſe hat die Untheilbarkeit der Succeffton 
zur Vorausjegung, wie fie ohnehin durch den modernen Staatsbegriff erfordert wir. 
Die Primogeniturfolge ift Linealprimogeniturfolge. Der Vorrang des Erftgeborenen 
vor den Nachgeborenen ift zu einem Vorrang der Linie des Erftgeborenen vor den 
jüngeren Linien in fonjequenter Weiſe ausgedehnt. 

2) Die®. als privatrehtliches Inſtitut. Das ältere Deutjche Privat: 
recht weiß nichts von einer Untheilbarfeit des vererblichen Grundbefiges, die ja die 
Unterlage der Primogeniturfolge bildet. Waren mehrere gleich nahe Verwandte vor: 
handen, jo wurde das Erbe getheilt. Nur bezüglich des Handgemals (TH. I. ©. 215) 
hatte der Aelteſte von ber Schwertjeite einen Vorzug. Dagegen zeigt das Deutſche 
Lehnrecht im weiteren Verlaufe feiner Entwidelung eine entſchiedene Hinmeigung zur 
Primogeniturfolge. Der Lehnsherr war nur verpflichtet, Einen von mehreren Lehns— 
erben zu belehnen und zwar jenen, den dieſe unter ſich auswählten. Mit Rückſicht 
auf die Lehnsvormundichaft, welche dem Lehnsherrn während der Minderjährigkeit 
des Vaſallen das Recht auf den Bezug der Lehnsfrüchte gewährte, wurbe unter 
mehreren Defcendenten des legten Lehnsmannes gewöhnlich der Erjtgeborene für das 
Zehn beitimmt. Das Langobardijche Lehnrecht, das mit dem Röm. und SKanon 
Recht in Deutichland vezipirt ward, läßt die Auftheilung des Lehns unter gleich 
nahen Lehnserben zu. Ebenfo war dem Röm. Recht das Prinzip der Individual: 
jucceffion unbefannt. Im Gegenſatze nun zu den Beſtimmungen des Gem. Rechts 
hat in den Kreifen des Adels in Folge von Hausgeſetzen oder im Wege der Obier- 
van; oder dur; Errichtung von Familienfideikommiſſen die Individualſucceſſion 
Eingang gefunden. Sie geſtaltet ſich als P. oder in anderen Formen (Majorat, 
Sekundogenitur ꝛ⁊c.), von denen unter den bezüglichen Schlagworten gehandelt wir. 

Nah der P. juccedirt dem Erblafjer in erfter Linie jtets jein erjtgeborener 
Sohn. Iſt dieſer vorverftorben, jo folgt der erjtgeborene Enkel von dieſem Sohne 
ber, eventuell der erjtgeborene Urenkel von diefem Enkel ber. it fein Dejcendent 
des vorverſtorbenen erjtgeborenen Sohnes vorhanden, jo erbt der zweitgeborene Sohn 
des Grblafjers, reip. deffen Deicendent nach Erftgeburtäreht. Eventuell kommt der 
drittgeborene Sohn und defjen Linie zur Erbichaft. Gebricht e8 an Defcendenten 
des Erblaſſers, jo kommt die zweite Pareniel (die des Vaters) ala erbberechtigt in 
Betracht ıc., und zwar erbt innerhalb der einzelnen Parentel immer der Erjtgeborene 
der älteren Linie. Halbbrüder von väterlicher Seite ſtehen ſtets den vollbürtigen 
gleich, während Halbbrüder von mütterlicher Seite gar nicht berüdfichtigt werden 
(Preuß. Allg. ER. II. 4 $$ 162, 163). 

Nur ausnahmsweiſe findet fich die Erftgeburtäfolge bei Bauerngütern, jo in 
Lippe und Walde, während ſonſt bei Bauerngütern, wenn Individualſucceſſion 
ni gewöhnlich Minorat eintritt. 


Gigb.: Hermann Schulze, Das Recht ber —* eburt in den MI srl 
Kürtenfäuen IR feine Bebeutung für bie Deutiäe Stantsentiwideln 1851. — Pfeiffer, 
rdnung der Regierungsnachfolge in den — en Staaten des — Bundes, 1826. — 
Pütter, Erörterungen u m: st des teutichen Staat: unb Fürſtenrechts, I. 307 fl. — 
B. Meyer, en — Weigel, Einleitung in das Waldeck'ſche Landesrecht, 
57. — Herm, © chulze, aut ——— Bluntichliu. Brater’3 Staat?Wört.B. — 
Preuß. Allg. Ay U. 4 — Defterr. BEB. 53 619-625. — Bayer. Verf. Urk. von 
1818, ®eil. VIIL $$ —* So. Heinrih Brunner. 
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Brinzeifinftener (Th. I. S. 845), auch Fräuleinſteuer, wird noch immer 
diejenige aus Staatämitteln gewährte Geldzahlung genannt, durch welche eine - 
Tochter des regierenden Haufes bei ihrer Vermählung auägeftattet und abgefunden 
werden joll. Sie iſt ſehr alt, wurde jchon in der Magna Gharta dem Könige 
von England wenigjtens für die Verheirathung feiner ältejten Tochter zugejagt und 
hat auch in Deutichland bereit3 in der Blüthezeit der landjtändiichen Verfaffung 
beitanden. 

Gegenwärtig ift vielfach durch befondere Apanagegejege anerkannt worden, daß 
den Prinzeffinnen des regierenden Hauſes bei ihrer Vermählung eine beftimmte, 
gejeglich feftgeitellte Summe ala Mitgabe, Heirathsgut, Ausfteuer aus Staatsmitteln 
zu gewähren if. Von diefer Summe darf jedoch meiſtens der Betrag derjenigen 
Summe abgezogen werden, welche der betreffenden Prinzeifin aus Staatsmitteln ver— 
abreicht wurde, als fie entweder in Folge des Todes ihrer Eltern oder nach erlangter 
Volljährigkeit mit Genehmigung des Souveräns einen felbftändigen Haushalt fich 
einrichtete. 

Uebrigens ſprechen nicht alle Apanagegejege jämmtlichen Prinzeffinnen des 
regierenden Haufes eine Mitgabe und Ausjtattung aus Staatsmitteln zu; mehrfach 
haben nur die Töchter des Souveränd und des Kronprinzen einen gejeglich aner— 
fannten Anspruch auf die P., während die Ausjtattung und Abfindung der Töchter 
anderer Glieder des regierenden Hauſes von ihren etwaigen Apanagen oder von 
denjenigen ihrer Väter getragen werden müflen, bzw. dem freien Berwilligungärechte 
der Landſtände unterliegen. 

Die Höhe der P. muß da, wo zwar die Verpflichtung zu ihrer Gewährung, 
nicht aber ihr Betrag geſetzlich feitgeitellt ift, in jedem einzelnen Falle zwiichen 
Regierung und Landftänden vereinbart werden. In denjenigen Ländern, in welchen 
die Höhe der Steuer geſetzlich beitimmt iſt, ift diefelbe regelmäßig nach der Ent- 
ternung der Verwandtſchaft vom dermaligen Souverän verjchieden normirt. Ueberall 
aber ift die P. eine einmalige und volljtändige Abfindung der Prinzeſſin, mit deren 
Auszahlung — wenigjtens bis zum volljtändigen Ausgange des Mannsitammes — 
jeder Anſpruch erichöpft ift, den Jene an das Hausvermögen der regierenden Familie 
oder an den Staat zu machen berechtigt ift. Auch kann bei einer zweiten Ehe die 
Steuer nicht noch einmal gefordert werden. 

Die Frage, ob da, wo die Verpflichtung zu der Gewährung der P. gejetlich 
nicht feſtſteht, wie 3. B. in Preußen, doch eine herfüömmliche Verpflichtung der 
Stände zur Berwilligung derjelben angenommen werden müffe, ijt jchon deshalb zu 
verneinen, weil dad moderne Staatörecht Herfömmliche Steuern nicht kennt. Es 
jteht in diefem Falle jomit nicht blos die Höhe der geforderten P., fondern auch 
ihre Verwilligung oder Ablehnung ausjchließlich in dem Ermeſſen der Landitände. 
In Preußen ift übrigens die P., obgleich fie von der Regierung fortdauernd ala 
eine „herkömmliche“ bezeichnet wird, ſeit geraumer Zeit nicht mehr gefordert, in 
Dldenburg dagegen ausdrüdlich auf die Givillifte übernommen worden. 

en Bayern: — vom 5. Aug. 1819 Tit. VI. $ 11. — eh 
Vfg.Urt. S 105; Daudgeieh von 1828 SS 49, 50. — Medlenburg: Erbvergleich, 5 


115—119. — Baden: panagegeſetz von 1839 $$ 16, 17. — Oldenburg: Anlage 1. J 
Verfg. ürt $ 12 sub 4 xc. 


Lit.: H. A. Zahariä, Deutiches Staats: und Bundesrecht, 2. Thl. 3. Aufl. ©. 498 
Note 4 ©. 506. — Zöpfl, Grundfäße des gemeinen Deutichen Staatsrechts, 5. her »b. I. 
©. 738. — v. Rönne, Staatsrecht ber Preubifhen Monardie, Thl. UI. Ab th. 2, 3. Aufl. 
©. 692 Note 3. F. Brodhaus. 


Prinzipal (Chei, Herr, Inhaber eines Handelsetabliffements, einer Firma) 
ift Derjenige, in deffen Namen das Handelsgeſchäft betrieben, die Verwaltung der 
Firma geführt, die Umterjchrift für das Gejchäft abgegeben wird. Es iſt an ſich 
möglich, daß der P. das Kapital und die Arbeit, welche zum Betriebe des Handels— 
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geſchäfts erforderlich find, ganz oder theilweiſe ſelbſt Liefert, mithin ſelbſt Alleineigen— 
thümer oder Miteigenthümer der Geſchäftsfonds ift, allein oder mit Anderen den 
Betrieb ausübt, die Arbeit der Gejchäfte bejorgt, aber nothwendig ift dies nicht 
in ausgedehnten Unternehmungen auch thatjächlic” unmöglich; entjcheidend iſt der 
Name: nur Derjenige, in deffen Namen das Geichäft, das Handelögewerbe, be: 
trieben wird, gleichviel ob auf feine Rechnung, mit feinem Kapital, mit jeiner Arbeit 
oder auf fremde Rechnung, mit fremdem Kapital, mit fremder Arbeit, ift der P. 
Darum fteht der PB. begrifflich im Gegenſatz zu denjenigen Perjonen, welche Kapital 
in das in feinem Namen betriebene Gejchäft eingelegt haben, wie 3. B. der till: 
Gejellfchafter, der Kommanbditift, der Aktionär, und er fteht im begrifflichen Gegen: 
fage zu dem gejammten Perjonal der Firma, welche in jeinem, des P. Namen ver 
waltet wird, im begrifflichen Gegenjat alſo zu den Gandlungsbevollmäcdhtigten und 
den Handlungsgehülfen, zu Faktor, Disponent, Gejchäftsführer, Profuriften, Agenten, 
Kommis u. j. w., — der P. ift Derjenige, qui institorem praeposuit (Thöl, a. a. O. 
©. 190 Anm. 9). 

Der P. ift entweder eine phyfifche oder eine juriſtiſche Perſon; wird ein Gejichät 
durch den VBormund im Namen des Mündels, durch den Ehemann mit jeinem Ber: 
mögen im Namen der Ehefrau geführt, jo ift eriterenfalls der Mündel, letzterenfall⸗ 
die Eheirau der PB. In Bezug auf die Geichäfte einer Aktiengeſellſchaft kommt die 
P.ichaft der juriftiichen Perſon der Aktiengefellichaft zu (THöl jagt a.a. O. ©. 481: 
der Generalverfammlung); ebenfo muß entiprechend auch der offenen Handelägeiell: 
ichaft, der eingetragenen Genoffenjchaft, der Kommanditgejellichaft und der Kommanbit- 
Altiengefellichaft in Bezug auf die in ihrem Namen geführten Gefchäfte der Charakter 
des P. beigelegt werden. Letzteres iſt zum Theil bejtritten, und zugeitanden muß 
werden, daß die Konjequenzen der P.jchaft einer juriftijchen Perfon nicht nach allen 
Richtungen gezogen werden können, namentlich nicht in ftrafrechtlichen und gewerbe— 
polizeilichen Beziehungen, in welch’ letzteren man geneigt iſt, die mit der Betrieb 
leitung an oberiter Stelle betraute phyſiſche Perfon ala P. anzufehen. 

Das Mechtöverhältniß zwijchen dem P. und dem (übrigen) Perfonal eine 
Handelsgefchäfts (einer Firma, einer Handelöniederlaffung) ift in der Regel al: 
Arbeitsvertrag, Freidienſt- oder Lohndienjtvertrag aufzufaffen und nach Inhalt dieſe 
Vertrags im Einzelnen zu beurtheilen. Das Gefeh beftimmt jedoch, daß der Tod 
des P. einen Antrag, einen Auftrag oder eine Vollmacht, welche von ihm aus 
gegangen find, im Zweifel nicht aufhebt. Ferner enthalten die Gejege genaue Pe 
jtimmungen über die Profura und Handlungsvollmacht, jowie über Handlungs- umd 
gewerbliche Gehülfen, insbejondere über die einjeitige Aufhebung des Dienſtverhält— 
nifjes (f. hierüber die Art. Handlungsbevollmädhtigte, Handlungs: 
gehülfen, Handlungslehrling, Profura u. 4W.). Ueber den Einfluß der 
Konkurseröffnung über das Vermögen des P., ferner über den Verkauf des Etablifie 
ments u. dgl. — in Bezug auf den Fortbeſtand der Dienftverhältniffe ſ. die von 
Fuchsberger, a. a. D. ©. 94— 96 zujammengeftellten Entih. ds ROHS. 
P. als Lehrherr ſ. ebenda ©. 91, 94. 

Nach landrechtlichen bzw. gemeinrechtlichen Beitimmungen ift zu beurteilen, 
inwieweit der PB. aus Vergehen und ſonſtigen Pflichtwidrigkeiten feines Perfonals 
ichadengerfagpflichtig werden kann (vgl. Entich. des ROHG. I. ©. 253; IV. S. 220, 
243; X. 84; XIU. 77). Beauftragt der P. einen feiner Untergebenen zur Vor— 
nahme einer jtrafbaren Handlung, gleichviel ob diejelbe innerhalb der dienstlichen 
Sphäre des Letzteren gelegen erjcheint oder nicht, jo iſt der P. als Anftifter oder 
Gehülfe, möglicherweife auch Mitthäter, ftrafbar. Ueber die Verantwortlichleit des 
P. ſ. insbejondere Thöl, a. a. O. $ 86. 

Duellen: Allgem. Deutſches HGB. Art. 41, 45—47, 49, 52—64. 

Lit.: Endemann, H.R., 3. Aufl. ss 13, 15—17, 25-31 — ZHöl, gr 6. Aufl. 
1879, SS 38, 55, 86, 154. — Goldſchmidt im feiner Zeitichr. für das gef. HR. Bd. XVI. 
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S. 287 fi. und die dort cit. Lit. — Entſch. bee ROHG. bei Na Entid., S. 78, 
84, 91, 94, 95; — namentl. Entid. db. ROHG. Bd. I. E. 253 ff. und 2b. — air ff. 
areis. 


Priorität der Pfandrechte. 1) Die Frage, welches von mehreren Pfand— 
rechten an derjelben Sache den Vorrang hat, beantwortet fich in der Regel nad) 
dem Sat, daß das Alter über die Stellung der Piandrechte zu einander enticheidet. 
Dasjenige Piandrecht geht vor, welches früher als ein anderes rechtöverbindlich gegen 
den Berpfänder entjtanden ift. Ueber Ausnahmen von diefer Regel ſ. den Art. 
Piandprivilegien. — Der nah Obigem erhebliche Zeitpunkt der Entjtehung 
des Piandrechts beſtimmt fich dadurch, daß für einen bejtehenden oder in jeiner 
fünftigen Entjtehung vom bloßen Willen des Verpflichteten fortan unabhängigen 
Anjpruch die gejeglichen Vorausjegungen des Legalpfandes vorhanden find, oder eine 
richterliche Abpfändung ftattfindet, ein Pjandvertrag geichloffen wird oder durch eine 
zur Wirkſamkeit gelangte letztwillige Verfügung die Piandhaft einer Sache angeordnet 
it. Ob und inwieweit ein Piandrecht im Voraus für einen künftigen (nicht blos 
künftig fälligen) Anſpruch begründet werden kann (KHautionshypothek), ift in hohem 
Maße ftreitig.. Nach Dernburg genügt — was fehr zu bezweifeln — die darauf 
gerichtete Absicht des Verpfänders, auch wenn fein Rechtsverhältniß beiteht, das den 
Verpfänder jchon jeßt, wenn auch nur bedingt, verpflichtet, die Schuld zur Exiſtenz 
fommen zu lafien, oder das den künftigen Piandgläubiger jchon jet nöthigt, in Zukunft 
Gläubiger der Piandichuld zu werden. Soweit das Pfandrecht Sachen betrifft oder ſich 
auf Sachen erjtredt, die exit jpäter erworben werden, gilt eö nach der durch Dern— 
burg, Arndts, Fitting, Windjcheid mit Recht gegen v. Bangerow, Puchta 
und Andere vertheidigten Anficht der Praris nicht ex nunc, fondern ex tunc als 
fonvaleszirend, jo daß verjchiedene, vorher begründete Piandrechte nicht zu gleichen 
Rechten, jondern in dem Verhältniß zu einander jtehen, als ob die Sache jchon vor 
dem Entjtehen des eriten Piandrechts im Eigenthum des Verpfänders gewejen wäre. 
Dies hindert natürlich nicht, daß allen diefen Piandrechten die Pfandrechte aus der 
Zeit des früheren Gigenthümers vorangehen, mit denen die Sache bereits belajtet 
war, ala die vom jetigen Eigenthümer begründeten Piandrechte rückſichtlich diejer 
Sache in Kraft traten. — Piandrechte, welche auf öffentlichen oder durch drei un— 
beicholtene Zeugen unterjchriebenen Privaturfunden beruhen, werden nach der in der 
Praris herrichenden Anficht anderen Piandrechten vorangeftellt, wobei jedoch wieder 
itreitig it, ob auch den privilegirten, und ob allen anderen Pjandrechten oder nur 
den vertragsmäßig oder gar nur den jchriftlich beftellten. Die geſetzliche Vorſchrift, 
auf welcher dieje Praris beruht, jcheint in Wahrheit nur die Beweisregel zu ent— 
halten, daß einfache Privaturfunden nicht geeignet find, das Alter des Pfandrechts 
darzuthun (v. Bangerow). Fauftpfänder und Spezialpfänder haben gemeinrechtlch 
feinen Borzug vor Hypotheken und Generalpfändern. Im Gegenſatz hierzu zeigt fich 
in Deutichen Partikularrechten jchon frühe das Streben nach Bevorzugung des Beſitz— 
piandes, handhabenden Piandes, ein Streben, welches auch im Allg. Deutichen HGB. 
zur Anerkennung gelangt it. Die RKO. gewährt abgejonderte Befriedigung aus 
beweglichen Sachen nur den Fauftpfandgläubigern und denjenigen, die diejen aus— 
drüdlich gleichgejtellt find. Im Preuß. und Sächſ. Recht ift die Frage nach der P. 
meift nur bei den Hypotheken praftiich, da die bewegliche Sache ala Beſitzpfand in 
der Regel nicht Mehreren wirkſam verpjändet jein kann. Indeſſen läßt die im Preuß. 
Recht begründete ſymboliſche Verpfändung — 3. B. der Schiffsgefäße — eine Bes 
gründung mehrerer Piandrechte an derjelben Sache zu. Reichsgeſetzlich ift gegenwärtig 
durch die Zulaffung der Anjchlußpfändung und der gleichzeitigen Pfändung, ſowie 
der Pfändung von Anjprüchen für mehrere Gläubiger (CPO. $$ 727, 728, 750 ff.) 
die Möglichkeit der Konkurrenz mehrerer Piandrechte an beweglichen Sachen und 
Rechten auch da gegeben, wo nach Landesrecht ſonſt nur das Befigpfand anerkannt 
wird, welchem leteren das Pländungspiandrecht in beitimmten Beziehungen geſetzlich 
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gleichgeftellt ift. Eine Konkurrenz kann auch inſofern durch Prändung entftehen, ala 
bereit3 pfandweiſe haftende Gegenjtände, 3. B. die beweglichen Pertinenzen hypothe— 
zirter Grundftüde gepfändet werden, ohne daß durch die Piändung die Haftung für 
die Hypothek aufgehoben wird. Für BP. der eingetragenen Hypotheken entjcheidet 
regelmäßig die Reihe der Eintragungen. 

2) Was das Verhältniß des befferen und jchlechteren Pfandgläubigers zu ein 
ander anlangt, jo braucht der beffere Prandgläubiger das VBorhandenfein einer ander: 
weitigen VBerpfändung in feiner Weife zu berüdfichtigen. Das Recht des nachjtehenden 
Piandgläubigers ift dem befferen gegenüber wirkungslos, abgejehen davon, daß jener 
diefem gegenüber das jus offerendi et succedendi hat (vgl. den Art. Oblation), 
daß er ferner beim Verkauf des Prandes durch den vorftehenden Gläubiger von dem: 
jelben den Ueberſchuß des Erlöfes über feine Piandforderung, die hyperocha, zu be 
anjpruchen berechtigt ift, und daß er endlich, fofern die Sache dem vorangehenden 
neben Spezialpfändern nur ala Theil eines Generalpfandes haftet, der Klage dei 
leteren die exceptio excussionis realis entgegenjeßen darf. Ob der ſpätkre Prand- 
gläubiger zum Pjandverfauf berechtigt ift, wird beftritten. Jedenfalls ift ein folcher 
Verkauf, wenn auch nicht vom Piandichuldner, jo doch durch den Eviktionsanſpruch 
des vorftehenden Piandgläubigers anzufechten, ſofern diefer nicht mit dem Pianderlös 
zunächit abgefunden wird. Die Praris Hat dem nachjtehenden Gläubiger faſt durch 
ganz Deutichland ein weitergehende, auch den befjeren Piandgläubiger bindendes 
Verkaufsrecht eingeräumt, fofern er durch Vermittelung des Gerichts verkauſt. Bei 
jolhem Verkauf pflegen alle Gläubiger zugezogen zu werden, und e& wird ein Wider: 
ipruchörecht des befjeren Gläubigers ſelbſt dann nicht anerkannt, wenn der Verkaufs 
verſuch des nachitehenden Gläubigers jo ausfällt, daß nicht blos diejer vom Prand- 
erlös nichts erhält, fjondern auch der vorjtehende Gläubiger gar nicht oder nicht 
vollitändig zur Hebung gelangt. Dies gilt unter anderen auch nach Preuß. und 
Sächſ. Recht. Das Preuß. Oypothefengejeß für Neuvorpommern und Rügen enthält 
dagegen die Beitimmung, daß der jüngere Piandgläubiger das Grundjtüd nur in 
der Art zur Veräußerung ftellen darf, daß die voreingetragenen Poſten unverändert 
jtehen bleiben, eine VBorfchrift, welche bei Einführung der neuen Preuß. Grundbuch: 
gejeßgebung in Neuvorpommern und Rügen für dieje Landestheile aufrecht erhalten if. 

3) Ein voritehender kann dem nachjtehenden Gläubiger vor feiner Forderung 
die P. einräumen. Das ift ohne Einfluß auf die Stellung der dazwijchen ftehenden 
Gläubiger. Nah Gem. und Preuß. Necht (das neue Preuß. Grundbuchrecht Hat 
in dieſer Beziehung an dem früheren Recht nichts geändert), rüdt deshalb der 
zwijchenftehende Gläubiger auf, wenn die urfprünglich voranjtehende Poſt getilgt, d. h. 
gelöjcht wird. Der nachjtehende Gläubiger verliert dag Recht an der Stelle, die der 
getilgten und gelöfchten Poſt gebührte, zur Hebung zu gelangen. Das Sächſiſche 
Recht kennt abweichend Hiervon eine Geifion der P. ohne die Forderung, das Vorrecht 
der eingetragenen Forderung nach dem Alter ohne die Forderung ſelbſt wird wirklich 
übertragen. 

Quellen: D. qui potiores 20, 4; C. 8, 18. — Preuß. vi. 5 den —— 
und die dingliche Belaſtung der Grundftüde x. bom 5. Mai 1872 8 35. — Geſetz über das 
Grundbuchweien 2. in Neuborpommern ıc. vom 26. Mai 1878 R 43. — Sidi. BEP. 
SS 443 ff, 440. — Allgem. Deutiches HGB. Art. 306 ff. — RKO. SS 40, 41. 

git.: Hepp, Beiträge zur Behre von ber Datirung bed P fandrechts, im civ. Archiv X. 
12. — Regeläberger, jet 7 vom Altersvorzug ber Pfandrechte, 1859. — Dernburg, 
Pfandrecht, I. SS 6 60 ff. Eccius. 

Prioritätsaktien. —— den Begriff Aktie iſt auf Th. J. S. 585 
und den Art. Aktiengeſellſchaft zu verweifen. P. ſetzen andere Aktien voraus, 
vor denen die Priorität zuftehen joll, diefe werden aladann Stammaltien genannt. 
Als um 1840 die Eijenbahnaktiengejellichaften ins Leben traten, bedurften diejelben 
bald über das urfprüngliche Grundkapital Hinaus zur Fyertigftellung der Bahn oder 
zu Grweiterungsbauten weiterer Geldmittel. Die Erhöhung des Grundtapitald durch 
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Ausgabe gleichberechtigter Aktien verbot fich durch den niedrigen Kurs. Man hätte 
fofort zur Anleihe fchreiten können, man gelangte aber dahin erjt auf einem unflaren 
Ummege. Das Grundkapital wurde erhöht und über den betreffenden Betrag er— 
tolgte die Ausgabe von P. auf den Inhaber (Preuß. Gej.Samml. 1840 ©. 376). 
Diefe P. erhielten einen feften Zins, nahmen an Dividende feinen Theil, gewährten 
fein Stimmrecht in den Generalverfammlungen, wurden zur Rüdzahlung amortifirt, 
und mußten zum Nennwertd unter gewiſſen Vorausſetzungen jojort zurüdgezahlt 
werden. Wegen der Zinjen und des Kapitals wurde ein Vorzugsrecht vor dem 
„Grundaftienfapital“ zugefichert. Das P.kapital lediglich als eine Anleihe anzufehen, 
iſt dadurch verichränft, daß ausdrüdlich das Grundkapital erhöht ward, und daß 
die Inhaber der P. ala Mitglieder der Gejellichait bezeichnet find. Bei einem Kon— 
furfe würden aljo die P. den Gläubigern nachgejtanden haben, wonächit ihnen das 
Vorreht vor den Stammaltien blieb. Es findet fich die Gegenüberjtellung von P. 
und Dividendenaftien (Preuß. Gej.Samml. 1842 S. 77) bis von „jo genannten“ 
P. die Rede ift (Preuß. Gej.Samml. 1843 ©. 17; 1844 ©. 61). Gleichzeitig 
vollzieht fich der Mebergang zur Anleihe, es werden über den Anleihebetrag verzins- 
liche Eifenbahnobligationen auf den Inhaber ausgejtellt (Preuß. Gej.Samml. 1843 
S. 96). Mit 1845 verichwinden die P. und in Zufammenziefung von P. und 
Gifenbahnobligationen- werden über die Anleihe Prioritätsobligationen ausgeſtellt 
(Preuß. Gej.Samml. 1845 ©. 572). Die Bezeichnung ala Mitglieder der Geſell— 
ichaft, die Erwähnung, daß eine Theilnahme an der Dividende nicht zuftehe, iſt 
nicht mehr vorfindlih, die Inhaber der Prioritätsobligationen werden ausdrüdlich 
als Gläubiger der Gefellichaft bezeichnet; dagegen wird bis in die neuejte Zeit fort 
geführt die Zuficherung, daß diefelben ein unbedingtes VBorzugsrecht vor den Stamme 
aftien und den dazu gehörigen Dividendenjcheinen haben (Preuß. Geſ. Samml. 1870). 
Auf dieſes jelbjtverjtändliche Vorzugsrecht beſchränkt fich zunächit die Priorität. Gegen 
iernere Anleihen ift dann häufig ausbedungen, daß die Priorität auch diefen gegen— 
über zuftehen joll (Preuß. Geſ.Samml. 1872 ©. 606), was dann fpäter durch den 
Vermerk „vorbehaltlich der Vorzugsrechte der bereits früher für das Unternehmen 
emittirten Prioritätsobligationen“ erfüllt ift. Für den Konkursfall ftellt fich die 
Sache dahin ,. daß jämmtliche Prioritätsobligationen mit den übrigen nicht bevor- 
rechteten Gläubigern in gleichen Rechten jtehen, daß aber die jpäteren Emiffionen 
der Prioritätsobligationen ihre Perzipienden an die früheren bis zu deren voller 
Berriedigung abzutreten haben. Für eine Anzahl Prioritätsobligationen ift die 
Zufiherung gemacht: „Zur Sicherheit für Kapital und Zinjen wird den Inhabern 
der Obligationen das gefammte unbewegliche Vermögen der Gejellichait verpfändet“ 
(Preuß. Gef. Samml. 1856 ©. 766; 1870 ©. 575). Hierdurch ift einftweilen nur 
ein Piandrecht veriprochen, welches erſt durch Eintragung in das Grundbuch ver- 
wirkficht wird. Die Bildung eines einzigen Grundbuchblattes für den geſammten 
Bahnkörper iſt durch 88 2, 25 der Preuß. Grundbuchordn. vom 5. Mai 1872 
ermöglicht. Cine jolche hat bisher ebenjowenig wie eine Eintragung der Anleihe 
überhaupt ftattgefunden. (Vgl. das Oeſterr. Gejeß vom 24. April 1874, betr. die 
gemeinfame Bertretung der Rechte der Befiter von auf Inhaber lautenden oder 
durh Indoffament übertragbaren Schuldverjchreibungen und die bücherliche Be— 
handlung der für ſolche Theilichuldverichreibungen eingeräumten Hypothekarrechte; 
Oeſterr. R.G.BL. 1874, XV. ©. 95; Zeitjchr. F. d. geſ. Handelär. XX. 509 und 
das Geje vom 19. Mai 1874, betr. bie Anlegung von Eijenbahnbüchern, die 
Wirkung der von einer Gifenbahn eingeräumten Hypothekarrechte und der bücher- 
lichen Sicherung der Pfandrechte der Befiter von Eifenbahnprioritätsobligationen ; 
Oeſterr. R.6.Bl. 1874, XXI. ©. 163; Inſtrukt. dazu XXX. 275 ff.; Zeitſchr. 
1. d. geſ. Handelsrecht XX. 509 [Ausgaben von Kajerer, Wien, Alfred 
Hoͤlder)) Das Schweizeriiche Bundesgeſetz vom 24. Juni 1874 über die Der: 
bfändung der Eiſenbahnen auf dem Gebiete der Schweizerifchen — fieht 
d. Holendorff, Enc. II. Rechtäleriton II. 3. Aufl. 
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von einer Grundbucheintragung ab; begründet das Pfandrecht mit der Bewilligung 
ſeitens des Bundesrathes, wonächſt die Eintragung in ein Pfandbuch erfolgt (Art. 4, 
5; Meili, ©. 23). Der dem Deutichen Reichstage (4. Legislaturperiode II. Seifton 
1879) vorgelegte Entwurf eines RGeſ., betr. das Pfandrecht an Gijenbahnen und 
die Zwangsvollſtreckung in diefelben, ift bisher nicht zur Berathung gelangt. Zwed— 
mäßig joll das Piandrecht an der Bahneinheit mit der Eintragung in das Eiſen— 
bahnbuch (Piandbuch) entitehen. Die Begründung des Entwurfes ijt don wiſſen— 
ichaftlichem Werth. Eine Organifation der einzelnen Inhaber einer Anleihe zur Wahr: 
nehmung der gemeinfamen Rechte ift durchaus erforderlich; einen Schritt hierzu thut 
das oben erwähnte Dejterr. Gejeß vom 24. April 1874. Dal. Schweizerifches Geich 
Art. 15 und Entwurf eines RGeſ., betr. das Fauftpfandrecht für Piandbrieie und 
ähnliche Schuldverichreibungen. Die zu Irrthümern Anlaß gebende Bezeichnung 
Prioritätsobligation jollte mindeitens nicht weiter geführt werden; für neue Anleihen 
empfiehlt fich die Bezeichnung Anleiheichein. 

Die Nothwendigkeit der KHapitalsbeichaffung hat den Stammaktien gegemüber 
bevorrechtete Aktien zur Geftaltung gelangen laffen, welche als Stamm-P., Priorität: 
jtammaftien, P., actions privilegi6ees, preference shares, preferred shares im 
Gegenſatz zu den actions de capital, actions originairement &mises, ordinary shares, 
original shares bezeichnet werden. Die Sonderitellung diefer P., ihre VBorredte 
gegen die Stammaktien find jtatutartich jehr mannigfaltig; es ift der Anficht ent: 
gegenzutreten, daß Ddiefelben qualifizirte Prioritätsobligationen jeien; die Inhaber 
find vielmehr Aktionäre im Sinne des Art. 214 des HGB., wodurch auch eine 
Amortijation feineswegs ausgeichloffen ift; fie machen Ginlagen, durch welche das 
Grundkapital (Art. 209 Ziff. 4) erhöht wird. Im Tralle des Konkurſes der Geiell: 
ichaft fönnen die ‘P. ebenjowenig, wie die Stammaktien zur Maſſe liquidiren; ert 
nachdem die gefammte Gläubigerichaft zur vollen Berriedigung gelangt, können fie 
zur Hebung gelangen, wobei dann für den Einzelfall zu entjcheiden ijt, wieweit das 
Vorrecht reicht. 

Im Gebiet des Allg. Deutichen HGB. kann bei den für die Entitehung der 
Aktien gejelich beitimmten Formen ein Zweifel, ob Anleihejchein oder Aktie, Gläubiger 
oder Gejellichafter, nicht wol entjtehen. Anderweit werden die Abhängigkeit der 
Yahresbezüge von dem Gewinn, das Stimmrecht in den Generalverfammlungen, 
das Zurücitehen gegen die Gläubiger, das Verhältniß zu den Aktien, denen gegen 
über ein Worrecht gewährt ijt, die Grundlage für die Trennung der P. um 
Gläubiger (Prioritätsgläubiger) geben. Die Ginfügung von P. in eine bejtehend: 
Aktiengeſellſchaft ift, obwol ſtatutariſch nicht vorgejehen, vielfach anſtandslos durd- 
geführt (3. B. Vereinigte chemifche Fabriken zu Yeopoldshall, Beſchl. vom 5. April 
1873), jedoch ohne Regelung im Einzelnen und Klarſtellung der Verhältniſſe der 
P. zu den Stammaltien, namentlich im all der Kollifion. Die jtatutarifche Zu 
(äffigfeit der Grundfapitalerhöhung verpflichtet nicht die Vorſchiebung von P. ju 
bewilligen. Bei der Abgeſchloſſenheit der Geichäftsjahre mit ihren Gewinnergebnifien 
bejteht ein Nachbezugsrecht auf einen von den Stammaltien zu entnehmenden 
Dividendenbetrag, jalla der Jahresgewinn nicht ausreicht, aus dem Gewinne fol: 
gender Jahre nicht (anders die Engl. Rechtiprechung, Shelford, ©. 193). Iſt die 
Dividendennachzjahlung bedungen oder nach den Umftänden als gewollt anzunehmen, 
jo ift damit ein Forderungsrecht geitaltet, welches in feinem Befriedigungsrecht auf 
den Gewinn jpäterer Jahre beichränft it. Die Rangordnung zwiſchen Laufenden 
Prioritätsdividenden und Nachbezugsrecht, ſowie zwifchen Nachbezugärechten ver: 
jchiedener Jahre läßt fich weder aus dem Aftienrecht, noch aus den Beſtimmungen 
über die Verrechnung von Zahlungen beim Borhandenfein verjchiedener Forderungen 
herleiten (Wiener, ©. 339). Der Berkehrsanjchauung wird es entiprechen, daß die 
laufende Dividende dem Nachbezugsrecht vorgeht. Das ROHG. hat hauptſächlich 
darauf Hin, daß die erjte jtatutarische Feſtſetzung eines Dividendenbezugsrechts (Preuß. 
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Geſ.Samml. S. 195) das Vorzugsrecht des älteren Jahrganges ausgeſprochen habe, 
angenommen, daß dies auch für folgende nicht näher geregelte Nachbezüge als ge— 
wollt gelten dürfe (Entſch. des ROHG., XXI. 372). Dies erſcheint bedenklich. Kann 
angenommen werden, daß ſich eine Geſellſchaft allmählich zum Jahresgewinn empor— 
arbeitet, ſo iſt der letzte unberichtigte Dividendenſchein der dem Gewinn nächſte; die Nach— 
zahlung würde zuletzt den älteſten treffen, weil er dem Jahresgewinn am fernſten ſtand. 

Ob ſich das Vorzugsrecht auf die Vertheilung bei der Liquidation erſtreckt, iſt 
durchaus Thatfrage. Auch das Wort „Priorität“ iſt hierbei nicht bedeutungslos; 
daß bei dem Vorrecht zunächſt an einen beſtimmten Dividendenbezug gedacht wird, 
führt ſich darauf zurück, daß bei den P. zunächſt an eine Vermögensvertheilung nicht 
gedacht wurde, und deshalb hierfür keine Beſtimmung getroffen iſt. Es läßt ſich gewiß 
dafür ſtreiten, daß in der Zuſage, es ſolle den P. der landesübliche Zins nicht 
verloren gehen, verſtärkt auch enthalten iſt, daß gegen einen Kapitalsverluſt Garantie 
geleiſtet werde. Eine größere Verbreitung der P. ſcheint nicht im Ausſicht zu ſtehen. 

Lit.: Renaud, Altiengejellichaften. — Auerbad, Aftienwejen. — Yöwenfeld, Das 
Recht ber Aktiengefelichaften. — Beihorner, Das Deutjche Eiſenbahnrecht. — Keyßner, 


ana a ee Derjelbe in Deutiches Handelsblatt, 1873 ©. 173, 176; 1874 Nr. 12, 
ir — Goldid hmibdt, Me 3 —J für das gei. N. Bd. III. 
i a 


35 fi. — Lab enburg, ebenbaf., Bd. V Bekker, —— Bd. XVI. 
— 3 ff. — Urth. des OApp. Ger. Lübet vom 31. Mai 1838, ebenbai., ‚Bd. 155 ff. — 
Siegfried, Die Börfe und die —— 3. Aufl., ©. 328 ff. 637. — ee 
— Gerichtähallen, 1880 Nr. 27—33. — ntidli, Rechtögutachten über die Anfprügı 


der P. der Gejellichaft der vereinigten — ae Stammaltien. — Munzinger, 
deögl.; dazu Ztichr. für das geſ. H.R. Bd. XIX. — v. Stein, * Eiſenba nrecht3: 
bildung. — eili, Die Behre von den P. 180 — vd. Strombe Ueber P. (1876); 
dazu die Beurtheilungen von Wiener in Zeitichr. für das gel. HR. XXI. 330. — Meili, 
Be und Konkursrecht der Eifenbahnen (1879); dazu Keyßner im Zeitichr. für das gei. 
HR. XXV. 426. — Shelford, Law of joint stock comp., p. 143. — Lindley, Law 
of partnership, p. 639, 817. — Vidari, Diritto commereiale, vol. II. p. 430, 476. 
Keyhner. 
Prifengerichte find bejtimmt, die Ausübung des Prijenrechts im Seefriege 
völterrechtsgemäß zu reqguliren. Soweit daher Friegführende Staaten nicht über- 
haupt auf Seebeute verzichten, jei es durch Rückgabe jaifirter Güter, ſei es durch 
‚reigebung feindlichen PrivateigenthHums, find fie völferrechtlich verpflichtet, dem 
Prifenverfahren durch Einjegung von PB. den Charakter eines NRechtsverfahrens auf: 
judrüden. Gemäß der Ausdehnung nun, in welcher das gegenwärtige internationale 
Recht die Berugniß anerkennt, feindliche und neutrale Schiffe anzuhalten und auf: 
zubringen, umfaßt die Prijengerichtsbarfeit: 1) die Aburtheilung der bei dauerndem 
Kriegszuftande durch Staatsjchiffe oder durch mit Kommiſſion verjehene Privatichiffe 
jolher Staaten, die der Parifer Deklaration von 1856 nicht beigetreten find, oder 
durch die Landmacht in den Häfen weggenommenen und aufgebrachten feindlichen 
Privatiahrzeuge nebjt deren Ladungen, inſoweit lettere der Wegnahme unterliegen ; 
2) die Aburtheilung derjenigen neutralen Privatichiffe, die ſich einer Neutralitäts= 
verlegung jchuldig oder verdächtig machen, jei es durch Kontrebandetransport, jei es 
auh nur durch Widerfegung gegen legale Schiffsheimfuchung oder durch Blokade— 
bruch, oder überhaupt durch ein Verhalten, welches Verluft des neutralen Charakters 
nach jich zieht. Doch hat die Prifenjurisdiktion nicht immer diefe Schranten ein= 
gehalten. Noch in den Kriegen Napoleon’s I., namentlich jeit 1803 jchwoll fie 
bei Handhabung des Franzöſiſchen SKontinental-, des Engliſchen Blokadeſyſtems zu 
ungeheuerlichem Umfange an. Nachdem mit der Reftauration der völferrechtliche 
Verkehr jeine normale Geftalt wieder angenommen hat, find auch jene Auswüchie 
des Seefriegärechtd nicht mehr wiedergefehrtt. Die in den civilifirten Staaten an 
Ausdehnung und Schärfe gewinnende Agitation für Freigebung des Privateigen⸗ 
thums im Seekriege hat zwar eine erhebliche Stütze gewonnen an einigen, dieſelbe 
ſtipulirenden Spezialverträgen; auch an dem Verfahren Preußens, Oeſterreichs und 
Jtaliens im Jahre 1866 und an der allerdings jpäter wieder zurüdgenommenen 
11* 
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Verordnung des Norddeutichen Bundes vom 18. Juli 1870; ift aber bis jetzt ohne 
Rejultat geblieben. 

Die P. werden von dem friegführenden Souverän für die Dauer eines Krieges 
organifirt; und zwar vermöge feiner SKriegäherrlichkeit durch jederzeit widerrufliden 
Amtsauftrag. Bald find e8 Spezialfommiffionen, bald find beitehende Behörden 
verfafjungsmäßig zu fommittiren. Im Namen des Souveräns und auf Grund feine 
Reglements, der Landeögejee, demnächſt der etwa maßgebenden Staatsverträge, jubfidiär 
des gemeinen Völferrechts haben fie über die Legalität der Prifen zu erfennen; fı 
find demnach immer nur als Landesgerichte anzufehen, obwol rein völferrechtlick 
Verhältniffe ihrer Kognition unterliegen. Der bei diefer Sachlage erflärlide Wunid, 
der Prifenjurisdiktion alljeitige Anerkennung unparteiifcher Rechtiprechung zu fichern, 
hat Verfuche angeregt, an Stelle bloßer Nationalbehörden internationale Kom miſſionen 
einzufegen, wie jolche 3. B. früher zur Aburtheilung der Sklavenſchiffe beſtanden. 
Dergleichen mixed commissions find aber bis jet nur für einzelne Streitfälle, in= 
bejondere zur Revifion prifengerichtlicher Urtheile ins Xeben getreten. 

Die Geſchichte der Prifenjurisdiktion hängt enge mit der des Kapereiweſent 
zufammen; mit ihm reicht ihr Urjprung in das Mittelalter zurüd. Gleichwie de: 
Privatfrieg zur See an Marfebriefe und Kautionen geknüpft wurde, jo unterwar 
man auch die in demfelben gemachte Seebeute Hinfichtlich des Thatbeſtandes, der 
Legitimation des Nehmers, der Nationalität des genommenen Gutes amtlicher Kon: 
trole. Dieſe wurde in alter Zeit bei den Seemächten durch Offiziere der Admiralität 
geübt. Nach dem Vorgange Frankreichs ift man dann bejtrebt geweien, beſonder 
Behörden mit der Enticheidung, ob die unter Autorifation des Staates erfolgten 
Kapturen völferrechtlich gemacht feien, zu betrauen. In Frankreich wurde jeit 1659 
jedesmal eine Staatsrathskommiſſion mit der Entjcheidung in Prifenfachen betraut; 
Napoleon I. organifirte 6. Germinal VIII einen conseil des prises mit dem Eis: 
in Paris und mit Appellation an den Staatsrath (jeit 1806); er wurde durd 
Napoleon II. 18. Juli 1854 und 19. Mai 1859 erneuert. Am 17. Oft. 1870 
wurde in Bordeaur ein conseil provisoire des prises eingerichtet. In Großbritannien 
wird ala prize court für jeden Krieg nunmehr (jeit der Gerichtäreform von 1873) 
beitellt die Probate Divorce and Admiralty division der High Court of Justice 
mit Appellation an die Juſtizkommiſſion des privy council. In Nordamerika ik 
die Prijengerichtsbarkeit den ordentlichen Gerichten in Seejachen, aljo den distrie 
courts, eircuit courts und in dritter Inſtanz der supreme court übertragen. Ir 
Preußen etablirten die Neglements vom 20. Juni 1864 einen Prifenrath (Präfident, 
ſechs Mitglieder nebit Staatsanwalt) mit Appellation an einen Oberprijenrath. | 

Kompetenter Prijenrichter iſt nach anerfanntem völkerrechtlichen He: 
fommen lediglich der Souverän, in deffen Namen die Prife gemacht if. Denn 
ihm allein gebührt die Entfcheidung und Verantwortung, in welchem Umfange «& 
durch fein Konfisfationsrecht Gebrauch zu machen habe. Daher beitimmt die Kom— 
petenz des P. fi) niemals durch die Nationalität des genommenen Schiffes oder 
Gutes; ebenjowenig durch die des meutralen Hafens, in dem etwa bie Prife aui- 
gebracht wird (jofern überhaupt der Kaptor dort Zulaffung findet), und wäre « 
auch ein Hafen ihres eigenen Heimathsſtaates. Denn der einmal begründete Gericht# 
itand des Nehmejtaates kann nicht darum an einen fremden Staat übergehen , weil 
defien Gebiet berührt wird. Nur dann, wenn die Kaptur eine Rechtöverlegung de 
neutralen Staates involvirt, 3. B. in feinem Territorialwaffer oder durch deſſen 
Mißbrauch zu illegalem Angriff oder durch ein nicht legitimirtes Schiff erfolgt, wir 
dieſer ſtets befugt jein, die fyreigebung des widerrechtlich genommenen Schiffes, das 
fih unter jeiner Botmäßigkeit befindet, nöthigenfalls zu erzwingen. Immer aber 
fönnen P. von den friegführenden Mächten nur innerhalb des eigenen Staatögebiete: 
gültig errichtet werden. Ihre Etablirung in neutralen Häfen, durch Delegation 
dortiger Agenten und Konfuln etwa, ift nicht jtatthaft; weder läßt das beftehend: 
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Völkerrecht eine derartige Ausdehnung amtlicher Funktionen zu, noch wäre die 
Duldung derjelben mit neutraler Haltung vereinbar. 

Das prifengerichtlihe Verfahren richtet fich überall zunächſt nach den 
Verordnungen des Einzeljtaates, pflegt aber überall jehr jummarijch zu fein. Die 
Inftruttion erfolgt regelmäßig unmittelbar nach Ankunft des Kaptors durch die 
Hafenbehörden mittel3 Entgegennahme der bei der Kaptur aufgenommenen Protokolle, 
der Schifföpapiere und Schlüffel, der Inventur des Schiffes und der Ladung, Ver: 
hörung des Sciffer® und der Mannschaft. Demnächit geht, Falls nicht etwa die 
Illegalität der Prije aus der Inftruftion fich ala zweifellos ergiebt, die Sache an 
das P., welches, ſofern diefelbe jpruchreif ift, jofort erfennt. Wird indeß innerhalb 
der für Reklamationen gejegten Friſt die Legalität der Priſe von deren Eigenthümer 
oder einem Intereſſenten angefochten, fo beginnt vor dem P. ein Reflameverfahren. 
Dieſes trägt im Allgemeinen civilprozeffualiiche Formen, wobei die Rolle des Klägers 
bald dem Prifeneigenthümer, bald dem Kaptor zugewiejen wird, ift indeß regelmäßig 
dem Reklamanten jehr ungünftig. Denn nad) einer allgemein fejtgehaltenen Rechts- 
anfiht der Seemächte fteht dem Kaptor die Präfumtion rechtmäßiger Kaptur zur 
Seite, Reklamant hat daher die Widerrechtlichkeit der Nehmung, alſo 3. B. den neu= 
tralen Charakter der Ladung oder des Schiffes, das legale Verhalten defjelben zu 
beweifen. Dabei find die Beweismittel vielfach beichränft anf die bei der Nehmung 
vorgefundenen Dokumente und farther proof ijt ausgeſchloſſen. 

Durh das Prijenurtheil wird das genommene Gut entweder fei es ganz, 
jet e8 theilweiſe fondemnirt, d. h. für gute Priſe erklärt, oder freigegeben, demnächit 
entweder an den Reklamanten oder an den Kaptor auögeliefert, reſp. zum Verkaufe 
geitellt. Die Koften des BVBerfahrens fallen dem Kaptor im Falle offenbar wider: 
rechtlicher Nehmung zur Lat, wie er dann auch dem Verletzten vollen Schadenserſatz 
zu leisten hat. Dagegen hat fie nach verbreiteter Praris der Neutrale jelbit dann 
zu tragen, wenn die Aufbringung der Hinterdrein freigegebenen Prife doch durch 
DVerdachtägründe gerechtfertigt war (probable cause of capture), wie er auch in 
diefjem alle feinen Anſpruch auf Entichädigung hat. 

Gegen das Prijenurtheil jteht es jeder von beiden Parteien zu, binnen beftimmter 
Berufungsfrift an die dafür eingefeßte Inſtanz zu appelliven. Doch pflegt die 
Appellation feinen Suäpenfiveffeft zu haben, jo daß das Urtheil der eriten Inſtanz 
gegen Kautionsleiftung für den Fall der Nichtbeitätigung erequibel iſt. 

Urtheilen, die von kompetenten P. überhaupt anerfannter Mächte gefällt werden, 
weigern weder die friegführenden, noch neutrale Staaten die Anerkennung. Demnad) 
wird der in Folge der Kondemnation gejchehene Verkauf als rechtsgültig betrachtet. 
Demnach haben Neutrale keinen Anſpruch auf Rüdgabe ihres don der einen Kriegs— 
partei ala Prife fondemnirten Gutes im Falle der Wiedernahme (j. dieſen 
Art.) jeiten® des andern. Indeß wird immer der Staat, in deffen Namen die Prije 
adjudizirt it, für ein völkerrechtswidriges Urtheil verantwortlich ſein. Er jet ſich 
dieferhalb Reklamationen, Repreffalien, jedenfalls der Retorfion aus und fann even= 
tuell im Wege des völferrechtlichen Streitverfahrens zu Genugthuung und Schadens 
erja angehalten werden. Gin berühmtes Beifpiel hierfür ift Friedrich's des Großen 
Streit mit der Englifchen Regierung 1752—1756 (vgl. Abh. d. Berl. Alad. 1866 
p. 29). 

Beten, Gute Zufammenftellung giebt Bulmerincq in der Revue de droit inter- 
national X. (1878). — Großbritannien: Verzeichniß ber Deirge und Inſtruktionen bei 
M. Pohls, HR., IIL 4, 1067. — Geh. Rathäorbre vom 29. März 1854. — Prifenatten 
von 1855 und 1864. — An Autorität einer Rechtäquelle glei ift das Schreiben von Sir 
W. Scott und Sir 3. Niholl an Mr. Jay vom 10. Sept. 1794, bei Phillimore 
(sec. ed.) 3, 666. — Sammlungen von Prifenurtbeilen find jehr —— Es verdienen Er— 
wähnung die von Robinſon, 6 Vols. Lond. 1801—1808 mit den Fortſetzungen von Ed— 
wards und von Dodjon; fodann von Marriot, Lond. 1801, und Stewart, Lond. 


1814. — Frankreich: Ordonnance de la marine von 1681 und Valin's Kommentar. — 
Prijenreglements vom 26. Juli 1778 (Hauptgefeh). — Arröte vom 6. Germinal VII; 2. Prä- 
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rial XI. — Deklaration vom 29. März 1854. — Betreffs des neueren Materials ift zu val.: 
Revue de droit internat. X. 386. — Sammlung: Lebeau, Nouv. code des prises, 4 Vol. 
Par. an 9. — Barboux, Jurisprudence du conseil des prises pendant la guerre de 
1870-1871. — Nordbamerifa: Inftrultion vom 10. April 1776. — Prize act von 1812; | 
von 1864. Bol. Revue de droit internat. X. 629. — Reports von Howard, Wheaton, 
Peter u. U. — Deutſchland: Preuß. Allg. LR. J. 9; Il. 8, tonform ber bewaffneten Neu: 
tralität. — Prifenreglement und Prijenordnung vom 20. Juni 1864. 


git.: Martens, Essai conc. les armateurs etc., 1795. — Jacobjon, Seerecht, 2 Bbe., 
Hamb. 1803, 1805. — Hautefeuille, Droits et devoirs des nations neutres, 3 Vol. 
3. ed. 1868; Teijjelben Histoire du droit maritime international, 2. ed. 1869. — Gessner, 
Droit des neutres, 1865. — Pistoye et Duverdy, Traité des prises maritimes, 2 Vol. 
1855. — Trenbelenburg, Lüden im Völterrecht, 1870. — Wollheim da Fonſeca, 
Der Deutiche Seehandel und bie Franzöfiſchen Prifengerichte, 1873. — Bulmerincg. Le 
droit des prises maritimes. Theorie du droit des prises. Les droits nationaux et un 
projet de röglement international des prises maritimes (Revue de droit 35 X.—XIL, 

‚dv. Martiß. 


Priſenrecht. Unter P. wird veritanden fowol der Inbegriff der Rechte— 
beitimmungen für die im Kriege von Seeftaaten durch ihre Kriegsichiffe bewerkſtelligte 
Fortnahme privater Schiffe und Ladungen, alfo ein objektives P., ala aud die 
diejen Kriegsſchiffen zu jener Fortnahme zuftehende Befugniß, alfo ein jubjektives 
P. Das ®P. wurde freilich vor der Parifer Seerechtädeflaration von 1856, melde 
die Kaperei für abgeichafft erflärte, auch von Privatfapern allgemein geübt, jest 
aber darf die Kaperei nur noch von denjenigen Staaten, welche jene Deklaration 
nicht unterzeichneten oder ihr nicht beitraten, fonzeffionirt werden und find daher 
auch in den neueften Prifenreglements der großen Mehrzahl der Seeftaaten feine 
Beitimmungen weiter über die Kaperei enthalten, während dieje früher den Haupt: 
inhalt der Prifenreglements, welche daher auch vielfach Kaperordnungen genannt 
wurden, bildeten, | 

Die Theorie des P. ift jowol in den Völkerrechtswerken ala auch in Werfen 
über internationales Seerecht, jowie in Schriften über die Rechte der Neutralen | 
ungenügend berüdfichtigt. Die Vertreter der Theorie beichränfen fich meiſt auf eine 
Darlegung des geltenden P., und nur wenige fügen fritifche Bemerkungen und 
Reiormvorjchläge, und zwar meift nur über die P.organifation, Hinzu. Das einzige 
ausführliche Werk über das P., der trait6 des prises maritimes von Piftoye und 
Duverdy, ift 1855, alfo vor der Parifer Deklaration, erichienen, das nach derjelben 
im Jahre 1866 erjchienene Manual of Naval Prize law von Yujbhington ift nur 
für Engliſche Seevffiziere in Kriegszeiten beſtimmt. Die pofitiven Beftimmungen 
des P. in Gejeßgebung, Berträgen und Deflarationen der Staaten find zum erftat 
Mal vollftändiger gefammelt in dem im Auftrage des Institut de droit international 
vom Interzeichneten herausgegebenen Rapport der Kommiffion für materielles und 
iormelles P. (f. die Literaturangabe). 

Als Quellen des P. können gelten: 1) Legislatorische Akte: Geſetze und Ber 
ordnungen, insbefondere Reglements und Inſtruktionen; 2) YJudiciäre Alte: Präju— 
difate der Prijengerichte; 3) Internationale Deklarationen ; 4) Vertragsmäßige Vereins 
barungen; 5) Das Völkerrecht. 

Zu den legislatorifchen noch geltenden Akten gehören für England: die Acte 
for regulating Naval Prize of War von 1864 (27 und 28 Vict. c. 25) und vom 
2. Juni 1874; Dänemark: das „Vorläufige Gefe wegen Unterfuchung und Ent— 
icheidung der Sachen, welche aufgebrachte feindliche oder verdächtige Schiffe betreffen“ 
vom 13. Februar 1864 und das „Reglement concernant le blocus des ports 
ennemis et la capture de navires ennemis et suspects par les croiseurs Danois* 
vom 16. Febr. 1864; Defterreich: die Minifteriellen Verordnungen vom 11. Mai 
1859 und vom 3. März 1864; Kaiferliche Verordnungen vom 3. und 21. März 
1864, vom 13. Mai und 9. Juli 1866; Preußen: „Prifenreglement“ und „Be 
jtimmungen über das Berfahren in Priſenſachen“ vom 20. Juni 1864; Jtalien: 
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Priſenbeſtimmungen im Koder für Seerecht von 1865 und Königl. Dekret und In— 
ftruftionen vom 20. Juni 1866; Frankreich: Ordonnance de la marine aus 
dem Augujt 1681; Reglement vom 19. Juli 1778 über Organifation und Ber: 
fahren des Prijenkonjeils, und für die Neutralen vom 26. Yuli 1771; arröt6 royal 
du 2 prairial an XI, Gejeg vom 15. Jan. 1849; Defrete vom 18. Juli 1854, 
vom 9. Mai 1859, 28. Nov. 1861 und der Delegation der Regierung der natio- 
nalen Bertheidigung vom 27. Oft. 1870; Injtruftionen und ergänzende Inſtruktionen 
vom 25. Juli 1870 (andere Franzöfiiche Verordnungen vom Jahre 1400 an 
j. Bulmerincq, Le droit des pris. marit., in der Rev. d. dr. intern. X. ©. 387); 
Rußland: „Regeln über Prifen“ von 1869 und Ukas vom 24. Mai 1877 
(art. 5—7); und für die Türfei: das „Reglement concernant les prises mari- 
times‘ Juni 1877. Bon Staaten, welche nicht der Pariſer Deklaration beitraten, 
haben in der Zeit nach derjelben Prijengejege erhalten: die Bereinigten 
Staaten von Nordamerita 1862, 1863 und 1864, und Spanien: das 
Königl. Dekret vom 27. Juli 1867, leßterer Staat vorher eine Reihe von Ordenanzas 
de la Armada, de Marina und del Corso (Bulmerincgq, 1. c. 418 ff.) Bon 
den vor der Parifer Deklaration erlafjenen Priſenverordnungen find noch gültig für 
Schweden: die Ordonnanz vom 12. April 1808 und für die Niederlande die 
Königl. Verordn. vom 13. Dez. 1818, Hauptjächlich die Vertheilung der Priſen— 
gelder. betreffend und das indeß nur die Organifation des Prifengerichtes angebende 
Seje vom 1. Dft. 1838. In Norwegen galt das Dänifche Reglement für 
Kaperfahrten vom 28. März 1810, in Griehenland wurde über die Prifengerichts- 
organifation ein Präfidialdefret erlaffen am 10./22. April 1829 und in Peru gilt 
ein Reglement vom 29. April 1822. 

Vergleichen wir die nach der Parifer Deklaration erichienenen P., Gejeße, 
Neglements, Verordnungen und Inftruftionen mit einander, fo bilden im Allgemeinen 
die Dänifchen, Preußifchen und Dejterreichiichen eine Gruppe, die Franzöſiſchen und 
Italienischen eine zweite und die Englischen und Amerikanischen eine dritte 
Gruppe, während die der anderen Staaten feiner diefer Gruppen beigezählt werden 
fönnen, entweder wegen ihrer Eigenthümlichfeiten wie: die Ruſſiſchen Prijenregeln 
oder wegen ihrer Unvollitändigfeit wie: das Türfifche, lediglich die Prifengerichts- 
organifation jeftftellende Reglement. Größtentheils find dieje legislatoriichen Akte 
nit Rüdficht auf einen bejtimmten Krieg erlafjen worden. Sie alle find nur ein- 
jeitige Willensakte des fie erlafjenden Staates, demnach feine Akte völkerrechtlicher 
Tragweite, wenngleich ihre Webereinjtimmung folche vorbereiten kann und fie für 
den Staat, der fie erließ, deffen Rechtsitandpuntt im P. veranjchaulichen. 

In gleicher Weife find die Entfcheidungen nationaler Prifeninjtanzen nur für 
den betreffenden Staat ala Präjudilate zu verwerthen. ine größere Zahl der— 
jelben ift nur von den Prifengerichten Englands, Frankreichs und der Vereinigten 
Staaten von Nordamerika erlaffen und publizirt. Die Englischen wurden publizirt 
durch Robinjon, die Franzöfiichen durch Lebeau, die Amerikaniſchen durch 
Wheaton. 

Bon internationalen Deflarationen find für das P. nur von Be- 
deutung: die Deklaration Rußlands vom 28. Febr. 1780 an die Höfe von London, 
DVerjailles und Madrid, deren Grundjägen die Mehrzahl der Guropäifchen See— 
ftaaten unbedingt oder bedingt beitraten, und die Pariſer Seerechtsdeflaration vom 
16. April 1856. Beide Deklarationen beabfichtigten fejtzuftellen: 1) welche Güter 
zur See während eines Krieges umverleglich oder frei und 2) wenn eine Blofade 
gültig oder effektiv ſein ſollte? Die Deklaration von 1780 erklärt die Güter der 
Angehörigen der Kriegführenden auf neutralen Schiffen, mit Ausnahme von Kriegs— 
fontrebande für frei, während der im Punkt 3 der Deklaration angezogene Art. X 
des zwiſchen Großbritannien und Rußland abgeichloffenen Vertrages vom 20. Juni 
1766 noch die Deitination der transportirten Kriegamunition für den Feind 
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und Art. XI. nur die Konfisfation der Kriegskontrebande fordert. Die Parijer See 
rechtsdeflaration erklärt die neutrale Waare auch unter feindlicher Flagge für frei. 
Außerdem verkündet die Deklaration von 1780, daß die in ihr enthaltenen Grund— 
jäge in dem Berfahren und den Entjcheidungen über die Legalität der Prifen zur 
Richtſchnur dienen follen, und erklärt die Parifer Deflaralion die Kaperei für au 
gehoben. Beiden Deklarationen jehlen Beitimmungen über Deklaration und Notifitation 
der Blofade und über die Konjtatirung des Blofadebruchd. Zwei Aufgaben ver: 
bleiben den Geejtaaten: 1) die Parijer Seerechtsdeklaration durch eine vollftändige 
und fortentwidelte zu erſetzen und 2) einer zu vereinbarenden neuen Deklaration die 
Anerkennung aller Seejtaaten zu verichaffen. Ein allgemeines Kriegsſeerecht er: 
jtrebten jchon im vorigen Jahrhundert mehrere Staaten (ſ. den Introitus umd 
art. X des Vertrags zwijchen Rußland und Dänemarf vom 9. Juli 1780, art. V 
der dieſer Konvention beigefügten Separatartifel; Vertrag Rußlands mit Schweden 
vom 21. Juli/1. Aug. 1780 und mit Preußen vom 8. Mär; 1780 (art. sep.): 
Vertrag Preußens und der Vereinigten Staaten von Nordamerifa vom 10. Sept. 
1785, 11. Juli 1799 und 1. Mai 1828. Es firiren ferner die zum Vertrag Groß: 
britanniens mit Rußland vom 5./17. Juni 1801 fejtgejtellten Additionalartifel, die 
jowol zur Beichleunigung des Prijengerichtsverfahrens als zur Entjchädigung dei 
Gigenthümer von Schiff und Ladung im Fall unbegründeter Zurüdhaltung derjelden 
zu befolgenden Regeln und Prinzipien. Es erfolgte hierzu der Beitritt von Dänemart 
am 11./23. Oft. 1801 und von Schweden am 18. Mär; 1802. So förderten 
einzelne Staaten das materielle und formelle P. Aufſchluß über übereinftimmend: 
Anfichten verjchiedener Staaten in Bezug auf das P. geben auch die über dieies 
allein von verjchiedenen Staaten ala Alliirten in einem Kriege geichlofienen Priſen— 
fonventionen. Es find hier zu nennen: die Prifenkonventionen von England und 
Trankreich für den Krimkrieg vom 10. Mai 1854, und für den Krieg gegen China 
vom 22. Febr. 1860, und von Dejterreich und Preußen für den Srieg gegen 
Dänemark vom 6. Juni 1864. Sie bejtimmen namentlich die kompetente Juris— 
diktion für die an Kauffahrern des Alliirten gemachten Prifen, indem diefe der 
Prifenjurisdiktion des eigenen Staates übergeben werden jollten und führen als Prijen- 
fälle nur an den Blofadebrud und die Zufuhr von Kriegskontrebande. 

Vertragsmäßige Vereinbarungen und legislatoriiche Akte entwidelten das P. 
weiter als es in den obenbezeichneten Deflarationen enthalten war. In der Zeit 
nach der Pariſer Seerechtsdeflaration erklärten in Bezug auf ihren Krieg gegen China 
England am 7. März und Frankreich am 28. März 1860 jeindliches Eigen: 
thum auch auf feindlichem Schiff für frei, verfündete Italien die Freiheit jeind- 
licher Schiffe im Seekriege für den all der Reziprozität im art. 211 Tit. V jeines 
Geerechtäfoder, und nachdem Dejterreich fi) am 13. Mai 1866 für dieje Freiheit 
in Bezug auf feinen Krieg gegen Jtalien erklärt hatte (Verordn. vom 20. Jum 
1866). Auch Preußen Hat in feinem Kriege gegen Defterreich mittels Königl. Er- 
lafjes vom 19. Mai 1866, unter Bedingung der NReziprozität, und ohne diefe Be— 
dingung im Kriege gegen Frankreich, im Namen des Norddeutichen Bundes, am 
18. Juli 1870 fich für die Freiheit feindlicher Handelsjchiffe ausgejprochen, indeß 
jollen fie der Wegnahme dann unterliegen, wenn neutrale Schiffe ihr unterliegen. 
In ihrer den Beitritt zur Parifer Deklaration weigernden Erklärung hatten fich die 
Vereinigten Staaten von Nordamerifa und im Jahre 1860 Holland, Dänemart, 
Hannover, Bremen und Lübeck für Unverleplichfeit des feindlichen Privateigenthums 
ausgeſprochen, als dieje Legteren Staaten vom SHolländijchen Minifter des Aus: 
wärtigen vom 11. Januar 1860 zur Abgabe einer Kollektiverflärung darüber auf 
gefordert wurden. 

Die Berufungen auf das Völkerrecht ala Quelle des P. in jtaatlichen Akten 
und Verträgen, Prifengerichtsentjcheidungen und wifjenjchaftlichen Werken find in 
diefer Allgemeinheit werthlos. Erſt nachdem ein das gefammte PB. umfafjendes 
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internationales Reglement der Seeſtaaten vereinbart worden, wird von einem 
geltenden vollitändigen Völker-P. die Rede fein können, zu welchem bisher nur 
Bruchſtücke in der Pariſer Deklaration vorliegen. Dazu aber, daß die von einzelnen 
Staaten mit einander vertragsmäßig vereinbarten Beitimmungen zum Völkerrecht 
werden, ift jchon der Hinzutritt der großen Mehrzahl der Seeftaaten genügend, denn 
einige wenige Seejtaaten fünnen das Zuftandelommen völferrechtlicher Priſenbeſtim— 
mungen durch ihren Widerfpruch nicht hindern, ſonſt könnte auch die Parijer See— 
rechtsdeflaration nicht beanfpruchen, ein völferrechtliches Aktenftüd zu fein, wenn 
auch nach Beitimmung der Deklaration nur diejenigen Staaten, welche fie unter: 
zeichneten oder ihr beitraten, an die Beitimmungen derjelben gebunden find. 

Darüber was Gegenstand der Prife fein könne, find die Auffaffungen der 
Staaten verjchieden, je nachdem fie die Umverleglichkeit des PrivateigenthHums in 
Kriegen von Seeftaaten im engeren oder weiteren Umfange anerkannten. Ein prijen- 
gerichtliches Verfahren wurde in früherer Zeit hauptjächlich gegen neutrale Schiffe 
und Güter geübt, feindliche verfielen eo ipso nach den Grundjäßen für Kriegsbeute 
und nationale wurden nach jtaatsrechtlichem Grmefjen behandelt. Indeß iſt heut— 
zutage eine gleiche Behandlung aller Prifen, abgejehen von der Nationalität, an- 
gebahnt. Auf diefem Standpunkte jtehen die Italieniſche Inftruftion (art. V) und 
die Franzöſiſche von 1870, auch das Preußiiche Reglement ($ 22) Hinfichtlich des 
Blokadebruchs. Immerhin kann aber nur Privateigenthum Gegenftand einer Prife 
fein, fäljchlich bezeichnet‘ daher die Dejterr. Verordn. vom 9. Juli 1866 $5 a 
Schiffe, welche jeindliches Staatseigenthum find, nebjt ihrer Ladung ala gute 
Priſe. Dieje können nur Gegenjtand der Kriegsbeute fein und unterliegen feinem 
Prifenverfahren. Ein Fijcherfahrzeug kann nur, wenn es zu im Prifenreglement ver- 
botenen Handlungen benußt wird, Gegenftand der Prife fein (art. III der Stal. 
Inſtr. von 1866; art. 2 der franz. von 1870; Span. Recht). Jedes dur Sturm 
verichlagene oder von feiner Mannjchaft aus dieſem oder anderen Gründen verlafiene 
Schiff, oder defjen Ladung wird nur unter gleicher VBorausjegung Gegenftand der 
Prife, oder verfällt nur dann, falls, troß ftattgehabter Publikation, der berechtigte 
Gigenthümer fich nicht meldete (Königl. Niederländ. Dekret vom 13. Dez. 1818 
art. 6; Schwed. Prifenordonnanz vom 12. April 1808 art. IV $ 5; Franzöſ. 
arröt6 vom 6. germinal Jahr VIII art. 2, 8 u. 19; Dekret vom 18. Juli 1854 
art. 2; Instr. compl. 1870 art. 19; Italien. Seerechtsfoder art. 221). 

Eine Kondemnation oder gerichtliche Verurtheilung von Schiff oder Ladung 
oder beider zugleich, follte nur für im Prifenreglement verbotene Handlungen erfolgen. 
Als ſolche oder als Fälle einer bonne prise werden in den Beitimmungen von 
Staaten anerkannt: die verbotenen Transporte von Kriegs- und Quaſi-Kriegskontre— 
bande, der Blofadebruch und der Widerjtand gegen das Anhalten, Bifitiren, Durch— 
juhen und die saisie (Dän. Prijenregl. vom 16. Febr. 1864 II. 11 b c; Kaiſerl. 
Oeſterr. Verordn. vom 9. Juli 1866 $5 bc 86; Preuß. Reglement $ 7, 2, 3 
und $ 22). Das ala verdächtig aufgebrachte Schiff gilt nach dem Preuß. Prijen- 
teglement $ 7, 4 und nad der K. Oeſterr. Verordn. vom 9. Juli 1866 $ 5 e 
nur dann als gute Prife, falls der Verdacht durch die Unterfuchung nicht bejeitigt 
wurde. 

Sobald der Unterfchied der Behandlung der Schiffe je nad) ihrer Nationalität 
tortfällt, werden auch die Kondemnationen wegen jaljcher, gefälſchter, vernichteter 
oder über Bord geworfener Schiffäpapiere fortfallen. Hat ein Privatichiff an Feind- 
jeligfeiten der Kriegführenden Theil genommen, jo wird es nad) den Grundjäßen 
des Kriegsrechts, nicht nach denen des P. verfallen. Zum Ausjprechen der Kondem= 
nation ift das Vorhandenjein bejonderer Merkmale für die verbotenen Handlungen 
ertorderlich. Der verbotene Transport muß für den Feind beitimmt und in flagranti 
fapturirt fein. Zur Kondemnation für Blokadebruch ift erforderlich, daß die Blokade 
effektiv, publiziert und zur Kenntniß des Blofadebrechers gelangt ift. Die Aus— 
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klarirungen eines Schiffes nach einem blokirten Hafen gelten nach dem Preuß. 
Reglement $ 25 noch nicht ala Verfuch, die Blokade zu durchbrechen. Nach dem 
durch die Engliſche Admiralität publizirten Handbuch des P. ijt die Deitination des 
Schiffes enticheidend. Zu dem animus beim Blofadebruch muß aber auch ein factum 
binzutreten. Fehlt aber der animus, d. h. ijt ein Schiff durch einen Kaſus in die 
Blofadelinie Hineingerathen,, jo kann ebenfowenig eine Kondemnation erfolgen. Der 
Widerſtand eines Schiffes gegen das Anhalten u. ſ. w. muß thatjächlich eriolgt 
jein, nicht blos in einem Proteft beftehen. Cine Kondemnation wegen des Wider: 
ftandes wird aber nur dann erfolgen fünnen, wenn die Handlungen, gegen weld: 
der Widerftand erfolgte, reglementsmäßige waren. 

Die Rechtsfolge der Kondemnation wird weientlich beftehen im dem 
Verluft des Eigenthums an Schiff oder Ladung oder an beiden zugleich. Schiff 
und Ladung verfallen bei Kriegsfontrebandezufuhr nah Preuß. Prijentegl. 
Ss 7 Punkt 2 und nad) dem Dänifchen Recht vom 16. Febr. 1864 II. 11 b nur, 
allg die Yadung ausjchließlich aus Kriegskontrebande befteht, nach Deiter. 
Verordn. vom 9. Juli 1866 $ 5 Punkt 6, wenn die Menge eine im Verhältniß 
zur übrigen Ladung erhebliche ijt, nach der Franzöf. Instr. $ 6 und der Instr. 
compl. $ 9, wenn die Ladung zu Dreiviertel aus Kriegäfontrebande befteht; 
nach dem tal. Seerechtsfoder (art. 215) verfällt in jedem Fall das Kriege 
fontrebande führende Schiff, nach dem Vertrag Italiens mit den Vereinigten Staaten 
von Nordamerika (art. 12) aber und nach dem Ruffiichen Ukas vom 24. Mai 1877 
(art. 6) nur die für den Feind deftinirte Kriegsfontrebande, nad 
Ruffifcher Beitimmung aber nur, jall® neutrale Schiffe fie zuführen; die Rufftichen 
Prifenregeln von 1869 (8 76) laſſen auch das neutrale Schiff verfallen, falls 
jeine Ladung nur aus Kriegsfontrebande bejteht. Auch die Schwediide 
Priſenordonnanz ($ 6), jowie Verträge Rußlands mit Großbritannien vom 20. Juni 
1766 (art. 11) und 20. Febr. 1797 (art. 11), jowie mit Portugal vom 20. De 
1787 (art. 27) erklären nur die von neutralen Schiffen zugeführt: 
Kriegsfontrebande für gute Prije. Die Konfisfation der dem Feinde 
zugeführten Kriegskontrebande überhaupt iſt nach pofitiven Beſtimmungen zweifellos, 
nur die zur Bertheidigung des Schiffes erforderliche Menge, wenn fie nicht zum 
MWideritand gegen das arretirende, oder vifitirende, oder jaiftrende Schiff verwandt 
wurde, wird freigegeben. 

In Bezug auf die Quaſi-Kriegskontrebande tritt nach art. IX. der Franzöſiſchen 
Instr. compl. Kaptur des Schiffes ein und nad) art. 7 des Nuffischen Ukaſes vom 
24. Mai 1877 je nach den Umjtänden die Saifie und jelbjt Konfiskation jedes ſich 
des Transports derſelben jchuldig machenden neutralen Schiffes. Wird aber dem 
Feinde nur offizielle Korreipondenz überbracht, jo jcheint die Kondemnirung des fie 
trangportirenden Schiffes dafür doch zu weitgehend, während fie bei der Zuführung 
von Truppen an den Feind vollkommen begründet ift. 

Blofadebrecher verfallen mit ihrer Ladung nach pofitiven Beitimmungen und 
Verträgen, find alfo zu fondemniren, ebenfo Widerjtand leijtende Schiffe, weil fie 
die Durchführung friegsrechtlicher Maßregeln zu verhindern beabfichtigen. 

In Bezug auf Reprifen oder dem Prifennehmer wieder abgenommene Schiffe 
oder Güter gelten folgende Beitimmungen. Nur dad Dänifche Reglement vom 16. Febr. 
1864 (II. 11) betrachtet Reprifen an nationalen Schiffen als gute Prije; das 
Preuß. Reglement ($ 10), die Dejterr. Verordn. vom 9. Juli 1866 ($ 8) und ber 
Italien. Seerechtäfoder (art. 219) verordnen Rüdgabe an den Eigentümer; nad 
Spanifchem Recht (Ordenanzas de l’Armada von 1748 und del Corso de 1779) 
erfolgt dieſelbe nur, falls die Priſe noch nicht in einen feindlichen Hafen geführt 
war und noch nicht 24 Stunden im Befit des Feindes war; nach Portugiefiichem Recht 
(Codigo de las partidas, part. II. tit. 9 1. 7) auch dann, falls die Priſe mehr als 
24 Stunden im Beſitz des Feindes war. Nach den Ruffiichen Prifenregeln ($S 120 fi.) 
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iſt eine jede Repriſe dem Eigenthümer zurückzuerſtatten, falls die Priſe weniger als 
24 Stunden in den Händen des Feindes war. 

Die Repriſen an Schiffen der Alliirten werden nah Spaniſchem Recht 
zurüderftattet an den urfprünglichen Eigenthümer, wenn die Prije noch nicht 24 Stunden 
im Beſitz des Feindes war, das Portugiefiiche und Ruffiiche Recht gewähren Zurüd- 
erjtattung im Falle der NReziprozität, das Italienische Recht bedingungslos. 

Die Reprijen an neutralen Schiffen werden nach Franzöſiſchem (Instr. art. 11) 
und Ruffiichem Recht nicht zurüderitattet an den früheren Gigenthümer, falls die 
Prijen mehr als 24 Stunden im Befit des Feindes waren. 

England rejtituirt alliirte und neutrale Schiffe unter Bedingung der Reciprocität 
(Hall in der Rev. d. dr. intern. X p. 193). Die Vereinigten Staaten von Nord» 
amerifa rejtituiren nur die noch nicht fondemnirten Prifen und diefe auch nur dann, 
Falls fie entweder den Vereinsftaaten gehören oder in ihnen oder unter ihrem Schuße 
Lebenden Perſonen; unter der Bedingung der Reziprozität aber den beitändig auf 
dem Territorium und unter dem Schuhe eines befreundeten Staates lebenden Ber: 
fonen (Amerif. Prifenacte von 1864 art. 29). 

Eine Prime wird für die zurüderjtattete Repriſe nach Spanifchem und Ruffischem 
Recht immer gefordert, nach Engl. Recht für allüirtes und neutrales Gut, nad) 
Franzöſ. Recht für nationale Schiffe und für ein neutrale, falls es mehr als 
24 Stunden im Befit des Feindes verblieb; nach Italien. Recht weder für nationale 
noch für alliirte. Nach Amerikan. Necht werden allgemein den Rekaptoren Berge: 
lohn, Koften und Auslagen gezahlt. 

Die Verträge der Staaten (Vertrag Frankreich mit den Niederlanden vom 1. Mai 
1781, der Niederlande mit den Vereinigten Staaten von Nordamerika vom 8. Oft. 
1782, Preußens mit den Vereinigten Staaten von Nordamerika vom 10. Sept. 1785, 
vom 11. Juli 1799 Art. 17—21 und 1. Mai 1828 Art. 12) ftatuiren Rüde 
erftattung der Neprifen an den rechtmäßigen Eigenthümer, einige Verträge gegen 
eine Prime oder gegen eine r&compense du sauvement, andere nur, fall® die Priſe 
nicht mehr ala 24 Stunden in den Händen des Tyeindes war, und falls fie noch 
nicht in einen feindlichen oder neutralen Hafen geführt war. 

Nach der Darlegung deffen, was Gegenjtand einer Prife jein fünne, und der 
Handlungen, welche zum Prijemachen und Kondemniren berechtigen, jo daß das P. 
nur für verbotene Handlungen geübt werden kann, welche mit den Prijegegenjtänden 
begangen wurden, und der Uebergang einer Priſenſache in das Eigenthum des prife= 
machenden Staates als eine civile Folge des öffentlicherechtlichen Prijenurtheiles 
ericheint, wodurch das P. den Charakter einer gewaltiamen und gewinnfüchtigen 
Grwerbsart einbüßt, ift e8 noch erforderlich, die formell berechtigte Ausübung des 
P. darzuftellen. 

Autorifirt zur Ausübung des P. find nur die Kriegsſchiffe friegführender Staaten 
(1. d. Ordonnanz der Niederlande vom 26. Jan. 1781 art. VI; Preuß. Reglement 
Ss 1; Defterr. Verordn. vom 3. März 1864 8 1 und vom 21. März 1864 S 5; 
Rufſiſche Prifenregeln von 1869 88 7 und 64). Gegen die Kaperftaaten find aber 
Repreflalien geitattet (art. 208 des Italien. Seerechts). Einem Privatichiff, welches 
fich gegen einen feindlichen Angriff vertheidigt, fteht nach Italien. Seerecht (art. 209) 
das Recht zu, daffelbe zu nehmen. Das genommene Schiff müßte indeß, nach der 
Rechtsanſchauung der Pariſer Deklarationsftaaten, dem Staate des nehmenden 
Schiffes zufallen. 

Die Ausübung des P. darf beginnen mit der Kriegserflärung und jchließt ab 
mit dem Friedensſchluß, ceffirt aber auch während eines zur Kenntniß der Kriegs— 
iahrzeuge der Kriegführenden gekommenen Waffenjtillftandes (SS 31 und 87 der 
Auffischen Prifenregeln). Indeß wird in der Regel das P. erit einige Zeit (drei bie 
ſechs Wochen) nach der Kriegserflärung in Bezug auf in einen blofirten Hafen ein= 
(aufende oder aus demjelben auslauiende Schiffe geübt. Beſondere Publikationen 
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der Kriegführenden beſtimmen die gewährte Friſt. Ueberhaupt aber wird das P. 
an Schiff oder Ladung nur geübt werden dürfen, unter Vorausſetzung der Kenntniß— 
nahme von der Kriegserklärung durch die bezügkichen Kapitäne oder Eigenthümer 
der Ladung. 

Das P. darf von den Kriegrührenden in ihren Gewäflern und auf offener Ser, 
nicht aber in neutralen Gewäflern geübt werden (Dän. Negl. vom 16. Febr. 1864; 
Preuß. $ 9; Dejterr. Berordn. vom 3. März 1864 $ 3; Franzöſ. Inftr. $ 4 umd 
Ergänzungen zu derjelben 8 1; Ruſſiſches P. SS 20, 21, 27 u. 28; Schwediice 
Ord. art. I. $ 1; Ferman der Pforte an den Kapudan-Paſcha, März 1793 und 
Italien. Inftr. art. IV. Berträge: frankreich mit England vom 26. Sept. 1736 
art. 11 und mit Rußland vom 11. Januar 1787 art. 28). Das Franzöſiſche 
Conseil des Prises erklärte die in neutralen Gewäflern gemachten Prijen für null 
und nichtig mittel Enticheidung vom 27. fruct. J. VIII, während die Rufftichen 
Regeln 88 25 und 26 dem meutralen Staat die Prije zufprechen und die Regierung 
des Kaptorjtaates zur Entichädigung an den Eigenthümer verpflichten. 

Das P. müßte in ein Necht der Beichlagnahme (saisie) verwandelt werben. 
Der art. 3 der Pariſer Deklaration jpricht nur von nicht zu fatfirenden Gegenftänden, 
nirgends ſpricht diefe Deklaration von Prifen. Die Saifte drüdt nur eine proviſoriſche 
Maßregel aus, die erjt und nur eventuell: im falle der Kondemnation durch Priien- 
gerichtäurtheil zur definitiven wird, da ja die Saiſie durch ein freifprechendes Urtheil 
auch aufgehoben werden kann. 

Auf das Anhalten eines Schiffes (ſ. d. Art. Durchſuchungsrecht) folgt 
die Viſite, auf die Bifite eventuell auch die Durchſuchung (ſ. denjelben Art.). Die 
Saifie iſt aber nicht die nothwendige Folge weder der einen, noch der anderen, 
jondern erfolgt nur je nach deren Ergebniß. Eine Saiſie ohne vorhergehende Viſite 
ift aber unzuläffig (Franzöſ. Inftr. art. 15). Die Saifie fann, um ein Rechtsakt 
zu fein, nur unter gewifjen Vorausfegungen und in Form Nechtens effeftuirt werben. 
Die Beitimmungen der meijten Reglements und Berträge bezogen fich nur auf bie 
Saifie neutraler Schiffe, da die feindlichen früher ipso iure verfielen. Nachdem die 
meiſten Seeftaaten auch feindliche Schiffe nur für verbotene Handlungen verfallen 
Yafjen, und einige Staaten auch Beitimmungen über das P. an eigenen oder natio- 
nalen Schiffen enthalten, ift auch die Saiſie an allen Kategorien von Schiffen, 
abgejehen von deren Nationalität, gleicher Regelung zu unterwerfen. Nach den 
Beitimmungen der einzelnen Staaten fann die Saifie ausgeübt werden wegen ver: 
botener Transporte von Kriegskontrebande und Quaſi-Kriegskontrebande, d. 5. der 
offiziellen Korreſpondenz des Feindes, der Truppen des Tyeindes oder für den Feind 
(tal. Inſtr. art, VIII; Franzöſ. Inftr. art. V und VI und complem. art. XI: 
Ruſſiſche Prifenregeln $S 14 und 15) und von Fourniture für Kriegsſchiffe (Ruſſiſcher 
Ufas vom 24. Mai 1877 art. 7), wegen Blofadebruchs und wegen MWiderftandes 
gegen die Anhaltung, Bifitation oder Durchſuchung. Die Saifte iſt aber auch aus: 
geübt worden für den Fall der Verbächtigkeit, ferner wegen falſcher, getälichter oder 
doppelter Schiffspapiere, wegen Vernichtung oder Werfen derjelben ins Meer beim 
Herannahen des arretirenden Kreuzers (Schwed. Vertr.; verjch. Spaniſche, Franzöſ. 
Inſtr. art. VI und instr. compl. art. V, IX und X; Dän. Regl. vom 16. Tebr. 
1864 88 6, 7 und 10; Dejterr. Verordn. vom 3. März 1864 SS 1 und 2 und vom 
9. Juli 1866 88 1 und 2; Preuß. Regl. SS 2—6; Italien. Seerecht art. 211 
und Injtr. art. 20; Ruſſiſche Prifenregeln $$ 10, 60, 76, 83—88 und 101). Die 
Ruſſiſchen Prifenregeln nehmen ein zu woifjenfchaftlichen Erpeditionen bejtimmtes 
Schiff unter der Vorausfegung von der Saifie aus, daß es die Neutralitätsgejege 
beobachtet. 

So lange die Nationalität der Schiffe für die Saiſie von Bedeutung ift, find 
es auch die bezüglichen Bejtimmungen. Es finden fich diejelben in Gejeßbüchern, 
Verordnungen und Verträgen (art. 226 des Code de commerce; art. 724 bes 
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Ruffiihen HGB.; Geſetz des Nordd. Bundes vom 25. Dft. 1867, gültig für das 
Deutihe Reih nad Art. 80 al. 2 der Berf.; Däniſches Gejeg vom 13. März 
1867 und Dän. lettre patente vom 25. Juli 1870 8 1; Verordn. ber Nieder- 
lande vom 26. Yan. 1761; Spanifche Berordn. von 1748 und 1802 und Königl. 
Defrete vom 6. Dez. 1808, 10. Nov. 1829 und 6. Juli 1830; Schwediſche 
Ordonnanz vom 21. Jan. 1804; Franzöf. Zollreglement vom 26. Juli 1778 art 2; 
Instr. compl. von 1870 art. 6; WRuffiiche Prifenregeln von 1869 8 41; Oeſterr. 
Berordn. vom 7. Aug. 1803 Art. 9; Preuß. Kriegsdeflaration und Verordn. vom 
30. April 1781 Art. TI—V; Türkiſche Verordn. vom Aug. 1870; Inſtruktionen 
zu Prifenfonventionen Englands und Frankreichs vom 10. Mai 1854 art. 3, 2° 
und Defterreichd und Preußens vom 6. Juni 1862 Art. 3 b; Vertrag Rußlands 
mit Portugal vom 9./20. Dez. 1787 art. XI; Preußens mit den Vereinigten Staaten 
von Rordamerifa vom 10. Sept. 1785 Art. 14 und vom 11. Juli 1799). Nach 
Verordnungen (Dän. Negl. vom 16. Febr. 1864 $ 9; Defterr. Verordn. vom 
3. März 1864) und Berträgen (Rußlands mit Portugal von 1787; Deutjch- 
lands mit Portugal vom 2. März 1872; Preußens mit Griechenland‘ vom 12. Aug. 
1839, Belgiens mit Griechenland vom 25. Sept. 1840; Hollands mit Griechen- 
land vom 22. Febr. 1843 und Italiens mit den Vereinigten Staaten von Nord» 
amerifa vom 26. Febr. 1871) joll die Nationalität eines Schiffes nad) 
der Gejeßgebung desjenigen Landes, welchem es angehört, be— 
ſtimmt werden. Trotzdem jcheint eine allgemeine internationale Regelung diefer 
frage erwünjcht. Mit Beziehung auf die angeführten Gefege, Verordnungen und Ver— 
träge würden fich die international zu fordernden Schiffspapiere reduziren lafjen auf 
1) ein Dokument über das Eigenthum am Schiff, oder 2) auf das Konnoffement, 
welches über Eigenthum, Natur und Deitination der Ladung Auskunft giebt; 
3) auf das Schiffemannfchaftsverzeichniß, mit Angabe der Nationalität des Schiffers 
und der Mannſchaft; 4) die Päfle, Tall fie nicht durch das Verzeichnik unter 3 
entbehrlich werden können, und 5) das Schiffsjournal. Daß auch nur ein Schiffä- 
papier dad Eigenthum an einem Schiff fonftatiren könne, wenn es eine präziie Be— 
ſtimmung darüber enthält, bejagen das Franzöſ. Reglement vom 26. Juli 1778 
und die Franzöſ. Instr. compl. von 1870 art. 6, 2 (j. auch Ruſſiſche Prifen- 
regeln $ 59). 

Was jpeziell die Saifte wegen Blofadebruchd anbetrifft, jo kann eine Saiſie 
nicht blos erit dann jtattfinden, nachdem das angehaltene Schiff jchon einmal vom 
Blokadeſchiff zurückgewieſen worden, — wie das die Verträge der Vereinigten Staaten 
von Nordamerifa mit Schweden vom 4. Sept. 1816 (art. 13) und vom 4. Juli 
1827 (art. 18), mit Preußen vom 1. Mai 1828 (Art. 13) und Griechenland vom 
22. De. 1837 (art. 16), von Preußen mit Griechenland vom 12. Aug. 1839 
(Art. 20) und Griechenlands mit den Hanſeſtädten vom 15. Dez. 1846 (art. 17) 
vereinbaren, — jondern auch jchon dann, wenn das angehaltene Schiff, wenngleich 
von der Blofade unterrichtet, dennoch den Blofadebruch verjuchte. Auch die citirten 
Verträge erachten für den erſten Verſuch die Kaptur oder Kondemnation für 
zuläffig, falls bewiefen werden kann, daß das Fahrzeug auf feiner Reife hat erfahren 
innen und müffen, daß die Blokade des fraglichen Plates noch fortdauert. Nach 
Schwediicher Ordonnanz von 1808 (Art. IS 8) führt aber unbedingt erft der zweite 
Verfuch zur Saifte. Gleiches vereinbarten die Vereinigten Staaten von Nordamerika 
und die Amerikanischen Südftaaten 1824, 1825, 1831, 1832 und 1836. Wogegen 
art. 14 des Vertrags der Vereinigten Staaten von Nordamerifa mit Italien vom 
26. Febr. 1871 die Saiſie beim erſten Verfuch nur dann nicht eintreten läßt, wenn 
dad angehaltene Schiff von der Blofade feine Kenntniß hatte. 

Beabſichtigt das arretirende Kriegsichiff einen Kauffahrer zu jaifiren, jo müſſen 
die Schiffelufen und die Pulverfammer des genommenen Schiffes gejchloffen und 
verftegelt, die Ladung unter Verſchluß gebracht und verfiegelt werden. Schiff und 
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Ladung find mit Beſchlag zu belegen und zu inventariſiren, und auf das genommene 
Schiff wird eine zu deifen Behauptung und zur Aufrechterhaltung der Ordnung aus: 
reichende Mannſchaft vom Kriegsichiff übergeführt. Schiffspapiere und Briefe werden 
gleichfalls mit Beichlag belegt, inventarifirt und verfiegelt. Ueber die Saifie, den 
Zujtand des Schiffes und der Ladung und die geichehene Jnventarifirung wird ein 
Protokoll aufgenommen. Schiff und Ladung find auf der Fahrt, außer in dringenden 
"Fällen namentlich zur Vermeidung von Deteriorationen, intakt zu erhalten, und it 
die Ladung nicht zu Öffnen. Die Mannjchaft des jaifirten Schiffes wird nur dann 
friegsgefangen, wenn fie zum Militär des Feindes gehört oder ein feindjeliges Be- 
nehmen an den Tag legt, übrigens ift die Mannichait zu ernähren, Eleiden und 
erforderlichenfall3 zu pflegen. Die Verbrennung oder Verſenkung eines jaifirten 
Schiffes, über welche Akte ein Protokoll aufzunehmen ift, find gejtattet: 1) falls es 
ichwierig ift, das Schiff wegen feines jchlechten Zuftandes bei Seegang über Wafler 
zu halten; 2) wenn das Schiff jo jchlecht jegelt, daß es dem Kriegsſchiff nicht folgen 
fann und deshalb vom Feinde genommen werden fönnte; 3) wenn eine herannahende 
feindliche Kriegsmacht die Wiederabnahme der Prife befürchten läßt, 4) wenn das 
arretirende KHriegsichift, ohne Verringerung der zu feiner legalen Sicherheit erforder: 
lichen Mannjchaitszahl, nicht im Stande ift, die genügende Mannjchaft auf das 
genommene Schiff überzuführen,; 5) wenn die Prije zu werthlos, als daß fich deren 
Abführung lohnt; 6) wenn ein Hafen, wohin die Prife geführt werden könnte, zu 
weit entfernt ift. (Die einen oder anderen der vorstehend angeführten Beitimmungen 
finden fich in der Verordnung der Niederlande vom 26. Jan. 1785; im Däniſchen 
Regl. vom 16. Febr. 1864 SS 15, 18 und 19; in den Dejterr. Verordn. von 
3. März 1864 SS 10, 11 und 14, und vom 9. Juli 1866 SS 7, 12 und 15; 
im Preuß. Prifenreglement SS 13, 16 und 18; in den Franzöſ. Injtr. von 1870 
art. 15 und compl. $ 20; in den Rusfiichen Prijenregeln SS 66— 72, 104 und 108; 
in der Alte der Vereinigten Staaten von Nordamerifa von 1864 art. 1; im de 
Inftr. der Prijenfonvention Englands und Frankreichs von 1854 art. 3 und 6, umd 
der Inſtr. der Prijentonvention Dejterreichs und Preußens von 1864 Art. 1—3 und 6, 
und in dem Vertrag Italiens mit den Vereinigten Staaten von Nordamerika von 
1871 art. 16 und 20.) 6s tit jelbitveritändlich, daß vor der Vernichtung des 
genommenen Schiffes das gejammte Perjonal deflelben von demfelben entfernt und 
deſſen Ladung möglichit geborgen wird, jowie daß die Legalität der Fortnahme und 
Vernichtung prifengerichtlicher Prüfung unterliegt. 

Ein genommenes Schiff ift zumächit von dem dafjelbe fortführenden Kriegsſchif 
in den nächjten Hafen des Nehmeltaates zu bringen. Nur wenn fich in der Nähe 
des Ortes der Prijennahme ein Hafen des Nehmejtaates nicht befindet oder wenn 
ein jolcher zu weit entfernt ift, kann das Schiff in einen Hafen einer allitrten Madıt 
verbracht werden, in einen Hafen einer neutralen aber nur wegen Seenoth und wenn 
das begleitende Kriegsſchiff von einer feindlichen Uebermacht verfolgt iſt. (Pal. 
Niederländiiches Plakat vom 6. Jan. 1711; Schwediiche Praris in dem  citirten 
P.rapport, Revue de droit intern. T. X. 224; Dän. Prifenregl. vom 16. Febr. 1864 
$ 15; Oeſterr. Verordn. vom 3. März 1864 8 10, vom 21. März 1864 $ 5, 
vom 9. Juli 1866 $ 13; Preuß. Regl. SS 14 und 15; Franzöſ. Inftr. $ 18; 
Auffische Regeln SS 9, 104—106;,; Prijenfonvent. von England und Frankreich von 
1854 und von Dejterreich und Preußen von 1864 Art. 3 und 5.) Die eben citirten 
Beitimmungen jtimmen im Allgemeinen überein. Die VBerbringung von genommenen 
Schiffen, jog. Prifen in neutrale Häfen und ihr Verkauf daſelbſt wird jegt von der 
Mehrzahl der Seejtaaten nicht gewährt oder nur ein Aufenthalt von 24 Stunden, 
außer im Fall erzwungener Stellungen. (Siehe die Holländ. minifter. Verordn. 
vom 14. und 15. April 1854; Grtraft aus der Cirkulärnote, betr. die Neutralität 
erklärung Dänemarks [beigefügt der lettre patente vom 20. April 1854] 2° u. #': 
Franzöf. Neutralitätserflärung vom 9. Juni 1861 und 6. Mai 1877; Italieniſche 
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Neutralitätserklärung vom 6. April 1864; Oeſterr. Ordonnanz vom 7. Aug. 1803 
Art. 17 und vom 25. Mai 1854 Art. 7 und 2; Girkularverordn. und Inſtr. vom 
16. Nov. 1866 und Neutralitätsdefret vom 11. Mai 1877 Art. 2; Neutralitäts- 
erflärung der Vereinigten Staaten von Nordamerifa vom 22. Aug. 1870 und Er- 
Härung des Attorney General vom 28. April 1855; Vertrag von Preußen und 
den Vereinigten Staaten von Nordamerifa vom 10. Sept. 1785 art. XIX; vom 
11. Juli 1799 art. XIX und vom 1. Mai 1828 art. XII; Vertrag Schwedens 
und der Vereinigten Staaten von Nordamerifa vom 3. April 1783 art. XVIII Nr. 4 
und vom 4. Juli 1827 art. XVIL) ' 

Wegen des Verfahrens im Verbringungshafen und der gerichtlichen Entjcheidung 
haben wir zu verweilen auf den Art. Priſengerichte. In dem citirten P.rapport 
it das Verfahren vor der nationalen Unterfuchungsinftanz und vor dem international 
zu organifirenden Prifengericht von einander gejchieden. In dem jenem Rapport 
angehängten P.reglementsentwurf find das materielle und formelle P. umfafjende 
Rechtöbejtimmungen, zum Theil auf Grund des beftehenden Rechts, zum Theil 
reformirende enthalten. 
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Hübner, De la saisie des bätiments neutres, A la Haye 1759, 2. Thl. — Seeredt3: 
werte: Azuni, Systöme universel des principes du droit maritime de l’Europe, trad. par 
Digeon, Paris an VI. 2 tom. — Nau, Grundjäße bes DVölkerjeerecht?, Hamburg 1802. — 
Jacobjen, Seerecht bes Friedens und des Krieges in Bezug auf die Kauffahrteiſchiffahrt, 
Altona 18155 Derjelbe, Handbuch über das praktiſche Seerecht der Engländer und Fran: 
ofen, Hamburg 1803—1805, 2 Bde. — Pöhls, Das Seerecht, 3 Thle., —— 1832. — 

iruß, Das Seerecht, Leipzig 1838, 2 Thle. — v. Kaltenborn, Grundfätze des prakt. 
Europäiſchen Seerechts, Berlin 1851, 2 Thle. — Cauchy, De droit maritime international, 
Paris 1862, 2 vol. — Ortolan, Rögles internationales et diplomatie de la mer, Par. 
1864, 2 vol. — W. de Burgh, The Elements of maritime international law, London 
1868. — Negrin, Tratado elemental de Derecho internacional maritimo, Madrid 1873. — 
Masse, Le droit commerciel dans ses rapports avec le droit des gens, Paris 1874, 
1. Thl. — BVölterrehtöwerfe: v. Martens, Klüber, ge ter, Oppenheim, 
Bluntihli, v. Wildmann, Morning, Phillimore, Twiß, Creaſy, Wheaton, 
Kent u. Dubley Field, Galvo u. Fiore. — Siehe auch die Schriften über die Rechte 
der Neutralen beim Art. Neutralitätsgejeße. A. Bulmerinca. 


Brivatanklage. I. (Borläufer der neuen Gejehgebung.) Die P., 
d. i. jenes Verhältniß einer Privatperfon zu einem StrafPrz., vermöge deſſen 
diejelbe auf die Erhebung und Durchführung der Klage Einfluß zu nehmen berufen 
iſt, kann unter die verjchiedenartigjten Gefichtspunfte gebracht werden: 

1) Xediglich zu theoretischen Zweden, wie 3. B. zur Begründung des Unter: 
ſuchungsprinzips im Strafßrz., pflegt man darauf hinzuweiſen, daß in den Ur— 
zuftänden der Völker die öffentliche Natur des Strafrechts noch nicht zur Geltung 
gefommen jei und daher auch für die Verfolgung deffen, was erſt jpäter ala friminelles 
Unrecht erfannt wird, noch feine jelbjtändige Yyorm gefunden wurde. Das Gharat- 
teriftiiche dieſes Zuftandes liegt darin, daß die große Mehrzahl der Delikte nur 
dann und nur joweit geahndet wird, als der durch die rechtswidrige Handlung 
Verlegte dies fordert. 


2) Da, wo einerjeitö die öffentliche Natur des Strafprogefjes bereits erkannt, 
andererjeitö aber weder der Inquifitionsprozeß entwidelt, noch ein Organismus von 
zur Anklage berujenen öffentlichen Beamten eingerichtet ijt, bleibt nichts übrig, als 
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die Durchführung der öffentlichen Klage (ala folcher) in Privathände zu legen, 
ſei e8 nun, daß dieſe fich freiwillig darbieten, wie im republifanifchen Rom, fei es, 
daß eine Verpflichtung von Privaten, unter gewiffen Umjtänden die öffentliche Klag: 
in die Hand zu nehmen, jtatuirt wird, wie in England. 

3) In Frankreich, wo das unter 2) erwähnte Verhältnig dadurch aus: 
gejchloffen wurde, daß der Organismus der Staatsanwaltichaft geichaffen ward, 
ward doch von jeher auch die Berechtigung des durch die ftrafbare Handlung Be- 
ichädigten, auf den Strafprozeß Einfluß zu üben, anerfannt. Der Theorie nach wird 
ein dem AdHäfionsprozeß ähnliches Verhältniß zwifchen der öffentlichen Klage (action 
publique) als Hauptjache und der Privatflage (action civile) ala Nebenjache und 
dem entiprechend eine Streitgenofjenichaft zwiichen der Staatsanwaltichaft ala Haupt: 
partei (partie principale) und dem Privatfläger (partie civile) als Nebenpartri 
(partie jointe) angenommen; der Theorie nach bringt der Beichädigte vor dem 
Strafrichter nur jenen Anjpruch zur Geltung, welchen er auch vor dem Givilrichter 
erheben könnte, nämlich den Entſchädigungsanſpruch. Allein überjieht man die der 
Givilpartei im Franz. StrafPrz. eingeräumten nach der Abitufung der Delikte in 
Verbrechen, Vergehen und Uebertretungen verjchiedenartig geregelten Befugniſſe, fo 
fann man nicht verfennen, daß diefelben auf mehr hinauslaufen, — daß dem Be 
ichädigten vielfach Gelegenheit gegeben ift, mil Umgehung der Staatsanwaltjchaft und 
gegen deren Willen die Schuldigerflärung und Beitrafung des Angeklagten 
anzuftreben. — Soweit in Deutjchland das Franz. Recht als folches rezipirt mar, 
waren dort dem Beichädigten im Allgemeinen nicht nur jo weit gehende Befugniſſe nicht 
eingeräumt, jondern es war auch der Adhäfionsprozeß auf großen Gebieten nicht zu: 
gelaffen, d. 5. es war dem Beichädigten nicht gejtattet, feine Entjchädigungsffage vor 
dem Strafrichter und im StrafPrz. anzubringen. 

4) Wie jehr man auch geneigt war, unter der fortjchreitenden Entwidelung 
und Ueberjpannung der Inquifitionsmarime die äußerjten Konjequenzen aus der 
öffentlichen Natur des Strafrechts zu ziehen, jo fonnte man fich doch der lieber: 
zeugung nie ganz verichließen, daß es nicht in allen Fällen zu rechtfertigen jei, den 
StrafPrz. ohne jegliche Rüdfichtnahme auf die Wünfche des Beichädigten in Gang 
zu ſetzen. Zwei Rüdfichten entgegengejegter Art müffen dabei ins Auge gefaht 
werden. In gewiſſen Fällen wird die unglüdliche Lage des vom Verbrechen Be 
troffenen durch die Einleitung des Strafßrz. jo verichlimmert, daß der letztere ge 
wiſſermaßen das Werk des Verbrechers exit vollendet, und Rückſichten der Menſch— 
lichkeit dazu drängen, das öffentliche Intereffe an der Bejtrafung des Verbrechert 
vor dem des Beichädigten zurücdtreten zu laffen. Es gilt dies von gewiffen Ver 
legungen der Geſchlechtsehre und theilweife auch vom Ehebruch und einigen 
verwandten Delikten. In anderen Fällen iſt die Geringfügigfeit der Nechtsverlegung 
und die Befugniß gewiffer Privaten, über das verlegte Objekt frei zu verfügen, jo 
auffallend, daß eben nur unter der Vorausfeßung, daß der Verletzte Klage erhebt, 
eine Störung der öffentlichen Rechtsordnung, die wejentliche Vorausſetzung jeder 
Beitrafung, als vorhanden angejehen werden kann. In Folge deifen ift bei der: 
artigen Delikten (fog. Antragsverbrechen) — am volljtändigjten behandelt 
im Königl. Sächſ. StrafGB. — der Grundjaß zur Geltung gelangt, daß diefelben 
nicht ohne Antrag des Beichädigten verfolgt werden dürfen. Faſt unvermeidlich 
folgt hieraus das Recht zur Rüdnahme des Strafantrages bis zur Fällung 
oder jelbit bis zur Bekanntmachung des Straferfenntniffes. — Ferner lag der Ge 
danke jehr nahe, bei den minder wichtigen Antragsdelikten (unter Benutzung dei 
Franzöſiſchen Borbildes) dem Verlegten die Verfolgung ftatt des diejelbe ablehnenden 
Staatsanwaltes zu geitatten, ja bei Delikten niederiter Ordnung die Intervention 
des Ießteren geradezu auszufchließen und dem Verletzten allein zu überlafjen, jo daß 
man aljo im erjten alle zur fubfidiären, im zweiten zur prinzipalen P. bei einem 
freilich jehr beichränkten Kreis von Delikten gelangte. (Auch in diefer Hinficht iſt 
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hauptjächlich auf die Rev. Königl. Sächſ. StrafPO. [ipeziell Art. 29—833] und die 
der Thüringifhen Staaten zu verweifen.) 

5) Grit jeit dem Jahre 1860 ift zumeiſt in den Verhandlungen des Deutfchen 
Juriftentages das Bedürfniß nach erweiterter Einführung der ſubſidiären P. zur 
Sprache gebracht worden. Es handelte fich hierbei um das prinzipielle Bedürfniß 
einer Korrektur der Beiugniß der Staatdanwaltichaft, allein darüber zu entfcheiden, 
ob die ftrafrechtliche Verfolgung in einem bejtimmten Falle zu unterbleiben habe 
(jog. Anklagemonopol der Staatsanwaltichaft). Bon der einen Seite wurde geltend 
gemacht, daß die Erhebung der Strafflage nicht in das Belieben, fondern in das 
pflihtmäßige Ermeflen des Staatsanwaltes gejtellt ſei, — daß eine Kontrole des 
leteren durch Ginräumung einer Anklagebetugnig an den Beichädigten nur einen 
Rückfall entweder in die privatrechtliche Auffaffung des Strafrecht? oder in den In— 
quifitionsprozeß, welcher den Richter fich jelbit in Bewegung jehen läßt, involvire. — 
Bon der anderen Seite ward aber betont, daß der Befchädigte ein ganz unverfenn= 
bares unmittelbare® und mittelbares Intereſſe an der Verfolgung des an ihm ver— 
übten Deliktes habe, daß der Staatsanwalt über das öffentliche Intereffe an der 
Verfolgung der Delikte nach feinem Befinden urtheilen könne, einem Privaten aber 
der Zugang zum Richter durch einen Beamten der Juftizverwaltung nicht jolle ver= 
legt werden können. Der Deutjche Juriftentag entichied fich nach eingehender Verhand— 
(ung für die Empfehlung der fubfidiären P. in dem Sinne, daß wenn der Staats— 
anmwalt die Verfolgung einer ftrafbaren Handlung ablehne, der Beichädigte unmittelbar 
bei Gericht den Antrag auf Einleitung der Unterfuchung ftellen könne. Da, wo der 
Staatsanwalt von der erhobenen Anklage einfeitig zurüdtreten kann, wird man dann 
den Berlegten in gleichem Sinne geftatten müffen, die Sache weiter zu führen. 
Andererjeits empfehlen ſich ala Korrekturen gegen Mißbräuche der P.: die Ein- 
ſchränkung derjelben auf die erfte Inſtanz, die Verpflichtung des Staatsanwaltes, 
die Sache im Auge zu halten und deffen Berechtigung, die Verfolgung wieder ſelbſt 
in die Hand zu nehmen, und die Haftung des Privatankflägers für die Koften im 
Falle der Freiſprechung des Angeklagten. 

Seither ift in doppelter Richtung eine Wandlung eingetreten. inerjeits hatte 
die Deutiche Reichsgefehgebung im Strafgeſetz und in ergänzenden Geſetzen eine große 
Anzahl von Antragsdelikten gejchaffen und diefelben durchaus gleichartig mit weit- 
gehenden Befugniſſen des Antragäberechtigten ausgerüftet; es waren die gemachten 
Griahrungen feine günftigen, und es ward auf Menderung der Geſetzgebung, theil— 
weiſe mit Erfolg, hingearbeitet. Andererjeits aber griff in die legislativen Erörterungen, 
eine über die Deutjchen Grenzen hinaus (ſpeziell nach Italien) fich fortpflanzende 
Bewegung ein, welche mit der urfprünglich vom Deutjchen Juriftentage empfohlenen, 
vorfichtig eingeengten P. fich nicht begnügte, indem man, uneingedenk der jchlimmen 
Griahrungen der antiken Welt, eine fufidiäre Popularklage, jelbit ein mit dem der 
Staatsanwaltichait konkurrirendes ſtaatsbürgerliches Anklagerecht alles Ernſtes zu 
fordern beginnt, wobei man überfieht, daß es unmöglich ift, abnorme Verhältnifje 
in der oberften Zeitung des Staates, wie fie allein eıne Abhülfe in diefer Richtung 
wünſchenswerth erjcheinen laſſen könnten, durch Yuftizeinrichtungen zu befeitigen, am 
wenigiten aber dies dadurch verfuchen follte, daß man der Parteileidenfchaft das 
Gebiet der Strafrechtäpflege als ein ganz neues Feld des Kampfes erfchließt und die 
Staatäregierung immer mehr in eine Parteiftellung drängt. 

I. (Defterreih.) Bei Darftellung des neueften Standes der Geſetzgebung 
muß zunächſt Defterreich erwähnt werden, weil dort die StrafPD. von 1873 
und der im Jahre 1874 dem Reichsrathe vorgelegte Entwurf eines Strafgeſetzes die 
unter I erwähnten Fragen ihrer Löfung durch planmäßiges Jneinandergreiten des 
materiellen und Prozeßrechtes zuzuführen juchten. Das in Defterreich beftehende 
materielle Strafrecht kennt nur wenige Ausnahmen von dem Grundſatz der Ver: 
tolgung der Delikte von öffentlichen Amts wegen; diefe wenigen Delikte, deren „ſtraf— 
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gerichtliche Verfolgung nur auf Verlangen eines Betheiligten ſtattfindet“, find auch 
nach dem neuejten StrafPrz.R. durchaus Gegenjtand der „PB.“ ($ 2 Abi. 2); die Er 
hebung der legteren muß jedem Einfchreiten der öffentlichen Behörde unbedingt voran: 
gehen; auf den Wunjch des Privatanklägers kann zwar der Staatsanwalt deffen 
Vertretung übernehmen, ſonſt aber findet eine Einmiſchung der Staatsanwalt: 
ichaft in die Verhandlung der Sache in feiner Weije ftatt (StraPD. 8 46). Dar 
Privatanfläger kann bis zu dem Nugenblide, wo der Gerichtähof fich zur Berathung 
des Urtheils zurüdzieht, von der Anklage mit der Wirkung definitiver Beendigung 
des Verfahrens und der Erlöfchung des materiellen Hlagerechtes zurüdtreten (StrafGB. 
$ 530; StrafPD. $ 259 3. 2). Diefe Regelung des Gegenftandes hat zu Klagen 
feinen Anlaß gegeben. Der Entwurf des Strafgefeßes konnte daher, wie eng er fid 
ſonſt an das Deutiche Strafgeſetz anſchloß, deflen Syſtem (auch ganz abgejehen vom 
den laut gewordenen Bedenken) nicht einfach annehmen, follte aber auch auf die Vor: 
theile, welche man in der Vermehrung der Fälle, in welchen dem Willen des Ber: 
legten ein Einfluß gejtattet ift, erbliden dürfte, nicht verzichten. Während aljo das 
bisherige Defterr. Recht nur P.delikte, das Deutiche Geſetz nur Antragsdelitte 
fannte, läßt der Entwurf Beide zu. Nur „auf Grund einer P.“ zu bejtrafen find, 
wie die Motive jagen, Handlungen, „bei denen das Intereſſe des Berlegten an Gr 
langung der Genugthuung oder an Unterlaſſung der Verfolgung” (eriteres 3. B. 
beim Nachdrud, letzteres beim Ehebruch), „das öffentliche Intereſſe jo überwiegt, 
daß ihm die Berfolgung ganz überlaffen werden kann und der Staat nicht weiter 
einzutreten hat”, dagegen find „nur auf Antrag zu verfolgen“ ſolche Handlungen, 
bei denen „dies zwar nicht in gleichem Make der Fall ift, jedoch befondere Gründe 
binzutreten, welche die Staatsgewalt bejtimmen, ihr Ginjchreiten von der Initiative 
des Einzelnen abhängig zu machen“. Den Unterjchied beider Gattungen laffen die 
ss 80—83 des Entwurfes in folgendem Herantreten: Die Antragsdelikte find Gegen: 
ftand der Öffentlichen Anklage, welch’ letztere lediglich durch Stellung des Antrags 
von Seite eines hierzu Berechtigten bedingt ift; der Antrag bezieht fich auf „die 
That“; er ift eben darum Hinfichtlich der Perfonen untheilbar, und da er mict 
widerruflich ift, übt er feinen anderen Einfluß auf den Prozeß, ala welchen ein: 
Bedingung der Ergreifung der Initiative jeitens der Staatsanwaltichaft üben kann. 
Der „Privatanfläger” dagegen ift von Anfang bis zu Ende dominus litis; die P. 
muß gegen bejtimmte PBerjonen, auf welche das Berjahren zu befchränfen ift, ge 
richtet fein, und fie fann bis zum Beginn der Volljtrefung des Strafurtheiles zuräd: 
genommen werden. Der Ausschuß des Defterr. Abgeordnetenhauſes hat fich dieien 
Vorichlägen vollitändig angejchlofien. 

Zum bereits geltenden Defterr. Recht zurüdfehrend,, in welchen das Antrags- 
delift noch feinen Pla hat, ift der jubjidiären P. Erwähnting zu thun, welche 
durch die SS 47—49 der StrafPD. von 1873 geregelt wird. Sie nimmt zum Aus- 
gangspunkt den in Dejterreich vorlängit bejtehenden Adhäfionsprozeß. Der durch die 
itrafbare Handlung „in feinen Rechten Verletzte kann fi... feiner privatrechtlichen 
Anjprüche wegen dem Strafverfahren“ ald Privatbetheiligter anichließen. E 
fann alfo neben dem Staatsanwalt auf die Verurtheilung des Beichuldigten bin: 
arbeiten, und es jcheint aljo nur ein naheliegender weiterer Schritt, daß er, wenn 
der Staatsanwalt die Verfolgung verweigert oder von derſelben zurüdtritt, den 
durch das Anklageprinzip gebotenen VBerfolgungsantrag fuppliren kann. Dieſer 
Antrag unterliegt, auch wenn er vom Staatsanwalt ausgeht, in jedem Stadium 
der Prüfung des Gerichtes; von dem des Subfidiaranflägers gilt das Gleiche, mur 
daß bei feinem Ginjchreiten die VBorunterfuchung ftets obligatoriſch ift (von ftrai 
baren Sandlungen unterjter Ordnung iſt bier ganz abgejehen) und daß zu ihre 
Einleitung nicht die Zuftimmung des Unterfuchungsrichters genügt, jondern ein Be 
ichluß der Rathskammer erforderlich ift. — Durch folches Einfchreiten des „Privat: 
betheiligten“ verliert der Prozeß nicht den Charakter, den die Natur der jtraibaren 
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Handlung als Gegenjtand der öffentlichen Anklage ihm aufprägt: e8 fann daher die 
Staatsanwaltichait in die Verfolgung jederzeit wieder eintreten. — Gegen Gerichts— 
beichlüffe, welche die Verfolgung ablehnen, und gegen das Endurtheil hat der Sub— 
jidiaranfläger, ala jolcher, fein Rechtsmittel. Es fann mit Beruhigung auögeiprochen 
werden, dak dieje Einrichtungen fich biöher bewährt haben, und daß die vielfach 
bejorgten gehäffigen Mißbräuche ferngehalten wurden; ja in allerneuejter Zeit legt 
man diejer Gefahr jo wenig Bedeutung bei, daß auf Befeitigung der zuletzt er— 
wähnten Schußwehren hingearbeitet wird. Die Mehrzahl der Subfidiaranflagen 
wird jofort vom Gericht abgelehnt; im entgegengejegten Falle übernimmt nicht jelten 
die Staatsanwaltichaft die Verfolgung; Fälle, wo dies nicht geichieht und der Aus— 
gang dennoch dem Subfidiaranfläger Recht giebt, find äußerft jelten. (Der Ent- 
wur des GStrafgejeßes fichert ausdrüdlich dem Antragsberechtigten und dem mit der 
Beleidigungsklage Belangten und vermöge der exceptio veritatis am Ausgang eines 
gegen * Beleidigten geführten Strafprozeſſes Betheiligten die Stellung ala Subſidiar— 
ankläger. 

Il. (Deutſches Reich.) A. Eigentliche Privatanklage. Das 
StrafGB. hatte einer beträchtlichen Anzahl von Paragraphen (2 Verbrechen, 24 Ver— 
gehen betreffende SS, 3 Uebertretungsfälle) den Zuſatz beigefügt: „Die Verfolgung tritt 
nur auf Antrag ein“ und den Antrag für untheilbar Hinfichtlich der an der Handlung 
(ala Thäter, Theilnehmer oder Begünftiger) Betheiligten erflärt ($ 63). Der Antrag 
fonnte nah S 64 „nach Verkündung eines auf Strafe lautenden Urtheils nicht 
mehr zurüdgenommen werden“, eine Regel, von welcher allerdings Ausnahmen ge 
macht wurden, und zwar nach beiden Seiten Hin, indem Fälle ftatuirt waren, in 
welchen der Antrag nicht mehr zurüdgenommen werden konnte, jobald einmal ‚die 
iörmliche Anklage bei Gericht erhoben worden“ (StrafGB. ss 176, 177), während 
andererjeits bei der Verfolgung der Beleidigung „im Wege der Privatklage oder 
P.“ der Antrag „bis zum Anfange der Vollſtreckung des Urtheiles zurüdgenommen 
werden“ forınte ($ 194 des StraiGB.). — Das RGeſ. vom 26. Febr. 1876 hat 
nun zunächft die Fälle der „Verfolgung nur auf Antrag“ nicht unerheblich ver- 
mindert. Die Hauptveränderung bejtand aber in der Umkehrung der Regel über die 
Yuläffigfeit der Rüdnahme des Antrages; die letztere ijt jegt nur mehr ausnahms— 
weile und nur „bis zur Verfündung eines auf Strafe lautenden Urtheils, möglich 
(neue Faffung des 8 64). Diefe Ausnahme tritt bei Beleidigungen mit Einſchluß 
der Fälle der SS 102 — 104 u. Entwendungen von Nahrungsmitteln ein ($ 370, 3.5 u. 6), 
außerdem aber nur in Fällen, wo der Rüdtritt „Angehörigen“ zu ftatten fommt, 
ji es, daß ſchon das Antragsdelitt nur vorhanden ift, wenn die That An— 
gehörigen zur Laſt jällt (SS 247, 263, 292), ſei es, daß der Nüdtritt ausdrüdlich 
nur ihnen gegenüber geftattet wird (Sörperverlegung $ 232 und Sachbeichädigung 
' Fa — womit allerdings das Prinzip der Untheilbarkeit des Antrags durch— 
öchert iſt. 

Durch die Aenderung der angeführten Beſtimmung über die Rücknahme des An— 
trags bei Beleidigungen iſt die dort vorkommende Erwähnung der P. aus dem 
Strafgeſetz wieder getilgt worden. Dagegen hat aber die StrafPO. der prinzi— 
palen Privatklage in allerdings ſehr beſchränkter Weiſe Raum gegeben: „Be— 
leidigungen und Körperverletzungen können, joweit die Verfolgung nur aui 
Antrag eintritt, von dem Berlegten im Wege der Privatklage verfolgt 
werden, ohne daß es einer vorgängigen Anrufung der Staatsanwaltichait bedart“ 
($ 414). Durch dieje Regelung des Gegenjtandes ift aljo eine Unterart der An— 
tragsdelifte, Delikte, welche Gegenjtand der Privatklage jein können, gejchaffen, 
eine Unterart, deren Abgrenzung keineswegs von der Rüdficht auf die Zuläffigfeit 
der Rüdnahme des Antrages beherricht ijt, da leßtere bei Körperverletzungen, die 
nicht durch Angehörige verübt find, nicht eintritt. Scharf aufgefaßt iſt aljo nach 
neueftem Deutjchen Recht jede jtraibare Handlung Gegenjtand der öffentlichen 
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Klage, welche jedoch in gewiſſen Fällen durch den „Antrag“ des Privaten bedingt 
ift, und unter Umftänden durch deſſen Rüdnahme zum Stillftand gebracht werden 
fann, während bei einigen diejer Delikte noch der Staatsanwaltichaft anheimgegeben 
ift, wegen Mangels eines öffentlichen Intereffes fich des Einſchreitens zu enthalten, 
jelbft wenn der „Antrag“ des zur Privatflage Berechtigten vorliegt. 

Dieje Stellung der „Privatflage“ wird weiter dadurch charafterifirt, daß die 
StrafPD. einerfeitd den Adhäfionsprozeß nicht zuläßt, andererjeit3 aber $ 11 des 
EG. zur StrafPO. beftimmt, daß die „Verfolgung“ von Beleidigungen und 
Körperverlegungen nur mehr nach den Beitimmungen der StrafP OD. ftattfindet — 
womit die bisherigen vor dem Givilrichter zu führenden Injurienprozeſſe befeitigt 
find, was aber wol die Erhebung eines (wenigjtens auf Körperverlegung bafirten) 
Privatanipruches auf Entichädigung vor dem Givilrichter nicht ausſchließt. Immerhin 
führte die Beſchränkung der „Privatklage“ gerade auf jene zwei Fälle dahin, daß 
hier auch civilprozeſſualiſche Momente hineinfpielen. 

Das Weien des „Antragsdeliktes“ im Allgemeinen liegt nach dem Stra: 
geſetz jet darin, daß f Objekt der öffentlichen Klage ift, deren Erhebung (und aus: 
nahmsweife auch deren Yortführung) durch den Mangel (Wiederfortfall) des Antrages 
verhindert wird. Nach der StrafPO. „können „gewifle Antragsdelikte* auf dem 
Wege der P. verfolgt werden“ ; das würde für fich allein an dem Recht des Privaten, 
ſich auf den Antrag zu bejchränfen und von der Staatsanwaltichaft die Verfolgung 
zu verlangen, bei der Schärfe, mit der das Legalitätsprinzip in der StrafPD. be 
tont wird, nichts ändern, wenn nicht $ 416 der StrafPO. Hinzufügte, daß in jolcen 
Trällen „die öffentliche Klage“ „von der Staatdanwaltichait nur dann erhoben“ wird, 
„wenn dies im öffentlichen Intereſſe liegt“. Ob letzteres der Fall fei, Hat die 
Staatsanwaltichait unabhängig, aber pflichtmäßig zu beurtheilen. Man muß alio 
im $ 416 nicht blos eine Entbindung der Staatdanwaltichaft von der Sem: 
ichaft des Legalitätäprinzips, jondern ein (bedingtes) Verbot der Ginmifchung er 
bliden. Wenn aljo nicht ein Öffentliches Intereffe Hinzutritt, kann die Handlung 
nur durch PB. verfolgt werden. Liegt ein folches dagegen vor, jo hat der Verlekte 
die Wahl zwischen Antrag und P. Ferner erjegt (worin Löwe gegen Keller bei 
zuftimmen ift) die Privatanflage wol den Antrag, dagegen macht diefer jene nicht 
entbehrlih. Der Antrag iſt an eine beitimmte Friſt gebunden, die P. aber nur 
indirekt, infofern mit Ablauf der Antragsfrift die Berfolgbarfeit der Handlung auſ— 
hört. Schlimm ift es nun aber, daß die Friſt durch einen Antrag gewahrt werden 
fann, welcher ſonſt die Staatsanwaltjchaft in Bewegung jet und — der Privatı 
mag wollen oder nicht — zu ungefäumten Austrag der Sache führen muß. M 
den Fällen der PB. fann das Gleiche eintreten, wenn der Staatsanwalt die Ber: 
tolgung ala im öffentlichen Intereſſe gelegen erklärt; außerdem hängt e8 ganz vom 
Belieben des Privatanklägers ab, wann er dem Antrag die Anklage Folgen Lafien 
will. (So Löwe, anderer Meinung Dochow.) — Nehnlich greifen die Dinge 
bezüglich der Beendigung des Verfahrens ineinander über: die „Privatflage kann bis 
zur Verkündung des Urtheils erjter Inſtanz und foweit zuläffige Berufung eingelegt 
it, bi8 zur Verfündung des Urtheils zweiter Inſtanz zurüdgenommen werden“ ; nun 
ift aber die Nüdnahme des „Antrages“ in den Fällen der Privatflage bei nicht 
an Angehörigen verübten KHörperverlegungen unzuläffig, und fann daher bei an: 
genommenen öffentlichen Intereſſe der fortlebende Antrag die Rüdnahme der Privat: 
flage um fo gewifler vereiteln, weil die anfängliche Ablehnung der Verfolgung durch 
die Staatsanwaltichaft „in jeder Yage der Sache” widerrufen werden kann ($ 417 
Abi. 2). (Anderer Meinung v. Schwarze, Grörterungen, ©. 66 ff., deſſen Aus— 
führungen aber wejentlic” auf dem WVerhältniffe des Entwurfes der StrafPO. und 
der Motive hierzu zu dem damals bejtandenen materiellen Strafrecht beruhen, wo— 
gegen das Verhältniß der StrafPO. zu dem Geſetze, das bei ihrer Einführung that: 
jählich galt, zurüdtreten joll.) In den anderen Fällen der B. würde für die Zurüd- 
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ziehung des Antrages, wenn fie überhaupt noch in Betracht käme, der Endtermin 
nach $ 64 des StrafGB. mit der „VBerfündung eines auf Strafe lautenden Urteils“ 
zufammenfallen, jo daß ein Zeitpunkt gedacht werden fann, wo zwar die P., aber 
nicht der in ihr enthaltene Antrag, zurüdgenommen werden kann. 

Hierzu tritt dann noch der Einfluß der Möglichkeit der Privatklage auf die 
Kompetenz. Im alle der Privatllage iſt nämlich die Zuftändigfeit des Schöffen- 
gerichtes begründet (S 27 Nr. 3 des GBG.); tritt dagegen wegen diejer Delikte die 
Staatsanwaltichaft ein, jo ift die Straifammer zuftändig, kann aber auf Antrag der 
Staatsanwaltichait die Verhandlung und Entjcheidung dem Schöffengericht über- 
weilen ($ 75 Nr. 4 des GBG.). Die Staatsanwaltichaft, welche Hier gemeint ijt, 
iſt ficher die am Landgericht, nicht der Amtsanwalt. Es it alfo klar, daß der 
zur Privatklage Berechtigte, wenn er fich vorerft auf einen Antrag bejchränfen will, 
fih an den Staatsanwalt am Landgericht wendet. Thut er dies micht und be— 
taßt das Schöffengericht direft mit feiner Klage, jo entjteht nun die Frage, an 
wen die nach $ 422 vorgejchriebene Mittheilung der Anklagejchrift an die Staats» 
anwaltichaft zur Kenntnißnahme und die nach $ 417 Abi. 1 ftattfindende Be— 
fanntmachung des Termins zur Hauptverhandlung zu ergehen hat? Da nicht zu 
bezweifeln ijt, daß die einmal begründete Kompetenz des Schöffengerichtes durch die 
nachträgliche Uebernahme nicht mehr berührt wird, und da im Allgemeinen an— 
zunehmen ijt, daß Anordnungen, welche die „Staatsanwaltjchaft”“ betreffen, zunächjt 
den Beamten angehen, welcher bei dem zuftändigen Gerichte bejtellt ift, muß die im 
$ 417 der StrafPD. angeordnete Belanntmachung des zur Hauptverhandlung be- 
jtimmten Termines der Amtsanwaltichaft zulommen. Das Gleiche will v. Schwarze 
auch bezüglich der Mittheilung der Anklageichrift und er kann dafür das eben 
erwähnte Moment und die aus dem entgegengejeßten Vorgange entjtehende Ueber— 
lajtung der Staatsanwaltjchaft am Landgericht geltend machen. Tür die entgegen= 
geſetzte Auffaffung Löwe's jpricht allerdings, daß in dieſem Moment die Zu- 
jtändigfeit des Schöffengerichtes noch nicht fichergejtellt ift, da beim Ginjchreiten 
der Staatsanwaltſchaft das Landgericht zujtändig ift, und daß es bedenklich ift, daß 
dem bei letzterem bejtellten Staatsanwalt der Amtsanwalt vorgreifen fann. Allein 
immerhin iſt das nur ein Bedenken de lege ferenda; das Geſetz ſelbſt aber jcheint 
durch jein Schweigen für den Amtsanwalt zu entjcheiden. 

Das Herüberragen civilprozejjualijher Momente äußert fich 1) in dem 
(bei in derjelben Gemeinde Wohnenden) obligatorijhen Sühneverjuch bei 
Beleidigungen ($ 420), welcher ja direft nur einen Vergleich über da8 Fundament 
einer Strafflage bezweden fann, eine jehr empfindliche Erichwerung des Verfahrens, 
da der Sühneverfuch der Erhebung der Klage vorangehen muß, einen Gang zum 
Vergleihsamt (allerdings nur innerhalb des Gemeindebezirkes) nöthig macht und große 
Vorſicht fordert, damit inzwifchen nicht die Antragzfrift ablaufe; gar leicht können 
drei Schriftftüde vor Beginn des Verfahrens nöthig fein: der Antrag, die Anrujung 
des Vergleichsamtes, die Anklagefchrift. (Anderer Meinung v. Schwarze, Er— 
örterungen, S. 45, 46, welcher nachzumweifen jucht, daß während der Schwebe des 
Sühneverfuches die Antragsirift ftille jteht, wobei jedoch zu bemerken ijt, daß die 
Antragsfriſt durch das Reichsſtrafgeſetz geregelt ift, das von Sühneverjuch nichts 
weiß.) 2) In den Beitimmungen über Sicherheitsleijtung, Armenredt 
($ 419) und Kojten ($ 503 Abſ. 2 u. 3 der StrafPO.; 88 83 u. 84 des Gerichts- 
foftengejeßes). In erjterer Hinficht ift namentlich jchon über den Einfluß der Ver: 
jäumung der Sicherheitzleiftung Meinungsverfchiedenheit entjtanden ; Keller, Doch ow 
und v. Schwarze halten die Erneuerung der Privatklage als einer zurückgenommenen 
($ 432 der StrafPD.) auch in diefem alle für unzuläffig, während Löwe (mit 
Unrecht) meint, auch Hierin müßten die im $ 419 angerufenen Normen der CPO. 
maßgebend fein, welche unter gleicher Borausjegung die erneuerte Erhebung der Klage 
geftatte. — Streitig ift auch der jubjektive und objektive Umfang des Armenrechts 
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(vgl. v. Schwarze, Erörterungen, S. 49). 3) In der Widerklage ( 428). 
4) In dem Einfluß des Todes der Berechtigten ($ 433) und der Nichteinhaltung 
von diefem unter Androhung der Einftellung des Verfahrens gejegten Friften ($ 431). 

Zu den Einzelheiten des P.verfahrens übergehend, ift Folgendes hervorzuheben: 
1) Die Berehtigung zur Erhebung der Privatllage richtet fih in 
eriter Linie allerdings nach den Beitimmungen des Straigejeßes über die Berechtigung 
zum Strafantrag. Doch konnte fich die StrafPO. nicht damit begnügen, auf dieie 
zu verweifen. Derjenige, welcher einen gejeglichen Vertreter hat, kann wol einen 
Strafantrag jtellen, das Recht zu fjelbftändiger Erhebung der P. ift ihm jedoch ab- 
geiprochen ($ 414 Abi. 3). (Zu diefem Refultat gelangt troß eingehend begründeten 
Miderftrebens auch v. Schwarze.) Auch die Vertretung der Korporationen u. f. w. 
ift ausdrüdlich denjelben Perfonen zugewieſen, durch welche fie in bürgerlichen Rechte 
jtreitigfeiten vertreten werden; da ein Geſetz einen Fall, der nie eintreten wird, 
auch nicht hypothetiſch jeßen kann, und da Körperverleßungen an nicht phyſiſchen 
Perjonen nicht begangen werden können, jo ift mit der Anerkennung der Möglichker 
einer Privatllage auch die Streitirage des materiellen Rechts entichieden, ob Kor 
porationen u. 5. w. Objekte von Beleidigungen jein fönnen. — Sinfichtlich der 
Konkurrenz mehrerer Berechtigten (insbejondere wegen der Grlöfchung oder 
Zurüdziehung der Klage derjelben) find die Beitimmungen des Strafgeſetzes ($ 62) mit 
denen der StrafPO. ($ 415) zu fombiniren. Hervorzuheben ıft die Kontrovenit, 
ob die leßtangeführte Beitimmung nur dann Geltung habe, wenn neben dem un 
mittelbar Werlebten jelbit noch andere zur jelbjtändigen Erhebung der Klage Be 
rechtigte vorhanden find (Woitus, Löwe) oder auch dann, wenn durch bdieielbe 
Ihat mehrere Perfonen verlegt wurden (v. Schwarze, Dohomw und Genen). 
Es dürfte Letzteren beizupflichten fein, da es fich nur um die Wirkſamkeit von in 
der Sache ergangenen Entjcheidungen Handelt, das Strafverfahren aber jo geftaltet 
werden muß, daß mehrere Prozeffe mit „in der Sache” verichtedenem Ausgange ent: 
ichieden fernzuhalten find, und daß der Beichuldigte gegen die wiederholte Verfolgung 
auf Grund deffelben Faktum, nach einmal ergangener GEnticheidung in der Sadı, 
geichügt werden muß. 2) Die Stellung des Privatanklägers wird, abgejeben 
von jenen ſchon oben erwähnten Bejtimmungen, welche das Hereinragen civil 
prozeffualiicher Momente bezeichnen, namentlich) dadurch charakterifirt, daß er zwar 
prinzipiell berechtigt it, fich vertreten zu laffen (durch einen mit jchriftlicher Vol: 
macht verjehenen Rechtsanwalt, 8 418); daß er aber angehalten werden kann, 
perjönlich zu erfcheinen ($ 427 Abi. s) wogegen andererjeits bezweifelt wird (Löwe), 
ob der einmal, jei es in Perſon, jei es durch jeinen Anwalt erjchienene Privat: 
fläger fich nicht vor Schluß der Verhandlung entfernen könne, ohne daß Nüdtritt 
von der Klage angenommen wird. (Nach der Dejterr. StraPO. $ 46 wird Rüd: 
tritt von der P. angenommen, wenn der Privatankläger unterläßt, bei der Haupt 
verhandlung jeine Schlußanträge zu jtellen.) Weberhaupt unterliegt der Privatkläger 
eingreifender Prozeßleitung des Richters, geftügt auf die Androhung der Einjtellung 
des Verfahrens ($ 431). Seine Vernehmung ala Zeuge muß für unzuläffig erachtet 
werden, weil ein das Gegentheil bejtimmender Paragraph geftrichen wurde; da aber 
jein perjönliches Ericheinen wol nur zum Zwed der Vernehmung gefordert werden 
fann, jo nimmt auch diefe Vernehmung einen civilprozeflualiichen Charakter an, und 
ipricht man daher auch bereits von „Zugeftändniffen“ des Privatflägers, welde 
der Enticheidung zu Grunde zu legen find. — Im Prozeß jelbit hat der Privatkläger 
die Aufgabe zu Löfen, die ſonſt der Staatsanwaltichaft zufommt, und es find ihm 
daher auch diejelben Mittheilungen zu machen, er ijt in gleicher Weiſe anzuhören 
und zur Grgreifung von Nechtsmitteln berufen wie jene; doch fann er das Recht der 
Akteneinficht nicht perfönlich, nur durch einen Anwalt ausüben. 3) Für die Stellung 
des Beſchuldigten iſt bezeichnend, daß auch er fich in der Hauptverhandlung 
durch einen Rechtsanwalt vertreten laffen kann, daß die Haft (wenn auch nit 
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die Vorführung) ausgeſchloſſen iſt, und daß er als Widerkläger auftreten kann. 
4) Den Gang des Verfahrens betreffend, jo muß mitunter bei Beleidigungen 
der Erhebung der Klage ein Sühneverfuch vorausgehen, und man (Löwe) hält dies 
für jo unerläßlih, daß er, wenn unterlaflen, in jeder Lage der Sache nachgeholt 
werden muß, auch wo dieſe Nachholung zwedlos ift und der etwa zu erwartende 
. Nuten leicht auf andere Weife erzielt werden fann. (Anderer Meinung v. Schwarze 
tür den Fall, wo erft im Laufe des Verfahrens die Trage, ob KHörperverlegung oder 
Beleidigung anders beurtheilt wird.) — Ferner fönnen vorläufige Ermittelungen 
ftattfinden; eine Verpflichtung Hierzu befteht für feine Behörde. Das Verfahren ſelbſt 
beginnt mit der förmlichen Anklagejchrift, einer vorläufigen Prüfung derfelben (der 
Umfang dieſer Prüfung und der Einfluß der vorläufigen Zurüdweifung auf die An- 
tragsfrift ift kontrovers; f. v. Schwarze, Grörterungen, ©. 53), ihrer Mittheilung 
an den Beichuldigten und dem nach Anhörung des lehteren ergebenden Beichluß 
über die Eröffnung (oder Nichteröffnung) des Hauptverfahrense. Die Anficht Löwe's, 
daß die Anklage auch wegen Unzulänglichkeit der Beweismittel zurüdgewiefen werden 
fann, erflärt v. Schwarze (Erörterungen, ©. 55) für unbegründet; fie hat aber 
den Wortlaut des Gejeßes für fich, weil das Gleiche auch „bei einer von der Staats— 
anwaltichaft unmittelbar erhobenen Anklage Anwendung“ fände. Allerdings aber 
wird der Richter berüdfichtigen müffen, daß ihm Hier nur eine Angabe der Be- 
mweismittel vorliegt und daß der Privatfläger nicht wie der Staatsanwalt ein 
Vorbereitungsverfahren organifiren kann; er wird alfo vorläufig die Angaben des 
Privatflägers über die zu gewärtigenden Beweismittel gelten laffen müffen. Bei dem 
ipeziellen Einfluß, den die Straf? D. der Staatsanwaltichaft auf die Ladungen und 
auf die Herbeiſchaffung des Beweismateriald zur Hauptverhandlung gewährt, war 
Hier eine etwas abweichende Regelung nothwendig: Die Beitimmung ift Hier dem 
Vorſitzenden des Gerichtes überlaffen, daneben ift beiden Theilen das Recht der un— 
mittelbaren Ladung gewahrt ($ 426). 

B. Beihränfung des „Anklagemonopols“ der Staatsanwalt 
ihajt. Schon der Entwurf der StrafPO. Hatte die jubfidiäre Privatllage nur in 
ehr beichränftem Umfange aufgenommen, nämlich nur bei Antragsdeliften und nur 
zu Gunjten des Berlegten. Die Juftizlommiffion des Neichstages beichloß aber die 
völlige Bejeitigung der jubfidiären P. und fuchte das Gegengewicht gegen das Tog. 
Anflagemonopol der Staatsanwaltichaft in der Unterjtellung der Staatsanwaltichaft 
unter die die Erhebung der öffentlichen Klage anordnenden Weifungen der Gerichte. 
Nah lebhaftem Wideripruch der Regierung gegen jolche Verleugnung des Grund» 
gedanfens des modernen StrafPrz. gingen aus einem Kompromiß die SS 169—175 
der StrafPO. hervor. Hiernach Hat die Staatsanwaltichaft, wenn fie dem Antrag 
auf Erhebung der öffentlichen Klage feine Folge giebt, „den Antragjteller unter 
Angabe der Gründe zu bejcheiden“. „Sit der Antragiteller zugleich der Verletzte, 
jo fann er, nachdem der Weg der Beichwerde an den vorgejegten Beamten vergebens 
betreten ift, binnen einem Monat auf gerichtliche Enticheidung antragen. Dieſe 
Enticheidung kommt dem Oberlandeögericht, joweit nicht ohnehin das Reichsgericht 
zujtändig ift, zu. Das Gericht „kann“ von der Staatsanwaltichaft Mittheilung der 
„bisher von ihr geführten Verhandlungen“ verlangen, dem Beichuldigten Gelegenheit 
zur Erklärung geben, endlich jelbjt zur Vorbereitung feiner Entſcheidung Ermittelungen 
anordnen, und beichließt dann entweder „die Erhebung der öffentlichen Klage”, 
deren Durchführung der Staatsanwaltjchaft obliegt, oder falls fich hierzu „fein ge— 
nügender Anlaß” ergiebt, die Verwertung des Antrages. Letztere hat zur Folge, 
daß die öffentliche Klage nur auf Grund neuer Thatjachen oder Beweismittel erhoben 
werden kann. Zum Schub gegen Mikbrauch jollen dienen: 1) Der dem Antrag- 
fteller auferlegte Anmwaltszwang; 2) die Verfagung des Armenrechts (ergiebt fich aus 
den Verhandlungen des Reichstages); 3) die ſchon angeführten Friftbegrenzungen, 
wobei aber wol beachtet werden muß, daß den eriten Antrag an die Staatsanwalt» 
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ichait Jedermann ftellen, der Verletzte fich aljo die Friſt beliebig offenhalten kann; 
4) die Sicherheitäleiftung „für die durch das Berfahren über den Antrag und durch 
die Unterfuhung der Staatskaſſe und dem Beichuldigten vorausfichtlich erwachſenden 
Koften“, welche dem Antragjteller auferlegt werden kann. Wird die Sicherheit binnen 
der beitimmten Friſt nicht geleiftet, jo ijt der Antrag für — zu erflären, 
daraus folgt, daß dieje Zurüdnahme überhaupt (bis zur Entjcheidung) zuläffig iſt 

C.Nebenklage (f. diefen Art.). Der öffentlichen Klage können fi ale Neben: 
fläger anjchließen: 1) Wer als Privatfläger auftreten könnte, 2) Derjenige, aui 
defien Antrag das Gericht der Staatsanwaltichaft gegen ihre Anficht die Erhebung 
der Öffentlichen Klage auftrug, „wenn die jtrafbare Handlung gegen jein Leben, feine 
Gejundheit, feine Freiheit, jeinen Perſonenſtand oder feine Vermögensrechte gerichtet 
war“. Aus diefem Zuſatz geht indireft hervor, daß nicht jeder, der als „Verletzter 
den erwähnten Gerichtsbejchluß erwirfen kann, auch als Nebenfläger einjchreiten 
darf, was man wol hart finden wird, da der „Antragjteller“ für die Koften Haitet 
und Hinfichtlich diefer (das heißt der Höhe derjelben) jedenfalls zu hören ift ($ 504). 
3) Derjenige, welcher die Zuerfennung einer Buße begehrt. Nach jürmlicher, jchriit- 
licher Anjchlußerflärung, über welche das Gericht nach Anhörung der Staatsanwalt: 
ichaft entjcheidet, hat der Nebenkläger im weiteren Verfahren die Rechte des Privat: 
tlägers. (Will er dieje üben, wozu dann noch den Staatsanwalt zum Einjchreiten 
zwingen? Will er dies nicht, jo wäre dies wol eben jo beachtenswerth, als die 
Rüdnahme des Antrages auf Erhebung der öffentlichen Klage.) 
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1879), ©. 282—302. — Mitterbadher und Neumahyer, Erläuterungen zur StrafPD. (Graz 
1874), ©. 120—160. — Rulf, Die Defterr. Straf)D. bon 1873 (2. Aufl. Wien 1874), 
S. 70-79; Derjelbe, Die Prarid ber Delterr. StrafPrz. (Wien 1878), ©. 6—18. — 
Caen et Bertrand, Code d’Instruction crim. d’Autriche (Paris 1875), p. X., XI. 22— 
238. — v. Liszt, Die Privatllage in Deiterreich, Gerichtsſ. 1878 ©. 187 ff. 
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R: IlI.: Motive zur StrafPO. ©. re Anlage 4 zu den Motiven (Hahn, 
©. 422 fi). — Kommentare von v. Schwarze, S 313303, 560 580; Löwe, ©. 5ll 
bis 518, 833—846; A. Keller, ©. 160—176, iss 88; altes x 211 — 217, 493 big 
446; Dalde, S. 114-116, 254— 266; €. v. Bombarb und W. Roller, S. 122-1 25, 


00 308, — Dodhom, Der RStrafßr;. (3. Aufl. 1880), ©. 89 ff., 264 fi. — rt 
e. — — v. Aal orff's Handbuch des —— I. 450, 

re daſelb — Geyer, — des gemeinen —* en dc 
ar. Ss. 852 fi. — Freubdenftein, Das Syftem bed Rechts ber Ehrenkränkungen, 


158 ff. — Meves, Das Strafverfahren (2. Aufl. 1880), ©. 178 ff. — v. Schwarze, 
Grörte erum — wichtiger Materien. I. Heft —— —* S. 20 1 Derjelbe im Gerichta- 
faal (1879) S — Scherer, ebenda, S 9 ff., 336 — Menzel, Die Privat: 
flage nad) dem iböfenfproschtet, 1880. Glajer. 

Privatverzeihung, j. Verzicht im ftrafrehtlichen Sinne. 

Privilegien Heißen die durch einen Akt der Staatögewalt unter Abweichung 
von allgemeinen Rechtöregeln begründeten Rechte bejtimmter Andividuen dem Staat 
oder anderen Staatsbürgern gegenüber. Die Grundlage eines jeden Privilegs ijt 
ein gejeßgeberifcher Aft, lex specialis, privilegium im objektiven Sinn. Wie folcher 
Akt rechtswirkſam zu Stande kommt, iſt eine Frage des öffentlichen Rechts. Die 
Verleihung eines einzelnen Privilegs kann unmittelbar durch Geſetz bewirkt werden ; 
es kann aber auch öffentliches Recht des Staats jein, daß auf Grund eines Geſetzes 
nach gewiffen Richtungen hin die Verleihung von Sonderrechten anderen als den 
gejeßgeberiichen Organen anvertraut ift. Gemeinrechtlic) wird der undordenflichen 
Zeit auch bei P. die Bedeutung beigelegt, daß dadurch der Nachweis rechtlicher Ent— 
ftehung erjegt wird. Als wirkliches durch die Staatögewalt begründetes Recht 
iteht das Privileg im Gegenſatz zu jederzeit widerruflichen SKonzeflionen. Die Ber: 
iaffungsurfunden der einzelnen Deutſchen Staaten erkennen es zum Theil ausdrüd- 
lih an, daß neue P. wenigjtens injoweit, als fie Beichränfungen der Freiheit oder 
des Gigenthuma enthalten, nur im Wege der Gefeßgebung, alfo unter Zuftimmung 
der Landesvertretung oder auf Grund von Gejegen, welche die Gewährung regeln, 
bewilligt werden dürfen. Allerdings hat die Entwidelung des Staatärechts die Er- 
teilung vieler P. zur Verwaltungsjache gemacht, dies gilt in den meiften Deutjchen 
Etaaten von der Verleihung von Korporationärechten, Genehmigung der Ausgabe 
von Inhaberpapieren, ſofern es dazu einer Ermächtigung bedarf, Genehmigung der 
Eiſenbahnunternehmungen. Weichögejeglich ift die Dispenfation von gewiflen Ehe: 
bindernifjen und vom Aufgebot den Yandesregierungen zugewiejen. 

Die Eintheilungen der P. in konventionelle und nicht konventionelle, privilegia 
onerosa und gratuita, beziehen fich nicht auf den juriftiichen Gntitehungsgrund, 
fondern auf den Anlaß, der die rechtliche Entjtehung herbeigeführt hat. Diejer An— 
laß fann, je nachdem er fich ala ein Vertrag mit oder ohne Gegenleiftung auffaſſen 
läßt, die Interpretation der Verleihungsakte ſelbſt verjchieden beeinfluffen. — Affir— 
mative P. im Gegenjaß von negativen erzeugen die Berugniß etwas wirkfjam zu 
thun, was ſonſt nicht erlaubt oder unwirkſam ift. Hierhin gehören verliehene 
Hoheitsrechte, Patente, Monopole, während ala hauptjächliche Arten negativer PB. 
Immunität von Steuern und die Eremtion vom ordentlichen Gerichtsjtand, dom 
Pfarrzwang und von gewiffen Rechtäregeln, 3. B. des ehelichen Güterrechts, zu nennen 
find. — Ein anderer Gegenjaß ift der von privilegia personalia und realia, je nach: 
dem dad Sonderrecht einem bejtimmten Individuum oder dem Beſitzer einer be— 
ftimmten Sache zufteht; man ipricht daneben auch noch von privilegiis mixtis, die 
beftimmten Perjonen ala Beſitzern einer Sache zuftehen, 3. B. die Steuerfreibeit der 
Kirchengrundftüde. Privilegia personae und causae find eine nur für den Konkurs 
erhebliche, jetzt nicht mehr praktiſche Unterfcheidung der privilegia exigendi, je nachdem 
diefelben lediglich auf der Perſon des Berechtigten oder auf der Natur der Forderung be= 
ruhen und alfo im legteren Fall auch mit dem Forderungsrecht übertragen werden können. 

Die auf P. beruhenden Sonderrechte können in derjelben Meife wie andere 
Rechte untergehen. Es kann auch an und für fich nicht ala eine Bejonderheit der 
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P. bezeichnet werden, daß fie durch neuen Geſetzesakt des Staats widerrufen werden 
fönnen, indem die Gefeßgebung auch andere wohlerworbene Rechte mit derjelben 
Wirkſamkeit zu zerftören in der Lage iſt. Wie aber ftaatörechtlich jeder Eingriff in 
beitehende Privatrechte durch die Staatögewalt ala ein unzuläffiger erachtet wird, 
es jei denn, daß überwiegende Gründe des gemeinen Wohls dazu nöthigen, jo gilt 
daffelbe auch bei den PB. Aufhebung des P. verpflichtet den Staat zur Entjchädigung, 
natürlich jedoch nur injoweit ein abjchäßbarer vermögensrechtlicher Schaden entfteht. 
Anders wenn das Privileg auf Widerruf, ad bene placitum, ertheilt ift, oder wenn 
als Grund der Aufhebung Mißbrauch des Privilegs zum Nachtheil des Staats oder 
der Staatsbürger dargethan werden kann. 

Quellen — Lit. X. de privil. 5, 33; in VIto 5, 7; Clem. 5, 7. — 1. 16 D. de leg. 


‚3 — a. a. I Darftellung ber Lehre von den — in Linde's 
Ella .F. Ku. 2. — vd. Gerber, Abhandlungen (II. Ausg. 1878), S m 
cciuß. 


Probekauf. Unter dieſem Namen werden drei verichiedene Kaufverträge zu: 
jammengefaßt. I. Der Kauf auf Beficht oder auf Probe (Belieben, Gefallen, Zaune), 
emtio ad gustum. Hierbei wird nach der herrichenden, auch im HGB. anerfannten 
Meinung (dawider Unger) die Eriftenz des Geſchäfts von dem freien Belieben deö 
Käufers abhängig gemacht, welches derjelbe durch Billigung oder Mißbilligung der 
Waare zu erkennen giebt; der Verkäufer dagegen ift jofort gebunden. Im Einzelnen 
find folgende Fragen zu unterfcheiden: 1) In welcher Weije hängt das Geichäft von 
der Willenserklärung des Käufers ab? 2) Binnen welcher Friſt muß diejelbe er: 
folgen? 3) Wer trägt bis zur erfolgten Willenserklärung die Gefahr? Zu 1: Das 
Geſchäft kann durch die Willenserklärung juspenfiv bedingt ſein. Dies ift der Fall, 
wenn es nach der Abficht der Parteien erft mit der Billigung der Waare ala ge 
ichloffen gelten ſollte. Der Käufer ift dann bis zu feiner Genehmigung gar nicht 
gebunden, von derſelben ab definitiv ($ 4 I. 8, 23; 1. 20 pr. $ 1 D.19, 5). 
Das Geichäft kann aber auch volllommen abgeichloffen, und nur die Wiederaufhebung 
deilelben in die Willkür des Käufers geftellt jein, entweder in der Art, daß es durd) 
die Mißbilligung defielben fich von ſelbſt rückwärts auflöft, ala wenn es nie ge 
ichloffen worden wäre (Rejolutivbedingung; — 1. 20 $ 1 eit.; 1. 6 D. 18,5) oder 
jo, daß der Käufer nur ein Forderungsrecht hat auf Rüdgängigmachung, (1. 12 D. 
19, 5; 1.3 C. 4, 54). In dem lebten Falle können nach der Abficht der Parteien 
die Grundjäße des ädilicifchen Edikts über die actio redhibitoria zur Anwendung 
zu bringen jein (1. 31 $ 22 D. 21, 1). Welcher von den drei Fällen vorliege, 
it nach den gebrauchten Ausdrüden, eventuell nach den Umftänden zu entjcheiden. 
Die Bezeichnung pactum displicentiae paßt ſowol auf den zweiten, als auf den 
dritten Fall. Im Zweifel wird man, wie auch nah HGB. Art. 3389 eine auf 
ichiebende Bedingung vorausfegen müfjen (dawider Brinz), bez. eher eine Rejolutiv- 
bedingung, als einen Wiederaufhebungsaniprudh. Zu 2: Die Willenserklärung, welche 
ausdrücdlich oder ftillichweigend jein kann, muß rechtzeitig erfolgen. Die Frift dafür 
wird häufig vertragsmäßig oder ortsüblich beitimmt fein; wie 3. B. bei den Römern 
tür das Nücdtrittsrecht nach der Art der ädiliciichen Redhibition 60 Tage gejeht 
waren (l. 831 $ 22 D. 21, 1). Gventuell kann der Verkäufer eine Erklärung 
verlangen, jobald er dem Käufer die Befichtigung und Prüfung der Waare ermög- 
liht Hat (HGB. Art. 339). Andererjeits iſt eine Säumniß des Verkäufers Hierin 
dem Käufer unnachtheilig. Ergeht binnen der beitimmten Friſt eine Erklärung des 
Käufers nicht, jo hat fich die Bedingung nicht erfüllt. Mithin fommt das juspenfiv 
bedingte Gejchäft gar nicht zu Stande, das rejolutiv bedingte dagegen bleibt dauernd 
beitehen; ebenfo auch dasjenige, deſſen Auflöjung der Käufer hätte jordern könne. 
Streitig ift, ob diefe Regeln auch Anwendung finden, wenn der Käufer die Waare 
bereit3 empfangen und bis nach Ablauf der Friſt entweder fich nicht erflärt oder 
jene gar mit Piandrecht oder anderen Laſten bejchwert Hat. Nach der richtigen An: 
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ficht liegt in dieſem Berhalten eine Genehmigung und wird aljo der Kauf allemal 
definitiv wirkſſam (HGB. Art. 339, Abi. 4). Uebrigens kann der Verkäufer auch 
eine veripätete Erflärung des Käufers noch annehmen. Dann liegt ein neues Ges 
ihäft vor. Zu 3: Die Gefahr jowol des Untergangs als der Verjchlechterung trägt 
bis zur definitiven Entjcheidung in allen Fällen der Verkäufer. Denn das Recht 
des Käufers, beim fuspenfiv bedingten Gejchäft die Billigung zu verweigern, und 
bei dem bereits geichloffenen die Mikbilligung zu erklären, kann durch zufällige Er- 
eigniffe nicht geändert werden. Das etwa gezahlte Kaufgeld darf er dann zurüd- 
fordern. Hat er aber die Beichädigung ſelbſt verjchuldet, jo Haftet er auf Erfah. 
Bon dem Geſagten weichen viele Jurijten darin ab, daß fie die Gefahr des Unter- 
gangs beim fertigen, aber auflösbaren P. dem Käufer zuweifen (Goldjchmidt, 
Fitting). 

Bon dem oben dargeitellten Kauf auf Beficht ift, wie Goldſchmidt erwieſen 
hat, die bis vor Kurzem noch irrthümlich ale Mufterfall und Vorbild defielben an— 
gefehene, gegenwärtig nur im franz. Recht (Code Nap. art. 1587) noch praftifche emtio 
vini ad degustationem, Weinhandel mit vorbehaltener Prüfung, wol zu unterjcheiden. 
Diele ift auch eine Art des bedingten Kaufes, enthält aber jtets nur eine Rejolutiv- 
bedingung, deren Grfüllung dadurch eintritt, daß der Käufer bei der Probe den 
Wein ala verdorben erfennt (Cato, De re rust., c. 148; 1. 4 $ 1 D. de peric. 
et comm. 18, 6). 

Das Preuß. Necht (ER. I. 11 88 331—39) fieht den Verkauf auf Probe 
immer als juspenfiv bedingten an (nach Förſter, II. $ 124, als einfeitig bindende 
Vertragsofferte), erklärt aber das Schweigen des Käufer während der bejtimmten 
Friſt für gleichbedeutend mit der Genehmigung und giebt außerdem dem Verkäufer 
das Recht, die mangelnde Frijtbeitimmung richterlich ergänzen zu laffen. Iſt eine 
auflöſende Bedingung gewollt, jo heißt das Geſchäft Neukauf, und ift die Sache 
übergeben und das Kaufgeld bezahlt, jo kann dem Käufer nur ein Recht auf Rüd- 
fauf eingeräumt fein. Das Franz. Recht jchließt fich (art. 1588: vente à l’essai) 
dem Röm. Recht an, vermuthet aber im Zweifel auch jtets juspenfiven Abichluß. 

II. Kauf nach Probe (oder Muſter). Diejer wird unbedingt, jedoch mit der 
Zuſage (dietum promissum) des Verkäufers gejchloffen, daß die Waare der vor- 
gelegten Probe entiprechen jolle. Der Verkäufer ift dann verpflichtet, die probemäßige 
Waare zu liefern, der Käufer eine folche anzunehmen. Nach dem Handelsrecht hat 
der Käufer bei Ueberjendung der Waare diefelbe unverzüglich nach dem Empfange 
zu prüfen und etwaige Mängel jofort, oder falls jolche ihrer Natur nach erſt jpäter 
zu Tage treten, gleich nach ihrer Entdedung dem Verkäufer anzuzeigen, widrigenfalls 
die Waare ala genehmigt gilt (HGB. Art. 340; 347, Abi. 4). 

III. Der Kauf zur Probe ift „unbedingter Kauf mit Hinzufügung des Beweg— 
grundes“. Diefe enthält die für dem Käufer nicht verbindliche Verheißung, im Falle 
der Zufriedenheit eine größere Quantität kaufen zu wollen (6GB. Art. 341). 

Lit: ad IL Goldſchmidt, Ztichr. für H.R., I (1858. — Fitting, daf. IL — 
Unger, dar. Il. — itting, daf .V— ulammenftellung bes Inhalts dieſer vier Arbeiten 
von — un ür - — XLVI. 11 rk — Bradenhöft, Zeitichr. für 
Givilreht un RN vn. 11. — ZHöl, H.R., $ 259. — ad I. 9 elite, Ueber den 
Su nad 9 een toben, in Zeitſchr. für Chürecht und Prz., N. F. III. 4 (1846). — 


Th 26 n Betreff der Gefahr ad I. und II: Hofmann, Da3 periculum 
beim —8 Wien 1870, ©. 92 ff. Ed. 


Prodigalitätserflärung ift der Richteripruch, wodurch eine Perſon für einen 
Verfchwender erklärt und entmündigt wird. Wegen der darüber geltenden prozeffua- 
lichen Regeln vgl. den Art. Entmündigungsverjahren Die Voraus: 
jegungen einer P. find von der Geſetzgebung verjchieden beitimmt worden. Nach 
dem älteren Röm. Recht wurde nur derjenige, der die ab intestato ererbten bona 
paterna avitaque vergeudete, vom Magijtrat der Verfügung über dieje letzteren ent— 
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jegt, welche von da ab in die Verwaltung der Agnaten famen (Ulp. XIL 2, 3). 
Die Entmündigungsformel (ob eam rem tibi ea re commercioque interdico) bet 
Paul. Sent. III. 4a 8 7. Dabei war nicht jowol der Schuß des Verfchwenders, 
als die Zujammenhaltung des Yamilienvermögens beabfichtigt. Später wurde nach 
Analogie des Geiſteskranken überhaupt jeder, der jein Vermögen, gleichviel wie er 
eö erworben (micht blos die Zinfen deffelben), durch ungeitgemäße und übertriebene 
Ausgaben verjchleuderte und verthat (1.1 pr. D. de cur, fur. 27, 10), vom Prätor 
entmündigt und ihm ein nach freiem Ermeſſen erwählter Kurator beftellt. Bejtimmter 
find die Borausjegungen der P. auch im Gem. Necht nicht feſtgeſtellt. Feſtzuhalten 
ift jedenfalls, daß die Analogie des Wahnfinnigen auf das Erforderniß einer geiftigen 
Schwäche, welche „die Sorge für die Zukunft dem Eindrud des Augenblids opfert”, 
hinweift (Sintenis, Gem. Civilrecht, III. $ 155 4. 16). Leichter nimmt es mit 
den Vorausfegungen $ 30 des Allg. ER. I. 1. Der Entmündigungsbeichluß tritt jchon 
mit der Zuftellung an den Entmündigten, nicht erſt mit der Veröffentlichung im 
Kraft (REPO. SS 623, 627). Die Wirkungen der P. beitehen nach Gem. und 
Preuß. Recht im Wejentlichen darin, daß der Entmündigte für Nechtögefchätte nur 
noch die Handlungsfähigkeit des impubes infantia maior hat. Er erhält einen Vor— 
mund, und feine Veräußerungs- und Verpflichtungsgeichäfte find nur bei Zuftimmung 
deſſelben bzw. des Obervormundichaftögerichts wirffam (1. 6 D. d. V. O. 45, 1; 
l. 10 pr. D. de cur. fur. 27, 10; $ 31 Allg. ER. I. 1). Auch zur Errichtung 
eines Teſtaments und zur Betheiligung ala Zeuge bei einem jolchen ift er unfähig 
(1. 18 pr. D. qui test. 28, 1; nach $ 27 Allg. ER. I. 12 freilich nur beichräntt). 
Ebenjo ift er von der jelbjtändigen Prozekführung ausgeichloffen (Entjcheid. des 
ROHG. Bd. 14 ©. 358); ja nach $ 256 Allg. ER. II. 2 verliert er jogar die väter- 
liche Gewalt. Im Uebrigen bleibt er fähig, Erwerbsalte und andere ala vermögens- 
rechtliche Geſchäfte, 3. B. eine Ehejchließung, vorzunehmen ($$ 29, 39 des RGeſ. vom 
6. Febr. 1875, wodurch Iandesgejegliche Abweichungen bejeitigt find). Auch durd 
Delikte, 3. B. betrügliche Dorfpiegelung, daß er jelbftändig jei, macht er jich haftbar. 
P. durch privaten Vertrag ift unwirkffam (Seuffert, Arch. XV. 136; XVIIL. 125). 


nn Ubbelohbe in —— ae IV. ©. 6711— - — AN — 
buch, I. $ 71 Nr. 5; ILS 44 ernburg, Lehrbuch, I 


Prodominium. Die Ausübung der in der Lehnäherrlichkeit enthaltenen 
Rechte kann geichehen durch den Lehnsherrn jelbit, durch einen Bevollmächtigten, 
deſſen Stellung nach den civilrechtlichen Grundjägen vom Mandat zu beurtheilen 
it, und in den geeigneten Fällen durch einen Prodominus: — einen Vertreter, 
welcher die Befugniffe des Lehnaheren, ohne von diefem beauftragt zu fein, kraft 
eigenen Rechts auszuüben berufen ift. Diejes Recht gründet fich auf Gejeß, nament— 
fih Berfaffungsgejege, Herfommen, Familienverträge oder fonftige autonomifche An: 
ordnungen, und dadurch wird zugleich der Umfang der Berugniffe des Prodominus 
beitimmt: im Allgemeinen übt er alle Rechte des Lehnsherrn. Das P. findet jich 
nur bei Lehen, in Beziehung auf welche die Lehnsherrlichkeit einer juriftiichen Perſon 
oder einer Mehrheit von Berechtigten zuſteht. Vom jog. prod. simplex insbejondere 
it in drei Fällen die Rede: bei Lehen eines geiftlichen Inſtituts jteht es den 
Prälaten, bei denen der Städte den Magiftraten, bei jolchen, die fich im Miteigen- 
thum aller Mitglieder einer Yamilie befinden, einem durch Verträge, Hausgeſetze 
oder Obſervanz beſtimmten Nepräjentanten, meiſt wol dem Senior zu. Iſt ein 
gehn an Kammergütern beftellt, jo iſt der Landesherr, dem in Grmangelung 
abweichender Rechtsbeftimmungen das Eigenthum an denjelben zufteht, Lehns herr 
und nicht Prodominus; in Beziehung auf Lehen aus eigentlichem Staats gute 
dagegen joll der Landesherr nach der Anſicht der meiſten Schriftſteller nur ein prod. 
sublime und nicht die Lehnsherrlichkeit ſelbſt haben, obwol auch für die entgegen— 
ſtehende Anſicht mancherlei Gründe angeführt werden könnten. Die ganze, früher 
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oft beiprochene Streitfrage hat übrigens, wie jchon von Eihhorn und Anderen 
bemerkt wurde, geringes praftiiches Intereffe. — Ueber das P. der Reichsvikare hin— 
fichtlich der Reichalehen vgl. aurea bulla c. 5. 


Lit.: Eihhorn, $ 212. — Mayr, $ 136. — Weber, IIL ©. 11—17. — Pfeiffer 
in Weiske's Rectälerifon VI. 427 ff. Franklin. 


Progreſſivſyftem. Zwiſchen den beiden einfachen Arten des Vollzugs der Frei— 
heitäftrafen, d. 5. zwiſchen der Einzelhaft und der alten Gemeinjchaitshaft (entweder 
ohne Trennung der Gefangenen bei Nachtzeit, oder nach dem jog. Auburn’schen Syſtem 
unter Trennung der Gefangenen bei Nachtzeit und mit Auferlegung des Schweiggebot3) 
ichob fich nach und nach ein drittesein: das Iriſche oder Progreſſivſyſtem. Anknüpfend 
an den Grundgedanken des Befjerungszmwedes liegt das Hauptmerkmal des P. darin, 
daß dem Verhalten des Sträflings ein beftimmender Einfluß auf die Modalitäten des 
Strafvollzug und die Dauer der Strafe zuerfannt wird. Demgemäß ergeben fich 
gewiſſe Abftufungen, entjprechend den wahrnehmbar gewordenen Anzeichen der Befjerung : 
höherer Antheil am Arbeitverdienft, größere Erleichterungen in der Unterwerfung unter 
die Disziplin, Abkürzung der Haftdauer. Und umgekehrt: Verluſt der erlangten Bor: 
theile durch Widerjeplichkeit, Unfleiß und ordnungswidriges Betragen des Gefangenen. 
Die eriten Anfänge des P. liegen in dem Vorfchlag, die Dauer der Freiheitäftrafe aus— 
zudrüden in dem Maße der den Gefangenen auferlegten, nach feinen Anftrengungen bald 
früher, bald jpäter zu bewältigenden Arbeitzleiftungen. Verwirklicht ward dieſer Gedante 
zuerft in dem von Maconocie eingeführten Markenſyſtem, durch welches die 
zeitliche Dauer der Strafe in einer bejtimmten, vom Sträfling abzuverdienenden 
Anzahl von Arbeitspenjen marfirt wurde. An fich ift es möglich, daß ein derartiges 
Prinzip ſowol auf die Einzelhaft, ala auch auf die Gemeinjchaftshaft, auf ſchwere 
oder auf leichtere Freiheitäftrafen angewendet werde. Neue Gejtalt gewann das P. 
in Irland, wo Grofton jeit 1854 eine von weit reichenden Erfolgen gefrönte 
Reform der Strafanjtalten ins Werk ſetzte. Das Iriſche Syftem beruht auf einer 
dur den Gedanken der jtufenweijen Fortbildung des Verbrechers geleiteten Ver— 
ſchmelzung der Einzelhaft und der Gemeinjchaft. Die Strafe der Zwangsarbeit 
(penal servitude), deren Minimum gegenwärtig fünf Jahre beträgt, zerfällt danach 
in folgende Abjchnitte: 1) Einzelhaft bis zur Dauer von 9 Monaten, wegen guten 
Verhaltens um einen Monat fürzbar; 2) Gemeinjchaitshaft in progreffiver Klaſſi— 
Alation, vermittelt durch Verſetzung in Gemäßheit guten Verhaltens und gefenn- 
zeichnet durch Zubilligung beftimmter, in jeder Klaſſe verdienter Marten; 3) Zwiſchen— 
anftalt (intermediate prison) ohne Disziplinarftrafe außer der Zurüdverjegung, im 
Sinne einer allmäligen Annäherung an die freiheit; 4) bedingte, d. h. widerrufliche 
Freilafſung (conditional pardon) gegen einen Urlaubsjchein (ticket-of-leave) und unter 
Anwendung polizeilicher Aufficht über die Entlaffenen. Obwol von den Anhängern 
der ftrengen Einzelhaft das Iriſche Syitem ala Rüdfall in die Grundfehler der alten 
Gemeinschaftshaft angefehen wurde (jo von Yüßlin, Röder, Ducpetiaur, 
Suringar), find defien Vorzüge dennoch jehr bald allgemein anerkannt und jelbit 
von denen bervorgehoben worden, die entjchieden der Einzelhaft den Vorzug gegeben 
hatten (Mittermaier, Hoyer, Julius). Immerhin verbreitete fich jeit 1859, 
wo die Einzelheiten des P. zuerjt bekannt wurden, die Ueberzeugung, daß es als ein 
jelbjtändiges, auf eigenthümlicher Grundlage ruhendes Syſtem anerfannt werden 
müfle und feineswegs als rein äußerliche Mifchung unverträglicher Elemente bezeichnet 
werden dürfe. Auch begriff man, daß es dabei nicht auf eine Nachahmung der in 
Irland gegebenen Neußerlichkeiten ankomme, fondern vielmehr, je nach den Berhält- 
niffen der einzelnen Länder, mannigjache Abweichungen durch die bejondere Natur 
der Umstände geboten fein können. In Deutjchland verfochten der Unterzeichnete 
und nach ihm Hoyer, John, v. Groß, Hänell, Fulda, in Holland van der 
Brugghen, Eyjjel und Grevelind, in frankreich Lucas und Bonneville 
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de Marjfangy, in Italien Beltrani-Scalia, in Amerika Sanborn, in 
der Schweiz v. DOrelli, Guillaume und Hürbin, in Dänemart Bruun, 
in Ungarn Tauffer die Grundfäße des Jrifchen Syſtems. Zunächſt ward durd 
Aneignung wejentlicher Stüde die Einrichtung der Englifchen Strafanftalten nadı 
dem Iriſchen Mufter vervollfommnet. In der Schweiz find die in der Nargauiichen 
Anftalt zu Lenzburg angenommenen Grundfäße des Strafvollzuges aus dem Grund: 
gedanken des P. hergeleitet worden. Unter. den verichiedenen Beltandtheilen de: 
Iriſchen Strafvollzuges hat die widerrufliche und bedingte Entlaffung der Gefangenen 
am Allgemeinjten Billigung gefunden, weil fie auch dem Einzelhaftſyſtem angefügt 
werden kann und nicht nothiwendig im Zufammenhang jteht mit einer beftimmten 
Form der Haft. Zuerſt auf Deutichem Boden ward die bedingte Entlaffung als 
ein Akt der Gnade im Königreich Sachſen eingeführt. Anders im RStrafGB 
(68 23—27). Hier ift die „vorläufige Entlafjung“ eine Maßregel der Juftizver- 
waltung. Die höchſte Juftizauffichtsbehörde bejchließt darüber nach Anhörung da 
Gefängnißverwaltung. Auch der Widerruf geht von derjelben Inſtanz aus, wenn: 
gleich die Ortspolizeibehörde aus dringenden Gründen des öffentlichen Wohles die 
einftweilige Feſtnahme vorläufig Entlaffener verfügen dar. Anwendung findet die 
vorläufige Entlafjung auf diejenigen zur Gefängniß- oder Zuchthausftrafe Verur— 
theilten, welche fich 1) gut geführt, 2) drei Viertel der ihnen auferlegten Straie 
mindejtens aber ein Jahr, in Haft gewejen find, und 3) in die Maßregel ein: 
willigen. ine Rejolution des Norddeutichen Neichötages vom 4. März 1870 ver 
langt eine Vorlage des Bundesraths, durch welche „die Vollſtreckung der Tyreibeits 
jtrafen gejelich geregelt und die Einſetzung einer Bundesbehörde angeordnnet wird, 
welcher die oberjte Aufficht über die jämmtlichen Angelegenheiten der Straf und 
Beſſerungsanſtalten obliegt“. (Erneuert im Tellfampfichen Antrag vom 29. Jan. 
1875.) Uebrigens enthält das RStrafGB. alle Elemente, aus denen, ohne Aende 
rung des Gejeßes jelbit, das progreffive Syitem aufgebaut werden kann: 

I. Zuläffigfeit der Einzelhaft bis zu drei Jahren (wenn der Sträfling em: 
willigt auch länger). 

II. Zuläffigfeit der Gemeinjchaftshaft daneben. 

II. Zuläfiigfeit der Arbeit in freier Luft. 

IV. Vorläufige Entlaffung und 

V. Polizeiaufficht. 

Auf dem Internationalen Gefängniß-Kongreß zu London erklärten fich 1872 
die Vertreter der meiften Staaten für das P., insbeiondere Beltrani-Scalia 
(Italien), Frey (Defterreih), Almquiſt (Schweden). Schon vorher war Bruun 
(Dänemark) in jeinen Schriften dafür eingetreten. Dagegen jtimmten die Vertreter 
bon — überwiegend die Holländer und zur Hälfte die Deutſchen. 

Lit.: dv. Holtzendorff, Das Iriſche Gefängnißſyſtem, 1859; Derfelbe, Bemerkungen 
und Beobachtungen über ben gegenwärtigen Zultand ber Krifchen Gefängniße inrichtungen, 
1862; Derjelbe, Die Kürzungs ange: der ——— und die bedingte Entlaſſung der 
Gefangenen, 1861. — Van der Brug des sur le syst&me p£nitentiaire Irlandais, 
1865. — Die vollftändige ausländifche % — bis 1866 ift verzeichnet in v. Holtzendorff, 
Kritifche Unterfuhungen über die Grundſähe und Ergebnifje bes Iriſchen Strafvollzuges. — 
Prisons and Reformatories at Home and abroad, Lond. 1872. — Beltrani-Scalıa, | 
sistema penitenziario d’Inghilterra e d’Irlanda, Roma 1874. — Don A. Borrego, Estudios 
penitenciarios, Madrid 1873. — Hürbin, Die Strafanftalt Lenzburg in den Jahren 187] 
bis 1875, SR 1877. — Berhandlungen be3 internationalen G Sängnitongefe zu Stod: 
holm, Bd. 1. ©. 303 ff., 313, 502 ff. vd. Holkendorff. 


Prokura iit die von dem Eigenthümer einer Handelsniederlaſſung (Prinzipal) 
ertheilte Vollmacht, in deffen Namen und für defien Rechnung das Handelsgeſchäft 
zu betreiben und per p. die Firma zu zeichnen. Der jo Bevollmächtigte heikt 
Profurift. Der Prokurift ift nach einem fchon auf der Nürnberger Konferen; 
gebrauchten Ausdrudf das alter ego des Prinzipald. Der Name P. war längft vor 
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dem HGB. üblich und bezeichnete auch früher den generellen Auftrag, geſchäftliche 
Dispofitionen zu treffen, doch war hiermit jo wenig wie mit ähnlichen Ausdrücken: 
Traktor, Disponent, Handlungsvorjtand, ein bejtimmter Kreis von Berugniffen 
angedeutet; höchſtens bejtimmten die Geſetze jubfidiär, was in der P. enthalten jein 
jollte. Die gewichtigjte Neuerung des HGB. bejteht darin, daß diefer Inhalt abjolut 
gervorden und allen willfürlichen Abänderungen entzogen it. Die P. ermächtigt 
danach zu allen gerichtlichen und außergerichtlichen Gefchäften, einjchließlich der— 
jenigen, die jonft eine Spezialvollmacht erfordern. Vorausſetzung ift zwar: es jollen 
folche Rechtshandlungen jein, die der Betrieb eines Handelsgewerbes mit fich bringt, 
doch ift dabei nicht etwa an das konkrete Gejchäft des Prinzipald gedacht, jondern 
an den Handelöverfehr im Allgemeinen, jo daß überhaupt feinerlei vermögensrecht- 
liche Handlungen ausgejchloffen find. Davon finden nur zwei Ausnahmen jtatt: 
der Profurift Hat ohne jpezielle Ermächtigung feine Befugniß zur Veräußerung und 
Belaftung von Grundftüden und er kann die P. nicht ihrem ganzen Umfange nad) 
auf einen Anderen übertragen. Alle anderen Einſchränkungen, welcher Art fie auch 
fein mögen, ſelbſt Bedingungen, Zeitbeftimmungen, find Dritten gegenüber ganz 
unwirkſam und gelten als nicht gefchrieben. Aber wol zu beachten iſt, daß dieſe 
Unwirkſamkeit ſich eben nur auf dad Verhältniß zwiſchen Profurijten und Dritten 
bezieht; dergleichen Einſchränkungen können volljtändig wirkſam fein ala Jnftruftionen, 
foweit das Berhältniß zwifchen Prinzipal und Profuriften in Trage kommt. 

Keine Ausnahmen von der Regel find e8, daß a) ein Prinzipal, der mehrere 
Handeläniederlafjungen unter verjchiedenen Firmen befigt, einen Profuriften mit der 
Ermächtigung ernennen kann, nur eine diefer Firmen zu zeichnen, und daß b) eine 
P. an mehrere Perfonen als Kollektiv-P. ertheilt werden kann, d. h. jo daß 
nicht jeder von ihnen für fich, jondern nur fie alle inögefammt (jammt und jonders) 
als Vertreter des Prinzipals zu handeln ermächtigt fein jollen. 

Die Zeichnung der Firma durch den Profuriften joll in der Weiſe gefchehen, 
daß der Profurift der Firma einen die PB. andeutenden Zuſatz und jeinen Namen 
beitügt. Bei einer Kollektiv. ſoll jeder Profurift der Firmenzeichnung feinen 
Namen beifügen. Diefe der Uebung des Verkehrs entiprechenden Borjchriften des 
HGB. find indeß bloße leges imperfectae; auch ohne daß diefe Formen beobachtet 
worden, fann ein Handeln des Profurijten für den Prinzipal jtattfinden, ſofern nur 
die Beziehung auf denjelben erfichtlich iſt. 

Die B. enthält an fich eine bloße Ermächtigung, zur Uebernahme derjelben 
gehört aber jtets Willensübereinftimmung zwijchen Prinzipal und Profuriften und 
jtetö übernimmt der Profurift zugleich mit der P. die Verpflichtung, weder für eigene 
Rechnung, noch für Rechnung Dritter Handelsgeſchäfte zu machen. Daher beruht 
die P. immer auf einem Vertrage und zwar ift das zu Grunde liegende Bertrags- 
verhältniß in der Regel (doch nicht nothwendig) der Engagementävertrag. 

Die Ertheilung der P. ift an feine beftimmte Form gebunden, nothwendig it 
nur die deutlich erflärte Mbficht des Prinzipals, den Profuriften in der gefeßlichen 
Weile zu bevollmächtigen. Das HGB. hebt befonders hervor, daß dies geichehen 
fünne durch Bezeichnung der Vollmacht als P. oder des Bevollmächtigten als 
Profuriften oder durch die Ermächtigung, die Firma per p. zu zeichnen. Doch find 
dies nur Beifpiele und andere Modi der Beitellung bleiben denfbar und zuläffig. 

Die Ertheilung, jowie das Erlöfchen der P. find zum Handelsregiſter anzu— 
melden. Mit diejer Anmeldung ift im erſten Fall die Zeichnung durch den oder 
die Profuriften zu verbinden. An die Unterlaffung der Anmeldung find bei der 
Ernennung des Profuriften blos Ordnungsftrafen geknüpft, bei der Aufhebung der 
P. auch die Folgen der jog. relativen Nichtigkeit, d. h. wenn die Thatjache der 
Aufhebung nicht ind Handeläregifter eingetragen ift, kann diefelbe dritten Perjonen 
nur dann entgegengejeßt werden, wenn ihnen die pofitive Kenntniß hiervon nach— 
gewiejen wird. Anderen alles muß jeder Dritte die Aufhebung der P. gegen ſich 
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gelten laſſen, fofern er nicht nachweift, daß er diefe Thatjache weder gefannt habe, 
noch bei Anwendung geböriger Sorgfalt habe kennen müfjen. 

Gigb. u. Lit.: HGB. Art. 41—47; dazu die Kommentare von dvd. Hahn, v. Völberr: 
borjf, Krämel, Matomwer, Koch. — Thöl, H.R., I. SS 56 fi. — Laband in Golt» 
ſchmidt's Ztichr. Bo. X. ©. 183. — Labenburg, ebend. Bd. XI. S. 72. — Keyßner, 
ebend. Bd. XI. ©. 498, Bd. XIV. ©. 442; Derjelbe in Buſch, Ardiv, Bd. XI &. ©, 
189, — Wendt in Endemann's Handbbud, I. $ 70. Behrend. 





Prolongationsgeſchüft. Prolongation iſt im Allgemeinen Verlängerung 
einer Leiſtungs- (Lieferungs-⸗, Haftungs⸗, Zahlungs-) Friſt oder Aufſchub eines Im: 
jalltages; fie kann eintreten entweder in Folge einer Beſtimmung des objektiven 
Rechtes (geſetzliche oder nothwendige Prolongation) oder in Folge einer Privat: 
willensdispofition, in&bejondere eines Vertrages (freiwillige, vertragsmäßige T.). 
Hierher Art. 333 des Allgem. Deutjchen HGB. Makower's Kommentar hiegu 
8. Aufl., ©. 349, Anm. 10. 

I. Prolongation im Wechjelrecht ift entweder Aufichub der Erfüllung em 
Mechjelverbindlichkeit, jo daß der Wechjeljchuldner erft jpäter ala urfprünglich be 
jtimmt etwas zu leiften braucht, oder fie ift Verlängerung der Dauer der Haftım 
eines Wechjelichuldners, insbeſondere Regreßpflichtigen. Prolongation im  erftere 
Sinne ift in der Regel eine freiwillige oder vertragsmäßige Prolongation ; aber de 
Formalität der Wechjelobligationen und die Pluralität jolcher auf ein und dem 
jelben Wechjel bringt es mit fich, daß das vertragsmäßige Prolongiren der Wedel 
nur bejchräntte Wirkungen hat; durch die Prolongation kann nämlich die im Wechſe 
benannte Verfallzeit und folgeweife auch die Verjährung des Wechjels nicht geänder 
werden; jondern die Prolongation erzeugt nur eine Einrede, welche gegen den di 
Aufichiebung bewilligenden einzelnen Gläubiger (MWechjelinhaber) auf Grund eins 
pactum de non petendo — denn als jolches ftellt fich der Prolongationsvertrag ı 
diefem Sinne juriftiih dar — perfönlich zufteht; Hat ein Wechjelinhaber dem 
Acceptanten eine Prolongation bewilligt, wofür feine befondere Form vorgefchriebe 
aber ein jchriftlicher Vermerk, unterzeichnet vom Wechjelinhaber, auf dem Wache 
gewöhnlich ift, jo fann er, troß der Prolongation, den Wechjel an dem urjprünglice 
Derfalltage Mangels Zahlung proteftiren laffen und alsdann NRegreß gegen Ausftele 
und Indoffanten nehmen; diefe können ihm die Einrede der Prolongation nicht ent 
gegenfeßen, denn das pactum de petendo erzeugt nur unter den Kontrahenten 
Wirkungen, folglich nur zu Gunften des Acceptanten eine Einrede. Bejtritten if 
ob eine Prolongation, die ohne Zeitbeitimmung gejchieht, gültig ift (vgl. Hartmanı 
a. a. O. Anm. 25. Thöla. a. D. ©. 730 oben). 

Prolongation im Sinne der Verlängerung der Haftungsfrift tritt z. B. an 
wenn ſog. Prolongationägejeße, Moratorien, den Fälligkeits- und Protefterhebung* 
termin aufichieben oder — bei Meßwechſeln — wenn die Meffe durch Berlegum 
hinausgeichoben wird (f. O. v. Wächter a.a. D., © 746. Thöla.aC. 
S. 728). Das die Prolongation ausfprechende Geſetz ift jedoch nicht nothmendig 
für alle Intereffenten eines Wechjeld bindend, fondern die Hinausfchiebung der Ber 
allzeit und Proteftirift ift nur von denjenigen Wechjelverpflichteten anzuerkennen, 
welche unter der Herrichaft der Gejehgebung des Landes, welches nur die Prolongation 
verfügt, die Wechjelobligation auf fi nahmen; Wechjelgaranten, welche außerhalb 
des Herrichaftögebietes diejer Gejeßgebung jtehen, berufen ſich mit Recht auf die 
Thatſache und auf die Selbjtändigfeit der aus ihrem Ortsrechte übernommenen 
Wechielobligation; die Franz. Mechjelmoratorien aus der Zeit bon 1870,71 
vermochten daher nicht die Haftfrift der Deutichen Indoffanten von in Frankreich 
zahlbaren Wechjeln zu verlängern. 

II. Eine andere Bedeutung Hat Prolongation im Sinne des börjenmäßige 
P., das P. im eigentlichen Sinne. Inſofern mittels des Reportgeſchäftes eine frühe 
begonnene Spekulation, die den erwarteten Nuten noch nicht brachte, Tortgeieh! 
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(„prolongixt“) werden kann, nennt man das Weportgeichäft auch P.; wer ein 
Differenzgeichätt über den Berfalltag hinaus fortjeßt, der „mimmt oder giebt in 
Prolongation“. Das Geichäft ift aber fein anderes als das jog. Reportiren oder 
Koſtgeſchäft; hierüber j. d. Art. Reportgeichäit. Hiermit fteht einigermaßen in 
Zufammenhang, daß auch der Rüdlauf mitunter Prolongation genannt wird. Durch 
Vereinbarung eines Aufſchubs der Lieferungszeit kann jedes Fixgeſchäft in ein neues 
— oder in ein nicht fixes erg un — werden. 

Lit.: ad J. Fick im —— für 9. und WR. Bd. VII ©. 167 ff.; Bd. VIII. 

129 er die dort cit. Lit. — mupame in jeiner —— für das geſammie DR. 
B, XV. ©. 294 fi. — Thöl, WR., 4. Aufl., $ 180. — Hartmann, WR., S 123. 
Sohm in Gotuihmtbt.d Seitkhr. 1 für das gei. H.R., Bd. XXI. © 47 ff. — 
0.0. Wächter, Enchtl. d. W S 746—750 und bie dort cit. Kit. — Entf * * 
des ROHG. Bd. I. ©. 288; Bd. XIX. ©. 208. — ad I. f. die Lit. hinter dem 
0. Kir € dos, „rue: Entih. bes ROHG. Bd. I. ©. 261 fi.; Bd. V. ©. 18 # 

XX. ©. (Bd. VI. &. 182 ff.); auch bei a iR 
d. en a — Herner Goldihmidt’3 Zeitichr 5 dad gel. H Bd. XXV 
(1881) &. 248—257 (Redtiprechung über bad P., Report:, Ro eichäft, a H 250, 24) 
areı 

Promeflengeihäft (ZH. I. &.538). Das Promefjen- oder Heuergejchäft ift ein 
Kaufvertrag, bei welchem der Verkäufer (Verheuerer) dem Käufer (Heuerer) gegen einen 
beitimmten Preis (Heuergeld, Prämie) verjpricht, ihm den auf ein individuell bezeichnetes 
2008 (d. i. Kreditpapier, welches einen in Folge künftiger Ausloofung möglichen Gewinn 
verheißt) fallenden Gewinn zu bezahlen. Gegenjtand des Kaufes ift hierbei der 
ungewifie, mögliche Gewinn ala bloße Möglichkeit, weshalb das P. eine Art des 
Hoffnungsfaufes (emtio spei, nicht rei speratae) ijt; als jolcher ijt es aber voll- 
fommen flagbar und zwar ohne Unterfchied, ob der Verheuerer Eigenthum oder ein 
Forderungsrecht in Betreff des verheuerten Looſes Hat oder nicht, und ob leßteren 
alles der Heuerer den Mangel eines die Reallieferung möglich machenden Rechts 
fannte oder nicht, die Reallieferung überhaupt intendirt oder nicht vielmehr der Ber: 
heuerer blos verpflichtet ift, den wirklich treffenden Gewinn an den Heuerer auszu— 
bezahlen, — Das Geichäft wird dadurch abgejchloffen, daß der Werheuerer dem 
fonfentirenden Heuerer den Schlußbrief („Heuerbrief“, „Promeſſe“, „Promeffenloos“, 
auch „Gertifitat“ genannt), der nothiwendig die genaue Beichreibung des verheuerten 
Yoojes (wegen Art. 337 des Allgem. Deutichen HGB. ſ. Löhr's Gentralorgan für 
Teutiches Handels- und Wechjelreht. N. 5. Bd. III. ©. 84—85), ſowie regelmäßig 
die Hlaufel „fir“ (j. d. Art. Fixgeſchäft im Anhange) enthält, übergiebt. Die Promefje 
ift demmach nicht das Loos ſelbſt, wenngleich fie oft „Loos“ genannt wird, jondern 
nur der die Verpflichtung des Verheuerers feſtſtellende Schlußbrie. Wenn bie Real: 
lieferung des Looſes nicht ausdrüdlich bedungen oder ortägebräuchlich ausgeſchloſſen 
it, bat der Heuerer nur das Recht, die Auszahlung des auf die betr. Nummer 
sallenden Gewinnes zu verlangen. Sind mehrere Looſe gleichzeitig verheuert und in 
einer Promefje behandelt, jo wird mitunter vereinbart, daß dem Berheuerer gegen 
Zahlung der Gewinne eine Anzahl noch nicht gezogener Looſe zurüdzuliefern jei; 
hierüber und über andere Nebenberedungen j. Bender a. a. D., insbeſ. ©. 454. 
(In einem andern Sinne ift Promefje [Atienpromefje, Promefjenichein] ein Papier, 
welches über die Betheiligung an einem Aktienunternehmen [Zeichnung, Theilein— 
jahlung] ausgeftellt ift und das Berfprechen enthält, gegen fagungsmäßige Weiter 
einzahlung bzw. Vollzahlung die Aktie auszuhändigen. Bon ſolchen Promefjen 
iprechen Art. 173, Art. 2078 und Art. 222 des Allg. D. HGB.) — Man Hat 
die P. ala Spielvertrag oder als Wette auffaffen und als verwerflich und nicht 
!agbar bezeichnen wollen, namentlich für den Fall, daß die Reallieferung des Loofes 
im Falle der Ziehung defjelben nicht wirklich gemeint fein ſoll; hiergegen mit Recht 
Bender, Thöl, Endemann; ebenjowenig iſt die Aufaffung des Heuergejchäfts 
ala Tacht oder Miethe haltbar, für welche nicht einmal, wie früher angenommen 
wurde (f. Bender, a. a. D. ©. 460), der Name defjelben jpricht, da hHeuern, 

d. Holgenbdorfi, Ene. II. Redhtälegiton III. 3. Aufl. 13 
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ntederdeutich hür, haur, nicht blos erwerben durch Miethe, jondern erwerben, ge: 
winnen überhaupt auch durch Kauf bedeutet; j. Grimm, Gramm., I. 532 und 
Lerer, Mittelhochdeutiches Handwörterbuch, I. 157. Die richtige Auffaffung als 
Hoffnungskauf f. Bender, $ 99; vgl. Endemann und Thöl, a.a. ©. 

Lit.: Bender, Verkehr mit Staatspapieren, S$ I6— 99. — Brintmann, H.R.,$ 51. — 
zhöl, HR. 6. Aufl. 1879, SS 308, 103. — Endbemann, H.R., $ 122. — Wolff in 
Zetichr. für H.R. Bd. XI. S. 297. — Ueber Altienpromeflenicheine |. v. Hahn, Komment. 
a 2. Aufl., ©. 545, 592. — Strey, Das Deutjche Hanbelsgefe — 1873, 

; , areis. 


Propft (praepositus), im weiteren Sinne ſoviel wie Vorgejeßter, hieß uriprünglich 
der dem oberiten Leiter eines Kloſters untergebene Vorſteher einer einzelnen Zelle, bei 
den Benediktinermönchen der nächite Obere des KHlofters nach dem Abt. In Frolge 
der Ausbildung der Dom: und Kollegiattiftsveriaffung und der dabei jtattgehabten 
Herübernahme von Klöfterlichen Einrichtungen kommt der praepositus oder P. auch 
noch bis auf den heutigen Tag in den einzelnen Kapiteln vor. Gr ift im der 
Regel der erfte Würdenträger und Vorſteher in demjelben, Hat aljo gewöhnlich die 
erite Dignität inne. Im Mittelalter war meiftens die Stelle des Archidiakonus an 
der bijchöflichen Kirche mit der des P. verbunden und jo erlangte derjelbe eine 
große Bedeutung für die Verwaltung jowol der Temporalien des Stiftes, wie auch 
der biichöflichen Jurisdiltion überhaupt, welche ihm neben der Vorſtandſchaft im 
Kapitel zufam. Mit der Bedeutungslofigkeit des Archidiafonats ift ihm heute nur 
die leßtere, jowie ein gewifjer Kreis von Rechten innerhalb des Kapitels geblieben, 
welcher freilich in den einzelnen Statuten verjchieden bejtimmt ift. — In der evan- 
gelischen Kirche kommt der Ausdrud P. gleichfalls noch in den wenigen vorhandenen 
Domkirchen vor, ferner aber auch für die Beamten, welche die Aufficht über die jog. 
evangelischen Klöſter, d. h. Träuleinftifter führen, jo in Holftein, endlich aber auch 
in einzelnen Provinzen (3. B. Schleswig und Holftein) für die Superintendenten. — 
In beiden Kirchen dient er ferner zur Bezeichnung der höheren, an der Spiße dei 
Militärjeelforge ſtehenden Geiftlichen (jo in Preußen, wo der evangelische Feldpropft 
die Stellung eines Generalfuperintendenten inne hat). Endlich führen in beiden Kirchen 
auch Geijtliche, welche an bedeutenden Kirchen angeftellt find, jo in Berlin die erften 
Geiftlichen an der Nikolai- und Petrikirche, der katholiſche Pfarrer an St. Hedwig, 
welcher zugleich Subdelegat des Bilchois von Breslau ift, den Titel: P. 

Lit.: P. Hinſchius, Kirchenrecht, II. 88 ff., 114 ff., 317. PB. Hinſchius. 


Proftitution, Mit diefem, wol am richtigiten von pro und statuere (fi 
darbieten, hingeben) abzuleitenden Worte bezeichnet man die gewerbsmäßige Hingabe 
meift weiblicher Perjonen zur Befriedigung gefchlechtlicher Triebe, — ein joztales 
Uebel, welches bei allen Bölfern und zu allen Zeiten genau jo lange beitanden hat, 
wie e8 Anfammlungen von Menjchen in größerer Anzahl an gemeinsamen Wohn: 
orten gab. Schon im Alten Tejtamente (Gene. XXXIV. 31, Ejeh. XVI. 24 
u. Tolg.) findet ihr Beitehen ausführliche Erwähnung, und welche einflußreiche Rolle 
die P. im gejellichaftlichen Leben der Griechen und Römer gejpielt, ift hinlänglich 
befannt. 

Im chriftlichen Mittelalter galt befonders dem Deutjchen Bürgertum die 
reine züchtige Ehe ala Grundpfeiler der Geſellſchaft; jedoch erfannte man dem Natur— 
drange jeine Berechtigung auch außer der Ehe nicht ganz ab, jtellte jogar die Per- 
jonen, welche fich zur Befriedigung jenes Dranges bingaben, unter öffentlichen Schub 
und wies ihnen bejtimmte Häuſer, bejtimmte Straßen, ja bejtimmte Trachten an. 
Die herrichende Auffaffung unterlag jedoch im Laufe der Zeit manchen Wandelungen, 
die man am Beifpiele der jegigen Deutjchen Reichshauptitadt anfchaulich verfolgen 
fann. In Berlin beftanden nachweislich jeit dem 15. Jahrhundert privilegirte, eine 
bejondere Abgabe zahlende, Freudenhäufer, jowie auch „Tahrende Weiber” die Gr: 
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laubniß hatten, unter öffentlihem Schuß von Markt zu Markt zu ziehen, um ſich 
durch geichlechtlichde Gingabe ihren Erwerb zu fuchen. Außerhalb diejer beitimmt 
gezogenen Grenzen aber wurde jede Kuppelei und Umnfittlichkeit mit jchweren Strafen 
geahndet, nicht jelten jogar mit dem Tode. Unter dem GEinfluffe der Refor— 
mation machte fich eine ftrengere Aſcetik auch der privilegirten P. gegenüber geltend 
und man verjuchte e8 mit der Entfernung jämmtlicher eingefchriebener Dirnen; aber 
es mehrten fi) dann die Angriffe auf ehrſame Frauenzimmer, die heimlichen Ge— 
burten und SKindestödtungen und manche Scenen öffentlichen Aergerniſſes derart, 
daß man jehr bald wieder zur Duldung der Treudenhäufer zurückkehrte. Den 
gleichen Verſuch wiederholte man im Jahre 1698, indem auf Beiehl des Kurfürſten 
Friedrich III. jämmtliche feile Dirnen aus Stadt und nächjter Umgebung nach dem 
Zucht- und Spinnhaufe in Spandau abgeliefert wurden. Aber wiederum jah man 
fich ichon im Jahre 1700 durch das rajche Ueberhandnehmen der Winkel-P. ge- 
nöthigt, das Syſtem geduldeter Wirthichaften wiederherzuftellen, wobei man zu— 
gleich zum eriten Male die janitätspolizeiliche Beauffichtigung mit der ſitten— 
und ficherheitspolizeilichen verband. Das damals erlaflene Bordell-Reglement, 
welches auch auf die übrigen größeren Städte der Preußifchen Monarchie übertragen 
wurde und bis 1792 in Geltung blieb, erklärte „dieſe Wirthichaft nicht für gejehlich 
erlaubt, aber ala ein nothwendiges Uebel geduldet“. Dieſe Unterfcheidung ift bier, 
wie in anderen Ländern, jeitdem nachdrücdlich feitgehalten worden, jo daß feinerlei 
Lizenz oder Gerechtfame durch einen gejeglichen Akt gewährt, jondern nur eine 
Duldung geübt wurde aus Gründen, die in den gejellichaftlichen Zujtänden Liegen 
und mit deren Aufhören man jederzeit auch jener Duldung ohne gejeßliche Forma— 
(ttät und ohne irgend welche Entichädigung beliebig ein Ende machen kann. 

Unter Friedrich's des Großen Regierung vermehrte fich in Folge des Zufluffes 
vieler Fremder und der Vergrößerung der Garnifon die Zahl der Freudenhäufer in 
Berlin bis an Hundert. Es folgte dann 1792 ein neues Reglement unter dem 
Titel: „Verordnung wider die Verführung junger Mädchen zu Bordell und zur 
Verhütung der Ausbreitung venerifcher Uebel”, — ein Titel, welcher von dem Be: 
itreben zeugt, den Schein obrigfeitlicher Anordnung und Regulirung eines unzüchtigen 
Treibens zu vermeiden. Im Wejentlichen enthielt das neue Reglement die gleichen 
Direktiven, welche bald nachher in dad Allgem. IR. aufgenommen wurden und 
deren wichtigjten Sat der $ 999 in TH. II. Tit. 20 des lebteren bildet: Liederliche 
Weibsperſonen, welche mit ihrem Körper ein Gewerbe treiben wollen, müſſen fich 
in die unter Aufficht des Staates geduldeten Hurenhäufer begeben“. Ungeachtet 
dieſes landrechtlichen Paragraphen duldete die Polizei in der Folge auch allein- 
(ebende Dirnen, weil fie ihrer Erfahrung nach „die Bordelle allein nicht für aus- 
reichend hielt, der Winkelhurerei die aufmunternden Anreize zu entziehen“. Männer 
aus den gebildeteren Schichten der Bevölkerung gehen jelten oder nie in die öffent: 
lichen Bordelle, — gerade diefen Männern aber jtehen die Mittel zur Verführung 
anftändiger Mädchen und Frauen und zur Verheimlichung ihres Treibens am ehejten 
zu Gebote. Die Polizei jah daher einen gewifien Schuß gegen gefährlichere Sitten- 
verderbniß und gejundheitliche Infektionen darin, daß jolchen Männern die Gelegen- 
heit micht verwehrt wurde, unter Vermeidung aller Auffälligkeit einzeln wohnende, 
auch der polizeilichen Obhut unterjtellte Dirnen zu bejuchen. Letztere durften nur 
in gemwiffen von der Polizei vorgejchriebenen Straßen wohnen, und die Wirthin, 
welche eine folche bei fich aufnahm, war für diejelbe ebenfo verantwortlich, wie die 
Bordellwirthin für ihre jämmtlichen Dirnen. 

Die ftrengeren ethiichen Prinzipien, welche in dem eriten Jahrzehnt unferes 
Jahrhunderts das Preußiiche Staatöleben durchdrangen, fanden indeß auch in der 
Aufraffung der P.frage ihren Widerhall, und ein Rejolut des Minifteriums des 
Innern vom 17. Okt. 1810 bejtimmte, „daß feine einzeln Lebende Proitituirte mehr 
zu dulden, daß die bejtehenden Bordelle in abgelegene Gaſſen zu verlegen jeien, unter 
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feinen Umſtänden neue errichtet werden dürften und vielmehr eine Verminderung, 
derjelben mit allen Mitteln angeftrebt werden müſſe“. Auch durfte fortan fein 
Bordellwirtd mehr Eigenthümer jein, und das Bürgerrecht wurde ihm verlagt. 
Seit jener Zeit begann ein hartnädiger Kampf der Behörden gegen die P., deren 
völlige Unterdbrüdung ausgejprochenes Ziel war. Die jogleich nach der Einfchräntung 
der Bordelle fich ergebende Thatſache, daß die fyphilitifchen Erkrankungen in Berlin 
bei Civil und Militär zunahmen, wurde als unerheblich bei Seite gelafjen; denn, 
wie es in einem Minijterialveffript vom 25. Juni 1839 wörtlich heißt: „Tich in der 
unverjtändigen Befriedigung geichlechtlicher Bedürfniffe vor Schaden und Anſteckung 
gefichert zu jehen, darauf hat Niemand einen Anſpruch an die Polizei“. Es könne 
daher „von einem Konflikte der Tendenzen der Sittenpolizei mit denen der Sanitäte- 
polizei nicht füglich die Rede fein“. Endlich fand in Folge Königlicher. Ordre vom 
5. Auguft 1845 die gänzliche Aufhebung aller in Berlin beitehenden Bordelle mit 
dem 1. Januar 1846 jtatt. Aber anjtatt der erwarteten Verminderung der Pro— 
ftituirten Eonftatirte die Polizei jchon nach zwei Jahren eine Zunahme derjelben, 
und ihr Treiben nahm dabei einen weit fittengefährlicheren Charakter an, weil fie 
ſich unter den allerverjchiedenjten Scheinformen, ala Schanfmamjells, Näherinnen, 
Wäjcherinnen, Dienftboten, verheirathete Frauen (jog. „Scheinfrauen“) u. j. w., in 
die Gelegenheiten zur Ausübung ihres Gewerbes hineinzuichmuggeln wußten. Die 
Zahl der Kupplerinnen ftieg bedeutend, und bejonders junge Mädchen von 15 bis 
20 Jahren fielen den Vermittelungskünften diefer Weiber zahlreich zum Opfer. Die 
Auftritte auf Straßen und Pläßen wurden flandalöjer als vordem, und die Polizei 
war zu einem Nufgebote bejtändiger, die Straßen durchziehender Streiftwachen ge- 
nöthigt, um dem Unfuge zu jteuern. Zugleich nahm die Häufigkeit ſyphilitiſcher 
Anſteckungen ſofort zu; die Zahl der in der Charité behandelten infizirten 
Frauenzimmer betrug im letzten Jahre vor der Aufhebung der Bordelle, 
1845 : 514; nach deren Aufhebung 


im Jahre 1846 : 627 
„  n.. 1847 : 761 
„n..1848 : 835. 


Die Zahl der in der Charité behandelten fyphilitiihen Männer jtieg gleichfalls 
nach 1845 raſch; e8 waren 
im Jahre 1845 : 711 


— „13846: 813 
„13847: 894 
J „..1848 : 979, 


Zugleich nahm, wie die Charite-Annalen beweifen, die Krankheit an Hartnädigteit 
und Bösartigfeit zu, da die Durchichnittsdauer der Kuren von 34 auf 43 Tage ſtieg 

In Folge diejes eflatanten Mißerfolges der Aufhebungsmaßregel entichloß man 
fih jchon im Jahre 1850 zur Wiedereröffnung der alten und einer großen Anzabl 
neuer Duldungshäufer. In dem bezüglichen Beichluffe des Königl. Polizeipräfidiums 
vom 18. Dez. 1850 heißt es ausdrücklich: „Es gilt ald anerkannt, daß die P., 
diefer Parafite der Gejellichaft, durch feine gewaltfame Maßregel, welcher Art fie 
auch immer fein möge, unterdrüdt werden fünne, daß jediweder VBerfuch in diejem 
Sinne das Uebel nur verichlimmert, und daß man demgemäß derjelben 
eine gewijje Toleranz unter einer der Dertlichfeit und den Um: 
ftänden angemejjenen Kontrole zugeftehen muß“. 

Durch denjelben Beichluß wurde eine „Kommiffion zur Ueberwachung der P. 
und der Syphilis“ niedergejeßt, beftehend aus einem Bolizeirath und. einem Arzte, 
welche al& erefutive Behörde in Anfehung der Maßregeln, gegenüber der tolerirten 
P., und als berathende Hinfichtlich der Verfolgung der heimlichen P. zu fungiren 
hatte. 
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Das Preuß. StrafGB. vom 14. April 1851 gewährte durch Aufnahme des 
Landrechtlichen Verbotes nur jolcher gewerbsmäßigen Unzucht, welche den polizeilichen 
Anordnungen zumider getrieben werde, und durch das daran angereihte Verbot der 
Kuppelei die Möglichkeit der Tolerirung von Bordellen,; aufgehoben wurde aber dieje 
Meöglichkeit Für die Polizeibehörde durch das „StrafGB. für das Deutſche Reich“, 
welches in $ 180 die Beftrafung wegen Kuppelei ohne Rückſicht auf polizeiliche 
Anordnungen über Jeden verhängt, „wer gewohnheitsmäßig oder aus Eigennuß durch 
feine Bermittelung oder durch Gewährung oder Verichaffung von Gelegenheit der 
Unzucht Vorjchub Leiftet“. In Folge diejer Gejeßesbejtimmung haben jeit 1871 die 
Bordelle nominell aufgehoben werden müſſen, ungeachtet des lebhaften Widerjtandes 
einzelner Städte, namentlich” Hamburgs, deffen Senat gegen das Verlangen des 
Reichskanzleramtes, die Aufhebung der Bordelle betreffend, vergeblich an den Bundes» 
rath appellirte. Die Beauffichtigung der P. beſchränkt fich jeitdem darauf, daß die 
Mädchen, welche von der Polizei als Proftituirte erkannt werden, einer Einjchreibung 
und fortan einer regelmäßigen ärztlichen Unterfuhung unterworfen werden. Bei 
fonfjtatirter Infektion werden fie dann zwangsweije in ein Krankenhaus gebracht und 
darin bis zu erfolgter Genejung feftgehalten. Diefe periodifchen Unterfuchungen find 
in Preußen den örtlichen Poligeiverwaltungen aufgegeben, und die Koften derjelben 
haben die Kommunen nach dem Gejeg vom 11. März 1850 zu tragen (vgl. Er— 
fenntniß des OTrib. vom 11. März 1852). Als Folge diefer neuen Ordnung der 
Dinge ergiebt fich überall die bereits früher nach Aufhebung der Frauenhäufer er: 
gebene Thatjache, daß die Anzucht auf den verſchiedenſten Umwegen und Schleichtwegen 
um jo tiefer ins gejellichaftliche und öffentliche Leben fich Hineindrängt und über 
Zunahme der fyphilitifchen Erkrankungen von den verjchiedenjten Seiten Klagen er: 
hoben werben. 

In Bayern wurde bis zum Jahre 1861 die P. nur in bejonderen Häuſern 
der größeren Städte unter fortwährender fittene und gejundheitspolizeilicher Aufficht 
geduldet, dagegen der Einzel-P. und allem Aufjuchen der Gelegenheit zur gewerbs— 
mäßigen Unzucht auf Straßen und öffentlichen Plätzen energiſch entgegengetreten. 
Diejes Verfahren bewährte fich namentlich zu München in dem Grade, daß nach den 
gepflogenen Erhebungen feine Hauptjtadt Europa’s eine verhältnigmäßig jo geringe 
Zahl ſyphilitiſcher Erfranfungsfälle hatte und in feiner Stadt die Straßenunfittlichkeit 
auf ein folches Minimum herabgedrüdt war wie in München. Die neue Strafgejeß- 
gebung vom 10. Nov. 1861 machte ein ganz verändertes Verfahren notwendig. 
Die Polizeibehörde durfte fortan feine Kenntniß mehr von dem Beitehen eines Bor- 
della erhalten, ohne jofort die gerichtliche Ginfchreitung zu veranlaffen, während 
andererjeits das Aufſuchen der Gelegenheit zu unzüchtigem Erwerb auf den Straßen 
nicht mehr jtrafbar war Die Folge davon war eine ſtarke Ueberhandnahme der 
Winfelbordelle und des unfittlichen Gafjenverfehrs, eine zunehmende Verbreitung der 
Syphilis jowol in den Städten wie von diefen auf das Land und in die Familien— 
freife hinein (dem ftatiftifchen Nachweis vgl. in Majer, Ueber die Verbreitung 
der veneriichen Krankheiten in Bayern, in Eulenberg’3 Vierteljahrsſchrift für 
ger. Med. Bd. XVII. Seit 1, 1873). Cine Aenderung des Geſetzes wurde bald 
ala nothwendig erkannt; man einigte fich im Jahre 1868 über eine Zuſatzbeſtimmung, 
vermöge deren „einmal beitrafte Weibsperjonen auf die Dauer eines Jahres durch 
die Poligeibehörde der ärztlichen Unterfuchung ihres Gejundheitszuftandes unterjtellt 
werden konnten“; — im Fahre 1871 brachte dann das neue StrafGB. die viel 
weitergehende Bejtimmung: „Mit Haft wird bejtraft eine Weibsperſon, welche 
polizeilichen Anordnungen zuwider gewerbsmäßige Unzucht treibt“. Dieſe Beitimmung 
ſetzte die Polizeibehörde in Stand, regelmäßige Unterfuchungen der von ihr der P. 
überführten Dirnen vorzunehmen, ohne aber dieſer Maßregel die regelmäßige und 
umfaffende Wirkſamkeit gewähren zu können, wie jolche bei Duldung beauffichtigter 
Frauenhäuſer ermöglicht war. 
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Außer Deutichland bejteht gegenwärtig nur in Defterreich ein Verbot der 
Bordelle, welches indeß nicht deren blühendes Fortbeſtehen, 3. B. in Peit und in 
Prag, Hindert, während in Wien an ihrer Stelle die Privat-P. bekanntlich zur 
höchſten Entwidelung gelangt ift. In allen übrigen Ländern Guropa’s find bie 
Bordelle polizeilich geduldet und mehr oder weniger beauffichtigt, fei e von Staats— 
oder von Gemeindewegen. 

Am einheitlichiten ift das P.weſen in Italien geregelt, wo die Staats- 
regierung vermittelft einer bejonderen unter dem Minifter des Innern fungirenden 
Gentralauffihhtsbehörde dieſen Dienftzweig direkt leitet. In jeder Provinzial- 
hauptjtadt befindet fich eine Inſpektion und in jeder Bezirkshauptſtadt ein 
Sanitätsamt mit der ausfchließlichen Aufgabe, die P. zu überwachen. An der 
Spite jedes jolchen Sanitätsamtes ſteht ein ärztlicher Beamter, welcher zugleich 
Dirigent des Hofpitala oder der Hofpitalabtheilung für Syphilitifche ift und unter 
welchem die erforderliche Anzahl von Nerzten zur regelmäßigen Unterfuchung der 
Dirnen, jowie von polizeilichen Hülfsbeamten fungirt. 

In Frankreich, wo ſchon Ludwig der Heilige nach einem vergeblichen 
Verfuche ftrengfter Unterdrüdung eine geregelte Duldung und Beauffichtigung ab- 
gejonderter Bordelle einführte, wurde im Jahre 1791 das Prinzip der perfönlichen 
Freiheit und der Unverleglichkeit der Wohnung auch auf die jeruellen Lebensbeziehungen 
angewandt und alle bis dahin bejonders jeit Yudwig XIV. bejtandenen Einrichtungen 
der Sittenpolizei abgeſchafft. Die folge war das Einreißen jener zügellojen öffent: 
lichen Frechheit, welche man aus den Zeitbildern des Direftoriums fennt, und gegen 
welche man fich erſt im Jahre 1799 nach Einrichtung der Polizeipräfeltur zu ener- 
giſcher Nepreifion aus bloßer polizeilicher Machtvolltommenheit entichloß, nachdem 
wiederholte Verfuche einer gefeßlichen Regelung, theils an prinzipiellen Freiheits— 
bedenten, theild an der Scheu vor öffentlicher legislativer Behandlung eines jo in- 
dezenten Gegenjtandes geicheitert waren. Seit jener Zeit iſt Alles, was in Frank— 
veich zur Regelung des P.weſens geichehen ift, nur auf dem Wege polizeilichen Be: 
liebens und gleichſam im Namen der fittlichen und fanitären Nothwendigkeit ge 
ichehen, ohne formelle gejegliche Grundlage; es Hat daher auch nicht gefehlt an 
Berufungen gegen dieſe Maßregeln der Polizei an die Gerichte; und wenn ſolche 
Berufungen von leteren ſtets im gebieteriichen Intereffe der öffentlichen Sittlichkeit 
und Gejundheit ablehnend bejchieden zu werden pflegen, jo wird doch der zumeilen 
(ähmende Einfluß eines Mangels gejeglicher Autorifation von den Franzöſiſchen Be- 
richterjtattern anertannt. Schon im Jahre 1818 äußerte fich der Parifer Polizei: 
präfeft in einer bejonderen Denkfchrift an die Negierung folgendermaßen: „Früher 
oder ſpäter müſſen entweder die Grundfäße der perjönlichen Freiheit volljtändig 
jiegen, und das Gewerbe der Lujtdirnen, geichirmt von allgemeinen Grundjäten, 
ein ebenjo freies jein, wie jedes andere, oder die Geſetzgebung muß einen 
Unterfchied, eine Ausnahme machen und fie der Aufficht von Behörden übertragen, 
welchen die Pflicht obliegt, die guten Sitten, die Ordnung, die Menjchen zu beauf- 
fichtigen, welche durch ihre Lage, ihre verworfenen Gefinnungen, in ſtetem Kampfe 
mit der Religion und Sittlichkeit, der guten Ordnung und den Anforderungen der 
guten Gejellichaft Liegen“. Bei diefem Mangel gefeglicher Beitimmungen und bei 
der in Frankreich beitehenden Mebertragung dieſes polizeilichen Auffichtszweiges an 
die Kommunen ift e8 nicht zu verwundern, daß Art und Maß von Beaur- 
fichtigung in den verichiedenen Theilen des Landes äußerſt verſchieden ausfallen, und 
daß, im Gegenſatze zu der ſorgfältigen Handhabung des Dienſtes in Paris, man über 
große Vernachläſſigung und daraus entſpringende öffentliche Uebelſtände in manchen 
Provinzialſtädten Klage führt. 

Im Gegenſatze zu den Ländern romaniſcher Bevölkerung zeichnet ih England 
und der größere Theil der Nordamerilanifchen Vereinsſtaaten durch eine 
grundjäßliche Paifivität in dieſer Angelegenheit aus. Bis zum Jahre 1864 beitand 
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in England gar feine gejegliche Vorſchrift bezüglich der P., umd die Polizei hatte 
fein Recht, Hindernd einzujchreiten, außer wenn öffentliches Aergerniß gegeben oder 
Peläftigungen auf der Straße ftattianden und darüber von zwei Steuerzahlern in 
aller Form Klage erhoben wurde. Auch von einer obligatorischen ärztlichen Unter- 
juchung war nirgends die Rede. In Folge diejer Verwahrlofung breitete fich die 
Syphilis in ſolchem Maße aus, daß 3. B. von den Refruten durchichnittlich 20 
bis 25 Prozent infizirt befunden wurden und der Präfenzitand des ftehenden Heeres 
einen bejtändigen Abzug von 15 bis 20 Prozent jyphilitiich Erkrankter aufwies. 
Diefe Zuftände drängten fo jchreiend nach Abhülfe, daß, ungeachtet des heftigen 
Widerftandes der ftrengkirchlichen Parteien, welche darin eine gewerbliche Konzeifion 
an das Laſter erblidten, im Jahre 1864 bzw. 1866 eine janitätspolizeiliche Beauf- 
fichtigung der Proftituirten — vorläufig nur in einer bejtimmten Anzahl von 
Dafen- und Garnifonftädten — gejeßlich eingeführt wurde. Diejer Dienſtzweig ift 
dem FKriegäminifterium unterftellt, welches über die Ergebniffe regelmäßige Berichte 
dem Parlamente vorlegt. Die Ausdehnung der bereits ala höchſt wohlthätig ſtatiſtiſch 
erwieſenen Einrichtung über jämmtliche Städte des Landes, namentlich über London 
mit jeinen 4000 Bordellen und 60 000 Luftdirnen, wird von vielen, beſonders ärzt— 
lichen Seiten dringend verlangt, während von einer ſehr rührigen Gegenpartei unter 
Berufung auf die verlegte perjönliche freiheit und auf das verleßte öffentliche Scham- 
gefühl die Wiederabichaffung der Gejehe verlangt wird. 

So wiederholt ſich denn in der Gefchichte aller Staaten die Erfcheinung der 
P. als eines von den menschlichen Konglomerationen unabwiſchbaren Schmußfledens, 
und wenn BParent-Duchatelet in jeinem Haffifchen Buche über die P. in Frank— 
reich fagte, die Proftituirten jeien in den größeren Städten ebenjo unvermeidlich wie 
Abzugskanäle, Abdedereien und Schmußbehälter, jo hat er damit die erfahrungs- 
gemäße abjolute Unmöglichkeit einer Unterdrüdung ebenjo richtig wie die ethijche 
Häßlichkeit des Uebels bezeichnet. Für die tiefe Begründung der P. in den Funda— 
menten unferer jozialen Zuftände jpricht auch die ſtatiſtiſche NRegelmäßigfeit 
ihres Intenfitätsganges überall da, wo die Größe der bezüglichen Ziffern überhaupt 
eine ftatiftiiche Betrachtung zuläffig macht. Vergleicht man 3. B. die Jahresfummen 
der polizeilichen Einregiftrirungen von Proftituirten in Paris während eines zwölf— 
jährigen Zeitraumes nad v. Dettingen’s Tabellen, fo ergiebt fich eine mit ge— 
ringen Schwankungen regelmäßig fortichreitende Zunahme von 46 504 Einregiftrirungen 
im Jahre 1837 bis zu 50 015 im Jahre 1849. Auch die monatliche Zahl der Ein— 
regiftrirungen zeigt nur jehr geringe Schwankungen, und ſelbſt in diefen Schwankungen 
tritt eine regelmäßige Schwellung für die Herbitmonate gegen einen ebenfo regel— 
mäßigen Rüdgang für die Wintermonate hervor. Bei folcher Regelmäßigfeit der 
Zahlen kann fein Zweifel bleiben, daß — fo verichieden auch die individuellen Motive 
des Schrittes bei den Taufenden fich geftalten mögen, doch allgemeinere und tiefere 
Ginflüffe, mit deren Gejammtbezeichnung als „joziales Elend” man fich zu begnügen 
pflegt, bier jo beftimmt ihre unvermeidlichen Endiproffen treiben wie in der Trunk— 
fucht, im Selbitmorde, im Irrfinn, im Verbrechen. Mit allen diefen Schweiter: 
phänomenen und befonderd mit dem berufsmäßigen Gaunerthum erjcheint ja auch die 
P. erfahrungsgemäß in innigem Bunde, umd jehr richtig bezeichnet ein geiftreicher 
Franzöſiſcher Kriminalftatiftiter (Corne) die P. ala das weibliche Mequivalent für 
die befanntlich fünf bis jechs Mal größere Kriminalität bei den Männern. Die 
auffällige Zunahme der P. in unferen großen Städten jeit den legten Dezennien, 
3. 2. in Berlin und in Paris, um das Dreifache desjenigen Prozentjages, welcher 
der Bevölkerungszunahme entiprechen würde, geht gleichen Schrittes mit der Zunahme 
der Selbitmorde und des Irreſeins, jowie mit der Abnahme der Ehen, — jtätiftiiche 
Beziehungen von bedeutfamer Tragweite für die volfswirthichaftliche Betrachtung. 

Der Rechtsſtaat als jolcher hat gegenüber dem uns bier bejchäftigenden jozialen 
Uebel zwei verjchiedenartige Intereffen zu vertreten: den Schuß der öffentlichen 
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Sittlichkeit gegen anſtoßerregenden Unfug und gegen Verführungen der Jugend, 
und den Schuß der allgemeinen Gejundheit gegen die aus der P. ent— 
ipringende Berbreitung anſteckender Krankheiten. 

In erjterer Hinficht fallen alle naturrechtliche oder philojophijche Streitfragen, 
welche fich auf die Berechtigung der außerehelichen oder „freien“ Gejchlechtsliebe be- 
ziehen, nicht ins Gewicht gegen die thatjächlich herrichenden Lebens- und Sitten- 
auffaffungen der civilifirten Völker, welche in diefer wie in anderen fragen für den 
Rechtöftaat ala maßgebende Grundlage dienen. Diefen Sittenauffaffungen hohn— 
jprechende öffentliche Handlungen oder Aufforderungen und VBerführungen dazz 
erichüittern die einmal beftehenden VBorausfegungen der fittlichen Geſellſchaftsordnung 
find daher vom Staate nicht zu dulden und als grober Unfug unter Strafe zu 
jtellen. In diefe Sphäre der Polizeithätigkeit fällt neben manchen ähnlichen Unfugs- 
fategorien, 3. B. der Trunffucht, dem Glüdsfpiele, der Thierquälerei u. j. w., aud 
die P., infoweit fie an die Deffentlichfeit tritt und namentlich der 
unreifen Jugend Aergerniß und Verführung bietet. Ueber die Br- 
fümpfung dieſer beiden Ausjchreitungarichtungen hinaus gegen die lafterhait: 
Lebensweiſe ſelbſt vorzugehen, ift nicht Aufgabe der Polizei, welcher & 
auh an wirkſamen Mitteln dazu fehlen würde. Es haben fich zwar jederzei: 
Stimmen erhoben, welche eine gänzliche Unterdrüdung der gewerbsmäßigen Unzuch 
dem Staate zur Pflicht machen wollen; aber es ijt bezeichnend, daß diefe Stimme 
jämmtlich vom Lande oder aus fleineren Städten — namentlich Univerfitätsorten — 
herfommen, während bei allen eriahrenen Beurtheilern diejer Frage in größeren 
Städten eine auffallende Einjtimmigfeit darüber berrfcht, daß es fi um ein in 
jeiner proteusartigen Vielgeftaltigkeit äußerft ſchwer angreifbares und nimmermehr de: 
Ausrottung, fondern nur der Kontrole und der Gindämmung feiner ſchlimmſten Ans- 
wüchſe tähiges llebel handelt. „Aufer meretrices de rebus humanis, turbaveris 
omnia libidinibus“, jagt jchon der Kirchenvater Auguftinus, und einer de 
heitigjten neueren Eiferer gegen die Hamburger und Parifer Bordellwirthichaiten, de: 
Moralftatiftiter v. Dettingen, giebt doch zu, „daß der Staat jenen ſchmutziger 
Abzugskanal der ſozialen Zuchtlofigkeit dulden müfje, dulden und ihn abdämmen, 
da ſonſt feine verfumpfende Macht ohne einengendes Bett für den gejammten Boden 
der Gejellfchaft unmberechenbar werden könnte, und ſchützen folle er nach Kräften, 
phyfiich und moralifch, die Gefammtheit vor Infizirung“. ine völlige Ausrottung 
des Uebels iſt jchon deshalb undenkbar, weil ihm die dazu erforderliche Begreny 
barkeit des Begriffes fehlt. Wenn man jede vorbedachte Preiögebung weibliche 
Reize zu materiellem Gewinne in den Bereich der polizeilichen Verfolgung Hinein- 
ziehen wollte, jo dürfte feine Gefellichaitäflaffe bis zu den Salons der hohen Ariftofratir 
hinauf von dem Vorwurfe freibleiben, Mitichuldige in ihrer Mitte zu dulden. In 
mehr oder minder eleganter Form durchdringt alle gejellichaftlichen Berhältnifie 
der Macht- und Erwerbsfaftor der jeruellen Gunftgewährung; ſeine 
Abftufungen von der einflußreichen Hofdame herab bis zur verfommenjten Gaffen: 
dirne find jo tauſendfach vielfeitige und verfchlungene, daß für die Grenze des ber: 
kömmlich Zuläffigen durchaus fein anderes, ethifches Merkmal auffindbar ift als 
dasjenige, welches allen Kategorien des Unfugs gemeinjam tft, die Oeffentlichkeit 
Don diejer das Laſter zurücdzudrängen und dadurch das letztere möglichjt einzudämmen, 
ift die einzige fittenpolizeiliche Aufgabe des Staates gegenüber derP. Da freilich 
diefe Eindämmung nur mittels einer gewiffen Regelung und dieje Regelung nur 
unter einer gewiflen ausgefprochenen Duldung des Uebels in bejtimmten Grenzen 
möglich ift, fo entjteht dadurch ein Konflikt mit den Grundjäßen idealer 
Moral, und auf diefem Konflikte beruht die Oppofition mancher einflußreicher, 
bejonders Firchlicher Kreife gegen jedes Syfitem von Regelung der P. Man be: 
hauptet, daß in gleichem Schritte mit folcher Regelung das Gewiffen zunehmend 
abgejtumpft werde; — „in England, wo man alles jeinen Weg gehen lafje, jei 
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doh Sünde nody Sünde, in Frankreich nicht“. Allein abgejehen von dem weiterhin 
zu beiprechenden jchwer in die Wagjchale fallenden janitären Gefichtspunfte hat 
doch auch über die fittlichen folgen des laisser aller für das Gemeinwejen die 
Erfahrung längjt ihr Urtheil geiprochen und eine geregelte Eindämmung des Uebels 
als abjolut nothwendig erkennen laſſen. Dieſe Eindämmung bat im öffentlichen 
Eittlichkeitsintereffe derart zu geichehen, daß keinerlei öffentliche Schau— 
vläße unfittliher Anjpradhen und Berlodungen geduldet werden, 
und daß die Wohnftätten der Proftituirten den Augen des Publikums mög- 
lichit entrüdt, den Vorübergehenden in feiner Weije auffallend und der 
unreifen Generation unter feiner Bedingung zugänglich jeien. 
Alle über dieje Ziele hinausgehende fog. radikale Unterdrüdungsmaßregeln haben 
das Gegentheil des Gewollten, die Verlegung des Uebels aus einem gefannten, 
polizeilich überjehbaren und beeinflußbaren in ein heimliches, aller Beauffichtigung 
entzogenes Gebiet, jowie ein Durchfidern aus diefem durch taufend unberechenbare 
Poren in die Deffentlichkeit zur Folge gehabt. 

Das zweite Intereſſe des Staates an der P.frage iſt dasjenige der öffent— 
lien Gejundheit, da die P. ala Hauptquelle der Verbreitung gewiffer an— 
ftedender Krankheiten anerkannt iſt. Wäre es möglich, die P. wirklich und gänzlich 
aus der Welt zu jchaffen, jo würde es vorausfichtlich gelingen, demnächſt auch die 
ſyphilitiſchen Erkrankungen gänzlich zu befeitigen. Aber gerade hier gilt in noch 
weit höherem Grade die Wahrheit, daß jeder Verfuch völliger Unterdrüdung nur 
eine Verzichtleiftung auf diejenigen Auffichtamaßregeln bedeutet, welche gegenüber 
einer der Beobachtung zugänglichen Geftalt des Uebels möglich find. Alle Be- 
ftimmungen zur Unterdrüdung der B. haben in janitärer Hinficht erit 
recht ihren Zwed verfehlt, und im Gegentheile nur eine Zunahme der 
Genitalerfrantungen zur Folge gehabt. Es bleibt daher Nichts übrig, als die 
Träger und Bermittler des fyphilitifchen Giftes durch ſcharfe Ueberwachung , regel— 
mäßige Unterfuchungen, Iſolirung und Heilung der Erkrankten möglichit unjchädlich 
für das Gemeinmwejen zu machen. Und folche Aufſichtsmaßregeln janitärer 
Art find, wie die Erfahrung in allen Ländern lehrt, jo dringend erforderlich, daß 
davor jedwede Bedenken ethifcher oder religiöfer Art gegen die direfte Ginmifchung 
— Organe in die Vorbeugung geſchlechtlicher Erkrankungen ſchwinden 
müſſen. 

Lehrreich iſt in dieſer Hinſicht ein Vergleich der Syphilisverbreitung in Ländern 
mit und ohne vorbeugende ſanitäre Ueberwachung. In Paris z. B., wo die ſämmt— 
lichen Proſtituirten, ſoweit fie der Polizei bekannt find, zwangsweiſe einer regel— 
mäßigen ärztlichen Unterfuchung unterzogen werden, kamen nach einem Bericht von 
Lefort auf fämmtliche Hofpitalpatienten 3,3 Prozent an Syphilis oder Gonorrhöde 
leidende, in London dagegen, wo gar feine jolchen Unterfuchungen jtattfinden, beliei 
fih das Verhältniß auf 8,8 Prozent. Die Zahl der an diefen Krankheiten 
unentgeltlich in und außer den Hofpitälern in London behandelten Perjonen beträgt 
nah amtlicher Schägung jährlich über 52000, zu welchen alſo die vielen auf eigene 
Koſten von Aerzten, Apothefern und Pfufchern behandelten, ſowie die gar nicht be- 
bandelten Kranken noch hinzukommen. 

Bon der unmittelbar günftigen Wirkung der ärztlichen Kontrole erhalten wir 
auch ein charakteriftifches Bild durch die Statiftit der Garnifonen in denjenigen 
Städten Englands, in welchen jene Kontrole vermöge des „Geſetzes zur Verhütung 
anſteckender Krankheiten“ im Jahre 1866 eingeführt worden ift. Vor diejer Ein- 
richtung ſchwankte die Verhältnißzahl der jährlich an diefen Krankheiten in die 
Yazarethe aujigenommenen Soldaten auf je 1000 Mann des Präfenzitandes zwiſchen 
110 und 120. Im Jahre 1866 fant fie auf 90,5; in 1867 auf 86,3; in 1868 
auf 72; in 1869 auf 60; in 1870 auf 54,5. (Fourth Report on the operation 
of the Contagious Diseases Acts. London 1872.) 
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Die auch in Deutſchland verfuchte Agitation gegen die Maßregeln zur fanitären 
Beauffichtigung der P. ſtützt fich befonders auf die Behauptung, jolche Maßregeln 
hätten nur den Zwed, Wollüjtigen ihre Ausjchweifungen ungefährlicher und ficherer 
zu machen. MohHl, welcher alle und jede Regelung des P.weſens berwirft, jagt: 
„was insbejondere die medizinifch-polizeiliche Rückſicht betrifft, jo iſt fie ganz un 
motivirt, da fich Hier jeder felbft vor Schaden wahren fann“ Schür— 
mayer geht jogar noch weiter und findet es „vielmehr mit den Forderungen der 
Sittlichfeit im Einklange und von praftifchem Erfolge, jelbjt da, wo Bordelle ge 
duldet werden, dieje wegen ſyphilitiſcher Anſteckung nicht zu über: 
wachen; fie würden dadurch bald in einen Zujtand und Ruf verfallen, der aud 
den geilften Wollüftling von der Benutzung abichreden werde“. 

Schürmayer’s humaner Vorichlag findet fich bekanntlich längſt in London 
und den übrigen großen Britifchen Handelsjtädten ganz ideal ausgeführt; man hat dort 
nie anders verfahren, — aber mit welchem „Abſchreckungs“-Erfolge, ift ebenjo be 
fannt; nirgendwo in Europa iſt die Benußung der Bordelle eine allgemeinere als 
in der Britifchen Metropole. Bei diefen und ähnlichen Argumenten, deren fich, wır 
oben erwähnt, vor 40 Jahren auch ein Preußifcher Minifter bediente, vergißt man 
überdies die wichtige, jchon für fich allein entſcheidende Thatſache, daß die fraglick 
Krankheit ſowol durch weitere Auſteckung, wie auch durch erbliche Ueber— 
tragung von den ſchuldigen auf die unſchuldigſten Glieder der Familie ſich ver: 
breitet und die kommenden Geſchlechter im voraus vergiftet. Wie 
können Frau und Kinder, wie die Amme des unſichtbar infizirten Säuglings, um 
mit Mohl zu reden, ſich ſelbſt vor Schaden wahren? Gegen dieſe in ihrer Water: 
verbreitung von jedem Einzelialle aus unberechenbare Infektion überall vorbeugend 
einzufchreiten, ift doch gewiß eine Pflicht der jtaatlichen Gejundheitspflege, bei welcher 
e8 gar nicht entlaftend in Betracht jällt, inwieweit Einzelne fich den Schaden 
durch eigene Schuld zuziehen. 

Die Hauptjache bei Bekämpfung der Syphilis ift frühe Entdedung um 
jrühe Behandlung der Infektion; — beide fönnen nur gefichert werden durch 
ein Syitem regelmäßiger ärztlicher Unterfuchungen ſämmtlicher Lujtdirnen, ohne 
Unterjchied, ob fie der Erkrankung verdächtig find oder nicht. Wiele derjelben find 
fich des Franken und anjtedungsjähigen Zuſtandes gar nicht oder erjt nach länge 
Dauer deifelben bewußt; andere find von einer zu brutalen Gleichgültigkeit gegen 
alle Folgen der Krankheit bejeelt, um ihre Freiheit aufzugeben, jo lange das Leiden 
nicht einen jo hohen Grad erreicht Hat, daß fie außer Stande find, Länger ihren 
Erwerbe nachzugehen. Bezeichnend ift eine gutachtliche Aeußerung über dieje ragt 
von einer Stelle, der man die vollite Erfahrung zuerkennen muß, ohne ihr etwaige 
einjeitig ärztliche Berufsgefichtöpunfte vorwerfen zu fönnen, — von den Berwaltern 
(„governors“) des Londoner Hofpitals für jyphilitifche rauen. Diefelben erklären, 
fie jeien jehr betroffen gewejen über den großen Kontraft zwifchen denjenigen Kranl- 
heitsfällen, welche aus Diſtrikten ohne ärztliche Ueberwachung der Luſtdirnen zur 
Aufnahme gelangten, mit denjenigen aus Dijtriften mit ärztlicher Ueberwachung 
Don den erjteren litt der größere Theil in Folge langer Vernachläſſigung an den 
bösartigjten und hartnädigften Formen der Luftfeuche, während die letzteren größten: 
theil® einer leichten und vollfommenen Heilung fähig waren (Report of the Lock 
Hospital and Asylum, 1872). Uebereinjtimmend lautet das Urtheil aller im dieſem 
Dienftzweige erfahrener Sanitätsbeamten dahin, daß die Bordelldirnen eine viel 
minder gefährliche Quelle der Infektion bilden, als die einzelwohnenden Perfonen. 
Ueberhaupt ift den Bordellen der janitäre Vorzug nicht abzuftreiten, daß fie die 
genauejte und regelmäßigjte Kontrole gejtatten. 

In Frankreich duldet man bei den jtehenden Lagern, 3. B. bei demjenigen von 
Chalons, Bordelle, die man aber unter jtrenger Aufficht hält; man erreichte dadurch zu 
Ghalons in den Jahren 1863—1864 eine Verringerung der ſyphilitiſchen Anftedungen 
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bis auf 1,3 Prozent der Truppenftärfe, während um diejelbe Zeit bei der durch keinerlei 
Kontrolmaßregeln geſchützten Britifchen Armee zu Alderfhot die Verhältnißzahl 30 
bis 31 Prozent betrug! Generalarzt Roth verlangt denn auch in feinem Elaffiichen 
Lehrbuch der Militärgefundheitspflege eine geregelte Ueberwachung der P. in jedem 
itehenden Lager unter Konkurrenz der Givilbehörden, und erklärt wohlfontrolirte 
Bordelle für das befte Mittel zur Durchführung der erforderlichen Unterfuchungen. 
Wenn man bedenkt, daß in der Preußifchen Armee die Zahl der anſteckenden Genital- 
erfranfungen jährlich 45 bis 54 auf je 1000 Dann der Truppenftärke, in der Franzöſiſchen 
90 bis 100, in der Englifchen 250 bis 300 beträgt, und wenn man fich vergegen- 
wärtigt, in welchem Maße hier der fräftigfte Theil der jungen Männerwelt, die Väter 
der fommenden Generation, einer Infektion unterliegen, die von ihnen über das ganze 
Land verbreitet und in das jpätere Tyamilienleben mithinein gebracht wird, dann 
muß aller Zweifel darüber weichen, daß der Zwed einer wirkſamen janitären Kon— 
trofe allen anderen Gefichtspunften weit voran zu jtellen ift. 

Der bier dargelegten Pflicht jchügenden Eingreifens zur Abwendung gemeiner 
Gefundheitsgefahr jowol, wie fittlichen öffentlichen Aergerniffes fann der Staat nach 
Kräften gerecht werden, ohne dabei in den Fehler einer zu aktiven Einmiſchung in 
alle Berhältnifje der Proftituirten, in ihre Lebensweije, Kontraktbeziehungen, Kleidung, 
Tarife u. ſ. mw. zu verfallen. Diejen Fehler hat man in früheren Jahrhunderten be= 
jonders auch in den Deutichen Handelsftädten vielfach begangen, und noch Heute 
findet man in einzelnen Städten jolche obrigkeitliche Bordellordnungen, in welchen, 
wie 3. B. in derjenigen für Leipzig vom Jahre 1868, die Anfprüche der Dirmen 
an den Wirth feftgeießt, „es für angemefjen“ erklärt wird, „daß jedes Mädchen zur 
Abendmahlzeit ein Seidel Lagerbier trinke“ u. dgl. m. Durch derartige Beitimmungen 
jet fich die Staalabehörde wirklich in ein unziemliches Verhältniß von Mitwirkung 
an dem Unzuchtögejchäfte und verleiht den Ausüberinnen des letzteren ein Bewußtſein 
tormulirten Gewerberechtö, welches ala Vorwand zu weitergehenden Anfprüchen und 
Anmaßungen mißbraucht wird. Sowol im Intereffe des fittlichen Prinzips wie der 
praftijchen Ordnungserhaltung ift es vielmehr dringend erforderlich, daß alle Auf- 
fichtämaßregeln, wenn auch auf befonderer gejelicher Autorifirung der Polizeibehörde 
‚ berubend, doch in der Ausführung ſtets nur den Charakter von einjtweiliger Duldung 
eines unvermeidlichen Uebels ohne Gewährung irgend welcher konkreten gejeglichen 
Berechtigung, Konzeflion oder dgl. jtrenge bewahren. 

Im Uebrigen ift bei der rapiden Zunahme des internationalen Handels und 
Reifeverfehrs an einen radilalen Erfolg aller gegen die Syphilisverbreitung ge— 
richteten Maßregeln nicht zu denken, ohne eine gleichmäßige internationale 
Regelung der PB. und der Syphilisbehandlung. Namentlich für Hafenpläße, mit 
ihrer beftändig wechjelnden Bevölkerung von Matrojen aller jeefahrenden Nationen, 
würde nur eine Vereinbarung zwiſchen leteren über gleichmäßige Auffichtsmaßregeln — 
etwa mit Einführung von Gefundheitspatenten für die Schiffsmannſchaften — den 
erforderlichen Schuß gewähren. An Vorſchlägen in diejer Richtung fehlt es bereits 
nicht, wol aber an irgend welcher Ausficht auf ihre Verwirklichung, jo lange die 
internationale Vorbeugung der gemeingefährlichen Krankheiten überhaupt keine leitende 
Stelle findet. 

Die Ergebnifje der hier vorgeführten Thatſachen aus der bisherigen Gejchichte 
und Statiftif des P.weſens lafjen fich in folgenden Sätzen zuſammenfaſſen: 

1) Eine gänzliche Unterdrüdung der. ift unmöglich und alle 
darauf abzielenden Maßregeln find nicht blos nutzlos, jondern jogar jchädlich, indem 
fie da8 Uebel nur in verftedtere, der Beauffichtigung ſchwerer zugängliche Formen 
und Bahnen treiben. 

2) Die auf möglichite Verminderung des Uebels gerichteten Schritte find viel- 
mehr gegen das vereinzelte Auftreten defjelben, ala gegen die Eolleftive form, die 
Bordelle, zu richten, da legtere wegen der weit leichteren Ueberwadhung 
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und ſanitären Unterſuchung geringere Gefahren für das Gemein— 
weſen darbieten, als die vagirenden Einzeldirnen. 

3) Alles erkennbare Auftreten der Proſtituirten vor der 
Oeffentlichkeit, alle direkte oder indirekte unſittliche Verlockungen auf Straßen 
und Plätzen, im Theater oder anderen öffentlichen Räumen ſind mit größter Strenge 
zu unterdrücken und eventuell zu beſtrafen. Die dem Laſter dienenden Häuſer dürfen 
weder durch ihre Lage noch durch irgend welche ihre Beſtimmung verrathende Auf— 
fälligfeit, bejonders aber nicht durch perfönliches Gebahren der Bewohnerinnen den 
Vorübergehenden Aergerniß oder Verführung bieten. Unter feiner Bedingung dürfen 
diejelben der unerwachjenen Jugend zugänglich fein, 

4) Sämmtliche der Polizeibehörde als gewerbsmäßige Proftituirte befannte 
Perfonen müſſen einer regelmäßigen ärztlichen Unterfuhung unterworfen 
und beim Befunde einer anftedenden Genitalerfranfung zwangsweiſe einem Kranken— 
haufe bis zur erfolgten Genefung übergeben werden. 

5) An welden Orten und in welhem Maße dafelbjt eine Duldung 
der P. unter den vorftehenden Bedingungen unvermeidlich jei, muß der Entſcheidung 
der Ortspolizeibehörde, vorbehaltlich des ftaatlichen Auffichtsrechtes, anheim- 
gegeben werden. 

6) Die Ermächtigung der Polizeibehörde zu den vorbezeichneten Maßnahmen 
muß auf dem Wege der Gefetgebung geregelt werden. 

7) Eine internationale Uebereinftimmung der Maßregeln zur Beauf- 
fichtigung der P. und zur Unterdrüdung der Syphilis ift befonders bezüglich Der 
Hafenplätze möglichjt bald anzuftreben. 

Lit: Parent:Duchatelet, Die P. in Barid, überfegt von Beder, Leipz. 1837. — 
NR. von Mohl, Die Boligemiflenfeaft .. den Grundi Er bed Rechtäftaats, zn 
1832— 1834. — Behrend, Die P. in Berlin, Erlangen 1850. — Jeannel, Die P. 
ee roßen Stäbten u. |. w. ‚ überfegt von Müller, Grlangen 1869. — Kühn, Die P. im 

——* veipaig, 1871. — Germann, Vorſchläge zur ehe ber Syphilis, Leipz. 

ajer, Ueber die — in Ba ke: in * V. J.S [8 gerichtl. a 
ee öffentl. Sanitätswefen, N . 5 Bd. XVII. Heft 1. a zur Pfrage, 
Bd. XXIV. Heft 1. — Kraus und —8B no. Wörterbuch ber ihres: 
2b. III. Art. — Uffelmann, Darftellung des auf bem Gebiete der öffentlichen Gelunb: 
eitäpriege in außerbeutichen Ländern bis it Geleifteten, Berlin 1878, S. 483 ff. — 


v. Dettingen, Die Moralftatiftit, 2. Aufl. 1874, Abich. „Ueber P.“ 
Finkelnburg. 


Proteſt, ſ. Wechſelproteſt. 


Proteſtationen im Hypothekenbuch. Unter P. im Allgemeinen wird die Ver— 
wahrung gegen Folgen verftanden, welche aus Akten dritter Perfonen zu eigenem Nach- 
theil entftehen könnten. In das Hypothekenbuch (Grundbuch) eingetragen, jollen die— 
jelben vor nachtheiliger Aenderung des Inhalts des Hypothekenbuchs fihern. Das 
BGB. für das Königreich Sachſen drüdt dies dahin aus, daß eine in das Hypotheken— 
buch eingetragene Verwahrung die Wirkung hat, daß in daſſelbe Nichts zum Nachtheile 
des Rechts aufgenommen werden darf, defjen Sicherung durch die Verwahrung be— 
zweckt wird. Cine eingetragene Proteftation kann aber den weiter gehenden Zwed 
haben, den Erwerb oder die Erhaltung eines dinglichen Rechts mit beitimmter 
Priorität durch Eintragung zu fichern. In der Sprache der neueren Gejeggebungen 
wird eine P. im leßteren Sinn ald „Vormerkung“ bezeichnet, — jo in der Säch— 
fiichen Hypothekenordn. vom 6. Nov. 1843 $ 51, vol. Sächſ. BGB. 55 404, 
405; in der Defterr. Grundbuchordn. vom 25. Juli 1871 SS 835 ff. und im 
Preuß. Gejeg über den Gigenthumserwerb und die dingliche Belaftung der Grund— 
ftüde ıc. vom 5. Mai 1872 88 8, 9, 16, 22; Grundbuchordn. vom 5. Mai 1872 
$ 88. In der neuen Preuß. Gefeßgebung iſt aber dieſe Bedeutung des Wortes 
„Vormerkung“ nicht ftreng feftgehalten,- da in $ 70 des Geſetzes über den Eigen= 
thumserwerb auch ein „Widerjpruchsrecht“, das durch Vormerkung gefichert werden 
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joll, erwähnt wird. Gine eigentliche „Vormerkung“ Hat jtatt zu Erhaltung des 
Rechts auf Auflaffung oder Eintragung des Gigenthumsüberganges oder auf Wieder: 
eintragung des Eigenthums, ebenjo zur Erhaltung des Rechts auf Eintragung eines 
dinglichen Rechts, einer Hypothek oder Grundichuld an bejtimmter Stelle. Das 
eingetragene Wideripruchörecht fichert, fofern es auf Ungültigfeit der Hypothek oder 
Grundjchuld beruht, die Negatorienklage des Eigenthümers, wenn es auf Tilgung 
oder auf einem Anfechtungsrecht beruht, die perjönliche Klage auf Quittung oder 
Abtretung. 
Gigb. f. oben. 
Lit: Prinz, Der Einfluß der Hnpothetenbuchsverfaffung auf das Sachenrecht, ind: 
beiondere die Lehre von den Proteftationen, 1858. — Förſter, Ipreus. Grundbuchredht, 1872, 
. 66 ff. — Behrend in feiner atlar. vo. ©. 115 f. — Strügfi und Jäckel in 
Gruchot's Beiträgen, Bd. 17 ©. 733, Bd. 18 ©. 41. — Achilles, Der Rechtsſchutz durch 
vorläufige Eintragung im Grundbuh in Johow's Jahrbüchern Bb. 8 ©. 2% — 
ccius, 


Protokoll (Givilprozek, v. Bar, Th. I. Suppl. ©. 9 ff.), urjprünglich der 
Name des Titelblattes, welches im Röm. Recht den aus einzelnen Blättern (chartae, 
tabulae) bejtehenden Gerichtäaften vorgeheitet wurde, bedeutet im jpäteren Römifchen 
und Gemeinen Prozeffe die gerichtliche Urkunde, in welcher die Vorgänge einer Ge— 
richtafigung unmittelbar nach ihrem Eintritt und jomit auch in chronologijcher 
Aufeinanderfolge verzeichnet werben. Die unmittelbare Aufzeichnung, welche die 
werthvollſte Garantie für die Treue der Beurkundung bildet und das P. von jpäteren 
Regiftraturen unterjcheidet, mögen dieje auch noch in demfelben Termine, aber 
nah Schluß der Verhandlungen niedergefchrieben jein, ward im Römifchen Ver: 
fahren durch Erzeptoren oder Berichterftatter erzielt, welche ihre Aufzeichnungen 
mittel Anwendung der Siglenichrift, aljo ftenographiich machten und das Auf— 
gezeichnete nach der Situng in voller Schrift ausführten. Der Gemeine Prozeß ber 
dient fich zur P.führung der Notare oder juriftiich gebildeter Gerichtsfchreiber 
(j. diejen Art.), welche geleitet durch ihr Verftändniß für das, was rechtlich relevant 
oder irrelevant ift, Vorträge, Ausfagen zc., wenn auch nicht immer dem Wortlaut, 
fo doch dem Sinne nad) in vollem Umfange zu firiren im Stande find, während 
das Franzöſ. Recht und die Deutfchen Ausführungsgejeße zur CPO. auf Rechtskunde 
des Gerichtsfchreibers und damit entweder auf die Genauigkeit und Bollftändigfeit 
der P.führung oder auf die Unmittelbarkeit derjelben Verzicht leijten, indem fie den 
Richter nöthigen, nach Schluß der Verhandlung das P. zu diktiren oder deſſen 
Führung fortwährend zu überwachen. Die äußere Form der P. jtammt aus dem 
älteren Deutſchen Reichsprozeß, welcher das Rubrum, das mit rother, und das 
Nigrum, welches mit ſchwarzer Tinte gejchrieben wurde, unterfchied. Das Rubrum 
giebt Zeit und Ort der Verhandlung, die Bejegung der Gerichtäbanf und die Prozeß: 
jache, in welcher verhandelt wird, nach Parteien und Streitgegenjtand an. Das 
Nigrum zerfällt in die Relation der Vorgänge während der Verhandlung einschließlich 
des Erſcheinens oder Nichterfcheinend und des Abtretens von Parteien, Anwälten, 
Zeugen ıc., und in den Schluß, welcher die Angabe der Schlußzeit und die Unter- 
ichrift des Gerichtäfchreibers, nach einzelnen Rechten auch die der Richter oder 
wenigftens des vorfigenden Richters enthält. Nach der Deutihen CPO., die 
binfichtlich der Relation der Borgänge auf die Beſchränkungen des Franzöſ. Rechts 
in nicht appellabeln Sachen zurüdgreift, joll das P. der mündlichen Verhandlung, 
zu deſſen Führung ein Gerichtäjchreiber zuzuziehen ift und deſſen VBerhältniffe im 
Weientlichen auch für andere gerichtliche Verhandlungen maßgebend find, folgende 
Beitandtheile Haben: Ort und Tag der Verhandlung, die Namen der Richter, des 
Gerichtsfchreibers, des etwa zugezogenen Dolmetjcher und in Ehejachen auch des 
Staatsanwalt, wenn derjelbe erjchienen ift; ferner die Bezeichnung der Prozeßſache, 
wie vorhin, die Namen der erjchienenen Parteien, gefeglichen Vertreter, Bevollmäch— 
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tigten und Beijtände, die Angabe, daß öffentlich verhandelt oder die Deffentlichkeit 
ausgejchloffen ift. Die übrige Relation hat den Gang der Verhandlung nur im Al: 
gemeinen wiederzugeben, fpeziell dagegen feftzuitellen: 1) die Beobachtung der für die 
mündliche Verhandlung vorgejchriebenen Förmlichkeiten, wie die Verlefung der Anträge, 
die Beeidigung von Zeugen, die Schließung oder Wiedereröffnung der Verhandlung und 
zwar mit der Maßgabe, daß bei Schweigen des P. ihre Nichtbeobachtung anzunehmen 
iſt; 2) Anträge, in Ehejachen die der Staatsanwaltichaft eingejchloffen, jedoch mur um 
amtögerichtlichen Verfahren im P. ſelbſt und joweit das Gericht in der dem Urtbeil 
oder Beweisbeichluß voraufgehenden mündlichen Verhandlung die Aufzeichnung eine 
Antrages für angemeffen erachtet, im landgerichtlichen dagegen, joweit fie nicht mil 
den Anträgen der vorbereitenden Schriftfäge identifch find, in Schriftfägen, welche dem 
P. anzulegen find, wobei die Aufzeichnung im Schriftfage der Aufzeichnung im P. 
gleichjteht; 3) auf Antrag ferner Gejtändniffe von Thatjachen, in gleicher Weiſe E— 
Härungen über Annahme oder Zurüdichiebung angetragener Eide, andere Erklärungen 
aber im landgerichtlichen Verfahren nur, joweit fie wejentlich find, im amtsgerichtlichen, 
joweit das Gericht es für angemefjen erachtet, wie vorhin; 4) Anerfenntniffe, Per 
zichte, Vergleiche, welche den Anfpruch ganz oder theilweife erledigen, immer im P. 
jelbjt; ebenjo 5) die Ausfagen von Zeugen und Sachverjtändigen, ſoweit ſie mic 
früher vernommen find oder ihre Ausjagen mit früheren zujammenfallen; doch genügt 
die bloße Angabe, daß fie vernommen find, wenn das Endurtheil der Berufung nicht 
unterliegt und die Vernehmung dor dem Prozeßgericht jelbjt jtattfindet; 6) die 
Ergebniſſe eines Augenjcheins; 7) die Enticheidungen des Gerichts, jorweit fie mic 
ichrüftlich dem P. beigefügt find; 8) die Verkündung der Entjcheidungen. Nad 
Schluß des P. wird es vom Gerichtsfchreiber und dem Vorfigenden, bei deſſen Ver— 
hinderung dom nächjtälteften Richter, bei Verhinderung des Amtsrichters vom Gr 
richtöjchreiber allein unterjchrieben. Anträge, Gejtändniffe, Erklärungen, Anerfennt: 
niffe, Verzichte, Vergleiche, Ausfagen, Gutachten, Augenfcheinsergebniffe werden den 
Parteien vorgelefen oder zur Durchficht vorgelegt, auch follen Genehmigung oda 
etwaige Einwendungen gegen das P. vermerkt werden, einer Unterzeichnung dei P. 
durch die Betheiligten bedarf es dagegen nicht. Beſondere Beitimmungen find gr 
troffen für das P. im jchriftlichen Verfahren in Nechnungs- und ähnlichen Sadın, 
welches im Allgemeinen nach den VBorfchriften für die Amtögerichte abzufaflen it, 
ipeziell aber feſtſtellen foll, welche Anjprüche erhoben und welche Angriffs- un 
Vertheidigungsmittel vorgebracht, wie weit diefelben ftreitig oder unftreitig find und 
was bezüglich ihrer an Thatjachen, Beweismitteln, Beweiserflärungen und Beweis 
einreden geltend gemacht ift. Im P. des Gerichtövollziehers über WVollftredung* 
handlungen find zu vermerken: Ort und Zeit der Aufnahme, Gegenjtand der Bol: 
itrefungshandlung, die wejentlichen Vorgänge bei der Vollſtreckungshandlung um 
die Namen der Perjonen, mit welchen verhandelt ift, die Unterzeichnung diefer Per 
fonen und die Bemerkung, daß fie nach Vorlefung oder Borlegung und Genehmigung 
der Aufzeichnungen eriolgt ſei, und emdlich die Unterjchrift des Beamten, — Bid: 
jältig wird in der EPD. erwähnt, daß Erklärungen, Anträge und in Amtsgericht 
jachen auch Klagen zu P. des Gerichtäfchreiberd abgegeben oder angebracht werde 
können. Diefe P. haben vorgefchriebene Formen nicht, ihre Formen find daher dir 
allgemeinen, die Erklärungen und namentlich Anträge werden eine Nachhilfe des Gr 
richtöfchreibers erfordern und Unterzeichnung der Betheiligten dürfte daher der Vorfſicht 
halber geboten fein. — Das P. ift auch nach den Vorſchriften der Deutjchen CPO. 
eine Öffentliche Urkunde, welche vollen Beweis der in ihm beurfundeten Vorgänge 
erbringt, ja die Beobachtung der Förmlichkeiten des Verfahrens kann nur durch dar 
P. ermwiejen, und der Thatbeſtand des Urtheild, durch welchen in Verbindung mil 
dem P. und den vorbereitenden Schriftjägen das geſammte Sachverhältnik fir 
wird, nur durch das Sitzungs-P. widerlegt werden. Als öffentliche Urkunde kam 
gegen das P. der Beweis unrichtiger Beurkundung, bezüglich der Yörmlichkeiten dt 
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mündlichen Verhandlung nur der Beweis der Fälſchung geführt werden; einen ver- 
jtärkten Beweis des Gegentheils, wie im Gemeinen Recht durch drei Zeugen, fennt 
die Deutiche CPO. indefjen nicht. Vgl. den folgenden Artikel. 


Quellen: 1.6 C. 7, 52. — Nov. 4 c.2.— e.11X. 2, 19. — c. 3, 6, 10, 11 X. 2, 

21. — Code de proc. art. 39, 40, 42, 54, 91, 138, 196 ss., 225 ss., 269 ss., 298, 410. — 

Deutihe EPO. SS 145 ff., 269 ff., 284 ff., 291, 294, 315, 380, 470, 524, 569, 682, 727; 

vgl. SS 44, 98, 109, 225, 346, 351, 371, 354, 448, 457, 462, 463, 532, 536, 596, 617, 621, 
300, 815, 824: Motive ©. 22 ff., 137 ff. — Deutſches GBG. SS 184 ff., 187 ff. 

git.: Eftor, Reichaprz., SS 2449 ff. — Bethmann-Hollweg, Gem. Eiv.Prz., II. 

88 144, 148, 155. — Wepell, Syftem, 5 24, 36, 65. — Schlink, Kommentar 3. Franz. 

ERO., 8 359. — Leonhardt, Zur Reform bes Eiv.Prz., 1865, S. 56 ff. Komment. 3. 

nnov. Prz.Ordn. Borbem. 88 98, 116, 357. — Komment. zur Deutichen EPD. 1.1. von 
trudmann-Kod,v. Wilmowski-Levy, v. Bülow, 2, Seuffert u. 9. 

KR. Wieding. 


Protokolle find auch im StraiPrz. (John, Th. I. Suppl. ©. 11) gericht- 
liche Urkunden, in welchen die Vorgänge gerichtlicher Verhandlungen unmittelbar 
nah ihrem Eintritt und daher chronologifch verzeichnet werden. Ihre Geftalt und 
ihre Bejtandtheile, die im Grunde nur Konfequenzen ihrer Natur als berichtende 
Urkunden find, weichen in den Rechten, von welchen hier die Rede ift, im Ganzen 
von denen des Giv.Prz. nicht ab. Als nothiwendig fordert das Gem. Recht im 
Anhalt an die PGO. die unmittelbare Aufzeichnung durch einen rechtsveritändigen 
Gerichtsichreiber in Gegenwart des Richters bzw. der Gerichtsmitglieder nach eigener 
Wahrnehmung und zum Beweije deffen die endliche Unterſchrift des Gerichtäfchreibers, 
wozu nach den Partikularrechten auch Unterjchrift der Gerichtömitglieder oder des 
vorfigenden Richters allein und Unterzeichnung des P. oder der aufgezeichneten Aus— 
jagen durch Angejchuldigte, Zeugen und andere Betheiligte hinzugefommen find. 
P., welche diejen Erforderniffen entjprachen, nannte man förmliche P. und legte 
ihnen volle Beweiskraft bei und zwar in dem Maße, daß außer dem Fälſchungs— 
beweiſe von Manchen nur ein verjtärkter Gegenbeweis gegen fie zugelaffen wurde. 
Andere berichtende Aufzeichnungen, welche eines dieſer Erforderniffe ermangelten, aljo 
nicht in Gegenwart des Gerichts, nicht unmittelbar, nicht vom Gerichtäjchreiber auf: 
genommen waren, nannte man einfache P. oder PB. jchlechtweg oder Negijtraturen, 
freilich ohne daß von fonjtanter Terminologie bier die Rede fein könnte. Inſofern 
im jchrüftlichen Inquifitionsprozeffe das Urtheil aus den Akten gejchöptt wurde und 
dazu nur beweisfräftige Akten geeignet waren, mußte für alles Handeln, welches 
materiell oder progzeffualifch für das Urteil Bedeutung haben konnte, die Aufnahme 
förmlicher P. erfordert werden, und die Zulaffung der formlofen P. oder Regiftraturen 
fich auf Alte und Vorgänge von nebenfächlicher Bedeutung, wie Eingang und Aus— 
gang von Korreipondenzen, Anzeigen von Subalternen über erfolgte VBerhaftungen oder 
bejorgte Vorladungen, Beſchwerden des Angejchuldigten über jeine Behandlung im 
Gefängniß, ferner Entlaffung aus der Haft u. dgl. beichränfen. — Was den neueren 
Anklageprozeß anlangt, jo fordert zunächjt die Gerichtsverfafjung weder in Frankreich, 
noch Oeſterreich oder Deutjchland rechtsgelehrte Gerichtsichreiber, ja nicht einmal 
immer ftändige Gerichtsjchreiber, vielmehr können in Frankreich bei Friedensgerichten 
der Maires, in Dejterreich bei Vorerhebungen und in der Vorunterjuchung, in 
Deutjchland bei denjelben Verhandlungen in dringlichen Fällen beliebige andere 
Perſonen nach vorgängiger Bereidigung zur P.führung zugezogen werden. Soweit 
daher ungelehrte Gerichtsjchreiber thätig werden, fommt es, namentlich in den Vor— 
prozeduren, thatjächlich und in Defterreich jogar de jure zu einem Diktiren der P. 
jeitens des Richters, wovon die Folge ijt, daß das P. aufhört, das Zeugniß einer 
am Handeln im Prozeffe unbetheiligten Perfon zu fein und als Zeugniß des in 
Wahrheit jelbjt protofollirenden Richter unter Umftänden zu einem Zeugniß in 
eigener Sadhe wird. Was jodann das Verfahren angeht, jo ift dafjelbe von den 
Grundjägen der freien Beweiswürdigung und der Mündlichkeit oder richtiger der 
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Unmittelbarkeit der Erfenntnißquellen beherricht, und ift in Folge deilen die Be 
deutung der P. um ein Erhebliches geringer geworden, wie im Unterjuchungsveriahren. 
Wiederum kommt jedoch in Betracht, daß der Grundjag freier Beweiswürdigung 
zwar die Schäßung der Beweisergebniffe der freien Weberzeugung des Urtheilenden 
anheimftellt, feineswegs aber eine Negation der inneren und äußeren Eriordernifje 
der Beweistüchtigfeit der einzelnen Beweismittel in fich jchließt, dieſe Erfordernifie 
daher und zwar auch bei P. durch die StrafPD. ihre gejegliche Normiryng erhalten 
haben; und ferner, daß der Grundjag der Unmittelbarfeit nicht für die Enticheidung 
im Gröffnungsverfahren gilt, die vielmehr noch immer auf Grund der Akten der 
Vorunterfuchung oder jonjtigen Vorerhebungen erfolgt, und daß derſelbe für das 
Urtheil der Hauptverhandlung durch Verlefung der in den vorbereitenden Prozeduren 
aufgenommenen P. vielfältige Durchbrechung erfährt. Dies vorausgejandt, ift num 
zunächit hervorzuheben, daß die Defterreichiiche und Deutiche StrafP DO. den Gegenjat 
von förmlichen P. und Regiftraturen nicht erwähnen, fondern nur den Ausdrud P. 
fennen. Die P. find gerichtliche, zu welchen auch die in der Deutichen StrafPO. 
vielfach erwähnten Gerichtöjchreiber-P. einjchließlich des vom Staatsanwalt zum 
Zeichen feiner Genehmigung mitunterzeichneten Hinrichtungs=-P. zu zählen fein dürften, 
oder nicht gerichtliche, wie diejenigen der Gemeindevorfteher und des Amtsausjchufjes 
über Einfprachen gegen Schöffen und Gefchworenenliften und deren Enticheidung, 
jener die der Staatdanwaltichaft über Strafanträge und nach der Defterr. StrafPO. 
auch die der Sicherheitsbehörden über Vernehmungen, Augenjchein und Hausdurch— 
juchung, welche im Gegenjaß zur Deutfchen StrafPO. ſogar in der Hauptverhandlung 
ala Beweismittel benußt werden dürfen, wenn fie unverweilt dem Unterfuchungs 
richter zur Prüfung und eventuellen Ergänzung oder Wiederholung der Verhandlung 
mitgetheilt waren. Die gerichtlichen P. find entweder jolche der Vorunterjuchung, 
welcher amtärichterlihe und kommiſſariſche Unterfuchungshandlungen gleichitehen, 
oder der Hauptverhandlung. Für ertere gilt der Grundſatz, daß über jede Unter 
juchungshandlung ein P. aufgenommen werden muß, bei welchem nach der Deiter:. 
StrafPD. ſtets ein beeideter P.führer zuzuziehen ift, während nach der Deutjchen 
nur für Augenjchein und für Vernehmung von Angejchuldigten, Zeugen und Sach— 
verjtändigen die Zuziehung eines Gerichtsjchreibers oder bei Dringlichkeit einer Hierfür 
zu beeidigenden Perfon ala Gerichtsjchreiber nothwendig iſt. Als nothwendige Beftand- 
theile („muß“) des PB. fordert die Deutiche StrafPD. die Angabe von Ort und Tag ber 
Verhandlung und der Namen der mitwirfenden und betheiligten Perfonen, die von 
(egteren mittels Unterzeichnung zu bewirfende Genehmigung des fie angehenden In— 
halts des P. oder Angabe ihrer Weigerungsgründe, und Angabe der eingehaltenen 
wejentlichen Förmlichkeiten des Verfahrens einfchließlich derer der einzelnen Sand» 
(ungen, wozu dann als natürlicher Inhalt und mit Rüdficht auf die Entjcheidung 
im Gröffnungsverfahren und die mögliche Verlefung des P. in der Hauptverhandlung 
eine vollitändige Relation des Gejchehenen Hinzufommt. Als nothwendige Form 
fordert diejelbe StrafPO. ferner Unterfchrift des Unterfuchungsrichtere und des zu— 
gezogenen Gerichtäfchreibere. Inſofern aber die Zuziehung eines Gerichtsfchreibers 
oder einer als folcher fungirenden Perfon nicht bei allen Unterfuchungshandlungen 
nothwendig ijt, bei diejen daher die Unterſchrift des Gerichtäfchreibers von ſelbſt weg— 
jällt und die des Unterfuchungsrichters allein übrig bleibt, folgt nicht, daß man mit 
v. Schwarze, welchem Löwe u. Geyer fich anjchließen, den Begriff Unterfuchungs- 
handlung zu bejchränten hat, jondern daß die Deutjche StrafPO. unter PB. förmliche 
und minder förmliche, aljo auch die Regiftraturen verfteht und die Beitimmung, 
daß über jede Unterfuchungshandlung ein P. aufzunehmen ift, nur den Sinn bat, 
daß jede Unterfuchungshandlung in protofollarischer Weije in den Alten zu ver— 
zeichnen ift, wobei über Formen und Bejtandtheile die jedesmaligen Berhältnifie 
entjcheiden, wie denn ja auch betheiligte Perjonen, 3. B. bei Durchiuchungen, nicht 
gegenwärtig jein können und daher deren Genehmigung hinfällig wird. Was das 
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P. der Hauptverhandlung betrifft, jo muß dafjelbe in Abficht auf die Form vom 
Vorfigenden und Gerichtsjchreiber unterjchrieben werden, nach der Deutichen StrafPO. 
bei Verhinderung des erjteren vom nächitälteften Richter; bei Verhinderung des Amts— 
richters genügt die Unterjchrift des Gerichtsjchreibers allein. Randbemerfungen er: 
fordern gleiche Beglaubigung. Die Unterichrift muß vor dem Schluß der Ber: 
handlung und wo die Hauptverhandlung fich durch verfchiedene Situngen fortjekt, 
vor dem Schluß jeder Sitzung erfolgen. Denn fie tft Bejtandtheil des P. und 
diefes eine unmittelbare Aufzeichnung, wie auch die Beitimmungen über Verhinderung 
des Vorfitzenden an der Unterſchrift erkennen laſſen, die von Verhinderung in der 
Sigung zu veritehen find. Ohne die Unterichrift ift das P. fein P. und ſpätere 
Unterzeichnung nur Anerkennung eines nichtigen PB. Als Inhalt des P. führt die 
StrafPD. zunächſt Ort und Tag der Verhandlung, die Namen der Richter, Ge— 
ihworenen, Schöffen, des Staatsanwalts, des Gerichtäjchreibers und eines etwaigen 
Dolmetichers, die Namen der Angeklagten, Vertheidiger, Privatfläger, Nebenkläger, 
geſetzlichen Bertreter, Bevollmächtigten, Beijtände, die Bezeichnung der jtrafbaren 
Handlung nach der Anklage, die Angabe über Deffentlichkeit der Verhandlung oder 
deren Ausſchluß an, die ala nothwendige Beitandtheile nicht bezeichnet find, auch 
nicht alle für wefentlich erachtet werden können, wie 3. B. die Bezeichnung der 
itrafbaren Handlung nicht. Im Uebrigen muß das P. den Gang und die Ergebnifje 
der Hauptverhandlung im Wejentlichen wiedergeben, namentlich auch Bildung der 
Geichworenenbant und Bereidigung der Gejchworenen und Schöffen, ferner Anträge 
und Enticheidungen, insbejondere die Urtheilsformel, die Bezeichnung der verlefenen 
Schriftjtüde, die erfolgten VBernehmungen, und zwar bei Schöffengerichten mit Rück— 
fiht auf die Berufung auch ihren fpezielleren Ergebniffen nach, bei Strafkammern 
und Schwurgerichten im Sinblid auf die Revifion nur im Allgemeinen und nur, 
wo es auf bejondere Tyeititellung eines Vorganges, 3. B. für Wiederaufnahme und 
Strafverfolgung, antommt, nach Anordnung des Vorfigenden vollitändig oder dem 
Wortlaut nah, wobei auch Verlefung und Genehmigung der Vernommenen oder 
Gründe ihrer Weigerung zu vermerken find, und endlich die Einhaltung aller weient- 
lichen Förmlichkeiten. Dieje Förmlichkeiten der Hauptverhandlung und ihrer Beitand- 
theile fünnen nur durch das P. erwieſen und in Abficht auf fie der Inhalt des P. 
nur durch Fälſchungsbeweis entfräftet werden. Leber Weigerung der Aufzeichnung von 
Anträgen auf Beurkundung foll nad) v. Schwarze und Löwe auch beim Reviſions— 
gerichte Zeugenbeweis geführt werden können. Die Oeſterr. StrafPO. enthält im 
Allgemeinen die gleichen Vorſchriften, nur fordert fie Aufzeichnung der Ausſagen von 
Zeugen und Sachverftändigen, ſoweit fie nicht bereits in den Akten enthalten find, 
und außerdem bejondere P. über Berathung und Abjtimmung der Richter. 
Quellen: PGO. Art. 181 ff. — Code d’instr. art. 148, 155, 189, 276 ss., 318, 372. — 
Deutiches GVG. 88 37, 41, 45, 5l, 87, 91, 94, 184 ff. 187. — Deutfche StrafPD. sg 26, 31, 
71, 86, 147, 156, 166, 185 ff., 211, 223 ff., 232, 240 ff., 271 ff., 341, 355, 381, 385, 406, 421, 
449, 454, 486. — Protof. ber Reichstagstommift. ©. 274, 418, 604. — Oefterreic. StrafPD. 
s$ 53, 88, 101 142, 271 ff., 444, 452. — Gejeh vom 28. Jan. 1855 SS 14 ff. — Geſetz 
vom 23. Mai 1 73 Ss 6, 18, 21. 
git.: ne StrafPrz., $ 63. — Mittermaier, Strafverf,, I. 8 79. — Pland, 
Strafverf., 1 ff. — Badhariä, StrafPrz, IS 66. N) ofter, Gran, Strafverf., 
S$ 49 ff., u u 264. — Romment. 1 Fi Straf D. wi von d. Schwarze, 
83we u. dl. — Dod How, RStrafPrz., 65. — Geyer, StrafPrz.R., $ 108. — 
en er, —— 83. — rn de3 Reichäger. in Straflachen, Bd. I. 
. 327, 418, 49 ft Mieding. 


Brotofolle (völferrehtlich). Diefer im Rechteverfahren der Einzelftaaten 
hergebrachte Ausdrud ift in neuerer Zeit auch auf den Staatenverfehr übertragen 
worden. Man gebraucht ihn im Allgemeinen für die Aufzeichnungen amtlicher Ver: 
handlungen, die in Gegenwart von Bertretern der Staaten und durch fie geführt 
werden; insbejondere dann, wenn es fich darım Handelt, ein Einverjtändniß der 

v. Holkenborff, Enc. II. Rechtöleriton II. 3. Aufl. 14 


— 


Staaten durch perſönliche Abrede zu Stande zu bringen, ſei es, daß ein Vertrag 
herbeizuführen oder zu vereinbaren, ein Beſchluß zu faſſen iſt, ſei es, daß eine ge— 
wiſſe Richtung der Politik verabredet oder auch nur eine gemeinſame Erklärung ab— 
gegeben werden ſoll. Hauptanwendung findet demnach der Ausdruck in der Kongreß— 
praris der Staaten, ſowol bei den Kongreflen in dem bejonderen Sinne des Wortes, 
als auch bei bloßen Konferenzen, jodann aber auch in der Praris des Bundesrechts 
Da in ſolchen P. ſich die Materialien für Auslegung und Würdigung der verein- 
barten Feſtſetzungen finden, jo findet nicht jelten eine Veröffentlichung derjelben jtatt. 

Beiondere Förmlichkeiten und VBorausjegungen zur Gültigkeit eines P. beſtehen 
im bdiplomatifchen Verkehre nicht. Doch hat der Gebrauch diejes Jahrhunderts 
jolgenden Prinzipien allgemeine Anerkennung gefichert: Bei Schluß einer jeden 
Sitzung der verjammelten Souveräne oder ihrer bevollmächtigten Organe iſt ein P. 
aufzunehmen, welches unter Vermerk von Zeit und Ort der Zuſammenkunft, ſowie 
der Namensangabe aller Betheiligten eine getreue Darftellung der jtattgehabten 
Verhandlungen in ihren wejentlichen Zügen nebjt dem Rejultate der Abjtimmungen 
zu geben hat. Das P. wird zu Beginn der folgenden Sitzung vorgelejen, geprüft, 
genehmigt und von jedem Theilnehmer durch Namensunterſchrift vollzogen. —— 
von dieſen ſteht es indeſſen frei, ſeine in der Verhandlung ausgeſprochene Anſicht 
durch ein dem P. beizufügendes Separatvotum (vote, opinion) genauer zu begründen 
und zu präziſiren. Urkunden, auf die das P. Bezug nimmt, werden demſelben als 
Annere angehängt. Der P.führer und ſeine Gehülfen werden gleich in der erſten 
Seffion von dem Vorſitzenden vorgejchlagen; es ijt regelmäßig ein Beamter des— 
jenigen Staates, bei dem der Kongreß fich verfammelt. Bei fontöderirten Staaten 
find Hierfür befondere Beamten angejtellt. Die Sprache des P. ift diejenige der 
Verhandlungen; aljo bei Staaten verjchiedener Nationalität gegenwärtig noch immer 


die 7 Srangöfiich 
iruß, Das Europäiihe Gejandtichaftärecht, Leipz. 1847. — Charles de 
Martens, Guide diplomatique, 5. éd. par Geffcken, Leipz. 1 1866. 
F. v. Martiß, 


Protutor ijt derjenige, welcher die Verrichtungen eines VBormundes ausübt, 
ohne wirklich Vormund zu ſein. Don einem folchen unterjcheidet er fih, wie ein 
Geſchäftsführer ohne Auftrag vom Mandatar, doch wird auch der P. dem eigent- 
lichen Bormund analog behandelt. Der Umftand, daß der P. von jeiner mangelnden 
Befugniß Kenntniß hatte, bewirkt, daß er, wie Jemand, der ſich hinzugedrängt hat, 
nicht blos für culpa in concreto, ſondern für diligentia exactissima haften muß (I. 1 pr. 
$1; ll. 4 5 D. 27,5; 1.53 $ 3 D. 47, 2). Grjährt dagegen ein P. nad) 
träglich, daß er fein Vormund ſei, ſo muß er für die Beltellung eines jolchen jorgen, 
ehe er fich von den Gejchäften zurüdziehen kann (I. 39 $ 2 D. 26, 7). 

Am Verhältnig zum Bevormundeten wird der P. wie ein Vormund betrachtet 
und ſteht deshalb mit Ausnahme des erwähnten Falles auch für die dieſem ob- 
liegenden Berbindlichkeiten ein. Die Klagen find die actiones pro tutela directae und 
contrariae.. Im Verhältniß zu Dritten hat das prätorifche Edikt bereit dem durch 
einen PB. beichädigten Kontrahenten die Wiedereinjeßung in den vorigen Stand und 
eine Klage wegen dolus gegeben. Erſtere findet jtatt, wenn der Dritte in Folge 
der in der Litiskonteſtation liegenden prozeflualifchen Konjumtion durch einen Prozeß 
mit dem P. feine wirkliche Klage verlor (1. 1 $ 1 D. 27, 6). Diejer Fall iſt mit 
der bier gejchilderten Wirkung der Litisfontejtation heute weggefallen (ſ. d. Art. 
Konfumtion und Litisfonteftation). Die Klage dagegen ging auf vollen 
Schadenserfag (vgl. 1.9 $ 1 D. 27, 6), intereffante Fälle: 1.10; L783D. 27, 6 
(Rudorff, I. ©. 296 ff). Im heutigen Gem. Recht läßt man jedoch nicht blos 
eine Haftung für dolus eintreten, ſondern verpflichtet auch denjenigen, der Leicht: 
finnig als Vormund auftrat, wie jonft wegen culpa in contrahendo. 
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Bemerft muß übrigens werden, daß der P. auch bei gutem Glauben feine Ver: 
äußerungsbeiugniß hat (l. 2 D. 27, 5; 1.2 C. 5, 45), daß Zahlungen an ihn 
nur joweit gültig find, als fie in da8 Vermögen des Bevormundeten gelangen 
(1. 28 D. 46, 3), daß mehrere P. jolidarijch verantwortlich find (1. 39 $ 9 D..26, 7) 
und daß, entgegengejeht dem Röm. Recht (1. 4 D. 27, 5), ein Privilegium des Be— 
vormundeten gegen den P. nicht beiteht (KO. 8 54 Nr.5 „gejeglih“). — Bon 
den neueren Gejeßbüchern hatte fich das Allg. ER. (II. 18 88 228 ff.) der gemeinrecht- 
lichen Doktrin angeichloffen, der Code civil des P. in dem bier gebrauchten Sinne 
überhaupt nicht gedacht. (In Art. 417 hat protuteur die Bedeutung don Mit: 
vormund.) Die VBormundichaftsordn. vom 5. Juli 1875 erwähnt den PB. ebenfalls 
nicht und hebt die landrechtlichen Vorjchriften auf ($ 102), e8 werden daher für die 
Beurtheilung der durch einen falſchen Vormund geichaffenen Verhältniſſe die allge: 
meinen Rechtögrundfäge maßgebend jein müſſen, welche zu der ratio scripta des 
Gem. Rechts von jelbit hinführen. — Der Cod. Max. Bav. läßt den PB. wie einen 
gewöhnlichen Vormund haften, erflärt feine Sandlung für kraftlos — nur joweit fie 
dem Mündel zum Nuten gereichen, jollen die Vorjchriften der Gejchäftsführung ohne 
Auftrag Anwendung finden — und verpflichtet ihn dem Mündel zum Schadenserjat. 
Ein Dritter wird einen ſolchen nur ex dolo protutoris erlangen fünnen. — Das 
Deiterr. BGB. begnügt fich mit der Beitimmung, daß derjenige, welcher ſich eigen- 
mächtig in eine Vormundſchaft eindrängt, dem Minderjährigen für allen dadurch 
erwachienen Schaden verantwortlich ift, während das Sächſ. BGB. den PB. an fich 
wie einen Vormund behandelt, ihn im Falle des Irrthums nur für geringes Ver— 
iehen haften läßt und bei Genehmigung feiner Handlungen auch berechtigt erklärt, 
den gemachten Aufwand erjtattet zu verlangen. Dem Dritten iſt ein gutgläubiger 
P. auf die Bereicherung, im alle der Unredlichkeit auf vollen Erſatz verpflichtet. — 
Analoge Grundfäge müflen bei einer falſchen Kuratel Anwendung finden. 

Quellen: Tit. Dig. 27, 5; 27,6. — Tit. C.5, 45. — C. Max. Bav. 1.78 34. — 
Defterr. BGB. 5 204. — Sächſ. BEB. 88 1962, 1968. 

Lit.: Außer den Lehrbüchern: Rudorff, Recht der Vormundſchaft, 1833, II. S. 292 
bis 300. — NReuftetel im Arc. für civ. Praris, I. 18. — Zimmern, ebenda, I. 19. — 
Dernburg, Dad Dormundichaftsrecht, 2. Aufl. S. 100, 101. Kayſer. 


Proudhon, Jean Baptiſte Victor, 5 1. II. 1758 zu Chasnaus, ſtud. 
zu Beiangon, wurde Advokat, 1796 Profeffor an der Ecole centrale de Besangon, 
1805 in Dijon, vielfach verfolgt, T 20. XI. 1838. 

Schriften: Cours de legislation et de jurisprudence frangaise, Besangon 1799. — 
Cours de droit frangais Ire partie, Dijon 1809, (2) 1810. (Traité sur Pétat des personnes 
et sur le titre preliminaire du Code civil, par Valette, Dijon 1842, Paris 1848.) — 
Traites des droits d’usufruit, d’usage, d’habitation et de superficie, Dijon 1823—1827, (2) 
1836, — Trait& du domaine public ou de la distinction des biens, Dijon 1833—1835, (2) 
par Dumay, Dijon 1843—1845. — Trait& des droits d’usage, servitudes reelles, du droit 
de superficie et de jouissance des biens communaux et des etablissements publics, 1836. — 
Traite du domaine de propriete, Dijon 1838, 1839. 

git.: Eloges par Lorain, Dijon 1838; Lagier, Dijon 1839; Curasson, Dijon 
1839; Tenaille, Paris 1841; Loiseau, Paris 1857; Goin, Dijon 1868. — Estignard, 
La — de droit et l’Ecole centrale de Besançon, Besangon 1857. — Gabriel Du- 
may, Etude sur la vie et les travaux de P., Paris 1878, — Recueil de l’Acad. de Legisl. 
de Toulouse XXVII. p. XXXIX.—XLI. TZeihmann. 


Provifion (Th. I. ©. 537, 539 ff.) ift ein Lohn für Mühewaltung, welchen 
ein Kaufmann für die einem Anderen, Kaufmann oder Nichtfaufmann, geleifteten 
Dienste, insbefondere für bejorgte Gejchäfte, nach oder ohne Verabredung von diejem 
in Anfpruch nehmen kann. Dieſe Bedeutung bat auch die im Verkehr mit Wechjeln 
borfommende P.: im uneigentlichen Sinne beim Disfontiren (j d. Art. Kurs— 
berechnung), wejentlid aber: 

1) Beim Regreß des Wechſelinhabers, welcher Mangels Zahlung pro= 
teftiren ließ. Die P. ift hierbei Era für Bemühungen, welche in Folge der 
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en entjtehen, und für die damit verbundenen Gefahren (Hoffmann, 
W.R., ©. 422). Demnach kann der Wechjelinhaber, der zwar Proteft Mangels 
Zahlung erheben ließ, aber feinen Regreß genommen bat, von dem Acceptanten 
(oder Auajteller eines eigenen Wechſels) ebenſowenig eine P. fordern, ala der Traffant, 
gegen welchen Regreß genommen wird, dem Wcceptanten eine eigene P. berechnen 
darf (Nürnberger Nov. KHommiffionsverh. 1858, ©. LIV—LVI). 

2) Beim Regreß eines Indojjanten, der den Wechſel einlöft oder ala 
Rimefje erhalten hat; in diefem wie im Falle 1) ift die P. bis zur Höhe von 
1, Prozent der MWechjelfumme nad Kurs geitattet (f. Borhardt, a. ca. D. 
S. 267 Anm. a, b und c zu Art. 51 der WO.). 

3) Beim Ehrenaccept: der Ehrenacceptant, der nicht zur Zahlung gelangt, 
weil der Bezogene oder ein anderer Jntervenient zahlte, ift berechtigt, von dem 
Zahlenden eine P. von Y, Prozent zu verlangen, ein Anfpruch, der nicht wechjel- 
mäßig verfolgt werden fann (f. Renaud, W.R., ©. 174); während Demjenigen, 
welcher einen Wechjel eingelöft hat, mithin auch dem Ghrenzahler, eine P. von 
Y/, Prozent, verfolgbar mit einer MWechjeltlage, zulommt (Renaud, a.a. O. $ 80 
[Note 11]; Borhardt, a. a. ©. ©. 265, Zuf. 592 mit Anmerkungen a u. b). 

Der Inhaber eines Mangel® Zahlung proteftirten Wechſels verliert durch 
Unterlaffung rechtzeitiger Notififation unter anderem den Anfpruch auf P. (Art. 45 
der WO.; vgl. auch d. Art. Notififation). 

Ueber die Berechnung, die fich nach dem Kurſe richtet, ſ. d. Art. Kurs: 
berehnung. Für die Höhe der P. find die Geſetze des Zahlungsortes maß— 
gebend (f. Art. 52 der WO.; Bordhardt, a.a. D. ©. 278, Zuf. 620 und Note). 
Ueber B. bei Rückwechſeln ſ. diefen Art. — Im börjenmäßigen Effeftenhandel 
wird unter P. im Gegenjag zur Courtage, welche dem Mäkler für die Vermittelung 
des Geſchäfts zu zahlen ift, die Gebühr veritanden, welche der Bankier bezieht; fie 
wird dom Geſammtkurswerth der behandelten Effekten (ausschließlich jedoch der 
Gourtage und Spefen, aber einfchließlich der Zinfen) berechnet und zwar in der 


Regel mit Y,, U, oder 1/; Prozent, je nach Vereinbarung. — Ueber die Provifions- 
forderung von Agenten ſ. Friedr. Meier, im Gentralorgan für Handeld- u. WR. 
N. F. IX. ©. 14 fi. und Gr. dee ROHG. vom 14. Sept. 1872, — von 


Schiffsadreffaten: Goldſchmidt's Zeitichr. F. d. gei. H.R., XVII. ©. 578, — bes 
Kommiffionärs als Eigenhändler: Erf. des ROHG. vom 17. Oft. 1871. PB. it, 
wenn eg eingeflagt, nicht zur Revifionsfumme zu rechnen (Gntjch. des 
kr Ye I. ©. 228). 

b. u. Lit.:  Deutiches HORB. ag 290, 370, en ae 376, 381. — Deutice 


WO. Art. 50-52, 63, 65, 81, 98 Bil. 6 u. 10. DR., Bd. I (WR.), 
4. Aufl. 8 9. — Borhardt, "Ang. — — T. u ir 79. — O. v. Wächter, 
Encykl. des WR., 1880 ©. — Runge, WR, Sg 41, 44. — 8 Franzöſ. W.R. be 

deutet provision (me Dedung, vgl. Thöl, a. a. DO. $ 71 Anm, 7. — Code de 


comm. art. 115—117. — Ueber P. außer dem W. : Endemann, —* SS 92, 119, 1 
a 135, 143, 144, 147, 149, 165, g- Anm. 10-14. — _Entid. de3 RO 6. ». I. 
. 127; »b. II. ©. 112, 115; 2b. XI. ©. 248; Bd. XXIL ©. 409. areis. 


Proxeneticum oder er, ift die Vergütung, welche der Mäkler 
(proxeneta) für jeine Bemühungen um das Zuftandefommen eines durch ihn ver 
mittelten Gejchäfts beanspruchen fann. Das Röm. Recht beurtheilte den mit dem 
Mäfler eingegangenen Vertrag nach der Analogie des Mandats oder der Dienit 
miethe, gab aber auch dann, wenn ein ausdrüdlicher Vertrag vorher nicht geichloffen 
war, eine actio praescriptis verbis, welche im Wege einer extraordinaria cognitio 
(eine außerordentlichen Ginjchreitens) geltend zu machen war. Die Höhe des P. 
jollte im letzteren Falle der praeses provinciae, d. h. der fompetente Magiftratus 
feſtſetzen, wobei er die Bedeutung des vermittelten Geſchäfts und die Art der ge 
feifteten Dienfte berüdfichtigen follte. Der Mäfler jtand demnach etwa auf einer 
Stufe mit dem Arzt, dem Lehrer und dem Advofaten, denen für ihre Honorar— 
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forderungen dieſelbe Klage gegeben wurde. Es beſtand hierbei nur der Unterſchied, 
daß der Mäkler nur dann das P. verlangen konnte, wenn das durch ihn vermittelte 
Geichätt zu Stande gefommen war, während die Bemühungen de Arztes, Lehrers 
und Advokaten Erfolg nicht gehabt zu haben brauchten. 

Diefe Grundjäße find im Wejentlichen unverändert in dem Gem. Recht beibehalten 
worden. Bejtritten ift, von wem der Mäfler das P. fordern dürfe, ob von beiden 
Theilen oder ob nur von jeinem Auftraggeber; jedenfalls ift es unzuläffig, fich das 
P. von beiden verjprechen zu laſſen, weil ja die beiderjeitigen Intereſſen kollidiren, 
der Mäfler alfo nicht beiden gegenüber mit der Treue verfahren könnte, welche bei 
gegenjeitigen Kontraftsverhältnifien regelmäßig vorausgejeßt wird. Die Höhe des 
P. bejtimmt der Richter; dabei wird weniger der Umfang der geleifteten Dienite, 
als die Höhe des Objekts maßgebend jein; vielfach Hat fich auch ein ganz bes 
ſtimmtes Gewohnheitsrecht hierfür gebildet. Etwaige Auslagen kann der Mäfler 
neben dem P. nicht fordern. Dagegen iſt die Zuläffigfeit eines P. gemeinrechtlich 
nicht auf bejtimmte Gejchäfte bejchränft, jondern daſſelbe kann 3. B. auch für die 
Bermittelung einer Ehe gefordert werden, wenn nur dabei nicht etwa unerlaubte 
Mittel angewendet worden find. Einige Gerichtshöfe abjtrahiren von der Voraus— 
ſetzung des Zujtandelommens des Geichäfts durch den Mäkler und gewähren das P. 
auch dann, wenn der Mäkler nur die fichere Ausficht auf den Abjchluß des Ge- 
ichäfts eröffnet hat, und diejes dann ohne ihn perfekt wird, 

Die Vorfchriften der Partifularrechte iiber das P. find jeit der Emanation des 
HGB. vielfach aufgehoben worden, jo die des Preuß. Allg. IR. Das HGB. trifft 
aber nur Beitimmungen über die Courtage der amtlichen Handelsmäkler, neben denen 
e3 noch die Privathandelsmäkler und jolche Mäkler giebt, welche Handelsgeſchäfte 
nicht gewerbemäßig oder Nichthandelsgeichäfte vermitteln, wie 3. B. die Häufer- und 
Gütermäfler. (Anders der code de commerce, wonach toute operation de courtage 
ein Handelsgeſchäft ift — art. 632.) Auf die leßteren beiden Kategorien können 
die Art. 66—84 des HGB. nur injoweit Anwendung finden, als fie ſich mit dem 
fonjtigen Civilrechte decken; insbeſondere treffen die nur für Handelsmäkler geltenden 
Borichriiten der Börjen- und Mäklerordnungen nicht ohne Weiteres für alle Fälle zu. 

Das Sächfiſche BGB. hat noch die Beſonderheit, daß es das Verſprechen einer 
Mäklergebühr für die Nachweiſung einer heirathsfähigen Perſon oder für die Ver— 
mittelung einer Ehe für nichtig erklärt, eine Beſtimmung, deren Aufnahme in das 
Deutſche BGB. ſich empfehlen dürfte. Anderer Anſicht über das jetzige Rechtsbewußt— 
ſein ſcheint das Reichsgericht zu ſein. Dal. das Erf. vom 8. Febr. 1881 (Annalen 
des Reichsger. Bd. II. ©. 350), wo in einer Kurheſſiſchen Sache ein Mäfelgeld 
für Bermittlung einer Heirath verſagt wird auf Grund der Kurheſſ. Verordn. vom 
20. Aug. 1800. S. im Uebrigen die Art. Mäkler und Courtage. 

Quellen: Tit. de extraordinariis 56 nitionibus $ 50, 13 und de proxeneticis D. 
50, 14. — Tit. de suffragio C. 4, 3. — Art. 66— 84. — Allgem. ER. II. 8 88 2. 
bis 1384. — Bgl. dazu an Fr 2 gos, vom 24. Juni 1861 (Gej.Samml. S. 44 
bis 479) Art. ze und 60. — \. 808. 1256— 1259. 

Lit: Kuhn im —*— Pr prakt. Rechtäwifienihaft, N. F. 2b. VI. ©. 225 fi. — 
Sintenis, — Bd. II. $ 119. — Keller, — ———— vo. — Windſcheid, 
II. $ 404. Hahn, Kommentar zum HGB. Zuf. 2 nad) Art. 84. — Grudot, Das 
Recht bes Kommitfionshandele. & . 269. — Dernburg, Preuß. Privatrecht, Bd. II. $ 190. - 
Seuffert, Ardhiv, X. 43; Xi. 155; XII. 14; XIV. 124, 229; XXII. 39, 134; EAN. 210; 
XXVI. 240; XXVIL 225; "XXIX 125; XXX. 21, 22, 140. 


Prozehbetrieb. Während im früheren Gemeinen Prozeß die formelle — 
leitung dem Richter zukam, d. h. die Anbringung der Klage, das Anſuchen um 
Prozeß, ala ein allgemeines auf die Fortleitung des Verfahrens überhaupt gerichtetes 
Begehren galt, welchem der Richter durch Anordnung der einzelnen zum Fortgang 
des Prozefieg nothwendigen Schritte und durch Ausführung jeiner diesfallfigen Anz 
ordnungen zu entiprechen hatte, hat der Franzöſiſche Prozeß zu folge einer Ueber: 
jpannung der Berhandlungsmarime und der Anichauung, daß das Weſen des Richter: 


214 Prozehtähigfeit. 


amtes ausschließlich im Urtheilen beftehe, den Parteien allein die Sorge für die 
Fortbewegung des Prozefjes und die Anregung der richterlichen Urtheilsthätigkeit im 
Rechtsjtreit überlaffen, und zwar in dem Umfange, daß jeder Spruch des Gerichtes 
die Verbindung des lebteren mit dem Rechtsſtreite aufhebt und es Sache der Bar 
teien ift, diefelbe durch neue Schritte wieder herzuftellen. Die Deutiche ERO. 
hat dieſe Franzöſiſchen Einrichtungen, die ſog. Paffivität der Gerichte und das 
Dejaifirungsfgftem, nicht angenommen, vielmehr nur im Intereffe der Entlajtung 
des Gerichtes die Bewirkung gewifler, zum formalen Fortgang des Prozeſſes erforder: 
lichen Alte den Parteien unter ihrer eigenen Verantwortung zugewieſen. Dieſelben 
haben injofern den Prozeß zu betreiben, ala fie fich die vorbereitenden Schriftſähe 
und andere Parteifchriften, ſowie gewiffe gerichtliche Enticheidungen und die Ladungen 
gegenjeitig durch die Gerichtövollzieher (Post) zuitellen und für die letzteren das 
Gericht vorher um Terminsbeftimmung angehen müffen. Dabei ift indeſſen eine Mit- 
wirkung des Gerichtes nicht volllommen außgeichlofien. In der Hand deflelben 
liegt zunächſt die Anſetzung der Termine bei Einleitung des Progeffes, bat. der 
Inſtanz, jowie ferner die Anberaumung aller weiteren Termine nach der erjten münd- 
lihen Verhandlung, mögen fie blos wieder zu einer folchen oder auch zur Beweis: 
aufnahme bejtimmt fein. Sodann erfolgt die Ladung von Zeugen und Sachveritän- 
digen, ſowie die Beichaffung von Urkunden, welche fih im Befige von Behörden 
befinden, ebenfalla von Amtswegen durch das Gericht. Selbit gewiſſe Zujtellungen 
und Ladungen, wie 3. B. diejenigen, welche im Auslande vorzunehmen find, und die 
öffentlichen Ladungen bewirkt dafjelbe auf Parteiantrag. Ja von Amtöwegen hat 
es alle nicht in mündlicher Verhandlung verkündeten Enticheidungen und Verfügungen 
zuftellen zu laffen. Gmdlich ift es, ſoweit dies nach Lage der Sache möglich, ver 
pflichtet, jelbft beim Ausbleiben beider Parteien in einem Termin zur Beweis— 
aufnahme die leßtere vorzunehmen. — In der mündlichen Verhandlung ift dagegen 
von einem PB, der Parteien feine Rede, vielmehr tritt hier das Prozekleitungsrecht 
des Gerichtes viel fchärfer und intenfiver hervor, ala im fchriftlichen Prozeß, weil 
durch jeine Ausübung der Mangel der feſten Gliederung des Prozeffes in einzelne 
Stadien und das Fehlen der Eventualmarime erjeßt werden muß. Es iſt das 
Gericht, welches die Verhandlung eröffnet und fchließt, für einen geordneten Vortrag 
der Sache forgt, zu den erforderlichen Prozeßhandlungen (zur Antwort, zur Beweis 
antretung) auffordert, durch Ausübung des Trragerechtes das Streitmaterial klar 
ſtellt, erjchwerende und chifandfe Vertheidigungsmittel abjchneidet, und endlich im 
Sntereffe leichterer Beherrfchung und Bewältigung des Prozekitoffes die Verbindung 
nicht kumulirter, die Trennung fumulirter Streitigkeiten und die abgejonderte Ver: 
handlung über ifolirungsfähige Angriffe und Vertheidigungsmittel und Präjudizial- 
punkte anordnet (f. das Nähere im Art. Prozeßleitung). 

Ueber den PB. der Parteien bei der Zwangsvollſtreckung vgl. den be 
treffenden Artikel. 

Gigb.: Deutiche CPO. SS 152 ff., 191, 193, 458, 479, 515, 548, 127, 281, 323, 326 
bis 328, 332, 333, 485, 520, 548, 342, 367, "397, 182 f., 283, 

git.: Mad, Vorträge über bie RERD,, Bonn 1879, S. 48 ff. P. Hinſchius. 


Prozeßfähigkeit iſt die Fähigkeit einer Prozeßpartei, ohne einen geſetzlichen 
Vertreter oder Berftand jelbjtändig den Prozeß zu führen oder durch einen Anderen 
führen zu laffen. „PB.“ iſt alſo vor Allem nicht zu verwechjeln mit „PBarteifähig- 
feit“, d. 5. rechtlicher Perjönlichkeit und ſomit rechtlicher Möglichkeit zu lagen oder 
verklagt zu werden; ſodann ift „P.“ von Prozeklegitimation (legitimatio ad pro- 
cessum) zu unterjcheiden, d. i. der Berugniß ala Vertreter eines Anderen im Prozeſſe 
dejlelben aufzutreten. 

Nach dem Gejagten erfcheint die P. ala eine Seite oder, wie die Motive zu 
8 50 der CPO. für das Deutiche Reich ſich ausdrüden, als ein Ausfluß der 
Handlungs und Dispofitionsfähigkeit. Wer diefe Fähigkeit befigt, wem fie fehlt, 
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darüber entſcheidet nicht das Prozeßgeſetz, ſondern das Civilrecht in prinzipieller Weiſe. 
Auf dieſes wird denn auch in $ 50 der Deutichen CPO. verwieſen. Wegen der 
Bielheit der Givilrechte im Gebiete des Deutichen Reiches jand es aber der Geſetz— 
geber geboten, in der CPO. die P. imjoweit einheitlich zu regeln, ala es im In— 
terefie einer einheitlichen Pengehgeiehgebung geboten ift. Die in dieſer Richtung 
aufgeitellten Grundfäge der CPO. find 

1) Wer fi durch Verträge verpflichten fann, ift prozeßfähig, foweit jene 
"Fähigkeit reicht. 

2) Die patria potestas oder das eheherrliche Mundium, welchem eine Partei 
unterworfen ift, beichränft ihre PB. nicht, jofern im Uebrigen die Vorausſetzungen 
ihrer Handlungsfähigkeit gegeben find. 

3) Die Gejchlechtsvormundichaft ift auf die P. ohne Einfluß. 

4) Zur Bornahme einzelner Prozeßhandlungen, welche nach bürgerlichem Rechte 
eine bejondere Ermächtigung erfordern, bedarf es einer folchen nicht, wenn die 
Prozekführung überhaupt ohne jolche Ermãchtigung zuläffig iſt oder geſtattet wurde. 

5) Die Beurtheilung der P. eines Ausländers richtet ſich nach dem Rechte 
des inländiſchen Prozeßgerichtes, wenn ihm das en Recht dieje Fähigkeit 
abipricht, das inländifche diejelbe gewährt (KPO. $$ 50—53). 

Was insbejondere den sub 2 außgejprochenen Grundſatz anlangt, ſo iſt die 
Folge deſſelben nur die, daß ein Urtheil nicht mehr deshalb als nichtig angefochten 
werden kann, weil eine der Parteien persona alieni juris war; dagegen präjudizirt 
ein jolches Urtheil jelbitverftändlich den Hausväterlichen und eheherrlichen Rechten 
an dem Vermögen des Hausfindes oder der Ehefrau, welche Parteien waren, nicht. 

Fälle der Nothwendigkeit einer „befonderen Ermächtigung“ (ſ. oben sub 4) nad) 
Givilrecht find angeführt bei Hellmann, Kommentar zur EPD., Bd.1.©.192 ff. Nr. 5. 

Perſonen, welchen die P. fehlt, müſſen durch andere Perjonen (gejegliche Ver— 
treter) im Prozeffe vertreten fein. Den Mangel der PB. hat das Gericht ebenjo wie 
die Yegitimation des gejeglichen Vertreters oder die erforderliche Ermächtigung zur 
Prozekführung von Amtswegen zu berücdfichtigen. Die Zulaffung einer prozeß— 
unfähigen Partei oder eines nicht legitimirten geſetzlichen Vertreters kann bei Gefahr 
im Berzuge unter Vorbehalt der Befeitigung des Mangeld vom Gerichte verfügt 
werden. Doch muß mit Erlaffung des Endurtheils in diefem Falle zugewartet werden, 
bis die zur Bejeitigung des Mangels feſtgeſetzte Friſt abgelaufen ift (KPO. 8 54). 

Wenn eine prozeßunfähige Partei verklagt werden foll, der ein gejeßlicher 
Vertreter fehlt, fo muß der Vorſitzende einen Interimsturator bis zum Gintritte 
eines gefeglichen Vertreters beftellen. Auch ohne Gefahr im Berzuge kann der 
BVorfigende einen Spezialprozeßkurator beftellen, wenn eine prozeßunfähige Perjon im 
Gerichtäjtande des dauernden Aufenthalt? nach $ 21 der CPO. ar rei ſoll. 

ellmann. 

Prozeßlegitimation (legitimatio ad processum) iſt der Nachweis, daß der 
für einen anderen im Prozeſſe handelnde Vertreter zu der Vertretung des erſteren 
berechtigt iſt. Beruht die Berechtigung dazu auf Geſetz, wie bei den Vertretern 
handlungsunfähiger Perſonen, den Vormündern von Unmündigen oder Minder— 
jährigen, oder den Vorſtehern juriſtiſcher Perſonen, ſo wird die P. durch den Nach— 
weis der betreffenden zur Vertretung berechtigenden Stellung, z. B. durch Vorlegung 
der vormundſchaftlichen Beſtallung, geführt. Der von der Partei ſelbſt ernannte 
Vertreter hat ſich dagegen entweder durch die Prozeßvollmacht (j. dieſen Art.) 
zu legitimiren oder durch Nachweis eines, wenn auch nicht jpeziell auf den Prozeß 
gerichteten, Bertretungsverhältnifjes, welches ihn trogdem zur Prozekführung für 
feinen Machtgeber berechtigt, 3. B. der Stellung als Generalbevollmächtigter, als 
Prokuriſt, ala Schiffer, als Korreipondentrheder, ala Inkaſſo-Mandatar. In einer 
Bevollmächtigung, welche dem Vertreter eine der erwähnten Stellungen giebt, liegt 
zugleich die Prozeßvollmadht. Der $ 76 der Deutichen EPD., welcher ohne Unterjchied 
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ſchriftliche Vollmacht für den Prozeß fordert?und dem Gegner das Recht gewährt, 
die gerichtliche oder notarielle Beglaubigung derjelben, wenn fie nur in einer Privat- 
urkunde enthalten ift, zu verlangen, findet auch auf derartige nicht direft und aus⸗ 
ſchließlich zur Prozeßführung legitimirende Vollmachten Anwendung. 

Die Doktrin des Gemeinen Prozeſſes gebrauchte den Ausdruck Legitimation in 
Anwendung auf den Prozeß noch in zwei anderen Bedeutungen. Zunächſt verſteht 
fie unter Legitimation zum Prozeß im Sinne von Rechtsſtreit, Sachlegitimation, 
legitimatio ad causam, die nöthigenfalla durch Beweis zu erhärtende Behauptung, 
daß der gerichtlich geltend gemachte Anfpruch der Partei, welche ihn verfolgt (jog. 
aktive Sachlegitimation), zujteht, und zwar auch gegen diejenige Partei, gegen welche 
er erhoben ift (paffive Sachlegitimation). Sie hatte bei der Aufitellung diejer Ber 
griffe die Fälle im Auge, in welchen ein der einen oder anderen Partei urfprünglich 
fremdes Nechtsverhältniß (3. B. eine ererbte oder cedirte Forderung, eine ererbte 
oder übernommene Berbindlichkeit) oder eine auf einem dinglichen Verhältniß be— 
ruhende Berechtigung oder Verpflichtung (3. B. Eigentum am Grundjtüd bei einer 
Servitutene oder Reallaftklage) oder eine perjönliche Qualität (Verwandtichaft bei 
der GErbichaftsflage, Gemeindebürgerrecht bei einem Anſpruch auf Gemeindenußungen) 
als Vorausſetzung des Rechts, bzw. der Verbindlichkeit in frage fommt. Während 
die frühere Prozeßdoktrin die Sachlegitimation als einen Punkt, welcher vor der 
Verhandlung über das jtreitige Recht ſelbſt zur Berichtigung gebracht werden mußte, 
behandelt hat, war dieje Auffafjung aber jchon in neuerer Zeit aufgegeben, und 
das mit Recht. Der Nachweis der Aktiv» bzw. Pailivlegitimation iſt nicht Vor— 
bedingung für das Auftreten als Kläger und Bellagter im Prozeß, vielmehr nur 
für das Gewinnen deffelben. Die Anführung bzw. der Beweis der den Legitimations— 
punkt betreffenden Thatſachen gehört mit zur Subjtantiirung bzw. zum Beweije der 
Klagethatſachen. Demgemäß iſt auch die ſog. exceptio deficientis legitimationis 
nichts anderes als eine verneinende Einlaffung auf die Klage, feine Einrede im 
eigentlichen Sinne. Die Deutſche EPD. enthält feine bejonderen, hierher ge— 
börigen Vorichriften, weil fie jene Theorie für überwunden und feiner fpeziellen Er— 
wähnung mehr für werth gehalten hat. Allerdings it e8 bei dem neuen Berfahren 
möglich, daß mit Rückſicht auf SS 137, 275 das Gericht in den pafjenden Fällen 
abgeionderte Verhandlung über die ftreitige Sadhlegitimation anordnen und darüber 
durch Zwifchenurtheil erkennen fann, weil fich diejelbe unter Umftänden als ein 
iſolirungsfähiges Element des Rechtsjtreites daritellt. 

Endlich gebrauchte die gemeinrechtliche Prozeßdoktrin den Ausdrud Legitimation 
noch in der Bedeutung von legitimatio ad praxim, d. 5. für den Nachweis Des 
im Prozeß auftretenden Advofaten oder Anwaltes, daß er zur Ausübung der 
advofatorischen oder Anwaltspraris befugt jei. Diefe Berechtigung tritt nach $ 20 
der Deutſchen NRechtsanwaltsordn. vom 1. Juli 1878 mit der Eintragung in 
die bei jedem Gerichte zu führende Lifte der zugelafjenen Rechtsanwälte ein, und 
giebt das Recht, bei allen Gerichten des Deutjchen Reichs Vertheidigungen zu führen, 
als Beiſtand aufzutreten und, joweit nicht Anwaltszwang beiteht, auch die Ver- 
tretung von Parteien zu übernehmen. 


Lit: Bethmann-Hollweg, Verfuche über —— — des Giv.Pr 
Planck, Diss. de legitimatione ad causam, Götting. 1837. — Linde, Str fü * idil⸗ 
recht und Prozeh, III. 297 ff. — Krüger, Arhiv für civ. Groria XXXIX. 

P. — 


Prozeßleitung (Civilprozeß, v. Bar, Th. I. Suppl. ©. 6 ff.) bedeutet die 
auf Ordnung und Fortgang des Verfahrens und jeiner Handlungen und Verhand— 
lungen bejtimmend einwirfende richterliche Thätigkeit oder, wie Grolmann definirt, 
„die Summe der während des Yaufes der Verhandlungen dem Richter obliegenden 
Pflichten, vermöge welcher er dafür zu ſorgen hat, daß der Rechtsjtreit in der zweck— 
gemäßen und gejeßlichen Ordnung betrieben, und alles, was zu Verwirrungen, Ver: 
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zögerungen und unnöthigen Weitläufigfeiten Veranlaffung geben könnte, vermieden 
werde“. Die P. kann nah Grolmann fi bald negativ äußern, wenn fie 
der Form oder dem Inhalt nach fehlerhaften oder unzuläffigen oder verzögerlichen 
Handlungen entgegentritt, 3. B. den Antrag auf VBerfäummißurtheil zurückweiſt oder 
vertagt oder verfpätete Defenfionen des Beklagten oder verjpätete Beweismittel und 
Beweiseinreden auf Antrag zurücdweiit, bald pofitiv, wenn fie, im Anjchluß an 
die Eigenthümlichkeiten der bezüglichen Prozedurart, den Fortichritt der Verhand- 
lungen fördert, 3. B. einen Beweisbeichluß erläßt, Termin zur Fortjegung der münd— 
lihen Verhandlung anjegt, oder bei Aufhebung eines durch Berufung oder Revifion 
angefochtenen Urtheila die Sache zu weiterer Verhandlung und Entjcheidung an die 
frühere Inſtanz verweiſt. Grolmann hat den Ausdrud PB. von J. 5. Böhmer 
entlehnt, welcher die interlocutiones merae als Defrete beitimmte, „quae ad direc- 
tionem processus pertinere videbantur“, und fie als jolche den interlocutiones 
mixtae und dem Endurtheil entgegenjegte. In Folge deflen bejchräntte Grol= 
mann auch die PB. auf den Lauf der Verhandlungen im Unterfchiede vom End» 
urtheil, und Gönner und Spätere erweiterten dieſe Bejchränfung zu einem 
Gegenjag zwifchen P. und dezifiver richterlicher Ihätigkeit überhaupt (vgl. d. Art. 
Entiheidungen). Diejer Gegenſatz wie jene Beichränfung find jedoch verwerflich, 
da das Endurtheil, .dem im Gemeinen Recht die executoriales eingefügt, nach der 
Deutichen EPD. die Vollftredungsflaufel angehängt werden ſoll, nur die Brüde zur 
Grefution bildet, bei welcher auch die Arbeitstheilung zwiſchen Gerichtsvollzieher 
und Gericht nur nmebenjächliche Bedeutung hat, wie v. Bar (a. a. D. ©. 1) hervor: 
hebt. Ihren natürlichen und einzigen Gegenſatz hat die P. vielmehr ala Thätigkeit 
des Richters an der Thätigkeit anderer im Prozeß handelnden Perjonen , jomit vor 
allen der Parteien, deren Rechtsverfolgung von Anfang bis Ende des Prozefjes zu 
ihr in fortwährender Beziehung ſteht. Die Stellung des Richter ala Organ der 
Staatögewalt duldet feine Unterwerfung unter die Willfür der privaten Parteien, 
und eine Leitende Thätigkeit kann begrifflich feine von fremden Willen abhängige 
jein; wiederum aber find die Ansprüche und Rechte, welche die Parteien im Prozeß 
verfolgen, ihre Privatrechte, über welche ihmen die Dispofition zufteht: jo fragt fich, 
wie die Grenze zwiichen P. und Parteiendispofition zu bejtimmen ift? Grolmann 
bezeichnete fie in der Weile, daß der Richter in der negativen P. jelbjtändig, in der 
politiven dagegen an die Anträge der Parteien gebunden jei, und Gönner, deſſen 
Untericheidung zwijchen refleftirender und ſonſtiger richterlicher Thätigkeit freilich der 
Grolmann’schen nicht ganz entipricht, erklärt die eritere für jelbftändig, die letere 
aber von jeiner befannten Verhbandlungsmarime für abhängig: der Richter 
jei, ſoweit ihn nicht ausdrüdliches Gejeg oder die Natur der Sache zu jelbjtändiger 
offizieller Thätigkeit berechtigten, an die Anträge der Parteien dergeſtalt gebunden, 
daß er, warın und joweit die Partei einen Antrag nicht geitellt, zu handeln nicht befugt 
jet und die Partei für verzichtend anzujehen habe. Erhellt aus diejer überall ein- 
greifenden Verzichtspräfumtion, zu wie gefährlichen Konjequenzen die Theorie Grol: 
mann’s und Gönner's hinführt, fo ift der Grund für diefelbe einzig der, daß 
im Givilprozeß den Parteien die Dispofition über die von ihnen verfolgten Rechte 
zujtehe, denjelben daher auch die Dispofition über die prozefjualen Wege und Mittel, 
fie zu verfolgen, gejtattet jein müfje. Dieſe Folgerung ift jedoch eine verfehlte. 
Denn, mögen die im Prozeß verfolgten Rechte immerhin Privatrechte der Parteien 
fein, es ift die Staatshülfe, die zu deren Realifirung beanfprucht wird, und ſonach 
ift e& auch Recht des Staates zu bejtimmen, unter welchen Borausjeßungen und 
Modalitäten er diejelbe gewähren will. Die Dispofition der Parteien über ihre 
im Prozeß verfolgten Rechte involvirt daher feine Dispofition über die Rechte des 
Staates umd feiner Organe, der Gerichte, vielmehr ſteht den letzteren prinzipiell die 
jelbjtändige Handhabung der Prozeßordnung zu und fie Haben fich von der Dispofition 
der Parteien nur infoweit leiten zu laffen, ala der Staat und feine Progekordnung 
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dies ausdrücklich vorſchreiben oder ihre Vorſchriften Lediglich das Parteiintereſſe 
ſchützen ſollen, wie denn der Staat, abgeſehen von Ehe- und Entmündigungsſachen, 
kein Intereſſe daran hat, ob eine Partei der anderen Geſtändniſſe machen, ihre 
Privaturkunden anerkennen, ihr oder einem Zeugen den Eid erlaſſen will, während 
3. B. gegen Zulaſſung Meineidiger zum deferirten Eide auf Seiten des Schwörenden 
die Gefahr neuen Meineides, auf Seiten des Gegners die Möglichkeit der Benutzung 
der Delation, um den Delaten zum Meineid zu verleiten und in Strafe zu bringen, 
alſo ſittliche Gründe von allgemeiner Bedeutung ſprechen. Handelt es ſich hier demnach 
um die Vorſchriften des Gem. Rechts und der Deutſchen CPO., ſo ergiebt ſich für 
erſteres, was die negative P. zunächſt anlangt, die Richtigkeit der von Grolmann 
aufgeſtellten Regel, daß der Richter bezüglich dieſer Thätigkeit an den Antrag der 
Parteien nicht gebunden iſt, ſchon aus dem Grunde, daß der Richter nicht nur 
Nichtigkeiten, Chikanen und Verſchleppungen entgegenzutreten, ſondern den Parteien auch 
die Rechtsverfolgung nur inſoweit zu geſtatten hat, als ſich ihre Handlungen inner 
halb der durch Geſetz und Sachlage gezogenen Grenzen bewegen, aljo fehlerhafte 
Dandlungen zurüdzumeifen oder berichtigen zu laffen hat. Die Deutiche CPO., 
welche nach ausbrüdlicher Erklärung der Motive auf dem Boden der Verhandlung 
marime jteht, was jedoch insbeſondere Hinfichtlich der Regel: quod non est in actis, 
non est in mundo nicht ganz zutrifft, hat fich zur negativen P. verichieden geftellt. 
Abweifung von Amtswegen ift geitattet wegen IUnzuläffigkeit des Rechtsweges, wegen 
jachlicher oder örtlicher Unzuftändigkeit aber nur, wenn die Sache vor einen aus 
jchließlichen Gerichtsftand gehört oder die Klage bei der Hammer für Handelsſachen 
oder bei einem Gerichte höherer Inſtanz angebracht wurde oder die Sache feine ver- 
mögensrechtliche ift, während in anderen Fällen, wenn die Sache vermögengrechtlicher 
Art ift, im Verfahren unter Anwejenden, weil hier ausdrüdliche Vereinbarung oder ftill- 
fchweigende durch Einlafjung möglich ift, Antrag oder Ginrede zur Abweifung er 
fordert werden, im Verfäummißverfahren dagegen nach der auch vom Neichögericht an- 
genommenen richtigen Anficht wieder Prüfung und Abweifung von Amtswegen ein- 
treten. Die Berichtigung von Mängeln der Legitimation kann im anmwaltäfreien 
Prozeß von Amtswegen veranlaßt werden, im Anwaltsprozeß die des Mangels der 
Vollmacht nur auf Antrag. Für Klag-, für Berufungs-, Reviſions-, Ginjpruch 
jäße find nothwendige Erfordernifje aufgeftellt; Mangel derjelben in der Klage führt 
in den fchriftlichen Prozedurarten zu fofortiger amtlicher Abweiſung, in den münd— 
lichen berechtigt er zwar zur Abweifung des Antrages auf Verſäumnißurtheil, aber 
nicht zur Weigerung von Terminsanjegung und Verhandlung und jelbjt im Urkunde 
prozeß nicht zur Verſagung der VBerurtheilung auf Anerkenntniß, wie er auch in der 
mündlichen Berhandlung verbefjert werden kann, eine Verbeſſerung, welche aber 
wiederum für die nothwendigen Beitandtheile der Einſpruchs-, Berufungs- umd 
Reviſionsſätze nicht gilt. Verſpätete Vertheidigungsmittel, Zeugenbeweije und Editions— 
gefuche gegen dritte Perjonen können nur auf Antrag zurüdgemwiejen werden, anderer: 
jeit3 aber hat man aus dem Grundſatze freier Beweiswürdigung, der fich jedoch mur 
auf das Ergebniß aufgenommener Beweife, nicht auf die Frage der Erforderlichkeit 
derjelben bezieht, für den Richter das Necht ableiten wollen, bei Auflage der Notheide 
fruftratorifch angebotene Beweiſe von Amtswegen beiſeitezuſetzen, welche amtliche 
Beifeitefegung dagegen bei Werthbejtimmung des Streitobjefts und bei Schadensklagen 
geitattet if. — Bezüglich der poſitiven P. ferner erleidet zunächit die Regel: 
non procedat judex ex officio im Gem. Recht jchon für die ordentliche Prozedur, 
geichweige denn für die unter dem Geſetze freiefter P. jtehende unbejtimmt jummarifche 
Prozedur und den Konkursprozeß, durch die Pflicht des Richters für Beobachtung 
der substantialia judieii, daher namentlich auch für Negulirung der Legitimationen 
mit Einſchluß von Kuratoren- und Anmwaltöbeftellung zu jorgen, ferner durch Ans 
ordnung von DVerbindung, Trennung, Reihenfolge und Siftirung der Prozefie, jowie 
Abzweigung don Inzidentverhandlungen, durch den Grundjaß des wechjelfeitigen 
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Gehör und der mit ihm zufammenhängenden Abgebung und Bekanntmachung von 
Ladungs- und Kommunikativdefreten, durch Erlaß von Gmdurtheil oder Beweis— 
interlofut jammt Normirung, Anordnung und Leitung der Beweis- bzw. Gegen- 
beweistührung, durch Ladung oder Anordnung von Zwangsmitteln gegen Zeugen, 
Vereidigung und Bernehmung von Zeugen nach oder ohne vorgängige Abgabe eines 
Produktionserkenntniffes u. dgl. m., jo viele Ausnahmen, daß bereit? Bayer die 
Geltung der Gönner'ſchen Regel für den ordentlichen Prozeß verworfen hat. Es 
ift vielmehr im Gem. Recht wejentlich von der offiziellen P. auszugehen, und im 
Anichluß an Mevius und J. H. Böhmer und im Anhalt daran, daß im Ge— 
meinen Prozeß urfprünglich nur für die Klage ein Antrag erforderlich war, daß jpäter 
das Intereffe an möglichjt eigener Wahrnehmung der Rechte die Anwälte den Antrag 
an jedes Rechtöveriolgungsmittel hat anhängen laſſen, Gejeg oder Eonftanter Ge— 
brauch oder communis opinio doctorum aber die Nothiwendigkeit nur für wenige von 
ihnen beftätigt haben, ein Antrag nur zu fordern: für die Geltendmachung materieller 
Anſprüche, aljo für die Klage und die Judikatsklage oder das Exekutionsgeſuch, 
für Koſten-, Armenrechts-, Arreſt- und Kautionsanfprüche mit Ausnahme der auch 
von Amtswegen zu erfordernden Kaution für Arrejtanlagen, jodann für Editions-, 
Anterventiond- und Reaffjumtionsanfprüche, für die den Klagen gleichbehandelten 
Rechtömittel und Provofationen, ferner für Dilationen und Prorogationen, für 
peremtoriiche Auflagen und für Erkennung peremtoriih vom Richter angedrohter 
Ungehorjamsnachtheile, während andere Ungehorjamsnachtheile ipso jure eintreten. 
BVergleiht man damit die Beitimmungen der CPO., jo ift zuvörderſt hervorzuheben, 
daß fie eine prinzipielle Regelung, wann auf Antrag und warn von Amtswegen 
zu handeln jei, nicht getroffen, jondern die Frage nur im Einzelnen, aber wiederum, 
wie 3. B. die Vorfchriften der SS 74, 266, 269 ergeben, nicht überall entjchieden 
bat, jo daß die Frage entjteht und von Jedem nach jeinem Sinne beantwortet 
werden wird, ob der Richter jojort von Amtswegen die Berlejung der Anträge aus 
den Schriftſätzen verordnnen, eine Glaubhaitmachung ohne jofort aufmehmbare Be 
weismittel ala unjtatthaft ohne Antrag verwerfen, auf eine Klagejchrift im Anwalts— 
prozeß, welche nicht von einem zugelaffenen Anwalt abgeiaßt ift, den Termin an— 
jegen und den Antrag aus derjelben im Termin verlefen laffen darf. Hiernach die 
Beitimmungen im Ganzen angefehen, läßt fich allerdings nicht leugnen, daß das 
Gebiet des Antrags und der Parteiinitiative Erweiterungen erfahren hat. Ein Theil 
derjelben hängt jedoch mit Neuerungen zujammen, welche die CPO. getroffen: jo das 
Erforderniß der Einrede bei Mängeln der Vollmacht im Anwaltsprozeß und die 
Zulaffung der Partei zum Worte neben ihrem Anwalt, jodann die in Konſequenz des 
Selbftbetriebes der Parteien eingerührten Parteiladungen und Parteizujtellungen (vgl. 
die Art. Ladung und Zuftellung) jammt den Anträgen auf Beicheinigung der 
Rechtskraft und auf Ertheilung volljtredbarer Ausfertigungen, den Klagen auf Voll« 
ſtreckungsklauſel oder auf Volljtrefungsurtheil, den Einwendungen gegen die Voll: 
ftredfungsflaufel und den Klagen aus jolchen Einwendungen, ferner die Klagen aus 
Einwendungen gegen den Anſpruch, die Klagen auf Vorzugsbefriedigung, ferner die 
Feſtſtellungs- und nzidentfeftftellungsflagen, die Anträge auf Verweiſung vor das 
zuftändige Gericht, der Widerfpruch gegen erklärte Nebenintervention u. dgl. m. Als 
gänzliche oder theilweije Abänderungen der oben dargelegten gemeinrechtlichen Verhältniſſe 
jtellen fi) dagegen dar: die Anträge auf außerordentliche Prozedurarten, die Anträge 
auf Verhandlung der Hauptjache nach Verwerfung der jog. prozeßhindernden Einreden 
und auf Verhandlung über den Betrag des Anſpruchs nach anerfennender Enticheidung 
über feinen Grund, der aus eigener Initiative von ber Partei zu erhebende Wider: 
ipruch gegen angelegte Arrefte, die Nothwendigkeit der Anfechtung von nicht bes 
glaubigten VBollmachten, der Wegfall der Anträge auf peremtoriiche Auflagen, wenn— 
gleich jie in den Gefuchen um Zahlungsbefehle und Aufgebote noch implieite ent- 
halten find, der Wegiall der Präflufion für Verſäumniß der Anmeldefriit im Konkurfe 
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und bei Aufgeboten und der Widerſpruchsfriſt bei Zahlungsbefehlen, das Gintreten 
der Verſäumnißfolgen kraft Gefeges, mit Ausnahme aber der Anträge auf Diele 
Folgen bei Nichtleiftung beantragter Hautionen, bei Schweigen zum Reaffumtions- 
antrage, bei Ausbleiben im Schwurtermin und in der mündlichen Verhandlung aller 
Snftanzen. Zu den hierin gelegenen Beichränfungen des Umfangs der offiziellen P. 
fommen jedoch noch diejenigen Hinzu, welche aus der Vereinbarung der Parteien 
folgen, die, abgejehen von Ehe- und Entmündigungsiachen, bald als ausdrüdliche, 
bald als jtillichweigende von der CPO. zugelaflen it: für das Beruhenlaflen des 
Prozefles, abgejehen vom Yauf der Nothfriften, für die Aufhebung von Terminen, 
für Verlängerung und Verkürzung der Friſten mit Ausnahme der Nothfriſten, für 
fachliche oder örtliche Zuftändigkeit des Gerichts im oben angegebenen Umfange und 
jofern nicht die Erhebung einer vor die Givilfammer gehörigen Widerflage die 
übereinftimmend beantragte Verweifung vor die Kammer für Handelsjachen aus 
jchließt, ferner für Erjcheinen der Parteien vor Amtsgerichten an ordentlichen Gerichte- 
tagen zum Anbringen und Berhandeln ihrer Sachen ohne Ladung und Termins— 
beitimmung und für jofortigen Uebergang von vergeblich gepflogenem Güteverfuch zu 
gleichem Anbringen und Berhandeln vor dem Amtsgerichte, jodann für die Aenderung 
der Klage, für die Zurüdnahme der Klage, der Berufung, der Revifion nach erfolgter 
Einlaffung des Beklagten auf die Hauptiache bzw. auf die Berufungs- oder Revifions- 
flage, für Fallenlaſſen von Zeugen, nachdem fie erichienen find, für Zurüdnahme von 
Urkunden nach erfolgter Vorlegung, für die Auswahl von Sacjverjtändigen vor 
behältlich gerichtlicher Beichränftung ihrer Zahl, für den Erlaß des Zeugen- und 
Sadverftändigeneides, für Eidesdelation an Meineidige, für Inhalt und Norm endlich 
des Eides, jofern derfelbe nur auf Thatſachen geftellt ift. ine weitere Beichränfung 
erleidet das Dffizgialprinzip durch den Verzicht, wie er, abgejehen vom Verzicht auf 
den Anspruch, und theilweife unter Ausichluß von Ehe- und Entmündigungsjachen, 
von der CRD. gejtattet wird: bezüglich der Prozeßart, der Thatjachen, der Beweis: 
und Gegenbeweismittel, der Einreden, joweit nicht von Amtswegen zu berüdfichtigende 
Punkte (ſ. d. Art. Einlafjung) in Betracht fommen, in Abficht ferner auf Be 
jtreitung von Thatjachen und Beweismitteln, auf Verfäumnifanträge, Exekutions— 
anträge, Rechtsmittel, Einſpruch und Anfechtungsklagen; insbejondere joll ein Ber: 
zicht auch in Unterlaffung rechtzeitiger Rüge der Verlegung von VBorfchriften und 
Formen des Verfahrens gefunden werden, durch welche Beitimmung in höherer 
Inſtanz die Remedur von Amtswegen gegen die meisten der in den früheren In— 
ftanzen vorgefallenen Nichtigkeiten ausgeichlofien it. Was hiernach, alfo nach Abzug 
von Antrag und Parteiinitiative, von Vereinbarung und Verzicht der Parteien, 
erübrigt, das fällt ala Gebiet der amtlichen Initiative anheim, und zwar in der 
Weife, daß foweit e8 an dem erforderlichen Antrage oder der nöthigen Partei 
initiative mangelt, mit Gönner Verzicht anzunehmen ift, während wo die Rechte 
der Vereinbarung und des Verzichts nicht geübt find, die richterliche Initiative an 
fich nicht behindert ift, wenn fie nicht durch die Nothwendigkeit der Partetinitiative 
und des Antrags überdies bejchränkt jein ſollte. Die Einzelbeftimmungen der CPO. 
und der KO. angejehen, gehört zum Gebiete der offiziellen B.: die Anberaumung, 
Verlegung und Vertagung von Terminen und die Anfegung der Friſten mit Aus— 
nahme von Nothiriften und der nach Anfang und Dauer bejtimmten gejeßlichen 
Friſten, die Verkündung der Urtheile und der auf Grund mündlicher Verhandlung 
ergebenden Beichlüffe und Verfügungen, die Zuftellung der nicht verfündeten Bes 
ichlüffe und Verfügungen und der GEhetrennungsurtheile, die Beitellung von Ber: 
tretern für unbelannte Probaten bei Sicherung des Beweijes und für Lehrlinge, 
Arbeiter, Dienftboten ꝛc. bei Klagen im Gerichtäjtande des Aufenthalts, die An— 
ordnung der Beitellung von Zuftellungsbevollmächtigten für Gerichtsauswärtige, die 
Beitellung von Rechtsanwälten für Arme und für Entmündigungsbeflagte behufs 
Anfechtung der Entmündigung und verfagter Wiederaufhebung, einftweilige Zulaffung 
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nicht prozeßfähiger oder der Ermächtigung ermangelnder Vertreter, Entſcheidung über 
Kautionsleiftung nicht mit Vollmacht verjehener Vertreter, Zurüdweifung von Winfel- 
advofaten, Diöpenjation von Gerichtsperionen wegen Ausjchließung kraft Gejeßes 
oder Beiangenheit ; die etwaige Anordnung mündlicher Verhandlung bzw. Anhörung 
der Betheiligten oder des Schuldners oder Gegners bei Ablehnung oder Diepenjation 
von Gerichtäperfonen oder Sachverftändigen ꝛc. bei Bebürdung von Gerichte= 
jchreibern zc. mit Prozeßkoſten, bei Feſtſetzung der Prozeßkoſten und Armenrecht, bei 
Anlegung von Arreiten und Proviforien, bei Beichwerden zc.; jodann die Eröffnung, 
Schließung, Wiedereröffnung der Verhandlung in den Terminen, die Gewährung und 
Entziehung des Wortes, Zulafjung des Deutichen nicht mächtiger Parteien zum Wort 
im Anwaltsprozeß, Zulafjung tauber Parteien zum Bortrag, Zuziehung von Dolmetichern 
zur Verftändigung mit tauben, ftummen und des Deutfchen nicht mächtigen Per: 
ſonen, Unterfagung weiteren Vortrags wegen Unfähigkeit außer bei Rechtsanwälten, 
die Einhaltung der Deffentlichkeit und deren Ausjchließung bei Gefahr für öffentliche 
Ruhe und Sittlichkeit und bei Vernehmung Entmündigter im landgerichtlichen Ver— 
jahren, die Anordnung der Verbindung, Trennung, Reihenfolge und Sijtirung der 
Prozeſſe, der abgejonderten Verhandlung in Rechnungs und ähnlichen Sachen und über 
einzelne Angriffs und BVertheidigungsmittel, insbefondere über prozeßhindernde Ein= 
reden, Wiedereinjegung und Wiederaufnahme; Anordnung der Berlefung der Ans 
träge im Anwaltsprozeß ; Einjegung von Kommifjarien und Requifition von Gerichten 
für Vernehmungen, für Beweisaufmahmen und in Rechnungs und ähnlichen Sachen; 
Beweisaumahme und Anordnung jolcher durch Beweisbeſchluß; Ladung, Beitrafung, 
Verwarnung, VBereidigung und Vernehmung von Zeugen und Sachverjtändigen 
u. dgl. m. — Wenn hiernach, joweit nicht Neuordnungen vorliegen, gegenüber den 
dargelegten Grundjähen des Gem. Rechts fich in der That eine theilweife Erweiterung 
des Dispoſitions- und Antragsprinzips bezüglich der P. ergiebt, jo erhellt, daß aud) 
die Regel: non eat ultra petita partium, welche im Gem. Recht für Sachgejuche 
ausnahmslos, für Prozeßgefuche dagegen nach den Regeln: jura novit curia und 
iudex de jure semper supplere potest nicht gilt, in der Deutichen CPO., die 
jedoch für die Eritattung der Prozeßkoſten feinen Antrag fordert, gleichjalla eine Er: 
weiterung erfahren haben muß. Denn wo die Enticheidung an den Antrag gebunden 
ift, würde jede über den Antrag hinausgehende Entjcheidung zu einer nicht bean= 
tragten werden. Ein Antrag auf Verkürzung der Einlaffungsfriit bis auf drei Tage 
berechtigt darum nicht zur Verkürzung bis auf einen Tag, und Berufungd- und 
Revifionsanträge, wenn fie Aufhebung des Verfahrens, aber nicht bis zum ver- 
(egenden Akte zurüd beantragen, werden nicht ex officio ergänzt werden dürfen, 
fondern wo fie verfehlt find und fein Intereſſe haben, zurückgewieſen werden müſſen, 
wogegen bei Beichwerde und Wiederaufnahme nicht die Anträge, jondern die Bes 
ſchwerdegründe maßgebend find. — Endlich das Vorbringen der Parteien anlangend, 
jo Liegt e& in der Natur der Sache, daß die Parteien Thatjachen und Beweiſe, auf 
welche fie ihre Rechtöverfolgung gründen, dem Richter, der ihre Verhältniffe nicht 
fennt, an die Sand zu geben haben. Aber die Trage ift die, ob der Richter fich 
lediglich an das von den Parteien VBorgebrachte zu halten verpflichtet ift, oder ob 
er die Parteien auf Lüden, Fehlgriffe, Zweifelhaftes mittel des jog. Fragerechts, 
welches Wach zutreffend ala Recht, mit der Partei überhaupt zu jprechen, erklärt, 
aufmerkſam machen und fie dadurch zu Aufklärungen, Berichtigungen und Ergänzungen 
veranlafien darf und ob er wol gar zu jelbftändigen Ermittelungen und zu Berichtigungen 
und Ergänzungen nad) eigenem Wiffen zu jchreiten beiugt it. Gönner hat fich für 
die eritere Alternative auf die Regel: quod non est in actis, non est in mundo be— 
rufen, welche jedoch dem Richter eine Paffivität aufnöthigt, die ihn zu Gunften jelbit 
einer folchen Partei zu entjcheiden zwingt, welche offen erflärt, mit der Wahrheit 
und entjcheidenden beftimmten Beweismitteln zurüdhalten zu wollen. Wie weit 
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jene angebliche Regel für einen anerkannten Rechtögrundjah oder vielleicht für ein Sprüdh- 
wort zu halten jei, welches nur eine verkehrte Richtung der P. fennzeichnen follte, mag 
dahin gejtellt bleiben: aber mit Recht ift es von Wetzell betont worden, daß fie, 
von ihrer Beziehung zur Schriftlichkeit entkleidet, nichts Anderes bejage, als die ältere, 
durch Geſetz und Ueberlieferung beitätigte Gloffatorenregel, daß der Richter non 
secundum conscientiam suam, sed secundum allegata et probata judicare debet. 
Verfolgt man dieſe Regel, deren Schwerpunft in der Negation: non secundum 
conscientiam suam liegt, genauer, jo haben die Prozefjualiiten jeit ältejter Zeit dem 
Richter niemals geitattet, de facto sibi ut privato noto zu ergänzen, und wenn 
U. Heusler in feinem ſonſt wohl berechtigten Gegenja zur Verhandlungsmarime 
dem Richter die Benubung feiner Privatfenntniß zugeitehen will, jo überfieht er, daß 
Richterpflicht der Zeugenpflicht nachiteht und Entjcheidung des Richters nach feinem 
privaten Wiffen feiner willtürlichen Enticheidung die Thore öffnen würde. Immer 
dagegen hat der Richter de facto sibi ut judici noto et de jure supplere dürfen, 
und wie er in lebterer Beziehung das vorgebrachte Material unter andere Aktionen, 
Einreden und Nechtsfategorien, als die von der Partei gewählten, zu bringen jtets 
berechtigt erachtet worden iſt, jo hat man ihn in erfterer im Gem. Recht auch bis 
heute für befugt angejehen, notoria zu ergänzen und fich des Augenjcheins und der 
Sadjverftändigen jelbjtändig zu bedienen, wie auch das Fragerecht jtets für zuläffig 
gegolten hat, wenngleich die Schriftlichkeit des Verfahrens jeine Uebung zurüd- 
gedrängt. Das supplere de facto sibi ut judici noto greift aber offenbar nod 
weiter aus, und der Nichter wird jelbit folche Thatſachen und Beweismittel benußen 
dürfen, auf deren Griftenz ihn die Verhältniffe der Sache oder Akten, Urkunden, 
Zeugen und nicht die Parteien hingewiefen haben. Auch die Deutiche CPO. hat 
fich nicht mit der bloßen Paffivität des Richters begnügt. Sie legt ihm das Frage 
recht gegen die Parteien bei zur Erläuterung unflarer Anträge, zur Ergänzung un: 
genügender thatjächlicher und Beweismittelangaben und zur Herbeiführung aller für 
die Feſtſtellung des Sachverhältniffes erheblichen Erklärungen und verpflichtet ihn 
im Amtsgerichtöveriahren ſogar, auf Stellung jachdienlicher Anträge, vollitändige 
Angabe aller erheblichen Thatjachen und volljtändige Erklärung über fie hinzuwirken 
(j. d. Art. Amtsgerichtliches Verfahren). Um diefem Fragerecht, welches 
im mündlichen Verfahren zu freier Entwidelung gelangen kann und von welchem 
die Motive unter Anderem mit Recht die Befeitigung der Abweifung angebrachter- 
maßen für viele Fälle erwarten, Nachdrud zu verleihen, darf auch das perjönliche 
Gricheinen der Parteien zur Aufklärung der Sache verordnet werden, in Eheſachen 
eventuell unter Anwendung der Strafen und Zwangsmittel gegen Zeugen mit Aus 
nahme der Haft, gegen den Konkursjchuldner auch unter Zulaffung diejer, in anderen 
Sachen unter naturgemäßer Berüdfichtigung der Weigerung bei freier Beweis— 
würdigung, Auflage der Notheide und Koftenenticheidung. Im Beweispunfte jodann 
darf das Gericht alle bei ihm offenfundigen Thatjachen ergänzen, die Vorlage der von 
einer Partei angezogenen, in ihrem Beſitze befindlichen Urkunden jeder Art, aljo auch 
der Rechnungsbücher, die Vorlage im Beige der Partei befindlicher, auf Verhandlung 
und GEntjcheidung der Sache bezüglicher Alten, die Einnahme eines Augenfcheins, 
der allerdings wol an den in Händen der Parteien befindlichen oder öffentlich zu: 
gänglichen Gegenftänden von urkundlicher Bedeutung einjchließlich des Prozeßobjekts, 
jowie nach dem Deutichen HGB. der Vorlage des Maklerjournals jeine natürlichen 
Grenzen hat, und Begutachtung durch Sachverjtändige von Amtswegen anordnen, 
auch Zeugen zur Angabe des Zujammenhanges, in welchem die von ihnen zu be 
fundenden Thatjachen jtehen, und des Grundes ihres Willens veranlafien. In Ent: 
mündigungs- und, joweit es für Erhaltung der Ehe in Betracht kommt, auch in 
Ehejachen, jowie im Konkursverfahren jteht dem Gerichte das Recht freier Ermittelung 
zu, bzw. vorbehältlich des Gehörs der, Parteien oder des Bellagten allein. 
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Quellen: Deutſche GBG. SS 103 ff., 170 ff, 187 ff. — Deutiche EPO. 5 ‚19, 
33, 36 fi., 38 ff., 41 ff., 46, 48, 54 ff., 68, 74 ff., 84, 97, 99, 105 ff., 117, 126 130 . 
142 fi., 160, 187, 102 fi, 195, 201 ff., 209, 216 ff, 294, 906, 230 ff. 241 ff., 247 , 250 : 


—L ff., 264, 266 ‚272 ff., 276 ff, 981, 288, 288, 290 ff., 294 ff., 300, 302, 304, 3 
311, 313 fi., 317 ff., fi., 326 ff... 329, 332 ff., 397, 339 ff. San, 354 ; 301, 868 5, 
9, 371, 373 #i., 376 ff., 391 ft., 401, 407, 415, 419, 422 ff., 425 ff, 4 435, 439, 
41 ff., 451, 455, 461, 464 ff, 471, 475 ff., 486 ff, 490, 492, 497 fi., 508 "506, 510, 
514, 521 fi., 529 fj., 532, 536 H., 540 ff., 552 ff., 556 fi., 559 ff., 568, 570, 577 .. 588, 
595, 597 fi., 600, 602, 605, 610 ff., 616 ff., 619, 621, 623 ff 630 ff., 639, 641, 648 ‚654, 
660, 662, 667 ff., 668, 671, 684, 5 1 690, 608 Fi. 701, en 710, 799 Fr. 739, 742, 
753, 759, 769, 16, 786, 7192 ff., 800 R 804, 806, 812 ff., 816, 820, 824, 829 fi., 834; 
EG. N 13 Rn 7 ©. 38, 177 f., 133 ff. — Derhandl. ber Yuftiztommifl. bei Hahn, 
en 1134 fi. ‚ 1265 ff. — a HGB. Art. 79. — Deutihe KD. 
$ 66 ff. nr ee 98, 5 ff., 102 ff., 108, 126, 130 ff., 150. —11.8,9D.1, 18. — 
a "18 D. 10, 8. — Ti. c. 2,1 1, — 9,13 C. 3, 1. — Diet. Grat. e. 17 C. 2 q. 1. — 
ců C.3%0 BScDERM- c. 2 in Cl 5, 12. — IRA. $$ 34, 159. — Preuß. 
fing. GerQ. %. 1 ir 9987, M = 9838; Tit. 10.88 2, 56, 380 ff. 
Zit.: Hänel, Diss. Dominn. >> 68 sq. — "Tancredi ordo II. 8,5 _ m 
s. off. adv. IV. 2, — Durantis, Spec. Lib. II. P. I. de off. omn. jud. Lib. u. P de 
disput. et alleg, 8 6. — D. Mevius, Decisiones, P. VII. D. 155. — J. H. Böhmer, 
J. E. P. I. 32 88 1 sq., 11, 13, 57 ‚sg. — ——— Theorie, 88 2, 3, 78, — 
Gönner, Handb., I. Sig 8, 10. Genäler, ee. buch 3. Martin, Abh., II $h — 
Bergmann, Praxis, ©. 42 I. = Baver, Pr, $ 12. — "Briegleb, I Gin. 
Zoff. — Wepell, Syſt., 88 48, 56. — Wiebine Lib.Prz., ©. 706 ff., 692. 
Nuther, Münd). Kit. D. Ich. IX. 340 fi., 354. — Verhandlungen des 9. Zuriften: 
tages Bb. II. — Thüring. Bl. 2 Restäpflge Bd. XVII. ©. 170. — rt 
zit. hr. = allen Bd. XXXVI — Bradenhöit, Erört. zu Linde's Lehrbuch, 
— Zint, Sadverhalt, ©. 9, 157 fi., 354 ff. — v. Canſtein, Bie 
— —— S. 169 fi.: Derielbe, Münchener Krit. B.I.S5chr. XIX. ©. 74. — 
Buſch, atier. für Deutſchen Civ. Pry. Bd. 1 ©. 35 ff. (Baron). — Haufer, Far: ne 
dandeetecht 3. Jahrg. ©. 341 ff., 391 ff. — eg für civ. Prar. i i 
(©. Bülow), €. 249, * ft., 270 f. (U. Heuäler), 391 ff. (Wad). — Bad, Yon. 
träge über die REPO,, 39 ff., 148 fi. — —— eib. —* Reichsger. in Civilſachen Bd. I. 
S. 488 ff. — Fitting, RED. Prz., $ $ 36, — Die Homment. 3. Deutichen raue KO. 1. 
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Prozeßſtrafen find diejenigen bejonderen Nachtheile, welche einer Prozeß— 
partei auferlegt werden, weil fie fi Streitmuthwillen zu Schulden kommen läßt. 

Die im Röm. Rechte am häufigjten erwähnte P. (über die P. des vor— 
juftinianischen Rechts vgl. Gaius IV. 171—182,; Puchta, Kurfus, II. $ 157; 
über die des Juftinianifchen Rechts j. Inst. 4, 16) des Duplum in Folge ver- 
geblichen Zeugnens gegenüber gewiffen Klagen wird fchon gemeinrechtlich als un— 
praftijch erachtet (f. Wetzell, Syitem des Civ.Prz., 3. Aufl. $ 30 ©. 310). 

Die EPD. für das Deutjche Reich kennt P. im eigentlichen Sinne nicht, wenn 
man nicht die Vorichriiten der $$ 251, 252, 256 hierher rechnen will, wonach die 
Verzögerung ded Vorbringens von Angriffe-, Beweis- und Vertheidigungsmitteln 
die Weberbürdung der Prozeßkoſten trog Obfiegens in der Sache jelbjt zur Folge 
haben und die Geltendmachung von Bertheidigungsmitteln ausgejchloffen werden 
tann, welche nachträglich vorgebracht werden, deren Zulaffung den Prozeß verzögert 
und von denen das Gericht überzeugt ift, daß fie in der Mbficht der Prozeß- 
verichleppung oder aus grober Nachläffigkeit nicht früher vorgebracht wurden. Ins— 
bejondere find die den neueren Prozeßgefegen bekannten jog. Srivolitätsftrafen wegen 
muthwilliger Erhebung des Rechtsmittels an den höchiten Gerichtshof im Deutjchen 
Eivil- und StrafPrz. in Wegiall gefommen. 

Auch können nicht ald Prozefitraffagungen in dem oben definirten Sinne die 
Bejtimmungen der EPD. angejehen werden, wonach die Partei, welche einen Termin 
oder eine Frift verfäumt, die Verlegung eine Termines, die Vertagung einer Ber: 
handlung, die Anberaumung eines Termines zur Fortjegung der Verhandlung, die 
Verlängerung einer Haft durch ihr Verſchulden veranlaßt, eines Angriffs- oder Ver: 
theidigungsmittel3 ohne Erfolg fich bedient, die hierdurch veranlaßten Koſten zu 
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tragen hat oder der Prozeßbevollmächtigte, Gerichtsvollzieher, Gerichtsſchreiber ıc. in 
die durch jeine lata culpa verurjachten Koſten verurtheilt werden fann. Denn & 
iehlt in beiden Fällen an dem Prozeßmuthwillen einer Partei, 

Dagegen jtellt das Gerichtäfoftengejeß für das Deutiche Reich vom 18. Juni 
1878 neue Prozeßftrafandrohungen auf. Indem e& nämlich in $ 47 eine Anzabl 
von Prozeßhandlungen von der Gebührenpflicht erimirt, beſtimmt es zugleich in Abi. 2, 
daß die sub Ziff. 2, 4, 5, 6, 7, 10 des $ 47 Abſ. 1 aufgeführten Progeßhandlungen 
mit einer Gebühr belegt werden können, wenn das bezügliche Verfahren nach freiem 
Ermeſſen des Gerichts muthwillig veranlaßt ift. 

Außerdem find unter die P. auch jegt noch gewiffe Nachtheile, welche das 
Civilrecht Hinfichtlich der Beweislaft an das unberechtigte Yeugnen des Klage 
grundes anfnüpft, zu rechnen. Dahin gehören nach Gem. Rechte folgende Fälle: 

1) Wenn der mit der rei vindicatio belangte, den Befit leugnende Beklagte 
des Beſitzes überführt wird, kann der Kläger Uebertragung des Befites verlangen 
und die Rolle des Beklagten übernehmen (j. Arndts, Pandelten, $ 166). 

2) Der mit der rei vindicatio belangte Beflagte, welcher das vom Kläger be 
hauptete Gigenthum des Autors leugnet und den Kläger zum Beweije zwingt, if 
mit der Einrede, daß ihm ein von dem gleichen Autor abgeleitete® jus in re jır 
jtehe, ausgefchloffen (Windfcheid, Pandekten, $ 197 Note 1). 

3) Den mit condictio indebiti belangten Bellagten, der die Zahlung leugnet, 
trifft, nachdem fie bewiejen ift, die Beweislaft des indebitum (l. 25 pr. D. 22, 3). 

4) Der Bürge, der die Bürgjchaft leugnet, derjelben aber überführt wird, ver 
liert da® beneficium excussionis, der socius, welcher die Sozietät leugnet, das bene- 
fieium competentiae, der mit actio de pauperie belangte Eigenthümer des Schaden 
jtiitenden Ihieres das Recht der noxae datio, wenn er das Eigenthum am dem 
Thiere in Abrede geftellt hat (l. 108 1D. 46, 1; 1.6783 D. 17, 2;1.2 
$1D.42,1;1.1$15D. 9,1; Wetzell, Syitem des Giv.Prz., 3. Aufl. S. 311). 

Hellmann. 


Prozeßvollmacht bedeutet ein doppeltes: einmal die Machtbeiugnik zur 
Durchführung des Prozefjes Namens einer Partei, jodann die jene Machtbeiugnik 
übertragende Urkunde. Derjenige, welchen eine Partei mit folcher Machtbefugniß 
ausftattet, ift der Prozeßbevollmächtigte. Die Aufitellung eines Prozeßbevollmächtigten 
ift nach den Bejtimmungen der Deutjchen CPO. theils nothwendig, theils freiwillig 
Nothwendig ift diejelbe im Verfahren vor den Yandgerichten und allen Gerichten 
höherer Inſtanz, mit anderen Worten im Anwaltsprozeß (j. d. Art. Anwalts: 
proze$). Im Verfahren vor den Amtögerichten oder einem beauftragten oder 
erfuchten Richter und wo das Gejeg die Vornahme einer Prozekhandlung zum 
Protokoll des Gerichtäjchreibers gejtattet, hängt e8 von dem Willen der Partei ab, 
ob fie perfönlich handeln oder fich durch einen Bevollmächtigten vertreten Lafjen will. 
Bevollmächtigter kann nur eine prozekfähige Perjon fein. 

Der Umfang der Vollmacht für den Prozeß umfaßt alle den Nechtajtreit be 
treffenden Prozeßhandlungen, einjchließlich derjenigen, welche durch eine Widerklage, 
Wiederaufnahme des Verfahrens und die Zwangsvollitredung veranlaßt werden, die 
Beitellung eines Vertreters für die Inſtanz und eines Bevollmächtigten für die 
höhere Injtanz, die Befeitigung des Rechtsjtreites durch Vergleich, Verzicht, Ar 
erfennung, die Empfangnahme der Prozeßkojten (EPD. 88 74—77). 

Dagegen Liegt die Befugniß zur Empfangnahme des Streitobjefts nicht ſchon 
in der allgemeinen P. 

Die Vollmacht für den Hauptprozeß umfaßt von Rechtöwegen die Vollmacht 
für eine etwaige Hauptintervention und das einen Arreft oder eine einftweilige Ver 
fügung betreffende Berfahren. 
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Der geſetzliche Umfang der P. kann mit Wirkung gegen Dritte, insbeſondere 
den Prozeßgegner nicht eingejchränft werden, außer binfichtlich der Beiugniß zum 
Vergleih, zum Verzicht und zur Anerkennung. Bei einer Mehrheit von Bevoll- 
mächtigten hat jeder Einzelne das volle Bertretungärecht; eine entgegengejeßte Be— 
jtimmung it wirkungslos. Die Handlungen des Bevollmächtigten gelten ala Hand— 
lungen der Partei; doch kann die miterfchtenene Partei Geftändniffe und ſonſtige 
thatjächliche Erklärungen des Bevollmächtigen ſofort widerrufen oder berichtigen. 
Die Berugniffe des Prozebevollmächtigten werden durch den Tod des Vollmacht: 
geberö, durch eine Veränderung feiner Prozeßfähigkeit oder feiner gejeglichen Ver: 
tretung nicht aufgehoben, vorbehaltlich der Beitimmungen über die Ausſetzung des 
Verfahrens (SS 217 ff. der CPO.). Wenn der Bevollmächtigte nach der Ausjegung 
für einen Rechtönachfolger auftritt, jo bedarf er der Vollmacht des Letzteren. Auch 
die Kündigung der Vollmacht hebt die Berugniffe des Bevollmächtigten gegenüber 
dem Prozeßgegner nicht vor deren Anzeige an den Lebteren und im Anwaltsprozeß 
nicht eher auf, als ein anderer Anwalt von jeiner Beftellung ala Prozeßbevoll- 
mächtigter dem Gegner Anzeige gemacht hat (EBD. 88 78—83); wo es eines Nach: 
weiles der Bevollmächtigung bedarf, muß derſelbe durch Borlage einer Vollmachts— 
urfunde und Webergabe derjelben zu den Gerichtsaften erfolgen. 

Der Prozeßgegner kann verlangen, daß die private Vollmachtäurfunde ge- 
richtlich oder notariell beglaubigt werde. » Als genügende fchriftliche Vollmacht ift 
es zu erachten, wenn die anweſende Partei die Bevollmächtigung zum Sitzungs— 
protofolle erklärt (Motive zu SS 74— 81 des Entw. der CPO.). Beim Be- 
glaubigungsaft bedart es weder der Zuziehung von Zeugen noch der Aufnahme eines 
Protofolls. Deffentliche Behörden oder Korporationen, welche für fich oder ala 
Vertreter des Staates ıc. einen Nechtäftreit zu führen haben, fönnen die Bevoll— 
mächtigung unter eigener Autorität öffentlich beurfunden (vgl. Komm.-Protofolle 
S. 659, 660). 

Eines Nachweifes der Vollmacht bedarf es unter folgenden VBorausjegungen : 
a) So oft der Gegner den Mangel der Vollmacht rügt. b) Wo eine Vertretung 
dur Anwälte nicht geboten ift. Im zweiten alle muß nämlich das Gericht 
den Mangel der Vollmacht von Amtswegen berüdfichtigen. 

Tritt in der mündlichen Verhandlung Jemand ohne Vollmacht für eine Partei 
auf, jo kann ihn das Gericht entweder gegen oder ohne Kaution zur Progekführung 
einjtweilen zulafien, darf jedoch das Endurtheil erjt erlaffen, nachdem eine für Bei— 
bringung der Genehmigung, d. h. einer fchriftlichen Bollmacht, zu bejtimmende Frift 
abgelaufen ift. Grfolgt die Genehmigung nicht, jo gilt die Partei ala nicht erichienen, 
muß aber die bisherige Prozeßführung gegen fich jedenfalls inſoweit gelten Lafien, 
als fie mündliche Vollmacht ertheilt oder die Prozeßführung auch nur jtillfchweigend 
genehmigt Hat. Hellmann. 


Prüfungsredt (tihterliches). Es kann vom Standpunkte einer juriftischen 
Betrachtungsweije feinem Zweifel unterliegen, daß alle rechtanmwendenden Behörden 
verpflichtet find, in jedem einzelnen Falle die Prüfung anzujftellen, ob eine anwend— 
bare Rechtänorm vorhanden jei oder nicht; für die Subfumtion konkreter VBerhältnifie 
unter abjtrafte Normen ift die Eriftenz folcher abjtrafter Normen die oberſte Voraus— 
jegung. Die von der jedesmaligen Staatsform bedingte Weiſe der Geſetzgebung ift 
dabei ganz gleichgültig. ES gilt das ebenfo von Rechtsjägen, die im Wege des 
Gewohnheitärechts, ala von jolchen, die im Wege der Gejehgebung entjtanden find. 
Es ift ferner gleichgültig, ob jolche Nechtsjäge dem Privatrecht oder dem Strafrecht, 
dem Prozeh-, Staats- oder Kirchenrecht angehören. Die Prüfung hat ſich auch keines— 
wegs auf die NRechtägültigkeit der Form zu beichränfen, ſondern ift in gleicher Weife 
auf die Rechtögültigkeit des Inhalts zu erjtreden, muß alſo auf die Form und den 
Inhalt der Ausführungsverordnungen, auf die Form und den Inhalt der proviſoriſchen 
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Derordnnungen mit Gejeßeskraft, auf die Yorm und den Inhalt der Geſetze, namentlich 
ob die leßteren in beiden Beziehungen mit der VBerfaffung übereinjtimmen oder nicht, 
gerichtet fein. Es giebt hier eben gar feine Fragen, die man tranfcendent nennen 
fönnte, jondern fie find alle durchaus immanent, jo lange man fich in den» Grenzen 
einer rein juriſtiſchen Betrachtungsweije hält. 

Diefe rein juriftiiche Betrachtungsweije ift aber überall durch Erwägungen 
politifcher Natur beeinträchtigt, jo daß in der Wirklichkeit nirgends die vollen Kon— 
jequenzen jener Argumentation anerfannt find. 

Zunächjt find die Verwaltungsbehörden bei der ihnen in allen Ländern im 
weiten Umfange zuitehenden Rechtsanwendung (vgl. Th. I. ©. 891 ff.) in Bezug 
auf Polizeijtrafrecht, Verwaltungsrechtspflege im engeren Sinne auch hinfichtlich der 
Prüfung der Rechtögültigfeit der darauf bezüglichen Normen an die Weifungen ge- 
bunden, die ihnen von den oberen Behörden ertheilt werden. 

Die Juftizbehörden find nun allerdings im modernen Rechtsjtaat feiner anderen 
Autorität ala der des Geſetzes unterworfen. Indeſſen ift doch die Theorie und 
Praris des Gemeinen Deutjchen Staatärechts darüber einig, daß das richterliche P. 
fein jchranfenlojes jei. Dafjelbe foll ganz abgejegen von der Form, mach der 
Meinung der meiften Rechtslehrer, der auch die Wirklichkeit entipricht, fich auch auf 
das materielle Gebiet erjtreden, wird aber im dieſer Sinficht auf die Prüfung der 
formellen und materiellen Gejegmäßigfeis der Verordnungen eingejchränft, während 
dagegen eine Prüfung der Verfaffungsmäßigfeit der Geſetze höchitens in jormeller, 
nicht auch in materieller Hinficht gefordert und gewährt wird, und doch ift unver 
fennbar, daß die Beitimmungen einer Verfaffungsurfunde eine höhere Art von be: 
fehlenden Normen find und ungeachtet einer durch ein gewöhnliches Gejeh gegebenen 
anderweiten Beitimmung beobachtet werden müffen; oder foll der Richter auf eine 
in einem gewöhnlichen Geſetze vorgeichriebene Strafe erfennen dürfen, obgleich die 
Verfaſſung diefe Strafe verboten hat? Die Nichter find jo wenig Wächter der Ver: 
faſſung als Wächter der Gejeße, aber fie jollen die ihnen vorliegenden Fälle nur 
unter gültige Gejeße jubjumiren, und ein verfafjungswidriges Geſetz iſt ala ein 
gültiges nicht anzuerkennen. 

Es ijt deshalb an fich gar nicht bejonders prinzipwidrig, wenn in Preußen 
pofitivrechtlich das richterliche P. noch weiter bejchränft und blos Hinfichtlich des 
Vorhandenſeins der formellen Requifite gejtattet if. Der Art. 106 der Verf.Urf. 
lautet nämlich: „Geſetze und Verordnungen find verbindlich, wenn fie in der vom 
Gejege vorgejchriebenen Form befannt gemacht find. Die Prüfung der Rechtsgültigfeit 
gehörig verfündeter königl. Verordnungen jteht nicht den Behörden, jondern nur 
den Kammern zu.” Daraus ergiebt fih: die Preußischen Gerichte haben zwar das 
Recht, in allen Givil- und Straffachen zu prüfen, ob überhaupt eine Publikation 
in der Geſetzſammlung reſp. in den Amtsblättern oder in der ortöüblichen Weile 
(Polizeiverordnungen der Behörden) und ob fie in der gehörigen Form jtattgefunden 
habe; zu der gehörigen Form gehört aber bei Gejegen und füniglichen Verordnungen 
lediglich die Kontrafignatur eines Minifters, nicht aber die Erwähnung der Zu: 
jtimmung des Landtags in der Publifationsformel der Gejeße, und nicht die Kontra— 
fignatur des gefammten Staatsminijteriums bei proviforifchen Verordnungen mit Ge: 
ſetzeskraft, die leßtere gehört bereits zu den Erforderniffen der inneren Rechtsgültigfeit, 
es wäre denkbar, daß eine folche Verordnung mit einem befonderen Publifationspatent 
ohne die eigentliche Publikationsformel veröffentlicht würde. Dagegen jteht eine materielle 
Prüfung den Preußifchen Gerichten nur in Bezug auf die Polizeiverordnungen der 
Behörden zu, Hinfichtlich deren fie vor der Anwendung die Webereinftimmung mit 
den im Geſetze vom 11. März 1850 vorgejchriebenen allgemeinen Normen jejtzuftellen 
haben, nicht aber darüber, ob die fönigl. Nusführungsverordnungen etwa in das 
Gejeßgebungsgebiet übergreifen, ob fie dem Inhalte des auszuführenden Gejehes ent: 
iprechen, auch darüber nicht, ob die auf Grund von Art. 63 erlaffenen Noth: 
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derordnungen innerhalb der Zeit, wo der Landtag nicht verjammelt war, erlaffen 
find, ob die Veranlaffung eine dringliche war, und unter eine der beiden allein 
zuläffigen Kategorien fällt, ob der Inhalt der Verfaffung zumwiderläuft, endlich auch 
darüber nicht, ob das, was ſich als Geſetz ankündigt, wirklich Geſetz ſei, ob ins— 
beſondere die Zuftimmung des Landtags überhaupt vorhanden war, ob die Regierung 
nicht Beſtimmungen aufgenommen hat, über welche eine Vereinbarung nicht ſtatt— 
gefunden hat, ob das fragliche Geſetz die Verfaffung verlekt. 

Die Prüfung der Rechtsgültigkeit über das den Gerichten zugewiefene enge 
Gebiet hinaus jteht nur dem Landtage zu. Ueber die dem Landtage demgemäß 
— Befugniſſe beſteht eine Kontroverſe. 

Nachweiſungen über die gemeinrechtl. Lit. bei Zachariä, Staatsrecht, 3. Aufl. 
1867, “ 243 ff.: u, Zöpfl, Staatsrecht, 5. Aufl. 1863, I. 576 ff. — Dazu: v. Mohl, Ueber 
bie — Bedeutun verfaffungewidriger Geſetze; Der] elbe, Staatsrecht, Völkerrecht und 
ee 5. — Martin, Die Rechtäverbin lichteit andeähertlicher Verordnun en, Gelle 

866. — Blard, Die verbindliche Kraft der auf a —— Wege F andenen 
Gefehe und Verordnungen, in $herin Jahrbb. Bd. IX — UI» 
mann, Zur ürage des richterlichen henfungeredita ——— inneren Berfeffungs- 
mäßigteit von Geſehzen — Zerordnungen, in Zeitſchr. für die geſammte Staatämwiflenichaft, 

XIV. (18689) ©. 333-405. — Böhlau, Medlenburgiiches ER, Bb. I. (1871) 
S. 301 fi. — ee Lehrbuch des Pandektenrechts, 2. Aufl. 1867, 3.16.37 
v. Gerber, Grundzüge, 2. Aufl. 1869, ©. 152 fi. — G. Meyer, Lehrbuch bes Deut chen 
Staatärechtä 1878, ©. 440, "454. — für Preußen: v. Rönne, gras. Staatärecht, 4. Aufl. 
1881, Bd. I. Abth. 1 ©. 403 f. — (Äther. v. Stodmar) E. N. Chr, Studien über das 
Preuß. Staatsrecht (Aegidi, Ztichr. für Deutiches — »b. 1. 1867] ©. 179 ff.). — 
John, ER und Verbindlichkeit publizirter Gefehe und Verordnungen ꝛc. 
er idia.a. D. ©. 244 ff.) — v. Rönne, Ueber die richterlichen har drehte beaalich 

——— * —* en und Verordnungen nad; Preuß. Staatsrechte (Aegidi a. a. 
e 385 fl... — —— ur Entſtehungsgeſchichte und Auslegung des Art. 106 ie 
Preuß. — — Gert auf die Aufläße von John und Rönne), Hamb. 1866. — 
Gneift, — Yuftiz, Rechts er ©. 520. — Für das Reich: — Staats⸗ 
recht des Deutſchen Reichs, Bd. J. (1 423; Bd. II. (1878) ©. 43 ff, 86 ff., 118 ff. 
147 fi., 193 ff. — lieber das Prüfun Brecht der Canbesgeiee im Derhältnik "zur Beichögefee 
gebung ſ. v. Holtzendorff, Strafrehtäztg. 1871 ©. 19 ff. Ernft Mei 


Prüfungstermin (v. Bar, Th. J. Suppl. S. 80, 89) nennt die Deutjche 
KO. den zur Prüfung der angemeldeten Konkursforderungen vom Konkursgerichte an— 
geſetzten und öffentlich befannt gemachten Termin, mit welchem indeß auch Wahl eines 
neuen VBerwalters und des Släubigerausschuffes, Akkord- und andere Verhandlungen 
verbunden werden fünnen. Rechtzeitige Anmeldung aller Forderungen in der Anmelde: 
frift vorausgeſetzt, kann es mit einem allgemeinen P. fein Bewenden haben; wird die 
Anmeldungsfrift aber verfäumt, jo fann die Forderung, auch bei Anmeldung vor dem 
allgemeinen P., in dieſem bei Widerfpruch des Verwalter oder eines Gläubigers 
nicht erledigt, vielmehr muß ein bejonderer P. angejegt werden, und zwar auf Kojten 
des ſäumigen Gläubigers. Die gleiche Folge fann bei gleichen Widerjpruch auch 
die Wenderung der Anmeldung, die bis zur Feititellung der Forderung im P. als 
Berichtigung oder Ergänzung wie bei jeder Klage möglich ift, haben. — Vorbereitet 
wird der P. durch Auslegung der Anmeldungen nebjt Anlagen und der Gläubiger: 
tabelle, für deren Einrichtung die Motive auf das bewährte Mufter der Preußiichen 
Inſtruktion dv. 6. Auguſt 1855 verweifen, zur Einficht aller Betheiligten in der Gerichts— 
fchreiberei, jowie durch abjchriftliche Mittheilung der Tabelle an den Verwalter. Die 
Verhandlung erfolgt im Termine mündlich, ohne daß diefelbe jedoch unter gleichen 
Gejegen jtünde, wie die mündliche Verhandlung im ordentlichen Prozeß. Gegen 
ausbleibende Gläubiger kann jo wenig wie gegen den Verwalter ein Berfäumniß- 
urtheil beantragt werden. Vielmehr wird die Forderung eines abwejenden Gläubigers 
nicht minder wie andere geprüft, und die einzigen Nachtheile, die ihn treffen, find 
die, daß er gegen fejtgeitellte Forderungen Anderer jpäter feinen Widerfpruch erheben 
fann und Widerſpruch gegen jeine Forderung, den er durch forortige Aufklärungen 
vielleicht hätte befeitigen fönnen, ihn zu Anftellung des Spezialprozefjes zwingt, wenn 
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er Befriedigung erlangen will. Abwejenheit des Verwalter, der hier nicht ala 
bloßer Vertreter einer Privatpartei fungirt (f. d. Art. Konfursverwalter), 
nöthigt zur Anfegung eines neuen Termins, deſſen often ihm bei grober Fahr: 
läffigfeit nach Analogie von Gerichtsfchreibern und =vollziehern von Amtswegen auf: 
zuerlegen jein dürften, wie er unbedingt in jolchem Falle mit einer Ordnungsſtrafe 
belegt werden fann. Ausbleiben des Schuldners, der zur Aufklärung fich über jede 
Forderung zu äußern bat, obwol er zugleich zur Wahrung jeiner Rechte gegenüber 
ipäterer Givilerefution nicht befriedigter Gläubiger und bezüglich etwaiger Aufnahme 
anhängiger Prozeffe und etwaiger condictio zu Unrecht anerkannter und gezablter 
Forderungsbeträge geladen wird, veranlaßt, wenn er nicht flüchtig ift, feine jofortige 
Vorführung. Die Prüfung erftredt fich über alle Forderungen nah Maßgabe der 
Tabelle und nach deren Reihenfolge. Der Richter, der hier wie im ordentlichen 
Prozeß das Recht der Verbindung, der Trennung, der Beitimmung der Reihenfolge der 
Forderungen und der abgejonderten Verhandlung von Grund, Betrag, Rang der or: 
derung, Echtheit der Urkunden ꝛc. befigt, hat nach Vortrag der Verhältniſſe der 
Forderung die Erklärung des Schuldners und des Verwalter herbeizuführen und 
den Gläubigern zu etwaigen Widerfpruch Gelegenheit zu bieten; doch iteht der 
Widerſpruch nur folchen Konkursgläubigern zu, deren Forderungen jchon fejtgejtellt 
find oder deren Stimmberechtigung bei erfolgter Beanjtandung vom Gerichte jejt- 
geftellt wird. Gelingt es nicht den Wideripruch, der auch ohne Angabe von Gründen 
zuläffig ift, durch Herbeiführung von Aufflärungen oder gütliche Vermittelung zu 
bejeitigen, jo muß der Widerſpruch, auch der des Schuldners, in der Tabelle ver: 
merkt werden und kann die Berriedigung im Konkurswege bei Widerjpruch des Ver 
walters oder eines Gläubigers nur durch rechtäfräftige Entjcheidung im Spezial: 
prozeß, die in die Tabelle ala Prüfungsrefultat einzutragen ift, erzielt werden, 
wogegen der Widerfpruch des Schuldners nur die Ertheilung der Vollſtreckungsklauſel 
für die Givilerefution hindert. Die Forderung gilt für fejtgejtellt, wenn be 
zügli” Grund, Betrag oder Rang ein Wideripruch weder von einem Gläubiger 
noch vom Berwalter erhoben ift, und die TFeititellung wird vom Nichter im die 
Tabelle eingetragen mit der Bedeutung eines für alle Konkursgläubiger verbind- 
(ichen rechtäfräftigen Urtheils und dem Recht auf die entiprechenden Dividenden, 
ſoweit noch ausreichende Nettomafje vorhanden iſt. Ebenſo wird die Feſtſtellung 
auf den MWechjeln und fonftigen Urkunden durch den Gerichtsjchreiber vermerkt. — 
Die Defterr. KO. bezeichnet den P. als Liquidirungstagiahrt. Für diefe hat fie in 
der Hauptjache gleiche Vorjchriften wie die Deutiche KO. getroffen, doch giebt fie 
unter Anderem nur folchen Gläubigern ein Widerjpruchsrecht, deren Forderungen 
bereits jejtgejtellt find. Das Gemeine Recht kennt nur ein jchriftliches Liquidations— 
verfahren, doch fommt in feinem Gebiete partitularrechtlich ein mündlicher allgemeiner 
Auftififations- oder Liquidationstermin allerdings vor. 

Quellen: Deutihe KO. SS 87, 128 ff. 141 ff, 155 fi; Motive ©. 360 fi. — 
Defterr. KO. SS 113 ff, 124 ff, 175, 179, 184. 

Lit: Fuchs, Deuticher Konk. Prz. $ 24. — Komment. zur Deutihen KO. SS 128 fi. 
von Sarmwey, vd. Bölderndorff, Hullmann, Stiegliß, v. Emm aL. . 

. teding. 

Prüfungsweſen. Mit der Ausbildung des Staatsdienſtes zu — ge⸗ 
regelten Organismus war gleichzeitig auch der im Preuß. Allg. LR. Th. II. Tit. 10 
$ 70 ausdrücklich ausgeſprochene Satz zur Geltung gekommen, daß Niemandem ein 
Amt aufgetragen werden ſolle, der ſich dazu nicht hinlänglich qualifizire und Proben 
jeiner Gejchieflichkeit abgelegt habe. Die näheren Beitimmungen beruhen aber nur 
für den Juſtiz- und für den höheren Berwaltungsdienft auf Gejeg, für alle übrigen 
Zweige des Staatödienftes auf bloßen Regulativen. 

1) Was zunächſt das Juſtiz-P. betrifft, jo hatte die Allg. Ger.O. Th. II. 
Tit. 4 88 26 ff. ein Univerfitätäftudium, den Nachweis von 18 jog. Zwangskollegien, 
zu denen 3. B. Logik, Enzyklopädie, gerichtliche Medizin und Rechtsphiloſophie ge 
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hörten, während Handelsrecht, Verwaltungsrecht und Praktika als Zwangskollegien 
nicht aufgezählt wurden, endlich das Beitehen von drei Prüfungen erfordert, von denen 
die erjte, in einer mündlichen Befragung und in jchriftlichen Klaufurarbeiten bejtehend, 
bei jedem Oberlandesgerichte vor zwei Mitgliedern deflelben die zweite nach 1’/,jähriger 
praftifcher Beichäftigung in derfelben Weife, nur daß an Stelle der Klaufurarbeiten 
eine Relation trat, die dritte nach 2Y/,jähriger Beichäftigung bei der Immediat-Juſtiz— 
Eraminations-Fommiffion abgelegt wurde, wobei die münbliche der jchriftlichen Prüfung 
vorherging, die leßtere in einer Relation und in, einer wiſſenſchaftlichen Abhandlung 
bejtand. Der Art. 90 der Berf.Urk. hat dann den Grundjaß aufgejtellt, daß zu einem 
Richteramte nur Derjenige zu berufen jei, der fich nach Vorſchrift der Gejee dazu 
befähigt habe. Das neue Gerichtäorganifationggejeß, die jog. Verordn. vom 2. Yan. 
1849, jtellte eine Revifion der geltenden Vorjchriften in Ausficht. Eine jolche ift jedoch 
zunächſt nur im Verordnungswege herbeigeführt worden, indem das Negulativ vom 
5. Dez. 1864 die Zwangskollegien aufhob, die Ablegung der erjten Prüfung auf ſechs 
Appellationsgerichte beſchränkte, und die Prüfungstommiffion bei jedem derjelben aus 
dem Präfidenten, zwei vom Juftizminijter ernannten Richtern, und zwei vom Kultus— 
miniſter ernannten Univerfitätslehrern bildete, die Regierung war zu diefen Aenderungen 
der Allg. Ger.D. befugt, weil es fich dabei nur um Einzelheiten der Ausführung 
handelte, die auch gegenwärtig noch, nach Erlaß eines neuen Geſetzes, den Inhalt 
des Requlativs bilden. Eine neue gejegliche Regelung ift erjt in Folge des Erwerbs 
der neuen Landestheile, welcher im Intereſſe der Staatseinheit eine gleiche Anz 
ftellungsfähigfeit für alle Provinzen erheiichte, durch das Geje vom 6. Mai 1869 
über die juriftiichen Prüfungen und Vorbereitung zum höheren Juftizdienjt erfolgt. 
Die Hauptveränderung gegenüber dem bisherigen Rechtszuftande beitand darin, daß, 
in Uebereinſtimmung mit der Einrichtung in Hannover und den übrigen neuen 
Provinzen (VBerordn. vom 26. Juni 1867), die drei Prüfungen auf zwei reduzirt 
wurden. Wenn nämlich jchon die Natur der Sache auf zwei Prüfungen Hinweiit, 
von denen die eine nach zurüdgelegtem Univerfitätsftudium, die andere nach erlangter 
Vorbildung und Schulung im praktischen Dienjte abzulegen ift, jo beruhte auch 
in der That das mittlere Preußifche Eramen nur auf dem Hijtorifchen Umſtande, 
daß daffelbe in früherer Zeit eine untere Richterqualität verliehen Hatte, inſofern 
die Betreffenden zu den Stellungen der Juftitiarien und Unterrichter befähigt 
waren, während bereits das Nachtragsgefeg vom 26. April 1851 Art. XV. zu 
jeder Richterftelle die Ablegung der dritten Prüfung erfordert hatte, wogegen die 
zweite nur noch zur zeitweifen Funktion eines Sülfsrichter bei Gerichten erjter 
Inſtanz ꝛc. qualifiziren follte; nur für die Friedensrichter und Notare der Rhein— 
proviny genügte das zweite Eramen. Mit dem Gefehe vom 6. Mai 1869 find 
jedoch gegenwärtig die SS 2 und 3 des GBG. für das Reich und der $ 1 
des Preuß. Ausf. Geſ. vom 24. April 1878 zu verbinden. Zu dem Geſetze vom 
6. Mai 1869 wurde das Regulativ des Juſtizminiſters vom 29. Dez. 1869 er- 
lafjen, welches dann durch dag Regulativ vom 6. Dez. 1875 erfeßt wurde, an deffen 
Stelle nunmehr das Regulativ vom 22. Auguft 1879 getreten ift, welches jedoch 
durch die juftizminifterielle Verfügung vom 20. März 1880 bereits wieder einige 
Aenderungen erfahren hat. 

Demgemäß iſt gegenwärtig in ganz Deutſchland die Fähigkeit zum Richteramte 
durch ein dreijähriges Rechtsſtudium auf einer Univerſität, und zwar für mindeſtens 
die Hälfte dieſes Zeitraums auf einer Deutſchen Univerfität (während das Preußijche 

Geſetz nur eine Univerfität erforderte, auf welcher in Deuticher Sprache gelehrt wird), 
jowie durch die Ablegung zweier Prüfungen bedingt, zwijchen denen ein Zeitraum 
von mindeftens drei Jahren liegen muß, ‚welcher im Dienfte bei den Gerichten und 
bei den Rechtsanwälten zu verwenden tft, und zum Theil auch bei der Staats: 
anwaltichaft verwendet werden kann; in den einzelnen Bundesjtaaten kann jedoch bes 
ſtimmt werden, daß der für das Univerfitätsftudium oder für den Vorbereitungs— 
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dienſt bezeichnete Zeitraum verlängert wird, und daß ein Theil des letzteren Zeit— 
raumes, jedoch höchſtens ein Jahr, im Dienſte der Verwaltungsbehörden verwendet 
werden muß oder verwendet werden darf. 

In Preußen iſt das akademiſche Triennium nicht verlängert, das praktiſche 
Quadriennium nicht verkürzt, von der Ermächtigung zu einer obligatoriſchen oder 
jakultativen Beſchäftigung bei der Verwaltung fein Gebrauch gemacht. Die erſte 
Prüfung erfolgt bei einem der Oberlandesgerichte vor einer Kommiſſion, welche aus 
Mitgliedern der Gerichte, der Rechts- und Staatsanwaltſchaft, ſowie aus Lehrern 
der Rechts- und Staatswiſſenſchaft gebildet wird; es iſt aber keineswegs noth— 
wendig, daß an jedem Examen Mitglieder der verſchiedenen Kategorien theilnehmen; 
die Berufung der Profeſſoren geſchieht nicht mehr durch den Kultusminiſter, wie nach 
dem Regulativ von 1864, auch nicht mehr durch den Juſtizminiſter, wie nach dem 
Regulativ von 1869, ſondern durch den Präſidenten, und auch nicht mehr auf einen 
beſtimmten Zeitraum, ſondern für jeden einzelnen Fall. Die Prüfungen find vor 
drei Mitgliedern, einschließlich des Präfidenten, abzuhalten, rejp. vor vier Mitgliedern, 
wenn der Präfident an der mündlichen Beiragung nicht theilnimmt. Die mündliche 
Prüfung war jeit 1869 nicht mehr öffentlich; durch eine Verfügung des Juſtiz— 
minifters von November 1880 ift jedoch die Anordnung der Deffentlichfeit in das 
Ermeſſen der einzelnen Prüfungstommiffionen gejtellt worden. Die jchriftliche Prüfung, 
welche der mündlichen vorbergeht, beiteht in der Bearbeitung einer wifjenjchaftlichen 
Aufgabe, welche nach der Wahl des Nechtöfandidaten dem Gem. Givilrecht, dem 
Deutichen Privatrecht, dem Handels-, Kirchen-, Givilprozeßrecht oder dem Strafrecht 
angehören ſoll, und für welche eine ſechswöchentliche Frift gewährt wird. Die praftifche 
Beichäftigung ift beim Amtögericht auf mindeſtens 1%, Jahr, beim Landgericht ein= 
ichließlich der Staatsanwaltichaft auf mindeftens 15 Monate, von denen mindejtens 
6 Monate auf die Staatdanwaltichaft fallen, beim DOberlandesgericht auf mindeitens 
6 Monate, und beim Nechtsanmwalte auf gleichfalls mindeſtens 6 Monate feitgejett 
worden. Die Ablegung der zweiten (großen) Prüfung erfolgt bei der Juſtizprüfungs— 
fommiffion; die jchriftliche Prüfung hat eine rechtswiffenfchaftliche Arbeit und eine 
Relation aus Prozeßakten zum Gegenjtande; jede der beiden Arbeiten ift binnen 
6 Wochen abzuliefern; mit der mündlichen Prüfung ift ein freier Bortrag aus Alten 
zu verbinden, welche 3 Tage vor dem Termine zugejtellt werden. 

2) Die Bedingungen für den Eintritt in den höheren Verwaltungsdienft 
waren durch die Inſtruktion des Königs an das Generaldireftorium v. 12. Febr. 1770 
(welche nirgends publizirt ift) und durch das in Folge derjelben ergangene Girkular 
des Generaldireftoriums dom 28. Febr. 1770 an die Kriege» und Domänen- 
fammern (abgedrudt bei Mylius) geordnet. Die damaligen Normen, in&bejondere 
auch die damals erfolgte Errichtung einer Ober-Examinations-Kommiſſion für die Bes 
dienungen beim Finanz- und Kameralweſen find dann im Ganzen für die Folgezeit 
maßgebend geblieben (vgl. Publifandum vom 16. Dez. 1808 $ 15), jedoch jeit 
1817 durch eine Reihe jporadifch erlaffener Anordnungen modifizirt, bis fich die 
Regierung veranlaßt jah, die in verfchiedenen Gejegen, Injtruftionen und Ver— 
fügungen zerjtreuten Anordnungen zu fodifiziren. Das diesfallfige Regulativ vom 
14. Febr. 1846 über die Befähigung zu den höheren Aemtern der Berwaltung 
wurde auf den Bericht des Staatsminiſteriums durch die Königl. Kab.Ordre vom 
28. Febr. 1846 genehmigt, und nach Allerhöchiter Anordnung in der Gef.Samml. 
publizirt. Danach mußte derjenige, welcher bei einer Regierung behufs jeiner 
Vorbereitung zum höheren Verwaltungsdienft eintreten wollte, in der Regel nach» 
weifen, daß er bei einem Gericht als Ausfultator gearbeitet und entweder die 
zweite juriftiiche Prüfung genügend bejtanden, oder doch das Zeugnik der Reife zu 
diefer Prüfung erlangt, und eine für probemäßig erflärte Relation geliefert habe. 
Gr mußte ferner durch eine bei der Regierung mit ihm vorzunehmende Prüfung 
darthun, daß er fich mit den Staatswifjenfchaften vertraut gemacht, die Haupt— 
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grundfäge der Nationalökonomie, der Polizei» und der Finanzwiſſenſchaft ſich an— 
geeignet, und wenigjtens allgemeine Belanntjchaft mit den kameraliſtiſchen Hülfs— 
wifjenjchaiten, insbeſondere auch der Landwirthichaftslehre erlangt Habe. Dieſe 
Prüfung war jedoch eine blos mündliche und wurde unter dem Vorſitz des Regierungs— 
präfidenten von zwei Negierungsräthen vorgenommen. Gndlich die dritte Prüfung 
erfolgte nach vollendetem Worbereitungsdienit bei der Regierung auf Grund eines 
vom Regierungspräfidenten nach Berathung im Plenum ausgeitellten Generalatteftes 
durch die Ober-Examinations-Kommiſſion, und zerfiel in eine fchriftliche, auf eine 
Abhandlung über einen jtaatswiffenjchaftlichen, über einen politichen und über einen 
finanziellen Gegenjtand fich erjtredende, und in eine mündliche Prüfung. 

Bereit3? 1868 wurden die Regierungspräfidenten angewiejen, feine Referendare 
mehr anzunehmen, weil einerjeit$ die Zwedmäßigfeit einer fpezififchen von der all- 
gemeinen jurijtiichen abweichenden Borbereitung für den Verwaltungsdienſt zweifel— 
haft geworden war, und weil andererjeits durch die zahlreichen Berwaltungsbeamten 
aus den neuen Zandestheilen das Bedürfniß auf lange Zeit hinaus gededt wurde. 
Die bisherige Verwaltungslaufbahn wurde dann auch rechtlich dadurch unmöglich 
gemacht, daß in Folge des Gejehes vom 6. Mai 1869 das zweite juriftiiche Eramen, 
welches die Vorausjegung zum Uebertritt in die Verwaltung bildete, weggefallen 
war. Es fonnte nun die Frage entitehen, ob die vollziehende Gewalt berechtigt 
fei, einjeitig das Prüfungswejen der Verwaltungsbeamten zu ordnen, oder ob dazu 
der Landtag mitwirken müſſe. Inſofern man für die Entjcheidung diefer Frage 
darauf refurrirt, ob die fragliche Anwendung fchon in der verfaffungsmäßigen Zeit 
einen „gejeglichen“ Charakter habe, jo fommen dafür formelle und materielle Momente 
in Betradht. In formeller Hinficht können für den gejeglichen Charakter des Regulativs 
von 1846 die Publikation in der Geſ.Samml. und die behufs derjelben ergangene 
fönigl. Kab.Ordre fprechen, während. doch andererjeit3 nicht zu verfennen iſt, daß 
fich zahlreiche derartige Regulative in der Gej.Samml. finden, ohne daß man die 
Folgerung einer ihnen innewohnenden Geſetzeskraft daraus ableitete, und daß ins- 
bejondere in dem hier in Betracht kommenden Regulativ jedenfall® auch jolche Anz 
ordnungen zu finden, welche unter feinen Umftänden dem Gefebgebungsgebiete an— 
gehören. ragt man aber, inwiefern der Inhalt des Negulativs demjelben den 
Charakter eines Gejeges oder einer Verordnung verleiht, jo wird man jagen müſſen, 
daß zwar die Mehrzahl der Beltimmungen Lediglich jolche feien, welche rein in der 
Sphäre der vollziehenden Gewalt liegen, daß aber doch die Einrichtung des 
adminiftrativen P. an fich einen großen Staatägrundjag, die Ausprägung einer 
wahrhaften Staatsinftitution, enthalte. Und dieje Auffaffung jcheint noch beitärkt 
zu werden durch die Verf. Urk. Art. 98: „Die bejonderen Rechtsverhältniffe der nicht 
zum NRichteritande gehörigen Staatsbeamten follen durch ein Geſetz geregelt werden, 
welches, ohne die Regierung in der Wahl der ausführenden Organe zwedwidrig zu 
bejchränfen, den Staatsbeamten gegen willfürliche Entziehung von Amt und Ein— 
fommen angemefjenen Schuß gewährt." Es ift hier zwar verfafjungsmäßig hin— 
fichtlich des Inhalts des zu erlaffenden Geſetzes feitgeftellt, daß dafjelbe der Regierung 
bei der Wahl der Beamten eine gewifje Freiheit der Bewegung geben folle, es. ift 
aber doch zugleich angenommen, daß auch die Auswahl der Beamten gejeglicher 
Regelung zu unterliegen habe. Es bedurfte demgemäß in der That einer gejelichen 
Regulirung, wie jolche durch das Geſetz, betreffend die Berähigung für den höheren 
Verwaltungsdienſt, vom 11. März 1879 erfolgt ift. 

In Gemäßheit diefes Geſetzes und des dazu erlaffenen Regulativs des Staats— 
minifteriums vom 9. Mai 1879 gilt gegenwärtig Folgendes: 

Zur Erlangung der Befähigung für den höheren WVerwaltungsdienit wird ein 
mindejtens breijähriges Studium der Rechte und der Staatswifjenfchaften und die 
Ablegung zweier Prüfungen erfordert. Das Studium Hat fich insbeſondere auch auf 
Rationalöfonomie und Finanzwiſſenſchaft, ferner auf Staats und Verwaltungsrecht 
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zu erjtreden. Bis zum 1. Januar 1882 find jedoch die Minifter des Innern und 
der Finanzen befugt, auch jolche Referendare, welche den Nachweis des eriorderlichen 
ftaatswiffenjchaftlichen Studiums nicht zu führen vermögen, zum Vorbereitungsdienite 
zuzulaffen. Die erjte Prüfung iſt die erfte juriftiiche nad; Maßgabe des Geſetzes 
vom 6. Mai 1869, die fich jedoch nach einer neuen Anordnung mehr ala bisher 
auf die jtaatswiffenichaftlichen Fächer erjtreden jol. Der erjten Prüfung folgt ein 
zwetjähriger WVorbereitungsdienft bei den Gerichten, die Ernennung zum Regierungs- 
referendar durch denjenigen Regierungspräfidenten, in deflen Bezirk der Betreffende 
beichäftigt werden will, und ein zweijähriger Vorbereitungsdienft bei der Verwaltung, 
der in der Beichäftigung bei einer Regierung, einem Bezirksverwaltungsgerichte und 
einem Landrathsamte bejtehen muß, außerdem in der Beichäftigung bei dem Magiſtrate 
einer Stadtgemeinde bejtehen kann. Die Ablegung der zweiten (großen) Staats 
prüfung erfolgt bei der Prüfungstommiffion für höhere Verwaltungsbeamte, und it 
fowol eine jchriftliche, als eine mündliche; die fchriftliche bejteht in zwei Arbeiten 
aus den Gebieten des Staats- und Verwaltungsrechts, reip. der Volks- und Staats- 
wirthichaftslehre, deren jede binnen 6 Wochen abzuliefern if. Die mündliche er: 
jtredt fich auf das in Preußen geltende öffentliche und Privatrecht, insbefondere auf 
Verfaſſungs- und Verwaltungsrecht, auf die Volkswirthſchafts- und Finanzpolitik. 
Diefe Beitimmungen gelten nun aber blos für die Stellen der Abtheilungsdirigenten 
und Mitglieder bei einer Regierung und der den Oberpräfidenten oder Regierung: 
präfidenten zugeordneten Verwaltungsbeamten, jowie diejenigen Mitglieder des Ober: 
verwaltungsgerichts und der Bezirföverwaltungsgerichte, welche die Befähigung zu 
den höheren Verwaltungsämtern befiten müſſen. Mithin bedarf es für die Stellen 
der Oberpräfidenten und Regierungspräfidenten einer bejonderen Qualififation über: 
haupt nicht. Die Beitellung zum AYuftitiarius jeßt die erlangte Berähigung zum 
höheren Juftizdienjte' voraus; die Bejegung der Stellen der technifchen Beamten, 
insbejondere der Forft:, Schul-, Bau= und Mebdizinal-Räthe, richtet fic) nach den 
für die einzelnen technifchen Zweige geltenden Bejtimmungen; zur Bekleidung der 
Stelle eines Mitgliedes der Provinzialjteuerdirektionen ijt die Befähigung zum höheren 
Verwaltungs- oder Juftizdienft, jowie eine praktiiche Vorbereitung in der Steuerverwals 
tung erforderlich. Die Minifter der Finanzen und des Innern find übrigens er: 
mächtigt, einerjeits folche Perfonen zur Ablegung der zweiten Prüfung für den höheren 
Derwaltungsdienft zuzulaſſen, welche die erjte juriftiiche Prüfung abgelegt und als 
Yandrathö=, Kreis und Amtshauptmänner, Oberamtmänner in den Hohenzullern’schen 
Yanden, Amtmänner in der Provinz Heſſen-Naſſau, Hardes- und Kirchſpielvögte in 
der Provinz Schleswig-Holſtein, jtädtifche Bürgermeifter, Beigeordnnete oder Magijtrats- 
mitglieder mindejtens einen fünfjährigen Zeitraum hindurch fungirt haben, und bereits 
zur Zeit der Verkündigung des Geſetzes ala ſolche angejtellt gewejen find, ſowie 
andererjeits jolche Perfonen für befähigt zum Höheren Berwaltungsdienjte zu erklären, 
welche die Bejähigung zum höheren Juftizdienjte erlangt haben, und mindejtens drei 
Jahre entweder als Jujtitiarien bejchäftigt gewejen find oder die Stelle eines Land— 
raths 2c. verwaltet haben. 

Was insbejondere die Bejehung der Stellen der Landräthe, der Kreis- und 
Amtshauptmänner und der Oberamtmänner in den Sohenzollernichen Landen, ſowie 
die für diefe Stellen erforderliche Befähigung betrifft, jo hatte der $ 16 des Geſetzes 
vom 11. März 1879 zur Regelung diejer Materie ein bejonderes Geſetz in Ausficht 
geftellt, in der Weife, daß zwar bis zum Erlaß deijelben die bejtehenden Beitimmungen 
in Kraft bleiben, daß aber nach dem 1. Januar 1884, wenn bis dahin das Geſetz 
nicht erlafjen fein jollte, zu diejen Stellen nur jolche Perſonen berufen werden fönnen, 
welche die Befähigung entweder für den höheren WVerwaltungsdienit oder für den 
höheren Juftizdienft erlangt haben, ohne daß jedoch gleichzeitig die befonderen Vor: 
ichriften über die Beſetzung diefer Stellen, insbefondere die in einzelnen Landes— 
theilen ftattfindende Mitwirkung der Kreistage außer Kraft treten würde. (Eine volls 
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ftändige Weberficht der Vorfchriften über die Bejehung diejer Stellen bei Herrfurth, 
a. a. D. ©. 71 ff.) Inzwiſchen Hat nun das Gejeg vom 19. März 1881, betr. die 
Abänderung und Ergänzung der KHreisordnung vom 13. Dez. 1872, in $ 74 vor— 
gejchrieben, daß der Landrath vom Könige ernannt wird, und daß der Streiätag 
befugt ift, für die Bejegung des erledigten Landrathsamts geeignete Perfonen, welche 
ſeit mindejtens einem Jahre dem Kreiſe durch Grundbefi oder Wohnſitz angehören, 
in Vorſchlag zu bringen (der $ 74 der urfprünglichen Sreisordnung hatte das Vor— 
ſchlagsrecht auf Grundbeſitzer und Amtsvorjteher beſchränkt), daß aber ala geeignet 
zur Stelle eines Landraths diejenigen Perfonen zu betrachten find, welche entweder 
die Befähigung zum höheren Berwaltungs= oder Juftizdienfte erlangt haben, oder neben 
der einjährigen Angehörigfeit zum Kreiſe durch Grundbefig oder Wohnfig zugleich 
mindeſtens während eines vierjährigen Zeitraumes entweder als Referendare bei den 
Gerichten und Berwaltungsbehörden, oder in Selbjtverwaltungsämtern des betreffenden 
Kreifes oder der Provinz thätig gewejen find, wobei den Perſonen der leßteren 
Kategorie eine Beichäftigung bei den höheren Berwaltungsbehörden bis zur Dauer 
von zwei Jahren in Anrechnung gebracht werden kann. 
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bevorftehende Säfularfeier, Berl. 1855.— De lege ferenda: Häljchner, Das juriftiiche Studium 
in Preußen, Bonn 1859. — Naſſe, Ueber Univerfitätsftudien und Staat3prüfungen ber Preuß. 
Bermwaltungsbeamten, Bonn 1868. — Schäffle, Zur frage bed Prüfungsantpruch® an die 
Kandidaten des höheren Staatsdienſtes. Zeitſchr. für bie y . Staatöwifjenichaft, Bd. XXIV. 
(1868), ©. 601 fi. — Die Aufjäße von Robert dv. Mohl in Staatörecht, Völterrecht und 
Politit, Bd. III. (1869), über das Prüfungswejen im Berhältniß zur Bildung, ©. 242 ff.; 
über bie Bildung der berufämäßigen Derwaltungsbeamten, ©. 405 ff.; über die Bildung 
höherer Staatädiener, S. 449 fi. — Göppert, Bemerkungen zu dem vom Königl. Juftiz- 
minifterium dem Landtage vorgelegten Entwurf eines Gejehes über bie juriftiihen Prüfungen 
und die Vorbereitung zum höheren Yuftizdienft, Berlin 1869. — Muther, Die Reform des 
atademifchen Unterrichts, Weimar 1873. — G. Meyer, Das Studium des öffentlichen Rechts 
und der Staatöwiflenichaft in Deutichland, Jena 1875. — Jolly, Die Ausbildung der Ber: 
mwaltungsbeamten (Züb. Zeitichr. 1875). — Dahn, gu Reform des Rechtäftudiumd an ben 
Preußiſchen Hochſchulen GBehrend, Zeitichrift für Gefeßgebung, 1875). — Königs, Aus- 
bildung und Stellung der Beamten in Preußen, Berlin 1875. — v. Betbmann-Hollmweg, 
Leber Sekgebung und Rechtswiſſenſchaft ala Aufgabe unjerer Zeit, Bonn 1876. — Klein: 
wäcter, Die rechts- und ſtaatswiſſenſchaftlichen Fakultäten in Defterreih, Wien 1876. — 
v. Stein, Gegenwart und Zukunft der Recht: und Staatöwifjenihaften Deutichlands, 
Stuttgart 1876. — Die Verhandlungen des XI. Deutichen Juriſtentags 1876, insbeſondere 
die Rede Gneiſt's, auch im Separatabdrud erfchienen. — Gierke, Die juriftiiche Studien: 
ordnung (v. he age Ber Binihlung Be Jahrb. 1877. — Adolph Wagner, Zur 


— 


Statiftif und zur Frage der Einrichtung des nationalökonomiſchen und ſtatiſtiſchen Unterrichts 
auf den Deutjchen Univerfitäten (Yeitichr. des fönigl. Preuß. ftatift. Bureaus 1877). — Ernft 
Meier in der Abhandlung über Robert v. Möhl (Tüb. Zeitichr. 1878). -— Die Verband: 
lungen be3 Deutichen Reichstags über das GVBG., des Preuß. Landtags über dad AG. — Die 
Berhandlungen des Preußiichen Landtags über das Geſetz betr. die Befähigung für den höheren 
Berwaltungsdienit. — Ueber die jet geltenden pofitiven ed ara in —— Herr— 
en (Geh. Ober-Reg.:Rath, vortragender Rath im Minifterium des Innern), Das Geſetz 
r. die Befähigung für den höheren Verwaltungsbdienft vom 11. März 1879 nebft den Aus- 
gg unter Benubung amtlicher Quellen, Berlin 1879. — Jacobi (Geh. 
eg.:Rath, Mitglied des Abg-Hauſes), Geſetz vom 11. März 1879, betr. die Befähigung für 
ben höheren Berwaltungsdienft zc., Berlin 1880. — Rah (Oberamtörichter), Die gejeplichen und 
reglementarifchen Vorfchriften über die Vorbereitung zum höheren Yuftizbienfte in Preußen, 
Berl. 1880. — Der rg pr in ber Preußiichen Staatd: und Deutichen Reichs— 
verwaltung, namentlih für Subalternämter (Monatsfchrift für Deutiche Beamte 1878/79, 
auch im ratabdrud erichienen, Grünberg 1880), — v. Rönne, Preuß. Staatörecht, 
3. Aufl. Bb. II. Abth. 1 ©. 380 ff. 
Ernft Meier. 
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Prügelftrafe, körperliche Züchtigung, ehemals als Hauptſtrafe für leichtere 
Vergehen oder ala accefjoriihe Strafe und Straffchärfung allgemein in Uebung, 
ward bereits vor dem Jahre 1848 durch einzelne Deutiche Staaten (Nafjau, Braun 
jchweig, Baden) abgeichafft, von den Grundrechten 1848 verboten und ſeitdem mehr 
und mehr aus der Deutjchen Gejeggebung verdrängt. Am längſten erhielt fie fich im 
Königreich Sachſen, Altenburg, Medlenburg, Württemberg. Die Schweizeriiche Bundes» 
verfaffung unterjagt die PB. Durch das Deutihe StrafGB. ift fie als richter- 
lich erfannte Strafe bejeitigt. Sie fann alſo nur noch als disziplinares Strafmittel 
in Anwendung fommen (wie beifpielaweife in Preußen) und wird, obichon auch in 
diefer Hinficht durch die allgemeine Abneigung und jachveritändige Beobachtung ans 
gefochten, ala Zuchtmittel in den Strafanftalten angewendet. Am entichiedeniten 
hatte Bayern mit der P. gebrochen. Art. 25 des StrafGB. von 1861 bejtimmte: 
„Körperliche Züchtigung ift auch als Disziplinarftrafe in allen Strajanftalten und 
Gefängniffen unbedingt ausgefchloffen“, wobei es verblieben ift. Die P. findet ſich 
noch in außerdeutichen Gejegen: namentlich in England nicht nur bezüglich der Armee 
und Marine (1879 auf beitimmt bezeichnete Fälle und 25 Hiebe mit der „neun ge 
ſchwänzten Katze“ beſchränkt), jondern auch in den Strafanftalten (unter Zuziehung 
zweier Richter und nach Anhörung des Delinquenten) bei leichteren, ſummariſch ab» 
zuurtheilenden Bergehenzfällen (Whipping). Sehr ausführlich ward der Gegen- 
jtand auf dem zu London 1872 abgehaltenen internationalen Gefängnißlongreß er— 
örtert. Während die große Mehrzahl der Sachjverjtändigen aus den fontinentalen 
Staaten die P. entjchieden, jowol aus dem Grunde der Unfittlichkeit verwarf, ala 
auch nach praftifchen Erfahrungen ala entbehrlich bezeichnet, blieben die Stimmen 
der Engländer ſehr getheilt. Die Deutichen Strafanjtaltsbeamten billigten in der 
Mehrzahl die disziplinare Anwendung der P. bei jugendlichen Delinquenten. Da— 
gegen verwarf der zweite internationale Gefängnißkongreß zu Stofholm mit Stimmen: 
mehrheit (gegen Engländer und Dänen) die P. 

git.: Ir bie ältere Zeit, in der die Beibehaltung ber P. noch ftreitig war: Feuer: 
bad: Mittermaier, Lehrbuch, $ 148. — Ueber die P. als Diäziplinarftrafe: Elvers in 
v, Holtzendorff's Allg. Deutichen Strafrechtößta., 1861, ©. 756. — vd. WBalentini, 


ebendaj. 1865, ©. 359 ff. — Transact. of the Intern. Prison Congress (1872), p. 384. — Le 
Congres penitentiaire intern. de Stockholm, tom. I. p. 245 ss. 
v. Holtzendorff. 


Prugger, Johann Joſeph, 5 1717 in Landsberg, jtudirte in Ingol— 
jtadt, jodann Soldat und herrichaftlicher Verwalter, ward 1753 Profeffor in Ingol— 
itadt, 7 1788. 

Schriften: Observationes pract. ad Jus et Consuetudines Bavariae de Privilegiis 
Statuum — —— 1762. — Diss. ad Jus et Consu. Bav. de Jure Foeminarum il- 
lustrium singulari, 176 

git.: Prantl, Sefähidhte ber 8.M. Univerf. 1872, Bb. I. ©. 593; Bd. a * 

ezo 

Publiciana actio iſt die Klage, welche das prätoriſche Edikt demjenigen, der 
die Uſukapion einer Sache begonnen, dann aber den Beſitz derjelben verloren hat, 
zur Wiedererlangung des letteren gewährte. Das Edikt ijt mitgetheilt in 1. 1 pr. 
D. h. t., die Klagiormel bei Gaius, IV. 36. Laut derjelben war die Klage 
mit der Fiktion verjehen, daß die Uſukapionsfriſt für den Kläger bereit abgelaufen 
jei, und auf den Fall, daß unter diefer Vorausjegung der Kläger Eigenthum haben 
würde, der Richter zur Verurtheilung des Bellagten angewiejen. Inſofern war fie 
eine utilis rei vindicatio ($ 4 I. de act. 4.6; 1.786D.h. t.). Nach der 
jegt allgemein angenommenen Meinung fonnte mit der P. ſowol der bonitariiche 
Gigenthümer, al® der bonae fidei possessor den verlorenen Beſitz verfolgen. Sehr 
itreitig ift e8 aber, ob es für dieje beiden Fälle zwei verjchiedene Ediktsbeſtimmungen 
und Formeln gegeben habe (dafür zulegt Huſchke, ©. 7, 12, und Lenel, ©. 27) 
oder niht (Schirmer, ©. 349; Brinz, Lehrb., $ 178 Anm. 45), und welches 
das eigentliche Grundprinzip der Klage geweſen iin Während die eritere Trage 
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ein blos hijtorisches Intereffe hat, ift die zweite fjeit dem Wegfall der Klagformel 
und der durch diefe gegebenen Norm für die Vorausjeßungen der Klage doppelt 
wichtig. Manche leiten nun die Klage, gemäß der in jener Formel ausgejprochenen 
Bezugnahme auf die Ufufapion, aus dem „werdenden Eigenthum“ (Huſchke, ©. 19) 
oder „der Selbitgewähr” (Schirmer, ©. 348) des Ufufapienten ab; dieſe müſſen 
folgerecht an dem Klagerforderniß des Uſukapionsbeſitzes fefthalten 1. 7 8 17; 1.9 
$5 D. h. t.; vgl. Schulin, ©. 529). Andere erflären dies Erforderniß für 
eine „blos formulare Konfequenz“ , jehen ala Grundlage der Klage vielmehr die 
bonae fidei possessio an, und behaupten, daß es jchon bei den Römern eine Publi- 
zianiſche Klagformel gegeben habe, welche direft auf bonae fidei possessio intendirte 
und von der Fiktion der vollendeten Uſukapion abjah (arg. 1. 12282 D.h. t.; 
Brinz, Anm. 19; vgl. auch Bruns, Th. I. ©. 393). Endlich wieder andere 
gründen die P. auf „redlichen Erwerb“ oder „putatives Eigenthum“ mit der Kon— 
jequenz, daß durch folche Erwerbögründe, welche zum Uebergang des Eigenthums 
Beſitz nicht erfordern, dementiprechend für den gutgläubigen Rechtönachfolger eines 
NichteigenthHümerd auch die P. ohne Befit begründet werde. So wirklich Wind— 
iheid, Lehrb., $ 199, Nr. 2 und umfolgerichtig Huſchke, ©. 50, ja fogar 
Brinz, Anm. 28, weil er bonae fidei possessio nicht ala eine Art des „gemeinen 
Befites“, jondern ala ein Befirecht, ein Mittelding zwiſchen Bei und Gigenthum 
auffaßt. Die lebte diejer drei Meinungen führt zu höchſt anomalen Folgeſätzen 
(vgl. v. Vangerow, $ 333, Anm. II. 1a). Als richtig erfcheint die erfte mit der 
Maßgabe, daß dem Beginn der civilen Ujufapion auch derjenige einer anderen 
(prätorifchen) Erfigung gleichitand (1. 11 $ 1; 1.12 8 2 D. h. t.), daß ferner, 
jeitdem Juftinian an die bonae fidei possessio eine außerordentliche Erſitzung ge— 
fnüpft hat, auch der Beginn der leßteren zur P. genügt (3. B. bei res furtivae, 
too 1.985 D. h. t.), und daß endlich die mala fides superveniens, welche das 
Kan. Recht zum Hinderniß der Erſitzung erhoben hat, eben nur dieje leßtere, nicht 
aber auch das einmal erworbene Recht der P. ausjchließt. So mit Recht Brinz, 
Anm. 50, 51; dawider freilich Windjcheid, Anm. 8. Bei diefer Maßgabe ift 
die erite der drei Theorien von der zweiten nicht erheblich verjchieden, zumal auch 
die Vertreter dieſer lehteren die bonae fidei possessio an Sachen, die einem Ver— 
äußerungsverbot unterliegen, zur P. nicht für ausreichend erachten (Brinz, Anm. 22). 
Die Frage, ob auch ein Putativtitel bei der Begründung der P. ausreiche, war 
unter den Elaffiichen Juriſten jtreitig (1! 2 $ 16 D. pro emt. 41, 4 ud 1.782 
D. h. t.). Heutzutage wird wegen der Statthaftigkeit der Erfitung in einem folchen 
Falle auch die P. allgemein zugelafien (Huſchke, ©. 56; Brinz, Anm. 39). — 
Ueber die Pajfivlegitimation, den Gegenftand und das Ziel der Klage gelten hier 
diefelben Regeln, wie bei der direkten Bindifation (ſ. diefen Art.). Auch die 
Ginreden, welche gegenüber der letzteren Pla greifen, finden hier ebenfalls Anz 
wendung; außerdem aber auch 1) exceptio iusti dominii (si non ea res Ni Ni sit), — 
vgl. 1. ult. D. h. t. — von der man wegen 1. 57 D. mand. 17, 1 meijt an— 
nimmt, daß fie nur causa cognita ertheilt worden jei, jedoch mit Unrecht (Brinz, 
Anm. 56—61); umd 2) die exceptio aus eigener bonae fidei possessio des Beklagten 
(si non Ns Ns quoque emit et ei traditum est). Gegen die leßtere hat der Kläger 
unter der Vorausjegung, daß er früher als der Beklagte und von demſelben Auftor 
erwarb, die replicatio rei venditae ac traditae (l. 984 D.h. t.)) Wenn 1. 31 
82 D.d.ae, v. 19, 1 dieſe Enticheidung auch beim Erwerb von verichiedenen 
Vormännern treffen will, jo muß fie zurüdjtehen, und bier vielmehr das Prinzip, 
daß in pari causa potior est qui possidet durchgreifen. Ginen neuen Verſuch zur 
Vereinigung beider Stellen macht Eijele, Jahrb. j. Dogm. XIV. ©. 1 ff. Uns 
gerechtfertigt ijt die Behauptung, daß die P. jedem gewejenen Uſukapionsbeſitzer 
dauernd, alſo auch bei freiwilliger Befigentäußerung zugeitanden habe. So Schulin, 
Ueber einige Anwendungsfälle der P., Marb. 1873. Bal. dawider Brinz, Krit. 
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DVierteljahröichr. XVI. ©. 251; Huſchke, ©. 29 ff. Viel geftritten wird über 
den Sinn der in l. 383 pr. D. de O. A A. 44, 7 vorlommenden P. rescissoria. 
Huſchke, ©. 101, faßt fie ala eine dem Gigenthümer für zwei bejondere Fälle 
verheißene P. Richtiger erflärt man fie mit Brinz (Xehrb., $ 178, Anm. 75) als 
eine eben auch nur dem (gewejenen) bonae fidei possessor zuftändige Klage, bei 
welcher aber die eingetretene Erlöfchung der bonae fidei possessio (3. B. in Folge 
von Ujufapion des Beklagten) durch eine zweite Fiktion oder ſonſtwie außer Krait 
gelegt worden ji. Man bat auch verjucht, die ſämmtlichen utiles in rem actiones 
mit einer Fiktion als Anwendungen der P. darzuitellen (Schulin, a. a. ©.; 
dawider mit Recht Brinz in der Krit. Vierteljahrsichr. a. a. D.). — Endlich 
werden ebenjo, wie die P. ala Analogon der Bindifation jtattfindet, auch nad 
Analogie der übrigen Eigenthumsichugmittel (a. negatoria u. j. w.), ja der übrigen 
dinglichen Klagen überhaupt entiprechende Rechtömittel auf Grund der (zur Erfigung 
geeigneten) bonae fidei possessio gewährt und nach Vorgang der 1. 11 S1D.h.t. 
in der Regel Publizianifche Klagen genannt. Das Preuß. Recht hat die P. zufolge 
der zur Zeit feiner Abfaffung üblichen Vermiſchung derjelben mit dem possessorium 
ordinarium zu einer Klage umgewandelt, die jedem früheren Befiter, ja dem bloßen 
Inhaber gegen den Schlechterberechtigten zuſteht (SS 161—163 Allg. ER. I. 7). 
Das Oeſterreichiſche BGB. (88 372, 373) und das Sächſiſche BGB. ($$ 325 bis 
327) find im MWefentlichen zum Röm. Recht zurücgefehrt. 

Quellen: Tit. Dig. de Publiciana in rem actione 6, 2. 

Neuefte Lit: Huichke, Das Hecht der Bublicianiicen ur Stuttg. 1874. Dazu 
Schirmer, Kit. BJChr. XVIL ©. 347—362 und Shulin, bal. ©. 526-545. — 
Brinz, Lehrb., I. (2. Aufl.) SS 178, 179. — Ueber Einzelnes: Lenel, Beiträge zur Kunde 
bes prätor. Editts, Stuttg. 1878. — Bruns in Belter’s Jahrb. bes Gem. Rechts IV. 
S. 1—21l. — Sonitige gıt. bei Windſcheid, Lehrb. 8 199. Ed. 

—e Urtheilsverkündigung. 

ublizität (Th. I. S. 502) der Einſchreibungen im Grunde und Hypotheken⸗ 
buch bildet, verbunden mit der Legalität (f. diefen Art.), die Grundlage der 
publica fides, der jichern allgemeinen Erkennbarkeit der wichtigiten dinglichen Rechts— 
verhältniffe an Grundjtüden und gleichgeltenden Gegenjtänden. Dies nicht in dem 
Sinne einer Veröffentlichung derjelben durch die Preſſe, durch amtliche, etwa für 
Grundbuchs⸗ und Hypothekenanzeigen beſonders beſtimmte Blätter, wie ſie allerdings 
in Bremen ſich finden. Vielmehr beruht die P. auf der vom Geſetz gewährten 
Möglichkeit, Einſicht von den amtlich und zum öffentlichen Glauben geführten 
ũrtuwenbůchern (ſ. d. Art. Hypothekenbücher, Grund- und) zu nehmen, 
oder daraus ſich Abſchriften geben zu laſſen, welche zum öffentlichen Glauben amt— 
lich ausgefertigt werden. Entweder iſt die Befugniß zur Einſicht oder koſtenpflichtigen 
Abſchriftnahme (Hypotheken-Inſtrumente,-Scheine u. drgl.) Jedem geſtattet, der ſich 
dieſerhalb bei der Hypothelenbehörde meldet — jo nad Franz. Recht, wo nur 
Perjonalfolien beitehen, doch auch in Dejterreich und Liechtenftein — oder nur dem— 
jenigen, welcher die Einwilligung des eingetragenen Befigers nachweijt oder auch 
ein bejonderes Intereſſe beicheinigt oder mindeitens glaubhaft macht; jo überwiegend 
nach Deutſchem Partikularrecht, wo Realfolien angelegt werden. — Die Vermerke 
und Eintragungen in den Büchern, joweit fie dingliche Rechtsverhältniffe betreffen, 
liefern volljtändigen Beweis. Auch dann, wenn fie nicht erfennbare Fehler an fich 
tragen, aljo anfechtbar find. Wenn aber Jemand die Eintragung benußt, der den 
Fehler kennt, jo muß der „individuelle fchlechte Glaube den Glauben des Grund 
buchs überwiegen“ (Bericht des Preuß. Herrenhaujfes 1872). Sonſt fünnte es da= 
hin fommen, daß der Anjtifter einer betrügerifchen Auflaffung (3. B. Vorfchiebung 
eines falſchen Verkäufers) ſich das Grundjtüd unanfechtbar fichert, indem er fich 
durch weitere Auflaffung die Eintragung als Eigenthümer verſchafft. Allein jo ein- 
fach liegen die Streitjälle jelten. Das Preuß. Allg. LER. erklärte Eintragungen 
ihon für anfechtbar, jobald der Eingetragene zur Zeit der Eintragung auch nur 
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um einen früher entjtandenen Titel, einen Rechtögrund eines Andern zur Eintragung 
wußte. Dem entgegen ift in neuejter Zeit ein erhöhtes Gewicht auf Ausfcheidung 
der obligatorischen oder jonftigen Beranlaffungsgründe von der wirklichen Begründung 
dinglicher Rechte an Grundjtüden gelegt. 

Die neuejte Preuß. Gefeßgebung hat ausdrüdlich beitimmt, daß die Kenntniß 
eines älteren Rechtögefchäfts und des dadurch begründeten perfönlichen Anſpruchs 
auf Auflaffung einem Andern in feinem Gigenthumserwerb nicht entgegeniteht. 
Selbit eine frühere Tradition fteht nicht entgegen. Feder Erwerber thut daher gut, 
jo bald ala möglich feinem Erwerbe die P. zu fichern, alfo jeine Eintragung zu er= 
wirfen. Gleichwol ijt, Formfehler ausgejchloffen, die Anfechtung der Eintragung 
auch auf Grund des Rechtsgeſchäfts zuläffig, „in deffen Veranlaffung die Auflaffung 
erfolgt ijt.“ Da die Veranlaffung zur Grundichuld Lediglich im Willen des Eigen- 
thümers liegt, jo gelten zwar nicht bei ihr, aber doch bei der Hypothek gleiche 
Regeln. Was die Aufftellung von Beichränfungen eingetragener Rechte, jowie von 
eigentlichen Einreden, joweit fie nicht ausdrüdlich ausgeichloffen, wie die Verjährung, 
anbelangt, jo wird hier durchgängig der Kundbarmachung derfelben im Grundbuch 
die anderweitig erlangte Kenntniß gleich geachtet. 

Wenn demnach das Weſen der P., des öffentlichen Buchglaubens darin ge- 
funden wird, 1) negativ, daß dingliche Rechte durch feine andere ala die Form der 
Gintragung, 2) pofitiv, daß fie auch lediglich nach Maßgabe ihres vor Augen 
liegenden Inhalts begründet und erhalten werden, jo ift dies doch nur mit erheb- 
lichen Einschränkungen zu veritehen. Es giebt nicht nur dingliche Rechte (bejonders 
Servituten), die nicht der Eintragung bedürfen, fondern es erhellen auch die Recht: 
verhältniffe weder volljtändig, noch unumftößlich aus dem Buch allein. Insbeſondere 
ift die früher lebhaft befämpfte jog. Duplizität des Eigenthums, d. h. die Fortdauer 
eines wahren, 3. 3. aber öffentlich nicht anerkannten, neben dem ſog. Buch: 
Gigenthum keineswegs bejeitigt, noch kann fie füglich befeitigt werden. Ebenſo— 
wenig verleiht die P. den Eintragungen von dinglichen Rechten die Kraft abjtrafter 
Formalakte. 

Die Rechtswirkſamkeit der Eintragungen, „die Rechtskraft der bürgerlichen Ein— 
träge“ (Erner) beſtimmt ſich nach dem Stande der Geſetzgebung zu der Zeit, da 
fie erfolgt find. ine Verſtärkung derjelben durch Gefeesänderung überträgt fich 
auf vorhandene Eintragungen nicht; es ſei denn dies ausdrüdlich angeordnet. Die 
Befistitelberichtigung der Pfandbücher wird durch deren Umwandlung in Grund» 
bücher nicht in Bucheigentfum verwandelt (f. Dalde in Gruchot's Archiv, 
XVIl. 469 ff.). 

Hypothekenſcheine find öffentliche Urkunden, aber nicht die Träger der publica 
fides des Grundbuchs, deffen Inhalt enticheidet, wenn er mit dem des Scheins nicht 
übereinftimmt. Anders bei den Grundjchuldbriefen des neuejten „Preuß. Rechts. 
Die Grundaften ſtehen nicht unter dem Schuße des P.prinzips. 

Gigb. u. Lit.: Preuß. GrundbuchOrdn. $ 19, Geſetz über Eigenth.-Erwerb und Be: 
laftungen, $$ 4, 6, 7, 10, 11, 15, 38 ff., 49 nebft Sommentaren. — Dernburg, Preuß. 
Privatrecht, $ 202; Derjelbe und Hinrichs, Das Preuß. Hypothelenrecht, I. Abth. (Leipz. 
1877) 8 14. — 9. Golberg, Ueber die Bedeutung des öffentlichen Glaubens bes Hypothefen: 
buchs nad Allg. ER. und des Grunbaftes nach dem Geſetz vom 5. Mai 1872 (Halle 1877), 
e. 8 ff., 31 ff, 71 fi., 77 fi, 161 ff. — Aelteres Preuß, Recht ſ. Prinz, Der Einfluß ber 
ang auf dad Sachenrecht (1858), — GrundbuhOrbn. für Stadt und 

ebiet von ———— vom 4. Dez. 1868, 88 2, 4, 6, 7, 28, 83-36. — v. Wächter, Die 
Einträge in die Gerichtäbücher unb ihre Bedeutung für die Sicherung und die Natur der ein- 
getragenen Rechte nah Württemb. Recht, in feinen Erörterungen, Heft 1 ©. 137 ff. (1845). — 
Regeläberger, Studien zum Bayerijchen Hypothefenrecht, ©. 78 ff. (1872). — Eieg- 
mann, Komment. zur Sächſ. HypothelenOrbn., ©. 8 ff. (1872). — Königr. Sachſen, In— 
firuftion dv. 9. Januar 1865, 88 95. — v. Bar, Dad Hannoverjche Hypothefenrecht, Leipz. 
1871, ©. 22 ff. — v. Meibom, Dad Medlenburgiiche Hhpothefenredht (Leipz. 1871), 
©. 44 fi. — Code eciv. art. 2196—2199 (Abjchriften an Jedermann, Wirkung von Aus: 
laffungen). — Sadjien: Weimar, Pfd.Geſ. vom 6. Mai 1839, SS 71 fi.; AuslOrbn. vom 


238 Puchta — Putendorf. 


12. März 1841. — Hier log. — — für General hypothelen: Auſſez, Handb. d. 
Tabularv. in Oeſterreich, 8 — Exner, Das Publizitätsprinzip (1870. — Hierzu 
Randa in der Krit. hc u Brinz, 16, 17 ff. Schaper. 


Puchta, Woligang Heinrich, 5 3. VIII. 1769 zu Möhrendorf bei Er: 
langen, wurde Advofat in Ansbach), dann Kriminalratd, 1797 Juſtizrath, 1811 


zn des Landgerichts in Erlangen, 7 6. III. 1845. 
riften: Anleitung zum vorfichtigen — auf unbewegliche Güter nach den 
—— des — Hppothefenrechts, Erl. 1815. — Ueber Güterzertrümmerung und 
Grundftüdhandel, Erl. 6. — Der Geihäftamann * Gegenftänden der öffentlichen und 
Beivatzechtäpranis, Fig 1818. — Worte der Erfahrung für das Prinzip der Spezialität, 
Erl. 1819. — Ueber die Grenzen des Richteramtes_ in bürgerlichen Rechtsſachen, Nürnb. 
1819. — Handbuch des ee Verfahrens in Sachen der freitwilligen Gerichtäbarfeit, 
Nürnb. 1821, 2. Aufl. 1831, 1832. — Unterricht über die Gemeindeverwaltung auf dem Lande 
und im Königreich Bayern, Erl. 1822, 2. Aufl. 1823. — Beiträge zur Gejeßgebg. und Pratis 
des bürgerlihen Rechtäverfahrens, Erl. 182. — Unterricht über die Hypotheken⸗ 
verfaſſung in Bayern, Erl. 1823. — Das Inſtitut der Schiedsrichter, Erl. 1823. — Entwurf 
einer Ordnung des Verjahrens im den Gegenftänden der freiwilligen Gerichtsbarkeit, Erl. 
1824. — lleber die bürgerliche Nechtäpflege und — Bayerns, Erl. 1826. — 
Der Dienft der deutſchen Tuftigämter ober Kigelvichte, Erl. 1829, 1830, — Be A gerichtl. 
Klagen, bejonders in Streitigkeiten der Landeigenthümer, Gießen 1833, 2. Aufl. 1 — Die 
Landgerichte in Bayern umd ihre Reform, Erl. 1834. — Das Preogehleitun damt es Deuticen 
Givilrichterd, Gießen 1836. — Ueber die rechtliche Natur der bäuerlichen Gutsabtretung, 
Gießen 1837. — Anleitung zur Eiv.Prz.Prar. in Bayern, Erl. 1838. — Der Jnauifitions: 
brogeh mit Rüdficht auf Reform des Deutſchen Strafverfahrens, Erl. 1844 

R Lit.: Seine Erinnerungen aus dem Leben und Wirken eines alten Beamten, Nördl. 
1842. 


Georg Friedrih P., Sohn des Vorigen, & 31. VIII. 1798 zu Cadolz— 
burg in Franken, ftudirte in Erlangen, wo er 1820 promovirte, wurde 1823 außer: 
ordentl. Prof., 1828 ordentl. Prof. in München, ging 1835 nad) Marburg, 1837 
nach Leipzig, 1842 nach Berlin, 1844 Geh. Obertribunalärath, 1845 Mitglied des 


——— T 8. I. 1846. 

hriften: Grundriß zu Vorlefungen über juriftiiche Encyklopäbie und Methodologie, 
Erl. 15. — Civil. Abhandl., Berl. 1823. — Encyflopädie, Leipz. 1825. — Dad Gewohn: 
heitsrecht, Erl. 1828—1837. — Lehrb. für Inftitutionenvorlef,, Münch. 1829. — Syſtem bes 
Gemein. Civilrechts, Münch. 1832. — Verosimilium c — v. Lips. 1837. — Lehrbuch der 
Pandekten, Leipz. 1838, 12. Aufl. von Schirmer, 1877. — Einleitung in das Recht der 
Kirche, 1840. — Kurfus der Inſtitutionen, Leipz. 1841, 1842; 9. Aufl. von Paul Krüger, 
(2 be.) Leipz. 1881. — Vorlefungen über das heutige Römifche Recht, Leipz. 1847, 1848, 
6. Aufl. von uborff 1873, 74, — Kleine civilift. Schriften von Ruborii herauägeg., Leipz. 
1851. — Aufläße im Rheinifcen — Krit. Jahrbb. u. Weiske's Rechtslexikon. 

Lit.: Augsburger Allgem vom m bruar 1846. — Krit. Jahrbücher der Deutjchen 
Retswiffenichaft, 1846, AR ven er'3 Janus, 1846, ©. 337 ff. — Nekrologe 
Stahl’3 und Wepelt’ Fr ver ben a civilift. Schriften”. — Revue de legislation 
XXVI. (1846). — Ziller, Deber bie von P. der Darftellung ber — zu Grund gelegten 
RENTEN Anfichten, Leipz. 1853. — Schulte, Geichichte, II. b ass 

Zeihmann. 


Bufendorf, Sam. Freih. v., & 8. I. 1632 zu Flöha bei Chemnitz, ftud. 
in Leipzig und Jena, wurde 1661 Prof. des Natur: und Völkerrechts in Heidel— 
berg, ging 1668 nach Lund, wurde Schwed. Hijtoriograph, 1688 KHurbrandenburg. 
Geh. Rath zu Berlin, vom König von Schweden zum Freiherrn erhoben, 7 16. 
X. 1694. 

Schriften: Elem. jurisprud. univ.. Hag. 1660, Jen. 1669. — De Philippo Amyntae 
filio (in Diss. acad. select, Upsala 1677 p. 86). — De jure naturae et gentium, Lond., 
Scan. 1672 c. not var., Francof,, nr 1744; franzöf. von —— Amst. 1706, Bäle 
1732, nouv. &d. 1771. — De offieio hominis’ et vis, Lond,, Scan. 1673, 1702, c. not. 
Barbeyracii Lugd. Bat. 1769; nouv. ed. Par. 1830. — De rebus a Ultraj. 1686. — 
De rebus gestis Frid, Wilh. Magni Electoris, Berl. 1695. — De rebus estis Friderici IIL, 
Berl. 1695. — Severinus de Monzambano, de statu imperii Germanici, Genev. 1667, Veron. 
1668 und öfter (deutich von Dr. Breßlau, Berl. 1870). — Jus feciale divinum, Lub. 1695, 
Francof. 1716. — Eris Scandica 1686, 1759. — De habitu religionis christianae, Brem. 
1687, 1697, 1703, franz. Francf. sur ro. 1690, Utrecht 1690, Amst. 1707, beuticd von Jmm. 
Webers. . 1692, Frankf. 1714. 
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git.: Bluntſchli, Geichichte bes allgemeinen Staatsrechts, 1864, S. 108—132. — 
Bluntſchli, StaatsWört.B,, III 424-439. — Mohl, L 241, 331. — inrichs, 
Rechts- und Staatsprin ipien, I. 1— ee 242 ff. — Stobbe, Rechtäquellen, I. 415. — 
ee a der Eheichließung, S. 258. — Warnfönig, Redtsphilofophie, 2. — 
Raumer, Geld. Entw. des Begriffes von Recht, Staat und Politi 

3. Aufl. ©. — — Cauchy, Droit maritime international, II. 49—53. — Franklin, 
Das Deutihe Reih nah Sev. v. Monzambano, Greifäw. 1872. — Herzog’3 Neal: 
encytlopädie XX. 431—434. — Roſcher, Geſchichte der National-Detonomit, 1874, ©. 304 
bis 318, Derjelbe in den hiftorifchphilol. Berichten der fönigl. Sädj. — — 
S. 202 ff. — v. Treitſchke in den Preuß. Jahrb XXXV. 614—655, — 61—109. — 
Schulte, Geſchichte, IILb 52. Zeihmann. 


Friedrich Ejaias P., Großneffe des Vorigen, & 12. IX. 1707 zu Bücdeburg, 
wurde Advofat am Geller Tribunal, 1738 Oberappellationsgerichtsrath, 1757 Mit: 
glied der Sozietät der Wiffenjchaften zu Göttingen, 1767 Vizepräſident des Ober- 
appellationsgerichts, erblindete, wurde jedoch glücklich operirt, T 1785. 

hriften: Obs. jur. univ. quibus praec. res. judic. summi trib. Cellensis contin., 


Cellis et Hannov. 1744—1784. — — juris, Hannov. 1783. — De juris- 
dictione —— 5 ov. 1740. — Er gab ſeines Vaters Introd. in processum crimi- 
nalem Luneburg. ed nov. 1768, und a? — 1736 wen 

Lit.: Ehen zu Jöcher. — Meufel, X TZeihmann. 


Pugge, E. 5 1800, 7 8. VIII. 1836 zu — 

Schriften: Observ. duae de jure civili, Bonn 1831. — Ueber die Deutichen Univerfis 
täten, Beleuchtung der Schrift von Dieftermweg: Ueber das Verderben an den Deutichen 
Univerfitäten, Bonn 1836. — Er war einer der Mina tee bes Rheiniſchen Muſeums 
für Jurisprudenz. 

Lit.: Neuer Nekrolog der Deutſchen, XIV. 1047. Teichmann. 


Punktation nennt man jede ſchriftliche Beurkundung einer zwiſchen zwei ver— 
tragſchließenden Parteien „vorläufig“ erzielten Willensübereinſtimmung. Die recht— 
liche Bedeutung einer ſolchen kann aber ſehr verſchieden ſein. Die P. kann enthalten 
1) bloße Traktate, d. h. Erklärungen ohne Verpflichtungswillen, zur Notiz für das 
Gedächtniß oder dergl. Aus jolchen entſpringt feine Rechtswirkung. 2) Eine 
vollendete Willengeinigung über einen künftigen Vertragsſchluß; jog. pactum de 
contrahendo oder VBorvertrag, 3. B. der Wechjelfchluß (pactum de cambiando), ıc. 
Bal. 1. 68. D. d. V.O. 45, 1. Hieraus Hat der Berechtigte eine Klage auf Ab-⸗ 
ſchluß des veriprochenen Vertrages, eventuell auf fein Intereffe. Doch ift dazu er- 
forderlih, daß der Vorvertrag nicht aus formellen Gründen ungültig ſei. Im All— 
gemeinen bedarf derjelbe freilich nach der Grundregel des Gem. Rechts feiner be— 
ftimmten Form. Indeſſen muß ausnahmsweiſe die Beobachtung der für den jog. 
Hauptvertrag gebotenen Form verlangt werden, wenn diefelbe nicht blos im Dienfte 
des TParteiwillens und zu deſſen befjerer Feitjtellung, ſondern zu feiner Beichränfung 
und, um voreilige Gebundenheit zu verhüten, vom Gejeßgeber vorgeichrieben ift; wie 
3. 2. die Infinuation übermäßiger Schenkungen. Denn in folchen Fällen würde 
durch die Klagbarkeit eines dieſer Form entbehrenden Vorvertrages die Umgehung 
der gejeglichen Formvorſchrift ermöglicht werden. Hier ijt denn auch eine an die 
Nichteingehung des Hauptvertrages gefnüpfte Konventionalftrafe ıc. ohne Wirkung. 
3) Die P. kann auch einen fertigen Vertrag enthalten, welcher nur noch durch 
Wiederholung in einer bejondern Form beglaubigt werden joll. Dies ift nament- 
lich der all, wenn über ein Grundjtüd fontrahirt, aber zum Beweije des Kontrakts 
für den Grumdbuchrichter eine öffentliche Urkunde erforderlich if. Dann geht die 
Klage aus der. auf Erfüllung der vorbehaltenen Form, ohne daß darin ein zweiter 
Bertragsichluß zu finden wäre, nicht minder aber auch unmittelbar auf Erfüllung 
(Seuif., Arch. X. 242; XI. 33). Das Preuß. Allg. ER. unterjcheidet die ver— 
fchiedenen, unter dem Namen PB. zufammengefaßten Abreden nicht-gehörig. Es ver— 
leiht einer „von beiden Theilen unterfchriebenen P. gleiche Gültigkeit, wie einem 
förmlichen Kontrakt,” jtellt jie aber, „wenn wejentliche Beitimmungen fehlen, oder 
die Parteien die Verabredung gewiffer Nebenbedingungen ſich darin ausdrüdlich vor- 
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behalten Haben” (bis zur vertrags- oder gejegmäßigen Ergänzung diefer Mängel), 
mit Traktaten gleich ($$ 120—126 Allg. ER. I. 5). 

Lit.: Regelsberger, Givilrechtliche Erörterungen, I. 1868, ©. 128—162. — Degen: 
tolb, Der Begriff des Dorvertrages, reib. 1871. — Windiheid, Lehrbuch, II. S 310 
Nr. 2. — Dernburg, Preuß. Privatrecht, I. $ 106. Ed. 

Pupillarfubftitution (TH. I. S. 460) bezeichnet im Röm. Recht die Er- 
nennung eines Erben durch den Gewalthaber für deſſen (geborenen oder noch un— 
geborenen) Gewaltunterworfenen auf den Fall, daß letzterer durch des erjteren Tod 
gewaltfrei werden und vor erlangtem Teftiralter (alö pupillus, impubes) verfterben ' 
jollte. Borausjegung ift, daß der Gewalthaber auch für fich jelbjt ein Teftament 
errichtet, al3 deſſen Beitandtheil das Pupillarteftament gilt (pars et sequela paterni 
testamenti), mit welchem es jtcht und fällt. Grund jener Befugniß ift ſowol die 
eigene Zejtirunfähigfeit des impubes als die noch nach dem Tode fortgeießt gedachte 
Herrichaft des paterfamilias über die familia, indem das Pupillarvermögen ala Zu— 
wachs des väterlichen behandelt wird. Den Namen Subftitution trägt die Ernennung 
des Rupillarerben darum, weil der Gewalthaber jo indireft auch fich jelber einen 
Nacherben einjegt, gleichviel ob er zugleich den Pupillen zu feinem Erben ernannt 
haben mag oder nicht. So ift denn auch im Zweifel Bulgarjubititution in der P. 
enthalten und umgefehrt. Zwar verfügt der Gewalthaber über zwei Erbichaiten, 
aber in Einem Teſtament, weshalb jene, wenn fie in der Perfon des Pupillen oder 
des Subjtituten fich vereinen, untrennbar find; weil aber der Teſtator dem Kinde, 
nicht dieſes fich jelber, Erben ernennt, kann Anfechtung der PB. weder durch die 
Notherben des Teitators, noch durch die des Pupillen ftattfinden. Die Aufhebungs- 
gründe des Pupillarteftaments ergeben fich aus defjen Vorausſetzungen. — Während 
der Code eivil jegliche Subjtitution verbietet, und daher der P. überall nicht er— 
wähnt, lebt diejelbe fort in der neueren Deutſchen Geſetzgebung, jedoch in wejentlich 
veränderter Geſtalt. So betrachtet das Preuß. Allg. ER. das elterliche Teſtament 
und die P. jtets ala zwei in Gültigkeit und Wirkungen von einander unabhängige 
Teſtamente; beſchränkt den Teſtator bei der Wahl des Subftituten auf die Bluts— 
verwandten des Kindes; gewährt außer dem Vater auch der Mutter das Subſtitutions— 
recht, diejer aber nur für das von ihr auf das Kind vererbte Vermögen. Nach 
Deiterr. Recht fünnen Eltern ihren Kindern (auch den tejtirunfähigen) nur rüdficht- 
lich des Vermögens, das fie ihnen hinterlaffen, Erben oder Nacherben ernennen. 
Das Sädhf. BGB. fennzeichnet folgende Verſchmelzung der subst. pupill. und quasi- 
pupillaris: 1) das Recht, an Stelle ihrer leiblichen Kinder über deren einjtigen Nach— 
laß zu verfügen, fteht zu dem Vater und der Mutter (nicht anderen Ajcendenten), 
leterer für das außereheliche Kind, für das eheliche nur, wenn der Vater fein Recht 
nicht ausgeübt hat; 2) Vorausjegung ift a) irgendwelche VBerfügungsunfähigfeit des 
Kindes, mit Ausnahme der Prodigialität, b) daß das Kind nicht vor der Unfähig- 
feit gültig tejtirt hatte; 3) die elterliche Verfügung gilt als letter Wille des Kindes 
(welches ſelbſt überhaupt nicht enterbt werden fann), deſſen Pflichttheilserben aljo 
auch zu berüdfichtigen find; 4) der eingejehte Erbe iſt direkter, wenngleich bedingt 
ernannter Erbe des Kindes, und zwar erjten Grades; 5) der Parens braucht über 
feinen eigenen Nachlaß überall nicht zu verfügen. 

git. u. Quellen: Glüd, XL. u. XLI — Arndts im Redtäler. X. ©. 663 fi. — 
Baron, Geſammtrechtsverh., S' 453 ff. — Pietak, Arch für civ. zu LVIIL. u. LIX. — 
Mindicheid, Lehrb. II. $$ 558 ff. — Inst. 2, 16; D. 28, 6; C. 6, 26. — Code civ. art. 
896. — Preuß. Allg. ER. 1.288 521. — Oefler BEL. $ 609. — Sidi. BEP. 
SS 2203 fi. — Mommien, Erbr.-Entwurf, SS 148, 487 ff. Schütze. 

Purgoldt, Johann, ſ. im Anhang. 

Putativehe (matrimonium putativum) iſt diejenige Ehe, welche in dem guten 
Glauben beider oder auch nur eines Ehegatten, daß ihr fein trennendes Ehehindernik 
entgegenfteht, abgejchloffen wurde. Zur Annahme der bona fides ijt aber nad) 
heutigem fatholifchen Kirchenrecht die Gingehung in der vom Tridentinum vor- 
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geichriebenen Form, eventuell, wo dafjelbe nicht publizirt ift, die Abjchließung erſt 
nach jtattgehabtem Aufgebot eriorderlih. Unter diejer Vorausſetzung gelten die 
Kinder, welche bis zu der ficheren Kenntniß der Ehegatten von der Nichtigkeit der 
Ehe, eventuell bis zur richterlichen Nullitätserflärung der letzteren erzeugt find, 
für ehelih. Dafjelbe muß auch für die evangelijche Kirche gelten, jofern hier die 
Gheeingehungsiorm beobachtet ijt, da ein bloßer Rechtsirrthum die Ehe nie zur 
putativen machen kann. Für das Gebiet des Gem. Rechts hat die P. weiter die 
Wirkung, daß zu Gunften des gutgläubigen Gatten auch die von der Eheſchließung 
ab bis zu den vorhin gedachten Zeitpunkten Hinfichtlich des Vermögens eingetretenen 
Wirkungen jo behandelt werden, ala ob eine wahre Ehe vorgelegen hätte. Das 
Preuß. Allg. ER. giebt den Kindern aus einer P. bald die Nechte von ehelichen 
Kindern im Verhältniß zu ihren unmittelbaren Eltern und unter ſich mit Gewährung 
des Namens der Mutter und unter Ausjchluß aller Verwandtſchaftsrechte zu den 
Verwandten der Eltern, bald nur die Rechte von Kindern aus einer Ehe zur Linken 
Hand (Th. II. Tit. 2 85 50 ff.); ferner jtellt es kaſuiſtiſch abgejtuite Regeln für 
Die Vermögensverhältnifie der Ehegatten auf (Th. IL. Tit. 1 88 952 ff), Das 
Deiterr. BGB. ($ 160) fteht Hinfichtlich der Wirkung der P. für die Kinder auf dem 
Boden des Gem. Rechts, während es, was die güterrechtlichen Verhältnifje betrifft, 
die Ehepaften zuſammenfallen und das Vermögen in den vorigen Stand, vorbehalt- 
Lich der Entjchädigungspflicht des Schuldigen gegenüber dem Unjchuldigen, zurüd- 
tehren läßt ($$ 102, 1285). Dagegen hat das Sächſ. BGB. ($$ 1628, 1782) das 
Gem. Recht in vollem Umfang adoptirt, und damit jtimmt auch der Code civ. art. 
201, 202 überein. 

Quellen u. Lit.: c. 2, 8, 10, 14 X. qui filii sint legitimi, IV. 17.— J. N. Hertius, 
De matrimonio putativo, Giess. 1690 (opusc. Vol. I. tom. I. p. 245 ss.). — E. C. West- 
phal, De veris casibus matrimonii putativi, Halae 1758. — J. H. Boehmer, Jus 
ecclesiast. Protestant., lib. IV. tit. 17 88 36 ss. P. Hinſchius. 

Pütter, Johann Stephan; Pütter, K. Th. und Püttmann, Joſias 
Ludwig Ernſt, ſ. im Anhang. 


O. 


Quarantüneanſtalten. Quarantänen find Anſtalten, in welchen ankommende 
Perſonen, Schiffe, Waaren u. ſ. w. einer — urſprünglich 40 tägigen — Iſolirung und 
Beobachtung bzw. einer Desinfizirung unterworfen werden (Beobachtungsquarantäne, 
Reinigungsquarantäne). Die angefochtene, aber auch jetzt noch vorherrſchende Anſicht 
von der Uebertragbarkeit der orientaliſchen Peſt und anderer Seuchen durch Berüh— 
rung Kranker oder infizirter Gegenſtände hat zu Abſchließungsmaßregeln gegen die— 
jenigen Länder, in denen dieſe Krankheiten herrſchen, geführt. Solche Abjchließungs- 
maßregeln beſtehen theils in gänzlicher Abſperrung der Grenze mit beſtimmten, durch 
Duarantänen geſicherten Eintriltsſtellen, theils in Ueberwachung der aus ſeuchen— 
verdächtigen Ländern kommenden Perſonen oder Waaren, namentlich ſeewärts ein— 
gehender Schiffe. Quarantänen als Eintrittsſtellen für den Seeverkehr befinden ſich 
in fait allen größeren Häfen Europa's, namentlich in denen des Mittelmeers (die 
Norddeutichen Seejtaaten und Dänemark benugen die Löſchungs- und Reinigungs-Q. 
zu Känjö bei Gothenburg); Abiperrungen der Landgrenze durch Militärkordons 
können jtehend (Rumänien, Defterreih. Militärgrenze gegen die Türkei), oder vorüber: 
gehend (Preußen beim erjten Auftreten der Cholera) fein. Die Schwierigkeit, Sperr- 
maßregeln jtreng durchzuführen, und die daraus hervorgehende Zweifelhaftigfeit des 
Erfolgs, die Kojtipieligkeit der Grenziperren und Quarantänen, die Nachtheile, welche 
für den Verkehr daraus entipringen, Haben dieſen Maßregeln viele Gegner erweckt. 

dv. Holtzendorff, Enc. II. Rechtäleriton III. 3. Aufl. 16 


242 Dnarantäneanitalten. 


Inzwiſchen Haben die Regierungen die Verantwortlichkeit für die Unterdrüdung der 
Duarantänen nicht zu übernehmen vermocht, man hat fich aber bemüht, durch zwed- 
mäßige Einrichtungen den Berkehräftörungen thunlichft vorzubeugen. Die Geſetz— 
gebung hat fich in den Seejtaaten mehrfach mit der Regelung des OQuarantäneweſens 
beichäftigt, namentlich in Frankreich (vergl. das Gef. vom 3. März 1822 und das 
Dekret vom 26. Febr. 1876 sur la police sanitaire maritima, Bull. des lois, XII. 
Ser. Nr. 299). Die legtgedachte Macht hat fich auch um eine internationale Behand: 
(ung der Sache bemüht. Im Jahre 1850 vereinigte fie in Paris eine Konferenz von 
Vertretern der bei dem Verkehr im Mittelmeer hauptjächlich betheiligten Mächte, deren 
Grgebniß die Einigung über ein internationales Reglement sanitaire war. Der 
betreffende Vertrag vom 3. Februar 1852 — welcher aber nicht von allen theil- 
nehmenden Mächten ratifizirt iſt — bejtimmt, daß allgemeine geſundheitspolizeiliche 
Maßregeln nur gegen die orientaliſche Peſt, das gelbe Fieber und die Cholera ein— 
treten ſollen und daß alle Schiffe, mit Ausnahme der zum Zoll- und Wachtdienſt 
beftimmten Fahrzeuge, fich mit einem Geſundheitspaſſe (f. d. Art.) zu ver 
jehen haben. Jedes Schiff, welches mit unreinem Gefundheitspaß anlangt, muß 
Quarantäne halten. — Die Erkenntniß, daß zum Schuß gegen Einfchleppung von 
Seuchen eine dauernde janitätspolizeiliche Ueberwachung der Urfprungsländer wichtig 
jei, hat zur Einfegung internationaler Sanitätsbehörden, namentlich in Konftantinopel 
und Alerandrien, geführt. — Nach weiteren Verſuchen internationaler Regelung, 
welche im Jahre 1866 auf Anregung Frankreichs in KRonjtantinopel ftattgefunden, 
aber zu einem DBertrage nicht geführt Hatten, hat Defterreich im Jahre 1873 eine 
auch vom Deutjchen Reiche bejchiefte Konferenz in Wien veranlaßt, welcher die Auf- 
gabe gejtellt wurde, die den Fortſchritten der Wiffenfchaft und den gefammelten Er— 
fahrungen entjprechend einzurichtenden Quarantänemaßregeln und die Einfegung einer 
Seuchenfommilfion für das Studium der Epidemien an den Stätten ihrer Eriftenz 
herbeizuführen. Indeſſen find die Arbeiten der Konferenz in Folge des Ruffiid- 
türfifchen Kriegs ins Stoden gerathen, und es bleibt abzuwarten, ob und mit welchen 
Griolge fie wieder aufgenommen werden. Im März 1880 erwiederte der Defterr. 
Minijterpräfident auf eine nterpellation, daß dem Inslebentreten einer inter 
nationalen Sanitätsfommiffion noch Schwierigkeiten entgegenftänden, da bei einzelnen 
Regierungen verfchiedenartige Auffaffungen über den Werth einer jolchen Kommiffion 
errichten. Die Gejeßgebung des Deutjchen Reichs ift mit allgemeinen Quarantäne 
maßregeln bisher nicht befaßt gewejen. Bei der im Anfang des Jahres 1879 an- 
icheinend von Rußland her drohenden Peitgefahr ift durch eine Kaiferl. Verordnung 
vom 29. Januar 1879 (R.G.BL. ©. 3, 125, 158) die Einfuhr gewiffer Gegenftände 
(gebrauchter Wäfche, Kleider und fonftiger Träger des Anftedungsftoffes) aus Ruß— 
(and über die Reichägrenze verboten, die Einfuhr von Schafwolle nur nach vor 
gängiger Desinfektion geftattet, auch durch Kaiferl. Verordnung vom 2. Tebruar 
(R.G. Bl. S. 9, 155) der Neifendenverkehr aus Rußland gewiſſen Beſchränkungen 
unterworfen worden. Es wurde ferner im Verein mit Defterreih und anderen 
europäifchen Staaten eine Kommiſſion von Sachverjtändigen in die durch die Epidemie 
heimgefuchten und bedrohten Theile Rußlands entjendet. Weitere Maßregeln twurden 
durch das Grlöfchen der Seuche in Rußland unnöthig. Das Preußifche mittel? 
Ausf.Ordn. vom 8. Auguft 1835 (Geſ.S. ©. 240, dazu die Allerh. Ordre vom 
29. Auguft 1853) publizirte Regulativ über das bei anftedenden Krankheiten zu be 
obachtende Verfahren enthält eine Reihe von Beitimmungen bezüglich der Cholera, 
Typhus und anderer anftedenden Krankheiten. Danad) werden 3. B. die über See 
aus Orten, wo die Cholera herrfcht, eingehenden Schiffe einer viertägigen Beobachtung 
quarantäne unterworfen. Hat fich während diefer Objervation fein bedenflicher Er⸗ 
krankungsfall ergeben, jo wird das betr. Schiff zur freien Praktik (zum freien Verkehr) 
in den Hafen zugelafien. Hat aber das Schiff Cholerafranfe an Bord, jo werden 
diefelben von dem Schiffe entfernt und Teßteres wird nach Anleitung der Desinfektions— 
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injtruftion gereinigt. Val. die Minifterialverf. vom 12. Juli 1873. Bezüglich der 
Peſt ift auf Grund des $ 306 des damaligen (jet $ 327 des Deutichen) StrafGB. 
die minijterielle Verfügung vom 3. Juli 1863 Gandelsarchiv f. 1863, II. ©. 61) 
ergangen. Inhalts derjelben muß fich jeder Führer eines nach einem Preuß, Hafen be= 
jtimmten Schiffes, welches einen der Peſt verbächtigen Landestheil verläßt, mit einem 
Geſundheitspaſſe verſehen. Der Peit verdächtig find alle Türkischen Häfen mit Ein- 
ichluß der Syrifchen und Aegyptiſchen und alle übrigen Häfen der Nordfüfte Afrika's 
mit Ausnahme der als unverdächtig zu betrachtenden Häfen Algeriens und der Marok— 
fanifchen Staaten. Der Gejundheitspaß muß von dem Deutichen Konſul am Ab— 
fahrtsorte oder, wenn in dem Hafen oder Bezirke ein Deutjcher Konſul nicht refidirt, 
von der zuftändigen Ortsbehörde längjtens 48 Stunden vor der Abiahrt ausgeftellt 
jein und die Beicheinigung enthalten, daß am Abfahrtsorte und in defien Nachbar- 
ichaft eine pejtartige Krankheit weder verbreitet ift, noch innerhalb der legten 30 Tage 
verbreitet war und daß der Gejundbheitäzuftand am Bord des Schiffes bei deſſen 
Abfahrt zu einem Verdacht feinen Anlaß bot. in folcher Geſundheitspaß iſt aus 
jedem der Peſt verbächtigen Hafen beizubringen, welchen das Schiff unterwegs an— 
gelaufen hat. Die mit einem den vorftehenden Beitimmungen entiprechenden Ge— 
fundheitspaſſe verjehenen Schiffer erhalten in Preußiichen Häfen freie Praktik. Schiffe 
dagegen, welche aus einem pejtverdächtigen Orte ohne reinen Gefundheitspaß fommen, 
deögleichen Schiffe, welche aus einem peftartig angejtedten Hafen kommen, letztere, 
wenn fie peitiangende Gegenftände (Häute, Felle, Haare oder andere Abfälle von 
Thieren, Lumpen, wollene oder jeidene Waaren oder Effekten) an Bord haben oder 
noch nicht 15 Tage von dem Peſtorte weg find, werden in einem Preuß. Hafen 
erit zugelaffen, wenn durch vollgültige Zeugniffe nachgewiejen wird, daß fie fich in 
einer der D. Großbritanniens oder der Großbritannifchen Befigungen, Frankreichs 
(einschließlich Algeriens), Italiens, Schwedens oder Dänemarks einer Reinigungs« 
quarantäne unterworfen und dort jreie Praktik erlangt haben. Sind fie mit einem . 
ſolchen Duarantäne-Gefundheitsatteft nicht verfehen, oder find fie jeit ihrer Abfertigung 
aus einer diefer Anftalten und innerhalb der legten 15 Tage mit einem, aus einem 
peitartig angeftedten Hafen fommenden, noch nicht quarantänefreien Schiffe in Be— 
rührung gelommen oder haben fie einen verdächtigen Krankheits- bzw. Todesfall an 
Bord gehabt, jo werden fie von den Preuß. Häfen ab- und zu einer Reinigungs= 
quarantäne des Auslands zurüdgemwiefen, infofern die örtlichen Verhältniſſe des 
Hafens nicht geftatten, ſolche Schiffe unter einer ftrengen Bewachung bis zur Auf— 
flärung der rücdfichtlich der vorgefommenen Krankheits- u. j. w. Fälle vorliegenden 
Verdachtsgründe bzw. bis zum Ablauf der 15 tägigen Friſt vollitändig außer Be— 
rührung mit dem Verkehr zu ſetzen. — Die Hamburgifche Verordnung in Betreff 
der Ouarantäne zu Kuxhaven vom 22. (29.) Dezbr. 1856 (Handelsarchiv f. 1857, 
I. ©. 23) unterwirft alle aus dem Schwarzen Meere, der Türkei und anderen ver= 
dächtigen Häfen kommenden Schiffe der Quarantäneunterfuchung. Diejelben dürfen 
nur unter Quarantäneflagge (einer grünen oder gelben Flagge event. der National» 
flagge am Bormaft) die Elbe auffegeln oder zum Anker liegen. Finden fich bei 
der Unterfuchung Symptome von Peſt oder gelbem Fieber, jo wird das Schiff von 
der Elbe fort, an eine Reinigungsquarantäne getwiefen. Gin ähnliches Verfahren 
findet auf der Unterweſer ftatt, wo eine gemeinfchaftliche Preußen Oldenburg« 
Bremifche O. errichtet iſt (Handelsarchiv j. 1868, I. ©. 141). Val. die Lübeck'ſche 
Ordnung des Quarantänewejens zu Travemünde vom 10. (14.) Oktober 1857, die 
Medlenb.-Schwerin’sche Verorbn. vom 27. Juni 1863, betr. die Cholera, und vom 
19. Auguft 1858, betr. die Pet. In Schleswig-Holſtein find die früher gegen das 
gelbe Fieber und die Cholera angeordnet gewejenen Quarantänemaßregeln durch die 
Patente vom 2. April 1852 und 3. Juli 1853 aufgehoben. Quarantäne oder 
Geſundheitskommiſſionen follen eg der Duarantäneverordn. vom 15. Mär; 1805 
(Shronolog. Samml. der Verordn. f. 1805, S. 40) in wichtigen Seejtädten bejtehen. 
16 * 
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Duellen u. Lit.: Abstract of Regulations in force in foreign countries respecting 
Quarantine, communicated to the Board of Trade (Mai 1360); Abstracts of returns of 
information on the laws of Quarantine which have been obtained by the Board of Trade 
(Juli a Ordered, by the House ofCommons, to be printed, 25. Aug. 1860 Nr. 568. — 
Prus ort sur la peste et les quarantaines, Paris 1846. — ulenburg, Das 
——ã—— in Preußen, Berlin 1874. B. König. 

Quarta Divi Pii heißt das Viertheil des reinen Nachlaſſes eines Arrogators, 
welches nach einer Konjtitution des Antoninus Pius der während jeiner Impubertät 
Arrogirte allen Erben gegenüber beanipruchen fann, wenn ihm durch legten Willen 
oder durch nicht gehörig begründete und obrigfeitlich gebilligte Emanzipation die 
Beerbung des Arrogators entzogen wird. Diefer Quartanfpruch bildete eine unter 
vielen Maßregeln ganz bejonderer Fürſorge für den geſchlechtsunreifen Arrogırten, 
damit nicht deſſen (erit von Antoninus jelbjt geitattete) Arrogation aus unlauteren 
Motiven vorgenommen und wieder aufgehoben werde, und gewährte 1) eine pewön: 
liche Forderung auf VBorabzug des Viertheils wie einer Nachlaßichuld , gleichviel ob 
Inteſtat- oder Tejtamentserben des Arrogators gegenüber, die nicht als Pflichttheils: 
recht, jondern ähnlich dem Recht der armen Wittwe als außerordentliche Singular: 
jucceffion aufzufaflen it; konnte 2) durch feinen gejelichen Enterbungsgrund bejeitigt 
werden; fiel 3) hinweg, wenn der Arrogirte durante arrogatione die Pubertät cı: 
reichte; beides legtere hat man ohne ug bejtritten. Bei Verkürzung jeiner Luarı 
durch böswillige Veräußerung unter Lebenden hat der impubes gegen die Empfänger 
gewiſſe dem patronatischen Erbanipruche nachgebildete Anfechtungsflagen bis zur Gr: 
gänzung jeiner Quart. Gehört übrigens der imp. arrog. zu den intejtaterbberechtigten 
Dejcendenten des Arrogators, jo hat er die Wahl zwijchen Geltendmachung feines 
Notherbrechts (Nov. 115) und Ausübung jenes Quartabzugsrechtse. — Das Rechte— 
inftitut gilt zwar im Gem. Recht als rezipirt troß der Unbejtimmbarfeit ein& 
Pubertätsalters, it aber den neueren Gejehgebungen fremd geblieben; dent Code civ. 
jchon darum, weil diefer Arrogation nicht fennt und für den Adoptandus das Alter 
von 21 Jahren fordert; dem Preuß. Allg. LR., Oeſterr. BGB. und Sächſ. BOL. 
weil dieje, Arrogation und Adoption nicht unterjcheidend, nur eine vielfach erſchwerte 
Annahme an Kindesitatt anerkennen, das angenommene Kind („Wahlkind“, Oeiter.) 
in Erb- und Pflichttheilsrecht nach den Adoptiveltern dem leiblichen Kinde vollkommen 
gleichitellen, und die Aufhebung des Verhältniffes nur durch erfchwerten und gerichtlid 
bejtätigten Vertrag geichehen laſſen. In Sachjen hatte jchon das Erbiolgemandat von 
1829 die Q. D. P. ausdrüdlic aufgehoben. 

Bit. u. Quellen: Arndts im Rechtäler. u ©. 160 ff. — Francke, Recht der 
— ;tc.8 * — v. ——— Lehrbuch, I. S 252. — $ 8 Inst. 1, 11. — 1.8315 

2. — 1.13 D. 38, ZA 08 48. — Preuf. Allg. ER. ——— 
Deflere BGB. 8 179 ff., Dr ff. — Code civ. art. 343 ss. — Sächſ. BEB. 88 1787 fi 
2567. — Dal. Erbfolgemandat vom 31. Januar 1829 $ 59. Suse 


Quarta Trebellianica, rectius: Trebelliana (Th.1.S.459) nennt nad) Jujtinian's 
DVorgange das Kanoniſche Recht zwar hijtorisch ungenau, aber aus praftischen Gründen 
die Quarta SC. Pegasiani, d. h. die durch diejes Senatusfonfult (unter Vespaſian 
auf das Verhältniß des Fiduziarerben zum Univerfalfideilommiß ausgedehnte Falci— 
diiche Quart. Das Abzugsrecht hat, wofern ein Verbot des Tejtators nicht im Wege 
jteht, der Erbe; aber nur dann, wenn er, obgleich mit dem Univerfalfideilommis 
belaitet, freiwillig antritt. Die Anjicht Mancher (u. A. Buchta’s), auf die Tre 
belliana müjje der Erbe fich Mehr anrechnen lafjen, ala auf die Falcidia, nämlich 
jchlechthin Alles, was er mortis causa erhalte (mit Ausnahme des Prälegats), bat 
zwar gute innere Gründe für fich, entbehrt aber der praftijchen Durchführbarkeit 
und des Quellenanhalts und wird daher, joweit nicht Abweichungen aus der Natur 
des Univerjalvermächtnifjes (Früchte, Kaufpreije zc.) fich ergeben, von der Herrjchenden 
Meinung mit Recht verworfen. — Die neueren Gejeßgebungen, welche dad Duart- 
abzugsrecht des Erben überhaupt aufgegeben haben (j. d. Art. Falcidiſche Quark), 
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fennen auch die Trebelliana nicht mehr; und zwar dieſe Quart umſoweniger, als 
der römischerechtliche Gegenjaß zwiichen Erbeinjegung und Erbichaftsvermächtniß feine 
(im Juftin. Recht bereits abgeichwächte) Bedeutung verloren hat. 

Sit. u. Quellen: Dernburg im Civ. Arch. XXXXVI ©. 307 fi. — Pudta, 
band, z8 546, 557%. — v. Bauern Lehrbuch, II. S 536. — Tewes, Shyſtem, 
s121. — Windideid, Lehrbuch, IM. $ 666 Anın. & — 8 5 Inst. 2, 23.— D. 35, 2; 36, 
.— («24 C. 3, 36. — cc. 16, 18 X. 3, 26. — Preuß. Allg. ER. 1.12 $ 467. — Oeſterr. 
268. 38 608 Fi. — Sächſ. BGB. 88 2503 fi. — Mommien, EN Tr fi. 
Schütze. 


Quafibeſitz, iuris quasi possessio, (vgl. Th. I. ©. 395, 396—397, 404) 
rt das dem Beſitz (f. diejen Art.) analoge Verhältniß, bei welchem ſowol die 
thattächliche Herrſchaft, als auch der darauf gerichtete Wille des Subjefts nicht in 
dem Umfang, welcher dem Gigenthum entipricht, jondern in einer dem Inhalt anderer 
Achte gemäßen Beichränftheit vorhanden find. Das Röm. Recht bildete einen 
jolden O. zuerjt bei Servituten aus; hier wurde die thatlächliche Ausübung gewiffer 
Srundgerechtigkeiten durch Interdikte gegen Eigenmacht geichüßt, und diefer Schuß 
dann auf den Begriff des O. und auf diejelbe theoretische Rechtfertigung, wie ders 
jenige des Sachbefites zurüdgeführt (Gai. 4, 139; 1. 20 D. de serv. 8, 1). Weiter 
baben die Römer einen ©. auch noch bei Emphyteuje und Superfizies 
1. diefe Art.) anerfannt, weil auch dieje eine jortgejeßte Ausübung ihres Inhalts 
wlaften, nicht aber bei anderen Rechten. Ueber Weien und Gegenjtand diejes O. 
ipricht fih das Röm. Recht nicht näher aus und beiteht daher heutzutage Streit. 
Man darf ihm nicht ala Verhältniß des Inhabers zu einem Rechte (Brinz, 
xehrb., I. $ 196), jondern nur als eine jervitutmäßig beichräntte Sachbeherrichung 
urofen, daher iſt auch jein Gegenstand nicht, wie die Bezeichnung als juris possessio 
nahe legt, das Necht, jondern die Sache, und folglich D. auch ohne Vorhandenjein 
dw. nach Grlöfchen des Rechts, deſſen Inhalt man verwirklicht, möglich. Während 
diernach ſowol das Anwendungagebiet, ala die dogmatische Ausbildung des O. im 
Rom. Recht beichränft geblieben find, haben das Kan. Necht und auf dies geftüßt die 
dãtert Iheorie und Praris, ſowie die neuere Gefehgebung beides bedeutend erweitert. 
Tas Kan. Recht ließ den O. an allen, eine dauernde Ausübung geitattenden Rechten 
u, inebeſondere an Hoheitsrechten, Nemtern und Benefizien, Negalien, Reallaiten, 
Achten aus der Ehe, ja jogar an obligatorischen Nechten wenigjtens dann, wenn 
e am cin Grundſtück vadizirt waren (Bruns, Recht des Beſitzes, ©. 186 ff.). 
Ties deywirte man in Deutichland und fügte jenen Rechten noch weitere, eigenthüm- 
ih Deutſche Real- und Standesrechte Hinzu. Auch das Preuß. ER. (SS 5, 146, 
147 Allg. ER. I. 7), der Code civ. art. 2228 und das Deiterr. BGB. $ 311 
nehmen dieſen Standpunkt ein, indem die eriten beiden alle Rechte, vorausgeieht, 
dab fe nicht durch einmalige Ausübung erlöichen (vgl. Heydemann, Eint., I. 
©. 329— 336), das letzte wenigitens die Vermögensrechte (Randa, $ 24 Anm. 2) 
“ur befigbar erflären. Gegen dieje allzumweite Ausdehnung des O. eriolgte dann 
one Reaktion durch Savigny, der den O. nur bei dinglichen und bei den aftiv 
"it Grund und Boden verfnüpiten eigenthümlich Deutichen Rechten gelten laſſen 
il (Bei, S. 504), weil nur bei diejen die Formen der Verlegung, gegen welche 
%e Ausübung geichügt werde, zu denken jeien (?), und dejien Meinung lange die 

nde geblieben iſt. In neueiter Zeit jedoch itreben Theorie und Praris mit 
Keht wieder über dieje Schranken hinaus und neigen dazu, auch jtändig ausübbaren 
Chligationen, wie Miethg und Pacht, namentlich aber den jog. Jndividualrechten, 
vie Gewerberechten, dem Urheber-, Batent-, Firmen-, Marken-Recht u. ſ. w., Beſitzſchutz 
u verleihen. Näheres bei Bruns, a. a. D., ©. 421; Windſcheid, Lehrb., 
AAN 5; Randa, $ 24, ©. 537—556. — Bei allen Rechten, welche beſitzbar 
(ud, vollzieht fich der Erwerb des O. analog dem Bejiterwerb (f. diefen Art.) 
Moere et animo, d. h. durch thatjächliche Herſtellung der Herrſchaft, welche den 
Inhalt des Rechts bildet, in Zujammenhang mit dem Willen, diefe Herrſchaft für 
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fich zu haben. Im Einzelnen ftreitet man 3. B. darüber, ob bei Rechten zu vor: 
übergehenden Handlungen die VBollziehung einer jolchen geichehen fein müſſe (Randa, 
$ 26 9. 1), oder die bloße Möglichkeit derjelben genüge (Windjcheid, $ 163 
A. 5); jedenfalls ift eine äußere Bethätigung der Herrſchaft, ala Analogon der 
Apprehenfion, unerläßlih. Bei negativen Servituten wird der D. dadurch begründet, 
daß der Zuftand der dienenden Sache, und zwar zufolge Willens des Berechtigten 
thatjächlich beiteht; diefer Wille kann aber in jehr verjchiedenen Formen, 3. B. 
durch Verbot, durch thätliche Hinderung einer Webertretung, durch Abichluß eine: 
Vertrages u. ſ. w., zu Tage treten (vgl. Randa, $ 28, ©. 615—618). Tu 
Verluſt des O. tritt, wie der Beſitzverluſt (i. diejen Art.), erſt mit der Der 
nichtung der Herrſchaft oder des Willens ein. Grfteres wird durch Unmöglichkeit 
weiterer Ausübung herbeigeführt, mag diefe Unmöglichkeit aus Handlungen des be: 
lajteten Gegners oder aus Zufällen entipringen (vgl. Randa, $ 35). Was aber 
die Vernichtung des Willens betrifft, jo gehört dazu auch hier der Entichluß, den 
O. aufzugeben, oder der Tod des Subjekts. Dagegen kann die bloße Unterlafiung 
der Ausübung während längerer Zeit als GErlöfchungsgrund des O., — abgeiehen 
von pofitiven Vorjchriiten der Partikularrechte, wie das Dejterr. BGB. S 351, — 
nur injofern gelten, als daraus auf die Aufgebung des Befigwillens zu jchließen iſt. 
Vertretung ift auch im O. zuläffig und erfordert auch Hier regelmäßig den Her- 
ichaitswillen des Vertretenen und bei dem DBertreter die Abficht, diefen Willen des 
Prinzipals geltend zu machen. Der Schuß des D. wird bei Wege- und Waller: 
jervituten (j. diefe Art.) durch befondere Interdikte gewährt. Im Uebrigen haben 
die Römer die Sachbefiginterdifte, und zwar bei den in einer Vorrichtung am 
herrſchenden Grundſtück fich verförpernden Servituten direkt, bei den mit Detention 
der dienenden Sache verbundenen Rechten utiliter angewendet. Dies letztere bat 
die mittelalterliche Theorie und Praxis generalifirt und bei allen Rechten, für welche 
O. anerkannt wurde, auch die ſämmtlichen Befigichugmittel analog zugelafjen, inden 
man insbejondere in jeder Unmöglichmachung der weiteren beliebigen Ausübung de 
Nechts eine Spoliation und Entziehung des C. erblidte (Bruns, Recht des Be 
fies, $ 26). In neuejter Zeit wird jedoch von verjchiedenen Seiten wieder auf eine 
Sonderung der einzelnen Fälle nach dem Borbilde des Röm. Rechts gedrungen 
(Windſcheid, $ 164, A. 18). 

Lit.: Randa, Recht bed Befibes, 3. Aufl., $5 2436. — Windſcheid, Lehrbud, 
88 163, 164, 464. — Brinz, Xehrb.,, 88 196, 201, und die bei biejen Ze ie er 
ichriften, zumal Brund, Da: Nedt des Befihes und die Beſitzklagen. 


Quaſikontrakte und Quaſidelikte (TH. I. S. 409 ff.) verdanken ihre Exiſten 
in der heutigen jurift. Technik der fehlerhaften Syftematif, welche jchon mit Ga j us beginnt 
und durh Juftinian janktionirt wird. Während es von jenen heißt: non proprie ex 
contractu nasci intelliguntur, sed tamen, quia non ex maleficio substantiam capiunt, 
quasi ex contractu nasci videntur (pr. I. 3, 27), heißt es von dieſen: non proprie 
ex maleficio obligatus videtur, sed quia neque ex contractu obligatus est, et 
peccasse aliquid intelligitur — videtur, quasi ex maleficio teneri (1.5 $ 4 D. 
44, 7). Es liegt auf der Hand, daß fich Hieraus Nichts für die Begriffe der ge 
dachten Obligationen ergiebt und es ijt an der Zeit, überhaupt mit ihnen zu brechen 
(Baron, Pand., $ 210; Förfter, Preuß. Privatrecht, $ 70). Zu den Quali: 
fontraften rechnen die Römer: die Obligation des negot. gestor, tutor, des nicht 
vertragsmäßigen Gejellichafters, des Erben gegenüber den Bermächtnißnehmern, de 
Empfängers einer Nichtichuld, ſowie die durch Litisfonteftation entjtehende Ber: 
pflichtung der Parteien (1.3 $ 11 D. 15, 1; ſ. die Art. Novation, Litiskon— 
teitation). Als oblig. quasi ex delicto werden aufgeführt: die Obligation des 
judex qui litem suam feeit, die Haftung aus dem edictum de nautis, cauponibus 
et stabulariis, aus der act. de posit. et suspens. und de effusis et ejectis. Mit 
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Ausnahme des erjten alles haben die Quafidelifte das GEigenthümliche, daß ihnen 
entweder der ſog. ſubjektive oder objektive Thatbeſtand fehlt. 
Quellen: Tit. I. 3, 27; 4 5. — l.5 pr. $$ 3-6 D. 44, 7. — 1.6 D. 50, 13. 
Lit.: Die Lehrbücher. Kayſer. 


Duafi-Pupillarfubftitution nennt man ein der Pupillarſubſtitution nach— 
gebildetes, von Juftinian im Jahre 528 eingeführtes Rechtsinjtitut, wonach es dem 
Afcendenten geftattet ift, ſoſern er fich ſelbſt ein Zejtament errichtet, feinem geiſtes— 
kranken Defcendenten (wenn er diefem den Pflichttheil Hinterläßt) für den Fall, daß 
diejer im Wahnfinn verjterben jollte, zunächit aus deffen Kindern eventuell Gejchwijtern 
Eubitituten zu ernennen, ohne Anfechtbarkeit durch Inoffiziofitätsquerel. Cine alt= 
begründete Praris findet hierin die Beiugniß nicht blos zur fideilommifjarijchen 
Subititution in das vom Teſtator dem Geijtesfranfen Sinterlaffene, jondern zur 
Grbernennung für des lehteren gejammtes Vermögen; welcher Auffafjung zwar zur 
Seite jteht die Vorgeſchichte der Konſtitution Yuftinian’s und die ausdrüdlich betonte 
Analogie der Pupillarjubjtitution, jedoch Vieles entgegenjteht, jo: daß Gewalt des 
Teſtators über den Geiſteskranken nicht erforderlich ift, und daß mehrere Ajcendenten 
das Subjtitutionsrecht ausüben können, was Konflikte bewirken muß. Demgemäß 
ift heute wiederum nahezu jegliche Trage dieſes Rechtäinjtituts bejtritten. Dem 
Franz. Recht, dem Dejterr. und dem Züri. BGB. unbekannt, im Preuß. Allg. ER. 
einerjeits auf andere Tejtirunfähige (Taube, Stumme) ausgedehnt, andererfeit3 auf 
die Eltern eingejchräntt, ift es im Sächſ. BGB. mit der Pupillarfubjtitution in eigen- 
thümlicher Weije verjchmolzen worden (ſ. d. Art. BURTLAEIEUR En Lo. 

Lit. u. Quellen: —— Ka III. $ 560. — Tewes, Syſtem, $ 48. — 

9C.6, 26. — $1 Inst. 2, 16. — 1. 6. — Preuß. Allg. ER. II. 2 88 545 fi. — 
Ser —— 609, 566. — Eid. BGB. Sg 2203 ff. — Mommfen, url, 
e. 


Quasi-Ususfructus oder uneigentlicher Nießbrauch iſt ein Nießbrauch nur 
dem Namen, nicht der juriſtiſchen Konſtruktion nah. Wenn nämlich ein „Nieß— 
brauch“ an Gegenjtänden begründet wird, deren wirthichaftlicher Gebrauch im Auf— 
brauchen derjelben befteht, jo wird, da der eigentliche Nießbrauch unverbrauchbare 
Dbjefte vorausfeßt, dies Rechtsverhältniß jo zurechtgelegt, daß fich der den „Nieß— 
brauch“ begründende verbindlich macht, dem Uſufruktuar durch Tradition der Objekte 
Gigenthum zu verichaffen, und der Ujufruftuar dann dafür haftet, anftatt der ver: 
brauchten Objekte bei Beendigung des „Nießbrauchs“ Sachen gleicher Qualität und 
Quantität zu reftituiren. Auf Grund befonderer Ausmachung kann der Uſufruktuar 
auch berechtigt werben, anſtatt gleichartiger Objekte den Geldwerth der empfangenen 
zurüdzueritatten, in welchem alle er aljo alternativ verpflichtet ift und ſelbſt die 
Mahl hat. 

Die Zuläffigkeit eines ſolchen Nechtsverhältniffes wurde im Röm. Recht zuerjt 
geielich anerfannt bei dem Legat eines Nießbrauchs am Vermögen des Erblaſſers 
durch ein Senatusfonjultum ungewiffen Datums ($ 2. I. 2, 4; tit. D. 7, 5; fr. 
12. D. 7, 9; fr. 1, fr. 24 pr. D. 38, 2; fr. 69D. 35, 2; c.1C.3, 383; Ulp. 
24, 27) und die Quellen bezeichnen das Rechtsinftitut jelber als quasi-ususfructus 
(5 2. L,eit.; fr. 28 1D.7,5). Aber die Römer fcheinen auch bei der Annahme eines 
folchen quasi-ususfructus legatus ſtehen geblieben zu fein, jo daß die Anerkennung 
anderer Begründungsarten ald des Bermächtniffes erjt der gemeinrechtlichen Praris 
angehört; es iſt jet Hinfichtlich des Begründungsafts zwiſchen eigentlichem und 
uneigentlichem Nießbrauch fein Unterjchied mehr zu machen. Die cautio usufructuaria 
hat bereits das erwähnte Senatusfonjultum hier für anwendbar erflärt, wenn auch 
in befonderer Form (fr. 12 D. 7, 95 c.1 C. eit.). Im Uebrigen ergeben fich aus 
der Bejonderheit der juriftifchen Konjtruftion für den O. naturgemäß Abweichungen 
von den Regeln des eigentlichen Nießbrauchs, jo die Abweichung, daß hier alle 
Geiahr des Niekbrauchobjefts der Nießbraucher als Eigenthümer allein zu tragen 
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hat, daß ihm andererſeits die volle Sispofition über den Gegenſtand zufteht, daß 
er aber hier nicht wie beim eigentlichen Nießbrauch durch Dereliftion ſich von weiteren 
Verbindlichkeiten befreien kann. Demgemäß ift auch von den Grlöfchungsarten die 
durch Untergang der dienenden Sache und confusio mit dem Gigenthum eintretende 
ausgeichloffen; die Quellen heben nur Tod und capitis deminutio des Berechtigten 
hervor (fr. 9 D. 7, 5; fr. 7 $ 1 D. 7, 9), man wird aber auch Zeitablauf oder 
Verzicht inforern ald Beendigungsgründe des D. zu betrachten haben, als mit Ein— 
tritt des dies oder mit Erklärung des DVerzichtes die Nüdforderungsflage actio nata 
wird; eine Verjährung durch Nichtgebrauch wird nicht zu fonftruiren fein (vgl. auch 
Sachſ. BGB. $ 659), vielmehr beginnt mangels Zeitbeſtimmung die Rückforderungs— 
flage jchon vom Tage der Begründung des O. an zu verjähren. 

Zu dem O. pflegt man auch den Niekbrauch an unkörperlichen Sachen, an 
Nechten, zu rechnen. Man jollte das freilich nur Hinfichtlich jolcher Rechte thun, 
deren vermögensrechtlicher Ertrag nicht anders gewonnen werden kann, als dadurd) 
dab man fie durch Ausübung aufhebt oder veräußert, 3. B. unverzinsliche Forderungen, 
und Sollte den Nießbrauch an unverbrauchbaren Rechten, 3. B. an verginälichen 
Forderungen, zum eigentlichen Uſusfruktus rechnen. Auch jcheinen die Römischen 
Quellen, indem fie nomina, sortes, kalendarium als Gegenitände des Niekbrauchs 
bezeichnen (fr. 3 D. 7, 5; fr. 24 pr., fr. 37 D. 33, 2), nur verzinsliche 
Rapitalien im Auge gehabt zu haben. Indeß itellen fie dieie Fälle eben nicht zum 
eigentlichen Nießbrauch, jondern charakterifiren fie als Konjequenzen jenes Senats 
ichluffes über den Nießbrauch an verbrauchbaren Sachen, und jo hat die Doktrin 
von jeher den Begriff des eigentlichen Uſusfruktus auf körperliche Sachen beichräntt 
und ijt von diefem Standpunkt aus zu der Auffafjung des Nießbrauchs an Rechten 
als eines uneigentlichen in allen Fällen gelangt. 

Gegenftand diefes O. können natürlich nur Rechte fein, welche übertragbar find 
und die Ausübung durch einen Andern zulaffen, alfo nicht Grunddienftbarfeiten 
(über fr. 1 D. 33, 2 ſ. Hanaujef, 82—88) oder höchitperfönliche Forderungen. 
Der Inhalt der Berechtigung geitaltet fich, je nach dem zum Gegenftand des Nieh- 
brauches gemachten Recht (Kafuiftit |. bei Hanauſek, 6979, 120—158; 
Stammler, 92—106; Mansbach, 60—63;, Dernburg, Preuß. Privat- 
recht, I. $ 286, Sächſ. BGB. 88 628, 630) und nach den Abfichten der begründen 
den Parteien, verjchieden, beim O. an Forderungen giebt man aber im Zweifel dem 
Uſufruktuar nicht blos das Necht auf die fructus civiles, jondern auch das Recht, 
die Forderung jelbft einzuziehen, um an dem Gegenitand der Leiſtung jelbit wieder 
einen eigentlichen oder uneigentlichen Nießbrauch auszuüben (ſ. aber bezüglich des 
gejetlich begründeten Nießbrauchs Hartmann, a. a. ©. 529 ff.). — Ueber die 
juriftiiche Konjtruftion eines Nießbrauchs an Rechten hat man namentlich in neuerer 
Zeit, mit Beziehung auf das Problem von Rechten an Rechten, häufiger geftritten. 
Der Forderungsnießbrauch jpeziell it entweder als eine begrenzte Geifion der Forde— 
rung, um an deren Objekt Nießbrauch zu erlangen (Hanauſek), oder als un— 
beichräntter Uebergang mit Rückleiftungepflicht bei „verbrauchbaren“ Forderungs⸗ 
rechten (Stammler) oder, je nachdem die Forderung auf Objekte eines verus 
ususfruetus geht oder nicht, bald ala tranafative Succeflion mit Rücfübertragungs- 
pflicht, bald ala konftitutive Succeffion in das Forderungsrecht ( Mansbach) aufs 
gefaßt worden (j. darüber Hartmann, a. a. D.). 

Bezüglich gewiffer Objekte ift es jchon nach Röm. Mecht zweifelhaft, ob fie 
Gegenjtände des wahren oder des uneigentlichen Nießbrauchs find. So hinfichtlich 
vestimenta (über die Antinomie zwifchen 5 2 I. 2, 4 und Digeftenjtellen ſ. Gitate 
bei Windicheid, a. a. D. Note 6; Hanauſek, Ab —19, — Sächſ. BEP. 8 624 
erklärt fich für verus ususfr.); ferner fann man jtreiten, ob der vom Emphyteuta 
oder Superfiziar beftellte Nießbrauch das Recht des Beſtellers jelbjt oder deſſen Ob— 
jeft betrifft (Bürfel, 58 ff.); insbefondere ift die Eigenſchaft des an verzinslichen 
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Kapitalien ftattfindenden Nießbrauchs als eines eigentlichen oder umeigentlichen 
(1. v. Roth, Bayr. Givilrecht, II. SS 157, 19) oder als eines gar nicht ala Nieß— 
brauch, ſondern nach Analogie des Rentenanſpruchs zu behandelnden Rechtsverhält- 
niffes (Mansbach, 47) in Frage zu Stellen. — Uebrigens iſt die Möglichkeit nicht 
ausgeichloffen, auch an unverbrauchbaren Sachen einen O., wie umgekehrt an ver— 
brauchbaren Sachen einen verus ususfr. zu begründen (jedoch j. Bürkel, 16 ff.) 

Die modernen Landesrechte erfennen den D. im Allgemeinen an, mur find fie 
der gefonderten Behandlung defjelben gegenüber dem eigentlichen Niekbrauch meift 
weniger günstig, ala das Gem. Recht. So ift nach Bayer. Recht jeder Nießbrauch 
an anderen Sachen als an Viktualien (v. Roth, II. $S 157, 7; $ 159, 46), * 
Preuß. und Oeſterr. Recht wenigſtens der Nießbrauch an Kapitalien (D ernburg,l 
Ss 285, Defterr. Allg. BGB. 8 510) zum eigentlichen Nießbrauch zu rechrien. — 
Sädij. BGB. SS 623—630, 654; Code eiv. art. 587—589 (Zachariä, Handb. 
d. Franz. Givilrechts, II. S 225). 

Der Nießbrauch an einem Vermögen zerfällt in eigentlichen und uneigentlichen, 
je nach den einzelnen Beitandtheilen des Ganzen; der Nießbraucher hat, wie er auch 
ſonſt die Yaften des Nießbrauchsgegenitandes tragen muß, jo bier die Pafliva des 
Vermögens zu übernehmen, d. h. er hat nach Gemeinem Recht den Nießbrauch nur 
an dem Weberichuß der Aktiva (fr. 43 D. 33, 2; Dernburg, Preuß. Privatr., I. 
S 287; Hanauſek, 2 ff.; Sächſ. BGB. SS 631—636.). 

Quellen: D.7, 5 de usufructu earum rerum quae usu consumuntur vel minuuntur. 

Lit: Madai, "Beiträge zur Dogmengeichichte des Gem. Civilrechts, Nr. 3 ©. 139 ff., 
1839. — Helb, Die Lehre vom ususfr. earum rerum quae usu consumuntur vel minuuntur, 

1848. — Vürkel, Beitr. zur Lehre vom Niekbrauch, 1864 (unveränderter Abbrud 1880). — 
Hanaufel, Die Lehre dom umeigentlichen Nießbrauch nad; Gemeinem Recht, 1879. — Weber 
den Niehbrauc an Forderungen jpeziell: il as, De usufr. nominum, Jenae 1837. — Stein: 
berger, Zeitichr. für Givilreht und Proz., F. Kl. Ne. 5. — Stammler, Der Nieh- 
—— an Forderungen, — — — Nießbrauch an Forderungen, 1880. — 

G. Hartmann, Kit. V. J.Schr., N. F. IN. (XXIL) 518-547. — rg der Pan 
detten Arnbis, 8 181; Aödding, I. $ 166; Brinz, 2. ar $ 194; Keller, 


I. S 174; PBudta, S 182; Seuffert, I.s 170; Winvfcheid, DR 506. 
I. Merkel. 


Quatembergelder find in gewiffen Terminen (urfprünglich wol vierteljährlich), 
an den Bergwerfäeigenthümer zu entrichtende Abgaben von Bergwerken, jo lange 
diefe fi im Bau befinden. Die Größe derjelben war verichieden, auch gelten fie 
nicht als Anerkennung des Obereigenthums, jondern waren meiſtens ausdrüdlich für 
die Erhaltung der Knappſchaft beftimmt. Die neuefte Gefeßgebung hat wie viele 
andere Bergwerfsabgaben fo auch die O. aufgehoben (Preuß. Gef. vom 12. Mai 
1851 8 6, Wr. 2). 

Lit.: C. H. ©. Hefe, Kommentar über das Bergrecht, — —— — Schomburg, 
Betrachtungen über die neue Deutſche Berggeſetzgebung, 1857, S. 261-286. — 

a 

Querela inofficiosi (Th. I. S. 463) bezeichnet nach Röm. Recht vor der 
Nov. 115: die Beichwerde des Pflichttheilsberechtigten, wodurch diefer Schuß bean— 
iprucht für fein durch den Erblafler pflichtwidrigerweiſe verleßtes Recht. Mit dem 
Prlichttheilarechte jelber, diefer materiellen Reaktion des gejehlichen Erbrechts der 
nächſten Angehörigen wider eine ſchrankenloſe Teſtirfreiheit, durchgeführt auf Grund 
der Fiktion, es müſſe von einem Teftator, der feine Nächiten liebloſer und pflicht- 
widriger Weife (contra officium pietatis) nicht bedacht hat, anſtandshalber ange— 
nommen werden, derjelbe ſei nicht recht bei Sinnen geweſen (color insaniae), ent— 
wieelte fich auch deſſen Schugmittel gegen Ende der Republik aus der Centumviral— 
gerichtsprarie. Daß dabei für den Standpunkt des liebloſen Erblaffers die Analogie 
der Statusklage, für den des gefränkten Erben die Analogie der Injurienklage den 
Römern nicht fremd geblieben, zeigt einerfeits die Verjährungsfriſt, die ausgedehntere 
Rechtäfraft des Urtheils und die Bezeichnung der Inoffiziofitätseinrede als contra- 
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dictio, andererſeits die Auffaffung der individuellen Beſchwerde ala einer vindictam 
spirans. Querela bedeutet Hier wie ſonſt: Proteſt-Beſchwerde; diejelbe kann der 
Erbichaftsflage vorausgehen oder mit diejer als antizipirte Replik verbunden werden. 
Im Uebrigen find drei Fälle zu unterjcheiden: 1) Pflichtwidrige gänzliche Aus— 
Ichließung vom Pflichttheil im Teſtament; das Rechtsmittel heißt hier querela (bzw. 
contradictio) inofficiosi testamenti, und ijt hereditatis petitio ab intestato mit 
antizipirter Replik (bzw. Duplik) des pflichtwidrigen Teſtaments. Borausjegungen : 
Ausgejchloffenjein vom Pflichttheil durch Enterbung oder Uebergehung, welches un— 
verdiente Kränkung enthalte (die Enterbungsgründe waren vor der Nov. 115 geieß- 
lich nicht bejtimmt); Kläger (bzw. Kontradizent) ijt der jo verlekte Pflichttheils- 
berechtigte jelbjt oder, wenn dieſer bereits für den Gebrauch der Querel fich erflärt 
(protejtirt oder den Proteft präparirt) hatte, deffen Erben, jedoch Defcendenten auch 
abgejehen davon; außer diefer Transmiffion findet unter mehreren Berechtigten gleich- 
wie bei der Intejtaterbiolge jelbjt auch. Accreszenz jtatt, endlich eventuell eine er— 
neuerte Delation des Beichwerderechts an nachitehende Pflichttheilserben. Beklagter 
(bzw. Kontradift) ijt der eingejeßte Erbe, oder einer von mehreren Eingejeßten, oder 
endlich wer heredis loco ift; allein jelbjtverftändlich nicht blos dann, wenn derjelbe 
die Erbſchaft befißt. Wirkungen: a) Bejeitigung (Refciffion) des inoffiziojen Teſta— 
ments, und zwar ganz oder theilweife, letzteres wenn nicht gegen alle Eingejegten 
geklagt oder durchgedrungen ift, jo daß hier dem Erfolge nach letztwillige und gejeß- 
liche Erbfolge nebeneinander ftattfinden fünnen; b) Serbeiführung der Inteſtaterb— 
folge zu Gunften des Klägers (KHontradigenten), alſo bald ganz, bald theilweiſe; 
jedenfalls aber verlangt und erlangt der Kläger nicht etwa blos feinen Pflichttheil, 
fondern den vollen gejeglichen Erbtheil; das Urtheil bewirkt, wenn enjtlich geftritten 
wurde, auch Dritten gegenüber endgültiges Recht. Außer durch Verzicht oder durch 
Tod des gekränkten Pflichttheilaerben ohne vorbereitete Querel erlijcht das An— 
fechtungsreht in fünf Jahren vom Grbjchaftsantritt. 2) Pflichtwidrige Verkürzung 
des Pflichttheils durch fFreigebige Zuwendung unter Lebenden. Gegen Umgehung 
des Pflichttheilichußes durch doloſes oder jchuldhaites Gebahren des Erblafiers, dem— 
zufolge der Berechtigte im Nachlaffe feinen Pflichttheil nicht vorfindet, gewährten 
Konftitutionen jeit Alerander Severus eine querela (contradictio) inofficiosae 
donationis vel dotis, die nur injofern der querela inofl. testamenti nachgebildet 
it, ala auch Hier Berufung auf Lieblofigkeit des Erblaffers und unverdiente Kränkung 
des Pflichttheilsrechts ala Klage oder Einrede auftritt und zwar in Form des Protejts, 
der antizipirten Replik bzw. Duplik, ala endlich Pflichttheilsmak und Berechtigte 
diejelben find wie dort. Dagegen ijt die Klage feine hereditatis petitio, jondern 
eine perfönliche Revofationsflage wider den liebloſen Liberalitätsakt; jet fie Tejtator 
und Zejtament überall nicht voraus, fondern Lediglich), daß bei Vergleichung des 
Dermögensbejtandes zur Zeit der (angefochtenen) Liberalität mit dem Nachlaßbeitande 
zur ZTodeszeit eine Verkürzung des Pflichttheils ſich herausstellt; ift fie gerichtet 
gegen den Empfänger der Xiberalität, nicht gegen einen Erben als ſolchen; bewirkt 
fie nur Aufhebung der Xiberalität bis zum Betrage des Pflichttheils, jomit feine 
Antejtaterbiolge; läuft die Verjährung nicht von einem Grbantritt, jondern vom 
Tode des Erblaſſers. Uebrigens ift das Recht beider Duerelen vielfach beftritten. 
3) Bei unvolljtändiger Zuwendung des Pflichttheils Hat nach Juſtin. Necht der 
unverdient Verletzte jtets einen bloßen Ergänzungsanſpruch bis zum Betrage des 
vollen Pflichttheild (jog. actio suppletoria, ad supplementum legitimae) gegen 
die eingejeßten Erben. Dies Rechtsmittel iſt nach Ginigen eine befondere Klage ex 
lege, nach Anderen theilt fie die Natur des Anſpruchs aus dem Hinterlafjenen (alſo 
bald hered. petitio, bald Erbtheilungs-, bald Vermächtnißklage ꝛc.). — Folgt man 
der unjeres Erachtens richtigen Anficht, daß den Notherben der Nov. 115 jchlechthin 
eine hereditatis petitio mit antizipirter Replik der verlegten Novellenvorjchriit zu= 
Steht, welche nur Verdrängung des eingefeßten Erben, nicht aber Umftoßung des ge— 
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ſammten novellenwidrigen Teſtaments bewirkt, jo fann neben dieſem Rechtsmittel 
eine quer. inoff. testamenti der Novellenerben nicht gedacht werden, ſondern lediglich 
je nah Umjtänden bald eine quer. inofl. donationis vel dotis, bald eine activ 
suppletoria. folglich wäre die quer. inoff. testamenti jortan bejchränft auf die in 
der Novelle nicht erwähnten Gejchwijter des Erblaſſers. Allein auch diefe Querel 
bat, ganz abgejehen davon, daß jenes Pflichttheilsrecht nur für den jeltenen Fall 
der turpis persona praelata zujtand und daß die Wirkung der Geſchwiſterquerel 
fortan auf die des Rechtsmittels der Nov. 115 bejchränft werden müßte (wofür die 
Quellen doch wiederum feinen Anhalt bieten), unjeres Erachtens alsbald durch die 
Nov. 118 jeglichen Boden verloren, da die pflichttheilßberechtigten Geſchwiſter nach 
der neuen Intejtaterbiolgeordnung überall nicht mehr bejtimmbar find, demnach das 
alte Pflichttheilsrecht der consanguinei als ſtillſchweigend bejeitigt gelten muß, was 
auch in partifulärer Deutjcher Praris längſt anerlannt gewejen ift. — Die neueren 
Geſetzgebungen gejtatten ihren Pflichttheilserben, zu denen Geſchwiſter nicht gehören, 
die Anfechtung pflichtwidrigen Teſtaments und Lieblojfer Schenkung (abgejehen von 
dem alle, wo dem Grblaffer die Erijtenz des Notherben unbekannt gewejen) jtets 
nur bis zum Betrage des Pilichttheils, und weichen Lediglich ab in Be— 
fimmung ihrer Anfechtungsmittel. Der Code civ. giebt dem Berleßten bis zum 
Betrage der nichtdisponiblen Portion nur eine Reduktionsklage, welche etwa der 
actio suppletoria und der quer. inoff. donationis etc. zufammengenommen entjpricht. 
Die in zwei Jahren verjährende „Beichwerde” des Preuß. Allg. ER. hat je nad) 
Umftänden die Natur bald einer auf den Pflichttheil beichränkten Erbichaitsflage, 
bald eines bloßen Ergänzungsanſpruchs (ähnlich die Anfechtungsflage des Dejterr. 
BGB.); eine in Maß und Zeit befchräntte Anfechtung von Schenkungen unter Leben— 
den vertritt die quer. inoff. donationis. Das Sächſ. BGB. giebt, unter Bejeitigung 
der actio suppletoria, dem Pflichttheiläberechtigten ſtets die Erbichaftsklage ſowol 
auf Ergänzung als auf Gewährung jeines Pflichttheils; daneben eine Anfechtungs- 
Klage wider liebloje Schenkung, Ausjtattung oder väterliche Mithülfe; beide verjähren 
in drei Jahren. 

Lit. u. Quellen: Bol. bie Lit. Hinter dem Art. Pflidhttheiläberehnung — 
Inst. 2, 18. — D. 5, 2.— C. 3, 28—80. — Nor. 92 c. 1. 115, c. 3—5. — Preuß. A ER. 
a ” 88 492 ff., 538 ff. Anh. $ 164; I. 11 88 1113 ff. — Defterr. BOB. 8 ST. _ 

er, — VI. 88 85 — (Code civ. art. 920 ss. — Sidi. BGB. gi 2586, 2589, 

2616. — Mommien, Erbr.-Enttwurf, $$ 498 fi. Süße. 


Dnesnel, Basquier, 5 14. VII. 1634 zu Paris, gehörte dem Orden der 
Däter des Dratoriums an, flüchtete 1685 nach Brüfjel, wo er das Haupt der 
Janfeniften wurde; 30. V. 1703 auf Antrieb des Erzbijchofs von Mecheln verhaitet, 
entfloh er am 13. "September nach Holland, T 2. XII. 1719 zu Amfjterdam. Durch 
jeine Reöflexions morales sur le nouv. test. 1671—78 veranlaßte er die Bulle 
Unigenitus vom 8. Sept. 1713 und iſt befannt durch die nach ihm genannte 
Sammlung von Konzilienbeichlüffen und päpftl. Dekretalen. 

Schritten: Opera S. Leonis, Paris 1675; Lugd. 1700; Venet. 1743. — Tradition 
* en romaine sur la prédestination des saints et la gräce efficace, Cologne 1687 

Germain). — Discipline de l’eglise, Lyon 1689. — Hist. de la vie et des ouvrages 
red 1695. — Causa — 1699. — Soureraineté des rois defendue, 1704. 

Lit: Maaßen, Gef ichte, 486—500. — Schulte, N IIL.a 64. — 

Michaud. — Herzog’ 3 — Teichmann. 


Quinquennal⸗Fakultäten (facultates quinquennales), d. h. die den Deutſchen 
Biſchöfen auf fünf Jahre vom Papſte ertheilten Vollmachten, von gewiſſen Vor— 
ſchriften des Gem. Rechts zu dispenſiren oder von Folgen beſtimmter unerlaubter 
Handlungen, ſoweit die Abſolution dem Papſte vorbehalten iſt, loszuſprechen. Dieſe 
Befugniſſe werden den Biſchöfen deshalb übertragen, weil es mit Rückſicht auf die 
Zuſtände ihrer Diözejen nicht angemefjen ericheint, ſtets in jedem bejonderen Tall 
erjt die Dispenjation, reſp. Abjolution aus Rom einzuholen. Dergleichen Weber: 
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tragungen kommen auch für andere Yänder vor, wiewol freilich die Dauer der Be— 
vollmächtigung eine verichiedene ift, 3. ®. eine jolche auf drei, fieben ꝛe. Jahre (dann 
ſpricht man von Triennal», Septennal- Fakultäten) ertheilt wird. Uebrigens ift auch 
der materielle Umfang diefer VBollmachten nicht gleich, vielmehr wird derjelbe eben- 
falls im Hinblid auf die in Frage kommende Diözefe bald enger, bald weiter gefaßt; 
(eßteres gilt namentlich für die Sprengel, wo viele Protejtanten mit Katholiken 
gemifcht zufammenwohnen. Ye nachdem ich die Fakultäten auf die rein innere 
Seite des religiöjen Lebens oder auf das Recht beziehen und demnach auf die Be— 
jeitigung der inneren, das Heil der betreffenden Perfon berührenden oder auf die 
rechtlichen, in die äußere Ericheinung tretenden Folgen gerichtet find, unterjcheidet 
man facultates pro foro interno und facultates pro foro externo. 

Lit.: D. Mejer, Die Propaganda, ihr Recht und ihre Provinzen, Gött. 1852, Th. II. 


201 ij, wo auch verſchiebene Formulare mitgetheilt ſind. Die jetzt I Zeutichland praf: 
krien bei Schulte, Syſtem des katholischen Kirchenrechts, Gießen — —* * 
in ius. 


Quintanadvenas y Villegas, Antonio de, 5 zu Burgos, wurde Prof. 
zu Onnate, Rath des Vizekönigs von Sizilien, T 1628. 

Er jhrieb: Ecclesiasticon 1. IV. Salmantiae, 1592. — De jurisdictione et imperio 
libri duo, Matriti 1598. 

git.: Meerman, Thesaurus, praef. t. II. p. 3, 207—308. — Rivier, P- 522, — Schulte, 
Geſchichte, III.a 739, Teichmann. 


Quiſtorp, Joh. Chriſt. von, 5 1737 zu Roſtock, habilitirte ſich 1759 
daſelbſt, wurde 1772 ord. Prof. zu Bützow, 1780 Oberappellationsrath, 1792 
geadelt, * 15. III. 1795. 


Schriften: Princip. jurisprud. eccles. germ. fundamentalium, Rostock. 1766—1768. — 
Principia jurisprud. eccles. germ., maxime protestantium, Rostock. 1771. — Kleinexe jurift. 
Schriften, Bützow und Wismar 1772. — Verſuch einer richtigen Beitimmung des Berhältnifies 
ber gemeinen in Deutjchland üblichen — gegen einander, (2) Roſt. 1780. — Beitr. 3. 
Erläut. verſch. Rechtsmaterien, Roſt. 1777—1787. — Rechtliche ‚Bemerkungen, bon Wieje 
herausgeg. 1793—1798. — Entwurf re Hs Geſetzbuch in — und Steafladen, Rott. 
1782. — Grunbdjäße des teutichen peinlichen Rechts, Roft. 1770, 6. Aufl. 18091828 

Lit: Meujel, X. 587. Teihmann. 


Quittung (apocha) iſt die Urkunde, welche von dem Zahlungsempfänger über 
den Empfang einer Zahlung ausgeſtellt wird. Eine ſolche O. hat den Zweck, die 
Zahlung zu beweiſen. Wird ſie ausgeſtellt, ohne daß Zahlung geleiſtet iſt, ſo kann 
dabei die Abſicht obwalten, eine Willenserklärung über Befreiung des Schuldners 
abzugeben. Das iſt aber nicht ihre eigentliche Beſtimmung, und ihr Weſen wird 
deshalb mit Unrecht in einen Anerkennungsvertrag erfolgter Befreiung geſetzt GBähr). 
Die D. bewies die Zahlung nad) Röm. Recht nicht ſofort, ſondern erſt nach 30 
Tagen, innerhalb welcher Friſt die Beweiäkraft durch die querela non nume- 
ratae pecuniae bejeitigt werden fann. Das Weſen dieſer Querel wird von 
Bähr in eine nach 30 Tagen ausgeſchloſſene Anfechtung des Anerfennungsvertrages 
geſetzt. Die Klage bedurfte keiner weiteren thatjächlichen Begründung. Es wurde aljo 
vermuthet, daß die O. in bloßer Erwartung der Zahlung ausgeftellt worden. 
Schlefinger fordert den Nachweis des letzteren Umſtandes. Die neueren Kodifi— 
fationen jchreiben der O. ſofort die Beweisfrait zu. Ausdrücklich ausgejprochen iſt 
dies im Preuß. Allg. ER., im Deutichen HGB. und im EG. der Deutfchen CPO.; 
die Franz., Sächſ., Dejterr. BGB. jchweigen von der Querel. 

Der Zahlende, dem ſonſt das Juſtin. Necht, wenigitens beurfundeten Schulden 
gegenüber, den Beweis der Zahlung durch die Vorjchrift der Zugiehung von fünf 
Zeugen erichwert, hat ein Recht auf D. Des Rechts auf O. erwähnt jowol das 
Preußiiche Allg. ER., ala das Sächſ. BGB. Letzteres ſchließt ausdrüdlich den Fall 
jofortiger Baarzahlung im Kleinhandel aus. In der Franz. Praris wird das Recht 
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auf D. aus dem Sat hergeleitet, daß Verträge zu allem verpflichten, was billig 
und rn it. 

Lit. u. Gigb. —— — für — und Proz. J. S. 244. — Buſch, 
Archiv für civ. — XXX — Gneift, Die formellen Berträge des neueren Preuß 
Obligationsrechts, ©. 25 "n — —— Die er ala Derpflichtungägrund, S. 817. 

v. Gerberu. Ihering, Jahrbücher, 1, + Bi 111. ©. 357. — u Zur Lehre 


bon den Formal: Kontralten. — 1. 14 $ C. de non num. pec. 4, 30. — Preuß. A ri 
=. 8 D ne 148. — Sid). BER. 5 981 ff. — Deutſches OR. Art. 295. 
zur "ERD. Gecins, 


R. 


Nabatt im eigentlichen Sinne iſt die, beſonders beim Kaufgeichäfte vor— 
fommende Vergütung dafür, daß der Käufer den Preis vor der jeitgejeßten Friſt 
zahlt. Ihm ſteht diefer Wortheil zu, wie er in dem umgefehrten Falle Verzugs— 
zinjen gewähren muß, wenn er nad dem Ablaufe diefer Frift zahlt. R. im un— 
eigentlichen Sinne nennt man denjenigen Abzug, welcher vertrags- oder objervanz- 
mäßig von dem bejtimmten Kaufpreife, meijt nach Prozenten defjelben, ganz ohne 
Rüdficht auf die Zeit der Zahlung den Wiederverfäufern von dem Großhändler, 
oder auch überhaupt bei der Entnahme einer größeren Menge von Waaren dem 
Käufer bewilligt wird. Es iſt dies eigentlich eine Herabſetzung des jonft beim 
Einzelverkauf gewöhnlichen Preijes. 

Lit.: Endemann, —— H.R. 8 107. — * (1875), — — Buſch, 
Arch., ». VIL ©. 312; Bd. X. ©. 363; Bd. XXI. äwel. 


Nadel, Samuel, & 1628, Prof. in Kiel, — — + 1691. 

Er jhrieb: De jure naturae et gentium diss. duae, Kilon. 1676. 

Lit.: ste (2) 245. — Oppenheim, Bölferrecht, (2) 72, 73.— Wheaton, 
Comm. Lawrence, L — 1868, L 111. — —— — ©. 16 Note e. — Ompteda, 
I. 276; Ill. 33. — Walter, Naturredht, $ Zeihmann. 


Nagon, Charles Frederic, 5 26. VII. 1818 zu Gntrains (Nidvre), 
wurde Prof. suppl. in Dijon, 1847 Prof. in Poitiers, T 30. X. 1878. 


Gr jhrieb: Theorie de la rötention et de ’imputation des dons faits à des succes- 
sibles, avec r&solution affirmative de la question du cumul, de la reserve et de la portion 
disponible, suivant l’ancien droit, le Code Nap. et la jurisprudence, 1862 ss. Ein großes 
Werk über die Römerftraßen Galliens ift noch nicht veröffentlicht. 

Zit.: Ducrocg in Revue generale 1879 p. 60—64. — Bulletins de la Société des 
— de l’ouest. Zeihmann. 


—— der Gläubiger (v. Bar, Th. I. Suppl. ©. 89) nennt 
man die Reihenfolge, in welcher im Konkurſe die Gläubiger aus dem Grlöje der 
Altiv- oder Theilungsmafle befriedigt werden jollen. Das Gem. Recht, welches 
alles dem Kridar gehörige Gut zum Konkurs zieht, ſtatuirt auch eine einheitliche, 
aus Privilegien des Deutichen und Röm. Rechts kombinirte R., welcher zufolge 
nad Abzug der Gerichte», Verwaltungs-, Kontradikturkoften und Maffeichulden zuerit 
die Koſten der Beerdigung und der letzten Krankheit, Gefindelohn und öffentliche 
Abgaben an den Fiskus und die ihm gleichgejtellten Kommunen, Kirchen und 
Schulen zu befriedigen find, danach als zweite Klaſſe die privilegirten Pfand— 
gläubiger, als dritte die einfachen Piandgläubiger, als vierte die privilegirten und 
endlih als letzte die einfachen chirographarijchen Gläubiger befriedigt werden, und 
was dann noch übrig ift, auf Strafforderungen und Berleihungen auf den Todesfall 
zu vertheilen ift. Partifularrechtlich fommen dazu in den verichiedenen Klaſſen noch 
weitere Privilegien. Die neuere Zeit ift der Häufung von Privilegien, zu welchen 
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jedoch auch manche Abjonderungsrechte zählen, mit Necht entgegen: die Motive der 
Deutihen KO. weiſen treffend darauf Hin, daß die größte Vorficht feinen Gläubiger 
dagegen jchüße, daß der Schuldner mit Privilegirten in Verbindung trete, daß 
Privilegien Präflufion und Gejammt-Prioritätsurtheil zur Konſequenz haben und 
dadurch Prioritätsftreitigkeiten und Verſchleppung der Befriedigung erzeugen und 
hemmend auf den Verkehr wirken. Aufgehoben hat die Deutiche KO. die Privilegien 
jedoch nicht, jelbjt das des Fiskus nicht, obwol die Gejellichaft am letzten Ende 
Verlufte leichter zu ertragen vermag, wie der Private. Ihr Syſtem ift folgendes: 
Abfonderungäberechtigte werden durch Grefution außerhalb des Konkurſes befriedigt, 
bei einer Mehrheit von Gläubigern greift jedoch nach Landesrecht, insbeſondere bei 
Immobilien, eine R. Plab. Gbenjo Hat die KO. eine R. unter den Maffe- 
gläubigern vorgefchrieben. Endlich was die Konfursgläubiger anbelangt, wobei 
indeffen zu bemerken ift, daß die jeit der Konkurseröffnung laufenden Zinjen, die 
Konkurskoſten der einzelnen Gläubiger, Gelditrafen und Forderungen aus Liberalitäten 
vom Konkurſe ausgejchloffen find, unterfcheidet die KO. bevorrechtigte und nicht be— 
vorrechtigte Forderungen. Die erfteren werden in folgender Rangordnung, und bet 
gleichem Rang im Berhältniß ihrer Beträge befriedigt: 1) Lohn, Koftgeld und 
andere Dienjtbezüge des lebten Jahres vor'm Konkurſe oder Tode des Schuldners, 
wenn fie auf Verdingung zu dauerndem Dienft für Haushalt, Wirthichaftsbetrieb 
oder Erwerbsgeſchäft des Schuldner beruhen; 2) öffentliche Abgaben des letzten 
Jahres vorm Konkurfe an Reiche, Staat, Gemeinde, Amts-, Kreis—⸗ oder 
Provinzialverbände, und zwar auch nach vorſchußweiſer Entrichtung durch den Steuer- 
erheber an die Kaffe; 3) Abgaben und Leiftungen des letzten Jahres an Kirchen, 
Schulen, Deich, Meliorationd- und andere Öffentliche Verbände, fowie Annahme 
pflichtige Feuerverſicherungsanſtalten; 4) tarmäßige Forderungen der Aerzte, Wunde 
ärzte, Apotheker, Hebammen und Srankenpfleger für Kur: und Pflegekoiten des 
(eten Jahres vor'm Konkurſe; 5) Forderungen von Kindern und Pflegebefohlenen 
aus der dem Schuldner gefeglich unterworfenen Verwaltung ihres Vermögens, es fei 
denn, daß diejelben nicht binnen zwei Jahren nad) Ende der Verwaltung gerichtlich 
geltend gemacht oder der Prozeß nicht big zur Konkurseröffnung fortgeführt wäre. 
Am Vorrechte nehmen vor dem Konkurſe erwachjene Prozeßkoſten, Vertragsſtrafen 
und Zinfen Theil, wie fie auch bei einfachen Forderungen zugleich mit dem For— 
derungsbetrage jelbft in Anja zu bringen find. — Die Dejterr. KO. hat ein ge= 
mifchtes einheitliches Syitem. Aus dem Erlös der Aktivmaſſe, bei welcher die 
Gefammtmaffe und die bejonderen Maſſen für abgejonderte Befriedigung zu unter- 
icheiden find, werden zumächit die Maffefchulden, und zwar unter eventuellem Vorzug 
der Maffefoften vor den übrigen Maffefchulden, immer aus der bezüglichen, im 
Zweifel aber aus der Gefammtmaffe befriedigt. Danach jchließen die Realgläubiger 
die Konkurögläubiger von den bejonderen Maffen aus. Aus der Gejammtmaffe, in 
welche auch die Weberfchüffe der Sondermaffen fallen, werden ſodann die Konkurs— 
gläubiger nach folgenden fünf Klaſſen befriedigt: 1) Begräbnißkoften, Gefindelohn, 
Arzt, Wundarzt- ıc. Lohn und die öffentlichen Steuern und Abgaben der lebten 
drei Jahre vor dem Konkurſe, jo daß eventuell die letzteren zurücgejeßt werden, die 
übrigen aber pro rata unter fich zur Perzeption gelangen, 2) Forderungen der Kinder, 
Minderjährigen und Kuranden aus pflichtwidriger Verwaltung ihres Vermögens und 
Forderungen des Staatsfchates aus dem Dienftverhältniß des Schuldners; 3) alle 
übrigen feiner befonderen Klaſſe zugewieſenen Forderungen pro rata. Bei diefen drei 
Klaffen werden mit der Hauptforderung auch die Zinjen, Renten und wiederkehrenden 
Hebungen der drei legten Jahre in Anja gebracht, ebenfo Prozeß: und Exekutions— 
foften, ſoweit fie nicht ala Mafjekoften jchon abgezogen find. 4) Rüdftändige Zinfen 
und wiederkehrende Zahlungen überhaupt und fomweit fie nicht mit dem Hauptrechte 
das gleiche Borrecht genießen; 5) Forderungen aus Schenkungen und Gelditrafen, 
aus Webertretungen jeder Art, in beiden Klafjen eventuell ebenfall® pro rata. 
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ss aa Deutiche KO. 88 39 fi, 53 fi; Mot. S. 250 ff. — Defterreid. KO. 
‚Lit: Schweppe, Konkurs der Gläubiger, SS 67 ff. — Göſchen, Vorlefungen über 
Givilrecht, Bd. I. 5 422. — Puchta, Pandelten, $ 248. — Windſcheid, Pandeltenrecht, 
I. $S 270 fi. — Fuchs, Deuticher Konkuräproz,, ss 14 ff. — Kommentare zur Deutichen 
RD. zu 85 54 ff. von Sarwey, Hullmann, v. BITNSEBRS IL v. Wil: 
mow3ti u. 4. K. Wiebing. 


Natenwecfel (TH. I. S. 554). Ein R. ift ein Wechſel, deſſen Wechſel— 
fumme in mehrere, laut des Wechielbriefes an verfchiedenen Berfalltagen zu zahlende 
Beträge zerlegt ift (fo nach der Auffaffung der Nürnberger Handelsgeſetzkommiſſion, 
die Deutſche WO. betr.), ein Wechſel mit mehreren Summen und verjchiedenen 
Verfalltagen (Thöl). Während vor der Einführung der Deutfhen WO. folche 
R. häufig gebraucht und unbeftritten gültig waren, wurde nach der Einführung des 
genannten Geſetzes, obwol diejes die R. nicht, wenigjtens nicht ausdrüdlich berührt, 
die Geltung derfelben ala Wechjel mehrfach bezweifelt und insbejondere die jolchen 
Wechſeln nicht jelten beigefügte ſog. kaſſatoriſche Klauſel, d. 5. die Beitimmung, daß 
bei Nichteinhaltung eines Termins fofort alle fpäteren Raten als verfallen gelten 
tollen, ala ungültig und nicht gejchrieben behandelt. Nach Beichluß der Nürnberger 
Handelögejeß-Berathungstommiffion (Nov. III., in Defterr. Nov. I. zur Deutfchen 
WO. Art. 4, jet Deutjches Reichagefeg) muß die Zahlungszeit für die gefammte 
Wechſelſumme eine und diejelbe jein und es entjteht demnach aus R., mit oder 
ohne die kaſſatoriſche Klauſel, keine wechſelmäßige Verbindlichkeit (Deutihe WO. 
Art. 7), was bereits vorher in Defterreich durch Verordnung des Defterr. Juſtiz- 
minüterium3 vom 29. Oft. 1852 beftimmt worden war. 

Lit.: Meber die älteren Anfichten über Ratenwechiel j. Seuffert, Archiv ber Ent: 
ideidungen ber oberften Gerichte, Bd. XIV. ©. 72—76 (Nr. 50) und bie bort cit. Abhand—⸗ 
x j. ferner Jolly in der Krit. V.J. Schr. Bd. IIL ©. 237. Aud Boxchardt, WO., 
7. Aufl. Anım. ** zu Art. 4 ©. 23—29, Zuf. 69 ©. 33; Zuſ. 827 Pie 14 ©, 459.) — Ber: 
—— bet Kommiſſion zur Berathung eines —* Deutſchen HGB., mehrere zur Fa 

eutihen WO. in Anre ung gefommene fragen betr., Nürnb. 1861, ©. XL.—XLII, 
LXXVIIL—LXXIX., L UI Nr. 2z e. — Thöl, — Bd. II. Wechſelrecht 4. Aufl. 

43 Nr. 4 S. 188—189, $ 47 Nr. II, S. 200— 201 nebit der dort cit. Lit. — v. Wächter, 

neytlopädie des Wechſelrechts 1880, ©. 408. Gareis. 


Rath, Arnold, 5 1599 zu Herzogenbuſch, Kalviniſt, trat ſpäter zum 
Katholiziemus über und wurde 1626 Prof. zu Ingolftadbt. Bearbeitete ſowol das 
Röm. Recht ala das Bayerische LR., T 1671. 

Schriften: Assertiones sponsalitiae et matrimoniales, 1624. — De Contractibus, 
1627. — De Test. solemni, 162. — De Poenis II. nupt., 1628. — De bis qui test. fac. 
oss. 1629. — De — quibusdam Juris communis et „Landrecht“ differentiis, 
632, Fortſetzung 1642. — De usucap. et praeser., 1640. — Tract. de Deposito, 1644. — 
De potise. Juris Rom. et Boiar. quoad process. edict. differentiis, 1645. — De Sc, Vellej., 
3 Theile, 1648. — De damno inj. dato, 1648. — De II. nuptiis, 3 Theile, 1650, 1652. — 
De rei vindic., 1651. — Quaestiones illustres etc., 1652. — De contrahenda emtione, 
1653. — De rescindenda venditione, 1654. — De SC. Maced., 1655. — De rebus creditis, 
1657. — De evictionibus, 1660. — Tract. de actionibus, 1669. — De interdictis, 1670. 

Lit.: Prantl, Geichichte der L. M. Univerf., 1872, Bd. I. ©. 423, Bd. a —F 

ezold. 


Ratififation (ratificatio, auch ratifficatio — approbatio und confirmatio, 
bon ratificare — ratum habere, quod actum est approbare, confirmare, in früherer 
Zeit auch bei ftaatärechtlichen Urkunden [chartae und literae], und verjtärft durch 
die verba: laudare und approbare, im Gebrauch [Ducange], bei völferrechtlichen 
nachweislich jeit YJuftinian ſſ. den Vertrag deffelben mit dem Perferfünig Kosroes 
vom Jahre 561 bei Barbeyrac, Hist. d. anc. trait., II. 195], auch bei ihnen 
in älterer Zeit mit mannigfach verftärkten Ausdrüden, 3. ®. ratum gratum et 
firmum habere [Bollmacht Heinrich's VII. aus dem Jahre 1330 bei Leibnitz, 
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Cod. jur. gent., 59], oder ratifier, agréer et approuver [Wertrag von 1303 bei 
Leibnitz, 43]) bedeutet zur Zeit: die durch die Staatsgewalt vollzogene An— 
erfennung don deren Vertretern abgejchloflener völferrechtlicher Verträge. Daber gebt 
bis an die legten Jahrzehnte des 18. Jahrhunderts die eidliche Bekräftigung neben 
der R. ber (Mart., Rec., II. 517). Die R.urfunde enthält zunächſt wörtlich den 
Vertrag und jodann deſſen Genehmigung, unterzeichnet und befiegelt durch die 
Staalögewalt. Die fontrahirenden Staaten wechieln in verabredeter Zeit ihre reip. 
R.urfunden aus vermittelt ihrer Bevollmächtigten oder, im Falle jtattgehabter 
Mediation, vermittelit der Mediatoren; veröffentlicht werden die Verträge erit nach 
der Auswechjelung der R. (de Callitres, De la maniere de negocier, I. 125. 
Mart. Guid. dipl. [ed. 1851], II. 154, bei demjelben II. 155 ff. f. auch verjchiedene 
R.urfunden). In der Gegenwart wird der Regel nach eine R. ausdrüdlid 
vollzogen, zu einer Yorderung derjelben aus fonfludenten Handlungen (nicht aus 
bloßem Stillfchweigen) (Grot, IL XV. 8 17; IL. XXU.S 3; Vattel, II. XIV. 
$ 208; Heffter [ed. 1861] $ 87; Berner, 636) ijt heutzutage wegen jener 
Regel jelten Beranlafiung, außerdem hat die ausdrüdliche, formelle R. den Borzug 
größerer Gewißheit der Genehmigung des Vertrages. Zwar halten Grot (II. XV. 
8 17), Klüber (S 142) und Phillimore (II. 65) die R. nur dann für noth= 
wendig, falls fie ausdrüdlich vorbehalten ift und falls (Phillimore) der Unter: 
händler fein Bevollmächtigter war; indeß bedingen jchon Byntershoel (Quaest. 
jur. publ. II. VII) und Battel (m. XI. 5 156) die Verbindlichkeit eines Vers 
trages durch deſſen R., jelbit Martens (Ginl. in das Völkerrecht, $ 42) hält fie, 
wenn auch nicht nad) natürlichem , jo doc nach pofitivem Völkerrecht für geboten; 
daß aber die R. eine wejentliche Form für die legale Wirkjamkeit eines Ver: 
trages ſei, hat in überzeugender Weile ausgeführt Wildmann (I. 172). Seiner 
R. unterliegen die von Kriegsbefehlshabern abgeichloffenen Waffenftillftände, Kartelle 
zur Auslieferung von Gefangenen zc. (nicht aber diejenigen Verträge, welche die 
Beendigung eines Krieges oder Territorialveränderungen betreffen), weil die Er— 
mächtigung zum Abſchluß in allendlich gültiger Weile für jene Perfonen jchon in 
ihrem allgemeinen, ihre Stellung begründenden Commissum gewiſſermaßen ala ftill« 
jchweigende Vollmacht enthalten ift, jo daß die R. nur erfolgt, falls fie vorbehalten 
it (Grot, II. XXI. $ IV. 2; 88 VIL, VIIL, IX., XIL; ®attel, II. XIV. 
$ 208; Martens, Völkerrecht, "und Klüber, l.c.; w heaton, Flem., 1. 228; 
Oppenheim, 181: Zwiß, I. 233; Berner, 632 und 36). Dabei verjagt 
Grot den SKriegäbejehlahabern die Auslieferung von Gefangenen ohne eingebolte N. 
Mojer (Verſ. Th. X. Bd. II. ©. 5) fonftatirt, daß die Waffenjtillftände bald der 
R. des Souveräns, bald des fommandirenden Generals unterliegen, bald aber jede 
R. für überflüfig erachtet werde, die dieſen Untericheidungen angefügten Beiſpiele 
find willfürlich gewählt. Endlich macht Berner (. ec.) die Einſchränkung, daß 
Veriprechungen eines Teldhern, welche das Maß feiner Berugniffe überjchreiten, 
bloße Sponfionen jeien und ihre Verbindlichkeit erſt durch die R. der Staatsgewalt 
erlangen, während Mofer (1. ec.) die Staatsgewalt auch dann für gebunden hält. — 
Durch die R. erfüllt der Vollmachtgeber das Verfprechen, die Handlung feines Be— 
vollmächtigten zu genehmigen (Wurm, 165). Diejes Verſprechen ift im der Regel 
ausdrüdlich (nicht in der Kegel ftillichtweigend, wie Oppenheim, 181, meint) 
vorbehalten und entweder im Bertragsinftrument jelbjt (R.llauſel) oder im der 
Vollmacht (ausdrüdlich oder jtilljchweigend, Berner, 635) enthalten. Die R.Elaufel, 
gewöhnlich” am Schluß der Berträge, behält Beibringung und Auswechjelung der 
R.urfunde in bejtimmter Friſt und an beſtimmtem Ort vor (Mojer, Verſ., X. II. 
381 ff.; Klüber, $ 326), enthält aber keineswegs das BVeriprechen, daß die R. 
unbedingt und ohne Prüfung erfolgen joll (Berner, 635). Beſonders in ver- 
jafiungsmäßigen Staaten ift der Vorbehalt einer R. wichtig (Hefiter, $ 87 Nr. 2), 
indeß, falls er verabjäumt worden, jelbjtveritändlih (Wurm, 169). Gegen den 


Ratififation. 257 


Vorbehalt der R. in der Vollmaht, — welche dann mit dem Verſprechen der 
Ratifizirung der Punkte, in Bezug auf welche die Bevollmächtigten übereingefommen 
find, jchließt (Mart., Guid. dipl., II. 240 ff.; Vollmachten der Art ebendaj. und 
bei Miruß, Europ. Gejandtichaitörecht, II. 168), — wendet Wurm (179) ein, 
daß man fich dadurch vorbehalte, „ſowol zu ratifiziren, als nicht zu ratifiziren, 
weshalb der Vorbehalt müjfig ſei“, indeß wird, ohne daß eine N. in Ausficht ge= 
ſtellt ift, jchwerlich eine Verhandlung begonnen werden. In Bezug auf die Ver- 
bindlichkeit der Staatögewalt zur R. ift die Vollmacht jchon an fich wejentlich, ein 
Beglaubigungsfchreiben genügt nicht. Grot (II. XI. SS XIL; II. XXI. S IV. 1), 
Tufendorf (D. jur. nat. et gent., III. IX. $S II.) und Bynkershoek (l. c.) 
verpflichteten die Staatögewalt, die abgejchloffenen Vereinbarungen, die beiden erjteren 
ichon auf Grund einer Generalvollmaht, Bynkershoef nur auf Grund einer 
Epezialvollmacht, jelbjt dann zu ratifiziren, wenn der Bevollmächtigte feinen ge— 
heimen Imitruffionen zumidergehandelt hat. Kat aber der Bevollmächtigte jein 
Mandat überjchritten oder ihm nicht fommittirte Dinge in den Vertrag aufgenommen, 
jo fann der Bollmachtgeber die R. ausfegen oder verweigern GBynkershoek). 
Martens (l. ec.) hält, ohne Unterjcheidung der Arten der Vollmacht, Verein— 
barungen wider die geheimen Inſtruktionen nur nach natürlichem Völkerrecht für 
verbindlich, nach pofitivem aber nicht. Letztere Anficht vertritt auch Wheaton 
(I. 234). Nachweis der Weberjchreitung der Inftruftion im Einzelnen oder jtarfe 
und gute Gründe zur Weigerung der R. verlangt Vattel (UI. XU. $ 156). 
Als Weigerungsgründe, welche indeß erit nach Abſchluß des Vertrags eingetreten 
jein dürfen, führt Wheaton ferner an (I. 237): die phyſiſche oder moralifche 
Unmöglichkeit der VBertragserfüllung, Irrthum der Parteien in Bezug auf That— 
iachen und Veränderung der die Kraft des Vertrages bedingenden Umſtände; aus 
dem erjten und dritten Grunde könnten ſogar ratifizirte Verträge für ungültig er— 
flärt werden. Wurm (186) erinnert außerdem (ev faßt den zweiten Grund 
allgemeiner: ala „mangelnde Willenzfreiheit der Kontrahenten“) für verfaffungs- 
mäßige Staaten an die nichterfolgende Zuftimmung der Kammern. Heffter ($ 87) 
hält moralijch (?) die Weigerung für unftatthaft, wenn der Vertrag der vor= 
gezeigten Vollmacht entipricht, und bei grundlofer Weigerung eine Entjchädigungs- 
forderung für begründet. Berner (635) will zwar die R. nur aus wichtigen umd 
beionders anzuführenden Gründen verweigert wiffen, wobei er die von Wheaton 
und Wurm angeführten anerkennt, geht aber offenbar zu weit, wenn er die Ver— 
weigerung auch dadurch motivirt, daß der Vertrag zum Unheil des Staates ab- 
geichloffen jei, indem das Urtheil darüber doch lediglich in das jubjektive Ermeffen 
der Kontrahenten geflellt bleibt; zu allgemein ift auch der von Twiß (l. c.) an= 
gerührte Weigerungsgrund, daß den Kontrahenten nachtheilige Umftände nach der 
Unterjchrift des Vertrags eingetreten jeien. Wir erachten, daß fein Staat einem 
von jeinem Bevollmächtigten materiell und formell gültig abgejchloffenen Vertrage 
(j. b. Heffter, $$ 83—86 und 87 die wejentlichen Bedingungen und die Form 
der Verträge) feine Genehmigung verjagen darf, lediglich mit Anerkennung der 
indeß nur in den engjten Grenzen anzumendenden Klauſel rebus sic stantibus, und 
daß die geheimen Inſtruktionen, welche nur für das Rechtsverhältniß zwiſchen 
Vollmachtgeber und Bevollmächtigten maßgebend fein können und dem anderen 
Kontrahenten unbefannt bleiben, für die R. gar nicht in Betracht fommen. Hat 
ein Theil feine R. erflärt, jo ijt der andere zur R. jeinerjeits rechtlich nicht ge= 
zwungen (Hlüber, 1. c.; Heffter, 5 87; Berner, 635). Einen ohne Auf: 
trag und Vollmacht in feinem Namen abgejchloffenen Vertrag, eine bloße sponsio, 
braucht der Staat nicht zu ratifiziren (Grot, II. XV. S XVI), eine folche sponsio 
ift ohne nachfolgende R. einfach ungültig (Martens, Völkerrecht, 1. c.; Klüber, 
l. e.; Grot, II. XXVI. $ 3, und Wheaton, I. 229 [ausdrüdliche oder jtill- 
jchweigende R.]; Heffter, 88 84 und 87). Nur Grot (l. ce.) hält den Staat für 
v. Holgenborff, Enc. II. Rechtslexikon III. 3. Aufl. 17 
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gebunden, auch ohne R., wenn er aus dem abgeſchloſſenen Vertrage Vortheil ziehen 
will. Battel fordert zwar einerjeits die R. (II. XIV. $ 208), erblidt aber in 
der sponsio andererjeits eo ipso das Verjprechen der R. ($ 209) und hält den 
Staat dennoch nicht Für gebunden (4 210), wol aber dazu verpflichtet, feinen 
Willen, namentlih in Bezug auf R. oder Nicht-R., jobald ala möglich zu verlaut- 
baren ($ 212), wogegen Berner (632) in einer ſolchen Willenserklärung nur 
einen diplomatifchen, indeß der Billigkeit gemäßen Brauch erblidt, damit die andere 
Partei an der nutzloſen Erfüllung ihrer Verpflichtungen gehindert werde. Hat die 
Erfüllung jchon begonnen und unterbleibt die R., jo joll der Abjchließende zunächit 
mit jeinem Vermögen, jodann gar mit feiner Perfon (Grot, II. XV. 8 XVI) 
haften, oder es erfolgt die restit. in integrum (Klüber, 1. c. not. g) und für 
den Fall der bona fide Grfüllung, Entſchädigung (Wheaton, I. 229). Indeß 
ift der sponsor nad) Berner (l. c.) nur entjchädigungspflichtig, wenn er den 
Mangel jeiner Vollmacht verheimlicht hat, von jeder Verantwortung aber befreit, 
wenn er die Vollmacht nicht verheimlicht und die N. möglichjt angejtrebt hat, 
während Heffter ($ 84) nur dann den sponsor für verantiwortlich Hält, wenn er 
die Genehmigung oder den Vollzug der sponsio zu bewirken übernommen bat. 
Wir erachten die rest. in integrum, joweit fie überhaupt möglich ift, für genügend, 
daß aber, falls fie unmöglich, nur ein freilich meist jchwer zu firirender Schaden 
erſatz erübrigt, jelbjtveritändlich nur aus dem Vermögen des sponsor, wogegen die 
Griüllung der sponsio durch diefen jelbjt (Battel, 8 211) meift abjolut unmöglich 
fein wird. Uebrigens kommen praftifche Fälle der völferrechtlichen sponsio jelten 
vor, da faſt augjchließlich Bevollmächtigte und in der Regel ad hoc unterhandeln. — 
M.verweigerungställe geichloffener Verträge F. u. U. bei Martens, 1. c. not. h; 
Klüber, 1. c. not. d; Wurm, 163 fi.; Twiß,l.c.; Galvo, I. 717. — 
Die Folgen der Weigerung einer R. richten fich nach dem Verhältniß der Kontra— 
hirenden vor dem Anfange der Unterhandlungen. Sollte ein feindliches Verhältniß 
durch den Vertrag beendigt werden oder Beichwerden Erledigung finden, oder wird 
die Unterhandlung vor dem Vertragsabichluß abgebrochen, jo kann wieder der Weg 
der Selbithülfe betreten werden. Im Friedenszuſtande aber hat der eine Kontrahent 
gegen den anderen nur eine Forderung, Tall der erjtere nachgewiejener Maßen in 
Folge feines Eingehens auf die Verhandlung eine Einbuße erlitten hat und zwar 
eine ſolche, welcher durch die R. des Vertrages vorgebeugt oder die dadurch aus 
geglichen fein würde (Wurm, 199). — Troßdem, daß erſt durch die R. die volle 
Glaubwürdigkeit eines Vertrages nach der Praris angenonmen wird, ift dennoch 
von den meijten Autoren und angeblich auch nach der Praris die Unterſchrift 
des Vertrages als der Anfang feiner Gültigkeit bezeichnet worden (Mirbed in 
Henning’s Staatsfchr., I. 210; Martens, Völkerrecht, 1. c. und Essai conc. 
l. armat. $ 41 not. c; Klüber, 1. c.; Heffter, $ 87; Kent, I. 174; 
Wheaton, 1.238; Oppenheim,l.c.; Mart., Guid. dipl.,II.154; Berner, 636; 
Twiß, I. 233), wobei fingirt wird, daß die R. die Gültigkeit auf den Abſchlußtag 
zurüdziehen foll, dagegen datirt (nah Wurm, 170) die Verpflichtung vom Tage 
der Auswechjelung der R., wenn auch unmotivirt, Nayneval (Instit., 2, 113) 
und erflärtt Wurm ſelbſt (172), troßdem daß auch er jene von der Mehrzahl ver: 
tretene Anficht zugleich ala Herfommen anerfennt (170), die Behauptung, daß die 
bloße Unterzeichnung einem Bertrage feine volle Gültigkeit gebe, für eine unfrucht: 
bare Fiktion, während endlich Twiß (l. c.) die Abtretung von Gebietstheilen be- 
treffenden Berträgen exit volle Wirkſamkeit mit der aktuellen Ceſſion der Territorien 
zumißt. Für die erftere Anficht wird bejonders von Martens angeführt, dab der 
consensus den Vertrag perfeft mache, während die R. nur beweife, daß der Mandatar 
in Gemäßheit jeines Auftrages gehandelt hat. Für die letztere jpricht aber, daß 
die R. praftifch allgemein vorbehalten und als nothwendig zur Gültigkeit erfannt 
wird, daß, falls fie unterbleibt, der Vertrag nicht gültig wird, daß die Erfüllung 
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in der Regel erſt nach der R. beginnt (eine vertragsmäßige verabredete Ausnahme: 
Londoner Protokoll vom 15. Juli 1840, ſ. bei Murhard, N. R. I. 163, welchen 
Fall Wurm [171] einen in der Geſchichte der Diplomatie unerhörten Fall nennt) 
und daß in verfaffungsmäßigen Staaten die Zujtimmung der Kammern vor der N. 
erfordert wird, falls fie nicht fchon vor dem Abichluß, was wol jelten oder nie 
eintritt und bedenklich wäre, gegeben worden jein jollte. Streng genommen wird 
daher ein Vertrag durch die Unterzeichnung nur bedingt verbindlich, wenn auch die 
Zuftimmung oder die R. nur aus wichtigen Gründen umterbleiben darf. Daß aber, 
jelbit nach dem Wortlaut von Verträgen, die Gültigkeit erſt mit der R. beginnen 
toll, Hat jchon Berner (l. ec.) nachgewiefen und Wurm (171), daß die Feind— 
jeligkeiten nur auf Grund eines unterzeichneten Friedens, nicht ipso jure ceſſiren, 
jondern nur, wenn es befonders verabredet oder ein Waffenjtillitand abgejchlofjen ift. 

Lit: Die NRatifilation von Staatöverträgen von XXU. (Wurm) in der Deutichen 
V. J.Schr. 1845, 1. Heft, S. 163 ff. — Berner in Bluntihli’3 StaatsWört.B. Bd. IX. 
8. v. Staatenverträge, ©. 632 ff., und die oben cit. völterrechtlichen Werke von Grot, 
Pufendorf, Bynkershoek, Battel, Moſer, Martens, Klüber, Wheaton, 


Heffter, Oppenheim, Wildmann, Kent, Phillimore, Twiß, Calvo. 
A. Bulmerinca. 


Natihabition im Givilrecht ijt die nachträgliche Genehmigung eines Rechts— 
geichäftes, welches den Zwed hat, den Beitand defjelben zu fichern, reſp. erſt herbei- 
zuführen. Gine allgemeine Theorie der R. läßt fich nicht aufitellen, da diejelbe je 
nach der Verjchiedenheit des Rechtsgeſchäftes, welches vorangegangen iſt und ratihabirt 
wird, verjchieden wirkt. Es iſt vielmehr zu unterfcheiden 1) die R. einer fremden 
Geihäftsführung, fog. negotiorum gestio (j. diefen Art.), welche für die Negel 
auf den Zeitpunkt des vom gestor gejchloffenen Gejchäftes zurückwirkt; 2) die N. 
von Handlungen, welche ein Dritter vorgenommen bat, die aber wegen mangelnder 
Handlungsfähigkeit oder fehlender Dispofitionsbefugniß deffelben nicht vollfommen 
gültig find, ſeitens desjenigen, deſſen Konjens die Handlungsfähigkeit ergänzt, jo 
3. ®. die Genehmigung des Vormundes zu Nechtsgejchäiten des Mündels und des 
Eigenthümers zu einer jeitens eines Dritten ftattgehabten Veräußerung oder Be: 
lajtung (3. B. Verpfändung) feiner Sache. Auch hier tritt für die Regel in Folge 
der von dem Berechtigten gegebenen R. Rückwirkung auf den Zeitpunkt des ab— 
geichloffenen Geſchäftes ein, jedoch vorbehaltlich der in der Zwiſchenzeit gültiger 
Weile für Dritte beftellten Rechte. Das ift auch nah Preuß. Recht (j. Allg. 
ER. J. 5 88 11 fi; 2088 72 ff.; Förſter, Preuß. Privatrecht, $ 42) anzunehmen ; 
daffelbe gilt nach dem Sächſ. BGB. 88 472, 787, 1822, 1911; nicht klar Defterr. 
BGB. $ 456. 3) Verfteht man auch unter R. die nachträglich erklärte Zuftimmung 
der Partei zu einem von ihr eingegangenen Rechtsgeſchäft, das entweder nichtig oder 
anfechtbar ift. Liegt hier ein abjolut nichtiges Geſchäft vor, jo kann dafjelbe dadurd) 
nicht zu einem gültigen werden, vielmehr wird hier durch die ſog. R. erjt ein 
ſolches, ſofern es allen rechtlichen Erfordernifjen genügt, neu gejchaffen. Von einer 
Rückwirkung kann aljo nicht die Rede jein. Anders verhält es fich mit den Ge— 
ihäften, welche relativ nichtig find, 3. B. mit einer wegen Irrthums des einen 
Theils ungültigen Ehe, oder mit denjenigen, welche nur der Anfechtbarfeit unter- 
liegen. Hier jtellt fich die jog. R. ala Befeitigung des Nechts, das Gejchäft als 
nichtig aufzurufen oder anzufechten, dar, und dadurch ergiebt fich dafjelbe Reſultat, 
ala ob es von Anfang an volltommen rechtsbeitändig gewejen wäre. Die modernen 
Partifularrechte (f. Preuß. Allg. ER. I. 5 88 37, 38, 186 ff.; Code civil art. 1838; 
Sächſ. BGB. 8 104, 109, 787, 847, 848, 1656, 1822, 1911) ftehen im Wejent- 
lihen auf demjelben Standpunkte, nur weijt das Preuß. LR., welches in Bezug auf 
einen wegen Unfähigkeit des einen Theils abjolut nichtigen Vertrag bei einer jpäteren 
gültigen jog. R. (Anerkenntniß genannt) die Rüdwirkung auf Grund jtattgehabter 
Partetübereintunit zuläßt, die Anomalie auf, daß die Genehmigung ſelbſt dann zurück— 

14” 


260 j Rau — Raub. 


bezogen wird, wenn der Dertrag wegen Mangels einer freien und emmitlichen 
Einwilligung (alſo wegen phyſiſchen Zwanges, Simulation, Trunkenheit) abfolut 
nichtig war. 

Quellen: Tit. D. ratam rem haberi 46, 8. — Pr. I. de auct. tut. 1, 21. — L 
an de auct. tut. 6, 8. — 1. 16 81D. de pignor. 20, 1. — LI. 29, 210 D. ieR 


Lit.: and De ratihabitione, Lips. 1831. — Agricola, De ratihabitione, Bonn- 


Gothae 1848 echhaus, Ueber die R. der Rechtägeihäfte, Bonn an — %. Grie 
finger, Zur Lehre von der R. ber Rechtägeichäfte, Züb. 1862. F. L. Gregory, 
Spec. iur. civil. de ratihabitione, Hagae-Comitis 1864. — v. — Die Lehre von der 
R. der Rechtsgeſchäfte, Würzb. 1868. P. Hinſchius. 


Rau, Frédéric-Charles, & 3. VIII. 1803 zu Buchsweiler bei Straf: 
burg, wurde 1826 docteur, 1833 prof. suppleant provisoire, erhielt 1841 die 
chaire de droit civil, 1870 Rath am Kaflationähoie, 7 10. IV, 1877. 

Schriften: Mit Aubry: Cours de droit civil frangais, d’apres la methode de 
Zachariae, 13838—43, 4. ed. 1869— 1879. — Abhandlungen in der Revue du notariat et de 
l’enregistrement und Revue Foelix t. 11. III. 

Xit.: Revue generale 1877, p. 300-304. — Nouv. Revue historique 1877, p. 3834. — 
Gaz. des Tribunaux 1877, Nr. 15 644. — Le tribunal et la cour de — 1879 p. 828. 

Teichmann. 

Raub iſt die in rechtswidriger Zueignungsabficht unternommene Anwendung 
von Gewalt oder Bedrohung mit gegenwärtiger Gefahr für Leib und Leben gegen 
eine Perfon, um dadurch in den Befi einer fremden beweglichen Sache zu gelangen. 
Bei diefem Raubbegriffe liegt der Schwerpunkt in dem gegen die freiheit der Perfon 
gewaltthätig begangenen räuberischen Angriffe, eine in Thüringen, Heſſen, Oefterreich 
vertretene Anficht. Hingegen forderten die Straigejege für Preußen, Bayern, Württem= 
berg u. a. zum Thatbejtande des R. auch die Wegnahme der fremden Sache 
unter Anwendung von Brohung oder mit Gewalt, mit anderen Worten: den 
Ihatbeitand des Diebjtahls, erjchwert durch Vergewaltigung gegen eine Perjon. 
Dieſe Auffaſſung führt in der Praris leicht zu falichen Sonjequenzen, wie 
v. Schwarze in feinen Bemerkungen zu dem Defterr. Straigeießentwurt 1875 
richtig bemerkt. Hiernach ift der R. feinem Zwede nach ein Eigenthumsverbrechen, 
jeinem Mittel nach ein Angriff auf die Freiheit der Perfon und wo die ohne 
Vergewaltigung einer Perfon begangene Wegnahme nicht als Diebjtahl zuzu— 
rechnen wäre, kann die gewaltiame Bemächtigung der fremden beweglichen Sache 
nicht als R. beurtheilt werden. Wer feine ihm rechtswidrig entzogene Sache mit 
Gewalt gegen eine Perfon an fich bringt, der Gläubiger, der eine gewaltfame rechtä- 
widrige Prändung feines Schuldners unternimmt, wer nicht in rechtäwidriger Zus 
eignungsabficht oder, um fich unrechtmäßigen Gewinn zu verichaffen, die Ausfuhr 
von Gerealien in das Ausland mit Gewalt gegen Perfonen vereitelt, der Schuldner, 
welcher mit Gewalt gegen jeinen Gläubiger ſich des Schuldjcheins bemächtigt oder 
wer eine fremde bewegliche Sache mit Gewalt oder Bedrohung gegen eine Perſon 
wegnimmt, um fie zu vernichten, — macht fich nicht des R. jchuldig. Ebenjowenig 
ift der Dieb, welcher gegen eine Perſon Gewalt anwendet, um fich in dem Beſitze 
der geitohlenen Sache zu behaupten, als Räuber zu beurtheilen, obgleich mehrere 
Straigejeße denjelben dem Räuber gleichjtellen. Das RStrafGB. jtellt den R. dem 
Diebitahl in diefem alle gleich ($ 252). Nach $ 244 begründet R. auch Rückfall 
beim Diebitahl. Zum Thatbeitande des R. genügt Anwendung körperlicher Gewalt. 
Ueberwältigung ijt nicht notwendig. Auch muß die Drohung mit einer gegen- 
wärtigen Gefahr feine jolche fein, welche den Bedrohten außer Stand jeht, durch 
Gegenwehr den R. zu vereiteln. Schon das Ueberfallen mehrerer Perjonen, namentlich 
zur Nachtzeit, an einjamer Stelle, kann als ein Anthun von Gewalt durch Drohung 
angejehen werden. Argliftige Sinnesbetäubung, etwa durch Narkotifirung ohne Ge: 
waltanwendung, jchließt die Annahme eines R. aus. Ebenſowenig macht fich des 
R. jchuldig, wer das Zimmer, in welchem jich eine Perſon befindet, ohne Gewalt: 
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anwendung gegen diejelbe zufchließt, um im Nebenzimmer ungehindert ftehlen zu 
können. Ginige Geſetze fordern zur Entwendung mittel® Gewalt gegen die Perfon 
auch Nöthigung des Angegriffenen zur Weberlaffung der Sache. — Der Deiterr. 
Entwurf erklärt, daß wegen R. auf Zuchthaus bis zu 10 Jahren oder auf Ge— 
füngniß nicht unter 1 Jahr zu erkennen jei, wenn mit Gewalt gegen eine Perſon 
oder unter Drohungen mit gegenwärtiger Gefahr für Leib oder Leben eine fremde 
bewegliche Sache einem Anderen in rechtswidriger Zueignungsabficht weggenommten 
wird ($ 254). Das RStrafGB. ($ 249) definirt den R. als gewaltfame Wegnahme 
in diebifcher Mbficht und beſtraft denjelben theils mit Zuchthaus von 5 bis 10 Jahren 
ihon dann, wenn der R. nicht jchwerer qualifizirt ift, ala daß er auf einem öffent: 
lihen Wege oder Plate verübt wird, theil® mit oder mehr als 10 Jahren Zucht: 
haus, wenn dabei ein Menjch gemartert oder durch Mißhandlung getödtet worden 
iſt, theils mit Gefängniß bei mildernden Umjtänden. Sind mildernde Umftände 
vorhanden, jo tritt Gefängniß nicht unter Einem Jahre ein. Der R. zählt zu den 
Standgerichtäfällen und fann in dem außerordentlichen Strafverfahren mit Tode be- 
ftraft werden. Auf Zuchthaus von 5—20 Jahren läßt der neue Oeſterr. Entwurf 
erfennen, wenn eine ſchwere Körperverlegung oder der Tod des Verletzten durch den 
R. herbeigeführt wurde ($ 256), auf Zuchthaus nicht unter 10 Jahren oder lebens— 
länglich das Deutſche StrafGB. ($ 251). Einfacher Raub wird bei mildernden 
Umjtänden mit Geiängniß nicht unter 6 Monaten im $ 249 des RStrafGB. be: 
droht. Nicht unter 5 Jahren Zuchthaus bei jchwerem Raub in fünf Fällen. 

Auf den Werth der geraubten Sache fommt es nicht an, wol aber darauf, 
ob die Gewaltanmwendung mittels Drohung oder gewaltthätiger Handanlegung, von 
einem Ginzelnen oder mit Raubgenofjen, mit Waffen, von einem Rückfälligen ıc. 
unternommen tworden ift. 

Das ältere Röm. Recht betrachtet den R. als furtum, bis derfelbe in der actio 
vi bonorum raptorum als jelbjtändiger Begriff der rapina bejtimmt wird; allmählich 
werden einzelne Fälle des R. jtraibar, der R. in Waffen, der Straßen-R. latrones, 
grassatores mit frimineller Energie verfolgt. Im Germanifchen AltertHum machte 
nur ein Uebermaß von Gewalt oder an Wehrlofen verübte Gewalt, den R. unchrlich. 
Ceinen in offenem Kampf erlegten Feind berauben galt für ehrenvoll; heimliche 
Entwendung ericheint jtrafbarer und jchimpflicher ala R. Später iſt das Verhältnik 
der Strafbarfeit von Diebitahl und R. umgedreht und jchon die älteren Reichsgeſetze 
und Rechtsbücher ftrafen die Räuber am Leben. Unter der Borausjegung rechts 
mäßiger Fehde war auch der R. erlaubt, eine neuerlich bejtrittene Thatſache des 
mittelalterlichen fyehderechtd. Seit den Kapitularien hat das latrocinium eine über 
die mit Gewalt begangene Entwendung hinausgehende Bedeutung durch das Ueber— 
bandnehmen der Räuberbanden, die rauben, jengen, plündern, wodurch dafjelbe ala 
Friedensbruch den jchärfiten öffentlichen Strafen verfällt. Von der Strenge der 
CCC, welche dem Räuber mit der Schwertjtrafe droht, wich die jpätere gemeinrecht: 
liche Doktrin durch Imdividualifirung der verjchiedenen ausgezeichneten Fälle des 
Verbrechens ab und bejchränfte die Todesitrafe nur auf die jchwerjten Fälle. Der 
traditionelle Zug zu Abſchreckungsſtrafen erhielt fich bis zum heutigen Strafrechte, 
welches den R. vorwiegend als Berbrechen wider das Vermögen auffaßt. 


f — Deutſches Reich SS 249, 250, 251, 255, 258, 261. — Defterr. Entwurf 1874 
8 


Lit.: Rubo, Kommentar (1879), ©. 853. — Berner, Lehrb. (1881), S. 549. — v. Buri, 
Gerichtäjanl, Beil. (1879). — Wilda, Strafrecht ber Germanen, ©. 910 ff. — Djenbrüggen, 
Alaman. Strafrecht, S.309—314. — v. She, 1. 080. — 6 d. Deutjchen en. rechts, 1874, 
II. 716. — Hälſchner, A Strafreht, II. 520 ff. — Glajer, Abhandlungen aus 
dem Defterr. Strafreht, 1858, ©. 93. — en ftrafrechtlicher Enticheidungen des 
Kafſationshofes, Wien 1873. — Shih, Lehrb., 2. Aufl. 1874, 419, 448, 457. — Golt: 
bammer, Arch., XV. 345. — Dienbrüggen, Adhandlungen aus dem gar 1857, 
©. 4-92. — Köftlim, Abh., S. 339. Wahlberg. 
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Raufhandel. Wäre es möglich, in jedem Falle der Tödtung oder Körper: 
verlegung durch den jtrafprogeffualiichen Beweis es jejtzuitellen, wer der Thäter, 
Gehülfe ıc. geweien, jo würden die den R. betreffenden Beitimmungen überhaupt 
nicht exiſtiren. Thatſächlich liegen aber die Verhältniffe häufig jo, daß zwar jeit- 
geitellt werden kann, es jei Jemand in verbrecheriicher Weiſe getödtet oder verlekt, 
daß auch fejtgeitellt werden kann, es jeien bei diefer Tödtung oder Verlegung dieie 
bejtimmten Perjonen in irgend einer Weife betheiligt gewejen,; aber was nun der 
Einzelne diefer Mehreren gethan, darüber läßt fich dann häufig entweder gar Nichts 
oder doch nur Ungenügendes feftitellen. Derartige Verhältniffe treten ein ba 
Schlägereien, Raufhändeln, jowie, wenn von Mehreren ein Angriff gegen einen 
Menſchen gemacht wurde. Die auf Fälle diefer Art bezüglichen Strafbeitimmunga 
finden fich jchon vor der CCC namentlich in Deutichen Stadtrechten; dann in der 
CCC jelbjt Art. 148, welche gejegliche Beitimmung zu vielfachen Kontroverjen im 
Gem. Necht und jo mittelbar zu vielfachen Verfchiedenheiten in den dem Deutjchen 
StrafGB. voraufgehenden Strafgejeßbüchern geführt hat. Namentlich waren es zwei 
Punkte, in denen die Bartikulargejege auseinandergingen: 1) Die Strafbeitimmungen 
über den R., welche in allen Gejeßgebungen den Fall betrafen, daß Jemand im X. 
getödtet wurde, unterjchieden fich in Betreff der im R. zugefügten Körperverlegungen 
dadurch von einander, daß einige Gejeßgebungen alle im R. zugefügten Körper 
verlegungen berüdfichtigten (Heffen, Art. 274), während andere nur die jchweren 
(Sachſen, Art. 173), noch andere (Preußen, $ 195) die ſchweren und erheb: 
lichen Körperverlegungen in® Auge jaßten. Die mannigfachen Unterjcheidungen 
der Strafgefeßbücher bei der Eintheilung der Körperverlegungen wirkten hier natürlid 
nach. 2) Ein bejtimmter Erfolg, 3. B. der eingetretene Tod, zeigt ſich als das 
Ergebniß nicht einer einzelnen, fondern mehrerer von verjchiedenen Thätern begangenen 
Verlegungen, wobei es durch Beweis jejtgejtellt ift, von wem jede einzelne der 
fraglichen Berlegungen herrühre. Die meijten Gejege bejtimmten in diefem Falle 
eine den Geſammterfolg mit umfaffende Strafe, jo auch Preußen ($ 195 Abi. 2), 
während andere (3. B. Braunfchweig, $ 153) nur für diejenige Verlegung die 
Strafe eintreten ließen, welche dem einzelnen Thäter nachgewiejen wurde, ohne daß 
das eingetretene Gejammtrefultat Berücfichtigung fand. Darin aber ſtimmten die 
Partikularitraigejeßbücher überein, daß fie in bald weiterem, bald geringerem Um— 
fange das einer gewiſſen Strafe entiprechende Quantum von Schuld als vorhanden 
präjumirten, wenn dasjenige, was der Angefchuldigte wirklich gethan, mit Voll 
jtändigfeit nicht erwiefen werden konnte. Mindeſtens wurde zu diefem Zwecke die 
Strafbeitimmung aufgeftellt, daß derjenige, welcher fich bei einer Schlägerei be 
theiligte, welche den Tod oder die KHörperverlegung eines Anderen zur Folge batte, 
bejtraft werden ſolle (Gefängnißjtrafe von verjchiedener Dauer, Preußen, 8 1% 
drei Monate bis fünf Jahre), auch wenn nichts weiter als jeine Betheiligung bei 
der Schlägerei erwiejen wäre. Nur der Nachweis, daß Jemand ohne fein Ver 
ichulden in die Schlägerei verwidelt worden, konnte von diejer Strafe befreien. Und 
auch darin ftimmten die Gefeßgebungen überein, daß die den R. betreffenden Bes 
ftimmungen nur aushülfsweife und zwar dann eintreten jollten, wenn die That dei 
einzelnen bei dem R. Betheiligten nicht mit juriftifcher Bejtimmtheit herausgeitellt 
werden fonnte. Das Deutſche Strai®B. (88 227, 228) Hat, wenn auch unter 
Vermeidung des Ausdrudes „R.“, die den Partikulargejeßgebungen gemeinfamen 
Grundjäge im Allgemeinen anerfannt. Im Einzelnen ift zu bemerken: 1) alle 
die Straibejtimmungen des $ 227 in Anwendung kommen jollen, muß als obje: 
tiver Befund der Tod eines Menſchen oder eine jchwere Hörperverlegung (StrafGB. 
z 224) vorliegen. Auf diefen Erfolg bleiben die jubfidiären Beitimmungen des 
z 227 beichränft; bei Hörperverlegungen, welche unter $ 224 nicht fallen, kann eine 
Strafe „wegen Betheiligung an der Schlägerei oder an dem von Mehreren ge 
machten Angriffe” nicht eintreten, fondern nur eine folche wegen Thäterichaft oder 
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Iheilnahme an einer „Körperverlegung“ ($ 223). 2) Kann bei einer Schlägerei 
oder einem von Mehreren gemachten Angriffe e8 fejtgeitellt werden, was der einzelne 
Angeklagte gethan Hat, jo tritt diejenige Strafe ein, welche durch die dem Ans 
geflagten nachgewiejene Handlung verwirkt ift, und nicht die lediglich auf Präjumtion 
beruhende Strafe des $ 227. it jedoch die letztere die ſchwerere, jo ift fie in 
Anwendung zu bringen. Stünde es 3. B. jeit, daß dieſer Angeflagte bei der 
Schlägerei fich nicht weiter betheiligt habe, ala daß er dem Getödteten einen leichten 
Schlag verjegte, jo wird doch die Strafe wegen „Betheiligung an der Schlägerei“ 
als die jchwerere in Anwendung zu bringen jein. 3) Die Strafe wegen „Bes 
theiligung an der Schlägerei” wird dadurch, daß der Getödtete oder der körperlich 
ihwer Berlegte fi) an der Schlägerei betheiligte oder diejelbe vielleicht gar pro= 
vozirte, nicht ausgeichloffen. Die Möglichkeit, daß auch der bei der Schlägerei Ver: 
legte zur Strafe gezogen würde, bleibt nicht ausgeſchloſſen; 3. B. die Schlägerei hat 
das Refultat, daß ein Menfch todt auf dem Plate bleibt, der andere eine ſchwere 
Körperverlegung ($ 224) davon trägt. Bon lehterem aber wird es erwieſen, daß 
er dem Getödteten eine der Wunden beigebracht, welche durch ihr Zufammentreffen 
mit anderen VBerwundungen den Tod des Verletzten verurfachten. In diefem Falle 
würde derjenige, welcher die jchwere Körperverlegung davon getragen, in Gemäßheit 
des S 227 Abſ. 2 zu jtrafen fein, wie ihn denn auch die Strafe des $ 226 treffen 
müßte, falls erwieſen wäre, daß die todtbringende Verlegung von ihm herrühre. 
Bei der „Schlägerei ijt eben Jeder daran Betheiligte ſowol Angreifer, wie auch 
Angegriffener, und hierdurch unterscheidet fich die „Schlägerei” von dem „von 
Mehreren gemachten Angriff“, bei welchen letteren die „Mehreren” — zwei ge= 
nügen — nur als Angreifer, und der Angegriffene nur als jolcher zu denken: ift. 
4) Der Begriff der „Schlägerei“ jchließt es nicht aus, daß nicht die Mbficht, „eine 
Schlägerei zu veranlafjen“, getaßt werden könnte; aber es ift nicht erforderlich, daß 
dieſes Moment thatfächlich fejtgejtellt werde, vielmehr genügt die Yeititellung, daß 
der Angeklagte fich bei einer, gleichviel wie entjtandenen, Schlägerei betheiligt 
habe. Bei dem „von Mehreren gemachten Angriff“ ift e8 nur erforderlich, daß die 
Thatſache des von Mehreren gemachten Angriffes fejtgeftellt werde. Daß die 
Mehreren den Angriff verabredet haben, braucht dagegen ebenjowenig fejtgejtellt zu 
werden, wie daß der Angriff den Tod oder die ſchwere Körperverlegung des An— 
gegriffenen habe herbeiführen jollen; wennfchon, falls diejes fejtgejtellt würde, hier: 
durch die Anwendbarkeit des $ 227 nicht ausgefchloffen zu werden braucht. Denn 
weder das Komplott, noch auch die von jedem der KHomplottanten gefaßte Abficht, 
den Anzugreifenden zu tödten, reip. demjelben eine ſchwere Körperverlegung zuzufügen, 
garantiren die Möglichkeit des Nachweiſes dafür, daß diefer Angeklagte dieſes und 
jener „Angeklagte jenes gethan habe; vielmehr wird troß jener Tyeitjtellungen es 
zweifelhaft bleiben können, was der Einzelne der Komplottanten zur Serbeiführung 
des eingetretenen Erfolges beigetragen habe. Und diejes genügt, um die Vorjchrift 
des $ 227 in Anwendung zu bringen. 5) Der Umftand, daß Jemand ohne jein 
Verihulden in die Schlägerei — nach den Worten des $ 227 müßte man auch 
von einem unverſchuldeten Hineinziehen in den von Mehreren begangenen Angriff 
iprechen fönnen, vgl. jedoch die Wortiaffung von $ 367 Nr. 10 — hineingezogen 
worden ift, bildet einen Strafausjchließungsgrund von der „Betheiligung an der 
Schlägerei“; aber auch nur von diejer. Denn würde es fejtgejtellt, daß Jemand 
zwar ohne fein Verſchulden in die Schlägerei hineingezogen worden, daß er aber, 
ohne daß dies durch die Zwede der Nothwehr geboten geweien, einem Anderen eine 
Körperverlegung im Sinne des $ 223 zugefügt hätte, jo würde zwar die Straf: 
vorichrift der SS 227, 228, nicht aber die des $ 223 unanwendbar werden. Auch 
würde der ohme jein Verſchulden in die Schlägerei Hineingezogene nach $ 367 
Ar. 10 zu trafen fein, falls die dort angegebenen Vorausjegungen zuträfen, jelbit 
wenn es feftitände, daß er feine Verlegung herbeigeführt hätte. 6) Wenn außer der 
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Betheiligung an der Schlägerei, oder an dem von Mehreren gemachten Angriff gegen 
einen der Betheiligten auch noch fejtgeitellt wird, daß derjelbe der Urheber einer 
derjenigen Berlegungen fei, welche nur durch ihr Zujammentreffen mit anderen Ver— 
legungen den Tod oder die ſchwere Körperverlegung herbeigeführt haben, jo tritt 
die Strafe des $ 227 Abi. 2 ein — fünf Jahre Zuchthaus eventuell mildernde 
Umjtände $ 228. 

Lit.: Abhandlungen von v. Wächter im Krim. Ar. XIV. Nr. V. und in der Sächſ 
Ger.Ztg. XI. ©. 65. — Abegg im Krim.Arch. 1836 VL, 1837 XVL. — Saufmanı, 
ebendaf., 1837 IV. — Kraus im Gerichtäfaal Jahrg. IV. Bd. IL ©. 169. — Berner, 
ebendaj. XVII. ©. 304. — Hälichner, ebendaſ. II. ©. 155; Derfelbe in Goltdammer'3 
Arch. X. ©. 618. — Lubden, Abhandlungen, IL ©. 282. — Geyer in v. Holtzendorff's 
Dee, Bd. III. ©. 551 ff.; Bb. IV. ©. 379. — Meyer, Lehrb., ©. 407 ff. —v. Schwarze, 

omment., 4. Aufl., ©. 553 ff. John. 


Rauter, 5 1784 zu Straßburg, Profeffor dajelbjt, F 1854. 
Gr ſchrieb: Cours de procedure civile, Paris-Strasbourg 1834. — Trait& theorique et 
ve u droit criminel ou cours de lögisl. criminelle, Paris 1836, Brux. 1837. 
it.: Nypels, Nr. 680. Zeihmann. 


Naevardus, Jacob (Reyvaert), & 1534 zu Liffeweghe, ſtud. in Löwen 
und Orleans, wurde 1558 Doktor, reifte nach England, 1565 Prof. in Douay, 
ging dann nach Brügge, T 1568. 

Schriften: Tribonianus. — Ad leg. Scribon. lib. sing. — Lib. sing. ad leges XII 
tabb., Jen. 1586 (prisci et antiquitatum explicatio, ed. Conradi, Lips. 1728). — Triga libell. 
quibus jura usucap. illustrantur. — Variorum s. de jur. ambiguitatibus libri V, Bruges 1564; 
Col. 1576. — Ad tit. D. R. J., Antv. 1568; Lugd. 1593. — Oper. —— posth., Francot 
1601; Helmst. 1660. — Opera omnia, ed. 2, Francof. 1622; Neap. 1779. 

Xit.: Jugler, I. 254—261. — Rivier, p. 506. Teichmann, 


Raymundus de Peñaforte (Ramon), 5 zu Pelaforte bei Barcelona 
nach 1180, Pönitentiar und Dominifanermönd, * 6. I. 1275 in feiner Heimath. 
Er ftellte auf Veranlafjung Gregor’3 IX. die Defretalenfammlung Gregor's IX. zufammen 
und jhrieb: Summa sacramentorum, Rom. 1603; Avenione 1715; Veronae 1744. — In: 
ftruftion über dubia conscientiae. — Decretales in consiliis et confessionibus necessariae. 
git.: Vita auctore Fr. Peüa, Rom. 1601; von Perez, Salamant. 1601. — Phil— 
Lips, Kirchenrecht, IV. 237. — v. Stinking, Geſchichte der pop. Lit. des römiich-fanon. 
Rechts, Leipz. 1867, ©. 493 ff. — Stobbe, Rechtsquellen, II. 18. — Zeittafeln der Kirchen— 
geihichte, 3. Aufl. von Weingarten, 1874, ©. 68. — Schulte, Geididhte, II. 6. 66, 
408—413, 523. — Rodinger, Berth. dv. Regensburg und Raimund v. P., München (Atad.) 
1877. — Rec. de l!’Acad. de Toulouse, IV. 174 ss. — Augsb. Allg. Ztg. 1880, ©. 645. 
Zeihmann. 
Nayneval, Gerard de, 5 1736 zu Mafjevaur, wurde 20 Jahre alt 
premier commis im auswärtigen Minifterium und hatte als Botichafter in London 
großen Antheil an dem Handelävertrag von Eden 1787, 7 1812 zu Paris. 
Schriften: Institutions du droit de la nature et des gens 1803, 1832, 2. ed. 1851. — 
De la libert@ des mers, 1812, 
git.: Cauchy, Droit maritime international, IL. 355. — Mohl, I. 388; II. 562. 
‚Zeihmann. 
Reallaſten find I. ihrem Begriffe nad) Verpflichtungen eines Grundbeſitzers 
als jolchen, einer berechtigten Perſon gewiffe wiederkehrende Natural, Geld» oder 
Dienftleiftungen zu gewähren. In Ermangelung eines Kunftausdruds wird auch die 
entiprechende Berechtigung wol ala R. bezeichnet. In ihrem gefchichtlichen Urjprung 
jtellen fich die R. hauptjächlich als Ausflüſſe der Grundherrlichkeit oder der Vogtei 
dar; fie konnten aber auch unabhängig von ſolchen Berhältnifjen durch Auflaffung 
begründet werden. In allen Fällen hatte der Berechtigte an der belajteten Liegen— 
ichaft eine Gewere, in welcher ſowol ein dingliches Herrichaftsrecht, ala ein Anſpruch 
auf die einzelne Leitung ununterjchieden enthalten waren. Dieje Beichaffenheit der 
R. nun machte es jchiwierig, ja unmöglich, fie in die vom Röm. Recht überlieferten 
Nechtsfategorien einzureihen. Deshalb ift ihre rechtliche Natur auch heute noch 
überaus jtreitig. Die älteren Annahmen, daß die R. als Forderungen mit einer 
accefjoriich Hinzutretenden Hypothek oder ala Grunddienjtbarkeiten auf eine Leiftung 
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des belafteten Beſitzers (servitutes in faciendo) aufzufaſſen jeien, find jeßt wol 
allgemein als unrichtig erfannt. Dagegen beftehen nunmehr hauptjächlich zwei 
extreme Theorien, von denen die eine (v. Gerber, Savigny, Stobbe u. VW. m.) 
in den R. reine orderungsrechte erblidt, die nach Art der Röm. actiones in rem 
scriptae fich gegen den Grumdbeliker, als Zuftandsverpflichteten, richten follen, 
während die andere (Dunder, Meibom u. A. m.) umgefehrt aus der NR. über: 
haupt nicht den Beliger, jondern nur das Grundſtück jelbit verhaftet fein läßt. 
Aber beide Theorien verfürzen das Weſen des Inſtituts auf entgegengejegten Seiten. 
Als reines Forderungsrecht hat die R. in Deutichland nie gegolten: das zeigt fich 
in ihrer Begründung durch Auflaffung, in ihrer Verfolgbarfeit mit dinglicher und 
mit Befibflage und in der Gewaltjamteit, mit welcher die ältere Theorie den Röm. 
Hypothek- und Servitutenbegriff auf fie anzumenden jtrebte. Andererjeit3 bindet die 
R. ebenjowenig lediglich das (perjonifizirte) Grunditüd, jondern gewährt auch eine 
Grefution gegen die Perfon des Beſitzers. Neueſtens iſt auch gelehrt worden, die 
R. gewähre auf die Leiftungen überhaupt fein Recht, jondern dieje jeien nur in con- 
dicione, d. h. der R.berechtigte habe an dem pflichtigen Grundſtück volles Gigen- 
tHum unter einer Suspenſiv-, und der belaſtete Grundbefißer fein dingliches Nutzungs— 
recht unter einer Refolutivbedingung (2. Mann). Und dieje Lehre iſt jogar als 
des „Räthjels Löſung oder die Entdeckung der Nilquellen“ begrüßt worden (Pözl's 
Krit. Vierteljahrsihr. XII. ©. 124). Allein es war doch ficherlich nicht die Auf: 
faſſung des Deutichen Volkslebens, daß der Gutsherr auf die Frucht: und Dienit- 
Leiftungen des Bauern eigentlich gar fein Recht habe, und ebenjowenig entipricht es 
dem Nechtöbewußtjein, daß faſt das geſammte Deutjche Grundeigenthum viele Jahre 
Hindurch theils juspenfiv, theils refolutiv bedingt in der Schwebe gewejen jein follte. 
Hiernach wird denn auch diefer Verfuch aufzugeben und vielmehr eine Mittelmeinung 
anzunehmen fein (v. Wächter, Bejeler, 3. Unger), welche die R. für ein ges 
mijchtes Inftitut erklärt und innerhalb defjelben dingliche und obligatorische Elemente 
fondert. Danach it das Necht in feiner Totalität dinglih, aljo nur auf die für 
folche Rechte beitimmte Weiſe (Eintragung) zu begründen, mit einer actio in rem 
auf Anerkennung verfolgbar, des Belites fähig ꝛc. Aus diefem Rechte aber folgen 
zugleich die Ansprüche auf die einzelnen Leiſtungen als perjönliche, die eben darum 
mit befonderen Klagen ausgejtattet, aber auch einer bejonderen Verjährung unter: 
worten find 2c. Nach diefer Feititellung gejtalten fich die einzelnen Punkte folgender: 
maßen: II. Als Entjtehungsgründe galten früher Rechtsjat, Privatrechtsgeſchäft und 
Erſitzung. Bon diejen Gründen ift der erjte heutzutage nicht mehr in Wirkjamteit, 
weil die Gejeßgebung überall in umgekehrter Richtung auf die Abjchaffung der N. 
binarbeitet. Vgl. für Preußen Gejeße vom 2. März 1850 und vom 3. April 1869. 
Die Privatwillfür, insbejondere der Vertrag, kann zwar nicht ohne jede Form, wol 
aber in der Weiſe noch heute R., joweit fie herfömmlich find, neu erzeugen, daß 
die an Stelle der Auflaffung getretene Eintragung in öffentliche Bücher, reſp. ge— 
richtliche Anmeldung und Beltätigung des Gejchäfts beobachtet wird. Endlich die 
Grfigung wird zwar wenigjtens als außerordentliche von 30 Jahren noch heutzutage 
vielfach für zuläffig gehalten (Seuffert, Arch. IX. 201; XVII. 83, 84), iſt aber 
doch weder gewohnheitsrechtlich, noch durch Analogie der Servituten zu rechtfertigen 
(Seuifert, Arch. XII. 290; XV. 40): wogegen aus unvordenklicher Dauer die 
gewohnte Vermuthung auch hier Pla greift (vgl. 8. Dunder, Die Lehre von 
den R., $ 29). Cine Uebertragung der R. auf ein anderes, als das urfprünglich 
berechtigte Subjeft, wird durch Nechtsgeichäft ebenjo, wie die Neubegründung be— 
wirkt; nur über Kirchenzehnten bejtimmt bejonderes c. 1 in VIto de praescript. 
2, 13. Eine Umwandlung dagegen, jei es, daß die R. firirt, d. 5. aus quantitativ 
unbeitimmten in bejtimmte, jei es, daß fie adärirt, d. 5. aus Natural» oder Dienit- 
leiftungen in Geldzahlungen umgejegt werden, findet nicht blos durch Vertrag 
der Intereſſenten, jondern bejonders Häufig auch durch geiegliche Verfügung ftatt. 
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III. Das Rechtöverhältniß aus der R. richtet fich auf der pafliven Seite ftets gegen 
den Befiter des belafteten Grunditüds als jolchen. Aktiv dagegen fann es ent» 
weder ebenfalld mit einem Grundſtück, oder auch mit einem Amte oder auch mit 
einer Korporation verknüpft fein; jeltener jteht e8 einem einzelnen Menfchen zu. 
Die Rechtsmittel beziehen fich theils auf das Recht im Ganzen, theils auf den ein⸗ 
zelnen Leiſtungsanſpruch. Zu jenen gehört vor allem die Klage auf Anerkennung 
der R. (ſog. actio confessoria utilis), eine petitorifche actio in rem; dann aber 
auch die durch das Kanon. Recht hierher übertragenen Befikflagen auf Grund der 
iuris quasi possessio, die mit einmaliger Ausübung der R.berechtigung erworben 
und durch Berweigerung der Leiſtung und Bejtreitung des Rechts auf diejelbe ver— 
(loren wird. Gegen bloße Störungen dieſes Befites findet das interdietum uti 
possidetis, gegen Entziehungen deffelben die actio spolii ftatt, und zwar find beide 
nach den Grundſätzen des Kanon. Rechts nicht blos gegen den Schuldner, jondern 
auch gegen Dritte, welche in die Ausübung des Rechts eingreifen, anzustellen 
(f. darüber Bruns, Recht des Befites, ©. 201, 210, 214, 331). Neben diejen 
Klagen aber gilt auch die Forderungsklage auf die einzelne Leiftung, welche immer 
von demjenigen, der zur Verfallzeit juriftiicher Befiter des Grundjtüds war, ein— 
zutreiben ift. Hiernach iſt insbejondere für Rückſtände niemal® der Sondernach— 
folger, jondern höchſtens der Erbe des uriprünglichen Schuldners verhaftet; ebenſo 
verjährt die Klage auf jede Leiſtung, gejondert von ihrer Fälligkeit ab, und iſt 
endlich die Erefution nicht, wie ältere Quellen wol annehmen, ausſchließlich auf 
dad Grundſtück, jondern gegen die Perfon des zur Verfallzeit im Befig Gewejenen zu 
richten (f. Bejeler, Syitem, $ 190 Anm. 13, 14 ; anders wieder Sächſ. BGB. $ 510). 
IV. Grlöfchungsgründe der R. find zunächſt diejelben, wie bei allen dinglichen 
Nechten: Untergang des belafteten Objekts, Konfufion, Aufhebungsvertrag in gleicher 
Form, wie die Beitellung ꝛc. Zweifelhaft aber ift, inwieweit R. durch Zeitablauf 
getilgt werden. Abgejehen von, der dreißigjährigen Klagverjährung, welche für jeden 
einzelnen Leiftungsanjpruch mit deifen Fälligkeit und für die Gejammtflage mit der 
verweigerten Anerkennung des Rechts zu laufen beginnt (Seuffert, Arch., XVII. 83), 
ift auch die Erlöfchung der R. durch Erfigung der Freiheit oder gar durch bloßen 
Nichtgebrauch während zehn Jahren behauptet worden. Allein ohne Grund, da die 
Analogie der Servituten hier nicht zutrifft (Seuffert, Acdh., V. 6; IX. 323 u. a. m.). 
In neueſter Zeit find die R. faſt überall der Ablöfung unterworfen und theil® durch 
jofortige oder allmähliche Abzahlung des dem Werthe der R. entiprechenden Kapitals, 
theils durch Umwandlung in eine Hypothekenſchuld bejeitigt worden (f. d. Art. Agrar: 
gejetgebung). V. Einzelne Arten der R. find Zins (census), Zehnten (decimae), 
Frohnden, zumeilen auch Leibzucht, Witthum, Apanage, endlich ausnahmsweiſe 
Zaudemium und Sterbefall. Auch die Staatö- und Gemeindelaften, ſoweit fie auf 
Grundjtüden ruhen, werden wol hierher gezählt, 3. B. Deichlajt, Grumdfteuer :c. 
Ueber alles dies ſ. die einzelnen Art. 

Lit: 8. Dunder, Die Lehre von ben R, Marburg 1837. — Renaud, gar den 
Theorie der R., Stuttg. 1846. — Heimbach in Weiske's Rechtäler. IX. 28— 
v. Gerber in ben Jahrb. für Dogm., II. S. 35—66; VI. ©. 266—285. — Friedlieb, daß 
II. S. 299356; Derielbe, Rechtätheorie ber R., Iena 1860. — v. Meibom in Better’ & 


Jahrb. de Gem. Rechts, IV. ©. 442—510. — X. Mann, Unterfuchungen über ben Segei 
der R., Deſſau 1869. — Stobbe, Handbuch, IL $3 100—-105. Ed 


Nebuffus, Jacobus, aus Montpellier, lehrte daſelbſt 30 Jahre, bekleidete 
wichtige Nemter, T 1428. 

Schriften: "Comm. in tres libr. Codieis. 

Yit.: —— VI. 495. — Göppert, lleber die organiſchen — Halle 1869, 
S. 4N. chmann. 


Nebuffuß, Petrus, 5 1487 zu Baillargues (Montpellier ?), Prof. des Kanon. 
Rechts in Montpellier, Cahors, Bourges, Poitiers, Paris, F 1557. 
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Gr jhrieb: Consilia. — Praxis beneficiorum, Lugd. 1553, 1579, 1586, 1599; Colon. 
1610. — Ordonnances, 1573. — In tit. Dig. de Verborum Signif. commentaria, Lugd. 
1586. — Comm. ad ordinationes regias, Lugd. 1613. — De supplicationibus s. errorum 
ropositionibus, Spir. 1587. — Explic. ad IV libros Pandect. priores, Lugd. 1589. — 
ract. varii, Lugd. 1619. — Tract. concordatorum, Par. 1538, Lugd. 1576, 1599 sq.; 
Colon. 1610. 

git.: Nouv. biographie generale univ., Par. 1862 Vol. 11. — Rivier, p. 492. — 
Schulte, Geihichte, II.a ©. 554. Teihmann. 


Receptum nautarum, cauponum, stabulariorum. Gajtwirthe und ähnliche 
Gewerbtreibende genofjen in Rom einen jehr üblen Leumund (fFriedländer, 
Sittengejh. Roms, II. ©. 40 ff.). Der Prätor hielt daher die allgemeinen Rechts— 
regeln, wie fie aus einem Mieths-, Leih-, Verwahrungs- oder auch einem bejon- 
deren Garantieübernahmeverhältniß entipringen (daher noch heute die verjchiedene 
Behandlung des R. in den Lehrbüchern) nicht für ausreichend, jondern jchüßte das 
Publikum duch Aufftellung jtrengerer Haftungsgrundjäße in feinem Edit (Gold- 
ſchmidt in j. Zeitichr. rechnet deshalb das R. zu den gefeglichen Obligationen ; 
Bd. II. ©. 64, 103). Nach Gem. Recht (partitularrechtlic) giebt es gewerbe— 
polizeiliche Vorichriften) find jene Gewerbetreibenden zur Aufnahme von Reijenden 
geſetzlich nicht verpflichtet, wenn fie gleich in eigenem wohlverjtandenen Intereſſe 
nicht leicht folche zurückweiſen werden. (So löſt die jcheinbare Autonomie 
zwifchen 1.1 $1 D. 4, 9 und J. un. $ ult. D. 47, 5 mit Recht v. Vangerow, III. 
S 648 Anm. 1, bei welchem die weitere Literatur über dieje Streitfrage nachzujehen 
ift.) Haben aber Gaftwirthe ꝛc. oder deren Stellvertreter bei ich Reifende aufs 
genommen, wozu es eines ausdrüdlichen Vertrages nicht bedarf (. 188 D.h.t.; 
l. 3 pr. D. h. t.), jo ftehen fie auch für die völlige Unverjehrtheit (salvum fore 
recipere) der von dem Reiſenden eingebrachten Sachen, jelbjt wenn fie diefem nicht 
gehören, ein. Vorausgeſetzt ift nur, daß die Aufnahme innerhalb des gewerbs— 
mäßigen, aber jelbjt umentgeltlichen (. 3 $ 1; 1.6 D. h. t.) Gejchäftsbetriebes 
des Wirthes erfolgt l. 3 $ 2 D. h. t.), jo daß alio das Edikt auf bloße 
Zimmervermiether, Rejtaurateure, Kafinogefellichaften, auf Perjonen, welche aus Ge— 
jälligfeit eine Unterkunft gewähren, jowie auch dann nicht Anwendung findet, wenn 
3. B. mit einem Gaſtwirth ein monatlicher Miethsvertrag über ein bejtimmtes 
Zimmer abgejchloffen wird (Seuffert, Arch., I. ©. 372, XVII. ©. 42; Gold- 
ihmidt, aa. O. ©. 61; Harder, a. a. O. ©. 228). Daß die Sachen jelbit 
in das Gaſthaus, Schiff oder Stall gebracht find, ift nicht erforderlich; es genügen 
für die Haftung überhaupt alle Thatjachen, aus denen die Aufnahme erfichtlich iſt, 
wie 3. B. das Einjteigen in den am Eiſenbahnhof befindlichen Omnibus; ebenjo 
bezieht jich das R. auch auf Sachen, welche der Reifende während feines Aufenthalts 
ipäter einbringt. Selbjtveritändlich kann durch bejonderen Vertrag dieje jtrenge 
Haftung ausgejchloffen werden, nach Röm. Recht genügte auch eine einfeitige Er— 
flärung des Gewerbetreibenden, wenn fie vor der Aufnahme erfolgt (1. 7 pr. D. 
h. t.: si praedixerit) — eine Vorſchrift, welche von der gemeinrechtlichen Praris 
theild wörtlich aufgeiaßt, theils aber auch auf allgemeine öffentliche Bekanntmachungen 
und auf die befannten Anjchläge in den Zimmern ausgedehnt wird GGoldſchmidt, 
a. a. D. ©. 331--338; Seuifert, Arch. X. 162; Bl. für Rechtsanwendung, 
Bd. XV. ©. 193). — Die Pflicht des Schiffers, Gaſt- und Stallwirthes beiteht 
in Anwendung der ſorgfältigſten custodia (1. 5 D. h. t.); fie ſtehen ein für jede 
Beichädigung und Entwendung der Sachen, nicht blos durch fie jelbit, ſondern auch 
durch ihre Dienjtleute, andere Reifende (1. 18; Ll. 2, 3 D. h. t.) ja jogar durch 
dritte Perfonen (1. 5 $ 1 eit.), wenn nicht etwa auch eine ganz fpezielle Beauf- 
fichtigung ohne Erfolg gewejen wäre (l. 31 pr. D. 19, 1; 1. 41 D. 19, 2). Hit 
das Bergehen durch den Wirth, jeine Leute oder dauernde Bewohner feines Haufes 
geichehen, jo findet gegen ihn nach Röm. Recht eine paſſiv unvererbliche actio in 
factum auf das doppelte jtatt (1. un. D. 47, 5), welche jedoch in der Gem. Praris 
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außer Anwendung bleibt. In allen übrigen Fällen und Heutzutage ganz allgemein 
haftet der Prinzipal mit der actio de recepto, zu deren Beweis die bloße That— 
jache der Aufnahme ausreicht, auf vollen Erſatz des Werthes, wovon er fich nur 
durch den Nachweis der eigenen culpa des Klagenden oder vis major befreien fann 
(1. 1 pr.$8; 11. 2,3 pr. $1 D.h. t.). Die Klage geht auch gegen die Erben 
(1. 38 4 D. h. t.), mehrere Wirthe haften pro rata, jolidariich nur dann, wenn 
fie einen gemeinfamen Gejchäftsführer haben (l. 785 D.h. t.; l.4 pr. D. 14, 1). 
Auf zurücgelaffene oder eigens dem Wirth zur Aufbewahrung übergebene Sachen 
bezieht fich das prätorifche Edikt nach richtiger Meinung wol nit. — Die 
berrichende Meinung, welche die Vorſchriften über das R. als finguläre anfieht, hält 
eine Ausdehnung derjelben auf den Yandtransport für unzuläffig (Windicheid, 
v. Bangerom, befonderd Goldſchmidt, a.a. D. E. 352 ff.); Baron (Pand,, 
©. 612) läßt dieje zu, da er die ganze Haftung der nautae, c., st. aus dem von 
ihm aufgeftellten befonderen Begriff der custodia im engeren Sinne erklärt (vgl. a. a. O. 
©. 483). — Von den Partikulargejeßgebungen (der Cod. Max. Bav. enthält feine 
Vorichriften) ftellt das Defterr. BGB. das R. n. c. st. unter die Vorjchriften über 
das depositum, läßt aber die Wirthe, Schiffer und Fuhrleute für den durch die 
eigenen oder zugewiefenen Dienftperfonen angerichteten Schaden haften. Das Sädhi. 
BGB. und das Preuß. Allg. ER. ftehen bis auf Einzelheiten faſt vollitändig auf 
dem Boden des Gem. Rechts, deflen Grundſätze das Allg. ER. auch auf die öffent: 
lichen Landkutſchen, See» und Stromjchiffer ausdehnte. Der Code Nap. leitet 
die Haftung der Gaftwirthe und Frachtführer aus einem dépôt necessaire (miserable) 
ab; fie haften für jeden Diebftahl und jede Beichädigung der Sachen, außer wenn 
diefe verurjacht ift durch eigene Schuld des Reifenden, bewaffnete Sand oder ſonſtige 
höhere Gewalt. 

Alle diefe Vorſchriften find, Tomweit fie fi auf Land» und Waſſertransport 
beziehen, durch das Deutiche HGB. und die ergänzenden Reichsgeſetze über Eiſen— 
bahnen und Poſt außer Kraft — (Bgl. d. Art. ——— chäft.) 

Quellen: Titt. D. 4, 9; 47, — Allgem. ER. IL 8 88 444455 (die SS 1528 
bis 1531, 1734—1738, 24522462 Find durch Art. 60 be3 EG. zum HGB. vom 24. Juni 
1861 aufgehoben). — Defterr. BEB. SS 961, 964, 970, 1316. — Sächſ. BEB. SS 1280 fi. — 
Code Nap. art. 1782—1786, 1952—1954. — Bundeägefch über das Poſtweſen vom 2. Nov. 
1867 88 6 ff., reip. Reichägel. vom 28. Oftob. 1871 $ 6 


Lit.: Außer den Lehrbüchern bes Gem. und Part. Recht noch: an 2 bie de 
recepto actio und beren analoge eg au bie en geipz., 2 Aufl. 1 857. — 
Budbeuß in aan 3 edialr IV. 0 ff. — Gold Dei in feiner a a 
für HR. III. Arber, Hr. ir XV. ©. 221 fi 
Weis, Archiv ir ak —A — Be — — ff. — Gimmerthal 
im Archiv f. praft. Du = ‚1. © ı1 po — oh, Haftung für fremde 
Gulpa, Zürich 1867, ©. 57 ff. 79 ff. Dal. auch Die Lit. hinter dem Art. ade HL Ca 5e 

ayier 


Nechnungslegung. Der Gläubiger hat die Schuld, der Schuldner die 
Tilgung zu beweijen; bei einer Reihe von NRechtsverhältniffen kann der Gläubiger 
zwar den Schuldgrund beweifen, nicht aber die Forderung ziffernmäßig begründen, 
weil es ihm hierzu an der nothwendigen Kenntniß der einzelnen Thatſachen mangelt, 
diefe vielmehr zunächjt dem Schuldner beiwohnt. Auch in diejen Fällen hat der 
Schuldner die Tilgung jeiner Schuld aus dem vom Gläubiger erwieſenen Rechts- 
grund darzuthun; er hat den Beweis dafür zu erbringen, daß er mit den von ihm 
angegebenen Werthen jeine Schuld löſe. Die Rechenſchaftsgabe, R., ergiebt fich als 
eine Vertheidigung des Schuldners, durch welche allein er den Beweis zu führen 
im Stande ilt, daß aus dem Forderungsgrunde fein Gläubiger nichts, ala den be= 
rechneten Betrag, oder fogar, eventuell der Schuldner, zu fordern habe. Die R. ift für 
beide Theile, den Rechnungsheren und den Nechnungsleger, das Mittel, das be- 
jtehende Rechtsverhältniß auf eine beſtimmte Forderung zu ftellen; für den erjteren 
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von Bedeutung, um zu konkreten Forderungswerthen zu gelangen, für den letteren, 
um fich aus der Echuld zu befreien. Dem Recht des Gläubigers auf R. fteht ein 
Recht des Schuldners auf Rechnungsabnahme gegenüber, welches fich nicht überall 
ſcharf entwidelt Hat; aber zur Erkenntniß des NRechtsverhältniffes von Bedeutung ift. 
Der Verwalter (Allg. Preuß. ER. Th. I. Tit. 14 $ 145), der Vormund (Preuß. 
Vormundſchaftsordn. vom 5. Juli 1875 $ 69) haben ein anerkanntes Recht auf 
Rechnungsabnahme, Quittung und Entlaftung; zu erinnern ift an die Decharges 
ertheilungen, wie fie in den Statuten der Aktiengejellichaften vorgejehen find. Daß 
der Anfpruch des Gläubigers auf R. und damit eine Verpflichtung des Schuldners 
in Vordergrund getreten iſt, hat feinen thatjächlichen Grund darin, daß die Lage 
des Gläubigers, um mit Erfolg den Schuldner anzugreifen, eine jchwierigere ift, ala 
die des legteren, welchem in gleichen Streitiällen an der Rechnungsabnahme nichts 
gelegen iſt. Das Zwifchenglied der R., um zur einjtweiligen Feititellung der For: 
derung und daraufhin zur Löſung zu gelangen, ergiebt fich in einer großen Reihe 
von Rechtöverhältnifien ala nothiwendig und iſt jolche in allen Rechten deshalb auch 
anerfannt (r. R. rationes reddere; 1. 46 $ 4 D. de proc. 3, 3; 1. 2 D. de neg. 
gest. 3, 5; 1. 1 $ 3 D. de tut. et rat. 27, 3; Allg. Preuß. ER. I 14 
ss 143, 144; I. 17 $ 219; auch Deutiche® HGB. Art. 270, 361, 376 für ein- 
zelne Fälle); in der Rechtswiffenjchaft wird begonnen die R. als bejonderen In— 
halt einzelner Obligationen darzuftellen (jo Dernburg, Preuß. Priv.R., Bd. 2, 
2. Aufl., $ 44; PFörfter-Eccius, Preuß. Priv.R., F 48 ala vorbeugender 
Schuß gegen Rechtsverlegung). Das Sächſ. BGB. behandelt unter „Forderungen 
aus Verträgen und vertragsähnlichen Verhältniſſen“ XXI, „Verbindlichkeit zur 
R.“ und beitimmt: „F 1393. Wer mit oder ohne Auftrag fremde Gejchäfte führt 
oder fremde Sachen veräußert, oder gemeinschaftliche Sachen ala Theilhaber derjelben 
verwaltet, oder aus ſonſt einem Rechtsgrunde eine Verwaltung hat, oder fremdes 
Vermögen mit den Früchten herauszugeben verpflichtet ift, hat die Verbindlichkeit, 
dem Geſchäfisherrn, Mittheilhaber oder ſonſt Berechtigten Rechnung abzulegen. 
S 1394. Die Ablegung der Rechnung bejteht in der Mittheilung einer geordneten 
Zujammenftellung der Ginnahmen und Ausgaben unter Beifügung der vorhandenen 
Beläge. 8 1395. Wechnungsfehler können zu jeder Zeit berichtigt werden, aus— 
genommen, wenn über fie ein Vergleich geichloffen worden ift. $ 1396. Werden 
bei einer Rechnungsablegung einzelne Einnahme- oder Ausgabepojten weggelaflen, 
fo bejtehen die darauf bezüglichen Anjprüche im Zweifel fort.“ 

Wenn die Bedeutung der R. in den einzelnen Rechtsverhältniffen die gleiche 
it, jo wird ihre Form eine jehr verfchiedene fein können. Gin Beiipiel giebt hierfür 
das Gejellichafitsverhältnid. In $ 219 TH. I. Tit. 17 des Allg. ER. ift anerkannt, 
wie jeder Mitgenofje von feinen für die Gejellichaft übernommenen Gejchäften den übrigen 
Mitgliedern Rechnung zu legen verpflichtet fei (vgl. dazu Plenarbeichluß des vorm. 
D.Trib. zu Berlin, Entſch. XXI. ©. 136 und die Judifatur in Koch's Kommentar 
zum Allg. Preuß. ER.; ferner Entich. des ROHG. XVII. 399); «8 Hat dies weiteren 
Ausdrud gefunden bei der Gelegenheitägejellichait im Art. 270 des HGB. (Entich. 
dee ROHG. V. ©. 208, XIII. ©. 40, XIV. ©. 87, XXI. ©. 177; Zeitjchr. 
f. d. gel. H.R. VII. ©. 458, 469), wobei hervorgehoben ijt, „unter Mittheilung der 
Beläge”; letzteres begründet fich dadurch, daß dal. Beläge, Rechnungen, Notizen 
als gemeinjchaftliche Urkunden gelten, auf welche fich die Editionspflicht (ſ. diejen 
Art.; Keyßner, Kommentar zum HGB. Art. 270 Nr. 3) bezieht. Keineswegs 
iſt damit ausgedrüdt, daß überhaupt Beläge überall zur R. gehörten; es hängt 
dies vielmehr durchaus von der Beurtheilung des einzelnen Falles ab, ob der 
Rechnungsherr ohne dies fich von der thatfächlichen Richtigkeit zu überzeugen außer 
Stande ift (Zeitichr. T. d. ge. H.R. XV. ©. 565; Erf. des Reichsgerichts vom 
21. Febr. 1880 in Gruchot’S Beitr., XXIV. 1004), wobei die ſonſt feititehende 
oder zweifelhafte Gewifjenhaftigfeit des Rechnungslegers die Anſprüche verichieden 
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gejtalten fann. Für die offene Handelsgejellichaft Hat das HGB. eine befondere R. 
nicht verordnet; keineswegs darf daraus aber gejolgert werden, daß jeitens des ge 
ichäftsführenden Gejellichafters eine ſolche Verpflichtung nicht beftehe (Zeitichr. F. d. gei. 
H.R. XV. 226); die Buchführung und das Recht jedes Geſellſchafters, jederzeit die 
Handelsbücher und Papiere einzuſehen und auf ihrer Grundlage eine Bilanz zu 
ſeiner Ueberſicht anzufertigen, kann allerdings eine weitere R. häufig erübrigen; wo 
dagegen hiermit Sicherheit und Beſtimmtheit noch nicht beſteht, iſt namentlich für 
einzelne Poſten eine R. nach Bewandtniß der Verhältniſſe zu erfordern Anihüs 
und dv. Völderndorff, Kommentar zum HGB. II. ©. 216; Zeitichr. f. d. gei. 
H. R. VIII 575 fi., XV. 226, XXI. 288; Entſch. des ROHG. V. 203, XIII. 40, 
XIV. 87, XXI. 177). 

Ueber weitere Bejonderheiten bei verfchiedenen Rechnungsverhältniffen jei hin— 
gewiefen auf die Regilter s. v. R. bei Windjcheid, Pand.; Förjter, Preuß. 
Priv.R.; IHöl, HR; Seuffert, Arch. Für das Vormundichaftsreht: Dern- 
burg, Vormundſchaftsr. 2. Aufl. ©. 9, 93, 214 ff., 237; Hefe, Preuß. Vor- 
mundſchaftsordn., 185 ff. 220 ff. 

Ueber die Zeit der R. und den Ort (Entſch. des ROHG. XV. 227) derjelben 
laſſen fich allgemeine Regeln nicht aufftellen,; der einzelne Fall wird ftets hin— 
reichenden Anhalt bieten, um für den Zwed der R. das Mittel nach Zeit und Ort 
unter Wahrung der Rechte beider Theile genau zu beftimmen. 

Soll die R. erledigend fein, jo muß fie, wie $ 1394 des Sächſ. BGB. bejagt, ſowol 
die Einnahme- als die Ausgabepoften umfaſſen, denn nur dann fann zu einem Rejultat 
gelangt werden; eine hiervon ganz getrennte Frage ift, ob nicht etwa bereits Die 
Einnahmepoften, oder die Kenntniß eines einzelnen dem Gläubiger von Nuben fein 
fann (Bähr, a.a. O. ©. 258); dies ift zuzugeben (Beifpiel: Entich. des ROHG. 
XII. 366); aber die Offenlegung der Einnahmen bei entitandenen Ausgaben ijt feine 
N. Der Gläubiger hat keineswegs ein rechtliches Intereffe dabei, mehr zu erhalten 
als ihm zufteht, jondern er will gerade das Zuftändige haben, alfo unter Abrechnung 
der Gegenforderungen behufs Abwidelung der ganzen Angelegenheit (Dernburg, 
a. a. D. $ 44 Nr. 4). Someit der Rechnungäherr die einzelnen Posten bemängeln 
fann, was im Ginzelnen nach Art derjelben und der Gejchäftsangelegenheit über- 
haupt zu beurtheilen ift, bat der Nechnungsleger Beläge beizubringen, bzw. den 
Beweis der Nichtigkeit zu führen, was auch Ginnahmepoften berühren fann, ſofern 
diefelben zu niedrig angejegt fein follten (vgl. Bähr, ©. 263). Die einzelnen 
Nechnungspoften find für den Rechnungsleger verpflichtende Zugeitändniffe, das für 
den Nechnungsheren berechnete Guthaben ift ein Schuldanerfenntniß, entjprechend 
dem Saldozug im Kontofurrentverhältnif. Betreffend die Rechnungsfehler und Aus— 
lafjungen fönnen die obigen Bejtimmungen der 88 1395, 1396 ala allgemeinen 
Rechtes bezeichnet werden (HGB. Art. 294). An die gelegte Rechnung können 
jich Streitigkeiten über deren Richtigkeit und Vollſtändigkeit anknüpfen (Allg. Preuß. 
Gerichtsordn. Th. I. Tit. 45, 46 SS 34 ff), für deren Erledigung, ſofern fie eine 
erhebliche Zahl von ftreitigen Anfprüchen oder don jtreitigen Grnennungen betreffen, 
in 88 313—319 der CRD. für das no Neich ein vorbereitendes Verfahren 
geordnet ift (val. Fitting, Der REiv.Prz., 4. Aufl. $ 64; Schelling, Lehrb. 
des Deutjchen Civ. Prz., $ 171, jowie die Kommentare zur CRO.). 

Erfolgt eine beanspruchte R. nicht, jo Hat der Nechnungsherr das Recht, einen 
ihm aus dem Nechnungsverhältniß zuftändigen Anfpruch gegen den Nechnungsleger 
flagend zu verfolgen; die Verfolgung ift nicht von der vorgängigen R. abhängig, 
und fann ein bezüglicher Einwand des Beklagten nicht durchdringen; es bleibt diefem 
überlaffen,, feine Gegenforderungen anzubringen und zwar geeigneten alles unter 
Vorlegung einer Rechnung, jo daß fich das Rechnungsveriahren anjchließt (Entich. 
des ROHG. XU. 367 und die zahlreichen Allegate daſelbſt; Erf. des Reichsgerichts 
vom 4. Nov. 1879 in Gruchot’& Beitr. XXIV. ©. 445; Zeitjchr. f. d. gel. H. R. 
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XXI. ©. 288). Sofern der Beklagte dieſe Umgeſtaltung zum Rechnungsprozeß 
nicht vornimmt, erjtreitet zwar Kläger den einzelnen Poſten, es bleibt aber die 
Abwidelung des ganzen Gejchäfts unerledigt und kann jpäter der Beklagte mit feinen 
Gegentorderungen noch auftreten. 

Ferner kann der Rechnungäherr jelbjt die Rechnung aufmachen, fein Guthaben 
danach berechnen und Beklagten dadurch zur Geltendmachung feiner Gegenforderungen 
zwingen. it der Rechnungsherr in diejer Weife zur Abwickelung zu gelangen nicht im 
Stande, jo bleibt nur übrig, fich des Mittels der Klage auf R. zu bedienen, wobei 
dann präjudiziell zu erörtern ift, ob unter den Parteien ein ſolches Verhältniß beiteht, 
bei dem der Beklagte angehalten werden kann im Wege der R. die Erfüllung feiner 
Verpflichtung nachzuweiſen. Iſt ein volljtrefbares Urtheil auf R. erjtritten, jo wird 
der Beflagte nach $ 774 der CPO. durch Geldjtrafe oder Haft zur Erfüllung an— 
gehalten werden können, joweit die R. „ausichließlich von feinem Willen abhängt“, 
worüber er nad $ 776 a. a. D. zu hören ift. Wieweit die Möglichkeit der Aus— 
funftsertheilung reiht (Bähr, a. a. D. ©. 270), ift Frage im Einzelnen; ſelbſt 
wenn der Rechnungspflichtige fich jelbit außer Stande gejeßt hat zur R., muß der 
Zwang wegfallen. Vorher ift es jedoch zuläffitg, den Rechnungspflichtigen durch 
Abzwingung des DOffenbarungseides (Einf. Geſ. zur CPO. $ 16 Nr. 3) anzuhalten, 
daß er, joweit im Stande, offenlege (Dernburg, a. a.D. ©. 108). Schließlich 
muß die unterbliebene R. in einem Schadenserjat feine Erledigung finden, wobei 
auch ein Schäßungseid nicht ausgeichloffen ift. 

Griolgt die R., fo ift im Einzelnen zu unterfuchen, ob diejelbe ala eine voll- 
ftändige erachtet werden kann, wobei der Offenbarungseid für die Vervolljtändigung 
der Aktivjeite verwendbar ift, jo daß der NRechnungjteller im eigenen Intereffe zur 
Klarjtellung der Ausgabepojten angehalten wird (Bähr, a. a. D. ©. 273). Das 
bereits oben erwähnte Verfahren in Nechnungsfachen nach 88 313 ff. der CPO 
findet jeinen Abjchluß dahin, daß der Rechnungsiteller zu bejtimmten erledigenden 
Keiftungen, der Regel nach Zahlung, verurtheilt wird, wogegen auf eine Widerflage 
auc der Rechnungsherr feinerjeits zu Erfüllung feiner Berpflichtungen verurtheilt 
werden fann. 

Eine im Voraus bejtimmte Befreiung von der Rechnungslegung (vertragamäßig 
oder tejtamentarifch) ift, ſofern nicht ausdrüdliche Geſetze entgegenftehen, zuläffig, 
ohne daß jedoch Betrug oder Unterichlagung damit gededt werden könnte. Die er- 
wiejene Treuloſigkeit bejeitigt den Erlaß der R., welche auf die VBorausfegung der 
Gewiſſenhaftigkeit beruhte. 

Die Preuß. Vormundſchaftsordn. vom 5. Juli 1875 $ 68 läßt eine Befreiung 
des Vormundes von Legung der Schlußrechnung nicht zu; e8 liegt hierin der Aus— 
drud, daß die Verwaltung des Vormundes und feine Stellung nicht eine lediglich 
privatrechtliche ift (vgl. Dernburg, VBormundichaftsrecht, ©. 239; Hefje, Vor: 
mundjchaitsordnung, ©. 191, 225). 

Aus dem Zeitablauf endlich bei Fortießung des Berhältnifjes kann auf Erlaß 
der R. eine thatjächliche Folgerung entipringen (Allg. Preuß. ER. Ih. I. Tit. 14 
$ 158; vol. Pl.Beichluß des Preuß. O.Trib. Bd. XL. ©. 1); ebenfowie aus dem 
EStillichweigen gegen die ganze R., ähnlich wie beim Kontofurrent eine Rechnungs: 
abnahme fich ergeben kann. 


git.: Bähr, Ueber die Verpflichtung zur R., im Jahrb. für Dogmatik des heutigen Röm. 
und Deutichen Beivatrents von Ralıı ing u. 4. XI. 250—297. — Dernbur Preub: 
Privatrecht, Bd. IL, 2. Aufl., $ 44. Renbk ner 


Rechtsanwaltſchaft. I. Hiſtoriſches. Für den Nömifchen Prozeh der 
älteren und klaſſiſchen Zeit find die Profuratur, die Befugniß für und ftatt einer 
Partei vor Gericht aufzutreten, und die Stellung ala advocatus, patronus oder 
orator, twelcher der Partei bei ihrem Gricheinen vor Gericht blos mit jeinem 
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juriſtiſchen Rath und ſeinem Anſehen (advocatus) diente oder gleichzeitig neben der— 
ſelben Anträge ſtellte und für dieſelbe plaidirte, zu unterſcheiden. Während die 
Zuläſſigkeit der Stellvertretung ſich nur langſam und allmählich erweiterte, war die 
Unterſtützung der Partei durch Rechtsbeiſtandſchaft Jedem freigegeben und galt als 
eine des höchſt geitellten Mannes nicht unmwürdige Beichäftigung. Als fich aber 
R. und Prozeß immer künftlicher geftalteten und dem Volksbewußtſein mehr ent: 
fremdeten, war dadurch auch die Nothwendigfeit einer jpeziellen Fachbildung für die 
gedachten Funktionen bedingt und jo ward jeit dem 3. Jahrh. die Rechtöbeiftand- 
ichaft ein von technijch gebildeten Juriften ausgeübtes Gewerbe, welches zugleich ala 
eine Art des öffentlichen Dienjtes angejehen und daher unter die Kontrole der 
Magiitrate gejtellt wurde. Die Zahl der Advokaten war für jedes Gericht feſtgeſetzt 
und die Eintragung in das Verzeichniß defjelben (matricula) erfolgte nur auf Nach— 
weifung der Qualifilation (mamentlich eines juriftiichen VBorbildung). Die Kollegien 
der Advokaten der einzelnen Gerichte beſaßen Korporationsrechte, und den Mitgliedern 
derjelben ftanden eine Reihe von Privilegien (insbejondere Berreiung von läſtigen 
Stadt und Provinzialämtern) zu. Andererſeits blieben fie aber der Kontrole der 
Magijtrate und der Disziplinargerichtsbarfeit derjelben unterworfen, für ihre Leiftungen 
war eine bejtimmte Taxe feſtgeſetzt und ihnen die Pflicht auferlegt, den Ort ihres 
Gerichtes nicht ohne Urlaub zu verlaffen. Faktiſch befamen fie auch in diefer Zeit 
die Profuratur in ihre Sand, denn, wenngleich diefe niemals im Römischen Reich 
gejeglich beichränft oder fonzeffionirt worden iſt, erichien es doch bei der damaligen 
GSejtaltung des Verfahrens und der Entwidelung des materiellen Rechts für die 
Partei mißlich, ſich durch einen nicht juriftifch gefchulten Profurator vertreten zu 
laſſen. 

Der Formalismus des älteren Deutſchen Prozeſſes und die Tenden; 
deſſelben, den Nechtäftreit durch Herausgreifen einzelner, zum Beweis zu ftellender 
thatjächlicher oder rechtlicher Behauptungen zu erledigen, erforderte ebenfalls eine 
genaue Kenntniß des gerichtlichen Verfahrens und praftiiche Gewandtheit. Daher 
finden fich auch hier neben den Parteien Fürfprecher, deren Zuziehung überdies 
noch den Bortheil hatte, daß die Partei die Verſehen derjelben verbejlern Eonnte, 
während ihr dies hinfichtlich der von ihr jelbit gemachten Fehler nicht zuitand. 
Griorderli war die Zuziehung eines Fürſprechers nicht, und ebenſowenig haben je 
einen bejonderen Stand gebildet. 

Seit der Rezeption der fremden NR. in Deutichland und der Bejegung der Ge 
richte mit römischrechtlich gebildeten Juriften war von felbjt wieder die Nothwendigleit 
eines bejonderen rechtögelehrten Advokatenſtandes und die Verbindung der eigent- 
lichen Stellvertretung mit der Advofatur gegeben. Bei einem dem Volksbewußtſein 
und Volksverſtändniß völlig fremden Nechte, einem fchriftlichen und fünftlichen, vieltach 
die Verlegung der materiellen Parteirechte durch feinen Formalismus herbeiführenden 
Verfahren, der fich immer mehr verflachenden juriftiichen Methode, welche einer den 
Verkehrsverhältniſſen entiprechenden Verarbeitung des fremden und einheimiſchen 
Rechtsftoffes nicht gewachien war, und in unjelbjtändiger Weife fich an die frühere 
Literatur anlehnend,, Kontroverfen auf Kontroverien häufte, mußte dem Advokaten— 
itand das erhebende Bewußtſein, der Verwirklichung des Rechtes zu dienen, immer 
mehr abhanden fommen, und er jelbjt da, wo es fich um die Vertretung einer ge— 
rechten Sache handelte, auf die Anwendung juriftiicher Hunjtgriffe gedrängt werden. 
War doch das geheime und formaliftifche Verfahren geeignet, unehrenhafte Praktiken 
vor dem Publitum zu verdeden, jowie jedes Streben nach Wahrhaftigkeit und jede 
Scham über unerlaubte Mittel zu unterdrüden. Der Ausdehnung der Advolaten: 
thätigfeit auf das Gebiet des öffentlichen Rechte war die politifche Entwidelung 
entgegen, auf diefem Wege konnte dem Advofatenjtand feine friſche und geſunde 
Lebensluft zugeführt werden, und jo ſank derjelbe in Deutichland zu einem fon 
jefftonirten und monopolifirten, der Dieziplinargewalt der Gerichte untermorfenen 
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Gewerbe herab, deffen Mitglieder namentlich auf den Gelderwerb angewiejen waren, 
und weil das Volk in feinen Rechtsjachen mit ihnen am meiften in Berührung 
fam, für die Schäden des geſammten Rechtözuftandes ungerechtiertigter Weiſe ver: 
antwortlich gemacht wurden. Berichte, wie der Leyſer's, von 1732 (Medit. ad 
pandect., spec. 547 n. 4): „Nullum fere nunc scriptum editur in quo si advocatorum 
forte mentio fit, convitiis non onerentur. Deinde dignitas eis nulla relinquitur. 
In convivis ad infimum subsellium reiiciuntur, in solemnibus infra scribas, 
argentarios, publicanos amandantur. Denique magistratus in aliorum criminibus 
indulgentissimi advocatorum levissima errata severe puniunt ac frequentibus 
mulctis eos fere ad incitas redigunt... Ita fit ut si paucos excipias probos 
doctosque viros... non nisi viles et ad alia negotia inepti homunculi advo- 
cationem ambiunt“, in Verbindung mit den hervorgehobenen Umständen laſſen «8 
erflärlich ericheinen, daß man die Berfommenheit der Advolatur, ein bloßes 
Symptom des jchlechten Rechtszuftandes, ala Grund des letzteren anjah, und in 
Preußen im Jahre 1780 den mehrfach jchon angeregten, Freilich nur auf kurze Dauer 
haltbaren Verfuch machte, die Advokaten ganz abzujchaffen, und fie durch die wunder— 
liche Mißgeburt der ftaatlich bejoldeten Aſſiſtenzräthe zu erfeßen, welche bei 
der IUnterfuchung des Faktums vornehmlich Gehülfen und zugleich „Kontroleurs“ 
des Richters, bei der Erörterung des Nechtspunftes dagegen Beiftände der Parteien 
fein jollten. 

Wenn mehrfach behauptet wird, daß der abjolute oder der Polizeiftaat Schuld 
an der Herabdrüdung des Ndvofatenftandes in Deutichland gewejen ift, jo ift das 
nicht unbedingt richtig. Noch in der jpäteren Kaiſerzeit genoffen die Advofaten 
einer höheren Achtung, ebenjo unter Ludwig XIV. in Frankreich. Hier war ebenfo- 
wenig, wie bei den Römern, eine jo große Kluft zwiſchen dem Rechtsbewußtjein des 
Volkes und dem für dafjelbe in den Gerichten angewendeten Recht vorhanden; ferner 
war das mündliche Verfahren, welches in Frankreich auch in Givilfachen nie ganz 
verdrängt worden ift, im Gegenjag zum jchriftlichen Prozeß geeignet, die Bedeutung 
des Advokatenſtandes dem Publitum zum Bewußtjein zu bringen. Dazu fam endlich, 
daß der Deutiche Advofat, nicht wie der Tranzöfifche, durch die Gewohnheit des Auf- 
jteigens in die Magiftratur dem Richter als Kollegen gleichgeftellt war. Als ftaatlich 
fonzeifionirter Beamter, welcher einen als nothiwendiges Uebel geltenden Beruf aus- 
übte, fonnte er in feiner Wereinzelung dem Beamtenthum gegenüber feine freie und 
mwürdige Stellung einnehmen, während umgekehrt in Frankreich, wo fich die Funk— 
tionen des Profurator® (procureur, avoue) von der des Advokaten getrennt erhalten 
hatten, eriterer zwar als officier ministeriel galt, der Advofat aber fein Staats— 
beamter, jondern der unabhängige Mann war, welcher fich mit feinen Kollegen zu— 
ſammenſchloß und der Magiftratur gegenüber ala Macht auftreten konnte. 

In Folge der Veränderung des Rechtszuftandes in Deutſchland, insbejondere 
der Berbefjerung des Civ. Prz. und der Einführung des mündlichen Verfahrens in 
Straffachen jeit dem Jahre 1848, jowie in Folge des Wiedererwachens des politischen 
Lebens hat fich die Lage der Advokatur in Deutjchland wieder gehoben und die 
Partifulargejeggebung hat wenigftens in manchen Deutjchen Staaten den früheren 
Standpunkt des Mißtrauens gegen die Advofaten aufgegeben. 

Die Beichräntung der Zahl der Advofaten und Staatliche Anstellung für 
einen bejtimmten Gerichtöbezirt wurde in Altpreußen, Kurheſſen, Najjau, 
Bayern und Anhalt beibehalten. In der Rheinprovinz, in Hannover 
und in Braunſchweig war dagegen nach dem Worbilde Frankreichs der Beruf 
des Anwaltes (Profuratord, avou6) von dem des Advokaten geichieden. Während 
die Advofatur freigegeben war, wurden die auf eine beſtimmte Zahl für jedes Gericht 
firirten Anwaltichaften nur an Advofaten (daher der Name Advokat-Anwälte) ver- 
— Endlich beſtand in Baden, Mecklenburg-Schwerin, a 

v. Holgenborff, Enc. II. Rechtslexikon III. 3. Aufl. 
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Strelitz, Frankfurt a. M, Hamburg und Bremen Freiheit der Advokatur, 
und zwar in der Weiſe, daß jeder, welcher die vorgeſchriebenen Prüfungen abgelegt 
hatte, zu derſelben zugelaſſen werden mußte. 

Als Qualifikation für die Advokatur wurde meiſtens dieſelbe wie für die Be— 
kleidung einer Richterjtelle verlangt, während in den freien Städten die Ablegung 
einer bejonderen Advofatenprüfung erforderlich war. 

Anwaltszwang bejtand in Deutjchland in den Ländern des Franzöfſiſchen 
Rechtes, ferner in Hannover bei den höheren ala den Amtägerichten. 

Immerhin war die Lage des Anwaltsftandes vielfach noch eine gedrüdte, 
namentlich in Folge der in manchen Ländern den Gerichten über die Advofaten im 
weitem Umfange eingeräumten Disziplinargewalt, in Folge unbeiriedigender Gebühren 
tarordnungen, und der richterlichen Kontrole in Betreff der Gebührenforderungen. Diejer 
Umstand hat mehrfach die Bildung von freiwilligen Anwaltsvereinen zur Erringung 
einer beſſeren Stellung für den Anwaltsjtand und zur Bertretung der gemeinfamen 
Intereſſen defjelben veranlaßt. So haben fih 1860 in Nafjau, 1861 in Bayern 
und in. Preußen jolche gebildet, und endlich 1871 ein allgemeiner Deutjcher Anwalts- 
verein, in welchen der Preußiiche aufgegangen ijt. 

I. Geltendes Recht. In Folge der neuen Juftizorganijation find auch 
die Verhältniffe der Rechtsanwälte, jo heißen jet die Advofaten, wie jchon früher 
in Preußen, für ganz Deutjchland durch die Deutiche Rechtsanmwaltsordn. vom 1. Juli 
1878 einheitlich geregelt worden. Die neue Organifation ruht auf den Grund: 
jägen der Freiheit der R., der Xofalifirung, des Anwaltszwanges und 
der Domizilirungs= und Refidenzprlicht der Amwälte. 

Der Rechtsanwalt ift fein Staatöbeamter, er übt aber einen öffentlichen Beruf 
aus, kraft defien er gewiſſe öffentliche Nechte und Pflichten Hat. Er wird nicht an= 
gejtellt, wol aber zur R. augelaffen. Fähig dazu ift nur derjenige, welcher die 
Dualififation zum Nichteramte in einem Bundesjtaate erlangt hat. Ein Recht auf 
Zulaffung eriftirt aber nur für den Staat, in welchem die Richterprüfung beitanden 
worden iſt. Die Zulaffung erfolgt auf Antrag durch die Landesjujtizverwaltung 
nach vorgängigem Gutachten der betreffenden Anwaltsfammer, beim Reichsgericht 
durch das Präfidium deifelben. Sie muß aus bejtimmten Gründen (3. B. wegen 
Berluftes der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Memter) verjagt werden, und 
fann es auch aus anderen, geſetzlich fejtgefeßten Gründen. Die Zulafiung erfolgt 
nach) Wahl des Antragjtellers bei einem bejtimmten Gericht (auch einer vom Land— 
gericht detachirten Kammer für Handelsfachen), ausnahmsweiſe auch bei mehreren 
Kollegialgerichten defjelben Ortes; jerner kann die Zulafjung eines bei einem Amts— 
gerichte zugelaffenen Anwalts auch gleichzeitig bei dem Landgerichte des Bezirks er- 
folgen. Nach der Zulaffung hat der Rechtsanwalt in öffentlicher Gerichtsfigung 
einen Eid auf gewiffenhafte Erfüllung feiner Pflichten zu leiften. Ueber die zu— 
gelaffenen Rechtsanwälte wird bei dem betreffenden Gericht eine Kite geführt. Mit 
der Eintragung in die lehtere beginnt die Beiugniß zur Ausübung der R. Die 
Zulaffung gewährt dem Rechtsanwalt die Befugniß, vor jedem Gericht des Deutichen 
Reichs in Strafe, Givilprozeß- und Konkursjachen ala Beiftand aufzutreten, ferner, 
jomweit fein Anwaltszwang bejteht, Vertretungen zu übernehmen und BVertheidigungen 
zu führen. Soweit Anwaltszwang (j. d. Art. Anwaltsprozeß) eingeführt ft, 
fann nur ein bei dem Prozeßgericht zugelaffener Anwalt als Prozeßbevollmächtigter 
für die Partei auftreten, jedoch ift es ftatthait, daß in der mündlichen Verhandlung, 
einjchließlich einer zur Beweisaufnahme bejtimmten, ein anderer Anwalt die Aus 
führung der Parteirechte (das Plaidoyer) und auf Grund einer Subjtitution des 
zum Prozeßbevollmächtigten bejtellten Nechtsanmwaltes auch die volle Vertretung 
übernimmt. 

Die dienstlichen Pflichten des NRechtsanwaltes find folgende: 1) Er hat jeine 
Berufsthätigkeit gewiljenhaft auszuüben und in und außerhalb feines Berufes ein 
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deſſelben würdiges Verhalten zu beobachten; 2) falls er ſich über eine Woche 
don jeinem Wohnfig entfernt, für feine Stellvertretung zu forgen und dem Vor: 
figenden des Gerichtes, bei welchem er zugelaflen worden ift, ſowie dem Amtsgerichte 
feines Wohnfiges unter Benennung des Stellvertreterd Anzeige zu machen. 3) Er 
ift ferner verpflichtet, den ihm überwiejenen, im WVorbereitungsdienjte befindlichen 
. Rechtöfundigen Gelegenheit und Anleitung zu praftifchen Arbeiten zu geben. 4) Eine 
allgemeine Pflicht, Jedermann feine Dienfte zu gewähren und jeden Auftrag zu 
übernehmen, beiteht nicht, nur die Verpflichtung, im Fall der Ablehnung eines 
Auftrages, diefe ohne Verzug bei Vermeidung des Erſatzes des durch die Zögerung 
entjtandenen Schadens zu erklären. Wol aber muß der Anwalt fi) vom Gericht 
einer Partei zuordnen laffen in den Fällen, in denen die Deutjche CPO. ($ 101 
Nr. 3, $$ 609, 620, 626) dies verfügt (f. d. Art. Armenrecht und Ent— 
mündigungsverfahren), ferner dann, wenn die Partei für Sachen, für welche 
Anwaltszwang beiteht, feinen zur Vertretung geneigten Anwalt findet und bie 
Prozehführung nicht muthwillig oder ausfichtslos erfcheint, oder auch dann, wenn 
es das Gericht zu Gunften einer mit dem Armenrechte verjehenen Partei in jolchen 
Fällen, wo eine Vertretung durch Anwälte nicht geboten ift, angemeſſen erachtet. 
Eine Pflicht zur Verfagung feiner Berufsthätigfeit bejteht für den Anwalt, falls fie 
für eine pflichtwidrige Handlung in Anſpruch genommen wird, falls er bereits der 
anderen Partei in derjelben Rechtsſache bedient gewejen ift oder jeine Thätigfeit in 
einer ftreitigen Angelegenheit, an deren Entjcheidung er früher ala Richter theil- 
genommen hat, verlangt wird. 

Das Nechtöverhältniß zwiichen dem Anwalt und feinem Slienten iſt reichs- 
gejeglich nur in einzelnen Punkten geordnet. Der Rechtsanwalt iſt verpflichtet, für 
den Klienten geordnete Handakten zu führen, auch diefelben noch 5 Jahre nach Be— 
endigung des Auftrages aufzubewahren, jofern er nicht den Klienten zur Empfang— 
nahme derjelben aufgefordert hat, in welchem Falle die Verpflichtung jchon 6 Monate 
nach der Aufforderung erlischt. Bis zur Berichtigung feiner Gebühren und Auslagen 
hat er aber an den Handakten ein Netentionsrecht. Ferner ift der Anwalt beiugt, 
in allen Sachen, wo er nicht in Gemäßheit der Deutichen EPD. vom Gerichte 
beigeordnet ijt, einen angemefjenen Vorſchuß vor Uebernahme der Vertretung zu ver- 
langen. Sodann Hat er für jeine Thätigfeit Gebühren und Erſatz feiner Auslagen, 
insbejondere auch Schreibegebühren und Reiſekoſten (Tagegelder, Nachtquartiere, 
Fuhrkoſten) zu beanfpruchen. Für die Höhe der erjteren ift die Gebührenordnung 
maßgebend, welche die einzelnen Sätze auf der Baſis feſter Paujchquanta und be— 
jtimmter progreffiver Werthklaſſen feſtſetzt. Wenn aber der Rechtsanwalt einer Partei 
nicht richterlich beigeordimet oder zum Wertheidiger bejtellt worden iſt, kann durch 
Vertrag eine höhere ala die tarmäßige Vergütung vereinbart werden. Der Auftrag: 
geber ijt indefien nur gebunden, wenn er feine Zufage jchriftlich gemacht hat, auch 
fann er, wenn der Rechtsanwalt bei der Ausbedingung eine angemefjene Grenze über: 
ichritten hat, eine Herabminderung bis auf den gejelichen Betrag, auf dem Wege 
des Prozeffes, in welchem jtets ein Gutachten des Vorſtandes der Anwaltsfanımer 
einzuholen ijt, erzielen. Soweit das frühere Recht durch die erwähnten jpeziellen Be— 
ftimmungen nicht mobdifizirt wird, ift daflelbe für das Verhältniß zwiichen Anwalt 
und Klienten noch maßgebend geblieben. Im Gem. Recht hat man daffelbe bald als 
Mandat, bald ala Dienftmiethe gefaßt, ja fogar (Wetell) jede Vertragsbeziehung 
zwiſchen beiden Theilen geleugnet. Die Motive zur Deutjchen Rechtsanwaltsordnung 
haben fich zwar der erjteren Auffaſſung angefchloffen, und diefe tritt auch in der wieder: 
holten Bezeichnung des Klienten als Auftraggebers in dem Gejege mehrfach hervor, 
indeſſen ift dadurch die rechtliche Natur des Verhältniffes immer nicht geſetzlich feſt— 
geftellt und es hindert nichts dafjelbe, als einen Vertrag auf entgeltliche Leiſtung 
freier Arbeit, in welcher zugleich die Vertretung des einen Kontrahenten inbegriffen 
ift, zu charafterifiren. 

18* 
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Anwaltskammern. Die Anwälte eines jeden Oberlandesgerichtsbezirkes 
bilden eine Anwaltskammer. An ihrer Spitze ſteht ein Vorſtand von 9—15 Mit— 
gliedern, welche von den betreffenden Anwälten auf vier Jahre gewählt werden und 
von denen die Hälfte aller zwei Jahre ausſcheidet. Die Kammer ſtellt ihre eigene 
Geſchäftsordnung, ſowie diejenige für den Vorſtand auf, bewilligt die durch Beiträge 
aufzubringenden Mittel für die Verwaltung ihrer Angelegenheiten und nimmt die 
Rechnung des Vorſtandes ab. Der Vorftand führt die disziplinarifche Aufficht über 
die zur Kammer gehörigen Anwälte und handhabt die ehrengerichtliche Strafgewalt 
über diejelben, er vermittelt ferner auf Antrag Streitigkeiten unter ihnen und ſolche 
aus dem Auftragsverhältniffe zwiichen Anwalt und Auftraggeber, diefe jedoch nur 
auf Antrag des lebteren, er erjtattet weiter Gutachten, welche von der Landes— 
juftizverwaltung oder bei Streitigkeiten zwiichen Anwalt und Auftraggeber von 
den Gerichten erfordert werden, endlich verwaltet er dag Vermögen der Kanımer und 
legt derjelben die jährliche Rechnung. 

Die ehrengerichtliche Beſtrafung eines Rechtsanwaltes tritt ein, wenn 
er die ihm obliegenden Pflichten verlegt hat. Die Strafen find: 1) Warnung, 
2) Verweis, 3) Gelditrafe bis zu 3000 Mark und 4) Ausichließung von der R. 
Das Ehrengericht bildet der VBorftand der Anwaltsfammer in der Bejegung don fünf 
Mitgliedern. Das Berfahren ift dem Strafprogeß nachgebildet. Der Staatsanwalt, 
welcher die öffentliche Klage erhebt und überhaupt bei dem Verfahren funktionirt, 
ift der Staatsanwalt beim Oberlandesgeriht. Die Berufung von den Urtheilen 
der Ehrengerichte geht an den Ehrengerichtshof. Diefer ift bei dem Reichsgericht in 
Leipzig gebildet und beiteht aus dem Präfidenten, jowie drei Mitgliedern dieſes 
Gerichtes, endlich aus drei Mitgliedern der Anwaltskammer defielben. 

Für die Anwälte beim Reichögericht gilt die Bejonderheit, daß fie nicht gleich- 
zeitig bei einem anderen Gericht zugelaflen werden, auch bei einem folchen nicht 
auftreten dürfen, auch können fie die dem Prozekbevollmächtigten zuftehende Ver— 
tretung nur auf einen anderen, beim Neichsgericht zugelaffenen Anwalt übertragen, 
während als Vertheidiger oder zur Ausführung der Parteirechte jeder bei einem 
Deutichen Gericht zugelaffene Anwalt auch vor dem Neichsgericht auftreten Tann. 
Für die Anwälte beim Reichsgerichte ift aus diejen eine eigene Anwaltsfammer 
gebildet, deren Vorſtand für fie als Ehrengericht fungirt, jedoch ift die Mitgliedichaft 
in dem leßteren mit der im Ehrengerichtshof unvereinbar. 


Gigb.: Deutſche Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878. — Deutſche Gebühren: 
— für Rechtsanwälte vom 7. Juli 1879. — Defterr. Advolatenordnung vom 6. Juli 
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Lit.: H. Jacques, Die freie Advofatur und ihre Legislative Organifation, Wien 
1868. — Gneijt, Freie Advokatur, Berlin 1867. — U. Brir, Organifation der Advofatur 
in Preußen, Defterreich 2c., Wien 1868. — Meyer, Die (Deutiche) Rechtdanwaltsordnung, 
erläutert, Berlin 1879; Derfelbe, Die (Deutiche) Gebührenordgung für Rechtsanwälte, 
erläutert, Berlin 1879. — GE. Piafferoth, Handbud für dad Anmwaltögebührenweien des 
Deutihen Reichd, Berlin 1879. — Endemann, Der Deutiche Civilprozeß, Bd. III. ©. 553 ff., 
59 ff. — Wad, Vorträge über die RCPO., Bonn 1879, ©. 64 ff. — Zeitichr. des Anwalts- 
vereind für Bayern, Erlangen ſeit 1861. — Preuß. Anwaltäzeitung, herausgeg. von F. und 
P. Hinihius, Berlin 1862—1866. — Jurift. Wochenichrift, herausgeg. von ©. Hänle 
und 3. Johannſen, Organ bed Deutichen Anwaltsvereins, Berlin jeit 1872. 

P. Hinſchius. 


Rechtsbeſitz, ſ. Quaſibeſitz. 


Rechtshängigkeit (Litispendenz) iſt eine aus verſchiedenen Wendungen der 
Quellen (1. 2. C. de litig. 8, 36; rubr. C. 1, 21; rubr. X. 2, 16) abgeleitete 
Bezeichnung, welche von der früheren gemeinrechtlichen Theorie auf den Zuſtand 
einer in gerichtlicher Verhandlung begriffenen Streitfache als die Grundlage gewiſſer 
Rechtswirkungen angewendet wurde. Ueber den Zeitpunkt der R. beitand Streit, 
weil jene Wirkungen nicht alle gleichzeitig eintraten; vgl. Renaud, Givilprozeh, 
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S 72. Jetzt Hat die CPO. $ 235 feftgefeßt, daß die R. durch die Erhebung der 
Klage begründet wird, d. i. regelmäßig durch die Zuftellung des Schriftſatzes, 
welcher die Klage enthält ($ 230, Abf. 1). Die Wirkungen der R. find theils 
prozeßrechtlicher, theils materieller Natur. Der erjteren Art find folgende: 1) jede 
Partei fann während der Dauer des Prozefles einer anderweitigen Geltendmachung 
derjelben Streitjache durch den Gegner die prozeßhindernde Einrede der R. (exceptio 
litis pendentis) entgegenjegen (( PO. $ 235, Nr. 1; $ 247, Nr. 3). Dieſe Ein- 
rede war dem klaſſiſchen Röm. Recht fremd; fie wurde erjeßt dadurch, daß die ein- 
mal big zur litis contestatio geführte actio jogar fonfumirt und damit ihre Wieder- 
bolung für alle Zeit (theils ipso iure, theil® per exceptionem rei in iudicium de- 
ductae) auögejchloffen war. Nach dem Wegiall des Konjumtionsprinzipg entwicdelte 
fich jedoch jene Einrede, weil die Vertheidigungspflicht nicht gleichzeitig mehrmals 
demjelben Anipruch gegenüber beſteht (Wach, in Krit. Vierteljahreichriit XIV. 
©. 589). Ihr objektiver Umfang ijt derjelbe, wie bei der Einrede der rechtskräftig 
entjchiedenen Sache. Auf die Form, in welcher die neue Geltendmachung des rechts- 
bängigen Anſpruchs erfolgt (ob durch Klage, Kompenjationseinrede, Widerflage oder 
Präjudizialinzidentflage), fommt nichts an. Von Amtswegen ift die Berüdfichtigung 
der R. nicht geboten. — 2) Die fachliche, wie die örtliche Zuftändigfeit des Gerichts 
bejtimmt ſich nach dem Zeitpunkt, in welchem die R. eintrat. Eine jpätere Ver— 
änderung der Umſtände, welche fie begründet haben, ift unerheblich (jog. perpetuatio 
fori; CPO. $ 235, Nr. 2). — 3) Der Kläger hat nach Eintritt der R. nicht 
mehr das Recht, ohne Einwilligung des Beklagten eine Klageänderung (ij. diejen 
Art.) vorzunehmen (CPO. $ 235, Nr. 3). Daneben ijt oft ala prozeßrechtliche 
Wirkung der R. die Befugniß des Beklagten zur Erhebung einer Widerklage hin- 
geitellt worden. Allein dieje jet zwar die R. voraus, aber außerdem auch den 
fpäteren Akt der Streiteinlaffung. Vgl. d. Art. Widerflage. Ueber die mit 
der R. verbundene Litigioſität ſ. diefen Art. Als materielle Wirkungen der R. 
fommen noch in Betracht die Unterbrechung der Verjährung und, was freilich jtreitig 
ijt, der Erjigung (f. dieje beiden Art.), die Steigerung der Haftung des Beklagten 
bei der Vindikation (f. diefen Art.), der Eintritt der Vererblichkeit bei ſonſt 
unvererblichen Klagen u. a. m. Ueber diejelben im einzelnen val. Windjcheid, 
Zehrb., I. 88 124—126 und bezüglich des Preuß. Rechts Dernburg, Xehrb., I. 
8 130—132. Die CPO. $ 239 enthält in Bezug auf Art und Umfang diejer 
Wirkungen nur eine Verweifung auf das bürgerliche Recht. Dagegen jeht fie als 
Zeitpuntt des Cintritts für alle gleichmäßig den Moment der Erhebung der Klage 
feſt, jo daß damit die mach bieherigem Recht jchon mit der Einleitung der Klage 
verbundenen hinausgejchoben, die bisher erſt mit der Litisfontejtation eintretenden 
vorgerüdt find. Jedoch darf dieje Neuerung nicht auf jolche Wirkungen erftredt 
werden, welche nicht an diesR. im Sinne des Prozeßbeginns, jondern an andere, 
zuweilen unter den Begriff der R. gezogene Momente geknüpft find. So 3. B. 
bleibt die Haftung desjenigen, der, als Beſitzer beklagt, ich für einen ſolchen aus— 
giebt, ohne es zu jein, immer durch den Inhalt feiner Streiteinlaffung bedingt und 
darum an den Zeitpunkt derjelben gebunden. Ob der Augenblid des Eintrittö der 
R. auch für die im Urtheil zu entjcheidende Frage nach dem Vorhandenjein des 
Hägerijchen Rechts maßgebend fei, ijt bejtritten. Für die Bejahung L. Seuffert, 
Komm. zur EPD., S 239, Anm. 1; dawider Gaupp, Komm. zu $ 239, Anm. II. 
a. E. Das Richtige ift, daß injoweit als eine Ergänzung, Erweiterung oder Um— 
geitaltung der Klage zuläffig ift (KBO. $ 240), auch eine nach der R. eingetretene 
Veränderung der Umstände bis zum Schluß der mündlichen Verhandlung, auf welche 
das Urtheil ergeht, vom Kläger geltend gemacht werden kann. — Die Dauer der 
R. eritredt ſich bis zur rechtöfräftigen Entjcheidung des Prozeſſes oder der ander: 
weitigen Erledigung defielben durch Zurüdnahme der Klage, Verzicht auf den An— 
fpruch u. ſ. w. Bei Rechtskraft des Endurtheils wird die Einrede der R. abgelöft 
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durch die Einrede der rechtskräftig entſchiedenen Sache. Lautet das Urtheil auf Ab— 
weiſung nicht des Anſpruchs, ſondern nur der Klage wegen Mangels einer Prozeß— 
vorausfegung, jo hebt es alle an die R. gefnüpften Wirkungen wieder auf. 

Ed. 


Nechtshülfe (subsidium juris) ift die auf Erfuchen eines Gerichts in einem 
fremden Sprengel jtattfindende Vornahme einer richterlichen Handlung ſeitens des 
örtlich zuftändigen Gerichte. Sie kann nicht nur erforderlich werden, wenn Die 
Gerichtsbarkeit des erfuchenden Gericht? für dasjenige, in deffen Sprengel die Sande 
lung bewirkt werden muß, eine fremde ift, vielmehr find auch die Gerichte eines 
und deſſelben Staates, trogdem fie ſämmtlich die gleiche, diejen zuftehende Gerichts— 
barkeit ausüben, genöthigt, gegenfeitig die Leiftung der R. in Anfpruch zu nehmen, 
weil jedes derjelben eine bejtimmte, die jedes anderen ausſchließende Zuftändigfeit 
beſitzt. Sinfichtlich des heute in Deutichland geltenden Rechts ift zunächit zu unter- 
icheiden die Gewährung der R. ſeitens Deutjcher Gerichte gegen andere Deutiche und 
die gegen Nichtdeutiche, ferner aber auch, was das Verhältniß der Deutfchen Gerichte 
zu einander betrifft, die Leiſtung der R. in den zur ordentlichen ftreitigen Gerichts— 
barkeit gehörigen, d. 5. in den vor den ordentlichen, reichsgefeglich organifirten Ge— 
richten zu verhandelnden Civilprozeß-, Straf: und Konkursjachen, und in anderen 
Angelegenheiten, wie 3. B. in Prozeffen, für welche die zugelaffenen Sondergerichte 
zuftändig find, und in Sachen der freiwilligen Gerichtäbarfeit. 

I. Die Gewährung der R. jeitens eines Deutjchen Gerichtes gegenüber dem 
andern ift a) durch das Deutiche Gerichtäverfaflungsgejeß nur geregelt in Sachen 
der ordentlichen jtreitigen Gerichtöbarfeit. In diefer haben fie fich gegenfeitig auf 
Erfuchen R. zu leiſten, gleichviel ob fie demjelben Bundesftaate angehören oder 
nicht. Das Erjuchen ift an das Amtsgericht desjenigen Bezirks zu richten, in welchem 
die Amtshandlung vorgenommen werden joll. Es darf nur abgelehnt werden, wenn 
es nicht von einem im Inſtanzenzuge vorgejegten Gerichte ausgegangen ift und 
überdies entweder dem erjuchten Gericht die örtliche Zuftändigfeit mangelt oder die 
vorzunehmende Handlung nad dem Rechte defjelben verboten ift. Wird das Er— 
juchen von dem Amtägericht unſtatthafter Weife abgelehnt oder beichloffen, dentjelben 
in folchen Fällen, wo es nicht zuläffig ift, jtattzugeben, jo entjcheidet das vorgejeßte 
Oberlandesgericht. Die Entjcheidung defjelben fann nur mittels Beſchwerde beim 
Neichsgericht angefochten werden, wenn diejelbe die R. für unzuläffig erklärt und 
das erjuchende und erfuchte Gericht verichiedenen Oberlandesgerichtsbezirten angehören. 
In beiden Inſtanzen ergehen die Entjcheidungen ohne mündliche Verhandlung auf 
Antrag der Betheiligten oder des erjuchenden Gerichtes. Treiheitsftrafen (nicht aber 
die Haft, infoweit fie Zwangsmittel im Grekutionsverfahren ift) find, wenn fie die 
Dauer von ſechs Wochen nicht überfteigen, in demjenigen Bundesjtaate, in welchem 
fich der DVerurtheilte zur Zeit der Strafvollitrefung befindet, zu volljtreden, bei 
höheren Strafen fann die leßtere, troß des darauf gehenden Erſuchens, abgelehnt werden, 
nur it der Verurtheilte auf Erfuchen an denjenigen Bundesftaat, in welchem die 
Strafe erfannt worden iſt, auszuliefern. Mit Rüdficht darauf, daß nach der Deutichen 
StrafPD. die Strafvollitrefung der Staatsanwaltichaft zufteht, ift das Erjuchen um 
Volljtrefung einer Freiheitäftrafe in dem Bezirk eines anderen Gerichtes oder um 
Ablieferung eines in einem folchen befindlichen Verurtheilten behufs der Strafver- 
büßung an die Staatsanwaltichait bei dem betreffenden Landgericht zu erlaſſen. 
Nur im Falle der R. unter den Behörden verichiedener Bundesjtaaten find die 
baaren Auslagen, welche durch eine Ablieferung oder Strafvollitredung erwachſen, der 
erfuchten Behörde von der erfuchenden zu erjtatten. Im Uebrigen greift feine Koſten— 
erjtattung unter ihnen Pla, wol aber find beim Vorhandenfein einer zahlungss 
pflichtigen ‘Partei die Koſten von derjelben durch die erjuchte Behörde einzuziehen 
und die eingezogenen Beträge der erjuchenden zu übermitteln. — Zu bemerfen ıft 
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übrigens, daß ſich der Umſang derjenigen Handlungen, bei welcher die Leiſtung der 
R. nothwendig iſt, durch die Einführung des Prozeßbetriebes der Parteien bei Zu— 
ſtellungen, Ladungen und Zwangsvollſtreckungen, ſowie des Inſtitutes der Gerichts— 
vollzieher gegen früher weſentlich verengert hat. Bei der einheitlichen Regelung des 
Verfahrens in den betreffenden Beziehungen und dem die Reichsjuſtizgeſetzgebung 
beherrſchenden Grundſatz, daß die Gerichtsgewalt jedes Deutſchen Gerichtes ſich auf 
alle im Deutſchen Reich befindlichen Perſonen ohne Rückficht auf den Bundesſtaat, 
dem ſie angehören oder in welchem ſie ſich befinden, erſtreckt, bedarf es nur des 
Angehens des betreffenden Gerichtsvollziehers bzw. Gerichtsſchreibers, und dieſer hat 
die erforderliche Handlung nach Maßgabe der Prozeßordnungen vorzunehmen, ohne 
Rückſicht darauf, ob das Prozeßgericht einem anderen Bundesjtaat angehört. b) Für 
die nicht unter a erwähnten Angelegenheiten regelt fich die Gewährung der R. 
zwiichen Deutjchen ordentlichen Gerichten, ferner zwiſchen Deutfchen Sondergerichten 
jowie zwijchen den Deutichen Staatsanwaltichaften (mit den unter a erwähnten Aus 
nahmen) und endlich zwiſchen Deutſchen Staatsanwaltjchaften und Deutichen Gerichten 
nach dem Geſetz des Norddeutichen Bundes vom 21. Juni 1869, betr, die Gewäh- 
rung der R., welches auch in Baden und Südheffen durch den Art. 80 der RBerf. 
vom 15. Nov. 1870, in Württemberg nach Art. 2, Nr. 6 des Vertrages vom 
25. Nov. 1870, in Bayern durch $ 6 des Gef. vom 22. April 1871, und in 
Elſaß-Lothringen durch das Gef. vom 11. Dez. 1871 eingeführt worden ift. Das— 
jelbe bezieht ſich allerdings nur auf die R. in bürgerlichen Rechtsftreitigfeiten und 
Straffachen, dagegen nicht auf Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtöbarfeit und 
der Juftizverwaltung. Es Hat den Gedanken, daß die Deutjchen Gerichte fich gegen— 
jeitig R. zu gewähren verpflichtet find, wie wenn fie Gerichte ein und defielben 
Staates wären, jomweit dies feiner Zeit bei der Verfchiedenheit der Juftigorganifation, 
des Prozekverfahrens und des Strafrechtes möglich war, ſchon damals praftijch ver- 
wirflicht. Neben demjelben find endlich die Vorfchriften der zwijchen den einzelnen 
Bundesftaaten in Betreff der R. gefchlofjenen Verträge infoweit in Geltung geblieben 
und haben diejelbe auch noch Heute, abgejehen von dem unter a bezeichneten Gebiete, 
infoweit behalten, ala dieſe Beitimmungen mit dem Bundesgefege nicht im Wider: 
ipruch jtehen. 

I. In Betreff der Gewährung der R. an ausländiiche Juſtizbehörden enthält 
nur die Deutjche CPO. BVBorfchriften über die Zmwangsvolljtrefung aus Urtheilen 
ausländiicher Gerichte. Eine ſolche kann nicht anders jtattfinden, als wenn ihre 
Zuläffigkeit durch ein VBolljtrekungsurtheil eines Deutſchen Gerichtes ausgeiprochen 
worden iſt. Zur Erwirkung defjelben Hat der Grefutionsfucher Klage gegen den 
Perurtheilten beim Gericht des allgemeinen Gerichtsitandes des leßteren, eventuell dem 
des belegenen Vermögens zu erheben. Eine Prüfung der Gefegmäßigfeit der Ent— 
icheidung fteht dem inländijchen Gericht nicht zu. Dagegen ift der Erlaß des Voll: 
ſtreckungsurtheiles abzulehnen: 1) wenn die Gegenfeitigkeit ſeitens des Staates, 
welchem das ausländifche Gericht angehört, nicht verbürgt ift, 2) wenn das aus- 
ländifche Urtheil nach dem fremden Recht noch nicht die Rechtskraft beſchritten hat, 
3) wenn auf Grund des Urtheild eine Handlung erzwungen werden joll, welche 
nach dem Recht des erfennenden Deutjchen Richters nicht erzwungen werden darf, 
4) wenn nach dem Rechte des lehteren die Zuftändigkeit feines der Gerichte des 
fremden Staates, welchem das ausländifche Gericht angehört, (nach anderer Aus— 
legung: die des ausländifchen Gerichtes, welches das in Frage ftehende Urtheil er— 
laffen Hat, nicht) begründet war, 5) wenn das ausländifche Urtheil gegen einen 
Deutichen, ohne daß fich diefer auf den Prozeß eingelaffen hat, ergangen und die 
den lebteren einleitende Ladung oder Berfügung ihm weder im Staate deö aus— 
ländifchen Prozeßgerichts in Perfon noch durch Gewährung der R. im Deutichen 
Reich zugeftellt ift. Im Uebrigen enticheiden die mit den ausländischen Staaten ab— 
geichloffenen Verträge. Soweit folche nicht vorhanden find, befteht eine verbreitete 


280 Rechtskraft. 


völkerrechtliche Praxis, daß die Juſtizbehörden unter Vorausſetzung der Gegenjeitig- 
feit den Erſuchen fremder Gerichte genügen, ſofern die Handlung formell ſtatthaft 
it, und in der Zuftändigfeit der erfuchenden Behörde liegt. ©. übrigens auch den 
Art. Auslieferungdverträge. 

Sigb.: Deutiches ring SS 157 fi. — Deutihe CPO. 88 660, 661. — Norbbeutiches 
Yunbeägeieh vom 21. Juni 1869. 

git.: d. Bar, Das internationale Privat: und Strafredt, ©. 456, 463. — Heffter, 
Völkerrecht, SS 35 ff. — Enbdbemann, Die Rechtshülfe im Norbdeutichen Bunde, in der Zeit: 
Ichrift für Gejeßgebung und Rechtäpfle e in Preußen, Bd. III. (1869) ©. 398, 605 (aud im 
Separatabdrud erſchienen) — Wad, Borträne über die RCPO., Bonn 187 2% 5* 

P. in iu 


Rechtskraft (civilrechtlich). Mit Rückſicht auf das Verfahren ſpricht man 
von jog. formeller R., wenn fein Mittel mehr vorhanden ift, um ein vom 
Richter geiprochenes Urtheil (Decifivdekret) anzufechten. Wann dies der Fall tjt, ift 
nach den verjchiedenen Prozeßgeſetzen verjchieden (vgl. darüber Th. I. ©. 634), Die 
CPO. beitimmt in $ 645, daß die R. vor Ablauf der für die Einlegung des zu— 
läffigen Rechtsmittel oder bei Verſäumnißurtheilen des zuläffigen Einfpruches be— 
jtimmten Frift nicht eintreten folle. Die frühere Eintheilung, wonach nur diejenigen 
Gndurtheile rechtäfräftig find, welche mit einem ordentlichen, d. h. mit einem an eine 
Nothirift gebundenen, Rechtsmittel nicht mehr angefochten werden können (vgl. EG. 
zur CPO. 819), ift nach der CPO. aufgegeben, weil diefe außerordentliche Rechtsmittel 
nicht fennt und an Stelle derjelben die Wiederaufnahme des Verfahrens im Wege 
der Klage geſetzt hat ($ 541; vgl. jedoh Bolgiano, Civ. Prz., I. ©. 360, und im 
Arch. f. civ. Praris Bd. LIX. ©. 420, gegen ihn Hinihius in der Itſchr für 
d. Civ.Prz. I. S. 1 ff.). Selbitverjtändlich fann auch ausdrüdlich oder ſtillſchweigend 
durch Verzicht auf das Rechtsmittel die R. herbeigeführt werden (CPO. SS 475, 
529). Die R. macht das Urtheil zu einer „sententia indubitata, quae nullo remedio 
attentari potest (l. 23 $ 1 D. 12, 6), fie bewirft eine Fiktion der Wahrheit, un— 
abänderliches formelles Recht und äußert die erheblichiten Wirkungen auf das unter 
den Parteien bejtehende Nechtsverhältniß. Dieje Wirkungen bilden den Begriff der 
jog. materiellen R. — Der Umfang der R., ob ihr nur die eigentliche richter— 
liche Entjcheidung oder auch das dieſer zu Grunde liegende Material (Tenor oder 
auch Urtheilagründe) unterworfen jei, iſt außerordentlich beftritten. Für die gem. 
Theorie nahm Savigny (Syitem VI. 350—8370, 429—443, 451, 452) aı, 
daß auch die in den Gründen enthaltenen Glemente des Urtheils (jog. objektive 
Entſcheidungsgründe), d. h. diejenigen Bejtandtheile der Gründe, welche Entjcheidungen 
enthalten, in R. erwachſen; vechtsfräftig würden demgemäß auch die Entjcheidungen 
werden, welche über die den Anipruch des Klägers oder Beklagten bedingenden Rechte 
(PBräjudizialpunfte) ergehen. Dieje Anficht vermeidet zwar, was jchon das Römijche 
Recht in 1. 6 D. 44, 2 hat vermeiden wollen: den möglichen Widerjpruch zweier 
Urtheile über dafjelbe Rechtsverhältniß, allein fie geht über den Willen der Parteien 
hinaus, welche in ihren Anträgen der richterlichen Entjcheidung eine Grenze gezogen 
haben und nur innerhalb diejfer einen Spruch verlangen. Unger (Dejterr. ‘Privat 
recht, I. ©. 615 ff.) und Wepell (Giv.Prz., ©. 518 ff.) jchränfen die Sa— 
vigny' ſche Anficht ein, fie laffen die R. des Urtheils nur jo weit reichen, als der 
Inhalt defjelben reicht und beziehen diefelbe nur auf den konkreten Klageanſpruch. 
Noch Andere (Buchka, Die Lehre vom Einfluß des Prozeſſes, J. ©. 311; Förſter, 
Preuß. Privatrecht, I. 263) firiren die Nechte auf das, was der Richter entjchieden 
hat, weil er es entjcheiden mußte. Ginig ift man nur darüber, daß es nicht 
darauf anfommt, an welchem Ort der Ausipruc des Richters ſtehe, jowie daß die 
biftorifchen und deduftivifchen Bejtandtheile des Urtheild von der R. ausgeſchloſſen 
find. Die gem. Praris ſchwankt (vgl. Gruchot, Beitr., Bd. VII. ©. 175 ff.), 
neigt fich jedoch zum großen Theil der Savigny’jchen Anficht zu. (Ueber das 
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ROSS. ſ. Seuffert, Ach. XXV. Nr. 278, Erf. v. 31. März 1871.) — Nach 
Preuß. Allg. Gerichtsordn. iſt zwar bejtimmt (I. 13 8 38), daß „bloße Ent- 
jcheidungsgründe niemals die Kraft eines Urtheild Haben jollen“, und dem ent- 
iprechend hat das Preuß. OTrib. befonderd in dem Erkenntniß vom 16. Oft. 1848 
(Entſch. Bd. XVII. ©. 462) in den Gründen nur ein Auslegungsmittel des allein 
rechtäfräftig werdenden Tenor gejehen, die Theorie des Preuß. Rechts dagegen hat 
die R. in dem weiteren Sinne des gem. Rechts aufgefaßt (Förſter a. a. D., bei. 
©. 264; Dernburg, Lehrbuch des Preuß. Rechts, I. S. 267—272). — Die 
Franzöfijche Theorie und Praris hält zwar daran feſt, daß Alles, was rechts— 
kräftig werben folle, auch in dem Tenor, jog. dispositif, jtehen müſſe, dieje aber iſt 
durch den Gegenjtand und den Umfang der „conclusions formelles prises par les 
parties“ bejtimmt, jo daß auch präjudizielle Punkte der R. fähig find (Aubry et 
Rau, Cours de droit civ., VI. p. 489 ss.). — Die Deutſche EPLO. ſchließt fich, 
wie in den Motiven ©. 291 ausdrüdlich hervorgehoben iſt, an die für das Gem. 
Recht von Unger und Wetzell und für das Preuß. Recht von dem früheren 
Berliner OTrib. aufgeftellte Anfiht an. Nach $ 293 find Urtheile der R. nur 
joweit fähig, als über den durch Klage oder Widerflage erhobenen Anſpruch ent— 
ſchieden ift (vgl. auchgs 292). Es iſt jedoch nach richtiger Meinung nicht 
erforderlich, daß dies gerade im ſog. Tenor gejchieht, jondern es können auch Ent- 
jcheidungen über Ginreden und Repliken in den Urtheildgründen vorkommen. Sins 
fichtlich der KHompenjationseinrede ift in $ 293 Abi. 2 die Beitimmung getroffen, 
daß die Entjcheidung über die Griftenz der Gegenforderung nur bis zur Höhe des— 
jenigen Betrages, mit welchem aufgerechnet werden ſoll, der R. fähig if. In N. 
geht aljo nur dasjenige über, worüber entjchieden ift, Gründe werden niemals 
rechtöfräftig (vgl. auch $ 695). Dagegen nähert fich die CPO. infofern der Sa— 
vigndp’ichen Theorie, ala fie auch eine R. der jog. Elemente des Urtheils, der 
Präjudizialpunfte, eintreten läßt ($ 231), mit dem Unterjchied jedoch, daß dies nicht 
ihon aus dem Geſetze jelbjt folgt, jondern von einem ausdrücklich darauf gerichteten 
Antrag der Parteien abhängig gemacht wird ($ 253). 

Wirkungen der R. Das ältere Römifche Recht legte nicht jchon dem Ur— 
theil, fondern jogar der Litisfonteftation konfumirende Wirkung bei und verhinderte, 
daß eine bereitö erhobene Klage nochmals vor den Richter gebracht würde (vgl. den 
Art. Konjumtion). Herbeigeführt wurde diefe Konjumtion durch die exceptio rei 
judicatae (jog. negative Funktion). Später aber jah man ein, daß dieje Einrede 
nur dem Beflagten zu Gute fomme und daß es Fälle gäbe, wo der Kläger zur 
Aufrechterhaltung des Urtheils genöthigt werde, auf jeinen früheren Anfpruch zurüd- 
zufommen. Hier gewährte man ihm gegen die exceptio rei judicatae des Beklagten eine 
replicatio rei secundum se judicatae (l. 9 $ 1 D. 44, 2; 1.16 85 D. 20, 1). 
Endlich mußte der Kläger dagegen gejchügt werden, daß nicht der Beklagte gegen 
ihn einen Anjpruch geltend machte, der ihm bereits durch rechtsfräftige Verurtheilung 
zuerfannt war, 3. B. wenn der im Vindikationsprozeſſe unterlegene Bellagte nun 
mehr die rejtituirte Sache jelbjt mit der Vindikation zurückforderte. Auch hier wird 
das erjte Urtheil durch die dem Kläger gegebene exc. rei jud. aufrecht erhalten — 
jog. pofitive Funktion — (1. 40 $ 2 D. 3, 3; 1.1. 15, 19, 30 $1 D.44, 2). © 
trat neben die Konjumtion bald eine neue Auffafjung der exc. rei jud. zur Auf: 
rechterhaltung des Urtheils, und es bildete fich die Theorie der R. im engeren 
Sinne weiter aus, welche man auch bei Präjudizialenticheidungen, die weder Ver— 
urtheilung noch Freiſprechung enthielten, anerfannte. Hinfichtlich des Beklagten hatte 
aber die exc. rei jud. jet gemäß der in 1. 57 D. 50, 17 auögefprochenen Regel 
die Bedeutung, daß er mit ihr den Kläger zurüdwies, der ihn mit der nämlichen 
Klage belangte. Injofern hat auch heute noch das Urtheil konſumirende Wirkung 
(Unger, II. ©. 682—685; Buchka, II. ©. 211 u. A.). Mit Unrecht wird dies 
von v. Savigny, v. Wächter, Keller, Windjcheid für das heutige Recht ge— 
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leugnet und behauptet, daß auch in diefem Falle die exc. rei jud. zur Aufrecht- 
erhaltung der R. diene, alfo auch hier eine pofitive Funktion habe. Ebenſo un- 
richtig it es, daß Brinz, Bekker u. A. nur die negative Funktion der exc. rei jud. 
anerkennen wollen. Ein praftifches Interefje gewährt jedoch diejer Streit nicht mehr. — 
Kann aber der Kläger den einmal abgeurtheilten Anspruch nicht wieder auf's Neue 
gegen den Beklagten vorbringen und ift der Richter an die einmal in einer Givil- 
jache gefällte Entjcheidung gebunden (wie weit auch die thatjächliche Feititellung des 
Strafrichters für das Givilgericht maßgebend ift, gehört nicht hierher, über die ältere 
ichwanfende Praris in Deutjchland val. Förfter a. a. O. ©. 258 Anm. 11; 
Zahariä, Lehrbuch des StrafPrz., II. ©. 99 ff., nach dem EG. zur CPO. 8 14 
Nr. 1 ift die bindende Kraft der ftraigerichtlichen Urtheile für den Givilrichter auf 
gehoben, vgl. Kayjer, Das Strafgerichtöverfahren u. das Strafverfahren des Deutjchen 
Reiches, 1879, ©. 112 ff.), jo bedarf die Frage, warn in einem neuen Verfahren der 
alte Anſpruch ala wiedergefehrt zu betrachten ſei, einer eingehenden Erörterung. Diefelbe 
richtet fich nach den Borfchriften des bürgerlichen Rechts, da die CPO. Beitimmungen 
darüber nicht enthält, nur müffen die Wirkungen über die Rechtshängigkeit (S$ 235 ff.) 
mindejtens auch die der R. fein, jo namentlich in Bezug auf den Rechtönachtolger 
($$ 236, 238, 665, 671). Das Römijche Recht beantwortekdiefe Frage mit der vieliad 
(11. 8, 7 8 4D. 44, 2; 11. 19, 22, 30 $ 1 D. eod.) ausgedrüdten Rechtäregel: 
exceptio rei judicatae obstat, quoties inter easdem personas eadem quaestio re 
vocatur. Danach hat man "die Identität des Anfpruches in objeftiver und ſub— 
jeftiver Beziehung zu prüfen. 1. Objektiv. a) Der eingeflagte Gegen: 
ftand. Identität des Gegenjtandes iſt vorhanden, wenn zuerſt das Ganze und 
ſpäter ein Theil eingeklagt wird, es ſei denn, daß dieſer ein ſelbſtändiges Daſein 
bat, wie 3. B. die Hausmaterialien (1.78 2D. 44, 2). Streitig ift, ob aud 
das Umgefehrte jtattfinde (bejaht von Windjceid, 1. ©. 353), was mit ey 
ficht auf 1. 13 D. 44, gi 1. 1 C.3, 1 zu verneimen ift (Wetzell, Giv.Prz., 

Note 23; Unger, II. S. 637). Iden itat liegt auch vor, wenn der frühere * 
ſpruch Vorausſehung des ——— iſt und der ir zurücfgetviefen wurde (1.1. 8, 11 
S8D.44 2; .1$81;12588D.10, 2; 1.18 D. 44,1; 1.13 D. 20, 
6; LI. 18, 26$1D. 44, 1; 1.11 $ 10; 4 16 eod.; .3$1D. 20, 1; 1.7 
D. 25, 3; über 1.783 D. 44, 1 it. bei Windfcheid a. a. O. $ 180 Note 
16; BO. 88 231, 253). Wird umgefehrt die Vorausjegung eines zuerſt ab: 
erfannten Anipruches vorgebracht, jo herrſcht über die Frage der Jdentität Streit. 
Prinzipielle Enticheidungen (1. 1C.3, 8; 1. 3 C. 3, 1) und Anwendungen in fon 
freten Fällen iprechen für die Verneinung. b) Das eingeflagte Recht. Es iſt 
feine Identität vorhanden, wenn im fjpäteren Prozeß ein anderes Recht in Aniprud 
genommen wird, ala in früheren (3. B. erit Eigenthum, dann Befit); wohl aber 
dann, wenn nur ber frühere rechtliche Gefichtspuntt geändert und die Sache mit 
einer anderen Klage verfolgt wird (jo erit die mandati actio — dann die negotior. 
gest. [1.5 D. 44, 2]; a. quanti minorisredhibitoria [l.l. 2, 58 1 D. 44, 2] ı«c.). 
c) Der geltend gemachte Erwerbsgrund. Obligatorifche Rechte fönnen 
auf verichiedene Erwerbögründe gejtüßt werden umd die Abweifung aus dem einen 
jchließt die Verfolgung aus einem andern nicht aus (l. 14 $ 2 D. 44, 2). Ba 
dinglichen Rechten fommt es darauf an, ob man nach heutigem Recht die Angabe 
des Erwerbögrundes für wejentlich hält oder nicht (nach Römiſchem Recht war über 
haupt zur Beichränfung der R. auf den gegenwärtigen Erwerbägrund eine praescriptio 
pro actore erforderlich). Hält man dieje Angabe für nothwendig (wofür auc 
IRA. SS 34, 37, 96; 41, 49 fprechen), jo kann ein anderer Erwerbsgrund, als 
der in der Klage genannte, jpäter nicht mehr geltend gemacht werden, weil das 
Recht an fich dafjelbe bleibt, wenn es auch aus verichiedenen Gründen entjtanden 
it. Hält man aber bei dinglichen Klagen die Anführungen eines bejtimmten Er: 
werbögrundes (causa specialis, expressa) für jafultativ, jo liegt in der Klage mit 
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einem folchen eine Beſchränkung im Sinne der Römifchen praescriptio, und es fann 
daher nach erfolgter Abweifung jtets aufs Neue aus einer anderen causa geflagt 
werden. Hat man aber sine c. expr. geklagt, jo fteht der jpäteren Klage cum. c. e. 
die R. der eriteren entgegen und umgelehrt. Nach CPO. $ 230 muß der Klage: 
grund ſtets angegeben werden, und es ift daher die dingliche Klage auch nur mit 
expressa causa zuläſſig. Selbitverjtändlich ift endlich, daß einer Klage, deren Er— 
mwerbögrund jünger ift ala das gefällte Urtheil (causa superveniens), die R. des 
(eteren nicht entgegengehalten werden kann, denn dieſes hat das dingliche Recht 
nicht für alle Ewigkeit, jondern nur in der gegebenen Zeit geleugnet. 2. Sub= 
jeftiv. Dritte Perfonen werden zunächſt von dem Urtheil und deſſen R. nicht 
berührt (1.2 C. 7, 56). Wol aber find mit den Parteien identisch: deren Univerfal- 
und Singularfuccefforen und die don einer Partei nach der Litisfontejtation ihr 
Recht herleiten (1.9 $ 2 D. 44, 2; 1. 63 D. 42, 1, vgl. auch EPO. 88 236, 
238, 665, 671). Das Gleiche gilt im heutigen Recht von der Stellvertretung. 
Ausnahmsweife wirkt die R. des UrtHeils in folgenden Fällen: a) Bei einer Mit: 
berechtigung oder Mitverpflichtung Mehrerer wirft das von dem Ginen exjtrittene 
Urteil auch zu Gunften der Anderen, das gegen einen Mitverpflichteten ergangene 
Urtheil wirkt nicht gegen die Uebrigen (anderer Meinung Hinfichtlich der Prädial- 
jervituten Savigny, VI. 481; Baron, Geſammtrechtsv., ©. 160 ff., Pand., 
S. 172), ebenjo wenn e& nur gegen einen Mitberechtigten ausgefallen ift, außer wo 
diejer über das ftreitige Recht allein verfügen konnte. b) Die R. eines Urtheils 
zwiichen tejtamentarifchen und gefeßlichen Erben wirft auch gegen die Legatarien und 
Gläubiger. c) Hat ein Unberechtigter durch Urtheil auf Grund eines Notherbrechts 
das Teſtament umgejtoßen, jo gilt der wirkliche Notherbe mit ihm identifch. d) Wer 
wiffentlich feinen Auftor einen Prozeß führen läßt, muß fich auch die Einrede der 
R. entgegenitellen lafjen. e) Auf diefe kann fich aber auch Jedem gegenüber berufen, 
wer in einer (Heut unpraktiſchen) Popularklage unterlegen iſt. f) Ein für oder gegen 
den Vaſallen ergangene® Urtheil wirft auch in Bezug auf den Lehnäherrn. 
g) Statusurtheile wirken in der Regel gegen Jedermann. 

Die Partikulargefeßgebungen ftehen Hinfichtlich der Bedeutung der materiellen 
R. im MWejentlichen auf dem Boden der ratio scripta des Röm. und Gem. Rechts, 
an welche jich die Part. Praris faſt vollitändig anlehnte, jo bei. in Preußen und in 
Sadjen, welches auch hier in feinem Gejegbuch nur die Lehre der Pandeften mil 
geringen Modifikationen darjtellt. Der Code civil fnüpft an die l’autorit6 de la 
chose jugée die Wirkungen einer unmiderleglichen NRechtsvermuthung und läßt dieje 
wie im Gem. Recht nur inter easdem personas, bei eadem quaestio (eadem causa, 
idem corpus, idem jus) gelten. 

Die Bedeutung der R. liegt aber nicht blos in der Aufrechterhaltung des 
Urtheils, jondern auch in deffen zwangsweiſen Durchführung ſeitens des fiegreichen 
Klägers. Im NRömifchen Recht wird ihm bei einer Verurtheilung auf Geld die 
actio judicati, in anderen Fällen eine imploratio officii judicis (1.3 pr.$ 1 D. 43, 
4) gewährt. Mit Unrecht wollen Einige (citirt bei Buchka, II. ©. 214) diejes 
doppelte Rechtsmittel aufrecht erhalten, während nach richtiger Meinung nur der 
formloſe Antrag übrig blieb, mit welchem Kläger bei dem Gericht um Erefution des 
von ihm gefällten Urtheils nachfucht. So auch nad) den Part. Gigb. (3. B. Baden 
$ 837). Nach Justin. Recht konnte bei Geldurtheilen die act. jud. erſt nach Ab- 
lauf von vier Monaten, innerhalb deren der Zinjenlauf ruhte, angeftellt werben ; 
nach diejer Zeit trat eine Verzinfung mit 12%, ein — eine von der Praris im 
Allgemeinen nicht betolgte und durcy EG. zur CPO. S 14 Nr. 4 aufgehobene Bor: 
ichrift. Nach der EPD., welche die Zwangävollitrefung faſt ausjchließlich in die 
Hände des Gläubigers legt, ift nur ein Gefuch um Grtheilung einer mit der Voll: 
itrefungsflaufel verjehenen Ausfertigung des Urtheils (volljtrebare Ausfertigung) 
übrig geblieben ($ 662). 
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Quellen: D. XLU. 1, XLIV. 2; C. VII. 45, 46, 50-58. — X. I. 7. — In ve I 
14. — Clem. IL 11. — reuß Allg. * 1. 10 8 2; 1. . p < — Allgem. Ger.Ordn. Girl 
58.65, 66; 1. 10 5 60; 1. 13 88 88, 43: L 16 88 1, 24 88 2, 3,5. — Merordmune 

1. Juni 1838 $ 1 Rr. 3. — Sädl. BB. xS 176, ın, iss, 1006, 1857, 1866, 3%. — 
han 1350, 1351. — EBD. $8 298, 231, 258. 


Lit.: Für älteres Römifches Recht: Keller, eg Urteil. — Better, Proyefi 
Konfumtion. — Krüger, Konfumtion und Rechtätraft d. har er Recht: Sr: 
bigny, Syſtem, VL 257 — ‚482. — Außerdem: v. Wächter, ae Heft III. — Bude, 
Einfluß, beö zupne — Windſcheid, Actio de3 ömilchen Givilrechtes. — Endemarn, 
Prinz. d. Rechtäft. — — Die prozeſſuale Konſumtion und die Rechtskraft de 
— 1875. — Un ar , Defterr. Privatrecht, II. 615—76. — Förfter, Bram, 
er  (gexand Denn 1881 von Eccius), SS 55, 56; Derjelbe, Klage und Eintedt, 
175— fei 5 im Archiv für civ. Praxis Bd. XXXVIL, XXXVIN. — Die Lehrbücher 
des — und art. Rechts, jowie die Fommentare zur CPO. — Dazu: Schelling, Yebrbud 
es Eiv.Prz., 1880, S. 203. — Bolgiano, Handbud des REiv. rer 1879, 
ayſer. 


Rechtskraft Hat im Strafprozeß eine richterliche Verfügung erlangt, wenn 
fie weder einer vom Belieben einer Partei abhängigen Anfechtung noch einer Ab: 
änderung durch freien Entichluß des Richters mehr unterliegt, und zwar lehtent 
deshalb, weil entweder eine jolche überhaupt unzuläffig ift oder die Parteı ale 
Mittel der Anfechtung ohne Erfolg verjucht oder auf diefelben ausdrüdlich oder 
jtilljchweigend verzichtet hat. Wenn auf dem Gebiete des Civ. Prz. das Bedüruik 
nie verfannt wurde, daß eine Linie gezogen werden müſſe, bei welcher angelangt de 
Streit als definitiv gejchlichtet, die richterliche Entjcheidung als unumſtößlich an 
zuſehen ift, jo haben auf dem Gebiete des Straffrz. zuerft die unmenjchliche Härte, 
die man dem Beichuldigten gegenüber in früheren Jahrhunderten fich erlaubte, und 
jeit dem lebten Viertel des vorigen Jahrhunderts? die maßloſen Webertreibungen, 
welche die Theorie an das jog. Inquifitionsprinzip knüpfte, dahin gerührt, dak im 
Namen der „materiellen Wahrheit“, nach welcher der StrafPrz. mit allen Mitteln 
zu ftreben habe, dem Prinzip der R. im Kriminalprozeß jede Geltung abgeiproden 
wurde. Bon diefer Mebertreibung iſt man nunmehr längſt zurüdgefommen, um 
jet steht die Trage nur fo, ob unter Umftänden eine Wiederauihbebung det 
eingetretenen R. (j. unten) ftattfinden könne. Dagegen iſt allerdings auf dem 
Gebiete des StrafPrz. in noch weiterem Maße ala auf dem des Giv.Prz. die Im 
denz dvorherrichend, die Zahl derjenigen vor der Endentjcheidung ergebenden Ver⸗ 
fügungen zu vermehren, welche feiner R. fähig find. Es iſt hierfür ein doppelter 
Geſichtspunkt maßgebend. Die Enticheidung über Gegenjtände, die ihrer Natur nad 
durch die Endentſcheidung ihre Bedeutung verlieren, in unbejchränfter Weile der 
Anfechtung durch Rechtsmittel zu unterftellen, welche auch nur annähernd ähnlice 
Bürgichaften bieten, wie die gegen das Endurtheil, würde der Verjchleppung det 
Straffachen Thür und Thor öffnen und allzugroße Anforderungen an die Zeit de 
oberen Behörden ftellen; zudem müßte man entweder jeder folchen Beſchwerde au 
ichiebende Wirkung beilegen, und dadurch die verfügte Mafregel, oder man müßte 
fie ihr verfagen und damit die Beichwerde jelbjt in vielen Fällen praktiſch vereiteln 
In zahlreichen Fällen ift daher gegen richterliche Verfügungen feine jofortigt 
Beichwerde gegeben, daraus aber abzuleiten, daß die Wirkſamkeit diejer Verfügung 
nicht weiter reicht, als ihr unmittelbarer Zwed, daß fie alfo nicht dem Endurtbeil 
einen Theil der Entjcheidung vorwegnehme Umgekehrt giebt es richterliche Nr 
ordnungen, die, auch wenn fie der Anfechtung durch Parteien nicht oder nicht mehr 
unterliegen, fich vermöge ihrer von oft vorübergehenden Verhältniffen abhängigen 
Natur jeder R. entziehen, die nämlich der Richter jelbjt wieder zurückzunehmen ebenie 
berechtigt als verpflichtet ift. Das hervorragenbdite Beiſpiel für Erfteres bietet dir 
beichränfte R. der Entjcheidung über die Verfegung in Anklageſtand (Eröffnung 
des Hauptverfahrens, ſ. diefen Art.), für letzteres die Verfügung der Unter 
juchungshaft, die Ablehnung von Beweiserhebungen. Manchmal wird im eriten 
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Hinfiht das Umgekehrte zweckmäßig gefunden; jo 3. B. wird nach der Deutſchen 
Straf? D., da wo eine gerichtliche Vorunterfuchung ftattfindet, auf möglichſt raſche 
endgültige Austragung der Frage der örtlichen Zuftändigfeit (SS 17 und 18) 
hingewirkt. Im Laufe des Strafverfahrens ergehen hinwieder Enticheidungen, welche 
Zwiichentälle des Straiverfahrens endgültig abthun, 3. B. Strafe wegen Ungebühr, 
Ausbleiben von Zeugen u. dgl. Solche Entjcheidungen find eigentlich Endurtheile 
über geringfügige Sachen. Bei diefer Mannigjaltigkeit der Beziehungen muß daher 
von einer eingehenden Beiprechung der R. der im Laufe des Strafverfahrens ergehenden 
Verfügungen bier abgejehen und das Trolgende auf die R. des Endurtheiles 
(welchem allerdings dem Weſen nach alle richterlichen Entſcheidungen gleichitehen, 
die das Strafverfahren beenden und zu welchen auch die im $ 172 der Deutichen 
StrafPO. erwähnte Zurücdweilung des Antrages eines Privaten auf Einleitung der 
Unterfuchung gehört) beichränft werden. 

R., Unanfechtbarkeit und Vollſtreckbarkeit find Begriffe, die fich gegenjeitig auf 
das Nächjte berühren aber doch auseinandergehalten werden müffen, namentlich muß 
nicht unbedingt das rechtäfräftige Urtheil auch volljtrebar oder das vollitredbare 
rechtskräftig fein. Es ift denkbar, daß 3. ®. ein Urtheil letzter Inſtanz erſt nach 
der Verkündung oder Zuftellung rechtskräftig wird (wenngleich die Deutiche wie 
die Dejterreichiiche StrafPD. die Frage nicht in diefem Sinne enticheiden); aber 
ohne Weiteres ift anzunehmen, daß es erit nach derjelben vollſtreckbar wird (anderer 
Meinung: Löwe bei $ 481 der StrafPD.); jedenfalls können der Vollitredbarkeit 
andere Hinderniffe ald der Mangel der R. (3. B. Krankheit, Schwangerichaft, Vor— 
behalt des Ausipruches über die Nachficht der Todesſtrafe) entgegenftehen. Umgekehrt 
iſt es denkbar, daß das Urtheil zwar noch nicht rechtäfräftig, aber vollitredbar ift. 
Zwar fpricht $ 481 der Deutichen StrafPO. das Gegentheil aus; dagegen fann 
nach der Dejterr. StrafPO. der Angeklagte, welcher nur Berufung, nicht auch Nich- 
tigfeitsbeichtwerde eingelegt hat und erjtere nicht gegen die Strafart, fondern nur gegen 
das Strafmaß richtet, erflären, daß er die Strafe einjtweilen antrete (S 294). — 
Sedentalla aber ſtehen R. und Rechtsmittelſyſtem in engjter Wechſelwirkung: das 
Urtheil iſt rehtsfräftig, ſobald fein Nechtsmittel gegen daſſelbe mehr offen 
fteht. Ein Rechtsmittel fteht nicht mehr offen, wenn alle zuläffigen Rechtsmittel 
erichöpft find, alfo in letzter Inſtanz erfannt ift, oder wenn alle zur Ergreifung von 
Rechtsmitteln berufenen Perfonen auf diejelben verzichtet haben, oder wenn für alle 
die Friſt, innerhalb welcher fie ein Rechtsmittel ergreifen konnten, unbenußt verjtrichen 
it. Da nun zur Ergreifung der Rechtsmittel jajt immer mehrere Perjonen berechtigt 
find und jede wieder in der Lage jein kann, nur gewiffe Theile des Urtheils an— 
zufechten, jo ergeben fich die Begriffe der partiellen und der relativen R.; 
eritere tritt für jene Theile des Urtheils ein, welche durch die gegen andere Theile 
gerichteten Rechtsmittel nicht berührt werden; letztere tritt zum Nachtheil derjenigen 
Partei ein, welche unterlaffen hat, die ihr ungünjtige Entjcheidung durch Rechtsmittel 
anzufechten. Gine logijche Folgerung der relativen R. ift das Verbot der refor- 
matio in peius (ſ. diejen Art.), der Aenderung zum Nachtheil desjenigen, der 
ein Rechtsmittel eingelegt hat, joweit die aus dem Urtheil der Rechtämittelinjtanz 
fich ergebende Berfchlimmerung feiner Lage lediglich durch das don ihm eingelegte 
Rechtsmittel herbeigeführt wurde. Zu Gunsten des Angeklagten wird indeh die 
Strenge des Grundfaßes der relativen R. mehrfach gemildert. Jedes Rechtsmittel, 
welches die Aufhebung des Urtheils nur zum Zwed der Erneuerung des Verfahrens 
bewirft, kann, auch wenn es lediglich zum Nachtheil des Angeklagten eingelegt 
wurde, die vom Angeklagten gar nicht angefochtenen, ihm ungünftigen Bejtimmungen 
des früheren Urtheils bejeitigen. Aber jchon die Rechtsmittelinſtanz kann den 
gleichen Vorgang zu Gunften des Angeklagten einzuhalten in die Lage fommen, Die 
Deutihe StrafPO. ftellt im $ 343 geradezu den Grundjaß auf, daß jedes von der 
Staatsanwaltichaft eingelegte Rechtsmittel die Wirkung hat, daß die angefochtene 
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Enticheidung auch zu Gunsten des Beichuldigten abgeändert werden kann, — eine 
Beitimmung, deren Tragweite nichts weniger als klar ift; denn da die Rechtämittel- 
inſtanz in ihrer Ihätigfeit auf die durch die Anfechtung bezeichneten Grenzen be= 
ſchränkt ift (SI 368, 392) und jelten die Anfechtung zum Nachtheil des Angeklagten 
genau denjelben Punkt, insbefondere denjelben Mangel des Verfahrens, treffen wird, 
welcher zum Vortheil des Angeklagten zu berüdfichtigen ift, jo hängt die dem letzteren 
zugedachte Rechtswohlthat von Bedingungen ab, die nicht immer erfüllt fein werden, 
wo dies wünfchenswerth jcheinen mag, und jedenfalls wird ihre Anwendbarkeit oft 
zweifelhaft jein. Die Dejterreichifche StrafPO. ($$ 290, 477) ſucht den gleichen 
Zwed dadurch zu erreichen, daß fie zunächſt zwiſchen der unrichtigen Anwendung des 
Straigejeges (und der Beltimmungen über die erforderliche Anklage) und anderen 
Anfechtungsgründen unterfcheidet. Jene ift unter allen Umftänden zu berüdfichtigen, 
jobald diejelbe der Rechtsmittelinftanz aus Anlaß eine von wen immer ergriffenen 
Rechtamittel3 befannt wird. Analog damit ift die Beitimmung des $ 397 der 
Deutichen StrafPD., welche jedodh nur dann Anwendung findet, wenn das Ur— 
theil zu Gunften eines Angeklagten wegen Gejegesverlegung bei Anwendung des 
Strafgefeges aufgehoben wird und fich das Urtheil auch auf andere Angeklagte 
erjtredt, während die Dejterreichifche Beitimmung auch auf BVerleßungen des 
materiellen Rechtes, die nur einen Angeklagten betreffen und von feiner Seite 
gerügt find, Anwendung findet. Die im $ 397 der Deutjchen StrafPO. blos für 
den oben bezeichneten all ertheilte Anweifung, zu Gunjten anderer Angeklagten jo 
zu erkennen, als ob fie gleichialls das Rechtsmittel eingelegt hätten, ertheilt das 
Oeſterr. Gejeß a. a. DO. für die Fälle, wo die Rechtsmittelinftanz eine zum Nachtheil 
eines Mitangeklagten unterlaufene Formverletzung konſtatirt. 

Was nun den Umfang der R. des feinem Nechtsmittelzuge mehr unter: 
worfenen Urtheils betrifft, jo ijt für fie der Grundgedanke maßgebend, dat dasjenige, 
was durch dafjelbe entjchieden ift, ala endgültig entichieden zu gelten habe, nicht 
neuerlich vichterlicher Prüfung und Enticheidung unterworfen werden fönne. Der 
Sab gilt zum Nachtheil wie zum Wortheil des Angeklagten: res judicata pro veri- 
tate habetur; joweit es dem Angeklagten zu ftatten fommt, tritt aber neben Dieje 
Forderung juriftifcher Logik auch die Billigfeitsregel: Ne bis in idem. So 
klar der Grundiag und jeine Berechtigung, jo groß find die Schwierigkeiten bei der 
Anwendung; dieſe find jo mannigfaltig und hängen mit jo vielen Detail des 
materiellen und Prozeßrechtes zufammen, daß hier mehr nicht geboten werden fann, 
als die Andeutung der allgemeinften Gefichtspunfte. Nechtsfräftig wird auch auf 
dem Gebiete des Strafrechts nur die Enticheidung, das heißt die Anwendung des 
Gejeges auf einen konkreten Vorfall, und zwar nur in ihrem Schlußrefultat. Die 
Prämiffen diefer Entjcheidung (die objektiven und ſubjektiven Enticheidungsgründe) 
find der R. nicht fähig, das heißt, daß fie in einer anderen Strafjache neuerdings 
geprüft werden müſſen und die dabei angeregten Fragen, troß aller Gleichartigkeit, 
ja Gleichheit der Verhältniffe, anders entjchieden werden können. Wenn alſo eine 
Handlung für jtraflos erklärt wurde, weil das Gericht das Strafgeſetz darauf nicht 
anwendbar jand, und eine andere völlig gleichartige Handlung defjelben Angeklagten 
neuerlih unter Anklage gejtellt wird, jo fann das frühere Urtheil das Gericht 
nicht abhalten, die Frage der Anwendbarkeit des Strafgejeges neuerdings unabhängig 
zu prüfen, ebenjfo wie umgekehrt eine vorausgegangene Berurtheilung wegen einer 
völlig gleichartigen Handlung den Richter nicht von der Pflicht entbindet, fich feine 
Meinung über die Anwendbarkeit des Straigejeßes auf das neue Faktum zu bilden. — 
GEbenjowenig ift die vorausgegangene Enticheidung über dem Gebiet des materiellen 
wie des formellen Rechts angehörige Exceptionen der neuerlichen Prüfung und Ent— 
icheidung in einer neuen Straffache entrüdt, wenngleich die Frage genau in derielben 
Gejtalt wiederkehrt; 3. B. die nach der geiftigen Gejundheit des Angeklagten zur 
jelben Zeit, wo er zwei verfchiedene Handlungen beging, nach feinen jtaatsbürger- 
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lichen Verhältniſſen, von welchen die Zuſtändigkeit des Gerichtes oder die Anwend— 
barkeit des inländiichen Straigefeßes abhängt. Noch viel weniger find Feititellungen 
derielben Thatſache (3. B. eines Alibi, die Herftellung des Beweiſes der Wahrheit 
in einem Beleidigungsprozeß) in einem anderen Strafprozeß maßgebend. Die frühere 
Entjcheidung kommt alfo nur infoweit in Betracht, als fie über eine bejtimmte An- 
lage entjchieden hat und mit dieſer diejenige, welche neuerdings vorgebracht wird, 
identisch ift. Die Enticheidung der Frage, ob dieje Identität vorhanden jei, wird 
dadurch erjchwert, daß daſſelbe (einfache) materielle Faktum durch Heranziehung 
bisher unberührter und Ausjcheidung bisher berüdfichtigter Thatmomente eine neue 
Geitalt annehmen kann, daß theilbare Fakta ijolirt und in neue Berbindungen 
gebracht werden fünnen, daß Ihatmomente, die bei der einen Anklage alö Neben- 
umftände anzujehen waren, jur Erhebung einer neuen Anklage Anlaß geben können 
(3. B. Entwendung der bei einem Mordanfall gebrauchten Waffe, Verlegung eines 
Bannverbotes u. dgl.). Die hieraus entjtehenden Fragen find vom Standpunkte 
des materiellen Rechts und zunächit der Konkurrenztheorie allein gar nicht zu ent— 
jcheiden. Maßgebend ijt vielmehr der prozefjuale Geſichtspunkt. Wenn bei der erſten 
Berhandlung eine Erweiterung oder Modififation der Anklage möglich war in dem 
Sinne, daß die neu formulirte Anklage jchon damals hätte zur Geltung gebracht 
werden, d. 5. daß ihr nicht der Einwand hätte entgegengejegt werden fünnen, das 
jei ein volljtändiges Abweichen von dem durch die Anklage bezeichneten Gegenjtand 
der Verhandlung, dann fteht der neuen Anklage der Einwand der R. entgegen, 
jofern nicht das Gejeh den Vorbehalt anderweitiger Verfolgung in gewiffen Fällen 
zuläßt umd dieſer Vorbehalt ausdrüdlic; gemacht wurde. Je ftrenger ein Gejeß 
Modifitationen der Anklage verhindert, deſto leichter wird daher eine neue Anklage 
mit verändertem Gefichtspunfte erhoben werden fünnen. — Die Forderung der 
Identität beſchränkt fich aber nicht anf den Gegenftand; es muß fich auch um die 
felben Berjonen handeln. Hier wird allerdings für die Mehrzahl der Fälle die 
Sache dadurch vereinfacht, daß der Träger der Öffentlichen Anklage jtet3 der Staat 
ift. Bezüglich der anderen Partei, des Angeklagten, wird daran nicht gezweifelt, 
daß fein Angeklagter das gegen einen Andern ergangene Urtheil gegen fich gelten zu 
laſſen brauche; wol aber wird mitunter (unjere® Erachtens mit Unrecht) behauptet, 
daß der wegen Theilnahme Angeklagte die R. des im Prozeß gegen einen der 
Thäterſchaft Angeklagten ergangenen, das Faktum felbjt negirenden Urtheils anrufen 
fönne. — Befonderer und jehr eingehender Grörterungen bedarf die Frage nach der 
R. der Endentjcheidungen über Gegenjtände der Privatanklage. Wenn durch eine 
folche Entjcheidung Lediglich) ausgeiprochen wird, daß die Verfolgung oder Ver— 
urtheilung unzuläffig jei, weil die erforderliche Privatanklage jehle (weil der als An— 
Eläger aufgetretene Private zur Anklage nicht berechtigt jei, in Oeſterreich könnte 
auch eine Öffentliche Anklage yurüdgewiefen werden, weil die Handlung nur 
Gegenjtand der Privatanklage jei): jo liegt hierin fein Hinderniß der Erhebung der 
Privatanklage durch eine andere Perfon wegen derjelben Handlung. Im Uebrigen 
aber ändert die Zuläffigkeit einer Privatanflage nichts an dem Grundjaß, daß das 
ergangene rechtskräftige Urtheil defjen Gegenjtand nach allen feinen Seiten erledigt. 
Es wird aljo auch hier die Frage der Jdentität,des Gegenjtandes entjcheidend 
fein, und weſentlich vom Standpunft des materiellen Rechtes beurtheilt werden 
müſſen, ob nämlich neben dem Gegenftande der „durch Urtheil erledigten Anklage 
noch eine oder mehrere Handlungen übrig bleiben, welche Gegenjtand öffentlicher oder 
Privatanklage fein können. 

Was das gegenjeitige Verhältniß von Givil- und Kriminalurtheil betrifft, jo jtimmen 
die Deutiche ($ 267) und die Defterreihifche ($ 5) StrafPO. darin überein, 
daß das Givilurtheil für den Strafrichter nicht bindend, letzterem aber geſtattet ift, 
dafjelbe zu berüdfichtigen; bezüglich der über die Gültigkeit der Ehe ergebenden Er— 
fenntnifje macht das Defterreichifche Gejeß eine Ausnahme, die in das Deutjche 


GSeje nicht überging. Selbitverjtändlich ift das Givilurtheil maßgebend, wenn eine 
bejtimmte civilrichterliche Entjcheidung Vorbedingung der ftrafgerichtlichen Verfolgung 
und Beitrafung ift (SS 170, 172 und 238 der Straf D.; vgl. Löwe, ©. 472) 
Was umgefehrt die Berüdfichtigung des Kriminalurtheils im Giv.Prz. betrifft, je 
find im $ 14 3. 1 des EG. zur Dentichen CPO. die landeögejeglichen Beitimmungen 
über die bindende Kraft des jtrafgerichtlichen Urtheils für den Givilrichter (nad) vid- 
fachen Kämpfen und Grörterungen, ala mit dem Prinzip der freien Berweiswürdigung 
unvereinbar) außer Kraft gejeßt worden; doch wird es wol als in der Natur der 
Sache liegend erfannt werden müſſen, daß das Strafurtheil da maßgebend bleibt, 
wo es nicht blos auf den Beweis einer den Thatbeſtand eines Deliktes indolvirenden 
Handlung ankommt, jondern geradezu darauf, daß ein Delikt begangen ſei (vgl 
$ 543, 3. 2—5 der Deutichen EPD.). Nach $ 140 der Deutichen CPO. kann 
übrigens der Givilrichter die Verhandlung bis zur Erledigung des Strafveriahren 
ausjeßen, wenn fich im Verlaufe eines Rechtsſtreites der Verdacht einer jtrafbaren 
Handlung ergiebt, deren Grmittelung auf die Gnticheidung Einfluß üben kam 
(vgl. auch) $ 543 3. 6). — In Dejfterreich hat ein Hofdekret vom 6. März 1821 
ausgejprochen, „daß Rechtsangelegenheiten, deren Enticheidung von dem Beweiſe umd 
der Zurechnung eines Verbrechens abhängt, vor erfolgtem Urtheil des Kriminalrichtes 
. .. bei dem Givilgerichte nicht angebracht werden können“, und angeordnet, daR, 
wenn fich im Laufe des Civilprozeſſes zeigt, daß der Erfolg einer Strafunterjuchung 
„auf die Enticheidung der Streitiache einen wejentlichen Einfluß haben könnte“, mit 
dem Givilprogeß innezuhalten und „das Grlenntniß des Strafgerichtes abgemartet‘ 
werden jolle. 

Die Regel über die R. des Strafurtheils ift jehr erheblichen Einjchränfungen 
unterworfen. Zunächjt unterliegt e8 wol nirgend Bedenken, einfache Schreibfehler 
troß eingetretener formeller R. zu berichtigen. Im Gegenjag zu dieſen geringiter 
Verſehen lafjen fich Fälle in die Augen jpringender gröblicher Mißgriffe denken, die 
wol jaft immer auf abſolute Inkompetenz der Gerichte überhaupt, der Gerichte 
eines beftimmten Landes oder eines bejtimmten Gerichte oder auf irgend einen gröb— 
lichen Mißbrauch der Formen des Verfahrens zurückzuführen fein werden. (Man 
denfe 3. B. ein Gericht unterfter Ordnung, das ein Todesurtheil fällt, ein Geridt,, 
das ein Kind im engjten Sinne des Wortes, einen Wahnfinnigen, oder ein anders, 
das einen Grterritorialen vor feine Schranken zieht.) Für jo außerordentliche Falle 
jorgt kaum je ein Geſetz, und es ift auch ſonſt ſchwer, mehr darüber zu jagen, ale 
daß im gegebenen Falle eine Abhülfe beichafftt werden muß. — Eine andere tid 
eingreifende Alterirung der R. kann durch die Kollifion der Gejeße, und zwar 
jowol durch die örtliche wie durch die zeitliche, herbeigeführt werden. Kein Staat 
vollzieht auswärtige Strafurtheile, daraus muß aber noch nicht folgen, daß ihnen 
jede R. abzuiprechen jei; namentlich zu Gunſten des Angeklagten jollte das fremde 
Urtheil anerkannt werden, joweit im gegebenen Falle Hierin nicht eine Verzichtleiitung 
auf die Geltung der eigenen Gejege auf dem ihnen gebührenden Gebiete läge. — 
Wenn das materielle Strafgejeß eines Landes geändert wird, jo liegt darin an ſich 
fein Grund, alle ergangenen und noch nicht vollzogenen Strafurtheile zu vevibiren; 
es fann dies aber aus Gründen der Billigfeit bei wejentlicher Milderung der Straf 
gejeßgebung angeordnet werden und es kann durch die Gerechtigkeit geboten ſein, 
wenn die neue Gejehgebung den Gedanken der Berwerflichkeit bejtimmter Strafarten 
zum Ausdrud bringt. Gejchieht jodann die Umwandlung der Strafe aud ım 
Intereſſe des Verurtheilten, jo wird immerhin doch der formelle Schuß, den die X. 
des Urtheils ihm gewährt, dabei theilweife entfallen. — Ebenfo kann die Not: 
wendigkeit der Verhängung einer Geſammtſtrafe die R. der ergangenen Einzel 
urtheile beeinträchtigen. — Gin weiterer Grund der Bejeitigung der eingetretenen R. 
des Strafurtheils liegt in der Wiedereinjegung gegen die jchuldlos verſäumte 
Friſt zur Ergreifung eines Rechtsmittels (Deutjche StrafPO. $ 44; Oefterreichiicht 
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StrafPO. 8 364). — Daß die relative R. eines Urtheils zu Gunſten des An— 
geklagten durch nachfolgende Vorgänge wieder aufgehoben werden kann, iſt ſchon oben 
erörtert worden. — Nach der Oeſterreichiſchen StrafPD. ($ 292) kann die Er— 
greifung der Nichtigkeitsbejchwerde der Staatsanwaltichait „zur Wahrung des Ge: 
ſetzes“ die Folge haben, daß ein rechtäfräftiges Urtheil zu Gunſten des Verurtheilten 
vom Kaffationshof aufgehoben wird. — Der michtigfte Fall der Wieder: 
aufbebung der R. des Strafurtheils Liegt jedoch in der Wiederaufnahme 
des Strafiverfahrens (ſ. diefen Art.), über welche hier nur bemerkt werden 
möge, daß diefelbe niemals zur Bejeitigung eines Rechtsirrthums, auf welchem das 
Urtheil beruht, jondern grumdfäglich nur zur Richtigftellung der thatfächlichen Grund» 
lagen des Urtheils jtatthat. 

Yit.: Klenze, Xehrbudh des Br ET (Berl. 1836), S. 155, 160. — Mitter: 
mel, ge Deutihe Strafverfahren, II. ©. 614 ff., 637 fi. — Pland, Syſtem. Darftell., 
©. — Zachariä, Handbuch u Deutihen StrafPrz., IL ©. 653 ff. — Oppen: 
5 di Preuß. Geſehe über das Verfahren in Strafſachen, ©. 12—18, 460 -464. — 
Klien, De auctoritate sententiae criminalis absolutoriae (4 Hefte, Leipz. 1827—1829). — 
Fabricius, De re criminali iudicata (Jen. 1835). — Wendler, De re iud. inprimis in 
causis criminalibus (Leipz. 1833). — H&lie, Trait& de l’Instr. crim. a. €d.) Vol. III. s$ 173— 
135, p. 524 ss.; Derjelbe, Pratique criminelle, N. 505, 922 ss. — Tr&butien, Cours de 
droit crim., IL p. 634 ss. — Morin, R£pert.: verbo Chose jugee. — Mangin, Traite de 
l’action publique, 3. ed. (1876), 88 370-441. — Rolland de Villar ues, Zu art. 360 des 
Code d’Instr. crim. — Borsari, Azione p —— p· 509575. — Slafer, Die Durchführung 
der Regel: Non bis in idem im — un Frangöfif hen StrafPrz., Gerichtäfaal 1871, 
E.1ff.; Derfelbe, a j. m.,  Shre ESchwurgerichtäverfahren, S. 96-113. — 
Arch. für Rriminalrecht, 1 ©. 497-520 | ittermaier) — Gerichtälaal 1857 Bd. II. 
©. 241—273 (Abegg), 1866 &. 31 fi. (Berner, Non bis in idem —F auswärtige Straf: 
urtheile). — Goltdammer'3 Arch. II. ©. 785791; 111. S. 22—31, 198—212 (Küßner); 
Il S. 385—460, 41248 (Berner), 822; X. ©. '457 —472; xvil. ©. 831 ff. (Relative 
Rechtskraft); XVII. 153 ff. (Wirkung eines eine ungefe liche — Jerhängenben Ur: 
theila); XXVI. ©. 186 — (Ortloff). — Allg. Deutſche Stra rechtsztg. X. ©. 465 ff. (2003, 
Neber delative ar — v. Schwarze in v. a Ed 8 Danbb. 1. ©. 4 f. — 
Meves, bai,, II. ©. 474 fi. — Löwe, Die StrafPD. für das Be Reih, S. 730 
N. 28 und die daj. an —IF Stellen. — A. rn Die StrafPD., ©. 277, 218. 408, 
437. — Ullmann, Deherr. Strafprozeßrecht, S. 786, 187. — 6, May * Handbuch) dee 
Oeſterr. Strafpro ehrechts, IL. ©. 16 fi. — Heben dad Verhältnih des —— Civ. Prz. 
f, insbeſondere: — — II. ©. 99 ff. mit ausführlicher Literaturangabe. — 
3, Se De civilis et crimina = causae praejudicio (Hann. .. — Verhandlungen be3 

— Juriſtentags Bd. I. ©. 3 fi. (Pland); Bd. IL. ©. 45 ff. (Eduard v. Liszt), 

243. — v. Bar in der eitfchr. für Gel. R. ; Keatöpfteg 1871, ©. 202 ff. — 
eg im Gerichtäfaal 1870, ©. 124 ff., Brud, Ueber die prä: 
jubizielle Wirkung des rechtäfräftigen Kriminalurtheils, —— 185. Glajer. 


Rechtsmittel (civilproz.). I. Zwed des Giv.Py. ift es, einer Privat- 
rechtäftreitigfeit durch jtaatliche Autorität ein dem Rechte und der Gerechtigkeit ent— 
iprechendes Ende zu machen. Es muß ein Ende gemacht und ein Zuftand geichaffen 
werden, der weiteren Streit ausſchließt. Das verlangt die Nechtsficherheit. Diejen 
Zuftand nennen wir die Rechtskraft (j. diefen Art.). Er müßte prinzipiell ſofort 
mit dem NRichterausfpruch, welcher die Streitigkeit enticheidet, eintreten. Und jo war 
es urſprünglich. Res judicata, die abgeurtheilte Sache, war den Römern finis con- 
troversiarum (l. 1 D. de re judie. 42, 1) und für immer blieb ihnen daher der 
Mangel eines technifchen Ausdrudes für die rechtskräftig abgeurtheilte Sache. Aber 
es find Menſchen dem Irrthum und der Leidenfchait auögejeßt, in deren Band der 
Staat die Erledigung der Prozeffe gelegt hat. Diefe Erwägung muß dazu führen, 
im Intereſſe der betheiligten Privaten und des Rechtes jelbjt Garantien dafür auf- 
zuftellen, daß jener Zwed des Civ. Prz. durch die Gerichte jo vollfommen als möglich 
erreicht werde. Zu diefen Garantien gehören die R., d. h. im Allgemeinen die 
Mittel, wodurd ein Richterausfpruch als dem Rechte oder der Gerechtigkeit nicht 
entiprechend angefochten und jein Uebergehen in Rechtskraft gehindert werden kann. 
Sofort aber dürfen wir diefen weiten Begriff durch den Zujat N daß die 

v. Holgendorff, Enc. II. Rechtslexikon III. 3. Aufl. 
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Anfechtung vor einem ſtaatlich übergeordneten Richter geſchehen müſſe. Die ſtaat— 
liche Autorität, welche den erſten Ausſpruch gethan, kann nur durch eine höhere 
ſtaatliche Autorität korrigirt werden. Daher war die Germaniſche Urtheilsſchelte 
noch fein R. im eigentlichen Sinn (anderer Meinung: Wetzell, $ 54 zu N. 5 
cf. $ 59 i. f.), denn fie zog die Sache nicht nothiwendig an einen jtaatlich über- 
geordneten Richter Planck, Deutiche Gerichtäverfaffung, I. ©. 284). Erſt das 
Römifche Recht brachte uns R.; unſer Deutiches hatte in der Urtheilsfchelte erft den 
Anſatz zu ſolchen (Wach, Vortr., S. 178). Aber auch im Römifchen Recht Eonnten 
eigentliche R. erft entftehen, ala mit dem Kaiſerthum die republifaniiche Gleichheit 
aufhörte und eine Stufenfolge von niederen und höheren Staatsbeamten mit dem 
Princepe an der Spike vorhanden war (Savigny, Syitem, VI. ©. 291 ff.). 
Jetzt erit entwidelte fich die altrepublikaniſche appellatio zum wirklichen R. gleichen 
Namens (Savigny, l. c. ©. 485 ff.: „Appellatio und provocatio“): quum non 
oporteat ad compares judices appellationes referri, sed a minore judicio in majus 
tribunal ascendere (nov. 23 c. 4). PBollftändig mit dieſen Rejultaten aus der 
Natur der Sache und aus der Gefchichte hHarmonirt der Begriff der R., wie die 
Motive zur Deutichen PO. im $ 11 der „Allgemeinen Begründung“ ihn aufitellen 
und das Gejeß jelbit ihn feſthält: „prozeſſualiſche Rechtsbehelfe, wodurch Enticheidungen, 
welche die Rechtäfrait noch nicht beichritten haben, vor einem höheren Richter an- 
gefochten werden.“ Der Gemeine Prozeß und andere Rechte faffen freilich den Be— 
griff der R. weiter, Sie jtreichen das Requifit des höheren Richters; fie ziehen 
außerdem auch die Mittel, wodurch man rechtsfräftige Enticheidungen noch an— 
techten kann, ſei eg weil fie in Wahrheit feine zu Recht beftehenden Urtheile find — 
Nichtigkeitsbeſchwerde (f. diefen Art.) —, fei es weil fie obwol dem jus 
strietum doch nicht der aequitas entfprechen — Wiedereinfegung (f. den Art. 
Wiederaufnahme) — in den Begriff der R. herein, obwol diefelben eigentlich 
überhaupt feine prozeſſualiſchen Rechtäbehelie find, ſondern civilrechtliche „Klagen, 
welche in Folge ihrer Richtung gegen ein Urtheil nebenher die Qualität von R. 
angenommen haben“ (Wetell, Syiten, 3. Aufl. S. 670). Wie aber danach der 
Begriff der R. pofitiv zu faffen jei, darüber konnte man fich nicht einigen. „Zu 
den vieldeutigften, vielgedeutetiten und daher jchillernditen Ausdrücken der prozeffualen 
Nomenklatur gehören die termini technici „R.“ und „Rechtökraft“, jagt mit Recht 
Bolgiano (Mrd. LIX. ©. 420; vgl. Motive zur Deutichen CPO. J. c.). Warum 
dann aber, wie er es der Deutſchen CPO. gegenüber verfucht, dem Geſetz mit jeinem 
feſten Begriff den jchwanfenden der Theorie octroyiren wollen? Das heißt einen 
ichlechten Taufch zumuthen und kann nur zur Verwirrung führen. Man vgl. 3. B. 
z8 248 Abſ. 2, 276 Abi. 2, 503 Abi. 3, 562 Abi. 3, 554, 645 der RCPO.: 
es ift abſolut nöthig, weil von der größten praftifchen Bedeutung, hier überall — 
auch dem $ 554 gegenüber, troß Bolgiano, Zeitjchr. für Deutichen Giv.Prz., II. 
©. 201 sub 3 — daran feſtzuhalten, daß nur Berufung, Revifion und Bejchwerde 
R. mm Sinne der REPO. find, nicht auch Einfpruch, Nullitäts- und Reſtitutions— 
lage, wenn auch nicht geleugnet werden joll, daß diefe NRechtöbehelie Manches mit 
den R. gemein haben (ſ. unten). Lediglich um der Nechtögeichichte und der Rechts— 
vergleichung willen hat die Wiflenfchaft zu betonen, daß der Begriff der R., da er 
fein bijtorisch unmittelbar gegebener ift, auch weiter, als die Deutiche CPO. es thut, 
geiaßt werden fann und bisher meift gefaßt worden ift. Der weitere Begriff des 
Gemeinen Prozeffes lautete nah Wetzell, 1. c. ©. 668: „Anjpruch einer Partei auf 
Abänderung einer fie in ihrer Stellung zur Gegenpartei benachtheiligenden richter- 
lichen Berfügung.“ 

II. Um nun die VielHeit der R. im pofitiven Recht im Allgemeinen fich zu 
veranfchaulichen, ertwäge man Folgendes: Die R. dienen, wie fchon angedeutet, einent 
doppelten Intereſſe: dem der Parteien, welche fie gegen Verlegungen durch richterliche 
Willenserflärungen ſchützen; zugleich aber auch dem öffentlichen Intereffe, indem fie 
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für die durch die Vielheit der Gerichte geiährdete gleichmäßige Auslegung und An— 
wendung des Rechtes forgen. Letzteres jet voraus, daß der Gerichtäorganiamus in 
eine oberjte Einheit auslaufe, bis zu welcher die Sache gebracht werden fann. Kann 
nun jede Sache bis in diefe höchite Inſtanz gebracht werden, jo bedarf es feiner 
Vielheit von R. Das R., wie es für feinen erften und Hauptzweck, den Schuß der 
Parteien, konſtruirt ift, erfüllt dann immer zugleich auch den andern Zwed, die 
Rechtseinheit zu wahren; denn eine wiederholte Prüfung der Rechtsanwendung muß 
das R. jchon behufs jenes eriten Zwedes auf alle Fälle herbeiführen. Deswegen 
fannten das NRömifche und das Gemeine Recht nur ein eigentliche R., die 
Appellation; denn prinzipiell konnte jede Sache bis zum Kaiſer rejp. bis zu den 
Reichögerihten, ala den „unmittelbaren Organen der kaiſerlichen Jurisdiktion“ 
gebracht werden. Das R. änderte in der höheren Inſtanz nur feinen Namen 
(Oberappellation), aber nicht fein Wejen. Und auch als die Ueberlaftung der 
höchſten Gerichte Kaifer und Reich veranlaßte, die Appellation an die Neichagerichte 
durch das Erforderniß einer im Lauf der Zeit mehr und mehr erhöhten Appellations- 
jumme zu beichränfen, waren die hieraus nach Römiſchem Vorbild (retractationis 
auxilium: nov. 82 c, 12) entjtandenen neuen Gebilde der Reviſion und der 
Supplifation (Wepell, Syſtem, $ 59) für das Gemeine Recht feine neuen 
R., ſondern lediglich der Appellation nachgebildete Surrogate derjelben, wenn fie 
auch partifularrechtlich vielfach zu jelbitändigen R. neben der Appellation wurden 
(io inäbel. die Leuteration des Sächfiichen Rechtes). — Ganz anders, wenn die 
zum Schuß der Parteien aufgeftellten R. vor der Höchften Inſtanz enden, dieje alio 
nur zum Schuß der Nechtseinheit beiteht. Der Zug der neueren Zeit geht dahin, 
die Garantien für richtige und gerechte Enticheidungen in die Zeit vor dem Richter- 
ipruch zu verlegen, in die Beitimmungen über die Qualifikation zum Richteramt, 
über die Stellung des Richters im Staate, über die Bejegung der Richterbanf, über 
die ganze Konftruftion des Verfahrens; dementiprechend aber die Zahl der möglichen 
Anfechtungen des nämlichen Urtheil3 durch die Parteien zu beſchränken. So auch 
die neue Deutjche Gefeßgebung. Sie hat den „Grundſatz der drei Inftanzen“, dem 
übrigens auch für das Gemeine Recht eine gejegliche Grundlage fehlte (Zimmern, 
Geichichte des Römifchen Privatrechtes, III. ©. 508; Wegell, Syitem, 8 54 
Note 26, $ 57 Note 12), aufgegeben. „Den Anforderungen, welche die Prozeß— 
parteien an den Staat jtellen können, dürfte völlig genügt fein, wenn der Staat den 
Prozeßparteien die Möglichkeit gewährt, ihren Nechtäftreit in einem wohlgeordneten 
Verfahren zweimal zu verhandeln und die Entjcheidung zweier wohlbejegter Gerichte 
zu erwirken“ (Motive zur Deutichen CPO. 1. c. $ 14, ©. 405). Lediglich im 
Intereſſe der Rechtseinheit geitattet fie die Anrufung der höchſten Inſtanz im Reich, 
des Meichögerichtes. Dadurch aber gelangte fie von jelbft zu einer Doppelheit 
der R. Denn die Wahrung der NRechtöeinheil eriorderte blos eine revisio in jure, 
feine Nachprüfung in thatjächlicher Beziehung. Hierauf ift das R. der Reviſion 
(i. dieſen Art.) beichränkt ($ 511 mit $ 524 der RCPO.). Den Intereffen der 
Parteien dagegen ift durch ein jo fonftruirtes R. in ausreichender Weije nicht Genüge 
gethan. Die Unnatur und oft kaum lögbare Schwierigkeit der Trennung der Rechts— 
frage von der Thatfrage, für das R. zur Wahrung der Rechtäeinheit ein „noth- 
wendiges Uebel”, würde die Intereſſen der Parteien ſchwer gefährden. Vorzüglich 
mit Rückſicht auf diefe Erwägung ift die von ben Entwürfen proponirte Aufnahme 
der Revifion auch als R. zweiter Inſtanz vom Bundesrath reprobirt (f. die reiche 
Literatur über dieſe Frage bei Strudmann, Komment. zu $S 472 ff. der CRD.) 
und in der Berufung (f. diejen Art.) dev RCPO. den Parteien ein Mittel ver- 
lieben worden, gegen jede mögliche Art der Verlegung durch das erftrichterliche Ur— 
theil, gegen Unrichtigfeit der thatfächlichen FFeititellungen jo gut, wie gegen Ver: 
legungen des materiellen oder des Progeßrechtes (vgl. v. Kries, ©. 87, 145) ſich 
zu fchügen. Dabei hat fich die Deutiche CPO. — vor die zweifache Möglichkeit 
19* 
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geſtellt, entweder dem Gemeinen Rechte folgend die Berufung ſo anzulegen, daß der 
Oberrichter lediglich zu beurtheilen hätte, ob der Unterrichter das ihm von den 
Parteien vorgelegte Material richtig geprüft habe, daß alſo das Nachbringen neuen 
Materials in der Berufungsinſtanz ausgeſchloſſen oder doch nur als beneficium (non- 
dum deducta deducendi et nondum probata probandi) unter dem Gefichtspunft 
einer Reftitution erlaubt wäre (Wetzell, Syſtem, $ 56 zu Note 72 ff.); oder dem 
Römischen Rechte folgend in der Berufung gewiffermaßen eine Wiederholung des 
ganzen Wechtäftreites mit prinzipiell unbeſchränktem Novenrecht zuzulaſſen — im 
Hinblick auf die Mündlichkeit des Verfahrens (Motive 1. c. 3 12) und auf das 
materielle Recht (Hellweg, Arch. LXI. ©. 132; cf. 1.6 $ 1 C. de appell. 7, 
62) für die letztere Konftruftion entichieden. So verleiht die Berufung „wenn nicht 
actu jo doch potentia” (v. Kries, ©. 150) ein „neues Judicium“, wie die Motive 
l. e. fich ausdrüden. — Hatte nun endlich ſchon das Gemeine Recht neben der 
Appellation und ihren Surrogaten noch die Aufitellung einer querela simplex, eines 
„nur uneigentlic) jogenannten R.“ (Wepell, Syſtem, $ 61 nach Note 2) für 
nöthig gehalten, jo liegt der nämliche Gedanke auch der Bejchwerde (ſ. dieſen 
Art.) der RCPO. zu Grunde Sie joll, da Berufung und Reviſion nur gegen 
Endurtheile zuläffig find (SS 472, 507), Schub gewähren nicht nur gegen Zwiſchen— 
urtheile und infoiern zum Erſatz der gemeinrechtlichen Zwijchenappellation dienen 
(Wach, Bortr., ©. 181); fondern auch gegen verlegende Beichlüffe und Verfügungen 
den Parteien und Dritten zuftehen. Sie foll in dieſen Funktionen zugleich „durch 
Ausicheiden mebenjächlicher Streitpunfte den Stoff des Nechtsjtreites für die übrigen 
R. vereinfachen“ (Motive zu SS 506 fi. Einl. ©. 526; GPO. SS 473, 510; vgl. 
auch die veranichaulichende Tabelle bei v. Kries, ©. 379). Won jelbjt ergiebt ſich 
hieraus, daß die Beichwerde einerfeits, Berufung und Reviſion andererjeits einander 
ausjchließen müflen. 

III. Die bisherige Doktrin ftellte folgende Eintheilungen der R. (im Sinne des 
Gemeinen Prozeſſes) auf: 1) In ſolche mit oder ohne Eufpenfiveffeft, je nachdem die 
Einlegung des R. die Wirkſamkeit der angefochtenen Enticheidung aufhält oder nicht. 
Das Gemeine Recht attribuirte den Sufpenfiveffeft der Appellation und der Reftitution ; 
verfagte ihn dagegen der einfachen Bejchwerde und der querela nullitatis (insana- 
bilis). Die RCPO. anerkennt als ipso jure aufichiebend nur die Berufung und die 
Revifion (SS 644, 645), dagegen nicht die Beichwerde (S 535 Abſ. 1). Jedoch ift 
diefe Regel nach beiden Seiten durchbrochen; es cefjirt der Sufpenfiveffelt der Be- 
rufung und der Reviſion in den Fällen der vorläufigen Vollſtreckbarkeit des Urtheils 
(88 648 ff.); die Verſagung des Sufpenfiveffeftes der Beichwerde gegenüber gemäß 
z 535 Ab. 1 cit. in allen Fällen, wo aus der ſofortigen Vollſtreckung der Ent: 
icheidung ein ummwiderbringlicher Nachtheil erwachjen würde. Ueberdies ift es dem 
disfretionären Ermeſſen des Richters überlaffen, auch in anderen Fällen die Aus: 
ſetzung der Bollziehung der mit Beichwerde anfechtbaren Entjcheidung anzuordnen 
(3 535, Abi. 2). Von den uneigentlichen R. der CPO. (Hier nur der Kürze wegen 
jo genannt) hat den Suspenfiveffeft Lediglich der Einipruch (S 645). 2) In jolche 
mit oder ohne Devolutiveffekt, je nachdem das R. die Sache an den höheren Richter 
bringt oder blos nochmalige Prüfung und Entjcheidung bei einem Richter gleicher 
Inſtanz bewirkt. Von den gemeinrechtlichen R. waren devolutiv die Appellation 
und die einfache Beichwerde; nicht devolutiv die Revifion und die Reſtitution: 
während die Nichtigkeitsbejchwerde nach Wahl des Jmploranten beim höheren oder 
niederen Richter durchgeführt werden fonnte. Dit hiernach jchon für das Gemeine 
Recht diefe Eintheilung mit Recht als eine nicht durchgreifende bezeichnet worden 
(Renaud, Lehrb., $ 172 zu Note 4), jo mußte fie der REPD. gegenüber für die 
R. im technischen Sinne von vornherein wegfallen, da diejelben jchon begriffsmäßig — 
die Beſchwerde wenigjtens, injoweit fie wirklih R. ift und nicht blos die Funktion 
einer Gegenvorjtellung verfieht (S 534) — die Devolution an eine höhere Inſtanz 
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erfordern. Inwieweit aber die einzelnen R. die Sache an den höheren Richter 
bringen, ob nur zur Enticheidung über Aufrechthaltung oder Aufhebung des an— 
gefochtenen Richteripruches, oder auch zur Abgabe des an die Stelle des auigehobenen zu 
fegenden neuen Ausfpruches, darüber vgl. die betr. Spezialartifel. . Die uneigentlichen 
R. der RCPO. ermangeln des Devolutiveffettes ſämmtlich. 3) In ordentliche und 
außerordentliche R., meift (vgl. ‘über den verfchiedenen Sinn, der mit diefer Ein— 
theilung verbunden wird, Renaud, Xehrb., $172 zu N. 3; Bolgiano, Zeitichr. 
für Deutfchen Civ. Prz., II. S. 114) je nachdem ein R. binnen der für die R. 
regelmäßig beftimmten Friſt gebraucht werden muß oder an diejelbe nicht gebunden 
ift. Ordentliche R. waren nach Gemeinem Recht lediglich die Appellation (die 


querela nullitatis sanabilis ift in diejer jeit dem IJRA. S 121 aufgegangen) und die 


Kevifion. Was aber unfer Neicherecht angeht, jo ijt es „Ficherlich ein Verdienſt der 
neuen REPOD., die zweifelhaften Ausdrücke ordentliche und außerordentliche R. ver— 
mieden zu haben“ (Hinſchius, ©. 1). Die alte Terminologie darf auch weder 
auf Grund des $ 19 noch des 3 20 des EG. zur CRD. im neuen Recht wieder: 
gefunden werden; beide find nur für das BEDEEDONERALANN aufgeftellt, und auch 
S 20 (an welchen fich Bolgiano, nachdem er den $ 19 aufgegeben hat, noch ans 
Elammtert) enthält lediglich eine zur Vermittlung des Ueberganges aufgeftellte Ver— 
gleichung der Nichtigfeits- und der NReftitutionsflage mit den außerordentlichen R. 
des Gemeinen Prozeſſes. 

IV. Was jchließlich das Verfahren anlangt, jo normiren für daffelbe bei der 
Nichtigkeits- und Neftitutionsklage, eben weil fie an fich nichts ala gewöhnliche 
Klagen find, zunächſt und im Ganzen die für die Erhebung und Durchführung von 
Klagen überhaupt geltenden Vorfchriften (vgl. RCPO. S 548); weil fie aber doc) 
zugleich gegen ein richterliches Urtheil gerichtete Angriffsmittel find, fo ftehen fie 
allerdings nicht nur unter befonderen, den Zufammenhang mit dem Vorprozeß 
wahrenden Kompetenzvorſchriften ( KCPO. 8 547; vgl. mit Wetzell, Syftem, $ 53 
zu N. 98 ff. und $ 60 zu N. 41 ff.), fondern find den R. auch darin angenähert, 
daß fie gleich dieſen befonderen Vorjchriiten über Statthaftigkeit, Form und Friſt, 
fowie der Dffizialprüfung des Gerichts hinfichtlich des Vorhandenſeins dieſer Voraus— 
jegungen unterliegen (vgl. weiter unten und einftweilen SS 549, 552 der RERD.). 
Dinfichtlich des Verfahrens beim Einſpruch ſ. diefen Art. Bezüglich der eigent- 
lichen R. aber ift die alte MWeitläufigkeit eines getrennten Berfahrens beim judex 
a quo und beim judex ad quem der interpositio, Erwirkung der apostoli, Di— 
miſſion der Sache an den Oberrichter und Edition der Alten einerjeits; der 
supplicatio pro processibus, Jujtififation der Formalien, Reproduktion der Ladung, 
Uebergabe der Akten, introductio und weiteres Verfahren andererjeits (vgl. Wetzzell, 
Syſtem, 88 55, 56, 57) aufgegeben. Das Berfahren ſpielt fich von Anfang an 
beim Oberrichter ab, bei welchem die R. einfach durch Zuftellung eines Schriftjages 
an den Imploraten eingelegt werden (8S 479, 515 der RCPO.). Nur bezüglich 
der Beichwerde gilt, im Hinblick auf ihre Funttion ald Wegenvorftellung, Ab— 
weichendes: S 532 der REPD. Die Beichtwerde zeichnet fich auch ſonſt gegenüber 
den beiden anderen R. aus; fie ift, da fie gewöhnlich feine Suspenfivfrait hat, auch 
nicht an die für die Einlegung der Berufung und Revifion vorgeſchriebene einmonat— 
liche Nothirift (SS 477, 514; vgl. damit für die Wiederaufnahmeklagen $ 549 der 
RCPO.) gebunden — nur die fofortige Beichwerde muß nach $ 540 binnen einer 
Nothfrift von zwei Wochen eingelegt werden —; fie unterliegt wegen ihrer „mehr 
untergeordneten, nebenfächlichen Bedeutung“ Hinfichtlich der Anfechtung ſelbſt und 
deren Erledigung „thunlichit einfachen Formen“ (Mot.). Dagegen theilt fie mit den 
beiden anderen R. (übrigens auch mit dem Einspruch und den Wiederaufnahmellagen 
SS 306, 552) die Nothwendigfeit einer richteramtlichen Vorprüfung der Zuläffigkeit 
des R. vor dem Gintritt in die Prüfung feiner Begründetheit (SS 497, 529, 537). 
Das Verfahren über die Begründetheit jelbjt wird von den großen Prinzipien des 
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neuen Prozeſſes beherrſcht: von der Mündlichkeit, der Einheitlichkeit der Verhandlung, 
vom Anwaltszwang, von der Verhandlungsmaxime. Die Ausnahmen hinſichtlich 
der Beſchwerde ergeben ſich aus 88 532 Abſ. 2; 536. Die Verhandlungsmaxime 
insbeſondere bringt ,es mit ſich, daß das Gericht — zwar nicht an die Begründung 
des R. durch die Parteien, aber — an die von den Parteien geitellten Anträge 
gebunden iſt (SS 487, 499, 522). Daraus ergiebt fi) von jelbit, daß eine re- 
formatio in peius (ſ. diejen Art.), falls das R. nicht beiderjeits ergriffen war, 
nicht ftattfinden fann, es jei denn, daß der Jmplorat dem R. des Jmploranten 
ſich angeichloffen hat, was ihm im Hinblick auf das Novenrecht des Jmploranten 
und auf die Befugniß defjelben, feine Anträge während der mündlichen Verhandlung 
jederzeit zu ändern, durch SS 482, 518 im weiteften Umfang, insbejondere ohne 
Rückſicht auf die Konnexität der gegenjeitigen Beſchwerden (Mot. zu SS 461, 462 E., 
©. 516), gejtattet ift. Anders war es im Gemeinen Recht, welches eine reformatio 
in peius nicht nur im Fall der appellatio reciproca oder der unferer Anjchliegung 
entiprechenden „accefjoriichen Adhäfion“ des Appellaten, jondern auch bei einjeitiger 
Appellation von Amtswegen zuließ, weil vom Moment der Introduftion an der 
Appellat das Necht habe, vom Richter die Berüdfichtigung des Intereſſes, welches 
er an der Abänderung des angefochtenen Urtheils habe, ex officio zu verlangen: jog. 
Gemeinjchaftlichkeit der Appellation (Wetzell, $ 56 zu N. 51 ff., zu N. 68 ff.; 
j. jedoch dagegen Renaud, Lehrb., $ 180 zu N. 31 ff.). Ueber Verzicht auf R. 
und Zurüdnahme derjelben vgl.S$ (311), 475, 476, 529, (548) und die Spezial- 
artikel über die einzelnen R. 

Lit.: Für das Gemeine Recht: Beuel — $ 52 und bort bie ältere Lit. über bie 
N. inägejammi. — Renaud, Lehrbuch, $ 172. — für den Deutjchen RGin. Pr: Wad, 
Vorträge, S. 178 ff. — Bolgiano, Ardiv * die er at Bd. LIX 420 ff.; Der: 
elbe, Seifen. Au en iv.Prz. II. ©. 110 ff; . 199 ff. — Ztiſcht. 

ut 


für De Civ.Prz. 1 1 ff. — Für bie fremden Ka v. Harraſowski, Die R. im 
Giv.Prz., 1879. een die bei den einzelnen R. cit. Lit. Birkın eyer. 


Nechtsmittel (im Strafprozeß). Ebenſo wie im Civilprozeß eine end— 
gültige Enticheidung nothwendig ift, die jeden weiteren Streit ausſchließt, erfordert 
auch der Strafprogeß ein definitive Urtheil über die Schuld oder Unfchuld eines 
Angeklagten. Hier wie dort muß zunächjt angenommen werden, daß der ergangene 
Richterſpruch ein gerechter jei. Jedoch darf die Möglichkeit eines Irrthums in that: 
jächlicher oder rechtlicher Beziehung nicht in Abrede gejtellt werden. Zur Verbeflerung 
eines jolchen dienen die R., d. h. diejenigen prozeffualen Maßnahmen, welche die 
Parteien ergreifen können, um die Abänderung einer richterlichen Entjcheidung durch 
eine andere, jowol während des Laufes ala nach Beendigung eines Prozeſſes herbei— 
zuführen. In diefem weiteften Sinne ift aber der Ausdrud R. nicht immer zu ver: 
ftehen, vielmehr ift in den verichiedenen Geſetzgebungen verichieden bejtimmt, welche 
von diejen Kechtsbehelien techniich ala R. bezeichnet werden jollen. Abgejehen von 
diejen VBerjchiedenheiten unterfcheidet man: 1) R. gegen Endburtheile von jolchen gegen 
richterliche Verfügungen und Beichlüffe, die dem Urtheile vorausgehen; 2) juspenfive 
von nichtjuspenfiven, je nachdem die Wirkung der angegriffenen Entſcheidung durch 
das R. aufgehalten wird oder nicht; 3) devolutive von nichtdevolutiven, je nachdem 
über das ergriffene R. in einer höheren Inſtanz verhandelt wird oder nicht; 
4) ordentliche von außerordentlichen, welche letzteren ſich gegen ein formell rechts— 
kräftiges Urtheil richten. Bei den R. gegen ein Endurtheil fommt es jener darauf 
an, ob das letztere a) wegen eines faktiſchen oder rechtlichen Irrthums abgeändert 
oder b) aufgehoben werden joll, weil Berjtöße gegen formellvechtliche Vorſchriften 
das Urtheil nichtig ericheinen lafjen. 

Im Germanijchen Prozeß gab es eigentliche R. nicht, nur ein Anja dazu 
war in dem ſogen. „Urtheilichelten“ gegeben. Dafjelbe (vgl. Grimm, Deutiche 
Rechtsalterthümer, ©. 865 ff.; Planck, Das Deutjche Gerichtöverfahren im Mittel: 
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alter, J. S. 268 ff.) beſtand in der Behauptung, daß der Richter, welcher das an— 
gegriffene Urtheil fand, pflichtwidrig gehandelt habe, verbunden mit dem Vorſchlage 
eines beſſeren Urtheils. Das Urtheil ſchelten konnten nicht nur die Parteien, ſondern 
auch jeder Umſtehende, ſogar ein Mitglied des Gerichtes ſelbſt, ſobald nur ein 
Schöffe ſeine Meinung geäußert hatte. Das weitere Verfahren beſchränkte ſich als— 
dann urfprünglich auf den Streit zwifchen dem Schelter und dem Gejcholtenen. Daß 
die Entſcheidung durch einen Höheren Richter erfolgen mußte und fich auf den ur: 
jprünglichen Parleienftreit bezog, ift erjt ein Ergebniß der jpäteren Entwidelung. — 
Von einem wirklichen R.iyfteme fonnte erſt nach Reception der fremden Rechte die 
Rede jein. Hier war vor Allem das Römiſche Recht maßgebend, dem urjprünglich 
ebenfalls R. fremd waren. Die provocatio ad populum, die ala jolches erjcheinen 
könnte, hatte einen durchaus politischen Charakter, fie follte nicht eine gerechtere Ent— 
fcheidung herbeiführen, jondern die Gewalt gewiffer Beamten bejchränfen. Auch in 
der Kaiferzeit war die Berufung an das Staatsoberhaupt anfänglich wol nur den 
Magiftraten gegenüber zuläffig, die auf Grund einer faiferlichen Delegation Recht 
Ipraen (vgl. Mommſen, Römifches Staatöreht, II. ©. 927 ff). Mit der 
immer weiteren Ausdehnung dieſer Delegation wurde die appellatio ein weſentlicher 
Beſtandtheil des Strafverfahrens, das ſich in dieſer Beziehung formell nur wenig 
vom Givilprozeß unterjchied (vgl. Geib, Gejchichte des Römijchen Kriminalprozeſſes, 
©. 675 ff.). Uebrigens fonnte das Urtheil auch ohne Appellation aus manchen 
Gründen als nichtig aufgehoben werden, vgl. titt. D. quae sententiae sine appel- 
latione rescindantur (49, 8), C. quando provocare necesse non est (7, 44). Das 
Kanoniſche Recht entwickelte die römifch-rechtlichen Grundſätze weiter, und jo war es 
denn bezüglich des Akkuſationsprozeſſes zweiiellos, daß ſowol Kläger wie Bellagter 
fi der Appellation bedienen konnten. Bezüglich des Inquifitionsprogeffes war das 
zweifelhaft und jedenfalls die Appellation an das Reichsfammergericht verboten. Dies 
war ein Zugeftändniß an die Territorialgewalt, ohne daß die betreffenden Reichs— 
geſetze (3. B. Abjchied des Neichstages zu Augsburg 16380 $ 95; Kammer: 
gerichtäordnung von 1555 Ih. II. Tit. 28 $ 5) über die Zuläffigfeit von R. inner- 
halb der Territorien jelbjt etwas hätten fejtjegen wollen. Man nahm jedoch das 
Gegentheil an, und diefe Anficht, der auch Carpzow beitrat, behielt in den Landes— 
gejeggebungen das Uebergewicht. Da jedoch thatfächlih R. nicht zu entbehren waren, 
rührte man ebenfall® auf Grund der Autorität Carpzow's ein Remedium ul- 
terioris defensionis ein. Auch der Refurs an den Landesheren wurde ftellenweife 
zugelaffen, jedoch konnte derjelbe nur auf dem Wege der Gnade nachgefucht werden. 
Allmählich jedoch fam auch die Appellation wieder in Aufnahme, jo daß zuleßt, ab- 
gejehen von der zuläffigen Beſchwerde gegen vorläufige Feſtſetzungen und der In 
integrum restitutio contra rem iudicatam (Wiederaufnahme des Verfahrens) als 
R. des Gemeinen Strafprozeffes erjcheinen: 1) die Appellation, 2) die weitere Ver— 
theidigung, 3) die Nullitätsquerel. Die Appellation (Provokation, Berufung) jowie 
die weitere Vertheidigung (Läuterung, Supplifation, Revifion) waren auch gegen 
Zwifchenurtheile zuläffig und bezwedten eine Abänderung der erften Sentenz, welche 
fie als iniqua bezeichnen, eventuell auf Grund neuer Thatjachen, jo daß eine Nach— 
inftruftion nöthig werden konnte. Sie unterjchieden fich dadurch, daß die Appellation 
jtet3 Devolutiv- und Suspenfiv-Effeft hatte, dafür aber an beftimmte Formen und 
Friſten gebunden war, während die Supplifation eine Devolution niemals und eine 
Suspenſion nur dann herbeiführte, wenn fie innerhalb des Decendium (der zehn= 
tägigen Appellationzfrift) eingelegt war. Sie konnte jo lange wiederholt werden, 
bis tres conformes sententiae ergangen waren. »- Die Nullitätsquerel (Nichtigkeitö- 
beichwerde) ftüßte fich auf die Behauptung, daß das erjte Urtheil formell ungültig 
fei: Sie hatte ftets Devolutiv- und Suapenfiv-Effeft und führte nie Abänderung, 
jondern Aufhebung oder Beftätigung des früheren Urtheils herbei. Außerdem kommt 
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noch eine Revifion ex officio der Obergerichte vor, welche aus dem Oberauffichte- 
rechte des Staates abgeleitet wurde. 

Im Engliſchen Recht dienen als R.: 1) writ of certiorari, durch welches 
die Enticheidung entweder der ganzen Sache oder einer einzelnen Rechtöfrage vor dem 
höchiten Gerichtähofe Queen’s bench ermöglicht wird; 2) motion in arrest of judge- 
ment, durch welchen Antrag in Fällen einer mangelhaften Prozedur die richterliche 
Enticheidung nach ergangenem Spruch der Gejchworenen aufgehalten werden fann. 
MWird der Antrag angenommen, jo muß in einer neuen Berhandlung auch ein neues 
Gejchtvorenenverdift erfolgen, 3) writ of error (Nichtigkeitsbeſchwerde), welches eine 
Aufhebung, mit der meift Freiſprechung verbunden ift, und neuerdings auch eine Ab— 
änderung des früheren Urtheils herbeiführen fann; 4) motion for a new trial. 
Diefer Antrag auf Anberaumung eines neuen Termines kann zwar bei jeder Rechts— 
verlegung, aber nur in Vergehens- nicht auch Verbrechensfällen geftellt werden und 
unterliegt auch fonft manchen Einjchränfungen. Außerdem kann neuerdings die Ent— 
icheidung einer ftreitigen Rechtsfrage ausgefegt werden, der Art, daß das gleichwol 
in der Hauptjache gefällte Urtheil bezüglich feiner Rechtsbeſtändigkeit von der Ent— 
icheidung über die in suspenso gelafjene Rechtäfrage abhängt. Näheres bei Glaſer, 
Anklage, Wahrſpruch und R. ıc., ©. 424 ff. 

Das Franzöſiſche Necht fteht auch im diefer Materie dem Inquifitionss 
progeffe weit näher als das Englische. Es ericheinen ala R.: 1) Opposition, d. bh. 
Ginfpruch gegen eine richterliche Verfügung einschließlich des Urtheils, welche ohne 
Anhörung des von der fraglichen Maßregel Betroffenen ergangen war. Derielbe bat 
feinen Devolutiv-Effekt. 2) Appel, Berufung, welche dazu dient, eine Abänderung 
unrichtiger Berfügungen oder Gntjcheidungen durch den höheren Richter berbei= 
zuführen. Sie fann von allen Betheiligten, jedoch nicht gegen Urtheile der tri- 
bunaux de simple police, welche eine Geldjtrafe von höchftens 5 Francs verhängen, 
und niemals gegen Urtheile der Geichworenengerichte, innerhalb einer bejtimmten 
Frift ergriffen werden und hat Devolutiv- und Suspenfiv-Effelt. Das Appellations- 
gericht (Chambres correctionelles für die Polizeigerichte — Cours d’appel für bie 
Chambres correctionelles) enticheidet nach vorgängiger mündlicher Verhandlung, in 
welcher beliebig nova vorgebracht werden fönnen. 3) Demande en cassation 
(Nichtigkeitsbeichwerde), die allen Prozeßbetheiligten jedoch nur dann zufteht, wenn 
Berufung entweder nicht möglich oder fchon verbraucht iſt. Weber fie enticheidet 
ausfchließlich der höchite Gerichtshof (cour de cassation)., 4) Demande en r6vision, 
der nur in jehr befchränkttem Maße zuläffige Antrag auf Wiederaufnahme des Ver— 
fahrens nad) rechtsfräftigem Urtheil. — Außerdem fann der Generalprofurator 
dafür Sorge tragen, daß Urtheile, welche gegen das Geſetz veritoßen und nicht an— 
gefochten worden find, durch den Kaſſationshof für nichtig erklärt werben, sans pré— 
judice du droit des parties intéressées. 

Die neuen Deutjchen Strafprogeßgefege (jeit 1848) haben fich meift an das 
Franzöſiſche Recht angelehnt. Als Hauptjächlichite R. kommen Berufung und 
Nichtigkeitsbefchwerde in Betracht; über Näheres vgl. Zahariä, II. ©. 616 fi. 

Die Defterreihiiche StrafpO. gewährt als R.: 1) Beſchwerde gegen 
richterliche DVerfügungen, welche in der Regel Devolutiv- aber feinen Suäpenfiv- 
effett hat (vgl. 3. B. SS 45, 49, 63, 64, 113, 114, 197, 352, 357, 392, 
395, 480, 481, 489, 491, 494). 2) Einſpruch gegen die Verfegung in den An— 
klageſtand (SS 208 ff., vgl. S 421), für Zeugen und Sachverftändige gegen eine 
Verurtheilung wegen Ausbleibens ($ 243), gegen ein Kontumazialerfenntniß ($ 427, 
vgl. $ 478), gegen ein Strafmandat ($ 462), gegen eine richterliche Enticheidung 
im jogen. objektiven Strafverfahren in Preßfachen ($ 493). 3) Berufung, welche 
der Regel nach nur gegen den Ausipruch über die Strafe ($ 283) und in ſchwur— 
gerichtlichen Verhandlungen auch wegen der Enticheidung über privatrechtliche Aus- 
iprüche ($ 345) ergriffen werden fann. Nur für die Urtheile der Bezirksgerichte 
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vertritt fie zugleich die Nichtigkeitsbeſchwerde (48 463 ff.). 4) Nichtigkeitsbeſchwerde, 
welche bezüglich aller Endurtheile auf Grund beftimmter Nichtigkeitsgründe (SS 281, 
344) zuläffig ift und an den Kaſſationshof gerichtet werden muß. 5) Wieder: 
aufnahme des Verfahrens (SI 352 ff.). 6) Wiedereinfegung gegen den Ablauf von 
Friſten ($ 364). 

Die Entwürfe einer StrafPO. für das Deutjche Reich hatten ala R. nur 
Beihwerde und Revifion aufgenommen, da fie von der Anficht ausgingen, daß 
in einem wirklich auf Mündlichkeit beruhenden Verfahren ein Plab für die Be- 
rufung nicht mehr übrig jei. Die Reichsjuftizlommiffion nahm dieſelbe jedoch für 
die Urtheile der Schöffengerichte wieder auf, fo daß jetzt als R. im Sinne der 
Straf DO. Beichwerde, Berufung und Revifion anzujehen find. Diejelben jtellen 
Rechtöbehelie gegen noch nicht rechtskräftig gewordene richterliche Verfügungen dar, 
durch deren Anwendung ein höheres Gericht mit der Entjcheidung betraut wird. 
Suöpenfiveffeft dagegen iſt fein charakteriftiiches Dterfmal der R., da derjelbe nur 
der Berufung und Revifion beigelegt ift, für die Beſchwerde dagegen fein Eintritt 
vom richterlichen Ermefjen abhängt. Die Beſchwerde richtet fich gegen Beſchlüſſe 
und Verfügungen, Berufung und Revifion gegen Gndurtheile. Die Nevifion iſt 
jtatthaft, 1) wenn wegen der Verlegung wichtiger Prozeßnormen ein gültiges Urtheil 
überhaupt nicht vorliegt, 2) wenn der Richter aus den von ihm feftgeftellten That— 
fachen rechtäirrthümliche TFolgerungen abgeleitet hat. Auf eine Prüfung des that- 
jächlichen Materiales darf fich der Revifiongrichter in feinem alle einlaffen. Die 
Berufung dagegen dient recht eigentlich dazu, das ungenügende Material des eriten 
Richterd zu ergänzen, wobei es nicht darauf ankommt, ob der gerügte Mangel bei 
Beurtheilung der Thatfrage dem Richter zur Laſt fällt, von den Parteien verjchuldet 
wurde oder ein unvermeidlicher war. Nova können in der Berufungsinftanz vor— 
gebracht werden, auch wenn fie jchon zur Zeit der erjten Verhandlung bekannt 
waren. — Diejer Unterfchied zwifchen Berufung und Revifion ift freilich zum Theil 
dadurch verwiſcht, daß die Berufung, wo fie zuläffig ift, die Reviſion ausjchliekt, 
deren Funktionen aljo mit übernehmen muß, jo daß der Berufungsrichter die An— 
griffe jowol auf die formelle Rechtsbejtändigfeit des Verfahrens in erjter Inſtanz, 
wie auf die dort getroffenen Enticheidungen über That- und Rechtsfragen zu 
prüfen hat. (Im Einzelnen vgl. die betreffenden Artikel.) — Keine R. im technifchen 
Sinne find die übrigen in der StrafPO. zugelaffenen Rechtöbehelfe, ala: Geſuch um 
MWiedereinjegung in den vorigen Stand, Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens, 
auf gerichtliche Entjcheidung gegenüber einer polizeilichen Strafverfügung, Ein- 
ipruch gegen den amtärichterlichen Strafbeiehl u. ſ. w. (vgl. die betr. Artikel). 
Auch der Einwand kann als R. nicht betrachtet werden. Das verjteht fich be— 
züglich des Einwandes der Unzuftändigkeit (SS 16, 18; vgl. den Art. Gerichts— 
ftand, ©. 103) und der Einwendungen gegen die Eröffnung des Hauptverfahrens 
($ 199) von jelbjt, da dieſelben nicht Nechtöbehelie gegen richterliche Verfügungen, 
fondern Einreden gegen die Zuläffigkeit des ganzen Verfahrens darftellen, über welche 
eine richterliche Entjcheidung erit noch zu erfolgen hat. Der Einwand gegen die 
Eröffnung der Vorunterfuchung ($ 179) jteht materiell der Beichwerde infoiern gleich, 
ala er fich gegen eine Verfügung der Straffammer richtet, nur fommen die für jene 
vorgeichriebenen Formen und Friften nicht zur Anwendung und außerdem fehlt ihm 
der Devolutiveffett. Der ferner noch zuläffige Einwand gegen die Ablehnung eines 
Antrages auf Aufjchub der Strafvolljtrefung ($ 490) wendet fich gegen eine Ber: 
fügung nicht des Richters, jondern der Staatsanwaltichaft und kann ſchon deshalb 
als R. nicht bezeichnet werden. Das ift infofern auch praftifch von Bedeutung, als 
die allgemeinen Beftimmungen, welche im erften Abichnitt des dritten Buches ber 
StraPO. für die R. gegeben find, nicht auch für die übrigen Rechtsbehelfe gelten. 
Nur für die Wiederaufnahme des Verfahrens hat $ 405 ausdrüdlich eine Ausnahme 
gemacht (vgl. auch $ 401 N. 2). Daß eine folche auch für die Wiedereinjegung 
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in den borigen Stand, wenigſtens bezüglich der Berechtigung, ein derartiged Geſuch 
zu Gunften des Beichuldigten anbringen zu können, gemacht werden müſſe, nimmt 
Löwe, ©. 236 N. 3b, an. Doch wird man gegenüber den von ihm geltend 
gemachten Gründen der Billigkeit und angeblichen Folgerichtigkeit daran feſthalten 
müffen, daß nach dem Wortlaut des S 44 der betreffende Antrag nur von dem 
gejtellt werden kann, der die Friſt ſelbſt verfäumt hat. 

Die den R. gemeinfamen Beitimmungen (SI 338 — 345) betreffen: I. die 
Legitimation zur Ginlegung; II. die Formen, in welchen ein nicht auf freiem Fuß 
befindlicher Beichuldigter die auf R. bezüglichen Erklärungen abgeben kann; III. die 
Zurüdnahme eines R. und den Verzicht auf ein jolches; IV. die Wirkung der von 
der Staatsanwaltichaft eingelegten R. 

I. Die Einlegung von R. fteht zu: A. Allen Prozeßbetheiligten, alſo 1) dem 
Beihuldigten. Derjelbe kann auch durch Andere vertreten werden, welche a) in 
jeinem Namen handeln. Dahin gehören: der Vertheidiger ($ 340), d. 5. der— 
jenige, welcher in dem vorausgehenden Verfahren als jolcher fungirt hat, nicht auch, 
wer erſt in der R.inftanz als Vertheidiger auftreten will, wie das v. Kries, 
©. 21, anzunehmen fcheint. Gin jolcher nachträglicher Vertheidiger bedarf einer 
Legitimation von Seiten des Angellagten, um R. wirkſam für ihn einlegen zu 
fönnen; vgl. Erkenntniß des Reichögerichts vom 16. Januar 1880 (Entjcheidungen, 
I. ©. 71) und 14. Februar 1880 (Rechtiprechung, I. ©. 356). Ferner: die An— 
gehörigen eines abwejenden Angeklagten; welche Perfonen darunter zu verftehen 
find, ift ungewiß, in der StrafPO. wird der Ausdrud nicht al® term. techn. be= 
handelt (vgl. 88 22, 51, 54, 149, 401; ferner 982, 106, 328, 486, auch 483). 
68 wird der Richter alfo im einzelnen Falle zu entjcheiden haben, ob die betreffende 
Perſon ein Angehöriger des Angeklagten ift, ohne daß ihm dabei $ 52 Abi. 2 des 
StrafGB. unbedingt bände, wie v. Schwarze (Kommentar ©. 485 N. 2) an— 
zunehmen ſcheint; vgl. v. Krieg, ©. 23. Die vermuthete Vollmacht diefer Perfonen 
hält natürlich) gegenüber einer ausdrüdlic; desavouirenden Erklärung des Be— 
ichuldigten nicht Stih. b) Kraft eigenen Rechtes können bei Einlegung von R. für 
den Bejchuldigten vorgehen, alfo auch gegen feinen Willen handeln: jein gejelicher 
Vertreter jowie der Ehemann einer bejchuldigten Frau ($ 340). Wer ala geſetz— 
licher Vertreter anzufehen iſt, kann nur auf Grund der geltenden civilrechtlichen Be— 
ftimmungen entichieden werden. 2) Die ftrafverfolgenden Parteien, d. h. die Staats 
anmaltjchaft, eventuell auch die Verwaltungsbehörbe (SI 464—469), der Privat- 
($ 430, vgl. $ 433) und der Nebenkläger (S 441, vgl. $ 443). B. Andere Per: 
fonen, welche durch die betreffende gerichtliche Entjcheidung beichwert werden. Die 
Ergreifung von R. gegen Endurtheile ift in der StrafPO. ($ 479) nur bei dem 
jog. objektiven Strafverfahren für diejenigen geftattet, welche einen rechtlichen An- 
ſpruch auf den Gegenftand des Verfahrens haben, wol auch dann, wenn fie in erfter 
Inſtanz nicht auftreten (anderer Meinung: Voitus, 466; v. Schwarze, Kom— 
mentar, ©. 600). Bezüglich der Möglichkeit einer analogen Ausdehnung diejer Ber 
ftimmung vgl. dv. Kries, ©. 25 fi. Das R. der Beichwerde kann ftets von Allen 
gebraucht werden, welche durch eine Verfügung oder einen Beichluß betroffen werden 
(vgl. $ 346 Abi. 2). Die Staatdanwaltjchaft und der Beichuldigte find bezüglich 
des Gebrauches der R. prinzipiell gleichgeftellt. Auch die Friſten zur Ginlegung 
find von gleicher Dauer. Daß fie einen verichiedenen Anfangstermin haben können, 
3. B. wenn der Angeklagte bei der Verkündigung des Urtheils nicht anmwelend mar 
($ 355 Abſ. 2, $ 381 Abi. 2), hängt damit zufammen, daß der Angeklagte erft 
jpäter authentische Kenntniß von dem ergangenen Urtheile erhielt. Andere fcheinbare 
Verichiedenheiten erklären fi) wol daraus, daß nur der ein R. anwenden fann, 
welcher fich durch eine Enticheidung bejchwert fühlt. Das ift auf Seiten des An— 
geflagten nicht der Fall, wenn er für unjchuldig erklärt wird; bezieht dagegen bie 
Freiſprechung fich nur auf die Strafe, jo wird er ein R. ergreifen können. Gleicher 
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Anſicht: Löwe, S. 601 N. 2b; v. Kries, S. 49; anderer Meinung: v. Schwarze 
(in v. Holtzendorff's Handbuch, II. S. 251), weil das rechtliche Intereſſe des 
Angeklagten ſich auf Nichtverhängung einer Strafe beſchränke. Das iſt einmal nicht 
ganz richtig, z. B. wenn bezüglich eines jugendlichen Verbrechers die erziehende Maß— 
regel der Unterbringung in eine Beflerungsanftalt angeordnet wird, dann aber läßt 
diefe Anficht doch zu jehr die Rüdficht auf das fittliche Empfinden außer Acht, 
deren der Staat fich in feinem eigenften Intereſſe nicht entichlagen darf. Außerdem 
ſpricht jedenfalls die Beitimmung des 8 266 Abſ. 4 dafür, daß das Geſetz den 
Unterfchied zwijchen „nicht jchuldig” und „nicht ftrafbar“ keineswegs für irrelevant 
hält. — Daß im Falle des $ 209 Abi. 2 dem Beichuldigten ein R. verjagt ift, 
welches dem Staatsanwalt zujteht, ift nur eine jcheinbare Beeinträchtigung, denn 
der Beichluß, durch welchen das Verfahren eingejtellt wird, jteht in feiner direkten 
Wirkung dem freifprechenden Endurtheile gleih. Bezüglich der Zuläffigfeit der 
Wiederaufnahme des Verfahrens ijt allerdings ein Unterfchied vorhanden (val. $ 210 
mit $ 402), welcher ein Endurtheil erwünfchter jcheinen läßt, doch bat der Be- 
jchuldigte einen rechtlichen Anjpruch nur darauf, daß über feine Schuld oder Un— 
ſchuld eine gerichtliche Enticheidung erfolge, nicht aber darauf, daß dies durch ein 
Endurtheil gejchehe. Ebenfowenig wird der Angeklagte durch den Beichluß bejchwert, 
welcher über die jachliche Zuftändigfeit nach Maßgabe des $ 270 entjcheidet, da er 
das Urtheil des für zuftändig erflärten Gerichtes eventuell auf Grund des $ 377 
N. 4 anjechten kann. — Die Staatdanwaltichaft ift keineswegs eine reine Prozeß— 
partei, ſondern eine Vertreterin des ftaatlichen Interefjes, das durch die Verurtheilung 
nicht des Angeklagten, jondern des Schuldigen gewahrt, durch ein ungerechtes Urtheil 
aber ftetö verlegt wird. Einer jolchen Verlegung gegenüber hat der Staatsanwalt 
die Pflicht, fich der zuläffigen R. zu bedienen, und es ift mur eine nothwendige 
Konſequenz, wenn $ 338, Abi. 2 der Staatsanwaltichaft die Befugniß einräumt, die 
R. auch zu Gunſten des Beichuldigten anzuwenden. Damit ift nicht ein dispofitives 
Recht eingeräumt, jondern eine Pflicht auferlegt, die in allen Fällen ausgeübt werden 
muß, wo die gegen den Bejchuldigten auögeiallene Entjcheidung ungerecht erjcheint, 
ohne daß auf die im Laufe ded Verfahrens don der Staatdanwaltichaft geftellten 
Anträge oder den Willen des Beichuldigten anfäme. Ob im einzelnen Falle das 
MR. zu Gunften oder Ungunften des Beichuldigten ergriffen jei, wird das Gericht zu 
enticheiden haben. Vgl. über diefe Frage Löwe, ©. 602 N. 8. — Dieje Pflicht 
geht auf die anderen ftrafverfolgenden Parteien nicht über. Daran ändert auch 
8 430 nichts. Derjelbe räumt allerdings dem Privatfläger (vgl. SS 437, 465 ff.) 
Diejenigen R. ein, welche in dem Berfahren auf erhobene öffentliche Klage der 
Staatsanwaltichait zuftehen, jagt aber nicht, daß er fich ihrer auch in derſelben 
Weiſe bedienen könne. Wenn die R. des Privatklägers ſchon an fich diefelbe Be- 
deutung hätten wie die der Staatsanwaltichaft, jo wäre es jedenfalls überflüffig 
geweien, die Anwendbarkeit des 8 343 noch bejonders hervorzuheben. Die Be: 
rathungen der Reichsjuftizlommiffion (Protof. ©. 664; Hahn, 1097) geben 
gar feinen Auffchluß. Der Antrag v. Schwarze’, dieſe Befugniß für den ‘Privat: 
fläger ausdrüdlich auszuschließen, wurde abgelehnt, ohne daß fich erkennen ließe, ob 
man ihn für unrichtig oder für überflüffig hielt. (Gleicher Anficht: Dalde, ©. 261; 
Thilo, ©. 483 N. 1; Bomhard und Koller, ©. 314; v. Kriegs, ©. 47; 
anderer Meinung: Löwe, ©. 705 N. 2, v. Chwarze, Komment., ©. 571, 
vgl. dagegen die Ausführung in v. Holtzendorff's Handb., II. 250; Keller, 
©. 471N. 2; Dochow, ©. 9; Pudelt, ©. 725 N. 2.) — Natürlich) macht 
eö bezüglich der Staatsanwaltichaft einen Unterichied, ob fie für oder gegen den Be- 
fchuldigten handelt. Während fie im lebteren Falle, 3. B. durch Verlegung von 
Rechtönormen, welche lediglich zu Gunften des Angeklagten gegeben find, nicht be- 
ſchwert erfcheint (vgl. $ 378), fann fie im erften die Revifion auch auf diefen Grund 
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jtügen. Eine wirkliche Beichräntung ihrer Thätigkeit zu Gunften des Freigeſprochenen 
enthält dagegen $ 379. 

II. Eine bejtimmte Form für die Ginlegung der NR. ift nicht vorgefchrieben, fie 
fann jchriftlich oder zu Protokoll des Gerichtäfchreibers bei dem zuftändigen Gerichte 
geichehen, und nur darauf fommt es an, daß die nothwendigen Erflärungen inner: 
halb der gejeßlichen Friſt an das Gericht gelangen, gegen deſſen Enticheidung das 
R. ergriffen werden fol. Ein Irrthum in der Bezeichnung deſſelben ift unſchädlich 
($ 342), ein Zweifel im einzelnen Falle auch kaum möglich, da eine Wahl zwischen 
verschiedenen R. niemals gegeben ift, jobald nur die Erklärung deutlich erkennen 
läßt, daß ein R. ergriffen werden follte. Dazu genügt allerdings nicht die Bitte 
um Grtheilung einer Abſchrift des Erfenntnifjes (vgl. Erkenntniß des Reichsgerichts 
vom 2. Dezember 1879, NRechtipr. I. ©. 110), wol aber eine Erklärung, ſofort nad 
Verfündung der Entjcheidung, die eventuell in der Situng ſelbſt zu Protokoll 
genommen werden muß. (Anderer Meinung: Löwe, ©. 617 N. 5; v. Fries, 
©. 62.) Ob die Einlegung durch ein Telegramm geichehen könne, iſt zweifelhaft; 
das Neichsgericht verneint e8, vgl. 3. B. Erf. v. 3. Febr. 1880 (Entſch. I. ©. 262), 
auch Zimmermann im Gerichtsjaal Bd. XXXII. ©. 263 fi. — Für den nict 
auf freiem Fuß befindlichen Beichuldigten ift die Einlegung noch dadurch erleichtert 
($ 341), daß 1). er die betreffenden Erklärungen zu Protokoll des Gerichtäfchreibers 
desjenigen Gerichtes geben kann, in defjen Gefängniß er jich befindet und falls das 
Gefängniß fein gerichtliches ift, desjenigen Amtägerichtes, in deſſen Bezirke das 
Gefängniß liegt; 2) die Frift jchon gewahrt ift, wenn innerhalb derjelben das 
Protokoll aufgenommen wurde, wenn auch die Weberreihung an das zuftändige 
Gericht erjt jpäter erfolgt. Schriftliche Erklärungen eines Verhafteten unterliegen 
dagegen den allgemeinen Regeln. 

III. Auf die Einlegung eines R. kann verzichtet werden, entweder ſtillſchweigend 
durch Verfäumung der Friſt oder ausdrüdlich durch eine Erklärung, welche zwar 
feiner bejtimmten Formen bedarf, aber in authentifcher und nicht mißzuverſtehender 
Weile zur Kenntniß des Gerichtes gebracht werden muß. Es genügt 3. B. die 
mündliche Erklärung unmittelbar nach Verkündigung des Urtheil®, daß man fich bei 
demjelben beruhige (vgl. Erkenntniß des Reichögerichts vom 1. Juni 1880, Entſch. 
II. ©. 78), welche aladann durch das Situngsprotofoll zu befunden iſt. Zurüd— 
genommen fann derjelbe nicht werden, es jei denn, daß er vorzeitig, 3. B. vor Er— 
Öffnung der Urtheilsgründe ausgeſprochen war, oder die Erklärung, daß man ein 
R. einlegen wolle, früher an das Gericht gelangt als die vorher, 3. B. zu Prototoll 
eines Gefängnißbeamten, ausgeiprochene Verzichtleiftung (vgl. Erfenntniß des Reich 
gericht vom 81. Januar 1880, Entſch. J. S. 92). — Dem Verzichte gleich ſteht 
im Allgemeinen die Zurüdnahme eines jchon eingelegten R. ($ 344). Jedoch kann: 
a) ein von der Staatsanwaltichaft zu Gunſten des Beichuldigten eingelegtes R. ohne 
deffen Zuftimmung nicht zurüdgenommen werden ($ 344); b) wenn die Entjcheidung 
über das R. auf Grund mündlicher Verhandlung ftattzufinden Hat, die Zurüdnahme 
nach Beginn der Sauptverhandlung nur mit Zuftimmung des Gegners erfolgen 
(8 345). Der Grund für diefe erit von der Reichsjuftizlommilfion aufgenommenen 
Beitimmung war die Erwägung, „daß e8 der Staatsanwaltichaft nicht zuftehen dürte, 
das Gericht an der Erlaffung einer dem Beichuldigten günftigen Gntichetdung zu 
hindern“ (vgl. Löwe, ©. 607 N. 2, der mit Recht darauf aufmerkſam macht, daß 
dieſes Argument jedenfall unzureichend ſei, da es bei den vom Bejchuldigten 
gebrauchten R. feine Bedeutung habe; vgl. auch v. Kries, ©. 114 N. 49). — 
Die Vorſchrift des S 344 Abi. 1 findet auf die R., welche der geieliche Wertreter 
oder der Ehemann für den Beichuldigten eingelegt haben, feine Anwendung, vielmehr 
fönnen diefelben auch ohne Zuftimmung des Letzteren zurüdgenommen werben. 
Anderer Meinung: Löwe, ©. 606 N. 8 (val. auch die dort pro und contra Gitirten), 
weil der Beſchuldigte vielleicht gerade in Rüdficht auf die von anderer Seite 
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geſchehene Einlegung ſeinerſeits das R. nicht angewendet habe. Dieſe zwar un— 
zweifelhaft berechtigte Erwägung dürfte dem Schweigen des Geſetzes gegenüber doch 
nicht durchichlagend jein, umjoweniger, ala die in $ 340 erwähnten Perfonen in dem 
Gebrauch der R. volllommen jelbjtändig find. — Gegen feinen Willen kann das 
von dem Beichuldigten eingelegte R. von einem Andern natürlich niemals zurüd- 
genommen werden. Der Bertheidiger bedarf dazu einer ausdrüdlichen Vollmacht 
(S 344 Ab. 2). 

IV. So weit die angewendeten R. Suspenſiveffekt haben, erftredt fich derjelbe 
nur auf die Theile der Gnticheidung (des Urtheilstenors), gegen welche fich der 
Angriff richtete. Eine allgemeine Nachprüfung durch das Gericht der höheren Inftanz 
findet nicht ftatt, dafjelbe bleibt vielmehr bezüglich der Ausdehnung feiner Thätig- 
feit an die Parteienanträge, wenn auch nicht an deren Begründung, gebunden. 
Ein Unterjchied zwiichen Revifion und Berufung befteht in biejer Beziehung darin, 
daß bei erjterer beitimmte Anträge unerläßlich find ($ 348), bei letzterer eine ſolche 
Spezialiſirung nicht erfordert, vielmehr angenommen wird, daß eine auf beſtimmte 
Punkte nicht beſchränkte und nicht näher begründete Berufung den ganzen Inhalt 
des Urtheila anfechte (5 359). Das ift im heutigen StrafPrz. um fo eher zuläflig, 
als das Intereſſe des Staates durch die Staatsanwaltſchaft wahrgenommen wird. 
An dieſem Verhältniß will auch 8 $ 343 nichts ändern, derſelbe macht vielmehr nur 
zu Gunften des Beichuldigten eine Ausnahme von dem Sat, daß ein eingelegtes 
R. nur eine Abänderung zu Gunjten des Ginlegenden berbeiführen kann (vgl. den 
Art. Reformatio in peius). Daß jedes von der Staatsanwaltichait eingelegte 
R. die Wirkung bat, daß die angefochtene Entjcheidung auch zu Gunſten des Be— 
jchuldigten abgeändert oder aufgehoben werden fann, heißt nur die Sache ijt in 
zweiter Inſtanz geradefo zu behandeln, als wenn fich der Beichuldigte dem R. der 
Staatöanwaltichaft angejchloffen hätte. Cine jolche im früheren Recht zuläffige An— 
ichlußerflärung fennt übrigens die StrafPO. nicht, doch wäre die Abgabe einer jolchen 
innerhalb der gejelichen Friſt wol als jelbjtändige Grgreifung des R. zu behandeln. 
(Vgl. Erf. des Reichögerichtes vom 10. Februar 1880, Entſch. I. ©. 196.) 

git.: Walther, Die R. im Strafverfahren ıc., 2. Abth., Münden 1853 und 1855; 
dort vgl. audy bie Angaben der älteren Kit. -—- Mittermaier, Die erkagenun u. Rechti- 
übung über Strafverfahren nad) i * —————— 1856, — Vland, 
Syflematiſche Tarftellung ” Deut erg Strafve are ©. 499 fi. — Zach aid. Handbuch 
des Deutſchen StrafP Ar ©. 570 fi. — Ortloff im Gerichtäfaal Er ©. — 
321 ff. — Dochow, R trafPrz,, 3 Aufl., ©. 289 ff. — Sohn, Das Deutiche Strafproze 
recht, ©. 70 fi. — v. Schwarze in dv. Holkendorff’ 5 Handbuch bes Deutſchen Straf- 
prozeßrechts 11. ©. 241 ff. — Geyer, Lehrbuch bed gemeinen a Strafprozekrechtes, 
©. 783 fi. — vd. Kries, Die R. des Civ. Prz. und bed StrafPrz., — Tie Kommentare 
Er StrafPD. von — u. Koller, S. gi ff.; de ©. 207 fi.; Keller, 

71 ff.; Löwe (2. Aufl), ©. 599 ff.; Pudyelt, © . 527 ff.; v. Sonanı. E. 489 ff.; 


Thilo, e. 394 ff., Boitus, ©. 346. v. Lilienthal. 
Rechtsvermuthungen. „Etwas vermuthen“ Heißt im Allgemeinen: es als 
Thatjache annehmen, vorausjegen — ohne vollfommenen. Beweis. Ob 


die angenommene Ihatjache eine äußere oder inmerliche (piychologifche) ift, ob eine 
vergangene gegenwärtige oder zukünftige, ob Zuſtand, Berhältniß oder Er— 
eigniß, ijt für den Begriff der Vermutung an fich gleichgültig. Die Ausdrüde 
„praesumere“, „praesumtio“ find noch ungleich vieldeutiger; fie jchließen auch ziemlich 
abwegige Begriffe, wie „anmaßen”, „Anmaßung”, „vorher thun“, „vorher ge= 
brauchen” u. a. in ih. In dem Sinne jedoch, in welchem fie in den Deutjchen 
Sprachgebrauch übergegangen find, — und nur in diefem haben die beiden Worte 
für die heutige Jurisprudenz technifche Bedeutung — bejagen fie durchaus dafjelbe, 
wie nach dem Vorbemerkten „vermuthen“ und „Vermuthung“. 

Dies vorausgeſchickt erklärt fich zunächſt die befannte Eintheilung der Präfum- 
tionen in praes. hominis s. facti (einfache richterliche oder faktiſche Vermuthungen) 
und praes. juris (R.) ohne Schwierigkeit. 
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Faktiſche Vermuthungen find alle Annahmen, Vorausſetzungen von 
Thatjachen, zu denen ein denfender Menſch — troß Mangel volltommenen Be— 
weiſes — durch die Erfahrung veranlaßt wird. Hieraus folgt unmittelbar 
ein Doppeltes für die Beantwortung der Trage, welche Rolle den faktiſchen Ver— 
muthungen im Prozeß zulommt. Erſtens kann eine praes. facti niemals Plaß 
‚greifen, wo e8 an jeder Beweisführung fehlt, fondern immer nur als Reſultat eines 
undvollftändig erbrachten Beweiſes. Zweitens kann fie nur in Betracht fommen, 
wo und fomweit dem Richter eine Beurtheilung der vorgebrachten Beweife vom 
Standpunkte der Erfahrung aus überhaupt freifteht. Am umfafjendften ift demnach 
ihre Bedeutung, wo das Prinzip der freien Beweißwürdigung volle 
Durchführung gefunden. Aber auch bier fehlte es bis jet an einer bejonderen 
juriftiichen Theorie der (faktichen) VBermuthungen. Und infofern mit Recht, als 
hier die Lehre von den faktiſchen Vermuthungen mit der Lehre vom Beweiſe über- 
haupt zufammenfällt, da auch der jtriktefte Zeugen oder Urkundenbeweis im Sinne 
der Logik nur eine dringende Vermuthung begründet. Mit Unrecht dagegen, ſofern 
man meint, über faktiſche Bermuthungen jei überhaupt nichts Allgemeines zu jagen. 
Ginerjeitö bietet die angewandte Logik, die wiflenichaftliche Lehre vom Beweiſe und 
von den Methoden zahlreiche allgemeinere Gefichtäpunfte, wie in vernünftiger Weiſe 
Vermuthungen aufzuftellen find. Andererſeits ſteckt jchon in den rechtlich bindenden 
Beweiöregeln des bisherigen Gemeinen Prozeßrechts zugleich eine umfangreiche 
Theorie der für den Prozeßbeweis wichtigen faktiichen Vermuthungen, die 
im Großen und Ganzen auch unter der Herrſchaft des Prinzips der freien Beweis— 
würdigung allgemeines Anfehen genießt und verdient; nur ift dabei nicht ſowol an 
die Beweisregeln ſelbſt (3. B. den Satz, daß die übereinftimmende Ausjage zweier 
Elaffiicher Zeugen vollen Beweis begründe), ala vielmehr an die logijchen Erwägungen 
zu denken, auf welche mehr oder weniger bewußt jene Regeln zurüdweifen. 

Beruht die Bedeutung der „Taktiichen Vermuthungen“ allein auf der Erfahrung, 
jo gründet fich die der R. als jolcher, wie jchon der Name andeutet, ausſchließlich 
auf das Recht jelbit. Entiprechend der oben gegebenen Definition der faktiſchen 
Vermuthung ift demnach die R. zuvörderſt zu definiren als Annahme (Voraus— 
jegung) von Thatjachen, zu welcher Jemand trog Mangel volltommener Be: 
weile durch das Recht veranlaßt, d. i. verpflichtet wird, gleichviel ob diejelbe 
ohnehin durch die Erfahrung angezeigt ift oder nicht. Durch diefe Faſſung ift 
unmittelbar zweierlei ausgeſchloſſen. Ginmal die Subjumirung der Fiktionen unter 
den Begriff der Präfumtion; fie find zwar auch Annahmen von Thatfachen, zu denen 
das Recht nöthigt, aber nicht blos trog Mangel ausreichender Beweife, jondern 
trog dem Bewußtfein von dem Nicht vorhandenfein oder doch Nichtjovorhanden- 
fein der angenommenen Thatſachen. Sodann aber auch alle Annahmen von That- 
jachen, die nur für den Gefeßgeber Anlaß, Motiv zur Aufftellung von Rechts: 
vorschriften geweien find, ohne zugleich diejenigen, an welche fich die betreffenden 
Rechtsvorichriften richten, zu einer Erneuerung jener Annahme zu veranlaffen. Rechts- 
vorichriften der letzteren Art find 3. B. die Sabungen des Römiſchen Kaiferrechts, 
daß das Gelddarlehn des Soldaten, auch wenn er filiusfamilias ift, klagbar fein 
joll, — daß die mater binuba Schenkungen an ihre Kinder erfter Ehe nicht propter 
ingratitudinem ſoll revoziren können; die Vermuthungen, von denen hier der Ge- 
jeggeber ausgegangen, daß der filiusfamilias miles die Schuld nur zu caftrenfischen 
Zweden fontrahiren werde, und daß ein Widerruf der mater binuba nicht ſowol in 
der Undankbarkeit der Kinder eriter Ehe, als in der von ihr jelbjt eingegangenen 
Ehe jeinen Grund Habe, find für die praftifche Anwendung, wie für die ſyſtematiſche 
Darftellung des Rechts völlig irrelevant. 

Unter den letzterwähnten Gefichtspunft jällt auch Vieles, was man bisher 
öfters unter den Begriff einer jog. praesumtio juris et de jure geftellt hat, und 
ift diefe Erfenntniß jowol, ala die von anderer Seite beliebte VBermifchung mit dem 
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Begriffe der Fiktion für Manche der Beweggrund geworden, die praesumtio juris et 
de jure ganz aus der juriſtiſchen Terminologie zu ſtreichen. Auch verfahren hierin 
diejenigen ganz konſequent, die zugleich den Fiktionen jeden Werth für die juriſtiſche 
Wiſſenſchaft abſprechen; denn der Werth der praesumtio juris et de jure iſt in der 
That fein anderer, als der der Fiktionen, mit denen fie die Art der Wirkung 
völlig gemein hat. Für Jeden dagegen, der den Fiktionen — unter gewiffen Voraus— 
jegungen (f. d. Art. Fiktionen) — einen relativen wiffenichaftlichen Werth zu— 
erkennt, muß auch der Begriff der praesumtio juris et de jure einen Werth gleich 
dem der Fiktionen behalten. Das will jagen: auch die praesumtio juris et de jure 
bildet, ſofern fie im rechter Weife — zur Vereinfachung der Auffaffung oder Dar— 
jtellung des Rechts und zumal für Fälle, wo ohnehin eine jaktifche Vermuthung 
nahe liegen würde — gebraucht wird, eim nicht zu unterſchätzendes logijches und 
didaktiſches Hülfsmittel, ſowol für die Syftematif, als für die juriftiiche Praxis. 
Und genau wie bei den Fiftionen wiederholt fich auch bei der praesumtio juris et 
de jure die Gricheinung, daß ihre Bejeitigung, wo die Präſumtion berechtigt ift, 
nur unter unbewußter Zuhülfenahme anderer Präfumtionen zu erfolgen pflegt. Man 
denke 3. B. an die befannten Präfumtionen eines Verzichts in Fällen, wo eine 
Präflufivfrift nicht eingehalten wird. Wenn man eine folche Präjumtion durch die 
Rechtöregel erjegen will: wer die betreffende Friſt nicht einhält, foll fein Necht 
verlieren, — jo läßt fich dies allerdings hören, wo der Verzicht — überhaupt auf das 
betreffende Recht — unzuläffig, reip. rechtlich unwirkfam ift. Wenn dagegen der Ver— 
sicht zuläffig, und namentlich fchon vor Ablauf der Frift in wirffamer Weife 
möglich ift, bedingt die Aufftellung jenes anderen Verluſtmodus einerjeits eine un— 
nöthige Vermehrung des juriftifch-fyftematischen Apparats, andererjeits die Anwendung 
einer neuen Präjumtion: der Richter wird genöthigt, Friftverfäummiß anzu— 
nehmen, wo nicht Verzicht augenscheinlich zu Tage liegt oder um der weitergehenden 
Folgen willen vom Gegner bewiejen wird. 

Mebrigens hat die praesumtio juris et de jure biöweilen noch eine eigenthümlich 
praftifche oder ethiſche Bedeutung; jo insbeſondere die berühmte fanonijcherechtliche 
Präjumtion des consensus de praesenti im Falle eines coitus zwijchen bisher nur de 
futuro Deiponfirten, und die Präjumtion der Verzeihung eines vorausgegangenen Ehe: 
bruchs jeitens des unfchuldigen Ehegatten auf Grund der troß Kenntniß davon erneuten 
ehelichen Beimohnung. Gewiß fönnte man auch in diefen beiden Fällen von jeder 
Präfumtion abjehen und demgemäß dem consensus de praesenti als regelmäßigem Ent- 
jtehungsgrunde der Ehe den erceptionellen des coitus nach vorausgegangenem Ver— 
löbniß de futuro an die Seite ftellen, und ebenjo der Verzeihung als einen be= 
fonderen anderen Ausichließungsgrund der Eheicheidung, rejp. der separatio per- 
petua, die erneute eheliche Beiwohnung, troß Kenntniß von dem vorausgegangenen 
Ehebruche. Aber jowol für das natürliche fittliche Gefühl, als für die Syſtematik 
empfiehlt ſich zweifellos der Weg, den ftatt deffen Gejeßgebung und Doktrin bisher 
eingejchlagen.. Im Grunde geben dies die Gegner der praesumtio juris et de jure 
ſelbſt zu. Sie meinen freilich, die Sache liege vielmehr jo, daß „der Inhalt der 
angeblichen Präfumtionen, ala etwas fich von ſelbſt verjtehendes, auch von der Maſſe 
des Volkes lebhaft gefühlt würde, und der bloße Gedanke, daß es hier einer bejon- 
deren gejelichen Vorſchrift bedürfte, Schon Indignation zu erregen im Stande wäre“. 
Allein jo richtig diefe Bemerkung am fich ift, fo faljch ift fie als Motivirung der 
Meinung, der Begriff der praesumtio juris et de jure jei auf dieſes „fich von ſelbſt 
verjtehende“ unanwendbar. In Wahrheit verfteht fich dergleichen doch nur im 
“ ethifchen, d. h. in dem Sinne von jelbit, daß ein Andershandeln dem allgemeinen 
fittlichen Gefühle Hohn jpricht, aber ala etwas Thatjächliches verjteht fich bekanntlich 
das Sittlihhandeln im Gegenjag zum Unfittlihhandeln nicht von ſelbſt. Wahr an 
jener Bemerkung ift alfo nur, daß unjere Rechtsanſchauung (die hier durchaus 
dem fittlichen Gefühle folgt) die fragliche Annahme als eine unbedingte, auch ohne 
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geſetzliche Vorſchrift fordert, die letztere mithin nur beſtätigt, was ſchon kraft 
allgemein geübter Rehtsanihauung, oder mit anderen Worten kraft Gewohn— 
heitärechtes für uns gelten würde: und eben darum kommt diefer Annahme gerade 
die Bedeutung einer Rechts vermuthung zu, und zwar, da fie eine unbedingte (mit 
Ausschluß des Gegenbeweifes, auch wo derſelbe thatjächlich möglich wäre) jein joll, 
einer praesumtio juris et de jure. 

Der Begriff der gewöhnlichen R., der praesumtio juris tantum, tjt durch 
die vorhergehenden Bemerkungen in zwiefacher Richtung beitimmt: den faktiſchen Ber: 
muthungen gegenüber als eine Annahme (Borausjeßung) von Thatjachen, zu der 
Jemand — im Prozeß insbejondere der Richter — durch das Recht jelbft ge 
nöthigt, alſo juriftiich verpflichtet wird, ohne Nücdficht darauf, ob in concreto zu 
folcher Annahme Erfahrungsgründe vorliegen oder nicht; der praesumtio juris et de 
jure, als einer bejonderen Abart der R. gegenüber durch die ftets nur bedingte 
Wirkſamkeit, ſofern jolche durch den Beweis des Gegentheils ausgeichlofien, 
reip. aufgehoben wird. Der lebtere Unterjchied reicht tiefer hinab, als es bei der 
oberflächlichen Betrachtung fcheint. Er weift hin auf eine Grundverjchiedenheit des 
Zwedes: die praesumtio juris et de jure joll dem Rechte ſelbſt dienen, und 
zwar — wie schon bemerft — in allgemeinjter Weije als ein Hülfsmittel der Syitematif, 
zur Grleichterung der Auffaffung und Darjtellung des Rechts; die einfache praesumtio 
juris joll in erſter Linie immer einem und demſelben praftijchen Zwede dienen, der 
Grleichterung des Beweijes im einzelnen fonfreten Falle. Daß daneben noch 
gewiflen Forderungen des Nechtsgefühls, reip. gewiflen berrichenden, fittlichen und 
äfthetiichen Anfchauungen, Rechnung getragen werden joll, fommt bei beiden Arten 
von R. dor, übrigens bier, wie dort, nur bei einzelnen, nicht bei allen. 

Man hat wiederholt Verjuche gemacht, den Begriff der gewöhnlichen R. noch enger 
zu umgrenzen, jedoch ohne rechten Erfolg, joviel Gutes dabei auch über die einzelnen 
Arten von R. gejagt ift. Die Doktrin hat allerdings nicht jelten mit dem Begriff der 
praesumtio juris argen Mißbrauch getrieben, und fie konnte dies um fo eher, als die 
Römischen und Kanonifchen Nechtsquellen in der Verwendung der Ausdrüde „prae- 
sumere“ und „praesumtio* im Allgemeinen feinen jejten Sprachgebrauch aufweiſen, 
wie denn auch die ältejte Klaffifizirung der Präfumtionen erit der Gloffatorenzeit 
angehört. Zu jenem Mißbrauch des Präjumtionsbegriffes gehört insbejondere die 
Aufitellung der ganz generellen Präjumtionen zu Gunften des Beklagten, des Be— 
figers u. ſ. w., wie fie fich nur erklärt aus einer Verkehrung des richtigen Sates, 
daß jede R. den Beweis einer gewiflen Thatjache unnöthig macht, in den ebenfo 
gewiß unrichtigen, daß überall, wo fein Beweis für eine Ihatjache gefordert wird, 
eine R. vorliege.. Wenn der Kläger nicht beweilt, was er beweijen müßte, wenn 
ihm Staatshilfe (zunächit in Geftalt des Urtheils, dann in der Vollſtreckung 
deflelben) zu Theil werden joll, jo ijt er freilich mit jeiner Hlagforderung abzumeijen, 
rejp. Bellagter von derſelben freizufprechen, aber nicht auf Grund irgend welcher 
Annahme von Thatjachen zu Gunften des Yebteren, jondern einfach, weil die geſetz— 
lichen Bedingungen für die Gewährung der Staatshülfe oder mit anderen Worten 
für ein verurtheilendes Erkenntniß jeitens des Klägers nicht erfüllt find. Auf der 
anderen Seite geht man aber ebenfall® zu weit, wenn man allen Regeln über 
die Beweislaft, fowie allen NRechtsfägen, die fi als einfahe Schluß: 
folgerungen aus Dispojitivnormen ergeben, ein für allemal die Bedeutung 
von (einfachen) R. abiprechen will. Rein an ſich, ihrem unmittelbaren Inhalte nach, 
find allerdings beide Arten von Rechtäregeln feine R. Und darin liegt allein jchon 
Grund genug, fie von anderen R., die ausjchließlich ala jolche zu denken find, zu 
unterfcheiden. In einer bejtimmten Weife verwandt, namentlich ala Grundlage des 
fonfreten richterlichen Urtheils, ericheinen fie dennocy — wenn nicht alle, jo doc) 
zum größten Theile — als N. 
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Offenbar kann es für ein dem Klagpetitum entſprechendes Urtheil nur zwei 
zureichende Gründe geben: entweder die Annahme, daß das Klagpetitum dem wirk— 
lichen materiellen Recht des Klägers entſpricht, oder ein Verſäumniß, alſo eine Art 
Unrechthandeln ſeitens des Beklagten, für welches ihn die Urtheilsfällung nach dem 
Klagpetitum, ohne Rückficht darauf ob es begründet iſt oder nicht, als Strafe 
trifft. Inwieweit der eine oder der andere der beiden Gründe Platz greift, iſt 
natürlich nach jedem poſitiven Rechte beſonders zu beantworten, und kann diefe 
Antwort auch nach einem bejtimmten Rechte mitunter recht zweiielhaft jein, wie 
dies imsbejondere auch von dem älteren Gemeinen und unferem heutigen Deutfchen 
Prozeßrechte gilt. Unbejtritten jedoch behauptet in den letztgedachten Rechten der 
erftere der beiden Gründe, wenn nicht den ganzen, jo doch weitaus den vorderiten 
Platz. Bezeichnend hierfür ift namentlich die Thatjache, daß jelbit da, wo man die 
Unterlaffung der Beweisführung jeitens des Beklagten ala Unrecht, als „Ungehorfam“ 
auffaßt, die Strafe durch eine Fiktion — als poena confessi et convieti — auf 
den eriten der beiden Gründe gleichham reduzirt wird. Sicherlich iſt es dann viel 
einfacher, an die Unterlaſſung des Beweiſes ſeitens des Beklagten eine R. für das 
Begründetjein der das Klagpetitum rechtfertigenden Thatjachen zu fnüpfen. Hält 
man indeflen diejen einfachen Weg für unverträglich mit den Intentionen der hier 
in frage kommenden Prozeßgeſetze jelbjt — wofür fich ja mancherlei fagen läßt —, 
jo ift doch unter allen Umftänden unter den zweiten Grund der Fall nicht 
zu bringen, wo dem Beklagten der verjuchte Beweis mißglüdt ijt; und eben darum 
nehmen für diejen Fall alle Regeln, durch welche dem Kläger ein Stüd Be- 
weislaft abgenommen wird, nothwendig die Geitalt von R. an. Denn jo gewiß 
das Mißglücken des Beweifes, daß der Kläger, der eine Erſitzung behauptet, 
mala fide bejefjen habe, oder daR ein vom Kläger eingefordertes Darlehn zurüd- 
gezahlt jei u. j. w., nimmermehr als Beweis für die bona fides des Klägers oder 
für das Nichtzurücgezahltiein gelten fann, jo gewiß wird der Richter durch die Be— 
weislaftregeln zugleich verpflichtet, in ſolchem Tyalle bona fides, reip. Nichtzurüd- 
gezahltjein vorauszujegen, und diefe VBorausjegung dem Urtheilsbeiehle zu Grunde 
zu legen. Und wenn man auch biergegen etwa behaupten jollte, der Beweis des 
Nichtgezahltjeins des Darlehns und reip. der bona fides bei der Grfigung ſei jchon 
darum überflüffig, weil das, „was einmal rechtlich erijtire“, ja „was nur 
äußerlidh ohne Mangel eriftire“, „die Berechtigung feiner Griftenz in fich trage, 
bis dieje Exiſtenz vernichtet werde”, jo läge hierin — ganz abgejehen von der jehr 
fraglichen Richtigkeit diejer Behauptung an ſich — eine Verwechjelung der Erijtenz 
jelbit mit dem Beweise der Exiſtenz. Daraus, daß etwas erijtirt, und zwar 
jo lange erijtirt, bis es in feiner Exiſtenz vernichtet wird, folgt ficherlich nicht, 
daß es jo lange erijtirt, bis die Vernichtung der Exiſtenz bewiejen wird; 
fordert aljo das Recht, daß die Griftenz dennoch bis zum Beweis der Vernichtung, 
reip. des Mangels angenommen wird, jo ift dies eben nichts anderes, ala eine R. 
und an dem Bejtreben, folchen „Beweislaftpräfumtionen“ den Titel „R.“ abzu— 
iprechen, ift nur jo viel richtig, daß diejelben als eine bejondere Gruppe begriffen 
und aus Gründen, die Hier nicht näher erörtert werden können, auch fyftematifch, 
oder, bejtimmter gejagt, im Syiteme eines Prozeß: oder Beweisrechts in jelbjtändiger 
Weiſe behandelt werden müſſen. 

Aehnliches — wenigstens im Refultat Aehnliches — iſt zu jagen von den 
oben gleichfalls jchon berührten „Rechtsinhaltspräfumtionen“, wie fie Burdhard 
genannt hat. Es ift ja gewiß richtig, daß Rechtsſätze, wie 3. B. die jog. prae- 
sumtio Muciana, die Regel, daß Pertinenzen präjumtiv ala mitverfauft gelten, u. ſ. w. 
gar nichts anderes find, als Schlußfolgerungen aus gewifjen allgemeinen Rechts- 
grundjägen oder Nechtsbegriffen, und daß ihnen darum im Nechtsjyiteme eine 
Stelle unmittelbar bei den leßteren und nur da gebührt. Allein ebenjo gewiß 
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ericheinen fie in ihrer Verwendung im Prozeß und als Vorausſetzungen des 
Urtheils in der Geftalt von Annahmen gewiffer Thatjachen ohne genügenden Beweis, 
mithin, da es das Recht jelbit ift, das fie als folche erjcheinen läßt, und wie 
übrigens auh Burdhard im Grunde zugiebt, ala R. 

Um es mit einem Worte zu jagen: das Weſen der R. liegt allein in der 
bezeichneten Funktion derjelben. Der Unterjchied aber zwijchen den „Beweislajt- 
präjumtionen“ und „Rechtsinhaltspräjumtionen“ einerfeits und R., wie beifpiela- 
weije den Süßen: pater est, quem nuptiae demonstrant — der Berjchollene ijt ala 
todt zu vermuthen, ſofern ſeit feiner Geburt 70 Jahre verfloffen find? — wenn Tod- 
jeindichaft zwifchen Erblaffer und Legatar ausgebrochen, joll das Vermächtniß als 
adimirt gelten — u. ſ. w. andererjeits, bejteht in der Hauptſache nur darin, daß 
die erjteren ſozuſagen blos gelegentliche, d. h. in gewiſſen Rechtsfägen implicite 
enthaltene, aber nur unter einem bejtimmten Gefichtspunfte hervortretende R. find, die 
legteren dagegen ausjchließliche, in durchaus jelbitändigen Rechtsſätzen formulirte. 
Aus diefem Sauptunterjchiede ergiebt ſich von jelbjt eine WVerfchiedenartigfeit der 
Wirkung. Da die in den allgemeinen Regeln über die Beweislaft des Beklagten 
implicite enthaltenen Präfumtionen zu Gunſten des Klägers als folche erjt wirkſam 
werden, wenn die dem Bellagten zugewiejene Beweisführung unterblieben oder miß— 
glüct ift, jo verjteht fich von jelbit, daß, jtreng genommen, niemals von einem pro= 
zeffualiichen „Gegenbeweife“ wider diefe Vermuthungen, jondern nur von einem Be— 
weile des Gegentheils gejprochen werden kann; woraus weiter folgt, daß nach diefem 
Beweiſe des Bellagten (der als ein Hauptbeweis anzujehen) dem Kläger noch der 
Gegenbeweis zufteht. Und dafjelbe muß nmothwendig gelten, wo die Behauptung 
des Beklagten, daß ein Dispofitivgefeß, das in feinen Konſequenzen eventuell eine 
Vermuthung für den Kläger begründen würde, in concreto durch ausdrüdliche wider: 
iprechende, für die Parteien rechtsverbindliche Feitfegungen ausgeichloffen jei, als eine 
Einrede im weiteren Sinne zu betrachten und der darüber zu führende Beweis dem: 
nach ebenfalls ein Hauptbeweis ift, — wie dies nach dem früheren Gemeinen Rechte 
wol unbejtritten dersiyall war. Auf der anderen Seite ijt ar: ein Rechtsſatz, der 
ausſchließlich eine R. darftellt, und zwar in Bezug auf einzelne bejtimmte 
Umftände, — denn andere ausfchließliche R. giebt e8 in der That nicht — ein 
jolcher Rechtsjag kann immer nur feine Rolle jpielen in dem Zufammenhange einer 
Beweisführung, die zum mindeften die Bedingungen als vorhanden zu konjtatiren 
hat, von denen die Anwendung jenes Rechtsſatzes abhängt. it es nun der Kläger, 
der die betreffende Vermuthung Für fich anführt, jo iſt hierauf nur noch ein wahrer 
Gegenbeweis jeitens des Beklagten denkbar, der nach bisherigem Gemeinen Recht eine 
nochmalige Beweisführung des anderen Theiles ausfchließt. Spricht umgekehrt die 
Vermuthung für den Beklagten, jo fommt e8 darauf an, ob fie fich jchon aus der 
Klage jelbft ergiebt oder erjt aus einer Einrede des Beklagten. In jenem Falle 
muß der Gegenbeweis jeitens des Klägers antizipirt werden, in diefem gehört der 
Gegenbeweis wider die Vermuthung zum Gegenbeweife wider den Einredebeweis. 
Uebrigens iſt leicht zu jehen, daß auch der zuleßt befprochene praktische Unterjchied 
zwijchen „außsjchließlichen“ und „gelegentlichen“ R. für unſer Heutiges Deutjches 
Recht Hinmwegfällt, nachdem daffelbe in der Deutichen EPO. das jog. Prinzip der 
Bemweisperbindung fanktionirt hat, wonach) von einer jcharfen Scheidung 
zwiſchen Sauptbeweis und Gegenbeweis nicht mehr die Rede fein kann, wie denn 
auch die CPO. ſogar den letzteren Ausdrud gefliffentlich vermieden hat. 

Ein Syſtem der ausſchließlichen R. giebt es jo wenig, wie ein Syſtem der 
„Rechtsinhaltspräfumtionen” ; jelbit die jog. Willenspräjumtionen machen hiervon 
nur eine fcheinbare Ausnahme. Was einer gewiffen Willensäußerung in Worten 
oder Thaten als wirklicher Willensinhalt zu Grunde liegt, ift natürlich zunächſt 
gerade jo gut eine Sache des Beweijes, wie irgend etwas Aeußerliches. Nur wird 
bezüglich einer ſolchen pfychologifchen Ihatjache ein voller Beweis noch viel feltener 
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möglich jein, wie bezüglich äußerer Fakta; daher in Bezug auf fie jchon das bis— 
herige Gemeine Prozeßreht den faktiſchen Vermuthungen freien Raum gewährt. 
Alles, was die Doktrin an Regeln über die Interpretation von Verträgen aus ein= 
jeitigen, insbejondere legtwilligen Verfügungen aufgejtellt hat, iſt im Grunde nichts 
anderes, als eine Theorie der faktiſchen Vermuthungen binfichtlich aller möglichen 
für das Recht relevanten pfychologischen Thatſachen; beiläufig ein weiterer Beleg zu 
der jchon im Eingang des Artikels motivirten Behauptung, daß eine Theorie der 
faktiſchen Vermuthungen durchaus nicht zu den Unmöglichkeiten gehört. Soweit 
ferner das Recht ſelbſt jolche Regeln janktionirt, jo erhalten fie zugleich noch eine 
befondere Bedeutung, die aber nicht durchweg die gleiche ift. Die allgemeineren 
geſetzlich firirten Jnterpretationsregeln ſtehen auf genau derjelben Stufe, wie die jog. 
gejeglichen Beweisregeln. Als einfache ausfchließliche R. ſtellen fich nur diejenigen 
Willenspräfumtionen dar, die unter ganz beftimmten thatjächlichen Umſtänden die 
Annahme eines ebenjo beitimmten, d. h. jogleich inhaltlich beftimmten Willens vor— 
jchreiben. Und eben dieje Willenspräfumtionen haben unter fich nicht mehr Zu— 
ſammenhang, ala die R. bezüglich einzelner bejtimmter äußerer Greigniffe. 

Zum Schluß noch eine Bemerkung über den Charakter der jog. gejeßlichen 
Beweisregeln, mit denen vorſtehend die allgemeinen gejeglichen Jnterpretationsregeln 
zulammengeftellt worden find. Man hat diejelben bisweilen ebenfall3 unter den 
Begriff der R. jubjumiren wollen. Und geht man aus von dem Begriffe, den die 
Logik mit dem Ausdrud „Beweis“ verbindet, jo müßte dieſe Subjumtion als völlig 
gerechtfertigt erjcheinen; fie wären danach nichts anderes, als eine Art ausſchließ— 
licher R. von generellem Charakter. Geht man Hingegen aus von dem Begriffe des 
Beweijes im Sinne des einmüthigen juriftifchen Sprachgebrauchs, jo bleibt der Begriff 
der VBermuthung mothwendig überall ausgejchloffen, wo jchlechtweg die Ber 
dingungen eines jolchen juriftiichen Beweijes aufgejtellt reip. erfüllt find. 

Lit: Burdhard, Die civiliftiichen Präfumtionen, 1866 (daſ. auch ein Ueberblick über 
die ältere Lit.) — Die Lit. über einzelne R. ſ. bei den betr. Rechtämaterien. 
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Recursus ab abusu (appellatio oder provocatio tanquam ab abusu, appel 
comme d'’abus) ijt die gegen einen Mißbrauch der geiftlichen Gewalt jeitens der 
tirchlichen Beamten an die Staatsregierung eingelegte Berufung, um dadurch Abhülfe 
zu erlangen. Der Rekurs hat in Frankreich, wo er feit,mehr als 300 Jahren in 
Uebung gewejen ijt, jeine genauefte Ausbildung erfahren, und iſt heute auf Grund 
der Articles organiques vom 18. Germinal X (8. April 1802) dahin geregelt: 
Er kann erhoben werden wegen Anmaßung einer nicht zuftehenden, oder Weber: 
jchreitung der gewährten Gewalt, Zuwiderhandeln gegen die Gejehe und Verordnungen 
des Staates, Verlegung der durch die in Frankreich rezipirten Kanones aufgeftellten 
Grundfäge, Verübung von Attentaten’ auf die Freiheiten und Gewohnheiten der 
gallicaniichen Kirche, endlich wegen jeder Unternehmung oder Handlung, welche bei 
Ausübung des Kultus die Ehre der Bürger beeinträchtigen, willkürlich ihr Gewiſſen 
- beunrubigen oder gegen fie in Unterdrüdung, Beleidigung oder in öffentlichen Standal 
ausarten kann. Berechtigt zur Geltendmachung ift jede intereffirte Perſon, eventuell 
Mangels eines Privatantrages der Präfekt. Die zur Enticheidung kompetente Be— 
hörde ift — früher waren es die Parlamente — jeßt der Staatsrath, welcher im 
Wege des Adminiftrativverfahrens, aljo in geheimer Situng und ohne Intervention 
von Anwälten, verhandelt. Bei gegründetem appel fann der Staatsrath wol Ab— 
hülfe Schaffen, 3. B. durch Unterdrüdung des mißbräuchlichen Schrüftitüdes, Ver: 
weifung der Angelegenheit an das Strafgericht, durch Beiehl an den Geiftlichen, die 
verweigerte Handlung vorzunehmen, aber ein Recht, auf Strafen gegen die Geiſt— 
lichen zu erfennen, bejigt er nicht. Andererſeits gewährt aber die Franzöſiſche Ge— 
jeßgebung auch umgekehrt der Kirche und den Geijtlichen den appel, wenn die 
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Staatsbeamten die öffentliche Ausübung des Kultus oder die den Geiftlichen durch 
die Gejege und Reglements garantirten Freiheiten beeinträchtigen. — In Deutid: 
land war zu Zeiten des Deutſchen Reichs ein jolcher Rekurs ebenfalls ala Deutiches 
Gem. Recht anerkannt, indem die Befugniß des Kaiſers, gegen den Mißbrauch der 
geiftlichen Amtögewalt einzufchreiten, auf feine Stellung ala advocatus ecclesiae 
gegründet wurde. Die beiden höchiten Deutichen Neichögerichte haben über eine 
Reihe von jolchen Rekurſen entichieden, jedoch konnten die Beichwerden auch an den 
Kaifer direkt oder durch Vermittelung des Neichstages, des Kurfürftenkollegiums und 
der Corpora Catholicorum und Evangelicorum gebracht werden. Zur Erhebung 
des Rekurſes war ſowol der Verletzte ala auch der Reichsfiskal befugt. Uebrigens 
war die Anrufung des Kaiſers gleichmäßig gegen Uebergriffe der katholischen Kirchen: 
beamten wie der protejtantifchen, namentlich der protejtantifchen Landesherren ala 
Träger der oberiten Kirchengewalt, geitattet. Das neuere Deutiche Partikular— 
Staatsfirchenrecht, welches bis zu den Bewegungen des Jahres 1848 die 
Ausübung der aus der jtaatlichen Souveränetät herfließenden Kirchenhoheit von 
einem mehr polizeilichen Standpunkte aus geregelt und daher ein Syſtem von 
gegen die Kirche anwendbaren Präventivmaßregeln ausgebildet hatte, ijt in Bezug 
auf den bier in Rede ftehenden Punkt lüdenhaft, weil man nach Aufgeben jene 
Präventivſyſtems es vielfach verfäumt Hat, ein genügendes Repreſſivſyſtem gegen den 
Mißbrauch der geiftlichen Gewalt zu entwideln. Das Bayer. Religionsedikt von 
1818, $$ 52 ff., geitattet den Genofjen einer Kirchengejellichait, welche durch Hand: 
lungen der geiftlichen Gewalt gegen die feſtgeſetzte Ordnung beſchwert werden, den 
Rekurs bei der einschlägigen Regierungsbehörde oder bei dem König ummittelbar 
anzubringen. Ueber die Rekurſe befindet dag Minifterium des Innern für Kirchen 
und Schulweien, und zwar in der Regel nur nach Vernehmung der betreffenden 
geiftlichen Behörden. Daß auch die Regierungsbehörden ſelbſt gegen einen Amts 
mißbrauch einfchreiten können, ift mehr vorausgeießt als ausgeiprochen. Für die 
oberrheinifche Kirchenprovinz hat das gemeinjame Edikt vom 30. Jan. 1830 
z 36 „den Geiltlichen, jowie den MWeltlichen, wo immer ein Mißbrauch der geilt: 
lichen Gewalt gegen "ie ftattfindet, den Rekurs an die Landesbehörden gejtattet“, 
und der gemeinfame Grlaß vom 1. Mär; 1853 Hat hierin nichts geändert. In 
Württemberg gilt diefe Beitimmung heut noch unzweifelhaft, da hier das Gele 
von 1862, betr. die Regelung des Verhältniffes der Staatögewalt zur fatholijchen 
Kirche, nur die ihm widerjprechenden früheren Beitimmungen aufgehoben hat und 
dafjelbe das jtaatliche Auffichte- und Schußrecht feithält. Für Baden ift dafielbe 
troß der nicht geſchickt gefaßten kaſſatoriſchen Klauſel des Geſetzes vom Jahre 1860 
über die rechtliche Stellung der Kirchen („alle Gejeße und Verordnungen, die mit 
obigen Beitimmungen nicht vereinbar find, werden aufgehoben“) anzunehmen. Ebenſo 
entiteht für die früher jelbjtändigen Gebiete von Kurheſſen, Najjau und 
Frankfurt a. M., welche gleichialls zur oberrheinifchen Kirchenprovinz gehören, 
jeit Einführung der Preußiſchen Verjajjung, welche eines Rekurſes nicht ge 
denkt, die Frage, ob jene Beitimmung des Edikts bejeitigt if. Da indeflen die 
gedachte Verf. Urk. kein’ Aufgeben des jtaatlichen Hoheitsrechtes über die katholiſche 
Kirche und überdies feine Autorifation für diefelbe, die Geſetze zu verlegen, enthält, 
jo wird man die Frage verneinen müflen. Auch wird man für Altpreußen jelbit 
Mangels einer bejonderen Beitimmung die Beichwerde wegen Mißbrauchs der Amts 
gewalt bei der Regierung Niemandem unterfagen können. Die Verfaſſung für das 
Königreih Sackhjen enthält, ähnlich wie die Älteren Verfaſſungen einiger Eleineren 
Deutichen Staaten, nur die Vorſchrift: „Beichwerden über den Mißbrauch der kirch— 
lichen Gewalt können auch bis zu der oberjten weltlichen Staatsbehörde gebracht werden”. 
Erſt in neuerer Zeit hat der Rekurs, jet „Berufung“ genannt, eine bejondere Regelung 
in dem für die Preußische Monarchie geltenden Geſetze über die kirchliche Disziplinar- 
gewalt vom 12. Mai 1873 für diejenigen Fälle gefunden, wo dieſe den Vorjchriften 
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deflelben (SS. 10 ff.) zumider ausgeübt worden ift. Die Berufung, welche jowol 
don dem von einer Disziplinarenticheidung betroffenen kirchlichen Beamten als auch 
dem Oberpräfidenten im öffentlichen Intereffe eingelegt werden fann, wird in pro- 
zeffualiichen formen und vor einem bejonderen jtändig bejegten, in feiner Mehrheit 
aus richterlichen Beamten bejtehenden „Gerichtshof für Kirchliche Angelegenheiten“ 
verhandelt, und kann zur Kaffirung des Disziplinarerfenntniffes führen. Der Ge- 
danke, daß auch umgekehrt den Geiftlichen eine Berufung wegen Mißbrauchs der 
Staatögewalt zufteht, hat in dem Preuß. Geſetze über die Vorbildung zc. der Geift- 
fihen (vom 11. Mai 1873) inſofern Verwirklichung gefunden, ala dafjelbe eine 
Berufung an den gedachten Gerichtshof geftattet, wenn die Gejegmäßigfeit der vom 
Kultusminifter verhängten Mafregeln gegen geiftliche Bildungsanftalten oder des 
vom Oberpräfidenten gegen die Anftellung von Geiftlichen erhobenen Einſpruchs in 
Zweifel gezogen wird. Ferner in dem Neichögejeg vom 4. Mai 1874, betr. die 
Verhinderung der unbefugten Ausübung von Sirchenämtern, welches dem aus— 
gewiejenen, internirten oder jeiner Staatsangehörigkeit für verluftig erklärten Geift- 
lichen die Berufung an das höchite Strafgericht des Landes, in Preußen an den 
gedachten Gerichtshof darüber geftattet, daß die thatfächlichen, die erwähnten Maß- 
regeln rechtiertigenden Vorausſetzungen nicht vorliegen. Außerdem Hat die neuefte 
Geſetzgebung einzelner Deutjchen Staaten, nämlich Preußens (Gefe vom 13. Mai 
1873), Badens (Gejeh vom 19. Febr. 1874) und Heſſens (Gejeß vom 23. April 
1875) einzelne Fälle des Mißbrauchs der geiitlichen Amtsgewalt, jo namentlich 
der Strafe und Zuchtmittelgewalt, unter Kriminalftrafe en 

git: Van Espen, Tractat. de recursu ad prineipem. — Friedb J— in Dove's 

u. ſeiner — für Kirchenrecht III. 68; IV. 258; VI. 184: vn. 3: IX. 39 Terjelbe, 
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Medakteur. I. Die Herausgabe einer periodifchen Druckſchrift ericheint nicht 
nur als ein literarifches, jondern auch als ein gewerbliches Unternehmen. 
Denn fie erfordert — man denfe an ein modernes Zeitungsblatt im großen Stile — 
bedeutendes Anlagefapital, werthvolles Betriebsmaterial; eine Anzahl von Preß— 
gewerben jteht im Dienfte des Unternehmens oder ift unmittelbar mit demſelben 
vereinigt; die interne Verbindung mit den Mitgliedern der Redaktion, mit dem 
Perſonale der Drucderei, der Expedition, der Adminiftration ift gefchäftlicher Natur; 
das Annoncenwejen bejorgt in großartiger Weife die Vermittelung zwiſchen Nach- 
frage und Angebot, und in den meiften Fällen wird gewerblicher Gewinn beab- 
fichtigt und erreicht. Bei einfachen VBerhältniffen Liegt die Gefammtleitung ſowol 
der gewerblichen wie der literariſchen Thätigkeit des Zeitungsunternehmens in der 
Hand derſelben Perſon; größere Ausdehnung des Unternehmens, ſei es nach der 
einen oder der anderen, jei e8 nach beiden Richtungen Hin, zwingt zur Arbeits- 
theilung. So entiteht der Begriff des „R.“; er ift diejenige Perfon, welche die 
Literarifche Thätigfeit der periodifchen Drudichrift ganz oder zum Theile 
leitet. Ihm gegenüber fteht der gewerbliche Leiter des Blattes, ber Herausgeber 
oder Verleger, der mit dem Gigenthümer des Blattes identifch oder eine von 
diefem verjchiedene Perfon fein kann (f. d. Art. Herausgeber). Sobald nun die 
Preßgeſetzgebung es unternimmt, die Verantwortlichkeit für die durch die periodijche 
Druckſchrift begangenen Prehdelikte zu regeln, muß fie diefen Verhältniffen Rechnung 
tragen. So lange man — ausgehend von dem nur theilweife richtigen Gedanken, daß 
Subjekt eines Deliktes nur eine phyſiſche Perjönlichkeit jein könne — Bedenken trägt, 
direkt gegen das Unternehmen als jolches gerichtete Strafen (Geldtrafen, zeitweilige 
oder dauernde Einstellung) zuzulafien, wird der R. als der geeignete Träger der 
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DVerantwortlichkeit fich daritellen. Konjequenter ala das Franzöſiſche Recht, nach 
welchem der gerant responsable Miteigenthümer des Blattes (propristaire au moins 
d’une part ou action dans l’entreprise) jein muß, hat die Deutſche Gejeggebung 
die literarifche und die gewerbliche Seite des Unternehmens vollitändig getrennt 
ins Auge gefaßt. Ihr ift der R. nichts weiter als der literarifche Xeiter des 
Blattes. 

Aber auch innerhalb der redaktionellen Thätigkeit ift die Arbeitstheilung noth- 
wendig geworden. Nicht der R., fondern die Redaktion leitet da® Blatt. Ein 
vielföpfiges Individuum mit theilwetje getrennten, theilweife ineinander übergreifenden, 
bald foordinirten, bald fjubordinirten Funktionen; eine Gefammtperjönlichkeit, die 
wiederum nicht geeignet ift, die VBerantiwortlicheit zu tragen. Darum hebt Die 
Gejeßgebung aus den Mitgliedern der Redaktion Einen hervor, um ihn haftbar 
machen zu können für das, was die Redaktion verichuldet hat: den verantwort— 
lihen R.; und fie mildert die Widerfprüche, in welche dieſer gejegliche Begriff 
mit den thatjächlichen Berhältniffen zu gerathen droht, indem fie die Aufjtellung 
mehrerer verantwortlicher R. zuläßt. Den R. bat das Leben geichaffen; der 
verantwortliche R. ift ein Produkt der Gejehgebung. 

Der geſetzliche Begriff des verantwortlichen R. ſetzt fich aus zwei Elementen 
zufammen. 1) Niemand ift verantwortlicher R., der nicht ala jolcher auf der 
Drudichriit genannt ift. Jede Nummer der Drudichriitt muß Name und Wohnort 
des verantwortlichen R. angeben (j. d. Art. Preßpolizei); Nichtnennung oder 
taljche Angabe macht jeden Betheiligten, in&befondere aber den Verleger, ſtrafbar 
(Preßgei. 88 7, 18, 19). Durch die Nennung übernimmt der Genannte die Ver- 
antwortlichkeit. Wer nicht genannt ift, den trifft die vom Gejee dem verantiwort= 
lichen R. übertragene Haftung nicht, mag er auch thatfächlich diejenigen Funktionen 
ausüben, die das Gejeß bei dem verantwortlichen R. vorausfegt. 2) Die Nennung 
allein genügt aber nicht. Verantwortlicher R. wird man nicht einfach durch die 
Angabe auf der Drudichriit,; die Nennung muß vielmehr den thatfächlichen Ver— 
hältniffen entiprechen. Nicht jeder auf dem Blatte Genannte ift verantwortlicher 
R., jondern nur derjenige, der die vom Geſetze vorausgeſetzten Funk— 
tionen ausübt. In der Beitimmung diefer vom Geſetze ſelbſt nicht bejtimmten 
Funktionen liegt der Kernpunkt der Schwierigkeiten, mit welchen Theorie und Praris 
zu kämpfen haben. Die Funktion des verantwortlichen R. befteht in der Ober: 
auffiht über den Gejammtgang der Redaftionsgejchäite, joweit 
die etwaige friminelle Bedeutung des Inhaltes der Nummer in 
Frage fommt. Es genügt aljo einerjeits nicht, wenn er nur in irgend einer 
Weiſe an der Nedaktion betheiligt ift; es ift andererjeits nicht erforderlich, daß er ala 
der geiftige Mittelpunkt des ganzen Unternehmens erjcheint. Nur wenn dieſe 
Stellung zur Redaktion und die Nennung als verantwortlicher R. auf dem 
Blatte zufammentreffen, ift der gejegliche Begriff des verantwortlichen R. gegeben. — 
Theilweife abweichend iſt die Auffaffung des Dejterr. Rechts. Diefes verlangt 
(Preßgef. $ 8) die Nennung wenigjtens eines verantwortlichen R., und deutet 
damit an, daß der Genannte nicht nothwendig mit der Oberaufficht betraut fein 
muß, daß es vielmehr genügt, wenn er Mitglied der Redaktion ift. — Die Nennung 
mehrerer verantwortlicher R. ift in dem RPreßgeſ. dann geftattet, wenn 
aus Form und Inhalt der Benennung mit Beitimmtheit zu erjehen ift, für welchen 
Theil der Drudjchrift jede der benannten Perjonen die Redaktion führt. — 

Der verantwortliche R. Hat für die Aufnahme von amtlichen Bekanntmachungen 
und von Berichtigungen (f. d. Art. Preßpolizei) Sorge zu tragen; er haftet 
ferner für den Anhalt des Blattes. Diefe Haftung bedarf näherer Betrachtung. 

II. Das RPreßgeſ. präfumirt zunächſt ($ 20) die doloje Thäterſchaft 
des verantwortlichen R. in Bezug auf die durch die Drudjchriit begangenen Preß— 
delitte. Es betrachtet den R. ala den Berfaffer der ganzen Zeitung, weil er dur 
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Auswahl aus dem ihm von den Mitarbeitern und Korreipondenten zur Verfügung 
geitellten Materiale die einzelne Nummer zufammenftellt, weil er jeden Artikel prüft 
und durch die Aufnahme zu dem feinigen macht, weil er Haltung und Richtung 
des Blattes bejtimmt, und demjelben den Stempel feiner Jndividualität aufprägt ; 
weil es mithin feine Gedanken find, welche die Drudichrift äußert. Es mag dahin 
geitellt bleiben, ob diefe Annahme eines R., der das ganze Blatt leitet, den that- 
jächlichen Verhältniffen entjpricht; gewiß paßt fie nicht gegenüber der Stellung des 
verantwortlichen R., der ja nur die juriftifche Kontrole zu führen, nur eventuell 
jeine warnende Stimme zu erheben bat, der alfo nur dadurch jchuldig werden kann, 
daß er den Einjpruch unterläßt, wo er ihn einzulegen Veranlaffung und Verpflichtung 
gehabt hätte. Wir haben uns aber, diefe Bedenken bei Seite laffend, mit dem 
gegebenen Geſetze zu befchäftigen. Das Gefe betrachtet den verantwortlichen R. 
als dolofen Ihäter der durch den Inhalt der Drudichriit begründeten Delikte, wenn 
nicht durch bejondere Umftände die Annahme feiner Thäterſchaft ausgeſchloſſen iſt. 
Durch diefe Präjumtion befreit die Gefeßgebung den Ankläger von der 
Führung des Schuldbeweijed. Gie will die allgemein ftrafrechtlichen Grund— 
ſätze durch diefe Annahme weder abändern noch ergänzen, fondern nur anwenden 
auf die konkreten Verhältniffe der Zeitungspreſſe. Die präjumirte Thäterichaft des 
R. ift, von der Präfumtion abgejehen, feine andere nach dem Preßrechte ala nad) 
dem Strafrechte; fie jet fich aus den gleichen Elementen zuſammen bier und dort, 
fie wird hier und dort ausgefchloffen durch das Fehlen eines diejer Elemente. Aber 
fie braucht nicht nmachgewiejen zu werden; es genügt die Thatfache, daß der An— 
geflagte verantwortlicher R. ift, um jeine Thäterfchaft anzunehmen. Gegen dieje 
Präjumtion ift der Gegenbeweis zuläfſig. Während aber gegenüber der Annahme 
der Fyahrläffigkeit die Führung des Gegenbeweijes dem Angeklagten obliegt, der 
Richter von Amtswegen keine Erhebungen vorzunehmen hat, fehlt hier eine analoge 
Beitimmung. Es bleibt aljo bei der ftrafprogefjualen Grundregel, daß die Feſt— 
jtellung des Sachverhaltes durch gemeinjchaftliche Thätigkeit des Gerichtes und der 
Parteien, ohne Bertheilung der Beweislaft, ftattzufinden hat. Das ift nun aller- 
dings eine wejentliche Abſchwächung der aufgeftellten Präjumtion. Dieje wirft aber 
injoweit, als der Richter ohne befondere Veranlaſſung zur Erhebung der 
die Präjumtion entkräftenden Thatſachen nicht jchreiten darf. Die „bejonderen Um— 
jtände*, von welchen das Geſetz jpricht, find alfo nicht jolche Umftände, welche die 
Thäterſchaft ausfchließen, jondern jolche, welche die Annahme der Thäterichaft 
erjchütten. Mit anderen Worten: a) der Gegenbeweis gegen die Präſumtion jteht 
dem angeflagten R. jelbit umeingefchränft offen; b) von Amtswegen aber 
ift jo lange an der Präjumtion feftzuhalten, als nicht beiondere Umjtände eine Er— 
hebung der Vertheidigungsthatjachen nahelegen. — So entfällt die Beitrafung 3. B., 
wenn der verantwortliche R. ein wejentliches Thatbeitandsmerfmal nicht gefannt hat. 
Daß dies der Fall geweien, bedarf befonderer Teititellung, in deren Ermangelung 
die DVerurtheilung des R. auszusprechen ift. Die Feititellung des Irrthums fann 
nur erfolgen entweder auf Grund des von dem Angeklagten geführten Nachweijes 
oder von Amtswegen; letzteres aber nur danıı, wenn bejondere Umjtände die An— 
nahme eines Jrrthums nahe legen. — 

Das RpPreßgeſ. präfumirt ferner, wenn der R. nicht ala Thäter oder Theil: 
nehmer zu bejtrafen ift, feine Fahrläſſigkeit; diejer Präjumtion gegenüber kann 
er entweder den Gegenbeweis führen, daß er die pflichtgemäße Sorgfalt angewendet 
babe, bzw. daß ihm die Anwendung derjelben unmöglich gewejen fei, oder aber jich 
auf jeinen Vormann (VBerfaffer oder Einjender) berufen (j. d. Art. Preßftrairecht). — 

Das Dejterr. Recht kennt die Präjumtion der dolojen Thäterjchaft des ver- 
antwortlichen R. nicht, wol aber die Bejtrafung deffelben wegen Vernachläfſigung 
der pflichtgemäßen Aufmerkſamkeit; doch Hat in diefem Falle der Ankläger den 
Nachweis des Verſchuldens zu erbringen. 


312 Nedaktionsverjehen — Redefreiheit. 


III. Die erhöhte Verantwortlichkeit, welche das Gejeg an die Perſon des ver- 
antwortlichen R. knüpft, veranlaßt diejelbe, die Fähigkeit zur Uebernahme der ver- 
antwortlichen Redaktion einer periodijchen Drudjchrift von dem Vorliegen gewiffer 
perfönlicher Eigenjchaiten abhängig zu machen, Eigenichaften, welche einerjeits eine 
dem Geſetze entjprechende Haltung des Blattes verbürgen, andererjeits dem jtraf- 
gerichtlichen Einfchreiten Erfolg fichern follen. Das RPreßgeſ. verlangt ($ 8): 
1) Verfügungsfähigkeit; 2) Beſitz der bürgerlichen Ehrenrechte; 3) Wohnfit oder 
gewöhnlichen Aufenthalt im Deutjchen Reiche. — Theilweije ftrenger das Dejterr. 
Recht, welches von dem verantwortlichen R. verlangt, daß er Dejterr. Staatsbürger 
jei und an dem Orte feinen Wohnfig habe, an welchem die periodiiche Drudichrift 
ericheint. — Die Beftellung eines gejeglich Unfähigen zum verantwortlichen R. und 
jeine Nennung auf der Drudjchriit iſt (RPreßgeſ. $ 19) mit Geldftrafe bis zu 
150 Mark oder mit Haft bedroht. Die Strafe trifft alle diejenigen, welchen ein 
Verichulden nachgewiejen werden fan. Dagegen wird nach Oeſterr. Recht (Preßgei. 
$ 11) die Namhaftmachung eines gejeglich Unfähigen als verantwortlichen R. in 
der dor Herausgabe der periodijchen Drudjchrift an die Behörden zu machenden 
Anzeige (ſ. d. Art. Herausgeber) mit einer Gelditrafe von 50—500 Gulden 
und außerdem mit Arreit von einer Woche bis zu einem Monat belegt. 

Lit.: ©. hinter dem Art. Preßgeiehgebung. — Bol. aud) bie Art. Herausgeber, 
VBrefgemwerbe, Prebpolizei, Prehftrafredt. v. Liszt. 

Nedaktionsverfehen. Unter R. eines Geſetzes verſteht man im Allgemeinen 
jede mangelhafte Ausdrucksweiſe eines gejeßgeberiichen Gedanfens. Dafjelbe ift zu 
trennen einerjeit® von demjenigen Fällen, in welchen der Gedanke des Geſetzgebers 
zwar forreft ausgedrüdt, aber inhaltlich verfehlt ijt (Denkfehler), ſowie andererjeits 
von denen, in welchen der forrefte Ausdrud, den der Gejeßgeber wählte, bei 
der Publikation des Tertes unrichtig wiedergegeben wird (Druckfehler). Während 
die Bejeitigung don Druckfehlern ebenfo unbedingt gejtattet, wie die Berichtigung 
von Denkfehlern verjagt ift, muß bezüglich der Stellung des Richters gegenüber den 
R. folgendermaßen unterjchieden werden. In der Regel wird der vom Geſetzgeber 
gebrauchte, mangelhafte Ausdrud zu eng oder zu weit fein, den Gedanken alſo nur 
unvollfommen wiedergeben. Hier ift auf dem Wege der ertenfiven oder rejtriftiven 
Auslegung Abhilfe zu jchaffen. Dagegen giebt e8 andere, freilich jelten vorfommende 
Fälle, in denen fich Gedanke und Ausdrud durchaus widerfprechen. Ihnen gegen= 
über ift die Auslegung offenbar machtlos, und es bleibt nur die Alternative, ent= 
weder den publizirten Wortlaut troß jeines nachweisbaren Widerjpruches mit dem 
gejeßgeberifchen Gedanken zur Anwendung zu bringen, oder den Gejeßestert dem 
Gedanken des Gejehgebers entfprechend abzuändern. Nur wenige Schriftiteller ent= 
jcheiden fich Für eine jolche Texteskorrektur und auch unter diejen bejtehen noch 
mannigjache Meinungsverſchiedenheiten. 

Lit chütze in Goltdammer’3 Archiv 1872 S. 350-373. — Sontag, Die R. 
2 ei geben, reib. 1874. — Mertel in v. Holtzendorff's Handbuch des Eirafrechtä 


’ — v. Wächter, ar aa fragen III. (Atadem. Programm), Leipz. 1877 
(auch im Geriätsfaul 1877 ©. 321-3 Sontag. 


Nedefreiheit. Die R. der Mitglieder gejegebender Verfammlungen, d. h. die 
Nichtverfolgbarkeit derjelben vor den ordentlichen Gerichten des Landes wegen ihrer 
Abjtimmungen und wegen ihrer in den gejeßgebenden Berfammlungen gehaltenen 
Reden, jet für das Deutjche Reich durch Art. 30 der Berfaffung für das Deutiche 
Reich und $ 11 des Deutfchen StrafGB. unbedingt und ausnahmslos ans 
erkannt, eriftirte zur Zeit des früheren Neichsjtaatärechtes nicht; wurde auch von 
den älteren Publiziften gar nicht gefordert. Johann Jakob Moſer verlangt — 
gegenüber den gewaltthätigen Gingriffen, welche einzelne Zandesherren, bejonders 
von Medlenburg und von Württemberg, gegen die Mitglieder der Stände- 
verjammlungen fich erlaubt Hatten — nur den Schub der ordentlichen Gerichte, wie 
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derielbe jedem, auch dem geringiten Unterthan nicht entzogen werden dürfe. Die 
neueren Deutjchen Verfaſſungsurkunden haben aber den Grundſatz anerfannt, daß die 
Mitglieder der gejeggebenden Verſammlungen in diefer ihrer Eigenjchaft unverleglich 
jeien — (vgl. 3. B. Preuß. Verf. Urk. Art. 84) — und als ein Theil diejer Uns 
verleglichkeit ftellt fich denn auch ihre Unverfolgbarkfeit wegen der von ihnen in der 
gejeggebenden Verſammlung gehaltenen Reden heraus. Doch waren hierbei folgende 
Berichiedenheiten bemerkenswerth: 1) Einige Berfafjungen jtüßten ſich auf Art. 9 
der bill of rights (That the freedom of speech and debates or proceedings in 
Parliament ought not to be impeached or questioned in any court or place out 
of Parliament) und jchloffen jegliche Berfolgbarkeit der von Mitgliedern gejeßgebender 
Verjammlungen gemachten Neußerungen aus. Nur innerhalb des Hauſes war auf 
Grund der Geichäftsordnung defjelben gegen fie zu verfahren. Die Gejchäftsordnungen 
Deutjcher Parlamente unterjcheiden fich aber darin von der des Englifchen, daß die 
letere außer den Rügen auch Einkerlerungen und Ausftoßungen der Mitglieder aus 
dem Parlamente geftattet, während erftere nur Rügen des Präfidenten gegen die 
erzedirenden Mitglieder kennen — nur die Bayerijche Geichäftgordnnung der zweiten 
Kammer vom 28. Febr. 1825 und das Meiningenjche Verfaffungsgejeg von 1829 
fennen auch die Ausfchließung erzedirender Mitglieder aus der Hammer. Dieje die 
volle Unverantwortlichkeit der Kammermitglieder anerfennenden Berfaffungen find: 
Die Bayerifhe Verfaffung (26. Mai 1818, Art. 27); die Sadjen- 
Meiningenjche Verfaſſung (1829, Art. 99); Preußiſche Verfaffung (31. Jan. 
1850, Art. 48: „Sie [die Mitglieder beider Kammern] können für ihre Abjtimmungen 
in der Hammer niemals, für ihre darin ausgejprochenen Meinungen nur innerhalb 
der Kammer auf den Grund der Geichäftsordnung [Art. 87] zur Rechenfchaft gezogen 
werden“); die Berfaffung des Norddeutichen Bundes Art. 30: „Kein Mit— 
alied des Reichstages darf zu irgend einer Zeit wegen feiner Abſtimmung oder wegen 
der in Ausübung feines Berufes gethanen Aeußerungen gerichtlich oder disziplinarifch 
verfolgt oder jonjt außerhalb der VBerfammlung zur Verantwortung gezogen werden“. 
Dieie Beitimmung reproduzirte den Art. 4 des von der Frankfurter National- 
verfammlung bejchlofjenen Gejeges vom 30. Sept. 1848, und ift unverändert in 
die Berraffung für das Deutiche Reich übergegangen. 2) Eine zweite Kategorie von 
Verfaſſungen ließ die Unverantwortlichkeit der KHammermitglieder zwar der Regel 
nach beitehen, machte jedoch von diejer Regel Ausnahmen, und zwar theil® in der 
Weiſe, daß von der Nichtverfolgbarkeit nur ausgenommen werden ſolche Delikte, 
welche die Verlegung einer Privatperjon enthalten — Heffen-Darmftadt (Verf. Urk. 
1820, $ 83), die frühere Kurheſſiſche (1831, $ 87), jowie die frühere Hohenzollern- 
Siegmaringenfche Verf. Urk. (1833, $ 183); theils in der Weife, daß außer Privat: 
beliften auch einzelne gegen den Staat gerichtete Delitte — Neußerungen hochver- 
rätheriichen Inhalts, Beleidigung der Majejtät und. der Regierung, Beleidigungen 
und DVerleumdungen der Ständeverfammlungen, des Bundestages, und ähnliches — 
ausgenommen wurden. Zu den BVBerfaflungen der leßteren Art gehören: die frühere 
Hanndveriiche Verfaffung (1833, $ 110); die Württembergiiche Verf.Urf. 
(1819, $ 185); die Sahjen-Weimarijche Verf. Urk. (1816, $ 68); die Wal— 
deckſche Verf. Urk. (1852, $ 68) und die Königl. Sächſiſche Verf. Urk. (1831, 
$ 83). 3) Die Braunſchweigiſche Verfaſſung (1832, $ 134) und die Ver: 
faffung von Reuß jüngerer Linie (1849, $ 111) kennen für die Abgeordneten 
feinerler Eremtion von den Landesgejegen. 4) Die Oldenburgiiche Berfafiung 
(1849, Art. 148) geftattete, daß der Yandtag ein von einem Abgeordneten in Aus: 
übung feines Berufes begangenes Delikt, abgejehen von der eigenen fürmlichen Miß— 
billigung, auch an die Gerichte verweiſen dürfe. 

Diefe Verfchiedenheiten find nun durch $ 11 des Deutjchen StrafGB. in der 
Weiſe bejeitigt, daß der in Art. 30 der Verfaffung für das Deutiche Reich aner— 
fannte Grundjag auch auf die Mitglieder der Landtage oder Kammern der zum 
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Deutichen Reiche gehörenden Staaten übertragen worden ift. Es bezieht fich diefe 
Vorichrift auf die Mitglieder der Vertretung des Staats, nicht aber auf die Mit- 
glieder von Provinzial-, Gemeinde-, Kreisverwaltungen; auch bezieht fich dieje Vor— 
ſchrift nur darauf, daß die betreffenden Perfonen nicht außerhalb der VBerfammlung, 
welcher fie angehören, zu Verantwortung — jtrafrechtlich oder disziplinariih — ge 
zogen werden dürfen. Die partifulären Verfchiedenheiten der Disziplin, welche in 
den parlamentarischen Verfammlungen gegen deren Mitglieder geltend zu machen ift, 
find ——— beſtehen geblieben. 
Lit.: — ———— Die ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit der u ber Stände: 
verfammlung ( rchiv des Krim. Rechts, 1853, ©. 341 ff.) — v. Bar, Die Rechte ber Mit: 
lieder geſetzgebender — gr mit befonderer Beziehung auf Preußen, Leipz. 1868. — 
R, a Sabariä, Ueber Art ber Preuß. Verf. Urk. (KLeipz. 1866). — Beſchluß bes kgl. 
Trib. vom 29. Januar 1866, betr. ben Art. 84 der Preuß. Verf. Urk. vom 31. Jan. 1850, 
mit einem frit. Kommentar verfeben in John, Kritiken firafrechtlicher Enticheidungen bes 
OTrib. (Berl. 1866). — Buyn, La liberte de la v_ (Amsterdam 1867) und hierzu 
v. Holtzendorff u feiner Strafrechtäztg., 1868, 24. — d. Rönne, Stantärecht * 
ei Monarchie, Ib ©. 428, 794. — Sernank Schulze, Das Preuß. Staatöredht, 
165. — dv. Schwarze, Kommentar zum Straf GB. für das Deutiche Reich (4. —* 
. 177 ff. — Laband, Staatsrecht, Bd. I. S. 570 fi. John. 


Reduktion der Geſchworenenliſte — im Gegenſatze zu der durch Wahl und 
Ausloofung bewerkjtelligten Bildung der Jahres» und der Dienftlijte (Spruchlifte) — 
ift jener Vorgang, vermöge deſſen ein Beamter, kraft des ihm durch das Gejeß ein— 
geräumten Rechtes, aus der ihm vorgelegten Lifte eine Anzahl von Namen ftreicht. 
So ward nach der Preuß. Verordnung von 1849 (SS 67, 68) dem Schwurgerichtö- 
präfidenten vom Regierungspräfidenten ein VBerzeichniß von 60 aus der Yahreslifte 
herauägezogenen Perſonen überjendet, das er auf 36 Namen reduzirte. Desgleichen 
überjendete ihm nach der StrafPD. für die annektirten Preußischen Provinzen ($ 287) 
der erite Präfident des Appellationsgerichts ein Berzeichniß von 48 Namen, das 
er auf 30 reduzirte. Eine andere Form der R. trat in Baden ein, wo der Prä- 
fident des Sreißgerichtes die Jahreslifte auf 100 Namen für jede Seſſion herabjeßte, 
worauf dann erjt durch Ausloojung die Dienftlifte (30 Namen) gebildet ward. — 
Eine ähnliche R. um 4, nahm in Württemberg der Vorfitende des Kreisgerichts 
im Verein mit den zwei ältejten Räthen vor, worauf erjt die Ausloofung der 30 
Geichtworenen jür die Seſſion erfolgte. — Nach dem königl. Sächſ. Geſetz vom 14. 
September 1868 jeßte der Präfident der lebten Schwurgerichtsſitzung die Jahres⸗ 
liſte auf die Hälfte herab. Auch das Deutſche GVG. ſchreibt einen Vorgang vor, 
den man als einer Reduktion der Jahresliſte gleichkommend anſehen kann. Die Jahre 
liſte entſteht nämlich dadurch, daß ein bei dem Amtsgerichte unter Vorſitz des Amts— 
richters zuſammentretender Ausſchuß von Vertrauensmännern ($ 40) diejenigen Per— 
ſonen aus der Urliſte auswählt, welche er zu Geſchworenen für das nächſte Ge— 
ſchäftsjahr vorſchlägt. Dieſe Vorſchläge find nach dem dreifachen Betrage der 
auf den Amtsgerichtsbezirk vertheilten Zahl der Geſchworenen zu bemeſſen (J 87). 
Dieje Vorfchlagslifte gelangt an den Präfidenten des Landgerichtes und wird in einer 
Sitzung deſſelben, an welcher fünf Mitglieder mit Einſchluß des Präfidenten und 
der Direktoren theilnehmen, dadurch auf ein Drittel reduzirt, daß aus der (mie 
gejagt die dreifache Zahl umfaffenden) Lifte die für das Schwurgericht bejtimmte Zahl 
von Hauptgefchworenen und Hülfsgeichtworenen „gewählt“ wird ($ 89). So entiteht 
die Jahreslifte, aus welcher die Dienftlifte Lediglich durch Verloojung gewonnen wird. 
(Die Bildung der Jahreslifte in Defterreich beruht zwar auf einer ähnlichen Opera= 
tion, einer beim Kreisgerichte zufammengeiegten, aus Richtern und Vertrauensmännern 
der Bevölkerung bejtehenden Kommiffion [88 11—65 des Gef. vom 23. Mai 1873 — 
R.G. Bl. Nr. 121]; allein da Hier freie Auswahl aus der vollen Urlifte ftattfindet, 
fällt der Vorgang nicht unter den Gefichtspunft der R.) 

Glaſer. 
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— John, & 1752, wurde 1791 Chief Justice of Newfoundland, 


7 1829 

Schriften: An inquiry into the nature of property and estates, Lond. 1779. — Chart 
of Penal laws, 1779. — History of tbe English law from the Saxons to the end of the 
reign of Henry VII. 1784, 2. ed. — to the reign of Elizabeth, 1787—1829, new edit. by 
Finlason, Lond. 1869; new Amer. ed. Philadelphia, 1880. — Legal considerations on the 
regency as far as regards Ireland 1789. — Hist, of the government of the Island of New- 
foundland, 1793. — Hist. of the Law of Shipping and Navigation from Edward III. to 
1806, 2. ed. 1807. 

git.: Allibone, Dictionary, 1870. — Sit. B. J.Schr. XII. 228. Teichmann. 


Refaktie, Franz.: refaction. Bei zahlreichen Waaren, welche nach Gewicht verkauft 
werden, ift eine Beimiſchung fremder Beſtandtheile unvermeidlich; mit Rückſicht be— 
rechnet der Käufer einen Gewichtsabzug für die etwa vorhandenen Unreinigkeiten und 
im Zufammenhang damit einen Abzug vom Kaufpreis, N. (Art. 352 des HGB.). 
Vielfach jeßt der Verkäufer bereit3 den üblichen Betrag in der Rechnung ab. Der 
Betrag der R. kann auch vertragsmäßig feſtgeſetzt oder gejeßlich tarifirt fein. Die 
R. führt fich auf einen Qualitätsmangel zurück, es wird damit das Recht des Käufers, 
vom Bertrage zurüdzutreten, auf eine Preisminderung eingefchräntt. Vgl. auch d. Art. 
Gutgewicht. — Im Eifjenbahnfrachtverkehr wird unter R. eine Rüdvergütung an 
den Beirachter zur Verringerung des tariffnäßigen Frachtjages verbunden. Der Ber 
günftigung einzelner Spediteure ıc. durch die Bewilligung von R. wird entgegen= 
gewirkt und verlangt die Defterr. R.-Verordnung vom 12. März 1879 (Gold— 
ſchmidt ꝛc. Zeitichrift d. geſ. H.R. XXVI. 530) die er 

Lit: Thöl, H.R., 6. Aufl., S. 813. — Entid. db. ROHG. . VIL ©. 9 und bie 
dort angeführte it. - Mittermaier in Goldihmidt %., Btichr. * % geſ. H.R., Bd. XII. 
Beilageheit ©. 2 — — Caen & Renault, Précis de droit commercial, 1. 348. — 
Gareis, H.R., S Keykner. 


Reformatio in peius. Unter reformatio in peius, in durius verjteht man 
die Abänderung des ergangenen Urtheils zu Ungunften des Bejchuldigten in einer 
höheren Inſtanz. Im Römifchen Recht kommt der Ausdrud in diefer Bedeutung 
nicht vor, vielmehr bezeichnet Ulpian in 1. 1 pr. D. de appell. 49, 1 mit in 
peius reformare das Fällen eines weniger guten Urtheils in der Appellinſtanz. Jedoch 
fonnte eine Veränderung des Spruchs immer nur zu Gunjten des Appellanten ge- 
ſchehen, da& entjprach einzig der humanitatis ratio, auf welcher die Zulaffung des 
Rechtsmittels überhaupt geichehen (val. 1.6 D. 1. c.), und geht auch aus 1. 39 pr. 
C. de appell. 7, 62 deutlich hervor. Dieje Auffaffung bildete auch in Deutichland 
ſowol für den Akkuſations- wie den Inquifitionsprozeß die Regel. Bei letzterem 
fonnte man jogar von einem abjoluten Verbot der r. i. p. jprechen, indem Rechtsmittel, 
joweit fie überhaupt zuläffig waren, als ein beneficium des Verurtheilten erichienen. 
Ein Vertreter des jtaatlichen Intereſſes war neben dem Richter nicht vorhanden, 
und daß dieſer fein eigenes Urtheil angegriffen hätte, war natürlich ebenjo undenkbar 
wie unzuläffig. Der in zweiter Injtanz zuftändige Richter hatte daher das fragliche 
Urtheil nur aus dem Gefichtspunfte der unzuläffigen Beichwerung des Remedenten 
zu prüfen und mußte das Rechtsmittel ebenjo zurüdweifen, wenn er den Spruch 
des früheren Richters für zu milde, als wenn er ihn nur für gerecht hielt. Don 
diefem durch die communis opinio gebilligten Verbote der r. i. p. wich aber die 
gemeinrechtliche Praris fowol, wie die Gejeggebung einzelner Staaten, 3. B. Bayern, 
Heften, Württemberg, ab, weil man einen Verftoß gegen das Streben nach materieller 
Wahrheit darin erblidte, wenn der zweite Richter in irgend einer Weiſe be- 
ichränft würde. Doch kann dieſe Rüdficht für die Rechtsmittelinftang nicht maß— 
gebend jein. Wenn der Staat in öffentlichem Intereffe die Rechtmäßigkeit der erjten 
Urtheile prüfen will, jo fonnte das im Inquifitionsprozeffe nur durch eine von 
Amtswegen vorzunehmende Revifion jeitend der Obergerichte geſchehen, wenigjtens 
wäre es faum rationell gewejen, den Eintritt einer folchen Prüfung davon abhängig 
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zu machen, daß der Verurtheilte fich bejchwert fühlt. — Im "öffentlich-mündlichen 
Deriahren kann von einem abjoluten Verbote der r. i. p. nicht mehr die Rede jein, 
jedoh wird man ihre Zuläffigfeit auf die von der Staatsanwaltichait ergriffenen 
Rechtsmittel bejchränfen müflen. Die Rechtämittel find eben Nechtsbehelte der jtrei- 
tenden Parteien, von denen die eine das öffentliche, die andere nur ihr eigenes 
Antereffe vertritt. Wenn nun auch die Prüfung des angegriffenen Urtheils jeitens 
des zweiten Richters noch jo weit gehen kann, wenn auch das neu eingeleitete Ver: 
fahren fich auch ganz wie ein iudicium novum anläßt, jo ift es doch immer nur 
durch einen Parteiantrag hervorgerufen und kann ohne befondere gejegliche Beitimmung 
feinen anderen Griolg haben ala die erwünfchte Remedur herbeizuführen oder das 
alte Urtheil bejtehen zu laſſen. Durch diefe Erwägung erledigen ſich wol auch die 
Bedenken, welche v. Kries, ©. 112 ff., gegen das ®erbot der r. i. p. bei der 
Berufung de lege ferenda hegt. 

Die Dejterreihiiche StrafpO. (vgl. bezüglich der Nichtigkeitsbeſchwerde 
$ 290 A. 2, der Berufung $ 295 A. 2 und $ 472 A. 2, der Wiederaufnahme des 
Beriahrens $ 359 A. 4) und ebenjo die Deutsche jtehen auf diefem Standpunft. 
In der lebteren ift auch die r. i. p. verboten, jomwol bezüglich der Rechtsmittel 
(Berufung I 372, Nevifion $ 398 A. 2) wie der Wiederaufnahme des Verfahrens 
($ 413), wenn das meue Urtheil herbigeführt wurde von dem Angellagten (reip. 
Verurtheilten) oder zu Gunften deffelben von der Staatsanwaltichaft oder dem ge— 
jeglichen Vertreter eines Beichuldigten bzw. dem Ehemanne einer bejchuldigten Frau. 
Daß auch die für den Angeklagten auf Grund einer vermutheten Vollmacht von den 
dazu berechtigten Perjonen (vgl. 88 324, 339) eingelegten Rechtsmittel diejelbe 
Wirkung haben, verjteht fich von jelbit. — Bezüglich des Inhalts diefes Verbotes 
ift die Ausdrucksweiſe des Geſetzes nicht vollkommen übereinjtimmend. Während 
$ 372 (Berufung) vorfchreibt, daß das Urtheil nicht zum Nachtheile des Angeklagten 
abgeändert werden darf, ſoll bei der Revifion ($ 398 AU. 2) und der Wiederauf: 
nahme ($ 413) das neue Urtheil eine härtere Strafe ala die in dem erjteren früheren 
erfannte nicht verhängen. Nach der communis opinio (vgl. Löwe, $ 638 N. 2) 
joll diefer Unterfchied in dem Wortlaute der Gejegesjtellen feine Bedeutung haben. 
Anderer Meinung ift Puchelt (8 583 N. 3) und wol mit Recht. Wenn man auch 
zugeben mag, daß ein Grund für diefe Verjchiedenheit kaum vorhanden jein dürfte, 
jo reicht doch die Erflärung, welche Löwe darin finden will, „daß $ 398 jchon in dem 
Entwurfe enthalten war, während 8 372 erſt von der Reichsjuſtizkommiſſion aufgenommen 
worden it“, jchwerlich aus. Uebrigens geben die Protokolle gar feine Aufklärung 
über die Meinung der Kommiffion, welche in eriter Leſung (vgl. v. Bahn, ©. 1025) 
auf den Antrag Thilo'3 hin den Paragraphen in folgender Faſſung annahm: „daß 
fein Urtheil eine härtere Strafe als die in dem erjten erfannte verhängen darf“, 
während in zweiter Lefung ein Antrag Strudmann’s (vgl. v. Hahn, ©. 1387 u. 
1397) durchging, welcher die Abänderung zum Nachtheil des Angeklagten verbot, 
ohne daß dieſe Faſſung überhaupt disfutirt worden wäre. Daß die Redaktions— 
kommiſſion fpäter die Verfchiedenheit überjehen Hat, ift zwar denkbar, aber der Richter 
darf ihr nicht folgen, wenigitens dann nicht, wenn mit den verichiedenen Worten ſich 
ein verjchiedener Sinn verbindet, wie das hier unzweifelhaft der Fall ilt. Das Ver— 
bot einer Abänderung zum Nachtheil des Beichuldigten hindert das zweite Gericht 
an einer nachtheiligen rechtlichen Qualifitation der That, während bei dem Verbote 
der härteren Beftrafung auf die zu Grunde gelegte Qualifikation nichts ankommt. 
Es kann aljo der Berufungsrichter 3. B. nicht ſtatt Unterichlagung, welche das erfte 
Gericht angenommen hatte, wegen Diebſtahls bejtrafen, was für den Angeklagten 
nachtheiliger wäre, weil dieſe Verurtheilung jpäter eventuell die Zuläffigkeit der 
Beitrafung wegen Rückfalls begründen könnte (vgl. dagegen Thilo, ©. 423 N. 4, 
weil fein gegenwärtiger, jondern erſt ein zufünftig möglicher Nachtheil in Trage 
füme). Unrichtig wäre es aber jedenfalla, wenn man daraus die Nothwendigfeit 
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einer Freiſprechung folgern wollte, falls die geringere Qualifitation als rechtsirrthümlich 
ericheint (Löwe, l.c.;v. Kries, ©. 114). Es wird vielmehr das erjte Urtheil un— 
verändert bleiben müſſen, denn ein darin begangenes Verſehen fann die Aufhebung 
nur dann veranlaflen, wenn es den Remedenten beichwert. Damit erledigt fich auch der 
von Löwe bervorgehobene Fall, daß der zweite Richter in die Lage kommen könnte, 
eine gejeglich unzuläffige Strafe zu verhängen, 3. B. wenn wegen Unterichlagung 
zu einer Gelditrafe verurtheilt war und er Diebitahl annähme. — Bon Einfluß 
it der erwähnte Unterſchied auch dann, wenn in eriter Inſtanz eine Geſammtſtrafe 
verhängt wurde, während in zweiter theilweife Freiſprechung erfolgte. Die Nicht: 
berüdfichtigung der legten bei Ausmeſſung der Gefammtitrafe jtellt eine Aenderung 
zum Nachtheil des Angeklagten dar, denn dafjelbe Endrefultat hätte nicht erreicht 
werden fönnen, wenn da® zweite Urtheil die noch übrig bleibenden Einzelitrafen nicht 
anders behandelt hätte, ala das in erfter Inftanz gefchehen (vgl. Erf. des Reichsger. 
vom 30. Oftober 1879, Rechtipr. I, ©. 25; auch Oppenhoff, StrafGB., ©. 207 
N. 28, 212 NR. 3; Olshauſen, Kommentar zum StrafGB., ©. 328 N. 1). 
Natürlich kann der Verurtheilte nicht verlangen, daß der volle Betrag der nunmehr 
tortiallenden Einzelitrafe von der Gefammtftrafe in Abzug gebracht werde, eine r. i. p. 
liegt nicht vor, wenn die noch beftehenbleibende Einzeljtraie in ihrem vollen Umfange 
verhängt wird, oder eine etwa noch nöthige Gejammtjtrafe den Betrag der ver: 
wirkten Gingelftrafen nicht erreicht und eine Reduktion mit Rückſicht auf die fort- 
geiallene Strafe jtattgefunden hat. — Gegenüber dem Verbote, eine härtere Strafe 
zu verhängen, muß dagegen die Gefammtitrafe ala Ginheit erfcheinen, ohne daß «8 
auf die einzelnen Faktoren anfäme, aus welchen fie fich zufammenjeßte. So Löwe 
S.639N. 4b; Keller, ©.408; Pudelt, ©. 584 N. 4; vgl. Erf. des Reichsgerichts 
vom 12. Juli und vom 22. September 1880; Rechtſpr. II. ©. 186 und 239. — 
Gin weiterer als der durch die abweichende Faflung von SS 372 und 398 bedingte 
Unterichied befteht in Bezug auf die r. i. p. zwiſchen Berufung und Revifion nicht. 
So gilt das betreffende Verbot auch dann, wenn der Berufungsrichter die Sache zur 
Enticheidung an die erſte Inſtanz zurücdverwies ($ 369 U. 2). Anderer Meinung: 
v.Kries, ©. 118, weil fich in dem 3. Abjchnitte fein Hinweis darauf fände, daß 
z 398 9. 2 analog zur Anwendung fommen jolle. Giner Analogie bedarf es aber 
gar nicht, weil das in $ 372 enthaltene Verbot ganz allgemein gegeben ift, ohne 
daß der Gejehgeber auf die Möglichkeit der verfchiedenartigen Erledigung beiondere 
Rüdficht genommen hätte. 

Eine härtere Strafe kann aljo in feinem Falle verhängt werden. Dies Verbot 
bezieht fi) auch auf die Verbindung mit einer Nebenjtraje, die Ertheilung der Be— 
fugniß zur Publikation des Urtheils ıc., auch darf die Anrechnung einer etwa er= 
littenen Unterfuchungshait in zweiter Inſtanz nicht abweichend von dem erjten 
Urtheile unterbleiben (vgl. Erf. des Neichsgerichts vom 4. Dezember 1880, Rechtipr. 
II. ©. 602). Gbenjowenig wäre eine Umwandlung der Strafe, abgejehen von der 
einer Geldjtrafe für den Unvermögensfall, zuläffig und könnte der zweite Richter, 
wenn er jtatt einfachen Diebftahls jchweren annähme, jtatt auf 18 Monate Gefängniß 
auf 1 Jahr Zuchthaus erfennen. Trotz des $ 21 des StrafGB. ift, ganz abgejehen 
davon, daß Zuchthausitrafe wegen der nothiwendigen und möglichen damit ver= 
bundenen Ehrenfolgen (SS 31, 32, vgl. auch $ 20 des StrafGB.) jchwerer als jede 
andere ericheint, fchon wegen der Art der Vollſtreckung, Zuchthaus härter als Gefängniß 
und Gefängniß härter ala Feſtungshaft. 

Etwa denkbare jchädliche Folgen des Verbotes der r. i. p. können deshalb nicht 
eintreten, weil der Staatsanwalt geeigneten Falles durch Ergreifung von Rechts- 
mitteln dafür forgen wird, daß der Nichter das Urtheil auch zu Unguniten des 
Angeflagten abzuändern vermag. Jedoch wird man eine folche Wirkung des von 
der Staatsanwaltichait ergriffenen Rechtsmittels nur dann annehmen dürfen, wenn 
dafjelbe nicht als unbegründet zurüdgewiejen wird. So Geyer, ©. 835; Bom- 
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bard und Koller, ©. 289 N. 2; Löwe, 668 RN. 5. Ausdrüdlich ift diefer 
Fall im Gejege nicht vorgejehen, doch wäre bier eine ſtrikte Buchjtabeninterpretation 
nicht angebracht, da eine ſolche dahin führen könnte, das Verbot der r. i. p. 
illuſoriſch zu machen. 

Lit.: ua AARN in der Zeitſchr. für Dee Strafverfahren, r —* II. (1844) 
©. 297 #. — Goltdammer in feinem Te d. IV, = 69 ff.; 3d. VII. S. 3l4 fi. — 
v. Schwarze im Gerichtsſaal 1857 I. ©. 450 ff.; 862 € 279 ff; 1868 ©. 380 ff. — Ar: 
nold im Gerichtäjaal 1858 ©. . ff. — Seufiert, Ueber die ri. p. x, Münd. 1861. — 
Lüder im Gerichtäfaal 1865 ©. 473 ff. — Bahariä, Handbuch bes Deutichen StrafPrz., 
Bb. II. ©. 581, 606, 630, 659 u. jonft. — v. Kries, Die Rechtsmittel x., ©. 112 a 
252 fi., 286 ff. — v. sh chwarze in vd. e — J andbuch des Strafprozeßrechtẽ 
Bd. II. S. 264, 284. — —— RStraf Prz. (3. Aufl.), S fi., 320, 328. — John, Das 
Deutiche Strafprogehreht, S . 71. — Geyer, Lehrbuch de3 a Deutichen trafprogeh: 
rechts, ©. 813 fi., 835, 852. — Die Kommentare zur Deutichen StrafPO. bei ben —— 
Baragraphen, befonders Bomhard und Koller, Dalde, Keller, Löwe (2. Aufl.), 
Puchelt, v. Shwarze, Thilo, Voitus. v. Lilienthal. 


Negalien. Der Ausdrud „regalia‘ hat in den amtlichen Aktenftüden der 
Reichskanzlei, in denen er fich zuerft findet — dem SKonfordat von 1122 und der 
constitutio Friderici I. de regalibus von 1158 — , nicht die technifche Bedeutung, 
die wir demfelben gegenwärtig beilegen; dort find die den geiftlichen Fürſten vom 
König geliehenen weltlichen Rechte, — hier die dem König überhaupt (und zwar 
in Oberitalien) zuftehenden NRegierungsrechte und Befugniſſe jo genannt. (Vgl. auch 
die Rechtiprüche von 1234 und 1238 bei Franklin, Sententiae curiae regiae, 
Nr. XII, XIII und LVII) Die Goldene Bulle, welche c. IX. den Kurfürften den 
ruhigen Bei des Bergwerk, Salze und Salinenregals zufichert, gebraucht das 
Wort „R.“ dabei nicht, wol aber geichieht dies in der Wahlfapitulation von 1519, 
wo der Ausdrud joviel wie Negierungsbefugniffe überhaupt bedeutet. Ebenjo auch 
in der damaligen Literatur und ähnlich im J. P. O.a. VIII. $ 1. Seit der Mitte 
des 16. Jahrhunderts findet fich aber jchon bei den Schrüftitellern die befannte 
Unterjcheidung von regalia maiora und minora, wobei e8 freilich jtreitig blieb, was 
zu diefen und was zu jenen zu rechnen jei; auch der Gattungsbegriff: Regal erlangte 
feine beſtimmte juriftifche, allgemein anerkannte Bedeutung. Im 17. und 18. Jahr: 
hundert gewöhnte man fich den Ausdrud: R. auf nußbringende R. der Landes— 
herrſchaften zu befchränfen, und nannte diefe: R. im eigentlichen Sinne, reg. minora, 
accidentalia, im Gegenjaß zu den unveräußerlichen, unübertragbaren Hoheitsrechten, 
reg. majora, essentialia; in diefem Sinne etwa werden Hoheitsrechte und R. auch 
in den Wahlfapitulationen von 1790 und 1792 neben einander genannt. Ebenſo 
ging man bei der Nedaction des Preuß. Allg. ER. im Wefentlichen von diejer Unter: 
iheidung aus. „Unter R. überhaupt“, lehrte Suarez, „werden alle Rechte des 
Staates und feines Oberhauptes über die bürgerliche Gejellichaft und deren einzelne 
Mitglieder verjtanden“ ; fie jeien aber zu theilen in Majejtäts- oder Hoheitsrechte 
und in nußbare Rechte. Zu den nußbaren Rechten nun rechnet das Geſetzbuch alle 
Staatseinkünfte aus dem Befteuerungsrecht (welches zugleich ein Majejtätsrecht ift) 
und aus dem Staatäeigenthum; das lehtere ift entweder bejonderes Staats— 
eigenthbum (Domänen) oder gemeines (Land— > — ſchiffbare Ströme, 
das Ufer des Meeres und die Häfen: Tit. 15 Ih. II., — herrenloſe Sachen und 
Güter: Tit. 16, — Abfahrts- und Abzugägelder, Pet gewiſſe Geldſtrafen: 
Ti IN Die Nubungsrechte diefer eben genannten Arten. de8 gemeinen 
Eigenthums des Staates nennt dann das Gejeßbuch niedere R.: $ 24 Tit. 14 TH. 
II. Preuß. Allg. ER. 

In neuerer Zeit hat man fich vielfach mit dem ſtets ftreitig gewwejenen Begriff 
der R. befchäftigt, ift aber zu einem allgemein befriedigenden Refultat nicht gelangt. 
Die Hameralijten haben wenigitens den Vorzug, daß für fie der fyitematiiche Ge- 
fichtspunft, von welchem aus die Lehre zu behandeln, von vornherein gegeben ift, 
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weil man allgemein die R. ala Einnahmequellen für den Staat auffaßte. Davon 
aber abgejehen, findet man auch bei ihnen die verjchiedeniten Begriffsbeitimmungen. 
Rau 3. B. verfteht darımter „WVorrechte der Staatögewalt in Beziehung auf ein 
Gewerbe, welches ohne eine bejondere gejegliche Beltimmung zu den bürgerlichen 
Nahrungszweigen gehören würde”, und bezeichnet als Gegenftände der R. Erdarbeiten 
(Bergbau, Förderung des Steinfalzes und der Salzjoole, Sammeln von Salpeter- 
erde, Goldwäjcherei, Jagd, Fiſcherei), Handwerksarbeiten (Salzfieden, Münz— 
prägung, Zabafsbereitung x.), Handelsgeſchäfte (Salzhandel), Dienst gejchäfte 
(Poſt, Telegraph, Eijenbahn, Lotterie), jo daß alfo Berechtigungen der verjchiedeniten 
Art demjelben Begriffe unterjtellt werden (Grundſätze der Finanzwiſſenſchaft, 1. Abth. 
SS 85 und 166, 5. Aufl.) Mar Wirth definirt: „Das R.- oder Hoheitörecht 
ift diejenige Befugniß des Landesherrn, reſp. des Staates, welche er aus jeiner 
Eigenſchaft als Obereigenthümer jchöpft“, und führt ala R., die noch heute eriftirten, 
folgende auf: Bergwerk, Salz-, Salpeter-, Münz-, Papiergeld», Poſt-, Eiſenbahn-, 
Zelegraphen-, Tabaf-, Kalender, Spielfarten-, Fähr-, Floß- und Schiffahrts-, jowie 
endlich das Lotterie R. (Grundzüge der Nationalöfonomie, II. ©. 350, 2. Aufl.). 
Schäffle bezeichnet die R. oder nußbaren Hoheitärechte ala „Gewerbszweige, welche 
die Regierung vermöge eines die Konkurrenz der Bürger augjchließenden Vorrechts 
betreibt“ und fonftatirt ein folches Vorrecht hinfichtlich des Betriebes von Bergbau, 
Salzerzeugung, Münze, Tabak, Lotterie, Post, Eifenbahn, Telegraphen (National: 
öfonomie, $ 277 ©. 533, 2. Aufl.). Ad. Wagner (Finanzwiffenichait, 2. Aufl. 
1877) unterfcheidet privatwirthichaftliche und jtaatswirthichaftliche Ginnahmen des 
Staates und unter lebteren wieder Steuern und Gebühren: beide können in der 
Rechtsform der R. vorfommen; die Einnahmen aus regalifirter gebührenpflichtiger 
Staatöthätigkeit (Pojt:, Münze, Telegraphenweſen) jeien Gebühren; dagegen müßten 
die jog. Finanz. (gewerbliche, grundherrjchaftliche und jolche, die fich auf gewiſſe 
Benugung der öffentlichen Gewäſſer beziehen) entjchieden als Steuern betrachtet 
werden. Andere wieder anders. 

In erheblich ungünftigerer Lage befinden fich die Juriſten. Zunächſt liegt die 
Frage: find die NR. ftaatsrechtlicher oder privatrechtlicher Natur? Für jene jpricht 
der Hiftorifche Urfpruug der R., der ftaatswirthichaftliche Zweck derjelben und der 
Umſtand, daß eben der Staat das Subjekt der Berechtigung ift, — für den privat- 
rechtlichen Charakter dagegen der Inhalt und das Objekt der R.; fieht man letzteren 
Gefichtspuntt als den wichtigeren an, jo muß man nicht nur die durch Verleihung 
eines Regals für den Beliehenen begründete Gerechtigkeit, jondern dag Regal 
ſelbſt in feiner ZTotalität ala ein Privatrecht bezeichnen. (So neuerdings auch 
Stobbe, Handbuch, II. $ 83 Note 6.) 

Sodann: läßt fich der Begriff der R. überhaupt juriſtiſch konftruiren? Man 
hat es geleugnet: das Negal ſei fein juriftifcher Begriff, es ſei unverträglich mit 
der Herrichaft des Rechtsbewußtſeins. Nun kann man ja zugeben, daß die Ent- 
jtehung der R. nicht ſowol auf die bewußte Anerkennung eines Rechtsprinzips, als 
vielmehr auf zufällige politifche und wirthichaftliche Verhältniffe zurücdzuführen ift, — 
man fann auch zugejtehen, daß zwar nicht das Rechtsbewußtfein, aber, jo zu jagen, 
die wirthichaftliche Erfenntniß der Fortdauer der R. widerjtrebt; — indeß fann man 
doch nicht leugnen, daß die R., jo lange fie überhaupt beitehen, ala Rechts inftitute 
beitanden haben, als folche vom Rechtsbewußtſein, wenn auch oft widerftrebend, 
anerfannt waren und zur Zeit noch beitehen und noch anerkannt find. Sie werden 
früher oder jpäter ganz gewiß aus dem Privatrecht verichwinden, aber jo lange fie 
nicht verſchwunden find, müſſen fie auch als Rechtsinjtitute behandelt und juriftiich 
fonftruirt werben. 

Für die Begriffebeftimmung ift nun anerkannt von der entichiedenften Bedeu— 
tung die Gegenüberftellung von Hoheitsrechten und R. Das Unterfcheidende aber 
ift nicht nur der publiziftifche Charakter der jog. Hoheitärechte — auch nicht nur der 
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Umftand, daß letztere wejentlich, unveräußerlich, unübertragbar find, aljo nur vom 
Staate ausgeübt werden dürfen — ſondern das iſt das eigentlich Charakteriſtiſche, daß 
die Hoheitörechte nach unjerer Anficht vom Staate und der Staatsgewalt dem 
Staate immer zuftehen müjjen; fie find nicht Beiugniffe, welche der Staat haben 
fann oder nicht haben kann, fie find überhaupt nicht jelbftändig zu denkende Rechte 
des Staates, jondern fie find Aeußerungen der Staatögewalt und in leßterer jo be 
gründet, wie etwa einzelne Rechte des Gigenthümers im Eigentum enthalten find. 
Dagegen ift das Bejtehen von R. befanntlich für den Begriff und die Wirkſamkeit 
der Staatögewalt unerheblich — jelbjtverftändlich aber nur in jtaatsrechtlicher Be— 
ziehung — und die Aufgabe derfelben jeitens des Staates durchaus gleichgültig; 
eben deshalb fann auch die Ausübung eines Regals auf andere übertragen werden. 
Nicht minder wichtig ift e& aber, die R. von anderen Vermögensrechten des Staates 
— zufälligen, wie man jet jagt, 3. ®. an Domänen, Forſten ıc. — genau zu 
trennen ; fie unterfcheiden fich von letzteren zunächſt Hinfichtlich der Möglichkeit des 
Erwerbes, injofern die der Regalität unterworfenen Objekte der Regel nach überhaupt 
nicht ohne Berleihung der Staatögewalt erworben werden können; jodann binfichtlich 
des Grundes der Zuftändigfeit: der Staat erwirbt die R. nicht, wie etwa das 
EigentHum an Domänen, nach den Grundjäßen des Privatrechts, jondern fie jtehen 
nach dem Rechte des betreffenden Landes dem Staate ala ſolchem zu; endlich in 
Beziehung auf den Inhalt des Rechts: denn das aus dem Regal fich ergebende R. 
ift nicht als eine einzelne Berechtigung, fondern als die ausſchließliche Möglichkeit, 
überhaupt Rechte Hinfichtlich der regalen Objekte zu erwerben, zu qualifiziren. Aber 
weder in der Gejehgebung, noch in der Xiteratur, noch bei der NRechtiprechung 
find dieje Grenzlinien immer beobachtet worden, und jo ift es gefommen, daß vielfach 
Hoheitsrechte oder zufällige Bermögensrechte des Staates ald R. bezeichnet und 
behandelt wurden; Nubungen aus der Juftizverwaltung 3. B., das Recht ferner auf 
herrenlofe Güter, die Zollgerechtigkeit gar, find feine R. und werden im Allg. ER. 
doch ala jolche angejehen. In den Partitularrechten ift die Zahl der R. jehr ver- 
ihieden angegeben; dies erklärt fich zum Theil eben aus der erwähnten Verſchiebung 
der Begriffe, zum Theil aber auch daraus, daß nach den Zandesrechten bald mehrere, 
bald wenigere Objekte der Regalität unterworfen find. Iſt doch jelbft die Zahl der 
gemeinrechtlichen R. jtreitig; nannte 3. B. v. Gerber früher mit anderen Schrift: 
jtellern deren vier: Mühlen und Fiſchereiregal in öffentlichen Flüffen, Jagd», Berg» 
und Salinen-, Poltregal, jo fennen andere eine größere, andere eine geringere Zahl, 
wie 3. B. einer der neuejten Schriftjteller über diejen Gegenftand (Böhlau) die 
Griftenz nur zweier R. (des Bergwerks- und Salzregals) behauptete und alle jonft 
genannten als auf den Soheitsrechten des Staates beruhende Befugniſſe bezeichnete. 
Neuerdings jpricht v. Gerber (13. Aufl. $ 67) auch den eben genannten R. den 
Charakter der Gemeinrechtlichkeit im eigentlichen Sinne überhaupt ab und nähert 
fich hiermit der Anficht von Bejeler ($ 95 unter IV.), welcher die R. als ein 
Injtitut des von ihm jog. bedingt Gemeinen Rechts bezeichnet, jo daß eine Ver— 
muthung für die Geltung defjelben in den einzelnen Staaten nicht beitehe. 
Unverfennbar ift e8, daß die Richtung unferer Zeit der fortdauernden Anerfen= 
nung der R. längjt widerjtrebt. Es erjcheint mit der Forderung nach wirthſchaft— 
licher und gewerblicher Freiheit auf der einen, nach vollfommener Rechtsgleichheit 
auf der anderen Seite nicht vereinbar, daß der Staat fich die ausfchliegliche Mög- 
lichkeit des Erwerbes gewiffer Privatrechte vorbehält und die Unterthanen an deren 
Ausübung ganz verhindert oder letztere wenigſtens von der erlangten jtaatlichen 
Konzeifion abhängig macht. Und wenn auch der Staat ein wejentliches Intereſſe 
hat, die Einnahmequellen, welche ihm aus der Griftenz der R. erfloffen, nicht ver— 
ftegen zu laffen, jo hat die Volkswirthichaftspolitif nach Mitteln zu ſuchen, Diele 
finanziellen Intereſſen zu wahren, ohne die grundherrichaftlichen oder Gewerbe. 
dauernd zu fonferviren. (Ueber die hier in Betracht fommende Fragen vgl. Ad. 
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Wagner, Finanzwiſſenſchaft, 2. Aufl.. $$ 145, 146). Diefem Zuge der Zeit ift 
denn auch die Gejeßgebung gefolgt, indem die drückendſten grundherrlichen R. jeit 
den legten drei Jahrzehnten bejeitigt find. (Wegen des Jagdregals fiehe die Zu— 
jammenftellung bei Stobbe, II. $ 151, — wegen des Bergregals aber Brajjert 
in der Zeitjchrift für Bergrecht XVII. ©. 17 ff.) Das jüngfte der R., das Pojt- 
regal — der Inbegriff aller von der Staatspojtanftalt in Anjpruch genommenen 
Beförderungärehte — iſt auch das wichtigſte. Auch die Eriftenz dieſer ftaatlichen 
Grflufioberechtigung — des Poſtregals im engeren Sinne und des Poftziwanges 
(j. oben d. Art. Poſt) — ift aus volfswirthichaftlichen Gründen lebhaft befämpit 
worden: man fordert, daß der Staat jedes ausjchließliche Poſtrecht aufgebe und eine 
unbedingt freie Konkurrenz geftatte. Allein abgejehen von den gerade hier jehr 
ſchwer wiegenden finanziellen Intereffen, fommen doch auch noch andere Rüdfichten 
in Betracht, welche gegen die Aufgabe des Regals in feiner Totalität jprechen. 
(Ueber das geltende Reichärecht vgl. den oben angeführten Artikel und Yaband, 
Staatörecht, II. $71. — Telegraphenregal? daſ. IL. 311 ff.) 

Tür die Gejchichte der R. und Hinfichtlich der Rechtöverhältniffe, welche fich 
aus der Verleihung eines Regals an Privatperfonen ergeben, ift auf die betreffenden 
Abichnitte in den Lehrbüchern der Deutichen Rechtögeichichte, des Staats und Pri— 
vatrechts zu verweilen. Im Allgemeinen vgl. die folgende Literatur. 

Lit.: Gemeiner, Beitrag zur Lehre von den R., München 1842. — H. A. Zachariä, 
Ueber R. überhaupt und das ee insbeſondere, in der Zeitichr. für Deutiches Recht, 1852, 
2b. XIN. ©. 319 ff. — Zöpfl, Art. Hoheitärechte, in Weisfe’s Rechtslex. V. ©. 321 ff. — 
— De regalium notione et de salinarum iure regali, 1855. — Straud, lleber 
Uriprung und Natur der R., Erl. 1865. — Arndt, Zur Geichichte und Theorie des Berg: 


regale, Halle 1879. — Rofider, Geſchichte der Nationalöfonomit, München 1874, an ver- 
ihiedenen Stellen, ae 158 ff. — 0. Gerber, $ 67. — Beleler, $ 9. — Stobbe, 


1. 83, — Roth, I $ 240. — en das Wreuß, Recht inäbef. v Düsberg, Neber das 
Suftem der R. im ale ER., in der Zeitſchr. für —A Bearbeitung des Preuß. 
Rechts, II. ©. 59 ff. Franklin. 


Regentſchaftsgeſetze. (Th. I. ©. 856 fi.) Die Minderjährigfeit des 
Monarchen macht nach allen Deutichen Verfaſſungen die Einſetzung eines 
Reichäverweiers, Negenten, Regierungsvormundes nothwendig, welcher die Funk— 
tionen des minderjährigen Souveräns auszuüben hat. Außerdem muß, obgleich 
die Deutichen Berfaffungen darüber nichts befagen, eine Regentſchaft dann 
eintreten, wenn der leßte Throninhaber ohne fucceffionsfähige Defcendenz verftirbt, 
aber eine jchwangere Wittwe Hinterläßt, bzw. wenn der nächjtberufene Agnat vor 
dem legten Ihroninhaber mit Hinterlaffung einer noch beim Tode des Letzteren 
ichwangeren Wittwe verftirbt. Endlich Liegt die Nothwendigfeit einer Regentichaft 
itet3 dann vor, wenn der Monarch auf jo lange Zeit — nach der Bayerijchen und 
Württembergiichen Berfaffung Ein Jahr — an der Führung der Regierung gehindert 
iſt, daß die Baer ag zu jtoden beginnen, weil die nur unter perfönlicher 
Mitwirkung oder Jnitiattive de8 Souveräns möglichen Regierungshandlungen nicht 
dorgenommen werden können. Cine jchtvere geiftige oder körperliche Krankheit, welche 
dem Souverän die Ausübung der ihm zugewieienen Funktionen unmöglich macht, 
führt daher wie in den älteren, jo auch in den meueren Deutjchen Berfafjungen zu 
der Einfegung einer Regentichaft. 

Dagegen differiren die früheren Beitimmungen über die Wirkungen der geijtigen 
oder körperlichen Regierungsunfähigkeit des zur Thronfolge berufenen Agnaten von 
den einfchlagenden Sätzen der gegenwärtigen Verfaffungen. Wie nämlich der Sachſen— 
ipiegel und das Longobardiiche Lehnrecht den nächjtberufenen, aber zum Lehndienft 
unfähigen, tauben, ſtummen, blinden, lahmen oder mit jonftwelchem körperlichen 
Mangel behafteten Agnaten des lebten Bafallen wenigiten® dann, wenn er mit 
diefem Gebrechen geboren war, von der Lehnäfolge und damit auch von der Sue— 
ceffion in die Landeshoheit ausſchloß, To beitimmte auch die Goldene Bulle, daß 
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MWahnfinn, Blödfinn oder ein fonjtiger Fehler, welcher die Führung der Herrſchaft 
unmöglich macht, an der Succeffion in den Kurfürſtenthümern hindern solle. 
Während aljo das frühere R. den bei dem Anfall des Succeffionsrechts in Folge 
eines unheilbaren geiftigen oder körperlichen Gebrechens regierungsunfähigen Agnaten 
zu Gunſten des ihm zunächititehenden regierungsfähigen Agnaten überging, laffen 
die Deutichen Berfaffungen der Gegenwart jelbjt bei vollftändiger Unheilbarfeit des 
Gebrechens, welches den Thronfolger regierungsunfähig macht, doch nur eine Regent— 
ichaft eintreten. Welche geiftigen oder körperlichen Fehler Hierzu Veranlaſſung 
geben fönnen, ift regelmäßig in den Verfaſſungen nicht gejagt; doch war ſchon zu 
Reichszeiten zweifellos, daß nicht mehr der Standpunkt des Feudalrechts, jondern 
derjenige der Goldenen Bulle, nach welcher die Trähigkeit zur Führung der Regie- 
rung ausichlaggebend fein joll, das Deutſche Staatsrecht beherriche. 

Die Perjönlichkeit des Regenten ift in den verichiedenen Verfaſſungen verichieden 
beitimmt: in einzelnen Staaten, wie Bayern, Altenburg, Braunfchweig, Koburg— 
Gotha, hat der Monarch das Recht, einen Regierungsvormund für den Throntolger 
aus der Zahl der volljährigen fürftlichen Agnaten frei zu wählen; in Oldenburg 
wählt der Monarch den Regenten jogar volllommen unbejchräntt, ift aber ebenjo 
wie in Koburg-Gotha an den Konſens der Landjtände gebunden. In anderen 
Staaten, wie Preußen, Sachen, Württemberg, muß die NRegentichaft jtets, alfo ohne 
jede Rüdficht auf den Willen des leßten vegierungsfähigen oder des jetzigen regie— 
rungsunfähigen Souveräns, auf den nächjten regierungsfähigen Agnaten übergehen, 
welcher das für die Volljährigkeit des Souveräns feitgejtellte Lebensalter erreicht hat, 
jollte auch der Volljährigkeitstermin der Prinzen des regierenden Hauſes auf ein 
jpäteres Yebensalter feſtgeſetzt ſein. Einzelne Verfaffungen geben für den all, daß 
eine Beitimmung des legten Monarchen über die Perjon des Regenten nicht vor— 
liegt, zunächſt, d. i. vor allen Agnaten, der Mutter oder väterlichen Großmutter 
des minderjährigen Thronfolgers, wenn fie fich nicht wieder verheirathet haben, ein 
Recht auf die Regentſchaft — Altenburg, Koburg-Gotha, Reuß j. %. Andere 
Staaten — Oldenburg, Bayern, Württemberg u. a. — geben der Mutter, bzw. 
väterlichen Großmutter die Regentichaft nur beim Mangel eines volljährigen regie- 
rungsfähigen Agnaten, während in anderen Staaten — Preußen und Sadjen — 
die Frauen fchlechthin von der NRegentichaft ausgeichlofien find, beim Mangel eines 
regierungsfähigen Agnaten jomit durch ein bejonderes Gejeh ein Regent beftellt 
werden muß. Sit nun aber ein folches unter der Herrichaft des letzten Souveräns 
nicht zu Stande gefommen, jo kann bei der Minderjährigfeit oder Regierungs- 
unfähigkeit des derzeitigen Souveräns fein R. gegeben werden, weil die Sanktion 
dejjelben von Seiten des Monarchen defjen Regierungsfähigkeit zur Vorausfegung 
hat. In diefem alle ift daher in der Braunſchweigiſchen und Preußiichen Wer: 
faſſung die Wahl eines Negenten dem Landtag zugewiejen und zwar bat diejelbe in 
Preußen in vereinigter Sigung beider Häufer zu erfolgen. Zu diefem Zwede muß 
das durch die Verfaffung unterdefjen mit der Regierung bitraute Staatsminifterinm 
jofort nach der Throngelangung des minderjährigen Thronfolger® oder nad) dem 
Eintritt der dauernden Verhinderung des regierenden Souveräns den Landtag be= 
rufen, welcher zuerſt über die Nothwendigkeit der Regentſchaft zu enticheiden und 
hierauf die Wahl vorzunehmen hat. Nach der Bayeriſchen PVerfaffung geht, wenn 
weder ein volljähriger regierungsfähiger Agnat vorhanden, noch die Wittwe des 
Dorgängers am Leben ift, auch der legte Monarch über die Perfon des NRegenten 
feine Beitimmung getroffen hat, die Regentichaft auf den eriten Kronbeamten über. 
Uebrigens verliert nach der richtigeren Anficht der gewählte oder durch jein Amt 
berufene Regent die Negentichaft, jobald ein Agnat des fürjtlichen Haufes die Voll— 
jährigkeit erreicht und damit fähig wird, jelbjt Regent zu fein. 

Die den Eintritt einer Regentſchaft einleitenden Handlungen find nach den ver— 
ſchiedenen Verfaſſungen verjchieden: Regelmäßig ift hierzu, ſofern es fich nicht um 
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die Regentſchaft während der Minderjährigkeit des Souveräns handelt, auch nicht 
eine verfaſſungsmäßig gültige Anordnung des legten Monarchen vorliegt, ein von 
den Landitänden zu genehmigender Beichluß des aus den volljährigen Agnaten des 
regierenden Haufes, wol auch mit Ausſchluß des zunächſt zur Regentjchaft Berufenen 
(Württemberg, Sachen, Oldenburg, Koburg-Gotha), gebildeten Familienraths 
nothwendig. In Preußen und Bayern dagegen ijt der verfaffungsmäßig berufene 
Agnat berechtigt, aus eigener Jnitiative die Regentichaft zu übernehmen, ſelbſt— 
verjtändlich unter Mitwirkung des verantwortlichen und überdies zur Legalifirung 
jedes Regierungsaktes nothiwendigen Staatsminifteriums. Doc müſſen die Kammern 
unverzüglich vom Regenten zufammenberufen werden, um — nach der Preußiichen 
Berfaffung — in vereinigter Situng über die Nothwendigfeit der Regentichaft zu 
beichließen. Doc kann den Kammern das Recht, die Nothwendigfeit der Negent- 
ichaft zu verneinen, nicht bei der Succeffion eines minderjährigen Herrichers, jondern 
nur dann zuftehen, wenn es fich um die geiftige oder körperliche Regierungsiähigkeit 
des Monarchen handelt; denn die Verfaflung jelbit knüpft die Regierungsfähigkeit 
jedes Souveränd an die Erreichung eines beitimmten Alters, und nicht ein ein= 
facher Beichluß der Landftände, fondern nur eine von diefen bejchloffene und vom 
Regenten genehmigte Berfaffungsänderung fönnte den minderjährigen Monarchen 
ihon vor dem verfaffungsmäßigen Bolljährigkeitstermin für volljährig erklären. 
Nur die Altenburgiiche Verfafjung fennt eine an die Mitwirkung der Stände nicht 
gebundene Volljährigkeitserflärung des minorennen Herzogs durch den Senior des 
Sächſiſchen Gefammthaufes aller Linien. 

Der Regent übernimmt die Führung der Regierung erjt nach Ableiftung des 
in einzelnen Staaten, wie Bayern, Heffen-Darmitadt, Preußen, bejonders formulirten 
Regentichaftseides, bzw. des regelmäßig vom Souverän zu leijtenden Verfaffungseides 
oder Verſprechens. Bis zu diefer Eidesleiftung hat das Staatsminifterium die Res 
gierung zu führen. Gine Weigerung, den Eid oder das Verſprechen zu leiten, iſt 
ala Verzicht auf die Regentſchaft anzufehen. 

Die Machtiphäre des Regenten iſt verichieden beftimmt: in einzelnen Ländern, 
3. B. in Preußen, hat er alle Berugniffe des wirklichen Souveräns; in anderen, 
3. 2. in Bayern, iſt die definitive Beſetzung erledigter, jowie die Begründung neuer 
Aemter, vor Allem aber die Vornahme von DVerfaffungsänderungen auch auf vers 
faflungsmäßigem Wege dem Regenten entweder ganz unterjagt oder an den Konſens 
eines meift aus dem Gejammtminifterium beftehenden Regentſchaftsraths (Bayern), 
bzw. des aus den volljährigen Prinzen gebildeten Familienraths (Sachjen) gebunden 
oder endlich nur für die Dauer der Regentſchaft gültig (Württemberg). In ein— 
zelnen Ländern ift dem Negenten die Beratung mit dem Regentichaftsrathe in jeder 
wichtigen oder jchlechthin in jeder Negierungsangelegenheit zur Pflicht gemacht. Der 
Regent ift überall, obgleich dies in den meijten Verfaſſungen, auch der Preußifchen, 
nicht ausgejprochen iſt, unverantwortlic und zwar nicht blos für die Dauer der 
Negentichait. Auch iſt derjelbe durch einen bejonderen jtrafrechtlichen Schuß aus— 
gezeichnet (RStraf®B. 88 96, 97, 100, 101). Die Gültigkeit feiner Regierungs- 
bandlungen wird nach den für die Gültigkeit der Handlungen des Souveräns auf- 
geftellten Beſtimmungen beurtheilt, ſoweit diefelben nicht durch die vorgenannten 
Verfaſſungsſätze modifizirt jind. Die ökonomiſche Austattung des Negenten ift regel— 
mäßig aus der Givillifte zu beitreiten. 

Die Erziehung des minderjährigen Monarchen ift der Mutter, bzw. der väter- 
lichen Großmutter (Bayern, Sachſen u. a.) oder dem privatrechtlichen Vormunde 
überlafjen, regelmäßig unter Aufficht des Negenten, wol auch des Regentichaftsraths 
(Sachſen, Württemberg). In einzelnen Verfaffungen darf der Regent nicht zugleich 
Bormund des minderjährigen Souveräns fein, außer wenn die Mutter oder Groß— 
mutter die Negentichaft führt (Oldenburg). In anderen ift die Verbindung beider 
Aemter ausdrücklich geitattet (Altenburg, Koburg-Gotha). Meiftens, 5. B. auch in 
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Preußen, kann der privatrechtliche Wormund für den minderjährigen Souverän durch 
teftamentarische Verfügung des legten Monarchen ernannt werden. 

Die Regentichaft ift beendigt, jobald der Souverän volljährig, bzw. regierungss 
fähig geworden. Ueber die frage, ob die Regentichaft wegen eingetretener Regie: 
rungsfähigleit des geiftig oder körperlich kranken Souveräns aufgehoben werden jolle, 
muß in derjelben Weife wie über die Einjegung der Regentichaft bei überfommener 
Regierungsunfähigkeit entjchieden werden: es haben alſo entweder die Landſtände über 
einen vom Negentichaftsrathe gefaßten Beichluß fich zu enticheiden, oder der Regent 
hat ihnen die Frage nach der Nothwendigkeit der Fortdauer, bzw. nach der Mög- 
lichkeit der Aufhebung der NRegentichaft zur Entjcheidung vorzulegen. 

Quellen: a ri I. Art. 4; II. Feud. 36. — Aurea Bulla Cap. 25 $ 3. — 
Bayern: Verf. Urk. Tit. I. 88 9—2. — Sadien: Verf. Urk. SS 9—15. — Preußen: 
Verf. Urk. Art. 56-58. — Württemberg: Berf.Urt. 88 11—17. — Altenburg: Staatögrund- 
efeg 88 16—17. — Koburg:Gotha: re ag | 88 12—18. — Braunjhmeig: Neue 
!andihaftsordnung SS 16—22. — Oldenburg: Rev. Staatögrundgejeß Art. 16, 20—28 u. a. 

Lit.: Außer den älteren ſyſtematiſchen Darftellungen des Deutichen Staatsrechts vgl. 
G. Meyer, Lehrbuch des Deutichen Staatsrechts, Leipz. 1878, 88 92, 93. — Ferner: 
R. v. Mohl, Staatsreht, Völkerrecht und Politit, Bd. I. S. 111—206. — Kraut, Die 
—— nach den Grundſätzen des ee Rechts, Bd. III. ©. 111— 216. — Preuf. 
Jahrbücher, herauägeg. v. et Bd. II. ©. 351, 488 fi. — Frider, Zeitichr. für die 
ejammte Staatswitienichaft db. XXXI. ©. 199 ff. — v. Rönne, Staatärecht der Preuß 

onardhie, 4. Aufl., Bd. I. (1881) 88 47—50. — dv. Kirchenheim, Die Regentichaft, 
Leipz. 1880. F. Brodhaus. 


Negierungsftellvertretung. Auch die Regentichait ift eine ftellvertretende 
Regierung. In gewiffen landesrechtlich fejtgeftellten Fällen der Geſchäftsunfähigkeit 
erhält der Monarch für die Dauer derjelben in dem verfaffungsmäßig berufenen 
Reichsverweſer einen Stellvertreter, welcher fraft eigenen Rechts, wenn auch im 
Namen des regierungsunfähigen Fürſten, die NRegierungsgewalt zu üben hat. Im 
Gegenjat zur Regentſchaft bezeichnet man nun aber mit dem Ausdruck R. den Tall, 
daß der Inhaber der Regierungsgewalt, aljo Monarch oder Regent, bei einer vor: 
ausfichtlich vorübergehenden Behinderung, an eine von ihm bezeichnete Perion, 3.82. 
den Thronfolger, oder Behörde, 3. B. das Staatöminifterium, den jederzeit wider: 
ruflichen Auftrag ertheilt hat, ihm zuitehende Regierungsakte an feiner Statt, in 
feinem Namen und nach Maßgabe gegebener oder einzuholender Inftruftionen zu 
bejorgen. Gin jolches Verhältniß findet jeine Erklärung darin, daß dad Staats— 
oberhaupt durch Erkrankung oder Aufenthalt im Auslande in die Lage gejeßt werden 
fann, die regelmäßige Erledigung der Regierungsgeichäfte, in&bejondere Entgegen- 
nahme von Vorträgen und Vollziehung der Unterjchriften, eine Zeit lang unterbrechen 
zu müfjen, ohne daß es einerfeit3 angeht die Sachen bis zur Hebung der Behin— 
derung aufzufchieben, ohne daß andererfeits der Fall rechtlich dazu angethan ift, 
oder jeitend der fompetenten Stellen als rechtlicher Grund anerkannt wird, um eine 
Regentichaft, alſo einen Regierungäwechjel, eintreten zu laffen. So fehen denn auch 
mehrere Deutjche Verf.Urf. neben umd in Sonderung von der Regentichaft die Zu— 
(äffigfeit einer R. ausdrüdlich vor; von den jeßt geltenden namentlich) dad Olden— 
burgiiche Staatsgrundgejeß Art. 16 cf. 20; deögleichen die Bayerische Verf. Urk. II. S 9b 
11; vgl. Pözl, Bayer. Verf. Recht, Art. V. 8 145 N. 6; deögleichen die Sächſ. 
Veri.Urf. $ 9; vgl. v. riefen, Grinnerungen aus meinem Xeben, II. (1880) 
p. 157, 178 und passim. Andere jchweigen allerdings. Indeſſen wenn fie durch- 
gehends als Grund einer Regentichaft, neben der Minderjährigkeit, die „dauernde“, 
die „auf längere Zeit eintretende” Verhinderung des Souveränd zu regieren, aus— 
drüdlich fordern oder doch vorausſetzen laffen, jo weifen fie damit darauf hin, wie 
es auch folche Behinderungsfälle giebt, die eine Reichsverweſung nicht erforderlich 
machen, tie e8 demnach als Recht und Pflicht des zu eigener Verrichtung eines 
unaufichiebbaren Regierungsaftes zeitweilig nicht bejähigten Staatsoberhauptes er- 
icheint, Sorge dafür zu tragen, daß eine Stodung in den Gefchäften nicht eintrete, 
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daß jederzeit die Möglichkeit beitehe, Regierungsentichließungen einzuholen. Recht: 
liches Mittel Hierzu ift die Ertheilung eines zugleich eine Vollmacht in fich jchließenden 
Auftrags, vermöge deffen die in Stellvertretung bewirkte Entichließung ald vom 
Staatsoberhaupt ausgegangen rechtlich anzuerkennen ift. Vollkommen unbegründet 
ift demnach der Einwand, der gegen die Zuläffigkeit einer R. aus dem Grunde er- 
hoben wird, weil die dem Monarchen zu perjönlicher Ausübung übertragenen Rechte 
nur auf Grund verfaffungsmäßiger Beitimmung auf eine andere Perfon übergehen 
dürften. Es handelt fich bei der R. keineswegs um den Uebergang von fürftlichen 
Regierungsrechten, etwa des Geſetzgebungsrechts, an eine andere Perſon, fondern 
lediglich um die Erfüllung eines fürftlichen, generellen oder jpeziellen Auftrags. Der 
Monarch bleibt Inhaber der Regierungsgewalt, auch wenn er jolche Aufträge er- 
theilt. Durch feine Vollmacht drüdt er der vertretungsweife gezeichneten Verfügung 
den Gharakter einer Regentenhandlung auf, und das „in höchſtem Auftrage“ durch 
den Regierungsvertreter vollzogene Geſetz it als ein vom Gejeßgeber ausgehendes 
rechtäbejtändig. Aus den BVerfafjungsvorichriften, welche die Machtiphäre der Krone 
normiren und abgrenzen, fann an ſich mit Nichten gejolgert werden, daß die mon- 
archiichen Entichließungen actus legitimi find, deren der Monarch fich höchſt per— 
jönlich zu unterziehen hat. 

In ſolchem Sinne ift denn eine R. nirgends zu vermeiden und in einer Reihe 
Deutjcher Staaten, auch folcher, deren Gejege fie nicht vorjehen, zu wiederholten 
Malen vorgelommen, ohne daß gegen die jtaatsrechtliche Gültigkeit der vertretungs- 
weiſe gezeichneten Urkunden, und waren es ſelbſt Gejegesurfunden, eine ernfthaite 
Einwendung erhoben worden wäre. In Baden ertheilte Großherzog Leopold 
unter dem 21. Februar 1852 auf Grund „anhaltenden Unwohlſeins“ dem Prinzen 
Friedrich, dem gegenwärtig regierenden Großherzog, die Vollmacht, die der groß— 
berzoglichen „Unterjchrift bedürfenden Geſetze, Verordnungen und Entjchließungen“ in 
des Großherzog: Namen zu unterzeichnen.“ Grit mit dem Tode Leopold's, am 
24. April ej., fand die Uebernahme einer Regentſchaft für den (regierungsunfähigen) 
Großherzog Ludwig ftatt. Zahlreiche Präzedenzfälle einer R. liegen ſodann aus 
Württemberg vor, two ſowol unter der langjährigen Regierung des Königs Wilhelm, 
als auch jeines Nachiolgers, des jegigen Königs, oftmals Vertretungen des verreiften 
oder erkrankten Monarchen unter den verjchiedenjten Modalitäten eingerichtet und 
anftandslos hingenommen worden find. In Preußen ift jeit Beftehen der Verfaſſung 
eine R. zu zwei verjchiedenen Malen eingetreten. In Folge der Erkrankung König 
Friedrich Wilhelm's IV. wurde am 23. Oktober 1857 der Thronfolger, damalige 
Prinz von Preußen, auf drei Monate mit der „vollen Stellvertretung des Königs 
in den Regierungsgeichäften“ ‚betraut. Der Fall erregte Bedenken, die darum er— 
heblich waren, weil es zweifelhaft erichien und bei der dreimal immer auf ein wei— 
teres Vierteljahr erfolgten Prolongation immer zweifelhafter werden mußte, ob es 
fi in Wahrheit um eine blos vorübergehende Behinderung des Monarchen und 
nicht vielmehr um eine Regierungsunfähigfeit deffelben von ganz unbejtimmter Dauer 
handle, ob aljo nicht der Fall der Regentſchaft gegeben jei, mie denn eine jolche 
auh mit dem 9. Oktober 1858 eintrat. Das zweite Mal wurde eine R. am 
4. Juni 1878 in folge des Nobilingſchen Attentats für Preußen, und da die 
Preußifche Krone in Realunion mit der Deutichen Kaiſerkrone fteht, gleichzeitig auch 
für das Reich angeordnet, indem der König und Kaiſer dem Kronprinzen für die 
Dauer Seiner Behinderung Seine „Bertretung in der oberen Xeitung der Regie 
rungsgeſchäfte“ übertrug. 

Auch in der ftaatsrechtlichen Doktrin kann der Zweifel über verfafjungsmäßige 
Zuläffigkeit einer R., wie ihn die Preußifchen Vorgänge von 1857—1858 hervor- 
riefen, al überwunden gelten. Der damals jeitens der politischen Publiziftit aus— 
geiprochenen Behauptung, daß für Preußen die Reichaverweiung die einzige, über: 
haupt jtatthafte Form jtellvertretender Regierung jei, hat fich allerdings einer der 
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eriten Theoretifer des Preußiichen Staatsrechts, nämlich v. Rönne, angejchloffen, 
der feine in der eriten Auflage des „Staatsrechts der Preußiichen Monarchie“, I 
$ 85, ausgeführte entgegengeſetzte Anficht in den jpäteren Auflagen zurücknahm. 
Indeſſen auch dieſer Autor findet in der vierten Auflage ſeines Werkes, I. S 51, 
N. 1, gegen die in BVeranlaffung des Attentat® von 1878 getroffene Einrichtung 
nichts zu erinnern. a, troß feines prinzipiellen Bedenkens erklärt er, fich Hierbei 
wörtlih an R. Mohl, Völker. Staatsr. Politif, 1.149, RN. 1, anfchliefend, daß 
der König bei kürzeren Unterbrechungen ſeiner Regierungsthätigkeit die Befugniſſe der 
Miniſter erweitern, die Unterſchriften an den Thronfolger übertragen dürfe „oder 
dergleichen“; überhaupt, meint er, müſſe in jedem einzelnen Falle „die freie Wahl 
des Mittels, und namentlich der Umfang des den vorläufigen Stellvertretern über— 
tragenen Rechts” dem Könige überlaffen bleiben. Seine Argumentation jcheint ſich 
alfo darauf zu richten, daß eine R. nicht Mittel werden darf, um eine verfaffungs- 
mäßig nothiwendige Regentichaft zu umgehen. Und in der That, auch die weiteſt— 
gehende R. wird durch eine fo tiefe Kluft von der Regentichaft unterichieden ; ericheint 
als ein in Vorausſetzung, Dauer und Wirkjamkeit jo bejchränftes Verhältniß, daß 
jeder Verfuch, fie über die ihr durch die Natur des monarchiſchen Rechts geſteckten 
Grenzen auszudehnen, eine Verwirrung des öffentlichen Rechtäzuftandes herbeiführen muß. 

Denn während die Regentichait kraft des Gejehes einzutreten hat in Fällen, in 
welchen eine thatjächliche Regierungsunfähigkeit des Monarchen von nicht abzufehender 
Dauer feſtgeſtellt wird, jet die R. allemal einen VBollmachtsauftrag des regierungs- 
fähigen Monarchen voraus, welcher für eine von ihm als vorübergehend in Ausficht 
zu nehmende Behinderung betreffs der erforderlich ericheinenden Erledigung der ihm 
obliegenden Geſchäfte Vorforge trifft. Während der Reichsverweſer jtellvertretender 
Inhaber der Regierungsgewalt ift, die Regierung unverantwortlich nach feinem vigenen 
und freien Ermeffen führt, die Gefehe feinen Namen tragen, während er weder durch 
perjönliche Eingriffe des Monarchen behindert wird noch deſſen Abberufung unter 
worfen ift, geht bei der R., möge ihr ein noch jo weiter Spielraum eröffnet jein, 
die Vollmacht immer nur auf einzelne Geſchäfte oder Geſchäftskomplexe oder eine 
Summe von folchen. Der Stellvertreter fühlt fich durch die „Intentionen“ feines 
Machtgebers überall gebunden. Er darf nur folche Entichließungen faffen, für welche 
der Auftrag hinreichende Legitimation giebt und ift für die pünktliche Austührung 
deffelben dem Fürſten verantwortlih. Wenn nach verbreiteter Anficht diefe Ber: 
antwortlichkeit auch von den Gerichten und von der Volfsvertretung geltend gemacht 
werden darf, jo kann das allerdings für den Bereich feiner Regierungshandlungen, 
von denen jelbjtverjtändlich eine jede minifterieller Kontrafignatur bedarf, nicht zu— 
geftanden werden. Für diefe wird er durch die landesherrliche Vollmacht gededt. 

Das legt denn aber die Frage nach den Mitteln nahe, über welche das Land 
gebietet, um eine mißbräuchliche Verwendung der R. abzumenden oder zu bejeitigen ? 
Der monarchiichen Inftitution liegt in Deuticher Auffaffung der Gedanke zu Grunde, 
daß der Monarch die Regierung jelber und nicht durch einen Andern zu führen hat. 
Eine gelegentliche Zeichnung landesherrlicher Erlafje durch eine andere Perjon, „auf 
allerhöchiten Spezialbefehl”" wird heutzutage ohne rechtlichen Effekt; und eine will: 
fürliche und formlofe Webertragung der Unterichriitten an eine jolche würde ver- 
iaffungswidrig jein. Vielmehr ijt jede Beftellung einer R. ein verantwortlicher, der 
Publikation in den landesgeieglichen Formen bedürftiger Negierungsaft, der als 
jolcher der Prüfung des Staatsminifteriumsg bedarf und der rechtlichen und politiſchen 
Kontrole der Landesvertretung unterliegt. 


Lit.: Eine ausführliche und gründliche Beiprechung bed Gegenftandes hat zuerft Mitt: 
nacht, Meber Stellvertretung bes vorübergehend an ber Regierung verhinderten Fürften, im 
Gotta'3 Deuticher B.J.Schr. 1864 Heft II. ©. 222 geliefert; demnächſt rider, Thron: 
ng Ca und ag ge in Zeitſchr. für Staatswiftenihaft XXXI. ©. 266 fi. Neuer: 
dings ulze im Lehrb. b eutichen Staatörechtes (1880), ©. 270 ff., u. u" v. nm 
2 sr Regentichaft (1880), S ©. 57 ff. F. v. Martig. 
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Reglement der Eijenbahnen. Für die Beförderung von Perjonen, Reife: 
gepäd, Yeichen, Fahrzeugen und Thieren, jowie von Gütern gelten auf jänmtlichen 
Gifenbahnen Deutichlands einheitliche Beitimmungen, welche als „Betriebs— 
reglement für die Eifenbahnen Deutichlande vom 1. Juni 1874“ im Gentrals 
blatt für das Deutiche Reich 1874, ©. 179 bzw. für Bayern kraft des Reſervat— 
rechts (Gefeh- und Verordnungsblatt 1874) publizirt find. 

In Oeſterreich-Ungarn gilt das gleiche Betriebsreglement jeit 10. Juni 1874. 
Der Deutiche Eifenbahnverein, zu welchem außer Deutichland und Defterreich-Ungarn 
noch die nachgenannten Bahnen gehören, hat das Reglement ebenfalls jeit 1. Juni 
1876 für denjenigen Vereinsverkehr eingeführt, welcher die Grenzen des Deutſchen 
Reiches oder der Oeſterreichiſchen Monarchie überjchreitet, jo daß es noch 
auf nachitehenden Bahnen Geltung Hat: PrinzeHeinrich-Eifenbahn in Luremburg 
(103,11). Ghimay- Gifenbahn in Chimay (Belgien,. 59,53). Eiſenbahn grand 
central beige in Brüffel (705,07). Aachen =» Maftrichter - Eifenbahn. Holländiſche 
Gifenbahn in Amfterdam (353,08). Lüttich-Maftrichter-Eifenbahn in Lüttich (29,08). 
Niederländifche Gentral-Eifenbahn in Utrecht (101,41). Niederländiiche Rhein-Eiſen— 
bahn in Utrecht (248,85). Niederländifche Staatsbahnen in Utrecht (1024,55). 
Lüttich » Limburger und Almelo » Salzbergener Privatbahnen. Nordbrabant = Deutfche 
Giienbahn in Gennep (100,37). Rumänifche Eifenbahnen, Aktiengejellichaft in 
Berlin (921,00). Warjchau- Wiener und Warjchau =» Bromberger Gijenbahn in 
Warihau (506,42). 

Das Bahnreglement reproduzirt, ſyſtematiſirt umd erläutert zunächſt die Pro— 
bibitivbeftimmungen des Allg. Deutichen HGB. über das Frachtgeſchäft überhaupt, 
ſowie über das Trrachtgeichäft der Gifenbahnen, macht ferner von dem echte, 
fafultative Transportbedingungen aufftellen zu dürfen, innerhalb der Grenzen 
des HGB. (Art. 423) Gebrauch und firirt jomit den Umfang der Nechte und 
Pflichten der Eifenbahnen, bzw. des diejelben benußenden Publitums. 

Das Bahnreglement erſchöpft damit jedoch keineswegs die überhaupt mög— 
lichen und zuläffigen Bedingungen, an welche die Eifenbahnen den Abſchluß eines 
Beſörderungs- oder Frachtvertrags knüpfen können. 

Durch den Haupttert des Bahnreglements haben die Staatsregierungen vielmehr nur 
die allgemeinen Normen über das Beförderungsgeſchäft im Perfonen= und Sachen- 
verfehr auigeitellt, und es ift den Bahnverwaltungen durch Abj. 2 der Einleitung 
zum Bahnreglement ausdrüdlich freigeftellt, Zuſatzbeſtimmungen zu erlaffen, 
welche jedocdy mit dem Hauptterte nicht im MWideripruch jtehen dürfen. 

Bon diefem Rechte haben ſämmtliche Deutfche und Defterreichifch-Ungarifche Eiſen— 
bahnverwaltungen Gebrauch gemacht, und es find im Deutjchen Reiche dermalen (Mitte 
1881) Verhandlungen im Gange, nach welchen auch diefe Zufſatz beitimmungen zum 
Bahnreglement einheitliche werden follen. Das Bahnreglement ift an fich eine 
im öffentlichen Intereffe begründete Verwaltungsvorichrift und hat nicht gejegliche 
Kraft (Entich. d. ROHG. Bd. XIX. ©. 186). 

Die Bedeutung von privatrechtlichen Normen für den Paffagier- und Frachtvertrag 
erlangen die meiften Beitimmungen des Bahnreglements erſt dadurch, daß der Paflagier, 
bzw. Verfrachter fich denjelben unterwirft. Stillihmweigende Unterwerfung ift beim 
Verfonentransport bei richtig erfolgter Publikation des Bahnreglements und der Zuſatz— 
beftimmungen nach Löfung eines Billets oder Benutzung der Fahrt ohne Billet, 
ebenfo bei Aufgabe von Gepäd, Vieh und Equipagen gegen Transportichein an— 
zunehmen; denn die Bezugnahme auf das Bahnreglement in den Billeten oder Trans— 
orticheinen giebt fein Recht, ausdrüdliche Unterwerfung unter das Bahnreglement 
wie beim Frachtbrief anzunehmen, weil die Billete und Scheine als Quittungen und 
Vegitimationspapiere erit nach Vertragsabſchluß einfeitig ertheilt werden (Gold- 
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ſchmidt, Zeitichr. F. d. gei. H.R., V. 597), und der Abjender vor dem Vertrags— 
abjchluß dieſe Urkunden nicht prüfen kann, endlich der Aufdrud auf denfelben nicht 
publizirt ift. 

Beim Gütertransport unterwirft fich der Verjender dem Bahnreglement durch 
Unterzeichnung des vorgejchriebenen Frachtbriefformulars, welches die ausdrüdliche 
Bezugnahme auf die Betrieböreglements und Tarife der betreffenden Bahnen, welche 
das Gut bereift, enthält (Entſch. d. ROHG. Bd. XIX. ©. 186). 

Das Betrieböreglement enthält endlich auch Beitimmungen, welche rein polizei- 
licher Natur und im Intereſſe der Ordnung und Sicherheit des Verkehrs getroffen 
find (3. B. 88 17, 19). Auf Zuwiderhandlungen gegen diefe find nicht die Grund- 
ſätze über Erfüllung von Bertragsbedingungen, jondern die Grundjäße von den 
Delikten anzuwenden (Deutiche Verkehrä- Zeitung 1880, ©. 609). 

Dad Bahnreglement zerfällt in IV Abſchnitte: Abjchnitt I. Allgemeine 
Beitimmungen. SS 1—6 regeln das allgemeine Verhalten der Bahnbeamten gegen- 
über dem Publiftum und das für die Ordnung des Eifenbahnbetriebs nothwendige 
Verhalten des Iehteren gegenüber den Beamten. Diefelben regeln ferner die Ent- 
icheidung von Streitigkeiten zwifchen Publitum und Dienftperfjonal ($ 3), das Recht 
der Beichwerdeführung und das Verbot des Betretens der Bahnhöfe und des Bahn: 
förpers (ſ. auch SS 54 und 55 des Deutfchen und Bayerischen Bahnpolizeireglements). 
z 6 jtellt die allgemeine Transport pflicht der Bahnen für Perfonen, Thiere und 
Sachen auf, ausgenommen in folgenden 3 Fällen, welche eine Konjequenz des Grund» 
jaßes: „ultra posse nemo tenetur“ find: a) wenn außergewöhnliche Hindernifie, 
d. h. Betrieböftörungen, welche nicht ſofort bejeitigt werden können, vorliegen; 
b) wenn höhere Gewalt vorliegt; c) bei Jnfuffizienz der regelmäßigen Iran&port- 
mittel, d. 5. derjenigen, welche für den durchichnittlichen, jährlichen jowie in regel- 
mäßigen Zeitabjchnitten wiederkehrenden gefteigerten Verkehr genügen. 

Abſchnitt IL. a) Beförderung von Perjonen. Ueber die Verpflichtung 
der Gifenbahnen zum Transport von Perſonen, über Rechte und Pflichten der 
Paflagiere gegenüber den erjteren und umgekehrt, ferner über die Modalitäten des 
Perjonentransportes eriftiren in Deutfchland gejegliche Beitimmungen nicht, mit 
Ausnahme des Neichsgefehes vom 7. Juni 1871, „die Entichädigungspflicht der 
Eifenbahnen bei Tödtungen und Verlegungen der Reifenden betreffend“. Der Paffagier: 
vertrag wird daher in der Regel unter die Vertragägruppen des Givilrechts eingereiht 
und entweder ala locatio conductio operis, oder ald Innominatkontraft (Koch, Anl., 
©. 371) oder als locatio conductio rei (v. Hahn, Komment. z. HGB. ©. 539) 
aufgefaßt. Endemann, ©. 706, nennt ihn „Arbeitsgeichäft“. 

Da es beim Perfonentransport der Eifenbahnen, der nach Art. 272, Abi. 3 
des HGB. ein Handelägeichäft ift, nicht angeht, in jedem einzelnen all mit 
einem Paffagier die Bedingungen des Transports zu verabreden, jo haben die Eijen- 
bahnauffichtsbehörden generelle Bedingungen publizirt, die für jeden Perjonen- 
transport gelten, d. i. Abjchnitt IIa des Betriebsreglementse. Fahrplan und Tarif, 
deren Publikation nach SS 7 und 8 des Betrieböreglements obligatorifch it, 
regeln die Fahrzeiten, die Fahrpreiſe und Trandportweije, 3. B. ob in 
Schnelle, Vergnügungszügen, ob fie Ertraiahrten gewähren ꝛc. Für Grtra- 
fahrten bejtehen jeit 1. März 1878 einheitliche Tarifbeitimmungen im Gebiet 
des Deutichen Eifenbahnvereins, ebenjo über die Beiörderung von Salon, Perjonen-, 
Kranken- und befonderen Gepädwagen, welche die direkte Abfertigung im ganzen 
Dereinsgebiet ermöglichen. 

Der Paflagiervertrag ift perieft in dem Momente, in welchem der Billetpreis 
bezahlt ift. Die Aushändigung des Billets, welches den Charakter einer nachträglich 
und einfeitig ertheilten Quittung und eines Legitimationspapiers hat, ift nicht VBoraus- 
jegung für die Perfektion, wenn auch der Nachweis des Vertragsabjchluffes dem nicht 
im Befit eines Billets befindlichen Paſſagier erichwert fein wird. Der Billetverkauf 
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ift Hinfichtlich der Zeit im Betriebäreglement infofern bejchränft, ala die Zeit, in 
welcher vor Abgang eines Zugs Billete verfäuflich find, firirt ift. 

Auf dem Fahrbillet muß die beiderjeitige Willensmeinung der Vertragskontra— 
henten bezüglich a) der Transportſtrecke, b) des Fahrpreijes, c) der Wagenklaſſe, 
d) der Zeit oder e) des Zuges, wofür das Billet gültig ift, zum Ausdrud gebracht 
fein, und die Reiſenden find berechtigt, in vorftehenden 4 Punkten auf Tour: und 
Retourbilleten fontroliren zu können, ob fie das richtige Billet erhalten haben. 

Die Entgegennahme eines anderen Billets. ala des verlangten ift eigenes 
Berichulden des Reiſenden, jelbjt wenn ein Berjehen des Schalterbeamten in 
Mitte läge ($ 10). 

Gelöfte Fahrbillets werden nur dann zurüdgenommen, wenn wegen Mangels 
an Pla die Berörderung unmöglich ift. 

Jedes Billet berechtigt an fich nur zur ununterbrodenen Fahrt. Mit 
Genehmigung einer Zwifchenftation ift einmalige Fahrtunterbrechung und eventuell 
Berlängerung der Gültigfeitsdauer eines Billets zuläffig und iſt dies auch mit 
Abonnements, Militär und fonjtigen Billeten zu ermäßigten Preijen zuläffig, aus— 
nahmlich von Schulbejuchäfarten. Bei Retour: und Rundreiſebillets darf die Gültig- 
feitödauer in Folge der Fahrtunterbrechung nicht verlängert werden ($ 10, Al. 3). 

Ueber Beidrderung von Kindern unter 10 Jahren wurden auf der General- 
verjammlung des Deutjchen Eifenbahnvereins in Baden-Baden, vom 2. Auguft 1880 
einheitliche Beitimmungen im Bereinägebiet beichloffen. (Kinder bis zu 3 Jahren 
frei, von 8—10 Jahren 50 Prozent Ermäßigung.) 

Jeder Paſſagier ift verpflichtet, das Billet vom Beginn der Fahrt an bis zum 
Endpunkte derjelben bei fich zu behalten und vorzuzeigen. Wird er ohne dafjelbe 
betroffen, jo bat er für die von ihm zurüdgelegte Strede, oder wann die Zugangs— 
- ftation nicht ſofort unzweifelhaft nachgewiejen werden kann, für die vom Zug zurüd- 
gelegte Strede das Doppelte des gewöhnlichen Fahrpreifes, in minimo 6 Marf, als 
Konventionaljtrafe für feine Unachtiamkeit zu zahlen, ohne Rüdficht ob er fchon ein 
Billet gelöft hatte oder nicht; eine Rüdforderung des doppelt gezahlten Fahrgelds 
findet nicht jtatt, wenn der Reiſende etwa das urfprünglich gelöfte Billet verloren 
hatte und wiederauffindet (Koch, Deutjchlands Eifenbahnen, II. ©. 158). 

Bor der Abfahrt eines Zuges fann eine Konventionalftrafe nicht erhoben werden. 

Nah dem Bahnpolizeireglement kann das Fahren ohne Billet mit Geld bis 
zu 30 Mark polizeilich bejtraft werden und wenn der billetloje Paffagier bei dem 
Zugäperfonal den Irrthum hervorrufen wollte, ala habe er ein Billet gelöft, jo ijt 
der Thatbeitand des Betrugs gegeben ($ 263 des RStrafGB.). 

Verſäumniß der Abiahrtözeit begründet von Seite der Eijenbahn feinen An— 
ipruch auf Rüderftattung des Fahrgeldes oder Entichädigung, nur wenn der Zug 
vor der jahrplanmäßigen Abfahrtäzeit die Station verläßt, ift ein Entſchädigungs— 
anjpruch begründet, weil das Publikum ein Recht auf Einhaltung der Abjahrtäzeit 
bat. Griteren Falls kann der jäumige Paffagier am nämlichen oder nachfolgenden 
Tage mit einem Zuge gleicher Gattung fein Billet benußen, wenn er jofort die 
Gültigkeitsdauer des Billets durch den Stationsvorftand verlängern läßt. 

Das Zugsperſonal ift verpflichtet, bei Ankunft auf jeder Station den Namen 
derjelben auszurufen und die Thüren derjenigen Wagen, in welchen fich Reifende 
jener Station befinden, zu öffnen. Wenn daher ein Paſſagier fein Reiſeziel über- 
fährt, weil der Schaffner den Namen der Station gar nicht oder unrichtig aus— 
gerufen Hat, oder weil die Wagenthüre nicht geöffnet wurde, jo iſt ein Ent- 
ſchädigungsanſpruch gegen die Bahn begründet. 

Die Nichteinhaltung der durch den Fahrplan veröffentlichten Fahrzeit der Züge 
giebt fein Recht auf Schadenserjag zu klagen, wenn auch die Verſpätung eine 
von der Eifenbahn verjchuldete ift (3. DB. verfpätetes Eintreffen zu einem Gerichts: 
termin). 
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Wird ein Anſchluß durch Zugsverfpätung verfäumt, ohne daß höhere Gewalt 
die Urſache der [eßteren war, und der Reiſende weift nach, daß er im Beſitze 
direkter Fahrkarte war und mit dem nächjten Zuge wieder zur Abgangsjtation 
zurüdgefehrt ift, jo wird ihm der Preis für Hin- und Rückreiſe erjtattet, wenn er 
feinen Anfpruch jofort nach Ankunft des verjpäteten Zuges beim Stationsvorfteher 
anmeldet. 

b) Beförderung von Reifegepäd. Der Gepädtransport Fällt rechtlich 
unter den Begriff des Frachtvertrags und das Deutihe HGB., injoweit nicht das 
Bedürfniß des Neifeverkehrs geboten hat, bejondere Beitimmungen bezüglich der 
Gingehung des Frachtvertrags beim Reiſegepäck im Betriebsreglement aufzuftellen. 
Neben diejen bejonderen Beitimmungen gelten daher für den Gepädtransport auch 
die Bejtimmungen über den Güterverkehr (Abſchnitt IIL.), joweit beide vereinbart 
find. Der Umftand, daß nicht jelten der Preis für den Gepädtransport in dem 
Preis für den Transport der Perfon inbegriffen ift, ändert nichts an der juriftiichen 
Qualififation des Rechtsverhältniſſes. Der Gepädtransport ift Acceſſorium de 
Perjonentransports, weshalb im Betrieböreglement die Beitimmungen über die 
Gepädbeiörderung unmittelbar Hinter den Beſtimmungen über den Perfonentransport 
eingereiht find. 

Als Reifegepäd muß von den Eifenbahnen angenommen werden, was ein Reijender 
zu feinem und feiner Angehörigen Bedürfniß gebraucht, ausnahmsweiſe werden aud 
faufmännische Waarenballots, Kiften 2c. zugelafien. 

Steuerbare Getränke, Teuergefährliche und erplodirende Gegenjtände, endlich 
lebende Thiere find von der Beförderung ala Reifegepäd ausgeſchloſſen, theils weil 
die Zeit Yur fteueramtlichen Abfertigung fehlt, theils aus Sicherheitögründen. 

Die Objorge für ordnungsgemäße Verpadung ift Sache des Aufgebers. Wird 
jedoch Gepäd, deſſen Verpadung erjichtlich mangelhaft ift, unbeanjtandet von der 
Gifenbahn angenommen, jo wird ftilljchweigende Billigung der mangelhaften Ver: 
padung angenommen und ijt die Eifenbahn eventuell jchadenserjagpflichtig. Der 
Gepädaufgeber ift verpflichtet, ältere Poſt- oder Gifenbahnzeichen von dem Gepäd 
zu entfernen. Berfchleppungen, welche aus der Belafjung folcher Zeichen hervor: 
gehen, Hat die Eifenbahn nicht zu vertreten. Das Gepäd ift 15 Minuten vor 
Zugsabgang aufzuliefern. Wird ſpäter aufgegebenes Gepäd wegen Mangel an Zeit 
unerpedirt mitgenommen, jo wird es bis zum Zeitpunfte der Nacherpedition nicht 
als zum Transport aufgegeben betrachtet und die Eiſenbahn haftet nur dann für 
Verluft und Beihädigung (nicht Lieferfriftüberichreitung), wenn ein mit dem Schaden 
zufammenhängendes Berfchulden der Eifenbahn oder ihrer Leute nachgewiejen wird. 
Solchem unerpedirten Gepäd ($ 29) fteht das Handgepäck gleich, das unentgeltlich 
in den Perjonenwagen mitgenommen werden dar. In beiden Fällen wird an— 
genommen, daß die Beförderung folchen Gepädes Ausflug des Paflagiervertrags ift, 
weshalb die Eifenbahn in Verluſt- und Beichädigungsfällen nur zu haften Hat, 
wenn Verſchulden ihrerfeits oder ihrer Leute vorliegt, wa® vom Gepädaufgeber nach— 
zuweilen ift. Diefe Haftung kann fie vertragamäßig weder bejeitigen, noch bes 
ichränfen (v. Hahn, II. 541). 

Die custodia über dad Handgepäd hat nach dem Betriebäreglement der 
Reijende ſelbſt; ift daher Verluſt oder Beichädiguug auf einen Mangel don custodia 
zurüdzuführen, jo ift dies niemals dem Eifenbahnperjonal zuzurechnen. 

Der Gepädaufgeber erhält einen Gepädichein ala Dokument über die von der 
Gifenbahn übernommene Berpflichtung. Deſſen Inhaber ijt ausfchlieglich zur Rück— 
nahme des Gepäds legitimirt; wenn erhebliche Verdachtsgründe zur Verweigerung 
der Aushändigung an den Inhaber vorliegen, kann diefelbe verweigert werden. Die 
Rüdgabe des Scheins entbindet die Bahn von jeder Verantwortlichkeit, es ſei denn, 
daß Berluft — partieller — oder Beichädigung bei der Ablieferung äußerlich nicht 
erkennbar waren, in welchem Fall nachträgliche Reklamation zuläffig ift. 
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Das Recht, die Aushändigung des Gepäds zu verlangen, und die Verpflichtung, 
das Gepäd auszuhändigen, beginnen mit der Ankunft desjenigen Zuges, zu welchem 
das Gepäd aufgegeben wurde, auf der Beitimmungsftation; mit diefem Zeitpunft 
beginnt die etwaige Verſäumniß der XLieferfrift, wenn auch diefer Zug verfpätet 
angefommen ijt, weil bei verjpäteter Abfahrt oder Ankunft der Züge von 
Paflagieren weder für ihre Perfon, noch für Neifegepäd Schadenserſatz gefordert 
werden fann. 

Für den Verluft und Beichädigung von Reifegepäd, welches ordnungsmäßig zum 
Transport aufgegeben ift, haftet die Eifenbahn im Allgemeinen nach den Beitimmungen 
des Abichnittes III. für Güter, ſoweit jolche auf die Beförderung vom Reijegepäd 
anwendbar find und mit folgenden Modifikationen: a) In Ermangelung einer Werth- 
deflaration (DVerficherung gegen ungenügende GEntichädigungsfumme durch Zahlung 
höherer Fracht, als Trachtzufchlag, Prämie) ift der wirkliche Schaden (damnum 
emergens) jedoch in maximo mit 12 Mark pro Kilogramm nach Abzug des Gewichts 
des unverficherten Inhalts bei bloßer Beichädigung eines Gepädaftüds zu erſetzen. 
b) Im Fall einer Werthdeflaration, welche von der Aufgabejtation im Gepädichein 
eingejchrieben jein muß, ift der vom Gepädaufgeber nachzuweifende gemeine Handels— 
werth bis zur Höhe der deflarirten Summe zu erjegen. c) Die Eifenbahn ift von 
jeder Verantwortlichkeit und Rechenjchaftsablegung für den Verluſt (nicht Be- 
ichädigung) von Weifegepäd frei, wenn es micht binnen acht Tagen nach Ankunft 
des Zugs, zu welchem e8 aufgegeben ift, auf der Beitimmungsitation abgefordert 
wird. Dieje Beſchränkung der Haftpflicht verpflichtet den Gepädintereffenten, eine 
Reklamation zeitig geltend zu machen, damit deroutirte Gepäckſtücke verfolgt werden 
fünnen. Die Abforderung des Gepädes binnen acht Tagen bildet die Vorausſetzung 
der Geltendmachung des Anspruchs auf Entichädigung, wenn das Gepäd verloren ift, 
nicht aber die Bedingung der Entjtehung dieſes Anſpruchs. Die Abforderung unter: 
bricht den Lauf der achttägigen Frift. 

Iſt das Gut nach Ablauf diefer Friſt noch vorhanden, jo ijt der Anſpruch auf 
Herausgabe auch nad) der achttägigen Friſt noch begründet. Die Berechnung der 
Lieferfrift beim Reijegepäd erfolgt nicht wie beim Güterverkehr nach Kalendertagen 
von Mitternacht zu Mitternacht, jondern die Lieferfrift endet mit der faktiſchen, wenn 
auch verjpäteten Ankunft des Zuges, zu welchem das Gepäd aufgegeben wurde; von 
diefem Moment ab wird der Tag zu 24 Stunden berechnet. Bis zum Ablauf von 
drei Tagen nach Ankunft des Zuges haftet die Bahn wegen Weberjchreitung der 
Lieferfriſt. Nach Ablauf von dreimal 24 Stunden wird das Gepäd als verloren 
betrachtet, und die Eifenbahn ijt nicht mehr rüdgabeberechtigt, jondern nur rüdgabe- 
pflichtig. Für Verſäumniß der Lieferfriſt wird Erſatz geleiftet in der Höhe von 
0,20 Mark für jedes Kilogramm des ausgebliebenen Gepäds und jeden angefangenen 
Tag der Berfäumniß (in maximo drei Tage, da von da an Berluft angenommen 
wird). 

Im Falle einer Lieferungsfriftinterefje-Deklaration, welche eine halbe Stunde 
vor Abgang des betreffenden Zugs erfolgen und im Gepädjchein von der Aufgabe: 
itation vermerkt fein muß, wird derjenige Betrag erjeßt, welcher als Schaden inner- 
halb des deflarirten Betrags nachgewiejen werden kann. 

Beweilt die Eifenbahn, daß fie die Berfpätung durch Anwendung der Sorgjalt 
eines ordentlichen Frachtführers nicht Habe abwenden können, fo ift fie von der Hai- 
tung für den Schaden, welcher durch Verſäumniß der Lieferfrift entjtanden ift, frei, 
weil man annahm, daß e3 jchwieriger jei, eine Verzögerung der Reife zu vermeiden, 
ala Verluft oder Beichädigung. 

Der zollamtlichen Revifion des Reiſegepäcks haben die Reifenden ſtets perjönlich 
anzuwohnen und alle Deroutirungen oder Veripätungen aus der Nichtbeachtung diejer 
Beitimmung jelbit zu vertreten. 
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Der Transport von und nach dem Gepäderpeditionslofal ift Sache der 
Reifenden; bedient fich das Publitum zu diefem Zwede der an größeren Stationen 
aufgeitellten Gepädträger (Kofferträger), jo thut es dies auf eigene Haft und Gefahr. 
$ 63 findet feine Anwendung, auch wenn die lebteren Bahnbedienjtete find, weil 
derjelbe nur vom Transport mitteld der Eiſenbahn handelte Doch muß ein Tarif 
von der Eifenbahn angeichlagen fein zum Schuß gegen Uebervortheilung des Publikums. 
Wird dem Eijenbahnperfonal — Portier 2. — Reifegepäd zur Aufbewahrung über: 
geben, jo Haftet hierfür die Eifenbahn gleichjalls nicht. Dieje Einrichtung, welche auf 
größeren Stationen obligatorisch ift, ift lediglich zur Bequemlichkeit des Publikums 
geichaffen. Alle von Paſſagieren in den Wagen oder im örtlichen Bezirk der Bahn 
verwaltung (d. i. Wartefäle, Reftaurationen, Perrons, Aborte, Geleifennlagen ıc.) 
zurücdgelaffenen Gegenjtände werden, wenn fie vom Gijenbahnperjonal gefunden und 
an die Eifenbahnverwaltung abgeliefert wurden, drei Monate aufbewahrt. Unter: 
liegen fie dem jchnellen Verderben, jo werden fie veräußert, und der Erlös drei Monate 
lang zur Dispofition des Berechtigten gehalten. Diejes Verfahren müffen die ver: 
lierenden Eigenthümer (Pafjagiere) anerkennen, weil fie fich dem Bahnreglement durch 
Löſung des Billets, bzw. Benußung der Fahrt unterworfen haben. Finden dritte 
Perjonen im örtlichen Bezirke der Bahnverwaltung Gegenstände, jo unterliegen die— 
jelben der in den einjchlägigen Gejegen des Fundortes vorgezeichneten Behandlung. 

c) Leichen. Die Beförderung von „Yeichen“ hat man noch ala eine Art der 
Perjonenbeförderung betrachtet und hat die Aufgabe, wie die Auslieferung bei den- 
jelben, gleichwie beim Neifegepäd zu erfolgen. Auch die Beförderung erfolgt mit den 
Perfonenzügen. Einzelne ſpezielle Iransportbedingungen find die vorgängige Anz 
meldung des Transports, luftdichter Verfchluß int Sarge mit hölzerner Kiſte, Bei— 
gabe eines Begleiters, eines Xeichenpafjes, Vorauszahlung der Taren und Abholung 
der Leichen innerhalb ſechs Stunden nah Ankunft am Beltimmungsorte. 

Zu Abſchnitt II. lit. c, d und e find bereits einheitliche Zujaßbeftimmungen über 
die Abfertigung und Tarifvorſchriften im Deutjchen Reich feit 1. März 1880 publizirt. 

d) Equipagen und andere Fahrzeuge. In Folge der erwähnten ein- 
Heitlichen Zuſatzbeſtimmungen befteht nun auch ein einheitlicher Abfertigungsmodus 
in ganz Deutjchland für „Fahrzeuge“. Nach demjelben ift zu unterjcheiden 
zwiichen Equipagen und anderen nicht auf eigenen Rädern laufenden unbeladenen 
Fahrzeugen einerfeit3 und den auf eigenen Rädern laufenden Fahrzeugen (Lokomotiven, 
Zendern und anderen Eijenbahnfahrzeugen). Xebtere find bei den Gütererpeditionen, 
eritere mittel Beförderungsfcheins bei der Gepäderpedition aufzugeben. Lokomotiven 
und Tender werden nach dem Gewicht tarifirt, bei den übrigen Eifenbahnfahrzeugen 
wird eine bejtimmte Stredentare per Kilometer und verwendeten Eifenbahnmwagen er- 
hoben. Weijende dürfen während der Fahrt nicht in den „Fahrzeugen“ bleiben, um 
einer Umgehung der Beitimmungen über Perfonenbeförderung vorzubeugen und die 
Öffentliche Sicherheit nicht zu gefährden. Die Aufgabe muß eine Stunde vor Zuge 
abgang jtattfinden. 

e) Beförderung von Thieren. Die SI 40—45 des Bahnreglements 
beitimmen, unter welchen Bedingungen lebende Thiere zur Beiörderung auf den 
Eifenbahnen angenommen werden und in welchem Umfang die lehteren Schaden zu 
präjtiren haben. Im Allgemeinen richtet fich die Haftpflicht nach den in Abjchnitt 
III. für den Güterverkehr enthaltenen Bertragsbedingungen, joweit dieſe anwendbar 
find. Xebteren gegenüber treten jedoch beim Viehtransport nach drei Seiten hin 
Beichränfungen ein: 1) Da die Thiere durch den Verſender jelbit aufs und durch den 
Empfänger abgeladen werden müfjen, jo fällt die Haftung für den Schaden hinweg, 
welcher aus der mit dem Auf- und Abladen oder mit mangelhafter Ver— 
ladung verbundenen Gefahr entitanden ift. 2) Haftet die Bahn nicht für den 
Schaden, welcher aus der mit dem Transport für diejelben verbundenen be= 
fonderen Gefahr (Entipringen, Fallen, Stoßen, GEritiden) verbunden ift. 3) Haitet 


Reglement der Eiſenbahnen. 333 


die Bahn nicht für den Schaden, welcher aus der Gefahr entitanden ift, deren Ab— 
wendung durch die vorgeichriebene Begleitung bezwedt wird, 3. B. Mangel an 
Martung, Fütterung, Tränkung. 

Abjchnitt III. Beförderung von Gütern. Die Deutjchen und Defter- 
reich-Ungariichen bzw. Bereinsbahnen transportiren „Güter“ von und nach allen 
für den Güterverkehr eingerichteten Stationen jämmtlicher Vereinsbahnen auf Grund 
eines Trachtbrieis, jo daß jämmtliche Eifenbahnen dem Publitum gegenüber nur 
als unter einer Verwaltung ftehend erjcheinen und auf den Webergangsftationen 
das Eifenbahnperfonal die Uebergabe an die anjchließende Bahn beforgt. 

Bezüglich der Annahme der Güter zum Transport eriftiren von der den 
Eiſenbahnen als öffentlichen Anjtalten durch das HGB. auferlegten Transportpflicht 
die gleichen Ausnahmen wie bei Zurüdmweifung ded Transports, nämlich: 
1) wenn außergewöhnliche Hinderniffe (Betriebaftörung), 2) wenn höhere Gewalt 
entgegenitehen, 3) bei Infuffizienz der Transportmittel ($ 6). In diejen drei Fällen 
fönnen die Eifenbahnen, um Aufftauungen der Güter zu vermeiden, auch die Ein- 
magazinirung zum fpäteren Transport jo lange verweigern, bis der Hinderungsgrund 
wegfällt ($ 55), fie müffen aber die Güter „zur vorläufigen Lagerung“ annehmen, 
wenn Räumlichkeiten disponibel find; jedoch haften die Eifenbahnen dann nur ala 
BVerwahrer bis zu dem Zeitpunkt, in welchem die Verladung möglich ift, indem von 
da an erft die Annahme des Guts zum „Transporte“ als geichehen und der 
Frachtvertrag erft durch Aufdrüden des Erpeditionsftempeld auf den Frachtbrief als 
abgeſchloſſen gilt. 

Die Eifenbahnen fönnen aber die Annahme von Gütern auch verweigern: 
4) wenn die Güter „an ſich“ fich nicht eignen, 3. B. kranke Thiere ($ 40), der 
Selbjtentzündung unterworfene Gegenstände ($ 48); 5) wenn fie „vermöge ihrer 
Verpadung“ zum Transport nicht geeignet find ($ 47). Was die Verpadung 
anlangt, fo ift durch Art. 422 des HGB. den Reglements verbindliche Kraft bei- 
gelegt. Den dieje erlafjenden Adminiftrativbehörden ift aljo Freiheit gelafjen, Vor— 
ichriften über die Beichaffenheit der VBerpadung im Allgemeinen oder für einzelne 
Arten von Gütern zu erlafien. Demgemäß ermächtigt 8 47 die Eifenbahnen, gar 
nicht oder nicht ordnungsmäßig derpadtes Gut, wenn die Natur defjelben eine Ver— 
padung zum Schuß gegen Verluft der Beichädigung auf dem Transport erfordert, 
nur dann zu befördern, wenn der Abjender das Fehlen oder die Mängel der Ber- 
padung auf dem Frachtbrief anerkennt und außerdem hierüber noch ein Revers— 
formular ausfüllt. Unbeanftandete Annahme eines äußerlich mangelhaft verpadten 
Guts macht die Eifenbahnen erfagpflichtig. 

Perfektion des Frachtvertrags. Der Frachtvertrag ift abgefchloffen, jobald 
das Gut mit dem Trachtbrief zur Berörderung — nicht zur Einlagerung — an— 
genommen ilt; denn die Eifenbahnen haften nach Art. 395 des HGB. von der 
„Empjangnahme” des Guts zur Beförderung an und können, da Art. 895 1. c. 
Prohibitivbejtimmung ift, die Dauer diefer Haftung durch NReglements nicht ein= 
ichränfen. Unter diefer „Empfangnahme” ift derjenige Akt zu verjtehen, durch welchen 
die Eijenbahn bekundet, daß fie die Offerte des Abfenders zur Gingehung des Fracht: 
vertrags nach FFrachtbrief und Frachtgut reglementmäßig erachte und den Transport 
übernehme. 

Während das HGB. weder die Auaftellung eines Frachtbriefes noch die Auf: 
drüdung des Expeditionsſtempels (derjelbe enthält nur Name der Station, Monat 
und Tag der Uebernahme) für den rechtsverbindlichen Abjchluß eines Frachtvertrags 
fordert, war es im Gifenbahnfrachtverfehr mit Nüdficht auf die zu gleicher Zeit und 
an verjchiedenen Pläßen ftattfindende Maffenauflieferung geboten, den Zeitpunkt, in 
welchem die Auflieferung, bzw. Werladung des in demjelben Frachtbrief deflarirten 
Guts vollitändig geichehen ift und von welchem an der Frachtvertrag rechtliche 
Wirkfamkeit haben joll, in einer Jedermann leicht fichtbaren Weiſe zu firiren und, 
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abweichend von dem Abjchluß des gewöhnlichen Frachtvertrags, im Reglement jpeziell 
auszufprechen, wie die Uebergabe jtattfinden muß und wodurch die „Empfang— 
nahme“, d. i. die Erklärung der Annahme der Frachtvertragsofferte des Abſenders, 
fonjtatirt wird. Die Aufdrüdung des Erpeditionsftempels joll übrigens das regel- 
mäßige, nicht das ausschließliche Zeichen des eingetretenen Konſenſes bilden, 
und es hängt von den fonfreten Umjtänden ab, ob, falls die Aufdrüdung dee 
Expeditionsſtempels unterblieben ift, die Thatſache des eingetretenen Konſenſes, bzw. 
erfolgten Vertragsabichluffes auf andere Weife erwiejen werden kann. 

Die Beidrüdung des Stempels der Aufgabeftation hat die Vermuthung für 
fih, daß fie 1) von den dazu fompetenten Beamten, 2) erft nach vollitändiger 
Auflieferung des im Frachtbrief deflarirten Gutes erfolgte. Diefe Firirung des 
Moments des Beginns der Verantwortlichkeit ift jowol in Bezug auf Berechnung 
der Lieferfrift (diejelbe beginnt mit der auf den Tag des Vertragsabſchluſſes folgenden 
Mitternacht) ala in Bezug auf den Beginn der Haftpflicht der Eifenbahn nad) $ 6%, 
Abi. 1 von wmejentlicher Bedeutung. Läßt die Eifenbahn die Güter durch eigene 
Rollfuhrleute von den Abſendern abholen, jo ijt jchon mit der Uebergabe an diefe 
der Frachtvertrag abgejchlofien. 

Frachtbriefe. Das Betriebsreglement enthält als Beilage das Frachtbrier- 
muster, welches jeder Sendung beigegeben fein muß. In diefem erklärt der Ver: 
jender, daß er fich den Beitimmungen des Betriebsreglements und der Tarife unter 
werfe, welche für die betreffende Sendung zur Anwendung kommen. 

Hierdurch, jowie durch das Gebot, daß der Frachtbrief andere Erklärungen und 
Vereinbarungen als fie das HGB. oder das Betrieböreglement zuläßt, nicht enthalten 
darf, it im öffentlichen Intereffe ein jogenannter Normalfradhtvertrag ge 
ichaffen, den jeder Verjender eingehen muß. Ebenſo find über Form und Inhalt 
des Trrachtbriefes bindende Vorſchriften durch das Betriebäreglement erlaflen; er 
muß die Unterjchriit des Abjenders oder eine gedrudte, bzw. geitempelte Zeichnung 
jeineg Namens, ſowie die deutliche und genaue Bezeichnung des Empfängers und 
des Beitimmungsortes, und, wenn nach leterem verjchiedene Wege führen, die An: 
gabe des Transportweges enthalten. Auch die zur zolle und fteneramtlichen Be 
handlung beigefügten Begleitpapiere find darin zu verzeichnen, 

Der Frachtbrief ift nicht das einzige und ausjchließliche Beweismittel für den 
Trrachtvertrag. Auch ift Gegenbeweis gegen den Inhalt defjelben zuläſſig. Bei 
Gütern, deren Auf und Abladen nach Beitimmung des Neglements, des Tarüe 
oder bejonderer Vereinbarung mit dem Abjender, von diefem oder dem Empfänger 
bejorgt wird, macht die Angabe des Gewichts oder der Menge des Gutes in dem 
Frachtbriefe feinen Beweis gegen die Eifenbahn, forern nicht die Verwiegung der 
MWagenladung oder der Güter, welche diejelbe bilden, erfolgt, und die Stüdzahl oder 
das Gewicht, leßteres durch den Wägejtempel von der Abgangsftation auf dem 
Frachtbriefe beicheinigt ift. Die Eifenbahn hat bei der Annahme des Frachtbrieies 
die Einträge in demjelben zu prüfen und erfennt die Angaben — ausnahmlich des 
Gewichts und der Menge im alle der Selbitverladung — mit der Abjtempelung 
des Frachtbriefes als richtig und bindend an. Einſeitige Abänderungen der 
Trachtbriefangaben nach der Annahme und Abjtempelung find unzuläffig und ohne 
Wirkung auf die Verpflichtungen des andern Theile. Der Beweiskraft des ab: 
gejtempelten Frachtbrieis jteht die Haftung des Abjenders für die Richtigkeit deffelben 
gegenüber. 

Der Abjender ift zur richtigen Bezeichnung des Inhalts und des Gewichts 
der Eiſenbahn verpflichtet und haftet für den daraus entjtehenden Schaden und für 
eine Konventionalftrafe. Dieſe verfällt bei faljcher Angabe ohne Rüdficht au! 
eine Schuld des Abſenders, welchem eine pofitive Verpflichtung bezüglich der 
Richtigkeit der Angabe gemacht ift, und ift aljo lediglich an die Thatjache der 
Nichterfüllung der geftellten Vertragsbedingung geknüpft. 
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Auch bei Stüdgut ift Erhebung der Konventionaljtraie, obwol die Gewichts- 
fontrole obligatorisch ift, wegen umvichtiger Angabe des Gewichts zuläffig, da 
die Zuficherung der amtlichen Feititellung des Gewichts behufs der richtigen Fracht— 
berechnung und der eventuellen Firirung der Entſchädigungsſumme die Bedingung, 
das Gewicht richtig anzugeben, und die Berechtigung, im Falle der Nichterfüllung 
diefer Bedingung Konventionaljtrafe zu verlangen, nicht bejeitigt. 

Der Abjender muß die Route vorjchreiben, über welche das Gut geleitet werden 
joll, wenn es verjchiedene Routen vom Abjendungs- bis zum Beſtimmungsort 
giebt. Die Bahn ift alsdann an dieje Vorjchrift gebunden. Iſt der Transportiweg 
nicht vorgeichrieben, jo wird angenommen, daß er es der befjer informirten Verſandt— 
erpedition überläßt und muß die Verfandterpedition denjenigen Weg wählen, der 
ihr im Interejie des Abjenders am zwedmäßigiten erjcheint. 

Die Wahl der Route erfolgt auf Gefahr des Abjenders, d. h. die Bahn über- 
nimmt nur für die unrichtige Wahl (Mehrfracht, notwendige Verzögerung gegenüber 
der kürzeren Route) feine Verantwortung; für den Transport auf der von ihr 
gewählten Route haftet fie jelbftverjtändlich. Geht das Gut auf der gewählten Route 
durch vis major zu Grunde, jo haftet fie ebenfalls nicht. 

Die Bahn Hat bei der Wahl der Inftradirungsroute nur gewöhnliche diligentia 
zu präjtiren, joweit nicht ein direkter Tarifſatz der Aufgabejtation, welche fie jelbit- 
verftändlich alle kennen muß, anzumenden ift ($ 52, Abſ. 1). Auf der vom Ab— 
jender vorgejchriebenen, wie auf der von der Abfendeitation gewählten Route ift 
zunächit der publizirte direfte Tarif, eventuell, d. 5. wenn ein direkter Tarif 
nicht publizirt ift, der zufammenzujeßende gebrochene Tarif anzuwenden. Deshalb 
iſt Grundiaß, daß jede Sendung, wenn die Beitimmungsitation feine Berbandftation 
iſt, auf die nächit vorgelegene Berbandajftation zu fartiren ift, joweit 
nicht ſpezielle Ausnahmen — 3. B. Uebergangsftation — gemacht find. 

Zoll» und Steuervorſchriften. Dem Abjender allein liegt die Ver— 
bindlichfeit ob, die Bahn zur Erfüllung der zoll- und fteueramtlichen Obliegenheiten 
in den Stand zu ſetzen („das Gut transportbereit zu machen“), da die Beichaffung 
der Papiere feine zum Transport gehörige Handlung, jondern ein jelbjtändiges 
Nebengeihäft if. Aus der Annahme des Guts zum Transport ohne Zollpapiere 
oder mit unzulänglichen Papieren und der Ausführung des Transports darf aljo 
fein Verzicht der Bahn auf Beichaffung der Papiere feitens des Abſenders abgeleitet, 
jolhe Annahme auch nicht ale „Verſchulden“ der Bahn zugerechnet werden. 
Der Abjender ift troßdem für alle Strafen und Schäden haftbar, welche die Eijen- 
bahn wegen Unrichtigkeit oder Unzulänglichkeit der zur Zollabjertigung erforderlichen 
Begleitpapiere treffen und iſt der bei der Zollabfertigung ohne ihr Berjchulden ges 
ihädigten Bahn ftets haftbar, mag ihn ein Verjchulden treiien oder 
nicht. — Fällt jedoch der Eiſenbahn jelbft ein Verfchulden zur Laſt, jo Hat fie 
feinen Rüdgriff bezüglich der über fie verhängten Zollitrafe. 

Hat die Eifenbahn bei der Zollverwaltung eine unrichtige z0ll- oder jteuer- 
amtliche Abfertigung auf Antrag des Verſenders oder ohne jolchen veranlaßt, jo hat 
fie für alle Strafen und Schäden Regreß an den Abjender. Unfenntniß der Zoll» 
geieße und Regulative, Irrthum eines Kontravenienten über Sinn und Tragweite 
einer zollfisfaliichen Strafbeitimmung, ebenjo der Mangel der Abficht, ihr zuwider— 
— ſchließen die Strafbarkeit nicht aus (Entſch. d. ROHG. Bd. XVIII. 

245). 

Berechnung und Zahlung der Fracht. Erſtere erfolgt auf Grund 
der publizirten Tarife, in welchen die Preiſe für den Eiſenbahntransport von vorn— 
herein jejt normirt find. Mit Anwendung der betr. Tarife erklärt fich der Ver— 
jender bei Gingehung des Frachtvertrags durch Unterzeichnung des Normalfracht- 
briefes einverstanden. In diefen Tarifen Liegt der Frachtberechnung bei Stüdgut das 
Bruttogewicht, bei Wagenladungen die Tragkraft des Wagens, bei Vieh auch der 
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Zaderaum bdefjelben zu Grunde. Bei Wagenladungen obliegt die Verladung dem 
Verſender. Die UWeberichreitung der am Wagen vermerften Tragfähigkeitsziffer ift 
bis zur Höhe von 5 Prozent bei Wagen von 10000 kg Tragkraft zuläffig, andern- 
falls wird Konventionalftrafe im doppelten Betrag der für das Uebergewicht zu er- 
hebenden Fracht vom Verſender oder Empfänger erhoben. 

Die Aufgabe eines Guts erfolgt entweder „in yranfatur“ oder „inlleber- 
weifung“. Griteren Falls hat der Abjender die Fracht ſofort zu bezahlen, letzteren 
Falles erhält die Eifenbahn vom Abfender den Auftrag, die Fracht vom Empfänger 
einzufaffiren. Es ſteht jomit im Belieben des Abjenders, ob er das eine oder das 
andere thun will. Der Empfänger tritt durch Annahme des Frachtguts und Fracht: 
briefs in den Frrachtvertrag ein und übernimmt die in dem leßteren jtipulirte 
Zahlungspflicht der Gifenbahn gegenüber. Nimmt der Adreſſat das Gut nicht an, 
jo erwächit ihm auch feine Verpflichtung zu einer Frachtzahlung. Der Adreffat kann 
fih aber jchon durch Annahme des Frachtbriefs allein zur Frachtzahlung obligiren. 
Auch eine Verfügung des Adreffaten, das Gut mit dem alten Frachtbrief weiter 
zu befördern, jchließt die Annahme des Guts und Frachtbriefs in fich und verpflichtet 
zur Zahlung der Fracht. 

Die Zahlung der Fracht hat zu erfolgen nach Maßgabe des im Frachtbrief in 
Bezug genommenen Bahnreglements, und nach diefem jollen unrichtige Anwendungen 
des Tariis oder Fehler bei der Gebührenberechnung weder der Eifenbahn noch dem 
zur Zahlung Berpflichteten zum Nachtheil gereichen. 

Der auf dem Frachtbrief in der Nota auögeworfene Betrag ijt daher nicht 
maßgebend und find zu wenig erhobene Frachtbeträge von den Parteien nachzuzahlen, 
wie auch zu viel erhobene zurüdvergütet werden. 

Auh „Nahnahmen“ auf Güter find zuläffig und müfjen vom Empfänger 
bei Selbithaftung der Bahn im Unterlaffungsfalle eingezogen werden, jei es, daß es 
fih um Nachnahme bereits erwachjener Verſendungs- und Iransportfoften, oder um 
Nachnahme des Kaufpreifes handelt. Der Abſender fann vom Frachtvertrag zurüd- 
treten, wenn der Antritt oder die Fortiegung der Reife durch Naturereigniffe oder 
fonjtige Zufälle zeitweilig verhindert wird. Die Eiſenbahn hat fein NRüdtrittörecht, 
aber das Recht, das Gut beim Vorhandenfein einer Hülfsroute auf dieſer jeinem 
Beitimmungsort zuzuführen. 

Tritt der Abfender aus anderen ala vorftchend erwähnten Gründen zurüd, io 
muß er der Eifenbahn den bereits erwachjenen Aufwand erjegen; unterwegs kann 
der Rüdruf eines Gut? außerdem nur mit Zuftimmung der Eifenbahn und gegen 
Zahlung eines Reugeldes erfolgen ($ 60). 

Ablieferung. Der „Transport“ eines Guts begreift nicht die Verpflichtung 
in fich, dafjelbe am Ablieferungsorte in die Wohnung des Empfängers zu fchaffen; 
die Eifenbahnen können fich vielmehr im Reglement von der diesfallfigen, dem Fracht: 
führer im HGB. auferlegten Pflicht frei machen und das Gut dem Empfänger auf 
dem Bahnhof des Beitimmungsortes zur Verfügung jtellen. 

Der Abjender kann jedoch nachträglich einen anderen Empfänger, als im 
Frachtbrief vereinbart, und auch einen anderen Beitimmungsort jubjtituiren. 
Doc darf der Verfender nicht einjeitig die vereinbarte Transportjtrede verlängern, 
überhaupt den Umfang der Pflichten der Eiſenbahn nicht ohne ihre Zuftimmung 
nachträglich erweitern. 

Im Verband der Deutichen Eifenbahnverwaltungen ift als Regel die Annahıne 
von Anweifungen, bei welchen die Beitimmungsitation verändert wird, unterjagt 
und nur bei Wagenladungsgütern ausnahmsweiſe geftattet. 

Sole Anweifungen müſſen durch Vermittlung der Aufgabeitation erfolgen, da 
diefe fich nur vergewifjern fann, ob ein Brief, Telegramm ıc. vom Abjender wirklich 
herrührt. 
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Die „Dispofitionsbeiugniß“ des Abfenders über das Gut erliicht, ſo— 
bald das Gut am Beitimmungsort angefommen und der Frachtbrief übergeben ift, 
ierner wenn der Empfänger nach Ankunft des Guts am Ablieferungsorte Klage auf 
Ausantwortung von Trachtbrief oder Gut jtellt. In denjelben Momenten beginnt 
die ausjchließliche Dispofitionsbefugniß des Empfängers. 

Die Eiſenbahn ift verpflichtet, wenn fie das Gut am Beitimmungsort nicht 
ielbit an die Behaufung führt, den Empfänger von der Ankunft defjelben durch 
Boten, Poſt ꝛc. zu benachrichtigen. 

Führt fie das Gut durch Rollfuhrunternehmer ſelbſt zu, jo iſt Avifirung nicht 
geboten. Es iſt Sache jedes Einzelnen, ob er Güter, die an ihn ankommen, jelbit 
abholen oder fich der bahnjeitig aufgeftellten Rollfuhrunternehmer bedienen will. 
Nach dem Bahnreglement braucht die Eiſenbahn nur gegen fofortige Bezahlung der 
Fracht und fonftigen auf dem Gut haftenden Gebühren abzuliefern. 

Gleichwie Verzug in der Auflieferung der Güter die Verpflichtung des Abjenders 
nach ſich zieht, Lagergeld oder Konventionalftrafe für zu lange Inanjpruchnahme 
der Räumlichkeiten oder Wagen der Eifenbahn zu zahlen, ebenjo fann Verzug in 
der Abtührung, Abnahme oder Ausladung der Güter die Verpflichtung des Empfängers 
begründen, Lagergeld oder Konventionalitrafe zu zahlen. 

Für alle auf dem Frachtgut haftenden Anfprüche, foweit fie durch den Fracht— 
vertrag begründet find, ferner für Zollgelder und andere Auslagen (excl. Nach- 
nahmen nach Eingang) haftet das Frachtgut der Eijenbahn ala Piand. 

Die Realifirung des Piandrechts erfolgt, wenn die Eifenbahn noch im Befit 
des Piandobjeftes ift, nach Art. 407 des HGB. dadurch, daß fie den Antrag auf 
Verkauf des Guts bei dem kompetenten Gerichte (Art. 310 de8 HGB.) einreicht. 
Da die Eifenbahnen Vorauszahlung vor Ablieferung der Güter verlangen, fommen fie 
jelten in die Lage, von dem Pfandrecht Gebrauch zu machen. 

Die Eifenbahnen haben als Kaufleute im Sinne des Art. 4 des HGB. unter 
den Vorausjegungen der Art. 313 und 314 auch das kaufmännische Retentionsrecht 
und außerdem jelbitredend die ordentlichen Nechtäbehelie gegen ihren Schuldner. 

Ablieferungshindernijje. Wenn die Ab» oder Annahme des Guts 
vom Gmpfänger verweigert wird, wenn die Abgabe eines Guts überhaupt nicht 
thunlih geworden und wenn Bahnhoflagernd aufgegebene Güter innerhalb der 
vorgeichriebenen Friſt nicht abgeholt werden, haben die Eiſenbahnen die Wahl: 
a) entweder die Güter auf Gefahr und Koſten der Verſender auf der betreffenden 
Station zu lagern — von da an haften fie nur als Depofitare —, b) oder die 
Güter unter Nachnahme ihrer Koften und Auslagen in ein öffentliches Lagerhaus 
oder einem ihnen als bewährt befannten Spediteur zu übergeben — hiermit ijt das 
Frachtgeſchäft für die Eifenbahn volljtändig erledigt —, oder c) das Gut außer- 
gerihtlich (muß nicht öffentlich fein) zu verkaufen. 

Letzteres jeßt jedoch noch weiter voraus, daß die Güter dem jchnellen Berderben 
ausgejegt find und zugleich mit dem Adreffaten der Abjender die angebotene Zurüd- 
nahme verweigert, oder falls der Empfänger die Annahme verweigert, oder nicht zu 
ermitteln ift, daß zugleich der Verfender nicht zu ermitteln ift. 

Hat die Eifenbahn zwiſchen diejen ihr offenjtehenden Wegen gewählt, fo darf 
fie nicht zum Nachtheil des Verſenders variiren (Entjch. des ROHGHG. VI. ©. 317). 

Haftpflicht der Eifenbahn. Hinfichtlic” der Ausführung des Transports 
auf der ganzen Strede jtehen mehrere Gifenbahnverwaltungen dem Ab— 
ſender ala Korrealichuldner gegenüber (Entich. des ROHG. XI. ©. 212). 

Die erſte Eifenbahn fkontrahirt Namens ihrer Transportnachtolger und für 
Rechnung derielben. Der Rüdgriff der Eifenbahnen untereinander ift in Ermange— 
lung gejeglicher Regelung nach den Beitimmungen des bürgerlichen Rechts über den 
Regreß der Korrealjchuldner untereinander zu beurtheilen. 

d. Holgenborff, Enc. II. Redtöleriton III. 3. Aufl. 22 
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Was die Haftpflicht der Eifenbahn für ihr Perfonal anlangt, jo haftet fie 
qua Frachtführer (Art. 400 des HGB.): 

1) nur für jolches Perfonal, deifen fie fich zur Ausführung des Transports 
bedient, das alſo mit der Erpedition und Beförderung der Güter im wrjächlichen 
Zujammenhang ftehende Handlungen vorzunehmen hat; 

2) nur für folche Handlungen und Unterlaffungen diejes Perfonals, welde 
dafjelbe in Ausübung feiner Dienjtestunftionen begangen hat; und 

3) welche weder vor dem Abjchluß, noch nach Erfüllung des Frachtvertrages 
begangen wurden, ferner nicht für Mandatserzeffe diejes Perſonals. 

In allen diefen Ausnahmefällen ift ihre Haftung nicht nach Art. 400 des HGB., 
jondern nach Art. 47 des HGB. zu bemeifen. Da die Eifenbahn einen Transport 
als Ganzes (opus) übernimmt mit der Verpflichtung, rem salvam fore, jo haftet 
fie für den Schaden, welcher durch Verluſt oder Beichädigung des Guts vom Zeit: 
punkte des Abichluffes des Frachtvertrags bis zur Ablieferung entitanden it, ohne 
Rüdjicht, ob ihr ein Verſchulden' zur Lat fällt (Art. 395 des HGB.). 

Nur in drei Fällen iſt fie erkulpirt, wenn a) höhere Gewalt, b) natürliche 
Beichaffenheit des Guts, c) äußerlich nicht erfennbare Mängel der Verpadung die 
Urſache des Schadens find. Obwol Art. 395 1. c. eigenes Berjchulden des Ab- 
ſenders, oder jeiner Leute als Erkulpationsgrund nicht enthält, hat die Eijenbahn 
ſolches doch nicht zu vertreten. 

Zur Begründung der Einrede der „Höheren Gewalt“ gehört ein Ereignif, 
„das unter den gegebenen Umftänden auch durdh die äußerite, 
diefen Umftänden angemejjene und vernünftiger Weije zu er: 
wartende Sorgfalt weder abzuwehren, noch in jeinen ſchädlichen 
Folgen zu vermeiden war“ (Entich. des ROHG. II. ©. 259; VII. ©. 29, 
159). Wäre der durch „höhere Gewalt“ entitandene Schaden zwar zu bermeiden 
geweien, aber nur duch außerordentliche ungewöhnliche Vorſichtsmaß— 
regeln, jo haftet die Eifenbahn nicht (Entich. dee ROHG. XIU. ©. 321). Die 
Gijenbahn hat hiernach auch für den bei der Abmwejenheit jeglichen 
Verihuldens vorliegenden einfachen Zufall einzuftehen, 3. B. jede 
mangelhafte Funktion der Betriebs- und Transportmittel; dieſe müflen bei jedem 
Transport jo beichaffen fein, daß fie das Gut nicht beichädigen. 

Berluft oder Beichädigung durch die natürliche Beichaffenheit des Gut: muß 
nach Naturgejegen, 3. B. durch unvermeidliche rüttelnde Bewegung des Wagens, 
durch den Transport in offenen Wagen, bzw. die Ginflüffe der Witterung 
(Hitze, Kälte), alfjo von innen heraus entitanden fein (innerer Verderb, Schwinden, 
gewöhnliche Ledage). 

Nachdem die ordentliche Verpadung Sache des Abjenders ift, gilt mangelhafte 
Verpadung als eigenes Verichulden deflelben oder feiner Leute. Iſt fie äußerlich 
fihtbar und die Eifenbahn nimmt das Gut doch an, jo wird darin jtillfchtweigende 
Billigung der Verpackung gefunden, welche ihre Haftung begründet. 

Abgabe des Frachtguts zur Zoll- oder Steuerabfertigung auf der Beltimmungs- 
jtation gilt ala Ablieferung und macht die Eifenbahn haftirei. — Iſt dem Empfänger 
vier Wochen nach Ablauf der Lieferfrift ein Gut nicht abgeliefert, jo kann er es als 
verloren betrachten und Erjaß für Verluft fordern. Die Eifenbahn ift nach dieſer 
Friſt nicht mehr rüdgabeberechtigt, wol aber rüdgabepflichtig, wenn es wieder auf— 
gefunden und vom Empfänger verlangt wird. 

Unbeanftandete Annahme eines Guts und Bezahlung der Fracht (jedoch nur 
fopulativ) gilt als thatfächliche Billigung des Transports und macht die Eijenbahn 
baftfrei; bei Frankoſendungen iſt diefer Grundfaß nicht anwendbar, weil die Fracht 
vorausbezahlt ift. Ebenſo dauert die Kontraktäflage gegen die Eifenbahn fort, wenn 
der Empfänger des Guts bei der Annahme deflelben und Zahlung der Fracht die 
Mängel defjelben äußerlich nicht wahrnehmen konnte, jo daß alfo auch eine ſtill— 
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jchweigende Genehmigung des Transportvertrags nicht zu präjumiren ift. In ſolchem 
Tralle muß jedoch. die Feitjtellung der Mängel ohne Verzug nad der Entdeckung 
nachgejucht, die Reklamation bei der Eijenbahn binnen vier Wochen ſchriftlich 
angemeldet und nachgewielen werden, daß die Mängel in der Zeit, in welcher 
das Gut im Gewahrjam der Eifenbahn war, entitanden find. Grit dann ijt 
actio nata. 

Für Anfprühe aus Verluſt, Beihädigung und Verfpätung gegen 
die Gifenbahnen ift einjährige Verjährungsfriſt geichaffen, alle übrigen 
Forderungen verjähren nach landesgejeglichen Beitimmungen, 3. B. Nachzahlung zu 
wenig, Rückzahlung zu viel erhobener Fracht. 

Im Fall der Nihtabliejerung beginnt die Verjährung mit dem Ablauf 
des Tages, an welchem das Gut hätte abgeliefert werden müffen, bei Beichädigung 
oder Verminderung, ſowie verjpäteter Ablieferung mit dem Tag der Ablieferung. 

Ueber das Schidjal und den Verbleib eines nicht abgelieferten Guts haben die 
Eijenbahnen die eingehendjten Recherchen anzujtellen und dem Publitum aktenmäßige 
Mittheilungen zu machen (Entich. des ROGG. XXI ©. 21). 

Die Haftpflicht der Gifenbahnen ift für folche Geiahren beſchränkt, welde 
nach den eigenthümlichen Einrichtungen derjelben in der Kegel und voraussichtlich 
ohne Schuld der Eifenbahnen eintreten ($S 67 des Bahnreglements), jo bei leichter 
Berlegbarfeit des Guts (außergewöhnlicher Ledage), beim Zransport in offenen 
Wagen (Diebitahl, Witterungseinflüffe), bei Mängeln der Berpadung, in Anjehung 
derjenigen Güter, welche vom Abjender jelbjt verladen und vom Gmpfänger jelbit 
entladen werden, endlich bei jolchen Sachen (Fahrzeuge, lebende Thiere), in Ans 
ſehung deren verabredet ift, daß fie begleitet werden. In diejen fünf Fällen braucht 
die Eiſenbahn Lediglich die Möglichkeit zu erweifen, daß der Schaden in erfenn- 
barem Zujammenhang mit diefen Gefahren jtehe; aladann tritt die Präfumtion ein, 
daß der Schaden wirklich aus diefen nicht zu vertretenden Gefahren entjtanden tit, 
gegen welche Präfumtion dem Reklamanten der Gegenbeweis offen jteht. 

Die Höhe der von den Gijenbahnen zu zahlenden Entjchädigungsfumme bemißt 
fih in ihrem Geldwerthe (Erjaß in natura fann nicht gefordert werden): 

a) bei Berlujt und Beichädigung nach dem gemeinen Kandelswerth eines Guts 
gleicher Qualität am Ablieferungsorte, in Ermangelung eines folchen nach dem 
Werth, um den man es am Ablieferungsorte gemeinhin kaufen fann. Es bleibt aljo 
das individuelle Interefje, der Affektionswerth, jowie der entgangene 
Gewinn außer Anja und nur das damnum emergens ijt die omnis causa, welche 
die Eifenbahn zu eriegen hat. In Grmangelung einer höheren Werthdeklaration be— 
trägt der gemeine Werth in maximo 60 Mark pro 50 kg Brutto (Normalja), wenn 
auch der wirkliche Werth denjelben überfteigt. Im Fall einer gültigen Werth: 
deflaration auf dem Frachtbrief ift der deflarirte Betrag der Marimalgarantiebetrag. 

Die Höhe des Schadens innerhalb und bis zum Normalfaß, beziehungs: 
weije zur deflarirten Summe hat der Entichädigungsberechtigte in jedem Falle 
zu erweifen. Im Fall einer Beichädigung von Gut wird von der entjtandenen Werth: 
minderung jene Quote vergütet, welche fich nach Verhältniß des von dem Bejchädigten 
nachzumweifenden Handel: bzw. gemeinen Werths des bejchädigten Guts zu dem 
Normalſatz von 1 Mark 20 Pi. pro kg (eventuell deflarirten Werths) herausitellt. 
Nur im Fall einer böslihen Handlungsweiſe der Gijenbahn oder ihrer Leute 
ceffiren alle Haftpflichtbeichränfungen und kann auch lucrum cessans gefordert werden. 
Die YJudilatur des ROHG. hat den Begriff „böslihe Handlungsweiſe“ 
dahin firirt, daß er den dolus im eminenten Sinne, außerdem auch den höchiten 
Grad der Nachäfſigkeit, namentlich aber die luxuria umfaßt, jenen frevelhaften 
Muthwillen, der zwar die Beichädigung nicht beabfichtigt, Jich aber bei jeinem 
Handeln der damit verbundenen Gefahr bewußt ift und dennoch 
das Handeln nicht ändert. 

22 * 
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b) Entichädigung bei Lieferfriftüberjchreitung (SS 69 und 70). Die publizirten 
Lieferfriften ($ 57 des Bahnreglements) find gewahrt, wenn innerhalb derielben das Gut 
dem Empfänger vor die Wohnung oder das Gejchäftslofal zugeführt iſt oder im Fall 
der bedungenen Selbitabholung, wenn Avifirung innerhalb der Lieferfrift erfolgt ift. 

Für die Entichädigung im Wall einer Lieferfriftüberichreitung gelten folgende 
Normen: 

1) Der Entichädigung Beanfpruchende hat den Nachweis des durch die * 
ſpätung ihm erwachſenen Schadens zu liefern. 

2) Ohne Nachweis erhält er nur theilweiſen Frachtnachlaß (*/, oder ! 1). 

3) Ohne nterefjedeflaration bildet die Hälfte, bzw. die ganze Fracht bie 
Marimalentichädigung, 

4) Bei Intereſſedeklaration bildet die deflarirte Summe die Marimalgrenze 
der Entichädigung. 

Im Fall einer „böslichen Handlungsweiſe“ ceffiren wie bei a alle 
Haftpflichtbeichränfungen und bildet weder der Normaljag, noch die Werth- oder 
Antereffedeflaration eine Grenze für die Höhe der Entichädigung. 

Lit.: Eger, Deutiches Frachtrecht, 1879, Bd. J. I. — Ruddeichel, Tr zum 
Betrieböreglement, 1880. — Wehrmann, Das Gijenbafntransportgeichäft, 1880 
Rudbeicel. 

Negredienterbin. (Th. I. ©. 853.) Das Deutiche Erbrecht hatte ſchon 
im jpäteren Mittelalter die Töchter nicht mehr zu Guniten der Söhne bon der 
Erbfolge in Stammgüter ausgefchloffen, und vom 16. Jahrh. an war in Deutich- 
land unter dem Einfluffe des Römischen Rechts die Anficht zur allgemeinen Herr— 
ichaft gelangt, daR das Erbrecht wenigſtens Hinfichtlich aller Allodialgüter über: 
haupt einen Vorzug de8 Mannsſtammes vor den Frauen nicht kenne. Da nun 
aber der Vorzug des Mannsſtammes innerhalb der reichsftändiichen Käufer zur Er— 
haltung des Familienglanzes nöthig fchien und deshalb überall da, wo er fich nicht 
hertömmlich behauptet hatte, wiederhergeitellt werden jollte, jo bediente man ſich 
zum Zwede der von dem Rechte nicht mehr geforderten Ausichließung der Frauen 
eines bejonderen Rechtsgeſchäftes: man veranlafte nämlich) die Töchter der 
Deutichen hochadligen und veichäritterichaftlichen Häuſer, das ihnen zuftehende Erbrecht 
durch ausdrücliche, meiftens eidliche Erbverzichte entweder definitiv für ſich und ihre 
ganze Defcendenz zu befeitigen oder doch bis zum Grlöfchen des Mannsſtammes — 
bis auf den ledigen Anfall — zu fjuspendiren. Starb hierauf die männliche Linie 
aus, jo war diejenige rau, bzw. die Linie derjenigen rau, welche bei der erit 
eingetretenen Konkurrenz mit einem männlichen Erben unter dem Vorbehalte des 
ledigen Anfalls auf ihr Erbrecht verzichtet hatte, fucceflionsberechtigt: die R. 

Nachdem aber aus dem im 14. Yahrh. zuerſt hervortretenden Beitreben, die 
Stellung der hochadligen Häufer durch das Zufammenhalten der in ihrem Beſitze 
befindlichen Güter zu fichern, eine befondere durch Hausgeſetze und Obfervanzen feſt— 
geftellte Succeffionsordnung hervorgegangen war, welche meistens die Primogenitur 
und jtet3 den Vorzug des Mannsſtammes anerkannte, fonnte auch den Erbverzichten 
der Frauen und den ihmen beigefügten Vorbehalten eine rechtliche Bedeutung regel: 
mäßig nicht mehr zugeiprochen werden. Hausgeſetze und Herkommen hatten die 
Ausſchließung der Frauen zum objektiven Rechtsjage erhoben: das Necht, auf welches 
fie Verzicht leisteten, ftand ihnen überhaupt nicht mehr zu; es war deshalb auch 
unmöglich, ſich daſſelbe für den Tall des Grlöfchens des Mannsftammes vors 
zubehalten. Vielmehr wurde der Verzicht der hochadligen Töchter, jeitdem dieſe 
rechtlich gezwungen waren, ihn zu leiften, ein Scheingeichäft, welches den Inhalt 
eines an fich bereits vollfommen gültigen Rechtsſatzes in der Gefalt eines über- 
lieferten, aber an fich vollkommen überflüffigen Rechtsgeſchäftes wiederholte. Beim 
Ausgange der männlichen Linie eines reichsftändiichen Hauſes konnte daher nicht 
mehr die R. und ihre Dejcendenz berufen werden; vielmehr gelangte, troß mehr: 
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fachen Widerſpruchs die richtige Meinung zu allgemeiner Herrſchaft, daß die Tochter, 
überhaupt die nächſte Verwandte des letzten Agnaten, die ſog. Erbtochter, vor allen 
Regredienterben juccediren müffe, weil der Eintritt der kognatiſchen Erbfolge ſchlechthin 
nach der Nähe der Verwandtichaft mit dem Erblaffer zu bejtimmen jet. 

So weit diefer — nur auf jehr alte Erbverzichte nicht immer anmwendbare — 
Grundiag die Succeffion in den Deutjchen regierenden Häufern betrifft, ijt er 
überall da, wo überhaupt ein Succeffionarecht der Kognaten nach dem Auäfterben 
des Mannäftammes anerkannt ift, in den Verfaffungsurfunden ausdrüdlich fanktionirt 
worden. 


Quellen: Bayern: Verf. Urk. Tit. IL 885 4, 5. — Sachſen: Verf. Urk. $ 7. — Württem— 
berg: Verf. Urk. $ 7. — Großh. Heſſen: Verf. Urk. $ 5 Alin. 2. — Braunſchweig: Neue Land: 


Schaftsorbnung $ 14 Alin. 2, — Schwarzburg- Sonders hauſen: Landesgrundgeſeß $ 13 
Alin. 2. — Waldeck: Verf. Urk. $ 15. 


Lit.: Die zahlreichen älteren Schriften für und wider die Erbfolge ber Regredienterbin 
j. bi 9.9. Sadasii) Deutiches Staatd: u. Bundesrecht, 3. Aufl., Bd. J. ©. 375 Note 2. — 
Die jet geltende Lehre findet ſich non in ben Lehrbüchern des Deutichen Privatrechts — 
vgl.: dv. Gerber, Syſtem des Deutichen Privatrechts, 11. Aufl. SS 82, 251 und bei. S 264. — 
Beleler, Syftem des gemeinen Deutichen Privatrecht?, 2. Aufl. S. 712—714, 635. — 
HDillebrand, Lehrbuch des heutigen gemeinen Deutichen Privatrechts, 2. Aufl. S. 774 
bis 776 u. A. — als aud) in denen be3 Deutichen Staatäreht? — vgl.: H. A. Zachariä, 
a.a. O. &. 375-377. — Zöpfl, Grundzüge des gem. Deutichen Staatsrechts, 5. Aufl., 
Bd. 1. &. 707-710. — G. Meyer, Lehrbuch des Deutfchen Stantäreäti, geipz. 1878, 
©. 14 u. 9. F. Brockhaus. 


Megreß (Rückgriff) heißt der Anſpruch auf Erſatz desjenigen Schadens, den 
Jemand in der Verhandlung mit einem Dritten erlitten hat, ſei es, daß dieſer als 
Gläubiger gegen ihn, ſei es, daß er ſelbſt als Gläubiger gegen den Dritten auf— 
getreten war. In den Quellen kommt der Ausdruck R. nur vereinzelt vor, z. B. 
1. 34 pr. D. de evict. 21, 2. Häufiger wird er heutzutage gebraucht. Doch 
wendet man ihn weder auf alle Fälle an, auf welche er paßt, noch find die Gründe 
und Wirkungen des R. in allen Fällen diejelben, jo daß er fih als einheitliches 
Rechtsinftitut daritellen ließe. Vielmehr ift e8 nur möglich, die Hauptfälle, in denen 
man von R. zu jprechen pflegt, aufzuzählen. Dahin gehört: I. der R. des 
Bürgen, der vom Gläubiger in Anjpruch genommen worden ift. Da die Bürg- 
ſchaft regelmäßig im Auftrage oder in Führung der Gejchäfte des Hauptſchuldners 
übernommen wird, jo hat der Bürge daraus einen direften NR. gegen den Haupt— 
fchuldner ($ 6 I. de fidej. 3, 20) (anders freilich bei Verbürgung in rem suam 
oder donandi animo, ſ. den Art. Bürgjchait); und zwar erlangt er damit Erjaß 
deffen, was er zur Befriedigung des Gläubigers und Berreiung des Gauptichuldnerg 
geleiftet hat. Nur darf er dabei nicht durch Nachläffigkeit die Intereffen des Haupt- 
ſchuldners ‚geichädigt haben, 3. B. indem er die demjelben zujtehenden Ginreden un— 
benußt ließ oder ihn durch Verſäumniß der Benachrichtigung zum zweiten Male zu 
leijten veranlaßte z2c.: in welchen Fällen er vom Hauptichuldner nur die Abtretung 
feiner Klage (condictio indebiti) gegen den Gläubiger fordern kann (1. 10 88 11, 
12; 1. 29 D. mand. 17, 1). Ausnahmsweije hat der Bürge gegen den Haupt— 
ſchuldner R.anfprüche, auch ohne ſelbſt geleiftet zu haben: nämlich wenn der Gläu— 
biger ihm die Schuld erlafjen hat, weil er ihm jchenfen wollte oder wenn ein 
Dritter für den Bürgen gezahlt hat zc. (1. 10 $ 13; 1. 12 pr. $$ 1, 2 D. mand.). 
Abgejehen von den bisher beiprochenen direkten Klagen hat aber der Bürge in allen 
Fällen auch noch indirekte Mittel des R. dadurch, daß er vom Gläubiger gegen 
Zahlung die Abtretung der diefem zuftehenden Rechte gegen den Gauptichuldner er— 
zwingen fann (beneficium cedendarum actionum); 1. 36 D. de fidej. 46, 1; 
1. 95 $ 11 D. de solut. 46, 3; nov. 4 c. 1). a dieje Rechtswohlthat ijt 
allmählich dahin erweitert worden, daß die Zahlung von Seiten des VBürgen im 
Zweifel ala Kauf der Hauptforderung behandelt und dadurch auch ohne beiondere 
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Ceſſion das Klagerecht des befriedigten Gläubigers erworben wird. Arg. 1. WD. 
mand.; 1. 36 D. de fidejuss.; Arndts, Xehrb., 8 356 Anm. 2; Seuffert, 
Arch. VII. 313; Oefterr. BGB. 8 1358; Preuß. Allg. ER. I. 14 88 338 fi 
Dawider freilich wegen 1. 76 D. de solut. Puchta, Pand., $ 405; Seufiert, 
Arch. XII. 117 u. a. m. Uebrigens verfteht ſich, daß auch gegen die cedirte 
Klage der Hauptichuldner den Ginwand behält, daß die Verbürgung in rem suam 
oder animo donandi eingegangen ſei. Ueber den R. des Bürgen, der den Gläubiger 
mit einer geringeren al& der Schuldſumme abgefunden hat, vgl. neueitens F. Keil, 
Zur Lehre von dem beneficium cedend. act., Inaug. Diff., Halle 1880. Reben 
dem Hauptſchuldner ift dem Bürgen auch fein Mitbürge vegrehpflichtig, zwar — 
regelmäßig als ſolcher ($ 4 I. de fidejuss.; 1. 39 D. de fidej.; J. 11 C. ed 
8, 40; Seuffert, Arch. XVII. 39), wol aber mittelbar, infofern der ande 
geflagte Mitbürge von dem Gläubiger Abtretung feiner Forderung erlangt bat (1. 17; 
1. 36; 1.41 $ 1 D. eod.; 1. 11 C. eit.), und zwar dann bis zu dem Betrage, 
den auch der Gläubiger von dem R.pflichtigen hätte einziehen können, abzüglich der 
auf den R.nehmer jelbjt fallenden Quote (Seuffert, Arch. XVII. 144). Dod iſt 
dabei beftritten, ob der Bürge vom Gläubiger dieje Abtretung erzwingen kann oder 
nicht. Für die Verneinung ohne Grund Savigny, Oblig.Recht, I. ©. 273. 
Ueber alle dieje ragen Girtanner, Bürgichaft, ©. 211 ff, 248 ff., 418 ff, 
533 f. I. Der R. eines Sefammtihuldners gegen die übrigen. Ein Koreal 
ichuldner, der dem Gläubiger das Ganze geleiftet hat, kann von den übrigen ver 
hältnigmäßigen Erſatz nur dann begehren, wenn das Rechtsverhältniß, welches ihrer 
Gefammtverpflichtung zu Grunde lag, einen ſolchen Anipruch gewährt; ſonſt nicht 
Als Rechtöverhältniffe diefer Art Laffen fich denken Sozietät, Auftrag, Geichätte 
führung und grundloje Bereicherung, womit N denn von jelbit auch die R.flagen 
beitimmen (1. 62 D. ad leg. Falc. 35, 2; (2) $ 1 C. de duob. reis $, 
39). Zugleich hat in folchen Fällen der en Korrealichuldner auch das bene 
— cedendarum actionum dahin, daß der Gläubiger ihm ſeine Klagen gegen die 
Mitichuldner abtrete (1. 47 D. loc. 19, 2; 1. 138 C. de loc. 4, 65; Seuftert, 
ch. XX. 21; v. Vangerow, ILS 573 Anm. 3 [S. 75]). Dagegen ift es um 
richtig, mit Savigny (Oblig.Recht, I. S. 241—246) zu behaupten, daß das 
benef. ced. act. wie dem Bürgen, jo auch dem Horrealichuldner als folchem ji 
fomme, und daß jogar eventuell auch ohne Ceſſion der zahlende correus gegen dit 
übrigen eine actio utilis zum Zmede des R. anftellen könne. Dies wird auch durd 
1. 65 D. de evict. 21, 2 nicht erwieſen und ift gründlich widerlegt von 
v. Vangerow, a.a. D. Bei bloßen (nicht gemeinfchaftlichen) Solidarſchulden find 
umgefehrt ein R. regelmäßig ftatt. Denn bier hebt der zahlende Schuldner mit 
jeiner Obligation zujammen immer auch die felbftändige Verpflichtung der übrigen 
auf. Daher muß ihm entweder actio negotiorum gestorum contraria oder die Klage 
des Gläubigers kraft ausdrücklicher oder ftillichtweigender Ceſſion auf theilweiſen Erin 
gewährt werden. Nur wo die Solidarobligation durch Delift begründet war, famt 
vom Griverbe eines R.anjpruch® aus demjelben feine Rede fein (1. 1 $$ 18, 14 D. 
de tut. et rat, distr. 27, 8; 1. 29 (30) D. de neg. gest. 3, 5; 1. 2 ãe 
contr. jud. 5, 58; v. Vangerom, III. $ 573 Anm. 3 [©. 73)). "Unter den neueren 
Geſetzbüchern, welche jolidarifche und Korrealobligationen At untericheiden, hat dei 
Preuß. den R. grundfäglich anerkannt (Allg. ER. I. 5 $ 445), das Sächſ. dagegen 
($ 1036) außer im alle eımer Gemeinſchaft oder eines Auftragsverhältnifies ver⸗ 
worten. III. Sonſtige Fälle, in denen man von R. eines Schuldners redet, 
bilden der Anfpruch des Käufers wegen Entwährung (f. dieſen Art.), ſowie and) 
der des Mandatars und Geſchäftsführers auf Schadenserſatz (. die Art. Mandat 
und negotiorum gestio). IV. Bon dem R. eines Gläubigers jpricht mat 
im Wechjelrecht, indem hier der Wechjelinhaber aus drei Gründen gegen feine Jr 
doflanten und den Aussteller R. nehmen kann: und zwar weil der Bezogene dir 
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Annahme verweigert hat, weil derjelbe nach erflärter Annahme unficher geworden ift, 
und weil der Wechſel am Berfalltage nicht bezahlt wird. In allen drei Fällen ift 
die Richtigkeit des R.grundes durch einen Proteft feftzuitellen und darf dann ſowol 
in als außer der Reihenfolge der Indoſſamente regredirt werden. Das Ziel der 
R.klage ift in den eriten beiden Fällen Sicherftellung, in dem dritten Falle Zahlung 
der Wechjelfumme nebjt Verzugszinſen, Proteftkoften und Provifion. Doch find 
behufs diejes letzteren R. (Mangeld Zahlung) noch bejondere Vorichriften zu ii 
Näheres enthält die Deutihe WO. Art. 25—29 und 41—55. 


Reichsämter. Die Verfaſſung des Deutjchen Reichs weiſt im Art. 4 der 
Beauffichtigung und der Gejegebung des Reichs eine Reihe von Angelegenheiten zu. 
Hierdurch wird die Nothwendigfeit einer VBerwaltungsthätigkeit des Reichs in der 
Kontrole jener Angelegenheiten und in der Vorbereitung der Werke der Reichs— 
geießgebung, jowie in der Aufficht über die Ausführung der erlaffenen Geſetze be= 
gründet. In gewiffen Gebieten Hat aber die VBerfaffung und die weitere Geſetzgebung 
des Reiche auch die unmittelbare Verwaltung beitimmter Angelegenheiten für das 
Reich jelbit in Anfpruch genommen. Der jo begrenzte, erhebliche und ftets wachjende 
Kreis von Gejichäften wird durch R. verwaltet, d. 5. durch Eaiferliche Behörden, 
welche ihre Amtöbefugniffe von der Reichögewalt herleiten. Zu den R. müſſen auch 
ſolche Landesbehörden gerechnet werden, welchen von Reichswegen beftimmte Geſchäfte 
übertragen ſind, wie z. B. die Reichsſchuldenverwaltung der Preußiſchen Verwaltung 
der Staatsſchulden übertragen iſt. Dadurch, daß eine ſolche Behörde zugleich Reichs— 
behörde wird, hört fie nicht auf Landesbehörde zu jein. Sit die Verwaltung be= 
ftimmter Angelegenheiten nach reichögefeglicher Ordnung und im Intereffe des Reichs 
den Bundesjtaaten unter Aufficht des Reichs überlaffen, jo bleiben dieſe Angelegen- 
heiten Sache des Einzelftaats, und die Erledigung derjelben begründet für die damit 
betraute Landesbehörde nicht die Rechtsftellung eines R. 

Die Verwaltung der R. ift zu führen nach den Gefeßen des Reiche und nad) 
den vom Bundesrath auf Grund des Art. 7 Nr. 2 der RVerf. gegebenen allgemeinen 
Verwaltungsvorſchriften, regelmäßig unter der Leitung des Reichskanzlers, ala des 
Trägers der BVerantwortlichkeit für alle Anordnungen und Verfügungen des mit der 
Ueberwahung der Ausführung der RGeſ. im Art. 17 der RVerf. betrauten Kaiſers. 
In dieſer leitenden Ihätigfeit war dem Kanzler durch den Präfidialerlag vom 
12. Aug. 1867 (B. G. Bl. ©. 29) das Bundeskanzleramt zugeordnet worden, aus welchem 
fich allmählich eine Reihe nebeneinander jtehender und in gleicher Weiſe dem Reichskanzler 
unteritellter höchiter R. entwidelt bat. Es find dies das Reichsamt des Innern, dag 
Reichspoſtamt, das Reichzeifenbahnamt, das Reichsjuftigamt, das Reichsſchatzamt und 
das Reichsamt für die Verwaltung der Reichseifenbahnen. Zwei andere höchſte R. von 
gleicher Rechtsftellung haben fich direft aus Preußischen Minijterien herausgeftaltet : das 
Auswärtige Amt und die Admiralität. Die Mehrzahl diejer Nemter wird von Staats— 
jefretären oder Unterjtaatsfekretären, die Admiralität von einem Chef der Admiralität, 
die Verwaltung der Neichseifenbahnen von dem Preußifchen Minifter der öffentlichen 
Arbeiten, als Vertretern des Reichskanzlers in den Grenzen ihres Amtes, geleitet. 
Die Vertretung im Gebiete der Verwaltung erſtreckt fich nicht auf die Funktionen 
des Reichskanzlers, in welchen die VBerantwortlichkeit deffelben für die Anordnungen 
und Verfügungen des Kaiſers hewvortritt. Nach diefer Richtung hat Fortentwidelung 
der RVerf. die Zuläffigkeit einer widerruflichen generellen oder jpeziellen Vertretung 
des Reichskanzlers eröffnet. Cine eigenthümliche Nechtsftellung nehmen die zur 
Aufficht und Leitung der Reichsbank bejtimmten Organe des Reichs, das Bank— 
furatorium und das Bankdireftorium, ein, weil es fich bei der Bank nicht um eine 
behördliche Verwaltung mit obrigfeitlichem Kurator, ſondern um ein jelbjtändiges 
Inftitut Handelt, in welchem das Reich durch feine Betheiligung jeine Intereſſen zu 
wahren hat. — Das Reichögericht, die Reichäfonfulargerichte und die Reichsdisziplinar— 
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gerichte, ebenſo die Marinegerichte üben die ihnen zugewieſene richterliche Thätigkeit, 
dem Weſen des Richteramts entſprechend, unabhängig von der Leitung des Reichs— 
kanzlers. Nach verſchiedenen Richtungen hat ſich auch eine Reichsverwaltungsjuris— 
diktion entwidelt: hierher gehört insbejondere die TIhätigkeit des Patentamts, des 
Bundesamts für das Heimathweien, der Behörde für die Unterfuhung von See— 
unfällen und der nach den Gejeße, betreffend die gemeingefährlichen Bejtrebungen der 
Sozialdemokratie, bejtehenden Kommiſſion. Das verjtärkte NReichseifenbahnamt, dem 
eine analoge Thätigkeit zugedacht war, beſteht nur auf dem Papier. Eine follegialiiche 
Verfaſſung und Unabhängigkeit vom Neichsfanzler ift auch gewiſſen Kontrolorganen, 
dem Rechnungshofe des Deutichen Reichs, der Reichsſchuldenkommiſſion und der Ver— 
waltung des Reichtinvalidenfonds, eingeräumt. Auch die Reichsjchuldenverwaltung 
jteht nur in gewiſſen Beziehungen unter der Leitung des Reichskanzlers, für eine Reihe 
von Gejchäften ift die Hauptverwaltung der Staatsichulden unbedingt verantwortlich. 

Die nähere Gliederung der R. in den der Selbjtverwaltung des Reichs unter- 
jtellten Angelegenheiten entzieht fich an diefem Orte der Darftellung. 

Auch die Aemter der Landesverwaltung von Eljaß-Lothringen find als R. zu 
bezeichnen, da Eljaß-Lothringen NReichsland ift. Die durch die Gejehe dem Reiche» 
fanzler in Elaß-Lothringifchen Angelegenheiten eingeräumte Stellung mit ihren Ob— 
liegenheiten ift jeit 1879 auf den faiferlichen Statthalter übertragen. Vgl. ins 
bejondere Laband, Das Staatsrecht des Deutjchen Reihe, Bd. I. ©. 291 ff; 
j. auch d. Art. Reichsbeamte. Eccius. 

Reichsanwaltſchaft. (Val. d. Art. Staatsanwaltſchaft.) „Das Amt der 
Staatsanwaltichaft wird ausgeübt: 1) bei dem Neichsgericht durch einen Oberreichs- 
anwalt und durch einen oder mehrere Reichsanwälte“ . . (GVG. $ 143). Die 
jenigen Vorjchriften, welche das Gefe bezüglich der Staatsanwaltichait getroffen hat, 
beziehen fich jomit im Allgemeinen auch auf die R. Doc find folgende, die R. 
ipeziell betreffenden Beitimmungen hervorzuheben: 

1) Der Oberreichdanwalt und die Reichsanwälte werden auf PVorjchlag des 
Bundesrath3 vom Kaiſer ernannt (GBG. $ 150 Abf. 1). Wer in Gemäßheit des 
GVG. 3149 Abf. 2 zum Staatsanwalt bei den Oberlandeögerichten und den Land— 
gerichten ernannt werden kann, d. 5. wer die Qualififation zu einem Richteramte 
bat, ift auch bejähigt zum Oberreichdanwalt oder Reichsanwalt ernannt zu werden. 

2) Während das GBG. es der Landesgejeßgebung überlafien hat, darüber zu 
befinden, ob die Staatsanwaltichafit ein jtändiges Amt oder ob dafjelbe ein von 
richterlichen Beamten auf Grund eines widerruflichen Auftrages ausgeübtes Amt jein 
folle (3. B. Württemberg, Gef. über die Gerichtöverfaffung Art. 27; Braun: 
ihweig, Gef. vom 17. Jan. 1870; Oldenburg, Gef. über die Gerichtsverfaffung 
Art. 32), ift für die R. beſtimmt worden, daß diejelbe ein jtändiges Amt ift. 

3) Da in denjenigen Staaten, in denen das Amt eines Staatsanwalts auf 
Grund eines widerruflichen Auftrages von richterlichen Beamten ausgeübt wird, der 
mit den Funktionen der Staatsanwaltichaft Betraute nicht aufhört Richter zu jein, 
jo verfteht es fich von jelbit, daß nur in denjenigen Staaten die Staatsanwälte 
mit Wartegeld zur Dispofition geftellt werden können, in denen (wie in Preußen) 
das Amt des Staatsanwaltes ein ftändiges Amt it. Das GVG. Hat fich für die 
R. dem Preußischen Syſtem auch darin angejchloffen, daR es -$ 150 in Bezug auf 
den Oberreichsanwalt und die Reichsanwälte bejtimmt, daß diejelben durch Faijerliche 
Verfügung jederzeit mit Gewährung des gejeßlichen Wartegeldes einjtweilig in den 
Ruheſtand verjeßt werden fönnen. 

4) Für die Mitglieder der R. fteht das Necht der Aufjicht und Leitung dem 
Neichsfanzler zu. Daß auch dem Oberreichsanwalt das Recht der Aufficht und 
Leitung in Bezug auf die Neichsanwälte zuftehe, jagt dag GVG. nicht. Es dürfte 
fich dies aber aus dem Zufammenhalt der SI 148 Nr. 3 und 145 und der analogen 
Anwendung derjelben auf die Verhältniffe der R. ergeben. Dem Neichsgericht gegen= 
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über find die dem Oberreichsanwalt beigeordneten Reichsanwälte die kraft ihres 
Amtes legitimirten Vertreter des erſteren. In denjenigen Fällen jedoch, wo das 
Geſetz ausdrücklich die Mitwirkung des Oberreichsanwaltes vorgeſchrieben hat (GBG. 
ss 128, 129, 131; dgl. den Art. Plenum), wird die Vertretung des Oberreichs- 
antaltes durch einen Neichdanwalt nur auf Grund eines fpeziellen Mandates für 
zuläffig zu erachten fein. Das Geſetz jagt auch diefes nicht. Aber eine Ergänzung 
des Gejehes wird in der Praris nicht entbehrt werden fünnen. Wo es dem Geſetz 
gleichgültig ift, ob der Oberreichdanwalt oder einer der ihm beigeordneten Reichs— 
anwälte vor dem Neichögerichte auftritt, da bedient fich dafjelbe des allgemeineren 
Ausdrudes: „die Staatsanwaltichaft“ (val. StrafPO. 88 391, 394) oder auch 
„Staatsanwaltichaft bei dem Reichsgerichte“ (vgl. $ 92 der Rechtanwaltsordn. vom 
1. Juli 1878). 

5) Die Zuftändigkeit der R. beitimmt fich theils durch die Zuftändigfeit des 
Reichsgerichts, theild dadurch, ob die vom Neichagerichte zu treffende Entjcheidung 
nur getroffen werden darf, wenn ein Mitglied der R. vorher gehört worden iſt. 
In Betracht fommen: Strafjachen in der Revifionsinjtanz und in denjenigen Fällen, 
in denen das Neichägericht in erjter und leßter Inftanz enticheidet (vgl. d. Art. 
Reichsgericht). Im bürgerlichen Rechtäftreitigfeiten wird eine Mitwirfung der 
Staatsanwaltichait nur bei Chejachen und Entmündigungsfachen gefordert; von 
diefen können aber die Entmündigungsjachen (vgl. CPD. 88 594, 507; GBG. 
8 71) an das Neichögericht nicht gelangen, und jo wird fich die Mitwirkung der 
R. bei bürgerlichen Rechtäftreitigkeiten auf Eheſachen beichränfen. Bezüglich der- 
jenigen Strafjachen, in denen das Reichsgericht in erfter und leßter Inſtanz ent= 
jcheidet, iſt es vom Geſetz ausdrüdlich anerfannt, daß alle Beamte der Staats: 
anmwaltichaft den Anweifungen des Oberreichdanwaltes Folge zu leiften haben (GBG. 
$ 147 Abi. 2), und daffelbe ergiebt fi aus dem GVG. ($ 153) für alle Beamten 
des Polizei- und Sicherheitsdienites, injoweit diejelben in Gemäßheit landesgejeh- 
licher Beitimmungen als Hülfsbeamte der Staatsanwaltichaft anzufehen find. Dal. 
übrigens auch die Art. Plenum und Ehrengerichte. 

‚uellen find im Zerte angegeben. 

Lit.: ©. hinter dem Art. —— John. 

Reichsbank. Zugleich als allgemeiner Artikel über Bankrecht, beſonders 
Recht der Zettelbanken und der Notenausgabe. 

J. Begriff und Weſen der Bank. 1) Banken im modernen Sinne des 
Wortes find freditvermittelnde Geſchäftsanſtalten, genauer Anftalten, welche von 
den einen Perjonen in den jog. Pafſſivgeſchäften Kredit aufnehmen, um denjelben an 
andere Perfonen in den jog. Aktivgeſchäften wieder zu gewähren: fie treten, im 
Unterſchied von anderen Mittelsperjonen (Maklern, Agenten), jelbit in das Rechts— 
verhältniß des Schuldners zum eriten Sreditgeber und des Gläubigers zum end» 
gültigen Kreditnehmer ein. Die wichtigiten Pafſſivgeſchäfte jolcher neueren Banten 
find das ſog. Depoſitengeſchäft, d. h. im banktechnifchen Sinne die An— 
nahme von Geld „zur Benußung“ (nicht nur „zur Aufbewahrung“), deſſen 
Rückzahlung jofort oder nach kurzen Kündigungsiriften verlangt werden kann (ſtets— 
und furzfällige Depofiten); Temer das Geſchäft der Banfnotenausgabe, 
d. 5. der Ausgabe Hon Anweifungen der Bank auf fich jelbit, welche zahlbar 
an den Ueberbringer auf Sicht find, gewohnheitsmäßig über runde Geldbeträge 
lauten und im Verkehr an Geldesftatt als Umlaufsmittel dienen, endlich das 
Geſchäft der Aufnahme von Geld auf längere Termine, wofür dann etwa 
beftimmte langterminliche Schuldicheine (in Form von Piandbriefen u. ſ. mw.) 
ausgeftellt werden. Außer diefen fpezifiih banfartigen Paflivgeichäften fommen 
bei den Banken noch die gewöhnlichen paſſiven Kreditgeſchäfte des Verfehrs vor, 
z. B. die Ausstellung von Anweifungen, von Wechjeln, die Aufnahme von Pfand— 
ſchulden, bejonders von hypothelariichen, die Weiterbegebung von diskontirten Wechieln 
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(ſog. Rediskontgeſchäft), auch das paſſive Kontokorrentgeſchäft mit Geſchäftskunden, 
in welchem eine Bank Schuldner iſt. Die wichtigſten Aktivgeſchäfte der Bank find 
die Wechjeldisfontirung (Ankauf von Wechieln), die Beleihung von Fauſt— 
pfändern (das ſog. Combardgeichäft), die Beleihung von Jmmobilien 
(Hypothekengeſchäft), das aktive Kontoforrentgeichäit, in welchem die Bank 
Darlehen giebt, das Effektengeſchäft, d. h. der Ankauf von börjengängigen 
MWerthpapieren zur zeitweiligen Anlage von Kapitalien. Dazu kommen auch einzelne 
andere der gewöhnlichen Aktivgeſchäfte des Kreditverkehrs, Darlehnsgewährung in 
den üblichen Rechtsformen u. ſ. w. Dieſe Paffive und Aftivgejchäfte betreibt eine 
Banf auf Grumd eines eigenen Stammkapitals, das im Allgemeinen mehr 
Garantiefonds Für die Verbindlichkeiten der Bank aus den Paſſivgeſchäften, als 
eigentliches Geichäftsfapital if. Zum Stammkapital tritt der Reſervefonds, 
welcher drei Funktionen haben kann: das Stammkapital allmählich zu erhöhen und 
dann wie diejes zu fungiren, Verluſte im Bankbetrieb unmittelbar zu deden, die ver- 
ichiedenen Jahresgewinne auszugleichen, bzw. zu ergänzen. Die öfonomtjch-techniiche 
Hauptaufgabe der Banken, ala ſelbſtſchuldende Kreditvermittler, ift die richtige Kom— 
bination von Paffiv- und Aktivgejchäften und der verjchiedenen Geſchäfte jeder dieſer 
beiden Kategorien umtereinander. Hier ergiebt fich dann als erites Gejeh des Bank— 
betriebes: die Beichaffenheit der Aktivgefchäfte muß fich nach derjenigen der Paſſiv— 
geichäfte richten. Letztere find aljo das Mafgebende. Der Ruin von Banken ift regel- 
mäßig auf Verſtöße gegen dieſes Geſetz zurüdzuführen. Die Rüdficht auf die Natur 
der Bankgeſchäfte muß auch den Rüdfichten auf die Kreditbebürfniffe der Geſchäftswelt 
vorangehen. Diefe Bedürfniffe dürfen für die Errichtung und den Betrieb der 
Banken nur foweit in Betracht kommen, ald e8 die Technik des Bankweſens zuläßt. 

2) Diefe modernen Banken find weſentlich etwas anderes als die mit demjelben 
Namen bezeichneten Einrichtungen der früheren Zeit: der Münzwechſel, der An- und 
Verkauf von edlen Metallen, die reine Depofiten- oder Ginterlege- und Girobant, 
bei welcher von Dritten Geldfummen, die im ganzen Betrage bei der Bank liegen 
bleiben mußten (Depofiten „zur Aufbewahrung“), eingelegt und die Zahlungen 
zwijchen den Deponenten durch Ab- und Zufchreiben auf den Kontis bewerfitelligt 
wurden. Diefe Banken (ältere Italienische, beſ. Venetianifche, Bank von Amfterdam 
1609, von Hamburg 1619, von Nürnberg 1621 u. a. m.) waren „Geld banken“ 
und dienten zur ficheren Aufbewahrung von Geld, zur Verhütung von Münz« 
verichlechterungen, zur geichilderten Zahlungsvermittelung, alfo dem Geldverfehr, 
während die modernen Banken Kreditbanken zur Vermittelung des Kredite 
verkehrs find. Jene Älteren Geldbanfgeichäfte fommen aber gegenwärtig in Ber 
bindung mit folchen neueren Banken vor, zum Theil modifizirt, 3. B. das Giro- 
geichäft auf Grund von „Depofiten zur Benugung“, nicht wie ehedem. von „Depofiten 
zur Aufbewahrung“. In einem mit dem älteren wie dem neueren Bankweſen ver— 
wandten Sinne wird übrigens der Ausdrud „Bank“ auch noch für Verſicherungs— 
und ähnliche Anjtalten wol gebraucht. Im Folgenden haben wir es nur mit den 
erit beiprochenen modernen Kreditbanten zu thun. 

I. Bankrecht im Allgemeinen. Entwidelung und Normen des Bank— 
rechts, ſowol desjenigen, welches in's Privatrecht, als welches in's öffentliche Recht 
gehört, laſſen fich nicht richtig verftehen und behandeln, ohne Anknüpfung an Begriff 
und Wejen der modernen Banten. 

1) Für die Rechtsordnung kamen und kommen die Banken zunächit nach der 
Rechtsform in Betracht, in welcher fie jelbitändige Unternehmungen, 
bzw. Geſchäfte find. Hier fünnen einzelne Aktive und Paſſivgeſchäfte als Theil 
allgemeiner :Handelägeichäite des Kaufmanns vorkommen, oder auch als eigenes 
jelbftändiges „Bankgeſchäft“ zu einer bejonderen Art von (Handels: )Unternefmungen 
führen. Dann fpriht man wol — und ganz pafjend — im engjten oder eigent» 
lihen Sinne von „Privatbankgeſchäft“, „Brivatbant“, „Bankier— 
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geſchäft“ und Hat es, wie fonft, mit Unternehmungen zu thun, deren leitendes 
Rechts» und Wirthichaftsfubjeft eine einzelne phyſiſche Perfon ift oder auch mit Ges 
ichäften in der Rechtöform der offenen Handelsgeſellſchaft und der gewöhnlichen 
itillen oder Kommanditgejellichait. Für die Errichtung und den Betrieb jolcher 
Bantgeſchäfte gelten in privatrechtlicher Hinficht die gewöhnlichen Satzungen des 
Privatrehts, bzw. des Handelsrechts, in verwaltungsrechtlicher Hinficht die Be— 
ſtimmungen des Gewerberechts (Gewerbeordnung). Doch finden fich wol auch für ſolche 
„Privatbanfen“ einzelne Abweichungen vom Gemeinen Recht, beſonders gewiffe Be— 
ichränfungen in Betreff einzelner Geſchäfte, 3. B. Verbot der Banfnotenausgabe, als 
Folge der Monopole oder Privilegien anderer („öffentlicher") Banken oder eines 
allgemeinen Notenregald. Uebrigens wird in der Terminologie des pofitiven Rechts 
einzelner Länder der Ausdrud „Privatbank“ mitunter in einem bejonderen technifchen 
Sinne genommen, jo in England für Bankgeſchäfte mit höchitens jech® Partnern, in 
Preußen hießen die neben der Preußiichen Bank feit dem Jahre 1848 fonzeffionirten 
fleinen Notenbanten (meift Aktiengejellichaften, auch Kommunalanftalten, j. u.) in 
den Provinzen „Privatbanten“. 

2) Wichtiger in verwaltungsrechtlicher Beziehung find diejenigen meiſtens er— 
heblich größeren Banken, welche theils in der Rechtäform der Aftiengejellichait 
(oder einer verwandten Form), theils ald Korporationd= und dgl. Anftalten 
errichtet worden find. Bei ihnen fchien regelmäßig ein größeres Öffentliches In— 
tereffe mitzufpielen, deſſentwegen fie entweder in der Abſicht einer gewiſſen Be— 
ichränfung unter eine unmittelbarere Kontrole der Gejeßgebung und der Verwaltung 
des Staates geftellt oder auch in der Abficht einer bejonderen Beförderung mit 
Privilegien u. dgl. m. ausgeftattet wurden. Dan kann fie jenen Privatbanfen 
gegenüber insgefammt als „öffenthiche“ Banken zufammenfaflen. 

a) Unter diefen Banken haben in der geichichtlichen Entwidelung diejenigen, welche 
Banknoten audgeben („Zettelbanten“, Notenbanten, Emiffionsbanten), 
in unſeren modernen Staaten regelmäßig in bevorzugtem Maße eine befondere In— 
tervention der Gefehgebung und Verwaltung erfahren und find unter ein bejonderes 
Recht geitellt worden (f. u. unter III.). 

b) Andere Banken, welche ſich mit der Notenausgabe nicht befaffen, find 
davon verhältnigmäßig freier geblieben. Für fie famen meijt nur die allgemeinen 
Beitimmungen des Rechts der Erwerbung der juriftiichen Perfönlichkeit, des Aktien— 
geiellichaftsrechts, auch etwa die Vorfchriften über die Ausstellung von Inhaber— 
papieren in Betracht, während der bejondere Zwed des Unternehmens, eben der 
Betrieb von Bankgefchäften, gar nicht oder nur ausnahmsweiſe und in einzelnen 
Punkten zu aparten Rechtönormen für diefe Banken führte. Wo daher 3. B. die 
Errichtung einer Aktiengejellichait (wie bis 1870 in Deutichland) nach dem Rechts— 
prinzip des Konzeſſionszwangs an die Staatögenehmigung gebunden war, unterlagen 
der letzteren folgerichtig auch Bankaktiengefellichaften. Diejelben waren aber im 
Uebrigen rechtlich nicht befonders geftellt, nur daß etwa wieder fpezielle Arten von 
Banken, 3. ®. Grundfreditbanfen oder allgemeine Banken für einzelne Geſchäfts— 
zweige, 3. B. für die Annahme verzinslicher Depofiten, für die Ausgabe von Pfand» 
brieien, einer auädrüdlichen Konzeſſion fpeziell Hierfür bedurften. Gewifje Be— 
ichtänfungen in Betreff einzelner Geſchäfte waren auch für jolche Bankgeſellſchaften 
mitunter die Rechtsfolge des Privilegs anderer, beſonders der Zettelbanten. 

3) Die Richtung auf Gewerbefreiheit, auf Bejeitigung des Konzeſſionszwangs, 
auf Erleichterung der Errichtung von Aktiengeiellichaften u. j. mw. hat in den meijten 
neueren Kulturftaaten das Geſellſchafts-, beionders das Aktiengeſellſchaftsbankweſen 
fich mächtig enttwideln laffen. Die oben genannten Aftivgeichäfte unterliegen dabei, 
mit Ausnahme der Banken, welche gleichzeitig Banknoten ausgeben, gewöhnlich feiner 
beionderen gefelichen Regelung oder Beichränfung mehr, was ihre Wahl, ihre Kom— 
bination unter einander und mit Paffivgeichäiten (außer der Notenausgabe) und ihre 
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Ausführung im Einzelnen anlangt. Von den erwähnten Paſſivgeſchäften, ebenfalls 
mit Ausnahme der Notenausgabe, gilt im Allgemeinen daffelbe, nur daß etwa auch die 
Piandbriefausftellung noch einer bejonderen Genehmigung bedarf und einer Kontrole 
des Staats unterjteht (mitunter nach dem Wunsch der Bank jelbft, die dadurch den 
Kredit ihrer Piandbriefe erhöhen will). Da die meiften diefer Banken neuerdings 
in der Form der Altiengejellichaft, hier und da auch der Kommanditgeiellichaft 
auf Aktien, ferner bei ums öfters auch in der Form der neueren (Erwerbs- und 
Wirthſchafts⸗) Genoſſenſchaft errichtet werden, jo iſt jebt in Betreff des Deutſchen 
Rechts auf die bezüglichen Abjchnitte des HGB. (Buch 2 Tit. 1 Art. 85 —149, 
Tit. 2 Art. 173— 206), auf die Novelle dazu vom 11. Juni 1870 (Geſetz des 
Norddeutichen Bundes, jet ala RGeſ. geltend) und auf das Norbdeutiche, nunmehr 
Deutiche (in Bayern nicht eingeführte) Genoſſenſchaftsgeſetz vom 4. Juli 1868, ferner 
auf die bezüglichen Spezialartifel diefes Werkes über Aktiengejellichaiten, 
Genoſſenſchaften u. f. w. zu verweilen. Nach der RBerf. Art. 4 Nr. 4 unter: 
liegen jet „der Beauffichtigung ſeitens des Reiches und der Gejeßgebung deflelben ... 
die allgemeinen Beftimmungen über das Bankweſen“. Demnach kann 
das Reich auch für die Banken, welche nicht Noten ausgeben, bezügliche allgemeine 
Normen treffen. Für die Grundfreditbanten und deren Piandbriefemiffion, bzw. für 
die Fauftpfandbeitellung der erworbenen hypothekariſchen Forderungen zu Gunſten 
der Pfandbriefe, iſt eine reichsgefegliche Negelung auch jchon in Angriff genommen. 

Auf einige Verhältniffe des älteren allgemeinen Bankrechts in Großbritannien 
und in Preußen wird unten (Nr. III.) im Zufammenhang mit dem Recht der Noten- 
ausgabe noch eingegangen werden. 

4) Ob, die Frage aus dem Gefichtspunfte de lege ferenda betrachtet, die 
Gntwidelung des allgemeinen Banfrechts zum Rechte der „Bankfreiheit“, wie 
man es wol bezeichnen kann, unbedingt gebilligt werden fann und muß, darüber 
werden die Auffaffungen auseinandergehen, je nachdem man überhaupt den Stand» 
punkt der liberaleindividualiftiichen wirthichaftlichen Rechtsordnung, jpeziell der Ge— 
werbefreiheit und der „Aktiengeſellſchaftsfreiheit“ (Fortiall der Staatögenehmigung 
und der Staatsfontrole über den Betrieb, Syſtem der Normativbedingungen), vertritt 
oder mehr oder weniger davon abweicht und je nachdem man dann noch bejonders 
die Wirkungen folcher Bankfreiheit beurtheilt. 

a) Im Ganzen möchte zuzugeben fein, daß einer der Hauptgründe der älteren 
beichränfenden Bankpolitif, nämlich die Furcht vor einem bkonomiſch-techniſch 
ichlechten und fchlecht betriebenen Bankweſen, in der Regel nicht mehr als zutreffend 
gelten kann. Theile liegen hier überhaupt feine befonderen jpezifiichen Gefahren im 
Banfwejen, wie denn 3. B. der Banfbetrieb fich für Aktiengefellichaften techniich ganz 
gut eignet (mit etwaiger Ausnahme, des ſpekulativen Bankgeſchäfts), theils können 
bier die nächiten Intereffenten, Aktionäre und Gläubiger, wol für fich jelbit jorgen. 
Eine Ausnahme in lebterer Hinficht bedingt etwa das Pfandbriefgeſchäft der 
Hypothekenbanken, wo eben deshalb noch Staatsfontrole am Plabe fcheint, 
zumal es fich hier um ſehr langfriſtige Kreditgejchäfte zu handeln pflegt; ferner das 
Sparfafjenwejen — banftechniich eine Art des Depofitenbantweiend —, das 
feines Kundenkreiſes im Paſſivgeſchäft (Geldeinlagen) wegen mit Recht bejonderen 
Vorſchriften, in Betreff der Garantien, der Stapitalanlage u. ſ. w. zu unterliegen pflegt. 

b) Etwas Anderes it die allgemein=zwirthichaftliche und die ſozial— 
politijche Seite der Frage, von denen die leßtere gar nicht, die erftere faum bei 
der früheren Bankpolitit beachtet wurde. 

a) Das jpefulative Gründungs-, Effekten-Emiſſionsgeſchäft 
und das Börſenſpiel gewifler Banken, der jog. Credits mobiliers („Kredit- 
anjtalten“ im engeren Sinne), übt einen verhängnißvollen Einfluß auf Gang, 
Ausdehnung und Webertreibung der wirthichaftlichen Spekulation und folgeweiſe auf 
die großen Kriſen aus, je daß bier eine Beichränfung, bejonders für den Betrieb 
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ſolcher Geſchäfte in Aktiengejellichaftsform, ſehr wohl zu erwägen ſein kann, kaum 
weniger als es beim Zettelbankweſen geſchieht. 

9) Die an und für fich techniſch höchſt großartige Entwickelung des Depoſiten— 
geſchäfts, in Verbindung mit Kontokorrentgeſchäft, Checkweſen, Ausgleichungshaus 
(Clearing-house), beſonders in England, Schottland und einzelnen Nordamerikaniſchen 
Staaten (New-York, Mafjachufetts) führt zu einer immer größeren Erjparung 
an Baarreſerven in den Banken — eben Mittel und Zweck jener Entwidelung. — 
Daraus entjteht aber eine außerordentlihe Künftlichfeit des ganzen 
Bank», Kredit- und Geldſyſtems eines Landes, die in fritifchen Zeiten ihre 
allgemeinen Gefahren — Wanken, Zujammenbruch des Syſtems — mit fich führt. 
Das legt die Erwägung nahe, Hier doch im Wege der Gefeßgebung, 3. B. durch 
Beitimmungen über das Minimum der Baarreferve für die ſtets- und Eurzfälligen 
Berbindlichkeiten, Vorkehrungen zu treffen. 

y) Endlich find die modernen großen Banken die Haupthebel der Ent- 
widelung der Macht des Privatfapitals, der neuen Geld» und Börien- 
arijtofratie und bieten im dieſer Hinficht gerade auch in der Form der Aktiengefell- 
ichaften große jozialpolitifche Bedenken. Das würde zur Erwägung führen, ob man 
nicht auch Hier, ähnlich wie bei Berfehrsanitalten, im Berficherungswejen u. ſ. w., 
das große öffentliche Bankweien mehr und mehr aus der privatwirthichaftlichen in 
die gemeinwirtbhichaftliche und öffentlich-rechtliche Form von Anftalten 
des Staats und der Selbitverwaltungsförper, der Provinzen, Kreife, Ge— 
meinden, hinüberführen könnte und ſollte. Techniſch und ökonomisch find dieje Körper 
durchaus geeignet, im Allgemeinen ebenjo, wie die Aftiengejellichafiten, Bankgeſchäfte 
ordentlich zu führen. Das Sparkaſſenweſen ift jehr allgemein jchon Sache jolcher 
Körper, einzelne andere Banken bejtehen bei uns und anderswo auch jchon als 
Kommunal», Bezirks-, Staatsanftalten. Namentlich möchte ein umfafjendes Grund 
freditbankweien in Form von Staats-, Provinziale und Hommunalanftalten wol viel 
beſſer fungiren, als das bejtehende der Aktiengefellichaften. Ein prinzipieller Ausſchluß 
der leiteren von diefem Gebiete durch die Rechtsordnung wäre dann zu erwägen. 

II. Bettelbantreht und Bantnotenausgabe insbejondere. 

1) Eharafter im Ganzen. Biel allgemeiner und tiefergreifend war von 
jeher faft überall die Intervention der Staatögejeßgebung auf diejem bejonderen Ge— 
biete. Und während diefelbe beim ſonſtigen Bankweſen fich allmählich verringert hat, 
ift gerade hier eine entgegengefeßte Tendenz ziemlich allgemein zur Entwidelung ges 
langt. Mehrfach ift ein jürmliches Notenregal Eonftituirt oder auch ohne ein 
folches die Banfnotenausgabe allgemein an die Staatögenehmigung ge— 
fnüpft und dabei wenigitens in Guropa gewöhnlich mehr oder weniger (Groß— 
btitannien, Deutjchland, Italien u. a.), ſelbſt völlig bei einer einzigen Anjtalt 
centralifirt worden („Monopolbank“, Frankreich, Oeſterreich- Ungarn, Belgien, 
Holland u. a. m.). Auch wo aber das Recht zur Notenausgabe einer Reihe von 
Banken ertheilt wurde, alfo im Prinzip Dezentralifation blieb (Nordamerika), traten 
in Betreff der Errichtung und des Betriebes diejer Zettelbanfen die eingreifenditen 
Beichränkungen durch die Gejeßgebung ein. Gerade das Recht der Notenausgabe 
wurde ferner vielfach einer Bank zu dem Zweck verliehen (oder es wurde auch eine 
Staatsanftalt damit betraut), um mittels eines folchen Privilegs, dem fich dann 
auch wol noch andere Vorrechte für jonjtige Bankgejchäfte anfchloffen, eine Bank zu 
einer mächtigen Anjtalt für die Hebung des Kreditweſens und der ganzen Volks— 
wirthichaft eines Landes zu machen: das Syſtem der „privilegirten Zettel- 
banken“ nad Gefichtöpunften dev Wohliahrtöpolizei oder Volkswirthſchaftspolitik, 
mit denen fich auch wol fiskaliſche Intereffen verbanden. In neuerer Zeit find 
zwar dieſe Gefichtspunfte zurücgetreten, aber andere tauchten auf und wirkten in 
derjelben Richtung. Gerade die Notenausgabe jchien im Intereſſe des gefammten 
Verkehrs wie der Noteninhaber einer bejonderen legislativen und abminiftrativen 
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Regelung jeitend des Staates dringend zu bedürfen, um Mißbräuche mit ihr thun— 
licht zu verhüten (vermeintliche Gefahr der „Ueberemiſſion“ oder Zuvielausgabe von 
Noten, angenommener Einfluß davon auf Spekulation und Preife, gefährliche Zu— 
fammenziehung des Notenumlaufs in Krifen, Einjtellung der Baarzahlungen oder 
jelbft völliger Zuſammenbruch von Zettelbanfen, Ruin der Noteninhaber, Zerrüttung 
des Geldwejens u. ſ. w.). Beſonders werden folche Gefahren (kaum allgemein mit 
Recht) vom dezentralifirten Zettelbankweſen, jchon wegen der Konkurrenz der einzelnen 
Banken untereinander, gefürchtet. Daher hier, jelbjt unter den Vertretern der liberal: 
individualijtiichen Wirthichaftspolitit, dad Streben nach inhibirenden und 
rejtringirenden Bankgeſetzen, womöglich zugleich nach größerer oder völliger 
Gentralifation der Notenausgabe bei einer einzigen großen Bank, welche dann 
als Attiengejellichait unter unmittelbarer Staatskontrole jtehen jollte oder 
ſelbſt als Staatsanftalt einzurichten wäre. An fie dann aber einerjeits „im 
Verkehrsinterefje“ und „zur Negelung des Geldumlaufs im Lande“, aljo wieder aus 
voltswirtbichaftsspolitiichen Gründen Gewährung eines umfaſſenden Notenprivilegs, 
andererjeitd aus Nüdfichten auf die Sicherheit und Gejundheit des Geld» umd 
Bankweſens wieder gewifle Beichränkungen auch folcher Gentralbanten, in Betreff der 
Höhe, öfter nach der Dedung des Banfnotenumlaufs, der Größe der einzelnen No— 
tenjtüde, des Betriebes anderweiter Bankgejchäfte, der Größe des Stammkapitals und 
Referveionds u. ſ. w.; endlich Wahrnehmung der finanziellen Staatsinter— 
efien gegenüber diefen Banken durch Antheile am Gewinn, Steuern, bejtändige 
Darlehen an den Staat ala Entichädigung für das Notenprivileg. Eine, wenn auch 
nur die Hauptpunkte hervorhebende Darlegung der Entwidelung des Zettelbanfrechts 
in Großbritannien und Deutſchland möge etwas näher im Einzelnen zeigen, 
wie fich diefe Dinge geitaltet haben. 

2) Britiihes Recht. a) England. Die berühmte, 1694 gegründete 
Bank von England war jchon nach ihrer erjten Karte eine eigentliche Aftien- 
gejellichaft mit Korporationsrecht, mit begrenzter Haftbarkeit ihrer Theilhaber für 
den eingejchoffenen Betrag. Ein ausfchließliches Privileg erhielt fie erſt 1708 für 
die Notenausgabe und für den Betrieb gewiffer anderer Bankgeſchäfte, aber nur ge 
genüber Bankgejellichaften von mehr ala ſechs Partnern. Kleinere (jog. Privat: 
banken, j. oben) durften jolche Gejchäfte betreiben und auch Noten anögeben, was 
auch im Laufe des vorigen Jahrhunderts in bebeutendem Make geihah. Grit 
im Jahre 1826 wurden in England, aber zunächſt nur außerhalb Londons, 
größere Gejelljichaitsbanten, jog. joint-stock-companies, gejtattet und zwar 
ohne bejondere Staatögenehmigung. Diefelben unterjtanden im rechtlicher Hinficht 
dem allgemeinen Engliſchen Companies-Recht, d. h. insbeſondere fie hatten 
das Prinzip der unbegrenzten Haftbarfeit zur Bafis, waren aljo nicht Aktienbanten 
in unferem technifchen Sinne Sie durften alle Bankgeſchäfte betreiben, ein— 
ihließlich der Notenausgabe, und bald, bejonders in den dreißiger Jahren, 
entjtanden zahlreiche ſolche Zettelbanten. Im Jahre 1833 wurden jolche Joint- 
Stock-Banken auch in London jelbjt, hier jedoch ohne das Recht der Notenausgabe 
zugelaffen. Die Noten der Bank von England wurden damals auch zum geſetz— 
lihen Zahlmittel (legal tender) für alle Zahlungen in England (nicht in 
Schottland und Irland), jo lange fie prompt eingelöft wurden, erflärt. Bis dahin 
bat im Uebrigen der Staat die Banfnotenausgabe der Hauptbank, wie der Privat: 
und Joint-Stod-Banten nicht weiter geregelt, ala daß jchon Ende des vorigen Jahrh., 
dann von Neuem jeit 1826 verboten war, Noten unter 5 Pid. Sterling aus 
zugeben. Während der Franzöſiſchen Kriegszeit von 1797 bis in die zwanziger 
Jahre, wo großentheild die Noten der Englischen Bank uneinlösbar waren umd 
Zwangskurs hatten, galt diefe Beichränfung nicht. Vorſchriften über die Höhe des 
Notenumlauis und die Dedung defjelben fehlten allgemein. 
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In den dreißiger Jahren entwidelte fi) dann der Notenumlauf, bejonders 
auch der Joint-Stock-Banken ſtark, weshalb man diejen Banten (übertreibend) einen 
ihlimmen Einfluß auf die damaligen Spekulationen und Kriſen zufchrieb. Zugleich 
operirte die Englijche Bank nicht geichidt. Das Alles, neben gewiffen, im Wejent- 
lichen unrichtigen Doktrinen über Geld, Banken und Noten (jog. Currency Theorie), 
führte im Jahre 1844 zu einer einjchneidenden neuen Gejeßgebung über die 
Englifchen, im Jahre 1845 auch über die Schottifchen und Iriſchen Zettelbanten 
durh Sir Robert Peel („Peel’fhe Bankacte“). Die Bank von England 
wurde danach in zwei ganz getrennte Abtheilungen getheilt, das department 
of issue fürdie Notenausgabe, und das banking department für die anderen Bantgeichäite. 
Dem eriteren wurden ala Aktiva die Schuld des Staats an die Banf (11015100 
Pr. St.) und ein weiterer Betrag von Fonds ıc., zufammen 14 Mill. Pi. St. 
überwiejen, für welchen Betrag die Bank metalliich ungededte Banknoten ausgeben 
darf. Jede weitere Note muß voll mit Metall gededt fein. Im Bankdepartement 
ſteht das Depofitengeichäft, das regelmäßig den größten Theil ſeines Baarfonds an 
das andere Departement übergiebt und dafür Noten empfängt, ferner figurirt hier auf 
der Bajfivjeite das Aktienkapital (14553000 Pf. St.) und der Rejerveionds der 
Bank (über drei Mill. Pr. St.), auf der Aktivfeite jtehen die Ausleihungen und der, 
wie gejagt, fait ganz in Noten (meben einer Kleinen Geſchäftskaſſe) gehaltene Baar- 
fonds dieſer (Depofiten-) Abtheilung. Auf diefe — wenig zwedmäßige, in Krifen 
verhängnißvolle — Weife ift der metalliich ungededte Notenumlauf der Englifchen 
Bank geſetzlich feſtbeſchränkt, jebt ſchon feit länger auf 15 Mill. Pi. St. 
(jog. „Direkte Kontingentirung“), der wirkliche Notenumlauf (abgejehen von 
den Noten in der Bankabtheilung) ijt neuerdings meift ca. 25—28 Mill. Pi. St. 
Weitere beichränfende Vorjchriften über den Notenumlauf, feine abjolute Höhe, Dedung 
u. j. w. beitehen für die Engliiche Bank nicht, nur dürfen die Noten auch jet nicht 
auf weniger ala 5 Pr. St. lauten. Den übrigen zahlreichen Privat» und Joint— 
Stod-Zettelbanfen Englands blieb zwar das Recht der Notenausgabe, doch wurde 
dafjelbe tür eine jede Bank auf den Betrag der Notenemiffion von 1843—1844 
beichräntt, neue Zettelbanken duriten nicht errichtet werden, die alten verloren in 
gewiffen Fällen ihr Notenrecht, das dann theilweife der Bank von England zumwächit, 
ihre Gefammtzahl und die Summe des Notenumlaufs der fleinen Banken hat ſich 
vermindert, indeffen gab es 1873 noch immer 175 (wovon 119 Privat-, 56 Joint: 
Etod=) Banken mit 5 Mill. Pi. St. Notenumlauf. Weitere Vorjchriften über die 
Dedung der Noten u. ſ. w. fehlen im Engliſchen Bankrecht auch für diefe Banten. 

b) In Schottland war die Entwidelung etwas anders als in Gngland. 
Die dort im Jahre 1695 gegründete Bank von Schottland (mit Korporationsrecht, 
beſchränkter Haftbarkeit) erhielt gleich Anfangs ein ausjchließliches Bankprivileg, 
das aber 1726 aus politifchen Gründen nicht erneuert wurde. So fonnte jchon 
1727 eine Konfurrenzbanf, ebenfalla mit Korporationsrecht, die Royal-Bank von 
Schottland entjtehen, der ſpäter noch eine dritte Bank mit Korporationsrecht zur 
Seite trat. Neben diefen bildeten jich aber von der Mitte des 18. Jahrhunderts 
an allmählich eine größere Anzahl Joint-Stock-Banken, alle mit unbegrenzter Haft— 
barkeit. Beide Kategorien von Banken betrieben das umfaſſendſte Banfgeichäft, 
jpäter bejonders Depofitengejchäft, aber alle gaben aud Noten, bis auf 1 Pf. St.- 
Noten herab, aus, die fich volljtändig einbürgerten. Cine gejegliche Beſchränkung 
beftand nicht weiter. So bietet Schottland ein Beifpiel großartigen, foliden, ganz 
decentralijirten, freien Bank und Zettelbantweiend. Im Jahre 1845 wurde jedoch 
ebenfo wie in Irland die Peel’iche Bankacte, etwas modifizirt, auch in Schottland 
eingeführt, namentlich der Notenumlauf jeder Bank auf den Durchichnitt der Gir- 
fulation im voraufgehenden Jahre beichräntt.e Doch dürfen die Banken darüber 
hinaus Noten auögeben, aber nur gegen volle Metalldedung, von welcher Befugniß 
fie auch reichlich Gebrauch machen. Neue Zettelbanfen würden auch hier eines Ge— 
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jees bedürfen. Vorſchriften über die jonjtige Notendedung und die anderen Bank— 
geichäfte fehlen. Freiwillig haben die Schottiichen Banken, welche mit einem Neß 
von Filialen das ganze Land eng umfpannen, ein Syſtem des regelmäßigen Notenaus- 
taufches eingerichtet, welches ala ein Kontrol- und Beichräntungsmittel des Noten- 
umlaufs wirft und den Noten die allgemeine Brauchbarkeit im Verkehr, gleich den 
Noten einer Gentralbanf, verbürgt. Die Zahl diefer Schottiichen Banken war 1873 
11 mit 5,6 Mill. Pi. St. Notenumlauf, über 700 Filialen und 60—70 Mill. 
TH. St. Depofitenjchulden. Achnlichkeit mit diefem Schottifchen Zettelbankwejen zeigt 
dasjenige einiger Nordamerikanifcher Staaten, bejonders von Maffachujetts, auch das 
Schweizerifche. 

c) Während fo im Britiichen Zettelbankweſen ein rejtringirendes bankpoli— 
tiiches Prinzip im Bankrecht zur Geltung fam, hat fich in einem entjcheidenden 
Punkte das Bankrecht für die übrigen, nicht Noten auögebenden Banken freier 
geitaltet. Allmählich, bejonders jeit 1837, hat nämlich das Prinzip der begrenzten 
Haftbarfeit im Gejellichaftsrecht für die jog. Joint-Stod-Gompanies Eingang gefunden, 
jo daß leßtere dadurch zu Aktiengejellichaften im fontinentalen Sinne wurden. Für 
einzelne Arten von Gefellichaften, darunter auch für Bankgeſellſchaften, blieb aber 
wegen des beionderen Zweds der Unternehmung diejes Prinzip noch ausgejchlofien. 
Pan hielt dafür, daß durch den Grundfaß der unbeſchränkten Haftbarkeit ein Maß 
der geſchäftlichen Solidität geſichert werde, wie auf kaum eine andere Weiſe und 
glaubte namentlich bei Banken an dieſem Grundjah fefthalten zu ſollen. Indeſſen 
ging die Richtung der Zeit doch auch hier auf die Umgejtaltung des Nechts und 
manche neuere Erfahrungen, befonders in der Kriſis von 1857, wo auch eine große 
Schottiſche Bank zuſammenbrach und eine andere ftodte, zeigte, daß jener Grundſatz 
doch nicht ficher die gepriefenen Folgen habe, andererjeits aber für die Aktionäre 
verhängnißvoll wurde. So haben denn Geſetze von 1858 und 1862 auch für 
Banken die begrenzte Haftbarfeit zugelaffen. Zahlreiche Banken find jeitdem nad 
diejem Wechtsprinzip errichtet, befonders auch ſog. Finanzkompagnien (jpefulative, 
Credits-mobiliersartige Banten), von denen freilich manche feine erbauliche Entwide- 
lung nahmen, Die Zettelbanken, mit Ausnahme der alten inforporirten (Bank von 
England jelbit, drei Schottiiche, Bank von Irland), beruhen aber jüänmtlich auf dem 
alten Prinzip und würden auc ohne Verluſt ihres Notenrecht3 nicht in der neuen 
Weiſe umgejtaltet werden fünnen. Auch die wichtigsten und jolideften Depofitenbanten, 
jo die großen Londoner Yoint-Stod-Banfen, haben noch die unbegrenzte Haftbarfeit. 

3) In Deutichland genügt es für unferen Zweck nur bis zur Periode der 
zwanziger und dreißiger, bzw. vierziger Jahre des 19. Jahrhunderts zurüdzugeben, 
von wo erjt eine Gejchichte des eigentlichen Zettelbankweſens und wirklicher Bank— 
notenausgabe datirt. Einzelne ältere öffentliche Banken waren meiſtens mehr jtaats- 
finanzielle als £freditwirthichaftliche Einrichtungen und die etwaigen Bankſcheine jolcher 
Banken mehr eine Art Staatöpapiergeld. ine unmittelbare Verbindung des neueren 
Zettelbankweſens und der Banfnotenausgabe mit diefen älteren Banken befteht nicht. 
Selbit die Preußiſche Bank, obwol aus der älteren Königlichen Bank hervor» 
gegangen, ift doch erft durch die wichtige Reform von 1846 eine moderne Zettel 
bank geworden. Natürlich war bis 1866,67, bzw. 1870 das Deutſche Zettelbant- 
recht fein einheitliches Deutjches, jondern ein ftreng partifuläres, verichieden in jedem 
Staate, wenn auch mehrfach auf gleichen oder ähnlichen Rechtsprinzipien beruhend. 

a) In Preußen war die Errichtung von Aktiengeſellſchaften, daher 
auch von Banken in diefer Form jeit Alters an Staatsgenehmigung ge 
fnüpft, jo auch im Gejeg vom 9. November 1843 über Altiengefellichaften. Das 
Recht, die Erlaubniß zur Ausgabe von Banknoten zu geben, vindizirte fich der Staat 
ebenfalls, ähnlich wie in anderen Ländern, ein folches Recht wol ala Konſequenz des 
Münzregals betrachtend, — gewiß bei der Nothiwendigfeit, ein jolches Regal ftrikte 
zu interpretiren, eine rechtlich nicht haltbare Auffaffung. Seit dem Gejeg vom 
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17. Juni 1833 war aber für die Banfnotenausgabe der Rechtsboden unzweifelhaft, 
indem dieſes Gejeg in $ 1 bejtimmte, daß „Papiere, wodurch die Zahlung einer 
beitimmten Geldfumme an jeden Inhaber veriprochen wird, von Niemandem aus— 
geitellt und in Umlauf gejeßt werden dürfen, der dazu nicht die fönigliche Ge- 
nehmigung erhalten hat“. Hierunter fallen vor Allem Banknoten (übrigens auch 
auf den Inhaber lautende Depofitenjcheine, einerlei ob auf Sicht oder auf beitimmte 
Termine zahlbar). Schon vordem hatte die Pommerſche ritterjchaftliche Privatbank 
im Jahre 1824 das Recht zur Ausgabe von Bankfcheinen für 1 Mill. Thaler, 
den Betrag ihres Stammkapitals, erhalten. 1833, bzw. 1836 wurde & ihr ent- 
zogen, ihr dafür aber ein Borfhuß von Y, Mill. Thaler Staatäfaffenanmweifungen ge— 
geben. Auch die in 100—1000 Thalerftüden ausgegebenen Bankkafjenjcheine der 
Königlichen Bank, damals einer reinen Staatsanftalt, wurden 1836—37 eingezogen 
und dafür der Bant 6 Mill. Thaler Staatsfafjenanmweifungen überwiejen. Grit 
im Jahre 1846 wurde diefe Bank in die Preußifche Bank unter Betheiligung von 
Privatperfonen mit einem Kapital von 10 Mill. Thaler verwandelt, woneben der 
Staat jelbjt mit einem Tleinen Aktivfapital bei der Bank betheiligt blieb. Dieſe 
Bank wurde dann als Zettelbank eingerichtet. (S. Kabinetsordres dom 11. April 
und vom 18. Juli 1846, und befonders Bankordnung vom 5. Dftober 1846.) 
Sie war zwar nicht in allen rechtlichen Formalien eine eigentliche Aktiengejellichait, 
aber doch ein derjelben nahe verwandtes Inftitut. Die Hauptbant wie ihre Kon— 
tore und Kommanditen Hatten ausdrüdlich die Eigenſchaft juriftifcher Perſonen. 
Die Einjchüffe der Privaten lauteten über 1000 Thaler und auf den Namen, fog. 
Bantantheilfcheine, deren Uebertragung durch Ab- und Zujchreiben in den Büchern 
der Bank nach vorgejchriebener Form erfolgte. 

Dieje Preußische Bank bejaß nun lange Zeit, zum Theil bis zu ihrer Auflöſung, 
bzw. bis zu ihrem Uebergang in die Deutſche R. in Preußen ſehr wichtige 
Privilegien, denen freilich auch weſentliche, namentlich finanzielle Laſten und 
Pflichten zu Gunſten der Staatskaſſe und gewiſſer wirthſchaftlicher Intereſſen ent— 
ſprachen. Man muß dabei berückſichtigen, daß die Bank zwar ihrem Stammkapital 
nach überwiegend Privaten gehörte, doch ganz unter Staatsverwaltung ſtand und in 
vieler Hinſicht doch wie eine wirkliche Staatsbank anzuſehen war, indem namentlich 
ihr Ertrag in bedeutendem Maße dem Staate zufloß. Aus dem Reinertrag erhielt 
nämlich zunächſt der Staat für fein Aktivkapital in der Bank (zuletzt ca. zwei Mill. 
Thaler) 3Y,, die Privatbetheiligten für das ihre 41, Prozent, der Reſt fiel, nach 
erfolgter Dotation des Rejervefonds, beiden Intereffenten je zur Hälfte zu. Außer 
den aus dem Gharafter eines QDuafi-Staatsinftituts fich erflärenden Rechten des 
Fiskus, welche die Bank im Allgemeinen genoß, der Stempel-, Sportel= und Porto- 
freiheit, gewiffen vom Gemeinen Recht abweichenden Vorrechten im Lombardgeſchäft 
hatte die Preußiiche Bank als Bank vier wichtige Privilegien: 1) Sie war und 
blieb lange Zeit neben der Pommerjchen Bank in Stettin die einzige größere 
öffentliche Bank, indem andere Bankaktiengejellfchaften nicht fonzeffionirt wurden, 
weswegen man in Preußen zeitweilig für folche Banken die Form der Kommandit- 
geiellichaft auf Aktien wählte, bis auch diefe mit der Einführung dee HGB. an 
Staatögenehmigung geknüpft wurde. — 2) Die Preußifche Bank Hatte zwar rechtlich 
niemals, aber thatjählich nahezu immer in Preußen daa Monopol ala 
Zettelbant. Grit vom Jahre 1848 an wurde die Errichtung von fleinen Noten— 
banten auf Grund ziemlich ſchwerer Normativbeitimmungen zugelaffen, die aber ins— 
gejammt nur für 7 Mill. Thlr. Noten jollten ausgeben dürfen. 1848 entjtand nur 
eine, 1850 eine zweite, dann 1856 einige weitere kleine jolche Banken, regelmäßig 
mit je einer Mill. Thaler Notenausgabe. Die Preußifche Bank durfte dagegen jchon 
1846 15, bzw. 21 Mill. Thaler Noten ausgeben und 1856, — wo ihr privates 
Stammtapital auf 15 (1866 auf 20) Mill. Thaler erhöht und — Staat und 
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Bank ein Vertrag über die Einziehung von 15 Mill. Thaler Kaſſenanweiſungen 
mittels einer von der Bank zu verzinjenden und zu tilgenden Staatsanleihe ab— 
geichlofien wurde, — ward das Notenrecht der Bank ein unbeſchränktes (doc 
duriten blos 10 Mill. Thaler in Zehnthalernoten beitehen) gegen die Verpflichtung, 
mindeftens , baar und den Reſt der Noten mit banktmäßigen Wechjeln zu deden. 
Seitdem hat die Bank auch ihren Notenumlauf ftart ausgedehnt und die beherr- 
chende Bankſtellung nicht nur in Preußen, jondern fchon vor 1866 in ganz Deutich- 
land errungen. — 3) ferner mußten alle Depojiten der Vormundſchafts- und 
Gerichtsbehörden, Kirchen, Schulen ꝛc. bei der Bank angelegt und von diejer mur 
mäßig verzinft werden. — 4) Endlich wurde die Annahme verzinslicher 
Depojiten anderen Öffentlichen Banken unterfagt. Sie ift den Privatnotenbanten 
erit im Jahre 1857 in beſchränktem Maße erlaubt worden. Die Preußiiche Banf 
hat daher eine in feltenem Umfange privilegirte Stellung eingenommen. Die Anz 
nahme ihrer Noten an den öffentlichen Kafjen kam ihr ebenfalls jehr zu ftatten. 
In den großen politifchen Srifen von 1866 und 1870 bewährte die Preußische Bant 
voll und ganz die Leiftungstähigkeit einer großen nationalen Gentralbant 
und erwarb fich berechtigter Maßen die Anmwartichaft, zur Deutichen R. erhoben zu 
werden, wie es denn auch geichah. 

b) Nicht unerheblich, aber keineswegs durchaus erfreulich war die Entwidelung 
des Zettelbankweiens in den übrigen Deutjhen Staaten. Der leitende 
Rechtsgrundſatz war auch Hier überall da8 Erforderniß der Staatsgeneh— 
migung fpeziell für die Errichtung einer Zettelbank oder für die Notenausgabe. 

a) Die Mittelftaaten waren im Mllgemeinen mit der Grtheilung von 
Notenprivilegien ſehr reſervirt. Den Anfang machte Bayern, welches feiner 
wejentlich für andere Bank- und jogar Verficherungsgeichäfte gegründeten Bayerischen 
Hypotheken- und Wechſelbank durch Gejeg vom 1. Juli 1834 fogar ein aus— 
ihließliches Privileg der Notenausgabe auf 99 Jahre (!) für 8 (feit 1866 für 
12) Mill. Gulden (nicht unter 10 Gulden das Stüd) ertheilte: ein Privileg, das 
bei der Banfreform von Neichöwegen in den fiebziger Jahren noch bejondere Be: 
rüdfichtigung finden mußte. Im gewerbreichen Königreich Sachſen wurde die 
Leipziger Banf 1839 mit einem unbeſchränkten Notenrecht (nicht unter 
Zwanzigthalerftüden und mit 2, Baardedung jedoch), jpäter noch drei fleinere 
Banken mit einem Kleinen Notenrecht, 1865 dann die in größerem Maßſtab errich- 
tete Sächſiſche Bank in Dresden ebenfalld mit einem unbeſchränkten Noten: 
recht Eonzeflionirt. In Medlenburg- Schwerin erfolgte 1850, in Hannover 
1856, im Großherzogthum Heſſen 1855 die Konzeſſion einer eigenen Notenbant. 
Baden fchritt dazu, richtiger Weife auf Grund eines bejonderen Geſetzes (5. Juni 
1860), welches bie ai von Banknoten an den Erlaß eines Geſetzes fmüpite, 
erit 1870, Württemberg 1871. Bon den jelbjtändigen Stadtitaaten, wo ein reelles 
Bedürfniß nach Zettelbanten vorlag, Haben Frankfurt a. M. 1854, Bremen 
1856, Lübed 1856, bzw. 1865 (zwei Inſtitute) Zettelbanfen erhalten. Nur 
Hamburg bat fich nicht zu einer Konzeſſion verjtanden und war, als eine dortige 
Bank Anftalten zur Notenausgabe traf, was nach dem bejtehenden Recht kaum zu 
hindern gewejen wäre, daran, im adminijtrativen Wege dagegen einzufchreiten, 
worauf jene Bank auf ihre Abficht verzichtete (1864). 

8) In kaum zuläffiger Weile wurde dagegen in einer Reihe Deuticher Klein— 
ftaaten das Konzeſſionsſyſtem dazu benußt, um für Zettelbanten in einem jolchen 
Staate das Domizil zu erlangen und von da aus in den benachbarten größeren 
Staaten, bejonders in Preußen und Sachen, durch Filialen und Agenturen Ge 
ichäfte treiben und die Noten hier verbreiten zu laffen. Dieſe Banken waren zudem 
mehrfach in zu großem Maßſtabe angelegt, hatten umfangreiche, zum Theil uns 
beſchränkte Notenrechte, öfters einen für eine Zettelbank zu weit gegriffenen und jelbit 
unpaffenden Gejchäftsfreis, nicht immer hinlänglich jolide Vorſchriften über die Noten- 
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defung, und endlich ganz unverhältnigmäßig lange Konzeffionsdauer, bis Ende dieſes, 
Anfang, ja Mitte des 20. Jahrhunderts. Auf Grund folcher Konzeffionen wurde 
ſchon 1847 eine Zettelbant in Anhalt-Deflau, dann, während der Spekulations— 
periode Mitte der fünfziger Jahre, weitere zu Weimar 1853, zu Gera 1854, zu 
Gotda, Meiningen, Sonderöhaufen, Büdeburg (!), Homburg (!) 1856 errichtet. 
Man muß zwar zugeitehen, daß alle diefe Banken beffer waren ala ihr Ruf, daß 
ihre gefammte Notenausgabe fich nicht allzu jehr ausdehnen konnte, troß der Be— 
fugnifje dazu, daß eine Stodung der Baarzahlung bei feiner, nicht einmal im Mit- 
teldeutjchen Kriege von 1866 vorgefommen ift. Aber die Noten diefer Banken 
waren jehr mannigfaltig, gingen auf fleine Beträge herab, wurden oft künſtlich weit 
vom Domizil der Bank, wo fie allein eingelöft wurden, in Umlauf geſetzt und er— 
halten, und bildeten jo eine läftige Art von Umlaufgmitteln, ganz ähnlich wie das 
tleinſtaatliche Staatspapiergeld, das meistens diejelben Staaten ebenjalla in einer 
zur Kleinheit diefer Staaten in Mikverhältniß ftehenden Menge ausgegeben hatten. 
Auch umterftügten manche diefer Banken unſolide Geichäfte und fchadeten dadurch. 
Die Preußische und mitteljtaatliche Bankpolitit, welche im Ganzen die Entwidelung 
fleiner Zettelbanten innerhalb des eigenen Staates zu hemmen fuchte, wurde nicht 
ohne Griolg von diejer Fleinftaatlichen Bankpolitik gefreuzt, jo daß in der That in 
den Konzeffionsertheilungen diefer Kleinftaaten (3. B. vom Staate Schaumburg: 
Lippe für eine Bank mit unbegrenzter Notenausgabe, in den verſchiedenſten Wäh— 
rungen, jelbjt in Hamburger Mark Banko, mit Hundertjähriger Konzeffionsdauer!) 
ein für die bolitischen und öffentlich-rechtlichen Verhältniffe im alten Deutichen Bunde 
nur zu charafteriftiicher Mißbrauch der Souveränetät gefunden werden muß. 

c) Die größeren Staaten, Preußen, Bayern, Sachſen, Baden u. a. m., glaubten 
diefem Zuftand gegenüber zu Neprefjalien greifen zu müſſen, welche freilich dem 
Bundesverhältniß und vollends der Einheit des MWirthichaftsgebietes im Zoll: 
verein wenig entiprachen, auch nur theilweife Erfolg hatten, aber nur die Konſequenz 
des Zettelbankrechts diefer Staaten waren: fie jchritten zu theilweiien oder gänzlichen 
Berboten aller oder gewiffer Sorten ausländijchen Staatspapiergeldes und Bank— 
noten (1855, 1857) und ftellten die Zahlungsleiftung damit unter Strafe. Das 
Königreich Sachien ließ fremde Noten über 10 Thaler nur zu, wenn die betreffenden 
Banken in Sadjen Einlöfungsftellen errichteten. Rechtlich entjtanden dadurch ganz 
unbaltbare Zujtände, millioneniache Straffälle, — thatſächlich änderte fich wenig, 
nur etwa, daß die Notenjtüde unter 10 Thaler, die bejonders verpönt waren, durch 
größere vielfach erjeßt wurden. DBereinbarungen über eine gemeinfame Regelung 
dieſer Dinge wurden im Zollverein angeregt, e8 fam aber nicht einmal zu ernſt— 
lichen Berhandlungen darüber. 

d) So entwidelte fich das Deutiche Zettelbankwejen auf diefer ganz parti= 
fularrehtlidhen Bafis weiter, noch über 1866 und 1870 hinaus, bis das 
Deutiche Reich eine neue einheitliche gefeßliche Regelung in die Hand nahm, die in 
der That jehr nothwendig war. Die Preußiiche Bank dehnte nach 1866 ihre Ge- 
chäfte auf die neuen Provinzen, 1871 auf Eljaß-Lothringen aus. Die Kriegsereig— 
nifle, dann die Einftrömung der Franzöfiichen Milliarden, der ungeheuere Spekula— 
tions⸗ und Geichäftsauffchwung 1871—73 führte zu einer ftarfen Vermehrung des 
Notenumlaufs, was zu neuen, aber faum jpeziell begründeten Vorwürfen bejonders 
gegen die Kleinftaatlichen Banken Anlaß gab, da wenigjtens bei den anderen, bes 
jonders der Ton angebenden Preußiichen Bank, der Entwidelungsgang im Ganzen 
derielbe und eben durch die DVerhältniffe bedingt war. Der gefammte Deutiche 
Notenumlauf war Mitte 1870 258, März 1873 (ungefähr der Höhepunkt) 480 
Mil. Thaler, davon dur Kaffe (meiſt Mtetallgeld) nicht gededt bzw. 121 und 
183 Mill. Thaler. Der Notenumlauf der Preußischen Bank allein betrug an diejen 
beiden den Anfang des Krieges und das Ende der großen Auffchiwungsperiode be— 
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zeichnenden Terminen 168 und 336 Mill. Thaler, wovon ungedeckt 78 und 120 
Mill. Thaler. Die Deutſche Zettelbankreform wurde nur verzögert durch die ihr 
mit Recht vorangehende Reform der Münzgeſetzgebung, und noch etwas erichwert 
durch die Verhältnifje des Deutichen Staatspapiergeldes, welches leßtere fait nod 
mehr einer Reform bedurfte. Bevor aber zum Schluß diefe Banfreform jelbit hie 
behandelt wird, ericheint c8 nothivendig, auf einige Punkte, welche bei der Ge 
jtaltung des Zettelbanfrechts und des Rechts der Notenausgabe befonders jchwierig 
und jtreitig find, und auch bei uns mitfpielten, in Kürze aus dem Gefichtspuntte 
de lege ferenda einzugehen. 

IV. Streitjragen des Zettelbanfrehts. 1) Iſt das Recht der Noten: 
ausgabe „jelbitverjtändlich“ ein nur dem Staate zujtehendes, nur von 
Seiten des Staats zu verleihendes Recht, infofern ein „Regal“? Rechtsphiloſo— 
phiſch entjchieden nicht! Nach dem pofitiven öffentlichen Recht eines Landes jedenialls 
nur dann, wenn ein unvordenkliches Herfommen oder ein beitimmtes Gejeh dafür 
nachzumeifen ijt. Griteres wird jchwer zu begründen, mindeftens leicht jtreitig ſein, 
(eßteres ift daher regelmäßig für den Fall zu verlangen, daß der Staat ein jolce 
Recht beaniprucht. Die beliebte Ableitung diejes Nechts aus dem Münzregal (in 
England, Defterreich, Preußen und anderen Ländern mehr in parlamentarischen Ber: 
handlungen vorgefommen, gewöhnlich, aber nicht immer, ohne Widerfpruch zu fin 
den) ift oben jchon als unhaltbar bezeichnet worden. Wol das Recht, Papiergeld 
mit Zwangsfurs auszugeben, aber nicht die Notenausgabe, kann ohne Weitere 
als ausjchließliches Recht des Staats gelten. Es ift daher der allein forrefte Weg, 
den man in Baden (j. oben) und neuerdings im Norddeutichen Bunde und Deutichen 
Reiche (ſ. unten) bejchritten hat, durch ein beſonderes Geſetz dem Staate dei 
Recht zu übertragen, allein die Befugniß zur Notenausgabe zu ertheilen, womit cin 
„Notenregal”“ begründet ericheint. 

2) Iſt aber die Konftituirung eines jolhen Notenregala — vor 
der Frage, ob dafjelbe und an wen eventuell e8 zur Ausnugung überlaffen werden 
joll, noch abgeſehen — richtig und nothwendig? Das läßt fich natürlich 
nicht abjolut beantworten, jondern ift wie alle folche fragen über den ausfchlieh: 
lihen Vorbehalt von Rechten für den Staat nad den Umftänden, alio wejentlid 
mit nah Zwedmäßigfeitsrüdfichten zu enticheiden. Zu behaupten ift mr, 
daß aus dem Weſen der Banknote, aus ihrer rechtlichen Natur wie aus 
ihrer wirthſchaftlichen Funktion eine jolche „Regalifirung der Noterrausgabe” 
nicht nothwendig folgt, einerlei, welche Auffaffung man in den eben genannten 
beiden Beziehungen von der Banknote hat. Nach unjerer, auch von Juriften, aber 
nicht allgemein, und von vielen, aber auch nicht allen Nationalöfonomen getheilten 
Auffaſſung ift die gewöhnliche Banknote, welche nicht ausdrüdlich, wie die Note der 
Banf von England, die Eigenschaft des gejeglichen Zahlungsmittel hat, rechtlich 
nicht Geld, fondern Anweifung auf Geld, wird mit ihr rechtlich nicht Zahlung 
geleitet, jondern nur wenn der Empfänger einwilligt (satisfactio pro solutione est), 
ift die Banknote troß einiger abweichenden juriftifchen Formalien nicht prinzipiell, 
fondern nur gradmweije nad ihrer Funktion im Berker von anderen Zahlung® 
mitteln des Kreditverfehre, Anweiſungen, Wechieln, Cheds u. ſ. w. verichieden. 
Namentlich wirkt fie auch nicht anders auf den Münzumlauf, verdrängt die Münze 
an fich nicht mehr aus dem Verkehr als andere Kreditumlaufsmittel und kredit— 
wirthichaftliche Einrichtungen (Girogejchäft, Checkweſen, Ausgleichungshaus), welche 
Münze „eriparen“. Auch diejenigen Defonomiften und Jurijten, welche die Banl- 
note rechtlich und ökonomisch mehr dem Gelde, Bejonders dem Papiergelde (beffen 
weientliche Merkmale nach unjerer Auffaffung Zwangskurs und Uneinlösbarkeit 
gegen ein anderes „Geld“ find) gleichjegen, können dieje wejentlich gleiche Verkehr 
funktion der Note mit ſonſtigen Zahlmitteln und Ginrichtungen der Kreditwirtbichait, 
d. h. offenfundige Erfahrungsthatiachen, nicht überjehen. Soll ein Notenregal abjolut 
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nothwendig fein, jo müßte e8 die Negalifirung aller jolcher Zahlmittel und Ein— 
richtungen auch jein. 

3) Wie verhält es fich dann mit der Zwedmäßigfeit der Konftituirung 
eines Notenregals und des Griordernifjes der Staatsgenehmigung (die 
wieder im Wege des Gejehes oder im adminiftrativen Verordnungswege 
erfolgen kann) für die Banfnotenausgabe? Cine Frage, welche mit der weiteren 
nah der Gentralijation oder Dezentralifation der Notenausgabe fich 
zwar nicht dedt, aber zufammenhängt. Kann und darf etwa jtatt folcher Regalifirung 
und der Staatögenehmigung für jeden einzelnen Fall (Syitem des Konzeſſions— 
zwanges) audh ein Syitem der Normativbedingungen für Zettelbanken 
Pla greifen, wo dann die Staatöverwaltung fich darauf beſchränkt, ich in jedem 
einzelnen Fall die Erfüllung folcher Bedingungen nachweijen zu laffen? Oder kann 
und darf etwa jelbft das Gemeine Recht (das HR. für Handelsgeſellſchaften, das 
Aktiengejellichaftsrecht) bier ohne Weiteres Anwendung finden, etwa mit einigen 
wenigen Speyzialbeftimmungen gerade für Zettelbanten wegen des Zwedes der 
Unternefmung, mit anderen Worten kann, im vollen Gegenjag gegen das Noten- 
regal und gegen die Monopolifirung der Notenausgabe in einem einzigen Gentral« 
institut „Zettelbankireiheit” gewährt werden, woraus dann gewöhnlich eine 
mehr oder weniger ſtarke Dezentralifation des Zettelbankweſens hervorgehen wird ? 
Beiſpiele Liefert das pofitive Recht verjchiedener Länder. Co kann man bis 1845 
in Schottland, von 1826 bzw. 1833 bis 1844 in England von Zettelbant- 
freiheit jprechen. Das jchon ältere Recht von New-York, das neuere von ganz 
Nordamerika (allgemeines Gejeg vom 30. Juni 1864) charakterifirt fich als ein 
Syſtem (ſehr ftrenger) Normativbedingungen. 

a) Eine prinzipielle allgemeine Verwertung jelbit der Zettelbankfreiheit it 
nicht mit dem ölonomifch-technifchen Moment zu begründen, daß daraus 
nothmwendig ein unjolides Bank», Kredit- und Geldweſen hervorgehe. Dieſe Be: 
fürchtung läßt fich durch Beifpiele der Erfahrung (Schottland, Schweiz, einzelne 
nordamerifanifche Staaten) und auch allgemein theoretiih aus den Funktionen der 
Zettelbanf und ihrer Noten widerlegen. Soweit die Bankfreiheit hier mit De: 
zentralifation zufammenhängt, ergiebt eine unberangene Unterfuchung gewiſſe Schwächen, 
aber auch gewifle Vorzüge der Dezentralifation vor der Gentralifation der Noten= 
ausgabe, jo daß das Urtheil wenigjtens in großem Umfang ein nur relatives 
fein wird. Gewiſſe Nachtheile der dezentralifirten Notenausgabe, bejonders die 
Vielfältigkeit der Noten, die beſchränktere Umlaufsfähigkeit, die Einlöfung an Neben- 
pläßen, Lafjen fich theils durch freiwillige Einrichtungen, zu denen das eigene Intereſſe 
die Banken führt (gegenjeitige Zahlungsannahme der Noten, Notenumtauſch, Schott= 
land, Maflachujetts, Syſtem der Schweizerischen Konkordats-Banken), theils durch 
einige geſetzliche Vorſchriften im Wejentlichen befeitigen, wodurch das Prinzip der 
Zettelbanffreiheit nur wenig modifizirt würde (Vorſchriften über die eben genannten, 
ſelbſt freiwillig eingeführten Einrichtungen, über gleichmäßige Notenformulare, über 
Noteneinlöfung an Gentralpuntten des Verkehrs für alle Banken — Nordamerikan. 
Geſetz, Deutiches Bankgeſetz —, mweitergehend: das Verbot, feine Noten unter einer 
gewiflen Höhe auszugeben, um die Fleineren Leute eventuell zu ſchützen und die 
Münze nicht aus den Eleineren Verkehrskanälen zu jehr verdrängen zu laſſen). Die 
Banknote wird hier nicht jo leicht dem Gelde im Verkehr gleichgeftellt werden, wie 
die Note einer mächtigen Gentral- oder Monopolbant, was in mancher Hinficht fein 
Gutes Hat. Ueberragt eine folche Bank auch die Eleineren Banken des dezentra= 
Liftiichen und Bankfreiheitsſyſtems durch ihre größere Leiftungstähigkeit in Kriſen — 
ein jehr wichtiger, und faft der enticheidende Punkt Für Gentralifation der Noten= 
ausgabe —, kann eine große Gentralbanf durch ein gutes Filialnetz die kleinen Pläße 
auch mit berüdfichtigen und den Geld- und Sreditverfehr eines großen Landes gut 
zufammenfaffen, jo vermag fich andererjeits die Heine Bank in kapitalarmen Ländern 
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(Nordamerika) durch Notenausgabe Kapital zu verichaffen, da fie am Meiſten in der 
Lage ift, individuell richtig nach den Lokalbedürfniſſen zu verleihen, mehr als die 
immer nothwendig etwas jchematifch operirende Gentralbant mit ihren Filialen. Die 
fleine Zettelbant hat auch mehr Trieb und Fähigkeit, das Depofitengeichäft zu ent- 
wideln, ala die Gentralbant, der die Notenemiffion alles erforderliche Kapital leicht 
zuführt. 

b) Andererjeit3 aber wird gerade die Zettelbankfreiheit thatſächlich am Meijten, 
oft allein von reichen Privatlapitalijten für die Gründung von Banken ausgenußt 
werden können. Solche Banken und überhaupt diejenigen (auch im Syſtem der 
Normativbedingungen), welche nicht unter jpeziellerer Staatskontrole jtehen, werden 
(eichter dem beionderen Klaffenintereffe einflußreicher privater Geichäftäfreife dienen. 
Die Kautelen gegen mißbräuchliche Kreditgewährung der Eleinen Zettelbanfen bieten 
fih zwar in der Kontrole des Publiftums, in der gegenfeitigen Kontrole der Banken 
jelbft, aber diefe Kautelen find jchwerer zu handhaben. In kritiichen Zeiten ſchwankt 
md wanft der Kredit jolcher Banken und ihrer Noten eher, woraus weitere allgemeine 
wirtbichaftliche Gefahren hervorgehen. Lauter Gründe, welche eine größere Staats— 
intervention auf diefem Gebiete, die Gentralifirung der Notenausgabe und das Prinzip 
der Staatögenehmigung wenigjtens oftmals rechtfertigen. 

c) Im Uebrigen wird bier aber auch fonft der Hiftorijch gegebene all» 
gemeine politifche und volfswirthichaftliche Charakter eines Landes mit 
zu entjcheiden haben. In den größeren Staaten Europa’s, zumal des Kontinents, 
hat fich nicht nur Hiftorisch die Staatsgenehmigung, die Gentralifation im Zettel— 
banfwejen eingebürgert: fie entjpricht auch dem modernen Zuge im Wirthichaftsleben 
und im Banfwejen fpeziell. Die abweichenden Verhältniffe anderer Länder (Schweiz, 
two aber Gentralifation der Notenausgabe jchon öfters angeregt iſt, Schweden, Nord» 
amerika, theilweife Schottland und England) zeigen nur, daß folche allgemeine 
Momente überall mitipielen, auch in der Geftaltung eines Spezialrechts wie des 
Zettelbankrechtse. Daraus wird man maßgebende Tyingerzeige für die Richtung einer 
Reform des Bankrechts entnehmen dürfen, 

d) Und zwar umfomehr, da jedenſalls neben manchen jpezifiichen banktechnijchen 
und banföfonomifchen Bortheilen der Regalifirung der Notenausgabe, des Prinzips 
der Staatögenehmigung für Zettelbanten und der jtärferen oder ſelbſt völligen Cen— 
tralifation feine entſcheidenden Nachtheile dieſer Geitaltung des Rechts, 
mindeſtens unter unferen fontinentalen Verhältniffen, abgeleitet und durch die Er— 
fahrung belegt werden können. Man Hat wol, im Hinblid auf manche Beiipiele, 
vor der Gefahr einer Verquidung der Banken mit den Staatsfinanzen gewarnt. 
Indeſſen laſſen fich Hiergegen in ruhigen Zeiten ausreichende jtaatsrechtliche Kautelen 
ihaffen. In unruhigen Zeiten zeigt das neue amerikanische Beifpiel im Bürgerkrieg, 
daß auch die Dezentralifation des Zettelbankweiens die Banken nicht vor finanzieller 
Ausbeutung ſchützt, oder der Staat giebt dann von fich aus Papiergeld aus 
(Defterreich, Nordamerika). Andererjeit? aber haben die großen Gentralbanten in 
fritifchen Zeiten auch für die Staatäfinanzen eine finanziell und politifch wichtige 
Stütze geboten (Bank von England in den Revolutionskriegen, Defterr. Nationalbank 
1848 ff., Preuß. Bank 1866, 1870, bejonders Franzöſiſche Bant 1870—71), ein 
Moment, das bei der Enticheidung wol mit zu beachten iſt. 

e) Speziell in den Deutjchen Berhältniffen wird man fich demnach für 
Notenregal und Staatsgenehmigung und, wenn nicht für völlige, jo doch 
für überwiegende Gentralifation der Notenausgabe bei einer großen Gentrals 
banf erklären dürfen. In diefer Weile ift auch die Deutiche Bankreform durch— 
geführt worden. Die völlige Gentralijation (Monopolbanf) it ſachlich micht 
geboten, Hat auch einige Mißſtände. Im Deutichen Reich wie in Großbritannien 
war fie, wenigitens zunächjt, durch den beftehenden Rechtäzuftand, wo es vorhandene 
Rechte zu ſchonen galt, ausgeſchloſſen. 
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4) Soll insbejondere die Gentral= oder Monopolbanfals reine Staats— 
anjtalt oder, wenigitend nach dem Gigenthumsverhältniß, ala Privatunter— 
nehmen, daher als Aktiengejellichaft oder dgl. errichtet werden? Sollen eventuell 
auch die übrigen Eleineren Zettelbanten ala wirkliche öffentliche Anftalten den 
Selbitverwaltungäförpern (3. B. den Provinzen) übertragen werden, augsichließlich 
oder neben privatwirthichaftlichen Zettelbanfunternehmungen, ala welche dann meistens 
nur Aftiengejelljichaiten zur Erwägung fommen werden ? 

Dieje Fragen find wiederum nicht abjolut, jondern nach den konkreten Verhält— 
niffen zu entjcheiden. In banktechniſcher Hinficht kann weder von einem all» 
gemeinen Vorzug noch einem jolchen Nachtheil des einen oder des anderen Syſtems 
die Rede jein. Nach feiner technifchen Natur, welche vollends bier alles jpefulative 
Moment ausfchließt, eignet fich das Zettelbankgeichäft und die Notenausgabe ſowol 
für die Bejorgung durch einen öffentlichen Körper (Staat u. f. w.), ala durch Aktien— 
gejellichaften. Die üblichen Gründe gegen jolchen Geſellſchafts- und gegen Staats— 
betrieb treffen nicht zu. Gegen große eigentliche Staatsbanfen hat man politische, 
namentlich Eriegspolitifche Bebenfen geltend gemacht, indem deren Fonds bei einem 
unglüdlichen Kriege gefährdet jein würden, und zu erwägen bleibt dies Moment, 
das bei uns mit für die Errichtung der R. ala Privatunternefnen den Ausschlag 
gab. Andererjeit? hat man allgemein-volfswirthichaftliche, finanzielle und ſozial— 
politische Gründe für reine Staatsbanfen vorgebracht, die wol entjcheiden dürften. 
Indeſſen ift zuzugeitehen, daß man, wie bei uns, auch eine Gentralbant ala Privat» 
unternehmen ganz unter Staatsverwaltung ftellen, die jachmännijch = technifche 
Beihülfe von Bertretungsorganen der Privatintereffenten dann bejonders leicht und 
zwedmäßig einrichten kann, ohne doch den Einfluß diefer Kreiſe zu jehr zu jtärfen, 
und daß fich durch Gewinnbetheiligung des Staates defjen finanzielle Intereffen 
an der Ausnugung eines Notenregals genügend wahrnehmen laffen. So ift, wie bei 
der Preußiichen und jeßt der R., der Unterfchied nicht groß. Namentlich müßte der 
Staat ja doch die Bank mit einem eigenen Kapital ausftatten, das ihm direkt oder 
indireft (bei Beichaffung durch Anleihen oder aus disponiblen Staatsfonds) wenigſtens 
großentheils die Zinjen fojten würde, welche im anderen Falle die Aktionäre als 
Dividende für ihr Kapital beziehen. Die Fortentwidelung der Dinge möchte gleichtwol 
bei uns zur reinen Staatsbanf binführen, d. 5. zur vollen gemeinwirthichaftlichen 
Drganifation des Zettelbankweſens. 

Weniger noch ala bei der Gentralbanf ift bei fleinen Banken eines ohnehin 
einmal auf dem Konzeffionsprinzip und der Staatäfontrole beruhenden Zettelbanf- 
weiens für die Form der Aktiengefellichaft zu jagen. Körper, wie in Deutichland 
die Mittelitaaten und die Preußifchen Provinzen, wären ganz geeignet, jolche Eleinere 
Zettelbanten auf eigene Rechnung zu betreiben. Die Schwierigkeiten der materiellen 
Kontrole der Verwaltung würden folchen Banken gegenüber erheblich geringer alg 
bei Aktienbanken fein. 

5) Welches ift, unter Vorausſetzung des Notenregala und des Konzeſſionsſyſtems 
als der Rechtsbaſis des Zettelbankwejens, die paffendfte Gejtaltung des Rechts für 
die Einrihtung und den Betrieb der Banken? 

Einzelnes wird auch hier nach den Landes- und Zeitverhältniffen zu bejtimmen 
fein. Die leitenden Grundzüge der Einrichtung und des Betriebes folgen aber 
aus dem Weſen und der Funktion der Zettelbant. Im Ganzen werden die Vor: 
ichriften für die Gentralbanf und für die etwaigen kleinen Banken übereinftimmen 
fönnen, doch wird der erfteren ein größeres Notenrecht zu gewähren, aber auch 
ein ftärferes Stammitapital und die Haltung eine größeren Baar- 
vorraths vorzufchreiben, vielleicht auch der Gejchäftsfreis in den Aktiv» und den 
übrigen Paifivgeichäiten etwas zu verengern jein. Die wichtigeren Bejtimmungen 
betreffen folgende Puntte: 
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a) Vorſchriften über die Banknoten ſelbſt. Kein Zwangskurs (aug bei 
Einlösbarkeit) für die Banknoten der kleinen Banken, nicht unbedingt, aber doch 
eventuell ein ſolcher für die Noten der Centralbank. — Keine unbedingte Verpflichtung 
zur Annahme der Noten an den Staatskaſſen, indeſſen thatſächliche Zulafſung, 
mindejtens für die Gentralbanfnoten. — Verbot Eleiner Noten, aber nur unter einer 
nicht zu großen Höhe (50 Mark bei uns pafjender ala 100 Mark ala Minimum); 
Entjcheidung mit nach den Währungs- und Müngverhältniffen. — Zulaffung weiterer 
Noten nur in beitimmten runden Abjchnitten. — Ginlöfung der Gentralbanfnoten 
auch thunlichſt, doch ohne unbedingte Verpflichtung, an den größeren Filialen, der Noten 
der feinen Banfen außer am Domizil auch an Gentralgeldpläßen. — Gegenjeitige An— 
nahme der Noten bei den Banken jelbjt und Austaufch bzw. Einfendung zur Einlöfung. 

b) Borjchriften über die Notenausgabe und die jpezielle Notendedung, 
d. h. über diejenigen Aktiven, welche der Notenjchuld unmittelbar gegenüber jtehen 
und die jederzeitige Einlöfung der Noten ermöglichen jollen. Für die Gentralbant 
empfiehlt fich hier das Recht der unbeſchränkten Notenausgabe, unter der Be- 
dingung einer beitimmten Notendedung. Xebtere muß, nad) der Natur der ſtets— 
fälligen Notenfchuld, die fog. „banfmäßige“ fein, d. h. aus einem Baarvorrath 
in Edelmetall (theild geprägtem inländifchen, mit voller Währungseigenjchait ver- 
jehenen Gelde, theild Barren und fremden Münzen des Währungsmetalld) und aus 
ficheren, nicht zu lange laufenden (ungefähr drei Monate) Wechjeln bejtehen. Als 
gejegliches Minimum des Baarvorraths ift am beften eine Quote, */;, bei der 
Gentralbant ſelbſt */,, vorzufchreiben, aber lieber feine weitere Norm über das 
Berhältniß zwiſchen Notenumlauf und Baarfonds, namentlich nicht die „direkte 
Kontingentirung wie bei der Englifchen Bank (f. oben Nr. II), aber befier auch 
nicht die „indirekte Kontingentirung“ wie jet in Deutſchland (j. umten Nr. V.). — 
Den Eleineren. Banken muß dagegen nur ein bejchränftes Notenrecht gewährt 
werden, mit den gleichen Dedungsvorjchriften wie bei der Gentralbant (doch nur 
Drittelbaarminimum). — Unfähigkeit, die Noten auf Verlangen einzulöfen, bedingt 
den Verluſt des Notenrechts bei den Kleinen Banken, eventuell den Zwang zur 
Liquidation. Bei der Gentralbant würden in ſolchem Falle Ausnahmevorjchriften 
faum zu vermeiden jein. 

ce) Vorſchriften über das Stammfapital und den Reſervefonds. Die 
Gentralbanf ift mit einem abjolut und relativ großen, d. h. im richtigen Ver: 
hältniß zu ihrer. Gejchäftsentwidelung, namentlich ihrem Noten» und Depofiten- 
geichäft jtehenden Kapital auszuſtatten, wodurch ihre Leijtungsfähigfeit gejteigert und 
für die Paffiven eine größere Garantie beichafft wird. Die Heinen Banken find 
mit mäßigen, einzeln auch im Berhältnig zum Notenrecht jtehenden Stamm- 
fapitalien zu verjehen. Die Größe der einzelnen Aktien bei Aktienbanken, dann ob dieſe 
Inhaber- oder Namenpapiere find, ift von untergeordneter Wichtigkeit. Der Reſerve— 
fonds ift auf eine mäßige Quote des Stammkapitals zu bringen, falls dies nicht 
erſt durch ihm bejonders verjtärft werden joll. Er ift aus Grtraeinnahmen (Agio— 
gewinn bei Aktienemiffion) und aus dem laufenden Reinertrag auf die vorgejchriebene 
Höhe zu bringen und dadurch darauf zu erhalten. Er dient zur Dedung von Ver: 
(uften und zur Ergänzung der Aktiendividende auf eine bejtimmte Höhe. Stamm 
fapital und Rejervefonds find im Uebrigen im allgemeinen Bankgeſchäft mit anzu= 
legen, aljo nur rechnungsweife, nicht in den Aktiven felbit apart zu halten. — Die 
Konzejjionsdauer für Zettelbanfen it auf eine nicht zu große Zeit auszu— 
dehnen, etwa 10—15 Jahre: nicht weniger, um eine gewiffe Stabilität in den 
Verhältniffen zu ermöglichen, nicht mehr, um wünfchenswerthe Veränderungen des 
Nechts leicht durchführen zu können. 

d) Vorichriiten über die fonjtigen Paſſiv- und Aktivgeſchäfte. Im 
Ganzen paffend ein engerer Wirkungskreis ala bei allgemeinen Banken und wiederum 
ein etwas engerer bei der Gentralbanf als bei den Kleinen Banken, denen jo Gelegenheit 
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zu geben iſt, auch ohne Notenausgabe eine leidliche Rente zu erzielen. Von Paſſiv— 
geſchäften iſt ſtatthaft und wünſchenswerth das Depoſitengeſchäft (Depoſiten ohne und 
mit Kündigungsfriſt, unverzinsliche und verzinsliche), an welches ſich Kontokorrent— 
geſchäft, Girogeſchäft, Checkweſen anſchließen; dabei womöglich Entwickelung des 
Gebrauchs, die von der Bank gemachten Darlehen zunächſt als Guthaben 
gutzuſchreiben (England, Nordamerika), ſtatt ſie ſofort baar oder in Noten 
(Kontinent) auszuzahlen. Die großen Centralbanken werden beſonders unverzinsliche, 
ſtetsfällige Depofiten führen und ſich dadurch regelmäßig, namentlich auch in 
Krifen, bedeutende Fonds neben der Notenausgabe zur Verfügung bringen (Englische, 
Franzöſiſche, Deutiche R.). Die Vorſchrift einer Minimalquote Baarborrath für 
ftetsfällige Depofiten it aber dann zu erwägen, bei Eleinen Banken wohl zu geben. 
Rückdiskontirung von Wechjeln ift nicht auszuschließen, aber nicht zu begünftigen. 
MWechjelacceptirung und Zeitgefchäfte in Waaren und Werthpapieren werden pafjend 
unterfagt (Deutiches Bankgejeh). Die normalen Aktivgeſchäfte find die Mechiel- 
disfontirung und die Lombardirung (Beleifung von Fauftpfändern), mit näheren 
geieglichen Vorichriften über die Marimaldauer der Hierbei gemachten Darlehen 
(980—100 Tage) und über gewiffe Sicherheitsmomente (Zahl der Unterjchriften bei 
Wechſeln, Art der Pfänder, Werthverhältnig zwifchen Prand und Darlehn). Im 
Lombardgeichäft kann den Banken, wenn das gemeinrechtlich ſonſt nicht geitattet ift, 
zugeitanden werden, fich bei unterbliebener Rüdzahlung des Darlehns oder Ergänzung 
des Pfandes durch Nachſchüſſe im Fall ſinkenden Pfandwerths ſelbſt durch Verkauf 
des Pfandes ſofort bezahlt zu machen. Ferner iſt den Banken der An- und Ver— 
kauf edler Metalle und fremder Münzen, nur in beſchränktem Maße aber das 
Effektengeſchäft zu geſtatten, was die Art der Effekten und die Höhe der Anlage 
darin betrifft. Aktive Kontokorrentgeſchäfte ohne bankmäßige Wechſel- oder Lombard- 
defung, dann namentlich Hypothekengeſchäfte find regelmäßig auszufchließen, dauernder 
Befig von Immobilien ift nur für die eigenen Gejchäftszwede zu geitatten. 

e) Vorjchriften über Bejteuerung und finanzielle Entjhädigung 
des Staats. Die Zettelbanten unterjtehen paffend dem allgemeinen Staatö= und 
Kommunalfteuerrecht. Ausnahmen (3. B. für eine R., wie bei uns, in Betreff der 
Beiteuerung durch die Einzeljtaaten) find bejonders zu begründen. In Betreff der 
Stempel u. dgl. empfiehlt ſich ein Abfindungsigitem (England). Dem Noten- 
regal und Konzeſſionsſyſtem entſpricht es, daß der Gewinn aus der (ungededten) 
Notenausgabe dem Staate mit zufällt. Daher bei Altienbanfen am Bejten eine 
Betheiligung des Staates an demjenigen Gewinn, welcher eine landesübliche 
Berzinfung des Kapitals überfteigt, eventuell ein progreifiv jteigender Antheil bei 
höherem Gewinn (Deutichland, Belgien). Dieje Einrichtung ift beſſer ala die Ge— 
währung eines jelten Darlehns aus der Bank an den Staat (Bank von England, 
Franzöfiſche, Defterreichiiche Bank), weil dadurch ein Theil des Kapitals dem Ge— 
jchäft entzogen wird. ine weitere Enfichädigung für das Notenprivileg kann in der 
unentgeltlichen Führung von Kaffengeichäften der Bank für den Staat liegen, eine 
Ginrichtung, die befonders bei großen Gentralbanfen paffend ift. 

f) Vorſchriften über gefchäftlihe Verbindung zwiſchen den Banken 
und dem Staat (eventuell einem anderen öffentlichen Körper). Zu begünftigen 
find Pajjivgefchäfte der Bank, befonders der Gentralbant mit dem Staate, wobei 
diejer, bzw. die Staatzkafje Geld in die Bank (Steuereingänge) legt und mit ihr in 
Kontoforrent tritt („Öffentliche Depofiten“, England, Frankreich u. a. Länder 
mehr). Bis zum Betrage feines Guthabens Hat die Bank dann Zahlungen für 
den Staat zu leiften. Es empfiehlt fich, befonders nah Englijhem Borgange, 
der Gentralbant Hier einen Theil der KHafjengeichäfte des Staats zu übertragen, jo 
diejenigen, welche die Staatäjchuld betreffen (Zinszahlung u. f. w). Für Aktiv— 
geichäfte der Bank, in welchen diefe dem Staat Darlehen gewährt, find aus fon= 
ftitutionellen und aus banktechniſch-finanziellen Gründen bejondere Vorſchriften in 
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allen denjenigen Fällen nothwendig, wo die Normen für das gewöhnliche Aktiv» 
geichäft der Bank nicht ftreng zur Anwendung gelangen. Daher 3. B. Erforderniß 
der Zuftimmung (nicht blos des Beiraths) von Gomites der Privatintereffenten 
zu folchen Geichäften auch bei Gentralbanten, welche unter Staatöverwaltung ftehen 
(Preußifche, Deutſche R.). 

g) VBorichriften über Oeffentlichkeit, Verantwortlichkeit, Kontrole. 

@) Der mit Recht im modernen Aktiengejellichaftsrecht und auf verwandten Ge= 
bieten zur Anerkennung gelangte Grundjaß der Defientlichfeit in Bezug auf 
alle die Errichtung und den Betrieb jolcher Gejellichaften betreffenden Verhältnifie 
hat jeine bejondere Bedeutung noch im Banfwejen und wiederum zumal im Zettel: 
bankweſen. Hier muß aber jchon das Geſetz, mindeſtens das von der Staats— 
verwaltung zu beitätigende Statut („Bankordnung“), eventuell auch eine beiondere 
Verordnung der ftaatlichen Auffichtsbehörde nothmwendig etwas kaſuiſtiſch ver- 
iahren, d. 5. e& find die Punkte genauer zu ſpezialiſiren, welche in Gemäßheit 
jene Grundjaßes öffentlich unzweideutig dargelegt werden müſſen. Beſonders her- 
vorzuheben ift in diejer Hinficht der „Status“ oder die „Bilanz“ („Bankaus- 
weis“), d. h. die ziffermäßige Aufftellung der Aktiva und Paffiva der Bank. Dafür 
ift ein hinreichend fpezialifirendes Schema vorzufchreiben, ferner muß eine regel: 
mäßige periodijche Veröffentlichung des Ausweijes, wenigitens nach Haupt- 
pojten, mit etwaiger Abrundung der Summen, bei Gentralbanten wöhentlid 
oder viertelmonatlich, bei Eleineren Banken ebenjo oder wenigjtens monatlich 
jtattfinden. Am Jahresihluß muß diefer Ausweis, in Verbindung mit dem Rechen 
ichaftäbericht der Bank, noch genauer ins Einzelne gehen. Dieje Ausweiſe 
jollen einmal die Lage der Banken möglichit genau erfennen lafjen und jodann der 
Geſchäftswelt ala eine Art Barometer der Beurtheilung der Lage des Geldmarfktes 
dienen. Seit den dreißiger und vierziger Jahren ift gerade bei Zettelbanfen die 
regelmäßige Veröffentlichung des Status allgemein üblich geworden. Ebenſo ijt die 
Veröffentlichung des Jahres-, Geſchäfts- und Rechenſchaftsberichts vor- 
zuichreiben und werden auch dafür pafjend genauere Beitimmungen gegeben. Die 
Veröffentlichungen haben am Bejten in einem allgemeinen Staatsanzeiger und 
in verbreiteten öffentlichen Blättern zu geichehen. 

P) Die Verantwortlichleit der Organe der Bankverwaltung (Direktion, 
Borftand, Aufſichts-, Verwaltungsrath) bejtimmt fich ähnlich wie diejenige von 
Drganen jonftiger Aftiene oder dgl. Gefellichaften, muß aber bei Banken in jtraf- 
und civilrechtlicher Hinſicht eher noch verichärft werden (ähnlich wie bei Verficherungs- 
anftalten), eben weil es fich Hier um möglichite Garantien gegen den jo leichten 
Vertrauensmißbrauch handelt. Strafbeitimmungen find befonders für die Verlegung 
‚der: gefeglichen und ftatutarischen Borjchriften, u. a. auch für Unterlaffung oder gar 
für Fälſchung der öffentlichen Ausweife u. ſ. w. erforderlich). 

y) Die Kontrole durch jtaatliche Berwaltungsbehörden wird fogar bei dem 
Syitem der Bankfreiheit oder bei einem Syſtem einfacher Normativbedingungen zur 
Erwägung kommen fünnen: hier in der Form einer „jormellen“ (im Gegenjaß 
zur jachlichzeingreifenden, „materiellen“) Kontrole, etwa ausgeübt durch ein 
itaatliches ftändiges, aus juriftifchen und bayftechnifch-fachverjtändigen Mitgliedern 
zufammengefeßtes „Bankkontrolamt“. affelbe würde hier in&bejondere das 
Recht erhalten müffen, Einficht in die Bankbücher u. ſ. w. zu nehmen und über 
den Befund, jo auch über die Uebereinſtimmung der öffentlichen Ausweije und Bes 
richte mit jenen Büchern öffentlich Bericht zu eritatten. — Bei dem ftrengeren 
Syſtem des individuellen Konzeffionszwangs und des Rechtsprinzips des Notenregala 
it dieſe Kontrolbefugniß für ftaatliche Verwaltungsorgane noch zu verſchärfen, 
indem in&befondere an die kompetente höhere Behörde Anträge zum Ginfchreiten und 
Strafanträge gegen Banfverwaltungsorgane in allen Fällen geſetz- oder jtatuten- 
widriger Handlungen oder Unterlaffungen zu richten find. Auch bier Handelt es 
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ſich darum, Kontrolbefugniſſe der Staatsverwaltung den Altiengeſellſchaften gegen— 
über — ein bei uns noch nicht endgültig befriedigend geregeltes Gebiet — nach den 
ſpeziellen Verhältniſſen der Zettelbanken zu geſtalten. Im Deutſchen Bankrecht, 
auch im Bankgeſetz von 1875 finden ſich bezügliche, doch noch nicht ſicher ausreichende 
Beſtimmungen. Manches Einzelne ift in dieſer Ginficht zwedmäßig im Nord— 
amerifanijchen Zettelbanfrecht geordnet. — 

Die wichtigeren, bejonderd die grundfäßlichen Beitimmungen, welche im 
Borausgehenden vorgeführt worden find, gehören in eigentliche Bankgeſetze, in 
allgemeine, wo es fi) um die Nechtsbafis für ein Syſtem verschiedener Zettel- 
banfen handelt (Nordamerifa, Großbritannien, Deutiches Reich), in jpezielle, wo 
inäbejondere die rechtliche Stellung einer Gentralbanf zu regeln ift. Die weiteren 
Beitimmungen, welche mehr den Charakter von Ausführungsvorſchriften in Bezug 
auf die geieglichen Normen haben, werden im VBerordnungswege, insbejondere 
auch in der Form von zu beitätigenden oder eigens zu gebenden Bankjtatuten, 
„Banfordnungen“ u. f. w. zu erlaffen jein. Die Scheidung beider Reihen von 
Beitimmungen ift natürlich im Einzelnen etwas willfürlih. Die Rechtsprinzipien 
der Notenregalifirung und des Konzeſſionszwanges bringen eine größere Ausdehnung 
des eigentlich gejeßlichen Rechts auf diefem Gebiete unvermeidlich mit fih. Das 
neue Deutiche Banfgejeg von 1875 geht zum Theil jehr ins Einzelne ein, hier und 
da wol etwas zu weit. 

V. Die Zettelbant= und Papiergeldreform im Deutjichen Reiche. 
1) Wie oben jchon erwähnt, verzögerte fich die allgemein für nothivendig befundene, 
endgültige reichögejegliche Regelung des Deutichen Zettelbanfrechts durch den 
Deutich = Frranzöfiichen Krieg von 1870—1871 und durch den Wunfch, ihr die 
MWährungd- und Münzreform vorangehen zu laffen. Die Norddeutiche wie die 
Deutiche RVerf. ließ glüdlicher Weife feinen Zweifel über die volle und ausjchließ- 
(liche Kompetenz der Reichögefeßgebung auf diejem Gebiete, da in Art. 4 Nr. 3 und 4 
nicht nur „die allgemeinen Beitimmungen über das Bankweſen“, fondern fpeziell auch 
„die Feititellung der Grundjäße über die Emifjion von fundirtem 
und unfundirtem Papiergelde” als Gegenftand der Beauffichtigung und Ge— 
feßgebung des Reichs bezeichnet werden. Unter den freilich juriftifch ftrittigen Bes 
griff „Papiergeld“ gehörten jedenfalls die Banknoten, aber auch das von den meijten 
Einzelſtaaten ausgegebene Staatöpapiergeld. Letzteres war in Deutichland 
nirgends eigentliches, den Zwangskurs führendes Papiergeld , fondern jeine Annahme 
war freigeitellt, gewöhnlich war es auch auf Verlangen an gewiffen Kaffen gegen 
Geld einlösbar und allgemein wurde es zu Zahlungen an öffentlichen Kaſſen (für 
Steuern u. ſ. w.) angenommen, früher mußte auch mitunter eine bejtinnmte Quote 
der Steuerzahlung in diefem Papiergeld erfolgen. Bei dem engen Zufammenhang 
des — meistens nur in fleineren Abchnitten, in Preußen in Ein- und Fünfthaler— 
jcheinen ausgegebenen — Staatspapiergeldes mit den Banknoten und bei den Wirr- 
jalen, welche bejonders die Mtannigfaltigfeit und relative (im Verhältniß zur Größe 
diefer Staaten) Menge des Eleinftaatlichen Papiergeldes bewirften, that eine reichs— 
geiegliche Regelung dieſes partifulären Papiergeldes ebenjo noth, wie diejenige der 
Banknoten und Zettelbanten. Da aber bei diefem Papiergeld unmittelbare Yinanz= 
intereffen der Eingeljtaaten mitipielten und die verichiedenen Staaten in fehr ver- 
jchiedenem Maße den unverzinslichen Kredit in diejer Form benußt hatten, jo war 
die Regelung dieſes Umlaufmitteld in einer Hinficht noch jchwieriger. Sie ift denn 
auch nicht in ganz befriedigender Weife gelungen. 

2) Zunächft ſuchte man nun im Norddeutichen Bunde und im Deutichen Reiche 
durch proviſoriſche Geſetze einigermaßen im Zettelbant-, Banfnoten= und Papier- 
geldweien eine weitere Entwidelung und Ausdehnung auf der bisherigen partifular= 
rechtlichen Grundlage zu hemmen und den status quo im Ganzen erhaltend dem 
Reiche feine Mitwirkung bei jeder neuen Veränderung zu wahren. Dies geichah 
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in Betreff des Staatöpapiergeldes durch das Norddeutiche Gejeg vom 16. Juni 
1870, welches jpäter auch in den Süddeutichen Staaten zur Geltung gelangte; für 
die Banknoten u. ſ. w. durch das Gejeg vom 27. März 1870, das, weil es 
auf eine beftimmte Dauer erlaffen war, bis zu der die Regelung des Bankweſens 
noch nicht gelang, mehrmals verlängert wurde (Gejeß vom 16. Juni 1872, 30. Juni 
1873, 21. Dez. 1874, lehteres mit einigen weiteren Beitimmungen über die Bank— 
noten und Zettelbanfen, durch welche die Bankreform eingeleitet wurde). Auch das 
Geſetz vom 27. März 1870 trat in den Süddeutſchen Staaten in Wirkjamteit 
(Anfang Januar 1872). 

3) Die Regelung des Staatöpapiergeldes. Durch das Gejek vom 
16. Juni 1870 wurde beftimmt, daß bis zur gefeglichen, in der Verfaffung vor: 
behaltenen Feſtſtellung der Grundjäge über die Emiffion von Papiergeld von den 
einzelnen Staaten des Bundes neues Papiergeld nur auf Grund eines auf den Antrag 
der betheiligten Landesregierung erlaffenen Bundesgejeßes ausgegeben oder 
deſſen Ausgabe geitattet werden dürfe. Das zur Zeit umlaufende Rapier- 
geld durfte nicht vermehrt, nur durch neue Scheine erjet werden, letztere aber nicht 
am einen geringeren Nennwerth als die alten lauten. Gine bejtimmte Gültigkeit: 
frift Hatte dies Gefeg nicht. Noch vor dem Bankgeſetz kam es aber dann zu einem 
definitiven Gejeß über das Staatspapiergeld vom 30. April 1874. Der große 
Hortichritt darin lag in der Unififation des einzelftaatlichen Papiergeldes, indem 
dafjelbe gänzlich bejeitigt und großentheil® durch ein neues Reichs papiergeld, jog. 
Reichskaſſenſcheine, eriegt wurde. Der damalige Gejammtbetrag des Papier: 
geldes, das in einzelnen Staaten erſt jeit 1866 neu eingeführt (Bayern, Medlenburg) 
oder ftark vermehrt worden war (Königreich Sachſen), war damals 61 374000 Thaler 
(davon auf Preußen 30475000, Bayern und Sacjen je 12 Mill., Württemberg 
3428571, Baden 3714286, Helfen 2457143, Medlenburg- Schwerin 1 Mill. 
Thlr., die anderen Kleinjtaaten zwijchen 1 Mill. und 0,13 Mill. Thlr., nur die 
drei Hanſeſtädte, Oldenburg, Lippe-Detmold und Gljaß-Lothringen Hatten Feines). 
An Stelle diefes Papiergeldes follte endgültig die Summe von 40 Mill. Thlm. 
oder 120 Mill. Mark Reichskaffenicheine in Abjchnitten von 5, 20 und 50 Mart 
treten und nach der Kopfzahl auf die einzelnen Staaten vertheilt werden. Dafür 
hatten dieje das bisherige Papiergeld bis 1. Juli 1875 einzuziehen. Denjenigen 
Staaten, welche bisher mehr Landespapiergeld ala den nach diejem Vertheilungs— 
jchlüffel von der Summe von 120 Mill. Mark ihnen zulommenden Betrag emittirt 
hatten (d. 5. alle, mit Ausnahme Preußens), wurde indeffen für 2, der Differenz 
ihres bisherigen und ihres neuen Betrages ein Vorſchuß in NReichakaffenicheinen 
(nach dem Geſetz eventuell baar, was aber jogut wie gar nicht gejchah) vom Reich 
überwiefen. Diefer Vorſchuß, 18247370 Thlr., ift vom 1. Jan. 1876 an in 15 
gleichen Jahresraten von den Einzelitaaten zu tilgen. Im Ganzen find bis März 
1880 auf Grund dieſes Geſetzes 174082100 Mark Reichkaſſenſcheine verausgabt, 
die fich bis dahin durch die Tilgungen auf 159,44 Mill. Mark vermindert hatten; 
davon beftanden 44,38 Mill. Mark in b-Mark-, 42,79 in 20-Mark-, 71,28 Mill. 
Markt in 50-Markicheinen. Ausdrüdlich wiederholt das Gejeh von 1874 die Ber 
ftimmung des Geſetzes von 1870, daß ein Bundesftaat in Zukunft nur auf Grund 
eines Reichsgeſetzes Papiergeld ausgeben oder defjen Ausgabe gejtatten darf. 

So groß und erfreulich nun gegenüber dem bisherigen Zuftande diefe Reform 
war, jo erjcheint fie doch nicht befriedigend. Das neue Reichspapiergeld muß bei 
allen Reichs und GEinzelftaatsfaffen nach feinem Nennwerth in Zahlung angenommen 
werden, wird von der Reichshauptkaſſe (die damit die R. betraut hat) für Rechnung 
des Reichs jederzeit auf Verlangen gegen baares Geld (d. h. nach den Münzgeſetzen 
gegen Deutiches Goldgeld und annoch gegen Silberthaler) eingelöft und ausdrüdlich 
findet im Privatverfehr fein Zwang zur Annahme ftatt. Allein das Reich hat gar 
feine disponiblen Kaſſenbeſtände für ſolche Ginlöfung, eine andere unmittelbare 
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Deckung, wie bei den Banknoten in den kurzfriſtigen Wechſeln, fehlt. Die Folge 
it, daß einfach die R, mit ihren Mitteln eintreten muß, die dadurch verhältniß— 
mäßig geichwächt werden. Schon jetzt liegen meiſtens einige 40 Mill. Mark 
in diefer Banf, mehr als ein Biertel der Emiffion. In unruhigen Zeiten drohen 
bier bedenkliche Krifen. Gin folches reines Staatspapiergeld kann überhaupt nicht 
genügend gededt werden, folide Banknoten find ihm jehr vorzuziehen. In Eleinen 
Abichnitten beläftigt es den Verkehr, in großen ftrömt es noch leichter in gewifjen 
Zeiten zur Einlöfungsftätte. Gerade die Unifilation hat Hier die Lage er- 
ichwert, das klein- und mitteljtaatliche Papiergeld Halte ehedem einen viel mehr 
(ofal gebundenen Umlauf, fein Erſatz, das Reichapapiergeld, hat einen allgemeinen 
Umlauf, ſtrömt aber deswegen auch leichter nach den Gentralpuntten. Es wäre 
daher richtiger getweien, entweder mit dem Prinzip des Staats-, bzw. Reichöpapier- 
geldes ganz zu brechen, es völlig zu bejeitigen, was damals aus den Mitteln der 
Franzöſiſchen Kriegskontribution nicht jo fchwer geweien, oder es (wie 1856 in 
Preußen, wo dieſes jein Papiergeld von 30—31 auf 15—16 Mill. Thlr. durch 
jolche Maßregeln verminderte) durch eine Anleihe einzuziehen und etwa der R. das 
Recht zu geben, unter Verpflichtung der Verzinfung und Tilgung diejer Anleihe, 
fleinere Banknoten von 50=, eventuell von 50- und 20-Marfftüden gegen die 
übliche oder gegen eine etwas modifizirte Deckung auszugeben. Der jegige Zujtand 
it nachtheilig und bietet in Verbindung mit unferer fteden gebliebenen Münzreform 
erhebliche Bedenken, zumal in politifchen Krifen. Eine Reform der angedeuteten Art 
wäre noch jet am Platze. Auch die jpätere Summe von 120 Mill. Mark „uns 
fundirten“ Papiergeldes ift zu groß, ala daß man dieje Dinge einfach belafjen könnte. 

4) Die Bankreform. a) Provijoriihe Maßregeln. Durch das 
erwähnte proviforiiche Bundesgeſetz vom 27. März 1870 wurde der Erwerb einer 
neuen Befugniß zur Ausgabe von Banknoten ebenfalls an ein (auf Antrag der be— 
theiligten Landesregierung zu erlaflendes) Bundesgeſetz gefmüpft, nicht minder 
die Aenderung einer bisherigen Beſchränkung, die Erhöhung eines 
geltenden Notenrechtes, die Verlängerung eines ſolchen. Doc fonnte bei 
Ablauf von Notenprivilegien ohne Weiteres eine Verlängerung einjtweilen eintreten, 
wenn die betreffende Bank fich einer einjährigen Kündigung von da an unterwarf. 
Nach diefer Bedingung wurde auch das Ende 1871 ablaufende Privileg der Preußiichen 
Bank (und die ähnlich geregelten Privilegien der Preußifchen Privatbanfen) vorläufig 
noch immer auf ein Jahr verlängert. So war aber einer weileren Ausdehnung 
des Notenbantweiens ein Riegel vorgejchoben und zum Theil jchon der Boden für 
eine reichögejegliche Bankreform geebnet. Bis zu lehterer war auf diefe Weije ein 
Rechtsverhältniß begründet, dag man wol ala ein Reihanotenregal bezeichnen 
fann, und ein ähnliches Verhältniß, ein Reihspapiergeldregal beftand mun 
auch für Papiergeld. Verglichen mit den ehemaligen Zuftänden, tritt auch bier in 
Folge der Erreigniffe von 1866 und 1870 ein großer Fortſchritt hervor. 

b) Die Vorbereitung der Bankgejeggebung des Reis. Grit im 
Jahre 1874 begannen aber die unmittelbaren Arbeiten der Legislation für die Bank— 
reform ſelbſt. Diefelben und die dem Neichtage vorgelegten Gejegentwürfe haben 
mancherlei Phajen durchgemacht, auf die hier nicht näher eingegangen werden fann. 
63 genüge die Bemerkung in Betreff des wichtigjten Punkts, daß in dem dem Reichs— 
tage vorgelegten erften Entwurf der Plan der Errichtung einer „R.“, bzw. der Um— 
wandlung der Preuß. Bank in eine jolche, fehlte, woran, neben anderen, politischen 
und jonftigen Gründen, auch das jpezielle Finanzintereffe des Preuß. Staats an der 
Preuß. Bank jeinen Antheil gehabt hat. Auf Wunſch des Reichstags wurde jedoch 
die Menderung dahin zielend vorgenommen, die Preuß. Bank, unter finanzieller 
Entihädigung des Preuß. Staats, zur R. um» und auszubilden. Die rechtlichen 
Schwierigkeiten, welche die einzeljtaatlichen Bankprivilegien, beſonders auch die klein— 
ftaatlihen (f. o.) wegen der Größe der Notenrechte, der Länge der Konzeſſions— 
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dauer u. j. mw. bildeten, erledigte man großentheils jchon dadurch, daß man dieie 
Notenrechte und die jonjtigen Beiugniffe der Zettelbanten eben, nach jtrifter Inter 
pretation, nur jtreng für das Staatägebiet des Konzeſſionsſtaats gelten ließ. Zur 
weiteren „freiwilligen“ Fügſamkeit der Banken unter die Beitimmungen des neuen 
Bankrecht? des Reichs brauchte man einerjeits einige andere, fich bietende Preifions- 
mittel und andererjeits einige in Ausficht geftellte Erleichterungen und Begünftigungen 
(jo u. a. Bayern und feiner eines ausſchließlichen Notenprivilegs bis 1933 
fich erfreuenden Bank gegenüber, ſ. o.). Im Uebrigen ſei zur Gharakteriftif der 
Reichsgeſetzgebung bemerkt, daß die leßtere bei vielem Richtigen und Guten, das fie 
eritrebte und erzielte, von etwas zu viel Antagonismus, ja Animofität gegen die 
Notenausgabe, zumal die metalliich ungededte, und jpeziell gegen die Heinftaatlichen 
Zettelbanten, aber theilweije auch gegen die Preuß. Bank und deren bisherige, be— 
jonders lettjährige Politit, vom erjten Gejegentwurf bis zur endgültigen Gejtaltung 
des Gejehes getragen war. Auch falſche oder doch einjeitige Theorien in Bezug auf 
die Funktion der Banknote jpielten dabei mit, offenbar fchon in denjenigen Kreiſen, 
wo das Geje entworfen war. Ginzelnes Unzwedmäßige, Kleinliche, mindeitens 
Unnöthige ift daher in das Geſetz gekommen. Ueber einige wichtigere Punkte, jo ob 
die R. reine Staatd- oder Aftienbant werden, ob vollends fie auch der ſog. „in— 
direften Kontingentirung“ (f. u.) zu unterwerfen fei, gehen die Anfichten noch jett 
auseinander. Im Ganzen wird man aber doch dem gegen den eriten Entwurf 
wejentlich verbefferten Gejeß das Lob ertheilen dürfen, daß es eine an fich jchwierige, 
unter den eigenthümlichen Deutichen Verhältniffen noch beſonders verwidelte Materie 
befriedigend geordnet hat, — mindeftens für den zunächit ins Auge gefaßten Zeitraum. 
Diefer bildet eine lebergang&periode bis Ende 1890. Don da an fteht, danf 
den Beltimmungen des Gefeßes, einer noch tiefer greifenden Umgeftaltung des Banf- 
rechts, aladann auf rein reichsgejeglicher Grundlage, fein Hinderniß entgegen, da bis 
dahin alle Notenprivilegien erlöfchen, bzw. die Banken fich- ohne Weiteres allen 
Aenderungen der Gejeßgebung fügen müfjen. Ein centraliftifcher Zug ift in 
der Bankreform ohne Zweifel vorhanden, derielbe ift jeit der Wirkſamkeit des Geſetzes 
bereits jtärfer geworden. Ob man 1891 zur völligen Gentralifation der Noten- 
ausgabe übergehen will, kann noch dahin geitellt bleiben; unmöglich, jelbit unwahr— 
jcheinlich ift e& nicht, und ein rechtliches Hinderniß wird dann nicht bejtehen. 
c) Die Banfgejeggebung des Reichs. Das nach langen Verhandlungen 
zu Stande gefommene „Bankgeſfetz“ datirt vom 14. März 1875, feine Wirkſamkeit 
trat für einige Beftimmungen erit am 1. Jan. 1876 ein. Zu diefem Geſetz kommt 
das Statut der R. vom 21. Mai 1875. In Verbindung mit dem Banlgeſetz 
ſteht der Vertrag zwiſchen Preußen und dem Deutſchen Reich über die 
Abtretung der Preuß. Bank an das letztere vom 17./18. Mai 1875, ein Vertrag, 
zu dem Preußen durch das Preuß. Gejeh vom 27. März 1875 (das ſich gleichzeitig 
auf die ſofortige Ermächtigung der Preuß. Bank zur Errichtung von Zweiganftalten 
im außerpreußifchen Neichsgebiet bezog) ermächtigt worden ift. Die Umwandlung 
der Preuß. Bank in die Reichsbank und die Erhöhung des Stammkapitals derjelben 
ift durch zwei Bekanntmachungen des Reichafanzlers vom 24. Mai 1875, betr. den 
Umtausch der Antheilfcheine der Preuß. Bank gegen folche der R., und ebenfalls 
vom 24. Mai 1875, betr. die Begebung von 20000 Stück R.antheilen eingeleitet 
worden. In Bayern wurde über die Aufhebung des der dortigen Bayeriſchen 
Hypotheken- und Wechielbanf nach dem Gejeg vom 1. Juli 1834 zuftehenden aus 
ihließlichen Notenprivilegs und über die Errichtung einer jelbftändigen Bayeriichen 
Notenbank, die ganz dem R.gejeg unterftehen jollte, ein Vertrag zwiichen dem 
Bayeriſchen Staate und jener älteren Bank am 20. März 1875 geſchloſſen, und 
durch ein Bayeriſches Gejeg vom 15. April 1875 wurden drei ältere Bayerische Geſetze, 
welche die Öypothefen= und Wechjelbant betrafen, darunter das genannte vom 1. Juli 
1834 aufgehoben. Dadurch iſt in Bayern der Boden für die R.gejeßgebung geebnet 
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worden. Unter den zahlreichen Landes- und Reichsverordnungen, zu denen die neue 
Gejeggebung den Anlaß gegeben, verdient die Hamburgijche Bekanntmachung 
vom 19. Nov. 1875 hervorgehoben zu werden, durch welche, zur Ausführung des 
Beichluffes des Senats und der Bürgerichaft zu Hamburg vom 13./20. Dft. 1875, 
die alte Hamburger Girobanf vom Jahre 1619 nad) einer mehr als ein- 
vierteltaufendjährigen Wirkſamkeit am 31. Dez. 1875 aufgehoben, die Girokonten 
geichloffen und die nicht faldirten Konten auf die neue R.hauptitelle übertragen 
wurden. Auf diefen Quafiübergang der Hamburger Bank in die R. bezieht fich auch 
ein Vertrag zwijchen dem Hamburger Senat und dem Preuß. Hauptbankdireftorium 
vom 7.11. Oft. 1875. Damit war wieder ein altes charafterijtiiches Stüd par- 
tifularrechtlichen Münze und Bankweſens, gewiß nicht das werthlofejte, vom Deutichen 
Boden verichtwunden. 

d) Der Inhalt des R.rehts. Es kann fi hier nur um die Angabe 
der wejentlichiten Beitimmungen handeln. Für das Einzelne ift auf das Gejet jelbit, 
auf dad Statut der R. und die verfchiedenen Austührungsverordnungen und Bes 
fanntmachungen zu verweijen. In vielen Punkten find die Anforderungen an ein 
rationelles Bankgejeg auf dem Boden des Syſtems des Notenregals und des Kon— 
zeſſionszwangs, welche in dem vorigen Abfchnitt IV. unter Nr. 5 dargelegt und 
begründet wurden, erfüllt worden. Auch für die Kritik der getroffenen Beſtim— 
mungen iſt vornehmlich auf das früher Gejagte Bezug zu nehmen. Nur über ein 
paar Punkte wird im Folgenden noch eine fritifche Bemerkung Hinzugefügt. 

Das R.gejeg zerfällt in fünf Titel. Der erjte enthält die allgemeinen 
Beltimmungen (SS 1—11), zu denen auch die in Titel 4 befindlichen Strai- 
beftimmungen (55 55—59) zu rechnen find. — Der weite Titel bejchäftigt fich 
mit der R. (SS 12—41). Dazu gehört fpeziell das nach $ 40 des Bankgeſetzes vom 
Kaijer im Einvernehmen mit dem Bundesrath erlaflene — der R., ferner ein 
Theil der im Titel 5 enthaltenen Schluß beitimmungen, bejonders 88 61 und 62, 
wo die Grundlagen gejehlich Fejtgejtellt werden, auf denen der Reichskanzler mit 
der Preuß. Regierung den Vertrag über Abtretung der Preuß. Bank an das Reich 
abzuichließen hat. Auch $ 66 ift Hier noch zu erwähnen, welcher — vielleicht ein 
hors d’oeuvre, aber abfichtlich eingefügt, um allen etwaigen juriftiichen Bedenken 
der Gerichte Rechnung zu tragen — vorichreibt, daß „die Beitimmungen des HGB. 
über die Eintragung in das Handelsregiſter und die rechtlichen Folgen derjelben 
auf die R. feine Anwendung finden“. — Der dritte Titel des Bankgeſetzes endlich 
(53 42—54) betrifft das neue R.recht für die „Privatnotenbanten“ Getziger 
technischer Name aller anderen Zettelbanten) und ift verwaltungsrechtlich in mancher 
Hinſicht der interejjanteite. 

a) Allgemeine Borjhriften. In dem „allgemeinen“ Bankrecht des 
Tit. 1 find zum Theil die Beitimmungen über Notenrehht, Banknoten und Noten= 
ausgabe enthalten, welche oben unter IV. Nr. 1, dann Nr. 5 sub a und b als be- 
jonders wichtig hervorgehoben worden find. Doch finden fich die weiteren Bor: 
ihriften über die gegenjeitige Notenannahme unter den Banken und über 
die Notendedung für die R. und die Privatnotenbanten in —* Titeln 2 und 3. 

Auch in dem Bankrecht des neuen Bankgeſetzes (gleich in $ 1) iſt die Haupt— 
beitimmuäng des Gejeßes vom 27. März 1870 beibehalten worden: „Die Befugniß 
zur Yusgabe von Banknoten kann nur durch ein Reichsgeſetz erworben oder 
über den bei Erlaß des gegenwärtigen Geſetzes zuläffigen Betrag hinaus erweitert 
werden.“ Nach der Sachlage ganz mit Recht. 

Nach den weiteren bejonderen Vorjchriften über die Banknoten — eine auch 
privatrechtlich bejonders wichtige Materie — dürfen diefe nur auf Beträge von 
100 (ein, gegenüber unferem jchwer zu dedenden Goldgeldbedarf wol zu hoc) ge= 
griffenes, wenigitens für die R. befler auf 50 Mark zu ftellendes Minimum), 200, 
500, 1000 Markt oder ein vielfaches von 1000 lauten. (Thatjächlich geben alle 
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beitehenden Deutichen Zettelbanten überwiegend 100-Marfnoten, etwa im Betrage 
von 60 Prozent des ganzen Notenumlauis, aus, 200-Marfnoten giebt e8 nur in 
einem Kleinen Betrage bei der Provinzalaktienbant in Poſen, 500-Marknoten bei der 
R., in relativ ſtarkem Betrage bei der Sächfischen Bank in Dresden und bei drei 
anderen Banfen, 1000-Marfnoten nur bei der R., der Frankfurter und der Städtifchen 
Bank zu Breslau.) Die Banknoten haben ausdrüdlich feinen Zwangskurs im 
Privatverkehr und auch nicht für Zahlungen an Staatäfaffen, fie find ſofort auf 
Präfentation zum vollen Nennwerth einzulöfen, die R.noten bei den Zmweiganftalten 
der R., ſoweit es deren Baarbeitände und Geldbedürfniffe geftatten ($ 18). Die 
Privatbanfen, welche fi unter das RGei. ftellen ($ 44), müfjen außer am Sitz 
der Bank entweder in Berlin oder in Frankfurt a. M. eine Einlöſungsſtelle für 
ihre Noten haben. Die R. muß die Noten diefer Banken in Berlin und an den 
Filialen in größeren Städten in Zahlung nehmen, darf diefelben aber nur zur Ein— 
löſung präfentiren oder zur Zahlung an die Emiffionsbanf oder am Orte, wo letztere 
ihren Hauptſitz hat, verwenden ($ 19). Andererſeits müfjen die Privatbanfen die 
R.noten und ihre Noten untereinander am Hauptſitz und an den Filialen in größeren 
Städten annehmen, dürfen aber die fremden Privatnoten ebenfalls nur jo verwenden, 
wie die R. ($ 44 Nr. 5). Durch diefe Vorſchriften wird die Umlaufsfähigkeit aller 
Noten al pari im ganzen Reiche ermöglicht, aber es werden die Privatbantnoten 
auch ſtets wieder bald zur Emiſſionsſtelle zurücgetrieben, ſowie fie fich weiter davon 
entfernen. — Ausländijche Banknoten und ähnliche Werthzeichen, welche fich 
ausschließlich oder daneben auf Deutiche Reichs- oder auf eine Landeswährung be= 
ziehen, dürfen im Weichögebiet nicht zu Zahlungen verwendet werden. Ganz 
paflende Vorſchriften find auch für die Einziehung bejchädigter Noten und für den 
Aufruf und die endgültige Einziehung von Noten gegeben, wodurch manchen früheren 
Mißbräuchen geſteuert iſt. Eine Verpflichtung, für vernichtete oder verlorene Noten 
Erſatz zu leiften, — eine die Banknoten am Mteiften rechtlich den Gelde gleichitellende 
Beitimmung — ift ausgeichlofien. 

Weitere allgemeine Vorſchriften find über die Veröffentlichung viertel: 
monatlicher und jährlicher Bilanzen, nach bejtimmtem Schema, gegeben. Ein 
jpezialijirteres Schema für die Jahresbilanzgen hat der Bundesrath in einer 
Belanntmachung vom 15. Januar 1877 aufgeftellt. 

Die Bankgeſchäfte anlangend, jo find allen Notenbanfen, auch der. R., die 
Heceptirung von Wechſeln (nicht die Weiterbegebung disfontirter Wechjel mit dem 
Giro der Bank — eine Beiugniß, welche eine Bank zwar vorfichtig anwenden joll, 
aber nicht immer leicht entbehrt) und der Kauf oder Verkauf von Waaren oder 
furshabenden Papieren auf Zeit, einerlei ob für eigene oder fremde Rechnung, 
jowie die Bürgſchaftsleiſtung für jolche Geſchäfte unterjagt. 

Für den jog. ungededten Notenumlauf aller Banken ift femer ein Nor— 
malgejammtbetrag von 385 Mill. Mark, eine ziemlich willkürlich) gewählte 
Ziffer, fejtgejtellt und nach einem ebenfall® ziemlich willfürlichen Verhältniß auf die 
zur Zeit des Grlafjes des Geſetzes beitchenden 33 Zettelbanfen vertheilt. Als un— 
gedeckt gilt derjenige Theil des Notenumlaufs einer Bank, welcher den Baar— 
vorrath übersteigt. Unter leßterem wird aber nicht blos der baare Geld— 
betrag, ſondern auch der Goldionds in Barren und fremden Münzen, ferner der 
Betrag an Reichskaffenfcheinen und an fremden Noten in der Bank verjtanden. Auf 
die „R.“ fallen von jenem Normalbetrage 250, auf die anderen Banten 135 Mill. 
Mark, davon 32 auf die Bayeriſche, 16 771000 auf die Sächfiiche, je 10 Mill. 
auf die Frankfurter, Württembergifche, Badiſche, Heffiiche (Bank für Süddeutichland), 
6 Mill. auf die Hannoverſche, 44/, Mill. auf die Bremer Bank, der Reſt vertheilt 
fi in Beträgen von 5438000 (Leipziger Banf) bis herab auf 159000 Marf 
(Heflen- Homburger Bank) auf die übrigen 24 Eleineren Zettelbanfen. Zugleich wurde 
(ähnlich wie in England) beitimmt, daß das betreffende ungededte Notenguantum 
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von ſolchen Banken, welche ihr Notenrecht verlören oder aufgäben, dem Quantum 
der R. hier zuwachſen ſolle. Auf Grund dieſes „Accrescenzrechts“ hat die R. jetzt 
das betreffende Quantum von 15 Zettelbanken, die ſeitdem auf ihr Recht verzichteten 
(zum Theil gegen GEntichädigung, zu deren vertraggmäßiger Gewährung die R. er— 
mächtigt ift), übertragen erhalten, jo daß das Normalquantum der R. jetzt 273 875 000 
Mark beträgt. 

Eine Notenausgabe über diejen Betrag hinaus ift mun der R., 
wie den anderen Banken, — übrigens immer nur innerhalb der fjonjtigen reiche, 
landesgejeglichen oder jtatutarifchen Grenzen für die gefammte Notenausgabe, was 
deren Höhe und Dedung anlangt — zwar geitattet, aber fie haben für die 
Ueberfchreitung eine Steuer von 5 Prozent jährlich für den Betrag des Plus 
an die Reichskaſſe zu entrichten, nad) einem im Geſetz näher angegebenen Berech- 
nungsmodus ($ 10). Daher wird jenes eventuell ungedeckte Notenguantum auch 
ala die „jteuerfreie“ Rotenjumme und der Betrag, um welchen die jeweilig 
wirflich „ungededte“ Summe Noten hinter dieſem jteuerfreien Betrag zu = 
rüdbleibt, als die „steuerfreie Notenrejerve“ bezeichnet. Das ganze, 
etwas künstlich ausgedachte und mechanische Syitem aber jollte als eine „indi- 
refte Kontingentirung“ des „ungededten Notenumlaufs“ wirkten. Bei einer 
Spannung auf dem Geldmarkt, bei hochgehender Spekulation, bei Abfluß von Metall 
ins Ausland wegen jchlechten Standes der Wechſelkurſe jollte die Verminderung der 
Notenreferve eine Zettelbant nöthigen, das zu thun, was freilich in jolchen 
Fällen gutgeleitete Banfen ohnehin in der Erfenntniß richtiger Disfontopolitif von 
jelbjt thun werden: eine Erhöhung des Diskonts mit dämpfender Wirkung 
für die Spekulation und hindernder Wirkung für den Mtetallabfluß rechtzeitig 
und genügend eintreten zu lafjen. Es ift dies ein ähnlicher Gedanke, wie der der 
Veel’ichen Acte bei der Englifchen Bank zu Grunde liegende (j. oben III. 2). In 
der Ausführung wid) man nur ab, weil fich die Englische Vorfchrift zu ftarr 
mechanifch eriwiefen und in den drei großen Kriſen von 1847, 1857, 1866 jedesmal 
hatte vom Minifterium (gegen jpätere parlamentarifche Indemnität) juspendirt werden 
müffen. Eine Berbejjerung diejes Mechanismus liegt auch ohne Zweifel vor 
und da die R. im Uebrigen, unter Innehaltung bejtimmter Dedungsvorjchriften, ein 
unbeichränftes Notenrecht Hat, wird auch faum eine ähnlich nachtheilige, die 
Panifs fteigernde Wirkung der gejeglichen Vorfchrift wie in England bei uns ein- 
treten können. Gine eigentliche Probe hat aber in dem verfloffenen Zeitraum noch 
nicht ftattgefunden, eine Weberjchreitung der gejtatteten jteuerfreien ungededten Noten= 
ausgabe nur bei wenigen Privatbanfen in einem Maße (am meijten bei der Sächſ. 
Bank), weshalb denn auch bisher die Einnahme des Neichd aus diefer „Steuer“ 
ganz unbedeutend war. Bei den Privatbanfen wird. e8 fich eventuell in fritifchen 
Zeiten um rüdfichtslofe Ginjchränfung der Disfontirung und des Notenumlaufs 
handeln, was unter Umſtänden bedenklich werden kann, oder um fehr ftarfe, mehr 
als jachlich nothwendige Diskontoerhöhung, was ebenfalls nicht unbedingt gerecht: 
fertigt ift, oder endlich — und wol meiſtens — um vorübergehende Belaftung des 
Bankgewinns mit der Steuer: dann wird aber der Zwed der Einrichtung nicht er= 
reicht. Bei der R. werden andere Rüdfichten doch wol mit Necht meift noch mehr 
maßgebend jein, als die, die Steuer auf den Verkehr abzumwälzen. Da dad Reich 
ohnehin den halben Gewinn diefer Bank bezieht, fällt auch die Notenfteuer den 
Privateigenthümern der Bank nur eventuell zur Hälfte zur Laſt. Gerade um die 
R. in politischen und merfantilen Krifen ganz die jachlich richtige Stellung wählen 
und fie frei nach bejtem Ermeſſen ihre Aufgabe erfüllen zu lafjfen, wäre e& wol 
befler, wenn fie diefer „indirekten Kontingentirung“ nicht unterjtellt worden wäre. 
Dafür jpricht auch die Gefchichte der Preußifchen und der Franzöſiſchen Bank. 

Bon diefen Vorſchriften find noch diejenigen zu unterjcheiden, welche das Geſetz 
für die ſpezielle Notendedung feſtſtellt. Dieſe muß bei der R. und bei den— 

dv. Holgendorff, Enc. II. Rechtslexikon III. 3. Aufl. 24 


370 Reichsbant. 


jenigen Privatbanken, welche allgemein im Reiche zugelaſſen fein wollen (f. unten), 
die in Deutichland übliche und bewährte „bankmäßige“ fein: mindeſtens !/, 
des Notenumlaufs in kursfähigem Deutjchen Geld, in Gold in Barren oder aus— 
ländiichen Münzen, oder in Reichskaſſenſcheinen (letzteres bedenklich, denn dieſe 
Scheine find eben fein Geld, aber, wie die Dinge liegen — |. oben —, eine kaum 
zu dvermeidende Beltimmung), der Reit des Notenumlaufs durch disfontirte Wechiel 
mit höchitens drei Monat Verjallzeit und mindeftens zwei, in der Regel drei guten 
Unterfchriften (SS 17, 45 Nr. 3). 

Tür die Strafbeftimmungen, joweit fie allgemeiner Art find, fei auf das 
Geſetz ſelbſt verwiejen ($$ 55 ff.) 

PB) Die „R.“ Sie ift aus der Preußifchen Bank hervorgegangen. Der Preußijche 
Staat zog am 1. Januar 1876 fein Einſchußkapital (5 720400 Mark) und die 
Hälfte des Reſervefonds aus der Preußifchen Bank heraus und erhielt für die Ab— 
tretung feiner Rechte aus den Mitteln der R. 15 Mill. Mark. Zugleich blieb auf 
leßterer die Nente haften, welche die Preußische Bank nad) dem Vertrag vom 
28./31. Januar 1856 bis 1. Juli 1925 dem Preußifchen Staate im Betrage von 
1865 730 Mark zu leiften hatte. Für fpäter, wenn die Konzeſſion der R. nicht 
verlängert werden oder feine andere Bank in diefe Verpflichtung eintreten ſollte, 
fteht eventuell das Weich dem Preußiichen Staate für diefe Rente qui. Die R. 
wurde rein mit Privatfapital ausgejtattet, juriſtiſch aber nicht als eine fürmliche 
Aktiengejellichaft, jedoch als ein verwandtes Inſtitut, mit den Gigenichaften einer 
juriftifchen Perfon und mit dem Hauptſitz in Berlin, errichtet. Das Kapital wurde 
gegenüber dem der Preußifchen Bank verdoppelt (120 Mill. Mark in auf Namen 
lautenden Antheilen zu 3000 Mark), worüber hinaus feine Haftung der Eigner 
ftattfindet. Die neuen Antheile wurden den alten Antheilseignern, die man jo zur 
Konverfion bereitwillig fand, für den Betrag ihrer bisherigen Preußiichen Bank— 
antheile überlaffen. 20000 neue Antheile wurden zu 130 Prozent begeben, ein 
„Agiogewinn“, welcher zur Abfindung Preußens und zur Dotirung des Reſerve— 
fonds die Mittel lieferte. Aus dem Reingewinn wird zunächjt eine Dividende von 
41, Prozent vertheilt, aus dem verbleibenden Rejt eine Quote von 20 Prozent dem 
Rejervefonds gutgeichrieben, bis diejer ein Viertel des Grundkapitals (30 Mil. 
Mark!), der dann noch reftirende Betrag des Gewinns fällt je zur Hälfte an die 
Eigner und an das Reich, doch nur bis zur Höhe von 8 Prozent Dividende an 
jene, von wo an das Neich °, des Ueberfchuffes erhält. Die bisherigen Dividenden 
haben, troß der bedeutenden Entwidelung des Giro» und Depofitengeichäfts, den ganz 
übertriebenen Erwartungen zur Zeit des Grlafjes des Geſetzes in feiner Weiſe ent— 
iprochen (Dividende von 1876—80 6,25; 6,29; 6,3; 5; 6 Prozent, eigentlich aber 
für einen Ginfhuß von 130, nicht von 100 zu rechnen, alſo noch viel Eleiner). 
Auch die R. ift zunächſt nur auf 15 Jahre, bis 1. Januar 1891, konzeſſionirt. 
Alsdann kann eventuell das Reich die Bank aufheben, die Grundftüde gegen den 
Buchwerth, die Antheile zum Nennwerth erwerben, der dann vorhandene Rejerve- 
fonds geht zur Hälfte an die Antheilseigner, zur anderen an das Reich über (er war 
Ende 1880 16,42 Mill. Mark). Zu einer Berlängerung des Privilegs ift die Zus: 
ftimmung des Neichätags erforderlich. 

Die Verwaltungsorganifjation der R. ift im MWefentlichen derjenigen 
der Preußischen Bank nachgebildet. Die Leitung und Verwaltung ift in den 
Händen des Reichs, das dafür die betreffenden Beamten ernennt (Reiche- 
fanzler, R.direftorium, Reichsaufficht durch ein R.furatorium). Die Rechnungen der 
Bank werden vom Rechnungshof des Deutjchen Reichs revidirt. Die Antheils— 
eigner nehmen an der Verwaltung nur durch die Generalverfammlung und durch 
den aus ihrer Mitte gewählten ftändigen Gentralausihuß Theil. Ueber 
jeine Stellung und Kompetenz ſ. die SS 31—35 des Bankgeſetzes und auch das 
Bankſtatut. Er Hat zuzuftimmen zu Gejchäften mit den Finanzverwaltungen des 
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Reichs oder Deutſcher Staaten, für die nicht die allgemeinen Bedingungen des 
Bankverkehrs anwendbar find ($ 35). — Auch an den provinzialen R.hauptftellen 
beitehen eventuell Bezirfsausichüjje aus den dort mwohnenden Antheilseignern. 

Die R. hat — ähnlich, aber etwas abweichend von der betreffenden Faſſung 
der Preußifchen Bankordnung von 1846 — „die Aufgabe, den Geldumlauf im ges 
jammten Reichögebiete zu regeln, die Zahlungsausgleichungen zu erleichtern und für 
die Nutzbarmachung verfügbaren Kapitals zu jorgen“ ($ 12), allgemeine, wenig faß- 
bare Sätze ohne rechtliche Bedeutung, wie fie eigentlich in ein Geſetz nicht 
gehören, eine Reminiscenz älterer Auffaffungen. Der Geſchäftskreis der R. ift 
der übliche folider Zettelbanfen, hier und da, jo im Lombardgejchäft, wol mit etwas 
zu weitgehender Entjcheidung von Details durch das Geſetz jelbit ($ 13). Wichtig 
ift die (müngpolitifche, der Englifchen Bank nachgeahmte) Verpflichtung der Ban, 
Barrengold zum feſten Sat von 1392 Mark für das Pfund fein Gold umzutaufchen 
GE 14); jodann die Verpflichtung, umentgeltlich für Rechnung des Reichs 
Zahlungen anzunehmen und bis auf die Höhe des Guthabens zu leiten (eine 
gleiche Berehtigung beiteht für die Bank in Betreff anderer Bundesitaaten). 
Unter Vorausjegung der vorgefchriebenen Deckung darf die Bank beliebig viel 
(nach Bedürfniß des Verkehrs") Noten ausgeben. Sehr bedeutfam war jchon 
bei der Preußischen Bank das Filialnek. Die R. ift berechtigt, aller Orten 
im Reichögebiete Zweiganftalten zu errichten, der Bundesrath kann die Errich— 
tung von folchen auch an bejtimmten Pläben anordnen. Anfang 1881 hatte die 
R. nicht weniger als 222 Anftalten (inkl. Berlin) verfchiedenen Ranges (R.haupt- 
ftellen, R.ftellen, Nebenjtellen, Kommanditen, -Waarendepots), in dieſer Hinficht 
alle großen Europäifchen Banken weit hinter fich laſſend (Franzöſiſche, Defterreichifche, 
Englische Bank). Mit Hülfe diefer Organijation vermochte die Bank in großartiger 
Weife ihr Girogefchäft zu Zahlungen auf Grund ftets fälliger Depofitenguthaben 
an demjelben Orte und an anderen Orten, wo Banljtellen find, zu entwideln. Sie 
bewertftelligt diefe Zahlungen unentgeltlich für ihre Kunden und Hat jich durch dieje 
Einrichtung die Verfügung über pr. pr. 125 Mill. Mark Geld verfchafft, das freilich 
einen jehr beweglichen nnd infofern vorfichtig zu behandelnden Poften bildet und, 
nebenbei bemerkt, das ganze Syſtem der „indireften Notenkfontingentirung” ziemlich 
illuſoriſch macht. — Bon ftaatlihen Ginfommen- und Gewerbefteuern ijt die 
R. nebſt ihren Filialen gejeglich befreit. 

Auf die Entwidelung der Gejchäfte der R. feit 1876 ift hier nicht einzugehen. 
Die Bank hat unter der Flauheit in der Volkswirthichaft mit gelitten. Bemerkens— 
werth ift ihre (ob ganz richtige, jteht dahin) völlige Losſagung vom Gejchäft 
mit verzinslichen Depofiten, auch der ehemals „öffentlichen“ u. j. w. der Preu— 
Biihen Bank, wogegen der Beltand der jtets fälligen unverzinslidhen 
„Girofapitalien“, inkl. verwandter Poften und Reichsguthaben, zeitweilig 
ihon an 250 Mill. Mark erreicht Hat. In Zeiten geringeren Kreditanfpruchs der 
Privaten (im Disfonto- und Lombardgejchäft) hat die Bank neuerdings jtarfe An- 
lagen in Effekten bewertitelligt, — im Intereſſe ihrer Rentabilität, was nicht 
immer unbedenklich ericheint. Im Ganzen Hat fich aber ein Bedürfniß nach 
veränderter Geſetzgebung für die R. bisher auch in Nebenpuntten kaum fühlbar ge— 
macht. Die Ausweife der Bank find immer mehr, gleich denen der Englischen und 
Trranzöfifchen Bank, ein wichtiges Spiegelbild des Geldmarftes geworben. Zu wünjchen 
wäre nur, daß die Bank getrennt ihre Silber: und Goldbejtände veröffentlichte, was 
bisher nicht geichieht. 

y) Die Privatnotenbanten. Allen Banken, welche zur Zeit des Grlafjes 
des Neichögejehes die Befugniß zur Notenausgabe befaßen und ausübten, damals 32 
(ohne die Preußische Bank), wurde diejes Recht belaffen, doch durften fie außer— 
halb des Konzeſſionsſtaates Bankgefchäfte durch Zweiganjtalten nicht be= 
treiben, noch durch Agenten für ihre Rechnung betreiben laffen, noch als Gejell- 
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ichafter an Bankhäufern fich betheiligen ($ 42). Ebenſowenig durften ihre Noten 
außerhalb diefes Staates zu Zahlungen gebraucht werden ($ 43). Das erite Verbot 
wurde mit einer jchweren, das zweite mit einer leichteren Gelditrafe bedroht (88 58, 
56). Solche Verbote mußten vorausfichtlich bei der jegigen Neugejtaltung des 
Bankrechts viel eher wirkſam werden, als die Verbote der fünfziger Jahre (j. oben 
III. Nr. 3). Den Eleinftaatlichen Banken, welche meift den Schwerpunft ihres Ge- 
ichäfts außerhalb des Domizilftaates hatten oder doch anderswo Gejchäite betrieben 
oder Noten umlaufen hatten, war jo das Leben jehr erfchwert: die Abficht des Ge— 
jeges. Deswegen konnte man erwarten, daß manche Banken fich gewiſſen Beichrän- 
fungen unterziehen, um auch außerhalb ihres engeren Vaterlandes operiren zu können, 
oder auch von vornherein oder wenn ihnen dieje, ebenfalls noch läjtigen Beſchrän— 
fungen nicht behagten, ganz auf ihr Notenrecht verzichten würden. Das iſt denn 
auch eingetreten. 

Zunächſt wurden diejenigen Banken, welche bis 1. Januar 1876 gewifje reichs— 
geiegliche VBorausjegungen erfüllten, von dem zweiten, ihren Notenumlauf 
außerhalb des Konzeſſionslandes betreffenden Verbot entbunden. Sie 
mußten namentlich ihre Gejchäfte auf das Wechjel-, Lombard- und (mit einer weis 
teren Beichränfung) das Effeftengejchäft beichränfen, den Reſervefonds aus dem 
Reingewinn ſtark dotiren, ihre Noten wie die R. deden, fie auch noch in Berlin 
oder Frankfurt einlöfen, fie gegenjeitig in Zahlung annehmen und die fremden Noten 
nach den oben mitgetheilten näheren Borfchriften behandeln, auf gewiffe Privilegien 
für ihre Noten verzichten und fich eine eventuelle Kündigung ihres Notenrechts bis 
1. Januar 1891 ohne Entichädigungsanipruch geiallen laſſen ($ 44, Nr. 1—7). 

Ein weiteres Zugeitändniß, nämlich eine Berreiung von dem erjten Verbot, 
anderswo im Reichsgebiet durch Zweiganftalten und Agenturen Bankgeſchäfte zu ber 
treiben, wurde denjenigen Banken gemacht, die bis 1. Januar 1876 nachwieien, 
daß der Betrag der ihnen durch Statut oder Privileg geitatteten Notenausgabe auf 
den am 1. Januar 1874 eingezahlten Betrag des Grundfapitald eingejchräntt jei. 
Dazu traten eventuell fernere Erleichterungen in Betreff des Gejchäftäfreifes und der 
Dotation des Reſervefonds ($ 44). 

Die fih nicht Fügenden Banken wurden außerdem mit der Nichterneuerung 
ihres Notenrechts, falls dafjelbe nach den Bundesgeſetzen oder Statuten abliefe, be= 
droht. Es Hat fich gezeigt, daß diefe, allerdings jehr einfchneidenden Beftimmungen 
genügten, um die Banken faſt jämmtlich zur Beugung unter das Reichsgeſetz oder 
zum Verzicht auf die Notenbefugniß zu bringen. Schon nach Bekanntmachungen des 
Reichäfanzlerd vom 29. Dezember 1875 und 7. Januar 1876 waren, weil fie die 
betreffenden Bedingungen erfüllt hatten, für 10 Banken die genannten beiden Ver— 
bote, für 6 andere wenigjtens das zweite (wegen des Notenumlauis außerhalb des 
Konzeffionsftaates) außer Kraft geſetzt. Wichtiger noch war, daß jchon Anfang 1876 
13 andere Banken (darunter die fpäter ſchmählich bankbrüchige ritterichaftliche Pri— 
vatbank in Pommern, der ein großes Giro- und Glearinginjtitut darjtellende Berliner 
Kaflenverein, für den die Notenausgabe faft werthlos war, die Preußiiche Privatbank 
zu Görlig, die Oldenburger Bank, die Lübecker Privatbank, die fieben kleinſtaatlichen 
Banken zu Weimar, Gotha, Gera, Meiningen, Sondershaujen, Defjau, Büdeburg, 
endlich jogar die Leipziger Banf mit einem ftenerfreien Notenbetrag von 5348 000 
Mark) auf ihre Notenbeiugniß ganz verzichtet hatten, weil fie es für 
vortheilhafter hielten, ohne diejelbe, von den Beſchränkungen des Reichsgeſetzes befreit, 
Bankgeſchäfte zu betreiben (Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 1. April 1876). 
Bald darauf hat auch die Heine Landesbank in Homburg, 1877 noch die Roftoder 
Bank, bisher alfo im Ganzen 15 Banken, auf das Notenrecht verzichtet. Die ein— 
zige Bank, welche fih nicht gefügt hat, für deren Noten und Geichäfte daher 
die genannten beiden Verbote und die fich daran fchließenden Straibeitimmungen in 
Kraft find, it die Braunfchweiger Bank (mit jteuerfreiem Notenbetrag von 
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2829 000 Mark und im Durchſchnitt von 1879 wirklichem Notenumlauf von 2,488, 
ungedecktem von 1,61 Mill. Dark). Es giebt daher im Reiche jetzt außer der R. 
noch 17 Notenbanten, von denen gerade die größten, die fünf mittelftaatlichen 
(Bayer., Württemb., Bad., Heff., Sächſ.) und die Frankfurter feine Bankgeſchäfte 
außerhalb des Heimathaftaates betreiben dürfen. Diefe 17 Banken haben einen 
jteuerfreien ungededten Notenbetrag von 111115 000 Mar, gegenüber den 273 875 000 
Mark der R. allein. Bayern wurde im Bankgefeg ermächtigt, jeiner Bank einen 
Notenumlauf bis zu 70 Mill. Mark im Ganzen zu gejtatten ($ 47). 

Für Abänderungen landesgefeglicher oder jtatutarifcher Vorſchriften, welche 
für das Notengeichäft relevant erfcheinen, ift die Genehmigung des Bundesraths er: 
forderlih. Das Reich Hat auch ein Aufſichts- und Reviſionsrecht gegenüber 
den Zettelbanken, unbejchadet des Tandesherrlichen. Endlich geht das Notenrecht 
außer durch Ablauf der KHonzeffionsdauer, Verzicht, landesherrliche Verfügung nad) 
Maßgabe der Statuten und Privilegien auch dur Eröffnung des Konkurs— 
verfahren: und durch Entziehung kraft richterlichen Urtheils auf 
Klage des Reichskanzlers oder der Regierung des Sites der Bank im Tall gewifjer 
BVerlegungen des Geſetzes, Privilegs oder der Statuten, oder eines Verluſtes des 
Grundfapitala um ein Drittel, oder bei fehlender Einlöfung der präfentirten Noten 
(mit Spezialbeftimmungen in $ 50 Nr. 3) verloren. Für das Verfahren dabei ꝛc. 
j. die $$ 50—53 des Gejehes. Bisher find Konkurſe und gerichtliche Entziehungen 
des Notenrecht3 nicht vorgefommen. 

Auf diefer gejeglichen Grundlage hat fich feit 1. Januar 1876 das Deutiche 
Zettelbantwejen entwidelt. Der Notenumlauf hat fich jehr vermindert, von März 
"1873 mit 1440 und Ende 1874 mit 1325,4 Mill. Mark auf 1050,5—989,2 — 
918,1—857,8— 990,1 Mill. Mark Ende 1875—79, September 1880 984 Mill. 
Mark. Bringt man aber die jeßt faft ſämmtlich eingezogenen Noten unter dem 
Werthbetrage von 100 Mark, dem Minimum des jegigen Notenftüds, in Abzug, 
die für 1874 539,6 Mill. Mark betrugen, fo erjcheint die Verminderung nicht 
einmal jo jehr ſtark. Die wirtbichaftliche Krifis hat dabei auch noch vermindernd 
auf den Notenumlauf gewirkt. Die in unferem Geſetz einfeitig betonte Baardefung 
ift relativ nicht gewachjen, auch wenn man, was faljch ift, diefe Dedung jegt nicht 
auf das bei der R. fo groß gewordene Girodepofitengejchäit mit in Anrechnung 
bringt. Inſofern find die Erwartungen der eifrigiten Befürworter der Noten- 
einjchränfung, in der Neichsregierung wie im Parlament, nicht ganz in Erfüllung 
gegangen. Implicite folgt daraus, daß die Verhältniffe vor dem Bankgejeh nicht jo 
im Argen lagen, als öfters behauptet worden ift. Die centraliftifche Tendenz 
des Bankgeſetzes hat ſich mehr und mehr verwirklicht, indem die Quote der R.noten 
vom gefammten Notenumlauf eine größere geworden ift, fie ftieg jeit Anfang 1876 
von ca. 70 auf 80 Prozent. Wenn in 9—10 Jahren die bisherigen Notenrechte 
ablaufen, wird es auch thatjächlich nicht jchwer fein, ganz zum Notenmonopol über: 
zugehen oder, was auch ſachlich Manches für fi) Hat, nur einige der größeren 
Banken in den Mitteljtaaten neben der R. beitehen zu laſſen. 

— 5* u. |. w.: Die wichtigeren, beſ. für Deutſchland, find im Artilel ſelbſt genannt. 
Für das Bantgejeh vom 14. März 1875 ift beſonders auf den forgfältigen und reichhaltigen 

ommentar (aud auf bie parlamentariihen Verhandlungen u. |. w. näher eingehend) von 
A. Sötbeer, Deutiche Bankverfaffung, Erlangen 1875, mit Nachtrag 1881 (aus Bezold's 
Geſetzgebung bed Deutichen Reich, 2. Theil, Staatd: und Verwaltungsrecht, Bb. I. Heft 3 
und 6) zu verteilen. Ueber das Geſeh über Reichskaſſenſcheine ſ. ebenfalls Sötbeer in dem: 
ſelben Werke, Die — S. 181 ff, und A. Wagner in Hilde— 
branb’3 Jahrbüchern 1874, II. 3-61. 

Lit.: Das Bank:, auch Pettelbankreht wird in den Werfen über Verwaltungsrecht, 
dann in ben nationaldfonomilchen Werten über Bankweſen und Bankpolitit unb in benen 
über Bantgeichichte mehr oder weniger eingehend mit behandelt. Eine Heberficht über Deutfche 
Bankliter. bi 1875 ſ. bei Sötbeer, Die Bankverfaffung, S. 401-407. Die bejonders 
reichhaltige Englifche und Franzöfiiche Lit. kann Hier nicht genannt werden. — Ueber bad 
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heutige öffentliche Zettelbankrecht u. — — — ——— v. Ronne, 
Staaisrecht des Deutſchen Reichs, 2. Aufl., I. 1. Abt 265 ff, 268 ff. — Laband, 
Stantäre t des Deutichen Reichs (Tüb. 1878), 1. S. of = Hiher dad Preuß, Recht: 
w Rönne, Staatsrecht der “8 —S 3. Aufl., II. 1. Abth. Pe ae fi., 2. Abth. 
©. 515 ff. "(Meber das Papiergeld, I. 1. Abth. S. 448; II. 2. Abth. S . — Ueber 
— Pözl, Bayer. Verwaltun Srecht, 3. Aufl. (1871), ©. 387, wi en — L. v. Stein, 
gr der Meriva tungslehre, 2, Aufl. (Stuttg. ug: ©. 4 5 ff, 538 ff. —R.v. Mohl, 
oeiifeneft, 3. Aufl. (Züb, u er ——8 185. — Rösler, Soziales Ver: 
———— Abth. Erl. 1873), — Rau, Vo —B 8. Aufl., 


Bd. II. ©. 48 ff., 71 ff; Derfelbe, Goltamirth a täpolitif, 5. Aufl., Bd. I. ©. 1% fi. 
351 fi. — A. ner, Finanzwiffenichaft, 2. ‚1. S. 509-519. — Spez. Bant: und 
Papiergelblit.: D. Nie Die Banken, Leipz. 1834. — M. Wirth, Bankweſen (®b. II. 
feiner Nationalöfon.), 2 Aufl., Köln 1874. — Geyer, Zettelbantwweien, 1875. — Knies, 


Der Kredit, 2. Abth., Berl. 1879 (bei. ©. 215 ff. 417-478 über Notenbanten, in deren 
und in ber Banknote Auffafjung zum Theil abweichend vom Verfafler). Zur weiteren Begründung 
ber Darlegung im obigen Artikel erlaubt fich Verf. auf feine — Arbeiten zu veriveijen, 
bej.: Beiträge zur Behre von den Banken, zur u Geld: und Kredittheorie der Peel'ſchen 
Acte, Wien 1862; keit ber Settelbantpo itil Aufl., Freib. 1873 (mit umfaſſender 
Verarbeitung des t. und ſtatut. Materials A bei. Ber ri tigung bed Bankrechts); 
Staatäpapiergeld Rechätaffenfeheine und Banknoten, Berl. 1874 (riti — Reichalaffenichein: 
BDorlage); Die Zettelbankreform im Deutihen Reid, Berl. 1875; dann bie beiden größeren 
— gen ber Papiergeld und Bettelbankweien in Blunt] li’8 Staats Wört.B 
Bd. — Für die Deutſche Bankgeſchichte: |. Spa der Königl. Bank in Berlin 
—2 ug Ben. 1854. — Po Iniager, ankgeſchichte Bayerns und anderer Deutichen 
Staaten, Erlangen 1874 fi.; Derſelbe Bankweien und Bantpolitit in Preußen, 3 Bbe., 
Berl. 1878—1879. — Naife, Preuß. Bant, 1866. — Hedt, — und Bantpoliti 
in ben ſüddeutſchen Staaten 1819—1875, Jena 1880. dolph Wagner. 


Neihsbenmte. Im Art. 18 der RVerfj. iſt — daß der Kaiſer die 
R. ernennt. Damit hat nicht die Nothwendigkeit der direkten Ernennung eines 
jeden R. durch den Kaiſer ſelbſt ausgedrückt ſein ſollen; es genügt, wenn die Er— 
nennung im Namen des Kaiſers und kraft eines auf denſelben zurückführenden Rechts 
ſtattfindet. Der $ 1 des RGeſetzes vom 31. März 1873 (R.G.Bl. ©. 61), 
in Uebereinftimmung mit dem Gejeg vom 2. Juni 1869 über die Kaution der 
Bundesbeamten erweitert den Begriff. R. im Sinne diejes Geſetzes ift jeder Beamte, 
welcher entweder vom Kaiſer angeftellt oder nach Borfchriit der RVerf. den An— 
ordnungen des Kaiſers Folge zu leiften verpflichtet ift. Der gefegliche Begriff des R. 
det fich hiernach nicht mit dem Begriff: Träger eines Reichsamts. In einem Reiches 
amt fann Jemand ala Beamter regelmäßig nur durch den Kaifer angeftellt werden. 
Gewiſſe Reichgämter find aber derartig mit Yandesämtern verbunden, daß die Landes- 
behörde als jolche zugleich Reichsbehörde ift, ohne daB die Mitglieder der Landes- 
behörde einer bejonderen Anjtellung im Reichsamt bedürfen. Dies gilt 3. B. von 
den Beamten der Preußiichen Staatsjchuldenverwaltung, die aljo, troß ihrer Bejaffung 
mit reichsamtlicher Thätigfeit, lediglich Landesbeamte find. Auch giebt es Fälle, in 
denen die Berufung in das Reichsamt gejeglich nicht vom Kaiſer, jondern vom 
Bundesrath oder vom Reichdtag ausgeht. Hier find die Träger des Reichsamts 
nicht R. im Sinne des RGeſetzes. Die von dem einzelnen Staate innerhalb feiner 
Zuftändigfeit und für die von ihm zu erledigenden Angelegenheiten beitellten Beamten 
find an und für fich Landesbeamte, fie bekleiden fein Reichsamt. Inſoweit fie aber 
nach der RVerf. den Anordnungen des Kaiſers Folge zu leiften verpflichtet find, 
werden fie troßdem als R. angefehen, ihr Dienftverhältniß unterliegt den Beſtim— 
mungen des RGeſetzes. Hiernach find die im Art. 50 Ab. 5 bezeichneten Telegraphen— 
und Pojtbeamten R., nach der Abficht des Geſetzes ebenjo die Militärbeamten (außer 
den Bayerischen), wenngleich dies im Gejeß genügenden Ausdrud nicht gefunden hat. 
Den Beamten der Reichsbank, die ein Reichsamt nicht befleiden, und den Reichs— 
tagsbeamten, die nicht unter $ 1 des R.gejeges fallen, ift die Stellung ala R. durch 
bejondere gejeßliche Beitimmungen beigelegt. 

Das Verhältniß ala R. wird begründet durch die Anftellung, die nach $ 4 
des RGeſ. fich durch Aushändigung der Anftellungsurfunde manifeftirt. Das Geſetz 
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beſtimmt nicht, daß Jemand ohne ſeine Zuſtimmung R. werden könne, es muß 
alſo die Zurückweiſung der Anſtellungsurkunde möglich ſein. Der Uebernahme des 
Amtes ſoll die Ableiſtung des Dienſteides vorangehen (5 3). Jeder R. hat die 
allgemeine Pflicht eines achtungswürdigen Betragens (S 10); die Pflicht des 
Gehorſams gegen die Geſetze fteigert fich bei ihm zur Pflicht der Treue, welche die 
Amtsverjchtwiegenheit im fich ſchließt ($ 11), und zum dienſtlichen Gehorjam, 
ohne daß jedoch der Beamte deshalb aufhört, für die Geſetzmäßigkeit feiner 
Handlungen verantwortlich zu fein ($ 41); der Beamte Hat überhaupt jein Amt 
der Verfaffung und den Geſetzen entiprechend gewiilfenhaft wahrzunehmen ($ 10). 
Der ala Beamter zu einer Kautionsbeftellung verpflichtet ift, beitimmt das Geſetz 
($ 2) im Allgemeinen, die Einzelheiten find durch Kaijerliche Verordnung im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesrath geregelt. Der R. hat das im Nechtäwege geltend- 
zumachende Recht auf die ihm zugeficherte Bejoldung und einen Wohnungsgeldzuſchuß 
in Gemäßheit des Gejeges vom 30. Juni 1873 (R.G. Bl. ©. 166), bei dauernder 
Berſetzung in den Ruheſtand auf eine gejelich beitimmte Penfion, bei einftweiliger 
Veriegung in den Ruheſtand auf Wartegeld. Auch der Wittwe und den ehelichen 
Nahlommen eines R. ftehen beitimmte Rechte zu. Die Art, wie dem Beamten 
Auslagen und Reifefoften zu erjegen find, iſt gejeglich geregelt. Die Anftellung eines 
R. gilt al® auf Lebenszeit erfolgt, wenn nicht der ausdrüdliche Vorbehalt einer 
Kündigung oder des Widerrufs gemacht ift. 

Feder R. — außer den richterlichen — muß fich die Verjegung in ein anderes 
Amt geiallen Laffen, ſofern deifen Rang und Dienfteinfommen nicht geringer find 
als das bisherige ($ 23). Sonft kann derjelbe feines Amtes ohne feinen Antrag mur 
zur’ Strafe im Rechtswege oder im Disziplinarverfahren beraubt werden. Bei 
Organifationsveränderungen und für die im $ 25 des MGef. bezeichneten Be— 
amten findet eine einftweilige VBerjegung in den Ruheſtand jtatt. Cine vorläufige 
Dienftenthebung kann ferner in Folge eines Strafverfahrens oder eines Disziplinar- 
verjahrens eintreten. 

Ein R., welcher die ihm obliegenden Pflichten verlegt, begeht ein Dienft- 

vergehen und Hat Disziplinarbeitrafung verwirkt ($ 72). Als Strafen fommen vor 
die unter der Bezeichnung „Ordnungsſtrafen“ zufammengefaßten: Warnung, Verweis 
und Geldjtrafe ($ 74), und die Entfernung aus dem Amte ($ 75), die als Straf- 
verfegung oder Dienftentlaffung im gerichtlichen Disziplinarverfahren erfannt werden 
fann, während die Ordnungsitrafe im Verwaltungswege verhängt wird. Für bie 
Mitglieder des Reichsgerichts und gewiffe andere Beamte (RGeſ. $ 158) ijt ein Dis— 
3iplinarverfahren nicht vorgejehen. 
Lit.: Freiherr v. Zedlitz-Neukirch, Die Rechtöverhältniffe der R., Berl. 1874. — 
Ranngieher, Das Recht ber Deutichen R., Berlin 1874. — Laband, Deutſches Staats— 
recht, t S. 382, — Thudichum, Dad RRedht (in Hirth’3 Annalen, Xeipz. 1876, 
©. 265 ff.). Ecciuß. 


Neichsfinanzweien. I. Prinzipielle Erörterung. Die finanziellen 
Mittel zur Erfüllung der Staatszwede zu beichaffen, ift die Aufgabe der jtaatlichen 
Finanzgewalt; diejelbe ijt eines der Hoheitsrechte, welche in ihrer Ginheit die 
Souveränetät fonftituiren, und theilt mit letterer demnach auch die begrifflichen 
Merkmale. Im Bundesftaat find die ftaatlichen Aufgaben getheilt zwiſchen Gentral- 
gewalt umd Einzelftaaten: beide bedürfen demnach finanzieller Mittel. In welcher 
Weile die Finanzquellen, welche überhaupt für den Staat in Betracht fommen, im 
Bundesftaat zwiichen Gentralgewalt und Einzelftaaten zu vertheilen feien, ijt lediglich 
Sache der pofitiven Gefeßgebung: prinzipielle Richtpunfte für die legtere find nicht 
vorhanden. Ebenjogut fann die Gentralgewalt auf die indirefte, die Einzelſtaaten 
auf die direkte Bejteuerung der Unterthanen angewiefen jein als umgefehrt. Nur 
das ift prinzipiell nothrwendig, daß die Gentralgewalt ihre eigenen jelbitändigen 
Finanzquellen befige. Die Beichaffung der finanziellen Mittel für die Gentralgewalt 
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durch Beiträge der Bundesglieder, Matritularbeiträge, ift demnach als dem Begriffe 
des Bundesitaates widerjprechend zu erachten; Matrifularbeiträge find vielmehr ein 
Gharakteriftitum des Staatenbundes. Wie der lehtere nicht ein einheitliches ftaat- 
liches Gemeinmwejen, jondern eine Verbindung von mehreren jolcher Gemeinweien ift, 
jo fehlt demfelben auch die eigene Finanzgewalt; was an finanziellen Mitteln für 
Zwede der Verbindung erforderlich, ift einfach auf die Bundesglieder zu matrikuliren, 
durch die Finanzgewalt derjelben zu beichaffen und aus den Kaſſen derfelben an bie 
Bundesbehörde abzuliefern. Die Finanzwirtdichait eines Staatenbundes, welche auf 
Matrikularbeiträgen beruht, ift Sozietätswirthichait, wie der Staatenbund jelbft eine 
jtaatörechtliche Sozietät if. Dem Bundesftaat dagegen widerjpricht diefes Finanz: 
iyftem durchaus. Für den Bundesjtaat, der eine eigene Finanzgewalt befitt, müflen 
in jedem Falle auch Finanzquellen eröffnet werden, welche ausreichen, um die Be- 
dürfniffe der Gentralgewalt vollitändig zu deden: der Bundesftaat als jelbjtändiges 
Rechtsſubjekt muß unabhängig fein von den Beiträgen der Bundesglieder. Der 
Staatenbund kann begrifflich feine „eigenen“ Ginnahmen haben, der Bundesitaat 
muß begrifflic) „eigene“ Einnahmen haben, welche ausreichen, feine Bedürfniffe zu 
decken. Die hiſtoriſche Genefis eines Bundesſtaates mag ed mit fich bringen, daß 
die finanziellen Bedürfniffe der Gentralgewalt zuerit durch Matritularbeiträge be- 
ichafft werden. Es wird aber die Aufgabe der Gejeßgebung fein, die hierin liegende 
Inkongruenz mit dem Bundesftaatsbegriff möglichſt zu bejeitigen. Bei Aufrichtung 
des Norddeutſchen Bundes, ebenjo bei verjchiedenen anderen Anläflen wurde die 
Richtigkeit dieſer prinzipiellen Gefichtspunfte auch für den Deutichen Bundesitaat 
jowol von Seiten der Regierungen, al& auch der VBolksvertretung anerkannt und demnach 
die Inftitution der Matrikularbeiträge nur als proviſoriſcher Nothbeheli betrakhtet. 

I. Reihsfisfus und Reichſeigenthum. Das Deutiche Reich als 
ftaatsrechtliches Rechtsſubjekt tft nach allgemeinen Grundſätzen eigenthums=, erwerbs- 
und verpflichtungsfähig: das Neich als Subjekt des Vermögensrechtes wird repräfentirt 
durch den Neichsfisfus, für welchen alle diejenigen Rechtägrundjäße gelten, welche 
überhaupt für den Fiskus vorhanden find (Steuerfreiheit, Gerichtsftand ıc.). Das 
Reichsvermögen befteht aus allen zu Zweden der Reichäverwaltung dienenden Ver: 
mögensobjetten, Jmmobilien wie Mobilien, welche entweder für das Reich neu er: 
worben oder von den Einzeljtaaten in das Eigenthum des Reiches übernommen 
wurden. Sauptbeitandtheile des Neichövermögens find ferner die Neichseifenbahnen 
in Eljaß-Lothringen (Zuf. Art. 1 zum Frankfurter Frieden: der Kaufpreis von 
325 Mill. Franks wurde aus der Kriegskoſtenentſchädigung entnommen, dazu 
Geſetz vom 18. Juni 1873), jowie folgende dauernd vorhandenen Baarfonds: der 
Reichskriegsſchatz und der Reichsinvalidentond. (Dazu kommen als proviforiich vor— 
bandene Fonds der Reichsfeſtungsbaufond, ſowie der Reichstagdgebäudebaufond ; der 
allgemeine Betriebsfond für die Verwaltung ift in jedem Etat neu zu bewilligen.) 
Der Reichskriegsſchatz beſteht in gemünztem Gelde und darf nur zu Kriegszwecken 
verwendet werden, die Zinfen des Invalidenfonds dienen in erjter Linie zur Ber 
zahlung der durch Kriege veranlaßten Militärpenfionen ; außerdem werden noch ver: 
jchiedene andere Ausgaben, insbejondere die Ehrenzulage der Inhaber des eijernen 
Kreuzes auf die Zinfen des Invalidentonds übernommen; der etwa vorhandene 
Zinſenreſt fließt in die Reichskaſſe. 

Was zu Zwecken der NReichöverwaltung an Immobilien und Mobilien neu be- 
jchafft wurde, fteht unzweijelhait im Eigenthum des Reiches, ebenjo was ausdrüdlich 
von den Ginzelftaaten dem Neich zu Eigenthum übertragen wurde. Außerdem find 
kraft pofitiver Vorichriit der Reichsgeſetzgebung alle diejenigen Objekte, welche früher 
im Yandeseigenthum ftanden, nunmehr aber für Reichszwecke verwendet werden, in 
das Gigenthum des Neiches übergegangen, jedoch mit dem Vorbehalt, daß Rückgabe 
an die Einzeljtaaten erfolgen muß, fobald die betreffenden Objekte unbrauchbar oder 
entbehrlich für das Neich werden, ohne daß ein Erfaß zu beichaffen: ift. 
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II. Die einzelnen Einnahmsquellen des Reiches. 1) Gebühren. 
a) Die ftaatlichen Funktionen werden vom Reiche theilweije ohne Entgelt, theilweiſe 
gegen Entrichtung von Gebühren bethätigt: jolche werden erhoben beim Reichagericht, 
bei einzelnen der oberjten Verwaltungsbehörden, bei den Konjulaten und den Gejandt- 
ichaiten. Dazu kommt noch die jog. ftatiftiiche Gebühr, welche für die vorgejchriebene 
Anmeldung von Waaren, die die Grenze zum Zweck der Ein-, Aus- oder Durd)- 
fuhr paſſiren, erhoben wird. 

Grhebliche Bedeutung für die Finanzen des Neiches haben dieje Kategorien von 
Gebühren nicht. (Statiftiiche Gebühr im tat für 1881 netto 300000 Mark, die 
verjchiedenen Verwaltungseinnahmen etwas über 61, Mill. Mark.) 

b) Bon großer Wichtigkeit für die Finanzwirthſchaft des Reiches dagegen find 
die GEinfünite aus dem Poſt- und Telegraphenwejen. Die Poſt- und 
Zelegraphenanftalten find im Gejammtgebiete des Reiches ala Staatöverfehrsanftalten 
organifirt und zwar unter Verwaltung der Gentralgewalt; nur Bayern und Württem— 
berg haben ihre jelbjtändige Verwaltung als Sonderrecht fich referwirt. Die Ver— 
gütung, welche für Benußung jener Staatöanftalten des Reiches zu entrichten ift, 
fällt jomit ftaatsrechtlich auch unter den Begriff der „Gebühr“; die Gebühren für 
Benutzung der Reichspoſt- und ZTelegraphenanjtalten jallen in die Reichskaſſe; 
die Höhe derjelben ift für die Poitanftalten durch Gejeß, für die Telegraphenanftalten 
durch Verordnung des Bundesrathes normitt. 

c) Böllig unter den gleichen rechtlichen Gefichtspunften find die Elſaß— 
Lothringiſchen Reichseifenbahnen zu betrachten. Auch fie find gemäß den Be— 
ftimmungen des Frankfurter Friedens, bzw. der hieran angefnüpften Reichsgeſetzgebung, 
Staatsanftalten des Reiches, die Vergütung für Benutzung derjelben jomit jtaatliche 
Gebühr, welche in die Reichskaſſe fällt. 

Die Beitimmung der RVerf. Art. 49, daß die Einnahmen aus den Poft- und 
Zelegraphenanftalten in erfter Linie zur Dedung der Ausgaben zu verwenden jeien 
und die „Ueberſchüſſe“ in die Reichsfafje fließen, iſt gegenſtandslos: die Verrechnung 
der Einnahmen und Ausgaben erfolgt lediglich im Etat, ohne daß beide Poſten auf 
einander nothiwendig influiren müßten; auch wenn jtatt „Ueberfchüffen“ der Einnahmen 
Defizits vorhanden wären, müßte das Neich doch die Ausgaben für die „Staatsverkehrs— 
anftalten” tragen (die Bruttoerträgniffe von Poſt und Telegraphen betragen ca. 135, 
die Nettoerträgnifje ca. 18'/, Mill. Mark, die der Eiienbahnen 36 u. 10 Mill. Marf). 

d) Unter die Kategorie der Gebühren fällt endlich noch derjenige Betrag, welcher 
an die Reichskaſſe von Privaten für Benußung der jtaatlichen Prägeanftalten ent= 
richtet werden muß (Münzgejeg Art. 12 Abſ. 4). 

2) Reichsſteuern. Als folche beitehen bis jet nur a) die Stempel: 
abgabe von Wechſeln (ca 6 Mill. Mark); b) die Stempelabgabe für 
Spielkarten (ca. 1 Mill. Mar). 

a) Alle Wechjel, welche im Deutjchen Reiche ausgeſtellt werden oder cirkuliren 
oder irgendwelchen anderen rechtlichen Funktionen genügen jollen, bedürfen eines 
ftaatlichen Stempels, für deffen Ertheilung eine nach der Höhe des Wechſels ver- 
jchieden bemeifene Abgabe erhoben wird. Die Art der Erhebung diejer Abgabe ift 
die nämliche wie bei den Poſt- und ZTelegraphengefällen, nämlich vermittelit zu 
Löfender und auf den Wechjel aufzuflebender Marken. Doc kann hier der Begriff 
„Gebühr“ nicht verwendet werden, da feine „Anjtalt“ des Staates benußt wird. 
Die Verwaltung der Reichsitempeliteuer erfolgt durch die Poſtanſtalten. 

b) Ebenſo bedürfen alle Karten, welche im Deutfchen Reiche zum Zwecke des 
Spieles fabrizirt oder verwendet werden, eines ftaatlichen Stempels, für defien Er— 
theilung eine bejtimmte Abgabe berechnet wird; der Stempel wird von den Steuer: 
behörden ertheilt. 

c) Ferner ift Hier zu nennen die allgemeine Steuer, welche von der Reichsbank, 
jowie von den übrigen, Noten emittivenden Banken unter gewiflen Vorausſetzungen 
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(Bankgeſetz $ 9), ſowie die fpezielle Abgabe, welche von der Neichsbanf aus ihren 
Erträgniffen (ibid. $ 24) an die Neichstaffe zu bezahlen ift (ca. 1, Mill. Mark). 

3) Die fog. indireften Steuern (Berbrauchsabgaben). In die Reiche» 
faffe fließen ferner prinzipiell die geſetzlich firirten Steuerfäße für die Konſumtion 
folgender Artikel: a) Salz (f. d. Art. Salziteuer); b) Tabak (j. d. Art. 
TZabafsjteuer); c) Branntwein (f. d. Art. Branntweinfteuer); d) Bier 
(j. d. Art. Bierfteuer); e) Zuder und Syrup (f. d. Art. Rübenzuder- 
jteuer. Aus der Reichskaſſe find jedoch andererjeits diejenigen Steuervergütungen 
und Ermäßigungen in Bezug auf die bezeichneten Artikel zu bezahlen, welche auf 
Gejegen oder allgemeinen Berwaltungsvorichriiten beruhen, ferner die Rüderjtattungen 
für unrichtige Erhebungen, endlich die Erhebungs: und Verwaltungskoſten (RBerr. 
Art. 38). Grimirt von der Reichögefeßgebung über die Bejteuerung von Bier und 
Branntwein find Bayern, Württemberg, Baden, bezüglich des Bieres auch Elſaß— 
Lothringen, jowie die Großherzogl. Sächfische Gemeinde Oſtheim und die Sachien- 
Koburgifche Ortichaft Königsberg. 

4) Die Zölle. (Etat von 1881/1882 für Zölle und Berbrauchsfteuern : 
3421/, Mill. Mark.) Die Haupteinnahmsquelle der Reichataffe bilden die Zölle. 
Das Deutjche Neichägebiet ift nach Außen eine abgejchlofjene Zolleinheit. Im 
Innern des Meiches dürfen Zölle beim Uebergang von Waaren aus einem 
Staate in den anderen prinzipiell nicht erhoben werden. Cine Ausnahme von diefem 
Grundjaß bildet nur die Uebergangsabgabe, welche von Bier und Branntwein beim 
Uebergang aus den von der Meichsgejeggebung in diefem Punkt erimirten Staaten 
in das denjelben unterworfene Neichögebiet erhoben wird. Der Zolltarif für Jmport 
und Grport von Waaren in das oder aus dem Neichszollgebiet ift vor furzer Zeit 
vollitändig neu geregelt worden. Vom Reichözollgebiete find verfaſſungsmäßig aus— 
geichloffen die beiden Hanjeftädte Bremen und Hamburg (bis 1868 auch Yübed); 
das Frreihafenrecht diefer Städte (nicht aber die Eremtion der übrigen vom Reichs— 
zollgebiet ausgejchloffenen Territorien) iſt Refervatrecht im Sinne von RVerf. Urt. 78 ?. 
Zum Freihafenbezirt der beiden Hanſeſtädte gehört nach der Verfaffung auch „ein 
dem Zweck entiprechender Bezirk ihres oder des umliegenden Gebietes“ (RVerf. Art. 34). 
Die Abgrenzung diejes Bezirkes ift lediglich Sache des Bundesrathes, verfafjungs- 
mäßig geichügt und zwar nach Maßgabe von RBerf. Art. 782 ift nur das Frei— 
hafenrecht der Städte Hamburg und Bremen, aber auch diejes wurde feiner Zeit 
bei Berathung der Norddeutichen Bundesverfafjung nur als Proviforium betrachtet 
(Hänel, Studien, I. 200 N. 96). Ausgeichloffeen vom Reichszollgebiet find 
außerdem noch Kleine Gebietstheile von Baden, Preußen, Oldenburg (die genauen 
Angaben ſ. bei Wagner, 593°, inzwifchen find allerdings noch weitere Mobdi- 
fifationen eingetreten); andererjeit3 gehört das Großherzogthum Luremburg (Staats- 
vertrag vom 20./25. Oktober 1865) und die Defterreichiiche Gemeinde Jungholz 
(Staatävertrag vom 3. Mai 1868), obwol nicht zum Reiche, doch zum Reiche» 
zollgebiet. Die Gremtion der oben genannten Gebietstheile des Reiches vom 
Reichszollrecht ift nur eine negative; eine jelbftändige pofitive Zollgefeßgebung durch 
die betheiligten Ginzelftaaten ift dagegen nicht ftatthaft. Die Zölle fließen nach 
der Berfaffung prinzipiell zur Reichskaſſe: abzüglich jedoch der auf Geſetz beruhenden 
Vergütungen und Ermäßigungen, der Rüderftattungen für umrichtige Erhebungen, 
jowie der Erhebungstoften (inkl. des Grenzichuges) an der Reichögollgrenze. Das 
verfaffungsmäßige Prinzip, daß die jämmtlichen Zolleinnahmen in die Reichskafſe 
fließen, hat eine Modifikation erfahren durch $ 7 des Gejehes vom 15. Juli 1879 
(„Antrag dv. Franckenſtein“); danach fließt nur der Betrag don 130 Mill. Mark 
Zollgefälle und Verbrauchsabgaben in die Reichskaſſe, der Mehrbetrag ift an die 
Einzeljtaaten herauszubezahlen. 

5) Eine weitere Gruppe der NReichdeinnahmen bilden die Renten, welche das 
Neichsvermögen abwirft, in eriter Linie alſo die Zinjen aus belegten Reichsfonds, 
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ferner die Grträgniffe von Privatgefchäften, welche dag Reich auf eigene Rechnung 
betreibt; in legterer Beziehung kommt bis jet nur die Reichgdruderei in Betracht 
(Renten ca. 5, Reichödruderei ca. 1 Mill. Mark im Etat für 1881). 

6) Matrifularbeiträge (Etat von 1881/1882: 106 Mill. Mark). Soweit 
die eigenen Einnahmsquellen des Neiches zur Dedung der finanziellen Bedürfniſſe 
deffelben nicht zureichen, find Beiträge von den Ginzeljtaaten zu erheben. Die 
prinzipiellen Bedenken gegen diefen Modus der Beichaffung finanzieller Mittel für 
Erfüllung der Staatszwecke im Bundesftaat wurden oben bereits erörtert: die Durch- 
führung der in der Verfaffung niedergelegten Grundjäge im Zufammenhang mit der 
neueren Zollgeſetzgebung würde auch eine Bejeitigung der Matrifularbeiträge zur 
Folge gehabt haben: die in der Verfaffung firirten eigenen Ginnahmaquellen des 
Reiches werfen dermalen einen höheren Ertrag ab, als welchen das Reich zur Er— 
rüllung feiner Zwede bedarf. Durch die oben bezeichnete Modifikation der Wer: 
faffung (daß der oben citirte $ 7 in der That eine Modifikation von Art. 38 Abi. 1 
der RVerf. enthält, wird kaum bezweifelt werden können), wonach nur 130 Mill. Mark 
in die Reichskaſſe, alle weiteren Ginnahmen aber in die Kaffen der Bundesglieder 
fließen, werden die Matrifularbeiträge fünftlich konfervirt. 

Die Matrikularbeiträge find von den Bundesgliedern nach Maßgabe ihrer 
ortsanmwejenden ftaatsangehörigen Bevölkerung (Verordn. d. Bundesrathes v. 21. Dez. 
1868) zu erheben. Sie müflen gejeglich im Gtat firirt werden und find aladann 
vom Reichskanzler für die Reichskaffe „bis zur Höhe des budgetmäßigen Betrages“ 
einzuziehen, und zwar erfolgt die Einziehung in monatlichen Raten (RBerf. Art. 70). 
Erweiſt fich die etatsmäßige Fixirung der Matrifularbeiträge als unzureichend, jo 
muß die erforderliche Erhöhung durch Nachtragägeje erfolgen; andererjeits kann der 
Reichskanzler auch die Mtatrifularbeiträge zum Theil unerhoben Laffen, falla die 
anderweitigen Ginnahmen des Reiches zur Berriedigung der Bedürfniffe ausreichen, 

IV. Die Erhebung, Berehnung und Verwaltung der Reichs— 
einnahmen. Die Gentralbehörde für Verwaltung der Reichöfinangen war ur— 
iprünglich die Finanzabtheilung des Reichskanzleramtes ; die jelbjtändige Konftituirung 
des Reichsſchatzamtes erfolgte durch KHaiferl. Verordn. vom 14. Juli 1879 
(R.G. Bl. 196); der Reichsſchatzſekretär wurde gemäß dem Geſetz vom 18. März 
1878 zum verantwortlichen Stellvertreter des Reichskanzlers ernannt (Reichsanzeiger 
vom 18. Aug. 1879). Vom Schatzamt reffortirt insbefondere die Reichshauptkaſſe, 
jowie die Reichsbeamten und Neichäbehörden für das Zolle und Steuerweſen. 

Mit der Finanzverwaltung des Neiches jtehen noch in Zufammenhang die Ver- 
waltungsbehörden der jelbitändigen Neichsionds, nämlich des Reichsinvalidenfonds, 
ſowie des Reichskriegsſchatzes; diejelben find jedoch nicht dem Reichsſchatzamt, jon= 
dern unmittelbar dem Reichöfanzler unterjtellt; die gleiche jtaatsrechtliche Stellung 
hat das Reichsbankdireftorium. — 

Die Erhebung der Gebühren, welche für die Benugung von Reichsanftalten zu 
entrichten find, geichieht durch die den betreffenden Behörden beigeordneten finanziellen 
Organe, von welchen die Abführung der eingenonmenen Beträge direkt an die Reichs— 
kaſſe erfolgt. Hinfichtlich der Abrechnung der Poſt- und Telegraphengefälle bedurfte 
es bei dem vor 1867 jo überaus fomplizirten Zustande der Verwaltung diefer 
Anitalten eines längeren Uebergangsſtadiums, um die Prinzipien der Verfaffung zu 
voller Durchführung bringen zu können (RVerf. Art. 51). Der Abſchluß diejeg 
Uebergangaftadiums trat mit dem Jahre 1880 ein (Baden, Elfaß- Lothringen; vgl. 
hierüber Meyer, ©. 545). Die Gefälle der Posten, Telegraphen und Reichseiſen— 
bahnen werden nunmehr von den einzelnen Behörden und Beamten erhoben und 
durch die provinziellen Gentralinftanzen an die Reichskaſſe abgeführt. — 

Was die Neichsiteuern betrifft, jo wird die Abgabe für den Wechjelftempel 
duch die Organe der Poftverwaltung erhoben und zugleich mit den Poftgefällen 
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verrechnet, jedoch unter fjelbjtändiger Buchführung. Die Wechſelſtempelſteuer muß 
genau nach dem Grtrage in den Ginzelftaaten berechnet werden, da gejehlich jedem 
Einzelitaat 2 Prozent von den in feinem Gebiete fällig gewordenen Beträgen diejer 
Steuer auszubezahlen find; die übrigen 98 Prozent fließen direft in die Reichatafle. 
Für Bayern und Württemberg, wo die Poftgefälle in die Landeskaſſen fließen, wird 
doch die Mechjelitempelfteuer ebenfo wie für das ‚Übrige Reichögebiet erhoben und 
berechnet. Der Ertrag der Steuer wird periodiich im Gentralblatt publizirt. 

Der Spielfartenjtempel wird durch die Steuerbehörden (vgl. die Angabe der 
bier in Frage kommenden Steuerbehörden im Gentralbl. 1880, ©. 669) ertheilt und 
die Gebühr von diejen verrechnet und zur Reichskafſe abgeführt. Auch Hinfichtlich 
diefer Steuer muß der Ertrag in jedem Einzelſtaat fejtgeftellt werden, da geſetzlich 
jedem GEinzelftaat 5 Prozent für die Verwaltungskoſten hinauszubezahlen find. 

Die Banknotenjteuer wird direft von den betreffenden Banken zur Reichskaſſe 
abgeführt. 

Die Erhebung der Verbrauchsſteuern und der Zölle erfolgt durch einzelitaatliche 
Behörden im Namen des Reiches (nur in Hamburg und Bremen find Reichszoll— 
ämter). Die Zolleinheit der Deutichen Staaten iſt viel älter ala die ftaatärecht- 
liche Einheit des Reiches. Die Genefis der heutigen Zollgejeßgebung beruht im 
legten Ende auf der berühmten Preußifchen Zollreorganijation vom Jahre 1818. 
Dem Preußifchen Zollſyſteme jchloffen fich allmählich die meiften Nord» und Mittel- 
deutichen Kleinjtaaten an, weiterhin auch in Folge der Initiative König Ludwig I. 
Bayern, jo daß von 1. Januar 1834 ab der größte Theil von Deutichland eine 
Zolleinheit gegenüber dem Auslande bildete. Die jo hergeftellte Zolleinheit kraft 
Staatövertrages blieb in der Hauptjache bis zur Aufrichtung des Norddeutichen 
Bundesftaates unverändert. Durch leßtere wurde die biäherige völferrechtliche Ver— 
bindung in eine jtaatsrechtliche Einheit umgewandelt (auch für die Süddeutjichen 
Staaten geſchah dies fchon 1867). Die Zollgejeggebung richtet fich ſeit diefer 
Umgeftaltung einfach nach den allgemeinen Normen für die Bundesgefeßgebung: die 
Zollverwaltung dagegen blieb im Wefentlichen jo erhalten, wie fie jeiner Zeit 
unter der Herrſchaft des völferrechtlichen Zollbündnifjes eingerichtet worden war. 

Die Berwaltung des Zolle und indirekten Steuerweiens durch die Behörden 
der Einzelftaaten hat jedoch nach gleichheitlichen Grundfägen zu geichehen, demgemäß 
wurden durch den Zollvereinsvertrag von 1867 (Art. 3 8 6, Art. 16 3. 4) ge 
meinfame Grundzüge für die Organifation diefer Behörden ftatuirt. Die materiellen 
Grundſätze ferner, nach welchen die Verwaltung zu geichehen hat, beruhen entweder 
auf der Neichögefeßgebung oder auf Verordnungen des Bundesrathes. Die Durch: 
führung diefer Normen wird endlich in Beziehung auf die Gleichmäßigkeit fontrolirt 
durch bejondere Reichsbeamte. Seit den Zeiten des Zollvereins erfolgt jene Kontrole 
in der eigenthümlichen Weife: daß höhere Zollbeamte des einen Staates unter for: 
meller Aufrechterhaltung ihres einzeljtaatlichen Beamtenverhältniffes mit der Ueber: 
wachung eines bejtimmten Zollbezirfes eines anderen Einzeljtaates beauftragt werden. 
Dieſe Kontrolbeamten führen jet den Titel: Neichsbevollmächtigte für Zolle und 
Steuerweſen und werden vom Kaifer ernannt; unter den Bevollmächtigten jtehen 
noch Stationäfontroleure ( RVerf. Art. 36 Abi. 2). 

Die Zolle und Steuererträgniffe werden dem Reiche zur Verfügung geftellt, 
„Tobald diefe Zölle und Abgaben nach den beitehenden Gejegen und den über die 
Friften der Zolle und Steuerfredite getroffenen Verabredungen für ihre Kaffen fällig 
geworden find“. Ebenfo werden die Steuern behandelt (Etatägef. vom 4. Dez. 1871$ 3). 
Die Abrechnung geichieht in folgender Weife (RVerf. Art. 39): alle Memter, welchen 
die direfte Erhebung der Zoll» und Steuergefälle obliegt, haben an die ihnen 
vorgeſetzten Hauptämter Monats» und Quartalberechnungen einzufenden; von den 
Hauptämtern find diefe Nechnungen zu prüfen und alsdann den einzeljtaatlichen 
Gentrals(Direktiv-)Behörden einzujenden; von Seiten der leßteren hat Mittheilung 
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an die Reichsbevollmächtigten zu erfolgen. In gleicher Weiſe ſind nach Ablauf des 
ganzen Rechnungsjahres Finalabſchlüſſe herzuſtellen. Nach Abſchluß der einzelſtaat— 
lichen Rechnungsmanipulation erfolgt die definitive Feſtſtellung der Rechnung von 
Reichswegen. Die hiermit betraute Behörde iſt der Bundesrath durch ſeinen Aus— 
ſchuß für Rechnungsweſen, das ehemalige Centralbureau des Zollvereins. Dieſem 
Ausſchuß haben die einzelſtaatlichen Centralbehörden ihre Rechnungsabſchlüſſe in 
Hauptüberſichten, nach den einzelnen Abgaben geordnet, einzureichen. Danach wird 
quartaliter diejenige Summe feſtgeſtellt, welche der betreffende Einzelſtaat an die 
Reichskaſſe abzuführen hat, indem von dem Bruttoertrag die Koſten abgezogen werden, 
welche von Reichswegen den Einzelſtaaten vergütet werden müſſen. Endlich ſetzt das 
Plenum des Bundesrathes den zu entrichtenden Baarbetrag definitiv fſeſt, nachdem 
zuvor die Berechnung des Rechnungsausſchuſſes dem Einzelſtaate notifizirt und ihm 
dadurch Gelegenheit zur Rückäußerung geboten war. Die Summen, welche den 
Ginzelitaaten auf Grund der neuen Zollgejeßgebung Hinauszubezahlen find, werben 
als Ausgabepoiten in den Etat eingeitellt. 

Don der zur Neichsfafje einzuziehenden Summe der Zoll und Steuergefälle 
fommen in Abzug: 1) die Vergütungen und Ermäßigungen, welche auf Gejeßen oder 
allgemeinen Berwaltungsvorichriiten beruhen. 2) Rücderjtattungen für unrichtige 
Erhebungen. 3) Die Erhebungs=- und Berwaltungsfoften, und zwar a) bei der 
Salziteuer die Bejoldung der mit Erhebung und Kontrolirung diefer Steuer auf 
den Salzwerken beauftragten Beamten. b) Bei der Zuder- und Tabafsjteuer werden 
die zu vergütenden Verwaltungskoſten vom Bundesitaat für jeden Ginzeljtaat jpeziell 
feſtgeſtellt. c) Bei den übrigen Steuern erhält jeder Einzelftaat für Verwaltungs: 
foften 15 Prozent der gefammten, in feinem Gebiet erzielten Ginnahme. d) Bei den 
Zöllen werden die Koften für den Grenzichug und für alle Erhebungsbehörden an 
der Zollgrenze zwar vom Weiche vergütet, dagegen nicht die Koſten für die 
übrigen Berwaltungsbehörden (RBerf. Art. 38). 

Der Betrag der zur Reichskaſſe geflofjenen Einnahmen wird in Quartalüber- 
fichten im Gentralblatt für das Deutiche Reich publizirt. 

V. Die finanziellen Sonderrehte. 1) Das Reichsgefandtichaftäweien 
wird aus der Reichäfaffe beitritten, alle Bundesglieder tragen die Laſten dieſer In— 
jtitution im gleicher Weile. Gejandtichaften der Bundesglieder hingegen find aus— 
ichließlich von diejen zu beftreiten,; nur Bayern, Sachſen, Württemberg und Braun 
jchweig erhalten eine Vergütung aus der Neichskafle für die durch das Beſtehen von 
Landesgejandtichaften den Neichsgefandtichaiten erwachiende Gejchäftserleichterung, 
jowie Bayern für die eventuelle Vertretung des Reiches durch feine Gefandten 
(Verjailler Schlußprotofoll VII. VIII). 

2) Soweit einzelne Bundesglieder von der Kompetenz einzelner Reich&behörden 
erimirt find, tragen fie zu den Koſten derſelben nicht bei, jo die drei Süddeutſchen 
Staaten nicht für die Kontrole der Bier- und Branntweinbejteuerung, Bayern nicht 
für dad Bundesamt für Heimathweſen, die Neichsnormaleichungstommiffion. 
Andererfeitö zahlen einzelne Reichstheile einen Mehrbetrag für gewifje Injtitutionen, 
jo Preußen für das Auswärtige Amt. Die angeführten Beifpiele erichöpfen die in 
diefer Beziehung vorhandenen Sonderrechte nicht. Ihren rechnerischen Ausdrud finden 
diefe Sonderrechte bei FFeititellung der Matrikularbeiträge. ' 

3) Neben den 40 Direktionen, in welche das Reichspoſtgebiet getheilt ift und 
welche in direkter Verrechnung mit der Reichskaſſe ftehen, haben Bayern und Württem— 
berg fich ihre jelbjtändigen Poftverwaltungen refervirt, deren Gefälle in die betreffenden 
Landeskaſſen fließen. Dafür bezahlen die beiden genannten Staaten je eine bejtimmte 
Summe ald Nequivalent an das Reich an Stelle der für ihre Landeskaſſen ein- 
gezogenen Poftgefälle; dieſes Averfum wird in die Matrifularbeiträge eingerechnet. 

4) Bon der Reichägefeßgebung über die Befteuerung des Bieres find frei Bayern, 
Württemberg, Baden, GEljaß-Lothringen. In dieſen Theilen des Reichsgebietes iſt 
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die Bierbefteuerung durch die Yandesgefeßgebung zu regeln, und die Steuer ſelbſt 
fließt in die Landeskaſſen. Dafür bezahlen die betreffenden Staaten je ein Averfum 
an die Reichskaſſe, welches für die drei eritgenannten Staaten in die Matrikular— 
beiträge ein=, für Eljaß-Lothringen aber jelbjtändig berechnet wird. 

5) Die sub 3 angegebenen Süße gelten für die angeführten Staaten, aus: 
genommen GEljaß-Lothringen, ebenjo binfichtlich der Beiteuerung des Branntweine. 

6) Die vom Neichszollgebiet ausgeſchloſſenen Gebietstheile des Reiches bezahlen 
anjtatt der Zölle ebenfalls ein beitimmtes Averfum zur Neichsfaffe, welches nad 
der Bevölferungsziffer (die Zollabrechnungsbevölterung ift alle drei Jahre feitzuftellen, 
Zollvereins-Vertrag Art. 11) zu berechnen ift, wozu für die Städte Bremen 
und Hamburg noch ein Mehrbetrag von 3 Mark pro Kopf der Bevölferung ge— 
ichlagen wird. 

VI Die formelle Feititellung der Reichsſeinnahmen und Reichs— 
ausgaben. Die fänmtlichen Einnahmen und Ausgaben des Reiches find nach der 
Verfaſſung alljährlich in einen genau geordneten Voranſchlag zu bringen, der 
durch Geſetz feſtgeſtellt wird Reihshaushalt, Etat, Budget, RPerf. Art.69). 
Ueber die rechtliche Natur des Budgetgeſetzes bejteht in der Theorie ein mit großer 
Lebhaftigkeit gerührter Streit: nach der Meinung von Gneift und Laband, 
welcher fich faft alle Theoretifer des Staatörechtes angejchloffen haben (ausgenommen 
nur dv. Rönne), ift das Budgetgefeß Fein Gejeg im materiellen Sinne des 
Wortes und fteht in Konſequenz hiervon auch nicht unter den für „materielle“ 
Geſetze geltenden Rechtsgrundſätzen, wobei e& dann gleichgültig iſt, ob man 
dem Budget den Charakter des Gefeßes überhaupt abſpricht (Gneift) oder ob 
man eine bejondere Kategorie von „formellen“ Gefegen fonjtruirt, denen alle 
rechtlichen Eigenschaften der Geſetze fehlen, da fie nicht „Rechtsvorſchriften“, ſon— 
dern „Rechnungspoften“, „Wirthichaitspläne" u. dgl. enthalten (Laband). Cine 
juriftiiche Bafis wird fich für diefe Lehre vom Budget nicht gewinnen laffen, wie 
dies auch neuerdings dv. Marti treffend ausgeführt hat. Mag man politiich mit 
Gneijt noch jo lebhaft von der Reformbedürftigkeit des Deutſchen Budgetrechtes 
überzeugt fein, juriftifch werden für das Budgetgeſetz feinerlei andere Grundſätze 
maßgebend jein können als für alle übrigen Geſetze. Der juriftiiche Sinn des Bud— 
getgejeges wird aber hiernach dahin bezeichnet werden müſſen: die gefammte Finanz— 
wirtbichaft des Reiches ift alljährlich auf gejegliche Grundlage zu jtellen, indem durch 
„Voranſchlag“ auf Grund der bisherigen Erfahrungen und Berechnungen 1) die Ein- 
nahmepojten approrimativ firirt werden; dadurch wird der Regierung einmal die 
juriftiiche Möglichkeit gegeben, die betreffenden Einnahmen nach Maßgabe der vor- 
handenen Gejeße für das Gtatsjahr überhaupt zu erheben (Zölle, Steuern, Gefälle ıc.); 
die dauernd für die einjchlägigen Materien vorhandenen Geſetze bedürfen jomit, um 
ausgeführt werden zu fönnen, alljährlich eines neuen, bejonderen Ausführungsgeſetzes, 
als welches das Budgetgejeg in feinen auf die Ginnahmen bezüglichen Pofitionen 
fich darftellt. Die Berechnung der einzelnen Poften ſelbſt kann freilich der Natur 
der Sache nach nur ein „Voranſchlag“, eine approrimative Feititellung fein und bat 
wejentlich nur rechnerifche Bedeutung. Wird diejer Anjchlag nicht erreicht, jo tit 
es die Aufgabe der Gefeßgebung, auf dem Wege eines Nachtragsgejehes das Grior- 
liche anzuordnen, wird der Anfchlag überjchritten, jo wird über den erzielten Ueber— 
ſchuß gleichialls durch Nachtragsgeſetz oder bei Gelegenheit des nächitjährigen Etats 
zu bejtimmen fein. Immer aber werden Ausfälle wie Ueberſchüſſe gegenüber dem 
Voranſchlag auf geießlichem Wege wie der Etat jelbit zu reqguliren jein. 2) Die 
zweite Gruppe des Gtats bilden die Ausgabepofitionen. Auch fie können mur 
approrimativ, nur im „Voranſchlag“ in das Geſetz eingeftellt werden. Der juriftiiche 
Sinn dabei iſt auch Hier zunächit der, daß die Regierung die betreffenden Ausgaben 
für die im Geje bezeichneten Zwede überhaupt zu machen juriftiich berechtigt tft. 
63 bedürfen aljo die Gejeße, welche jene Injtitutionen dauernd normiren, binfichtlich 
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der hierfür erforderlichen finanziellen Mittel eines alljährlich zu erneuernden Aus— 
führungsgeſetzes. Dabei iſt die Regierung hinſichtlich der Ausgaben an die im Etat 
vorgejchriebene Zwedbeitimmung gebunden. Erſparniſſe an den im Etat beitimmten 
Ausgabepofitionen, welche ohne Gefährdung des zu erreichenden Zweckes gemacht 
werden können, dürfen demnach nicht ohne Weiteres auf andere Pofitionen übertragen 
werden, es muß vielmehr über diejelben durch Nachtragsgejeß oder im nächjtjährigen 
Etat verfügt werden. Ebenſo bedarf jede Mehrausgabe, die nicht im Etat vorgejehen 
ift, geielicher Unterlage; unzweifelhaft wird die Regierung in dringenden Fällen 
auch ohne vorherige Bewilligung jolche Mehrausgaben zu machen für befugt erachtet 
werden müſſen, vorbehaltlich jedoch immer der von der Volfävertretung zu erholenden 
„Indemnität“. Wird diefelbe verweigert oder wird die Bewilligung des gefammten 
Budgets von der Volfsvertretung verweigert, jo fehlen für ſolchen Fall Rechts ſätze 
gänzlih. Selbitverjtändlich wird in folchem alle der Gang der Staatöverwaltung 
nicht eingeftellt werden dürfen, eine formell juriftiiche Grundlage aber für dieſen 
Zuftand wird vergeblich auf dem Wege künftlicher Konjtruftionen gefucht werden. 
Daß gerade bezüglich der jtaatlichen Finanzwirthſchaft mehr als in allen übrigen 
Funktionen des Staates ein Zufpigen der geltenden Rechtsſätze bis zu ihren äußerjten 
Konfequenzen leicht verhängnißvoll für das Staatsleben werden fann, daß die ruhige 
Entwidelung eines Staates gerade auf diefem Gebiete mehr als auf jedem anderen 
von einem verjtändnißvollen Zuſammenwirken der Regierung und der Volksvertretung 
bedingt ift, muß gewiß zugegeben werden. Dies berechtigt aber nicht dazu, die be= 
ftehenden Rechtsſätze überhaupt ala nicht vorhanden zu betrachten oder durch künſt— 
liche Konjtruftionen oder Eremplifilationen auf fremde NRechtsfyfteme aus dem Wege 
zu Schaffen. Darin aber bat Gneift in jedem alle Recht, daß unfer Deutjches 
Budgetrecht dringend der Vereinfachung bedarf; je mehr die Einnahme: und Aus 
gabepofitionen auf wenige große Kategorien reduzirt werden (mie dies in England 
der Fall), defto weniger Anhaltspunkte für muthwillige und frivole Konflikte werden 
fi bieten, und die Regierung würde dadurch die gerade auf dem Gebiete der 
Finanzwirthſchaft erforderliche Freiheit der Bewegung gewinnen, welche durch das 
geltende Recht und die dermalen geübte Praris allerdings ungebührlich beſchränkt ift 
(vgl. d. Art. Budget und darin jpeziell die Angaben über dad Englifche Recht). 
Der weitaus bedeutendite Beitandtheil der Ausgabepofitionen des Reichöhaus- 
haltsetats ift der Militäretat (im Voranfchlag für 1881/1882 372 Mill. Marf, 
einschließlich der Marine bei einem Gejammtbetrag der Ausgaben von 597 Mill. 
Markt). Bis zum Jahre 1875 Hatte derjelbe Lediglich formelle Bedeutung, erſt jeit 
1875 jteht auch der Militäretat unter den allgemeinen Rechtsgrundjäßen über den 
Hauptetat. Durch die Verfafjung war dem Kaiſer bis zum 31. Dez. 1871 und 
dann weiterhin durch Spezialgefeg bis zum 31. Dez. 1874 eine Summe von 
225 Ihalern jährlich pro Kopf der auf 1 Prozent der Gefammtbevölferung feſtgeſetzten 
Tpriedenspräfenzitärfe des Heeres (401659 Mann) zur Dispofition gejtellt worden. 
Ueber dieſe Summe jollte allerdings Etat und Rechnung aufgeftellt, aber dem 
Bundesrath und Reichätag nur „zur Kenntnißnahme und Erinnerung“ vorgelegt werden 
(RVerf. Art. 71 Abi. 2). Die gejeßgebenden Faktoren des Reiches Hatten danad) 
bei Firirung der finanziellen Bedürfniffe für das Neichsheer eine wirkliche ſtaats— 
rechtliche Kompetenz nicht, fondern Lediglich eine mit feinerlei Rechtsfolgen verknüpfte 
Kontrole. Seit 1875 find dieſelben jedoch auch für den Militäretat ganz in die 
Befugniſſe eingetreten, welche ihnen bezüglich der übrigen Gtatspofitionen zukommen. 
Es fünnen demnach auch bezüglich des Militäretats alle diejenigen Rechtsfolgen ein— 
treten, welche überhaupt die parlamentariihe Mitwirkung bei Feititellung des Etats 
nach Deutichem Budgetrecht begleiten. Dies wird auch nicht ausgeſchloſſen durch 
die Vorſchrift der Berfaffung, daß bei Feſtſtellung des Etats die „geſetzlich feſtſtehende 
Drganifation des Reichsheeres zu Grunde gelegt“ werden müfle (RVerf. Art. 62 
Abi. 4); diefe Beitimmung kann nicht den Sinn haben, ala ob hierdurch eine Ab- 
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änderung der Militärorganiſation im Rahmen des Etatsgeſetzes ausgeſchloſſen ſein 
ſolle; da der Etat verfaſſungsmäßig als Geſetz zu verabſchieden iſt, ſo folgt daraus 
nothwendig, daß negativ jedes Geſetz im Rahmen des Etats mit Rechtskraft ab— 
geändert werden könne, ebenſo, daß poſitiv im Rahmen des Etats „organiſirt“ werden 
könne (jo wurde 3. B. das Reichsjuſtizamt errichtet), obwol ficher bei der eigen— 
thümlichen Stellung des jährlichen Budgetgejeßes weder diefes noch jenes wün— 
ichenswerth erſcheint. Formell wird der Militäretat vierfach gegliedert gemäß den 
vier jelbftändigen Armeeverwaltungen, die im Reiche vorhanden find: der Preußifchen, 
unter welcher alle einzeljtaatlichen Kontingente ftehen, mit Ausnahme des Sächfischen, 
MWürttembergiichen und Bayeriſchen, welche jelbjtändig verwaltet werden. Dabei 
befteht noch ein befonderes Rechtsverhältniß Hinfichtlich des Bayerifchen Militäretats: 
für Bayern wird nämlich der Militäretat von Reichswegen nur ala durchlaufender 
Poſten eingeftellt, die betreffende Summe an die Bayerifche Armeeverwaltung aus 
der Reichäfaffe hinausbezahlt und darüber dem Bundesrath und Reichätag nur Nach— 
weifung gegeben. Die Spezialifirung der Einnahmen und Ausgaben ift den Bayerijchen 
gejeßgebenden Faktoren vorbehalten. In diefem Sinne trägt Bayern die Koften und 
Laſten feines Truppentheiles jelbit. Für die Spezialifirung des Bayerifchen Militär- 
etats jollen jedoch die Sätze des Reichämilitäretats „zur Richtſchnur“ dienen. — 
Das Korrelat zum Boranjchlag bildet die Decharge nah Abichluß des 
Rechnungsjahree. Auf dem Gtatögefeg und dem Dechargebeichluß beruht formell 
die ganze inanzwirthichaft des Reiches. Ueber die Verwendung aller Einnahmen 
des Reiches muß der Reichskanzler alljährlich dem Bundesrath und dem Reichstag 
zur Entlaftung Rechnung legen (RVerf. Art. 72). Der Dechargebeichluß wird nicht 
wie der Gtat in die Form eines Geſetzes gebracht, jondern ganz jelbjtändig vom 
Bundesrath wie vom Reichstag ertheilt. Die Decharge beiteht in folgender Prozedur: 
nach Abjchluß des Nechnungsjahres hat der Reichsrechnungshof die geſammte 
Finanzwirthſchaft des abgelaufenen Jahres zu prüfen; für diefe Funktion des Reichs— 
rechnungshofes gelten materiell die VBorjchriiten des Preußifchen Rechtes, wie auch 
der Reichsrechnungshof jelbit nichts anderes ijt als eine Erweiterung der Preußiichen 
Oberrechnungskammer. Gine definitive Ordnung der Kontrole des Gtats ijt für 
das Reich noch nicht getroffen, die geltenden Normen find als proviforisch zu be— 
trachten.. Die Regierung muß zum Zwecke diefer Prüfung den Nachweis führen, 
daß die gefammte Verwaltung den gejeglichen Vorſchriften gemäß erfolgt ſei; ins— 
bejondere find Mehreinnahmen und Mehrausgaben unter Angabe der Gründe nach— 
zuweifen. Alle Rechnungen und Beläge find dem Rechnungshof in Vorlage zu 
bringen und von demjelben zu prüfen. Die Kontrole des Rechnungshofes reicht 
jomweit ala die jelbjtändige Finanzwirthſchaft des Reiches. Unkontrolirt bleiben nur 
die jog. Dispofitionsfonde. Der Rechnungshof hat ferner alljährlich die gefammten 
Aktiva des Reiches auf Grund der einzureichenden Inventarien zu prüfen. Gbenfo 
führt er die oberjte Kontrole über das Reichsjchulden-, jowie über das Kautions— 
wejen. Die Ihätigfeit des Rechnungshofes ift einmal eine Falkulatorifche Super- 
revifion, ferner die Prüfung darüber, ob bei Erwerb oder Veräußerung von Reichs— 
eigenthum, bei Erhebung und Verwendung der Reichseinnahmen den bejtehenden 
Geſetzen und Vorſchriften, jpeziell dem Gtatögefeß gemäß, ſowie unter Beachtung der 
maßgebenden Verwaltungsgrundjäge verfahren worden jei. Verordnungen und In— 
jtruftionen der Regierung und Gentralbehörden, welche das Finanzweſen betreffen, 
find dem Rechnungshof unverzüglich mitzutheilen, Verordnungen der Unterbehörden 
aber vor ihrem Erlaß demfelben zu kritiſcher Prüfung vorzulegen. Zum Zwed jeiner 
Kontrole kann der Rechnungshof von allen Behörden Mittheilungen, auch Einjendung 
der Alten verlangen, Kommifjäre und Kommiffionen an Ort und Stelle entjenden, 
die Unterbehörden jelbit mit Ordnungsſtrafen belegen. Den Unterbehörden ertheilt 
der Rechnungshof jelbit Decharge. Nach durchgeführter Kontrole geht das gefammte 
Material in Form einer Denkſchrift an den Bundesrath wie an den Reichstag; 
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jeder Theil beſchließt ſelbſtändig über Ertheilung der Decharge. Monita des Rech— 
nungshofes abzuſtellen, wird in erſter Linie der Reichskanzler als berufen anzuſehen 
ſein. Ueber die durchgeführte Kontrole erſtattet der Rechnungshof alljährlich auch 
dem Kaiſer einen Jmmediatbericht. 

Der Reichsrechnungshof ift demnach ala Kontrolbehörde über die ganze finanzielle 
Seite der Reichöverwaltung als dert Behörden der leßteren, auch dem Reichskanzler 
übergeordnet zu betrachten und ijt in feiner Ihätigfeit genau jo unabhängig wie 
die Gerichte. 

VO. Anlehen. In außerordentlichen Fällen kann das Reich behufs Dedung 
feiner Bedürfniſſe auch Anlehen fontrahiren. Verfaſſungsgemäß ijt hierfür jedoch 
immer die Form des Geſetzes erforderlich (KVerf. Art. 73). Solche Anlehen wurden 
fontrahirt für die Zwede des Heeres und der Marine, jowie für Poſt- und Tele— 
graphenweien; die für den Deutjch-Franzöfiichen Krieg fontrahirten Anlehen find 
zurückbezahlt. Die gegenwärtigen Schulden des Reiches belaufen fich auf die Summe 
von 344 Mill. Mark (1878). 

Die Verwaltung erfolgt durch die Preußifche Staatsjchuldenverwaltung unter 
der „oberen Leitung des Reichskanzlers“. Die Kontrole über die Verwaltung führt 
die Reichsjchuldenfommiffion, welche aus drei vom Reichstag gewählten Mitgliedern, 
dem Präfidenten des Nechnungshofes, zwei vom Bundesrath zu mwählenden Mit- 
gliedern des Rechnungsausichuffes unter dem Präfidium des Vorſitzenden dieſes 
legteren gebildet wird. 

Gigb.: I. Der Etat: RVerf. Art. 69, 71; Gejek vom 29. Februar 1876 (R.G.BL. ©. 121) 
über da3 Etatsjahr. Dazu die alljährlichen Etatsgeſetze, Spezialgejeße, welchen der Etat jelbft 
in Anlage beigefügt ift. Ueber den Militäretat Ipgiel: RVerf. Art. 58, 60, 62, 67, 71 
Abi. 2; die Schlußbeft. zu Abichn. XI. umd XIL der RBerf.; Bayer. Bertr. III. $$ 5, 6; 
MWürttemb. Milit.Konv. SS 12—14. — IL Die Decharge: Rderf. Art. 72; Preuß. Geſeß 
vom 27. März 1872 über Einrichtung und Befugnifie der Oberrechnungstammer (Preuß. 
Gel. Samml. 1872, ©. 278 fj.); RGeſ. v. 4. Juli 1863 (R.G.BL. ©. 433); Geſetz v. 11. Februar 
1875 (R.G. Bl. ©. 61); dazu die alljährlichen Spezialgeſetze über die Kontrole des Reihahaus: 
haltsetats. — III. Anlehen: RBerf. Art. 73; Gejeg vom 19. Juni 1868 (B.G. Bl. S. 339) 
über die Verwaltung der Reichäichulden ; dazu bie —— Tpriegeine über Anleihen 
feit 1867. — IV. Da3 Reihseigenthum: Gele vom 25. Mai 1 GB. ©. a. er 
die Rechtäverhältnifie ber zum bienftlichen Gebraud einer Reichsverwaltung beftiminten en⸗ 
ſtände. — Reichskriegsſchatz: Geſetz vom 11. Nov. 1871 (R. G. Bl. ©. 403). — Reichs 
feftungsbaufonb: Geſetz vom 30. Mai 1873 (K. G. Bl. S. 123). — Reichsinvalidenfond: 
Geſetz vom 23. Mai 1873 (R. G. Bl. ©. 117); Geſetz vom 23. Febr. 1876 (R.G.BL. ©. 24); Gejek 
vom 11. Mai 1877 (R.G.B1. ©. 495); Gefek vom 2. Juni 1878 (R.G.B. ©. 99); Gele vom 
17. Juni 1878 (R. G. Bl. ©. 127); Gefeb vom 30. März 1879 (R.G. Bl. ©. 119). — Reiche: 
druderei: Geſetz vom 15. Mai und 6. Juli 1879 (R.G.BL. ©. 139, 174). — V. Die Finanz: 
quellen des Reiches: RVerf. Art. 70. — 1) Gebühren. Statiftiiche Gebühr: 4 v. 
20. Juli 1879 (R. G. Bl. ©. 261). ee: Geleg v. 1. ge 1872 (R. G. Bl. ©. 245); 
ee vom 18. Juni 1878 (R.G.Bl. ©. 141 ff). Poft: und Telegraphengebühren: 
RVerf. Art. 48, 49, 51, 52; wir; vom 28. Dit. 1871 (R.G.BI. ©. 358) über das Pofttarwejien; 
dazu die Gejehe vom 17. Mai 1873 (R. G. Bl. ©. 107) u. 3. Nov. 1874 (R.G.BL. S. 127); Tele: 
Kr v. 13. 1% 1880 (Gentralbl. ©. 560). — 2) Wedhjelftempelfteuer: Geſetz 
v. 10. Juni 1869 (B. G. Bl. ©. 193); Geſetz v. 4. Juni 1879 (R. G. Bl. ©. 151) nebft za —— 
Vollzugsverordnungen. — 3) Spieltartenſtempel: Geſetz vom 3. Juli 1878 (R. G. Bl. 
S. 133): dazu eine Reihe von gi Tan — 4) Salzfteuer: RBDerf. Art. 35—40; 
Gele vom 12. Oft. 1867 verb. Staatövertrag vom 8. Mai 1867 (B. G. Bl. S. 41, 49). — 
5) Tabaksſteuer: RVerf. Art. 3540; Geſetz vom 16. Juli 1879 (R.G.Bl. ©. 245). — 
6) Zuderjteuer: —— Art. 35—40; Geſetz vom 26. Juni 1869 (B. G. Bl. ©. 282); Gejek 
vom 2. Mai 1870 (8.6.81. ©. 311). - 7) Braufteuer: RVerf. Art. 35-40; Geſetz vom 
31. Mai 1872 (R.G. Bl. S. 173); re Fr 26. Dez. 1875 (R.G.BL. ©. 377). — 8) Brannt: 
mweinjteuer: RVerf. Urt. 35—40; Geſetz v. 8. Juli 1868 (B.G. Bl. ©. 384, 404); Geſetz v. 
16. Mai 1873 (R. G. Bl. ©. 111); Eljah-Xothringen, betr. * v. 19. Juli 1879 über ſteuer— 
freien Branntwein (R.G.BL. ©. 259. — 9) Zölle: RVerf. Art. 33—40; Zollvereinsvertrag 
v. 8. Juli 1867 (B.G. Bl. ©. 81). Bolltarif: Geſetz v. 15. Juli 1879 (RG. Bl. S. 207); bazır 
Gejeg vom 6. Juni 1880 (R.G.BL. ©. 120), Zollſchutz: Geſetz vom 28. Mai 1868 BEH 
©. 225); Geſetz vom 8. Juli 1868 (B.G. Bl. S. 403); Gele vom 1. Juli 1869 (B.G. Bl. ©. 370): 
Geſetz dv. 28. Juni 1879 (R.G. Bl. S. 159. Dazu eine jehr große Anzahl Vollzugsverordnungen 
zum neuen Bolltarif, jämmtlid im Gentralblatt publizirt. 

v. Holgenborff, Ene. II. Rechtslexikon III. 3. Aufl. 25 
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Lit.: Georg Meyer, Lehrbuch), $$ 204, 208, 209, — v. Rönne, Gtaatäredht, 
$$ 85 fi —gaband in — Annalen 1873, 405—566. — U. Wagner in v. Holen: 
dorff's Jahrbud I. 581 fi.; III. 60 ff. — Seybel, Das Deutiche Reich ala Privatredhts- 
jubjeft, in Zeitichr. für Deutiche ——— VI. 226 f. — lleber dad Budgetrecht: Een 
Steuervermwilligung u. Finanzgeſe EM: in Züb. Ztichr. für das Ru Staatäöreht XVII. 636 fi. — 
Gneift, Budget und Geſetz, 1867; Derfelbe, Gejeß und Budget, 1880. — Laband, Tas 
Yudgetrecht, 1867. — D Schulze, Das Finanz recht, in Grünhut’3 Ztichr. für Privat: 
und öffentliches Recht, UI. 161 ff. — v. Berti. Betrachtungen, 98 ff.; Derfelbe in 
Züb. Ztichr. für das gei. Staatäreht XXXVI — Tagegen G. Meyer in Grün: 
yuL 3 Zeitſchr. VIII. 1—53; ferner bie betr. Abit, in d. —— ſtaatsrechtl. Werfen von 

Rönne, Schulze, v. Gerber, ahariä, vd. Mohl, v. Zöpfl, v. Held, Pözl, 
Bluntieli. — Meber = — 8 ih Y —— Abhandlung in Tüb. Ztichr. f. das 
get: Staatöreht XXX. Ueber das Zollweſen ſ. die Arbeiten von 

Aufſeß in Hirth's Re 1878 1876 Nie bie einfchlägigen Artikel dieſes Autors in 
biefem Werte. — Eine Hauptquelle für die Erkenntniß des Reichs —— bilden ferner die 
vielfachen, das Finanzweſen betreffenden Verhandlungen des Reichstags. Zorn. 

Reichsgericht. (Bol. d. Art. Gerichtsverfaſſung.) Die Gerichtsbarkeit, 
welche das R. ausübt, erjtredt fich über das gefammte Gebiet des Deutichen Reiche. 
Dieſes Refultat wäre zu erreichen gewejen auch ohne die Schaffung eines Gerichts, 
welches jtaatsrechtlich den Charakter eines R., d. 5. eines Gerichtes des Deutſchen 
Reiches, gehabt Hätte. Denn es giebt Oberlandesgerichte und auch Zandgerichte, 
deren Gerichtsbarkeit nicht durch die Grenzen eines einzelnen Bundesjtaates ein 
geichräntt ift, jondern die Gebiete mehrerer Bundesftaaten umfaßt. Diejes Rejultat 
ift aber ohne irgend welche Mitwirkung des Reiches durch Verträge unter den ein— 
zelnen Bundesjtaaten erreicht, und die von folchen Gerichten ausgeübte Gerichts» 
barkeit ift aus diefem Grunde auch eine landesjtaatliche Gerichtsbarkeit. In ähn- 
licher Weile wäre es nun an fich auch möglich gewejen, daß jämmtliche Deutjche 
Bundesjtaaten vertragsmäßig dahin iübereingefommen wären, einen gemeinjanten 
höchſten Gerichtshof zu errichten und diejem eine vertragsmäßig beitimmte fachliche 
Zuftändigfeit für das gejammte Gebiet des Deutjchen Reiches zu übertragen. In 
jolhem Falle wäre ein Gericht geichaffen, welches, troß feines Charakters als höchit- 
inftanzlichen Gerichts und troß des Umfanges feiner Gerichtsbarkeit über das ganze 
Reich, doch nur landesitaatliche Gerichtsbarkeit ausgeübt hätte und des ftaatsrecht- 
lichen Charakters eines R. entbehrt hätte. Der ftaatsrechtliche Unterſchied, welcher 
zwifchen dem R. und allen anderen ordentlichen Gerichten im Deutichen Reiche be= 
ſteht, ift aber gerade der, daß das R. die Gerichtäbarkeit des Deutſchen Reichs 
ausübt. Daß nun aber dem Deutichen Reiche überhaupt richterliche Gewalt zuſtehe, 
das ijt in der Verfaffung des Deutichen Reichs vom 16. April 1871 nicht zum 
Ausdrude gekommen. Die Artikel 74 und 75 berüdfichtigten zwar den Fall, daß 
das Reich auch des richterlichen Schußes gegen widerrechtliche Angriffe bedürien 
könnte. Aber jelbjt wenn die Bejtimmungen der Art. 74 und 75 zur Ausführung 
gefommen wären, jo wirde doch das Oberappellationsgericht zu Lübeck nicht ein 
R. geworden, jondern ein Yandesgericht geblieben jein, welches im Intereſſe des 
Reiches richterliche Funktionen ausgeübt hätte. Daß die richterliche Gewalt ein 
Attribut der Reichögewalt jet, ift erjt durch das Gerichtäverfaffungsgejeß, ſowie durch 
die Givilprogeß- und Strafprozeßordnung zum Ausdrud gelommen; das R. übt die 
dem Reiche zuftehende vichterliche Gewalt in dem Umfange und unter Beobachtung 
desjenigen Verfahrens aus, wie jolches durch die Reichsgeſetze beftimmt ift. 

Aus der Natur des R. als eines Gerichts, welches dazu bejtimmt ift, die Ge— 
richtöbarfeit des Deutjchen Reiches auszuüben, ergeben fich für die Organijation 
deſſelben folgende Einzelnheiten. 

Die Mitglieder des R. find Neichsbeamte; fein Landesherr kann ein Mitglied 
des R. ernennen. Die Ernennung des Präfidenten, der Senatöpräfidenten und der 
Räthe erfolgt durch den Kaiſer auf Vorjchlag des Bundesrathes (GVG. $ 127), 
d. h. die Ernennung bleibt auf diejenigen bejchränft, welche der Bundesrath vor— 
ſchlägt; aber der Kaiſer ift berechtigt, die Vorgefchlagenen abzulehnen und neue Vor— 
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ſchläge zu verlangen. Die Mitglieder des R. werden als Reichsbeamte in Gemäß— 
beit des Art. 18 der RVerf. für dag Reich vereidigt. Zu einem Mitgliede des R. 
dürfen nur ſolche Perfonen vorgefchlagen werden, welche in Gemäßheit der SS 2, 
4, 5 des GBG. überhaupt zum Richteramte befähigt find, und welche überdem das 
fünfunddreißigfte Lebensjahr erreicht haben. Daß der Ernannte vorher eine beftimmte 
Zeit hindurch, oder daß er bei Gerichten bejtimmter Art ala Richter oder Staats— 
anmalt thätig gewefen jein müſſe, iſt fein Erforderniß für die Ernennung. Noch 
weniger fann daran gedacht werden, daß bei Bejegung des R. den einzelnen Staaten 
das Recht zuftände, das Vorjchlagsrecht für eine beftimmte Anzahl von Stellen bei 
dem R. zu beanfpruchen. Bei Neubejegung einer Stelle ftehen dem Reiche ſämmt— 
liche zum Richteramte qualifizirten Perjonen innerhalb des Deutſchen Reiches — 
infofern fie das fünfunddreißigfte Lebensjahr vollendet haben — zur Dispofition; und 
es darf aus den bei der erften Ernennung jtattgehabten Vorgängen nicht geichlofjen 
werden, daß, wenn ein Sit im R. erledigt wird, den bis dahin beifpieläweije ein 
Sachſe eingenommen hätte, nunmehr wiederum ein Unterthan des Königreich Sachjen 
an diejen Pla zu bringen jei; denn die Realifirung eines folchen Gedankens würde 
das R. zu einer ftaatenbundlichen Einrichtung degradiren. 

Die Bejoldung der Mitglieder des R. erfolgt aus der Reichskaſſe. Die Hierzu, 
fowie zur Suftentation des R. überhaupt erforderlichen Mittel werden durch das 
Reichshaushaltsgeſetz Feitgeftellt (Verfaffung des Deutichen Reichs Art. 69). Reichs— 
geieglich find auch die Penfiongverhältnifje der Mitglieder des NR. geregelt (GVG. 
88 130, 131), und zwar jowol in Bezug auf die Vorausſetzungen des Eintrittö der 
„ Venftonirung , wie auch in Bezug auf die Höhe des Ruhegehalts. Als Voraus— 
fegung für die „Verſetzung in den Ruheſtand“ bezeichnet das Geſetz „ein Eörperliches 
Gebrechen oder Schwäche der körperlichen oder geiftigen Kräfte“, durch welches ein 
Mitglied des R. zur Erfüllung feiner Amtspflichten dauernd unfähig wird. Unter 
diefer Vorausſetzung hat das unfähig gewordene Mitglied nicht nur ein Recht, ich 
in den Ruheſtand verjegen zu lafjen, fondern im Intereſſe der Leiftungsfähigfeit des 
R. ift daffelbe verpflichtet, feine Verfegung in den Rubeftand zu beantragen, derartig, 
daß wenn diejer Antrag, obwol die Vorausſetzungen zur Stellung deſſelben vor- 
liegen, nicht geftellt werden jollte, die Verjegung in den Ruheſtand nach Anhörung 
des betreffenden Mitgliedes und des Oberreichsanwalts durch Plenarbeichluß des 
NR. auszusprechen ift. Den Fall, daß die Verfegung in den Ruheſtand beantragt 
werden könnte, ohne daß die gejeglichen Vorausjegungen zu demjelben vorlägen, er— 
mwähnt das Geſetz nicht; es durfte eben erwartet werden, daß ein Mitglied des R., 
welches jeinen Amtäpflichten zwar nachkommen kann, aber nicht nachlommen will, 
ftatt der Verſetzung in den Ruheſtand feine Dienftentlaffung beantragen werde. Die 
Höhe des zu gewährenden Ruhegehaltes bejtimmt fich nach der Dauer der Dienftzeit. 
Die Veriaffung des Deutfchen Reichs beitimmte jchon in Art. 18 Abſ. 2 Hinfichtlich 
aller Reichsbeamten: „Den zu einem Reichsamte berufenen Beamten eines Bundes» 
ftaates ftehen, jofern nicht vor ihrem Gintritt in den Neichsdienft im Wege der 
Reichsgejeßgebung etwas Anderes beftimmt ift, dem Weiche gegenüber diejenigen 
Nechte zu, welche ihnen in ihrem Heimathslande aus ihrer dienftlichen Stellung 
zugeitanden hatten.“ Hätte demnach das GBG. über die Zahl der bei der Ber: 
jegung in den Ruheftand in Berechnung zu ziehenden Dienftjahre nichts gejagt, jo 
würden doc) jedem Mitgliede des R. diejenigen Jahre, während welcher daſſelbe in 
feiner früheren dienftlichen Stellung penfionsberechtigt war, bei feiner Verſetzung in 
Ruheſtand mit zu Gute zu rechnen gewefen fein. Das GBG. hat aber gegenüber 
den anderen Reichsbeamten die Mitglieder des R. in hervorragender Weife begünjtigt, 
indem es anordnet, daß bei Berechnung der Dienftzeit diejenige Zeit mitgerechnet 
werden joll, während welcher das Mitglied ſich im Dienfte des Reichs oder im 
Staats- oder Gemeindedienjte eines Bundezjtaates befunden oder in einem Bundes— 
ftaate ala Anwalt, Advofat, Notar, Patrimonialrichter oder als öffentlicher Lehrer 
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des Rechts an einer Deutſchen Univerſität fungirt hat. Unter Zugrundelegung dieſer 
Berechnung der Dienſtjahre beträgt das jährliche Ruhegehalt bis zur Vollendung 
des zehnten Dienſtjahres ein Drittel des Gehalts; d. h. ein Drittel des Gehaltes 
iſt jedem Mitgliede des R. als Ruhegehalt geſichert, ſelbſt wenn daſſelbe ſchon inner— 
halb des erſten Dienſtjahres zur Erfüllung ſeiner Amtspflichten dauernd unfähig 
werden ſollte. Nach Vollendung des zehnten Dienſtjahres erhöht ſich das Ruhe— 
gehalt mit der Vollendung eines jeden folgenden Dienſtjahres um !/go des Gehalts, 
jo daß mit Vollendung des fünfzigiten Dienftjahres das Ruhegehalt dem Gehalte 
ſelbſt gleich wird. 

Für die Organifation des R. find außer denjenigen Garantien, welche das 
GVG. für die Unabhängigkeit der Gerichte überhaupt aufgejtellt hat, noch einzelne, 
diejelben erhöhenden Garantien hinzugetreten. Folgendes ijt namentlich hervorzuheben. 
Während nach GVBG. $ 69 die Vertretung eines Mitgliedes des Landgerichts auf 
den Antrag des Präfidiums durch die Yandesjuftizverwaltung, und zwar auch aus 
der Zahl der nicht jtändig angeitellten zum Richteramte qualifizirten Perſonen er— 
folgen kann; während bei den Oberlandesgerichten auf Antrag des Präfidiums von 
der Landesjuftizverwaltung ebenfalls Hülfsrichter, wenn auch nur aus der Zahl der 
jtändig angejtellten Richter berufen werden dürfen (GBG. $ 122), ift für das N. 
die Zuziehung von Hülfsrichtern überhaupt unzuläffig (GVG. 8 134). Zwar 
fönnen (EG. zum GBG. SS 15, 16) zur Verhandlung und Entjcheidung derjenigen 
Sachen, welche nach den bisherigen Prozeßgeiegen von dem oberiten Landesgerichte 
zu erledigen gewejen wären, bei dem R. mit Zuftimmung des Bundesrathes durch 
faiferliche Verordnung Hülfsſenate eingerichtet, und dieſe außer durch Mitglieder des 
R. jelbft auch durch Mitglieder der früheren oberjten Gerichte oder durch Mitglieder 
der Oberlandesgerichte bejegt werden. Aber jelbit diejenigen Nichter, welche, ohne 
Mitglieder des R. zu fein, lediglich mit Wahrnehmung der richterlichen Geichäfte 
in diefen Hülfsfenaten beauftragt werden, dürfen ala Hülfsrichter für die Arbeiten 
der bei dem R. dauernd zu bildenden Givil- und Strafjenate nicht herangezogen 
werden. (Dal. Verordn. des Neichsjuftizamts vom 28. Sept. 1879, abgedrudt in 
den Annalen des R. von Braun und Blum, 1880 ©. 6.) 

Wenn auc in Gemäßheit des GVG. SS 6, 8 die Ernennung der Richter auf 
Lebenszeit erfolgt und die Richter im Allgemeinen unabjegbar find und wider ihren 
Willen nicht verjegbar find, jo unterjtehen doch die Richter dem Disziplinarverfahren, 
wie folches durch die Disziplinargefege der einzelnen Bundesjtaaten geregelt ift. 
Nach dem Vorgange des Geſetzes vom 12. Juni 1869, betr. die Errichtung eines 
oberjten Gerichtshofes für Handelsſachen, welches Gejeß für die Organifation des 
R in mehrfacher Beziehung maßgebend geworden ift, find alle Landesgejeßlichen 
Disziplinarmaßregeln gegen die Mitglieder "des R. unanwendbar. Das GPS. be— 
ichräntt fich darauf (SS 128, 129) Vorſchriften darüber zu treffen, unter welchen 
Vorausfegungen ein Mitglied des R. jeines Amtes und Gehaltes für verluitig er— 
flärt, und wann eine vorläufige Enthebung dejjelben von jeinem Amte eintreten 
jolle. Daß der Verluſt des Amtes und des Gehaltes dann einzutreten hat, wenn 
ein Mitglied des R. von den ordentlichen Gerichten auf Grund der Straigeieße 
direkt oder indirekt zum dauernden oder zeitigen Verluft des Amtes verurtheilt wird 
(StrafGB, $$ 35, 36, 128, 129, 358), jagt das GBG. nicht; aber es verfteht 
fich dies von jelbjt, da die Mitglieder des R. von dem Gem. Recht in feiner Weiſe 
erimirt find. Aber auch dann, wenn auf Grund der Straigejeße von den ordent= 
lichen Gerichten der Verluſt des Amtes nicht ausgeiprochen ift, jo fann dies doch 
durch Plenarbeichluß des R. nach Anhörung des betreffenden Mitgliedes und des 
Oberreichsanwaltes geichehen, wenn ein Mitglied zu einer Strafe wegen einer ent— 
ehrenden Handlung oder zu einer Freiheitsſtrafe von einer längeren als einjährigen 
Dauer rechtskräftig verurtheilt ift. Die „vorläufige Enthebung eines Mitgliedes des 
R. von feinem Amte“ kann ausgeiprochen werden, wenn, gleichviel wegen welches 
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Verbrechens oder Vergehens, das Hauptverfahren gegen das Mitglied eröffnet iſt. 
Die Eröffnung der Vorunterſuchung bleibt mithin auf die Amtsführung des Mit— 
gliedes einflußlos, falls nicht ſchon im Laufe der Vorunterſuchung die Unterſuchungs— 
haft verhängt wird. Denn dieſe zieht in allen Fällen, ohne Plenarbeſchluß des R., 
die „vorläufige Enthebung von Rechtswegen nach fih“. Iſt aber die Unterfuchungs- 
Haft nicht verhängt worden, jo wird die Frage, ob wegen jtattgehabter Eröffnung 
des Hauptverfahrend die vorläufige Enthebung vom Amte auszufprechen ſei, mit 
Nüdficht darauf zu erörtern und zu entjcheiden fein, ob das eröffnete Hauptverfahren 
zu einer vechtäfräftigen VBerurtheilung führen dürfte, in deren Folge das Mitglied feines 
Amtes und Gehaltes Für verluftig erklärt werden müßte. Die „vorläufige Enthebung 
vom Amte“ berührt nicht das Recht auf den Genuß des Gehaltes. 

Die Zuftändigfeit des R. ift mit Nüdficht darauf geregelt, daß dafjelbe 
das höchite Gericht des Deutſchen Reiches ift, fowie mit Nüdficht darauf, daß dafjelbe 
berufen ift, die Nechtseinheit innerhalb des Deutjchen Reiches zu wahren. 

Da das R. das höchſte Gericht des Deutichen Neiches ift, jo find feine Ent- 
fcheidungen in allen Fällen Entjcheidungen der legten Inſtanz, wennjchon dieſe 
Letztte Inſtanz bald die erfte, bald die zweite, bald die dritte Inſtanz fein kann. 

I. Zuftändigfeit des R. in eriter Inftanz. Dieje findet nur in Straj- 
fachen ftatt, und zwar für die Fälle des Hochverraths und des Landesverraths, in- 
ſofern dieſe Verbrechen gegen den Kaifer oder das Reich gerichtet find (StrafGB. 
88 80-93). Dad R. iſt in diefen Fällen ſowol Unterfuchungsgericht wie auch) 
erfennendes Geriht. Als Unterfuchungsgericht fungirt der erfte Straffenat, und als 
erfennendes Gericht der vereinigte zweite und dritte Straffenat (GBG. $ 138). 
Dieſe Zuftändigkeit des R. hängt zufammen mit Art. 75 der Verfaffung für das 
Deutiche Neih. Dort war bejtimmt: „Für diejenigen im Art. 75 bezeichneten 
Unternehmungen gegen das Deutjche Reich, welche, wenn gegen einen der einzelnen 
Bundesjtaaten gerichtet, ala Hochverrath oder Landesverrath zu qualifiziren wären, 
ift das gemeinschaitliche OApp.Ger. der drei freien und Hanſeſtädte in Lübed die 
zuftändige Spruchbehörde in erfter und letzter Inſtanz. Die näheren Beitimmungen 
über die Zuftändigfeit und das Verfahren des OApp.Ger. erfolgen im Wege der 
Reichsgeſetzgebung. Bis zum Grlaffe eines Reichsgeſetzes bewendet es bei der ſeit— 
herigen Zuftändigfeit der Gerichte und den auf das Verfahren dieſer Gerichte ſich 
beziehenden Beitimmungen.“ Diejenigen Neichögejeße, durch welche das DApp.Ger. 
zu Lübeck in Funktion gejegt wäre, find nicht erlaffen worden. Durch $ 136 des 
GVG. ift Art. 75 der Verfaffung für das Deutjche Reich außer Kraft gefeßt worden, 
ebenſo wie jchon früher Art. 74 durch die Publikation des StrafGB. außer Kraft 
gejegt wurde. In denjenigen Sachen, in denen das R. als Straigeriht erjter 
Inftanz fungiert, tritt die YJuftizhoheit des Neiches auch darin zu Tage, daß alle 
Gerichte und jonftige bei Führung der Vorunterfuchung in Anfpruch zu nehmenden 
Behörden den von dem R. ausgehenden Weifungen als jolchen nachzukommen ver- 
pflichtet find. Alle Beamte der Staatsanwaltichaft haben den Anweifungen des 
Oberreichsanwalts Folge zu leiften (GBVG. $ 147). Wird der Unterfuchungsrichter 
von dem Präfidenten des R. aus der Zahl der Mitglieder bejtellt, jo ijt jeder Amts- 
richter verpflichtet, dem Erſuchen des Unterfuchungsrichters um Vornahme einzelner 
Unterfjuchungshandlungen nachzufommen. Der Präfident des R. kann aber auch 
jedes Mitglied eines anderen Deutjchen Gerichts und jeden Amtsrichter zum Unter— 
fuchungsrichter beitellen ; jowie anordnen, daß jeder von ihm hierzu beitimmte Richter 
des Deutjchen Reichs für einen Theil der Geſchäfte des Unterfuchungsrichters als 
Vertreter deflelben handele (StrafPD. $ 184). Diefen Anordnungen des Präfidenten 
des R. muß nachgelommen werden. Ob und welchen Einfluß eine jolche Anz 
ordnung des Präfidenten des R. auf den Geichäftsgang der Landeögerichte ausüben 
möchte, in welcher Weile an diejen Stellen für etwaige Vertretungen u. ſ. w. Sorge 
zu tragen ift, das iſt lediglich Sache der Landesjuftizverwaltung. Der von dem 
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Präſidenten des R. in Anſpruch genommene Richter hat ſeiner Landesjuſtizverwaltung 
hiervon Anzeige zu machen , und unweigerlich das zu tun, was der Präfident des 
R. von ihm verlangt. Die Beftimmung der StrafPO. S 494 läßt darüber feinen 
Zweifel, daß das R. bezüglich der von ihm in eriter er ergangenen Ver— 
urtheilungen auch Strafvollitredungsgericht if. Die Strafvollftrefung jelbjt würde 
in Gemäßheit der StrafPO. S 483 durch den Oberreichsanwalt zu erfolgen haben; 
und die hieraus für das R. fich ergebenden praftiichen Schwierigkeiten würden durch 
die ganz allgemein gehaltene Borichriit des GVG. S 147 Abi. 2, welche die Ueber» 
tragung auch der Strafvollftrefung auf jeden Beamten der Staatsanwaltjchaft ge= 
jtattet, zu befeitigen fein. In denjenigen Straffachen, in denen das R. in eriter 
Inſtanz erkennt, steht das Begnadigungsrecht ausschließlich dem Kaiſer zu, der 
en als perfönliches Recht ohne Mitwirkung des Bundesrathes ausübt (StrafP DO. 
$ 485). 

I. Zuftändigfeit des R. in zweiter Inſtanz. Diele findet nur in 
Straffachen ftatt. Das R. ift Revifionsgericht in Bezug auf alle Urtheile der 
Schwurgerichte, jowie in Bezug auf diejenigen Urtheile der Straflammern, welche 
von denjelben ala Gerichtöhöfen erfter Inſtanz erlaffen, und für welche nicht die ° 
Oberlandeögerichte die Revifionsgerichte find (ENG. $ 136 Nr. 2, $ 123 Wr. 3; 
vgl. d. Art. Oberlandesgerichte). Sowol Unterfuchung wie auch Verhandlung 
der vorftehend bezeichneten Straffachen können zu „Beichwerden“ Veranlafjung geben. 
Zur Erledigung derjelben ijt aber nicht das R., jondern find die Oberlandesgerichte 
zuftändig (GBG. 8 123 Nr. 5). Wenn jedoch eine Gnticheidung des Schwur- 
gerichts oder der ee zwar an ſich das Rechtsmittel der Beſchwerde recht: 
fertigen würde, aber auch Hinfichtlich ihrer Wirkung als eine folche anzujehen ift, 
auf welcher das Urtheil beruht, jo wird das R. auch diefe Enticheidung, wegen 
ihres Zufammenhangens mit dem Gndurtheile, feiner Beurtheilung zu unterziehen 
haben (StrafPO. $ 375). 

III. SuRänbigkeit des R. in dritter Inſtanz. A) In bürger- 
lihen Rechtsſtreitigkeiten. 1) Das R. ift zuftändig für die Ver— 
bandlung und Entjcheidung über das Rechtsmittel der Revijion 
gegen die Endurtheile der Oberlandesgerichte (GBG. $ 135 Nr. 1). 
Da nun nah CPO. $ 507 die Revifion in bürgerlichen Nechtsftreitigfeiten nur 
gegen die in der Berufungsinftang von den Oberlandesgerichten erlaffenen Endurtheile 
ftattfinden, da ferner die Oberlandeögerichte in bürgerlichen Rechtsjtreitigfeiten nie= 
mals Revifionsgerichte, jondern nur Berufungs- oder Beichwerdegerichte jein können, 
io folgt hieraus, daß das R., abgejehen von der weiter unten noch hervorzuhebenden 
Beitimmung des $ 8 des EG. zum GBG., in bürgerlichen Rechtäjtreitigkeiten das 
einzige Revifionsgericht ift. Der Umfang der Zuftändigkeit des R. als Reviſions— 
gericht ift aber bedingt durch die Vorausfegungen, von welchen die Zuläffigfeit der 
Revifion abhängig ift. Es find dies die folgenden. Die Revifion darf nur darauf 
gejtüßt werden, daß eine Vorſchrift des materiellen Rechts oder des Verfahrens ver- 
let jet. Dies genügt aber nicht, fondern es muß auch dasjenige Gejeh oder Ge— 
wohnheitsrecht, deſſen Verlegung behauptet wird, entweder ein Reichsgeſetz oder ein 
jolches Geſetz, reſp. Gewohnheitsrecht fein, welches außer in dem Bezirke des Be— 
rufungsgerichtes noch in dem Bezirke eines anderen Berufungsgerichtes gilt (EPO. 
$ 511). Hiernach wird es nöthig, für das in Deutjchland, geltende bürgerliche 
Recht die Eintheilung zu machen: Recht, welches innerhalb eines Oberlandes- 
gerichtöbezirtes gilt; Recht, welches in mehr als einem Oberlandesgerichtsbezirke 
gilt, und Necht, welches in allen Oberlandesgerichtsbezirken gilt. Die Revifion 
ift zuläffig für die beiden leßteren Arten von Recht, und bleibt ausgeſchloſſen für 
die erite Art von Recht. Auf die Schwierigkeiten, die hieraus für die Praxis fich 
ergeben werden, näher einzugehen, iſt bier nicht der Ort; nur darauf ift hin— 
zuweilen, daß nach $ 6 des EG. zur CPO. mit Zuftimmung des Bundesrathes 
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durch faiferliche Verordnung — nachträgliche Genehmigung des Reichstages vor— 
behalten — beitimmt werden fann, jowol daß die Verlegung bejtimmter, in der 
Verordnung zu bezeichnender Geſetze, obwol fie nur in einem Oberlandesgerichts- 
bezirfe gelten, dennoch die Revifion begründen, wie auch, daß die Verlegung jolcher 
Öejeße, welche in mehr als einem Dberlandesgerichtöbezirfe gelten, die Zuläffigfeit 
der Revifion nicht begründen folle. (Vgl. die Verordnung, betr. die Begründung 
%r Revifion in bürgerlichen Rechtsjtreitigfeiten, vom 28. Sept. 1879; R.G.Bl. 
=. 599.) Die Vorjchriften der CPO. $ 511 und des EG. $ 6 zeigen die Noth- 
wendigkeit einer thunlichjten Förderung derjenigen Gejeggebungsarbeiten, aus denen 
des bürgerliche Geſetzbuch für das Deutiche Reich Hervorzugehen bejtimmt ift. Sind 
bezüglich des Geltungsbereiches der verlegten Rechtsnorm die Erfordernifje der CPO. 
s51l enüllt, jo iſt in NRechtsjtreitigfeiten über vermögensrechtliche Anjprüche die 
Zuläffigkeit der Revifion der Regel nach durch einen den Betrag von 1500 Marf 
überfteigenden Werth des Beichwerdegegenjtandes bedingt (GBG. $ 508). Diejes 
Griorderniß jällt aber fort in den Rechtsjtreitigkeiten über Anjprüche, für welche die 
Sondgerichte ohne Rüdficht auf den Werth des Streitgegenftandes ausschließlich zu— 
rindig find (GBG. S 70 Abi. 2, 3; vgl. d. Art. Landgerichte), jowie in allen 
denjenigen Fällen, in denen Unzuftändigfeit des Gerichts, Unzuläffigkeit des Rechts- 
meges oder Unzuläffigkeit der Berufung den Inhalt der Reviſionsbeſchwerde bildet. — 
Tiefe Zuftändigkeit des R. als Revifionsgerichts in bürgerlichen Rechtsitreitig- 
feiten wird in Gemäßheit des $ 8 des EG. zum GBG. für Bayern nicht ftatt- 
imden. Bayern beitellt für jich ein oberjtes Landesgericht ala NRevifionsgericht 
für bürgerliche Rechtäftreitigfeiten. Es werden aber nicht von diefem Bayertjchen, 
iondern von dem R. entſchieden werden diejenigen Revifionsjachen, welche vor dem 
1. Ott. 1879 von dem Reichsoberhandelsgerichte zu entjcheiden gewejen wären, jowie 
diejenigen Reviſionsſachen, welche durch jpätere Reichsgeſetze, mit Ausjchluß des 
Laperrichen oberſten Gerichtöhofes, dem R. werden zugewiejen twerden. 

2) Das R. iſt ala Beſchwerdegericht zuftändig für die dem Rechtsmittel 
vaBeihmwerde unterworfenen Entjcheidungen der Oberlandesgerichte ( GVG. 8 135 
X. 2). Die Rechtejtreitigkeit fommt durch die Beichwerde gegen die Enticheidung 
des Oberlandesgerichts allemal in die dritte Inftanz. Cine Beichwerde über die in 
Folge einer Beſchwerde an das Oberlandesgericht getroffene Entjcheidung, die jog. 
deitete Beſchwerde“ kann nach der CPO. $ 531 nur dann ftattfinden, wenn in 
dieſet Entſcheidung ein neuer jelbftändiger Beſchwerdegrund enthalten ift. Auch in 
ner Eigenichait ala Beichwerdegericht wird die Zuftändigfeit des R. durch den vorhin 
emähnten oberften Bayerischen Gerichtshof in dem dort erwähnten Umfange beſchränkt. 
B) In Strafjahen. Nach dem GVG. $ 123 ift in den jchöffengerichtlichen 
Strfiahen, in denen nach dem GVG. 8 76 die Straffammern die Berufungsgerichte 
nd, das Rechtsmittel der Revifion den Oberlandesgerichten zugewiejen. Statt der 
Cherlandesgerichte joll nun aber (GVG. $ 136 Abi. 2) das R. Revifionsgericht jein 
n Strafiachen wegen Zuwiderhandlungen gegen die Vorjchriften über die Erhebung 
Mentlicher in die Reichskaſſe fließender Abgaben und Gefälle. Dieje Vorſchrift 
wire für diejenigen der eben bezeichneten Straffälle, welche jchon in erſter Inſtanz 
w Zuftändigfeit der Straflammern gehören, überflüffig gewejen; denn für dieje 
sahen ift die Zuftändigkeit des R. auch da, wo es fich um Gtraffachen wegen 
widerhandlungen gegen die Vorfchriften über die Erhebung öffentlicher in die 
Rächetafie fliegender Abgaben und Gefälle handelt, jchon durch das GVBG. $ 130 
A. 1 Rr. 2 beitimmt worden. Es hat demnach Abi. 2 nur eine Bedeutung für 
Diejenigen Strafjachen der bezeichneten Art, welche in eriter Inſtanz zur Zujtändigfeit 
va Schöffengerichte gehören (GBG. $ 27 Nr. 1, 2; vgl. StrafpO. 38 459 ff., 
182), Aber auch unter diefer Vorausjegung bleibt das Oberlandesgericht das zu— 
Nandige Revifionagericht, wenn nicht die Staatsanwaltichaft bei Einfendung der Akten 
an des Oberlandeögericht die Enticheidung des R. beantragt. (Vgl. hierzu StrafPO. 
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8 388 Abi. 2; 8 346 Abi. 3.) Das R. entſcheidet, falls das Oberlandesgericht 
die Sache an dafielbe verweijt, über die Nevifion an Stelle des Oberlandesgerichts, 
d. h. die Revifion fann auch in Fällen diefer Art einen weiteren Umfang nicht 
haben, ala derjelbe durch die StrafPD. $ 380 beftimmt ift. (Die in die Reichs— 
faffe fließenden Abgaben und Gefälle find: Die Zölle und gemeinjchaftlichen Ver— 
brauchsfteuern, nämlich Rübenzuderfteuer, Salziteuer, Tabakſteuer; Branntwein= umd 
Braufteuer; Spielfartenjtempel; Poſt- und Telegraphengebühren; Steuer von den 
durch den entiprechenden Baarvorrath nicht gededten Banknoten.) 

C) Die Zuftändigkeit des R. als Gerichtshof dritter Inſtanz tritt ſowol in 
bürgerlichen Rechtäjtreitigfeiten wie auch in Straffachen ein, wenn es fich um Ge: 
währung der Rechtshülie handelt. Wird dieſe abgelehnt, und die Ablehnung von 
dem Dberlandesgerichte (zu deſſen Bezirk das erfuchte Gericht gehört) beftätigt, jo 
fann eine Anfechtung diefer, die Ablehnung der Rechtshülfe beftätigenden Entjcheidung 
durch) das R. auf dem Beichwerdewege an das R. gebracht werden, falls das 
erfuchende und das erjuchte Gericht den Bezirken verfchiedener Oberlandeögerichte an— 
gehört (GBG. 8 160). 

IV. Das R. wird ala das im Inftanzenzuge zunächſt höhere Gericht (aljo bald 
als Gericht zweiter, bald ala Gericht dritter Inſtanz) jowol in bürgerlichen Rechte: 
ftreitigfeiten, wie auch in Straffachen zuftändig, wenn in Gemäßheit der Beitimmungen 
der CPO. $ 36 oder in Gemäßheit des $ 15 der StrafPO. die Beitimmung des 
mit der Entjcheidung der Sache zu betrauenden Gerichts durch das im Inftanzenzuge 
zunächſt höhere Gericht zu erfolgen hat. 

V. Ueber Zuftändigfeit des R. in folchen Fällen, welche zur Zuftändigteit der 
Stonfulargerichte gehören, vgl. Geſetz vom 10. Juli 1879 SS 34—86. Cine Er: 
weiterung des im Borftehenden angeführten Umfanges der Zuftändigfeit des N. 
fann dauernd herbeigeführt werden im Hinblid: 1) auf $ 3 des EG. zum GBG. 
in Verbindung mit $ 14 des GBG.; 2) auf $ 17 des EG. zum GBG. in Ber: 
bindung mit $ 17 de GBG.; 3) auf $ 11 des EG. zum GBG. Eine vor- 
übergehende Erweiterung der Zuftändigkeit des R. kann durch die Vorfchriiten 
der $S 14 und 15 des EG. zum GBG. herbeigeführt werden. 

Die Einheit der Nechtiprechung, welche durch das R. herbeigeführt werden joll, 
ift dadurch bedingt, daß Einheit in der Nechtiprechung beim R. ſelbſt ftattfindet. 
Diefem Bedürfniß der Gleichmäßigkeit in der Rechtiprechung jteht aber gegenüber 
die Nothwendigfeit, daß die Rechtiprechung nicht in Präjudizien-Jurisprudenz erftarre. 
Letzteres wird dadurd) erreicht, daß jeder Giviljenat und jeder Straffenat die ihm 
zur Enticheidung vorliegende Sache jo enticheide, wie dies durch die juriftiiche An— 
fiht der Majorität der Mitglieder dieſes Senates geboten ift. Hierdurch ift die 
Grundlage für die Rechtiprechung des R. feftgelegt. Frühere Entfcheidungen des R. 
in der gleichen Rechtöfrage werden, wie für andere Gerichte, jo auch für die Senate 
des R. jelbit die beachtenswertheite Nutorität bilden, aber eben auch nur eine 
Autorität, die durch befjere ala die bisherigen Gründe erfchüttert und befeitigt werden 
Tann, die aber auch nur dann erjchüttert und befeitigt werden foll, wenn die neue 
Würdigung der Rechtäfrage eine beſſere als die frühere fein ſollte. Soll demnach 
gegenüber der früheren eine andere Enticheidung einer Rechtsfrage ſeitens des R. er— 
folgen, jo bedarf es eines Organes, welches darüber entjcheidet, ob die frühere oder 
die jeßt beliebte Entfcheidung der Rechtsfrage den Vorzug verdient. Dieſes Organ 
bilden für jtrafrechtliche NRechtöfragen die vereinigten Senate für Straffachen und für 
civilrechtliche Rechtäfragen die vereinigten Givilfenate; wobei denn natürlich unter 
ftrafrechtlichen Rechtsfragen auch die auf den Strafprogeß und unter civilrechtlichen 
Rechtsfragen auch die auf den Givilprozeß bezüglichen Rechtsfragen mit zu veritehen 
find. Das Gejeg (GBG. $ 137) erwähnt nur die Fälle, daß ein Givilfenat in 
einer Rechtöfrage von einer früheren Entjcheidung eines anderen Givilfenats oder 
der vereinigten Givilfenate, oder daß ein Straffenat in einer Nechtöfrage von einer 
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früheren Enticheidung eines anderen Straffenates oder der vereinigten Gtrafjenate 
abweichen will. Für diefe Fälle verlangt das Geſetz, daß der Giviljenat oder 
der Strafienat, der eine von der früheren abweichende Entjcheidung der Rechtsfrage 
treffen will, diejenige Givilfache oder Straffache, die zu diefer veränderten Rechts: 
auffafjung Veranlaffung giebt, überhaupt gar nicht entjcheide, jondern die Entjcheidung 
dieſer Sache ſelbſt — und nicht blos die abjtraft formulirte Rechtätrage — vor die 
vereinigten Civil- rejp. vor die vereinigten Strafjenate verweife. Das Gejeg erwähnt 
dagegen nicht den Fall, daß ein Givilfenat oder ein Straffenat in einer Nechtäfrage 
von jeiner eigenen früheren Entjcheidung abweichen will. Es mag immerhin be— 
zweifelt werden können, ob die Intention des Gefeßes dahin gegangen jei, in Fällen 
diefer Art eine Aenderung der Nechtäauffaffung ohne weiteres ftatuiren zu wollen. 
Denn für die Rechtäficherheit fommt es darauf an, daß das R. ala etwas Einheit- 
liches gedacht, die Rechtsfragen gleichmäßig entjcheide; ob Nenderungen dadurch ent= 
ftehen, daß der Senat A anders entjcheidet ala der Senat B entjchieden hat, oder 
dadurch, daß der Senat A jebt anders enticheidet, als er früher entichieden hat, 
das ift dem Nefultate nach für die Nechtfuchenden ganz gleichgültig. Dieje juchen 
ihr Recht bei dem R. jelbjt, nicht bei einem Senate deffelben. Aber obwol dieſes 
jo ift, wird man doch Bedenken tragen müjfen, auch in dem Falle, wenn ein Senat 
von jeiner eigenen Rechtsauffaffung abgehen will, denjelben für berechtigt zu erachten, 
die Sache an die vereinigten Givil- oder die vereinigten Straffenate zu verweiſen. 
Dies würde vielleicht zuläffig fein, wenn die vereinigten Senate darauf bejchränft 
wären, nur präparatoriich die Rechtsfrage zu entjcheiden, während dann der einzelne 
Senat die Sache jelbit auf Grundlage der präparatorifchen Enticheidung der ver: 
einigten Senate entjchiede. Da aber das GBG. die vereinigten Givil- und Straf: 
jenate zur Entjcheidung in der Sache jelbft berufen Hat, jo dürfen diefelben auch 
ihre durch das Geſetz beitimmte Zuftändigfeit nicht überjchreiten, d. h. fie dürfen 
die Gnticheidung einer Sache dann nicht übernehmen, wenn ein Senat nur von 
feiner eigenen früheren Rechtsanſchauung abweichen will. 

Das Gejeß, durch welches dem R. fein Sit in Leipzig angewiejen ift, datirt 
vom 11. April 1877. Wenn durch $ 1 diejes Geſetzes beftimmt tft, daß auf den- 
jenigen Bundesitaat, in deffen Gebiet das R. feinen Sitz hat, $ 8 des EG. zum 
GVG. Feine Anwendung finden jolle, jo würde dieſe Vorfchrift eine Bedeutung nur 
unter der Vorausfegung haben, daß das KHönigreih Sachſen mehr ala ein Ober: 
landesgericht einzujegen fich veranlaßt gejehen hätte. Da nun aber für das König— 
reich Sachjen nur ein Oberlandesgericht eingejett ift, jo hat das R. mit dem bür- 
gerlichen Rechte des Staates, in welchem daſſelbe jeinen Sit hat, um deöwillen 
nichts zu thun, weil nunmehr das Sächfifche bürgerliche Gejegbuch vom 2. Januar 
1863 /1. März 1865 zu demjenigen Gefegen gehört, deren Verletzung die Nevifion 
in Gemäßheit des $ 511 der CPO. ausſchließt. Sollte durch das Geſetz vom 
11. Aprit 1877 es erreicht werden, daß Sachſen dem R. gegenüber eine andere 
Stellung einnehme als Bayern, jo hätte noch bejtimmt werden müfjen, daß der— 
jenige Bunbdesjtaat, in deffen Gebiet das R. feinen Sitz bat, mindeſtens zwei Ober: 
landeögerichte einjeßen müſſe. Dieje Vorſchrift ift num aber nicht getroffen, und jo 
bleibt $ 1 des Geſetzes vom 11. April 1877 fo lange eine abjolut nichtäfagende 
Vorſchrift, bis es dem Königreich Sachjen genehm fein wird, noch ein zweites Ober: 
landesgericht einzujeßen. 

Lit.: Bol. den Artikel Gerichtsverfaſſung. Speziell über die VBorichrift des $ 511: 
Jo: in Behrend’s eitſchr. vn ©. id W and in den Preuß. — Bd. EXKL 

. 335. — Wernz in der Zeitjchr. für Reiche: und Landesrecht III. ©. 379, 380. — Ueber 
die Verordnung vom 28, September 1879 vgl. Ecciud, Die Revifiondinftang und dad Landes: 
recht (Berlin 1880). — An Sammlungen ber Enticheidbungen des Reichsgerichts find bis 
jet vier erichienen: Enticheidbungen bes Reichsgerichts — herausg. von den Mitgliedern des 
Deichögericht®, Giviljadhen und Etrafladen je — ſog. offiziöſe Ausgabe (Leipzig) —; 
Rechtſprechung des Deutihen Reichsgerichts in Strafſachen — herausg. von Mitgliedern der 
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Reichsanwaltſchaft (München und Leipzig) —; Archiv civilrechtlicher Entſcheidungen — herausg. 
von Mede und Fenner (Berlin) —; und Annalen des Reichsgerichts, Sammlung aller 
wichtigen Enticheibungen des Hay = Fern jowie aller auf die Reichsrechtſprechung bezüglichen 
Erlaſſe und Berfügungen. Unter Mitwirkung von Karl Braum herausgeg. von Dr. Dani 
Blum (Ceipaig) In em erſten Hefte biejer „Annalen“ finden In ©. 1 ff. die Berfügungen 
über bie Geichäftsorganifation des Reichägericht3 für das Jahr 1879 und ©. 18 ff. die gleichen 
Verfügungen für das Jahr 1880. John. 
Reichsjuſtizamt. Als Erweiterung des Reichskanzleramts wurde im Jahre 
1875 eine vierte Abtheilung diefes oberften Reichgamts für die Juftizangelegenheiten 
des Reichs begründet. Cine alö Anlage I. zum Reichshaushaltsetat für 1875 ab— 
gedrudte Denkichriit bezeichnete die dienftlichen Aufgaben, denen das Reichskanzleramt 
nach Ddiefer Erweiterung gerecht werden ſollte. Im Weichshaushaltsetat für das 
Vierteljahr vom 1. Januar bis 31. März 1877 (R.G. Bl. 1876, ©. 239) erfcheint 
das R. als jelbjtändiges oberftes Reichsamt neben dem Reichskanzleramt; als jolches 
beiteht dafjelbe jeit Anfang 1877 unter Yeitung eines Staatsſekretärs. Nach dem Etat 
des Jahres 1881—82 ift das R. unter dem Staatsjefretär und einem Direktor mit 
6 vortragenden Räthen und zwei etatsmäßigen Hülfsarbeitern befegt. Seitdem 1879 
die Betheiligung des R. an den Geichäften der Landesverwaltung von Eljaß-Lothringen 
bejeitigt worden, beichränft fich der Kreis der DVerwaltungsgeichäfte des R. auf die 
Bearbeitung der Angelegenheiten, welche das Reichsgericht und die Reichsanwaltichaft 
jowie die Kommiffion zur Ausarbeitung des bürgerlichen Geſetzbuchs betreffen. Im 
Uebrigen übt das R. eine begutachtende Thätigkeit in allen ihm zu diefem Zwede 
zugewiejenen Angelegenheiten des Reichs, e8 hat die Aufgabe, die Gejehgebung des 
Reichs auf den Gebieten des bürgerlichen Rechts, des Strafrechtse umd des Ver— 
fahrens vorzubereiten. An und für fich hat der Neichsfanzler (als oberjter Beamter 
der Neichaverwaltung) und aljo auch des R. verfafjungsmäßig nicht das Recht, Ge— 
ſetzentwürfe dem Bundesrath zur Beichlußfaffung vorzulegen. Aber theils hat der 
Bundesrath jelbjtändig oder auf Anregung des Reichötages, der dem Reichsfanzler 
eine gejeßgeberifche Aufgabe zur Erwägung überwies, die Ausarbeitung von Geich- 
entwürfen bei dem Reichskanzler wiederholt angeregt, theils wird das R. für ver- 
pflichtet erachtet werden müſſen, die der Reichögejeßgebung überwiejenen Angelegen- 
heiten dauernd auf das hervortretende Bedürfniß gejeggeberiicher Neuerungen zu prüfen, 
und nach der Treititellung des Bedürfniſſes unter Zuftimmung des Reichskanzlers das 
gewonnene Ergebniß den einzelnen Staaten zu unterbreiten. In dieſer Weiſe find 
eine große Reihe von Gejegentwürfen, 3. B. die Nechtsanwaltsordnung, die ver 
ichiedenen Koftengejeße des Reichs, das Geſetz über Anfechtung von Rechtshandlungen 
außerhalb des Konkurſes, im R. ausgearbeitet, ala Preußifche Vorlage von dem 
Bundesrath genehmigt, und im Auftrage des Kaiſers von dem Reichsfanzler an den 
Bundesrath gebracht und zu Gejeßen geworden. Dafjelbe gilt von dem im Jahre 
1880 dem Reichätag vorgelegten Wuchergejeg, während zwei umfangreiche Entwürfe 
eines Gejeges fiber das Wauftpiandrecht für Piandbriefe und ähnliche Schuld» 
verichreibungen und eines Geſetzes betreffend das Piandrecht an Eifenbahnen und die 
Zwangsvollſtreckung in diejelben, die auf Anregung des Reichstags ausgearbeitet 
waren, nach zweimaliger Vorlegung im Neichstage umerledigt geblieben und 1881 
nicht wieder vorgelegt find. — Eine erhebliche Thätigfeit hat das R. ferner bei der 
Ausführung der Reichsjuftizgefege in der Ueberwachung der Landesgejeßgebung zu 
üben gehabt; die gleiche Aufgabe wird vorausfichtlich auch jernerhin die Thätigkeit 
mannigiach in Anjpruch nehmen. Eccius. 
Reichskanzler. Durch Präſidialverordnung vom 14. Juli 1867 (B.GBl. 
23) war der Preußiiche Minifter des Auswärtigen Graf von Bismarck-Schön— 
haufen zum Bundesfanzler des Norddeutichen Bundes „in Ausführung der Beſtim— 
mungen der Verfafjung” ernannt worden. Die Beltimmungen der Norddeutichen 
Bundesverfafjung über das Amt des Bundeskanzler find unverändert in die Deutiche 
Reichsverfaffung übergegangen. Der R. wird vom Kaiſer ernannt (RBerf. Art. 15, 
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Abſ. 1), der Bundesrath iſt hierbei in feiner Weiſe betheiligt; die Entlaſſung des 
R. erfolgt gleichfalls durch den Kaifer. Der R. kann jederzeit vom Kaiſer zur Die 
pofition gejtellt oder penfionirt werden; er fann ferner jederzeit feine Entlafjung 
fordern und hat nach zweijähriger Dienjtzeit immer Penſionsanſpruch (Reichgbeamten- 
gejeß vom 31. März 1873, 88 25, 35). 

Tür das Amt des R. find materiell zwei Reihen von Funktionen zu unter: 
jcheiden: die eine derjelben bezieht fich auf den Vorji im Bundesrathe, die 
andere auf die oberjte Verwaltung im Reiche. 

1) Der R. ift nach der Verfaſſung Vorfigender des Bundesrathes. Als jolcher 
hat er die Leitung der Geſchäfte defjelben (KVerf. Art. 15, Abſ. 1). Daraus ergiebt 
fih, dab der R. jedenfall Bevollmächtigter zum Bundesrath fein muß; daß er 
Preußiicher Bevollmächtigter fein müſſe, ift zwar nicht pofitiv in der Verfaffung vor: 
geichrieben, wol aber folgt das indireft aus dem zwijchen dem Kaifer und dem R. 
beitehenden Nechtöverhältnig (ganz abgejehen von thatjächlichen Verhältnifjen) mit 
Nothwendigkeit. Der R. kann ſich kraft jchriftlicher Subjtitution im Vorſitz des 
Bundesrathes durch jedes Mitglied vertreten laffen, ohne daß Hierzu faiferliche Ge— 
nehmigung erforderlich wäre; ijt Fein Preußifcher Bevollmächtigter anweſend, jo führt 
Bayern den Vorſitz. (Berfaill. Schlußprot. 3. IX. Die Interpretation diejer Ber 
ftimmung von Hänel [Studien, II. 25] ift ſchwerlich zutreffend.) Als Vorfigender 
des Bundesrathes eröffnet der R. alle Einläufe und entjcheidet in minder wichtigen 
Sachen jelbit, die übrigen find dem Bundesrathe vorzulegen. 

2) Der R. it ferner Chef der Reichöverwaltung. Derjelbe hat nach der Ver— 
faffung alle Anordnungen und Verfügungen des Kaiſers (ausgenommen nur die kraft 
des militärifchen Oberbefehles erlaffenen) zu Eontrafigniven mit dem Rechtseffekt: 
1) daß durch dieje Kontrafignatur die faiferlichen Anordnungen gültig werden und 
2) daß die fonftitutionelle Verantwortlichkeit des R. hierdurch begründet wird (RVerf. 
Art. 17). Der R. ift nach der Berfafjung dereinzige verantwortliche 
Reihsminijter. Für Anordnungen des Bundesrathes bejteht feine Verantwortlich- 
feit des R. Die Verantwortlichkeit des R. deckt einerjeits den Kaijer, welcher ala zwar 
nicht alleiniger, aber Mitträger der Reichsjouveränetät nach monarchiſchem Staats: 
recht unverantwortlich ift; die Verantwortlichkeit des R. involvirt amdererfeits die 
ftaatsrechtliche Haftung für die Thätigkeit aller untergeordneten Behörden. Die 
Thätigfeit aller diejer Behörden ift in letzter Inſtanz Thätigfeit 
des R. Kraft diefer allgemeinen Grundſätze mußte dem R. auch das Recht zu— 
geiprochen werden, in die Ihätigfeit aller Reichsbehörden jederzeit einzugreifen; ans 
erkannt iſt dies auch bezüglich der Verwaltungsbehörden, pofitiv ausgefchloffen da— 
gegen für die Gerichte (GBG. $ 1) und den Rechnungshof, nur in weſentlich mo- 
difizirter Weiſe anerfannt für die übrigen Finanzbehörden des Reiches. 

Die BVerantwortlichkeit des R. beruht Lediglich auf den unbeftimmten Vor— 
ichriiten der RVerf. Art. 17. Daraus wird juriftiih nur gefolgert werben 
fönnen, daß der R. dem Neichdtage Rechenſchaft abzulegen nicht verweigern darf. 
Weitere Rechtsfolgen aber find an die Verantwortlichkeit des R. nicht geknüpft. 

In der Reichsverwaltung kann der R. nach dem Geſetz vom 17. März 1878 
(R.G. Bl. 7) Stellvertreter erhalten. Und yogt fann nach dem Gejeh ein- 
mal ein allgemeiner Stellvertreter des R. (Vizekanzler), jodann können Stell: 
vertreter für einzelne Reſſorts der Reichsverwaltung bejtellt werden. Die Er: 
nennung folcher Stellvertreter erfolgt durch den Kaijer auf Antrag des R.; dem 
PBundesrath fteht eine Mitwirkung nicht zu. Die Inftitution diefer Stellvertretung 
ift nur ein fakultativer Beitandtheil des NReichsitaatsrechtes (der Kaiſer — — „fann“). 
Die Stellvertretung darf gejeglich nur eintreten „in fällen der Behinderung“ des 
R.; die Interpretation diefer Worte in der Praris erfolgte dahin, daß ala „Ber 
hinderung“ vor allem der ungeheuere Umfang, welchen die amtlichen Funktionen des 
R. mit der Zeit angenommen hatten, betrachtet wurde. Die vom Kaifer ernannten 
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Stellvertreter des R. tragen für ihren Geſchäftskreis die konſtitutionelle Verantwort— 
lichkeit nach der RVerf. Art. 17 wie der R. jelbjt; fie dürfen jomit faiferliche 
Anordnungen für den Umkreis der ihnen übertragenen Stellvertretung kontrafigniren 
und werden dadurch dem Reichstage zur Rechenſchaft verpflichtet. Auf Grund jenes 
Gejeßes wurden ein Generals und eine Anzahl von Spezialftellvertretern bejtellt. Auf 
den Vorſitz im Bundesrath bezieht fich die allgemeine Stellvertretung des R. nicht, 
ſondern nur auf die Leitung der Reichsverwaltung und die Kontrafignatur der kaiſer— 
lichen Anordnungen. Im Uebrigen jteht die Vertheilung der Geichäfte völlig im 
Belieben des R. In jedem Fall ift der NR. berechtigt, jederzeit „jede Amtshandlung 
auch während der Dauer feiner Stellvertretung jelbft vorzunehmen“. Damit ift der 
Umfang der Stellvertretung völlig vom Belieben des R. abhängig gemacht. 

Eine bejondere Stellvertretung des R. ift nur ftatthaft „Tür diejenigen 
einzelnen Amtszweige, welche fi in der eigenen und unmittels- 
baren Verwaltung des Reiches befinden“ Wo dem Reich nur Auf— 
fichts funktionen zukommen, foll eine Stellvertretung des R. nach Ausweis der 
Motive nicht jtattfinden; wo die Verwaltung theils vom Reiche theils von den Ein- 
zelftaaten geführt wird, foll eine Stellvertretung nur dann zuläffig fein, wenn die 
Verwaltung „vorwiegend“ vom Reiche gehandhabt wird. Mit der Stellvertretung 
des R. dürfen nur beauftragt werden „die VBorjtände der dem N. unter: 
geordneten oberjten Reihsbehörden“; die GStellvertretung kann fih auf 
den ganzen Umfang des betreffenden Reſſorts oder nur auf einzelne Theile defjelben 
beziehen. Durch die legtere Beitimmung ift die Möglichkeit noch weiterer Spezialifirung 
der verantwortlichen oberjten Reichabehörden vorgejehen. In der Praris werden auch 
prodiforifche Chefs von oberiten Neichsbehörden zu Stellvertretern des R. ernannt. 

Der Verſuch (des Abgeordneten Profeffor Hänel), bei Berathung des ‚Stell- 
vertretungsgefeßes eine gejegliche Firirung derjenigen Refjorts, für welche Stell- 
vertreter beftellt werden fünnen, zu erreichen, blieb refjultatlos; e8 werden demgemäß 
nach dem Geſetz die Stellvertreter perfönlich ernannt. Man vermeinte naiver 
Meile, hierdurch die befürchtete Entwidelung dieſer Stellvertretungsämter zu Reiche: 
minifterien abjchneiden zu können (vgl. Hänel, Studien, II. ©. 22). Ihatfächlich 
hat fich jedoch das Verhältniß in rafcher Folge dahin feitgeitellt: I. An der Spitze 
der jümmtlichen Refforts, welche in eigener und unmittelbarer Verwaltung des 
Reiches fich befinden, ſtehen Minifter mit dem Titel „Staatsfefretär“, nämlich 
1) für die auswärtigen Angelegenheiten (Auswärtiges Amt), 2) für die Kriegs— 
marine (Admiralität), 3) für die Finanzen (Reichsichagamt), 4) für das Poft- und 
Telegraphenwejen (Generalpoftamt), 5) für die Juſtiz (Reichsjuftizamt), 6) für die 
Verwaltung der Weichseifenbahnen (Reichsamt für die Verwaltung der Reiche» 
eiienbahnen), 7) für das Innere (Neichdamt des Inneren). Die Vorftände diefer 
jieben Reichaminifterien find jämmtlich durch kaiſerliche Spezialordres zu Stell» 
vertreten des R. ernannt (das Staatsſekretariat des Auswärtigen ift zur Zeit 
vafant; die Staatsfefretäre für das Eiſenbahnweſen und das Innere find zugleich 
Preußiiche Minifter). IL. Neben den ſieben Spezialftellvertretern des R. beiteht 
ein Generaljtellvertreter (der gleichialla Preußifcher Minifter ift). III. Der oberfte 
Chef aller vorgenannten Reſſorts ift der R. ſelbſt. Ein kollegialiſch or— 
ganijirtes Reihsminifterium, deſſen einzelne Reſſortvorſtände 
felbftändige oberjte Chefs ihrer Verwaltungen wären, beſteht jo- 
mit allerdings nicht, wol aber bejtehen fürſämmtliche Zweige der 
Reihsverwaltung verantwortliche Stellvertreter des R.,;, die 
fämmtlichen Staat3jefretäre des Reiches find aber dem R. unter: 
geordnet, der demnach ftaatsrehtlih auch jetzt noch alle Funk— 
tionen der Reichaverwaltung in jich fonzentrirt. 

Die thatfächliche Entwickelung Hat jet bereits ziemlich weit über die beim 
Stellvertretungsgeſetz beabjichtigte Organifation hinausgeführt: ob nach dem inne 
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des Stellvertretungsgeieges die Ernennung verantwortlicher Stellvertreter für die 
Justiz, das Eifenbahnmweien und das Innere als zuläflig erachtet werden dürfte, 
fann bezweifelt werden (die Motive nennen diefe Refjorts nicht), da für alle dieſe 
Refforts die „eigene und unmittelbare Verwaltung“ unzweijelhait „vorwiegend“ in 
der Hand der Einzeljtaaten liegt. 

Ueber die Stellvertretung des R. durch den Statthalter von Eljaß-Lothringen 
j. d. Art. Reichsland. 

Als unmittelbares Bureau des R. beiteht jeit 1879 eine befondere „Reiche: 
fanzlei“. 

Gigb. u. Lit.: RBerf. Art. 15—18; Geleh vom 17. März 1878 (R.G. Bl. 7) über bie 
Stellvertretung des Reichskanzlers (die kaiſerl. Stellvertretungsorbres find im Reichsanzeiger 
publizirt); dazu bie Stenogr. Berichte über die Berathung des —— 1878, 
©. 321 ff., 33 fi., 401 fi, 381 ff. — Laband, Staatöredht, I. SS 32, 3. — Meyer, 
Lehrbuch, $ 135. — Riedel, Kommentar, $ 9. — Seydel, Kommentar, ©. 126 fi. — 
v. Rönne, Staatäredt, I. $ 42. — Zorn, Lehrbuch, I. $$ 9u. 12. — Hänel, Studien, II, 
S. 24 ff. — Joel, Die Subftitutionsbefugnik des R., in Hirth’s Annalen 1878 ©. 402 ff. 
(im Grundgedbanten verfehlt), 761 ff. Born. 


Reichskriegsſchatz. I. Der Preußiihe Staatsſchatz. 1) Die Inſtitu— 
tion eines Staatsjchaßes bejteht in Preußen jeit Friedrich Wilhelm I. Derjelbe 
hatte im vorigen Jahrhundert weientlich die Aufgabe, reichliche Mittel für alle Fälle, 
namentlich aber für den Fall eines Krieges bereit zu Halten, und den Staat der 
damals jehr Eojtipieligen und nur in beichränftem Maße möglichen Anleihen ganz 
zu überheben; es fam darauf an, den Staatsjchag auf folche Höhe zu bringen, daß 
er auch für längere Kriege die Mittel bot; es war das gleichjam eine Erweiterung 
der Generaljtaatäfafle. 

2) Bei Gelegenheit der Neuordnung des gefammten Finanzweſens nach den 
erreiheitsfriegen wurden nun folgende Grundjäße maßgebend. Zunächſt wurden dem 
Staatsichag beitimmte Ginnahmen gejeglich zugewieſen; es verfügte nämlich zunächit 
die Hab. Ordre vom 17. Januar 1820 im Allgemeinen, daß Griparniffe, welche im 
Laufe der Adminiftration erzielt würden, und andere zufällige Ginnahmen zur Bils 
dung eines Staatsichages abgeliefert werden follten, und es ſetzte die Kab. Ordre 
vom 17. Januar 1826 jpeziell fett, daß zu diefen zufälligen Ginnahmen gehören 
iollten zuvörderit der Erlös aus der Veräußerung und Vererbpachtung jolcher Be: 
figungen und Anlagen des Staats, die nicht unter den Domänen begriffen und mit 
ihren Nugungen dem Tilgungs= und Verzinſungsfonds der Staatsjchulden nicht über: 
wieien find, 3. B. Hütten--Hammier-, Salzwerfe, gewerbliche Anlagen; ferner das 
Entgelt aus Ablöjungen und Präjtationen, die zu den genannten Staatsgütern ge— 
hören; endlich die zurüdzuzahlenden Darlehen und Vorſchüſſe, welche aus dem Ertra= 
ordinarium der Generaljtaatsfaffe an Kommunen oder “Privatperfonen gegeben 
find. An fejten Grundjägen über die aus dem Staatsjchag zu machenden Verwen— 
dungen fehlte es dagegen, und wenn auch allerdings nach feftitehender Berwaltungs- 
marime die Beitände in eriter Linie für die Zwede der Kriegführung refervirt wurden, 
fo find doch in den folgenden Dezennien im Drange der Verhältniffe auch andere 
Ausgaben, nicht blos zu militärischen Zweden, 3. B. zur Dedung von Ausfällen, 
welche der Staatäfaffe in theuren Jahren durch den Einkauf von Proviant und 
Fourage erwachjen waren, ſondern auch Ausgaben zu anderweiten Staatsbedüriniffen, 
3. B. zur Bildung eines Betriebstonds, zu diplomatischen Zweden, zur Dedung des 
Defizits der Bank, zu Gnadenbewilligungen, daraus beitritten worden, ganz ab— 
gejehen von der Verwendung, welche während des Jahres 1848 eintrat. (Bal. 
darüber die Denkichrift des Minifters Thile über die Verwaltung des Staatsſchatzes 
vom 6. April 1847, in „Der erite Vereinigte Landtag“, Bd. I. ©. 226 ff., ferner 
die Nachweiiung bei Gelegenheit der eriten Budgetberathung in den BDrudichriften 
der II. Kammer 1849/50 Nr. 449 — Stenogr. Berichte der II. Kammer 1849/50 
Bd. IV. ©. 2217 ff. 2223 ff.) 
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3) Es mag dahingeſtellt bleiben, inwieweit die finanziellen Beſtimmungen der 
Verf. Urk. die bisherige Machtvollkommenheit der Regierung auf dieſem Gebiete ſtreng 
genommen vielleicht beſchränkt hätten. In der ſtaatsrechtlichen Praxis bildete ſich 
alsbald der bei einzelnen Veranlaſſungen allerdings beſtrittene Grundſatz aus, daß 
die in den Kab.Ordres von 1820 und 1826 dem Staatsſchatz zugewieſene Ein— 
nahme auch ferner ohne eine Bewilligung des Landtages dem Staatsſchatz zuflöſſe, 
aljo insbefondere der Ueberfchuß der Einnahmen über die Ausgaben, hinfichtlich 
deren Verwendung feine WVereinbarung erzielt war, außerdem aber die oben auf: 
geführten zufälligen Einnahmen, Hinfichtlich deren noch in Betracht fommt, daß die 
Regierung fi) damals in ziemlich weiten Maße die Berugniß, Staatsvermögen 
ohne Zuftimmung des Landtages zu veräußern, beilegte; eine Bewilligung des Land— 
tages war nur erforderlih, wenn dem Staatäjcha eine unter die Kategorie jener 
Kab.Ordres nicht zu fublumirende Ginnahmequelle, wie 3. B. der Reſt der Anleihe 
von 1859, zugeführt werden follte,; an einer Dlarimalgrenze fehlte e8 ganz. — Eine 
Nachweiſung des Beitandes des Staatsſchatzes, ſowie ein Etat der vorausfichtlichen 
Ginnahmen und Ausgaben defjelben ift zwar in den Jahren 1851—1853 den 
Kammern vorgelegt, dieſe Kontrole des Landtags aber jeit dem Staatshaushalts- 
gejeg von 1854 darauf beſchränkt, daß eine derartige Veröffentlichung durch den Drud 
nicht mehr ftattiand, und nur die Mbichlüffe der Rechnungen der Budgetkommiſſion 
vertraulich zur Prüfung vorgelegt wurden, die dann ihrerjeits den Kammern all: 
gemein gehaltene Mittheilungen machte. 

4) Als nun in Folge der Kriege von 1864 und 1866 der Staatäfchat geleert 
war, aus dem vorher jchon 5!,, Millionen als Koften für die Grundfteuerregulirung 
entnommen waren, die jedoch nach den Gejege von 1861 von den Belafteten erjeßt 
werden mußten, jo nahm die Regierung nach Beendigung des Srieges von 1866 
Anfangs als jelbitverjtändlich an, daß dem Staatsjcha aus den Kriegskoſtenentſchä— 
digungägeldern diejenigen Summen, welche demjelben im Gejammtbetrage von etwa 
22 Millionen für die beiden legten Kriege entnommen waren, ohne bejondere Zu— 
jtimmung des Landtags wieder zugeführt werden müßten. Der noch aus Nikolsburg 
zwei Tage nach dem Mbjchluffe der Präliminarien (28. Yuli 1866) datirte Geſetz— 
entwurf, betreffend den außerordentlichen Bedarf der Militär- und Marineverwaltung, 
enthält weder jelbjt noch in feinen Motiven ein Wort vom Staatsſchatz, außer der 
Mittheilung, daß demjelben ein Theil der zur Kriegführung verwendeten Summen 
entnommen jei, und erſt bei der Einbringung dieſes Gejeßentwuris (jog. 60-Mtillionen- 
vorlage) in das Abgeordnetenhaus am 14. Auguft jprach fich der Finanzminiſter 
beiläufig dahin aus, daß die Regierung beabfichtige, aus den eingehenden Kriegs— 
fontributionen vor allen Dingen den Staatsjchag bis zum Betrage von 22 Millionen 
wieder zu füllen. Indeſſen Hat die Regierung diefen Standpunkt ſchon in der Kom— 
miffion aufgegeben und fich mit der Aufnahme einer desfallfigen Beſtimmung in den 
vorliegenden Gejegentwurf einverjtanden erklärt. Diefer jedoch, wie er aus den 
Beichlüffen der Kommiffion hervorgegangen war, enthält eine derartige Ermächtigung 
nicht nur nicht, jondern es war durch die in demfelben verfügte Verwendung über 
die Kriegsfontribution der Regierung thatfächlich unmöglich gemacht, irgend etwas 
in den Staatsfchaß zu legen. Bei der Plenarverhandlung über die 60-Millionen- 
vorlage drehte fich aber Alles gerade um diefe Frage. Es wurde damals die Noth- 
wendigfeit des ganzen Inftituts ausführlich erörtert, indem man von der einen Seite 
auf die finanziellen und volkswirthſchaftlichen Nachtheile eines jo bedeutenden zinslos 
daliegenden Beitandes und auf die fonftitutionelle Gefährlichkeit der Einrichtung, 
von der anderen Seite aber darauf hinwies, daß ein jolches Opfer nothwendig fei, 
um über die finanziellen Schwierigkeiten im Augenblide einer Kriegserflärung bin- 
wegzubelien, die um jo bedeutender feien, je größer bei dem Syſtem allgemeiner 
Wehrpflicht die Differenz zwifchen der Friedens: und Kriegsformation fich heraus: 
ftelle. Das Refultat waren die U. 3 und 4 des $ 2 des Gejehes, betr. den außer: 
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ordentlichen Bedarf der Militär- und Marineverwaltung und die Dotirung des 
Staatsichages vom 28. Sept. 1866, beruhend auf einem Amendement Michaelis- 
Roepell und (im letzten Sabe) auf einem Unteramendement Laster. Danad) 
tollte der Staatsjchag aus den Kriegsentſchädigungsgeldern zunächit auf 274%, Mil. 
(indem man davon Abſtand nahm, die Grundfteuerfoften von den Verpflichteten 
einzuziehen) wieder dotirt werden. Es wurden ferner die dem Staatsſchatz durch die 
Rab. Ordres vom 17. Yan. 1820 und 17. Juni 1826 zufließenden Einnahmen 
demjelben von Neuem zugefichert. Es wurde aber gleichzeitig fejtgejeßt, daß dieje 
Einnahmen, fobald die baaren Beitände des Staatsjchages auf 30 Millionen erhöht 
werden würden, dem allgemeinen Staatsfonds zufließen jollten, und daß dieſe, 
ſoweit nicht über fie als Dedungsmittel im Staatshaushalte oder anderweitig unter 
Juftimmung des Landtages verfügt werde, zur Tilgung von Staatsjchulden zu ver- 
wenden jeien. Es war alſo der Staatsſchatz Fontingentirt, und es durfte die Re— 
gierung damit um fo mehr einverjtanden jein, ala die Aufgabe des Staatsſchatzes 
ber der Entwidelung des heutigen Kredits nicht mehr die fein fann, die Mittel zur 
Kriegführung anzufammeln, jondern nur die, die für die eigentliche Mobilmachung 
Iotort erforderlichen Mittel zu gewähren. Ein Amendement Tweften, wonach der 
Stuatefhag nur mit einer Rejolutivbedingung, mit einem terminus ad quem, 
nämlich bis Anfang 1870, bewilligt werden jollte, jo daß aljo der Regierung nur 
die Mittel zu einer augenblidlichen Kriegsbereitichaft geboten wären, gelangte nicht 
ur Annahme. 

5) Obgleich der Art. 48 der Berfaffung des Norddeutichen Bundes lautet: 
„Die Roften und Laften des gefammten Kriegsweſens des Bundes find von allen 
Lundesſtaaten und ihren Angehörigen gleichmäßig zu tragen, jo daß weder Bevor: 
jugungen noch Prägravationen einzelner Staaten oder Klaſſen grundfäglich zuläffig 
And“, und obgleich der Preußiſche Finanzminifter in der Sitzung des Abgeordneten- 
hdauſes vom 25. Sept. 1866 ala die Abficht der Regierung Hingeftellt hatte, daß 
von den übrigen Regierungen des Norddeutichen Bundes eine verhältnigmäßige 
Luste in den Staatsſchatz gelegt werden jollte, jo ift das nicht einmal hinfichtlich 
derjenigen Staaten geichehen, welche mit Preußen Militärktonventionen abgejchlofien 
baden. Deffenungeachtet fam der Preußifche Staatsjchag bei der Mobilmachung im 
Jahre 1870 dem ganzen Norddeutichen Bunde zu Gute, und wenn allerdings 
Sahien davon keinen Gebrauch gemacht hat, jo find dagegen nach Süddeutjchland 
Beträge aus dem Staatöjchat abgegeben worden. Uebrigens hat ſich damals der 
Außen eines jolchen Inftituts von Neuem in ſolchem Maße herausgeftellt, daß, nad) 
den Worten Bismarck's: „wenn wir den Staatsſchatz nicht gehabt hätten, wir 
vohtin nicht im Stande gewejen fein würden, die Paar Tage zu gewinnen, welche 
hinteichten, das gefammte Linke Rheinufer vor der Franzöſiſchen Invafion zu ſchützen“ 
(Sigung des Neichdtages vom 4. November 1871). Es ergiebt ſich das doch auch 
a das Klarſte, wenn man bedenft, wie viel Zeit die Legislative Behandlung der 
Krdittrage unter allen Umftänden in Anfpruch nimmt, und daß, obgleich der 
Radstag unmittelbar bei Eintritt der Kriegsgefahr und noch vor der offiziellen 
Krgserflärung berufen wurde, und obgleich derjelbe mit größter Beichleunigung die 
eldiorderungen der Bundesregierungen bewilligte, der Termin für die Subjkription 
au die beichloffene Anleihe aber jo nahe gerüdt war, daß der Erfolg derjelben 
danımter gelitten hat, doch zwijchen der Mobilmachung und der Gubjfription mehr 
ıls vierzehn Tage in der Mitte lagen. Dazu kommt, daß in der Zeit vom 15. Juli 
Ds zum 3. Auguft die täglichen Mobilmachjungsausgaben etwa 2 Millionen be— 
ttugen, jo daß der Tag der Subjfription von der Regierung jehnfüchtig erwartet 
Dude Und dabei darf endlich nicht vergeffen werden, daß die damalige Kriegs— 
anleibe beim Kurſe von 88 zu 5 Prozent noch nicht einmal zu zwei Drittheilen 
wu Stande gefommen ift und daß die 5=progentigen Preußifchen Papiere vom 5. bie 
19. Juli von 102°/, auf 87 gewichen find. 
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I. Der R. 1) Die Einnahmequellen. Aber obgleich der Nutzen der In— 
jtitution fich auf das Gvidentefte erwieſen hatte, und obgleich für den größten Theil 
des Reichögebietes ein Staatsihag in unangreiibarer gejeglicher Gültigkeit beitand, 
obgleich; man endlich nach einem ftegreichen Kriege über reiche Geldmittel gebot, jo 
ift doch die Uebertragung der Inftitution auf das Reich nur nad) jchweren Kämpfen 
erfolgt. Und zwar iſt dabei viel weniger der Gefichtspunft des Nutzens oder der 
Nothwendigkeit eines Staatsihages an und für fich, als vielmehr der Umstand 
ichließlich entjcheidend geweien, daß der Preußifche Staatsſchatz eine nicht leicht zu 
bejeitigende gejegliche Eriftenz hatte. Insbeſondere Hatte jich die Kommiſſion nur 
zu einer einmaligen Bewilligung, wenn auch nicht unter einem terminus ad quem, 
aber nur unter Vorausfegung des Wegialls des Preußifchen Staatsſchatzes, nicht aber 
zu einer dauernden Inftitution mit jelbjtändigen Ginnahmequellen verftanden. Um 
diefe Frage drehte fi) der parlamentarische Kampf. In demjelben hat die Regie— 
rung infofern den Sieg davon getragen, als der $ 2 des Geſetzes, betr. die Bildung 
des R., vom 11. November 1871 dahin gefaßt ift, daß, bei eingetretener Vermin— 
derung des Beitandes, bis zur Wiederherftellung deſſelben der R. ergänzt werden 
jolle durch Zuführung der aus anderen als den im Reichshaushaltsetat aufgeführten 
Bezugsquellen fließenden Einnahmen des Reichs und im Uebrigen nach der darüber 
durch den Neichshaushaltsetat zu treffenden Beitimmung. Indeſſen war diefer Sieg 
der Regierung, wenn man fich dieſe jelbjtändigen Einnahmequellen genauer anfieht, 
doch mehr ein jcheinbarer; das Prinzip, wonach die Füllung des Staatsſchatzes un— 
abhängig jein jolle von parlamentarifchen Bewilligungen, ijt zwar gerettet, dieſe 
Ginnahmequellen an fich aber find höchſt problematifcher Art, und es ijt demnach 
der R. in dieſer Hinficht jehr viel ungünftiger geftellt als bisher der Preußifche 
Staatsfhag. So jehr man nämlich die Preußiichen Beſtimmungen vor Augen 
gehabt Hat, jo konnte doch von DVerwaltungsüberichüffen von vornherein feine Rede 
jein, da über dieje der Art. 70 der Reichöverfafjung bereits verfügt hatte, was aber die 
zufälligen Einnahmen betrifft, die zwar in einem Staatswejen mit großem Befik 
erheblich fein können, jo reduziren fich dieje für einen Staat wie das Reid) ſofort 
auf einen geringen Betrag. Diejer aber wird noch dadurch erheblich eingejchräntt, 
daß der Ausdrud zufällige Einnahmen als ein zu jchwanfender ganz vermieden und 
nur von folchen Einnahmen die Rede ift, deren Bezugsquellen im Reichshaushaltsetat 
nicht aufgeführt find; denn es ift nun bei der jegigen Faſſung faum in Abrede zu 
jtellen, daß nicht etwa das Plus der im Etat aufgeführten Ginnahmequellen, wie 
3. B. fpäter eingehende, freditirt geweiene Steuern, in den R. fließen, da es ſich in 
diejen und anderen zahlreichen Fällen nur um Ginnahmen Handelt, die in der That 
den im Etat aufgeführten Bezugsquellen ihre Entſtehung verdanken; es iſt ferner 
zuzugeftehen, daß auch die Einnahmen von veräußerten Vermögensobjekten nicht ohne 
Weiteres dem R. zufließen, da unter der Bezeichnung „Einnahmen von veräußerten 
Dermögensobjekten“ fich ein Titel im Budget findet. Es laſſen fich unter diejen 
Umjtänden überhaupt jchwer Fälle konftruiren, in denen eine Einnahme dem R. ohne 
Weiteres zufließt, man wird fich auf ſolche Möglichkeiten beſchränken müfjen, daß 
Yemand das Neich zum Erben feines Vermögens einjegt, auf Fälle, die fein Menſch 
vorher jehen konnte, die als reine Glüdsfälle fich darjtellen. Dahin gehört aller» 
dings auch eine Kontribution im Falle eines glüdlichen Krieges, und e8 mag bier 
die Ihatjache jejtgeitellt werden, daß in folchem Falle nach der übereinftimmenden 
Meinung der hervorragenditen Redner die Füllung des R. ohne bejondere Zuſtim— 
mung des Reichstages jtattfinden würde. Uebrigens aber, und namentlich aljo im 
alle eines unglüdlichen Krieges, ift man auf die periodifchen Jahresbewilligungen 
des Reichötages verwieſen, und dieſe gefegliche Zuficherung einer Wiederfüllung des 
R. hat wieder nur theoretischen Werth. Denn wenn auch aus diefer Beitimmung 
dem Reichstage allerdings die jtaatsrechtliche Berpflichtung zu derartigen Bewil- 
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ligungen erwächſt, jo iſt dieſe doch jo wenig fubitantiirt, daß im dieſer Hinficht Alles 
auf den guten Willen des Reichstags ankommt, der diefer Forderung an fich jchon 
durch jährliche Bewilligungen ganz geringer- Summen entjprechen würde, und zwar 
deſto wahrjcheinlicher, je fnapper die allgemeinen Staatsmittel nach einem unglüd= 
lichen Kriege fein würden. 

Die normale Höhe des R. ift auf 40 Millionen feftgeiegt worden, während 
eine proportionelle Berechnung zu einer Höhe von 48 Millionen geführt haben 
würde. Es iſt dabei übrigens unter Hinweis auf die Erfahrungen von 1870 aus— 
drücklich feftgeftellt worden, daß die Summe von 40 Millionen noch nicht einmal 
ausreicht, um die einmaligen Mobilmachungstoften zu deden. 

2) Was die Verwendung des R. betrifft, jo ift zunächit ausdrüdlich vor— 
gejchrieben, daß derfelbe jeiner offiziellen Bezeichnung gemäß nur für Zwecke der 
Mobilmahung benußt werden ſoll. Dieſe Benutzung joll ferner mittels Kaiferlicher 
Anordnung, aber nur unter vorgängig oder nachträglich einzuholender Zuftimmung 
des Bundesrathes und des Reichstages verfügt werden. Die Zuftimmung des 
Bundesrathes rechtiertigt fich aus der ganzen Struktur der Neichsverf., wenn. auch 
gerade in militärischen Dingen, und aljo auch in Mobilmachungsfragen, der Kaiſer 
an fich vom Bundesrathe unabhängig ift; nur zu einer Kriegserflärung ift in ge— 
wiflen Fällen die Zuftimmung des Bundesrathes erforderlih. Die Zuftimmung des 
Reichstages enthält eine ftarfe Erweiterung der fonftitutionellen Berugniffe, die aber 
doch Lediglich die Bedeutung einer omamentalen DVerzierung hat; denn da dieje 
Zujtimmung erjt nachträglich eingeholt zu werden braucht, jo iſt e8 ein völliges 
Räthiel, welche Wirkungen die nachträglich verweigerte Zuftimmung eigentlich haben 
ſoll; das Räthſel ift in der That umlösbar, und jo hat man fich damit begnügt, 
die ganze Trage für unpraftiich zu erklären. Das it fie auch in Wahrheit genau 
ebenſo ehr, wie das Recht der Verweigerung von Sriegsanleihen. 

3) Die Verwaltung des R. ift dem Reichskanzler übertragen, welcher diejelbe 
nach den darüber mit Zuftimmung des Bundesrathes ergebenden Anordnungen des 
Kaiſers unter Kontrole der Reichsſchuldenkommiſſion zu führen hat. Die Reichs— 
ichuldenfommiffion erhält von dem Reichskanzler alljährlich eine Nachweifung über 
den Beftand des R. und außerdem in fkürzefter Friſt Mittheilung von allen in An- 
iehung deffelben ergebenden Anordnungen und vorlommenden Veränderungen. Sie 
hat die Befugniß, fich von dem Vorhandenſein und der ficheren Verwahrung Weber: 
zeugung zu verichaffen. Dem Bundesrathe und dem Reichstage iſt bei deren regel— 
mäßigem Zufammentritt von der Reichsfchuldenfommiffton Bericht zu erjtatten. Auf 
Grund dieſer Beitimmungen bat eine Kaiſerliche Berordnung, betreffend die Ver— 
waltung des R., vom 22. Januar 1874 das Nähere angeordnet, insbejondere auch 
($ 1), daß ber zur Bildung des R. beitimmte Betrag von 40 Millionen IThalern 
in gemüngztem Gelde in dem Juliusthurm der Gitadelle von Spandau verwahrlich 
niederzulegen iſt. 

4) Die Bildung des R. war jedoch noch von der Suspenſivbedingung abhängig, 
daß der Preußiſche Staatsſchatz aufgehoben würde. Dieſe Aufhebung iſt durch das 
Gejeß vom 18. Dezember 1871 erfolgt, und zwar vom 2. Januar 1872 an. Die 
dadurch disponibel gewordenen 30 Millionen find dann in ihrem Hauptbeſtande in 
Höhe von 261, Millionen zur Tilgung der am höchſten verzinjten Preußifchen 
Staatsſchuld, der fünfprogentigen Anleihe von 1859, außerdem aber im Betrage von 
etwa 3!/, Millionen zur Tilgung folcher Paifivrenten verwandt worden, die zum 
zwanzigfachen Betrage ablösbar find, alfo gleichfalla eine fünfprozentige Staatöfchuld 
repräjentiren. Alle bisherigen Einnahmen des Staatsjchates endlich jollen Hinfort 
dem allgemeinen Staatsfonds zufließen und find nach einem Zuſatze des Abgeord- 
netenhaufes zur Schuldentilgung zu verwenden, joweit darüber nicht im Staats— 
haushalt oder jonft in gefeglicher Weije verfügt wird, 
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Reichsland ift das in Art. I. des Verfailler Präliminar » Friedensvertrages 
von 26. Februar 1871 und in Art. I. des definitiven Frankfurter Friedensver— 
trages vom 10. Mai 1871 von Frankreich dem Deutichen Reiche abgetretene und 
durch das RGeſ. vom 9. Juni 1871 mit dem lehteren für immer vereinigte Gebiet, 
defjen Grenzen in den erwähnten Friedensverträgen und deren Nachtragsfonventionen 
(vom 12. Oktober 1871 Art. 10 [R.GB. ©. 367, 368], vom 24./27. 
Auguft und 28./31. Auguft 1872 [G.Bl. j. Eljak- Lothringen ©. 283, 287]) 
näher fejtgejeßt find (Eljaß- »Lothringen). Bereits in der Hab.Ordre vom 14. und 
21. Auguft 1870, durch welche ein Generalgouvernement für das Elſaß errichtet 
twurde und im der Proflamation des Generalgouverneurs vom 30. Auguft defjelben 
Jahres ift ausdrüdlich ausgeiprochen, daß die Beſetzung des Landes feine vorüber: 
gehende jein ſollte. Die Befikergreifung erfolgte von vornherein mit dem animus 
domini, Nach richtiger Meinung ift daher der völferrechtliche Grwerbätitel des R. 
für das Reich in der debellatio zu jehen, welche durch die Friedensverträge ihre 
förmliche Sanktion erhielt (Kayſer in v. Holtzendorff's Jahrb. IV. ©. 152 ff.; 
Zorn, Staatsrecht, I. ©. 422), während andere (Köning, Verwaltung des Ge: 
neralgouvernements, ©. 8 ff., 27 ff.; Bluntichli in v. Holtzendorff's Jahr: 
buch I. ©. 307; Laband, Staatsrecht, II. S. 121) den völferrechtlichen Titel 
in den Friedensverträgen und den ftaatsrechtlichen in dem Vereinigungsgeſetz ſehen 
wollen. Praktiſch ift die Frage bezüglich der Geltung verjchiedener von der Fran— 
zöfifchen Regierung de la defense nationale erlaffenen Geſetze für jolche Gebiete von 
Eljaß-Lothringen, welche wie 3. B. die Feſtung Bitſch zur Zeit des Grlaffes fich 
noch in Feindeshand befanden (Zöning, a. a. D. ©. 181—196; v. Richt— 
hofen, Ueber die ftaatsrechtliche Gültigkeit der während des Krieges ſeitens der 
Tranzöfifchen Regierung erlaffenen Geſetze und Dekrete für Elfaß-Lothringen 1874; 
Kayjer, a. a. O. ©. 137, 151—153). Gerichtlich ift die Frage dahin ent- 
ichieden, daß die Gültigkeit der Franzöfiichen Anordnungen für diejenigen Landes» 
theile angenommen wurde, welche am Zage des Ablaufs der Publikationsfrift micht 
ſchon von den Deutjchen Heeren bejegt waren. Wenngleich von Anfang der Ein- 
verleibung an fein Zweifel darüber obwaltete, daß Eljaß-Lothringen nicht den Bundes— 
gliedern des Reichs gleich ftand, jo war man fich doch über die Natur feiner 
Stellung zum Reich nicht klar (Stenogr.Ber. 1871, I. Sefl. ©. 833). Der Aus— 
druck „unmittelbares R.“ findet fich bereits in den Motiven zu dem Bereinigungs- 
geieh (Drudf. des Reichstages 1871, I. Sefl., Nr. 61, ©. 6) und iſt ſodann in 
das Geſetz vom 25. Juni 1873 (R.G.BL. ©. 61) übergegangen, welches bei Ein— 
führung der Verfaffung in $ 2 beftimmt, daß dem in Art. 1 der Berfafjung be— 
zeichneten Bundesgebiet das Gebiet des R. Eljah-Lothringen Hinzutritt. Weber 
daſſelbe fteht die Yandeshoheit, die Staatögewalt dem Reiche ala ſolchem zu, nicht, 
wie mit Unrecht Seydel (Kommentar zur RBerf., ©. 93 ff.) will, den verbündeten 
Regierungen; die Ausübung der Staatsgewalt ift aber dem Kaifer im Namen des 
Reichs übertragen (Ge. vom 9. Juni 1871, $ 3). Nach diefer Richtung ift Die 
Stellung des R. zum Reich und zu den einzelnen Bundesjtaaten immer eine un— 
veränderte geblieben. Die Folgerungen hieraus werden fich jedoch erſt ziehen laſſen, 
wenn eine Darjtellung der Verfafjung des R., wie fie jet bejteht, gegeben ift. Bor- 
ber aber muß ein Blick auf die gejchichtliche Entwidelung diefer Verfaffung geworfen 
werden. 
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J. Geſchichtliche Entwickelung der Verfaſſung des R. 

1) Die Verwaltung des Generalgouvernements (vom 14. Auguſt 
1870 bis zum 28. Juni 1871, dem Tage der Rechtskraft des Geſetzes vom 9. Juni 
1871) iſt lediglich die einer militäriſchen Diktatur; ſo raſtlos auch die Thätigkeit 
derjelben war (vgl. Amtliche Nachrichten für Elſaß-Lothringen, Bekanntmachungen 
des Generalgouverneurg 2c., Straßburg 1879), um die einzelnen Zweige der Ver: 
waltung nad) Deutſchem Mufter zu geftalten, jo wenig war fie geeignet und Willens, 
die ftaatlichen Berhältniffe des Landes zu konſolidiren. 

2) Die faijerlihe Diktatur (vom 28. Juni 1871 bis zum 1. Januar 
1874). Indem das Bereinigungägejeß dem Kaiſer die Ausübung der Souveränetäl 
delegirte, wurde gleichzeitig bejtimmt, daß bis zur Einführung der RVerf. die Ge- 
fegebung dem Kaiſer in Gemeinſchaft mit dem Bundesrath zuftehen ſollte. Dem 
Reihstage war mur die Genehmigung von Anlehen oder von Garantieübernahmen 
für das R. zu Laften des Reich vorbehalten, auch jollte ihm ein jährlicher Rechen- 
khattäbericht gegeben werden. In diefer Periode beginnt man, die Verwaltung des 
x. von der des Reiches jelbftändig zu gejtalten, wenn fie auch durch Organe des 
eiches ausgeübt wird. Im Bundesrath wird ein bejonderer Ausſchuß für Eljah- 
Sothringen gebildet; verantwortlicher Minifter ift der Reichskanzler, der für die Ver— 
waltung des R. eine befondere Abtheilung im Reichskanzleramt einrichtet; ein be— 
Iondered geſetzliches Publikationsorgan (G.Bl. für Eljaß-Lothringen) wird gegründet. 
die Organijation der Gerichte erfolgte durch das Gefe vom 14. Juli 1871, wobei das 
R0H6. an die Stelle des Franzöfiichen Kaffationshofes trat, und Kriegsgerichten 
(lehte Organifation: Gej. vom 12. Juli 1873) die Aburtheilung der jchwereren po= 
litiſhhen Verbrechen überwieſen wurde. Endlich wird die Ablöfung der verkäuflichen 
Stellen im Juftizdienft ins Wert geſetzt (Gef. vom 10. Juni 1872). Die Orga- 
iation der Verwaltungsbehörden war der Inhalt des Gef. vom 30. Dez. 1871, 
weldes zu den Grundlagen der Franzöſiſchen Verwaltung, wie fie namentlich durch 
das Geſ. vom 28 pluviose VIII. geichaffen waren, ala oberſte Verwaltungsbehörde 
im Sande den DOberpräfidenten Hinzufügte- Ihm ift befonders durch $ 10 des Gef. 
die Beugniß beigelegt, alle erforderlichen Maßregeln bei Gefahr für die öffentliche 
<iherheit zu treffen und namentlich die Rechte auszuüben, welche das Franz. Gef. 
vom 9. Auguft 1849 der Militärbehörde für den Wall des Belagerungszuftandes 
jmeit. Außerdem wurden dem Oberpräfidenten vielfache Ermächtigungen ertheilt, 
welche nach Franzöſiſchen Gejegen den Miniftern zujtanden, wie andererjeits auf den 
Keichelanzler Berugniffe übergingen, welche das Franzöſiſche Gejeh dem Staatsober- 
haupt zuwies (3. DB. die Griheilung von Ehedispenjen durch Gej. vom 25. Februar 
1572), Die Funktionen des Franzöfifchen Staatsraths wurden, joweit e8 fich um 
wars comme d’abus handelte, dem Bundesrath, joweit die oberjte Verwaltungs: 
msdiktion in Frage fommt, einem aus Räthen des Oberpräfidium gebildeten „Laijer- 
"sen Rath in Elfah-Lothringen” übertragen (Erlaffe vom 1. Sept. 1872 und 
22. Febr. 1873). Ueberall machte ſich ein Streben nach Dezentralifation geltend, 
md jo wurde auch den an die Stelle der sous-prefets getretenen Kreisdireftoren 
md den für die Präfekten jubftituirten Bezirkspräfidenten eine weiterreichende Amt3- 
!hätigfeit beigelegt. Von demjelben Geijte ift das Gejeg vom 30. Dezember 1871 
über die Einrichtung der Forſtverwaltung bejeelt; das Gejeg vom 16. Dez. 1873 
neite die Bergverwaltung im Sinne des Preußijchen Berggejeßes vom 24. Juni 
1865. Während jo die innere Organifation des Landes vollzogen wurde, gleich als 
fh um einen jelbjtändigen Staat handelte, wurde das R. andererfeit3 auch) 
Umäpti einzelnen Beitimmungen der RVerf. zugänglich gemacht. Schon das 
Lerinigungsgefetz hatte Art. 3 der RVerf. eingeführt und beſtimmt, daß mit dem 
!. Januat 1873 (duch Ge. vom 20. Juni 1872 [R.G.Bl. ©. 208] auf 
den 1. Januar 1874 erftredt) die Verfaſſung in Eljaß - Lothringen Geltung haben 
jollte und ſchon vor dieſem Zeitraume von dem Kaifer mit Zuftimmung des Bundes— 
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raths einzelne Artikel derſelben eingeführt werden könnten. Letzteres geſchah auf 
dem Gebiete des Zollweſens (Art. 33 — Kaiſerl. Verordn. vom 17. Juli 1871 
[R.G.Bl. ©. 325]) nebſt Verordn. vom 19. und 80. Aug. 1871 [R.G.Bl. ©. 
326, 329]), auf dem des Poſt- und Zelegraphenwejens (Art. 48—52 — Kaiſerl. 
Verordn. vom 14. Oft. 1871 [R.G.Bl. ©. 443]), auf dem des Eiſenbahnweſens 
(Art. 41—47 — Kaiſerl. Verordn. vom 11. Dez. 1871 [R.G.Bl. ©. 444]), der- 
geitalt jedoch, daß die Verwaltung der Eifenbahnen des NR. der Landesverwaltung 
entzogen und auf die Verwaltung des Reiches jelbjt übertragen wurde, auf dem 
Gebiet des Kriegsweſens (Art. 57, 59, 61, 63, 65, — Kaiſerl. Verordn. vom 
23. Januar 1872 [R.G.BL. ©. 31]) nebjt dem Gef. vom 9. Nov. 1867 über die 
Verpflichtung zum Kriegsdienſt. Schon zufolge diefer Berfaffungsbeitimmungen 
wurde das R. obwol fein jelbjtändiges Bundesglied, jondern Provinz des Reichs 
in feinem Verhältniß zu diefem thatſächlich wie ein jelbitändiger Glieditaat des 
Reichs behandelt, und das Gleiche erfolgte durch Einführung einer Reihe von Reiche: 
gejeßen, welche eine folche Eriftenz zur Vorausfegung haben, wie das Geje über 
die Rechtshülfe vom 21. Juni 1869 (Gef. vom 11. Dezember 1871 [R.G.Bl. 
©. 445]), über die Rinderpeft vom 7. April 1869 (Gef. vom 11. Dezember 1871 
[a. a. O.P, das Fejtungsrayongejeg vom 21. Dez. 1871 (Gej. vom 21. Februar 
1872 [R.G.Bl. ©. 55), $ 29 der Gew.O. vom 21. Juni 1869 (Gef. vom 15. 
und Berordn. vom 19. Juli 1872 [R.G.Bl. ©. 350, 351]) u. j. w. 

3) Die unmittelbare Herrichait der NReichögejeggebung (vom 
1. Januar 1874 bis 2. Mai 1877). Durch Geſetz vom 25. Juni 1873 (R.G.Bl. 
S. 61) trat mit dem 1. Januar 1874 die RVerf. in Eljaß-Lothringen in Kraft, 
dergeitalt, dab das Land dem Bundesgebiet hinzutrat, 15 Abgeordnete zum Reiche- 
tage erhielt (Wahlgej. vom 31. Mai 1869 und Berordn. des Bundesraths vom 
1. Dezember 1873 [R.G.Bl. ©. 375] betreffend die Abgrenzung der Wahlfreife) 
und daß die Reichögejege über die Bierfteuer feine Anwendung finden, die Yandes- 
gejege über das Octroi aber beibehalten bleiben jollten. Fortan jtand Elſaß— 
Zothringen unter dem Schuße der RVerf.; freilich in anderer Weife als die Bun— 
desitaaten. Denn während in diefen Nenderungen der RVerf. nur im Wege des 
Art. 78 vor fich gehen können, kann das Reich im R., wo die VBerfaflung nur durch 
ein Gejeß eingeführt ift, eine Veränderung und Aufhebung derjelben auch wieder im 
Wege eines einfachen Reichögejeges erfolgen lafjen. Zur Yandesgejeßgebung im R. bedurfte 
es fortan eines Reichsgeſetzes mit der Modififation, daß der Kaiſer mit Zuftimmung 
des Bundesrathe, während der Reichstag nicht verfammelt war, Verordnungen mit 
Geſetzeskraft erlaffen konnte, die jedoch dem Neichstage bei feinem Zufammentritt 
vorgelegt werden mußten und ihre Wirkjamfeit verloren, wenn er jeine Genehmigung 
verfagte. Während in der vorigen Periode der Kaiſer als delegirter Landesherr von 
Eliaß-Lothringen gleichberechtigt in Fragen der Gejehgebung dem Bundesrath gegen- 
überjtand und feine Sanftion als ein bejonderer Faktor der Gejeßgebung galt, war 
fortan ein reichsländifches Partifulargefeg materiell und formell Reichsgeſetz, zu 
welchem es nur der Zuftimmung von Bundesrath und Reichstag bedurfte und der 
Kaifer als jelbitändiger Faktor der Gejeßgebung außer Wirkjamkeit trat. (Val. 
Zaband, Staatärecht, II. S. 144 ; anderer Meinung: Zorn, Staatsredht, I. ©. 433.) 
Nur hinfichtlich der Nothitandsverordnungen war das bisherige jtaatsrechtliche Wer: 
hältniß jtehen geblieben, doch durften fie nicht eine Veränderung der Verfaſſung oder 
eines in Elſaß-Lothringen geltenden Reichögejeßes oder Anleihen und Garantien zu 
Laſten des R. zum Gegenjtand haben. 

4) Der Uebergang zur Selbjtändigfeit (vom 2. Mai 1877 bis 
1. Oftober 1879). Bereits durch Erlaß vom 29, Dftober 1874 (R.G. Bl. 1877, 
S. 492) war der Reichskanzler ermächtigt worden, den Yandeshaushalt und die 
innere Gejeßgebung des R. betreffende Entwürfe gutachtlich einem Landesausſchuß 
vorzulegen, welcher durch die drei Bezirfstage des Landes (Unter, Ober-Eljaß und 
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Lothringen) aus ſeinen Mitgliedern gewählt wurde und aus 30 Mitgliedern und 9 
Stellvertretern beſtand. Durch Geſetz vom 2. Mai 1877 (R.G. Bl. ©. 491) wurde 
der Landesausfchuß zu einem jtaatsrechtlichen Faktor der Gejeßgebung erhoben und 
ein zweiter fafultativer Weg für den Erlaß reichsländijcher Gejege eingeführt. Da— 
nach konnte der Kaiſer mit Zuftimmung des Bundesraths und des Landesausjchuffes 
Geſetze für Elſaß-Lothringen erlaffen, dergeitalt, daß nunmehr wieder wie vor dem 
Geſetz vom 25. Juni 1873 der KHaifer Faktor der Gejeßgebung wurde und neben 
ihm der Bundesrath die Stelle eines Oberhaufes, der Yandesausichuß die Stelle 
eines Unterhaufes vertrat. Letzterer follte auch neben dem Bundesrath die Entlaftung 
für den Landeshaushalt ertheilen, diefe aber bei einer Verweigerung jeitens des 
Landesausfchuffes durch den Reichstag erfolgen. Im Uebrigen ift das Geſetz vom 
25. Juni 1873 in Kraft geblieben, und namentlich hat diefer zweiten Form der Ge- 
feßgebung nicht die Beiugniß beigelegt werden follen, Gejege, welche durch die Reichs— 
gejeßgebung geichaffen waren, abzuändern oder aufzuheben (Kaband, II. ©. 147). 

5) Die Selbftändigfeit (vom 1. Oktober 1879). Im Anichluß an die 
vom Reichdtag am 27. März 1879 angenommene Rejolution, daß Eljah-Lothringen 
eine jelbftändige im Lande befindliche Regierung erhalte, erging das Geieg vom 
4. Juli 1879 (R.G. Bl. ©. 165), welches laut Verordn. vom 23. Juli 1879 
(R.G. Bl. ©. 281) mit dem 1. Oktober 1879 in Kraft trat. An dem Verhältniß 
von Eljaß-Lothringen zum Reich wird Nichts geändert, jo daß für das R. auch 
noch ferner Landeögejehe im Wege der Reichsgeſetzgebung erlaffen werden können 
(Gef. vom 2. Mai 1877) und der Kaiſer mit Zuftimmung des Bundesraths befugt 
bleibt, Nothitandsverordnungen zu erlaffen (Gej. vom 25. Juni 1873, $ 8). Die 
Ausübung der Staatshoheit fteht nach wie vor dem Kaiſer zu, dem jedoch das Recht 
beigelegt ift, fich in der Ausübung feiner landesherrlichen Machtbefugniffe durch 
einen Statthalter, welcher im Lande refidirt, vertreten zu laffen. Dagegen jcheidet 
die Gentralbehörde des Reichs — der Reichslanzler — völlig aus der Verwaltung 
von GEljaß-Lothringen aus, und er fteht eigenthümlicher Weife zu dem R. in feinem 
anderen Berhältniß als zu einem Bundesftaate, dagegen würde jedoch auch der 
Statthalter Eljah-Lothringiiche Landesgefehe, welche in Wege der Reichsgeſetzgebung 
zu Stande fommen, nicht an Stelle des Reichskanzlers zu kontraſigniren haben Geſetz 
$ 3). Die Aenderung der Staatöverfaffung im R. ift alſo lediglich im Sinne der 
Neichstagsrefolution erfolgt; e8 ift nunmehr eine Regierung im Lande geichaffen. 
Diejelbe gipfelt in dem Statthalter, welcher an die Stelle des Reichskanzlers und 
bisherigen Oberpräfidenten tritt und endlich in verichtedenen Richtungen vermöge 
Kaiferlicher Delegation landesherrliche Rechte ausüben kann. 

II. Gegenwärtige Verfaſſung des N. 

A.. Der Statthalter. Die Emennung und Abberufung defjelben eriolgt 
durch den Kaifer unter Gegenzeichnung des Reichsfanzlers (Art. 17 der RVerf.). 
Die Refidenz des Statthalters ift Straßburg. 

1) Der Statthalter ala Inhaber landesherrlicher Befugniſſe. 
In Betracht gezogen find: die VBollziehung allgemeiner Verordnungen 
zur Ausführung von Gejeßen, die Vollziehung bejtimmter, aus- 
drüdlich bezeichneter Verordnungen (Abänderung der Kreis- und Bezirfs- 
grenzen, Ermächtigung von Bezirken und Gemeinden zur Aufnahme von Anleihen 
und Steuerzuichlägen, Octroi, Brücken- und Fährgeld, Teititellung des Haushalts der 
Bezirke, Anerkennung gemeinnütiger Anftalten, Grmächtigung zur Annahme Lett: 
williger Zuwendungen u. ſ. w.), die Befugniß zum Erlaß von Geldftraien 
und die Beiugniß zur Gewährung der Rehabilitation fowie zum 
Grlaß von Steuern, Gebühren, Gefällen, die Ernennung und Ab— 
berufung verjchiedener mittelbarer Staatsdiener (Birgermeifter, Bei: 
geordnete, Geiftliche aller Bekenntniſſe). In diefen Grenzen bat der Kaifer jeine 
Landesherrlichen Rechte durch Verordn. vom 23. Juli 1379 (R.G. Bl. ©. 232) dem 
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eriten Statthalter Freiherrn v. Manteuffel perfönlich übertragen. Als Delegirter 
Kaijerlicher Rechte ift der Statthalter unverantwortlich. Auf diefem Gebiete bedürfen 
daher jeine Erlaſſe behuis Uebernahme der fonftitutionellen Verantwortlichkeit einer 
minifteriellen Gegenzeichnung durch den Staatäfefretär ($ 4 Abi. 1 des Geſetzes). 

2) Der Statthalter an Stelle des Reichskanzlers. De jure lag 
die oberite Leitung der gefammten Landesverwaltung in den Händen des Reichs— 
fanzlerö, welcher auch die fonftitutionelle Verantwortung hierfür dem Bundesrath 
und Reichötag gegenüber trug. Gin Theil davon war bereits durch die Verordn. 
vom 29. Januar 1872 auf den Oberpräfidenten übergegangen, während die dem 
Reichöfanzler verbliebenen minifteriellen Bejugniffe auswärtige und militärische An— 
gelegenheiten, Yuftiz (Gef. vom 14. Juli 1871, $ 3), Berwaltung der indirekten 
Steuern, Forftverwaltung (Gef. vom 30. Dez. 1871, $ 1), Bergweien (Gef. vom 
16. Dez. 1873, 88 164, 165), Vorbereitung der Geſetze und Berichterftattung an 
den Kaifer (Gef. vom 9. Juni 1871, $ 4) feit dem Stellvertretungsgejeg vom 
17. März 1878 (R.G. Bl. ©. 7) von den Vorftänden des Reichsjuftizamts und des 
Reichskanzleramts für Elfaß-Lothringen ausgeübt wurden. Lebteres Amt jowie das 
Dberpräfidium in Straßburg wurden aufgelöft und die Juftizverwaltung des R. 
dem Reichsjuſtizamt entzogen und alle minifteriellen Pflichten — einjchließlich der 
fonftitutionellen Verantwortlichkeit — und Rechte dem Statthalter übertragen. 
Diefer hat jomit in Eljaß-Lothringifchen Angelegenheiten die Stelle eines verant- 
wortlichen Minifters und kann fich in diefer, wie der Reichafanzler es nach Maßgabe 
des Gefjehes vom 17. März 1878 fonnte, durch den Staatäfekretär vertreten laffen. 
Dem Landesausfchuß gegenüber ift eine VBerantwortlichkeit nicht begründet. 

3) Der Statthalter an Stelle des Oberpräfidenten hat die durch 
das Gef. vom 30. Dez. 1871, $ 10 geichaffenen außerordentlichen Vollmachten bei 
Gefahr für die Öffentliche Sicherheit. (Die Anficht von Stengel in den Annalen des 
Deutichen Reichs 1878, ©. 113 ff., daß $ 10 durch Einführung der RBerf. in Eljah- 
Lothringen aufgehoben fei, beruht auf der faljchen Anficht, daß Art. 68 der RVerf. die 
landeögefeglichen Borjchriften über den Belagerungszuftand außer Wirkſamkeit gejegt habe.) 

B. Die Gentralverwaltung wird unter dem Statthalter durch ein 
Landesminifterium geführt, an deſſen Spite ein Staatäfefretär fteht und welches 
in Abtheilungen unter der Leitung von Unterftaatsjetretären zerfällt ($ 6) und deſſen 
Beamte ſämmtlich Landesbeamte find. Das Minijterium gilt im Sinne des Bes 
amtengejees ala oberjte Zandesbehörde und ift inforern an die Stelle des Bundes- 
raths getreten (Gef. $ 8). Im Mebrigen ift die Organifation des Minifteriumg 
durch die Verordn. vom 23. Juli 1879 erfolgt; danach zerfällt leßteres in vier Ab» 
theilungen: Inneres nebſt Kultus und Unterricht, Yuftiz, Finanzen und Domänen, 
Gewerbe nebft Landwirthichaft und öffentlichen Arbeiten. Die Refforts find jedoch 
nicht jelbftändig nebeneinander wirkende Behörden, vielmehr alle der oberen Leitung 
des Staatsſekretärs untergeordnet, welcher alle Entfcheidungen trifft und fich in den 
Abtheilungen oder im Plenum oder blos vom Referenten allein jede ihm beliebige 
Angelegenheit zum Vortrag vorlegen lafjen kann. 

C. Der Staatörath. Der Franzöfiſche conseil d'état hatte in der bis— 
herigen Organifation von Eljaß-Lothringen feinen vollen Erjaß gefunden; der 
recours comme d’abus war auf den Bundesrath, die Verwaltungsbeiugnifie auf den 
Oberpräfidenten, die Verwaltungsgerichtöbarkeit auf den Kaiferlichen Rath in Elſaß— 
Lothringen übergegangen (Gef. vom 30. Dez. 1871, 88 8, 9; Stengel, in 
Hirth's Annalen 1875, ©. 1321 fi.; 1876 ©. 808 ff., 897 ff.). Die weiteren 
Berugniffe des Staatsraths wie die Enticheidung von Kompetenzkonflitten, die be= 
gutachtende Thätigkeit, die Defretur des rex in parlamento waren außer Wirkſam— 
feit getreten. Nach der neuen Berfaffung wird unter dem Vorſitz des Statthalters 
ein Staatörath eingefeßt, welcher aus den Vorftänden des Minifterium, dem Prä— 
fidenten und Oberftaatsanwalt beim Oberlandeägericht, drei auf Vorjchlag des Landes— 
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ausjchuffes ernannten und noch fünf bis fieben aus Allerhöchitem Vertrauen be— 
rufenen Mitgliedern bejteht, und welchem die Begutachtung von Gejegentwürfen und 
allgemeinen Ausführungsverordnnungen ſowie von anderen ihm durch den Statthalter 
überwiejenen Angelegenheiten obliegt. Außerdem fünnen dem Staatörath durch die 
Zandeögejeßgebung noch andere, inäbejondere bejchließende Funktionen übertragen 
werden, wobei namentlich in Ausficht genommen tft, daß aus demjelben ein oberfter Ver- 
waltungsgericht&hof gebildet werde, auf den die Befugniſſe des Kaiſerl. Rechts und die 
Entjcheidung von Kompetenzkonfliften (GBG. $ 17) übertragen werden können (Gej.$ 9). 

D. Der Landesausſchuß. Die Zahl der Mitglieder ift auf 58 erhöht, 
von denen 34 durch die Bezirkötage, 4 in den vier großen Städten des Landes 
(Straßburg, Mülhaujen, Me, Colmar) und 20 von den 20 Landkreifen gewählt 
werden. Die Abgeordneten der Städte werben von den Gemeinderäthen aus deren 
Mitte, die Abgeordneten der Kreife indireft durch Wahlmänner gewählt, die von 
den Gemeinderäthen aus ihrer Mitte ernannt werden. Die Wahl ift geheim, die 
Dauer der Wahlperiode beträgt drei Jahre (SS 12—18), das Wahlreglement er: 
folgte durch Kaiferliche Verordn. vom 1. Oftober 1879. Erweitert find die Rechte 
des Yandesausichuffes durch das ihm verliehene Recht der Gefekesinitiative und der 
Ueberweifung von Petitionen an das Minijterium. Die Mitglieder des lebteren 
haben das Recht, den Sitzungen des Landesausfchuffes und feiner Kommiffionen bei= 
zuwohnen, und müſſen jederzeit gehört werden (SS 20, 21). Die Geichäftsiprache ift 
nad); dem RGeſ. vom 23. Mai 1881, welches am 1. März 1882 in Kraft tritt, die 
Deutiche. Eine Jndemnität für Aeußerungen im Landesausſchuß ift nicht gewährleiitet. 

E. Bundesrath. Cine Bertretung des R. im Bundesrathb würde aus 
demjelben einen jelbjtändigen Gliedftaat des Reiches gemacht Haben und eine Sou— 
veränetät bedingen, die nicht im Weiche jelbjt ruhen fann. Mtateriell ift aber zur 
Bertretung der Vorlagen aus dem Bereiche der Landesgejeßgebung, jowie der Intereſſen 
des R. bei Gegenjtänden der Reichögefeßgebung der Statthalter befugt, Kommiſſare 
in den Bundesrath zu jenden, welche an deſſen Berathungen Theil nehmen (Geſetz 
Ss 7); fie haben das Recht, Anträge zu ftellen und Referate zu eritatten, auch find 
ihnen die Vorlagen zuzuftellen (Gejchäftsordn. d. Bundesraths vom 26. April 1880, $ 5). 

F. Die Gejeßgebung im R. kann biernach in folgender Weiſe erfolgen: 

1) Formelle Landesgeſetze; fie werden vom Kaifer in Webereinftimmung von 
Bundesrat und Landesausſchuß erlaffen. 

2) Landesherrliche Verordnungen, fie werden vom Kaiſer oder kraft deſſen 
Delegation vom Statthalter oder endlich von demjenigen Organe erlaffen, dem ein 
Landesgeſetz die Ausführung überträgt. 

3) Landesgejege in den Formen der Reichögejeßgebung ; fie werden vom Kaiſer 
nah Zuftimmung des Bundesraths und Reichstags verkündet. 

4) Yandesherrliche Nothſtandsverordnungen; fie werden vom Kaifer mit Zus 
jtimmung des Bundesraths erlafien, wenn der Reichstag nicht verfammelt ift, nach 
Maßgabe des Geſetzes vom 25. Juni 1873, $ 5. 

5) Ausführungsverordnungen zu den im Wege der Reichögejeggebung erlafjenen 
Landesgefegen; fie ergehen vom Kaifer oder dem durch das Gejet delegirten Organe. 

II. Die befondere Stellung des R. im Reid. Die Deutfche 
RVerj. jegt die Selbitändigfeit der zu einem Bunde vereinigten ſouveränen Staaten 
voraus, in denen neben der Reichsgewalt noch eine eigene, von ihr völlig losgelöfte 
und unabhängige Yandesgewalt in dem diefer durch die RVerf. belaffenen Gebicten 
mit eigener Hoheit fortbeſteht. Dieje jouveräne Selbjtändigkeit fehlte dem R.; letz— 
teres ift eine Provinz des Reichs, hat feine eigene Selbitverwaltung, jondern wird 
von dem Reiche als jolchem regiert, Reichögewalt und Landeögewalt jallen in ihm 
zufammen. Dieſe Konfequenzen find jedoch von Anfang an nicht vollitändig 
gezogen, indem ſofort jeit der Ginverleibung in finanzieller Hinficht das R. den 
Bundesjtaaten gleich behandelt wurde; der Landesfiskus wird von dem Reichsfiskus 
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unterſchieden, es giebt ſelbſtändige Landesſchulden und eigenes Landesvermögen, die 
Landesverwaltung wird auf Koſten der Landeskaſſe geführt, die Beamten des R. werden 
aus dieſer Kaſſe beſoldet. Wie die Bundesſtaaten hat Elſaß-Lothringen nach Ver— 
hältniß ſeiner Bevölkerung Matrikularbeiträge zu entrichten und vermöge ſeines 
Ausſchluſſes aus der Brauſteuergemeinſchaft ein Averſum für die Brauſteuer zu 
zahlen. (Vgl. beſonders Laband in Hirth's Annalen 1873, ©. 562 ff. und ſein 
Staatsrecht, I. ©. 605 ff.) Die Einführung der RVerf. in das R. hat dieje Son- 
derftellung nicht befeitigt, jondern nur gemildert. Alljeitig herrſcht in der Theorie 
Einverftändniß (Yöning, a. a. D. ©. 178 fi.; Meyer, Staatäredht, ©. 347 ff.; 
Laband, Staatöredht, I. ©. 578 ff.), daß die modifikationsloſe Ginführung der 
RVerf. in Eljaß-Lothringen, wie fie in der That erfolgt ift, Widerfprüche in ſich 
jelbft enthält; Art. 3, 6, 19, 36, 42, 51, 54, 58, 62, 70 fprechen von Bundes- 
ftaaten, Art. 33, 35, 38, 39, 41, 56, 59, 66, 67, 76, 77, 78 Abj. 2 Haben bie 
Grijtenz eines Bundesftaats zur Vorausjegung. Für die Bundesftaaten tjt Die 
RVerf. ein Grundgejeß, deren Nenderung nur im Wege der BVBerfafjungsänderung 
zuläffig ift. Das R. hat fein verfafjungsmäßiges Recht auf das Bejtehen der Ver: 
faffung, das Reich kann feiner Provinz dieſes Benefizium ebenjo entziehen, wie es 
ihr ertheilt worden iſt. Es ergeben fich hieraus eine Neihe von Unterjchieden 
zwijchen dem R. und den Bundesjtaaten (Yaband, Staatsrecht, I. ©. 578 ff.). 
Allmählich ift man jedoch thatjächlich immer weiter vorgefchritten, um dem R. eine 
von der Reichögewalt jelbjtändige Verwaltung zu geben, und dies ift in der möglichit 
vollfommenen Weije durch das Gejeg vom 4. Juli 1879 gejchehen. Hiernach iſt Eljaß- 
Lothringen innerhalb des Reichs joweit ein jelbjtändiger Staat, als es nicht eine Ver— 
tretung im Bundesrath beanjprucht ; aber es ift Davon auszugehen, daß dieje Selbjtändig- 
feit nur eine faktifche ift — wenn fie gleich auf Gejeßen beruht —, denn Souverän 
ift das Reich auch auf den Gebieten der Kandesgejeßgebung und Verwaltung geblieben. 


Quellen: Gefeßblatt für Eljah-Lothringen, welches jeit dem 1. Oft. 1879 von dem 
Landesminifterium in —— herausgegeben wird; ſoweit vorſtehend nicht das R.G.Bl. 
citirt iſt, befinden ſich die angeführten Geſehe in dem Gef. BL. für Elſaß-Lothringen. — Amt: 
—* Nachrichten für Elſaß-Lo — Verördn. u. Belanntm. d. Gen⸗Gouvern.Cib.⸗Kommiſſ. 
und Oberpräfidenten vom Aug. 1870 bis März 1879, Straßb. 1879. — Sammlung ber in 
Gljaß-Lothringen geltenden Gele, auf Anregung bes früheren Oberpräfidenten v. Möller 
berauägegeben von Althofi, Förtſch, Harjeim, Keller, Leoni, Bd. I. Berfaflungs- 
recht und Gejegbücher, 1880. — Sammlung von Gejegen, Berorbnungen, Erlaſſen und Ver: 
fügungen, betr. die Juſtizverwaltung in Elſaß-Lothringen, bearbeitet im Parfet des General- 
Profuratord in Colmar, 1873 ff. — Belanntmachungen des Oberpräfidenten von Elijah: 
Lothringen, betr. die Verwaltung der direlten Steuern, Etat3 und Kafſenweſen, 1875 fi. — 
Marimilian du Prel, Deutiche Verwaltung in Eljaß-Lothringen, 1880. 

git.: Löning, Die Verwaltung d. Generalgouvernements im Eljah, 1874. — Mitj LE 
Elfah-Lothringen unter Deuticher Verwaltung, in ben Preuß. Jahrb. XXXIL S. 269 ff., 
388 ff.; KXKIV. ©. 404 fi., 473 fi. (im Separatabbrud erichienen Berlin 1874). — 
Laband, Staatärecht, I. SS 6, 54, 55; II. $ 62. — Meyer, Staatsrecht, SS 69, 138—141, 
166. — Seybel, Kommentar zur RBerf., ©. 31, 92 ff. (im föberaliftifchen Sinne gejchrieben, 
ber einzige Autor, welcher Ellah-Lothringen für einen Staat erflärt). — v. Rönne, Staats: 
recht des Deutjchen Reiche, I. 89. — Zorn, Staatöredit, I. ©. 420 fi. — Innere Geſetz— 
een, und Verwaltung: Förtſch, Code penal in Eljah-Lothringen, 1871. — Förtid u. 

eont, Franzöſiſche Strafgefehe in Elfaß-Lothringen, I. u. II. 1875. — Kayfer, Das 
Sonberftrafrecht in Eljaß-Lothringen (in dv. Holkendorff, Ergänzungen zum Handbuch des 
Strafrechts, IV. ©. 637— 744); Derjelbe, Die Franzöſiſche Arebgelehgebung in Elijah: 
Rothringen (in v. Holkenbdorff'3 Jahrb. IV. ©. 1 89, 349-394). — Solff und 
Miticher, Forſt- und Jagdgeſetze in Elſaß-Lothringen, Straßb. 1876. — Elſaß-Lothringiſches 
Horftitrafrecht und Forftftrafverfahren vom 28. April 1880, Straßburg 1880. — Berggeiet 
in Eljaß:Lothringen von Braffert, Bonn 1873. — Puchelt u. Maurer, Yurift. 3 hr. 
für Eljaß-Lothringen, 1876 S- — AG, au ben Reichsjuſtizgeſetzen, Straßb. 1880. — Dürſy, 
Staatälirchenreht in Eljaß-Lothringen, 2 Bde. 1876, 1879. — Leydheder, Zölle und in- 
direfte Steuern in Elſaß-Lothringen, 1877. — Jacob, Enregiftrement in Eliah-Lothringen, 
1874. — Zahlreiche Brojchürenliteratur, u. A. Elſaß-Lothringens Vergangenheit und Zukunft, 
2. Aufl., Strahb. 1877. — Eljaß-Lothringen ald Kaiſerl. Kronland, Berlin 1878. — Schramm, 
Kronprinzenland (Eljah-Lothringen), Mailand 1878. Kayſer. 
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Reichstag. I. Das konftitutionelle Prinzip im Deutſchen Reiche. 
Der (abgejehen von Mtedlenburg) gemeindeutichen ftaatsrechtlichen Entwidelung ent— 
fprechend erfolgte auch die jtaatliche Konftituirung des Deutichen Reiches, wie zuvor fchon 
des Norddeutichen Bundes in konftitutioneller Form. Das in DVertretung des Volkes 
der Neichsregierung, insbejondere für die Geſetzgebung zur Seite jtehende Organ ijt 
der R. MNothwendige Logifche Vorausſetzung für die Ausübung parlamentarifcher 
Funktionen ift die Eriftenz eines Staates, deſſen Bevölkerung eben im Parlament 
ihre ftaatsrechtliche Vertretung zu finden hat; daraus folgt, daß das im Februar 
1867 zur Berathung der Norddeutichen Bundesverfaflung berufene Parlament jtaats- 
rechtlich nur ala Notablenverfjammlung, nicht aber als fonftitutioneller Regierungs⸗ 
faktor betrachtet werden kann, und zwar ganz ebenjo, wenn ihm eine „verfaffungs- 
dereinbarende“ ala wenn ihm eine „verfaſſungsberathende“ Funktion durch 
die Staatsverträge und Einzeljtaatögefege zugemwiejen wurde. 

Der jeßige Deutſche R. ift die einheitliche (e8 giebt feine zwei Kammern 
im Reiche) Vertretung des Deutichen Volkes, jedes einzelne Mitglied des R. ift 
Vertreter des ganzen Volkes. Damit jtand es in Wideripruch, wenn die RVerf. 
urfprünglich (Art. 28 Abi. 2) für Materien, welche nicht dem ganzen Reiche nad) 
der Berfaflung gemeinfam find, die Antheilnahme von Abgeordneten, welche in 
Staaten gewählt waren, auf welche die Reichsgeſetzgebung in der betreffenden Materie 
feine Anwendung fand, ausſchloß: diefe Prinzipmwidrigfeit wurde durch Spezialgeſetz 
vom 24. Februar 1873 bejeitigt. Daß die Wahlkreife zum R. nach den einzel= 
ftaatlichen Grenzen bejtimmt find, ift an fich auch prinzipwidrig, war aber durch 
praftiiche Erwägungen geboten. Jeder Deutjche aber kann prinzipiell an jedem 
Orte des Neichögebietes wählen und gewählt werden. 

II. Die Bildung des R. Die Grundlage für die Bildung des R. ift der 
Sat: daß auf je 100000 Seelen je ein Abgedrdneter zu wählen ift, mit der Mo— 
dififation jedoch, daß mindeftens in jedem inzelftaate ein Abgeordneter gewählt 
werden muß und daß ein Bruchtheil der Normalzahl, welcher die Hälfte über: 
fchreitet, für voll zu zählen ift. Die Feititellung der Wahlkreiſe beruht auf Geſetz: 
die Zahl derjelben beträgt dermalen 397, was jedoch dem Stand der Bevölferung 
nicht mehr entipricht (Preußen 236, Bayern 48, Sachſen 23, Württemberg 17, 
Elſaß-Lothringen 15, Baden 14, Heffen 9, Medlenburg- Schwerin 6, Sachjen-Wei- 
mar, Oldenburg, Braunfchweig, Hamburg je 3, Sachjen-Mteiningen, Sachſen-Koburg— 
Gotha, Anhalt je 2, Medlenburg-Strelit, Sachjjen-Altenburg, Schwarzburg-Rudol- 
ftabt, Schwarzburg-Sondershaufen, Waldeck, Neuß ä. L., Neuß j. L., Schaumburg» 
Lippe, Lippe, Lübed, Bremen je 1 Abgeordneten). Die Abgeordneten find nicht an 
Aufträge oder Inſtruktionen gebunden, fie find für die Ausübung ihres Abgeordneten- 
rechtes („Mandates“) Niemandem verantwortlich. 

Der R. geht hervor aus allgemeinen direften Wahlen, welche in geheimer Ab— 
ftimmung vorzunehmen find. Das Wahlrecht ift auf breiter demokratischer Baſis 
normirt, im Wejentlichen entiprechend den Beitimmungen des „Reichswahlgeſetzes“ 
vom 12. April 1849. Wahlberechtigt ift jeder Neichsangehörige männlichen Ge- 
jchlechtes nach vollendetem 25. Lebensjahre, falls er nicht unter Vormundſchaft fteht, 
fih in Konkurs befindet, während des laufenden oder leßtvergangenen Jahres Armen- 
unterftügung aus öffentlichen oder Gemeindemitteln empfangen hat oder durch 
gerichtliches Urtheil die bürgerlichen Ehrenrechte verloren hat; das Wahlrecht „ruht“, 
d. h. darf nicht ausgeübt werden bei Militärperjonen des aktiven Dienftitandes, jo 
lange fie bei den Fahnen ftehen, ausschließlich der Militärbeamten, ferner bei den- 
jenigen Perfonen, die nicht in den Wahlliften verzeichnet find, endlich bei denjenigen, 
welche fich zur Zeit der Wahl nicht am Ort ihres Domizils befinden. — Wählbar 
find alle wahlberechtigten Perjonen, auch diejenigen, deren aktives Wahlrecht ruht; 
der zu MWählende muß jedoch mindejtens feit einem Jahre die Deutiche Staats- 
angehörigkeit befiten. Nicht wählbar find: die Souveräne und deren Vertreter im 
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Regierungsfollegium des Reiches, dem Bundesrath. — Die Mitgliedichaft zum R. 
erlifcht durch Verluſt einer der VBorausjegungen der Wählbarkeit, durch Verzicht, 
durch Annahme eines bejoldeten Staatsamtes und Beförderung im Staatödienft zu 
höherem Rang oder Gehalt, durch Auflöfung des R., endlich durch Ablauf der drei— 
jährigen Wahlperiode. 

Das Wahlverfahren erfolgt in der Art, daß die gefeglichen Wahlfreije in Wahl» 
bezirfe mit einer Normalzahl von ca. 3500 Geelen zerlegt werden. Für jeden 
Wahlbezirk wird durch die Gemeindebehörde eine Wählerlifte angefertigt, welche die 
Namen aller Wahlberechtigten enthalten muß. Dieje Lifte ift vier Wochen vor der 
Wahl auf mindeitens acht Tage Öffentlich auszulegen, damit etwaige Reklamationen, 
jei es behuſs Aufnahme ſei es behufs Streichung gewiffer Perfonen angebracht 
werden fönnen. Nach Abſchluß dieſes Verfahrens iſt die Lifte durch Unterichrift des 
Gemeindevorftandes abzufchliegen. Bei Neuwahlen find neue Xiften anzufertigen, 
wenn nicht die Neuwahl in das der eriten Wahl folgende Jahr fällt. Die Koſten 
für Heritellung der Yijten fallen den Gemeinden zur Laſt. Der Wahltag wird durch 
Verordnung des Kaiſers bejtimmt, und zwar haben die allgemeinen Wahlen im 
ganzen Reiche am nämlichen Tage ftattzufinden. Der R. muß mindejtens alljährlich 
einmal einberufen werden; nach Ablauf der gejeßlichen Wahlperiode müffen demnach 
die Neuwahlen jo rechtzeitig angeordnet werden, daß jener Berfaffungsporichrift 
genügt werden kann; bei Auflöfung des R. während der Wahlperiode haben die 
Neuwahlen jedenfalls innerhalb der dem Auflöfungstermine nachfolgenden 60 Tage 
zu erfolgen. Nur bei Ablehnung, Verzicht und Ungültigkeitserflärung dürfen Spe— 
zialwahlen jtattfinden. Ueber die Wahlhandlung jelbft enthält das Wahlreglement 
(eine Verordnung des Bundesrathes, welche jedoch nur mit Zuftimmung des R. 
abgeändert werden darf) jehr jpezielle Vorſchriften, welche fich auf Wahllofal, Wahl: 
vorjtand und Stimmabgabe bezieher Letztere erfolgt durch Zettel, die verdedt in 
eine Urne zu legen find; das Geheimniß der Wahl ift jtrengitens zu wahren. Die 
Stimmabgabe kann nicht durch Stellvertreter erfolgen, die Stimmzettel müfjen von 
weißem Papier fein und dürfen fein äußeres Kennzeichen tragen, auch nicht im Wahl- 
lokal ſelbſt gefchrieben jein. Im Wahllofal dürfen feine Aufprachen gehalten oder 
Diskuffionen gepflogen werden. Das Wahlrefultat wird zunächſt für den Wahl- 
bezirt, weiterhin durch den von Staatäwegen ernannten Wahltommifjar für den 
Wahlkreis fejtgejtellt, und zwar jpätejtens am dritten Tage nach der Wahlhandlung; 
die Feititellung und Publikation erfolgt unter Zuziehung einer Kommiffion von 
Wählern, das Wahlprotofoll ift dem R. einzujenden. Gewählt ijt derjenige, welchem 
die abjolute Mehrheit aller abgegebenen Stimmen zugefallen ift; hat ich eine jolche 
Mehrheit nicht ergeben, jo findet engere Wahl ftatt, die juriftiich nur ala Fort: 
jegung der erjten Wahl zu betrachten ift. Die engere Wahl eriolgt zwijchen den- 
jenigen beiden Kandidaten, welche die meiiten Stimmen erhalten haben; tritt bei 
der engeren Wahl Stimmengleichheit ein, fo enticheidet da8 durch den Wahl- 
fommiffar zu ziehende Loos. Die engere Wahl hat binnen 14 Tagen nach der 
eriten Wahl ftattzufinden. Die Notifitation des Wahlergebnifjes an den Gewählten 
erfolgt durch den Wahllommiffar, dem binnen 8 Tagen eine Erklärung über An— 
nahme oder Ablehnung der Wahl jammt den nöthigen Nachweifungen Hinfichtlich 
der gejeglichen Erforderniffe der Wählbarkeit einzufenden ift. Die Wähler find be- 
rechtigt, Vereine zu bilden ſowie VBerfammlungen zu veranftalten, die die R.wahl 
zum Gegenjtand Haben; jolche DVBerfammlungen müffen jedoch öffentlih und une 
bewaffnet jtattfinden, im MUebrigen gelten die landesrechtlichen Vorſchriften über 
Vereins- und Verfammlungsweien. Das Wahlrecht iſt in bejonderer Weiſe itraf- 
rechtlich geichügt (RStrafGB. 88 107, 109, 339); ſoweit ftrafrechtliche Normen 
nicht eriftiren, ift jede Art von Wahlagitation juriftiich erlaubt; amtliche Wahl- 
beeinflufjungen hat der R. in der Regel als auöreichenden Grund zur Ungültigkeits— 
erflärung von Wahlen betrachte. Der R. enticheidet über die Gültigkeit der 
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Wahlen ſelbſt und allein, die Wahlprüfungen erfolgen primär durch die Abthei— 
lungen des R., eventuell durch die fpeziell zu beftellende Wahlprüfungstommiifion 
gemäß den Vorſchriften der Geſchäftsordnung. 

II. Die Rechtsverhältniſſeder Mitgliederdes R. Die Mitglieder des 
R. dürfen wegen ihrer Abitimmung oder der in Ausübung ihres parlamentarijchen Be— 
rufes gethanen Aeußerungen weder jtrafrechtlich noch disziplinarifch verfolgt werden. 
Eine Disziplin wird gegen Mitglieder de R. im Parlament nur nach Maßgabe 
der Gejchäftsordnung, welche feiner Zeit vom berathenden Parlament des Norddeutichen 
Bundes feftgeftellt und jeitdem mit geringen Mobdififationen von jedem fpäteren R. 
angenommen wurde, geübt. Diefe Disziplinargewalt wird durch den Präfidenten 
gehandhabt, Disziplinarmittel find Ordnungsruf und Entziehung des Wortes: die 
jehr viel jchärferen Disziplinarmittel des Englifchen und Franzöſiſchen Parlaments- 
rechtes find dem Deutjchen unbekannt. Beamte bedürfen zum Eintritt in den WR. 
feines Urlaubes; als Beamte find zu betrachten die Staatd-, Kommunal- und Kirchen: 
beamten der Landeskirchen, ferner die Offiziere; Gehaltsabzug und Stellvertretungs- 
foften gegen Beamte, welche in den R. eingetreten find, find als unzuläffig zu be= 
trachten. Während der Situngsperiode kann fein Mitglied des R. ohne deſſen 
Genehmigung wegen einer mit Strafe bedrohten Handlung zur Unterfuchung gezogen 
oder verhaftet werden, außer wenn die Ergreitung auf handhafter That oder im Laufe 
des nächitfolgenden Tages geſchah. Selbjtverftändlich bezieht fich diefe Jmmunität 
nicht auf rechtskräftig erfannte Strafen (vgl. jedoch hierher Gej. vom 31. Mai 
1880, $ 2 [R.G.Bl. ©. 117], über die Verlängerung und authentijche Erklärung 
des Geſ. vom 21. Oft. 1878 gegen die gemeingefährlichen Bejtrebungen der Sozial« 
demofratie). Wegen Schulden oder zum Sicherungsarreit kann ein Mitglied des R. 
während der Situngsperiode nur verhaftet werden mit Genehmigung des R. Durch 
Beichluß des R. dem entjprochen werden muß, kann während der Sißungsperiode 
die Siftirung jedes Strafverfahrens gegen ein Mitglied, ſowie jeder Unterfuchungs- 
und Givil- (nicht Straf-) Haft eines folchen verlangt werden. Die Mitglieder des 
R. dürfen ala ſolche feine Bejoldung oder Entichädigung beziehen, weder aus 
Öffentlichen noch aus privaten Mitteln; doch fehlt diefem Verbote der jtrafrechtliche 
Schub, und auch jonftige Rechtöfolgen find an dafjelbe nicht geknüpft. Wahrheits- 
getreue Berichte über Verhandlungen des R. (nicht aber Bruchjtüde von folchen) 
find von jeder Verantwortlichkeit frei. 

IV. Die Funktionen des R. Was die Kompetenz des R. betrifft, jo hat 
derſelbe zuvörderft das Recht der Autonomie; darin liegt die Befugniß, fein Prä— 
fidium zu wählen, die. Gültigkeit der Wahlen jeiner Mitglieder zu prüfen und 
darüber allein zu entjcheiden, feine Gejchäftsordnung zu normiren. Das Präfidium 
beiteht aus einem Präfidenten, zwei Vizepräfidenten und acht Schriftführern, der 
Präfident übt die Disziplinargewalt über die Mitglieder des R., ſowie die Situngs- 
polizei während der Berathungen, er ernennt ferner die Beamten des R. — Die 
Hauptfunktion des R. ift die Theilnahme an der Geſetzgebung. Die Mitwirkung, 
welche parlamentarifchen Faktoren nach dem monarchiſchen Staatärechte, ſowie ſich 
daffelbe in Deutichland entwidelt Hat, zukommt, darf nicht dahin charakterifirt 
werden, daß die Volfävertretung mit dem Monarchen gemeinfam die Gejeßgebung 
ausübt; in diefem Sinne find die Parlamente nach Deutſchem Staatsrecht keines— 
wegs „geießgebende* Verſammlungen. Bielmehr ift das den beiden genannten 
Faktoren zukommende Recht an der Gejehgebung ein prinzipiell Höchit verfchiedenes ; 
bei jedem Geſche ift zu umterjcheiden zwiſchen Geſetzesin halt und Geſetzesbefehl; 
den leßteren, welcher in der Sanktion liegt, giebt im monarchifchen Staat nur der 
Monarch, er allein ift demnach der Gefeggeber und ihm jteht folglich auch das 
negative Recht zu, jedem Gefeßentwurfe die Sanktion zu verfagen (Veto). Das 
Parlament Hingegen ift nur betheiligt an der Teititellung des Gejegesinhaltes, 
nicht an der Ertheilung des Geſetzesbefehles. So auch nach Reichaftaatärecht, indem 
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fein Neichögejeg juriftiich eriftent werden kann, ohne daß der R. den Inhalt 
deſſelben genehmigt hätte. Der R. kann auch die Initiative zum Erlaß von Ge— 
ſetzen ergreifen: in der Regel aber gelangen die Geſetzentwürfe erſt nach erfolgter 
Feititellung des Inhaltes im Bundesrathe an den R. Der Verkehr zwiichen Bun— 
desraih und R. ift durch das Präfidium des lehteren und den Reichskanzler zu 
vermitteln. Geſetzentwürfe, welche zuerſt vom R. beichloffen werden, müflen jeden- 
fall vom Neichsfanzler dem Bundesrath in Vorlage gebracht werden, letzterer ift 
aber nicht verpflichtet, einen materiellen Beichluß über die Vorlage zu faffen, wäh— 
rend der R. hinfichtlich der vom Bundesrath an ihn gebrachten Vorlagen dies zu 
thun rechtlich verbunden it. Die Vorlage der vom Bundesrath feſtgeſtellten Geſetz- 
entwürfe an den R. geichieht durch den Neichsfanzler „im Namen des Kaiſers“; 
von fich aus die Initiative zum Erlaß von Geſetzen zu ergreifen, ift der Kaiſer ala 
jolcher nicht kompetent (wol aber das Bundesglied Preußen). Gejegentwürfe, welche 
der Bundesrath feitgeftellt hat, müffen jedenfalls durch den Kaifer dem R. in Vor: 
lage gebracht werben, und zwar in unveränderter Faſſung. Ergeben ſich Differenzen 
zwifchen Bundesrath und R., jo ift fo lange zu verhandeln, bis entiweder Leberein- 
jtimmung beider oder Ablehnung in Folge verneinenden Beichluffes eines der beiden 
Faktoren erzielt ift. (Ueber die Sanktion der Neichögefeße f. d. Art. Bundes- 
rath.) Don der Theilnahme des R. an der Gefehgebung noch eine bejondere 
Gruppe von Materien zu jondern, in welchen der R. eine juriftiich bejonders zu 
faffende „Genehmigung“ zu ertheilen Habe (Laband), ift unbegründet. Auch das 
Budgetgeſetz kann ftaatsrechtlich nicht unter befondere, von der übrigen Gejehgebung 
abweichende Grundfäße geftellt werden (dies nehmen Yaband und Gneift an: 
dagegen Hat fich insbefondere v. Martit erklärt). — Dem R. fteht endlich ein 
ganz generelles Kontrolvecht bezüglich aller Reichsangelegenheiten zu; daſſelbe wird 
geübt bei der Berathung des Neichshaushaltsetats, kann aber auch die Form der 
Sinterpellation annehmen und ebenjo durch Petitionen bon außen angeregt werden. 
Die Kontrole des R. bezieht fich insbeſondere auf die Finanzwirthſchaft des Reiches: 
über die Verwendung aller Einnahmen und Ausgaben des Reiches hat der Reichs: 
fanzler alljährlich dem R. Bericht zu erftatten und deſſen Decharge einzuholen. 
Ueber alle bedeutenderen einzelnen Finanzverwaltungen des Neiches übt der R. ferner 
noch eine fpezielle Kontrole aus, indem diefe Verwaltungen an die NReichäfchulden- 
fommiffion Bericht zu erftatten haben, in welcher der R. durch drei gewählte Mit- 
glieder vertreten ift, die ihrerjeits wieder dem Plenum des N. reieriren. 

V. Die Verhandlungen des R. Die Berufung des R. erfolgt durch kaiferliche” 
Verordnung. Die Verhandlungen werden vom Kaiſer oder in ſeinem Auftrag durch 
einen Stellvertreter eröffnet. In der nämlichen Weiſe werden dieſelben geſchloſſen. 
Nur der Kaiſer kann den R. während der Sitzungsperiode vertagen, wiederholte 
Vertagung aber ſowie eine Vertagung von über 30 Tagen bedarf der Zuſtimmung 
des R. ſelbſt. Mit Schluß des R. hören auch alle Kommiſſionsarbeiten auf (nur 
ausnahmsweiſe können die Arbeiten beſtimmter Kommiſſionen auf Grund eines Reichs— 
geſetzes auch nach Schluß des R. fortgeſetzt werden), und alle Vorlagen werden her— 
kömmlich neu behandelt (Prinzip der „Diskontinuität“). Die Verhandlungen find 
Öffentlich, geheime Sitzungen wären verfaffungswidrig,; der Präfident kann jedoch 
bei Ruheftörungen die Tribünen räumen laffen. Die Mitglieder des R. werden 
beim Zujammentritt deffelben in Abtheilungen verlooft, welchen fpeziell die Prüfung 
der Wahlen obliegt. Außerdem werden nach Eriorderniß noch bejondere Kommil: 
jtonen, jpeziell zur Vorberathung von Gejeßen bejtellt. Die Komggiffionsfigungen 
find geheim. Alle Gefegentwürfe ſowie alle vom Bundesrath an den R. geleiteten 
Vorlagen müflen dreimal berathen werden, die erite Berathung ift nach der Ge: 
ſchäftsordnung nur eine allgemeine, die artitelweiſe Diskuſſion erfolgt erſt bei der 
zweiten „Leſung“. Ueber die Zeitfriſten, welche zwiſchen den verſchiedenen „Leſungen“ 
liegen müſſen, ſowie über die eventuelle Verbindung mehrerer Leſungen enthält die 
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Geſchäftsordnung genaue Borichriiten. Wird die Vorlage bei der zweiten Xejung 
abgelehnt, jo wird in die dritte nicht mehr eingetreten. Andernfalls hat bei der 
dritten Yefung eine General: und eine Spezialberathung zu erfolgen und ebenjo hat 
die Abjtimmung ſowol über jeden einzelnen Artikel als zum Schluß über die ganze 
Vorlage zu geichehen. Anträge von Mitgliedern des R., welche nicht den Charakter 
von Gejegentwürfen tragen, werden in einmaliger Berathung erledigt. Die Beichluß- 
faſſung erfolgt mit einfacher Stimmenmehrheit; eine fjolche darf überhaupt nur er: 
folgen, wenn mehr als die Hälfte der gejeglichen Mitgliederzahl des R. antvejend 
ift. Dies wird regelmäßig präjumirt, doch kann jedes Mitglied jeder Zeit Aus— 
zählung verlangen. Die Verhandlungen des R. find zu protofolliren: die Proto— 
kolle enthalten jedoch nur die gefaßten Beichlüffe und gejtellten Interpellationen bzw. 
deren Beantwortung im Wortlaut, ferner die offiziellen Anzeigen des Präfidenten ; 
diejelben find vom Präfidenten und zwei Schrütführern zu vollziehen, fie find Die 
einzigen offiziellen Urkunden über die Ihätigkeit des R. Die ftenographiichen Be- 
richte, welche einen wortgetreuen Bericht über die Sigungen geben, find nicht offi= 
ziell, werden aber von den Schriftführern vevidirt. Die Verhandlungen des R. find 
durch bejondere Straffanktionen gejchügt (RStrafGB. 88 105 u. 106). 

Gigb.: RVerf. Art. 5, 12, 13, 16, 20-82, 69—73. — Wahlgeſetz vom 31. Mai 1869 
868. €. 145), bazu —2* Derordn. des Bundesrathes vom 28./31. Mai 1870 (Wahl: 
— U — 1871 Dez. 1873 (B. G. Bl. 1870 ©. 25, 289; R.G.BL. 1871 ©. 35; 
RG. UL. 1 379. — Sefch vom 24. Febr. 1873 (R.G.BL. &. 45) betr. Aufhebung deg 
Art. 28 al. 2° der RBerf. — Geſetz vom % 1873 (R.G. Bl. ©. 144) Abänderung ziveier 
Wahltreije betr. — RStrafGB. SS — ‚11, 12. — Militär-Geſetz vom 2. Mai 1874 
(R.G. Bl. ©. 45) $ 49. — Geichäfts-Orbnung “ Reichsta es vom 10. Febr. 1876 (bie neueſte 
deſfe bei — —— 1879 ©. 490 fi}. — CPO. &L 785, 347, 367, 786. — Straf PO. 

git.:  Baband a I. 88 47—53. — Meyer, Lehrbuch, 88 128—133 = 
Thudihum, Verfaffungsrecht, 132, 219. — v. oh. Reichsſtaatsrecht, 331 fi. — Riedel, 
Komment., 31 ff. — Seydel, Komment,, N: — ſeib, RVerf. 118 ff. — v. Könne, 
1. $$ 8340. — Zorn, Lebrb,, 1. $8 6, 7, 11. — Wefterfamp, RBerf., 35 ff., 222 fi. — 
Jolly, Der Reichätag und die Parteien, 1880. — v. Wohl, Kritiſche Bemerkungen über 
die oo. a: — 2 Reichätag, 1874, — Seybel, Der Reichstag, in Hirth's Annalen 
1880 S tartib, Neber ben fonftitutionellen Begriff des Geſetzes, in Tübinger 
— Fir — 67533 36. Jahrg. ©. 208 ff. — Dagegen ©. Meyer in Grün: 

ut’3 Zeitjchr. für Privat: und öffentliches Recht VI. 1 ff. Zorn. 


Reichs. und Stantsangehörigkeit. I. Geſchichte. 1) Die Frage, wie das 
Preußiſche Indigenat erworben werde, und welche Perfonen als Preußifche Unter: 
thanen anzujehen jeien, hatte im Allg. ER. feine zureichende Antwort gefunden, und 
war auch noch beinahe ein halbes Jahrhundert ſpäter nicht bejtimmt entichieden ; 
im Allgemeinen wurde jedoch angenommen, daß jchon der Wohnfig innerhalb der 
Preußischen Staaten die Eigenschaft ala Preuße begründe, bejondere Uebereinkünfte 
mit den meiſten Deutjchen Regierungen ergänzten den jchwanfenden Begriff der 
Staatsangehörigfeit. 

Erit das Geſetz vom 31. Dez. 1842 über die Erwerbung und den Verluſt der 
Eigenschaft als Preußischer Unterthan, welches mit den beiden anderen Geſetzen von 
demjelben Tage über die Aufnahme neu anziehender Perjonen und über die Armen 
pflege ein zujammenhängendes Syſtem bildet (vgl. d. Art. Freizügigkeit), hat 
einen feſten Rechtäzuftand begründet. Die Eigenſchaft als Preuße entitand danach 
durch Abjtammung, reip. Zegitimation, durch Verheirathung und durch Verleihung, 
reſp. Anftellung; dagegen hatte der Wohnfig innerhalb des Preußifchen Staates für 
fich allein dieje Wirkung nicht mehr. Die Begründung der Eigenjchait als Preußiicher 
Unterthan durch PBerleihung erfolgte mittels Ausfertigung einer Naturalijations- 
. ag der Yandespolizeibehörden (Provinzialregierungen reip. Polizeipräfidium 
zu Berlin). 
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Die BVerfafjungsurfunde enthält nur die Vorfchrift, daß die VBerfaflung und 
das Geſetz beitimmen, unter welchen Bedingungen die Eigenſchaft eines Preußen 
und die ftaatäbürgerlichen Rechte erworben, ausgeübt und verloren werden. Die 
Berfaflungstommiffion der Nationalverfjammlung, von der dieje Yaflung herrührt, 
hatte übrigens ein bejonderes Geſetz über das Staatsbürgerrecht ausgearbeitet, welches 
gleichzeitig mit der Verfaſſungsurkunde erlaffen werden jollte. 

Das Geſetz vom 31. Dez. 1842 ift auch für die Hohenzollern’schen Lande als 
wejentlicher Bejtandtheil der dort eingeführten Verfaſſungsurkunde ohne bejondere 
Publitation nach der damaligen Auffaffung der Staatöregierung maßgebend ge- 
worden. Diefe Auffaffung ift indeſſen ſpäter mit Necht aufgegeben und demgemäß 
dad Geſetz vom 31. Dez. 1842 zwar durch ausdrüdliche Beitimmung im Jade— 
gebiete, jowie in der vormals Bayerifchen Enklave Kaulsdorf und in dem zur vor— 
maligen Landgrafichaft Heſſen-Homburg gehörig gewejenen Oberamte Meifenheim 
(Berordn. vom 20. Aug. 1855, 22. Mai 1867, 20. Sept. 1867), nicht aber in 
den übrigen durch die Gejeße vom 20. Sept. und 24. Dez. 1866 mit der Monarchie 
vereinigten Ländern eingeführt. Es traten daher der Altpreußifchen noch acht andere 
Gejeßgebungen über den Erwerb und Berluft des Staatsbürgerrehts (Hannover, 
Schleswig-Holftein, Kurheſſen, Großherzogthum Heflen, Heſſen-Homburg mit Aus- 
nahme von Meijenheim, Naffau, Frankfurt, Bayern mit Ausnahme von Kauladorf) 
hinzu, die zum Theil bis in die Grundlagen von einander abweichen, indem 3. B. 
in Hannover die Staatdangehörigkeit ala Ausfluß und Zubehör der Gemeindeangehörig- 
feit betrachtet wurde, jo daß für den Erwerb derjelben Lediglich die Gemeinde» und 
Heimathsgeſetzgebung maßgebend war, mit der Einfchränfung, daß die Gemeinden Aus- 
länder nur mit Genehmigung der Regierung zu Mitgliedern aufnehmen konnten. Diefe 
Verichiedenheiten bezogen fich jedoch jeit der Bereinigung jener Länder mit dem 
Preußiichen Staate nur auf den Erwerb, nicht auch auf die Wirkungen des Jndigenats, 
da die Angehörigen diefer Länder durch die Einverleibungägejeße, reip. durch die 
vollzogene Befigergreifung in den Preußiichen Staatsverband aufgenommen, daher 
als Ausländer nicht ferner zu behandeln waren, und ein jpeziell Hannoverjches, Kur: 
beifiiches ac. Indigenat ſeitdem nicht mehr möglich war. 

Die ftaatsrechtliche Einheit der Monarchie machte es aber unerläßlich, gleich: 
mäßige Vorfchriften über den Erwerb und Berluft des Preußijchen Indigenats auf: 
zuftellen. Cine einfache Ausdehnung des Gejehes vom 31. Dez. 1842 auf die neuen 
Provinzen hatte jedoch injofern Bedenken, als manche Vorſchriften deffelben nach 
Inhalt und Faſſung der inzwifchen geänderten jonftigen Gejeßgebung nicht mehr 
entiprachen,, auch während der 25jährigen Anwendung fich einige Unzuträglichkeiten 
herausgeftellt hatten. Die Staatsregierung legte daher in der Seſſion 1868/1869 
dem Landtage einen neuen auf den Grundlagen des Gefeßes von 1842 ruhenden 
Geſetzentwurf für den ganzen nunmehrigen Umfang des Staates vor. Dieſer Gejet- 
entwurf wurde vom Herrenhauſe ohne wejentliche Abänderungen angenommen; das 
Abgeordnetenhaus trat zwar in den meilten Punkten den Bejchlüffen des Herren— 
hauſes bei, beichloß jedoch in dem ganzen Gefegentwurf das Wort Unterthan durch 
das Wort Preuße zu erjeßen. Dies wurde vom KHerrenhaufe abgelehnt, und wegen 
diefer Differenz ijt das Gejeh nicht zu Stande gekommen. 

2) Inzwifchen war bereits durch Art. III. derNorddeutjchen Bundesverfaflung 
ein gemeinfamer Bundesindigenat begründet, mit der Wirkung, daß der Angehörige 
eines jeden Bundesjtaates in jedem anderen Bundesftaate ala Inländer zu behan— 
deln, und demgemäß zum feften Wohnfige, zum Gewerbebetriebe, zu öffentlichen 
Aemtern, zur Erwerbung von Grumdjtüden, zur Erlangung des Staatöbürgerrechts 
und zum Genufje aller jonftigen bürgerlichen Rechte unter denjelben Vorausſetzungen 
wie der Einheimifche zuzulaffen jei. Diefer Bundesindigenat des Art. III. hatte alſo 
feinen jpezifiichen Inhalt, fjondern ließ die Landesindigenate ihrem Inhalte nad 
unberührt, und nahm nur die Schranken hinweg, welche innerhalb des Einzelftaates 
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die eigenen Angehörigen von jonftigen Norddeutichen trennte. Bor allen Dingen 
blieben auch die Indigenatsgejege der Ginzelftaaten maßgebend für die Voraus— 
fegungen, unter denen der Erwerb und Verluft des Landes» und Bundesindigenats 
ftattfand. 

Se mehr num aber durch die organische Geſetzgebung des Norddeutichen Bundes auf 
den verjchiedenften wirthichaftlichen Gebieten der Bundesindigenat mit einheitlichem 
pofitiven Inhalte erfüllt wurde, das Norddeutiche Bürgerrecht zu einem Inbegriff 
materiell gleichartiger politifcher und bürgerlicher Rechte fich geftaltete, die der Nord- 
deutiche überall im Bundesgebiete geltend machen konnte, ohne zu fühlen, daß er fich 
auf dem Boden eines Einzelftaates bewegt, um jo mehr entitand das Bebürfnik 
von Bundeswegen in einheitlicher Weiſe auch diejenigen Normen zu geftalten, welche 
fid) auf den Erwerb und den Verluſt diefer Bundesangehörigkeit beziehen. Es wieder: 
holte fich gleichjam für den Norddeutichen Bund derjenige Zuftand, der auch in 
Preußen der Abhülfe bedurfte. Da mun die Norddeutiche Bundesverfaffung Fürſorge 
zur Befeitigung dieſes Zuftandes getroffen hatte, indem fie im Art. IV. auch die 
Beitimmungen über Staatsbürgerrecht unter denjenigen Gegenftänden aufzählt, auf 
welche fich die Kompetenz des Bundes beziehen joll, jo hat in Folge eines Reichs— 
tagsbeichlufjes vom 20. Mai 1869 das Bundespräfidium unterm 14. Febr. 1870 
einen vom Bundesrathe beichloffenen Geſetzentwurf dem Reichstage vorgelegt, um 
an Stelle der verſchiedenen Territorialgefeßgebungen ein einheitliches nationales Recht 
zu jegen. Das Refultat ift das Gefeg vom 1. Juni 1870 über die Erwerbung 
und den Verluft der Bundes: und Staatsangehörigkeit, deſſen Wirkſamkeit am 1. Jan. 
1871 beginnen jollte. Auf Grund der Verſailler Verträge ift dafjelbe dann von dem— 
felben Zeitpumfte ab auch für Baden, Südheffen und Württemberg, auf Grund des 
Geſetzes, betr. die Einführung Norddeuticher Bundesgeſetze in Bayern, vom 22. April 
1871, vom Tage der Wirkſamkeit diejes Geſetzes an auch für Bayern, endlich auf 
Grund des Rei. vom 8. Jan. 1873 auch für Eljaß-Lothringen in Kraft getreten. 
In dem auf Bayern bezüglichen Gejeg vom 22. April 1871 find übrigens einige 
redaktionelle Aenderungen des Gejehes vom 1. Juni 1870 erfolgt. 

I. Das geltende Recht. A. Der Erwerb der R.- und ©. Wie in 
jedem Bundesftaate, jo giebt e8 auch gegenwärtig in Deutichland ein doppeltes 
Bürgerrecht, das Reichs- und das Staatsbürgerrecht, da ſowol das Reich wie die 
Einzelftaaten unmittelbare Unterthanen, je nach der Abgrenzung der Kompetenz 
zwiſchen Reich und Einzelftaaten befigen. Es kann Jemand ebenjowenig nur Staats- 
bürger, als nur Reichsbürger fein, fo daß jelbft diejenigen Ausländer, welche im 
Reichsdienſte angeitellt werden, eine bejtimmte Staatsangehörigfeit erlangen. Und zwar 
ericheint Hinfichtlich des Erwerbs die Staatsangehörigfeit ala das Prinzipale, die Reichs» 
angebörigkeit ala das Accefjorium. Es wird Niemand zunächit Deuticher, jondern zu= 
nächſt Preuße, Sachſe ıc. Das Reich als jolches tritt bei dem Erwerbe der Reichsangehörig- 
feit gar nicht in Aktion, die Reichdangehörigfeit ift aber die natürliche und nothwendige 
Folge der Staatsangehörigkeit. Der Erwerb der Staatsangehörigkeit erfolgt: 

1) Dur Abſtammung von Deutichen Eltern, der weitaus häufigſte Fall; und 
zwar iſt es dabei gleichgültig, ob die Abftammung eine eheliche oder uneheliche 
iwar, nur daß im letzteren Falle die Staatsangehörigkeit der Mutter entjcheidet. In 
Uebereinftimmung mit dem früheren Preußifchen Recht, mit der Gefeßgebung der meijten 
Deutichen Staaten, jowie der von Frankreich, Italien und Belgien ift übrigens der 
Grundjag aufgeftellt, daß die Nationalität der Eltern auch dann enticheidet, wenn das 
Kind etwa im Auslande geboren wurde (Code Nap. art. 10: Tout enfant ne d’un 
Frangais en pays 6tranger est Francais), während das Angloameritanifche Necht 
noch immer von dem mittelalterlichen Grundſatze, wonach die Kinder als Erzeugnifie 
des Bodens ericheinen, fich nicht volljtändig losgemacht hat; denn man hat in Eng- 
land zwar neuerdings anerkannt, daß die von Englischen Eltern im Auslande ge 
borenen Kinder Engländer feien, man hält aber troßdem ganz infonjequenter Weife 
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daran feſt, daß die von Preußifchen oder Franzöſiſchen Eltern in England geborenen 
Kinder gleichialld Engländer jeien. 

2) Durch Yegitimation, indem die gejeglich erfolgte Yegitimation, für welche in 
iormeller und materieller Hinſicht die Landesgejege maßgebend find, dem Kinde die 
Staatsangehörigfeit des Vaters giebt, infofern dieſer ein Deuticher, die uneheliche 
Mutter aber eine Ausländerin ift. Die Adoption hat diefe Wirkung nicht. 

3) Durch Berheirathung, indem die Frau nicht blos dem Domizile des Mannes 
iolgt, jondern auch durch die Ehejchliegung deſſen Staatsangehörigkeit erwirbt ; daſſelbe 
Prinzip gilt auch in den meiſten anderen Yändern, während man in England wiederum 
infonjequent ift, da zwar diejenige Ausländerin, die einen Engländer geheirathet hat, 
als Engländerin, aber auch diejenige Engländerin, welche einen Ausländer geheirathet 
hat, noch immer als Gngländerin betrachtet wird. 

4) Durch Verleihung auf Antrag. Hierbei iſt zu unterjcheiden, ob es fih um 
den Erwerb einer Staatsangehörigkeit jeitens eines Ausländers oder ſeitens eines Deut- 
ichen Handelt. Der Erwerb der Staatsangehörigfeit jeiteng eines Ausländers erfolgt 
im Wege der Naturalijation. Auf jolche hat zwar fein Ausländer ein Recht, es find 
aber die Einzelftaaten gebunden, die Praris im Sinne der internationalen Freizügigkeit 
zu üben, wie jolche namentlich in Preußen bisher jchon nach dem Prinzip der Frei— 
heit der Einwanderung gehandhabt wurde. Insbeſondere wird fein längerer vor— 
heriger Aufenthalt verlangt, wie jolches jelbit in den Vereinigten Staaten gejchieht, 
die doch auf die Begünftigung der Einwanderung bingewiejen find, indem gegen- 
wärtig als Bedingung der Naturalijation ein fünfjähriger Aufenthalt verlangt wird, 
während die Englischen Beitimmungen einem Verbote der Naturalijation gleichitehen. 
Die Naturalifationsurkfunde darf jedoch nur denjenigen Ausländern ertheilt werden, 
die nach den Gejeßen ihrer bisherigen Heimath dispofitionsiähig find, joiern nicht 
der Mangel der Dispofitiongjähigkeit durch die Zuftimmung des Vaters oder des 
Vormundes ergänzt, wird; ferner nur Denen, die einen unbejcholtenen Lebenswandel 
geführt haben, die an dem Orte, wo fie fich niederlaffen wollen, ein Unterfommen 
finden, und nach den daſelbſt bejtehenden VBerhältniffen fich und ihre Angehörigen 
zu ernähren im Stande find, worüber die Gemeinden mit ihrer Erklärung vor Er: 
theilung der Naturalifationsurfunde gehört werden müflen. Die Naturalijation erfolgt 
nicht wie in England durch Geſetz, auch nicht wie bisher in manchen Kleinjtaaten 
durch das Staatsoberhaupt, jondern nach dem Borgange Preußens durch die höheren 
Verwaltungsbehörden, die Bezirfsregierungen, reſp. die Regierungspräfidenten. Die 
Naturaliſationsurkunde begründet mit dem Zeitpunkte der Aushändigung alle mit 
der Staatsangehörigfeit verbundenen Rechte und Pflichten, wenn nicht die Ausübung der 
politifchen Rechte an eine längere Staatsangehörigfeit geknüpft ift, die aber in Deutſch— 
land nur gering bemeſſen ift, während in den DBereinigten Staaten die Wählbarfeit 
in den Kongreß und in die gejeggebenden VBerfammlungen der Einzeljtaaten von einem 
fieben= reſp. neunjährigen Beſitz des Unionsbürgerrechts abhängig ericheint, die Wähle: 
barfeit zum Präfidenten aber eingewanderten Bürgern ganz entzogen iſt. Die 
Naturalifation erſtreckt fich, fjoweit nicht eine Ausnahme gemacht ift, zugleich in 
Folge der Einheit der Familie auf die Ehefrau und die noch in väterlicher Gewalt 
jtehenden minderjährigen Kinder. Diejenigen Ausländer endlich, welche die Natura— 
liſation nicht erwerben, find der Fremdenpolizei unterworfen, deren Regulirung gleich- 
ialla in die Kompetenz des Reiches fällt. — Die Verleihung der Staatsangehörigkeit 
an einen Deutjchen erfolgt durch Aufnahme, die fi) von der Naturalifation materiell 
durch eine größere Leichtigkeit unterjcheidet; eine jolche ift um deswillen gerechtfertigt, 
weil e8 fich nicht um Ginwandernng, jondern blos um Ueberwanderung handelt, welche 
nur die Stellung des Staatsbürgers verändert, die des Reichabürgers aber ganz un— 
berührt läßt. Die Erlangung des Staatsbürgerrechts ift heutzutage auf Grund des 
Art. III. der RBerf. ein Recht jedes Deutichen, das auf Grund der erfolgten Nieder: 
lafjung gewährt werden muß, wenigjtens nur auf Grund des Freizügigkeitsgeſetzes 
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verweigert werden fann. Die bisherige joziale Freizügigkeit ift alfo zu einer politischen 
erweitert. Dagegen hat der Ginzelitaat jeinerjeits nicht das Recht, den Eingewan- 
derten zur Grwerbung des Staatsbürgerrechts anzuhalten, jo daß alſo die Staaten 
Hinfichtlich der Staatsangehörigkeit jchlechter gejtellt find, als die Gemeinden Hinfichtlich 
der Gemeindeangehörigfeit — eine Beitimmung, die erjt noch durch weitere Erfahrungen 
fi zu erproben hat. Wiederum erfolgt der Erwerb des Staatsbürgerrechts durch eine 
von der höheren VBerwaltungsbehörde auszuitellende Aufnahmeurfunde, die foftenfrei 
ertheilt werden muß; nicht aber, wie vorgefchlagen war, durch eine bloße Meldung ; 
wiederum begründet die Aufnahmeurfunde von dem Zeitpunfte der Aushändigung an 
alle mit der Staatsangehörigfeit verbundenen Rechte und Pflichten; wiederum endlich 
eritredt ji) die Staatsangehörigfeit in der Regel auch auf die Familie des Auf: 
genommenen. 

5) Durch Anjtellung im öffentlichen Dienjte des Reiches oder eines Bundes— 
jtaates vermöge einer von einer Gentrale oder höheren Verwaltungsbehörde voll: 
zogenen oder bejtätigten Beitallung, jo daß aljo ebenjomwol die Anftellungen im mittel- 
baren wie im unmittelbaren Staatsdienjt die Naturalifations- oder Aufnahmeurkunde 
erjegen können, während andererjeits nicht jede Anftellung diefe Wirkung nach fich 
zieht. Wenn übrigens die Anjtellung eines Ausländers im Reichsdienſte erfolgt ift, 
jo erwirbt der Angeitellte die Staatsangehörigfeit in demjenigen Bundesjtaate, in 
welchem er jeinen dienstlichen Wohnfig hat, oder nach jeiner Wahl, injojern der 
dienstliche Wohnfig im Auslande liegt (Gejeß vom 20. Dez. 1875). 

B. Der Verluft der R.- und ©. erfolgt, abgejehen von Legitimation und Ver— 
heirathung: 

1) Durch Ausschluß wegen gewifler Handlungen, jog. Erpatriation, in doppelter 
Weile, je nachdem es fich entweder um jolche handelt, die jchon im Auslande fich 
aufhalten, oder um jolche, die bisher im Jnlande gelebt haben. Deutjche, welche 
fich im Auslande aufhalten, fünnen durch Ausipruch der Gentralbehörde des Heimaths-— 
jtaates ihrer Staatsangehörigfeit verluftig erklärt werden, wenn ſie im Falle eines 
Krieges oder einer Kriegsgefahr einer durch den Kaijer anzuordnenden ausdrüdlichen 
Aufforderung zur Rückkehr binnen der darin bejtimmten Friſt feine Folge leiſten. 
Daſſelbe gilt auch ohne den Fall des Krieges oder der Kriegsgefahr von Denjenigen, 
welche ohne Erlaubniß ihrer Regierung in fremde Staatsdienſte getreten find, und 
trog der erhaltenen Aufforderung zur Rückkehr in denjelben verbleiben. Außerdem 
fünnen Geijtliche und andere Religionsdiener in Gemäßheit des RGeſ. vom 4. Mai 
1874, betr. die Verhinderung der unbeiugten Ausübung von Kirchenämtern, durch 
Verfügung der Gentralbehörde des Heimathsſtaates, reſp. durch die Yandespolizei= 
behörde in den beiden Fällen ihrer Staatsangehörigfeit verlujtig erflärt und aus dem 
Bundesgebiete ausgewiejen werden, wenn fie entweder durch gerichtliches Urtheil aus 
ihrem Amte entlaffen find und hierauf eine Handlung vorgenommen haben, aus der 
hervorgeht, daß fie dennoch das Amt fich anmaßen, reip. thatjächlich ausüben, oder 
wenn fie deshalb zu einer Strafe verurtheilt find, weil fie Amtshandlungen in einem 
Kirchenamte vorgenommen haben, das den Vorſchriften der Staatsgeſetze zuwider 
ihnen übertragen worden iſt. Der Wiedererwerb der jo verlorenen R.- und ©. 
fann nur mit Genehmigung des Bundesraths erfolgen. 

2) Die Auswanderung führt nach Deutſchem Weichsrecht einen Berlujt der 
Staatsangehörigfeit nur dann herbei, wenn fie entweder auf Grund einer beantragten 
Gntlaffungsurfunde erfolgt ift, oder ein zehmjähriger Zeitraum verftrichen ijt. Die Ent: 
laffungsurfunde muß unbedingt ertheilt werden, wenn es fich um eine bloße Ueber: 
wanderung handelt, während die wirfliche Auswanderung mit Rüdficht auf die Militär 
pflicht dahin bejchränft ift, daß in gewiſſen Fällen die Zuftimmung der fompetenten 
Militärautoritäten zur Entlaflung erforderlich ift, welche Beichränfung fich jedoch auf 
die noch nicht zum Dienjt einberufenen Rejervilten und Yandwehrmänner nicht be— 
zieht. Die zehmjährige Friſt wird von dem Zeitpunfte des Austritts aus dem 

v. Holkenborff, Gne. II. Rechtslexikon II. 3. Aufl. 27 
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Bundesgebiete oder, wenn der Austretende fich im Beſitz eines Reifepapieres oder 
Heimathsjcheines befindet, von dem Zeitpunkte des Ablaufs diefer Papiere an ge- 
rechnet. Sie wird unterbrochen durch die Gintragung in die Matrikel eines Reichs: 
fonjulats. Ihr Yauf beginnt von Neuem mit dem auf die Löſchung in der Matrifel 
folgenden Tage. In der That dürfen Bürger, die in feiner Weile während eines 
längeren Zeitraums um ihr Vaterland fich kümmern, als ftch jelbft ausſchließend 
angejehen werden. Indeſſen kann doch Solchen, die einerjeits ihr Deutiches Indigenat 
auf diefe Weile verloren, andererjeits ein fremdes noch nicht erworben haben, die 
aljo jtaatlos find, auch ohme förmliche Nüdwanderung und neue Niederlaffung die 
frühere Staatsangehörigfeit im urjprünglichen Heimathaftaate wieder verliehen werden ; 
wie auch den förmlich zurückkehrenden Deutichen diefer Art ein förmliches Recht auf 
Wiederaufnahme zugeiprochen ift, jo dat derjenige Bundesjtaat, in dem fie fich nieder: 
laffen, zur Ertheilung einer Aufnahmeurkunde verpflichtet ericheint; der ehemalige 
Deutjche darf alio in der fremde überall fich jagen, daß er jederzeit in die ſtaats— 
bürgerlichen Beziehungen zu Deutichland zurüdtreten fann (Code Nap. II. 1, 18). 

3) Dagegen geht durch den bloßen Erwerb einer neuen Staatsangehörigfeit die 
alte an fich nicht verloren. Derjenige aljo, welcher etwa, um fich feiner Militärpflicht 
zu entziehen, unerlaubt ausgewandert ift und binnen 10 Jahren zurüdfehrt, wird als 
Deuticher Staatsangehöriger beitraft und muß nachdienen. Da diejes freilich leicht zu 
Kollifionen mit anderen Staaten führt, welche annehmen, daß mit der bei ihnen 
erfolgten Naturalifation jedes Band zum früheren Staate gelöft ſei, jo hat Deutich- 
land neuerdings mit den Vereinigten Staaten von Nordamerika unterm 22. Febr. 
1868 einen Vertrag, betr. die Staatsangehörigleit derjenigen Perjonen, welche aus dem 
Gebiete des einen Theils in das des anderen einwandern, abgeichlofien, durch welchen 
unter Feithaltung des Prinzips, daß die alte Staatsangehörigkeit mit dem Erwerbe einer 
neuen nicht verloren gehe, doch die Durchführung diejes Prinzips weſentlich eingejchränft 
it. Der Staatsangehörigfeitsvertrag jet nämlich fejt, daß diejenigen Deutfchen, welche 
naturalifirte Staatsangehörige der Vereinigten Staaten geworden find und fünf Jabre 
lang ununterbrochen in den Vereinigten Staaten zugebracht haben, jeitens des Reiche 
als Amerifanifche Bürger behandelt werden jollen,; und umgekehrt. Wenn aljo ein 
Deutjcher nach Fünfjährigem ununterbrochenen Aufenthalte in den Vereinigten Staaten 
förmlich naturalifirt worden ift, jo ſoll er bei jeiner etwaigen Rückkehr nach Deutich- 
land nur bejtraft werden fünnen wegen der Verbrechen, die er vor, nicht aber wegen 
derjenigen, die er durch die Auswanderung begangen hat, alſo namentlich nicht wegen 
Verlegung feiner Militärpfliht. Wenn aber ein Solcher ſich wieder dauernd in 
Deutjchland niederläßt, jo befindet er fich nach zweijährigem Aufenthalt in der Yage 
eines freiwillig Eingewanderten; er muß aljo die Staatäpflichten überhaupt und ine: 
bejondere auch die Militärpflicht inſofern erfüllen, als er derjelben nad) jeinen Alters: 
verhältniffen noch unterworien ift. — Das Prinzip diefes Vertrages iſt durch das 
vorliegende Gejeß generell dahin erweitert worden, daß für Deutjche, welche fich in 
einem Staate des Auslandes mindejtens fünf Jahre lang ununterbrochen aufhalten 
und in demjelben zugleich die Staatsangehörigfeit erwerben, durch Staatävertrag die 
zehnjährige Friſt, mit deren Ablauf die Staatsangehörigfeit im Allgemeinen erlifcht, 
bis auf eine fünfährige vermindert werden fann. 

Lit.: v. Rönne, Dad Staatörecht der Preukiihen Monarchie, Bd. I. Abth. 2 ©. 1 ff, 
3. Aufl. 1869. — 9. Schulze, Preuß. Staatsrecht, Bd. I. (1872) ©. 352 ff. — v. Rönne, 
Das —— des Deutſchen Reichs, Bd. I. (1876) ©. 96 ff. — Laband, Tas Staatsrecht 
des Deutichen Reiche, Bd. I. (1876) ©. 130 fi. — G. Meyer, Lehrbud (1879), ©. 163 fi. — 
Seydel, Die Deutſche Reiche: u. Staatsangebörigteit (Hirth'& Annalen 1376 ©. 135 ff., 1881 
©. 67). — Ardiv für civil. Praxis Bd. LAT. (18 z' ©. 149 ff. — Zeitſchrift des en Preuß, 
Statift. Bureaus 1880, ©. 145 ff. — Pözl, Art. Staatsangehörige, Staatsbürger, in 
Bluntſchli's StaatsWört.B. Bd. IX. (1865) ©. 649 ff. — La abge f, Ueber ein Deutjches 
Bürgerrecht, Yeipz. 1867; Derfelbe, Das Bundes: undStaatsbürgerrecht imNorbbeutichen Bunde, 
Yeip3. 1870; Dertel be, Ausführungen zu dem Reichs- und Staatsangehörigkeitö:Gefeke(Hirth’a 
Annalen 1875, ©. 625 ff). — v. Ehcbusaowilt, Zur Geihichte und Kritik des Norbb. 
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eimathsrechts (Teutiche V.J. Schriſt 1870); Derielbe, Das Deutihe Indigenat und 

taatäbürgerrecht (Unjere Zeit, 1872. — Böhlau in Hildebrand’a Jahrbücern 
Bd. XIX. (1872) — v. Martitz, Das Recht der Ztaatsangehörigfeit im internationalen 
Verkehr (Hirth'3 Annalen 1875 ©. 793 fi, 1113 ff.) — Kapp, Ter Deutſch-Amerikaniſche 
— vom 22. Februar 1868 (Preuß. Jahrb. Bd. XXAV. [1875] ©. 509 ff., 660 f.; 
Bd. XXXVI ©. 189 fi). — Wejendond, Einiges über den Deutfch-Amerifanifchen Vertra 
vom 22. (Februar 1868 (Hirth’a Annalen 1877 ©. 204 ff... — Cogordan, La nationali 
au point de vue des rapports internationaux, Paris 1879.— de Folleville, Traite theorique 
et pratique de la naturalisation, Paris 1880. — Revue de droit intern. I. 102; II. 107; 
III 601, 685; VIII 483; XI. 463. — Bulletin de droit intern. 1870 p. 238; 1878 p. 334; 
1879 p. 279. — Rüttimann, I. &86; II.b 3 79. — Dubs, I. 38 ss. — Archivio 
giuridico XIII. 152. Ernft Meier. 

Neiffenftuel, Anaklet, 5 1641 zu Tegernjee, wurde Franziskaner, lehrte 
jeit 1683 in Freiſing, T 5. X. 1703. 

Schriften: Theol. moralis, Mon. 1692; Mut. 1747; Augsb. 1777. — Jus canonicum 
universum, Fris. 1700; Mon. 1702—1714; Ingolst. 1740, 1798 ss.; Macer. 1755; Antr, 
1755; Rom. 1829; Paris. 1353. 

Yil.: Schulte, Geſchichte, III. a ©. 154. Zeihmann. 

Neifekoiten der Zeugen und Sachverſtändigen. Die Pflicht, ſich als 
Zeuge oder Sachveritändiger in gerichtlichen Angelegenheiten vernehmen zu laſſen, 
ijt feine freiwillige, deren Erfüllung in dem Belieben des Einzelnen jteht, jondern 
fann erjwungen werden. Es braucht deshalb auch der Zeuge und Sachveritändige 
den materiellen Schaden, welcher ihm durch jeine Vernehmung erwächit, nicht zu 
tragen, und jteht der ihm obliegenden Pflicht das Recht gegenüber, den Erſatz dieſes 
Schadens zu verlangen. Zu demjelben gehören auch die Aufwendungen, welche er= 
forderlich waren, ihn an den Ort feiner VBernehmung zu bringen. Dieſer Ort ift 
in der Regel die Gerichtsjtelle, alſo diejenige Stelle, an welcher der Nichter die 
Vernehmung vornehmen will, und die dem Zeugen, bzw. Sachverjtändigen, in der 
Ladung bezeichnet werden muß. Das Prinzip, daß die zu vernehmende Perſon zum 
Richter, nicht umgekehrt der Richter zu ihr kommen joll, galt jchon im Gem. Necht 
und ift auch von demjenigen Prozeßgeieggebungen aufrecht erhalten worden, welche 
noch den Grundjäßen eines fchriftlichen Verfahrens und einer formalen Beweistheorie 
huldigten. Nach Einführung des mündlichen und öffentlichen Verfahrens und Ans 
nahme der freien Beweiswürdigung iſt es jowol im Givil-, wie im StrafpPrz. für 
die mündliche Verhandlung zu einer nicht zu bejeitigenden Nothwendigfeit geworden. 
Es halten daher auch die Deutichen Juftizgeieße an ihm feſt. Sowol die Givil- 
wie die StrafPO. fordern die Vernehmung des Zeugen und des Sachverjtändigen 
an der Gerichtsitelle, und zwar nicht blos in den mündlichen, bzw. Hauptverhand— 
ungen, jondern ganz allgemein. Beide Geſetze laflen nur zwei Ausnahmen zu, 
deren eine fich auf die Yandesherren, die Mitglieder der landesherrlichen Familien 
und die Mitglieder der fürftlich Sohenzollern’schen Familie und die andere fich auf 
den Fall bezieht, daß die zu vernehmende Perſon durch Krankheit oder fürperliche 
Gebrechen an dem Gricheinen auf der Gerichtsitelle verhindert wird. In Dielen 
beiden Fällen ſoll ſich ausnahmsweiſe der Richter in die Wohnung der zu ver: 
nehmenden Perſon begeben. Gine Ausdehnung diefer Ausnahmen ift unzuläſſig. In 
feinem alle fteht es in der Willkür der zu vernehmenden Perfon, ihr Gricheinen 
vor Gericht abzulehnen und die Anwejenheit des Richters in ihrer Wohnung zu 
verlangen. Zugleih mit der Annahme diejes Grundjages haben aber auch die 
Givil- und die StrafPO., eritere in den SS 366, 378, leßtere in den SS 70, 84, 
das Recht der zu vernehmenden Perion auf Eritattung der ihr ertvachienden Aus 
lagen anerkannt, eine Gritattung, welche zunächit und vorbehaltlich des Rückgriffs 
auf den zur KHoftentragung Berpflichteten der Staatskaſſe obliegt. Sie bringt die 
gezahlten Beträge als baare Auslagen zur Liquidation. 

Bei der Normirung der zu eritattenden R. gingen die einzelnen Landesgeſetze 
von verichiedenen Gefichtspunften aus. Die einen verlangten den Nachweis der Aus 
lagen und dedten nur deren Betrag. Andere, wie 3. B. die Preuß. Verordn. vom 
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29. März 1844 ftellten unter Angabe einer Maximal- und Minimalgrenze eine 
relative Höhe feſt und überließen es dem Grmeflen des Gerichtes, innerhalb der: 
jelben im Ginzelfalle den Betrag je nad) dem Stande und Gewerbe der zu ver- 
nehmenden Perfon zu beitimmen, wobei Sachveritändige höher dotirt waren, als 
Zeugen. Die wirkliche Auslage an R. blieb unberüdfichtigt: nur infofern wurde 
ihr Rechnung getragen, als es der vernommtenen Perſon freigeitellt war, einen etwa 
höheren Betrag nachzuweiſen und jeine Gritattung zu fordern. In Preußen fand 
diejes Prinzip eine Aenderung in dem Gejeg vom 1. Juli 1875, deſſen Grundſätze 
mit einer einzigen Aenderung in die Reichsgefeßgebung übergegangen find. Dieie 
hat nämlich die Materie durch die Verordn. vom 30. Juni 1878 (R.G. Bl. ©. 175) 
einheitlich geordnet. Sie macht feinen Unterichied zwiichen Zeugen und Sachverſtän— 
digen, wol aber — und darin unterfcheidet fie fich von dem Preußischen Geſetze — 
einen ſolchen zwiichen öffentlichen Beamten und Privatperjonen. Da fie den Begriff 
der eriteren nicht näher definirt, find die verichiedenften Auslegungen derjelben geltend 
gemacht worden, insbefondere hat man zu ihnen die Rechtsanwälte und die mittel 
baren Staatsbeamten gezählt. Daß die Griteren, wenn ihnen auch die Gebühren 
ordnung dom 7. Juli 1879 bejondere Gebührenjäge für Geichäftsreijen zubilligt, 
nicht zu den Beamten gehören, folgt nicht nur aus den Beitimmungen der Rechts: 
anmwaltsorditung, jondern jchon aus dem Umjtande, daß das Geſetz ihre Reifen nicht 
Dienſt-, jondern Gejchäftsreifen nennt. Dagegen find die mittelbaren Staatsbeamten 
Öffentliche Beamte. Allein daraus folgt noch nicht ihre Unterordnung unter die 
Vorichriit der Verordn. vom 30. Juni 1878. Vielmehr bietet diefe als Kriterium 
für den von ihr gebrauchten Begriff den Saß, daß die öffentlichen Beamten nad) 
Maßgabe der für ihre Dienftreifen geltenden Vorſchriften entjchädigt werden jollen. 
Mo alio und injomweit das Landesrecht Geſetze oder Verordnungen enthält, durch 
welche für Dienftreifen diefer mittelbaren Staatsbeamten beftimmte Entichädigungs- 
ſätze feftgefegt und normirt werden, find ihre Ansprüche auf R. nach diefen zu bes 
handeln, andernfalla aber werden fie ala Privatperjonen angejehen werden müſſen. 

Dieſe verschiedene Behandlung der öffentlichen Beamten tritt jedoch nur dann 
in Wirkung, wenn fie als Zeugen über Umftände vernommen werden jollen, von 
welchen fie in Ausübung ihres Amtes Kenntniß erhalten haben, wenn fie alfo in 
ihrer GEigenjchaft als Beamte Zeugniß abzulegen haben, oder wenn fie als Sach: 
veritändige aus Veranlafjung ihres Amtes zu hören find, und die Ausübung der 
zur Abgabe des Gutachtens erforderlichen Wiſſenſchaft oder Kunſt zu den Pflichten 
ihres Amtes gehört. 

Privatperfonen dagegen erhalten eine Entichädigung für die Koſten der Reiie, 
wenn der von ihnen zurüczulegende Weg die Länge von zwei Kilometern überfteigt. 
Bei der Abmeffung der Entjchädigung wird unterjchieden, ob nach ihren perfönlichen 
Verhältniffen oder in Folge bejonderer Umftände die Benugung eines Transport-— 
mittels für angemeffen zu erachten ift oder nicht. Es iſt aljo bei der Prüfung zu 
berüdfichtigen einestheils die durch Rang, Stand oder Reichthum bedingte Gepflogen- 
heit des Gebrauchs von Transportmitteln, anderntheils die thatjächliche Yage der 
Perfon nach ihren Körper und Gejundheitsverhältniffen, im Vergleich zu der Länge 
des zurüczulegenden Weges. Gricheint der Gebrauch eines Transportmittels an 
gemeflen, jo joll ohne peinliche Unterfuchung, ob der Entichädigungsberechtigte fich 
zur Zurüclegung der Reife eines Iransportmittels bedient habe, und welcher Aus» 
lagenbetrag ihm dadurch; entitanden ſei, eine nach billigem Ermeſſen die erforderlich 
geweienen Kojten dedende Entichädigung gezahlt werden. Es foll der Zeuge oder 
Sachverftändige durch den Empfang der R. feinen Gewinn erzielen und deshalb nur 
einen Betrag erjtattet erhalten, der nach der Anficht des Gerichts feine Auslagen 
ungerähr det. Hieraus fönnte folgen, daß derjenige Zeuge oder Sachverftändige, 
der fich eines Fuhrwerks nicht bedient und jeinen Verhältniffen nach zur Zurüdlegung 
des Weges nach der Gerichtäftelle auch nicht zu bedienen pflegt, jomit Auslagen 
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nicht gehabt hat, eine Reijeentichädigung zu beanspruchen nicht berechtigt ſei. Allein 
das Geſetz geht davon aus, daß auch die zu Fuß ausgerührte Reife nicht ohne 
gewifle Unfojten gedacht werden kann, wenn diejelben auch nicht in der augenblid- 
lichen Berauslagung baaren Geldes beitehen. Es bewilligt deshalb auch in diejem 
Falle eine Entichädigung und zwar in dem Sabe von 5 Piennig pro Kilometer, 
ein Sab, der dem niedrigiten Sate der Verordnung vom 29. März 1844 ungefähr 
gleichkommt. 

Auf die nach dieſen Grundjäßen feſtzuſetzende Entſchädigung für R. haben 
nicht allein diejenigen Zeugen einen Anfpruch, welche vom Gericht geladen worden 
find, jondern auch jolche, die im Strafverfahren der Angeklagte unmittelbar laden 
läßt. Er muß die ihnen gejeglich zuftehenden R. gleich bei der Ladung ihnen ent= 
weder durch den Gerichtsvollzieher baar auszahlen lafien, oder deren Betrag bei dem 
Gerichtäichreiber hinterlegen. Gejchieht feins von beiden, jo ift der Zeuge der Ladung 
zu folgen nicht verpflichtet, da er feine Sicherheit dafür hat, daß er, da ihm die 
Entihädigung aus der Staatöfaffe nur dann gezahlt wird, wenn jeine Vernehmung 
für erheblich erachtet und vom Gericht beichloffen wird, wegen der ihm durch das 


Unternehmen der Reife entitehenden Koſten entichädigt werden würde. er 
eves. 


Neitemeier, Joh. Friedr., 5 1755, ſeit 1805 Prof. in Kiel, ſpäter Etats— 
rath, dann nach (1818) Niederlegung der Profeffur in Kopenhagen und Hamburg 
privatifirend, 7 1839. 

Schriften: De origine et ratione quaestionis per tormenta apud Graecos et Rom., 
Gott. 1782. — Encyflopädie und Geſchichte ber Rechte in Deutichland, Gött. 1785. — Ge: 
fchichte und Zuftand der Sklaverei und Xeibeigenichaft in Griechenland, Berl. 1789. — Grund: 
fäße der Negentichaft in jouveränen und abhängigen Staaten, Berl. 1789. — Das allgemeine 
——— Frankf. 1800—1802. — Ueber die Redaktion eines Deutſchen Geſetzbuchs, v 
1800. — Allgem. Deutſches Geſetzbuch, 1801. — Der Gehorſam gegen die obrigkeitliche Be— 
fragung in Zwangs- und in Strafſachen, 1801. — Juſtizverbefſerung, 1802. — Die Wahrheit 
vor Gericht, 1802. — Ueber ben Gebrauch frember Rechte, 1803. — Die Deutiche RBerf., 
1803. — Das Gemeine Recht in Deutichland, 1804. — Dad Napoleons-Recht, 1808. — Ueber 
Geſetzgebung insbeſ. in den Deutſchen Reichäftaaten. Mit Rüdficht auf den Plan der failerl. 
Ruſſiſchen Geſetzlommiſſion, 1806. — Der Bürgervertrag für die Geſetzgebung mit der Stände: 
verfafjung in den germaniſchen Staaten, Hamb. 1815. — Der Bürgervertrag für die Juſtiz— 
Staatshülfe und Finanzpflege, Kiel 1816. — Das Bunbdeagericht für Staaten und Regenten, 
eine ftehende Friedenspflege, Stiel 1816. 

Lit.: Richter un letter, Krit. Jahrb. 1840 (Bb. VIL) S. 276. 

TZeihmann. 


Meis, Wilhelm Otto, & 1702 zu Offenbach, war Prof. zu Middelburg, 


7 1768. 

Schriften: Belga graecisans 1730 und Ausgabe von Theophili —— graeca 
Iostitutionum, Hag. Com. 1751, ſowie ber Bücher 49—52 Tit. 1 (in Meermann, The- 
saurus V, und Supplement) der Baſiliken. 

£it.: Haubold. — Rivier, Introd. hist., 1881 p. 610. Zeihmann. 


Rekognition bedeutet im Strafprz. die Anerkennung der Echtheit einer Ur— 
funde oder der Identität einer Perjon oder Sache. Sie fommt in den verjchiedenjten 
Stadien des Prozeffes vor, in der DVorunterfuchung, dem Hauptverfahren, der 
Grefutionsinftanz, bei Verhaftungen und Beichlagnahmen, bei Yeichenichau und 
Augenschein, bei Konfrontationen 2. Die R. kann von den Parteien oder von 
dritten Perfonen, von Zeugen, Komplizen ıc. geichehen: je nachdem nimmt fie bald 
den Gharafter eines Geftändniffes, bald den eines Zeugnifjes an. In letzterer Be— 
ziehung ift fie zur Feſtſtellung der Jdentität des Beichuldigten jchon im Vorver— 
fahren zuläffig, da fie meiftens nicht ohne Nachtheil für die Sache wird, ausgeſetzt 
werden fönnen; in erjterer Beziehung unterliegt fie den Grundſätzen über Revofation 
der Gejtändniffe (ſ. d. Art. Geſtändniß im Straiprogeh), weshalb ihre Herbei— 
führung durch Ueberrafhung und ähnliche Mittel fie gänzlich nutlos machen fann. 
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Dagegen entipricht e& der Richtung des Kriminalbeweiſes auf Gewinnung materieller 
Wahrheit, wenn der Wekognoszirende zur Angabe der Grfennungszeichen und 
namentlich Zeugen zu deren Angabe vor der Befichtigung angehalten werden. — 
Nach Franzöſ. Recht jollen in der Hauptverhandlung ſämmtliche Neberführungsftüde 
dem Beichuldigten und den Zeugen zur R. vorgelegt werden, nach einer Meinung 
jogar bei Strafe der Nichtigkeit; nach der Deutichen StrafPD. wird eg darauf an= 
fommen, ob in der Unterlaffung eine Beichränfung der Vertheidigung oder eine jonjtige 
Verlegung des Geſetzes enthalten sei. 

git. u. Quellen: Bauer, Lehrb., SS 92 ff., 136, 152, — Pland, Strafßerf., 
S. 240. — Zahariä, Strafßrz, $ 103. — v. Schwarze, Komment. zur Deutichen 
StrafPD., $ 58 Anm. 5. — Bretihneider inv. Schwarze’ Bortr., ©. 43. — Carnot, 
De linstr. crim. II. art. 329. — Höchſter, Straf®erf., $$ 256—261. — Code d’instr. art. 
35, 39, 310, 319, 329. — Preuß. Krim. Ordn. v. 1805, 88 340, 382 ff. — StrafPO. v. 1867, 
$$ 98, 135, 141 ff., 152, 176, 188, 430. — Thüring. StrafPD. Art. 86, 125 ff., 150, 
168, 186, 245. — Bad. StrafPO. $5 122, 142, 144, 189. — Deutſche er 58. 

. 1edıng. 

Rekognitionsſchein heißt die vom Hypothekenamt erteilte Beſcheinigung über: 
eine im Öypothefenbuche erfolgte Einichreibung. Im weiteften Sinne fallen darunter 
nicht nur VBenachrichtigungen und Abſchriften, ſondern auch Hypothekenſcheine, 
Hppothefeninftrumente und andere zufammengejeßte Urkunden. Ob und in welcher 
Art fie von Amtswegen oder erft auf Antrag zu ertheilen, pflegt nach dem Inhalt 
der Eintragungen verichieden beftimmt zu jein. Nicht überall aber hat der Aus— 
druck R. jene umſaſſende techniiche Vedeutung, wie etwa in Bayern und im Königreich 
Sachſen. In Altpreußen 3. B. hat derjelbe eine bejondere Beziehung auf das jog. 
Rekognitiongiyitem. Für diejenigen Grundftüde, deren Hypothekenfolium noch 
nicht hat angelegt („vequlirt“) werden können, jei es wegen noch jchwebenden Aus— 
einanderjegungsveriahrens, ſei es aus fonftigen Gründen, werden Anlagetabellen nad) 
Art der Hypothektabellen geführt und darin die Eintragungen bis zur Anlegung des 
Hypothekenfolii vermerkt. Abſchrift des Vermerks wird als Nefognition auf die be— 
gründende Urkunde gejeßt, und dadurch ein R. Hergeftellt, welcher dem verbrietten 
Forderungsrecht die Dinglichkeit und den Altersvorzug fichert, und jo dem Gläubiger 
die Möglichkeit gewährt, jorort ebenjo Berriedigung aus dem Grundjtüd zu juchen, 
wie wenn eine Hypothek bereits ordnungsmäßig eingetragen wäre, Die Schwierig— 
feiten, welche die vollitändige Durchführung der Anlegung von Grundbüchern mit 
fich bringt, hat dies Syitem auch für die neue Preuß. Grundbuchordn. ala unent— 
behrlich ericheinen laſſen. Die bezüglichen Vorichriiten find bei der Uebertragung 
auf die neuen Landestheile mannigiach geändert, um das Zurüdbleiben von Yüden 
möglichit zu verhüten. 

Gigb.: Preußen: Geſetz vom 24. Mai 1853 88 17 ff. — Verordnung vom 16. Juni 
1820; Deklaration dazu vom 28. Juli 1828. — Provinzialvorichriften in den Einführungẽ— 
patenten . 3. ®. bei Bahlmann, Zur GrundbuhOrbn. vom 5. Mai 1872 55 133—140 
($ 136 Unmeldebogen), Yadegebiet Gei.Samml. 1873 88 28, 29 S. 116 (Interimshypotbef); 
Neuvorpommern und Rügen SS 29 fi. ©. 234 (KRangordnungsplan); Schleswig: Holitein 
Ss 12 ff. ©. 243 (Meldefrift); Hannover SS 32 ff. ©. 259 dagl.; Heſſen-Kaſſel SS 32 ff. 
E. 281 dagl.; Gbrenbreitfteiner Bezirt SS 32 fl. ©. 293 dagl.; Hohenzollern SS 14 ff. 
©. 303 dägl. — Bayern: Hyp.Geſ. SS 170 ff. — Könige. Sahfen: Juſt. Min. Verordn. 
vom 9. Januar 1865 SS 185 ff. — Württemberg: Pid.Gei. Art. 174, 191. 


Schaper. 
ee site ſ. Ablehnung der Richter. 

Rekuſationsrecht (TH. I. S. 683; votum negativum) der Gemeinde iſt 
in der evangelifchen Kirche das Recht derfelben, bei der Belegung der Prarritelle 
durch das Kirchenregiment, ſei es, daß lebteres dieje allein ausübt oder dabei an 
den Vorichlag eines Patron gebunden iſt, gegen den ihr beitimmten Geiftlichen 
wegen feines Lebens, jeines Wandels und jeiner Lehre Einſpruch zu erheben, und 
dadurch die Webertragung des Amtes au den Refufirten zu verhindern. Dieſes auf 
dem Gebiete der lutherifchen Kirche ſchon von den Reiormatoren anerfannte und in 
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einer Reihe von Kirchenordnungen des 16. Jahrhunderts ebenfalls fejtgeitellte Recht 
iſt aber im Laufe der Zeit in einem Theile der Deutichen Yandesfirchen verloren 
gegangen; jo iſt jede Mitwirkung der Gemeinde bei der Bejegung der Prarrämter 
ausgejchloffen in Bayern, Kurheſſen, Najjau, Heſſen— Homburg, Bir- 
fenield, Anhalt-Bernburg und theilweiie in Anhalt-Dejjau und 
Medlenburg-Strelig. In Württemberg joll ywar jeit 1855 bei Wieder: 
bejegung des Amtes der Piarrgemeinderath über das Vorhandenſein bejonderer, bei 
der Beieung der Stelle zu berüdfichtigender Bedürfniſſe und Verhältniffe vernommen 
werden, aber darin liegt Ticherlich nicht eine Anerkennung des votum negativum. 
Dagegen bejteht daſſelbe meiftens in Altpreußen (j. Allg. IR. Th. II. Tit. 11 
SS 325 ff. und wegen provinzieller Ausnahmen Jacobjon, Preuß. evangeliiches 
Kirchenrecht, ©. 364); in Hannover (hier Vokationsrecht, wie auc) jonjt 
wol genannt, j. Befanntmachung vom 7. Juni 1865) und im Klönigreih Sachſen, 
wo jedoch der KHirchenvorjtand Namens der Gemeinde und nicht dieſe jelbit das Ein- 
ipruchsrecht auszuüben Hat (Kirchenvoritandsordn. vom 30. März 1868 8 25). 
Ferner fommt das votum negativum vor in Sachſen-Weimar, -Koburg, Altenburg, 
Schwarzburg-Rudoljtadt und »Sondershaufen, Braunjchweig, in einem Theil von 
Medlenburge. Schwerin und den zu Medlenburg-Strelig gehörigen Gemeinden des 
Fürſtenthums Ratzeburg. Um die Gemeinde für die Abgabe ihres Votums näher 
zu informiren, hat der in Ausficht genommene Kandidat in den meilten der er— 
wähnten Yänder, freilich nicht überall, vor derielben eine (jog. Probe) Predigt zu 
halten. Tas Verfahren für die Aufmahme der demnächitigen Erklärung der Ges 
meinde ift verichieden geſtaltet; über die zur Sprache gebrachten Einwendungen hat 
demnächſt die vorgejegte KHirchenbehörde, gewöhnlich das Konſiſtorium, zu entjcheiden. 
Während da, wo die Gemeinde oder der Gemeindevoritand das Recht der Piarrwahl 
(fo 3. ®. in Deiterreich, in vielen, namentlich veformirten Gemeinden Preußens und 
Hannovers) hat, ein votum negativum jelbjtveritändlich undenkbar ift, kommt es 
doch neben einem anderen Modus der Bejegung der Prarrämter, nämlich neben dem 
Dreier- oder Zweiervorichlag (dev Präfentation von drei oder zwei Bewerbern an 
die Gemeinde jeitens des Patrons oder der Kirchenbehörde, üblich in —— 
Schleswig-Holſtein und in einzelnen Gemeinden von Mecklenburg-Schwerin un 
Streliß) in der Weiſe vor, daß die Gemeinde von den Vorgeſchlagenen einen oder 
zwei refufiren darf und die Kirchenbehörde je nach Umftänden mit oder ohne Bes 
rüdjichtigung der Einiprache die Ernennung ausübt. 

Da in der fatholijchen Kirche allein die Geijtlichen und nicht die Laien das 
Recht an der Zeitung der firchlichen Angelegenheiten haben, jo iſt hier ein jolches 
Recht der Gemeinde, welche Lediglich Objekt der Miffion des Klerus iſt, nicht ans 
erfannt. 

Lit.: Bol. die ER Tg in Moſer's Allg. Kirchenblatt für dad evangelifche 
Deutichland, —— 1855, S. P. Hinſchius. 

Religions —* Der Begriff R. iſt ein moderner. In der vor— 
Bere. vom Seit gab es nur eine einheitliche Kirche; alle von der Lehre dieſer 
Einen Kirche abweichenden Religionsmeinungen fielen unter den jtrafrechtlichen Bes 
griff der Häreſie und die Bekenner von folchen demgemäß in firchliche Strafen. 
Nahm eine Härefie größere Dimenfionen an, jo wurde auch wol das Kreuz gegen 
dieſelbe gepredigt und die Unterdrüdung mit Feuer und Schwert durchgerührt 
(Albigenſer). Aber auch die ichärfite Strenge des Ketzerrechtes fonnte nicht hindern, 
dad thatiächlich ich eine Reihe von religiöjen Gemeinjchaften bildeten und erhielten, 
deren Yehre mehr oder weniger von der offiziellen Kirche abwich. Nechtlich aber 
erijtirte nur die Cine Kirche. 

Seit 1526 hatten die Proteftanten im Deutichen Reiche neben den Katholiken 
jtaatsrechtliche Eriftenzberechtigung ; erit der Weiträliiche Friede (1648) ordnete aller 
dings das Nechtsverhältniß definitiv. Danach waren im Deutjchen Reiche aner- 
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fannte Religionsparteien: 1) die Katholiken, 2) die Augustanae Confessioni Addicti, 
worunter ſowol die Yutheraner als die Reformirten veritanden wurden. Die Parität 
diejer beiden großen Religionsparteien galt aber nur für das Neich und deſſen In— 
jtitutionen (3. B. das Reichskammergericht); die Territorien blieben nach wie vor 
fonfejfionell abgejchloffen auf der Grundlage der Staatäreligion, deren Bekenner allein 
vollberechtigte Staatsbürger waren; doch mußte den Belennern der anderen Kon— 
feſſion wenigitens Duldung und einfache Hausandacht gewährt werden, und aus 
nahmsweiſe gab es auch organifirte Gemeinden der anderen Konfeifion mit „friedene= 
mäßiger“ Berechtigung. Für andere R. war vorerft im Reiche fein Raum; ala 
zwwingendes Reichsrecht hatte der Weſtfäliſche Friede den Grundſatz firirt: nulla alia 
religio vel secta praeter religiones supra nominatas toleretur, ®Diejer Grundſatz 
galt formell bis zur Auflöfung des Deutjchen Reiches. 

Thatjächlich aber war derjelbe zu diefem Zeitpunfte bereit3 längſt durchbrochen, 
und zwar durch die Initiative Preußens. Seit Mitte des 18. Jahrh. waren es 
zwei religionspolitifche Grundfäße, welche jenen Staat leiteten: 1) volle Parität 
zwiſchen Proteftanten und Katholiken im Staate, ein Grundfaß, der 
im Ordensland Preußen, ſowie in Jülich» Kleve- Mark bereits jeit Anfang des 
17. Jahrh. zur Durchführung gelangt, und deſſen prinzipielle Annahme jeit dem 
Erwerb des zur Hälfte katholischen Schlefiens zur politiſchen Nothwendigkeit ge— 
worden war und welchem das Reichsrecht auch nicht im Wege ftand. 2) Dulduntg 
auch anderer R., ein Grundjaß, den zwar das Neichärecht verbot, den man aber 
in Preußen ohne Rüdficht auf das Neichsrecht adoptirte und formell damit recht— 
fertigte, daß ein Theil des Preußischen Staates nicht zum Neich gehörte. 

Demgemäß unterfchied das Allg. ER. zwifchen den „öffentlich aufgenommenen 
Kirchengejellichaften“ und den „geduldeten Kirchengejellichaften“. Unter eriteren 
wurden die chriftlichen Kirchen verjtanden, zu lehteren gehörten die Juden, Menno— 
niten, Serrenhuter und Böhmifchen Brüder. Außerdem wurde generell zugelaſſen, 
daß „mehrere Einwohner des Staates unter deffen Genehmigung ſich zu Religions- 
übungen verbinden fönnen“ ; die erforderliche Genehmigung durfte aber erit nach 
eriolgter Prüfung der Statuten ertheilt werden. Dieje Beitimmungen des LER. 
repräfentiren die älteſte Deutjche Gejeßgebung über die Bildung von R. außerhalb 
der anerkannten Kirchen. 

Die territorialen Veränderungen in Folge der Napoleonifchen Kriege nöthigten 
dann auch in anderen Deutjchen Staaten zur Aufgabe der älteren religionsrechtlichen 
Prinzipien, ſpeziell zur Durchführung voller Parität zwiichen Katholifen und Pro— 
teitanten. Schon im Reichsdeputationshauptichluß von 1803 und weiterhin in der 
Rheinbundsacte fand dies auch rechtliche Anerkennung. Die Deutiche Bundesacte 
garantirte dann weiterhin in Art. XVI. den Angehörigen der verjchiedenen chrijt= 
lien Religionsparteien Gleichheit der bürgerlichen und ftaatsbürgerlichen Rechte; 
das jehige RGeſ. vom 3. Juli 1869 jchließt diefe Entwidelung ab, indem es jene 
Rechte völlig unabhängig von irgend welhem NReligionsbefenntniß er 
klärt. Das Reichärecht hat damit allerdings nur ſanktionirt, was in den meiſten 
einzeljtaatlichen Verfaſſungen bereits vorlängjt garantirt war (3. B. Bayer. Verj. Urk. 
von 1818 Tit. IV. $ 9). 

Die Bildting von „R.“ ift nach der neueren Entwidelung in den meiſten Deut: 
chen Einzelftaaten frei gegeben worden, wenn auch den jog. „anerkannten“ oder 
„Landes-⸗“ Kirchen befondere Vorzüge bis jeht überall in Deutichland verblieben und 
der Zufammenhang der jtaatlichen Rechtsordnung mit diejen Kirchen aufrecht er- 
halten wurde. Die Untericheidung zwiſchen öffentlichrechtlichen und privatrechtlichen 
Korporationen, durch welche man die Verjchiedenheit des Rechtsverhältniſſes der 
Zandesfirchen und der übrigen R. im Staate juriftiich zu prägifiren verfuchte, ent— 
behrt jedoch in diefer allgemeinen Fafjung der erforderlichen juriftifchen Beſtimmtheit. 
„Deffentliche Korporation“ iſt an fich fein Rechtsbegriff; wol aber kann das pofitive 
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Recht gewiſſen R. beiondere Vorrechte einräumen und für die jo bevorrechteten 
Kirchen jene Terminologie adoptiren, wie dies 3. DB. die Bayer. Geſetzgebung thut. 

Ueber die Bildung von R. und die KHorporationsqualität derjelben beiteht in 
Deutichland jehr verichiedenes Partitularredt. Man kann nach dem geltenden Rechte 
die R. dreifach gruppiren: 

I. Landeskirchen: als folche find prinzipiell die evangelifche Kirche überall, 
in den meijten Staaten auch die fatholifche anerfannt; zur fatholifchen Kirche ge— 
hören in Preußen, Baden, Heſſen auch die altkatholischen Gemeinjchaften ; in Baden 
und Württemberg bilden auch die Juden eine „Landeskirche“, in Bayern find die 
griechischen Katholiten „öffentliche“ Korporation mit bejtimmt firirten, nur den 
Landestirchen zulommenden Rechten. 

1. R. mit SKorporationäqualität: neben den sub I. bezeichneten R. haben 
Korporationsrechte noch: 1) in Preußen: die Mennoniten, Juden, Gerrenhuter, 
Baptiften, Altlutheraner, Böhmiſchen Brüder; 2) in Bayern: die Juden; 3) in 
Sachſen: die Juden und Deutichkatholifen; 4) in Württemberg: die Herrenhuter 
und Deutichkatholifen;, 5) in Baden: die Deutjchkatholiken. 

II. R. ohne Korporationsqualität. 

Zur Erlangung der Korporationsrechte bedarf es in Preußen und Sachjen eines 
Staatögeiehes, in Bayern, Württemberg, Heflen befonderer Verleihung, aber nicht 
der Form des Gefehes. Andere R. können fich in Heffen, Baden, Württemberg frei 
bilden, dürfen aber nicht gegen Staatögejege oder gegen die Sittlichkeit verjtoßen, 
in Preußen iſt die Bildung gleichialls frei, doch müflen die Statuten der Orts» 
polizeibehörde vorgelegt werden, in Bayern und Sachſen bedarf die Gründung von 
Religionsvereinen königlicher Genehmigung nach vorheriger Vorlage der Statuten. 

Den ftrafrechtlichen Schuß gegen öffentliche Beichimpfung ihrer ſelbſt, ſowol 
als ihrer religiöjen Gebräuche und Einrichtungen gewährt dag RStrafGB. allen R., 
die mit Korporationsrechten ausgeſtattet find; den jtrafrechtlichen Schuß gegen Ver: 
übung bejchimpfenden Unfugs in gottesdienjtlichen Lokalitäten, ſowie gegen vorjäß- 
liche Verhinderung oder Störung des Gottesdienftes aber überhaupt allen R. 

Giab.: Preuß. Ebilt vom 30. Juli 1789; Geh vom 11. März 1350; Geſehz vom 
12. Juni 1874 (Mennoniten); Geleg vom 7. Juli 1875 (Baptiften); Preuß. Verf.Urk. 
Art. 12, 13, 30, 31. — Bayer. Rel.Edilt von 1818 (2. Verf. Beil.) SS 3, 26 ff.; Bayer. 
u vom 1. Juli 1834. — Sächſ. Verf. Urk. 5 56; Geſetz vom 2. Novbr. 
1848; Geſetz vom 20. Juni 1870 $ 21. — Bad. Gejeg vom 9. Oft. 1860 $ 3. — 


gell — vom 23. April 1875 Art. 2, 3. — Ueber bie ältere Gigb. vol, Moser, Allgem. 
rchenblatt 1852 ©. 434 ff.; 1853 ©. 162 ff. — RStraf®B. SS 166, 167. 

Lit: Richters Dove, Kirchenrecht, SS 72, 99, 229. — Mejer, Kirchenrecht, SS 90, 
198. — Hermann, Ueber die Stellung der Religionägejellichaften im Staate. — Xeltere Lit. 
über die Rechtdentwidelung ift bei Richter-Dove angeführt. Sehr eingehend handelt über 
Religionsvereine und deren Nechtäverhältniffe nach den geltenden Deutichen Partikularrechten 
Zhudihum, Deutiches Kirchenrecht, I. 125—140; ferner Jacobjon in Ztidhr. f. Kirchen: 
recht von Dove unb Friedberg, 1. 422 ff. Zorn. 

Neligionsverbreden. Die alten R. waren Gottesläfterung, Abfall vom 
chriftlichen Glauben, Keßerei, Verbreitung religiöfer Irrlehren und Sektenſtiftung, 
Zauberei, Hexerei, Wahriagerei u. dgl., der Falſch- und Meineid; Störung des 
Gottesdienstes und des Neligionäfriedens, welche lehteren Verbrechen erit in dem 
neueren Strafrecht nähere Beitimmtheit erhalten. Aus vorwiegend kirchlichem Stand» 
punfte wurden alle jene Verbrechen aufgefaßt, die mit einer Verlegung der Religions— 
pflicht verfnüpft ericheinen, wie SHirchendiebitahl, Entweihung von Gräbern und 
Leichen, Bigamie, Selbftmord, Inzeit, Sodomie. Seit der Aufflärungszeit ver- 
ichwinden aus dem Strairechte und Landesgeſetze des Staates die Verbrechen der 
Keberei, der Hererei. Das Joſefiniſche Geſetzbuch von 1787 behandelte auch die 
Gottesläfterung ala polizeiliches Unrecht, von der Anficht geleitet, daß Gott fein 
Rechtsſubjekt jei. Meineid wird nicht als jelbftändiges R. betrachtet, infofern das 
Eriordernig der Gerichtlichkeit ala weſentliches Verbrechensmerkmal beſtimmt iſt. 
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Kicchendiebjtahl, Entwendungen an Grabjtätten oder an Xeichen werden aß Dieb: 
jtähle, nicht als Safrileg behandelt. Selbjtmord iſt nicht mehr bürgerlich ftraibar 
und andere alte Verbrechen, welche in dem früheren Strafrechte noch eine aus- 
geprägte firchliche oder religiöfe Beziehung hatten, find unter einen neuen Geſichte— 
punkt geitellt. Die Unmöglichkeit der Entjcheidung, welche Religion den echten 
Glaubensring bejige, legt dem Staate wie dem Ginzelnen die Pflicht auf, jedes mit 
dem Beltande eines fittlichen und rechtlichen Gemeinlebens verträgliche Glaubens 
befenntniß als Ausfluß des Rechts der eigenen Ueberzeugung gejeglich anzuerkennen, 
nicht weil jedes Glaubensbefenntniß gleich wahr ijt, vielmehr, weil jedes ein Be 
fenntniß gleichberechtigter Menjchen und Staatsbürger ift. Der Staat, der alle 
Glaubensbefenntnifle jeiner Glieder ſchützt, bricht die Feſſeln hochmüthiger Sekten 
und garantirt die Gottesverehrung in jeder zuläffigen form. Darauf fommt es vom 
jtaatlichen Standpunkte aus vor Allem an. Die Religion wird zu einem Reichsgut: 
‘erhoben, injofern fie beitimmten Reichsanjtalten zur Grundlage dient. Das Gotte- 
bewußtjein muß geichüßt jein; unabhängig von jedem £onfeifionellen Gepräge iſt es em 
Glement in dem KHulturinhalte des Rechts und hat eine tiefe Bedeutung für die ſoziale 
Reform. Die Gottesläfterung erjcheint hiernach als ein Angriff auf die allgemeine religiöie 
Grundlage aller im Staate bejtehenden Religionsgejellichaiten und kann jtrafrechtlich io 
wenig unberüdjichtigt bleiben, wie ein abjichtlicher Angriff auf die allgemeinen hti- 
lichen Grundlagen des Staates. Cine Parteilichkeit des Staates gegen die nicht yı 
religiöfen Korporationen gehörenden Religionsverwandten liegt darin, daß nur die 
gejeglich anerkannten, mit Korporationsrechten ausgeftatteten Religionggejellichaiten 
bejonderen Strafihug genießen. Nicht auf die Korporationsrechte, nicht auf dar 
Gegenjtand der religiöfen Ueberzeugung und Verehrung kann es bei gerechter Ar 
wendung der Belfenntnißfreiheit ankommen. Auch Oeſterreich hat in dem inter 
konfeſſionellen Gejege vom 25. Mai 1868 die alte Strafbejtimmung über die ver: 
juchte Verleitung zum Abjall vom GhrijtenthHume, jowie über die verjuchte Aus 
jtreuung einer der chriftlichen Religion wideritrebenden Irrlehre aufgehoben, mas 
übrigens für furze Zeit ſchon durch das Patent von® 17. Jan. 1850 geichehen war. 

Unter chrijtlichen Kirchen find die fatholische in den Formen des römiſchen, 
armeniſchen, griechiichen Ritus, die evangeliiche in den Formen der lutheriſchen 
unirten und reformirten Konfeifion, die griechiich-nichtunirte Kirche zu verftchen. 

Ein Angriff gegen die chrijtliche Religion oder Kirche trifft jede der verjchiedenen 
hriftlichen Kirchen und Selten, 3. B. ein Angriff auf das Ghriftenthum der Un— 
tarier. Die Morphologie der R. nach dem jeweiligen Stande der Rechtsfultur 
ihildern Jarde, Sandb., II. 3—107; Abegg, Beilageheit zum Archiv d. Krim.‘ 
1852; Wahlberg in der Allg. Deutichen Strafrechtögeitung, 1861, ©. 273, 28 
und in den gejammelten fleinen Schriften Bd. I. ©. 102—121; v. Maasburg, 
Zur Entjtehungsgeichichte der Thereſianiſchen Halsgerichtsordnung, mit bejonderr 
Rücklicht auf das im Art. 58 derjelben behandelte crimen magiae vel sortilegü, 
1880; Hugo Meyer, Lehrb. (2. Aufl.) S 180; Villnow, Gerichtsiaal, 
Bd. 31. 

1) Die Gottesläjterung und Herabwürdigung der Gegenjtände 
religiöjer Verehrung. Schwerjter Fall der öffentlichen Religionsverachtung iſt die 
Yälterung Gottes durch Reden, Handlungen, in Druckwerken oder verbreiteten Schrüten. 
Das Merkmal der Deffentlichkeit palam et publice ijt wejentlich, nach Gem. Deutichen 
Recht auch ein gegebenes öffentliches Aergerniß. Objekt des Berbrechens ijt der all- 
gemeine Gottesbegriff, fein firchlich bejtimmter, nicht blos der dreieinige Gott der 
Chriſten, oder eine der göttlichen Perfonen, daher iſt eine Beſchimpfung Jeſu Chrifti 
nicht als Gottesläſterung, fondern als Beichimpfung der hrijtlichen Lehre 
zu beurtheilen, Das Gegentheil wurde wiederholt in der Spruchpraris zu Berlin umd 
Wien angenommen (Erf. d. Reichsger. vom 13. Dez. 1879, Rechtipr. I. 144). Die Abſicht 
muß darauf gerichtet jein, die demgöttlichen Weſen ichuldige Ehrfurcht durch Schmähune, 
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Veripottung, Herabwürdigung zu verleßen und dadurch gegen die Religion ee 
achtung an den Tag zu legen. Dieſe Abficht beiteht bei dem Verbrechen der Blasphemie 
nicht immer und nothwendig jchon in der Neußerung gottesläfterlicher Worte oder frevel- 
hafter Flüche an und für fich, weil nicht in jedem läfterlichen Ausrufe oder Fluche 
aus Roheit, Unüberlegtheit, nationaler Unart ſchon unverkennbar die Abficht, Gott 
zu läftern und deffen Heiligkeit herabzuſetzen, enthalten ift. Das Deutjch e StrafGB. g 166 
fordert öffentlich beichimpfende Neukerungen, zur Unterjcheidung von Leichtiertigen 
arglojen Redensarten. Grregung eines Aergerniſſes durch Öffentliche Läfterung 
ift wejentlich, auch wenn nur eine Perjon Aergerniß genommen hat (Erf. d. Reichsger. 
vom 12. Juli 1880, Entich. II. 196 ; Rechtipr. II. 183). Früherestandesitrai- 
recht. Sachjen fordert „zum Öffentlichen Nergernifje“ über Gott und göttliche Dinge 
herabwürdigende, verhöhnende oder verächtliche Meußerungen. Bayern verlangt einen 
Angriff durch Ausdrüde oder Zeichen der Verachtung oder Verjpottung vor einer 
Menichenmenge oder mittels eines Preßerzeugniſſes. Preußen, Sachſen, Thüringen, 
Braunſchweig, Lübeck heben die Gottesläfterung ausdrüdlich hervor in Zufammenfafiung 
mit der derabwürdigung der Gegenstände religiöjer Verehrung, der Lehren, Einrichtungen 
oder Gebräuche, jowie mit der Verumehrung der dem Gottesdienjte gewidnteten Geräth- 
ichaften oder firchlich-iymbolischen Sachen, auch der blos geduldeten Konfeſſionen. 
Unpaſſend wird auch die Aufreizung zum Religionshaffe hierher gezogen, welche unter 
den Gefichtspunft einer Störung des Religionsfriedens fällt, mag fie vermittelit der 
Beihimpfung von Gegenständen religiöjfer Verehrung der bejtehenden Religionspar- 
teien oder auf andere Weije verübt werden. Wichtiger wird die Erwedung des Re— 
ligionshaſſes und die Aneiferung zur Berfolgung fremder Religionaparteien als eine 
eigene Art der Störung des Religionsfriedens behandelt. Uebrigens muß es den 
Belennern und Lehrern der verichiedenen im Staate aufgenommenen Konfeſſionen 
freiftehen, die Untericheidungsmerfmale ihres Belenntnifjes darzustellen und durch 
Antührung ihrer Gründe und Zeugniffe zu rechtfertigen. Auf theologifche Kontro— 
verjen innerhalb der Grenzen einer wiflenichaftlichen Polemik kann das Strafgeſetz 
feine Anwendung finden; nur verhöhnende oder verächtliche Neußerungen, in der 
Abſicht, ein gejeglich anerkanntes oder geduldetes Glaubensbekenntniß herabzumwür- 
digen, überichreiten diefe Grenzen. Der Oeſterr. Entw. von 1868 jtellt den Fall 
mit der Gottesläfterung zufammen, wenn Jemand Andere öffentlich von dem Glauben 
an Gott abwendig zu machen jucht. Mit diefer Redewendung wollte der uns 
beitimmte dunfle Ausdrud Unglaube genauer bezeichnet werden. Durch diefe miß- 
lungene Textirung jollte für die Negation Gottes, für den Atheismus und Ma— 
terialismus ein Plätchen in dem entehrenden Zuchthaufe rejervirt werden. Nach 
diefem undefinirbaren Unrechte müßten auch Schiller und Goethe für ihre 
Götter Griechenlands und ihren Prometheus ins Zuchthaus wandern. Zwiſchen 
Gegenſtänden religiöjer Verehrung und Sachen, die dem Gottesdienjte gewidmet find, 
ift zu untericheiden, und darüber, ob eine Sache dem Gottesdienite gewidmet ilt, 
fann nur das Gutachten der betreffenden Religionsdiener maßgebend fein. Erfordert 
wird, daß in Kirchen und anderen religiöjen VBerfammlungsorten der bejchimpiende 
Unfug an den bezeichneten Gegenjtänden jtattfinde, mithin an Orten, welche an und 
für ſich einen religiöfen Charakter haben, abgeiehen davon, ob dies während einer 
gottesdienitlichen Verrichtung geichieht oder nicht. 

2) VerbrehengegendenKeligionsfrieden. Hierhergehören die Störung 
oder die Verhinderung gottesdienitlicher Handlungen oder anderer öffentlicher oder häus— 
licher Religionsübungen, die Aufreizung zum NReligionshaffe gegen eine fremde Re— 
ligionspartei. Bei der Störung, Verhinderung, Erzwingung, Unterbrechung der 
Religionsübung it das Recht der Belenntniß- und Kultusfreiheit der Mitglieder einer 
im Staate beitehenden Religionsgejellichait das Objekt diefer Art von R. Diejer 
Verbrechen macht jich jchuldig, wer unbeiugt den Gottesdienft oder gottesdienftliche 
Verrihtungen oder andere religiöſe Handlungen und Feierlichkeiten einer gejeglich 
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anerkannten Religionsgeſellſchaft gewaltthätig ſtört oder hindert, oder einen Reli— 
gionsdiener derſelben während ſeiner geiſtlichen Amtsverrichtung beleidigt oder miß— 
handelt oder ohne Zwang und Gewalt eine Religionsübung durch Erregung von 
Unordnung oder ſonſtwie unterbricht oder dabei durch unanſtändiges Betragen 
Aergerniß giebt. Hierbei wird eine öffentliche Religionsübung, nicht die häusliche 
Religionsübung vorausgeſetzt. Die Oeffentlichkeit bedeutet hier ein Begriffsmoment, 
gleichviel ob die Religionsübung im Gottesdienſte oder unter freiem Himmel oder 
in einem Privathauſe vorgenommen wurde. Nur Württemberg und Altenburg for— 
derten im Falle der Verhinderung oder Störung des Gottesdienftes durch gemalt: 
thätigen Ginfall, daß diefer an einem beftimmten religiöfen Verſammlungsorte jtatt- 
gefunden habe. Preußen, Oldenburg hatten nach Franzöſiſchem Muſter auch den 
Zwang der Ausübung gottesdienftlicher Handlungen in den Thatbeitand aufgenommen, 
wobei e& nur auf einen öffentlichen Gottesdienit anfommt, nicht auch darauf, daß 
die benöthigte Religionsgemeinichait Korporationsrechte habe. Das Deutiche Strat- 
GB. $ 167 fpricht nur don Hinderung der Ausübung des Gottesdienftes durch 
Thätlichkeiten oder Drohungen und verhängt Gefängniß bis zu drei Jahren darauf. 
In Defterreich macht fich des Verbrechens der öffentlichen Gewaltthätigfeit ſchuldig, 
wer gegen einen Geiftlichen durch gewaltfame Handanlegung oder gefährliche Drohung 
die Vornahme einer geiftlichen Amtsverrichtung zu erzwingen jucht. Der Defterreichiiche 
Entwurf von 1874 8 179 bedroht mit Gelängniß bis zu drei Jahren auch die 
Verhinderung oder Störung einzelner gottesdienftlicher Verrichtungen oder Andachts- 
übungen einer gefeßlich anerkannten Religionsgeiellichaft. — Die Störung der gottes- 
dienftlichen Handlung muß fich nicht auf die ganze verfammelte Gemeinde oder den 
geiftlichen Funktionär eritreden; es genügt die Störung einzelner am Gottesdienft 
theilnehmenden Perfonen, auch wenn diejelbe alabald wieder bejeitigt wurde. Cine 
blos Tahrläffige Störung ift nicht genügend. Einige Geſetze trafen jede Art von 
Verhinderung oder Störung gottesdienftlicher Verrichtungen oder Verhandlungen, 
gleichviel, ob fie in der Kirche oder außerhalb derjelben ftattgefunden hat, namentlich 
bei Prozeffionen, kirchlichen Begräbniffen ꝛc. Diefer Fall ift von jenen zu unter= 
jcheiden, in welchen eine Beichimpfung einer Religionsgejellichait liegt, wobei eben 
nur gefordert ift, daß die Handlung in einer Kirche oder in einem anderen religiöjen 
Deriammlungsorte, keineswegs während einer Nitualverrichtung verübt wurde. Das 
Deutiche StrafGB. bedroht die Verübung eines bejchimpfenden Unfugs, alfo nicht 
jeden Unfug in einer Kirche und jet dabei eine VBeichimpfung gegen den religiöjen 
Verfammlungsort fowie gegen deſſen Beitimmung voraus, wobei nicht erforderlich ift, daß 
die Religionsgefellichaft, in deren VBerfammlungslofal der beichimpiende Unfug verübt 
wird, Korporationsrechte habe, wie Rüdorii, Strai®ßB. 1877, zu $ 166 und 
v. Liszt, Deutiches Neichaftrairecht 1881, ©. 366 bemerken. Auch die Altkatholifen 
genießen diefen Strafichug nach Preußiichem Geſ. vom 4. Juli 1875. Der Angriff 
des Gottesdienstes ift micht nothmwendig durch die Vornahme einer religtöjen Amtes 
verrichtung von Seite eines Neligionsdieners bedingt. 

Zu den Verletzungen der Gegenftände religidjer Verehrung gehört auch die muth— 
willige oder boshafte Verleßung von Grabftätten und die Entweihung von Leichen. 
Zu einem Grabe wird ein Ort erit durch die Zweckbeſtimmung der Leichenbeerdigung. 
Die Möglichkeit der Verlegung religiöfer Pietät wird bei der Grabichändung voraus— 
gejeßt. Der Zodtenkultus ift bei allen gebildeteren Völkern unter Straffchuß geitellt. 
Nachdem das Begraben in geweihter Erde kirchlich als Recht des chriftlichen Todes 
aufgefaßt worden ift, konnten die Entwendung oder Beichädigung von Gegenständen, 
welche Todten mit ins Grab gegeben find, oder Mikhandlungen und Ausplün- 
derungen der Leichen, nicht mehr unter den Begriff gemeiner Diebjtähle, Verun— 
glimpfungen oder Beichädigungen fallen, abgejehen davon, daß blos von einem 
Quafidiebjtahl an Gegenftänden, die in Niemandes Inhabung find, die Rede jein 
fann. Wenn Entwendungen an Gegenftänden, welche an Grabdenkmalen ſich be= 
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finden und Gigenthum der Familie der Verfchiedenen find, ftattgefunden haben, läßt 
fic) von Diebereien fprechen. Der Oeſterr. Entwurf $ 181 beitraft auch unbefugtes 
Hinwegbringen einer Leiche oder Theile derjelben von zur Aufbewahrung oder Be— 
erdigung von Xeichen beitimmten Orten. Wer von einem Grabdenfmal, einer Leiche 
oder aus einem Grabe eine Sache in rechtswidriger Zueignungsabfiht wegnimmt, 
ift gleich einem Diebe zu beitrafen (RStrafGB. $ 168). Die Zerjtörung oder Be— 
ichädigung von Gräbern und Grabdenfmalen ohne Entwendung wird als eine qua= 
Lifizirte Sachbejchädigung behandelt. Unrichtig wird diejes Delikt im Syſteme dieſes 
Gejegbuches dem Diebjtahle beigezählt. Baden bejtraite die unbefugte Gröffnung 
eines Grabes mit Gefängniß, wenn damit eine Entwendung aus dem Grabe ver- 
bunden war, mit Sreisgefängniß oder Arbeitshaus. Wer einen nicht beerdigten 
Leichnam oder Theile davon entwendet oder einen jolchen Leichnam unbefugt ver- 
jtümmelt, wird auf Antrag von Gefängnißitrafe getroffen. Sind diejenigen, welchen 
die Sorge für die Beerdigung obliegt, durch die Verftümmelung eines Leichnams zu 
wiſſenſchaftlichen Zwecken ſo tief verletzt, daß ſie den Strafantrag ſtellen, dann ſoll 
der Richter eine Strafe, wenngleich eine geringere ausſprechen. Erſchwerend iſt, wenn 
die Beſchädigung von einer zur Aufficht über die Gräber angejtellten Perſon be— 
gangen wurde. 

Es geht zu weit, wenn die Wegnahme eines Theiles einer Leiche aus dem Ge— 
wahrſam der berechtigten Perjonen mit längerem Gefängniß bedroht wird. Bedenkt 
man, daß bei Sektionen von inneren Theilen der Xeiche häufig aus wiffenjchaftlichen 
Gründen Ginzelnes angeeignet wird, jo ericheint diefe Strafe bei dem Nichtvorhans 
denjein einer gewinnfüchtigen Abficht zu Hart. Der beichimpfende Unfug gegen den 
Zodtenkultus ift es vor Allem, welcher die Strafbarfeit diejes Delikts begründet, 
und liegt der Handlung gewinnjüchtige oder nichtswürdige Abficht zu Grunde, jo 


ericheint die Entziehung bürgerlicher Ehrenrechte begründet. 

Lit. u. Gigb.: Goltdammer, Arch. X. 793; XVI 363, 442, 513. — Waſer, 
Defterr. Gerichtögeitung 1853, Nr. 50, — Jagemann, Friminalteriton, 1854, ©. 405. — 
Sufnag el, Komment. zum Württemb. Strafgeieß, I. S. 497-500. — Motive zu bem 

ordd trafgeieß: Entwurf 1869. — Die Lehrbücher von Berner, a v. Pe — 

Wahlberg ın v. Een In rehtlike 3 Handb. d. Strafrechtö Bd. In. Haager, 

Sind die Altkatholifen in rechtlicher Hinficht noch — ieder der —E Ricche er ala 

u. berechtigt, den in $ 166 des StrafGB. gewährten Staatsſchutz in ty Bienen‘, 
4. ablberg. 


Remiſſion des Pachtzinſes (remissio mercedis) ijt der auf Billigkeits— 
gründen beruhende Nachlaß des Pachtzinſes, welchen bei außerordentlichen Unglücks— 
fällen der Früchte der Pächter eines Kandgutes von dem Verpächter geſetzlich fordern 
fann. Nach allgemeinen Grundjägen muß der Verpächter dem Pächter gewähren: 
ut re conducta frui liceat (l. 9 pr.; l. 15 pr. D. 19, 2). Wenn alfo der Pächter 
an fich in dieſe Lage verſetzt worden ijt, wenn er ſich vertragsmäßig der verpachteten 
Sache bedienen konnte, durch zufälligen Untergang oder Verjchlechterung der jtehenden 
Früchte aber um den erhofften Genuß beraubt worden ijt, jo jteht ihm ein juriſti— 
cher Anſpruch auf Erlaß oder Schmälerung des Zinjes gegen den Verpächter nicht 
zu. Aber die Billigkeit erfordert e8, daß der Verpächter in Mitleidenjchaft gezogen 
werde. Daß allein auf die aequitas der R.anipruch von den Römischen Jurijten 
begründet wurde, ergiebt fich daraus, daß dem Pächter feine Klage auf das Intereſſe, 
jondern nur eine exoneratio mercedis gewährt wurde (l. 15 $ 7 D. 19, 2), 
welche von dem Recht auf Gemwährleiftung jtreng zu jcheiden iſt (Wernher, 
Comment. ad Dig. XIX. 2, $ 13). Im Gem. Recht hat man jedoch dieje Unter— 
icheidung aufgegeben und die R. juriftiich zu rechtfertigen verſucht. Man gelangte 
zu der Auffafjung, daß, da nach den Grundjäßen der Acceſſion die noch nicht ge= 
jammelten Früchte in das Eigenthum des Verpächters fallen, diejer die Früchte jelbit 
dem Wächter zu gewähren habe und daß die jtillichweigende Vorausſetzung der 
Pachtzinspflicht die wirkliche Ziehung der Früchte ſei (Glüd, Bd. 17 ©. 447). 
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Diefe unrichtige Anficht wird auch Heutzutage noch vertreten (Sell, a. a. ©., 
©. 201 ff.; v. Vangerow, $ 641, A. 1) und iſt auch in neuere Gejegbücher über: 
gegangen. (Ueber 1. 15 pr. $S 1, 2 D. 19, 2 vgl. Jacobi, a. a. O. ©. 16ff.; 
Sintenis, II. ©. 662, N. 74; Förſter, Preußiiches Privatrecht, II. ©. 226 
und bei. U. 329.) 

Voransjegungen der R. 1) Die Gewinnung (Perzeption) der Früchte muß 
vereitelt jein. Dieje Beichränfung erklärt fich nicht daraus, daß mit der Perzeption 
Eigenthum und Gefahr auf den Pächter übergeht (v. Bangerow, a.a.D.), jondern 
weil die Römer den durch Billigfeit gewährten Vortheil auf das Engite begrenzen. 
Gemeinrechtlich hielt man aber die Perzeption erit dann für geichehen, wenn die 
Früchte eingejcheuert bzw. auf den Boden gebracht waren (Glüd, ©. 458 ff.), ja 
die Praris (Öymmen, Beiträge, VI. 90) ging jogar dahin, daß fie jelbit R. bei 
Unglüdsjällen vor der mweuen Ernte und bei nicht gehöriger BVerfilberung annahm 
(Jacobi, aa. O. ©. 26 fi.; Glüd, ©. 459). 2) Der Schaden muß ein be- 
trächtlicher jein (1. 25 S 6 D. 19, 2), wobei vieljach unzuläffiger Weile die 
Grundjäße von der laesio enormis angewandt wurden (j. d. Art. Laesio enor- 
mis, vgl. Glüd, ©. 465 fi.; Jacobi, ©. 40 fi.), während nach richtiger Mei— 
nung das Ermeſſen des Richters im fontreten Falle zu enticheiden hat. Gritredt 
fich die Pacht auf mehrere Fruchtperioden, jo jollen die Erträge der bejieren Jahre 
mit denen der jchlechteren aufgerechnet werden (l. 15 $ 4 D. 19, 2; 1.8C. 4, 
65; C. 3, X. III, 18), jo daß, wenn das Mißjahr vorhergeht, der bereits gewährte 
Grlah eondigirt werden fann. (Ueber weitere Streitiragen vgl. Jacobi, ©. 52ff.) 
Die Höhe des Erlaffes beftimmt fich aus dem Verhältniß der durch Sachveritändige 
zu ermittelnden gewöhnlichen Ernte und der wirklich gemachten (v. Florencourt, 
Abhandlung aus der juriftifchen und politischen Rechenkunſt, S. 250 ff.; Jacobi, 
©. 43 ff.). 3) Aeußere und außergewöhnliche Unglüdsfälle müffen den Schaden 
veranlaßt Haben, welchen der Pächter abzuwenden nicht im Stande war (l. 15 
$ 2;1.25$6D. 19, 2). Hierzu werden nicht blos ungewöhnliche Naturereig- 
niffe (Seuffert, Archiv XII. S. 150, Glüd, ©. 355), jondern auch räuberiiche 
Ueberfälle und Beichädigungen im Kriege gerechnet. 4) Gemeinrechtlic) wird auch 
noch eine jofortige Anzeige von dem Unglück an den Verpächter verlangt (Jacobi, 
S. 38, 91.) 

Die R. kann ſowol im Wege der Klage ald der Einrede (Kompenjation) gel— 
tend gemacht werden, die vorbehaltloje Bezahlung des Zinjes gilt aber als jtill- 
jchweigender Verzicht auf R. Auch ausdrüdlich kann auf die NR. verzichtet werden 
(1. 8 C. 4, 65); eine ſolche Gntjagung unterliegt den allgemeinen Auslegungäregeln 
und ift im Zweifel nur auf die Unglüdsfälle, von welchen die Frucht, nicht auch 
Grund und Boden betroffen wird, zu beziehen. Wegen der in der colonia partiaria 
liegenden Geſellſchaft erledigt fich der Erlaßanſpruch bier von jelbit (I. 25 S 6 
D. 19, 2). 

» Bei emphpteutifchen Grundjtüden findet eine R. des Kanon. (trog 1. 15 S 4 
D. 19, 2) nicht jtatt, weil dieier nur eine Anerfennungsgebühr für das beitehende 
Dbereigentyum, nicht ein Entgelt für die Fruchtziehung iſt. Doch haben Partiku— 
largejege bei Grbzinsgütern eine R. zugelafien, um die Bauerngüter im leiſtungs— 
fähigen Zujtande zu erhalten (vgl. Bejeler, Deutiches Priv.R., ©. 762 Not. 20). 

Von den neueren Partitulargefegen jteht der Cod. Max. Bav. ganz auf den 
als richtig anerfannten Grundjäßen des Röm. Rechts, indem er einen Schaden ver= 
langt, welcher „nicht aus innerlihem Mangel des Beitandgutes jelbft, jondern von 
äußenlich-unverjehen- und ungewöhnlichen Zufällen“ herrührt. Das Oeſterr. BGB. 
enthält als bejondere Abweichung vom Gem. Wecht die Anwendung der laesio 
enormis auf den Pachtvertrag und beichränft die Unglücksfälle richtig auf die Zeit 
bis zur Separation; auch verlangt e& Anzeige und Konftatirung der jchadenden Bes 
gebenheit. Das Preußische Allg. ER. jpiegelt in der Fülle feiner Vorfchriiten über 
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die N. Saft gänzlich die damalige Gem. Praris mit ihren jalichen Aufraffungen 
wieder; es unterjcheidet zwiſchen Totale und Partialremiffion. Erſtere ift vorhanden, 
wenn durch alle Wirthichaftsrubriten yufammengenommen nicht jo viel übrig bleibt 
ala der Zins beträgt; lehtere tritt ein bei Mißwachs oder Verluft von Getreide. 
Die R. iſt auch begründet für Unglücställe durch Brand, Waflernoth und feindliche 
Fouragierungen nach der Perzeption. Es beiteht für den Pächter bei Verluſt feines 
Anipruches eine Anzeigepflicht und die Aufitellung einer genauen Adminiftrations- 
rechnung behufs Beitimmung der zu erlaflenden Summe; in dem Verzicht auf R. 
ift der durch Kriegsſchäden entitandene Verluſt nicht inbegriffen. Der Code civil 
beichränft die R. wegen Untergangs oder Mißwachſes der noch nicht jeparirten Früchte 
nur auf den Fall, daß diefe die Hälfte oder weniger des gewöhnlichen Grtrages 
ausmachen. Bei einem mehrjährigen Pachtvertrag findet Aufrechnung der guten und 
ichlechten Jahre jtatt, weswegen die R. erit nach Ablauf der Pacht gefordert werden 
fann; doch darf mit richterlicher Grlaubniß der Pächter fchon vorher einen ver: 
hältnigmäßigen Theil des Zinjes zurüdbehalten. Der Pächter kann jedoch die 
Tragung der Gefahr ausdrüdlich übernehmen, doch bezieht fich ein folcher Verzicht 
der R. nur auf die gewöhnlichen Unfälle. 

In neuefter Zeit hat die Entwidelung des Verficherungsmweiens dahin gerührt, 
daß der Verzicht der R. die Regel der Pachtverträge bildet. Mol aus diefem Umſtande 


iſt es zu erflären, wenn das Sächfiiche BGB. eine R. un ur mehr — 

Ouellen: 15 582-7; 125 56 D. 19, 2.—18C. 0.38 X.8 
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Remotion des Vormundes (postulatio suspecti tutoris, recusatio suspecti) 
iſt die ſchon ſeit den zwölf Tafeln (Bruns, Fontes, p. 23) eintretende Entfernung 
des Vormundes aus feinem Amt, deffen er fich unmürdig oder unfähig gezeigt hat. 
Die Gründe der R. find mannigialtig, nicht blos wirkliche Benachtheiligung des 
Mündels durch fraus und dolus, jondern auch Fahrläffigkeit, Ungeichielichkeit, unedle 
Geſinnung, zweite Che der Mutter führen die NR. herbei (die Quellen enthalten 
zahlreiche Beijpiele). Das Röm. Necht fannte urfprünglich nur eine förmliche Ans 
flage auf R., deren Erhebung im Intereſſe des Mündels möglichit begünitigt wurde 
(l. 3 pr. D. 26, 10). ®Perpflichtet zur accusatio waren alle Mitvormünder, be— 
rechtigt Jedermann, jogar rauen, ſofern fie aus Verwandtſchafts- oder Pietätsrüd- 
fichten einen Grund» zum Gintreten für den Pupillen hatten. Auch diefem ſelbſt 
wird nach erreichter Mündigfeit und Anhörung jeiner nächiten Verwandten die ac- 
cusatio geitattet. Später konnte dieje auch durch ein Ginjchreiten der Obrigkeit von 
Amtswegen erjeßt werden. Die Gnticheidung über die R. gebührte den höheren 
Magiftraten, welche jelbitändig und ohne judex das Verfahren leiteten. Dem tutor 
suspectus wurde nicht nur Gehör gewährt, jondern auch — wenngleich nur unter 
gewiilen Garantien — ein defensor und procurator für ihn zugelafjen. Das Dekret, 
welches die R. ausjprach, war in den ältejten Zeiten mit Anfamie verfnüpit, jpäter 
ließ man diefe nur eintreten, wenn der Rechtsgrund in dem dolus des tutor lag 
und ausdrüdlich in dem Urtheil ausgeiprochen wurde. Daneben kamen allmählich 
auch mildere Arten der R. auf, wie Beiordnung eines curator, Unterſagung der 
gestio ıc., welche mit Ghrenfolgen nicht begleitet waren. Während jchwebenden- Ver= 
fahrens über die R. wurde dem Mündel ein Anterimsvormund beitellt und die 
Vormundichaft des suspectus hörte nicht ſchon mit der wirklichen Abſetzung, jondern 
erit mit der Ernennung eines Nachfolger au. — Auch nad; Altdeutichem Recht 
gab es eine Klage auf Entiernung des ungetreuen WVormundes (balemunden). — 
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Durch die Reichsgeſetze werden die Obrigfeiten verpflichtet, von Amtswegen die 
Vormünder zu überwachen und ihre Pflichtvergelfenheit zu ahnden. Dieie jtetige 
Aufficht, mit welcher eine alljährliche Rechnungslegung verknüpft ift, machen nicht 
nur die Fälle der N. jeltener, jondern jchließen auch die Popularflage aus. Des: 
halb tritt im heutigen Gem. Recht, welches übrigens die Römifchen Grundjäße voll 
ftändig aufgenommen hat, das Verfahren ohne eigentliche Anklage, auf Denuntiation 
oder von Amtswegen ein. — Dieſen Standpunkt des Gem. Rechts nimmt volljtändig 
der Cod. Max. Bav. ein, der die auch im Gem. Recht übliche arbiträre Strafe gegen 
den Vormund wegen dolus und culpa lata verhängt. Auch nad Defterr. BGB. 
tritt wegen Pflichtwidrigfeit oder Unfähigkeit des Vormundes oder wegen nachträg: 
lichen Gintritts von Greigniffen, welche ihn von Anfang an von der Vormundichatt 
ausgejchloffen hätten, Entlafjung von Amtswegen ein; daneben fann aber auch auf 
Antrag des Vormundes oder der Mutter und Brüder, welche jelbit die tutela über: 
nehmen wollen, eine Entfernung erfolgen. Das Sähjiihe BGB. läßt bei eintre 
tender Unfähigkeit jofortige Entlaffung eintreten und berechtigt zu derjelben das Por: 
mundjchaftsgericht, wenn fich der Vormund pflichtwidrig, nachläffig, ungeſchickt erweiſt 
oder jonjt des Vertrauens verluftig wird. Die Entlaffung joll in der Regel am Ende 
des Rechnungsjahres erfolgen. DiePreuß. Bormundichaitsordnung vom 5. Juli 
1875 fennt eine Entjegung und eine Entlafjung des Vormundes. Erijtere tritt ein, 
wenn fich der Bormund pflichtwidrig erweift. Die GEntlaffung erfolgt: 1) weil der 
Vormund ſich als gefetlich unfähig erweift; beiteht diefe in dem Verluſt der Hand: 
lungsfähigkeit, jo bedarf es einer befonderen Entlaffung nicht, fondern die Vormund— 
ichaft erliicht ipso jure; 2) weil erhebliche Gründe zur Entlaffung vorliegen und 
der Vormund die Entlaffung beantragt; gegen feinen Willen joll ein Vormund nicht 
ohne Grund entlaffen werden, über die Wichtigkeit enticheidet richterliches Ermeſſen; 
einige Fälle ($ 23 Nr. 4— 7) find vom Geſetz ausgezeichnet; 3) weil die zur Füh— 
rung der Vormundſchaft erforderliche Genehmigung (Bormundichaftsordn. $ 22) nicht er⸗ 
theilt oder wieder entzogen wird. Die PVorjchriften finden auch auf den Gegen 
vormund Anwendung. Der Entiegungsatt erfolgt durch einfachen Beichluß des Vor— 
mundichaftsrichters, welcher mit Gründen zu verjehen und dem Vormund zuzujtellen 
it. Diefem fteht binnen vier Wochen feit der Zuftellung Beichwerde an das Yand- 
gericht zu, von deſſen Entjcheidung die weitere Beichwerde an das Kammergericht 
geht. Wach Code civil wird die R. aus denjelben Gründen, wie im Gem. Redt, 
zunächit dem Familienrath vorgelegt, der auf Antrag eines Verwandten oder von 
Amtswegen durch den Friedensrichter berufen wird. Auf Widerjpruch des Ver 
dächtigen wird im gewöhnlichen Verfahren von dem Gericht erjter Inſtanz ent 
ichieden. — Unabhängig von der R. ift das Strafverfahren gegen den Vormund 
wegen Untreue, 

Quellen: Tit. Inst. 1 26; Dig. 26, 10; Cod., 5 43. — Sächſ. Ep. al. * 
RPol.Ordn. Tit. 32 rar 3. — Cod. Max. Bav. I. 78 I28, 24. — Oeſterr. dos, s 254 
bie 259. — Sächſ. BGB. SS 1973, 1978-1980, — Preuß, Norm.Ordn. dom 5. Sulı 1875 5 
$ 63. — Preuß. AG. zum GBG. vom 24. April 1878 SS 26, 40. (Bal. Kanier, Die 
Reicheſuſtigeſehe und Preuß. AG. ꝛc., 2. Aufl. 1880, ©. 451, 457.) — Cod. civil art. 421, 
413 ss. — Code pen. art. 42. — RStraf®B. $ 266 Nr. 1. 

git.: Glüf, XXL ©. 41 ff. — Rubdorff, Borm., II. ©. 176 ff. — Kraut, Vorm, 

©. 402—406. — Gupet, Abhandl., Nr. 8. — Hertel, De suspectis tutoribus, Magdeb. 
ie — Die Kommentare zur vreuß. Vorm.Ordn. von Dernburg, me 
Helle u. 4. j Kayſer. 

Remuneratoriſche Schenkung iſt die Schenkung, deren Beweggrund in der 
Dankbarkeit des Schenkers liegt. Während bei anderen Rechtsgeſchäften der von den 
Parteien verfolgte Zweck in der Regel ohne Einfluß iſt, prägt jeder Schenkung der 
in ihr liegende Zweck des Wohlwollens einen beſonderen Charakter auf, welcher die 
eigenthümlichen Regeln über Schenkung zur Folge hat. Daß neben dieſem allgemeinen 
Zweck noch der beſonders beabſichtigte, z. B. des Mitleidens, der Großmuth, Liebes— 
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pflicht, Freundſchaft ꝛc. auf die rechtliche Beurtheilung feinen Einfluß äußert, darüber 
berricht alljeitige Einftimmigkeit. Dagegen jtreitet man im Gem. Recht über den 
Fall, daß Dankbarkeit für empfangene Dienste oder Leiftungen die Schenfung her: 
beiführte. Die Quellen des Röm. Rechts legen der bejonderen Art des Wohl: 
wollens (affectio) feine Bedeutung bei; fie ſtellen honestae donationes erga bene 
merentes amicos und inhonestae (3. ®. erga meretrices) ganz gleich (I. 5 D. 
39, 5). Wollte man überhaupt jchenfen, jo fam e& auf den Beweggrund nicht an 
und man fonnte das Geleiftete auch nicht zurüdiordern, wenn fich diefer als falſch 
erwies (1. 65 $ 2D. 12, 6;1.388 7D. 12,4; 1.108 13 D. 17, 1; 1. 12 
eod.). Gutgläubige Erbichaftsbefiger ſollen für r. Sch. nicht haften, „quamvis ad 
‘ remunerandum aliquem sibi naturaliter obligaverunt (l. 25 $ 11 D. 5, 3), allein 
wie in vielen anderen Fällen (1. 268 12; 1. 3282 D. 12,6; . 54 S 1 D. 
47, 2) ift bier die Naturalobligation nicht im technischen Sinne aufzufaffen, ſondern 
auf Anjtandsrücdfichten zu deuten, welche Jemanden zu gewiffen Zeiftungen bewegen 
fönnen. Nur in einer einzigen Stelle wird die r. Sch. an den Lebenäretter als 
merces bezeichnet und diejer Fall von allen Schenkungsbeſchränkungen des Gincischen 
Gejeges, der Widerruflichkeit, der Jnfinuation, der Ungültigkeit unter Ehegatten aus— 
geichloffen. (l. 34 $ 1 D. 39, 5; Paull. SR. V.11$6; 1.198 1ıD. 
eod. deutet offenbar auf eine obligatorische Verpflichtung wegen empiangener operae 
liberales, eine jolche liegt auch in dem thatjächlichen Verhältniß der 1. 27 in Ver— 
bindung mit 1. 32 D. 39, 5.) Auf Grund diefer Quellenbelege muß die Anficht, 
welche in der r. Sch. eine reine Schenkung fieht — mit Ausnahme der Lebens— 
rettung —, als die richtige betrachtet werden (Keller, Pandekten, $71; Wind- 
icheid, $ 868). Ihr gegenüber wird von Einigen die r. Sch. als Erfüllung einer 
Naturalobligation (vgl. Marezoll, ©. 31; Meyerfeld, ©. 376 ff.), von An— 
deren als onerojer Vertrag mit allen jeinen Wirkungen angejehen (Schweppe, 
Privatrecht, $ 499), von Anderen endlih (BPuchta, $ 71; Arndts, $ 83; Sa- 
vigny, IV. ©. 94; Sintenis, $ 23, Anm. 11; v. Bangeromw, I. $ 125; 
Mühlenbruch, Lehrbuh, 5 443; Meyerjeld, IL ©. 374 fi; Marezoll, 
Zeitſchrift, J. ©. 30 ff.; Schilling, Inſtitut. ©. 921 ff.) find zahllofe Mittel- 
meinungen aufgeitellt worden, welche bald die eigenthümlichen Regeln der Schenkung 
anwenden, bald ganz oder theilweife ausjchließen. Harburger, ©. 15, tritt wieder 
für die Savigny'ſche Meinung ein, wonach bei der r. Sch. der Begriff der 
Schenkung mit allen ihren Folgen auägefchlofjen jein jol. Die Praris jchwantt. 

Bon den Partikulargejegbüchern nimmt der Cod. Max. Bav. die Schenkungen 
in „Remunerationen fonderbar- und ermweislicher Verdienſte“ von der Infinuation 
aus; das Deiterr. BGB. folgt der richtigen Anficht, indem es die r. Sch. den 
übrigen gleich ſtellt, vorausgefeßt, daß der Beſchenkte auf die Leiftung fein Klage— 
recht Hatte, jonjt Liegt ein entgeltlicher Vertrag vor. Auch der Code civil ftellt für 
r. Sch. feine abweichenden Grundjäße auf. Dagegen ſteht da8 Preuß. Allg. IR. 
auf der umrichtigen, 3. 3. der Redaktion herrichenden Gem. Praxis; es jet eine 
löbliche Handlung oder wichtigen Dienjt de Empfängers voraus, den diefer im Be— 
jtreitungsfalle zu beweifen hat. Die Beweislaft geht auf den Anfechtenden über, 
wenn — was dorgejchrieben iſt — das jchriftliche WVeriprechen die zu belohnende 
Handlung enthält. Der Widerruf findet nur wegen Uebermaßes ftatt und fteht den 
Notherben nicht zu. Das Sächſ. BGB. ſchließt Form und Widerruf nur dann aus, 
wenn durch die Schenkung Dienftleiftungen vergolten werden, welche gewöhnlich be— 
zahlt zu werden pflegen, und der übliche Preis der Schenkung gleichfommt. 


Quellen: 1.5; 1.19 $ 1; 11 27; 32; 34 8 1 D. 39, 5. — Paull., Sent. Rec. V. 
1186.—1.258$ 11 D. 5, 3. — Cod. Max. Bav. III. 8 5 8. — Oeſterr. BEB. $$ 940, 
en Code civ. art. 960. — Preuß. Allg. ER. I. 11 $$ 1169-1177. — Sächſ. BEB. 
v. Holgenborff, Enc. II. Rechtslexikon II. 3. Aufl. 28 
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Lit.: Außer den Lehrbücern: v. Meyerfeld, Die Lehre von ben Schenkungen nach Röm. 
Recht, I. $ 19. — Savigny, Syſtem, IV. $ 158. — Schilling, Inftit., S. 921-961. — 
Marezoll, Zeitſchr. für Eivilreht und Proz. I. S. 30—40. — Harburger, Die r. Sch., 
Nördlingen 1875. — Löwenfeld, Krit. V.J. ſchr. XXI. ©. 110 fi. — Gruchot, Beitr., 
VII. €. 159 ff. Kapier. 


Remus, Georg, 5 4. 1. 1561, machte große Reifen, trat 1589 in die Dienfte 
des Grafen von Wied, wurde 1600 Konfulent in Nürnberg, 1624 Profanzler in 
Altorf, 7 16. VII. 1625. j 

Schrift: Nemesis Carolina, Herborn. 1594, 1600; Francof. 1618 (Abegg, Gobleri 
— CCC et G. Remi Nemesis Carolina, Heidelb. 1837). 

it.: Will, Nürnberger Gelehrtenleriton, III. 294—299; VII. 244 ff. — Nypels, 
No. 925, 1277. — v. Wädter, Gem. Net, ©. 87. — dv. Stinking, Geld. der Deutichen 
Rechtswifſenſchaft (1880), I. 636. Zeihmann. 


Nenazzi, Filippo Maria, 5 1742 zu Rom, 1768 Profeſſor daf., F 1808. 

Schriften: Index conclusionum in decisionibus S. Rotae, Rom. 1760. — Elementa 
jur. crimin., 1773, 75, 81; Boy. 1826; Florent. 1842 (Synopsis 3. ed. Rom., 1835; ital. von 
Zuppetta, Nap. 1837, von Loretti, 1844). — Saggio sopra l’impunitä legitima o l’asilo, 
Liv. 1774. — De ordine s. forma judie., 1776, 1828. — De sortilegio et magia, Venet. 
1792; Rom. 1803, — Annali degli elementi di diritto crim., Siena 1794; Cat. Rom. 18283. — 
Ricerche sulle varie maniere di contrar le nozze gli antichi Romani, Siena 1807. — 
Storia dell’ universitä degli studi, Roma 1803—1806. 

git.: Cancellieri, Elogio di R., Rom. 1819. — Nouv. Biogr. gener. univ., Par. 
1862, Vol. 41. — Nypels, te 32, 33. — Sclopis, II. 610. — Carmignani, 
Storia 1851, IV. 201. — Savigny, III 320. Teihmann. 


Nenouard, Auguftin Charles, & 22. X. 1794 zu Paris ala Sohn 
eines Buchhändlers, wurde 1830 im Yuftizminifterium angeftellt, 1837 Rath am 
Kafjationshofe, Mitglied der Kammern und des Inſtituts, 1861—77 procureur 
general am Kaſſationshofe, im Mai 1876 senateur inamovible, T auf Schlof 
Stors bei l'Isle Adam 17. VIII. 1878. 

Schriften: Projet de quelques ameliorations dans l’&ducation publique, 1815. — 
Elsments de morale 1820, (3) 1824. — Consid. sur les lacunes de l’enseignement secon- 
daire, 1824. — Melanges de morale, d’&conomie et de politique, extraits des ouvrages de 
Benjamin Franklin, 1824, (3) 1853. — Traitt des brevets d’invention 1825, (3) 1865. — 
Trait& des droits d’auteur, 1838. — Traité des faillites et des banqueroutes, 1842, (3) 
1857. — Du droit industriel dans ses rapports avec les principes du droit civil, 1860. 


git.: Bibliographie de la France 1878 No. 52, p. 214—216. — Gazette des Tribunaux 
No. 15963, 16326. — Revue generale 1878, p. 524—528, 540. — L’Illustration 31 aoüt 
1878, No. 1853. — Charles Renouard. Discours prononces à la cour de Cassation 1871— 
1877, precedes d’une notice sur sa vie par Charles Richet, Paris 1879. — Le tribunal 
et la cour de Cassation, 1879 p. 403—406, 541, 542. — Revue de droit international X. 
(1878) p. 269. Zeihmann. 


Rente, Rentenkauf. Soweit die R. nicht als ein perjönliches R. konitituirt 
ward, erjcheint das Nentenrecht als ein R. an fremder Sache, vermöge deffen der 
Rentherr von jedem Befiger derjelben die Zahlung einer R. beanjpruchen kann, 
deren Ausbleiben ihn befugt, fich an die Sache zu Halten. Das ältere Deutſche R. 
hat nur dieje ala Grundlaft konjtituirte R. gekannt und ihr als einem hochwichtigen 
Faktor des damaligen wirthichaftlichen Lebens eine eigenartige Ausbildung ge— 
geben. — Das Rechtsgeichätt, durch welches die R. in der Negel begründet wurde, 
war der Rentenkauf. Derjenige, welcher fich gegen Hingabe einer Geldfumme das 
Recht des Nentenbezugs verichaffte, hieß Rentenkäufer, Gültherr, Nentherr, Rentner; 
der andere Kontrahent: Rentenverfäufer, Gültmann, Nentenichuldner. Die gekaufte 
Rente konnte nicht nur in Geld, jondern auch in Naturalien beitehen. Die Ent: 
ſtehung wie die Uebertragung des Rentenrechts war häufig an den öffentlichen 
tormellen Akt der Auflaffung gefmüpft. Cs zählte rechtlich zu den unbeweglichen 
Gütern. Demnach bedurfte der Veräußerer einer R. der Zuftimmung der nächſten 
Erben. Die R. wurde aus dem Haufe, aus dem Grumdjtüde gekauft; das Geld 
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wurde „in das Haus gethan“. „Das Haus zinäte“, das heißt, nur die belajtete 
Sache war für die R. verhaftet. Der Beſitzer konnte nicht auch mit jeinem übrigen 
Vermögen im Erekutionswege in Anjpruch genommen werden; er war in der Lage, 
fih durch Dereliftion des belajteten Objekts von der Haftung für die R. (jowol 
die laufenden, al3 die verjeflenen Zinfen) zu befreien. Rückſtände blieben auf der 
Sache liegen, fie bildeten nicht etwa eine perjönliche Schuld desjenigen, unter deſſen 
Eigenthumsperiode fie entitanden waren, Mondern es mußte der Befiter der Sache 
auch die Schulden des Vorbeſitzers bezahlen, wenn er es nicht darauf ankommen 
laffen wollte, daß der Rentenberechtigte fich aus dem Haufe bezahlt machte. Kine 
durchichlagende Belegitelle für dieſen früher vielfach angezweifelten Rechtsſatz bildet 
die Gloſſe zu Art. 20 des Sädhi. Weichbilds (vol. Thl. I. 190): Von Eigen wie 
man das vorgebin moge zu wichbilde rechte. Sie jagt nämlich: Wäre ver- 
jeffener Zins auf dem (aufgelafjenen) Gute und hätte der, welcher den Zins verjaß, 
das Gut verfauft mit allen Rechten, wie er es hatte und der andere es in dieſer 
Weife empfangen vor gehegter Bank, er müste den zins selber legen, dem is vor- 
reicht wart (aufigelaffen wurde). Der Rentenherr hatte eine Zinsgewere an der 
Sache, welche fi auch vom Standpunkte des heutigen Rechts als ein Recht an der 
Sache daritellt, und im Fall der Säumniß darin äußerte, daß er das Gut fich zu— 
eignen oder verganten laſſen fonnte. Partitularrechtlich hatte der Rentner wegen 
verjejlener Renten auch ein außergerichtliches Piändungsrecht an den auf dem Gute 
befindlichen Mobilien. Die R. war auf beiden Seiten unfündbar (Ewigzins, Ewig— 
geld); weder konnte der Rentherr das bezahlte Kapital zurüdverlangen, noch konnte, 
wenigſtens urjprünglich, der Rentenfchuldner durch Rückgabe des Hauptgeldes jein 
Grundjtüd ohne Zuftimmung des erjteren frei machen. 

Die wirthichaftliche Bedeutung des Rentenkaufs beruhte namentlich darin, daß 
er Jahrhunderte hindurch das von der Kirche verbotene zinsbare Darlehn erjehte 
und jchließlic der allgemeinen Zuläfiigkeit deflelben Bahn gebrochen hat. Darum 
darf man aber die Entjtehung des Rentenkaufes nicht aus dem Bedürfniß und der 
Adficht einer Umgehung des kanoniſchen Zinsverbotes erklären wollen. Die Ent- 
jtehungsurjachen find vielmehr in der ausjchließlichen Produktivität von Grund und 
Boden und in der beichränften Haftung des Erben für die Schulden des Erblaſſers 
zu juchen, welch’ lettere einen Perjonalfredit, wenn auch ſonſt die Vorausfegungen 
defjelben vorhanden geweien wären, füglich nicht aufkommen lafjen konnte. 

Das Rechtöverhältniß aus den Rentenkaufe bietet in den verichiedenen Stadien 
jeiner Gntwidelung Webergänge zur Erbleihe einerjeits, zum zinsbaren Darlehn 
andererjeits dar. KLeiheverhältniffe wurden namentlich in den Städten häufig ein— 
gegangen, um SKapitalien fruchtbringend anzulegen und fich den Bezug einer feſten 
R. zu verichaffen. Der Hapitalsbefiger kaufte der Form nach für eine bejtimmte 
Geldjumme ein jtädtiiches Grundſtück und ließ fich daſſelbe auflaffen, um es dann 
dem Verkäufer gegen einen vereinbarten Leihezins zur Leibe zu geben. Formell 
lagen ein Kauf mit nachiolgender Gigenthumsübertragung und eine Grbleihe vor, 
faktiich lief das Geſchäft auf einen Nentenfauf hinaus. Im weiteren Verlauf der 
Gntwidelung bat fich das uriprüngliche Verhältniß mitunter der Art verdunfelt, daß 
das R. des GCigenthümerd auf ein ‚bloßes R.recht reduzirt wurde, während der 
Leihebefig in Eigenthum überging, welches mit einer jchließlich der Ablöſung anheim— 
fallenden R. belajtet war. Ob man deshalb annehmen könne, daß der R.fauf 
überhaupt aus dem Inſtitute der Erbleihe hervorgegangen jet, ift eine noch nicht 
abgeichloffene Frage. Seit dem 13. Jahıhundert beginnt das R.verhältni fich dem 
zinsbaren Darlehn allmählich zu nähern. Während früher die Ablösbarkeit der 
R. im R.vertrage jpeziell bedungen werden mußte, wird nunmehr zuerſt partifular- 
rechtlich die allgemeine Ablösbarfeit der NR. ausgeſprochen (Wiederfaufsgülten). 
Dies geichah 3. B. im Lübeck wahricheinfich jchon 1251, in München von 1391 
an, in Bafel jeit 1441. Später wurde dann reichägefeglich (RPO. von 1577 
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Tit. 17 8 9; Tit. 19 8 3) beſtimmt, daß alle jährlichen Gülten ohne Rückſicht 
auf die Vertragsbeſtimmung des einzelnen Falles für den Schuldner einſeitig ab— 
lösbar ſein ſollten. Da andererſeits hier und da die Auflaſſung hinwegfiel und die 
dingliche Beziehung der R. zu einem beitimmten Grundjtüd durch die Ausdehnung 
der Haftung auf das gefammte Vermögen des Schuldners bejeitigt wurde, jo unters 
ichied fich das zinsbare Darlehn von derartigen Renten nur noch durch das 
Kündigungsrecht des Darlehnsgläubigers,“ welches dem R.gläubiger fehlte. Soweit 
durch Vertrag oder durch Partikularrechte dieſe legte Scheidewand niedergerifjen 
wurde, floffen R.- und Darlehnövertrag völlig zufammen. Im Anfchluß an den 
für die Ablöfung der R.faufsgülten aufgejtellten Zinsfuß wurde nun auch das zins— 
bare Darlehn durch die Praris der Neichögerichte anerfannt. Trotz diefer Um— 
wandlung, die im Allgemeinen vor ſich gegangen ift, haben fich die R. und der 
R.fauf im heutigen Rechte ein bejchränktes Geltungsgebiet bewahrt. Das Sächſ. 
BGB. kennt fie unter dem Namen „eiferne Kapitalien“ ; in München find die Ende 
des 15. Jahrhunderts gefeglich geregelten „Ewiggelder“ noch von tiefeingreifender 
praftifcher Bedeutung. Der Code Nap., die Gejeggebung Hollands, Jtaliens und 
einzelner Schweizerfantone nehmen auf den R.kauf Rüdficht. Für das heutige 
Deutiche Priv.R. bietet die juristische Konſtruktion des R.kaufs injofern Schwierigkeiten, 
als die Grundſätze des älteren Deutichen R. nicht durchweg mehr als gemeinrechtlich 
betrachtet werden können und andererſeits ftreitig ift, welche von den jüngeren 
Entwidelungsformen für die heutige R. als typisch zu betrachten ſei. Was die 
Konftituirung der R. betrifft, jo iſt an Stelle der Auflafjung die Eintragung in 
die öffentlichen Bücher oder gerichtliche Konfirmation getreten. Demgemäß ſetzt 
die Tilgung der Kaufrente im Rechtögebiete der Grundbücher, mindeſtens joweit fie 
gegen Dritte wirkſam fein joll, die Löſchung im Grundbuch voraus. Die Haftung 
deö belafteten Objekts für die unter einem früheren Befier aufgelaufenen Rüdjtände 
ift fajt allgemein außer Geltung gefommen. Jedoch hat in München das Ewiggeld 
auch noch in diefer Beziehung den Charakter einer dinglichen Laſt, wenn nicht die 
perlönliche Haftung des Schuldners durch bejondere Vereinbarung begründet worden 
ift. Der R.ichuldner Hat das Recht der Ablöfung. Die Höhe der R. it 
durch RPO. von 1577 auf 5 Prozent feftgefeßt worden, doch folgte daraus 
nicht die Anwendbarkeit der übrigen gejehlichen Zinsbeichränfungen, 3. B. des 
Verbots des Anatociamus. Dem Gläubiger fann im Fall der Säumniß ein 
Kündigungärecht vertragamäßig eingeräumt werden (RDA. von 1600, $ 35); 
andernfalls hat er das Kündigungsrecht nicht, wenn nicht ein Partikularrecht es 
im Tall der Mora gewährt. Im Uebrigen gelten für das Rechtöverhältnig aus 
dem R.faufe die allgemeinen Grundiäße der Neallaft. 

git.: Albrecht, Die Gemwere, 157 ff. — Auer, Das Stadtrecht von München, 1840. — 
Riedel, Das Gmiggeld:Inftitut in München, 1819, — Dunder, Reallaften, 69 fi. — 
Göſchen, Die Goslar’ihen Statuten, 238 ff. — Stobbe in der Zeitichr. für Deutiches 
Recht, XIX. 178. — Arnold, Geichichte des Eigenthums in den Deutichen Städten, 1861. — 
Pauli, Die MWieboldörenten, 1865. — Neumann, Geichichte des Wucherd, 212. — 
v. an5, Die Gült. u. der Schuldbrief, in d. Zeitichr. f. Schweiz. Recht IX. — Höpten im 
Bremiſchen Jahrb. VII. Stobbe,$ 104. — v. Gerber, SS 188. — Bluntſchli $$ 97 ff. — 
Gengler, $78. — Insbeſondere Roth, Bayer. Givilrecht, II. 356. Heinrih Brunner. 


Nentenbriefe. Zur Erleichterung der Ablöfung bäuerlicher Grunddienitbar- 
feiten find in Deutjchland (Sachſen 1832, Bayern 1848, Preußen 1850 ıc.) in den 
legten Jahrzehnten befondere Kreditinstitute (Rentenbanken ıc.) errichtet, welche, 
zwiſchen den Berechtigten und den Pflichtigen tretend, Kredit nehmend bzw. gebend, 
den Mangel eigenen, zur Ablöfung hinreichenden Kapitals bei dem Pflichtigen er— 
jegen. Haft überall ift die Sache gejeglich in der Art geordnet, dab der Berechtigte 
an Stelle des Entichädigungsfapitals einen entiprechenden Betrag in „R.“ (jo in 
Preußen; „Grundentlaftungsobligationen“ in Defterreich = Ungarn; „Land=R.“ in 
Sachſen, „Grundrentenablöfungsichuldbrieie” in Bayern ıc.) erhält, welche von der 
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Nentenbant verzinit und allmählich durch Verloojung amortifirt werden. Die Ber: 
pflichteten dagegen zahlen an die Rentenbank eine, an Stelle der abgelöften Laſt 
auf ihrem Grunditüde haftende Rente, deren Betrag außer den Zinfen eine Amorti— 
fationdquote enthält, und werden dadurch nach einer gejeglich beitimmten Zahl von 
Jahren völlig befreit. — Der R. ift hiernach eine von der Rentenbank ꝛc. aus 
geitellte Schuldurfunde, worin diefelbe fich als Schuldnerin eines bejtimmten Kapital» 
betrages bekennt (gewöhnlich runde Summen) und fich zur terminlichen Verzinſung 
fowie im Falle der Kündigung (welche jedoch dem Inhaber nicht zujteht) bzw. 
Ausloojung zur Zahlung verpflichtet. Der R. lautet regelmäßig auf den Inhaber. 
Demjelben find Zinscoupons beigegeben, welche von Zeit zu Zeit erneuert 
werden. Die Erfüllung der gejeglichen Verpflichtungen der Rentenbank garantirt 
der Staat (Preuß. Rentenbankgeſetz $ 3). R. gehören zu denjenigen ‘Papieren, 
in welchen nach den VBormundjchaftsordnungen Mündelvermögen dauernd angelegt 
werden darf (Preuß. Vorm.O. vom 5. Juli 1875 $ 39 ıc.). Diejelben find an 
fih nicht Pertinenz des abgefundenen Guts. Sie haften aber (ala Kaufpreis 
der abgelöften Berechtigungen) denjenigen Gläubigern und jonftigen Intereſſenten 
(3. B. Lehnsagnaten ıc.), welchen jene Berechtigungen hafteten, Unter Umjtänden 
kann daher die Hinterlegung verlangt werden (j. Preuß. Rentenbankgeſ. $ 49). — 
In Preußen wurden zufolge des Gejeges vom 26. April 1858 die damals bejtehenden 
7 Rentenbanten mit Ende des Jahres 1859 geſchloſſen (d. h. die Ablöjungen 
follten nicht mehr durch Vermittelung der Rentenbank jtattfinden); gleichzeitig 
wurde das Verfahren Hinfichtlich des Aufgebots und der Kraftloserflärung verlorener R. 
geordnet. Indeſſen ift nachträglich der Wirfungskreis der Rentenbanfen durch Zus 
laffung ihrer Mitwirkung bei Ablöjungen in den neu erworbenen Landestheilen 
bzw. bei den Ablöfungen der den geijtlichen und Schulinjtituten fowie den frommen 
und milden Stiftungen zuftehenden Realberechtigungen wiederum erweitert worden, 
und das Gejeh vom 17. Januar 1881 hat die Vermittelung der Rentenbanten, wie 
früher, für die bis zum 31. Dezember 1883 zu beantragenden Kapitalablöfungen 
wieder zugelaſſen. 

Nach dem Gejeh vom 13. Mai 1879 können zu verjchiedenen gemeinnüßigen Zweden 
Landesfultur-Rentenbanken errichtet werden, welche Darlehen in baarem 
Gelde oder in von ihnen auszuftellenden Schuldverichreibungen (nach dem Nennwerthe), 
fog. „Landeskultur R.“, gewähren. Iſt das Darlehn in baarem Gelde gegeben, 
jo fann die Bank Landesfultur-R. in Höhe des gewährten Darlehns ausgeben. 
Die R haben denjelben Zinsjag wie die Darlehen (höchſtens 4'/, Prozent). Letztere 
können jeder Zeit ganz oder theilweife baar oder in Landeskultur-R. nach dem Nenn— 
werthe zurücgezahlt werden. Den Inhabern der R. ſteht fein Kündigungsrecht zu. 
Diejelben werden durch Auslooſung amortifirtt. Sie können bei Abhandenkommen 
aufgeboten und für fraftlos erklärt werden. Das Berhältniß Hat biernach immerhin 
einige Aehnlichkeit mit den oben beiprochenen R., nähert fich aber mehr dem der 
von den Re ausgegebenen „Pfandbriefe“, welche zumweilen auch den 


rn ns führen. 

Sins, u. git.: —— Geſ. v. 2. März 1850, 26. April 1858, 28. Mai 1860, 10. April 
1865, April 1869, 27. April 1872, ee 1873, 15. Febt. 1874; Vorm. Ordn. vom 
5. Juli 1875 $ 39; Gel vd. 16. Juni 1876, er Juli 1876, 13. Mai 1879, v. 17. Januar 1881. 
Allerh, Priv. vom 18. Sept. 1872. — Oefterr. Gef. vom 4. März 1849; Batente vom 25. Sept. 
1830 und 11. April 1851. — Entich. des OTrib. zu Berlin XXX. S. 266 (Präj. 2596 II); 
XXXI. ©. 214; XXXIU. ©. 305; XKXXVIII ©. 464; LXI. ©. 420. — ———— zum und 
zn des —— Privatrechts, KL Aufl., 1. S. 125 Anm. 40; 3. Aufl., II ©. 57; II. 

471. — Judeich, Die Grundentlaftung (Zeipz. 1863). — gette u. dv. Rönne, Landes: 
ee de I.1 ©. 519 ff. — Siegfried, Börfenpapiere, I. (1874) ee des! ff. 


Mentenlegat (leg. redituum, annuum, menstruum etc.) ijt das Vermächtnik 
bejtimmter terminweife wiederfehrender und an den VBermächtnignehmer auszuzahlender 
Einkünfte. Das Röm. R. behandelt, wofern der Wille des Teftators nicht entgegen= 
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jteht, diefe Zuwendung nicht als Ein Vermächtniß, jondern als ebenjo viele einzelne, 
jedes für ſich anfallende, VBermächtniffe (leg. in singulos annos etc.), wie der Ver— 
mächtnißnehmer Hebungstermine erleben (und an diejen fähig fein) wird; ſodaß die 
conditio juris: si vivat, und fomit der dies cedens legati, jeder einzelnen Termin 
hebung innewohnt. Im Zweifel erftredt ich das Legat auf die Lebensdauer des 
Bedachten (Leib- oder Lebensrente), es wäre denn entweder eine bejchränfte Zahl 
von Terminen (3. B. auf zehn Jahre, bis zur Volljährigkeit) angeordnet oder die 
Rente auch den Erben des Xegatars beitimmt (oder einer juriftiichen Perfon), 
in welchem Falle im Zweifel auch Erbeserben x. bedacht find (immerwährende 
Rente). Stets kann der Betrag der Einzelhebung dadurch unbeitimmt gemacht jein, 
daß die Einkünfte von einer bejtimmten Sache oder Kapitalforderung angewiejen 
worden find. — Anders, wenn der Teitator eine Summe im Ganzen vermachen 
und nur Zahlungstermine anordnen wollte; dies ift fein R., jondern Ein mit einem 
Mal aniallendes Vermächtniß. — Die neueren Gejeßbücher behandeln das R. in 
Kürze, nachdem mit der Falcidiſchen Quart die jchwierigjte Frage, wie diefe zu be— 
rechnen jei, ob nach Wahricheinlichkeit der Dauer oder durch Kapitalifirung der 
Rente, befeitigt it; fie ſchließen fich jedoch der römischrechtlichen Auffaſſung des R. 
als einer Vielheit von DBermächtniffen an. Das Defterr. BGB. läßt jede Rente 
zwar mit Anfang des Termins fällig, dagegen erit mit Ablauf der Friſt klagbar 
werden; was nur dann haltbar ericheint, wenn der Erblaffer Poftnumeration an— 
geordnet hat. 

en u. Quellen: Arndts im Rectäler. VI. ©. 330 ip — Roßhirt, Bermädtn., 
u. 8 ff. — nn Lehrb, III. $ 660. — D. 33, 1 (inäbel. 1.4, 8 u. 11). — 
Ll, 1 », 20, 26 D. 36, 2. — Preuß. Allg. ER. IL 128 —32 424. — Defterr. 368, 


687. — Code cir. art. 1016. — Sächſ. BB. 88 2448 , 476, — Mommien, Erbr.- 
tw., 88 419 ff. 


Schütze. 
denufſon, Philippe, & 1632 zu Mans, wurde Advokat am Parlament, 
T 169 


Er — 19 Traites des propres, de la communauté et du douaire, 1681—92. — 
Oeuvres, éd. Serieux 1760, 1777, 1786. 

git.: Rodiöre, Les grands Jurisconsultes, 1874, 344, 345. — Stein: Rarn: 
fönig, Franz. mie und Rechtägeichichte, II. 123. — N ichaud. — Gaudry, Barreau 
de Paris, 1864, II. Teihmann, 


Reportgefdjäft. Report bedeutet die Differenz zwiſchen den Preifen, welche 
eine Waare (zumeiſt ein börfengängiges Werthpapier) an zwei verjchiedenen Lieferungs= 
terminen hat, und zwar wird der Name „Report“ insbejondere dann gebraucht, 
wenn das Papier an dem jpäteren Termin höher im Kurſe jteht ala an dem 
früheren, während der Betrag, um welchen das Papier an dem jpäteren Termine 
niedriger jteht, als an dem vdorausgegangenen, „Deport“ genannt wird. Dieje 
Differenzen find der Gegenftand der Spekulation in den verjchiedenen Arten der R. 
Unter Letzteren verfteht man Kombinationen von Einkauf und Verkauf, zugleich von ' 
Kaſſa- und Lieferungsgeichäften, jei es daß dabei nur die Differenz in Spekulation 
fommt (R. als reine Differenzgeichäfte f. diefen Art.), ſei es daß die Neal» 
lieferung beabfichtigt ift (3. B. im „Koitgeichäit”). 

Das juriftiiche Weſen der R. liegt darin, daß durch einen einheitlichen Willens» 
entichluß feitens des einen der Kontrahenten die kombinirten Gejchäfte ala Ein 
Geichäft abgeichloffen werden. Es ift ein einheitliches Gejchäfl, wenn der Reporteur 
(d. i. der Kontrahent, welcher per Kaſſa fauft „reportirt“) zugleich mit dem Kafla= 
fauf dafjelbe auf Lieferung verkauft und fich dadurch jelbit für den Fall des ſinkenden 
Kurſes Nuten fichert, und ebenio ift es, von der andern Seite aus betrachtet, ein 
einheitliches Geſchäft, nämlich infofern der Gegenfontrahent per Kaſſa verkauft (4. B. 
etwa deshalb, weil er Baargeld rajch braucht), fich aber gleichzeitig zu anderem 
Kurje die Rüdlieferung ausbedingt (auf Lieferung kauft) und fich damit die Chance 
reſervirt an dem zuleßt etwa noch jteigenden Kurſe des vorher verkauften Papiers 
zu gewinnen. Der Reporteur benußt das R., um fein Kapital auf kurze Zeit und 
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zugleich ficher fruchttragend anzulegen, nämlich Gewinn aus den Zinjen der Zwijchen- 
zeit und dem Hursunterichiede zu ziehen. Der Gegentontrahent kann das R. benußen, 
um fich ohne dauerndes Aufgeben des Papiers Baargeld zu verichaffen (in diejer 
Anwendung nähert fi) das R. der wirthichaftlichen Funktion des Lombard) und 
fich doch zugleich die Möglichkeit offen zu erhalten, an der etwaigen Kurshebung zu 
profitiren; oder er prolongirt damit ein Lieferungsgeſchäft (er „giebt das Papier 
in Koft“ vom früheren zum fpäteren Termine, „Koftgeichäft”, vgl. den Art. Prolon= 
gationsgeſchäft) oder er Hilft dem Stüdmangel des Reporteurs durch Lieferung 
per Kaſſa ab u. j. w. 

Aus der juriftiichen Natur des R., als eines einheitlichen Geichäfts, ergiebt fich, 
daß die Aftiengefellichaften troß des Art. 215 Abſ. 3 des HGB. ihre eigenen Aktien 
reportiren dürfen, da im R. der Erwerb nur gleichzeitig mit der Wiederveräußerung 

aktirt ift. 
, — Grünhut, Das Börſen- u. Maklerrecht, 1875, S. 72—79, auch in ſeiner Zeitſchr. 
für das Privat: und öffentliche Recht ber Gegenwart, 1875. — James Moſer, Die Zeit: 
geihäte, Berlin 1875, ©. 14. — Endemann, H.R., $ 121 III. — Thöl, OR. $ 285. — 
tich. dv. ROHG. Bd. XXIL ©. 191 fi. — Keykner, Allg. Deutihes HERB., 2. Aufl, 
©. 200-201. — Rechtſprechung betr. D. R. ſ. in Goldſchmidt ꝛc., Zeitichr. für das gei. 
HR., 2b. XXVL (1881), ©. —257. Gareis. 

Repräſentationsrecht (Thl. I. S. 458) iſt eine von der neueren romaniſtiſchen 
Doktrin, die mehr oder minder bewußt deutjchrechtliche Grumdjäße in das Röm. 
Recht hineintrug, erfundene Bezeichnung für das gejegliche (Nov. 118) Erbiolgerecht 
1) der entiernteren Defcendenten, 2) der Geichwijterfinder, deren zwischen ihnen und 
dem Grblafjer geitandene Parentes (nähere Dejcendenten, bzw. Gejchwifter) vor dem 
Erblaffer verjtorben find, folglich nicht mehr im Wege ftehen; jo daß gan gewiifer- 
maßen mit Jujtinian’s Jnjtitutionen und Novellen jagen fann: jene erben an Stelle 
ihrer vorverjtorbenen Eltern das, was anderenfalls dieje würden erhalten haben. 
Hieraus nun folgerte man: jene repräjentiren dieje; eine in faljcher Vorftellung 
mwurzelnde Ausdrudsweife, die am bejten ganz vermieden wird, und in der That 
fernere Irrthümer erzeugt hat. So: jene Perfonen erbten nicht kraft eigenen Rechts, 
fondern aus dem Rechte des vorveritorbenen Parens, folglich nur, falls letzterer erb- 
fähig geweien und von ihnen beerbt worden jei. Noch mehr verwirrte Glück dieje 
grundlofe Theorie, indem er unterfcheiden wollte: R. im angegebenen Sinne „zum 
Behuf des Erbiolgerechts“ (mur bei Neffen) und R. „zum Behuf der Erbtheilung“ 
(Enfeln und Neffen gemeinfam). Heute wird alljeitig erfannt, ein ſog. R., will 
man einmal diejfen irreleitenden dem Röm. Recht fremden Namen beibehalten, könne 
nicht3 weiter bedeuten, ala den Inbegriff zweier für die Erbfolge der entjernteren 
Deicendenten (erite Klaſſe) und der Gefchwijterfinder (zweite und dritte Klaſſe) 
geltenden Merkmale: 1) Gradesnähe jchließt nicht aus, 2) es wird in stirpes 
ſuccedirt. XVebteres galt nach) Röm. Recht auch da, wo Enkel, bzw. Gejchwijter- 
finder von verjchiedenen Eltern, allein zur Erbfolge gelangen. Wenn dagegen der 
RA. zu Speier von 1529 für alleinerbende Geſchwiſterkinder jchlechthin Kopitheilung 
anordniete, jo war das lediglich die Entjcheidung einer alten Streitfrage (Ayo, 
Accurjius) im Sinne des Germanifchen Erbrechts gegen das Römijche. — Der Aus- 
druck representation, aber ohne die obengenannten irrigen Folgerungen, Hat im 
Code eivil fich eingebürgert, tft dagegen dem Preuß. Allgem. ER. wie auch dem Sädji. 
BGB. allgany fremd geblieben. Alle drei Gejeßbücher erweitern die gemeinjchaftliche 
Erbfolge der Geſchwiſterkinder auf Gejchtwijterabfömmlinge überhaupt, und verwerfen 
die Lehrjäße jener jalichen Doftrin. Das jog. R., im Sachjenjpiegel nur für des 
Erblafjers Enkel anerkannt, hatten jpätere Sächſ. Geſetze der Seitenlinie ausdrücdlich 
veriagt; wogegen wieder das Erbi.Mand. von 1829 3 43 die Kopitheilung des 
Speierichen Reichgabichieds verwarf. Nunmehr hat das Sächſ. BGB. die richtigen, 
auch vom Preuß. Allgem. ER. beiolgten Grundjäße des Gem. Nechts durchgeführt: 
Abkömmlinge vorveritorbener, enterbter, durch Verzicht oder Ausichlagung aus- 
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geichloffener Dejcendenten bzw. Geſchwiſter erben kraft eigenen Rechte, aber beichräntt 
auf die Stammesportion des Parens. Obendrein wird, bei Ausjcheiden eines näheren 
Verwandten nach dem Erbanfall, unbeichränfte successio graduum anerkannt. Folge— 
richtig und nachahmenswerth ift das R., ſowie die gefammte gejegliche Erbfolge, 
nur im Dejterreih. BGB. geordnet. 


git. u. Quellen: Glüd, Imteftaterbfolge, SS 28 ff. — Francke, Beitr., VIIL 
©. 176 ff. — Tewes, Spuftem, S 13. — Win iger, Lehrb. IL $ 572. — z8 6, 15 
Inst. 3, 1. — Nov. 118 ce. 1, 3. — Nov. 197 c. 1. — RU. von 1529, $ 31. — Code cir. 


art. 739 ss. — Preuß. Allg. LER. 1.28 en 388 38 fi; I. 18 $ 398. — Oefterr. 
BGB. 58 733 fi. — Sächſ. vr $s 2027, 2030, 2035, 2041, 2046, 2261, 2561, 2599. — 
Mommjen, Erbr.:Entw., 38 33 ff. Shüße 


Nepreilalien, auch Reprejalien (noch bei ©. F. v. Martens, Völker: 
recht), repraesalia und repraesaliae, auch repraesentalia (Ducange), gewöhnlicher 
repressaliae, find nad Groot's Meinung durch die Dekretalen eingeführt, indeR 
führen dieſe fchon den Ausdruck repressaliae für pignorationes als eine vulgaris 
elocutio an (cap. un. d. iniur. et damno dato in VI. [5, 8]). Als Terminus der 
AJuriiten feiner Zeit bezeichnet Groot: repressaliarum ius und identifizirt diefes 
jowol mit Zrezvomwouss oder pignoratio inter populos diversos, als auch mit 
withernamium (nad) Barbeyrac N. 2 ad Groot von wither oder wider und nam 
oder namp, bei Ettmüller, Lexic. Anglosax. s. v. Niman: näm-vidernäm, bei 
Ziemann und bei Müller, Mittelhochdeutiches Wörterbuch: widername) der 
alten Sacdjien und Angeln, und mit den literae marcae der Franzoſen (Groot, 
II. U. $ IV), auch droit de marque (marcha, auch ius marchium, Ducange) 
et de repyg£sailles. Repressaliae von reprehendere und reprendere, daher auch 
Reprehenjalten und NReprenjalien. Nach heutigem Gebrauch: Franzöſiſch represailles, 
Gnglijch reprisal, Italieniſch rappresaglia und ripresaglia. R. bedeuten zunächit 
die eigenmächtige Wegnahme eines fremden Gegenftandes (auch einer Perjon) in 
Veranlaffung oder zur Wiedervergeltung einer dem Wegnehmer widerfahrenen Rechts- 
verlegung (früher auch Beraubung, Burchardi, 500), nach dem Völkerrecht der 
Gegenwart aber: jede die Rechtswidrigkeit eines Staates vergeltende eigen= 
mächtige Handlungsweife des verlegten Staates (Berner, 597) oder in allgemei= 
nerer, indeß nicht genügend genauer, Beitimmung: die Reaktion eines Staates gegen 
ein von einem anderen Staat zugefügtes Unrecht (Burdhardi, 1. c). — Den 
R. mehr oder weniger verwandte Formen treten jchon im Alterthum (Wurm, 475 
und 476) auf: in Athen die auch bei Groot erwähnte, von Wolff SS 592 ff. 
noch behandelte, drdpoinyia, bei den Römern die clarigatio, — welche indeh zu 
unterjcheiden iſt ſowol von der Androlepfie (Wurm, 475 not. 44) als auch von der 
pignoratio, R. im eigentlichen Sinne (Bynkershoek, Qu. iur. publ., I. XXIV). 
— und die recuperatio (j. Sell über diejelbe als völferrechtliches Inftitut in feiner 
1837 erichienenen Monographie: Die recup. der Römer); im Mittelalter (Mar- 
tens, Armat, 19., ss.; Hautefeuille, Dr. mar, intern., 126 ss.) treten R. bei 
den Fehden der Seigneurs und der Ausübung und Bekämpfung der Seeräuberei 
auf. Schon jeit dem 13. Jahrhundert, im wirklich obligatorischer Weiſe aber erit 
jeit dem 14., mußte dem Beginn der Thätlichkeiten in Form der R. eine Verband: 
lung bei den jog. conservatores pacis borauägehen und die bei auäbleibender Ent— 
jcheidung rechtmäßigerweife eintretende Selbſthülfe autorifirt werden durch die marcha 
(facultas a principe subdito data, qui injuria affeetum se vel spoliatum ab alte- 
rius prineipis subdito queritur, de qua ius vel rectum ei denegatur, in ejusdem 
principis Marchas seu limites transeundi, sibique ius faciendi“, Ducange), 
woraus der in neuerer Zeit gebräuchliche Terminus: lettre de marque fich bildete. 
Der Markebrief beitimmte auch die durch R. beizutreibende Summe. Die eine 
Art der Marfebriefe: die eigentlichen R. ermächtigen zur Ergreifung der Güter des 
Gegners innerhalb des Gebietes der den Markebrief emanirenden Staatögewalt, die 


-r a 


Nepreffalien. 441 


andere Art, jpeziell als marcha bezeichnet, gejtattete, aller dem anderen Theile 
gehörender Gegenftände auf offener See fich zu bemächtigen. Die lettres de contre- 
marque waren gegen diejenigen gerichtet, welche die lettres de marque ertheilt 
hatten. Zur Erteilung diefer Briefe waren ermächtigt in Frankreich die Gouver— 
neure, höhere Gerichte und Parlamente (Mass6&, Dr. comm., I. 136 ss.), jeit der 
Berordnung von 1485 nur der König, in den Lombardiichen Städten die Obrigkeit 
und Gemeinde (Burchardi, 501), in Belgien einzelne mit dem Kriegsrecht begabte 
Städte (Bynkershoek, 1. c.); für England bezeichnete ſchon die Parlamentsacte 
von 1353 die fönigl. Verleihung als die ausfchließlich übliche, wogegen fie in den 
Niederlanden erft am Anfange des 15. Jahrhunderts gefordert wurde. Die Engl. 
Parlamentsacte von 1416 gewährte die Ausreichung der R.briefe nur nach gefor= 
derter und verweigerter Genugthuung. Vertragsmäßig wurden die R. beſchränkt auf 
den Fall der Juſtizverweigerung (Hranz.-Span. Vertrag von 1489 und Spaniſch— 
Scott. Vertrag von 1550) und von auslaufenden Schiffen für das Nichtüben von 
R. Sicherheitsftellung verlangt (Franz.-Engl. Vertrag von 1440 und 1468, Engl.- 
Span. Vertrag von 1489). Endlich wurde in einer großen Zahl von Berträgen 
(f. Martens, l.c. ©. 30) vereinbart, daß, außer im alle der Juftizverweigerung, 
die Güter der gegenjeitigen Unterthanen nicht in dem Staate des anderen Theiles 
für die Schulden ihrer Landsleute mit Beichlag belegt werden dürften. Gejeßliche 
Regelung ward dem Inſtitut der R. durch die den bezüglichen Inhalt des guidon 
de la mer fajt wörtlich wiedergebende ordonnance de la marine von 1681 und die 
Statuten der Yombardiichen Städte (ſ. über die Lombardiichen Statuten und die 
Geſch. der R. überhaupt Burchardi, 500 ff.). — Die R. find noch in der Ge— 
genwart ein völferrechtlich begründetes Injtitut. Mas Latrie drüdt fich daher zu 
allgemein aus, wenn er ©. 46 ausführt, daß die R. geiallen, nur die von ihm ge— 
ichilderte frühere Art derjelben ijt gefallen. Die Nothiwendigkeit ihrer Fortdauer 
motivirt fhon Bynfershoet: „Repressaliarum usum in totum tollere, eorum, 
qui non uni Principi subsunt, improbitas non patitur“. Indeß jprach fich das 
Röm. Recht wiederholt entichieden gegen die R. aus, weil die Einzelnen nicht ſchul— 
den, was eine universitas fchulde (1. 7 S 1 D. 3, 4), weil man nicht Andere 
wegen fremder Angelegenheiten beläftigen (l. un. C. 11, 56) oder die Befigung eines 
Anderen wegen fremder, öffentlicher oder Privatjchulden in Anipruch nehmen dürfe 
(1. 4 C. 12, 61), insbejondere aber nicht Gläubiger die Kinder ihrer Schuldner 
zurüdhalten dürfen (nov. 134 cap. VII); auch wurden gegen die illiberales pigno- 
rationes und die durch fie geurjachten exactiones exosae, welche der Geſetzgebung 
ichon vielfach Aergerniß gegeben, mannigiache Strafen verhängt, weil es für wider- 
finnig erachtet wurde, daß ein Anderer der Schuldner und ein Anderer der Bezahler 
fei oder daß Jemand anjtatt eines Anderen, der eine widerrechtliche Handlung verübt, 
blos weil er mit diefem einen und denjelben Ort bewohnt, bejchwert, bejtraft werde 
und ein Uebel unschuldig erleide (Nov. LII pr. und cap. I). Auch das Kanon. 
Recht ſprach fich (1. c.) gegen die pignorationes (vulgo: repressaliae) , inöbejondere 
an Geiftlichen, aus und bedrohte die Zumiderhandelnden mit kirchlichen Strafen. 
Gegenüber diejen wohl begründeten Perhorreszirungen jeitens der Gejeßgebung hat 
die völferrechtliche Doktrin die R. zu entichuldigen geſucht. Groot (III. II. SS IL. 
und V.) leitet fie aus dem ius gent. voluntar. ab und jtellt den Sat als der Natur 
nicht widerftreitend auf, daß alle Güter eine Staates für feine Yeiftungen und 
Verpflichtungen, insbefondere auch zu Gunſten einer, einem fremden Anjpruch nicht 
gewährten, rechtlichen Genugthuung, haften. Diejer Satz jei durch Sitte und ſtill— 
jchweigenden Konſens eingeführt, ſowie ja auch fideiussores sine ulla causa ex solo 
consensu verpflichtet würden. Wolle man folche R. nicht einräumen, jo würden 
häufig NRechtewidrigfeiten unvergolten bleiben und den Fremden nicht leicht Gerech- 
tigkeit zu Theil werden. Die Pignorationen Löften gewiffermaßen als Auflagen 
öffentliche Verpflichtungen ab. Vattel (IL. XVII. $ 344) rechnet das Privat- 
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vermögen zum Staatsvermögen und läßt daher auch erſteres für die Schulden des 
Staates haften. Martens (V.R. 253) leitet aus der Haſtungspflicht der Un— 
terthanen mit Perſon und Vermögen für die Schulden und Verletzungen des Staates 
auch das an jenen zu übende R.recht ab, indeß ſoll jene Pflicht nur dann eintreten, 
wann eine Entichädigung möglich ift. Gegen die Rechtfertigung der R., namentlich 
gegen Groot's Motivirung tritt in neuefter Zeit Maſſé (I. 18 ff.) auf, indem er 
es für ganz unjtatthaft erklärt, daß man R. an den Gütern oder Forderungen der 
einzelnen Unterthanen einer jchuldenden Nation übe, anſtatt an denen der Nation 
(des Staates) jelbit. Er hält überhaupt R. nur dann für rechtlich begründet, wenn 
fie zwifchen den betreffenden Staaten vertragsmäßig als zuläffig bezeichnet find 
oder wenn fie ala Retorſion (?) geübt werden, indem die Politik dann geftatte, 
was das Necht verbiete. Wir jehen die R. als ein nicht zu entbehrendes Glied in 
der Reihe der internationalen Rechtsmittel an, erachten aber für nothwendig, daß 
fie jtreng normirt und ihre Anwendung möglichit bejchränkt werde. — Man unter- 
jcheidet pofitive R., welche der verlegte Staat durch die Wegnahme von Sachen 
oder Verhaftung bon Berfonen des verlegt habenden Staates ausübt, und nega= 
tive, welche in der Vorenthaltung oder Berweigerung von Rechten oder in Nicht- 
erfüllung vertragsmäßiger Verpflichtungen bejtehen (Martens, B.R., S 251; 
Klüber, $ 234 not. c; Wheaton I 275; Wurm, 479; Berner, 599) 
oder in Weigerung oder Erfüllung einer obligat. striet. jur. (im Gegenſatze zu 
comity) (Phillimore III. 14). Klüber (l. c.) untericheidet noch R. im weis 
teren Sinne als jede Gewaltthätigfeit zur Genugthuungserlangung wegen erlittenen 
Unrechts, mit Ausnahme des Krieges, im engeren Sinne ala Gewalthandlungen, 
wodurch der beleidigte Staat dem Beleidiger an= oder zugehörige Perſonen, Rechte 
oder Sachen (R. im engiten Sinne) zurüdhält zum bezeichneten Zwed. Dieje 
Diftinktionen find zu minutiös. Ginige Autoren unterjcheiden allgemeine und 
bejondere R. in zwielacher Weiſe. Zunächſt in der, wonach allgemeine feine 
Gewaltmaßregeln ausichließen oder die den Behörden und nterthanen ertheilte 
unbejchräntte Vollmacht enthalten, Perfonen und Gigenthum des fremden Staates 
zu ergreifen, wo e& auch jei, während befondere nur bejtimmte Arten von Ge- 
waltmaßregeln geitatten (Wheaton, 1. c.; Berner, 1]. e.). Entweder wird in 
der Anwendung der erjteren ein Uebergang in den Kriegsſtand erblidt (Martens, 
DR, $ 257) oder fie werden als eine beim Anfange eine Krieges ergriffene 
Mafregel harakterifirt (Wheaton, l. c.) oder nach de Witt und Kent (I. 70) 
mit dem- Kriege jelbjt für identiich gehalten (j. auch Jefferſon's Propofition zur 
Zeit des Kontinentaliyitems bi Manning, 115 ff.). General reprisals verfügte 
England im orientalifchen Kriege gegenüber Rußlands (des Monarchen, der Unter- 
thanen und Bewohner) Schiffen, Fahrzeugen und Gütern, jo daß die Engliſche Flotte 
und (Kriegs) Schiffe fich rechtmäßig derjelben bemächtigen durften (ord. of coune. 
d. d. 29. März 1854, bei Phillimore, III. 13). Der Lord-Oberrichter Sale 
aber unterjcheidet in jeinen pleas of the crown (vol. I. 162 und 163) die gener. 
repris. von dem Sriege, denn wenn jene auch die Wirkung eines Krieges hätten, 
jo fünnte doch kraft derjelben feine Privatperfon die Schiffe des Gegentheild, ohnee 
ein fönigliches oder obrigfeitliches Kommifforium, nehmen und geriethen außerdem 
durch die R. Staaten nicht in einen volljtändig feindlichen Zuftand hinein. Groot 
(III. U. $ I. 3) £onitatirt, daß man fich der R. bediene nicht blos in den bellis 
plenis, jondern auch, wo man einer violenta quaedam iuris executio oder eines 
bellum imperfectum bedürfe; Wolff ($ 603) hält R. für eine Spezies des Krieges, 
ähnlich dem Privatkriege Moſer (Ber. IX. II. 521) itatuirt R. in Kriegszeiten 
und führt bejondere R. der Kriegsmanier auf. Dagegen ſentirt Bynkershoet 
l. e. bündig: „repressaliis locum non esse nisi in pace“, bezeichnet Hautefeuille 
(126) R. als zum Frieden gehörende und Kent (I. 69) als mit dem Friedens— 
itande verträgliche Acte und giebt Burchardi (497) zu, daß fie ihn nicht aufs 
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heben, wenn auch ftören. Unſeres Erachtens wird der Ausdruf R. auf Eriegeriiche 
Mafregeln nicht richtig angewendet, da jene den Krieg behindern jollen, und würde 
für jolche jog. R. im Kriege das Kriegs- umd nicht das R.recht gelten. Das er- 
wähnte Beilpiel der Anwendung der gen. repr. war entweder eine Selbitiolge des 
Krieges oder überjchritt in feiner Allgemeinheit, joweit Privateigentfum auch im 
Kriege geſchützt ift, jelbit das Maß des im Kriege Erlaubten. Die zweite Weile 
der Unterjcheidung allgemeiner R. als jolcher, welche der Staat übt, und be— 
jonderer, zu deren Uebung dem Beichädigten jelbjt die Befugniß erteilt wird 
Wurm, le; Berner, 1. e.), it, jeitdem die R. nur durch oder im Namen 
des Staates von dazu ermächtigten Behörden oder Unterthanen geübt und nicht den 
Einzelnen für erlittenes Unrecht zu eigenem Recht und zur jelbjteigenen Uebung 
verliehen werden, mit Ausnahme der Vereinigten Staaten (Kent, I. 69), weiter 
von feiner praftifchen Bedeutung. Eine Privatperfon, welche ohne Grlaubniß der 
Staatsgewalt R. in Bezug auf ein ihr widerjahrenes Unrecht unternahm, wurde 
ichon jeit längerer Zeit des Raubes oder Seeraubes für jchuldig erachtet (Wild- 
mann, I. 191; Berner, 598). Selbft der Gebrauch von R. in geringfügigen 
Sachen aus eigener Machtvolltommenheit der Untertanen (Mojer, VIII. 499) 
fann nicht zugejtanden werden, denn unbejtritten unterjteht, jo wie das internationale 
Rechtsmittel des Krieges, jo auch das der R. grundiäßlich der Verfügung der 
Staatögewalt (Bartol., qu. 3; Bynkershoek, 1.c.; Wolff, 8589; VBattel, 
$ 846; Mojer, IX. 11. 526; Martens, V.R., $ 255; Klüber, $ 232; 
Wurm, 459; Heffter, $ 110; Oppenheim, 228; Wildmann, I. 197; 
Kent, I. 69; Phillimore, II. 22). Groot ($ VII. 3) fonitatirt zwar noch, 
daß iure gentium den Ginzelnen das jus pignorandi zuftehe, daß dafjelbe indeß iure 
eivili bald von der höchiten Gewalt, bald von dem Richter erbeten werde, aber 
ihon Bynkershoek, 1. c., führt aus: „repressalias concedere solius principis 
esse videtur, egreditur enim ea res legitimam Magistratus potestatem et sic nunc 
ubique servatur“. Als Perfonen, welche, in Vertretung ihres Souveräng, jeine 
Gewalt für ihm auszuüben und daher auch R. anzuordnen befugt find, nennt 
Burdhardi (507): Geſandte und die Kommandanten der Land» und Seemacht in 
fernen Gegenden; indeß erachten wir auch hier eine bejondere Lebertragung des 
Rechts Für jeden einzelnen Fall für erforderlich, da es fih um ein Souveränetäts- 
recht Handelt und verichiedene Fälle verichiedene Beurtheilung und Verfügung ver- 
anlafjen können. Gefahr im Verzuge wird aber bei den fait überallhin ausgejpannten 
Telegraphendrähten kaum zu befürchten fein. Zur Ausübung der R. bedient fich 
der Staat jeiner Givil- und Militärmadht (Burhardi, 1. c.). Ebenſowenig fann 
daher zugegeben werden, daß R. größtentheild bloße Berwaltungsmaßregeln 
(Oppenheim, 228) jeien, da fie ohme rechtliche Initiative der Staatsgewalt nicht 
geübt werden dürfen. — Die Anwendung von R. iſt ſowol gerechtfertigt, wenn 
die Staatögewalt (publiziftiiches Unrecht im Gegenjag zum privatrechtlichen ; 
Burchardi, 503), als wenn die Staatsangehörigen und domizilirten Ausländer (jchon 
nach dem guidon de la mer: „naturels, sujets et r&gnicoles“; Vattel, $ 347; 
Burhardi, 504 und 505; Kent, I. 69) in ihrem Rechte verlegt find und braucht 
das Unrecht nicht von Gewaltthätigfeiten begleitet zu jein (Wildmann, I. 193; 
Phillimore, III. 14). Indeß kann ein von Behörden oder Staatsangehörigen 
verübtes Unrecht nur dann ihrer Staatsgewalt zugerechnet werden, wenn dieje es ges 
billigt und ſelbſt Gerechtigkeit (Wattel,L.e.; Wildmann, J. 191 ff.; Wurm, 459; 
Berner, 597) oder die Schuldigen zur Genugthuung anzuhalten (Twiß, U. 20) 
verweigert. Bei einer NRechtöwidrigfeit der Staatsgewalt ijt ein nächjter, bei einer 
der Behörden oder Staatsangehörigen nur ein entiernterer Anlaß zu R. vorhanden 
(Berner, le). NR. zu Gunften anderer Staaten oder nicht domizilirter Fremder 
find zu veriagen (Bartol., qu. 1.; VBattel, 3 348; Martens, V.R., $ 256; 
Manning, 110 ff.; Wildmann, T. 193; Wurm, 461 ff.; Heffter, 1. c.; 
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Phillimore, II. 22; Burdhardi, 505 ff.; Berner, 601). Bynkershoet 
gewährt fie jedoch (de foro legator. XXII. S V.), weil, wenn die R. überhaupt 
rechtlich begründet find, man fie auch Fremden nicht verweigern fünne, denn vor 
dem Recht gelte fein Unterfchied der Perfon und müſſe man es Allen gewähren 
(ſ. dagegen Bynkershoek jelbit in feinen qu. iur. publ. I. XXIV.) Klüber 
bat zwar ($ 233) allgemein völferrechtliche Selbithülfe zum VBortheil und auf An= 
rufen eines dritten Staates gejtattet, wenn man fich vollitändig davon überzeugt 
bat, daß die Rechte diejes Staates verleßt jeien, erfennt aber eine vollkommene Wer: 
bindlichkeit zu dieſer Hülfeleiftung nur auf Grund eines Vertrages an. Sein Heraus— 
geber Morjtadt bemerkt dazu: „Selbithülfe für einen Dritten ift contradictio in 
adjecto!“ Gegen Bynkershoek und bedingt für Klüber it Wurm (461 ff), 
jeinen eigenen Widerfpruch motivirt er aber dadurch, daß, weil einem Staat zu 
Gunsten fremder Unterthanen fein Repräjentationsrecht zuſtehe, er auch nicht ihre 
Sache zu feiner. eigenen machen künne. Unter beitimmten Verhältniſſen find indeß 
R. zu Gunften Fremder als zuläffig erfannt worden, namentlich von de Witt, 
dann wenn der gewährende Souverän mit dem des fremden ex pacto vel foedere 
zum Schuß ihrer reſp. Unterthanen verbunden war; von Mofer, IX. II 521) 
gegen das dem Feinde allüirte Zand; von Martens (V.R., $ 256 not. a) für 
die Schweizerfantons auf Grund ihrer Vereinigung; von Heffter ($ 110), 
Wurm (463) und Burchardi (509) für den Deutichen Bund, unter Berufung 
auf Art. XXXVHO. der Wiener Schlußacte, wenn der duch R. zu unterjtügende 
Bundesjtaat im Rechte war. Gleiche Berugniß wird auch von Burchardi rückſichtlich 
der Nordamerifaniichen Republit (505) behauptet, indeß hat nur der Kongreß, nicht 
der einzelne Staat, Grlaubniß zu R. zu ertheilen (Verf. der Vereinigten Staaten 
vom 17. Sept. 1787 art. I. sect. 8) und fann überhaupt den Gliedern eines 
Bundesitaates, welche ihrer äußeren Souveränetät zu Gunsten der Gejammtvertretung 
entjagt haben, nicht ein Attribut der äußeren Souveränetät zugebilligt werden. Bei 
dem anderen von Burchardi (506) erwähnten fall: den vorübergehenden Allianzen, 
müßte jedenialls zunächſt nur der durch eine Nechtswidrigfeit direkt betroffene Staat, 
der mit ihm vertragsmäßig verbundene aber erit dann zur R.übung zu jchreiten be= 
rechtigt fein, wenn dem eriteren die R.übung gegen den gegnerischen Staat faktiſch 
unmöglich war, alſo nur eventuell und in subsidium,. Nicht jede Allianzenipezies 
wird aber eine jolche R.rechtsvertretung involviren, jondern nur Verträge, welche die 
gegenjeitige Unterftügung zur Bewahrung der rechtlichen Stellung der verjchiedenen 
Staaten feſtſetzen, Hier im Friedensſtande alfo namentlich) Garantieverträge. Wenn 
aber jchon „wegen allgemeiner Verlegung des Völkerrechts, um einem unmenschlichen, 
abjolut rechtswidrigen Verfahren ein Ziel zu jeßen“ (Heffter, 1. c.), R. zu Gunften 
dritter Staaten berechtigt fein jollen, oder wegen jeder Nechtäverlegung, jet das ver: 
legte Recht ein vertragsmäßig oder natürlich zuftändiges (Wurm, 459) oder all: 
gemein wegen Völkerrechtsbruchs (Burchardi, 500), jo würde daraus ein bellum 
omnium contra omnes in Form von R. entitehen. Auch in Bezug auf Beleidigungen 
eines Staates find R. fein paffendes Sühnemittel, wenn Das auch nicht, wie 
Phillimore, III. 12 apodiftifch verkündet, ein anerkanntes Gejeg ausipricht. — 
Die am meiften anerkannte DVeranlaffung zu R. ift die Juftizverweigerung und 
Juftizverzögerung (Bartol., qu. 1; Bynfershoef, qu, iur. publ.l.c.; Wolff, 
Ss 589; Wildmann, I. 194; Wheaton, I. 276; Heffter, $ 110) oder auch, 
inöbejondere nach Nordamerikaniſcher Praris, die Nichtbegahlung einer Schuld durch 
Fremde an Staatsangehörige (Kent, I. 69 not. b). Die Juftizverweigerung wird 
für begründet erachtet, wenn man gegen einen Verbrecher oder Schuldner innerhalb 
einer angemeffenen Frift fein Urtheil erlangen kann (Groot, $ V), die Weigerung 
muß offenbar (palam denegata iustitia) ſein (Bynkershoek, 1], c.), die causa 
vera (Bartol., qu. 4: „alias iniuria“), die res minime dubia, denn in einer 
zweifelhaften ift die Präjumtion für den Richter (Groot, 1. c.; Vattel, $ 350; 
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Wheaton, I 276; Wildmann, I. 197 und 198; Kent, I. 69; Philli— 
more, III. 14) aber nicht minima (Phillimore, III. 15): „non debet represal. 
remedium dari pro modico*“ — „per praedictam iniustitiam ius partis totaliter 
laedatur secus si laedatur aliqualiter“, Bartol., qu. 2. Gine zu R. Anlaß 
gebende Schuldforderung muß far und liquid jein (Battel, $ 343; Wurm, 477). 
Bei einem erlangten, aber offenbar ungerechten, Urtheil eine Yuftizverweigerung für 
fonjtatirt zu halten (root, J. e.; Vattel, $ 350), vermögen wir nicht, weil, wenn 
Recht geiprochen tft, die Ungerechtigkeit meift nicht eben jo offenbar zu erweifen jein 
wird. — Bor der Anwendung der R. müflen jchon nach Beitimmung früherer Ver— 
träge (Martens, B.R., S 96 und Armat., I. S 4) gütliche Verfuche angewandt 
worden jein (Mofer, VIII. 501; IX. II. 524), falld, was wol jelten erforderlich 
fein wird, die Rechtäverlegung nicht fotort einer Reaktion bedarf (Hefiter, ]. c.); 
insbefondere muß rechtliche Genugthuung verlangt werden (VBattel, $ 343; 
Wildmann, I. 194; Oppenheim, 226; Twiß; I. 20). Zur Genug» 
thuungserlangung ift eine diplomatische Borftellung durch den in dem verleßt 
babenden Staat refidirenden Geſandten des verlegten an den erjteren zu richten und 
wird dieje innerhalb einer beftimmten Friſt, nach Verträgen des 17. und 18. Jahrh. 
bald 3, bald 4, bald 6 Monate (Bynkershoek, l.c.; Wildmann, I. 197; 
Manning, 108 f.; Phillimore, II. 16), nicht beantwortet, jo find R. 
anwendbar (Wildmann, I. 195; Wurm, ]. c.). Unterliegt der Bejchwerde- 
gegenitand einer gerichtlichen Unterfuchung, jo muß zunächit der Weg des ordent- 
lichen Prozeſſes bejchritten werden (was England in dem Pacificofall 1850 verjäumte, 
indem es jtatt den Beichädigten dazu zu veranlaffen, ſofort an die Griechiiche 
Regierung eine willkürlich berechnete Schadenseriagforderung richtete und ala dieje 
nicht gewährt wurde, zu R. jchritt, welches abnorme Verfahren vom Oberhaufe 
mißbilligt, vom Unterhaufe nur in Verbindung mit der gefammten diplomatijchen 
Aktion des Minifteriums nicht getadelt wurde [Phillimore, II. 29]), und die 
nachgefuchte Juſtiz jowol durch alle Inftanzen, als auch endlich durch die Staatö- 
gewalt verweigert jein (Wildmann, I. 197; Phillimore, III. 15; j. dagegen 
Bartol., qu. sec.). Auch muß eine plena causae cognitio erfolgen (Bynfers- 
hoef, 1. e.; Phillimore, III. 14) und der die R. fordernde Libellus dem Ge— 
jandten des verlegt habenden Staates vorgelegt werden zur Prüfung und eventuell 
zur Beranlaffung der Genugthuung (Bynfershoef, Bartol., qu. 2: „debet 
actor offerre libellum, quando causa requirit libellum“). Dem gegnerischen Staat 
ift Vertheidigung gegen die R.iorderung gewährt, damit die R. nicht indebite ver— 
hängt werden (Bartol., qu. 4). Daß vor der Anwendung der R. mit ihnen 
gedroht werde (Mofer, IX., II. 525), ift wol ein objoleter usus,. — Der Haupt- 
grundfag, auf welchen die R. zurücgeführt werden, ijt Vergeltung mit derjelben 
oder einer ähnlichen (Oppenheim [227] hält zur Erwiederung im Allgemeinen 
teindfelige Handlungen für ftatthaft), aber nicht beträchtlicheren ala die veranlafjende 
Handlung (MMoſer, XII., II. 526). Die vergeltende darf aber nicht an fich völker— 
rechtlich unftatthaft fein, 3. B. der Mord oder die Mißhandlung eines Gefandten 
oder ein Zumiderhandeln gegen gültige Verträge nicht in gleicher Weiſe erwiedert 
werden (Sroot, IL, XVII. S VII; Martens, B.R., $ 253 not. a); Oppen- 
heim (227 ff.) meint dagegen, daß Unrecht mit Unrecht erwiedert werden dürfe, 
das hieke aber das Unrecht janktioniren. Gegen repreffalienmäßige Mißhandlung 
von Sejandten iſt ſowol Groot (l. c.) ala Byntershoef (D. foro legat., XXII. 
$ II), der Leßtere will aber mit Verſagung der gejandtichaftlichen Privilegien 
bergelten. Nach Moſer (IX., II. 527) find auch Gegen-R. üblih. In Ausübung 
der R. kommt am häufigiten in Anwendung die Beichlagnahme von Sachen und 
Forderungen des verlegt habenden Theiles, welche ſich im Machtbereich des verlegten 
befinden, jeltener, namentlich in neuerer Zeit, die Verhaftung von Perjonen (Wild- 
mann, J. 187; Wheaton, I. 275; Heffter, 1. c.; Burdhardi, 507), noch 


446 Nepreflalien. 


jeltener aber die Befikergreifung eines Theiles des gegnerischen Staatägebietes 
(Wildmann, 1. ec) Völlig unftatthait erjcheint aber für Friedenszeiten (j. da— 
gegen Kent, 1. ce.) die Ertheilung von Kommiſſionen an Staatsjchiffe oder Privat- 
freuzer zum Aufbringen von Schiffen auf hoher See (Wurm, 479), beionders an 
(eßtere, nach faſt allgemeiner Abjchaffung der Kaperei jogar in Kriegszeiten. Das 
Embargo und die in ihrer Rechtmäßigkeit anzuzweitelnde Friedensblokade (Hefiter, 
$ 112, dafür, Wurm, 487, dagegen) gelten aber auch als Mittel zu anderen 
Zweden (Heffter, 1. c.) und find von R. im eigentlichen Sinne unterichieden 
(Wheaton, 1. c.) — Somol die ältere ala die neuere Doktrin geftatten die 
Ausübung der R. an Perionen (Bartol., qu.; Groot, II, I1.$s V-VII; 
Wolff, $ 591; Battel, $ 351; Mofer, VII. 500; Martens, V.R. 
SS 253 und 254; Wildmann, 1. c.; Heffter, $ 110; Twiß, II. 21), wenn 
auch Schonung des Lebens verlangt wird (Groot, Wolff, 8 595; Battel, 
Heffter), bei gewaltthätigem Widerjtande gegen die R.erefution wird aber Tödtung 
bald für gerechtfertigt angeiehen (Wolff, 596 und 597; WBattel, $ 352), bald 
mißbilligt, wenn fie ala der wahricheinliche Erfolg der Gewaltanwendung vorher— 
zujehen war (Groot). Auch wird die Volljtredung von Leibesſtrafen auägeichloffen 
(Wolff, $ 595; Vattel) und überhaupt gute Behandlung verlangt (Philli- 
more, II. 23). Die verhafteten Perjonen werden auch ala Geifeln betrachtet 
(effter, 1. ec; Burdardi, 1. ce). Als Zweck der Verhaftung wird das 
Grlangen der Frreilaffung eines unrechtmäßiger Weile Verhafteten bezeichnet (Vattel, 
$ 351), indeß wird jene ſchon frühzeitig eingeichränft durch zahlreiche Gremtionen. 
Ausgenommen werden Geiftliche, Gefandte, Scholaren, Jahrmarktäfaufleute, Weiber 
und Kinder (Bartol. qu. 7; Groot S VIL; Bynkershoek, De foro legat., 
XXI. $ IV), auch das Gefolge der Geſandten (Wildmann, I. 188). 
Phillimore (III. 23) erklärt die von Groot befürwortete Nichteremtion der zu 
unjerem Feinde geichieten Gejandten für unftatthaft. Bartol., ]. c., führt noch 
außerdem auf als Grimirte: scriptores und bidelli, die nuneii und famuli der 
Scholaren und ihre fie befuchenden Väter, Buhpilger und ihre Hoſpizwirthe an 
Wallfahrtsorten, Zeugen und überhaupt vor Gericht Geforderte, Männer, welche zu 
ihrer WVerehelichung oder zur Beitattung eines Blutsverrvandten fich in ein fremdes 
Land begeben Hatten und durch Wind und Wetter an einen fremden Ort Ber: 
ichlagene. Ueberhaupt dürfen R. nur an Untertanen und bleibend, nicht zeitweilig, 
in einem Staate fich aufhaltenden Nichtunterthanen, nicht an Durchreifenden geübt 
werden (Groot, l.c.; Wildmann,l.c; Wheaton, I. 306 ff.). Grimirt find 
auch die Sachen der Gejandten, Studirenden und Jahrmarktsfaufleute (Groot,]. c.). 
Gegen die Zuläffigfeit von R. an Perfonen remonftrirten in Anbetracht ihrer Uns 
gerechtigfeit und Härte Berner (509) und Wurm (480). Bon Gütern find zus 
nächit die des Staates zu beanfpruchen, daß Das aber Schwierigkeiten verurjache, 
weil Staatsvermögen gewöhnlich dem Verkehr entzogen und jelten innerhalb fremder 
Staatögrenze fich befinde, bemerften jchon Groot (II., II. $S IL) und Gronov. 
ad Groot. NR. an Staatsanleihen treffen, da felten der Staat ein Darleiher ift, 
in der Negel Private (Berner, 600). Indeß find für Eremtion des von Fremden 
in Staatsfonds angelegten Geldes, jowie der öffentlichen Depofita, Vattel (S 344); 
Wildmann(l. ec); Burchardi (507). Nach Vattel iſt diejelbe gebräuchlich 
in England, Frankreih u. a. Ländern, nah Wildmann (I. 189) beobachten 
fie die beiden erfteren und Spanien fogar im Kriege. War jolche Gremtion jchon 
zur Zeit der don Friedrich dem Großen an der Schlefiichen Anleihe geübten R. 
(Martens, Caus. celöbr., II. 97 ff.) anerfannt, jo haben die letere verurtheilenden 
Autoren (Battel, II, VII. $ 84 not. a; Wildmann, 1.189 ff.; Wurm, 479; 
Phillimore, III 25 ff.) Recht und die fie vertheidigenden (Heffter [1861], 
©. 200 not. 2; Berner, 600) Unrecht. Zur Entichädigung der Privatperjonen, 
welche durch NR. umverjchuldeter Weiſe gelitten, find verpflichtet nach Groot ($ VII.) 
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und Wolff (598 und 599) allgemein diejenigen, welche zu den R. Veranlafjung 
gaben, nad) Wattel (IL, XVIIL $ 349) in erjter Stelle die veranlafjenden Privat: 
perjonen und jelbft dann, wenn ihr Souverän die Juftiz verweigert und zum Theil 
noch dann, falls fie jelbit zur Genugthuung fich bereit erflärten. Burchardi (508) 
will mit Recht die Entichädigungsforderung nur gegen den eigenen Staat gerichtet 
wiſſen, nimmt aber, was nicht anzuerkennen, defien Rechtsverpflichtung dazu in 
Abrede. — Zweck der R. ift nicht Beitrafung des Gegentheild (von Wurm, 459, 
gut nachgewiejen), jondern zu erlangende Genugthuung. Die zu gewährende Ent— 
ihädigung erftredt fich bis zum Betrage von Schäden und Koften aus dem Weg» 
genommenen mit Rüdgabe eines etwaigen Rejtes oder Werthbetrages (Groot [l. c.]; 
Wolff [5 602]; Mojer [VII 502]; Vattel [S 342]; Phillimore [ITI. 23]). 
Sowie aber an der weggenommenen Sache big zum Betrage der Schäden und Koſten 
Gigenthum durch die bloße Thatjache der Wegnahme, wie Groot und Wolff, J. e., 
meinen, nicht erworben wird, abgejehen davon, daß eine folche beichränfte Eigenthums— 
erwerbung begriffswidrig ift, jo iſt auch nicht, in Rückſicht auf den auch bei der 
Ausführung von R. zu fordernden Rechtögang, einzuräumen, daß ein Staat, wie 
Vattel (S 342) behauptet, fich ohne Weiteres der weggenommenen Sache zu jeinem 
Vortheil big zum gedachten Betrage bedienen fünne, — vielmehr findet hier eine 
Art Prändung ftatt (Heffter, 1. c.) und muß durch richterlichen Spruch die geübte 
R. legalifirt, der Betrag der Anfprüche firirt und darf die Entichädigung nur dann 
aus dem weggenommenen Gute zuerkannt werden, wenn die veranlafjende Rechts: 
verlegung nicht fiftirt oder etwaiger Schaden nicht anderweitig erjeßt wurde 
(Burdardi, 508; Wildmann, I 193; Heffter, $ 110). Nach gewährter 
Genugthuung oder Entichädigung ceifirt aber die R. vollitändig. — Nicht zu be= 
zweifeln ift es, daß R. als ein milderes, mır von in beichränftem Maß nachtheilig 
wirkenden Folgen begleitetes, internationales Rechtsmittel dem Kriege vorzuziehen 
jeien, indeß muß dieſer eintreten, wenn der fragliche Rechtsanspruch jtreitig iſt und 
die geübten R. nicht den gegnerischen Staat zur Genugthuung veranlaßten Battel, 
$ 354; Berner, 596). Mihbraucht werden aber R., wenn unter dem Namen 
derjelben Gewalt geübt wird, um einer Unterhandlung über ein dieſſeits in Anipruch 
genommenes und jenjeitig bejtrittenes Recht eine entjcheidende Wendung zu geben 
(Wurm, 484). 

git.: Bartolus a Saxoferrato, Tractatus represaliarum, 1354. — Bynkers- 
hoek, Quaestionum iuris publici libri duo, 1737. — W urm, Art. Bölferrechtliche al 
in Rotteck's Staatsler. 1843 Bd. XIV. — Berner in Bluntſchli's StaatsWört. B. 
1864 Bd. VII. Art. Reprefialien. — Burchardi in Rotted’3 Staatöler. 1865 
3b. XIL s. eod. v. — Mas Latrie, Du droit de marque ou droit de represailles au 
moyen äge, Paris 1866. — Die völferrechtlichen Gefammtwerfe von Groot, Wolff (ius 
gentium), Vattel (ed. 1839), 3.3. Moſer (Verſuch des Europäifchen Völkerrechts, Th. VIII. 
u. IX. 3b. II) Martens (Muag. von 1796), Klüber (Ausg. v. 1851), Wildmann, 
Manning, Heffter (Ausg. v. 1861), Oppenheim (1866), heaton (el&m. d. droit 
internat., 1848), Kent, Bhillim ore und Twiß. — Hepreffhlienfalie j. bei Moſer, VIU. 
503 ff. u. IX. IL 527 fi, Phillimore, XIII. 24 ff., u. Galvo, I 805 ff. 

A. Bulmerinca. 


Requifition (völkerrechtlich). Mit dem, in diefem Sinne angeblich durch 
Waihington in Aufnahme gebrachten Ausdruck R., bezeichnet man die Auflage von 
Kriegäleiftungen in Feindesland, zu welcher nach Kriegsgebrauch die Militärautorität 
der vordringenden Ofkupationsarmee gegenüber den Bewohnern der bejegten Gebiete 
und Ortichaften ala berugt erachtet wird. Sie untericheidet fich von der Kriegs— 
fontribution (j. diejen Art.) dadurch, daß fie nicht eine Geldzahlung, ſondern 
Lieferungen und Dienftleiftungen zum Gegenjtande Hat; und daß fte nicht nach 
Willkür auferlegt und bemefjen wird, fondern in der Rückſicht auf ein vorhandenes, 
anderweitig nicht zu befriedigendes militärifches Bedürfniß Motiv und Schrante 
findet. Ihre Landesrechtliche Analogie findet die kriegsrechtliche R. in denjenigen 
Militärlaften, die bei eintretender Mobilmachung ein Staat jeinen eigenen Ans 


448 Negquifition. 


gehörigen ala jog. Kriegsleiſtungen (f. diefen Art.) jubfidiarifch auferlegt. Da 
eine Okkupationsarmee thatfächlich nicht immer in der Lage ift ihren Unterhalt durch 
Magazinverpflegung zu bejtreiten, jo wird nach dem R.iyitem die Laſt diejes Unter- 
halts von dem eigenen Yande, injoweit es überhaupt ausführbar iſt, auf das beſetzte 
Gebiet abgewälzt, und die Koftenausgleichung dem künftigen Friedensſchluſſe über: 
laffen. In diefer modernen Geftalt ift die R. zuerjt durch die Franzöfiichen Patrioten 
der Revolutionäfriege ald Konjequenz ihrer neuen Taktik zu breiter Anwendung und 
von Napoleon in ein großartiges Syſtem gebracht worden. 

Wenn jchon im eigenen Lande die mobilifirten Armeen nicht der Ermächtigung 
entbehren fönnen, Dienfte „aller Art“ und Xeiftung aller Gegenjtände als Kriegs— 
lajten den Gemeinden und Ginzelnen anzufinnen (Deutiches Kriegsleiſtungsgeſetz dom 
13. Juni 1873, $ 3), jo wird um jo weniger von einer gegenjtändlichen Be- 
ichränfung des Rechtes zur R. im Felde die Nede jein können. Nur eine Ueber» 
jchreitung des durch das fpezielle Bedürfniß marjchirender oder fantonnirender Truppen 
gegebenen Maßes, deögleichen eine ohme dienjtliche Berugniß, insbejondere um der 
Bereicherung willen, gemachte R. würde, als unter den Gefichtapunft der Plünderung 
fallend, der Kriegsmanier widerjprechen. Beides wird demgemäß in den Landes— 
militärgefegen unter Strafe geſtellt. Im Wege der NR. wird fonach beichafft die 
Duartierleiftung nebſt Stallung, die Naturalverpflegung (daß Gigarren und Wein 
fein R.objeft jeien, behauptet wunderlicher Weife Calvo, Droit intern., 2° &d., 
$ 909); jodann Fourage, Ginräumung von militärich nothwendigen Grunditüden, 
Vorſpann und Fuhren, Arbeitsleiftungen und Dienite (foweit die Forderung derjelben 
nicht eine unehrenhafte Handlung zumuthen würde) aller Art, Lieferung von Materialien 
für militärische Bedürfniffe, Flußfahrzeuge, und überhaupt Alles, was im Intereſſe 
der Kriegrührung erforderlich) werden kann, ſofern die nöthigen Objekte in dem 
offupirten Gebiete oder Orte nur aufzutreiben find; und fofern nicht vorgezogen 
wird gewiſſe Heeresbedürfniffe, insbejondere Arbeitsleiftungen gegen Vergütung, alio 
durch Abſchluß von Verträgen, zu beichaffen. In Uebereinftimmung hiermit formulirte 
das Brüffeler Projekt der Kriegsrechtsdeflaration von 1874, Art. 40. La propriete 
privee devant ötre respect6e l’ennemi ne demandera aux Communes ou aux 
habitants que des prestations et des services en rapport avec les nöcessites de 
guerre gäneralement reconnues, en proportion avec les ressources du pays et qui 
n’impliquent pas pour la population l’obligation de prendre part aux operations 
de guerre contre leur patrie. — Um nun aber der R. den Charakter der Regel: 
lofigfeit zu nehmen, wird die eine jolche ausjchreibende Militärbehörde fich nicht an 
die einzelnen Bewohner der offupirten Ortjchaften und Bezirfe wenden können, 
fondern ähnlich, wie dies für die Kriegsleiſtungen im eigenen Lande geichieht, die 
vorhandenen fommunalen und administrativen Verbände verpflichten, denen dann die 
Repartition auf die Gemeinde- oder Bezirksinfaffen ſowie die Beitreibung der ge— 
forderten Gegenjtände überlafien wird, wobei jogar die Abfindung aller oder gewifjer 
Naturalleiftungen durch ein Geldäquivalent, alfo durch Kontribution vereinbart werben 
mag. In diefem Falle nimmt alfo die im R.wege auferlegte Leiftung den juriftijchen 
Charakter einer durch die feindliche Militärgewalt einem örtlichen Verbande auferlegten 
obligatorischen Verpflichtung an. Im Falle aber, daß die im Lande vorgeiundenen 
Givilbehörden ihre Mitwirfung zur Beihaffung und zu gleichmäßiger Vertheilung der 
die Bevölkerung treffenden Kriegsopfer verfagen oder zu einer jolchen die Gelegenheit 
fich nicht bieten follte, wird allerdings die Militärauftorität diefe Maßregeln jelbft 
treffen müſſen, fich an die einzelnen Bewohner und deren Vermögensſtücke jelbit zu 
halten haben und ihre Forderungen jei e& durch Strafandrohungen jei es unmittel- 
bar im Zwangswege zur Ausführung bringen. Immerhin liegt in beiden Fällen 
eine gewiffe Analogie zur Erpropriation vor. Es handelt ſich um Eingriffe in die 
Privatrechtsiphäre der Individuen, welche im Intereffe der an die Stelle heimifcher 
Staatögewalt fich jubrogirenden Militärgewalt dann verfügt werden, wenn ohne 
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jolche Eingriffe jene Intereffen nicht oder nicht ausreichend befriedigt werden können. 
Und diejem Gefichtspunfte entiprechend liegt der requirirenden Behörde unter allen 
Umständen die anerkannte Verpflichtung ob, über den Empfang der eingejorderten 
Yeiftung eine ordnungsmäßige Quittung (einen Bon) auszuftellen, durch welche die 
in Anipruch genommene Perfon oder Gemeinde in den Stand gejegt wird, eine 
GEntichädigungsforderung für das von ihr WGeleiftete zu belegen. Eine Berjagung 
der Austellung jolcher Anerkenntnifje würde die Grenze zwijchen rechtmäßiger Kriegs: 
leiftung und Brandichagung verwiichen, ohne deren Aufrechterhaltung ein völferrecht- 
licher Kriegszuſtand nicht gedacht werden fann. Die weitergehende Forderung, daß 
die zur Maßregel der R. greiiende Militärmacht völkerrechtlich auch verpflichtet ſei 
auf Grund der eingereichten Liquidationen ein förmliches Entſchädigungsverfahren 
noch während des Kriegszuſtandes oder gar nad) Beendigung defjelben eintreten zu 
laffen, entipricht nicht dem gegenwärtigen Kriegsgebrauch, wie fie denn auch unaus- 
führbar fein würde. Die Frage, wer der an letter Stelle zur Tragung der Kriegs— 
fojten verpflichtete Staat jei, fommt jließlich durch den Friedensvertrag mittelbar 
oder unmittelbar zur GEntjcheidung. Die Entichädigung, die von dem mit Kriegs— 
leijtungen durch den Feind heimgejuchten Gebiete beanfprucht wird, zu bewilligen 
und zu bemeilen, iſt Sache des Staats, dem daflelbe verbleibt oder zugeiprochen 
wird. Iſt er Sieger, jo entnimmt er die Mittel Hierfür aus der ihm bewilligten 
Kriegstoftenentichädigung. Iſt er nicht Sieger, jo hat er nebjt den übrigen Kriegs— 
ihäden auch diefe Beträge auf die Gejammtheit ausgleichend zu übernehmen. Bei 
den Brüffeler Konferenzen von 1874 bemerkte treffend der Deutiche militärische Sach- 
veritändige: Celui qui sera vainqueur comme celui qui sera vaincu, aura le devoir 
d’indemniser ceux de ses sujets qui auront en leur possession des quittances 
delivrees en temps de guerre. 


Lit.: Löning, Die Verwaltung bed Generalgouvernements im Elſaß, 1874, ©. 54 ff. — 
Rolin-Jaequemyns in der Revue de droit intern., III. p. 331 ss. — Actes de la- con- 
terence reunie A Bruxelles, 1874, pour 2 les lois et coutumes de la guerre, in 
Martens, Recueil des Traites, IIme serie, (1879) p. 121—138, 161. 

d%. dv. Martitz. 


Nefervationen, päpjtliche, reservationes papales (Thl. I. S. 660), 
d. h. das von den Päpjten jeit dem 13. Jahrhundert in Anjpruch genommene Recht, 
beitimmte Klaffen von firchlichen Nemtern zu bejegen, welches theoretiich auf das 
freilich bis dahin niemals ausgeübte angebliche oberjte Kollationsrecht des Papites 
auf jämmtliche Benefizien gegründet wurde, und dazu dienen follte, die Herrſchaft 
über die abgefallene Obedienz zu befeftigen und der Kurie eine reichere Einnahme— 
quelle zu verichaffen (j. den Art. Annaten). Reſervirt, aljo der päpjtlichen 
Beieung vorbehalten, worden find namentlich im Yaufe der Zeit 1) die beneficia 
in curia Romana vacantia, d. 5. alle, welche durch den am Sit der Kurie oder 
innerhalb eines nur zwei Tagereifen davon entjernten Bezirkes erfolgten Tod ihres 
Inhabers erledigt wurden; 2) die der höheren und niederen Hurialbeamten, wenn 
dieje im aftiven Kurialdienjt jtarben; 3) die Benefizien, deren Beſetzung in Folge 
der KHafjation der Wahl, bzw. Nichtadmiffion der Poitulation erfolglos geblieben, 
ſowie diejenigen, welche durch eine vom Papjt vorgenommene Promotion, Depofition, 
Privation und Suspenftion, oder eine vom Papjte acceptirte Rejignation ihrer In— 
baber und durch Annahme eines beneficium incompatibile (ij. Th. I. ©. 656) 
vafant wurden. 4) Mit Rüdficht auf eine von Martin V. auf dem Gonitanzer 
Konzil abgegebene Erklärung, außer den jchon rejervirten Aemtern nicht mehr als 
wei Drittheile der jonftigen Benefizien vorbehalten zu wollen, wurden von den 
Päpſten demnächit die in den Monaten Januar, Februar, April, Mai, Juli, Auguit, 
Oktober und November (jog. menses papales) zur Erledigung kommenden Aemter 
reſervirt. Den Biſchöfen, welche Reſidenz hielten, war aber noch die Verleihung in 
zwei weiteren Monaten, Februar und Mai, geitattet; ſpäter iſt dieſe REN 

d. Holgenborff, Eme. II. Rechtölerifon III. 3. Aufl. 
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ſo modifizirt worden, daß dem Papſte alle in den ſechs ungeraden Monaten (Januar, 
März, Mai, Juli, September und November, ebenfalls menses papales genannt) 
valant werdenden Benefizien rejervirt und die in den gleichen Monaten erledigten 
der ordentlichen Kollation durch die firchlichen Oberen vorbehalten fein jollten (iog. 
alternativa mensium, Wechjel der Monate, womit fich aljo die häufig dafür aud 
gebrauchte Bezeichnung menses papales nicht vollftändig det). Den Klagen wegen 
diefer übermäßigen R. wurde theilweiie auf den Konzilien zu Konſtanz und zu Bajel 
abgeholfen, namentlich hob das letztere alle bi® auf die im Corpus iuris canoniei 
feftgejegten, alfo alle durch jpätere, in den Grtravaganten enthaltene und jonitige 
Bullen eingeführten, auf, jedoch hat das Wiener oder Aichaffenburger Kontordat 
vom Jahre 1448 für Deutjchland im Wejentlichen den früheren Zuſtand wieder: 
hergeſtellt, und dabei iſt es — abgejehen von beionderen, jeiten® der Päpfte durd 
Indulte gewährten größeren Rechten für einzelne Kirchenfürften — bis zur Ant 
Löfung des Deutichen Neiches geblieben. Bei der Wiederaufrichtung der katholiſchen 
Kirchenverfaflung in diefem Jahrhundert ift aber eine erhebliche Nenderung eingetreten. 
Ganz bejeitigt find die R. in der Oberrheiniichen Sirchenproviny und in 
Hannover In Bayern ift dagegen dem Papft die Propftei in jedem Dom: 
fapitel vorbehalten, die Ernennung auf die Dombherrnitellen in den päpitlichen 
Monaten aber dem König durch Indult übertragen worden; in Altpreußen 
beiteht die R. für die in curia vafant werdenden Erzbisthümer und Biethümer, 
ferner für die Propfteien der Metropolitane, Kathedraltirchen und der Kollegiatkirche 
zu Aachen, ſowie für die in den ungleichen Monaten erledigten Kanonikate, für 
welche Iehtere jedoch der Papſt dem König die Nomination zugeftanden hat. In 
Defterreih, wo ſchon die Joſefiniſche Geſetzgebung alle Refervate aufgehoben 
hatte, ift wieder durch das jet allerdings befeitigte KHonfordat dem Papſt die erfte 
Dignität an ſämmtlichen erzbifchöflichen und bifchöflichen Kirchen vorbehalten worden. 


git.: Phillips, re J —* — Jacobſon in Herzog's Renlencnliopähe 
für proteflant Theologie, IX . 859 ff.; XU. 743 ff. — P. Hinſchius, —— »b. IL 
S. 113—16 P. Hinſchius. 


Reſervatrechte (Sonderrechte). Die Deutſche Reichaveriaffung handelt 
in Art. 79, Abſ. 1 von Abänderung der Verfaffung überhaupt, in Abſ. 2 von Ab: 
änderung derjenigen „Vorſchriften der Reichsverfaſſung, durch welche bejtimmte 
Rechte einzelner Bundesftaaten in deren Verhältniß zur Gefammt: 
beit fejtgejtellt find.“ Diefer Abi. 2 war in der Norddeutichen Bunde* 
verfaffung nicht enthalten. An denjelben Hat fich die verwidelte und beftrittene 
Lehre von den „Nefervatrechten“ geknüpft, für deren Behandlung wir jegliche 
Analogon in der Gefeßgebung anderer Staaten, fpeziell der beiden anderen Bunde: 
ftaaten, entbehren. 

I. Begriff. Die „Vorichriiten“, von welchen Art. 79? handelt, werden in 
der Literatur jehr verschieden umgrenzt. Nach der Meinung mehrerer Staatsmänner 
und Schriftiteller (von Frieien, Riedel, Seydel) gehören zu jenen Vorichriften 
einmal alle diejenigen Süße, in welchen die RVerf. pofitiv einzelne Bundesjtaaten 
als mit beitimmten Rechten auägeftattet erwähnt, jodann aber negativ der gejammte 
Umkreis derjenigen Rechte, welche das Reich nicht im feine eigene Kompetenz gezogen, 
jondern den Bundesgliedern belaffen hat. Es fallen nad) diejer Meinung unter jene 
„Vorſchriften“ in&bejondere auch die Stimmrechte der einzelnen Bundesglieder im 
Bundesrath (RVerf. Art. 6), die Vorrechte der Krone Preußen (RVerf. Art. 11 fi. 
37, 63 u. a. m.), die organifatorifchen Beitimmungen über Worrechte einzelner 
Bundesglieder in den Bundesrathsausſchüſſen (RVerf. Art. 8). Die negative Seite 
diefer Anficht würde aber zu dem Reſultate führen, daß Abſ. 1 des Art. 78 voll 
ftändig illuſoriſch wäre, indem jede Kompetenzerweiterung,, da eine jolche tmmer 
in die den Bundesgliedern verbliebenen Rechte eingreifen muß, durch den nad 
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Abi. 2 zuläffigen Ginjpruch des „berechtigten“, aljo eines jeden Bundesgliedes ver: 
hindert werden könnte. 

Dieje Meinung entbehrt in ihrem negativen Theile durchaus aller Begründung, 
wie fich aus den NReichstagsverhandlungen über die Materie und überhaupt aus der 
ganzen Struftur des Reiches ergiebt. Die um den Abſ. 1 von Art. 79 5. 3. 
geführten prinzipiellen Kämpfe im f£onftituirenden Norddeutichen Reichatag beweijen 
genügend, daß es umzuläffig ift, den Abj. 1 nunmehr vermittelit des erjt im Jahre 
1870 in die Verfaffung aufgenommenen Abi. 2 gegenjtandslos zu machen. Nach 
ihrer pofitiven Seite aber entbehrt dieje Meinung gleichfalls der Begründung, da 
der zu interpretirende Satz nicht von „Vorſchriften — — der einzelnen“, jondern 
nur von „Vorſchriften — — einzelner Bundesglieder“ ſpricht. — 

Gine zweite Meinung verzichtet auf einen prinzipiellen Gefichtspunft für Feſt— 
ftellung jener „Vorſchriften“, umgrenzt den Begriff vielmehr nur durch pofitive 
Spezialifirung. (Den Verſuch, dieje Spezialifirung in die Verfaffung ſelbſt aufzu— 
nehmen, machte im Reichätag — leider vergeblid — der Abg. Prof. Hänel). Ein- 
veritanden find die zu dieſer Gruppe gehörigen Schriftiteller (Hänel, Löning, 
Meyer, v. Martik) darin, daß die den einzelnen Bundesgliedern nach Feititellung 
der Reichskompetenz generell verbliebenen Rechte nicht zu den „Vorſchriften“ im 
Sinne von RBerf. Art. 79° gehören. Welche Nechte aber pofitiv unter jenen Bes 
griff fallen, wird verjchieden bejtimmt: jo werden die Präfidialrechte von einigen 
darumter jubjumirt (Löning), von anderen nicht, ebenjo die Vorrechte einzelner 
Bundesglieder im Bundesrath (Hänel, Yöning), die Stimmrechte aller Bundess 
glieder im Bundesrath (Löning). — 

Eine dritte Meinung (Meyer, Zorn) findet den prinzipiellen Gefichtspunft für 
Feſtſtellung der „Worichriiten“ darin, daß Abi. 2 des Art. 79 eine Ausnahme 
von der ordentlichen Reichsorganijation jtatuiren wolle, was ſich aus feinem Sinn 
an fich, feiner hiftorischen Genefis, jeinem Verhältniß zur RVerf. Art. 79, Abi. 1, 
jowie aus den Verhandlungen des Neichstages ergebe. - Nach dieſer Meinung iſt 
demnach begrifflich Alles aus jener Beitimmung auszufcheiden, was zur ordent- 
lichen DOrganijation des Reiches gehört, auch wenn die den Charakter von Vor— 
rechten für einzelne Bundesglieder trägt, jo die Präfidialrechte Preußens, die Vor— 
rechte einzelner Bundesglieder im Bundesrath, ebenjo aber auch die Stimmrechte 
aller Bundesglieder im Bundesrath. Die „Vorſchriften“, welche die RVerf. 
Art. 79? im Sinne hat, tragen danach rein den Charakter von Ausnahms— 
rechten gegenüber derordentlichen Reihsorganifation, von ftaats- 
rechtlichen Privilegien gegenüber dem Gemeinen Reichsrecht. 

Diefe Ausnahmsrechte find, nach den berechtigten Staaten geordnet: 

1. Die Eremtion der Stadt Hamburg „mit einem dem Zweck entiprechen- 
den Bezirke ihres oder des umliegenden Gebietes" von der Bollgejegebung des 
Reiches (RVerf. Art. 3%); joweit der Freihafenbezirk nicht „Stadt“=gebiet von 
Hamburg betrifft, ift derjelbe durch Verordnung des Bundesrathes abzugrenzen. 

2. Das sub 1 jpezialifirte Recht gilt ebenio für Bremen (RVerf. Art. 34). 

3. Die Eremtion Oldenburgs vom Marimaljage der Chauffeegelder (Zoll— 
vereind-Bertr. vom 8. Juli 1867, Art. 22 verb. mit RVerf. Art. 40). 

4. Die Eremtion Badens von den Neichögeiegen über die Bejteuerung des 
Pieres und Branntweins (RBerf. Art. 352). 

5. Die gleiche Eremtion wie Baden hat auh Württemberg (RBerf. 
Art. 35°). Diefer Staat ijt ferner nach näherer Maßgabe von RBerf. Art. 52 erimirt 
von der Reichögejeßgebung über Poſt- und Telegraphenweien, joweit fie nach der RVerfj. 
Art. 48—51 zu üben ijt (vgl. dazu noch Württ. Schlußprot. 3. 2); Württemberg iſt 
ferner nach Maßgabe von RVerf. Art. 45° verb. mit Schlußprot. 3. 2 erimirt von der 
Reichseifenbahngejeggebung ; endlich von der Reichsmilitärgejeßgebung nach Maßgabe der 
Militärtonvention vom 21.25. November 1870 (RBert. Schlußjag zu Abſchn. X1). 
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6. Noch zahlreichere Eremtionen gegenüber dem Gem. Reichsrecht beitehen 
für Bayern. Diefer Staat hat 1) die gleiche Eremtion wie Baden und Württem- 
berg binfichtlich der Beiteuerung von Bier und Branntwein; 2) die gleiche Gremtion 
wie Württemberg bezüglich der Poſt- und Telegraphengejeßgebung ; 3) die Eremtion von 
der Reichäeifenbahngejeßgebung, joweit nicht die Ausführung von RVerf. Art. 41, 46° und 
47 in Frage fteht, 4) die theilweife Eremtion von der Militärgejeßgebung (Verſailler 
Vertr. IT. $ 5 und XIV. Schlußſatz zu Abſch. XI der RBerf.); 5) die (aller 
dings nur formelle) Gremtion vom Reichdmilitäretat (RVerf. Art. 69, 71, 72 verb. 
mit Verſ. Vertr. III. S 5 und XIV., dazu Schlußfag zu Mbichn. XI der RBert.); 
6) die Gremtion von der Heimaths- und Niederlaffungsgeieggebung des Reiches 
(RBeri. Art. 4, 3. 1; Verf. Schlußprot. IIND. 7) Außerdem ift Bayern noch 
erimirt a) von der Weichägefeßgebung über Immobiliarverficherungsmweien (Berl. 
Schlußprot. IV.), b) von der Thätigfeit der Reichänormaleichungsfommiifion (Gei. 
vom 26. November 1871, 8 3), ec) von der Thätigkeit der Reichdgelandtichaften. 
joweit Bayerische Spezialgefandtichaiten fungiren (Verf. Schlußprot. VII, VII. 
Die sub 7 a—c bezeichneten Gremtionen haben feine verfafiungmäßige Anerkennung 
empfangen, auf fie trifft demnach auch die RBerf. Art. 78° nicht zu; da aber die 
Gremtionen sub 7 a und c lediglich auf Vertrag bis zur Stunde beruhen, fünnen 
fie ebenfall® nur mit Zuftimmung Bayerns abgeändert werden. 

Dagegen gehören die Präfidialrechte der Krone Preußen, das Recht Bayerns 
auf ein Mehr von zwei Stimmen gegenüber den anderen beiden Königreichen, die 
Vorrechte von Bayern, Württemberg und Sachien binfichtlich der Zujammenfegung 
der Bundesrathsausſchüſſe, das eventuelle Recht Bayerns auf den Vorfi im Bunde 
rathe (R.Verf. Art. 6, 8, 11—19; Bayer. Schlußprot. IX.) nicht zu den Sonder 
rechten im Sinne von Art. 78? der RVerf. 

II. Die Abänderung der „R.“ Für die frage der Abänderung der N. 
fommt primär in Betracht der Rechtätitel, auf welchem diefelben beruhen. Nach dem 
allgemeinen jtaatsrechtlichen Grundjaß, daß die Abänderung eines Rechtsſatzes nur auf 
demjelben Wege erfolgen darf, auf welchem der Rechtsſatz entjtanden ift, müſſen 
R., welche nur auf den völferrechtlichen Verträgen vom November 1870 beruhen 
(vgl. Württ. Schlußprot. 3. 2; Bayer. Schlußprot. 3. IV., VII, VIII), ohne in die 
Verraffung aufgenommen worden zu jein — eine Anomalie, welche bedenflicher Weiſe 
nicht vermieden wurde, während im Uebrigen jene Verträge durch ihre Erfüllung mit 
Aufrichtung des Neiches und Erlaß der Verfaffung erlojhen — auch wieder auf 
dem Vertragsweg abgeändert werden: wenigitens kann dies gefordert werden; un 
zweiielhait aber würde ein unter Zuftimmung des berechtigten Bundesgliedes gegebenes 
Geſetz Für Herjtellung des Nechtöeffeftes der Abänderung ausreichen. Iſt der Titel 
eines R. Verordnung (vgl. 3. B. Laband, Staatöreht, I, 1144), fo erfolgt 
die Abänderung durch Verordnung, it er Geſetz durch Geſetz (vgl. RGej. vom 
26. November 1871, die Maß- und Gewichtsordnung betr., $ 3), ift er Ver: 
faſſungsgeſetz durch Verfaſſungsgeſetz. Für die letere Gruppe aber enthält die 
RVerf. Art. 792 noch eine befondere Norm: R., welche „Worjchriften der RVerj.“ 
find, „können nur mit Zuftimmung des berechtigten Bundesijtaates 
abgeändert werden.“ Einverſtändniß herricht hinfichtlich der Interpretation diejes 
Satzes darüber, daß die Form der hiernach erforderlichen „Zuftimmung“ feine andere 
ift als die regelmäßige Form der Abftimmung im Bundesrath: der „berechtigte 
Bundesjtaat” muß fich unter der die Annahme votirenden Mehrheit im Bundesrath 
befinden und kann, falls dies nicht der Fall, jede Mehrheit hinfällig machen. Leb— 
hafter Streit aber wird geführt um die Interpretation der Worte „Zuftimmung des 
berechtigten Bundesjtaates“, | 

Die Mehrzahl der Schriftiteller ift der Anficht, daß diefe Zuftimmung lediglich 
in der bejahenden Erklärung im Bundesrath zu beitehen brauche, welche der ſtimm— 
führende Bevollmächtigte kraft der ihm von feinem Yandesheren ertheilten Inſtruktion 
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abgebe; die Inſtruktion aber jei ausjchließlich Sache des Landesherrn, jomıt könne 
von irgendwelcher Betheiligung parlamentarischer Faktoren an jener Erklärung feine 
Rede fein. Diefe Anficht wird nach offizieller Erklärung im Neichätag (v. Lutz, 
v. Mittnacht) von der Bayerifchen und Württembergifchen Regierung getheilt. Die 
Schriftiteller diefer Meinung differiven nur infofern, als einige es allerdings für 
jtatthaft Halten, durch Yandesgeieh die „Zuſtimmung“, welche Art. 79, Abi. 2 
fordert, don der Genehmigung der Ginzellandtage abhängig zu machen. Anträge 
auf Erlaß derartiger Landesgeiege wurden jowol in Bayern ala in Württemberg aus 
der Initiative der Kammern gejtellt, fcheiterten aber an dem entjchiedenen Wider: 
fpruch der Regierungen, welche Landesgeſetze des oben bezeichneten Inhaltes ala 
reichsverfaffungswidrig erflärten. Die Schrüftjteller find theilweife der nämlichen Ans 
fiht (Hänel, Seydel, Thudichum), theilweije dagegen halten fie, wie bemerft, 
Geſetze jenes Inhaltes für reichsverfaffungsmäßig zuläſſig, dermalen aber bei Nicht: 
vorhandenfein von folchen Gejegen die unbejchränkte Inſtruktionsbefugniß des Yandes- 
herrn auch für Zuftimmungserflärungen zur Aufgabe von R. für pofitives Reichsrecht. 

Geht man jedoch von dem Wortlaut des Art. 79, Abj. 2 der RVerf.: „Zur 
ftimmung des berechtigten Bundesſtaates“ aus und erwägt hierzu, daß die Er— 
theilung der Inftruftion an die Bundesrathabevollmächtigten vom Neichgrechte gar 
nicht berüdfichtigt, jomit volljtändig dem Yandesrecht verblieben ift, jo wird man 
zu dem Refultate fommen müffen: 1) Yandesgejeße, welche die Inftruktionsertheilung 
an die Bundesrathäbevollmächtigten irgendwie, insbejondere aljo etwa für den Fall 
der Aufgabe von R., von einer Mitwirkung der Volfsvertretung abhängig machen 
würden, fönnen jedenfalls nach Neichsrecht nicht für unzuläffig erflärt werden; 
2) da jolche Landesgeſetze zur Zeit nirgends eriftiren, it für die Interpretation des 
Art. 79, Abi. 2 zu beachten, ob das im konkreten Falle in frage ftehende R. nad) 
Landesrecht der Sphäre der Geſetzgebung angehört oder nicht (Yaband, Meyer, 
Mohl, Zorn); ift erfteres der Fall, wie beiipielsweije bei dem Bayer. R. der eigenen 
Heimaths- ebenjo der eigenen Bierbeiteuerungsgefeßgebung (RBerf. Art. 4, 3. 1 
Art. 35, Abi. 2), jo bedarf es, damit „der berechtigte Bundesitaat“ mit Rechtskraft 
im Bundesrath die „Zuftimmung“ zu einer Abänderung erflären könne, unbedingt 
der vorhergehenden Genehmigung der Volksvertretung; ohne diefe Genehmigung kann 
in jolchem Falle eine rechtägültige Inſtruktion gar nicht ertheilt werden. Daraus 
würde fich die weitere Konſequenz ergeben: die Erklärung der „Zuſtimmung“ ohne 
erholte Genehmigung der Volfsvertretung ift nichlig. Um aber die Eventualität 
einer derartigen Nichtigkeit feines Beichluffes zu vermeiden, müßte dem Bundesrath 
die Pflicht obliegen, die Inſtruktion in diefem Falle auf ihre NRechtsgültigkeit zu 
prüfen, was thatjächlich feine Schwierigkeiten bieten würde, aber eine Abweichung 
von der Regel enthält, daß der Bundesrath die Inftruftion feiner Mitglieder nicht 
zu prüfen habe. Soweit aber die Sphäre der Gejehgebung nicht in Frage jteht, 
fann der Landesherr jeine Bevollmächtigten zum Bundesrath frei injtruiren, auch 
im Sinne von Art. 79, Abi. 2, was beiipielsweife hinfichtlich eines Theiles der 
militärifchen R. von praktischer Bedeutung it. Daß die Injtruftion in den kon— 
ftitutionell verfaßten Ginzelftaaten auch bier der Kontrafignatur eines Minifters bes 
darf und daß hierdurch die damit nach Yandesjtaatsrecht begründeten Rechtsfolgen 
eintreten, ift nicht zu bezweifeln. 

Lit.: Laband, Staatäreht, I. SS 11, 12; Derjelbe in Hirth'3 Annalen 1374 
©. 1487 fi. — €. Yöning, ebenda 1875, ©. 337 fi. — Hänel, Studien, I. 88 12—14. — 
zu Lehrbuch, $ 164. — v. — Zeitſchr. für Slaatowi ſſenſchaft XXXII. 

. 569 ff. — Seybel, —— 266 ff. iedel, Kommentar, 164. — v. Helb, Reichs— 
Bean, 155 fi. — Müller in Hirth's Annalen 1876 ©. 846 ff. — v. Pözl, 

Bayer. Verfaſſungsrecht, 8 — v. Rönne, Staatsrecht, II. 8 65. — Thudichum in 

v. Holpenborff’s Gabrbus I. 48. — Hauſer, Reichtverfaffung, $ 15. — Weiter: 
—* Studien, 81. — v. Mohl, Reichsſtaatorecht, ©. 64 ff. — Zorn, —— I. 

or 
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Nefervefonds ijt der Vermögenabeitand, welcher bei aufergewöhnlichen Aus 
gaben und Ausfällen jeine Berwendung finden joll; bei Attiengeſellſchaften und 
Kommanditgejellichaften, Genofienichaiten, Verſicherungsgeſellſchaft auf Gegenfeitigteit 
u. ſ. w. auf Aktien die Vermögensanfammlung aus den Jahresbetriebsüberichüfen 
zum vorgedachten Zwed. Das Franzöſiſche Geſellſchaftsgeſetz vom 24. Juli 1867, 
Art. 36; Dekret, die BVerficherungägeiellfchaiten betr., vom 22. Yan. 1868, Art. 4; 
Belg. HGR. Art. 62 Haben zwangsweiſe die Anfammlung eines R. beftimmt; das 
Engliſche Geiellichaitsgefeg von 1862 (Statut 8 74) und das Allgemeine 
Deutihe HGB. haben es der autonomen Beltimmung überlaffen. Der ſtatu— 
tariiche Vorbehalt eines R. fann als Regel angenommen werden. Wenn die 
allmähliche Verſtärkung der Betriebsmittel für die fortichreitende Entwickelung der 
Mehrzahl von Aktiengejellichaften erforderlich erjcheint, jo ift es ein Verkennen der 
Beitimmung, einen R. zu diefem Zwed anzuſammeln; es mag das allerdings nament- 
lich bei Banken geichehen, es hat das aber die außdrüdliche Folge, daß der R. ala 
umlaufendes Kapital Verwendung findet und ohne geionderten Beitand nur einen 
Bilanzpoften bildet. Das Deutiche HGB. beitimmt in Art. 217, daß der ftatutariice 
Jahresbeitrag zum R. entnommen werden foll, bevor eine Dividende vertheilt werden 
darf; für die Bilanz ift im Art. 239a beftimmt, daß der Betrag des R. unter die 
Paſſiva aufzunehmen ift, was fich ala notwendig ergiebt, weil anderweit der Betrag 
des R. ala vertheilter Jahresgewinn ericheinen müßte. Der R. ift den Gläubigern 
gegenüber freies Gejellichaftsvermögen, auf deren Erhaltung oder bejtimmte Ber: 
wendung fie fein Recht haben. Gine jtatutarifche Neueinfügung eines R. verleht 
das Einzelrecht des Aktionäre auf Vertheilung des Gewinns ala Dividende; ſelbſt 
die Errichtung einer Schadenäreferve, damit die plößlichen Verluſte eines Jahres 
aus den Eriparniffen getragen und in ihrem Einfluß auf die Dividende gemildert 
werden, ijt der einzelne Aktionär zu dulden nicht verpflichtet; das Gleiche gilt für 
einen jog. Dividenden., aus welchem in Gejchäftsjahren mit ungünjtigem Ergebniß 
die Dividende auf einen beftimmten Betrag erhöht werden joll. Eriahrungsmäßig 
ift folcher Dividenden. bereits im Jahresgeichäft verbraucht, wenn er bei mangeln- 
dem Gewinn zur Verwendung fommen fönnte. Gleich dem Erneuerungsfonds 
(ſ. dieſen Art.) ift der R. gefonderte Zweckvermögensmaſſe, gebildet umd zu verwalten 
nach den Beitimmungen des Statut? mit Ausichließung anderweiter Verwendung. 
Der R. ſoll ausgleichend wirken zwiichen den Ergebniffen verschiedener Gejchäftsjahte; 
die Griparnig aus der Gegenwart joll das Gedeihen der Zukunft fichern und damit 
den Kredit beieftigen und Einfluß auf die Dividende üben. Ungenau werden wol 
auch die Prämienreferven der Lebenverficherungsgejellichaiten mit R. bezeichnet. Die 
jelben find nicht zu außergewöhnlichen Ausgaben bejtimmt, jondern gerade zur Er: 
möglichung der Vertragserrüllung ; die Prämienrejerven find aus den Jahresbeiträgen 
aufzuiparen, damit aus denjelben die Verlicherungsiumme gezahlt werden könne. 

Lit.: Bene. Attienrecht, 2. Aufl., ©. 509, 655 fi., 758 f_ — NAuerbad, Tai 
Geſellſchaftsweſen, S . 857, 376; Derielbe, Tas neue Handelögeieh, S 185. — Kenner, 
Altiengejellichaften, S . 512. — 2. v. Stein im Jahrb. des voltswirthichaftlidhen Vereins in 
Wien, 1872, ©. 46 #. — Löwenfeld, Altiengejellihaften, S. 447. — Die Kommentare 
von v. ahn nuiatt, v. Nölderndorff, Kenner zu Art. 217, 239 des HGB. — 
Entich. des ROHG. XL 125. — Mathieu et Bourguignot, Commentaire de la loi sur 
les societes des 24—29 juillet 1867, No. 224. — Vidari, Diritto commereiale, vol. Il. 
*n — Reuling, Studium aus d. Gebiete des Lebensverficherungsrechtes, in Stiche. für das 

HR. XV. 326 fi. — Hinrichs, Die Lebensverficherung, ıhre wirtbichaftliche und a 
ie Natur, ebendaſ. XX. 339 ff. — Predöhl, Meber Yebensverficherung, ee 

Key ner. 

Nefidenzpflicht, d. 5. die Pflicht des Inhabers eines Kirchenamtes am Sitze 
deilelben anmejend zu kein, da dadurch allein die Erfüllung feiner ihm obliegenden 
Pflichten möglich wird. Die vielfachen, die Beobachtung der R. einichärienden Vor— 
ichriiten in der katholischen Kirche erklären fich aus der Verweltlichung derielben im 
Mittelalter und der mweitverbreiteten Sitte, wol die Einkünfte des Amtes zu ziehen, 
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aber die Obliegenheiten durch jchlecht bejoldete Vikare oder Stellvertreter erfüllen zu 
laffen. Nach Gem. Recht verpflichten zur Refidenz die höheren Benefizien, die mit 
Seeljorge verbundenen Aemter und die Kanonikate. Die Biichöfe und die Kanoniker, 
welche eine jährliche vacatio (Ferien) von 2—3 Monaten haben, jollen außerhalb 
diefer Zeit nur bei einer dringenden und genügenden Urjache von ihrem Amtafig 
abwejend fein. Die Berlegung dieſer Vorſchrift zieht bei einer eine gewifle Zeit 
fortdauernden Abweienheit den Verluſt eines bejtimmten Antheils der Amtzeinkünfte 
nach fih, und jchließlich kann ſogar die Abjegung verhängt werden. Die eben er- 
wähnten Yemter, jowie diejenigen, mit denen diefe Pflicht ftatutenmäßig verbunden 
ift, beißen beneficia residentialia, die anderen (es find dies gewöhnlich einfache 
Meeßbenefizien) b. non residentialia. Bei leßteren fann der Benefiziat feine Ver— 
pflichtungen durch einen Stellvertreter erfüllen lafien. — In der evangelijchen 
Kirche beiteht die R. gleichfalls; ja die kirchlichen Beamten haben hier nicht einmal, 
wie in der fatholijchen Kirche, gejegliche serien, jondern bedürfen jtetö des Urlaubs 
ihrer vorgefeßten Behörde. Berlegungen der R. werden disziplinarijch geahndet. 
Lit: PB. Hinſchius, Kirchenrecht, Bd. III. S. 221—248,. P. Hinſchius. 


Refume ift die dem Franzöſiſchen Recht entlehnte Bezeichnung des Vortrages 
des Vorfigenden im Schwurgericht, mit welchem diejer am Schluß der Verhandlung 
die Sache den Gejchtvorenen zur Entjcheidung übergiebt. Im Englijhen Recht 
heißt dieier Bortrag Anweifung (Charge). Da im Engl. Prozeß der Ausfpruch der 
Jury als einfache Annahme oder Ablehnung der Anklageihrift, an deren Abfaſſung 
der Richter feinen Antheil hat, unftreitig die ganze Schuldfrage (alſo Rechts- und 
Thatfrage ungetrennt) enticheidet: bietet die Charge die einzige Form, in welcher 
der Richter an diejer Enticheidung theilnimmt. Die Belehrung über das materielle 
und Beweisrecht, welche in ihr der Vorſitzende ertheilt, it für die Gejchworenen 
bindend und jo wie vermuthet werden muß, daß leßtere ſich an fie gehalten haben, 
jo müſſen Rechtsirrthümer des Vorfigenden (mo überhaupt ein Rechtsmittel offen 
jteht) die Vernichtung des Wahripruches begründen. Die Verpflichtung, den Ge- 
jchworenen auch das Beweisreht an die band zu geben, bringt die Nothwendigkeit 
einer Grörterung der thatjächlichen Ergebniffe der Verhandlung mit fi), wobei vom 
Borfigenden erwartet wird, daß er dem Urtheil der Geichworenen nicht vorgreife, 
eine Erwartung, die nicht immer in Erfüllung geht. — Im Art. 336 des Code d’instr. 
erim. heißt es nach Erwähnung des Schlufjes der Parteivorträge: Le president 
resumera laflaire. Il fera r&marquer aux jures les principales preuves pour ou 
contre laceuse. Il leur rappellera les fonctions qu’ils auront à remplir. Die 
Beitimmung läßt den Hauptinhalt der Engliichen Charge, die Rechtöbelehrung, 
ganz unerwähnt, was daher rührt, daß einerjeits die Anficht vorherricht, die Rechts— 
frage werde durch die dem Vorfigenden oder richtiger der Anklagefammer zukommende 
Formulirung der an die Geichworenen zu richtenden ragen bereits jo volljtändig 
entjchieden, daß leßteren eine reine (überdies unabhängig von Beweisregeln) zu ent— 
icheidende Ihatirage übrig bleibe. Andererjeits darf nicht überjehen werden, daß, 
während der Englifche Vorfigende im Verlauf des ganzen vorausgehenden Verfahrens 
eine ftreng unparteiiiche Haltung bewahrt, dem Franzöſiſchen dieſelbe durch die 
ihm obliegende Vornahme der Verhöre des Angeklagten und der Zeugen nahezu 
unmöglich gemacht wird. Es ijt daher leicht erflärlich, daß dem R. vielfach Miß- 
trauen und Widertille entgegengebracht wird. Daffelbe ward daher in Belgien 
(Sei. von 1831) und in Braunjchweig (hier folgte jedoch ſpäter eine theil= 
weiſe MWiederzulaffung) abgeſchafft. Manche Deutjche Gejete beſchränkten dafjelbe 
durch ausdrüdliche Anordnungen. Nach dem Bayeriichen Geieh 3. B. jollte der 
Borfigende nur die gejeglichen Merkmale des Ihatbejtandes auseinanderjegen und 
die Punkte bezeichnen, auf welche die Geichworenen ihre Aufnerkjamfeit vorzüglich 
zu richten Haben, ohne in die Beweiſe der Ihatjachen einzugehen. Andere Geſetze 
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zeichneten den Inhalt des Schlußvortrages genauer vor und fügten theilweiſe das 
Verbot bei, daß der Vorſitzende ſeine eigene Anſicht zu erkennen gebe. In aller 
neuejter Zeit (1880) iſt auch in Frankreich von der Regierung ein das R. ab 
ichaffender Gejegentwurf eingebracht worden. Nach dem durch das Geſetz vom 8. Juni 
1879 in diefem Punkte nicht modifizirten Art. 498 der Italieniſchen StrafPO. 
lautet die dem Vorſitzenden ertheilte Vorſchrift: „Er faßt das Grgebniß der Ber: 
handlung kurz zufammen (riassume brevemente la discussione), erflärt die ragen, 
macht die Gejchtworenen auf die wichtigften für und gegen den Angeklagten vorge 
brachten Gründe aufmerkſam.“ — 

Die neueften Tegislativen Grörterungen über das R. drehen fich hauptjächlich 
um folgende Fragen: 

1) Kann auf den Schlukvortrag des Vorfienden ganz verzichtet werden? Dieie 
Frage fann man meined Erachtens nur ftellen, wenn man noch der Anficht ift, daß 
die Geichworenen im Wahrjpruch über „nadte“ Thatjachen fich auszuiprechen haben, 
nicht aber, wenn man einmal anerkennt, daß der Gerichtshof durch die Faſſung, 
die Jury durch die Beantwortung der Tragen die Unterordnung der Thatjachen 
des Falles unter die gejeglichen Begriffamertmale gemeinfam vollziehen und daß 
darüber Gewißheit beitehen muß, daß den Geſchworenen das für fie, wie für alle 
bindende Gejeg und zugleich der Sinn der an fie gerichteten Fragen klar geworden 
jei. Zur Darlegung des leßteren kann nur der Gerichtähof, defien Organ der Vor: 
figende ift, berufen jein, da Kenntniß des Geſetzes nur ganz zufällig bei einem oder 
dem anderen der Gejchtworenen vorhanden jein kann und ihmen noch weniger ala 
diefe die Fähigkeit zugemuthet werden kann, über die einander widerjprechenden 
Rechtöbehauptungen des Staatsanwaltes und des Vertheidigers, die beide einjeitig 
und unvolljtändig fein können, ich jelbitändig und ohne Anleitung ein Urtheil zu 
bilden. Hält man dieje Anleitung dann für entbehrlich, jo muß man es auch für 
zuläffig halten, daß das geltende Recht von der Meinung der jeweiligen Gejchiworenen 
und nicht durch das Geſetz fejtgeitellt werde. Es ijt daher nothwendig, daß der 
Vorſitzende verpflichtet werde, den Gefchtworenen die nach Yage des Falles nothwendige 
Nechtsbelehrung zu ertheilen. Umfang und Modalitäten der Erfüllung diejer 
Pflicht laffen fich nicht ftreng vorfchreiben; ob im gegebenen Falle eine Belehrung 
nothwendig ift, welche Fragen fie zu umfaffen hat, muß der Vorfigende nach pflicht- 
mäßiger Erwägung der Erforderniffe des alles beurtheilen; ebenſo würde er zu be= 
urtheilen haben, wie weit er fich auf das Gebiet der gemifchten Fragen hinaus 
begeben jolle, jener fragen, bei welchen es fich nicht um die Anwendung klar vor— 
zuzeichnender Grundſätze, ſondern um die Beurtheilung und Abwägung der That« 
jache von einem bejtimmten, juriftifchen Gefichtspunfte aus handelt. Er wird in 
der Regel fich auf die Bezeichnung des lehteren bejchränfen und den Gejchworenen 
das Weitere anheimftellen. Iſt dies geichehen, jo bringt es die Natur des Ver— 
hältniffes zwifchen Gerichts und Geſchworenenbank mit fich, daß die lehtere bei der 
Beurtheilung der von ihr als eriwiejen angenommenen Thatjachen, das Gejeß, jo 
wie es ihr vom PVorfigenden dargelegt ift, zur Anwendung bringe Kein Geſetz 
fann fie dazu zwingen, und es jollte auch jeder Verfuch eines Zwanges unterlaflen 
werden; es ijt gewiß genug, daß nöthigenfalla den Gefchtworenen mit den Worten 
Story’3 gejagt werde: „Die Geſchworenen haben die phyfiiche Macht, das Geſetz, wie 
es ihnen das Gericht darlegt, außer Acht zu laffen; allein ich ſtelle entjchieden in 
Abrede, daß fie das moralifche Recht haben, über das Recht nach ihren perjönlichen 
Anfichten und nach ihrer Willkür zu entjcheiden.” Und jelbft wenn unter den 
Geſchworenen ein Yurift ift, jo kann er fich dabei beruhigen, daß nur die Antwort 
veritanden werden kann, welche in dem gleichen Sinne ertheilt wird, in dem die 
Frage gejtellt wird; ein folcher Mann wird übrigens auch auf eine Fafſung der 
Trage hinwirken können, welche ihm ermöglicht, einen Ausfpruch zu thun, der jeiner 
Rechtsüberzeugung entipricht und ihn doch nicht der Gefahr ausſetzt, daß feine Ant- 
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wort micht zu der gejtellten Frage paßt und daher falſch ausgelegt wird. — Hält 
man daran feſt, daß die MRechtsbelehrung des Vorſitzenden bei der jetzt als richtig 
anerkannten Art der Frageſtellung die authentiſche Begründung der Faſſung der 
Fragen, alſo deren authentiſche Interpretation iſt, ſo wird man den Gedanken kaum 
abweiſen können, daß zu vermuthen ſei, es habe ſich die Jury von jener Rechts— 
belehrung leiten laffen und daß daher, wie ja überhaupt zur Vernichtung die Bermuthung 
beirrender Einflüffe genügt, der Ausipruch der Gejchworenen wegen irriger Rechtö- 
belehrung jollte vernichtet werden fünnen. 

2) Kann nach Vorſtehendem ein Schlußvortrag nicht entbehrt werden, jo ift 
es allerdings nicht unbedingt nothwendig, daß derjelbe ein „R.“ im engern Sinne, 
d. i. eine Zujammenfafiung der Ergebniffe des Beweisverfahrens ſei. So wie die 
Saden auf Grund der Franzöſiſchen Anordnung der Hauptverhandlung (i. 
diefen Art.) auf dem Kontinente jtehen, wird das R. fich nicht ſowol unmittelbar 
auf die Ergebniffe deö Beweisveriahrens beziehen, ala auf deren Grörterung in den 
Parteivorträgen. Der Engliiche Richter jtellt dem Beweisergebniß das Beweisrecht 
gegenüber, das er darlegen joll, und findet im Rechte des Landes den allerdings 
elajtiichen Begriff des „der Jury anheimguftellenden Beweiſes“ (evidence to be left 
to the jury), und an diejer Grenze erit joll die Aeußerung feiner periönlichen 
Meinung ftille ftehen. Der £ontinentale Schwurgerichtspräfident wird dagegen die 
Hauptaufgabe des R. im engeren Sinne darin erbliden, die Ginjeitigfeiten in den 
Darftellungen der Parteien durch möglichit objektive Gruppirung der Beweis- 
ergebnifje zu berichtigen und jchon dadurch leicht in einen polemifchen Ton verfallen ; 
da er ferner ohne Unterftügung durch ein pofitives Beweisrecht die naturgemäßen 
und wifjenichaftlichen Anforderungen an die Beweije den Geichtworenen darzulegen haben 
wird, ift er noch mehr der Gefahr ausgeſetzt, feine perjönliche Meinung durchbliden 
zu lafjen oder deffen wenigſtens beichuldigt zu werden. Allein dieſer Gefahr wird 
er, jo lange er nicht zum völligen Schweigen verpflichtet und darum auch berechtigt 
wird, nie entgehen. Auch wenn er nur die Nechtsbelehrung ertheilt, wird er einer 
Erwähnung der vorgefommenen thatfächlichen Behauptungen nicht aus dem Wege 
gehen können, und, wenn vorausgejegt wird, daß er es auf ungebührliche Geltend- 
machung jeiner Meinung abgejehen habe, dieſelbe leicht zum Ausdruck bringen. Daß 
endlich in verwickelteren Sachen, bei längerer Dauer der Hauptverhandlung und 
insbeſondere der Parteivorträge, ſich eine überſichtliche Wiedervorführung des Ver— 
handlungsſtoffes als ſehr nützlich erweiſen kann, iſt einleuchtend. Man ſteht alſo 
hier wieder vor der alten legislativen Streitfrage, ob eine an fich zweckmäßige Ein— 
richtung bejeitigt werben jolle, weil mit ihr Mißbrauch getrieben, oder fie Anlaß 
zur Verbächtigung geben fünnte, eine Frage, auf deren Löfung auch die bejtehenden 
Zuftände und die gemachten Erfahrungen Einfluß üben. Man fann aber wohl 
jagen, daß es beffer wäre, nichts zu verabfäumen, was die Unbefangenheit des 
Schwurgerichtsvorfigenden fichern fann und dann feinem Gewiflen und feinem Takt 
zu überlaflen, wie weit er im Schlußvortrage gebe. 

3) Wichtig it auch die frage des Zeitpunftes, in welchem der Schluß: 
vortrag abgehalten wird. Die Franzöſiſche Ginrichtung, nach welcher das R. der 
veititellung der Fragen vorangeht, it wol nur aus der Annahme erflärbar, daß 
zur richtigen Auffaſſung der Fragen die Gejchworenen feiner Anleitung bedürfen und 
daß das R. jelbft ſich nur mit der Thatfrage zu beichäftigen habe. Obgleich 
wenigjtens letztere Anſchauung in Italien noch vorherrſcht, hat man doch, die Noth— 
wendigkeit einer Erklärung der Fragen durch den Vorſitzenden anerkennend, bei der 
Reviſion des Schwurgerichtsverfahrens im Jahre 1874 das R. der Fefiflellung der 
Fragen angereiht, wenngleich die letztere ihrerſeits erſt nach den Parteivorträgen 
erfolgt. 

Der Entwurf der Oeſterr. StrafPO. wich von den ganz an die Franzöſiſchen 
Einrichtungen fich anſchließenden Beltimmungen der StrafPO. von 1850 über das 
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R. mwejentlich ab. Der am meisten bejtrittene Punkt (über die wechjelnden Anträge 
und Beichlüffe j. Mayer, Handbuch, I. S. 163, 164, 846—849) war die Reihen 
folge von WParteivorträgen ; Frageſtellung und R. Das Schlußergebniß war, 
daß die FFeititellung der Fragen jchon den Parteivorträgen und daher natürlich auch dem 
R. vorangeht. Was die jachlichen Beitimmungen betrifft, jo lautet $ 325: „Er faßt 
die wejentlichen Ergebniffe der Hauptverhandlung in einer gedrängten Daritellung 
zufammen, führt in möglichiter Kürze die für und wider den Angeklagten jprechenden 
Beweiſe auf, ohne jedoch feine eigene Meinung darüber fundzugeben.“ (Die lebte 
Regierungsvorlage Hatte gelautet: „Er jet den Gejchworenen die gejammte Lage 
der Sache auseinander.“) „Er erklärt den Gefchworenen die gejeglichen Merkmale 
der jtrafbaren Handlung und die Bedeutung der in den Fragen vorlommenden ge= 
jeglichen Ausdrüde und macht fie auf ihre Pflichten im Allgemeinen und ins Beiondere 
auf die Vorjchriiten über ihre Berathung und Abjtimmung aufmerkſam. Der Bor- 
trag des Vorfienden darf von Niemand unterbrochen oder einer Erörterung unter: 
zogen werben; dagegen fteht e8 jeder Partei frei, zu verlangen, daß die den Ge— 
ichworenen vom Vorfigenden ertheilte Rechtöbelehrung im Protokoll erfichtlich gemacht 
werde.” — Nach $ 344 3. 8, der Deiterr. StrafPO. ift es ein Nichtigfeitägrund, 
wenn der Vorfigende eine umrichtige Mechtsbelehrung ertheilt hat. 

Neben der Berathung des Entwurfes der Deutjchen StrafPD. gingen lebhafte 
Verhandlungen des Deutſchen Juriftentages über die Frage, ob die Rechtäbelehrung 
des Borfitenden die Gejchworenen binden jolle und über die Hieraus zu ziehenden 
Konjequenzen einher. Der vom Reichstag angenommene Sat, welcher das Recht 
der Parteien jejtitellte, die Protofollirung der Kechtöbelehrung zu begehren, ward 
von der Regierung für unannehmbar erklärt und in dritter Leſung gejtrichen, woraus 
auch folgt, daß die Nechtsbelehrung unanfechtbar ift. „Die Geichworenen find in 
feiner Weife an die Rechtsbelehrung des Borfigenden gebunden und entjcheiden 
jelbftändig die ihnen vorgelegten Fragen. Es wurde diefer Sab in der Juitiz- 
fommiffion allgemein anerkannt“ (Keller). Der aus den verjchiedenen Verhand— 
(ungen bervorgegangene $ 300 lautet: „Der Vorfigende belehrt, ohne in eine 
Würdigung der Beweiſe einzugehen, die Gefchworenen über die rechtlichen Gefichte- 
punfte, welche fie bei Löfung der ihmen geitellten Aufgabe in Betracht zu ziehen 
haben. Die Belehrung des Vorſitzenden darf von feiner Seite einer Erörterung 
unterzogen werden.“ Gin Rüdblid auf $ 299 zeigt, daß dieſe Belehrung ebenfalls 
erit ftattzufinden Hat, nachdem die Fragen an die Gefchworenen fejtgeitellt find und 
auf Grund derjelben die Parteien ihre Ausführungen und Anträge zur Schuldfrage 
vorgebracht haben. Was den Inhalt des Vortrages betrifft, jo ftellt ihn Löwe 
jo dar, als Habe „die StrafPD. das im Franzöſiſchen Recht vorgefchriebene R. be— 
jeitigt und daffelbe durch ein Lediglich die rechtliche Belehrung der Geichworenen 
bezwedendes Schlußwort des Vorfibenden eriegt”, und ſoweit dabei das Gewicht auf 
„vorgeſchrieben“ gelegt ift, iſt dies unbeitreitbar richtig. Eine Verpflichtung 
zur Zufammenfaffung der Berweisergebniffe, zur Vorbereitung der Enticheidung der 
Gejchworenen über die Ihatfrage hat der Vorfigende gewiß nicht, unterfagt ift ihm 
aber nur die „Würdigung der Beweiſe“, ein Verbot, das eigentlich auch im 
Frankreich ala beitehend anerkannt iſt, und von anderen Schwurgerichtägejeßen ſogar 
neben der Anordnung des R. im engeren Sinne auägeiprochen ift. Allerdings iſt 
der Ausdrud nur ſoweit unzweideutig, ala der Vorſitzende jeine Meinung über das 
Beweisergebniß, ja auch jelbjt über das Ergebniß der einzelnen Beweiſe nicht zum 
Ausdrud bringen darf. Dagegen bemerkt Löwe jelbit: „Auch die den Beweis 
betreffenden Beitimmungen des Prozekrechts können den Gegenjtand der Rechts— 
belehrung bilden.“ Keller jagt: „Damit ijt nicht gemeint, daß der Vorſitzende in 
feiner Weife auf die Beweiſe Bezug nehmen darf... Es müſſen 3. B., um den 
Geihworenen den Begriff und die Erforderniffe eines Beweiſes durch Anzeigen flar 
zu machen, die vorgebrachten Beweife auch als folche bezeichnet werden.“ Gilt dies 
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ihon von den Beweiien, jo it noch viel weniger daran zu denken, daß die Berüd- 
fihtigung des TIhatfächlichen an fich von dem Schlußvortrage ausgeſchloſſen fei. 
Die Motive jagen: Das Gejeg „zielt nicht auf eine theoretijche Erörterung der Ver- 
brechenömerfmale ab. Die Rechtäbelehrung joll vielmehr die individuelle Lage des 
Falles ins Auge faſſen und den Gefchworenen die zur richtigen Würdigung deſſelben 
erforderliche Anleitung geben. Dem Vorfigenden ift e8 nicht verwehrt, zu diejem 
Zwede die thatjächlichen Ergebniffe der Verhandlung, joweit diefelben zum Ver— 
ftändnifje der Rechtsweifung dienen, in den Schlußvortrag aufzunehmen.“ „Viel— 
mehr“, jagt 5. Meyer, „it e& im Sinne feiner Aufgabe gelegen, die in Betracht 
fommenden rechtlichen Gefichtspunfte mit Rüdficht auf die vorliegende Sachlage zu 
entwideln“, was v. Schwarze ald „Anpaffung der Rechtöbelehrung an das That- 
fächliche , deffen Beweis jedoh nur ala Hypotheſe behandelt wird“ bezeichnet. — 
Trotz der Nichtaufnahme des R. im engeren Sinne wird aljo das Gebiet der That- 
lachen nicht gemieden werden können. Wenn Keller indeß für unzuläffig erklärt, 
daß im Schlußvortrage die Berichtigung unrichtiger thatfächlicher Anführungen des 
Staatsanwaltes oder BVertheidigers erfolge, jo it ihm darin beizupflichten. — Was 
die Rechtöbelehrung jelbjt betrifft, jo ijt oben jchon angedeutet, daß fie nicht blos 
in der Aufitellung theoretiicher Säbe, jondern in der Darlegung und Entjcheidung 
aller fragen, welche der vorliegende Rechtsfall jtellt, beitehen müſſe. Wie weit 
Belehrung nöthig ſei, bat der Vorfiende zu beurtheilen, die für nöthig erachtete 
zu ertheilen, iſt dagegen jeine Pflicht. Kontroverje Fragen wird er ehrlicherweife 
als jolche bezeichnen müflen, auch die Gründe für und wider nicht verfchtweigen 
dürfen; aber mit jeiner Meinung darf er auch in folchem Falle wenigftens dann 
nicht zurüdhalten, wenn, was ja die Regel jein wird, es ſich um die Erläuterung 
eines in der Trage gebrauchten Ausdrudes handelt. — An die Belehrung über das 
materielle Recht jchließt fich die in den Motiven für jelbitverftändlich erklärte An— 
leitung wegen des in jormeller Hinficht von den Gejchworenen einzuhaltenden Ver— 
fahrens. 
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Netention des Pfandes. Auf der 1. un. Cod. etiam ob chirographariam 
pecuniam pignus retineri posse beruht der Satz, daß ein Gläubiger, der fi im 
Beji einer ihm verpfändeten Sache befindet, auch nachdem er volle Berriedigung 
wegen der Piandforderung erhalten hat, dem Schuldner das Pfand vorenthalten 
fann, jolange er noch irgend welche andere Aniprüche an den Schuldner hat. Der 
Einwand aus diejer durchaus fingulären Vorſchrift, deren Billigkeit wenigſtens zweit: 
haft iſt, befeitigt die perjönliche Klage des Pfandſchuldners auf Herausgabe dei 
Pfandes. Der Wortlaut des Gejeges rechtfertigt die mehrfach verſuchte Einjchrän- 
fung der Vorfchrift auf Fauftpfänder oder vertragsmäßige Piandrechte nicht. Gegen 
die dingliche Klage Anderer, insbejondere anderer Piandgläubiger ift das Retentionz- 
recht nicht wirſſam, und auch der jpätere Piandgläubiger kann dem Beſitzer des 
Piandes diefen Beſitz vermöge des jus offerendi et succedendi durch Zahlung der 
bloßen Pfandſchuld entziehen. Streitig war, ob das Wetentionsrecht im Konkurt 
von Beitand jei. Die Frage ift jchon nach Gemeinem Recht zu verneinen, heut: 
aber müßig, da das Reichskonkursrecht für eine ſolche Zurüdbehaltung keinenfalle 
Raum läßt. — Dem Preuß., Sächſ., Franz. R. ift die R. d. Pr. fremd. 

Lit. u. Gigb.: ©. die Lit. Hinter d. Art. Retentionsredt. — C. tit, 8, 27. — Preuf, 
Allg. ER. L 20 8 171. Eccius. 


Retentionsrecht, Zurückbehaltungsrecht iſt das Recht des Inhabers einer fremden 
Sade, diefelbe dem dinglich oder perfönlich zum Verlangen nach Herausgabe der 
jelben Berechtigten bis zur Gritattung eines aus feinem Vermögen der Sache zum 
Beiten gelommenen oder durch fie verlorenen Vermögenswerthes vorzuenthalten. 
Nach diefer Begriffabeftimmung (Großkopff, Sintenis) fällt nicht nur die 
finguläre Retention des Pfandes für chirographariiche Forderungen außerhalb dei 
Begriffes, derjelbe grenzt fich auch nach anderen Richtungen Hin jcharf ab. Die 
bis auf Großkopff berrfchende Lehre definirte mit mannigjacher Verſchiedenheit 
in der Formulirung das R. als das dem rechtmäßigen Inhaber einer an fich heraus 
zugebenden Sache zuftehende Recht, diejelbe wegen einer fonneren Gegenforderung 
zurücdzubehalten. Die wenigjtens ala Naturalobligation wirffame Gegenjorderung müſſe 
zur Sache in einer Beziehung ftehen. Als Hauptfälle folcher Konnerität wurden 
aufgezählt, wenn die Forderung auf Verwendungen in die Sache oder in Beziehung 
auf diejelbe beruhe, wenn fie durch die Sache jelbjt, insbejondere vermittelt einer 
durch diejelbe bewirkten Beichädigung, ihren Urjprung gewonnen babe, und wenn 
die Forderung aus demjelben Rechtsverhältniß entitanden fei, auf welches das Red 
zur Herausforderung der Sache fich gründe. Der lebte diefer Fälle wird durch die 
obige Begriffsbeſtimmung abgejchloffen. Er fällt, joweit dabei überhaupt das Recht 
auf Herausgabe der Sache zu befämpfen ift, unter den Gefichtspuntt der exceptio 
non adimpleti contractus, Diefe ift, wie das R., eine Anwendung der exceptio 
doli generalis (v. Savigndy); fie unterjcheidet fi vom R. dadurch, daß auf 
Grund ihrer alle möglichen Xeiftungen, nicht blos fremde Sachen zurüdgehalten 
werden, und daß durch fie das Klagerecht jelbjt geleugnet, ala nicht verfolgbar hin: 
geitellt wird. Im Prozeß tritt der materielle Unterfchied der beiden Einreden ba: 
durch hervor, daß mit der exc. n. ad. contr. zeitweife Abweifung der Klage, mit 
der Einrede des N. eine Bedingung der Verurtheilung zur Herausgabe eritritten 
wird. Der Ausdrud retinere wird freilich auch von dem Zurückhalten einer Leiſtung 
überhaupt gebraucht; eine Vermiſchung der beiden Begriffe führt aber zu einer 
Verflüchtigung des R., welches nur mit dem hier angenommenen bejchränften Begrif 
als ein eigenthümliches, gewiflen allgemeinen Regeln unterworfenes Inftitut aufrecht 
erhalten werden kann. 

Großfopff ging in der Beichränkung des Begriff noch weiter. Es erkannte 
auch den zweiten der obigen SKonneritätsfälle nicht an. (Dagegen Sintenis, 
Er leugnete jerner, daß durch das R. überhaupt eine Forderung, eine Natural 
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obligation, geichüßt werde, das R. ſchütze ein faktiſches Verhältniß, in welchem der 
Beklagte das, was er in und mit der Sache von dem Seinigen detinire, ungeachtet 
es nach Civilrecht bereits für ihn verloren ſei, behalten ſolle. Das Recht auf den 
Vermögenswerth gegenüber dem Kläger, der denſelben erſtatten ſoll, bleibt aber 
immer eine Obligation. Der Zweifel Großfopif’s ift auf eine unrichtige Begriffe- 
beitimmung von Naturalobligation zurüdzuführen, die nach ihm nothwendig außer 
durch soluti retentio auch anderweit, 3. B. durch Kompenſation, fich wirkſam 
zeigen müßte. 

Bon den Streitfragen in Betreff des gemeinrechtlichen R. war die wichtigjte die, 
ob daflelbe auch gegenüber der Gläubigerichait im Konkurje geltend gemacht werden 
fan. Die frage muß mit Großkopff und Sintenis gegen Schenk, v. Bayer 
bejaht werden. 

Von den neueren Kodififationen stellt da3 Sächſ. BGB. auch die exceptio 
n. ad. contr, unter den Begriff des Zurüdbehaltungsrechts, fich überhaupt an die 
ältere Lehre anjchließend. Es definirt dafjelbe ala das Necht des nicht durch uner- 
laubte Handlungen in den Belit einer jet herauszugebenden Sache Gelangten, 
diejelbe bis zur Befriedigung wegen eines fälligen Gegenanſpruchs zurüczubehalten, 
der in einem Verhältniß zu derielben Sache feinen Grund hat, und ala das Recht 
des aus einem zweifeitigen Rechtsgeſchäft zu irgend einer Leiſtung Berpflichteten, 
dieie bis zum Empfang der fälligen Gegenleiftung zu verweigern. Nach Preuß. R. 
beiteht das R. in der Befugniß des Inhabers einer fremden Sache, jelbige jo lange 
in feiner Gewahrfam zu behalten, bis er wegen jeiner Gegenforderungen befriedigt 
worden. Das Recht ift nur gegen den Schuldner der „Gegenforderung“, vegelmäßig nicht 
auch gegen deſſen Konkursmaſſe geltend zu machen. Das Defterr. BGB. verwirit das 
R. überhaupt; der Code civil giebt feine Definition, den Anwendungsfällen liegt aber 
der Begriff des Preuß. R. zu Grunde. — Das Allgem. Deutiche HGB. giebt den Kauf— 
leuten wegen fälligr, — im alle der Unficherheit und des Konkurſes auch wegen 
nicht Fälliger — Anſprüche aus dem faufmännifchen Verkehr ein R. an allen be- 
weglichen Sachen und Werthpapieren, die mit dem Willen des Schuldner? auf Grund 
von Handelageichäften in ihren Befig gefommen find. Dies R. hat die Natur eines 
Fauſtpfandes. Die Deutiche KO. beftimmt in $ 41, inwieweit das Zurüdbehaltungsrecht 
en an im Konkurſe begründet. 

Lit. fab.: Schenk, Die Lehre vom R., 1837. — Luden, Dad R., 1839. — Lenz 
in Weiste 8 este IX. 377. — Sroßtopff, Zur * vom R,, 1858. — Sintenis, 
Givilredht, S 91 D. — Die ee = * handein vom an zerftreuten Stellen. — Eid). 
BGB. SS 767—769. — Preuß. Allg. ER. I. 20 55 536-567. — Defterr. BOB. 5 471. — 


Code civil art. 867, 1673, 1749, 1885, 1948. — Nllg. Deutiches HGB. Art. s18 fi. z 
eciu 


Netorfion (franz. und Engl. gleichlautend), von retorquere, bedeutet im 
Staatenverfehr: die eine Unbilligkeit mit einer gleichen oder ähnlichen erwiedernde 
Handlungsweiſe. Die Anwendung gleicher Mittel gegen einen Staat, welcher er 
fich gegen den umferigen bedient (Masse, Droit commere., I. 130), oder die Ver: 
geltung des „Einem nicht anjtändigen“ mit Gleichem (Mofer, Verſ., VIII. 485), 
charafterifirt noch nicht das bejondere Weien der R. In einem weiteren Sinne 
begreift man die R. unter die Repreflalien (Berner, 597; Burchardi, 497), in 
der Praris wurden fie mit einander identifizirt oder verwechielt (Mofer, Berf., 
Th. IX. Bd. I. 519 und 527; Wurm, 458) Maſſé (l. c.) läßt fogar 
Reprefjalien auf dem Wege der R. vor fich gehen. — Die völferrechtliche Be— 
rechtigung der R. wird aus der Selbftändigfeit, Rechtsgleichheit oder Gleich» 
berechtigung der Staaten gefolgert (Wolit, S 584; KHlüber, $ 234; Heifter, 
Ss 27; Oppenheim, 152), halbjouveränen Staaten (Martens, V.R., I 249) 
fann fie daher nicht zuftehen. Die Bezeichnung: retorsio juris (Wolff, $ 583), 
retorsion en droit (®attel, II., XVII 8 341) und die Untericheidung von: 
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retorsio faeti und iuris vel legis (H#lüber, $ 234), wenn namentlich, nach der 
technischen Ausdrucksweiſe, die leßtere der R. im engeren Sinne, die eritere den 
Repreflalien entiprechen fol (Wurm, 1. c.), ift überflüffig und verwirrend, weil 
dann die Repreflalien wieder der R. jubordinirt werden und weil die R. nicht gegen 
eine NRechtswidrigfeit, jondern eine Unbilligkeit gerichtet ift, und auch nur Diele 
enthält Geffter, $ 111; Berner, 1. c.; Burdardi, 498). Moſer 
(Verj., VIII. 485) fieht die Veranlaffung zur R. nicht in einem Zuwiderhandeln 
gegen die Gerechtigkeit oder natürliche Billigkeit, jondern gegen die Freundſchaft oder 
die Gleichheit der Gerechtiame.. Dem in der Nechtäiprache vielfach durchbildeten 
Terminus der Unbilligkeit jubjtituirt Wurm (459 ff.) den vieldeutigen Ausdrud 
(Ungunft gegen) Interefien, während Engliiche Schriftjteller (Phillimore, III. 8, 
I. 13; Zwiß, II. 18) R. ftatwiren gegen Abweichungen von der comity, deren 
Begriff fih indeß nicht mit dem der Billigkeit dedt (vgl. d. Art. Comitas 
sentium) und außerdem fich nur einer partiellen, hHauptjächlich Anglo-Amerikaniſchen 
Anwendung erfreut. Twiß (l. ec.) nennt die oben angegriffene Untericheidung der 
R. eine unpraktifche, gleiches Prädikat gebührt aber der jeinigen (II. 19): paſſive 
Retaliation (R.) und aktive (lex talionis), indem er jelbjt die letztere für uman- 
mwendbar im internationalen NRechtsveriahren erklärt, und außerdem jede R. eine 
Aktion enthält. Die Zurüdführung des Unterichiebes von Repreflalien und R. auf 
den Unterjchied vollfommener und undolllommener Rechte (Martens, 1. c.; 
Klüber, $ 234 not. d) ijt mit dieſem letzteren für antiquirt zu erachten, außerdem 
zwingt felbſt die R., wenn auch in milderer Form, zur Gewährung. R. im 
Kriege (MMoſer, IX, 1I. 519) wibderfprechen aber der Aufgabe der R., den Krieg 
zu verhindern, und unterliegen nicht dem R.recht, jondern dem Kriegsrecht. — Die 
zu vetorquirende Unbilligkeit kann entftehen aus der Gejehgebung, dem Gewohn— 
heitärecht und den Reglement? (Vattel,l.c.; Twiß, II. 18), bloße Verſchiedenheit 
derjelben genügt aber nicht (Martens, $ 250; Klüber, 88 54 und 234d; 
Heffter, l.c.; Wurm, 474); entweder muß der fremde (unjer Staatdangehöriger) 
nur hinter den Einheimischen (des fremden Staates) zurüdgeitellt jein Martens, 1. c.; 
Klüber, 1. c.; Berner, 598) oder auch Hinter andere Fremde (die An— 
gehörigen anderer Staaten — Wurm, 468 ff.; Heffter, l. c.;Burchardi, 498; 
Twiß, II. 19). Der Billigkeit entipricht es indeß ichon, daß fremde den Ein— 
heimischen gleichgeitellt werden. Die Bevorzugung der Fremden vor den Ein— 
heimischen zu verlangen, gebietet die Billigfeit ebenfowenig (Klüber, $ 58), eine 
jolche Forderung nannte der Neapolitanische Gejandte (in der berüchtigten Schweiel- 
frage zwifchen Großbritannien und Neapel im Nahre 1838) ein großes Paradoron 
der Politik, wogegen Wurm (473 ff.) mit Unrecht im falle der Nichtgewährung 
einer folchen ausnahmsweifen Bevorzugung, nach fehlgeichlagenen Unterhandlungen, 
eine R. für gerechtfertigt hält. Einem balbbarbariichen Staat gegenüber ericheint 
freilich ein ſolcher Wunſch Für zuläffiger, indeß dürfte auch hier, wie jchon 
Berner (l. c.) richtig ausführt, unterhandelt und nicht die zu retorquirende umd 
perhorregzirte barbarifche Maßregel in gleicher oder ähnlicher Weije erwiedert werden. — 
Als eine zu retorquirende Unbilligfeit wird angejehen entweder ganz allgemein die 
nichtbeiriedigende Behandlung der Unterthanen in einem anderen Staate oder eine un— 
günftige Stellung derjelben nach Geieß und Gewohnheit (Wattel,1l.c.; Twiß, II. 18; 
Wurm, 464), oder die Verweigerung eines Gewohnheitsrechts und ein unbilliger 
Unterjchied zwijchen fremden und Ginheimifchen (Martens, 1. c.), oder eine un— 
gleiche bejchwerende Behandlung, eine unbillige und bejchtwerende Ungleichheit des 
pofitiven Rechts, eine Verweigerung unparteiifcher und unverzögerter Rechtäpflege 
(Klüber, $$ 54, 234 d, 58), oder die Ausichließung von eigenen Untertanen 
gewährten Vortheilen, Zurüditellung gegen dieje oder andere Nationen, ungewöhnliche 
Belaftung bei Einräumung von Vortheilen, Abweichung von durch andere Nationen 
aufgejtellten Grundjägen, verbunden mit materiellen Nachtheilen (Heffter, 1. c.). 
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Unbillige Einzelbeftimmungen kommen entweder vor bei Ein- und Ausiuhrberord- 
nungen (Battel, 1. c.), oder Erbichaiten, 3. B. das bejeitigte droit d’aubaine, 
oder Konkurſen durch Bevorzugung einheimischer Gläubiger vor den auswärtigen 
(Klüber, $ 58; Wurm, 464). Nicht Alles, was dem Rechte gemäß zu fordern 
it, darf nach Billigkeit gefordert werden, jondern werden die begründeten Forderungen 
diefer durch die zu vermwirflichende internationale Gemeinfchait zu begrenzen jein, 
towert jolche Forderungen nicht jchon auf Grund des Rechts erhoben werden 
tönnen. — Der Zwed der R. iſt nicht Strafe (wogegen Wurm [459] remonitrirt), 
fondern nur Abjtellung der verlegenden Unbilligkeit oder Herftellung einer Gleichheit 
Martens, J. c.; Heffter; 1. c.). St diefer Zweck erreicht, jo hat die R. auf: 
ıbören. Die erwiedernde Unbilligkeit kann eine der zu eriwiedernden gleiche oder 
ähnliche oder möglichit ähnliche, und muß gleich jchwer fein (Mojer, VIII. 489; 
Heffter, 1. e.; Burdhardi, 499), daß fie aber den gegneriichen Staat nicht 
gleich empfindlich trifft, berechtigt nicht zur Steigerung des Maßes oder gar der 
At (Wurm, 460). Zu den zur Ausführung der R. gewählten Mitteln muß der 
Staat jelbit, ohne die ihm gebotene Veranlafjung, vollkommen befugt jein, denn „R. 
M die Erwiederung eines von feiner Seite bejtreitbaren Rechts‘ (Wurm, 1. c.). 
Te Ausführung der R. zu beftimmen ift nicht, wie Phillimore (III 8 ff.) 
ment, lediglich Sache des Staatärechts, fie ift gebunden an bie vorjtehend auf: 
geführten völferrechtlichen Sätze. Der Anwendung der R. muß aber eine gütliche 
Behandlung (Mojer, VIII. 488 hält es gerade nicht für nöthig, aber der Freund» 
Ihaft dienlich), in®bejondere ein Antrag an die jenfeitige Staatögewalt vorausgehen ; 
dieier wird befonders dann das zunächit allein zuläffige jein, wenn ein Staat einen 
unbilligen Grundſatz nur aufgeftellt, aber noch nicht durchgeführt hat, jorortige R. gegen 
denelben (Heffter, 1. c.) wäre völlig ungerechtiertigt. Erſt wenn troß des An— 
trages feine Billigkeit mehr zu hoffen (Berner, 597) oder die Gegenvoritellungen 
erkhöpft find (Phillimore, I. 13), ift die Anwendung der R. berechtigt. — Ber: 
fügen lann eine R. nur die Staatögewalt, da nur ihr die Souveränetät und jomit 
auch das Recht der Selbithülie gegen andere Staaten zufteht. Eines legiälativen 
Beihluffes dazu (Heffter, l. e.) bedarf es nur bei Gejeßesänderungen (Burdardi,l.c), 
fonft aber umjoweniger, ala ein jolcher nicht einmal zur Verfügung des äußerjten 
Rehtömittels, des Krieges, erforderlich it. Das einer jeden Behörde innerhalb ihres 
Geihärtäkreifes und der oberjten Gerichtäftelle in Juſtizſachen zugefprochene Recht der 
Roerfügung (eriteres von Burchardi, 1. c., leßteres von Wurm, 474) wider: 
bricht, abgejehen davon, daß Gericht und Behörden feine Souveränetätsrechte ala 
hole haben und üben können, der nothwendigen Ginheit der Willensbeitimmung, 
Vertretung und Aktion des Staates nach Außen. Dagegen, daß die unmittelbare 
A⸗Hülie durch die Obrigkeiten auch ohne höhere Autorifation in unferen gegen= 
wärtigen Zujtänden nicht entbehrt werden könne GBurchardi, 500), ſpricht die 
gerade in unferer Zeit durchgeführte ftrenge Behördenhierarchie und die Abhängigkeit 
aller Organe von dem höchjten, der Staatögewalt, als auch der heutzutage geförderte, 
weimtliche Verzögerungen ausjchließende Verkehr. Nicht je nach Beichaffenheit der 
Umfände, wie Moſer (IX., II. 521) meint, jondern unbedingt ift die Erlaubnif 
des Souveräns zur R.übung erforderlich, und zwar jowol für Behörden als Ein- 
yine (Heffter, 1. c.; Berner, 1. ec). Moſer (VIII. 487) hält den Befehl 
dei Landesherrn bei R.übungen durch Unterthanen in Sachen, die ihr Privat: 
interefie betreffen, für unnöthig.e Die Behörden find bei R.übungen nur die die 
Staatäverfügung ansführenden Organe. Ob aber Einzelnen die R.ausübung zu 
geftatten und ob fie diejelbe nach den gewöhnlichiten Ericheinungsformen der Aus— 
übung überhaupt als Einzelne zu üben vermögen und Veranlaſſung haben, erjcheint 
uns meitelhait, da völferrechtlich jede Selbithülfe des Einzelnen immer mehr ver- 
"agt iſt, da die zu retorquirende Unbilligkeit jelten gegen einen Einzelnen, vielmehr 
In der Regel gegen eine ganze Klaſſe der Bevölkerung, 3. B. Handeltreibende oder 
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Gewerbtreibende, oder gegen den geſammten Staat durch die Syſteme und Ord— 
nungen des Handelsverkehrs und Gewerbebetriebes oder gegen die geſammte Be— 
völkerung durch unbilliges allgemeines Recht oder Rechtsverfahren gerichtet iſt. 
Schon Moſer (VII. 486) jagt, daß meiſt Souveräne der R. ſich gegeneinander 
bedienen. Indeß ordnet jedenfalls der Staat eine R. jowol in Anlaß einer gegen 
ihn, als auch, fraft der Repräfentation feiner Staatsangehörigen, in Anlaß einer gegen 
diefe verichuldeten Unbilligkeit an (Wurm, 459), zu Gunjten eines anderen Staates 
aber nur auf Grund eines Bundesverhältnifies, denn ein Staat kann nicht durch 
die einfeitige Aufforderung des einen Theils zur Grefution gegen den gegneriichen 
Theil berechtigt werden und hat in Bezug auf fremde Unterthanen fein Repräſen— 
tationsreht (Wurm, 462). Noch unzuläffiger ericheint e&, daß ein Staat gegen 
einen anderen deshalb auf dem Wege der R. eine Unbilligkeit begeht, weil dieſer 
legtere gegen einen dritten Staat früher einer gleichen oder ähnlichen fich ſchuldig gemacht. 
Wenn auch jolches Verfahren nachweislich jtattgehabt (j. Moſer, IX., II. 519 ff.), 
jo war es doch nur eine mißbräuchliche Anwendung der R. Eine R. kann ferner 
nur gegen den verichuldenden Staat, nicht gegen einen dritten, fie nicht verjchuldenden, 
geübt werden: „Retorsio non est nisi adversus eum, qui ipse damni quid dedit, 
ac deinde patitur, non vero adversus communem amicum. Qui iniuriam non 
fecit, non recte patitur“ (Bynkershoek, Qu. iur. publ., I., IV.) — Die Unbillig= 
feit eines Staatsangehörigen oder einer der Behörden des Staates ijt immer nur 
ein entfernter Anlaß zur R., der nächjte Anlaß muß in der Unbilligleit der Staats» 
gewalt jelbjt liegen, d. 5. es muß der gegnerische Staat das unbillige Verfahren 
jeiner Unterthanen oder Behörden, joweit er dafjelbe nicht jelbjt angeordnet, jchweigend 
oder ausdrüdlich gebilligt oder demjelben zugeitimmt und es dadurch zu dem jeinigen 
gemacht haben (Berner, 597; Wurm, 459). — Daß nicht immer gegenüber 
Unbilligfeiten R. ausreichen oder entiprechend fein werden, muß, namentlich wenn 
durch eine Unbilligkeit die Erhaltung der Exiſtenz eines Staates bedroht it, zu— 
gegeben werden und iſt praftiich bewährt durch die Kriege Hollands gegen England 
in Anlaß der Grommell’schen Navigationsacte und Ludwig's XIV. gegen Holland wegen 
Nichtaufhebung des Verbots der Franzöſiſchen Waaren (j. Burdardi, 498 fi.). 
Engliſche Schriftiteller erklären dagegen die R. für das einzig gejegliche Mittel gegen 
Verlegungen der comity, und daß jolche Verlegungen einen casus belli nie abgeben 
fönnten (Bhillimore, I. 13; Twiß, I. 18). 

Lit: Wurm, Art. Völkerrechtliche Selbithülfe, in Rotted’3 Staatäler. 1843, Bd. XIV. 
457 ff. — Berner, Art. NRetorfion, in Bluntſchli's StaatWört.B. 1864, Bd. VIII. 
596 fi. — Burdardi in Rotted’3 Staatöler. 1865, Bd. XI. 49 sn — Die völter: 
— Werke von Wolff (ius gentium), Vattel, Moſer (Verſ., VIII. 485 ff. und 
IX 518 fi), Martens (B.R.) —— Heffter, Oppenheim, Phillimore 


BSi ——— j. Moſer, Deri., IX. II. 520 ff., Wurm, 471 ff, und Galvo, I. 
802. U. Bulmerinca. 


Netorfion im Strafrecht ift die Enwiederung einer ftrafbaren Handlung 
durch eine gleiche oder ähnliche ſtrafbare Handlung. Nicht zum Begriffe der R. 
gehören daher die Fälle der Nothwehr, auch wo Gleichheit oder Gleichartigfeit der 
Sandlungen vorhanden ift, da der Nothwehr Uebende fich feiner ftrafbaren 
Handlung jchuldig macht. Ebenſo jcheiden diejenigen Fälle aus, bei welchen (mie 
3. B. in $ 213 des RStrafGB.) verichiedenartige jtrafbare Handlungen von beiden 
Seiten begangen werden. In dem obigen Umfange ift jedoch die R. für das Gebiet 
des Strafrechts ohne praktische Bedeutung. In den heute geltenden Straigefegbüchern 
wird vielmehr gefordert, daß die R. aufder Stelle erfolgt jei, und unter diefer Be— 
dingung die R. nicht allgemein, jondern nur bei einigen jtrafbaren Handlungen 
(wechjeljeitigen Beleidigungen und leichten Körperverlegungen) als jakultativer Straf- 
ausichließungs- oder Milderungsgrund berücichtigt. 
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Die gemeinrechtliche Praris nahm früher allgemein an, daß bei mwechjeljeitigen 
Beleidigungen von gleicher Schwere Kompenjation jtattfinden müſſe. Mean dachte 
dabei aber (unter Berufung auf 1. 10 $ 2 D. de compens. 16, 2) nur an Privat- 
ftrafen. Später wendete man diefen Grundſatz, indem man nicht jcharf zwiſchen 
Kompenfation und R. unterfchied, auch auf öffentliche Strafen an. Da man 
die R., welche vieliach ala ein Recht aufgefaßt wurde, nicht zu Gunften des erften 
Beleidigers geltend machen konnte, jo jchloß man für diefen aus dem Grunde Klage 
und Strafe aus, weil der eriwiedernde Beleidiger fich ſelbſt Recht verichafft und 
dadurch auf die Klage verzichtet habe. Stillichtweigende Vorausſetzung war hierbei 
ſtets, daß die beiden Beleidigungen ungefähr gleiche Strafen nach fich gezogen hätten. 
Die Kompenjation öffentlicher Strafen, jelbjt bei dem Antragävergehen der Be— 
leidigung, zu deſſen Gunjten jo viele Ausnahmen von allgemeinen Regeln gemacht 
zu werden pflegen, ift jedoch unhaltbar, da nicht abzufehen ift, weshalb durch R. 
das öffentliche Intereſſe an der Beſtrafung befriedigt fein joll. Ebenſowenig fann 
ein Recht auf R. anerfannt werden. Es kann fich deshalb Heute nicht mehr um 
Strafausihließung, jondern nur noch um Strafmilderung bei der R. handeln. Dan 
muß dann aber, mehr ala dies früher geſchah, den Nachdrud darauf legen, daß die 
R. auf der Stelle eintrat. Und zwar fommt auf Seiten des erwiedernden Be— 
feidigers der Affelt in Frage. Da aber nicht jede R. im Affekt erfolgt, jo iſt es 
dem richterlichen Ermeffen zu überlaffen, ob diejelbe im konkreten Falle bei der Feſt— 
jegung der Strafe zu berüdfichtigen fei. Für den erjten Beleidiger können wol 
nur Billigfeitsrüdfichten dahin führen, unter Umftänden auch gegen ihn eine mildere 
oder gar feine Strafe zu verhängen, 3. B. in dem falle, wenn die eriwiederte Be- 
leidigung die erite an Schwere bedeutend überjtieg. Am richtigiten ift es wol, in 
dem StrafGB. hinfichtlich der R. überhaupt feine Beftimmung zu treffen, bejonders 
da nicht, wo der Strafrahmen für die Beleidigungen jchon derartig it, daß das 
angedrohte mit dem gejehlichen Minimum der Strafarten übereinftimmt, der Affekt 
alfo hinreichend bei der Feſtſetzung der konkreten Strafe berüdfichtigt werden fann. 
Nicht zu billigen find die Beftimmungen des Deutſchen StrafGB., nicht blos des- 
halb, weil die R. als Strafausſchließungsgrund, jondern weil fie auch bei leichten 
KHörpewerlegungen aufgeitellt iſt. Dieje letere Vorfchrift ift aus dem Preuß. StrafGB. 
übernommen, welches Realinjurien und leichte KHörperverlegungen nicht von einander 
trennte, und hatte dort ihre Berechtigung. 

Nach SS 199 und 233 des Deutjchen StrafGB. hängt die Berüdfichtigung der 
R. bei der Straizumefjung von folgenden Bedingungen ab: 

1) 68 müfjen zwei Beleidigungen oder eine Beleidigung und eine leichte Körper— 
verlegung vorliegen, gleichviel ob die erjtere durch die letztere oder die letztere durch die 
erstere erwiedert ift. Diefe ftrafbaren Handlungen müſſen in einem urjachlichen Zu— 
fammenhange jtehen. Hierhin zu zählen find, abgejehen von $ 189, alle nach dem vier- 
zehnten Abjchnitte, nicht aber die nach dem zweiten bis vierten Abfchnitte des StrafGB. 
zu beitrafenden Beleidigungen. In Betreff der KHörperverlegungen ift zu bemerfen, 
daß die im $ 223 a aufgeführten hier nicht zu berüdfichtigen find. Der Begriff der 
R. iſt nicht ausgefchloffen, wenn es fich um wiederholte Beleidigungen und Körper: 
verlegungen handelt. Die Erwiederung ſetzt nicht nothiwendig Gleichartigkeit der Be- 
leidigungen voraus; fchriftliche fünnen mit mündlichen, VBerleumdungen mit einfachen 
Beleidigungen u. dgl. eriwiedert ſein; nur muß die Erwiederung von Seiten des erjten 
Beleidigten erfolgen. 

2) Die Erwiederung muß auf der Stelle eingetreten jein. Für die Inter: 
pretation diefer Worte lafjen fich feine allgemeine Regeln aufftellen. 

Bei Vorhandenfein diefer beiden Bedingungen kann der (erfennende) Richter 
die R. als Strafausichließungs- oder Milderungsgrund berüdfichtigen,; bei Be- 
leidigungen können beide Theile oder auch nur der eine jtraffrei erflärt werden; bei 

d. Holgenborff, Ene. II. Rehtälegiton II. 3. Aufl, 30 
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Beleidigung und leichter Körperverlegung kann nach $ 233 außerdem noch der Fall 
eintreten, daß der eine Theil eine der Art oder dem Maße nach mildere Strafe ala 
der andere enthält, und zwar ift der Richter weder an das angedrohte Minimum 
der Strafart, noch an dieje jelbit gebunden, er kann aljo auch auf Haft und Geld» 
jtrafe erkennen, wo dieje nicht angedroht find. — Die Berüdfichtigung der R. erfolgt 
von Amtöwegen; e8 kann wol darauf angetragen, aber nicht verzichtet werden. Aud) 
ift nicht erforderlich, daß wegen der beiden jtrafbaren Handlungen Anträge auf 
Strafverfolgung geitellt find. Bei Bertheidigung gegen eine Anklage fann man ſich 
auf die R. berufen, ſelbſt wenn die dreimonatliche Antragsfrift für die betreffende 
Beleidigung oder Körperverlegung jchon abgelaufen ift oder die Straffache fich in 
höherer Inftanz befindet. Dem jtraffrei Erkannten darf die Zahlung einer Buße 
nicht auferlegt werden, dagegen ift die Verurtheilung eines oder beider Theile in die 
Koften dadurch nicht — daß einer derſelben oder beide für ftraffrei er— 
Härt werden (Straf OD. 8 500). 


Lit: Weber, Leber —— u. Schmähſchriften, Bd. II. n. 15. — v. Wächter, Lehrb., 

$ 158. — getjter: Lehrbuch, n. 811. ittermaier, Zu er Aa 8 2962. — 

pp ehrb. (11. Aufl.), S. 457 fl. — Ehüße, dehrb. (2. Aufl.), ©. 370. — Meper, 
Lehrb. C. Aufl.), S. 391 ff., 437. — dv. Liszt, Reichäftrafrecht (1680), ©. 240 f}f., 327. 

Dohomw und Geyer in y Aline ch 3 Handbuch, Bd. III. ©. 369 ff. und 550 fl. — 

— Drogr. del corso di diritto — vol. III. $S$ 1758 ss., 1838 ss. — Söftlin, 


a 82 — v. Buri, Abbh., — Geyer im Gerichtäfaal Bd. XXVI. 
en Jälicner, Preuß. irafieht, b. III. S. 282. u sam Mater., 
3. I 322 fi. — Krug, Kommentar zum Sächſ. StrafGB. zu Art. 243. — Pu belt, 
Bad. StrafGB., S. 457 fi. — In Betreff des Deutjchen StrafGB. bei. die Kommentare von 
Dppenhoff und v. Schwarze. Bodom. 


Netraktionsrecht, jo wurde vereinzelt das in der Praris des Gem. Giv.Prz. 
den Anwälten und Advolaten an den Manualakten und den jonftigen ihnen über: 
gebenen Dokumenten bis zu Beiriedigung wegen ihres Honorars und ihrer Auslagen 
beigelegte Netentionsrecht genannt. Dafjelbe ift übrigens auch in der Deutſchen 
Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 $ 32 ausdrüdlic — 


P. Hinſchius. 
Reugeld, ſ. Arrha. 


Reunionsklage (Th. I. S. 489) wird die Vindikation genannt, mit welcher 
die gejeßwidriger Weife veräußerten Theile eines untheilbaren Bauerguts aus der 
Hand des Erwerbers, wie jedes dritten Beſitzers zurüdgefordert werden fünnen. Gebr 
häufig iſt nämlich in Deutjchland feit dem 16. Jahrh. durch die Partikulargejeh: 
gebung die Parzellirung bei Bauergütern verboten. Findet nun dem Verbot zuwider 
dennoch eine Theilung und Veräußerung eines folchen Theiles ftatt, jo it dieſe 
nichtig, und der veräußerte Theil ift der Vindikation untertvorfen. Berechtigt zur 
Anftellung der Klage iſt der Beſitzer des Bauerguts, bei abhängigen Bauergütern 
auch die Gutsherrſchaft; nach den meiften Schriftitellern jogar (jedoch mit Unrecht) 
der Veräußerer und deffen Erben. Eine exceptio rei venditae et traditae wird 
diefen gegenüber nicht für zuläffig gehalten, und nur zum Erſatz des Kaufpreiſes 
jollen diejelben verpflichtet fein. Diefe Erjaßpflicht liegt den übrigen Klageberech— 
tigten nach Gem. Necht nicht ob, obwol fie partifularrechtlich meift angeordnet ift. 
Die Einrede des Verzicht und des Vergleichs kann der Klage nicht entgegengejeßt 
werden. Ob Hinfichtlich der Verjährung daffelbe gilt, ift ſtreiig. Mittermaier, 
Hillebrand, Walter verneinen die Zuläffigfeit der Einrede; Eichhorn und 
v. Gerber bejahen diejelbe. Wo durch die neuere Geſetzgebung die Theilbarteit der 
Bauergüter wiederhergeftellt ift, da ift die R. fortgefallen. 

Leyser, Medit. ad and. spec. 100 med. 1. — Strube, —— Bedenken, 
Bed. I. 23, 43, 75; "Bed. II. 1 s Bed. IV. 127. — Seuffert’3 Arc. XV.N ie 2 
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Reusner, Nicolaus, & 2. II. 1545 zu Lömwenberg (Schlefien), wurde in 
Bafel 1583 Doktor, dann Kamm. Ger.Affeffor in Speyer, Prof. in Straßburg, 
1589 Prof. der Rechte und Sächſ. Rath in Jena; ala Poet gekrönt und zum comes 
palatinas ernannt, übernahm er 1595 eine Miffion nach Polen, 7 12. IV. 1602. 

Seine vielen Schriften zählt Jugler, V. 296—331, auf; er De gab einen Catalogus 
s. Elenchus Operum partim in lucem editorum, partim vero edendorum, Laning. 1583, 


heraus. 
Lit. Günther, Lebensſtizzen, Jena 1858, ©. 55. — v. Stinhzing, Geſchichte ber 
deutſchen Rechtswiſſenſchaft, (1880) I. 710—714 u. ö. Zeihmann. 


Revalirung. Der Zahlungsauftrag begründet für den Mandanten dem 
Nandatar gegenüber die Pflicht zur Schadloshaltung. Die Schadloshaltung nennt 
man R. Sie wird geltend gemacht durch die R.flage, welche nichts anderes ift, 
als die actio mandati contraria. Der Anjpruch auf R. jet aber voraus, daß der 
Mandatar Zahlung geleiftet oder eine der Zahlung gleichitehende Handlung 
(Kompeniation, Acceptation eines Wechſels 2c.) vorgenommen bat. R. fordern kann 
ach der Bürge, welcher die Bürgſchaft im Auftrag des Schuldners übernommen 
bet, von diefem, und jelbjt ohne Auftrag auf Grund einer negotiorum gestio. Die 
*. geht auf Rüdkerftattung der gezahlten Summe und der jonjt etwa bei Ausrichtung 
des Auftrags gehabten Koften nebit Zinfen vom Tage der Zahlung, reſp. der Auf: 
wendung an. Unter Kaufleuten kann auch noch eine Provifion gefordert werden 
(HGB. Art. 290). 

Sit.: Thöl, Das — I. $ 320. — Ströll, Die Wechſelxevalirungsklage und bie 
Teutihe Rechtiprechung, Nördlingen 1873. — Seuffert’3 Archiv XXVI. Nr. 226; XXVII. 
Ir. 199. — Entich. des ROHG. VII. Nr. 94; X. Rr. 20, 63. Lewis. 


Reverchon, Emile, 5 10. V. 1811 zu Laferriöre-jous-Jougne (Doubs), 
wurde 1846 maitre des requötes, wegen jeiner Anjchauungen bezüglich der Defrete 
vom 22, Jan. 1852 entjegt, avocat au Conseil d’Etat et & la Cour de Cassation. 
did 1859 aus, 1871 avocat general am Kafjationshoj, 1876 Conseiller, 
72%. VII. 1877. 

Ehriften: Du mariage (thöse), 1835. — Des autorisations de plaider nöcessaires aux 
communes et etablissements publics, 1841, 2. &d. 1853. — Projet de code ecclesiastique, 
142 — De la taxe des biens de mainmorte (1855), 1878. — Les decrets du 22 janv. 
1852, Paris 1871. — Notice sur M. Martin du Nord, 1849, sur M. Maillard, 1855. — 
Schr viele Abhandlungen in Revue critique; Revue pratique; Le Droit; Block, Dict. 
de Yadmin. frangaise (vgl. Richon, p. 67—89). 

Xit.:G. Richon, Notice sur la vie et les travaux de M. Reverchon, Paris 1378. — 
Desjardins, Discours de rentree: Henri IV. et les parlements, Paris 1877, p. 76. — 
Aucoc in Bull. de la Societe de legisl. comp., 187 B- 9. — Gazette des Tribunaux 
A aoüt 1877. — Accarias in Revue critique 1878, p. 63. — Chanterac im Annuaire- 
Bulletin de la Societe de l’Hist. de France 1878, 2e fasc. — Rivier in Revue de droit 
intemational X. 275, 461 (IV. 171, 172); Derjelbe in Revue generale 1877, p. 656. — 
Edulte, Geichichte, UI. a 674. TZeihmann. 


 Mepifion im Givilprozek war früher das gegen die reichäfammergericht- 
hen Grfenntniffe und die Urteile der Territorialgerichte zugelaffene Rechtsmittel. 
Bogen eritere ſollte e& binnen viermonatlicher Friſt bei dem Reichserzkanzler eingebracht 
und darüber von den Vifitatoren in Gemeinſchaft mit den bei der Abjaffung der 
rüberen Sentenz betheiligten Kammerrichtern abgeurtheilt werden. Die Vorausjegungen 
dicſes Rechtömittels, zu deflen Begründung feine Nova angeführt werden durften, 
Baren: 1) das Vorhandenjein an fich zur Appellation geeigneter Beſchwerden; 2) eine 
summa revisibilis von 2000 WReichsthalern und 3) die Ableiftung des R.eides. 

Im heutigen Deutſchen Giv.Prz. ift die R. das Rechtsmittel gegen die in 
der Krufungsinftanz von den Oberlandeögerichten erlaffenen, noch nicht rechiskräftigen 
Gndurtheite und die dem leßteren gleichitehenden Enticheidungen, welches die Sache 
an dad Reichsgericht (ausnahmsweiſe in Bayern auch an das oberite Landesgericht) 

30 * 
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bringt. In Prozeflen über vermögensrechtliche Anfprüche, abgejehen von denjenigen, 
für welche die Landgerichte, ohne Rüdficht auf den Werth des Streitgegenftandes, 
ausschließlich zuftändig find, und abgejehen von denjenigen Fällen, in welchen es fich 
um die Unzuftändigfeit des Gerichts, die Unzuläffigkeit des Nechtöweges oder die Une 
zuläffigfeit der Berufung handelt, ift fie durch einen Werth des Beichwerdegegenftandes 
von mehr als 1500 Mark bedingt. Die R. foll eine nochmalige Prüfung der an— 
geiochtenen Enticheidung vom Rechtäftandpunfte aus ermöglichen, fie joll eine revisio 
in iure, nicht in facto jein. Sie ift durch die Vorausfegung bedingt, daß die Ent: 
icheidung auf der Verlegung einer materiellrechtlichen und progeßrechtlichen Rechts= 
norm beruht, jedoch muß die verlete Rechtsnorm 1) eine reichögefeliche fein oder 
2) dem Gem. Recht oder den in anderen Deutjchen Ländern ala Eljaß-Lothringen 
geltenden ranzöfiichen Gefeßen, oder endlich den in der Verordn. vom 28. Sept. 
1879 (bzw. 11. April 1880) SS 6 ff. und in dem Geſetz vom 15. März 1881 
näher bezeichneten Partikularrechten und Gefegen angehören, oder 3) über den 
Bezirk des Berufungsgerichtes Hinaus für den Umfang mindejtens zweier Deuticher 
Bundesjtaaten oder zweier Provinzen Preußens oder einer Preußifchen Provinz 
und eines anderen Bundesjtaates Geltung erlangt haben und nicht ausdrüdlich durch 
die angeführte Verordn. 88 2—6 für den Tall ihrer Verlegung der R.iähigfeit 
entkleidet fein. Die Verlegung ausländijchen Rechtes kann daher niemals die R. 
begründen, wol aber der Umftand, daß das Berufungsgericht daffelbe irrigerweije 
itatt des inländischen oder umgekehrt inländifches Recht ſtatt ausländiichen Rechtes 
angewandt, aljo gegen die Grundjäße von der örtlichen Kollifion der Geſetze ver— 
ftoßen hat. Weiter folgt, daß wie der R.richter an den vom Berufungärichter jeit- 
geitellten Ihatbeitand gebunden ift, er auch bei der Beurtheilung an fich zuläffiger 
R.bejchwerden die Auffaffung des Berufungärichters in Betreff jolcher Rechtönormen, 
deren Verlegung mit der R. nicht angeiochten werden kann, ala für ſich maßgebend 
anerfennen muß. Die Verlegung der Rechtönorm, wodurch die R. begründet 
wird, kann bejtehen in der unrichtigen Subfumtion der fejtgeitellten Thatjachen unter 
die Rechtönorm, in der Nichtanmwendung einer Nechtänorm, welche hätte angewendet, 
und in der Anwendung einer Rechtsnorm, welche nicht hätte angewendet werden 
jollen. Das anzufechtende Urtheil muß aber endlich auch auf der Verlegung einer 
Rechtenorm der gedachten Art beruhen, d. 5. ohne Verlegung derjelben nicht 
haben jo ergehen können, wie es ausgefallen ift. Wenn daher eine Verlegung einer 
Rechtänorm begangen, aber das angefochtene Erfenntniß aus anderen Gründen rechtlich 
haltbar erjcheint, oder bei Anwendung der zutreffenden Rechtenorm eine andere Ent— 
iheidung als die angefochtene nicht herbeigeführt werden würde, kann der R.kläger 
nicht mit der R. durchdringen. Die Fälle, in denen eine Entſcheidung ala auf 
einer Verlegung des Geſetzes beruhend unter allen Umftänden anzuſehen ift, zählt 
$ 513 der Deutichen CPO. auf. 

Für die Einlegung der R., die Friften dafür und das Verfahren in der R.injtanz 
gelten im Allgemeinen diejelben Grundfäge, wie in Betreff der Berufung. Die 
R.ſchrift, ſoweit fie zugleich den Charakter eines vorbereitenden Schriftſatzes hat, joll 
die R.anträge enthalten, d. 5. die Erklärung, inwieweit das Urtheil angefochten 
und deſſen Aufhebung beantragt wird, und ferner 1) injoweit die R. auf Nicht» 
anmwendung oder nicht richtige Anwendung einer Rechtönorm gejtügt wird, die Be- 
zeichnung der letzteren; 2) injoweit die R. auf Verlegung von das Verfahren be= 
treffenden Rechtsnormen bafirt wird, die Bezeichnung der Thatjachen, welche den Mangel 
ergeben ; 3) infoweit fie damit motivirt wird, daß unter Verlegung einer Rechts- 
norm Thatſachen fejtgejtellt, übergangen oder als vorgebracht angenommen jeien, 
gleichfalls die Bezeichnung diefer Thatjachen. Endlich foll auch, joweit dies im 
einzelnen all erforderlich ift, der Werth des Befchwerdegegenftandes angegeben 
werden. Eſſentiell find die in der R.jchrift geitellten Anträge noch nicht, fie werden 
es erit in der mündlichen Verhandlung, und daher können fie auch npch jelbit bie 
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zum Schluß derſelben vervollſtändigt, geändert oder erweitert werden. Eine be— 
ſtimmte Bezeichnung oder Formulirung der angeblich verletzten Rechtsnormen iſt 
nicht weſentlich, vielmehr genügt die Darſtellung des Sachverhaltes mit einem Ab— 
änderungsantrage des angefochtenen Urtheils, es iſt alſo die Aufhebung deſſelben 
nicht durch eine ausdrückliche Rüge der Verletzung beſtimmter Rechtsnormen bedingt. 
Aus dem bisher Bemerkten ergiebt ſich, daß die Geltendmachung von neuen That— 
ſachen und Beweismitteln in der R.inſtanz ausgeſchloſſen iſt, mit Ausnahme der— 
jenigen, welche den R.grund darzulegen bezweden. 

Der Prüfung des R.gerichtes unterliegt das angefochtene Urtheil nur nach Maß: 
gabe der von den Parteien geftellten Anträge. Erſcheint dad Rechtömittel nicht be- 
gründet, jo ift es zurückzuweiſen. Anderenfalls ift das angefochtene Urtheil, und 
falls dies megen eines Mangela des Verfahrens geichieht, auch das Verfahren, 
leteres injoweit ala es von dem Mangel betroffen wird, aufzuheben, jowie die 
Sache zur anderweitigen Verhandlung und Enticheidung an das Berufungsgericht 
zurüdzuverweijen, welches bei der lehteren an die vom R.gerichte feiner Enticheidung 
zu Grunde gelegte rechtliche Beurtheilung gebunden ift. Das R.gericht hat aber 
ausnahmsweife jelbft am Stelle des angefochtenen Urtheils, ohne Zurückverweiſung 
in die frühere Inſtanz, zu erkennen, wenn die Aufhebung des Urtheils wegen Un- 
zuſtändigkeit des Gerichts oder wegen Unzuläffigkeit des Rechtstveges erfolgt, ferner 
wenn das angefochtene Urtheil nur wegen Verlegung einer Rechtenorm bei An- 
wendung derſelben auf das fejtgejtellte Sachverhältniß ausgejprochen und das Sach: 
verhältniß fo vollftändig feftgeitellt ift, daß die Sache zur Endentjcheidung reif ift. 
Falls indeflen in den eben gedachten Ausnahmerällen für die in der Sache jelbit 
zu erlafiende Entjcheidung die Anwendbarkeit von Rechtönormen in Trage kommt, 
auf deren Berlegung die R. nicht gegründet werden kann, jo hat das R.gericht die 
Wahl, jelbft zu erfennen oder die Sache zur anderweiten Verhandlung und Ent: 
iheidung an das Berufungsgericht zurückzuverweiſen. 


an ag :Orbn. von 1555, III. 51, 53, 63. — JR. $$ 124, 125. — 
Rp RDA. von 1600 s 16. — IR. S 118. — Deutihe EPD, z8 507 
bis —8 — Er zum Deutihen GVG. $ 8. — EG. zur Deutihen EPO. 83 6—8. — Kaiſ. 


Derordi., betr. die Begründung der R. in bürgerlichen Rechtäftreitigteiten, vom 28. Sept. 
1879 (RGBL. ©. 299) nebit URN: vom 11. April 1880 (a. a. O. S. 102) und 
Reichögefe vom 15. März 1881 (a. a. O. 


Lit.: Lang, Bon der R. am Reichskammergericht, —— 1780. — — Vom 
Rechtsmittel der R., Stuttg. 1788. — Gönner, Hanbbucd des Gemein. Bd. II. 
Abh. LXIII. — Goldihmidt, Abhandlungen, ©. 194 ff. — Linde, —— über das 


Rechtsmittel, II. 374 ff. — Wach, — über die R BO, Bonn 1 79, ©. 208 ff. — 
Ecciud, Die Revifiondinftang und die Landesrechte nad) ber Perorbn. vom 28. Sept. ı 
Berlin 1880, auh in Gruchot, Beiträge z. Erläuterungen des Preuß. Re Fr Sahrg. 24 
©. 20. — Reuling, Revifible und nicht revifible Rechtänormen, Berlin 1880, audy in ber 
Juriſtiſchen Wochenſchrift von 1880. — v. Kries, Die Rechtämittel, Breslau 1880, ©. 295. — 
ee in Buſch, Ztichr. für Deutichen CivPrz. Bd. 2 ©. 401. — Erptbropel, 
ebendaſ. Bb. 3, ©. 104. P. —— 


Reviſion im Strafprozeß iſt das gegen noch nicht — End⸗ 
urtheile erſter bzw. zweiter Inſtanz zuläſſige Rechtsmittel, durch welches ſie (im 
Gegenſatz zu dem Rechtsmittel der Berufung) nur in rechtlicher Hinſicht angefochten 
werden können. Die R. ift an die Gtelle der Nichtigkeitsbefchwerde getreten (vgl. 
hierüber die Motive zur Straß OD. ©. 211), im Wejentlichen aber doch nichts 
anderes als eine wenig verbefjerte Nichtigfeitöbejchtwerde geworden (val. Löwe, 
©. 640 ff.). 

I. Die R. findet ftatt gegen die Urtheile der Straftammern der Landgerichte 
in erfter Inſtanz und in der Berufungsinjtany und gegen die Urtheile der Schwur- 
gerichte (StrafPO. $ 374). Und zwar erjtredt fich die Beurtheilung des R.gerichts 
nicht blos auf die Urtheile, jondeın auch auf alle in dem betreffenden Ver— 
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fahren dem Urtheile vorangegangenen Gntjcheidungen, jofern dafjelbe auf ihnen 
beruht. 

Die R. jet voraus: 1) daß eine Verlegung eines Geſetzes ftattgefunden 
hat, 2) daß das Urtheil auf der Verlegung des Geſetzes beruht, und 3) daß 
der Beichwerdeführer diejelbe vorſchriftsmäßig gerügt hat. Nur in einigen Fällen 
hat die StrafPO ($ 377) die Beobachtung der gejeglichen Vorſchriften für jo wichtig 
gehalten, daß ihre Verlegung, jobald fie gerügt ift, ftets Aufhebung des Urtheils 
zur Folge hat. Es find die folgenden Fälle: 1) wenn das erlennende Gericht oder 
die Gejchworenenbank nicht vorjchriitsmäßig bejegt war; 2) wenn bei dem Urtheile 
ein Richter, Gejchworener oder Schöffe mitgewirkt hat, welcher von der Ausübung 
des Richteramts kraft Geſetzes auägeichloffen war; 3) wenn bei dem Urtbeile 
ein Richter oder Schöffe mitgewirkt hat, nachdem derjelbe wegen Bejorgniß der 
Beiangenheit abgelehnt war, und das Ablehnungsgefuch entweder für begründet 
erflärt war oder mit Unrecht verworfen worden ift; 4) wenn das Gericht jeine Zu— 
jtändigfeit mit Unrecht angenommen hat; 5) wenn die Hauptverhandlung in Abwejenheit 
der Staatsanwaltichaft oder einer Perjon, deren Anweſenheit das Geſetz vorjchreibt, jtatt- 
gefunden Hat; 6) wenn das Urtheil auf Grund einer mündlichen Verhandlung er— 
gangen ift, bei welcher die Vorjchriften über die Deffentlichkeit des Verfahrens ver— 
legt find; 7) wenn das Urtheil bzw. der Theil defielben, welcher angefochten ift, 
feine Enticheidungsgründe hat; 8) wenn die Vertheidigung in einem für die Ent— 
icheidung wejentlichen Punkte durch einen Beichluß des Gerichts unzuläffig beichräntt 
worden ift. 

Hinfichtlich der Einlegung der R. jtehen fich die Staatsanwaltichaft und der 
Angeklagte nicht gleich. Die Staatsanwaltichaft darf die Verlegung von Rechts— 
normen, welche lediglich zu Gunſten des Angeklagten gegeben find, nicht 
zu dem Zwede geltend machen, um eine Aufhebung des Urtheils zum Nachtheile 
des Angeklagten herbeizuführen. Außerdem iſt die Staatsanwaltichaft dadurch be— 
ichräntt, daß ihr die R, wenn der Angeklagte von den Gefchworenen für nicht- 
jchuldig erklärt worden ift, nur in den Fällen zufteht, in welchen diejelbe durch 
die Beitimmungen des $ 377 Nr. 1,2, 3,5 der StrafPO. ff. oben) oder durch die 
Stellung oder Nichtftellung von Tragen begründet wird. 

Bei den von den Straffammern der Landgerichte in der Berufungsinitanz er— 
laffenen Urtheilen find beide Parteien gleichmäßig beichränft ; fie dürfen die R. wegen 
Verlegung einer Rechtsnorm über das materielle Recht zwar allgemein, aber wegen 
Verlegung einer Rechtenorm über das Verfahren nur bei Verlegung der Vorschrift 
des $ 398 der StrafPD., d. 5. dann einlegen, wenn das Berufungsgericht, an 
welches eine Sache zur anderweiten Berhandlung zurüdverwiefen ift, hierbei nicht 
die rechtliche Beurtheilung, von welcher das Revifionsgericht bei der Aufhebung des 
Urtheils auägegangen ift, zu Grunde gelegt hat. 

Die R. ift zu Protokoll des Gerichtsichreibers oder jchriftlich bei dem Gerichte, 
deffen Urtheil angefochten wird, binnen einer Woche einzulegen. Dieſe Ein— 
legungsfriſt bAinnt mit der Verfündung des Urtheild und, wenn der Angeklagte 
dabei nicht anweſend war, für diefen mit der Zuftellung des Urtheils, auf welde 
der Angeklagte nicht wirkſam verzichten fann. 

Sit das Urtheil auf Ausbleiben des Angeklagten ergangen und will dieier, 
ohne auf die R. zu verzichten, Wiedereinfegung in den vorigen Stand beanspruchen, 
jo muß er die R. entweder zugleich mit dem Gejuche um Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand oder nach gejtelltem Gejuche um Wiedereinfegung noch innerhalb der 
Reviſionsfriſt einlegen. 

Die rechtzeitige Einlegung der R. bewirkt, daß das Urtheil, joweit es an— 
gefochten ijt, nicht rechtäfräftig wird. Auch muß dem Beſchwerdeführer nach 
Ginlegung der R. ſofort das Urtheil mit den Enticheidungsgründen zugeitellt wer— 
den, wenn er daflelbe vor diefem Zeitpunfte noch nicht erhalten hatte. 
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Im Gegenjage zu der Berufung nöthigt die Ginlegung der R. für fich allein 
nicht das Revifionggericht, fich mit der Sache zu beiaffen. Der Beichwerdeführer 
muß vielmehr noch rechtzeitig den Streitgegenitand für die Reviſionsinſtanz feſtſtellen 
und begründen. Es kann dies zugleich mit der Ginlegung der R. erfolgen; it dies 
nicht geichehen, jo iteht hierfür eine weitere Woche zur Verfügung. Dieje Friſt be- 
ginnt nach Ablauf der Einlegungsfrift oder, wenn zu diefer Zeit das Urtheil mit 
den Enticheidungsgründen noch nicht zugeitellt war, mit der Zuftellung defjelben. 

Aus den jog. Revifionsanträgen und deren Begründung muß erfichtlich fein, 
ob der Beichwerdeführer die Urtheilsformel in ihrem ganzen Umfange oder nur zum 
Theil als unrichtig angegriffen bat, und ob die behauptete Verlegung des Geſetzes 
in der Enticheidung jelbjt oder in dem ihr zu Grunde liegenden Berfahren oder in 
beiden zugleich befunden wird. Wenn die behauptete Verlegung des Geſetzes in der 
Enticheidung jelbit liegen fol, jo genügt zur Begründung die Angabe, daß die An— 
wendung des Straigefeßes auf das feftgejtellte Sachverhältniß fehlerhaft ſei. Handelt 
es fich dagegen um die Verlegung einer Nechtenorm über das Verfahren, jo müſſen 
auch die den Mangel enthaltenden Thatſachen angegeben jein, aus welchen die Ver— 
letzung getolgert wird. 

Die Rechtfertigung der R. kann von Seiten des Angeklagten — und daſſelbe gilt 
auch für die Perjonen, welche für den Angeklagten die R. einlegen dürfen, StrafPO. 
88 324, 340 — nur in einer von dem VBertheidiger oder einem Rechtsanwalt unter- 
zeichneten Schrift oder zu Protokoll des Gerichtsjchreibers erfolgen. 

I. Das Verfahren findet theils vor dem Gerichte, deffen Urtheil angefochten 
ift, theils vor dem Revifionsgerichte jtatt. NRevifionsgerichte find die Oberlandes— 
gerichte und das Reichögeriht. Die Oberlandesgerichte (f. diefen Art.) ent= 
fcheiden über die R. gegen die Urtheile der Straffammern erjter Inſtanz, wenn die 
R. ausſchließlich auf die Verlegung einer in den Landesgejehen enthaltenen 
Rechtsnorm geftügt wird, und über die R. gegen die Urtheile der Straffammern in 
der Berufungsinftan; (GBG. $ 123 Nr. 2 u.3). Das Neihsgericht enticheidet 
über die R. gegen die Urtheile der Straffammern in erfter Inſtanz, abgejehen von den 
Fällen, in welchen die Oberlandesgerichte hierüber enticheiden, und über die R. 
gegen die Urtheile der Schwurgerichte (BG. 8 136 Abi. 1 Nr. 2). 

1) Sind die formellen VBorfchriften über die Ginlegung der R. nicht beobachtet, 
fo wird die R. durh Beſchluß des Gerichts, deflen Urtheil angefochten it, als 
unzuläffig verworfen. Hiergegen kann der Bejchwerdeführer binnen einer Woche nad) 
Zuftellung des Beichluffes auf die Enticheidung des Mevifionggerichts antragen, an 
welches die Akten in diefem Falle, ohne daß die Volljtrefung des Urtheils Hierdurch 
gehemmt wird, einzufenden find. Sind die PVorichriiten über die Ginlegung und 
Begründung der R. dagegen beobachtet, jo ift die Rechtiertigungsichrift dem Gegner 
des Beichwerdeführers zuzuftellen. Dieier kann binnen einer Woche eine Gegen 
erflärung abgeben. Bon Seiten des Angeklagten kann dies zu Protokoll des Ge— 
richtäfchreibers oder in einer befonderen Schrift erfolgen, die jedoch nicht don dem 
BVertheidiger oder einem Nechtsanwalt unterzeichnet zu fein braucht. Die Akten 
gehen dann durch VBermittelung der Staatsanwaltichait an das Revifionsgericht. 

2) Auf die R. ergeht von dem Revifionsgerichte entweder ein Beſchluß oder 
ein Urtheil. Sind die Akten an ein unzuftändiges Gericht gejendet, jo jpricht 
diefes durch Beichluß feine Unzuftändigfeit aus und verweilt zugleich die R. an 
das zuftändige Revifionsgericht, für welches der Beichluß in Betreff der Zu— 
ftändigfeit bindend ift. In gleicher Weile fann die R. durch Beihluß ala 
unzuläffig verworfen werden, wenn die Vorjchriften über die Ginlegung dev R. oder 
über die Anbringung und Begründung der Revifionsanträge nicht beobachtet find. 
Weiſt das Revifionsgericht in dem letzten Falle die R. nicht durch Beſchluß zus 
rüd, jo muß diefelbe auch wegen Nichtbeobachtung der erwähnten Vorſchriften ebenio 
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wie in allen übrigen Fällen durch Urtheil erledigt, d. h. es muß Hauptverhand— 
lung anberaumt werden. 

3) Das Verfahren in der Revifionsinitanz iſt im MWefentlichen ein jchriftliches, 
die Anwejenheit des Angeklagten oder eines Vertheidigers deſſelben daher nicht er- 
forderlich, aber auch nicht ausgejchloffen. Der Angeklagte oder auf deſſen Wunſch 
der Vertheidiger ilt deshalb von dem Termine der Hauptverhandlung zu benach— 
richtigen. Der nicht auf freiem Fuße befindliche Angeklagte hat jedoch feinen An- 
ſpruch auf Anweſenheit. 

Auf die Hauptverhandlung vor dem Reviſionsgericht finden die für die Haupt— 
verhandlung erjter Inſtanz geltenden Vorſchriften entjprechende Anwendung. Ein 
Berichterftatter jet das Gericht in Kenntniß über das Sachverhältniß, joweit es für 
die Entjcheidung nothwendig ift, und über die Beſchwerdegründe. Es folgen hierauf 
die Ausführungen und Anträge der Staatsanwaltichaft und des etwa erjchienenen 
Angeklagten oder Bertheidigers. Der Beichwerdeführer jpricht zuerjt, dem Angeklagten 
gebührt das lehte Wort. Eine bejondere Beweisaufnahme wird in der Revifions- 
inſtanz nur jelten eintreten. In diejen Fällen ijt e8 dem freien Ermefjen des Re— 
vifionsgerichts überlaffen, wie es fich den Beweis für die feſtzuſtellenden Thatſachen 
verichaffen will. Das Revifionsgericht it nur infofern eingejchräntt, als die Beob— 
achtung der für die Hauptverhandlung vorgejchriebenen Förmlichkeiten nur durch 
das Protokoll bewiefen werden fann, wenn nicht eine Yäljchung des lebteren be- 
hauptet wird. 

Bei der durch das Revifionsgericht jtattfindenden Prüfung ift zu unterjcheiden, 
ob die R. fich darauf jtüßt, daß die Verlegung des Gejeßes in der Enticheidung 
jelbjt oder in dem ihr zu Grunde liegenden Verfahren befunden wird. Im erfteren 
Falle enticheidet das Nevifionsgericht, ohne an die Angriffe und Ausführungen des 
Beichwerdeführers gebunden zu jein. Das angefochtene Urtheil kann daher aus 
anderen ala den von dem Beichwerdeführer angegebenen, auf das materielle Recht 
jich beziehenden Gründen aufgehoben werden. Im zweiten Falle iſt das Nevifions- 
gericht jehr beſchränkt; e& darf nur diejenigen Thatſachen berüdjichtigen, welche bei 
Anbringung der Revifionsanträge bezeichnet worden find, und muß Verletzungen des 
materiellen Rechts volljtändig unbeachtet lafjen. Es kann mithin leicht der Fall 
eintreten, daß das Nevifionsgericht die R. verwerfen muß, obwol ſich herausgeitellt 
hat, daß eine Vorſchrift des materiellen Rechts nicht richtig angewendet worden 
it — ein Rejultat, welches gewiß nicht zu billigen it. 

4) Das Urtheil des Revifionsgerichts lautet entweder auf VBerwerfung der 
eingelegten R. oder auf gänzliche oder theilweije Aufhebung des angefochtenen Ur— 
theils. Mit der Aufhebung des UrtHeils Hat das Nevifionägericht die dem Urtheile 
zu Grunde liegenden Tejtitellungen aufzuheben, jofern fie durch die Geſetzesverletzung 
betroffen werden, wegen deren die Aufhebung des Urtheils erfolgt. Die Yolge 
hiervon ift, daß das Verfahren in einer dem Gejege entiprechenden Weiſe zu er- 
neuern ift. 

Das Revifionsgericht entjcheidet in der Sade jelbit: a) wenn 
die Aufhebung des Urtheils nur wegen eines Mangels des Verfahrens erfolgt ift, 
die jonjtigen Revifionsgründe aber eine Erneuerung des Verfahrens als überflüſſig 
ericheinen Lafjen; b) wenn die Aufhebung des Urtheils nur wegen Gejehesverlegung 
bei Anwendung des Gejeßes auf die dem Urtheile zu Grunde liegenden deititellungen 
ertolgt ift und ohne weitere thatſächliche Erdörterungen nur auf Frei— 
iprechung oder Einftellung des Verfahrens oder eine abjolut bejtimmte Strafe zu er- 
fennen ijt oder das Wevifionägericht, in Webereinjtimmung mit dem Antrage der 
Staatsanwaltichaft, die gejeglich niedrigjte Strafe für angemefjen erachtet. 

In allen übrigen Fällen erfolgt Zurüdverweifung der Sache, und zwar 
a) an das Gericht, deſſen Urtheil aufgehoben ift, oder b) an ein demjelben Bundes- 
jtaate angehöriges benachbartes Gericht gleicher Ordnung, oder c) an das zuftändige 
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Gericht, wenn das Gericht der vorigen Inſtanz ſich mit Unrecht für zuſtändig er— 
achtet hat, oder d) an ein Gericht niederer Ordnung, wenn die noch in Frage 
fommende ſtrafbare Handlung zu deſſen Zuſtändigkeit gehört. 

Das Gericht, an welches die Sache verwiejen ift, Hat die rechtliche Beurthei— 
lung, welche der Aufhebung des Urtheild zu Grunde gelegt ift, auch jeiner Ent: 
fcheidung zu Grunde zu legen. Auch gilt für dafjelbe das Verbot der reformatio 
in pejus (j. diejen Art.). Sat von mehreren Angeklagten nur einer bie R. ein- 
gelegt, und ift in Folge deffen wegen Gejebesverleßung bei Anwendung des Strai- 
gejeges das Urtheil aufgehoben, jo ift zu erkennen, ala ob alle von der Gejeßes- 
verleßung berührten Angeklagten die R. eingelegt hätten. 


Gigb. u. Lit.: Deutſche StrafPD. SS 374—398. Hierzu beſonders die Kommentare 
von Söne ® Aufl.) und v. Schwarze — Dochow, R af 8, as (1880) 88 92, 


93. — Meves, Strafverfahren nad) u — Straf PD., 2. Aufl. (1880) S. 89—103 
141 fi, 169 172, 189—191. — dv. He v. Hotbendorffi 3 —— 
1. — John, Das Deutſche Straf: 


Deutſchen —— Bd. II. ar 'S. 
prozeßrecht (1880 — Geyer, Lehrbuch de3 Gemeinen Deutichen Strafprozeßrechts 
(1880), S. 814— 485. — v. "prien, Die Rechtämittel des Givilprogefled und bes Strafprogefies 
(1880), S. 215-294. — Zamm, Dad Rechtsmittel ber e im Strafprozeſſe (1881). — 
Binding, Grundrik bes Gem. Deutſchen Straf Prz. (1881), S. 176 —188. Dochow. 


Mevokatorienklage iſt das zur Entkräftung einer verbotenen Lehnsveräußerung 
dienende Rechtsmittel. Nach Langobardiſchem Lehnrecht war dem Vaſallen anfäng— 
lich die Veräußerung des Lehns bis zur Hälfte geftattet; erſt wenn das Lehn 
heimfiel, konnte der Herr auch das veräußerte Stüd vindiziren (I. Feud. 13 pr. 
8 2). Später wurde durch Lothar II. und Friedrich I. (II. Feud. 52 I. u. 55 pr.) 
jede Veräußerung an eine dritte, nicht in demjelben Lehnverbande ftehende Perſon 
unterjagt, und für den Wall einer Uebertretung dem Herrn das Recht gegeben, das 
Lehn ſofort als heimgefallen an fich zu ziehen, ohne daß jeine VBindifation an eine 
bejtimmte VBerjährungsfrift gebunden war (II. F. 55 pr.) Nur in wenigen Fällen 
behielt die Veräußerung auch jetzt noch jo lange Geltung, bis das Lehn ohnehin an 
den Herrn zurüdfiel, 3. B. als Niterbelehnung, Beftellung einer Prädialjervitut ıc. 
Jede diejer Vindikationen nun, kraft deren nach dem Ausdruck der Quellen feudum 
ad dominum revertitur, revocatur ıc. (II. F. 40 $ 1; IL. F. 13 $ 2) wird N. 
genannt (Pfeiffer, in Weiske's Nectälerifon VI. ©. 580, 587; v. Gerber, 
Syſtem, $ 126; Stobbe, Handbuch, II. $ 124 bei Anm. 18). Nur Einige be= 
jchränten dieſe Bezeichnung auf diejenigen Fälle, in welchen der Herr nicht fofort, 
jondern erjt bei dem jpäteren Heimfall des Lehns die Veräußerung wieder auflöfen 
fann (Eihhorn, Einleitung in das Deutjche Privatr., $ 228; Bejeler, 
Spitem, $ 112). — Noc häufiger indeffen, ala auf die Klage des Herrn, wird der 
Ausdrud R. auf das den Lehnsjolgern gegebene Rechtsmittel bezogen. Da nämlich 
die Agnaten, jowie die Mit- und Eventualbelehnten ein von der Willkür des Vor: 
gängers unabhängiges Recht auf das Lehn haben, jo find auch ſie befugt, ohne 
Rüdficht auf die von jenem vorgenommene Beräußerung die Herausgabe des Lehns 
zu verlangen, jobald dafjelbe nach dem regelmäßigen Fortgange der Succejfion an 
fie gefallen ift (II. F. 26 $ 14). Kür dieſes Necht macht es feinen Unterſchied, 
ob der Herr von jeinem Ginziehungsrecht inzwifchen Gebrauch gemacht Hatte oder 
nicht; wenn er es gethan hatte, jo wird die dadurch herbeigeführte Konjolidation 
von num ab wieder aufgehoben. Die Quellen brauchen für die Klage hier diefelben 
Wendungen, wie oben (I. F. 8 $ 1; II. F. 39 pr.); daher ihre heutige Bezeich— 
nung als R., obwol fie ihrer Natur nach eine gewöhnliche vindicatio utilis ift und 
deshalb auch der Verjährung von 30 Jahren jeit dem Eintritt des Succejfionsialles 
unterliegt ꝛc. Streitig ift mur, ob auch den Dejcendenten des veräußernden Vaſallen 
die R. zuflomme oder nicht. Die herrſchende Meinung verneint diefe Frage mit 
Recht wegen der pofitiven Beitimmung des Lehnrechts, daß Söhne die Lehns- und 
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die Allodialerbichaft ihres Ajcendenten nicht trennen und aljo die Haftung aus deffen 
Veräußerungen nicht von fich abwenden fünnen (II. F. 45). Demgemäß ijt denn 
auch in den Quellen die R. überall nur den Agnaten gegeben, und die Konfolidation 
des Lehns dem Herrn jo lange gefichert, als der veräußernde Vaſall und lehnsfähige 
Deicendenten deffelben vorhanden find. Die Xiteratur über diefe Frage j. bei Eich— 
horn a. a. D., $ 228, Anm. n.; die Gründe für die entgegengejeßte den Deſcen— 
denten günftigere Meinung bei Weber, Handbuch des Lehnrechts, IV. S 276. 
Dieſe lektere ift übrigens in Partikularrechten angenommen oder doch jo weit von 
Einfluß geweien, daß man den Defcendenten bei Anftellung der R. nur die Ber- 
pflichtung zum Erſatz des Erwerbspreiſes auferlegt hat (Preuß. Allg. ER. I. 18 88 
266 ff.; genaueres bei Stobbe, $ 124). Ed. 


Reyſcher, Auguſt Ludwig, 5 10. VII. 1802 zu Unterrieringen, ftudirte 
in Tübingen 1821—24, wurde Sekretär im Juftizminifterium, entwarf den Plan 
zu einer Gejeßfammlung, 1829 Dozent in Tübingen, 1831 außerordentl. Profeflor, 
1837 ordentl. Prof., im Vorparlament zu Frankfurt, in der Württembergifchen 
Ständefammer, am 29. III. 1851 jeiner Profeffur enthoben, Advofat in Gans 
itatt, befämpfte in- und außerhalb der Kammer das Konkordat, thätig für die Sache 
Preußens, Gründer des Nationalvereins, der Deutichen Partei, 1871—72 im 
Reichätag, F 1. IV. 1880. 

Er gab mit Wilda bie Zeitichr. für Deutfches Reht Heraus (1839—1861). 

Schriften: Ueber die Bebürfniffe unferer Zeit in der Gefehgebung, Stuttg. 1828. — 
Sammlung ber Württemb. Gejehe, Stuttg. 1828—30. — Sammlung Altwürttemb. Statutar- 
rechte, Tüb. 1834. — Publiziftiiche Verſuche, Stuttg. 1832. — Beitr. zur Hunde des Deutichen 
Rechts (Ueber die Symbolif des Rechts), Züb. 1833. — Die grundherrlichen Rechte des 
Mürttemb. Adels, Tüb. 1836. — Das gefammte Württemb. Privatrecht, Tüb. 183640, 
2. Aufl. 1846—48. — Ueber die Einführung der Württemb. Geſetze in die neuen Lande, Tüb. 
1838. — Tübinger Gutachten, 1838. — Die Aufgabe ber Deutichen Nationalverfammlung, 
Tüb. 1848. — Drei verfafjungberathende Landesverſammlungen und mein Austritt aus dem 
Staatäödienfte, Tüb. 1851. — Dad Defterr. u. Württemb. Konkordat, Tüb. 1858. — MWürttemb. 
Geichichte und Ueberficht feiner Berfaffung und Geſetzgebung, Leipz. 1861 (aus Weiske's 
Rechtälerifon). — Die Rechte de Staates an den Domänen und Kammergütern nad) dem 
Deutichen Staatsrecht und dem Landeägejegen, Leipz. 1863. — Der Rechtäftreit über dad Eigen: 
thum an den Domänen be3 ah Sadjen: Meiningen, Br 1865. — Die Urſachen des 
Deutichen Kriegs und deſſen Folgen, Stuttg. 1867. — Dad Zollparlament und die Deutiche 
Einheit, Ganft. 1868. 

Lit.: Schwäbiihe Chronik, bes Schwäb. Merkur: 2. Abth. N. 79 (1880), — Augsb. 
Allg. Ztg. 1880, ©. 1384. — Klüpfel, Die Univerfität Tübingen, Leipz. 1877, ©. 90, 105. 

Teihmann. 


Rhederei, die Vereinigung mehrerer Perfonen, welche ein in ihrem Mit— 
eigenthum jtehendes Schiff zu gemeinjchaftlichem Erwerb durch die Seefahrt ver— 
wenden. Die Theilnehmer der R. heißen Mitrheder oder Schiffäfreunde, die An— 
theile derfelben am gemeinjchaftlichen Schiff Schiffsparten. Die R. gehört ihrer 
rechtlichen Natur nach unter den Begriff der partifulären Erwerbsgemeinſchaft; fie 
hat aber nach der ihr in den neueren Seerechten zu Theil gewordenen Entwidelung 
zugleich Elemente in fich aufgenommen, welche über diefe Grundlage hinausreichen 
und die Neigung zu korporativer Gejchloffenheit erfennen laffen. Hervorzuheben tft: 
a) die R. ijt gleich der Altiengejellichaft unabhängig von der Individualität der 
einzelnen Mitglieder. Jeder Mitrheder kann jeine Schiffspart beliebig veräußern. 
Nur dann, wenn durch die Veräußerung die Nationalität des Schiffes verloren gehen 
würde, iſt Einſtimmigkeit erforderlich. Das nach anderen Seerechten beitehende Vor— 
faufsrecht der Mitrheder ift durch das HGB. befeitigt. b) In Angelegenheiten der 
R. enticheidet die Mtajorität, die nach Schiffsparten berechnet wird. Jeder Mit— 
theder muß nach Maßgabe diejer Beichlüffe zu den Ausgaben der R. beitragen. 
Wer fich nicht fügen will, hat nur das Recht zu abandonniren, d. 5. feinen An— 
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ipruch auf Entgelt aufzugeben. Das früher in Deutichen Seerechten vielfach der 
Minorität gewährte Recht, das. Schiff zu Gelde zu ſetzen (jog. Setz- und Kührrecht, 
vgl. Beieler, Privatrecht, S. 1030, und Zeitichr. f. Deutiches Recht, Bd. XVII. 
Nr. 9), ift nicht in da8 HGB. übergegangen. c) Gewöhnlich Hat die R. einen 
eigenen Vertreter, den Korreſpondentrheder (Schiffsdirektor, Schiffsdisponenten). 
Derielbe pflegt meift aus der Zahl der Mitrheder ernannt zu werden, kann aber 
auch eine dritte, nicht zur R. gehörige Perfon fein. Er hat im Allgemeinen die 
Stellung eines Handlungsbevollmächtigten und ift zur Vornahme aller Handlungen 
beiugt, welche der Betrieb der R. gewöhnlich mit fich bringt. Soweit er innerhalb 
feiner Berugniffe gehandelt Hat, werden die Mitrheder ebenjo berechtigt und ver= 
pflichtet, wie wenn fie perfönlich kontrahirt hätten. Seinen Machtgebern gegenüber 
ift er verpflichtet, fich an die ihm ertheilten Inſtruktionen zu binden und in außer: 
ordentlichen Fällen den Beichluß der R. einzuholen. Er muß über feine Gejchäfte 
ordnungsmäßig Buch führen, den Mitrhedern auf Verlangen Mittheilung von den 
die Rh. betreffenden Thatſachen machen, ihnen Einficht in die Bücher, Briefe und 
Papiere geftatten und jederzeit zur Rechnungslegung bereit fein. Bei Wahrnehmung 
feiner Obliegenheiten haftet er für die Sorgfalt eines ordentlichen Rhederd. d) Ge- 
winn und Verluſt werden nach Berhältniß der Schiffsparten vertheilt. Auch die 
Haftung Dritten gegenüber richtet fich, jofern fie die Perfon der Mitrheder ergreift, 
nach der Größe der Schiffeparten. e) Die Auflöfung der Rh. wird durch Stimmen 
mebrheit beichloffen. Dem Auflöfungsbeichluß ſteht der Beichluß, das Schiff zu 
veräußern, gleich. f) Soweit die hier hervorgehobenen Beitimmungen das innere 
Verhältniß der Mitrheder unter einander betreffen, jind fie lediglich dispofitiver 
Natur, jo daß in erfter Linie immer die Vereinbarungen des Rhedereivertrages zur 
Anwendung kommen. — Die Vereinigung mehrerer Perfonen zu gemeinjchaftlichem 
Betrieb des Rhedereigewerbeg fann übrigens auch die Gejtalt einer Handelsgeſell— 
ichait annehmen, jei es einer offenen, einer Kommanditgejellichait auf Aftien, einer 
Attiengejellichaft oder auch einer ftillen Geſellſchaft. Alsdann find die betreffenden 
Vorichriften aus dem zweiten und dritten Buch des HGB. maßgebend. 


Giab. u. Lit.: HGB. Art. 456—477 und dazu die Kommentare von Koch und Ma» 
fomwer — Betelen Deutiches Privatrecht, $ 258. — Heiſe, H.R. $3 154—159. — Die 
— des Seerechts von Jacobſen, ©. 22 f.; Pöhls, E98 f.; v. Kaltenborn, 
1. ©. 107 ff., und bie daf. Angef. — Lewis, Seerecht, I, ©. 39 ff. RN 
ehren 


Nibbentrop, Georg Julius, 5 2. V. 1798 zu Bremerlehn (Hannover), 
jeit 1820 Privatdozent, 1823 außerordentl. Profeffor, 1832 ordentl. Profeffor in 
Göttingen, T 13. IV. 1874. 

Er ſchrieb: Comm. ad l. 16 8 5 D. de pign. et |. 4 s 1 D. de exc. rei jud., Gott. 
1824. — Zur Lehre von den Korrealobli ationen, Gött. 1831 

git.: Augsb. Allg. Ztg. 1874 Nr. 108, ©. 1656. Teihmann. 


Nicard, Jean-Marie, & 1622 zu Beauvais, wurde Advofat am Parifer 
Parlament, 1 1678. 

Schriften: Oeuvres, ed. Bergier, Rouen 1783. 

git.: Rodiere, Les grands jurisconsultes 1874, p. 343, 344. — Stein-Warn: 
fönig, Srampöl, Staats: und Rechtsgeſchichte, II. 123. — ichaud. — Gaudry, Barreau 
de Paris, 1864 II. 54. Zeihmann. 


Nicardus, Anglicus, Engländer, lehrte in Bologna, wurde 1205 Dekan 
von Salisbury, 1214 Biichof von Ghichejter, dann von Salisbury, 1228 von 
Durham, * 1237. 

Er jhrieb: Ordo judiciarius (ed. Witte, jFeitprogramm zum 15. Ct. 1851 und Hal. 
1858). — Gloss. ad Decrett. — Casus. — Distinct. super Decretis. — Glossae zur Com- 
pilatio prima. — Casus decretalium. 
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git.: Savigny, UI 632—635. — de Wal, Beitr., 11. — Roziöre in R. Bibl. de 
droit, I. 113—116. — Gersborf'3 Rep. 1853, 19 fi. — Schulte, Gedichte, L 133— 
185, 256. — Rivier, Introd. historique 1881, p. 571. — Bethmann-Hollweg, VI. 
105—109. Teichmann. 


Richter, Aemilius Ludwig, & 15. II. 1808 zu Stolpen (Sachſen), wurde 
Advokat und Dozent, erhielt 1835 von Göttingen die Doktorwürde verliehen, 1836 
außerordentl. Profeffor, 1838 ordentl. Profeffor in Marburg, 1846 in Berlin, Mit- 
glied des Oberkirchenrathe, 1859 Geh. ONeg.Rath, F 8. V. 1864. 

Schriften: Ausg. d. Corp. jur. can., u 183339. — Beitr. 3. Kenntniß b. Quellen 
beö San. Recht, Leipj. 1834. — De emend. Gratiani, Lips. 1835. — De inedita Decret. 
coll. Lips., Lips. 1836. — Canones et’decreta concilii Tridentini, Lips. 1839; assumto socio 
Schulte, Lips. 1853. — Lehrb. d. tath. u. evang. Kirchenrechts, Leipj. 1842, 8. Aufl. 1877 ff. 
beiorgt von Dove. — De tripl. damn. Formosi episc. Portuensis, 1843. — Antiqua canonum 
collectio ... ., Marb. Catt. 1844. — Die evang. Kirchenordnungen des 16. Jahrh., Weimar 
1846. — Der Staat und die Deutichkatholiten, Leipz. 1846. — Bortr. über Berufung ber 
evang. Landesſynode, Berl. 1848. — Gutachten, die Verf. der evang. Kirche in Preußen betr., 
———— — Geſchichte der evang. Kirchenverfaſſung in Deutſchland, Leipz. 1851. — Beitr. 
zur Geſchichte des Eheſcheidun —* in der evang. Kirche, Berl. 1858. — Fr. Wilh. IV. 
und bie Berf. der evang. Kirche, Berl. 1861. — Beitr. zum Preuß. Kirchenrecht, herausgeg. 
von Hinidius, Leipz. 1865. — Er begründete 1837 die „Kritiihen Jahrbücher“. 

Lit: Hinihius, Zur Erinnerung an A. L. R, Weimar 1865. — Dove, Beitichr., I. 
138; V. 259—280; VII. 273—404. — Weue eva g, Hirhengtg. Nr. 5—7. — Preuß. Jahrb. 
XI. 339 ff. — Schulte, Geid., III.b ©. 210 —225. Zeihmann. 


Nichterliher Eid. R. E. oder Notheid (juramentum necessarium der 
Späteren, weil von der Ymitiative der Parteien unabhängig, während die Römer 
unter juramentum necessarium jeden im Prozeß vorfommenden Eid wegen der Noth— 
wendigkeit fich auf ihn einzulaffen veritanden) ift diejenige Anwendung des Eides 
(j. diefen Art.) ala Beweismittel, wodurch der Richter ex officio die Herftellung 
der Wahrheit oder Unmwahrheit einer zu beweilenden Thatjache von der Eidesleiftung 
der einen oder anderen Partei abhängig macht. Der r. €. iſt Beweismittel, troß- 
dem ihn der Richter ex officio in den Prozeß einführt (anderer Meinung: Heus— 
ler, Archiv f. d. civ. Pre. LXII. ©. 299); nicht ala ob er ihn nicht ala Beweis- 
mittel einführte (Wach, Vorträge, S. 176), jondern weil der Begriff des Beweis— 
mitteld von der Verhandlungsmarime unabhängig ift (Wendt, Arhiv f. d. cm. 
Prr. LXIII. ©. 261 ff., vol. ©. 277). Die Vorausfeßung des r. E. war im Gem. 
Prozeß ſtets eine voraufgehende Beweisthätigfeit der Parteien, die zu einem vollen 
Beweisrefultate nicht geführt hatte (inopia probationum). Der unter dieſer Vor— 
ausfegung zur Vermeidung eines non Jiquet vom Wichter über die zu beweijende 
TIhatjache ſelbſt aufzuerlegende Eid wurde dann von der gefehlichen Beweiätheorie 
des Gem. Prozeſſes erfaßt, jo Hinfichtlich der Frage, welcher Partei er aufzuerlegen 
jei, wie Hinfichtli” der Wirkung der Eidesleiftung und rejp. Nichtleiftung. In 
eriterer Beziehung insbeſondere war dem Nichter (nach Wegfall der Unterfcheidung 
der Glofje zwiſchen causae arduae und minores; vgl. über das Gefchichtliche Wege) 
vorgejchrieben, die — menigftens theilweife ebenjalla nach Beweisregeln zu be— 
meffende — Stärke des erbrachten Beweifes jo enticheiden zu laffen, daß er den Eid 
bei weniger denn halbem Beweis dem Probaten zur Herftellung der Unmwahrbeit, bei 
mehr denn halbem dem Probanten zur Serftellung der Wahrheit, jei e& in Geftalt 
eines j. veritatis oder eines j. credulitatis (nicht auch eines j. ignorantiae: Re— 
naud, Archiv 5. d. civ. Prr. XLIII. ©. 178, 209) auferlegen mußte, während bei 
gerade halben Beweis die größere jubjektive Glaubwürdigkeit und das beffere Wifjen 
der einen oder anderen Partei enticheiden und nur ceteris paribus Probant näher 
zum Eid fein ſollte. Da nun der dem Probanten gegebene Eid für diejen ein 
Mittel zur Ergänzung des ihm im Interlokut auferlegten, von ihm unvollitändig 
geführten Beweijes, der dem Probaten gegebene Eid für diejen ein Mittel zur Hin: 
wegräumung diejes gegen ihn geführten Beweifes war, jo unterjchied der Gem. Prozeß 
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den r. E. in ein j. suppletorium und purgatorium, Grfüllungs- und Reinigungseid, 
von welchen der legtere indeR, ala Angefichts der Möglichkeit einer eventuellen Eides- 
delation entbehrlich, partifularrechtlich vielfach abgefchafft wurde, jo daß, wenn der 
gelieferte Beweis nicht einmal zum suppletorium ausreicht, er als nicht vorhanden 
zu betrachten ijt (Code civil art. 1366, 1367; Bayer. Prz.O. von 1869 Art. 469; 
vgl. auch Hannov. Prot. VIII. ©. 2986 ff.). — Iſt nun im Defterr. Entwurf von 
1876 der r. E. wie der Parteieneid überhaupt durch die eibliche Vernehmung der 
Parteien als Zeugen erjegt, jo hat ihn dagegen die Deutiche CPO. zwar in ihr 
Beweisſyſtem aufgenommen, aber in Folge des Prinzips der freien richterlichen Ueber— 
jeugung dem Gem. Prozeß gegenüber gänzlich umgeftaltet. In Konſequenz diejes 
Prinzips, wie e8 in $ 259 der CPO. Ausdrud gefunden hat, mußte vor Allem die 
Vorausſetzung der inopia probationum fallen gelafjen, und dem Richter gejtattet 
werden, auf Grund Lediglich der vor ihm geführten Verhandlung, eventuell jelbit 
unter Zurüdweifung angebotener anderer Beweiſe — (Abweichung von dem Grundfaß 
der Subfidiarität des Eides: Endemann, Komm. zu $ 347 sub. II.; unrichtig 
Strudmann, ebenda (3. Aufl.) sub 1 i. f.) — den Notheid aufzuerlegen, woraus 
ſich von jelbit wieder ergiebt, daß derjelbe nicht blos über die zu beweijende That» 
jache jelbit, fondern auch über ein Indiz verlangt werden kann (vgl. $ 437 vv. 
„der zu erweifenden Thatſache“ — „über eine ftreitige Thatſache“, j. hierher auch 
Hannov. Prot. VIII. S. 2997); mußte weiter aber auch dem Richter die freie Ent- 
jcheidung nicht blos darüber, welcher Partei, ſondern auch ob er überhaupt den r. E. 
auferlegen wolle, unbejchränft iüberlafjen werden (daher das „kann“ des S 347 
durchaus nicht in Bolgiano’s Sinn — Archiv f. d. civ. Prr. LVIII. ©. 279, 
Nr. 2; Zeitichr. F. Deutichen Civ. Prz. II. ©. 102 — als „muß“ zu interpretiren ift; 
vgl. die eingehende Erörterung ob „kann“ oder „muß“ in den Hannov. Prot. VIII. 
S. 2993—2996). Gefallen ift daher die Regel, daß der Richter je nach der 
Stärke des erbrachten Beweijes dem Probanten oder Probaten den Eid zu geben 
habe, der übrigens jchon durch die Befeitigung der die Wirkung der Beweismittel 
normirenden Regeln ((PO. $ 259, Abi. 2; EG. zur CPO. $ 13, 3. 2; $ 14, 
3. 3) die Grundlage entzogen ift. Aber auch darauf, welcher Partei die Beweis— 
pflicht obliege, fann es nur noch ankommen für die Frage, ob ein r. E. aufzulegen 
jei, indem, wenn der Beweispflichtige nichts bewieſen hat, die Vorausſetzung der 
Auflage: daß das Ergebniß der Verhandlung oder Beweisnahme zur Begründung 
der richterlichen Ueberzeugung „nicht ausreichend“ fei, mangelt; dagegen nicht mehr 
für die Frage, welcher Partei der Notheid zu geben jei (Mot. zu $ 419 des 
Entw, von 1874, ©.509; zu 241 ff. des Entw. ©. 472 sub Il). Damit ift zugleich 
der Unterjcheidung eines j. suppletorium und purgatorium der Boden weggenommen. 
Endlich ift der r. €. jelbit von den Beweisregeln, welche die Deutiche CPO. gerade 
hinfichtlich des Eides ſonſt noch beibehalten Hat, wenigſtens theilweife befreit: er 
fann zwar ala Beweismittel nur über Thatjachen, nicht über Rechte oder Urtheile 
auferlegt werden — wovon indeflen, wie jchon nach Gem. Necht (Wetzell, S 26, 
S. 280) bezüglich der Abichägung eines Schadens oder Intereſſe nach $ 260 eine 
Ausnahme gemacht ift —; aber er ift nicht auf die Thatfachen des S 410 bejchräntt, 
fondern fann auch über facta aliena jchlechthin, jedoch unter Beobachtung der Normen 
des $ 424 (arg. $ 439), abverlangt werden. Hinfichtlich der Wirkungen der Lei- 
ftung oder Nichtleiftung ift er dagegen wie nach Gem. Recht an Beweisregeln ge— 
bunden ($$ 428 ff.); die gemeinvechtliche Reftitution gegen diefe Wirkungen wegen 
neuaufgefundener Beweismittel (Renaud, $ 142 zu Nr. 30 ff.) ift der RCPO. 
unbefannt (vgl. aber SS 4832, 433). Wie das Gemeine Recht fchließt fie Zurück— 
ichiebung und Gewifjensvertretung beim r. E. aus. Der r. E. kann nah $ 437 
nicht eher, als beim Abjchluß der Verhandlung auferlegt, muß aber eben deswegen 
ſtets durch bedingtes Urtheil angeorbnnet werden ($ 439 cf. mit $ 426). Der r. E. 
ift Schließlich in allen Prozeſſen, auch in Ehejtreitigfeiten, zuläffig,; mit Ausnahme 
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des Urkunden und Wechſelprozeſſes (arg. $$ 560 Abi. 2, 555, 558) und der Ent- 
mänbignngtiaden. nach SS 611, 624, 626 der Deutichen CPO. 

uellen: l. 31 D. de jur 18,2%.—-L80e od. 4, 1.— c. 36 $1 X. eod.2, 24. — 

.2X dr, EN 2, 19. — ad. Preuß, Ger. Drdn. I 10 8 251; 2. _ Deutiche CPO. 


Lit.: Strippelmann, — 8. er S. 1260. — Wepell, Enftem, $ 26. — 
enaubd, Xehrb., $ 142. u d. civ. Prar. LVII. ©. 276—294; LIX. 
ri Derjelbe, Zeitihr. f eutich. Eid. Prz. II. ©. 101-110. — Wad, Vorträge, 
6. 174 fi. Birtmeper. 
Niegger, Paul Joſeph Ritter von, & 29. VI. 1705 zu Freiburg im 
Breisgau, 1733 dajelbjt Profeſſor, 1753 nach Wien berufen, wo er auf die Geſetz— 
gebung wejentlich einwirkte, 1764 in den Nitterftand erhoben, T 2. (6.2) XII. 
1775 zu Wien. 
Bekannt namentlid) m jeine Institutionum jurispr. eccl. pars I. Wien 1765, 1768, 1771; 
II. 1770; III. IV. 1772, 4. ey Krbei. 1777, 1780, ed. le Plat, Lovan. 1780. — Princ. 
jur. ecel. Germanicae c. 3 u? 1773. — Elementa jur. ecel., 1774 ss. — 
— 1768. 
git.: Schreiber, Univ. Freiburg, III. 172. — Wurzbach, XXVL 129 ff. — Schulte, 
Geid)., IIl.a ©. 208-210. 


Vieber feinen Sohn Hojeph Anton ne 1742 — 1795 vgl. Schulte, 1. c. 
S. 261—263 — Rieggeriana, Wien frreib. Prag 1 Zeihmann. 
Ninderpeft, j. Viehſeuchen. 


Niffontro (Jtal.) = Gegenrechnung — im Gegenjat von scontro — Red): 
nung. Man bezeichnet damit eine eigenthümlihe Zahlungsart des faufmän- 
nischen Verkehrs, nämlich die auf alljeitiger Einwilligung berubende Aus— 
gleihung gegenjeitiger Schulden unter mehr als zwei Perjonen, welche 
zu diefem Zwecke perjönlich oder durch Bevollmächtigte zujammentreten (Zahlung 
mit geichloffenem Beutel, ffontriren, Ital.: riscontrare, scontrare, incontrare; 
Franz.: riscontre, virement). Der Zwed ijt die möglichjte Erjparung der Baar: 
zahlung. Eine ganze Zahl von Schuldverhältniffen verfchiedener Perfonen (aus 
Wechſelverkehr, Lieferungsgejchäften 2c.) ſoll fich in der Weiſe löſen, daß jchließlich 
nur zwei Perfonen mit Forderung und Gegenforderung bzw. mit Forderung und 
Schuld einander gegenüberjtehen. Die juriftifchen Mittel find? Kompenjation 
und Ceſſion oder Anweijung bzw. Delegation oder gewöhnliches Mandat; dat zuletzt 
auch eine Baarzahlung konkurrirt, ift nicht ausgeſchloſſen. Die Stontration, 
d. h. das Gejchäft, welches alle dieje thatjächlic in Einen Vorgang zuſammen— 
fallenden Rechtsafte umfaßt, gejchieht in der Regel auf Meffen und Märkten an be- 
fonderen Tagen (Sfontrirungstage), auf den Börfen zur Liquidationäzeit, auch 
an bejonderen Stontropläßen (3. B. der „Römerberg” in Frankfurt a. M., 
„am Perla“ in Augsburg zc.). In weiten Umfange erfolgt heutzutage die Skon— 
tration im Giroverfehr (j. diefen Art.) der Banken. Die Bank dient bier ala 
dritte Perfon, welche durch ihren Hinzutritt das Skontriren ermöglicht. In Eng: 
land und Nordamerika bejtehen zum Zwede der Skontration unter einer Anzahl 
verbundener Banten jog. clearing-houses (Abrechnungshäuſer). — Das 
Abrechnungsſyſtem bedarf feiner vorgängigen Verabredung. Es genügt die inter 
praesentes ausdrüdlich oder jtilljchweigend gegebene Einwilligung. — Die Wir: 
tung ift der der Zahlung mit Baarfonds gleih. Das Ab» und Zuſchreiben in 
den Handelsbüchern ift für diejelbe nicht wejentlich, fondern dient nur zur Be— 
urkundung. Die einzelnen Skontrirungsafte werden häufig auch in befondere Skon— 
trobücher eingetragen. Ob die Umjchreibung in den Büchern einer Girobant 
die Skontration jelbjt erft juriftifch vollzieht oder nur als Beweismittel zu be: 
trachten ift, läßt fich nur nach den Einrichtungen jeder einzelnen Bank beurtheilen. 
Im Giroverkehr der Deutjchen Reichsbank wird in der Regel erit die Buchung 
bei der Bankanftalt des Bejtimmungsorts als der die Zahlung vollendende Akt 
zu betrachten jein, nicht jchon die Einlieferung des (rothen) Checks. 


(GES 
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Lit.; Pohls, ehe des Gemeinen Deutichen und bes Hamb. H.R., I. $ 127 
(S. 296). — — H.R., $ 16 (S. 34. — Mittermaier, Grunbſ. d. Gemein. ln 
Privatrechts, — Hol, HR., 6. Aufl, 1. $8 339-341. — Goldihmibdt, 


ne des 9 SL 2 1188. — Endemann, Das Deutiche Ren 3. Aufl. $ 136. — 
nihüß in rim * = Zeitichr. f. d. #8 y XVII. 108. — Ein Beifpiel ar 


riscontro . in bem Aufj. vom Mal, ebenda 6,7. — ent 
eichäfte in Berlin |. ebenda XIV. ©. 468; XVII. 174. — Ueber das z_.. darin 
ouse j. Mittermaier in Goldihmibdt' s ꝛc. Setler f. d. geſ. H.R. 7 ff. — 


Seyd, Das Londoner un Ghed: und Clearing-house-Syitem, 1874. — Dagner, © aaa 
ber Bettelbantpolitit, . 53, 450, 667, 730. 


NRiftorno (Ital. von ritornare, d. h. reſtituiren; Franz.: ristourne, Engl.: 
return), d. h. NRüdgabe der Prämie bei Ungültigkeit oder anderweiter Aufhebung 
des BVerficherungsvertrages. Die Berpflichtung dazu mag man, wie dies ausdrüdlich 
von Franzöſiſchen und Italtenifchen Juriſten gefchieht, auf die Grundſätze von der 
eondictio sine causa zurüdführen. Im Seeverficherungsrecht haben fich indeſſen 
unter Mitwirtung von Billigkeitsrüdfichten eigenthümliche Regeln ſowol über die 
Tälle, in welchen eine ſolche Rüdgabe verlangt werden fann, als über einen aladann 
dem Berjicherer zur Entichädigung für Bemühungen und Aufwendungen (Cour— 
tage 2c.) verbleibenden Abzug („R.gebühr”) gebildet, welcher hiernach zu den 
Naturalien des Seeverficherungävertrages gehört. Nach dem Allg. Deutichen HGB. 
fann die Prämie bis auf die R.gebühr (in der Regel , Prozent der Ver— 
fiherungsjumme, nad den Deutjchen allgemeinen Bedingungen '/; Prozent, 
eventuell die Halbe Prämie) ganz oder verhältnigmäßig zurüdgeiordert (oder ein- 
behalten) werden: 1) wenn und ſoweit der Verficherer wegen Aufgabe der Unter: 
nehmung, oder weil die Sache ohne Zuthun des Berjicherten (3. B. bei 
Friedensſchluß) der Gefahr nicht ausgeſetzt wurde, feine Gefahr gelaufen ift — der: 
geitalt jedoch, daß, wenn die Gefahr bereits zu laufen begonnen hat, nicht einmal ein 
theilweijes R. ftattfindet; 2) wenn die Verficherung wegen Mangels des 
verficherten Interefje oder wegen Ueber- oder Doppelverfiherung un- 
wirkſam iſt — gleichviel, ob der Vertrag aus anderen Gründen für den Verſicherer 
unverbindlich ift und diefer jonjt auf die volle Prämie Anfpruch hätte. In dem 
zweiten alle ift jedoch Borausfegung, daß der Verficherungsnehmer fi) in gutem 
Glauben beiand. — Aehnliche Grundfäße gelten bei allen jeefahrenden Nationen. 
So injonderheit in Frankreich, Holland, Italien ꝛc. (Im Frankreich verſteht man 
unter „ristourne“ die Aufhebung des Vertrages jelbit.) Etwas weiter geht das 
Engliſche Recht: Es kommt (abgejehen von dolus — „fraud*) nicht darauf an, 
ob der Gegenftand der Aſſekuranz ohne Zuthun des Verficherten der Gefahr nicht 
ausgejeßt wurde; auch wird jchon (theilweife) riftormirt, wenn das Intereſſe unzu— 
länglich (short interest), oder wenn nach dem Marftpreife am Beitimmungsorte 
fein Gewinn möglih war. Nach Preuß. Recht ift bei Verficherung auf imaginären 
Gewinn das R. nur zuläffig, wenn die Unternehmung ohne Schuld des Berficherers 
nicht jtattfindet. — Auch bei der Bodmerei fommt das R. vor in dem Falle, 
wenn die verbodmeten Sachen der. Seegefahr nicht ausgejeßt werden. Nach dem 
HGB. kann der Gläubiger die jofortige Zahlung der Bodmereifchuld unter ver— 
bältnißmäßiger Herabjegung der Prämie fordern, wenn die Unternehmung 
vor dem Antritt der Bodmereireife aufgegeben wird; ift die Reife bereit? an— 
getreten, wird aber in einem anderen ala dem Bejtimmungshajen beendet, jo tit 
die Bodmereifchuld in jenem Hafen ohne Abzug zahlbar. Wenn nur ein Theil 
der Sachen der Seegefahr nicht außgejeßt worden, fann nach dem Prinzip des Ge— 
fees ein (theilweiſes) R. nicht ftattfinden. 


Quellen u. 2it.: —— — OD. Art. 699, 899-902. — Preuß. Allgem. 
ER. II. 8 $$ 23332345 (ci. CO PR Art. 60 gif. 1. — Code de comm. art. 
349, 356—359, 361. — Hollänb. * I. Selt. 4 Tit. IX. Art. 635, 686. — Rev. 
allgem. Plan Hamb. — ——— — 55 78-84 GBoigt u. Heineten, Neues 
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Arch. f. HR. IV. ©. 222 ff.). — Allgem. un — v. 1867 88 44, 46, 47, 64, 154. — 
Gewis, Das Deutiche Seerecht, II. (1878) S — 395. Rönle, Seeaffeturanzrecht, 
IL 88 84 (©. 477-516). — Benede Rule Syftem be3 Seeaſſekuranz⸗ und 
Bobmereiweiens, I. S. 334--388. — v. — Seerecht, II. $ 205 (S. 300304). — 
— Softem des Seeverſicherungsweſens, S . 209, 210. — v. Duhn, Die Reviſion 
bes franz. Seerechts, in Goldſchmidt's xc. eitichr. für dad gel. HR. XIV. ©. 169 ff. 
(Beide projets — die Erwähnung des 7 — Pardessus, Cours de droit com- 
mercial, Tome or. 870-886, 927-932. J. W. Smith, Merc. law, 9tb ed. 
(Dowdeswell) Ih 1677. 395—399. — Leone Levi, Intern. comm. law, 2th ed. 1 

II. p. 889, ent, Commentaries on American Law, 12th ed. 1873 Vol. 11. 
p. 341, 342 Part V. ek XLVII. 8 [3]. R. Koch. 


üter (Th. I. S. 498) wurden urfprünglich folche Güter genannt, von 
denen Ritterdienfte geleijtet wurden. Hierzu wurde vorausgeſetzt, daß die Güter in 
ritterbürtigen Familien vererbt waren. Dagegen konnten es ſowol Allodialgüter, 
als Lehngüter fein. Als Nitterbürtige waren die Eigentümer diefer Güter mit 
mannigialtigen Vorrechten ausgeftattet und von den Laſten befreit, denen die nicht 
bevorrechteten Stände de8 Territoriums unterworfen waren. Im Laufe der Zeit, 
und zwar namentlich jeit dem 15. Jahrhundert, gingen dieſe perfünlichen Vorrechte 
und Befreiungen zum Theil auf die Güter jelbjt über und erjchienen ala ein dings 
licher Vorzug eben diefer Güter (als nobilitas realis). Daraus, ſowie aus dem 
Umftande, daß auch die Laſten der ländlichen Bevölkerung meift als auf dem Grund— 
ſtück haftend angejehen wurden, erflärt fich die jpätere Begriffsbeftimmung eines R. 
als eines Gutes, welches von den regelmäßig auf ländlichen Grundftüden ruhenden 
Yajten befreit und mit gewiffen Vorrechten ausgejtattet ift, die der Befiter des Gutes 
ala jolcher ausüben darf. Seitdem kann darüber, ob einem Gut die Qualität eines 
R. zuzuſprechen ift, nur die Verfaffung des betreffenden Landes, reſp. der Provinz 
entjcheiden (vgl. Preuß. Allg. ER. Th. I. Tit. 9 $ 388). In manden Staaten 
ijt dafür ein Normaljahr maßgebend, in manchen auch die Eintragung in bejondere 
Matrifeln. Die Befreiungen der R. beftanden früher namentlich in der Befreiung 
von gewiffen Steuern (Hauptfächlich der Grunditeuer), von Landfrohnden und ber 
Ginquartierungslaft. Die Vorrechte waren politifche und privatrechtliche, und zwar 
bejonders Landftandichaft, Gerichtäbarleit, Polizeigewalt, Patronatsrecht, Braugerech- 
tigfeit, Mühlenzwang und andere Bannrechte, die Forſt- und Fagdgerechtigkeit, 
(egtere gegenüber dem Landesherrlichen Forſt- und Yagdregal. Außerdem gehörten 
in nicht wenigen Territorien die ein Rittergut betreffenden Rechtäftreitigkeiten ſchon 
in erſter Inftanz vor die Obergerichte. Daher wurden dann diefe Güter als jchrift- 
jäffige bezeichnet, im Gegenſatz zu den amtsjäffigen, Hinfichtlich deren die Unter: 
gerichte fompetent waren. Die genannten Vorrechte und Befreiungen waren indeß 
nicht mit jedem Rittergut an ſich verbunden. Vielmehr beruhten dieſelben auf be— 
ſonderen Privilegien, auf Partikulargeſetzen oder unvordenklicher Verjährung. Manche 
Gerechtſame, wie die Gerichtsbarkeit und Polizeigewalt, find hauptfächlich auch hervor— 
gegangen aus der Vogtei, welche in der älteren Zeit den Befiern von R. über die 
zu diefen gehörigen Hinterjafien zuftand. Im Streitfall iſt daher das Vorrecht von 
dem, der es in Anfpruch nimmt, zu beweifen; doch genügt bei gejeglichen Vorrechten 
der Beweis, daß das betreffende Gut zur Kategorie der R. gehört. Die Erwerbung 
von R. ift durch die frühere Gejeßgebung zuweilen auf Perfonen des Adelsftandes 
beichränft (3. B. Preuß. Allg. ER. Th. I. Tit. 9 $ 37) oder wenigitens dem 
Bauernftande verfagt worden (f. Haubold, $ 390a). Doch ift das Eine wie 
das Andere jpäter aufgehoben (Preuß. Edikt vom 9. Oft. 1807, $ 1; königl. Sächſ. 
Geſetz vom 22. Februar 1834, $ 5). Länger hat fich die Einrichtung erhalten, 
daß einige der gedachten Vorrechte, nämlich die Landſtandſchaft und die obrigfeit- 
lichen Berugniffe, jo lange ruhen jollen, als jich das Gut in den Händen eines nicht= 
adeligen Beſitzers befindet (Reyicher, ©. 445 ff.). Der eigenthümliche Charakter 
der R. hat fich in Folge der neueren Gefeßgebung faſt überall verloren. Nur wenige 
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Vorrechte haben ſich noch in einigen Staaten erhalten, ſo namentlich die guts— 
herrliche Polizeigewalt. 
Lıt.: Hagemann, Handbuch des Landwirthſchaftsrechts —S— 1807), ©. oh - 
58 Lehrbuch des fönigl. Sächſ. Privatrechts, x (3. Aufl. Xeipg. 1848) ©. 6 fi. — 
eyſcher, Das Gemeine und rg ee, I. (2. Aufl. Zübing. ——— 441 ff 
v. Mäcter, Württemb. Privatrecht, IL — Roth, Bayer. Givilrecht, IL $ * — 
Stobbe, Deutſches Privatrecht, IL 3 126. Lewis, 


Ritterähufiuß, Konrad, 5 25. IX. 1560 zu Braunſchweig, reifte, wurde 
1591 in Bajel Doktor, jpäter in Altorf, T 25. V. 1613. 

Schriften: Ausgabe d. Paulus, 1594. — ————————— juris, 1598. — Collatio legum 
Attic. et Rom., 1608. — Partitiones jur. feudalis, — Jus Justinianum h. e. Novellarum 
expositio, Argent. 1615, 1629, 1630. — Dodecadeltos s. in XII tab. leges comm., Argent. 
1616. — Different. jur. civ. et canonici libri 7, Argent. 1616, 1618, 1638, 1668. — Joannis 
antiqui gloss. Summa in Novellas Just., Fref. 1615. — Novellae const. Imperatt. Justiniano 


reg ei 2 Gefchichte der Deutſchen Recht ſchaft (1880), I. 414—419. 
it tintzin eſchichte der Deutſchen Rechtswi 1 aft ( ), I. 414—419. — 
Schulte, Geiäigte. 2 32. — Rivier, Introd. hist. 1881, p. 602. Zeihmann. 


Nivallius, Aymarus, seigneur de la Rivalidre, 5 Mitte des 15. Jahrh., 
war Parlamentärath in Grenoble, T nach 1535. 


Er jhrieb: Civ. hist. jur. s. in XII tab. leges comm. 1. V, Valent. 1515. Lugd. 1551. 
git.: Savigny, VI. 449-452. — Rivier, |. c. p. 588. Zeihmann. 


Nobert, Jean, Profeffor zu Orleans, bekannt wegen feiner Streitigkeiten 
mit Gujas, 7 1590. 
u Er ihrieb: Lectionum receptarum 1. II, Aureliae 1567. — Animadversionum |. III, 
7 

8it.: Rivier, 1. c. p. 591. — Spangenberg, Euja und feine Zeitgenoffen, Leipz. 
1822, &. 179, 180." e Are 


Robertus, Flamesburienfis, Kanonikus von St. Viktor in Paris und 
PBönitentiar. 

Gr jhrieb um 1207 ein Poenitentiale. 

git.: Schulte, R. Fl. summa de matrimonio et de usuris, Gissae 1868; Derjelbe, 
Geſch. I. 208—210; II. 523. Zeihmann. 


Rocco, Niccola, 5 7. X. 1811 zu Gaforia, wurde 1838 zum Richter und 
dann zum Profurator am Tribunal in Palermo ernannt, 1848 Richter, jodann 
jtellvertretender Generalprofurator an der Gran Corte Civile in Neapel, 1861 Vize— 
präfident einer der Kammern derjelben, ſpäter Seftionspräfident des Appellhofes, 
— ſeit 1858 Profeſſor des Handelsrecht, T 7 7. VII. 1877 in Vomero. 

Schriften: Dell’ uso e autoritä delle leggi del regno delle due Sicilie, ossia trattato 
di diritto civile e internazionale 1836, 2. Palermo 1843, 3. ed. Napoli 1858, 1859 
(Trattato di diritto civile internazionale ossia dell’ uso e autoritä delle eggi considerate 


nelle relazioni con le persone e col territorio degli stranieri, Livorno 1859). — Quistioni 
di diritto amministrativo, Napoli 1860. — La filosofia del dir. ammin. e delle leggi che 
lo conservano, Napoli 1870. — La capacitä civile del religioso professo. — Come in- 


fiuisca il vero e falso indirizzo delle scienze filosofiche sugli studii del diritto. — Sul 
sommo principio del dir. priv. internaz. — Sul commercio delle nazioni neutrali in tempo 
di guerra. — Un problema di dir. internaz. in riguardo al navilio. 

Lit.: Discorso necrologico pel Prof. Stefano Jannuzzi, Nap. 1877. — Fiore, Droit 
intern. prive, Paris 1875, 63 ss. — Calvo, Droit international, (3) 1880 I. 103. — 
Asser, Schets, Haarlem 1 0, 14 (beutih von M. Cohn, Berl. 1880 ©. 10), — Pie: 
rantoni, Geichichte ber italieniken Dölkerreihtäliteratur, Wien 1872, ©. am 

eihmann. 


Nöder, Karl David Auguft, 5 23. VI. 1806 zu Darmftadt, ftudirte in 
Göttingen und Heidelberg, 1830 Dozent in Gießen, ging wegen Verbotes weiterer 
philofophifcher Vorlefungen nach Heidelberg, wo er 1842 aufßerordentl. Prof. wurde, 
wirkte für Verbreitung der Krauſe'ſchen Lehren und Verbefjerung des Gefängnik- 
weienö, 7 20. XIL 1879. 

v. Holgendorff, Enc. II. Rechtöleriton III. 3, Aufl. 3 


Te 


Scäriften: De usuris in futurum —— Giss, 1830. — Abhandl. über prattiſch 
ragen des Givilrechts, Gießen 1833. — Grundzüge der Politit des Rechts, Darmit. 1837. — 
rit. Beitr. 3. Gejeßgebung über die außerehelihe Geſchlecht ——— Darmit. 1837. — 
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Comm. de quaestione an poena malum esse debeat, Giss. 9, — in Escuela del 
Derecho, 1864. — Grundzüge des zen —— ———— Heidelb. 1846, (2) 
Leipz. 1860—1863, fpaniih von Gimer, ech chtabegründung ber 


—————— Heideld. 1846. — Grundl. in Beutiden eigpvertaffung, ge 1848. — 
Grundgedanken und Bedeutung des Nöm. u. German. Rechts, Leipz. 1855. — Die Verbefferumg 
* Gefängnißweſens mittels der Einzelhaft, Prag 1856. — Verfuche ber —— von 

iani fragmenta, Gött. 1856. — Der Strafpollaug im —* des Rechts, Leip 
Nr erungäftrafe und ————— als Rechtsforderung, Le in: 1864. — Die Elan 
— bon Verbrechen und Strafe in ihren inneren Widerſprüchen, Wiesb. a 
ipaniih von Giner, Madrid 1871 und 1877. — Ueber die Gebrechen ber Deutichen 
ſchulen und ihre Heilung, 1867, jpaniih 1870. — Die gr unferer Zeit um 3* 

ehrverfafſung der Su unft (in Cotta’a Deuticher ®. ‚Schrift 1868). — Pie neue Zeit, 
Prag 1870, Heft 1 ©. 21—96, Heft 3 ©. 40-89, 116—128 (Die — —— en: 
ei wahren reiheit und de Herrſchaft des Rechtes, Prag 1870). — Bemer Bw 

es StrafGB. für den Norbdeutichen Bund (Beilage zur Kit. BI.Schr. —— 
Krauſe's Syfiem der — 3 ceipz 1873. — Estudios sobre derecho penal y 
sistemas penitenciarios, Madrid 1875. aup's Grundriß zu einem Syfteme der Natır, 
MWiesb. 1877. — Biele Abhandl. in Zeitichriften. — Riv. di discipline carcerarie X. (1889) 
281—303 (ipaniich in Revista General tomo LVII. 365—388). — Rivista penale, Il 
273—286, VII. 113—128. 

git.: Giner in Revista General, Febrero 1880, p. 129—153. — Augsb. Allgem. Zi 

1879, ©. 5272. — Almanaque para 1879, Madrid 1878, p. 109-111. — B. Gabba, La 
scuola di Röder ed il sistema dell’ isolamento carcerario, Milano 1868. — Carrara in 
Riv. BR V. 148—163; Buccellati IX. 273—293. — v. Holfendorff, Handbuch L 
©. 264. Zeihmann. 


Nodiere, Aime, 5 16. V. 1810 zu Alby, ftudirte in Toulouſe und Paris, 
wurde 1838 Profeffor in Touloufe, einer der Gründer der Academie de legislation, 
der Revue de legislation et de Zr re Ti — XI. 1874. 

Schriften: Traité sommaire des diverses m. u droit frangais, 1833. — Traits 
de competence et de procedure civile, 1840, (5) 1 löments de procedure criminelle, 
1845. — Mit Bont: Traite du — "1847, —*7 1869. — De la solidarité et ds 
Pindivisibilite, 1852. — Les en jurisconsultes, "1873. — Recueil de l’Acad. de legisl 
de Toulouse I, II, IV, IX, XI, XII, XIV, XV, XVII, XIX, XX, XXI, 

git.: ne in Academie de lögislation de Toulouse XXIIL AT—. * 
Ueber jeinen Bater, avocat-avoue (1771—1847) vgl. Jean-Pierre-Paul Rodiere, Etek 
biographique par A. Combes, Castres 1867. Teihmann. 


Noffreduß Epiphanii, & zu Benevent, Iehrte zu Bologna, von 1215 an 
in Arezzo, in faiferlichen und päpftlichen Dienjten, F bald nach 1243 zu Benevent 

Er ſchrieb: Glofien. — De libellis et ordine judic. — Libelli de jure canon., Ava 
1500, Argent. 1502. — > positionibus (Tract. univ. jur., Venet. IV. f. 2). — Quaestiond 
Sabbathinae. — De p 

Lit.: Savigny, 4 217. — Schulte, Geicichte, II. 75—78. — Bethmann 
Hollweg, Giv.Proz., vi. 26, 35—48, 200. — v. Stintzing, Geſchichte der pop. Lit. ii 
Röm.stan. Rechts, Leipz. 1867, ©. 360-404. Zeihmann. 


Nogeriuß, in der zweiten Hälfte des 12. Jahrhunderts, aus Modena. 

Er jhrieb: Gloſſen. — Summa zum Codex. — De praescript., Mog. 1530, Venet 
1584 (Tract. univ. jur.). — De dissensionibus —— 1530 (ed. Haubold, Lips 
1821). — Sigle R. 


git.: Savigny, IV, 194—224. — v. Stinking, Geichichte d. pop. Lit., ©. 202, U 
Teichmann. 
Nogron, Jojeph-Adrien, 5 30. V. 1793 zu ontaine-la-Guyon, com 
serv. de la bibliotheque de la cour de Cassation, T 16. X. 1871. 
Bekannt durch —— ber Codes, (5) 1863. — Tous les codes officiels frangali 


1865. — Le plebiscite du 8 mai 1870. — Oeuvres complätes de Pothier, 1825. 
git.: Gazette des Tribunaux du 1 nov. 1871. Zeihmann. 


Rohmer, Friedrich, 5 21. II. 1814 zu Weiffenburg (Franten), ſtudin 


in München, ging 1841 nach der Schweiz, wo er mit Bluntjchli eine liberal— * 
vative Partei gründete, 1842 wieder in München, 7 11. VI. 1856. m ſein 
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Arbeiten wejentlich unterftüßt durch feinen jüngeren Bruder Theodor (F 12. XIL 


1856 

> un: Anfang und Ende der Spekulation, Münden 1835. — Deutſchlands Beruf 
in = 6 egenwart und Zukunft, Zürich 1844. — Lehre von den politiihen Parteien, Zürid) 
(NördL) 1 — Meinungsäußerungen — Ultramontanismus; Denkſchrift über den 
Einfluß der ultram. Partei in Bayern 1 Mibemann, Stuttg. 1847. — Deutichlande 
alte und neue Büreaufratie, 1848. —— R.) Kritik des Gottesbegriffes in den gegen: 
wärtigen Weltanfichten, Nörbl. 1856. 

Lit.: Bluntſchli im StaatsWört. B. VII. 643—651; Derielbe, Charakter und Geift 
ber polit. Parteien, Nördl. 1869, ©. 82--99. — Secretan, Galerie, II. 242. 

Zeihmann. 


Rolandinus Paijagerii, 5 Anfang des 13. Jahrhunderts, wurde 1234 
Notar in Bologna, 7 1300. 


Schriften: Summa artis notariae. — Tractatus de notulis. — Aurora. — De officio 
tabellionatus in villis et castris, Taur. 1478, Spir. 1590; Deutſch Ingolf. 1549. — Flos 
ultimarum voluntatum, Brix. 1475, Lugd. 1550. 

git.: v. Stinging, Geſchichte d. pop. Lit. des Röm.sfan. Rechts in Deutichland, Bein 
1867, ©. 296, 300. — Savigny, V. 509-548. — Euhmazs Deus, —8 
175 #, 199. — Endemann, Studien, I. 84. — Funke, Inhaberpapiere, 137. — 
Beiträge, 9. aan 


NRomagnofi, Giov. Dom., & 1761 zu Saljo (Parma), entzog fich dem 
Getriebe der Parteien, ging nach Trient, wo er ala Advokat lebte, 1802 Profeſſor 
in Padua, entwarf ein Gejekbuch für das peinliche Verfahren, Rechtslehrer zu Pavia, 
Generalinipeftor der NRechtsfchulen, Redakteur einer Zeitichriit Für Rechtswiſſenſchaft, 
verlor feine Stelle, wurde nad) Venedig abgeführt, doch bald entlaffen, Profeffor in 
Gorfu, 7 8. VI. 1835. 


re Genesi del diritto —— Pavia 1791, 7. ed. Mil. 1839, 1852; deutſch von 
Zuben, Jena 1833. — Sull’ amor delle donne consid. come motore precipuo della legisl. 
Trent. 1792. — Che cosa & libertä? 1792. — Introd. allo studio del dir. pubbl. unir., 
Parm. 1805. — Giorn. di giurisp., Mil. 1811—14. — Della constit. di una monarchia naz. 
rappres., 1815. — Della condotta delle ac — Mil. 1822—24; deutſch von Niebuhr, Halle 
1840. — Della ragione ur delle acque, Mil. 1829. — Dell’ 'indole e dei fattori dell’ in- 
civilimento, Mil. 1829—32. — Projetto del cod. di proc. penale, Fir. 1835; 4. ed. Prato 
1838. — Consult. — "Mil. 1 1837. — Istituzioni di filosof. civ., 1839. — Scienza 
delle costituzioni, 1848. — Op. complete racc. dal de Giorgi, Padova 1839; Mil. 
1841—1847; Nap. Pal. 1861. 

Lit.: Canta, Vita di R., Mil. 1835. — Rosso, R, difeso, Fir. 1838. — Biogr. 
nouv. gen., Par. 1863, Vol. 42. — 2uden in der Genefiß. — R. de droit international 
1370, p. 94, 95. — Nypels, Bibliotheque, 30, 31. — Mohl, I. 226, 167, 302; 11. 248; 
III. 656. — Cantü, Italiani illustri, Milano 1873, I. 517—598. — Sclopis, III. 13, 163, 
284. — Brusa, Appunti, Torino 1880 p. 212. Teihmann. 


Römer, Robert, 5 1. V. 1823 zu Stuttgart, Sohn des Württembergiichen 
Staatämannes Friedrich v. Römer (1794—1864), ftudirte in Tübingen und Heidel- 
berg, wurde 1846 Advokat in Stuttgart, Habilitirte fich 1852 in Tübingen, 1856 
außerordentl. Profeſſor, 1857 ordentl. Proseffor, politisch auf die Seite Preußens 
fich jtellend, die nationalliberale Partei Württembergs mitbegründend und leitend, 
1864—67 in der Ständeverfjammlung, 1871—76 Mitglied des ee im 
Jahre 1871 zum Rath am ROHG. zu Leipzig emannt, T 28. X. 1879 zu 
Frankfurt. 

Schriften: Die Beweislaft hinfichtlich des — nach Gem, Civilrecht u. Prozeß, 
Stuttg. 1852. — Das Erloſchen des klägeriſchen Rechts nach der Einleitung des Prozeſſes in 
feinem Verhältniß zum Enburtheil, a $ 1852. — Die bedingte Novation nad) dem Röm. 
und heutigen Gem. Recht, Tüb. 1863 ie Leiftung an Zahlungsftatt nad; dem Röm. und 
Gem. Recht mit Berüdfichtigung der neueren Geſetzbücher, Züb. 1866. — Die ag 
Norddeutichen Bundes und die Sübdeutfche, insbeſ. die Württemb. Freiheit, 1.—3. Aufl 
1867, — Grundzüge des Württemb. Erbrechts, Tüb. 1872. — Das Württemb. Unterpfands: 
recht, Leipz. 1876 (Deutiches — Bd. VI). — Abhandl. aus dem Röm. Recht, 
dem Hanbeld: und Wechielreht, Stuttg. 1877. — Mit Meibom, Feſtſchrift zur vierten 
Sätfularfeier der Univ. Tübingen (©. 59), 1877. 

81* 


— 


Lit: Im Neuen Reich, 1879, ©. 684. — Klüpfel, Geſchichte der Deutſchen Einkeiti- 
beftrebungen, ®b. IL, Berl. 1873, ©. 37; Derjelbe, Die Univ. Tübingen, Xeipz. 1877, 
©. 105, 107, 139. Zeihmann. 


Nofenbinge, Janus Lavrits Andreas Kolderup, 5 10. V. 1792in 
Kopenhagen, 1809 Student, 1814 Notarius der juriftiichen Fakultät am der Int: 
verfität zu Kopenhagen, 1818 Profeſſor juris extraordinarius, 1822 ertraordindr 
Aſſeſſor des Höchiten Gerichts, 1824 Mitglied der Akademie der Wiffenjchaften in 
Kopenhagen, 1830 Profefjor juris ordinarius, f 4. VIII. 1850 in Nantes. 

Schriften: De usu juramenti in litibus probandis et decidendis juxta leges Daniae 
antiquas, Sectio Ima Havniae 1815 (überfegt ins Dänijche von dem Derfaffer mit Gmenbationen 
und Berbefferungen in Oersted’s Nyt jur. Archiv XIV. 1816); Sectio 2 me, ibid. 1317 
(überfeßt ind Dänifche von J. C. Kall, 1. c. XXI u. XXIL). — Bemserkninger om de 
amle danske Leves Bestemmelser om Vindicationsretten, Kbh. 1819. — Grundrids af den 

ke Lovhistorie 1—2, Kbh. 1822—1823 (ind Deutſche überfeßt von C. ©. pas 
Berl. 1825). — Grundrids af den danske Retshistorie, 2. aldeles omarb. üdg. I—2, Kih 
1832, 3. Oplag Kbh. 1860. — Samling af gamle danske Love, udg. med. Indledn. og 
Anm. og tildels and Oversaett. 1—5, Kbh. 1924-1846 (unvollendet). — Grundrids af den 
danske Kirkeret 1—2, Kbh. 1838—1840; 2. udg. Kbh..1851. — Udvalg of gamle danske 
Domme . pä Kongens Retterteng g pa Landsting 1—4, Kbh. 1842—48. — Yon 
feinen Abhandlungen find zu nennen: In „Juridisk Tidsskrift“: Om den säkaldte Hals og 
Händsret efter den sldre Lovgivning, 17. B.; Bemsrkninger om Blodhsvnen hos de gaule 
Scandinaver 20. Bd., om Pant i seldre Tider 25. B. — &n „Nye danske Magazin“: On 
Rettergangsmäden ved de geistlige Retter af Bishop Knud, meddelt efter Haandskrift, 6. B, 
bejonderer Abdbrud. — In „Danske Magazin“ 3. Reek.: Danmarks Rigens Ret, en Samling 

amle Retsretninger, 1. Bd., bejond. Abdrud 1842. — In „Kirkehist. Samlinger*: Om 
den canoniske Rets Anvendelse i „Danmark“, 1. B. — In „Det kgl. danske Videnskab, 
Selsk. philos.-hist. Afhandl.“: Om det kenmeli e Skriftemäls Anvendelse Norden mermest 
med Hensyn til Bestemmelse herom i den Skänske og Sjsellendske Kirkeret, 7. B- tw. 
Abdrud Kbh. 1841. — In „Skriftes 5. Reek. hist.-philos. Aldel.“: Om Rigens Ret og Ik 
1. B., bei. Abdruck Kbh. 1847. V. A. Seder. 


Roffi, Pellegrino Graf, 5 13. VII. 1787 zu Carrara, wurde Advolat in 
Bologna, 1812 Prof. des Strafrechts, ging nach England, 1816 nach Gent, wo @ 
1819 Profeffor an der Akademie wurde, 1820 Mitglied des Großen Raths, ipäte 
der Tagſatzung, von der er nach Paris geſandt wurde; 1833 nach Frankreich über 
gefiedelt, erhielt er 1834 die Prof. d. polit. Oekon. am College de France, dt 
Prof. des fonjtit. Rechts an der Parifer Rechtsichule,; wurde 1839 Pair, legte jem 
Prof. nieder, trat 1840 in den Staatsrath, ging 1845 ala Gejandter nad) Rom, 
wurde Miniſter Pius’ IX., wollte die Deputirtenfammer eröffnen, als er auf m 
esreitreppe des Palaftes der Gancellaria erdolcht wurde (15. XI. 1848). 

Schriften: Trait6 de droit penal, Par. 1829; 4. €d. p. F. Helie, Par. 1872; Leide 
1878; italienifh von Pessina, Nap. 1853 u. 1870. — Cours d’&con. polit., Par. 189- 
841, 1865. — Pref. à l’essai sur le principe de population de Malthus, 1845. — Nots 
aux O. de Ricardo, 1847. — Mel. d’&con. polit., d’hist. et de philos., 1857. — Cours de 
droit constitutionnel, Par. 1866, (2) 1877. — Annales de legislation, 1820—1823. j 

@it.: Rapport de M. Odilon-Barrot à l’Acaddmie sur le droit penal de M. Rosi, 
1856. — Nypels, Bibliothöque, p. 76. — Garnier, Not. sur la vie et les travaux de B, 
Par. 1849. — Mignet, Not, hist. lue à l’Academie 1849 (Portraits et Notices M 187 
UI. 181—224). — Saladin, R. en Suisse de 1816—1833, Par. 1849. — Civiltä Cattoliea 
1850. — Reudlin, Gedichte Italiens, II. (1860) 16, 42, 43. — Pierantoni, Stors 
degli studi del diritto internazionale in Italia, Modena 1869, p. 70, 92; Derjelbe, 
P. Rossi, elogio accademico, Nap. 1874. — Baudrillart, Publicistes modernes, 1862. — 
Hebel, Die Todesſtrafe, Berl. 1870, ©. 242, 243. — Pessina, Opuscoli, Napoli 187% 
p: 7. — Brusa, Appunti, Torino 1880, p. 212. — Rivista penale di Lucchini VI 
61-271. Zeihmann 


Nofhirt, Konrad Eugen Franz, & 26. VII. 1793 zu Obericheinield 
bei Bamberg, ftudirte in Landshut, Erlangen und Göttingen, eine Zeit lang in 
Gerichts= und Verwaltungsdienite tätig, wurde 1817 Prof. in Erlangen, 1818 w 
Heidelberg, wo er bis 1870 Lehrte, T 4. VI. 1873. Verdient um Straf, Civil— 
und Kirchenrecht. 
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Schriften: Ueber die Tendenz des prät. Rechts und über die Verhältniffe deſſelben zum 
Givilrecht, Erl. 1812. — Ueber _ gi riff und die eigentliche Beftimmung ber Staatäpolizei, 
Bamb. 1817. — De legitima cond. indeb. fundamento, Erl. 1818. — Beitr. zum Römifchen 
Recht, Heidelberg 1820, 1824. — gehrbuch des Kriminalrechts, Heibelb. 1822. — Entwurf 
ber Grunbjähe bes Strafrechts, Heibelb. 1828. — Einleitung in das Erbrecht und Darftellung 
ded ganzen hg Landsh. 1831. — Lehre von ben Bermädhtnifien, Heibelb. 
1835. — Zwei frim. Abhandlungen, eibelb. 1836. — Geſchichte und Syftem —9— Deutichen 
Strafrechts, Stuttg. 1838, 1839. — Ueber das Syftem ber Verträge, 1839. — Das teflament. 
Erbrecht bei den Römern, Heibelb. 1840. — Das Gemeine Deutiche Eivilrecht, Heidelb. 1840, 
1841. — Darftellung des —— und Bad. zn... Heibelb. 1842. — Meber den Ent- 
wurf der Gerichtäverfaffung und ber StrafPO aden, Heidelb 1844. — Geſchichte des 
ir im Mittelalter, Mainz 1846. — Grunbri ur — und Bab. Civilrechts, — 
1851. — Dogmengelchichte be — Kg — Stanon. Recht, Schaffh. 1857. — 
Kirchenrecht, 3. Aufl., Schaffh. 1858, 4. Aufl. Geidelb. "1869. — Das ftaatärechtliche Ver: 
bältniß zur tatholifchen Kirche in Deutfcland, Schaffh. 1859. — Programm de studiis jur. 
civ. et can. in Germ. universit. medii aevi, "Heibelb. 1861. — Manuale latinitatis jur. can., 
Schaffh. 1862. — Aeußere Enchll. des Kir enrechts, Heidelb. 1865—1867. — Beitr. zum 
Studium des Rechts im 19. Jahr)... Heibelb. 1865. — Beitr. zum Gemeinen Deutichen 
Eiv.Prz., Heidelb. 1868. — Er war Mitarbeiter reip. — - Zeitichrift für Eivil: 
und Keimtnalzeht 1833—1848, des Archivs des Kriminalrechts u. 

Lit.: v. Weech, Bab. Biogr., I. 196—198. — Schulte, Geldichte, > Ode 350— 353. 

eichmann. 


Rüößler, Emil Franz, 5 1814 zu Brüx in Böhmen, doktorirte 1842 in 
Prag, ging als Privatdozent 1846 nach Wien, wegen feiner politijchen Anfchauungen 
zurückgeſetzt, überfiedelte nach Göttingen, dann, als alle Hoffnungen gefcheitert, 
zweiter Bibliothefar in Erlangen, 1862 Vorſtand der Hofbibliothef in Sigmaringen, 
am 6. XI. 1863 an einer einfamen Gtelle vor der Stadt mit mehreren Stich» 


—— aufgefunden. 
Schriften: Ueber dad Ausgedin E — Bauerngütern, Prag 1842. — Deutſche Re 


dentmäler aus Böhmen und Mähren, 1845 und 1852. — Ueber die Bedeutung und 
verat ba Geſchichte des Rechts in 8 erreich, Prag 1847. — Die Gründung ber Uni. 
BER Öttingen, 1855 


: Wahlberg’ 3 Nekrolog (Gejammelte fleinere Schriften u. — über Straf: 
— J w., Wien 1875, I. 216—219). — Zeitſchrift für Rechtsgeſchichte IV. * ff. 
Teichmann. 


Motteck, Karl Wenzel Rodecker von, & 18. VII. 1775 zu Frei— 
burg i. B., wurde 1798 Profefjor der Gejchichte, machte große Reifen, 1818 Pro- 
feffor der Staatäwiflenjchaften, wurde 1832 in den Ruheſtand verfeßt, nachdem er 
Jahre lang als einer der gewanbdteiten und freifinnigiten Redner für politiiche Re— 
ak gewirkt hatte; T, vielfach verfolgt, 26. XI. 1840. 

chriften: Ueber ftehende Heere und ann he Freib. 1816. — Allgem. Geichichte 
1812 100 fortgei. von Hermes und Steger, 1866, 1867. (Auszug einer All: 
5 Weltgelbichte. 8. Aufl. von Zimmermann, ——— — — — Ideen über Landſtände, 
86 franz. von Conſtant., 1820. — Lehrbuch des ae t3 und ber Staatswiſſen⸗ 
1} af ar 1829, 1830; 2. Aufl. 1840. — —— kleiner En Stuttgart 1829, 
1 1847 f. — Lehrbuch der öfonomijchen — Stuttg. — Die Kölnische 
Sack. 23 vom Standpunkt des allgemeinen Rechts, (2) Speyer 1839. — Er gab mit 
Welder das Staatälerifon, Alt. 1834—1844 heraus (3. Aufl. 1856—1866). — Gejammelte 
und nachgelafiene Schriften (von Par v. Rotted), Pforgzh, 1843. 

Lit: € Münd, K. v. R., 1831. — 5. Leon, R.s Ghrentempel, 1841. — R. und 

Welder, Staatälerifon, rs J— Satan. dritte Reihe, 2. Bd., Leipz. 1830. — 
erm. dv. R. Dad Leben K. v. R.'s, — * 1848. — v. Weech, "Bad. Biogr., II. 
11 — Schulte, Geichichte, III. a — Gedächtnißrede, Freib. 1 3. 

Bibliothet politifcher Reben, erl. 1845, I. 273—302. — Bluntſchli, Geſchichte des Allg. 

Staatsrechts und der Politif, Münden 1864, 523—534; Derielbe, StaatsWört.B. VII. 

733 —74. — Mohl, II. 560- 577. 


Sein Sohn Hermann, & 25. VIII. 1815, 7 12. VII. 1845 zu freiburg 
als Privatdozent der Philofophie. 
Er jhrieb: Meber Konkurrenz der Verbrechen, * 1840. — er Recht der Ein 


miſchung in die inneren Angelegenheiten eines fremden taat3, Freib. 1 
———— 
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MRouſſeau, Jean Jacques, 5 28. VI. 1712 zu Genf, 1728—30 in Turin, 
dann in Annecy, 1731—33 in Yaufanne und Neufchätel Mufiflehrer, 1736 Kataſter— 
jefretär, lebte auf Yes Charmettes der Frau von Warens, 1740 Hauslehrer in yon, 
erfand ein Syſtem der Notenjchriit, ging 1754 nach Genf, trat zur reformirten 
Kirche zurüd, Bürger von Genf, lebte auf dem Yande bei Paris, dann im Kanton 
Neufchätel, 1765 in Straßburg, dann in England, 1770 in Paris, 1778 in 
Grmenonville bei Marquis de Girardin, F am 3. VII. 1778 (eines freiwilligen 
Zodes?). Am 11. X. 1794 ins Pantheon aufgenommen. 

Schriften jur. Inhalts: Discours sur l’origine et les fondements de l’inegalite parmi 
les hommes, Par. 1753. — Contrat social ou irren du droit publique, Par. 1762. 
(Deutih in Rouffeau’3 jämmtlihen Werten von Ellifien, K. Große u. M., — 
1854 ff. und von v. Raſt, Berl. 1873.) — Lettres écrites de la montagne, Amsterd. 
1764. — Discours sur l’&conomie politique Encyclopedie) (Oeuvres Vol. I. p. 245—320). — 
Lettres sur la legislation des Corses und Consideration sur le gouvernement de Pologne, 
Par. 1772. — Oeuvres, &d. de Musset-Pathay, Par. 1823—1827. — Oeuvres et 
Correspondance inedites par Moulton, Par. 1861. 


git.: Musset-Pathay, Histoire de la vie et des ouvrages de J. J. R, Par. 1821. - 
Kofegarten, Rouffeau gegen Hobbes oder über dad Dogma der Souveränetät des Volles, 
zen. 1832. — Broderhoff J. y R., fein Leben und feine Werte, Leipz. 1868—1874; 
\erjelbe im Neuen Plutarch Bd. V., Leipz. 1877. — Schlofſer, Geichichte des 18. und 
19. Jahrh., 5. Aufl. Heidelb. 1864; Bb. I. 437—457. — Bluntſchli, Geichichte des Allg. 
Staatsrechts und der Politit, Münch. 1864, ©. 292—320. — Moreau, R. et le siöcde 
——— 1870. — Saint Marc Girardin, R. sa vie et ses ouvrages, 1875. — Morley, 
‚ London 1873. — Desnoiresterres, Voltaire et la societ& frangaise, t. II 1874. — 
R. von Prof. Dr. Th. Vogt und Dr. v. Sallwürt, — a 1876—78. — Rotten— 
burg, Vom Begriff des Staates, Leipz. 1878. — Noel, Voltaire ...., Paris 1878. — 
Ritter, La famille de R., Genöve 1878. — Meylan, R. sa vie et ses oeuvres, Bere 
1878 (auch beutich). — Vuy, De l’origine des idees — de R., Genève 1878. — 
Dieterih, Kant und R., Züb. 1878. — Schwarz, R.3 Entwidelung zum pädagogifden 
Schriftfteller, Baiel 1879. — Jean Jacques Rousseau jugé par les Genevois d’aujourd’hui, 
Genève Paris 1879 [Revue de droit international X. 470]. — Janet, II. 569 ss. — Les 
Centenaires de Voltaire et R., apergu bibliogr. par Mohr in H. ——— Bibliographie 
der Echweiz, 1879 Nr. 1, 2, 5 u. 1880 Nr. 3, eihmann. 


Nübenzuderftener it eine, auf die Fabrikation des, aus der Runtelrübe 
(beta cicla) gewonnenen Zuckers gelegte indirekte Steuer, welche nach jehr verichie- 
denen Mapitäben und Methoden erhoben wird. 

Die einfachite Methode ift die mit 1. September 1841 im Deutichen Zoll: 
vereine eingeführte, wonach die zur Zuderfabrifation verwendeten Rüben, bevor 
fie auf die Zerfleinerungsapparate gelangen, amtlic) verwogen und fodann ver: 
iteuert werden. Die Steuer beträgt zur Zeit, nach dem Vereinsgejege vom 26. Jun 
1869 80 Pf. für den Gentner frifcher, roher und 4 Mark 40 Pr. für einen Gentner 
getrodneter Rüben. 

In Dejterreich wird nach dem Geſetze vom 18. Oft. 1865 die Steuer mit 
73 fr. Oeſterr. W. vom Doppelcentner frischer und 3 fl. 65 fr. Defterr. W. von Doppel: 
centner getrodneter Rüben erhoben, bei Bemefjung der Steuerjchuldigkeit (Pauschale) 
find jedoch bejondere Maßſtäbe ins Auge zu faſſen. Es find hierbei maßgebend die 
Yeiitungsfähigkeit der Werkövorrichtungen und die Zeitdauer bei deren Verwendung, 
ferner die Methoden der Nübenfaftgewinnung, wobei eine genaue Fabrikkontrole 
nebenhergeht. 

In Rußland beitand im Jahre 1848 eine Steuer von 60 Kopefen auf den 
Pud Rübenzuder, welche ähnlich, wie in Dejterreich nach der Yeiltungsfähigfeit der 
abrifeinrichtungen bemeflen wurde, indem unter amtlicher Aufficht und nach dreis 
tägigem Durchichnitt feitgeitellt werden mußte, wie viel Berkowetz gewafchener und 
geköpiter Rüben die Maſchinen verarbeiten können. Außerdem it das Yand nad 
der Zuderausbeute der Rüben in 3 Zonen eingetheilt. Zur Zeit beträgt die Steuer 
nach dem Gelee vom 10. Juli 1867 70 Kopefen für das Pud Zuder. 
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In Frankreich bejteht feine befondere Rübenzuderiteuer, da dort aller Zucder 
einer Verbrauchsiteuer unterworfen ift, die Tolgendermaßen nach dem Gejege vom 
11. Auguſt 1875 und fonftigen Vorſchriften normirt ift: Für 100 Kilogramm 
Robzuder jeden Uriprungs unter Nr. 13 der Skala der Parifer Mufter-Typen wer— 
den erhoben 65,52 Fred. Don Type 13—20, 68,24 Fres., für weißes Zudermehl 
70,20 Fres., für den in den Rübenzuderfabrifen und in den Franzöfiichen Kolonien 
raffinirten Zuder 73,32 Fres., für den aus erichöpfter Melafje durch Baryt und 
andere Prozeduren gewonnenen Zuder 26 Fred. Für die zur Deitillation nicht 
beitimmte Melaffe mit 50 %, Zudergehalt 19,34 Fred. und für Traubenzuder 
11,44 Fres. 

In Belgien wurde durch Gefeg vom 4. April 1843 eine Rübenzuckerſteuer 
eingeführt, welche nach der, auf Grund von Rübenfaftproben ermittelten, Rohzucker— 
ausbeute berechnet wurde. Zur Zeit gelten die Beitimmungen des Gejehes dom 
26. Mai 1856, durch welche das Verfahren nach dem erjterwähnten Gejee wenig 
geändert wurde. Die Belgischen Fabriken werden biernach im fogenannten Abonnement 
beiteuert. Es wird die nach dem Ergebniß der denfimetrifchen Meffung berechnete Quan— 
tität Zuder gebucht und dem Fabrifanten zur Laſt geichrieben. Die Steuer beträgt jeit 
1. Juli 1857 für 100 Kilogramm 39 Fres., für Kandis 61,50 Fres., für Melis 
oder weiße Yumpen 55,50 Tre. und 12,50 Fres. für Syrupe von Raffinaden (für 
Erport zur See). 

In Holland, wo die Zuderbeiteuerung ſeit 1819 eingeführt worden war, 
beitand bis 1863 eine Steuer für raffinirten Zuder von 35 Gulden und für uns 
raffinirten von 22 Gulden für 100 Kilogramm, ohne Unterjchied wo derjelbe pro— 
duzirt worden war und welcher Qualität er angehörte. Seit dem Jahre 1864 
wurde zufolge des Eintritts Hollands in die internationale Zuderfonvention ein 
doppelter Steuermodus eingeführt, deſſen Wahl im Belieben des Fabrikanten Liegt. 
Die eine Belteuerungsart beſteht in der fortwährenden jteueramtlichen Betriebsaufficht 
der Fabriken und der Beiteuerung des während deffen gewonnenen Produktes. Die 
andere, in der Regel zur Anwendung fommende, Bejteuerungsart ift ähnlich wie in 
Belgien das jogenannte Abonnement-Syitem. Hiernach wird die Steuerleiftung nach 
dem amtlichen Befunde einer auf 15° C, erwärmten Saftprobe in der Weile vor: 
geichrieben, daß für jeden Grad der Dichtigkeit und jeden Hektoliter eine Rohzucker— 
Ausbeute von 1635 Gramm angenommen wird. Diejes von der Steuerbehörde 
angenommene Quantum unterliegt jodann dem nämlichen Steuerfaße, welchem aus— 
ländiicher Rüben- und Rohzucker bei der Einfuhr unterworfen ift. Durch das Ge— 
je vom 2. Juli 1865 wurden 100 Pfund trodener, weißer Brotzuder mit 27 Gul— 
den Steuer belegt. Anderer Zuder wird aber nad) Gattung und Güte folgender: 
maßen bejteuert: Raffinirter und dieſem gleichgeitellter a) Melis-, Lumpen-, Pubderz, 
Körner-Zuder über Java Nr. 20 im Rendement-Verhältniß 1,00 mit 27 Gulden. 
b) Kandis im Berhältniß 1,07 mit 28,80 Gulden. Nach dem Geſetz vom 14. März 
1867 aber beträgt die Steuer von Rohzuder pro 100 Piund I. Klaſſe 25,38 Gul— 
den, II. Klaſſe 23,76 Gulden, III. Klaſſe 21,60 Gulden, IV, Klaſſe 18,09 Guls 
den. Mehr als I. Hlafie zahlt 25,92 Gulden Steuer. Bajtardzuder zahlt nad) 
derielben Klafje wie Rohzucker; Melado: und Traubenzuder aber im Verhältniß von 
0,67 für 100 Pfund 18,09 Gulden. 

In Italien ift die Beiteuerung des Rübenzuckers durch ein Defret vom 
2. Juni 1877 eingeführt, wonach für 100 Kilogramm rohen oder raffinirten Zuder 
21 Xire 15 Gentes Steuer erhoben werden, wenn derſelbe in den einheimifchen 
Zuderfabrifen oder inländifchen Raffinereien zum WVerbrauche in Italien erzeugt 
worden iſt. Die Fabriken jtehen wegen Feſtſtellung der Produktion unter fort= 
währender jteueramtlicher Ueberwachung. 

In Dänemarf wird für jedes Pfund Zuder, der im Inland fabrizirt wurde, 
nach zwei Abjtufungen die Steuer erhoben, und zwar wenn derjelbe dunkler it ala 
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Nr. 19 der Holländifchen Standard unter Abzug von 8 %, für 50 Kilogramm 
9 Markt 80 Pr. und für Zuder, welcher dem Hol. Stand. Nr. 19 entipricht oder 
heller ift, jowie für Kandis und Brotzuder 11 Mark 20 Br. 

In Schweden it durch ein Geſetz von 1869 die Belteuerung des Rüben— 
zuders, bei der Vorausjegung, daß 1 Gentner roher Rüben 6,25 Pfund Rohzucker 
ergeben, derartig normirt, daß die Steuer dem Theilbetrag des jeweiligen Eingangs: 
zolles gleichtommt und zwar 1879/82 3, und da an #, des Zollee. 

Außer der NRübenzuderjtener wird in allen diefen Ländern ein Eingangs: 
zoll für Zuder erhoben. In allen übrigen Staaten Europa’s und in den 
Nordamerifanischen Vereinigten Staaten bejteht feine Rübenzuderjteuer, ſondern 
nur Eingangszölle. 

Diejenigen Staaten, welche eine Rübenzuderjteuer oder eine innere Abgabe vom 
Zuder, wie Frankreich, erheben, zahlen bei der Ausfuhr oder Niederlegung in zoll- 
amtlichen Niederlagen eine nach der Höhe der Steuer bemeilene Steuerver: 
gütung, welche in der Regel nach der Art und Qualität des Zuders bemeſſen iſt. 

Welche Bedeutung der Nübenzuder ala Gegenitand der Beſteuerung hat, if 
allgemein anerfannt, nicht weniger aber auch die Schwierigkeit, eine ganz zuverläffige 
Methode der Belteuerung ausfindig zu machen. Das Bejtreben durch internationale 
Verträge eine gleichmäßige Belteuerungsart und eine Ausgleichung der durch die 
Austuhrvergütungen für die Staatsfaffen entitehenden Nachtheile herbeizuführen, hat 
noch zu feinem Reſultate geführt. Die zwiſchen Frankreich, England, Belgien und 
Holland auf VBeranlaffung des zwijchen den erjtgenannten Staaten abgejchlofjenen 
Handelsvertrages im Jahre 1865 vereinbarte und mit 1. Auguft 1865 auf 10 
Jahre ins Leben getretene internationale Zuderfonvention war der erite Verſuch, 
der jedoch deshalb mißlang, weil die Methode zur Treititellung des Rende— 
ments der Zuderjorten, welche von Franzöſiſchen und Engliichen Agenten in 
Köln in einer Mufterfabrit eingeführt worden war, nicht entiprach, weil außer: 
dem durch die Einführung einer Klaffifitation mit zu weit auseinandergehenden 
Unterichieden nicht die richtige Qualität des Zuders ermittelt werden fonnte 
und endlich, weil die Annahme der yarbennüance der Holländiſchen Typen 
zu großen Zäufchungen Anlaß gab, indem die Fabrikanten jehr bald die bei: 
jeren Sorten dunfel zu färben unternahmen, um hierfür nur die niedere Steuerquote 
zahlen zu dürfen. Am 11. Auguft 1875 wurde zwiſchen den genannten Staaten 
eine neue Konvention auf 10 Jahre abgejchloffen, welche jedoch zur Zeit (Mkitte 
1881) noch nicht ratifizirt und ins Leben getreten iſt. 

Bejonders durch zwei Erfindungen in der NRübenzuderfabrifation, von denen 
die eine das Osmoſe-Verfahren, die andere das von Scheibler erfundene 
Elutions-Verfahren genannt wird, ijt eine Reform der Zuderbejteuerung deshalb ver- 
anlaßt, weil die Fabrikation, je nachdem jie ohne oder mit einer diefer Methoden 
arbeitet, jehr ungleich und ungerecht bejteuert ericheint. 


Lit.: Hirth'3 Annalen 1873 und 1880. — v. Auffeh, Die Zölle und Steuern des 
Deutichen Reiche, 1880, — v. Raufmann, Die Zuder-Jnduftrie in ihrer —— und 
fteuerfistaliichen Bedeutung für die Staaten Europa's, Berlin 1878. ſe ß. 


Rückbürge iſt derjenige, welcher dem Bürgen für ſein Rückforderungsrecht gegen 
den Hauptſchuldner Sicherheit leiſtet (l. 4 pr. D. de fidej. 46, 1; $ 201 I. 14 
A. R.). Für einen R. ift daher Gläubiger und mit allen Rechten eines ſoichen verſehen 
der (erſte oder Haupt-) Bürge, Hauptſchuldner aber eben derſelbe, welcher es im der 
Prinzipalobligation ift, nur nicht bezüglich jeiner Prinzipal-, jondern bezüglich feiner 
Regreßichuld. Der R. hat wie die Pflichten, jo auch die Rechte eines Bürgen über: 
haupt (j. d. Art. Bürgſchaft und 88 380—384 I 14 ALR.), insbejondere 
auch die Rechtswohlthat der Vorausklage und der Klagenabtretung. Cine inter: 
eflante Anwendung der leßteren in den Entſch. des OApp.Ger. zu Roſtock, heraus— 


—— — — 


Rückfall. 489 


gegeben von Budde u. Schmidt, Bd. VI. 1868 ©. 175 — 177. Ueber den 
Wegfall diejes Rechts vgl. Striethorft, Arch. Bd. XCIV. ©. 160 ff. Ed. 


Rückfall. R. im weiteren Sinne ift Verübung eines Verbrechens von Seiten 
eines bereits einmal wegen eines Verbrechens rechtäfräitig Verurtheilten. In diejem 
Sinn ſpricht man oft in der Verbrecherftatiftit von der Progentzahl der Rüdfälligen ; 
jpeziell in der Gefängnißftatiftit unter der Vorausſetzung einer bereits verbüßten 
Freiheitsſtrafe, jo daß alfo ein rüdjälliger Sträfling derjenige ift, welcher bereits 
einmal in Strafhaft war, rüdjälliger Zuchthausiträfling, der ſchon einmal Zucht- 
hausftrafe verbüßte c. — Dem R. im weiteren Sinne will in neuefter Zeit in 
Deutichland (anders in Frankreich, Belgien, Italien) faum Jemand (Friedlän— 
der?) ftrafichärfende Wirkung beilegen. Häufiger verlangt man, daß der R. im eigent- 
lihen Sinne zum Strafihärfungsgrund gemacht werde (jo namentlich v. Wächter, 
Berner, Hälſchner und Olshauſen; ſ. dagegen John, Hellweg, v. Ste— 
mann, 9. Meyer, Schüße, Merkel, v. Schwarze, und fchon früher Bau— 
meijter, Köjtlin, Mittermaier, Brauer, Geib u. A.). Dabei ift man 
nicht einig darüber, ob R. in diefem eigentlichen Sinne vorliegen joll, wenn die bei- 
den fraglichen Verbrechen gleichartig find oder blos dann, wenn beide unter den— 
jelben Berbrechenäbegriff fallen. Weiterhin herricht dann Streit darüber, welche 
Verbrechen gleichartig jeien. Man kann hierbei die Rückſicht auf die Gleichartigfeit 
der Motive (‚‚Triebiedern‘‘) nicht außer Acht lafjen, verliert damit aber den fejten 
Boden unter den Füßen. Wie immer man aber den Begriff faßt, jo läßt fich doch 
nicht leugnen, daß Strafichärfung wegen R. im Allgemeinen weder gemeinrechtlich 
zu begründen, noch der Gerechtigkeit entiprechend iſt. Die Wiederholung ift vom 
R. nicht durch eine jolche Kluft geichieden, daß, während bei jener ſog. juriſtiſche 
Kumulation am Pla iſt (j. IH. I. ©. 739), beim R. dagegen noch über die ein- 
jache Addition hinauszugehen wäre. Selbſt die Verbüßung einer ſchweren Freiheit: 
ftrafe wirft nur zu oft jogar wie ein Milderungsgrund beim R. Moralijches Sinten, 
Willensjchtwäche, Schwierigkeit ehrlichen Forttommens find ihre Folgen und führen 
zum R. — Das Deiterr. StrafGB. fieht im Allgemeinen im R. im eigentlichen 
Einne („wenn der Verbrecher jchon wegen eines gleichen Verbrechens geitraft wor— 
den‘) blos einen Straferhöhungsgrund, macht ihn dagegen beim Diebjtahl und bei 
jehr vielen Webertretungen zum Strafichärftungsgrund. — Das Deutſche StrafGB. 
fennt den R. nur ala bejonderen Straffchärfungsgrund bei Diebjtahl, Raub (und 
diefem gleich zu ſtrafenden Verbrechen) und Hehlerei. Es nimmt dabei R. nur an, 
wenn die frühere Strafe verbüßt oder (was infonjequent it!) erlaffen wurde. Im 
Beionderen ift zu unterfcheiden: I. Diebjtahl im wiederholten K. Wer im 
Inland ald Dieb, Räuber oder gleich einem Räuber (ſ. die SS 252, 255) oder als 
Hehler bejtrait worden ift, darauf abermals eine diefer Handlungen begangen hat 
und wegen derjelben bejtraft worden ift, wird, wenn er einen einfachen Diebitahl 
begeht, mit Zuchthaus bis zu 10 Jahren (bei mildernden Umftänden mit Gefäng- 
niß nicht unter 3 Monaten), wenn er einen ſchweren Diebjtahl begeht, mit Zucht: 
haus nicht unter 2 Jahren (bei mildernden Umftänden nicht unter 1 Jahr) be— 
ſtrafſft. Wichtigite Streitfragen: 1) Was ift Hier unter Inland zu verftehen? 
Richtig die herrichende Anficht: Jedes Gebiet, welches jet zum Deutichen Reich 
gehört, wenn es auch zur Zeit der VBorbejtrafung für den Staat, in welchem 
jet der R. beftraft werden joll, Ausland war (anderer Meinung: Harburger). 
2) Muß die Vorbeitrafung eine gerichtliche jein? Nein; es genügt auch eine polizei= 
liche (jo namentlich der Württ. Kaflationshoi, Oppenhoff, Merkel, Schüße, 
Dlshaujen, Häljchner). 3) Die Frage, wer im Sinne des Gejeßes „als Dieb, 
Räuber ıc. bejtraft‘‘ gilt, it dahin zu beantworten, daß hierfür die Begriffsbeitimmung, 
welche das Deutiche StrafGB. giebt, allein maßgebend fein kann (jo gegen die herrichende 
Praris und Doktrin mit Recht v. Stemann und Merkel). 4) Auch Vorbeitra: 
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fung wegen Berfuchs oder Theilnahme, und im wiederholten R. begangener bloßer 
Verfuch eines Diebjtahls ꝛc., nicht blos die Ihäterichait, begründet die Qualifilation 
(anderer Meinung: Schüße, v. Stemann? vgl. Reichögerichtserf. v. 3. Mai und 
23. Sept. 1880 [Redtipr. I. ©. 716 ff., I. ©. 243 ff.]). — Rückfallsſtrafe tritt nicht ein, 
wenn jeit der Verbüßung oder dem Grlaß der le&ten Strafe (der zwiichen der 
eriten und zweiten Strafe liegende Zeitraum ift gleichgültig) bis zur Begehung des 
neuen Diebitahle 10 Jahre verfloffen find (jog. Rückfallsverjährung, val. 
Reichögerichtserf. v. 4. März und 29. Mai 1880 [Rechtipr. I. ©. 425 ff., 833 ff. ). — 
II. Der Raub ift durch R. qualifizirt (Strafe: Zuchthaus nicht unter 5 Jahren, 
bei mildernden Umſtänden Gefängniß nicht unter 1 Jahr), wenn der Räuber bereits 
einmal ala Räuber oder gleich einem Räuber im Inland beitrait worden ift. Der 
Erlaß jteht natürlich auch hier der Strafe gleich. Im MUebrigen gilt alles zu I. 
Ausgeführte analog bier wie in den folgenden Fällen. — III. Diebſtahl ſowie 
Erpreſſung mit Gewalt oder gefährlicher Drohung gegen eine Perfon ($$ 252 
u. 255) find auch betreffs des R. dem Raube gleich zu behandeln. — IV. Heh— 
lerei im zweiten R., ganz analog dem Diebjtahl im zweiten R. Strafe: Wenn 
die Hehlerei fich auf jchweren Diebſtahl, Raub oder ein dem Raub gleich zu be= 
jtrafendes Verbrechen bezieht, Zuchthaus nicht unter 2 Jahren, bei mildernden Um— 
jtänden Gefängniß nicht unter 3 Monaten. — Gin Hauptfehler aller diefer Beſtim— 
mungen tft, daß das Geſetz fich nicht mit einer bloßen Erhöhung des Marimums 
der tag Strafe Eenaa tigung des R. zur begnü grügt hat. 
: Preußen $$ 58—60, 202, 203, 219, 233 , ! — 
ie ss y” lit. c., 176 II.a, 263 b, 290-292, 0 7, 320 d, Si, 28 re 330, 
831, 348, 58, 362, 366-368, 383, '399, "401, 406, 414, 415, 418, er 428, 
430, 436, 438, 441, 445, 448-450, 469, 472, — 482, "498, "514, 515, 517, 518, 521, 524. — 
Deutiches EtrafGB. SS 244, 245, 250 3.5 252, 255, 261. — Code penal art. 56 (ab- 
eänbert burch art. 34 des Gejehes vom 28, April 1832), 57, 58 (art. 57 und 58 abgeändert 
urch das Gejeh vom 13. Mai 1863), 474, 478 (abgeändert durch art. 99 des Geſehes von 
1832), 482, ’. Code Fa ae kam 54 —57, 554, 558, 562, 564, 565. — Dal. noch 
die SS 13, 37 3. 1, 38, 40 Abi. 2 3. 2, 70, 114, 122 der Deutichen MilitärStraf®B. — 
In den Deut] en Spezialftrafgejepen ſowie in den, partitularrechtlichen Polizeivorihriften 
finden ſich eine große ‚geht gg über den R. — Defterr. Entwurf I. $$ 223 3.3 
und 4, 265, 279, 284; II. SS 259, 272, 278, 423 Abf. 2. 
eit.: Bauer, S6. II. S. 101 fr. — Sheurlen, N. U, XL — Mittermaier, 
ebenda XIV. — Abe g, ebenda 1834. — Baumeifter, Bemerkungen 1847, 8.72 ff. — 
Köftlin, Syftem, ©. 621 ff. — Brauer, Gerichtäfaal 1859; Dellnes. ebenda 1870; v. Ete: 
mann, ebenda 1871; Zaube, ebenda 1872 (Zulammenfell, . Lit. d. Deutichen ShrafGR.); 
Ortlofi, ebenda 18173 und in Stenglein'3 Zeitichr. I. — Meves, Allgem. Deutiche 
eh 1872, 120 ff. — Brusa, Studi sulla recidiva, Milano 1866. — Berner, 
Grundf., 128 ff.; Bertibe, Kritik des Norbd. Entwurfes, S. 30 fi. — Häljhner, 
Beitr., © ‘69 f. — Friebländer, Der R. im Gemeinen Deutichen ug l. 1872 
— — Mertel in v. Holhendorff's Handb. II. S. 559 ff.; II. ©. 686 ff. 749; 
1 fi., 409 ff. — K. ee es causes g la a etc. (aus dem 
Schwediſchen überjeßt von J. K. Kramer), 1873. — Olshauſen, Der Einfluß = — 
beſtrafungen auf jpäter ed"  Wneribeitung | fommenbe Strafthaten, 1876 ©. 14 ff., 
Bindin ge a ilienthal, —5* zur Lehre von den Bollztim 


belitten, 98. 9 J — ——— Der ftrafrechtliche egriff Inland u. ſ. w., 1878, 
beſonders ©. 20 ff., 53 ff. Geyer. 


MRückkaufshandel. Die den Piandleihen (ij. diefen Art.) nad) den 
Zandesgejegen auferlegten Beichräntungen ließen in der Verabredung eines auf eine 
furze Zeit beſchränkten Rückkaufsrechtes (ſ. diefen Art.) bei Feitiegung eines er- 
höhten Rüdkaufszinjes den gewerbsmäßigen R. entitehen. Derjelbe befand fich gegen 
die Piandleihe im Vortheil, weil er überhaupt feiner Genehmigung bedurfte, oder 
einer Entziehung auögefegt war (Preuß. Gew.D. vom 17. Januar 1845 ; ‚Deutfche 
Gew.D. vom 21. Juni 1869 $ 35), feinen Zinsbeichränfungen unterlag und von dem 
Piandverfauf befreit war. Für die meiltens Kleine Werthe betreffenden Geichäfte 
fonnte in $ 321 Th. J. Tit. 11 Allg. ER., namentlich jeitdem die Zinsbeichränfungen 
gejeglich aufgehoben waren, fein Schub gefunden werden ; ebenjowenig wie in Defter- 
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reih in $ 916 des BGB., obwol dort nach F 1070 der Vorbehalt des Wider— 
faufes nur bei unbeweglichen Sachen ftatthaft ift. Im Deutichen Reich griff zuerit 
S 360 Nr. 12 des StrafGB. ein, indem der Rückkaufshändler mit Gelditrafe bis 
150 Mark oder mit Haft bedroht wurde, wenn er den über den R. erlaffenen An— 
ordnnungen zuwiderhandelt. Es fehlte aber an den gleichen Anordnungen. 

Die Novelle zur Gew.O. vom 23. Juli 1879 madte in $ 34 für 
das Pjfandleihgewerbe eine vorgängige Erlaubniß erforderlich und beſtimmt weiter: 
„As Piandleihgewerbe gilt auch der gewerbämäßige Ankauf beweglicher Sachen 
mit Gewährung des Rückkaufsrechtes.“ Es ift dies ein Tall der gejeglichen Fiktion 
(ſ. diefen Art.). In Fortführung defien ift in $ 38 beitimmt: „Soweit es fi) um 
diejen Geichäftsbetrieb (R.) handelt, gilt die Zahlung des Kaufpreiſes ala Hingabe 
des Darlehns, der Unterfchied zwiichen dem KHaufpreife und dem verabredeten Rück— 
faufspreife als bedungene Vergütung für das Darlehn, und die Uebergabe der Sadıe 
als Verpfändung derſelben.“ Die Folge hiervon ift, daß es im Gebiet der Deutjchen 
Gew.D. einen R., d. h. gewerbömäßigen Betrieb des Rückkaufes, nicht mehr giebt, das 
einzelne Geſchäft diefes Gewerbebetriebs ift ala Pfandleihe zu behandeln, jodaß ein 
Pfandverkauf der in Rückkauf gegebenen Sache nad) den Beltimmungen des Tandes- 
geieglichen Piandleih=Reglements erfolgen muß. Das Preußiſche Gefeh vom 
17. März 1881, betreffend das Piandleihgewerbe, umfaßt Prandleihe und R. Bes 
achtenawerth bleibt, daß die Fiktion des R. ala Piandleihe nur im gewerbö- 
mäßigen Betrieb gilt; da die Treftitellung der Gewerbsmäßigkeit im Ihatjächlichen 
liegt, jo ift im Voraus nicht abzuſehen ob ein Rückkaufsvertrag als Piandgeichäft 
gelten wird oder nicht. Betreffend die VBerhältniffe in Defterreich ift in den Juriſti— 
ichen Blättern von Burian und Johanny 1880 Nr. 52 eine gute ai gegeben. 

eyßner. 

Rückkaufsrecht iſt die Berechtigung des Verkäufers, den Wiederverkauf der 
Sache von dem Käufer zu verlangen. Aber auch der Verkäufer kann verpflichtet 
werden, den Gegenſtand von dem Käufer wieder zurückzukaufen. Beide Verbind— 
lichkeiten, für deren erſtere die Vermuthung gilt, treten durch beſonderen Vertrag 
(pactum de retrovendendo und retroemendo) ein, welcher beſonders häufig als Neben— 
geding zu einem an ſich vollkommen gültigen Kauf hinzutritt. Aber auch durch 
Legat kann ein R. mit feſtgeſetztem Preis zu Gunſten einet beſtimmten Perſon be— 
ſtellt werden (1. 49 88 8, 9 D. de leg. 1, 30). Unrichtig iſt es, wenn Göp— 
pert (Krit. V. J. Schr. XIV. ©. 207) im Anjchluß an Degenkolb (Begriff 
des Vorvertrages, ©. 22 ff.) das pact. de retrovendendo als pact. displicentiae auf- 
faßt. Der Urjprung der R. aus Röm. Rechtäquellen ift zweifelhaft und höchſtens 
für das p. d. retrovendendo anzunehmen. Größer ift jeine Bedeutung im älteren 
Deutichen Rechte, wo es zur Umgehung der fanonifchen Zinsverbote ein Kredit— 
geichäft verdedte und ein Wiedereinlöfungsrecht mit dinglicher Klage gab (f. den 
Art. Piandleihen). Seine Ausbildung verdankt das Ynititut des R. der gemein- 
rechtlichen Praris. 

Heutzutage haben die gedachten Verträge nur obligatorische Wirkungen und 
untericheiden fich gerade dadurch von dem in 1. 7 C. 5, 54 erwähnten Vertrag. 

Das R. ift höchitperfönlich und geht auch nur bei ausdrüdlicher Beitimmung 
auf die Erben über (Seuifert, Arch. VII. 181); es ift in der Regel feiner Aus» 
übung nad an eine beftimmte Frift gebunden. it eine folche nicht vereinbart, jo 
erklären Ginige (bei Glüd, XVI. ©. 206 ff.) — und dies ftimmt auch mit der 
Auffaffung des Deutichen Nechts überein — das R. für unverjährbar. Andere laſſen 
dreißigjährige Verjährung vom Abichluß an gerechnet zu (Windicheid, $ 388, 
$ 107 Anm. 5, 9), während noch Andere den Anfangspunkt derjelben an die nicht 
beiriedigte Ausübungserflärung des Berechtigten fnüpien (Sintenis, $116 Anm. 233). 
Iſt der Preis, um welchen das R. geltend gemacht werden joll, nicht im Voraus 
jeftgefeßt, fo gilt nach der Herrichenden Anficht der Preis des früheren Kaufes, wäh- 
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rend Andere (Sintenis) als jolchen den gegenwärtigen Tarwerth annehmen. Die 
Sache wird in dem Zustande zur Zeit des Wiederkaufs mit allem Zubehör und den 
hängenden Früchten herausgegeben, doch berricht über die Anrechnung von Verbeſſe— 
rungen und über die Haftung für Berfchlechterungen Streit (Glüd, a. a. ©. 
©. 221 ff). Die Beflimmung, daß das R. nicht zur Verdeckung wucherlicher Ge: 
jchäfte gebraucht werden foll, ift duch das RGeſ. vom 14. Nov. 1867 außer An 
wendung gefommen; vgl. jedoch dad RGeſ., betr. den Wucher, v. 24. Mai 1880 
(j. den Art. Wuchergejeße), jowie die Beftimmungen der Novelle zur RGew. O. 
im Art. Piandleihen. | 

Unter den Partifulargefegbüchern entjcheidet der Cod. Max. Bav. die gemein 
rechtlichen Streitfragen in der Art, daß ala Preis der urfprüngliche gilt, dem Käufer 
die Verwendungen erjegt werden müſſen und das R. unverjährbar ift. Das Deiterr. 
BGB. beichränkt das R. auf unbewegliche Güter und auf die Lebenäzeit des Be 
rechtigten; es ift unvererblich und unübertragbar. Von der einen Seite wird der 
uriprüngliche Preis ohne Zinjen, von der andern das Grundftücd in nicht verichlim: 
mertem Zuftande ohne die gezogenen Nubungen herausgegeben, und Verbefjerungen 
werden nach den Regeln des redlichen Befites erjeßt. Das Preuß. Allg. ER. lehnt 
fich bei dem R. mehr an die Deutfcherechtlichen Beitimmungen an. Als Preis gilt 
der urfprünglich erhaltene; gewöhnliche Abnußungen der Sache werden nicht ver: 
treten, wegen Berjchlechterungen haftet der Wiederverkäufer für mäßiges Verſehen, 
wegen Berbefferungen im Allgemeinen als redlicher Beſitzer. Die Koſten des Rüd: 
faufs treffen den Berechtigten. Das NR. iſt höchſt perfönlich, doch können auf 
MWiederfauf veräußerte Pertinenzen auch von einem dritten Erwerber eingelöft und 
überhaupt ein Vorbehalt zu Gunften der Erben gemacht werden, jonjt erliicht es 
mit dem Zode. MWiederfäuflich veräußerte Zinfen und Renten können . von dem 
Verkäufer abgelöft werden. Nach dem Code civil ift die faculteE de rachat ein 
dem Berfäufer auf Widerruf des Vertrages gewährtes Necht gegen Rückerſatz der 
empfangenen Leiftungen, welches nur innerhalb fünf Jahre von Abichluß des Ver— 
trages an ausgeübt werden fann; es gelten alle Grundjäße der Nejolutivbedingungen, 
und es liegt jomit eine Verwechſelung des R. mit den Beſtimmungen der J. 70. 
4, 54 vor. Das Sädji. BGB. beichränft das R. bei Immobilien auf 10, bei 
Mobilien auf 1 Jahr. ® 

Mit dem R. ift das Näher- und — nicht zu verwechſeln. 


Quellen: l. 12 D. 19, 5.—12 C er ar IV. 4$15.- 
Oeſterr. BEB. 88 1068— 1071. — Allg. ER. 1 . 11 $$ 296-330. — Code civil art. 1659— 
1673. -—— Sädf. BGB. 8 1130 ff. 

Bit.: Von ben — beſ. Sintenis, II. ©. 537-639. — Glück, Bd. XV 
©. 206 fi. — Plathner, Der —— 5 deuticherechtaneichichtliche Abhandlun in der 
Zeitjchr. für Rechtägeichichte, Bd. IV. ©. 123 ff. auier. 


Nüdtritt vom VBertrage im weiteiten Sinne des Worts nennt man jede 
von einem Kontrahenten ausgehende Wiederauihebung eines Vertrages oder jeiner 
Wirkungen. Diejelbe kommt aus ſehr verjchiedenen Gründen und in jehr vericie- 
denen Gejtalten vor. Sie kann als Geltendmachung der Nichtigkeit oder ala An- 
jechtung erfcheinen. Sie fann auch bei gültigen Verträgen eintreten kraft Ueber 
einfommens® der Parteien (mutuus dissensus) oder frait bejondern, einer Partei ein 
geräumten Nechts (Reuerechts), und diejes Recht kann wieder gejeglich oder vertrags: 
mäßig begründet, von thatjächlichen Vorausſetzungen oder vom bloßen Belieben der 
Partei abhängig gemacht, endlich mit der Kraft einer Rejolutivbedingung oder mit 
einer blos obligatorischen Wirkung ausgejtattet fein. Die Abgrenzung der einzelnen 
Gruppen insbejondere zwiichen den Fällen der Anfechtung und des Neuerechts iſt 
vielfach ftreitig (vgl. Wendt, Reuerecht und Gebundenheit, Seit 2 Erl. 1879, 
©. 1 fi.). Jedenfalls aber jpricht man vorzugsweiſe und im engeren Sinne von 
R. in den feßterwähnten Fällen, wo einer Partei ein bejonderes Recht darauf zu 


zog 
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fteht. Daher find die wichtigften diefer Fälle hier zufammenzuftellen, obwol die 
in jedem eintretenden Wirkungen durchaus nicht gleichartig und nicht auf gemein= 
fame Regeln zurüdzuführen find. 

Gejeglich Hat das Recht zum R. wegen bloßer Willensänderung jede Partei 
bei Mandat und Societas (f. diefe Art.), ferner der Verkäufer wegen laesio 
enormis (f. diefen Art.), der Käufer wegen heimlicher Mängel der Sache (f. die 
Art. Kauf und Wandlungsklage), ebenfo unter bejtimmten VBorausfegungen 
der Vermiether und der Miether (f. den Art. Miethe), der Schenker wegen Un— 
danks des Beichenkten (j. den Art. Schenkung), endlich jeder, der ohne Rechts— 
grund eine Leiftung gemacht und dadurch den Empfänger bereichert hat (ſ. darüber 
Mendt, Reuerecht und Gebundenheit, Heft 1 Erl. 1878). Nah Windjcheid’s 
Lehre foll der R. in den meijten diejer Fälle auf die „ermangelnde Vorausjegung“ 
zurüdzuführen und dieſe überhaupt ala Grund zum R. anzuerkennen fein. Jedoch 
ericheint dieje Lehre ala dem Röm. Recht nicht entiprechend. Abweichend von diejem 
hat jedoch das Preuß. Allg. ER. I. 5 88 377 — 8384 ein Recht zum R. „wegen 
veränderter Umſtände“ eingeführt (vgl. darüber Dernburg, II. $ 100). Nach Ge— 
meinem Recht ift auch Nichterfüllung des Vertrages von Seiten des Gegners fein 
allgemeiner Grund zum R.; das Preuß. Recht dagegen giebt bei Verträgen, deren 
Hauptgegenftand Handlungen find, dem auf diefe letzteren Berechtigten die Befugniß 
zum R. aus dem Grunde, daß der Gegner jene nicht gehörig geleiftet habe oder 
leiften könne (Allg. ER. I. 5 88 480 ff. und dazu Dernburg, II. $ 26), außer: 
dem auch noch ähnliche, beionders geregelte Rechte bei einzelnen Verträgen, wie 
Werkverdingung, Gefindemiethe u. j. w. Noch weiter gehend beftimmt der code 

Feivil art. 1194, daß bei allen zweifeitigen Verträgen wegen Nichterfüllung durch 
den einen Theil der andere die Wahl hat, Erfüllung zu beanipruchen oder vom Ver— 
trage zurüdzutreten und Schadenserjag zu verlangen. Nach diefem Vorgang hat 
auch das HGB. beim Kauf jedem Theil wegen Verzugs des andern das Recht ein= 
geräumt, zwiſchen drei Wegen zu wählen, insbefondere auch vom Bertrage abzugeben, 
gleich ala ob derſelbe nicht geſchloſſen wäre (Art. 354— 359). Ueber R. beim 
Frachtvertrage |. Art. 394. Endlich ift auch wegen Konkurjes, in den der Miether 
oder Pächter verfällt, wenn die Uebergabe der Sache noch nicht erfolgt war, dem 
andern Theil ein Recht zum R. gewährt (KO. $ 18). — Vertragsmäßig fann einer 
Partei der R. aus jedem beliebigen Grunde vorbehalten werben. Hauptbeiſpiele 
bilden dag pactum displicentiae, die addictio in diem und die lex 
commissoria. Ueber die letteren beiden vgl. die betreffenden Art. Durch das 
pactum displicentiae (beffer poenitentiae, Reuevertrag) wird einer Partei der R. 
aus reinem Belieben geftattet, und zwar im Zweifel derart, daß die GErflärung 
deffelben auf das Geichäft wie eine erfüllte Refolutivbedingung wirken ſoll (1. 8 D. 
d. c. E. 18, 1; 1. 6 D. resc. vend. 18, 5). Danach erlijcht mit dem R. das 
aus dem Vertrage entiprungene Rechtsverhältniß von jelbjt und mit ihm alle auf 
Grund deffelben über die Sache getroffenen Verfügungen mit Ausnahme derjenigen, 
welche von dem Zurüdtretenden ſelbſt herrühren, weil für diefen feine Gebundenheit 
zum R. bejtand (l. 8 D. quib, mod. pign. 20, 6; vgl. Windfcheid, Lehrb., II. 
$ 323, 4. 6; anders Karlowa, Rechtsgeſchäft, ©. 99). Auch eine Rüdwirkung 
tritt infofern ein, als die Nugungen der Zwiſchenzeit dem Rückfallsberechtigten heraus 
gegeben werden müflen (1. 4 $ 4; 1. 6 pr. D. de in diem add. 18, 2). Eine 
Friſt zur Erklärung des R. ift gejelich nicht beftimmt, denn 1. 831 $ 22 D. de 
aed. ed. 21, 1 jeßt eine vertragsmäßige Bezugnahme auf das Edikt voraus; fie 
fann vom Richter frei bemeffen werden (Seuffert, Archiv XXVIII. Nr. 131). Der 
Reuevertrag fommt zwar in den Quellen nur beim Kauf vor, wo er, wenn zu 
Gunften des Käufers vereinbart, mit dem Probefauf (f. diefen Art.) zuſammen— 
fällt (vgl.auch Fitting in Goldſchmidt's Zeitichr. F.d. geſ. H.K. V. S. 113). Er 
kann aber auch anderen Kontrakten beigefügt werden. Desgleichen iſt es möglich, 
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daß jein Inhalt nur auf Begründung einer Obligation zur Rüdleiftung des Empfan— 
genen gerichtet werde. Das Preuß. Allg. ER. I. 11 SS 331, 332 behandelt eben- 
falls den Vorbehalt des Rechts, binnen einer gewiffen Zeit vom Kaufe wieder ab- 
zugehen, ala eine auflöjende Bedingung, wendet aber, wenn die Sache übergeben 
und das Kaufgeld bezahlt ift, die Regeln vom Wiederfaufe an. (Vgl. Förſter, 
Theorie und Praris, II. $ 126, Nr. 4.) Ed. 


Nüdverfiherung (reassurance, re-insurance) ift ein Verfiherungs- 
vertrag (j. diefen Art}, inhaltlich deffen Jemand, der ald Berficherer einen Aſſe— 
furanzvertrag (im Verhältniß zur R. nun „Vorverficherung“ oder „Hauptverſiche— 
rung“ genannt) abgefchloffen hat oder abjchließen will, das dadurd übernommene 
oder zu übernehmende Rifito ganz oder theilweife auf einen anderen Berficherer 
(Reafjecuradeur) überwälzt, indem er fich gegen die Gefahr, auf Grund des Ver— 
ficherungsvertrags eine Verficherungsjumme zahlen zu müſſen, feinerjeits (als R.- 
Nehmer) bei einem Verſicherer (Rücdverficherer, R.anftalt) verfichert. 

Die Gefahr, welche den Gegenjtand der R. bildet, beiteht in dem vertrags— 
mäßig übernommenen oder zu übernehmenden Riſiko, eine Schadenserjagjumme als 
Berficherer zahlen zu müfjen: für den Fall des Eintritts diefer Gefahr dedt jich 
der im PVorverficherungsvertrage als Verficherer fungirende R.nehmer durch den 
R.vertrag, welchen er entweder mit einer R.anitalt bejonderer Art oder mit einer 
oder mehreren der gewöhnlichen Verficherungsgefellichaften derjenigen Branche, welcher 
der R.nehmer ala PVorverficherer angehört, abzufchließen pflegt; jo verfichern fich 
See:, Teuer: und Lebenäverficherungsgejellichaiten gegen die von ihnen übernommenen 
Gefahren theil® bei bejonderen R.anftalten, theils (und zwar häufiger) bei den ge 
wöhnlichen Verficherungägejellichaiten ihres Gejchäftszweiges; es fann auch die durch 
R. übernommene Gefahr jelbit Gegenjtand einer neuen R. fein. (Ueber die Gejchichte 
diefer R. 5. Mafius a. a O., ©. 7-8; Saski a. a. O., ©. 32.) Diejen 
R.vertrag (im echten und eigentlichen Sinne) jchließt demnach ein Verſicherer 
als R.nehmer ab; im uneigentlichen Sinne wird auch zum R.vertrag ein Ver: 
ficherungävertrag, durch welchen fich ein Verficherter (dev am Vorverficherungsvertrage 
als BVerficherungsnehmer oder ala Berficherter Betheiligte) als (Rüd)-Verficherungs- 
nehmer gegen die Gefahr ſchützt, e8 könne der DVerficherer injolvent und demnach die 
(Vor-JVerficherungsfumme nicht bezahlt werden (ſ. Preuß. ER. IL 8 $ 2011); in 
einem anderen Sinne wird das Wort R. mitunter gebraucht, infofen Unfall: 
versicherung damit gemeint wird, dann nämlich, wenn der für den Erſatz eines durch 
Unfall eingetretenen Schadens geſetzlich Haftende fich durch eine Verficherung (Unfall= oder 
Haftpflichtverficherung) gegen den Schaden dedt, dem er durch die gejegliche Unfall» 
haftung ausgeſetzt ift; eine derartige Verficherung ift aber ebenfalls feine R., weil 
hier das Riſiko bzw. der Schaden nicht in Folge eines Berficherungsvertrages, 
jondern auf Grund gejeßlicher Beitimmung auf dem Verficherungsnehmer haftet. Zur 
(echten) R. wird vorausgeſetzt, daß Durch eine Vorverfiherung eine Gefahr 
übernommen wurde oder beabfichtigtermaßen noch übernommen werden wird, letzteres — 
eine bedingte R. — injofern die Mebernahme einer R. auch dann zuläffig ift, wenn die 
Gefahr, welche der R.nchmer im Berficherungävertrage übernehmen joll, noch nicht 
vorhanden ift, demnach ein erſt beabfichtigtes VBerficherungsrififo reafjefurirt werden 
joll (f. Ext. bei Busch, Arch. Bd. XI. a. a. D.); in Fällen der leßteren Art it 
die Anzeige, daß der Vorverficherungävertrag perfekt geworden jei, zur Wirkſamkeit 
der R. im Zweifel nicht erforderlich, jondern es wird die bedingte R. zur unbedingten 
durch die Thatjache der Perfektion des Borverficherungsvertrags (j. Erf. bei Buſch, 
Arch., a. a. D. und Goldihmidt’s Zeitichriit, Bd. XII. ©. 512). Die 
juriftiiche Natur der R. ergiebt fich daraus, daß die R. ein felbjtändiger 
und gewöhnlicher VBerficherungsvertrag ift, von den übrigen Verficherungäverträgen nur 
durch den Gegenftand, die eigenartige Gefahr verichieden; das verficherte Intereſſe 
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ift das Interefie, welches der R.nehmer daran hat, daß er aus gewifjen Verfiche 
rungsverträgen nicht als Berficherer (ungededt) zahlen müſſe; die durch die R. er- 
möglichte Ueberwälzung kann fich auf die ganze Gefahr oder auch nur auf einen 
Theil des beitehenden Riſiko erjtreden; letzteres ift der Fall bei der ſog. „R. der 
Grcedenten“, d. h. derjenigen Beträge der (VBor-)VBerficherungsiumme, welche die 
Höhe der nach den Statuten der die R. nehmenden Berficherungsgejellichaft zuläffigen 
Verficherungsbeträge überjchreiten (j. Entidh. des ROHG. Bd. V. ©. 165—166). 
An der Gültigkeit der RK. ift, infofern nicht gejeglich das Gegentheil ausgeiprochen 
it, wie früher in England (j. Goldſchmidt's Zeitſchrift, Bd. IX. ©. 134, und 
Zedlenborg a. a. O. ©. 51), nicht zu zweifeln. Der Inhalt der R.verträge 
ergiebt fich aus der Vereinbarung und, ſofern dieje darüber jchweigt, aus dem In— 
halte der in Frage kommenden Vorverficherungsverträge: im Zweifel ift hinfichtlich 
Art und Umfang der Gejahr u. dgl. das Vertragsgange der (Bor-)Verficherung auch) 
für die R. maßgebend; hierbei muß zweierlei ind Auge gefaßt werden, einerjeits: 
die vom Vorverficherungävertrage abweichenden Feſtſetzungen der R., 3. B. Gefahr: 
oder Intereſſeeinſchränkungen in der R., find ohne Einfluß auf die Wirkung des 
Vorverficherungsvertrags; und andererjeits ift eine willfürliche Art der Schadens» 
regulirung, welche der Vorverficherte und der Rückverſicherte mit einander nach Eintritt 
des Vorverlicherungsfalles vereinbaren, ohne Belang für die Wirkſamkeit der R., inſofern 
fich die Pflicht des Rückverficherers nach Demjenigen bemißt, was der Rüdverficherte dem 
Verficherten rechtlich zu zahlen hat, und darüber hinausgehende Vergleiche jener Beiden, 
Liberalitäten u. dgl. den Rücdverficherer nicht binden (j. Mal a. a. O., ©. 514). 
Ginjeitiger Rüdtritt von der R. ift (auch nach dem Preuß. ER.) ausgejchlofjen (f. Entich. 
des ROHG. Bd. V. ©. 168). Das theilweije Erlöſchen des Vorverſicherungs— 
vertrags nad Abſchluß der R. bewirkt ein verhältnigmäßiges Erlöfchen der R., 
wenn die leßtere auf einen ideellen Antheil lautete; es bewirkt aber feine Endigung 
der R., wenn leßtere einen feſten Betrag der Schadenserjaßfumme zum Intereſſe 
gemacht Hatte und wenn durch die theilweife Endigung der Vorverficherung, d. i. 
duch die Reduktion des Vorverficherungsintereffe das Riſiko nicht unter die feft- 
vereinbarte R.jumme hinunter finkt; wäre Yehteres der Tall, jo würden mit der 
Minderung der Gefahr im Vorverficherungsvertrage auch die in der R. übernommenen 
Gefahren entiprechend reduzirt werden. 

Das Deutihe HGB., nad) welchem die R. unter Umſtänden als „Handels— 
geſchäft“ aufzufaſſen ift, erflärt die von dem Seeverficherer übernommene Gefahr als 
verficherbar und damit die Zuläffigkeit der R. im Seehandeläverfehr, in welchem 
die R. bereits lange fich einbürgerte, und bejtimmt ferner, daß bei der feerechtlichen 
R. die Abandonfrift mit dem Ablaufe des Tages beginnt, an welchem dem Rüde 
verficherten von dem Verficherten der Abandon erklärt worden ift. 

Quellen: Allgem. Preuß. ER. II. 8 $ 2016. — Allgem. Deutſches HGB. Art. 782, 
783, 868. — Code de comm. art. 342. 


git.: Majius, Syſtematiſche Darftellung des gelammten Verſicherungsweſens, Leip. 
e 7 ff. — Sasti, se volfäwirthichaftliche Bedeutung des wi icherungsielens, 
3. Aufl., ein. 1369 ©. 32. — Malß in Goldihmidt'3 Zeitichr. f. De Eee 
3. XII. ©. 506 ff. und die dort — Lit. und Judikatur. — —A Syſte 
* ‚Seeverficherun — 1862 S. 5l. — Arnould, On the law of marine | Pen iirg 
ed. by David Maclachlan, Lond. 1877, Vol. I. p. 101 ss. — Mal, Zeitichr. f. Der: 
Hrrungneht I. S. 139; II. 405, 287 u. a. — Bu dh, ai Für HR. ». XL ©. 21 ff.; 
V. ©. 127. — Golbihmidt's Zeitfchr. f.d. gei. H.R. Bd. IX. ©. 134. — Lemis, Das 


Deutiche Seerecht, II. S. 186 fi. — Endemann, H.R., 3. Aufl. (1876) ©. 356. — Beieler, 
—— e het 8 . Aufl., ©. 464, 1064. — v. Gerber, Deutiches — 202 
arei 


Mückwechſel (Th. I. ©. 561). Der R. (auch Retour, Rikors-, Gegenz, 
Wider-, Her-Wechiel, ricambio, ritratto, retraite, rechange, hertrekking genannt) 
ift ein Wedhiel, welchen ein Wechfelregreinehmer zum Zwecke der Einziehung der 
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Regreßfumme auf den Regreßpflichtigen zieht (verfchiedene andere Bedeutungen von 
R. ſ. Thöl a. a. D., ©. 366, Note 3). Die Regrekfumme aus dem bezahlten 
Dor- oder Hauptwechiel wird zur Wechielfumme des R., deren Berechnung und 
Beitandtheile j. in dem Art. Kursberechnung ausführlid. Der NRegredient 
(Retrafjant) erhält fie als Valuta von dem Remittenten des R. und erſpart dadurd) 
die meitläufigeren und Eoftipieligeren Umftändlichkeiten der anderweiten Einziehung 
der Regreßſumme. Um aber diefe Eriparung zu bewirken, muß der R. unmittelbar 
auf den Regreßpflichtigen (Retraffaten) und zwar auf deflen Wohnort (a drittura) 
gejtellt und auf Sicht (a vista) zahlbar fein, wie dieſes auch durch die Deutiche 
MWechjelordnung Art. 53 vorgejchrieben ift. Der R. läuft entweder als gewöhnliche 
Tratte, jo, daß er gar nicht als jolcher erfannt wird, oder jo, daß der Nehmer 
deflelben feine Eigenichaft ala R. durch eine Bemerkung auf diefem jelbjt oder durch 
anderweite Anzeige (Avisbrief) jeitens des Regreßnehmers erfährt und ihm gleich 
zeitig "mitgetheilt wird, wo die zur Regreßklage nöthigen Papiere (nämlich der 
proteftirte Vorwechſel, die Protejturfunde und die Retourrechnung mit Belegen) zu 
erhalten find, oder endlich jo, daß ihn dieſe Papiere fortwährend begleiten (R. mit 
Beilagen). In den beiden lebteren Fällen fan der Nehmer des R., wenn der 
Retraffat den R. nicht acceptirt und nicht honorirt, den Vorwechjel einflagen, ſofern 
er durch ein Giro auf diefem ala Inhaber defjelben legitimirt ift, nicht aber fchon 
auf Grund des nicht acceptirten R. mit Beilagen (j. Borhardt a. a. D. Zul. 
454; für die entgegengejeßte Anfiht j. Anm. in Seuffert, Arch., Bd. XV. 
S. 115—117 und die dort citirten Abhandlungen). Der Retraſſat wird den R. 
regelmäßig acceptiren und honoriren, weil er jonjt nicht blos die Regreßklage, ſondern 
auch eine Klage auf das Interefje zu gewärtigen hätte. Außer der Regreßſumme 
darf die Wechjelfumme des R. noch umfaffen: die Mäklergebühren für die Negozirung 
des R., jowie die etwaigen Stempelgebühren, nicht aber noch eine befondere Provifion 
(außer der in der Regreßſumme nach der Deutichen Wechjelordnung Art. 51 ent 
haltenen). Borhardt a. a. D., Zuſ. 621. 

Ueber die Zugrundelegung eines fingirten R. bei Berechnung der Regreß— 
jumme j. den Art. Kursberechnung; über R. im Sinne von Interims— 
wechſel j. Thöla. a. O. 8 53, ©. 212. 

Giagb.: Deutihe WO. Art. 53. — Code de comm. art. 177, 179, 183 und Decret du 
24 mars 1848. 

git.: Einert, — = — — N she il Alphab. Encyklop. der WR., 
Bd. II ©. 413437. ng s42. — Dahn in Bluntſchli's Deutichen 
— t, $ 180 ©. * — Ibhöl, Ih, * II.; TER. 4. Aufl. $ 100 ©. 365 371. — 

ächter, Enchflop. d. TER., 1880, S. 77-88. — Borhardt, Allgem. 
Deutihe WO., 7. Aufl. 1879, Zuf. 454 €. 211, 278. — Ercole Vidari, La lettera di 
cambio, Firenze 1869, p. 579 ss. — Ueber bie alten cambii con > ricorsa, welche zur Ilm: 


gehung des Verbots der cambia sieca bienten, |. Kuntze, W.R., I. Exkurs, ©. — 158. 
areis. 


Rückwirkung der Geſetze. — Das Verhältniß eines neuen Geſetzes zu den 
bisher in Geltung befindlichen Rechtsfägen regelt im Allgemeinen der Grundjah: 
lex posterior derogat priori. Das beißt, mit der Wirkfamfeit eines neuen Geſetzes 
treten diejenigen von den bisherigen NRechtsfägen außer Kraft, welche fich auf die 
gleichen Xebensverhältniffe oder Vorkommniſſe beziehen und eine mit der neuen Regel 
unvereinbare Norm aufjtellen. Aus diefem Grundjaß folgt indeß keineswegs, daß 
der ältere durch das neue Geſetz verdrängte NRechtsja in den Gerichten nicht mehr 
in Anwendung gebracht werden dürfe. Es iſt Vorfrage: Auf welche Begebenheiten 
(Handlungen und Unterlaffungen) jowie Zuftände erjtredt das neue Gejeß jeine Herr— 
ichaft ? In diefer Hinficht tft zu bemerken: Wenn ein Geſetz erjcheint (und in Kraft 
tritt), jo find bereits Mechtsverhältnifie der Art vorhanden und Handlungen der 
Art vorgefallen, für welche eine neue Regel eingeführt werden joll. Dieje Rechts— 
verhältniffe (und Handlungen) haben durch das bisher geltende Recht rechtliche Ord— 
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nung erhalten. Findet nun das neue Geſetz auch auf diefe bereits geregelten Verhält— 
niffe und auf die bereits im ihrer juriftifchen Bedeutung beitimmten Handlungen 
Anwendung oder nur auf NRechtöverhältniffe und Handlungen diejer Art, welche erft 
nach dem Inslebentreten des neuen Gejeges zum Dafein famen? Mit anderen 
Morten, greitt ein Geſetz auch in den bei feiner Erſcheinung ſchon begründeten 
fubjeftiven Rechtszujtand ein? Dies ift es, was man die zeitliche Kolli— 
fion der Geſetze nennt. Zur Löfung der Kollifion müſſen die normalen 
Grenzen für die zeitliche Herrſchaft der Rechtsſätze aufgefucht und muß die frage 
io, geitellt werden: wieweit erſtreckt fich zeitlich die Herrichait eines Rechtsſatzes? 
Vom Standpunkt des pofitiven Rechte — und nur diefer foll hier erörtert werden — 
iſt die Antwort: die Grenze beftimmt der Gejeggeber (allgemeiner die rechtichaffende 
Macht im Staate). Mithin find die praftiichen, d. h. für die Rechtsanwendung 
maßgebenden Regeln über die zeitliche Herrſchaft der Geſetze (Rechtsſätze) Beitand- 
theile des pofitiven Rechts des Landes. Diefer Ausgangspunkt ergiebt die Folge: 
Sobald das pofitive Recht eines Landes ausdrüdliche Normen über die zeitliche 
Herrſchaft aufftellt, hat der Richter die Kollifionen zwiichen dem älteren und dem 
neueren Rechtsjat lediglich hiernach zu enticheiden, wie auch der Inhalt diefer Normen 
fich zu der aus allgemeinen Erwägungen folgenden Löſung der Frage verhalten mag. 
Der Gejehgeber kann beftimmen, daß alle Handlungen und Verhältniffe der betreffen- 
den Art, welche von nun an zur richterlichen Würdigung fommen, ausjchließlich 
nach dem neuen Gejeß beurtheilt werden ſollen, auch diejenigen, welche aus der Zeit 
vor Gricheinung diefes Gejeßes jtammen. Die Anwendung eines Geſetzes auf ver- 
gangene Thatjachen und Zuftände in dem angegebenen Sinn bezeichnet man als 
R. der Geſetze. Nicht darin beiteht aljo die R., daß einem Geſetz Geltung für eine 
frühere Zeit beigelegt und ein vergangener Rechtszuſtand umgeftaltet würde, denn 
die Einwirkung auf die Vergangenheit ift durch die Natur der Dinge ausgejchloffen 
und an ihr bricht fich auch die Allgewalt des Geſetzgebers. Die R. legt nur ver- 
gangenen Thatſachen eine andere rechtliche Bedeutung bei ala ihnen bisher zufam, 
oder, praftifch ausgedrüdt, fie bindet die rechtliche Benrtheilung vergangener That— 
fachen an die Normen des neuen Geſetzes. Die Unzuläffigkeit der R. wird vielfach 
als ein durchgreifender, jeder Ausnahme unfähiger Grundſatz verfündigt, bald ala 
Rechtsariom, das auch für das praftifche Recht durch entgegenjtehende Verfügung 
des Gefeßgebers nicht aus den Angeln gehoben werden kann (Struve, Lajjalle), 
bald ala unabweisbare Forderung an die Gejeßgebung. Die Aufftellung ift in beiderlei 
Geftalt unhaltbar: in der eriten, weil im Widerjpruch mit der Stellung, welche 
der Gefehgeber gegenüber dem pofitiven Recht einnimmt, aber auch in der zweiten, 
wovon jchon das Vorkommen der R. in den Gefeggebungen aller Länder und Zeiten, 
die Gegenwart nicht ausgenommen, überzeugen kann. Der Sat von der Nicht-R. 
der Geſetze Hat allerdings gute Berechtigung und ift im pofitiven Recht zur An— 
erfennung gelangt, aber ala Regel, nicht ala Prinzip. 

Der vor die Aufgabe geitellte Richter, ob auf ein gewiſſes DVerhältni oder 
Vorkommniß das früher oder das gegenwärtig geltende Gejeg in Anwendung zu 
fommen habe, hat feine Unterfuchung vor Allem darauf zu richten: 

I. ob fi in dem pofitiven Necht des Landes eine dieſe Kollifionsfrage ent— 
icheidende Norm findet. Solche Vorſchriften kommen mit verjchiedenem Geltungs- 
umfang vor, theils für alle in einem beftimmten Rechtsgebiet erjcheinenden Geſetze 
(Preuß. LR. Einl. 88 14—20; Oeſterr. BGB. $ 5; Sächſ. BEB. SS 2, 3; 
Code civil art. 2; Code penal art. 4 u. a.), theila für ein einzelnes Gejeg oder 
Geſetzbuch, mögen fie hier in ein bejonderes Einführungsgeſetz (Publikationspatent) 
verwieſen oder dem Geieß ſelbſt einverleibt fein (tramfitorische Beitimmungen). Manche 
Landesrechte befigen aber ausdrüdliche Normen über die zeitliche Herrichaft der Geſetze 
iiberhaupt nicht, andere wenigjteng nicht in ausreichendem Maße. Wo num ein der- 
artiger Mangel vorliegt, da ift 

v. Holgenborff, Enc. II. Rechtslexiton III. 3. Aufl. 32 
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II. der muthmaßliche Wille des Geſetzgebers zu ergründen, denn Recht tft der 
Wille der rechtichaffenden Macht. Hier gewinnt die wiſſenſchaftliche Forſchung un— 
mittelbare praftijche Bedeutung. Freilich begegnet ums gerade in diejer Lehre eine 
große Verſchiedenheit der Anfichten; indeß glüdflicherweife weniger in der Beant— 
wortung der einzelnen praftifchen Fragen als in der Faſſung der allgemeinen Regeln, 
ein Beweis, daB das unmittelbare Gefühl und der gejunde Takt des Urtheilers 
mächtiger iſt als die theoretifche Formel. 

Als Anhalt für die Löfung der zweifellos ſchwierigen Aufgabe bieten fich im 
Allgemeinen folgende, dem Weſen des Gejees wie der Rechtsverhältniffe entnommene 
Punkte: 1) Zweck der Gejege überhaupt, 2) Beichaffenheit des bejonderen in Frage 
befindlichen Geſetzes, 3) Natur der Lebensverhältnifle, zu deren Ordnung diefes Geſetz 
beitimmt ift. Was im Einzelnen noch Führer fein kann, entzieht fich einer zufammen: 
faffenden Beichreibung. Aus der angegebenen Grundlage wird ſofort flar, daß die 
Regeln über die zeitliche Herrſchaft für die Rechtsſätze der einzelnen Rechtszweige 
verichieden find, anders für das Privat-, anders für das Öffentliche Recht. 

A. Privatreht. Ein jedes Lebensverhältniß und überhaupt jedes that- 
jächliche Vorkommniß wird jofort bei feiner Entftehung durch die zu dieſer Zeit 
geltende Rechtsnorm (oder Rechtänormen) ergriffen und nach feiner rechtlichen Be— 
deutung bejtimmt, ſei es zum rechtlich unerheblichen geftempelt oder mit rechtlicher 
Gejtalt und Wirkung auägeitattet. Der juriftiihen Anjchauung vollzieht fich Die 
Unterwerfung der Thatjachen unter die Herrichait der Rechtsjäge von ſelbſt (nicht 
erit durch das richterliche Urtheil), und für die Rechtsanwendung giebt es feine 
Lücke im pofitiven Recht (THöl). Es ift nun im Zweifel nicht anzunehmen, daß 
der Gejeßgeber die von dem bisherigen Nechte bejtimmten Thatſachen und geregelten 
Verhältniffe durch das neue Gefeg umformen und in den begründeten jubjettiven 
Rechtszuſtand ändernd eingreifen wolle. Den Fünftig entjtehenden Thatſachen (und 
Berhältnifien) allein joll in der Regel ein neues Geſetz rechtliches Maß und Ziel 
geben (leges et constitutiones futuris certum est dare formam negotiis, non ad 
facta praeterita revocari, nisi nominatim de praeterito tempore adhuc pendentibus 
negotiis cautum sit. Const. 7 de legibus 1, 14). Daher findet fich in den Rechten 
aller der abendländijchen Kultur angehörigen Völker (über Chinefisches, Indifches und 
Jüdiſches Recht j. Lafjalle, I. ©. 62—68) als Regel der Sat: Geſetze haben feine 
rüdwirfende Kraft, oder beffer: Neue Geſetze finden auf vollendete juri- 
ſtiſche Thatjachen feine Anwendung. 

Diefer Regel gehen aber überall Ausnahmen zur Seite. Bor Allem 1) will 
ein Geſetz, welches fich ala authentiiche Interpretation zu erkennen giebt, 
jofort in allen Fällen normgebend fein, wo fortan der ausgelegte Nechtsfag zur An— 
wendung gelangt (auch in der Appellations- und Nevifionsinjtanz). Dies ift Die 
weitgreifendfte Ausnahme. 2) Es kommen noch andere Gejege mit rüdwirkender 
Kraft vor, ſei es daß ihmen diefelbe ausdrüdlich oder, wie aus Inhalt und Zwed 
unzweideutig erkennbar, jtillfchweigend beigelegt ift. In Teßterer Beziehung ſtehen 
wir dor einer Aufgabe der Geſetzesauslegung. Es find jchon verjchiedene Verſuche 
gemacht worden, derjelben durch Aufftellung einer allgemeinen Formel zu Hülfe zu 
fommen (Savigny, Bornemann, Lajjalle, Rintelen u. a.) Keiner 
befriedigt, wobei freilich nicht zu überjehen ijt, daß an derartige Formeln feine zu 
hohen Anforderungen geitellt werden dürfen. Mit größerer Sicherheit kann im All— 
gemeinen der Umfang der R. bei den Geſetzen der zweiten KHlaffe beitimmt werden. 
Wenn durch ein Geſetz das Jagdrecht auf fremdem Grund und Boden, der Klein— 
oder der Blutzehent aufgehoben, eine Reallajt für ablösbar erklärt, das Fiſchen in 
öffentlichen Gewäfjern freigegeben wird, jo hören im Zweifel auch die jchon be— 
gründeten Jagd», Zehnt-, Real-, Fichereirechte mit der Wirkſamkeit des Gejehes auf 
zu bejtehen. Allein die aus deren bisherigem Beitand bereits enwachjenen Anſprüche 
und Verpflichtungen bleiben vom neuen Gejeß unberührt und fönnen aud) jet noch 


Nüdwirfung. 499 


auf Grund des ältern Rechts geltend gemacht werden. Noch viel weniger wird die 
Trage über die vormalige Entitehung, Aenderung oder Aufhebung folcher Rechte 
durch das neue Geje betroffen. Allgemein gefaßt: die R. im zweiten Umfang 
unterjtellt in Anjehung der unter der Herrichaft des bisherigen Rechts entitandenen 
Rechtsverhältniffe nur die künftige Erzeugung rechtlicher Wirkungen jowie die fünftigen 
auf Aenderung oder Aufhebung zielenden Thatfachen dem Einfluß des neuen Geſetzes 
und läßt abgejchlofjene juriftiiche Ihatjachen (facta praeterita) unberührt. Nicht 
ohne Grund wurde bezweifelt, ob hier überhaupt noch von R. geiprochen werden 
dürte (Scheurl). Der berrichende Sprachgebrauch ift dafür. Eine große Rolle 
hat in unſerer Lehre von jeher der Begriff der erworbenen oder wohlerworbenen 
Rechte gejpielt. Derjelbe entbehrt aber (troß Laſſalle) der erforderlichen Beſtimmt— 
heit, um in praftichen Regeln Berwerthung zu finden. Freilich bedarf auch näherer 
Beichreibung, was unter einer abgefchloffenen juriftiichen Thatſache zu verftehen jei. 
Ein genaueres Eingehen verbietet hier der Raum. Nur foviel ſei bemerkt, daß unter 
diejen Begriff weder bloße rechtliche Möglichkeiten und Erwartungen fallen (3. 2. 
eine in Ausficht jtehende Beerbung bei Lebzeiten des Erblaffers, das Konkursprivileg 
einer Forderung vor Ausbruch des Konkurſes), noch die rechtlichen Eigenjchaiten der 
Perjonen (Rechts⸗, Handlungs-, Verpflichtungs-, Wechjel-, Verbürgungsfähigkeit u. ſ. w.). 
Ein unfehlbarer Schlüffel ijt übrigens auch damit nicht gewonnen. So widerjtrebt 
z. B. unferm Rechtsgefühl, daß durch ein Geſetz, welches den Termin der Mündig— 
feit oder Großjährigfeit, der thatjächlichen Vorbedingung für einen höheren Grad 
der Handlungsfähigteit, gegenüber dem bisherigen Recht hinausfchiebt, die nach diejem 
Recht bereits miündig oder großjährig Gewordenen wilder in den Zuftand der Un— 
mündigfeit oder Minderjährigfeit verjegt werden, wenn fie dad vom neuen Geſetz 
geforderte höhere Lebensalter noch nicht erreicht haben. Und doch würde dazu eine 
folgerichtige Anwendung der Regel führen. Daß fich aber der Gefeßgeber mit einer 
dringenden Forderung der Billigkeit in Widerfpruch jegen wollte, ift nicht anzu— 
nehmen. 

B. Deitentlihes Recht. 1) Auf dem Gebiete des Strafrechts wieder: 
Holt jich die Ericheinung, daß die mannigiachen Theorien troß Verſchiedenheit der 
grundfäßlichen Standpunkte in den praftiichen Ergebniffen nicht erheblich von ein- 
einander abweichen. Die Einen gehen von dem Sate aus, daß eine Handlung nad) 
demjenigen Straigefe zu beurtheilen iſt, welches zur Zeit feiner Begehung das gegen- 
wärtige Recht bildete, laffen aber eine Ausnahme für den Fall zu, daß in der Zeit 
zwijchen der Begehung und der AburtHeilung ein milderes Strafgejeg in Kraft ge: 
treten ift. Nach den Anderen darf das neue Straigefeß vom Tage feiner Wirkfam- 
feit an allein die Richtſchnur für die ftrafrichterliche Thätigkeit bilden; jedoch werden 
auch hiervon Ausnahmen anerfannt, bald allgemein, wenn das ältere Geſetz dem 
Angeichuldigten günftiger ift, bald nur in dem Fall, wenn die Handlung nach dem 
Geſetz zur Zeit ihrer Begehung jtraflog war, nach dem neuen Gejeh aber jtraibar 
ift. Der zweite Standpunkt wurde am beiten damit begründet, daß das Strafgeſetz 
die Strafpflicht des Staates nad Inhalt und Umfang beftimme und eine Inſtruktion 
für den Strafrichter bilde; die auf dem bisherigen Geſetz fußende Strafpflicht er— 
Löjche mit dem Tage, wo diejes Geſetz von dem neuen entkräitet werde, eine neue 
trete an ihre Stelle (Binding). Hiermit wird jedoch die relative Natur der 
Strafpflicht und der Strafbeiehle verfannt. Das Straigejeg ſteht — wenigſtens iſt 
davon auszugehen — im engen Zujammenbang und im genauen Verhältniß zu dem 
gejammten Kulturzuftand eines Volkes und zu den Bedürfniffen des jeweiligen 
Gemeinlebens. Cine Handlung wird für jtraflos, eine andere für ftrafbar, und zwar 
in dem bejtimmten Maße jtrafbar erklärt mit Rückſicht auf die gegenwärtigen geſell— 
jchaftlichen, fittlichen, politischen, religiöjen, wirthichaftlichen Verhältniſſe. Nur weil 
die Handlung unter diefen Umftänden ins Leben getreten ift und in diefe Verhält: 
niſſe eingreift, belegt fie das Gefeg mit Strafe und mit diefer Strafe. Indem der 
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Gejehgeber zu einer Aenderung des Strafrechts jchreitet, giebt er nicht ein abfälliges 
Urtheil über das Werk feines Vorgängers, maßt fich nicht ein Beflerverftehen an; 
er geht vielmehr davon aus, daß der gejellichaftliche Zuftand ein anderer geworden 
und daß diefe Wandlung auch eine Wandlung der Straigefeßgebung bedinge. Cine 
Handlung, die ehedem den rächenden Arm des Strafrichters erheiichte, kann jet 
vielleicht vor dem Straigeje ungeahndet vorübergehen und umgekehrt (unerlaubte 
Selbithülfe, Kanzelparagraph, Sozialdemokratie u. j. w.). Was aber für das Ob, 
gilt auch für das Wie. 

Aus diefer Erwägung folgt die grundfägliche Richtigkeit des erſten Standpuntts. 
Die beigefügte Ausnahme wurzelt in einer Humanitätsrüdficht, welche auch der An— 
wendung einer von der gegenwärtigen Gejeßgebung verworfenen Strafart entgegen- 
tritt, obwol Hierfür noch andere Gründe jprechen. Die hier vertretene Anficht Hat 
dem Ergebniffe nach im Deutichen StrafGB. Anerkennung gefunden. Dafjelbe jtellt 
als Regel auf: eine Handlung wird mit derjenigen Strafe belegt, welche auf fie zur. 
Zeit ihrer Begehung gedroht war. Hat jedoch in der Zeit zwiichen der Begehung 
und der Aburtheilung ein milderes Straigejeß Geltung erlangt, jo kommt diejes zur 
Anwendung, jollte es auch im Zeitpunkt der Urtheilsfällung wieder außer Kraft 
getreten jein (RStrafGB. $ 2, vgl. mit $ 4 letzter Abſatz). Ob ein Strafgeſetz 
milder iſt als ein anderes, bemifst fi nach dem Gejammtergebniß, zu welchem die 
Anwendung eines jeden Geſetzes führt. Immer darf nur auf eine im RStrafGB. 
aufgenommene Strafart erfannt werden (EG. zum RStrafGB. $ 6). 

2) Neue Prozeßgeſetze beitimmen im Zweifel das Verfahren bei allen fortan 
der richterlichen Enticheidung unterjtehenden Fällen, auch bei denjenigen, welche zur 
Zeit des Inslebentretens des neuen Geſetzes ſchon gerichtshängig waren. Indeß 
pflegen für die leßteren Sachen die Einführungsgejege eine minder jchroffe Grenz= 
ſcheidung zwiichen dem alten und dem neuen Gejeß zu treffen, um Berwidelungen 
fern zu halten, welche fich aus der Anwendung beider Gejege auf die verjchiedenen 
Abschnitte des Prozefles leicht ergeben. Vgl. EG. zur RStrafPO. 55 8—12 mit EG. 
zur RCPO. 88 18—23. Die Rechtöjähe über die Verjährung der Anfprüche (und 
Strafen) jowie über die Beweislaft gehören zum materiellen Recht (Entich. des 
ROSG. XI ©. 339, XIV. ©. 258). 

git.: Savigny, Syſtem, Bd. VIII. ©. 368 ff. (1849), wo aud —— über die 
ältere Lit. — Scheurl, Beiträge zur — des Rbiniſchen Rechts, Bd. I. Nr. VI. 
(1858). — KXafjalle, Das © Suflem ber erworbenen Rechte, Bd. I. (1861). — Reinhold 
Schmid, Die errihaft ber Beiee nad) ihren räumlichen und zeitlichen Grenzen, ©. a 
bis 148, 186—204 (1863). — Rintelen, Ueber ben Einfluß neuer Gejehe auf die zur 
ihrer Gmanation beitehenden Rectöerfältmife (1877), — Brinz, Panbekten (2. Au N, 

$ 21. — Kierulff, Theorie, ©. 63-72 Windicheid, Pandekten, 83 31—38. 
Koch, Deutfches Privatrecht, 8 50; Derfelbe, : Baper. Givilrecht, $15. — Stobbe, eutiäe 
Privatrecht, ss 27, — Goldihmidt, Handbuc) des rg $ 39. — Förfter, 
Preuß. FE r 10. — Unger, Deiterr. Privatreht, SS 20, 21. — Zadhariä, 
— Civilrecht, N 30. — Seeger, Ueber bie rüchwirfende Kraft neuer Stra sehe, 
862. — v. Schwarze in v. Holgenborff’3 Kar bed Deutſchen Strafrechts, I 
©. 25-80. — — Die Normen, Bd. I. ©. 78—%. — Berner, Xebrb,, 8 126. — 
Se Lehrbuch, 11. $ 69. — Meper, Cehrbuch, $ 20. — u, © —— buch, 5 18. — 

v. Wächter, Dad eldfige und das Thüringiihe Strafrecht, TA. ohom in 
v. Holpendortf 8 ——— des Deutſchen Strafprozeßrechts, 5 ©. 136. — Motive 
zum Entwurf des EG. zur REPO. 1874 $ 15 (©. 489/90). F. —————— 


Nudhart, Ignaz, 5 11. III. 1790 zu Weißenau (Oberfranken), ſtud. in 
Bamberg und Landshut, 1811 Profeffor in Würzburg, trat 1817 wegen Gejund- 
heitöverhältniflen in den Staatsdienft über, zunächit als Fisfalrath, 1819 Minifterial- 
rath im Finanzminifterium, 1823 Regierungsdireftor. 1825 zum erjten Mal in 
die zweite Hammer gewählt, nahm er an den Seffionen von 1825 und 1828, jowie 
an den ftürmifchen und verhängnißvollen von 1831 und 1834 einen auch als 
Nedner glänzend hervorragenden Antheil. Er. vertrat die Intereſſen der Freiheit 
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und des ſtaatlichen Fortſchrittes mit ebenſo viel Muth und Ausdauer, als Genialität, 
vermöge deren er der damaligen Zeit weit vorausgeſchritten erſcheint. 1831 zum 
Regierungspräfidenten befördert, wurde er von König Yudwig I. nach Griechenland 
gejandt, wo er an die Spitze des dortigen Minifteriums trat. Nachdem er in 
Griechenland jeine Gejundheit geopfert hatte, wurde er hier auf Drängen Englands 
im Dez. 1837 plößlich wieder entlaffen und F 11. V. 1838 auf der Rückreiſe 
zu Trieft. 

Schriften: Neber das Stubium ber Redhtägeichichte, 1811. — Unterfuch. über —— 
Eintheilung der Verträge, 1811. — Enchykl. un ethod. der Rechtswiſſen —* 1812. — 
FKontroverjen im Code Nap., 1813. — Geſchichte der Landitände in Bayern, 2 PBbe., 1816 
(zweiter Abdrud 1829). — Veberficht ber —— — ———— Staat: 
verfafjungen über ——— 1818. — Recht bed Deutfchen Bunbes, 1822. — Rebe 
in ber Bayer Abgeordbnetenfammer vom Pu Yuli 1825 über die Gei nttoürfe, eimat, 
Snüfigmachung und Verehelihung betr. — Ueber den Zuitand des Königreich Bayern, 

— leber die Genfur von Beitungen im Iug * und beſ. nach d. Bayer. Staatsrecht, 
183 — Referat über den Bayer. Entwurf eines © Er & * * — — 1831. 
Lit: Pözl in Bluntſchli's StaatsWört.B. 3 758. — 

ezo 


Rudorff, Adolph Friedrich, 5 21. III. 1808, + 14. II. 1873 zu Berlin, 
Schüler von Ribbentrop, Hugo und von Savigny, habilitirte ſich 1825 in Berlin, 
wo er als Dozent, ala außerordentlicher und als ordentlicher Profeffor bis an jein 
Ende wirkte. Seit 1860 war er auch Mitglied der fönigl. Preußischen Akademie der 
Wiſſenſchaften. 

Hauptſchriften: De lege Cincia, 1825. — Das Recht der gg 1832 
bis 1834. — Grundriß zu Dorlehi ungen über dad Gemeine Eivilrecht, 1833, rundriß 
u er, en über den Gemeinen und Preußiſchen Civ. oe 1837. — 35 nt: 
Ritutionen, 1 852. — Die Gromatifer, mit Lachmann, Bluhbme unb ann 1848 
bis 1852. — Römiiche Rechtägeichichte, 1857—1859. — Außerdem verfahte R aableiche 
Gelegenheit:, alademiſche und Zeitichriften-Abhandlungen. Gr war jeit 1828 Mitarbeiter, 
feit 1842 Mitherausgeber ber en für geichichtliche Rechtswiſſenſchaft und ftiftete 1861 
die ——— für Rechtsgeſchichte, an welcher er ſich noch kurz vor ſeinem Tode thätig be: 
theiligte. Er beſorgte von 1846 an mehrere Ausgaben ber A ra Anftitutionen, 
er Frag rang + n, und 1865 die 7. Ausgabe von Savigny’s 

: Revue Sean de droit ancien et moderne, frangais et Orangen, 1613 
ivier. 


Nuheftörung. Cine Anzahl Rechtenormen ift darauf gerichtet, für die dem 
Menichen nöthige Ruhe durch Fernhaltung jtörenden Lärmes zu ſorgen. Bor Allem 
ift es verboten, ungebührlicher Weiſe ruhejtörenden Lärm (bruit ou tapage, noise) 
zu erregen. Webertretungen jtraft das Deutſche Straf®B. mit Geldbuße bis zu 
150 Mark oder mit Haft bis zu 6 Wochen ($ 360, 11). Unter diejes Strafigejet 
fallen nur Störungen der öffentlichen Ruhe (alfo nicht Ungebührlichkeiten, welche 
auf den engeren Kreis der Familie oder einzelner Perfonen beſchränkt bleiben ; Erf. 
des Preuß. OTrib. vom 8. Mai 1874, Rechtsſpr. Bd. 15 ©. 297), folche aber 
ohne Unterichied, ob fie an einem öffentlichen oder nicht öffentlichen Orte jtattfinden, 
aus einer gegen einen Einzelnen oder eine Mehrheit von Perfonen gerichteten Hand— 
lung entipringen (v. Schwarze, Komment., S. 804 der 4. Aufl.), in einer 
pofitiven Handlung oder einem Gejchehenlaffen (3. B. Dulden eines fortgejeßten 
ruheitörenden Hundebellens jeitens des Befigers; v. Schwarze, a. a. D. ©. 804, 
N. 6, und N. 9; Leuthold, Sächſ. Verwaltungsreht, ©. 225, Anm. 11) 
beitehen, Tags oder Nachts verübt werden (Rechtsſpr. Bd. 5 ©. 140). Ginzelne 
Fälle: Aufftellen einer lärmenden Gerwerbsmaſchine, um die Ruhe Anderer zu 
ftören (Rechtipr. Bd. 12 ©. 343), heitiges Räfonniren (Sächſ. Gerichtäzeitung, 
Bd. 20 ©. 72), heitiges Peitichentnallen (Zeuthold, a. a. D.), grelles Pieiten 
in einer Verfammlung zur Unterbrechung des Redners (v. Schwarze, N. 9), 
Veranlaſſung eines ruheitörenden Auflaufs (Stenglein, Zeitichr. Bd. 3 ©. 307). 
Meitere Fälle bedrohen die Polizeiftraigejegbücher einzelner Staaten mit Strafe 
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(Bayern Art. 30, Baden $ 52). Außer der Beitrafung ift natürlich die Feſt— 
nahme folcher Perfonen, welche troß Verbots der öffentlichen Organe zu lärmen 
fortfahren, durch leßtere (auch die niederen: OTrib.-Erf. vom 21. Febr. 1879) zu— 
läffig. Wer die zur Erhaltung der Ruhe auf den öffentlichen Wegen, Straßen, Plägen 
oder Wafleritraßen erlaffenen Polizeiverordnungen übertritt (wirkliche Erregung ruhe— 
ftörenden Lärmes wird bier alfo nicht vorausgejegt), verfällt der Strafe des $ 366, 
10 des RStrafGB. (bis 60 Mark Gelditrafe oder bis 14 Tage Haft). Endlich 
muß die Errichtung oder Verlegung folcher Anlagen, deren Betrieb mit ungewöhn— 
lichem Geräufch verbunden ift, ſofern fie nicht fchon nach den Vorfchriften der 88 16 
bis 25 der Reichögewerbeordnung der Genehmigung bedarf (dahin gehören insbe— 
iondere Hammerwerfe und Fabriken, in denen Dampfkefjel oder andere Blechgeiäße 
durch Vernieten hergeitellt werden), der Ortspolizeibehörde angezeigt werben; leßtere 
bat, wenn in der Nähe der gewählten Betriebaftätte Kirchen, Schulen oder andere 
öffentliche Gebäude, Krankenhäuſer oder Heilanftalten vorhanden find, deren be= 
ftimmungsmäßige Benußung durch den Gewerbebetrieb auf diefer Stelle eine erheb— 
lihe Störung erleiden würde, die Entſcheidung der höheren Berwaltungsbehörde 
darüber einzuholen ob die Ausübung des Gewerbes an der gewählten Betriebsftätte 
zu unterfagen oder nur unter Bedingungen zu geftatten jei (KGew.O. $ 27). — 
In Deiterreich verfällt der polizeilichen Abftrafung, wer fi an öffentlichen Ver— 
jammlungsorten, namentlich in Hörfälen, Theatern, Ballfälen, Wirths- und Kaffees 
häufern u. f. w., dann auf Eifenbahnen, Dampfichiffen, Poftwagen u. dergl. der 
Art polizeiwidrig verhält, daß hierdurch die Ordnung und der Anjtand verlett, 
das Vergnügen des Publitums geftört oder fonft ein Aergerniß gegeben wird 
(£. £. Verordnung vom 20. April 1854, Nr. 96 des R.G.BL., $ 11). Doc wird 
auch Hier ein „Öffentliches“ Aergerniß vorausgeiegt (Lienbacher, Polizeiftrafrecht, 
©. 68 der 4. Aufl). Für alle freien oder konzeiftonirten Gewerbe, welche durch 
ungewöhnliches Geräufch die Nachbarſchaft zu beläftigen geeignet find, ift die Ge— 
nehmigung der Betriebsanlage nothwendig (RGew.D. $ 31). — Nah Art. 479, 
Nr. 8 des Franzöfſiſchen Code penal verfallen in eine Geldbuße von 11 bis 
15 Franes les auteurs ou cumplices de bruits ou tapages injurieux ou nocturnes, 
troublant la tranquillit& des habitants. Die Praris des KHaflationshofes nimmt 
an, daß ein beleidigender oder mächtlicher Lärm die Vermuthung der erfolgten 
öffentlichen Ruheftörung für ſich Hat, der Bezüchtigte aber den Gegenbeweis antreten 
fann. Zu den Fällen des bruit injurieux gehören namentlich die Katzenmuſiken 
(charivaris); nächtliche R. verüben auch diejenigen Gewerbtreibenden, welche bei 
Ausübung ihres Gewerbes während der Nachtzeit unnöthigen Lärm verurjachen 
(3. B. Bäderburfchen, welche beim Brotfneten ruhejtörendes Gefchrei ertönen laffen, 
ein Poftillon, welcher beim Durchfahren eines Ortes ohne Anlaß bläſt). Auch in 
England gilt das Blajen eines Hornes oder der Gebrauch eines anderen lärmenden 
Injtrumentes ſeitens ſolcher Perfonen, welche irgend einen Artikel verlaufen oder 
vertheilen, al® common nuisance, Leuthold. 


Runde, Juſt. Friedr., 5 27. V. 1741 zu Wernigerode, wurde 1775 Prof. 
in Kaſſel, 1784 Hofrath und Profeffpr in Göttingen, 1805 erjter Profeffor und 
Ordinarius, T 1807. 

. Schriften: Abhandl. v. 3 ber Reichsſtandſchaft der Biſchöfe u. Aebte, 1775. — 
Kurze Verth. ber Rechtmäßigkeit ber Todesſtrafen, Kaſſel 1777. — Grundſätze des Allgem. 
Staatörechtö, Kafjel 1777. — Bon den Mitteln, ben gefallenen Werth ber Grundftüde 
fteigend zu machen, 1777. — Grunbjäte bes allgem. teutichen Rechts, Gött. 1791, 8. Aufl. 
von feinem Sohne, 1829. — Beitr. 3. Erläut. ia Gegenftänbe, 1799, 1802. 

git.: Pütter, Litt., IL 63. — Schulte, Geſchichte, III.b S. 156. 

TZeihmann. 


Nunde, Chriſtian Ludwig, 5 26. IV. 1773 zu Kaflel, wurde 1796 
Beifiger des Spruchkollegii in Göttingen, Oldenb. Landesarchivar, 1801 Affeffor bei 
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der Regierungsfanzlei, 1806 Regierungsrath, 1814 Vizedirektor der Juſtizkanzlei 
und Juitizrath, 1817 Direktor, 1829 Konferenzrath, 1837 Geh. Rath, 1844 Kapitular 
Großkreuz, T 25. V. 1849, 

Schriften: Comm. de hist., indole ac vi remediorum securitatis quibus jure Rom, 
— est creditoribus debitoris obaerati, Gott. 1794. — Princ. doctrinae de interim. 
p rust. administratione, Gott. 1795 (Abhandl. der Rechtslehre von der AJuterims: 
mirthihaft auf Deutichen Bauergütern, Gött. 1796, 2. Aufl. 1832). — Die Rechtslehre von 
ber Leibzucht oder dem Altentheil, Oldenb. 1805. — Rechtliche —— über die Vertheil. 
der Einquartierungslaſt, Oldenb. 1808. — Sammlung der wichtigſten Attenſtücke zur neueſten 
Zeitgeſchichte, Oldenb. 1807. — Patriot. Phantafien eines Juriften, Oldenb. 1836. — Deutſches 
ebeliches Güterrecht, Oldenb. 1841. — Berfuh einer richtigen Beftimmung bed Pflichttheils, 
Oldenb. 1842. — Gemeines Recht für Deutichland, Oldenb. 1845. — Er gab bie 5.—8. Aus: 
gabe bes Gemeinen Deutichen Privatrechts feines Daters (Gött. 1791) 1 heraus. 

Lit.: Neuer Nekrolog ber Deutichen, Bd. XXVII. S. 376—385. 

Zeihmann. 


Ruprecht von Freyſing, jchrieb in der erften Hälfte des 14. Jahrh. 
ein Stadtrechtsbuch von Freyfing und ein Landrechtsbuch, nachdem er länger als 
36 Jahre auf dem Lande und in den Städten Vorſpreche geweſen war. 

Lit.: Stobbe, Rechtöauellen, I. 435437. — 2. v. Maurer, Dad Stadt» und Land: 
rechtäbud von Ruprecht von Freyfing, Stuttg. u. Tüb. 1839. — Franklin, Beiträge, 1863, 
©. 46 ff. Zeihmann. 


NAuflardus, Ludwig (wohl Roujjard), von Chartres, Profeffor in Bourges, 
noch lebend 1561, Schüler und Kollege von Duaren. 

Gr gab heraus: Jus civile, manuscriptorum librorum ope summa_ diligentia et in- 
tegerrima fide multis locis emendatum et perpetuis notis illustratum, L. Russardo auctore, 
consilio tamen et auctoritate F. Duareni ... Lyon, Rovilla 1560, 1561. Panbeften nad) 
Sn — nach Haloander, Eoder nach fünfzehn Handſchriften. Privileg von 1557. 

wei Bände. 

git.: Saxe, Onomasticon, III. (a. 1560, — Haubold. — Hugo. — Raynal, 
Histoire du Berry. Ripvier. 


Rutſcherzins (Th. I. S. 503 ff.) ift eine der Strafen, welche den Zinsmann 
wegen nicht rechtzeitig erfolgter Leiftung des auf feinem Grundjtüd laftenden Zinjes 
treffen. Gr beiteht darin, daß der rüdjtändige Zins an jedem folgenden Zinstermin 
um den Betrag des eigentlichen Zinsquantums fich vermehrt. Diefe Strafe fand fich 
ſchon in der älteften Zeit, jedoch jo, daß fich derjelben der Zinsmann ausdrüdlich 
unterwarf. Nach den Rechtsbüchern ift diejelbe eine gejeliche Strafe (Sächſ. ER. 
I. Art. 54 $ 2; Schwäb. LR., ed, Wadernagel, C. 60). Seht ift fie in 
diefer Bedeutung allgemein verſchwunden, und kann alſo nur da eintreten, wo jie 
ausdrüdlich übernommen ift; aladann hat fie den Charakter einer Konventionalitrafe, 

Lit: Schott, Juriftiiches Wochenblatt, IV. S. 633—640. — Sachſe, Handbuch bed 

oh. Sächſ. Privatrechts (Weimar 1824), 3 632. — Haubold, Lehrbuch d. fönigl. Sächſ. 
rivatredht3, II. (3. Ausg. Leipz. 1848) 8 475 Zul. Lewis. 


NRüttimann, Johann Jakob, & 17. III. 1813 zu Regensberg (wo der 
Vater Landichreiber, dann auch Amtsjchreiber, fpäter Notar war), wurde 1831 
Gerichtäfchreiber, 1834 nach Zürich überfiedelnd, um als Verhörrichter einzutreten, 
dann Subjtitut des Staatsanwalts bis 1838 und daneben Advolat; nach England 
gejendet, um das Englische Gerichtöverfahren fennen zu lernen, kehrte er jchon nach 4 
Monaten zurüd, 1837—39 Sekretär de8 Großen Raths, machte das Fürſprech— 
eramen, überall in den vorderften Reihen der Liberalen (radikale Partei), trat nad 
1844 in den Großen Rath ein, dem er bis 1872 angehörte. 1845 wurde er zum 
Gefandten Zürich an die eidgenöfjtiche Tagjagung gewählt, 1846 von der Tag- 
jagung zum eidgenöffiichen Yuftizbeamten für 1847—50 emannt. R. nahm als 
Vorfteher des Juftizdepartements den lebhafteſten Antheil an der Gefeßgebung, ver— 
trat 1848 die Mebertragung des Amerif. Zweikammerſyſtems auf die Schweiz, nahm 
auch bejonderen Antheil am Ausbau der Bundesverfaffung, Mitglied des Stände: 
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raths bis zu Antritt jeiner Profeffur 1854 und dann wieder 1862—68, zweimal 
deſſen Präfident, auch im Bundesgericht thätig, bearbeitete die beiden Bunbdesitrat: 
gejege von 1851, regte die Organifation der Kechtäpflege und Geſetz betreffend das 
Strafverfahren von 1852 an, nahm Theil an der Redaktion des Bluntjchli’jchen privat- 
rechtlichen GB., hatte Antheil an der Gründung der Gejellichaft für die Zürich— 
Bodenjeebahn und der Schweizeriichen Kreditanjtalt zu Zürich, T 10. I. 1876. 
Schriften: Ueber die Engl. Strafrechtöpflege. Amtlicher Bericht, Züri 1837. — 
Ueber einige weder in Verträgen noch in Verbrechen liegende Gründe von Obligationen, Zürich 
1838. — Der Engl. Givilprogeh mit bejonderer Berüdfichtigung des Verfahrens der Weil: 
minfter Rechtähöfe, Leipz. 1851. — Die Zürcher Gejehe, betr. Organ. ber Rechtäpflege und 
Strafverfahren, Züri 1853. — Zur Geſchichte und Fortbildung ber Zürcher Rechtäpflege, 
Aurich 1855. — Ueber die Geichichte des Schweiz. Me an) Sürih 1862. — 
eber bie fyreiherren von Regensberg, Züri 1867. — Das Norbamerifan. Bunbdesftaatsrecht 
verglichen mit den politiihen Einrichtungen ber Schweiz, Zürich 1867—1876. — Rechts: 
utachten über die frage: Inwieweit durch die Eifenbahnkonzeffionen der Kantone und bie 
Beichlüffe ber Bundeiverlammlung, betr. Genehmigung berjelben, für die betheiligten Gejell: 
Ihaften Privatrechte begründet worden find, Züri 1870. — Kirche und Staat in Nord- 
35* — 1871. — Kleine vermiſchte Schriften juriſtiſchen und biographiſchen Inhalte, 
ri 
Lit: J. J. Rüttimann, Zürich 1876 (aus der N. Zür. Ztg.) — vd. Oxelli, 
Rechtsſchulen und Rechtsliteratur, 59 1879, ©. 93, 105. — Schllef, Die Verfaſſung 
ber Nordamerifan. Union, Zeipz. 1880, Borwort ©. V., VI. — v. Orelli, 2ie Jury in 
—— und England, Zürich 1852, ©. 95. — Schneider in den Kleinen Schriften, 
333. — Blumer, Handbuch des Schweiz. Bundeaftaatärechts, (2) sans 177, 1. 127. 
Zeihmann. 


S. 


Saavedra 9 Faxardo, Diego, 5 1584 zu Algezares in Murcia, war 
Gefandter in Rom, Neapel, München, wohnte dem Neichstage von Regensburg 
1641 bei, war 1643 in Münjter, kehrte 1646 nach Spanien zurüd, wurde Mitglied 
des hohen Raths für Indien, T 1648. 

Gr ſchrieb: Empresas politicas o Idee de un principe politico cristiano, Monaco 
1640; Valencia 1655, 1800; ital. Mon. 1640; lat. neunmal (von 1649—1748) gedrudt. — 
Obras de Diego S., zuerft Antv. 1677, zuletzt Madr. 1853. 

Lit.: Bluntſchli, StaatsWört.B., IX. 62—64. Zeihmann. 


Sachbeſchädigung, die rechtswidrige und vorfägliche Zeritörung oder Be 
ihädigung fremder Sachen, infofern nicht die Merkmale eines anderen Delikts 
vorliegen. Die fich mehrfach findenden Abweichungen von diefem Begriff find im 
Folgenden angegeben. Nach demjelben ift vorauszuſetzen: 

1) ala Objeft a) ein förperlicher Gegenitand. Oeſterreich dehnt nad) 
der herrichenden Auffaſſung den Begriff auf Vermögensobjekte jeder Art aus. Baden 
zog auch das Verhältniß des Eigenthümers zur Sache hierher. b) Eine in fremdem 
Eigenthum befindliche Sache. Daher der Eigenthümer das Delikt an feinem 
Eigen nicht begehen kann. Ebenſo nicht der im Auftrag des Eigenthümers Handelnde 
an defjen Sachen. Daher ferner die Beichädigung herrenlojer Sachen nicht hierher 
gehört. c) Daß die Sache einen jchäßbaren Bermögenswerth repräfentire, wird 
von dem RStrai®B. nicht gefordert. Die Süddeutſchen Strafgeſetze jchienen es ihrer 
Fafſung nach vorauszuſetzen. Die Zerjtörung von Gegenftänden, welche für den 
Gigenthümer lediglich Affektionswerth haben, jteht ihrem inneren Charakter nach den 
Injurien näher, als den Verbrechen gegen das Eigenthum. 

2) In Betreff der Handlung und bzw. des Erfolgs: a) eine Zeritörung 
oder Beichädigung der Sache. Es muß alſo eine phyſiſche Veränderung an 
der Sache hervorgebracht jein, und zwar eine folche, welche eine Wertbminderung 
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(Minderung des pefuniären oder fonitigen Werthes derjelben) in fich jchließt. Daß 
dieſe Minderung eine irreparable jei, ift nicht zu fordern. Dagegen geht es zu 
weit, wenn „jedes einfache Befleden oder Beſchmutzen“ ald ©. behandelt werden 
will (Lüder, Oppenhoff). Das „Beichädigen“ der Sache dahin zu interpretiren, 
daß darunter auch jolche Einwirkungen auf diejelbe fallen, welche fie völlig unbe: 
fchädigt und unverändert lafjen, wenn fie nur das Berhältniß des Eigenthümers 
zur Sache zu deſſen Nachtheil verändern (fie für ihn werthlos oder unerreichbar 
machen), ift willkürlich. Gleichwohl geichieht e8 in der Regel (Oppenhoii, 
Hälſchner, Lüder ac). Baden jtellte den Fall dem Beichädigen zur Seite 
(j. oben). Lüder findet eine Beichädigung der Sache jogar in jedem Angriff 
auf diejelbe, wodurd) „in die Ungeftörtheit eines fremden Vermögens im weitejten 
Sinne ‚eingegriffen wird“. — Gine Verringerung des Werthes der Sache, welche 
ohne eine Einwirkung auf ihr phyfiiches Dafein zu Stande kommt (Veränderung 
des Kurswerthes von öffentlichen Kreditpapieren durch lügenhafte Publikationen), 
begründet das Verbrechen ebenfalls nicht. — Die Forderung einer „mechanifchen“ 
Einwirkung auf die Sache (Köſtlin) ift weder in den Gejeßen noch in der Natur 
der Sache begründet. Ebenſowenig die einer „unmittelbaren“ ‚Einwirkung (Köjtlim), 
bzw. einer „eigenen förperlichen Thätigkeit des Angeklagten“ (Temme, Oppen= 
boif). Es eriftirt fein Grund, bezüglich der ©. hier andere Erforderniſſe aufzu— 
ftellen, als bezüglich anderer Delikte. Es ift daher auch der Fall nicht auszu— 
ſchließen, wo der Delinquent fich des getäufchten Gigenthümers jelbjt ala eines 
Werkzeugs zur Zerftörung der Sache bedient (j. indeß Hälſchner). b) Rechts— 
wibdrigkeit der Handlung. Daher jchließt die Einwilligung des Eigenthümers das 
Delikt aus. Ebenſo ein Recht zu der betreffenden Handlungsweiſe, welches u. N. 
in den Vorausjegungen der Notwehr fich begründen, kann; oder in denen des 
geielich anerfannten Nothitandes (vgl. HGB. Art. 534, 65). c) Dolus. Der 
oben bezeichnete Erfolg muß aljo mit Willen herbeigeführt fein. In der Preuß. 
Praris war ald genügend betrachtet worden: das Bewußtjein, „daß nach dem ge= 
wöhnlichen Lauf der Dinge die Beichädigung eine Folge der vorjäglich vorgenommenen 
Handlung jein werde”. — Die irrige Annahme eines Rechts zu der betreffenden 
Handlung jchließt den Dolus aus. Daher auch die irrige Annahme eines Rechts zur 
Selbjthülfe. — Einige Strafgejegbücher (Sachjen, Hannover) bedrohten nicht jede vor— 
Tägliche ©., ſondern nur die aus Bosheit oder Muthwillen begangene. Baden fügte die 
aus Rachſucht begangene Hinzu. Dieje Hereinziehung gewiſſer Triebfedern in die Defi— 
nition des Delikts iſt, wiewol mehr aus technifchen wie aus fachlichen Gründen, zu 
mißbilligen und gegenwärtig aufgegeben. — Einige andere Strafgejegbücher begnügen, 
bzw. begnügten fich im Gegenjaße hierzu nicht mit einer Bedrohung jämmtlicher vor— 
ſätzlicher S., jondern dehnen (dehnten) ihre Strafbeitimmungen in weiterem oder 
engerem Umjange auf jahrläffige S. aus (Oeſterreich, Bayern, Braunfchweig, 
Miürttemberg?). Gerechtiertigt ift dies nur in Bezug auf diejenigen ©., welche eine 
gemeingefährliche Richtung haben (dagegen Lüder). 

Die Handlung darf nicht unter jpeziellere Strafbejtimmungen, 
bzw. nicht unter den Begriff einer ſchweren Verbrechensart fallen. Insbeſondere 
find hier die gemeingefährlichen Verbrechen (Brandftiftung, Verurfachung einer Weber: 
ſchwemmung, Beichädigungen von Eifenbahnen ıc.) auszunehmen. 

Gegen die Begrenzung des Thatbejtandes, wie fie hier den Straf— 
gejeßen entjprechend gegeben wurde, find von legislativem Standpunkte aus vielfach 
beacdhtenswerthe Einwendungen gemacht worden. 3 jcheint fein fachlicher Grund 
dafür vorzuliegen , daß nur der Eigenthümer, nicht auch der Nubnießer, Piand- 
gläubiger ꝛc. eines jtrafrechtlichen Schußes gewürdigt wird ( Hälſchner). Ebenſo 
wenig dafür, daß der leßtere nur gegen Schädigungen der Sache jelbit, nicht gegen 
Verlegungen des Rechts an der Sache durch jonitige Einwirkungen auf diejelbe 
gewährt wird. Es iſt ferner nicht begründet, die Verlegung von Forderungsrechten 
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ſchlechthin niedriger zu taxiren, als die von dinglichen Rechten (dagegen Hälſchner). 
In welcher Weiſe jedoch die fraglichen Beſtimmungen zu ergänzen ſeien, iſt im 
Unklaren und hier nicht zu unterſuchen. 

Das RStrafGB. unterſcheidet: a) die einfache S., b) die qualifizirte ©. erſten 
Grades, welche Gegenjtände des öffentlichen Interefjes betrifft, deren abſichtliche 
Verlegung auf eine gemeine Gefinnung hinweiſt, c) die qualifizirte ©. zweiten 
Grades, welche dem Dienjte einer Vielheit von Perfonen gewidmete Gegenftände 
(wie Brüden, gebaute Straßen ac.) betrifft, deren Verletzung vermögensrechtlice 
oder andere Intereffen in weitem und unbejtimmtem Umfange gefährdet. Die 
mittlere Kategorie kann den Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte nach fich ziehen. 
Bei ihr, wie bei der lebten, mit höherer Freiheitsſtrafe bedrohten Kategorie tritt die 
Verfolgung von Amtswegen ein, während fie bei der einfachen S. von dem Ans 
trage des Verlehten abhängig gemacht wird. Die meiften Strafgefeße ziehen jo 
die ©. innerhalb gewiſſer Grenzen zu den Antragsdeliften. Cine Ausnahme madt 
Oefterreich (vgl. Belgien). — Andere Abitufungsgründe kennt das RStrafGB. nicht. 
Bei der Strafbemeſſung find aber insbejondere in Betracht zu ziehen: die Größe 
des zugefügten Schadens (jpeziell berücfichtigt von Dejterreich, Bayern, Württemberg, 
Hefien, Baden), die Verfchiedenheit der dem Delikte zu Grunde liegenden Trieb— 
iedern (vgl. Hier Baden 575. 71, Heſſen 425. 26, Oeſterreich N und die 
Modalitäten der Ausführung (Heffen 425 al. 1. 4. 5, Bayern 343 al. 4, Belgien 
528 ff.). Werner eine erfolgte freiwillige Grjaßleiftung. Mehrere Gejeße Hatten hie 
ausdrüdlich ala Milderungsgrund anerfannt (Bayern, Württemberg, Baden, vgl. 
Heſſen). Badey Hatte jogar für den Fall vollfommener Zufriedenftellung der Be 
ichädigten Straflofigfeit zugefichert. 

Das RStrafGB. bedroht gleich den meijten übrigen Strafgefegen (eine Aus 
nahme machte Bayern) auch den Berfuch der ©. 

Im Ganzen wird die ©. etwas gelinder behandelt, ala der Diebftahl und 
die übrigen gewinnfüchtigen Eigenthumsverbrechen (j. jedoch Oeſterreich) Der Grund 
liegt in der höheren Bedeutung der letzteren Verbrechensformen für die Sicherheit 
des Eigenthums. Das REStrafGB. droht alternativ Geldſtrafe und Gefängniß. 
Letzteres bis zu 3 Jahren. Hinfichtlich des Verluftes der bürgerlichen Ehrenrechte 
. oben. 

Gigb.: RStrafGB. 55 303—305. — Defterreich SS 85, 86, * 318, 468. — Ungarn 
ss 418—421. — Belgien art. . ss. — Frankreich art. 43 7, 439 5 

git.: Köftlin, Abhandl., S. 169 fi. — E. Yüber, Die Dermögenöbekhäbigung *7 
En — Hälichner, — I e 538 ff. v. Holtenbdborff, Handbbud, 
©. 848 fi. — Pezold, Strafrechtäpraria, I. ©. 451—456; I. 531--539. 4. Mertel. 


Sachen jind im Nechtöfinne diejenigen körperlichen Gegenjtände, welche 
nach der Auffaffung des Rechtes lediglich um der Perfonen willen exiſtiren 
als Mittel zur Befriedigung ihrer Bebürfniffe und darum ala Objekte ihrer 
Rechte. Sache ift aljo derjenige Körper, welcher rechtliche Bedeutung bat 
nicht als die förperliche Ericheinung eines Nechtäfubjektes, jondern ausſchließlich 
ald mögliches Objekt fremden Rechtes. Auch die Perfon ift mögliches Objekt 
fremden Rechtes; das Recht anderer Perſonen an ihr ift aber nie ein folches, 
welches ihre ganze Exiſtenz abjorbirt, jo daß ihre rechtliche Bedeutung in der eines 
Rechtsobjekt3 aufginge. Indem dagegen die Sachen lediglich um der Perfonen willen 
eriftiren, zieht dem Rechte an einer beitimmten Sache die Beichaffenheit feines 
Objektes feine anderen Grenzen feines Umfangs als die durch den förperlichen Um— 
ang der Sache gegebenen. Im Gegenfaße zu allen anderen Rechtsverhältniffen tt 
daher das Eigentum ein Recht, deffen Grenzen zujammenfallen mit den Grenzen 
jeines bejtimmten förperlichen Gegenstandes; jeine und nur feine Grenzen find durch 
die Grenzen einer beftimmten förperlichen Ericheinung unmittelbar gegeben; während 
die Grenzen aller anderen Nechtsverhältnifie durch Rechtsbeſtimmung erft gezogen 
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werden müſſen, ſind die des Eigenthums nur der Modifikation durch Rechtsbeſtim— 
mung ausgeſetzt. Indem ſo die Grenzen des Eigenthums gegeben ſind durch die 
der Sache, deren rechtliche Bedeutung in ihrer Angehörigkeit an den Eigenthümer 
aufgeht, identifizirt der Sprachgebrauch das Eigenthum mit der Sache und ſetzt 
dieſes als res corporalis entgegen allen anderen Vermögensbeſtandtheilen, d. h. ſowol 
denjenigen Vermögensrechten, welche überhaupt nicht beſtimmte S. zum unmittelbaren 
Gegenſtande Haben, als auch denjenigen Rechten an S., deren Umfang nicht dem— 
jenigen ihres Objektes gleichfommt, ſondern ein engerer durch den bejonderen Inhalt 
des beitimmten Rechtes abgegrenzter ift. Iſt alſo die ©. oder res im eigentlichen 
Sinne ein Vermögensobjekt, jo wird im übertragenen Sinne jeder Vermögensbeſtand— 
theil ala res bezeichnet und wird in diefem Sinne unterjchieden die res corporalis 
oder der mit jeinem bejtimmten körperlichen Objekte fich deckende Vermögensbeſtand— 
theil von allen übrigen QVermögenäbeitandtheilen als res incorporales oder jolchen, 
deren Umfang nicht mit dem einer beftimmten förperlihen ©. fi dedt (1. 1 
$ 1 D. de div. rer. 1, 8). 

Die Einheit einer beftimmten ©. oder ihre Abgrenzung gegenüber anderen 
©. ift in der Regel nicht durch Rechtänorm bejtimmt. Aus dem Begriffe der ©. 
als eines körperlichen Gegenstandes ergiebt fi) das Erfordernif körperlichen Zujammen= 
hanges ihrer Beitandtheile, jo daß feine Zerftörung die Einheit der S. aufhebt. 
Dagegen ift nicht ebenjo umgekehrt die Exiſtenz einer Mehrheit von ©. jchlechthin 
ausgeichloffen durch die Eriftenz körperlichen Zufammenhangs. Vielmehr beruht die 
Einheit gewiffer ©., der Grundjtüde, auf willfürlicher, den körperlichen Zuſammen— 
hang mit den angrenzenden Grundftüden überhaupt nicht berührender Abgrenzung. 
Während jo die Grumdftüde nur räumlich abgegrenzte Stüde eines körperlichen 
Ganzen find, erjcheint jede andere Sache als ein eigenes förperliches Ganzes. Tragen 
wir jedoch, wann ein jolches Ganzes vorliege, durch welche Art und welches Maß 
des förperlichen Zujammenhanges mit anderen ©. eine ©. aufhöre als eigene von 
jenen verichiedene ©. zu eriftiren, fo entjcheidet hierüber nicht jchlechtHin der phyſi— 
faliiche Zujammenhang, jondern die nicht ausschließlich durch dieſen beherrichte An— 
ichauung des Verkehres. Es ift danach zwar jchlechthin eine S. jedes natürliche 
Ganze; ift dagegen zwiſchen verjchiedenen S. durch Verbindung ein körperlicher 
Zuſammenhang bergeftellt, jo ijt das jo entitandene Ganze dann und nur dann 
eine S., wenn die förperliche Verbindung zugleich eine wirthichaftliche ift, ſodaß 
dem neu entjtandenen Ganzen eine einheitliche wirthfchaftliche Funktion zukommt. 
Es ift dies möglich in der doppelten Weife, daß die Bedeutung der einen ©. in 
der der anderen aufgeht, als deren Zuwachs oder accessio (j. d. Art. Accejfion) fie 
vermöge der Verbindung mit ihr erjcheint, oder daß die wirthichaftliche Bedeutung des 
Ganzen eine eigene, durch die Bereinigung feiner verjchiedenen Stüde zu einem 
Ganzen hervorgebrachte ift. Sind z. B. mehrere ©. aneinander geleimt oder ſonſt— 
wie aneinander befeftigt, jo find fie dadurch für die Dauer der Verbindung zu 
Stüden eines Ganzen geworden, wenn bdiejes entweder als bloße Erweiterung der 
einen jener ©. ericheint, welche die andere in fich aufgenommen Hat, oder aber ala 
ein eigenes Produkt aus den verjchiedenen Faktoren, durch deren Vereinigung es 
entitanden iſt; dient dagegen troß der Verbindung jedes Stüd feinem eigenen von 
dem des anderen verjchiedenen Zwecke, jo bleibt auch jedes eine eigene ©. 

Nach der Verichiedenheit des zwijchen ihren Beitandtheilen beftehenden Zufammen= 
hanges find die S. entweder einheitliche (corpora unita, rmudvra) oder zuſammen— 
geießte (corpora connexa, ovvrnudva) (al. 30 D. de usurp. et usucap. 41, 3). 
Bezüglich diefer Unterfcheidung haben die Römiſchen Juriften fich angefchloffen an 
eine von der ftoifchen Philofophie aufgeitellte Dreitheilung der Körper, welche jedoch 
nur zum Theile eine juriftiihe Verwerthung erfahren hat. Die Unterjcheidung des— 
jenigen Körpers, quod continetur uno spiritu, besjenign, quod ex 
eontingentibus i. e pluribus inter se cohaerentibus constat, und 
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desjenigen, quod ex distantibus constat, iſt, wie das dritte Glied der Ein— 
theilung zeigt, feine Eintheilung der S. Gemeinhin bezeichnet man das corpus quod 
ex distantibus constat als Sachgefammtheit oder Gejammtjache, d. 5. als eine 
Mehrheit von ©., welche in gewiffen Beziehungen als Einheit behandelt werde. 
Als dasjenige Moment, durch welches eine Mehrheit von ©. zur Gefammtheit wird, 
pflegt man dabei die räumliche Vereinigung im Dienfte eines gemeinfchaftlichen 
Zweckes zu betrachten. Als corpora der dritten Art bezeichnen aber die Quellen 
nur jolche Gejammtheiten, deren Glieder zujammengehören entweder ala Menichen 
durch die Einheit einer fie miteinander verbindenden Organifation oder als Thiere 
durch die Einheit des die einzelnen Stüde einer Herde oder eines Schwarmes zus 
fammenbaltenden Naturtriebes. Das einzige von den Quellen genannte corpus 
der dritten Art, welches nicht aus Perjonen, ſondern aus ©. befteht, iſt daher der 
grex, und diejenige Bereinigung welche die injtinktiv zufammenhaltenden Glieder 
eines jolchen bilden, beſteht keineswegs in gleicher Weife zwiichen den lediglich dur 
fremden Willen zufammengehaltenen Stüden einer beliebigen Kollektion von ©. 
Aber auch der grex iſt zwar ein corpus im Sinne jener Gintheilung, nicht aber 
eine ©.; vielmehr heben die Quellen ausdrüdlich hervor, daß die zwiſchen feinen 
Gliedern bejtehende Vereinigung in feiner Weife ihre Eigenjchaft ala eigene ©. be 
rühre, inäbefondere giebt e& fein vom Eigenthum der einzelnen Stüde verjchiedenes 
GigentHum des grex als jolchen (1. eit. $ 2) und wenn allerdings die Quellen den 
grex ala Objekt der Vindikation bezeichnen, jo ift dieje gregis vindicatio lediglich 
eine Kumulation mehrerer Vindikationen. Vindizirt find hier alle thatjächlich zu 
jenem grex vereinigten Stüde mit der Wirkung, daß dem Kläger ausſchließlich zu: 
geiprochen werden die erweislich ihm gehörigen, daß er dagegen gang durchrällt, 
wenn er fich nicht ala Eigenthümer der Mehrheit ausweiſt (1. 2 D. de rei vind. 6, 1). 
Auch diefe Bejonderheiten des grex dürfen nicht auf andere S.gefammtheiten aus 
gedehnt werden, wie denn auch die Quellen als universitas zwar die zuſammen— 
gejehte ©., 3. B. das Gebäude (universitas aedium) und ben grex, nie aber eine 
jonftige S.gefammtheit bezeichnen. Der Begriff der S.gejammtheit ijt ohne 
juriftiiche Bedeutung, insbefondere ohne Bedeutung für die Beantwortung der 
Snterpretationsfrage nad) dem Umfange der PBerfügung über die durch eine 
Kollektivbezeichnung zuſammengefaßten ©. 

Rechtliche Verfchiedenheiten bejtehen zwiſchen verjchiedenen Arten von ©. theild 
bezüglich ihrer Eigenſchaft ala Nechtsobjefte, theils in anderen Beziehungen. 

I. Nicht alle ©. find mögliche Objekte des Privateigenthums und privater 
Verfügung, gewilfe ©. find ald res extra commercium dem privatrechtlichen 
Verkehre entzogen. 

A. Indem die Rechte an ©. um der durch fie den Berechtigten gavantirten 
faktiſchen Benutzung derjelben willen beftehen, find der rechtlichen Beherrſchung entzogen 
diejenigen S., welche durch ihre Natur der faktischen Beherrichung fich entziehen. 
Keine Rechtsobjekte find daher: i 

1) Wilde Thiere im Zuftande ihrer natürlichen Freiheit, nicht nur jo lange er 
überhaupt nicht verloren, fondern auch wenn er wieder gewonnen it 1.3 2 — 
1.5 $ 6 D. de acq. rer. dom. 41, 1). 

2) Ebenjo find feine Rechtsobjefte die atmojphärische Luft und die frei fliekende 
Waſſerwelle. Dadurch wird aber nicht berührt die Herrſchaft des Grundeigen: 
thümers innerhalb des über feinem Grundftüde fich erhebenden Luftraumes, ſowie 
die Möglichkeit der Beherrichung des Fluſſes als folchen und das Eigenthum an 
dem nicht mehr frei ab= und zufließenden Wafler. Uebrigens gründet fich die 
Herrenlofigkeit der Luit und des Waſſers keineswegs ausschließlich auf ihre natürliche, 
die faktiſche Beherrichung erſchwerende Beichaffenheit, ſonſt müßte fie von allen ın 
feinem Behältniß geiaßten Gafen und Alüffigkeiten gelten. Vielmehr find Luft umd 
Waſſer naturali iure omnium communes und gründet fich ihre Serrenlofigfeit auc 
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darauf, daß fie einerjeitS allgemeine Lebensbedingungen und andererjeits relativ 
werthlos find. 

3) Während das offene Meer jeder ausjchließenden Beherrichung fich entzieht, 
gilt dafjelbe bezüglich privater, nicht aber bezüglich ftaatlicher Beherrfchung von der 
Meeresküſte, welche joweit reicht als die Fluth fteigt. Dagegen ift möglicher Gegen- 
ſtand privater Berechtigung im Meere oder auf feiner Küfte errichtete Anlage und 
dadurch auch für die Zeit ihrer Dauer der Boden, auf welchem fie errichtet ift 
(Ss 1—5 I. rer. div. 2, 1; 1. 14 D. de acq. rer. dom. 41, 1). 

B. Bermöge ihrer Naturbeichaffenheit von Rechtswegen zum Gemeingebrauche 
bejtimmt und daher jeder mit ihrer beftimmungsgemäßen Benugung unverträglichen 
Privatberechtigung entzogen find die Öffentlichen Flüſſe. (Ueber den Begriff des 
öffentlichen Fluſſes f. d. Art. Flüſſe.) Während der öffentliche Fluß nur innerhalb 
der angegebenen Grenze Privatrechtsobjeft, alſo inäbefondere nicht Eigenthumsobjekt 
ift, ift das Flußufer zwar Eigenthumsobjekt, jedoch mit den durch die Nothwendigfeit 
jeiner Betretung behufs beitimmungsgemäßer Benutung des Trluffes gegebenen Be— 
ichränfungen. Bejtritten ift, ob nicht die öffentlichen Flüffe im Eigentum des 
Staates ſich befinden; doch unterjcheiden fich die Flüffe von anderen res publicae 
publico usui destinatae dadurch, daß dieje durch Erlöfchen jener Beitimmung zu 
gewöhnlichem Staatseigenthum werden, und der Ertrag, den fie etwa abwerfen, dem 
Staate gehört, während das bloßgelegte Flußbette nicht Eigenthum des Staates ift 
und der im Bette eines Fluſſes entdeckte Schatz Eigenthum des Entdeders wird. 

C. Zu den privater Verfügung entzogenen res extra commercium zählte das 
Römische Recht außerdem: 

1) Die res divini iuris, welche ala Eigenthum der Götter galten. Heutzutage 
find die. zum Gottesdienjt bejtimmten ©. und die nach Röm. Rechte ala res religiosae 
den Manen gehörenden Begräbnißitätten in der Regel kirchliches oder Gemeinde- 
eigentgum, können aber auch im Gigentfum Privater jtehen. 

2) Die dem allgemeinen Gebrauche dienenden Objekte des Staats- und Ge— 
meindeeigenthums, die res publicae et civitatum publico usui destinatae, wie die 
Öffentlichen Straßen und Plätze und die jedem zugänglichen öffentlichen Gebäubde, 
galten als res extra commercium, weil fie ohne vorherige rechtliche Aufhebung 
jener Beitimmung von jeder Veräußerung ausgeichloffen waren. Daß fie aber nicht 
blos unter dem Hoheitsrechte, jondern im wirklichen Eigentum des Staates oder 
der Gemeinde jtanden, zeigt fich daran, daß alle mit dem allgemeinen Gebrauche 
vereinbare Konſequenzen jenes Eigenthums zu Recht bejtanden, jo 3. B. bezüglich 
der Früchte und des Schaßes ($ 39 I. de rer. div. 2, 1). Heutzutage find jolche 
©. in derjelben Art veräußerlich wie anderes Staats- oder Gemeindeeigenthum, und 
ihre Beitimmung zum Gemeingebraudhe kann durch bloßen Verwaltungsakt auf: 
gehoben werden. 

II. Solche PBerjchiedenheiten der ©., welche in bejtimmten einzelnen Be— 
ziehungen Berjchiedenheiten ihrer rechtlichen Behandlung begründen, find 

A. der Gegenſatz der beweglichen und der unbeweglichen ©. Unbewegliche ©. 
find die Grunditüde Von den beweglichen S. unterjcheiden ſie fich hauptjächlich durch 
die Art ihrer Abgrenzung, indem ſie einerjeits mit den an fie anftoßenden Grund» 
ftücden förperlich zufammenhängen, während andererjeits in vertifaler Richtung das 
Grundeigentum ohne greifbare Grenze ift nicht nur nach unten, ſondern auch nad) 
oben wegen der in ihm enthaltenen und zur Benußung des Grundjtüdes unentbehr— 
fichen Beherrichung des über ihm fich erhebenden Raumes. Es bedarf daher das 
Grundeigentum vielfach bejonderer rechtlicher Behandlung und insbejondere jein 
Umfang bejonderer rechtlicher Firirung. 

Seit dem Mittelalter hat man vielfach das Vermögen überhaupt in bewegliches 
und unbewegliches zerlegt, wobei man im Allgemeinen die Rechte an Mobilien und 
Die Forderungen ala beweglich und die Rechte an Jmmobilien ala unbeweglich be- 
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handelt; keine Uebereinſtimmung beſteht jedoch bezüglich der auf Immobilien ſich 
beziehenden Forderungen, ſowie des Pfandrechtes an Immobilien. 

B. Theilbarkeit einer S. iſt im Rechtsſinne die Möglichkeit ihrer Zerlegung in 
mehrere S. derſelben Art. Theilbar ſind daher nur diejenigen S., für deren 
Gattungscharakter ihre beſtimmte Form, welche durch Zerlegung zerſtört wird, gleich— 
gültig iſt, d. h. Grundſtücke und ſolche bewegliche S., deren wirthſchaftliche Be 
deutung lediglich auf ihrer Eigenſchaft als Quantum eines beſtimmten Stoffes be 
ruht. Juriſtiſche Bedeutung hat die Theilbarkeit: 

1) bei Grundftüden dadurch, daß hier die Theilung durch eine den körperlichen 
Zufammenhang nicht aufhebende räumliche Abgrenzung fich vollzieht. Es läßt ſich 
daher dafjelbe Stüd des Erdbodens gleichzeitig in beftimmten Beziehungen als eine ©. 
und in anderen als eine Mehrheit von S. behandeln; wird z. B. ein räumlich ab- 
gegrenzter Theil eines Grundſtückes verpfändet oder in Befit genommen, jo Hört das Grund: 
ſtück, welches dadurch in Anjehung des Piandrechtes oder des Beſitzes zu einer Mehrheit 
von Grundſtücken geworden ift, nicht auf, als Gegenjtand des Eigenthums ein Grumd: 
ſtück zu fein; iſt aljo ſonſt an einer S. nur ein Eigenthum möglich, jo ift die Einbeit 
des Grundftüdes eine willfürlich angenommene und daher auc) relative, indem jede 
Behandlung eines Grundftüdes als einer Mehrheit von Grundftüden es in der frag: 
lichen Beziehung ala Mehrheit ericheinen läßt. Dies bejagt der Sat, daß allein an 
Grundſtücken partes pro diviso möglich jeien (1. 8 D. de rei vind. 6, 1). Mit Unredt 
halten manche auch die Theilung beweglicher S. ohne Aufhebung ihres körperlichen 
Zufammenhanges für möglih. Die Quellen fennen eine folche Getheiltheit einer be 
weglichen ©. nur als Nachwirkung ihrer früheren Eigenſchaft ala eines Stückes 
zweier aneinander grenzender Grundftücde (l. 83 D. pro soc. 17, 2), und jelbit hie 
nimmt vielmehr Rechtsgemeinſchaft an 1, 19 pr. D. comm. div. 10, 8. 

2) Im Uebrigen iſt die Theilbarkeit von rechtlicher Bedeutung für das eine 
Rechtsgemeinſchaft auflöjende Theilungsverfahren, welches durch Zerlegung zu vol: 
ziehen dem Richter bei theilbaren ©. zufteht und in erjter Linie obliegt ($ 5 I. de 
off. iud. 4, 17). Die Zerlegung muß aber bier möglich jein unbeichadet des Werther 
der S. Während an fich jede überhaupt theilbare S. in infinitum theilbar iſt, be 
jteht die Theilbarkeit als eine den Richter zur Realtheilung ermächtigende bei feiner 
©. in infinitum, da bei Grundjtüden jowol als Stüden irgend eines Stoffes die 
Parzellirung nicht über eine gewiffe Grenze hinaus möglich ift, ohne den Werth der 
©. zu vermindern und fchließlich zu zerftören. 

Dermöge des die S. mit dem Eigenthum identifizirenden Sprachgebrauches (I. 0.) 
ipriht man von Theilung einer ©. auch dann, wenn nicht aus einer S. mehrer 
werden, ſondern bezüglich derjelben ©. an die Stelle eines Eigenthümers mehrer 
treten. Die Quoten, welche bier den einzelnen Berechtigten zugejchrieben werden, 
haben in Wirklichkeit nicht die Bedeutung von Theilen, jei es der ©. oder dei 
fie ergreifenden Rechtes, jondern nur die eines Maßſtabes für die Vertheilung de 
Ertrages, den die S. abwirit, und des Aufwandes, dem fie erfordert, ſowie eventuell 
der ©. oder ihres Werthes. Ein Theil der ©. ſelbſt wird alfo bier dem Be 
rechtigten augejchrieben im Sinne der durch das Theilungsverfahren zu realifirenden 
ag auf einen jolchen Theil oder feinen Werth (l. 5 D. de stip. serv. 45, 3). 

Auf wirthichaftlichen Eigenjchaften der S. beruhen die Begriffe der Ber: 
Brondbartent und der Bertretbarfeit. 

1) Berbraudbare ©. nennt man wenig genau die res quae usu consumuntur; 
enticheidend Für dieſe Eigenſchaft ift nämlich nicht etwa die Möglichkeit der Subitany: 
minderung durch Gebrauch, welche bei feiner ©. fehlt, jondern vielmehr die Un: 
möglichkeit eines die wirthichaftliche Bedeutung der ©. realifirenden Gebraudes, 
welcher nicht ein Verbrauch wäre. Verbrauchbare ©. find alſo nur diejenigen, bei 
welchen jeder Akt des beitimmungsgemäßen Gebrauches ein Alt der Verzehrung oder 


Sachen. 511 


Aufzehrung, der Subſtanzminderung iſt; anſtatt ala Konſumtibilien bezeichnet man 
fie richtiger als Gegenſtände der Konſumtion, indem ihr Gebrauch nicht etwa nur 
ihre Konfumtion zur Folge hat, jondern vielmehr in nichts anderem als diejer be- 
ſteht. Bon rechtlicher Bedeutung ijt der Begriff der res quae usu consumuntur 
namentlich dadurch, daß an ihnen fein bloßes die Verfügung über die Subftanz der 
ausichließendes Nutungsrecht möglich ift. Dafjelbe gilt vom Gelde als einer 
‚ deren bejtimmungsgemäßer Gebrauch in ihrer Veräußerung, alſo in der recht: 
lihen Verfügung über ihre Subjtanz befteht. In übertragenem Sinne wird es 
daher gleichialls zu den Gegenjtänden der Konſumtion gezählt, wofür einen falſchen 
Grund angiebt $ 2 I. de usufr. 2,4. (Ueberhaupt jaffen Juſtinian's Injtitutionen 
den Begriff der res quae usu consumuntur zu weit und zählen demgemäß auc) 
Kleider dazu im Widerjpruche mit 1. 15 $4D. de usufr. 7, 1;1.983D. 
ususfr. quemadm. 7, 9.) 

2) Ein bejtimmtes gegenjeitiges Berhältniß gleichartiger ©. bezeichnet der Begriff 
ver Bertretbarfeit. Gegenfeitig vertretbar find alle diejenigen ©. einer bejtimmten 
At, zwiichen welchen nach der Anfchauung des Verkehrs feine qualitative Ver: 
Ihiedenheit beiteht. Die Römer nennen fie res quae numero pondere mensura 
constant, ala jolche, welche von anderen S. derjelben Art fich nur quantitativ unter: 
iheiden (I. 18 2 D. de obl. et act. 44, 7); indem ihre Bedeutung für den Ver— 
fer nicht auf individuellen Bejonderheiten der einzelnen S., jondern lediglich auf 
ihrer Eigenſchaft als bejtimmtes Quantum einer bejtimmten Materie beruht, jagen 
he von ihnen, daß fie (magis) in genere functionem recipiunt per 
solutionem quam specie (l. 2 $ 1 D. de reb. cred. 12, 1), woraus die 
Bexichnung der vertretbaren S. als fungibler entnommen it. Die vertretbare 
<. zar' #oyiv iſt dad Geld. Indem jeine Bedeutung für den Verkehr die eines 
beftimmten Werthquantums ift, find nicht nur alle Münzforten, welche an einem 
Orte die Bedeutung wirklichen Geldes haben, gegenjeitig vertretbar, jondern es ver- 
tritt auch das Geld alle anderen ©. in Anjehung ihres (Taufch-)Werthes. Indem 
begüglih jeder ©. für den Verfehr neben ihrer ſpezifiſchen wirthſchaftlichen Bedeutung 
die allgemeine ihres Werthes in Betracht kommt, iſt in gewiſſem Sinne jede durch 
Geld vertretbar. 

Zum Begriffe der res quae usu consumuntur verhält fich der Begriff 
a vertretbaren ©. jo, daß diejer in jenem enthalten ift; denn im Begriffe einer 

‚ deren beitimmungsgemäßer Gebrauch in deren Anfzehrung bejteht, liegt es, daß 
if individuelle Geſtalt dem Verkehre gleichgültig ift, jo daß fie vollftändig erießt 
wird durch andere aus denjelben Stoffen zujammengejeßte S. Dagegen ift im Be: 
griffe der Vertretbarkeit das Merkmal der VBerbrauchbarkeit nicht enthalten und find 
auch thatfächlich keineswegs alle vertretbaren ©. zugleich verbrauchbare. 


Cuellen: L 2, 1 de rerum divisione; 2, 2 de rebus incorporalibus. — D. 1, 8 
® dirisione un et 
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ualitate. — D. 43, 6—15. — Gai. I. 1—14. — Preuß. ER. 1.2 Mi. — 
Teer. BGB. $ 235 fi. — Code civil art. 516 ss. — BGR. für den Kanton Zürich art 
4 — Saal“ 308 ss 58—78. 
8it.: Girtanner, Jahrb. f. Dogm. III. ©. 207 ff. — Göppert, Meber einheitliche, 


—— und Sefammtjachen nad) Röm. Recht, 1 ‚De MWappäuß, Zur Lehre von 
töverfehr entzogenen Sadıen nad Roniiſchem und heutigem Recht 1867. 
Eiiele, —* das —æ— der res publicae in publico usu nad Röm. Recht, 1873 
fern du das Verzeichniß der aus Anlaß des Bajeler Seftungäftreited über ben „Gegen 
— gewechſelten Schriften). — v. Wächter, Württemb. Privatrecht s$ 36 
* 4; rielbe, Pand,, L. SS —— — Böding, Pand. des Röm. rivatrecht3, 
2. Au Auf, 58 67—77. — Bring, and, Par ss 125 fi. — Sintenis, Civilrecht, I. 
p.* fe — Windſjcheid, Pand., I. —147. — Unger, Defterr. Privatrecht, 
8-57. — Dern u Preuß. ———— 1. 88 60-67. — Stobbe, Deutſches 
— I. g8 63 ff Ba: Deutiches Privatrecht, 0 88 74—83; Derielbe, Baper. 
wilrecht2 Aufl., I. Hölder. 


8 


512 Sadıverjtändige. 


Sachverſtändige (civilproz) I. Die Lehre von den ©. ik eine der 
fontroverjenreichften im Civ. Prz. Vorfrage für die meiſten diejer Kontroverſen aber 
ift, welche Stellung überhaupt den S. im Giv.Prz. zuzuerfennen jei: die von Richter: 
gehülfen oder die von Beweismitteln? Die Gehülfentheorie ift zuerft von Gönner 
wiffenfchaftlich begründet worden. Nach ihm enthält der Wirkungskreis der ©. einen 
Theil des Richteramtes jelbft, find die ©. judices facti, ob nun ihre Thätigkeit 
darin beitehe, daß fie Wahrnehmungen rücdfichtlich beftrittener Thatjachen, welche 
eigentlich der Richter jelbft durch Augenfchein zu machen hätte, aber in Ermangelung 
der zur Wahrnehmung erforderlichen befonderen Kenntniffe nicht machen fann, für 
den Richter machen (wahrnehmende, darjtellende, beobachtende ©.); oder ob fie 
darin beitehe, daß fie aus feſtſtehenden Thatjachen die Schlüffe ziehen, welche der 
Richter für feine Urtheilsfällung bedarf, aber wiederum wegen Mangels der hierzu 
nöthigen technischen Ausbildung jelber nicht ziehen kann (urtheilende ©.). Diele 
ältere Gehülfentheorie, aus welcher man insbejondere die Konſequenz gezogen hatte, 
dat das S.gutachten eine der Rechtskraft jähige und mit Rechtsmitteln anfechtbare 
Sentenz jei, wurde jpäter aufgegeben: quia ad causam instruendam adhibetur artis 
peritus, super causa vero statuere judicis est, wie ſchon Mevius richtig erkannt 
hatte. Dagegen ift namentlich’ durch Wetzell die Anficht zur jet herrſchenden 


geworden, wonach die S. zwar nicht jelbjt Richter, aber allerdings Gehülfen des ' 


Richters, und zwar jtets unter Verwerfung des Unterfchiedes von wahrnehmenden 
und urtheilenden ©., bei der Urtheilsfällung find; „denn auch die ©., welche zum 
Augenschein zugezogen, dem Richter Worte oder Zeichen leihen, um das Wahr: 
genommene kunſtgemäß auszudrüden und darzuitellen, urtheilen ſchon“ (Wegell, 
S 44 N. 18). Die Hauptfonjequenzen diejer Auffaffung find, daß die Zuziehung 
von ©. jederzeit ex officio gejchehen kann, daß die Beſtimmung der Zahl und die 
Auswahl der ©. lediglich Sache des Richters ift; daß die ©. nad) Analogie der 
recusatio judicis abgelehnt werden fönnen; daß endlich die Grundjäße des Beweiſes 
auf fie feine Anwendung finden: daß insbefondere von einer Beweisantretung und 
Beweisaufnahme ebenjowenig wie von Gegenbeweis und Ergänzung durch richter: 
(ihen Eid die Rede ſein kann. — Waren diefen Anjchauungen gegenüber die ©. 
ihon von älteren Prozefjualijten und Geſetzen ala Zeugen behandelt und testes ge 
nannt worden, jo hatte doch jchon die Italieniſche Praris die Unterfchiede zwiſchen beiden 
Har erkannt (Strippelmann, ©. 54); und fand die Beweismitteltheorie, 
wie fie namentlih Schneider (Lehre vom rechtlichen Beweife, 88 176 ff.) ver 
theidigte, wonach der S. „ala Zeuge zu betrachten”, das Verfahren mit ©. ein 
reines Beweisverfahren und ftreng von der Verhandlungsmarime beherricht ift, auch 
in der Deutjchen Theorie und Praris wenig Anklang. Vielmehr befolgte die Praris 
des Gemeinen Prozefjes allgemein (vgl. Strippelmann, p. IV.) die gemijchte 
Theorie, wie fie namentlih Mittermaier dargelegt hat. Nach ihr find die ©. 
bald Beweismittel, bald Richtergehülfen, je nachdem die Nothwendigfeit ihrer Zu: 
ziehung fich im Beweisftadbium ergiebt, indem die Parteien den ihnen obliegenden 
Beweis nicht anders ala durch jachverjtändige Wahrnehmungen Dritter erbringen 
fönnen, oder erſt nach geführtem Beweis bei der Urtheilsfällung, indem dem Richter 
die Beurtheilung des vorliegenden jeftjtehenden TIhatjachenmaterial® nur auf Grund 
jachverftändigen Ermeſſens möglich ift. Für dem letzteren Fall acceptirt die gemijchte 
Theorie alle die von der Gehülfentheorie gezogenen Konjequenzen; für den erjteren 
Fall will fie die allgemeinen Normen des Beweisverfahrens überhaupt und die 
Grundjäße des Zeugenbeweijes insbejondere angewendet wifjen. — Neueſtens endlich 
hat Obermeyer eineverbejjerteBeweismitteltheorie aufgeftellt. Ausgehend 
davon, daß der Beweisbegriff (3. B. beim richterlichen Eid) von der Verhandlungs— 
marime unabhängig ſei; anfnüpfend ſodann an den Indizienbeweis, bei welchem die Be- 
weisthätigfeit zwiichen den Parteien und dem Richter getheilt jei, indem die Parteien 
vermöge einer „Beweisnachlaffung“ lediglich die Prämiffen einer Schlußfolgerung 





Sahverjtändige. 513 


darzuthun Haben, der Richter aber dann jelbit den Beweisgrund durch Folgerung 
beritelle; gelangt er zu dem Reiultat, daß auch dann, wenn der Richter dieje Schluß⸗ 
folgerung nicht ſelbſt ziehen könne, ſondern hierzu, ſei es ex officio oder auf Antrag 
der Parteien S. beiziehe, dieſe Beweismittel ſeien. 

II. De lege ferenda wird man ſich (mit Renaud, $ 113) für eine gemiſchte 
Theorie zu entjcheiden haben. Der Unterjchied zwiichen wahrnehmenden und ur— 
theilenden ©. ift nicht wegzuleugnen. Wollte man den Begriff des Urtheilens jo 
premiren, wie Wetzell es thut, jo würde man die ganze biäherige Beweislchre 
umiftoßen müffen. Denn jajt Alles, was man bisher thatjächliche Behauptung 
nannte und nur als folche für geeignetes Beweisthema erklärte, wird ich bei näherem 
Zufehen als Urtheil darjtellen (vgl. die von Obermeyer, ©. 58 zu R.50 Git.). 
Jeder finnliche Eindrud hat, jobald er uns flar zum Bewußtjein gekommen ift, 
einen Reflexionsprozeß durchgemacht und fich zum Urtheil gejtaltet. Der Zeuge, 
welcher ausjagt, daß das jtreitige Pferd eine Stute, urtheilt jo gut, wie der ©., 
welcher bekundet, daß es lungenrißig jei; und doch fann ein Zeugenbeweis nur über 
„Zhatjachen“ geführt werden. Niemand wird die Eideszufchiebung darüber, daß 
Probat einen Gegenjtand vom Probanten gekauft habe, für unzuläffig halten, und 
doch enthält dieje Ausjage zweifellos ein „Urtheil“, während der Schiedgeid nur 
über „Ihatjachen“ zuläffig ift. Die Unterfcheidung von Wahrnehmung und Urtheil 
ift mit anderen Worten allerdings eine „mur relativ gültige, aber unentbehrliche“ 
(Obermepyer, ©. 57). Die Grenze zwifchen beiden aber kann nach Alledem nur 
eine jubjektiv begründete jein: wo wir uns des Urtheilsvorganges bewußt, wo wir 
unferer Subjumirung einer fonfreten Erjcheinung unter einen abjtrakten Begriff inne 
werden, da jagen wir, wir „urtheilen“ ; wo wir vermöge unjerer Uebung und Ge— 
wöhnung die Urtheildoperation unmerklich vollziehen, da behaupten wir „wahr- 
zunehmen“. Der Geübtere, Eriahrenere, Gebildetere fieht und Hört und weiß da 
noch, wo der Ungeübtere, Unerfahrenere, Ungebildetere folgern und urtheilen und 
glauben muß. So ift Wetzell's oben citirte Behauptung nicht im Stande, den 
Unterjchied zwifchen wahrnehmenden und urtheilenden ©. zu bejeitigen, wie denn 
auch Wetzzell jelbit infonjequent genug die Scheidung der „lachverftändigen Zeugen“ 
von den ©. und ihre Auffaffung ald reine Beweismittel (Zeugen) adoptirt, obgleich 
fie fih doch nach feiner eigenen Definition von den „wahrnehmenden S.“ nicht 
weiter unterjcheiden, ala daß fie die Wahrnehmung, die fie jet befunden, nicht 
im Prozeſſe jelbit und zum Zwede der Bekundung, jondern ſchon früher und zufällig 
gemacht haben (Syft., $ 44 zu N. 14 und dazu Obermeyer, ©. 58 zu. 52; 
©. 61 zu N. 66 ff.). — Auf der anderen Seite beruht aber auch Obermeyer’s 
Anficht, daß auch der urtheilende ©. lediglich Beweismittel jei, auf unhaltbarer 
Prämiffe. Beim ©.-, wie beim Jndizienbeweis (vgl. wegen des leßteren Heusler, 
Archiv f. d. civ. Prx. LXI. ©. 230 ff.) ift die Beweisthätigfeit bereits zu Ende, 
wenn die Schlußiolgerung beginnt. Die leßtere ift nicht mehr Beweisführung, 
fondern Würdigung des geführten Beweijes; fie gehört zur urtheilenden Thätig— 
feit des Richters, die fich aus Beweiswürdigung und Rechtsanwendung zufammenjett 
Der urtheilende ©. aljo, welcher aus feftitehenden Thatſachen nach den Regeln jeiner 
Kunſt eine Schlußfolgerung auf die entjcheidende Thatjache zieht, beweiſt nicht mehr, 
fondern Hilft dem Richter einen Theil feines officium erfüllen. — Und jo ergiebt 
fic) von jelbjt, daß die urtheilenden ©. Richtergehülfen, und als ſolche durch- 
gängig dom Richter abhängig und nach Analogie deifelben den Parteien gegenüber 
zu behandeln; daß dagegen die wahrnehmenden ©. Beweismittel und als jolche 
den allgemeinen Grundjägen des Beweijes unterworfen, im Ginzelnen aber nad) 
Analogie der Zeugen zu behandeln find. 

II. Die Quellen des Gemeinen Prozeſſes, von welchen dag Röm, Recht die 
©. in Anwendung auf den Giv.Prz. nur im zwei, das Kanoniſche Recht nur in 
fünf Fällen, das ältere Deutiche Recht gar nicht erwähnt, bieten über unjere Frage 
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jo wenig fichere Anhaltspunkte, daß es fich nur Hieraus erklärt, wie faſt alle sub I. 
dargestellten Anfichten fich auf fie berufen können. Sicher ift mur dies, daß die 
Funktionen der urtheilenden ©. einſt vom Gericht jelbit verfehen wurden, was fid 
daraus erflärt, daß einerfeit3 entiweder das Urtheil von den Volksgenoſſen jelbit 
gefunden wurde, oder das Richteramt für die durch bejondere Sachkunde zu ent: 
jcheidenden Sachen an ©. (arbitri: vgl. inäbejondere Strippelmann, ©. 7 fi) 
übertragen ; andererjeits aber auch beim Rechtsgelehrten nicht nur justi atque injusti 
scientia, jondern auch divinarum ac humanarum rerum notitia borausgejeßt wurde 
(Strippelmann, ©. 4). Dem entiprechend ift auch heute da, wo die Richter: 
banf jelbit mit ©. beſetzt ift (3. B. in Handels⸗, See-, Gewerbegerichten), die Zu: 
ziehung von ©. als Richtergehülien bezüglich der einfchlägigen Fragen unnöthig 
(Dannov. Protof., VII. ©. 2318; Oeſterr. Entw. von 1876 $ 404; Deutiches 
GVG. $ 118); während im Uebrigen beim Richter heute nur Rechtskenntniſſe ver: 
muthet werden (arg. Deutichee GBG. SS 2 ff.) und ebendeswegen andermweite Fad- 
fenntniffe auch da, wo fie zufällig beim Richter fich finden, der richtigen Anficht 
nach (vgl. Gönner, Abhandl. 44, $ 8; Abhandl. 45, 84; Werell, S44 nad 
N. 10; Motive zum Deutichen Entw. von 1874 ©. 496 gegen Obermeper, 
©. 86 ff.) zur Beurtheilung nicht verwerthet werden dürfen. — Von den Partikular: 
gejegen Hatten fich die meiſten der gemifchten Theorie angefchlofjen (vgl. 3. 2. 
Corp. jur. Frideric. I. t. 38 7; II. t. 6 $ 13; Allg. Preuß. Ger. Ord. II. t. 10 
SS 383 fi.; t. 42 SS 14, 35; Baden 1831, 88 540, 541; Hannover 1850, 
ss 275 ff., 280; Lippe 1859, SS 49, 51; Meiningen 1862, Art. 95 fi., 100; 
Baden 1864, SS 491, 493, 494; Württemberg 1868, Art. 205, 500 ff.). Die 
neueften Entwürfe und Geſetze dagegen find von Wetzell's Gehülfentheorie be 
einflußt. Dies gilt insbejondere von der Deutichen CPO. 88 135, 367—379, 
und von dem mit derjelben weientlich übereinjtimmenden Defterr. Entw. von 1876, 
ss 215 Abi. 3; 392406. Dabei ift jedoch mit einer Halbheit verfahren, welche 
die ohnehin jo jchwierige Lehre nur gänzlich zu verwirren geeignet ift. Während 
die Motive zum Deutjchen Entw. von 1874 ©. 496 zunächſt Wetzell's Lehre ſammt 
feiner Begründung derjelben volljtändig adoptiren, jahren fie unmittelbar darauf 
fort: „Dies Prinzip ift in Verbindung mit dem Grundſatz der freien Beweis: 
würdigung für die Vorfchriften des Entwurfs über den S.-Bemweis maßgebend ge 
wejen“ ; nicht gewahrend, daß die Wetzell'ſche Gehülfentheorie die Anwendung dei 
Beweisbegriffes auf die ©. total ausschließen müßte, daher denn auch Wepell 
jelbjt ausdrüclich gegen die Bezeichnung und Behandlung der S. ala Beweismittel 
protejtirt (Syft. $ 44 N. 14 und 16). Und dieje Prinzipienlofigkeit (die übrigens 
auch jchon in den Hannov. Protof., XV. ©. 5718 ff., zu Tage tritt) ſpiegelt ſich 
auch überall im Geſetz jelbft wieder. Während unter Ausjcheidung der jachveritän 
digen Zeugen von den ©. (Deutiche CPO. $ 379; vgl. Oeſterr. Entw. 3 406) 
die Gehülfentheorie in ihren Hauptkonſequenzen ausdrüdlich janktionirt ift (vgl. oben 
sub I. und gleich unten sub IV.), werden die ©. doch nicht nur ala Beweismittel 
bezeichnet (Deutiche EPO. $ 324 3. 2; Rubrik des 8. Tit. in Buch II. Abſchn. 1: 
„Beweis durch S.“), jondern auch ala folche behandelt, indem die Lehre von den 
©. mitten unter den Beweismitteln geregelt, auf die S. ausdrücklich die Vorjchriften 
über den Zeugenbeweis als analog anwendbar erklärt (SS 367, 371); von Beweis 
antretung, Beweisbeichluß, Beweisaufnahme mit namentlicher Beziehung auf die ©. 
gehandelt iſt (SS 368, 324, 370). Damit find die S., ſoweit fie Beweismittel 
find, in dubio auch den übrigen Regeln des Geſetzes über den Beweis unterworien, 
jo der des $ 258 oder der de $ 437 u. ſ. w., was in direftem Widerſpruch mit 
der Gehülfentheorie fteht (vgl. Mittermaier, $6 ©. 135 ff; Wetzell, 54 
nah NR. 37). Wieweit aber die ©. als Beweismittel zu betrachten find, darüber 
fehlt e8 nicht nur im Geſetz an jedem Anhalt, jondern nehmen auch die Motive den 
letzten, indem fie den Unterjchied zwiichen wahrnehmenden und urtheilenden S. mit 
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Wetzell verwerfen. — Bei diejer Sachlage wird nichts übrig bleiben, als die 
Motive bei Seite zu ſetzen und durch Wiederaufnahme des Unterichiedes von wahr— 
nehmenden und urtheilenden S. der geieglichen Doppelauffaffung der ©. ala Be— 
weismittel und ala Richtergehülfen Sinn und Verſtand zu geben. Zu beachten ift 
jedoch dabei, daß nach der Faſſung des Gejeges die aus der Gehülfentheorie aus» 
drüdlich aufgenommenen Konjequenzen auch auf die ala Beweismittel zu betrachtenden 
©. angewendet werden müflen. 

IV. Das Detail der Lehre, für welches die Italienische Praris Hauptquelle im 
Gemeinen Prozeß war (Strippelmann, ©. 33 ff.), umfaßt insbejondere die 
Tragen der Offizialbeiziehung, der Wahl und Beitimmung, der Initruftion, Ber 
eidigung und Vernehmung der ©., der Bedeutung ihres Gutachtens für Parteien 
und Gericht. — Die erite Frage würde an fich dahin zu beantworten jein, daß die 
wahrnehmenden ©., weil fie Beweismittel find, der Beweis im Giv.Prz. aber prin= 
zipiell der Verhandlungsmarime unterftellt werden muß (Wendt, Archiv. f. d. 
civ. Pre. LXIII. ©. 261 ff.), ausschließlich von den Parteien durch Beweisantretung, 
daß dagegen die urtheilenden S. ala Richtergehülfen ausschließlich vom Richter in 
den Prozeß einzuführen wären. Neigte jedoch ſchon die ältere Theorie und Praris 
dahin, hier die Verhandlungsmarime zu durchbrechen (OÖbermeyer, ©. 41), jo 
hat die Deutihe CPO. $ 135 (ebenfo Deiterr. Entw. $ 215 i. f.) das Recht des 
Richters, ©. ex officio beizuziehen für jede Lage des Prozefles ohne Untericheidung 
von wahrnehmenden und urtheilenden ©. jchlechtweg anerkannt, in Entmündigungs- 
ſachen überdies eine richterliche Pflicht der Zuziehung ftatuirt (SS 598, 599, 612). 
Bon einer Beweisantretung durh S. (Deutiche CPO. $. 368; vgl. $ 392 Dejterr. 
Entw.) fann daneben nur bei wahrnehmenden ©. die Rede jein; der Antrag der 
Parteien auf Zuziehung urtheilender ©. ift nur „Anregung einer von Amtswegen 
zu bethätigenden Maßregel" (Seuttert, Kommentar zu 8 368). — Die Aus— 
wahl und Beitimmung der Zahl der ©. tft ſodann von der Deutichen EPD. 8 369 
(Oeſterr. Entw. $ 393) unterichiedslos in die Hände des Gerichts gelegt. Das Geſetz 
hat dadurch der gemifchten Theorie gegenüber, welche die wahrnehmenden ©. durd) 
Benennung einer gleichen Zahl jeitens der beiden Parteien aufftellen läßt (Mitter- 
maier, ©. 128), die Gehülfentheorie fonjequenter als Wetzell jelbjt durchgeführt, 
. welcher den jchon von Rivinus gemachten, von Doktrin, Praris und Gejegebung 
vielfach adoptirten Kompromißvorfchlag ſich zu eigen gemacht hat, „wonach beide 
Parteien geiondert in gleicher Zahl ihre ©. benennen, der Richter aber einen Ob— 
mann dazu thun ſoll“ (Wetzell, $44 N. 22; Obermevyer, ©. 101 N. 38 ff.). 
Doh bindet es das freie richterliche Ermeſſen nach zwei Seiten: das Gericht ſoll, 
wenn für gewiffe Arten von Gutachten S. öffentlich bejtellt find (val. 3. B. RGeſ. 
vom 11. Juni 1870, betr. das Urheberrecht an Schriftwerken 5 31; RGeſ. vom 
11. Jan, 1876, betr. das Urheberreht an Muftern S 14; RGeſ. vom 10. Yan. 
1876, betr. den Schuß der Photographien $ 10 u. ſ. w.), fich regelmäßig an dieſe 
halten. Sat nun dieje Beichränfung auch vom Standpunkte der Deutichen CRD. 
aus nichts Auffallendes,, jo fteht dagegen mit demjelben in jchroffften Wideripruch 
die Vorſchrift des $ 369 Abi. 4 (die denn auch der Oeſterr. Entw. richtig ver: 
mieden hat), wonach das Gericht an die durch Vereinbarung der Parteien beftimmten 
Perjonen gebunden ift. Dieſe, gleich der vorigen durch die Reichstagskommiſſion in’s 
Geje aufgenommene Beitimmung wurde als eine Konſequenz der Berhandlungsmarime 
beantragt und gebilligt (Kommiſſionsprotokolle, S. 141). Allein dieje hat eben mit 
dem ganzen Standpunkt der Deutichen CPO. nichts zu thun. — Die viel beftrittene 
Frage, ob und inwieweit ein S.-Zwang zu ftatuiren jei (vgl. Hannov. Protof. VII. 
©. 2332 ff.), — welche für das Gem. Recht, insbefondere mit Hinweis darauf, daß 
für einen jolchen kein Bedürfniß eriftire, und daß er undurchführbar fei, überwiegend 
verneint (vgl. die Gitate bei Nenaud, $ 149 N. 32; Obermeyer, ©. 123 
N. 48 und 49); dagegen insbefondere von Weg ell (vgl. außerdem die bei Renaud, 
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l. c. Cit.) mit Berufung auf das munus publicum der ©. als Richtergehülien be— 
jaht wurde, — ift zwar von der Deutichen CPO. $ 372 (Deiterr. Entw. $ 396) 
prinzipiell ebenjall3 verneint, das Prinzip aber durch die ftatuirten Ausnahmen 
nahezu annullirt worden (Obermeyer, ©. 126). — Bezüglich der frage der 
Ablehnung der ©. durch die Parteien müßte die gemijchte Theorie untericheiden, 
ob die S. ald Beweismittel produzirt wurden, in welchem Fall Probat durch Be 
weiseinreden ihre Untüchtigkeit oder Verdächtigfeit, wie bei Zeugen, geltend zu machen 
hätte, oder ob die ©. als Richtergehülfen beigezogen waren, wo die Parteien ein 
Ablehnungsrecht nach den Grundjäßen der Rekuſation der Gerichtäperfonen haben 
würden (vgl. Mittermaier, $ 4 ©. 131). Die Deutiche CPO. $ 371 (Deiten. 
Entw. $ 395) gedenkt Lediglich des leßteren Rechtes. — Der Gritattung des Gut- 
achtens Hat die Inſtruktion und — außer bei Verzicht beider Parteien — die Be 
eidigung des ©. voranzugehen. Die Art der Injtruftion muß dem richterlichen 
Ermeſſen anbeimgejtellt werden (vgl. indeffen Defterr. Entw. $ 399). Der S.Eid 
aber war von jeher promifioriich (juramento antea praestito: J. 20 C. 4, 21; „vor 
Gritattung des Gutachtens” : Deutiche CPO. $ 375) und muß jo formulirt fein, 
daß er jeden Grad der Meberzeugung trifft („nach beitem Wiſſen und Gewiſſen“: 
Deutihe CPO. $ 375; vgl. auch ſchon KGO. von 1555, I. t. 85), während die 
Aelteren den ©. bald de veritate, bald de credulitate jchwören ließen. — Die Be 
gutachtung jelbit kann, wie jchon nach Gem. Recht, jo auch nach den neueiten Ge 
jegen, nach Ermeſſen des Gerichts mündlich oder jchriftlich (Deutiche CPO. $ 376; 
Defterr. Entw. $ 400); fie fann bei Webereinftimmung der ©. gemeinfam erfolgen 
(DOefterr. Entw. $ 401; für die Deutiche CPO. beitritten; vgl. die Cit. bei Ober: 
meyer, ©. 155 N. 45). Das Gutachten ſoll nach der überwiegenden Anficht der 
Schrütfteller (Renaud, $ 149 N. 45) mit Gründen verfehen fein; nach dem Deftern. 
Entw. $ 401 kann der Richter dies verordnen; nach $ 376 Abf. 2 vgl. mit $ 361 
Deutihe CPO. kann er eine Erläuterung des ohne Gründe abgegebenen Gutachtens 
vom ©. verlangen. — Ob die Parteien ein Recht darauf haben, der mündlichen 
Vernehmung des ©. beizumwohnen, wird ebenjo wie die frage, ob ihnen eine Be 
fümpfung des abgegebenen Gutachtens durch ein Beweisdiiputirverfahren zu gejtatten 
jei, davon abhängen, ob und inwieweit man die S.vernehmung ala Beweisaufnahme 
anfieht (vgl. SS 322, 258 Deutiche CPO.). — Was aber endlich die Stellung de 
Richters zum Gutachten anlangt, jo ftritt man im Gemeinen Prozeß jowol darüber, 
ob der Richter an das übereinjtimmende Gutachten der ©. gebunden ſei oder daflelbe 
jeiner freien Würdigung unterliege? als auch darüber, wie der Richter in Kollifions- 
fällen fich zu verhalten habe? War man insbefondere jet Gönner (Abb. 45 
z8 18 ff.) geneigt, das übereinjtimmende Gutachten für formal bindend zu erklären, 
in Kollifionsfällen aber bei Schäßungen eine Durchichnittsberechnung (nad) „Schürzen”) 
anzuitellen, bei anderen Begutachtungen die Majorität der ©. entjcheiden zu laflen, 
reip. im Fall der Stimmengleichheit dem Richter die Zuziehung weiterer S. oder 
eines Obmann zu geitatten bzw. zu gebieten; hatte dann die Lehre von Walther 
(S. 286 ff.), daß in jedem Kollifionsfall, außer wo es fich um Schäßungen handle, 
„Kunſt- und ©. von bewährterer Gejchidlichfeit, oder, wo es zu haben ift, ein 
ganzes Kollegium derjelben“ Zweds nochmaliger Prüfung der divergirenden Gut— 
achten und Abgabe eines „Obererachtens“ zuzuziehen jeien, vielen Anklang gefunden 
und mehrfach zur ftaatlichen Grrichtung oberjter jachmännijcher Kollegien geführt, 
jo hat fich dagegen die neuejte Gejeggebung wieder dem jchon von der älteren Doktrin 
und Gejeggebung befolgten (j. die Nachweife bei Obermeyer, ©. 170 ff.; ©. 181 
N. 79 und 81) und auch vom Code proc. civ. art. 323 und vom Code di proced. 
civ. del regno d’Italia art. 270 vertretenen Grundſatz der freien Würdigung der Gut: 
achten zugewandt. Dies iſt auch der Standpunkt der Deutichen CPO. (umd dei 
Defterr. Entw.), wie derjelbe nicht nur von den Motiven bezeugt wird, welche aber 
von ihrem Standpunkt aus völlig inforreft von freier Bemweismwürdigung jprechen, 
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iondern insbeſondere Ausdruck gefunden hat für Begutachtungen im engeren Sinne 
in $ 377 des Geſetzes ($ 402 Dejterr. Entw.), für Schägungen in $$ 3 und 260 
daielbft (SS 17, 298, 411 Oeſterr. Entw.). 

Lit.: Dal. die umfafjenden Literaturangaben bei Walther, Arch. f. d. civ. Prar. XXVI. 
©. 14—109 (bis 1841); bei Wepgell, Soflem, ; 44 NR. 10; bei Renaub, Lehrb. $ 113 
Nr. — orzubeben find: Gönner, gm ; I. Abh 4 und 45. — Mitter— 
maier, Arch. f. d. civ. Prar. II. ©. 119 ff. — €. F. H. Diedrichs, Diss. de indole 
probationis per artis peritos, 1838. — Walther, I. c. — Strippelmann, Pie ©. im 
Einilpeogefle. — Pinuanfügen find: Heusler, Arch. f. d. civ. Prax. LXI. ©. 261 fi. — 
®endt, ebenda LXIII. ©. 265 ff. — Obermepyer, Lehre von den S. im Civilprozeß, 
1580. Birkmeyer. 


Sachverſtündige (itraipr.). I. Sachverſtändige (Kunſtverſtändige, ex- 
pertes) find Perſonen, welche durch ihre Ausbildung für einen beſtimmten Beruf und 
durh die bei Ausübung defjelben gejammelten Erfahrungen die Berähigung erlangen, 
dem Gerichte die Auskunft zu ertheilen, ohne welche gewiffe Ihatjachen, weil zu 
dern Beobachtung und Beurtheilung die allgemeine Befähigung nicht ausreicht, mit 
Beruhigung nicht jeitgeftellt werden können. Die Entwidelung des Beweisrechtes 
in der Richtung der freien Beweiswürdigung hat auch in Bezug auf die Stellung 
der &. namentlich im Strafprozeß eine wejentliche Aenderung und Klärung mit fich 
gebracht. Der Zug des älteren Beweisrechtes ging dahin, möglichjt objektive Er— 
probungen der Thatſachen zu erzielen und dem Richter die Beſtandtheile feines Ur— 
tbeiles, wie bereits behauene Quabderfteine, fertig zu liefen, jo daß er fie nur ein— 
zufügen hatte. Daraus entwidelte fich zunächit die Tendenz, möglichit viele Fragen 
©. zujumweifen, und nicht gerade genau zu unterfuchen, ob es fich denn überhaupt 
um einen Gegenitand handelt, zu defjen Beobachtung und Beurtheilung eine bejon- 
dere Berufsbildung erforderlich ift und ob gerade in die Berufsiphäre dieſer be- 
fimmten S. die Tragen fallen, auf deren Löfung e8 ankommt. Man ift 3. B. noch 
Beute nicht abgeneigt, etwa den Büchjenmacher darüber zu befragen, ob ein be= 
fimmter Zuftand einer durchlöcherten Glasſcheibe auf einen Schuß und ob er auf 
enen aus der Nähe oder aus der ferne abgeieuerten fchließen laſſe. In einem vor 
einigen Jahren verhandelten Fall, der Europäiſches Auffehen erregte, hing die Ent— 
Kheidung weientlich davon ab, ob und wie ein menfchlicher Körper über eine Fläche 
don einer beftimmten Neigung binabrollen könne, und man war jehr verfucht, 
dis ätztlicher Beurteilung anheimzuftellen. Es kommt vor, daß man es 
als Gegenitand ärztlicher Beurtheilung anfieht, ob Jemand einem bejtimmten 
Angriff oder Sturz gegenüber die Hände eher abwehrend vor fich Hinftreden oder 
Mügend über fich breiten werde. Vermeiden läßt es fich ohnehin nicht, daß ©. den 
Imen mit Recht abgeiorderten Ausspruch jchließlich auf ſolche Thatmerkmale ſtützen, 
die Jedermann beobachten und beurtheilen kann. Es wird es den Nerzten Niemand 
Derargen können, wenn fie 3. DB. erflären, durch den Umjtand, daß nach Lage der 
Verhältniffe das Werkzeug, womit eine beftimmte Art der Tödtung allein zu bes 
erftelligen ift, nicht vorhanden fein konnte, zur Ausſchließung dieſer Tödtungsart 
beftimmt zu fein. Allein es folgt daraus allein jchon, daß jene objektive Beweis— 
kait, welche einft dem Spruch der S. vindizirt wurde, demfelben nicht innewohnen 
Üinne, daß er für fich allein den Richter nicht beruhigen dürfe und daß dieſer die 
Verpflichtung habe, jehr genau zu prüfen, ob derjelbe auf Grundlagen ruhe, über 
die er ſich eine jelbftändige Meinung nur auf die Gefahr hin bilden kann, daß er 
als der jchlechter Unterrichtete ich über den beffer Unterrichteten ftellt. Es ift daher 
der Spruch der S. immer nur eine Auskunft, auf Grund welcher der Richter die 
Ihatfache feftzuftellen hat, und eben darum der Herrſchaft der freien richterlichen 

frdigung nicht entrüdt. Damit ift auch eine zweite in früherer Zeit, namentlich 
Mr dem Boden des Gemeinen Deutjchen Inquiſitionsprozeſſes, hervorgetretene Ten— 
den jurüdgedrängt, die dahin ging, die ©. nicht ala Ausfunftsperfonen, ſondern 
als einen Theil des Gerichte („Gehülfen des Richters“, als welche fie übrigens 
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noch die Motive zur Deutichen Straf PO. [S. 59] bezeichnen, ohme damit fich der 
hierdurch gewöhnlich ausgedrüdten Auffaffung anichließen zu wollen, da nur be 
gründet werden joll, dat der Nichter die ©. zu wählen Habe) oder, was richtiger 
und deutlicher ift, ihren Spruch nicht als ein Beweismaterial, jondern als einen 
technifchen Richteripruch aufzufaffen, eine Tendenz, die in dem Vorkommen jtändig 
beftellter ©., in der Uebertragung der funktionen derfelben am ſachverſtändige 
Kollegien u. dgl. Unterftügung fand. Im Gegenſatz hierzu wurde wieder anderswo, 
zum Theil jelbit in Frankreich, ganz befonders aber in England, der Gigenart der 
Stellung des S.beweijes unter den Beweismitteln nicht genügend Rechnung getragen, 
indem man die ©. lediglich al® Zeugen und dann gewöhnlich als ausgeiprochene 
Belaſtungs- oder Entlaftungszeugen behandelt. 

Die Eigenart der Stellung der S. und damit ihre progeflualiiche Stellung be 
ruht aber auf Folgendem: 

1) Der gewöhnliche Zeuge ift durch die Greigniffe und Vorfälle gegeben, welct 
er wahrzunehmen, meift zufällig und faſt niemals durch gerichtliche Veranſtaltung, 
in die Yage gefommen ift; er fann je nad dem Stande der Sache durch andere 
Perſonen, welche in derjelben Lage waren, fontrolirt, widerlegt, beftätigt und jelbit 
erießt werden, aber auch diefe Perjonen find gegeben und können nicht ausgewählt 
werden. Dagegen wird der ©., fo weit er über Wahrnehmungen auszufagen bat, 
eigens berufen, damit er diefe Wahrnehmungen mache. Die ©. fünnen ausgewählt 
werden, umd zwar unter ihre Unbeiangenheit möglichjt verbürgenden Umſtänden, die 
Zeugen find gegeben. Auch auf einen bedenklichen Zeugen fann man nicht verzichten, 
ohne uneriegliche Mittel der Aufklärung zu verlieren; der ©. fann in der Kegel 
leicht erſetzt werden. 

2) Der Zeuge ift fich im Augenblick, wo er den Gegenitand feiner jpäteren 
Ausjage wahrnimmt, in der Regel deifen nicht bewußt, daß er darüber ein Zeugnik 
abzulegen haben werde, während beim ©. jchon die Wahrnehmung unter den Ge 
fichtspunft einer berufsmäßigen und zielbewußten Ihätigfeit, der Beobachtung und 
Unterfuchung, tällt. 

3) Der Zeuge joll über nadte Thatiachen ausjagen, die er wahrgenommen bat, 
und fich darauf beichränfen. Dies ift zwar nicht unbedingt zu erreichen; unſere 
Grlebnifie haften in uns jelbit ſchon in der Geftalt von Urtheilen. Allein wenn 
der Zeuge unter den vor Gericht an ihn geftellten Fragen diefe Urtheile wieder auf 
ihre Elemente zurüdgeführt und diefelben dem Gerichte dargelegt hat, iſt letzteres 
auch vollfommen in der Lage, ſich an feine Stelle zu jegen und unter Anwendung 
der allgemeinen Denfgejeße und Yebenserfahrungen jene Urtheile zu überprüfen. 
Dies it beim ©. jchon, joweit es fich um die Wiedergabe jeiner Wahrnehmungen 
handelt, nicht der all; er hat eine bejondere Berähigung zur Beobachtung und 
Unterfuchung, feine Beichreibungen des unmittelbar Wahrgenommenen enthalten be 
reits die Anwendung fachwiffenichaftlicher Kategorien, fie bilden Urtheile, die der 
Richter nicht ohne jachveritändige Beihülfe in ihre Elemente auflöfen und deren 
Glemente, auch wenn fie aufgelöft vor ihm liegen, er nicht unmittelbar verwerthen 
kann. 

4) Kann der Richter manchmal in den Fall kommen, den Zeugen um die 
Folgerungen zu fragen, welche er aus ſeinen Wahrnehmungen zog, jo wird dies 
jeinen Grund nur darin haben, weil dies oft allein die Möglichkeit bietet, die 
Wahrnehmungen jelbit wieder aufleben zu machen und den Zeugen zu deren Wieder: 
gabe zu bringen. Dagegen soll der ©. in der Regel die Folgerungen aus feinen 
Wahmehmungen ziehen und dem Richter darlegen, und zwar durch Anwendung der 
ihm allein, nicht aber dem Richter befannten allgemein gültigen Gejege feiner Willen: 
ichait oder Kunſt auf den fonfreten Fall. In beiden Fällen muß der Richter in 
die Yage gebracht werden, die Richtigkeit der fyolgerung zu prüfen; allein während er 
vom Zeugen nur in Bezug auf die Wiedergabe der Wahrnehmungen abhängig iſt, muß 
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er vom S. auch die Darlegung der allgemeinen Geſetze entgegennehmen und kann 
daher nur die Anwendbarkeit derjelben auf die konkreten Thatjachen prüfen. 

Mas der ©. dem Gericht bietet, ijt aljo ein zweifaches: 1) Die Daritellung 
der von ihm gemachten Wahrnehmungen (mit Einjchluß der zu diefem Zwecke an— 
geitellten Unterfuchungen und PBerjuche), der Befund, Sacbefund, Sichtbetund, 
visom repertum, rapport; 2) die Darlegung und Begründung der von ihm aus 
diefen Wahrnehmungen gezogenen, für den Straffall erheblichen Folgerungen, dag 
Gutahten, Kunjturtheil (parere, avis). Nun find aber dieje beiden Auf— 
gaben in fich jehr verjchieden und lajjen eine jehr verjchiedene prozeffualijche Ges 
haltung zu: Der Befund gejtattet in der Regel feinen Auffchub, iſt auch oft von 
ortlichen Berhältnifien abhängig, jo daß die Auswahl der ©., welche ihn aufnehmen 
jollen, oft eine jehr beengte it. Dagegen gejtattet er jofortige Firirung des Wahr: 
genommenen durch Niederichrift, Zeichnung oder jonjtige Nachbildung und iſt dieſe 
ungefäumte Fixirung jo wejentlich, daß ihre Unterlaffung durch ganz bejondere Ver— 
hältniffe gerechtfertigt werden müßte, um ohne folche einen Befund noch entgegen= 
nehmen zu dürfen. Dazu fommt auch noch, daß der Vorgang der ©. bei Auf: 
nahme des Bejundes unter gerichtlicher Leitung und Beurkundung ſteht, obgleich 
Dieie nicht immer eine fonjtante jein kann (Deutiche StrafPO. $ 78; Deiterr. 
s 122). Alles dies bewirkt, daß der Beiund von der allgemeinen Pegel bezüglich 
* Vorzuges der Mündlichkeit eine Ausnahme macht, daß nämlich Hier die Nieder: 
khrift wertvoller ijt, als der jpätere mündliche Bericht, und eben darum, wenn 
jme bedenklich geworden ift, eine Erneuerung des Befundes mehr Aufklärung ver: 
ipriht, ala eine erneute Vernehmung der ©. über denjelben. — Dagegen jtüßt ſich 
das Gutachten auf den Berund; ed kann aber in anderweitigen Materialien des 
Straiprogefjes noch weitere Grundlagen finden, eben darum durch die jpäteren Ergeb— 
niſſe des Prozeſſes modifizirt und ala endgültig erit nach völliger Aufklärung des 
Sachverhaltes, aljo am Schluß des PVerfahrens, angejehen werden. Das Gutachten 
it aber auch unabhängig von der Perfon, welche den Befund beurfundet hat, und 
meiitens in höherem Grade als diejer abhängig von der technifchen Tüchtigkeit des— 
jenigen, der e& abgegeben hat. Was die äußere Form der Gritattung derjelben be= 
trifft, jo wird hier im Allgemeinen die mündliche Darlegung durch die Natur der 
Sache nicht gehindert, und fie wird jehr Häufig die richtige Auffaſſung der Anficht 
der ©. umd ihrer Begründung, die Bejeitigung von Zweifeln und Mikverjtändnifien 
weientlich fördern. Nicht immer werden übrigens im Strafprozeß Berund und 
Gtahten figuriren; es kann vorfommen, daß der Befund genügt, zumal wenn es 
Ach um die fachkundige Firirung von Thatſachen handelt, deren Beurtheilung feine 
Fachlenntniſſe Fordert (Aufnahme von Plänen, Meſſungen u. dgl.); es kann aber 
uch die Möglichkeit der Aufnahme des Berundes fehlen und dann müſſen die 
Grundlagen des Gutachtens durch Zeugenausfagen (natürlich, womöglich, durch 
lahverftändige Zeugen, d. i. Perſonen, welche zwar jachkundig find, aber ihre 
Babmehmungen zu einer Zeit und unter Umftänden machten, wo fie nicht als ©. 
fungirten — vgl. $ 85 der Deutichen StrafP OD.) beichafft werden. Alle diefe Ver— 
bältmiffe üben wejentlichen Einfluß auf die prozeſſualiſche Gejtaltung. 

I. Die Beftimmung der ©. hängt von ganz anderen Gefichtspunften ab, 
ala die der Zeugen. Schon die Borfragen, ob ©. beizuziehen jeien, welcher Art ie 
kin jollen und in welcher Zahl erforderlich, fünnen in gleicher Weije bei Zeugen 
mcht auftauchen. Nach $ 73 der Deutſchen StrafPO. erolgt „die Auswahl der 
=. und die Beitimmung ihrer Anzahl durch den Richter“. Der Sat iſt aber eigent- 
lich nur für die VBorunterfuhung richtig. Bezüglich) des Vorbereitungsverfahrens 
\ät $ 160 der StrafPO. die Auslegung zu, die ihm Löwe (bei diejem Paragraph 
und ba 373 N. 3a) und Geyer (. Holtzendorff's Handb., I. ©. 240) geben, 
daB nämlich der Staatsanwalt, der die Vornahme der „Unterfuchungshandlung“ 
beantragt, auch die S. namhaft macht und dab der Amtsrichter fich an diefen An— 
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trag halten müfje, wenn er nicht gejegwidrig ift. Andererjeits fteht die Vorbereitung 
der Beweisaufnahme in der Hauptverhandlung wmweientlich in der Sand der Staats 
anmwaltichait und des Angeklagten, nur fuppletorifch in der des Gerichtes (j. d. Art. 
Beweisverfahren). Nach dem in diefer Hinficht zur Geltung gebrachten Grund» 
jage ift eine pofitive Vorjorge für die Unbefangenheit der ©. dem Gericht nicht 
möglich; es werden die ©. daher je nach der Parteiftellung, welche auf ihre Be 
rufung Einfluß gewinnt, den Belaſtungs- und Entlaftungszeugen zur Seite geftellt 
fein, und dies wirkt vermöge des $ 193 der StrafPO. über die Mitwirkung der vom 
Angeichuldigten benannten ©. bei dem Augenjcheine auf die Vorunterfuchung zurüd. 
Die Regel des 8 73, daß für ein beitimmtes Fach öffentlich beitellte ©. 
nicht ohne bejonderen Grund umgangen werden follen, bindet wol auch nur den 
Richter und den Staatsanwalt. — Nach $ 119 der Oeſterr. StrafPO. ſteht die 
Wahl der ©. (mit der gleichen Beichränfung bezüglich der „bei dem Gerichte blei— 
bend angeftellten“) dem Unterfuchungsrichter zu. Bezüglich der Zuziehung zur 
Hauptverhandlung ergiebt fich aus den für die Vorbereitung des Berweismaterials 
geltenden Grundjäßen (f. d. Art. Beweisverfahren), daß beide Parteien An— 
träge zu jtellen berufen find, die Entjcheidung aber jtets dem Gerichte zukommt. 

II. Die Zuläffigkfeit der vom Richter in Ausficht genommenen oder von 
den Parteien angebotenen ©. richtet fich nach folgenden Grundfäßen: Die Frage der 
technifchen Berähigung wird im Allgemeinen durch die dieſelbe bedingende Be— 
rufsjtellung und durch die Erwägung, welche Art von ©. der Tall verlangt, ihre 
Erledigung finden (j. II.) Es iſt aber auch nothiwendig, für die Unbefangenheit und 
Verläßlichkeit der ©. im gegebenen Falle Bürgjchaften zu gewinnen; und bierin 
tritt allerdings hervor, daß während die Ausfage des S. der eines Zeugen näber 
fommt, ala dem Spruch eines Nichters, feine perjönliche Stellung mehr der des letz— 
teren ähnlich ift. Es liegt daher nahe, in ähnlicher Weiſe, wie bei Richtern, eine 
Ablehnung (ſ. diefen Art.) eintreten zu laffen. Nach 8 74 der Deutichen Strai- 
PO. ift diefelbe im ganzen Umfange, wie bei Richtern, aljo auch wegen vorhandener 
Ausichließungsgründe (mit Ausnahme des Falles der Vernehmung als Zeuge in 
derjelben Strafjache) zuläffig. Eine eigentliche Ausſchließung findet nicht ftatt, aus— 
genommen nach $ 87 bei der Leichenöffnung bezüglich desjenigen Arztes, welcher 
den Beritorbenen „in der dem Tode unmittelbar vorhergegangenen Krankheit be— 
handelt hat“. Die Ablehnung kann nach $ 83 der StrafPO. auch nach Gritattung 
des Gutachtens mit Erfolg ftattfinden; der Erfolg befteht aber nur darin, daß Anlak 
fein fann, das Gutachten eines anderen ©. einzuziehen; infoweit der Ausdrud auch 
den Sachbefund mit umſchließt, wird lehterer nicht unwirkſam, zumal auch die Ver: 
nehmung des Abgelehnten ala jachveritändigen Zeugen nicht unzuläffig ift. Der ©. 
hat „vor Gritattung des Gutachtens“ einen Eid zu leilten ($ 79 D. Straf D.). Perfonen, 
welche als Zeugen nicht beeidet werden dürfen, können daher auch nicht als ©. fungiren ; 
wenn Löwe dies auf die Hauptverhandlung bejchräntt, jo hängt dies mit der unten 
zu erörternden Trage nach dem Zeitpunkt der Beeidigung zufammen. Auch die 
Defterr. StrafPO. ($ 120) geht bei Sicherung der zweckmäßigen Auswahl der 
©. von diejem doppelten Ausgangspunkte aus: einerjeits, daß „Perfonen, welche in 
einem Unterfuchungsfalle als Zeugen nicht vernommen oder nicht beeidet werden 
dürften“, jowie nahe Verwandte des Beichuldigten oder Verletzten, bei jonitiger 
Nichtigkeit, nicht ala ©. beizuziehen find, andererjeits daß jtatt derjenigen ©., wider 
welche der Ankläger oder der Beichuldigte „erhebliche Einwendungen“ (welche fich 
allerdings nicht auf den Mangel der Unbeiangenheit bejchränten müffen, auch die 
technifche Gignung betreffen können) vorbringt, durch andere zu erjegen jeien, ſofern 
nicht Gefahr am Verzuge haftet. Bezüglich des Arztes, welcher den der Autopfie zu 
unterziehenden Berjtorbenen „in der jeinem Tode allenfalla vorhergegangenen Krank- 
heit behandelt hat“, it im $ 128 der Defterr. StrafPD. nur vorgeichrieben, daß 
er in der Regel „zur Gegenwart bei der Leichenbeichau aufzufordern jei“. Allein in 
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$ 7 der noch gültigen Vorjchrift über die Vornahme der gerichtlichen Todtenbeichau 
(vom 28. Januar 1855) heißt es, er jei, „der Umparteilichkeit des Urtheils wegen, 
wo ed nur immer möglich ijt, als bejchauender Arzt nicht zu verwenden“. 

IV. Die Verpflichtung, fih als ©. verwenden zu laflen, ift jowol in der 
Deutichen ala Dejterreichiichen StrafPO. ausdrüdlich ftatuirt ($ 75 der Deutichen 
StrafPO., $ 119 der DOefterr. StrafPO.). Eritere jchränft die Pflicht auf die 
Fälle ein, wenn der Emannte „zu Gritattung von Gutachten der erforderten Art 
öffentlich beftellt ift oder die Wiſſenſchaft u. ſ. mw. Öffentlich zum Erwerbe ausübt, 
oder zur Ausübung derjelben öffentlich beftellt oder ermächtigt ijt, oder fich zur 
Gritattung des Gutachtens“ „vor Gericht bereit erklärt“ Hat. Nach $ 76 der 
Deutichen StrafPD. berechtigen diejelben Gründe zur Verweigerung des Gutachtens, 
wie zur Verweigerung des Zeugniffes. (Nach der Defterr. StrafPO. wird in allen 
Fällen, wo dies praftifch werden kann, der ©. auägeichloffen fein.) Auch „aus 
anderen Gründen kann ein ©. von der Verpflichtung zur Erjtattung des Gutachtens 
entbunden werden“. Das iſt von bejonderer Wichtigkeit angeficht® der in der 
Deutihen StrafPD. (88 213 und 218) begründeten unbefchränften Befugniß des 
Staatsanwaltes und des Angeklagten, S. — aud) nach Ablehnung des Antrages durch 
das Geriht — zur Hauptverhandlunng unmittelbar zu laden. — Für den Fall des 
Nichtericheinens oder der Weigerung des ©. droht $ 77 der Deutichen StrafPO. 
nebit Anhaltung zum Koſtenerſatz Geldftraie bis zu 300 Mark, und im Falle 
wiederholten Ungehorfams „noch einmal“ bis zu 600 Mark an. Die Oeſterr. 
StraPD. unterjcheidet zwiichen der Verweigerung der Mitwirkung bei der Vor— 
nahme des Augenscheins im Vorverfahren, wofür eine Gelditrafe von fünf bis hun— 
dert Gulden verhängt werden kann ($ 119 Abi. 2), und dem Ausbleiben der (auf 
Anordnung oder mit Genehmigung des Gerichtes) zur Hauptverhandlung geladenen 
©. (8$ 242 243), welche auch vorgeführt werden können und in die Koſten der 
Bertagung der Hauptverhandlung und zu einer Geldftrafe von fünf bis fünfzig Gulden 
zu verurtheilen find. (Ueber die Gründe der Berjchiedenheit j. Mayer, Handbuch 
des Oeſterr. Strafprogefles, I. ©. 519, 520.) 

V. Die prozejjualijche Verwendung der ©. iſt eine, nach Verfchieden- 
heit der ihnen geftellten Aufgabe verjchiedene. Die umfafjendite Verwendung tritt 
dann ein, wenn diejelben ©., welche den Sachbefund aufnehmen und abgeben (mas 
in der Regel jchon im Vorverfahren gejchieht) auch zur Abgabe des Gutachtens in 
der Hauptverhandlung berufen werden; eine weitere Mobdififation tritt dann ein, 
wenn die Aufnahme des Sachbefundes nicht, wie die Regel ift, unter unmittelbarer 
Leitung des Gerichtes, als eine Form der Einnahme richterlichen Augenjcheines, ſondern 
wie bei längeren, 3. B. chemijchen Unterjuchungen zc., bei der Körperbefichtigung von 
Frauenzimmern u. dal., in Abwejenheit des Richters erfolgt. In jedem alle müſſen 
die ©. die Gewähr für die Beweiskraft ihrer Angaben durch den Eid bieten. Die 
regelmäßig wiederkehrende Verwendung derjelben ©. bringt e8 mit fi, daß eine 
Beeidigung ein für allemal in der Weiſe für ausreichend erklärt wird, daß die An— 
gaben im einzelnen alle auf den bereits abgelegten Eid genommen werden (Deutjche 
StrafPO. $ 79, Abi. 2; Oeſterr. StrafPO. $ 121, Abf. 1). Nach der Dejterr. 
StrafßD. (da. Abi. 2) haben in anderen Fällen die ©. „vor der Vornahme des 
Augenſcheines“ fich eidlich zu verpflichten, „daß fie den Gegenftand bdefjelben ſorg— 
fältig unterfuchen, die gemachten Wahrnehmungen treu und vollftändig angeben und 
den Berund fowie ihr Gutachten nach bejtem Willen und Gewiffen und nach den 
Regeln ihrer Wiffenichaft oder Kunſt abgeben wollen“. In der Hauptverhandlung 
werden fie (jofern fie den Eid nicht bereits abgelegt haben) vor ihrer Vernehmung 
in Eid genommen ($ 247, Ab. 2), eine Ausnahme tritt nur bei den fraft der dis— 
fretionären Beiugnig des Vorfigenden berufenen ©. ein, über deren Beeidigung das 
Gericht nach der Vernehmung Beſchluß faßt (S 254). — Nach $ 79 der Deutichen 
StrafPO. Hat der ©. „vor Gritattung des Gutachtens einen Eid dahin zu leiten, 
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daß er das von ihm erforderte Gutachten unparteiiſch und nach beſtem Wiſſen und 
Gewiſſen eritatten werde”. Es muß wol angenommen werden, daß das Wort 
„Gutachten“ bier, wie an anderen Stellen, im weiteren, auch den Sachbefund um 
iaffenden Sinne genommen wurde. Der Eid umfaßt daher auch jchon die der Ab- 
gabe des Berundes zu Grunde liegende Unterfuhung und jollte dieſer vorangehen. 
Allein dem Wortlaut des 3 79 der StrafPO. jteht die Beitimmung des S 65 ge 
genüber, nach welchem die Beeidigung der Zeugen in der Regel erſt in der Haupt⸗ 
verhandlung erfolgt, und nur unter genau bezeichneten Bedingungen in der Bor 
unterfuchung (niemals aber im Vorbereitungsveriahren) ftattzufinden hat. Ob dieie 
Beitimmung vermöge $ 72 auch auf ©. Anwendung finde, darüber ließen fich unter 
Hinweis auf die „abweichende Beitimmung“ des $ 79 Zweifel erregen. Da indeh 
aus den andermweitigen Beltimmungen der StrafPD. hervorgeht, daß in der Haupt: 
verhandlung der Beiund, ebenjowenig als das Gutachten abgelefen werden dari 
($ 249 der Deutihen StrafPO.; nad) der Oeſterr. StrafPO. $ 252 iſt die 
„Berundaufnahme” im Gegenjag zum mündlich zu eritattenden Gutachten vorzuleien), 
dat die S. auch über eriteren daſelbſt mündlich zu berichten haben (eine Ausnahıne 
macht $ 255 der StrafPO. für „ärztliche Attefte über Körperverlegungen“) und in 
der Hauptverhandlung jelbjt dann zu beeiden jind, wenn fie in der VBorunterjuchung 
beeidet wurden: jo verliert der in der VBorunterfuchung abgegebene Befund jene ent- 
icheidende Bedeutung, welche es wünfchenswerth machen müßte, daß er nur unter 
Eid abgelegt wird. Daß in der Hauptverhandlung der Eid der Vernehmung jtets 
voranzugehen habe, jcheint nach Wortlaut und Entjtehungsgeichichte der maßgebenden 
Zerte unbejtreitbar (Boitus, Kontroverien, I. 118 ff.). 

Was nun die jahliche Thätigkeit der ©. betrifft, jo iteht fie, jo weit nöthig, 
unter der Leitung des Richters (Deutiche StrafPO. 78; Defterr. Straf OD. 3 125); 
dies bewirkt die Natur der Ausjage des ©. als eines Beweismittels und die Regel: 
Judiei fit probatio; eben darin aber findet die Zeitung auch ihre Grenze. Der 
Richter muß den ©. klar machen, worauf e8 ihm anfomme, was er erfahren wolle, 
und er hat dafür zu jorgen, daß bei dem Vorgang, den die ©. einjchlagen, um ihm 
die gewünfchte Auskunft zu verichaffen, Alles beobachtet werde, was die Beweisfrait 
der zu gewärtigenden Ausjage fichert (3. B. Treititellung der Jdentität der zu unter 
juchenden Gegenjtände); allein er ift nicht berufen, auf die technifchen Methoden, 
deren ſich die ©. bedienen, einen Einfluß zu üben, ausgenommen, joweit es fich um 
die Geltendmachung ausdrüdlicher Vorſchriften Handelt, wie fie für einzelne Unter 
juchungställe, theils in den StrafPO., theils in Spezialnormen gegeben find. 
Andererjeit3 muß er dafür forgen, daß den S. dasjenige zugänglich gemacht wird, 
deſſen fie bedürfen, um ihr Gutachten darauf zu ſtützen; dazu gehört die Mittheilung 
der Akten im Borverfahren, die Anmeienheit bei der Vernehmung von Zeugen 
und Beichuldigten, namentlich auch in der Sauptverhandlung (Deutiche Straf d. 
$ 80; Oeſterr. Straf DO. 88 123, 241 Abi. 2). Nach der Defterr. StrafPO. 
(S 248) joll in der Hauptverhandlung „ein noch nicht vernommener ©. bei der 
Vernehmung anderer ©. über denjelben Gegenitand“ nicht zugegen jein; die 
Deutiche StrafPO. macht zwar von der bezüglich der Zeugen im $ 58 der Strai- 
PO. ertheilten gleichen Vorſchrift bezüglich der ©. feine Ausnahme; allein die 
Materialien des Gejeges laffen den Auslegen (v. Schwarze, Geyer, Yöwe) 
feinen Zweifel darüber, es jei jelbjtverjtändlich, dab für die Vernehmung der ©. die 
entgegengejegte Regel gelte. Der dafür geltend gemachte jachliche Grund reicht aber 
nur aus, um es als zuläflig zu erklären, daß nach der abgejonderten VBernehmung 
der ©. (die bei Ungleichheit der Lebensitellung u. j. mw. doch nicht ohne Nuten it) 
auch nöthigenfall® eine gleichzeitige VBernehmung, ein Austauſch von Grflä- 
rungen vor Gericht jtattfinde. — Von großer Wichtigkeit ift die Macht und Auf 
gabe des Nichters angefichts von Ausſagen der ©., die ihm Bedenken erregen. Die 
Deiterr. StrafPO. (SS 124 und 125) unterfcheidet zwiichen Bedenken gegen den 
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Berund und folchen gegen das Gutachten. Weichen in erſterer Hinficht die Angaben 
der ©. von einander erheblich ab, ericheinen fie im Widerfpruch mit fich ſelbſt, 
dunfel oder unbejtimmt, und können diefe Bedenten nicht durch bloße nochmalige 
Vernehmung bejeitigt werden, jo ift die Aufnahme des Befundes unter Zuziehung 
derielben oder anderer ©. zu wiederholen. Unter der gleichen Borausjegung tit das 
Gutachten anderer S., und wenn diefe Aerzte oder Chemiker find, geeignetenfalls das 
einer medizinischen Fakultät einzuholen. In allgemeineren Ausdrüden ertheilt $ 83 
der D.StrafP OD. dem Richter die Berugniß „eine neue Begutachtung“ (einschließlich 
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Befundaufnahme) „durch dieſelben oder durch andere S. anzuordnen, wenn er das 
Gutachten für ungenügend erachtet“. „In wichtigeren Fällen kann das Gutachten 
einer Fachbehörde eingeholt werden.“ In letzterem Falle ift nach $ 255 der Deutichen 
Straf} DO. die das Gutachten enthaltende Erklärung in der Hauptverhandlung vor— 
zuleien; doch kann das Gericht die follegiale Fachbehörde erjuchen, eines ihrer Mit— 
glieder mit der Vertretung ihres Gutachtens in der Hauptverhandlung zu beauftragen. 
Auf die einzelnen Arten der Aufgaben der ©. fann hier nicht eingegangen werden ; 
im Webrigen find die Artikel Augenschein und Beweisverfahren zu vergleichen. 
Gigb. u. Lit.: Henke, Daritellung des gerichtlichen Verfahrens in Strafſachen — 
1817), ©. 159 ff. — Bauer, Lehrbuüch des Strafprozeſſes (Gött. 1835), S. 218 ff. — 
Klenze, Lehrbuch des Strafverfahrens (Berl. 1836), S. 103—105. — Zachariä, Grund— 
Linien des gemeinen Deutſchen StrafPrz. (Götting. 1837), S. 194—198. — W. Müller, 
Lehrbuch des teutſchen gemeinen Kriminalprozeſſes (Braunſchw. 1837), S. 285 - 247. — 
Mittermaier, Das Deutiche — (Heidelb, 1846), IL ©. 324-332. 
at hariä — db. Deutſchen Strafprozeſſes, II. (Götting. 1868), ©. 216—225, 425—430. — 
land, & tem. Darftellung des Deutichen — * (Gött. 1857), ©. 229-231, 
376. — Kilka, Beitrag zur Lehre über die Erhebung bes Thatbeſtandes (Wien 1831), 
S. 203 fi. — Mittermaier, Die Lehre vom Beweiſe im Deutichen Strafverfahren 
(Darmft. 1834), ©. 181 ff. Zahlreiche Nachträge in der Ital. Ueberjegung von Ambrojoli 
(Mailand 1858), ©. 225 ff. — v. Jagemann, Handbuch der gerichtlichen Unterfuchungstunde 
(Frankf. a. M. 1838), 1. ©. 27-47. — Bonnier, Traite des preuves en droit civil et en 
oit criminel (Paris 1862, 3e &d.), I. p. 128—131, 144—150. — Helie, Trait& de l’Instr. 
erim. (le &d.), Vol. V. p. 648 ss.; V ge: 317, 328 ss.; VII. p. 578 ss.; Derjelbe, 
Pratique (Par. 1877), p. 95 ss., 155 ss., 228, 229, 414, 415. — Morin, Repertoire verbo: 
Expertise. — Duverger, Manuel des juges d’Instruction (Paris 1844, 2e &d.), Vol. II. 
. 82 ss. 256 ss. — Pietro Ellero, Della critica criminale (Venezia 1860), p. 194 ss. — 
& Bentham, Theorie ded gerichtlichen Beweiſes (Berlin 1838), S. 263 ff. — Best. Prin- 
ciples of the Law of Evidence (6. Edit.), $3 563—516. — Würth, Defterr. StrafPD. 
von 1850, ©. 219 fi. — dv. Hye:-Ölunet, Leitende Grundjäge der Defterr. StrafPD. 
von 1853, ©. 182 ff. — Rulf, Kommentar zur StrafPO. von 1853 (Wien 1857), 
I. S. 153 fi; II. ©. 68-70. — Walther, Lehrbuch bes Bayerischen Strafprozehrechts, 
S. 1%6—207. — v. Stemann, Darftellung des Preuß. Strafverfahrens (Berl. 1858), 
©. 65—76, 150. — Löwe, Der Preußiſche Strafprogek (Breal. 1861), S. 178—18. — 
v. Schwarze, Komment. 3. (Sächſ.) StrafPO. von 1855, J. S. 2357 ff. — Deutide 
Straf PO. Hauptjählih SS 72—93.; Defterreid. Straf PO. hauptſächlich SS 116— 138, 
fammt den nad) —— gereihten Kommentaren zu beiden Geſetzen (angef. bei d. Art. 
>LNang von Geihmworenen). — Geyer in — Ale Handbuch, II. 
©. 231 fi.; Derielbe in ſ. Lehrbuch des Gem. Deutichen Strafprz. 58 207, 208. — John, 
Strafprogekrecht, $ 3.— dv. Bar, Syſtematik des Deutichen Strafprogehrechtes (Berlin 1878), 
S. 48. — Dochow, Der RStrafPrz. (3. Aufl. 1880), ©. 173 fi. — Ullmann, Das 
Oeſterr. et (Innsbrud 1879), ©. 382 ff., 530 ff, 535. — Binding, Grundriß 
bed Gemeinen Deutichen Strafprogehrecht? (1881), $ 80 und die daf. angef. Literatur. 
_ Glajer. 
Eaint-Simon, Claude Henri, & 17. X. 1760 zu Paris, focht unter 
Maihington in Nordamerika, ipekulirte 1790—1797 mit Graf Redern im National- 
güterverfaufe, wobei er 144000 Franes erwarb, arbeitete dann an einer Radikal— 
reform der Gefellichait, F in dürftigen Verhältniſſen 19. V. 1825. Seine Oeuvres 
completes 1865—69. 
git.: Doctrine de St.-Simon, 1823—1830, 1854. — Sciebler, Der St.:Simonidmus, 
Leipz. 1831. — Carove, Zer St.:Simonismus, Leipz. 1831. — Beit, St.:Simon und der 
St.Simonismus, Leipz. 1834. — Stein, Der Sozialismus und Kommuniämus, 1842. — 
Villenave, Hist. du StS., Par. 1847. — Hubbard, S., sa vie et ses travaux, Par. 
1857. — Bluntſchli, Staats3Wört.B., IX. 510 ff.; Derfelbe im Krit. Ueberſchau II. 
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282 ol — Walter, Naturrecht, SS 124, 202, — Ahrens, Naturrecht, 6. Aufl. 1870, I. 
E. 204. — Dühring, Kritifche eichichte ber Nationalöfon. und des Sozialiämus, 1871, 
€. 288. Teichmann. 


Säkulariſation heißt im Allgemeinen die vom Staate einſeitig vorgenommene 
Aufhebung kirchlicher Inſtitute und die Einziehung des Vermögens derſelben, um 
das letztere nach ſeinem Gutbefinden zu verwenden. Schon im frühen Mittelalter 
bietet die von Karl Martell oder von ſeinen Söhnen vorgenommene Einziehung 
eines großen Theiles der Kirchengüter, um dieſelben an ſeine Vaſallen auszuleihen, 
das Beiſpiel einer S. Im Reformationszeitalter trat im Jahre 1525 in Deutſch— 
land ein allgemeiner S.entwurf hervor. Indem dieſer davon ausging, daß die 
geiftlichen Güter weder für die Religion noch das Reich etwas nüß ſeien, jchlug er 
dor, den geiftlichen Fürften die Verwaltung ihrer Territorien von Kaifer und Reichs 
wegen abzunehmen und aus den eingezogenen Gütern den für die kirchlichen Beamten 
nöthigen Unterhalt anzuweiſen, dann aber. auch in jedem Kreiſe eine hohe Schule 
zu errichten. Zur Ausführung diejes Planes kam es nicht. Dagegen wurde in den 
protejtantifchen Territorien das Vermögen der Kapitel und Klöſter theils zu Unter: 
richtözweden (zur Ausftattung von Schulen und Univerfitäten), theils zu Ber: 
forgungsanftalten für gewifje berechtigte Klaſſen (3. B. zu adligen Fräuleinſtiftern) 
verwendet, theild auch al bonum vacans vom Staate eingezogen. Das Vermögen 
der Bisthümer ſchmolz dagegen allmählic” mit den landesherrlichen Domänen zu— 
fammen, indem Mitglieder der betreffenden Tandesherrlichen Familien zu Admini— 
jtratoren gewählt wurden, bis eine Reihe dieſer früheren geiftlichen Fürſtenthümer 
im Mejtfälifchen Frieden jäkularifirt, d. h. entweder in weltliche Herzogthümer 
verwandelt oder an proteftantifche Landesherren zur Entjchädigung gegeben wurde. 
In Frankreich Hat im Jahre 1789 die Nationalverfammlung alle geiftlichen Güter 
für Nationaleigenthum erklärt. Nachdem Deutichland im Jahre 1801 durch den 
Frieden von Luneville das linke Rheinufer an Frankreich hatte abtreten müfjen umd 
gleichzeitig die dadurch beeinträchtigten weltlichen Fürften auf eine Entjchädigung aus 
den Mitteln des Neiches verwiejen worden waren, bob der Reichsdeputationshaupt— 
ihluß von 1803 mit jehr geringen Ausnahmen alle reichsunmittelbaren geijtlichen 
Fürſtenthümer und Herrſchaften auf und vertheilte ihre Territorien und Befigungen 
unter die weltlichen, meijtentheils proteftantischen Reichsſtände. Wenn die katholische 
Kirche fchon damald, und nachher, als auf dem Wiener Kongreß die von dem 
päpjtlichen Gejandten beantragte völlige Heritellung des früheren Zuftandes von der 
Hand gewiejen war, protejtirt hat, jo lag dazu, joweit es fich um die Landeshoheit 
und landesherrlichen Güter der früheren geiftlichen Fürſtenthümer handelte, nicht die 
mindefte innere Berechtigung vor, da diefe ala Staaten fich abjolut unfähig gezeigt 
hatten, die Staatözwede zu erfüllen. Hinfichtlich des eingezogenen eigentlichen Kirchen: 
gutes war allerdings an der Kirche ein Unrecht verübt worden, aber diejes wurde theils 
durch die Verbindung landesherrlicher und kirchlicher Rechte hervorgerufen, theils war 
es der Rückſchlag gegen die übermäßige Vermehrung des Vermögens in der todten 
Hand. Da jedenialla formell der Staat das Recht hat, die Güter feiner Unterthanen 
durch Geſetz einzuziehen und der Neichsdeputationshauptichluß durch faijerliche Ge— 
nehmigung Reichsgeſetz geworden ift, jo fann der Gigenthumsübergang an jenen 
Dermögensftüden nicht angefochten werden und von einem fortdauernden Eigenthum 
der katholischen Kirche nicht die Rede fein. Selbitverftändlich gilt das nur von 
folchen Rechten, welche eine vermögensrechtliche Natur haben oder Acceſſionen der— 
jelben find, nicht von den rein kirchlichen Rechten, welche die früheren Biſchöfe als 
Landesherren ausgeübt hatten. Ferner iſt es eine, zwar nicht klagbare, aber doch 
auf der Gerechtigkeit beruhende Verbindlichkeit, daß ein Staat, in deſſen Hand ein 
großer Theil von Kirchengut durch ©. gelangt, der durch die letztere betroffenen 
Kirche ausreichende Mittel für ihre veligiöfen und Kultuszwecke gewährt. Der 
Neichsdeputationshauptichluß Hatte zwar eine jo weitgehende Verpflichtung für die Staaten, 
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denen die ©. zugute gekommen ift, nicht ausgeiprochen, indeſſen haben diejelben bei der 
MWiederaufrichtung der katholischen Kirchenveriaffung (j. die Art. Konkordat und 
Girfumffriptionsbullen) jener Forderung der Billigfeit Genüge geleiftet. 
Die neueften Beifpiele von S. bieten die 1860 erfolgte Annerion eines Theiles des 
Kirchenftaates und die im Herbſte 1870 vorgenommene Bejegung des übrigen Theiles 
deffelben durch die talienifche Regierung, womit der weltlichen Herrſchaft des 
Papjtes ein Ende gemacht worden ift, ferner die in den 1860 von Stalien annef- 
tirten Ländern ftattgehabte Aufhebung des größten Theiles der Klöfter und die Ein- 
ziedung ihrer Güter. — Da jede ©. nur ein durch bejtimmte politiiche und kirch— 
liche Berhältniffe bedingter Nothakt des Staates gewejen ift und fein wird, jo kann 
natürlich von der Aufftellung ein für allemal gültiger Vorausiegungen, unter denen 
diejelbe ſtatthaft ift, nicht die Mede fein. Für die Regel muß vielmehr umgekehrt 
der auch in vielen neueren Verfaſſungen (j. d. Art. Kirchengut) ausgeiprochene 
Sat gelten, daß das Gut der Kirche ebenjo wie jedes andere Privateigenthum uns 
verletzlich iſt. 

it.: Dove, Art. Säfularifation, in Herzog's RealsEnchklopäbie 14, 177; J. auch bie 
Schriften über lanbesherrliches Patronatrecht zu dem Art. a ſcWi 

Hinſchius. 

Sala, Erio, & 1821 zu Soliera (Modena), doktorirte 1842, Profeſſor zu 
Modena, T 8. XI. 1879. 

Er ſchrieb namentlid: Illustrazione delle — decemvirali. — Illustr. degli articoli 
221, 229, 244, 254, 268, 1962, 1969, 2003, 2042, 2089 del codice civile vigente e degli 
articoli 1—15 dello stesso codice. — Del rinnovamento dei buoni studij giuridici in Italia, 
Tor. 1869. — Delle successioni secondo il nuovo codice, Mod. 1867. — Sullo istituto 
della giuria nei giudizi penali e sulla legge relativa 8 giugno 1874, Mod. 1875. — Bei: 
träge in ber Rivista von Lucchini. 

git.: Gubernatis, Dizion. biografico, 1880 p. 906. — La Mantia, Storia di Si- 
cilia, Palermo 1874, II. p. 410. Zeihmann. 

Salmafiusß, Claudius (Saumaije), 5 1588 zu Semur, ftudirte in Hei— 
delberg, war Advofat in Dijon, ging 1632 nach Leyden, T 1653. 

Schriften: De suburbicariis regionibus, 1619. — De usuris, Lugd. Bat. 1638. — 
De modo usurarum, Lugd. Bat. 1639. — De foenore trapezitico, Lugd. Bat. 1640. — De 
primatu papae, Lugd. Bat. 1645. — De mutuo, ibidem 1645. — Tract. de subscrib. et 
sign. — ibidem 1648. — Defensio regia pro Carolo J., 1649. — Resp. ad Mil- 
tonem, 1660. 

git.: Biographie nouv. generale, Par. 1864, Vol. 43 p. 359-364. — Endemann, 
Studien, I 67. — Roſcher, Nationalötonomit, S. 191. — Burg — 8 Müller, 
Geſchichte der Ban Vhilol. in ben Niederlanden, 1869. — Stern, Milton, Leipz. 1879, 
3. Bud ©. 51—88. — Laspeyres, Geichichte der vollswirthſchaftl. Anſch. d. Niederlande, 
Leipz. 1863 S. 257. Teichmann. 

Salpius, Botho Ludw. Wilh. v., 5 31. VII. 1823 zu Berlin, ſtudirte 
dajelbit und in Bonn, 1848 Affeffor am Kammergericht, 1849 Streißrichter in 
Oppeln, 1852 Juftitiar bei der Regierung in Frankfurt a. O., ging 1858 nad) 
Straliund, wurde 1867 OApp.Ger. Rath in Celle, T 2. VI. 1874, 

‚Schriften: Novation und Delegation, Berl. 1864. — Abhandl. in Goldſchmidt!s 
— N HR. XIX. — Verhandlungen des 12. Juriftentages, Bd. I. — Zeitſchr. f. HR. 


Sit: Kühne in Verhandlungen bes 12. Juriftentages, Bb. II. ©. 334—337. 
Teichmann. 


Salzitener iſt eine auf die Verzehrung des Salzes in manchen Ländern gelegte 
Steuer. In Deutichland ift dieje Steuer, unter Aufhebung des bis dahin bejtanden haben— 
den Salzmonopols, durch die am 8. Mai 1867 unter den Zollvereinsregierungen abge= 
fchlofiene Uebereinfunit mit 1. Januar 1868 eingeführt, zugleich aber ein Eingangs— 
zwangszoll auf das vom Auslande eingeführte Salz aufgelegt worden. Der Gentner Salz 
wurde hierdurch mit 6 Marf S. bzw. Eingangszoll belegt, welch letterer durch den 
Zolltarif von 1879 für das auf Landwegen und nicht zur See eingehende Salz auf 
6 Mark 40 Pr. erhöht wurde. Unter Salz werden nad) Art. 2. Abi. 3 dieſer 
Uebereintunft außer Siede-, Stein und Seejalz alle Stoffe verftanden, aus denen 
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Salz ausgeichieden zu werden pflegt. Nach Art. 5 der Uebereinkunft fann Salz 
unter gewiffen Vorausjegungen und Kontrolen abgabenfrei belaffen werden, und war 
auf allgemeine Rechnung bei nachgewielener Ausfuhr über die Zollgrenze und nach vor 
beriger Denaturirung (d. h. nach Vermiſchung unter zollamtlicher Kontrole mit 
Mitteln, welche es zum menschlichen Genuffe unbrauchbar machen). Diele De 
naturirung iſt verjchieden, je nachdem das Salz zu landwirthichaftlichen oder gewerb— 
lichen Zweden beſtimmt iſt. Ausgeichloflen it dieſe abgabenfreie Denaturirung für 
alle Gewerbe, welche Nahrungs: oder Genußmittel für Menſchen bereiten, fowie für 
Tabaksfabrikate, Mineralwäfler und Bäder. Nur Mutterlauge und Soole fann 
zu Bädern und dematurirtes Salz für Eiöfeller abgegeben werden. 

Auch Für Gegenftände, welche unter zollamtlicher Kontrole eingefalzen und ein: 
gepöfelt, jodann aber ausgeführt worden find, fann Salz abgabenfrei verabtolgt 
werden. Auf privative Rechnung eines Staates kann Salz abgabenfrei abgelafien 
werden in den Fällen, wenn der Nachweis der Ausfuhr bei den zur Ausfuhr be 
ſtimmten eingejalgenen und eingepöfelten Gegenitänden nicht erbracht werden fan, 
bei Nothitänden zur Unterftüßung, für Berechtigte von Salznaturalabgaben, zur 
Nachpöfelung von Heringen. Zur Hälfte auf gemeinschaftliche und Privatrechnung 
eines Staates fann Salz abgabenfrei abgelaffen werden zur Ginpöfelung von Heringen. 

Für die Denaturirung des Salzes, welches abgabenfrei belaffen werden kann, 
find beitimmte Mittel vorgeichrieben, deren Miichung mit dem Salze unter zollamt: 
licher Kontrole erfolgen muß. Diefe Mittel find, je nach den Zwede der Verwendung 
des denaturirten Salzes, verichieden. 

Zur Kontrole der inländischen Staats» und Privatjalinen und zur Erhebung 
der Abgabe des daſelbſt erzeugten Salzes find auf den Salinen S.ämter errichtet. 

Quellen u. Lit.: Uebereinkunft unter den Deutichen Zollvereinzftaaten über bie Er— 
Par einer Abgabe vom Salz vom 8. Mai 1867; Sclußprotofoll hierzu. — Gejeh vom 

Dftober 1867. — Inſtruktion für die Staatsjalzwerfe. — Inftruftion für die Salz 
abgabenerhebung F den Privatſalinen. — Anleitung zur Erhebung der Salzabgabe für die 
——— welche ſich nicht auf Salzwerlen befinden von 1867. — Beſtimmungen über die 

efreiung des zu a ng und gewerblichen Zwecken beftimmten Salzes von ber 
Salzabgabe von 1872, — B.G.Bl. 1867 S. 49. — Appelt, Die — über die Erhebung 
und ge ber im Deutichen Sollvereine ——— Salzabgaben, Berlin 1870. — 
gr 3 Anna . 1873—1876 u. 1880. — v. Aufſeß, Die Zölle und Steuern bei 

eutjchen Reiches, 2. Aufl., 1880. v. Aufſeß. 

Sambaber, Franz, 5 1828, wurde Privatdogent in München, 1863 or. 
Prof. m Würzburg, T 10. XII. 1871. 

Er ſchrieb: Ueber Staatsverbrehen Bayeriicher Unterthanen aeg en auswärtige Staaten, 
nn. 1858. — Zur Lehre von F ESSEN im Röm. = heut. Recht, Erl. 1361. 

Augsburger Allg. Big. — Prantl, Geichichte ber Bubınia Marimilian 
Univ, 1878, Zeihmann. 

Sanchez, Thomas, & 1551 zu Gordova, Jefuit, F 19. V. 1610 zu 
Granada. 

Belannt durch De sancto matrim. sacr. disputt. 1. III. Antw. 1607, 1614, 1617, 1626, 
1652; Brix. 1624; Genuae 1602, 1619, 1625, 1672; Lugd. 1621, 1637, 1654, 1667, 1669, 
1690, 1759; Matriti 1605; Norimb. 1706; Venet. 1606, 1614, 1693 ; Viterb. 1737. 

Rit.: Schulte, Gefchichte, IIl.a S. 737. TZeihmann. 


Sande, Joh. van den, & gegen 1578 zu Arnheim, ftudirte in Wittenberg, 
lehrte zu Franeker, wurde 1604 Mitglied der Staaten von Friesland, F 1638. 

Schriften: Tract. de actionum cessione et de prohibit. rerum alienatione, Leor. 
1633. — Rerum in suprema Frisionum curia judicatarum libri 5, ed. Burger 1663. — 
Comm. de diversis regulis juris 

Lit: Opera Joan. et — Sande —— Antv. 1674, cum add. L. Goris. stud. 
et lab. Christyn, Brux. 1721. — Mohl, I. 326. — Rivier, Introd. hist. 1831, p. 60'. 

Teihmann. 

Sandeuß, Fellinus Maria, & 1444 zu Felina (Reggio), Prof. zu Reggio, 

Ferrara, Pila, Auditor rotae, Biſchof zu Penna, zu Yucca, 7 1503. 


Sandhaas — Sanitätspolizei. 527 


Schriften: Commentaria in V libros Decretalium, Venet. 1497; Basil. 1567; Lugd. 
1587. — Consilia, Lugd. 1553. — De regibus Siciliae et — Mil. 1495; Hanov. 1601. 

Lit.: Savigny, VI. 486. — Biogr. nouv. gener. 1364 vol. 43 p. 279. — Schulte, 
Geſchichte, II. 350. Teichmann. 


Sandhaas, Georg, 5 zu Darmſtadt, ſtudirte in Gießen, wurde 1849 
Privatdozent, ging 1856 nach Grab, 7 2. IV. 1865. 

Schriften: Bemerf. über dad Recht der nächſten Erben bei Verfüg. über bad Grunb- 
eigenthum nad älterem Deutichen Recht, 1849. — Germ. Abhandl., Gieken 1852. — Fränt. 
eheliches Güterrecht, Gieh. 1866. — Zur Geihichte des Wiener Weichbildrechts, Wien 1863 
(Sitzungsberichte XLI. 368). 

£it.: de Wal in Nieuwe Bijdragen XV. 1865, 679. Teihmann. 


Sanitätspolizei iſt derjenige Zweig der Staatöthätigkeit, welcher den Schuß 
der Bürger gegen die Erzeugungsquellen von Krankheit, Siechthum und vorzeitigen 
Abiterben zum Ziele hat. Gleichwie alle jtaatspolizeiliche Wirkſamkeit findet auch 
dieje ihre Berechtigung und ihre Griolge nur gegenüber jolchen gemeinjchädlichen 
Einflüflen, deren genügende Abwehr dem einzelnen Bürger entweder überhaupt nicht 
möglich oder doch nicht ohne jtörende Beeinträchtigung der Mitbürger austührbar 
iſt. Zur Erfüllung ihrer Aufgabe bedarf die ©. außer den für alle jtaatlichen 
Wirkſamkeitsgebiete unentbehrlichen Rechts- und Verwaltungsorganen, nothwendig 
auch einer techniſch-wiſſenſchaftlichen Beihülfe, welche überall jowol das 
Bedüriniß eines Eingreifens der öffentlichen Gewalt zu erfennen und zu bemeflen, 
wie auch die Mittel zu richtigem Gingreiten an die Hand zu geben vermag. 

Jene Aufgabe erftredte ich im Allgemeinen auf folgende Punkte: 

1) Erforſchung der gemeinichädlichen Krankheitsurſachen, befonders derjenigen, 
welche einer direkten Bekämpfung zugänglich find. Als Hülfsmittel jolcher Er— 
forichung dient einestheils die jtaatliche Förderung der hygieiniſchen Wiflenichaft, 
durch welche die allgemeine Kenntniß der Natur jener Schädlichfeiten gefördert wird, 
und anderntheils eine geregelte jtatiftiiche Berichterftattung über die jeweiligen ſani— 
tären Zuftände und Vorgänge innerhalb der Bevölkerung. Nur vermitteljt einer 
ſolchen fortgeſetzten methodiichen Berichterjtattung und vermittelit Sammlung und 
vergleichender Bearbeitung des gewonnenen Materials können über die Quellen des 
phyfiſchen und pinchiichen Krankſeins in der Bevölkerung diejenigen Auffchlüfle ges 
wonnen twerden, twelche zu jeder tieferen und nachhaltigeren Wirkſamkeit der Sani— 
tätsbehörden eine nothwendige, bis jetzt noch in vielen Richtungen fehlende Vor— 
bedingung bilden. Ye vorgeichrittener denn auch in den verjchiedenen KHulturländern die 
ftaatliche Gefundheitspflege ift, um fo forgfältiger ilt in denfelben die Geſund— 
heitsſtatiſtik ausgebildet, wie beifpielsweife in England, Schweden, Dänemarf, 
Dolland, der Schweiz. In Deutichland fehlen zur Ausbildung einer Gejundheitss 
ftatiftit vor Allem die gejeßlichen Grundlagen, durch welche eine regelmäßige Anzeige 
aller anitedenden Erkrankungsfälle gemeingefährlicher Art, jowie die Eintragung 
der Todesurjachen bei allen Todesfällen gefichert werden muß. Das Zuſtande— 
fommen hierauf bezüglicher gejeglicher Beitimmungen gilt daher ala erite Forderung 
für eine gedeihliche Entwidelung der S. im Deutichen Reiche. 

2) Bekämpfung der gemeinichädlichen Krantheitsurfachen. Da letztere auf 
den allerverichiedenartigiten materiellen und moraliichen Gebieten wuchern, jo muß 
fi) auch die vorbeugende Thätigfeit der ©. auf die mannigfaltigiten Beziehungen 
des gewerblichen, geiellichaftlichen, erziehlichen und häuslichen Lebens eritreden, und 
geräth dabei unvermeidlich ſehr oft in Konflikte mit anderen Intereſſen öffentlicher 
oder privatrechtlicher Art. Ueber die Grenzen, bis zu welchen hier der Staat bei 
feinem Gingreifen im Interefje der allgemeinen Gejundheit gehen dürfe, haben die 
Anſchauungen nad Zeit und Yand, ſowie nach den allgemeinen politischen Partei— 
grundjäßen jehr gewechjelt, — vom laisser aller des janitären Mancheſterthums big 
zum abjoluten Bevormundungsiyiten. Doch dart man mit Mohl als anerkannte 
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Regel annehmen, daß feine Zwangsmaßregeln ftattfinden follen, wo auch ohne jolche der 
beabfichtigte Zweck erreicht werden kann; daß es nicht jtatthaft ift, zur Theilnahme an 
einer Staatsanftalt zu zwingen, wenn der durch fie eritrebte Nutzen für die freiwillig 
fich Betheiligenden volljtändig erreicht wird auch ohne Ausdehnung auf die fich ferne 
Haltenden, und wenn die Nichtbenügung lediglich zum eigenen Schaden zurechnungs— 
und willensfähiger Perſonen gereicht. Es darf ferner fein Vortheil auch janitärer Art 
auf Koften allgemeiner, rechtlicher oder fittlicher Grundjäße erfauft werden, und 
ebenfowenig dürfen um folcher Vortheile willen unverhältnißmäßig belaftende An- 
iprüche an die Finanzkraft des Staates oder der Gemeinden erhoben werden. 

Unter den Aufgaben des Gefundheitsichußes, welche fich der Thätigkeit des 
Einzelnen und auch der Vereine gänzlich entziehen, fteht voran die Abwehr aller 
vom Auslande Her drohenden gemeinihädlihen Krankheitsur— 
jachen, jpeziell der epidemifchen und fontagiöfen Krankheiten. Solange gegenüber 
diefer Klaſſe von Geſundheitsgefahren noch feine internationale Regelung des gemein: 
jamen Verhaltens zu Stande gefommen, bleibt es Pflicht für jede Staatöverwaltung, 
die eigene Bevölferung durch Abrwehrmaßregeln zu jchügen, auch wenn leßtere nur 
mit erheblichen Benachtheiligungen der Interefjen des Nachbarftaates ausführbar 
find. Ueberwahung des Waaren- und Perfonenverfehrs an den Landesgrenzen, 
eventuell Hemmung diejes Verkehrs bezüglich verdächtiger Artikel oder ſelbſt voll 
jtändige Unterbrechung alles Perſonen- und Sachenverfehrs an bejonders bedrohten 
Punkten in Fällen dringender Seuchengefahr find Maßregeln, welche bei der heutigen 
Ausdehnung und Bedeutung des zwiſchenſtaatlichen Verkehrs äußert ſcharf in die 
nationalen Wohlitandsintereffen auch des eigenen Yandes einjchneiden, welche aber 
darum nicht minder unabweislich erſcheinen, jobald es fich um Abwehr einer jchweren 
Volksſeuche handelt, deren Verbreitungsweife durch den perfönlichen oder fachlichen 
Verkehr erwieſen ift. 

Die im Inlande entitehenden janitären Gemeinſchäden beruhen 
theils auf verderblichen jtofflichen Agentien, — als da find: jchlechte Athemluit 
auf Straßen oder Pläßen oder in öffentlichen Gebäuden, Schulen u. j. w., ver: 
tälfchte oder verdorbene Nahrungs- und Genußmittel, qualitativ oder quantitatib 
mangelhaftes Trink- und Nutzwaſſer, giftige Gebrauchsgegenftände, Kinderipielwaaren, 
Kleidungsitoffe, Tapeten, jeuchter oder verumreinigter Wohnboden; — theils auf 
verfehrten Lebensgewohnheiten, welche mit öffentlichen Einrichtungen Aufammenhängen, 
z. B. gejundheitsichäbliche Anordnungen im Schulunterrichte oder im Militärdienite, 
— theild auf gewerblichen Arbeitseinflüffen, denen ſich der einzelne Arbeiter nicht 
zu entziehen vermag, ohne ſeinen Lebensunterhalt aufs Spiel zu ſetzen, — theils 
endlich auf vorhandenen Anſteckungsſtoffen, welche entweder nur an den erkrankten 
Perjonen jelbjt oder auch an deren fachlicher Umgebung haften. 

Das Nähere über die wichtigeren präventiven Einzelaufgaben der ©. vergl. in den 
Artikeln über Impfweſen, Nahrungsmittel (polizeilich), Proftitution, 
Städtereinigung, Volksſeuchen u. |. w. 

3) Nicht blos auf die gefunden, vor Krankheit zu ſchützenden, jondern auch auf 
die Pflege und Behandlung der bereita erfranften Bürger hat die jtaat- 
liche Fürſorge fich zu erjtreden, und zwar in zwei Richtungen. Erſtens fällt dem 
Staate die Pflicht anheim, für die Ausbildung eines guten und genügend zahlreichen 
Heil: undPflegeperjonals zu jorgen, da diefe Sorge unmöglich von den einzelnen 
Bürgern übernommen werden fann. Dieje Obliegenheit des Staates bleibt unbe 
rührt von der Frage des Gewerbeprivilegs für Aerzte und für Apotheker; denn 
wenn auch dem Bürger freie Wahl belaffen wird, ob er Gefundheit und Leben 
jtaatlich approbirten Aerzten und Apothefern oder Quadjalbern anvertrauen will, To 
muß doch der Staat dafür forgen, daß die eriteren überall erreichbar find und daB 
ihre Ausbildung und Ausrüftung die möglichite Gewähr bieten für die Zuverläflig- 
feit ihrer Leiftungen. Das Beftehen guter medizinischer und pharmazeutiicher 
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Bildungsanftalten und ausreichender Hebammen: und Kranfenpflegerichulen, ſowie 
die Beobachtung jachgemäßer Borfichriften bei Prüfung und Approbation der Werzte, 
Apotheker, Hebammen und Krankenpfleger bildet daher einen wefentlichen Gegenjtand 
der janitätspolizeilichen Fürſorge. 

Zweitens aber liegt dem Staat auch die Sorge dafür ob, daß denjenigen 
Kranfen und Siechen, welchen die materiellen Mittel zur privaten Beichaffung und 
Benugung der nöthigen Pflege oder Behandlung fehlen, diefe durch geeignete all: 
gemeine Veranftaltungen gewährt werden: Anjtellung öffentlicher Armen 
ärzte und Armenfranfenpfleger, Errichtung, Unterhaltung und Beaufſichtigung 
guter Öffentliher Krantenhäufer, Gebäranjtalten, Jrrenanitalten. 

Die Erreichung der verfchiedenen vorgenannten Ziele jeßt ein Jneinander? 
greifen rehtsfundiger, verwaltender und mediziniſch-techniſcher 
Kräfte voraus, deren ebenmäßiges und ftändiges Zuſammenwirken zu fichern feine 
der leichtejten Aufgaben in der ftaatlichen Organifation daritellt. Bei den Gejchäften 
der Sanitätsbehörden handelt es fich jachlich vorherrichend um folche Fragen, welche 
die Anwendung medizinischer oder doch naturwiflenichaftlicher Grundſätze auf fonfrete 
Verhältniffe erfordern, und eine folche Anwendung fann jelbjtverjtändlich nur 
techniichen Sachverjtändigen aufgetragen werden. Andererfeits haben die genannten 
Behörden bei ihren VBerwaltungshandlungen zugleich die Beachtung aller in Mit» 
betracht fommenden Geſetze, die Beichränfung der technifchen Ziele und Wünfche 
durch die nothwendigen rechtlichen und wirthichaftlichen Rüdfichten, ſowie endlich 
auch die Feithaltung der allgemeinen Geſchäfts- und Verwaltungsformen zu be= 
obachten, und diejen Grforderniffen vermögen erfahrungsgemäß Techniker nur in 
jeltenen Ausnahmafällen zu genügen; in der Regel gehört dazu vielmehr ein Or— 
ganismus von Beamten, welche mit den allgemeinen Grundſätzen des Rechts und 
der Berwaltung durch Theorie und Erfahrung vertraut find. Im Prinzip anzu— 
ftreben ift daher überall eine jolche Organifation, welche den ärztlichen Gefundheits- 
beamten einen größtmöglichen berathenden Einfluß auf alle fachliche Entichei= 
dungen technifcher Art, ſowie auch die Ausführung techniicher Unterfuchungen, 
Aufſichts- und Berichtsarbeiten zumeiit, dagegen die Verfügungen jelbjt und die 
verwaltungsmäßige Ausführung derjelben den allgemeinen Polizeiorganen beläßt. 
Ausnahmen von diejer Regel werden allerdings nicht zu umgehen jein, namentlich 
zur Zeit herrichender Epidemien, da alsdann eine rajche und wirkſame Thätigfeit 
der Sanitätöbehörden oft nur unter Bekleidung des örtlichen techniichen Beamten 
mit jelbjtändigen erefutiven Berugniffen möglich it. Die ala Norm feſtzuhaltende 
dienstliche Anlehnung des ärztlichen Geiundheitsbeamten an die allgemeinen 
Polizeiorgane darf indeß nicht hindern, dem erjteren eine technijch felbitändige und 
felbitverantwortliche Stellung einzuräumen, und zu diefem Zwede iſt es erforderlich, 
daß zwiichen den jachverjtändigen Inftanzen von Phyſikus oder Kreisarzt bis zur 
techniſchen Centralſtelle beim Miniſterium eine direkte Beziehung beſtehe. Ohne 
einen ſolchen Rückhalt, deſſen Verträglichkeit mit den allgemeinen Formen des Ver— 
waltungsdienftes troß der von v. Mohl geäußerten Bedenken das Beifpiel Englands 
beweiſt, unterliegt die Berüdfichtigung und Verwerthung des örtlichen technifchen Bei- 
raths gänzlich der Willkür des örtlichen Verwaltungsbeamten, und e8 ergeben fich daraus 
die Uebelſtände, an denen namentlich in Preußen die örtliche Sanitätspolizei unter der 
diäfretionären Autorität der Landräthe gegenüber den Kreisphyſikern zu leiden hat. 

Die ftaatliche Kontrole der örtlichen ©. centralifirt fich am jachgemäßejiten 
in der Minifterialftelle für die allgemeine Polizeiverwaltung, alſo dem Miniſterium 
bzw. Reichdamt des Innern. Hier begegnen fich die meiſten und wichtigiten der— 
jenigen Spezialrefjorts, mit welchen die Sanitätsverwaltung ſich in Einklang zu 
erhalten hat. In den meilten Staaten unteriteht denn auch das gejammte öffent- 
Liche Geſundheitsweſen dem Minister des Innern, welchem ein oder mehrere technijche 
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Räthe als Referenten zugeordnet find. Wenn in Preußen die Mtedizinalangelegen- 
heiten einschließlich der ©. jeit 1817 theilweife und jeit 1849 vollitändig dem 
Minifterium der geiftlichen und Unterrichtsangelegenheiten zugetheilt find, jo bildet 
diefe in Europa einzig dajtehende Einrichtung eine Anomalie, welcher von ſachver— 
jtändigen Stimmen einige Mitichuld an der mangelhaften Geitaltung der jtaatlichen 
Gejundheitspflege in Preußen zugeichrieben wird. 

Dem verantwortlichen politifchen Leiter der ftaatlichen Sanitätäpflege muß außer 
den mediziniichen Referenten, welche die laufenden Auffichtsgeichäite bejorgen, auch 
eine berathende wiſſenſchaftliche Gentralinitanz zur Seite und zur 
Verfügung ftehen, welche über alle prinzipielle, zu Zweifel Anlaß gebende ragen 
ein maßgebendes Votum abzugeben und dadurch jowol den leitenden Verfügungen 
des Minifters, wie den austührenden Maßregeln der Provinziale und Ortöbehörden 
die erforderliche Gleichmäßigfeit und die öffentliche Gewähr einer zuverläffigen wiſſen— 
ichaftlichen Begründung zu verleihen geeignet ift. Cine jolche Gewähr kann nie 
ein einzelner Sachverjtändiger allein bieten, theila wegen der großen Vtannigfaltigfeit 
der wiſſenſchaftlichen Spezialfenntniffe, welche bei prinzipiellen Enticheidungen über 
janitäre Einzelfragen in Konkurrenz zu treten haben, theils aucd wegen der Getahr 
perjönlicher Voreingenommenheiten, von denen jelbit die tüchtigiten Gelehrten und 
Techniker fich nicht immer frei zu erhalten vermögen. Man hat daher, wie in den meiften 
ausländischen, jo auch in allen größeren Deutichen Staaten Kollegien aus den hervor— 
ragenditen Vertretern der hygieiniſchen Wiffenjchait und Praris gebildet — in den füd- 
deutichen Staaten unter Hinzuziehung gewählter Vertreter des ärztlichen Standes —, 
welchen der Minister die ihm vorfommenden zweitelhaften Fälle zur Begutachtung 
vorlegt; in Preußen fungirt ala jolches Kollegium die wiſſenſchaftliche Depu— 
tation für dag Medizinalwejen, in Bayern der Obermedizinalaus= 
ſchuß, in Sachien das Yandesmedizinalfollegium u. j. w. Das jeit 1876 errichtete 
„Kaiferliche Gejundheitsamt“ follte feiner urfprünglichen Beitimmung gemäß 
eine analoge, die Deutiche Reichsregierung berathende Hörperichaft bilden, iſt aber ſchon 
vermöge der ihm vom Reichskanzler ertheilten büreaukratiſchen Organijation, welche 
das alleinige Gutachten des Direktors auch in technifchen und wiſſenſchaftlichen Fragen 
maßgebend macht, außer Stande jeiner Bejtimmung gerecht zu werden. 

Ein hHinderndes Moment für die Entiwidelung namentlich der örtlichen ©. 
in den meiften Deutichen Staaten, und insbejondere in Preußen, liegt in der ſehr 
unzureichenden Befoldung der ärztlichen Beamten, welche für ihren Yebensunter: 
halt faſt ausschließlich auf die Ausübung ärztlicher Praris angewiejen find, jo daß 
ihnen wenig Zeit und Kraft bleibt, die ihnen anvertrauten öffentlichen Intereſſen 
mit Fleiß und Nachdrud wahrzunehmen, viel weniger noch fich zu diefem Zwecke 
auf der Höhe der fortichreitenden Wiffenichaft zu erhalten. Als praftizivende Aerzte 
gerathen diejelben auch in eine gewiffe Abhängigkeit von KHlientenrüdfichten, welche 
die im öffentlichen Dienjte erforderliche Unparteilichkeit und Energie leicht in Frage 
jtellen. Endlich kommt dazu, daß die Medizinalbeamten in fat allen Deutichen 
Staaten den Schwerpunft ihrer Amtswirfjamteit in den WVerrichtungen der gericht: 
lichen Medizin angewiejen erhalten und daher auch ihre Aufmerfjamfeit vielmehr 
diefem Zweige der öffentlichen Medizin zuwenden, als der ©. So lange dieſe 
Uebelitände beitehen, fann von ärztlichen Gejundheitsbeamten in dem Sinne, wie 
jolche 3. B. in England beftehen, in Deutjchland nicht die Rede fein, und erit nach 
einer zeitgemäßen, auch auf dieſe wichtige Frage fich eritredenden allgemeinen 
Medizinalreform, wie fie in jachveritändigen Kreijen einjtimmig ala Bedürfniß 
empfunden wird, fann eine gedeihliche Entwidelung des Sanitätswejens in Deutich- 
land erwartet werben. 


Lit.: Nicolai, Grundriß der ©., Berlin 1835. — NR. v. Mohl, Die —— 
nach den Grundſa hen des Rechtsſtaats, Tübingen 1866. — Sqhürmader, ndbu 
mediziniſchen Polizei, Erlangen 1848. — Pappenheim, Handbuch ber S., Berlin —— — 
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3. Hobrecht, Ueber öffentliche ehren Fame, bie Bildung eines Gentralamt3 für 

öffentliche Gefundheitäpflege im Staate, Stettin 1868. — Sachs, Verſuch eines Gejegentwurfs 

= Reorganijation des Medizinalweſens in Preußen, in der Deutſchen V.J.Schrift f. öffentl. 
efundheitäpflege, Bd. XI. Heft 4. Finkelnburg. 


Sarpi, Paolo, 5 14. VIII. 1552 zu Venedig, trat mit 14 Jahren in den 
Sewitenorden, mit 26 Jahren Provinzial= Generalprofurator, entjchiedener Feind 
päpitlicher Omnipotenz, Gegner der Jefuiten, wiederholt Mordverfuchen ausgeſetzt, 
T 15. I. 1625. 

Schriften: Hist. del Consilio Tridentino di Pietro Soave Polano, London 1619, 
fehr oft, zulegt Florenz 1858 und Prato 1871, auch lat., franz, deutih und engl. — Hist. 

ell’origine, forma, leggi ed uso dell’ufficio Pest er ur nella cittä e dominio di 
Venezia 1638, Venet. 1687. — Tratt. delle materie beneficiarie, Mirand. 1683; lat. Jen. 
1681; deutſch Nürnb. 1688, Frankf. Leipz. 1786, Bamb. Würzb. 1804. — De jure asylorum, 
Lugd. Bat. 1622, Venet. 1677, 1683; franz. von Amelot de la Houssaye, Amst. 
1685. — Les droits des souverains defendus contre les excommunications et les interdits 
des papes, La Haye 1721, Amst. Lips. 1744. — Opinione del Padre Paolo Servita come 
debba governarsi la Republica Veneziana per havere il perpetuo dominio (1615), Venet. 
1681; 7 von Abbe de Marsy (Le Prince de Fra-Paolo), Berl. 1751. — Lettere, 
Firenze 1863. — Opere, Nap. 1790. 

git.: Griselini, Memorie, Losana 1760. — Bianchi-Giovini, Biogr. Basil. 
1847; franz. Brüffel 1863. — M au: Fra P. S., Karlsr. 1838. — Schulte, Geichichte, 
IIL a 465. — Janet, II. 87—95. — Campbell, La vita di Fra P. S., Torino 1875. 

Zeihmann. 


Sarti, Maurus, 5 1709, Gamaldulenjerabt, Kanzler des Ordens, 1755 
Abt in Rom. 

Er ſchrieb auf Veranlaſſung Benedikt's XIV. das nach feinem Zode (1766) von Fattorini 
vollendete Wert: De claris Archigymn. Bononiensis Profess. a saec. XI. usque ad saec. 
XIV., Bonon. 1769, 1772, 

it.: Savignv, III. 62—71. Zeihmann. 
Saunders, Sir Edmund, aus niedrigjtem Stande, wurde 1683 Chief 
Justice wegen Gelinnungstüchtigfeit, F noch in demjelben Jahre. Werthvoll jeine 
Reports 1686. Der „Zereny der Reporters“ (nach Lord Mansfield's Ausdrud). 
Xit.: Cates, Dictionary 1867, p. 995. — Foss, Biographia juridica, 1870 p. 585. 
Zeihmann. 
Saurin, Right Hon. William, hervorragender Iriſcher Rechtsgelehrter, 
5 1767, zur Bar 1790 berufen, 1807—1822 Attorney-General for Ireland, f 1840. 
-  2it.: Cates, Dictionary 1867, p. 995. Zeihmann. 


Sauter, Joſeph Anton, 51742 zu Riedlingen a. d. Donau, wurde 1801 
Profeffor des KHirchenrechts in Freiburg, 1807 Sofrath, T 6. IV. 1817. Berdient 
durch jeine Fundamenta jur. eccl. cathol. 1805—1816. 

it.: Schreiber, Univ. Freiburg, III. 136. — Schulte, Geidhichte, III. a S. 264. 

Zeihmann. 

Savarefe, Roberto, 5 1805 zu Neapel, lehrte dajelbit feit 1838, wurde 
1849 verbannt, 1861 zurüdgefehrt Advofat, F 24. V. 1875. Giner der größten 
Italienischen Rechtsgelehrten der Neuzeit. Seine Scritti forensi raccolti e pubbl. 
per cura del Prof. F. Persico e preceduti da uno studio per l’avv. E. Cenni, 
Nap. 1876. Zeihmann. 


Savary, Jacques, 5 1622 zu Douat, nahm lebendigften Antheil an den 
Reformen im Handelsweſen und der Ordonnance von 1673 (von Pufjort bezeichnet 
als Code Savary), F 1690 zu Paris. Sein Sohn Jacques ©. des Brüslons 
ift Verfaffer eines dietionnaire universel de commerce. 

Schriften: Le parfait negociant, Par. 1675, 1676, 1713, 1800. — Paröres ou avis et 
conseils sur les plus importantes matieres du commerce, Par. 1688 (jpäter im Parfait 
negociant). 

Lit.: Goldſchmidt, Handbuh des HR., 2. Aufl. 1874, Bd. L 31, 34, 42. — 
Roditre, Les — jurisconsultes, 1874, p. 353. — Behrend, Lehrb. des H.R. Berlin 
Zeipy. 1880, ©. 24, 25. Teihmann. 
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Eavigny, Friedrich Gar! von, & 21. II. 1779 zu Frankfurt a. M., 
Sohn des Geh. Regierungsrathes Chr. E. 8. v. »S., ftudirte in Marburg alö 
Schüler von Weis, dann in Göttingen und Marburg, befuchte Leipzig, Halle, Jena, 
prom. 1800 in Marburg, habil. fi) daſ, wurde 1802 außerordentl. Prof., ging auf 
wiflenfchaftliche Reifen, 1808 Prof. in Landshut, 1810 — 42 in Berlin, Minifter 
ber Geſetzreviſion bis März 1848, T 25. X. 1861. Der hauptjächlichite Vertreter 


der hift. Schule. z eg — 
ründete mit Eihhorn und Göſchen die Zeitſchr. für geſchichtl. Rechtswiſſenſchaft, 
Berlin 815 5 fl. Die Berliner Yur. Gefellihaft begründete eine von den Atad. in Berlin, 
Wien und München zu vergebende Savigny Stiftung zur Förderung rechtshiſt. Stubien. 
— ten: Diss. de concursu délictorum formali, Marb. 1800 (Verm. Schriften 4 
I. ©. 74—169). — Recht des —— 1803, 7. Aufl. von Rudorff, Wien 1865 
8* de la possession par Staedtler, 1866, ital. von Conticini, Fir. 1839; engl. 
von Perry, Lond. 1848). — Vom Beruf —— 32* für Peg g ag Mac Rechtäwihien 5 
eibelb. 1814, 3. Aufl. ee und neue Aufl. 187 ſchichte des Röm. Rechts im Mittelalter, 
eibelb. 1815— 1881, 2. Aufl. 1834—1851 * bon Guenoux, Par. 1839—1852; ital, 
von Bollati, Torino 1854—1857). — Enftem bes Maut. r n Römijchen Rechts, Berl. 1840 
biß 1849 (Traite de droit rom. par Guenoux, ); Ipan. von Mesia y Poley 
Madrid 1879; engl. (8. Band) von Guttrie kainn 1869. — Obligationenredht Als Theil 
des J Röm. Rechts, Berl. 1851, 1858 (Dr. des obl. par Girardin et Jozon, 


I . 873). — Berm. Sahıtı Mi Leipz. 18 
: Ihering n J für Dogm. V. Nr. 7. — Arndts a Krit. B.I.Schr. IV. 
Nr. 1. eydemann in ber Deuti en Gerichtägtg. 1861 Nr. 9. — Schmid in ber 


Deutichen —e Nr. 97 (Jan. 1862). — v. Sting Bing, 5 5 €. v. % a zu feiner 
Würdigung, Berl. 1862 (in den Preuß. Jahrb. IX.) — ubdorff ‚8. € E., Erinner, 
an * Leben und Wirken, 1862 (Zeitſchr. für ae I eı 8) — Buren, 
.d. ©., Amfterd. 1862. — Pernice, I, Berlin 1808 ©. 43—66. — 
— alas, Erinn. an #. €. v. ©. als Rechtelehrer, Staatdmann u. Shrift, 
Weimar 1867 (Zeitichr. für Rechtögeichichte VL) — Scheurl, *5* e Worte über F. C. v. S. 
1860. — Laboulaye, Essai sur la vie et les doctrines der h. de S., Par. 1842. — 
Feſtſchriften und fyeitreden von Bruns (Berlin 1879), v. Stinping Wendun en und 
Wandlungen der Deutichen Rechtöwifien] haft, Bonn 1879 und Georg Tanner Briefe an 
Bonif. und Bafil. Amerbach 1554—1567, Bonn 1879), Brinz (Münden 1879), Ezuhlarz 
(Prag 1879), Maaßen (Wien 1879), Enneccerus (Marb. 1879), Buntidart (Jmnäbr. 
1879), Mandry, Fitting, Bremer, Kuntze, Schmidt (Das Hauslind in mancipio, Leipj. 
ah 9, Mobdberman (Groningen 1879), Cohn und Levy (in Nieuwe Bijdragen voor 
en en Wetgeving, Jaarg. 1879 BI. von 6; BL. 1-69), Hölder (Am Neuen 
8 


Reich 1879 ©. 353 ff.) Windſcheid; DER ven von zes (Berl. 1879). — Schulte, 
Geſchichte, III.b ©. 188. — Revue gene le II — Mignet, Nouveaux um 
historiques, Par. 1877, p. 1—57. — Bring in A Beh: XXI. 473-490; 
161—180. — Stobbe, echte uellen, II. 457. — Bluntſchli, Die neueren Rechtsichulen 
ber Deutichen Juriften, 2. Aufl. 1862. — Schulin, Drei alad. Vorträge, Baſel 1881, 
S. 25-53. Teihmann. 


Segeris Sigismund, war Advotat zu Rom um 1618. 

Er ſchrieb: Tract. de judieü⸗ (1603), Francof. 1618, 1669; Colon. 1738. — De 
— Francof. 1604; Colon. 1717. — De sententia et re judicata, Gener. 
5 Tan Tract. de commerciis et cambio, Rom. 1618; Colon. 1619, ed. 3; Genev. 1664. — 

pera 1738 

git.: Goldihmibt, Handbud) des H.R., 2. Aufl. 1874, I. 37. — be Wal, Beitr., 
8. — Roditre, Les grands jurisconsultes, "1874, p. 351. — Enbemann, Studien, I 
54, 56, 75, 171, 265. Teihmann. 


Schadenserjas iſt Vergütung der Einbuße, welche Jemand durch ein be 
fimmtes Greigniß in feinem Vermögen erlitten hat. S. hat mithin Vermögens 
ichaden zur Vorausjegung. Zwar wird von Entjchädigung auch im Sinne des Ent- 
gelts für pfychiichen Schaden geiprochen (z. B. Schmerzenägeld). Allein Niemand if 
der Meinung, daß auf dieje Entichädigung ſchlechthin die Grundjäge vom Erſatz für 
wirthichaftlichen Schaden Anwendung leiden (3. B. bezüglich der Wererblichkeit 
RStrafPO. 8 444 Abi. 4). Deshalb empfiehlt fich, Hier die Ausdrüde S. und 
Entihädigung zu vermeiden und dafür „Genugthuung“ („veluti solatium‘ 1. 3 D. de 
litig. 44, 6; „Ergetzung“ PGO. Karl’ V. Art. 20) zu ſetzen, um jchon durch die 
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Bezeichnung hervorzuheben, daß diefe Anſprüche auf dem Grenzgebiet zwiſchen Strafe 
und ©. liegen und eigenthümlichen Regeln folgen (j. den Art. Buße). 

1. Der vermögensrechtliche Schaden it immer Minderung des Vermögens. 
Eine Minderung liegt nicht nur dann vor, wenn durch das jchädigende Greigniß 
dem Vermögen des Gejchädigten ein Werth entzogen wird, welcher ihm jchon an— 
gehörte (damnum emergens, pojitiver Schaden, wirklicher Schaden, HGB. 
Art. 283), ſondern auch wenn dadurch eine Mehrung entgeht, welche ohne dafjelbe 
dem Vermögen zugelommen wäre (lucrum cessans, entgangener Gewinn). 
Zum pofitiven Schaden zählt auch die Belaftung des Vermögens mit Verpflich- 
tungen (amisisse dicemur, quod .. . erogare cogimur, 1. 33 pr. D. ad leg. Aq. 9, 2). 

Bei dem Anjchlag des Schadens wird entweder der Werth zu Grunde gelegt, 
welchen ein Gegenjtand für Jedermann, oder derjenige, welchen er für den zu Gnt- 
ihädigenden hat oder hatte. Jenes ift der gemeine Werth (gemeine Handels— 
wertb, HGB. Art. 396), der wirkliche Taufchwerth, vera rei aestimatio, dieſes das 
Intereiie (ſ. diefen Art.). Hiermit deckt fich nicht völlig die Unterfheidung von 
unmittelbarem und mittelbarem Schaden. Unter jenem verfteht man die 
nadhtheiligen Folgen, welche das jchädigende Ereigniß nad) dem gewöhnlichen Lauf 
der Dinge unter allgemeinen Berhältniffen verurjacht, im Gegenſatz zu dem durch 
beiondere, regelmäßig nicht vorhandene Umſtände vermittelten (Preuß. IR. I. 6 
N 2, ‚ Zürch. privatr. GB. 8 997). 

Das regelmäßige Erfagmittel ift Geld, aber ein anderer Gegenitand 
erndiäplih nicht ausgeichlofien (3. ®. 1. 9 pr. locati 19, 2; Preuß. ER. II. 15 
s 17—22; Preuß. Erpropr. - Se. 8 7). Die Geldentichädigung Denen meiſtens 
in einer Kapitalfumme, zuweilen in einer Rente (3. B. Haitpflichtgeie 8 87). 

3. Die S.pflicht kann ihren Rechtsgrund haben a) in der abfichtlichen oder 
ahrläfftgen Verſchuldung des Schadens, ſei es durch Delift oder durch Verlegung 
einer beitehenden obligatorischen Verbindlichkeit, b) im Verzug, e) in der Ueber— 
bindung durch Nechtögeichäit, Vertrag (3. B. cautio damni infecti, Verſicherungs— 
vertrag) oder durch legtwillige Verfügung, d) in bejonderer Rechtsvorichrift ohne Ver: 
chulden des Erjagpflichtigen (3. B. Schiffer und Gaftwirthe, |. den Art. Receptum, 
die Lerrachter eines Schiffes in Folge Schiffewuris, der Erwerber aus Zwangs— 
entergnung, der Betriebsunternehmer in Folge des Haftpflichtgeiehes). 

Der ©. bildet zuweilen den urfprünglichen Gegenitand der obligatio (bei De— 
if, Erpropriation, Haftpflichtgeieg u. ſ. w.). Anderwärts tritt er in eine beitehende 
obligatio ein (mamentlich bei Verlegung obligatorifcher Verbindlichkeiten), und zwar 
mtmweder an Stelle der bisher gejchuldeten Yeiftung oder neben diejelbe (wegen nicht 
thtzeitiger oder fonjt unvolltommener Erfüllung, aber auch aus anderen Gründen, 
1.2. Schiffewurf). 

4. Jeder S.anipruch ift bedingt durch den Nachweis des urfählihen Zu— 
lammenhangs zwifchen dem Greigniß, für welches der Belangte einzuftehen hat, 
und dem Nachtheil, deflen Vergütung gefordert wird. Der eingetretene Schaden 
mu die Folge der von dem Belangten zu vertretenden Handlung, Unterlaffung oder 
Sonftigen Begebenheit jein. Diejer Beweis kann Schwierigkeiten unterliegen, injonder- 
beit wenn mittelbarer Schaden und ganz bejonders wenn mittelbarer Gewinnentgang 
in frage fteht. Hieran fcheitert nicht ſelten der Erſatzanſpruch. Dieſes thatjäch- 
\ihe Ergebniß darf aber nicht zur Aufitellung des Sabes verleiten, daß mittelbarer 
Gewinnentgang überhaupt nicht oder nur in bejchränfter Beziehung (Ortsintereffe) 
Griaggegenitand ri Am Gemeinen Recht Hat diefer Sab feinen Boden. Das 
Preuß. ER. (I. 6 $ 6) läht die Berücfichtigung desjenigen nicht im „gewöhnlichen 
Kauf der Dinge und der Geichäfte des bürgerlichen Lebens“ begründeten Gewinns 
m, welder „vermöge jchon getroffener Veranftaltungen und Borfehrungen ver: 
nänftigerweife erwartet werden fonnte”‘. Zur Annahme des urfächlichen Zufammen- 
bangs wird nicht abjolute Gewißheit gefordert. Es genügt der Nachweis, daß ohne 
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das fchädigende Greigniß nach regelmäßigem Verlauf unter den obwaltenden Um— 
itänden der Schaden nicht zugegangen wäre, und in Betreff eines Gewinns, daR der 
Griaganiprechende die nachgewiejene Gelegenheit zum Gewinn nicht ungenüßt lafen 
fonnte, ohne die Sorgfalt eines umfichtigen Mannes zu verlegen (Mommien). 
Die Möglichkeit der Vereitelung durch außerordentliche Greigniffe bleibt außer Be- 
rüdfichtigung. Auseinandergehende Gnticheidungen in den Quellen (3. B. $ 10 
Inst. ad leg. Aq. 4, 3 und l. 63 pr. D. ad leg. Falc. 35, 2) bezeugen nicht einen 
Wideripruch innerhalb der Römifchen Jurisprudenz, jondern weiſen darauf hin, daß 
bei der Prüfung des urſächlichen Zufammenhangs der Zweck des Anjchlags ſowie 
der Grund der Erjaßpflicht maßgebende Momente bilden und daß da, wo die Griah- 
pflicht auf Verichuldung beruht, auch der Grad der Verichuldung einen Einfluß übt. 
Der Beweis des urfächlichen Zujammenhangs wird weniger jtreng beurtheilt, wenn 
dem Belangten ein rechtswidriges Verhalten zur Laſt fällt, und wird leichter ala 
erbracht angefehen gegenüber demjenigen, welcher abfichtlic) oder in grober Fahr 
läffigkeit zum Nachtheil eines Andern gehandelt hat, ala wenn der Belangte nur 
wegen geringer Fahrläffigkeit verantwortlich ift. Das Gleichgewicht zwischen Schuld 
und Strafe, ein zunächſt das Strafrecht beherrichendes Geſetz, macht fich auch in der 
eivilrechtlichen Berpflichtung zum ©. geltend (Jhering). Auf denfelben Grunde 
gedanken führt Dernburg die freilich zu weit getriebene und zu formaliſtiſche 
Untericheidung des Preuß. LR. (I. 6 $$ 10 —15) zurüd, wonach bei Vorſatz und 
grobem Verſehen der „geſammte Schaden und der entgangene Gewinn‘, bei mäßigem 
Veriehen der pofitive Schaden und der nach allgemeinen Berhältniffen erzielbare 
Gewinn, bei geringem Verſehen jogar nur der unmittelbare Schaden und fein Ge 
winnentgang zu vergüten ift. (Vgl. auch Oeſterr. BGB. S 1324; Zürcher GP. 
88 997, 1000, 1004.) Der „Nothitand in Schädenprozefien‘ ift gehoben, jeit die 
Würdigung aller Umftände bezüglich der Trage, ob und in welchem Umfang ein 
Schaden verurfacht wurde, der freien richterlichen Weberzeugung überantwortet it 
(für ganz Deutichland zunächit durch einzelne Reichagejege wie Urheberrechts-, Halt» 
pflicht-, Markenſchutz⸗, Mufterfchuß-, Patentgejeg und dann allgemein durch RCPO. 
$ 260). Für den Beweis der Höhe des zugefügten Schadens kam das Römiiche 
Recht dem Beweispflichtigen durch da® jog. juramentum in litem, Schäßungs- oder 
MWürderungseid zu Hülfe; ähnlich die Preuß. Allg. Ger.O. I. 22 85 9 fi. De 
RCPO. $ 260 hat den Eid ala Recht des Beweispflichtigen bejeitigt, dagegen in 
das Ermeſſen des Gerichts geitellt, dem Beweisführer die eidliche Schäßung des 
Schadens aufzuerlegen, jedoch unter Feſtſetzung einer unüberjchreitbaren Grenze. Eine 
vertragamäßige Beitimmung, dat der Richter bei der Schadensermittelung auf gewiſſe 
Beweismittel, 3. B. Zeugen und Sachverftändige mit Ausschluß des Eides beichräntt 
jein joll (wie zuweilen in Verficherungsverträgen vorfommt), entbehrt, weil gegen 
die Vorſchriften des öffentlichen Rechts über die freie Würdigung der Thatfrage ver: 
itoßend, der verbindlichen Kraft. 

5. Neben dem Eriorderniß des urfächlichen Zufammenhangs den S.anfpruh 
noch davon abhängig zu machen, daß der Schaden die nothbwendige und un: 
mittelbare folge des zu vertretenden Greignifjes jei, Hat weder die Natur ber 
Sache noch das pofitive Recht für fich. Ebenſowenig, daß der Griolg dom Hans 
deinden vorausgeſehen werden fonnte (vgl. jedoch Code civil art. 1149—1151). 
Die Griaßpflicht umfaßt auch denjenigen Nachtheil, welchen die verpflichtende That— 
jache nur durch das Mitwirken ungewöhnlicher Umjtände verurfacht hat (3. B. wegen 
nichterfichtlicher Zerbrechlichkeit der Sache, wegen anderweitigen Weriprechens der 
geichuldeten Sache unter Konventionalitrafe). Indeſſen bemerfe man: a) Die Hal 
tung aus Delikten ift auch durch die Beziehung des Griolges auf den Willen dei 
Handelnden (Zurechnung zur Schuld) bedingt. Deshalb kann troß Vorhandenſeins 
des urfächlichen Zufammenhangs zwiichen Handlung und Erfolg die Erſatzpflicht 
wegen Mangels des ſubjektiven Griordernifies wegfallen. Inſofern wird zuweilen 
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die Vorausjehbarfeit des Erfolgs von rechtlichem Belang (1. 31 D. ad leg. Aq. 9, 2; 
Preuß. IR. I. 6 $ 4). b) Eine Eriagforderung findet nicht jtatt, wenn der ein- 
getretene Erfolg zugleich in einer Schuld des Beichädigten feinen Grund hat (og. 
Kulpafompenjation); doch hebt fich nicht rechtswidrige Abficht gegen Fahrläfſſigkeit 
(1.984 D. ad leg. Aq. 9, 2). Zur Schuld kann auch werden die Unterlaffung der 
Thätigkeit behufg Abwendung der nachtheiligen Wirkung einer fremden Handlung 
oder Unterlaffung, nicht blos in Bertragsverhältniffen (. 2183 A.E.V. 19,1; 
Sächſ. BGB. 8 688), jondern auch bei außerfontraktlichen Verletzungen, nur ift Hier 
das Maß der zum Zwed der Abwendung zuzumuthenden IThätigkeit weniger be— 
ftimmt und den Umſtänden des einzelnen Falls zu entnehmen (beitritten, dafür 
ROHG., Entih. XXIU. ©. 373). Der Grundjaß findet fich auch im Preuß. Allg. 
LR., jedoch mit „unerträglicher” Kafuijtit (I. 6 SS 18— 21). Gigenthümlich Deiterr. 
BGB. S 1304. 

6. In BVertragsverhältnifien kann unter Umständen der Erjaß fremden 
Schadens gefordert werden, dann nämlich, wenn der Fordernde den Vertrag mit 
dem Schädiger im Intereſſe des beichädigten Dritten geichloffen hat und wegen der 
veriprochenen Leiſtung dem Letztern, gleichviel in welchem Umfang, wenn auch nur 
auf Anipruchsabtretung haftbar ift (bejtritten, dafür ROHG., Entſch. XVII. ©. 78). 

7. Innerhalb der jet gezeichneten allgemeinen Grenzen jtellt fi der Um— 
fang der S.pflicht, ob pofitiver Schaden oder auch entgangener Gewinn, ob 
unmittelbarer oder auch mittelbarer Schaden, verschieden nach dem Grund der Erſatz— 
pflicht. Hierbei macht ſich der Gegenfaß geltend zwiſchen Verleungen in und außer 
Vertragsverhältniſſen, zwiichen der Haftung in Folge Verichuldung und ohne Ver— 
ichuldung, und bei der eriteren ijt auch dad Maß der Berichuldung, dolus und 
culpa lata gegenüber der culpa levis zumeilen von Bedeutung. 

Regel bildet nach Gemeinem Recht und dem HGB. (Art. 283) die Vergütung 
jedes erweislichen Schadens, des jog. vollen Intereſſes. (Sächſ. BGB. SS 124, 
125, 685 ff.; Code civil art. 1149, 1382, 1383.) Anders das Preuß. ÜR. I. 2 
SS 116, 117: „der gemeine Werth‘, jedoch mit vielen Ausnahmen (3.8. I. 5 
88 285— 291), Oeſterr. BGB. 88 1323, 1324. 

Wo indeß auch das volle Intereſſe zu erjegen ift, da wird doch a) nur Ver— 
mögensſchaden berüdfichtigt, fein Affektionswerth (womit nicht zu verwechſeln 
das Affektionsinterefje als obligatorisches Bindemittel, ſ. den Art. Intereſſe); 
b) nit unehrenhafter Gewinn, nicht Gewinn dom Gewinn, ſofern jener 
nicht vom Erfaßpflichtigen gezogen iſt (1.8, 1.15 D. de usur. 22, 1; Sächſ. BGB. 
$ 125 a. €.) und wenigiteng nach Römischen Recht (bejtritten) nicht übermäßiger 
Zurus (aber auch im Fall von dolus und culpa lata? 1.45 $S 1 A.E.V. 19, 1). 
c) Entiprang aus demjelben Greigniffe für den Betroffenen Nachtheil und Ge- 
mwinn, jo mindert fich der S. um den Betrag des letteren, jofern nicht das Ereig— 
nik für den Gewinn nur Anftoß, nicht Grund war oder jofern nicht auf den Ge— 
winn der Empfänger ohnehin rechtlichen Anfpruch befaß (nicht unbeftritten, dafür 
ROHG., Entih. XXU. ©. 184; anders das Preuß. Erpropr.=Gef. $ 10). d) Um 
Ueberforderungen vorzubeugen, hat das Röm. Recht für den Erſatz wegen Verlegung 
einer obligatorischen Verbindlichkeit eine Grenze aufgeftellt: die zuzubilligende Summe 
foll das Doppelte des allgemeinen Verkehrswerths des Schuldgegen- 
ftandes nicht überfteigen. Dagegen HGB. Art. 283 (Entich. des ROHG. XIX. 
©. 304). Auch dem Preuß. Recht ift der Sat als allgemeine Norm fremd, aber 
Anklänge daran fehlen nicht (I. 5 $ 301; I. 6 $ 95; I. 11 $ 545). 

8. Bei der Grmittelung des ©. fommt auch in Betracht, welcher Ort und 
welche Zeit zu Grunde zu legen it, und zwar fowol für die frage, ob und in 
welchem Umfang Schaden vorliegt, als für die Schäßung des Gegenſtands. Doc 
find die hierüber geltenden Rechtsläße nicht einfach genug, um in wenige Worte ge= 
faßt zu werden. Nur fo viel kann Erwähnung finden. In der Behandlung treten 
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auch hier aus einander die Geſchäfts- und die Deliktsobligationen. Hier tritt die 
Begehung, dort mehr die Erfüllung als maßgebendes Moment in den Vordergrund, 
jedoch nicht ohne mannigfache Abweichung. 

9. Die S.anſprüche, welche nicht aus Vertragsverhältniſſen ſich entwickeln, 
unterliegen zum Theil einer kurzen Verjährung (4. B. actio doli, Urheberrechts: 
geſetz $ 33; Neichshaftpflichtgejeß S 8 u. a.; Preuß. ER. I. 6 $ 54). 

Lit.: ee, Beiträge zum Oblig. Recht, Zweite —— Zur * oe —— 
1855. — Cohnfeldt, Die Lehre vom ntereffe, 1865. — Iherin Schuldmoment 
im Römilchen Privatrecht (1867): Derielbe in jeinen 3 vie ©. so fi. (1879. — 
4 Pandektenlehrb. von Brinz, 2. Aufl. Bd. II. SS 265—270, 281, 81 a, b, c, d; 

v.Bangeromw, $ 571; Windſcheid, SS 257, 258. — Für Preuß. Recht: NR. z8 89, 
90, 106; Dernburg, I. 88 74-79. — Für Franzöf. eht: Zahariä, SS 308 
12 Rensläberger. 


Schäfereigerechtigkeit (Thl. I. S. 501) bedeutet im weiteren Sinne dei 
Wortes die Beiugniß, eine Schafheerbe mit einem Schäfer (jog. Schäferei) zu halten. 
Diefe Befugniß wird von einigen Schriftitellern auch als Schäfereirecht bezeichnet. 
Die ©. im engeren Sinne enthält noch das weitere Recht, die Schafe auf der 
ganzen Feldmark oder auf einzelnen fremden Grundjtüden weiden zu laſſen. 

Die eritere Befugniß verjteht fich an und für fich für den Grundbeſitzer von 
jelbjt. Doch kann diejelbe ſowol durch Geſetz als Servitut bejeitigt oder bejchränft 
werden. Durch Partikularrechte ift die S. nicht jelten der Gutsherrichait als aus 
ichließliches Necht eingeräumt, anderwärts dafür Grundbefig von beitimmter Größe 
gefordert worden, endlich findet fich auch die Beltimmung, daß zwar jämmtliche 
Semeindeglieder Schafe halten dürfen, aber feinen Hirten, vielmehr ihre Schafe 
dem gutöherrlichen Hirten anvertrauen müfjen. Im lebteren Falle jchreibt man 
dem Schäfereiberechtigten ein Schäferei-Stabrecht zu. Durch eine Servitut wird 
der Gigenthümer des dienenden Grunditüds in dem Fall am Halten einer Schafheerde 
verhindert, wenn derjelbe bei einer jeinem Grundſtück auferlegten Weidejervitut aus 
drüdlich von der Mithude ausgeſchloſſen ift. 

Die ©. im engeren Sinne jeßt einen bejonderen Erwerbsgrund voraus. Dieler 
fann namentlich Vertrag, unvordenkliche Verjährung, Gejeß jein. Nach dem Titel, 
auf dem das Recht überhaupt beruht, richtet fich auch der Umfang defjelben. Das 
gilt Hinfichtlich der Grundftüde, welche der Hütung jeitend des Berechtigten unter: 
liegen, binfichtlich der Zahl der Schafe, welche diejer unterhalten darf, und Hinficht- 
lich des Umftandes, ob die ©. eine ausfchließliche ift oder nicht. Sit die ©. eine 
ausjchließliche, jo darf außer dem Berechtigten Niemand auf dem Weiderevier Schafe 
hüten lafjen. Iſt diefelbe dagegen feine ausfchließliche, jo können auch die übrigen 
Dorfbewohner Schafe auf die Weide bringen. Je nachdem der Berechtigte nur eine 
beitimmte Zahl Schafe auf die Weide treiben darf, oder darin unbejchränft it, 
unterjcheidet man gemefjene und ungemefjene S. Bei der erjteren werden die Läm— 
mer, jo lange fie ſaugen, nicht mitgezählt (j. Preuß. Allg. ER. Thl. I. Tit. 22 
$ 98; Defterr. BGB. $ 500), auf Grund partifularrechtlicher Beitimmungen oder 
von Ortögebräuchen mitunter jogar ein ganzes Jahr lang und jelbjt bis zur eriten 
Schur (Bayer. ER. Thl. I. E. 8 $ 13 N. 2). Bei der umgemefjenen ©. ift, wie 
bei der Weidegerechtigkeit überhaupt, der Berechtigte befugt, jo viele Schafe auf die 
MWeide zu treiben, als er mit dem auf feinem Gute gewonnenen Futter während des 
Winters erhalten kann (Deiterr. BGB. $ 500). Allein diejes jog. Durchwinterungs— 
prinzip iſt partifularrechtlich bei ausschließlicher Schäfereiberechtigung Giner Perjon 
nicht immer jejtgehalten, jondern nur da für maßgebend erflärt worden, wo bie 
Schäfereiberechtigung mehreren in derjelben Feldmark gebührt (Preuß. Allg. ER. 
a. a. D. $$ 150 ff., vol. $S 152 ff). Im Uebrigen find für die ©. die für die 
MWeidegerechtigkeit überhaupt geltenden Grundjäße maßgebend. 
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Gigb. u. Lit.: Preuß. Allg. ER. Th. I. Tit. 22 88 146—169. Ts nun. nd: 
buch ve Kandmirtöfäaftareßte (Hann. 1807), 38 310—315. — Scholz Das Sch —* 
recht, Braunſchw. 1837. — Büff, Das Schäfereirecht, Caſſel 1863. — Steinader, Braunſchw 
Privatrecht, $ 198. — Reyſcher, Gem. und Württemb. Privatrecht, II. $ 299. — Stobbe, 
Privatrecht, II. S. 201 fi. — Seuffert’3 Archiv XVI. Nr. 196, 197 Lewis. 


Schändung. Doktrin und Geſetzgebung veritehen darunter den außerehelichen 
Beiichlaf mit einer unmündigen oder geiftesfranten Frauensperſon oder mit einer 
folchen, die fich ohne Zuthun des Thäters im Zujtande der Wehr- oder Bewußt- 
lofigfeit befindet, die umfreimwillige Schwächung, stuprum non voluntarium nec 
violentum. Die Gejeßbücher für Braunfchweig, Hannover, Dejterreich nennen 
diejes Verbrechen, im Unterichiede von der Nothzucht und Unzucht, S. Es kommt 
darauf an, ob der Zujtand der Bewußtlofigkeit oder Willenlofigkeit vorgefunden 
oder von dem Thäter herbeigeführt wurde, um den Beijchlaf begehen zu können. 
Zwei Fülle (KStraf6B. 8 176): gewaltiame Vornahme unzüchtiger Handlungen 
an einer Frauensperſon und Mikbrauch einer willenlojen, bewußtlojen, geiftes- 
franfen Frauensperſon zum außerehelichen Beiſchlafe. Erſter Fall, in Abficht auf 
Beiſchlaf gefeßt, geht in verfuchte Nothzucht über. Die Strafgejegnovelle von 1876 
hat das Griorderniß eines Antrages geitrichen in Uebereinftimmung mit $ 191 des 
Deiterr. Straigefeßentwuris von 1874, diejes Verbrechen heißt, im Unterfchiede von 
der Nothzucht und Unzucht, S. Von einer Strafverfolgung der ©. ift nicht die Rede, 
wenn der Thäter Grund zur Annahme hatte, daß der an einer Schlafenden, Trun— 
fenen unternommene außereheliche Beifchlaf nicht ihrem Willen entgegen fei und die 
Zuftimmung nachher wirklich erfolgt ift. Anders verhält es fich mit den Unmün— 
digen und Geiſteskranken, die rechtlich feine gültige Einwilligung geben können und 
deren noch nicht zur Reife gediehene oder krankhaft gehemmte Widerſtandskraft gegen 
Verjuchungen zu unzüchtigen Handlungen jelbjt gegen ihr Verlangen im Intereffe 
der geichlechtlichen Sittlichkeit durch das Geſetz geichüßt wird. Nicht blos der Ge- 
Ichlechtsehre wegen, auch um der Abſtumpfung des Schamgefühles und der phyſiſchen 
Nachtheile willen wirkt das Straigefeß dem Gejchlechtsverfehre mit den genannten 
Perjonen entgegen, von der Erwägung geleitet und durch moralftatiftiiche Daten 
darin beitärkt, daß durch S. die Moralität wie die Freiheit verlegt und die Gefund- 
heit nicht jelten untergraben werde. 

Mit Zuchthaus bis zu zwanzig Jahren bedrohte daher Preußen denjenigen, der 
eine in einem willenlojen Zuftande befindliche Perfon zu einer auf Befriedigung des 
Geichlechtötriebes gerichteten ungüchtigen Handlung mißbraucht, mit Perfonen unter 
vierzehn Jahren unzüchtige Handlungen vornimmt oder diejelben zur Verübung oder 
Duldung unzüchtiger Handlungen verleitet. Weniger vag bezeichneten die Straf: 
geieße für Sachjen, Deiterreich, Braunfchweig, Bayern u. a. den Thatbeſtand diejes 
Verbrechens, zumal der Mißbrauch zum außerehelichen Beiichlaf und nicht blos 
willenlojer oder bewußtlofer, ſondern auch wehrlojer Frauensperſonen ald Gegen— 
ftände des Verbrechens bezeichnet werden. Bei dem Mißbrauche unmündiger ‘Ber: 
jonen zu geichlechtlichen Zweden begründet die Qualität der Gefchändeten nicht 
weniger wie bei erwachienen Frauensperſonen einen wejentlichen Strafänderungs- 
grund. it das der Gejchlechtsreite naheitehende Mädchen bereits jo unglüdlich, der 
Proftitution verfallen zu fein, dann darf es zwar der Geichlechtsgier nicht ſtraflos 
preisgegeben werden, allein die Strafbarfeit des Thäters ift eine ungleich geringere, 
als die des Verführers eines unfchuldigen Mädchens und läßt fich daher die an- 
gedrohte Zuchthausstrafe nicht in allen Fällen rechtiertigen. Gegenftand des Ver— 
brechens kann auch eine Perſon üblen Leumundes und männlichen Gejchlechtes fein. 
Es kommt weder auf die Beiichlaistähigfeit noch auf die geichlechtliche Reinheit an, 
immer aber auf das Willen des Thäters von dem im Gejehe vorausgeſetzten Zus 
ftande der Wehr: oder Bewußtlofigkeit, der Unmündigfeit, oder der Geiſteskrankheit. 
Unridtig ift es, den Umstand als gleichgültig anzufehen, ob der Thäter den mehr: 
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(ofen Zujtand vorfäßlich herbeigeführt habe. Die geichändete Perfon muß ſich ohne 
Zuthun des Thäters im Zuftande der Willenlofigteit oder der Wehrlofigfeit befunden 
haben. Hatte derielbe Gründe zur Annahme, daß die geichledftlich mißbraudhte 
Perſon die Mündigkeit jchon überichritten oder nicht nur das Alter des erlaubten 
Geſchlechtsumganges, jondern auch das reife Verſtändniß für die Bedeutung des 
Beiichlais habe, jo befand er fich in einem die Zurechnung des Verbrechens aus: 
ichließenden Irrthume. Bis zu 10 Jahren beitrait das RStrafGB. 8 176, wer eine 
in einem twillenlojen oder bewußtlofen Zujtande befindliche oder geiftestrante Frauens— 
perſon außerehelich Ichwächt. 

Sachſen jtrafte den außerehelichen Beiſchlaf mit Perſonen in wehr- oder be 
wußtlojem Zujtande mit Arbeitshaus oder Zuchthaus bis zu vier Jahren. Hat 
aber der Verbrecher die Gemißbrauchte zuvor in diefer Abficht auf argliftige Weile 
in einen Zuftand verjeßt, in welchem fie jeinen Yüften nicht zu widerftehen ver: 
mochte, jo fand zwei- bis achtjährige Zuchthausitraie ftatt. Yebteren Fall behandelt 
Dejterreich als Nothzucht. Der Dejterr. Entwurf von 1867 bedrohte das Verbrechen 
der ©., wenn es an einem noch nicht zwölf Jahre alten Mädchen oder an einem 
noch nicht vierzehn Jahre alten Knaben begangen wird, wie Nothzucht, wenn & 
an einer ohne Zuthun des Thäters im Zuftande der Willend- oder Wehrlofigkeit 
befindlichen Perſon verübt wird, mit Zuchthaus bis zu vier Jahren und leteres in 
der Regel nur auf Verlangen der verlegten Perfon; wenn aber dadurch jchwere 
Nachtheile verurfacht worden, von Amtswegen. 

Gigb.: Deutiches Strai@P. $ 176 3. 2, 178. — Sadjen Art. 182, 353. — Bayern 
Art. — Defterr. StrafGB. $ 128. — Biaunſchwei $ 174. — Hamb. $ 148. — Defterr. 
Entwurf * 1867 $ 192, von 1870 8 1 

git.: G. J. Fr. Meister, Principia, juris erim., edit. III, $ 295. — Klein, fReinl. 


Recht, S 407. — dv. Grolmann, Grundiäße ber Kriminalrehtswifienichaft, $ 239; Der⸗ 
I —— der —— Gerichtähalle rn 1860) Nr. 46. — Zr Wächter, Abhandi 


. 300-310 Hälichhner, Syftem, III. — Schütze, 335. — Sammlung fra: 
Eiger Gnticpeidungen von Adler, Krall, v. Walther, Wien 1874. Hapıke orft, 
Wa erg. 


Schard, Simon, & 1535 zu Neu-Haldensleben, ging nach Italien zur 
Durchforſchung von Bibliothelen, eine Zeit lang in Baſel, 1566 Beiſitzer des Kammer: 
gerichts in Speier, Pfalz agra), T 28. VI. 1573. 

Schriften: Ausg. d. Eustathios, Basil. 1561. — De imperiali —— auctoritate 
et praeeminentia imperii atque juribus regni synt. tractt., Basil. 1566. — German. rerum 
quatuor celebriores vetustioresque Chronographi, Fef. 1566. — Historicum opus, Basil. 
1578 (Schardius redivivus, Gissae 1673). — Lexicon juridicum, Basil. 1582, ed. Kamp- 
— Colon. 1593. 

: Schirmer, Schardii —— 7, Regim. 1864. — v. Stintzing, Geſchichte der 
Deutichen Rechtswifien! aft (1880), I. 238, 296, 504, 505, 508-512, 518, 662, 683. — 
Schulte, Geichichte, IIL.b ©. 28. Zeihmann. 


Schatullgut (von Scatull, Schachtel) bezeichnet dasjenige Vermögen, vor: 
nehmlich Grundbefigvermögen , deffen Einkünfte unmittelbar zur fürftlichen Ver 
fügung jtehen und defjen Subftanz unabhängig von den für Domänen geltenden 
Regeln entweder nad) den Grundjäben der hausgeſetzlich fideikommiſſariſchen Erb— 
folge oder durch freie Verfügung des fürftlichen Gigenthümers vererbt wird. Die 
Rechtsverhältnifie der Schatullgüter ergeben fich jomit aus der begriffsmäßigen 
Trennung von Staatsgut und fürftlichem Familiengut; ihre Ordnung gehört teils 
ins Staatsredht, joweit nämlich in Frage fommt: was zu den Domänen zu rechnen 
it, theils in das Privatfüritenrecht und in die Hausgejeße, joweit nämlich, ala die 
Erbfolge und die Verwaltung der Schatullgüter in Betracht fommen. In Preußen 
ward durch Verordnung vom 13. Auguft 1713 der Unterjchied zwiſchen Domänen 
und liegenden Schatullgütern aufgehoben und beide für unveräußerlich erklärt, jo 
daß hier die kronfideikommiſſariſche Qualität der lehteren zu präfumiren it. Dar 
neben fönnen aber immer noch Güter zu völlig freier Verfügung des erſten Ermer 
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berö vorbehalten bleiben. Nach dem Preuß. ER. (II. 14 $ 14) ift beitimmt: „Dat 
derjenige Yandesherr, welcher ein jolcher erſter Erwerber war, über unbewegliche, 
von ihm erworbene Sachen weder unter Lebendigen, noch von Todeswegen verfügt, 
jo find diefelben für einverleibt in die Domänen des Staates anzuſehen.“ Ver— 
ichieden davon: die Sächſ. Verfaffungsurtunde von 1831 $ 21, und die hausgeſetz- 
lichen Beitimmungen anderer regierender Häuſer, in denen der politisch = jtaatsrecht- 
fiche Gedanke nicht jo ſcharf formulirt ift, wie in Preußen. 

git.: Hofmann, De patrimonio principis privato, quod die Chatouille vocant, 
1727. — Rivinus, De bonis principis patrimonialibus, 1737. — Fiſcher, Lehrbegriff bes 
Gameral: und Polizeirechts, 11. 479 r — vd. Rönne, Staatöredht (3. Aufl.), II, II. 6, 584 
(N. 7. — Heffter, Sonberrechte der fouver. und der med. Häufer Deutichlands, 1871, 
S. 117 fi. v. Holkenborff. 


Schauſtellungen, öjientliche. Die ©. bilden eine Gattung der Luſtbar— 
feiten (f. diefen Art.) im weiteren Sinne. Bon den eigentlichen Luftbarfeiten 
untericheiden fie fich aber dadurch, daß, während bei legteren eine gleichmäßige Mit- 
wirkung jämmtlicher Iheilnehmer jtattfindet, die S. von beitimmten Darjtellern 
einem Publitum von Zufchauern oder Zuhörern dargeboten werden. Auf den Be— 
griff der ©. ift es an ich ohme Einfluß, ob der Darfteller mit der Darbietung fich 
berufsmäßig oder außerhalb feines eigentlichen Lebensberufs (als Dilettant) bes 
ichäftigt, ob die Darftellung öffentlich oder vor einem geſchloſſenen Kreife, entgelt= 
lich oder ohne Entgelt und erjternfalla für Erwerbs- oder jonjtige (Wohlthätigkeits-, 
Koitendefungs- u. ſ. w.) Zmwede erfolgt, ſowie ob diejelbe ein höheres Intereſſe der 
Kunſt oder Wiſſenſchaft zu befriedigen geeignet it oder nicht. Vom Standpunfte 
der Eitten- und Yuruspolizei, jowie der Aufrechthaltung der öffentlichen Ruhe er— 
heiichen aber diejenigen ©. eine bejondere rechtliche Regelung, welche öffentlich dar— 
geboten werden und vorwiegend auf die Berriedigung des bloßen Unterhaltungs— 
bebürfniffes berechnet find. Hier namentlich gilt es, ſowol die Zahl der ©. in 
angemefienen Schranfen zu halten, ala Verſtöße gegen die öffentliche Sittlichkeit 
thunlichit zu verhüten. Dies ift auch der Standpunft des geltenden Rechte. 

A. In Deutſchland bedarf: I. nah Reichsrecht: a)wer auf Straßen 
oder fonft im Umherziehen oder an einem Orte vorübergehend und ohne Bes 
gründung eines jtehenden Gewerbes öffentlich Mufif aufführen, ©., theatralijche Vor- 
itellungen oder fonjtige Luſtbarkeiten (ſ. diefen Art.) öffentlich darbieten 
will, ohne daß ein höheres Intereſſe der Kunſt oder Wiſſenſchaft dabei obwaltet, 
außer den übrigen Erfordernifien, der vorhergehenden Erlaubniß durch die Behörde 
des Orts, an welchem die Leiſtung beabfichtigt wird ( KGew.O. $ 59 Ab. 1). Eine 
gleiche Erlaubniß ift aber auch für diejenigen erforderlich, welche derartige Leiltungen 
an dem Orte ihrer (ftehenden) gewerblichen Niederlafiung auf den Straßen 
darbieten wollen (RGew.D.842; Preuß. Anweifung vom 4. Sept. 1869 $ 15; Sächſ. 
Austührungsverordnung vom 16. Sept. 1869 $ 27). Ueber die Ertheilung diejer 
Erlaubniß entjcheidet die Behörde nach freiem Ermefjen; thatfächlich findet für ein- 
zelne Klajfen von ©. (3. B. Jahrmarktsmufif) in größeren Städten prinzipiell Ver— 
jagung ftatt. Beſtrafung des Betriebs ohne Erlaubniß geichieht nach Landesrecht 
(Jacobi, Gewerbegejeßgebung, S. 95). Ferner iſt b) für Schaufpielunter- 
nehmer zum Betriebe ihres Gewerbes (auch wenn dafjelbe ein jtehendes iſt und 
fünjtlerifche Leiſtungen dargeboten werden), eine allgemeine perjönliche Erlaubniß der 
nach den landesrechtlichen Vorjchriften zuitändigen Behörde (Preußen: Regierungs— 
präfident; Bayern: Diftriftsverwaltungsbehörde) erforderlich. Diejelbe ift zu ver- 
jagen, wenn die Behörde auf Grund von Thatjachen die Meberzeugung gewinnt, daß 
der Nachiuchende die zu dem beabfichtigten Getverbebetriebe erforderliche Zuverläffig- 
feit, insbeſondere in fittlicher, artiftiicher und finanzieller Hinſicht nicht beſitzt (Reichs— 
geie vom 15. Juli 1880). Die Erlaubniß ift eine perfönliche, hat aber Kraft für 
den ganzen Geltungsbereich der RGew.D. (Preuß. Verfügung vom 24. Nov. 1871, 
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Min.-Bl. f. d. inner. Verw. ©. 345; Badiſche Verordnung vom 26. Dez. 1871 
$ 13; abweichend die Auffaffung der Bayer. und Sächſ. Praris). Für den Beginn 
des Unternehmens fann die genehmigende Behörde eine Präflufivfriit ſetzen; auch erliſcht 
die Erlaubniß nach dreijähriger Einſtellung des Unternehmens ohne erhaltene Friſtung 
($ 49). Schaufpielunternehmer, welche die Grlaubniß nicht befigen, find nach $ 147, 1 
jtrafbar. Ferner benöthigen c) diejenigen, welche außerhalb ihres Wohnortes ohne 
Begründung einer gewerblichen Niederlajfung, gewerbliche oder künſt— 
lerifche Leiftungen oder ©., bei welchen ein höheres wiflenjchaftliches oder Kunſt— 
intereffe nicht obwaltet, feilbieten wollen, eines Legitimationgjcheines, 
welcher, wenn der Gewerbebetrieb auf öffentliche Mufifaufführungen, theatraliiche 
Voritellungen, S. oder fonjtige Luſtbarkeiten (j. diefen Art.) gerichtet ift, ver: 
jagt wird, jobald der, den Verhältniffen des Verwaltungsbezirfes der höheren Ver: 
waltungsbehörde entiprechenden Anzahl von Perſonen Yegitimationsjcheine ertheilt 
find. Umherziehenden Schaufpielergejellichaiten wird der Yegitimationsfchein nur 
dann ertheilt, wenn der Unternehmer die zu b) gedachte allgemeine Erlaubniß be— 
fit. (Ueber die Frage, wenn bei Leiſtungen umberziehender Theatertruppen ein 
höheres Kunſtintereſſe anzunehmen ift, j. Erk. des Preuß. Obertribunalde vom 
15. Okt. 1878, Jujtizmin.=Bl. 1879 ©. 195.) Der Xegitimationsfchein für den 
Betrieb der vorbezeichneten Gewerbe gewährt die Beiugniß zum Gewerbebetriebe in 
einem anderen ala dem Bezirke derjenigen höheren VBerwaltungsbehörde, welche ihn 
ausgeftellt hat, nur dann, wenn er auf den anderen Bezirk von der höheren Ber: 
waltungsbehörde des letteren ausgedehnt ift; diefe Ausdehnung wird verjagt, jobald 
für die, den Verhältniſſen des Bezirks entiprechende Anzahl von Perfonen Legitima— 
tionsfcheine bereits ausgejtellt oder ausgedehnt find ( KGew. O. 88 59 und 60). — 
Ausländer unterliegen in allen vorbezeichneten Richtungen denjelben Anforderungen, 
wie Deutsche (Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 7. März 1877, Gentralbl. 
©. 142), haben aber überdies fein Recht auf Zulaffung zum Gewerbebetriebe im 
Umberziehen (RGew.O. 8 58). — I. Der landesrechtlichen Regelung verbleibt: 
a) Die Ertheilung von Vorfchriiten für die nicht gewerbamäßige Dar: 
bietung von ©., insbejondere die Theateraufführungen durch Liebhaber. Vgl. 
fönigl. Sächſ. Minifteriale-VBerordnung vom 8. Nov. 1872 (Fiſcher's Zeitichr. 1. 
Praris und Gejeßgebung Bd. I. S.124: Privatgefellichaften, welche zu ihrem Ver: 
gnügen oder zu einem wohlthätigen Zwede, aber nicht des Erwerbs wegen, thea— 
tralifche Vorftellungen aufführen wollen, dürfen Cintrittsgeld nur mit Grlaubnif 
der Ortöobrigfeit erheben). b) Die Normirung von Öffentlichen ©. in Gaſt— 
und Schanftwirthichaiten „Die Gaſt- und Schankwirthſchaftskonzeſſion 
fchließt die Grlaubniß zur Veranſtaltung muſikaliſcher und deflamatorischer Vorträge 
nicht in ſich. Die Polizeibehörde ift berechtigt und verpflichtet, Wirthichaften, in 
denen jolche Zuftbarkeiten dem Publikum geboten werden, einer ftrengen polizeilichen 
Aufficht zu unterwerfen und umfittliche Borftellungen und Vorträge zu inhibiren, 
behufs deffen auch die zur Aufführung oder zum Vortrage bejtimmten Gegenftände 
ſich vorher anzeigen bzw. vorlegen zu laſſen.“ (Preuß. Minifterialverf. vom 30. März 
1879 gegen die jog. Tingeltangel, Minifterialblatt f. d. inn. Verw. ©. 149.) Ent— 
iprechende Polizeiverordnungen der einzelnen Oberpräfidien bzw. der Regierungen und 
Kanddroiteien haben in dieſer Beziehung in Preußen neuerdings die Veranftaltung 
oder Duldung von ©. (theatraliichen, deflamatorischen, muſikaliſchen Aufführungen 
und Vorträgen, pantomimifchen, plaftiichen und akrobatiſchen Vorſtellungen) in Gaſt— 
und Schanklofalen (einschließlich der Zelte und Buden bei Volksfeſten) an orts— 
polizeiliche Erlaubniß gebunden, zu deren Ginholung der Wirth (auch wenn er die 
perjönliche Erlaubniß als Schaufpielunternehmer jchon befitt) verbunden it; Texte 
bzw. Beichreibungen find dem Gefuche beizufügen. Die Grlaubniß kann be— 
dingungsweile ertheilt ſowie aus fitten= und ortäpolizeilichen Rückſichten zurück— 
genommen oder verweigert werden. Typus: Düſſeldorfer Polizeiverordnung vom 
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25. Januar 1879, dergl. für Brandenburg vom 11. Dez. 1879; Bayern: Polizei= 
StrafGB. Art. 32; Baden: PolizeiſtraföB. $ 63. c) Die Ausübung der allge 
meinen polizeilichen Aufficht über alle ©., insbeiondere vom fittenpolizei= 
lihen Geſichtspunkte, fowol gegenüber den einer Erlaubniß bedürfenden und 
mit Grlaubniß verjehenen Unternehmern (vgl. beſonders Medlenburg » Schwerin’iches 
Tublifandum vom 27. Sept. 1869 $ 9) und Wirthen (f. vorftehend unter b), als 
gegenüber den Ausübenden (gegen unfchidliche, irreligiöfe u. ſ. w. Darftellung, desgl. 
Ertemporiren u. ſ. w.), 3. B. durch Unterjagung einzelner VBorftellungen (Hirth's 
Annalen 1876 S. 79), Verbot der Theilnahme von Schulfindern, der S. während 
der geichloffenen Zeiten u. ſ. w. 

B. In Dejfterreich wird das Gew.R. auf die Unternehmungen öffentlicher 
Beluftigungen und ©. aller Art mit. Recht von vornherein nicht erftredt (Kund— 
machungspatent zur Gew.D. vom 20. Dez. 1859, Art. V), da hier im Wefentlichen 
fittenpolizeiliche Rüdfichten maßgeben. Für das Bühnenwefen gilt die jog. Theater- 
ordnung (Min.-Verordnung vom 25. Nov. 1850), welche eine perjönliche behörd— 
liche Erlaubniß zum Betriebe des Schaufpielunternehmer-Gewerbes, eine Konzeſſio— 
nirung der Theaterlofalität und eine Genehmigung der politiſchen Landesſtelle zur 
eriten Darftellung eines jeden Bühnenſtückes (letere Genehmigung ift, jobald fie für 
Eine Bühne eines Kronlandes ertheilt ward, innerhalb des legteren für Aufführungen 
anderer Bühnen nicht weiter nöthig; $ 4) fordert, aber auch ſoweit letztere ertheilt 
ift, der Sicherheitäbehörde das Recht vorbehält, aus dringenden Rüdfichten die Auf: 
führung ganz oder theilweije zu unterfagen. Auch für herumziehende Schaufpieler, 
Seiltänzer, Gymnaſtiker und Befiger von Schaugegenjtänden aller Art, ſowie für 
wandernde Mufitanten, Drehorgelipieler, Harfeniften und Sänger ift behördliche 
Genehmigung zur Ausübung des Gewerbes erforderlich, bzw. außerdem Vorlegung 
der betreffenden Schauftüde an die Behörde geordnet (Defrete vom 6. Januar 1836 
und 25. Nov. 1820; Minijt.-Erlaß vom 25. Nov. 1856). Singfpielhallen unter: 
Liegen im Wejentlichen den Borichriften der Theaterordnung (Lienbacher, Deiterr. 
PolizeiStrait., ©. 73), 

C. In Frankreich ift nach dem Ffaiferlichen Defrete vom 6. Januar 1864 
bei Begründung eines neuen Theaters Anzeige an das Minifterium und an den 
Präfekten zu machen. Belonders würdige Bühnen follen aus Staats- oder Ge— 
meindemitteln Unterftügung empfangen. Den Theaterunternehmern ift die Verpflichtung 
aufgelegt, allen Vorjchriften hinfichtlich der öffentlichen Sicherheit, Gefundheit und 
Ordnung nachzukommen. Auch joll eine beiondere Prüfung der aufzuführenden 
Theaterjtüde jtattfinden und die Aufführungserlaubniß aus Gründen der öffentlichen 
Ordnung wieder zurüdgezogen werden dürfen. Das Dekret vom 30. Sept 1870 hat die 
Prüfungstommiffion für dramatiiche Werke bejeitigt. Marionetten, cafés chantants, 
jomwie andere Produktionen ähnlicher Art find von behördlicher Genehmigung abhängig. 

Auch in Italien gilt das Lizenzprinzip für ©. (Geie vom 20. März; 1865, 
A. Art. 32 ff.) unter Wahrung der Repreifivbeiugniffe der Polizei (vgl. über die 
einschlägigen Normen $arelli, Diritto amministrativo, S. 173 Nr. 1). England: 
Theateracte 6 u. 7 Viet. cap. 68 (Lizenzprinzip, Genfur). 

Leuthold. 

Scheel, Anton Wilhelm, & 28. XII. 1799 in Stavanger in Norwegen, 
wurde 1816 Xieutenant und war 1818—19 mit den Dänifchen Truppen in Frank— 
reih. 1821 Student, 1826 Garmijonsauditeur in Kopenhagen, 1831 wirkl. Aſſeſſor, 
1836 Profeffor der Rechte an der Univerfität zu Kopenhagen und Affeffor Gonfiftorti, 
1846 Generalauditeur des Yandmilitäretats und Deputirter des Generaltommiflariats= 
follegium, 1851—54 Juftigminifter der Minifterien Bluhme und Örfted, 1854—71 
wieder Generalauditeur, 1855 mit den anderen Mitgliedern des Minifteriums Or- 
fted vor dem Reichögericht belangt, 1856 jedoch freigeiprochen, T als Geheimtonferenz- 
rath 30. IV. 1879. 
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Schriften: Om Tilbageholdelsesretten efter de danske Love med nogle forudskikkede 
Bemzrkninger om tin —* Sikkerhedsrettigheder i Almindelighed, Kbh. 1839. — Person- 
og Familie-Ret efter den danske Lovgivning 1—2, 1859—1860 (1. Theil, 2. Ausg. 1876). — 
Privatrettens almindelige Deel fremstillet efter den danske Lov ivning, Kbh. 1865—1866. — 
Verfaßte verichiedene Geſetzentwürfe auf dem Gebiete des Strafrechts, des Militärrechts und 
des Seerechts. V. A. Secher. 


Schenck, Friedrich, Freiherr dv. Toutenborch (Tautenburg), & 1503 (1504), 
mit 22 Jahren Geheimrath Karl's V., dann Senatspräfident beim Reichskammer— 
gericht, trat 1536 in den geiftlichen Stand, erfter Erzbiichof von Utrecht, T 25. 
VII. 1580. 


Seine Schriften bei Jugler, III. 219—226. — Schulte, — III. a ©. 681. 
eichmann. 


Schenkung (donatio) fällt unter den weiteren Begriff der Freigebigkeitshand— 
lungen, d. 5. der freiwilligen vermögensrechtlichen Gunfterweifungen, für welche zu— 
weilen auch der Ausdrufd ©. gebraucht wird. Als eine befonderer rechtlicher Be- 
handlung unterliegende Art der unentgeltlichen Zuwendungen fennzeichnet fich die 
©. durch objektive und jubjeftive Merkmale. Objektiv ift erforderlich, daß durch 
die Zuwendung das Vermögen des Gebers ärmer und das Vermögen des Empiän- 
gers vermehrt wird. Subjektiv, daß die Zuwendung auf der einen Seite in der 
Abficht, gegen den Empfänger eine Freigebigkeit zu bethätigen (animus donandi, 
©.abfiht) gemacht und auf der andern Seite ald Gunfterweifung angenommen 
wird. Im Vergleich, im Verkauf einer Sache unter dem Werth aus Noth oder 
Ueberdruß oder wegen Geringichägung liegt jo wenig eine ©. ala in der Dosbeitel- 
lung gegenüber dem Mann. Dagegen fann die ©. jehr wohl eine Zwedgabe jein, 
3. B. ©. zur Ausführung einer Reife. Wo die Abficht zu ſchenken nur zum Theil 
bejtimmend war, wird das Geichäft zum gemifchten (negotium mixtum cum dona- 
tione) und nur theilweife von den S.regeln beherricht. Im Gegenjag zur S.ab- 
jicht ift dag ©. motiv, d. h. der Grund, welcher den GEntichluß zur ©. hervor: 
gerufen hat, in der Kegel rechtlich von feiner Erheblichkeit (vgl. jedoch unten B. 2). 

Daß die Entjtehung der ©. durch die wenn auch nur jtillichweigende Zuſtim— 
mung des Begünftigten bedingt, aljo ein Vertrag ift, wird zuweilen für diejenigen 
Fälle in Abrede geitellt, wo das rechtliche Mittel der Zuwendung ſich ohne Mtit- 
wirkung des zu Beichenfenden verwirklicht, 3. B. Zahlung einer Schuld für den— 
jelben. Mit Unrecht. Die Vermögenszumendung vollzieht fich hier allerdings ohne 
Zuthun des zu Beichenfenden, aber fie erhält die Eigenſchaft einer ©. erſt durch die 
Gutheißung deffelben. Bis dahin begründet fie einen Vermögenserwerb, der jeine 
materielle Beitimmung erit erwartet (datum ob causam futuram) wie die Dosbeſtel— 
lung vor der Ehe. Der Empfänger kann die Entjtehung der S. vereiteln, indem 
er dem Zuwendenden jeine Auslagen vergütet und bei Annahmemweigerung denfelben 
Griolg durch Hinterlegung der entiprechenden Summe erzielt. So nach Gemeinem 
Recht (1. 18 pr. D. reb. cred. 12, 1) und Preuß. CR. (I. 11 $ 1058). Code civil 
art. 932 verlangt jogar für die Regel ausdrüdliche Annahme. Dagegen ift die be— 
fümpfte Theorie in das Sächſ. BGB. $ 1054 übergegangen. 

Die ©. ift ein Nechtögeichäft, fie beruht auf einer Willenseinigung von be= 
ſtimmtem rechtlichen Inhalt. Aber fie Hat gleich der Zahlung, Dosbeitellung, 
Interceflion, dem Vergleich die Gigenthümlichkeit, daß fie durch verichiedenartige 
dermögensrechtliche Vorgänge verwirklicht werden kann: durch Eigenthumsübertragung, 
Forderungsabtretung, durch die Begründung von befchränften dinglichen Rechten und 
von Forderungen (S.veriprechen) durch Beireiung von dinglichen Xaften oder von 
Schulden, Eriparung von Ausgaben, VBerbefferung einer Sache oder Schuß gegen 
Werthminderung. Für dieſe verichiedenartigen vermögensrechtlichen Vorgänge bildet 
die ©. den Beitimmungsgrund (causa). Sie unterwirit aber zugleich diefelben, 
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gleichviel welche rechtliche Individualität ihnen jonjt zukommt, eigenthümlichen 
NRechtsvorichriitten. Daher die Meinungsverichiedenheit über die ſyſtematiſche Stel- 
(ung der Lehre von der ©. 

A. Die Bejonderheiten, welchen ©. unterliegen, find folgende: 

1. Das Berbot der ©. unter Ehegatten, beichränft auf ©. unter Lebenden 
und mit Grfräftigung für den Fall, daß der Schenfer in ftehender Ehe ſtirbt, ohne 
die S. widerrufen zu haben. So Gemeines Recht und Sächſ. BGB. 88 1647—49. 
Aehnlich Code civil art. 1096. Das Verbot verworfen im Preuß. ER. II. 18310 
und im Dejterr. BGB. $ 1246. 

2. Verwalter fremden Vermögens find ungeachtet freien Werfügungärechts zu 
©. aus dem anvertrauten Vermögen nicht befugt, joweit dieje nicht durch die Sitte 
bergebracht find. Die Beitimmung des Reichsbeamtengejeßes $ 15 hinfichtlich der 
Annahme von ©. ift disziplinärer Natur. 

3. Von Alteröher war die Gejehgebung beftrebt, der Gefahr vorzubeugen, 
welche die unbeſchränkte Möglichkeit von S. mit fich bringt. In Rom jchon eine 
Lex Cincia a. 548 u. c. Spätere Kaiſergeſetze itellten für ©. das Eriorderniß der 
gerichtlichen Berlautbarung auf, nach neueitem Röm. Recht mit Beichränfung auf 
©. über 500 Solidi, worunter heutzutage Dufaten gleich 46662, RM. verjtanden 
werden (Frande). Nichtbeobachtung diejer Form hat Nichtigkeit der ©. zur Folge, 
aber nur ſoweit fie den gefeßlichen Betrag überjteigt. Eigenthümliche Anwendung 
auf ©. von Renten und Ausjchluß bei gewiſſen ©. — Dem Röm. Recht folgt das 
Sächſ. BGB. 88 1056— 58, die enticheidende Summe bilden aber 3000 AM. Das 
Preuß. ER. (I. 11 88 1063—69), das Oeſterr. BGB. $ 943 und das Zürcher GB. 
$ 1091 fordern eine Form nur für die Hlagbarfeit der ©., alfo der S.veriprechen, 
jedoch ohne Rüdficht auf den Betrag, und zwar das Preuß. ER. gerichtliche, die ans 
deren Gejeßbücher einfache jchriftliche Errichtung. Code eiv. art. 931 jchreibt für die 
©. ohne Rüdficht auf den Betrag bei Vermeidung der Nichtigkeit einen notariellen 
Alt vor. 

4. ©. unterliegen dem einjeitigen Widerruf des Schenfers: nach Röm. Recht 
wegen Undanks des Beſchenkten mit genauer Beltimmung der einzelnen Fälle, der 
Anficht Mancher zufolge auch wegen nachgeborener Kinder, was im YJuftinianifchen 
Recht nur für die ©. des Patronus an feinen Freigelaſſenen anerkannt ift; nach 
Preuß. ER. gleichfalls wegen Undanfs, dann aber auch wegen nachgeborener Kinder, 
jedoch nur für die noch nicht durch Uebergabe vollzogenen ©., ferner wegen Ueber— 
maßes, wenn die ©. das Vermögen des Schenfers über die Hälfte erichöpft. Das 
gemeinrechtliche beneficium competentiae gegen die Forderung aus der ©. ift im 
Preuß. Recht zu einem beichränften Alimentationsanjpruch des Schenkers im Ver— 
armungsfall erweitert. Aehnlich das Deiterr. BGB. SS 946 — 949, 954. Dem 
Sächſ. BGB. ift nur der Widerruf wegen Undanfs befannt. Der Code civ. art. 944 
verwirtt jelbit den bedungenen einfeitigen Widerruf. 

5. ©. find auch einer bejonderen Anfechtung durch Dritte ausgejeßt: durch 
die Pflichttheilsberechtigten und durch die Gläubiger des Schenters (RAD. $ 25, 
RGeſ. vom 21. Juli 1879 über die Anfechtung von Rechtshandlungen eines Schuldners 
außerhalb des Konfuräverfahrens $ 3). 

6. Die Verpflichtung aus dem S.veriprechen zeichnet fich durch mehrfache Mil: 
derungen aus. Gemeinrechtlich haftet der Schenker nur für Arglift und grobe Nach— 
Läffigkeit, hat den aus dem Schuldgegenitand gezogenen Gewinn nicht herauszugeben 
und feine Verzugszinſen zu entrichten, it im Wall der Entwehrung, von Argliit 
abgejehen, nicht erjagpflichtig und erfreut fich der Rechtswohlthat der Kompetenz in 
erweitertem Maße. Aehnlich nach Preuß. ER. (I. 11 SS 1076 ff.) Die Forde— 
rung aus einer ©. kann im Konkurſe des Schenfers nicht geltend gemacht werden 
(RKO. S 56 Nr. 4). 

B. Als bejondere Arten der ©. verdienen Erwähnung: 
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1. Die ©. unter einer Auflage (donatio sub modo). Sie unterliegt nad) 
Gemeinem Recht den S.grundiägen, joweit nicht der Vermögenswerth der Zuwen— 
dung durch den Aufwand, welchen die Ausführung der auferlegten XYeiftung ver- 
urfacht, aufgezehrt wird. Nach Preuß. ER. (I. 11 88 1053 ff.) ift die ©. unter 
einer Auflage „im zweifelhaften Falle“ den läftigen Verträgen gleich zu achten. 
Das Sächſ. BEB. $ 1065 folgt dem Röm. Recht. 

2. Die remuneratoriiche ©., durch welche der Schenker Vergeltung für 
eine Wohlthat oder Gefälligkeit bezwedt, macht nach einigen Rechten eine Ausnahme 
von der Regel, daß das Motiv der ©. ein juriltiich gleichgültiges Moment bildet. 
Der Wortlaut des Röm. Rechts (1. 34 $ 1 D. donat. 39, 5) beichränft die Aus— 
nahme dem Gegenftande nach auf die ©. an den Xebensretter und der Wirkung nad) 
auf die Befreiung von der Widerruflichkeit, was jedoch nicht ohne Bedenken und 
Wideripruc auf andere Vergeltungs-S. und auf den Erlaß des Infinuationserforder- 
niffes ausgedehnt wird. Das Preuß. ER. (I. 11 88 1169 ff.) ftellt für alle ©. 
zur Vergeltung einer löblichen Handlung oder eines geleifteten wichtigen Dienites 
gewiffe Begünftigungen auf. Das Sächſ. BGB. S 1064 nimmt die ©. für eine 
Yebensrettung don der Vorſchrift über die gerichtliche Form und über den Wider: 
ruf wegen Undanfs aus, während das Deiterr. BEB.S 940 für belohnende ©. jede 
Beionderheit verwirit. 

3. Die ©. von Todeswegen werden gemacht entweder für den Fall, daß 
der Schenker den Beichentten nicht überlebt oder daß der Schenfer in einer be= 
jtimmten Xebensgefahr umkommt und der Beichenfte ihn überlebt, und zwar ent— 
weder fo, daß der geichenfte Gegenſtand jofort in das Vermögen des Beichenften 
übergeht mit Rüdfall, wenn die Vorausjegung ſich nicht erfüllt, oder jo, daß der 
Beſchenkte den Erwerb erſt mit der Erfüllung der Bedingung madt. Die ©. von 
Todeswegen erfüllen den wirthichaftlichen Zwed der Vermächtniffe und find daher 
in mehrfacher Hinficht den Bermächtnißrechtsfägen unterworfen. So jchon im Röm. 
Recht, welches überdies die ©. von Todeswegen von dem Verbot der ©. unter Ehe— 
gatten ausnimmt, im Zweifel für unbejchränft widerruflich erklärt und nah Wahl 
gerichtliche Verlautbarung oder außergerichtlich vor fünf Zeugen errichten läßt. Das 
Sächſ. BGB. SS 2500— 2502 unterfcheidet zwiſchen einjeitigen und angenommenen 
S. auf den Todesfall und jtellt jene den Vermächtniffen, dieſe den Erbverträgen 
gleich. Nach Preuß. ER. (I. 11 55 1134 ff.) find ©. von Todeswegen im eigent- 
lichen Sinn nur vorhanden, wenn entweder unter dem ausdrüdlichen Vorbehalt des 
Widerrufs bis zum Tode oder mit Rüdficht auf eine bevorjtehende Lebensgefahr ge= 
ichenft wird. Der auf jolche Weile Beichenkte hat nur die Rechte eines Vermächtniß— 
nehmere. Wieder anders das Oeſterr. BGB. $ 956. 


Quellen: Tit. de donat. Inst. 2, 7; Dig. 39, 5,6; Cod. 8, 54 (53). — Preuß. ER. I. 11 
88 1097—1177 — Defterr. BGB. ss 938956, 1246, 1247. — Sädf. BEL. SS 1049 bis 
1066, 1647—1649, 2500—2502, 2 2612. — Zürd. GB. 88 1077-1094, 2127. — 
Code civ. art. 893 - 1100. 

Lit.: v. Meyerfeld, Die Lehre von den Schenkungen nach Römiſchem Recht, Bd. I. 
(1835), 3b. II. Abth. 1 (1837) undollendet. — Frande im Arxchiv für civil. Praxis Bd. 47 
Abb. 18 (1869. — I. Bremer in Ihering's Jahrb. für Dogmat. Bd. 13 Abh. 3 
(1874). — v. Bothmer im Arch. für civil, Prar. Bd. 61 S. 335—370 (1878), — Sa: 
pigny, Syſtem, IV. 88 142—176. — Winbideid, SS 365-369. — Förſter, Xheorie, 
$ 122. — Dernburg, er Privatrecht, II. $$ 161—165. — Unger, Defterr. Privat» 
recht, II. SS 95—99. — Zahariä, Franzi. Cibilrecht, Bd. IV. SS 643—646, 648—651, 
655— 660, 675—709. F. Regeläberger. 


Scheurl, Chriſtoph, & 11. XII. 1481 zu Nürnberg, ftudirte in Bologna, 
promovirte 1506, eine Zeit lang in Wittenberg, die Statuten dortiger Univerfität 
1508 verfafjend, 1512 nach Nürnberg zurüdtehrend, 1540 geadelt, T 14. VI. 1542. 
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Lit.: dv. Stinking, Geſchichte der Deutſchen Rechtswiſſenſchaft (1880), I. 27, 184, 262, 
541. — v. Ban Beitr. zur Geſchichte der Reformation, mit bei. Hinblid auf Ch. Scheuri, 
Nürnb. 1855. Zeihmann. 


Schiedseid, zugeichobener Eid, freiwilliger Eid, juramentum litis decisorium, 
serment deecisoire, ijt heutzutage — nachdem die Eideszufchiebung behufs außer: 
gerichtlicher Erledigung von Rechtäftreitigfeiten als nicht mehr zuläffig zu erachten 
oder jogar ausdrüdlich verboten ift (Savigny, Syit., VII. ©. 85 zu N. a; 
Preuß. Allg. Ger.D. I. 10 $ 248), das jusjurandum in jure delatum der Römer 
aber, durch welches Kläger behufs Vermeidung des judicium die Enticheidung über 
den Anſpruch jelbit ins Gewiſſen des Beklagten verſtellen konnte, in Deutſchland 
keine Aufnahme gefunden hat (Wepell, Ss 27 zu N. 26) — diejenige Anwendung 
des Eides (j. dieien Art.) im Givilprozeß, wodurch eine Partei die fyeititellung 
einer don ihr zu beweilenden Thatjache vom Eid des Gegners abhängig macht, indem 
fie ihn zur eidlichen Betheuerung des Gegentheils diefer Thatjache auffordert (Eides- 
antrag, -Delation). Der Delat wird dadurch verpflichtet (Bülow, ©. 37: 
berechtigt), den Eid anzunehmen und auszujchwören, oder an den Deferenten über 
die Arfirmative der zu beweifenden Thatjache zurüdzugeben (Eideszurüdichiebung, 
Relation) (1. 38 D. 12, 2; 1.9 C. 4, 1; Deutiche CPO. $ 417). Thut er 
feines von beiden, jo gilt die beftrittene Thatjache als wahr, wie wenn er fie ein— 
geitanden hätte (fog. poena recusati als Anwendung der poena confessi) (l. 38 
eit.; $ 417 Abi. 2 mit $ 429 Abſ. 2 der Deutichen CPO.). Diefelbe Wirkung 
vollen Beweijes der beftrittenen Thatſache tritt ein, wenn Delat den angenommenen 
Eid nicht ſchwört; wenn er ihn ohne gleichzeitige bedingte Annahme zurüdijchiebt, 
wo Relation unzuläffig ift; endlich wenn Deferent den rite zurüdgejchobenen Eid 
jeinerjeitö leistet (Deutiche "CRD. $ 429 Abi. 2, $ 430, $ 417 Abi. 2, $ 428). 
Dagegen gilt das Gegentheil der zu beweifenden Thatjache ala wahr, wenn Delat 
den zugeichobenen Eid jchwört; wenn Deferent den dom Gegner angenommenen 
Eid ihm erläßt; endlich wenn er den vom Delaten rite zurüdgejchobenen Eid nicht 
feiftet (Deutiche CPO. $ 428 Abi. 1, $ 429 Abſ. 1 und 2, $ 421, $ 480). — 
Der ©., in der gejchilderten Anwendung jcehon dem Römijchen Recht als jusjurandum 
in judicio delatum befannt, iſt Beweismittel. Er entnimmt jeine Beweisfraft der 
natürlichen und allein würdigen Annahme, daß die Partei, indem fie eine Ber- 
ficherung unter Anrufung der Gottheit vor Gericht abgiebt, die Wahrheit jagen 
werde (vgl. den Art. Eid und Strippelmann, ©. 186, 402); eine Annahme, 
die überdies veritärft wird durch das Vertrauen, mit welchem Deferent die Ent- 
icheidung über die Wahrheit der Thatſache und damit indirekt über das jtreitige 
Recht in das Gewiſſen feines Gegners veritellt hat (fog. Vergleichs- oder Vertrags— 
natur des ©.); eine Annahme endlich, die für Jeden, der den Eid jelbjt für heilig 
und unverleglich hält, bis zum Beweis des Gegentheils im einzelnen Tall eine 
zwingende jein muß, und ebendarum den einmal geleijteten Eid auch der freien 
Beweiswürdigung des Richters (cf. Deutjche CPO. 8 442) entzieht. Auch nach 
der Deutichen (PO. $ 428 ift daher, in Abweichung von dem Prinzip des $ 259, 
die volle Beweiswirfung des ©. geſetzlich ftatuirt, und Gegenbeweis reip. Anfechtung 
des auf den Eid gegründeten Urtheils wegen Umnrichtigfeit des Beichworenen nur 
unter der Vorausfegung eines nachweisbaren Meineides geitattet (S 428 Abi. 2 
mit $ 543 3. 1,.$ 544). Die gegentheilige Anficht (j. von den Neueren bei. 
Wach, ©. 163 e Wendt, ©. 270 ff.; aber auch Wetzell, $ 27 NR. 29), 
welche dem ©. die innerliche Ueberzeugungstraft abfprechen und ihn daher nicht ala 
Beweismittel, jondern nur als ein dafjelbe Ziel, wie der Beweis, verfolgendes formales 
Feititellungamittel will gelten laffen, das feine fejtitellende Kraft lediglich aus dem 
in der Delation liegenden Dispofitiongaft des Deferenten ziehe, fommt mit fich 
felbit in Widerfpruch, indem fie dem Wichter einerjeits zumuthet, den Schwur- 
pflichtigen über die Heiligkeit und Unverleglichkeit des Eides zu belehren und ihm 

dv. Holgendorff, Enc. II. Rechtslexikon III. 3. Aufl. 35 
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doch andererſeits dieſelbe verdächtigt; läßt überdies unerklärt, warum von ihrem 
Standpunkt aus der deferirte und angenommene oder referirte Eid doch unter allen 
Umftänden (vom Erlaß abgejehen) muß ausgejchworen werden; und überfieht endlich, 
wenn fie fich für die Leugnung der Beweismittelqualität darauf beruft, daß dem 
Richter die Prüfung der Glaubwürdigkeit des Eides entzogen ſei, daß dies auch bei 
dem von ihr ala Beweismittel anertannten richterlihen Eid (j. diefen Art.) der 
Fall ift, obgleich doch dem Richter etwa in Folge der mündlichen Schlußverhand: 
lung (Deutihe EPO. $ 258) auch hier das Beichworene als unglaubwürdig fich 
daritellen könnte; daß nicht minder auch rücfichtlich des Beweismittels der Urkunden 
die freie richterliche Ueberzeugung theilweife durch Beweisregeln vinkulirt ift (SS 380 ff., 
88 150, 285, 405 Abſ. 2 u.a. m.). In der That ift der ©. jchon vom Röm. Recht 
als Beweismittel anerkannt (vgl. befonders 1.5 $ 2,1.35 D. 12, 2), als jolches auch 
von der Theorie überwiegend betrachtet (vgl. die bei Strippelmann, ©. 48, 
N. 51—53 Git.; dazu noch Wehell, ©. 286; Nenaud, $ 132); und nunmehr 
„der heutigen Rechtsanichauung entiprechend‘ (Mot. zum Deutjchen Entw.v. 1874, 
©. 504), auch von der Deutichen CPO. bezeichnet und behandelt (II. 1 Tit. 10 
„Beweis durch Eid‘; 8 416 „Antretung des Beweijes‘‘; 88 418, 419 Eid und 
„andere Beweismittel‘; 88 426, 324, 558 ‚Beweisbeichluß‘‘; 88 428, 429 
Wirkung „vollen Beweiſes“ u. ſ. w.). Lediglich contra rationem juris („aus 
Zmwedmäßigfeitsgründen“: Mot. 1. c.) wurde von der Deutichen CPO. in einzelnen 
Punkten, wie binfichtlich der gemeinrechtlich höchſt fontroverjen Frage der Delation 
an Mteineidige (vgl. Renaud, $ 133 zu N. 21 ff.; Mot. zu $ 398 des Deutjchen 
Entwurfs dv. 1874, ©. 505; Deutjche (PO. 88 422, 432 und gegen den Standpunft 
der Deutichen CPO. Strippelmann, ©. 192), jowie Hinfichtlich des prinzipiellen 
Ausichluffes eines Widerrufs der Zuſchiebung reip. der Annahme und der Zurüd- 
ichiebung (Mot. eit. zu SS 403—406, ©. 507), dem Gefichtspunft der fog. Ver— 
gleichanatur des Eides Einfluß geitattet. — Die Subfidiarität des Eides (vgl. den 
Art. Eid) verlangt, daß die Eidesdelation zwar nicht blos beim Mangel anderer 
Beweismittel benügt (Savigny, VII. ©. 89; Strippelmann, ©. 351), aber 
neben anderen Beweismitteln jedenfalls nur für den Fall der Refultatlofigkeit der- 
jelben gebraucht werde. Die „eventuelle Gidesdelation“, deren Zulaffung, wenn 
der ©. ein Beweismittel nicht ift, ein Verftoß gegen den Cab actore non probante 
reus absolvitur wäre, ilt, häufig angefochten (Strippelmann, ©. 348), par- 
titularrechtlich namentlih in Sachen (Wetell, $ 27 N. 45; Renaud, $ 132 
N. 8) und in Braunjchweig (Mot. cit. ©. 506) unjtatthaft, und auch im Nord— 
deutichen Entw. $ 613 Abi. 1 ausdrüdlich ausgeichloffen, von der Deutichen EPD. 
$ 418 für zuläffig veip. nothiwendig erklärt, zugleich aber die Subfidiarität des 
Eides dahin ausgedehnt, daß der ©., wenn immer andere Beweismittel, jei es 
vom Dejerenten oder Delaten, geltend gemacht werden, diefen nachzujtehen 
habe. Hierdurch ift nicht nur dem Deferenten geitattet, unter der Vorausſetzung 
der Geltendmachung anderer Beweismittel jederzeit bis zum bedingten Endurtheil 
($ 425), reip. bis zur Eidesleiſtung ($ 426), auch nach erfolgter Annahme oder 
Relation ſeitens des Delaten jeine Delation wieder zurückzunehmen; jondern auch 
dem Delaten die Möglichkeit gegeben, von jeiner Annahme oder Relation wieder 
abzugeben und zu anderen Beweismitteln zu greifen (vgl. dazu auch $ 419 Abi. 2). 
Die in der Gewifjensvertretung durch Beweis (probatio pro exoneranda conscientia, 
vgl. die Literatur über diefelbe bei Renaud, $ 136 N.*) im Gem. Recht dem 
Delaten eingeräumte bejchränttere Berugniß, der Erklärung über Annahme oder 
Zurüdjchiebung des ©. wenigitens vorläufig durch Antretung anderweiten Beweiſes 
über die von ihm zu beichwörende Thatjache auszuweichen, ift durch die Erweiterung 
ihres Grundgedanfens, „daß eine Partei hinſichtlich des von ihr vollitändig Be— 
wiejenen nicht weiter mit einem Eid beläftigt werden dürfe” (Renaud, $ 136 zu 
N. 4), in $ 418 eit. abjorbirt; die Bezeichnung „Gewiffensvertretung“ für Dies 
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neue Inſtitut aber vermieden, um nicht mit dem Ausdruck die zahlloſen gemein— 
rechtlichen Kontroverjen in diejer Materie (insbejondere: ob die Gewiflensvertretung 
Gegenbeweis jei? ob Gegenbeweis gegen fie zuläffig? ob bei mißlungener Gewiſſens— 
vertretung Delat noch Annahme und Relation oder nur die eritere zur Verfügung 
habe? wie es bei unvollitändig gelungener Gewifjensvertretung zu halten jet? u. j. w.) 
ins Reichsrecht herüberzunehmen (Mot. ©. 506). — Als Beweismittel kann der 
S. nur über Thatjachen, im Gegenjaß zu Urtheilen, Rechtsbegriffen, Rechten, zus 
geſchoben werden, mögen es im Uebrigen jog. innere oder äußere Thatjachen fein; 
aber auch nur ſolche Thatſachen fünnen durch Eid bewiejen werden, bezüglich deren 
man annehmen kann, daß der Schwurpflichtige über fie in überzeugender Weiſe 
ju deponiren im Stande jei: daher die Befchränfung der Delation und Relation 
aut facta propria des Gegners und auf facta aliena lediglich feiner Rechtsvorgänger 
und Vertreter in der Deutichen EPO. SS 410, 413; und die Verwertung der, 
innerer Beweisfraft ermangelnden, Kredulitäts- und Ignoranzeide (Deutiche EPO. 
424; dgl. den Art. Eid). Partitularrechtlih war dag Eidesthema auch ſonſt 
noch vielfach bejchräntt (vgl. insbeiondere Strippelmann, ©. 103 ff.), während 
die Deutihe CPO. von diefen Bejchränfungen, abgejehen von der jelbjtveritänd- 
lien Beitimmung des $ 411, nur den Ausjchluß der Eideszufchiebung in Ehe— 
und Entmündigungsfachen (SS 577, 611, 620, 624, 626) adoptirt hat. — Deferiren 
Ünnen nur die Parteien, reip. die gejeßlichen Vertreter nicht prozeßfähiger Parteien, 
welde übrigens nach der Deutichen CPO. jelbit als Partei gelten. Deferirt werden 
tonnte nach einer weit verbreiteten gemeinrechtlichen Praxis, die fich fälſchlich auf 
.1$2D.44, 5;1.282C. 2, 59 und 1.5 C.4, 1 jtüßte, unter Umſtänden 
auch dritten Perjonen, welche mit dem Gegner in einem „juriftiichen Einheitsver- 
häliniß“ ftünden, insbeſondere Gedenten, Mandataren und Vormündern (Strippel- 
mann, ©. 204 ff.), während die Deutihe CPO. in $ 414 die Regel aufitellt, 
daß der Eid mur an die (prozekfähige) Partei jelbit, nicht an Dritte, zugeichoben 
werden fönne, wovon die Möglichkeit bzw. Nothwendigfeit der Delation an die 
acieklihen Vertreter ($ 435 Abſ. 1; Modifikation im Abſ. 2) nach dem vorhin 
Lemertten feine Ausnahme bildet. — Die Stellung des Richters zur Eidesdelation, 
welde bei Auffaffung der lehteren als Dispofitionsaktes nothwendig eine mehr oder 
weniger vom Parteiwillen abhängige jein muß, ift, je mehr der ©. ſich zum reinen 
Leweismittel entwidelte, eine immer jelbjtändigere und unabhängigere geworden. 
Untericheidet fich, Hierdurch jchon das Gem. R. dem Römischen gegenüber (Savigny, 
S. 85), jo ift, was die Deutiche CPO. anlangt, die Art, wie in ihr „die richter: 
sche Prozeßleitung bei der Anordnung des Eides zur Geltung kommt“, mit „das 
wihtigite Stüd der Reform unjerer Eidesdelation” (Wach, ©. 172). Im officium 
fdieis liegt e8 über die Zuläffigfeit der Delation wie der Relation nad) Maßgabe 
der $$ 410, 411, 413, 414, 417 Abi. 2, 435 zu wachen; dem Richter gebührt 
die Beitimmung der Faſſung des Eides (vgl. hierher übrigens ſchon 1. 3888 D. 
12, 2 verbis: officio judieis conceptio jurisjurandi terminetur) einfchließlich der Nor- 
mung ala Wahrheitö- oder Meberzeugungseid (SS 427, 324 3. 4); vom arbitrium 
Jndieis hängt es innerhalb gewiffer Grenzen ab, ob er die Leiſtung des Eides durch 
bedingtes Urtheil oder durch Beweisbeichluß anordnen will (SS 425, 426, aber 
euch 558 Abi. 4). Der Dispofition der Parteien ift zwar, joweit fie nur die 
Lmeismittelnatur des ©. nicht ganz negirt ($ 415 i. £.), in allen diejen Puntten 
Kaum, aber keine den Richter bindende Kraft gewährt ($$ 415, 426 Abi. 1, 431). — 
Endlich it die von der Italieniſchen Doktrin aufgeitellte, von der gemeinrechtlichen 
Praris anerfannte (Wetzell, $ 25 zu N. 3la; Strippelmann, ©. 389 zu 
Ar. 19) und in vielen Partikularrechten janktionirte (Renaud, ©. 371 N. 25 ff.) 
Regel, daß der Eid ala geleiitet zu betrachten jei, wenn der Schwurpflichtige vor der 
Ableiftung ftirbt, ohne die Annahme widerrufen zu haben („mortem loco jurisjurandi 
esse‘, motivirt durch den Sat; „Nemo moriens immemor censetur aeternae salutis“ 
35* 
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und durch Berufung auf J. 6 C. 9, 27), von der Deutſchen CRD. $ 433 als un— 
begründet („non omnis moriens est Evangelista Joannes*: Baldus; 1. 12 C. 4, 
1; nov. 18 c. 6; Bayer, ©. 908) verworfen und den Parteien vielmehr beim 
Wegiall des Schwurpflichtigen vor der Eidesleiftung die Ausübung aller Rechte hin- 
fichtlich des zu führenden Beweiſes vorbehalten, welche ihnen vor der Eidesdelation 
zuſtanden. 


Quellen u. Lit.: Vgl. die zum Art. Eid —— außerdem und insbeſondere: 


Pauli Rec. Sent. II. 1. — All gem. Preuß. Ger.Orbn. I. 10 88 352 ff. — Code civil art. 
art. 1357—1365. — Code proc. eiv. art. 120, 121. — Zimmern, }öm. Rechtsgeſchichte, 
III. $$ 127, 185, 150. — Savigny Syftem, VI. &. 419%. — Hinidius, on. 


ur Lehre von der Eidesdelation Mit —— Rückficht auf das tanoni che Recht, 0. — 
Barth, Beiträge zur Lehre vom —— 1832. — Rizy, Beweis durch den Hanpiei, 
1837. — Strippelmann, Gerichtäeid : Die Eideszuichiebung, 1856. — Glaſer in ber 
Allgem. Defterr. Ger.dtg. Jahrg. U. (18) Nr. 78 und III. (1866) Nr. 19 fi. — v. Harra= 
fomwäty, —— und Parteieneid, 1876. — Bayer, Vorträge, SS 261—271. — 


MWepell, Spyitem, de und die dort in N.* cit. Auf. aus dem Archiv für civil. Par — 
Renaud, Lehrb., SS 1932—137, 213, 217. — Wach, Vorträge über die RCPO., S. 162 
bis 173. — Bülow, Arch. für civ. var. LXII. ©. 36-40. — Heußler, ebenda, — 225, 
299 fi. — Wenbt, ebenda, LXII. ©. 970-279. Birkmeyer. 


Schiedsmänner find die von der Obrigkeit vorzugsweiſe nach Wahl der Ein— 
geſeſſenen ernannten Männer, welche dazu beitimmt find, im Ehrenamt jtreitige An— 
gelegenheiten gütlich zu ſchlichten. — Der erjte Urfprung eines ftaatlichen Sühne— 
injtituts findet fih im Franzöſiſchen Recht, wonach, bei Vermeidung einer Geld— 
buße, fein Streit vor den Givilgerichten begonnen werden konnte, dem nicht ein 
Sühneverfuch vor dem als bureau de conciliation bejtimmten Friedensgericht vor— 
aufgegangen war. Diefelbe Einrichtung wurde auch nach Einführung des Preuß. 
Allg. ER. in der Provinz Pofen beibehalten (Verordnung vom 9. Febr. 1817 8 9), 
ohne daß fie fich dafelbit bewährte. Den eriten Anftoß zu einer weiteren Aus— 
bildung des Inftituts der ©. gaben die Stände der Provinz Preußen, auf deren 
Antrag im Jahre 1806, beionders in Folge der Unterftügung des Oberpräfidenten 
von Schön, dafjelbe durch Verordnung vom 7. Sept. 1827 eingeführt wurde. In 
der Preuß. Verwaltung wurde das Inſtitut, obwol an fich eines lofalen Charakters 
entbehrend, ftets als eine provinzielle Einrichtung betrachtet, und nur auf Anfuchen 
der Provinzialitände in die einzelnen Provinzen eingeführt, jo in Schlefien und 
Brandenburg durch die Kab.D. vom 14. Auguft 1832, in Sachjen und Pommern 
durch die Kab.O. vom 15. Febr. und 7. Juni 1834, in Pojen — wo die Frie— 
densrichter durch Kab.D. vom 8. Mai 1825 bejeitigt waren — durch Verordnung 
vom 7. Juni 1841; in Weſtfalen, wo jeit dem Jahre 1854 einzelnen Kreiſen 
©. bewilligt wurden, erfolgte die Einführung für die ganze Provinz in Gemäßheit 
des Gel. vom 4. März 1855 (Gej.Samml. ©. 181) zuleßt erft im Jahre 1872. 
Die Verordnung vom 26. Juni 1867 (Gej.Samml. S. 1085) ermächtigte die 
Staatöregierung auch die neuen Provinzen diefem Inſtitut zugänglich zu machen, 
ohne daß dies geichehen iſt. Auch in anderen Deutschen Bundesjtaaten fand der 
Preuß. Vorgang Nachfolge, jo in Schwarzburg = Sondershaujen (Gef. vom 17. Juli 
1857), in Sachſen-Weimar (Gef. vom 9. März 1875). Urjprünglich blieb es ledig» 
lich den Parteien überlaffen, ob fie, um die vielfachen Weitläufigfeiten und Koften 
zu eriparen, den ©. angehen wollten, deſſen Berhandlungen jportel- und ſtempelfrei 
waren, deifen Entſcheidung aber die Kraft eines richterlichen Urtheild Hatte. Das 
EG. zum Preuß. StrafGB. vom 14. April 1851 Art. 18 erhob jedoch das Inſtitut 
in den Provinzen, wo es beitand, zu einem nothwendigen Gliede der Juſtizorgani— 
fation, indem beftimmt wurde, daß Klagen über Ehrverlegungen und leichte Miß— 
handlungen, welche im Wege des Straiprozefles verfolgt werden, nicht eher zugelaflen 
werden jollten, ala bis durch ein von dem ©. des Bellagten ausgeſtelltes Atteft 
nachgewiejen wurde, daß der Kläger die Vermittelung des ©. ohne Griolg nad)» 
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gejucht hat. Die günftigen Eriahrungen, welche mit diefer Vorſchrift in. Preußen 
gemacht worden waren, fanden ihre Verwerthung für das Reich, indem durch $ 420 
der StrafPD. beitimmt wurde, daß wegen Beleidigungen (abgejehen von dem falle 
des S 196 des RStrafGB.) die Erhebung einer Klage erſt zuläffig fein joll, wenn die 
Sühne erfolglos verfucht worden ift. Die Behörden, welche berufen find, eine jolche 
Sühne herbeizuführen, werden von der Landesjuftizverwaltung beitimmt. In Preußen 
wurde das Bergleichsamt den ©. übertragen, indem dieſes Injtitut durch Gef. vom 
29. März 1879 unter Beibehaltung der früher bewährten Grundjäße auf die ganze 
Monarchie nach erfolgter Neuregelung übertragen wurde. Diejelbe S.ordnung gilt 
in Waldeck (Ge). vom 29. März 1879). Dem gleichen Vorbild fchloß fich eine 
Reihe anderer Staaten an (Weimar, Meiningen, Altenburg, Koburg = Gotha, 
Lippe-Detmold, Schwarzburg-Sondershaufen, Reuß j. 2.), während in noch anderen 
dem Amtsrichter das Sühneamt auch auf diefem Gebiet übertragen wurde (beide 
Medlenburg, Lübeck, Hamburg - Stadt). Meiftentheils ift der Gemeindevorjteher 
als Bergleichsbehörde berufen (Bayern, Württemberg, Baden, Oldenburg, Heſſen, 
Schwarzburg-Rudoljtadt, Hamburg-Land, Eljaß-Lothringen), anderwärts ferner find 
befondere Sühnebeamte eingeführt worden (der Rektor oder Univerfitätsrichter für 
die Studirenden in Preußen Verf. vom 22. Auguft 1879 — AJuft. Min. Bl. 
©. 251 —], und allgemein oft mit der Bezeichnung als Friedensrichter in Sadjien, 
Weimar, Anhalt, Reuß j. &., Bremen), endlich bald die Polizeibeamten, bald die 
Magiitrate dazu außerjehen (Braunjchweig). 

Im Givilverfahren hatte fich die Vorſchrift des Kanon. Prozeſſes, vor der 
Litiskonteſtation (j. diefen Art.) einen Vergleich unter den Parteien anzubahnen, 
mit der Einführung des jchriftlichen Prozefies und dem Anmwaltszwang allmählich 
verloren. Stehen geblieben war nur partitularrechtlich die Vorſchrift, daß in Ehe— 
jachen die Anftellung der Klage von einem Sühneverſuch bedingt war, der häufig 
unter Zuziehung von Geiftlichen ftattfinden mußte (Preuß. Verordn. vom 28. Juni 
1844 88 10—15; Hannov. Gef. vom 1. März 1869 88 10—13; Code eiv. art. 
238, 239). Der gleiche Grundjaß ijt von der CPO. beibehalten, die Zuziehung 
von Geiftlichen aber nur noch fafultativ (vgl. Preuß. Verf. vom 27. Augujt 1879 
— Juſt. Min.Bl. ©. 260 —). Danach muß der Kläger vor Anftellung der Klage 
bei dem für den Bellagten nach deſſen Wohnfig zuitändigen Amtsgericht die An— 
beraumung eines Sühnetermins beantragen und zu diefem den Bellagten laden. 
Die Parteien müſſen perjönlich ericheinen, und der Richter kann Beiltände zurück— 
weifen. Der Sühneverfucd kann nach Ermefjen des Vorſitzenden des Landgerichts 
auf einjeitiges Gehör des Klägers unterbleiben, wenn der Aufenthalt des Beklagten 
unbefannt oder im Auslande ift, oder fich ein ſonſtiges jchwer zu befeitigendes 
Hinderniß entgegenjtellt, oder die Erfolglofigfeit des Sühneverſuchs mit Beſtimmt— 
beit vorherzujehen ift. Ercheint dagegen Bellagter in dem Sühnetermin nicht, jo 
gilt der Sühneverfuch ala mißlungen, erjcheint der Kläger oder beide Theile nicht, 
fo verliert die Ladung ihre Wirkung. — In jedem Prozeß hat ſodann das Ge- 
richt die Berugniß, beide Parteien zur Sühne zu veranlafien; es fann fie zu diefem 
Behufe perfönlich vorladen oder an einen beauftragten oder erjuchten Richter ver- 
weiſen. Endlich ijt im Anjchluß an die oben erwähnte allgemeine Beitimmung des 
Franzöſ. Rechts jeder Partei geitattet, vor Erhebung einer Klage den Gegner zum 
Zwede des Sühneverfuchs vor das Amtägericht, wo er jeinen allgemeinen Gerichts: 
ſtand hat, zu laden. Selbſt wenn hier ein Vergleich nicht zu Stande fommt, jo fann 
doch auf übereinftimmenden Antrag beider Theile der Rechtsjtreit jofort verhandelt 
werden, ein Vergleich iſt protofollariich feitzuitellen. Gin Zwang zum Erjcheinen 
ist nicht vorhanden, doch werden die Koſten des Fruchtlofen Sühneverſuchs — und 
daffelbe gilt, wenn der Gegner ausbleibt — als Theil der Koſten des zukünftigen 
Rechtsſtreits behandelt. 
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War jomit reichsgeieglich dem Sühneverfahren ein weiter Spielraum geöffnet, 
jo ließ fich doch der Preuß. Gejeßgeber von einer Beibehaltung und Ausdehnung 
der ©. auf die ganze Monarchie nicht zurüdhalten, einerfeit® um den Amtärichter 
zu entlajten, andererieits weil man glaubte, daß immerhin noch ein jegensreicher 
Wirkungsfreis für die ©. übrig bleiben würde. Die Grundjäße der Preuß. S.ord- 
nung, welche auch für die der anderen Staaten maßgebend geworden find, jtellen fich 
folgendermaßen dar: 

1. Die Thätigfeit der ©. eritredt fich auf bürgerliche Rechtsftreitigkeiten, 
Beleidigungen und leichte Körperverlegungen. 

1. Bürgerliche NRechtsjtreitigfeiten umfaſſen auch Konkurs—, Liquidations-, 
Wechſel-, Arreit- und Subhaftationsjachen ; ausgeichloflen find Status- und Ehe— 
fachen, doch iſt es nicht verboten, daß fich Eheleute behufs SHerbeiführung einer 
Sühne der Hülfe eines ©. bedienen fünnen, welcher dann freilich nicht in jeinem 
Amt Handelt, alfo ablehnen fann ($ 17). Die Zuftändigfeit des ©. richtet fich, 
jofern feine Vereinbarung (auch jtillichweigend) vorliegt, nach dem Wohnſitz des 
Gegners des Antragſtellers. Nach Analogie des S 41 Nr. 1—4 der CRD. iſt 
auch der ©. in den daſelbſt angegebenen Fällen ($ 15) von der Ausübung feines 
Amts kraft Geſetzes ausgeichloflen dergeitalt, daß der von ihm vorgenommene Akt 
als folcher nichtig it und nur höchitens als Privatabkommen der Parteien beitehen 
fann. Auch joll der ©. in Fällen fein Amt verweigern, wenn zur Gültigkeit der 
Willenserflärung der Parteien eine gerichtliche oder notarielle Form erforderlich ift, 
oder wenn jonft von feinem Gingreiten ein eriprießliches Reſultat nicht eriwartet 
werden kann, jo 3. B. wenn er der Sprache der Parteien nicht mächtig ift oder 
diefe ihm unbefannt find, oder wenn ihm Bedenken über die Geſchäftsfähigkeit ent— 
ftehen. Die Parteien müſſen perfönlich ericheinen, Vertreter find unzuläffig, Bei— 
jtände fünnen zurüdgewieien werden. Die Verhandlung ift eine mündliche, ide 
fann der ©. nicht abfordern, auch nur jolche Zeugen uneidlich vernehmen, die ich 
ihm freiwillig ftellen. Der ©. enticheidet auch nicht (dadurch unterjcheidet er fich 
vom Schiedärichter), jondern fchlichtet nur. Kommt ein Vergleich zu Stande, jo 
it derielbe in ein Protofollbuch aufzunehmen, von den Parteien und dem ©. zu 
unterschreiben ; Ausfertigung ift den Parteien oder ihren Rechtänachjolgern jederzeit 
zu ertheilen. Aus einem folchen Vergleiche findet, wie aus einer notariellen Urkunde, 
die Zwangävollftredung ftatt (S 32, vgl. CPO. SS 706, 662 — 701, 703 — 705, 
in den Fällen der SS 664, 665 wird die vollitredbare Ausfertigung nur auf An— 
ordnung des Amtsgerichts ertheilt) — eine Beitimmung, die nicht ohne Gefahr ift, 
weil häufig zum Schein jchiedsmännifche Vergleiche aufgenommen werden, durch die 
fich ein Gläubiger die Vortheile des $ 709 der CPO. durch Pfändung fichern fann. 
— Die Anrufung des ©. tft freiwillige Sache der Parteien. 

2. Bei Beleidigungen und leichten KHörperverlegungen ift die Ablehnungsbefug— 
niß des ©. eine beichränttere, damit dem Privatfläger die Beihaffung des Atteſtes 
ohne Schwierigkeit möglich werde. Die Parteien müffen zu dem Cühnetermin ge= 
(aden werden, doch bleibt die Art der Ladung dem Antragjteller, bzw. ©. über: 
laffen, die Hülfe des Gerichtsvollziehers iſt nicht ausgeichloffen, aber nicht noth— 
wendig. ine Beicheinigung über die Erfolglofigkeit des Sühneverſuchs fann nur 
ertheilt werben, wenn der Antragfteller im Termine anmwejend war. — Die Ans 
rufung des ©. ift hier nothwendig. 

3. Die Verfügungen und Verhandlungen vor dem ©. find, ſoweit nicht etwaige 
Umgebungen der Stempelgejeße beabfichtigt find, koſten- und jtempelfrei, nur die 
baaren Auslagen und Schreibegebühren find dem ©. zu entrichten, während die 
lächlichen Koften den Gemeinden zur Laſt fallen, welche ihrerfeit® wiederum etwaige 
Geldſtrafen erhalten. 

II. Beitellung der S. Mindeftens muß für jede Gemeinde oder jeden 
jelbjtändigen Gutsbezirf ein S. beitellt werden, die Abgrenzung der Bezirke ift 
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Gemeindeangelegenheit. Auch die Wahl erfolgt durch die Gemeinde- bzw. Kreis— 
vertretung auf drei Jahre, unterliegt aber der Beftätigung durch das Präfidium des 
Landgerichts. Letzteres vereidigt den ©. und führt auch über ihn die Aufficht, wäh— 
rend eine Enthebung vom Amt durch den erjten Givilfenat des Dberlandesgerichts 
erfolgt. Jeder ©. erhält einen Stellvertreter. 

Die Vorausſetzungen für die Fähigkeit eines ©. find geringfügige: dreißigites 
Lebensjahr, Wohnfig in dem S.bezirf, Unbejcholtenheit. Eine Ablehnung fann nur 
aus Gründen erfolgen, welche im Allgemeinen diefelben wie für die Ablehnung des 
vormundichaftlichen Amts find. Beamte bedürfen zur Annahme die Genehmigung 
ihrer vorgeſetzten Behörde. Ungerechtfertigte Ablehnung zieht für den Zeitraum von 
3 bis 6 Jahren eine um !/; bis 1/, erhöhte Veranziehung zu den Gemeindeabgaben 
nach fih. Eine Enthebung erfolgt bei Wegfall der für die Berufung erforderlichen 
DVorausjegungen oder aus ſonſt erheblichen Gründen. 

II. Das Amt des ©. ift ein Ehrenamt, es wird unentgeltlich verwaltet. 
Während der Verwaltung haben die ©. alle Rechte eines Beamten (3. B. Rötraf- 
GB. $ 196). 


Quellen: Code civ. art. 48—58. — RStrafPQ. $ 420. — RCPO. Ri 570—573, 268, 
471. — Allgemeine Schied3mannsorbnungen find ergangen: Preußen, vom 29, März 
1879 (Gef. Samml. ©. 321); Walded, Gef. vom 29. März 1879 (Reg. EI. ©. 87); Weimar, 
Gef. vom 27. März 1879 und vom 9. KR 1875 (in ber die Aus pie ber Reichsjuftig- 
geſetze umfafjenden beſonderen eg . 52); Meiningen, Gel. vom 17. Juni 1879 
(Samml. ber lanbeöherr!. Verordn 05) und Schiedsimannsordnung vom 24. Juni 1879 
(a. a. O. ©. 158); Altenburg, Schiedsmannsordnung vom 19. April 1879; Koburg: 
Gotha, Schiedsmannsordnung vom 27. April 1879 *— Gei.Samml. Nr. 971); Anhalt, 
FFriedensrichterordnung vom 10. Mai 1879 (Gei.Samml. ©. 541); Lippe-Detmold, Schiebs: 
manndorbnung vom 26. Juni 1879 (Geſ. Samml. ©. 696): Schwarzburg: Sonders- 
— Geſ. vom 17. Juli 1857 und Nachtrag age vom 17. Mai 1879 (Gej.Samml. ©. 107); 
euß j. L., friedensrichterorbnung vom 12. September 1879 (Gei.Samml. ©. — 
Ausführun —— — o z 420: Bayern, Bekanntmachung vom zer 
en ANY in.Bl. — 371); Sachfen, Berordn. vom 16. Vai 1879 (Gef.: u. —— 
S. 2 8 — Geſ ur Ausführung der StrafPO. vom 4. März 1879 3 6 
(Reg. Bl. 50 fi); Baden, Verordn. vom 11. Sept. 1879 (Gef. u. Verordn. Bl. = 639); 
Medlenburg- Schwerin, Verordn. vom 28. Mai 1879 55 2—4 (RegBl. ©. 333): 
Medlenburg:Strelig, Verordn. vom 28. Mai 1879 53 2—4 (Offiz.Un. ©. 307); 
ejien, Gel. vom 9. uni Art. 4 (Reg. Bl. ©. 331); Oldenburg, Verordn. vom 
0. April 1879 Urt. s eſ. Bl. ©. 352); Braunihmweig, Bekanntm. vom 30. Aug. 1879 
(Ge. u. Seren. ©. 509); Schwarzburg: :Rubolltadt, Gel. vom 17. März 1879 
(Gei.Samml. ©. 83); Hamburg, Geſ. vom 13. Juni 1879 Sirfch Sammlung der Aus— 
führungsgeſetze e zu ben RJuſt. Geſ); Lübeck, Berordn. vom 12. Febr. 1879 (Samml. ber Ber- 
ordnungen Nr. 10); Bremen, Ge. vom 25. Juni 1879 Geſ.Bl. ©. 195), Elia: 
Lothringen, Verordn. vom 13. Juni 1879 88 18—20 (Gei. Bl. für Elſaß-Lothr. ©. 61). 


Lit. der Preuß. Schiedam.Orbn.: Bemerfenäwerth die Kommentare von —X üß, 

gender, Eberty, Turnau. — ferner Sydom, Preuß. Ausführgel. 1879, 268— 286 

XIV. — Strudmann u. Koch, Die Preuß. Ausführ eſ. mit furzen Grläut., ©. 379 

bi? 406 N. XIX. — Kayſer, Die RIJuſt. Geſ. und die für das 2. und in Preußen 

BT Ausführungd- und Ergänzungsgeſetze. Mit Anmerkungen 2. Au ae 833 
ayſer. 


Schiedsrichter (recepti arbitri) ſind die von den Parteien laut Uebereinkunft 
ernannten Privatperſonen, welche unter jenen an Stelle der ſtaatlichen Richter einen 
Rechtsſtreit entſcheiden ſollen. Zur Herbeiführung eines Schiedsſpruches iſt zunächſt 
ein Vertrag unter den Parteien (compromissum) und ſodann eine Vereinbarung 
dieſer mit dem erwählten S. (receptum arbitrium) ertorderlih. Im Röm. Necht 
hatte der Schiedsipruch (laudum) nicht die Kraft eines öffentlichen Urtheils, ſondern 
erzeugte nur eine Klage auf die etwa ftipulirte Strafe. In einigen Fällen erklärte 
zwar Yuftinian jchon den Schiedsvertrag durch Klage erzwingbar (1.4,5 C. 2, 56; 
Nov. 82 e. 11), aber erſt das Gemeine Recht jtellte den Schiedsſpruch dem Urtheile 
des öffentlichen Richters gleich. (Vgl. RAbſch. v. 1594 88 65, 66.) Von hier war 
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das Inſtitut in die Partikularrechte übergegangen (Preuß. Allg. Ger.D. I. 2 88 167 ff. ; 
1. 30 88 48 ff.; Code de proc. art. 1003 ss.), aber zu feiner rechten Entwidelung 
gelangt, wegen der vielen Schranfen, welche die Geſetze der freien Bewegung der 
Parteien und der ©. zogen. Die Beleitigung diefer Hemmniſſe ift die Tendenz 
der Beitimmungen, welche die CPO. SS 851—872 über die ©. getroffen hat. Fol— 
gende Punkte find hervorzuheben: 

1) Fähig zum Abſchluß eines Schiedövertrages find nur Perfonen, welche über 
den Gegenitand des Streits einen Vergleich eingehen fönnen (S 851). Es kann 
aber auch ein Schiedögericht durch Tejtament u. j. w. eingefeßt werden ($ 872). 
Der Gegenjtand, über welchen der ©. entjcheiden ſoll, muß daher der Verfügung 
der Parteien unterliegen, weswegen jchon nach Röm. Recht Kompromiffe über cri- 
mina publ., del. famosa, actiones populares, causae liberales, nach Kanon. Recht 
über res judicatae ausgejchloffen waren. Die CPO. ftellt in jub- und objektiver 
Beziehung die Vergleichsfähigkeit auf, binfichtlich deren Vorausſetzung die Reichs» 
(SGB. Art. 137) oder Landesgejege (3. B. Preuß. Allg. ER. I. 16 $406; Sächſ. 
BGB.s8 1977) enticheiden. Ueber die Form entjcheidet das bürgerliche Recht (vgl. jedoch 
N 288 Daß auch ©. im Voraus für zukünftige NRechtsftreitigfeiten ernannt wer— 
den fünnen, war jchon für das Geheine Recht nicht zu bezweifeln und iſt in der 
CPO. $ 852 anerkannt, doch wird in Webereinftimmung mit der Vorſchrift über 
die prorogatio fori ($ 40) verlangt, daß wenigſtens das Rechtöverhältniß jchon be= 
jtimmt jei. Aus dem Kompromiß entjteht für die Parteien die Verpflichtung, Alles 
zu thun, um die Yällung des Schiedsipruches herbeizuführen und fein ftaatliches 
Gericht zur Entjcheidung der Sache anzurufen. Der Vertrag über die ©. erzeugt 
die actio und exc. pacti (Andre, ©. 19—24). 

2) Unfähig zum ©. waren nach) Gemeinem Recht Perfonen unter 21 Jahren, 
Taube, Stumme, Wahnfinnige, Frauen (e8 fei denn, daß fie, wie: 3. B. früher 
Aebtiffinnen, Gerichtäbarfeit haben). Die CRD. $ 858 hat davon abgejehen, Vorſchriften 
über die paffive Wahltähigkeit zum ©. zu geben; fie gewährt den Parteien das 
Necht der Ablehnung aus denjelben Gründen, welche zur Ablehnung eines Richters 
berechtigen ($$ 42. 43), jowie dann, wenn der ©. die Erfüllung feiner Pflichten 
ungebührlich verzögert. Die vorgenannten unfähigen Perſonen des Gemeinen Rechts 
fönnen ebenfalls abgelehnt werden und ebenjo jolche Perfonen, denen die bürgerlichen 
Ehrenrechte aberfannt find. Etreitig war, ob der Kompromiß die individuelle Be— 
zeichnung der ©. enthalten muß. Nach CRD. $ 854 iſt nicht nur die namentliche 
Bezeichnung der ©. nicht erforderlich, jondern der Vertrag jogar gültig, auch wenn 
er feine Beitimmung über die Ernennung enthält. In diefem all ernennt jede 
Partei einen S. Ueber das weitere Verfahren bis zur Ernennung vgl. SS 855, 
856. Verpflichtet zur Uebernahme eines receptum ijt Niemand; wer fich aber be= 
reit erflärt hat, wurde jchon im Röm. Nechte durch richterliche Strafe zur Erfül- 
lung gezwungen, wenn ihn nicht gewifje gejeßliche Entichuldigungsgründe zur Nieder: 
legung feines Amtes berechtigen (Krankheit, Alter, Beleidigung durch eine Partei xc.). 
Auch dem heutigen Recht ift der Zwang durch Klage und Zwangsvollſtreckung nicht 
fremd. Ueber die Friit, binnen welcher der Schiedsipruch gefällt werden muß, vgl. 
1.13 $$ 8, 4; 1.14; 1. 21 $5 D.h. t. Nach der CPO. bleibt den Parteien 
fein anderes Mittel, ala an Stelle eines ſäumigen ©. einen andern zu wählen. 

3) Das Verfahren war dem S. nach früheren Geſetzen (Preuß. Allg. Ger.D. 
I. 2 $ 171; Code de proc. art. 1009, 1019) durch die Parteien vorgejchrieben, 
ſonſt gilt der gewöhnliche Prozeßgang. Sind Mehrere ernannt, jo jollen fie den 
Ausipruch zufammen thun, e8 jet denn, daß nach der Abficht der Parteien auch der 
Ginzelne zur Füllung berechtigt ift („Jammt und jonders“, „Jammt oder jonders“). 
In der Regel entjcheidet Stimmenmehrheit; welcher Ausweg aber bei Stimmen 
gleichheit genommen werden joll, darüber herrichte Streit. Nach richtiger Meinung 
galt, wenn es fich um verichiedene Summen handelt, die geringite, jtand aber der 
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Inhalt des Urtheils ſelbſt in Frage, fo entjichied ein Obmann, welcher entweder 
von den Parteien im Voraus beitimmt oder von den S. erwählt wird. Das Ur— 
theil mußte in Gegenwart der Parteien verkündet werden, den Streit volljtändig 
enticheiden, feinen unerlaubten Inhalt haben und nicht parteiijch fein. Die CPO. 
$ 860 ff. überläßt Mangels Abrede der Parteien das Verfahren dem freien Er— 
meſſen der ©., welche jedoch die Parteien zu hören haben, jofern diefe nicht darauf 
verzichten ($ 867). Die ©. können freiwillig erjcheinende Zeugen und Sachverſtän— 
dige abhören, aber weder fie beeidigen noch von den Parteien einen Eid erfordern, 
vielmehr bedarf es hierzu einer Handlung des Richters, welche auf Antrag der Partei 
vorzunehmen it. Der ©. enticheidet über feine eigene Zuſtändigkeit ($ 863). Bei 
mehreren ©. enticheidet die abjolute Mehrheit ($ 864), bei Stimmengleichheit Fällt 
der Schiedövertrag außer Kraft, ſofern die Parteien für diefen Fall feine Vorſorge 
getroffen haben ($ 859 Nr. 2). Der Spruch ift von den ©. zu unterfchreiben, den 
Parteien in Ausfertigung zuzuftellen und unter Beurkundung berjelben auf der 
Gerichtsichreiberei zu hinterlegen ($ 865). 

4) Der Schiedövertrag wird vor Beendigung der Sache durch Vergleich, aus— 
drüdliches oder ftillichweigendes Aufgeben des Kompromifjes und durch gewiſſe Er- 
eigniffe, welche die Perjon des ©. oder der Parteien treffen, ungültig. Bon diefen 
muß der Tod einer Partei hervorgehoben werden; er macht den Kompromiß hin— 
fällig, wenn er nicht ausdrüdli auf die Erben bezogen it. Dem Zod gleich ift 
Wahnfinn, Konkurs, Uebernahme einer Gejandtichaft zu erachten. (Vgl. Wind- 
icheid, $ 416, Anm. 12, 13; die CPO. entjcheidet diefe Frage nicht.) Fällt 
die beitimmte in dem Bertrage zum ©. beitellte Perſon weg, jo verliert die Ver— 
einbarung ihre Wirkung (S 859 Nr. 1); tritt diefer Wegfall dagegen bei einem 
nicht jchon im Vertrag benannten, ſondern bei einem nach Abichluß deffelben be= 
ftellten ©. ein, jo iſt ein anderes Schiedögericht zu fonftituiren ($ 857). Hier— 
durch enticheidet die EPD. eine befondere Streitfrage durch gejegliche Interpretation 
des Parteiwillens. 

5) Berufung an den ordentlichen Richter findet gegen einen Schiedsfpruch im 
Gemeinen Recht nicht ftatt. Auch gab es nach richtiger Meinung nur eine Klage 
auf Erfüllung. Nach CPO. $ 866 jteht der Schiedsſpruch einem rechtsfräftigen ge— 
richtlichen Urtheil gleih. Daraus folgt, daß gegen denjelben ein Rechtsmittel nicht 
ftattfindet; es ijt vielmehr nur eine Aufhebungstlage gegeben, welche in der Regel 
an feine Friſt gebunden iſt (Ausnahme SS 869, 870) und im MWefentlichen die 
Natur der Nichtigkeits- und Reftitutionsflage (58 541 ff.) hat ($ 867). Es folgt 
ferner daraus, daß aus dem Schiedsipruch Zwangsvollitredung ftattfindet, jo jedoch, 
daß der BVerurtheilte wie bei einem ausländischen Urtheil ($ 660) gehört werden 
und das Gericht ein PVollitrefungsurtheil erlaffen muß ($ 868). Für Klage auf 
Aufhebung, Zwangsvollitrefung und die jonjtigen, aus dem Schiedsvertrag entitehen- 
den Streitigkeiten ift Mangels einer Schriftlichen Bezeichnung im Vertrag das 
an fich für den Rechtsſtreit zuftändige Gericht kompetent ($ 871). — Verſchieden 
von den ©. find die Schäßungsmänner (arbitratores), welche von dem Richter als 
Sachverſtändige Hinzugezogen werden (1. 76 D. 17,2; 1. 25 pr. D. 19, 2; Preuß. 
Allg. ER. I 5 88 72, 73; 1.11 8 48; Entſch. des ROHG. IV. ©. 428 ff., II. 
©. 75 ff., VI. ©. 31 ff, VIII. ©. 110, XVII. ©. 345), und die Schieds- 
männer (j. diefen Art.). Endlich giebt e& auch ©. im Gebiete des öffentlichen 
(vgl. Reichaverfafjung Art. 76; CPO. SI 851— 872) und Völferrechts (Alabama-, 
San Juan-Frage ıc.), ohne daß fich jedoch Hier fichere Normen ausgebildet haben. 
Hierüber fiehe — Art. 

a Tit. D. 4, 8: Cod. 2, 56; X. 1, 43; in VIt J. 22, — — Allge 
Ger.O. I. 2 $) 167—176; I. 30 88 48-56. — Code de proc. art. 1003—1028 Sehen 
s 1061—1 7. — Bayern Art. 1319—1344. — Württemb. Art. 175—208. Bere 


ntwurf von 1874 $$ 792-813. — EPO. 88 851872. — Sal. BEB.$$ 1417—1427. — 
Defterr. BGB. SS 1008, 1391. 
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git.: Glüd, Komment., VI. ©. 65—105. — W. 9. Puchta, Das Inſtitut der S., 
1823 (erörtert nur ben legiälatorifchen Werth deffelben). — Pfeiffer im der Zeitichr. für 
Givilreht und Prz. N. F. II. 2. — W. Andre, Gemeinregtliche Grundzüge der Schiede- 
gerichte, 1860. — G. Weizfäder, Das Röm. Schiedsrichteramt unter Bergleihung mit dem 
offiecium judicis, 1879. — Reglement für — Schiedsgerichte, Entwurf von Golb= 
Ihmibt (1874), in Grünhut’3 Zeitſchr. II. S. 714 ff. — Die Kommentare + Tran 

Kayſer. 

Schiedsſpruch — arbitrium, definitio bei den Römern, laudum bei den 
Neueren, arbitrage, arbitration — iſt eine auch in Staatenverhältniffen angewandte 
GEnticheidungsart von Streitigkeiten vermittelft unbetheiligter, von den ftreitenden 
Parteien gewählter Perjönlichkeiten. Die civilrechtliche Unterfcheidung zweier Arten 
des arbitrium (1. 76 D. pro socio 17, 2) (vgl. über das arbitrium Heimbach 
in Weiske's Nechtöler. I. 427 ff.) ceffirt im Wölferrecht, weil der völferrechtliche 
©. immer von beftimmt namhaft gemachten Perfonen und in Gemäßheit eines 
Kompromifjes gethan wird und er micht wegen Unbilligfeit, jondern nur aus be= 
ſtimmten, fejtgejtellten Gründen angeitritten werden fann, wenn auch die Billigkeit 
als Entjcheidungsnorm nicht ausgeichloffen ift. Die angeblich progeffualiftifche Unter» 
jcheidung (Heffter, $ 109) von arbitratio und eigentlichem arbitrium hat, für das 
Völkerrecht feine praftiichen Konfequenzen, die einzig von Hefiter angeführte: der 
Nachweis einer thatjächlichen Unrichtigfeit, ift bei jedem völferrechtlichen ©. jtatt- 
haft. Nothwendig ift dagegen die Unterjcheidung des ©. und der Vermittelung und 
fann daher der arbiter nicht entweder conciliator (bei Groot) — mediateur (bei 
Barbeyrac) — arbitrator (bei Ducange), oder arbiter, deſſen Ausipruch man 
fich unbedingt zu fügen habe (Groot, III. XX. 8 46), fein, jondern nur arbiter. 
Den Unterjchied zwiſchen Bermittler und Schiedsrichter deutet überdies jchon das 
Givilrecht an (1.13 $ 2 D. 4, 8), j. über denjelben auch den Art. Vermittlung. — 
Die Griechiichen Staatenvereinigungen (einige waren Staatenbünde, andere Bundes— 
jtaaten) beriethen oder entjchieden ihre Streitigkeiten, jeltener auch die ihrer reip. 
Bürger, bald in ihren allgemeinen Berfammlungen (TZittmann, Griechiiche Staats- 
verrafjung [1822], 668, 672, 677), in welchen fie auth mit Herrſchern und Ge 
fandten dritter Staaten verhandelten (TZittmann, 684, 699, 702, 714, 720, 725, 
729), bald in einem gemeinfchaftlichen Gericht oder durch eingejeßte Richter (Titt- 
mann, 677, 687, 724, 729, 735, 738, 748). Die Provokation auf jchiedärichter- 
liche Enticheidung gegen ein in Sachen eines Tremden und Einheimijchen (deren 
Staaten durch NRechtöverträge, odupora, mit einander verbunden waren) ergangenes 
Urtheil an das Gericht des Staates des Fremden oder eines dritten unbetheiligten 
Staates (dıxaorri;geov Exxirror) war in Athen gejtattet (Heffter, Athen. Gerichts— 
veri., 1822, 339 ff.; Sell, Rekuperatio der Römer, 1837, 307 ff.). Die Rechts— 
unficherheit und Beiehdungen der Angehörigen verfchiedener Staaten veranlaßten die 
Römer zu jog. Refuperationsbündnifien mit anderen Staaten, wonach durch befondere, 
für jeden einzelnen Fall von den Parteien gewählte oder, falls dieſe dazu nicht 
bereit waren oder fich nicht einigten, durch den Magiſtrat bejtellte recuperatores 
Streitigkeiten (causae privatae) zwiſchen Römern und Peregrinen verbündeter Staaten 
inappellabel entjchieden werden jollten, kompetent war aber das iudicium recuper. 
auch für causae publicae der Privaten gegen einander, namentlich Verbrechen. Die 
Gnticheidungsnormen waren gemifcht aus dem Röm. Recht und dem des verbündeten 
Staates, jpäter dad ius gentium, dabei hatte in privatrechtlicher Beziehung das 
arbitrium der Refuperatoren freien Spielraum. Die Rekuperatoren jorgten auch 
für Urtheilabefolgung. Für öffentliche Diffidien zweier Staaten waren fie indeß 
nicht kompetent, wohl aber ließen die verbündeten lateinischen Städte ihre Streitig- 
feiten von einem Bundesgericht jchlichten und erhoben rechtsverbündete, Roms 
Superiorität anerfennende, Staaten den Römifchen Senat zum Richter (Sell, 58, 
182, 97, 112, 312, 338, 327, 302, 72, 75, 80). Bis zu Bonifazius VII. übten 
die Päpſte das Schiedärichteramt zwijchen Fürjten, jeitdem waren fie nur noch Ver— 
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mittler,; im 14. und 15. Jahrhundert find Schiedsiprüche weltlicher Fürſten Häufig 
(Pütter, Beitr. zur Völkerrechtsgeſch, 1843; 111, 112, 159 und 160, 179 ff.). 
Die aus der Mitte des 13. Jahrhundert ftammenden „Austräge” der Genofjen des 
Deutichen Herrenjtandes vereinbarten jchiedsrichterliche Enticheidung ihrer Streitig- 
feiten durch unparteitiche Standesgenoffen. Ihrem Beiipiele folgten Kurfürften, 
Fürſten und Fürftenmäßige. NReichsftädte wurden zu Austrägen privilegirt. Die 
Rheinbundsacte (Art. XXVIII.) bezeichnet irrthümlich als „Austräge“ das Recht der 
fürftlichen und gräflichen Landesherren und ihrer Erben, in Sriminaljachen von 
Standesgenofjen gerichtet zu werden, Streitigkeiten der Bundesglieder unter einander 
einer (nie verwirflichten) Bundesverfammlung vorbehaltend. Nach Art. 11 der 
Deutichen Bundesacte vom 8. Juni 1815 haben die Bundesglieder ihre Streitige 
feiten bei der Bundesverfammlung anzubringen, nach fehlgeichlagener Vermittelung 
unterliegen fie einer allendlich enticheidenden Aufträgalinitanz. Der Bundesbeichluß 
vom 30. Dftober 1834 ſetzte ein Schiedsgericht auch für Streitigkeiten der 
Bundesglieder unter einander feft (Jordan in Weiske's Nechtäler. 1839 I. 474 ff. 
s. v. Austräge; dv. Leonhardi, Das Aufträgalverf. des Deutichen Bundes, 1838). 
Die Verf. des Norddeutichen Bundes vom 16. April 1867 beitimmt in Art. 76: 
„Streitigkeiten nicht privatrechtlicher Natur zwiſchen verjchiedenen Bundesftaaten 
werden auf Anrufen des einen Theil vom Bundesrath erledigt.“ Faſt gleichlautend 
ift die Beitimmung in der Verfaffung des Deutichen Reichs vom 16. April 1871, 
Art. 76. Nach der Revifion der Schweizeriichen Bundesverfaffung vom 31. Yan. 
1874 urtheilt da3 Bundesgericht über civilrehhtliche Streitigkeiten zwiſchen 
dem Bunde und den Staaten, den Kantonen unter fich und zwijchen beiden und 
Privaten jowie Korporationen andererfeitö (Art. 110); über ftaatsrehtliche 
zwiichen Kantonen und über Beichwerden von Privaten wegen Verlegung von Kon— 
fordaten und Staatäverträgen (Art. 113) und mit Zuziehung von Gejchworenen, 
welche über die Thatfrage abiprechen, über Berbrechen und Vergeben gegen 
das Völkerrecht, während der Bundesrath die jchiedsrichterlichen Sprüche über 
Streitigkeiten zwifchen Kantonen zu vollziehen hat. Streitigkeiten der Vereinigten 
Staaten von Nordamerifa unter einander entjcheidet der Kongreß (Verfafſung vom 
4. Oft. 1776 Art. XIV. und Berfafjung vom 9. Juli 1788 Art. IX.S 2). Der ©. 
vereinigter Staaten, insbeſondere von Bundesitaaten, wird mehr einen „ſtaatsrichter— 
lichen“ (Heffter, 109) Charakter haben; wo bejtimmte, nicht für den einzelnen 
Tall gewählte Schiedäinftanzen fungiren, werden dieſe den Charakter von ſchieds— 
richterlichen verlieren (Welder, 110). — Eine Pflicht der Staaten zur friedlichen 
Enticheidung, jomit auch zur jchiedsrichterlichen, ihrer Streitigkeiten ift im Allgemeineu 
anzuerfennen, wenn auch unter Umjtänden fein dritter Staat fich willig finden laſſen 
fann zur Uebernahme des ©. oder dazu qualifizirt erfcheint, oder im einzelnen Tall 
ein jtreitender Staat das fragliche Necht für zu wichtig hält oder fich ‚nicht für 
berechtigt, dafjelbe einem ©. zu unterwerfen (Phillimore, II. 3). Die wejent- 
lichſte Vorbedingung eines Schiedögerichts ift das Kompromiß (l. 11 SS 1 u. 3 
D. 4, 8), ein Vertrag zwijchen den Parteien, ſich einem S. zu unterwerfen. 
Inhalt des Kompromiffes wird der zu entjcheidende Gegenjtand (l. 21 8 6 D. 4, 8) 
und fann der Schiedärichter nur über dieſen und, infoweit es im Kompromiß feſt— 
gelegt ift, enticheiden (1. 32 $ 15 D. ibid.). Hat der Schiedsrichter aus Verſehen 
über einen fompromittirten Gegenftand nicht entichieden, jo fann die Entjcheidung 
über denjelben nachgefordert werden (1. 43 D. ibid.). Außer dem Streitgegenjtande 
müſſen auch die Prätenfionen und Forderungen der Parteien in Bezug auf denjelben 
in das Kompromiß aufgenommen werden (Battel, II. XVII $ 329) und die 
Art der Entſcheidungsnormen, namentlich ob nach Recht oder Billigkeit zu entjcheiden 
fei. Wenn das Recht im Zweifel (Groot, III. XX. 47; Pufendorf, V. XIII. 
8 5) oder überhaupt ftet® (Berner, 102) die Enticheidunganorm abgeben joll, jo 
werden bei der Lüdenhaftigfeit oder mangelnden Gewißheit der geltenden völferrecht- 


556 Schiedsſpruch. 


lichen Beſtimmungen viele Streitigkeiten unentſchieden bleiben müſſen; und wenn 
auch im völkerrechtlichen S. über die wahren Rechte der ſtreitenden Theile entſchieden 
wird und dieſelben nicht wie im Vergleichswege theilweiſe aufgegeben werden (Welcker, 
1. c.), jo bedingt doch dieſer Gegenſtand noch nicht, daß Billigkeit auögeichloffen 
bleibt, wie denn auch von anderer Seite (Pufendorf, l. c. $ 4; Hefiter, 1. c.) 
Recht und Billigkeit ala Enticheidungsnormen ftatuirt find. Ungültig ift aber ein 
Kompromiß, in welchen dem Richter, was er enticheiden ſoll, vorgeichrieben tft 
(l. 19 pr. D. ibid.). Das Givilrecht unterjcheidet von dem compromissum das 
receptum ala den Vertrag der Parteien mit dem Schiedörichter, vermöge deſſen der 
leßtere die Verpflichtung übernimmt, den Streit nach Inhalt des Kompromifies zu 
enticheiden (1. 3 $ 2 D. ibid. und die Ueberſchrift diejes Titels). Im Bölkerrecht 
wird die Aufforderung und Annahme diplomatijch vermittelt (f. Martens, Guid. 
dipl., I. 19, 3 not. 2). Iſt die Annahme erfolgt, jo wird nicht blos der Beginn, 
fondern auch die Fortführung der jchiedörichterlichen Funktion, ald aus der Annahme 
folgend, erjcheinen und ijt daher die Bemerkung Phillimore’s (II. 4), daß 
fein Zwang zur Fortführung beftehe, nicht zutreffend. Daß Niemand Schiedsrichter 
in eigener Sache fein könne (l. 51 D. ibid.), ericheint jelbjtveritändlih. Gemählt 
werden können zu Schiedörichtern entweder Staaten, und zwar ſowol monarchiiche 
als republitanifche (England und Portugal forderten noch in neuefter Zeit den Ham— 
burger Senat zur Entjcheidung über Anfprüche Britifcher Kaufleute an die Portugiefiiche 
Regierung auf, Twiß, II. 10), oder Souveräne (infoweit Frauen zur Thronfolge 
zugelaffen find, auch diefe, weshalb im Völkerrecht 1. 6 C. 2, 55 nicht Anwendung 
erleidet), oder Gerichtähöte (KHlüber, $ 318 not. a; Twiß, 1. c.), Rechts— 
fatultäten (die zu Bologna entjchied wiederholt Streitigkeiten Italienischer Staaten, 
TZwiß, l. c.), oder einzelne Privatperfonen, wie angejehene Staatsmänner, vechtö= 
gelehrte Kommiffarien (Klüber, 1. c.), Nechtölehrer, namentlih Staats» und 
Völkerrechtslehrer. Souveräne können fich vertreten laffen (j. Martens, Guid. 
dipl., 1. c.), ob fie den allendlichen Ausfpruch ſelbſt thun (Hefiter, 1. c.) oder 
ihn nur verfünden (Berner, 1. c.), ift gleichgültig, da fie ihm meiſt nicht jelbit 
abfaffen werden. PBrivatperfonen können fich nicht vertreten laſſen, da fie nur ihrer 
perfönlichen Eigenjchaiten wegen gewählt find (1. 45 D. ibid.). Bon den civilrecht- 
lichen Enticheidungsgründen rüdfichtlich der Uebernahme eines Schiedsamtes kommt 
die Anrüchigkeit nicht in Betracht, da Parteien einen Anrüchigen nicht wählen werden, 
während Feindſchaft zwiſchen dem Schiedärichter und einer Partei für die andere ein 
Rekujationsgrund fein wird, vorgerüdtes Alter aber, Krankheit, Beichäftigung im 
Staatsamt oder in eigenen Angelegenheiten und eine dringende Reife, joweit diefe 
Gründe die Uebernahme des jchiedsrichterlichen Amtes abjolut unmöglich machen, 
eine Privatperfon entichuldigen werden (val. 1. 7,1.98 381.15 D.) Staaten 
oder Souveränen, welche vorzugsweije als Glieder oder Vertreter der internationalen 
Gemeinjchaft zur Uebernahme eines jolchen Amtes verpflichtet erfcheinen und ſich 
vertreten laffen können, werden dieſe Gründe nicht zur Seite jtehen. Sind mehrere 
Schiedärichter gewählt, jo müffen alle mit einander nach Stimmenmehrheit (1. 17 
S 7 und 1, 27 $3 D. ibid.) enticheiden (1.17 $S 2 D. ibid.). Bei Stimmengleich- 
heit wählen oder genehmigen die Parteien den etwa von dem Schiedärichter vor— 
geichlagenen Obmann (Phillimore, III. 4); richterliche Nöthigung der Schieds— 
richter zu diefer Wahl kann im Völkerrecht nicht ftattfinden (l. 178 6 D. ibid.). 
Geurtheilt wird nur über zur Zeit des Kompromikabichluffes vorhandene Streitig- 
feiten (1. 46 D. ibid.) und nad Groot (III. XX. $ 48) de principali negotio 
nicht de possessione, damit die dem ©. umnterliegende Sache in statu quo bleibe, 
indeß muß der Nichter behufs der Beweisauflage feftjtellen, wer der rechtmäßige 
Beſitzer iſt Pufendorf, 1. c. $ 6); das Givilreht (1. 32 $ 20 D. ibid.) ver- 
pflichtet den Schiedärichter, auch darüber zu entjcheiden, auf welche Weije eine vacua 
possessio Jemand gegeben werden joll. Die Parteien haben fich an dem im Kom: 
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promiß zur Verhandlung und Entſcheidung der Sache vereinbarten Orte einzuſtellen, 
ihre Gegenwart bei der Entſcheidung iſt nur, wenn fie verabredet iſt, erforderlich. 
Nach dem Givilrecht (1. 21 $ 10 D. ibid.) gilt, wenn fein Ort verabredet ift, was 
im Staatenverfahren rüdfichtlich der Verhandlung wol faum jtatthaben wird, der 
des Kompromifjes und ift die in Abwejenheit der Parteien gefällte Enticheidung 
ungültig (l. 27 $ 4 D. ibid.). Der Schiedörichter beftimmt den Parteien einen 
Termin * Vorlage der Beweismaterialien und Verlautbarung etwaiger Anträge 
(Heffter, 1. c.); ein Termin zur Enticheidung ward im Staatenverfahren in der 
Regel nicht angejeßt, eerhn es aber, jo ift eine nach Ablauf deflelben gefällte Ent— 
jcheidung nichtig (1. 1 C. 2, 55), ein Beilpiel protrahirter Entjcheidung j. bei 
Martens, Guid. — l.c. Der Zwang zur Erfüllung eines ſonſt nicht an— 
fechtbaren völferrechtlichen ©. liegt in der im Kompromiß vertragsmäßig über- 
nommenen Verpflichtung, fich dem Enticheid zu fügen (Battel, 1. c.; Welder, 

c.; Phillimore, IN. 5). Alle jonjt angeführten moralifchen und unmoralifchen 
Gründe (Welder, 1. c.; Berner, 103) find diefem Vertragszwange nicht gleich- 
werthig und haben außerdem feine Rechtsbafis. Das von Phillimore (III. 6) 
zur Erwägung geftellte Recht des Obmanns, für den Fall der Nichterfüllung Krieg 
zu beginnen, ift bisher vom Völkerrecht als ein rechtmäßiger Kriegsgrund nicht ans 
erfannt, Heffter (1. c.) jpricht dem Schiedärichter überhaupt mit Recht jegliches 
Zwangsrecht gegen die Parteien ab, und jelbit Phillimore will den Obmann im 
Fall der Nichterfüllung nicht zur Eröffnung eines Krieges für verpflichtet halten. 
Die Unterzeihnung des ©. durch die Parteien in der Bedeutung, daß fie nicht 
blos nicht widersprechen, jondern auch erfüllen wollen (1. 4 $ 6 C. 2, 55), würde 
bei völferrechtlichen Schiedsiprüchen nur eine Wiederholung einer fompromifjariich 
bereits übernommenen Berpflichtung involviren. Die Vereinbarung einer Strafe 
durch die Kompromittirenden für den Fall der Nichterfüllung (Berner, 1. c.) wäre 
unter Staaten an fich unangemefjen und fein genügendes Aequivalent, außerdem 
würde der Maßſtab für die Abichägung des einer Partei durch die Nichterfüllung 
des ©. geurjachten Schadens beim Abſchluß des Kompromifies fehlen, da dann der 
©. noch nicht gefällt ift. Ebenjo unanwendbar ift auch die Gewährung des Rüde 
tritts nach geleifteter Strafe (l. 4 $ 5 C. 2, 55; Nov. 82 cap. 11) und die Feſt— 
jegung einer Strafe für den Fall, daß fich eine Partei zum S. nicht ftellt (1. 2 
C. 2, 55). Der ©. ift imappellabel (die . 1 C. 2, 55; 1.9 D. 2, 8 er- 
wähnte Ausnahme betrifft einen einzelnen Fall und findet außerdem im Völkerrecht 
feine Anwendung); indeß weigern troßdem fich der Annahme die Parteien, bejonders 
diejenige, welche fich verlegt glaubt (Martens, Guid. dipl., I. 193 und not. 2; 
Zwiß, I. 8 ff). Mit Recht kann dem ©. Tolgeleiftung verfagt werden, wenn 
1. das Kompromiß ungültig war (Heffter, 1. c.), oder 2. verlegt wurde (l. 32 
z 21 D. 4, 8), 3. bei abfoluter Rechtswidrigfeit (Battel, J. c.; Martens, 
Guid. dipl., I. 193; Twiß, II. 8), denn daß man fich einem ungerechten ©. 
unterwerfen müfje, weil es im Völkerrecht feinen höheren Richter gebe (Wild m., 
1. 186), ift feine genügende Beweisführung; 4. bei thatfächlicher Unrichtigfeit oder 
wegen eine don den Parteien oder dem Schiedörichter verjchuldeten Irrthums; 
5. wenn die Parteien nicht oder nicht ausreichend gehört find; 6. wenn der Schieds— 
richter parteiiſch entichieden Battel, J c.; Pufenborf, L c.; Heffter, 1. e.), 
oder wenn er 7. m. Partei argliftig behandelte (1. 32 $ 14 D. ibid.) oder unred— 
fih (Heffter, 1. c.) oder derjelben 8. etwas Unyientiches (1. 21 $ 7 D. ibid.) 
auferlegte, 3. B. etwas der Ehre oder Unabhängigkeit eines Staates Widerjprechen- 
des OMartens, Guid. 1. c.), oder wenn 9. eine Partei den Schiedärichter bejtochen 
(Bufendorf, 1. e.), oder wenn fie 10. gegen den Gegner argliftig geweien (1. 31 
D. ibid. Vgl. Battel, l. c.). Heffter (1. ec.) führt noch außerdem Unfähigkeit 
des Schiedömannes an, indeß muß dieſe wol ſpäter, nach Abſchluß des Kompromiſſes, 
eingetreten ſein. Daß der Schiedsrichter, ſelbſt wenn er ſich geirrt, ſeinen S. nicht 
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ändern darf (1. 19 $ 2; 1. 20 D. ibid.), fpricht gegen die allgemeinen Rechtsgrund- 
füge. Bei nicht fonneren, der Entjcheidung unterliegenden Sachen it die Aenderung 
dem Schiedörichter gejtattet, wenn er laut Kompromiß alle gleichzeitig zu enticheiden 
und nur eine einzelne entichieden hatte (l. 21 pr. D. ibid.). — Ein Hompromiß 
hört auf durch die Fällung des ©., durch Zeitablauf, durch Todesfall oder all- 
gemeine Unfähigkeit der Schiedsrichter, durch einen entgegenjtehenden Vertrag der 
Parteien oder durch Vergleich unter denjelben, durch Leiſtung des Streitigen (vgl. 
l. 32 88 3 u. 5 D. ibid.). — Die Ngitation für den ©. beginnt mit der Ent— 
jtehung der Triedenägejellichaften, welche 1816 in London, 1826 in den Vereinigten 
Staaten von Nordamerifa, 1830 in Genf, 1841 in Paris ala ein Gomite der 
soci6te de la morale chretienne fich fonftituirten.. Die internationalen Friedens— 
fongreffe beginnen mit 1842 in London und fanden 1848 —51 jtatt in Brüffel, 
Paris, Frankfurt a. M. und London. Alle diefe Kongrefje verlangten, daß das 
Prinzip des ©. von einem Völkerkongreß (congres des nations) proflamirt werde 
(Zaveleye, 182 ff.). Die alliance universelle de l’ordre et de la civilisation 
in Paris behandelte am 4. Juni 1872 den ©. und beichloß aus kompetenten 
Perjonen eine Kommiffion zu bilden, welche alle auf die internationale Juriöprudenz 
bezüglichen Dokumente jammeln und die auf die S. bezüglichen hiſtoriſchen Fakta 
populär daritellen ſollte (f. die Verhandlungen der alliance, Paris 1872, T. I. 84). 
Die vom 7. bis 9. Sept. 1873 in Genf abgehaltene assemblée generale der ligue 
internationale de la paix et de la liberts hatte auf die Tagesordnung geſetzt, daß 
die geeignetjten praftichen Maßnahmen zur unmittelbaren Einführung des ©. er- 
griffen und bejonders die Regeln für das Verfahren feitgeftellt würden. . Die Ver— 
fammlung erfannte aber zur Zeit, als das wirkjamjte Mittel zur Einführung des 
Gebrauchs der ©., den Abſchluß von Verträgen zur Vermittlung zwiſchen zwei oder 
mehreren Staaten (Rev. d. dr. intern. V. 632 ss). Die im Oftober 1873 in 
Brüffel abgehaltene conference internationale erklärte die Völker zur Anwendung 
des ©. für verpflichtet (obligatoir) bei Streitigkeiten, welche durch Verhandlungen 
nicht beizulegen wären und daß, wenn auch das Mittel nicht in allen Fällen an— 
gewandt werden könne, die Ausnahmen doch wenig zahlreiche jein würden. Mehrere 
Mitglieder der Konferenz anerkannten nur eine Pflicht, nicht eine juridiiche Ver— 
pflichtung (1. e. 696), indeß hat eine freie Konferenz, welche für den S. fich erklärt, 
fi für eine ftrifte Verpflichtung auszufprechen, denn jonft kann fie wol kaum er- 
warten, daß Völker und Staatäregierungen ihre Beichlüfle für mehr als pia desideria 
halten werden. Reifen zur Agitation für den ©. unternahmen Elihu Burrit 
(ichon 1848) von Amerika nach England, in den legten Jahren Miles, Sekretär 
der Bojtoner Friedensgejellfchaft, nach Frankreich, Italien, Deutichland und Belgien, 
und 1873 Henry Richard nach verjchiedenen größeren Städten Belgiens, Hollands, 
Oeſterreichs, Italiend und Berlin. Das Institut de droit international berieth in 
zwei Jahresfigungen in Genf (1874) und im Haag (1875) ein vom rejp. Bericht- 
eritatter Prof. Dr. Goldſchmidt audgearbeitetes „Reglement für das internationale 
jchiedgrichterliche Verfahren“. Das an letterem Ort endlich redigirte und be— 
ichlofjene Reglement wurde den Ministerien des Auswärtigen mitgetheilt, und iſt 
damit die häufig großen, Zeitaufwand verurfachende Vereinbarung des Verfahrens für 
jeden einzelnen ©.fall, injoweit die Staaten jenes Reglement für ihre S.jachen 
acceptiren wollen, unnöthig geworden. — Den Verhandlungen in freien Konferenzen 
find Anträge, Diskuffionen und Beichlüffe in Legislativen gefolgt, jene haben dieſe 
entweder vorbereitet oder fie unterftüßt, falls fie diejen erſt folgten. 

Soweit befannt wurde der erite Antrag zu Gunften der internationalen ©. in 
Zegislativen gejtellt im Jahre 1835 im Repräfentantenhauje von Maffachufetts, ſo— 
dann 1837 und 1838 in dem des Kongreſſes der Vereinigten Staaten und 1851 
und 1858 in dem Senat diejes Kongreſſes. Letzterer nahm 1853 eine Rejolution, 
an, welche den Präfidenten aufforderte, in den Vertrag einen Artikel aufzunehmen, 
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welcher die fontrahirenden Staaten für unter ihnen entitehende Differenzen zum ©. 
verpflichtete. Auch andere Legislativen der Vereinigten Staaten traten für den ©. 
ein. Am 1. Dezember 1873 legte der Senator Sumner dem Senat der Ver: 
einigten Staaten Refolutionen zur Einführung des ©. für internationale Differenzen 
als „a substitute for war in reality as in name“ vor. Der jchon am 1. Juni 
1849 von Cobden im Unterhaufe gejtellte Antrag, ein Geſuch an die Königin zu 
richten, die anderen Staaten aufzufordern, Verträge zu schließen, welche die kon— 
trahirenden Theile verpflichten, durch gütlichen Vergleich nicht beizulegende Diffe- 
renzen jchiedärichterlich enticheiden zu laffen, wurde mit 176 gegen 79 Stimmen 
verworfen (Zadeleye, 182 ff.), dagegen beichloß das Unterhaus am 9. Juli 1873 
mit 98 gegen 88 Stimmen auf Antrag Henry Richard's, daß die Königin 
erfucht werde, mit anderen Staaten in Verbindung zu treten to further improve- 
ment of international law and the establishment of a general and permanent 
system of international arbitration. Die Königin erfannte die philan- 
thropiichen Motive der Adreſſe an und erklärte, daß fie auch in Zukunft durch Rath 
und Beifpiel für den S. wirken werde (Rev. d. dr. international V. 471 u. 629 ss.). 
Im Dezember deſſelben Jahres beichloß die Italieniſche Deputirtenfammer ein= 
ftimmig auf Antrag Mancini’s, „daß die Kammer den Wunjch ausdrücde, 
daß die f. Regierung in ihren auswärtigen Beziehungen dahin ftrebe, daß der ©. 
ein übliches und häufiges Mittel werde, in den Materien, welche demfelben 
unterworfen werden könnten, in Gemäßheit des Rechts die inter: 
nationalen Kontroverjen zu enticheiden, und daß, jobald fich die Gelegenheit dazu 
biete, in die Verträge eine Hlaufel eingefligt werde, wonach Schwierigfeiten bei ihrer 
Interpretation und Ausführung Schiedsrichtern anheimgegeben würden“ u. A. Der 
Minifter des Auswärtigen trat dem Antrage bei, acceptirte aber die Klauſel nur 
mit einer gewifjen Reſerve (Communicat, d. l’inst. d. dr. intern. II. fasc. p. 6). 
Endlich ift noch anzuführen, daß nach Louis Barbault (Du Tribunal inter- 
national, Geneve 1872, p. 53) ſchon der Kaiſer von Rußland Alerander I. die 
Möglichkeit eines Uebereinkommens aller Staatsoberhäupter erfannt hat, um alle 
Differenzen dem ©. zu unterwerfen, anjtatt fie durch Waffen zu enticheiden (Rev. d. 
dr. internat. V. 477 not.). 

Klagen über das jeltene Vorfommen von völferrechtlichen ©. ſ. bei Groot, 
l. c. not. k: Compromissum,, Martens, B.R., S 172 not. b, Klüber, $ 318 
not. a, MWelder u. Berner, 1. c. Indeß führen Groot und Klüber jelbit 
mehrere Fälle jchiedsrichterlicher Entjcheidungen an. Aus neuerer Zeit machen wir 
nambaft: 


1) 1794. «Errichtung von drei fchiedsrichterlichen Kommiſſionen in Folge des Jay— 
Vertrages zwiichen den Vereinigten Staaten von Nordamerika 
und England vom 19. November 1794 (art. 4—7). Bon jedem 
Staate wurde ein Kommiſſär gewählt und beide follten eine dritte 
Perjon wählen. Die erite Kommiſſion entichied am 24. Nov. 1817 
(j. d. Sentenz b. Martens, N. R. Suppl. an V. Tome 397 ss.). 
Die zweite Kommiſſion fam zu feiner Enticheidung und urfachte den 
©. sub Nr. 4. Die dritte Kommiſſion löſte ihre Aufgabe nur zum Theil 
(j. Rev. d. dr. internat. VI. 121 not.). 

2) 1814. Reklamation der Vereinigten Staaten von Nordamerifa wider 
Portugal: Case of privateer General Armstrong, jchiedärichterlich 
entjchieden durch den Wräfidenten der Franzöſiſchen Republit Louis 
Napoleon am 30. Nov. 1852 (ij. Kent, Comment. of the internat. 
law, Cambridge 1866, p. 179). 

3) 1818. In Folge eines Vertrages vom 20. Oftober 1818 zwiichen England 
und den Bereinigten Staaten von Nordamerika erfolgte eine 


560 


Shiedsiprud, 


ichiedsrichterliche Enticheidung des Kaiſers von Rußland, zu deren Aus- 
führung der Vertrag vom 2. ul 1899 zwiichen England, den Ver— 


30. Juni 
einigten Staaten von Nordamerita und Rußland abgefchloffen wurde, 
in welchem auch die Sentenz enthalten ift (Martens, N. R. VI. 67 ss.). 
Die Kommiffäre waren verjchiedener Meinung bei der Interpretation 
der Sentenz und wurde deshalb ein neuer Vertrag zwiſchen den Ver— 
einigten Staaten und England am 13. Nov. 1826 abgefchloffen, der 
die Differenz erledigte. 


4) 1827. Differenz zwijchen den Vereinigten Staaten von Nordamerifa 


5) 1834 u. 


6) 1839. 


7) 1839. 


8) 1841. 


9) 1852, 


10) 1853. 


und England. Der König von Holland wurde in Gemäßbeit eines 
Vertrages vom 29. Sept. 1827 im Jahre 1828 zum Schiedärichter 
gewählt, zur Entſcheidung einer Grenzitreitigfeit. Seine Entjcheidung 
wurde aber von beiden Theilen zurüdgewiejen, weil er die ihm vorgelegte 
Frage nicht entjchieden, jondern eine willfürliche Grenze bejtimmt Hatte. 


1835. Portendic claims von England gegen Frankreich. ©. des 
Königs von Preußen vom 30. Nov. 1843. Siehe denjelben und den 
des Präfidenten der Franz. Republif (sub Nr. 2) in den British and 
Foreign States-Papers, 1852—53, p. 1377—1380. 


Reklamationen von Bürgern der Bereinigten Staaten gegen 
Merikto. Nach dem Bertrag vom 11. April 1839 follten diefelben 
entjchieden werden durch eine gemifchte Kommiffion von vier Gliedern. 
Bei getheilter Meinung jollte "der König von Preußen, eventuell die 
Britiiche Majeftät oder der König von Holland aufgefordert werden, 
einen dritten Schiedsrichter zu ernennen. Der König von Preußen 
jällte die Entjcheidung, vertreten durch feinen Gefandten in Wafhington. 
Grit durch den Vertrag von Guadelupe-Hidalgo vom 2. Februar 1848 
(art. 13—15) wurde die Entjcheidung ausgeführt (ſ. den Vertrag bei 
Martens, N. R. G. XIV. 7 ss). Die Kommiffionen waren u. A. 
darüber uneinig, ob fie ein Gerichtähof oder ein diplomatiiches Korps 
jeien (j. Rev. d. dr. internat. VI, 123 not. 1). 


Schadenserfagforderungen Mexiko's und von Merilanern an Frank— 
reih. ©. der Königin von England vom 1. Aug. 1844 in Gemäß: 
heit des zwiſchen Frankreich und Mexiko abgejchlofjfenen Friedens— 
vertrages vom 9. März 1839 art. 2 (Martens, N. R. XVI. 607., 
Calvo I. 792). 


Neklamationen der Vereinigten Staaten von Nordamerifa 
zu Gunften ihrer Bürger gegen Chile, rüdfjichtlih der Brigg „Ma- 
cedonian“. Durch Vertrag vom 10. Nov. 1858 wird dem König der 
Belgier die Entjcheidung übertragen und ift der ©. vom 15. Mai 
1863 (Lawrence in der Rev. d. dr. internat. VI. 121., Calvo, 
I. 795). 

Schadenserfaganfprüche wegen der Prifen: Veloz-Mariana, Victoria et 
Vigie aus den Jahren 1823—24. S. des Königs der Niederlande 
vom 13. April 1852 zwilchen Franfreih und Spanien. Der 
Spruch wurde erjt ausgeführt durch Vertrag zwijchen beiden Parteien 
vom 15. Febr. 1862 (Calvo, I. 798). 

Reklamationen der Bürger reip. Unterthanen der Vereinigten Staaten 
von Nordamerifa und Englands gegen den einen oder anderen 
Staat, entichieden durch je einen Kommiffär von jedem Staat und den 
durch beide gewählten Joſuah Bates aus London (j. Bellaire und 
Samwrence). 


11) 1857. 


12) 1860. 


13) 1862. 


14) 1862. 


15) 1863. 


16) 1864. 


17) 1869. 


18) 1870. 
19) 1871. 


20) 1871. 
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Differenz zwischen den Vereinigten Staaten von Nordamerifa 
und Neu-Granada, entichieden in Gemäßheit des Vertrages vom 
10. Sept. 1857 (ratifizirt 1860), (Lawrence, 1. c. 126). 

Differenz zwiichen den Vereinigten Staaten von Nordamerifa 
und Coſta-Rica in Gemäßheit des Vertrages vom 2. Juli 1860 
(ratifizirt 1861), emtichieden durch eine jchiedsrichterliche Kommiſſion 
(Bellaire, Lawrence). 

Differenz zwiichen den Vereinigten Staaten von Nordamerifa 
und Peru in Bezug auf die Schiffe „Lizzie-Thomson“ und „„Georgiana‘‘. 
Durch Vertrag vom 20. Dezember 1862 jollte der König der Belgier 
zum Schiedärichter aufgefordert werden, derjelbe übernahm aber den ©. 
nicht. Verträge vom 12, Yan. 1863 und 4. Dezember 1868 konſtitu— 
irten fchiedsrichterliche Kommiffionen zwifchen beiden Staaten (Bellaire, 
Lawrence). 

Differenz der Offiziere des Engliſchen Schiffes „La Forte“ mit den 
Brajilianijchen Autoritäten. ©. des Königs der Belgier 1863 
(Calvo, I. 794). 

Differenz zwijichen den Vereinigten Staaten von Nordamerifa 
und England. Reklamationen der Aderbau-Kompagnien der Hudſon— 
Bai und der Puget-Mteerenge. Vertrag vom 1. Juli 1863 (ratifizirt 
den 3. März 1864). Der ©. (?) wurde am 10. September 1869 
abgegeben durch. die Amerikanische und Englifche Kommiſſion, welche fich 
geeinigt, ohne auf einen dritten Schiedärichter (?) zu provoziren 


-(Bellaire, Lawrence). 


Differenz zwijchen England und Beru wegen des gefangen gehaltenen 
und jpäter vertriebenen Gnglifchen Untertanen Ih. White. Der 
Hamburger Senat fällte am 12. April 1864 den ©. (Galvo, 
I. 796). 

Differenz zwifchen England und Portugal rüdfichtlich des Eigen— 
thumsrechtes an der Inſel Bulama. Schiedsrichterliche Enticheidung 
des Präfidenten der Vereinigten Staaten von Nordamerifa im Jahre 
1870 (Lawrence). 

Differenz zwilchen Spanien und Aegypten, entjchieden durch einen 
©. Englands (Zaveleye, 190). 

Alabama claims (Vertrag von Waihington zwiihen England und 
den Vereinigten Staaten von Nordamerifa vom 8. Mai 
1871). Gntjcheidung durch Fünf Schiedärichter, von welchen je einer 
duch Italien, Brafilien, die Schweiz, England und die Bereinig= 
ten Staaten von Nordamerifa emannt wurde, vom 14. Sept. 
1872 (j. Aegidi’s Staatsarhiv XXV. 145 ff. und Martens, 
N. R. G., XX. 775 fi.). 

San = Juan Differenz zwischen den Bereinigten Staaten von 
Nordamerifa und England (Vertrag von Wajhington vom 
6. Mai 1871). Schiedsrichterliche Entjcheidung des Königs von 
Preußen vom 21. Oftober 1872 (j. Aegidi's Staatsarhiv XXV, 
217 ff.). 


21) Differenz zwiſchen Portugal und England Hinfichtlich der Grenzen ihrer 


afrikanischen Beſitzungen. Schiedsrichter der Präfident der Franzöſiſchen 
Republif Ihiers. 


22) Definitive Feititellung der Jtalieniſch-Schweizeriſchen Grenze bei Alpe 


de Cravairola (Konvention vom 31. Dezember 1873, Martens, N,R. G., 
XX. 214), Schiedsjpruch des Amerikaniſchen Gejfandten in Rom Marſh 
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ald Obmann zu Mailand am 23. September 1874 (Martens, 
N.R. G., II. Ser. I. 378). 

23) Reklamation des Don Rafael Aquirre wider die Vereinigten Staaten 
(Konvention vom 4. Juli 1868 zur Regulirung der Amerikan.-Mexikan. 
Reklamationen). Schiedeipruch des Obmannes Edward Thornton vom 
16. April 1874 (Martens, N.R.G., I. Ser. T. I. ©. 5 ff). 

24) Differenz in Bezug auf das Schiff „Maria Luz“ zwiſchen Japan und Peru. 
Schiedärichterliche Enticheidung des Kaiſers von Rußland Alerander II. 
vom 17.—29. Mai 1875 (j. Annuaire de l’Institut de droit inter- 
national 1878, II. 353). 

Auch die Reklamationen Amerikanischer Bürger gegen Spanien in Folge der 
Greigniffe in Kuba jollten, nach einer am 12. Februar 1871 in Madrid abge» 
ichloffenen Uebereinkunft, gütlich beigelegt werden durch je einen Schiedsrichter 
beider Parteien und einen von diejen erwählten Obmann für den Fall ihrer Nicht» 
übereinftimmung. Dieſer gütlichen Webereinkunft war ein Reglement für das Ver— 
jahren beigefügt, feitgejtellt durch die gemifchte Kommiffion am 1. Juli 1872 
(Martens, N. R. G., II. Ser, T. I. 17 ff.). Die Konvention zwifchen England und 
Spanien vom 4. März 1868 in Anlaß der das Engliſche Schiff „Mermaid“ be= 
treffenden Differenz beftimmte, daß zu der diefe Angelegenheit entjcheidenden Kommiſſion 
je zwei Glieder von jeder Regierung ernannt werden und für den all, daß fie fich 
nicht einigen, eine fünfte Berfon, welche allendlich und inappellabel entjcheiden jollte 
(Martens, N.R.G., XX. 491 ff.). Der Modus der Ausgleichung von Differenzen 
wegen Reklamationen ihrer rejp. Staatsangehörigen an den gegnerifchen Staat ift von 
England und den Vereinigten Staaten von Nordamerika in ihrem Vertrage von 
Waſhington vom 8. Mai 1871 Art. 12 in der Art vereinbart worden, daß je ein 
Kommiffär von jedem Staat und der dritte durch beide zufammen ernannt wird, 
daß aber, falls die Ernennung diejes letzteren nicht innerhalb des dafür fejtgejeßten 
Termins erfolgt ift, derjelbe dann durch den Spanifchen Gefandten in Wajhington 
ernannt werden folle. 

”» Schiedsfpruchafälle f. bei Calvo, 792 ff.; Bellaire, 51 ff; Lucas, Acad., 

415 ss.; Pierantoni, 62—85; Yaveleye, 188; Yawrence, 117 ff. 

Wenn von einigen Schriftitellern der Art. 8 des Parijer Vertrags vom 30. März 
1856 und das Protokoll der 23. Situng des Parifer Kongreffes, d. d. 14. April, 
in welchem auf den vorgehenden Artikel Bezug genommen wird, jowie die Erledigung 
der Neuenburger und Xuremburger Affaire ala Schiedsfprüche oder Beweije für 
weitere Verbreitung deffelben angeführt worden, jo ift jchon von anderer Seite, in 
der Rev. d. dr. internat. V. 473 not. 2 und von Yawrence, lJ. c., zur Genüge 
darauf hingewieſen, daß jene Beftimmungen und Grledigungen der Bermittelung 
oder den bons offices zu ſubſumiren find. Ueber den wejentlichen Unterjchied diejer 
u. a. und vom ©. ſ. aber d. Art. Vermittlung. — Aus den angeführten 
Fällen find aber die jog. jchiedarichterlichen Kommiffionen auszujcheiden, falls fie 
die Sache ſelbſt entjchieden und nicht ein Obmann jchließlich die Entjcheidung gefällt. 
Kommiffäre betheiligter Staaten können nie als Schiedsrichter erjcheinen, und es 
war auch ein Fehler in der Organifation des Alabama-Schiedögerichtd, daß auch 
die jtreitenden Theile je einen Schiedsrichter ernannten und um fo überflüffiger, 
als außerdem jedem derjelben ein Englischer und Amerikaniſcher Agent zur Seite 
ftand. Gine Beranftaltung einer Sammlung der Schiedägerichtsfälle wird vielleicht 
einerjeit3 eine größere Zahl derfelben ergeben, andererjeits aber vielleicht auch manchen 
bisher auch dafür gehaltenen Fall noch ausfcheiden. Nicht Hierher gehörige Beitimmungen 
und Fälle anzuführen, führt nur zu einer Täufchung über das bisher erreichte 
Stadium der Anwendung der Schiedsfprüche. Die jog. chiedsrichterlichen Kommif- 
fionen, bejtehend aus Vertretern der Betheiligten, erjcheinen mehr als Inftanzen zur 
Ausgleichung als zur Entjcheidung von Differenzen, denn für einen S. ift weſent— 
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Lich, daß ein wirklicher Richterfpruch, und zwar dritter Umbetheiligter, jtattfindet. 
Die Kommiffionen erjcheinen verwandt der von Dudley Field art. 534 propo— 
nirten High Commission. — Aus den angeführten Fällen ergiebt fich: 1) daß 
mehrere Schiedsſprüche erft eine lange Zeit nach dem Entftehen der Differenz oder 
nach der vertragamäßigen Webereinkunft zur Provozirung auf diefelben gefällt und 
manche nicht oder erſt jpäter durch neue Verträge realifirt find, jo daß das Inftitut 
des S. noch vielfach langjam, unficher und nicht inappellabel funktionirt; 2) daß 
die Schiedärichter meift Souveräne waren oder Staatähäupter, wie die Präfidenten 
von Republiten, wenn auch die Ausarbeitung Richtern und Beamten übertragen 
wurde und bei dem Alabamajtreit dieje jelbjt die Schiedsrichter waren; 3) daß die 
Schiedsfprüche entweder ftreitige Territorien oder Grenzen bderjelben, oder Reklama— 
tionen wegen Verlegung von Privaten oder Schadenserfag zu Gunjten derjelben be= 
treffen; die allerwichtigften Differenzen von Staat zu Staat find aber noch immer 
durch Kriege erledigt worden; 4) am häufigjten haben auf Schiedsjprüche fompro- 
mittirt außereuropäifche Staaten, insbeſondere die Vereinigten Staaten von Nord 
amerifa, und häufiger von europäifchen nur England, aber meift auch mit außer: 
europätfchen. — Der Nuten der Schiedafprüche iſt daher bisher noch ein bejchränfter 
und relativer und find jeher wichtige Fragen für die weitere Verbreitung die: 
1) „Welche Arten von Streitigkeiten fönnen einem Sch. unterworfen werden?“ Wir 
find nicht der Anficht Qorimer’s (Rev. d. dr. internat. VI. 171), daß feine genaue 
Feſtſetzung derjelben möglich wäre, wir halten fie vielmehr zur regelmäßigen Wirf- 
ſamkeit des Inſtituts für unerläßlich und wollen nicht die Fälle, in welchen dafjelbe 
angewandt wird, in das freie Ermeffen blos der jtreitenden Staaten ſtellen. Eben— 
jowenig ftimmen wir mit-Galvo überein, welcher (I. 790) die Fälle, bei welchen 
die Ehre oder nationale Würde direkt betheiligt find, ausſchließen will, während 
Lord Stafford Northcote gerade folche für emticheidbar durch ©. hält 
(Laveleye, 191). Wir glauben vielmehr, daß möglichjt wenige Arten von Streitig- 
feiten dem ©. zu entziehen find und daß für diefe dann nicht fofort die gewalt- 
ſame Entjcheidung durch Krieg einzutreten hat, ſondern demjelben entgegenzuwirfen 
it, entweder durch Vermittlung oder bons offices eines dritten oder mehrerer 
unbetheiligter Staaten. Wir find deshalb nicht gegen jeden Krieg, aber dafür, daß er 
möglichſt jelten eintrete und daß die Staaten durch das Völkerrecht dazu verpflichtet 
werden, ehe fie zu demjelben übergehen, fich der Rechtsmittel des gütlichen Ver: 
fahrens zu bedienen und daß fie fich durch allgemeine Verträge, zunächſt, foweit 
folche nicht zu erreichen find, durch bejondere dazu verpflichten, nicht blos, wie 
auf dem Parifer Kongreß in dem viel allegirten Protokoll geſchehen, es für wünſchens— 
werth Halten. — 2) „Wem ift die Entjcheidung oder vielmehr die Ausarbeitung 
derjelben zu übertragen?” Gntichieden nur guten SKennern des Völkerrechts und 
nicht jolchen Perjonen, welche fich ad hoc erft im Völkerrecht umſehen oder injtruiren. 
Die Staatshäupter find nur ihrer Machtftellung wegen berufen, der ©. ſelbſt aber 
erfordert Rechtskenntniß, welche keineswegs allen Diplomaten eigen ift, aber in 
Bezug auf das Völkerrecht ebenſowenig jedem Richter oder jedem Juriften. 3) „Nach 
welchen Prinzipien ift zu entſcheiden?“ Diefe Trage haben wir jchon oben ent: 
ichieden: nach Recht und Billigkeit. Nie aber nach politischen Prinzipien, die oft 
fo viel als politische Rüdfichten fein werden, denn der ©. ift ein Rechtsſpruch. 
Sehr richtig jagt Lucas (Bullet. de la societe d. amis d. 1. paix, Paris 1873, 
2 ser. No. 2): „Il faut que l’arbitrage soit soumis à son tour à la loi du 
juste et qu'il ne puisse en transgresser: les principes fondamentaux.* Daß für 
Jämmtliche Entjcheidungen das materielle Völkerrecht ſowol ala das formelle 
(Prozeßrecht oder Recht für das Verfahren) vorliege, ift zwar vieljeitig gewünscht, 
indeß ijt deshalb nicht die Anwendung der Schiedsfprüche bis zur vollendeten 
Kodififation im ganzen Umfange und der Anerkennung derjelben durch die Staaten 
hinaus zu fchieben. Jedenfalls werden aber die Reglements für da® Verfahren eher 
36 * 
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zum Abſchluß zu bringen fein und find fie auch unerläßlicher, wenn auch bei deren 
Abfaffung die Erfahrung nur auf Grund weniger Fälle wird zu Rathe gezogen 
werden fünnen, da mehr als der Anlaß und die Enticheidung eines Schiedsfalles 
in der Regel nicht veröffentlicht ift. 

Cine völferrechtliche Gnticheidungsinitang im größeren Maßſtabe und als 
ftändiges Forum erjtrebten jchon Groot (II. XXIII. $. 8) und Gaftel de St. 
Pierre (Droyjen, Hiltor. Beitr. zur Lehre von den Kongrefien, in Monatäber. 
d. Preuß. Akad., Juli 1869, 651 ff.; vgl. auch Heister, V. R., 4. Ausg., 
Beilage X. d. Kongreßpraris, 467 ff.). Ueber Napoleon’s mißglüdten Verſuch 
(1863) zu einem die wichtigiten Staatenfragen enticheidenden Kongreß ſ. die Aften- 
jtüde in Aegidi’s Staatsarchiv V. Nr. 918 und 964 ff., und überhaupt über 
allgemeine Kongreſſe, ſowie insbefondere auch über den von Lorimer propon. 
„Congres international, base sur le principe de facto“ (Revue d. dr. internat. 
III. 1 ss.), fiehe Witold Zaleski, Die völferrechtliche Bedeutung der Kongreſſe, 
Dorpat 1874, ©. 30 ff. Ueber die obligatorische Einführung der Schiedsgerichts— 
barkeit j. auch Löwenthal, Grundzüge zur Reform der Völker, Berlin 1874. 
Er proponirt (S. 7) Bildung des internat. Schiedögerichts aus den Präfidenten der 
oberjten Gerichtähöfe der einzelnen Nationen. — Die angeführten und andere ähn— 
liche Vorſchläge entiprechen aber meiſt nicht den Anforderungen einer Rechts-Schieds— 
Inſtanz, jondern find meist politijcher Natur, folche Inftanzen können aber zur 
Stabilifirung des internationalen Wechtszujtandes der Staaten nichts beitragen. 
Dagegen hat in neuefter Zeit Laveleye eine haute cour arbitrale zur Ent— 
jcheidung der Differenzen, freilich folcher Staaten vorgeichlagen, welche zuvor einen 
code de droit international angenommen. Der Gerichtshof joll aus diplomatifchen 
Repräjentanten der beitretenden Staaten beitehen, welche in ihren Arbeiten durch 
jurisconsultes en droit international unterjtügt würden. Zum Sitz ſoll die Haupt— 
ſtadt eines Eleinen neutralen Staates gewählt werden. Der Hof joll in Bezug auf 
jeine Zufammenjegung permanent fein, feine Situngen aber nur zu Gnticheidung 
eines ſpeziellen Konflikts Halten. Dabei genüge der einzige Vorbehalt, daß die 
Intervention in innere Angelegenheiten ausgefchloffen jei. Die Initiative zu diejer 
Inftitution weist der Proponent England oder den Bereinigten Staaten von Nord— 
amerika zu. Außerdem proponirt Laveleye: 1) eine Konferenz von Delegirten — 
Juriften und Diplomaten — verjchiedener Staaten zur Feſtſtellung der heutzutage 
noch bejtrittenen Grundjäge des Völkerrechts; 2) daß feſtgeſetzt werden jolle, daß 
man, ehe man zu den Waffen greife, die jchiedsrichterliche Entjcheidung der Mit» 
fontrahenten anruje und daß 3) eine darauf bezügliche Klauſel den Verträgen ein- 
gefügt werde. Wir erachten, daß die proponirte Schiedsinſtanz jchon jet eingeführt 
werden könne und daß die Initiative dazu England, als demjenigen Staat, welcher 
unter den europäifchen am häufigjten bisher auf den ©. provozirt, vorzugsweiſe 
zuftehe, dat daher nicht abzuwarten jei, bis die unter 1) erwähnte Konferenz ihre 
umfaffende Arbeit beendet und diejelbe wenigitens von einer Mehrzahl von Staaten 
und jedenjall® von allen größeren janktionirt iſt; daß die Feſtſetzung unter 2) in 
einer allgemeineren, alle Rechtsmittel des gütlichen Verfahrens umfaſſenden Weije 
ertolge und daß eine jolche den Verträgen eingefügt werde, wenngleich wir nicht 
überfehen, daß eine chiedsrichterliche Entjchetdung der bejte Modus it und die Ver— 
pflichtung dazu eine zwingendere, als zu einer bloßen Intewention oder gar nur 
ju bons offices, die beiden leßteren aber doch dann werden angewandt werden 
müffen, wenn ein S. mit Nüdficht auf die Art des alles unanwendbar jcheint. 
Uebrigens find Klauſeln in der einen oder anderen Weiſe jchon wiederholt Verträgen 
eingefügt worden, jo 3. B. dem Vertrag zwiſchen den Vereinigten Staaten von 
Nordamerifa und Mexiko vom 2. Febr. 1848 Art. XXI. bei Martens, 1. c., 
[arbitration] und dem Parifer Vertrag von 1856 Art. 8 rückſichtlich der Differenzen 
zwiichen der Türkei und Mitfontrahenten des Vertrags [action mediatrice]. Andere 
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Verträge j. bei Bellaire, 62 ff. Auch hat Berner jchon früher den Vorſchlag 
gemacht, jedesmal jogleich beim Abſchluß des Staatövertrages Beſtimmungen zu treffen, 
wie etwaige Streitigkeiten gejchlichtet werden jollen. 

Im Gegenjage zu der immer günjtigeren Aufnahme des ©. hat Frederic 
Seebohm (S. 104 ff. u. 123) angeführt, daß der ©. no proper substitute 
iowol of international law, als auch for the judicial interpretation of international 
law fei und im leßterer Hinficht die Entjcheidung eines Richters (judge) verlangt, 
indeß kann jelbitverftändlich der ©. das Völkerrecht nicht erjegen und iſt der 
Schiedsrichter, der nach Rechtöprinzipien und dem Recht entjcheidet, auch ein Richter. 
Denn aber Seebohm dem ©. die Fähigkeit abjpricht, Streitigkeiten zu ver— 
hindern, jo hat diefe der Richter nie und überhaupt nur die im Völkerrecht bisher 
wenig anerkannte und geübte Präventivjuftiz, und wenn er ferner den Gerichtähof 
(sapreme court) der Vereinigten Staaten von Nordamerifa a real International 
Tribunal nennt, jo möchten wir, zur richtigen Würdigung dieſes Bundesgerichts 
ud nicht allgemein=völferrechtlichen Inſtanz, verweifen auf die oben allegirten, ihn 
betreffenden Bejtimmungen der amerifanijchen Verfaffung und auf G. Matile, 
Organisation et juridiction des cours fédérales des 6tats-unis, in der Rev. d. dr. 
internat. VI. 89 ss. GSeebohm jchlägt endlich, anftatt eines court of 
arbitration, something tantamount in principle to an international judicial 
tribunal vor, indeß iſt letzteres wol noch weit jchwieriger zu erlangen als erjteres, 
da die Souveränetät der Staaten fich dem letzteren wol noch weit weniger unter: 
werten wird. Lorimer (l. c.) machte daher den acceptabler erjcheinenden Vorſchlag 
ans cour judiciaire in Verbindung mit einem internationalen Kongreß. Auch 
darbault (1. c.) nennt die arbitrage — ressource pr&caire. Wir fchließen aber 
mit den Worten Robert dv. Mohl's (Völkerrechtl. Lehre vom Afyle, 1860, in 
\. Monographien a. d. Staatsrecht, Völkerrecht und Politif, ©. 764): „daß eine 
Ausdehnung des fchiedsrichterlichen Verfahrens zur Ordnung einzelner bejtimmter 
Fragen ein großer Gewinn und feine thatjächliche Unmöglichkeit wäre“, womit den 
ntemationalen Schiedsinſtanzen fogar eine Legislative Wirkſamkeit ala möglich zu= 
geprohen wird. Iſt das minus in dem plus enthalten, jo bedarf es wol feiner 
weiteren Befürwortung des ©. für einzelne Streitfälle und zweifeln wir nicht, daß 
der ©. in nicht zu jerner Zeit ein nicht zu häufig angewandtes Rechtsmittel jein 
werd, wozu denn vor Allem nöthig ift, daß die Praris dafjelbe als ein fie ver- 
pflihtendes amerfennt und daß zuvor die Theorie ein ausreichendes Reglement für 
das Verfahren entwirft und es den bejtimmenden Subjekten des Völkerrechts, den 
Staaten, zur Annahme vorlegt. 

Lit: Welder in feinem Staatäler. Art. REGIE, 1865 XII. 110 fi. — 
Berner in Bluntſchli's StantsWört.B., 1861 VI. 102 ff. — Martens, Guide dipl., 
1851 1 198. — E. de Laveleye, Des causes actuelles de guerre en Europe et de 
Varbitrage, Brux. 1873. — Ch. Lucas, De la substitution de Varbitrage à la voie des 
armes pour le reglement des conflits internationaux, Paris 1873, in Seances et travaux d. 

“ad. d. sc. mor, et —— XXX. 415 ss. und im Bullet. de la société des amis de la 
—* Paris 1873, 2, Serie No. 2 p. 38 ss. — Henry Bellaire, Rapport sur les ar- 
tages dans les conflits internationaux nebft anderen Gutachten über dieſelbe Frage in 
Congres de l’alliance universelle de l’ordre et de la civilisation, Paris 1872, T. I. 51 ss. — 
W.B. Lawrence, Note pour servir & l’histoire des arbitrages internationaux, in ber 
Berne de droit internat. VI. 117 ss. — Pierantoni, Gli arbitrati internazionali, Napoli 
187%. — Lieber, Lettre sur l’arbitrage international in der Revue de droit internat. 
T. 11.480 ss. — A. Garelli, La pace nell’ Europa moderna, Torino 1870. — F. See- 
bohm, On international reform, Lond. 1871.— Pierantoni, La questione Anglo- 
Americana dell’ Alabama, Firenze 1870. — Pradier-Fodere, La question de l’Ala- 
bama et le droit des gens, Paris 1872. — 9. Geffden, Die Alabamafrage, Stuttg. 
1572. — L’affaire de l’Alabama et le tribunal arbitral de Geneve, p. Rivier, Bibl. univ. 
et rer, Suisse, Laus. 1872, p. 577—605. — G. Rolin-Jaequemyns, Quelques mots 
- la phase nouvelle du differend anglo-americain in ber Revue de droit intern. IV. 
127 ss. und in anderen Abhandlungen, Bibliographien und Notizen der Revue. — Report 
ef the agent of the united States before the tribunal of arbitration at Geneva, together 
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with the protocols of the conferences, the award of the tribunal, Washingt. i872. — 
©. Rhamon, Völterreht und Wölterfriebe, Seipaig 1881. — Ueber den ©. fiehe ferner bie 
Völkerrechts Kompendien von ®Groot, Pufenborf,Battel, Martens, Klüber, Hefiter, 
MWildmann, Kent, Vhillimore, Twiß, Fiore, Calvo, bie Kobififationdentwürfe 
von Bluntſchli und Dubley Fielb. AU. Bulmerinca. 


Schieferdeder, Kaipar (Schifordegherus), mit dem Beinamen v. Wilkaw, 
5 1583 zu Breslau, juchte Anton Faber in Annecy auf, befuchte Italien, wurde 
Advofat in Schweidniß, flüchtete 1629 nach Breslau, T 17. III. 1631. 


Schriften: Ad Ant. Fabrum lib. I. II, Oppenh. 1610. — Disputatt. ad A. Fabrum 
lib. III. Francof. 1613. 
Lit: dv. Stinking, Geſchichte der Deutichen Rechtäwifienichaft (1880), I. 738. 
Teihmann. 


Schiffahrtspolizei iſt die Thätigkeit der öffentlichen Gewalt zur Verhütung 
von Gefahren Für Leben und Gut beim Schiffahrtsbetrieb, insbejondere bei der 
Seejhiifahrt (über die ©. auf Flüſſen ſ. d, Art. Flößerei, Flußſchiff— 
fahrt, Flüſſe). Die auf diefelbe bezüglichen Rechtsnormen bafiren auf einer 
allgemeinen Negijterfontrole (I) und zerfallen in präventive (II. Prüfung der 
Züchtigfeit von Fahrzeug und Führung; Regelung des Mannſchaftsweſens; Hafen— 
ordnung; Verbot aggreffiver Handlungen) und in reprejjive Normen (III. insbejon- 
dere Rettungsgeboten). Die Grundlage bildet allenthalben das Reichsrecht zuzüg- 
li der Staatsverträge des Reiche. Der Beauffichtigung und Gejeßgebung des Reiche 
unterliegt die Organijation eines gemeinjamen Schußes der Deutichen Schiffahrt und 
ihrer Flagge zur See, jowie die Regelung der Seejchiffahrtögeichen (Leuchtieuer, Tonnen, 
Balen und jonjtigen Tagesmarken Verf. Urk. Art. 4 mit RGeſ. vom 3. März 1873]). 
Die KHauffahrteifchiffe aller Bundesſtaaten bilden eine einheitliche Handelsmarine. 
Das Reich hat das Verfahren zur Ermittelung der Ladungsfähigkeit der Schiffe zu 
bejtimmen, die Ausjtellung der Meßbriefe, jowie der Schiffäcertififate zu regeln und die 
Bedingungen fejtzuftellen, von welchen die Erlaubniß zur Führung eines Seejchiffes 
abhängig ift. In den Seehäfen (und auf allen natürlichen und fünftlichen Wafleritraßen) 
werden die Kauffahrteifchiffe jämmtlicher Bundesstaaten gleichmäßig zugelaſſen und 
behandelt. Die Abgaben, welche in den Seehäfen von den Seeſchiffen oder deren 
Ladungen für die Benutzung der Schiffahrtsanftalten erhoben werden, dürfen die zur 
Unterhaltung und gewöhnlichen Herftellung dieſer Anftalten erforderlichen Koften 
nicht überfteigen. Die einheitliche Flagge iſt jchwarz-weiß-roth (Art. 54, 55). 

I. Die KHauffahrteifchiffe der Bundesjtaaten haben die Reichsflagge zu 
führen; die Berechtigung dazu ift jedoch nur gegeben, wenn das Schiff im aus— 
ichließlichen Eigentum von Deutſchen (bzw. einer Deutjchen, mit juriftiicher Perjön- 
lichkeit befleideten, Gejellichait) und in dag Schiffsregifter des Heimathshafens 
(von welchem aus mit dem Schiffe die Seefahrt betrieben werden ſoll) eingetragen, 
hierüber auch von der Regifterbehörde ein Gertifilat ertheilt ift. Der Regiftereintrag 
und das Gertififat bezeichnen Namen, Gattung, Größe, Tragfähigkeit, Zeit und Ort 
der Erbauung, Heimathshafen, Nheder oder Mitrheder (nebjt Erwerbstitel für Schiff 
oder Schiffspart und Nationalität, Tag der Eintragung des Schiffes (Bundesgeieh 
vom 25. Oft. 1867, betr. die Nationalität der Kauffahrteiſchiffe B.G.Bl. ©. 35]; 
vorher HGB. Art. 432 ff.; Präfidialverordn., betr. die Bundesflagge, vom 25. Oft. 
1867 [B.6.81. ©. 39]). Schiffe von nicht mehr als 50 Kubikmeter Brutto Raumes 
gehalt dürfen die Neichsflagge auch ohne Eintragung in’s Schiffäregifter und Er— 
theilung eines Gertififats führen. Der Name des Schiffes muß auf jeder Lugjeite 
und außerdem nebit dem Heimathshafen am Heck in gut fichtbaren, feſt angebrachten 
Schriftzeichen an den feſten Theilen angegeben fein (RGef., betr. die Regiftrirung 
und die Bezeichnung der Hauffahrteiichiffe, vom 28. Juni 1873, R.G. Bl. ©. 184; 
Ausführungsvorichrüten vom 13. Nov. 1873, R.G.Bl. ©. 367). Die Ermittelung 


Schiftahrtspolizei, 567 


der Ladungsfähigkeit der Schiffe wird durch Vermeſſung ihres Raumgehaltes nach 
metrijhem Maße bewirkt, wobei jowol der Brutto» als der nach Abzug der Mann 
ichaitslogis und etwaigen Maſchinen-, Dampffefjel- und Kohlenräume verbleibende 
Nettogehalt, und zwar regelmäßig im volljtändigen Verfahren (abgefürztes Ver— 
jahren namentlich, wenn das Schiff ganz oder theilweije beladen ift) gemefjen und 
berechnet wird (Schiffevermefjungsordn. vom 5. Juli 1872, R.6.B. ©. 270; 
Ergänzungsbek. zu 8 23 vom 24. Dft. 1875, Gentralbl. f. d. Deutiche Reich 
©. 718; Anweifung vom 13. Tebr. 1874, Gentralbl. ©. 223). Näheres enthält 
der Art. Meßbrieſ. — Der Führer eines Deutichen Kauffahrteifchiffes ift regel- 
mäßig verpflichtet, die Ankunft des Schiffes in einem zum Amtäbezirfe eines Deutjchen 
Konfulates gehörigen Hafen und den Abgang des Echiffes aus einem jolchen Hafen 
dem Konſul zu melden (RGeſ., betr. die Schifismeldungen, vom 25. März 
1880, $ 1, R.G. Bl. ©. 181, nebſt faiferl. Verordn. vom 28. Juli 1880, ©. 183 
und Girfular vom 15. Nov. 1880, Gentrafblatt S. 804). 

II. a) Der Schiffer ift (eivilrechtlich und ftrafrechtlich) verbunden, vor Antritt der 
Reife dafür zu jorgen, daß das Schiff in jeetühtigem Stande, gehörig ein- 
gerichtet und ausgerüſtet, gehörig bemannt und verproviantirt it, daß die zum 
Ausweiſe für Schiff, Beſatzung und Ladung erforderlichen Papiere an Bord, die 
Geräthichäften zum Laden und Löſchen tüchtig find (GGB. Art. 480 ff.). Eine 
allgemeine Sciffsbefichtigung nach Englischer Art findet regelmäßig nicht jtatt 
(vgl. jedoch Seemannsordn. $ 47 und Gentralbl. 1875 ©. 520). Ueber die Be- 
mannungsanforderungen binfichtlich der Steuerleute und Maſchiniſten enthalten die 
Prüfungenormen für lebtere (!) nähere Beſtimmung. Seeſchiffer, Seeſteuer— 
leute und Lootjen müflen fich über den Befiß der erforderlichen Kenntnifje durch 
ein Befähigungszeugniß der zuftändigen Verwaltungsbehörde ausweijen. Die 
Erlaffung der Vorichriften über den Nachweis der Befähigung fteht dem Bundes— 
rathe zu (RGew.D. $ 31; Bel. des Bundesfanzlers vom 25. Sept. 1869, betr. 
die Prüfung der Seejchiffer und Seeſteuerleute B.G.Bl. ©. 660]; desgl. vom 30. Mai 
1870, das Prüfungsverfahren betr. B.G.Bl. ©. 314]; für Lootjen gelten zur Zeit 
noch die landesrechtlichen Normen, ſ. d. Art. Zootjen; die Landesgeſetze können 
das Lootjengewerbe an Genehmigung knüpfen [RGew.O. $ 34]). Ergiebt ſich, daß 
ein Deuticher Schiffer oder Steuermann einen Seeunfall oder deifen Folgen in Folge 
des Mangels derjenigen Eigenſchaften, welche zur Ausübung feines Gewerbes erfor: 
derlich find, verjchuldet hat, jo kann demjelben durch Seeamtsſpruch zugleich die 
Berugniß zur Ausübung feines Gewerbes, dem Schiffer auch die Ausübung des 
Steuermannsgewerbes, unterfagt werden (RGeſ. vom 27. Juli 1877 $ 26). Den 
Ceejteuerleuten jtehen hierbei die Majchiniften der Seedampfichiffe gleich (RGei., betr. 
deren Gewerbebetrieb, vom 11. Juli 1878, R.G. Bl. ©. 109; wegen der Prüfung 
Bet. des Reichskanzlers vom 30. Juni 1879, Gentralbl. ©. 427). — b) Bie 
Rechtsverhältnijie der Schiffsmannſchaft (die RGew.O. leidet feine Anz 
wendung, $ 6) find in einer, den Bebürfnifjen des Seeverkehrs Rechnung tragenden 
Weiſe geregelt, in polizeilicher Beziehung dahin, daß jeder im Bundesgebiete in 
Dienft tretende Schiffamann ſich vor einem Seemannsamte über Namen, Heimath 
und Alter auszumeifen und ein Seefahrtsbuch in Empfang zu nehmen hat, und daß 
der Schiffer verbunden ift, feine Schiffsmannſchaft unter deren perjönlicher Geftellung 
beim Seemannsamte an= und abzumuftern (Seemannsordn. vom 27. Dez. 1872, 
R.G.Bl. ©. 409; Näheres ſ. in d. Art. Anmufterung, Abmufterung, 
Heuervertrag, Seemannsamt, Schiffsmannſchaft; über Dejertion 
Preuß. Handelsarchiv 1880, ©. 73). — e) Die Hafenordnung iſt im 
MWejentlihen nah den lokalen Bedürfniſſen örtlich verjchieden geregelt (Preuß. 
Kompetenzgej. $ 115; Hamburger Reglement 7. d. Benußung der Duaianlagen vom 
20. Juni 1872; Bremijche Bel. vom 20. Nov. 1879; j. auch den Art. Quaran— 
täneanftalten). Das Recht, Güter in einem Deutichen Seehafen zu laden und 
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nach einem anderen Deutſchen Seehafen zu befördern, um ſie daſelbſt auszuladen 
(Küſtenfrachtfahrt), ſteht ausſchließlich Deutſchen Schiffen zu (RGeſ. vom 22. Mai 
1881, R.G.Bl. ©. 97). Ausländiſchen Schiffen kann dieſes Recht durch Staats— 
vertrag oder durch kaiſerl. Verordn. mit Zuſtimmung des Bundesrathes eingeräumt 
werden. — d) Eine Anzahl, den Schiffahrtsbetrieb direkt oder indirekt gefähr— 
dende Handlungen find durch das Strafgefeg von vornherein verboten: Inbrand— 
ſteckung (RStrafGB. SI 306—311) oder vorjäßliche Zerftörung ($ 305) eines Schiffes, 
Zerftörung von Zeichen, welche zur Sicherung der Schiffahrt aufgeftellt find und 
Herbeiführung des Strandens oder Sinkens eines Schiffes mit gemeiner Gefahr 
(5 322 fi., 325 ff., 265), Entlaufen oder VBerbergen des Schiffämannes ($ 298), Ein- 
Ihiffung von Gegenjtänden, welche die Beichlagnahme oder Einziehung des Schiffes oder 
der Yadung veranlaffen können, ohne Vorwifjen des Rheders jeitens des Schifferö oder 
ohne Borwiflen des Lebteren jeitens des Reifenden oder Schiffämannes ($ 297). 
III. a) Kaiſerliche Verordnung trifft Vorkehrung zur Verhütung des 
Zufammenjtoßes der Schiffe auf See (die Schiffe haben Nachts Lichter, bei 
Nebel Schallfignale zu führen, bei Nebel u. ſ. w. die Gejchtwindigfeit zu mäßigen, 
beim Ausweichen bejtimmte Regeln einzuhalten: Werordn. vom 7. Yan. 1880, 
R.G.B. ©. 1) und über die Signale, durch welche in Noth oder Geiahr be— 
findliche Echiffe ihre Lage zu erfennen geben oder Lootſen zu verlangen haben 
(Katferl. Verordn. vom 14. Aug. 1876, R.G.B. ©. 18 ff.). — b) Hat ſich ein 
Zufammenjtoß wirflih ereignet, jo hat der führer jedes der follidirenden 
Schiffe dem anderen, joweit ohne erhebliche eigene Gefahr möglich, Beiftand zu leiften 
und vor der Fortjegung der Fahrt Namen, Unterfcheidungsfignal (die Unterfcheidungss 
fignale werden in der jährlichen amtlichen Schiffelifte mit angegeben), Heimaths-, 
Abgangs- umd Beitimmungshafen feines Schiffes anzugeben (Kaiferl. Verordn. vom 
15. Aug. 1876, R.G. Bl. ©. 189). Gemeinjame Strafbejtimmung für Verlegung 
vorgedachter Verordnungen (Geldftrafe bis 1500 Mark): RStrafGB. $ 145. Zur 
Unterfuhung der Seeunfälle, von welchen KHauffahrteiichiffe betroffen werden, 
find an den Deutichen Küſten Seeämter nach näherer Vorichriit des RGeſ. vom 
27. Juli 1877 (R. G. Bl. ©. 549) errichtet (vgl. d. Art. Seeamt, Oberjeeamt). — 
c) Zur Leitung der Bergung und Hülfeleiftung in Seenoth beitehen an der 
Seefüjte Strandämter und ihnen untergeordnete Strandvögte. Xebtere haben die 
direkte Leitung der Bergungs- und Rettungsarbeiten zu bewirken, dürfen zur Rettung 
von Menjchenleben die erforderlichen Fahrzeuge und Geräthichaiten, ſowie jeden 
außerhalb der öffentlichen Wege zum Strande führenden Zugang in Anfpruch nehmen, 
und gelten binfichtlich der Befugniß, Gülfeleiftung zu Rettungszwecken zu verlangen, 
als Poligeibehörde im Sinne von $ 360, 10 des RStrafGB.: NStrandungsordn. 
vom 17. Mai 1874 (R.G. Bl. ©. 73, nebjt Anftruftion vom 24. Nov. 1875, 
Gentralbl. ©. 751, für das Reich und Aust. Verordn. der einzelnen Seeuferftaaten). 
Dal. d. Art. Strandredt und Strandungsordnung, ſowie Seewurf. 
Jedes Deutiche Kauffahrteifchiff, welches von einem außerdeutichen Hafen nach einem 
Deutichen Hafen oder nach einem Hafen des Kanals, Großbritanniens, des Sundes 
oder KHattegats oder nach einem außerdeutichen Hafen der Nord= oder Ditiee be— 
jtimmt ift, iſt verpflichtet, Deutjche Seeleute, welde im Auslande fih in 
bülisbedürftigem Zuſtande befinden, behuis ihrer Zurüdbeiörderung 
nach Deutjchland auf fchriftliche Anweifung des Seemannsamtes gegen Entſchädigung 
nach jeinem Beltimmungshafen mitzunehmen. Gleiches gilt in Anfehung auslän— 
diicher, auf Deutichen Schiffen gedienter Seeleute für die nach deren Seimathlande 
beitimmten Deutichen Schiffe. Zur Erfüllung dieſer Verpflichtungen kann der Schiffer 
vom Seemannsamte zwangsweije angehalten werden (RGeſ., betr. die Verpflichtung 
Deuticher Hauffabhrteiichiffe zur Mitnahme hülfsbedüritiger Seeleute, vom 27. Der. 
1872, R.G.Bl. ©. 432). — Scließli vgl. noch den Art. Seewarte. 
Leuthold. 
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Schiffer (Schiffskapitän, Th. J. S. 544) im juriftiichen Sinne ift der Führer 
eines Seeſchiffes. Derjelbe kann Gigenthümer eines folchen, oder Angeftellter der 
Rheder ſein; und im leßteren falle kann er, wenn das Schiff einer Rhederei gehört, 
ſelbſt Mitrheder oder ein Fremder jein. Iſt der S. Angeftellter des Rheders, jo 
kann er jederzeit von demjelben entlaffen werden, unbejchadet der aus dem Dienft- 
verhältniffe ihm zuftehenden Entichädigungsaniprüche. 

Die Stellung des ©. hat eine privatrechtliche Bedeutung einmal im Verhältniß 
zu den Rhedern und dann den Ladungdeigenthümern und fonftigen dritten Perjonen 
gegenüber. In letzterer Hinficht begründet es feinen Unterſchied, ob der ©. alleiniger 
Eigenthümer des Schiffes ift oder nicht, während das erftere Verhältniß nur im 
zweiten Falle in Frage kommen kann. Hierbei ift es indeß irrelevant, ob der 
Kapitän zugleich Mitrheder ift. Auch eine zwiefache Qualität de8 ©. haben die 
auf ihn bezüglichen feerechtlichen Regeln im Auge, nämlich feine Qualität als Führer 
des Schiffes und jeine Qualität als Vertreter der Rheder und der Ladungsintereſſenten. 

Der Kapitän hat bei allen Dienjtverrichtungen „die Sorgfalt eines ordentlichen 
S. anzuwenden“, jo daß jede Verlegung der nach den Geſetzen oder den Anfchauungen 
der Berufögenofjen einem folchen obliegenden Pflichten als ein Verfchulden angejehen 
wird, für welches er, wenn es einen Nachtheil zur Folge gehabt, zu haften hat, 
und zwar nicht nur dem Rheder gegenüber, jondern auch den Ladungsintereflenten, 
den Reijenden, der Schiffäbefagung, den Schiffsgläubigern, deren Forderungen aus 
Kreditgeichäften entitanden find. Das Gejeß macht dem S. ausdrüdlich zur Pflicht, 
alle im Seeverfehr üblichen Maßregeln für die Erhaltung von Schiff und Yadung 
und für die glüdliche Vollendung der Reife zu treffen. Zu feinen bejonderen Ob— 
Tiegenheiten gehört die Aufficht über die (regelmäßig dem Steuermann obliegende) 
Führung des Journals, in welches für jede Reife alle erheblichen Begebenheiten der— 
jelben eingetragen werden, und die Ablegung einer Verklarung (Seeproteites, 
j. diejen Art.) bei jedem während der Reife eingetretenen Unfall. Journal, wie Ber: 
Harung gelten als Beweismittel, wennjchon die gejeglich normirte Beweiskraft, welche 
ihnen das Deutiche HGB, beilegt, durch die RCPO. (EG. $ 13) in Folge des 
Abgehens von der alten Beweistheorie bejeitigt it. 

Die Stellvertreterqualität des ©. ift die naturgemäße Folge des Umijtandes, 
daß es in der großen Mehrzahl der Fälle dem Intereſſe des Rheders nicht ent- 
iprechen dürfte, wenn durch ihn die beim Nhedereigewerbe vorfommenden Gejchäfte 
von feinem Aufenthaltsorte aus, auch während das Schiff auf der Reife ift, würden 
vorgenommen werden; daß auch das Intereſſe der Ladung häufig die Vornahme von 
Rechtshandlungen erheiicht, welche die Ladungsbetheiligten, die jegt nicht mehr, wie wol 
im Mittelalter, die Yadung begleiten, fich auch regelmäßig nicht mehr durch einen an 
Bord befindlichen Kargadeur vertreten lafjen, nicht mit dem gewünjchten Erfolge vor: 
nehmen könnten. Während nun nach Röm. Recht der Umfang der Vertretungsbeiugnifie 
des magister navis im Verhältniß zum Rheder fich nach der jpeziellen lex prae- 
positionis richtete (1. 1 $ 7 D. de exerc. act. [14, 1]), jo hat das neuere See- 
recht den S. mit einer gefeglichen Vollmacht, ſowol des Rheders wie der Ladungs— 
betheiligten, ausgejtattet, und zwar macht fich hierbei das Prinzip der direkten Stell: 
vertretung geltend. Soweit es möglich ift, joll der ©. nach den Anweifungen der 
Rheder und der Kadungsbetheiligten handeln, font hat er fich durch das wohlver— 
itandene Intereffe der einen und der anderen leiten zu laffen. Selbitverftändlich ift 
derjelbe in Betreff der zu ergreifenden Mafregeln innerhalb der durch die Pflicht, nad 
Seemannsgebrauch zu handeln, ihm gezogenen Grenzen auch gegenüber den Ladungs— 
betheiligten jehr frei geftellt. So räumt ihm das Deutfche Geſetz jogar ausdrücklich 
die Berugniß ein, die Reife, deren Fortſetzung in der uriprünglichen Richtung der 
Zufall unmöglich macht, zu ändern, zeitweife einzuftellen oder auch ganz aufzugeben. 

Am eingehendften hat diejes Stellvertretungsverhältniß das Deutiche HGB. geregelt, 
wennjchon die hier zur Geltung gelangten Grundprinzipien fich ebenjo in den fremden 
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Rechten, namentlich im Engliſchen und Franzöſiſchen, finden. Danach erſcheint der S. 
als Vertreter der Rheder nicht, ſo lange das Schiff ſich im Heimathshafen befindet. 
Eine Ausnahme beſteht in dieſer Hinſicht nur in Betreff der Annahme der Schiffs— 
mannſchaft. Außerhalb des Heimathshafens jedoch iſt der S. der geſetzliche Ver— 
treter des Rheders nicht nur für die Eingehung von Frachtverträgen, ſondern für 
die Vornahme aller Geſchäfte und Rechtshandlungen, welche die Erhaltung des 
Schiffes und die Ausführung der Reife mit fich bringen. Die gültige Gingehung 
gewiſſer Geichäfte, nämlich von Darlehnägeichäften, Käufen auf Borg und ähnlichen 
Kreditgeichäften, ijt freilich an die (von dem ein folches geltend machenden Dritten 
zu beweijende) Bedingung geknüpft, daß die Gingehung des Gejchäfts überhaupt und 
in dem Umfange, in welchem es abgeichloffen, 1) zur Erhaltung des Schiffes oder 
2) zur Ausführung der Reife nothiwendig geweſen ift; die von Bodmereigeichäften 
an die zweite Bedingung. Wogegen es irrelevant ift, ob die Verwendung wirklich 
erfolgt, oder unter mehreren Kreditgeichäften eine zweckmäßige Wahl getroffen, oder 
etwa gar dem ©. das erforderliche Geld zur Verfügung geftanden; es müßte denn 
der Dritte nachweislich in böjem Glauben gewejen jein. Die Berugniß zur Ab- 
ichließung von Gejchäften auf den perjönlichen Kredit des Rheders, insbeiondere zur 
Eingehung von Wechjelverbindlichkeiten für denjelben, ift in der gejeglichen Vollmacht 
des ©. nie enthalten, hierzu bedarf er einer Spezialvollmadht. Innerhalb feines 
Wirkungskreiſes ift der ©. auch zur Anftellung von Klagen befugt, paſſiv legitimirt 
aber nur bei Klagen aus der Bodmerei auf den Verkauf der verbodmeten Gegen- 
Stände (Deutiches HGB. Art. 697) und bei der Klage des Schiffägläubigers aus 
jeinem geſetzlichen Piandrecht (Art. 764). Im falle dringender Nothwendigkeit darf 
der ©. auch zum Verkauf des Schiffes ſchreiten. Doch muß diefe Nothwendigteit 
jejtgejtellt werden, wenn möglich durch das Ortögericht nach Anhörung von Sach— 
verjtändigen und unter Zuziehung des Konſuls. Auch muß der Berfauf öffentlich 
geichehen. Im Verhältniß zwiichen ©. und Rheder richtet fich der Umfang der 
Vertretungsbeiugniffe nach der Grmächtigung, die der erftere vom leßteren erhalten 
hat, und nur, wenn nichts in diefer Hinficht feftgeftellt, ift auch hier das Gejeß maß— 
gebend. Der ©. hat alſo die vom Rheder beliebten Beſchränkungen feiner gejeßlichen 
Vollmacht zu reipektiren, und macht fich dem letzteren gegenüber jchadenserfatpflichtig, 
wenn er es nicht thut. Allein dem Dritten gegenüber hat eine jolche Beichränfung 
nur dann Wirkung, wenn der Rheder beweift, daß fie demjelben befannt war. 

Don ähnlichem Umfange find die Beiugniffe, mit denen der ©. ala gejeßlicher 
Vertreter der Ladungsbetheiligten auf der Reife ausgejtattet ift. Er ift nicht nur 
legitimirt, zur Wiedererlangung der durch Anhaltung, Aufbringung oder auf andere 
Weiſe entzogenen Ladung alle gerichtlichen und außergerichtlichen Schritte zu thun, 
ſondern darf auch die Ladung ganz oder zum Theil löfchen, um einen Berluft von 
derjelben abzuwenden oder zu verringern; fie verbodmen, jowie einen Theil derjelben 
verfaufen oder verwenden, um die Mittel zur Fortfegung der Reife zu gewinnen; 
gleichialls zur Verbodmung der Ladung fchreiten, um die Mittel zu ihrer Erhaltung 
und Weiterbeförderung zu beichaffen, aber auch zum Berfauf, vorausgejeßt, daß jo 
allein ein erheblicher Verluft abgewendet werden kann. Doch ift ein ſolches vom 
©. abgeichlofjenes Geſchäft nur dann für die Ladungsbetheiligten verbindlich, wenn 
und joweit die Nothiwendigfeit dargethan wird. Auf den perjönlichen Kredit der 
letzteren darf derjelbe nur auf Grund einer Spezialvollmacht Geſchäfte abjchließen. 

Gigb. u. Lit.: Deutſches HGB. Art. 478—527. — franz. Code de comm. art. 
221—249. — Belg. Code de comm. 11. (GGeſetz vom 21. Auguft 1879) art. 12-39. — 
Pöhls, Seeredht, 1. ©. 141 ff. — Kaltenborn, Seerecht, 1. ©. 138 ff. — Lewis, 
Deutiches Seeredht, I. ©. 78 ff. — Maclachlan, On the law of merchant shipping (2. ed. 
Lond. 1876), p. 187 ss. — Cresp-Laurin, Droit maritime, I. (Paris 1376) p. 563 ss. — 
Desjardins, Droit commercial maritime, ll. (Paris 1880) p. 215 ss. Lewis. 

Schiffsgläubiger (Th. J. S. 546) ſind ſolche Gläubiger, denen ein privilegirtes 
Pfandrecht am Schiffsvermögen des Rheders zuſteht, und zwar, mit Ausnahme des 
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Bodmereigläubigers, ein geſetzliches. Es find dies Gläubiger, welche ihre Anjprüche 
aus der beitimmungsmäßigen Verwendung des Schiffes zur Seefahrt herleiten, und 
zwar 1) jolche, deren Forderungen entjtanden find durch Aufwendungen zur Erhaltung 
und Rettung des Schiffs aus einer Gefahr, gleichviel ob der Rheder beichränft oder 
unbejchränft dafür haftet; und 2) jolche, die derartige Aufwendungen nicht gemacht 
haben, fich aber für ihre Anfprüche nur an Schiff und Fracht halten können (Protof. 
der Hanbdelar.Komm. VI. ©. 2844). Die Seegeſetze haben es für nöthig befunden, 
die einzelnen forderungen aufzuzählen, welche die Rechte eines ©. gewähren. Nach 
Deutichen Seerecht find es folgende: 

1) die Koften des Zwangsverkaufs des Schiffs, einfchließlich der etwaigen 
Bewachungs-, Verwahrungs- und Erhaltungskoſten; 

2) die öffentlichen Schiffer, Schiffahrts- und Hafenabgaben ; 

3) die Forderungen der Beſatzung aus den Dienſt- und Geuerverträgen ; 

4) die Lootjengelder, Bergungs-, Hülfs-, Loskaufs- und Reklamekoſten; 

5) die Beiträge des Schiffs zur großen Havarie; 

6) die Forderungen der Bodmereigläubiger, denen das Schiff verbodmet it, 
ſowie die forderungen aus Rechtögeichäften, die der Schiffer kraft feiner gejelichen 
Vollmacht außerhalb des Heimathshafens abgejchlofjen hat; 

7) die Forderungen wegen Nichtablieferung oder Beichädigung der Ladungs— 
güter und der Reiſeeffekten der Paflagiere und alle fonftigen Forderungen wegen 
Nichterfüllung oder nicht dvertragsmäßiger Erfüllung eines vom Rheder eingegangenen 
Vertrages, defjen Ausführung zu den Dienftobliegenheiten des Echiffers gehört; 

8) die Forderungen aus dem Verſchulden einer Perfon der Schiffsbefagung 
(Deutihes HGB. Art. 757). 

Das dem ©. zuftehende Piandrecht ergreift nach Deutichem Recht das Schiff 
nebſt Zubehör und die Bruttofracht der Reife, auf welcher die Forderung entjtanden 
ift; das den Perjonen der Schiffsbefagung gebührende auch noch die Fracht der 
früheren Reifen, die unter denjelben Dienft- und Heuervertrag fallen. Dagegen 
ergreifen die den Deutichen Forderungen der ©. entiprechenden eréances privilögiees 
des Franzöſiſchen und die maritime liens des Englifchen Rechts nur das Schiff und 
den Zubehör deijelben. 

Das Piandreht des ©. iſt ein privilegirtes, indem es — freilich nicht nach 
allen Rechten, wohl aber nach dem Deutichen — im Falle der Konkurrenz mit 
einem auf Grund des bürgerlichen Rechts am Schiffe haftenden jonjtigen Piandrecht 
den Vorrang hat. Es fichert nicht nur die Kapitalsforderung, jondern auch den 
Anſpruch wegen der Bodmereiprämie, der Zinſen und der Koften. Dafjelbe ift ala 
ein dingliches Recht gegen jeden dritten Befiger des Schiffs verfolgbar. Es Tann 
vom ©. geltend gemacht werden fowol gegen den Rheder, als gegen den Schiffer, 
und zwar gegen den leßteren auch), wenn das Schiff im Heimathshafen liegt, und 
es ijt das gegen den Schiffer erjtrittene Erkenntniß auch gegen den Rheder wirkjam. 

Was die Rangordnung der ©. jelbjt anlangt, jo gehen gewiffe Forderungen 
allen übrigen vor, nämlich die Kojten des Zwangsverfaufs nebjt den Bewachungs- 
und Berwahrungsfojten. Von den übrigen gehen immer die eine fpätere Reife be- 
treffenden denen vor, welche die früheren Reifen betreffen. Nur find die aus einer 
früheren Reife entjtandenen Forderungen aus den Dienft- und Geuerverträgen mit 
demjelben Vorrecht ausgejtattet, wie die eine jpätere Reife betreffenden, vorausgeſetzt, 
daß die verjchiedenen Reifen unter denjelben Dienſt- oder Heuervertrag fallen. Für 
die in diefem Sinne gleichzeitigen Forderungen gilt folgende Rangordnung: 

1) die öffentlichen Schiffe-, Schiffahrts- und Hafenabgäben ; 

2) die bezeichneten Forderungen der Bejakung ; 

3) die Lootjengelder, die Bergungs-, Hülfs-, Loskaufs- und Reklamekoſten, 
die Beiträge des Schiffs zur großen Havarie, die Forderungen aus den vom Echiffer 
in Nothiällen abgeichloffenen Bodmerei- und anderen Kreditgeichäften, ſowie aus 
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Lieferungen überhaupt, die zur Erhaltung des Schiffs oder zur Ausführung der 
Reiſe erforderlich) waren und zu diefem Zwecke gemacht find; 

4) die Forderungen wegen Nichtablieferung oder Beihädigung von Gütern 
oder Reiſeeffekten; 

5) die ſonſt noch oben unter Nr. 7 und 8 aufgeführten Forderungen. 

Die unter einer Nummer ftehenden Forderungen find gleichberechtigt. Nur bei 
denen unter Nr. 3 hat die jpäter entjtandene vor der früher entitandenen den Bor 
rang, jedoch mit der Maßgabe, daß, wenn ein Kreditgeichäit zur Berichtigung einer 
früheren, unter die Nr. 3 fallenden Forderung eingegangen iſt, ſowie wenn ein Ge 
ichäft Lediglich auf Anerkennung oder Erneuerung einer derartigen früheren Forderung 
abzielt, der daraus entitandenen Forderung ſtets nur das Vorzugsrecht der früheren 
Forderung zufteht, jelbit wenn das Gejchäft zur Fortſetzung der Reife nothiwendig war. 

Das Piandredt der S. am Schiffe erlifcht 1) durch den im Deutichen Reich 
(„Inland“) im Wege der Zwangsvollitrefung erfolgten Verkauf des Schiffes, wobei 
jedoch die ©. öffentlich zur Wahrnehmung ihrer Rechte aufzufordern find; 2) durch 
den vom Schiffer im Falle zwingender Nothwendigfeit auf Grund feiner gejeßlichen 
Befugniffe bewirkten Verkauf des Schiffe. Es tritt aladann das Kaufgeld an die 
Stelle des Schiffs, im zweiten Falle jedoch nur, jo lange e8 beim Käufer ausfteht 
oder fich noch in den Händen des Kapitäns befindet. An der Fracht iſt das Pfand— 
recht nur wirkſam, wenn diefelbe noch ausſteht oder fich in den Händen des Schiffer: 
befindet. Unter dieſer Vorausſetzung kann es aber auch im Falle der Geifion dem 
Gejfionar gegenüber geltend gemacht werden. Die für Aufopferung oder Beihädigung 
in Fällen der großen Havarie gewährte Entichädigung tritt für die ©. an die Stelle 
deffen, wofür die Entichädigung gewährt wird. Ebenjo die Entichädigung, welche 
für den Verluſt oder die Beichädigung des Schiffs oder für die in Folge von Berluit 
oder Beichädigung von Gütern entgehende Fracht dem Rheder von dem zu leiften 
ift, durch deſſen Schuld der Schaden verurjacht iſt. Hat der Rheder das Kaufgeld 
für das veräußerte Schiff oder die Fracht oder die gewährte Entſchädigung ein- 
gezogen, jo haftet er jedem ©., dem dadurch fein Piandrecht ganz oder zum Theil 
entgeht, perjönlich für den diefem dadurch entjtehenden Schaden. Auch wenn der: 
jelbe das Schiff zu einer neuen Reife in See jendet, obwol er von der Forderung 
eine ©., dem er nur mit Schiff und Fracht haftet, Kenntniß erhalten, haftet er 
zugleich bis auf Höhe des Betrags, der den ©. durch BVertheilung des Werths, den 
dad Schiff vor Antritt der Reife hatte, zu Theil geworden wäre. 

Gigb. u. Lit: Deutihes HGB. Art. 757—780. — Franz. Code de comm. art. 
191-198; vgl. Geſeh vom 10. Dez. 1874 (loi qui rend les navires susceptibles d’hypothöque) 

art. 27. — Belg. Code de comm. L. II ad vom 21. Auquft 1879) art. 3—6. 


Masischlen. On the law of — a ipping ( ed. Lond. 1876), p. 61 ss., 651 ss. — 
Lewis, Deutiches Seerecht, II. "Rewis, 


Schiffskolliſion (Zujammenitoß von Schiffen, Ih. I. S. 546) iſt dann 
von juriftifchem Interefje, wenn dadurch ein Schaden herbeigeführt ift, indem es 
fih nun darum Handelt, wer diejen Schaden zu tragen hat. Das Röm. Recht 
wendet hierauf die Grundjäße dei lex Aquilia an. Es unterjcheidet demgemäß, ob 
der Zufammenftoß durch Zufall veranlaßt, oder durch die Schuld des Schiffsführers, 
Steuermanns oder der Mannſchaft verurjacht ift. Im eriteren Falle hat der Eigen: 
thümer des bejchädigten Schiffs jelbit den Schaden zu tragen, im zweiten der, welcher 
ihn verjchuldet hat (1. 29 SS 2—5 D. ad leg. Aquil. [9, 2]). Seit dem Mittelalter 
hat man jedoch das römischrechtliche Prinzip nur für den Fall beibehalten, daß der 
Schaden durch nachwefsbares Verſchulden von der einen Seite herbeigeführt war, 
wobei noch einige Rechte das Berichulden auf Vorſatz und grobe Fahrläffigfeit be- 
ichränften. War dagegen der Zufammenftoß durch Zufall verurfacht, oder war nicht 
auszumitteln, wem die Schuld beizumefien, oder traf die Schuld beide Theile, ſo 
wurde der Schaden über beide Schiffe vertheilt. Es beitand und beiteht indeß noch 
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jegt in Betreff der Gejtaltung dieſes Repartitionsprinzips feine Webereinftimmung 
unter den verichiedenen Seerechten, weder in Betreff des zu repartirenden Schadens, 
noch in Betreff der Art und Weile der Vertheilung deflelben. Nach einer Anzahl 
älterer und neuerer Seerechte (dem Portugiefiichen und Holländiichen HGB., dem 
Engliſchen und Norbamerifaniichen Recht) ift Gegenftand der Repartition der Schaden, 
welchen Schiff und Ladung erlitten haben, und zwar wurde urjprünglich der Schaden 
am Schiff auf die beiden Schiffe vertheilt, der an der Ladung auf die beiderjeitigen 
Ladungen, in der jpäteren Zeit aber und jo auch jetzt werden Schiff und Ladung 
als eine Mafje betrachtet, und es wird daher der dem Schiff oder der Ladung zu— 
gefügte Schaden von beiden Schiffen und — joweit jie beladen find — den Yadungen 
getragen. Die meijten älteren, wie jet geltenden Seerechte laſſen jedoch eine Repar- 
tition nur Hinfichtlich der den Schiffen zugefügten Beichädigungen eintreten. Die 
Repartition jelbjt wird aber entweder — und zwar nach der Mehrzahl der älteren 
und neueren Seerechte (jo 3. B. dem Tranzöfiichen und Italienischen) — in der 
Weiſe vorgenommen, daß jedem Schiff die Hälfte des Schadens auferlegt wird, oder 
aber jo, daß diefer nach dem Verhältniß des Werths der beiden Schiffe vertheilt 
wird (jo von den meueren Seerechten das Ruſſiſche, Portugiefiiche, Holländijche). 
Diejes Repartitionsprinzip befteht indeh in den jämmtlichen angegebenen Fällen heut— 
zutage faſt nirgends mehr. Bei dem durch beiderjeitige Schuld Herbeigeführten 
Zujammenjtoß findet noch jetzt in einer Reihe von Seerechten Repartition ftatt, 
wogegen nach den anderen in diejem Falle ein Anjgruc auf Erja des zugefügten 
Schadens überhaupt nicht Plab greift, der Schaden vielmehr von dem Bejchädigten 
jelbit zu tragen ift. Auf erfterem Standpuntt jteht das Englijche und Nordamerikanifche 
Recht, die Franzöſiſche Jurisprudenz, die jedoch in neuerer Zeit überwiegend, ganz 
wie das Schwediiche, Norwegische und das neuere Belgiiche Seerecht, als Maßſtab 
für die Repartition, die Größe der Schuld auf der einen und anderen Seite an— 
nimmt, auf leßterem das Portugieftfche, das Holländiſche, das Ruffiiche und das 
Deutſche Recht. Bei der durch Zufall veranlaßten Kollifion erkennen nur das 
Dänische und Ruſſiſche Seereht, und letzteres auch nur für den zur Nachtzeit er- 
folgten Zujammenjtoß das Repartitionsprinzip an. Alle übrigen lafjen jedes Schiff 
jeinen Schaden tragen. In dem Falle endlih, wo der Zujammenftoß zwar nicht 
in Folge eines Zufall® erfolgte, die Schuld aber nicht nachgewiejen werden fann, 
(affen die meiiten Rechte die Repartition eintreten. Indeß iſt diefes Prinzip auch 
hier befeitigt im Norwegifchen und Schwediichen Seerecht, ſowie im Deutichen HGB. 

Das Deutihe HGB. Hat die Prinzipien des Röm. Rechts wieder hergeitellt, 
allerdings mit der durch den Grundſatz, daß der Rheder für die bei Ausführung 
der Dienftverrichtungen vorgefommenen Berjehen der Bejagung haftet, bedingten 
Modififation. Die vom HGB. aufgeftellten Grundjäge find demgemäß jolgende: 
Sind in Folge eines Zujammenftoßes von Schiffen Schiff oder Ladung oder Schiff 
und Yadung auf einer oder beiden Seiten bejchädigt oder ganz zu Grunde gegangen, 
jo iſt, wenn die Kollifion durch das Verjchulden einer Perfon der Beſatzung des 
einen Schiffs (d. h. des Edhiffers, der Schiffsmannſchaft oder einer der ſonſt noch 
auf dem Schiffe angejtellten Perſonen) herbeigerührt ift, der Rheder diejes verpflichtet, 
den dem anderen Schiff und deifen Ladung zugefügten Schaden zu erjegen, ohne daß 
dadurch die perjönliche Erjaßpflicht der Perjonen der Bejagung jelbjt berührt wird. 
Der Rheder, deſſen Haftung natürlich, den darüber bejtehenden allgemeinen Grund» 
jägen gemäß, auf Schiff und Fracht beſchränkt ift, haftet übrigens nicht nur für den 
Schaden, der an oder auf dem Schiffe verurjacht ift, mit welchem das einige 
follidirte, jondern auch für den, welcher dadurch entjtanden ift, daß der zwiſchen 
dieſem und feinem Schiffe jtattgehabte Zuſammenſtoß einen Zujammenftoß des eriteren 
mit einem dritten verurjacht hat. Trägt dagegen die Schuld an dem Zuſammenſtoß 
die Beſatzung beider Schiffe, oder iſt derjelbe durch Zufall verurjacht, oder läßt fich 
nicht ermitteln, ob Zufall oder Verfchulden die Urjache der Kollifion geweien, fo 
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findet ein Anſpruch auf Erſatz des den Schiffen zugefügten Schadens nicht ſtatt. 
Das Verſchulden des einen oder des anderen oder beider Theile iſt in jedem Falle 
zu erweiſen, mögen beide Schiffe, oder das eine oder das andere ſich auf der Fahrt 
oder — wenn ſie befeſtigt waren, ſich aber losgeriſſen haben — im Treiben be— 
finden, oder vor Anker oder am Lande befeſtigt liegen. Eine Präſumtion für die 
Schuld des in Fahrt befindlichen Schiffs, wie ſie andere Rechte (z. B. das Ruſſiſche) 
aufſtellen, kennt das Deutſche HGB. nicht. Für den Schaden, welcher durch den 
vom Lootſen, der das Schiff führte, verſchuldeten Zuſammenſtoß herbeigeführt iſt, hat 
der Rheder nicht einzuſtehen, vorausgeſetzt, daß der Lootſe ein Zwangslootſe war, 
und die Schiffsbeſatzung die ihr obliegenden Pflichten erfüllt hat. War der Lootſe 
dagegen kein Zwangslootſe, ſo haftet der Rheder für die Folgen des unter dem 
Kommando ſeines Schiffers erfolgten Zuſammenſtoßes, wenn dabei ein Verſehen von 
deſſen Seite vorgekommen. Abgeſehen nämlich von dem Fall der rechtlichen Noth— 
wendigkeit, einen Lootſen zu nehmen, bleibt der Schiffer der verantwortliche Führer 
des Schiffs. Ein vollſtändiges Abgeben des Kommandos an einen anderen involvirt 
alſo ſtets eine culpa. Wenn das Geſetz den Rheder jedes Schiffs den demſelben 
zugefügten Schaden tragen läßt, falls der Zuſammenſtoß durch beiderſeitiges Ver— 
ſchulden herbeigeführt iſt, ſo hindert dies bei Beſchädigung der Ladung deren Eigen— 
thümer nicht, Entſchädigung von den Rhedern, auch dem des Schiffs, auf welchem 
ſich die Ladung befand, zu fordern. Dagegen haftet der Rheder auch den Ladungs— 
eigenthümern nicht, wenn die den Schaden berbeiführende Kollifion durch einen 
Zwangslootjen verjchuldet ijt. Eine Haftpflicht der Ladungseigentgümer findet in 
feinem Falle ftatt. 

Gigb. u. Lit.: Deutſches HGB. Art. 736—741. — Franz. Code de comm. art. 
407. — Belg. Code de comm. L. II. (Gele vom 21. Aug. 19) art. 228 - 231. — 
Maclachlan, On the law of merchant —— (2. ed. Lond. 1876), p. 285 ss. — 
Höchster et Sacr&, Droit maritime (Paris 1876), I. p. 184 ss.; ll. p. 734 ss. — 
Goujet et Merger, Dictionnaire de droit commercial (3. &d. von Ruben de Couder), 
L p. 8 ss. — Lampredt in ee — für das gef. H.R. XXI. ©. 12 
bi3 99. — Lewis, Teutiches Seeredht, II. ©. 82 ff. Lewis. 


Schiffsmannſchaft (TH. I. S. 544) iſt das zur Bedienung eines Kauffahrtei- 
Schiffs beitimmte Perjonal. Die Rechtsverhältniffe derjelben haben nach allen Rich: 
tungen hin in Deutichland eine reichögejeliche Regelung erfahren in der Seemanns 
ordnung vom 27. Dezember 1872. Wennjchon das Geſetz von der ©. nicht nur 
den Kapitän ausjchließt, jondern auch — auf Dampffchiffen — das gejammte 
Mafchinenperfonal, jo legt e8 doch nicht nur diefem, fondern auch den ala Auf— 
wärtern oder in einer anderen Gigenjchaft auf dem Schiffe angejtellten Perfonen 
diefelben Rechte und Pflichten bei, wie der S. Eine feerechtliche Bezeichnung, welche 
den Schiffer, die Mannſchaft und die ſonſt noch auf dem Schiffe angejtellten Perſonen 
umfaßt, it Schiffsbeſatzung (Deutiches HGB. Art. 445). 

Die ©. zerfällt in die Offiziere und die gewöhnlichen Seeleute. Als Offiziere 
find nur die zu bezeichnen, die ein Kommando auf dem Schiffe führen. Das find 
die Steuerleute und der Bootsmann, unter der Vorausfegung, daß er Steuermanns- 
dienste verfieht. Auf Dampffchiffen rechnet man auch den Ingenieur und die Ma— 
fchiniften dahin. Die gewöhnlichen Schiffsleute zerfallen, je nach den befonderen 
Funktionen, die ihnen auf dem Schiffe zugewiejen find, rejp. dem ihnen zulommenden 
Range und der ihnen gebührenden Heuer, in verjchiedene Kategorien. Man unter: 
fcheidet Bootämann, Zimmermann, Koch, Segelmacher, VBollmatrojen, Leichtmatrofen, 
Schiffsjungen. 

Für den Eintritt in den Schiffsdienſt wird im Deutſchen Reichsgebiet gefordert, 
daß der betreffende mit einem Seefahrtsbuch verſehen iſt, welches ihm von einem 
Seemannsamte ausgefertigt wird. Iſt derſelbe ein Deutſcher, ſo wird hierzu voraus— 
geſetzt, daß er das vierzehnte Lebensjahr vollendet hat, ſich über ſeine Militärver— 
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bältniffe auszumeijen vermag und, wenn er noch unter väterlicher Gewalt jteht oder 
minderjährig ift, die Ginmilligung des Vaters oder Vormundes beibringt. Das 
Dienjtverhältnig des Schiffemannes wird begründet und geregelt durch den Heuer— 
vertrag (ſ. diefen Art.); doch enthalten auchedie Gejee darüber eingehende Be: 
ftimmungen. Der Schiffer ericheint aber nicht nur als Dienftherr des Schiffämanns, 
fondern es fteht ihm auch eine Disziplinargewalt über diefen zu, welche fich jogar einer 
obrigfeitlichen Gewalt nähert. Derjelbe darf nach der Deutichen Seemannsordnung 
alle zur Aufrechterhaltung der Ordnung und zur Sicherung der Regelmäßigfeit des 
Dienjtes erforderlichen Maßregeln ergreifen; hierbei auch namentlich herkömmliche 
Erichwerungen des Dienjtes und mäßige Schmälerung der Koſt (letere bis auf die 
Dauer von drei Tagen) eintreten laffen. Dagegen iſt demjelben die Verhängung 
von Gelditraien, körperlicher Züchtigung und Einfperrung der Regel nach unterjagt. 
Allein um Widerjeglichkeit und Ungehorfam zu brechen, kann er alle erforderlichen 
Maßregeln ergreifen und jelbit zur Feſſelung der Widerjpenftigen darf er jchreiten, 
wenn dies durch die Sicherheit des Schiff3 und der darauf befindlichen Perſonen 
und Waaren gefordert wird. Die Schiffsleute Haben bei Vermeidung von Kriminal— 
ftrafen dem Schiffer hierbei auf Erfordern Beiftand zu leiften. Berlegung der 
Dienftpflichten und Widerjeglichkeit haben für die Schiffäleute auch Kriminalftrafen 
zur Folge. Im Intereffe der Aufrechterhaltung der Disziplin und mit Rückſicht 
auf die Intereffen der Rheder und Xadungsbetheiligten verbietet das Geſetz (ab- 
gejehen von einem Falle) dem Sciffsmann, den Kapitän vor einem fremden Gericht 
zu belangen. Doch gejtattet e8 demjelben in dringenden Fällen die vorläufige Ent— 
fcheidung des Seemannsamtes nachzufuchen, welche auch für den Schiffer einjtweilen 
bindend if. Auch it zur Verhütung von Mißbrauch der Disziplinargewalt die 
Eintragung aller ſeitens des Schifferd angeordneten Maßregeln in das Journal 
dorgejchrieben, und dem Schiffer, der fich eines ſolchen Mißbrauchs jchuldig macht, 
find Kriminalftrafen angedroht. Wegen Seeuntüchtigkeit des Schiffs oder Un— 
zulänglichkeit des Proviants können ein Offizier oder wenigſtens drei Schiffäleute 
Beichwerde bei einem Seemannsamt erheben. Diefes hat alddann eine Unterſuchung 
der gedachten Thatſachen zu veranlaſſen, deren Ergebniß in das Journal einzutragen 
und, falls die Beſchwerden begründet ſind, für geeignete Abhülfe Sorge zu tragen. 
Dagegen find grundlofe Bejchwerden, wenn fie wider befferes Wiſſen oder leicht: 
fertiger Weiſe erhoben werden, mit Strafe bedroht. 

vier 2 Bit.: Deutiche Seemanndorbnung vom 27. Der. 1872. — Lewis, Deutiches 
Seerecht, L S. 134—179. — gu. wre Handlexikon * Rheber, Ba ge u. Sen 
fapitäne (2. Fuf, Bremen 1863), ©. Sl tanz. Code de comm. art. 250—272. — 
Belg. Code de comm. L. II (Geieh u 21. Auguft 1879), art. 47—65. — Engl. Mer- 
chant shipping act von 1854 (17. 18. Victoria c. 104), ‚sect. 141 ss.; von 1862 85. 26. 
Victoria c. 63), sect. 13 ss.; von 1867 (30. 31. Victoria c. 124), sect. 7 ss.; bon 1871 
(3. 35. Victoria c. 110), gect. 7; von 1873 (36. 37. Victoria c. 85), sect. 7 ss. — 
Maclachlan, On the law of merchant shipping (2. ed. Lond. 1876), 200 — 259. — 
Oliver’s sbipping law manual (6. ed. Lond. all, p. 262 ss. Eresp-L ar 
Cours de droit maritime, I. (Paris 1876), p. 45 Lewis 


Schiffspapiere (papiers de bord, lettres de mer), Urkunden, die zum Aus- 
weis über Nationalität oder Eigenthum eines Schiffes, über deſſen Mannichait, La⸗ 
dung oder Reiſe dienen. Die Geſetzgebungen der Küſtenſtaaten ſchreiben vor, welche 
Urkunden zu dieſem Zweck am Bord eines Schiffes geführt werden müffen. Zahl 
und Art der in dem einzelnen Ländern erforderten Papiere ftimmen keineswegs mit 
einander überein. Diefe Nichtübereinftimmung it ein großer Webelftand, da es in 
Folge derjelben zweifelhaft bleibt, ob eine nach den Geſetzen des Inlandes aus— 
reichende Legitimation auch von den Gerichten und Behörden des Auslandes als ge— 
nügend angejehen werden wird. Namentlich im Falle eines Seelrieges kann eine 
derartige Ungewißheit gefahrbringend werden, wenn es fich darum Handelt, auf 
Grund der S. die Neutralität von Schiff oder Ladung nachzuweiſen. Es wäre 
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deshalb wünſchenswerth, daß ein Kongreß der feefahrenden Staaten gemeinfame 
Grundſätze in diefer Hinficht nach Art der Parifer Deklaration aufftellen möchte; 
ob und wann e& dazu kommen wird, ijt allerdings bei der gegenwärtigen Lage der 
internationalen Beziehungen nur proßlematifch. Bis zu einer jolchen Einigung wird 
davon auszugehen jein, daß die frage, welche Papiere zum Erweiſe der Nationalität 
eines Schiffes erforderlich find, nach den Gejehen des Yandes zu enticheiden ift, dem 
das Schiff angehört (Preuß. Prijen-Regl. vom 20. Juni 1864 $ 6). 

Im Allgemeinen ift hervorzuheben: dem Schiffer liegt die Sorge dafür ob, 
daß ich die erforderlichen ©. an Bord befinden, er joll die Reife nicht antreten, 
bevor er mit denjelben verjehen iſt. Der Befrachter ift verpflichtet, dem Schiffer 
diejenigen Papiere auszuhändigen, die zur VBerichiffung der Ladung gehören, und 
zwar binnen der Friſt, innerhalb deren nach dem Frachtvertrage die Ginlieferung der 
Ladung jelbjt zu geichehen hat. Schiffe, die feine Papiere führen, eben folche, bei 
denen doppelte oder falſche Papiere gefunden werden, find von vornherein ver— 
dächtig. Die Wirkung tritt wiederum vorzugsweiſe im all eines Seefrieges hervor. 
Werden jolche Schiffe aufgebracht, jo gelten fie, wenn fie nicht im Stande find, den 
auf ihnen lajtenden Verdacht zu widerlegen, als gute Prife. Auch die Verantwort— 
lichkeit für den hieraus dem Rheder und den Ladungsinterefjenten erwachjenden Ver— 
mögensnachtheil trifft zunächſt den Schiffer. 

Im Einzelnen laffen ſich die hauptjächlichiten S. wie folgt Klaffifiziren: 
a) Urkunden, betreffend Eigentum und Nationalität des Schiffes. Im Geltungs— 
gebiet des HGB. dient hierzu das Schiffscertififat, eine Beicheinigung über die Ein— 
tragung des Schiffes in das Schifferegifter, welche von der Regiſterbehörde aus— 
gefertigt umd durch die jowol dad Eigenthum am Schiff wie das Recht defjelben zur 
Führung der Neichsflagge dargethan wird. Nur Schiffe von nicht mehr als 50 
Kubifmeter Brutto-Raumgehalt können, auch ohne ein Schiffscertififat zu befigen, zur 
Führung der Reichäflagge befugt fein. Die Einrichtung des Schiffäregifters und der 
Schiffscertififate ift vornehmlich Engliſchem Mufter nachgebildet; früher galt in 
Deutichland ala Hauptfächlichites Dokument über die in Rede ftehenden Verhältniffe 
der Beil- oder Biclbrief; nach dem Code de comm. und den auf der Grundlage 
deifelben beruhenden Sandelägejegbüchern werden bejondere Urkunden in Betreff des 
Eigenthums und in Betreff der Nationalität erfordert (acte de propriste und acte 
de francisation). b) Urkunden, betreffend das Berhalten gegenüber den Polizei- und 
jonjtigen Hafenbehörden. Dahin gehören der Seepaß, Quittungen über Bezahlung 
von Zöllen und Safenabgaben und der Meßbrief. Lebterer iſt ein Zeugniß über 
Größe und Tragfähigkeit des Schiffes. Auf Grund einer bereits in der Norddeut— 
ihen Bundesverfaffung enthaltenen, demnächſt auch in die Reichsverfaſſung über- 
gegangenen Beitimmung find für das Deutiche Reich durch den Bundesrat all- 
gemeine Anordnungen über die Vermeflung der Seefchiffe und die Ausftellung von 
Meßbriefen getroffen worden. Seit diefer Zeit werden die Deutichen Meßbriefe auch 
im Auslande allgemein anerfannt. c) Urkunden, betreffend die Equipage. Die vor— 
züglichite derjelben ijt die Mufterrolle, ein von dev Mujterungsbehörde urkundlich 
ausgerertigtes Berzeichniß, welches Namen und Nationalität des Schiffes, ferner 
Namen und Wohnort (Heimath) des Schiffers, jowie jeder einzelnen Perſon der 
Schiffsbefagung angiebt. Der Eintragung in die Mufterrolle muß die Anmufterung 
voraufgehen, d. i. die perjönliche Voritellung des Schiffsvolfes und eine Verlaut— 
barung der von demjelben mit dem Schiffer abgejchloffenen Heuerverträge vor der 
Mufterbehörde. Hierbei müflen die Schiffsoffiziere durch Qualifikationszeugniſſe, die 
Matrofen durch die den Gefindebüchern analogen Seejahrtsbücher darthun, daß ihrer 
Verheuerung feine Hindernifje entgegenitehen. Auf Grund des bei der Anmufterung 
aufgenommenen Protokolls wird der Inhalt der Heuerverträge mit in die Muiter- 
rolle aufgenommen. Letztere vertritt in Preußen zugleich die Stelle eines Seepaffes. 
d) Urkunden, die Ladung betreffend: Gertepartien, Konnoſſemente; dag vom Schiffer 
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zu führende Ladebuch oder Ladungsmanifeſt, welches eine tabellariſche Ueberſicht über 
die einzelnen, auf das Schiff abgeladenen Güter enthält. Unter Umſtänden können 
auch Zollquittungen, Urſprungszeugniſſe über die verſchifften Waaren und andere 
Atteſte erforderlich werden. e) Urkunden hinſichtlich der Reiſe. Obligatoriſch iſt 
bier nah dem HGB. das Schiffsjournal, über deſſen Inhalt und Beweiskraft Art. 
486—489 zu vergleichen ift. 

Die genannten ©. find, wie jchon hervorgehoben worden, nur die hauptjäch- 
lichiten, eine erjchöpfende Aufzählung der Urkunden, die möglicherweije unter diejen 
— fallen, wird ſich kaum geben laſſen. 

Gigb. u. Lit.: Außer dem HGB. Art. 432 ff. beſ.: Nordd. Bundesgeſ. v. 25. Olt. 1867, 


betr. die Nationalität ber — — und ihre Befugniß a i ührung der ET 
Sail betr. die Regiftrirung und Bezeichnung der Kauffaährteiſchiffe —* — 18 
8 


Scdiffävermefjungdordnung vom 5. Yuli 1872 nebft — De 24. 1875. — See— 
mannsordnung vom 27. Dezbr. e. — vd. Kaltenborn eerecht, re * ff. und die 
daſ. Angef. — Lewis, Seerecht, J . ©. 10, 14. Behrend. 


Schiffspart (Th. I. ©. 544) nennt man den quoten Theil eines Kauffahrtei= 
ichiffes, das einer Rhederei gehört. Wenn nämlich ein jolches Verhältniß vor= 
liegt, jo wird das Schiff in eine Anzahl ideeller Theile zerlegt, welche die Mitglieder 
der Rhederei, die Mitrheder, haben. Die Zahl der Parten ijt nach dem Belieben 
der Mitrheder eine größere oder fleinere, ohne daß die Größe des Schiffs hierauf 
einen Einfluß hat. Die ©. find nicht nothwendiger Weije gleih groß. Sie find 
tHeilbar. Auch können einem Mitrheder mehrere Parten gehören. Die ©. haben, 
ganz wie die Aktien einen zwiefachen Charakter. Sie begründen einerjeits die Mit» 
gliedichaft in der Rhederei, andererjeits find fie veräußerliche und vererbliche Ver— 
mögensobjefte. Nach der Größe der ©. richtet fich, wenn nicht durch den Rhederei- 
vertrag etwas Anderes beliebt ift, einzig und allein das Stimmrecht der Mitrheder 
in den Whedereiangelegenheiten, jo daß auch die Willenserklärung eines einzigen 
Mitrheders, dem mehr als die Hälfte des Schiffs gehört, die Bedeutung eines 
Mtajoritätsbejchluffes hat. Die Größe der ©. ift maßgebend für die Vertheilung 
von Gewinn und Verluſt, wie für die Verpflichtung der Mitrheder, zu den Ausgaben 
der Rhederei beizutragen, und für den Umfang der Haftung derjelben dritten Per— 
jonen gegenüber da, wo deren perjönliche Haftung begründet ift. Die ©. kann — 
wenn nicht der Nhedereivertrag etwas anderes verordnet — jederzeit von ihrem 
Eigenthümer beliebig ganz oder zum Theil veräußert werden. Den übrigen Mit: 
rhedern ſteht gejeglich fein WBorkaufsrecht daran zu. Auch ihre Einwilligung iſt 
nicht erforderlich, mit Ausnahme des Falles, wo das Schiff in Folge der Ver— 
äußerung das Recht, die Neichäflagge zu führen, verlieren würde. Die jtattgehabte 
Veräußerung muß indeß vom Veräußerer und Erwerber den übrigen Mitrhedern 
oder dem Sorreipondentrheder angezeigt werden. So lange dies nicht geichehen, 
wird der Beräußerer in feinem Verhältniß zu den Mitrhedern als Mitrheder an— 
geiehen und bleibt als jolcher jenen wegen aller vorher begründeten Verbindlichkeiten 
verhaftet. Auf der anderen Seite ift der Erwerber in feinem Verhältniß zu den 
Mitrhedern jchon vom Zeitpunkt der Erwerbung an als Mitrheder verpflichtet, wie 
er nicht nur die Beitimmungen des NRhedereivertrages, jondern auch die Rhederei— 
beichlüffe und die eingegangenen Gejchäfte gegen fich gelten laſſen; fich auch gefallen 
lafien muß, daß die übrigen Mitrheder bei dem fich für ihn jpäter herausjtellenden 
Gewinnantheil wegen ihrer Ansprüche gegen den Veräußerer Abzüge machen. Ebenfo 
haften für die in der Zeit zwifchen der Veräußerung und der Anzeige entjtandenen 
perjönlichen Berbindlichkeiten zu dem der ©. entiprechenden Theile jowol der Ber: 
äußerer ala der Erwerber. Die bereits begründeten perjünlichen Verpflichtungen des 
Mitrheders gegen Dritte werden durch die Veräußerung ebenjowenig, wie bei Wer: 
äußerung des ganzen Schiffs berührt. Das Berhältniß des Veräußererd zum Er— 
werber mit Rüdficht auf Gewinn oder Verluſt der Reife, während welcher das Schiff 
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veräußert ift, richtet fich natürlich nach der Vereinbarung der Parteien. Fehlt eine 
jolche, jo trifft Gewinn wie Verluſt den Erwerber. 

Giab. u. Lit.: a Art. 441 ff., 458, 469-471, 474. — Lewis, Teutihei 
Seerecht, 1. ©. 45 ff., 66 fi., 72 fi. Lewis. 

Schilling, Friedrich Adolf, & 9. III. 1792 zu Pegau, beſuchte Piorta, 
ftudirte in Yeipzig, Habilitirte fih 1816, wurde 1818 außerordentl. Prof. in Halle, 
ging 1822 nach Breslau als ordentl. Prof., 1825 nach Leipgig, T 27. I. 1865. 

Schriften: Diss. critica de Ulpiani fragmentis, Vratisl. 1824. — Bemerkungen über 
Römiſche Rechtögeichichte, Leipz. 1829. — Animadversiones criticae ad Ulp. F onta 
I, Lips. 1830. — Lehrbuch für Inftitutionen und Geſchichte des Römischen vibateti, 
Leipz. 1834—1837, 1846. — Lehrb. des Naturrechts oder ber philof. Rechtsmwifienichaft, Leu 
1859—1863. — Animadvers. crit. ad diversos jur. Justinianei locos spec. XI., Lips. 1857. — 
Comment. * inquiritur, jurisconsultorum rom. de naturali et gentium jure opiniones 
quamnam habuerint in jure civili excolendo, Lips. 1862. 

git.: Being. zeitung, ——— Beilage vom 19. März 1865. — Ueber Bruno 
Schilling vol. Schulte, Geidhichte, UI.b ©. 230. Teihmann. 


Schiltenberger, Johann Peter, 5 1684 in Stadtamhof bei Regensburg; 
früher Advofat beim Hochſtifte, 1713 Prof. in Ingolſtadt, jeit 1755 Emeritus 
i 1759. | 

Schriften: Quaestiones selectae ex universo Jure, 1718, beögl. 1731. — Disputatio‘ 
ad 1. 49 Tit. 16 ss. de re militari, 1734. — Consilia seu Responsa civilia et criminalia 
1739. — Disput. ad 1. 5 ss. de Pactis, 1748. — Disp. de Pace, 1748. — Disp. ad LS 
Tit. 4, 5 et 6 ss. de muneribus et honoribus, 1750. 

git.: BPrantl, Geſch. d. L.M. Univerf., 1872, Bd. IL. ©. 507. Bezold. | 


Schilter, Johann, 5 29. VIII. 1632 zu Pegau, wurde 1668 Amtmann in 
Suhl und jpäter beim Konfijtorium in Jena angeftellt, ging nach Frankfurt a WM, 
dann nad) Straßburg, wo er Rathäherr wurde, T 14. V. 1705. 

Schriften: Exercitationes ad 50 libros Pandectarum, Jen. 1675—1680 un 
& 


* 


Praxis ger rom. in foro germ., Francof. et Lips. 1733. — Institutiones jur. can., Jen. 
raef. Boehmeri, Jen. 1713, ed. 7. Francot. et Lips. 1749. — De libertate eccl. Germanis 
ibri VII, Jen. 1683. — Diss. de matrimonio, Jen. 1683. — Institutiones jur. publ. Rom. 
Germ., Argent. 1696. — Codex jur. feud. Alemannici, Argent. 1696, de 172. — 
Thesaurus antiquit. Teutonicaruı, ed. Scherz, Ulm. 1727. — Institutiones jur. feudalis, 
Argent. 1695 (Kommentar von Buri, Giehen 1732—1738, von Runde, Gießen 1789) — 
Concordata nat. germ. 1708, 1720. 

Lit.: Schulze, Einleitung in das Deutſche Staatörecht, Leipz. 1867, S. 71. — zu 
v1. 72 fi. — Stobbe, Rectäquellen, IL. 420; Derjelbe, Deutiches Privatrecht, &. 22. — 
Schulte, Geidichte, III.b 583. Zeihmann 


Schlachthaus. Man untericheidet öffentliche und Privat-S. Grit 
find den Gemeinden oder den Gchlächtergewerben gehörige Anftalten, welde 
von den Schlächtern gemeinschaftlich zum Schlachten des Viehes und zur Perarbe 
tung des Fleiſches benußt werden, während leßtere fich fat ausnahmslos in ode 
bei den Wohnhäufern der Schlächter befinden. Da mit den Privatjchlächtereian 
vielerlei Uebelſtände verbunden find, jo iſt in neuerer Zeit das Beitreben der Staat® 
regierungen der meijten Europäiſchen Länder darauf gerichtet gewejen, öffentlide 
©. einzurichten. Hiermit joll nicht gejagt fein, daß öffentliche S. überhaupt at 
in neuerer Zeit entitanden jeien; haben doch die Römer jchon ſolche (Lanienae) ge 
habt, die mit derjelben Pracht ausgejtattet waren, wie andere öffentliche Gebäude, 
wie Bäder, Girfen u. ſ. w. 

Auch dag Mittelalter Hat öffentliche gemeinschaftliche S. aufzumweifen. In einer 
im jtädtifchen Archiv in Liegnit noch vorhandenen Urkunde vom 6. Februar 1373 
betätigt der Herzog Ludwig von Liegniß für fich und als Vormund feiner Betten 
den an die Stadt erfolgten Verkauf des jog. „Kuttelhoies“, d. h. S. Derjelbe wurde 
1789 vollftändig neu gebaut. Niemand durfte anderäwo als im „Kuttelhofe“ ſchlachten 
Die Entjtehungsgefchichte des Breslauer ©. fällt in das 15. Jahrhundert. 

Im 17. und 18. Jahrhundert wurden in verjchiedenen Deutichen Städten unter 
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dem Namen von „Kuttelhöien“ oder „Kuttelhäuſern“ S. angelegt, die jedoch den 
Forderungen unferer Zeit in feiner Weiſe entiprechen. 

Zu Anfang diefes Jahrhundert? wurden in Frankreich in allen mittleren und 
größeren Städten moderne öffentlihe S. eingerichtet. Dieje Einrichtung verdantt 
eö vorzugsweiſe Napoleon J., welcher unter dem 9. Februar 1810 defretirte, 
daß alle Privatichlächtereien in den mittleren und größeren Städten zu befeitigen 
und gemeinichaftliche, öffentliche Etabliffements derart zu errichten jeien. Belgien 
folgte dem in Frankreich gegebenen Beifpiele, jo daß dort gegenwärtig ebenfalls 
in allen größeren Städten allen Anfprüchen genügende ©. vorhanden find. In der 
Schweiz, in Italien, in England und Schottland befiken faſt alle bedeutende Städte 
Öffentliche S. In Defterreih, Bayern, Baden und Württemberg find die Gemeinden 
befugt, den S.zwang für jämmtliche Arten von Vieh einzuführen, und zwar iſt dieje 
Materie gejetlıch geregelt in Defterreich durch die Dejterr. Gew.D. vom 20. Dez. 
1859, in Bayern durch das Polizei-StrafGB. vom Jahre 1881 bzw. das Polizei- 
StrafGB. vom 26. Dez. 1871, in Baden durch das Gew.Gej. vom 20. Sept. 
1862, in Württemberg durch das Generalrejfript vom 20. Juni 1721. 

In Sadjen find die vorkommenden öffentlichen S. im Beſitze der Innungen. 
Der S.zwang, welcher ſich nur auf Großvieh eritredt, hat nur die Gewohnheit und 
die polizeiliche Anordnung zum Rechtsboden. In Heflen-Darmjtadt Hat die S.frage 
noch feine gejegliche Regelung gefunden; in einzelnen Städten, 3. B. in Darmitadt, 
ift durch frühere landesherrliche Verordnung S.zwang eingeführt worden. In Preußen 
fam es nach dem Auftreten der Trichinofe zu einer jehr lebhaften Agitation für die 
Errichtung öffentlicher S. Allein, troßdem vieljeitig und eingehend befonders ſeitens 
der ärztlichen Vereine für die Nothwendigkeit der Errichtung öffentlicher, ausſchließ— 
lich zu benußender ©. plädirt wurde, fam es erit im Jahre 1868 zu einer gejeh- 
lichen Regelung diefer Materie. Auf Grund des Gefeßes vom 18. März 1868 
wurden bis zum Jahre 1880 nur in zehn Städten öffentliche S. errichtet. Durch 
die in den betreffenden Städten gemachten Eriahrungen fam allgemein die Leber: 
zeugung zum Ausdrud, daß das Gejeh in einigen Punkten der Abänderung und Er— 
gänzung bedürftig fei, wenn die Errichtung öffentlicher S. und die gedeihliche 
Meiterentwidelung der bereit3 vorhandenen gefördert werden ſolle. Es wurde des— 
halb, bejonders auf Anregung des Niederrheinifchen Vereins für öffentliche Geſund— 
heitäpflege, im Jahre 1880 ein Gejegentwurf zur Abänderung und Ergänzung des 
Gejches vom 18. März 1868 berathen und im Jahre 1881 endgültig fejtgeitellt, 
welcher die Beiugniffe der Gemeinden auf diefem Gebiete bedeutend erweitert. 
Während denfelben nach dem Gejege vom 18. März 1868 nur die Befugniß zu— 
ftand, den Schlachtzwang und die Unterfuchung des in das ©. gelangenden Viches 
einzuführen, find diefelben nunmehr berechtigt: 

1) „das von außerhalb in den Gemeindebezirk eingeführte Fleiſch innerhalb 
gewifler Grenzen einer Unterfuchung zu unterwerfen“ ; 

2) „im jtädtifchen Verkehr eine Sonderung des S.fleifches und des von Außen 
eingebrachten Fleiſches durchzuführen“ ; 

3) „die ftädtiichen Schlächter zu nöthigen, das öffentliche S. der Stadt zu be— 
nugen, wenn fie für ihren jtädtiichen Gewerbebetrieb jchlachten.“ 

Da die Entichädigungspflicht der Gemeinden den Befiern von Privat-©. gegen: 
über ebenfalls vielerort3 ein Hinderniß für die Errichtung von öffentlichen ©. ge 
wejen, jo wurde eine Deklaration des von der Entichädigung der Schlächter han— 
deinden $ 7 des Geſetzes vom 18. März 1868 hinzugefügt, ebenjo eine Bejtimmung 
über den Zeitpunkt, von welchem ab die Errichtung neuer Privatichlachtanftalten 
nicht mehr geftattet fein joll. 

Das Geſetz verfolgt einen doppelten Zwed, nämlich 1) die mit dem Betriebe 
der Privatichlachtitätten verbundenen Beläftigungen der Nachbarichait zu bejeitigen 
und 2) das Publikum gegen den Genuß ungelunden Fleiſches zu jchüßen. Nach der 
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gegenwärtigen Fafſung find fichere Handhaben gegeben, diejen doppelten Zwed voll 
jtändig zu erreichen. 

Bezüglich der baulichen Einrichtung eine S. verdient Erwähnung, daß zu 
einer vollfommenen Einrichtung folgende bejondere Abtheilungen erforderlich find: 
1) Viehſtälle zur Aufnahme des zu fchlachtenden Viehes, 2) das eigentliche ©. mit 
bejonderen Abtheilungen zum Schlachten von Groß: und KHleinvieh und zum 
Schlachten von Schweinen, 3) ein Lokal zur Bereitung der Eingeweide und Abfälle, 
4) ein jolches zum Talgausfchmelzen. Hierzu kommen noch) ——— für Ans 
gejtellte, Brunnen, Waflerleitungen, Eisfeller, Dampfmajchinen u. ſ. w 

git.: Brandes, Ueber Schladhthäufer mit "beionderer Rückſicht auf bie Verhältniffe in 
der königl. Refibengftabt annover, 1865; Derjelbe, Die Nothwendigleit eines Schlacht- 
hauſes ir Hannover, 1874. — €. Ch. v. "Bülow, Deffentliche Schlachthäuſer, ihre Noth: 
— Organiſation und Rentabilität für alle groben und mittleren Stäbte, 1870. — 

Müller, Die Bedeutung eines öffentlichen Schlachthauſes für Magdeburg, 1873. — 
— üeber Anlage und ag * — een in in Wochenjchrift für T —— 
und Viehzucht, 1875 Nr. 47 u. das Geſetz vom 18. März 1868, 
betreffend bie Einrichtung Sfentüde «Säle bemäge? in der Deutichen v. Jear für 
een Si olbin. Meber af : erlach e Fleiſchloſt des Menſchen, 1875, 

eber 


bin —* e Schlachthäuſer * de Einfuhr des — Schladit: 
— er in ber 8.3.5. ür öffentl. Gejundheitäpflege, 1876 VIIL — alien Ueber 
Gent iche Schlacdhthäufer, in der Bresl. ärztl. Zeitichrift, 1879 ©. 189. 3. Eſſer 
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Schletter, Hermann Theodor, 5 23. IV. 1816 in Dresden, habilitirte 
fih 1839 in Leipzig, wurde 1848 außerordentl. Profeffor, 1854 außerordentl. Bei— 
fiter des App.-Gerichts, 1865 ordentl. Honorarprofeffor, T 19. VIII. 1873. 

ortjeßer von Hihig’s —— erausgeber d. Jahrb. d. Deutſchen ann Saar 
und Gejeßgebung, Erl. 1855 ff., Reb. eipz. Tageblatts a ber Deutichen Monate: 
=. (mit Lang) 1848— 1854, des eict ochenblattes feit 1 

Schriften: Handbuch der wichtigiten Sächſ. Geſetze — — rg 1837. — 
Handbuch der juriftiichen und ſtaatswiſſenſchaftl. Literatur, Grimma 1840— — Beitr. 
zur Deutichen, insbeſ. Sädji. eg Free 1869. — In Sachen ber —— Advolaten: 
verfammlung 3. Juſtizminiſter hler, 1844. — Handb. ber a Preßgeſetz⸗ 
ebung, Ra pen — Der mündliche StrafPrz., 1847. — Ueber b twurf einer 

traf BO ur Textkritik der Carolina (und Handichriften), — 1854. — Lehrb. 
des Sid). Strafprozekrechts, 1856, 2. Aufl. 1862. — Sonftit. Kurf. Aug. von Sachſen vom 
Sabre 1572, oa 1857. — Allgem. Handbuch der Freimaurerei, 1861—1866. — Maurerifche 
Tebensanfichten, 1863 
git.: Unſere Zeit, 1874, 5. Heft ©. 358, 359. Teihmann. 


Shliemann, Adolf Karl Wilhelm, 5 21. VI. 1817 zu Mölln (Zauen- 
burg), wurde 1848 Dozent und Advofat in Roftod, 1855 Rath in der Juftizkanzlei 
Schwerin, 1870 Did am Bundes» Oberhandelägericht, T 19. I. 1872. 

Schriften: Die Glementinen unb ber Ebionitiämus, Roft. 1843. — Die Haftung bes 
Gebenten, Roft. 1848, 2. Aufl. 1850. — Krit. Bemerkungen zum rn eines B. 
Schwerin 1858. — Lehre vom ang, Roſt. 1861. — A chr. f. d. gel. HR. XVI. 1-31. 

— Entſch. des ROHG. IV. (1872) S. 444, — Pierer'3 Ka III. (1873) 

Teichmann. 


— Auguſt Ludwig von, & 5. VI. 1735 zu Jagſtadt im Hohen— 
lohe-⸗Kirchbergſchen, beſuchte Wittenberg, Göttingen, war Hauslehrer in Stodholm 
und Upſala, nahm eine Stellung bei dem Ruſſiſchen Reichshiftoriographen Müller 
ein, wurde 1762 Adjunkt der Akademie in Petersburg und Lehrer an der Raſu— 
mowsti'ſchen Anftalt, 1769 Profefjor der Politif in Göttingen, 1802 geadelt, 7 9. 
IX. 1809 ala Geh. Hofrath. 

Schriften: All er Staatöreht und Staatöverfaffungslehre, — 1793, 1804 (Staats⸗ 


——— nach ihren Haupttheilen). — —— politices, Gott. 1773. — iftor. Unterfud. 
ber Rußlands a erg Gotha 1777. — Staatdanzeigen, Got. 1782—1793. — Bor: 
welung der Univerſalhiſtorie, Gött. 1772, 3. Aufl. 1786. — Briefwechſel, Gött. 1775—1782. 


gıt.: Schlözer's öffentl. und Privatleben, von ihm jelbft gefchrieben, Gött. 1802 (von 
feinem Sohn (Berfafler der Anfangsgründe ber — — ruſſ. und deutſch, Riga 
1804- 1806) Leipz. 1828). — Pütter, Litt. II. 38, Mohl, I. 75, 148; II. 49 -459. — 
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Bluntigli, StaatsWört.B. IX. 241—246. — Roſcher, Geichichte der Nationaldtonomit, 
1874 ©. 582—589. — Bod, Schläger, Hann. 1844. — Zermelo, Schlözer ein Publizift 
im alten Reid, Berl. 1875. — Welendond, Die Begründung ber — Seutide 
Geichichtichreibung durch Gatterer und Schlözer, Leipz. 1876. Zeihmann. 


Schlußnote, j. Note. 


Schluftermin im Konkurſe ift nach der Deutichen KO. ein zur Abnahme 
der Schlußrechnung des DVerwalterd, zur Beichlußfaffung über nicht verwerthbare 
Maſſegegenſtände und zur Erhebung von Einwendungen gegen das Schlußverzeichniß, 
alfo ein zur Regulirung der Schlußvertheilung vom Konfursgericht angejeter und 
Öffentlich befannt gemachter Termin. Seine Anberaumung kann gelegentlich der 
Genehmigung der Schlußvertheilung erfolgen und muß jo geichehen, daß bis zu 
feinem Gintritt mindeſtens drei Wochen Friſt laufen und wiederum ein Monat nicht 
überichritten wird. Was ferner erftlich die Schlußrechnung anlangt, welche mit 
ihren Belegen und den etwaigen Anmerkungen des Gläubigerausfchuffes drei Tage 
vorher in der Gerichtsjchreiberei zur Einſicht auszulegen ift, jo können außer einem 
etwaigen neuen Verwalter der Gemeinjchuldner und jeder Gläubiger Einwendungen 
gegen fie erheben, aber bei Vermeidung der Entlaftung des Verwalter nur im ©. 
Können die Einwendungen im ©. nicht durch Vereinbarung, Aufklärung ꝛc. erledigt 
werden, jo find fie im gewöhnlichen Prozeßwege entweder im allgemeinen Gerichts- 
ftande des Verwalters oder in dem der geführten Verwaltung auszutragen. Die 
Beichlukfaffung zweitens über unverwerthbare Gegenftände jteht Lediglich den Gläu— 
bigern zu; ergiebt fich dabei ein Verwerthungsmodus nicht, jo find fie der Ver: 
fügung des Schuldners wieder anheimzugeben. Ginwendungen endlich gegen das 
Schlußverzeihniß find im S. anzubringen, ohne daß fie Hier entichieden werden 
müßten. Im ©., mit welchem auch etwaige, dem Verwalter bis dahin nicht an— 
gezeigte Maffeanfprüche präfludirt find, kann, wenn die Verhandlungen nicht Hin— 
dernifje ergeben, möglicherweiie die fofortige Auszahlung der Reſtmaſſe eintreten, das 
Gericht auch die Aufhebung des Konkurſes beichließen. — Die Dejterr. KO. kennt 
den ©. nicht. Die Einwendungen gegen den Entwurf der Schlußvertheilung find wie 
bei den Abichlagsvertheilungen innerhalb Frift anzubringen und nicht in einem Ter— 
mine; und wenn die Beichlußiafiung über unverwerthbare Gegenftände und die Ab— 
nahme der Schlußrechnung fich auch zu einem S. fombiniren ließen, jo jteht die 
leßtere doch nur dem Gläubigerausfhuß und dem neuen Verwalter zu, denen die 
zum Termine freilich durch Anfchlag am Gerichtshaufe geladenen Gläubiger nur 
Material zu Einwendungen liefern können, jo daß die Verhältniffe auch Hierin nicht 
übereinstimmen. 

Quellen: Deutihe RO. 88 78, 150, 151, 159; Motive ©. 380. — Defterreid. 
KO. SS 146, 149 ff., 177 fi fr. 


Lit: Fuchs, — Kont.Prz., 8 29. — — zur — KO. LI. von 
v. Wilmowsati, vd, Sarmwey, vd. Völderndorff u A KH. Wieding. 


Schlußvertheilung im Konkurſe (v. Bar: Th. I. Suppl. S. 90) ift 
nach der Deutſchen KO. die nach voraufgegangener Abichlagävertheilung eriol- 
gende Bertheilung der Reſtmaſſe des Schuldnervermögens. ft diefelbe durch nach: 
träglich feftgeftellte Konkursforderungen oder nachträglich dem Verwalter angezeigte 
Maffeanfprüche erichöpit, jo iſt eine S., abgejehen davon, daß für die Zahlung 
nachträglich feftgeftellter Konkursforderungen die Form einer ©. benußt werden fann, 
an fich zwar gegenjtandalos, joll jedoch mit Rückſicht auf die Möglichkeit von Nach— 
tragsvertheilungen, für welche das Schlußverzeichniß gleichfalls die Grundlage it, 
nicht wegjallen. — Die ©., die vom Konfuröverwalter veranlaßt wird, bedarf nicht 
blos der Zuftimmung des Gläubigerausichuffes, jondern wegen der mit ihr ver- 
bundenen Aufhebung des Konkurjes und Präflufion der nicht angemeldeten bzw. ohne 
die erforderlichen Nachweije gebliebenen Forderungen und Ansprüche auch der Ge— 
nehmigung des Gerichts. Im Uebrigen joll fie eintreten, wenn die Verwerthung 
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der Maſſe beendigt ift; wo diefer Moment durch ſchwebende Prozeffe über Maſſe— 
gegenftände oder andere Hinderniffe hinausgefchoben ift, kann das Gericht nad) Er— 
wägung der Verhältniffe und der fich gegenüberjtehenden Intereſſen die Vornahme 
der ©. anordnen oder ausſetzen. Ihre Ausführung erfordert Klarſtellung der noch 
übrigen Theilungsmaffe, darum namentlich auch Abnahme der Schlußrechnung des 
Verwalters, welche im Schlußtermin erfolgt, und Stlarftellung der Beträge aller 
noch nicht befriedigten Konkursforderungen, weshalb der Verwalter nach gleichen 
Grundjäßen, wie bei den Abtragävertheilungen, ein Verzeichniß derfelben anzufertigen 
und zur Einficht der Betheiligten in der Gerichtsfchreiberei auszulegen hat. Gleich 
zeitig ift vom Berwalter die Summe der Forderungen und der Betrag der Reſtmaſſe 
öffentlich bekannt zu machen. Bon der Belanntmachung an läuft auch hier eine 
Ausichlußfriit von zwei Wochen, innerhalb welcher nicht feſtgeſtellte Forderungen durch 
die den Verwalter zu führende Nachweifung der Erhebung der Feititellungsflage bzw. 
der Aufnahme des Prozeffes, Forderungen Abjonderungsberechtigter durch Nachweis 
des Verzichts oder Ausfalls, fuspenfiv bedingte Forderungen, für welche ein Ans 
ipruch gegen den Gemeinfchuldner auf Sicherheitsleiftung nicht beitand, durch Nach— 
weis des Eintritt der Bedingung noch zur Berüdfichtigung gefördert werden fünnen, 
mit deren Ablauf fie aber auch von der Konkursbefriedigung, und zwar in der Weile 
ausgeichloffen find, daß die bei den Abjchlagsvertheilungen für fie einbehaltenen 
bzw. einbezahlten und mit NRüdficht auf mögliche Kompenfationsbefugniffe für fie 
hinterlegten Beträge in die Theilungsmaſſe zurüdiallen. In Folge der Nachwei— 
jungen hat der Verwalter das BVerzeichniß binnen drei Tagen vom Gnde der Aus— 
ichlußfrift zu berichtigen und danach wiederum zur Einficht in der Gerichtäfchreiberei 
auszulegen. Ginwendungen gegen daſſelbe find im Schlußtermin, nicht binnen Friſt, 
anzubringen und zu verhandeln; die Entjcheidung kann im Termine oder jpäter er- 
folgen und ift von Amtöwegen zuquftellen und, wenn die Berichtigung des Ber 
zeichniffes verfügt wird, in der Gerichtäfchreiberei zur Einficht niederzulegen, von 
welcher Zustellung bzw. Niederlegung die Friſt zur fofortigen Beſchwerde beginnt. 
Nach eingetretener Rechtskraft der Enticheidungen verfügt das Gericht die Auszah— 
(ung der Reſtmaſſe an die Gläubiger des Schlußverzeichniffee, bei welcher die Ans 
theile, welche nicht erhoben werden, und die Antheile, welche auf wideriprochene und 
im Spezialprozeß befangene, ferner auf ſuspenſiv bedingte, aber mit Kautionsaniprud) 
verjehene, endlich auf refolutiv bedingte Forderungen, wegen welcher der Gläubiger 
die ihm obliegende Sicherheitsleiftung nicht beichafft hat, entfallen, zurückbehalten 
und nach Anordnung des Gerichts Hinterlegt werden. — Nach der Oeſterr. KO. 
erfolgt die ©., für welche im Wefentlichen die Vorſchriften über die Abichlage 
vertheilungen gelten, jobald das bekannte Maffevermögen vollftändig realifirt und 
über fjämmtliche jtreitige Forderungen einjchließlich etwaiger Kautionsverhältniſſe 
endgültig entjchieden if. Doch foll die Unbeftimmtheit des Rückfallens von 
Deckungsbeträgen für bedingte Forderungen und wiederkehrende Bezüge an die Maſſe 
die S. nicht aufſchieben, da die Gläubiger auf die aus ihnen ſich ergebenden Divi— 
denden bedingt angewieſen werden können. 


—— Deutſche KO. 88 149 ff.;Mot. S. 808, 380 ff. — Oeſter reich. KO. SS 187 fl. 


Fuchs, Deutſcher Kont.Prz., 8 29. — — zur Deutſchen KO. LI. von 
v. bet vd. Sarwey, v. Gilmomwsti u. 8. Wieding. 


Schlußvortrag, j. Sauptverhandlung (Bd. II. ©. 288 ff.) u. Rejume. 


Schmalz, Theodor Anton Heinrich, 5 17. II. 1760 zu Hannover, 
ftudirte in Göttingen ſeit 1783 die Rechtswiffenichaft, wurde 1787 zu Rinteln 
Prof., ging 1788 nach Königsberg, wurde 1798 Konfiftorialrath, 1801 Kanzler, 
1803 Geh. Juftizrath und Direktor der Univ. Halle, jeit 1809 am Kammergericht, 
1810 eriter Rektor der Univ. Berlin, T 20. V. 1881. 
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Schriften: ———— ——— des Grafen Wilh. zu er er ann. 1783. — 
Berichtig. einer Stelle in der Venturiniihen Chronik für 1808, Berl. 1815 (verbächtigte 
den Zugendbund und gab ne zu einer heftigen Polemik). — gt bed Gemeinen 
Rechts, Königsb. 1790. — Handbud des Römtichen Privatrecht, Königsb. 1793, 2. Aufl. 
1794. — Das Recht ber Natur, Königsb. 1795 Die Wiſſenſchaft des natürlichen Rechts, 
... eg. von Jarde, Leipz. 1831). — Enchklop. der Cameralwiſſenſchaften, Königsb. 1797, 
. Aufl. 1819. — Stanläverfaffun Großbritanniens, Halle 1806. — Hanbb. d. tanon. Rechts, 
Berl. 1815, 3. Aufl. 1834. — Dad Europäilche Bölferredht, Berl. 1817. — Lehrbuch be3 
Deutichen Privatrechts, Berl. 1818, — Staatäwirthichaftslehre in Briefen, Berl. 1817. — 
Anficht der ftändiichen Verfaffung in der Preuß. Monarchie, (2) Berl. 1823. — Tas Deutſche 
Staatsrecht, Berl. 1825. — —— des Teutſchen Bundes, Berl. 1825. 
Lit.: Schmidt, Neuer Netrolog der Deutichen, IX. ©. 438—443. — Roſcher, Geſch. 
der Nationalöfonomit, 1874, ©. 498. — Schulte, Geichichte, III.b ©. 173—175. — Mohl, 
II. 47, 248, 264. Teihmann. 


Schmalzgrueber, Franz, & 1663 zu Griesbach, 1705 Prof. d. Kan. 
Rechts zu Dillingen, 1709 in Ingolftadt, 1716 wieder in Dillingen, F 7. I. 
1735. Befannt durch fein Jus eccl. univ., Dillingen und Ingolſtadt 1717—1727; 
Sngolftadt 1728; Neap. 17388; Rom 1843—1845. — Consilia seu responsa juris, 
Ingolſtadt 1722; Dillingen 1740. 

Lit.: Schulte, Geſchichte, III. a S. 160. Teichmann. 


Schmauß, Joh. Jak., 510. III. 1690 zu Landau im Elſaß; wurde, nachdem 
er in Halle einige Zeit gelehrt, 1721 vom Markgrafen von Baden- Durlach zum Hof— 
rath, 1728 zum Kammerrath emannt, ging 1734 nach Göttingen, 1743 nad) Halle, 
1744 zurüd nach Göttingen, T 8. IV. 1757. 

Schriften: Reichshiſtorie 1720, (5) 1751. — Corp. jur. publ. sacri Rom. imp. acad., 
Leipz. 1722, (6) 1774, von Hommel 1794. — Corp. jur. | ey acad., Lips. 1730—1732. — 
Einleitung zur —— Leipz. 1741—1747. — Neues Syſtem des Rechtes ber Natur, 
Gött. 1754. — Aladem. Reden, Lemgo 1766. 

Lit.: Schulze, Einl., S. 85. — Pütter, Xitt., II. 3, 448. Teihmann. 


Schmerzensgeld ijt der einem Berlekten gebührende Erfa für die von ihm 
in Folge einer Körperverlegung erlittenen phyſiſchen Schmerzen. 

I. Dem Röm. Recht war das ©. unbekannt (quia liberum corpus nullam 
recipit aestimationem — 1. 7 i. f. D. de his, qui effud. 9, 3), anerfannt war es 
Dagegen jchon in dem älteren Deutſchen Recht (vgl. die Nachweifungen bei 
Stobbe, Deutjches Privatrecht, Bd. III. $ 203, Anm. 26) und wurde in der 
Praris als der natürlichen Billigkeit und den Deutjchen Rechtsanfchauungen ent— 
fprechend ganz allgemein gewährt, jeit e8 in Art. 20 der CCC erwähnt war. Wie 
v. Wächter (Die Buße, ©. 81 ff.) ausführt, fing man jeit dem 17. Jahrhundert an 
„die Erſatzklage bei KHörperverlegungen nach ihrem bedeutendjten Gegenjtande, den 
erlittenen Schmerzen, ala Klage auf dad ©. zu bezeichnen”. Dieje Klage ift dem= 
nach eine actio legis Aquiliae utilis, nicht eine actio iniuriarum ex lege Cornelia 
utilis, fie it eine Erſatz-, nicht eine Strafflage. Nach diejer übrigens noch in der 
neueren Literatur (vgl. 3. B. Bruns im Th. I. ©. 439) und in der neueren 
Judikatur (vgl. 3. B. das Urtheil des OApp.Ger. Kübel vom Jahre 1873 bei 
Seuffert, XXXI. 239) nicht unbeftrittenen juriftiichen SKonftruftion beant— 
worten fich die beiden viel behandelten Kontroverjen über die Ausmeffung des ©. 
und über feine Zulaffung bei kulpoſen Delikten dahin, daß die Bemeffung fich zu 
richten hat nach Art und Größe der ausgeftandenen Schmerzen, nicht nach dem 
Make des BVerjchuldens des Verlehers, und daß auf ein ©. in allen Fällen der 
Körperverlegung, auch den nur auf Fahrläſſigkeit zurüdrührbaren, erfannt werden 
fann. Die Vererblichfeit des S.anipruches auf die Erben des Verletzten ift nach 
beiden Anfichten ausgeichloffen, weil der in dem ©. gewährte Erſatz immerhin eine 
Art von Genugthuung für den von dem Verletzten erduldeten Schmerz ift, welche 
von jeinen Erben nicht beaniprucht werden kann (j. den Art. Schadenserjaß). 
Durch das Rechtsinftitut der Buße (StrafGB. 88 188 u. 231) wird demnach das 
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©. keineswegs bejeitigt, wie das erwähnte Lübecker Urtheil behauptet, e& wird nur 
durch die Zuerfennung einer Buße, die ja lediglich den Charakter einer Entichädigung 
hat (j. den Art. Buße), im einzelnen Falle die weitere Geltendmachung eines 
S.anfpruches ausgeichloffen (StrafGB. $ 231). Aus diefer Natur des S. beitimmt 
fi) auch die Haftung mehrerer Mitthäter,; ein Erſatz braucht nur einmal geleiftet 
zu werden, nicht — wie eine Strafe (Privatitrafe) — von jedem ganz, die Mit: 
thäter haften aljo nur in solidum, nicht jeder auf das Ganze. 

II. Unter den Bartifularrechten billigt das Preuß. Allg. ER. (I. 6 
ss 112—114) ein ©. nur Perfonen vom Bauer- oder gemeinen Bürgerftande zu, 
denen körperliche Verletzungen aus Vorſatz oder grobem Verſehen zugefügt worden 
find. Der Betrag ſoll zwifchen der Hälfte und dem Doppelten der erforderlichen 
Kurkoften bemeffen werden. Dem vornehmen Mann wird ein höheres Ehrgefühl 
zugemuthet, jeine Schmerzen find unfchägbar und fommen nur ala Strafzumefjungs: 
grund in Betracht. Da es fich nicht um ein Standesvorrecht handelt, jondern um 
„einen thatfächlich beitehenden Unterjchied der Stände“ , jo find diefe Beitimmungen 
dur Art. 4 der Preuß. BVBerfaffung nicht aufgehoben (Entſch. des OTrib. in 
Striethorft’3 Archiv, Bd. XXXI ©. 190); das Unpaffende derjelben wird 
indeifen allgemein anerkannt. 

Das Defterreihifche Allg. BGB. gewährt in $ 1325 dem Verletzten 
„ein den erhobenen Umftänden angemefjenes S.“, deifen Höhe demnach lediglich dem 
richterlichen Ermeſſen überlaffen if. Der Anfpruch darauf iſt unvererblich (arg. 
$ 1317), jofern nicht die lage von dem Verletzten bereits angejtellt oder vorbereitet 
it. Im gleicher Weife verpflichten daa Sächſiſche BGB. und das Zürder 
GB. (Bluntſchli) denjenigen, welcher durch feine Verſchuldung (aljo dolus und 
culpa) Jemand an deſſen Körper verlegt, zur Bezahlung eines angemefjenen ©. an 
den Beichädigten. In Baden und Württemberg ilt der Anſpruch auf ©. au 
drüdlich aufgehoben. Ebenſo ift er dem Code civil unbefannt. 

III. Bon Reichögejegen wird dad ©. außer in den erwähnten SS des 
RStrafGB. indireft berührt durch das Geſetz, betr. die Verbindlichkeit zum Schadens 
erjaß für die bei dem Betriebe von Eifenbahnen, Bergwerken ꝛc. herbeigeführten 
Tödtungen und Körperverlegungen, vom 7. Juni 1871 (R.G. Bl., ©. 207), welches 
in $ 3 für den Fall einer Körperverlegung nur den Erſatz der Heilungskoſten und 
des erlittenen WVermögensnachtheild gewährt, im $ 9 indeflen die weitergehenden 
Landesgeſetze aufrecht erhält (vgl. Entſch. d. Neichöger. I. ©. 277), und durch das 
Geſetz über das Poftwejen des Deutjchen Reich vom 28. Dftober 1871 (R.G.BL., 
©. 347), welches in $ 11 im falle der körperlichen Beichädigung eines Neifenden 
lediglich die erforderlichen Kur: und Verpflegungskoſten zujpricht. 

Für die Bemeijung de ©. ift jeht ganz allgemein der $ 260 der CPO. 
maßgebend („Schaden oder ein zu en Intereſſe“). 


Quellen: CCC art. 20. — Allgem. ER. I. 6 $$ 112—114. — Defterr. Allg. BGB. 
2 — Sächſ. BEB. Ss 1489. — Bad. iR Art. 1382 ff. — Württemb. eich dom 
5. Sept. 1839 Art. 14. — Code civil art. 1382—1386. — Bgl. die angeführten Reichẽgeſehe. 


Lit: Glüd, Bd. X. ©. 388 ff. — Gensler im Ardiv für die civil. Prar. Bd. 1. 
S. 151 R. — Sei Unterſuchun en über die ——— Schmerzensgeldklage, 1860 und dazu 
v. Stintzing ind. högl’ 8 Krit. B. J. Schr. B ff. — Die Pandettenlehrbücher von 
Sintenis, Bd. II. $ 125 unb wiki Bd. IL ls (5. Aufl. S. 715 u. 716). — 
v. Wächter, Die Buhe bei — — u. Rönperverlegun en, 1874, ©. 72—87. — —— 
Deutſches Privatrecht, Bd. II 16—419). — euffert’ 8 Archiv I. 220 
227; VII. 138; XU. 316; XIL 31; x. 131; XVII. 42, 138; XXI. 31; xxV. 3: 
.XXVI 30: XXXL 280, 232, XXX. 239. — Förfter, Theorie und Praris des Preuf, 
Privatrechts, Bd. II. $ 151. — Dernbur ; Sehrbuch bes Preuß. Privatrecht, Bd. I. 
$ 261. — Rod, Kommentar mr Algen. ER. (I. RA $$ 112—114). — Unger, Syſtem bed 
Defterr. Privatrechts, Bd. II. S 114 Kam. 16 (©. 3 65). PR 
eil. 
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Schmid, Johann Kaspar v., Freiherr auf Haslach zc., 5 1622 zu 
München, T 1693. Studirte zu Ingoljtadt, ward geheimer Kanzler in Bayern, 
als welcher er der Bahnbrecher für die jpäter durch den nachfolgenden Kanzler 
v. Hreittmayr durchgeführte Gejeßgebungsreform geworden ift. Auf ihn find 
auch die Bayerischen Amortifationsgefege zurüdzuführen. Inſoweit feine Kommentare 
den Givilprozeß betreffen, find diejelben in der Bayer. Gerichtspraris noch bis in 
die neuefte Zeit in Anjehen gejtanden. 

Schriften: Systema Praetensionum Bavaricarum seu Jura Domus Bavaricae. — 
Kommentar über bie erklärte Landesfreiheit (verloren gegangen). — Commentaria amplissima 
ad Jus Municipale Bavaricum in tres Tomos divisa. — Commentarii ad Processum Summa- 
rium — Edictalem, Pontificum et Pandectorum leges, feudorum usus, atque locorum con- 
suetudines. 

Bit.: Oberbayrifched Archiv Bb. I. ©. 379. Bezold. 

& ‚Karl Ernſt, 5 24. X. 1774 zu Weimar, wurde 1804 Stadt- 
gerichtsrath, 1809 Prof. in Jena, dann 1811 in Hildburghaufen Bizepräfident, 
1813 Geheimrath, 1816 in Jena bei den Konferenzen zur Abfaſſung einer Gerichts- 
ordnung umd Grrichtung eines Oberappellationsgericht3 zugezogen, lehrte dajelbft, 
T 28. VI. 1852. 

een Ueber bie BVertheilung ber Kriegsichäden, Hildb. 1808. — Krit. Einleit. 
in d. gel. Recht des Gran. Reichs (in b. —— Recht), are on 1809. — Deutichlanda 
Wiedergeburt, Jena 1814. — Der Deutihe Bund, eine ger N, Jena 1815. — Ueber das 
Bürgerrecht der Yuben, 1816. — Beitr. zum Kriminalrecht — t Dr. Kohlrauſch) Jene 
1818, — lleber vehfrei eit und ihre Grenzen, Jena 1818. — — in Sachen der 
Brüder Freih. dv. Ebersberg gegen Graf d Iben betr., Hersfeld, Mein. 1820. — 
ehrbuch des Gem. Deutichen Staatörechts, — 21. — Der Bühernaddrud, Jena 1823. — 
Ueber bie — — in Großbritannien und Hannover, Jena 1835. — Betheiligt 
am „Hermes 

Sy Günther, Zebenäftizzen, Jena 1858, ©. 83. — Brockhaus. — Mohl, L 
273, 231; 323. Teihmann. 
Shmib, Reinhold, & 29. XI. 1800 zu Jena, trat im burfchenjchaitliche 
Verbindungen ein, was nach langwieriger Unterfuchung ihm eine mehrjährige, durch 
Begnadigung auf 1 Jahr beichränkte Feſtungsſtrafe einbrachte, wurde 1832 außer- 
ordentl. Prof. in Jena, ging 1836 nach Bern, fpäter nad) Jena zurüd, 7 21. 
IV. 1873. 

Schriften: Gejehe ber lee Leipz. 1832, neue Bearb. 1858. — Theorie und 
Methobit Nah bürgerl. echte, 3 ena 1848. — Die Herrichaft ber Geſetze nad; ihren räumlichen 
und — Grenzen, Jena 1863. 

Günther, Lebenäftizzen, 1858, ©. 94, 95. — Unſere Zeit 1873, rer 
Zeihmann. 

Schmidt, Johann Ludwig, 5 22. IV. 1726 zu Quedlinburg, wurde 
1749 in Jena Advokat, 1766 ord. Prof., 1771 Hofrath, F 2. VIII. 1792. 

Belannt durch fein Praktifches Lehrbuch dv. gerichtl. Klagen und Einreden, 1774, 9. Aufl. 
Jena 1845. — — Abhandlungen verſchiedener praktiſcher Rechtömaterien von 
— * 1795 

Lit.: Meuſel, xii. 285287. Teichmann. 

Schmidi⸗Phiſe ldec Juſtus v., & 8. X. 1769 zu Wolfenbüttel, wurde 
1799 Konfiftorial-, Grenz= und Cehnrath, 1806 Hofrath und Geh. Sekretär im 
Minifterium des Herzogs von Braunfchweig, nahm an dem Wiener Kongreß Theil, 
trat wegen arger Beleidigungen und Berfolgungen von Seiten des Herzogs Karl in 
bannöverifche Dienjte, wurde Chef des Jujtizdepartements, 1832 Landdroſt in Hildes— 
— kehrte nach Braunſchweig zurüd, F 23. IX. 1851 zu Wolfenbüttel. 

Schriften: Beitr. zur Lehre von den Pro —— Helmſt. 1793. — Juriſt. Miscel⸗ 
laneen, Schwerin 1795. — Ueber den Eid, Helmſt. 1798. — Anleitung für Anfänger in ber 
Deutiden Diplomatit, Braunſchw. 1804. — Ueber meinen Austritt, Hann. 1827. 

: Brockhaus. Zeihmann. 

Ehmidt-Bhiteldet, Konrad Friedrich v., Bruder des Vorigen, 5 3. VO. 
1770 zu Braunichweig, erhielt 1794 das Dänifche Indigenat, wurde Sekretär des 
Staatöminifters Grafen v. Schimmelmann, 1821 Gtatärath, 1822 Mitdirektor der 
fönigl. Reichsbank, 1829 Konferenzrath, T 15. XI. 1832. 





586 Schmier — Schneidewin. 


Schriften: Verſuch einer Darftellung des Däniichen Neutralitätsſyſtems, Kopenh. 
1802—1804. — lleber da3 jehige Verhältnch der jüdilchen Nation zu dem chriftl. Bürger 
vereine (1809), Kopenh. 1817. — Europa und Amerita, Kopenh. 1820 u. 1832. — Der Europ. 
Bund, Kopenh. 1821. — Proben polit. Redekunſt, Kopenh. 1824. — Ueber bie neuerlichen 
Aufregungen in den Herzogth. Schleswig und Holitein, Kopenh. 1830. 
git.: Brockhaus. Zeihmann. 
Schmier, Franz, & 8. XII. 1680 zu Grönenbach, wurde Prof. in Salz— 
burg 1713, 7 22. XI. 1728 als Reftor. 
— Schriften verzeichnet Schulte, Geſchichte, III.. ©. 165. — Wurzbach, 


Sein Bruder Benedict, & 1682 zu Grönenbach, 1714 Prof. in Salzburg, 
1 28. VI. 1744. 

Seine Schriften bei Schulte, Geidhichte, IIL.a ©. 166. — Wurzbach, XXX. 325. 

Teihmann. 

Schmitthenner, Frieder. Jakob, 5 17. I. 1796 zu Oberbreis im 
Fürftenthum Wied, jeit 1830 Prof. der Staatäwiffenjchaften in Gießen, 1832—1835 
in Darmitadt, wieder in Gießen, 7 19. VI. 1850. Bedeutend als Schriftjteller 
auch auf ſprachwiſſenſchaftl. Gebiete. 

Er ihrieb: Grundriß der polit. und hiſtor. Wiflenjchaften, Giehen 1830—1832. — 
Zwölf Bücher vom Staate, Gießen 1839, 1843, 1845. 

git.: Mohl, I. 62, 76, 137,281. — Blunktſchli, Gedichte, 605—610. — Kaltenborn 
in Bluntſchli's StaatsWört.B. IX. 249—251. Teichmann. 

Schnaubert, Andreas Joſeph, 5 30. XI. 1750 zu Bingen a. Rh., 
trat zur evang. Kirche über, wurde 1783 außerord. Prof. in Gießen, 1784 in 
Helmftädt, 1786 in Jena, 1809 Ordinarius, Geh. Juſtizrath, T 10. VII. 1825. 

Schriften: Erört. der Lehre von den heilbaren und unheilbaren Nichtigkeiten, Marb. 
1780. — Beitr. zum Deutichen Staats: und Kirchenrecht, Marb. 1781—1783. — Lehnredt, 
Braunſchw. 1784, 1786, 3. Aufl. 1799. — Ueber Kirche und Kirchengewalt, Jena (1789) 
1795. — Grundi. des Kirchenrecht? ber Proteftanten und Katholiten in Deutichland, Jena 
1794— 1806. — Auch der Regent ift am die von ihm und feinen Vorfahren gegebenen Geſetze 
gebunden, Roft. 1795. — Lehrbuch des Deutichen Staatsrechts, Jena 1806, 

Lit.: Neuer Netrolog der Deutichen 1825 ©. 1491. — Günther, Lebensſtizzen, 1858, 
S. 76, 77. — Schulte, Geſch. III.b ©. 164. Teihmann. 


Schnaubert, Jul. Frieder. Theod., 5 6. VII. 1786 zu Helmftädt, wurde 
1812 aufßerord. Prof. in Jena, dann außerord. Beifiger des Schöppenftuhls, 7 5. 
I. 1854. 

Schriften: Diss. ad legem Dig. de publiciana in rem act. select. observ., Jen. 
1810. — Das FFamilienverhältnik nach feiner Bedeutung für Dafein, Bildung und geſellſch. 
Zuftand der Menichen, Jena 1816, 1817. — Lehrbuch der Wifjenichaftälehre des Rechts, Jena 
1819. — Hülfsbuch für die juriftiihe Prarid, Jena 1853. 

Lit: Günther, Lebensſtizzen, 1858, ©. 85, 86. Teihmann. 

Schneebrüche (Thl. I. S. 501). Hiermit bezeichnet man das durch Schnee 
wetter in Waldungen umgebrochene Holz. Von juriftiichem Intereffe find die ©. 
nur dann, wenn einer anderen Perſon, ald dem Eigenthümer des betr. Waldes, das 
Recht zufteht, ich derartiges Holz anzueignen. Gin ſolches Recht wird gewöhnlich 
nur den Mitgliedern einer Gemeinde an den Gemeindewaldungen zuftehen. Das 
Recht der Gemeindeglieder hat entweder die Natur einer Ruſtikalſervitut, ift alio 
mit dem Beſitz eine Grundſtücks verbunden und ſetzt jolchen voraus, oder es ijt 
dafjelbe durch einen Gemeindebeihluß den Gemeindegliedern eingeräumt worden. 
Ob im leßteren Tall das eingeräumte Recht ein unwiderrufliches oder widerrufliches 
ift, hängt von dem Inhalt des Berleihungsbeichluffes ab. Denkbar ift das Recht 
auf ©. auch an den Waldungen einer Privatperfon, alsdann aber natürlich allein 
in der Geftalt einer Prädialjervitut. Lewis. 


Schneidewin (Oenitomus), Johann, & 4. XI. 1519 zu Stollberg, im 
Haufe Luthers erzogen, 1548 Prof. in Wittenberg, 1550 zum Doktor promovirt; 
Konfulent und furfürftl. Rath, T 1568 zu Zerbit. 
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Sein Inftitutionentommentar heraudg. von Wejenbed, 1573, von Brederode unb 
Gothofredus, 1596. 


git.: v. Stinking, Geidichte ber Deutichen Rechtswiſſenſchaft (1880), 1.309, 310 u. b. 
Zeihmann. 


Schnell, Samuel, & 1775 zu Burgdorf, jtudirte in Tübingen, wurde in 
der Helvetiichen Periode Senator und Präfident des Kriminalhofes in Bern, nad 
der Mediation Advokat, 1806 Prof. des Bernifchen Rechtes und vaterl. Geichichte 
an der Alademie, in welcher Stellung er, ala Gründer einer wiffenjchaftlichen Rechts- 
ichule im Kanton Bern und Redaktor der wichtigften Geſetze (Civilprozeßordnung 
1821, Givilgefeßbuch 1825) bis zum Jahre 1842 verblieb, F im Januar 1849. 

Schriften: Handbuch des Berniſchen Civilrechts, Bern 1809 u. 1811; des Berniichen 
Civilprozeſſes, Bern 1810. — CGB. der Stadt und Republit Bern mit Anm., Bern 1826 bis 


1834. — Geſetzbuch über das gerichtl. Verfahren in Civilrechtsſachen für Bern mit Anm., 
Bern 1822 und 1835. 


Lit.: rät Gallerie berühmter Schweizer ber Neuzeit, Baden 1871, Bd. II. 
N. 68. — Munzinger, Rektoratörede vom 15. Nov. 1865, Bern 1866, ©. 33 (Zeitichr. d. 
Bern. AJuriftenvereind II. 394, 395, 401—406). — d. Drelli, Rechtsſchulen und Rechts: 
literatur, Züri 1879, ©. 76, 93, 102. Zeihmann. 


Schöffen. Die Schöffen des Altdeutichen Rechts waren Zeugen und Weifer 
des im Wolfe lebenden Rechtsbewußtſeins, aus der Gefammtzahl der Gerichtsgenofien 
Hervorgezogen, um auf die Trage des Richters (d. 5. des Trägers der Gerichtägewalt) 
das Urtheil zu finden. Das hereindringende Juriftenreht und das GSelbitändig- 
werden der im Altdeutichen Recht in eine reine Rechtäfrage umgefegten Thatfrage 
mußte die Schöffen aus ihrer Stellung verdrängen; fie wurden jeit der Garolina 
Solennitätözeugen, Figuranten zur jcheinbaren Kompletirung der Gerichtsbant, Bei- 
figer bei Verkündung des von einem entiernten Jurijtenfollegium auf Grund der 
Akten geiprochenen Urtheild. Natürlich ſank der Name immer mehr theila in Miß— 
achtung, theila in Wergefjenheit. Die Verjuche, der Jury einen fpezifiich Deutichen 
Charakter dadurch beizumefien, daß man für fie den Namen Schöffengericht vindizirte 
(1. 3. B. Leue, Das Deutiche Schöffengericht, Leipzig 1847), blieben ohne praftiiche 
Bedeutung. — Indeſſen hatten fich hier und da (zumal in Württemberg) Spuren 
der ©. bei den Strafbehörden unterjter Ordnung, two es fi) um die Handhabung 
der Ortöpoligei handelt, erhalten. Hieran fnüpften nach Einführung des mündlichen 
Straiverfahrens einzelne Deutſche Gejeße zu dem Zwede an, um auch bei Strai= 
fällen unterfter Ordnung nicht auf die Entfcheidung eines Einzelrichters fompromittiren 
zu müffen. Dies geichah (durch Beiziehung von zwei Bürgern ala ©.) in Hannover, 
Kurheſſen, Oldenburg, Bremen, Baden und in der StrafPO. für die 1866 er- 
worbenen Provinzen Preußens. 

Inzwiſchen waren in dem Kampfe gegen die Weiterverbreitung der Jury Einzelne 
(mit dem größten Aufwand von Scharflinn und Beharrlichkeit v. Schwarze) auf den 
Gedanken gefommen, die erwähnte Einrichtung zu benützen, um fo die auch von 
ihnen anerkannten Vortheile des Schwurgerichts mit Vermeidung der Nachtheile zu 
erlangen. Da die fomplizirte Fragenftellung nur dadurch nöthig gemacht werde, 
daß die Geſchworenenbank jelbjtändig der Nichterbant zur Seite jteht, meinte man 
aller Noth ein Ende zu machen, indem man das Juriſten- und Laienelement zu 
einem Kollegium vereinte. Die VBertheidiger der Jury erhoben gegen diejen Vor— 
ichlag ſcharfen Wideripruch, indem fie nachzuweiſen fuchten, daß durch folche Berufung 
ungleich auägerüjteter Perionen zu gemeinfchaftlicher Thätigkeit gerade die Schatten- 
feiten des Juryſyſtems gejtärkt, die VBortheile fajt ganz aufgehoben würden, während 
die Schwierigkeiten der Trrageitellung gar wol durch Reform des Schmwurgerichts- 
verfahren ohne Alterirung der Grundform gehoben werden können. 

In der That gelang es nicht, durch die Empfehlung des S.gerichts das Fort— 
jchreiten der Jury aufzuhalten. Doch fam eine andere Bewegung auf dem Gebiete des 
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StrafPrz. auch der Ausdehnung der Schöffengerichte in dem eben erörterten Sinne 
zu Statten: die immer deutlicher werdende Einficht, daß eine Berufung gegen das 
Grfenntniß über die Ihatfrage im mündlichen Verfahren nicht am Platze ſei. In 
diefem Sinne hat der Defterr. StrafPO.-Entw. von 1863 bei den Straffällen unterjter 
Drdnung dem Richter drei Schöffen an die Seite geſetzt, jo daß bei Stimmengleich- 
heit Freiſprechung eitfolgen, dagegen aber die Berufung ausgejchloffen fein jollte. 
Gine Weiterführung diejes (in Defterreich wieder aufgegebenen) Gedankens ift es, 
daß die Württ. StrafPO. von 1868 nicht blos für die Verhandlungen der Ober: 
amtägerichte neben zwei Jurijten drei Schöffen zu einem Kollegium vereint, jondern 
die der Kompetenz der Franzöſiſchen Zuchtpolizeigerichte entiprechende Mittelklaſſe 
der Straffälle (d. 5. die nicht vor das Schwurgericht gewiejenen Verbrechen und 
Vergehen) einem Kollegium zuweiſt, welches (ala Straflammer des Kreisgerichtes) 
aus drei rechtägelehrten Richtern und zwei S., eventuell aus vier Richtern und 
drei ©. beiteht, und welches dem Angeflagten ungünftige Urtheile nur mit einer 
Mehrheit von mindejtens vier Stimmen gegen drei, eventyell von fünf Stimmen 
gegen zwei fällen kann, während zur Strafbemeſſung einfache Stimmenmehrheit 
genügt. Dagegen iſt andererjeits gegen Endurtheile auf dem ganzen Gebiet des 
Strafprozeſſes nur mehr die Nichtigfeitäbefchwerde eingeräumt. — Im Königreich 
Sachſen endlich wurde am 1. Oft. 1868 ein Geſetz erlaffen, welches die Straffälle 
unterjter Ordnung zwar den Gingelrichtern beläßt, jedoch die anderen nicht den 
(gleichzeitig eingeführten) Schtwurgerichten zugewiejenen Straffachen einem Kollegium 
überantwortet, das aus drei Richtern und vier ©. beiteht, über die Schuldfrage mit 
einer Mehrheit von mindejtens fünf Stimmen inappellabel entjcheidet, während die 
Strafbemeſſung von den drei Richtern allein mit Offenhaltung der Berufung vorgenommen 
wird. — Daß die Einrichtung ungemein kompliziert jei und die ganz willfürlich 
aufgeitellten Berjchiedenheiten des Strafverfahrens noch fteigere, läßt fich nicht ver: 
fennen; der Löbliche Zwed, Abichaffung der Berufung unter Herbeiführung neuer 
Garantien des richterlichen Verfahrens, wäre beffer durch Aufftellung eines Kollegiums 
von vier Richtern oder noch beffer durch Ueberweiſung der forreftionellen Fälle an 
eine Kleine Jury (etwa von ſechs) erreicht worden. 

Eine neue, ganz unerwartete Wendung war dem Streit dadurch gegeben worden, 
daß das Preußiſche Juftigminifterium fich dafür entichied, in dem Entwurf des 
Geſetzes über die Deutjche Gerichtsorganifation und dem der Deutichen Straf OD. 
den S. in den Gerichten jeder Ordnung Raum zu gewähren (Denkſchrift über ©., 
ausgearbeitet im Preuß. Yuftizminifterium, Berlin 1873). Schon das Belannt: 
werden dieſer Abficht rief eine große literarifche Bewegung hervor, die noch eine 
Zeit lang jortwährte, obgleich die im Herbſt 1874 dem Deutjchen Reichdtage vor: 
gelegten Entwürfe die S.gerichte nur mehr ala Gerichte für Mebertretungen und leichtere 
Vergehen (SS 14 bis 45, 55 des Gef.) Hinftellten und aus dem Amtörichter und 
zwei Schöffen zuſammenſetzten. Verfolgt man diefe Bewegung aufmerkſam und 
betrachtet man den Stand der Sache, wie er fich etwa Ende 1873 in den zwei 
neuejten und bebeutenditen Streitjchriften gegen die Jury (denen von Binding 
und Schüße) darftellte, jo kann wol kein Unbeiangener mehr darüber im Zweifel 
fein, daß die ſog. S.frage nur eine neue Phafe in dem alten Streite zwifchen Ge 
ichworenengerichten und reinen Juriftengerichten war. Die ©. vefrutirten ihre An— 
hänger aus dem Lager fonfequenter oder rüdtälliger Gegner der Jury; ihre erite 
Aufftellung war ein geſchickter Schachzug, darauf berechnet, entweder das Fortſchreiten 
des Jurygedankens aufzuhalten, oder, falls dies nicht gelingen follte, den Uebergang 
unter jeine Fahnen zu masfiren. Gelingt es daher, jei e& durch literariichen Kampf, 
fei e8 durch eine Legislative That, die Jury zu überwinden, dann wird das S.gericht 
von jelbjt verichwinden, da es für die meiften und bedeutendften feiner Anhänger 
dann feinen Zweck erfüllt hätte und jelbit zum Gegenjtande ihrer Angriffe geworben, 
auch von den befiegten DVerfechtern der Jury nicht vertheidigt würde, denen es für 
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das Verlorene, insbeſondere für die Summe geiſtiger Arbeit, die in Deutſchland auf 
die Erfaſſung, Aneignung und Fortbildung des Jurygedankens ſeit 1848 verwendet 
ward, feinen Erſatz bieten könnte. Vielmehr dürften auch unter ihnen Diejenigen 
überwiegen, welche vor die Wahl: „reines Juriftengericht”“ oder „S.gericht“ gejtellt, 
fich feinen Augenblid bedenken, für erfteres au jtimmen. 


Lit: Für Shöffengerichte, oder vielmehr eher noch für Schöffengerichte ala für das 
Geihiworenengeriht: Hye, Schwurgeriht (Wien 1864), ©. 676—680. — dv. Schwarze, Ge 
—— und ©. (1864); Derſelbe, Das Deutſche Schwurgericht und beſſen Reform 
Erl. 1865), ©. 165 ff. Der elbe, —— —7 im Königreich Sachſen, Bd. Il. Heft 3; 
Derjelbe, Dad Schöffengericht, Leipz. 1873; Derjelbe in v. Holtenborff’3 Handbuch 
II. ©. 567—578. — Zadhariä, Dad moderne Schöffengericht, Berlin 1873. — 8 teyer, 
Die Drage der Schöffengerichte, geprüft an der Aufgabe ber Geichworenen, Erl. 1873; Derjelbe, 
Tie Gegner des Schöffengerichts (an der Spike eine Auf —————— in Goltbammer’3 
Arhiv XXI. ©. 369 ff. — Spinola, Schwur erichte und Schöffengerichte, bajelbft XX. 
©. 225 ff. — Binding, Der Kampf um bie —3* der Deutſchen Straſgerichtsbank, im 
XXXII. Banbe der Preußifcien Jahrbücher; Der . be, Die drei Grundfragen ber Organilation 
des ig name Leipzig 1876. — Schüße, Laien in den Probe a it Leipz. 1873. — 

N wurgerichte ober Schöffengerihte, Allgem. Deutjche —— XII. ©. 
177 ff. — Direktor v. Schott in der Augsb. Allgem Ztg. 1872 u. 1873. — Vollert, 
Schwurgericht oder Cchöffengericht, Jena 1873. — Gegen das moderne Schöffengericdht: 
Mittermaier, Dad Volkägericht in Geftalt der Schwur: und Schöffengerichte, Berlin 1866. — 
Glajer, Zur Jurpfrage (Wien 1864), S. 60—70, 2. Aufl. unter dem Zitel: Schwurgerichtl. 
Grörterungen (Wien 1875), S. 138 ff. — v. Bar, Recht und Beweis im Geichworenengericht 
(1865), &.53 ff.; Derfelbe, Zur Frage der Geichworenen: u. Schöffengerichte, Berlin 1873. — 
John, Ueber haare ra u. Schöffengerichte, Yerlin 1872. — Mayer, Geichworenen: 

erichte u. Schöffengerichte, Berlin 1872. — Gotthelf, gg ‚Air und Scöffengerichte, 
ünden 1873. — Seuffert, Gefhworene oder S.? Münden 1873. — Wellmann, Ge: 
ichworene oder &.? Berlin 1873. — Wahlberg, Kritik des Entwurfes einer Deutfchen StrafPD. 
(Wien 1873), S. 10 ff. und Allgem. Defterr. Gerichtägeitung 1872, ©. 1 ff.; Derjelbe in der 
ger Deutichen Strafrechtsztg. XIII. ©. 40 ff. — Gneift, Vier fragen (Berlin 1874), 
S. 142 ff. — Petſch in der Allgem. Deutichen Strafrechtägtg. XIL ©. 321 ff. — Fr. Zimmer: 
mann, Ueber das projeltirte Schöffengericht, Gerichtsfaal 1873, S. 228 ff. — v. Rönne, Die 
Aufgaben des Bürgerelementes im Strafprogeh, Leipz. 1876. — Lauhn, Bon ber Einführung 
der Schöffengerichte ift für die Kriminalrechtäpflege fein Gewinn zu offen, Köln 1873. — 
Walther in der Augsb. Allgem. Zone 1872 unb 1873, insbeſ. Nr. u. 335, Jahrg. 
1872. — Darftellungen gegebener S —— in Gerichtsſaal 1865, ©. 53 i 
Sinner Goltdammer’3 Arhiv XVI 612, 673 ff. (Heinze); XVII. 719, 793 ff. 
( 


immermann); XVII. 257; XVII. 585 (v. Schwarze). — Ueber ben gefammten Streit: 
erhandlungen bes 9., 10. und 11. Deutjchen Juriftentages. — ©. übrigens die Lit. hinter b. 
Art. Schöffengeridt. Glajer. 


Schöffengericht als Strafgericht unterfter Ordnung. — Nach den neuen 
Deutichen Reichsgeſetzen ijt dag ©. lediglich Strafgericht unterfter Ordnung, 
dem Gericht unterjter Ordnung überhaupt (dem Amtsgericht j. diefen Art.) ein= 
gefügt, bei welchem ein Amtsanwalt die Funktion der Staatsanwaltichaft verfieht 
(GVBG. 88 25 und 143, 3. 3). 

I. Der organijatorifhe Gedanke, welcher Hier zu Grunde Liegt, hat 
allerdings infofern eine Modifikation erlitten, als urfprünglich Werth darauf gelegt 
war, auch bezüglich der Rechtsmittel das Verfahren vor den Gerichten aller Ord— 
nungen gleich zu geitalten und die Heranziehung des Laienelementes alſo auch hier 
eine Art von Surrogat für die ausgejchloffene Beitrafung gegen den Ausſpruch über 
die Thatfrage Hätte bilden jollen. et, wo die Berufung gegen die Urtheile der 
S. zugelafjen ift, handelt es fi aljo nur darum, daß auch in den Straftällen 
niederſter Ordnung eine follegiale Enticheidung erfolgen joll. . Das ©. bildet 
dem Prinzip nach ein Kollegium, vor welchen die Hauptverhandlung ftattzufinden 
hat, und das zum Amtsrichter in demfelben Verhältniß fteht, wie die Straffammer 
zum Borfigenden in der Hauptverhandlung; es findet feine Theilung der richterlichen 
Aufgaben jtatt, die Schöffen nehmen mit dem Amtsrichter an der Enticheidung über 
Inzidentalfragen und an der Schöpfung des gefammten Erfenntniffes Theil. Aller 
dings find Ausnahmen nach zwei Richtungen Hin gemacht: 
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1) Die Schöffen haben an gewiſſen Sachen keinen Theil: an Forſt- umd 
Nügefachen, ſoweit dies Landesgeſetze anordnen (EG. zur StrafPO. $ 3), an Sadıen, 
welche durch amtärichterliche oder polizeiliche Strafverfügung (wegen unterbliebenen 
Einſpruchs oder Antrages auf gerichtliche Enticheidung) ihre Erledigung finden, endlich an 
Uebertretungsfällen, wenn der Beichuldigte bei der Vorführung vor dem Amtärichter 
die ihm zur Laſt gelegte That eingefteht (StrafPO. $ 211, Abi. 2). 

2) Die Schöffen haben feinen Theil an denjenigen einzelnen Enticheidungen, 
welche nicht während der Hauptverhandlung ergehen; dieje werden dom Amts 
richter allein gefällt (GVG. 8 30). Von befonderer Wichtigkeit find hier diejenigen 
Gnticheidungen, welche die Eröffnung des Hauptverfahrens, die Vollſtreckung des 
Urtheils und der Wiederaufnahme des Verfahrens zum Gegenftande haben. Die 
Abgrenzung wird bier wenig Schwierigkeiten machen, ausgenommen in ſolchen Fällen, 
wo bei Beginn der Verhandlung jo lange noch zweifelhaft ift, ob diejer bereits ein- 
getreten, eine Entſcheidung nöthig iſt. Inſoweit nach allgemeinen Grundſätzen vor 
der Hauptverhandlung gefällte Entſcheidungen in derſelben geändert werden können, 
gilt dies auch im S. — Aber auch umgekehrt wird dem Amtsrichter das Recht 
vindizirt (Löwe, GVG. 8 31, Nr. 9), Beichlüffe des Gerichtes, welche nach der 
Hauptverhandlung zurüctgenommen oder geändert werben können, allein abzuändemn, 
3. B. über Strafen gegen auögebliebene Zeugen. Der Amtsrichter enticheidet allein 
über Ausfchließung und Ablehnung der Schöffen (StrafPO. $ 31), alfo auch, wenn 
die Nothwendigkeit hierfür fich in der Hauptverhandlung ergiebt; in dieſem falle 
wird er wol auch allein über die Ausſetzung des Verfahrens entjcheiden müſſen. — 
Ferner wird wol anzunehmen fein, daß er diejenigen Funktionen, die bei Haupt— 
verhandlungen vor der Straffammer dem Vorſitzenden allein zutommen, ohne Mit: 
wirfung der Schöffen zu üben hat. Dagegen liegt & im Wortlaut des Geſetzes 
(v. Shwarze, GBG. $ 28, Nr. 3 jcheint anderer Meinung), daß die vom Geſetze 
dem „Gerichte“ übertragenen GEnticheidungen (3. B. über Handhabung der Sitzungs⸗ 
polizei) oder dem Vorſitzenden nicht vorbehaltene (3. B. GBG. $ 176, Abi. 1), 
wenn fie in der Hauptverhandlung erfolgen jollen, auch den Schöffen zufommen. — 
Innerhalb dieſer Grenzen ſind die Schöffen durchaus als Richter, als Mitglieder 
eines Richterkollegiums anzuſehen. 

I. Die Formation des ©. beruht auf der Zuſammenſetzung aus einem 
Amtsrichter und zwei Schöffen. Das Schöffenamt ift ein Ehrenamt und giebt 
nur Anſpruch auf Vergütung der Reiſekoſten (GBG. SS 31, 55). Das Geſetz for: 
dert, daß der Schöffe ein Deuticher fei, erflärt gewiſſe Perſonen für unfähig hierzu 
wegen Schmälerung ihrer Rechtsfähigkeit (GBG. $ 32), ſchließt Andere in minder 
icharfer Weile aus, indem es erklärt, daß fie nicht zum Schöffenamt berufen werden 
jollen (GVG. $ 33 — wegen Mangels des erforderlichen Alters, eines firen Wohn- 
fies, der körperlichen oder geiltigen Eigenjchaften, der nöthigen Unabhängigkeit, S 34 
dajelbjt wegen ihrer anderweitigen Verwendung im öffentlichen Dienft) und giebt 
gewiſſen Perfonen das Recht, das Schöffenamt abzulehnen (GVG. 8 35, beionders 
bemerfenswerth: „Perſonen, welche glaubhaft machen können, daß fie den mit der 
Ausübung des Amtes verbundenen Aufwand zu tragen nicht vermögen“). Die Ur: 
lijten werden alljährlich in der Gemeinde angefertigt (GVG. 88 36 — 38), vom 
Amtsrichter geprüft und richtig geitellt (GV. $ 39) und von einem alljährlich 
unter jeinem Vorſitz zuſammentretenden Ausſchuß gewählter Vertrauensmänner auf 
die Jahresliſte in der Art reduzirt, daß in dieſe 1) die erforderliche Zahl bon 
Schöffen, 2) die erforderliche Zahl von dem Sit des Amtsgerichtes oder in deflen 
nächjter Nähe wohnhaite Hülfsſchöffen (f. diefen Art.) aufgenommen wird (GEBE. 
88 40—44). Ueber die Heranziehung der einzelnen Schöffen zu den ordentlichen und 
außerordentlichen Gerichtstagen enticheidet das Loos; doch kann auf Antrag der bethei- 
ligten Schöffen eine Aenderung der Reihefolge vor Beitimmung der zu verhandelnden 
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Sachen eintreten (GVG. 88 45—50). Die S. werden „bei ihrer erſten Dienſt— 
leiftung“ in öffentlicher Situng „für die Dauer des Gejchäftsjahres* in Eid ge— 
nommen (GVBG. $ 51). 

III. Die Zuftändigkeit des ©., welche durch das GVG. 88 27 — 29 und 
75 geregelt ift, beruht theils unmittelbar auf dem Gejeß, theila auf der der Straf: 
fammer ertheilten Ermächtigung, gewifle Straffachen dem ©. zuzuweiſen. In beiden 
Beziehungen bejtand unverkennbar die Abficht, die relativ minder wichtigen Delikte 
den ©. zuzuweiſen, und ift man von dem Gedanken ausgegangen, daß das ©. nicht 
auf mehr ala dreimonatliche® Gefängniß, Geldftrafe und Geldbuße von 600 Marf 
ertennen jollte. Allein man jcheint jpäter, als einmal die Einführung der Be— 
rufung gegen die Erfenntnifje der ©. bejchloffen war, das Verfahren vor den ©. 
nicht mehr alö ein folches angejehen zu haben, welches geringere Garantien biete 
als das vor der Straifammer. Mean hat daher der Strafbeiugniß des ©. feine 
andere Grenze geſetzt, alö welche vom Strafgeſetz jelbit vorgezeichnet ift. Demnach 
find dem ©. durch das Geſetz zugewiejen: a) alle Uebertretungen; b) die im Geſetz 
mit dem obenbezeichneten Höchjtausmaß der Strafe bedrohten Vergehen (mit nicht 
unmichtigen Ausnahmen, den im GBG. 8 74 und StrafGB. $ 320 erwähnten Ver: 
gehen); c) alle Fälle der Privatanflage; d) nicht qualifizirte Diebjtähle, Unter: 
jchlagung, Betrug und Sachbeſchädigung, wenn es fich um weniger als 25 Marf 
handelt; e) Begünftigung und Hehlerei, wenn das in erjter Linie in Betracht kom— 
mende Delikt zur Zuftändigfeit der ©. gehört. Es fommen aljo Fälle ans ©., bei 
welchen von Anfang an eine bedeutend höhere Strafe als zuläffig erjcheint; über- 
dies gilt die Abgrenzung nach der Höhe des Schadens nur prima facie, nur für die 
Einleitung des Verfahrens; jelbjt wenn fich im Laufe der Hauptverhandlung heraus— 
ftellt, daß der Werth oder Schaden mehr ala 25 Mark beträgt, it darum allein 
die Zuftändigfeit des S. nicht befeitigt und wird dieſes natürlich eine entiprechend 
höhere Strafe zu verhängen haben. Zritt dagegen in einem folchen Yalle aus an— 
deren Gründen die Nothwendigfeit ein, die Verhandlung auszujeßen, dann hat das 
Gericht wegen der hervorgetretenen Höhe des Schadens jeine Unzuſtändigkeit 
auszuſprechen, und diefer Ausſpruch ift, wie aus den Verhandlungen der Juſtiz— 
fommiffion des Neichstages fich ergiebt, für die Straffammer bindend, wie es jcheint 
nicht blos Hinfichtlich der Kompetenzfrage, jondern auch binfichtlich der ſchon aus— 
geiprochenen Gröffnung des Hauptverfahrens. (Vgl. insbeſ. v. Schwarze, GVBG. 
8 28 Nr. 2 und 3.) 

Die der Straffammer überlaffene Zuweiſung der Berhandlung und Entjchei- 
dung gewifler Straffachen an das ©. tritt in einer beträchtlichen Anzahl von Fällen 
(GBG. $ 75 Ziff. 1—15) ein und ift von folgenden Bedingungen abhängig: a) Nur 
Berhandlung und Enticheidung kann überwiejen werden; die Eröffnung des Haupt— 
verfahrens muß noch von der Straffammer beichloffen fein; andererſeits kann die 
Ueberweifung nur bei der Gröffnung des Hauptverfahrens beichlofien werden; aljo 
3- B. nicht, wenn nachher ſich die Geringfügigfeit der Sache herausjtellt und ohne— 
hin eine Ausjegung des Verfahrens eintreten muß. b) Der Antrag der Staats- 
anwaltſchaft muß vorliegen; da die Ueberweifung nur bei Gröffnung des Haupt— 
verfahrens, dieje aber auch gegen den Antrag des Staatsanwalts beichloffen werden 
fann, jo wird unter Umftänden ein Eventualantrag der Staatsanwaltichait geitellt 
werden müſſen. c) Antrag und Beichluß find in das Ermeflen des Staatsanmwaltes 
und der Straffammer gejtellt und nur davon abhängig, daß „nach den Umſtänden 
des Falles anzunehmen ift, daß wegen des Vergehens feine andere ald die oben 
bezeichnete Strafe zu erkennen fein werde“. Dabei handelt e8 fich aber blos um 
eine vorläufige Annahme, welche das freie Ermeſſen des S. weder bei unveränderter, 
noch bei fich ändernder Sachlage beirrt. — Gegen den Beichluß auf Zumweifung der 
Sache an das ©. iſt feine Beſchwerde offen, wol aber gegen den mit ihm zuſammen— 
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hängenden Beichluß auf Eröffnung des Hauptverfahrens, wenn und joweit jolcher 
auch ſonſt der Beichwerde unterliegt (StrafPD. $ 209. Einige Kontroverjen in der 
unten angeführten Schrift von Voitus). 

IV. Auf das Verfahren übt die gemifchte Formation des ©. viel weniger 
Einfluß, als die des Schwurgerichtes. Abgejehen von dem jchon erwähnten Falle 
einer jummarijchen Aburtheilung des vorgeführten, der That geitändigen, nur einer 
Uebertretung Beichuldigten durd) den Amtsrichter allein fommt hier nur die durch 
die Vorzeichnung ordentlicher Gerichtstage getroffene Vorkehrung gegen willfürliche 
Auswahl der Schöffen in Betracht. Die Abweichungen vom normalen Verfahren, 
die immerhin jtattfinden, obgleich man auf Vermeidung folcher bei Worbereitung 
der StrafPD. den höchjten Werth legte, find nicht durch die Formation des Ge- 
richtes, jondern durch die relative Geringfügigfeit der Straffachen und die Noth- 
wendigfeit eines einfacheren Verfahrens herbeigeführt worden: 

1) Die Borunterfuhung ift in den „zur Zuftändigfeit der S. gehörigen 
Sachen“ (mit diefem Ausdrude werden die kraft des Geſetzes dahin gehörigen be— 
zeichnet, jollen die durch Beichluß dahin verwiejenen mit verjtanden werden, jo ge— 
braucht das Gejeh den Ausdrud: „vor die ©. gehörigen Sachen“) unzuläffig (Straf- 
PO. $ 176 Ab. 3), doch ift nicht ausgeſchloſſen, daß der Amtärichter „einzelne 
Erhebungen“ anordne (StrafPD. $ 200). 

2) Die Eröffnung des Hauptverfahrens (f. diefen Art.) richtet ſich 
zwar nach den allgemeinen Grundjäßen, d. h. fie erfolgt auf Grund einer Anklage— 
ichrift der Staatsanwaltichait durch Beichluß des Amtsrichters, allein es treten doch 
erhebliche Abweichungen ein. Es fann „ohne jchriftlich erhobene Anklage und ohne 
eine Gnticheidung über die Eröffnung des Hauptverfahrens zur Hauptverhandlung 
geichritten werden, wenn der Beichuldigte entweder fich freiwillig ftellt oder in 
folge einer vorläufigen Feitnahme dem Gerichte vorgeführt oder nur wegen Weber: 
tretung verfolgt wird“ (StrafPO. $ 211). In anderen Fällen ijt zwar die Ans 
klageſchrift unerläßlich (StrafPO. $ 197), es genügt aber eine ganz einfache Faſ— 
jung, ohne Antührung der Ergebniffe der vorausgegangenen Erhebungen (StrafPO. 
$ 198 Abſ. 1) und es bedarf (dem Fall der Privatflage ausgenommen) nicht der 
vorläufigen Vernehmung des Bejchuldigten. Ueberdies zieht die Natur der Sache 
der vorläufigen Prüfung der Anklage engere Schranfen. Ginerjeits nämlich fann 
von einer Eröffnung des Hauptverfahrens gegen den Antrag der Staatsanwaltichaft 
(gerade hier, wo dieſe durch minder Hervorragende Organe vertreten ift) nicht die 
Rede fein, weil dazu das Subjtrat fehlt. Nach der anderen Seite Hin jei hier die 
bezügliche Stelle der Motive angeführt, weil fie auf die ganze Anordnung des Ver: 
fahren vor dem ©. ein, wegen Seritreutheit der für daffelbe geltenden Bejtim- 
mungen, jehr danfenswerthes Licht wirft: „Es ift nicht zu verfennen, daß bei ge— 
ringfügigen GStraffachen, namentlich bei Polizetübertretungen, zur Gröffnung des 
Hauptverfahrens ein geringeres Maß von Beweifen als in anderen Sachen genügen 
wird und muß, und man wird eine genauere Aufklärung der Sache im Wege von 
Vorerörterungen jchon deshalb ausjchließen müfjen, weil die Vornahme jolcher nicht 
jelten einen größeren Uebelitand darftellen würde ala eine etwa voreilige Gröffnung 
des Hauptverfahrens. Unbedenklich wird beifpielsweije die Anzeige eines öffentlichen 
Beamten bei einer Polizetübertretung zur Erhebung der Anklage genügen. Dies 
liegt aber auch jo jehr in der Natur der Sache, daß das Gejeß geglaubt hat, von 
bejonderen VBorjchriften für die Behandlung geringfügigerer Straffachen abjehen und 
das Weitere dem Gerichtögebrauch überlaffen zu können, und zwar um jo mehr ala 
das Berfahren vor den ©. ohnehin durch die Beitimmung der SS 211, 447 ff. und 
453 ff. eigenthümliche Formen erhalten hat, dergeitalt, daß die Eröffnung des 
Hauptverfahrens durch Förmliche Verfügung des Amtsrichters fich über- 
haupt nicht ala die regelmäßige Berfahrensart darftellen wird.” 
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3. Den Umfang der Beweisaufnahme „beitimmt das Gericht, ohne Hierbei 
durch Anträge, Verzicht oder frühere Beichlüffe gebunden zu fein“ (StrafPO. 
z 244 Abi. 2). 

4. Im Falle der Klageänderung unterliegt die ſonſt obligatorische Auͤs— 
fegung des Berfahrens dem Ermeſſen des Gerichtes (StrafPO. $ 264 Abi. 5). 

5. Erklärt fi das ©. unzuftändig, jo bedarf der Grundſatz, daß diefer 
Beihluß „die Wirkung eines das Hauptverfahren eröffnenden Bejchluffes hat“, hier 
einer Korrektur wegen der fummarifchen Natur der Hauptverhandlung vor dem ©.: 
63 fann der Angeklagte innerhalb einer ihm zu beitimmenden Frift die Vornahme 
einzelner Beweiserhebungen vor der Hauptverhandlung beantragen, über welchen An— 
trag der Vorſitzende des Gerichtes, an welches die Sache verwiejen wird, entjcheidet 
(Straf PO. $ 270). 

6. Das Sifungsprotofoll muß hier mehr als ſonſt enthalten, nämlich 
„die wejentlichen Ergebnifje der Vernehmungen in der Hauptverhandlung“ (Straf: 
PO. $ 273 Abi. 2). 

7. Zu erwähnen iſt ferner die Unzuläffigkeit der Beihlagnahme des Ver— 
mögens des abwejenden Beichuldigten (StrafPO. $ 332 Abj. 2). 

8. Die wichtigjte Gigenthümlichkeit des S.verfahrens ift die Zulaffung der 
Berufung gegen die Urtheile der ©., welche gegen den urjprünglichen Vorſchlag 
der Regierungen erfolgte und in diefer Gattung von Straffachen allein eine 
— des ganzen Urtheils durch eine höhere Inſtanz ermöglicht (StrafPO. 
$ 354 ff.). 

9. In gewiſſen Fällen treten nicht unerhebliche Abweichungen vom nor= 
malen Berfahren ein. Dies ift der all: bei den bejonders ſummariſch zu be— 
handelnden Sachen, die der mehrfach erwähnte $ 211 der StrafPD. bezeichnet, bei 
der auf Grund amtsrichterlicher oder polizeilicher Strafverfügungen ein= 
zuleitenden Procedur (Straf PD. SS 447 ff., 453 ff.). Andererjeits aber übt auch 
die beiondere Natur der Sachen, welche durch fakultative Ueberweifung an das ©. 
gelangen, Einfluß auf das ihrethalb einzuhaltende Verfahren. So werden 3. B. 
diefe Vergehen bezüglich der nothwendigen Bertheidigung den „zur Zuftändigfeit der 
©. gehörigen* Sachen gleichgeftellt (StrafPD. $ 140 „zu verhandeln find“). Es 
entfällt alfo durch die Zumeifung an das ©. die Nothwendigfeit der Beitel- 
lung eines Bertheidigers für Angejchuldigte, welche taub oder ftumm find oder das 
16. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. (Sehr beitritten; F. die u. angef. Schrift 
von Boitus.) Der Umſtand, daß der Fall erſt durch die Meberweifung ein jchöffen- 
gerichtlicher wird, übt auch auf die Zuläffigkeit der VBorunterfuchung und auf die 
Faſſung der Anklageſchrift Einfluß ; letztere kann allerdings in Erwartung des Ueber— 
weifungsbejchluffes ſchon die einfachere Form erhalten, muß dann aber eventuell, 
wenn diefer Beichluß nicht erfolgt, umgearbeitet werden. Auch auf die Zuläffigkeit 
der Unzuftändigkeitserflärung des S. übt dieſes Verhältniß Einfluß (vgl. insbeſ. 
Löwe, StrafPO. $ 270 Wr. 5). 


Giab. u. Lit.: Die im Texte angeführten Gejeheäftellen und die nad u Tre 
eordneten —— zu den bezüglichen Geſetzen don v. Schwarze, mer, ilo, 
oitus, Dalde, Keller, v. Bomhardu. zen A Dreyer. — Dochow 

Der Reichäftrafprozeh (3. Aufl. 1880), ©. 19 ff., 42 ff., 273 ff., 299 f. — v. Bar, Syftematit 

des Deutichen Strafprozehrechts — 1878), S. 109 ff. — v. Schwarze Erör ie 

praftiich wichtiger Materien a. d. Deutſchen PIE, — * 1680), S. 1—19; 

Derielbe in v. Holendorff' 3 Hanbb. II. ©. 545 ff., 557 ff., 561 ff., 579 ff. er, 

Lehrbuch des Gem. Deutichen Stra bropehecht (1880), N 57-61, 74, '236 b. 

Binding, Grundrik (1881), $ 50. — Voitus, ontroverfen betr. die Stra Ay und 

dad GB (Einbau u. Zeipzig 1879), I. ©. 53 ff., 102 ff Derfelbe, Hanbbud) , 

für F (Berl. 1879). — Ko 8, Der Schöffe im Pvert Reiche, 2. Aufl. (Berl. 879). — 

8. Seuffert, Erörterungen über * — er Schöffengerichte und Schwurgeri te aus dem 
wi GEBE, Breslau 1879 d. Anz. dieſer drei Schriften im Gerichtsiaal XXXI. 

455 fi.) — Genzmer, Das — des Amtsanwaltes, 1879. — C. v. Wolf, Der 


v. Holtzendorff, Enc. II. Rechtslexikon III. 3. Aufl. 38 
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Shöffen- und V (Zeipzig 1880). — H. Ortloff, Lehrbuch ber Kriminal⸗ 
polizei (1881), $ 15. Glajer. 


‚ Schömanfn), Franz Joſeph Gonjtantin, & 23. V. 1782 zu Weslar, 
wurde 1808 ordentl. Prof. in Jena, 1813 an der Spibe einer Deputation nad) 
Weimar zu Napoleon entjandt, den er zu milderen Anfichten zu beſtimmen verftand, 
12. XII. 1813. 

Schriften: nbbuch des —— Gießen 1805, 1806. — u vom adens⸗ 
erſatze, Gießen 1 — Prüfung ber Theorie der Culpa des Herrn dv. Löhr, Gießen 1 
Das — ẽ wilrecht mit in Preuß. und Franz. verglichen, Giehen 1808. — Fragmente, 
— Günther, Lebensſtizzen, 1858, ©. 81, 82. Teichmann. 
Schön, Johann, & 26. XI. 1802 zu Langendorf (Mähren), ſtudirte in 
Wien, 1831 außerordentl. Prof., 1836 ordentl. Prof. d. Staatswiſſenſch. in Breslau, 
7 13. II. 1839. 


— rieb: Die Staatswiſſenſchaft geſchichtlich-philoſophiſch begründet, Bresl. 1831, (2) 
gemeine Geſchichte und Statiſtik der Europ. Civiliſation, Leipz. 1833 (franz. von 
Du —— Yaris 1834, —— in re) — De rerum cameralium et polit. studio, 
ee 1833. — De literat. medii Ir litica, Vratisl. 1834. 
e 


: Nowack, —— — — Heft 2 (1838), S. 128—130 und Nefrolog 
Se Breslau 1 62, ‚227. Teihmann. 


Schooßfallrecht it das ke der Eltern, ihre ohne Deſcendenten (Bujen) 
veritorbenen Kinder mit Ausihluß aller übrigen Verwandten, namentlich der Ge- 
jchwifter, zu beerben. Dafjelbe war in den Deutichen Rechtsquellen des Mittelalters 
überwiegend anerkannt, es bildete einen wejentlichen Bejtandtheil der Parentelen- 
ordnung, wurde aber vielfach durch das Gelammteigenthbum und das daraus ab- 
geleitete Acerefcenzrecht der Geſchwiſter bei Verfangenſchaftsrecht und fortgeſetzter 
Gütergemeinjchait und durch das Fallrecht (paterna paternis, materna maternis) 
durchbrochen. Unter dem Einfluß des Römiſchen Rechts hat das ausfchließliche ©. 
vielfach dem konkurrirenden Erbrechte der Geſchwiſter und ihrer Kinder Raum geben 
müſſen. Reines ©. gilt noch heute nach dem Preuß. Allg. LR., Sächſ. BGB., 
dem Fränkiſchen ER., den Stadtrechten von Bremen, Schleswig, Nördlingen und 
Lindau, ferner in Yübel und den Ländern des Gemeinen Sachſenrechts (Anhalt, 
Thüringiiche Staaten, größter Theil von Holftein). Der Vorzug des Vaters vor 
der Mutter hat aufgehört. Beide Eltern erben zu gleichen Theilen; ift nur nod 
einer don ihnen am Xeben, jo erhält diefer das Ganze. — In Defterreih und dem 
Kanton Zürich gilt volllommenes ©. nur, jo lange beide Eltern am Leben; an die 
Stelle eines vorverſtorbenen Elterntheils treten jeine Dejcendenten. Nach dem Jü— 
tiſchen Low (Schleswig) bejchräntt fi) das ©. auf den Vater, die Mutter theilt 
mit den Gejchwijtern. Aehnlich in den Kantonen Bern und Luzern, welche die 
Mutter überhaupt erjt nach dem Tode des Waters zulaffen, und zwar in Kontur: 
renz mit den Geſchwiſtern (Luzern) oder erft nach den Gejchwiftern (Bern). — Bei 
fortgefeßter Gütergemeinjchaft gilt regelmäßig Accrefcenzrecht unter den in der Ge— 
meinjchaft verbliebenen Kindern („Was in der Were erjtirbt, bleibt in der Were“), 
der überlebende Ehegatte fann alfo bei der Abjchichtung fein S. in Betreff der vor: 
veritorbenen Kinder beanjpruchen. Dagegen tritt, wenn das lebte in der Gemein- 
ſchaft mit ihm verbliebene Kind ohne Dejcendenten ftirbt, Accreſcenzrecht zu feinen 
Gunjten ein und die abgetheilten Gejchwilter des verftorbenen Kindes gelangen nicht 
zur Succeffion, auch wo das ©. gejelich nicht beiteht. Als Gegengewicht gegen 
dieje Einwirkung des Gefammteigenthums oder der Were auf das Erbrecht der ab» 
gefundenen Kinder bildete fich vielfach ſchon im Mittelalter ein ausfchließliches gegen 
‚Teitiges Erbrecht der leßteren aus, welches ſowol die Konkurrenz der in der Were 
verbliebenen Gejchwiiter als auch das ©. ausſchloß. Von diefem Standpunfte aus 
erflärt fich das (in Lübeck felbft aufgehobene) Lübifche und nicht minder das Ham— 
burger Erbrecht: jenes giebt vollbürtigen Gejchwijtern überhaupt, diejes, wenigſtens 
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jomweit fie von dem elterlichen Sammtgute abgetheilt find, ein das ©. unbedingt 
ausfchließendes gegenjeitiges Succeſſionsrecht. 

Gigb. u. Lit.: Preuß. Allg. ER. II. 2 88 489 fi. — Sächſ. BGB. $$ 2026, 2097. — 
Ftäntifhe Landgerichtsordnung don 1618, Tit. 84 $ 2. — Bremer Stadtreht von 1483, I. 
19. — Lübeder ee vom 10. Febr. 1862, Art. 17. — Schleswiger Stabtredt, 13. — 
Roth, Bayer. Civilrecht, III. 619. — Heimbach, Lehrbuch be partikul. Privatrechts der 
zu den Oberappellationägerichten Jena und Zerbſt vereinten Länder, S. 501, 508 ff., 517 ff., 
5%0, 522 ff. — Defterr. BEB. 8 735. en private. GB. $S 1917 ff. — Bern. 
Eiv.GB. $5 621, 625. — Luzern. FEB. 8 ., 406. — Züt. Som I. 9.— Hamburg. 
Stadtrecht von 1603, IL 3 $$ 12 fi. — Lüb. Stadtrecht von 1586, IL, 2 * 6ff. 13. — 
Pauli, Abhandlungen aus dem Lübiichen Rechte, III. 56 ff., 108 ff. R. Schröder. 

Schott, Auguit Friedrich, 5 11. IV. 1744 zu Dresden, wurde 1779 in 
Leipzig Beifiger der jurift. Fakultät, Affeffor des Oberhofgerichts, 1782 ordentl. Prof. 
der Rechte, T 10. X. 1792. 

Schriften: Ausg. dv. Doujat, Praenot. can., ig 1776— 1779. — Unparteiiiche Kritik 
über bie neueften —— 1768—1782. — Bibl. der neueſten jur. Lit., 1768—1768, 
1783 fi. — Suppl. zu Lipenius, Bibl. jur, 1775. — Jur. Wochenblatt, 1771 ff. — 
Syst. hist. legum eccles. de temporibus nupt. clausis, 1774. 

git.: Schulte, Geichichte, III.b 158. Teihmann. 

Schrader, Heinrich Eduard Siegfried von, & 81. II. 1779 zu 
Hildesheim, als Sohn des Advofaten und Sekretär? am lutherifchen Konſiſtorium 
©., Itudirte in Helmſtädt mit Vorliebe Mathematik, dann Jura in Halle und Göt- 
fingen, promovdirte 1803 und Habilitirte fich ala Dozent, wurde 1804 außerordentl. 
Prof. in Helmftädt, 1808 ordentl. Prof., ging nah) Marburg, nachdem er vom 
Dekan der philof. Fakultät P. J. Bruns zum Dr. phil. freirt worden, 1810 
nach Tübingen ala Oberappellationsgerichtärath, 1853 Komthur de8 Ordens der 
Württemb. Krone und Obertribunalsrath, 1858 in Ruheſtand tretend, F 16. VIII. 
1860. Am Sabre 1848 war er geam die maßloje Agitation aufgetreten, 

Schriften: Abhandl. aus dem Givilreht, Hann. 1808. — Civil. Abhanbl. (2. Abth.), 
MWeim. 1816. — De summatione seriei (mathemat. preiögefrönte Preisaufgabe ber Alademie 
u Kopenhagen), 1818. — Prodromus corp. jur. civilis, Berol. 1823. — Was gewinnt bie 
ömilche Rechtsgeſchichte durch Gai Jnftitutionen? (Heidelb. Jabıb. 1823 N. 6064, auch 
bejonder3 ebrucht eidelb. 1823). — Justiniani Institutiones, Berol. 1832 (exfter Theil einer 
mit Tafel und Elojjius beabfigtigten großartigen Gefammtausgabe des Corp. jur. civ.), 
ftereotypirt 1836. — De regulis juris, 1837 (zu 5 o's Jubiläum). — Er gab mit Mohl, 
Res u. 4. die Krit. Zeitſchr. für —— hatt heraus, Tüb. (Stutta) 1826—1829. 

it.: Hugo's Magazin. — Savigny, VI. 200; VII. 57; VII. 450d. — Nefrolog in 
der Schwäb. Ehronif es Schwäb. Merfurs, 2. Abth. N. 51 dom 28. fyebr. 1861. — 
KHlüpfel, Die Univ. Tübingen, Leipz. 1877, ©. 89, 105, 136. Teichmann. 

Schriftlichkeit der Willenserflärgngen. Bei einer Willenserklärung 
(einem Rechtsgeſchäft, einem Vertrag) kann von dem Recht Abgabe (Abſchließung) 
in ſchriftlicher Form erfordert werden, und zwar: 

1) entweder zur Gültigkeit der Erklärung, des Rechtsgeſchäfts. In dieſem 
Falle iſt die S. ein essentiale negotii, ohne dieſelbe treten rechtliche Wirkungen 
überhaupt nicht ein, 

2) oder zur Klagbarkeit derſelben. Eine anderweite Erklärung, ein ander: 
weit zu Stande gekommener Konſens kann rechtlich relevant ſein, aber es können 
daraus keine Anſprüche im Wege der Klage durchgeſetzt werden, 

3) oder nur zur Beweisbarkeit derſelben. Hier kann ſogar auch ohne 
Beobachtung der S. geklagt werden und eine Verurtheilung erfolgen, falls der Be— 
klagte geſteht. Im Leugnungsfalle kann der Kläger ſeinen Klageanſpruch aber nur 
durch Vorlegung des darüber ausgeſtellten Schriftſtücks beweiſen. 

Der Grund, warum bei einem Rechtsgeſchäft S. erfordert wird, kann liegen in 
einer geſetzlichen Vorſchrift, welche deshalb erlaſſen iſt, damit „bei dem Handelnden 
eine geſammelte Beſonnenheit hervorgerufen wird, wie ſie für alle ernſten Geſchäfte 
wünſchenswerth iſt“, bzw. damit der wirkliche Abſchluß des Geſchäfts ſcharf von 
allen Vorverhandlungen abgeſchnitten wird, oder damit der Beweis für die Zukunft 
gefichert it. Die ©. kann auch veranlaßt jein durch eine diesbezügliche Verab- 
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redung der Parteien, welche vor oder nach der Perfettion des Geichäfts getroffen tit 
und regelmäßig im erfteren Falle die Gültigkeit, im zweiten nur die Beweisbarteit 
bezweden joll. 

Verträge, welche vor der Vollziehung der ©. geichloffen find (Borverträge), 
haben in den Fällen sub 1 und 2 gar feine Bedeutung und können — was allerdings 
jehr beftritten ift — in dem falle sub 1 nicht einmal durch Verabredung einer 
Konventionaljtrafe indirekt gefichert werden; dieſe ift vielmehr bei Nr. 2 angebradt, 
während bei Nr. 3 aus dem pactum de contrahendo auf Nachholung der ©. ge: 
tlagt werden kann. Hierüber herrfchen indefjen viele Meinungsverichiedenbeiten. 
Vol. den Art. Punktation und die unten citirte Abhandlung von Regels— 
berger. 

Die einfeitige Erfüllung vermag den Mangel der ©. niemals zu Heilen; fie 
gewährt nur eine condictio ob causam datorum, bzw. eine condictio indebiti auf 
Zurüdgabe des Geleiftelen. Der Empfänger kann diefe Kondiktionen nicht einmal 
dadurch abwenden, daß er fich zur Gegenleiftung erbietet. Die zweifeitige Erfüllung 
genügt nur bei Nr. 2 und 3. Gejchah bei Nr. 2 die Erfüllung mangelhaft, jo wird 
meines Erachtens aber auch feine direfte Klage auf genügende Leiſtung gegeben (bzw. 
auf die Aniprüche aus dolus und culpa des Gegners), fondern es iſt auch in 
diefem Falle eine condietio zuläffig, wodurdh die von Stobbe gerügte Un— 
billigfeit (Deutjches Priv.R., Bd. II. $ 178 Anm. 24) ausgeglichen werden 
dürfte. 

Die Art und Weise, in welcher die S. zum Ausdrud kommt, ift eine jehr 
verschiedene: e& genügt entweder jede jchriftliche Firirung des Parteiwillens, oder 
es wird eine förmliche Urkunde, eine Reinfchrift (mundum) erfordert, welche von 
beiden Theilen vollzogen fein muß (jehr bejtritten ift im Gemeinen Recht die Be 
deutung der 1. 17 C. de fide instr. 4, 21), oder es tritt gerichtliche, notarielle 
Mitwirkung oder Zuziehung von Zeugen ein; in fisfalifchem Intereſſe ijt oft die 
Benußung von Stempelpapier vorgefchrieben, wobei zu unterjcheiden, ob die Nicht: 
benugung Ungültigfeit der Erklärung oder nur Strafe nach fich zieht; endlich find 
manchmal gewiffe Worte (Wortformeln) unumgänglich, 3. B. „Wechſel“. Im die 
Schriftform foll die Willenserklärung ihrem ganzen halt nach aufgenommen wer- 
den. Mündliche Nebenabreden haben, wenn die ©. geſetzlich vorgeichrieben 
ift, feine Bedeutung, fie find ungültig, bzw. unflagbar, bzw. unbeweisbar. Bei 
verabredeter ©. enticheidet hierüber lediglich der Vertragswille der Kontrahenten. 

In der allerweiteiten Bedeutung gndlich kommt die ©. einer Willenserklärung 
im modernen Recht da zur Anwendung, wo fie nicht nur für die Entitehung, jon- 
dern auch für die Fortdauer des Nechtöverhältniffes wejentlich ift. Bei diejen ſog. 
Sfriptur-DObligationen ift das Recht in der Schriftform gleichjam ver 
förpert, unlöslich mit ihr verbunden, jo bei dem Wechſel und anderen Inhaber— 
papieren im weiteren Sinne. (Vgl. den Art. Jnhaberpapiere) Mit der ©. 
erliicht prinzipiell das Necht jelbit, indeflen find vor diefem Grundſatz erhebliche 
Ausnahmen gemacht worden durch das Injtitut der Amortijation (f. dieien Art.). 

Unter den einzelnen pofitiven Rechten fam in dem alten Röm. Recht die ©. 
zur Anwendung in der literarum obligatio, und, zwar war fie bei diejer weſentlich 
zur Entſtehung des Vertragäverhältnifies. In den erften Jahrhunderten der Kaiſer— 
zeit fam die jtreng formale literarum obligatio außer Gebrauch und wurde ganz 
durch die Stipulation erjegt, bei welcher man dann bald ein jchriftliches Empfangs- 
befenntniß (cautio, syngrapha, chirographa — die letten Namen deuten den grie- 
chiſchen Urſprung an) mit Angabe des Schuldgrundes zu erfordern pflegte. Endlich 
trat die Schrift vollftändig an die Stelle des geiprochenen Wortes, welches bei ihrem 
Vorhandenjein präfumirt wurde. (Dal. Gneijt, formelle Verträge, 1845 und 
Padelletti, Röm. Rechtsgeichichte, über. von dv. Holkendorti, Kap. 47.) 
Das Gemeine Recht — jedenfalls beeinflußt durch neuere Deutſch-rechtliche Ans 
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ſchauungen — hat wie alle Formen, fo auch die ©. faft ganz befeitigt. Dieſe wird 
gemeinrechtlich nur in jehr wenigen Fällen erfordert, jo beſonders bei der großen 
Schenfung, dem contractus emphyteuticarius über Kirchengrundftüde oder unter Ab— 
änderung der naturalia negotii, Interceſſion der Frauen und lehtwilligen Ver: 
fügungen. Bon den modernen Gemeinen Rechten bat das Handelsrecht das 
Prinzip der ormlofigkeit in weitem Umfang (HGB. Art. 317). Nur wenige Aus— 
nahmen find im HGB. jelbit enthalten; jo wird ©. erfordert bei dem Bodmerei- 
vertrag (Art. 688), der Aktienzeichnung (Art. 174, 208), in dem Falle des Art. 
314 und bei Entftehung der Aftiengejellichaften durch Eintragung in das Handels— 
regiſter (Art. 178, 211). Bal. THöl, 5.R., $ 240; f. auch die $$ 2 u. 6 des 
Genofjenichaftägejeges vom 4. Juli 1868 (BGBL. ©. 415). Daß das moderne 
NRechtsbewußtiein überhaupt der S. nicht geneigt ift, ergiebt fi aus dem Votum 
des 10. Deutichen Juriftentages: „Die Gültigkeit von Berträgen ſoll auch, ab⸗ 
geſehen von Handelsſachen, von der Beobachtung der fchriftlichen Form in der Regel 
unabhängig ſein.“ 

Unter den Partikularrechten hat das Preuß. Allg. ER. die ©. bei Willens- 
erflärungen in einem ſehr weiten Umfang erfordert, und zwar generell bei allen 
Verträgen, deren Gegenftand über 150 Mark beträgt (I. 5 $ 131). Don diejer 
Regel giebt es Ausnahmen nach beiden Seiten hin, bei deren Aufftellung eine leitende 
dee jo wenig maßgebend gewefen ift, daß dadurch das ganze Syſtem des Allg. ER. 
nur noch verwerflicher ericheint. Bei einer Reihe von Rechtsgeſchäften ift immer 
S. nothwendig ohne Rüdficht auf die Höhe des Objekts, während bei vielen an— 
deren von dem Griordemiß der ©. ſtets abgefehen wird (vgl. I. 5 $S 133 ff.). 
Die einzelnen Gejchäfte find zufammengeftellt bei Bornemann, Grörterungen im 
Gebiete des Preuß. Nechte, S. 149 fi. (1855); Förfter, Theorie und Praris, $ 79 
Anm. 65 u. 66, und Dernburg, Lehrbuh $ 96 N. 2 u. 3. Die ©. wird er- 
fordert zur Klagbarkeit, ohne ©. befteht nur eine natürliche Verbindlichkeit. Hierbei 
ift wichtig die Beitimmung des Eigenthumserwerbögejehes vom 5. Mai 1872 (S 10), 
wonach durch die Auflaffung die Formmängel des der Auflafjung zu Grunde liegen- 
den Geichäftes geheilt werden. Die einfeitige Erfüllung ohne die ©. gewährt nur 
einen Anspruch auf Rückgabe, bzw. Vergütung des Geleijteten (I. 5 $$ 155 ff.). 
Die beiderjeitige Erfüllung erjeßt den Mangel der ©. volltommen, außer bei Ber: 
trägen über Immobilien, welche anfechtbar bleiben, wenn nicht bereits die Auf- 
lafjung erfolgt ift (vgl. Striethorft, Archiv, Bd. 74 ©. 122, Bd. 75 ©. 26). 
Ueber Leiftung von Handlungen auf Grund eines mündlichen Vertrages ſ. SS 165 ff. 
1. c. Im Allgemeinen muß bier, was in der Natur der Sache liegt, die Gegen- 
leiftung gemacht werden. Dem Griorderniß der ©. genügen außer förmlichen Ur— 
kunden auch Punktationen, Briefe, Telegramme, unterjchriebene Rechnungen, Pfand— 
fcheine und Aehnliches. Die Unterfchriit eines Bevollmächtigten ift ausreichend, 
wenn die Vollmacht ſchriftlich ausgeftellt war. Stempelunterdrüde aber fünnen 
meines Grachtens die „Unterſchrift“ nicht erjegen. Iſt die ©. nur verabredet, 
fo wird vermuthet, daß nicht blos der Beweis, jondern die verbindliche Kraft des 
Bertrages von der S. abhängen folle (8 117 1. c.). Gegenbeweis ift zuläflig. 
Mündliche Nebenabreden jollen in feinem Falle berüdfichtigt werden ($ 128 1. c.). 
Dieſe Beitimmung trifft nach einer konſtanten Praris nicht zu für folche Neben 
abreden, welche die essentialia negotii berühren und eine Anfechtung des Vertrages 
als rechtöungültig begründen. 

Nach Deiterr. Recht wird ©. erfordert zur Gültigkeit von Verträgen über 
Grundeigentum (Allg. BGB. $ 434), bei nicht durch Uebergabe vollzogenen Schen= 
kungen (58 943 und 956), Griwerbögeiellichaiten (4 1178) und bei Erbverträgen 
(unter Ehegatten, $ 1249). Das Gejeß dom 21. Juli 1871 jchreibt notarielle Ur— 
kunden vor für eine Reihe von Verträgen unter Ehegatten und mit blinden, tauben 
oder jtummen Perjonen. 
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Das Franzöſiſche Recht hat die ©, zum Zwecke der Beweisbarkeit bei 
allen Berträgen über Gegenjtände, welche die Summe von 150 Franken überiteigen, 
vorgejchrieben und damit den Zeugenbeweis hierfür ausgeichloflen (Code civil art. 
1341— 1848). Ebenſo im Badiſchen ER. (Art. 1341), wo die Summe auf 75 Gul: 
den normirt iſt. Dieſe Vorſchrift ift publiei iuris, jo daß nicht einmal die Gegen- 
partei andere Beweismittel zulaffen fann. Der Zeugenbeweis iſt ſogar über Neben: 
abreden nicht zugelaffen. Die ganze Beitimmung iſt vom fünften Deutſchen Juriftentage 
mit Recht für ungwedmäßig erklärt worden. 

Nach dem Sächſ. BGB. erfordern Willenserklärungen und Verträge in ber 
Regel feine bejondere Form. Bei Nichtbeobachtung einer vorgejchriebenen Form ift 
das Rechtögeichäft nichtig, auch wenn dies nicht befonders auägeiprochen iſt (BGB. 
88 100 und 821). ©. ift nöthig bei Verträgen über Grundeigentum ($ 822), 
bei Schenkungen eines Betrages über 1000 Thaler oder wiederfehrender Leitungen 
auf unbejtimmte Zeit von jährlich mehr als 50 Thalern (Erklärung zu gerichtlichem 
Trotofoll oder gerichtliche Beltätigung) und mannigiach bei legtwilligen Verfügungen 
(SS 2070, 2071, 2098, 2104). — Vgl. auch $ 44 des RMil. Geſ. vom 2. Mai 1874 
(R.G. Bl. ©. 45). 

Lit.: Die Panbektenlehrbüder von Keller, 88 57, 221, und Windſcheid, $ 312. — 
Regeldberger, Erörterungen, ©. 134—161. — Thöl, H.R., 88 240-244. — Stobbe, 
Deutiches Privatrecht, Bd. III. $ 173 Nr. UI. 3 ff. — Förſter, Theorie und Praris, Bd. 1. 
ss 79 ff. — Dernburg, Lehrbud, 88 95 ff. — Bornemann, Erörterungen im Gebiete 
des Preuß. Rechts, ©. Dia fl. — — Die Schrift in ihrer Bebeutung nad Preuß. 
Recht. — franz, Meber das Syſtem der ©. der Verträge nach Preuß. Allgem. ER., in 
Gruchot's Beiträgen Bd. XII. ©. 75 ff. — Unger, Syſtem des Defterr. Privatrechts, 
886. — ——— — Civilrecht, Bb. IV. ©. 758. — Verhandlungen bes zehnten 
Deutichen — (187 Ei L ©. 59 ff. und 112 ff., Bd. IL ©. 26 ff. — Seuftert’s 
Archiv I. 95, 198; VI. 19; . 199; . 850; X. 242, 248; XII. 259; XII. 152, 216; 
XV. 12, 13; XVi. 29, 102; XVII. 195, 148, 168; XVII. 222; XIX. 28; XX. 116, 17, 
144, 216, 271, 272; XXXL 80, 109, 214, 215, 262; XXXII. 295; XXXIV. 14. Seil, 


Schriftvergleichung (comparatio literarum), d. 5. die Vergleichung der 
Handſchrift einer ihrer Echtheit nach zweifelhaften oder beftrittenen Urkunde mit 
anderen Schriftjtüden des muthmaßlichen Verfaſſers, um dadurch den Beweis der 
Echtheit oder Unechtheit zu liefern. Die ©. kann jowol im Givil-, wie auch im 
StrafPrz. vorkommen, und fie erfolgt unter Zuziefung von Schriftverftändigen, 
wobei nad) den Regeln des Sachverjtändigenbeweijes verfahren wird. Die aus Miß— 
trauen gegen Fälſchungen erlaffenen Beitimmungen der Nov. 49, c. 2 und Nov. 73 
führten in der fanoniftifch-romanifchen Theorie des Mittelalters zu einem künftlichen 
Syſtem von Regeln über dieje Art des Beweiſes. Als Hauptgrundſatz wurde ber 
aufgeftellt, daß die ©. allein nicht voll beweifen, vielmehr nur halben Beweis 
(probatio semiplena) jchaffen ſollte. Dieje Regel hat man im Gem. Prz. ebenialls 
noch fejtgehalten, wenngleich man font die mittelalterliche Theorie vereinfacht hat. 
Auf demjelben Standpunkt ftanden die Preuß. Allgem. Ger.O. von 1793 Th. ]. Tit. 
13 88 10 ff. und die Hannov. PrzO. $ 335, welche Iehtere ausdrücklich jelbit 
für den günſtigſten Ausfall des Gutachtens der Sachverftändigen noch die Auferlegung 
eines Grgänzungseides vorſchrieb. So genaue Vorjchriften dagegen auch der Code de 
proc. art. 195—210 über die zur verification des 6critures par experts geeigneten 
Schriftftüde und der dabei zu beobachtenden Prozedur giebt, jo wenig jchränft er 
doc das Ermefjen des Richters bei der Prüfung des Refultates des Verfahrens ein. 
Denjelben Standpunkt haben die Deutſche CPO. und StrafPO. gemäß des in 
ihnen adoptirten Prinzips der freien Beweiswürdigung angenommen. 

Quellen: Deutſche CPO. SS 406, 407; StrafPO. $ 98. 

git.: Goldſchmidt, Abhandlungen, S. 101 ff. — Genäler u. Klüpfel im Ardiv 
für civil. Prari® Bd. I. ©. 318 ff, 333 ff. — Ortloff, Jurift. Abhandlungen, Bd. I. 
&. 832 fi. PD. Hinfdius. 
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chulaufſicht. Die große Aufgabe der Erziehung und Bildung der Jugend 
in Öffentlichen Anftalten (scholae, Schulen im weiteften Sinne) ift als eine gemein- 
fame für Familie und Gemeinde, für Kirche und Staat anerfannt. Unbeftritten 
voran mit ihrem Antheil jteht die Familie, jo weit fie den Willen und die Yähig- 
feıt hat, ihren Erziehungsberuf zu erfüllen. Muß aber in Ermangelung defjen die 
Mitwirkung einer höheren Gemeinjchaft eintreten, jo entjteht alabald die Frage, ob 
die firhliche oder die politijche Gemeinde, und damit die weitere Frage, ob 
Kirche oder Staat die Schule beherrichen und leiten joll. 

Dem Mittelalter war durch die Einheit der Kirche auch eine einheitliche Grund 
lage für Erziehung und Unterricht gegeben. Die Kirche war durch ihre Fundationen 
bis zur Ortöpfarre herab jo tief verwachjen mit dem Gemeindeleben in Land und 
Stadt, daß ihr die Leitung des Unterrichts in allen Stufen zufallen mußte. Die 
Schule galt ala „Annerum der Kirche”, jchon aus dem Grumde, weil die Entjtehung 
wie die Fortbildung aller gemeinjamen Anftalten der Art auf dem Perfonal des 
Kerns und auf firchlichen Mitteln beruht. Da nun aber der kirchliche Beruf 
durch Menichen erfüllt werden mußte, welche durch die Hierarchie der Aemter und 
duch den Firchlichen Beſitz mit der ſtändiſchen Ordnung der Gefellichaft in allen 
Stuien verwachien waren, fo fand fich die Kirche auf dem Höhepunkt ihrer Macht 
überall verflochten mit den SHerrichaftsintereffen der höheren Stände. Yhr Beruf 
ur Lehre und Seeljorge ordnete fi) dem Machtinterefje der Firchlichen Regierung 
unter, Waren am Schluß des Mittelalter die großen Vermögensmaſſen der Kirche 
wu fürftlichen und adligen Dotationen geworden, zum Theil auch den Klöſtern und 
Orden approprüirt, auf SKoften der lehrenden und jeeljorgenden Geiftlichkeit, jo blieb 
aur ein färglicher Reit für die Zwede eines allgemeineren Unterrichts übrig. Auch 
in den KHlöftern und Orden trat der Lehrzwed immer weiter zurüd von den bierar- 
hiſchen Bejtrebungen der Erhöhung kirchlicher Macht. Der Lehrberuf der Kirche wurde 
daher ungleichmäßiger und dürftiger erfüllt ala in früheren Jahrhunderten, während 
das Bedürfniß des bürgerlichen Lebens mit der Entwidelung des Handels und der 
Gewerbe wuchs, und das Laienthum nöthigte fich jelbjt zu helfen. In den Städten 
entitehen zuerſt gelehrte Schulen aus nichtekirchlichen Mitteln, und damit auch ein 
beicheidener Antheil des Stadbtregiments und des Kirchenpatronats an der Einrichtuug 
anes öffentlichen Schulweſens. 

Mit der Reformation tritt der geiftliche Beruf der Lehre und Seelſorge 
wieder in den Vordergrund und damit eine nachdrüdliche Anerkennung des kirchlichen 
Lerufs zur Organifation und Leitung der Schule unter Schußherrichait der welt: 
lichen Obrigkeit. Diefe Richtung hat eine Rückwirkung auch auf die Länder geübt, 
die der alten Kirche treu blieben, wie denn auch der Volksunterricht im Tridentiner 
Konzil als eine allgemeine Aufgabe der Kirche nochmals anerfannt wurde. Man 
nannte die Schule noch immer eine „Zochter der Kirche“, ohne freilich hinzuzufügen, 
* ſie, in Ermangelung eigener Mittel, meiſtens „bei fremden Leuten in Koſt ge— 
geben war”. 

I. Borläufig abgejehen von Deutſchland ift daraus ein Kommunionge 
verhältni zwiſchen Kirche, Gemeinde und Staat an den Anftalten des öffentlichen 
Unterrichts in der europäifchen Welt hervorgegangen. Ueberall galten die Grund— 
geſehe der herrichenden Staatäfirche als Theile des gemeinen Landrechts. Die 
herrichende Kirchengemeinſchaft allein befigt die obrigfeitlichen Rechte einer „Kirche“ 
und die Leitung der Schulen, unter Mitwirkung ftädtifcher und anderer Korporationen 
und unter allgemeinen Oberaufſichtsrechten des Staats. Eine jolche 
wird au& dem ius advocatiae et inspectionis saecularis abgeleitet, mit der aner- 
fannten Aufgabe, durch ein ius cognoscendi, interdicendi, confirmandi dafür Sorge 
yu tragen, daß die vorhandenen Inſtitutionen, Stiftungen und Einkünfte ihren be= 
—— Zwecken erhalten bleiben. In der ſog. Aufklärungsperiode werden 
dieſe Gewalten meiſtens im Sinne einer Milderung der kirchlichen Ausſchließlichkeit 
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gehandhabt. Der Geiſt der Toleranz geht indefjen doch nicht weiter als bis zur Duldung 
einer Religionsübung über die Grenzen eines exercitium religionis privatum hinaus, 
zur Zulaffung der einzelnen Belenner zu den bürgerlichen und politifchen Rechten 
und allenfalls auch zur Admiſſion einzelner Diffidenten zu den öffentlichen Unterrichts— 
anftalten. Der jtreng fonfeffionelle Charakter der Unterrichtsanftalten wie der 
Staaten bildet bis zum Schluß des XVII. Jahrhunderts die entjchiedene Regel der 
europätichen Welt. 

Erſt jeit der Franzöſiſchen Revolution Hat die neu gejtaltete ftaatd- 
bürgerliche Gejelljchaft die völlige Gleichheit ihrer Mitglieder ohne Rüdficht auf ein 
Glaubensbefenntniß zu ihrem Lebensprinzip und „Grundrecht“ erhoben, deffen Aus- 
führung aber alsbald auf Hinderniffe ftieß. Die erjtrebte Gleichheit konnte nicht 
darin beſtehen, daß allen diffidentifchen Belenntniffen und Sekten die Privilegien 
und obrigfeitliden Rechte der Hiftorifchen, mit dem Gtaatöwejen verwachjenen 
Kirche beigelegt wurden. Der umgekehrte Verfuch, diefe „Kirche“ zu ignoriren und 
mit Bejeitigung aller ihrer Rechte, Privilegien und Befigungen die Kirchengemein- 
ſchaft nur als eine Privatgejellihait zu behandeln, ließ fich nur in einem Schredens- 
regiment auf kurze Zeit verwirklichen. Der endliche Erfolg bejchräntte fich daher 
auf eine äußerliche Auseinanderjegung, bei welcher die Staatäfirche ala ſolche 
jtehen blieb, neben ihr aber den einzelnen Belennern anderer Denominationen 
die bürgerliche Rechtögleichheit, den einzelnen Gemeinden die öffentliche Religions— 
übung, ihren größeren Verbänden ein gewiffes Maß der Selbjtverwaltung gewährt 
wurde. Es war damit den diffidentifchen Belenntniffen auch die Errichtung eigener 
Schulen überlaffen. In ungleihem Maße wurde ihnen auch eine Zulaffung zu den 
höheren, altprivilegirten Unterrichtsanftalten gewährt. Dagegen blieb im Vermögens», 
Familienrecht und im Verwaltungsrecht des Staats die „Kirche“ doch wejentlich in 
ihrem Beſitzſtand, die kirchlichen Behörden ausſchließlich mit einer obrigfeitlichen 
Würde befleidet, ihre Geiftlichkeit in Befig der alten Immunitäten. Das alte 
Staatskirchenrecht, joweit es nicht ausdrücklich durch Gejege modifizirt war, galt noch 
als ergänzendes gemeined Landesrecht. Im Staatsceremonial, in den öffentlichen 
Einrichtungen und in der Volfäfitte blieb der Eonfeffionelle Charakter des Staats 
verbandes ſtehen. Im Unterrichtsweſen entjtand daraus eine thatjächlih Eoordi- 
nirte Stellung der ftaatäfirchlichen und der Staatöorgane unter vielen Schwankungen 
und Reibungen. Während in Frankreich dem Namen nach das gejammte Unterrichts: 
wejen unter die centralifirte Leitung des Staats trat, blieb doch der wiederher- 
geitellten Hierarchie ein jehr breiter, von Zeit zu Zeit vorherrichender Einfluß. In 
der Mehrzahl der romanischen Staaten blieb das alte Verhältniß der Römifchen 
Kirche bejtehen, und nur von Zeit zu Zeit drängte das ftaatliche Auffichtsrecht im 
Intereſſe der bürgerlichen Freiheit und Gleichheit den kirchlichen Einfluß zurüd. 
Die tolerirten Minoritäten evangeliichen Belenntniffes haben in Europa der römiſch— 
und der griechiich-katholifchen Kirche gegenüber nur die rechtliche Gleichheit der 
Einzelnen, die öffentliche Religionsübung, die Selbjtverwaltung ihrer Angelegenheiten, 
nicht aber eine Gleichberechligung ihres Kirchenregiments erlangt. 
| Il. Die Eigenthümlichfeit der Deutſchen Entwidelung im Gegen: 
ja aller anderen Staaten Europa’s bejteht nun darin, daß ſeit der Reformation 
eine Mehrheit von „Kirchen“ mit der Deutichen Landeshoheit verwachjen ift auf 
Koſten unferer politifchen und nationalen Einheit. Seit dem Weitfälifchen Frieden 
zertheilt fich Deutfchland in gefchloffene, ziemlich abgerundete Gebiete, welche einer- 
jeitö der Römifchen Kirche, andererfeitd dem Belenntniß der Auguftana zugehören. 
Die Eatholifchen, lutheriſchen und veformirten Ginzelftaaten nehmen nun zjunächſt 
denjelben Entwidelungsgang wie die fonfeffionellen Staaten Europa’s. Es kommt 
zuerſt zur Geltung ein Syitem der „Toleranz“, welches durch Ausdehnung des 
Auffichtsrechts, durch die allgemeine Einführung des placet regium, durch eine er- 
weiterte Einwirkung auf die obrigkeitlihe und Vermögensverwaltung der „Kirche“ 
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den Bekennern der nur geduldeten Konfeſſionen bürgerliche Gleichheit, eine freiere 
Religionsübung und Selbftverwaltung zu verichaffen ſucht. Es war fchon ein 
dynaſtiſches Intereſſe, welches die größeren Reichsſtände zu einer Behandlung ihrer 
Unterthanen auf gleichem Fuß bewog. Allmählich aber macht fich auch ein mehr 
oder weniger klar empfundenes Gefühl geltend, daß die Deutjche Nation nicht fort- 
beftehen könne, wenn zwijchen ihren Religionstheilen feine Ehe, feine Verwandtſchaft, 
feine fittliche Gemeinjchaft von der Taufe bis zum Grabe, feine Gemeinfchaft der Er- 
siehung, der Bildung der Humanitätsanftalten mehr bejtehen könne. Das natur« 
gemäße Berwachſen der politischen und der kirchlichen Gemeinen, des einheitlichen Staats 
mit der Hiftorifchen „‚sirche‘‘, welches allen anderen Völkern Europa’s zum Ein— 
Jeitsband für Staat und Geſellſchaft geworden ift, wirkte in Deutjchland alg 
en ftetiges, mächtiges, mit der Macht der Kirche wachjendes Element des Zwie— 
Ipalts der Nation. Es erklärt fich daraus, fowie aus der Kleinheit der terris 
torialen Staatskörper, daß eine ftaatliche Bevormundung über die Kirchen ſich jo 
ibermäßig entwidelt hat. Ausführbar auf die Dauer war das Syſtem des Weſtf. 
Friedens überhaupt nur, two die fatholifche, Lutherifche, reformirte Bevölkerung in 
gröheren Gebicten ziemlich unvermifcht zufammenlebten, nicht aber da, two fie ört— 
ih im engjten Verbande neben und durcheinander wohnten. Dies Verhältniß kam 
am früheften zur Erjcheinung in Schlefien, jeitdem es zur Preußifchen Provinz 
und die volle Gleichheit der beiden Kirchen zu einer Xebensbedingung des Preußi— 
Ihen Befiges geworden war. Auf diefem Boden entwicelte fich zuerſt die Frideri— 
vantihe dee, daß der Staat nicht blos abmehrend gegen die Ausſchließlichkeit 
der Kirchenfyfteme, ſondern poſitiv ordnend die getrennten Glieder der Nation 
wieder zufammenzufaffen habe, durch die Einheit des Familienrechts und der 
geiſtigen Bildung. Diejen Gedanken knüpft das Preuß. ER. von unten herauf 
un eime volle Gleichjtellung der kirchlichen Ginzelgemeinden, von oben herab 
an die einheitliche Oberleitung der Staatögewalt: während es dazwijchen die Stel- 
lung der „kirchlichen Oberen‘ (d. h. die beftehenden kirchlichen Verfafjungen) im 
Beimtlichen unverändert läßt. Innerhalb diejes Syſtems erfcheint nunmehr die 
Säule als „Veranſtaltung des Staats‘ der oberften Direktion der Staatöbehörden 
unterworgen. Die Bezirks- und Örtliche Aufficht bleibt unter fchonender Beibehaltung 
%s Hertommens verbunden mit dem Perjonal der kirchlichen Oberen. Daraus folgte 
nın aber doch eine Unterordnung der „‚geijtlichen Oberen‘ unter Staatögebote, welche 
unvermeidlich zu einem Widerſpruch mit firchlichen Grundfäßen treten mußten, 
mehr die Schulen ala „Veranftaltungen des Staates’ in wachiendem Maß den 
Öberafter der Gemeinjamteit annehmen. An Hunderten von Orten war 
* ſchon unter Friedrich d. Gr. unmöglich den Kleinen armen Gemeinden und den 
Gutsbezirten gefonderte Schulen für den fatholifchen und evangelifchen Theil zu 
geben. Diefe Schwierigkeit wuchs und dehnte fich mit der Freizügigkeit jpäter auf 
das ganze Land aus, und auch für die Höheren Unterrichtsanftalten wurde eine Benußung 
durch verschiedene Konfeffionen noch unvermeidlicher als für die neueren. Die dee, 
nen „allgemeinen Religiongunterricht”, der beiden Religionätheilen gemeinjam fein 
jollte, in ſolchen Anftalten zu ertheilen, ijt nur vorübergehend und faum im Ernſt 
arfgetaucht. Ebenſowenig hat man fich mit dem anderswo beliebten Gedanken be- 
gnägt, den Religionsunterricht von der „konfeſſionsloſen“ Schule zu trennen. Die 
Zeutiche Gewifjenhaftigkeit hat fich die Sache weniger leicht gemacht, vielmehr dem 
agenthümlichen Verhältniß des Landes entiprechend in dem Preußischen Schulregle— 
ment don 1801 die jchtwere Aufgabe unternommen, mit dem gejonderten Unter: 
ht in den kirchlichen Belenntniffen den gemeinjamen Unterricht in den 
Glementen der Wiffenichaft zu verbinden, — eine dem Deutjchen Leben eigenthümliche 
Kombination, die fi von Schlefien auf die übrigen Landestheile und von den 
unteren auf die höheren Unterrichtsanftalten ausdehnte. Die konfeſſionelle Miſchung 
der Bevölterung umd das Bewußtjein der vollen, grundfäßlichen Gleichberechtigung 
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der „Kirchen“ ließ feinen anderen Ausweg übrig. Der allgemeine Schulzwang, 
fobald er ernitlich zur Durchführung fam, machte es unvermeidlich, Kinder einer 
fonfejfionellen Minorität in Anftalten einzuichulen, die zunächit für die jchulpflichtige 
Jugend einer anderen Kirche entjtanden und beftimmt waren. Die jtetig weiter 
ichreitende Bertheilung der Schulerhaltungslaft auf die politifchen Gemeinde— 
verbände machte es unvermeidlich, die öffentlichen Schulen durch die Beiträge ver- 
ichiedener Konfejlionen erhalten zu laffen, die nicht für Anjtalten beanjprucht werden 
fonnten, welche im Sinne kirchlicher Ausjchließlichkeit geleitet wurden. In dem 
ganzen Gebiet des öffentlichen Schulwejens mußte daher (unbejchadet des jtreng 
fonfejfionellen Charakters alles Religionsunterrichts) eine ftetige Rüdficht auf Kinder 
anderer Belenntniffe genommen werden, welche an dem Schulunterricht thatjächlich 
Theil nehmen oder in Folge der Freizügigkeit und des Schulzwangs jederzeit einen 
Maß in der Schulanftalt finden müſſen. Demgemäß geitaltete fich nun auch die 
©. Die Schulreglements Friedrich's d. Gr. und das Preuß. LR., indem fie eine 
Lokal- und Kreisaufficht der Schulen durch den Ortsgeiftlichen und feine „geiſtlichen 
Oberen“ vorbehalten, verpflichten die Geiftlichkeit, fich ‚‚nach den vom Staate ertheilten 
Schulordnungen zu achten”, und behalten die GEntjcheidung über „Meinungsver— 
jchiedenheiten‘ zwiichen den kirchlichen und weltlichen Xeitern der Schule der 
höheren Staatsbehörde vor (Allg. XR. II. 12 88 15—17). In Borahnung 
möglicher Konflikte ift in den Schulreglements von 1763, 1765 und 1801 auch jchon 
die Beitellung beionderer Staatsjchulinipeftoren neben den Erzprieſtern vorbehalten. 
63 waren bier eben andere Schwierigkeiten zu überwinden, als in den Staaten, denen 
der Gedanke kirchlicher Gleichberechtigungen bis Heute fremd geblieben ift und 
die fich deshalb zu einer Vergleichung nicht eignen. Der Preußiiche Staat wußte 
dieſe Schwierigkeiten feiner Zeit nur zu überwinden durch die Macht des abjoluten 
Staats, dem die katholiſche Geiftlichkeit ebenjo Obedienz leijtete, wie die mit der 
Staatöverwaltung eng verflochtenen evangeliichen Kirchenſyſteme. In den Deutichen 
Mittel und Kleinſtaaten famen in Folge des Vorherrichens einer Kirche und in 
Folge der geringeren Zeriplitterung der Gemeindeverbände diefe Schwierigkeiten erft 
jpäter und in geringerer Spannung hervor. 

Mejentliche Nenderungen in diejen Verhältniffen mußten nun aber jeit 1815 
eintreten mit der Wiederherjtellung des päpjtlichen Kirchenregiments und der biichöf- 
lichen Diöcefalregierungen, deren Macht und Bedeutung lange Zeit unterjichäßt 
wurde. Mit dem Kurialſyſtem lebte naturgemäß der Anſpruch der Römiſchen Kirche 
auf die Herrſchaft über die Familie und Schule im Geift des Kanonifchen Rechts 
wieder auf und damit ein Widerftreben, bald auch ein ſyſtematiſcher Widerjtand 
gegen die bis dahin befolgten Anordnungen des Staats, zujammentreffend mit dem 
allgemeinen Widerjtreben der Nation gegen die „Omnipotenz'“ des Abjolutismus. 
Wie alle gejellfchaftlichen Pojtulate, jo glaubte auch dies, durch allgemeine Sätze 
(Grundrechte) die VBerhältniffe zwiichen Staat und Kirche zu regeln. „Jede Kirche 
und jede Religionsgejellichaft ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten jelbit=- 
ſtändig“, — eine juriftiich unfaßbare Allgemeinheit, die alsbald eine Auslegung 
erhielt, durch welche alle Streitfragen zwiichen Kirche und Staat uno actu zu 
Gunſten der kirchlichen Regierungägewalt entichieden fein jollten. Und da nun auch 
die evangelifche Kirche ein entiprechendes Maß der „Selbſtändigkeit“ beanipruchte, 
jo ergab fich eine centrifugale Bewegung, welche von der Volksſchule herauf bis 
zur Univerfität die Elemente der Gemeinschaft aufzulöfen und mit dem Schlagwort 
der „Konfeſſionalität'“ in der Schule wie in der Ehe zu den Grundjähen des Wejt- 
täliichen Friedens zurüczufehren verſuchte. Die jeit 2 Jahrhunderten mühſam 
errungene Einheit jollte lediglich eine Verirrung der Aufklärungsperiode, als ein 
GErzeugniß der Franzöſiſchen Revolution fein. Mit gleichem Eifer (aber mit jehr 
ungleichem Erfolg für die kirchliche Herrichaft) wurde die ausjchließliche Beitimmung 
der Unterrichtsanitalten für den einen oder anderen Neligionstheil, namentlich in 
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Preußen zum Prinzip der Verwaltung erhoben. Die vorherrichende Richtung auch 
der pädagogischen Literatur erjchöpfte fich in der Darlegung der von Niemandem 
bejtrittenen Wahrheit von dem nothwendigen Zufammenhang der religiöjen und 
geiftigen Bildung der Jugend, aus der die grundjägliche Scheidung nach Religions- 
teilen fich durch einfache Schlußfolgerung ergab. Daß mit der jtreng firchlichen 
Organifation der Schule, jowie der Schulaufficht der Minorität der Kinder anderer 
Bekenntniſſe Gewalt an ihrem Recht und ihrem Gewiſſen gejchehe, erregte bei der 
Mehrzahl der Kirchen» wie der Schulmänner wenig Bedenken. Dies Verhältniß 
wurde entiveder ignorirt oder als ein nebenfächlicher Umjtand bemerkt, der zur 
Zeit „und in einigen Tauſend'“ Volksſchulen und einigen Hundert höheren Unter: 
rihtsanftalten eintrete und oft nur „eine recht geringe Zahl” von Kindern betreffe. 
Derfelbe Hriftliche Standpunkt, der jede Berührung der Kinder jeines Belennt- 
niffes mit Lehrern oder Schülern einer anderen SKonfejfion als ein sacrilegium und 
als gleichbedeutend mit dem Syſtem der religionslojen Schule darftellt, trägt fein 
Bedenfen, die Kinder der Minorität in Unterrichtsanftalten hineinzuzwingen, die 
ausichließlich im Geiſt einer anderen Kirche lehren follen. Wie nach der Gejtaltung 
unferer Gemeinden für die Kinder der Minorität zu jorgen fei, glaubt die Mehrheit 
der Fachmänner überhaupt der „Fürſorge des Staats" überlaffen zu fünnen. Bei 
ganz unlösbaren Mifchverhältniffen der Konfeſſionen will der theologiiche Standpunft 
allenialla eine „Simultanjchule ala fingulären Nothbehelf beitehen lafjen, analog 
einer „Notheivilehe‘‘, wo die widerjprechenden Anſprüche der Kirche mit dem Landes— 
zccht abfolut unvereinbar find. Diefe Standpunkte verfennen gänzlich, daß jolche Miß— 
ahtung des jchwächeren Theil nur in Staaten mit einem einheitlichen Staats— 
firheniyitem bejtehen kann, daß fie dagegen unter 2 gleichberechtigten, gleichmächtigen, 
einander widerjtreitenden Kirchenſyſtemen zu Widerfprüchen führen, die ihre Löſung 
durch die Gejeßgebung und das Auffihtsreht des Staats finden 
müſſen. Der individualiftifche Grundzug unferes Volks, der alle Widerfprüche der 
modernen Gejellichaft in feinem Staatöwejen aufeinanderhäuft, verfolgt gleichzeitig 
mit dem Ginheitögedanten die Idee einer abjoluten Abjchließung der Religionstheile 
in ſouderäner Gelbitändigfeit bis in ihre äußerten Konjequenzen. Grit durch die 
praftiichen Konjequenzen fommt es der Bevölkerung langjam zum Bewußtjein, daß 
men unfere Familienväter nicht zwingen fann, ihre Kinder in Schulen zu jchiden 
und Schulen zu erhalten, welche lediglich Annera einer anderen Kirche find, die den 
Glauben diefer Eltern und Kinder ala Irrglauben zu bekämpfen für ihre heilige 
licht Hält. Dies Verhältniß, welches der Partifularismus in jeiner theologiſchen 
und pädagogiſchen Gejtalt als einen ‚blos juriftiichen Standpunkt‘ bei Seite jchiebt, 
ft es, welches Deutichland zu der mühſam errungenen Gemeinfchaft der Schule und 
der Schulaufficht nothiwendig zurüdführt. Freilich ift es der rechtliche Gefichtspuntt, 
der im gejellichaftlichen Streit zuletzt zur Geltung fommt. 

In Preußen, wo dad Spitem der konfeffionellen Schulen jeit 1848 noch 
einmal die afutejte Gejtalt gewonnen hatte, ijt die Rückkehr zu dem Hijtorifch ge— 
wordenen Recht durch Gef. v. 11. März 1872 erfolgt: „Unter Aufhebung aller 
entgegenftehenden Beitimmungen jteht die Aufficht über alle Unterrichts: und Er— 
wehungsanftalten dem Staate zu. Demgemäß handeln alle mit diefer Aufficht 
betrauten Behörden und Beamten im Auftrag des Staats. Die Ernennung der 
Yofale und Kreisſchulinſpektoren gebührt dem Staat allein.” Sachlich entjprechen- 
der wäre der Ausdruck: „Staatliche Oberaufſicht“, injofern ala das nähere 
Recht der Familie und der chulunterhaltenden Gemeinde, vorbehalten bleibt. Aus 
dem firchlichen Streit der Gegenwart wird fich als dauerndes Reſultat auch wol 
das Anerkenntniß erhalten, daß den Kirchen ala organifirten Körperichaiten ein 
maßgebender Antheil am Religiongunterriht und eine Stimme in der Regelung 
des Schulplans gewahrt werden muß. Nur in der zufammengejegten Gejtalt, welche 
die Shulfuratorien durch Mitglieder der Ortsobrigfeit, der Gemeindeverwaltung, 
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der Geiftlichkeit und des Schulperjonals erhalten, laſſen fich die Schwierigkeiten 
löſen, welche jede Gemeinſchaft eines Unterrichts für verichiedene Konfeffionen in 
Auswahl der Lehrer, der Lehrbücher, im Gefchichtsunterricht ıc. darbietet. Immer 
wird das Gedeihen jolcher Anjtalten am meiſten von der Fürſorge der zu nächſt 
daran Betheiligten abhängig bleiben, und in dem engeren Kreife der Suratorien 
findet die individuelle Rückſicht auf die konfeffionelle Miſchung der Bevölkerung die 
geeignete Beachtung, welche in einer jtaatlichen Uniformirung des Unterrichtäweiens 
nach Franzöſiſchem Mufter nicht zu finden it. Während aber der firchliche Antheil 
die nothivendigen Seiten der Sonderung darftellt, jo Hat der Staatsantheil die 
nothwendigen Glemente der Gemeinſamkeit aufrechtzuerhalten. Unentziehbar bleibt 
daher dem Staat die Oberleitung und ein superarbitrium, um gegen die Ausichließ- 
lichkeit der firchlichen Beltrebungen die nationale Gemeinfamfeit des 
öffentlichen Unterrichts durch feine Auffichtsrechte zu erhalten und mit ftaat= 
lichen Mitteln zi erzwingen. 

Lit.: Dal. Sneift, Die fonfeifionelle Schule, Berlin 1869. — In ber überreichen kirch— 
lichen und pädagogiichen Lit. Deutichlands fommt die nothwendige Rüdficht, welche die Fach— 
männer auf die ftaatärechtlichen VBerhältniffe ihres Landes (Parität der anerkannten Kirchen, 
Schulzwang, Schulunterhaltung, Gemeindeverfaffung) zu nehmen haben, bis jet nur langſam 
zur Geltung. Gneift. 


Schulbauten, Schulbeiträge, Schulgeld. Die Aufbringung der Koſten 
für die öffentlichen Schulen konnte nicht wol ein Gegenjtand bejonderer Rechts— 
bildung werden, ſolange das öffentliche Schulweien lediglich ala Annerum der Kirche 
galt (j. den Art. Schulaufficht). Nur in den Städten waren gegen Ende des 
Mittelalters gelehrte Schulen auch aus jtädtiichen Mitteln begründet worden. Erft 
jeit der Reformation kamen auch dürftige Anfänge eines Elementarunterrichts 
zur Gricheinung, deren Ausdehnung auf das platte Yand ſeit dem XVII. Jahrh. 
Gegenftand äußerſt verwidelter Anordnungen wird, welche bier vorzugsweife zu 
erörtern find. 

In den katholifchen, wie in den proteftantifchen Ländern Deutichlands hatten 
fi die Anfänge eines Volksunterrichts an die alte kirchliche Vorſchrift angeichlofien, 
ut presbyter clericum habeat, qui possit scholas tenere. Die Küſterei war zugleich 
die Schule. Die Wohnung, das Küfterland, die Gebühren und Mecidentien des 
Küfters bilden die uriprüngliche Ausftattung der Volksſchule und gehören dazu 
meiſtens noch heute. In den Nicht-Pfarrdörfern und an den Stellen, wo fich das 
Küftereinfommen unzureichend erwies, begann man ſeit dem XVII. Jahrh. all 
mäbhlich auf die Schaffung eines befonderen Schuleinfommens Bedacht zu nehmen. 
In der Weife der Zeit geichah dies meiſtens durch landeöherrliche Verordnungen, 
durch welche alle „Vaſallen, Amtleute“ 2c., d. h. alle ländlichen und ftädtifchen 
Dbrigfeiten angewiejen werden dafür zu ſorgen, daß die Kinder des Volks in Lefen 
und Schreiben und den nothiwendigiten Anfängen der Wiſſenſchaften unterrichtet 
werden. Die Ausführung blieb nad; Maßgabe der Gemeindeverfaffungen den Ber 
theiligten unter Aufficht der landesherrlichen Behörden überlaffen, woraus im Wege 
der Autonomie jehr ungleiche VBerhältnifje herborgingen, von denen die Entwidelung 
des Preuß. Staats das vollfte Bild giebt, weil hier alle Schwierigkeiten der Frage 
fich auf einander häuften, von denen die Mittel- und Hleinftaaten nur die eine oder 
andere Seite zu überwinden hatten. 

1) Die erite Grundlegung erfolgt namentlich in den Kleinen Landgemeinden 
nach primitiven Grundfägen der Naturalwirtbichaft. Gutsherrichaft und 
Gemeinde verichaffen dem Lehrer eine nothdürftige Schul: und Wohnſtube, gewähren 
ihm die nothwendige Feuerung, deren Anfuhr und Zubereitung zu einem Reihedienit 
der Gemeinde wird. Zuweilen wird dem Lehrer auch die tägliche Koſt jo gewährt, 
daß er bei den Wirthen veiheum zu Tische geht. Die Gewerbeverfaffung der Zeit 
wurde häufig dazu benußt, einem Schneider oder anderen Handwerker das Privis 
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fegium des Gewerbebetrieb auf dem Dorf zu gewähren gegen die Verpflichtung, die 
Dorffinder zu unterrichten. Zuweilen wurden die Lehrerjtellen mit Militärinvaliden 
beießt. Da bis zum Schluß des XVII. Jahrhunderts dag Glementarlehrerthum 
noch nicht ala Berufsftand galt, jo konnten bier die mannigfaltigiten Kombinationen 
nüglicher Hantierungen zum Vorjchein kommen. 

2) Den zweiten Schritt bildet das Gebührenprinzip durch Einführung des 
Shulgrofhens oder Schulgeldes. In Anertennung des Grundjahes, daß 
die Gemeinde für beitimmte — Leiſtungen ein Aequivalent von den Be— 
theiligten erheben könne, wurde von den Eltern der Schulkinder eine nach Köpfen 
berechnete kleine Zahlung erhoben, die nicht jelten das einzige Baareinfommen des 
Lehrers bildete. Für unterthänige Leute gewährte oft der Gutsherr die Zahlung 
des Schulgeldes aushülflich, was im Preuß. ER. als gejegliche Regel ausgeiprochen 
wurde. Dies Gebühreniyitem hat fich über ganz Deutichland verbreitet und kommt 
noch heute in den meiften Gebieten zur Anwendung. 

3) Den dritten Schritt bildet eine Ergänzung der Schuldotationen aus 
den allgemeinen Mitteln der Gemeinde, welche jchon im XVIII. 
Jahrhundert Häufig eintritt, im XIX. Jahrhundert eine immer breitere Grundlage 
hält. Da nach dem Syſtem des MWeitiälijchen Friedens die Belenner der katho— 
\tichen, lutheriſchen und rejormirten Kirche meijtens in gejchloffenen Gruppen bei= 
lummen wohnen, jo erjcheint in den meisten Zandestheilen die firchliche und die 
volitifche Gemeinde als identiih. Schloß fich daher auch die Echule an das 
firchliche Syitem an, jo erjchien es doch als natürliche Pflicht der politifchen Ge— 
meinde, die anerfannt gemeinnüßige Anjtalt aus ihren Mitteln zu unterjtüßen. 
Eine ſtrenge Abgrenzung der Gemeindezwede hat in Deutichland überhaupt nirgends 
Hattgefunden. Es bildete fich daher in großen Gebieten jtilljchweigend die Ob— 
ſerdanz, nach der der politiiche Gemeindeverband für die Erhaltung der Volks— 
chule eintritt, fofern die jonjt vorhandenen Mittel nicht ausreichen. Die Mehrzahl 
der Mittel- und Kleinftaaten, darunter auch Bayern, konnten mit diefem Grundjaß 
bis Heute auskommen. Die Schulunterhaltungspflicht trat damit auf den breiten 
Boden der Gemeindeautonomie, welche die Gemeindebedürfnifje in den mannigfaltigiten 
Seitalten von Reale, Perjonale und Berbrauchsiteuern aufbringt und nur für neue 
Steuerweifen die Genehmigung der Auffichtsbehörden vorbehält. Mit der Durch: 
führung gleichmäßiger, direkter Staatäfteuern erjcheint im XIX. Jahrhundert auch 
das Spitem der „Steuerzufchläge” zu den Gemeindebedürfniffen, welches im Lauf 
des legten Menfchenalters fich joweit ausgedehnt hat, daß es in Preußen den Ge— 
lemmtbetrag der direften Staatäfteuern bereits überjteigt. Die Erhebung bejonderer 
„Schulfteuern‘ iſt wie das Syitem der Zweckſteuern überhaupt in den Deutjchen 
Gemeinden nicht zur Regel geworden; kommt jedoch in den weltlichen Provinzen 
Freußens, namentlich in den Städten, mehrfach zur Anwendung. 

4) Ein vierter Schritt war die Bildung befonderer Gemeindeverbände 
für den Zwed der Erhaltung gemeinſchaftlicher Volksſchulen. Die Veranlaffung 
dazu war im folchen Landestheilen gegeben wo ausnahmsweiſe eine gemijchte katho— 
liſche und proteftantifche Bevölkerung in fleinen Ortsverbänden jo beifammen lebte, 
dab die Bildung gefonderter Ortsjchulen im Anschluß an die Kirchenſyſteme zur Un— 
möglichkeit wurde, Eine viel häufigere Veranlafjung lag in der Kleinheit vieler Ge— 
meinden, welche für fich allein eine Schule zu erhalten außer Stande waren. Noch 
eine Veranlaffung trat jpäter Hinzu, feitdem die Agrargejeßgebung des XIX. Jahr: 
bunderts die „Gutsbezirke““ von den Dorfgemeinden trennte, und nun die Gutsbezirke 
in der Regel außer Stande waren, für die kleine Zahl ihrer ſchulpflichtigen Kinder 
eigene Schulen einzurichten. Alle dieſe Umſtände trafen zuſammen in der Preuß. 
Monarchie, und zwar am ſtärkſten in der Provinz Schleſien. Auf dieſem Boden 
entſtand das Syſtem der „S chulſozietäten“, d. h. eine Neubildung von 
Gemeindeverbänden zu einem Einzelzweck, eine Bildung von „VBerwaltungsgemeinden‘ 
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nach dem Syſtem des Englifchen selfgovernment. Das Preuß. ER. unter dem per= 
fönlichen Einfluß des Großfanzler® von Garmer erhebt dies Syitem ſogar zur 
normalen Bildung mit einem neugebildeten Steueriyitem. „Die Unterhaltung der 
Schulen liegt den jämmtlichen Hausvätern jedes Orts ob, ohne Unterfchied des Glaubens= 
bekenntniſſes.“ Andererſeits „ſoll Niemandem wegen Berichiedenheit des Glaubens— 
befenntniffes der Zutritt im Öffentliche Schulen verfagt werden“. Die Aufbringung 
der Mittel erfolgt in der Regel nad) dem Maßitab der direften Staatäjteuern. 
„Sind jedoch für die Einwohner verjchiedenen Glaubenäbefenntnifjes don einem 
Orte mehrere gemeine Schulen errichtet: jo ift jeder Einwohner nur zur Unterhaltung 
des Schullehrers von feiner Religiongpartei beizutragen verbunden‘ (Allg. M. 
U. 12 $ 30). Die NRechtiprecjung der Gerichtshöfe hat diefe Iandrechtlichen Schul— 
jozietäten als öffentlicherechtliche Korporationen (Verwaltungsgemeinden) folgerichtig 
anerfannt und weiter gebildet. Das Syſtem derjelben wurde auch auf die neuen 
Zandestheile ausgedehnt, weil es ein unentbehrliches Glied des Preuß. Verwaltungs 
rechts geworden war. Noch heute find in Preußen 55000 Fleine Kommunalembeiten 
vorhanden, von welchen die Mehrheit feine Kommunalſchule für fich allein erhalten kann. 
Die noch vorhandenen 15 000 Gutäbezirke find dazu in der Regel außer Stande ebenio 
wie die noch vorhandenen 15 000 Kleingemeinden unter 200 Seelen. Daflelbe gilt von 
vielen Taufend Gemeindeverbänden, in welchen eine fonfefftionelle Minorität wohnt, 
für die fich feine bejondere Schule einrichten läßt. Das Syitem der Schulfozietäten 
beiteht daher in Preußen in bunter Vermengung mit dem unter 3 bezeichneten 
Gemeindeprinzip. In großen Yandestheilen und zahlreichen Orten bat fich an 
Stelle der Schulfozietäfen die Verbindung der Schullaft mit der politiichen 
Gemeinde ala Herkommen gebildet und erhalten. Die großen Gemeindeverbände, 
welche die dazu erforderlichen Mittel befigen, find auf dem Wege der Autonomie 
demjelben natürlichen Zuge getolgt, jo dak im Jahre 1876 von 170 Drtichaften 
über 10 000 Seelen etwa 150 die Schullaft ala gemeine Laſt der politifchen Ge— 
.. behandeln, nur etwa 20 noch ala Sozietätslaft. Eben daraus ergiebt ſich 
nun aber 

5) ala fünfter Schritt inäbefondere für Preußen die Nothwendigfeit einer 
Regelung der Schulunterhaltungapflicht durch einheitliche Normen des Ver— 
waltungsrechts, aljo nad) einem dem Englischen selfgovernment analogen Syſtem. 
Der Preußiiche Staat ift damit mur zu Stande geflommen für die Provinz Preußen 
durch ein Provinzialgefeg von 1845. Als man im Begriff war, für die übrigen 
Provinzen gleichartige Geſetze zu erlaffen, jtieß man auf eine Reihe von Streit— 
punkten, welche den Grlaß eines allgemeinen Schulgeſetzes bis Heute verhindert 
haben, während in den Mittel- und Kleinitaaten die Aufgabe viel leichter zu löſen 
war. Das Ziel diefer Gefeßgebung ift unzweifelhaft die Behandlung der Schul= 
unterhaltung als gemeine Kommunallaft, und zwar in der Weile, daß die laufende 
Unterhaltung den Einzelgemeinden, die Schulbaulaft nur den größeren 
Verbänden, eine Reihe von Generaltoften der Staatskaſſe zur Lat zu legen 
find. Der Erreichung diefes Ziels fteht bis jeßt entgegen (1) der Anjpruch der 
Kirchen auf die ausfchließliche Geftaltung der Schulen für die Kinder eines kirchlichen 
Bekenntniſſes, welche in der beanfpruchten Weile mit dem Schulziwang, mit der 
gemeinen Laſt der Schulunterhaltung und mit der konfeffionellen Miſchung der 
Deutichen Bevölkerung in Folge der Freizügigkeit unvereinbar ift, (2) das Fort— 
bejtehen der Gutäbezirfe und der Kleingemeinden in Preußen, welches für die größere 
Hälfte der vorhandenen Kommunaleinheiten eine durchgreifende gejegliche Negel und 
eine angemefjene Verteilung der Laften auf größere Verbände unausführbar macht, 
(3) die noch beitehende Steuerautonomie der Gemeinden, welche ein jo buntes 
Syitem der Bertheilung der Gemeindelaften erzeugt hat, daß es ſchwer wird, zwei 
benachbarte Land» oder Stadtgemeinden zu finden, welche ein und daffelbe Syitem 
der Zajtenvertheilung für ihre Gemeinde- und Schulbebürfniffe befolgen. Durch die 
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neueren Theorien von der ‚SKonfeffionalität” der Schulen und durch Die neuen 
Pläne einer grundftürzenden Steuerreform find diefe Hinderniffe noch vermehrt, jo daß 
vorausfichtlich erit aus einem unerträglich gewordenen Nothitand die Reform in der 
oben bezeichneten Richtung hervorgehen wird. Eine akute Geftalt wird diejer Noth- 
ftand namentlich in den 170 Gemeinden über 10 000 Einwohner annehmen, welche 
ihon im Jahre 1876 32 000 000 Mark für Unterrichtszwede aufzubringen Hatten, 
io daß bereitö in einzelnen Stäbten 100, 200 und mehr Prozent an Zufchlägen zu 
direften Staatöfteuern allein für Unterrichtszwecke aufzubringen waren. 

Einen beionderen Streitpunft innerhalb diejes Gebiets bildet daa Schulgeld, 
defien Beibehaltung oder Abſchaffung. Die Gründe für das Gebührenprinzip 
in der Gemeindeverwaltung, welche es als recht ericheinen laſſen, geldwerthe 
Seiftungen, welche die Gemeinde nur beitimmten Perfonen gewährt, durch Beiträge 
der Betheiligten (jedenfalla zum größeren Theile) deden zu laffen, jprechen auch für 
die Schulgelder. Diejelben Gründe, aus welchen es unbejtritten für die höheren 
Unterrichtsanftalten gilt, treffen zunächſt auch für die Volksjchulen zu. Die Korre— 
dondenz von Rechten und Laften bleibt eine normale Grundlage alles Gemeinde- 
lebens, und es ift wünſchenswerth, auch in den arbeitenden Klafjen ein lebendiges 
Bewußtjein ihrer Gemeinjchait im Gemeinde und Schuldverband zu erhalten. Dies 
Bewußtſein beruht aber erfahrungsmäßig noch mehr auf der Theilnahme an den Laſten 
als auf der Theilnahme an den Rechten einer Körperſchaft. Auch ift es eine befannte 
Grahrung, daß der gemeine Mann die Einrichtungen beffer würdigt, zu denen er 
irgend Etwas beizutragen hat, als diejenigen, deren Wohlthaten ihm einfach geichentt 
werden. — Diejen Gründen, deren Berechtigung von den Gegnern nicht beftritten 
und, ftehen indefjen gewichtige Gegengründe gegenüber. Es find analoge Gründe, 
wie diejenigen, die auch im Syſtem der perjönlichen Steuern zwar für eine Gleich- 
Kit des Maßſtabs ſprechen, aber doch eine herabgleitende Skala für die nicht be- 
fihenden Klaſſen und unter Umftänden eine völlige Befreiung der unterjten Stufe 
veittertigen können. Zunächſt trifft die Schulgebühr, wie das Kopfgeld gerade die 
Hausftände mit zahlreichen Kindern mit bejonderer Härte, während e3 im perjön- 
lihen Verband der Gemeinde wol angemefjen ericheint, die Familien mit geringerer 
Kindezzahl, die Kinderlojen und die Unverheiratheten mit heranzuziehen. In vielen 
Gemerndebeichlüffen und Verwaltungsgejegen hat man mit Rüdficht darauf wenigjtens 
Abſtufungen der Schulgelder für die Familien nach den Stufen ihrer Einfommen- 
beitenerung eintreten laffen, die einen Mebergang zu dem Syſtem der reinen Steuern- 
auibringung darftellen. Weit jchwerer in das Gewicht fällt aber der Umstand, daß 
breite Schichten der Bevölkerung auch mit der ftrengiten Verwaltungserekution nicht 
m den Schulgeldern herangezogen werden können und deshalb „Freifchule‘‘ erhalten. 
63 entiteht dadurch ein Klafjengegenfag von „armen Schülern und ‚zahlenden‘ 
Schülern, der in pädagogischer und fittlicher Hinficht den Geift der Schuljugend in 
der bedenklichften Weife durchdringt und den Klaffenneid und Klaſſenhochmuth jchon 
auf den Schulbänten nährt. Um diejen Webeljtand zu befeitigen, haben die größeren 
Stadtverbände es mit der Einrichtung befonderer „Armenſchulen“ verfucht, damit 
aber noch ſchlimmere Erfahrungen gemacht. Der Armenfchule ift vorweg ein Stempel 
der Inferiorität aufgedrüdt, der ihr Leben und Wirken lähmt und herabzieht, und 
den Klaſſengegenſatz durch äußere Scheidung der Jugend nur noch fichtbarer und 
"ühlharer macht. In einer Zeit, in welcher die Entfremdung der jozialen Klaffen 
fd in fo krankhaften Symptomen erfennbar macht, haben daher die größeren Städte 
auch das Syitem der Armenjchulen meifteng freiwillig aufgegeben und anfehnliche 
Geldopfer nicht geicheut, allen Kindern einen gleich guten Unterricht, frei von Schul- 
geld, anzubieten, wobei es dann den fog. Honoratioren unbenommen bleibt, den 
Glementarımterricht durch Privatlehrer, Privatichulen oder durch die jog. Elementar- 
Naflen der gelehrten Schulen zu gewähren. Die gleichmäßige Richtung der ftädtifchen 
Gemeindebejchlüffe im legten Menjchenalter kann ala Beweis dafür gelten, daß dies 
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Syitem überwiegende foziale Gründe für fi) hat. In den Großjtädten ift die 
Aufhebung der Schulgelder bereit? die vorwiegende Regel. In ganzen Provinzen 
und Regierungsbezirfen Preußens, jowie in fleineren Deutjchen Staaten iſt diejelbe 
Regel ſchon durchgeführt. Der Gefammtbeitrag der Schulgelder zu den Geſammt— 
fojten des Unterrichts in Preußen (rund 72 Millionen Mark) betrug im Jahre 
1876 nur noch 11420691 Marl. Der Gedanke der abjtraften ‚Gleichheit‘ hatte 
in der Franzöſiſchen Revolution die Unentgeltlichfeit des Primärunterricht? jogar zu 
einem gejellichaftlichen PBoftulat erhoben, und Nachllänge davon find auch in der 
Deutichen Gejeggebung jeit 1848 fühlbar geworden. Die Preuß. VBerfaffungsurtunde 
ipricht im Art. 25 den Grundjaß der „Umentgeltlichkeit‘‘ aus, jujpendirt indeſſen die 
zwangsweiſe Durchführung bis zum Erlaß des noch nicht zu Stande gefommenen 
allgemeinen Schulgejeßes. Unabhängig von fozialiftiichen Theorien haben fich indeſſen 
in der Praris unſeres Gemeindelebens und unferer Bolfsjchulverwaltung die Gründe 
für die Unentgeltlichfeit im Ganzen als die überwiegenden geltend gemacht. 

Einen jchwierigen Incidentpunkt der Unterhaltungspflicht bildet endlich die 
Schulbaulaft. Während die bauliche Unterhaltung der Schulgebäude als Theil 
der gewöhnlichen Schullaft auch von den Eleineren Gemeinden getragen werden fann, 
veranlaßt ein Neubau nach den heute anerkannten Anfprüchen an ein gefundes 
Schulhaus jo anjehnliche Koſten, daß der Hleingemeinde nur die Wahl bleibt 
zwijchen der jchwierigen Aufnahme eines Darlehns, oder einer Ueberbürdung ber 
Steuerzahler auf eine Reihe von Jahren. Die Preußiiche Verwaltung hat dem bier 
vorhandenen Bedürfniß öfter nicht ohne große Härten Genüge leijten können. Es 
tritt dazu eine weitere VBerwidelung dadurch, daß die Gejeßgebung des XVII. Jahr- 
hunderts (öfter auch das Herkommen) den Gutsheren zu erhöhten Beiträgen nad 
Analogie der Baulaften des Kirchenpatrons herangezogen hat, und aus diefem Ber: 
hältniß mannigfaltige Zweifel und Streitpunfte entjtehen. Insbeſondere tritt dies 
ein, wo Gemeinden und Gutäbezirke oder eine Mehrheit von KHleingemeinden zu einem 
„Schulverband‘ zujammengefügt find, im welchem dann wieder Streit über die 
Beitragspflicht im Ganzen und im Einzelnen entiteht. Die Vornahme eines Neu— 
baus gejtaltet fich daher gewöhnlich zu einem weitläuftigen Unternehmen, twelches 
durch immer neue Streitpuntte fich unabjehbar hinzuziehen droht. Die Verwaltungs— 
praris und Gejeßgebung hat deshalb für diejen Fall ein jog. Interimifticum 
geichaffen, in welchem die höhere Berwaltungsbehörde die Streitpunfte vorläufig 
enticheidet, und die nothwendigen Anordnungen für die Ausführung des Baus trifft, 
vorbehaltlich weiterer Rechtsmittel für die Betheiligten, jedoch ohne auffchiebende 
Wirkung. In der gemeinrechtlichen Praris wird dafür meiftens der ordentliche 
Rechtsweg geitattet nach Analogie jtreitiger Gemeindelaften, Patronatslaften u. dgl. 
Die neuejte Gejeßgebung über die Berwaltungsrechtöpflege befaßt mit diefen Fragen 
die Verwaltungsgerichte, die dafür bejonders geeignet erfcheinen, da es fich 
in der That um oft jehr verwidelte öffentlich-rechtliche Verhältniffe Handelt, 
welche nicht au dem alten Syjtem der fommunalen Nußungen und Laſten, fondern 
aus modernen DVerwaltungsrechtsnormen entipringen. Werden die Streitigkeiten 
über den Beitrag zu Gemeinde: und Schulabgaben überhaupt vor die Verwaltungs 
gerichte verwiejen, jo ift es nur fonjequent, auch die nur quantitativ verſchiedene 
Schulbaulaft auf Diefelben Wege zu verweilen. In Preußen war in einem Weber- 
gangsjtadium der Gejegebung für den Schulbauftreit der „ordentliche Rechtsweg'““ 
vorbehalten worden, unverkennbar nur aus dem Grunde, um für diefen ſchwerſten 
Theil der Schulunterhaltungspflicht ein rechtliches Gehör zu gewähren. Nach Ein» 
führung der neuen Berwaltungsgerichtsbarfeit war feine DVeranlafjung mehr, die 
ordentlichen Givilgerichte mit diefen Fragen zu befaffen, außer in dem Fall, wo 
eine Schulbaulaft oder eine Befreiung davon aus einem ius speciali titulo acqui- 
situm entipringt. Die neuejten Beichlüffe der geießgebenden Körper in Preußen 
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haben daher den ordentlichen Nechtäweg über die Schulbauftreitigfeiten wol mit 
Recht bejeitigt. 

Nur kurz und beiläufig zu berühren ift in dem Umfang diefes Artikels die— 
Erhaltung der Höheren Unterrihtsanftalten. Sie beruht auch in Deutjch- 
land moch zu einem anfehnlichen Theil auf älteren Stiftungen. Im Uebrigen theilen 
ih Staat» und Stadtgemeinden in ziemlich zufälligem Verhältniß in die Unter— 
haltungspflicht. Die Städte haben im lebten Mtenfchenalter jehr große Opfer für 
die Grrihtung und Erhaltung von Gymnafien, Real- und Spezialichulen gebracht, 
von welchen jedenfalls ein jehr bedeutender Theil (mindeftens die Hälfte) angemefjen 
nach dem Gebührenprinzip durch Schulgelder aufzubringen it. Im Verlauf der 
Fortbildung unserer Unterrichtögefege werden auch für dies Gebiet gleichmäßigere 
Normativbejtimmungen über die Vertheilung der Laft und der Berwaltung zwijchen 
Staat und Gemeinde nothwendig werden. 


Lit: K. A. Schmid, Encyklopädie des —— und Unterrichtäwejens (über bie 
ag" inäbef. Bd. VII. ©. 31 ff.) — v. Rönne, Das Preuß. Unterrichtäweien, Th. 1. 
— Gneift, Die Selbftverwaltung der Volksſchule, 1869. Gneift. 


Schuldhaft (Perſonalhaft, Leibeshaft, contrainte par corps) ijt zunächit und 
m gewöhnlichen Sinne des Wortes ein Erefutionsmittel, d. i. ein auf die Erfüllung 
einer durch richterliches Urtheil Feitgeftellten Verbindlichkeit abzielendes Zwangsmittel, 
welhes darin beiteht, daß der Schuldner durch obrigfeitlichen Zwang jeiner Freiheit 
für eine bejtimmte Zeit beraubt wird, damit er der aus der Berurtheilung ent= 
ioringenden Berpflichtung möglichit raſch nachkomme. Außerdem wird aber unter 
S. auch der als jchleunige Vorſichtsmaßregel verfügte Sicherheitsarreft (proviforische 
daftnahme u. dergl.) verjtanden. Als Bolljtrefungsmittel, ſowie ala Vorſichts— 
maßregel hat das Inſtitut der ©. feine Wurzeln im Röm. und im älteren Deutichen 
R.; insbefondere im letzteren findet fich die Perjonalhaft ala Jublidiäres, bei Frucht— 
(ongfeit der Grefution in das Vermögen des Schuldners häufig vorfommendes 
Vollitrefungsmittel, dem fich der infolvente Schuldner nicht jelten freiwillig unter— 
war; jo bereits in den Volksrechten: 1. Sal. c. 58; 1. Visigoth. V. 6 S 5; 
I. Burgund. XIX. 7; 1. Baiuv. II. 1 88 4, 5; jpäter ausführlicher in den Rechts— 
büchem, jo Sp. III. 39. $ 1; Sp.d. 8. a. 271; Schwip. 304 a, b. Als jpäter 
die Schuldfnechtichaft wegfiel, blieb die ©. ein Mittel, den Schuldner und wol 
and jeine Verwandten und Freunde zu nöthigen, alles ihnen Mögliche zur Bes 
medigung des die Haft veranlaffenden Gläubigers aufzubieten. Dieſen lebteren 
Zwed juchte namentlich die im Mittelalter entitandene eigenthümliche Art einer 
reiwilligen ©., das Ginlager (obstagium, das Einreiten, Yeiften, die Geißelſchaft) 
ju erreichen, d. i. die gewöhnlich vertragsmäßig übernommene Berpflichtung eines 
Hauptihuldners oder eines Bürgen, fich für den Fall, daß die ihnen obliegende 
Verbindlichkeit nicht oder micht rechtzeitig erfüllt wird, allein oder mit einer bes 
fimmten Anzahl von Begleitern oder vertreten durch eine Art von Bürgen, an 
einen beftimmten Ort zu begeben und dort bis zur Befriedigung des Gläubigers 
aufzuhalten. Nach der Rezeption des Röm. R. blieb die ©. zwar fortbeitehend, 
aber doh mehr mit dem Charakter eines nur ausnahmsweiſe in Anwendung zu 
dringenden außerordentlichen, indireft wirfjamen Zwangsmittels. Nur zur Erefution 
von Wechjelfchulden und von Schulden, welche Studirende fontrahirten, jofern jolche 
nah den afademifchen Gejegen flagbar waren, erhielt fich die ©. in allgemeiner 
und nicht blos fubfidiärer Geltung bis in die neuefte Zeit; ja für das W.R. wurde 
der Berfonalarreft von nicht wenigen Juriſten der zweiten Hälfte des vorigen Jahr- 
hunderts geradezu ala wejentlich und charakteriftifch erachtet und die Wechjelitrenge, 
der „rigor cambialis“, einzig in der Zuläffigfeit der ©. erblidt. So fehlte denn 
die letztere in feinem der zahlreichen Wechjelrechte des vorigen und unjeres Jahr: 
hunderts, und auch .die Allg. Deutiche WHO. (1847) jtatuirte diefelbe ausdrüdlich. 

v. Holdendorff Enc. II. Rechtslexikon IT. 3. Aufl. 39 
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Endlich langte die Rechtsanſchauung in theoretiſcher Beziehung auf dem Stand— 
puntte an, geradezu leugnen zu müflen, daß „aus dem Weſen des Rechts die 
Berpflichtung des Schuldners folge, mit feiner Perfon für die Erfüllung der ver- 
mögensrechtlichen Verpflichtungen in der Art einzuftehen, daß der Gläubiger befugt 
jei, ihn feiner perſönlichen fyreiheit zu berauben‘ ; in praftifcher Hinſicht aber hat 
fich gezeigt, daß die ©. dem Freditfuchenden Publitum, dem Schuldner und defien 
Angehörigen regelmäßig nur Nachtheil und Leiden, ja ſelbſt völligen Ruin, häufig 
herbeigeführt durch niedrige Leidenjchaftlichkeit des Gläubigers, diefem aber nicht 
den gewünfjchten Vortheil bringe. Geleitet durch diefe und ähnliche Erwägungen 
und an der Hand einer genauen Gtatiftif über die bisherigen Erfahrungen hob 
man nach dem Vorgang der Engl. und Franz. Gejehgebung die ©. ala Erefutions- 
mittel auch in Dejterreih, dann im Norddeutichen Bunde, in Bayern und im 
übrigen Deutichland auf. 8 1 des bezüglichen Norddeutichen Gefeges, nun Deutichen 
Reichsgeſetzes, bezeichnet den Perjonalarreft infoweit ala nicht mehr ſtatthaft, als 
dadurch die Zahlung einer Geldfumme oder die Leiftung einer Quantität vertretbarer 
Sachen oder Werthpapiere erzwungen werden joll; ähnlich das Oeſterreichiſche und 
die Übrigen Geſetze. (Das franz. Geſetz von 1867 ließ die ©. zur Beitreibung 
von Gelditrafen und jtrafrechtlichen Schadenserfagichulden bejtehen, zur Eintreibung 
der jchuldigen Koften des Strafverfahrens wurde die ©. in Frankreich wieder ein- 
geführt im Jahre 1871.) Damit ift die ©. in ihrer gewöhnlichen und wichtigiten 
Bedeutung, nämlich der eines Mittels zur GErzwingung einer civilrechtlichen 
Leiftung, auß der Reihe der civilprozgeffjualen Zwangsmittel entfernt worden. 

Dagegen bejtimmt $ 2 des erwähnten RGeſetzes, daR die gejehlichen Vorſchriften, 
welche den Perjonalarreft geitatten, um die Einleitung oder Fortjegung des Prozeh- 
verfahrens, oder die gefährdete Erefution in das Vermögen des Schuldners zu fichern 
Sicherungsarreft), unberührt bleiben, und verlegt jomit den Fortbeſtand und die 
Ausbildung der Sicherungshait, feine WVorausjeßungen und feine Ausführung in 
das partitulare Prozeßrecht 

Diefer Rechtazuftand währte im Deutichen Reiche nicht viel über 10 Jahre; 
ihn beendigte die Einführung der Juftizgefeße, welche am 1. Oftbr. 1879 in Wir: 
famfeit traten und zunächſt den S 2 des Meichögejeßes vom 29. Mai 1868 zwar 
aufhoben, dagegen ihrerjeits die Sicherungshaft zum Zweck der Sicherftellung einer 
gegen das Vermögen der Schuldner gerichteten Erefution geftatteten und die ©. 
auch in Bezug auf andere Fälle neu, eigenartig und für ganz Deutfchland einheit- 
li normirten. 

Demnach ift ala geltendes Necht im Deutfchen Neiche nun zu bezeichnen: 

1) Die ©. eriftirt als perfönlicher Sicherheitsarreft, zwar nicht mehr 
zum Zweck der Sicherung, der „Einleitung oder Fortießung des Prozeßverfahrens“ 
überhaupt, wohl aber — joweit erforderlich — „um die gerährdete Zwangsvoll: 
jtrefung in dad Vermögen des Schuldners zu ſichern“ (Deutiche CPO. SS 798), 
d. h. mit anderen Worten: „wenn zu beforgen ift, daß ohne die DVerhängung 
diejes Perfonalarrefts die Volljtrefung des Urtheils vereitelt oder wejentlich erichtwert 
werden würde“ (Deutiche CPO. $ 797), wozu auch der Fall zu ziehen ift, daß 
das Urtheil im Auslande volljtredt werden müßte (f. v. Wilmowski und Levy, 
a.a.D.©. 918); diefe Art der S. wird mur auf Antrag, aber möglicherweife ohne 
vorgängige mündliche Verhandlung von dem zuftändigen Amtsgerichte (dem des 
Aufenthaltsortes des Schuldners) verhängt und entweder durch Haft oder durch 
fonftige Beſchränkungen der perfönlichen Freiheit (3. B. durch Beichlagnahme von 
Legitimationspapieren oder von Reifemitteln, durch Stadt= oder Hausarreſt u. ſ. w. — 
Deutihe CPO. $ 812 umd die Kommentare hierzu) nach gefegmäßiger Anordnung 
des Arreſtgerichts vollzogen. 

2) Die ©. ala GSicherheitshaft de Gemeinſchuldners im Konkursveriahren; 
wenn Geiahr befteht, daß der Gemeinschuldner feine perfönliche Freiheit zu Ver 
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mögensverſchleppung, Kolluſionen u. dgl. gebrauchen werde, kann das Gericht zum 
Zwecke der Sicherung der Maſſe, wo es nothwendig erſcheint, ebenſo wie dann, 
wenn der Schuldner die ihm vom Geſetz auferlegten Pflichten nicht erfüllt, die 
Haft deſſelben anordnen (KO. 8 93). 

3) Die Haft zur Erzwingung des Offenbarungseides; hierüber ſ. z5 782—795 
der Deutichen C(PO. 

4) Die Haft zur Erzwingung des Zeugnifies, welches ein Zeuge abzulegen 
ohne Grund ich weigert; über Vorausjegungen, Dauer u. j. w. dieſer Saft j. 
SS 345, 355 der Deutichen CPO. 

5) Die Haft zur Erzwingung nichtvertretbarer Handlungen des verurtheilten 
Schuldners; wenn ein Schuldner zur Vornahme einer Handlung, welche nicht von 
einem Dritten borgenommen worden, verurteilt ift, diefe Handlung aber, obwol 
fie gany von jeinem Willen abhängt, nicht vornimmt, jo fann das Prozeßgericht 
auf Antrag erkennen, daß der Schuldner zur Vornahme diefer Handlung durch 
Geldftrafen bis zum Grundbetrage von 1500 Mark oder durch Haft (bis zu 6- 
Monaten) anzuhalten jei; Gingehung der Ehe und Heritellung des ehelichen Lebens 
find jedoch als nicht erzwingbar hiervon ausgenommen (Deutiche CPO. S 774). 

6) Die Givilhait als Strafhait; wenn der Schuldner einer Omiſſiv- oder 
Duldungshandlung zumiderhandelt, jo ift er wegen einer jeden Zumwiderhandlung 
auf Antrag des Gläubigers von dem Prozehgerichte zu einer Gelditraie bis zu 500 
Markt oder zur Strafe der Haft bis zu 6 Monaten (im Ganzen aber nur bis zu 
2 Jahren) zu verurtheilen (Deutiche (PO. 8 775). 

Dieje 6 verichiedenen Arten der „Sivilhait“ des heutigen Deutichen Rechts find 
ihrer Natur nach jehr verschieden: kann die unter Ziff. 2 erwähnte Haft des Kon— 
kursſchuldners noch unter den Begriff der Sicherheitshait (S. in diefem Sinne) 
geitellt werden, jo nähert fich die unter Ziff. 5 erwähnte „Zwangshaft“ jehr be- 
deutend der eigentlichen S. ala Erefutionsmittel, während die unter Ziff. 3 und 4 
mehr den Gharakter von lediglich im Intereſſe der prozefjualiichen Ordnung zu— 
gelafjenen und anzumwendenden Zwangsmaßregeln und die unter Ziff. 6 den Charakter 
der Strafe tragen. 

Quellen: Franz. Gele vom 18./22. Juli 1867. — Defterr. Gejeh vom 4. Mai 
1868. — Norbb. Geje vom Mai 1868. — Großherz. N: Geſetz vom 7. Aug. 1868. — 
MWürttemb. Geleh vom 8. Yan. 1869. — Bayer. Gele vom 6. April 1869. — Bad. 
Geſetz vom 12. Fehr. 1870, jämmtlidh die Aufhebung der ©. AR — Dad Nordd. Bundesgeſ. 
vom 29./31. Mai 1868 ift nunmehr Deutſches — BER — Geſetz * 3 contrainte 


par corps, 27 juillet 1871. — Preuß. Allgem. 29. — Preuß. KO. 138. — 
Harn Gejſet vom 21. Juni 1869, lee —* z8 — 774, 775, 345,355. — 


git.: Wetzell, Syſtem des orbentl. Giv.Prz., $ 30 Ziff. 2, $ 50 Ziff. 2 und bie dort 
cit. Lit. — Ueber Einlager: Stobbe, Zur Geſchichte des Deutſchen Vertragsrecht, 
S. 178 — Ueber Aufhebung ber ©. J Ullmann, Iſt die körperliche Haft ein zu: 
Läffiges refutivmittel in Givilpr a (im der Deutichen Gerichtägtg. 1866); en 
Die Zukunft der S., Berlin 1 Motive zum Norbd. Geſeß vom 29. 1868. — 
Annalen des Norbb. "Bundes, Bd. I. (1868) ©. fl. — — Leſſe, Die ——— en 


* Nordd. Reichſstags über ————— 48 — — 1868. — Ueber das Franzöſ. Geſetz 

J. Deutſche Gerichtsztg. Bd. IIL. (1867) S — Ferner: Ueber bie neuen Se e über: 
haupt Samuely in Golbihmibt’ F ei N ie das gel. H.R. Bd. XV. ©. 110—147 
a — dv. Wilmomäti u. Levy, C 2. Aufl. 1881, ©. 909 ff. u.a. a. O. — 


nt 5 — zur EBD. zu 8 108 €. 800 ff. u. a. a. ©. die übrigen Homment. 
ber — Ercole Vidari, Di alcuni progetti di legge sulle cambiali, Bologna 
1871, p. — — Thöol, H.R., Bd. II. Wechielreht, 88 17, 198, 203, 204 (4. 'Aufl.). — 
Walbrock, De la contrainte par corps, 1870. areis. 


Schuldſchein iſt die urkundliche Bezeugung eines Schuldverhältniſſes durch 
den Schuldner bzw. deſſen Vertreter. Das Röm. Recht hat den S. (chirographum) 
erſt in der Kaiſerzeit von den Griechen entlehnt und neben die altrömiſche cautio 
geſtellt, welche letztere nur ein Referat über den mündlichen Vertragsſchluß zum 
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Anhalt für die Zeugen enthielt und eben darum meiſt nicht vom Schuldner, ſondern 
vom Deſtinatär der Urkunde geſchrieben wurde. Zu Juſtinian's Zeit iſt dieſe 
Zeugenurkunde faſt gänzlich verſchwunden, und der ©. in fubjektiver Faſſung weiter 
ausgebildet. (Vgl. Brunner, Zur Rechtsgefchichte der. Urkunde, Bd. I. S. 44 ff.) 
Eine bejtimmte Form des ©. ift nicht vorgefchrieben. Er wird durch Unterſchrift 
vollzogen. Nur das Preuß. Allg. ER. I. 11 $ 730 jet noch weiter fejt, was zu 
einem „vollitändigen“ (Darlehns-)S. erfordert werde, jo daß der Darlehnsgeber nur 
gegen Ausſtellung eines jolchen zu zahlen braucht. Die rechtliche Abficht der Par- 
teien, nach welcher fich die Bedeutung und Wirkung des ©. beitimmt, kann zunächſt 
darauf beſchränkt fein, dem Gläubiger ein Beweismittel zu verjchaffen. In dieſem 
Falle enthält der ©. ein außergerichtliches Geftändniß und Liefert daher, jobald der 
Aussteller ihn dem Gläubiger übergeben hat, vollen Beweis der Thatjachen, die er 
bezeugt; durch Gegenbeweis wird er widerlegt. Es fragt ſich aber, ob auch eine 
weitergehende Abficht und Wirkung möglich ift. Dieſe Frage wird bejonders wichtig 
bei generellen oder gar abſtrakten ©., welche die Faſſung haben: „Ich befenne dem 
X. 1000 Mark aus einem Kaufe jchuldig zu fein“, reſp. „Ich befenne dem X. 
1000 Mark jchuldig zu fein“. Denn dieje find zum unmittelbaren Beweije von 
Thatjachen nicht geeignet. Das jpätere Röm. Recht Hat jolcher cautio, quae indiscrete 
loquitur, d. 5. worin der Ausſteller nicht ipse specialiter causas explanavit, pro 
quibus eandem conscripsit, die Beweiskraft abgeiprochen (1. 25 $ 4 D. de prob. 
22, 3 und 1. 13 C. de non num. pec. 4, 30) und demgemäß erklärt die her— 
gebrachte Lehre einen der thatjächlihen Spezialifirung entbehrenden ©. (jog. 
cautio indiscreta) für kraftlos. Allein gegen dieſe Lehre iſt eine Reaktion eingeleitet 
worden durch das unten bezeichnete Buch von Bähr. Manche glauben nun jchon 
durch Annahme einer Präfumtion Helfen zu können, des Inhalts, daß es fich mit 
dem Gntjtehungsgrunde der Schuld fo verhalte, wie der Inhaber des ©. angebe 
(Buhl, ©. 44). Das ijt jedoch theils willkürlich, theil® unzureichend. Cine zweite 
Gruppe von Schriftitellern erblidt in der Ausjtellung eines S. wenigjtens injofern 
einen Vertrag (jog. Beweisvertrag), als der Schuldner damit erkläre, für das 
von ihm Zugejtandene feinen weiteren Beweis vom Gläubiger verlangen zu wollen; 
danach werde auch durch ein gemerelles oder abjtraftes Schuldbefenntniß das Vor: 
handenjein einer Schuld erwieſen; da e8 aber zur Klage einer thatjächlichen Sub— 
itantiirung der Schuld bedürfe, jo jei bei derartigen ©. die Klage nicht auf die 
anerkannte Schuld zu gründen, fondern vielmehr auf das mit der Anerkennung meift 
verbundene oder doch aus ihr zu entnehmende Konſtitut (Zahlungsveriprechen). 
So Bruns, ©. 127—130; ähnlich Schlejinger u. a. m. Die Schwäche diejer 
Theorie liegt theils in der Unterftellung eines Konftituts, theils in der infonjequenten 
Annahme, daß der S. zwar nicht von der Subjtantitrung der einzuflagenden For— 
derung, aber doch von derjenigen der Eonjtituirten Hauptſchuld dispenfiren könne, 
Eine dritte Anficht geht davon aus, daß dem ©. eine über das Gebiet des Beweijes 
hinausreichende, verpflichtende Abficht, ein materieller „Anerkennungsvertrag“ zu 
Grunde liegen fünne, des Inhalts, daß der Ausſteller dag Anerfannte nicht be= 
itreiten wolle. In dieſem Sinne gemeint werde der ©. aus einer Beweid- zur 
Dispofitivurfunde. Gr könne diefe Bedeutung bei jpezieller, wie bei genereller 
Faſſung haben; ob er fie Habe, hänge von der Abficht der Parteien ab. Die Kon— 
jequenz diefer Bedeutung ijt es, daß der ©. nicht durch Gegenbeweis widerlegt, ſon— 
dern nur durch Anfechtung nach den Regeln der Kondiktionen entkräftet werden, und 
daß der Gläubiger aus dem Anerkfennungsvertrage als ſolchem, ohne auf die aner= 
fannte Schuld zurüdgehen zu müffen, Klagen kann. Hierfür Windicheid, Lehrb., 
$ 412a; Unger in den Jahrb. j. Dogm. VII. Nr. 7 u. a. m. Noch weiter 
geht die von Bähr aufgeitellte Lehre, nach welcher der ©. in allen Fällen Ver— 
pflichtungsgrund fein und eine neue von der urjprünglichen causa losgelöſte Schuld 
erzeugen ſoll. Dieſe legte Lehre geht entichieden zu weit und thut dem Parteiwillen 
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Gewalt an. Zwiſchen der zweiten und dritten ift die praftiiche Differenz nicht jehr 
bedeutend. Sie beiteht hauptjächlich darin, daß die erftere auch bei unentjchuldbarem 
Irrthum Gegenbeweis, die letztere nur bei entichuldbarem Anfechtung zuläßt. Den 
Vorzug verdient aus praftifchen, wie aus theoretifchen Gründen die letztere. Auch 
jene beiden Römifchen leges jtehen nicht im Wege, da fie mit der Theorie der Sti— 
pulation, wie fich dieſelbe in der Kaiſerzeit entwidelt Hatte, eng zufammenhängen 
und mannigiacher Deutung fähig find (vgl. Windſcheid, $ 412b Anmerf. 2). 
Fraglich kann nur fein, woran man erkennt, ob die Abficht der Parteien auf Ber 
weismittel oder Verſprechen, auf Konftatirung oder Konftituirung einer Schuld ge- 
richtet war. Man wird für das erjtere präjumiren müflen, wenn der Inhalt des 
©. mehr Thatfachen, für das zweite, wenn er mehr Rechtsverhältnifje bezeugt. Die 
letztere Auffaffung muß auch dann Platz greifen, wenn ein ©. über ein gegebenes 
Darlehn ausgeftellt wird, während ein jolches weder gegeben war, noch gegeben 
werden ſollte. Anders freilich SS 866, 867 des Allg. ER. I. 23. Vgl. jedoch 
Dernburg, Lehrb., II. $ 15 Anm. 13. Der S. muß dom Gläubiger gegen Em- 
piang der Zahlung zurüdgegeben werden ($ 125 des Allg. ER. I. 16). Aus jeder 
Rüdgabe des ©. durch den Gläubiger, jowie aus der von letzterem bewirkten Kaffa- 
tion des ©. entfpringt die Präfumtion, daß die Schuld getilgt ſei (l. 24 D. de 
prob. 22, 3; $ 97 des Allg. ER. I. 16). Näheres bei Windjcheid $ 344 Anm. 
5 und Dernburg, II. $ 97. Bejondere Beitimmungen gelten über den ©. beim 
Darlehnavertrag (ſ. diefen Art.). 

Lit.: Die Lit. ift im Allgemeinen diejelbe wie in Deang auf ben Anerfennungs: 
ve —— (j. diefen Art.). — Hervorzuheben iſt: Bähr, Die Anerkennung als Ten 
grund, 2. Aufl., Kaſſel u. Gött. 1867.— Bruns, Beitichr. für Rechtögeichichte, I. ©. 118 ff., 
u. Th. I. ©. 421—422. — Buhl, Beiträge zur Lehre vom Anerkennungsvertrag, — 
1875. — Karlowa, Das Rechtsgeſchäft, S. 262. ck. 
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Schullehrer. Ein beſonderer Berufsſtand der Lehrer, insbeſondere der 
Volksſchullehrer, konnte in der Europäiſchen Welt ſich nicht bilden, ſo lange die 
Schule lediglich als Annexum der Kirche galt. Der Lehrer iſt nach dieſer Auffaffung 
ein Glied der kirchlichen Hierarchie, der Ortälehrer ein dem Presbyter untergeordneter 
„Klerikus“ zur Katechifation. Univerfitäten, Akademien und eine Anzahl gelehrter 
Schulen fönnen fich als privilegirte Körperichaften unter dem Proteftorat des Staates 
der Kirche in einer gewifjen Selbitändigkeit nebenordnen, bleiben aber doch ein Glied 
des fonfejfionell fundirten Staates (f. d. Art. Schulaufjiht). Dies Verhältnif 
bat fih in den weitlichen Kulturftaaten als Regel erhalten mit der Einheit der 
Staatäfirhe. Auch in Deutſchland entitand in dem Zwiejpalt der Kirchen zu— 
nächjt noch fein bejonderer pädagogischer Beruf, in welchem fich Lehre und Erziehung 
unabhängig von einem firchlichen Syſtem als Berufsſtand gejtaltet Hätten. Univer— 
fitäten und gelehrte Schulen bilden nur privilegirte Körperfchaften in einer gewiffen 
Eelbitändigfeit neben dem Landeskirchenregiment. Auch ala im 18. Jahrhundert 
die Volksſchule als „Veranftaltung des Staats“ fich gewiffermaßen zwifchen die 
Kirchen ftellte, hörte die Abhängigkeit der Ortsfchule von den „Eirchlichen Oberen“ 
nicht auf, und für das zahlreiche Perjonal der Elementarlehrer fehlten zunächit alle 
Vorbedingungen zur Anerkennung eines bejonderen Berufsftandes. Soweit der 
Lehrer mit dem Küſter identisch war, haftete ihm die wenig geachtete Stellung der 
niederen Kirchendiener an. Soweit Lehrer und Küſter nicht identisch waren, ergänzte 
ſich das Lehrerperjonal aus den niederen Handwerken und anderen wenig geachteten 
Schichten, und es war nur das Bewußtſein eines wichtigen, für die bürgerliche Ge— 
fellichait unentbehrlichen Berufes, welches ein gewiſſes Selbitgefühl in dem dürftig 
ausgeitatteten Lehreritand erhielt. Die durchgehende Unterordnung des Ortälehrers 
unter die Gutsherrſchaft, die Iandesherrlichen Aemter und die Stadtmagiftrate im 
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Patrimonialſtaat gab auch dem Lehrerſtand einen Anflug von der Stellung der 
unterthänigen Klafſſen gegenüber der herrſchenden Klaſſe. Als gegen Ende des 18. 
Jahrhunderts die Lehrerfeminarien einige Bedeutung erhielten, jo war es doch immer 
nur der £leinere Theil der beffer ausgeitatteten Stellen, welcher mit einem berufsmäßig 
ausgebildeten Perſonal beiegt werden konnte. Auch in Preußen wurde erjt jeit der 
Verjüngung des Staats nach den Niederlagen von 1806 die Seminarbildung als 
organisches Glied dem allgemeinen Unterrichtäiyftem eingefügt. Es blieb damit auch 
in der Preußifchen Gejeggebung eine weite Kluft zwiſchen dem jtudirten Lehrer und 
dem unftudirten unausgefüllt. Während jener fchon gegen Ende des 18. Jahr: 
hunderts die wichtigiten Privilegien und Jmmunitäten der Staatsbeamten erhalten 
hatte, jo wußte man dem unjtudirten Lehrer noch immer feine Stellung in der 
Hierarchie des Staats und der Gejellfchaft anzumeifen. Auf die große Zahl der 
Glementarlehrer das Privilegium eines erimirten Gerichtöftandes und manche andere 
Beamtenprivilegien auszudehnen, trug man aus guten Gründen Bedenken. Aber 
auch in Bezug auf Gehalt und Penfionsberechtigung fehlten durchweg die Geld- 
mittel, um den Lehrerftand mit feinem ganzen Perfonal unter die „unmittelbaren 
oder mittelbaren Diener des Staates“ einzureihen. Erſt feit der Zeit der Freiheits— 
friege beginnt mit dem Aufwachlen der ftaatsbürgerlichen Gejellichaft auf) die Ein» 
reihung des ganzen Lehrerjtandes in die höhere Stellung des Staatsdienerthums, die 
um jo leichter ausführbar wurde, feitdem der privilegirte Gerichtäftand und einige 
andere Jmmunitäten der Beamten weggefallen oder ermäßigt waren. Mag in den 
Verf. Urk. oder Verwaltungsgejegen ihre Stellung ala „Staatsdiener“ ausgejprochen fein, 
oder nicht, jo haben fich doch überall diejenigen Momente entwidelt, auf die es in 
der Sache ankommt. 

1) Die Lehrerbildung wird auf ein verwaltungsrechtlich beitimmtes Maß 
einer berufsmäßigen VBorbildung geftellt, und eine durch geordnete Prüfungen zu er 
werbende Qualififation bildet die Vorbedingung zum Lehramt, neben welcher eine 
unvollitändige Vorbildung in privaten Präparandenanftalten nur noch aushülflich in 
Nebenftellen oder jehr gering dotirten Landſchulen zugelaffen wird. 

2) Rüdfichtlich der Anjtellung kommen die normalen Grundjäße des Amts— 
rechts zur Geltung : fie erfolgt entweder unmittelbar durch die Staatsbehörden oder 
auf Nomination eine® Patrons oder einer Gemeindebehörde nach den Grundjäßen 
vom „mittelbaren“ Staatsbeamtenthum unter Beftätigung der Auffichtsbehörde. Die 
Anstellung ift eine grundfäglih Lebenslängliche, die Dienftentlajjung und 
die disziplinariſche Beitrafung nach den Grundjägen des Deutſchen Beamten- 
rechts geregelt. 

3) Gehalt und Penfionsberehtigung werden auf dem Fuß des nor— 
malen Amtsrechts geitellt. In manchen Sleinftaaten find Minimalgehalte, Alters: 
zulagen und Penfionzfäße ſogar gefelich firirt, wie dies in einem Kleinſtaat in ber 
That ausführbar ift. In Preußen und in den größeren Staaten ift auf dem Wege 
der Regulative eine gewiffe Gleichmäßigfeit durchgeführt, wie dies bei der großen 
Verichtedenheit der Bedürfniffe und Gewohnheiten der einzelnen Landestheile aus— 
führbar war, und auch eine Penfionsberechtigung nach einem bejcheidenen Maßftab 
ift jet wol überall anerkannt. 

So reift von diefer Seite aus das Unterrichtäwejen einer allgemeinen ges 
jeglichen Organifation auch von unten herauf entgegen. Den Beichwerden des 
Lehreritandes ift in den mefentlichiten Punkten abgeholfen, und trog mancher Schwan= 
fungen in den Verwaltungsſyſtemen des letzten Mtenfchenalters ift wol nirgends ein 
Rüdjchritt erfolgt. Die zuweilen übertriebenen und unausführbaren Forderungen des 
Lehreritandes beruhen auf der Ginjeitigfeit, die in jedem geichloffenen Berufäfreis zur 
Gricheinung kommt, und welche fich nicht genügend klar macht, welche Hemmniſſe in 
den Reiches und TFinanzverhältniffen des Staats und der Kommunen einem rajcheren 
Fortſchreiten entgegenftehen. 
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Sit.: Vgl. vorzugäweile 2. v. Stein, Die innere Verwaltung — Theil ber Ber: 
maltungslehre: Das Bildungsweſen) und K. A. Schmid, Encyklopädte des gelammten Er» 
ziehungs- und Unterrichtsweſens (jeit 1859) in ben betr. Artikeln. Gneift. 


Schulting, Anton, 5 1659 zu Nymmegen, ftudirte in Leyden, wurde 1694 
Profeſſor in Harderwyk, 1713 in Leyden, F 1734. 

Schriften: Diss. de recusatione judieis, Fran. 1708; Lugd. Bat. 1714. — Enarratio 
EI Iae Dig., Lugd. Bat. 1720. — Jurisprudentia antejustinianea, Lugd. Bat. 1717; Lips. 
837. — Thesium controv. decades C., 1738. — Commentationes academicae, ed. Uhlius, 
Hal. 1770—1774. — Notae ad Digesta, ed. Smallenburg, Lugd. Bat. 1804—1835. 

git.: Rivier. — Haubold. — Hugo. Zeihmann. 


Schulzwang. Der S. oder die allgemeine Schulpflicht ift im Laufe 
der legten Jahrzehnte in allen Kulturftaaten Europa's als ein Streitpunft der 
politifchen und kirchlichen Parteien in den Bordergrund getreten. Seine Entichei- 
dung hängt von der Vorfrage ab, ob der Staat fi) auf den jog. Rechtszweck zu 
beichränfen, oder ob der Kulturzweck zu jeinen wejentlichen Aufgaben gehört. 
Schon dag Mittelalter hat diefe Frage bejaht, indem es für die geiftige und fittliche 
Hebung des Volkes einen eigenen Berufsjtand und ein eigenes Staatsweien bildete 
in der monarchifchen Berfaffung der Römifchekatholifchen Kirche. Der kirchliche 
Staat unterjcheidet auch bereits eine Elementar- und eine Berufsbildung. Die 
legtere bietet er in reichem, aber ungleihem Maße in feinen gelehrten Schulen der 
freien Benußung des Laienthums an. Für den erfteren behauptet er eine er— 
zwingbare Verpflichtung aller Laien, die Heilswahrheiten und GSittengebote jich 
von der Kirche Ichren zu laffen, und betrachtet dieſe Lehre als ausreichenden „Volks— 
unterricht“ überhaupt. Der Lehrzwang wird damit zum Glaubenszwang und theilt 
das Schidjal der Beräußerlihung und ſtändiſchen Zerfegung der Kirche am Schluß 
des Mittelalters. 

Mit der Reformation beginnt der Zwieipalt des kirchlichen und weltlichen 
Staates fih zu löjen: e& bleibt aber noch die mittelalterliche Grundidee der jtaat- 
lichen Einheit des Glaubens und damit das jus reformandi der Staatsobrigfeit 
jtehen. Exit aus dem Kampfe der verjchiedenen Bekenntniſſe unter einander (in 
Deutichland insbejondere aus der Vereinigung katholischer, Iutherifcher und refor- 
mirter Zandesgebiete unter einem Landesheren) entwidelt ſich langſam fortjchreitend 
der Grundfaß der Glaubenäfreiheit, der Befenntnißfreiheit, der freien Religiongübung 
und Gleichheit der Bekenntniffe, der Unterrichtöfreiheit und der Aufhebung der Genfur. 
Es iſt die Ehre des Germanifchen Geijtes, an der Spitze dieſer geiftigen Befreiung 
zu ftehen, ebenjo in der alten wie in der neufolonifirten Welt. Gerade in dieſem 
tiefer erfaßten Grundſatz der Lehrfreiheit entjteht in den Nordamerikanijchen reis 
jtaaten und in Deutjchland, Hand in Hand damit, der Grundjat des „S.“, und zwar 
aus folgender Betrachtung. 

Die abſtrakte Unterrichtsfreiheit ebenſo wie die abjtrafte Erwerbsfreiheit beitehen 
praftiich nur für die befigenden Klaſſen; für die große Mehrheit der Bevölkerung 
haben fie nur eine negative Bedeutung. Die unteren Schichten der Geſellſchaft haben 
nicht die Mittel, oft nicht die Einficht und den Willen, jolche fakultative Freiheiten 
jachgemäß und gleichmäßig zu verwirklichen. Erſt von dem höheren Standpunft der 
Gemeinſchaft aus laffen fich diefe Mängel und Ungleichheiten überwinden. Wie der 
Staat als fittliche Gemeinschaft den Beruf hat, die Lebenserijtenz des Erwerbs— 
unfähigen durch eine Zwangsarmenpflege zu beichaffen, jo Hat er den Beruf, die 
geiftige und moralische Eriftenz der unmündigen Jugend zu fichern, weil fie jelbjt 
dafür micht zu jorgen vermag. In Achtung vor dem Kreis der Familie überläßt 
er dieje Fürforge zunächit dem Haufe. Aber die Gewalten des Haufes find nicht 
mehr abjolute wie im Römischen Altertfum. Wo dad Gebot der Liebe und der 
Pflicht im häuslichen Kreiſe verfagt, ift im Germanifchen Leben von früher Zeit an 
ein Schußberuf des Staates für die paffiven Glieder des Hausverbandes zur Gel: 
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tung gefommen. Er kann fich diefer Verpflichtung nicht entziehen, weil es feine 
eigenjte Sache ift, für die Lebensbedingungen der Gemeinſchaft zu jorgen. Es giebt 
aber in der That ein nothiwendiges Minimalmaß geijtiger Entwidelung, welches 
der in der Gemeinjchaft aufwachjenden Jugend erjt die Möglichkeit eines menjchen- 
würdigen Dafeins eröffnet, welches zur Aufrechterhaliung des Nahrungs- und Kultur: 
ftandes der Gefammtheit, ja jelbjt für die Geeresverfafjung und die innere Sicher: 
heit des Staatölebens unentbehrlich erjcheint. Wie dieſe Elementarbildung unerläßlich 
für alle Staatsangehörige, jo ift fie die Vorausfegung und Einleitung für alle 
Weiterbildung in den höheren Stufen. Sie wird eben dadurch die Vorausſetzung des 
geijtigen Verkehrs, der ineinandergreifenden Bewegung, des geijtigen Fortſchritts der 
ganzen Nation. Die in ihr gegebene Möglichkeit der Weiterbildung des Ein— 
zelnen wird zur Vorbedingung für die geiftige Bewegung des Ganzen. Gie fann 
daher weder von der zufälligen Auffaffung der einzelnen Familie, noch von den Be: 
fißverhältniffen der einzelnen Familie jchrantenlos abhängig bleiben, wird vielmehr zum 
jtaatlichen Zwangsrechte in folgenden Grenzen: 

1) Der ©. beſchränkt fich auf die Stufe des Elementarunterrichts, 
d. h. auf das Maß intelleftueller wie religiöfer Bildung, welches nach der Kultur: 
ftufe des Volks „nicht als Gabe einzelner Yamilien, noch als ein bejonderes Gut 
einzelner Klaſſen der Bevölkerung, jondern als das gemeinfame Bedürfnig Aller für 
Alle gewährt werden muß“. Es war zuerjt das ſtädtiſche Leben, welches nach der 
Reformation die Nothwendigkeit erfannte, außer dem NReligionsunterriht die Ans 
fangsgründe der Wiſſenſchaft in diefen Kanon des allgemein Nothiwendigen auf: 
zunehmen. Die Städte wurden damit die Wiegen der heutigen Volksſchule und 
eines eigenen Standes, der Volksſchullehrer. Der Wohlfahrtäftaat des 18. Jahr— 
hunderts hat fich von da aus des großen Gedanfens bemächtigt, weil auch für ihn 
Bildung zur „Macht“ wird. Aus manchen Uebertreibungen und Verirrungen diejer 
Richtung kommt die Heutige Zeit zu der Einficht, daß nur das gleihmäßig 
Durchführbare Gegenstand des Zwanges jein kann, daß der Elementarunterricht eine 
organische Stufe des gefammten Bildungsweſens bis zur höchjten Berufsbildung hinauf 
werden, daß ebendeshalb feine Grenze mit dem Stand des gejammten Bildungs: 
wejens nothtwendig wechjeln muß. Schon aus diefem Grunde kann das Unterrichts: 
wejen nur durch die organifirende Gewalt des Staat? als Ganzes gejtaltet werden, 
und kann deshalb an der Selbftändigkeit der Kirchen, Gemeinden und Familien feine 
abjolute Grenze finden. 

2) Die obligatorifche Elementarjchule umfaßt auch den Religionsunter: 
riht — ihren urſprünglich ausjchließlichen Gegenjtand. Es iſt dies das hiftorijche 
Necht der anerkannten Kirchen. Es läßt fich nicht ignoriren, daß immer noch ein 
erheblicher Theil der Ausftattung der Volksſchule ein Erbtheil der kirchlichen Ge 
meinden und Inititute ift, und daß 98—99 Prozent der Bevölkerung in Deutich- 
land mit ihrem firchlichen Belenntniß auch dies Erbgut überlommen haben. Noch 
allgemeiner jpricht dafür das fachliche Bedürfniß, welches den Neligionsunterricht als 
Grundlage aller Lehre der unmündigen Jugend fejthalten muß. Gine Trennung 
von Volks- und Religionsſchule würde zu einem Dualismus firchlicher und welt- 
licher Schule führen. Beide würden fich bekämpfen, anjtatt zufammenzutirfen. Beide 
würden verfümmern, wo die vorhandene Ausſtattung faum für eine Schule aus 
reicht. In Deutichland insbefondere würde der Zwiejpalt aller Lebensanſchauungen 
und Gewohnheiten durch die ausfchließlich Firchliche Volksſchule von Unten herauf 
der Nation wiederum anerzjogen werden. — Es entjteht durch dies jchwierige Ver: 
hältniß eine neue Staatsaufgabe, welche in Deutjchland ihre Grundlage in der Pa— 
rität der anerkannten Kirchen findet, vermöge deren eine gleiche Fürforge und Ber: 
wendung des überfommenen Schulvermögeas ftattfinden muß, nicht mehr nach einem 
Normaljahr, jondern nah dem heutigen Stand der Bevölkerung und des Be: 
dürfniffese. Diefe Parität und das gleiche Necht der diffentirenden Belenntnifje auf 
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die Wohlthat der Volksſchule bedingen die Staatzleitung in erhöhtem Maße, und 
daneben ein Recht der Kirchengewalten, nicht zur unmittelbaren „Mitleitung“ der 
Schule, wol aber zur KHenntnignahme, Fürjorge und Abwehr, daß das wirkliche 
Bekenntniß der Kirche in der Schule gelehrt und nichts diefem Bekenntniß Feind— 
feliges in der Schulordnung Platz finde. 

3) Der ©. gilt nur ergänzend. Gr refervirt der Familie das Recht, ihn 
jeder Zeit zu erjeßen durch einen gleich guten, in der Regel freilich theureren, 
Privatunterriht. Der ©. mwahrt auch das abjolute Recht der Gewifjenäfreiheit, 
indem er fein Kind zum Religionsunterricht einer ihm fremden Konfejfion nöthigt. 
Es genügt in dieſem Punkt auch der Nachweis eines Privatunterrichts in einem 
diffentirenden Religionsbelenntniß, deſſen „religiöfe Subftanz“ zu prüfen übrigens 
niemal® Sache des Staates fein kann. 

Mit diefer Begrenzung ift das Hartklingende Syſtem de8 ©. vom religiöfen, 
fittlichen, rechtlichen, nationalen, wirthichaftlichen Standpunkt aufrecht zu erhalten. 
Sein mächtigſter Gegner freilich bleibt die römiſch-katholiſche Kirche. Sie 
hält umabänderlich das Recht auf die Lehre der Unmündigen als eine Pflicht ihrer 
Glaubensgenoſſenſchaft jet. Sie betrachtet das Necht, „ihre Herde zu weiden“, als 
unmittelbar göttlicher Einfegung. Diefem Anfpruch gegenüber hat der Staat das 
Recht jeiner allgemeineren und damit höheren Gemeinſchaft geltend zu machen, 
welches auch andere Belenntniffe zu einer nationalen und fittlichen Gemeinjchaft 
zufammenfaffen und zufammenhalten fol. Gr vermag der beanspruchten „Freiheit“ 
der Kirche nur die Garantie zu gewähren, daß in der Schule das Ffirchliche Be— 
fenntniß gelehrt und feine der Kirche feindjelige Einrichtung geduldet wird. Zur 
Behauptung ihrer Herrſchaft ftellt fich die Heutige Hlerifale Richtung freilich auf den 
Standpunkt, daß die Elementarjchule „Erziehungsanftalt“ ſei, der ©. aljo ein Ein- 
griff in das abjolute Erziehungsrecht des Vaters. Die Schule ift aber in erjter Stelle 
Unterrihtsanftalt für Wiſſen, verbunden mit der Lehre der Religion. Dem 
Erziehungswerk des Haufes tritt fie nur ergänzend, aushelfend, fördernd Hinzu. Sie 
gewährt das, was die ijolirte Familie dem Kinde als Regel nicht zu geben vermag. 
Sie beſchränkt fich grundjäglich jo weit, um die wirklich erziehende Thätigfeit der 
Familie nicht zu durchkreuzen und zu hindern. Als ein, immerhin mangelhafter, 
Erſatz der Erziehung tritt fie nur ein für die verwahrlofte, unfittliche Familie. 
Dermag aber die Kirche eine ſolche Entartung einzelner Glieder nicht zu überwinden, 
jo fjollte fie dem Staat nicht Oppofition machen vom Standpunkt einer behaupteten 
Souveränetät der Familie gerade für unwürdige Familienhäupter. Gin Recht, 
durch das Tyamilienhaupt auf die Erziehung zu wirken, ſowie die völlige Freiheit 
der Einwirkung auf ihre mündig gewordenen Glieder, wird der Kirche vom Staate 
nirgends beftritten. — Auch in England hat der Standpunkt der Staatäfirche, 
vereint mit den Lebensanfchauungen der regierenden Klaffen, ſich bis in das lehte 
Menjchenalter gegen den ©. gefträubt und erjt in der Gejeßgebung feit 1870 ich 
dem Deutjchen Syitem immer weiter genähert. — In Frankreich Hat die Ne 
volution mit ungejtümer Gewalt den Jugendunterriht als ein Geſammtrecht der 
Geſellſchaft reflamirt, ift damit aber nur zu einer allbevormundenden Staatäverwal- 
tung des Unterrichtswejens gelangt, die zur Behauptung ihres Abjolutismus wieder 
zu einer Theilung ihrer Herrichaft mit der römiſch-katholiſchen Kirche genöthigt war. 
Die geiftige Unfreiheit behauptet fich Hier unter dem abjtraften Titel einer „Freiheit 
der Lehre und des Unterrichts“. In Belgien hat diefe Richtung fogar ein grund» 
geiegliches Verbot des ©. durchgefeht. In den größeren Eonftitutionellen Ländern 
ift außer der Herrichaft der Staatskirche auch der überwiegende Einfluß der befigenden 
Klaflen auf die Staatögewalt, welche die joziale Bedeutung des ©. für die Erhebung der 
arbeitenden Klaffen zur „Iheilnahme am Staat“ bisher nicht genügend gewürdigt hat. 

So ericheint denn Deutichland das Normalland des S. Es iſt vorzugsweife 
der Deutiche Geift, der die Schule als ein öffentliches Inſtitut entwidelt hat. 
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Diefe Schule fennt feinen Unterschied der Gejellichait, fie bietet, was fie zu geben 
hat, für Alle. Sie ſetzt fich die große Aufgabe, der Menjchheit die Bedingungen 
der perjönlichen geiftigen Entwidelung Aller zu geben. Sie ift die erite Grundlage 
der jozialen Freiheit, indem fie allein das Auffteigen aus allen in alle Klafjen durch 
die Bermittelung der geiftigen und fittlichen Bildung ermögliht. Mit dem Syiteme 
des ©. in den Edikten von 1717 und 1736 wurde insbejondere das neuere Preu— 
ßiſche Staatsweien inaugurirt. Nach der Erwerbung Schlejiens hat Friedrich der 
Große zuerjt ein würdiges Muſter der paritätifchen Volksſchule für Evangeliiche und 
Katholiken gegeben, Unter allem Wechjel der Verwaltungsſyſteme iſt der S. noch 
einmal im Gejeß vom 23. Juli 1847 auch für die jüdiichen Gemeinden in voller 
Korrektheit durchgeführt. Was die Entwidelung des Deutichen Volkes zur macht— 
vollen Einheit, was imsbejondere die Deutiche Heeredverfaffung zur Europäiichen 
Hegemonie geführt hat, iſt an eriter Stelle die geijtige Entwidelung der Gefammt- 
heit durch den ©., der feine Anerkennung und Geltung in der Europäiſchen Welt 
durch jeine Erfolge fichert, und bis zum Schluß unjeres Jahrhunderts ein Gemeingut 
der civilifirten Welt fein wird. 

Lit.: Für England: The Education of the People by Canon Norris, 1869. — 
E. Wagner, Das Voltsſchulweſen Englands und feine neuefte Entwidelung, 1865. — für 
Sranfreih: Eug&ne Rendu, De la loi de l’Enseignement und De "Education popu- 
laire dans Allemagne du Nord. — für Deutihland: %. v. Stein, Die Berwaltungs- 
lehre, V. Theil: Das Elementar: und das Berufsbildungsweien, Stutta. 1868, ©. 71-189. — 
Geſammtnachweiſungen über die einzelnen Staaten in Schmid's Encyklopädie bed Erziehungs» 
und Unterrichtäweiens, 1859 ff. — Für die Hauptftreitfragen in Deutihland: Gneift, Fon: 
jejfionelle Schule, Berl. 1869. Gneift. 

Schürpf, Hieronymus, & 12. IV. 1481 zu St. Gallen, jtudirte unter 
Krafft in Bajel, wurde zu Tübingen magister artium, jpäter nach der joeben ge— 
jtifteten Univerfität Wittenberg berufen, 1505 legens des liber Sextus und der 
Glementinen, 1507 ord. jur. eiv. in Codice, dann Beifiter des Sächſ. Oberhof: 
gericht zu Altenburg und Leipzig und Kurfürjtl. Rath, 1536 legens in Digestis, 
darauf in Frankfurt a. O©., T 6. VI. 1554. 

Schriften: Consiliorum s. responsorum juris centuria la Francof. 1545; cent. 
IIs Francof. 1551; cent. Illa Francof. 1553 — ed. tert. 1594 — ed. nov. Francof. 
1617. — Oratio de reverentia legum und de legum justitia et disciplinae praestantia ac 
necessitate in Melanchthon, Selectae Declamationes, III. 101, 142. 

Lit. Muther, Aus dem Univerfitätd- und Gelehrtenleben im Zeitalter ber Reformation, 
Erl. 1866, ©. 178—229, 415454. (Muther, Der Reformationsjurift Dr. Hieronymus 
Schürpf, Erl. 1858). — vd. Stinking, Geſchichte der Deutichen Rechtäwiflenichaft (1880), 1. 
266 u. d. Teichmann. 

Schurfſchein. Das nach dem älteren Bergrechte an eine Erlaubniß nicht ge— 
bundene Schürfen ward im Verlaufe der letzten Jahrhunderte, zunächſt hauptſächlich 
im Intereſſe des an Werth geſtiegenen Grundbeſitzes, durch die wichtigeren Partikular— 
rechte (vgl. Ahenbach, Deutjches Bergrecht, I. ©. 332 ff., ſowie ferner wegen 
der Sächſiſchen Obſervanz, Köhler, Anleitung, ©. 135) von einer bergamtlichen 
Schurflizenz abhängig gemacht, welche fih im Sächſ. und Oeſterr. Bergrechte bis 
heute erhalten Hat, woſelbſt jie in eine engere Verbindung mit den Normen über 
die Bevorrechtung zum Muthen (f. d. Art. Finderrecht) getreten ift. Für den 
urfprünglichen Zwed (Schuß des Grundeigenthümers) bietet der ©. nur injofern ein 
geeignetes Mittel, ala „durch die Nothwendigfeit der Nachfuchung des ©. eine Be- 
auffichtigung der Schürfenden ermöglicht wird“ (Achenbach, a. a. D. ©. 333). 

A. Im Königreich Sachſen wird das Recht, innerhalb gewifler Grenzen 
(Schurffeld) unter Ausjchließung jedes Dritten und mit dem Vorrechte zum Muthen 
metalliiche Mineralien (j. d. Art. Bergrecht) von der Erdoberfläche aus auf- 
jufuchen und zu diefem Zwede in fremden Grund und Boden einzujchlagen, vom 
Bergamte durch Ausstellung eines S. ertheilt. Unter mehreren Bewerbern hat der 
frühere ein Vorrecht auf Auzsjtellung des S. Der Grundeigenthümer bedarf jelbigen 
zum Schürfen auf eigenem Grunde zwar an fich nicht, wol aber, um ein Borrecht 
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zum Muthen geltend zu machen. Das Schurffeld iſt nach feinen Grenzen genau zu 
beitimmen, darf aber 400000 Quadratmeter Ausdehnung nicht überjchreiten. Inner— 
halb diefer Grenzen darf daſſelbe Recht nicht gleichzeitig an verjchiedene Perfonen er= 
theilt werden. Einem Schürfer dürfen gleichzeitig mehrere Schurffelder nur dann 
zugetheilt werden, wenn diejelben mindeſtens 2000 Meter in fürzeiter Linie von 
einander entfernt liegen. Die Ausftellung eines ©. erfolgt nur für die Dauer eines 
Jahres; jechsmonatige Verlängerung it zuläffig, wenn der Schürfer an dem Be- 
ginne oder der Beendigung der Schurfarbeit ohne fein Verſchulden behindert 
worden ift. Nach Ablauf der Frift darf demſelben Schürfer auf dafjelbe Schurffeld 
binnen 3 Jahren fein S. wieder ertheilt werden (darüber, daß dieje zeitlichen und 
örtlichen Schranken illuforiich find, j. Achenbach, a. a. D. ©. 384; doch wird 
ne Schurffteuer von jährlich 40 Pfennig für 4000 Quadratmeter Schurffeld erhoben: 
Geſetz dom 10. Oft. 1864 8 9). Im verliehenem Felde darf Schurferlaubniß nur 
wegen der nicht in der Verleihung begriffenen verleihbaren Mineralien gewährt 
werden. Auf unterirdiiche Schurfarbeiten leiden dieſe Vorjchriften analoge Anwendung, 
doh hat befondere Feſtſetzung der Schurfirift und bzw. einer Minimalbelegung des 
Schurfteldes zu erfolgen (Allgem. Berggejeg vom 16. Juni 1868 88 18 ff.). 

B. Inn Oeſterreich bedarf, wer jchürfen will (auch der Grundeigenthümer), 
hierzu der Bewilligung der Bergbehörden. Schurfbewilligungen werden nur auf die 
Dauer Eines Jahres ertheilt, können aber auf Nachweifung geichehener Schurfarbeiten 
von Jahr zu Jahr verlängert werden. Durch die Schurfbewilligung erlangt der 
Schürfer die Befugniß, innerhalb feines Schurfgebietes, infoweit ältere Bergbaus 
vehte nicht im Wege ftehen, Schurfbaue ohne Beichränktung ihrer Zahl zu eröffnen 
und zu betreiben, aber noch fein ausjchließendes Recht zum Schürfen im Schurf- 
gebiet. Gin ausfchließliches Recht auf ein bejtimmies Schurffeld (Freiſchurfſ) 
wird erft erworben, wenn der Schürfer der Bergbehörde den Punkt anzeigt, an 
welhen er einen Schurfbau zu beginnen und das Schurfzeichen zu jegen beabfichtigt. 
Linnen drei Tagen nach Bejtätigung der Präfentirung der Freifchurfanzeige muß 
das Schurfzeichen gejeßt und davon der politifchen Bezirksbehörde Mtittheilung ge— 
maht werden. Das durch den Freiſchurf gegebene Schußfeld iſt ein Kreis, defjen 
Gentnum das Schurfzeichen bildet, mit einem Halbmeſſer von 425 Meter (Allgem. 
Verggeſet vom 23. Mai 1854 88 13 ff). Der Freiſchurf muß bauhaft gehalten 
werden ($ 170), weshalb eine zeitliche Beſchränkung des Freiſchurfrechts nicht ſtatt— 
Aindet. Die (einfache) Schurfbewilligung kann für ein beliebig großes Feld erlangt 
werden (Bollzugsvorichr. $ 10, 2), aber auch der Freiſchürfer kann beliebig viele 
Freifchurftreife nebeneinander lagern (ebenda $ 26 Abi. 2). , 4 Gulden jährliche 
Freiſchurjgebühr (Kaiferl. Verordn. vom 29. März 1866, R.G. Bl. Nr. 42). 

I Sachſen wie in Dejterreih muß der ©. vom Schürfer dem Grundeigen— 
thümer vor Beginn von Schurfarbeiten auf defjen Grundſtücke vorgelegt werden. 
Ueber die zwijchen beiden entjtehenden Differenzen j. d. Art. Bergredt. 

C. In Preußen ward durch die revidirten Bergordnungen und dad ER. 
(I. 16 85 141 ff.) der ©. für alle Schürfer vorgejchrieben und zur Bedingung 
für Berufung auf das Trinderrecht gemacht. Dauer de ©.: 1 Jahr 6 Wochen. 
Nah Anficht des OTrib. (Plenarbeihluß vom 12. Juni 1843, GEnticheid. Bd. 9 
<. 90) dedte derfelbe für die Dauer jeiner Gültigkeit das Feld dergeitalt, daß da- 
duch die Muthung eines zufällig Findenden ausgejchloffen ward. Das Allgem. 
Berggeie vom 24. Juni 1865 Hat unter Rückkehr zu dem, der neuen Feldes— 
verleihungsmweife entiprechend modifizirten, Finderrechte, in welchem es eine zweck— 
mäßige Aufmunterung zu Schürfverfuchen und einen feiten, dem hergebrachten 
Rechtszuftande entfprechenden Anhaltspunkt für die Entjcheidung über kollidirende 
Bewerbungen erblickt (Motive zu $ 24), den S. wieder fallen laſſen. 

D. In Frankreich ift, da dort prinzipiell der Grundeigenthümer ala jchurf- 
berechtigt angejehen wird, ein Dritter nur mit Genehmigung der Regierung und 
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unter Entſchädigung des Grundeigenthümers (oder als Ceſſionar des letzteren) zum 
Schürfen befugt (Art. 10 des Bergwerksdekrets vom 21. April 1810). Dagegen 
fordert das Sardiniſche Berggejeg vom 20. Nov. 1859 (Zeitichr. Für Bergrecht 
I. ©. 520) Art. 20 ff. den ©. ſelbſt vom Grundeigenthümer. Dauer regelmäßig 
höchſtens 2 Jahre. Leuthold. 


Schwängerungsklage. Das Röm. Recht leitet aus dem bloßen unehelichen 
Beiſchlaf (stuprum) weder für die Gejchwängerte, noch für die unehelichen Kinder 
(spurii) bejondere Rechte ab: nur den im Konkubinat erzeugten Kindern (liberi 
naturales) ſteht ein Recht auf Alimentation gegen ihren Erzeuger zu, wie fie ein 
gejegliches Erbrecht haben. Aus dem Kan. Necht jchreibt fich ein Anspruch der Ge: 
Ichwängerten auf Ehelihung und Dotation. Die Praris Hat diefen umgeftaltet und 
den umebelichen Kindern den Alimentationsanfpruch der Konkubinenkinder gegeben. 
Diefe verichiedenen Anfprüche, die theils der Mutter für fich, theils dem Kinde zu: 
jtehen, pflegen durch eine gemeinfame Klage, die ©., verfolgt zu werden. In der 
Regel wird diefe von der Mutter und einem Vertreter des Kindes gemeinjam an— 
gejtellt ; in einzelnen Landestheilen kann die Mutter den Anfpruch zum Wortheil des 
Kindes allein erheben. 

1) Der auf dem Kan. Recht beruhende Anfpruh auf Ehelihung und 
Dotation ift in der Praris zu einem Anjpruch auf Ehelihung oder Dotation 
geworden. Nach dem Weſen alternativer VBerbindlichkeiten fteht das Wahlrecht 
regelmäßig dem Berpflichteten zu; die Dotationsforderung fann aber ohne Weiteres 
geltend gemacht werden, wenn die Vollziehung der Ehe ohne Schuld der Ger 
Ihwängerten unmöglich geworden ift. Nach der Praris einzelner Landestheile hat 
überhaupt die Gefchwängerte die Wahl. Streitig ift, ob der Anjpruch durch das 
bloße stuprum ohne erfolgte Schwängerung begründet wird. Die Klage ſteht der 
ehrbaren Jungfrau (oder Wittwe) zu. Sie wird ausgeſchloſſen durch den Nachweis 
der Beicholtenheit, insbeſondere eines Gejchlechtäverfehrs mit anderen Männern, 
durch die Einrede vertraggmäßiger Abfindung, durch den Eintritt von Umjtänden, 
die zur Aufhebung eines Werlöbnifjes berechtigen. Der Umfang der Dos (Ent: 
Schädigung, Kranzgeld) wird durch richterliches Ermeffen beſtimmt. Iſt auf Ehe 
lichung geklagt und erfannt, jo fam in früheren Zeiten ala Erefutionsmittel neben 
der executio ad faciendum wol auch eine wirkliche Zwangätrauung vor, die in— 
deſſen jchon vor der Reichögefeßgebung überall antiquirt, jedenfalls durch dieje be 
jeitigt ift. Als Entichädigungs: oder Dotationsklage geht der Anſpruch aftiv oder 
paffiv auf die Erben über. — Das Sächſ. BGB. entipricht in feinen Vor— 
ichriften wejentlih dem Gem. Recht. Die Klage ift auch ohne den Griolg der 
Chwängerung auf aufßerehelichen Beifchlaf zu gründen, fie geht aktiv nur dann 
‘auf die Erben über, wenn fie fchon von der Gefchwächten jelbit bei Gericht 
angebraht war. — Das Preuß. Recht fennt nur einen Entſchädigungsanſpruch 
der Gejchwängerten, feinen Anſpruch auf Ehelichung auf Grund des außerehelichen 
Geſchlechtsverkehrs; auch jener findet nur ftatt im Fall der Nothzucht oder 
eines derjelben gleichitehenden Verbrechens und bei Schwängerung einer zwar nicht 
förmlich, aber doch in beftimmter Weiſe öffentlich verlobten Braut. — Das Franz. 
Recht kennt einen Dotationsanjpruch der Geichwängerten nicht, im Falle der Noth: 
zucht und Gntrührung wird jedoch von der Prarid eine Entſchädigungsklage zu— 
gelafien. — Vgl. übrigens auch den Art. Dotationspflicht. 

2) Der Gejchwängerten fteht nach allgemeinem Gewohnheitsrecht ferner ein 
Anſpruch auf die Koften der Entbindung, Taufe und ſechswöchent— 
lihen Verpflegung zu. Durch diefen Anfpruch wird der Alimentationsanſpruch 
des Kindes für die eriten Wochen feines Lebens nicht ausgeichloffen. Der Anſpruch 
wird überall (auch in Sachfen und Preußen) unter denjelben VBorausjegungen zu: 
gelaffen, unter denen die Alimentationsflage des Kindes ftattfindet. 
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3) Der Alimentationsanſpruch iſt ein Anspruch des Kindes, wenn er 
auch in einzelnen Zandestheilen unter dem Gefichtspunft eines Anſpruchs auf einen 
Beitrag zu der während ihrer Lebenszeit zunächit ihr jelbjt obliegenden Alimentation 
von der Mutter allein geltend gemacht werden fann. Der Anipruch beruht auf 
der Thatjache der Zeugung. Diejelbe kann dem Kinde gegenüber nicht als ein 
Delift angejehen werden; ebenjowenig aber wird auf Grund derjelben gemeinrechtlich 
ein Status der Vaterſchaft anerfannt. Die rechtliche Grundlage ift lediglich die 
gejegliche oder vielmehr gewohnbeitsrechtliche Vorſchrift, die den außerehelichen 
Erzeuger für die Alimentation des Kindes haften läßt, es ift eine Klage ex lege. 
Zu Grunde liegt dabei die nach dem gejchriebenen Recht nur für die Konkubinen— 
finder ausgeiprochene Verbindlichkeit. — In analoger Anwendung der Borichriften 
über die Zeit, für welche der Sat gilt: pater est quem nuptiae demonstrant, wird 
derjenige als alimentationspflichtig angefehen, der mit der Mutter des Kindes vom 
182ten bis 300ten Tag vor der Geburt Gejchlechtäverfehr gehabt Hat. Streitig 
it, ob die Hieraus erwachjende Vermuthung der Zeugung fortfällt, wenn der Ge- 
ſchlechtsverlehr mit mehreren Perfonen in der Konzeptionszeit fejtzuitellen iſt. 
Soviel ſich hierfür jagen läßt, jo hat doch das Gewohnheitsrecht, das übrigens den 
Anſpruch in verjchiedenen Gegenden verjchieden entwidelt hat, meijt die exceptio 
plurium concumbentium verworfen. Bald wird der Mutter dabei das Recht der 
Auswahl mit jus variandi zugejtanden, bald eine folidariiche Verbindlichkeit der 
mehreren Zuhalter angenommen. Der Alimentationsanjpruch jteht auch den im 
Ehebruch und in Blutjchande erzeugten Kindern zu; bei den erjteren muß die Er— 
flärung für illegitim vorangegangen fein. Die Alimentationspflicht dauert bis zum 
vierzehnten Lebensjahr des Kindes, in einigen Gegenden bei Mädchen nur bis zum 
zwölften. Streitig it, ob der Verpflichtete, jtatt Alimente zu zahlen, das Kind in 
eigene Pflege nehmen kann und ob eine fubfidiäre Alimentationspflicht des Vaters 
des Schwängerers ftattfindet. Vgl. hierüber und über andere Streitpunfte den Art. 
Alimentationspflicht. — Das Preuß. Recht betrachtet das DVerhältniß des 
außerehelichen Erzeugers als ein Statusverhältniß, auf deſſen Anerkennung zu klagen 
ift und das, wenn anerkannt, auch ein Erbrecht begründet. Die Konzeptionszeit iſt 
auf die Periode vom 210ten bis 285ten Tag vor der Geburt beſchränkt. Im Ehe— 
bruch erzeugte Kinder umd folche, deren Mutter in der Konzeptionszeit anderen 
Männern den Beiichlaf geitattet Hat oder zur Zeit des Gejchlechtäverfehrs in ge— 
ichlechtlicher Beziehung beicholten war, haben feinen Anjpruch. Ueber die Höhe 
der Alimente entjcheidet der Bedarf von Kindern des geringjten Standes. — Im 
Sächſ. Recht gilt ala verpflichtet zu einem Beitrag zur Alimentation, der unter 
Berüdfichtigung des Standes der Mutter, der Bedürfniffe des Kindes und des 
Vermögens des Vaters innerhalb gejeglicher Marimal- und Minimaljäge jejtzuftellen, 
wer mit der Mutter vom 182ten bis 302ten Tag dor der Geburt, den Tag der 
letzteren ungerechnet, den Beifchlaf vollzogen hat. Mehrere Konftupratoren haften 
al Gefammtichuldner. — Das Franz. Recht verbietet die Erforfchung der Vater: 
Ichaft, außer im Fall der Nothzucht und Entführung, formell anerfannte Kinder 
fönnen Alimentation fordern. 

Durch) das GVG. $ 23 find die Ansprüche aus einem außerehelichen Beifchlafe 
der amtägerichtlichen Zuftändigfeit zugewiejen. 


Lit. u. Gigb.: ©. die Gitate im Art. Alimentationapflict. — Glüd, Pandekten, 
Bd. wi & 188. — Buſch, Theoretifch- * raktiſche Darſtellung der Rechte gef Va 
Arge 1828. — Gett, Ueber bie echtäverhältniffe aus der außerehelichen 
chlechtägemeinihaft, 1836. — tiedensburg, Die Lehre von ben rechtlichen * je 
auberehelihen S mängerung, 854. — Arnold, Ueber Alimentationd: und Defloration?: 
— 1851. — Nov. 89 c. 12, 18. — Cap. 1X. de adult. 5, 16. — Sädji. BGB. SS 1551 ff., 

8 fi. — Preuß, Gele vom 24. April 1854 (Gef. Samml. ©. 193). — Code eivil art. 
336 ss., 340, 762. Eccius. 
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Schwarzenberg, Johann Freiherrzu ©. und Hohenlandaberg, 512. XII. 
1463, widmete fich dem Kriegsleben und wohnte den Heereszügen Marimilian's I. 
bei, wurde jedoch ſpäter Hofmeister der Biichöfe von Bamberg, veriaßte 1507 
die Bambergifche Halsgerichtsordnnung , die für die nachjolgenden dag Mujter war, 
T 21. X. 1528, 

Lit: Zöpfl in v. Jagemann's Zeitichr. für Deutiches ——— L (1840) 133 
bi8 144. — Herrmann, Joh. Freih. zu Schwarzenberg, Xeipz. 1 — Weißel, Hanna 
Dein v. Schwarzenberg, Grünberg 1878. — Güterbod, Die —— hit der 

arolina, Würzb. 1876. — Brunnenmeifter, Die Quellen der Bambergenfis, — 
1879. — v. Stinping, Geſchichte der Deutichen Re täwiffenichaft (1880), I. 612—617. 
Dienbrüggen in ber Allgem. Defterr. Gerichtäztg. 1857, Nr. 89-91. — Berger in der 


Defterr. Revue, IV. Jahrg. Ki Heft 11 S. 32 ff. — Rante, Deutfche Geſchi im Zeit⸗ 
alter ber Reformation, II. 54 — Geib, üchrbud bei Deutichen Strafrechts, Leipz. (1861), 
1. 254—259. Stobbe, Bectöoueen, u — Handbuch bed Deutihen Straf: 
rechts von dv. Holkendorff, I . (1871), 68. Teihmann. 


Schweder, Gabriel, 5 1648 zu Göslin, Prof. in Tübingen, T 1735. 
Schriften: Introductio in jus publ. im . Rom. novissimum, Tub. 1681, nona ed. 
— — ‚Disput. tomi II. c. Burgermeisteri, Esling. 1731. 
: Yugler, V. 108. — Posts, Cinteitung in das Deutiche Staatsrecht, Leipz. 
—* 1 —— Pütter, Litt., Tbo 6 268. Teichmann. 


Schweigaard, Anton Martin, & 11. IV. 1808 zu Kragerö, ſtud. in 
Ghriftiania , bereijte ſei 1833 Schweden, Deutſchland, Schweiz, Frankreich, Däne- 
mark, um fich namentlich mit dem Bank- und Geldwejen vertraut zu machen, 1835 
Prof. der Rechte in Chriftiania, 1840 Prof. der Statiftif und der Staatswiſſen— 
ſchaften. Als Vertreter der Hauptjtadt jeit 1841 wußte er fich die Achtung aller 
ii zu erwerben und wurde 1845 Bankdireftor, 7 2. II. 1870. 

riften: Den norske Proces, Christ. 18461849, (4) 1879. — Om Konkurs og 
om Si og Arvebehandling, 1871. — Den norske Handelsret, 1841. — Kommentar over 
den norske Kriminallov, Christ. 1844—1846, (2) 1860—1862, 

git.: Brodhaus. — Nypels, 3. Meyer, Konv.Ler. (8. —— Bd. XVI. 
S. 661. — Goldſchmidt, 9 — — Aageſen, Fortegnelſe, 1876. — Goos, 
Den danſte Strafferet, I. (187 ) ; Derjelbe in Revue de droit int. XII. 485. 

Zeihmann. 

Schweiter, Chriſt. Wilh., 5 1. XI. 1781 zu Naumburg, Privatdozent 
in Wittenberg, Affeffor der Juriftenfafultät, nach längeren Reifen 1806 Advofat, 
Rechtsanwalt in Ronneburg, 1810 Prof. in Jena, 1813 Hofrath, 1817 beim 
OApp.Ger. vierter akademischer Rath, 1818 im Weimariſchen Staatsminiftertum, 
1828 — Geh. Rath, trat 1848 zurück, F 21. X. 1856 auf Clodra bei Weida. 


Rit.: vayıı. Ueber bie liter, und ge a oa von ©., Jena 1857. — 
Günther, Lebensſtizzen, 1858, ©. 84, 85. — Mohl, II. 388. Teihmann. 


Schweppe, Albrecht, & 21. V. 1783 zu Nienburg, ftud. in Göttingen, 
wurde 1803 Doktor daſelbſt und Dozent, 1805 außerordentl., 1814 ordentl. Prof. 
in Kiel, 1818 in Göttingen, 1822 am OApp.Ger. in Lübeck, r 283. V. 1829. 

Schriften: Diss. de querela inoffic. testam., Gott. 1803. — Entwurf eines Sy - 
ber Panbetten, Kiel 1806, Ausg. 1812. — Das Syftem de? Konkurſes der Gläubi 
1812, (3) 1829. — Das Romiſche — in ſeiner Anwendung auf Deutſche —* * 
Alt. 1814, 4. Ausg. (Mejer) Gött. 1828-1834. — Romiſche Pe eſchichte und Rechts: 
alterthümer, Sött. 1822, 3. Ausg. 1832. — Juriſt. er in, Alt. Bı8 

Lit.: Neuer Netrolog ber eutichen, 3b. VI. 349, 450 Zeihmann. 


Schwurgericht (geihichtlich). Nach der Aufnahme der fremden Rechte 
hat ih in Deutichland das Strafverfahren auf Römijch = fanoniftiicher Grundlage 
immer mehr nach einer Richtung Hin entwidelt, welche zu den Germanijchen Grund: 
ſätzen über das Beweisrecht, die Stellung des Richters, die Deffentlichkeit und 
Mündlichkeit des Verfahrens und über die Theilnahme des Volkes an der Rechta- 
pflege in grellen Widerjpruch trat. Der Zuftand der Strafrechtöpflege wurde in 
Folge deffen ein unhaltbarer. Partielle Reiormverfuche erwieſen fich als ungenügende 
Halbheiten und Tieferten den Beweis, daß nur ein vollitändiger Bruch mit den 
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überlieferten Traditionen des inquiſitoriſchen Verſahrens dauernde Abhülfe gewähren 
fönne. Für die Neugeftaltung des Prozeßrechts wurde das Beiſpiel Frankreichs maß— 
gebend, wo eine ähnliche Entwidelung jchon 1791 zur Aumahme der Geſchworenen— 
gerichte geführt Hatte. Die Bewegung, welche fich in Deutjchland dafjelbe Ziel 
jeßte, hielt fich zunächit an die von dem Englischen Typus vielfach abweichende 
Form der Franzöfifchen Jury und war von derjelben hochpolitiichen Auffaſſung 
durchtränft, welche jchon 1790 in den vorbereitenden Debatten der Franzöſiſchen 
Nationalverfammlung zur Geltung gelommen war und feitdem jehr zu Ungunjten 
der ©. auf lange Zeit hinaus die herrſchende geblieben iſt. Trotz diefen und anderen 
Irrthümern, troß ungerechtfertigter Ueberſchätzung und kurzfichtiger Anfeindung haben 
die ©. fich zunächſt in den einzelnen Staaten Deutjchlands eingebürgert und find 
fie dann durch das GVG. umd durch die RStrafPO. zu einer Inſtitution des 
Deutichen Reichärechtes erhoben worden. 

Der thatjächlichen Entjcheidung des Kampfes über die Reform des Deutichen 
Strafverfahrens ging eine lebhaft geführte Literarifche Fehde voraus, die zum Theil 
auf rechtögeichichtlichem Boden ausgefochten wurde, da man fich nicht verbehlen 
fonnte, daß die richtige Würdigung und Auffaffung des Inſtituts einen Ginblid 
in die hiſtoriſche Entwidelung deffelben zur Borausfeßung habe. Zudem mußte das 
Dunkel, in welchem die Anfänge der vielbefprochenen Einrichtung verborgen lagen, 
zu geichichtlichen Unterfuchungen anreizen. Die Zahl derjelben ift darum Legion. 
Deutichland, England und Frankreich haben fich fo ziemlich zu gleichen Theilen in 
die einichlägige Literatur getheilt. Die zur Löfung des Problems aufgejtellten An— 
fichten gingen foweit auseinander, dab fie die Zahl der überhaupt möglichen 
Hypotheſen jo ziemlich erſchöpften. Ihrer nationalen Herkunft nach wurde die Jury 
als Angelſächſiſch, als Anglonormannifch, als Wäliſch, als Urgermaniich, ala Skan— 
dinaviſch, ala Fränkiſch, ala Normannifch oder gar ala Slavifch bezeichnet, ja aus 
dem Römifchen, dem SKanonifchen und aus dem Drientalifch-Franzöfiichen Recht 
wurde fie hergeleitet. Ebenſo bejtritten war der juriftifche Urſprung des Inſtituts, 
das heißt die Frage, aus welcher progeffualen Einrichtung es fich entwidelt habe. 
Sehr verbreitet war früher die Hypotheje, daß die Gefchworenen aus den Germanijchen 
Urtheilfindern herzuleiten feien. Mit Fug ift man hiervon abgegangen, um den 
uriprünglichen Ei der Jury im Beweisverfahren zu ſuchen, indem man fie aus der 
Eideshülfe, aus dem „Boreide des Klägers bei handhafter That”, aus dem Zeugen- 
verfahren, aus einer Verbindung von Eidhelfern und Schöffen, oder von Eidhelfer— 
beweis und Zeugenbeweis oder aus dem nordiſchen Nechtöinftitut der Grnannten 
herſtammen ließ. 

Das Englische Recht fennt eine Jury in Givilfachen, welche nur ala Urtheiljuny 
fungirte und auf dem Kontinente nicht vezipirt wurde, und eine Jury in Sriminal- 
jachen. Letztere fommt als Anklagejury und als Urtheiljurg in Anwendung, von 
welchen jene nur in Frankreich zu einer blos vorübergehenden Rezeption gelangt 
it. Die Civiljury ift älter als die Urtheiljury im Strafverfahren und mindeitens 
ebenjo alt wie die Anfänge der Anklagejury. Sie möge hier zunächſt zur Gr: 
Örterung gelangen, da ihre Entwidelung zugleich den Schlüffel für das Verſtändniß 
der Kriminaljury darbietet. 

A. Die Civiljury. In ihrer Gefchichte find drei Entwidelungsftadien zu 
unterfcheiden: das Stadium des Inquifitionsbeweijes, das der Beweisjury und das 
der Urtheiljury, von welchen das erjte der Fränkiſchen, das zweite der Normannijchen 
und Anglonormannifchen, das dritte der fpezifiich Engliichen Rechtsbildung angehört. 

a) Der Inquijitionsbeweis. Das Weſen dieſes Beweismittels, welches 
uns zuerjt in Kapitularien und Urkunden des Fränkiſchen Reiches Karolingifcher Zeit 
in deutlich bejtimmten Umriffen entgegentritt, liegt in dem Gegenfag zum formalen 
Beweisverfahren des Altdeutichen Prozeßrechts, ingbejondere zum Zeugenverfahren, 
über welches Th. I. S. 169, 181 zu vergleichen ift. Das Frageveriahren (Inquisitio) 
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liefert in feiner Anwendung auf das Beweisthema- des Prozefjes ein zmeijeitiges 
Beweismittel, indem der Spruch der Gejchworenen ebenjo gut zu Gunjten des 
Klägers als des Beklagten ausfallen kann. Die Gejchworenen werden vom Richter 
aus den angejeheniten Umfaffen ausgewählt und geben, nachdem fie entweder durch 
einen ad hoc geleifteten Schwur oder bei ihrem ZTreueide die Wahrheit auszujagen 
gelobt Haben, auf die Frage des Nichters Hin ihren Ausſpruch ab, welchen die 
Partei nicht wie den Zeugeneid durch Berufung auf das Ordal des Zweikampfes 
in Frage zu ftellen vermag. Der VBorladung zur Inquifitio Folge zu geben, war 
allgemeine Pflicht. Ebenjo durften das Wahrheitäverjprechen und die Ausjage nicht 
verweigert werden. Für die zur Inquifitio eingejchtworenen Umfaffen findet ſich ver- 
einzelt die Bezeichnung Juratores; jo nennt fie nämlich um 906 Reginovon Prüm 
(Th. I. ©. 140) in feiner Darftellung des Verfahrens der geiftlichen Sendgerichte, 
welche die Fränkische Inquifitio ala Nügeverfahren rezipirt hatten. Die Zahl der 
Gejchworenen war in Fränkiſcher Zeit noch feine gejchloffene, häufig wurden mehr 
als zwölf verwendet. Desgleichen hatte fich in Bezug auf die zur Gültigkeit eines 
Ausipruches erforderliche Stimmenzahl noch feine jejte Praris ausgebildet. Wenn 
zahlreiche oder beſonders angejehene Gemeindegenofjen widerjprachen, mochte die 
Inquiſitio wol in der Regel als refultatlos betrachtet worden jein. Ein Schwanten 
der Praris macht ſich auch infofern geltend, als manchmal jeder Einzelne feine Aus— 
jage gejondert abgab, häufiger aber der Spruch mit gefammtem Munde erfolgte, jo 
daß die Gejchworenen dem Gerichte gegenüber ala geichloffene Gefammtheit auf 
traten. Der Wahrjpruch erfchöpfte in der Negel das volle Beweisthema, indem er 
die zum Beweis gejtellte Frage unmittelbar entjchied und die einzelnen Weber: 
jeugungsmomente, welche dem Spruch zu Grunde lagen, latent blieben. Manchmal 
gingen aber dieje Ausjagen mehr ins Detail und gaben die Gefchworenen nur ihre 
objektiven Wahrnehmungen an, e8 dem Gerichte überlafjend, fich hieraus den relevanten 
Schluß zu ziehen. 

Der Inquifitionsbeweis war ein außerordentliches Beweismittel. Das Fränkiſche 
Königthum machte ihn als fisfalifches Vorrecht in Prozeffen um Königsgut geltend, 
eine Einrichtung, welche vielleicht in den Fisfalprivilegien des Röm. Rechts einen 
Anknüpfungspunft fand. Im Wege des Privilegiums it das Inquifitionsrecht, d. 5. 
die Befugniß, als Prozeßpartei in jedem Gerichte, auch im Volksgerichte die Ans 
wendung des Inquiſitionsbeweiſes herbeizuführen, von den Fränkischen Stönigen auf 
zahlreiche Kirchen und KHlöfter ausgedehnt worden. Wie nur der König und bie 
von ihm privilegirte Partei das Jnquifitionsrecht befaß, jo Hatte auch nur der 
König in feiner Eigenſchaft als oberfter Richter die Befugniß, in einem an ihn 
gebrachten Prozeffe von den Beweisformen des jtrengen Rechts zu entbinden und 
eine Inquiſitio anzuordnen. In der Regel erfolgte dieje Anordnung durch ein 
fönigl. Inquifttionsmandat, welches einen Miffus mit der Vornahme der Jnquifitio 
im jpeziellen Falle beauftragte und der Partei, die es erwirkte, urkundlich auägeftellt 
wurde („Indiculus, Brevis inquisitionis“), damit fie e& am Tage des Prozeſſes vor: 
weiien könne. Als harl der Große das Inſtitut der ordentlichen Miſſi geſchaffen 
hatte, erhielten die reifenden Richter allgemeine Vollmacht bei Rechtsſtreitigkeiten, 
die auf ihren Rundreifen vor fie gelangen würden, im Namen des Königs nad) 
eigenem Ermeſſen die Inquifitio anzuwenden. In erfter Linie follten fie von ihrer 
Inquifitionsgewalt zu Gunften von Wittwen, Waijen, homines minus potentes und 
Kirchen Gebrauch machen, da diefe einer prozefjualen Vergewaltigung durch die 
jormalen Beweismittel zunächjt ausgejegt waren. In der Yurisdiktion der ordente 
lichen Gerichtöbeamten, der Grafen, Vizegrafen und der Gentenarii war die In— 
quifitionsgewalt nicht enthalten. Gegenftändlic; war die Inquifitio auf Streitig 
feiten um Grundbefig und die ihm gleichitehenden Gerechtiame um die Freiheit und 
um Gigenleute bejchräntt. Außerhalb des Prozeffes wurde fie zu fisfalifchen Zweden 
in reinen Verwaltungsangelegenheiten verwendet. 
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b) Die Bemweisjury. Das Merkmal, durch welches die Beweisjury fich 
von dem eben behandelten Inquifitionsbeweije abhebt, Liegt in ihrer jejteren formalen 
Ausgeftaltung, insbejondere darin, daß die Geichworenen, von bejtimmten Ausnahms— 
fällen abgejehen, dem Gerichte ala eine geſchloſſene Einheit gegenüberjtehen, indem fie 
ihren Wahripruch auf Grund vorausgegangener Eollegialifcher Beratdung durch eines 
ihrer Mitglieder im Namen aller jozufagen als Zeugengenofjenichait abgeben. Das 
Gericht Hat es nicht mehr mit einer Summe von einzelnen Gefchworenen,, jondern 
mit einer ad hoc gebildeten Körperichaft zu thun, jo daß eine von vornherein zum 
Zwed des Verhörs jtattfindende Iſolirung der Einzelnen durch den Richter aus— 
geichloflen iſt. Aeußerlich tritt dieſer FFortjchritt in der Ausbildung des Wortes 
Jurata, Jurea, Jurde hervor, welches die Gefammtheit der einzelnen Juratores be= 
zeichnen joll. 

Nach der Auflöfung der Fränkiſchen Monarchie Hat fich die Inquifitio zunächſt 
ala ein außerordentliches Beweismittel in Weftfrancien erhalten. Das Franzöſiſche 
Königthum brachte fie, wie das Fränkiſche, in Fisfalprozefien zur Anwendung. 
Insbeſondere haben die Normannifchen Herzoge, welche fich die Einrichtungen des 
Weſtfränkiſchen Königshofes zum Mufter nahmen, die Inquifitio in fiskaliſchem 
Intereſſe verwerthet. Wie in Karolingifcher Zeit wurde durch Privilegien der Nor- 
mannijchen Herzoge das fiskaliſche Vorrecht einzelnen Kirchen und Klöftern verliehen. 
Desgleichen finden fich die Inquifitionsmandate, nunmehr technifch brevia inqui- 
sitionis genannt, durch welche der Herzog im einzelnen Falle auf fpezielle Intervention 
einer Partei hin eine Inquifitio anordnete, jedoch nicht ohne ſich gewöhnlich dieje 
außerordentliche Vergünftigung von der Partei bezahlen zu laffen. Vollſtändig die- 
jelben Einrichtungen jehen wir die Normannen in dem von ihmen eroberten Eng— 
land mit rückſichtsloſer Konjequenz zur Durchführung bringen. Der nationale und 
der ſoziale Gegenfa der Eroberer zu den Angeljachjen machte die Anwendung der 
Inquiſitio Hier doppelt nothwendig, ein Moment, das in ähnlicher Weife jchon bei 
der Entwidelung des Fränkischen Frageverfahrens eine Rolle gefpielt hatte. Namentlich 
wurde ſie oft zu fisfalifchen Verwaltungszwecken benußt. Als univerjelle Maßregel 
zur Geltendmachung der königlichen Rechte, als ficherites Auskunftsmittel der Nor- 
mannifchen Regierung, fi) in dem eroberten Lande zurechtzufinden, erlangte fie 
geradezu politiiche Bedeutung. So verdankt unter anderen da& Domesdaybook, 
eine eingehende Kataftrirung des Landes, feine Entjtehung einer umfaſſenden In— 
quifitio, welche gegen Ende der Regierung Wilhelm’s des Eroberers über die Grund» 
befißverhältniffe Englands vorgenommen wurde. Eine wichtige Umwandlung der 
SInjtitution beginnt mit der Regierung Heinrich's I. Sie ftreift ihren Charakter 
eines blos außerordentlichen Beweismitteld ab und wird durch organijche Einfügung 
in das Gerichtöverfahren ein ordentliches Rechtsmittel. Seit dieſer Zeit find drei 
Hauptformen der Normannischen Inquifitio in Givilfachen zu unterjcheiden, die 
inquisitio ex brevi, die inquisitio ex officio, die inquisitio ex iure. 

1) Die inquisitio ex brevi. Gie verdankt ihre Entftehung den Satungen 
(assisae) Heinrich's II., welche dieſer zuerft als Herzog der Normandie in den 
Jahren 1150—1152, dann als König von England nach 1154 erließ, indem er 
jeititellte, daß in beftimmten Fällen jede Prozeßpartei von der herzoglichen , reip. 
föniglichen Kanzlei ein Breve erwirken könne, durch welches für den betreffenden 
Prozeß eine Inquifitio angeordnet und jomit das alte jormale Beweisverfahren 
mit der ultima ratio des Zweikampfes ausgejchloffen wurde. Das Breve war an 
den Vicecomes (Bailli) jtilifirt und forderte diefen auf, zwölf Gejchworene auszu— 
wählen und vor das Königsgericht oder das Gericht eines königlichen Miſſus oder 
die herzoglichen Affifen der Normannifchen Barone zu laden, um daſelbſt über die 
Wahrheit der in dem Breve angegebenen Behauptung der Partei ihren Spruch ab» 
zugeben. Für die einzelnen Rechtsfälle haben fich bejtimmte yormulare der Brevia 
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ausgebildet, indem jede Klage, die entweder unmittelbar zur Anwendung der In— 
quifitio Führen jollte oder fonjt aus irgend einem Grunde ein königliche Mandat 
erheiſchte, ihr eigens jtilifirtes Breve erhielt (vgl. Ih. I. ©. 254). Den Rechte: 
jtreitigfeiten, welche jonjt durch das ftrenge Beweisrecht des formalen Rechtsganges 
hätten entichieden werden müſſen, wurde durch die Brevia die Vergünftigung er: 
leichterter Beweisführung zu Theil. In Befigitreitigkeiten geben die Brevia (B. de 
possessione) nicht nur eine Beweisvergünftigung, jondern überhaupt erit ein Klage 
recht, da der alte jormale Rechtsgang einen jelbjtändigen Befigprozeß nicht kannte 
und nach der Natur feines Beweisrechtes füglich nicht kennen konnte. Die Aſſiſe 
Heinrich’& II. wurde die Lex Aebutia des Engliſchen Givilprogeßrechtes, dem fte auf 
Jahrhunderte Hinaus die Grundrichtung feiner Entwidelung gab. Sie hat den alten 
formalen Prozeß, welcher von vornherein dem allmählichen Untergange geweiht 
war, in die Bahn der Reform binübergeleitet und dadurch dem Englischen Recht die 
Aufnahme des Römiſch-kanoniſtiſchen Prozeßrechtes eripart, fie hat zugleich die welt: 
liche Justiz in Stand gejeßt, die Konkurrenz mit der kirchlichen Gerichtäbarkeit 
fiegreich zu beitehen, welche damals nicht blos in Folge der allgemeinen Präpon— 
derany der Kirche, jondern auch durch die Ueberlegenheit des Kanoniſchen Prozeh: 
rechtes die weltliche Jurisdiftion mit ihrem ungefügen formalen Nechtsgang zu 
überwuchern drohte. 

Weil und fjoweit die Jnquifitio ein ordentliches Beweismittel geworden war, 
mußten die bis dahin jchwanfenden Formen rechtlich beitimmt werden, wenn man 
ſich nicht auf das Grmefjen der Beamten verlaffen wollte, denen die Einleitung 
oder auch die Durchführung der Inquifitio überwiefen war. So wurde die Zahl 
der Geſchworenen firirt, welche der Engliſche Vizefomes, der Normanniſche Baillı zu 
einer Rekognitio einzuberufen hatte. Als Regel jtellte fich die Zwölizahl feſt, wenn: 
gleich die Gefchworenenzahlen bei einzelnen Inquifitionen noch lange Zeit differtren, 
jo daß es unrichtig wäre, die Zwölizahl als urjprüngliches Kriterium der Jury zu 
betrachten. Ebenſo wurde es nothwendig, über die zur Gültigkeit eines Wahr: 
ipruches erforderliche Stimmenzahl bejtimmte Normen aufzuftellen. Bei petitoriichen 
Klagen verlangte man, da ja hier eventuell das formale Beweisverfahren im Hinter: 
grunde jtand, in England zwölf, in der Normandie nach einigem Schwanfen ei 
einflängige Stimmen. In pofjefforichen Sachen begnügte man ſich mit der ftriften 
Majorität, jo daß man e8 wol auch ausreichend fand, von vornherein nur fieben 
Geſchworene vorzuladen, die aber dann natürlich übereinjtimmen mußten. Der 
Wahrſpruch wird zwar in erjter Linie ftets durch die Jury ala Geſammtheit ab: 
gegeben; jedoch hat der inquirirende Richter im alle eines unklaren, verdächtigen 
oder nicht einjtimmigen Spruches die Berugniß, die Gejchworenen von einander zu 
trennen und einzeln um die Gründe ihres Wiffens zu befragen, während ſonſt der 
Wahrſpruch das Beweisthema, wie es von vornherein durch den Wortlaut des 
Breve feitgeitellt wurde, unmittelbar erfaßt. Der Inquisitio ex brevi mußte itets 
eine Befichtigung des Streitgegenjtandes, der Visus terrae, vorausgehen, ein Er: 
forderniß, welches fich daraus erklärt, daß der formale Prozeß mit peinlicher Strenge 
die genaue Beltimmung des Streitobjeftes verlangte. Jenem Visus entjprechend 
lautete der Eid der Englijchen Gejchworenen: Hoc auditis Justiciarii quod veritatem 
dicam de assisa ista et de tenemento, de quo visum feci per praeceptum domini 
Regis et pro nihilo omittam quin veritatem dicam. Die Gejchworenen müflen, 
wie in Fränkiſcher Zeit, aus den Angejehenften gewählt werden. Es follen nur 
Milites oder doch legales homines als Juratores fungiren, welche zufolge ihrer 
fozialen Stellung unter den Umſaſſen als das Organ betrachtet werden können, 
durch das fich die Gemeindeüberzeugung bezüglich der jtreitigen Thatſache ausſpricht. 
Als technifche Bezeichnung der Inquisitio ex brevi wird in der Normandie das 
Wort Recognitio, in England der Ausdruck Assisa gebraucht, welcher andeuten 
will, daß die Einrichtung durch königliche Satung (Aſſiſe) entitanden jet. 
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2) Die Inquisitio ex officio. Neben den Rekognitionen und Aſſiſen 
im engeren Sinne des Wortes erhielt fich für den Fiskus die Inquifitio mit ihren 
alten minder ausgebildeten Formen, welche als Inquisitio jchlechtweg oder als In- 
quisitio ex officio der Inquisitio ex brevi gegenübergeitellt wird. Noch nach neuerem 
Engl. Recht galt es als eine Eigenthümlichteit des Inquest of office, daß er ver- 
mitteljt einer Jury of no determinate number, nämlich von zwölf oder mehr oder 
weniger Gejchtworenen durchgeführt wird (Blackstone, Co. III. 258). 

3) Die Inquisitio ex iure. In den Engliichen und Normannifchen 
NRechtsbüchern des 13. Aahrh. tritt ung eine befondere Art der Beweisjury in Givil- 
fachen des Gemeinen Prozefjes entgegen, für welche die Benennung Jurata, Die 
früher als gleichbedeutend mit Inquifitio gebraucht wurde, in ausschließliche An— 
wendung fommt. Die Jurata erjcheint ala ein gewohnbeitsrechtlich zum ordentlichen 
Beweismittel erhobener Inquifitionsbeweis. Die Art und Weife, wie fie allmählich 
in das ordentliche Verfahren eingefügt wurde, läßt fich nicht mit voller Sicherheit 
flaritellen. Wahrjcheinlich ift Folgendes. Nach Normannischem und Engliſchem Recht 
ftand es den Parteien frei, fich auf die Ausfchliegung des formalen Verfahrens 
und die Enticheidung einer Jury zu vereinigen. In der Normandie konnte unter 
diejer Vorausſetzung jelbit in dem Gerichte eines Seigneurs eine Jurata berufen 
werden, wogegen fte in England ausjchließlich auf die Curia regis beichränft blieb. 
Wie es Scheint hat fih im Anichluß an dieſe Einrichtung das Verfahren per 
juratam zunächit für jene fälle gewohnheitsrechtlich firirt, in welchen nach dem 
alten formalen Verfahren das Gemeindezeugnig am Plate gewejen wäre und ein 
Nekognitionsverfahren noch nicht ausgebildet war. Der Konjens der Parteien wurde 
im Yaufe der Zeit eine juriftiiche Fiktion, da er mit Rüdficht auf die Nachtheile, 
welche die Ablehnung der vom Gegner beantragten Jurata nach fich zog, Gebot 
einer prozeflualen Zwangslage geworden war. Nichtsdeitoweniger blieb die Auf: 
faſſung der Jurata als eines Schiedsipruches, auf welchen ſich die Parteien frei= 
willig beriefen, in England noch lange Zeit für die juriftifche Beurtheilung der- 
felben maßgebend. Das Verfahren mit der Jurata mochte ſich uriprünglicy von 
der Form oder vielmehr Formloſigkeit des Inquest of office faum untericheiden. 
Doch hat die feitere Ausbildung der Refognitionen auf die Jurata einen wejentlichen 
Einfluß ausgeübt. In der Normandie hat fie, von dem Mangel des Breve ab- 
geiehen, volljtändig die Art des Rekognitionsverfahrens angenommen. In England 
bat fie eine nach Analogie der Aififen ausgeprägte Form erhalten, wenngleich fie 
einzelne wejentliche Unterichiede aufweist, die ſich am beiten daraus erklären, daß 
die Aifife ein durch Satung umgebildeter Jnquifitionsbeweis ijt, während die 
Jurata fich aus dieſem gemwohnheitsrechtlich entwidelt hat. Die formalen Unter: 
jchiede zwijchen Assisa und Jurata gruppiren fich um die der legteren eigenthümliche 
Gidestormel: Hoc auditis Justiciarii quod veritatem dicam de hoc quod a me 
requiretis ex parte domini regis. Bei der Aſſiſe ift die Beweisfrage bereits durch 
das Breve formulirt. Die Geichtworenen werden von vornherein zur Beantwortung 
diejer bejtimmten frage vorgeladen und nehmen mit Rüdficht auf fie den Visus 
terrae vor. Der Jurata dagegen wird die Beweisfrage vom inquirirenden Richter 
formulirt und nach Ablegung des Wahrheitsveriprechens vorgelegt, jo daß dieſes 
feine Beziehung auf den fonfreten Streitiall und noch weniger auf einen voraus— 
gegangenen Visus terrae enthalten fann. Dabei macht es feinen Unterichied, ob die 
Jurata unmittelbar von dem inquirirenden Richter einberufen ijt oder ob — was 
in England, nicht in der Normandie vorfam — die Einberufung durch ein könig— 
liches Breve erfolgt; denn im lebteren alle wird die Jurata zwar ex brevi be- 
rufen, aber nicht ex brevi inquirirt. Die Jurata mußte ihrer minder formellen 
Natur nach ganz beionders geeignet jcheinen zur Beantwortung von Thatfragen, die 
fich erit während des Prozeſſes, zumal in Folge erhobener Ginwendungen als reles 
vant herausitellten. Da die petitoriichen Aſſiſen eingeführt worden waren, um einen 
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Erſatz für den gerichtlichen Zweikampf zu bieten, blieben fie ausgeichloffen in Fällen, 
in welchen von Alters her das Duell nicht zuläffig war. Für Rechtäftreitigfeiten 
diefer Art, jowie für zahlreiche neu ausgebildete Klagen trat die Jurata ein. Weil 
diefe vor der Affifa den Vorzug hatte, daß die Beweisfrage vom Richter abgejaht 
und jomit der Beichaffenheit des einzelnen Falles beſſer angepaßt werden fonnte, 
fand im Yaufe der Zeit eine Verſchmelzung der Assisa und Jurata in der Weile 
itatt, daß auch bei jener die Gejchworenen ihr Verdift in modum juratae abgaben. 

Im Gegenſatz zu der folgenden Entwidelungsphafe charakterifirt fich die Jury 
diefer Periode durch die ausschließliche Zeugenqualität der Geſchworenen. Dieſe fällen 
ihren Spruch auf Grund eigener Wiffenfchaft von der Sache, ohne daß etwa in 
ihrer Gegenwart vor Gericht ein Beweisverfahren abgewidelt worden wäre. Der 
Richter darf fie unter den oben angeführten VBorausjegungen um die Gründe ihres 
Willens befragen und ebenfo fommt e8 vor, daß fie unaufgefordert die einzelnen 
TIhatumftände darlegen, auf die fie ihren Ausſpruch ſtützen. Ihr Verdikt muß 
übrigens nicht auf eigener unmittelbarer Wahrnehmung fußen, fondern fann auch 
Mittheilungen und Meinungen glaubwürdiger Vorfahren oder Nachbarn zur Grund» 
(age haben. Gebricht es an der zur Gültigkeit eines Spruches erforderlichen Stimmen= 
zahl, jo findet Affortiatio ftatt, d. h. es werden, um jene zu erreichen, andere Ge— 
ichworene der Majorität beigefellt. Seit dem Ende des 13. Jahrh. trat an Stelle 
diefes Verfahrens das Erzwingen der Einjtimmigfeit. Die Gefchworenen waren nicht 
unverantwortlich, jondern unterlagen den Mteineidsftrafen, wenn die Unmwahrbeit 
ihres Spruches per attinctam (Nttainte), d.i. durch eine Jury von vierundzwanzig 
Geichworenen oder jonitwie, erwiejen worden war. 

4) Die Urtheilsjury. Ihre Ausbildung ift das Ergebniß einer jehr all 
mählichen gewohnheitsrechtlichen Umgeftaltung der Beweisjury. Der Uebergang wird 
vermittelt durch eine Jury mit gemifchter Funktion, d. 5. durch eine Jury, welche 
theils ala Beweis- theils als Urtheilsjuryg fungirte. Indem dann die Geichtworenen 
allmählich den Charakter von Zeugen vollitändig abjtreifen, tritt die Jury aus jener 
Doppelitellung, welche einen Zeitraum von mehr als 300 Jahren austüllt, als reine 
Urtheilsjury heraus. 

Bei der Beweisjury erfcheinen die Geichworenen ala Gemeindezeugen. Diejer 
Begriff ift aber dabei ein jo ausgedehnter, daß daneben fat jedes andere Zeugnik 
verichwindet. Die MWeiterentwidelung kennzeichnet fich nun dadurch, daß man ans 
fängt, zwiſchen der Kenntniß gemeindefundiger Thatjachen und dem Willen auf 
Grund bejonderer perjönlicher Wahrnehmung zu unterfcheiden. Neben das Noto= 
rietätszeugniß jtellt fich To als ein prinzipiell Verſchiedenes das Spezialzengnif. 
Das gegenfeitige Verhältniß beider Arten des Zeugniffes Hat fich in der Normandie 
und in England verjchieden gejtaltet. Das Normanniſche Recht brachte das Spezial- 
zeugniß durch geheimes richterliches DVerhör zur Verwerthung. Die Folge davon 
war, daß das Syitem ifolirter Zeugenausfagen die Beweisjury völlig verdrängte. 
In England wurde das Spezialzeugniß den Gejchworenen als „Evidence“ vorgelegt 
und jomit formell dem Notorietätszeugniß untergeordnet. Da aber neben der Evi— 
dence das Gemeindezeugniß immer mehr und mehr verblaßte, find die Geſchworenen 
ichließlich nur noch Urtheiler über das ihnen vorgelegte Berweismaterial. 

Um von Anklängen abzufehen, welche in die Fränkiſche Zeit zurüdreichen, 
kommt e8 in England während des 13. Jahrh. öfter vor, daR vor den Geichtvorenen 
Urkunden produzirt wurden, welche auf den Rechtäftreit Bezug hatten. Wurde die 
Urkunde angefochten, jo wurden die Urfundäzeugen, testes in charta nominati, ein= 
berufen und dem Stollegium der Geichworenen zugeſellt. VBermuthlich unabhängig 
von diejer Einrichtung, welche noch im 15. und 16. Yahrh. auf derjelben Ent— 
widelungsitufe jteht, hat ſich — e8 iſt nicht völlig Elargeftellt, wann und in welcher 
Weile — die Rechtafitte ausgebildet, die von den Parteien produzirten Spezial» 
zeugen den Geichtvorenen nicht zuzugelellen, jondern in Gegenwart derielben vor Ge— 
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richt ausjagen zu laffen. Bollitändig ausgebildet ericheint dieſes Deponiren der 
von den Parteien produzirten Zeugen in dem von Fortescue 1460 veriaßten 
Wert: De laudibus legum Angliae. Daneben wird aber von Fortescue auf die 
eigene Kenntniß der Gejchworenen und deren Nachbarnqualität noch bejonderer Werth 
gelegt; als Gemeindegenoffen könnten ihnen die fraglichen Thatſachen nicht völlig 


unbefannt jein, außerdem aber müßten fie — ein fyingerzeig für die Gründe der 
Unterordnung des Spezialzeugniffes unter das MNotorietätszeugnig — Beſcheid 


wiljen über Ruf und Glaubwürdigkeit der produzirten Privatzeugen. Und den 
Mangel der Jury außerhalb Englands erflärt Yortescue daraus, daß im Aus— 
lande der gleichmäßige Wohlitand der Engliichen Gejellfchaft fehle und daß man 
daher die Jury nur aus armen, alſo unzuverläfligen Leuten zufammenjegen könnte 
oder aus folchen, welche vom Orte des Streitpunftes jehr entfernt wohnen und da= 
ber nichts davon wiſſen. 

Demnach fungirten in der Zeit Fortescue's die Geichworenen in Fällen, wo 
ihnen Evidence vorgelegt worden, theila ala Urtheiler über die vor ihnen verhörten 
Spezialzeugen, theils als Gemeindezeugen. Weil fie das leßtere find, fünnen fie ihr 
Verdikt auch gegen die vorgelegte Evidence abgeben, indem fie ihr eigenes Willen 
über diejelbe jtellen. Sie find ferner in der Yage, ohne Borlegung von Beweis- 
material blos auf ihr eigenes Willen Hin ein Verdift abzugeben. Demgemäß find 
fie auch noch wegen unwahren Spruches dem Attainteverfahren ausgejeßt. 

Weſentliche Fortichritte nach der Richtung der Urtheilsjum Hin bekundet eine 
Daritellung des Verfahrens, welche ein Jahrhundert nach der Abtaffung von For— 
tescue’s Schrift entitanden it. Thomas Smith führt in feinem 1565 ge- 
jchriebenen Traktate: De republica Anglorum unter den Borzügen Englands, 
namentlich die Jury an und giebt bei diefem Anlafje eine eingehende Bejchreibung 
diefer Inftitution. Die Zeugen werden vor den Gejchworenen dem Kreuzverhör 
unterworfen. Der Richter giebt der Jury, ehe fie fich zur Abgabe des Wahrſpruchs 
zurüdzieht, ein Refume der Verhandlung. Die Geichworenen werden bei der Be: 
eidigung verpflichtet ad facti veritatem dicendam secundum probationes in 
iudicium deductas et conscientiam suam. 

In richtiger Werthichätung des durch das öffentliche Kreuzverhör geläuterten 
Beweismateriala wurde das Gebiet, auf welchem das vor der Deffentlichkeit latent 
bleibende Zeugniß der Gejchworenen fich geltend machen fonnte, von Rechtöwegen 
eingeſchränkt. Die Eigenſchaften eines Spezialzeugen und eines Gejchworenen 
wurden für unvereinbar erklärt und zugleich wurde der Begriff des Spezialzeugnifjes 
allmählich jo weit ausgedehnt, daß das bei den Geichworenen vorausgeſetzte und zu— 
Läffige Willen jchließlich auf das Maß der allgemeiniten Notorietät beichränft wurde. 
Es geichah 1650, aljo in den Tagen Dliver Grommell’s, daß die damals 
Bancus superior genannte Kingsbench die Entjcheidung fällte, ein Geſchworener dürfe 
feine bejondere perfönliche Kenntniß von der Streitiache feinen Mitgejchworenen nicht 
heimlich mittheilen, jondern er müfje feine Ausjage im Gerichtshofe öffentlich wie 
ein Zeuge abgeben. Hand in Hand mit diefer Entwidelung geht das allmähliche 
Berichwinden der Attainte. Da die Gejchworenen auf vorgelegte Beweismittel Hin 
jprechen, können fie nicht mehr wegen unwahren Zeugnifjes zur Verantwortung ge- 
zogen werden. Schon Smith erwähnt die Attainte ala eine veraltete Einrichtung. 
An Stelle der Ueberführung der Geichworenen tritt die Rechtäfitte, ein neues Ver— 
fahren, new trial, zu gewähren, wofür fich jeit Mitte des 17. Jahrh. fichere Bei- 
ſpiele nachweijen laffen. 

Trotz Alledem wird der Sa: vicinus facta vieini praesumitur scire, welcher 
der Beweisjury zu Grunde lag, aber für die Urtheilsjury feine Berechtigung mehr 
hatte, in der Theorie und in einzelnen praftiichen Anwendungen noch durch längere 
Zeit Teitgehalten. Mit der ihm eigenthümlichen Zähigkeit blieb das Engliſche 
Common Law auf der Forderung beitehen, daß die Jury aus dem Vicinetum zu 
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berufen fjei. Noch Coke führt jenen Cat als das Motiv diejes Eriordernifies an 
und Rechtäfälle aus den Zeiten Elifabeth's und Karl’s II. iprechen denielben Ge— 
danken aus. Seit die Geichworenen thatiächlich feine Zeugen mehr waren, ericheint 
das Griorderniß des Vicinetum (venue) nicht nur als überflüffig; es mar ins— 
beiondere auch läftig, da die Erfüllung defielben, welche mit peinlicher Genauigfeit 
verlangt wurde, große Schwierigfeiten verurfachte. Gerade die Betonung des 
Vicinetum war eine der Sauptchifanen geworden, welche man zur Anfechtung des 
Verfahrens in Anwendung brachte. Da half denn in Givilfachen die Geſetzgebung 
ab. Nachdem jchon das Statut 21 Jakob I. ch. 13 theilweiſe Abhülfe getroffen 
hatte, beitimmte 16 und 17 Karl II. ch. 8, daß ein Urtheil wegen Mangels des 
Vieinetum nicht inhibirt werden jolle, vorausgejeßt, daß die Jury überhaupt aus 
der Grafichaft des Streitortes einberufen ſei. Ebenſo wurde die durch Common 
Law, theilweife auch durch Statute Law (35 Henry VII. c. 6; 27 Eliz. c.5 
$ 5) verlangte Anmwejenheit von Öundredors durch 4 u. 5 Anna c. 16 für über- 
flüfftg erflärt, indem an Stelle der Hundertichait gleichtalls das corpus comitatus 
gelegt ward, 

So find die Gejchworenen aus Zeugen zu Beweisrichtern geworden. Wie die 
Ausdehnung des Notorietätsbegriffs es möglich gemacht hatte, durch das Verdikt 
von Nachbarn das alte formelle» Zeugenverfahren zu erfegen, hat die rüdläufige Be— 
wegung, nämlich die Beichränfung des Notorietätsbegriffes dazu dienen müſſen, das 
perfönliche Wiflen von der Streitiache aus der Jury wieder herauszuzichen und 
zum Gegenitand eines freien materiellen Beweisveriahrens zu machen, während zu— 
gleich der Spruch der Geichworenen zu einem die Berweisergebniffe zufammenfafjenden 
Urtheil umgejtaltet wurde. 

Die weitere Darftellung der Giviljury gehört nicht mehr in den Rahmen diejer 
geichichtlichen Betrachtung. 

B. Die Jury in Straffacen. 

1) Die Antlagejury. 

Der Germanifche Prozeß war ein Anklageprozeß im ftrikteiten Sinne des Wortes. 
Wenn nicht die verlegte Partei mit einer rechtstörmlichen Klage auftrat, fonnte ein 
begangenes Verbrechen nicht beitraft werden. Als in der Fränkiſchen Periode ſich 
die Idee von der allgemeinen Straigewalt des Staates ausgebildet hatte, erlitt 
diefer Grundfag eine Abänderung. Man beitrafte das erwieſene Verbrechen von 
Amtswegen. Man jtraite aljo in Fällen der handhaften That. In anderen 
Trällen wurde zur Einleitung eines Beweisverfahrens die Inquifitio in Anwendung 
gebracht. Der Richter verfammelte die angejeheniten Gemeindegenofjen, nahm ihnen 
in der Regel ein eidliches Wahrheitsveriprechen ab und forderte fie dann auf ihren 
Eid hin auf, auszufagen über beitimmte Verbrechen, die in dem Gerichtsiprengel 
begangen worden waren. Der Ausipruch der Gejchworenen, die Rüge, vertrat die 
Stelle einer rechtstörmlichen Privatflage.. Sowie einer folchen gegenüber der Ber 
klagte, jo mußte der Rüge gegenüber der Bezichtigte fich reinigen von der ihm zur 
Yaft gelegten Schuld, ſei e8 durch Eideshelier, jei e8 durch ein Ordal. Da uns die 
Griftenz des Rügeverfahrens in Harolingifcher Zeit nur durch vereinzelte Kapitularien— 
jtellen beglaubigt ift, jo find wir über die Details des Verfahrens nicht unter- 
richtet. Doch liegt fein Grund vor, daran zu zweifeln, daß es mit jener urtund— 
lich geficherten Form der Ynquifitio im Wejentlichen identifch war, welche beim 
Inquifitionsbeweife in Anwendung fam. Das Rügeverfahren des weltlichen Rechts 
wurde von der Fränkischen Kirche vezipirt und auf Grund deffelben die Einrichtung 
der Sendgerichte ausgebildet. Die Daritellung derjelben bei Regino von Prüm 
geitattet una Rüdichlüffe auf ihr weltliches Vorbild. 

In den Yändern der Fränkiſchen Monarchie hat fich das Rügeverfahren des 
weltlichen Prozefies auch nach Auflöfung derielben erhalten. Wir finden es in 
Teutjichland als Rüge, in Flandern ala Veritas, Coye Verite, Franche Verite, in 
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Franzöſiſchen Goutumes jpurenhaft ala Enquête oder auch Juree. In England wurde 
es durch die Normannen in ausgedehnteitem Make in Uebung gebracht und mit den 
jog. Fridborgs in Verbindung gejeßt, einer jpezifiich Englifchen Einrichtung, die eine 
Haftung der Gemeinden für bejtimmte in ihrem Bezirk begangene Verbrechen zur 
Srumdlage hatte. Die Aſſiſe von Glarendon (1166) jtatuirt ein Rügeverfahren vor 
den Bizefommittees und vor den Juſticiarien, welches die Inquifitio über Räuber, 
Mörder, Diebe und deren Helfershelfer zum Gegenjtande hat. Die Inquifitionen 
der Reiferichter und Bizefommittees werden im 12. und 13. Jahrh. nach bejtimmten 
Frageartifeln vorgenommen. Die Unterjuchung über Verbrechen wird dabei vor— 
wiegend vom fiäfalifchen Gefichtspunfte aus und zugleich mit der Inquifitio über 
föniglihe Gerechtiame geführt. Erjt jeit Eduard III. ericheint die letztere getrennt 
von der Inquifitio über größere und Eleinere Kriminaljachen. Bejondere Funktionen 
bat die Jury, welche der Goroner aus der Nachbarichaft beruft, um bei unnatürs 
lichen Todesfällen die Unterfuchung über Todesurfache zu führen. 

Die Rüge wird durch mindeitens zwölf legales homines mit geſammtem 
Munde ausgeiprochen. Sie heißt presentment oder indietment. Der Gerügte, 
Rectatus, Indictatus vertheidigte fich urjprünglich durch ein Ordal, jpäter durch die 
Beweisjurd. 

Bis ins 14. Jahrh. findet fi) nur eine aus den einzelnen Hundertichaften 
ausgewählte Rügejury. Seit diejer Zeit taucht eine neue Einrichtung, der Grand 
Enquest, auf, welcher von den föniglichen Jujticiarien gehandhabt wird. Es ijt 
das eine Jury don vierundzwanzig Geichworenen (wenn möglich Rittern) aus der 
ganzen Grafjchaft, welche in der Grand Jury, die zur Attainte in Givilfachen be— 
nügt wurde, ihr Vorbild Haben dürfte. Als fich das Amt der Friedensrichter aus— 
gebildet Hatte, übten dieje die ihnen zufallende Kriminaljurisdiktion in ihren viertel: 
‚übrigen Graffchaftsfigungen gleichfalls unter Mitwirkung einer Jury und zwar einer 
aroßen Jury aus. 

Während die der Herrichait entnommene Rügejury der Vizekommittees und Juſti— 
ciarii außer Gebrauch fam, ijt die urjprünglich aus der Grafichait gewählte große 
Jury die Grundlage der heutigen Anklagejury geworden. Doch wurde fie nicht 
mehr aus vierundzwanzig, jondern höchſtens aus dreiundzwanzig Gejchworenen ge= 
bildet, um die zur Gültigkeit eines Spruches erforderliche Mtajorität von zmölf 
Stimmen erlangen zu können. ferner hat fie im Laufe der Zeit ihren Charakter 
als Rügejury verloren. Der charakteritiiche Unterſchied liegt in Folgendem. 

Die Rügejury gab auf amtliche Inquifitio Hin Anzeige von Berbrechen, um 
die fie wußte. Nun kam es aber jchon im Mittelalter vor, daß eine flagberechtigte 
Partei bei der Rügejury eine Denunciation einbrachte, um auf diefe Weije ein 
Indictment herbeizuführen und die Erhebung einer rechtsförmlichen Klage, eines 
Appeals, zu umgehen, die wegen der folgen, die mit der Sachfälligfeit verbunden 
waren, für den Kläger jehr gefährlich werden konnte. Die große Jury nahm nicht 
blos Denunciationen, jondern auch Informationen entgegen. Man wirkte von 
Amtswegen darauf Hin, ihr folche zu verichaffen. So entwidelte fich ein Zeugen 
derjahren vor der Jury, welche demgemäß in der Regel nicht mehr aus eigenem 
Wiſſen, fondern auf die erhaltenen Informationen bin den Anklageſpruch fällte. 
Auf diefen Grundlagen hat ſich das moderne Verfahren entwidelt, welches darin 
beiteht, daß der Denunziant als Kläger im Namen der Krone (prosecutor) eine 
ihriftliche Klage, eine Bill of Indietment einreicht, über deren Zuläffigteit die An— 
Hagerumy nach Vernehmung des Anflägers und feiner Zeugen entjcheidet, indem 
Ne durch den Ausjpruch „true bill“ den Bezichtigten formell in den Anklagezuſtand 
verießt oder durch ein „not found“ die Anklage als grundlos bezeichnet. Die freie 
Rüge (zum Unterichied vom eben. gefchilderten Indietment nunmehr Presentment 
genannt) ift daneben außerordentlich jelten geworden, ohne ausdrüdlich aufgehoben 
ju werden. 
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2) Die Urtheilsjury in Strafjaden. 

Die Anwendung eines Inquifitionsbeweifes in SKriminalfachen war dem Frän— 
kiſchen Recht unbekannt. Ihr jtand namentlich der Grundjag entgegen, daß in 
Strafiachen Niemand eine Ueberführung durch Zeugen zu dulden brauchte. Diele 
Anfchauung haben das Altfranzöfiiche, Normannifche und Anglonormannische Recht 
gewahrt. Ein Beweisverjahren (und zwar ein jormales) wurde nur durch Rüge 
oder Klage vermittelt. Die Klage in Kapitalfachen Hatte fich zu einer kampf: 
bebürftigen ausgejtaltet, indem der Kläger der Erhebung des Klagvorwurfs die Worte 
beifügen mußte: et hoc paratus sum probare per corpus meum, jo daß der 
negirenden Antwort des Beklagten ein Sampfvertrag der Parteien folgte. Bei 
Kampfunfähigen vertrat ein Ordal die Stelle des gerichtlichen Zweilampfs. Diejem 
Berfahren jtellt ſich zuerſt ausnahmsweiſe, dann fakultativ die Entjcheidung durch 
eine Beweisjury zur Seite. In England und in der Normandie finden fich ſchon 
im 12. Yahrh. Beifpiele dafür, daß der König dem durch Appell Beklagten ein in 
der Regel um Geld erwirftes Breve giebt, wodurch er ihm geftattet, fich auf den 
Spruch einer Jurata zu berufen. Zunächit blieb die Anwendung der Jurata auf 
Ginreden beſchränkt, jo daß die Schuldfrage nur mittelbar erfaßt wurde. Allein in 
den Jahren Johann’s häufen fich die Beifpiele, daß der Angeihuldigte ſich ſchlecht⸗ 
weg „de bono et malo“ über die Schuldfrage ſelbſt auf eine Inquiſitio beruft, aut 
daß entfchieden werde „utrum culpabilis sit vel non“. Ebenſo fing man an, in 
Fällen der Rüge oder einer wegen vorliegender Verdachtägründe ex officio erfolgten 
Anjichuldigung die freiwillige Unteriverfung unter den Spruch einer Jury (se ponere 
super patriam, se mettre en enquäöte loiale) zu gejtatten, der dann das einfeitige 
Ordal, das jonft zur Anwendung gelommen wäre, erjeßte. 

Seit der Magna Charta (Art. 36) hängt die Berufung auf die Jury vom 
freien Belieben des Bellagten ab. Das Breve, welches die Jurata anordnete, jollte 
nicht mehr gegen Geld ala Vergünſtigung, jondern es jollte fortan umſonſt gegeben 
werden und darf nicht verweigert werden. Bald darauf aber ließ man das Gr: 
forderniß eines einleitenden Breve vollftändig fallen, denn e8 traten Verhältniſſe 
ein, die es nothiwendig machten, die Jurata ala ordentliches und unbeichränftes 
Beweismittel in das Kriminalverfahren aufzunehmen. Entſcheidend hierfür wurde 
das Verbot der Ordalien durch die Kirche, welches 1219 in England reichsgefehlich 
anerkannt wurde. Da die Drdalien das regelmäßige Reinigungsmittel gegen die 
Rüge gewejen, trat nun die Jurata, die loial Enquöte, an deren Stelle. Doch hielt 
man in England und in der Normandie (von faum bemerkenswerthen Schwankungen 
abgejehen) an dem Grundfate feit, daß Jemand durch eine Jury nur dann in 
gültiger Weiſe jchuldig geiprochen werden könne, wenn er fi) auf den Spruch der 
Patria ala jein Vertheidigungsmittel berufen hatte. Weigerte fich der Verdächtigte 
dejlen, jo juchte man in echt Engliſchem Geiſte die Unterwerfung unter die Jury zu 
erzwingen, indem man gegen ihn die peine forte et dure anwendete, eine Warte: 
rung, die im Laufe der Zeit jo jehr verichärit wurde, daß fie häufig. den Tod des 
Inkulpaten zur Folge hatte. In Fällen des Appella wurde e8 dem Beklagten 
freigeftellt, fich auf den angebotenen Kampfvertrag einzulaffen oder fich einer Jury 
zu unterwerfen. Doch kam der gerichtliche Zweikampf allmählich außer Gebraud) 
und jand jo jelten ftatt, daß man fich erft im %. 1819 durch den Casus Thorton 
veranlaßt ſah, ihn durch Parlamentsacte aufzuheben. 

Die Beweisjury, welche ſich auf die angegebene Weiſe in Straffachen aus: 
gebildet, entlehnte ihre Formen der Jurata des Givilprozefies. Noch länger wie 
diefe Hat fie den Charakter der Beweisjury gewahrt. Der Ausbildung der Urtheils— 
jury geht auch bier ein Uebergangsſtadium voraus, in welchem die Jury zugleich 
Beweis und Urtheilsjury ijt. Leider find die Nachrichten über die maßgebenden 
Uebergangsiormen bezüglich der Kriminaljury noch unvollitändiger und dürftiger wie 
bezüglich der Civiljury. Die Schrift, welche zuerſt die Jury, ala einen Vorzug 
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Englands, den prozefiualen Einrichtungen des Kontinents gegenüberjtellt, Fortescue's 
Lob des Englijchen Rechts läßt fich des Ausführlicheren nur auf die Civiljury ein. 
Ein Zeugenverhör vor der Kriminaljury wird nicht erwähnt, doch ift der ganze Zus 
ſammenhang der Art, daß fich ein feſter Schluß hieraus nicht ziehen läßt. Da- 
gegen bietet eine Reihe von Statuten des 16. Jahrh. unzweifelhafte Beweije für 
die Rechtäfitte auch in Straffachen Evidence zu geben (21 Henr. VIII c. 11; 
26 Henr. VIII. c. 4; 1 Edw. VI. c. 12;1 & 2 Phil. & Ma. c. 11, c.13; 2 & 
3 Phil. & Ma. c. 10; 31 Eliz. ce. 4). Unter anderem findet ſich auch die An— 
weifung an die Friedensrichter und an die Goroners, daß fie alle Perfonen, die 
über den Unterjuchungsiall etwas willen, zum Gricheinen vor der Jury verpflichten 
jollen, um dajelbjt gegen die Partei Evidence zu geben (2 & 3 Phil. & Ma. c. 10). 
Ein ziemlich anfchauliches Bild des Verfahrens liefert Smith, De republica 
Anglorum, II. c. 26. Nachdem die Jury gebildet worden ift, ergeht eine öffentliche 
Aufforderung, es möge jeder vortreten, der Indicien liefern oder etwas gegen den 
Angeklagten jagen wolle. Dann wird das Protokoll der Friedensrichterlichen Unter- 
juchung vorgelejen, jodann werden der Beichädigte, der Konftabler und jene, die 
bei der Verhaftung zugegen waren, und fonftige Zeugen vernommen. Der Anz 
geflagte bejchränft fi bei Smith auf Hartnädiges Yeugnen. Zeugen des An— 
geflagten werden nicht erwähnt. Bei der Ausbildung des Zeugenverfahrens vor der 
Kriminaljury ließ der Anfchuldigungsbeweis den PVertheidigungsbeweis in jeiner 
Gntwidelung lange Zeit weit hinter fih. Man mochte fich in den leßteren um jo 
fchwerer hineinfinden, als ja formell jchon die Jury ſelbſt das vom Angeklagten 
angerufene Vertheidigungsmittel war. Auch ala man demjelben bereits geitattet 
hatte, Entlajtungszeugen zu bringen, war es im Allgemeinen Rechtens, nur die Anz 
Flagezeugen, nicht aber die Zeugen des Angeklagten zu beeidigen. Grit die Statute 
7 will. II. c. 3 (1695) und 1 Anna c. 9 (1702) haben jenes bei Sochverrath, 
diejes überhaupt eine zwingende Borladung der angegebenen Entlaftungszeugen und 
deren Bereidigung angeordnet. 

Die oben angeführten Statute, welche das Vicinetum und das Grfordernik 
von Hundredors betreffen, waren nicht auf die Kriminalſachen ausgedehnt worden. 
Nur für Klagen aus penal statutes wurde geſetzlich (24 Ge. II. c. 18) Abhülie 
geichaffen. Im Uebrigen blieb das alte Recht, welches die Nachbarnqualität der 
Geichworenen erheifchte, für die Kriminaljury nominell in Kraft. Allein die Praris 
hat es ignorirt. Schon Xord Hale (Hist. of the Pleas of the Crown, vgl. 
Thl. I. 261) vermag zu jagen, er erinnere fich nicht, daß der Mangel an Hun— 
dredors je geltend gemacht worden jei; die Sheriffs nähmen bei der Auswahl 
der Gejchworenen nicht auf das jpezielle Vieinetum, fondern nur auf die Grafichaft 
im Allgemeinen Rüdficht. Die Parlamentsacte von 1825, 6 Georg IV. c. 50 an 
act for consolidating and amending the laws relative to Jurors and Juries, hat 
nur das beitehende Recht firirt, ala fie ohne Unterfcheidung von Givil- und Straf- 
fachen bejtimmte, daß die Gejchworenen aus der Grafichaft zu wählen jeien ohne 
Rückſicht auf irgend eine Hundertſchaft, oder auf ein jpezielles Vicinetum innerhalb 
der Grafichaft. 

Werfen wir einen Rüdblid auf die taufendjährige Gefchichte der Jury, jo fällt 
zunächſt in die Augen, daß fie auf dem Boden, der ihre Keime ausgebildet hatte, 
verfümmert und verichtwunden ijt, während fie in dem Lande, wo fie erit in Folge 
der Normannifchen Eroberung feiten Fuß faßte, eine lange und reiche Entwidelung 
durchmachte. Im Laufe diefer Entwidelung erfuhr fie eine vollftändige Aenderung 
ihres Weſens, jo daß fie jchließlich ein ganz anderes Gebilde zu fein fcheint, ala 
fie uriprünglich gewejen. Aber nicht auf Grund gejeßgeberifcher Reformen , jondern 
auf dem Wege einer völlig fich ſelbſt überlaffenen gewohnheitsrechtlichen Umbildung 
Hat fich in England die alte Zeugengenoffenjchait zur Urtheilsjury umgejegt. Nicht 
ein Erzeugniß urwüchſiger Verhältniſſe, das allenthalben entſteht, wo dem Volke 


634 Schwurgeridt. 


Antheil an der Rechtöpflege gejtattet wird, verdankt fie vielmehr ihre Reception in 
England dem jcharf durchgreifenden Auftreten des Normanniichen Königthums, ihre 
älteite Entwidelung aber der forgiamen Pflege der Anglonormanniichen Jurisprudenz, 
welche an diejer Einrichtung bereits ihren Scharffinn übte, als anderwärts noch 
feine Germanifche Jurisprudenz bejtand. Grit als die Ausartungen des fontinen= 
talen Inquifitionsprozefles zur Bergleichung herausforderten, trat fie in die helle 
Beleuchtung einer freiheitlichen und menjchenwürdigen Injtitution. An der Wende 
des Mittelalters, als ihre Entwidelung zur reinen Urtheilsjuryg eben in vollem Zuge 
ift, zeichnet Kortescue, der ältejte Herold ihrer Vorzüge, als Gegenftüd zu jeiner 
Daritellung der ©., in düjteren Farben das jammervolle Bild des fontinentalen 
Torturverfahrens. 

Troß aller Umwandlungen, welche fie durchgemacht, hängt die Jury von heute 
in einem Punkte prinzipieller Bedeutung mit den Grundjäßen des Germanijchen Be— 
weisrechtes zujammen, aus welchem fie allmählich herausgewachſen iſt. Das Ge— 
richt, das auf den Spruch einer Jury hin über die Sühne der vorliegenden Rechts— 
verleßung urtheilt, nimmt zur Beweisfrage diejelbe Stellung ein, wie die Germa— 
niſchen Urtheilfinder. Wie im Altdeutichen Prozeß das Beweisverfahren ein fertiges, 
in fich abgeichloffenes Grgebniß lieferte, das nicht erit der richterlicden Prüfung 
bedurfte, jo ift auch im S.verfahren die Enticheidung der Beweisfrage ein vom 
richterlichen Ermefjen unabhängiges Produkt des Prozeſſes. Indem die jubjektive 
Ueberzeugung des Gerichts ausgeichloffen blieb vom Beweisverfahren, hat die Jury, 
ein uriprüngliches Beweismittel, durch ihre allmähliche Umbildung zur Urtheilsjury 
den Rahmen für die Entwidelung eines materiellen Beweisrechts abgegeben. 

git.: Biener, Dad Engl. Geichtworenengericht, 3 Bbe., 1852 —1855. — Forsyth, 
History of trial by Jury, new edition 1875. — Palgrave, The Rise and Pro- 
> of the English Commonwealth, 2 Bbe. 1832. — Konrad Maurer in ber Hit. 

eberihau V. 180 ff., 322 ff., 1857. — En Brunner, Zeugen: und Inquifitionz- 
beweis, 1866; Derjelbe, Entjtehung ber S., 1872. Die obige Darftelung giebt die Refultate 
ber leftgenannten Unterfuhung in kürzem Auszuge; doch ift die Geichichte der Urtheilsjury, 
welche dort nur ganz vorübergehend berührt wurde, Hier theilweiſe berichtigt und erweitert 
worden. — Meitere Yit. in meiner Entftehung der ©. — Bgl. ferner Stubbs, The 
Constitutional History of England, I. 1874. — Bigelow, History of procedure in England 
from the Norman Conquest, 1880. — Sohm in v. Sybel’3 hiftorifcher Ztichr. XV. 163. — 
Silberihlag im Geridhtäfaal, XXVI. Heinrih Brunner. 


Schwurgericht ijt diejenige Gerichtäform, in welcher zur Feititellung des 
juriftiicherelevanten Sachverhaltes im Gegenjaß zur Präcifirung der daraus fich er— 
gebenden praktischen Konjequenzen (alfo zu dem deflarativen Theil des Urtheils im 
Gegenſatz zu dem dispofitiven) Staatsrichter und aus der Bevölkerung von Fall zu 
Tall hHerbeigerufene Männer, von welchen juriftiiche Bildung nicht gefordert wird 
(Gejchtworene), ohne zu einem Kollegium vereint zu werden (Schöffengericht, 
j. diefen Art.), zufammenmwirfen. 

I. Zur Stunde hat das ©. für den Kontinent noch lediglich für den Straf- 
prozeß Bedeutung, weshalb im Folgenden auch nur von der Kriminaljury geiprochen 
wird. Für den Strafprogeß nun liegt die jcharfe Grenzlinie zwiſchen den Funktionen 
der Richter und der Geichworenenbant dort, wo dem Ausfpruch über die Schuld 
der über Strafe, Prozekfojten und Privataniprüche folgt. Der Ausjpruch über die _ 
Schuld und zwar in einer form, in welcher er nicht blos die Feititellung nadter 
Ihatjachen,, jondern die Subfumtion derjelben unter die gejeßlichen Ausdrüde um— 
iaßt, fommt der Geſchworenenbank zu. Die Richter haben an dieſem Ausſpruch 
nur mittelbaren Antheil, injofern fie nämlich dafür zu jorgen haben, daß der Aus— 
ſpruch nur auf Grund eines jtreng gejelichen Verfahrens und inäbejondere eines 
den pofitiven und aus der Natur der Sache entipringenden Regeln entiprechenden 
Beweisveriahrens ergebe, daß den Geichworenen die zur Enticheidung des fonfreten 
alles eriorderliche Rechtzbelehrung zu Theil werde und daß durch Formulirung 
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der von ihnen zu beantwortenden Fragen die fachliche und formelle Korrektheit ihres 
Wahripruches und die Einſchränkung deffelben auf den Gegenjtand der Verhandlung 
und auf die ihn betreffenden Rechtänormen gefichert werde. Bei richtiger Auffaffung 
joll das S. als ein integrivender und organiich eingefügter Theil der Gerichts— 
injtitutionen des Landes ericheinen; die Geſchworenen müſſen fich ala Richter fühlen, 
d. 5. einerjeits ala Diener und Organe des Gejeßes, denen eine genau abgegrenzte 
Funktion zufommt, andererjeits aber auch als unabhängige Männer, die ihre Ent- 
ſcheidung lediglich nach gewiffenhafter Ueberzeugung einrichten. 

Aus diefer Grundanfchauung ergeben fich für die Stellung und Einrichtung 
des ©. folgende Konſequenzen: 

1) Die Jury ift feine politifche Inftitution, oder fie ift && nur in 
dem Sinne, als Alles, was eine gute und unabhängige Juftiz fichert, Gegenjtand 
auch einer berechtigten politischen Forderung ift. Alles, was ihr einen fpezifiich- 
politifchen Charakter beilegt, jchädigt ihre Wirkjamkeit und fälicht ihren Charakter. 
Zu vermeiden ift daher vor Allem eine Einrichtung, welche ihre Aufgabe unter dem 
Einfluß jpezifiich-politifcher Momente abgrenzt: es ſoll fein, jonft zur Verhandlung 
vor Geichworenen fich eignendes Delikt, darum, weil e8 mit politifchen Kämpfen zus 
jammenbängt, der Jury entzogen; ebenjowenig aber joll es ihr lediglich aus diejem 
Grunde zugewiefen werden. Noch viel bedenflicher wäre &&, die Jury ausjchließ- 
Lich für politische Prozeffe zu fonftituiren, und eben darum ift es — wenn es gleich 
wahr ift, dat Preßdelifte aus jurijtijchen Gründen fich vorzugsweiſe für Schwur— 
gerichte eignen — ein großer Fehler, Schwurgerichte Lediglich für Preßſachen, die 
doch zumeift eine politiiche Seite haben, einzufeßen (wie 3. B. 1869 in Defterreich 
geichah). Neben der Beitimmung der Kompetenz iſt es namentlich die Art der 
Bildung der Gejhworenenlijten, worin fich manifeftirt, daß der Gejehgeber 
der Jury einen politiichen Charakter beimißt. Wenn man die Qualififation für 
den Gefchworenendienft mit der Wahlberechtigung für die Volfsvertretung identifizirt, 
jo thut man jein Möglichites, um dem Gejchworenen glauben zu machen, daß er 
nicht als Richter, jondern als Volksvertreter auf der Geſchworenenbank fie, und daß 
die öffentliche Meinung ſtatt der Stimme jeines Gewiſſens aus ihm jprechen jolle. 
Wenn man die Berufung zum Gefchtworenendienft von dem Ermefjen ſei es eines 
Adminiftrativbeamten, fei es einer ſolchen Kommiffion, die naturgemäß politische 
Rüdfichten über alle anderen jtellt, abhängig macht, jo darf man fich nicht wundern, 
wenn der Gejchworene fich als Parteimann fühlt und beträgt. 

2) Die Geſchworenenbank muß bei Löſung der ihr zugewieienen Aufgabe un— 
abhängig vom Gerichte bleiben; es ift daher in hohem Grade zu mißbilligen, 
wenn der Präfident oder der Gerichtshof bei Enticheidung von Anzidentftreitigkeiten 
durch Bemerkungen, die fie fallen laffen, durch Beengung des Beweisverfahreng, 
durch eine den Gejchworenen die Freiheit der Beurtheilung verfümmernde Faſſung 
der Trage die Unabhängigkeit der Jury beeinträchtigen. Die Jury darf aber auch 
andererſeits nicht vergeffen, daß ihr beichräntte Attributionen zugewiefen find; fie darf 
nicht in die Funktionen des Richters, des Begnadigers oder des Geſetzgebers eingreifen 
wollen, nicht nach demjenigen ſtreben, was man wol auch geradezu die Allmacht 
der Jury genannt hat. Die Teititellung des berechtigten Gebietes der Jury ift 
in Frankreich aus dem doppelten Grunde mißlungen, weil man von einer falſchen 
Grundanichauung der Aufgabe der Englischen Jury ausging und weil man von 
allen Seiten her immer wieder die Politik einmifchte. Die Deutſchen Gejeßgebungen 
übernahmen anfangs die Franzöſiſchen Ginrichtungen ohne genauere Prüfung, und 
nur jehr allmählich bricht fich (zum Theil auch mit Hülfe der Polemif über den 
Werth der Jury) eine richtigere Auffaffung Bahn. So lange man in Abrede jtellte, 
daß der Wahripruch der Jury die Subjumtion unter das Strafigejeß vollzieht, fo 
lange fonnte man auch nicht in die Lage fommen, die Wechielwirfung von Richtern 
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und Gejchworenen einfach und natürlich zu regeln, und Vorjorge jowol gegen Irr— 
thümer der Gejchiworenen, als gegen die Jrreführung derjelben zu treffen. 

3) Die Jury wird fich nie als eine richterliche Injtitution darftellen, wenn 
das Schwurgerichtäverfahren nicht in das Ganze des Strafprogefjes organisch ein— 
gefügt if. Der berechtigten Singularitäten des S.verfahrens giebt es nur jehr 
wenige; fie laffen fich in der That auf zwei Quellen zurüdführen: die Nothwendig- 
feit des Zufammentwirfens zweier von einander unabhängiger und nur periodijch zu— 
jammenzubringender Körper, und den Umftand, daß bei der Bildung der Gejchworenenbant 
der Zufall und Parteienrechte (Ablehnung, Zuftellung der Liften ꝛc.) eine gewifle 
Rolle fpielen, vermöge deren die Parteien verlangen können, daß der formgerechte 
Ausſpruch dieſer Jury bindend bleibe. Singularitäten, welche ſich nicht jtreng 
aus diejen Grundurſachen ableiten laſſen, tragen nur dazu bei, daß die Jury gewifler- 
maßen als außer dem Gemeinen Recht ftehend angejehen werde. Es ift daher nicht 
zu billigen, wenn bei der Verfegung in Anklageftand, bei der Feſtſetzung des Gin- 
flufjes, den das Geſtändniß auf das Verfahren übt, die S.fälle wejentlich anders 
behandelt werden, als andere Straffälle. Noch tiefer aber muß es das NRechtögerühl 
verlegen, wenn etwa die ftändigen Gerichte an Beweisregeln gebunden werden, während 
daneben Gejchworene das Recht der freien Beweiswürdigung üben, wenn für Aus 
ſprüche der Richterfollegien über die Schuldfrage die einfache Stimmenmehrheit genügt, 
während bei der Jury eine Fünftliche Majorität gefordert oder ‘ihr Abgang dazu 
benugt wird, die Entjcheidung dem Nichterfollegium zuaufchieben, — wenn der 
richterliche Ausipruch über die Schuldfrage der Berufung unterworfen it, während 
der der Jury etwa nicht einmal durch die Nichtigkeitsbeſchwerde anfechtbar ift. 

I. Mannigfach waren die Kämpfe, welche das ©. auf dem Guropätfchen 
Kontinent zu beftehen hatte, um weite Gebiete zu gewinnen und zu behaupten. 
Während es in der Ausprägung, die ihm fein Heimathland, England, gegeben, mit 
der Englifchen Sprache und Flagge in unermeßliche außereuropäifche Gebiete einzog, 
wo es die erften Anfänge chriftlicher Gefittung bezeichnen Hilft und doch auch in 
den entwidelteiten Staatögebilden von Angelfächfiichem Typus nicht fehlt, hat es in 
Europa (von Malta abgejehen) feinen Ausgangspunkt von Frankreich und deſſen 
großer Revolution genommen. In jener Grundform, welche es 1791 in Frankreich 
annahm, ift es im Gefolge der Franzöſiſchen Heere auf Deutjches Gebiet gelangt 
(nicht auch in das Napoleon I. unterthänige Italien) und Hat fich dafelbit in kurzer 
Frift ſoviel Anhänglichkeit der Bevölkerung erworben, daß es nicht wieder bejeitigt 
werben konnte. Als ein integrirender Bejtandtheil der Franzöſiſchen Juſtizeinrich— 
tungen, ja der politifchen Inſtitutionen Frankreichs, die bei häufigem Wechjel der 
oberſten Spite doch eigentlich konſtant geblieben find, angejehen, hat e8 dann auch 
in anderen Deutjchen Gebieten warme Anhänger gefunden und auch jonjt in Europa, 
wo die Franzöſiſchen politifchen Inftitutionen Nachahmung fanden (Italien, Griechen: 
land, Rumänien, Spanien, jelbjt Rußland, — im Gegenjaß zu den Niederlanden, 
wo die Jury befeitigt wurde), ſich Eingang verſchafft. Speziell im Deutjchen 
Sprachgebiete muß man folgende Phajen unterjcheiden: Bis zum Jahre 1848 ward 
der Jury an und für ſich wenig Aufmerkſamkeit geſchenkt; jelbit Feuerbach Hatte 
fie in feiner 1812 gebrudten, aber erſt 1813 erjchienenen Schrift über das Gejchworenen= 
gericht zunächjt nur ala Theil des auf Deutichland Laftenden Napoleontichen Syſtems 
behandelt; in der ſonſtigen Polemit mit ihrem bekannten politiichen Hintergrunde 
ward fie eben ala Theil der Franzöfifchen Einrichtungen mit befämpft und mit 
veriochten; und als ſolcher Theil ward fie nach der Wendung, die das Jahr 1848 
herbeiführte, durchgefeßt. Jetzt aber begann eine neue Epoche — die der juriftifch- 
technijhen Würdigung der Jury ala einer Nechtsinftitution und als einer mit 
anderen Fortſchritten des Strafprozeſſes nicht unbedingt zufammenhängenden Einrichtung. 
Ginerjeitö ward nun die Nothiwendigkeit erfannt, das Wejen der rezipirten Einrichtung 
gründlich zu jtudiren und dieje Erfenntniß führte dahin, daß die Quelle des ſchwurgericht— 
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lichen Verfahrens, das Englijche Recht, unter der Führung von Männern, wie Biener, 
Gneift und Mittermaier durchforfcht und allmählich erft Klarheit über das Weſen 
und über die bloßen Meußerlichkeiten des Juryſyſtems gewonnen wurde. Anderer- 
ſeits aber machte fich eine, aus der Art der Einführung der Jury erflärliche politische 
Reaktion geltend. Im Gefolge des Jahres 1848 war das ©. gelommen, in Folge der 
Rückſtrömung ward ihm aus politifchen Gründen (mitunter auch im Namen des 
Nationalitätsprinzips, ald einem Theil des Franzöſiſchen Weſens) der Krieg erklärt. 
Sp ward die Jury 3. B. aus Defterreich, wo fie vollftändig, und aus dem Königreich 
Sadjen, wo fie für Preßſachen eingeführt gewejen, wieder verdrängt. Die Stellung 
war aljo geradezu umgekehrt: die Gegnerichaft war überwiegend politifcher, bie 
Vertheidigung des S. überwiegend juriftichetechnifcher Art. Unverfennbar aber 
gewann in den folgenden Jahren das ©. fichtlih an Terrain und der jteigende 
wifjenjchaftliche Werth der Bearbeitung des jchiwurgerichtlichen Verfahrens, die um— 
faffenden Leiſtungen der Rechtiprechung bezeugten und beförderten jeine fteigende 
Bedeutung. In dem Zeitpunfte, wo die erften Anftalten für die beichloffene Straf DO. 
des Deutichen Reiches getroffen wurden, waren nur mehr Eleine Deutfche Gebiete 
noch der Wirkſamkeit des ©. entzogen, und insbeſondere hatte letzteres auch das 
Königreih Sachſen (im Jahre 1868) fich wieder erobert. Namentlich in diefem 
leßteren Geſetze, ſowie in einigen anderen, welche um die Wende der Sechäziger 
Jahre erichienen (Württemberg 1868, Hamburg 1869, Bremen 1870), kamen jchon 
vielfach die Verbefferungen des ©. zum Ausdrud, welche ala Ergebniß der Deutfchen 
twiffenjchaftlichen Beitrebungen auf diefem Gebiete zu betrachten find, Werbefferungen, 
welche .die Franzöſiſche Grundform des Verfahrens nicht verleugnen, aber doch aus 
der Vergleichung mit dem Englischen Urbild, insbefondere aus der richtigen Erfennt= 
niß des wahren Verhältniffes zwifchen Gerichtshof und Jurybank, hervorgehen. 

Als nun aber der erjte Entwurf der Deutichen StrafPD. erfchien, fo zeigte 
fih, daß die Abficht auf Befeitigung der ©. gerichtet jei, und zwar ward die Er— 
reichung dieſer Abficht auf einem Wege angeftrebt, von dem fich im weiteren Ver— 
laufe der Grörterungen zeigte, daß er ſchon um unüberwindlicher äußerlicher Schwierig» 
feiten willen verlaffen werden müſſe. Es war nämlich in der legten Phaje der Polemik 
über die ©. von den Gegnern der leßteren, in Antnüpfung an einen Altdeutichen Aus— 
druck und an die Einrichtung der Strafgerichte unterfter Ordnung in einigen Deutfchen 
Staaten, vorgejchlagen worden, Schöffen (f. diefen Art.) an die Stelle des ©. zu 
jeßen. Der Entwurf der Deutjchen StrafPO. that dies num in einer durch Kon— 
fequenz und innere Einheit des Verfahrens imponirenden und gewinnenden Weife: 
daflelbe Verfahren, dafjelbe Prinzip der Konftituirung des Strafgerichtes, daſſelbe 
Rechtämitteliyitem follte für das ganze weite Gebiet des Strafverfahrens gelten. Der 
Vorichlag ward durch eingehende Denkichriften unterftüßt, welche den Motiven ala 
Anlagen beigefügt, die Bedenken und Gefahren der „Rechtäfindung im Gejchworenen- 
gerichte“ und die Vortheile des Schöffengerichtes gründlich auseinanderjegten. Da— 
mit begann — umter der Fahne der Sonderung der Trage der Heranziehung des 
Laienelementes von der Form feiner Betheiligung — nun eine nene Epoche des 
Kampfes um das ©., in welcher demjelben mächtige, gewaltige Gegner ſich gegen- 
überftellten und mitunter auch alte, oder auch erft vor Kurzem gewonnene Anhänger 
verloren gingen. Man kann nicht verfennen, daß die Macht des Anjturmes und 
die Lebhaftigkeit des Eifers auf der Seite der Gegner des ©. fich befand und 
daß, wenn leßteres jchließlich fich behauptete, es nur geichah, weil es jelbjt dieſem 
gewaltigen Anfturme gegenüber fich als zu feſt gewurzelt erwies. 

III. Nach lebhaften Kämpfen alfo wurde bei fyeitftellung der neuen Deutichen 
Reichsgeſetze das ©. im Mefentlichen in derjenigen Gejtaltung, welche es nach 
der vorftehenden Darftellung in den jpäteren Deutichen Gejegen angenommen hatte, 
beibehalten. Es ift mit großer Sorgfalt Alles gejchehen, was nöthig ift, um das 
©. nicht als ein politischer Zwede halber bejtelltes Ausnahmsgericht Hinzuftellen, 
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und jowie der erite Entwurf die Verdrängung des ©. durch das Cchöffengericht zum 
nicht geringen Theil durch das Bejtreben begründet hatte, in allen drei Stufen der 
Gerichtsbarkeit ein prinzipiell gleichartiges Verfahren herzuitellen, jo find die Dif— 
jerenzen zwiichen dem Verfahren vor den ©. und dem vor den Gerichten mittlerer 
Drdnung fait vollitändig auf das Unvermeidliche bejchränft worden. 

1) Die Zuftändigfeit ift durch die weſentlich negative Vorjchriit des 
GVG. S 80 geregelt: „Die S. find zuftändig für die Verbrechen, welche nicht 
zur Zujtändigfeit der Straffammern oder des Neichägerichtes gehören“. Zur Zur 
jtändigfeit des Neichögerichtes gehören die „Fälle des Hochverrathes und des Landes— 
verrathes, inſofern diefe Verbrechen gegen den Kaiſer oder das Neich gerichtet find“ 
(GBG. $ 186, 3. 1). Zur Zuftändigfeit der Straffammern gehören nach $ 73 
des GVG. folgende Verbrechen: a. bei welchen das Höchſtausmaß der Zuchthaus- 
° ftraie fünf Jahre beträgt, ſoweit nicht einer von drei Spezialtällen politifcher Natur 
(StrafGB. 88 86, 100, 106) vorliegt (3. 2); b) bei Perfonen, welche zur Zeit 
der That das 18. Jahr noch nicht vollendet hatten (3. 3; im falle der Stonkurrenz 
mit Melteren ift Verbindung der Strafiachen und daher —— vor das S. zu— 
läſſig). ©) Unzucht mit Perſonen unter 14 Jahren (StraiGB. $ 176, 3. 3. (3. 9; 
d) Diebitahl, Hehlerei und Betrug in den Fällen der 88 248, 244, 260, 261 und 
277 de Straf6GB. (3. 5—7). — Auf die Kompetenzbejtimmungen des GRG, 
haben aljo Rüdfichten auf die politifche Natur der ftrafbaren Handlung nur in 
geringem Maße eingewirkt; doch find die „beitehenden landesgeſetzlichen Vorſchriften 
über die Zuftändigfeit der ©. für die durch die Preffe begangenen jtrafbaren Sand» 
lungen“ unberührt gelaffen worden ($ 6 des EG. zum GVBG.). 

2) Yormation des Gerichte! Die ©. treten (nah $ 79 dee GVG.) 
periodijch zujammen; einer näheren Beitimmung über die Periode enthalten ſich 
die Reichsgeſetze. Das ©. beiteht aus einem Kollegium von drei Richtern (dem 
„tichterlichen Mitgliedern des ©.“ — $ 82), unter denen auch der Vorfigende in— 
begriffen ift (j. die Art. S.hof, S.präfident), und „aus zwölf zur Enticheidung 
der Schuldfrage berufenen Geſchworenen“ ($ 81) — der „Geichworenenbant“. 
Ueber die Art der Seranziehung zum Gejchivorenendienfte und die Bejegung der 
Geichworenenbant find die Artikel: Ablehnung von Gejhworenen, Ge— 
Ihworene, Jahreslifte, Hülfsgefhworene, Sprudlijte, Reduktion 
der Gejhworenenlifte, Ladung der Geſchworenen, Urlifte zu ver- 
gleichen. Hier ift nur hervorzuheben, daß die Bildung der Gejchworenenbanf in 
Öffentlicher Sitzung erfolgt (StrafPO. $ 281); was zur Begründung diejer Neue 
rung in den Motiven gejagt ift, teihtferigt nur den ausdrüdlichen Ausipruch des 
Geſetzes, der ergangen jei, ungeachtet die Sache ſonſt ala jelbitverjtändlich Hätte 
angejehen werden können; das fachliche Bedenken, das für den abgelehnten Gejchworenen » 
Verletzende eines ſolchen öffentlichen Vorganges, welches den Grund des Ausjchluffes 
der Deffentlichkeit im Franzöſiſchen Rechte bildet, ijt nicht berüdfichtigt. Ueber die 
Beeidigung der Gefchworenen j. d. Art. Geihworene Der Situngsort des 
©. ift in der Regel der Sit des Yundgerichtes ; doch kann die Straffammer deffelben 
bejtimmen, daß einzelne Situngen an einem anderen Orte innerhalb des S.bezirkes 
abzuhalten jeien, in welchem Falle eine befondere Lifte von Hilfsgeichworenen gebildet 
wird (GBG. 88 88, 99). 

3) Die Stellung der Gejhmworenen charafterifiren die Worte des GBG. 
$ 81: „zwölf zur Entjcheidung der Schuldirage berufene Geſchworene.“ 
Nach Allem, was in den lebten Jahren und jelbft in der amtlichen Bekämpfung der 
Jury über den Gegenftand gejagt wurde, kann nicht bezweifelt werden, daß hierin 
die ausdrüdliche Ablehnung der älteren Auffaffung, welche die Gejchworenen lediglich zur 
Feſtſtellung nadter Thatfachen berufen erachtete, liege. Dies wird ergänzt und bejtätigt 
durch die StrafPO. $ 293, nach welcher Beitimmung die Trage an die Geichworenen 
die That „nach ihren gejeglihen Mertmalen und unter Servorhebung der 
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zu ihrer Unterfcheidung erforderlichen Umftände bezeichnen“ ſoll. Da andererfeits 
nah der StrafPO. die Faffung der Anklage durch einen (allerdings einem anderen 
Kollegium vorbehaltenen) Gerichtöbeichluß feitgeftellt wird, und da $ 296 der StrafPO. 
vorjchreibt, daß die Stellung von Hülfs- und Nebenfragen „nur aus Rechtägründen 
abgelehnt werden“ darf: jo kommt in der Gejammtheit diefer Beitimmungen zu 
deutlichem Ausdrud, daß durch ihren Einfluß auf die Faffung der Fragen die 
rechtsgelehrten Richter die vorauägehende, hypothetiiche Unterftellung der That unter 
das anzumendende Geſetz vollziehen, vermöge welcher der in der Bejahung oder Ber: 
neinung der Trage enthaltene Ausſpruch der Gefchworenen ala das Grgebniß der 
gemeinjamen Arbeit an der Löfung der Schuldfrage erjcheint. Inſofern die Auf: 
jtellung „mildernder Umstände" ohne nähere Angabe im Strafgefeg nicht? anderes 
ift, ala die Spaltung des der richterlichen Strafzumeſſung freigelaffenen Raumes in 
zwei Gebiete, ijt die Berufung der Gefchtworenen zur Enticheidung über das Vor— 
bandenjein „mildernder Umſtände“ (StrafPO. $ 297) nach der (allerdings vielfach 
bejtrittenen — ſ. 3. B. Wahlberg in Haimerls Vierteljahrsſchrift XI. ©. 
28—50) — Anficht des Verfaffers diefes Artikels, jogar eine Ausdehnung ihrer Spruch— 
gewalt auf das Gebiet der Straizumeffung. Die in neueren Gejegen enthaltene Bejtimmung, 
welche das Gericht in die Lage bringt, wegen des Mangels formeller Vorausſetzungen 
der Verurtheilung oder wegen folcher die Strafbarkeit aufhebender oder die Ver: 
folgung ausschließender Umstände, welche gewiffermaßen von außen zur That hinzu— 
treten, den Angeklagten noch vor dem Wahrfpruch außer Verfolgung zu jegen, ift 
in die Deutiche StrafPD. nicht aufgenommen. Dies läßt jehr wichtige Fragen 
offen. Wenn man mit v. Schwarze (S. 388) im Allgemeinen dem Gerichte die 
Berugniß einräumt, einen großen Theil diefer Präjudizialfragen, ohne Rüdficht auf 
den Gröffnungsbeichluß noch vor Beginn des Beweisverfahrens durch Einstellung 
des Verfahrens zu entjcheiden, jo kann man allerdings die Konjequenz, die er hieraus 
für dag S.verfahren zieht (S. 453), annehmbar finden. Da jedoch jene Entjcheidung an 
fich Bedenken unterliegt, die fich angeficht® der Jury noch jteigen (Meyer in 
v. Holtzendorff's Handb. II. ©. 138, 139), jo muß man wol Anjtand nehmen, 
den Gericht ohne ausdrüdlichen Ausfpruch des Geſetzes dieſe Macht zu vindiziren. Unter 
Verweifung auf die Artikel Frageftellung und Wahrjpruch heben mir 
nur noch hervor, daß auch das Recht des Gerichtes, den Wahrfpruch zu juspendiren, 
wenn es „einftimmig der Anficht ift, daß die Gejchworenen fich in der Hauptſache 
zum Nachtheile des Angeklagten geirrt haben“ — im Geſetz (StrafPD. $ 317) 
Aufnahme gefunden hat. Ein ausnahmsweiſes Verfahren für den Fall des Geftänd- 
nifſſes nach dem VBorbilde des Englifchen Borganges bei plea guilty ift nicht eingeführt. 

4) Für die Stellung des ©. im Organismus der Strafgerichts— 
barkeit ift begeichnend, daß der Bejonderheiten des jchwurgerichtlichen Verfahrens 
nur jehr wenige find. An der Spibe fteht hier die Nothwendigkeit der Vorunter— 
ſuchung ($ 176 Abſ. 1 der StrafPO.) und die nothwendige Vertheidigung 
($ 140 der StrafPO.). Letztere tritt, wie mit Recht angenommten wird, auch dann 
ein, wenn eine an fich zur Zuftändigfeit des Gerichtes niederer Ordnung gehöriges 
Delikt wegen Konkurrenz vor das ©. gelangt. Auch die Abweichung der Beitim- 
mungen über Hlageänderung in der Hauptverhandlung (S 294 der StrafPO. 
verglichen mit $ 264) wird nicht ala eime fachliche, jondern nur die Vertheilung 
des Stoffes betreffende aufgefaßt (v. Schwarze, Löwe, PVBoitus), jelbjt 
bezüglich der Ausdehnung der Verhandlung auf neue Thatjadhen 
ift eine Abweichung nicht vorgejchrieben (anderer Meinung: Boitus). — Auch 
das zur BVerurtheilung erforderlihe Stimmenverhältnif iſt im ©.verfahren 
fein abnormes. Nach $ 262 der StrafPD. ift in jeder Hauptverhandlung zu einer 
jeden dem Angeklagten nachtheiligen Entjcheidung, welche die Schuldfrage be= 
trifft, eine Mehrheit von zwei Drittheilen der Stimmen erforderlich; dem entjpricht 
die im S.verfahren regelmäßig geforderte Mehrheit von 8:4 Stimmen. (Praktijch 
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wird allerdings beim Schöffengericht eine Mehrheit von 2:1, bei den mit fünf 
Richtern beſetzten Straffammern eine folche von 4:1 erfordert, jo daß in der That 
nur beim ©. eine eigentliche Zweidrittelmehrheit maßgebend iſt. Singulär ift 
nur das Erforderniß von mindejtens 7 Stimmen zur Verneinung der frage nad) 
„mildernden Umftänden“ (8 297 Abi. 2 der StrafPO.). Auch bezüglich der 
Rechtsmittel find die Urtheile der ©. denen der Straffammer prinzipiell gleich- 
geitellt; gegen beide ift nur das Rechtsmittel der Reviſion, welches die Enticheidung 
der Thatfrage unberührt läßt, nachgelaffen. Daß in S.jällen das Neichögericht die 
einzige Reviſionsinſtanz iſt ($ 136 3. 2 des GBG.), beruht nicht auf einer Aus— 
nahmsjtellung der ©., jondern auf der ausnahmsweiſen Unterftellung gewijier 
Urtheile der Straffammern ($ 123 Nr. 8 des GBG.) unter die NRevifion der Ober: 
landesgerichte. Allerdings aber iſt es eine (aus weitergehenden Beſchränkungen vor- 
ausgehender Geſetze und aus billiger Berücfichtigung des Angeklagten zu erflärende) 
Singularität, daß die Staatsanwaltjchaft, wenn der Angeklagte von den Geſchworenen 
für nichtichuldig erklärt worden ift, nur gewiffe im 8 379 der StrafPD. ſpeziell 
hervorgehobene Revifionsgründe dagegen geltend machen kann; auf ein Elar erfaßtes 
und jcharf durchgeführtes Prinzip läßt fich dieſe Sonderung, welche auch bereits die 
Ausleger in Bewegung feßt, nicht zurüdführen, 

5) Die Bemühungen (insbefondere Gneift’8), den Gang der Haupt- 
verhandlung in einer mehr dem Englischen Verfahren ſich nähernden Weije zu 
regeln, blieben zwar erfolglos ; allein die jehr erheblichen Verbeſſerungen des Franzöſiſchen 
Vorbildes, welche neuere Deutiche S.geieße und die Deiterr. StrafPD. eingeführt 
hatten, haben auch in der RStrafPO. Aufnahme gefunden. Der Schwerpunft liegt 
darin, daß die von dem Vorſitzenden entworfenen Fragen gleich nach dem Schluffe 
der Beweisaufnahme verlejen und der Verhandlung unterjtellt werden (SS 290, 291 
der StrafPO.). An die Frageſtellung jchließen fich jodann „die Ausführungen und 
Anträge der Staatsanwaltichaft und des Angeklagten zur Schuldfrage“ ($ 299 der 
StrafPD.). Nun folgt der Schlußvortrag des Vorfigenden ($ 300 der StraPD. 
j. d. Art. Rejume), und unmittelbar darauf ziehen fich die Geichworenen in das 
Berathungszimmer zurüd ($ 301 der StrafPO.). Wenn fie zurüdtehren, wird ihr 
Ausipruch zunächft in Abweſenheit des Angeklagten verfündet, und erjt wenn 
fein Anlaß zur Einleitung de8 Berihtigungsveriahrens (ſ. d. Art Be— 
rihtigung des Wahrjpruches) gegeben ift, wird jener vorgerufen und ihm der 
vom Gericht angenommene Wahrjpruch verfündet. Iſt der Angeklagte von den 
Geichtvorenen für nichtichuldig erklärt worden, jo jpricht das Gericht (nicht blos 
der Vorfigende) ihn frei ($ 314 der StrafPO.). Cine Ausjegung der Urtheils- 
verfündigung ift im ©S.verfahren nicht zuläffig; fie „erfolgt am Schluffe der Ver— 
handlung“ ($ 8315 der StrafPO.). 

IV. In Dejterreich hielt die Entwidelung der Dinge nahezu gleichen 
Schritt, wie in Deutjchland. Durch ein im Mai 1848 erlaffenes Gejeh und durch 
das an deſſen Stelle getretene Geje vom 13. März 1849 ward dad ©. daſelbſt 
zunächſt für Preßſachen eingeführt. Die StrafPO. vom 17. Januar 1850 (weſent— 
(ih auf dem Entwurf der Thüringiichen StrafPD. beruhend) brachte für die zum 
Deutichen Bunde gehörigen Gebiete die Ausdehnung der ©. auf alle jchweren Ver— 
brechen und auf politische und Preßdelikte. Mit Kaiferlicher Verordnung vom 
11. Januar 1852 (erlaffen im Zufammenhang mit den am 31. Dezember 1851 
aufgeftellten „Grundzügen“ für die jtaatsrechtliche Geftaltung der Monarchie) wurden 
fie wieder bejeitigt. Aber jogleich nach der Einführung der Verfaffung vom 26. Fe— 
bruar 1861 faßte jowol die Regierung, als das Abgeordnetenhaus des Reichsrathes 
die Wiedereinführung der ©. ind Auge. Mancherlei eigenthümliche Wechſelfälle 
brachten e8 mit fich, daß gerade ein ausgejprochener Gegner der ©., dv. Hye, im 
Jahre 1861 den Entwurf einer StrafPD. einbrachte, welcher das S. in fachlich 
und räumlich weiterem Umfange zur Geltung brachte, als in der Abficht feiner 
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Vorgänger gelegen war. Die Berathung dieſes Entwurfes führte zwar zu keinem 
Abſchluß, aber doch beförderte deſſen Vorhandenſein das Zuſtandekommen einer 
grundgejeglichen Beitimmung (Art. 11 des Staatägrundgefeges über die richterliche 
Gewalt vom 21. Dezember 1867), welche lautet: „Bei allen mit fchweren Strafen 
bedrohten Verbrechen, welche das Geſetz zu bezeichnen hat, jowie bei allen politischen 
oder durch den Inhalt einer Druckſchrift verübten Verbrechen und Vergehen ent= 
icheiden Geſchworene über die Schuld des Angeklagten.” Vorerſt ward zur Ausfüh- 
rung diefer Beitimmung wieder der bedenkliche Weg der partiellen Einführung der 
Jury lediglich für Preßſachen durch zwei Gefege vom 9. März 1869 ein- 
geichlagen. Grit am 23. Mai 1873 ward eine vollftändig neue StrafPO. er- 
lafien, welche (EG. Art. 6) die Kompetenz des Gejchworenengerichts im Sinne des 
angeführten Staatögrundgejeges regelt, wähsend gleichzeitig leßteres durch ein Geſetz 
vom gleichen Tage dadurch modifizirt ward, daß der Regierung das Recht ein= 
geräumt wird, nach Anhörung des Kaſſationshofes das ©. örtlich) und für eine Zeit 
von höchſtens einem Jahre einzuftellen; die Einftellung muß ſofort ihr Ende er- 
reichen, jobald eines der beiden Häufer des Reichsrathes es begehrt. Abgejehen von 
der unbedingten Zuweifung aller politifchen und Preßdelikte find die oben unter I. 
1) bis 3) gerügten Webelftände in der Regelung des ©. vermieden. Insbeſondere 
beichränft fich die Eingularität des ©.verfahrens darauf, daß die Beiziehung eines 
Vertheidigerd und die Vorunterfuchung obligatoriih it. Die Verjegung in den 
Anklageitand erfolgt von denjelben Behörden und in demfelben Verfahren, wie bei 
anderen, nicht vor den Einzelrichter gehörigen Straffällen. Das Geftändniß iſt nicht 
Urfache der Anwendung einer bejonderen Prozedurform. Die Entjcheidung des Richter: 
follegiums in Straffällen mittlerer Ordnung kann zum Nachtheil des Angeklagten nur 
einftimmig oder mit einer Mehrheit von 3:1 erfolgen, und ift in Bezug auf den Ausfpruch 
über die Schuld gleich dem Wahrfpruche der Geichworenen nur durch Nichtigkeitsbeſchwerde 
anzufechten. Dieje jteht auch in S.fällen jowol dem Ankläger als dem Angeklagten offen. 
Gegen die Strafbemeffung kann die Berufung in gleicher Weiſe in S.fällen, wie in anderen 
Straffällen ergriffen werden. In die Fragen an die Gefchworenen find alle „gejeß- 
lichen Merkmale“ der jtrafbaren Handlung aufzunehmen ($ 318). „Für den Fall 
der Bejahung einer Frage fann die Stellung von Zuſatzfragen zu dem Zwecke ver- 
langt werden, um ein in die Frage aufgenommenes gejeßliches Merkmal auf das 
ihm entjprechende thatjächliche Verhältniß zurüdzuführen“ ($ 323 Abf. 8). „Die 
Rechtöbelehrung des Vorfigenden muß auf Verlangen protofollirt werden ($ 324 
Abi. 1, $ 327 Abi. 3) und kann durch Nichtigkeitsbeichwerde angefochten werden“ 
($ 344 3. 8). Zum „Schuldig”“ werden mindeitens acht Stimmen erfordert. 
Lit.: Zur Drientirung in ber en Fr — Polemik über das S. ſ. Zachariä, 
andbuch des Deutſchen Strafprozeſſes, I. S. 68—84. — Glaſer in v. Holtzendorff's 
— des Deutſchen Strafprozeſſes, J. S. 11, 12, 20, 21. — Aus ber fpäter zugewachlenen 
it.: Mittermaier, Erfahrungen über die Wirkjamteit ber ©. (Erl. 1865). — Hye, Ueber 
das ©. (Wien 1854). — v. Schwarze, Das Deutihe ©. (Exil. 1865). — Heinze, Hazrallelen 
Fri der Engliichen .n und dem Franzöfiichen Geſchworenengericht (Erl. 1864); Der. 
elbe, Ein Deutiches Geichtworenen ericht (Xeipg. 1865). — Glajer, Schwurgerichtf. — 
õrterungen (2. Aufl. von: „Zur Juryfrage“ und „Die Frageftellung*), Wien 1875. — Wahl: 
berg in der Defterr. B.J.Schr. XIV. 2.Anz. ©. 64 64 f.— Binding, Die drei Grundfragen b. 
anijation d. Strafgerichts (X eip 1876). — Ihering, Der Zwe im Recht, I. S. 401-413, — 
—— über die Kontroverſe: Schöffengericht oder S. b. Art. höffen. — In Mandolari's 
Ausgabe von Pessina, Elementi di procedura penale (Napoli 1876) find außer den das Ganze 
des Strafprozeſſes umfafſenden Werfen von Massa Saluzzo, Saluto, Giuriati, 
Pescatore folgende (allerdings auch ber Darftellung des Verfahrens gewidmete) italieniih e 
Schriften über das ©. angeführt: Pisanelli, Dell’ istituzione de’ giurati. — Gabelli, 
I giurati del Regno d’Italia. — Pizzamiglio, De’ iurati in Italia. — Crivellari, La 
giuria in Italia. — Perotto, I giurati alla Corte d’Assise. — Tofano, Manuale de' 
giurati. — Guala, Le assisee — La Pegna, Manuale pe’ giurati e per le Corti di 
Ass. — Ferrarotti, zn delle corti di Assise e de’ giurati. — Rabbeno, Istituzioni 
popolari su’ giurati.— Faranda, Delgiudizio per giurati. — Pessina, Sulla istituzione de’ 
giurati. — Carrara, Opuscoli, Vol.IV. Pensieri sulta giuria; Vol. V. Questioni all’ occasione 
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della giuria. — De Giudici, I giurati. — DeGemmis, Osservazioni sulle attribuzioni de’ 
giurati. - Crisafulli, Sulla riforma del giud. per, giurati 'in Italia. — Man gano,Lagiuriae 
la pena di morte. — Miraglia, Studi intorno a’ giudizi per giurati. — De Mauro, Pro- 
geuo di riforma sulla istituzione del giuri in Italia. — Carelli, I giurati e le corti 
i Assise. — Abate, Sulla istituzione de’ giurati. — Hinzuzufügen find noch zwei neuere 
Schriften: Giorgi. Abolizione o Riforma (Genova 1877). — Desiderato Chiaves, Giudice 
mal giudicato, apologia del Giuri (Torino 1879). — Ueber ben Gang des Cchmurgericti- 
verfahrens: Engliſches Recht: Glajer, Anklage, Wahripruch und Rechtsmittel im 
Engliſchen Schmwurgerichtöverfahren ir ni (Bol. eifen ausführliche Literaturangabe 
in d. Holtzendorff's Handbud, I. ©. 33 N) = Franzsöſiſch-Italieniſches Recht 
(ausführliche Likeraturangaben ur a. a. O. S. 20, 21) hauptſächlich: Helie, Traite de 
V’Instruct. criminelle (1. &d.) Vol. VIII. et IX. 38 580723. — Trebutien, Cours elementaire 
de droit criminel (1. ed. Par. 1854), Vol. il. Titre IV. p. 331 ss. — Anspach, De la 
roc&dure devant les Cours d’Assises (Bruxelles 1858). — Cubain, Trait& de la procedure 
evant les cours d’Assises (Paris 1851). — Perr&ve, Manuel des cours d’Assises (Paris 
1861). — Beudant, De lindication de la loi p@nale dans la discussion devant le J 
(Paris 1861). — Mel, Il codice di procedura penale illustrato (2. ed. Verona 1873; 3. 
Napoli 1871), art. 453 55. — Nocito, La Corte de Assise. — Casorati, La nuova legge 
sul giuri (Prato 1874) (f. aud) die ausführliche — abe oben). — Deutſche Literatur 
bor der neuen Sr rer Walther, Lehrbuch des ar ah Strafprogeh 
rechtes (München 1859), S 29, 294—299, 301—402. — Pland, Syſtemat. Darftellung 
(Göttingen 1857), S. 68-70, 38— 456. — Badhariä, Handbuch) bes Deutichen Strafprogefles, 
Bd. I. (Götting. 1860, 1861), ©. 272—333; Bd. UI. (1868) S. 480-569. — Brauer, Die 
Deutichen Schwurgerichtägejehe in ihren Sauptbeflimmungen (Erlangen 1856). — Löwe, Der 
Preuß. Strafprozeh (Breslau 1861), ©. 32,33, 75 ff., 230f.—v. Schwarze, Art. ©. inWeiste's 
Rechtslex. Bd. X. — Meyer, That: und Rechtäfr. im Geichworenengericht (Berl. 1860). — 
v. Bar, Recht u. Beweis im Gejchtvorenengericht (Hannover 1861). — Zade, Frageſtellung 
und Wahrfprüche in den Preuß. Schwurgerichten (Veipg. 1867). — C. Rehm, Das ſchwur— 
erichtliche Strafverfahren (Zeitichr. f. Bayern VI Beilageheft). Andreä, Die Recht—⸗ 
—— des geoßberzgl. Sächſ. Gefammioberappellationsgericht3 zu Jena, Bd. "IL. (Weimar 
—92. — Die Kommentare zum Preuß. Strafverf. von Oppenhoff, 
Ban ed: zum MWürttemb. Schwurgerichtägejeh von 1849 von Holzinger; zur 
Badiihen StrafPD. von 1864 von Ammann, zum fönigl. Sächſ. Schwurgerichtögeich von 
1868 von v. Schwarze — Die Rechtäfindung im Geiptvorenengericht; nlage 5 zu ben 
“ Motiven des Entwurfes einer Deutichen StrafPO., Berlin, Januar 1873. — Gneift, Pier 
Fragen zur Deutichen StrafPD. (Berlin 1874), &. 9-14. — —— Strafprogeh. 
reht:v. Würth, Defterr, StrafPD. von 1850 (Wien 1851), ©. 87 fi. 508 ff. — Ent 
iheidungen bes k. f. Kaſſationshofes (über Preßſachen, auf Grund ve Schwurgerihtagc 
von 1869), Wien 1871. — Motive zur RBerf. von 1872 I. II. Musg. Sajerer, 
©. 73 ff). — Glajer, Gel. kleine Een, I. ©. 178 ff. — —— Oeſterr. Straf: 
prozeßrecht (Innsbruck 1879), S. 115 ff., 169 ff., 518, 519, 541—550, 578633, — ie 
beim Art. Ablehnung der Geihmworenen angef. nad der Baragraphenfolge geordneten 
Stommentare, — Plenarbeichlüffe und Fire Basen de3 f. k. Saffationahofes, veröffentl 
in deſſen Auftrage von der Red. der Allgem. Defterr. Gerichtäzgtg., 3 Bbe., Mien 1876, 
1880, 1881. — Deutide Reihaftrafprogekordbnung: Motive und bie bei dem 
Urt. Privatantlage — nad) Parac raphen ereihten —— — Dochow, 
Der Reichsſtrafprozeß (3. Aufl. 1880), S. —0, R 241 ff. v. —A—ã— 
andb. des Deutſchen —— IL. ©. 113 f. ( Nr Meyer — Meves, 
as Strafverfahren (2. Aufl., Berl. 1880), S 116 ff. — Bezüglich einiger Spezial: 
fragen (abgejehen von den Anführungen bei den ſolchen a bejonderen Artifeln — 
Rechtslexikons); Zuſtändigkeit des S.: Arch. des Kriminalrechts 1849 S. 432 —H 
(Mmarquardſen). — Gerichtsſaal 1860 ©. 541— % (E. Brauer), — Allgem. Death 
Strafrechtsztg. I. 689-693 (v. Schwarze); AU. 101 ff. nt — GEinjluß 
des Gejtändnijjes auf das Sderfahren richtete 1849 Bd S. 432 — 42 
ee 1855 Bd. I. ©. 265-276 (Arnold); 1865 ©. 160—198 (Mitter: 


maier). — Archiv f. Kriminalrecht, 1554, ©. 225—253 (F. Walther). — Goltdammer'? 
Archiv IV. ©. 512—523 (Trieft); VIII ©. 54—64 (Sundelin); XVIIL S. 530 ff., 59% fi. 
Glajer. 


Schwurgerichtshof iit das Richterfollegium, welches im Verein mit der Ge: 
ſchworenenbank das Schwurgericht, dad Gejchtworenengericht im Straiprozeß bildet. 
Aufgabe und Stellung des ©. find bis zur Urtheilsfällung diejenige, welche dem 
Gericht in der Hauptverhandlung überhaupt zukommt (vgl. insbefondere d. Art. 
Gerihtsvorjißender im Strafverf.); über die vermöge der Natur des Schwur— 
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gerichtsverfahrens oder der herkömmlichen Einrichtungen deflelben fich ergebenden Modi: 
fifationen des Verhältniffes zum Vorfigenden f. d. Art. Shwurgerihtspräfident. 
Bezüglich der Urtheilsiällung beſchränkt fich die Thätigkeit des S. auf die Vorberei— 
tung der Entjcheidung der Gejchtvorenen durch jeine entjcheidende Mitwirkung bei der 
Feſtſtellung der an diejelben zu richtenden ragen, die Prüfung des Wahripruches 
und die Ziehung der rechtlichen Konſequenzen deffelben durch Freiſprechung des An— 
geflagten oder Verurtheilung deffelben wegen der im Wahrjpruch Eonftatirten jtrafs 
baren Handlung, VBerhängung der Strafe, Enticheidung über die Prozekkoften und, 
wo der Adhäfionsprozeh gilt, über die privatrechtlichen Anſprüche. 

In England, dem Stammlande unferer Jury, werden Shwurgerichtefikungen 
immer nur periodiſch, und die wichtigeren von den die Grafſchaften abwechjelnd be= 
reifenden königlichen Richtern abgehalten. Daher fam es, daß man in frankreich 
und darauf in Deutichland, jowol die Periodizität der Schwurgerichtsfigungen, als auch 
eine gewiſſe Abwechielung in der Zujammenjegung des Schwurgerichtshoies nach— 
ahmte. Während aber in England die Richterbant in der Regel von einem Einzel— 
richter eingenommen wird, verlangte das Franzöſiſche Gejeg ein Kollegium von fünf 
(ipäter von drei) Nichtern, welche Einrichtung in Deutichland beibehalten wurde. 
Aus dem Englischen Recht jtammt auch, obgleic) dag Wort assize dort in einem 
anderen Sinne gebraucht wird, der für die Schwurgerichtsperiode übliche Ausdruck: 
Aififen, und die Benennung: Ajfifenhof (Cour d’Assise), Dieſe Einrichtungen find 
in den neuejten Gejegen Deutjchlands und Oeſterreichs beibehalten worden. Das 
Deutihe GVG. bringt den S. mit den KLandgerichten in Verbindung ($ 79), ges 
jtattet jedoch einerjeits, daß die Yandesjuftizverwaltung die Bezirke mehrerer Land— 
gerichte zu einem Schwurgerichtsbezirk zufammenjeße, wobei jedoch immer ein be= 
jtimmtes Landgericht die für die ©. nöthigen Gejchäfte in eriter Linie zu übernehmen 
hat ($ 99), andererjeits daß die Straffammern des Yandgerichtes einzelne Situngen 
des Schwurgerichts an einen von feinem Sit verjchiedenen Ort des Sprengels ver— 
legen ($ 98). Prinzipiell hat das Landgericht (eventuell Haben die Yandgerichte des 
Schwurgerichtsſprengels) die zwei Mitglieder des ©., welche neben dem Vorſitzenden 
das Kollegium bilden, zu ſtellen; die Auswahl ijt dem Präſidenten des Landgerichtes 
überlafien ($ 83 Abi. 2). Da der ©. feine jtändige Abtheilung des Landgerichtes 
ift, jondern erft für eine beitimmte Seffion und nur für deren Dauer zufammengejeßt 
wird, muß für die Wahrnehmung der fonjt dem erfennenden Gerichte zufommenden 
Geſchäfte außer der fraglichen Zeit befondere Vorjorge getroffen werden; es geichieht 
dies durch $ 82 des GBG., welcher die außerhalb der Dauer der Situngsperiode 
erforderlichen Entjcheidungen (jo weit jolche nicht ausdrüdlich auf den Schwurgerichts- 
präfidenten übertragen find, 3. B. $ 94) den Straffammern der Landgerichte überträgt. 

Auch die Dejterr. StrafPO. bringt den ©. mit dem Gerichtshof erſter In— 
ftanz in Verbindung; „an dem Sibe jedes Gerichtähofes erjter Inſtanz werden alle 
drei Monate die ordentlichen Schwurgerichtsfitungen abgehalten“ , geftattet aber 
ebenjall3, daß eine Sitzung des Gejchtworenengerichtes jtatt am Sitze des Gerichtähoies 
an einem anderen Orte abgehalten werde ($ 297). Die zwei Mitglieder des ©. 
und zwei Ergänzungsrichter werden vom Vorſteher des Gerichtshofes erjter Inftanz 
aus deſſen Mitgliedern oder aus der Zahl der Bezirfsrichter des Sprengels ernannt 
(S 301). Für die Entjcheidungen, welche außer der Situngsperiode in Schwur— 
gerichtsiachen zu fällen find, ift theils von Fall zu Fall (3. B. durch die Zuweiſung 
an die Rathafammer, 88 225—227), theil® durch die allgemeine Beitimmung des 
letzten Abjaßes des $ 13 vorgejorgt, wo verfügt ift, daß diejelben vom Gerichtshof 
erster Inftanz in Verfammlungen von drei Richtern zu fällen find. 


Gigb. u. fit.: ———— Die Deutſchen Schwurgerichtsgeſetze, S. 46 ff. — Zachariä, 
Deuticher Straibrozeh, II. ©. 291 1 ff. — Die nad Paragraphen geordneten Kommentare zur 
Deutichen und Defterreich. StrafPD. f. diel. bei dem Art. Ablehnung ber Gejhworenen 
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und bie hinter d. Art. Shwurgericht angeführte Lit. — Zune Der Reichäftrafprogeh, 
S. 28, 29. — v. Schwarze in v. Holtzen dorff's Handbuch, II. &.551 — 
Das Sefterr. Strafprogekredht (Innöbr. 1879), ©. 172, 173. Glajer. 


Schwurgerichtspräſident ift der Vorfigende des Schwurgerichtshofes 
(f. diefen Art.) und eben dadurch auch des ganzen aus Richterbant und Geſchwore— 
nenbanf beftehenden Schwurgerichtes. Die nicht ftändige Beichaffenheit des Schwur— 
gerichtes, deffen periodifcher Zufammentritt (Einrichtungen, welche übrigens mit defien 
Weſen nicht untrennbar zufammenhängen) hat es mit fich gebracht, daß der ©. für 
jede Situngsperiode ſpeziell ernannt wird. Die Ernennung fommt nach dem 
Deutihen GBG. ($ 83), wie nach der Defterr. StrafPO., dem Präfidenten des 
DOberlandeögerichtes zu. Die Auswahl ift nach erjterem Gejege unter den Mit: 
gliedern des Oberlandesgerichtes oder der zu deſſen Bezirke gehörigen Yandgerichte zu 
treffen ; nach dem Oeſterr. Gejege joll in der Regel der Präfident des Gerichtähofes 
erfter Inftanz, bei welchem das Schwurgericht abgehalten wird, zum Vorſitzenden 
ernannt werden; doch kann die Ernennung auch auf ein Mitglied des Oberlandes- 
gerichtes oder des betreffenden Gerichtshofes erſter Inſtanz fallen. Zum Stellvertreter muß 
nach Defterr. Recht der Oberlandesgerichtöpräfident ein Mitglied des Gerichtshofes erfter 
Inſtanz ernennen; nach dem Deutjchen Geſetze entnimmt ihn der Präfident des 
Zandgerichtes der Zahl der Mitglieder dieſes Gerichtes. Bis zur Ernennung des 
©. und feines Stellvertreters erledigt deffen Gejchäfte der Vorfigende der Straffammer 
(Deutichese GBG. $ 83 Abi. 3). 

Im Allgemeinen ift die Stellung des ©. namentlich dem Gericht gegenüber 
diejelbe, welche überhaupt der zum Borfit in der Hauptverhandlung berufene Richter 
einnimmt. (S. d. Art. Gerichtsvorjigender) Es liegt aber in der Natur 
der Sache, daß er gewiffe Verrichtungen vorzunehmen hat, welche bei anderen Ber: 
iahrensarten nicht vorfommen und insbeſondere aus dem Umſtande fich ergeben, daß 
er der BVorfigende eines Doppelkollegiums und das Organ ift, durch welches die 
Richterbant mit der Gejchworenenbanf verkehrt. Nach Franzöſiſchem Gejeß werden 
dem Aififenpräfidenten allerdingd auch noch weitergehende Befugniffe beigemefjen, die 
fich theils auf die Vorbereitung der Hauptverhandlung, theild auf die Leitung des 
Beweisverfahrens in der Hauptverhandlung beziehen. In leßterer namentlich äußert 
fich defien fog. dDisfretionäre Gewalt (pouvoir discretionnaire), Mit Recht 
aber haben die Deutjche, wie die Defterr. StrafPO. in diefer Hinficht dem ©. ala 
ſolchem eine Ausnahmeftellung nicht mehr gewährt; e8 Hat in diefer Hinſicht der 
©. feine anderen Beiugniffe, als welche das betreffende Geſetz auch jedem anderen 
Vorſitzenden in der Hauptverhandlung einräumt. Die hervorragenbite und einfluß- 
reichjte Eigenthümlichkeit in der Stellung des ©. liegt in dem Antheil, den er an 
der Faſſung der an die Gefchworenen zu richtenden Fragen nimmt (ſ. d. Art. 
Fragestellung) und in dem Schlußvortrage, den er den Gejchworenen zu halten 
bat (j. d. Art. Rejume). 

Adgejehen hiervon find namentlich folgende Funktionen dem ©. bejonders zu— 
gewiejen: An ihn gelangt die Spruchlijte der Gefchworenen (f. diefen Art.) und 
er veranitaltet die Ladung der darin benannten Perjonen (GBG. 88 92, 93). Er 
enticheidet, jo lange das Schwurgericht noch nicht zufammengetreten ift, über die von 
Geichworenen geltend gemachten Ablehnungs- und Hinderungsgründe ($ 94 dajelbjt) 
und bejorgt die Ausloofung anderer Gejchiworenen jtatt der aus der Sprudhlifte weg⸗ 
gefallenen (Abſ. 2 daſelbſt). Er beſtimmt, ob wegen längerer Dauer einer Ver— 
handlung Ergänzungsgeſchwor ene (j. dieſen Art.) beizugeben ſeien (GBG. 
$ 194). Er leitet die Konſtituirung der Geſchworenenbank, indem er zunächſt für - 
die Volljtändigkeit der zur Verfügung stehenden Gefchtvorenen forgt, jodann die Aus— 
looſung der Gejchworenen (j. d. Art. Ablehnung der Gejhworenen, Ge— 
ihworene) vornimmt und die Geſchworenen beeidigt (StrafPO. 88 280 und 288). 
Er authentifirt die an die Gejchworenen gerichteten Fragen, indem er den Fragebogen 
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unterzeichnet ($ 301 dajelbft). Er jorgt dafür, daß ohne feine Grlaubniß kein Ge 
ſchworener das Berathungszimmer verlafje und feine dritte Perjon in daffelbe eintrete 
(5 303 daſelbſt). Durch ihn ergeht, wenn das Gericht die Einleitung des Berich- 
tigungsverfahrens befchloffen hat, an die Geſchworenen die Aufforderung, ſich in ihr 
Berathungszimmer zurüdzuziehen und dem gerügten Mangel abzuhelfen (S 309). 
Ganz gleichartig ift die Stellung der ©. in der Oeſterr. StrafPD. geregelt, 
Dieje hat übrigens in Schwurgerichtsfällen die Franzöſiſche Einrichtung beibehalten. 
nach welcher jeder vor das Schwurgericht zu jtellende Angeklagte noch dor der Haupt: 
verhandlung vom ©. zu vernehmen ift (jog. Präfidentenverhör). In Erman— 
gelung de ©. fann übrigens dieſes Verhör auch von deſſen Stellvertreter oder dem 
Vorſteher des Gerichtähoies erfter Inſtanz vorgenommen werden. Befindet fich der 
Angeklagte auf freiem Fuß, jo kann die Vernehmung auch dem Bezirksrichter, in 
defien Sprengel er fich befindet, übertragen werden (Dejterr. StrafPO. $ 220). 
Lit.: Bol. die Angaben bei den Art. Gerihtövorjigender im Straf 336 und 
Schwurgericht. — en Helie, Instr. crim. (1. &d., Par.) SS 606— (Vol. 
VII. p. 434—443); Derjelbe, Pratique crim. (Par. 1877), $$ 633-6383 p. 332—324, 
88 665—671 p. 341— 345. — Trebutien, Cours de droit crim. (1. ed.) II. p. 349 ss. — 
Dalloz, R£pertoire Vol. XXVIII. (Par. 1854) Verbo: Instruction crim. etc. 2140 ss., 
p. 544 ss. — Zadhariä, Handbuch ꝛc. II. ©. 331 ff. — Brauer, Deutfche Schwurgerichts— 
eſetze, S. 55 ff. — v. Schwarze in Weiske's Wechtäler., ©. 79. — Gerichtsſaal 1849, 
d. 1. S. 17 ff. (Mittermaier), ©. 351—368 (Schlind); Bd. IL ©. 244200 (Merkel); 
1863 S. 19-29 (W. Brauer) — Deutiche Strafrechtöpflege, L S. 14—62 — J———— 
ajer. 


Eclopiß, conte Federigo, 5 10. I. 1798 zu Turin, Sohn des Grafen 
Alejjandro ©. di Salerano, mit 21 Jahren Dr. jur., trat in das Kabinet 
des Gonte Balbo, 1828 Mitglied des Höchiten Piemontefifchen Gerichtshois, ſowie 
der zur Abjaffung des Codice Carlo-Alberto ernannten Kommiffion, 1847 Präfident 
der Preßgeſetzlommiſſion, 1848 Juſtizminiſter, 1849 Senator, legte die Stelle als 
Präfident des Senats 1864 nieder, außerordentlich verdient um die verjchiedeniten 
Berwaltungszweige, Präfident der hiſtoriſchen Kommiffion, 1872 Präfident des Ala— 
bamajchiedögerichts, F 8. III. 1878 zu Turin. 

Schriften: De rebus creditis, Aug. Taur. 1819. — Leggi egiziane (Antologia XXXII. 
XXXV) 1830. — Della legislazione civile Tor. 1835. — ria dell’ antica legisl. del 
Piemonte, Tor. 1833. — Remarques sur le nouveau code civil sarde (Revue de legisl. 
1838). — Storia della legislazione italiana 1840, 1844, 1857, (2) 1863 (franz. von Carlo 
Sclopis de Petreto, Par. 1861). — Code Theodosien (R. de legisl. 1842). — Essais 
hist. sur la legisl. italienne (ebenda 1843). — Glossa d’Accursio (Annali di Giurispr. Tor. 
1844). — Dello studio delle leggi, Tor. 1845. — Lois des Lombards (Rev. hist. 1857). — 
Storia della legisl. negli stati Sardi dal 1814 al 1847, Tor. 1859. — Codice internazionale 
(Arch. giuridico 1867.) — Mittermaier, Tor. 1867. — Restaurazione del diritto Italiano 
(Arch. giur. 1868.) — Montesquieu (Rev. de legisl. ancienne et moderne, 1870/71). — Affaire 
de Al a, Geneve 1872. — Carlo Baudi di Vesme (1877, Nouv. Rev. hist. 1877). — 
Thiers (1877, Atti dell’Acc.) — Consid. storiche intorno alle assemblee rappresentative del 
Piemonte e della Savoia, Tor. 1878. — Lettere a Cesare Cantü, Livorno 1877. 

git.: Promis, Cenno biogr., Torino 1878. — Ricotti, Ereve commem., Tor. 1878 
(mit ——— — Rivier in Revue de droit international 1878, p. 104, 105. — Arch. 
storico Italiano 1878, p. 331—340 (mit allen Schriften), 1879, p. 130 u. 150. — Nour. 
Rev. hist., 1879. — Önoranze rese alla memoria del conte S, dalla R. Accademia addi 22 
maggio 1879. — Journal officiel (Paris) 1879, p. 5524—5528. — Prina, Scritti biografici, 
Milano 1880. — Recueil de l’Acad. de lögisl. de Toulouse XXVI. p. XXV. — Annuaire 
de Institut de droit international, Brux. 1880, I. 28—38. — Sonntagäbeilage der Nord: 
deutſch. Allg. Ztg. Nr. 48 (1. Dez. 1878), ©. 191. — Fed. Sclopis, sa vie et ses oeuvres 

ar Nonce Rocca, Paris 1831 (mit weiteren Biographieangaben). — Rivier in der 
iblioth. universelle 1872 ss., 577 ss. — Kent, Comm. oninternational Law, by Abdy 1878, 
p- 461 ss. Zeihmann. 


Serimger, Heinrich, eigentlih Scrimgeour, & 1506 zu Dundee, von 
edlem Gejchlechte, ftudirte zu St. Andrews, Paris und Bourges, hielt ſich dann in 
Senf, in Italien und zu Augsburg bei Ulrich Fugger auf, welcher ihn wieder nach 


646 Sedendorf — Sedispatanz. 


Gent an Stephanus empfahl (1558). Er lehrte zu Gent Philofophie 1563 und 
1564, und Nurisprudeny von 1565 ab bis zu feinem Ende 1572 oder Anfang 
1573 erfolgten Tode. Gr war ein guter Jurift und ein tüchtiger Philologe. Von 
Bedeutung ift er hauptfächlich durch feine Ausgabe der Orientalifchen Novellenſamm— 
(ung 1558, 1575. Gr veröffentlichte auch Gejchichtliches und hinterließ wichtiges 
handſchriftliches Material, welches theilweife von Gajaubon benußt worden iſt. 

Lit.: Saxe, Onomasticon III. a. 1558. — Mackenzie, The lives of the Writters 
of the Scots, ®bd. 11. (1711), — Maittaire, Historia Stephanorum, p. 226—240 (1709). 
— Senebier, Histoire litteraire de Genöve, I. p. 396—8398 (1786). — er 1981. 

ivier. 

Seckendorf, Veit Ludw. v., 5 20. XII. 1626 zu Herzogen-Aurach, wurde 
fürftlicher Rath und Hofjunfer bei Herzog Ernſt von. Gotha, 1648 Kammerherr, 
Kanzler des Herzogs Mori von Sachjen= Zeig, zuletzt Kanzler in Halle, 7 18. XII. 
1692. „Omnium nobilium christianissimus et omnium christianorum nobilissimus.* 

Schriften: Comp. hist. ecel., Lipsiae et Goth. 1660-64. — Inst. protectionis in 
causa Erfortensi, 1663 (Repetita et necess. defensio, Mog. 1664). — Deutſcher Fürften: 
ftaat, Frkf. 1664, Jena 1720, mit Zuſatz v. Zune Ghriften-Staat, Lpz. 1684, 85, 86, 
706, 1737. — Diss. hist. et apol. pro doctrina Lutheri de missa, Jen. 1686. — Jus 
publ. Rom.-Germ., Francot., Lips. 1687. — Comm. hist. et apol. de Lutheranismo s. de 
reform. relig., Lips. 1688; Francof. 1692. 1694 (Auszug v. die : Ausf. Hift. db. Luther: 
thums u. d. Reform, 2pz. 1714; hoff. Ueberſ. v. Feridins, Delft 1728.) 

Lit.: Hinrichs, Geld). d. Rechte: und Staataprincipien, II. 199— 235. — Bluntſchli, 
site bes allg. Staatsrechts, 133. — Herzog's Enchklop. XIV, 174—177. — Rofcder, 
Geſch. d. National:Detonomit 1874, S. 116, BE—253, 268, 294, 372. Teihmann. 


Sedisvakanz (Th. I. ©. 653) heit in der fanoniftifchen Sprache die Gr: 
ledigung des bijchöflichen (auch des päpftlichen) Stuhles, mag dieje durch den Tod 
des Biſchofs oder aus einem anderen Grunde (Berfegung, Abjegung des Biſchofs) 
eingetreten fein. Im weiteren Sinne bezeichnet man damit auch die Vakanz anderer 
geringerer Prälaturen (3. B. der Abteien). Bei der Erledigung des Biſchofsſitzes 
hat das Domkapitel binnen acht Tagen nach erlangter Hunde einen Oekonomen zur 
Verwaltung der Einkünfte und ferner einen jogenannten Kapitularpifar, welcher min— 
deſtens Licentiat oder Doktor des kanoniſchen Rechts fein muß, bei Vermeidung der 
Devolution an den Erzbiſchof zu wählen. Der Kapitularvifar hat von dem Zeit: 
punkt jeiner Wahl die volle bifchöfliche Jurisdiktion und übt fie kraft eigenen Rechts 
aus. Da er nicht Mandatar des Kapitels ift, jo kann ihm dafjelbe feine Berugniffe 
nicht entziehen und ihn ebenjowenig in denjelben beſchränken. Der Umfang feiner 
Rechte ift aber infofern enger wie der der bijchöflichen, als er für die Regel nicht 
befugt ift, Dimifjforien für die Erlangung der Ordination auszuftellen, ebenjowenig 
die der freien bijchöflichen SKollation unterliegenden Aemter verleihen und endlich auch 
nicht die dem Biſchof als gejeglichem Delegaten des päpftlichen Stuhles oder kraft 
befonderer päpftlicher Verleihung zuftehenden Nechte ausüben darf. Endlich ift er 
nicht berechtigt, eine aus dem ordo episcopalis — dieſer fehlt ihm allerdings für 
die Regel — herfließende Handlung vorzunehmen. Nach der Ernennung des neuen 
Biichofs haben ſowol der Oekonom als auch der Kapitularvikar jeder über ihre 
Verwaltung Rechenschaft abzulegen. Iſt dagegen nur die sedes impedita (d. h. der 
Biſchof von Heiden oder Schismatifern gefangen genommen und fein Verkehr zwijchen 
ihm und feinem Kapitel möglich), jo hat das letztere proviforifch einen Vikar zu er— 
nennen, und fofort an den Papft zu berichten, damit diefer durch Deputirung eines 
Verweſers (jog. vicarius apostolicus) für die verwaifte Diözefe Sorge tragen fan. — 
Bei der Vakanz des päpftlichen Stuhles wird ein dem bifchöflichen Kapitularvifar 
gleichitehender Verwalter der päpftlichen Jurisdiktion nicht ernannt, weil die Wieder: 
bejegung joviel wie möglich beichleunigt werden foll und die Kardinäle verpflichtet 
find, feine anderen Geſchäfte ala die Papftwahl vorzunehmen. Gbenjowenig geht 
die päpftliche Jurisdiftion auf das Kardinalfollegium über, daſſelbe kann vielmehr 
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nur ausnahmsweiſe im all einer der Kirche drohenden Gefahr durch abſolute 
Stimmenmehrheit die zur Abwendung erforderlichen Maßnahmen treffen und ferner 
dringende Verfügungen in Betreff der Leitung der einzelnen Diözejen und anderer 
firchlichen Gebiete mit proviforischer Kraft bis zur MWiederbejehung des päpftlichen 
Stuhles erlafjen. Die Verwaltung des Kirchenjtaates endlich wurde früher, aber einzig 
und allein joweit es fich um die Erledigung der laufenden Geichäfte handelte, während 
der ©. in der Weiſe geführt, daß fie der KHardinallämmerer in Verbindung mit drei 
anderen Kardinälen, je einem aus den drei Klaſſen (den jog. capita ordinum), 
welche leßtere von Beginn des Konklaves ab alle drei Tage nach der Anciennetät 


wechielten, leitete. 

Lit: Rau, Die Nechte des Domkapitel während der nat ober Verhinderung des 
biihöflichen Stuhles, in der Tübinger theolog. Quartalſchrift, 1842, ©. 365 fi. — Ritter, 
Der Gapitularvifar, Münfter 1832. — P. Hinſchius, Kirchenrecht, Tb. I. S 39 u. TH. II. 
8 88. P. Hinſchius. 


Seeamt iſt die durch das RGeſ. vom 27. Juli 1877 mit der Unterſuchung 
von Seeunfällen betraute Behörde. Gegenſtand der Unterſuchung, welche unabhängig 
von einem Strafverfahren anzuſtellen, find Unfälle Deutſcher Kauffahrteiſchiffe; ſolche 
ausländiicher nur, wenn der Unfall fich in den Deutjchen Küftengewäflern ereignet 
hat, oder die Unterjuchung vom Reichskanzler angeordnet ift. DBerpflichtet ift das ©. 
zur Ginleitung der Unterfuchung jedoch nur dann, wenn bei dem Unfall Menſchen— 
leben verloren gegangen, oder ein Schiff geſunken oder aufgegeben, oder unabhängig 
biervon die Unterfuchung vom Reichsfanzler angeordnet ift. Zweck der Unterfuchung 
ift die Ermittelung der Urjachen des Unfalls. Es joll namentlich jeitgeftellt werden, 
ob der Unfall durch ein Verſchulden des Schiffer oder Steuermanns, oder durch 
Mängel der Beichaffenheit, Ausrüftung, Beladung, Bemannung des Schiffs, oder 
durch Mängel des Fahrwaſſers oder der für die Seefahrt beftimmten Hülfseinrichtungen 
oder durch ein BVerichulden der zu deren Handhabung bejtellten Perfonen verurjacht 
ift; auch iſt Teftzuftellen, ob die zur Verhütung von Schiffsfollifionen erlafjenen 
Vorſchriften beobachtet find. 

Wennſchon die Oberauflicht über die S. dem Reiche zuiteht, auch die Bezirke 
derielben durch den Bundesrath abzugrenzen find, jo fällt doch die Errichtung von 
©. in die Kompetenz der Ginzelitaaten, wie diefe auch die Behörden bejtimmen, 
welche die Aufficht über die ©. zu führen haben. Kompetent für die Unterfuchung 
iſt das ©., 1) in deffen Bezirk der Hafen liegt, den das Schiff nach dem Unfall 
zunächſt erreicht, 2) deſſen Sit dem Orte des Unfalls zunächſt belegen iſt, 3) in 
deflen Bezirke der Heimathshafen des Schiffs liegt. Es enticheidet hierbei die Prä— 
vention; doch fann das Reichsamt des Innern die Unterfuchung auch einem anderen 
zuftändigen ©. übertragen. 

Die ©. find Kollegia. Sie bejtehen aus einem Beamten als Vorſitzendem, der 
die Fähigkeit zum Richteramt befiten muß und auf die Dauer jeines Hauptamts 
eventuell auf Yebenszeit ernannt wird, und vier Beifigern, welche die Stellung von 
Schöffen haben. Sie werden in ähnlicher Weife, wie die lehteren berufen, doch 
werden fie für jeden einzelnen Unterfuchungsiall vom Vorſitzenden gewählt; auch 
müfjen zwei der Beifiger die Befähigung als Seejchiffer befigen und ala ſolche ge— 
fahren haben. Für jedes S. wird ein Kommiſſar vom Reichskanzler bejtellt, welcher 
den Verhandlungen beizuwohnen, Ginficht von den Alten zu nehmen, auch Anträge 
an das ©. oder deifen Vorfigenden zu jtellen hat. Er darf auch beim Reichsfanzler 
die Anordnung einer Unterfuchung beantragen, wenn deren Ginleitung dom Bor: 
figenden des ©. abgelehnt wird. Dem Vorfigenden liegt es ob, über die Einleitung 
einer Unterfuchung zu befinden, die zur Vorbereitung der Hauptverhandlung erforder: 
lichen Grmittelungen anzuftellen, die Sauptverhandlung anzuberaumen, die hierzu 
nötigen Ladungen vorzunehmen und das Beweismaterial zu beichaffen. Das ©. 
ericheint in Betreff der Unterfuchung als eine richterliche Behörde und ift mit den 
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einer folchen zuftehenden Beiugniffen auögejtattet, wie denn auch im Großen und 
Ganzen die Beitimmungen des RGBG. Tit. 15 und 16 und der RStrafPO. Bd. 1. 
Abſchn. 3, 6 und 7 Anwendung finden. Das Verfahren vor dem ©. ift öffentlich 
und mündlich. Nach Schluß der Verhandlungen hat das ©. feinen Spruch über 
die Urfachen des Seeunfalle abzugeben. Diefer Spruch ift jpäteftens innerhalb 
14 Tagen nah Schluß der Verhandlungen in öffentlicher Sigung zu publiziren. 
Dem Reichskommiſſar ift ſtets Ausrertigung defjelben zu ertheilen, dem Schiffer reip. 
Steuermann, defjen Unfall den Gegenftand der Unterfuchung gebildet, nur auf deſſen 
Verlangen. Durch den Spruch kann zugleich — doch nur auf Antrag des Reiche: 
fommiffars — dem Deutjchen Schiffer und Steuermann die Berugniß zur Aus: 
übung jeines Gewerbes (dem Schiffer auch die zur Ausübung des Steuermanns- 
gewerbes) entzogen werden, wenn diejelben nach dem Ergebniß der Unterfuchung 
den Unfall verjchuldet haben durch den Mangel jolcher Eigenjchaften, die zur Aus» 
übung des Gewerbes erforderlich find. Die Berugniß kann indeß dem Schiffer reip. 
Steuermann nad) Ablauf eines Jahres durch das Reichsamt des Inneren wieder 


eingeräumt werden. 

.. u. Lit.: — *— betr. die Unterſuchung von Seeunfällen vom 27. Juli 1877. — 
Entich. des Oberſeeamts und der Seeämter, Bd. I (Hamb. 1879/80); Bd. II. (1880/81). — 
Verzeichn. d. Seeämter im Handbuch f. die Deutiche Handelsmarine 1880, ©. z ff. 

ewis. 


Seeceremoniell iſt der Inbegriff der Förmlichkeiten, die im Schiffsverkehre 
beobachtet werden. Beſtimmungen darüber zu treffen, iſt zwar zunächſt Sache des 
Einzelſtaats, der entweder die Schiffe ſeiner Flotte mit Anweiſung dieſerhalb 
verſieht, oder von fremden Schiffen, die mit ihm in Berührung kommen, die 
Beobachtung eines gewiſſen Ceremoniells fordert. Doch hat die internationale Ver— 
kehrsgemeinſchaft der Neuzeit auch ein allgemein angenommenes Herkommen für 
die Ehrenbezeigungen gebildet, die jowol bei Begegnungen auf hoher See, ala auch 
beim Befahren fremden Seegebiets zu erweifen find. Nechtlichen Charakter haben 
diefe Meußerlichkeiten nur injoweit, ala ihre Vernachläffigung den Charakter einer 
Beleidigung tragen, demnach eine Forderung auf Genugthuung begründen würde. 
Im Uebrigen gehören fie lediglich ins Gebiet der Gourtoifie, und ihre Unterlaffung 
berechtigt höchjtens zur Erwiederung der Unhöflichkeit. Auch in der Gegenwart nod) 
pflegen die Nationen einen gewiffen Werth auf derlei Formen um jo mehr zu legen, 
je mehr darin die Machtitellung der Staaten, das Bewußtjein ihrer Verkehrs: 
gemeinschaft, die Kameradichaft im Perſonal der verjchiedenen nationalen, insbejondere 
Staatsmarinen zum Ausdrud fommt. — Die einzelnen Förmlichkeiten des ceremo— 
niellen Schiffäverfehrs find verfchieden, je nachdem man fich auf dem Fuße der 
Gleichheit behandelt oder nicht. 

Im internationalen Seeverfehr auf dem Fuße der Gleichheit kommen folgende 
Geremonien vor: Das Hilfen der Flagge; ſodann das Abfeuern von Kanonenjchüffen, 
regelmäßig in ungleicher Anzahl, doch nicht über 21 Schüſſe; für die Zahl iſt der 
Grad der Ehrenbezeigung, jowie der Gebrauch der einzelnen Staaten bejtimmend. 
Bei vorzüglicher Ehrenbezeigung wird ſcharf geladen. Beide Förmlichkeiten, einzeln 
oder vereinigt, machen den gewöhnlichen Schiffägruß aus. Der Gegengruß ift dem 
Gruße genau entiprechend, wobei entweder Schuß um Schuß erfolgt oder erſt nad) 
abgegebener Salve geantwortet wird. ine geringere Anzahl von Erwiederungs— 
Ihüffen wird nur dann als ftatthaft erachtet, wenn das gegrüßte Schiff fich in der 
Lage befindet, den höheren Rang des fommandirenden Offizierd, oder die höhere 
Machtitellung feines Staates zu marfiven. Feierlichere Form des Schiffägrußes it 
das PVivatrufen, in ungleicher Anzahl bis zu fieben Malen wiederholt; demnädhit 
eine Gewehrjalve, die immer dor Löfung der Kanonenſchüſſe erfolgt. Zu der Schiffs— 
etiquette gehört jodann noch das Beilegen des Schiffs, wie die Sendung eines oder 
mehrerer Offiziere zur Viſite. 
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Der ſymboliſchen Demüthigung unter die Gewalt des honorirten Schiffes oder 
Staates dient folgendes Geremoniell: Das Tlaggenftreichen durch Anziehen oder 
Neigen der Flagge, nur bei Kriegsſchiffen gebräuchlich, zur Anerkennung der Ober: 
hoheit des geehrten Staats, oder zur Anerkennung feiner Gebietshoheit; ſowie das 
Segelftreichen,, bei Privatichiffen in gleicher Bedeutung, beftehend im Herablaſſen 
der Marsjegel. Das Abnehmen der Flagge und ihre Erſetzung durch eine weiße 
fommt nur in Seegejechten vor zum Zeichen, daß das Schiff fich ergeben wolle. 

Für die Anwendung dieſer Geremonien auf offener See bejteht eine rechtliche 
Verpflichtung nur infoweit, als eine jolche vertragsmäßig übernommen ift. Indeß 
verlangt doch eine anerkannte internationale Gourtoifie, daß begegnende Kriegsfahr— 
zeuge fich untereinander falutiren. Insbeſondere pflegen noch in der Gegenwart 
Admiralichiffe den eriten Gruß zu verlangen, dazu auch wol durch einen Schuß 
mit lojem Kraut aufzufordern. Zuerſt grüßt das Schiff, deſſen Führer den 
niedrigeren Rang hat; bei Ranggleichheit derjelben das unter dem Winde befind- 
liche. Kriegsgeſchwader werden von einzelnen Schiffen zuerjt gegrüßt, ebenſo Haupt— 
flotten von Hülfsgeſchwadern. Auch Privatichiffe entziehen fich Kriegsfahrzeugen 
gegenüber diefer Gourtoifie nicht; doch wird die Unterlaffung des Schiffsgrußes 
ihnen nicht als Unhöflichkeit angerechnet, wenn fie im vollen Laufe begriffen find. 
Dem Fall der Begegnung auf hoher See wird der des Zufammentreffens im fremden 
Hafen gleich behandelt. — Durch Verträge ift indeh mehrfach jedes internationale 
Geremoniell Tür Begegnungen auf offener See und im fremden Hafen bejeitigt oder 
jehr bejchränft worden. Insbeſondere Hat Rußland mehrere dahin abzielende Ver— 
träge abgejchloffen. Andere Staaten Haben ihren Marinen bisweilen den erften 
Gruß überhaupt verboten, und gejtatten nur Gegengruß, jo namentlich England 
und Frankreich (Ordonnance 1 Juillet 1831; Martens, Nouv. rec. X. 1837, 
p. 380). Ein neues von den Seemächten getroffenes, auf Vereinfachung des Schiffe: 
grußes gerichtetes Abkommen ift jeit dem 1. Juli 1877 ins Leben getreten. 

Im Zerritorialwaffer — ſofern diefe Gigenfchaft nur überhaupt anerkannt 
wird — fann jeder Staat verlangen, daß das von ihm für das Beiahren defjelben 
und die Ankunft im Hafen fejtgefeßte Geremoniell von allen fremden Schiffen be- 
obachtet werde, vorausgejeßt, daß ein jolches nicht kränkend und erniedrigend ijt. 
Völkerrechtlich anerkannt ift hier der Anjpruch, den die Kriegamarine jedes Staates 
in ihrem eigenen Seegebiete auf den erften Gruß bat, ſowol jeitens fremder Kriegs— 
als Privatichiffe, Flotten oder Eskadren. Der Gruß hat durch Kanonenjchüffe und 
Trlaggenftreichen zu erfolgen, der Gegengruß erwiedert blos die Salve. Desgleichen 
wird eine Feſtung, unter deren Kanonen ein fremdes Schiff vorbeifährt, in derjelben 
Weiſe jalutirt: fie dankt dann durch Kanonenjchüffe, es jei denn, daß der Souverän 
dort augenblidlich refidire. Kriegsſchiffe jalutiren bei ihrer Ankunft in Häfen nur 
dann, wenn fich dort Garnifon befindet; in jolchem Falle liegt auch dem Führer 
des Schiffes die erſte Bifite bei dem Kommandanten des Plabes ob. Fremden 
Souveränen, jowie ihren Botjchaftern werden, wenn fie ſich dem Hafen nähern, 
von dem empfangenden Staate die Honneurs gemacht, wobei lediglich deſſen Er— 
meſſen entjcheidet. 


git.: Bynkershoek, Quaest. publ. Et 21 (ed. 2 1751). — J. Moſer, 
Verm. Abhandl. aus dem Nölterrecht, 11 .d. Mojer, Kl. Schri tem, IX. 287; 
X. 218; XI. 1. — Nau, Bölterjeerecht, Hamb, Geos, ss 135145. $. vd. Marti. 


Seefrachtgeſchäft (Th. I. S. 545) iſt der Vertrag, welcher die Beförderung 
von Gütern zur See gegen einen Entgelt (Tracht) zum Gegenftande hat. Gejchloffen 
wird derjelbe zwiichen dem Befrachter, welcher fich den Transport der Waaren aus— 
bedingt, und dem Verfrachter (d. i. Rheder oder in deſſen Vertretung Schiffer), welcher 
den Transport auszuführen übernimmt. Der im Sceverfehr noch vorkommende Ab— 
lader iſt der, welcher die Yadung liefert. Häufig find Berrachter und Ablader diejelbe 
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Perſon. Iſt es nicht der Fall, jo kommt der Ablader für den Frachtvertrag nur 
ſoweit in Betracht, ala er Vertreter des Befrachters iſt. Der Vertrag bezieht ſich 
enttveder 1) auf das Echiff im Ganzen, einen quoten Theil oder einen bejtimmten 
Kaum dejlelben, oder 2) auf einzelne Güter (Stüdgüter). Die Natur des Vertrags 
iſt jedoch jtets für Ddiefelbe zu halten. Der jog. Chartervertrag (wobei es fih um 
Verfrachtung des ganzen Schiffs oder eines Theils reſp. Raums defjelben handelt) 
ift nicht minder, wie der Stücgütervertrag eine locatio conductio operis, nicht Sach— 
miethe (welches früher die herrichende Anficht war — Gropp in Seife’ & und 
feinen jur. Abh. II. ©. 635; Voigt im Neuen Arc. f. H.R. II ©. 225 —), 
noch ein aus Sachmiethe und Dienftmiethe zufammengejeßter Vertrag (Heiſe, H.R., 
©. 353; Pöhls, Seerecht, II. ©. 399). In jedem Fall handelt es ſich nämlich 
um ein durch; Sachen und Dienste zu erzielendes Refultat, die Berörderung der 
Güter nach einem bejtimmten Ort. Nur in dem Falle würde eine Sachmiethe an— 
zunehmen fein, wo jemand ein Schiff miethet und es jelbit führt oder durch den 
von ihm angeftellten oder wenigjtens von ihm allein mit Anweijungen in Betreff 
der dorzunehmenden Neifen und aller Einzelheiten derjelben veriehenen Schiffer führen 
läßt. Die älteren und die heutzutage geltenden Seerechte jchreiben für den auf das 
ganze Schiff oder einen Theil deffelben bezüglichen Vertrag regelmäßig jchriftliche 
Form vor, während ſie für den Stüdgütervertrag eine ſolche gewöhnlich nicht ver: 
langen. Das Deutiche HGB. ſieht, wie nach ihm bei den Handelsgeſchäften die 
Formloſigkeit überhaupt die Regel bildet, auch bei den Verträgen der erfteren Kategorie 
von dem Griorderniß jeder Form ab, räumt jedoch Hierbei jedem der Kontrahenten 
das Recht ein, die Errichtung einer fchriftlichen Urkunde über den Vertrag (Charte— 
partie) zu fordern. Außerdem hat — und zwar bei jeder Art des Frachtvertrags — 
der Schiffer dem Ablader über die geſchehene Abladung eine Urkunde, das Konnoſſe— 
ment (j. diefen Art.) auszuftellen, welche ein Empfangsbekenntniß, zugleich aber 
allein entjcheidend für die Rechtsverhältniſſe zwiſchen dem Berfrachter und dem 
Empfänger der Güter ift. 

Die Verbindlichkeiten des Werfrachters und des Befrachterd ergeben fich aus 
dem Bertrage. In Grmangelung von hierauf bezüglichen Beitimmungen bat der 
Verfrachter bei Ausführung des Vertrags für die Sorgfalt eines ordentlichen Rheders 
und Schiffers einzuftehen; der Befrachter in Betreff der Lieferung der Güter (3. B. 
der Verpadung), wenn er Kaufmann ift, der Frrachtvertrag alſo auch für ihn ein 
Handelsgeſchäft it, für die Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns; wenn er dies 
nicht ift, it für die von ihm aufzumendende Sorgfalt das bürgerliche Recht maß— 
gebend. Das Deutiche HGB. hat jedoch in diefer Beziehung noch einzelne ſpezielle 
Beſtimmungen getroffen. Der Verfrachter hat das Schiff in jeetüchtigem Zuftande 
zu liefern und hat für jeden, aus der mangelhaften Bejchaffenheit deffelben, die bei 
gehöriger Sorgfalt zu entdeden gewejen wäre, entjtandenen Schaden einzuftehen. 
Ferner darf derielbe ohne Genehmigung des Abladers die Güter — abgeiehen von 
einer nach Antritt der Reife durch Nothiälle veranlaßten Umladung — nicht in ein 
anderes, als das im Vertrage beftimmte Schiff, auch nicht auf das Verded verladen 
und ebenjowenig an die Seiten des Schiffs hängen. Auf der anderen Seite darf 
der Berrachter reip. Ablader die verladenen Güter nicht unrichtig bezeichnen, er darf 
feine Kontrebande noch Güter verladen, hinfichtlich deren ein Ausfuhr⸗- oder, im 
Beitimmungshaien, ein Einfuhrverbot beiteht; auch hat er bei der Abladung die 
aejeglichen Beltimmungen zu beobachten. Er haftet für jeden hierbei durch jein 
Verichulden entitandenen Schaden, und zwar nicht nur dem Verfrachter, jondern 
allen bei dem Schiff reip. der Reife beteiligten Perjonen. Ferner muß der Be— 
frachter auch dem Schiffer rechtzeitig alle auf die Verſchiffung der Güter bezüglichen 
Papiere zuftellen. Für Verluft und Beichädigung der Güter während der Reiſe 
(von der Empfangnahme bis zur Ablieferung) haftet der Verfrachter jedoch nicht 
nur, wenn die Schuld hieran ihm beizumefjen it, vielmehr greifen hier die Grunde 
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ſätze des Rezeptums Platz; d. h. ſeine Haftpflicht wird lediglich ausgeſchloſſen durch 
die (von ihm zu beweiſende) Thatſache, daß der Schaden durch vis maior — welcher 
nicht zu entdeckende Mängel des Schiffs gleichgeſtellt werden — herbeigeführt oder 
durch die natürliche Beſchaffenheit der Güter, namentlich durch inneren Verderb, 
Schwinden, gewöhnliche Leckage u. dgl. oder durch äußerlich nicht erkennbare Mängel 
der Verpackung entſtanden iſt. Bei Koſtbarkeiten, Geldern und Werthpapieren tritt 
jedoch die ſtrenge Haftung des Verfrachters und überhaupt die Haftung deſſelben 
aus dem Frachtvertrage nur dann ein, wenn die Beſchaffenheit oder der Werth der 
Güter bei der Abladung dem Schiffer angegeben war. Während nun aber bei dem 
durch dolus oder culpa verurſachten Schaden der Verfrachter für das volle Intereſſe 
des Befrachters einzuftehen hat, jo hat er, wenn er, ohne daß ihm ein Verſchulden 
zur Laſt gelegt und nachgewieien, wegen Berluft oder Beichädigung der Güter in 
Anjpruch genommen wird, nur für den Werth am Bejtimmungsorte einzuftehen. 

Der Verfrachter hat Anipruch auf Fracht nebjt den etwa vereinbarten Neben- 
gebühren, als Prämien, Kaplaken u. dal., das etwaige Liegegeld und Erſatz der aus— 
gelegten Zölle und fonjtigen Auslagen. Hierfür haftet der Beirachter in Gemäßheit 
des Frachtvertrags. Allein durch die Annahme der Güter wird der Empfänger ver- 
pflichtet, nach Maßgabe des Trachtvertrags oder des Konnofjements, auf deren Grund 
die Empfangnahme geichieht, den Berfrachter wegen jeiner Anſprüche zu befriedigen. 
Und zwar haben die beiderjeitigen Yeiftungen Zug um Zug zu geſchehen; auch braucht 
der Verfrachter die Güter nicht früher auszuliefern, als bis die auf denſelben 
haftenden Beiträge zur großen Havarie, Bergungs- und Hülfskoſten und Bodmerei- 
gelder bezahlt oder fichergeitellt find. Die Güter an Zahlungsitatt anzunehmen, ift 
der Verfrachter nicht verpflichtet, mögen diefelben verdorben reip. beichädigt fein oder 
nicht. Doch gilt eine Ausnahme in Betreff jolcher Behältnifie, die mit Flüffig- 
feiten angefüllt und während der Reife ganz oder zum größten Theil ausgelaufen 
find. Ebenſo ift für Güter, die durch einen Unfall verloren gegangen find, ab 
gejehen von folchen, deren Verluſt in Folge ihrer natürlichen Beichaffenheit ein- 
getreten ift, und von Thieren, die unterwegs gejtorben find, feine Fracht zu bezahlen, 
oder die etwa vorauäbezahlte zurüczuerftatten, wenn nicht das Gegentheil aus— 
bedungen war. Wegen jeiner Forderungen bat der Berfrachter ein Piandrecht an den 
Gütern, und zwar nicht nur fo lange diefe von ihm zurüdbehalten oder deponirt 
find, fondern auch noch nach der Ablieferung, vorausgejeßt, daB dafjelbe innerhalb 
30 Tagen nach diefer gerichtlich geltend gemacht wird, und nicht etwa die Güter 
in den Beli eines Dritten gelangt find, der fie nicht für den Empfänger befitt. 
Wenn der Verfrachter die Güter an den Empfänger ausgeliefert, jo hat er wegen 
der gegen diejen ihm zuftehenden Forderungen feinen Regreß gegen den Berrachter, 
foweit fich dieſer nicht mit feinem Schaden bereichern würde. Dagegen fteht ihm 
ein folcher zu, wenn die Güter nicht auögeliefert, reſp. vom Empfänger nicht ab— 
genommen jind. 

Der Frachtkontrakt kann natürlich durch gegenfeitige Uebereinkunft der Kontra= 
henten aufgelöjt werden. Doch begründen gewijle Umftände von Rechtswegen die 
Aufhebung des Frrachtvertrags oder geben jedem der Kontrahenten das Recht, dom 
Vertrage zurüczutreten, ohne zur Entjchädigung des anderen verpflichtet zu jein. 
Der Frachtvertrag tritt außer Kraft, jobald die jaktifche Unmöglichkeit eintritt, ihn 
überhaupt auszuführen in Folge des Verluftes des Schiffs oder der zu trangportirenden 
Güter. Jedem Kontrahenten fteht ein Nücktrittärecht zu, wenn die juriftifche Une 
möglichkeit eintritt, den Vertrag zur Zeit auszuführen: wenn ein Krieg (wodurch 
Schiff oder Güter unfrei werden) oder Maßregeln des Völkerrechts oder öffentlichen 
Rechts (wie Embargo, Blofade, Ausfuhr reip. Einfuhrverbot u. 5. mw.) fich der 
Ausführung der Reife entgegenftellen; bei der Gharterung eines ganzen Schiffs jedoch 
nur, wenn das Hinderniß nicht vorausfichtlich von mur kurzer Dauer if. Die Une 
möglichfeit hat die angegebenen Wirkungen, mag fie vor oder nach Beginn der Reiſe 
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eingetreten fein. Nur ift im letzteren Falle bei juriftifcher Unmöglichkeit ſtets, bei 
faktifcher, wenn die Ausführung der Reife durch den Verluſt des Schiffs unmöglich 
geworden, und Güter gerettet find, Diltanzfradht, d. h. ein dem Verhältniß der 
zurücgelegten zur ganzen Reife entiprechender Theil der Fracht (doch nur bis zum 
MWerthe der geretteten Güter) vom Befrachter zu zahlen. Auch ift, jedoch nur bei 
Berrachtung eines ganzen Schiffs, wenn das Hinderniß durch Anordnung einer 
jouveränen Macht („Verfügung von hoher Hand“) verurfacht ift, bevor der Nüdtritt 
ftatthaft, auf Bejeitigung defjelben drei oder fünf Monate zu warten, je nachdem 
das Schiff in einem europätjchen oder außereuropäifchen Hafen fich befindet. Selbft 
abgejehen von diejen Gründen ift einjeitiger Rücktritt des Befrachters gejtattet, aller: 
dings nur gegen Entſchädigung des BVBerfrachters, Fautfracht. Die Yautfracht beträgt 
bei Berfrachtung eines ganzen Schiffs, wenn der Beirachter vor Antritt der Reiſe 
zurüdtritt, die Hälfte der bedungenen Fracht. Außerdem hat der Berrachter, wenn 
er nach gelieferter Yadung zurüdtritt, die Koften der Ein- und Wiederausladung zu 
tragen, auch Liegegeld zu entrichten, joweit die Wiederausladung nicht in die Ladezeit 
fällt. Nach Antritt der Reife aber hat der Befrachter die ganze Fracht zu zahlen 
und jämmtliche dem Verfrachter in Folge des Trachtvertrags zuftehende Anfprüche 
zu berichtigen, auch demſelben für die durch die Wiederausladung erwachjenen Mehr: 
fojten und jonjtigen Schäden Erſatz zu leiften. War das Schiff zugleich auf Rück— 
ladung verfrachtet, und war der Nüdtritt vor Antritt der Rückreiſe erflärt, jo bat 
der Berrachter jtatt der vollen Gefammtiracht nur zwei Drittel derjelben zu bezahlen. 
Handelt es fi um eine in anderer Weiſe zufammengejegte Reife, jo fommt, wenn 
der Berrachter vor Beginn des leßten Reiſeabſchnitts zurüdtritt, von der vollen 
Fracht eine der Koftenerjparniß und dem anderweitigen Frachtverdienſt des Verfrachters 
entiprechende Quote (jedoch nie mehr, ala die Hälfte) in Abzug. Bei Verfrachtung 
eines Theils oder bejtimmten Raumes des Schiffs gelten diejelben Vorjchriften, wenn 
ſämmtliche Befrachter zurüdtreten. Ebenjo, wenn ein einzelner zurüdtritt, jedoch 
mit der Maßgabe, daß er ala Fautfracht die volle Fracht zu entrichten hat, von 
der freilich die Fracht für eine etwaige andere Ladung in Abzug kommt, und daß 
er Wiederausladung der ſchon gelieferten Güter ohne Genehmigung der übrigen Be: 
frachter nur verlangen darf, wenn dadurch feine Verzögerung der Reife und feine 
Umladung verurjacht wird. Der Stüdgüter-Befrachter hat gleichialls beim Rüdtritt, 
wenn derjelbe vor der Abladung erfolgt, die ganze Fracht mit Abzug der etwa für 
anderweitige Güter erhaltenen als Yautfracht zu entrichten; nach geichehener Ab» 
ladung ijt aber feine Entjchädiqungspflicht diefelbe, wie bei dem Befrachter eines 
ganzen Schiffs nach Antritt der Reife; auch kann er die Wiederausladung der Güter 
nur unter denjelben Bedingungen fordern, wie der Berrachter eines Theile des Schiffe. 

Gigb. u. Lit.:Deutihes HGB. Art. 556—664. — Franz. Codedecomm, art. 227—310. 
— Belg. Code de comm. L. I (Gejeß dv. 21. Aug. 1879) art. 67—98. — Lewis, Deutiches 
—— 1. S. 182-327. — Cresp.-Laurin, Cours de droit maritime, II. (Paris en 
B 1—206. — Maclachlan, On the law of merchant shipping (2. ed. London 1876), 


04547. — Oliver’s shipping law manual (6. ed. London 1879), p. 7—121. — Foar 
On the law of merchant shipping (London 1880), p. 251—464. Lewis. 


Seemanndamt (Th. I. ©. 544) ift die Behörde, vor welcher die An= und 
Abmufterungen der Schiffsleute ftattfinden und welcher demgemäß auch die Nuss 
fertigung der Mufterrolle obliegt. Außerdem hat dafielbe eine Polizeigewalt und 
ſelbſt eine Art richterlicher Gewalt über die Schiffäleute, in manchen Fällen aud) 
über den Schiffer. Das ©. hat Seefahrtöbücher auszuftellen, welche ein gejeliches 
Griorderniß für den Eintritt in den Schiffedienit find. Es hat den Sciffsmann, 
welcher nach der Anmufterung dem Antritt oder der Fortſetzung des Dienites fich 
entzieht, zwangsweiſe zur Erfüllung jeiner Pflicht anzuhalten, reſp. zu prüfen, ob 
etwa das vom Schiffsmann geltend gemachte Hinderniß denjelben in Wahrheit außer 
Stand jeßt, den Dienit anzutreten. Im Nuslande darf ein Schiffamann, der aus 
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einem gejeßmäßigen Grunde jeine Entlaffung fordert, abgejehen von dem Tall, wo 
das Schiff die Flagge wechjelt, nur mit Genehmigung des ©. den Dienft verlaffen, 
wie auch der Schiffer diefer Genehmigung zur Zurüdlaffung eines Schiffsmanns im 
Auslande bedarf. Das ©. hat die Beichwerde der Schiffsleute über Seeuntüchtigkeit 
oder mangelhafte VBerproviantirung des Schiffs zu prüfen und für geeignete Abhülfe 
zu jorgen, falls die Beſchwerde begründet if. Es hat für die Beförderung des ihm 
auszuhändigenden Nachlaffes einer auf der Reiſe geftorbenen Perſon der Schiffs- 
befagung in die Heimath derielben, ſoweit dies möglich ift, Sorge zu tragen, und 
ipeziell das ©. des Heimathshafens die Aushändigung der Heuerbeträge, welche den 
Perſonen der Bejagung eines verfchollenen Schiffs gebühren, an die Empfangabered)- 
tigten zu vermitteln. Dem ©. liegt die Unterfuchung und GEntjcheidung der durch 
die Seemannsordn. aufgejtellten Webertretungen (im technifchen Sinne des StrafGB.) 
der Schiffer und Schiffäleute (mit der jelbjtverftändlichen Ausnahme der Fälle des 
$S 83) ob, wobei jedoch dem Beichuldigten das Recht zufteht, gegen den Beſcheid 
auf gerichtliche Entjcheidung anzutragen. Das ©. hat im Inlande die nach der 
Anmufterung über den Antritt oder die Fortſetzung des Dienstes zwiſchen Schiffer 
und Schiffemann entitandenen Streitigkeiten zu entjcheiden, eine Entjcheidung, die 
vorläufig vollitrefbar ift. Im Auslande, wo dem Sciffamann (abgejehen vom 
Fall der Geltendmachung der Forderungen aus den Dienſt- und Heuerverträgen bei 
einem Zwangäverfauf des Schiffe) das Nachjuchen gerichtlicher Hülfe gegen den 
Schiffer unterjagt ift, hat das ©. auf Anrufen des eriteren in den Fällen, die feinen 
Aufihub Leiden, eine vorläufig für beide Theile bindende Entjcheidung zu treffen. 
In gleicher Weile hat das ©., vor welchem abgemuftert wird, über den Anfpruch 
des Schiffsmanns zu befinden, welcher eine Vergütung wegen ungerechtfertigter Ver— 
fürzung bei der Beföftigung feitens des Schiffers verlangt. In allen diefen Fällen 
ift jedoch der Rechtäweg vorbehalten. Endlich hat das ©. die gütliche Ausgleichung 
der zu feiner Kenntniß gelangenden Streitigkeiten zwijchen Schiffer und Schiffsmann 
zu verfuchen. 

Als ©. fungiren innerhalb der Grenzen des Deutjchen Reichs die Muſterungs— 
behörden der einzelnen Bundesjtaaten, im Auslande die Deutichen KHonfuln. Die 
Mujterungsbehörden find entweder befondere Behörden, die diefe Bezeichnung, wie 
in der Mehrzahl der Preußiichen Häfen, oder die Bezeichnung ©., wie in den 
Hanfeftädten und in Oldenburg führen, oder es find die Obliegenheiten derſelben 
einer anderen Behörde übertragen, jo in mehreren Hannöverſchen und Schleswig- 
Holfteinifchen Häfen und in Medlenburg. In den Hanjeftädten führt der Vorfteher 
des ©. den Titel Waſſerſchout. 


Gigb. u. Lit.: a Seemanndordnung vom 27. Dezember 1872, SS 4 ff, 10—22, 
29, 42, 46 #. 52 f., 64 ‚71, 101, 104—106. — Lewis, Deutjches Seeredht, 1. ©. 138 ff. 


Lewis. 


Seeproteft oder Verklarung (Franz.: rapport, Engl.: protest, Stal.: 
consolato, protesto) ijt die vor einer Behörde abgelegte Ausjage des 
Schiffers und der Mannſchaft über Unfälle auf der Reife, eine Art 
Beweisaufnahme zum ewigen Gedächtnijje gegenüber der Rhederei, den 
Ladungsinterefjenten und den Afjeturadeuren, gleichzeitig aber auch Rechenſchafts— 
ablage. Auf der einen Seite eine Vergünftigung im Vergleich mit den gewöhn— 
lichen Regeln vom Beweiſe, iſt der ©. daher andererfeit3 eine Verpilihtung 
des Sciffers, eventuell des im Range nächjten Schiffsoffiziers, deren Erfüllung 
zwar nicht Bedingung feiner Anfprüche an die Interefjenten ift, deren Nichterfüllung 
ihn aber nicht nur jener Beweiserleichterung beraubt, fondern auch für allen durch 
den Mangel veranlaßten Schaden verantwortlich macht. Ein Proteſt in engerem 
Sinne ift darin nur infofern enthalten, als der Schiffer in der Regel jeine Verant- 
wortlichfeit für den eingetretenen Unfall abzulehnen jucht. Indeſſen kommen hier 
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und da dergleichen bloße einjeitige Protefte des Schiffer, wenigſtens als Bor- 
bereitung der ordentlichen Berklarung („vorläufiger Protejt“) vor, welde 
freilich als Beweismittel nur gegen den Schiffer wirken fünnen. Das Mllg. Deutiche 
HGB. fennt nur die wirkliche Verklarung und verpflichtet zu deren unverzüg— 
lichen Ablegung am erjten geeigneten Orte binfichtlich aller wirklich eingetretenen 
Unfälle, fie mögen den Berlujt oder die Beichädigung des Schiffs oder der Ladung, 
das Ginlaufen in einen Nothhafen oder einen jonftigen Nachtheil zur Folge haben. 
Die Ablegung geichieht unter Zuziehung der (zur Mitwirkung bei der Verklarung 
verpflichteten) Schiffsbeſatzung, welche der Schiffer zu diefem Zwede vollitändig 
oder doch in genügender Anzahl zu gejtellen hat. Bezüglich des Inhalts it be 
ſtimmt, daß die Verflarung einen Bericht über die erheblichen Begebenheiten der 
Reife, namentlich eine volljtändige und deutliche Erzählung der erlittenen Unfälle 
unter Angabe der dagegen angerwendeten Mittel enthalten jol. Innerhalb des 
Gebiets des HGB. ift die Verflarung „bei dem zujtändigen Gericht“ 
(in Preußen dem Amtsgericht) anzumelden und abzulegen. Für das Verfahren 
des letzteren bejtehen gewilfe Vorichriften: Der Termin zur Vernehmung wird 
vorher je nach den Umftänden öffentlich befannt gemacht; die Jnterefjenten 
fönnen der Ablegung der Berklarung beiwohnen; lettere geichieht auf der Grund» 
lage des von dem Schiffer jchon bei der Anmeldung vorzulegenden Journals; 
dem Nichter jteht e8 zu, dem Schiffer und den Schiffäleuten einzelne Fragen vor: 
zulegen, auch Perfonen der Schiffsmannſchaft abzuhören, welche der Schiffer nicht 
dazu ausgewählt hat (während im Allgemeinen die Verflarung nicht ala ein Kompler 
von Zeugenausjagen, jondern als freiwillige Gejammterflärung gilt); die 
Adgehörten haben ihre Ausjagen zu beijchwören; die Urſchrift der Verhandlung 
wird aufbewahrt; beglaubigte Abjchriiten find jedem Betheiligten auf Verlangen zu 
erteilen. Darüber, in welchen formen und vor wem die Verklarung im Aus: 
lande abzulegen jei, ift nichts bejtimmt. Es genügt alfo im Allgemeinen die Form 
des Ortes der Ablegung (locus regit actum). Nach dem Konſulatsgeſetz des Deutichen 
Reichs können jedoch die Konjuln des Reichs BVerklarungen aufnehmen, jelbit 
wenn fie nicht vom Reichsfanzler zur Abhörung von Zeugen und Abnahme von 
Eiden ermächtigt find. Die Vorfchriften des HGB. über die Beweisfrait der in 
den gejeßlichen Fällen gerichtlich nach den Vorſchriften defjelben aufgenommenen 
DVerklarung, jowie der in Art. 888 bezeichneten Beläge find zwar, als mit dem in 
der CPO. enthaltenen Grundjaße der freien Beweiswürdigung unvereinbar, aufgehoben. 
Indeſſen behalten nicht nur die das Verfahren betreffenden Beitimmungen ihre volle 
Bedeutung, jondern es wird auch eine gehörig aufgenommene Verklarung in der Regel 
die dadurch beurfundeten Begebenheiten der Reife beweijen (für und gegen den Schiffer 
und die, welche für diefen verantwortlich find, 3. B. die Nheder). Selbftveritändlich 
ift dabei vorausgejeßt, daß die Ausjagen des Schiffer und der Mannfchait in den 
wejentlichen Punkten unter fich und mit dem Journal im Einklang ftehen. Nicht 
nur durch den Nachweis von Widerjprüchen und anderen die Unglaubwürdigfeit der 
Verklarung ergebenden Thatjachen, jondern auch durch den Beweis des Gegen- 
theils der durch die Verklarung beurfundeten Umftände können die Betheiligten 
die Beweisfraft der Berklarung entkräften. Selbſt eine nochmalige eidliche 
Vernehbmung der bei der Verklarung beeidigten Perjonen iſt nicht ausgeichlofien. 
Andererjeits ift auch dem Schiffer eine nachträgliche Aufklärung dunkel gebliebener 
Thatfachen, bzw. die nachträgliche Bekundung jpäter eingetretener oder befannt ge- 
wordener Ihatjachen („Nachverflarung“) nicht zu vermehren. — In frankreich, 
Holland und jelbjt in England (wo ebenfalls eine gejegliche Beweiskraft der Ver: 
Harung nicht anerlannt wird) ift der Gebrauch des S. noch ausgedehnter. Nach 
dent Code de comm. hat der Kapitän in jedem Hafen binnen 24 Stunden auf der 
Gerichtsfchreiberei vor dem Präfidenten des Handelsgerichts, eventuell dem Friedens— 
richter des Bezirls, im Auslande vor dem Franzöſiſchen Konful feinen rapport zu 
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eritatten. Bei Schiffbruch iſt der Bericht vor dem Richter des Orts oder in deſſen 
Grmangelung vor einer anderen Givilobrigfeit zu erjtatten und durch das Schiffö- 
volf zu befräftigen, welches darüber vernommen wird. Auch Bajjagiere jollen 
vernommen werden, joweit es möglich iſt. Außer dem Falle drohender Gefahr darf 
der Kapitän feine Waare ausladen, bevor er feinen Bericht erjtattet hat, widrigen- 
alls er ſich einer „poursuite extraordinaire“ ausjeßt. In England wird der ©. 
un der Regel vor einem Notar erklärt. 

Gigb. u. Lit.: Allg. Deutiches HGB. Art. 490—493, 888 Ziff. 3. — Gefeh, betr. die 
Trgantjation der Bundeskonſulate ꝛc. vom 8. Novemb. 1867, 88 36, 20. (B. G. Bl. ©. 137) u. 
Zienftinftr. }. d. Konfuln des D. Reich v. 6. Juni 1871. — Seemanndordnung vom 27. 
De; 1872, $8 33, 55. — EB. zur ERO. f. d. Deutiche Reich v. 30. Jan. 1877, $ 13, Abi. 
I u. Abi. 2 Nr. 2 (R.G. Bl. ©. 83). — Gef. über die Konfulargerichtäbarfeit v. 10. Juli 1879, 
ss 12, 3 (RG.B. ©. 197). — Preuß. AG. zum Deutihen GBG. v. 24. April 1878, 
s 3 Nr. 2 (Gei.:Samml. ©. 230.) — Entih. de ROHG. XVII. ©. 346. — Code de comm. 
art. 242-248. — Lewis, dad Deutſche Eeeredht, I. S. 91—100, 147, 157. — Pöhls, 
Tarftelung des Seerechts. Th. IL. SS 447451 (S. 686—715.) — Jacobſen, ©. 519, 
529. — Heije, HN, ©. 388-390. — v. Haltenborn, Grundſ. bed praftiichen Europ. 
Seerechtä. 1. 8 66 (S. 172—176); II. $$ 166—168 (S. 129-130). — Bush, Ardiv für 
HR, XU. S. 471 fe — Pardessus, Cours de droit commercial, Tome II. nr. 639, 
643, 648650. R. Koch. 

Seeraub (Piraterie, piracy), ein Verbrechen, bejtehend in dem räuberisch ge— 
walttamen Angriff gegen Dandelsichiffe auf hoher See. ©. iſt ein Völkerrechts— 
verbrechen ; der Seeräuber gilt als hostis generis humani und darf nicht nur von 
den Gerichtshöfen des Yandes, deilen Flagge angegriffen wurde, jondern von jedem 
jerfahrenden Staate zur Strafe gezogen werden. Auf friicher That überwältigt, 
darf der Seeräuber jofort vom Yeben zum Tode gebracht werden. Der Thatbeſtand 
des völferrechtswidrigen ©. iſt nicht überall gleichmäßig beſtimmt. Streitig ift, ob 
(wie nach Engl. common law) gewinnfüchtige Abjicht dem Angriffe zu Grunde liegen 
muß oder nicht? Die Mehrzahl der Neueren verneint. Oder ob die That auch 
von einer meuterifchen Schiffsmännjchaft gegen das eigene Schiff verübt werden 
fann? Jedenfalls fünnen die von gültig bejtellten Kapern verübten, gegen teind= 
\ihe oder bona fide gegen neutrale Handelsjchiffe begangenen Gewaltafte nicht als 
E. betrachtet werden. Verjchieden von dem Völferrechtsverbrechen des ©. tft das in 
einzelnen Strafgefeßgebungen (namentlich in England und Nordamerika) vorfommende, 
beionders bedrohte Verbrechen des S. Die Abgrenzung des Thatbeſtandes dieſer 
beiden Verbrechensgattungen fann aber zweifelhaft werden, 3. B. wenn eine im Auf: 
ande befindliche, ala „Eriegführend“ von den Neutralen anerfannte Partei während 
des Bürgerfrieges den Handel zur See jchädigt (wie während des amerikanischen 
Pürgerfrieges). Sflavenhandel joll nach) den Geſetzen jeefahrender Nationen und 
den zu feiner Unterdrüdung abgeichlofjenen Verträgen gleichtall® als S. angejehen 
werden; wo aber das Necht der Durchjuchung verdächtiger Schiffe auf hoher See 
der fremden Flagge verfagt wird, kann auch die Beitrafung nach den für ©. gelten- 
den Beitimmungen nicht praftifch werden. Auffallend iſt im Vergleich zu anderen 
Gejchgebungen, daß $ 4 des Deutichen StrafGB. ©. nicht unter den ausländischen 
Telitten erwähnt, die bejtraft werden fünnen. Gandelsrechtlich kommt der S. unter 
den Fällen der großen Havarie zur Geltung. 

Sigb.: yranz. Geſ. vom 10. April 1825. Reglement vom 12. Nov. 1806 (bezügl. des 
Verfahren? vor ben Tribunaux maritimes). — United States Laws IX. 175. — Sprague, 
Law Reports, XXIV. 18, 18. — Proclamation of tbe United States President 19. April 
1561 (U. 8. Laws XU. App. for 1862 p. 2.) — England: V. Georg IV. c. 113; 1 Viet. 
e. 91 (bezüglich des Stiavenhandelö); —1 Pit, c. 88; 13 & Vict. c. 26 (bezüglicdy der Piraterie 
und der Belohnungen der Schiffsmannſchaften wegen der gegen den ©. geleifteten Dienfte). 

Danbelsrehtlid: Allg. Deutſches HGB. Art. 453, 630-636, 708. — Italien: 
Codice di mar. merc. a. 320, 

€it.: Broglie, Sur la piraterie (in deſſen Ecrits, III. 335). — Phillimore, Internat. 
Law, L 394-406. — Wildmann, Internat. Law, II. 150. — Wheaton, Intern. Law, 
s 14. — Heffter, Völlerreht, $ 104. — Esperson, Diritto diplomatico, 1I. 2, 12. — 
Gareis, Tas heutige Völkerrecht und der Menichenhandel, 1879. v. Holtendorfi. 
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Seeſtraßenrecht (Rule of the road at sea, Thl. I. ©. 546) bezeichnet den 
Inbegriff der internationalen Vorjchriften, welche zur Verhütung von Schiffskolli— 
fionen gegeben find. Die Aufftellung folcher Vorſchriften ift durch die Thatſache 
veranlaßt, daß die Zahl der Seeunfälle durch die Anwendung der Dampikrait im 
Schiffsverkehr außerordentlich vermehrt worden ift. Worangegangen ift in dieſer 
Beziehung England. Man begann (und zwar feit dem Jahre 1846) mit der Auf: 
jtellung gewifjer Regeln über das Ausweichen, fügte dann folche über das Führen 
von Lichtern zur Nachtzeit und über die Anwendung von Nebelfignalen hinzu. Zu— 
nächſt nur für Dampfichiffe berechnet, wurden diefe Vorſchriften jpäter auch auf 
Segelichiffe ausgedehnt. Dieje Beitimmungen, welche die meijten anderen Staaten 
adoptirt hatten, wurden in Folge eines Uebereinkommens zwiichen England und 
esranfreich einer Revifion untertvorfen. Die hieraus hervorgegangenen Regeln über 
die Verhütung von Schiffskollifionen zur See find gegen Ende des Jahres 1862 in 
Frankreich, Anfang des Jahres 1863 in England publizirt und in den folgenden 
Jahren auch von den übrigen Seejtaaten angenommen worden, in Deutichland zuerit 
von den einzelnen Küſtenſtaaten, jpäter auch von Reichswegen (faiferl. Verordnung 
vom 23. Dez. 1871). In der jüngjten Zeit (1876 — 1878) find auf Anregung 
Frankreichs neue Borichriiten zwiichen den Regierungen der jeefahrenden Nationen 
vereinbart worden, und es find diejelben für das Deutjche Reich mittels kaiſerlicher 
Verordnung vom 7. Januar 1880 publizirt worden. Es wird in diejen Beſtim— 
mungen den Schiffen (Dampfichiffen wie Segelichiffen) das Führen von Lichtern zur 
Nachtzeit vorgejchrieben, jowie das Geben von Signalen (mittels Dampfpfeite oder 
jonjtigen Dampflignalapparats — bei Dampfichiffen —, Nebelhorn, Glode) bei 
Nebel, dickem Wetter oder Schneefall; ferner wird die Mäßigung der Gefchwindig- 
feit bei jolchem Wetter angeordnet; und endlich werden beitimmte Regeln über das 
Ausweichen der Schiffe (Steuerregeln) gegeben. Das Uebertreten diejer Anordnungen 
ift in Deutichland durch das RStrafGB. ($ 145) mit Kriminalſtrafe bedroht. 

Gigb. u. Lit.: Haiferl. eg —— des Zuſammenſtoßens der Schiffe 
auf See, v. 7. Yan. 1880, modif. durch die Verordnung betr. die Suspenſion des Art. 10 ber 


cit. Derorbnung dv. 16, Febr. 1881. --- Romberg, Das Straßenrecht auf See, Bremen 1870. 
— Lewis, Deutiches Seerecht, II. ©. 88 ff. gewiß, 


Seeverfiherung. Das bedeutende Rifito, unter welchem der Natur der 
Sache nach die Seeichiffahrt betrieben wird, Hatte bereits im Altertum und im 
Mittelalter zu Rechtseinrichtungen geführt, welche darauf abzielten, die durch See— 
jturm, Piraterie und jonjtige Schiffsunfälle entitandenen Verluſte auf mehrere Ber: 
jonen, die fich an dem Ausgange des Seehandelsunternehmens direkt oder indirekt 
betheiligten, zu vetribuiren und durch gemeinjames Tragen den Einzelnen weniger 
rühlbar zu machen. Wol im Anfchluffe an derartige Einrichtungen entwidelte fich 
das S.wejen, und zwar zuerjt nicht in der Form einer Verficherung gegen Prämie, 
jondern als Berficherung auf Gegenjeitigfeit; das erite Geſetz, an welches man die 
Entſtehung eines bejonderen S.rechts anzureihen pflegt, ein Portugiefiiches Geſetz aus 
der Zeit des Königs Ferdinand von Portugal (1367 — 1383) enthält die Ge- 
nehmigung der Errichtung einer auf Gegenfeitigfeit gegründeten Gejellichaft von Portu— 
giefiichen Rhedern, welche fich die Entichädigung der fie treffenden Seeunfälle gegen= 
jeitig zuficherten. Die eriten Spuren einer ©. gegen Prämie finden fich in den 
Ordonnanzen von Barcelona (von 1435, 1436, 1458, 1461 und 1484), dem 
HDaupt-Affeturanzplage des gefammten damaligen Mittelmeerhandels. Bei den regen 
und allfeitigen Beziehungen, welche von diefem Gatalonifchen Emporion aus unter: 
halten wurden, konnte nicht ausbleiben, daß das Barceloner S.recht, jei e8 auf dem 
Wege vecipirender Gefeßgebung, jei es als Gewohnheitsrecht nicht blos in Italien, 
jondern auch weiterhin und namentlich in Flandern Gingang fand. In den Nieder: 
landen jcheint jehr bald Brügge eine hervorragende Rolle auf dem Gebiete der ©. 
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geipielt zu haben; zahlreiche Rechtsiprüche des Schöffengerichts daſelbſt aus der 
Mitte des 15. Jahrh. (1444—1470) lafjen erkennen, daß in Brügge die Handels— 
(eute von Genua, Florenz, Yucca, Venedig und Salamanca nicht minder als Die 
von Frankreich und Flandern ſelbſt ihre Schiffe und Ladungen gegen Seegefahr 
verficherten und welche ala BVerficherer wie als Verficherte Recht nahmen vor der 
„Chambre des 6chevins des Bruges“ ; die Rajchheit der Grefution in S.jachen 
wurde beionders für Flandern verordnet durch einen Grlaß des Herzogs 
Philipp von Burgund vom 15. Febr. 1458; einen ähnlichen Zweck verfolgte eine 
Verordnung Karl’s V. vom 25. Mai 1537, während im materiellen Verſicherungs— 
weſen jelbit die Gewohnheit nahezu ausfchließlich rechtserzgeugend wirkte und ins— 
bejondere die unbeſchränkte Verlicherungsfreiheit, der Gebrauch der Policen, die Ver— 
fiherung des imaginären Gewinne und die BVerficherung gegen Wegnahme des 
Schiffes (jei es Seeraub oder Kaperei oder Verfügung von hoher Hand), all dies 
ichon am Anfang des 16. Jahrh. in freiefter Ausdehnung gemwohnheitsrechtlich zu— 
(äffig, geordnet und geübt war. Dieſe S.freiheit erfuhr da, wo fie am bedeutenditen 
blühte, aber auch manche Mißſtände erzeugte, in den Niederlanden, die erite Ein— 
jchränfung durch ein Placard Karl’ V. vom 28. Januar 1549, in welchem, ähn- 
li wie in Barcelona und Burgos bereits Rechtens war, namentlic) das verficher- 
bare Intereſſe gejeglich limitirt wurde. Ginen merkwürdigen Eingriff in die ©., 
welche auch im 16. Jahrh. noch wefentlich durch Gewohnheitsrecht, aus der Mitte 
des genannten Jahrhunderts hauptiächlich durch das Goutumerecht der Antwerpener 
Börſe geregelt und Tortgebildet ward, enthalten zwei Ordonnancen des Herzogs von 
Alba vom 31. März 1569 und 27. Oft. 1570: fie verbieten für den gejammten 
Niederländiichen Handel die S., und zwar deshalb, weil die verficherten Rheder die 
Ausrüftung und Bewaffnung ihrer Schiffe vernachläffigten und dadurch die Unfälle 
und insbejondere den Seeraub indirekt förderten und weil in das S.geichäft jelbit 
jich eine Menge von Betrügereien und Mißbräuchen eingenijtet hatte; die leb— 
haften Reklamationen, welche der Seehandelsitand gegen dieſe Maßregeln erhob, 
führten dazu, daß der Herzog das Verbot wieder aufhob, aber zu einer gejetlichen 
Regelung des S.weiens überging. (Ueber die Gejchichte des S.recht ſ. insbejondere 
Reatz a. ca. DO.) Bon da an beichäftigte fich überhaupt die Gejeßgebung mit der 
S. in allen Seehandel treibenden Yändern, und jo fam e8, dab die ©. dasjenige 
Gebiet des Verficherungsweiens bildet, welches die austührlichjte und am feinjten 
durchgebildete Regelung fand und beſitzt (vgl. außer Reatz auch Benede, 
Tedlenborg und Brandt a. a. D.), im Deutichen Reiche in Folge der Ein- 
führung des (in Dejterreich nicht eingeführten) fünften Buches des Allg. Deutfchen 
HGB. Tit. 11. 

Der Seeafleturanzvertrag iſt als befondere Art des BVerficherungsvertrags den 
allgemeinen Regeln diejes leßteren unterworfen und von der dee des Aſſekuranz— 
mwejens überhaupt beherricht ; hierüber |. d. Art. Verficherungspertrag. 

Was den Abichluß des S.vertrags anlangt, jo jchrieb die Gewohnheit und 
theilweije auch die Gejeßgebung vergangener Jahrhunderte den Gebrauch von Schrift= 
ftüden, ja jogar von bejtimmten Police Formularen für die Abfchließung des Rechts— 
geichäfts der ©. vor (3. B. die Ordonnance von Philipp II., gegeben zu Brüffel 
am 31. Oft. 1563, Kap. II. u. III); für diefe Papiere waren früher die Namen: 
„carta à scriptura de la seguretat“ oder „seguretats“ (Barcelona 1435) oder 
„ceedule d'asseurance“, lettre d’asseurance*, von 1468 an ſchon „police d’asse- 
urance“ gebräuchlih. Die uns überlieferten Policen (3. B. in der eben erwähnten 
Ordonnance, die Policen (brieven van assurantie ende versekerheyt) von Antwerpen 
und Hamburg, ferner die formula assecurationis, welche Benvenuto Straccha, Trart. 
de assecurat., 1569, aus der anconitaniichen Seehandelspraris 1567, mittheilt) 
bieten anschauliche Bilder von den Ginzelheiten der ©. damaliger Zeit. In den 
heutigen Rechten ift der Abichluß des S.vertrags nicht mehr an die Erfüllung einer 

v. Holgenbdorff, Enc. II. Rechtslexikon III. 3. Aufl. 42 
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Formvorſchrift gebunden (vgl. Entſch. des ROHG. Bd. II. ©. 85 und die dort 
Git.), doch ijt der Verſicherer verpflichtet, eine von ihm unterzeichnete jchriftliche 
Urkunde (Police) über den Verficherungsvertrag dem BVerficherungsnehmer auf deflen 
Verlangen auszuhändigen. Die Police fann an Ordre gejtellt werden und ift dann 
durch Indoffament übertragbar. Ueber die Policen 5. d. Art. Polize und die dort 
cit. Lit. Ebenda ſ. die Begriffe: „tarirte“, „vorläufig tarirte“ und „offene Police“. 

Den S.vertrag jchließt der DVerficherungsnehmer mit dem Berficherer (Ber: 
ſicherungsgeſellſchaft) ab, gleichviel ob Grfterer Rheder oder Befrachter oder eine 
dritte Perfon ift; denn der Verficherungsnehmer fann entweder jein eigenes Intereſſe, 
nämlich das Intereſſe, welches er ſelbſt daran hat, daß Schiff oder Yadung die Ge— 
fahren der Seeſchiffahrt beitehe, oder das Antereffe eines Dritten zum Gegenjtande 
der Berficherung machen; erjteren Falls liegt eine „DVerficherung für eigene Rechnung“, 
nämlich des Berficherungsnehmers, letzteren alles eine „VBerficherung für fremde 
Rechnung“ (und zwar mit oder ohne Bezeichnung der Perſon des Verficherten) vor, 
ja es fann im Vertrag auch unbeitimmt gelaffen werden, ob die Verficherung für 
eigene oder für fremde Rechnung genommen wird (für Rechnung „wen es angeht“). 
Grgiebt fich bei einer Verficherung für Rechnung „wen es angeht“, daß diejelbe für 
fremde Rechnung genommen ijt, jo fommen die Vorſchriften über die Verficherung 
für fremde Rechnung zur Anwendung. 

Die BVerfiherung gilt ala für eigene Rechnung des Berficherungsnehmers ge: 
jchloffen, wenn der Vertrag nicht ergiebt, daß fie für fremde Rechnung oder für 
Rechnung „wen es angeht“ genommen ift. 

Die Berficherung für fremde Rechnung ift jedoch für den Verficherer nur dann 
verbindlich, wenn entweder der Verficherungsnehmer zur Gingehung derjelben von 
dem Berficherten beauftragt war, oder wenn der Mangel eines jolchen Auftrags 
von dem Verficherungsnehmer bei dem Abjchluß des Vertrags dem Verficherer an: 
gezeigt wird; ift die Anzeige unterlaffen, jo fann der Mangel des Auftrags dadurd 
nicht erjeßt werben, daß der Verficherte die Verficherung nachträglich genehmigt; iſt 
die Anzeige erfolgt, jo iſt die Verbindlichkeit der BVBerficherung für den Verſicherer 
von der nachträglichen Genehmigung des BVerficherten nicht abhängig. 

Gegenjtand der ©. kann nach heutigen Rechten jedes in Geld jchähbare Inter: 
efle jein, welches Jemand daran bat, daß Schiff oder Ladung die Gefahren der 
Seeſchiffahrt bejteht, insbejondere fünnen verfichert werden: Das Schiff (entweder 
im Ganzen — Gascoverficherung — oder in einzelnen Schiffparten), die Fracht 
(in älteren Rechten von der Verſicherung ausgeichlofjen, ein Verbot, zu defjen Um— 
gehung man fich der polices d’honneur bediente), die Neberfahrtägelder (vgl. Entic. 
des ROHG. Bd. VII. ©. 309, XVII. ©. 342), die Güter (Gargoverficherung), die 
Bodmereigelder, die Havereigelder, andere Forderungen, zu deren Dedung Schiff, 
Tracht, Ueberfahrtägelder oder Ladung dienen (nicht aber die Heuerforderungen), die 
zu verdienende Provifion (3. B. eines abjendenden Kommiffionärs), die von dem 
DVerficherer übernommene Gefahr (S. als Riüdverficherung) und der vor der An— 
funft der Güter am Beitimmungsorte erwartete Gewinn („imaginäre Gewinn“). 
In Folge der Zulafjung der Verficherung diejes letzteren Intereſſe jowie der ber 
Provifion erfährt das jonjt im Verſicherungsrecht geltende Verbot der Ueberverficherung 
eine eigenthümliche Modififation: Bei der Verficherung von Gütern ift der imagi- 
näre Gewinn oder die Provifion, jelbjt wenn der Verficherungswerth der Güter tarirt 
it, ala mitverfichert nur anzujehen, ſofern es im Vertrage beſtimmt ift. 

Iſt im Falle der Mitverficherung des imaginären Gewinns der Verficherungs- 
werth tarirt, aber nicht beitimmt, welcher Theil der Tare auf den imaginären Ge 
winn jich beziehe, jo wird angenommen, daß zehn Prozent der Tare auf den imagi- 
nären Gewinn fallen. Wenn im Falle der Mitverficherung des imaginären Gewinns 
der Berficherungswerth nicht tarirt ift, jo werden als imaginärer Gewinn zehn 
Prozent des Verficherungswerthes der Güter als verfichert betrachtet. 
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Diejelben Beitimmungen gelten auch im Falle der Mitverficherung der Provifion 
mit der Maßgabe, daß an Stelle der zehn Prozent zwei Prozent treten. Iſt der 
imaginäre Gewinn oder die Provifion jelbftändig verfichert, der Verficherungswerth 
jedoch nicht tarirt, jo wird im Zweifel angenommen, daß die Verficherungsjumme 
zugleich ala Tare des Verficherungswerths gelten joll. 

Immerhin aber bleibt der Sa in Kraft: Die DVerficherungsfumme kann den 

Berficherungswerth nicht überfteigen und joweit dies troßdem der Fall ift, Hat die 
Berficherung keine rechtliche Bedeutung ; folglich befteht auch für die ©. das Verbot 
der Weberverficherung in Kraft, und es handelt fich nur darum, die Feſtſtellung des 
Verſicherungswerthes gejetlich zu regeln, was durch eine Reihe von Ginzelbejtim- 
mungen in den heutigen Gejegen (3. B. Art. 790—807 des Allg. Deutfchen HGB.) 
geichieht. 
Auch die Doppelverficherung ift verboten: Wird ein Gegenftand, welcher be= 
reits zum vollen Werthe verfichert ift, nochmals verfichert, jo hat die jpätere Ver: 
ficherung injoweit feine rechtliche Geltung, ala der Gegenftand auf diejelbe Zeit und 
gegen dielelbe Gefahr bereits verfichert ift. 

Iſt durch die frühere Verficherung nicht der volle Werth verfichert, jo gilt die 
fpätere Verficherung, infoweit fie auf diefelbe Zeit und gegen diejelbe Gefahr ge- 
nommen ift, nur für den noch nicht verficherten Theil des Werths. 

In gewiſſen Fällen (Art. 793 des Allg. Deutichen HGB.) hat jedoch die nach— 
folgende ©. troß der früheren Berficherung Geltung und andererjeits hat die jpätere 
Verficherung, nicht aber die zuerft genommene Geltung, dann nämlich, wenn die 
frühere Verficherung für fremde Rechnung ohne Auftrag, die jpätere dagegen von 
dem Berficherten jelbft genommen wird, foren in einem folchen alle der Ver— 
ficherte entweder bei Gingehung der fpäteren Berficherung von der früheren noch 
nicht unterrichtet war oder bei Eingehung der jpäteren Verficherung dem Verſicherer 
anzeigt, daß er die frühere Verficherung zurückweiſe. 

Berboten und ungültig find alle Verficherungen, denen nicht ein wirkliches 
Intereſſe zu Grunde liegt, Tondern die nur um der Verficherung jelbft willen ab- 
geichlofjen werden und durch die Berficherung jelbit zu Gewinn führen jollen; die 
fog. Wettaffefuranzen, man bezeichnet jolche Werficherungen auch ala „polices 
d’honneur“ (j. Lewis, a. a. D. ©. 177 Anm. 3). 

Abgeſehen von derartigen zwingenden Vorjchriften der Geſetze bemißt fich Recht 
und Pflicht der ©. nach den Vereinbarungen der Kontrahenten, in deren Ermange- 
lung die dispofitiven Bejtimmungen des Gefeßes in Anwendung zu bringen find. 
Zu den Vertragsvereinbarungen find auch die von einer oder mehreren ©.geiell- 
ſchaften aufgeftellten ftatutarifchen Beitimmungen zu rechnen, denen fich der Ber: 
ficherungänehmer bei Abjchluß der S. unterwirit; jo auch die „Allgemeinen S.be— 
dingungen der Norddeutichen Seepläße“, vom Jahre 1867, revidirt im Jahre 1875; 
über dieje j. Lewis, a. a. O. ©. 175 und Entich. des ROHG. Bd. III. ©. 88, 
vgl. Bd. IX. ©. 223. 

Dem Berficherungsnehmer liegt vor Allem die Erfüllung der im Gejeße näher 
normirten Anzeigepflicht ob: er hat bei dem Abſchluſſe des Vertrags dem Verficherer 
alle ihm befannten Umſtände anzuzeigen, welche wegen ihrer Erheblichkeit für die 
Beurtheilung der von dem Verficherer zu tragenden Gefahr geeignet find, auf den 
Entichluß des lehteren, fich auf den Vertrag überhaupt oder unter denjelben Be: 
ftimmungen einzulaffen, Ginfluß zu üben. (Man vgl. in diefer Hinficht die Entſch. 
des ROGHG. Bd. II. ©. 32, VII. ©. 394, XVI. ©. 57 ff., 75 fi.) Wird Diele 
Verpflichtung nicht erfüllt, jo ift der Vertrag für den Verſicherer umverbindlich, 
gleichwol aber gebührt diefem in folchem Falle die volle Prämie: fie ift hier als 
geſetzliche Privatitraie und theilweife wenigitens als Erſatz des Intereſſe am Ver— 
tragszuftandefommen anzufehen. Die Anzeigepflicht beiteht fort während des ganzen 
Laufes der Verficherung und dehnt fich auch auf den Verficherten aus, welcher 
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nicht WVerficherungsnehmer iſt; insbefondere muß jeder Unfall, fobald der Ver- 
ficherungänehmer oder der Verficherte, wenn diefer von der Verficherung Kenntniß 
hat, Nachricht von dem Unfall erhält, dem Verficherer angezeigt werden, widrigen« 
alla der Verficherer befugt ift, von der Entichädigungsjumme den Betrag abzuziehen, 
um welchen diefelbe bei rechtzeitiger Anzeige fich gemindert hätte. 

Außer der Anzeige ift die Zahlung der Prämie die wichtigite Verpflichtung 
des Berlicherungsnehmers; die Prämie ift, ſofern nicht ein Anderes vereinbart iſt, 
iofort nach dem Abjchluß des Vertrags und wenn eine Police verlangt wird, gegen 
Auslieferung der Police zu zahlen. 

Wenn aber bei der Verficherung für fremde Rechnung der Verficherungsnehmer 
zahlungsunfähig geworden ift und die Prämie von dem Berficherten noch nicht er— 
halten hat, jo fann der Verficherer auch den Verficherten auf Zahlung der Prämie 
in Anspruch nehmen. 

Auf den Verficherten, welcher nicht Verficherungsnehmer iſt, laſtet, wie erwähnt, 
ebenfalls die Pflicht zur Anzeige und zur Prämienzahlung; zudem entipringt aus 
dem Weſen der Verficherung überhaupt und der S. insbefondere für ihn die Ver: 
pflichtung, die thatfächlichen Verhältniffe, von denen der Vertragsichluß ausging und 
die der Vertrag vorſah, möglichjt aufrecht zu erhalten und jedes policewidrige Ber: 
halten, in&bejondere jede Abweichung (Deviation) von der policemäßigen Fahrt 
(voyage convenue, ghedestineerde, gheasseureerde voyage, wie fte in älteren 
Niederländifchen Ordonnancen heißt) thunlichft zu vermeiden; wird, bevor die 
Gefahr für dem Verficherer zu laufen begonnen hat, eine andere Reife angetreten, 
jo ift der Verficherer bei der Verſicherung von Schiff und Fracht von jeder Haftung 
frei, bei anderen BVBerficherungen trägt der Verſicherer die Gefahr für die andere Reiſe 
nur dann, wenn die Veränderung der Reife weder von dem Werficherten noch im 
Auftrage oder mit Genehmigung defjelben bewirkt ift. 

Wird die verficherte Reife verändert, nachdem die Gefahr für den Werficherer 
zu laufen begonnen hat, jo haftet der Verficherer nicht für die nach der Verände— 
rung der Reife eintretenden Unfälle. Gr haftet jedoch für diefe Unfälle, wenn die 
Veränderung weder von dem VBerficherten noch im Auftrage oder mit Genehmigung 
deflelben bewirkt oder wenn fie durch einen Nothiall veruriacht ift, es fei denn, daß 
der Yebtere in einer Gefahr fich gründet, welche der Verficherer nicht zu tragen bat. 

Das Geſetz hält jedoch die Pflicht des Verficherers in gewiffen Ausnahmefällen 
aufrecht, namentlich wenn der Schiffer zur Deviation durch das Gebot der Menſch— 
lichkeit genöthigt war. 

Die wejentlichite Pflicht des Werficherers ift die Zahlung der Verſicherungs— 
jumme nach Maß der Vereinbarung und der wirklichen eingetretenen, Schädigung 
aus der übernommenen Gefahr; er trägt alle Gefahren, welchen Schiff oder Ladung 
während der Dauer der Verſicherung (in alter S. ogni caso di mare, ogni caso 
portevole fortuito distastro sinistro impedimento et caso sinistro etc.) ausgeieht 
find, ſoweit nicht durch die bejonderen Einzelbeſtimmungen der Geſetze (3. B. At. 
825 des Allg. Deutjichen HGB.) oder durch Vertrag (3. B. durch die Klauſeln 
„frei von Kriegsmoleſt“ — Art. 852 —, „nur für Seegefahr” — rt. 853 —, 
„tür behaltene Ankunft“ — Art. 854 —, „rei von Beichädigung außer im Stran- 
dungstalle* — Art. 855 —, „frei von Bruch außer im Strandungsfalle* — Art. 
856 des Allg. Deutjchen HGB. —) ein anderes beftimmt ijt. Won derartigen 
Ausnahmen abgejehen, trägt der Berficherer insbejondere die Gefahr der Elementar- 
ereigniffe und der fonjtigen Seeunfälle, jelbit wenn dieje durch das Verfchulden eines 
Dritten veranlaßt find, als: Eindringen des Seewaſſers, Strandung, Schiffbrud, 
Sinfen, Feuer, Erplofion, Blitz, Erdbeben, Beichädigung durch Eis u. ſ. w.; er 
trägt ferner die Gefahr des Krieges und der Verfügungen von hoher Hand (Kriegs 
moleit, worunter auch die Kaperei Fällt, jowie Embargo, Blokade u. dgl.), ferner 
die Geiahr des Zufammenftoßes, dann die des Diebjtahls, des Seeraubes, der Plün— 
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derung und jonftiger Gewaltthätigkeiten („Revier- und Türkengefahr“, in der Nieder: 
ländijchen Verordnung von 1549 „thegens de Schotten oft ander zeeroovers“), 
nach Deutichem Seerecht auch die Gefahr der Baratterie (Unvedlichkeit oder jonjtiges 
Berichulden einer Perjon der Schiffsbejagung jelbjt (während das Franzöſiſche und 
Spaniſche Recht diefen Haftfall ausfchließt, das Engliſche, Holländische und Nord— 
amerikaniſche Recht ihn eingeſchränkt annehmen), ferner gewifle Gefahren des Arreftes 
und der Berbodmung. Die Gejeggebung umgrenzt den Umfang der Gefahr und 
die folgeweife vom BVerficherer übernommene Zahlungspflicht eingehend für die ein- 
zelnen Fälle der ©. Bal. Art. 824—857 des Allg. Deutſchen HGB.; über 
Umfang des Schadens j. Art. 858—885, über Bezahlung des Schadens Art. 886 
bis 898. 

Eine jeerechtliche Eigenthümlichkeit findet fich im Falle eines präjumtiven oder 
fiftiven Totalverluftes, nämlich der Abandon bei Verjchollenheit oder Quafiverichollen- 
heit eines Schiffes. Bereits ehe das Schidjal eines verficherten Schiffes definitiv 
zur Kenntniß der DVerficherungsintereifenten gelangt ift, fann die Verficherungsfumme 
fällig werden; der Verficherte ift nämlich befugt, die Zahlung der Verficherungs- 
jumme zum vollen Betrage gegen Abtretung (Abandonnirung) der in Betreff 
des verficherten Gegenftandes ihm zuftehenden Rechte in folgenden Fällen zu ver- 
langen (Abandon): 

1) wenn das Schiff verjchollen ijt (wann dies angenommen werden dürfe, 
wird in gejeglichen Beitimmungen genau angegeben), und 

2) wenn der Gegenftand der Verficherung dadurch bedroht ift, daß das Schiff 
oder die Güter unter Embargo gelegt, von einer friegführenden Macht aufgebracht, 
auf andere Weiſe durch Verfügung von hoher Hand angehalten oder durch See— 
räuber genommen und während einer Friſt von ſechs, neun oder zwölf Monaten 
nicht Freigegeben find, je nachdem die Aufbringung, Anhaltung oder Nehmung ge= 
ſchehen ift: 

a) in einem europäiſchen Hafen oder in einem europäischen Meere oder in einem, 
wenn auch nicht zu Europa gehörenden Theile des Mittelländiichen, Schwarzen oder 
Aſow'ſchen Mteeres, oder 

b) in einem anderen Gewäfler, jedoch diefjeit des Vorgebirges der Guten Hoff: 
nung und des Kap Horn, oder 

ce) in einem Gewäſſer jenjeit des einen jener Vorgebirge. 

Die Friften werden von dem Tag an berechnet, an welchem dem Verſicherer 
der Unfall durch den Werficherten angezeigt ift. 

Die Abandonerklärung muß gewiffen gefeglichen Erforderniffen entiprechen (Allg. 
Deutihes HGB. Art. 868 ff.) und ift unwiderruflich. 

Der Verficherte hat, um den Erſatz eines Schadens fordern zu können, eine 
Schadenäberechnung („Andienung des Schadens“) dem Verficherer mitzutheilen ; „der 
Schade muß dem Verficherer jorort angedient werden“ (vgl. Entich. des ROHG. 
Bd. XIV. ©. 122 ff.); die Berechnung muß mit gejeßlich erforderten Belägen ver- 
fehen fein, über deren Beweisfraft nunmehr im Deutjchen Reiche (nach Aufhebung 
des Art. 889 des Allg. Deutſchẽen HGB. durch $ 13 des EG. zur CPO.) das 
freie richterliche Ermeſſen enticheidet. 

Gigenthümlich find die Folgen der Thatjache, daß das verlicherte Objekt gar 
nicht der Geiahr ausgeſetzt wird, im Falle der Riftornirung. Unterbleibt nämlid) 
die policemäßige Neife gänzlich, wird die Unternehmung, auf welche die Verficherung 
fich bezieht, ganz oder zum Theil von dem Berficherten aufgegeben, oder wird ohne 
fein Zuthun die verficherte Sache ganz oder ein Theil derjelben der von dem Ver: 
ficherer übernommenen Gefahr nicht ausgefeßt, jo kann die Prämie ganz oder zu 
dem verhältnigmäßigen Theil bis auf eine dem Verficherer gebührende Vergütung 
zurücgeiordert oder einbehalten werden (Riftorno). 
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Die Vergütung (Riftornogebühr) beiteht, ſofern nicht ein anderer Betrag 
vereinbart oder am Ort der Berficherung üblich ift, in einem halben Prozent der 
ganzen oder des entiprechenden Theils der VBerficherungsfumme, wenn aber die Prämie 
nicht ein Prozent der Verficherungsfumme erreicht, in der Hälfte der ganzen oder 
des verhältnigmäßigen Theils der Prämie (vgl. Art. 899— 905 des Allg. Deut— 
ichen HGB.). 

Endlich fieht das Seehandelärecht eine bejtimmte Verjährung der Rechte aus 
der ©. vor; die Verjährungäfrift beträgt fünf Jahre, deren Yauf mit dem Ablauf des 
legten Tags des Jahres, in welchem die verficherte Reife beendigt ift, und bei der 
Verficherung auf Zeit mit dem Ablaufe des Tags, an welchem die Verſicherungs— 
zeit endet, beginnt. Wenn das Schiff verjchollen ift, jo beginnt die Verjährung mit 
dem Ablaufe des Tags, an welchem die Verichollenheitsfrift endet (Allg. Deutiches 
HGB. Art. 910). Ebenfalls fünf Jahre j. Code de comm. art. 432. 

Quellen: Allg. Deutſches HGB. Buch V. Tit. 9 (Art. 782—905). — Code de comm. 
liv. I. tit. 10. — Span. HGB. 1. II. tit. 9; PBortugiei. I. 8; Stalien. II. 8; 
Holländ. J. 9 u. Il. 9; Schwed. (svenska ajölag) 88 186—274. — Ruſſ. Schiffahrt: 
ordnung dv. 1781, Rap. 10. — Brafil. Codigo commercial II 8. 

Lit.: Wilhelm Benede’3 Syſtem bes Seeaſſekuranz- und Bobmereimeiend. Boll» 
ftändig unb zeitgemäß umgearbeitet von Bincent Nolte, 2 Bd., Hamburg 1851, 1852. — 
M. Pohls, Larftellung des Seeaffeturangrechts, 2 Bd., Hamburg 1832, 1834. — 9. TZedlen- 
borg, Syftem bed Eeeverficherungämweiend nad der Natur der Sade, ſowie nad; Bremer 
und Hamburger Affeturanzbedingungen u. 1. w., Bremen 1862. — Heap, Geſchichte des 
Seeverſicherungsrechts, Theil I, Leipzig 1870; Derielbe, Ordonnances de duc d’Albe 
sur les assecurances maritimes de 1569, 1570, 1571, Bruxelles 1877. — F. Branbt, 


Ueber — — 1877; aus dem — überſetzt von Alb. Frittſch, im ben 
Annalen des gi ammten Derficherungsweiens und feparat, Leipzig 1878. — Arnould, 
On the law of marine insurance, 5. edition by David Maclachlan, M. A. 2 volumes, 


London 1877. — ®. Lewis, Das Deutiche Seerecht, Bd. II, Leipzig 1878, S. 174—399, 
308—404, u. bie dort cit. Rechtsſprüche u. Kit. Gareis. 


Seewarte iſt eine durch Geſetz vom 9. Januar 1875 errichtete Reichsanſtalt, 
„welche die Aufgabe hat, die Kenntniß der Naturverhältniſſe des Meeres, ſoweit 
dieſe für die Schiffahrt von Intereſſe find, ſowie die Kenntniß der Witterungs— 
erſcheinungen an den Deutſchen Küſten zu fördern und zur Sicherung und Erleichte— 
rung des Schiffahrtsverkehrs zu verwerthen.“ Letzteres geſchieht aber nicht nur durch 
periodiſche Bekanntmachung der aus den Beobachtungen über den meteorologiſchen 
Zuſtand der Atmoſphäre gezogenen, für die Navigation wichtigen Reſultate, ſowie 
durch regelmäßige telegraphiſche Verbreitung von Mittheilungen über den augen— 
blicklichen Zuſtand der Atmoſphäre und unverzügliche Veröffentlichung ſolcher Wahr— 
nehmungen, welche einen gefahrdrohenden Witterungsumſchlag erwarten laſſen; ſon— 
dern auch durch Prüfung und Berichtigung der auf Schiffen gebräuchlichen, für die 
Sicherheit der Fahrten und die Zuverläſſigkeit der Beobachtungen wichtigen Inſtru— 
mente, durch Bearbeitung der verſchiedenen Seewege in Segelhandbüchern, durch 
Ausarbeitung rationeller Segelanweiſungen für beſtimmte Fahrten auf Bitten ein— 
zelner Schiffer u. ſ. w. Die ©. hat ihren Sitz in Hamburg und iſt der Admiralität 
unterſtellt. Sie hat an den geeigneten Küſtenpunkten die erforderlichen Dienſtſtellen, 
nämlich: 1) Agenturen, welche den Verkehr zwiſchen der S. und den Schiffern und 
Rhedern zu vermitteln und die Intereſſen der S. wahrzunehmen haben; 2) Beob— 
achtungsſtationen, die durch Anſtellung meteorologiſcher Beobachtungen das Material 
liefern, welches die Grundlage bildet zur Ausübung der praktiſchen Wetterprognofe, 
ſowie zu den wiljenfchaftlichen Unterfuchungen; 3) Signalftellen, welche die Aufgabe 
haben, die ihnen von der ©. zugehenden Sturmwarnungen befannt zu machen, aud) 
durch eigene Beobachtungen und durch den Verkehr mit den Seefahrern zur Per: 
vollfommmung der Sturmwarnungen beizutragen. 

Gigb.: Reichägrich, betr. d. Deutiche ©., v. 9. Yan. 1875. — Kaiferl. Verordn., betr. den 
Geſchäftskreis, die Cinrichtung und die Verwaltung der Deutihen ©., v. 26. Dez. 1875. — 


Verzeichniß ber Dienftftellen ber S. im Handbuch f. d. Teutiche Handelsmarine, or e. 7 fi. 
ewis. 
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Seewurf (Thl. I. S. 546) liegt vor, wenn durch den Schiffer oder auf deffen 
Geheiß zum Zwecke der Grrettung von Schiff und Yadung aus einer gemeinjamen 
Sergeiahr Güter, Schiffstheile, Zubehör oder Geräthichaften über Bord geworfen 
werden. Schon das von den Römern rezipirte Rhodijche Gele jchrieb vor, daß 
beim ©. die Eigenthümer des geretteten Schiffs und der geretteten Güter den Eigen- 
thümern der geworjenen Güter verhältnigmäßigen Erſatz zu leiften hätten. Das 
Inititut ericheint jet ala ein Fall der daraus jelbjt im Yaufe der Zeit erwachjenen 
großen Havarie. Ein ©. ift nur dann ftatthaft, wenn die Grrettung von Schiff 
und Yadung von einer Erleichterung des erjteren, welches zu finfen droht, auf einer 
Sandbanf feftfigt u. j. w., abhängt. Dagegen ift auch für das FFranzöfiiche Recht 
unpraftiich die Beftimmung des Code de commerce (art. 410), daß der Kapitän 
über die Nothwendigteit der Maßregel den Rath der KYadungsinterefienten, wenn fich 
folche an Bord befinden, wie der principaux de l’6quipage einholen joll. Als große 
Havarie ericheinen bei einem S. und find demgemäß Gegenjtand der Entichädigung 
nicht nur die geworfenen Sachen, jondern auch die mittelbar durch den ©. ver- 
anlaßten Schäden, vorausgefegt daß zwijchen leßteren und dem erjteren ein Kauſal— 
nerus befteht, wie 3. B. der Schaden, welcher den Gütern durch das Waller, das 
in die behufs eines ©. geöffneten Luken einjtrömt, zugefügt, welcher in Folge der 
Störung der Stauung herbeigeführt wird, welchen der Schiffskörper durd) das 
Niederfallen eines gefappten Maſtes erleidet. Der ©. führt nach Deutichem See— 
recht nicht zu einem Anfpruch auf Entichädigung, wenn davon betroffen find Güter, 
welche auf Ded geladen waren; über welche weder ein Konnofjement ausgeftellt ift, 
noch das Manifeſt oder Ladebuch Auskunft giebt; Kojtbarkeiten, Gelder oder Werth- 
papiere, welche dem Schiffer nicht gehörig bezeichnet find; eine in der Natur der 
Sache begründete Ausnahme, welche fich, allerdings mit. manchen Ausnahmen, auch 
in den fremden Rechten findet. 

Gigb. u. Lit.: Deutiches HGB. Art. 708 in Verbind. mit 702, Art. 710. — York and 
Antwerp Rules 1 unb 2; vgl. Lewis in Goldſchmidt's Ztiſchr. XXIV. ©. 5ilff. — 
Code de comm. art. 400, 410429, — Maclachlan, On the law of merchant shipping 
(2 ed. London 1876), p. 615 ss. — Arnould, On the law of marine insurance (4. ed. 
London 1872), II. p. 765 ss., 801 ss. — Courcy, Questions de droit maritime, I. (Paris 1877) 
p- 225 ss. — Duhn in Boigt’3 Neuem Archiv f. H.R. I. ©. 201 ff. — Lewis, Deutjches 
Seeredt, II. S. 31, 40, 50 ff. Lewis. 

Séguier, Pierre, 5 1504 zu Paris, 1549 avocat gen. au Parl., 1554 
Pres. a mortier, befämpjte die Prätenfionen Roms bei dem Streit zwijchen Julius II. 
und Seinrich II., widerjegte fi) der Einführung der Inquifition, T 1580. — Sein 
Sohn Antoine, 1552—1626, avocat gen. unter Seinrich IIL, ließ 1591 eine 
Bulle Gregor’s XIV. vom Parlamente verurtheilen als entgegen den libertes gallicanes, 
1597 Pres. à mortier. — Sein Enfel Bierre III, 1588 — 1672, Intendant de 
Guyenne, Garde des Sceaux 1633, Chancelier 1635, Fondateur - Protecteur de 
l’Academie frangaise, hatte Theil an Abiaffung des Code Louis. 

Seguier, Ant. Louis, 1726—1791, avocat gen. au Parl. 1755 — 1771, 
1774—1790, Membre de l’Acad. 1757. 

Berfafier von Mercuriales, Plaidoyers, Requisitoires, Discours academiques. Sein Eloge 

L. E. Portalis, Paris 1806 (Moniteur des 5, 6, 7 janv. 1806). 

?it.: Gaudry, Hist. du barreau, I. 222, 248, 244; II. 238—244. — Michaud. — 
Sergent, Poötes du palais, 1878, p. 124. Teihmann. 

Seidenftider, Joh. Ant. Ludmw., & 23. XI. 1760 zu St. Andreasberg 
(Oberharz), habilitirte fich in Göttingen, wurde 1804 ordentl. Prof. in Jena und 
Hofrath, 1816 Oberjuftizrath in Hannover, F 30. X. 1817. 

Schriften: Geift d, Ber Lit. d. J. 1796, Gött. 1797. — Juxiſt. —— Gött. 
* * — in den Code Napoléon, Tüb. 1808. — Lit. des Napoleoniſchen Rechts, 

Lit.: Günther, — Fr ena 1858, S. 79. — Güldenapfel, Jenaiſcher 
Univ.Almanach. S. 114. ff. — Saalfeld, Geſchichte der Univ. ION, rer ff. 

eihmann. 


664 Sekundo⸗ und ZTertiogenituren — Selbithülfe. 


Sekundo⸗ und Tertiogenituren haben den Zweck, die zweite, bzw. dritte 
Linie einer Familie auszuftatten zum Erſatz dafür, daß der Hauptitamm des 
Tramilienvermögens als Fideikommiß oder Stammgut der erjten Linie vorbehalten 
it. Gine Vereinigung der Objekte der Sekundo- und Primogenitur in Einer 
Hand kann nur dann eintreten, wenn aus der bejtifteten Familie nur noch ein 
einziges juccejlionsfähiges Glied vorhanden ift. Dieſe Vereinigung dauert jo lange, 
bis wieder mehrere Linien entjtehen. Im Uebrigen fann das Verhältniß zwiichen 
Primo- und Sekundogenitur verjchieden bejtimmt fein. In der Regel gelangen die 
Deicendenten des Stifter aus der erjten Linie nicht zur Succeffion in das Objekt 
der GSefundogenitur, jo lange noch ein anderer vom Stifter entiproffener Manns» 
ſtamm vorhanden ift. Geht die zweite Linie aus oder wird fie durch Grlöfchen 
der ihr vorangehenden zur erften Linie, jo fommt die dritte Linie (nunmehr die 
weite) in den Bei der Sefundogenitur. Die Stiftung fann aber auch in der 
Art eingerichtet jein, daß die Sekundogenitur bei einer Theilung der erjten Linie 
aus der zweiten in den neugebildeten Nebenarm der erjten überjpringt. Die An- 
wendung der oben dargejtellten Grundjäge der Primogenitur auf die Sefundogenitur 
ergiebt jich don ſelbſt; ebenſo läßt fich nach dem Gejagten das Verhältniß einer 
etwaigen Zertiogenitur zur Sekundogenitur beurtheilen. Vgl. im Uebrigen den Art. 
Familienfideikommiß. 

Lit. u. Gigb.: v. Salzau u. Lichtenau, Die Lehre von Familien-, Stamm- u. ” 


i tehtfieitommifen, 68 — ———— ideitommuiffe, 162. — Preuß. Allg. ER. II. 
R 9 ff. — Oeſterr. BGB. 8 6 ð ee Brunner. 


Selbfthülfe. Cigenmächtige Geltendmachung eines Rechte. Im Verhältniß 
der Staaten zu einander noch allgemein ala legitim und als die normale Form 
der Bekämpfung des Unrechts zu betrachten. Im Bereiche des internen jtaatlichen 
Lebens dagegen nimmt fie neben der geordneten Rechtsverwirklichung durch die 
Drgane des Staates in der Hauptfache eine jubfidiäre Stellung ein: fie ericheint 
im Allgemeinen nur dort als zuläffig, wo jene höhere Form der Rechtsvenwirt: 
lihung ſich als unanwendbar darſtellt. Im Einzelnen ift hier die defenfive und 
die aggreifive S. zu unterjcheiden. 

Die deienjive ©., d. i. die eigenmächtige Abwehr eines rechtswidrigen 
Angriffs, iſt überall innerhalb gewiffer, jedoch verichieden bejtimmter Grenzen ge 
ftattet. Im Allgemeinen ift zu bemerken, daß es dabei auf eine Verſchuldung auf 
Ceiten des Angreifers nicht ankommt. Gntjcheidend ift vielmehr, daß der Angriff, 
jeinen objektiven Merkmalen nach, fich ala ein rechtswidriger darftelle. Jene Sub- 
fidiarität des Nechts der S. aber fommt darin zum Ausdrud, daß ein „gegen: 
wärtiger‘‘ rechtswidriger Angriff vorausgefegt wird. Es gilt dies auch für die ©. 
dem Amtsmißbrauch gegenüber. Das Nähere gehört in die Lehre von der Noth— 
wehr und dem Nothitande und von dem erlaubten Widerftande gegen die Staats: 
gewalt. ©. die betreffenden Art. 

Die aggrefjive ©. Bon der Geltendmachung von Anfprüchen civilrecht: 
licher oder öffentlicherechtlicher Natur iſt Hier die auf Erlangung einer Genugthuung 
für erlittene Kränfungen gerichtete zu unterjcheiden. Die letztere erjcheint in der 
Regel (vgl. indeflen die $$ 199 u. 233 des RStrafGB.) als ftrafbar. Es gehört 
hierher die Herausforderung zum Zweifampfe. Die eritere interejfirt hier jpezieller. 
Diejelbe kann die verichiedenjten Formen annehmen, je nach der Natur des Rechte, 
um defjen Verwirklichung es fich handelt, und der Mittel, welche dem Berechtigten 
hierzu dienlich jcheinen. So fann fie die Form eines Angriffs gegen die perjönliche 
Freiheit des Schuldners haben, oder die eines Eingriffs in die Wermögensiphäre 
des lebteren ac. Sie it (vom Völkerrechte abgejehen) nur innerhalb enger Grenzen 
fanftionirt. Aus dem Givilrechte gehört insbeſondere die, übrigens jehr verjchieden 
normirte, eigenmächtige Pfändung hierher. Außerhalb diefer Grenzen zieht fie möglicher: 
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weiſe Privatjtrafen nach fi. So nach dem „decretum divi Marci* des Röm. 
Rechts. Hinfichtlich deſſen heutiger Anwendbarfeit vgl. den Art. über daflelbe. 
Mit Unrecht hat man angenommen, daß die Strafen diefes Gejeßes durch das EG. 
zum RStrafGB. ausgejchlofjen worden jeien. Unter Umftänden zieht die aggreſſive 
©. öffentliche Strafen nach ſich. Hinſichtlich derjelben find verjchiedene Syſteme 
zur Anwendung gelangt. 

Ginige Gejeßgebungen (Baden 279, Württemberg 200; vgl. Sachſen 247) 
nämlich behandelten die ©. ala ein jelbjtändiges Delikt. Als deſſen Gegenitand 
ift das Intereſſe an der geordneten Verwirklichung des Rechts zu betrachten. Die 
gewählten Mittel fommen bier, je nachdem fie den Formen jchwererer oder leichterer 
Delikte entiprechen, ala Straferhöhungs- oder Straiminderungsgründe in Betracht. 
Dies Verfahren ift prinzipiell forrett. Man bat jedoch dagegen geltend gemacht, 
daß es manche Fälle in das Bereich des Strafrechtö Hineinziehe, bezüglich welcher 
ein praftiiches Bedürfniß hierzu nicht vorliege. Mit Rüdficht auf diefen Einwand 
hat man das fragliche Delift unter die ‚„Antragsverbrechen‘‘ eingereiht, damit aber 
ein Auskunftsmittel gewählt, das mit der Natur des unmittelbar gegen ein öffent: 
liches Interefje gerichteten Delikts nicht im Einklang zu ftehen jcheint. 

Andere Gejeßgebungen fennen die ©. als eine bejondere Verbrechensart nicht. 
Sie überlafjen e8 dem Richter, die Straibeitimmungen über andere Delikte zur 
Anwendung zu bringen, falla die ©. im einzelnen Falle deren Merkmale annimmt. 
Zeigt fie ſolche Merkmale nicht, jo bleibt fie jtraflos. Diejen Gejeßgebungen hat 
fi unjer RStrafGB. angefchloffen. Nach ihm kann 3. B. unter Umſtänden Dieb» 
ftahl vorliegen (j. hierüber den Art. Diebjtahl). Zahlreiche Formen der aggreifiven 
©. aber bleiben nach ihm ſtraflos. So die eigenmächtige Realifirung von Rechts— 
anjprüchen in den Formen der Erpreffung oder des Betrugs, oder durch Entwendung, 
Unterichlagung oder Raub des Gegenjtandes der Forderung. Uebrigens it das 
Verhalten des StrafGB. bier nicht fonjequent. Man hat fich bei der Herſtellung 
dejlelben über die ums bejchäftigende Trage feine deutliche Rechenſchaft gegeben. 
Allgemein fällt die ©. unter das Strafgejeß, wenn fie fich unmittelbar gegen die 
Perjönlichkeit richtet. Wer z. B. die Erfüllung einer Forderung durch Gewalt oder 
gerährliche Drohungen herbeitührt, macht fich des jubfjidiären Verbrechens gegen die 
Freiheit (RStrafGB. $ 240) jchuldig. Der Umſtand, daß es fich um die Geltend- 
machung eines Rechts handelt, ift hierbei als ein Schuldminderungsgrund zu berüd- 
fihtigen. Das Gleiche gilt in Bezug auf die Störungen des öffentlichen Friedens 


(RStrafB. ss 123 ff.) «c 

Gigb.: RStrafGB. 88 58, 52, 54, 113, 117, 240. -- gr ss 98 81. — 
Ungarn. 79, 163 fi. — Preuß. Allg. ER. Ein. 8 77 ff.; Th. I. Zit. 14 88 414 ff. 

Lit: ©. d. Lt. zu den oben erwähnten Artiteln. N. Nester 


Selbithüffeverkauf (jo namentlich dag ROHG. und das Neichägericht) oder 
Berktaufsjelbithülie (jo Thöl und Endemann). it der Käufer mit der Em- 
piangnahme der Sache im Verzug, jo entjteht daraus für den Verkäufer weder eine 
Berreiung von jeiner Verbindlichkeit, noch ein Rücktrittsrecht; es kann für den Ver— 
fäufer von Intereſſe fein, daß das obligatorische Verhältniß betr. die Aufbewahrung, 
Fürſorge Für die Sache auch nicht in der lojeren Weije fortbejtehe, in welcher der 
Verzug des Käufers dafjelbe jortdauern läßt (Mommijen, Mora, ©. 306; Wind- 
Tcheid, Pand., 4. Aufl. $ 346); er will der Sache entledigt fein. Eine Klage 
auf Abnahme wird jelten zuftehen (Mommjen, Mora, ©. 134, 307; Zeitſchr. 
f. d. geſammte H.R. von Goldjchmidt ıc. XXIU. ©. 567). Das Gem. Recht 
gewährt dem Verkäufer drei Mittel: gerichtliche Niederlegung, Verkauf, Preisgeben 
der Sache (Windicheid, $ 346). Weientlich in UWebereinjtimmung hiermit jteht 
das Sächſ. BGB. IS 756 ff. 

Das Allg. Deutiche HGB. Hat diejes Rechtsverhältniß für das Gebiet des 
Handelfaufes in Art. 343 jelbitändig geitaltet, und zwar dahin: 
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„Iſt der Käufer mit der Empfangnahme der Waare im Verzuge, ſo kann der 
Verkäufer die Waare auf Gefahr und Koſten des Käufers in einem öffentlichen 
Yagerhaufe oder bei einem Dritten niederlegen. Er ift auch befugt, nad) vorgängiger 
Androhung die Waare öffentlich verkaufen zu laffen; er darf, wenn die Waare einen 
Börfenpreis oder einen Marktpreis Hat, nach vorgängiger Androhung den Bertauf 
auch nicht öffentlich durch einen Handelsmäkler oder in Grmangelung eines joldhen 
durch einen zu Berjteigerungen beiugten Beamten zum laufenden Preiſe bewirten. 
Iſt die Waare dem Berderben ausgeſetzt und Gefahr im Verzuge, jo bedarf es der 
vorgängigen Androhung nicht.“ 

„Bon der Bollziehung des Verkaufs Hat der Verkäufer den Käufer, ſoweit es 
thunlich, jofort zu benachrichtigen; bei Unterlaffung ift er zum Schadenserſatze ver- 
pflichtet.“ 

Das Preisgeben (1.1. 12, 14 D. de per. et. comm. 18, 6; Mommſen, Mora, 
©. 308) ift befeitigt; das Niederlegen (Thöl, ©.R.$ 268; v. Hahn, Kommentar, 
II. 272; Keyßner zu Art. 343, Nr. 7) jcheidet Hier von der Erörterung aus. 
Vorausfegung für die ©. ift Verzug des Käufers mit der Gmpfangnahme der 
Waaren; hierunter ift, ganz unabhängig von der nach den verichiedenen Landesgeſetzen 
zu beurtheilenden juriftiichen Tradition, das thatlächliche Anfichnehmen auf die Ab» 
lieferung zu veritehen ; jofern die Waare beim Berfäufer lagert, das Räumen ; ſofern 
die Waare zugejendet wird, und zwar, obwol nach Allg. Preuß. ER. I. 11 8 128 
die Uebergabe mit der Abjendung als vollzogen gilt, die Abnahme vom Fracht: 
führer (Entich. des ROHG. IV. 16, IX. 81, XIII. 57). Stellt der Käufer die 
abgelieferte Waare (Art. 347) zur Verfügung, jo entiteht auch hier eine Annahme— 
weigerung und die Berechtigung zum ©. (Erf. des Reichägerichts vom 6: März 1880 
in Gruchot's Beiträgen XXIV. 1091). Der Verzug (f. den Art. Mora) ift nad) 
Zandesrecht zu prüfen, und iſt die Annahmeweigerung ganz unabhängig von der 
Zahlung des KHaufpreifes (Art. 354), kann jogar troß erfolgter Zahlung vorliegen 
(Entih. des ROHG. IX. 81). Der Annahmeverzug hat eine NRealoblation 
nicht unbedingt zur Vorausfegung (Mommfen, Mora, 133 ff.), vielmehr darf es 
ala genügend bezeichnet werden, wenn der Käufer, jobald der Zeitpunkt der Lieferung 
gefommen, dem Käufer kundgiebt, daß er bereit und im Stande jei zu liefern, und 
hiergegen die Annahmeweigerung erflärt wird, oder bei bereits erflärter Annahme: 
weigerung nicht die Bereitwilligfeit zur Annahme zu erkennen gegeben wird (Kit. 
hierüber bei Keyßner, Kommentar zum HGB. zu Art. 343 Nr. 4). Hat der 
Käufer über die Waaren dem Verkäufer noch nähere Aufgaben zu machen, 3. ®. 
über Geftaltung, jowie Verpadung u. dgl., und lehnt er dies ab, jo konſtatirt 
fich hiermit der Annahmeverzug (Entich. des ROHG. XV. 146). Die Forın des ©. 
ift zur Sicherung des jäumigen Käufers gefeßlich beſtimmt; nur ein Verkauf unter 
Innehaltung der bejtimmten Formen ift ein folcher, welchen der Berfäufer dem 
jäumigen Käufer gegenüber als für deffen Rechnung geichehen, geltend machen fann. Die 
Formerfüllung hat der Verkäufer zu beweifen; die Verabſäumung derſelben fann nicht mit 
dem Nachweis der negotiorum gestio (ſ. diefen Art.) entichuldigt werden (Entich. 
de ROGG. VIII. 104, 377; XIX. 92; des Reichagerichts I. 358) ; dagegen ift nicht 
ausgeichloffen die durch Umstände erforderte andere Verkaufsausführung (Entich. des 
ROGG. XI. 58, 177; XI. 59; XVI. 326). Durch Sandelögebrauch (Art. 1 des 
HGB.) kann die Verkaufsform nicht abgeändert werden, auch fommen erleichternde 
Beitimmungen des Yandesrechts gegen das Reichörecht nicht in Betracht; dagegen 
ift es den Parteien unbenommen, den Berfauf anderweit zu regeln (Keyßner, 
Kommentar zu Art. 343. Nr. 9; Deutiche Jur. Zeitung 1879, 810). Durch den 
Annahmeverzug ift nur die Zeit beitimmt, von welcher ab der ©. zuftändig it; 
behält der Verkäufer die Waare auf Yager, jo kann er fich nachträglich zum ©. ent— 
ichließen, doch darf Hierbei nicht eine Benachtheiligung des Käufers zu Tage treten; 
wobei jedoch zu beachten, daß aus dem Verzuge in der Zahlung des Kaufpreiies 
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(Art. 354) ein ferneres Recht zur S. erwachien kann. Auch mit der Niederlegung 
der Waare wird S. nicht ausgejchloffen ; ebenjowenig die Klage auf Bertragserfüllung 
(Entich. des ROHG. XXIU. 19). Der PVerfäufer joll dem jäumigen Käufer den 
S. vorher androhen, wobei es jedoch der Angabe des BVerfaufstermins, ob öffent- 
lich oder nicht verfauft werden joll, nicht bedarf (Entich. des Reichägerichts I. 5); 
jwiichen Androhung und Realifirung muß ein jolcher Zeitraum liegen, daß dem 
Käufer eine den Umftänden nach ausreichende Friſt bis zum Verkaufe bleibt, um 
die erforderlichen Maßregeln zu treffen behufs Schadensabwendung, ſei es durch 
Abnahme oder durch Hinwirken auf guten Verkauf (Entich. des ROHG. XIX. 
194). Durch die Weigerung, die Waaren anzunehmen, wird die Berfaufsandrohung 
nicht erledigt (Entich. des ROHG. XIX. 294; des Reichsger. I. 310). Iſt die 
Waare dem Berderben ausgejegt und gleichzeitig Gefahr im Verzuge, jo ift die 
Verfaufsandrohung nicht jormelles Vorerforderniß. Ueber den Ort der Verfaufsielbit- 
hülte hat das Gejeh wegen Verjchiedenartigkeit der Fälle nicht Beitimmung getroffen. 
Gemeinhin wird der Verkauf dort jtattfinden, wo der Annahmeverzug des Käufers 
fich bethätigt; der Regel nah am Erfüllungsort ; jofern dort feine Verkaufsgelegen— 
beit, 3. B. weil fein Marftort, obwol die Waare eine marftgängige, ift die Waare 
zum Marktort zu ſchaffen; wird vor Abjendung die Annahme verweigert, jo fann, zur 
Vermeidung zwedwidriger Belaftung mit Transportkoften, der Verkauf am Abjendungs- 
ort geichehen (Entich. des ROHG. V. 174, XIV. 422; Fenner und Mede, 
Samml., VI. 235; geitichr. j. d. geſ. H.R. XXI. 583; Keyßner, Kommentar, 
©. 347). Der ©. muß diejenigen Waaren betreffen, mit deren Annahme der 
Käufer in Verzug ift; beim Speziesfauf liegt dem Verkäufer Beweis der Jdentität, 

beim Genusfauf liegt der Beweis der geiegmäßigen und vertragsmäßigen Gigen- 
jchaiten ob (Entich. dee ROHG. XV. 149, XXIV. 33; Rhn. Archiv XXVI. 

15). Daß der PBerfauf mit allen verabredeten Klaufeln ftattfinde, iſt nicht 
nothwendig; die Waare darf verfauft werden, wie fie verfäuflich, d. h. markt— 
gängig it (Entich. dee ROHG. X. 372). Steht dem Käufer über die Waare 
noch ein Wahlrecht zu, jo wird die noch zu fertigende Waare (Spezififation bei 
Stabeiſen) mit diefem Wahlrecht verfauft (Entich. dee ROHG. XV. 146, XVIII. 
336, XXI. 5; Zeitichr. j. d. gei. H.R. XXIU. 635; Römer, Abhandl. aus 
dem Röm. Recht, Handels- und W.R., ©. 132). Der öffentliche Verkauf muß 
befannt gemacht werden nach den für öffentliche Verjteigerungen geltenden örtlichen 
Vorſchriften, abgehalten unter allgemeiner Zugänglichkeit durch einen für öffentliche 
BVeriteigerungen obrigkeitlich Angeitellten (KeyBner, Kommentar zu Art. 311 
Nr. 3). Der öffentliche Verkauf erfordert feine gerichtliche Mitwirkung; das nahm 
auch der oberite Defterr. Gerichtähof (Adler und Clemens, Samml., III. 424, 
447) an, ift jedoch, ohne jeine frühere Rechtiprechung zu beachten, zur entgegengejeßten 
Anficht übergegangen (Erf. v. 17. Novbr. 1880; Wiener Jur. Blatt, 1881, ©. 23). 
Betreffend die Waaren, welche einenBörjenpreis oderMarftpreis haben, ſ. diefen 
Art. Durch das Erforderniß, daß dieſe Waaren nur zum laufenden Preiſe ver- 
kauft werden jollen (val. Keyßner, Kommentar zu Art. 311 Nr. 6) wird für den 
Käufer der Preis gefichert. Den rechtlichen Bedenken gegenüber (Goldihmidt, H.R., 

I. 2S. 945; Anihüß und v. Völderndorff, III. 181, 278) iſt der Verkäufer 
der Waare ala Käufer bei der Berfaufsjelbithülfe anerfannt ( Zeitich. j. d. gef. H.R. 
XVI. 234, XXIU. 593; GEntich. des ROHG. IV. 20). Die unterlaffene Mit— 
theilung von der Verkaufsvollziehung macht jchadenseriatpflichtig, ohne jedoch die 
Geltung der jonjt gehörig vollzogenen Verfaufsfelbjthülte zu berühren. Für den Fall, 
Daß der Häufer mit der Zahlung des Kaufpreifes im Verzuge und die Waare noch 
rricht übergeben ift, giebt Art. 354 des HGB. dem Berfäufer das Wahlrecht, 
Erfüllung des Vertrages nebit Schadenseriag wegen jpäterer Erfüllung zu verlangen, 
oder die Waare im Wege der Verfaufsielbithülie für Rechnung des Käufers zu ver— 
£aufen, oder vom Vertrage zurüdzutreten, gleich ala ob derjelbe nicht geichloffen worden. 
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Lit.: u H. R., PX aut F 268, 281, 282. — Enbemann, HR., 3. —* S. 350, 


546, 571. — Gareis, 20 Si Besiete elbe, Das Stellen zur japofition, S 147, — 

Sampredt in —28 ram, X — Die Kommentare zum Allgemeinen 

il Kfm: zu Art. 343, 354. Keyßner. 
ord. Die gemeinrechtliche Praxis hatte denſelben unter dem Einfluß 


der Kirche zu einem Delikte geſtempelt. Man beſtrafte den vollendeten S. nach 
Verſchiedenheit der Umſtände mit ſchimpflichem oder mit ſtillem (ohne kirchliche 
Ceremonien ſtattfindenden) Begräbniffe, den verſuchten arbiträr mit Gefängnik, 
Verweiſungs- oder anderen Strafen. In der neueren Zeit iſt man von der Be— 
ſtrafung ſowol des vollendeten, wie des verſuchten ©. abgekommen (jedoch nicht 
in England und Amerika), mit NRüdficht theils auf ihre praftiiche Wirkungslofigkeit 
und Zwedwibrigkeit, theils auf den Umftand, daß in den meilten Fällen 
die Zurechnungstähigfeit als eine problematische erfcheint, theils endlich mit Rüd- 
fiht auf die Schwierigkeiten einer rechtlichen Begründung diefer Beitrafung vom 
Standpunkte des modernen, durch religiöfe und fpezifiich-moraliiche Gefichtapunfte 
nicht mehr beherrichten, Rechtes aus. — Mehrfach fanden fich indeß in der neueren 
Geſetzgebung bejondere Strafbeitimmungen in Betreff der Beihülfe zum S. Baden 
drohte Hier Gefängniß oder Arbeitshaus; Ungarn bedroht Anftifter und Gehülten 
mit Gefängniß, im Falle des jog. Amerikanischen Duella aber mit Staatägefängnik 
($ 283). Abgeſehen von folchen bejonderen Vorſchriften ift die Beihülfe zum ©. 
nicht zu beftrafen, was in der (Franz., Oeſterr. ıc.) Praris jedoch nicht unbejtritten 
ift. Gleiches gilt in Betreff der Anſtiftung, infofern nicht die zur Anwendung ge: 
brachten Mittel (Drohungen, Mißhandlungen zc.) den Thatbeftand eines Verbrechens 
gegen. “ Bay Trreiheit oder gegen die körperliche Integrität heritellen. 
v. Wächter, Revifion der Lehre vom ©., Arc. des ENR.X. U. Mertel, 

"Celbftverftünmelung. Der Einzelne ift dem Staate und Einzelnen ver 
pflichtet, jo lange er lebt. Wenn fich derjelbe jelbjt verjtümmelt, jo verleßt er 
zunächit dadurch Pflichten gegen fich felbft und Andere. Der Staat jtraft jedoch 
nur dann die ©., wenn dieje in der Abficht geichieht, ſich zum Militärdienfte un: 
tauglich zu machen oder durch fünftlich hervorgebrachte Gebrechen fich dem Dienite 
zu entziehen. Bier iſt der wehrpflichtige Selbjtverleger Subjeft und zugleich Gegen: 
ftand der Mebertretung, deren rechtliches Objekt die Militärpflicht darftellt (Deutiches 
StrafGB. $ 142). Wehrpflicht ift hier gleichbedeutend mit gefeßlicher Verpflichtung 
zum Militärdienfte (Reichamilitärgefeß vom 2. Mai 1874, 88 10, 11, 18, auch 
Gef. über den Landjturm vom 12. Febr. 1875). Der ‚Waffendienit it die prins 
zipielle Verrichtung, die anderen militärifchen Dienftleiftungen die eventuelle. Ee 
genügt die Untauglichmachung fürleßtere. Nach dem Preuß. Strafgeſetz verwirkte derjenige 
die Strafe des Gefängniffes nicht unter einem Jahr und zeitiger Unterjagung der Ausübung 
der bürgerlichen Ehrenrechte, wer fich vorjäßlich durch ©. oder auf andere Weije zu dem 
Militärdienfte untauglich macht oder untauglich machen läßt. Die Strafbarkeit wird da: 
durch nicht ausgeichlofjen, daß der Schuldige zu militärischen Nebendienftleiftungen, außer 
dem eigentlichen Waffendienjte, befähigt geblieben ift; auch ift die Herborbringung 
einer dauernden Untauglichkeit nicht nothiwendig. Der Thäter wird nach vollitredter 
Strafe zu demjenigen Militärdienfte abgegeben, zu welchem er noch tauglich be: 
funden. Nach der Preuß. Militär-Erjaginftruftion vom 9. Dez. 1858 $ 54 waren 
Militärpflichtige und Rekruten, welche der vorjäßlichen S. wegen bejtraft worden, 
im Falle der Arbeitsfähigkeit ohne Rückſicht auf ſonſtige Zurüdjtellungsgründe zur 
Ableiftung der geſetzlichen Dienftpflicht in eine Arbeiterabtheilung einzuftellen. Rach 
dem Defterr. Wehrpflichtgefeße vom 5. Dezbr. 1868 $ 47 ift jeder Wehrpflichtige, 
welcher der vorſätzlichen Selbſtbeſchädigung überwieſen wurde, inſofern er zu irgend 
einer Dienſtleiſtung im Heere oder in der Kriegsmarine noch tauglich iſt, dahin 
abzuſtellen und hat zwei Jahre über die geſetzliche Liniendienſtdauer zu dienen. 
Hat die Abgabe zum Militärdienſte auch bei ſolchen Individuen zu geſchehen, bei 
welchen wegen eingetretener Verjährung von dem Verfahren abgelaſſen wurde? In 
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Defterreih wurde diefe Frage bejaht. Selbitverlegung aus Unbedachtiamfeit iſt 
ausgeichloffen. Nach dem Dejterr. Mil.StrafGB. begeht das Verbrechen der Selbit- 
beichädigung, wer nach abgelegtem Dienjteide durch Verſtümmelung feines Körpers 
oder durch gefliffentliche Servorbringung einer Krankheit zum Militärdienfte fich 
untauglich zu machen und dadurch jeine Entlaffung zu bewirken trachtet. Die 
ihwere Kerkerſtrafe richtet fich nach dem Griolge. Nach ausgeitandener Strafzeit 
ift auszuſprechen, ob die betreffende Militärperfon noch zu irgend einer Dienftleiftung 
bei einer Heeresanftalt geeignet jei. Bei gänzlicher Dienftuntauglichkeit des Selbit- 
beichädigers tritt die Nebenftrafe der Stellung eines Griagmannes ein. Die faful- 
tative Androhung der Ehrenfolgen rechtfertigt fich bei dieſem Delift durch die Er— 
wägung, daß bafjelbe nicht immer aus ehrlojer Gefinnung, fondern auch aus Rüde 
fichten für hülfsbedürftige Eltern ıc. begangen werde. Sachſen faßte diefes Delift aus 
dem Gefichtspunft einer ftrafbaren Hinterziehung der Leijtung der Militärpflicht auf. 
Wer fich durch Spiel, Trunt, Müßiggang erwerbsuntauglich macht, verfällt dem 
z 361, 3.5 des Deutſchen StrafGB., infofern er mittels der Selbitbeichädigung 
ihm obliegende Unterhaltungspflichten verleßt. 

Gibg. u. Lit.: v. Holtzendorff, Hanbb., III. $ 39. — Hälſchner, Gem. d. Strafr. 
1881, $ 187. — Keller, Militärftrafgeieß, 1873. — Preußiſches StrafGeſ. 113. — Oppen— 

off, 230. — v. Helldorff, Dienftvorfchriften der Preuß. Armee, 1865, S.62.— Puchelt, 
gänzende Gejee ber Badiſchen Gejehgebung, 1868, S. 153. — Rüdorff, Deutjches Vilitärs 
Arafgeleh, 1872. — Dagegen Rubo, Komm. über das StrafGB. 1879, ©. 635. — Komm. der 
s$ 142—53, v. Schwarze, ©. 365 fi. — Gerichtäfaal, 1857, II. 139. — Hubner, Oeſterr. 
ilitärftrafgefehe, 1878. Wahlberg. 
Selchow, Joh. Heinrich CHrift., 5 1732 in der Markt Brandenburg, 
wurde 1757 ordentl. Prof. in Göttingen, 1764 Beifiter der Juriftenfafultät, 1770 
Hofrath, T 1795. 

Schriften: Elem. antiquit. jur. Rom. publ. et priv., Gott, 1756. — Elem. hist. jur. 
univ. per Germ. obtinentis, Gott. 1759, (deuiſch Götting. 1767). — Instit. jurispr. Germ., 
Gott. 1757. — Elem. jur. Germ, priv. hod. ed. 2. Hannov. 1762, 8. 1795. — Grunbdjäße 
db. W. R. Gött. 1758, 1777. — —— d. Braunſchweig⸗Lüneb. Privatrechts, Gött. 1764. — 
Electa jur. publ. et priv. Germ., Lips. 1771. — Grdriß. d. teutſchen R.geich., Gött. 1775. — 
Einl. in ben Reichöhofrathäpre., Lemgo 1778—1789. — Mag. f. d. Deutihe R. und Geſch., 
Gött. Lemgo 1779. 

Lit: Pütter, IL 22—24. Zeihmann. 

Selden, John, & 1584 zu Salvington (Suffer), trat mehrfach im Parla= 
mente gegen die Regierung auf, wurde zweimal gefangen gejeßt, jaß 1640 im langen 
PBarl., 7 1654. „Gloria Britanniae.‘ 

Schriften: History of tithes, that is the practice of —— of them, 1618, 1680. — 
Mare clausum sive de dominio maris libri duo, 1636. — Diss. historica ad Fletam. — Notes 
on Fortescue. — De uxore ebraica s. de nupt. et divort. ex jure civ. i. e. divino et 
talmudico, Lond. 1646. — De jure nat. et gentium juxta discipl. Ebraeorum, London 
1640; Argent. 1665. — Table Talk, 1689. — Opera, Lond. 1726. 

git.: Hinrichs, Geld. db. R.- u. Staatöprinzipien, 1848, I. 107—114. — Gessner, 
Droit des neutres, 1865, p. 14. — Schulte, Geſchichte, III. b 271. — Franck, Les 
reformateurs et publicistes de l’Europe, 17. siöcle, Paris 1881. — Calvo, (8) I. 39. 

Zeihmann. 
Cell, Georg Wild. Aug., 5 1804 zu Darmjtadt, wurde 1830 Privats 
Dozent in Gießen, 1834 Prof. in Zürich, 1841 in Gießen, T 25. III. 1846. 

Schriften: Ueber bad Recht des correus debendi vor bem anderen correus, Giehen 
1830. — Berl. im Geb. db. Givilrechts, Göttingen, 1833, 34. — Abh. in der Zeitichr. für 
Givilreht u. Prz. v. Linde, IL. Heft 2, 3. Er gründete mit feinem Bruder Karl Sell 
Die Jahrbücder f. hift. u. dogm. Bearb. d. Röm. Rechts, Braunfchw. 1841—44. 

Lit: N. Nekr. d. Deutichen, Bd. XXIV. ©. 201, 202. Zeihmann. 

Sell, Karl, & 20. VII. 1810 zu Darmitadt, Bruder d. Vor., jtudirte in 
Gießen und Heidelberg, habilitirte fich 1834 in Gießen, bald außerord. Prof. daf., 
1839 als ordentl. Prof. nach Bonn berufen, 1854 Geh. Juſtizrath, F 23. VII. 1879, 

Schriften: De condictionibus quaestiones duae, Darmst. 1834. — Die Recuperatio 

ber Römer, Braunichw. 1837. — De juris Rom. nexo et mancipio, Brunsv. 1840. — Röm. 
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Lehre db. Eigenthums nebft Einleit. von ben dingl. Rechten überhaupt (1834), Bonn 1852. — 
Aus dem Noralrecht ber Römer, Bonn 1879. 
Lit.: Gedächtnißrede von 9. von Dechen (in „Bonner Zeitung“ Nr. 213 v. 6. Aug. 
79). Teichmann. 

Semeca (Zemeke, Joh. Teutonicus), ſtudirte in Bologna unter jo, 
wurde Propft in Goslar, dann in Kalberitadt, icheint in Bologna gelehrt zu haben, 
7 1245 oder 1246. 

Gr jhrieb: Glofien zu Gratian’s Dekret, u. jur Kompil. IV. 

Bit: Schulte in Ztichr. }. Kirchenrecht XVI. 107—132. Zeihmann. 

Seminarien (firchliche) (Th. I. ©. 626, 628, 648, 649). Das Konzil 
von Trient verpflichtet die Bilchöfe in ihren Diözeſen bei der Kathedrale oder an 
einem anderen geeigneten Orte Xehranftalten (seminaria) zu errichten, in denen 
ehelich geborene Knaben, vorzüglich armer Eltern, vom zwölften Lebensjahre ab die 
nöthige Unterweifung in allgemeinen Wiflenfchaiten, der Theologie, jowie in der 
Vornahme firchlicher Funktionen behufs der Vorbereitung für den Priefterftand em— 
piangen jollen, — eine Anordnung, bei welcher das von Ignaz von Yoyola geftiftete 
Deutiche Collegium in Rom ala Mufter gedient hat, und deren Zwed die Iſolirung 
der Elerifalen Bildung gegenüber dem neu erwachten wifjenfchaftlichen Geift war. — 
Für die Errichtung und die Unterhaltung der ©. kann der Bilchof unter Einholung 
des Rathes ziveier Domherren, von denen er den einen, das Domkapitel den andem 
bejtimmt, und zweier Mitglieder des Stadtflerus, deren eines durch den Biſchof, 
das andere aber durch den Klerus gewählt wird, den Benefizien und Fabriken der 
Didzefe, von feiner eigenen mensa episcopalis anfangend, eine Abgabe (seminaristicum, 
alumnaticum) auferlegen. Können auf diefe Weife nicht die erforderlichen Mittel 
beichafft werden, jo braucht blos für die ganze erzbiichöfliche Provinz ein ©. er: 
richtet werden. — Die Anordnungen über die Eintheilung der Klaſſen, die Gegen: 
ftände und Methode des Unterrichts, jowie die Anftellung der Lehrer fteht dem 
Biichof zu, welcher dabei zwei ältere und angejehenere Kanoniker als Beirath zu: 
ziehen joll. 

In Deutjchland find indeſſen dieſe Vorſchriften des Konzils von Trient fait 
gar nicht ausgeführt worden, die hier beitehenden Priefter- (auch Klerikal-) ©. dienen 
vielmehr nur der praftifchen theologifchen Ausbildung jolcher Kandidaten, welche 
ſchon die wiſſenſchaftlichen theologischen Studien vollendet haben. Die allgemeine 
Vorbildung erhalten diejelben dagegen in den fog. Anaben-S. — in denen theile 
der vollftändige Gymnafialunterricht ertheilt wird, theila aber die Zöglinge nur 
gemeinjam erzogen werden (ſog. Konvifte), indem fie daneben den Unterricht an 
den öffentlichen Gymnafien des Ortes empfangen —, die theologische Bildung dagegen 
bald auf den Univerfitäten, an denen katholisch-theologische Fakultäten vorhanden find 
(Breslau, Bonn, München, Würzburg, Freiburg und Tübingen), theils an eigenen 
von den Biſchöfen geleiteten theologischen Lehranftalten, von Manchen auch Klerikal— 
©. genannt (jo in Dejterreih, Bayern und Preußen, joweit dieje hier nicht jeit 
dem Jahre 1873 von Staatswegen geſchloſſen find). 

Tür Preußen, wo jeit 1850 über die geiftlichen Bildungsanftalten keine Staats: 
aufficht geltend gemacht wurde, hat das Gejeg vom 11. Mai 1873 über die Vor: 
bildung der Geiftlichen, indem es zur Erlangung eines geiftlichen Amtes 1) Ab- 
legung der Abiturienten- Prüfung, 2) die Zurüdlegung eines dreijährigen Studiums auf 
einer Staatöuniverfität des Deutjchen Reiches, und 3) die Abjolvirung einer Staats- 
prüfung in Betreff der allgemeinen wifjenjchaftlichen Bildung fordert, bejtimmt, 
daß Snaben-S. und Knaben-Konvikte nicht mehr errichtet, und auch neue Zöglinge 
in diefelben nicht mehr aufgenommen werden jollen, jowie daß das wifjenjchaftliche 
theologische Studium an einer biichöflichen Lehranſtalt nur dann abjolvirt werden 
darf, wenn vom Kultusminiſter anerfannt ift, daß ein jolches Studium das Uni— 
verfitätäftudium zu eriegen geeignet fei, ein Vorrecht, welches aber die Lehranitalten, 
welche fich an dem Orte einer fatholiich-theologifchen Fakultät befinden, nie erlangen 
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fönnen. Die praktiſch-theologiſche Vorbildung zu regeln, überläßt das Gejeh der 
Kirche jelbft. Dagegen unterwirit dafjelbe ferner alle Lehranſtalten der Staatö- 
aufficht, welche durch den Oberpräfidenten geübt wird und fich in Revifionen der— 
jelben bethätigen kann. Auch müfjen die Hausordnungen und Disziplinarregle- 
ments jämmtlicher Anftalten, ferner die Lehrpläne der Knaben-S. und theologischen 
Lehranftalten (nicht der Priejter-S.) dem Oberpräfidenten eingereicht werden. End» 
lich ſetzt es die Qualififation der Lehrer näher feſt und unteriwirft ihre Anftellung 
dem jtaatlichen Einſpruchsrecht. Bei Nichtbeiolgung der geſetzlichen Beitimmungen 
kann der KHultusminifter die für die betreffende Anftalt beftimmten Staatömittel 
einbehalten, die Zöglinge von dem Befuche der Gymnaften und Ablegung der Abi- 
turientenprüfung zurückweiſen, und auch die Anftalt jelbit schließen. — Das 
Badiſche Geſetz vom 19. Febr. 1874 ordnet die Schließung der Knaben-Konvikte 
und der Internate für Theologie Studirende an, und läßt der Kirche nur Freiheit 
in der Errichtung von Anftalten zur theologijch-praftiichen VBorbildung. — In 
Bayern und Württemberg jtehen die theologischen Bildungsanftalten ebenfalls 
unter jtaatlicher Aufficht. 

In der evangeliichen Kirche fommen zwar auch Seminarien vor, dieſe dienen 
aber nur dem Zwede der praftiichen Vorbereitung auf das geiftliche Amt und der 
Erweiterung und Bertiefung der theologischen Kenntniffe.. Für die Regel nehmen 
fie die Kandidaten erit nach vollendetem Univerfitätsjtubium oder erit nach ab- 
jolvirtem erften oder zweiten Gramen auf. Einzelne vereinigen auch die Kandidaten 
zur — bilden alſo Konvikte. 

Quellen: Conc. Trid. Sess. XXII. c. 18 de ref. 

Lit: Aug. Theimer, Geſchichte der geiftlichen Bildungsanftalten, Mainz 1835. — De 
l’education clericale et des seminaires provinciaux in ben Analecta jur. Pontif. I. p. 654, 
1067; IH. p. 2831. — Schulte, —— II. 149; Deſſelben er d. Kirchenrechts, 
&. 597. — Richter-Dove, Kirchenrecht, 7 . Aufl., E. 1068. — P. Hinihius, Die Preuß. 
Kirchengeſetze, Berlin 1873, ©. XIX, 107 fl. P. Hinſchius. 


Sendenberg, Heinr. Chrift. Freih. v., 5 1704 zu Frankfurt a. M., 
wurde 1730 erjter Rath zu Dhaun in rheingräfl. Sienften, 1735 Prof. in Söttingen, 
1738 in Gießen, 1745 Reichshofrath und Freiherr, T 3. V. 1768 zu Wien. 

Schriften: Selecta jur. et hist. tum anecd. tum jam edita et rariora, Francof. 
134 42. — Anfangsgründe der alten, — u. neueren ig gem. Rechtägelehrjamteit, 
Gött. zu — Corp. jur. feud. Germ., 1 0. jur. Germ. publ. ac priv. hactenus 
ineditum, 176066. — Gebanten von b. rt Er a Gebrauche d. uralten teutſchen 
bürg. u. Siaaisrechts in den bisherigen Reichsgeſetzen und Gewohnheiten, 1759. — Neue und 
vollſtänd. Sammlung db. R.A., Frankf. 1747. — Se jure primarum precum regum Germ., 
Francof. 1789. 

Lit.: Pütter, Litt., I. 446-355. 

Sein Sohn Renatus Karl, & 1751 zu Wien, that fich hervor ala Fort— 
jeger v. Häberlin’3 Deutfcher Reichsgeſch, Bd. 21—27, Frank. 1798, 1799; 

1800. 
* Lit.: Stobbe, Rechtsquellen, I. 11. — Schulze, Einl. in das Teste — 
S. 83. — Kriegk, Die Brüder S., Frankfurt 1869. — Preußiſche Jahrbb. XX 
—— 

Seniorat. Für die Güter des Adels gilt in Folge von Hausſtatuten, Ob— 
ſervanzen oder Fideikommißſtiftungen häufig das Prinzip der Individualſucceſſion, 
welchem zufolge das Familiengut ungetheilt nur auf einen Erben übergeht. Mit— 
unter iſt dieſe Erbfolge nach dem ©. geordnet, d. h. es iſt ſtets das älteſte der 
erbberechtigten Familienglieder — ohne Rüdfihtnahme auf Parentel und Grad — 
zur Succeffion berufen. In Deutichland Hat der ©. für die Erbiolge ſtets nur eine 
Tehr vereinzelte Anwendung gefunden. 

Lit. u. Gjgb.: Rudloff, De iure senii in familiis illustribus, 1769. — v. Salza 
und Lichtenau, Die Lehre vd. Familien:, Stamm: u, „Gehöleihtäfibeitommirfen, ss 77, 78. — 
Wildner, Fideitommite, 169. — Preuß. Allg. ER. I. 488 1 

ee Brunner. 
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Separatio bonorum (Gütertrennung, Abjonderung) iſt zumächit der 
allgemeine Name für Fälle, wo eine Vermögensmaſſe in verfchiedene Bejtandtheile 
zerlegt wird, wie bei der Auseinanderjegung zwiſchen Lehn und Allod, zwiichen 
Dotalgut und ehemännlichem Vermögen. Sodann aber bedeutet es namentlich die 
Abſonderung eines Nachlafjes vom eigenen Vermögen des Erben, auf welche die 
Nachlaßgläubiger ein Anrecht haben, um fich gegen die Konkurrenz der Gläubiger 
des möglicher Weiſe überjchuldeten Erben zu ſchützen (jog. beneficium separationis), 
(1. 1 pr. $$ 1, 14 D.h.t.). Dies vom Prätorifchen Edikt geichaffene Recht gewähren 
ihnen auch alle Deutjchen Landesrechte (Preuß. Allg. ER. I. 16 88 500—512; 
Oeſterr. BGB. $ 812; Sächſ. BGB. 88 2333— 2342), und der Code civil art. 
878 ff. Als Vorausſetzung deffelben gilt nicht blos erwieſene Ueberſchuldung des 
Erben, jondern jchon jede Gefährdung durch defjen Gläubiger GSeuffert's Arch. XI. 
173; noch weiter geht Windjcheid, $ 607, Anm. 3); nach Preuß. Recht jedoch 
nur Konkurs des Erben. Für diefen überall wichtigiten Fall hat auch die RAD. 
$ 43 das Abjonderungsrecht, joweit es landesgejeglich bejteht, anerfannt und geregelt, 
woraus man jedoch nicht mit Dernburg, III. 3 233, Anm. 4, folgern dari, daß 
es nunmehr nach Reichörecht nur im Falle des Konkurſes gelte. Ueberdieß ift mac 
manchen Landesrechten das Abfonderungsrecht für die Fälle, wo der Erbe mit der 
NechtswohltHat des Inventar angetreten bat, entbehrlich geworden. Denn bier 
wird vielfach, 3. B. vom Preuß. Allg. ER. I. 9 $ 443, der Nachlaß als ein dom 
Vermögen des Erben getrenntes® Ganze behandelt und an demſelben nur ein zu 
Gunjten der Gläubiger bejchränftes Eigenthum de8 Erben anerfannt. Vgl. Dern— 
burg, II. SS 221 ff. Bei diefer Auffaffung können die Nachlaßgläubiger, wenn 
die Erbichaft überjchuldet ift, über dieſelbe Konkurs eröffnen laflen, ohne eines 
Separationsrechts zu bedürfen (RKO. 8 202 und Motive dazu), und wenn fie 
nicht überjchuldet ift, Sicherheitsmaßregeln betreiben, durch welche ihr Necht aui 
vorzügliche Befriedigung aus dem Nachlaß gegen die Konkurrenz der Gläubiger des 
Erben geichüßt wird. Nach diejen Landesrechten bleibt daher das Abjonderungsrecht 
nur dann praftiich wichtig, wenn der Erbe ohne Vorbehalt angetreten hat. Berechtigt 
jur s. b. ift jeder Nachlaßgläubiger und Vermächtnißnehmer (1. 6 pr. D. h. t., 
RKO. 8 43). Die Frift zur Musübung des Nechts beträgt nach Gem. Recht fünf 
Jahre jeit dem Erbichaftsantritt (l. 1 $ 13 D. h. t.), ift aber durch die Landesrechte 
meift gekürzt, in Preußen auf ein Jahr (vgl. die Weberficht in den Motiven zu 
5 43 der RKO.). Das Preuß. Recht verlangte bisher außerdem auch Innehaltung 
der Anmeldungsfrijten im Konkurſe (Preuß. KO. $ 126); dies ift durch die RKO. 
bejeitigt, und danach der Anjpruch auf Abjonderung bis zum Ende des Konkuries 
ftatthaft. Jedoch wird das Necht verwirkt durch Annahme des Erben zum perſön— 
lihen Schuldner (1. 1 88 10, 11, 15, 16 D. h. t.), nach Preuß. Recht erſt durch 
Novation. Die Ausübung des Rechts auf s. b. erfolgte bisher in allen Fällen 
durch Erwirfung einer Verfügung des Nachlaßrichters (vgl. über die Kompetenzirage 
Ubbelohde im Archiv für civ. Prari® LXI. ©. 63 ff.), kraft deren eine völlige 
Trennung des Nachlaß- und des Grbenvermögens in der Art eintrat, daß es bei 
Ueberfchuldung der einen oder anderen Maffe zu einem Univerſalkonkurs über die 
legtere und zu einem Partikularfonfurs über die erjtere kam. Aehnlich nach der 
Preuß. KO. $ 259. Dies ift durch die RKO. dahin geändert, daß ein Partikular— 
konkurs über den Nachlaß nie mehr ftattfindet. Denn wenn derjelbe mit Vorbehalt 
angetreten ift, jo kann er nach SS 202 ff. nur Gegenstand eines eigenen, auf den 
Namen des Erblaffers einzuleitenden Konkurjes werden. Wenn der Erbe aber ohne 
Vorbehalt angetreten bat, jo werden die Nachlaßjtüde nicht mehr als Einheit, fondern 
als einzelne Sachen behandelt; daher behält der Konkursverwalter fie in feiner Ver: 
waltung, verfilbert fie und befriedigt mit dem Erlöſe die Nachlakgläubiger und Ber: 
mächtnißnehmer, welche ihren Abjonderungsanjpruch bei ihm geltend machen. Vgl. 
die Motive zur RKO. SS 43 und 202, und Dernburg, III. $ 233, 4. 13. 
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Nach jeinem Umfang begreift dad Separationsrecht des $ 43 der NRD. die bei 
der Eröffnung des Konturſes vorhandenen Nachlaßgegenftände.. Danach iſt für das 
vom Grben bereits Verausgabte oder Berzehrte fein Erſatz zu leiten. So— 
jern jedoch nach Landesrecht das für eine Nachlaßjache erworbene Aequivalent an 
deren Stelle tritt, wie 3. B. nad $ 2341 des Sächſ. BGB. Forderungen von 
Gegenleiftungen für veräußerte Erbichaftsgegenftände, mird auch dies von dem 
Separationärecht ergriffen. Dal. Dernburg, a. a. O. und 8 230, W. 22. 
Fraglich ift, ob die Abjonderungäberechtigten auch aus den eigenen Mitteln des 
Erben Berriedigung verlangen können. Das Röm. Recht enthält mwideriprechende 
Gnticheidungen (vgl. 1.51.1817 und 1.3 8 2 D. h. t.); nah der RED. $ 57 
ift die Frage zu bejahen für den Betrag, zu welchem der Gläubiger auf abgejonderte 
Befriedigung verzichtet, oder mit welchem er bei der leteren ausgefallen ijt. Die 
frühere Praris und das Preuß. Recht legten auch den Gläubigern eine Erben, 
welcher eine Erbſchaft ohne Vorbehalt angetreten hat, das Recht auf Trennung 
jeines Vermögens von der Erbſchaft bei. Dies ift durch die RKO. aufgehoben. 
Bol. die Motive zu $ 43, ©. 223. 

Quellen: Tit. Dig. de separationibus 42, 6. 

Neuere Lit.: Sinteni3, Gem. —— 11.$ —— Lehrb., II. S 157. — 
Windicheid, Lehrb., S 607. — Unger, Defterr. Erbr., $. — Dernburg, Xehrb. db. 
Preuß. Privatrecht, I. $ 233. — Die Kommentare zur ka, Ed. 


efter. Sequejtration ift die Hinterlegung einer Sache, deren juriftifches 
Schidjal ungewiß ift, bei einer unbetheiligten Perfon, welche die Verpflichtung über- 
nimmt, die Sache an denjenigen herauszugeben, welcher fein Recht auf diejelbe er— 
wiejen bat. Der bei Weitem häufigite Anwendungsfall der ©. ijt die Depofition 
einer im Streite befangenen Sache durch die Prozeßparteien, wo dann der Sieger 
das Rüdforderungsrecht hat. Die Sequeftration wird entweder von den Betheiligten jelbft 
vorgenommen (s. voluntaria) oder vom Richter angeordnet (s. necessaria); die 
(eßtere tritt ein während eines Prozeſſes ala Sicherheitsmittel (zur Abſchneidung 
verbotener Selbithülfe oder zur Vermeidung der Deterioration der ftreitigen Sache) 
oder nach geendetem Streit ala Grefutionsmittel. Der ©. hat die Stellung eines 
Depofitars, die Klage gegen ihn heißt depositi sequestraria actio; er hat die Sache 
aufzubewahren jo lange, bis jejtgejtellt worden it, an wen fie herauszugeben ift, 
bzw. bis er ſonſt der übernommenen Verpflichtung entledigt wird. Die viel be= 
handelte Frage, ob der ©. Befig an der Sache habe, ijt meines Grachtens nad) 
der Berfchiedenheit der Beitimmung der ©. zu beantworten; erfolgt die ©. nur zur 
faktifchen Sicherheit der Sache (custodiae causa), jo dauert der bisherige Belit fort 
und der ©. erhält nur die Detention; ſoll fie dagegen eine Grfiung unter 
brechen, jo geht der Befiß unter, der ©. erhält dann den jog. abgeleiteten Befit 
Der ©. vertritt die Parteien, bzw. das Gericht, er iſt aber nicht Bevoll- 
mächtigter in dem Sinne, daß die von ihm angeordneten Maßregeln über die Dauer 
der ©. hinaus Wirkung haben. it mit der ©. eine Art von Verwaltung ver: 
bunden, wie die im modernen Recht gewöhnlich der Fall ift, jo ift die ©. nicht 
eigentlich ein Depofitum, jondern ein Mandats- oder Dienftmiethe-Verhältnid. Den 
Ausdruck S. behält man aber auch hier bei, doch beurtheilen fich die Gegenansprüche 
des ©. wegen feiner Auslagen, Verwendungen u. ähnl. dann lediglich hiernach, 
während ihm im erjten Falle die depositi actio contraria zufteht. 

Ueber die gerichtliche S. find in der CRD. einige allgemeine Bejtimmungen 
getroffen. Danach iſt eine folche zuläffig im Zwangsvollitredungsverfahren, wenn es 
fich um die Pfändung eines Anfpruches auf Herausgabe einer unbeweglichen Sache 
handelt: die Sache muß an einen auf Antrag des Gläubiger (oder des Dritt- 
ſchuldners) von dem Amtsgericht der belegenen Sache zu bejtellenden ©. heraus 
gegeben werden; die Zwangsvollitrefung jelbjt erfolgt dann nad) Fa der 

v. Dnlgenborff, Gne. II. Rechtslexitkon III. 3. Aufl. 
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Landesgeſetze, aljo eventuell zunächit wieder durh S. In gleicher Weife ift betreffs der 
Vollziehung eines Arreftes auf unbewegliche Sachen auf die Landesgejehe verwieſen, 
während bei der einftweiligen Verfügung ausdrüdlich gejagt wird, daß fie in einer 
©. beitehen könne (vgl. die SS 747, 752, 757, 811 und 817 der CPO.). 

Unter den Partikularrechten fennt das Preuß. Allg. ER. die ©. mur als 
eine Unterart der gerichtlichen Verwahrung (und Verwaltung), wenn Perjonen oder 
Thiere oder unbewegliche Sachen den Gegenftand derjelben bilden; fie tritt ein bei 
fruchttragenden Sachen, um ein Recht auf die Früchte und bei nicht fruchttragenden, 
um ein Recht auf die Sache jelbit zu fichern, jalla eine Beichädigung der Sache zu 
bejorgen ijt und die Vorausjegungen eines Arreftichlages vorliegen. Im Uebrigen 
dient die Sequeitration auch als Erefutionsmittel. Bei Auswahl des ©. hat der Richter 
mäßiges Verjehen zu vertreten. Der ©. ift jtets Inhaber der Sache und hat die 
pofjefjoriichen Rechtsmittel; ift ihm eine Verwaltung übertragen, jo kommen die 
Grundjähe des Verwaltungsvertrages zur Anwendung. Beſtritten ift, ob eine frei- 
willige, außergerichtliche ©. zuläſſig ift. 

Das Dejterreichiiche Recht behandelt die S. ala eine Unterart des Verwahrung: 
vertrages ganz wie das Gem. Necht. Das Tranzöfiiche Recht jcheidet ebenialls 
zwijchen S6questre conventionel und Sequestre ou Depöt judiciaire und enthält 
über diejelben jehr ausführliche Beitimmungen, welche indeſſen im Wejentlichen mit 
dem Gem. Necht übereinjtimmen; ausdrüdlich wird erwähnt, daß die Sequeitration 
auch bei unbeweglichen Sachen und gegen Entgelt eintreten fanı. Das Sächſ. BEL. 
endlich kennt nur die gerichtliche Sequeitration, welche ein Hypothefarifcher Gläubiger 
erwirfen fann, wenn er aus den Früchten der verpiändeten Sache befriedigt fein 
will; andere hypothekariſche Gläubiger können diefem Antrage nicht widerjprechen, 
wol aber fann der vorftehende Gläubiger verlangen, daß die einmal angelegte 
Sequeitration zu jeinen Gunſten fortgefeßt werde. 

Quellen u. 2it.: Tit. depositi vel contra Dig. 16, 3; Cod. 4, 34. — Preuß. Allg. 
SR. I. 14 SS 1098—108. Anmwendumgsfälle: I. 7 SS 159-161; 11 8 327; 21 88 140-142, 
204, II. 2 88 27, 42, 44; 4 SS 108 u. 109. — Allg. Ger.D. I. 24 8$ 112, 115 fi.; # 
der — Preuß. AG. zur CPO. vom 24. März 1879, $ 17. — Oefterr. 19 BEB. 8 968. — 

ode civil art. 1955—1963. — Sächſ. BEB. 88 424, 485, 436 (veral. Siebenhaar, 
Komm. zum BEB. zu $ 1279. — Muther, Sequeftration und Arreſt im Röm. Redt, 
1856. — Windſcheid, Pandekten, Bd. II. $ 380. — Sintenis, Givilreht, Bd. IL 
8 112. — Förfter, Theorie und Prarid des Preuß. Privatrechtes, Bd. I. S 48, Bd. II. 
8 139, 194, 292. — Dernburg, Lehrbuch des Preuß. Privatrechte, Bd. I. S 147, Bd. IL 
$211. — Zahariä, Franz. Eivilrecht, Bb. II. 88 407 fi. — Seuffert'3 Archiv V. 1288, 
277; VI. 95; XIL 306; XVII. 48, 234; XXII. 99; XXII. 44; XXX. 207. Keil. 


Serrigny, Denis, & 8. I. 1800 zu Savigny-ſous-Beaune, Prof. in Dijon, 
ichied 1872 aus, T 17. X. 1876. 

Schriften: Traite de l’organisation, de la competence et de la procedure en matiöre 
contentieuse administrative, 1842—46, (2) 1865. — Trait& de droit public, 1846. — 
Questions et traitös de droit administratif, 1854. — Mem. sur le régime municipal en 
France dans les villages, depuis les Romains jusqu’ à nos jours, 1861. — Droit public et 
administratif romain du Mir siecle, 1862. 

Sit.: Gazette des Tribunaux du 22 decembre 1876. — Dumay, Etude sur Proudhon 
1878, p. 114. — Bufnoir in Revue critique, XXVI. annde (1877), p. 133—137. 

Zeihmann. 
Servin, Louis, 5 1555 zu Bendöme, wurde fehr jung (1589) General- 
abvofat zu Tours, T 1626. 

Schriften: Actions notables et plaidoyers, 1604, 1631, 1640. — Vindiciae secundum 
libertatem eccl. gallicanae et defensio regii status, Tours 1590; Gendve 1593 (m 
Goldast, Mon. sacra, III. 178, 762). — Pro libertate status et rei publ. Venetorum, 
1606. — Remontr. sur le livre de Bellarmin de summo pontifice, 1610. 


Ein anderer Servin, Ant. Nic., 5 1746 zu Dieppe, Advofat am Parlament 


zu Rouen, 7 1811. 


Gr ſchrieb in Beantwortung der Berner Preiäfrage: De la legislation criminelle, 
par Iselin, Bäle 1782. 
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git.: Michaud. — Eypem Bibliothöque, 65. — Sergent, Poëtes du Palais 1878, 
p. 125. — Schulte, Geidh., IL a ©. 590. — Gaudry, Barreau de art 493 ss. 
eıygmann. 

Setzungsrecht (Th. I. ©. 544) ift das bei einer Nhedesei der Minorität 
zuftehende Recht, fich bei Differenzen in Betreff der Leitung der Rhedereiangelegen- 
heiten der Ausführung der Beichlüffe der Majorität dadurch zu entziehen, daß fie 
das Schiff zu einem bejtimmten Preife veranjchlagt; in welchem Falle die Mehrheit 
der Rheder entweder dad Schiff gegen Auszahlung der Antheile der Minderheit nach 
jenem Preiſe zu übernehmen oder das Schiff der leteren gegen Auszahlung der eigenen 
Antheile nach demjelben Preife zu überlaflen hat. Serborgegangen aus einem im 
fpäteren Mittelalter und noch über diejes hinaus in einem großen Theil der 
Europäiſchen Seerechte anerfannten eigenthümlichen Theilungsverfahren, welches jeder 
einzelne Mitrheder prodoziren konnte, war das Inſtitut Schon vor Erlaß des Deutichen 
HGB. von jehr befchränkter, in Deutichland lediglich partifularrechtlicher Geltung. 
Nach dem Zuftandefommen des leteren hat das ©. feine Geltung nur in Medlen- 
burg behauptet, wo es durch die Einf.-Verordn. zum HGB. vom 28. Dez. 1863 $ 53 
von Neuem geregelt worden ijt, welche Beitimmung bei der Erhebung des HGB. 
zum Geje des Norddeutichen Bundes (reſp. Reichögefe) durch das Bundesgejeß vom 
5. Juni 1869 5 4 als Medlenburgijches Landesgejeh ausdrüdlich anerkannt, durch 
die Verordn. vom 22. Oft. 1869 aber weientlich modifizirt worden ift. Die ©. 
hat nicht die Auflöjung der Nhederei zur Folge, jondern nur das Ausfcheiden des 
betreffenden Theils der Rheder. Der das Echiff behaltende Theil tritt Hinsichtlich 
der zu übernehmenden Parte in die laufenden Rechte und Werbindlichkeiten der 
Rhederei ein. Außerhalb Mecklenburgs kann in Deutichland ein ©. nur durch den 
RhHedereivertrag für eine beitimmte Rhederei ga werden. 

Bit.: Bejeler in ber Zeitichr. f. D. R. XVII. Nr. 9. — Lewis, Deutiches Eee: 
recht, J. S. 62. ff. — R. Wagner, Beiträge zum Seerecht (Riga 1880), ©. a. 

ewis. 

Seuffert, Joh. Adam v., & 15. II. 1794 zu Würzburg, machte den 
Feldzug von 1814 mit, promovirte 1815, habilitirte fich in Göttingen, wo er auch 
zum Dr. philos. ernannt wurde, 1817 außerordentl,. Prof. in Würzburg, 1819 
ord. Prof., ſpäter hervorragendes Mitglied der Abgeordnnetentammer, wurde der 
Profeſſur enthoben und 1834 Rath am Appellationsgericht in Ansbach, jpäter Eich» 
ftädt, zog fich 1839 nach München zurüd, F 8. V. 1857. 

Säriften: De eo u. justum est circa reclamationem uxoriam jur. Franconici, 
1815. — Ueber den voltäthümlichen Geift in dem politischen Beben ber ge ——— 
1816. — Das Baurecht, die Reallaſten und das Näherrecht, 1819. — Civiliſt. Erörterungen, 
1820. — Erörterungen einzelner Lehren des Röm. Privatrechts, 1820, 21. — Beiträge zur 
Lehre vom Weiderecht, 1822. — Beiträge zur Geſetzgebung, insbeſ. des Königreichs Bayern, 
1823. — Beiträge zur Löfung Röm.:reihtl. Kontroverien, 1824. — Beiträge zur Lehre von 
der Rodizillarflaufel, 1829. — Gefammelte rechtsmwifjenichaftl. Abhandlungen, 1837. — Komm. 
über die Bayer. Gerichtäordnung 1836 (Handbuch de3 Deutichen Civilprozeſſes fortg. mit 
Zauf, 2. Aufl, Erl. 1854—58). — Praft. Panbdektenreht 1825, 4. Aufl. bejorgt v. €. A. 
GSeuffert, Würzb. 1860-1871. — Arch. f. d. Enticheidungen b. oberften Gerichte in ben 
Deutichen Staaten, bis jet 36 Bänbe. (fortgeiegt v. Preußer u. Schütt), Münden 1847 ff. 
(Neuer Abdrud d. erfien 30 Bände, 186676.) — Blätter für Rechtsanwendung, zunächſt 
in Bayern, Erl. 1836 ff. (fortgejeßt von Steppea u. Hettidh, 46. Jahrg. 1881). 

Bit.: Krit. Ueberihau, Bd. VI. S. 137—146. — Blätter f. Rechtsänwendung XXL. 
Nr. 15, Beil. TZeihmann. 

Eöze, Raymond comte de, & 26. IX. 1748 zu Bordeaur, Advofat in 
Bordeaur und Paris, 1815 Präfident des KHaflationshoies, T 2. V. 1828. 

Belannt durch: Defense du roi Louis XVI. le 26 dec. 1792. — Lettre du citoyen de 
Setze, 1793. — Opinion de M. de Söze, prononcde à la chambre des Pairs le 9 janvier 
1816, Metz 1817. 

git.: Felix Gr&lot, Le premier president de Söze, 1876 (aus la France judiciaire.) — 
Le tribunal et la Cour de cassation, 1879 p. 141. TZeihmann. 

Sicardus, 5 zu Gremona, hat in Bologna jtudirt und wol auch gelehrt 
Dann in Mainz, 1185 Biſchof von Gremona, 7 1215. 
45 * 
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Er jhrieb: Liber mitralis. — Chronicon (Muratori, Script. rer. Ital., VII. 529 ss.). — 
Summa canonum. 

Lit: Schulte, Geſch. I. 143—145. TZeihmann. 

Siccama, Sibrandus Tetardus, 5 1570 zu Bolswerd, Sekretär zu 
Haſſelt, 1617 in Bolawerd, T 1622. 

Er jhrieb: Fastorum Rom, Kalendarium, Amst. 1600 (in Gräve’3 Thesaurus II. 
285 ff.). — De judicio centumvirali (ebenda II. 1824, Halle 1725, 1776). — Lex Frisionum, 
Franeg. 1617, v. Gärtner Lips. 1730. . 

git.: Jugler II. 179—184. — De Wal, Oratio de claris Frisiae Ictis, Leov. 1825, 
p. 41, 161—165, 439. — Nypels, Bibliothöque, 18, Teichmann. 

Sichardt, (Sichardus) Johannes, & gegen 1499 zu Tauberbiſchofsheim, 
bejuchte die Schule in Erfurt, ſeit 1514 die Univ. Ingolftadt, wurde Lehrer an 
der schola poötica in München, 1521—1524 in freiburg, wo er mit Zafius 
verfehrte, ging 1525 nach Baſel ala Lehrer der Rhetorik, trat in engſte Beziehungen 
zu Graßmus, unternahm von 1527 an eine Forſchungsreiſe, von der er reiches Material 
heimbrachte, kehrte 1530 nach Freiburg zurüd, wo er fich dem Rechtäftudbium zu— 
wendete, promodirte 1531, ging 1535 nach Tübingen, wo er jehr bald die Prof. 
des Codex zugewiejen erhielt, an der Verwaltung und Reform der Univerfität den 
regjten Antheil nahm, viel beichäftigt und berühmt ala Konfulent, namentlich des 
Herzogs Ulrich, mitwirkend bei der Revifion der erften Eheordnung, der Entwerfung 
des eriten Landrechtes, den Vorarbeiten für eine Mömpelgardiiche Gerichtsordnung, 

9. IX. 1552. 
! Er gab un Cod. Theodos. libri XVI. Volusii Maeciani lib. de asse, Julü 
Frontini lib. de controversiis limitum, Basil. 1528. — Leges Riboariorum, Bajoarumque, 
Alemannorum, Basil. 1530. — Seine Codervorlef. wurben edirt opera Fickleri, Basil. 1565, 
per Fr. Modium, Francof. 1586, v. Samson Hertzog, Francof. 1598 (Sichardus redivivus, 
von ber — hevorwoxtet), jeine Responsa opera Godelmanni, Francof. 1599. 

Lit.: Mandry, Johannes Sichardt, eine akadem. Rede, Stuttg. 1874. — v. Wächter, 
MWürttemb. Privatrecht, I. 173, 192, 242, 354. — Stobbe, Rectäquellen, I. 8; II. 36, 42, 
62, 385, 410. — Biſcher, Geſch. d. Univ. Baſel von 1460—1529, Bajel 1860, ©. 184. — 
Schreiber, Geſch. ber Univ. freiburg, II. 327. — v. Stinking, Zaſius, ©. 286; 
Derjelbe, Geſchichte d. Deutichen nn lierkeeit (1880), I. 212—219. — Seeger, an 
vechtliche Consilia, Tüb. 1877, ©. 31 ff. — Klüpfel, Univ. Tübingen, Bra, 10. ©. 17,3 

2eigmann. 

Eicherheitsleiftung im Civilprozeß zum Unterfchied von den Kautionen 
im materiellen Recht (f. diefen Art.) ift beftimmt, eine Partei gegen Nachtheile aus 
der Prozeßführung des Gegners zu ſchützen. Dieſe ſog. prozeffualiiche Sicherheit iſt 
nunmehr duch die REPO. neu geregelt. Danach jind die Fälle derjelben weit 
geringer an Zahl, als nach Röm. und bisherigem Gemeinen Recht, weil die heutige 
Gejeggebung die Tendenz hat, durch größere Leichtigkeit und Freiheit des Verfahrens 
jenes indirekte Hülfsmittel entbehrlich zu machen. Und zwar iſt eine ©. aufzuerlegen 
1) auf Verlangen der Gegenpartei dem Ausländer, der als Kläger auftritt, zur 
Dedung des Beklagten wegen der Prozeßkoſten ($ 102). Ausnahmen fügt Abi. 2 
hinzu. Diefe ©., die jchon im Gem. Recht als cautio pro expensis ausgebildet 
war (KGD. von 1555 III. 49 $ 8), kann fogar mittel3 prozeßhindernder Einrede 
erzwungen werden ($ 247 Nr. 4). — 2) Nah $85 Abi. 1. kann das Gericht die 
einjtweilige Zulaffung eines Stellvertreter ohne Vollmacht von einer ©. für Kojten 
und Schäden abhängig machen. Diefe ©. ift ein Erfah für die gemeinrechtliche 
cautio de rato bzw. iudicatum solvi, während die nach Elaffiichem Röm. Recht 
gebotene Anwendung diefer Kautionen auch im Falle vorhandener Vollmacht (Keller, 
GivPrz., $ 57) jchon mit der Abjchaffung des für den Vertreter entjtehenden dominium 
litis weggefallen war. 3) Ju der Exekutionsinſtanz kann bald die Anordnung der 
Zwangsvolljtrefung, bald deren Ginftellung bzw. Wiederaufgebung in den Fällen, 
wo das Urtheil noch nicht die Rechtskraft beichritten hat (SS 650, 652), oder wo 
eine Wiedereinfegung in den vorigen Stand oder eine Wiederaufnahme des Per: 
fahrens beantragt ($ 647), oder eine Einwendung gegen die Zuläffigkeit der Voll- 
ſtreckungsklauſel (FJ 668) oder gegen den durch das Urtheil jeitgejtellten Anipruch 
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($ 688) erhoben iſt, oder wo ein Dritter am Gegenſtande der Zwangsvollſtreckung 
ein die Veräußerung binderndes Recht geltend macht ($ 690), von einer ©. des 
Gläubigers (cautio de restituendo) bzw. des Schuldners oder des Dritten abhängig 
gemacht werden. Auch zur Vollitrefung des Urtheils, welches den Schuldner ver- 
pflichtet, eine Handlung zu unterlaffen oder die Bornahme einer Handlung zu dulden, 
fann der Schuldner, der demfelben zumider gehandelt hat, auf Antrag des Gläubigers 
zur Leiſtung einer Sicherheit für den durch fernere Zumiderhandlung entjtehenden 
Schaden auf beitimmte Zeit verurtheilt werden (S 775 Abi. 8). — 4) Eine 
Arreitanlegung fann in jedem Falle, und muß aladann, wenn der Anspruch oder 
der Arreitgrund nicht glaubhaft gemacht ift, von einer S. wegen der dem Gegner 
drohenden Nachtheile abhängig gemacht werden ($ 801). Andererfeitd kann der 
Schuldner durh ©. ein Recht auf Aufhebung des Arreftes eriverben ($$ 803, 807), 
und das Gleiche gilt bei einer einftweiligen Verfügung des $ 818. Endlich fann 
das Gericht auch in dem Urtheil über die Rechtmäßigkeit eines Arreſts deſſen Be— 
ftätigung, Abänderung oder Aufhebung an eine von der einen bzw. andern Partei 
zu leiftende Sicherheit fnüpfen ($ 805). — Dagegen ift die im Gem. Recht anerkannte 
©. für die Fortiegung des Prozeßverfahrens hinweggefallen und diejenige Für die 
gefährdete Vollitredbarkeit des Urtheils in da8 Vermögen des Schuldners durch den 
Arreft erjeßt worden. — Als Mittel zur ©. verlangt $ 101, abweichend vom 
Gem. Recht, welches Bürgen (l. 7. D. de stip. praet. 46, 5) oder Pfand gejtattete, 
grumdjäglich Hinterlegung in baarem Gelde oder in jolchen Werthpapieren, welche 
nach richterlihem Ermeſſen eine genügende Defung gewähren. Nur wenn die Par: 
teien es anderd vereinbart haben oder die CPO,. eine nach freiem Ermeſſen des 
Gerichts zu bejtimmende Sicherheit zuläßt (SS 801, 805, 807), können auch jonjtige 
Dedungsmittel benußt werden. DieBehörde, bei welcher die Hinterlegung erfolgt, 
bejtimmt fich nach den Landesgeſetzen. ©. darüber den Art. Depofition. Daſelbſt 
ift auch das an den hinterlegten Sachen entjtehende Rechtsverhältniß näher bezeichnet. 
Das Verfahren it für den Tall des vom Beklagten geitellten Verlangens nad) 
©. wegen der Prozeßkoſten in den SS 104, 105 geregelt. Danach hat das Gericht, 
und zwar nach mündlicher Verhandlung ($ 248), dem Kläger eine Frift zur ©. 
anzuberaumen. Nach Ablauf der Friſt ergeht auf Antrag des Beklagten, wenn die 
S. bis zur Entfcheidung nicht erfolgt iſt, die lebtere dahin, daß die Klage für zurüd- 
genommen zu erklären, bzw. in höherer Inſtanz daß das Rechtsmittel des Klägers 
zu verwerfen. Stellt ſich die geichehene ©. ala unzureichend heraus, 3. B. wegen 
Sinkens der Werthpapiere, jo kann eine weitere Sicherheit verlangt werden. Diefe 
Regeln find analog auch auf die übrigen Fälle der ©. zur Anwendung zu bringen. 
Doch ift eine mündliche Verhandlung keineswegs vor jeder Auferlegung einer ©. 
erforderlich und das Präjudiz, unter welchem die S. aufzuerlegen ift, wird fich in 
den übrigen Fällen regelmäßig dahin bejtimmen, daß die VBergünjtigung, welche von 
der ©. abhängig gemacht ift, beim Ausbleiben der leßteren dem Antragjteller nicht 
zu Theil werde. 

Lit.: Für bad Gem. Recht: Schlayer, Die Lehre von ben Sautionen, in Linde's 
eitichr. f. Eivilrecht und Proz., Neue Folge IX, Nr. 1, 7, 10. — Für das Recht der EPD.: 
ie Kommentare zu berfelben und Yitting, $ 103. Ed. 

Sicherheitsleiftung kennt der Straiprogeß (John, Th. I Suppl. ©. 35) 
als RBeichaffung einer Gewähr, namentlich einer vermögensrechtlichen,, entweder für 
die künftige Berriedigung eines bereits bejtehenden oder möglicherweije künftig ent— 
ftehenden Anſpruchs oder für die Vornahme oder Unterlaffung einer bejtimmten 
Dandlung Die Deutjche Straiprozeßgejeßgebung fennt I. ala ©. für die fünftige 
Berriedigung von Ansprüchen 1) den Vorſchuß für Gerichtsfoften bzw. 
AH uslagen, welchen der Staat im Verfahren auf Privatanklage vom Privatkläger 
oder Rechtämittelfläger für das Verfahren bzw. die Inſtanz oder vom Antragiteller 
bei Handlungen, welche mit Auslagen verbunden find, fordert, und welchen er ſelbſt 
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bei Verurtheilung des Gegners in die Koften nicht zurüdzahlt, wenn der Anſpruch 
der Gerichtäfafle auf den entiprechenden Betrag zu Necht beitehen bleibt; 2) der 
Vorſchuß, welchen bei öffentlicher Anklage der Angeklagte den für die Hauptver— 
handlung unmittelbar von ihm geladenen Zeugen und Sachverftändigen für Reife 
fojten und PVerfäumniß baar anbieten oder auf der Gerichtöichreiberei hinterlegen 
muß, um fie zum Erſcheinen zu verpflichten; 3) die ©. für die Prozeßkoſten 
aller Inftanzen, welche ausländiiche Privatfläger, wenn fie nicht auf Armen- 
recht Anſpruch haben oder nicht Gegenfeitigfeit ftattfindet, dem Staate wie dem 
Beichuldigten zu einem vom Gericht nach Ermeſſen feſtgeſetzten Betrage binnen einer 
eventuell vom Gericht anzuordnienden Friſt mittel® Hinterlegung von Geld oder 
MWerthpapieren zu leiften haben, widrigenfalls die Anklage als zurückgenommen an— 
geſehen bzw. die Berufung verworfen werden ſoll. Wenn im Civ.Prz. die Zurüd- 
nahme der Klage ihrer Wiederanftellung nicht emtgegenftehen würde, jo it die 
MWiederanftellung einer zurüdgenommenen Privatllage im Strafprz. durch z 432 
der StrafPD. und deſſen Motive zu unbedingt ausgejchlofien , als daß davon eine 
Abweichung zuläffig erichiene, zumal die Verweifung auf die Beitimmung der CPO. 
über die Friſt zwar wol als eine Verweihung zugleich auf die unmittelbare Folge 
ihrer Verſäumniß, aber nicht ohne Weiteres auch auf deren Folgen zu erachten ift; 
4) die ©. für die Koſten des Verfahrens über die Verpflichtung der Staat 
anwaltichaft zur Erhebung der öffentlichen Klage und des fich aus diefer ergebenden 
Verfahrens über die Hauptjache, welche dem Antragiteller zu Gunften der Staats 
fafje wie des Beichuldigten vom Oberlandes- bzw. Neichägericht binnen Friſt zu 
beichaffen auferlegt werden fann, mit deren Verſäumniß der Antrag für zurüd 
genommen zu erklären it. ine Erneuerung des Antrags binnen der etwa nod 
laufenden Antragsfrijt dürfte, da der Antrag die Bedeutung eined Surrogats der 
jubfidiären Privatanflage hat, nach Analogie der Zurüdnahme der Privatanklage 
auch hier auszufchließen fein. II. Al ©. für die Vornahme oder Unterlaffung 
gewiffer Handlungen jchreibt die Deutjche StrafPO. vor: 1) die ©., gegen welde 
Aufſchiebung der Vollftredung von Freiheitsjtrafen, mögen fie an 
die Stelle von Geldftrafen gejeht oder unmittelbar erkannt fein, von der voll 
ftredenden Behörde für einen Zeitraum von höchitens vier Monaten gewährt werden 
fann. Die ©. erfolgt für Siſtirung nach Ablauf der Frift, ihre Form hängt dom 
Grmefjen der Behörde ab, jo daß auch bloßes Handgelöbniß zuläffig ericheint, 
vom gleichen Ermefjen bzw. auch ihr Betrag. 2) Die ©. zum Zwed der Ber: 
ihonung mit Unterfuhungshaft, alfo zur Abwendung derjelben und, wenn 
fie jchon verwirklicht ift, zu ihrer Aufhebung. Abgeſehen vom ficheren Geleit (vgl. 
d. Art. Geleit), bei welchem fie jchon früher möglich ift, hat fie ihre regelmäßige 
Veranlaffung in der Anordnung oder dem Beſtehen der Unterfuchungshaft, iſt aber 
nur zuläffig, wenn allein Fluchtgefahr Grund derſelben iſt, nicht aber wo der Haft— 
befehl wegen Ausbleibens in der Hauptverhandlung oder wegen Kollufionsgeiaht 
abgegeben und Ießtere nicht bejeitigt ift. Ihre Veranlafjung bringt es mit fid, 
daß fie in den meijten Fällen vom Inhaftirten oder jeinen Angehörigen und Freunden 
angeboten werden wird. Aber im StrafPrz. tritt die Verhandlungsmarime zurüd, 
und es jteht nichts im Wege, kann fogar einfach Gerechtigfeit gegen den Inhaftirten 
ſein, daß der Richter auf die Zuläſſigkeit der S. aufmerkſam macht. Die Ent 
jcheidung über Zulaffung der ©. fteht natürlich bei dem Nichter oder Gerichte, 
welchem die Enticheidung über die Unterſuchungshaft (val. diefen Art.) zufteht. Die 
Zulaffung entfcheidet fich nicht danach, ob die S. jede Annahme einer Fluchtgefaht 
bejeitige, jondern danach, ob fie allein oder in Verbindung mit anderen Umjtänden 
eine genügende Wahricheinlichkeit für die jederzeitige Freiwillige Geftellung des Frei⸗ 
zulaffenden in der Unterfuchung und zur Uebernahme der zu erwartenden Strafe 
begründe. Demgemäß hat der Richter, wie v. Holtzendorff hervorhebt, einerjeitd 
die Wahrfcheinlichkeit einer Verurtheilung, die Schwere des angejchuldigten Vergehens, 
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die Art und das Maß der vermuthlich verwirkten Strafe zu erwägen, andererjeitö die 
Verhältniffe der ©., welche, wenn Ausländer oder Perfonen, die fich nicht ausweijen 
fönnen, wegen bloßer Webertretung verhaftet find, ſchon allein die Fluchtgefahr 
aufwiegen fann, deren Werth auch die Leiſtung durch nahe Verwandte oder 
durch angejehene und ehrenhafte andere Perjonen verftärfen fann, ferner die Uns 
beicholtenheit, die perfönliche Vertrauenswürdigkeit des Inhaftirten, welche auch durch 
Selbitanzeige des vorgeworfenen Vergehens erhöht jein kann, jeine Anfäffigfeit, feine 
Vermögens, feine Tyamilienverhältnifie, die nicht Jeder ohne Weiteres im Stich läßt. 
Sit hiernach für die Zulafjung der ©. zu enticheiden, jo können diejelben Verhält— 
niffe auch für die Beitimmung ihres Betrages maßgebend jein, der flir den In— 
haftirten und feine Interzedenten nicht in unerjchwinglicher Höhe oder zu ihrem 
Vermögensruin, jondern in billiger Berüdfichtigung ihres Vermögensſtandes feſt— 
zujegen ift. Die Form der ©. kann in Hinterlegung von Geld oder Werthpapieren, 
ausländifchen wie inländifchen, in Piandbeftellung oder in Bürgjchaft beitehen. Auch 
über fie enticheidet das richterliche Ermefjen, welches hier gleichjalls zu bedenken hat, daß 
BDertrauenswürbdigfeit des Inhaftirten ihn zuverläffige Bürgen finden laſſen kann, 
dagegen nicht Jeder baares Geld oder Werthpapiere befitt oder aufzubringen vermag. 
©. theilweife durch Hinterlegung von Werthen, theilweife durch Bürgjchaft ijt zwar 
mit dem Geſetze verträglich, kann aber die Verhältniffe erfchweren, und ift darum 
möglichit zu vermeiden. Bei einer Mehrheit von Bürgen ift Solidarhaft nicht vor- 
geichrieben, Theilhaftung daher zuläffig. Die Einrede der Vorausflage ift, weil der 
Inhaftirte nicht für eine Vermögensjchuld haftet, nicht begründet. Im Fall der 
Zulafiung zur ©. übernimmt der Inhaftirte die Pflicht, fich der Unterfuchung und 
dem Antritt der erkannten Freiheitsſtrafe nicht zu entziehen bzw. als Ausländer 
auch dem jonjtigen Inhalt des Urtheils Folge zu leisten, jerner auf an ihn ergangene 
Ladung zu erjcheinen, weshalb im Auslande wohnhafte Inhaftirte auch eine im 
Gerichtsbezirt wohnhafte Perfon für Zuftellungen bevollmächtigen müſſen. Die ©. 
iſt demnach cautio judicio sisti und judicatum solvi. Die ©. hat feine bedingungs— 
Loje Freilafjung zur Folge. Wiederverhaftung hat einzutreten, wenn der Entlafjene 
Anftalten zur Flucht trifft, auf an ihn ergangene Ladung ohne genügende Entſchul— 
digung ausbleibt oder neu hervorgetretene Umftände, 3. B. Kollufionen, neue Vers 
dachtägründe, neue ermittelte fchwerere Vergehen fie fordern, nicht aber wegen theil- 
weijer Entwerthung der ©., es ſei denn, daß letztere alleiniger Grund der Freilaſſung 
gewejen wäre oder die Entwertdung eine erhebliche ift und durch fie bei den vor— 
handenen Umftänden die Fluchtgefahr wieder erheblich erhöht wird. Die Sicherheit 
wird, was auch durch eine förmliche Enticheidung fejtgeitellt werden kann, ipso jure 
frei, wenn der Entlafjene bei demjelben Gerichte in derjelben oder in anderer Sache, 
wie mit v. Holtendorff anzunehmen tft, zur Haft gebracht, oder der Haftbefehl 
unmittelbar oder mittelbar durch Einitellung des Verfahrens, Freiſprechung und 
bzw. durch Erkennung anderer als Freiheitsſtrafen aufgehoben ift, oder die erfannte 
Freiheitsſtrafe angetreten wird, alfo der Beichuldigte fich der vollitredenden Behörde 
geitellt Hat, oder wenn er während des Verfahrens jtirbt. Auf Freigebung der ©. 
ift zu erkennen, wenn der Beichuldigte ſich Zweds Berreiung derjelben zur Wieder- 
verhaftung geftellt hat, oder von feinen Interzedenten, denen dazu, fo lange der 
Verfall der Sicherheit noch nicht erfannt ift, eine Friſt vorgefchrieben werden kann, 
geitellt wird, oder wenn dieje von Thatjachen, welche den Beichuldigten der Flucht- 
abficht verdächtig machen, dem Gericht oder bei Gefahr im Verzuge einer zur vor— 
läufigen Feſtnahme berechtigten Behörde jo zeitig Anzeige bejchaffen, daß die 
Verhaftung bewirkt werden fann, worüber, wie Löwe bemerkt, der Strafrichter 
enticheidet.. Die Sicherheit verfällt der Gerichtäfaffe, wenn der Beichuldigte fich der 
Unterfuchung oder dem Antritt der erkannten Freiheitsſtrafe durch Flucht oder 
Verborgenhalten oder jonjtwie entzieht, alſo nicht ſchon, wenn er blos auf eine 
Ladung auögeblieben ift. Der Verfall tritt, weil den Interzedenten eine Geſtellungs— 
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frift gewährt werden darf, nicht ipso jure ein, jondern erſt mit der Entjcheidung, 
iſt alfo ausgejchloffen, wenn der Beichuldigte fich vor derſelben jtellt oder durch 
jeine Interzedenten geftellt wird, nicht aber, wo er auf Veranjtaltung der Behörden 
ergriffen wird. Vor der Entjcheidung ‚find der Beichuldigte, der im Tall der Ab- 
wejenheit, wie Löwe bemerkt, nach) $ 40 der StrafPD. zu laden ift, und jeine 
Snterzedenten zu einer Erklärung aufzuforbern. Gegen die Entſcheidung, welde 
bezüglich der Anterzedenten einem vorläufig volljtrefbaren Givilurtheil gleichgeitellt 
iſt, jteht den Betheiligten, aber ebenſo auch der Staatsanwaltichaft die Bejchwerde 
zu. Bor der Enticheidung über die Beichwerde, welche für die Jnterzedenten nad 
Ablauf der Beſchwerdefriſt einem rechtöfräftigen Givilurtheil gleichiteht, iſt den 
Betheiligten und der Staatsanwaltichait Gelegenheit zu fontradiftorifcher miündlicher 
Verhandlung über ihre Anträge und über jtattgehabte Ermittelungen zu geben. — 
Nach der Defterreihiichen StrafPO. kann der Unterfuchungsrichter den Beſchul— 
digten gegen einfaches Gelöbniß, die Unterfuchung nicht zu vereiteln und fich nicht 
zu entfernen oder zu verbergen, entlafjen; bei der Rathskammer kann der Bejchuldigte 
Entlaſſung gegen Bürgjchaft oder andere Realfaution und zugleich jenes Gelöbnik 
fordern, wenn es fich nicht um ein Verbrechen handelt, welches mit mindejtens fünf 
Jahren Kerker bedroht iſt; die zweite Inſtanz kann fie nad) Ermefjen auch in jolchem 
Falle bewilligen. Die Beichwerde der Staatsanwaltichaft gegen den Beichluß der 
Rathskammer ift bei Verluft des Suspenfiveffeft3 binnen drei Tagen anzubringen. 
Der durch die ftrafbare Handlung Beichädigte endlich hat ein Recht auf Befriedigung 
aus der verfallenen Kaution. 


Quellen: ug StrafPD., $$ 117 ff., 174, 219, 419, 436, 488; Motive, ©. 73 ff. 
225, ch Prot. d RaastsehRomsitkon, e. 151 ff., 1130 fi. — Deutf e CRD. ss 101 
ff., 106 #. — Deutf es ee v. 18. Yuni 1878,58 88 ff. — Deiterr. 
StrafPO. s$ 191 ff. — Code d’instr, art. 91, 94, 113 ss. (Loi 14 juillet 1865). 

Lit.: Bauer, Lehrb., $ 74. — Heinze, R. d. Unterluhungshaft, ©. 35. — Sontag, 


Kautionen im Strafßrz. — fa — Strafgerichts: Derfahren, ©. 161. — v. Hol ir 
dorff, Hanbbud bes StrafPrz.R., ©. 364 ff. — Stomment. zur Deutſchen Straf PO. 
von Löwe, v. SC hwarze, — A. K. Wieding. 


Sicherung des Beweiſes. Die Deutſche CPO. hat das im Gemeinen 
Prozeß ausgebildete Inſtitut des ſog. Beweiſes zum ewigen Gedächtniß (probatio 
in perpetuam rei memoriam), deſſen Zweck es war, die Parteien vor dem Verluſte 
eines Beweismitteld zu fichern, ehe es zum Prozeß oder wenigjtend zum Beweis: 
verfahren kommen fonnte, unter der angegebenen Bezeichnung aufgenommen, — Ein 
Verfahren zur ©. iſt jtatthaft behuſs Einnahme des Augenscheines, der Vernehmung 
von Zeugen und Sacverjtändigen, jalls die Beſorgniß obmwaltet, daß das Beweis 
mittel verloren geht (dev Zeuge ftirbt) oder feine Benutzung erjchwert wird (der 
Zeuge nach Aujtralien auszuwandern beabfichtigt). Das Geſuch um Einleitung des 
Verfahrens Hat den Gegner, die Thatjachen, über welche Beweis erhoben werden 
joll, und die Beweismittel zu bezeichnen, jowie den Grund, welcher die erwähnte 
Bejorgniß rechtfertigt, anzugeben, auch ijt der leßtere glaubhaft zu machen. Nur, 
wenn der Gegner damit einveritanden ift, kann das Gericht die Bemweisaufnahme 
auch ohne Vorliegen der Bejorgniß eines Verluſtes der Beweismittel anordnen. 
Das Geſuch iſt jchriftlich oder zu Protokoll des Gerichtsjchreibers anzubringen; bei 
ihon begonnenem Prozeß bei dem Prozeßgericht, anderenfall® bei demjenigen 
Amtsgericht, in deſſen Bezirk fich die zu vernehmenden Perſonen oder zu befichtigenden 
Gegenſtände befinden. Weber dad Gejuch kann ohne mündliche Verhandlung ent 
ſchieden werden. Nur bei Ablehnung deijelben ift die Beſchwerde gegen den Gerichts 
beichluß ſtatthaft. Bei Zulaffung der Beweisaufnahme wird ein Beweistermin 
angejeßt und in dieſem mit der Beweisaufnahme nach den gewöhnlichen Regeln 
vorgegangen, auch das Ergebniß protofollirt. Zu dem Termin hat der Beweis 
führer, wenn angänglich, den Gegner unter Zujtellung des Beichluffes und einer 
Abſchrift des Gejuches jo zeitig zu laden, daß dieſer feine Rechte wahrzunehmen 
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vermag. Die Unterlaſſung der Ladung hindert aber die Beweisaufnahme nicht. 
Die auigenommenen Protokolle werden bei dem Gericht aufbewahrt, bis fie ſpäter 
gebraucht werden. Jede Partei hat dann das Recht, fie zu benutzen. Mar 
aber der Gegner in dem Termine nicht erjchienen, jo fann der Beweisführer dies 
nur unter der Vorausfegung thun, daß der erjtere rechtzeitig geladen war oder er 
ſelbſt glaubhaft macht, daß die Ladung ohne fein Verſchulden unterblieben oder 
nicht rechtzeitig erfolgt ift. — Ohne Bezeichnung eines Gegners iſt das Gefuch auf 
©. nur dann zuläffig, wenn der Antragiteller glaubhaft macht, daß er ohne jein 
Berichulden außer Stande ift, einen Gegner anzugeben (3. B. wenn bei einem 
Beweije über einen angerichteten Schaden der Thäter fich nicht ermitteln Läßt). 
Bei Zulaffung der Beweisaufnahme kann das Gericht in folchen Fällen dem 
unbefannten Gegner zur Wahrnehmung feiner Rechte einen Vertreter beftellen. 
Ueber die Tragung der Koſten des Berfahrens bejtimmt die CPO. nichts. Der 
Antragjteller hat indeifen nach dem Gerichtskoſtengeſetz die erforderlichen Vorſchüſſe 
zu leiften. Ob er diefe und die ihm fonft entjtandenen Koften in dem Prozefje, in 
welchem die Beweisprotofolle gebraucht werden, erjtattet verlangen kann, hängt davon 
ab, ob diejelben im gegebenen Fall ala nothwendig für eine zweckentſprechende Rechts: 
verfolgung oder Nechtsvertheidigung zu erachten find. 

Quellen: Deutihe EPD. 88 447—455, 87.— Deutiches Gerichtäfoftengefeh SS 81, 84. 

P. Hinigius. 


Sichtwechſel iſt ein gezogener oder eigener Wechjel, deſſen Zahlungszeit da— 
durch beitimmt ijt, daß der Kontert des Wechſels in wechjelmäßig üblicher Weife 
andeutet, die Wechjelfumme werde entweder jofort bei VBorzeigung, Präfentation (d. i. 
©. im engeren Sinne, reiner S., Wechjel auf Sicht) oder bei Ablauf einer im 
Kontert des Wechſels genannten Friſt, deren Lauf mit der Vorzeigung beginnt 
(Nachfichtwechjel, zu den ©. im weiteren Sinne gehörig, auch Zeit-S. genannt), 
bezahlt werden. Das GCharakteriftiiche des ©. ift demnach die eigenthümliche Art, 
in welcher die Zahlungszeit im Wechjelbrieie angegeben ift; es gejchieht dies in einem 
©. durch die Worte: „bei —“, „auf —“, „nach—“, „gegen Sicht“, oder „bei 
Vorzeigung“ u. dgl., „a vista“, „A vue“, im Engl.: „at sight“, wenn drei Reſpekt— 
tage zugelafjen werden, d. h. wenn der Wechjel am dritten Tage nach der erjten 
Präfentation nochmals vorgezeigt und dann exit bezahlt werden joll, dagegen „on 
demand‘ oder „on presentment‘“, auf Anforderung, d. h. zahlbar auf Sicht ohne 
Zulaffung von Reſpekttagen (ſ. hierüber v. Wächter a.a. D. ©. 893), à piacere, 
„auf Verlangen”, „nach Belieben“ (nicht aber: „auf Kündigung”). In Zeit: oder 
Nach-S. wird die Zahlungszeit durch die Angabe einer bejtimmten Friſt, die nach 
dem erſten Vorzeigen des Wechſels verlaufen muß, um den Wechjel zahlbar zu 
machen, mit den Worten feftgefeßt: „. . . . Tage (Wochen, Monate ıc.) nach 
Sicht“, .... nach Vorzeigung“, „A. . . un ou plusieurs jours (mois, usan- 
ces)... de vue“, „... after sight‘“. Uebrigens iſt als ©. auch ein präjudizirter, 
mit Nachindofjament verjehener Tag- oder Datowechjel zu behandeln (Entjch. des 
ROHG. Bd. VI ©. 99 ff.). 

ALS juriftifche Folge der erwähnten Eigenthümlichkeit des ©. ergiebt fich zunächit die 
Verpflichtung, die Zeit-S. (Nach-S.) zur Annahme zu präfentiven. Während näm— 
fich der Inhaber eines Wechſels (abgejehen von den Domizilwechjeln, ſ. diejen 
Art.) nicht verpflichtet ift, den Wechjel bejonders zur Annahme zu präfentiren, 
müflen die Nach-S., bei Verluft des wechjelmäßigen Anſpruchs gegen die Indoffanten 
und den Ausjteller, nach Maßgabe der bejonderen im Wechjel enthaltenen Beſtim— 
mung und in Grmangelung jolcher binnen zwei Jahren nach der Ausftellung zur 
Annahme präfentirt werden; ift von einem Indofjanten auf einem ©. eine bejondere 
Präſentationsfriſt vorgejchrieben, jo erlifcht die Negreßpflicht diejes Indofjanten, wenn 
der ©. nicht innerhalb der von ihm gejegten Friit zur Annahme präfentirt worden 
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iſt. Ausländiiche S. werden bezüglich der Präfentationsfrift nach dem Recht des 
Ausftellungsortes behandelt, jelbjt wenn fie im Inlande Indoffamente erhielten. 

Sit bei der Hiernach erforderlichen Präfentation des ©. fein Accept oder fein 
datirtes Accept zu erlangen, jo muß der Inhaber, bei Berluft des MWechjelregrefies 
gegen Indoſſanten und Ausfteller, die rechtzeitige Präfentation durch einen noch in= 
nerhalb der Präjentationäfrift erhobenen Proteft feſtſtellen laſſen; der Tag der Pro- 
tefterhebung gilt in diejem falle für den Tag der Präfentation; ift die Proteft- 
erhebung unterblieben, jo wird gegen den Acceptanten, welcher die Datirung feines 
Hccepts unterlaffen hat, die Verfallzeit des S. vom lebten Tage der Präfentations- 
frift an gerechnet, und zwar ohne daß der Nachweis, die Präfentation Habe zu einer 
anderen Zeit ftattgefunden, zugelaffen iſt (Entjch. dee ROHG. Bd. IX. ©. 173). 

Mas die Verfallzeit der ©. anlangt, jo beitimmt die WO., daß ein auf Sicht 
gejtellter Wechjel (reiner ©.) bei Vorzeigung — und ala folche hat auch die Ein: 
klagung zu gelten (Entſch. d. ROHG. Bd. V. ©. 315, 373; Bd. XIV. ©. 80) — 
fällig ift; ein folcher S. muß bei Verluſt des wechjelmäßigen Anſpruchs gegen die 
Indoffanten und den Ausjteller, na) Maßgabe der bejonderen im MWechjel enthal- 
tenen Beitimmung und in Grmangelung derjelben binnen zwei Jahren nach der 
Ausſtellung zur Zahlung präfentirt werden. 

Hat ein Indofjant auf einem Wechſel diefer Art feinem Indoffamente eine be 
ſondere Präjentationsfrift hinzugefügt, jo erliicht feine wechſelmäßige Verpflichtung, 
wenn der Wechjel nicht innerhalb dieſer Friſt präfentirt worden ift. 

Hiergegen tritt bei Nach-S. die DVerfallzeit ein: a) wenn die Frift nad 
Tagen beitimmt ift, an dem lebten Tage der Friſt; bei Berechnung der Friſt wird 
der Tag, an welchem der nach Sicht zahlbare zur Annahme präjentirt ift, nicht 
mitgerechnet; b) wenn die Friſt nach Wochen, Monaten, oder einem, mehrere Mo: 
nate umfaffenden Zeitraume (Jahr, halbes Jahr, Vierteljahr) beſtimmt ift, an dem: 
jenigen Tage der Zahlungswoche oder des Zahlungsmonats, der durch jeine Benen— 
nung oder Zahl dem Tage der Präfentation entjpricht; fehlt dieſer Tag in dem 
Zahlungsmonate, jo tritt die Berfallzeit am lebten Tage des Zahlungamonats ein. 

Der Ausdrud „halber Monat” wird einem Zeitraume von 15 Tagen gleid> 
geachtet. Iſt der Wechjel auf einen oder mehrere ganze Monate und einen halben 
Monat geitellt, jo find die 15 Tage zuleßt zu zählen. 

Endlich ijt bezüglich der juriftifchen Eigenthümlichkeiten der S. zu bemerten, 
daß durch die Einrichtung von jog. Kaffirtagen (WO. Art. 93) die Zahlungszeit 
beim reinen ©. nicht aufgehoben werden kann; Refpekttage (WO. Art. 33) finden 
jelbjtverjtändlich bei S. ebenjowenig wie bei anderen Wechjeln nach Deutſcher WO. 
ftatt. Ueber ©. ala Rüdwechjel f. diefen — 

Quellen: Allg. Deutſche WO. Art. 4, Ziff. Urt. 19, 29, 31. — zn de comm. 
art. 122 ar Franzöſ. Gel. u. 83. Mai 1 leo’ — Entich. des RCH6. II. ©. 291; 
IV. 344; V. 314 ff., 373; VI. 99 ff.; XI. 47; XIV. 30; XVI 346; XX. 173; — 109. 

Sit: Thöl, R., II. Theil: Mechielrecht, 4. Aufl, 8 39. =D, Mäcter, Ency: 
flopädie d. WR. 1 0, S. 882-899. Gareis. 


Sidney, Algernon, 5 1622, Mitglied des High Court of Justice, in Folge 
des Rye-House-Plot verhaftet und troß mangelhafter Beweiſe verurtheilt, 7. XU. 
1683 hingerichtet. 

Er jhrieb: Discourses conc. government, Lond. 1698, ed. Hollis 1772 (6eutſch von 
—— zezg 1794). — Sidne —— Lond. 1825. 

it: Secret hist. of the Rye- -House-Plot and of Monmouth’s rebellion, Lond. 
— Ewald, £ Life and Times of A. S., Lond. 1873. — Mohl, 1. 
Walter, Naturredht, 88 52, 560. — Ahrens, Naturrecht, (6) 1870, 8 88. —5——— 
Teichmann. 


Siebdrat, Guſtav Albert, 5 2. II. 1806 zu Leipzig, wurde 1828 Ad- 


vofat, 1829 Dr. jur., 1835 Appellationsrath in Zwidau, 1843 Oberappellationd- 
rath in Dresden, 1849 Geh. Juftizrath, 1872 penfionirt, F 17. I. 1876. 
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Schriften: De dominio epistolarum, Lips. 1829. — Kriminaliftiiche Jahrbücher, (mit 
bem jpätern Weimarifchen Minh ter dv. Wapdorf, Zwidau 1836 ff., fortgeführt ald „Jahr: 
a bez. „Neue Jahrbücher für Sächhiches Sheaferht. von Helb und SFr. Oslar 


Schwarze bi3 1856). — Sriminal für Sadjen (mit ©. F. Held), Leipzig 
1848. — ——— für Sachſen v. 11 1855, Leipzig 1862. 
Lit. Wächter, Das tgl. Sächſiſche er ba3 Thüringifche Strafrecht, Stuttg. 1857, 


S. 36, 56; Derleise Beilagen, 1877, ©. 163, 167. — Berner, ‚ Gtrafgeich — 1867, 
S. 105, 320. — 


Siegel, Joh. Gottlieb, & 1699 zu Kloſter Heßlar, wurde 1720 Doktor, 
1734 Advokat in Leipzig, Profeffor, Konfulent der Kaufmannjchaft, 1741 Syndikus 
der — T 1758. 

Schriften: Princ. jur. feud., Lips. 1738, 1746. — Tract. de litteris investiturarum, 
* 1739. — Corp. jur. cambialis, Lips. 1742, fortgejegt von Uhl 1758, 1764, 1771, 
. 786, - ———— zum MWechielreht, 1743, 3. Auflage 1773. — Vorfichtiger Wechfelglãu⸗ 
iger, eipgi 
— gi nie Lexikon XIIL 154—157. — Hartmann, Dad Deutfche Wechſelrecht, 
Berl. 1869, ©. 4, 98, 94, 9. Zeihmann. 


Giegmann, Georg, & 1. XL 1813 zu Leipzig, 1851 Appellationsrath bei 
dem Appellationsgericht zu Bauten, langjähriges Mitglied des vormaligen königlich 
Sächſiſchen DOberappellationagericht3 zu Dresden, welchem er jeit 1854 ala Hülfs— 
arbeiter, jeit 1859 als Rath, jeit 1875 als zweiter Vizepräfident angehörte, 
5. XI. 1873 von der Juriſtenfakultät zu Leipzig zum Ghrendoftor ernannt, 
erwarb ſich bejondere Verdienſte um die theoretiiche Durcharbeitung und praftifche 
Ausbildung des Grund» und Hypothekenrechts, F 17. VIII. 1877. 

S er Ne Das kgl. Sächſ. Grund: und Hypothelenrxecht, Keipaig 1861. — Die fal. 

ächſ. — J— Zipo 1872. — Tas tgl. Sächſiſche “abs hefenrecht nach dem 
en Geſetzbuche Hr das A * en Leipzig 1805, IV. des Deutichen 
Hppothefenrechtes, herausgegeben von v. Meibom. — Ab anblungen gr verichiebene Rechts⸗ 
—— den Annalen des kgl. Sächſ. er os MW. alte 
Bolge 1 ; von 385—402; I. ©. 97 ©. 

93—256; x 1-16, N— 121, 529—561; VI. 878365 VII. S. 1—7; viii. S. 

43347, 50048: neue Folge I. ©. 145—175, 289-315, d33—466; I. & 115—152; 
II ©. 154— 200, 433—458; IV. ©. 489-517; Vii. S. 241-267; va. ©. — 
amm. 


Siegwart-Müller, Konſtantin, 5 1801, wurde 1828 Fürfprech in Alt 
dorf, 1835 erjter Staatsjchreiber in Luzern, 1841 Mitglied des Regierungsrathes, 
Schultheiß und Präfident der Schweizeriichen Tagſatzung 1844, floh im Sonder: 
bundafriege 1847 nach Mailand, lebte in München, Sigmaringen, Köln, im Elſaß, 
fehrte 1857 zurüd, F in Altdorf im Jahre 1869. 

Er ſchrieb (neben anderen geichichtl. eigen een und Aufrechthaltung der Ehe 
und Beftrafung der Unzucht im Staate, Luz. 1 — Tas Strafreht ber Kantone Uri, 
— Unterwalden, Glarus, Zug und Appenzell, St. Gallen 1833. 

:d. Mülinen, Probdromus einer Schweiz. ——— Bern 1874, ©. 133. — 
v. Belkimbeste Hanbb. d . Deutichen Strafrechts (1871), I. Teihmann. 


Sieyöß, Emanuel Joſeph, & 3. V. 1748 zu Frejus, wurde Generalvifar 
des Biſchofs von Ghartres, 1788 Abgeordneter in Orleans, dann in der National» 
verjammlung, jtimmte für Louis’ XVI Hinrichtung, trat ins Direktorium ein, jpäter 
in den Senat, nach der zweiten Reftauration ala Königsmörder verbannt, zog fich 
bis 1830 nach Brüffel zurüd, 7 20. VI. 1836. 

Schri zus: Essai sur les privilöges. — Qu’est ce que le tiers-&tat 1789, deutſch von 
Koppel, eöben 1875. — Reconnaissance et exposition des droits de l’homme et du 
ceitoyen, 1799. — Politiſche Schriften, 1796. — Theorie der Volksvertretung in der lonſtit. 
Monardie G Riedel’s Bibliothek f. moderne Politik u. Ey ir: le ra" 1843. 

Lit.: Bluntihli, StaatsWört®. IX. 422. — Mohl, 1. 

Beauverger, Etude sur 8., Par. 1851.— Mignet, Hist. de la Revolution Derjelbe, 
Portraits et notices hist. et Jitter., (4) 1877, 1. 19. — Oelsner, Des opinions oliti- 
— du eitoyen S., 1799. — Boulay de la Meurthe, Thöorie Gonstitationelie je 5 
836. — Revue de legislation, 181, I. 313— 380. — Verge, Diplomates et — — 
Par. 1856, p. 135—178. TZeihmann. 
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Sigoniuß, Carolus (Sigonio), & 1524 zu Modena, wurde 1522 
Profeſſor der jchönen Künfte in Venedig, 1560 in Padua, dann in Bologna, 
7 1584. 

Schriften: Regum, consulum .... fasti, Modena 1550; Venet. 1550; Oxf. 1802. — 
De nominibus Rom., Venet. 1553. — De antiquo jure civium Rom., Venet. 1560, ed. 
Franck Hal. 1728. — De judiciis 1. III, Bonon. 1574; Francof. 1598. — De re- 
— Atheniensium, Bonon. 1564. — De republica Hebraeorum, 1582. — Opera, Mil. 

— 1737 

git.: Muratori, Vita S. in den Opera. — —— génér. Vol. 43 (1864). — Vita 8. 
expl. Krebsius, Weilb. 1837; beutich Frkf. 1 Zeihmann. 


Eigurdfion, Jon, 5 17. VI. 1811 zu Rafnjeyri im äußerften Nordweſten 
Islands, ftudirte in Kopenhagen, jehr thätig auf dem Gebiete der Philologie, Ar 
chäologie und Gefchichte, höchit verdient als unermübdlicher Vertreter der Rechte feiner 
Heimath, ſeitens des Alldings des Jahres 1875 geehrt durch Gewährung eines 

Ehrenlohnes von jährlich 3200 Kronen, F 7. XI. 1879 zu Kopenhagen. 

&riften: Diplom. Island. 185776. — Samml. Isländ. Geſetze (zuerft mit Obdgeir 
— n), 1853—77. — Om Islands statsretlige Forhold, 1855. 

Maurer in ber Augsb. Allgem. Std, Beilage Nr. 41 (1880), ©. 593—59; 
Derjelbe, Udsigt over de Nordgerm.. Retskilders Historie, Kristiania 1878, S. 110; 
Derjelbe, Island, München 1874, ©. 472 u. ö. — New-York Tribune v. 4. Jan. 1880. — 
Horn, Seid. b. eit. d. Standinavifchen Nordens, Leipzig 1880, ©. 80. Teihmann. 


Siméon, Jojeph Jsröme, Graf, & 30. IX. 1749 zu Air, hervorragend 
als Advokat und Lehrer an der Univerfität Air, Mitglied des Rathes der 500, am 
18. Fructidor projfribirt, nahm fpäter am Konkordate und den Vorarbeiten des 
Code eivil Theil, wurde Staatsrath und Graf, organifirte in Weſtfalen die Rechte: 
pflege, unter der NReftauration Juſtiz-, dann Mlinifter des Innern, 1821 Pair, 
1832 Mitglied der Acad. des sciences morales, 1833 Präfident des Rechnungshoies, 


7 19. I. 1842. 

Lit.: Nöllner, Die Deutichen N Kaſſel 1854, ©. 412—421. — Mignet, 
Portraits et notices hist. (4) 1877, p. 1- 48. — Le tribunal et la Cour de cassation 1979, 
p- 385. Teichmann. 


Simon, Heinrich, & 29. X. 1805 zu Breslau, begann feine Laufbahn in 
Brandenburg 1827, wurde 1836 in Greifswald angeftellt, ging nach Breslau, 
machte Neifen, 1841 und 1842 Hülfsarbeiter im Eichhorn’schen Minifterium, ging 
1843 nach Breslau, wo er Stadtgerichtärath wurde, jtritt für Unabhängigkeit des 
Richterjtandes, nahm 1845 feinen Abjchied, 1847 wegen Majejtätöbeleidigung ans 
geklagt, 1848 Führer der Volkspartei, Mitglied des Frankfurter Parlaments, flüch— 
tete nach der Schweiz, wo er fich anfiedelte, jeit 1851 in Zürich, wo er zum Dr. 
jur. von der Univerfität ernannt wurde, ertrank im Wallenjee am 16. VIII. 1860. 

Schriften: Ergänzungen u. Erläuterungen der ST. —— — *— — —— 
u. Rechtswiſſenſchaft (log. Fünf: Männerwerk), Bresl. 1837 — ———— Die 
Verfaſſung u. ern bed Preuß. Staates, Bresl. Berl. on 1854. — Auge, Preuf, 
Staatsrecht, Bresl. 1844. — Die Preuß. Richter u. bie Geſetze v. 29. Mär Ausg. 
mit Nachwort an Kamptz. — Altenftüde zur — Geſch. der Preuß. Polizei, Leipzig 
1847. — Erinnerungen an das Min. Wöllner, Leipz. 1848. 

Rit.: Jacoby, H.S., Berl. 1865 (editio incastigata, castigata). Teihmann. 


Simon, Ludwig, 5 1810, wurde Advokat zu Trier, 1848 in die National- 
verfammlung gewählt, wo er der äußerjten Linken angehörte, einer der jchlagiertigiten 
und feurigiten Redner des Frankfurter Parlaments, ging auch nad) Stuttgart, entflob 
im Juli 1849 nach der Schweiz, wegen Hochverraths in contumaciam zum Tode 
verurtheilt, 1855 nad) Paris, wo er 1866 ein eigenes Bankgeſchäft gründete, 1870 
nad der Schweiz, T 2. II. 1872 zu Montreur. 

Gr —— Aus dem Exile, Gießen 1855. 


Lit.: Haym, Die Deutſche Nationalverſammlung, II. 10, 12, 3198—815; III. 13, 34, 
85, 39, 48, 84, 117, 121, 123, 125—127, 136. Teihmann. 


Simoni — Simulation. 685 


Eimoni, Alberto de, & 3. VI. 1740 zu Bormio, wurde durch Napoleon’s 
Gmennung Mitglied des Istituto Italiano di lettere, scienze ed arti, 1804 Appell- 
rihter im Departement „di Zario“, dann Präfident, 1807 Rath am Kaſſationshof, 
+ 30. I. 1822 in Morbegno. 

Schriften: Della donazioni fra vivi, Lugano 1783. — Del diritto pubblico di conve- 
zienza politica, Como 1817. — Saggio critico, storico e filosofico sul diritto di natura e 
delle genti, Milano 1822—24. — Del furto e sua pena, Lugano 1776, Milano 1823, per 
Felice Turotti Mil. 1854 (in der Biblioteca scelta del foro criminale Italiano, Vol. V.) — 
Della ragione d’esigere il denaro al corso del tempo, Brescia 1776. — Divisione della 
terra, Como 1777. — Prospetto storico apologetico del governo della Valtellina, Como 
1791. — Dei delitti considerati nel solo effeto ed attentati, Como 1783, Milano 1818, 
1530, per Felice Turotti, Milano 1854 (in der Bibl. scelta, Vol. VI). 

Lit. Nypels, Bibl. N. 315 (pag. 32). — ®Biogr. von Turotti vor dem Wert Del 
farto p. 9—72, (Turotti, La mente di A. de J 


ureconsulto, Mil. 1855). — Tipaldo, 
Biogr. degli Ital. illustri, 1. 258. — Wurzbach . 253. — Cantü, Storia della cittä 


e diocesi di Como. — Romagnosi in ber Biblioteca italiana, Zeihmann. 


Simulation heißt diejenige Willenserklärung, durch welche man mit Vor— 
bedacht etwas Anderes ausdrüdt, als man denkt. Der Rechtöverfehr unter den 
Menihen ermöglicht fich nur dadurch, daß die Erklärung des Willeng mit dem 
Tafein defjelben übereinftimmt; eine jolche Webereinftimmung wird daher bei einer 
jden auf Rechtswirkung gerichteten Weußerung eine vernünftigen Menfchen an— 
genommen. Wer aljo einen Widerjpruch zwifchen dem, was erklärt, und dem, was 
gewollt ift, behauptet, muß ihn beweifen. Im neuerer Zeit ift diefer Satz bejtritten 
und jtatt defjelben der Grundſatz aufgejtellt worden, daß nicht der Wille des Er— 
Härenden entjcheidend jei, jondern dazjenige, was feinem Kontrahenten in berechtigter 
Weiſe ala wirklicher Willensausdruck erfchienen ſei (vgl. Windjcheid, 5. Aufl. I. 
s 75 Anm. 1a und die Literatur dajelbft). Die Anfchauung wird jedoch durch die 
in den Quellen über den Irrthum enthaltenen GEntjcheidungen widerlegt (Wind- 
iheid, Wille und Willenserklärung, 1878). Diefer Beweis ift unmöglich, jofern 
der Wideripruch nur heimlich, im Innern des Erklärenden vorhanden und für jeden 
Andern unerfennbar iſt (jog. reservatio mentalis, welche zwar in cap. 26 X. 4, 
1 anerkannt, aber heutzutage ald NRechtsprinzip allgemein verworfen ift (Wind— 
ſcheid, Pand. $ 75 Anm. 2a). Der fimulirte Wille ift nur ein Scheinwille und 
deshalb ohne jede rechtliche Wirkung. Die ©., auch wenn fie nur von Einer Perjon 
vorgenommen wird, fann darauf gerichtet fein, einen Dritten zu täufchen (l. 14 pr. 
D. 18, 2). Sie kann aber auch darin bejtehen, daß Worte, welche an fich zur 
Hervorbringung eines juriftiichen Zweckes und Erfolges geeignet find, zum Scherz, 
Spiel, zur Belehrung und Uebung gebraucht werden (1. 3 S2 D. 45, 1) oder um 
mr die mögliche Richtung des Willens, noch nicht defjen Firirung anzudeuten; jo 
boll in einer blos gejprächsweifen Aeußerung des Soldaten: „te heredem facio“ 
fein wirkliches Teſtament gejehen werden, ſofern nicht der Wille auf die Errichtung 
cines ſolchen abzielt (l. 24 D. 29, 1). Man kann endlih Worte nur ſymboliſch 
anmenden und dadurch wirkliche Nechtsgeichäfte abjchließen, welche ganz verjchieden 
von denjenigen find, welchen der eigentliche urjprüngliche Wortjinn zu Grunde Liegt. 
Tergleichen Fälle gab e8 im vorjuftinianifchen Recht jehr zahlreiche (Gajus, I. 
ss 103, 252; IV. $$ 93, 4), fie dienen zur Weiterentwidelung des Rechts und find 
mr althergebrachte Formen, welche einen neuen juriftiichen Gedanken zur Geltung 
dringen und neue Lebensbedürfniffe auf bekannten Wegen befriedigen follen. — 

Am häufigsten befteht die ©. in einem Zuſammenwirken Mtehrerer, welche in 
Uebereinftimmung mit einander ihrer Willenserklärung eine andere, ala die gewöhn— 
liche Bedeutung geben; ohne eine gegenfeitige Webereinftimmung gelten nicht die 
Srundjäge der ©., fondern des Irrthums, der piychiichen oder phyſiſchen Gewalt. 
— dv. Savigny zeigt fich die ©. im engeren Sinne in drei verſchiedenen An— 
wendungen : 
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1) Wenn überhaupt gar kein Rechtsgeſchäft gewollt iſt, obgleich die Worte auf 
ein ſolches lauten. 

2) Wenn ein anderes, als das wörtlich ausgeſprochene Rechtsgeſchäft gewollt wird. 

3) Wenn andere Perfonen Träger des Nechtöverhältnifies jein jollen, ala worauf 
die Worte der Willenserklärung lauten. 

Für alle diefe Fälle gilt die an die Spitze des Godertitels (IV. 22) auigeftellte 
Regel: plus valere quod agitur, quam quod simulate coneipitur. Der Schein, 
welcher durch die Erklärung hervorgerufen wurde, ſoll außer Acht gelaſſen und nur 
die wahre Willensmeinung ermittelt werden. Es wird fich alſo in jedem einzelnen 
Falle fragen, ob in der fimulirten Erklärung nicht ein wirkliches von den Parteien 
beabfichtigtes Gejchäft verborgen ſei. Diejes gilt aladann, wenn e8 nicht durch das 
Geſetz verboten ift. Unter diefen Vorausjegungen ift der Zweck, welcher mit der ©. 
verbunden und jehr mannigfach fein kann, ohne weitere Bedeutung. 

Selbitverjtändlich ift e&&, daß, wer durch die ©. Schaden erlitten hat, Erſatz 
deſſelben von den fimulirenden Parteien, welche jolidarifch verhaftet find (1. 49 pr. 
D. 18, 1), verlangen kann, während für die Simulanten aus der ©. jelbjt gegen- 
jeitige Ansprüche nicht erwachjen. Weberhaupt muß das fimulirte Rechtsgejchäft gut: 
gläubigen Dritten ala echt gelten, jofern die Parteien ſolche Anftalten treffen, daR 
ihre Willenserklärung dem Publitum gegenüber ernfthaft erjcheint. 

Die neueren Partikulargejeßgebungen weichen von den Römifcherechtlichen Be: 
ftimmungen über die S. nicht ab; das Defterr. BGB. und das Sächſ. BGB. ſprechen 
allgemein aus, daß das fimulirte Geſchäft nach denjenigen gejeßlichen Vorſchriften 
beurtheilt werden muß, denen es vermöge feiner wahren Bejchaffenheit unterworten 
itt. Der Code civil handelt von der ©. nur im Erbrecht; jede Verfügung zu 
Gunften eines Unfähigen foll nichtig jein, auch wenn fie in der Form eines Läftigen 
Vertrages oder in VBermittelung einer untergefchobenen Perjon erjcheint. Zahlreicher 
find die BVBorfchriiten, welche das Preuß. Allg. ER. über die ©. von Willen® 
erflärungen überhaupt und bei KHaufgeichäften im Befondern giebt. Hervorzuheben 
ift nur, daß namentlich gegen den Schein vermuthet wird, wenn fi) Jemand in 
Angelegenheiten jeines Gewerbes oder Berufes geäußert hat und daß die ©. aus den 
Umjtänden klar erhellen joll, weswegen Koch (Kommentar, Anm. 65 zu I. 4 $ 55) 
den Beweis durch Eid ausjchließt, eine Kontroverje, weldhe durh EG. zur CPO. 
$ 14 Nr. 2 gegenftandslos geworden iſt. Beſtraft wird endlich der Abichluß ſimu— 
lirter Kauf» und Taufchverträge zur Erlangung eines Darlehns bei einem Dritten. 
Bejonderd hervorgehoben wird die Anfechtung fimulirter Rechtsgeſchäfte durch die 
Gläubiger innerhalb und außerhalb des Konkurſes. 

Quellen: Tit. Cod. 4 22. — Defterr. BGB. 8 916. — Code civil art. 911. — 
Sächſ. BEB. S 61. — Preuß. Allg. ER. I. 488 52-56; I. 11 88 70-74. — Preuß. Publi 
fandum vom 20. Februar 1802 (Nov. Corp. Const. XI 767 Nr. 14 de 1802 bei Kod, 
Komment., Anm. 46 zu I. 11 $72 und Rehbein-Reinde, LR. 1880, ©. 410). — Preub. 


KD. vom 8. Mai 1855 SS 99-112. — Preuß. Gejeh vom 9. Mai 1855. — RKO. SA 
Nr. 1. — Ref. dv. 21. Juli 1879 (R.G.Bl. S. 277) $ 3 Nr. 1. 

Lit.: v. Savigny, Syitem, II. S. 259 ff. — Ihering, Yahrb. f. Dogm., IV. ©. 74, 
75; Derielbe, Geift des Römifchen Rechts, fr. I ©. 312 fi.; II. 1805, ©. 259 fi. 
265 ff. — Kohler, Jahrb. f. Dogmatit, XVI. ©. 113 ff. Kayſer. 


Sinibaldus Fliscus (Papſt Innocenz IV. 1243—54), aus Gemua, be 
fämpfte die Kaifer ÄFriedrich II. und Konrad IV., floh 1244 nad) yon, wo er auf 
einer KHirchenverfammlung den Bann und die Abjegung über Friedrich II. ausſprach, 
ftellte Heinrich Rafpe ala Gegentönig auf, kehrte 1251 nah Nom zurüd, verfuchte 
vergeblich die Griechifche Kirche mit der Römiſchen zu vereinigen, T 7. XII. 1254. 
„Pater et organum veritatis.‘ 


Er ihrieb: Comm. in 5 libr. Decretalium, Strassb. 1477; Lugd. 1525; Venet. 1481, 
1491, 1495, 1570, — Apologeticus contra Petr. de Vineis. — Tract. de exceptionibus. 


Sintenis — Stontration. 687 


git.: Schulte, Geſchichte, IL 30, 91—94. — v. Stinging, Geſchichte der pop. Kit, 
Leipg. 1867, ©. 287 fi. — Wunderlich in Zeitichr. für geſch. Recdtswifienichaft XL. 89. — 
Bethmann-Hollweg, VI. 59. Zeihmann. 


Sinteniß, Gar! Friedrich Ferdinand, & 25. VI 1804 zu Zerbſt in 
Anhalt, jtudirte 1822—25 in Leipzig und Jena, wurde 1825 Advolat, 1837 Pro— 
feffor in Gießen, 1841 Rath in Deſſau, 1850 zweiter Präfident des Oberlandes- 
gerichts für Anhalt-Deffau-Köthen, 1853 Präfident, 1863 Minifter der Juftiz, 7 
2. VIII. 1868. 

Schriften: Handbuch de Gem. Pfandrechts, Halle 1836. — Ausgabe der Ueberjegun 
des corp. jur. civ. et can. mit Otto und —— 1835. — Zur — von den Civil⸗ 
8 üchern, Leipz. 1853. — Das praktiſche Gemeine Tivilrecht, Leipz. 1844—1851, 3. Aufl. 

869. — Anleitung zum Studium be3 BGB. für bad Fr Sachſen, Leipz. 1864. 

Lit: Blätter für Rechtspflege in Thüringen und Anhalt, Bd. XVI. Zeig 

eihmann. 


Sirey, Jean Baptijte, & 25. IX. 1762 zu Sarlat (Perigord), zuerit 
Geiftlicher, heirathete dann, ausgeichieden, die Nichte Mirabeau’s, längere Zeit ver: 
haftet, nach 1799 einer der 50 PVertheidiger (avoues, puis avocats), T 4. XII. 
1845, alö Verwandte gegen ihn einen Interdiktionsprozeß "anjtrengten. 

Herausgeber be3 Recueil göneral, 1802—1830 (von Verſchiedenen bis jet fortgeſetzt) — 
Jurisprudence du 19. siöcle, 1821, 1826 (Nachdruck Brüſſel 1823) und der vielen einzelnen 
Codes annotes. — Er jhrieb: Lois civiles intermediaires (1789—1804), Par. 1306. — Du 
conseil d’Etat selon la charte, 1818. — Jurisprudence du conseil d’Etat, 1818—1823. 

Lit.: Michaud. TZeihmann. 


Eirmond, Jacques, & 22. X. 1559 zu Riom, lehrte zu Paris, wurde 
Beichtvater Louis’ XIII, ging 1645 nad) Rom, 7 1651 zu Paris. 

Schriften: Notae stigmaticae, Francof. 1612 (Fabricius). — Censura conject. anon. 
script. de suburbicariis regionibus et eccl., Par. 1618. — Triplex nummus antiquus, 
1650. — Concilia antiqua Galliae, Par. 1629 (1666). — Opuscula dogm. veterum V. script., 
1630. — — Cod. Theodosiani novis constitutionibus cumulatior, Par. 1651. — 
Opera, ed. La Baume, Par. 1696. 

git.: Briet, Elogium J. S., 1653. — Colomies, Vie de J. S., 1671. — Stobbe, 
Rechtsquellen, I. 247. — Herzog’3 Realencyklopädie XIV. 455. — Schulte, Geicichte, 
II. a 573. Zeihmann. 


Sismondi, Jean Charles Leonard Simonde de, & 9. V. 1773 zu 
Gent (aus einer Italienischen Familie, die 1524 nad) der Dauphine flüchtete, 
dann nach der Schweiz), flüchtete mit den Seinigen nach England, bald zurüd- 
gefehrt von Neuem in die Gegend von Pescia, 1800 secretaire de la chambre de 
commerce du Leman, freund Neder’3, der Mme. de Staöl, Joh. v. Müllers, 
Schlegel's, Cuvier's u. a., trat nach 1813 in den Großen Rath ein, jprach ſich für 
Napoleon aus (nad) deſſen Rückkehr aus Elba), gegen Sklavenhandel, für die Sache 
der Griechen, 1833 Mitglied der Franzöſiſchen Akademie, T 25. VI. 1842. 

Neben vielen nationalötonomiichen und biftoriihen Schriften find werthvoll jeine 
Etudes sur les constitutions des peüpiee libres, Par. 1836. — Lettres inedites, Par. 1863 
u. 1868. — Correspondance, Par. 1863. 

Lit.: Bluntſchli, StaatsWört.B., IX. 426. — Mignet, Portraits et notices hist. et 
litteraires, (4) Paris 1877, II. 49—81. — Secretan, Galerie suisse, 1873—80. — Galiffe, 
Le refuge italien ä Genöve au 16. et 17. siöcle, Genöve, Lyon 1881. — Mohl, III. 510, 
575. — Walter, Naturrecht, SS 228, 231, 235, 236, 241, 265. Teihmann. 


Sktontration (von scontrare — fich vergleichen laffen, scontro, Ausgleichung 
— „Zahlung mit geichloffenem Beutel”) iſt eines derjenigen Rechtsgeſchäfte, twelche 
der dem Handelsverfehr bejonders eigenen Tendenz dienen, bei „Regulirungen” von 
Geſchäften möglichit Zeit, Arbeit und Kapital zu jparen, inäbejondere Münzwechſel 
und Münzabnugung zu vermeiden, und gehört jomit zu den fjog. indireften Zah— 
lungsarten. Sie ift juriftifch ein von mehr als zwei Perfonen abgejchloflenes Rechts— 
geichäft, deffen Kontrahenten fich unter einander verpflichten, jo viele und jo geital- 
tete Geffionen, Delegationen und Kompenjationen vorzunehmen, als erforderlich find, 
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um thunlichſt viele, womöglich alle unter den Kontrahenten beſtehenden Schuld- und 
Forderungsverhältniffe ohne Baarzahlung ausgleichen und dadurch tilgen zu können; 
die ©. iſt demnach ein eigenartiges Rechtögejchäft, welches ald pactum de compen- 
sando, de cedendo u. ſ. mw. bezeichnet werden fann, und welches erfüllt wird durd) 
die Abjchließung der vertragamäßig gewollten und dann auch zwangs- oder einrede— 
weije durchzufegenden Schuld- und FForderungsüberweifungen u. ſ. w., joweit diejelben 
zur Erreichung des Zweckes einer möglichit allgemeinen Schuldausgleichung innerhalb 
des Kreiſes der Skontranten gejchäftsmäßig erforderlich find. Vereinbarung oder 
Handelsſitte fonzentrirten die Ausführung der S. an beitimmten Pläßen (3. B. clea- 
ring house in London), an denen fich die Skontranten perjönlich treffen, und 
ichreiben die durch geeignete Zus, Ab» und Umfchreibungen fich darjtellende Methode 
des Skontrireng im Einzelnen vor; außerdem dient nun der ausgebildete Giroverfehr 


der älteren Girobanfen und num auch der der Reichsbank den Zweden der ©. 
git.: Endemann, HR., 3. Aufl., $ 136. — Thöl, H.R., $$ 334341 unb bie bort 
cit. Lit. — Vgl. aud) Rei öbanfgefeß $ 13, Biffer 7. Garei3. 


Slevogt, Joh. Philipp, & 27. II. 1649 zu Jena, 1681 ordentl. Profefior 
der Rechte, 1695 Ordinarius der Fakultät und des Schöppenftuhls, 1719 Sächſ. 
Hofrath, T 7. I. 1727. 

Seine Schriften bei N Geſchichte, I.b ©. 67. — Jugler, I. 384 fi. — 
——— Lebensſtizzen, ©. 185. — Ueber Gottlieb S., rt 1732, og. $ugler, I. 

— Syulte, 6 ehe II.b S. 108. Zeihmann. 


Smallenburg, Nikolaus, 5 1. XII. 1761 zu Nootdorp (Holland), promo- 
virte in Yeiden, wurde ordentl. Profeffor in Franeker, jeit 1790 in Leiden, T 30. 
VII. 1836. 

Er ſchrieb namentlih: Ant. Schultingii Notae ad Digesta s. Pandectas ed. atque 
animadversiones adjecit N. S., Lugd. Bat. 1804— 1835. 

git.: Bijdragen X. 623— 630. — Rivier, Introd. hist. 1881, p. 564. Zeichmann. 


nel, Ludwig, 5 6. IV. 1785 zu Idſtein in Naffau, wurde nach den 
Karlsbader Beichlüffen von feiner Stelle ald Direktor des Gymnafiums in Wehlar 
entlafjfen, begab fich zuerit nach London, dann nach der Schweiz, wo er eifrig für 
die politiiche Reform wirkte, übernahm 1831 die Leitung des „Republikaner“ und 
ward, nachdem er das Bürgerrecht im Kanton Zürich erhalten, in den Großen Rath 
gewählt. Nach Gründung der dortigen Hochſchule erhielt er eine Profeffur, folgte 
indeß ſpäter einem Rufe nach Bern, !gerieth in Streit mit der herrichenden Partei 
und mußte 1836 den Kanton verlaffen. Er zog fich nad) Zürich, dann nach Küß— 
nacht zurüd, 7 5. VII. 1854. 

Er verfaßte ben lebten Band des von feinem Vater Ehriftian Wilhelm ©. [(1755— 1834), 
der auch eine philofophiiche Rechtälehre, Gießen ze 1808, — und Oheim herausgeg. 
— der Kant'ſchen — * Zuri 183 1837, und Ihrieb: Die Verhältniffe der fatho: 

ſchen Kirche zu den Schweizer. Regierungen, Shi 1 — Dolumentirte pragmatiſche 
Erzähl. der neuen firchl. Sr in der fathol. Schweiz, ein 1833 (umgearbeitet Snell, 
Süd und Henne, Pragmat. Erzähl, Mannh. 1850, 1851). ee des Kampfes ber 
berufen tathol. zo. mit ber ömifchen Kurie, Soloth. 1839. — —— uch d. Schweizer. 
re Züri) 1839—1848. — Das verlepte Völkerrecht an ber Eidgeno uffeniäaft, Zür. 
— Geſchichte der Einführung ber Nuntiatur in ber Schweiz, Baden 1848, 

il, Ludwig Snell’3 Leben, Sarie 1858. — Mohl, I. 482, 491, 5 

eichmann. 


Snell, Wilhelm, der Bruder des Vorigen, & 8. X. 1789 zu Idſtein, ſtu⸗ 
dirte in Gießen, wurde Unterfuchungsrichter i in Dillenburg; dom Regierungspräfident 
verfolgt, ging er 1819 ala Profefjor nach Dorpat, wandte fich, auch dort verdãch⸗ 
tigt, nach Baſel, 1833 nad) Zürich, 1834 nach Bern, mußte in Folge einer un— 
gerechten Hochverrathsanklage den Kanton verlaffen. Lieſtal in Bajelland, wo er 
früher das Bürgerrecht erhalten, wurde nun fein Aufenthaltsort, bis er nach Refor— 
mirung der Berner VBerfafjung wieder nad) Bern zurüdfehrte, T 8. V. 1851. 
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Schriften: Abhandl. über verfchiedene Gegenftände der Strafrechtswiſſenſchaft (Betracht. 
über die — — Pſychologie im Verhöre mit peinl. — Gießen 1819. — 
Naturrecht, — 1857 (1859). Neue Ausgabe von Hodler, 1 


Lit.: dv. Orelli, Rechtsſchulen und Redtsliteratur, Zürich 1879, ©. 73, 91. — Ztſchr. 
des Sernifchen Auriftenvereing, Il. 409. — Hartmann, Gallerie berühmter Schweizer der 


Neuzeit, Baden 1871, IL NR. 68 (im Art. Samuel Sänell). TZeihmann. 


Societas (Gejellichait) ift I. dem Begriffe nach die vertraggmäßige 
Vereinigung zweier oder mehrerer Perfonen zu Leiftungen, durch welche ein gemein= 
jamer Endzwed erreicht werden joll. Der darin liegende Vertrag iſt nothiwendig 
zweifeitig, zwar nicht in der Art, wie die auf Umſatz gerichteten Tauſchverträge, 
wol aber injofern, als durch ihn jeder Gefellichafter verpflichtet wird, feine Leiftungen 
dem Zwede, welcher auch derjenige des anderen ift, zu widmen. In diefem Sinne 
bringt die ©. ala folche auch eine Vermögensgemeinjchaft mit fih. Der Endzweck, 
welcher erreicht werben joll, darf fein unerlaubter fein (1. 57 D. h. t.; Seuffert, 
Arch. XIII. 257); ſonſt jeder beliebige, nicht blos ein Vermögenszweck, jondern auch 
Vergnügen, Belehrung, Wohlthätigkeit, gemeiner Nuben ıc. (früher jog. societates 
mere personales). Betrifft er das Vermögen, jo fann er entweder in dem gemein- 
jamen Haben und Gebrauchen oder in der Erzeugung und Gewinnung von Werthen 
beitehen und in beiden Fällen mehr oder weniger umfaffend fein. Fälle der eriteren 
Art bilden die Vereinigungen zur Gemeinschaft einzelner Gegenjtände (1. 52 $$ 11—13; 
l. 58 pr. D. eod. soc. quadrigae habendae causa) oder einer ganzen Gattung des 
Grwerbes (3. B. von Erbjchaften, 1.3 $ 2 D. eod.) oder des Vermögens überhaupt, 
blos des gegenwärtigen oder auch des zufünftigen (fog. omnium bonorum, 1.181; 
LS 1; 1.5 pr. D. eod., welche letzte indefjen thatjächlich nur unter Ehegatten 
— und im Preuß. Recht auch gejeßlich anderen Perjonen nur in Geftalt 
einer allgemeinen Erwerbögemeinschaft geitattet ift, Allg. ER. I. 17 88 176 —182). 
Desleichen kann auch der zweite Vermögenszweck, die Erzielung von Gewinn, als 
Ergebniß entweder eines einzelnen Geichäfts (1. 58 pr. D. eod. soc. quadrigae ven- 
dendae causa; ll. 44, 71 D. eod.; Seuffert, Arch. XVIII. 36) oder eines Ge— 
werbebetriebes (1. 52 $$ 4, 5 D. eod.) oder auch jeder Gejchäftsthätigfeit überhaupt 
gedacht jein. Bei der lebten (jog. societas quaestuaria) werden alle Gejchäfte, mit 
Ausnahme der Grwerbungen aus Schenkung und Leßtwilliger Verfügung, auf den 
Gejellichaftsziwe bezogen, 1.1. 8—13 D. eod., und hierauf joll nach 1. 7 D. eod. 
im Zweifel, wenn eine ©. fchlechthin gefchloffen worden ift, die Abficht der Parteien 
gerichtet fein. Doch darf diefe Auslegung Heute als veraltet angejehen, und der 
Wille der Kontrahenten eher auf den gemeinjamen Betrieb eines bejtimmten Ge— 
werbes gedeutet werden. Tür diefen häufigften Fall, die ſog. Handelsgeſellſchaft, 
hat dag HGB. neue Beitimmungen gegeben (vgl. darüber d. Art. Handels— 
geſellſchaft), — Aus dem Begriff der ©. folgt, daß jeder der Genofjen dem 
anderen zu Leiftungen verpflichtet und zur Theilnahme an dem erzielten Vortheil 
berechtigt jein muß. Gin Goejellichaitsvertrag, der das eine oder das andere aus— 
drücklich ausjchlöffe, enthielte in Wahrheit eine Schenkung an den nicht verpflichteten, 
bzw. an den allein berechtigten Genoffen und würde nur als jolche klagbar fein. 
Sn den Quellen wird ein derartiger Vertrag unter Anfpielung auf die Aejopijche 
Fabel societas leonina genannt (1. 29 $ 2; 1.5 $1 D. eod.; Seuffert, 
Arch. XVI. 110; XXXI. 134). Dagegen können Art und Umfang der Yajten 
und des Vortheils für jeden Genoffen frei beitimmt werden, und nur im Zweifel 
gelten alle als gleichgeitellt (1. 29 pr. D. eod.). Demgemäß können die Leiftungen 
eines Genofien in der Einzahlung von Geld oder in der Einlieferung von Sachen, 
ſei es förperlichen oder unkörperlichen, oder in Arbeit (operae), Kredit (gratia) ıc. 
beitehen (l. 80; 1. 29 pr. $ 1; 1.52 88 2, 7 D. eod.). Es fann jerner die 
Tragung des etwa entitehenden Vermögensfchadens jedem zu einem befonderen Bruch- 
tHeil auferlegt, ja es fann jogar ausgemacht werden, daß aller Schaden einem der 


v. Holtzendorff, Enc. II. Rechtslexikon III. 3. Aufl. 44 
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Genoſſen ausichlieglich zur Laſt fallen jolle; doch muß bei diefer legten Vereinbarung 
freilich, wenn die Abficht noch auf eine ©. gerichtet fein foll (I. 29 pr. $S1D. 
eod.), vorauägejeßt werden, daß der vom Schaden befreite Genoffe um jo viel mehr 
an perjönlichen Dienften geleiftet habe ($ 2 I. de societate 3, 25; 1. 29 8 2; 
1. 30 D. h. t.). Ebenſo fünnen andererjeits die Gewinnantheile gleich "oder ungleich, 
und mit den Antheilen am Schaden übereinjtimmend (was vermuthet wird, $ 3 1. 
l. c.), oder nicht übereinjtimmend beitimmt werden (leg. eitt.). Nur wird in dem— 
jelben Maße, in welchem der Gewinnantheil eines Genofjen zu feinen Gejammt- 
leiftungen in ein offenbares Mißverhältniß tritt, der Gejellichaftövertrag als eine 
partielle Schenfung (negotium mixtum cum donatione) erjcheinen, wie er denn bei 
ausjchließlichem Gewinnanjpruch eines Genofjen in eine reine Schenkung übergeht 
(1. 32 $ 24; 1.5 $5 D.de don. int. v. e, u. 24, 1; Windſcheid, Xehrb., II. 
$S 405 Anm. 15—17; dv. Bangerow, II. $ 651 Anm. 1; Sintenis, IL 
$ 121 Anm. 35). — I. Eine Form des Gefellichaftsfontrafts ift im Röm. und 
Gem. Recht nicht vorgejchrieben.. Er kann alſo ſelbſt jtillfchweigend zu Stande 
fommen (Holzſchuher, Theorie und Kaſuiſtik, III. $ 304 Nr. 1). Nur muß 
die Willenseinigung über alle wejentlichen Punkte feftitehen (1.1. 75—80; 1.1 pr. 
D. h. t.). Doc) verlangen Bartiktularrechte, wie 3. B. das Preuß. LER. (SS 170—175 
I. 17), ichriftliche Abfaffung, in deren Ermangelung zwijchen den Parteien nur das 
realfontraktliche VBerhältniß einer communio incidens eintreten fann. Vgl. C. F. Koch, 
Komm. zum Allg. ER., S 170 a. a. DO. Anm, 3. — II. Die Wirkungen der 
©. beitehen zunächſt: A. in Rechtsverhältniffen der einzelnen Genofjen zu einander 
(nach innen), zu deren Geltendmachung die actio pro socio, eine vom Richter frei 
(ex fide bona) zu beurtheilende Klage bejtimmt ijt (l. 52 $ 1 D. h. t.). Haupt 
jächlich ift jeder Genofje verpflichtet, die vertragsmäßigen Beiträge zu leiften. Be 
jtehen Ddiejelben in der Einlieferung von Sachen, jo iſt im einzelnen alle zu er 
meſſen, ob die leßteren der Gejammtheit der Genofjen übereignet oder ohne Rechte: 
veränderung nur zur Verfügung geitellt werden ſollten; im eriteren alle entitebt 
bei theilbaren Rechten eine Gemeinschaft zu intellettuellen Theilen (1. 58 pr. $ 1; 
1. 52 $ 2 D. eod.; dv. Bangerow, a. a. D. Anm. 2; Sintenis, Anm. 24). 
Nach Preuß. Allg. LR. I. 17 88 198, 201, 202 wird * zuſammengetragene Fonds 
immer gemeinſchaftliches Eigenthum (societas sortis), und nur bei Grundjtüden, 
deren Befigtitel nicht auf die Genofjen umgejchrieben ift, vermuthet, daß ſie blos 
geliehen jeien (soc. quoad usum). Bol. Koch, Anm. 22 zu $ 201. Zu den Bei⸗ 
trägen gehört bei der allgemeinen Vermögensgemeinſchaft auch das, was ein Genoſſe 
durch die gegen ihn verübten Delikte anderer, nicht aber, was er durch eigene Delikte 
erwirbt (l. 52 88 16, 17 D. eod.). In allen Fällen gehört dazu, was er durch 
Geichäfte für die Gefellſchafter (communi negotio, 1. 52 pr.; 1. 67 pr. D. eod.) 
oder aus Gejellichaftsmitteln (1. 38 8 1; 1. 60 pr. D. eod.) eingenommen hat. 
Daher muß ein Genofje auch den Vortheil, den er aus der Verwendung von Ge: 
jellichaftsgeldern in eigenen Angelegenheiten zieht, herausgeben (communicare); 
nur infofern, als er dergleichen Geld ohne Widerrechtlichkeit auf eigene Gefahr aus⸗ 
leiht, haben die Genoſſen auf die Zinſen feinen Anſpruch (Windſcheid, S 406 
Anm. 9). Aukerdem ift jeder Genofje verpflichtet, dem anderen die Aufwendungen, 
die diejer im gemeinfamen Intereſſe gemacht, und den Schaden, den er gelegentlich 
der Führung gemeinjamer u erlitten bat, antheiläweife zu vergüten (1. 38 
8 1;1.52 SS 4, 10, 12, 15; 1. 60 $ 1; 1. 61 D. eod.); und endlich haften die 
Genoſſen ſich —— — wegen einer ſolchen Nachläſſigkeit, welche ſie in eigenen 
Angelegenheiten zu vermeiden pflegen (jog. diligentia quam suis, culpa in concreto; 
l. 72 D. eod.; $ 9 I. de societ.). Uebereinjtimmend das Preuß. ER. I. 17 8 211. 
Wird für einen Gejellfchafter die Yeiftung feines Beitrages ohne eigene Schuld un— 
möglich, jo hat er dafür feinen Griaß zu geben. Aber wenn er von den übrigen 
die Leiſtung ihrer Beiträge beaniprucht, jo können ihm dieje nunmehr die Einrede 
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des nicht erfüllten Vertrages (exc. non adimpleti contractus) entgegenjegen. Nur 
an demjenigen, was bereit? gemeinfames Vermögen geworden ijt, verbleibt jenem 
erften jein Antheil (vgl. 1.58 pr. $1 D. h. t. und darüber die bei Windicheid, 
$ 406 Anm. 4 angegebene Literatur). Ueber Punkte, die im Sozietätävertrage nicht 
feitgeftellt find, muß eine neue Willenzeinigung unter den Genoffen jtattfinden. 
Majoritätsbeichlüffe jind für die Minderheit nicht bindend (1. 28 D. comm. div. 10, 3; 
1.11 D. si serv. vind. 8, 5). Anders nach Preuß. ER. I. 17 88 209, 12 ff. 
Sind die Antheile der Genoſſen an dem Gejellichafsvortheil micht beitimmt, fo werden 
Kopitheile (partes aequae) angenommen. Danach wird der Gewinn, d. 5. der 
Meberihuß über die gemachten Einlagen (1. 30 D. h. t.), vertheilt. War die Ge— 
jellichaft auf das gemeinjame Haben von WVermögenzftüden gerichtet, jo werden auch 
diefe leßteren nach jenem Mafftabe zu theilen jein (1. 29 pr. D. h. t.;$ 1 I. de 
societ.; Seuffert, Arch. VIL 175; v. Bangerow, $ 651 Anm. 2). Ueber die 
Art der Augeinanderjegung |. d. Art. Adjudifation. Uebereinſtimmend Allg. ER. 
1. 17 88 175, 205. B. Dritten gegenüber (nad) außen) wirft die S. zwar joviel, 
daß die Geſammtheit der Genofjen durch den Gebrauch der Firma (ſ. dieſen Art.) 
oder einer emtiprechenden Bezeichnung einheitlich handelnd auftritt. Gleichwol bildet 
diejelbe fein jelbftändiges, von der Summe der Genofjen verichiedenes Rechtsfubjekt. 
Vielmehr giebt es Rechte und Pflichten nur für die einzelnen Genoffen, nur dieſe 
fönnen Klagen und verflagt werden, nach ihrer Perjönlichkeit beitimmt fich der Ge- 
richtsftand ꝛc. Daraus folgt hauptjächlich, daß von den Gefellichaftsgläubigern nicht 
blos das den Genofjen gemeinjame Vermögen, jondern auch das Privatvermögen 
jedes einzelnen angegriffen werden kann; ob jofort oder erjt nach Erichöpfung des 
eriteren, wie Windjcheid (S 407 Anm. 4) wegen 1.65 $ 14 D. h. t. behauptet, 
ift ftreitig, doch im eriteren Sinne zu enticheiden (vgl. Seuffert, Ar. XXX. 27). 
Zur Entitehung eines Rechtöverhältnifies zwiſchen den Genofjen und einem Dritten 
gehört entweder, daß die eriteren jämmtlich mit ihm verhandelt haben, oder daß 
ein einzelner ſie befugter Weile vertreten hat. Dieje Befugniß wird aber nur bei 
der Handelögejellichaft für jeden Genofjen vermuthet. Bei allen anderen Gejellichaiten 
muß fie befonders eingeräumt werden (Seuffert, Arch. XII. 60, 270; 88 206— 210 
I. 17 Allg. ER). War der Handelnde zur Vertretung der Gefammtheit befugt und 
hat er für diefe das Geſchäft geichloffen, jo werden die einzelnen Genofjen daraus 
unmittelbar berechtigt und verpflichtet, jo weit das Necht überhaupt eine direkte 
Stellvertretung gelten läßt, d. h. heutzutage ganz allgemein. Nach reinem Röm. 
Recht dagegen wurde die Beziehung zwifchen den vertretenen Genoſſen und dem 
Dritten wenigitens bei obligatorischen Gefchäften erit durch Ceſſion der Geſchäftsklage 
an jene und Erſtreckung der Schuld auf fie vermittelft actiones adj. qual. hergeitellt. 
Die Trage, zu welcher Cuote die Genofjen für die Gejellichaftsfchulden haften, be— 
antwortet ſich nad) allgemeinen Regeln, wie folgt. Haben alle — fontrahirt, jo 
wird jeder — für ſeinen Geſellſchaftstheil verpflichtet (1.11 $ 2 D. de duob. reis 45, 
2; 1. 44 $1 D.de aed. ed. 21, 1). ®ei Vertretung ar einen institor oder dgl. 
hafteten Röm. Recht die Vertretenen als Korrealichuldner (1. 5 $ 1 D. quod 
iussu 15, 4; 1.1 8 25; 1.4 $ 2 D. de exerc. act. 24, 1); nach heutigem 
Recht dagegen, welches die direkte Stellvertretung auch bei Obligationen ausgebildet 
und damit die Römifche Einheit zwifchen der Schuld des Inſtitors und des Prin- 
zipals aufgehoben hat, muß behauptet werden, daß auch bei Gingehung der Schuld 
Durch einen Vertreter die Haftung jedes Genoffen auf jeinen Gejellichaftstheil be= 
fchräntt iſt. So namentlih Kübel, Württemb. Arch. f. Recht, XI. ©. 6 ff.; 
XIV. © 317 ff.; Windicheid, $ 407 Anm. 7 und die dajelbit Angeführten; 
auch Seuffert, Arch. XX. 127. Strenger wieder: die neueren Partikularrechte, 
wie 3. B. Allg. ER. I. 17 $ 239. Bgl. überhaupt v. Vangerow, $ 653 Anm. ; 
Sintenis, $ 121 Ann. 98. Durch Handlungen eine zur Vertretung nicht be= 
44* 
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fugten Gejellichafters fünnen die übrigen nur infoweit verpflichtet werden, als dadurch 
eine Bereicherung für fie bewirkt it (1. 82 D. h. t. und dazu Zimmermann, 
Stellvertr. negot. gestio, S. 323). — IV. Die Aufhebung einer ©. erfolgt, ab» 
gejehen von den allgemeinen Gründen (Eintritt des dies ad quem, der auflöjenden 
Bedingung, mutuus dissensus ıc.) noch durch folgende: 1) Erledigung des Gejell- 
ſchaftszwecks (1. 638 8 10; 1. 65 $ 10 D. eod.); 2) Tod eines Gejellichaiters. 
Auf die Erben kann eine ©. nicht einmal durch ausdrüdliche Feſtſetzung erjtredt 
werden (1. 63 $ 8; 1. 52 $ 9; 1. 59 pr. D. eod.); doch werden Handlungen, die 
ein Genoffe ohne Kenntniß vom Tode des anderen vornimmt, durch die Aufhebung 
der ©. nicht berührt (1. 65 $ 10 D. eod.). Auch joll ein Erbe die vom Erblafier 
begonnenen Gejchäfte unter Vertretung grober Nachläffigkeit fortführen (1.1. 35, 40 
D. eod.). 3) Ginfeitigen Nüdtritt eines Genofjen. Iſt die Gejellichait auf eine 
gewiffe Zeitdauer eingegangen, jo kann vor Ablauf derjelben der Rüdtritt nur aus 
einem Grunde, der ihn rechtiertigt, erklärt werden; ſonſt nach Belieben und ohne 
Kündigungstrift (1. 4 81; 1.63 8 10 D. eod.; Seuffert, Arch. XX. 44). Doc 
haftet allemal derjenige, welcher ungeitig (intempestive) zurüdtritt, auf Schadens 
era (1.1. 14, 17 8 2 D. eod.); und wer argliftiger Weile oder ohne Befugniß 
fündigt, muß fich jogar gefallen laffen, daß die ©., je nachdem ſich aus der bis 
zum Termin des rechtmäßigen Nüdtritts fortgefegten Gefchäftsführung der Genofien 
Verluft oder Gewinn ergiebt (1. 30 eod.), gegen ihn als fortdauernd oder ald aui- 
gelöft behandelt werde (socium a se, non se a socio liberat) (1. 65 $S 3, 4, 6, 8 
D. eod.). — 4) Berluft des gefammten Vermögens für einen Genofjen, jei es durch 
Konkurs, durch Konfisfation oder wie jonit (1. 65 $S 1, 12; 1. 4 S1D. eod.). — 
In allen Fällen, wo nach Wegfall eines Genofjen die übrigen in Gejellichaft bleiben, 
liegt darin eine neue, nicht Fortjegung der alten ©. ($ 8 I. de soc.; 1. 65 $ 9 
D. h. t.). Nach den hier entwidelten Grundjäßen jtellt fich die Römiſche ©. ala 
ein wejentlich auf der Perfönlichkeit beruhendes und daher leicht auflösbares Ver— 
hältniß dar; demgegenüber ijt in dem neueren Rechten wenigjtens die Handelägejell- 
ichaft mehr auf die Kapitalmacht, welche die Genofjen zur Verfügung ftellen, und 
damit auf eine von den Perjonen unabhängige Grundlage gebaut worden. Bol. 
auch den Art. Genoſſenſchaften. 


Quellen u. Lit.: Zit. Inst. 3, 25; D. 2 C.4 397. — Glüd, XV. S. 371 
bis 476. — Unterholgner, Säulbverhältniffe I . S. 378-392. — v. Bangerom, 
—5 II. 88 651-655. — Sintenis, Gem. Civilrecht, IL. $ 121. — Windbicheib, 
Sehrb., II. SS 405408. — Treitf chke, die * von der unbeſchraͤnkten obligatorifchen 
Gewerbegeie haft, Zeipz. 1844. — Dernburg, ebhrb., II. $$ 214—224. Ed. 


Sorinuß, Marianus, & 1401 zu Siena, lehrte dajelbit, ging ala Ge— 
jandter nah Rom, T 1467. 


Sein Sohn Bartholomäus, & 1436 zu Siena, Ichrte zu Siena, Ferrara, 
Pija, wurde auf Befehl der Florentiner Regierung gefangen gejeßt, lehrte nach feiner 
Freilaſſung zu Pifa, das er 1494 verließ, ging nach Bologna, dann nad Padua 
und endlich nach Bologıa, F jtumm geworden 1507. 

Er jhrieb: Consilia, Lugd. 1525, 1529. 


Sein Brudersſohn, Marianus ©. der Jüngere, 5 1482 zu Siena, war 
21 Jahre Doktor zu Bologna, lehrte auch zu Pija, Siena, F 1556 zu Bologna. 

Er war Lehrer des Ant. Auguflinus und Dre: unb jhrieb: Consilia. — Tract. 
de judieiis et jurisdictione (Tract. univ. jur., Venet. 1584, t. II. 1 fol. 96b). — De 
testibus (ebenda t. VI. p. 1). Auch gilt er zwar nicht ala Erfinder, 5 doch als Begutachter 
der ſog. Sociniſchen Kautel. 

Lit.: —— ny, VI 342-355. — Glück, VII. 80 ff. — Koch, Preuß. Erbrecht, 
Berl, 1866, ©. 512. — de Wal, Beiträge, herauzg. bon d. a (. 1866, ©. 46. — 
v. Stinking, Gelsicte ber Deutichen echtätoiffenkhaft, (1880) I. 127, 221, 568, 578, 579, 
589. — Rivier, Introd. hist. 1881, p. 574, 575, 597. Teihmann. 
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Soden, Friedr. Jul. Heint. Graf von, & 4. XII. 1754 zu Ansbach, 
wurde jehr jung Geh. Regierungsrath, nachher Geh. Rath, lebte als Preuß. Ge: 
jandter am Fränkiſchen Kreife zu Nürnberg, 1790 in den Reichsgrafenitand erhoben, 
713. VII. 1831. 

Schriften: Geift ber peinl. — ——— Deutſchlands, 1782, 1783, 2. Aufl. Frankf. 
1792. — Ueber Nürnbergs Finanzen, 1795. — Das agrar. Geſetz, Ausb. 1797. — Die Staatd: 
— Erl. 1812. — Die Nationalölonomie, Leipz, Aarau und Nürnb. 1805—1824. 

Lit.: midt, Neuer Nektolog der Deutſchen, IX. ©. 624—627. — Roſcher, Geſch. 
der Nationalöfonomit, 1874, ©. 674—686. Zeihmann. 


Sodomie: Unkeuſchheit wider die Natur, nefanda venus seu libido, verübt 
an fich jelbjt, mit anderen Menſchen gleichen Gejchlehts, an Thieren, an Leichen. 
Don diefen Arten der naturwidrigen Berriedigung des Gejchlechtätriebes werden nur 
einige als friminell jtrafbar behandelt; obgleich Selbftbeflefung am verderblichiten 
ist, gilt jelbige durch Jahrhunderte nicht ala Verbrechen. Seit Dambouder, 
Garpzov ift grundjäßlich jede widernatürliche Wolluft ala bürgerlich jtrafbar er— 
Härt. Das Moſaiſche Recht ftraft mit Tod die unnatürlichen Gräuel der Begattung 
zwijchen Menſch und Vieh, die irrigerweife für fruchtbar gehalten wurde und die 
Molluftberriedigung von Mann mit Mann, die Päderajtie. Das Lafter der Tribaden 
oder die Lesbiſche Liebe erjcheint nicht mit Strafe bedroht; jo tief der fittliche 
Abſcheu vor Verunreinigung der Art und Gattung, vor Frevel gegen die durch 
Zeugung geheiligte Lebensordnung erfaßt wird, jo fehlt doch der klare Ausipruch, 
daß durch die widernatürliche Unzucht zwiichen Perjonen gleichen Gejchlechts zugleich 

"eine Mitfchuld begründet werde, die bei der Unzucht an Kindern und Thieren nicht 
vorhanden iſt; fachlich gedacht, ericheint die sodomia ratione sexus jtrafbarer ala 
die sodomia ratione generis, fie ijt zugleich Korruption der Gejchlechtäfittlichkeit und 
verfündigt fich an der Menjchennatur im Mitſchuldigen, abgejehen von der Ent- 
nerdung und Verfumpfung durch Entartungen der Gejchlechtögemeinichaft. Der Peſt— 
bauch diejer Karrikatur der natürlichen Gejchlechtsliebe infizirt die vorchriftliche Ge— 
jellichaft und Literatur, auch die Griechiiche Männerliebe ſinkt zu naturwidriger 
Geilheit herab und bringt Verderben nad Rom, wie Martial’s Epigramme und 
Paulus’ Brief an die Römer bezeugen. Das Röm. Recht ftellt nur gewiſſe 
Arten der natumwidrigen Unzucht, namentlich Knabenſchändung unter den Gefichts- 
punkt des stuprum. Valentinian greift auf die aus dem Moſaiſchen Recht ab» 
geleitete Strafe des Feuertodes zuräd, welchem das kirchliche und Gemeine Deutiche 
Recht ich anjchließen. Die CCC behandelt nur die Unzucht zwischen Männern und 
die Beitialität ala Kapitalverbrechen. Im 17. und 18. Jahrh. wird der Kreis der 
Kriminalität ungeheuerlich erweitert. Ausläufer diefer Richtung fanden fich noch in 
einzelnen neueren StrafGB. für Braunfchweig, Helfen, Thüringen, welches letere auch 
Leichenihändung bis zu einem Jahr Gefängniß bejtrafte. Eine andere Richtung in 
der Auffaſſung der Trleiichesverbrechen fällt mit der bedeutjamen, wenngleich ein= 
feitigen Beſchränkung des DVerbrechenäbegriffes auf. unmittelbare Rechtöverlegungen 
zufammen jeit Beccaria, Gella, Feuerbach. Da Onanie, ©., Beltialität 
blos Sünden, feine Rechtsverlegungen enthalten, jtrich leßtere das Oeſterr. Kriminal— 
geſetz von 1787 aus der Reihe der Verbrechen. Diejem folgte die Strafgefeßgebung 
für Bayern von 1813, für Württemberg und Hannover, obgleih Feuerbach jpäter 
1822 devon abgewichen iſt und die widernatürliche Wolluft den Verbrechen gleich 
geitellt hat, ungeachtet dadurch Rechte anderer nicht verlegt werden. Preußen blieb 
auf dem gemeinrechtlichen Boden ftehen und das RStrafGB. jagte fich von der 
Strafbeitimmung des $ 143 des Preuß. Straigejeßes nicht (os, während das Gut— 
achten der Preuß. Mtedizinaldeputation 1869 die Bejeitigung derjelben nad) dem 
Borgange des Dejterr. Entw. von 1867 befürwortet hat. Der Entw. von 1874, 
8 190 bedroht die widernatürliche Unzucht, welche zwijchen Perſonen des männlichen 
Gejchlechts oder von Menfchen mit Ihieren begangen wird, mit Gefängniß. Wenn 
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Strafbeitimmungen über die öffentliches Aergerniß erregende Verlegung der Scham: 
haftigfeit und unzüchtige Handlungen mit Kindern beitehen, jo ericheinen bejondere 
er auf Fälle der naturwidrigen Unzucht entbehrlich. 
gb. u. Lit.: Der $ 143 des Preuß. Strafgeſetzes und —* Aufrechterhaltung als 
gs? % Nordb. Entwurfes 1869, ©. 79. — Württemberg 310. — Bayern 214. — 
eutſches Straf®B. 5 175. — Meis, Komment., II. 18. — * hr. für sie b. u. Rechts⸗ 
Dies in ie IX. 219, 427, 618. — ‚Feiedreic, Blätter — ie 
58- 76. — Anfelm Feuerbach's biographiicher Nachlap, 1853, IL _ 
—* 8355 III. 171—182. — v. Wächter, Abhandl., 176, 369; Motive zu a us 
eiterr Strafgejehenttaurf 1867, ©. 110. — dv. Cettin en, Die Moralftatiftit, 2. Aufl. 
(1874), 494. — Schüße, Die I es. am Verbrechen, 1869, ©. 366; Derfelbe, 
Kehrb., 337. — Rübdorff, StrafGB. MWahlberg. 


Sohet, Dom., & 1728 zu bei Givet, wurde Friedensrichter, nahm an 
den rn zum Code civil Theil, F 1811. 


Gr jhrieb: Instituts de droit, Bouillon 1772—1781. 
git.: Nypels, Bibliothöque, 94. Zeihmann. 


Soldatenteftament (test. militis) ift ein außerordentliches, aus Rückſicht auf 
Perfon und Lage des Teſtators vor allen anderen erleichtertes Teftament. Entſtanden 
aus dem alten test. in procinetu, beichränft auf eingereihte Militärperjonen , ſowie 
folche Nichtjoldaten, die ihres Berufes halber beim Heere waren und umgefommen 
find, und auf die Dauer des Feldzuges, bedurfte es jeit Trajan überall feiner 
Solennität, jondern nur der Willensgewißheit. Der jure militari errichtete letzte 
Wille, bevorrechtet nicht blos in der Form, fondern auch nach Inhalt und Wirkung: 
in jeglicher Richtung, wurde jedoch Hinfällig durch ehrenrührige Entlaffung jotort, 
bei ſonſtiger Entlaffung durch Jahresablauf. Die Deutiche Notariatsordnnung be 
ichränfte nach damaliger Auslegung jene Formloſigkeit auf Verfügungen während 
des Gefechts („in Hebung des Streits“), forderte ſonſt Zuziehung zweier Zeugen. 
In den neueren Gejeggebungen handelt es fich, nach Bejeitigung des Satzes: nemo 
pro parte testatus etc., nur noch um erleichterte Form für das militärische Teftament 
zur Kriegszeit, und um die Dauer der Gültigkeit; die Vorſchriften betreffen daher 
theils chriftliche theila mündliche Errichtung, die Borausfegungen nach Perjonen und 
Grrichtungszeit ꝛc. Diejelben finden fich heute durchweg in der Militärgefegebung, 
auf welche Fin das Seat BGB. nur zu verweilen 

Lit. u. b.: Heimbach in Weiske's Rechtäler. X 097 f. — A Zur 
eg bed RR AG 1866. — Windſcheid, Lehrb., TE $ 544. — Inst. 2, 11; 2 

C. 6, 21; R.Not. DOrdn. von 1512 I. 8 2. — Defterr. BER. $ 600, MilsDienftregl. 
vom ij Aug. 1873, $ 101. — ra ReihaMil. Geſ. v. 2. Mai 1874, $ 44. — Eü . 


BEB. SS 2109 ff. — Preuß. _ ER. 1. 12 88 177—197. — Code eivil. = 981 ss. — 
Mommien, Ebr. «Entwurf, $ Schütze. 


Solidarobligation und Korrealobligation ſind zwei verſchiedene Er— 
ſcheinungsformen derjenigen Obligationen, in welchen auf der Gläubiger- ober 
Schuldnerfeite oder auf beiden Seiten eine Mehrheit von Subjekten fich befindet. 
Man kann jolche Obligationen Gefammtobligation nennen und untericheidet danach 
aftive und paſſive Gejammtobligation. Jedoch muß die das Objekt der Obli- 
gation bildende Yeiftung eine nur einmal zu machende fein; jeder Gläubiger muß 
diefelbe ganz fordern dürfen, jeder Schuldner fie ganz ſchuldig fein, aber jo, daß 
mit der einmaligen vollftändigen Leiſtung jeder Gläubiger als befriedigt gilt, auch 
der, an welchen nicht direkt geleiftet ift, und daß durch diejelbe jeder Schuldner ber 
jreit ift, auch der, welcher nicht ſelbſt geleiftet hat. In diefer Hinſicht untericheiden 
fich daher wejentlich von der Gefammtobligation und find mit derjelben nicht zu 
verwechjeln die Fälle: wenn für eine Mehrheit der Berechtigten oder Werpflichteten 
nicht eine Identität im vorigen Sinne, jondern nur eine quantitative und qualita= 
tive Gleichartigkeit der Leiftungen begründet ift, wie bei Straigeldern (fr. 11$2 D. 
9, 2; fr. 189 D. 47, 10); jodann: wenn die einheitliche, aber theilbare Yeiftung 
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auf jeden nur pro parte entiällt, wie beim Grbgang (c. 6 C. 3, 36). Das lekte 
Verhältniß getheilter Obligation ift bei Verträgen jogar nach Römifchem Rechte 
(fr. 118 2 D 45, 2) au präfumiren. 

Wo aber die bejchriebene Jdentität des Leiſtungsgegenſtandes vorhanden ift, 
da thut es dem Begriff der Gejammtobligation feinen Eintrag, wenn das Forde— 
rungsrecht oder die Xeiftungspflicht Für den einen der Betheiligten bedingt oder be= 
friftet ift, für den anderen nicht oder anders bedingt oder beiriftet ($ 2 I. 3, 16); 
ebenfowenig, als es der Gültigkeit der Gefammtobligation fchadet, wenn etwa von 
den fich gemeinjam PBerpflichtenden Einzelne verpflichtungsunfähig find (fr. 12 
$1D. 45, 2). 

Es giebt num eigentlich drei Arten eines folchen Gefammtichuldverhältniffes : 
die Korrealobligation, die jog. blos folidarifche Obligation oder nad Savigny’s 
Bezeichnung (Obligationenrecht, I. 88 20, 21) die unechte Korrealobligation und 
die Obligation mit untheilbarer Leiſtung. Mean hat diejen Unterſchied aber erit 
ſpät erfannt. Bis auf die Arbeit Ribbentrop’s, Zur Lehre von den Korreal— 
obligationen, 1831, pflegte man jede einheitliche Obligation mit Mehrheit der Sub- 
jefte ala obligatio correalis zu bezeichnen; der Ausdrud war dem nur in einer 
Digeitenftelle im Sinne von „Mitjchuldner“ vortommenden Worte conreus (fr.3$ 3 
D. 34,3) entnommen. Auch Ribbentrop hat die Konſequenzen feiner Entdeckung 
nicht alle gezogen, erſt Savigny hat in feinem Obligationenrecht, I. SS 16—27, 
den Ausbau der Ribbentrop’schen Idee in Angriff genommen. 

Den Differenzpunft zwijchen der Korrealobligation und jenen beiden anderen 
Gejammtobligationsverhältniffen findet die neuere Theorie meiſt darin, daß bei der 
Korrealität una eademque obligatio für alle Subjekte vorliege, während bei jenen 
plures obligationes, und zwar fo viele ala das Multiplum der Schuldneranzahl und 
der Gläubigerziffer ausmacht, vorhanden jeien. Dieſe Auffaffung (jog. Einheits- 
theorie) verträgt fich Freilich nicht mit dem Sprachgebrauch der Quellen, welche für 
die plures rei promittendi und stipulandi, d. h. für den typiichen Tall einer 
Korrealobligation zwar an vielen Stellen una obligatio, aber an anderen auch plures 
obligationes annehmen (3. B. fr. 13 D. 45,2, fr.5 D. 46,1; Fitting, a. a. O. 
S 4); allerdings würde e& auf folche Abweichungen, wenn die Theorie von der 
una obligatio brauchbar wäre, nicht anfommen. Manche Schrütfteller laſſen fich 
jedoch durch den Sprachgebrauch der Quellen bewegen, auch bei der Korrealobliga= 
tion eine Mehrheit von Obligationsverhältniffen anzuerkennen (jog. Mehrheitstheorie), 
Andere fuchen beide Theorien zu fombiniren (3. B. Baron, Die Gejammtrechts- 
verhältniffe, $ 19: die Korrealobligation enthalte für den einzelnen Betheiligten je 
eine, für die Gefammtheit aller Betheiligten nur eine obligatio), wieder Andere gehen 
der Alternative, ob una obligatio oder plures obligationes, ganz aus dem Wege und 
fonitruiren die KHorrealobligation 3. B. ala ein Obligationsverhältniß, in welchem 
Weder auf derjelben Seite Betheiligte Vertreter des anderen jei (Brinz), oder ala 
eine Obligation mit alternativem Inhalt, deren Unbeitimmtheit Hinfichtlich der 
Perſon, die fie geltend mache, oder hinfichtlich der Perſon, gegen welche jie geltend 
gemacht werde, erſt durch die von einem der Gläubiger oder Schuldner getroffene 
Auswahl zu heben jei (Fitting a. a. D., 136 ff. Dazu jebt: Pescatore, 
Die fog. alternative Obligation, 1880 ©. 23 ff.). — Ueber die Bertreter dieſer 
verjchiedenen Meinungen ſ. die Zufammenftellung bei Windicheid, Pand., II. 
S 293, 1; $ 298, 3; Arndts, Pand., $ 213, 5. — 

Für die Darftellung ericheint es am zwedmäßigjten, von der Möglichkeit eines 
prinzipiellen Gefichtspunftes abzujehen und auf das Detail der Wirkungen einzugehen, 
welche dag Römiſche Recht den Gejammtobligationen beimißt. Diefer Verzicht wird 
fich namentlich dadurch rechtfertigen, daß die Durchtührbarfeit eines Prinzips an 
allen Wirkungen diefer Obligationen gegründeten Bedenken unterliegt. 
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I. Borerjt aber ift noch von Entjtehung der Gejammtobligation zu handeln. 

1) Für die Korrealobligation ift im Nömifchen Recht nur ein Ent: 
ftehungsgrund völlig erweislich; es it der Fall, von welchem die Theorie der 
Korrealobligation ausgeht: die Stipulation zwijchen mehr alö zwei Perjonen (pr. 
I. 3, 16; fr. 2 D. 45, 2; c. 2 C. 8, 39). Das Gemeine Recht läßt daher die 
Korrealobligation entjtehen durch Vertrag, wenn 3. B. Mehrere ſich ausdrücklich 
verpflichten „alle für einen, einer für alle“, „Jammt und jonders“, „zur ungetheilten 
Hand“ haften zu wollen, aber auch durch gejeßliche Vorſchrift und als paffive 
Korrealobligation durch Vermächtniß „zu Laſten des A oder B“ (fr. 25 pr.D. 32; 
nicht als aftive Korrealobligation beim Vermächtniß „an A oder B“, c. 4 C. 6, 38). 
Die Fälle jog. gejeglicher Begründung von Korrealobligationen find übrigens nicht 
alle zweifellos. Als fichergeitellt mag betrachtet werden die Schuldnermehrheit bei 
den actiones adjecticiae qualitatis und bei Miteigentum an einem jchädigenden 
Thiere. Dagegen iſt es nicht zweifellos Korrealobligation, wenn „ein Vertrag da: 
bin abgejchloffen wird, daß in eine durch eine andere Thatſache begründete Obliga: 
tion ein neuer Gläubiger oder Schuldner hineintreten ſolle“ (Windicheid, Pand,, 
I. $ 297, 3). Dahin gehört das Wechtsverhältniß zwifchen Hauptſchuldner und 
Bürgen, jowie das zwiſchen dem Gedenten und dem Gejfionar vor der erforderlichen 
denunciatio an den debitor cessus. Die Quellen jegen jedenfalls durchgehende den 
fidejussor und reus den plures rei promittendi entgegen und bei der Geffion gilt 
der Gedent doch wohl jchon vor der denunciatio nicht mehr als forderungsberechtigt 
(vgl. Thl. I. 408, 425). — Daß richterliche Entjcheidung ein Korrealverhältniß 
begründen fönne, ift weder auf Grund von fr.43 D. 42, 1; c.2 C. 7,55 zu be 
jahen, noch allgemein zu verneinen, nämlich möglich ift es im Theilungsprozek. 

2) Auch die „bloße Solidarität“ fann durch Vertrag begründet werden, wie es nad) 
den Quellen bei der auf dem Wege des Sreditmandats und des constitutum ein⸗ 
gegangenen Bürgſchaft der Fall iſt (fr. 59 $ 8 D. 17, 1; fr.52 53 D. 46, 1; 
fr. 1883 D. 13, 5; vgl. mit Nr. I. 1 — Der Hauptjall in aber hier die 
Gemeinſamkeit der Verantwortung für angerichteten Schaden und dieje Liegt nicht 
blos vor bei gemeinſam verübten Delikten, jondern auch dann, wenn eine Sache 
mehreren Perjonen zur Aufbewahrung übergeben oder geliehen wurde, wenn mehrere 
Mandatare dafjelbe Gejchäft übernahmen, ferner im Verhältniß mehrerer Mitvor: 
münder, im Berhältniß mehrerer Bewohner eines Gemaches gegenüber der actio de 
effusis vel deiectis, jobald in diejen Fällen eine Verlegung des bejtehenden Rechts: 
verhältnifjes eintritt ( Kzyhlarz, a. a. D. 60 ff). Man pflegt den Unterjchied 
diefer Begründungsarten der Solidarobligation von denen der Korrealobligation meift 
in der Mehrheit der Verpflichtungsakte zu erbliden, 3. B. das Wohnen des A je 
nicht das Wohnen des B u. j. w. (Windicheid, $ 298, 17). 

3) Für die zweite Art von Solidarität fommt feine befondere Begründungsart 
in Frage, es müſſen nur irgendwie Obligationen begründet fein, welche dajjelbe ug 
theilbare Yeiftungsobjeft zum Grfüllungsgegenftand haben. 

II. Bon den Wirfungen der Gejammtobligation find folgende hervorzuheben: 

1) Durch litis contestatio eines Korrealgläubigers gegen einen Korrealichuldner 
ward nach klaſſiſchem Römiſchem Recht die Obligation für alle übrigen auf aktiver oder 
paſſiver Seite Betheiligten fonjumirt, die exceptio rei in judicium deductae wirkte, 
mochte der Prozeß ausgehen, wie er wollte, gegen alle Gläubiger und zu Guniten 
aller Schuldner. Bei den Solidarobligationen dagegen trat die Konfumtion des 
obligatorischen Anſpruchs zum Nachtheil aller Mitgläubiger und zum Vortheil aller 
Mitichuldner nicht ein. Diejer Unterfchted in der Wirkung war e8 gerade, welcher 
den Begründer der Trennung von Korreal- und anderen jolidariichen Obligationen 
auf diefe Unterjcheidung führte. Jedoch im Juſtinianiſchen Rechtsbuch ijt die fon= 
jumirende Kraft der litis contestatio bei Korrealobligationen nur noch für die aktive 
Seite anerfannt (3. ®. fr. 16 D. 45, 2; fr. 5 i. f. D. 46, 1), die Beireiung der 
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nicht litem fontejtirenden correi promittendi durch litis contestatio des einen it 
von Juftinian ausdrüdlich bejeitigt worden (c.28 $ 2 C. 8, 40). Demnad) bleibt 
es nunmehr in allen Fällen dem Gläubiger unverwehrt, die jänmtlichen Mit: 
jhuldner insgefammt, auf’s Ganze oder nur zu Theilen zu belangen und eventuell 
unter Abjtehen von der gegen Einen erhobenen Klage (CPO. $ 243) fi an die 
Anderen zu wenden; nur fonzentrirt fich bei der Storrealobligation das Klagerecht 
aut den litem fontejtirenden Gläubiger und das gegen ihn ergangene Urtheil macht 
gegenüber allen jeinen Mitgläubigern res judicata. An Stelle der litis contestatio 
ift übrigens durch CPO. $ 239 der Moment der Klagerhebung (j. daj. $$ 230, 1; 
460; 461, 2) getreten. 

2) Eine gleiche Konzentration, wie im vorigen Falle, tritt nach fr. 10 D.13,5 
bei der Korrealobligation, nicht aber bei den folidarischen Obligationen in Folge 
eines constitutum debiti proprii wenigjtens auf aftiver Seite ein, „weil das con- 
stitutum jo gut wie Zahlung jei”. (Neuere und abweichende Erklärungen diejer 
Stelle j. beit Windjcheid, Pand., II. $ 296, 2; Weibel, a. a. ©. 51.) 

3) Die zu Gunften eines einzelnen Gläubigers oder gegenüber einem einzelnen 
Schuldner erfolgte Unterbrechung der KHlagverjährung wirft nur bei der Korreal— 
obligation auch für reip. gegen die übrigen (c. 4 C. 8, 39). Ausnahme nad 
WO. Art. 80 (j. aber EG. zur CPO. S 13, 3, zur KO. 8 8, 3). 

4) Die Verichuldung des einen correus debendi, mit Ausnahme feiner mora 
(fr.32 S 4 D. 22,1; fr.173 $2 D. 50,17), erweitert das Obligationsverhältniß 
um die Schadenserfaghaftung auch zum Nachtheil der übrigen Mitſchuldner (fr. 18 
D. 45,2; anderer Meinung Windjicheid, Pand., II. $295, 13). Bei den wegen 
Untheilbarfeit der Yeiftung folidarischen Obligationen gilt gerade das Gegentheil 
diefes Satzes, während in den übrigen jolidarijchen Verhältnifjen die Thatjache, daß 
an angerichtetem Schaden Einer in erjter Linie jchuldig it, nur feinen Mitjchuldnern 
die Ginrede der Vorausklage (ſ. Nr. 6) verichafft. 

5) Gin Regreß- (Nüdgriffs-)recht der nicht direkt befriedigten Korrealgläubiger 
gegen denjenigen, welchem der Schuldner das Ganze geleijtet hat, jowie ein Regreß— 
recht des allein das Ganze leiftenden Schuldners gegen die durch ihn befreiten Mit— 
ichuldner verjteht ſich bei Korrealobligationen nicht don jelbjt, jondern muß erit 
durch ein bejonderes zwiſchen den correi bejtehendes Rechtöverhältniß (4. B. Mandat, 
negotiorum gestio, societas, ungerechtfertigte Bereicherung) begründet werden. Solidar- 
gläubiger und -Schuldner aber haben den Rüdgriff, wenn es ſich um Untheilbarfeit 
der Erfüllung handelt, unbedingt, in anderen Fällen hat ihm wenigjtens der auf 
Schadenserſatz haftende Mitjchuldner, wenn er feinem nicht mitbelangten Mitichuldner 
alleiniges oder theilweijes Verfchulden des Schadens vorwerfen fann oder wenn die 
Haftung durch fremdes DVerfchulden begründet worden ift. Wo der Schuldner regreß- 
berechtigt ijt, da hat er das beneficium cedendarum actionum (c. 13 $1C 4,65; 
Windſcheid, 3298, 13); nur bei der Solidarität wegen untheilbarer Leiſtung be— 
darf er dieſer Geffion nicht, da er hier jedenfalls Regreßanſpruch hat. — Spezial: 
literatur über das Negreßrecht j. bei Windſcheid, Pand., II. $ 294, 1. 

6) Der verflagte Gejammtjchuldner braucht fich nicht in allen Fällen die Klage 
auf die ganze Leiſtung gefallen zu laſſen; er kann manchmal einredeweije geltend 
machen, daß jeine Mitjchuldner, deren Belangbarfeit (praesentia) vorausgejeßt, 
gleichzeitig belangt werden jollen und daß er erjt nach herausgeitellter Inſolvenz 
jener — den Beweis der Inſolvenz hat der Kläger zu führen — auf das Ganze 
hafte. Die Einrede wird entweder damit begründet, daß er widrigenfalla für gar 
nichts hafte (jog. beneficium ordinis s. excussionis), oder damit, daß er primär 
nur feinen Kopftheil jchulde (fog. beneficium divisionis). Wann dieje Einwendungen 
ftatthaft jeien, das hängt von der Auslegung der nov. 99, fpeziell der Worte 

arrımdeyyiog ÖnedFvvor in derjelben, ab (j.v. Vangerow, Pand., III. 78—87). 
Bei der blos jolidariichen Obligation hat das Recht zu diefen Erceptionen nach— 
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weisbar nur der auf Schadenserjat Belangte in den Fällen, wo ihm gegen jeine 
Mitichuldner ein Rückgriff zufteht (f. Nr. 5). Der Schuldner einer untheilbaren 
Yeiftung dagegen bedarf der Einwendungen nicht; denn, falle er feine Mitſchuldner 
neben fich, aber mehrere Perfonen zu Gläubigern Hat, To fann er entiveder ver: 
langen, daß ihm die Leiſtung an alle Gläubiger ermöglicht werde, oder daß ihm 
der Kläger dafür Sicherheit gewähre, die übrigen würden fich für befriedigt halten, 
und ala Mitjchuldner möchte ihm zwar das beneficium ordinis, gewiß aber (eben 
wegen der Untheilbarfeit des Schuldobjetts) nicht das beneficium divisionis zu- 
geitanden werden dürfen, es müßte denn die untheilbare Leiſtung ſich durch aesti- 
matio in eine theilbare verwandelt haben (letzteres beitreitet Windicheid, $ 299,7). 
Bon den reichsgejeglichen Vorſchriften über Gefammtobligationen (j. unten IV) haben 
übrigens manche die beiden Einreden der Vorausflage und der Theilung (fo das 
SGB. Art. 281, 1 für alle jeine Fälle, die Rechtsanwalts-Gebührenordnung $ 3) 
oder doch die Einrede der Theilung (Genoffenichaitägefeß dv. 4. Juli 1868 8 12,1) be 
jeitigt. — Literatur über die exc. divisionis: v. Schröter, Zichr. j. Eiv.R. und 
Proz. VI. 435 fi; Heimbach, daſ. XVI. 2, 10; Appelius, Arch. f. d. civ. 
Prar. XVI. 12; Burhardi, daf. XIX. 3; Dedefind, daj. XL. 270 fi; 
Dedekind, Deexc. divis., 1853; Wieding, Nov. Justiniani XCIX., ©. 82 fi. — 

II. Die Gejammtobligation erlifcht durch alle Erlöfchungsgründe von Obli— 
gationen, welche nicht nur ein einzelnes Subjeft der aktiven oder paffiven Seite 
betreffen, wie confusio durch gegenfeitige Beerbung, Erlaß, Novation, in integrum 
restitutio für Ginzelne, Verjährung gegenüber Einzelnen, wenn die Obligation nicht 
für Alle gleichzeitig begonnen hat (capitis deminutio Einzelner nach fr. 19 D. 45, 2), 
namentlich nimmt man bei der Solidarität wegen Untheilbarkeit der Leiſtung Ein 
flußlofigfeit der Dispofitionen eines Mitgläubigers für alle übrigen Mitgläubiger 
an. Alſo erlifcht die ganze Gejammtobligation durch Zahlung und deren Sum: 
gate (datio in solutum, gerichtliche Öinterlegung, Kompenjation), durch Novation 
(fr. 31 $ 1 D. 46, 2; Windſcheid, Pand., II. $ 295, 8; $ 298, 5), vollfom: 
menen Grlaß und deifen Anmwendungsiälle bei Vergleich und Schiedövertrag, durd 
aberfennendes Urtheil — jelbit wenn bei einem derartigen Rechtsgeihäft oder Prozeß 
nur ein einzelner Gläubiger und ein einzelner Schuldner betheiligt war. 

Uebrigens ift das Gefagte nicht bei fämmtlichen der angegebenen Endigungs— 
gründe unbeftritten (vgl. Windicheid, Pand., II. $ 295, 4. 5. 8; $ 298, 6; 
Arndts, Pand., 8268, 11; 273, 2), und es kommen gelegentlich auch noch andere 
Punkte in Frage; jo bei der Kompenſation: ob der Gejammtjchuldner auch mit der 
Forderung feines Mitſchuldners und ob er gegen die Schuld eines anderen Gejammt« 
gläubigerd als des ihn Belangenden aufrechnen dürfe, was Beides nach Römiſchem 
Recht, bei den correi wenigjtens, von beftehender Regreßpflicht abhängt (fr. 10 D. 
45, 2; Windfcheid, Pand., II. $350, 19. 20, theilweife anders nach Allg. \R. 
I. 16 $$ 308, 306, 307 ; Code eivil art. 1294, 2; Sächſ. BGB. $ 1027). Jedeniall 
wird man annehmen müffen, daß nicht ein einzelner Gläubiger willfürlich die 
DObligation zum Nachtheil feiner Mitgläubiger jchmälern und aufheben, micht ein 
einzelner Schuldner mit Rechtswirkung für feine Mitfchuldner die bejtehende Ver: 
pflichtung erweitern kann (abgejehen von Verjchuldung, j. oben Nr. 4), wenn er nicht 
zur Stellvertretung der anderen ermächtigt oder eine Regreßberechtigung derſelben 
gegen ihn begründet ift (vgl. fr. 27 pr. D. 2, 14). 

IV. Bon den modernen Gejeggebungen fennt feine einen Unterſchied 
der Korrealobligation und blos folidarischen Obligation ; die Solidarität wegen Un: 
theilbarfeit des Gegenitandes berüdfichtigen manche bejonders (j. Oeſterr. Allg. 
BGB. $ 890; Sächſ. BGB. IS 1037, 1038; Entw. eines Schweiz. ObI.R. 
1875 Art. 20, 2). Dieielben stellen aber nur einen Begriff der „Sorrealität“ 
(Codex Maxim. IV. 1, 21 ff.; Allg. ER. I. 688 424 ff.; Defterr. Allg. PHP. 
s$ 891 ff), „Solidarität” (Code civil art. 1197 ff.; Entw. eine Schweiz. 
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Obl.R. Art. 11 ff.) oder des „Gelammtichuldverhältnifies* (Säch ſ. BGB. $$ 1019 ff.) 
auf. Die gemeinrechtliche Konftruftion des NRechtöverhältnifies wird im Allgemeinen 
teitgehalten, indem 3. B. die einen fich für die gemeinrechtliche Präfumtion getheilter 
Haftung bei Verträgen (Codex Maxim. IV. 1, 21, 6; Dejterr. BGB. $ 888; 
Code eivil art. 1202), die anderen fich gegen diejelbe (Allg. ER. I. 5 $$ 424, 425) 
erflären, indem fie die Unterbrechung der Klagverjährung entweder für alle Be- 
theiligten (Code eivil art. 1199, 1206, 2249, mit Modifitation Allg. ER. I. 9 $ 577) 
oder nur jubjeftiv wirken laſſen (Sächſ. BGB. $ 1035), indem fie den Satz: 
alterius factum alteri quoque nocet entweder anerfennen (Codex Maxim. IV. 1, 
21,4, mit Modififation Code civil art.1205, 1207) oder nicht (Allg. ER. I. 5 $ 488; 
Delterr. BGB. 8 894, Sächſ. BGB. SS 1025, 1316). Allgemein ift ferner 
die Konzentrirung der Obligation eines einzelnen Schuldners gegenüber demjenigen 
Gläubiger, der ihn belangt, aber ohne daß dadurch die anderen Mitichuldner frei 
würden (Codex Maxim. IV. 1, 22; Code civil 1198,1; Dejterr. BGB. $$ 891, 
892; Sächſ. BGB. 88 1023, 1024, Schweiz. Entw. 19), und ebenjo allgemein 
ift die Befeitigung des beneficium excussionis und divisionis (Codex Maxim. IV. 
1, 23; Allg. LR. I 5 $$ 430—33;; Code civil art. 1203, 1204, j. aber 1210—12; 
Deiterr. BGB. 88 891, 1359; Sächſ. BGB. $ 1024; Schweiz. Entw. 12). 
Dagegen enthält es eine wejentliche Abweichung von der gemeinrechtlichen Auf— 
fafjung, wenn das Preuß. ER. und der Code civil zwiichen der aktiven und der 
paffiven Seite der Gefammtobligation ſcharf unterjcheiden und beiden eine verichiedene 
Art der rechtlichen Behandlung zu Theil werden laffen, indem fie 3. B. manchen 
der vorhin angegebenen Grundfäße nur für die Mitverpflichteten aufftellen. Hierher 
it auch der Umſtand zu rechnen, daß die beiden genannten Gefeßgebungen (Allg. 
eR.1.5 $445; Code civil art. 1213, 1214, 1216) im Anfchluß an andere (Codex 
Maxim. IV. 1, 22. 23 i. f.; Defterr. BGB. $ 896; Schweiz. Entw. 17) ein 
Regreßrecht der Geſammtſchuldner jedenfalls anerkennen, jelbjt dann, wenn das unter 
den correi beitehende Rechtöverhältniß eine Regreßberechtigung nicht ergiebt (anders 
Sächſ. BGB. SS 1086, 1495). Das Preußische Recht zeichnet fich insbeſondere 
durch eine merfwürdige Auffaffung des Gläubigerverhältniffes aus, indem es ans 
nimmt, daß die Mitberechtigten die gemeinfamen Berugniffe auch nur gemeinjam 
ausüben können, daß aljo die Handlungen eines Ginzelnen den Uebrigen in feiner 
Weile präjudiziren und der Schuldner fich durch Zahlung an den Einzelnen keines— 
wegs don den Andern befreie, Jondern nur in die Rechte des Berriedigten gegenüber 
den Mitgläubigern eintrete (Allg. ER. I. 5 $$ 450—52; vgl. auch bezüglich Nova— 
tion I. 16 $$ 459, 460). Grit die Preußiiche Praris hat diefen Grundiaß in feinen 
Konfequenzen etwas gemildert (f. Dernburg, Preuß. Priv.R., I. $ 51 a. E.). 

Die Entftehungsgründe der Gefammtobligation find nach den meijten modernen 
Gejeßgebungen Bertrag und gejegliche Vorſchrift, unter die leßtere fallen meift auch 
gemeinfame Delikte (Codex Maxim. IV. 1, 21, 7; Deiterr. BGB. 88 891, 892, 
550, 820, 821, 1203, 1302, 1352, 1357, 1359, Sächſ. BGB. SS 777, 1020, 
1021; Schweiz. Entw. 20); aber das Preußifche Recht fennt nur aus Verträgen 
entjtehende Korrealverhältniife, freilich auch aus Realkontrakten entjtehende (Allg. 
ER. I 14 8 59) und ebenjo entjteht nach Franzöſiſchem Recht die solidarite entre 
les creanciers nur durd) Vertrag (Code civil art. 1197), während e8 für die solidarite 
de la part des debiteurs bejtritten ift, ob diejelbe, abgeiehen von Vertrag und Ge— 
jeg (Code civil art. 1202), auch durch gemeinfames Delikt begründet werde, wofür 
Code penal art. 55 zu ſprechen ſchiene. 

Das moderne Deutsche Reichsrecht hat eine Reihe von „jolidarischen“ Ver— 
bindlichkeiten gejchaffen, ohne fich über die Art diefer Solidarität weiter zu erklären ; 
dieſe Fälle ftellen alſo gejeßlich begründete Gelammtichuldverhältniffe dar. Dahın 
gehören: HGB. Art. 112, 113, 173. 3, 178, 204, 241, 245. 4, 247 N. 3, 248. 
3, 257,269. 2,280; WO. Art. 81, 98 N. 10 vgl. 49; Genoff.Gef. v. 4. Juli 1868 
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83 N.12, $ 12; RStraiGd. s 231, 3; Markenſchutzgeſ. v. 30.Nov. 1874 8 15; 
Patentgeſ. v. 25. März 1877 S 36; : Urbeberreihtägefebev. 11. Juni 18708818, 4; 30,2. 
v. 9. Jan. 1876 8 16, 1: v. 10. Jan. 1876 $ 9; v. 11. Jan. 1876 8 ey 1; 
RStrafPO. 88 498, 2; 503, 4; Kechtsanwaltsgebührenorbnung S 3; Wuchergei. 
v. 24. Mai 1880 Art. 3, 2. Andere Reichsgejege jchließen in gewiſſen Fällen die 
Gejammthaftung bejonders aus, wie HGB. Art. 467, 1; CPO. $ 95, 1. 4; Ge 
richtskoſtengeſ. SS 91, 92. Bon materiellvechtlicher Bedeutung ift endlich die Bor: 
jchrift der Deutjchen KO. $ 61, wonad) bei Konfurseröffnung über Gefammtjchuldner 
der Gläubiger feine Forderung in jedem Konkurs joweit anmelden kann, als fie bei 
Gröffnung- des einzelnen Konkurſes noch nicht befriedigt ift, ohne daß Theilzahlungen, 
die nach Eröffnung des einen Verfahrens erfolgen, auf die Dividendenberechnung 
im anderen einen Ginfluß üben. (Noch weiter geht Schweiz. Entw. 16.) 

Zum Schluffe jei bemerkt, daß einige Schriftiteller, aber ohne Griolg, dem 
Begriff der Korrealobligation als einer bejonderen Art der Gejammtobligation auch 
gemeinrechtli” — wie es in den modernen Gefeßgebungen geichehen iſt — die 
Gültigkeit abjprechen, indem fie ihn für veraltet erachten, und nur Solidarobliga- 
tionen anertennen wollen. (So Demangeat, a. a. D.; Weibel, a. a. O. 
101.) Etwas Anderes iſt es, wenn man (wie Fitting, ©. 255) nur noch von 
„lolidarischen“ Werbindlichkeiten jpricht, aber unter diefen „echte“ und „unechte“ 
unterjcheidet. 

Röm. Quellen: I. 3, 16 de duobus reis stipulandi et romittendi; D. 45, 2 de 
—— reis eonstituendis; C. 8, 39 de duobus reis stipulandi et duobus reis promit- 
ten 

Bon ber bei Windſcheid, Panbekten, II. SS 292, 253 angeführten reichen Literatur 
ift hervorzuheben: Ribbentrop, Sur Lehre von den SKorreal:Öbligationen, 1831. — 
v. Savigny, Das FR RER s$ 16—27, 33—36, 1851.— Bring, Krit. Blätter, 
Nr. 4 1853 u. Krit. B. J. Schr. 1 fi. 1873. — Rüdert, Zeitſchr. f. Givilrecht u. Proz, 
Neue Folge XI. 1, 1855. — — eat, Des obligations solidaires en droit romain. 
1858. — indideid, Krit. Ueberſchau VI. 11, 1859 u. Krit. B.J3.Schr. III. 161 ff. 1861. — 
Niet Die Natur der Korrealobligationen, 1859. — Czyhlarz, Zeitichr. für öff. und 

rivatrecht, III. 59—139, 1876. — Dazu ließe ſich noch fügen: Girtanner, Die Bürgichaft, 
75 fl, ‚568 ff. 1850. — Zimmermann, Heidelb. Krit. geitiche. V. 146 ff., 1857 
* * e molt, Die Korrealobligationen 1857). — Koch, Dad Recht ber Forderungen, 
2. Aufl., I. 5 ff. 1859. — Goldihmibt, Zeitſchr. für das H. R., XIV. 267 ff. (zu 
Sitting) — Molitor, Les obligations en droit romain I. Nr. 256 ff., 1. Nr. 1155 ff., 

I 403 * 865. — Weibel, Die Korrealobligation im Röm. Rechte, 1873. 
Lehrb. d. Pand.: Arndts, & 213—216. — Brinz, J. $ 140-143 (1. Aufl). — 
BSH: IH. SS 372—75. — Keller, 1. $ 248. — Bu ta, $ 233-235. — Seutfert, 
intenis, 1. $ 89. — an IL N 573. — Windſcheid, I 

F — 


Partikulaxrecht: Dernburg, Lehrb. d. Preußiſchen Privatrechts, I. SS 47—51. — 
Siebenhaar, Korrealobligationen nach Römiſchem, Gemeinem und Sächſiſchem Recht, II. 
1868. — Roditre, De la solidarité et de l’indivisibilite, 1852. — Lewandowski, De 
la solidarit€ en droit Romain et en’droit civil frangais, 1866. — Zadariä v. Lingen: 
thal, —— d. Franz. Civilrechts (Puchelt), II. S 298. — Stabel, Inſtitutionen bei 

— BEE, s$ 130, 131. — Mage3, Die Gammtihuldverhältniffe be3 Defterreid 
echt? 

Reichsrecht: Mandry, Der civilrechtliche Inhalt der Reichsgeſetze, $ 4” * 

erkel. 


Sonderrechte. Der Ausdruck „S.“ hat in der Deutſchen Rechtsſprache 
mehrere verſchiedenartige Bedeutungen. Er dient zunächſt als Bezeichnung derjenigen 
Vorrechte der ſouveränen und der mediatiſirten Deutſchen Geſchlechter, welche den— 
ſelben über das Gem. Recht hinaus eingeräumt find (vergl. Heffter, Die ©. der 
jouveränen und der mediatifirten, vormals reichöitändischen Häuſer Deutichlands, 
Berlin 1871). In einem für die Praris wichtigeren Sinne verjteht man unter ©. 
die Rechte einzelner Mitglieder von Körperſchaften, welche dieje gegenüber der 
Körperichaft frei auszuüben befugt find. Hierbei iſt „Körperſchaft“ im weitelten 
Sinne identiſch mit dem Ausdrude „Gemeinheit“ verjtanden, und umfaßt alle 
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Korporationen, Gemeinschaften, Genoffenichaiten, Vereine zu öffentlichen und privat- 

rechtlichen Zwecken ꝛc. In diefem Sinne hat der Begriff der ©. eine durch die 

Deutiche Rechtsgeichichte fich Hindurchziehende Entwidelung, welche für die Geſtaltung 

von Staat, Kirche, Stadtgemeinde ıc. von Erheblichkeit ift. Bon ganz bejonderem 

Werth ift der gleiche Begriff für das Recht der Genoſſenſchaften geworden, twelche 

in Deutjchland zu zahlreichen öffentlichen und privaten Zweden, in&bejondere auch 

ala Erwerbögenofjenichaiten ausgebildet worden find (vgl. hierzu Gierke, Das 

Deutiche Genofjenichaitsrecht, 2 Bände, Berlin 1873). ine hervorragende Bedeutung 

bat derjelbe Rechtsbegriff auf dem Gebiete des öffentlichen Rechtes in neuefter Zeit 

jeit Wiederheritellung des Deutichen Reiches erlangt. Das Reich befteht aus einer 

Reihe einzelner Staaten, die fich zu einem Bundesftaat vereinigt haben. Für die 

Interpretation der Reichöverfaffung ift von hoher Wichtigkeit die Frage, wie weit 

die einzelnen Mitglieder durch die Bündnißverträge obligirt find, und wie weit das 

Reich vermöge feiner Organe auf den gegenwärtigen Stand des Bündniſſes eine 
Veränderung auszuüben im Stande if. Zur Beantwortung diefer Frage bedarf es 
einer Feſtſtellung derjenigen Rechte, S. genannt, welche den einzelnen Gliedern des 
Bundesftaates in und gegenüber demjelben zuftehen. Sie zerfallen in jolche, die in 

der Bundesverfaffung reſp. in den ala Grundlage derjelben bejtehenden Verträgen 
ausdrüdlich vereinbart find, und in andere, die fich, ohne ausdrüdlich vereinbart 
zu fein, aus der rechtlichen Natur de Bundesftaates von jelbft ergeben. Eine 
ſyſtematiſche Entwidelung diefer ©. ift in neuefter Zeit von Laband, Fury vorher 
von Hänel unternommen worden. (Laband, Der Begriff der ©. nach Deutſchem 
Reichsrecht, in Hirth's Annalen 1874, ©. 1487—1524, und derjelbe in feinem 
Staatsrecht des Deutichen Neiches, Tübingen 1876, Bd. I. ©. 109 ff.; Hänel, 
Studien zum Deutichen Staatörecht, Bd. I. Leipzig 1873, ©. 183 ff). Laband 
rührt aus (Staatöreht, Bd. I. ©. 109), es ergebe fich aus der Natur des Bundes- 
ftaates als einer aus Staaten bejtehenden öffentlicherechtlichen Korporation, daß die 
Mitgliedsftaaten Rechte ſowie auch Pflichten haben. Die Rechte werden unterjchieden 
in Mitgliedichaftsrechte und S. Unter den letzteren veriteht Laband bejtimmte 
Rechte einzelner Bundesitaaten in deren Verhältniß zur Gefammtheit, welche Ab— 
weichungen von der jonft geltenden Regel zu Gunjten eines oder einzelner Staaten 
bilden. Ihrem Inhalte nach unterjcheidet er die ausdrüdlich konjtituirten ©., im 
MWejentlichen in Uebereinftimmung mit Hänel, in Beichränkungen der Kompetenz des 
Neiches, 3. B. die Ausichliefung Württemberg und Bayerns hHinfichtlich des Poſt— 
und Telegraphenwejens und hinfichtlich der Beſteuerung von Branntwein und Bier, 
ferner in diejenigen Rechte, welche gewiffen Staaten hinſichtlich der Organifation 
des Reiches eine bevorzugte Stellung gewähren, 3. B. das Recht Preußens, daß 
dem Könige von Preußen das Präfidium zufteht, das Recht Bayerns, in dem Bundes— 
rathe für das Landheer und die Fyeitungen einen jtändigen Sit zu haben und den 
Vorſitz in dem Ausschuß für die auswärtigen Angelegenheiten zu führen, endlich in 
gerwifle finanzielle Begünftigungen, 3. B. die fisfalifchen Ansprüche Heſſens gegen 
die Reichspoftverwaltung, der Anſpruch Bayerns auf eine Vergütung der Leiftungen 
für den diplomatischen Dienft 2c. ꝛc. Die Feſtſtellung diefer ©., welche in der Ver— 
faffung oder den ſonſt beftehenden Verträgen ausdrücdlich vereinbart find, unters 
liegt feinen bejonderen Schwierigkeiten. Auch darüber beiteht kaum ein begründeter 
Zweifel, daß dieſe Rechte nur unter Zuftimmung der betreffenden Berechtigten auf 
gehoben oder verändert werden können (vgl. Laband, Staatsrecht, Bd. I. ©. 119). 
Schwieriger ift aber die Entwidelung und Feſtſtellung derjenigen S., welche nicht 
in der BVerfaffung oder den Verträgen ausdrücklich genannt find, jondern fich aus 
der rechtlichen Natur des Bundesſtaates von jelbit ergeben. In diefer Beziehung 
Herricht vorläufig Meinungsverichiedenheit unter den Juriften, die wol bei dem eigen= 
thümlichen Charakter der Materie nicht anders ala auf der Bafis von Präzedenziällen 
eine definitive Löfung finden wird (vgl. hierzu Laband, Staatärecht, Bd. 1. ©. 118 ff., 
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ferner Hänel, a. a. D. ©. 194 ff., und Löning in Hirth's Annalen 1875, 
©. 337 ff.). Nicht zu dverwechjeln mit dieſen ©. (jura singularia) find diejenigen 
Rechte (jura singulorum) der einzelnen Staaten, welche in den Bündnifvertrag 
nicht mit inbegriffen, jondern den Staaten ungejchmälert verblieben find. Diele 
jura singulorum find feine ©.; denn die lehteren laſſen fich nur inſoweit denen, 
als eine Mitgliedichait der einzelnen Staaten gegenüber dem Bundesſtaat beiteht. 
Sie jegen das Vorhandenjein einer Gemeinſchaft voraus, während die jura singulorum 
gerade da ihren Anfang nehmen, wo die Gemeinfchaft endigt. — Eine nicht minder 
hervorragende Bedeutung haben endlich die ©. neuerdings auf dem Gebiete des 
Privatrecht3, und zwar in dem Recht der Aktiengejellichaiten erlangt. Die Aktien: 
gejellichait ift unter den modernen Erwerbsgenoſſenſchaften vorläufig die am meiiten 
ausgebildete. Ihrer rechtlichen Natur nach ijt fie eine Korporation; daher greifen 
bei ihr Hinfichtlich der Stellung der einzelnen Aktionäre ganz ähnliche Grundjäße 
Plab; wie nach den oben citirten Worten Laband's bei der jtaatärechtlichen 
Korporation des Deutjchen Reiches Hinfichtlich der einzelnen Bundesjtaaten. Auch 
die Rechte der Aktionäre muß man umterjcheiden in Mitgliedichaftsrechte und ©. 
Man kann die legteren definiren al® „diejenigen Rechte des einzelnen Aktionärs 
gegenüber der Aktiengejellichait oder in derjelben, hinfichtlich deren er dem Willen 
der Gefellichaitsorgane nicht unterworfen ift.“ Das Deutiche HGB. erwähnt die 
©. nicht; nur indirekt folgt ihre Anerkennung aus Art. 224, injofern darin gejagt 
ift, daß die Rechte, welche den Aktionären „in Angelegenheiten der Gefellfchaft“ zus 
jtehen, von der Gefammtheit derielben in der Generalverfammlung ausgeübt werden. 
Hieraus iſt zu folgern, daß auch jolche Rechte des Aktionäre als bejtehend angejehen 
werden, welche ihm nicht „in Angelegenheiten der Gejellichafit“ zuitehen, und über 
die mithin der Generalverfammlung fein Verfügungsrecht eingeräumt ift. Die 
neueren Verſuche, den Nechtächaratter der S. bei Korporationen im Allgemeinen zu 
bejtimmen, bieten zur genauen Erklärung der S. bei Aktiengejellichaften fein aus 
reichendes Material (vgl. in diejer Beziehung dv. Langenn und Kori, Erörterungen, 
Bd. I. ©. 1 ff. und Stobbe, Handbuch des Deutichen Privatrechts, Leipzig 
1870, Bd. I. ©. 351 ff.). Klaſſifikationen der S. der Altiengejellichaiten find 
unternommen worden von Laband (vergl. den oben citirten Aufſatz in Hirth's 
Annalen von 1874, Abichn. 3) und von Thöl (Handelsrecht, 5. Aufl., Leipzig 
1875, Bd. I. $ 161). Um den rechtlichen Inhalt der einzelnen ©. bei den Aktien: 
geiellichaften zu erfaflen, iſt es nöthig, die verjchiedenen Urfachen ihrer Entjtehung 
als Untericheidungsmittel zu wählen. Danach trennen fich die ©. ganz analog 
jener oben für das Deutiche Staatörecht ala maßgebend erachteten Unterjcheidungen 
in jolche, welche das Statut bzw. der Vertrag ausdrüdlich konſtituirt, und in folche, 
welche jich, ohne ausdrüdlich ausgeiprochen zu fein, aus der Natur der Aftiengeiell: 
ſchaften von jelbit ergeben. Zu den erjteren zählen hauptiächlich diejenigen Rechte, 
welche gewiffen Aktien vertragsmäßig gegenüber der Gejammtheit verliehen find; 
die dvornehmjte Gruppe derjelben find die jog. Prioritätsaktien. Nicht zu diejer 
Klafje zählen die Gründervorrechte. Zwar find auch fie durch das Statut ausdrüdlic 
eingeräumt; aber die Berechtigten find nicht nothwendigerweije Aktionäre; und ein 
©. muß immer zugleich ein Aftionärrecht fein. Diejenigen S., welche nicht aus 
drüdlich im Statut auögejprochen zu fein brauchen, laſſen fich in zwei Klaſſen unter: 
jcheiden, nämlich gemäß der oben gegebenen Definition in Rechte in der Gejellichaft 
und Rechte gegenüber der Gejellichaft. Die eriteren folgen aus der Befugniß des 
Aktionäre, in der Generalverfammlung an der Verwaltung der Geſellſchaft Theil zu 
nehmen, und in diefer Gigenjchait zu verlangen, daß das Gejellichaftsorgan der 
Generalverfammlung fich gemäß Statut und Geſetz verhalte. Die anderen praftiich 
wichtigjten, vornehmlich vermögensrechtlichen Inhalts, umiaffen diejenigen jura 
quaesita (in der Praris meiſtens „Individualrechte“ genannt), welche aus dem 
jeitena des erjten Zeichners geichloffenen Zeichnungsvertrage zu feinen Gunften ber- 
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vorgehen, und hinfihtlich deren ihm die Gejellichaft ala verpflichtetes Rechtsjubjekt gegen- 
überftet (vergl. Löwenfeld, Recht der Aktiengejellichaiten, Berlin 1879, Abjchn. 10, 
&.367 5). In dem gleichen Sinne hat auch das ROHG. in einer Reihe von Grfennt- 
niffen — Bd. XIV. ©. 355 ff.; Bd. XXII. ©. 19 ff. und Bd. XXIIII. ©. 273 ff.) 
eine — *8 dieſer Spezies bon Rechten aufgeſtellt. Als eine letzte Klaſſe kann 
man neben den erwähnten noch diejenigen Rechte bezeichnen, welche dem einzelnen 
Ationär nach ausdrüdlicher Gejet es vorjchrift zuftehen, die alfo jelbjt ohne ftatutarifche 
Beſtätigung gelten, und ihres Charakters wegen auch durch Statutenbejtimmungen 
nicht aufgehoben werden können. Es find dies die Berugniffe des Aktionär, in gewiſſen 
Prozeffen der Generalverfammlung gegen die Vorſtands- und Auffichtsrathamitglieder 
accefforiich zu interveniren (HGB. Art. 226, 194 u. 195). Während nun aber das 
ROHG. in der bezeichneten Weiſe die ©. anerkennt, und in verjchiedene Unterarten 
eintheilt, hat es zugleich in einem der jüngjten Erfenntnifje eine, wenn auch nicht 
vollfommene, doc immerhin jehr bemerkenswerthe Grenzlinie für den Umfang der 
fraglichen Rechte jkiggirt, indem es (Entſch. Bd. XX. ©. 44 ff.) ausgeführt hat, 
daß die Aktiengeiellichait ihr Statut, auch injomweit dies nicht beſonders im Gejell- 
jchaftsvertrage vorgejehen ijt, abändern dürfe, daß mindeſtens nicht jede derartige 
Statutenänderung, ſchon weil fie nicht bejonders im Statut vorgefehen ift, ala rechts— 
widrig zu erachten jei. Würde man das Statut einer Aftiengejellichaft nach den 
allgemeinen Grundfägen über Verträge zu beurtheilen haben, jo müßte man folgern, 
daß jede nicht jchon bei Abjchließung des Vertrages zugelaffene Aenderung deſſelben 
als eine Verlegung der ©. der difjentirenden Aktionäre, infofern derlei Nenderuugen 
jegen die aus dem Gejellichaftsvertrage erworbenen jura quaesita verjtoßen, anzujehen 
et. Dem Reichägericht war, joweit feine Rechtiprechung bisher durch den Drud be= 
annt geworden ift, Gelegenheit zu einer weiteren Ausbildung diejes Rechtsinftitutes 
och nicht gegeben. Ein Erkenntniß vom 19. Februar 1881 (in Sachen von Kauf: 
ann wider Rumäniſche Eifenbahnen-Aftiengejellichait) beftätigt aber in gewiſſer 
ziehung die von dem ROHG. überlieferten Rechtsſätze, infofern darin auf's Neue 
‘ Verlegung des Grundjaßes von der Nechtägleichheit der Aktionäre zugleich als 
e Berlegung der ©. derjelben aufgefaßt und behandelt wird. 
9. Löwenfelb, 


Sonnenfels, Joſef Reichäfreiherr v., 5 1732 zu Nitolsburg, wurde 1763 
‘er der Staatswiffenichaften in Wien, 1779 Hofrath und Beifiber der Studien- 
mmiffion, 1797 Neichsfreiherr, T 25. IV. 1817. 

Schriften: Ueber Abichaffung ber Zortur, Zür. 1775, 9 Nürnb. 1782. — Grund» 
der Polizei, Handlung u. Finanz (1765), 8. Aufl. 1819—22. — Ueber die Stimmen: 
nr bei Friminalurtheilen, 1808. — Sämmtl. Werte, Wien 1783—87. 


: Geib, Lehrb. des Deutichen —— — 1861, J. S. 314. — Roſcher, 
A National-Detonomit 1874 S. 533— — Berner, —*— 1867, 
— Wurszbach, XXXV. 317343. chmann. 


SonntagSarbeit (vgl. den Art. ersirinde Während im All 
en nur Diejenigen Arbeiten an Sonn- und Feſttagen in Deutjchland verboten 
elche, weil fie öffentlich bemerkbar oder bejonders geräufchvoll find, die äußere 
ener Tage ftören würden, jo hat die RGew.O. ein weitergehendes Verbot 
in Doppelter Hinficht aufgeitellt. 
Was zunächit die jugendlichen Arbeiter betrifft, jo war in Preußen deren Be— 
ng in Fabriken (und zwar damals für die Zeit vom 9.—16. Lebensjahre) bereits 
5 Des NRegulativs vom 9. März 1839 gänzlich unterjagt, und $ 6 außerdem 
ieben, Daß Diejenigen chriftlichen Arbeiter, welche noch nicht zur heiligen 
ion angenommen jeien, in denjenigen Stunden in Fabriken nicht beſchäftigt 
urften, welche ihre ordentlichen Seelforger für ihren Katechumenen- und 
ndenunterricht bejtimmt hätten. Die Preuß. Gew.D. vom 17. Januar 
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1845, welche fich überhaupt auf die ipezifiichen Verhältniffe der Fabrikarbeiter 
erjtredt, enthält ebenjowenig wie das Gejeg vom 16. Mai 1853, betr. einige % 
änderungen des Regulativs vom 9. März 1839, einichlagende Beitimmungen. 
RGew.D. vom 29. Juni 1869 bat dann dem Sinne nach die Preuß. Beitimm 
von 1839 reproduzirt; der $ 129, Abi. 3 derjelben lautet: „An Sonn= und 8 
tagen, jowie während der von dem ordentlichen Seelforger für den Katechume 
und Konfirmandenunterricht beitimmten Stunden dürfen jugendliche Arbeiter 1 
Alter von 12—16 Jahren) nicht bejchäftigt werden.“ Mit diefer Faſſung fti 
endlich auch der $136, Abi. 3 des Geſetzes, betr. die Abänderung der Gew.D., 8 
17. Juli 1878, wenigitens im MWejentlichen überein. Derjelbe lautet: „An 
und Weittagen, jowie während der von dem ordentlichen Seeljorger für den Kate 
menen= und Konfirmanden, Beicht: und Kommunionunterricht beftimmten Stu 
dürfen jugendliche Arbeiter nicht beichäftigt werden.“ Die Uebertretung diejer U 
ichrift wird nach $ 146 der RGew. O. in Verbindung mit Art. 2 des Geſetzes U 
17. Juli 1878 mit Geld bis zu 2000 Mark, im Unvermögensfalle mit Gefär 
bis zu 6 Monaten beitrait. | 

Der 8 126 des Geſetzes vom 17. Juli 1878 hat dann außerdem die S 
herren verpflichtet, den Lehrlingen die zum Beſuche des Gottesdienjtes an Sa 
und Freittagen erforderliche Zeit und Gelegenheit durch Verwendung zu anl 
Dienftleiftungen nicht zu entziehen; eine Beftimmung, welche dem $ 84 der 
ordnung vom 8. November 1810 nachgebildet ijt, und infofern jtrafrechtlich geſch 
ericheint, ala es fich dabei um eine Verlegung der geieglichen Pflichten des M 
herrn gegen den Lehrling handeln würde, jo daß nach $ 148 Nr. 9 der RG 
in Verbindung mit Art. 2 des Gefeßes vom 17. Juli 1878 eine Gelditrafe 3 
zu 150 Mark, im Unvermögensfalle Haft bis zu 4 Wochen gerechtfertigt } 
würde. - 
In Frankreich hatte bereits das Gejeg vom 22. März 1841, betr. 
Arbeit der in der Jnduftrie (manufactures, usines ou ateliers) bejchäftigten Kir 
Art. 4 und Art. 7 Nr. 5 die Beichäftigung der Kinder unter 16 Jahren an? 
Sonn» und gejeglichen Feittagen verboten, den Verwaltungsreglements jedoch ande 
geitellt, eine derartige Beichäftigung in den Betriebsitätten mit ununterbrode 
teuer (dans les usines à feu continu) ausnahmsweiſe zu geftatten; jchon dam 
war von jüdischer Seite ein Antrag gejtellt worden, das Verbot auf eine M 
von mehr als jech® wöchentlichen Tagen zu bejchränfen, diefer Antrag jedoch 
Uebereinftimmung mit dem Deputirten Yould, der inäbefondere auf die geringe $ 
der Juden Hingewiejen hatte, verworfen. Das Gejeh über die Arbeit der im 
Induſtrie beichäftigten Kinder und minderjährigen Mädchen vom 3. Juni U 
enthält denn folgende Faſſung: Art. 5. Les enfants äges de moins de seize i 
et les filles mineures de moins de vingt-et-un ans, ne pourront ötre employ& 
aucun travail, par leurs patrons, les dimanches et fetes reconnus par la 
meme pour rangement de l’atelier. rt. 6. Neanmoins, dans les usines à 
continu, les enfants pourront être employ6s les dimanches et jours de fdf 
aux travaux indispensables. Les travaux toleres et le laps de temps pen 
lequel ils devront être ex6cutes, seront determines par des röglements d’adı 
stration publique. Ces travaux ne seront en aucun cas autorises que pourl 
enfants äges de douze ans ou moins. On devra, en outre, leur assurer le tel 
et la libert6 necessaires pour l’accomplissement des devoirs religieux. Die 
Gemäßheit diejes Geſetzes erlaflenen Dekrete des Präfidenten der Republit vom‘ 
Mai 1875 Art. 3 und 4 und vom 5. März 1877 Art. 2 haben dann nod # 
geſetzt, daß die ©. der Kinder umd minderjährigen Mädchen in den Zuderabuik 
mit Ausnahme der Zeit von 6 Uhr Morgens bis 12 Uhr Mittags, in den Glashäk 
mit Ausnahme der Zeit von 8 Uhr Morgens bis 6 Uhr Abende, in den Pa 
und Metallfabrifen mit Ausnahme der Zeit von 6 Uhr Morgens bis 6 Uhr Aber 


u 


geftattet iſt (Gejeh vom 22. März 1841 bei Tallon et Maurice, Legislation sur 
les travails des enfants etc., Paris 1875, ©. 10; Geſetz vom 3. Juni 1874 bei 
Zallon, ©. 446; bei Lohmann, Tabrikgefeggebungen, S. 127 ff.; Defret vom 
22. Mai 1875 bei Tallon, ©. 572, bei Lohmann, ©. 149; Dekret vom 5. 
Närz 1877 bei Lohmann, ©. 153). Uebrigens hatte der Deputirte Bam- 
berger ſowol bei der zweiten ala auch bei der dritten Leſung des Gejehes vom 
3, Juni 1874 in den Situngen der Nationalverfjammlung vom 5. Februar und 
vom 18. Mai die Befreiung der Juden von der Sonntagsfeier im Namen der 
Gerechtigkeit und Zoleranz und bejonderd auch deshalb beantragt, weil zahlreiche 
Juden vor der Fremdherrſchaft aus Elfaß - Lothringen geflohen jeien. Der Antrag, 
der übrigens nach einander in dreifacher Geftalt erichien, wurde ohne lange Diskuffion, 
beionders im Hinblid auf die Gejeggebung der Vereinigten Staaten, verworien. Man 
and namentlich, daß was den Juden billig, den Diffidenten und Atheiſten Recht 
iin würde (Tallon, S. 270—278, 887). 

Das Dänijche Gejeß vom 23. Mai 1873 über die Arbeit der Kinder und 
junge Yeuten in den fabritmäßig betriebenen Werkftätten Lohmann, ©. 156 ff.) 
verbietet in S 5 die Arbeit der Kinder — nach der jonjtigen Ausdrudsweije des 
Geſetzes der Kinder zwijchen 10 und 14 Jahren — an den Sonn: und Feiertagen 
der Volkskirche. 

Für England Hatte zuerft das Gefeh vom 15. Auguft 1867 in Betreff der 
Ausdehnung der Fabrikgeſetze in Art. 7 das Verbot der ©. für Kinder, junge Perſonen 
und frauen in den diefem Geſetze überhaupt unterworfenen Fabriten ausdrüdlich aus— 
geiprochen. In demjelben Sinne hatte das Werkftätten-Regulirungsgejeß vom 21. Aug. 
1867 Art. 6 Nr. 4, verboten, daß Kinder, junge Perfonen und Frauen mit Handarbeit 
on Sonntagen oder nach zwei Uhr Nachmittags an Sonnabenden bejchäftigt würden, 
ausgenommen die Fälle, wenn nicht mehr als 5 Perſonen in derjelben Anjtalt beichäftigt 
find und wenn eine derartige Beichäftigung in der Erzeugung von Artikeln beitehe, 
weihe von der Fabrik im Detail verkauft würden, oder in Ausbefferung don Artikeln 
gleicher Beichaffenheit (v. Bojanowski, Die Englifchen Fabrik- und Werkitätten- 
geiehe, Berlin 1876, S. 169 und 190, nebjt den in dan Noten gegebenen Grläute- 
ungen). Das Fabrik» und Werkftätten-Judengefet vom 25. Mai 1871 hat dann 
aber die Beichäftigung aller jungen jüdischen Perfonen und Frauen, nicht alſo auch) 
der Kinder, an den Sonntagen freigegeben, unter der Vorausjegung, daß der betr. 
Arbeitgeber gleichtallae Jude jei, das Etabliffement Sonnabends bis Sonnenunter- 
gang geichloffen und Sonntags für Erwerbszwecke nicht geöffnet ſei u. j. w. 
d. Bojanowski, ©. 214). Endlich hat die Factory and Workshop Act vom 
N. Mai 1878 (41 Vict. Chap. 16) die genannten Beitimmungen wejentlich wieder- 
beit; insbefondere fpricht Art. 21 ganz allgemein den Grundjag aus: „A child, 
young person or woman shall not (save as is in this Act specially excepted) 
be employed on Sonday in a factory or workshop.“ Solche Ausnahmen find 
vemlich zahlreich (Art. 22 und paffim). Auch das Judenprivilegium ijt mit den 
obigen Beichränfungen im Art. 51 im MWefentlichen wiederholt worden (Ausgabe der 
Factory and Workshop. Act 1878; Annuaire de legislation 6trangere, 1878, 
©. 23, 31). 

Nach dem Schweizerijchen Bundesgefeße vom 23. März 1877, betr. die Arbeit 
ın den Fabriken (Lohmann, Die Tabrifgejeßgebung der Staaten des Europäiſchen 
Kontinents, Berlin 1878), Art. 15 und 16 follen Frauen unter feinen Umftänden 
wur S. verwendet werden, während diejelbe jungen Leuten von 14—18 Jahren 
usnahmsmweife durch den Bundesrath gejtattet werden fann. 

2) Bas jodann die Sonntagsarbeit der Induftriearbeiter überhaupt betrifft, 

\o bat zuerſt die Preußijche proviforiiche Verordnung mit Geſetzeskraft vom 9. Febr. 

1849 (fog. Heydt ſche Novelle) in $ 49 Abf. 2 den Sat aufgejtellt: „Zum Arbeiten 

m Sonne und Feſttagen ift, vorbehaltlich der anderweitigen Vereinbarung in 
». Holgendborff, Enc. II. Rechtälerifon III. 3. Aufl. 
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Dringlichkeitställen, Niemand verpflichtet.‘ Genau diejelbe Faſſung enthält die 
RGmD. S 105 Abi. 2. Es waren zwar bei der zweiten Xejung in der Sitzung 
des Reichstags vom 23. April 1869 weitergehende Anträge gejtellt worden. Ins— 
bejondere hatte der Abg. v. Brauchitſch (Genthin) folgende Fafſſung vorgeichlagen: 
„Die Arbeit in gewerblichen Anjtalten ift an Sonn- und Feittagen verboten. Für 
Dringlichkeitställe ſind Ausnahmen, vorbehaltlich der Vereinbarung zwiſchen Arbeit- 
geber und Arbeitnehmer, und mit Genehmigung der zuftändigen Behörde zuläffig. 
Den Yandesgejegen bleibt vorbehalten, für einzelne Arten von Fabriken allgemeine 
Ausnahmen herzuſtellen“; während der Antrag des Abg. Fritzſche und Gen. dahin 
lautete: „Die regelmäßige Yohnarbeit an Sonn- und Feſttagen ijt verboten. Aus- 
genommen hiervon iſt die Yohnarbeit bei den Verkehrsanſtalten, Gaftwirthichaiten 
aller Art, öffentlichen Erholungs» und Vergnügungsanftalten und beim Kandel 
mit Yebensmitteln.” Indeſſen wurden beide Anträge, nachdem der Bundeskommiſſar 
Michaelis fich dagegen erflärt hatte, und nachdem der Abg. v. Hennig ine 
beiondere geltend gemacht hatte, daß der Zwangsjtaat fich überlebt habe, verworten, 
während der Abg. Braum jcherzweife die Ausdehnung des Verbots der ©. auf die 
MWochentage anheim gab. 

Die frage fam dann von. Neuem im Jahre 1878 bei Berathung der Gewerbe: 
novelle zur Sprache. Damals hatte insbejondere die Kommiſſion einen viel ftärferen 
Schuß gegen den Mißbrauch der ©. für nothiwendig erklärt. In wejentlicher Leber: 
einjtimmung mit dem Vorjchlage der Kommiſſion wurde auch bei der zweiten Leſung 
am 4. Mai 1878 mit 123 gegen 117 Stimmen folgende Fallung angenommen: 
„Die Gewerbtreibenden fünnen die Arbeiter zum Arbeiten an Sonn- und Feittagen 
nicht verpflichten; fie dürfen Ddiejelben an Sonn: und eittagen nicht beichäftigen 
in Fabriken und bei Bauten. Die lehtere Beltimmung war übrigens durch eine 
Reihe von Ausnahmen durchbrochen. Nachdem indejlen der Bundesratb (Hoffmann, 
Nieberding) dieje Faſſung für unannehmbar erklärt hatte, weil dadurch in das den 
Kandesgejeßgebungen gehörende Gebiet der Polizeivorichriften eingegriffen werde, und 
außerdem auch ganze Industrien gefährdet werden fönnten, jo wurde bei der dritten 
Leſung am 18. Mai 1878 mit nur einer Stimme Mehrheit (132 : 131) der $ 105 
des Geſetzes vom 17. Juli 1878 nach einem Antrage Ridert in der Faſſung der 
Regierungsvorlage angenommen, wonach derjelbe nunmehr dahin lautet: „Zum 
Arbeiten an Sonn» und Feittagen können die Gewerbtreibenden die Arbeiter nicht 
verpflichten. Arbeiten, welche nach der Natur des Gewerbebetriebs einen Aufichub 
oder eine Unterbrechung nicht gejtatten, fallen unter die voritehende Beſtimmung 
nicht.” Das Reſultat ift mithin: Der $ 105 jchübt zwar ebenjowol den Klein 
betrieb als den Großbetrieb, ein wirffamer Schuß Liegt aber überhaupt nicht 
vor, denn diefer Schuß ift nicht in die Sphäre des öffentlichen Rechts erhoben, 
jondern lediglich der privatrechtlichen Regulirung anheimgejtellt. Der Satz, daß 
der Arbeiter zum Arbeiten an Sonn= und Feſttagen nicht verpflichtet werden kann, 
ift, wie der Abg. Stumm ganz richtig gejagt hat, vom praktischen Standpumtte 
eine reine Redensart; es fehlt eben an jeder wirklichen Willensfreiheit der Arbeit: 
nehmer, da ihre Zujtimmung im Hinblid auf die ſonſt jtattfindende Entlaſſung 
nach ſpäteſtens 14 Tagen leicht zu erreichen jein wird; ganz abgejehen davon, daß 
dem Arbeitgeber naturgemäß die Beurtheilung darüber anheimgejtellt it, ob gewiſſe 
Arbeiten einen Aufſchub oder eine Unterbrechung geftatten. Die ganze Bejtimmung 
bedeutet weiter Nichts, als daß der Arbeiter bei Verweigerung der ©. in ber 
Regel nicht wegen Kontraftsbruchs civilrechtlich verantwortlicy gemacht werden fann, 
auch dann nicht, wenn er fich ausdrüdlich verpflichtet hatte, da ſolche Verträge 
infoweit nichtig fein würden. 

Hinfichtlich der übrigen Yänder gilt Folgendes. In Frankreich fehlt es an 
einem Schuße für die Erwachjenen ganz. In England erjtredt fich die den Kindern 
und jugendlichen Perſonen gewährte Arbeitireiheit auch auf die Frauen. Dagegen 
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enthält das Schweizeriiche Bundesgejeg vom 23. März 1877, betr. die Arbeit in 
den fabrifen Nohmann, Die Fabrifgejeßgebung der Staaten des Europäiſchen 
Kontinents, Berlin 1878, ©. 70 ff.; Annuaire de legist. comp. 1877, ©. 594), 
ein ſehr weitgehendes Verbot. Insbeſondere lautet der Art. 14: „Die Arbeit an 
den Sonntagen iſt, Nothfälle vorbehalten, unterjagt, ausgenommen in folchen An— 
ftalten welche ihrer Natur nach ununterbrochenen Betrieb erfordern und Hierfür die 
in Art. 13 vorgejehene Bewilligung des Bundesraths erlangt haben.“ Auch in den 
Anftalten diefer Art muß für jeden Arbeiter der zweite Sonntag frei bleiben. 
Der Kantonalgeießgebung steht frei, weitere Feſttage zu beftimmen, an denen die 
Fabrifarbeit wie an den Sonntagen unterfagt jein joll. Dieje Feſttage dürfen 
die Zahl act im Jahr nicht überfteigen. Immerhin können folche Feiertage durch 
die SKantonalgeießgebung nur für die betr. Sonzeffionsgenofien ala verbindlich 
erklärt werden. Wer an weiteren firchlichen Feiertagen nicht arbeiten will, joll 
wegen Verweigerung der Arbeit nicht gebüßt werden dürfen. 
it.: Vergl. diejelbe hinter d. Art. Fabrikgeſetzgebung. Die neuefte — 
Darſtellung je erichiedenen ge rang ec hinfichtlich der — und Kinderarbeit: Hubert- 
Valleroux, Etude sur les diverses legislations concernant le travail des enfants et des 
femmes employes dans l’industrie (Bullet. de legislation comparee T. IX. Paris 1880, p. 
195 ss., bef. p. 208 ss.). Ernit Meier. 


Sonntagsfeier. Was zunächſt die Freier der jtaatlichen Behörden und 
Anftalten betrifft, jo wird dieje theils durch Geſetze, theils durch Verordnungen, 
Reglements und Injtruftionen geregelt. Für Deutichland kommen in eriter Reihe 
die Beitimmungen der Reichsjuſtizgeſetze, insbeſondere der EBD. SS 171, 193, 
200, 681; jowie der StrafPO. 88 37, 43 in Betracht. Für Frankreich bildet in 
dieſer Hinficht das Geſetz vom 17. therm. VOII noch immer die Grundlage, an 
velche fich die Beitimmungen der Codes anjchließen. 

Was jodann die Freier der Privatperfonen betrifft, jo wird dieſe theils 
urch Geſetze und landesherrliche Berordnungen, theils durch ergänzende Polizei— 
rafverordnungen der Behörden, ſowol der Gentral- als der Provinzialbehörden, 
eils endlich durch bloße WPolizeiftrafverordnungen der Behörden geregelt. Die 
isſchließlich geießliche Regelung findet fi) in Dänemarf in Gemäßheit des 
eſetzes dom 7. April 1876 über die öffentliche Ruhe während der Feſttage 
nnuaire de legisl. 1876, ©. 603 ff.). Das gemijchte Syſtem gilt zunächit 

Bayern, inſofern dort auf Grund geießlicher Ermächtigung (jet Pol. 
rafG. vom 26. Dezbr. 1871, Art. II. Nr. 5) eine Königl. Verordnung vom 
Juli 1862, betr. die Feier der Sonn= und Feſttage, neben der jedoch noch orts— 
zeiliche Vorſchriften erlaffen werden fünnen, die Materie ordnet (Reger, Das 
Bayern geltende allgemeine Polizeiitrafgefegbuch, Ansbach 1880, ©. 64 ff., 
ff.). Ganz ähnlich verhält es fich in Baden, wo auf Grund des Polizeiſtraf— 
es vom 31. Dftbr. 1863 8 69 Nr. 2 eine landesherrliche Verordnung vom 
:ovbr. 1865 erlaſſen worden it, an deren Stelle inzwiichen die Verordnung 
28. Januar 1869 getreten ift, wo aber die für gewiſſe lofale Verhältnifie 
enen Spezialanordnungen den Bezirks- und Ortöpolizeibehörden zugewiejen find 
I[y=- Eijenlohr, Das Volizeiftraigeiegbuch für das Großh. Baden, Heidel— 
1867, ©. 152 ff). Für Sachſen ift das Geſetz, betr. die Sonn=, Feſt- und 
ıge, vom 10. Septbr. 1370 und die Austührungsverordnung von demjelben Tage 
bend (Zeuthold, Das KHönigl. Sächfiiche Verwaltungsrecht, Leipzig 1878, 
+ ff.). Endlich in Frankreich war bis vor Kurzem das Gejeg vom 18. Novbr. 
welches Durch Yofalverordnungen ergänzt werden fonnte, in Geltung; dafjelbe 
ch fammıt allen auf Grund defielben ergangenen, Verordnungen durch das Geſetz 

Suli 18380 aufgehoben, jo daß irgendwelche Vorichriiten über Sonntags: 
Pgejehen von dem erwähnten Geiege vom 17. therm. VIII und von dem im 

onntagsarbeit erwähnten Gelee vom 3. Juni 1374 (Verbot der Kinder: 

45 * 
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arbeit 2c.) nicht beitehen (Blod, Dict. de l’administration, 2=® edit. 1877 und 
Supplement 1880 s. v. Dimanche; Block, Dict. general de la politique, 2=® 
edit. 1873, s. v. Dimanche). 

In Preußen war jchon durch den legten Abi. des $ 40 und durch den Schluß- 
fat des $ 45 der Verordnung vom 26. Dezbr. 1808 den Regierungen die Befugniß 
zum Grlaß allgemeiner Verbote mit Strafbeitimmungen beigelegt worden, die jedoch 
der höheren Genehmigung bedurften umd feine ftärfere Strafe als in den Geſetzen 
verhängen durften. Der $ 11 der Regierungsinftruftion vom 23. Oftbr. 1817 
(welche im Anhang die SS 40 und 45 aufgenommen hat) formulirt dieſe Befugniß 
der Regierungen in folgender Weife: Allgemeine Verbote und Strafbeitimmungen 
dürfen die Regierungen nicht ohme höhere Genehmigung erlaflen, es jei denn, daß 
das Verbot an fich ſchon durch ein Geſetz feftiteht, in letzterem aber die Strafe 
nicht ausdrüdlich bejtimmt ift. In diefem Falle kann fie innerhalb der Grenzen 
des Allg. IR. Thl. II. Tit. 20 88 33, 35 umd 240 die Strafe (50 Thaler 
oder 6 Wochen Gefängniß) bejtimmen und befannt machen. Zur Bejeitigung von 
Zweifeln, welche in einzelnen Zandestheilen über die Befugniß der Regierungen, durch 
polizeiliche Beltimmungen die äußere Heilighaltung der Sonn und Feſttage zu 
bewahren, und deren Befolgung durch Strafverbote zu fichern, entitanden waren, hat 
dann die in der Geſetzſammlung publizirte Kabinetsordre vom 7. Febr. 1837 den 
Regierungen diefe Berugniß innerhalb der Grenzen des $ 11 der Regierungsinitruf- 
tion ausdrüdlich beigelegt. Es ift nun aber unrichtig, wie vielfach in der Literatur 
und in der Rechtiprechung angenommen ift, die KRabinetsordre von 1837 noch als 
die Grundlage des jetzigen Polizeiftrafverordnungsrechts in Bezug auf die Sonn: 
tagsfeier zu betrachten. Vielmehr ift dafür gegenwärtig einzig und allein das 
Gejeß über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 maßgebend, mit denjenigen 
Modifitationen, welche durch den $ 76 der Provinzialverordnung vom 29. Juni 1875 
und durch die SS 72—81 des Geſetzes über die Organifation der allgemeinen 
Yandesverwaltung vom 26. Yuli 1880 herbeigeführt worden find; wie fich denn 
auch feine der mir befannt gewordenen Polizeiftrafverordnungen jeit dem Erlaß des 
Geſetzes von 1850 noch auf die KHabinetsordre von 1837 berufen hat. Daraus 
folgt nun insbejondere, daß der Erlaß ſolcher Verordnungen auf die Bezirföregie- 
rungen nicht mehr beichränft ift, denen dieje Berugniß jogar in den fog. Kreis 
ordnungss Provinzen bereits gänzlich genommen ift. Es Liegt aber auch fein Grumd 
vor, dieſe Berugniß, wie fie den Oberpräfidenten und feit dem 1. April den Regie 
rungspräfidenten unzweifelhaft zuiteht, den Kreis- und Ortöpoligeibehörden an fich 
abzufprechen. Außerdem darf auch bei der frage, ob eine folche Verordnung fich 
in ihren gejeßlichen Grenzen gehalten hat, lediglich das Gejeg von 1850 zu Grunde 
gelegt, nicht aber aus dem Wortlaute der Kabinetsordre von 1837 argumentirt 
werben. \ 

Der Inhalt diefer Verordnungen in den verichiedenen Yandeätheilen jtimmt im 
Ganzen überein — Sammlung der Polizeiverordnungen für Berlin, auf Grund amt- 
licher Quellen herausgegeben, Berlin 1878, ©. 89 ff.; v. Wichert, Die Polizeis 
verordnung des Regierungäbezirkes Potsdam, Berlin 1880 (S. 303, 336 ff.); Die 
Verordnungen im Merjeburger Amtsblatt vom 14. Juli 1818 (S. 246 ff.), vom 
12. Mär; 1838 (©. 95), vom 29. Mär; 1852 (S. 132), vom 19. Mai 1854 
(S. 120), vom 13. Mai 1868 (S. 148); die in den älteren diefer Verordnungen 
(Merjeburg vom 14. Juni 1818 und 12. März 1838) enthaltenen Vorſchriften über 
das Schließen der Kirchenthüren und die äußere Ordnung beim Gottesdienfte, 
find fpäter nicht wiederholt; jeit 1854 Hatte jchon eine Verſtändigung über die 
Gleichmäßigfeit des Inhalts mit den beiden anderen Negierungen der Provinzen 
itattgefunden. 

Die gegenwärtig für den ganzen Umfang der Provinz Sachjen gültige Polizei 
verordnung, betr. die äußere Heilighaltung der Sonn und Feittage, die vom Ober 
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präfidenten mit Zuſtimmung des Provinzialraths unterm 20. März 1879 erlaſſen 
worden ift (Merjeburger Amtsbl. ©. 199 ff.), verbietet zunächſt ſowol die öffent- 
lichen und öffentlich bemerfbaren gewerblichen Arbeiten, als auch alle geräufchvollen 
derartigen Arbeiten innerhalb der Käufer und Betrieböftätten, aljo insbejondere die 
Feld⸗ und Foritarbeiten, da8 Treiben von Vieh mit Ausnahme des Weideviehs, 
das Auf und Abladen von Frachtfuhrwerken, inäbefondere auf den öffentlichen Straßen, 
den Betrieb derjenigen Handwerfsarbeiten, welche mit befonderem Geräujch verbunden 
find (Klempner, Schmiede, Schloffer, Arbeiten von Bauausführungen- aller Art, die 
Fortſetzung des Betriebes, ferner geräufchvolle Reparaturarbeiten in den Fabriken, endlich 
außergewöhnlich geräufchvollen Straßenverkehr (Rollwagen, Wagen mit leeren Fäſſern, 
mit Gifenftangen); indeſſen find die Ortöpolizeibehörden ermächtigt, in gewiflen 
Fällen zu diäpenfiren, während in Nothfällen eine ſolche Dispenfation nicht einmal 
nothwendig if. Außerdem unterliegt der öffentliche Handelsverkehr gewiſſen Be- 
ichränfungen, die fich theild auf den ganzen Tag, theild nur auf die Zeit des 
Gotteödienfts beziehen. Daran jchließen fich Verbote über die Auszahlung des 
Lohns an Tagearbeiter und Handwerker, über VBerfammlungen, über Konzerte, über 
Jagden. 
Hinſichtlich der Strafſanktionen beſteht inſofern ein Dualismus, als ſich dieſelben 
theils nach den für die Verletzung von Polizeiſtrafverordnungen beſtehenden Vor— 
ſchriften, theils nach anderen Landes- reſp. reichsgeſetzlichen Normen beſtimmen. Im 
Anſchluß an das Preuß. StraföGB. $ 340 Nr. 8 hat insbeſondere das RStrafGB. 
$ 366 Nr. 1 Gelditraie bi8 60 Mark oder Haft bis 14 Tagen Demjenigen an 
gedroht, der den gegen die Störung der Feier der Sonn und Teittage erlafjenen 
Anordnungen zuwiderhandelt. Der Schuß des RStraf®B. bezieht fich mithin mur 
ruf jolche Anordnungen, welche eine Störung der Sonntagsfeier verbieten, die jeden- 
alle weiter greift, als eine Störung des Gottesdienjts, wie es denn auch für die 
3eftrafung blos darauf ankommt, daß folchen Anordnungen zumwidergehandelt ift, 
ährend es gleichgültig ift, ob eine Störung in concreto wirflich jtattgefunden 
ıbe. Diejer Dualismus ift nun aber für Preußen wenigſtens injofern befeitigt, 
3 das Organifationsgejeß vom 26. Juli 1820 $ 73 den Oberpräfidenten, welche 
den leßteren Jahren jolche Verordnungen vorzugsweije erlaffen haben, ein Straf: 
wimum von 60 Mark gleichtalls beigelegt hat; es wird deshalb injoweit jernerhin 
ne Intereſſe jein, in gerichtlichen Erkenntniſſen die ohnehin jchwierige Frage zu 
rtern, ob eine Verordnung fich innerhalb des Rahmens des $ 366 Nr. 1 des 
traf GB. gehalten habe. 
Lit.: unge Die —— Deutſchlands über Sonntagsfeier u. ſ. w, in Tüb. 
ſchr. 1880, S. Ar Ad England: Gneift, Selfgovernment, 3. Aufl. 1871, 
248. — as R legisl. Te, ©. 9. — lieber die — Staaten: Rütti: 
ın, Kirche und Staat in Nordamerika, Züri 1871, 38 ff. — leber - Stellung ber 
2 Zegoblon, Da3 rg Kirchenrecht Preuß, ad Halle 1866, ©. 467 ff. — 
t, Kirchen» und Eherecht, Berlin 1857, ©. 60 ff. — Gutachten des Evangel. Obertirchen⸗ 
v. 26. Sept. 1880 über bie —— der Sonn⸗ und tage. Alte nft. J. 62.) — 
Verf. d. bes Evangl. Oberkirchenraths, betr. die Sonntagsruhe und Sonntagäheiligung, 
März — nebſt — über die Sonntagsfrage ( (ich. ai = u. Berorbnungs: 
Jahrg. I, 1876/77, & 5 f.). rnft Meier. 


Sortimentsbuhhandel ift derjenige Zweig des Buchhandels, welcher fich 
em Bertriebe der vom Verleger (f. d. Art. Verlagsbuchhandeh) ge- 
nı buchhändlerifchen Artikel befaßt. Sein Gebiet ijt alfo der eigentlih kauf— 
:ifche Theil des buchhändlerischen Betriebes. Die Grundfäge vom Waaren- 
find indeſſen bei der eigenthümlichen Natur der buchhändlerischen Waare auf 
nicht jchlechthin anwendbar. Im Zuſammenhang mit einer bewunderungs- 
nt Drganijation des Deutichen Buchhandels, für deſſen gemeinjame 
en Der jeit 1338 als anerfannte KHorporation bejtehende Börjenverein 
eutichen Buchhändler den Mittelpunkt bildet, haben ſich bejtimmte 
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Geſchäftsformen für den Verkehr zwiichen den BVerlegern bzw. deren Manda— 
taren, den jog. „Kommijfionären‘, und den Sortimentsbuchhändlern ent= 
wicelt, deren rechtliche Natur gleichwol feineswegs unzweifelhaft iſt. Die Geſetz— 
gebung hat fich jedoch hiermit bisher faſt gar nicht beichäftigt. Das Allg. Deutjche 
SGB. beichränft fich auf die Beitimmung, daß (die Verlagsgeichäite, ſowie) die 
ſonſtigen Gejchäfte des Buch- und Kunſthandels, wenn fie gewerbemäßig betrieben 
werden, Handelsgeſchäfte feien. Ebenſo fehlt es an umfaffenden wiflenichait 
lichen Bearbeitungen. Die in einigen Buchhändlerfonventionen und in Privatarbeiten 
bzw. Ujanzenfammlungen enthaltenen Rechtsgrundjäße find weder erichöpfend, nod) 
allgemein anerfannt. Wird einer Sortimentsbuchhandlung ein Wert „auf feite 
Rechnung‘ („Feſt') oder ‚gegen baar'' (gegen Nachnahme des Betrags) gelieiert, jo 
find die Verhältniſſe freilich vom Waarenhandel juriftiich nicht verichieden. Der 
Verleger verfauft an den Sortimentsbuchhändler, und diefer an das Publikum. 
Insbejondere ift das Verhältniß von Subjfribenten auf Sammelwerfe zum Sorti— 
mentshändler fein anderes als zum Verleger. Das Abonnement auf Zeitichriften 
ꝛc. Fällt unter den „Lieferungstauf‘; der Zeitichriftendebit der Poftan- 
ſtalten erjcheint al Verbindung von Frachtgeichäiten mit Mandatsgeſchäften nad 
Art der buchhändleriihen Kommiffionsgejchäite (jo das ROHG.). — Die Zweifel 
im Gebiet des ©. beziehen fih auf die bejtellte oder unbejtellte Ueber: 
jendung don Novitäten (pro novitate) oder auf Rüdjendung (A con- 
dition), wobei zu bemerken ift, daß jede Beltellung, welche nicht ausdrücklich 
a condition gemacht wird, als feſte gilt. Nach altem Gejchäftsgebrauche nämlich 
werden neu erjchienene Verlagsartikel entweder auf Beitellung (durch ſog. „Per 
langzettel oder Ausfüllung der von den Berlegern eingejandten ‚Wahlzettel‘“) 
oder auf generelles Anerbieten der Annahme oder auch ohme diefes den Sortiments 
buchhändlern durch Vermittelung der an den Hauptitapelpläßen des Deutichen Buchhandels 
(Leipzig, wo auch eine „Deutſche Buchhändlerbörje‘‘ bejteht, in zweiter Linie Stuttgart, 
auch Berlin) domizilirten „Kommiſſionäre“ zum Weiterverkauf überfandt. Die Abrechnung 
über die in Jahresrechnung (v. 1. Januar bis 31. Dezember) empfangenen Bücher erfolgt in 
der nächjten Oftermefje (als letzter Zahltag gilt der Mittwoch vor dem Simmel: 
fahrtsfeſt), und zwar entweder perfönlich oder durch Vermittelung der Kommiifionäre 
(welche im Auftrage, für Rechnung und im Namen ihrer Kommittenten handeln, 
alfo nicht ‚„‚Kommiffionsgejchäfte‘‘ im Sinne der Art. 360 ff. des HGB. betreiben). 
Der Sortimentsbuchhändler hat alsdann für alle diejenigen im vergangenen 
Kalenderjahre empfangenen Artikel Zahlung zu leiiten, die er nicht etwa (joweit er 
fie A condition empfangen) zurückſchickt („remittirt'') hat, oder deren Zurüdbehal- 
tung zu meiterem Vertriebe („Diöpofition”; die Artikel ſelbſt figuriren ala 
„Disponenda‘) ihm nicht vom Verleger ausnahmsweije und bi8 auf Widerruf ge 
ftattet worden ift, was häufig bei ſpät verfandten Novitäten gefchieht. Der Ge 
winn des Sortimentshändlers beim Weiterverkauf befteht in dem vom Verleger (in 
der Regel in der Höhe von 25 Prozent) bewilligten Rabatt, für welchen er die 
Kojten der Berfendung und Rüdfendung (von dem MWohnfite -des Kommiſſionärs 
bis zu dem des Sortimentsbuchhändler® und umgekehrt) zu tragen hat. Den 
Yadenprei3 darf er beim MWeiterverfauf nicht überjchreiten. Die Hauptfragen 
find nun: Als weſſen Gigentyum und auf weſſen Gefahr lagern Disponenden, 
Novitäten und andere à condition-Sendungen des laufenden Jahres in den Sorti— 
mentshandlungen? Zur Beantwortung werden die verichiedenften juriftiichen Kon— 
itruftionen unternommen. Bald legt man ein Kommiſſionsgeſchäft (vd. Gerber) 
oder ein Mandat (Hillebrand, Gengler), bald Kauf unter Reſolutivbe— 
dingung (Bericht des Buchhändlers Lieſching an den Börfenverein — 1844 —; 
Schürmann) oder Suspenfivbedingung (Hecht) unter oder greiit auf den 
römischerechtlichen ‚„‚Innominatvertrag“ zurüd (DO. v. Wächter). Am meiften Achn- 
lichkeit hat das Geichäft unverkennbar mit dem Trödelvertrage (contractus aesti- 
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matorius); indeſſen ift anzuerkennen, daß dazu die Gigenthümlichkeit des Deutfchen 
Buchhandels, wonach der Verleger den Ladenpreis bindend normirt, nicht 
ftimmen will. Auch Buhl bezeichnet das Konditionsgeichäit ala einen durch die 
buchhändlerifche Uſanz eigenthümlich entwidelten und zunächſt nach ihr zu be= 
urtheilenden Trödelvertrag (mit facultas alternativa) und läßt den Sortimenter daher 
unbedingt für Zufall haften, erkennt jedoch jelbit an, daß dies der „Billigfeit“ 
wenig entjpricht, und billigt deshalb die kafuiftiichen Unterjcheidungen der Ueberein- 
funft von 1847. Das Richtigite ift wol, (mit Endemann) ein neues und eigen— 
thümliches (auf der einen Seite mit dem „Kauf nach Belieben“, auf der anderen 
mit dem ZTrödelvertrage verwandtes) Gejchäft anzunehmen, wodurch der Sortiments- 
buchhändler das Recht und die Verpflichtung überfommt, das Werk entweder zu 
beftimmtem Preife in eigenem Namen und Interefie abzuſetzen und aladann dafür 
in bejtimmter Zeit den feftgejegten Preis an den Verleger zu zahlen oder zu diejer 
Zeit das Werk zurüdzuliefern. Eigenthümer des unverfaufiten Werkes bleibt 
bei dieſer Auffafjung der Verleger und hat daher, wie übrigens jajt allgemein an- 
genommen wird, ein Vindikationsrecht im Konkurſe des Sortimentsbuch- 
händlers. Ebenſo iſt es eine Konſequenz, daß der Verleger bis zur Erklärung des 
Sortimentöbuchhändlere, das Buch behalten zu wollen, die Gefahr des fafuellen 
Untergangs trägt, wie er fich nicht darüber beſchweren fann, wenn das remittirte 
Buch in Folge der Lagerung oder der Verfendung an das Publikum zur Anficht 
und Auswahl die urfprüngliche äußerliche Makelloſigkeit eingebüßt hat. Indeſſen 
bat die (auf Grumd des Liefching’ichen Berichts) am 2. Mai 1847 vom Börjen- 
verein entworfene Webereinkunft, welcher freilich nicht viel über 500 firmen bei— 
getreten find (während der Verein über 900 Mitglieder zählt und mit Yeipzig mehr 
als 3000 Firmen in Verbindung ftehen), das Prinzip der unbedingten Haftung des 
Empfängers für allen Schaden bei Neuigkeiten, Disponenden und verlangten à con- 
dition-Sendungen anerfannt. Nur bei DVerluften, gegen welche fich der Empfänger 
durch feine Verficherung jchügen konnte, joll die Haftpflicht nicht eintreten. Auch 
bei der entgegengejegten Auffaffung haftet übrigens der Sortimentsbuchhändler für 
Sorgfalt in der Aufbewahrung. Eine allgemeine Verpflichtung zur Aſſe— 
furanz läßt fich nicht behaupten; feinesjalls trägt der Sortimentsbuchhändler die 
Kojten derjelben. Uebergiebt der Gortimentäbuchhändler die Artikel an einen 
anderen Sortimentsbuchhändler zum Verkauf, jo trägt jener die Gefahr. ine be= 
fondere Beitimmung des Berliner und des Leipziger Verlegervereins iſt es, daß, 
wenn ein vom Berleger direft oder im Buchhändlerbörjenblatte zurüdverlangter 
Diepofitionsartifel nicht binnen zwei Monaten remittirt wird, der Sortimentäbuch- 
händler nicht mehr remittiren darf, jondern zur nächiten Dftermeffe Zahlung zu 
Leijten hat. Ein eigentlicher ©. in Deutichem Sinne mit Remittenden, Disponenden 
zc. iſt weder in England noch in Frankreich befannt. Der Holländijche 
Buchhandel kennt Sendungen pro novitate und A condition, aber feine Disponenden. 
Gigb. u. Lit.: Allg. Deutſches HGB. Art. 272, Ziff. 5.— Gel. betr. d. Urheber. ıc. vd. 
11. Juni 1870, $ 21. — Schellwiß in Weiske's Rectäler. s. v. Buchhandel Bd. II. 
S. 495-501. — Wengler, Uianzencoder f. Buchhändler (1859). — Q. v. Wächter, Das 
Rechtäverhältnig zwiſchen d. Verleger und dem Sortimentsbuhhändler über die à condition 
gegebenen Artikel, bei Goldſchmidt, —5 f. d. geſ. H.R., II. ©. 479—544. — Ende— 
mann, Das Deutihe H.R., 3. Aufl., S. 831, 832. — Schürmann, Die Ujanzen bes 
Deutihen Buchhandels und darüber: Hecht bei Goldihmidt u. Laband, Zeitichrift 
f. d. gei. H.R. XU. ©. 319. — Buhl, Das Konditionägefhäft im Deutichen Buchhandel, daſ. 
XXX ©. 142 f. — Allg. Geihäftänormen d. Leipziger u. d. Berliner Berleger: Vereins, 
daſ. XVII. ©. 176, 177. — Börfenorbnung f. db. Deutiche Buchhänblerbörfe in Leipzig v. 
5. April 1870, daſ. XVIL S. 178. — F. 8 Meyer, Organiſation u. Geichäftäbetrieb d 
Deutichen Buchhandels, 2. Aufl. (1874. — Erf. d. D.Ger. Wolfenbüttel, dal. ©. 285. — 
Entſch. d. ROHG. XXIU. ©. 9 fi. R. Rod). 


Soto, Dominicus, 5 1494 zu Segovia, wurde Dominikaner, lehrte zu 
Salamanca, war auf d. Trienter Konzil, trat troß Ernennung zum Grzbijchof von 
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Segovia ald Prior in Salamanca ein, vertheidigte mit Las Caſas die Sache der 
amerifanifchen Eingeborenen vor Karl V., T 15. XI. 1560. 

Er jhrieb: De justitia et jure libri X, Salm. 1556, Venet. 1568, Lugd. 1582. 

git.: Cauchy, Droit maritime international, II. D-—2. — Walter, Naturredt u. 
Politik, $ 528. — we '3 Encyll. XIV. 563. — Kaltenborn, Vorläufer d. Grotius, 
1848, ©. 157-168. — Janet, II. 176. — Travers Twiss (Law Magazine 1873 
p. 140). — Endemann, Stubien, I. 168, 467. Teihmann. 

Soto, Petrus de, bekannter Dominikaner, Lehrer der Theologie am Seminar 
in Dillingen, fpäter in England, Lehrer in Orford, dann auf dem Trienter Konzil, 
hi "ih eb: chris Vind. 1548 u. U. (vgl. Encytl 

rieb: Instit. christianae, Aug. Vind. a. ( og's Enchkl. a. a. 
D. 563, sn ee a ——— — 

Spangenberg, Ernſt Peter Johannes, & 6. VIII. 1784 zu Göttingen, 
wurde 1811 Generaladvofat in Hamburg, 1814 Affeffor in Celle, 1816 Hofrath, 
1824 am Oberappellationägeriht, 1831 Beifißer des Geheimrathskollegiums in 
Sannover, 7 15. II. 1833. 

Scäriften: Diss. hist. feminarum Rom. civilis specimen, Gott. 1806. — Instit. jur. 
civ. Napoleoni, Gott. 1808. — Komm. über den Code Nap., Gött. 1810, 1811. — Einl. in 
dag Röm. Yuffin. Rechtsbuch ober corp. jur. civ. rom., Hann, 1817. — Samml. db. Berorbdn. 
u. Ausichreiben für Hannover, Hann. 1819—24. — Ueber die fittliche u. bürgerl. Befjerung 
ber Verbrecher mittels des Pönitentiariyftems, Landsh. 1821. — Die Minnehöfe des Mittel: 
alters u. ihre Enticheidungen ober Ausfprüche, Leipzig 1821. — Beitrag zu d. Deutichen Recht 
des Mittelalters, Halle 1822. — Yac. Cujas u. jeine Beitgenofien, Leipzig 1822. — Juris 
Rom. tabulae negotiorum solemnium modo in aere modo in marmore, modo in charta 
superstites, Lips. 1823. — Vehre vom Urfundenbeweije, Heidelberg 1827. — Komm. zur 
— für die Untergerichte Hannovers, Hannover 1829. — Dad OApp. Ger. 

elle, R 

Bit.: Schmidt, Neuer Nefrolog ber Deutihen XL 122—127. — Schulte, Geichicte 
III.b, ©. 19. Zeihmann. 

Sparkaſſen jind öffentliche Kreditanftalten, welche unbemittelten Berfonen 
zum Sparen Gelegenheit geben, indem fie Geld innerhalb gewifjer (Marimal- und 
Minimal-)Grenzen zinsbar annehmen und bei Rückforderung ſofort oder nach furzer 
Friſt ganz oder in Theilbeträgen zurüdzahlen. Die Mittel zur Verzinfung jowie 
zur Dedfung der Berwaltungsfoften gewinnen fie durch Anlage der eingehenden 
Gelder zu höheren Zinſen in ficheren Wechjeln, Effekten, Hypotheken und dergl. 
Wird hierbei auch zuweilen ein Ueberſchuß erreicht, jo ift doch die Erzielung eines 
Gewinnes nicht Zwed des Unternehmens (das ſich anfanımelnde Bermögen der Ans 
jtalt dient daher mur als Rejerveiond). Gerade hierdurch unterjcheiden fich die ©. 
von den zahlreichen Depofitenbanfen, welche gleichfalls verzinsliche Einlagen an- 
nehmen, um fie in ihrem Gejchäft zu verwenden. Weberhaupt tritt bei den ©. die 
Anlage der eingehenden Gelder ala bloßes Mittel zum Zwecke hinter diefem, der 
Beförderung des Sparend der ärmeren Klaffen, zurüd (daher die meiſtens ziemlid 
eng gegriffene Marimalgrenze der Einlagen). Um des jozialpolitiichen Zweckes willen 
jtehen die ©. häufig unter Verwaltung der Kommunen und ihre Verpflichtungen 
unter der Garantie der letteren oder gar des Staates, welcher überall eine gewiſſe 
Dberaufiicht übt. Der reine Sparzwed unterfcheidet fie auch von den Kaſſen 
mannigfachiter Art, welche mit der Anleitung zum Sparen den Zweck einer Ver: 
ficherung gegen bejtimmte Unglücsfälle verbinden (Sterbelafjen, Hülfskaſſen u. dal. m.). 
Das Sparfafjenweien ift ziemlich neuen Urſprungs. Die Deutichen S. find die 
ältejten. Die erſte ijt die S. zu Hamburg (1778); dann folgen Oldenburg (1786), 
Kiel (1796); Hierauf erft (1798) England (die Friendly society zu Sottenham 
von Miß Wakefield). Dagegen jtammen die erſten S. Frankreichs, Preußens und 
Deiterreichs aus den Jahren 1818 und 1819, womit freilich die eigentliche Ent- 
widelung des Sparkajfenwejens exit beginnt. Gegenwärtig fommen nach der dem 
legten internationalen ftatiftifchen Kongreß (zu Budapeft — 1876) vorgelegten 
„Statistique internationale des caisses d’&pargne‘‘ (von Bodio) auf den Kopf der 
Bevölkerung an Spareinlagen in der Schweiz 108 Fres., in Großbritannien, Deutid: 
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land, Oeſterreich-Ungarn je 48 bezw. 49 Fres., Italien 22, Frankreich (wo die 
üblen Erfahrungen der Jahre 1848—1850 Lähmend gewirkt haben) nur 14 Free. 
u. ſ. w. — Die Gejehgebung über die ©. beichäftigt fich mit der Entjtehung 
derjelben (mofür meijtens Staatsgenehmigung vorgefchrieben ift), ihrer Organijation 
(juriftifche Perfönlichkeit, Vertretung nach Außen, Aufficht u. j. w.) ſowie mit ihren 
Beziehungen zu den betheiligten Kreifen, Gemeinden u. ſ. w. (Garantie) und jorgt 
endlich durch reglementarifche Beitimmungen für die Bewahrung des eigentlichen 
Zweds der ©. und die Sicherung der Einlagen. Dabei bleibt der Autonomie ein 
mehr oder minder weiter Spielraum. Die Deutſche Reichsgeſetzgebung hat 
fi bisher mit den ©. nicht befaßt. Dagegen ift in Preußen (welches mehr ala 
1000 ©. zählt) durch das für den ganzen damaligen Umfang des Staats erlafjene 
Reglement vom 12. Dezember 1838 die Einrichtung der unter der Vertretung der 
Gemeinden zu errichtenden ©. geregelt. Hiernach, jowie nach dem jog. Ktompetenz- 
gejeße vom 26. Juli 1876 fteht die Berugniß zur Genehmigung der ©. jowie zur 
Beitätigung der Statuten von Kreis- und Gemeinde-S. dem Oberpräfidenten zu, 
welcher diejelbe nur unter Zuftimmung des Provinzialratds verfagen darf. Die 
Aufficht über die Verwaltung führen die geordneten Kommımalauffichtsorgane. Für 
die Hohenzollernſchen Lande beſteht eine gemeinſchaftliche Spar- und Leihkaſſe mit 
den Rechten einer öffentlichen Behörde. — Sehr ausgebildet iſt die Geſetzgebung 
über S. in Frankreich Geſetze von 1835, 1845, 1852, 1875). Die Engliſche 
Geſetzgebung beruht auf einem Geſetz von 1817. Roch bedeutungsvoller aber ijt das 
Gej. von 1861, welches (unter Gladjtone) die Poſt-S. ins Leben rief (Post-office- 
saving-banks), welche Einlagen von 1 ©h. ab bis zu 30 gitr. (pro Jahr) annehmen 
und mit 2°/; Prozent jährlich verzinfen. Der Gedanke hat in Belgien (jeit 1870), 
Stalien (1876), den Niederlanden (1880) und Japan (jeit 1875), neuerdings 
auh in Frankreich Nahahmung gefunden. Auch die oberjten Behörden des 
Deutichen Reichs find demjelben bereits näher getreten. Cine verwandte Ein— 
richtung find die Belgiihen Schul-S. (feit 1865), wodurch die Jugend zum 
Sparen angehalten wird. 

Die Geichäfte der ©. fallen hauptfächlich unter den Begriff des Darlehns. 
Ueber die empfangenen Einlagen werden regelmäßig Quittungen in Yorm von Ein— 
trägen in Bücher ausgeftellt, welche zu Zufchreibungen und „Abjchreibungen von 
Kapital und Zinfen eingerichtet find. Diefe „Sparkaſſenbücher“ find Werth: 
papiere (Effekten — j. diefen Art.), und zwar, wenn nicht reine, doch in der Regel 
fog. unvollfonmene Jnhaberpapiere („Legitimationspapiere”), dergeftalt, daß die ©. 
an jeden Inhaber ohne weitere Legitimationsprüiung zu zahlen berechtigt ift 
(ſo 3.8. nach dem Preuß. Regl. von 1838). Da wo le&teres nad) den Statuten 
oder den den Büchern vorgedrudten Beitimmungen der Fall ift, find die Bücher 
vindifabel; auch können fie im Falle des Abhandenkommens gerichtlich amortifirt 
(- B. nach dem Preuß. Regl.), aber nicht außer Kurs gejeßt werden. Die 
Form der Schenkung oder jonftigen Veräußerung von Sparkaffenbüchern richtet jich 
jedoch, wenigſtens nach der in der Preußiichen Praris Herrfchenden Auffaffung (anderer 
Anfiht: C. F. Koch und Fr. Förſter) nad) den Grundfägen des Obligationen=, 
nicht des Sachenrechts (Geifion, nicht bloße Tradition; nach Preuß. Recht ijt aljo bei 
Gegenständen von mehr ala 150 Mark Schriftform erforderlich). 

git.: Konft. Schmidt und Brämer, Das Sparkaſſenweſen in ———— (Berlin 
1364). — Coquelin et Guillaumin, Diet. de l’6conomie pol. (Paris 1873), I. p. 246 ss. 
(s. v. caisse d’epargne). — Ch. Dupin, Histoire er avenir des caisses d’6pargne de 
France (Paris 1 L — 1 Tidd-Pratt, The history of Saving banks in England etc. 
(London 1842). — Elfter, Die Boftiparkaffen N 188) — —3 in den Yahrbüchern 
für Nationalöfonomie und Statiftit XVI. (1871) ©. 363 ff. — Wilhelmi, Ueber Schul: 
— (Leipzig 1877), — Meyer, Deutfehes Sad 1879/80 (£p3. 1880), S. 711 ff. — 

zuge en be3 ſiatiſtiſchen Püreaus, 1880 1, 2. — lleber Spartafjenbüder: 
XU. ©. 54, XXII. ©. 164. — ntie .d. Preuß. OTrib. Bd. 47 ©. 4 
—— ae für Rechtsf. ‚ Band 65 ©. 77, and 69 €. 273, 2b. 89 ©. im — 
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Gruchot, Beitr., II. ©. 426, VL ©. 403, XI. ©. 328, 840, — Förſter, Th. und Pr. dei 
Preuß. Priv. R., 3. Aufl., I. ©. 21, IL S. 24, — 6.5. Rod, Allg LR., 5. bar 4 J * 299, 
R. Rod. 


Speditionsgeihäft (Thl. I. S. 541) ift die gewerbemäßige Webernahme 
und Ausführung eines Auftrages zur Bejorgung der Verſendung von Gütern. 
Die wirtbichaftliche und juriftiiche Ausbildung deffelben iſt eine folge der fort: _ 
ichreitenden Arbeitstheilung im Handel. Das ©. iſt Handelsgeſchäft, auch 
wenn der Auftrag von einem Nichtlaufmann ertheilt iſt Goldſchmidt, Endemann; 
anderer Anfiht Gareis). Der Spediteur — im Sinne des Allg. Deutichen 
HGB. alſo jelbit „Kaufmann“ — eripart dem Verſender die Auswahl 
geeigneter Iransportmittel, zumal wo während des Transports ein Wechſel 
derfelben erforderlich it, jowie den ganzen perfönlichen Verkehr mit den Transport- 
anftalten und übernimmt gleichzeitig eine mannigfaltige, zum Zwede des Transports 
und durch denſelben benöthigte Fürjorge für die Waaren. Inſoweit er 
drittenPerjonen, objchon für fremdeRechnung handelnd, doch in eigenem 
Namen gegenübertritt, aljo die Frachtverträge ꝛc. weder blos (ala Frrachtmätter x.) 
vermittelt, no in äußerlich ertennbarer Weiſe als Bevolimäd: 
tigter abjchließt, hat er die rechtliche Stellung dee Kommijjionärs (j. d. At. 
Kommiſſionsgeſchäft). Diefer Gefichtspuntt beherricht die juriftiiche Geftaltung 
des ©. im HGB. wie im Code de comm. Die herrichende Lehre (Goldſchmidt, 
Grünhut ac.) bezeichnet das ©. daher geradezu ala eine Unterart des Kommiſſions- 
geichäfts, während Andere (Endemann, Gareis ıc.) die Seite der Dienftleiitung 
(„Arbeitsgefchäft”) hervorheben. Indeſſen find auch manche vorkommende Modi: 
fifationen des ©. gejeglich anerfannt, welche dafjelbe aus einer Unterart des Kom: 
miffionsgeichäfts mehr oder weniger in eine eigene Transportunternehmung über: 
gehen laſſen. Insbeſondere kann der Spediteur — ebenjo wie der Kommiffionär 
als Selbjttontrahent eintreten darf — nah dem HGB. in Grmangelung ab: 
weichender Vereinbarung den Transport der Güter jelbit ausführen umd gilt 
dann zugleich als Frachtführer (jog. Verlader). — Hinfichtlich des Ab- 
ſchluſſes des Vertrages gelten feine Bejonderheiten. Als Handelsgeſchäft 
bedarf er keinesfalls der Schriftform, obſchon jchriftliche Aufträge (Speditionabriek, 
Avisbriefe) Häufig find. Der Auftrag kann von dem Verſender oder von dem 
Empfänger (Deitinatär) oder auch von beiden ausgehen. — Die kontroverje 
Trage wegen der Haftung des Spediteurs, insbeſondere für die von ihm ausgewählten 
Mittelsperfonen (Fuhrleute, Schiffer, Zwiſchenſpediteure — |. 
diefe Art.), ift vom HGB. im Sinne des milderen, bereit3 im größten Thal 
von Deutjchland geltenden Syſtems dahin entjchieden, daß er nur für die Ver 
nachläffigung der Sorgfalt eines ordentlihen Kaufmanns, injonderhei 
bei der Wahl der Mitteläperfonen einfteht. Das ftrengere Syſtem gilt ın 
Frankreich: der Transportlommiffionär iſt unbedingter Garant der Ankunft der 
Waare (vis maior audgenommen) und haftet namentlich für die Handlungen dei 
Zwiſchenkommiſſionärs. Gin mittleres Syſtem befolgt das Holländiſche Recht. — 
Die Verpflichtungen des Spediteurd äußern fich bereits bei der Empfang: 
nahme des Speditionsguts. Die frühere Streitirage, wieweit ſich die Prüfung 
und Feititellung des Zuftandes der Waare zu erftreden habe, beantwortet fich gemäß 
dem HGB. nach den Grundfägen vom Kommiffionsgejchäft, welche überhaupt fubitbiär 
für anwendbar erklärt find, mithin im Sinne derjenigen, welche jene Pflicht aut 
äußerlich erfennbare Mängel beichränten (Pohls, Heineken ıc.). Die 
gleiche Sorgfalt präftirt der Spediteur bei der ihm obliegenden Aufbewahrung 
des Gute. Zur Verfiherung iſt er zwar (für Rechnung des Kommittenten) be 
rechtigt (wie wenigiten® die Preußiſche Praris annimmt), aber in Ermangelung be 
jonderen Auftrags nicht verpflichtet. Seine Hauptleiftung ift die Auswahl 
der Frachtführer und, wo eine direkte Erpedition nicht räthlich, der Zwiichen- 
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ipediteure, jowie der Abjchluß der Verträge mit diefen Perſonen, wobei ex 
für möglichſt vortHeilhafte Bedingungen zu jorgen hat. Dies ift die eigentliche 
‚ Ausführung der übernommenen Güterverjendung. Bedient er fich dazu, ohne 

daß dies ausdrüdlich oder vermöge der Natur der Verhältniſſe geftattet ijt, eines 
VBermittlers (Güterbeſtätters ꝛc.), jo befreit ihn diejer Umſtand nach der richtigen 
Anficht nicht von der Haftung für eigene Diligenz. Mit der Ablieferung des 
hinter ihm befindlichen Tyrachtguteg an den angenommenen Frachtführer 
it feine Verpflichtung beendet. Indeſſen gehört dazu, daß das Gut in jolchem 
Zuftande und mit jolchen Injtruftionen und Legitimationen übergeben werde, daß 
der Frachtführer die richtige Ablieferung an den Empfänger zu bewirken im Stande 
jei. Insbeſondere haftet der Spediteur für gehörige Deklaration, Verzollung, Ein— 
richtung des Frachtbrieis u. dgl. m. Der Code de comm. verpflichtet ihn auch zur 
Eintragung der Deklaration in fein Journal und des FFrachtbrieis in ein foliirteg, 
paraphirtes, in unumterbrochener Reihenfolge zu führendes Negifter. Ueber die 
Erfüllung feiner Verpflichtungen hat der Spediteur feinem Kommittenten Rechen— 
ichaft zu geben, und, wie das HGB. außer Zweifel jtellt, ift er gehalten, die 
Anwendung der ihm obliegenden Sorgfalt zu beweifen. Es iſt nicht Sache des 
Kommittenten, dem Verfahren des Spediteurd nachzuforſchen; jondern diefer hat 
das thatjächliche Material zu geben und in möglichjt eingehender Weije feine Ge— 
ichäftsführung darzulegen. Erſt Hieraus wird fich in der Regel ein Schadenserjaß- 
anfpruch wegen verzögerter oder unterlaffener, bzw. unvollftändiger Ablieferung des 
Guts an den Deftinatär gegen ihn geltend machen laſſen. Schlehthin haftet er 
in dieſem Punkte nach dem in Deutichland angenommenen Haftungsſyſteme (fiehe 
oben) nicht, ſofern er nicht ſelbſt ala Frachtführer zu betrachten ijt oder das del 
credere jür Zwijchenjpediteure und (unmittelbar oder nur mittelbar von ihm an— 
genommene) Frachtführer übernommen hat, was dadurch geichiehl, daß er fich 
mit dem Abfjender oder Empfänger über beitimmte Sätze der Transportkoften 
(prix à forfaite, average, rate) einigt. Die Klage gegen den Spediteur fteht ſtets 
dem Kommittenten, aber nicht dem Empfänger als jolchem zu, wenngleich die 
Verſendung in deſſen Intereſſe erfolgt ift oder auf feinem ausdrüdlichen oder (beim 
Handelskauf vorauszujegenden) ftillichtweigenden Auftrage beruht. Nach dem Code 
de comm. hat der, welchem die Waare gehört, den Regreß gegen den Transport— 
fommifftonär. Gegen den von dem Spediteur angenommenen Zwiſchenſpediteur 
und Frachtführer können Abjender (und Empfänger) nur ex iure cesso klagen. Die 
(Schadenserjag-)Klagen und die Einreden wegen Berluftes, Verminderung, Be— 
ichädigung oder veripäteter Ablieferung des Guts unterliegen mit Ausnahme der 
Fälle des Betruges oder der Beruntreuung nad dem HGB. einer kurzen Ber- 
jährung (1 Jahr); durch rechtzeitige Abjendung der Anzeige an den Spediteur 
wird die Einrede für immer gewahrt. — Der Spediteur hat jeinerjeits die Pro— 
vision in bedungener und ortsüblicher Höhe, jowie die Grjtattung des nothwendig 
und nüßlih Aufgewendeten, 3. B. der Zölle, Steuern, unter befonderen Um— 
ſtänden auch der unrechtmäßig erhobenen, zu fordern. Wie ein Kommiſſionär 
dart er hierbei nur das wirklich Verauslagte in Rechnung jtellen. Jedoch 
fann die gewöhnliche Fracht (nebſt der Provifion und den Koften) gefordert 
werden, wenn der Spediteur die Verfendung mittels von ihm für eigene Rech— 
‚nung gemietheter Transportmittel bejorgt, oder wenn er den Transport jelbit aus— 
führt; in dem leßteren Falle darf er auch jtatt der wirklich erwachjenen die bei 
©. jonft regelmäßig vorfommenden Unkoſten berechnen. Der del credere 
jtehende Spediteur ijt zur Provifion nur dann berechtigt, wenn eine folche neben 
dem Transportkoſten-Pauſchſatze vereinbart ift. — Wegen aller diejer Forderungen 
und wegen der dem Verjender auf das Gut geleifteten Vorſchüſſe — aber nicht 
wegen Darlehen, Wechjel oder anderer rüdfichtlich des Guts eingegangenen Verbind- 
lichfeiten oder wegen Forderungen aus laufender Rechnung im S. — gewährt das 
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HGB. dem Spediteur neben dem gewöhnlichen kaufmännniſchen Retentionärecht 
(wenn deſſen Vorausfegungen vorliegen) ein wahres gejegliches Pfandrecht an 
dem Gute, ſofern er letteres noch in feinem Gewahrjam hat oder in der Lage ift, 
darüber zu verfügen. Daffelbe beſteht mit voller Wirkung auch im Konkurſe und 
überhaupt gegenüber anderen Gläubigern des Schuldners. Bei Verzug des Kom: 
mittenten kann fich der Spediteur jelbit auß dem Piande bezahlt machen. Das 
Verfahren richtet ſich nach den Vorſchriften, welche für das fchriftlich beitellte kauf— 
männijche Fauſtpfand gelten. Das Piandrecht wegen der durch Verjendung oder 
Transport entjtandenen Forderungen geht allen übrigen gejeglichen Piandrechten, 
auch dem wegen Vorjchußforderungen des Spediteurs vor, und zwar hat das jüngere 
den Vorzug vor dem älteren („salvam fecit totius pignoris causam“). Auf die 
Wiſſenſchaft des Vorgehenden von dem älteren Piandrechte fommt es bei dieſer 
Rangordnung nicht an, während im Webrigen der Grundfah „Hand wahre Hand“ 
gegenüber dem Gigenthümer, wie älteren Piandgläubigern durchgerührt ift (auch 
nad Franz. und Engl. Recht). Wegen anderer Forderungen des Spediteurs kann 
ein faufmännifches Retentionsrecht begründet jein. Inwiefern dieſes aud 
gegenüber der Rüdtorderungsflage des Kommittenten (actio mandati) oder dem auch 
in die KO. des Deutjchen Reichs aufgenommenen Verfolgungärecht des unbezahlten 
Abjenders (stoppage in transitu, droit de suite) wirfjam werden kann, ift ftreitig. Nah 
der herrichenden Anficht (Oberappellationägericht Kübel, Voigt, Engliiche Praris x.) 
ſteht dafjelbe weder dem einen, noch dem anderen entgegen. Ebenſo das ROHG. bezüglic 
des Verfolgungsrechtd. Der actio mandati gegenüber erklärt derjelbe Gerichtshof mit Recht 
das Retentionsrecht des Spediteurs für durchgreifend. Ebenjo Grünhut, Yrandu. A. 
Goldichmidt, aus der Natur des Retentionsrechts als „eines wahren, wenngleich in 
der Rechtöverfolgung beſchränkten Piandrechts“ argumentirend, unterjcheidet, ob das 
Eigenthum bereits auf den Dejtinatär übergegangen tft, und läßt das 
Retentionsrecht in diefem alle durchgreifen (ähnlich auch v. Hahn, Wolff u. A); 
jedoch erfordert er dem unbezahlten Abjender gegenüber noch guten Glauben de 
Spediteurd. Hinfichtlich des Verfolgungsrechts laſſen fich wol allgemeine Grundiäge 
nicht aufſtellen; es fommt ſtets auf deſſen (in den Gejeen jehr verichieden bejtimmte) 
juriftiiche Natur an. In der Deutſchen KO. hat man abfichtlich die Rechtsverhält⸗ 
niffe Dritter in Bezug auf die dem Ausfonderungsanipruch des I 36 unterliegenden 
Waaren unberührt gelaffen. Wie gegenüber dem Gemeinjchuldner, jo findet das Ber: 
folgungsrecht auch gegen Piandgläubiger und Andere ftatt, welche ihre Anſprüche auf das 
Eigenthum des Erfteren gründen. — Den Erwerb dinglicher Rechte, welche nicht 
jowol der Ausführung als der Revokation oder Nenderung des Mandate zumiderlaufen, 
zu unterlaffen, ift der Spediteur nicht verpflichtet. Der Nachweis eines jolchen kann 
denjelben daher von der Kontraktsklage feines Kommittenten. befreien, wenn 
der Erwerb nicht mala fide zur Vereitelung der Gontreordre gemacht iſt. — Wann 
im alle der Verſendung durch Spediteure die Lebergabe an den Empfänger als 
vollzogen gelte, ift im HGB. nicht bejtimmt worden. Nach Preuß. Recht (ähnlich 
auch das Oeſterr. und Sächſ. BGB.) it der Zeitpunkt der Uebergabe an den 
Spediteur enticheidend, wenn die Uebermachung entweder nach der Anmeifung 
des Käufers geichehen, oder von dieſem die Art derjelben dem Gutbefinden des Ver: 
fäuferd ausdrüdlich oder ſtillſchweigend überlaffer worden ift. Nach Gem. Recht iſt 


daran feſtzuhalten, daß der Auftrag zur Beſorgung de& Transports noch nicht den. 


Auftrag in fich jchließt, für den Adreſſaten Bei zu ergreifen. Die Zwifchenperion 
für den Transport als folche iſt nicht Vertreter, weder des Verſenders für die 
Beſitzübertragung, noch des Adreſſaten für den Befitzerwerb. Hierin ändert es aud) 
nichts, wenn die Zwiſchenperſon vom Adrejjaten aufgegeben oder bezeichnet oder 
vom Berjender angewiejen ift, die Waare auf Rechnung und Gefahr des Abjenders 
zu befördern oder zu deſſen Verfügung zu halten oder zu jtellen, oder dem Adreflaten 
angezeigt hat, daß fie die Waare zu defien Verfügung halte. Bezüglich des Ueber— 
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gangs der Gefahr beitimmt das HGB., daß der Käufer diefelbe trage, jobald 
die Waare an den Spediteur oder die fonjtige Zwiichenperfon übergeben ſei, falls 
nit etwa nach bürgerlichem Recht die Gefahr ſchon früher von dem Käufer 
getragen wird. Das Franz. Recht entjcheidet gleichialld nur über den Ueber— 
gang der Gefahr („La marchandise sortie du magasin du vendeur ou de 
l’expediteur voyage, s’il n’y a convention contraire, aux risques et p6rils de 
celui à qui elle appartient“. Man nimmt inbeffen allgemein an, daß 
auch daB Eigenthum jofort mit der Verſendung übergehe. Sehr ähnlich ift die 
Theorie des Engl. Rechts („constructive delivery“). — Die Ablieferung des 
Guts an den Empfänger darf ber (letzte) Spediteur (og. Abroll-Spebiteur) nur 
gegen Bezahlung der darauf Laftenden Spejen bewirken, reip. zulaffen. Er hat in 
diefer Beziehung ein Einhebungsmandat des Abjenders wie der jonjtigen VBormänner 
(Spediteure oder Frachtführer) zu erfüllen, ſofern nicht deren Rechte, was durch Be- 
friedigung der Vormänner mittel® Nachnahme oder jonft ohne Weiteres gejchieht, 
geradezu auf ihn übergegangen find. Wird das Gut ohne Bezahlung abgeliefert 
und das Piandrecht nicht rechtzeitig geltend gemacht (wozu nur der Frachtführer 
noch 3 Tage nach der Ablieferung Zeit hat), jo werden der Frachtführer, ſowie die 
vorhergehenden Frachtführer und die Spediteure des Rüdgriffs gegen die VBormänner 
verluftig. An den Empfänger kann fich der Spediteur defjenungeachtet unmittelbar 
aus eigenem Recht — wie der Frachtführer — halten, jobald jener das Gut und 
den Frrachtbrief angenommen hat. Iſt ihm der Regreß nicht durch ein Verſehen 
bei Ausübung des Piandrechts verloren gegangen, jo fann er auch auf feinen 
Kommittenten jogleich zurüdgehen. Wenn der Empfänger nicht auszumitteln iſt 
oder die Annahme verweigert, jowie bei Streit über die Annahme oder den Zuftand 
des Guts, verführt der Spediteur nach Analogie des Frachtführers. Keinesfalls 
darf der Spediteur das Gut feinem Schiejal überlaffen, fondern hat für daſſelbe 
mit kaufmänniſcher Sorgfalt Fürforge zu treffen. — So lange die Ablieferung des 
Guts oder des Frachtbriefs an den Empfänger noch nicht erfolgt, aljo noch res 
integra ift, hat der Spediteur die Gontreordre feines Kommittenten jelbit 
dann zu reipektiren, wenn er angewiejen ift, die Waare zur Verfügung des Dejtinatärs 
zu halten. Hat der Spediteur von beiden Theilen Auftrag erhalten, jo wird 
im Allgemeinen der erjte Auftrag den Vorzug haben, ſofern diefer nicht eben dahin 
ging, die Weifungen des Dejtinatärß zu befolgen, und bdiefer dem entiprechend 
bereits als Befiter, bzw. Gigenthümer zu betrachten war (was immer nur in 
conereto ſich entſcheiden kann). — Im MUebrigen folgt die Auflöfung des 
Speditionävertrages den Grundjägen vom FZommijiionsgeichäft (j. diefen Art.). — 
Die Geichäfte der jog. Annoncen=-Bureaur find eine Mifchung von Kommiſſion 
und Spedition. 
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305. — Stegemann, Ripr. d. ROHG. II. ©. 168, 39; II. ©. 37; IV. S. 8, 386; 
VII. ©. 219, 232. — Pardessus, Cours de droit comm., I, or. 574-577 

lleber GigentHumä: und Gefabrstbergang, 3 a und Retentiondreit bed —— 

—* noch: Goldſchmidt, Handb 617 ff. — Franck, 

etentionsrecht des Spediteurs, bei Sickentaar. 54 XIII. a nl — Götter 
bei Löhr, Gentralorgan für dad Deutiche H.: u. Ka —* egolge UL, S. 41-44. — 
Zaband, bei Goldihmidt u. Laband, Zeitichr. ON. IX. ©) 225 fi. 569-4, 
(Ret.- u. Piand-R.) — a Tas s Serolgungstht * ET bei Voi tu. Heinelen, 
Neues Arhiv für HR (nad Kent) (f. auch daſ. III ©. 2 3; IV. 
©. 379—444). N. Koch 

Spee, Friedrich von, & 1595 zu Langenfeld bei Kaiſerswerth, Jejuit, 7 12. 
VIII. 1635 zu Trier. 

Belannt durch feine „Trutz-Nachtigall“ und die ge rend ung gerichtete Cautio 
criminalis seu — Kusel por en, Risthel re Fef es, — Col. 183 . 2, Salish. 
* 1718 u. ö., Augsb. 1731 (deutſch: Joſ. Seiffert, Gewiflensbud) von —** gegen 

a Bremen 1647; Ran: Schmibt, Verficherung, fein böfes Halsgericht zu thun, 
Art 1649, — 1657: tanz.: yon 1660). 
Schulte, * a ©. 189. — v. Wächter, Beitr. 1845 ©. 100, 34 fi; 
—— Beilagen 1877, ©. 134. — Nypels, Nr. 1237, 1864. — Solban, Geich. der 
Herenprogeffe heraudg. von Fi "Heppe, Shutte. 1880. Teihmann. 

Speransfy, Grai Michael, Ruifiicher Staatsmann, & 1. I. 1772 im Dork 
Zicherkutino des Gouvernements Wladimir, Sohn des Geiftlichen Nadeichdin, 1797 
Profeſſor der Mathematik und Phyſik in Petersburg, dann Privatjefretär des Fürſten 
Kurafin, mit der Organifation des Wtinifterium des Innern, der Geſetzkommiſſion, 
des Reichsraths betraut, 1809 Wirklicher Geheimrath, Neichsjefretär, plößlich 1812 
verbannt, 1819 Generalgouverneur von Sibirien, in welcher Stellung er für die 
Derbannten und Angeftedelten jegensreich wirkte, 1821 Mitglied des Neichsratbs, 
mit der Abjafjung des Ruſſiſchen Geſetzbuchs beauftragt, in den Grafenftand erhoben, 
7 U. 1839. 

Er ſchrieb 1833: Precis ou notions hist, sur la formation du corps des lois russes. 

git.: von Korff, Leben bes Grafen ©. (ui), ee 1861. — Baltiiche Monat: 
ſchrift 1861 (November), ©. 373—406. — Brusa, Be — 1880, p. 170. — 
v. Holbendorff, Handb. des Deutichen Strafrecht3, m — Rerue des deux 
Mondes, 1856. — Gervinus, Geiichte des 19. Yale bunberts, That) II, 2p3. 1856, ©. 70. 

Zeihmann. 

Spezialität der Hypothek (Thl. I. S. 502). Die moderne Hypothek it 
im Gegenjaß zur Römijchen bezüglich | ihrer Forderung und ihres Piandobjekts itets 
ganz genau bejtimmt, jpezialifirt. Die Hypothek entiteht durch Gintragung im 
Grund, Piand- oder Hypothekenbuch; dieſes Buch ijt nach Folien geordnet, je Ein 
Folium it Einem jelbjtändigen Jmmobile gewidmet, nur ausnahmsweiſe dürjen 
mehrere demjelben Eigenthümer gehörige Grundftüde auf demfelben Folium verzeichnet 
werden. Das Folium bejchreibt die in ihm verzeichneten Grunditüde ganz genau 
nach Lage, Größe u. j. w. Demgemäß trifft eine durch Eintragung entitehende 
Hypothek jtets nur ganz genau fpezialifirte Grundſtücke. 

Bei der Eintragung muß auch die Höhe der zu fichernden Forderung garj 
genau angegeben werden. jeder zu etwaigen weiteren Pfanderwerb aufgerorderte 
Dritte hat demgemäß einen Anhaltspunft für feine Prüfung, ob und wieweit die 
vorhergehenden Piandforderungen den Werth des Objekts abjorbiren. Die Berech— 
nung wird lediglich dadurch — allerdings nur innerhalb gejeglicher Grenzen — 
etwas alterirt, daß das Piandobjekt außer für die Hauptſumme auch für bejtimmte 
Zinsrückſtände, Koſten u. |. w. haftet. Eine eigene Stellung nehmen die Kautions— 
hypotheken ein, bei denen zur Zeit der Eintragung die Größe des etwaigen ſpäteren 
Anſpruchs ſich nicht überſehen läßt (Amtskautionen von Rechnungsbeamten, Padıt-, 
Bau-, Regreßkautionen); zur Wahrung der Erkennbarkeit ihres etwaigen Einfluſſes 
auf die Kreditwürdigkeit des belajteten Pfandes wird die Gintragung des höchiten 
Betrages, bis zu welchen daſſelbe haften joll, für fie verlangt. Dieſe Gattung von 
Hypotheken ift im Preuß. Recht von der Umwandlung in eine Eigenthümerhypotbet 
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ausdrüdlich ausgeichloffen, ohne Unterjchied, ob demnächſt noch ein beitimmter Be— 
trag als Schuldſumme ermittelt und gebucht ift oder nicht. Auch die Umwandlung 
in eine Grundichuld ericheint hiernach nicht zuläffig. 

Als die Forderung der Spezialität alterirend und gefährlich Tür den Grund: 
fredit wird die Korreal hypothek betrachtet: die Haftung verichiedener Grundſtücke 
für diefelbe ungetheilte Forderung. Kommt dieſe bei einem derjelben ganz zur 
Hebung, während bier nacheingetragene Gläubiger ausfallen, was ſoll geichehen? 
Sollen diefe den Schaden haben, während auf den mitverhafteten Grundjtüden die 
dort noch eingetragenen Gläubiger den Bortheil ziehen, daß die bezahlte Korreal— 
hypothek vor ihnen gelöicht wird? Nach neueſtem Preuß. Recht (f. 1869): ja; nach 
älterem und Bayer. Recht nicht; hier rüden die beim erjten Grundftüd Ausgefallenen 
in die Stelle der Korrealhypothek auf den anderen Grundjtüden, woraus allerdings 
Berwirrung erwächſt. Trotz der Grichwerung des Kredits und der Parzellirungen 
find einige Gejeßgebungen dazu gejchritten, nicht nur für den Fall, daß eine zur 
Erefution jtehende Forderung mittels des Prozehrichters zur Eintragung auf mehrere 
Grundjtüde gelangen joll, deren Vertheilung auf diefelben vorzuichreiben (Preußen), 
jondern die Korrealhypothef überhaupt für unftatthait zur erklären (Hamburg, Medien: 
burg). Von der Korrealhypothek unterjcheidet v. Meibom, Medlenb. Öypotheten- 
recht $ 15, die „Verbandhypothek“, d. h. die Eintragung auf einen Stompler, zu 
dem die zu belajtenden Grundjtüde vereinigt find. Iſt diefe Vereinigung buchmäßig 
bewirkt, aljo durch Zuſammenſchreibung mehrerer Folien auf Ein Folium, jo ift 
indeß eine eintache Hypothek Hergeitellt; andernfalls verbleibt es bei einer Korreal— 
hypothek im engeren Sinn. Mebrigens find für dieſe außerhalb Preußens ver: 
ichiedentlic) andere Namen hergebracht (Solidar-, Simultan-, Geſammt-, aud) 
Verband-Hypotheken). Sie iſt von befonderer Bedeutung für die Beſitzer von 
a ei 

Gigb.: Preuß. Hypothefenordnung II. 3 109, 159 ff. RD. S 56 (1855, 1869). 
Seht Sei über den Eigenthumserwerb an Grund jtüden vom 5. Mai 1873, 88 23—26, 2 
42, Wanbdeläder: Inſtruktion vom 19./29. April 1834 (auch 1797, 1820, 
— Jeh Formular II. (Artikel) der Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872, ss 14, 62. — 
Bayer. Hypothefengeieg $ 120. Geſetz vom 1. Juli 1856 (G.Bl. ©. 879). —_ Medlen: 
burg, Hnpothefenordnung für die Rıittergüter und m Pomanium (vom 18. Ott. 1848, 
& 11; Geſetz vom 2. Januar 1854. — hamsur Preuß. Juſt. Min.Bl. von 1848, 

42. Grundbuhordnung vom 4. Dez. 1868. — Pepe" (Simultanh. — Eintrag. 

ee w.).. — Rönigr. Sachſen, BGB. $ 388 (Gefammtjade), SL 422-423; Gele vom 
6 Nov. 1843 88 ff. — Dürrihmidt, Zur Lehre von den Verbandahnpothefen des 
Deutſchen Rechts mit beionderer Verüdfihtigun der Baperiichen Gejeßgebung (1856). — 
Stobbe, Handbuch des Deutichen Privatrechts, Bd. II. 1 (1875) $ 112. Schaper. 

Spezialprozefle, bejondere Prozeſſe (vw. Bar, Th. I. Suppl. S. 90), nannte 
die Preuß. Konkursgeſetzgebung von 1855 alle Rechtaftreitigkeiten, welche vom Konkurs— 
gerichte im Gegenjag zum Konkurskommiſſar entichieden werden jollten, unter ihnen 
auch diejenigen, welche durch Beitreitung einer angemeldeten Konkursforderung im 
Prüfungstermin entitanden. Die Oeſterr. und die Deutiche HD. haben dieje Be— 
zeichnungen aufgenommen, begreifen jedoch unter ihnen nur die leßterwähnten Streitig- 
feiten. Das Gemeine Recht geſtaltet diefe Streitigkeiten als ©. nicht, vielmehr 
ericheinen jte als ortiegung der gegen den Kontradiftor ala Vertreter des Schuldner— 
vermögens und des Gemeinjchuldners über die angemeldeten Tyorderungen beim 
Konfursgerichte eingeleiteten Liquidationsprozefle oder als Fortiegung der vor dem 
Konkurſe gegen den Gemeinichuldner bei anderen Gerichten anhängig gewordenen, 
nach dem Konkurſe vielleicht an jeiner Statt vom SKontradiftor übernommenen 
Prozeduren. Die einzelnen Gläubiger, deren Berriedigung durch Zulaffung der be- 
treffenden Forderung im Konkurſe gefährdet fein würde, und welche deshalb im jog. 
Grzeptionstermin gegen diejelbe Wideripruch erheben, find berechtigt ala acceflorische 
Sintervenienten des Kontradiftors in diefe wie jene Prozeſſe einzutreten und, wo der 
Kontradiktor vom Verfahren zurücdtritt bzw. dafjelbe nicht aufnimmt, für fich allein 
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den Prozeß fortzuführen. Dieje Gejtaltung erlitt eine Veränderung in der Preuß. 
KD. von 1855, welche vorjchrieb, daß der Liquidant bei Widerſpruch von Ber: 
walter und Gläubigern im Prüfungstermin den S. gegen die Wideriprechenden beim 
Konfursgericht mit einer vollitändigen Klage zu eröffnen habe. Inſofern der Home 
miffar indefjen nur Deputirter des Konfuragerichts war, Klage und S. an Anmeldung 
und Prüfungsrefultat gebunden waren und leßteres die Widerjprechenden als einheitliche 
Gegenpartei gegenüber dem Liquidanten feftitellte, war der ©. immer doch nur 
eine einfache Jnzidentverhandlung unter den Parteien des Konkurſes und ihren Jnter- 
venienten, die im Konkurſe ihren Ausgangspunkt hatte, wie fie in ihm mit ihrem 
Rejultat auch wieder ausmündete. Dies Ergebni wird auch durch die Klage nicht 
zweifelhaft, mit welcher der ©. beginnen joll, da der Antrag der Jnzidentverhand- 
lung, wenn fie Aniprüche betrifft, ganz die DVerhältniffe der Klage annimmt; und 
wenn außerdem nur die Vorichriiten des ordentlichen Verfahrens zur Anwendung 
fommen jollten, jo hatte man auch im Gemeinen Recht jchon die Formen des 
Mandats xc. »Berfahrens für die Liquidationsprozeffe ausgeichloffen. — Die Deiterr. 
KO. folgte der Preußifchen. Für eine größere Selbjtändigfeit der S. fünnte man ſich 
hinfichtlich ihrer darauf berufen, daß die ©. gegen die Beltreitenden als Streit 
genofjien und Vertreter der Gläubigerjchaft geführt und der etiwa mitjtreitende Ver: 
walter ala „Erſtbeklagter“ dabei vorangejtellt werben jolle. Eine ſolche Auffafjung 
würde jedoch wieder an der Beſtimmung fcheitern, daß das Beitreitungsrecht der 
Gläubiger erlifcht, fobald ihr Intereffe an der Bejtreitung aufhört, daß fie alio 
nach wie vor ntervenienten bleiben. — Für die Deutſche KD. ift die Frage 
nach der Selbjtändigfeit der S. in verftärftem Maße aufgetvorfen, und zwar von 
v. Völderndorff verneint, im Allgemeinen aber überwiegend bejaht worden. 
Die letztere Auffaffung würde die Bedeutung haben, daß jo viele ©. über eme 
Forderung entjtehen fönnten, als Widerjacher des Yiquidanten vorhanden wären, 
und wie dadurch Koſten und Weitläufigkeiten für alle Betheiligten vervielfacht wür— 
den, jo hätten einestheil® die Gerichte die Forderung bald für fejtgeitellt, bald für 
nicht fejtgeftellt zu erklären, aljo widerjprechende Urtheile abzugeben, und würde 
anderntheil® die Berriedigung des Liquidanten, wo ihm ein rechtäfräftiges Judılat 
oder ein Grefutionstitel zur Seite ftände, durch den Muthmwillen feiner fucceiftve 
auftretenden Gegner lange Zeit verhindert werden fünnen, da für die Gegner in der 
Verhütung der Auszahlung der Dividenden an ihn der einzige Antrieb zu be 
ichleunigter Geltendmachung ihres Widerjpruchd gegeben wäre. Gegenüber jolchen 
Rejultaten dürfte jedoch zu erwägen jein, daß die S. auch nach der Deutichen HD. 
noch ihre Grundlage und ihr Ziel im Konkurſe haben. Mit Nüdficht hierauf if 
zunächit hervorzuheben, daß die Forderung, um deren FFeititellung es fich handelt, 
gegen den Schuldner begründet und daher gegen den Verwalter gerichtet ijt, und 
daß die einzelnen Gläubiger, weil fie nicht in die Verpflichtungen des Gemein: 
jchuldners juccediren, ihr Widerfpruchsrecht nur ala Intervenienten üben können. 
Der Liquidant hat daher nicht jo viele Fyeititellungsflagen als Gegner vorhanden 
find, jondern nur eine, bei welcher Bellagter und Antervenienten ihm gegenüber: 
jtehen. Mit diejer ift er genöthigt, alle jeine Gegner gemeinfam zu belangen, weil 
er gegen die auögelaffenen Jntervenienten eine bejondere Klage nicht befigen und 
die Fyeftitellung der Forderung gegenüber den Belangten, wofern fie möglich wäre, 
was nicht der Fall ift, weil’ es fih um Feſtſtellung für die Beiriedigung im Kon— 
furje überhaupt Handelt, den Widerſpruch der ausgelaffenen nicht bejeitigen würde. 
Was jodann die mit Judifat oder Erefutionätitel verjehenen Forderungen anlangt, 
bei welchen die Widerfprechenden die Anfechtung zu betreiben haben, jo werden dicie, 
wo es fich um Einſpruch und Rechtsmittel handelt, jchon durch die Friſten zu gleich— 
zeitiger Rechtsverfolgung dor den im biöherigen einheitlichen Prozeſſe zuftändigen 
Gerichten genöthigt jein, wenn ihr Wideripruchsrecht nicht verloren gehen joll. Wo 
aber die betreffenden Nechtöverfolgungsmittel in Klagen, wie Anfechtungsflagen, bei 
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welchen eine Intervention der Gläubiger nicht ausgeſchloſſen ift, in Nichtigfeits-, 
Reftitutionsflagen ꝛc. beitehen, würden vereinzelt Elagende Gläubiger jchon darum 
abzuweiſen fein, weil Jntervenienten zwar das Recht haben, in anhängige Prozeffe 
einzutreten, aber nicht das Recht, folche anhängig zu machen und zur Erhebung von 
Klagen zu fchreiten. Hätte aber der Verwalter die Klage angeftellt, und hätten 
ihm nicht jämmtlich übrige Kontradizenten interzedirt, jo wäre das Interventions— 
recht der nicht beigetretenen mit dem rechtäfräftigen Erfenntniß über die Klage aus— 
geichloffen.. Außerdem aber find vereinzelt auftretende Sontradizenten mit ihrer 
Rechtsverfolgung immer abzuweifen, weil e8 fich auch Hier um Feſtſtellung der Zu— 
(affung der Forderung zur Konfursbefriedigung handelt und diefe nur gegenüber dem 
Wideripruch aller möglich ift, gegenüber dem Widerfpruch einzelner aber vergeblich 
erfolgen würde. — Hiernach die befonderen Beitimmungen anlangend, find nach der 
Deutihen KD.: 1) die Forderungen, wegen welcher bisher ein Verfahren nicht 
anhängig war, wenn fie nicht vor ein befonderes Gericht, ein Berwaltungsgericht 
oder eine Verwaltungsbehörde gehören, wo dieſe anzugehen find, beim Konkursgericht 
als Amtägericht oder, wenn fie die Gerichtögewalt der Amtögerichte überfchreiten, 
was vom Prozeßgerichte nach Verhältniß der Theilungsmafle zur Schuldenmaffe zu 
beitimmen ift, bei dem ihm entiprechenden Landgericht im ordentlichen, das heißt 
im amts- bzw. landgerichtlichen, Berfahren jo anzubringen, wie es dem Gtreit- 
verhältniß des Prüfungstermins und dem Auszug aus der Gläubigertabelle ent— 
ipriht. Eine Aenderung des Grundes oder eine Weberfchreitung des „Betrages der 
Forderung ift nur im Wege neuer Anmeldung und nach erneuter Prüfung möglich, 
eine Intervention neuer Kontradizenten ebenfo nur in folge einer folchen. Eine 
Friſt zur Klagerhebung ift dem Gläubiger nicht vorgefchrieben, aber fie iſt Voraus— 
jegung für Berüdfichtigung der Forderung bei den Vertheilungen. 2) Forderungen, 
wegen deren vor dem Konkurſe das Verfahren bereits anhängig war,, find durch 
Aufnahme diejes Prozefies, und alfo bei dem bisherigen Gerichte, fejtzuftellen, wobei 
durch die SKonteftationen des Prüfungstermins Modififationen der Anträge und 
anderer Berhältniffe jelbftverftändlich nothwendig werden. Die Deiterr. KD. läßt 
dieje Prozeſſe beim Konfurägerichte aufnehmen. 3) Beſitzt der Gläubiger für feine 
Forderung einen mit Bollitrefungstlaufel verfehenen Schuldtitel, ein Endurtheil oder 
einen Bolljtrefungsbeiehl, jo müflen die Kontradizenten, wenn fie die Auszahlung 
der Dividenden an den Gläubiger verhindern wollen, ihren Wideripruch mit den : 
zuftändigen NRechtsverfolgungsmitteln, denen ein auf die Fyeititellung im Konkurſe 
bezüglicher Zuſatz zu geben iſt, bei den zuftändigen Gerichten verfolgen. Die Deiterr. 
KD. kennt von diefen Fällen nur den des ergangenen Endurtheil® und ändert an 
der Zuftändigfeit der Rechtsmittelinjtanzen nichts, aber, abgejehen von der Einfügung 
der Kontradizenten, auch nichts an der Parteiftellung. Wegen des Ranges der For— 
derung hat der Gläubiger hier indeffen eine abgefonderte Klage beim Konkursgericht 
anzuftellen, und die in den ©. ergangenen Entjcheidungen werden vom erfennenden 
Gericht dem Kommiſſar zugeftellt, der die Berichtigung der Tabelle veranlaßt. Nach 
der Deutichen HKD. wird die letztere vom obfiegenden Theil herbeigeführt. Die rechts— 
fräftige Entjcheidung ift für alle Gläubiger verbindlich. Die Koften des Verwalters 
find Mafjeichulden und die der Eontradizirenden Gläubiger gelten nach der Deutjchen 
KD. gleichtalls als jolche und werden ihnen erjeßt, wenn fie den ©. ohne den Ber: 
walter führten und gefiegt haben. 

Quellen: Preuß. KO. SS 124, 125, 172, 173, 199, 204, ia M Ber 330, 394; 
Minift.Inftr. v. 6. Aug. 1855 Ss 1, 27, 42 f., 56. — Deiterreih, — 87, 118 I 
124 ff. — Deutide D. ze 182° ff., 140 ff, 155; Motive ©. 295 ff., PM 384, 

Yıt: Schweppe, Konf. ber Gläubiger, $ 130, — Baper, Fe ee Ss 34. — 

C. J. Schmid, Handonh des Gemeinen Givilprozeifes, III. 88 218, 219. — Fuchs, 
Deuticee Konfurdprozeh, $ 35. — Kommentare zur Deutichen KO. 1.l. von v. Völderndorfi. 
Sarmwey, Wilmowskiu. U. K. Wieding. 
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Spezififation, ein den Römifchen Quellen nachgebildeter (ex materia speciem 
facere: $ 25 I. 2,1; fr. 78 7 D. 41, 1), zuerſt im Brachylogus II. 5 als 
technischer fich findender Ausdrud, bezeichnet eigentlich die Geſtaltung eines noch 
ungejtalteten Stoffes zu einer törperlichen Sache bejtimmter Art, dann aber über: 
haupt die Neugeftaltung einer vorhandenen Sache zu einem Objekt anderer Art. 
Daß die neue Sache anderen Namens und Begriffes ſei, alö die bisherige, ift noth- 
wendig; der bloße Stoffwechjel, 3. B. in Folge fortgejeßter Reparaturen, iſt nod) 
feine ©. (fr. 76 D. 5, 1). — 

Juriſtiſch kommt die Thatfache der ©. nun als Untergang der bisherigen Sache 
in Betracht, injofern es fich fragt, ob die betehenden Rechte an dem bisherigen Ob- 
jeft auf die Neugeftalt übergehen. Das iſt 3. B. nicht der Fall Hinfichtlich der 
PBerjonaljervituten (Arndts, Pand., $ 194, b) und nicht hinfichtlich des Ber: 
mächtnißanfpruches (fr. 88 D. 32; fr. 44 $$ 2, 3 D. 30); ebenjo geht an der 
früheren Sache das Eigenthum unter, und es beginnt ein neues, gleich dem neuen 
Eigenthumsrecht an der ſeparirten Frucht. Dieſes neue Eigenthum an der neu— 
geſtalteten Spezies ſollte eigentlich ebenſo wie das Fruchteigenthum dem Eigenthümer 
der früheren Sache zufallen, und das war denn auch die Meinung der Sabiniani— 
chen Rechtsjchule (anderer Meinung: diefe hätte fein neues Eigentum angenom: 
men: Brinz, $ 149, 15 ff.); allein die Profulianer waren anderer Anficht: fe 
meinten, das Eigenthum der neugejchaffenen Spezies falle dem Spezififanten zu, 
aljo dem bisherigen Eigenthümer nur, wenn er jelbjt die ©. vorgenommen babe, 
fonjt gehe es leßterem verloren (Gai. II. 79). Ueber die rechtliche Grundlage dieſer 
neuen Meinung, ob die ©. ala Dfkupation der neuen herrenlojen Sache betrachtet 
wurde oder ob man den Gigenthumserwerb ala Lohn der Arbeit gewähren wollte, 
berricht Meinungsverjchiedenheit (Windicheid, $ 187, 2); jedenialls recipirte 
Juſtinian die Auffaffung der Profulianer nicht ohne die Modifikation, daß der 
jremde Spezififant nur Eigenthümer werde, wenn die ©. nicht mehr rücdgängig zu 
machen jei: habe er freilich zur ©. des fremden Stoffes eigenen Stoff mitaur 
gewendet, d. h. durch confusio, commixtio, adjunctio mitverbunden, dann komme es 
auch auf diefe Dijtinktion nicht an (4 25 I. 2, 1). 

In dieſer letzteren Geftalt ift denn die Lehre vom Gigenthbumserwerb 
durch ©. in das Gemeine Recht übergegangen und hier ijt es, wo die ©. ihre Haupt: 
. rolle jpielt. Aber Mangels einer einheitlichen Geftaltung der Yehre in der Kompilation 
Juſtinian's iſt denn auch jajt alles Uebrige ftreitig geblieben oder geworden. Vor 
Allem: ob nur der gutgläubige Spezififant Eigenthum erwerbe (Windicheid, 
$ 187, 3, wozu unter den Gegnern noch Better, Das Recht des Beſitzes bei den 
Römern, 28, 1); die Quellen jagen nämlich nur, daß die Furtivität des Stoffes 
auch dem Fabrikat anflebe und daß, wer wiffentlich fremde Sachen verarbeite, 
actione ad exhibendum hafte, woraus fich eben noch nicht ergiebt, daß der bö# 
gläubige Spezififant nicht Eigenthümer werde. Ebenſo läßt fich Tragen, ob aud 
gegen den gutgläubigen Spezifitanten der frühere Eigenthümer einen Erſatzanſpruch 
wegen der erlangten Bereicherung habe (Brinz, $ 149, 44 ff.), welchen er natür- 
(ich gegen den bösgläubigen mit verjchiedenen Rechtsmitteln geltend machen kann 
(Windicheid, $ 187, 6), wie andererſeits der gutgläubige Spezifitant, falls diejer 
das Eigenthum nicht enwirbt, jeine Erjaganjprüche wegen Verwendungen ſtellen kann. 
Endlich kann es nach den Römifchen Quellen ſelbſt noch als höchſt zweifelhaft be: 
trachtet werden, was ©. jei, da die Quellen in diefer Beziehung nur eine feines 
wegs reiche Kafuiftit aufitellen und im Einzelnen jelbft differiven (3. B. hinſichtlich 
des Ausdreſchens von Getreide $ 25 I. 2, 1; fr.7 $ 7 D. 41,1, binfichtlich des 
Verbrauchs von Material zum Schiffbau fr. 26 pr. D. 41, 1; fr. 61 D. 6,1; 
fr. 18 $ 3 D 13, 7); eine prinzipielle Feſtſtellung ift Freilich Hier kaum möglich, 
in&bejondere fann die Grenze zwiſchen S. und bloßer „Verbindung“, bei welch letz— 
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terer befanntlich wieder andere Grundfäße iiber den Eigenthumserwerb gelten, im 
einzelnen Fall fchwer zu finden jein. . 

Soviel jteht jedenfalls jeit, daß der Spezififant bei der ©. nicht völlig allein 
feine Arbeitskraft aufzumwenden braucht, jondern es genügt, wenn ein Anderer für 
ihn, 3. B. im Auftrag, die ©. vornimmt (fr. 31 pr. D. 24, 1; fr. 25, 2781 
D. 41, 1); überhaupt erwirbt blos derjenige Spezififant Eigenthum, welcher „suo 
nomine“ jpezifizirt (fr. 7 $ 7 eit.). Die neuere Theorie endlich wendet den Grund— 
ja des Gigenthumserwerbes durh S. auch dann an, wenn die neugejchaffene Spe- 
zies zwar auf die Gejtalt, welche fie vor der Verarbeitung hatte, zurüdgeführt wer— 
den kann, aber „der Stoff gegen die Form in einem ganz untergeordneten Verhält- 
niß jteht“ (3. B. die von einem Gefangenen aus Brod gefnetete Uhr). 

Bon den modernen Kodififationen ift, abgejehen vom Bayriichen ER. (v. Roth, 

Bayr. Civ. R. II. $ 143, 2—6), feine auf dem Standpunkt des Juftinianifchen Rechts 
jtehen geblieben. Nach Preuß. und Sächſ. Nechte tritt der Eigenthumserwerb durch 
©. ohne Rüdficht auf die Rüdrührbarfeit zur früheren Geftalt ein (Dernburg, 
Preuß. Priv. R., I. $ 235 Nr. 1; Sädi. BGB. 5 246), aud wird nad) Preuß. 
Recht der Begriff der ©. viel weiter gefaßt als nach Gemeinem und die Erjtattungs- 
pflicht des Griverbers ift anders geftaltet. Nach Oeſterr. und Franzöſ. Recht ent- 
jcheidet der Mehrwerth des Stoffes oder der Arbeit darüber, ob der Eigenthümer 
des Stoffes oder der Spezififant das Necht Hat, die Sache gegen eine an den Gegner 
zu leiftende Vergütung zu beanipruchen (Dejterr. BGB. 88 414—16; Code civil 
art. 570—72, 576); das Dejterr. BGB. $ 415 fieht aber dabei darauf, daß die 
Neugeftalt nicht rüdrührbar ſei. Auf bona fides des Spezififanten fommt es nad) 
dieſen Yandesrechten, abgejehen vom Franzöſiſchen, auch an; nach Sächſiſchem Recht 
freilich blos in Beziehung auf den Umfang der GEritattungspflicht, nach Preußischen 
(Dernburg, I. $ 235 Nr. 3) und Defterreichifchem richtet Jich aber das Anrecht 
auf die neue Spezies danad). 
. Lit: Meykow, Die Lehre des Römiichen Recht? von bem Eigenthumserwerb durch S. 
(in Djenbrüggen, Dorpater juriftifche Studien, 149 ff.) — Fitting im Ardiv f. d. civil. 
‘Brar. XLVIIL 1—25, 149—194, 311—365 (1865), — Bremer, Krit. B.J.Schr., X. 
1—67 (1868). — Lehrb. db. Pand.: Arndts, $ 155; Böding, II. $ 154, 5—27; Brinz, 
2. Aufl., 1. $ 149; Keller, L 8 141; Puchta, $ 154, f—h; Seuffert. LS 131; 
v. Bangerow, I. 5 310; Windſcheid, L $ 187. J. Merkel. 

Spiel. Bei einigen Verträgen erjcheint die Verpflichtung zur Leiſtung des 
einen oder beider Kontrahenten von einem ungewiffen Umſtande in der Art ab» 
bängig, daß bei dem Eintritt defjelben ein größerer, aber einjtweilen gleichfalls noch 
ungewifler Gewinn des einen und Verluſt des anderen Theils zu gewärtigen it. 
Zwei bejonders häufig vorfommende Arten jolcher Verträge find Spiel und Wette. 
Bei beiden liegt den Kontrahenten die Abficht zu Grunde, den Zufall zum Herrn 
iiber Gewinn und Verluft zu machen. In ihrer Gingehung find dieſe Berträge 
zweijeitig, in ihrer Erfüllung einjeitig; denn es verjprechen beide Kontrahenten ihre 
Zeitungen unter Bedingungen dergejtalt, daß nur die eine zu erfolgen habe, und 
der Zufall entjcheidet, welche (v. d. Piordten, a. a. DO. ©. 327). 

Ueber den Unterjchied zwiichen ©. und Wette herrſcht Streit. Einige Schrift: 
jteller haben behauptet, daß für eine jolche Unterfcheidung nur Sitte und Sprad)- 
gebrauch einer bejtimmten Zeit maßgebend fein fönnten (Souchay in Yinde’s 
Zeitjchr. f. Eiv.R. und Prz. IH. Abh. XVII. ©. 330). Andere definirten das 
©. als ein gegenjeitiges Veriprechen, daß jede von zwei Parteien im Falle des Ein- 
tretens oder Nichteintretens eines ungewiſſen Ihatumftandes etwas an die andere 
verlieren wolle; bisweilen wird noch hinzugefügt, daß das Leberlafien und Empfangen 
des Gewinnes nach Regeln bejtimmt jein müſſe (Thibaut, Glüd, Mühlen- 
bruch, Sintenis u. W.). Der Begriff Wette wird dagegen übereinftimmend als 
ein auf verichiedene Behauptungen bezogenes Verjprechen definirt, nach welchem der— 
jenige, defjen Behauptung fich als richtig erweift, von dem Anderen etwas erhält. 
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Es joll alfo für die Wette noch charakteriftiich fein, daß die Parteien verichiedene 
Meinungen ala richtig behaupten (vgl. auh Stobbe, a. a. D. ©. 326). 
Diefe Berfchiedenheit der Meinungen ift aber auch beim S. vorhanden, wenn 
nicht in demfelben eine Schenfung enthalten fein ſoll. Zwar werden beim 
©. diefer Meinungsverichiedenheit gewöhnlich nicht Worte geliehen, aber fie iſt 
immer al& vorhanden anzunehmen und ift fie vorhanden, jo ijt der Inhalt von 
©. und Wette identiih. Wenn aber Stobbe (a. a. O. ©. 326 Note) nicht auf 
das Vorhandenfein, fondern auf das Ausſprechen der verichiedenen Meinungen Ge: 
wicht legt, jo giebt er doch damit zu, daß es den Spielern jederzeit möglich wäre, 
durch die Beobachtung jenes Unterfchiedes, aljo durch das ausdrüdliche Ausfprechen 
verjchiedener Behauptungen, das klagloſe S. zum Elagbaren Wettvertrage zu machen. 
Thöl (Berfehr mit Staatöpapieren 1855, ©. 257 und a. a. O. $ 304) hält es 
für unmöglich, den Unterichied des ©. und der Wette durch Abftraktion zu finden 
und, indem er fich lediglich an das Römiſche Recht anfchließt, gelangt er zu dem 
Refultate, daß beim ©. lediglich die Thätigkeit der Intereffenten das Eintreten 
oder Nichteintreten des (enticheidenden) Thatumſtandes herbeiführe, während fich bei 
der Wette die Intereffenten paffiv verhielten. Er jagt: „Der Vertrag, dem zwei 
Engländer jchloffen, daß der Eine oder der Andere eine beftimmte Summe an den 
Gegner verlieren folle, je nachdem von zwei auf das eine Ende eines Tifches geiehten 
Schneden die eine oder die andere zuerſt das entgegengejehte Ende erreichen werde, 
it ein S. Hätten die Kontrahenten die Schneden jo vorgefunden, daß fte, die Kon 
trahenten, auch nicht im Mindeften auf die Enticheidung des Vertrages eingemirft 
hätten, jo wäre e8 eine Wette gemwefen.“ Die Anfiht Thöl's ift nach Römiſchem 
Rechte berechtigt, an fich ift aber diefer Gegenſatz weder ein logifcher, noch em 
juriftiich relevanter für die Trage, weshalb er beim ©. Klagbarkeit, bei der Wette 
Klaglofigkeit begründet. Andere, wie Wilda, Bejeler, v. d. Pfordten ſuchen 
den Unterfchied zwijchen S. und Wette in den Motiven. Das juriftifch relevante 
©. joll nur des Gewinnes beziehungsweife der Unterhaltung Willen getrieben, die 
Wette nur zur Enticheidung einer Meinungsverichiedenheit eingegangen werden. Gegen 
diefe Auffaffung läßt fich einmwenden, daß bei der Wette nicht weniger als beim ©. 
Zeitvertreib und Unterhaltung beabfichtigt fein kann und daß audh ein ©. zum 
Zwede der Entjcheidung einer Meinungsverfchiedenheit eingegangen werden kann. — 
Brud (a. a. O. ©. 71) fcheidet aus der juriftiichen Betrachtung die S. zum Ber: 
gnügen völlig aus. Solche ©., auch wenn fie um einen mäßigen Preis geipielt 
werden, haben die Gejege zu allen Zeiten erlaubt. Anders verhält es fich aber, 
wenn Gewinn oder Verluft dem Vermögen droht, denn jeßt tritt das Spiel als jog. 
Geld-S. in den Kreis der civiliftiichen Betrachtung und nun jcheidet fich genau das 
jenige Verhältniß, welches das juriftiich relevante Moment in fich trägt, don dem 
unjuriftifchen. Dieſes juriftifche Verhältniß wird begründet durch einen Wertrag 
zweier Parteien, von welchen fich jede von beiden im Falle des Gintretens oder 
Nichteintretend eines beftimmten, aber für die Parteien noch ungewiffen That 
umitandes verpflichtet, etwad an die andere verlieren zu wollen. Cine genauere 
Unterfuchung diejes, das juristische Moment des Geld-S. in fich tragenden Verhält— 
niffes ergiebt, daß in ihm alle charakteriftiichen Mterfmale der Wette enthalten find, 
jodaß eine Scheidung des Geld-S. und der Wette dem Begriffe nach unmöglich it, 
indem das erftere eine Spezies des letzteren iſt. Geld-S. und Wette find aljo für 
den Juriſten völlig identische Begriffe; das eigentliche ©. (im Gegenſatze zum 
Geld-E.) hat für ihn gar feine Bedeutung, es ift fein Nechtägeichäft, es wird 
vielmehr nur der in ihm liegenden Handlungen wegen betrieben, es iſt Selbitzwed, 
der Gewinn ift durchaus nicht Zwed, vielmehr das Refultat einer an das ©. ge 
fnüpften Wette, wonach die unterliegende Partei der fiegenden eine gewiſſe Summe 
verſpricht. Das eigentliche ©. intereffirt den Juriſten dabei nur, infofern es al 
eins der unzähligen Enticheidungsmittel des eigentlichen Nechtögeichäfts, der Wette, 
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gebraucht wird. Diele ift das Rechtsgeſchäft, das nicht um feiner ſelbſt Willen, wie 
das S., angejtellt wird, jondern das formell eine Meinungsverichiedenheit vorausſetzt, 
deren Gnticheidung den Zweck diejes Gejchäftes realifirt, der in einem Vermögens— 
vortheil, gewöhnlich in einem Geldgewinn bejteht. Das Enticheidungsmittel braucht 
nicht immer ein S. zu fein, daher ift es vergebliche Mühe, diefe mit dem Namen 
„S.“ zu bezeichnen, die nichts von dem eigentlichen ©. in fich tragen. Nicht minder 
bedeutungslos ift an ſich das Motiv der Wette; ob in Folge eines zufällig ent= 
jtandenen Streites, oder ob aus Rechthaberei gewettet, oder ob der Meinungskampf 
prodozirt wurde, um zu wetten, ebenijo der Umftand, ob in dem Wettpreife des 
Siegers ein Lohn für diefen oder eine Strafe für den Unterliegenden gefehen wird, 
ebenjo endlich der, ob die Wettſumme zu Gunften Dritter verwendet wird. Bei 
Feſtſetzung der Lehre durch die Gejeßgebung jollte daher nur von der Wette, die ja 
auch das Geld-S. begrifflich enthält, gehandelt werden. — Der Anfiht Bruck's 
find im Wejentlichen beigetreten Laband (in der Zeitichriitt von Goldjchmidt 
XIX. ©. 639 ff.) und Grünhut (in feiner Zeitichrift Jahrg. 1875 Börſen- und 
Maklerreht). — 

Die Quellen des Deutichen Rechts find mit Ausnahme einer Reuterbeitallung 
vom Jahre 1570 ($ 211), eines Specialgejeges, durchweg partikularrechtliche. Soviel 
läßt fich denjelben entnehmen, daß im älteren Deutjchen Recht bis zum 13. Jahr: 
hundert der S.vertrag erlaubt und Hagbar war. Was im ©. verloren worden war, 
fonnte nicht zurüdgefordert werden. Dem Gewinner ftand eine Klage auf Zahlung 
des Gewonnenen gegen den Verlierer jelbjt, wenn auch nicht gegen deffen Erben zu und 
ebenjo war es eriterem gejtattet, ſich auch außergerichtlich durch ſofortige Pfändung 
zu befriedigen. Allein jchon im 13. Jahrundert zeigt ſich das Beſtreben, die recht- 
liche Wirkung der S.ichulden einzujchränfen und als der Anfang ſolcher Beſchränkungen 
iſt e8 anzufehen, daß die Quellen den Uebergang ſolcher Schulden auf die Erben 
ausschließen. Weitere Beſchränkungen finden fich in einzelnen Stadtrechten hinfichtlich 
des Spielend mit Unmündigen und mit Kindern unter väterlicher Gewalt und in 
anderen Quellen allgemein für jeden, welcher wegen S.verlujt in Anfpruch genommen 
wird. Seit der Mitte des 13. Jahrhunderts finden fich zahlreiche Beitimmungen, 
welche den S.jchulden geradezu und ganz allgemein die KHlagbarkeit abiprechen. In 
hohem Make einflußreich wurde bejonders die jtatutarifche Gejeggebung. In Folge 
der im 14. und 15. Jahrhundert wachienden Leidenſchaft für das Spiel und der 
fih daran fnüpfenden argen Mißbräuche und Gewaltthätigkeiten jahen fich die 
Dbrigfeiten an verſchiedenen Orten veranlaßt, das Spielen mit Strafe zu bedrohen. 
Bisweilen richtet ſich die Gejeßgebung nur gegen gewifje Arten von ©., biaweilen 
verbietet fie nur das S. „auf Borg“. Endlich finden fich eine Reihe von Be— 
ftimmungen, welche das ©. radikal verbieten. Wenn jedoch auch die S.jchuld nicht 
eingeflagt werden durfte, jo blieb fie — worauf Stobbe a. a. D. ©. 335 auf- 
merfjam macht — immer ein Debitum und, wenn fie einmal bezahlt war, wurde 
feine condictio indebiti gegeben. Berjchiedene Meinungen über die Geltung der 
Deutichrechtlichen Grundjäße entjtanden durch die Rezeption des in mehrfacher Hinficht 
von diejem abweichenden Römischen Rechtes. Bis zur Rezeption fehlte es an einer 
gemeinrechtlichen Quelle für diejen Theil des Deutjchen Vertragsrechtes. Es gab nur 
partikularrechtliche Normen. 

Nah Römiſchem Recht waren alle Geld-S. mit Ausnahme gewiffer Kampf-S. 
(ludi, qui virtutis causa fiunt) und das Spielen im häuslichen reife um dasjenige, 
quod in convivio vescendi causa ponitur (l.l. 2, 3; 1.4. pr. Dig. 11, 5) verboten. 
Die Mebertretung des S.verbotes Hatte die Nichtigkeit des ganzen Vertrages und 
Tür den S.wirth (susceptor) ganz erorbitante Nachtheile zur Folge (1. 188 1d und 
2 Dig. 11, 5). Dem Gewinner jtand feine Klage gegen den DBerlierer wegen der 
© .ichulden zu und der Verlierer reip. der, in deffen Gewalt der Verlierer jtand, 
fonnte das Verlorene mit der condictio indebiti zurüdverlangen. Diejes Zurüd- 
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forderungärecht wurde fogar den Erben des Berliererd oder — falls dieſe es 
unterließen — den Profuratores, Deienfores, endlich jedem Bürger der Gemeinde, 
in der das ©. ftattgefunden, im bejtimmten Falle fogar dem Fiskus gewährt und 
erit nach 50 Jahren trat eine Verjährung diejer Klage ein.. Auch die wegen des 
©. geleiftete Kaution ift nichtig und wird reitituirt. In Betreff des zum ©. ge 
gebenen Darlehns findet fich in den Quellen feine Vorſchrift. Die bisweilen zum 
Nachweife der Klagbarkeit des Darlehns angezogenen Stellen (1. 12 $ 11 Dig. mand. 
17, 1 und 1. 28 1 Dig. quar. rer. actio 44, 5) beziehen fich nicht auf dieſe 
Trage (vgl. Windicheid, Yehrb., 5. Aufl., II. $ 420 Note 7). Selbitverftändlic 
fann der Darleiher nicht das Darlehn zurüdfordern, wenn er ſelbſt zu den Mit- 
ipielenden gehört und der Empfänger das Geld an den Darleiher verliert. 

Nach der Rezeption des Römischen Rechtes ergingen in Deutichland zwar auch 
noch zahlreiche Partikulargejege über das ©., aber es findet jeht eine verhältniß— 
mäßig größere Uebereinftimmung ftatt. In denjenigen Gefeßgebungen, auf welche 
das Römische Recht Einfluß gewann, theilte man die ©. in erlaubte und verbotene 
oder Glücksſpiele (ludi, qui in aleae speciem cadunt); der Begriff der erlaubten ©. 
(ludi, qui virtutis causa fiunt) wird auch auf ©., welche der Uebung geiftiger 
Kräfte dienten, ſog. Kunftipiele, ausgedehnt. Da aber bei diefen der Zufall mehr oder 
weniger auf die Entjcheidung zu wirken pflegt und eben diejer meiftens das unbedingte 
Grlaubtiein der S. ausichloß, jo nahm man eine Mitteltlaffe, ſog. gemifchte ©., an. 
Dieſe Dreitheilung der S. — ludi artis, fortunae, mixti — ift weder quellenmäßig 
noch praftifch, fie Hat aber in viele Deutiche Gefeßgebungen Eingang gefunden. 

Bei dem Mangel allgemein gültiger reichögejeglicher Beitimmungen über das 
©. ift, wo nicht Partikulargefege ausdrüdlich das Gegentheil beitimmen, das Römiiche 
Recht als alleinige Entſcheidungsnorm anzufehen. Es ergeben fich daher ala geltendes 
gemeines Recht folgende Sätze: 

Nur ©., qui virtutis causa fiunt, ubi pro virtute certamen fit, d. h. welde 
zur Uebung des Muthes und förperlicher Gewandtheit dienen, find erlaubt und 
tlagbar. Ihre Zahl ift durch 1. 2 88 1 und 3 Dig. de aleat. 11, 5 auf fünf 
beichräntt und fann auf andere Arten von ©. nicht ohne Willtür ausgedehnt werden, 
alle übrigen ©. find verboten, der Verluſt fann mit der condictio indebiti zurüd- 
gefordert werden. Das Grlaubtjein oder Nichterlaubtjein der ©. ift der Grund der 
Klagbarkeit oder Klaglofigkeit derjelben. Windicheid (a. a. DO. $ 419, ©. 582) 
meint indeß, daß auf Grund eines allgemeinen Deutjchen, täglich geübten Gewohn— 
heitsrechtö der S.vertrag auch dann für erlaubt erachtet werden müffe, wenn er dem 
Zwede gejelliger Unterhaltung dient und fich innerhalb der Grenzen derjelben hält. 

Hinfichtlich der Frage, ob das zu einem ©., gleichviel ob zu einem erlaubten 
oder unerlaubten gegebene Darlehn zurüdgefordert werden könne, ift gemeinrechtlid 
allerdings eine Modifizirung des Römischen Rechtes anzunehmen und zwar derart, 
daß gemeinrechtlich nur das wiffentlich zu einem unerlaubten S. Geliehene nicht 
zurüdgefordert werden darf. Der Code Napoleon (Code civil art.1966) hat die Römische 
Auffaſſung faſt vollftändig rezipirt. In anderen Deutichen Partiktulargefeggebungen, 
wie im Preußifchen Allg. ER:I. 11 88 577 ff. und Defterreichiichen BGB. 88 1271, 
1272, ift man von anderen Grundfäßen ausgegangen, die fich aber ohne Zwang aud 
nicht auf ältere Deutfchrechtliche Beitimmungen zurüdführen lafien; fie haben weniger 
ein nationales Gepräge, wenn man überhaupt bei diefem Rechteinftitut von einem 
ſolchen reden kann, als vielmehr einen internationalen, bei allen gebildeten Völkern 
eingebürgerten, den Gewohnheiten, Sitten und Anfchauungen der modernen Zeit 
entiprechenden Charakter. Das Preußische Allg. ER. geht von dem Grundiaße 
aus, daß das eigentlihe S. — das ©. zum Vergnügen, und dazu gehört auch 
mäßiges Geld-S. — eine für das Recht gleichgültige Handlung fei, daß demzufolge 
aus erlaubten Spielen weder eine Klage auf den freditirten Gewinn noch eine ſolche 
auf Rüderftattung des bezahlten Verluftes zu geftatten ſei ($$ 577, 578, 866, 867, 
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Einl. $ 86). Nicht billigenswerth ift die im $ 581 enthaltene Beitimmung, wonad) 
Gelder, die ausdrüdlich zum Spielen oder Wetten oder zur Zahlung des dabei ge= 
machten Verluftes verlangt und geliehen worden, nicht gerichtlich eingeflagt werden 
fönnen. Nach $ 578 darf der Spieler das im erlaubten S. Verlorene nicht zurück— 
iordern, e8 wird aljo die Leiſtung für gültig angefehen. Warum ift dann auch 
nicht das Darlehn zu diefer gültigen Zahlung gültig gegeben worden? — Das ver= 
botene ©. it, da das RStrafGB. Strafandrohungen gegen dafjelbe nicht enthält, 
nach dem Grundſatz nulla poena sine lege im Deutſchen Reich nicht ftraibar und aus 
demjelben Grunde fünnen auch da, wo Gemeines Recht gilt, die ftrafrechtlichen Be— 
ftimmungen des Römifchen Rechtes binfichtlich des Susceptors (Konfiskation des 
Haufes u. ſ. w.) feine Anwendung mehr finden. Nach $ 284 des RStrafGB. wird 
nur derjenige (mit Gefängniß bis zu 2 Jahren, neben welchem auf Gelditrafe von 
300 bis 6000 Mark jowie auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte erfannt 
werden fann) beitraft, der aus dem Glüds-S. ein Gewerbe macht, ferner nach $ 285 
(mit Gelditrafe bis zu 1500 Mark) der Inhaber eines öffentlichen Verſammlungs— 
ortes — Glücks-S. daſelbſt geſtattet oder zur Verheimlichung ſolcher S. 
mitwirkt. 

Quellen: Dig. 11, 5 de aleatoribus; Cod. 3 de aleatoribus et alearum lusu. — Preuß. 
Auge, ER. L 11 $$ 577, 578, 581. — Oefterr. BGB. 88 1271, 1272. — Code Nap. art. 
Sit.: Wilba, Die Lehre vom Spiel, in der Fitſer. für Deutſches Recht, II. 2 ©. 133 
bi3 193 und VIII. S. 200—239 (1839, 1843). — Gans, Beiträge zur Revifion ber Preuß. 
Geſetzgebung, I. 2 Nr. 14 (1830). — v. d. Pfordten, Civil. Abhandlungen, S. 327—333 
(1840). — 4 Brud, Ueber Spiel und Wette (Inaug. Differt. 1868). — Krügelftein, 
Ueber ben begrifflichen Unterichied zwiſchen Spiel und Mette (1869). — Heinzerling, Die 
Wette nad) der NRechtiprechung des OberApp.Ger. in Darmitadt, im Arc. f. praft. echte: 
wifjenihaft, Neue Folge XI. e. 109-126. — Schuſter, Das Spiel, feine Entwidelung und 
— im Deutſchen Recht (1878). — Thöl, H.R., ” 304— 306. — dv. Gerber, ss 198, 
194. — Bejeler, $ 112. — Gengler, Lehrb. ©. 724-738. — Blunticli, $S 185, 
126. — Stobbe, Handbuch, II. $$ 193—195. Felir Brud. 


Spinoza (d’Espinoza), Baruch, & 24. XI. 1632 zu Amiterdam, 
wurde wegen Seterodorie aus der jüdiichen Gemeinde auögeftoßen, erwarb fich 
den Unterhalt durch Schleifen optifcher Gläfer, lehnte einen Ruf nach Heidelberg 
ab, tr 21. II. 1677. 

Schriften: Ren. Cartesii philos., Amstel. 1663. — Tract. theol. politicus, Hamb. 
1670 (deutſch von J. 4. Kalb, Münden 1826; von Kirchmann, Philof. Bibl. Bd. 35 
(Berl. 1870, 1871) und 36; von Ginsberg, 1875, engliſch Lond. 1689, 1737, 1862, 1868. — 
Tract. politicus, 1677 (franz. von Prat, Par. 1860). — Ethica. — Tract. de deo et homine 
(ed. von Bloten 1862, 1865, 1869). — De intellectus emendatione. — Epistolae.. — 0. 

stuma (ed. von Meyer, Amft. 1677). — Opera von Gfrörer, Stuttg. 1830, von 

ruber, 1843—1846. — Oeuvres par Saisset, Par. 1842, 1361, 1872; par Prat, Par. 
1863 ss. — Sämmtlihe Werke von Berth. Auerbad (2), —— 1872, auch von Kirch— 
mann und Schaarſchmidt (Philof. Bibl.). — Ethik, Briefwechſel und theol.polit. Traktat 
von Hugo Ginsberg, 2eipz. 1875 ff., herausgegeben. 

it.: Bluntihli, Geſch. d. Staatsrechts, 101—107. — Mohl, 1. 235. — Geyer, 
Geſchichte und Syſtem ber Rechtöphilofophie, 42. — Walter, Naturreht und Politik, 
SS 259, 545. — Hinrichs, Geichichte der Rechts- und Staatäprinzipien, I. 186—216. — 
Berth. Auerbad, Spinoza, Ein Denterleben, Mannh. 1855. — Horn, Spinoza’s Staats: 
lehre, Defiau 1851, 2. Aufl. Dresden 1863. — van der vinde, Spinoza's Lehre und 
beren erfte Nachwirkungen in Holland, Gött. 1862. — J. van Vloten, Spinoza, zijn leven 
en Schriften, Amst. 1862, 2. druk Schiedam 1871. — Sigwart, B. de Spinoza’3 neu⸗ 
erıtdedter furzer Traftat von Gott, bem Menſchen und befien OEM Gotha 1866 und 
Züb. 1870. — Eoronel, 3. Spinoza im Rahmen feiner Zeit, Bajel 1873. — 9. Gins— 
berg, Leben und Charatterbild B. Epinoza’d, Leipz. 1876. — Janet, 11. 365-378. — 
Si — Vergl. der Rechts- und Staatstheorie bed Spinoza und Hobbes, Tüb. 1842. — 
NVNeberweg, Grundriß der Geſchichte der Philoſophie, (5) 1880 III. 64—95. — Franck, 
Reformateurs et publicistes, 1881, p. 410-429. Teichmann. 


Epionage nennt man diejenige Auskundſchaftung von Verhältniſſen oder Ab— 
fichten einer Macht (Staat, Kriegspartei), welche auf deren Gebiet außerhalb eines 
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amtlichen Berufs und mit verheimlichter Mbficht im Intereſſe einer anderen Macht 
vorgenommen wird. Man unterjcheidet militärische und politiiche ©. 

Als Militärjpion wird betrachtet, wer in Bezug auf einen vorhandenen Kriegs— 
zuftand heimlich und außerhalb einer militärischen Funktion (3. B. in Verkleidung) 
Erfundigungen im Intereffe einer Kriegapartei auf dem Operationdgebiete der anderen 
einzieht. Nicht unter den Begriff der ©. fallen demnach Rekognoszirungen ; des 
gleichen nicht die bloße Mittheilung offenkundiger Thatſachen, die dem Kriegsfeinde 
von Nußen fein können, obwol eine folche Friegsrechtlich geahndet werden kann; 
ebenjfowenig die Sammlung von Nachrichten zu Privatzweden. Die Kriegsſpionage 
fann den Thatbeſtand eines bürgerlichen Verbrechens enthalten, wenn fie gegen den 
eigenen Staat ausgeübt wird, oder, obwol von Ausländern übernommen, gegen 
ein Strafgejeß defjelben verjtößt. Im Uebrigen wird fie als Hojftilität behandelt. 
Gegen den Kundſchafter, der auf der ©. betroffen wird, wird nach Kriegsrecht ver: 
fahren; er ijt dem Zode verfallen, gleichviel ob er auf Befehl und im Auftrage ge 
handelt hat oder nicht; ob jein Thun Erfolg Hatte oder nicht; ob es durch Gewinn: 
jucht oder durch Patriotismus diktirt war. Da er für ein feindliches Unternehmen 
nicht den Weg offenen Kampfes, fondern Betrug und Täuſchung gewählt hat, jo 
ichließt ihn ein noch gegenwärtig anerfannter Kriegsgebrauch von dem Soldatentode 
aus. Sein Loos ift der Strang. Für Deutjchland Fällt die ©. ald Kriegs— 
verrath unter die Militärgerichtäbarkeit. 

Politiſche (insbejondere diplomatifche) Kundjchafiten dienen dazu, um über den 
innern Zujtand eines fremden Staates, wie über die Richtung feiner Politif Nach— 
richten einzuziehen. Bejondere Mittel hiergegen zu reagiren, gewährt das Völkerrecht 
nicht; es fei denn, daß derlei S. mit einem bürgerlichen Verbrechen (Beftechung, 
Landesverrath) konkurrire. 

Quellen: Deutſches StrafGB. 88 91 -93. — RMilitärſStraföB. z3 57—59; EG. $ 3. — 
Code pen. art. 78, 79, 83. — Instructions for the government of armies of the U. St. von 
1863, art. 88 (Bluntjhli, Modernes Völkerrecht ım Anhange). — Bgl. Actes de la con- 
ference de Bruxelles, 1874. — Projet d’une declaration internationale, art. 18—22. — 
Seances du 1. et du 26. Aodt. 

Lit.: v. Rampk, Beiträge zum Staats- u. Völkerrecht, I. 63 (1815). — dv. Martend, 
Erzählungen, I. Nr. 15 (1800), — Bluntſchli, Modernes Kriegsrecht m tip 
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Spittler, Ludw. Tim. Freih. von, 5 10. XI. 1752 zu Stuttgart, 
wurde 1779 PBrofeffor der Philofophie in Göttingen, 1806 Oberſtudiendirektor, 
7 14. IH. 1810. 

Schriften: Krit. Unterſuch. ber 60 laobicäifchen KHanond, Bremen 1777. — Geſchichte 
bes Kanon. Rechts bis Iſidor, Halle 1778 (in den Werten Bb. I). — Grundriß db. Geſchichte 
der chriftlichen Kirche, Gött. 1782, 5. Aufl. von Pland, 1813. — Bon ber ehemaligen 
nie der norbiichen Kirche an den Römiichen Stuhl, Hann. 1797. — Vorleſ. über 

eihichte de3 Papſtthums, von Gurlitt, 1824—1838. — Vorleſ. über Politik, — 
von v. Wächter, Stuttg. 1828. — Sämmtl. Werke, herausg. von v. Wächter, 182 —-18837. 

Lit: Pland, Ueber ©. ala Hiſtoriker, Gött. 1811. — Schulte, Geſchichte, III.b 167 
(über Heinrich Anton Spittler, ©. 169). Teichmann. 


Spruchliſte (Dienſtliſte, Liste de session) iſt das Verzeichniß derjenigen zum 
Geſchworenenamt Berufenen, aus denen während einer ganzen Schwurgerichtsperiode 
auf dem Wege der Auslooſung und Ablehnung für jede einzelne Sache die zwölf Ge— 
ſchworenen ausgewählt werden, welche darüber zu entſcheiden haben. Der Vorgang 
bei Anlegung der S. iſt folgender: Späteſtens vierzehn Tage vor Beginn der 
Schwurgerichtsperiode findet in öffentlicher Sitzung des Landgerichtes (in Oeſterreich 
des Gerichtshofes erſter Inſtanz) die Auslooſung der Geſchworenen aus der Jahres: 
Lifte (f. diefen Art. und d. Art. Geſchworene) in Gegenwart des Präfidenten und 
zweier Mitglieder des Gerichtes und des Staatsanwaltes ftatt. (In Defterreich 
wird auch die Advofatenfammer eingeladen, zu dieſem Akte ein Mitglied zu ent— 
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jenden.) Im die Urne werden die Namen aller noch auf der Jahreslifte befindlichen 
Perionen gelegt; der Präfident zieht das Loos, und verlieft die Namen der Gezogenen. 
Mit der Ausloofung wird jo lange fortgefahren, bis die Lifte auf die gefegliche Zahl 
(30 in Deutichland, 36 in Dejterreich) gebracht ift. (Im Defterreich wird gleich: 
yitig eine Lifte von 9 Ergänzungsgeſchworenen auf gleiche Weife gebildet, — ſ. d. 
It. Hülfsgeſchworenen). Da der Angeklagte bei der Bildung der Gejchiworenen- 
bant durch Ausübung des Ablehnungsrechtes (j. d. Art. Ablehnung der Ge— 
ſchworenen) fich betheiligen joll, ift eg nothiwendig, daß ihm die Spruchlifte zugänglich 
gemacht wird. Nach 5277 der Deutjchen StrafP DO. muß ihm diefelbe „vor dem Tage, an 
welhem die Hauptverhandlung beginnen joll”, zugeftellt werden, wenn er fich nicht 
auf freiem Fuße befindet, außerdem muß fie auf der Gerichtäfchreiberei zur Einficht 
für ihn niedergelegt werden. Beränderungen der Spruchliſte, die ſpäter eintreten 
(5 277 Abſ. 2, $ 279 Abi. 2, 8 280 Abi. 2 u. 3), müſſen ihm ebenjalla mitgetheilt 
werden. Die Unterlafiung jolcher Mittheilungen und wejentliche Unrichtigfeiten der— 
felben (außerordentlich reiche Caſuiſtik hierüber bietet das Franzöſiſche Recht, ſ.Hélie 
VID. 347 ff.) geben dem Angeklagten ein Recht auf Ausjegung der Hauptverband» 
lung; konnte er, weil die Unrichtigfeit nicht rechtzeitig entdeckt wurde, dieſes Recht 
nicht ausüben, jo ift das Urtheil anfechtbar. — Nach $ 303 der Dejterr. StrafPO. 
find die Namen der Haupt= und Grgänzungägeichtworenen jedem Angeklagten bei 
Tonftiger Nichtigkeit jpäteftens am dritten Tage vor demjenigen, an welchem die Haupt— 
verhandlung beginnen joll, mitzutheilen. 
Lit. u. Gfgb.: ©. den Art. Geſchworene. Glaſer. 
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Staatsanleihen. (Allgemeines.) Der Begriff der „Staatsanleihe“, welcher 
ebenfo jehr auf dem Gebiet der Volkswirthichait wie auf dem Nechtögebiet jeine 
wichtige Bedeutung hat, ijt fein jejt begrenzter. Geht man von der neuerdings ges 
machten Unterjcheidung zwiſchen Verwaltungsjchulden und Yinanzfchulden 
des Staat3 aus, jo begründet die S. regelmäßig eine Finanzſchuld. Als jolche er= 
Kheinen 3. B. auch die jog. Schakanweijungen jedenfalls in rechtlicher Beziehung, 
während diefelben wirthichaftlich den Charakter einer Verwaltungsſchuld haben. 

Unter ©. ift im Allgemeinen jede Benußung des Staatskredits zu vertehen, 
welde darauf abzielt, außer und neben den regelmäßigen Staatseinnahmen der 
Staatsverwaltung Geldmittel zu verfchaffen. Auf den bejonderen Verwendungszweck 
der Geldmittel kommt es für den Begriff der S. ebenjowenig an, wie auf die privat= 
tchtliche Form, in welcher fich die Kreditoperation vollzieht und welche eine jehr 
verichiedene jein kann. Die Staatsanleihe kann in der Form eines privatrechtlichen 
datlehns, einer Wechjelbegebung, eines NRentenverfaufs, einer Kreirung und Ausgabe 
von Werthzeichen, eines Verkaufs von Obligationen u. ſ. w. erfolgen. Es haben 
N jedoch gewiffe, der Natur und dem Zwed der S. beſonders entjprechende Formen 
der Kontrahirung und der Verwaltung derjelben ausgebildet. Von diefen bejonderen 
Arten der S. wird in Tolgendem vorzugsweiſe die Rede jein. 
—Golkswirthſchafthiches.) Nach der volkswirthichaftlichen Seite der 
S. entjteht in erjter Linie die Frage: in welchen Fällen der Staat dazu greifen 
darf, feine Geldbedürfniffe durch eine Staatsanleihe zu befriedigen. In der Theorie 
deuicht Hierüber wenig Einverſtändniß. Der Werth der dafür aufgejtellten Regeln 
ft nur ein relativer. Diejelben werden den berufenen Faktoren jedoch zum Anhalt 
dienen, um gewiſſen durch die Erfahrung als gefährlich erfannten Ausjchreitungen 
in der Benugung des Staatsfredits vorzubeugen. 

Man kann dem allgemeinen Sat zujtimmen, daß der Staat zur Erhebung von 
Anleihen jchreitet, wenn er Kapitale zur Erweiterung oder zur dauernden Erhaltung 
des ftehenden Nationalkapitals gebraucht (Dietzel). Es würden danach die regel- 
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mäßigen, gewöhnlichen Ausgaben zum Betriebe und zur Inftandhaltung des Staats— 
weſens und feiner einzelnen Anjtalten durch gleichmäßige Beiträge aller Staats— 
bürger, d. 5. durch Steuern (abgefehen von den Einnahmen aus den Domänen und 
Betriebsanftalten des Staats), aufzubringen fein. Alle Ausgaben dagegen zu 
dauernden Verwendungen in den Staat oder feine Anftalten und Inftitute, zur 
Grweiterung oder dauernden Erhaltung derjelben, wären durch ©. aufzubringen. 
Demnach wären in leßterem Wege zu beichaffen namentlich die Koften der Anlegung 
von Eifenbahnen, Kanälen, Flußregulirungen u. ſ. w., aber auch zum Zweck größerer 
Bauten, 3. B. von Gerichtsgebäuden und Gefängniffen im alle durchgreifender 
Reformen. 

Beſonders angezeigt find ©., wenn in fällen der Noth und des 
Zwanges Mittel von erheblichem Umfange erfordert werden. Dahin gehören vor 
Allem die Kriegskoften, welche, wenn der Krieg ein gerechter ift, zum Schuß und 
zur Erhaltung der gefammten Volkswirthſchaft und zur Serftellung von Verhältnifien 
bejtimmt find, welche eine gefunde Entwidelung des ganzen Volkslebens gewährleiſten. 

Somit erjcheint e8 als ein anomales, auf die Dauer unhaltbares Verhältniß, 
wenn zur Dedung eines Defizit? in den gewöhnlich wiederkehrenden Ausgaben 
(dem Ordinarium des Budgets) Anleihen aufgenommen werden müffen. 

Der voltswirtbichaftlichen Natur der ©. entipricht es hiernach namentlich, von 
denjelben zu produftiven Zwecken Gebrauch zu machen. Sie find aljo in eriter 
Reihe geeignet zu Ginrichtungen, welche unmittelbar zur Erzeugung von Gütern 
dienen (Bergwerke, Fabriken) oder theila ala Gewerbebetrieb theild als Mittel zur 
Hebung des Volkswohlſtandes erjcheinen wie die Verkehrsanftalten (Eijenbahn, Poft, 
Telegraphie). Im Uebrigen ift es in abstracto jchwer zu beftimmen, ob eine jtaat- 
liche Aktion einen probuftiven Charakter bat oder nicht. Auch der Kriegsaufwand 
und die Koften von Schul» und Gefängnißbauten können produftiver Natur fein. 

Der oft gehörte Sab, daß durch die Aufnahme von ©. die Laften auf bie 
nachfolgenden Generationen abgewälzt werben, ift nur in befchränftem Sinne richtig. 
An den Laften der Verzinfung und Amortifation nehmen die nachfolgenden Genera- 
tionen unter allen Umftänden Theil. Aber im Uebrigen ift es unleugbar, daß 
gegenwärtige Bedürfniffe nur mit gegenwärtigen Mitteln bejtritten werden können, 
„der Krieg verfchießt nicht aus zukünftigen Kanonen zukünftiges Pulver“ (Michaelis). 
Werden jene Mittel der übrigen Volkswirthſchaft entzogen, jo trägt die Gegenwart 
indireft die ganzen Laften der Anleihe. Nur wenn die Anleihe aus entbehrlichem 
en oder aus ausländiichen Mitteln beftritten wird, hat jener Sab eine relative 

ahrheit. 

Ueber den Vorzug inländifcher Anleihen vor ausländischen divergiren die An— 
fihten. Unzweifelhaft verdienen in Ländern mit fapitalreichen Ginzelwirtbichaiten 
die inländifchen Anleihen den Vorzug. In folchen Ländern, wie namentlich in 
Frankreich und England, auch in Deutjchland, wendet fich der anleihende Staat in 
erfter Reihe an das inländifche Kapital. Andererfeits werden fapitalarme Länder 
des auswärtigen Kredits nicht entbehren fünnen. Die Nachtheile ausländiicher Ans 
leihen Liegen vorzugsweiſe darin, daß die Schuldverfchreibungen derjelben bei irgend 
welchen nicht vorherzufehenden VBeranlaffungen zurüditrömen und dadurch den in— 
ländifchen Geldmarkt umficher machen. Man hat dieſes „das Heimweh der inter: 
nationalen Papiere“ genannt. Politiſch kann durch ausländische Anleihen ein Ab» 
hängigfeitsverhältniß entftehen. Allein die Gefahr von Verluften für die Angehörigen 
des auswärtigen Staats bildet wieder eine Sicherung für den jchuldenden Staat. — 
Bei ausländijchen Anleihen werden die Schuldverichreibungen oft in fremder Währung 
oder in heimifcher und fremder Währung auägeitellt. In letzterem Fall ift ein 
beitimmtes Werthverhältniß zu firiren. Auch empfiehlt fich bei ausländifchen An— 
leihen die Errichtung von Zahlftellen im Auslande. Ein Beiipiel bietet für Deutich- 
land die Bundesfriegsanleihe auf Grund des Geſetzes vom 29. November 1870, 
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melhe nach näherer Maßgabe der Beitimmungen jenes Gejeges zum Theil in Eng- 
fücher Währung ausgegeben worden tft. 

Die Anleihen find in der Regel verzinslich. Unverzinslich find nur gewiſſe 
og. ſchwebende Schulden und jolche Anleihen, welche in der Form des Staatspapier- 
geldes aufgenommen find. Für die Höhe des Nominalzinzfußes find der jeweilige 
Geldmarkt, die Dringlichkeit des Bedürfniſſes und der Kredit des darleihenden Staates 
maßgebend. Das Berhältnik des Nominalzinstußes zu dem landesüblichen Zins- 
uf bedingt den Kurs der Anleihen, d. h. den Preis, welchen der Kapitalift für die 
Anleihe zahlt (al pari, über pari, unter pari). für freditarme Staaten empfehlen 
fh hochverzinsliche Anleihen, weil. diefe die Möglichkeit geben, bei eintretender 
Beflerung der Berhältniffe den Zinsfuß zu reduziren, was jedoch die Kündbarkeit 
der Anleihen vorausjeßt. 

Die Kündbarkeit der Anleihen — früher die Regel — wird neuerdings für 
den Gläubiger durchweg ausgeſchloſſen und für den Staat nur in beichränfter Weife 
zugelaffen. Ausgeichloffen wird bdiejelbe regelmäßig auch für den Staat, wenn die 
Anleihe in der Form einer Rente fontrahirt wird. Umgekehrt jtellt die Unkündbar- 
feit eine Kapitalanleiheichuld einer Rentenſchuld gleih. Die Unkündbarkeit ſchützt 
den Gläubiger einerjeit3 vor einer Herabfegung des Zinsfußes, andererfeit? vor Zins— 
verlujten bei ausgelooften Papieren, jowie vor einer unzeitigen Rüdzahlung des 
Kapitals und der Mühe anderweiter Anlegung, während die Möglichkeit der Wieder- 
einziehung des Kapitals durch die erleichterte Uebertragbarkeit der Schulbtitel (In— 
baberpapiere) vermittelt wird. Die Kündigung, wo fie ftattfindet, ift eine theilweije 
durch Ausloofung) oder eine vollitändige. 

Eine Umwandlung des Zinsfußes einer S. bezeichnet die jog. Konverjion. 
Jn der Regel handelt es fich dabei um eine Herabjegung des Zinsfußes (England 
1823, Frankreich 1852, Preußen 1862). Cine Konverfion kann aber auch zum 
Zwech der Umwandlung niedrig verzinslicher in hoch verzinsliche jtattfinden. Letztere 
Naßtegel kommt namentlich bei einer Unifizirung (Konfolidation) verjchiedener ©. 
vor. Selbitverjtändlich Hat in diefem Falle eine Ausgleichung der Kapitalbeträge 
unter Zuzahlung oder Schaffung neuer Schuldtitel zu erfolgen. Ein Beifpiel bietet 
das Preuß. Konfolidationägejeg vom 19. Dezbr. 1869, durch welches unter Anderm 
einige ältere 4 %/, Anleihen in der Art zur Einlöfung gelangten, daß für je 900 Thlr. 
Rominal der älteren Anleihen 800 Thaler der neuen 41/, %/, konſolidirten Anleihe 
gegeben würden. 

Früher galt die Feitfegung bejtimmter Modalitäten für die Tilgung der 
Anleihen als Prinzip. Neuerdings erfennt man, namentlich wo die Anleihe in der 
Form der Rentenjchuld erfolgt, eine Pflicht des Staates nach einem beftimmten 
Van die Tilgung der Anleihe zu bewirken, nicht an. Gine jolche Pflicht ift auch 
auszufchließen, wenn der Staat genöthigt ift, die Tilgungsmittel und feinen fonjtigen 
Bedarf durch neue Anleihen unter größeren Opfern zu beichaffen. Als regelmäßige 
Tilgungsart verbleibt dann der Rücklauf der Echuldtitel an der Börſe nach dem 
Kurs und nach Maßgabe der vorhandenen etatsmäßigen Mittel. Durch die Befeitigung 
der planmäßigen Tilgung einzelner Anleihen wird die Verwaltung vereinfacht und 
der Verkehr mit den Papieren erleichtert. Die Beibehaltung einer regelmäßigen 
Tilgung empfiehlt fich jedoch in allen denjenigen Beziehungen, in denen der Staat 
ala Privatunternehmer erjcheint, 3. B. ala Bergwerks- oder Hütteneigner, Fabrikant 
oder auch bei Unternehmungen gemifchten Charakters, wie den GEifenbahnen. Im 
Nebrigen geichieht die Tilgung nach vorgängiger Kündigung, welcher bei theilweifer 
Tilgung die Ausloofung vorhergeht, durch Rückzahlung al pari. 

(Staatsrehtliches.) Die große Bedeutung eines geordneten Staatzfredit- 
weiens für die Eriftenz des Staates und die Wohliahrt des Volkes hat veranlaßt, daß die 
neueren Berfaffungsgejege durchweg die Aufnahme von ©. an die Genehmigung der 
Volkevertretung fmüpfen und die Verwaltung der Anleihen unter Kontrole ftellen. 
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Don den Deutichen Staaten beitimmte zuerit Bayern in der Verf.Urf. von 
1818 im Titel VII. $ 11: „Zu jeder neuen Staatsſchuld, wodurch die zur Zeit 
beitehende Schuldenmaffe im Kapitalöbetrage oder der jährlichen Verzinſung ver: 
größert wird, ijt die Zuftimmung der Stände des Reiches erforderlich.“ Aehnliche 
Beitimmungen enthalten die meiften übrigen Verfaffungen. Einzelne derjelben, 3. 2. 
Sachſen $ 105, geben der Negierung für bejonders dringliche Fälle das Recht 
ein Anlehn auch ohne vorherige Zuftimmung der Stände aufzunehmen, jedoch vor- 
behaltlich der Einholung nachträglicher Genehmigung, oder unter Anordnung einer 
beichränften Mitwirkung durch Ausichüffe, wie Baden, 88 5 und 63. 

Ausnahmaweije findet fich die Beitimmung, daß der Schatzanweiſungs— 
verkehr freigegeben ift. So beitimmt Baden $ 57, daß der Zuftimmung der Stände 
nicht unterliegen follen: „Anlehen, wodurch etatsmäßige Einnahmen zu etatsmäßigen 
Ausgaben nur antizipirt werden, jowie die Geldaufnahmen der Amortiſationskaſſe, zu 
denen fie, vermöge ihres Funktionsgeſetzes, ermächtigt iſt.“ 

In Preußen bejtimmte jchon die WVerordn. vom 17. Januar 1820, welche 
den Staatäfchuldenetat auf immer für geichloffen erflärte, daß künftig die Aufnahme 
neuer Darlehen „nur mit Zuziehung und unter Mitgarantie der künftigen reiche 
jtändifchen Berfammlung gejchehen jolle“. Späterhin verordnete der Artikel 103 der 
Verf. Urk. vom 31. Januar 1850: „Die Aufnahme von Anleihen für die Staats 
fafje findet nur auf Grund eines Gejeßes ftatt. Daffelbe gilt von der Uebernahme 
von Garantien zu Laſten des Staates.“ 

Für das Deutſche Reich beitimmt der — auf einem Zuſatz des Reichstags 
beruhende — Artikel 73 der RVerf.: „In Fällen eines außerordentlichen Bedürfniſſes 
fann im Wege der Neichögejeggebung die Aufnahme einer Anleihe, jowie die Leber: 
nahme einer Garantie zu Laften des Staates erfolgen.“ Im Reich ift jonach ebenio 
wie in Preußen die Aufnahme von Anleihen — in welcher Form, zu welchem Zwed 
und aus welcher VBeranlaffung fie auch erfolgen möge — ohne Zuftimmung der 
Volksvertretung unzuläffig und kann diejelbe insbejondere nicht im Wege der vetroyirten 
Verordnung ftattfinden. Das Reich hat von der Anleihebefugniß zuerſt zu Zweden der 
Erweiterung feiner Wehrkraft zur See und zum Küſtenſchutz (Bundesgej. vom 9. Nov. 
1867), zu Kriegszwecken (1870/71), zu internationalen Einrichtungen (Bau der St. Gott: 


hardbahn; Geſetz dom a m ) und neuerdings zu verjchiedenen Berwaltungs 


zweden Gebrauch gemacht. 

Die Verwaltung der ©. tft bejonderen Staatsbehörden anvertraut und unter 
liegt außerdem der Kontrole der allgemeinen Rechnungsbehörden (Oberrechnungs: 
fammern). Im Deutichen Reich lehnen fich die einjchlägigen Vorjchriften materiell 
und formell an die entjprechenden Einrichtungen in Preußen an. In Preußen er 
ging nach Emanation der Verfafjung das Geje vom 24. Februar 1850, betr. die 
Verwaltung des Staatsſchuldenweſens und die Bildung einer Staatsſchuldenkommiſſion. 
Die Verwaltung des Staatsſchuldenweſens leitet eine bejondere Behörde, die jog. 
„Hauptverwaltung der Staatsichulden“. Diejelbe ift dem Finanzminiſter unterftellt, 
jedoch bezüglich gewiffer namentlich die Verwaltung der Anleihen betreffenden Funk— 
tionen jelbjtändig und unbedingt verantwortlich. Dahin gehören bejonders: die 
Anz und Ausfertigung und Ausreichung der verzinslichen und unverzinslichen Staats 
ichuldendofumente, die regelmäßige Verzinfung und unverfürzte Verwendung der zur 
Schuldentilgung überwiejenen Fonds, die Löſchung, KHaflation und Aufbewahrung 
der eingelöften Dokumente bis zu deren Vernichtung. Die „Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden“ ift unter eine bejondere Staatſchuldenkommiſſion geftellt (SS 1 und 
10 des Geſetzes vom 24. Febr. 1850), welche aus je drei Mitgliedern des Herren: 
und Abgeordnetenhaufes und dem Präfidenten der Oberrechnungsfammer beftebt. 
Diefe Kommiffion fontrolirt den Gejchäftsbetrieb der Hauptverwaltung, insbejondere 
der Staatöjchuldentilgungsfaffe, und eritattet beiden Käufern des Yandtages ab— 
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gelonderten Bericht behufs Grtheilung der Decharge der von jener Kaffe gelegten 
Rechnungen. 

Im Reich wurde anfangs die Einrichtung einer jelbftändigen Staatsjchulden- 
verwaltung beabfichtigt. Weber die desfallfigen Entwürfe (1867 und 1868) kam in= 
defien eine Einigung mit dem Reichdtage nicht zu Stande. Eine Aushülfe gewährte 
das Reichdgefe vom 19. Juni 1868, betr. die Verwaltung der nach Maßgabe des 
Gejeges vom 9. Nov. 1867 aufzunehmenden Bundesanleihe, welches die Kontrole 
der Verwaltung diefer Anleihe der Preuß. Hauptverwaltung der Staatsjchulden 
übertrug und "neben derjelben eine Reichsſchuldenkommiſſion, beftehend aus je drei Mit- 
gliedern des Bundesraths und des Reichsſtags, jowie dem Präfidenten des Rechnungs» 
hofes, einſetzte. Für die jpäter aufgenommenen Reichsanleihen ift in den betreffenden 
Gefegen jedesmal die Anwendung de Geſetzes vom 19. Juni 1868 vorgejehen. 
Hervorzuheben ift, daß der $ 1 des leßteren Gejeges die unbedingte Verantiortlich- 
feit der Hauptverwaltung auch darauf erjtredt, daß eine Konvertirung der Schuld- 
verfchreibungen nicht anders als auf Grund eines Gefehes und nach Bewilligung 
der erforderlichen Mittel vorgenommen werde. In Preußen bejtand hierüber ein 
aus Anlaß der Konvertirung von 1862 im Abgeordnetenhaufe entjtandene Kon— 
troverſe. 

Arten und Formen — ©. find in allen Formen vorgekommen, in denen 
das Privatrecht die Benugung des Kredits zugelaffen hat. Es können Hier nur die 
Grundiormen hervorgehoben werden, in denen die modernen Staaten ihre Schulden 
aufzunehmen pflegen. 

Zunächit unterfcheidet man: ob die ©. eine ſchwebende Schuld (dette 
flottante) oder eine fundirte Schuld begründen, welche eritere auf kürzere Zeit 
mit beſtimmtem oder durch freie Kündigung feftzufegendem Termin, lebtere dagegen 
für längere Zeit oder formell für immer fontrahirt werden. — Die wichtigite hier 
in Betracht fommende jchwebende Schuld find die jog. Schatzanweiſungen. 

Die Anleihen find ferner unverzinsliche oder verzinsliche. Bei unver- 
zinglichen Anleihen kann eine Vergütung durh Gmiffion unter Part oder Abzug 
des Diskonto's dom Nominalbetrage (letzteres auch bei Schakanweifungen ge= 
bräuchlich), oder durch Gewährung einer Prämie der Rüdzahlung (Lotterieanleihen) 
gewährt werden. Bei Lotterieanleihen kommt auch VBerzinfung (zu einem niedrigen Zins— 
fuß) und gleichzeitig Prämie vor. Die prinzipiell verwerflichen Prämienanleihen 
haben für Deutjchland durch das RGeſ. vom 8. Yuni 1871, betr. die Inhaber- 
papiere mit Prämien, eine wejentliche Einſchränkung erfahren. Nach $ 1 dieſes Gejeges 
dürfen Inhaberpapiere mit Prämien nur auf Grund eines Reichsgefeßes und nur zum 
Zwed der Anleihe eines Bundesftaates oder des Reiches auägegeben werden. Der 
Handel mit neuen ausländifchen Prämienpapieren ift durch jenes Geſetz verboten, 
und auch ältere ausländifche Papiere diefer Art von der behördlichen Abjtempelung 
im Inlande (bi8 15. Juli 1871) abhängig gemacht — beides bei Strafe. Den 
wichtigiten Theil der unverzinslichen S.jchuld bildet das fog. Staatöpapiergeld, 
d. 5. auf einen beftimmten Geldbetrag lautende, unter öffentlicher Autorität aus— 
geitellte Werthzeichen. Das eigentliche Papiergeld iſt uneinlösbar und hat 
Zwangskurs, d. 5. ift gejeßliches Zahlungsmittel (Papierwährung). Beijpiele: Die 
Aifignaten der Franzöſiſchen Revolutionzzeit, die Greenbads von Nordamerika 
(Gele vom 25. Februar 1862) ꝛc. Das eigentliche Papiergeld giebt der Staat 
entweder jelbjt aus oder er verficht die Noten feiner Hauptbant mit Zwangskurs, 
wie 3. B. gegenwärtig die Noten‘ der Dejterreichifchen und Italienischen Nationals 
bank, zeitweife auch der Bank von Frankreich. — Das uneigentliche Staats- 
papiergeld dient neben Gewährung unverzinslichen Kredits zur Vermehrung anges 
meffener Umtaufchmittel. Cs hat feinen Zwangskurs für den Privatverfehr, wird 
aber von den Staatäfafjen zum Nennwerth in Zahlung angenommen oder gegen 
baares Geld umgetaufcht. In diefem Sinne hat das Deutiche Reich durch Geſetz 
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vom 30. April 1874, betr. die Ausgabe von Reichskaſſenſcheinen, die Papiergeldfrage 
geregelt, und zwar unter Bejeitigung des Papiergeldes der Einzeljtaaten. Der Ge 
jammtbetrag der Reichskaffenicheine von 120 Millionen Mark ift nach dem Maßſtab 
der Bevölkerung unter die Bundesftaaten vertheilt. Die Reichskaffenicheine find von 
allen Kafjen des Reichs und der Bundesjtaaten in Zahlung zu nehmen, eine 
Pflicht zur bloßen Einlöſung (Umtaufch) Hat nur die Reichshauptkaſſe. Der Privat 
mann it zur Annahme von Reichskaſſenſcheinen bei Zahlungen nicht verpflichtet. 

Endlich unterjcheidet man freiwillige (im weiteren Sinne) und Zwang: 
Anleihen. Xebtere find ihrer Entjtehung nach eine Art der Beſteuerung, ihrer 
Wirkung und Verwaltung nach jtehen fie anderen Anleihen gleih. Als ein ganz 
außergewöhnliches Mittel der Kreditbenugung erfolgt die Aufnahme derjelben jedesmal 
unter bejonderen, den Umſtänden angepaßten Bedingungen. — Als Zwangsanleihe 
harakterifirt fich virtuell auch die Ausgabe von uneinlösbarem Staatspapiergeld mit 
Zwangskurs. 

Als typiſche Formen, in welchen die neueren Staaten ihre Anleihen kontrahiren, 
ericheinen folgende: 

1) Shaßanweijungen (bons du Tresor public; exchequer bez. treasury 
bills). Diejelben enthalten dag Verſprechen der Zahlung einer beſtimmten Summe 
zu einer beftimmten (kürzeren) Zeit. Sie werden verzinslich und unverzinslich und 
in der Regel auf größere Beträge (100 Mark, 500 Francs, 100 L) auögefertigt. 
An der Börfe werden diejelben wie Wechjel gehandelt und al pari (zuſätzlich der 
Zinfen) unter Abzug des jeweiligen Diskonto’3 begeben. Aus praftiichen Gründen 
empfiehlt fich die unverzinsliche Ausgabe. 

Schafanweifungen dienen zur Antizipirung von Ginnahmen, und zwar jowol 
ordentlicher wie außerordentlicher. In der Regel werden diejelben zur Ausgleichung 
der unregelmäßig eingehenden Einnahmen bzw. zu leiftenden Ausgaben, — zur 
vorübergehenden Verſtärkung der Betriebsfondg — benußt. In diefer Geftalt er 
jcheinen dieſelben neuerdings alljährlich in den Gtatägejehen des Reiches und in 
Preußen. Aber auch zur Hinausſchiebung von jundirten Anleihen auf eine für die 
Aumahme derjelben oder die Begebung von Theilbeträgen derjelben günjtigere Zeit 
werden Schaganweijungen angewendet. Die Anleihegejege des Deutichen Reiche 
gewähren deshalb der Verwaltung regelmäßig die Befugniß zur Bejchaffung der 
erforderlichen Summen, eine Anleihe aufzunehmen und Schaßanweifungen auszugeben. 
In Preußen erfolgte die Ausgabe von Schakanweifungen zuerit auf Grund dei 
Gejehes vom 28. Septbr. 1866, im Reich auf Grund des Gejeßes vom 9. Novbr. 
1867. Die vom Deutjhen Reich ausgegebenen Schaßanweifungen haben 
folgendes Formular: 


Vorderjeite. 
— —— | Fällig am zwanzigſten Oktober 1880. Ser. IX. Lit. A. Nr. 00. 
Unverzinslide Schay-Anweifung des Deutſchen Reiches. 


r Reiches 
De — ch Geſetz, betr. die Feſtſtellung bes Reichshaushalts⸗-Etats für das Etatsjahr 
000 Mark. | 1880/81, vom 26. März 1880, $ 3. 


Die Königlich Preußiſche Staatsſchulden-Tilgungskaſſe in 
Berlin zahlt dem Inhaber diefer Schag-Anweifung drei Monate 


er. IX. it. A. 
l. 0. 








Fo | nach heute den Betrag von 
Nr. 00. | 000 Mart, 5 
Umlaufszeit vom in Worten: tauſend Marl. S 
20. Juli bis Eingetragen Berlin, den zwanzigiten Juli 1880. 
20. Oktober 1880. | Fol. 0 
Kontrole der Staatöpapiere. — 
Stammleiſte. | Reihsihulden- Verwaltung. Auögefertigt. 
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Rüdjeite. 
Schatz-Anweiſung des Deutjchen Reiches. 

1) An dem umjeitig angegebenen Tage der Fälligkeit und weiterhin bis 
zum Ablauf der Verjährungsfrift kann der in diefer Schatz-Anweiſung 
verichriebene Kapitalbetrag außerhalb Berlins auch durch Vermittelung 
jämmtlicher Reichsbank-Hauptſtellen, infoweit die bei denjelben vorhandenen 
baaren Bejtände dazu ausreichen, und nachdem die betreffende Stelle 
zuvor die bei ihr einzureichende Schag-Anweifung Behufs der Verifitation 
an die. Staatöjchulden-Tilgungsfaffe eingejendet, und deren Anweifung zur 
Zahlung eingeholt hat, erhoben werden. 

2) Bei unterbleibender Einreichung diefer Schag-Anweifung ift der Kapital- 
betrag nad Ablauf von dreißig Jahren, vom Tage der Fälligkeit 
an gerechnet, zum Bejten der Reichskaſſe verfallen. 


000 


000 





In Frankreich werden die Bons du tresor publie verzinsfich auf den In— 
haber oder auf Namen (an Order) auägeftellt; fie beruhen auf dem Defret vom 
29. April 1814 und den Gejegen vom 4. Auguft 1824, bzw. 24. April 1833. 

In England beitehen die Exchequer Bills jchon jeit 1695 und beruhen jetzt 
auf dem cap. 25. Vict. 29 (an act to consolidate and amend the several Laws 
regulating the Preparation, Issue and Payment of Exchequer Bills and Bonds 
18th May 1866). Sie werden verzinglich mit Coupons auf fünf Jahre auägeftellt. 
Neuerdings werden auch auf Grund der Treasury Bills Act vom 16. März; 1877 
(40 Viet. c. 2) Treasury Bills mit zwölfmonatlicher Umlaufözeit und (nach den 
näheren Anordnungen des Schatzamts) verzinslich ausgegeben. Die Ausgabe und 
Einlöjung der Exchequer und der Treasury Bills erfolgt durch die Bank von England. 

2) Staatsfchuldverjchreibungen. Dieje bilden die in Deutjchland her— 
fömmliche Art der Aufnahme von ©. Sie find Schuldurfunden auf den Inhaber 
(jeltener auf den Namen) lautend über eine beitimmte Summe nebjt Zinfen und mit 
Gouponsbogen verjehen, deren Coupons zu beitimmten Terminen (halbjährlich) zahlbar 
find. Der Gefammtbetrag einer Anleihe wird in eine größere Zahl von Stüden mit 
verichiedenen Nominalbeträgen (jet mindejtens 200 Marf) zerlegt. Dieje Form der 
Ausfertigung begünftigt die Uebertragbarkeit und die Leichtigkeit des Verkehrs mit den 
Papieren. Sie entitand in Deutjchland, weil die einzelnen Staaten fi an den Euro— 
päiichen Geldmarkt wenden und deshalb leicht verfäufliche Schuldtitel herftellen 
mußten. Früher war für jede Anleihe die Tilgung obligatorifch und wurde Art, Um— 
fang und Zeit der Tilgung bei Emijfion der Anleihe von vornherein feſtgeſetzt. Es 
hatte diejes die Entſtehung zahlreicher verjchiedener Schuldtitel zur Folge, was den 
Berkehr mit denjelben erſchwerte, die Papiere im Welthandel nicht auffommen ließ, 
dadurch aber den Kurs drüdte, und zumal bei der Verjchiedenheit der Tilgungs- 
modalitäten die Verwaltung weitläufig machte. Dieje Verhältniffe führten in Preußen, 
in nächjter Beranlaffung durch das zu Ende der jechziger Jahre hervorgetretene Defizit, 
zu der, wenn auch nicht vollitändigen Unifizirung der Staatsfchuld durch das ſog. 
Konfolidationsgefeß vom 19. Dez. 1869 (Finanzminifter Gamphaujen). Durch 
Diejes Gejeß wurden eine Reihe älterer 41/,= und Aprozentiger Anleihen durch eine 
neue fonjolidirte Anleihe in 41/, Prozent erſetzt. Das Gharakteriftifche dieſer neuen 
Anleihe war, daß — unter Abſetzung der entiprechenden erheblichen jährlichen Til- 
gungsjummen vom GStaatsbudget — von einer Tilgungapflicht abgejehen und nur 
der Ankauf von Schuldverjchreibungen je nach dem Vorhandenſein disponibler Mittel, 
außerdem aber die Kündigung der jämmtlichen im Umlauf befindlichen Schuld» 
verichreibungen — unter Ausfchluß diefer Kündigung bis zum 1. Januar 1885 — 
dem Staate vorbehalten wurde. Auf Grund fpäterer Anleihegefege (zuerit Geſetz vom 
11. Juni 1873), welche die Beitimmung des Zinsſatzes dem Finanzminiſter über: 
Ließen, wurden vom Jahre 1876 auch Aprozentige Konſols ausgegeben. Auf gleichen 
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Grundjägen, wie die Preußifche Eonfolidirte Anleihe beruht die Deutjche (jet nur 
4prozentige) Reichsanleihe, zuerft auf Grund des Geſetzes vom 27. Januar 1875 
ausgegeben. Dieje Grundjäge find in den fir den Norbdeutichen Bund erlaffenen 
Gejegen vom 9. Nov. 1867 und 6. April 1870 enthalten und werden in den einzelnen 
Anleihegejegen auf die neue Anleihe für anwendbar erklärt. Das Tyormular der 
Deutſchen Reichsanleihe lautet: 

Anleihe 


des Deutihen Reihs vom Jahre 1879. 
Schuldverſchreibung 
über 
Mark 200 Mark 





Lit. E. No. 00000 

Zweihundert Marf 

Reihswährung 
verzinglich mit Vier vom Hundert, 
auögefertigt nach den Beitimmungen der Geſetze vom 30. März 1879 (R.GBl. 
S. 121) und vom 15. Mai 1879 (R.G. Bl. ©. 139). 

Die Zinfen werden bei der Königlich Preußifchen Staatsfchuldentilgungstafe 
in Berlin und außerdem bei den vom Reichsfanzler zu bezeichnenden Stellen halb: 
jährlih am 1. April und am 1. Oftober an den Ueberbringer der fälligen, hierzu 
gehörigen Coupons berichtigt. Die Coupons find ungültig, wenn ihr Geldbetrag 
nicht binnen vier Jahren, vom Fälligkeitstermin ab gerechnet, erhoben worden iſt. 
Don vier zu vier Jahren werden zu diefer Schuldverichreibung neue Zinscoupons 
mit Talon verabreicht. 

Die Tilgung des Schuldfapitals erfolgt in der Art, daß die durch den Reich 
haushaltsetat dazu beitimmten Mittel zum Ankauf einer entiprechenden Anzahl von 
Schuldverjchreibungen verwendet werden. Dem Deutichen Reiche bleibt das Redt 
vorbehalten, die im Umlauf befindlichen Schuldverichreibungen zur Einlöfung gegen 
Baarzahlung des Kapitalbetrages binnen einer gejelich feftzuftellenden Friſt zu kün— 
digen. Den Inhabern der Schuldverjchreibungen jteht ein KHündigungsrecht gegen 
das Deutiche Reich nicht zu. 

Berlin, den 1879. 

L. 8. 
Reichsſchulden-Verwaltung. 
(Unterſchriften:) 
Beigefügt find die Coupons Serie I Nr. 1 bis 8 mit Talon. 


KL. V. Fol. 000 Nr. 00000 Ausgeiertigt . 2.2.2... 
200 
Eingetragen: 


Kontrole der Staatöpapiere 
(Unterjchrift::) 


Durch den Ausschluß der Tilgungspflicht geht die Staatsjchuldenverjchreisung 
in die Rentenjchuld über, die volllommenfte Form der Staatsanleihen. 

3) Renten. — England und frankreich fontrahiren ihre Schulden in ber 
Form von Renten. Die Englifhe Rente wurde früher lediglich in das große 
Buch für eine bejtimmte Perfon eingetragen, was die Einziehung der jälligen Raten 
jowol, wie die Uebertragung erfchwerte. Diejes wurde abgeändert durch die act 26 
Viet. cap. 28 („Stock certificate act 1863*). Die Beftimmungen diejer Acte find 
demnächit in das die Hauptvorſchriften über die Engliiche Nationalfchuld kodifizirende 
Gejeh vom 9, Auguft 1870 — The National Debt Act. 1870 (33 et 34 Vict. 
ec. 71) — übergegangen. Danach hat jeder im Great book Eingetragene das Recht, 
fich gegen eine bejtimmte Gebühr anjtatt feines Kontos Obligationen auf den 
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Inhaber oder auf Namen lautend — und mit Coupons auf mindeitens 5 Jahre 
verfehen, ausstellen zu laffen. Die formel dieſer Obligationen lautet: 
„This is to certify, that the Bearer of this Certificate (Raum für Namen) — 
is entitled to Thousand (Fifty) Pounds (50 £ der niedrigste, 1000 £ der höchſte 
Betrag) Consolidated Three per Centum Annuities, subject to the Provision of 
the Statute 40th Victoria 71 and to the Regulations affecting the same. 
(Datum.) (Unterjchrift.) 
Die Franzöfiiche Rente beruht auf den Gejeßen vom 24. Auguſt 1793 und 
30. September 1797, durch welche die Errichtung des „Grand livre“ angeordnet 
wurde. Ueber die Gintragung der Rente wurden „titres“ auf den Namen und auf 
den Inhaber ausgeitellt. In den titres ift ausgedrüdt, welchem SKapitale und 
welchem Zinsfuße die Rente entjpreche. Letzteres hat den Grund, weil fich der 
Staat zu dem Nennwerth (d. h. je Hundert dem Betrage des Zinsfußes entiprechend) 
ala dem pari das Hündigungsrecht und damit die Möglichkeit einer Zinsreduktion 
vorbehält. Der Zinsfuß ift verjchteden, meift zu 3%,, aber auch zu 4 und 41, %,. 
Die Rentenschuld von 1872 it 5% ,ig.= Der niedrigite Betrag ift 5 France. 
Die Formeln lauten im MWefentlichen: 





(3 ,ige Rente auf Namen:) _ (Auszug aus den Gejehen 
Dette Publique. vom 2. Aug. 1793 und 
Trois pour Cent. 24. April 1833.) 
Extrait d’inscription au Grand-Livre. 
No. ... Serie... Rente... 
Le directeur de la Dette inscrite certifie que 
— Namen — 
est inscrit sur le Grand Livre des Trois pour cent pour une rente annuelle 
de — — avec jouissance des arrerages à compter du 1 18.. 
Paris, le — — 18. 


(Unterſchriften:) 


(5%, Rente auf den Inhaber.) 
Dette Publique, 
Cing pour Cent. 


Loi du 21. Juin 1871. 


Le Directeur de la Dette inscrite certifie que le Porteur a droit à une Rente de 
Cinq francs. 
Avec jouissance du 16. Aoüt 1872. 
(Datum und Unterjchriften:) 


Durch das Kaiferliche Dekret vom 18. Juni 1864: „portant creation, pour 
les propristaires de Rentes trois pour cent qui en feront la demande, de Titres 
n»ominatifs de sommes fixes et numis de coupons (d’arrerages payables au porteur‘ — 
wurde es den Rentenbefitern bzw. den Beſitzern von titres au porteur freigeitellt, 
ihre Rente gegen Injtriptionen auf den Namen mit Coupons verjehen (titres mixtes) 
umzutaujchen. 

(Begebung oder Emifjion.) Die Nechtöverhältniffe, welche zwifchen dem 
Staat und dem Gigenthümer feiner Schuldtitel entjtehen, geitalten ſich nach der 
Art der Anleihen verfchieden. Die gegenjeitigen Rechte und Pflichten ergeben fich im 
Allgemeinen jchon aus der vorhergehenden Darftellung. Bon bejonderer Wichtig: 

v. Holtendorff, Enc. II. Rechtslexikon III. 3, Aufl. 47 
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feit, und zwar privatrechtlich jowol, wie finanziell, ift die Art der Ausführung 
der Anleihen, die Begebung oder die jog. Emifjion. Es kann hier nur in Umrifien 
auf die verjchiedenen Formen hingewieſen werden, in denen neuerdings die Kontrahi- 
rung don Anleihen jtattzufinden pflegt. Früherhin war es allgemein gebräuchlich, 
daß eine Hauptobligation (mit Pfand- oder Hypothekenverſchreibung) für einen 
Dritten (Bankier, Konjortium), welcher entweder Selbjtverleiher oder Mandatar war, 
auägejtellt und dieje in Iheilbeträgen (PBartial- Obligationen) zerlegt wurde. Gegen: 
wärtig bildet es die Regel, daß nur einzelne Schuldverichreibungen über gewiſſe 
Kapitalbeträge und Zinſenappoints oder über Nentenbeträge nebjt Coupons ausgefertigt 
und an den Markt gebracht werden. Die Begebung der Anleihe (Emiſſion) erfolgt 
entweder durch den Staat jelbjt oder durch eine Mittelöperfon, wie in dem erjteren 
Fall die Regel ift. Die Arten der Begebung find danach hauptjächlich folgende: 
Freihbändiger Verkauf der Schuldverjichreibungen jeitens der Finanz— 
verwaltung direkt oder durch Vermittlung eines Bankinſtituts. In diefer Weije find 
in der Regel gleichzeitig nur geringere Beträge unterzubringen. Sie empfiehlt id, 
wenn der Geldmarkt gut ift und feine dringenden Bedürfniffe von großem Umfang: 
vorliegen. Bejonders gebräuchlich ift diefe Art der Begebung in England, wo die 
Finanzverwaltung von Zeit zu Zeit stocks (Rentencertififate) auf den Markt bringt. — 
Volksanleihen im Wege öffentlicher Subjkription. Im Prinzip ift dieſes die 
vollfommenjte Art der Begebung von ©., da ſie ſich an die Geſammtheit wendet. 
Don derjelben wird namentlich in Zeiten patriotifcher Erhebung Gebrauch gemadt 
(Preußen 1859, Deutjchland 1870), ihr Erfolg iſt aber oft zweifelhaft. Dieje Iıt 
der Begebung bildet in Frankreich die Regel. Das Nechtsverhältnig zwiſchen Staat 
und Subſkribent richtet ſich nach den veröffentlichten Bedingungen. — Börjen: 
anleihen; — der Darleiher (in der Negel ein SKonfortium) übernimmt einen 
bejtinmten größeren Anleihebetrag durch einen Vertrag, deifen Modalitäten jehr 
verjchieden jein können. In der Regel verpflichtet ſich der Darleiher unter Kaution 
bejtellung den Anleihepreis in bejtimmten Terminen gegen Aushändigung der Schuld: 
titel (oder Interimsfcheine) zu zahlen. Cr vertreibt die Schuldtitel unter der Hand 
oder an der Börje, oder legt jelbjt eine öffentliche Subjkription auf, welche letztere 
ihm im öffentlichen Intereſſe behufs Betheiligung des Geſammtpublikums in dem 
Begebungsvertrage zur Pflicht gemacht fein kann. Bei diefen Gejchäften iſt zu unter: 
icheiden zwijchen dem Begebungsturs (dem Preis des Darleihers), dem Sub: 
ſtriptionskurs (dem Preis des zeichnenden Publiftums) und dem Börjenfur: 
(dem wechjelnden Berfehrapreis). Nach der Differenz diefer Kurſe richtet fich der 
Gewinn der Betheiligten. Die richtige Abmeſſung des Begebungskurſes bildet hierbei 
die Hauptjchtwierigfeit für den Staat. — Als eine befondere Art der Börjenanleihen 
ericheinen die Anleihen im Wege öffentliher Submifjion. Es iſt dieſes ein 
Verding an den Höchjtbietenden (in der Regel ein Konjortium). Gin Beijpiel neuerer 
Zeit bietet die in Dejterreich auf Grund des Gejehes vom 25. März 1880 erfolgte 
Emiffion von 20 Millionen Gulden in Obligationen der durch Geſetz vom 18. Mär 
1876 geichaffenen 4° ,igen Goldrente, ‚welche mit gutem Erfolge durchgeführt wurde. 
Welche Art der Begebung dem Staate am vortheilhaftejten ijt, richtet fich nad 
den jeweiligen Verhältniffen auf wirthichaftlichem und politiſchem Gebiete. 
git.: I. Finanzwirthſchaftlich: Nebenius, Der öffentliche Kredit, 2. Aufl. 
Karlsr. 1829. — Diebel, Syftem der Staat3:Anleihen, Heidelb. 1855. — Wirth, Grund— 
güge ber National-Detonomie, 3. Aufl., Bd. II. ©. 653 (1869. — Abd. Wagner, Art. 
taatäfchulden, in Bluntichli’3 Staatswörterbudy (1867). — Nafje, Steuern und Staat! 
anleihen, in der rg + Zeitſchr. f. d. gefammte Staatswifjenihaft (1868), — Michaelis 
(Otto), Volkswirthſch. Schriften, Bd. II. S. 188 ff. (Berlin 1873). — v. Stein, Lehrbud 
der Finanzwiſſenſchaft, Bb. II. ©. 340 ff. (4. Aufl., Leipzig 1878). — Für Preußen: 
Krug, Geichichte der Preuß. Staatsſchulden, Breslau 1861. — Richter (Eugen), Dal 
Preuß. Staatsfhuldenweien, Breslau 1869; Derjelbe, Das Geſetz betr. die Konſolidation 


der Preuß. Staatsanleihen, Breslau 1870. — Bergius, Grunbjähe der Finanzwirthſchaft, 
2. Aufl., Berlin 1871, ©. 625 ff. — I. Rechtswiſſenſchafthich: Laband, Das Finanz 
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recht d. Deutichen Reiches, in Hirth’? —ã 1873, ©. 435 ff. — v. Rönne, Staatsrecht 
des Deutſchen Reiches, 2 er Bd. I. ö Derieibe, Staatsrecht der Preußiſchen 
Monarchie, 3. Aufl., Bd. 446 Ag Was 723 ff. — Für die privatrehtlide 
Seite: Brindmann, A d. Haudelsrechts $ 125 N ao) — Endemann, Deutiches 
— 3. Aufl, Heidelb. 1876, 3. Aufl.; $ 139 (bie —— Anleihe); s 140 (b. 
milfionzgeichäft). — Gareis, Das Deutjche DR, Berlin 1880, ©. 403 ff. R. 

Staatsanwaltſchaft (ministöre public): eine ſtändige Behörde, zu deren 
wejentlichen Funktionen die Betreibung der Strafverfolgung im Namen des Staates 
gehört und welche außerdem in größerem oder geringerem Umfang, je nach den 
Organtjationsprinzipien der Rechtäpflege in verfchiedenen Ländern, auch eine Mit- 
twirfung im Giv. Prz. oder eine Thätigkeit ala Auffichtsorgan der Juftizverwaltung 
ausübt. (S. Th. I. ©. 778.) 

J. Geſchichtliches. Das Alterthum kennt feine der heutigen ©. analoge 
Einrichtung. Zwar finden fich im mittelalterlichen Prozeß Keime einer von Amts— 
wegen betriebenen und durch bejonders beauftragte PBerjonen wahrzunehmende Anklage 
erhebung, insbejondere zur Geltendmachung fisfalischer Anſprüche. Doc gelangten 
diejelben nirgends, außer in Frankreich, zu einer folgerichtigen, auf die Gegenwart 
hinabgeführten Entwidelung. Der Urjprung der heutigen ©. ift in Frankreich zu 
fuchen. Im Anſchluß an die ftändigen Reichsgerichte (Parlamente) bildet fich dort 
zur Seite des richterlichen Amtes eine jtändige Progeßvertretung der Könige zur 
Betreibung der fisfalifchen Angelegenheiten (gens du roi, procureurs du roi). Auf 
Grundlage der durch die Formen der Schriftlichfeit und Mündlichkeit bedingten, in 
dem Unterjchiede der Anmwaltichaft und Advofatur noch Heute erhaltenen Arbeits- 
theilung unterjchted man innerhalb diejer Amtsthätigfeit: procureurs du roi und 
avocats genéraux. Die Häufigkeit der Konfisfationen und Geldbußen in der 
mittelalterlichen Strafrechtspflege und die zunehmende Berwaltungscentralijation in 
Frankreich erklären den allmählichen Entwidelungsgang der ©. ſeit deren eriten Anz 
fängen im XIV. Jahrhundert. Nach und nach verichmolz fich das fiskaliſche Interefje 
der Krone mit dem Rechtsintereffe der öffentlichen Ordnung. In der Ordonnanz 
Karls' VII. (1493) und Ludwig's XII. (1498) traten die Umriſſe des dem ministere 
public gegebenen Wirkungsfreifes bereits deutlicher hervor: Denunziation der Ver— 
brechensjälle bei den Gerichten, Scheidung der action publique oder Strafflage von 
der action privee, Mitwirkung beim Gange der Unterjuchung, Antragjtellung be= 
züglich der zu verhängenden Strafe, Betreibung der Urtheilsvollitrefung, Aufficht 
über den Gejchäitsgang der Gerichte. Unter den Generalprofuratoren bei den 
Parlamenten ftanden Profuratoren bei den fönigl. Amtsgerichten, Prevotalhöfen. 
Diefem Mufter nachgebildet, fungirten auch in der justice seigneuriale Profuratoren 
der großen Kronvaſallen, jo daß die Patrimonialjuftiz den in den königlichen Gerichts— 
höfen gegebenen Impulſen folgte. Bereits im XVI. Jahrhundert erjcheint die 
Grundgejitalt der ©. vollendet. Beſonders hervorzuheben find die königlichen Or— 
donnanzen aus den Jahren 1522, 1589, 1558, 1586. Nicht zu überjehen ijt, daß 
dag ministöre public infojern eine unabhängige Stellung einnahm, als nad) Ent- 
ziehung des föniglichen Auftrags die Profuratoren in die Reihen der Advofatur 
zurüdtreten konnten; im Uebrigen waren diejelben naturgemäß an empfangene Auf— 
träge ebenſo gebunden, wie Prozeßbevollmächtigte jchlechthin. Als Werkzeuge der 
königlichen Macht verhaßt, unterlag die ©. vorübergehend den gegnerischen Strö- 
mungen der revolutionären Bewegung, doch erklärten die Defrete vom 8. Mai und 
27. September 1790 die ©. für unabjegßbar (Gef. vom 1. Dez. 1790; Code des 
delits et des peines vom 3. brumaire IV; Gel. vom 27. ventöse VIII; S. C. vom 
28. floréal XI). Ihre moderne Form erhielt die ©. durch die Franz. StrafPO. 
vom 17. Nov. 1808 und das Organijationägej. vom 20. April 1810. Bon gering- 
fügigen Aenderungen abgejehen, blieb die ©., was fie unter Napoleon geworden 
war: eine abhängige, die Unabhängigkeit der Franz. Gerichte bedrohende, in alle 
Schwankungen der politiihen Parteien hineingezogene, im Straf und Civ. Prz. 
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wejentlich betheiligte Juftizverwaltungsbehörde. Für die Mehrzahl der Europätichen 
Staaten ward die Einrichtung der Franz. ©. vorbildlich : jo in Italien, Belgien, 
Holland und am linken Rheinufer, wo fich das Franz. Recht erhielt. Nur in be 
ichräntter Weife gelangte die ©. vor 1848 innerhalb der Deutichen rechtärheinifchen 
GSejehgebung zur Anwendung (Bayern 1831, Württemberg 1843, Baden 1844, 
Preußen, Verordn. vom 28. Juni 1844 für Eheſachen). Nach 1848 wurde die 
©. im Zufammenhang mit der Einführung eines Öffentlichen und mündlichen Straf: 
verfahrens und der Schwurgerichte ala Anflagebehörde zu einem wejentlichen 
Beitandtheile des reformirten Strafverfahrens, deſſen Schidjale fie in den Jahren 
der Bewegung vielfach theilte. Im Einzelnen bejtanden in den nach 1848 ergangenen 
Deutichen StrafPD. und Strafiprogeßgejegen mannigiache VBerfchiedenheiten, je nachdem 
man fich dem Franzöſiſchen Mujter mehr annäherte, oder nit. So hat in 
Hannover und in Bayern die ©. jehr weitreichende Funktionen erhalten, während 
in Sachſen und Braunschweig der Wirkungsfeis derjelben mehr eingejchränft blieb. 
Die Juriftentagsverhandlungen, von 1860 beginnend, enthalten ein umfafjendes, die 
Drganifation der ©. behandelndes Gejehgebungsmaterial. Die Verfuche, die ©. 
wiederum zu bejeitigen, fanden ebenſowenig Anklang und Unteritügung, tie die 
Borichläge, die Rheiniſch-Franzöſiſchen Einrichtungen allgemein anzunehmen. Die 
Deutiche Straf OD. und das GVG. haben den Typus der Franz. S. nicht verwiſcht, 
in zahlreichen Einzelheiten aber das im Frankreich begründete Uebergewicht der ©. 
über die Nichterkollegien und den Angeklagten ermäßigt. Gine von Frankreicht 
Mufter völlig unabhängige Geftalt erhielt die Strafverfolgungsbehörde in Irland, 
Schottland und Nordamerila. Nach langem Widerftreben führte auch England 1879 
Öffentliche Ankläger unter dem Titel de Director of Public prosecutions ein. 
Der Unterjchied im Bergleich zur Schottiichen ©. zeigt ſich darin, daß die Regierung 
für England eine centrale Amtöjtelle mit einer Anzahl von Gehülfen ausrüſtet zu 
dem Zwede, im Nothfalle einzufchreiten, wenn die Privatanflage dem Rechtäzwed 
ausnahmsweiſe nicht entiprechen follte. Die S. in England hat aljo eine jubfidiär 
Funktion, indem fie Unterlafjungsiehler der grundjeglich beibehaltenen Privatanklage 
forrigiren joll (42, 43 Victoria c. 22 Prosecution of oflences Act). Die Grund 
fäße, nach denen die Neuordnung der ©. in Deutichland bei der Kodififation der 
Prozeßgeſetze und der Gerichtöverfaffunganormen erfolgte, beruhen auf einem doppelten 
Kompromiß, zunächit zwifchen weitergehenden Reformforderungen, welche die Unab: 
bängigfeit der ©. oder der Einfchräntung durch allgemeine Zulaffung der jubfidiären 
Privatanflage befürmworteten und dem adminiftrativen Intereffe der Staatöregierung. 
Andererſeits zweitens fam die Schwierigkeit in Betracht, daß der einheitlichen Recht: 
ſprechung des Reichsgerichts gegenüber die Selbſtändigkeit der höchſten Juſtizver 
waltungoſtellen in den einzelnen Deutſchen Staaten gewahrt werden ſollte. 

Daraus ergab fich die Unmöglichkeit der ftreng einheitlichen Durchführung 
einer gemeinfamen Ordnung. Nur die Neichsanwaltichaft ift rechtlich und admini- 
itrativ nach allen Richtungen bin einheitlich innerhalb eines jachlich beichränften 
Wirkungsfreifes eingerichtet. Die ©. in den einzelnen Ländern folgt in ihren 
Funktionen theils landesrechtlichen, teils reichsrechtlichen Normen. Letzteren injoweit, 
als von Reichswegen den Landesgejeggebungen Bejchränfungen bezüglich der der 
S. zu gebenden Verwendung auferlegt find, oder das einheitlich geordnete Gebiet 
der Straiprogeßfunftionen vor den ordentlichen Gerichten innerhalb ihrer reichsrechtlich 
feftgeftellten Kompetenz in Betracht fommt. 

II. Funftionen der ©. Drei Hauptrichtungen find es, in denen die ©. 
nach den Grundjägen des Franzöfiich-Deutichen Rechts wirkſam wird: 1) Civil: 
prozefiualifche. Nah Franz. R. gilt das ministöre public ala „Wächtern 
des Geſetzes“ und ift ſomit theils berechtigt, theila verpflichtet, den Richter zu 
fontroliren, für die Wahrung der Rechtseinheit zu jorgen und die äußere Ordnung 
des Geichäftsganges zu fichern. Aus diefem Gefichtspuntte erflärt fich die Hinein- 
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Yiehung der ©. in den Civ.Prz. In einer Neihe genau bezeichneter Rechtsjachen 
ft die ©. partie principale, um das mit den Parteianträgen möglicherweije kolli— 
ditende Intereſſe des Staats zu vertreten, in welchen Fällen fie gehört werden muß. 
®o in Bormundjchafts= und Giviljtandsjachen, Ehejcheidungen (Code civ. art. 83, 371, 
385, 394, 856, 858— 860, 862, 863, 911, 914, 930). In allen anderen Streit- 
Allen kann die ©., inſofern ihre Mitwirkung nicht pofitiv (wie im Friedensgericht, 
Dandelögericht und Schiedsgericht) ausgeichloffen iſt, ala Nebenpartei (partie jointe) 
fire Anträge nach dem Schluffe der von den Prozeßgegnern gehaltenen Parteivorträge 
hellen. Sie hat das Recht, die Nichtigkeitsbeſchwerde (dans Vinteröt de la loi) ein- 
in Von diefen Normen des Franzöſiſchen Rechts kann, wo dafjelbe noch auf 

tichem Gebiete gilt, joviel landesrechtlich fortbeitehen, ala außerhalb der RCPO. 
ind ihrer Vorſchriften gelegen it (Vormundſchaftsweſen u. j. w.). Auch fann die 
&. Iandesrechtlich für die Intereffen der freiwilligen Gerichtsbarkeit verwendbar 
klärt werden. Nach der in Deutjchland vorwiegenden Anjchauung ift die ©. als 
partie jointe im Giv.Prz. durchaus entbehrlih. Die REPO. beruft die ©. zur 
Bertretung öffentlicher Intereffen nur in Ehe» und Entmündigungsjaden 
W, diefen Art.). In der Literatur Hatten fi Feuerbach, Mittermaier, 
Frey, Pland gegen, Berninger für die Zuziehung der ©. zur Mitwirkung in 
Giviliachen erflärt (f. auch Verh. des dritten Deutichen Zuriftentags, ©. 28). Auch 
der Deiterr. Givilprogeßentwurf von 1876 hat darauf verzichtet, die ©. allgemein 
im Givilprogeßverfahren zu betheiligen. 

2) Adminiftrative Funktionen der ©. ala Organ der Juſtiz— 
auiſicht. In England ijt der fontinentale Begriff der Yuftizaufficht nicht ver- 
birflicht worden. Ein bejonderes Juftizminifterium fehlt; die Stellung der Anklage: 
behörde ijt dem Gerichten gegenüber durchaus nicht verſchieden von derjenigen einer 
Prozehpartei. Innerhalb der fontinentalen Scheidung von Juſtiz und Verwaltung 
bis man aber, an die alte UWeberlieferung der Gerichtsherrlichkeit anknüpfend 
(Dermann) oder ben Begriff der Gerichtöbarkeit und Rechtſprechung auf das 
kententiam ferre oder die jurisdietio im engeren Sinne bejchränfend, der ©. die 
Etellung einer Zuftizverwaltungsbehörde zu, der der Juſtizminiſter einen Theil feiner 
Aufihtsberechtigung über den Gejchäftsbetrieb der Gerichte delegiven konnte. Nach 
ran. R. vermittelt die ©. den Verkehr des Juftizminifteriums mit den Gerichten 
und denjenigen der Gerichte untereinander, iſt zu regelmäßiger Berichterjtattung über 
den Gang der Nechtöpflege verpflichtet, übt die Aufficht über die Anwälte und 
Enbalternbeamten, leitet die Strafvollitrefung. Die Hannoverihe Stra PO. 
batte ſich dieſem Mufter am meijten genähert. Da der Grundjah der richterlichen 
Unabhängigkeit durch die Kombination der Juftizauffichtsgeichäfte mit der perjön= 
lichen Antheilnagme an den Straiprozeßgefchäiten nicht nur gefährdet werden fann, 
fordern erfahrungsgemäß auf dem Gebiet des Franzöfiichen Rechts beeinträchtigt 
worden it, hat das Deutſche GVG. die S. ausdrüdlich von der Beauffichtigung 
der Gerichte ausgeſchloſſen ($ 152); damit ift gejagt, daß außerhalb des gerichtlichen 
Inftangenzuges die ©. fein Recht Hat, Entjcheidungen der Gerichte oder Ab— 
fimmungen einzelner Richter zum Gegenjtand einer Berwwaltungsbejchwerde zu machen, 
Der das amtswidrige Verhalten der Richter außerhalb ihrer Amtsfunktionen zum 
Öegenftande einer Rüge zu machen. Wo die S. in Disziplinarfällen gegen richter— 
lihe Beamte ala Anklägerin mitzuwirken hat, ergiebt fich im Uebrigen die Unmög- 
lichteit, eine Einwirkung der S. auf das dienftliche Verhalten der Richter völlig 
abzuihneiden. Wie weit die verwaltende Ihätigkeit der S. reicht, ift in der Haupt: 
ache nach den Beſtimmungen der Landesrechte zu bemeſſen, und kann von Tag zu Tag 
In Gemäßheit des Verordnungsrechts der Landesherren oder Centralſtellen in veränder— 
lichem Umfange vorgeſchrieben werden. Von Reichswegen iſt die ©. im Intereſſe 
der Strafrechtspflege verwaltungsrechtlich berufen, die Beamten des Polizei— 
und Siherheitsdienjtes zu leiten ($ 153. des GBG.), wobei den Landesregie- 
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rungen vorbehalten it, diejenigen Beamtenklaffen näher zu bezeichnen, welche ala 
Hülfsbeamte der ©. anzufehen find. In Preußen bejteht nicht einmal Ueberein— 
jtimmung für die Bezeichnungsweiſe innerhalb der einzelnen Provinzen. Die Vers 
jchiedenheit der fommunalen und provinzialen Berfaflungen fommt dabei zur Geltung. 
Da die ©. reichsrechtlich als Verwaltungsbehörde ericheint, jo partizipirt fie auch 
ihrerfeits an den Konjequenzen des Grundjaßes, wonach der Nichter fich in Ver: 
waltungsgeichäfte nicht einmifchen darf. Auf der anderen Seite dürfen die Beamten 
der ©. feine richterlichen Geſchäfte wahrnehmen. 

3) Strafprozejjualifhe Funktionen in Gemäßheit der Beſtimmungen 
der RStrafPO. Unzweitelhaft find eben dieſe unter allen WVerrichtungen der ©., 
nicht blos in Deutjchland, jondern ſelbſt in frankreich als die wichtigiten anzufehen. 
Die ©, ift eine an der Strafrechtspflege wejentlich betheiligte, den 
Gerichten foordinirte Strafprozeßbehörde Wenn es ein Ungehorfams- 
oder Abtwejenheitsverfahren gegen Angeklagte giebt, jo giebt es auf der anderen 
Seite fein Verfahren ohne Ankläger, deifen Mitwirkung in allen Stadien des Rechte» 
gangs, deſſen perjönliche Gegenwart in der Hauptverhandlung, deifen Meinungs 
äußerung vor allen prozekleitenden Verfügungen des Richters unerläßlich ift. Die 
Richtungen, in denen fich diefe prozeſſualiſche Wirkſamkeit der ©. bewegt, find vor: 
nehmlich folgende: a. VBorermittelung von Strafthaten durch Erfundigung und 
Nachforſchung, theils in jelbftändiger Weife unter Benutzung ihres polizeilichen Hülfs— 
beamtenthums, theils unter nothwendiger Mitwirkung des Richters zu folchen Akten, 
in denen die perjönliche Freiheit oder wichtige Rechte des Staatsbürgers berührt 
ericheinen (Verhaftung, Beichlagnahme von Briefen u. j. w.), theils, wo Gefahr im 
Verzug obwaltet, unter Vorbehalt richterlicher Prüfung und Beltätigung (jog. Vor: 
verfahren, Ermittelungsveriahren, Sfrutinialveriahren). b. Das 
Recht, Vorunterſuchungen bei dem kompetenten Gerichte zu beantragen, zu 
betreiben, von deren Gange jederzeit Kenntniß zu nehmen, jo daß in diefem Stadium 
die Bevorrechtung der ©. ala Behörde gegenüber dem Angeichuldigten und feiner 
möglicherweife eintretenden DVertheidigung im franz. und Deutjchen Recht überall 
jeftgeftellt it. ec. Das Recht der Anktlageerhebung nach abgeichlofjener 
Vorunterfuhung auf Grund jelbjtändiger Prüfung, BVBertretung und Durchführung 
der öffentlichen Klage in den verfchiedenen Stadien der Vorprüfung, der Hauptverband: 
fung, der Rechtsmittelinftanzen. d. Die Yeitung der Strafvollitredung oder 
die Mitwirkung an derjelben, wo die Gefängniffe unter der Aufficht anderer Behörden 
jtehen. 

Die wichtigsten Prozeßrechtäfragen beziehen fich innerhalb dieſes Wirkungs— 
freifes auf die Prinzipien, in Gemäßheit welcher die Anklagethätigkeit der ©. nad 
erhobener Anklage und die progefjualiiche Stellung der ©. gegenüber dem Richter 
und dem Angeklagten zu ordnen ift. 

4) Anklagethätigfeit und Anklagerecht der S. Die Strafverfolgung 
ift feine Sache der bloßen Willtür für die ©. (f. d. Art. Opportunitäts- 
prinzip), alle Anzeigen hat die ©. jelbftändig zu prüfen, ob die gejeglichen und 
thatjächlichen Vorbedingungen eines Ginfchreitens joweit gegeben find, daß eine Vers 
urtheilung im einzelnen Falle wahrjcheinlich erreichbar ift. Fraglich ift aber vom 
gejeßpolitischen Standpunkt von jeher gewejen: Soll die ©. allein berechtigt fein, 
zu entjcheiden: ob eine anfjcheinend vorliegende Straithat verfolgt werden oder un— 
bejtrait bleiben ſoll? Nach dem akkuſatoriſchen Prinzip ift die Strafverfolgung 
Parteijache entweder im Intereffe des Beichädigten oder der ftaatöbürgerlichen 
Vertretung der öffentlichen Ordnung im Wege der actio popularis; nach dem 
inquifitoriichen Prinzip Rechtsſache im Sinne der Verpflichtung des Richters 
zum Ginjchreiten von Amtswegen; nach Franz. Recht Verwaltungsſache inner- 
halb des jtraiprogeffualifchen Formaligmus, woraus folgt, daß pflichtwidrige Unter» 
laffung der Anklageerhebung regelmäßig in rechtlichen Formen nicht forrigirt werden 
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fann. In England und Schottland iſt die Strafverfolgung Rechts- und Partei- 
jache einer öffentlichen Behörde, eriteres infofern die Anklagebehörde einzufchreiten 
verpflichtet it; letzteres injofern, als Privatperjonen jubjidiär bei unterlafjener Ans 
Elageerhebung eintreten können und überdies der öffentliche Ankläger an den Begriff 
der Parteijtellung prozeffualiich gebunden bleibt. Die Deutſche S. betreibt ihre 
Thätigkeit als Strafverfolgungsbehörde nah Franz. Muſter. Sie hat das jog. 
Anflagemonopol und übt es lediglich als Verwaltungsjache, indem fie, wie 
andere Verwaltungsbehörden, den Grundſatz der Gejehmäßigfeit des Einfchreiteng 
formlos handhabt. Wenig bedeutende Korrekturen find gegenüber diefer Möglichkeit 
eines adminijtrativ durch unterlaffene Strafverfolgung geübten Begnadigungsrechts in 
folgender Weiſe geboten: a. Die Berwaltungsbehörde kann in Fällen der 
Zuwiderhandlung gegen die Vorfchriiten über die Erhebung öffentlicher Abgaben und 
Gefälle, wenn fie einen Strafbefcheid nicht erlaffen und die ©. den an fie gerichteten 
Antrag auf Verfolgung ablehnt, ohne Weiteres ſelbſt Anklage erheben und einen 
Beamten ihres Reflorts oder einen Rechtsanwalt als ihren Vertreter bejtellen 
(StrafpO. 8 464). b. Die Privatanklage (f. diefen Art.) in Fällen der 
KHörperverleßung und Beleidigung ($ 414), wobei aber der ©. vorbehalten ijt, in 
jeder Lage der Sache bis zum Eintritt der Rechtskraft des Urtheils die Verfolgung 
zu übernehmen. c. Das Recht desjenigen, der die Erhebung der öffent— 
lichen Klage bei der ©. beantragt hat, ohne daß demjelben Folge gegeben 
wurde, unter Angabe von Gründen bejchieden zu werden, und in Gemäßheit der 
StrafPO. $ 170 bei der vorgejeßten Behörde der ©. Beichwerde zu Führen und 
äußerjten Falles eine gerichtliche Enticheidung herbeizuführen, wodurd der ©. die 
Grhebung der öffentlichen Klage aufgegeben werden fann. In Frankreich kann nach 
dem Gejeh vom 20. April 1810 durch das Plenum des Appellhofe aus eigener 
Initiative (ohne Beichwerdeführung eines Antragftellers) dem ministere public die 
Erhebung der action publique aufgegeben werden. d. Die Befugniß des Unter- 
fuhungsrichters in Gemäßheit des $ 189 von Amtöwegen Unterfuchungshands 
lungen vorbehaltlich der fpäteren Verfügung der ©. vorzunehmen. 

Diefe Beitimmungen zielen darauf ab, einer möglicherweije rechtsnachtheiligen 
Unterlaffung der ©. Abhülfe zu gewähren. In der pofitiven Richtung der Straf: 
verfolgung wird die ©. gehemmt durch die Antragsberechtigungen gewifjer Perjonen, 
durch das Erforderniß der Ermächtigung zum Ginfchreiten, durch die Nothwendigkeit 
einer Borentjcheidung bei der jtrafrechtlichen Verfolgung der Beamten wegen be— 
gangener Amtsdelifte (GBG. $ 11), die bejonderen, den Landtagsmitgliedern gegen 
Strafverfolgungen eingeräumten Vorrechte u. a. m. 

5) Dispofitionsbeiugniß der Staat3anwaltihait. Wo das 
Anklageprinzip konſequent durchgeführt it, fann in Grmangelung eines förmlichen 
Strafantrages dom Richter eine Strafe nicht ausgeiprochen werden. Das Franz. 
Recht Hat dieſen Grundjag, obgleich die ©. unabhängig vom Richter geitellt ift, 
nicht angenommen, vielmehr, der inquifitoriichen Maxime folgend, die einmal bei 
den Gerichten anhängig gewordenen Anklagen der Dispofition des ministere public 
entzogen. Der Richter iſt an die Anträge der ©. nicht gebunden, kann aljo den 
Anträgen der ©. entgegen ſtrafen. Es ift unzuläffig, daß die Anklage in der Haupt- 
verhandlung zurüdgezogen wird. Ebenſowenig ijt der Richter an die Beweis— 
anträge der ©. gebunden. Dieſen Grundjägen der Franz. ©. ift auch die Deutjche 
Reichsgeſetzgebung gefolgt, während das Dejterr. Recht fich den Englifchen Ueber: 
lieferungen annähert. Die ©. in Defterreich wird von den Grundfäßen der Partei- 
ftellung beherrſcht; fie hat Verfügung über die Streitfache. Ohne und gegen ihren 
Antrag fanıı nicht bejtraft werden; eine Auffaffung, die an fich korrekt erjcheint, 
aber in der Praris, wenn fie ohne Nachtheil für die Strafrechtäpflege bleiben 
Toll, die Zulaffung konkurrirender Gtrafverfolgungsorgane im weiteren Umfang 
verlangt. 
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6) Die prozeſſualiſche Stellung der S. gegenüber dem Richter 
und dem Angeklagten hängt von der Beantwortung der Vorfrage ab: Iſt 
die S. im StrafPrz. als eine Partei anzuſehen oder nicht? Die darauf gegebene 
Antwort lautet ſehr verſchieden, je nachdem man ſich durch den Franz. Grund— 
ſatz des Wächteramts der S. oder auch dadurch blenden ließ, daß die ©. 
gleichzeitig für den Schuß Unſchuldiger zu jorgen, oder Rechtsmittel zu Gunften 
eines Verurtheilten einzulegen berufen würde. Wäre die ©. nicht der Gefahr ein- 
jeitiger Parteilichkeit in höherem Maße als der Richter ausgeſetzt, jo wären die 
ichon in dem Grmittelungsverfahren der S. gejogenen Schranfen nicht zu redt- 
fertigen. Das Gejeh jelber kann den in der Natur der Dinge liegenden Partei: 
charakter der S. nur verdunfeln und verwiichen, aber durch anderweitige Bezeich- 
nungen nicht aufheben (anderer Meinung: John). Die Stellung einer jtändigen 
Behörde jchließt deren prozeſſualiſchen Parteicharafter nirgends aus. Nur das it 
richtig, dah die S. nicht in dem Sinne Parteiintereffen als eigene und perjönlice 
vertritt, wie der Angeklagte jelber. Dadurch, daß die ©. bei der Betreibung einer 
Anklage von der Suppofition der Schuld in einem noch ungewifien Falle ausgeht 
oder eine dem Angeklagten nachtheilige Gejegesauslegung vor Gericht vertritt, wird 
fie nothwendig zur Prozeßpartei vor Gericht. Somit ergiebt fich, daß in der Haupt: 
verhandlung der Grundſatz der Gleichberechtigung unter den Prozeßparteien gelten 
muß. Das Deutjche StrafPrz.R. hat in diefen Stüden die erheblichiten Ungerechtig— 
feiten des Franz. Nechts ausgeglichen, und den Forderungen der jog. „Warten: 
gleichheit“ zwiſchen S. und Vertheidigung wichtige Ginräumungen gemacht. Ob 
die ©. während der Hauptverhandlung der Situngspolizei und in Fällen der Aus— 
jchreitung auch der Rüge des Gerichtsvorfigenden unterworfen jet, ift ſchon in Frank— 
reich jtreitig gewejen und auch durch die Deutiche StrafP DO. nicht entichieden worden. 
Daß in dem Rechte des PVorfikenden, die Gerichtsverhandlungen zu leiten, die Bes 
fugniß enthalten ijt, jtörenden Ginflüffen auch folcher Perjonen, die feiner Disziplin 
nicht unterjtellt find, mit geeigneten Mitteln Hindernd entgegenzutreten, erſcheint 
faum zu bezweifeln. Auf der anderen Seite folgt aus der Koordination der ©. 
neben den Gerichten, daß Ordnungsitrafen gegen diejelbe nicht verhängt werden. 

Was die Stellung der S. zum Bejchuldigten anbelangt, jo iſt es theoretiſch 
jtreitig, ob Beamte der S. abgelehnt werden fünnen. Iſt die S. ala Projeh- 
partei gejeglich anerkannt, jo ergiebt fich daraus nothwendig, daß die Mblehnung 
unzuläffig jein müßte. Da das Franz. Necht auf der anderen Seite die Rechte 
fiftion der Unparteilichfeit auf die S. überträgt, müßte diefe auch aus denjelben 
Gründen abgelehnt werden können, aus welchen ein Richter an der Entjcheidung 
eines einzelnen Falles auszuſchließen ift. Aus unzureichenden Gründen ift in Deutſch— 
land die Ablehnung ftaatsanwaltichaftlicher Perſonen ausgeſchloſſen. Richtiger iſt 
die Auffaffung des Belg. GVG. vom 18. Mai 1869, wonach den Beamten der ©. 
in den ihre Unparteilichkeit gefährdenden Fällen die Pflicht der Selbſtenthal— 
tung auferlegt wurde. 

II. DOrganijation der Staatsanwaltichait. Nach den Grundſätzen 
des Franz. Nechts, denen man auch gegenwärtig in Deutjchland trog mannigiacher 
Bedenken treu geblieben ift, empfing die ©. eine ſog. büraufratiiche, d. 5. 
nicht kollegiale, hierarchiiche Amtsverfaffung. Jeder jtaatsanwaltichaftliche Beamte 
ift verpflichtet, den Weifungen feiner Vorgejegten nachzukommen und feine perjönliche 
Ueberzeugung in der Beurtheilung eines einzelnen Nechtsfalles unterzuordnen. Ebenſo 
kann der Vorgeſetzte jede Sache aus den Händen feiner Untergebenen an fich ziehen; 
diefe Regel geht jedoch niemals jo weit, daß ein von der S. geitellter Antrag durd) 
vorgeſetzte Beamte ungeichehen gemacht werden könnte. Als höchite vorgeſetzte Be 
hörde der Landes-S. ericheint, wie in Frankreich, das Juſtizminiſterium, oder, wo 
ein jolches in eigener Abgrenzung nicht bejteht, diejenige Yandesregierungsitelle, der 
die Aufficht über den Gang der Rechtöpflege obliegt. Im Uebrigen find die einzelnen 
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Amtsftellen FJolgendermaßen abgegrenzt: 1) Reichsanwaltſchaft bei dem Reiche- 
geriht unter der Leitung und Aufficht des Reichskanzlers, aber, abgejehen von den zur 
Kompetenz des Reichsgerichts in erſter und letzter Inſtanz gehörigen Fällen, ohne 
leitende Beiugniß gegenüber der ©. in den einzelnen Deutjchen Staaten. 2) Die 
©. im engeren Sinne gegliedert nach dem Grundjage, daß bei jedem Gericht eine 
ftaatsanwaltichaftliche Behörde bejtehen joll, deren örtliche Zuftändigfeit accefjoriich 
beſtimmt wird durch diejenige der betreffenden Gerichte und deren Mitglieder ohne 
Nachweis eines bejonderen Auftrags den eriten Beamten der ©. vertreten dürfen. 
Den jtaatsanwaltichaftlichen Titel im engeren Sinne führen nur die an den Ober: 
landesgerichten, Yandgerichten und Schwurgerichten fungirenden Beamten der Staats: 
behörde, deren Qualififation von denjelben Vorbedingungen abhängt, wie die richter- 
liche. Die bei den Amts- oder Schöffengerichten fungirenden, nicht nothwendig zum 
Nichteramt befähigten Perfonen heißen Amtsanwälte, deren Zuftändigfeit im 
amtsgerichtlichen Verfahren zur Vorbereitung der öffentlichen Klage fi) (GBG.$ 143) 
auf jchöffengerichtliche Sachen bejchränft. 


Quellen: Außer = — die ter, der Prozeßfunktionen bezüglichen, gerfixeuten 
Stellen der StrafPO.: GBG. Tit. X. SS 142 ff. — a s$ 569, 586—591, 595626. 
Preuß. AG. zum une vom 24, April 1878, ; Geiäftsammweifung für bie Amts 
anwaltichaften v. 28. Aug. 18579; Allg. Verf. v. 3., a =, "Aug,, 15., 20. Sept., 28. Oft 1879. — 
Bayern, AG. vom 23, Febr. 1879 rt 50 ff., 68 "sg, 70—22; Notariatsgel. vom 10. Nov. 
1873 Art. 124. — — Straf PO. SS 29 ff.; Zuftigminift Verordn. vom 19, Nov, 
1873, ss ST—114. — Frankreich, außer der StrafPD.: Gef. 20. April 1810, art. 6, 11, 
45, 47, 61; Dekret v. 6. Juli 1810 (bez. der Generaladvotaten); Gel. dv. 27. Januar 1873. — 
Belgien: Geſ. 1. Junt 1869 sur l’organisation judiciaire. — England: Prosecution of 
ofiences Act 1879. 
git.: A. Geid. Pre&vot, De la manitre de poursuivre les crimes et des lois criminelles 
de la France, 1730, 2 vol. — Delpon, Essai sur l’histoire de l’action publique et du 
ministere public, 1830, 2 vol. — Helie, Trait& de l’instr. crim. vol. I. S 74. — Warntönig 
und Stein, franz. Staatd= u Rechtägeich., Bd. II. S. 481 fi. — Maurer, Geſch. des 
allgem. Gerichtäverfahreng, ©. "iss ff. — Savigny, Die Prinzipienfragen in Bezug auf die 
neue StrafPD., 1846 (Goltdammer’s Arch. Bd. XIL)—B. Deutihland: Sundelin, Die 
©. in Deutichland, ihre jehige Geſtalt in d. rn ” b., ihre Prinzipien- u Bebürfnihe 
frage, 1860. — Berninger, Das Inſtitut der ©. Verfahren über bürgerliche Rechts: 
jtreitigfeiten, 1861. — Hauihted, Die Organe für "Die Rechtspile Fr in —* gegenwärtigen 
—— 1862. — v. Holpendorff, Die Reform ber Deutichland, 1864; 
Derjelbe, Die Umgeftaltung der S. vom Standpunkte unabhängiger "Strafiuftis 1865. — 
Gneift, Bier Fragen zur StrafPO. 1874. — Schütze, Das Aoatebürgerl, Anklagerecht, 
1876. — Janka, Staatliches Antlagemonopol oder ſubſidiäre Strafflage, 1879. — 
Schwager im Gerichtsjaal XI. S. 3; XIL ©. 50. — Taufftirden, ebend. XII. 357. — 
Kayſex, Strafgeridtäverf., 1879, S. 96 ff. — Geyer, Strafprozeiiredht. ©. 405—416. — 
C. Oefterreich: Seller, Die ©. in Deutichland, ihre Geſch, Gegenwart u. Zukunft, 1866. — 
m.‘ in der Deiterr. Gerichtägtg., 1860. — Ullmann, Oefterr. Straf PO. S. 356 ff. — 
D. franfreid: Schenck, Traite sur le ministere public, 1813. — Molönes, Des 
Pactions du procureur du roi, 2. &d. 1843. — Helie, Trait& de l'instr. crim., I. 459, II. — 
SH Frankreichs Givil: und Sriminalverfafjung mit Beziehungen auf England, 1851 (2. 
uflage); Derjelbe, ©. in Deutichland un Frankreich. — Örtolan et Ledeau, Le 
ministere public en France, 2 vol. 1830. — Hansabian, Manuel du ministere public 
1587 ; Derjelbe, Le Journal du ministere public, Recueil periodique 1858 u. N — 
Debacq, De P’action du ministere public en matiere civile, 1867 — Bageux, Recher- 
ches sur es origines de ministere public, Orleans 1875. — ee Action de ministöre 
ublic, et theorie des droits d’ordre public en matiere civile et en matière criminelle, 
75. — Mangin, Trait& de l’action publique et de l’action civile et matidre crimi- 
nelle, 3. éd. (par Sorel) 1876. — Paringault, De l'etablissement du min. p. pres les 
tribunaux ” commerce, 1860. — Belgien: Haus, Principes de droit penal, II. 
SS 1036 f. — Italien: Carcano, h pubblico ministero, 1869. — Borsari, 
Azione penale. — Casorati, Il processo e la riforma, im Monit. dei Tribunali 1878 nr. 
21. — Arabia, Del supremo magistrato, Napoli 1872. — La Francesca, Del 
ubblico ministero nell’ ordine giudiziale, Napoli 1830. — England, Schottland und 
3: xlanbd: Glajer, Das Engl.:Schottiiche Strafverf., 1850. — Mittermaier, Das Engl., 
chottiſche und Nordamerik. Strafverfahren, 1851. — Gneift, Selfgovernment, 3. Aufl. 
S. 437—440. — North-American Review 1870, &. 757. — Elliot, Criminal Proce- 
dure in England and Scotland, 1878. b. Holkendorfif. 
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Stantsbeamte. Beamter iſt derjenige, welchem die Verwaltung eines Amtes 
anvertraut worden. Se nachdem das Amt ein privates oder ein Staatsamt ift, werden 
Privat: und Staatsbeamte unterjchieden. Die Erklärung enthält jelbitredend eine 
Definition des Begriffs „S.“ nicht, da fie fich auf den undefinirten Begriff eines 
Staatsamtes ftüßt. Es find von der Wiſſenſchaft und der Gejehgebung vielfach 
Anjtrengungen gemacht worden, eine erichöpfende Definition zu geben. Co jagt 
3. B. Dernburg, $ 198, daß Staatädiener derjenige fei, der zum Staate ‚behuts 
Verwaltung von öffentlichen Aufgaben (?) in ein befonderes Dienftverhältnik getreten 
jei; ferner Schüße, $ 105, daß Beamter jei, wem ein vom Staate verfaflungs- 
mäßig anerkanntes Amt (?) vom Staate jelbit oder deſſen dazu beitellten Organen 
anvertraut worden und zwar mit jelbjtändiger Verantwortlichkeit für die Amtsführung: 
und v. Holtendorif, daß unter einem ©. derjenige zu veritehen ſei, welcher die 
Berechtigung und Verpflichtung zur Vornahme gewiſſer auf den Staatszweck beyüg- 
licher, gejeglich vorgejchriebener oder zuläffiger Handlungen habe. Förster dagegen 
verweiit den Begriff eines ©. in das Staatörecht und bezeichnet als einen jolcen 
denjenigen, welchem von dem mit der Nemterhoheit befleideten Inhaber der Staats 
gewalt ein Amt (?) übertragen wird. Alle dieje Definitionen find nicht erichöpiend. 
Das Röm. Recht hat eine Definirung nicht für nöthig erachtet, jondern ich begnügt, 
gewiſſe Verpflichtungen zu bezeichnen, welche dem Beamten obliegen. Man wird 
auch jet von einer erichöpfenden und zugleich präzifen Definition abjehen und fi 
mit einer näheren Bezeichnung der Pflichten und Rechte eines Beamten, aljo einer 
Umſchreibung feiner Stellung begnügen laſſen müffen. Der Staat nämlich bat 
jeinen Angehörigen gegenüber jowol Rechte wie Pflichten, die im Allgemeinen überall 
diejelben, in ihren Ausläufen aber, je nach den einzelnen Staatsrechten und Ber: 
faſſungen, verjchiedene find. Die mit der Ausübung diejer Nechte und der Erfüllung 
der Pflichten betrauten Perfonen find die Staatsbeamten, oder, wie einzelne Landes— 
rechte nicht unzutreffend fich ausdrüden, die Staatsdiener. Diefem Gedanken folgend, 
hat das Preuß. Obertribunal in dem Erk. vom 25. März 1859 (Entjch. Bd. 42. 
©. 32) denjenigen für einen Staatödiener erklärt, welcher den bejtimmten Beruf von 
dem Landesheren oder einem anderen durch ihn dazu Berechtigten empfangen bat, 
für einen der jog. Zwecke des Staats thätig zu fein. Die charakteriftiichen Merkmale 
eine Beamten müſſen fonach einestheils in dem Umfange feines Berufs und dem 
Inhalte feiner Pflichten, anderntheils in dem Akte bzw. der Art jeiner Anftellung 
gefunden werden. 

Im Allgemeinen unterjcheidet man Militär- und Givilbeamte und bei den 
(eßteren wiederum unmittelbare und mittelbare ©., je nachdem der Inhaber der 
Staatögewalt bei der Wahl und Ernennung derjelben unmittelbar oder nur mitte: 
bar betheiligt ift. Die leßteren ftehen im Dienft von kommunalen und jtaatlicen 
Verbänden und Korporationen oder auch von Standesherren und unterjcheiden ſich 
von anderen Bedienſteten dieſer Korporationen und Perſonen dadurch, daß durch die 
ihnen obliegenden Pflichten und ihre Dienſte öffentliche Zwecke erfüllt werden ſollen. 
Die Militärbeamten gehören in Deutſchland zur Zeit zu den Reichsbeamten und 
intereffiren daher hier nicht. Zu den Givilbeamten, und zwar zu den mittelbaren 
Staatödienern zählt dad Preuß. ER. II. 11 88 19, 96 auch die Geiftlichen der 
evangelifchen und fatholifchen Landeskirche. Diefe Auffaffung iſt mit Recht angefochten 
worden (Schulze, Staatereht, ©. 314) und im meuerer Zeit aufgegeben. Die 
Reichsgeſetze, z. B. das StrafGB., die CPO. u. a. m., nennen die Religionädiener 
neben den Beamten. Auch in den Maigefegen des Preuß. Landesrechts werden die 
Geiftlichen nicht als ©. angefehen. Dennoch aber werden gewiffe Bedientefte privt- 
legirter Religionägejellichaiten nach Analogie der ©. zu behandeln fein. 

Das die Stellung der ©. begründende Recht ift die Anftellung bzw. Emmennung. 
Das Weſen und die Natur derjelben ift verjchieden, je nach der Perſon des Anitellen: 
den. Es hat nämlich die Staatögewalt die Ausübung einzelner Rechte und Pflichten, 
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wie 3. B. die Erhebung gewiffer Abgaben, die zur Wahrung der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung nöthige Polizeigewalt u. dgl. bejtimmten Korporationen und Verbänden 
übertragen und ihnen damit auch das Recht verliehen, zur faktifchen Ausführung 
dieſet Rechte und Pflichten Perfonen jelbjt anzuitellen, indem fie fich bald ein 
Bertätigungsrecht vorbehalten, bald auch auf diejes verzichtet hat. Da num in diejer 
Verleihung eine Delegation des unveräußerlichen Rechts der Aemterhoheit nicht 
liegt, trägt die Anstellung dieſer Perſonen einen etwas anderen Charakter als die der 
mmittelbaren S. Während bei diejen die Verleihung des Amtes ein Ausfluß jenes 
Hoheitsrechts, ein rein ftaatsrechtlicher Akt ift, geht fie bei jenen nach einer gewiflen 
Kihtung Hin in ein Vertragsverhältniß über. Früher hat man wol verjucht, die 
Vertragstheorie auch bei der Anftellung der unmittelbaren ©. zu verwenden, indem 
man in der Verleihung des Amtes die Annahme der von dem Bewerber gemachten 
Offerte erfennen wollte und das jo geichaffene Vertragäverhältniß bald als Mandat, 
bald als Vertrag über Handlungen definirte. Allein die Konjequenzen diejer An— 
Ihanung treten nach verichiedenen Seiten Hin mit der dem Beamten zugewiejenen 
Stellung in jo grellen Widerfpruch, daß te fich bald ala unhaltbar erwies und der 
Anerkennung des rein jtaatörechtlichen Charakters des Beamtenverhältniffes den 
Mag räumte. Wenn auch im Allgemeinen die [ebenslängliche Anjtellung eines 
Beamten als Regel gilt, ift fie doch fein nothwendiger Bejtandtheil der Ernennung: 
vielmehr kann diefe auch für einen bejtimmten Zeitraum, wie die bei den mittel 
baren Staatsbeamten theils gejetliche Vorſchrift, theils Gewohnheit ijt, ja jogar auf 
Kündigung erfolgen, ohne daß dadurch das Weſen des Verhältniffes eine Aenderung 
erleidet. Ebenſowenig ift die Entgeltlichkeit, alfo die Gewährung eines beitimmten 
Gehalts ein Erforderniß; auch die unentgeltliche Verwaltung eines Amtes giebt dem 
Lerwaltenden die Eigenichait eines Beamten. Man hat endlich auch noch die An— 
ht vertheidigt, dak die Beamtenqualität nicht auf dem Alt der Verleihung des 
Amtes, jondern auf der Leiſtung des Dieniteides beruhe. Allein durch fie wird nur 
der Zeitpunkt bezeichnet, mit welchem die Ausübung der Amtsfunktionen beginnt, 
an Zeitpunkt, der nicht ausjchließt, daß jchon vorher die Eigenichaft des Beamten 
eworben war. Selbſt der Mangel der Yeiftung eines Dienfteides berührt diejen 
Erwerb nicht, noch entzieht er dem Angeftellten die Beamtenqualität (RStrafGB. 
3 359). Das Recht der Anitellung wird bei mittelbaren Staatsbeamten durch 
diejenigen Organe ausgeübt, welche das Gejeß dazu bejtimmt, bei unmittelbaren 
aber durch den Träger der Staatögewalt, aljo den Yandesherın, und zwar bald 
verönlich, bald durch Andere, welche in jeinem Auftrage zu handeln berufen find, 
wie z. B. in Preußen durch die Minifter und Höhere Provinzialbeamte (cf. 3. 2. 
$ 13 der Gerichtävollzieherordnung, nad) welcher Gerichtsvollzieher durch den Prä- 
Üdenten des Dberlandesgerichts in Gemeinjchaft mit dem Oberjtaatsanwalt ernannt 
werden). Wie weit hierbei die Kandesrechte auseinandergehen, zeigen die Vorjchriiten 
über die Anstellung der Gerichtäjchreiber, welche in Preußen nach dem Geſetz vom 
3. März 1879 durch den Juſtizminiſter, in Bayern nach Art. 59 des Ausführunge- 
gejehes durch den König ernannt werden. Durch den Eintritt in das Amt übernimmt 
der unmittelbare, wie der mittelbare Staatsbeamte eine Reihe von Pflichten, für 
deren Erfüllung er verantwortlich wird, und überfommt Rechte, die er geltend zu 
machen befugt iſt. Gritere find theils perjönlicher, theils vermögensrechtlicher Natur. 
Jene beichränfen fich nicht nur auf die Erfüllung der mit dem Amte verbundenen 
amtlichen Funktionen, jondern ergreifen die ganze Perjönlichkeit des Beamten während 
der Dauer feiner Amtsverwaltung. Es ſoll der Beamte nicht allein alles dasjenige 
thun, was das Amt an fich erfordert, jondern er ſoll auch das mit demielben ver- 
bundene Anſehen und die ihm beigelegte Autorität durch fein ganzes Verhalten, 
ſowol während der amtlichen Thätigkeit, wie außerhalb derjelben aufrecht erhalten 
und dem Anjehen und der Wirkung jeiner Amtshandlungen nicht durch ein feiner 
Stellung unmürdiges Benehmen oder Leben jtörend und Hindernd entgegentreten. 
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Nach beiden Richtungen Hin unterjteht er der Aufficht und der Disziplin” jeiner vor: 
gejegten Behörde, deren amtlichen Weiſungen er Folge zu leiiten bat. Der Umiang 
diejer Pflichten findet in Preußen in den beiden Disziplinargefegen für richterliche 
und für nichterichterliche Beamte den übereinftimmenden Ausdrud dahin, dab fich 
der Beamte durch jein Verhalten in und außer dem Amt der Achtung, des Anſehens 
und des Vertrauens, die jein Beruf erfordert, würdig zu zeigen und die Pflichten zu 
errüllen habe, die fein Amt ihm auferlegt. 

Die Pflichten vermögensrechtlicher Natur beitehen in dem Erſatz des Schadens, 
welchen der Beamte dem Staat oder der Behörde, in deren Dienft er jteht, durch 
jein amtliches Verhalten veruriacht hat, ſei es, daß der Schaden die Folge eines 
dolofen oder kulpoſen pflichtwidrigen Handelns oder einer Unterlaffung, wie z. B. 
der Vernachläffigung einer ihm obliegenden Aufficht und Kontrole geweien iſt. Als 
Regel gilt, daß der Schadensanſpruch nur im Wege des Prozefjes gegen ihn geltend 
gemacht werden kann. Gine Ausnahme bildet in einzelnen Yandesrechten das Dereften: 
verfahren, nach welchen der durch die vorgejete Behörde zu erlaflende Defektenbeſchluß 
jofort vollſtreckbar wird, ein Verfahren, dag jedoch nur gegen ſolche Beamte zur 
Anwendung gelangen tann, denen die Verwaltung einer Kaſſe oder die Einziehung 
fremder Gelder anvertraut ift. 

Zur Rechtfertigung der Griahpflicht des Beamten hat man wiederum auf die 
Vertragstheorie zurückzugreifen verjucht und als Fundament der Erſatzklage ein 
Quafifontraftsverhältniß angenommen. Allein auch hier folgt die Verbindlichkeit 
nicht aus einem Vertrage und der Verlegung defjelben, jondern aus dem jtaatsrecht: 
lichen Gefichtspuntt, der auch in die Norm des Dieniteids Eingang gefunden, daß 
der Beamte die größtmögliche Sorgfalt auf die Erfüllung feiner Amtspflichten zu 
verwenden und deshalb auch jede culpa zu vertreten hat. Auch die Rechte, welde 
ihm zuſtehen, find bald perjönliche bald vermögensrechtliche. Zu jenen gehört 
vor allen Dingen der Schuß, welchen der Staat ihm zur Abwehr von Angriffen 
gegen feine amtlichen Handlungen und gegen jeine Autorität zu gewähren verbunden 
ift, ein Schuß, dem in 1 Anjehung der Vollitredungsbeamten die SS 113 und 117 de 
RStrafGB. dienen. Dieje betreffen den Anſpruch auf das mit dem Amte verbundene 
Gehalt (j. den Art. Gehaltsanjprüche) und auf die Penfion im Halle ein: 
getretener Dienftunfähigkeit (f. den Art. Penjionsberehtigung). Hier tritt 
die Verichiedenheit jwiichen dem unmittelbaren und mittelbaren Beamtenthum in 
den Vordergrund. Während bei jenem der Anjpruch aus der Verleihung des Amtes 
von jelbit folgt und jeine Höhe durch das Geſetz requlirt und bejtimmt wird, iſt es 
bei_diefem der vor der Verleihung des Amtes geichlofiene Vertrag, der für ihn 
maßgebend wird. Er jet ſowol die Höhe deffelben, wie jeine Zuläſſigkeit in An 
jehung der Penfionirung feſt. 

Die Eigenſchaft eines Staatsbeamten geht verloren, ſobald der Beamte definitid 
aufhört, das ihm anvertraute Amt zu verwalten. Iſt die Unterbrechung der amt 
lichen Thätigkeit nur eine vorübergehende, durch Urlaub, Krankheit oder jonitige 
Umſtände veranlaßte, jo hat fie ebenjowenig den Berluft der Eigenſchaft zur Folge, 
wie die Vertauſchung eines Amtes mit einem anderen, welches ihm ſtatt jenes an— 
vertraut wird (ſ. den Art. Verſetzung). Dagegen tritt dieſer Verluſt ein: 1) bei 
dem Tode des Beamten; 2) bei der durch Dienjtunfähigfeit bedingten Penftonirung, 
die ebenjowol eine freitvillige, wie eine erzwungene jein fann; 3) durch Stellung 
zur Dispofition, welche bei nichtsrichterlichen Beamten im Intereffe des Dienites, 
bei richterlichen Beamten aber nur ausnahmsweiſe in Fällen einer Organijation der 
Gerichtsverfaffung zuläſſig iſt; 4) bei freiwilligem Ausſcheiden aus dem Staats— 
dienſt unter Verzicht auf den Penſionsanſpruch; 5) bei Beendigung der Dienitzeit, 
jobald der Beamte nicht auf Lebenszeit, jondern auf eine bejtimmte Zeitdauer, wie 
3. B. in Preußen bei den höheren Kommunalbeamten, oder auf Kündigung angeitellt 
it; 6) bei der Entlafjung aus dem Amte (Kaſſation). Sie tritt entweder ex lege 
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ein oder wird durch ein Disziplinarurtheil ausgeiprochen. Wenn nämlich gegen 
den Beamten wegen eines gemeinen Delifts auf zeitigen oder dauernden Verluſt der 
bürgerlichen Ehrenrechte oder auf Unfähigkeit zur Belleidung öffentlicher Aemter 
erfannt wird, bat dieje Nebenftraie den Verluſt des befleideten Amtes von jelbit 
zur Folge. Dieſem Falle jteht nach einzelnen — und zwar in Preußen 
nach $ 6 des Disziplinargeſetzes für richterliche und nach $ 7 deſſelben Geſetzes für 
nicht = —— Beamte die rechtskräftige Verurtheilung des Beamten zu einer 
längeren als einjährigen Freiheitsſtrafe gleich. Im Disziplinarverfahren kann die 
Entlaſſung des Beamten wegen des oben gedachten pflichtwidrigen Verhaltens aus— 
geſprochen werden. Bei einem ex lege eintretenden Verluſte des Amtes geht auch 
das Necht unter, die verliehenen Titel und Würden weiter zu führen. Ob dies 
auch in Folge eines Disziplinarerfenntniffes eintritt, ift nach den Landesgeſetzen zu 
beurtheilen, da der Eintritt einer jolchen Folge einer ausdrüdlichen Vorſchrift bedarf. 
An Preußen it in den beiden Disziplinargefeßen $ 15 reip. $ 16 angeordnet, daß 
die Dienitentlaffung den Verluſt des Titels von ſelbſt nach fich zieht. 
git.: Dernburg, — Privatrecht. — Förſter, Theorie u. Praxis. — Koch 


Allgemeines ER. — dv. Holtzendorff, Encyklopädie der Rechtswiſſenſchaft — —8 

Deutſches Strafrecht. — Temme, Lehrbuch des Preußiſchen Strafrehte. — Meves in 

v. Holfendorff'3 Handbug des Sirafrechs. — Entſcheidungen des kgl. — OTrib. 
eves. 


Staatsgebiet. (Th. I. ©. 1000—1003.) Zu jedem Staate gehört ein S., 
weil ohne ein Land, auf welchem die Staatsangehörigen zuſammenwohnen, die den 
Staat erzeugende und durch die Staatsgewalt geordnete Koexiſtenz der Menſchen 
nicht gedacht werden fann: das ©. iſt die reale Grundlage der ftaatlichen Gemein- 
ichaft. Hieraus ergiebt fich, daß die ungeichmälerte Griftenz des Staates von der 
Integrität des ©. abhängt, eine Verkleinerung des Letzteren jomit eine partielle, eine 
vollftändige Abtretung des ganzen ©. an einen fremden Staat aber eine totale Ver— 
nichtung des Staates jein würde. Die gänzliche oder theilweije Veräußerung des 
©. widerfpricht alfo den von der Staatögewalt zu realifirenden Zweden und muß 
daher den oberjten Willensorganen des Staates unterfagt jein. Dieſe aus dem 
Weſen des Staates und der Zwedbeftimmung der Staatögewalt hervorgehende For— 
derung iſt denn auch in jämmtlichen Deutichen VBerfafjungen durch die meistens jchon 
in den Hauögejegen jeftgejegte Beſtimmung anerfannt worden, daß das ©. untheilbar 
und unveräußerlich jein folle. Nur zum Zwede einer Grenzregulirung ift meiſtens 
die Abtretung von Landestheilen, deren Zugehörigkeit zu dem abtretenden Staate 
ftreitig ift, der Landesregierung erlaubt, nach mehreren Berfafjungen jedoch nur nad) 
vorher eingeholter Beiftimmung der Landjtände. Die Abtretung größerer Landes— 
theile in völferrechtlichen Verträgen widerjpricht jonach dem VBerfaffungsjage von der 
Untheilbarfeit und Unveräußerlicheit des ©. und iſt daher, wie auch die Koburg— 
Gothaiſche Verfafjung ausdrüdlich anerkennt, eine VBerfafjungsänderung, zu deren 
ftaatsrechtlicher Gültigkeit die Beobachtung aller für die VBerfafjungsänderungen vor— 
geichriebenen Formen nothwendig if. Das Gleiche ergiebt fich für das Gebiet des 
Deutichen Reiches aus Art. 1 der Neichöverfafjung, welcher den Umfang des Bundes» 
gebietes feſtſetzt und damit für einen Beftandtheil der Reichsverfaſſung erklärt. "Wenn 
jedoch in folge oder zur Abwehr eines von einem fremden Staate durd) friegerifche 
Gewalt berbeigeführten Notbitandes, welcher die Eriftenz und Wohliahrt des Reiches 
bedroht, der Kaiſer kraft feines Rechts über Krieg und Frieden (vgl. Reichsveriafjung 
Art. 11 Abſ. 1) einen Theil des Bundesgebietes abtritt, jo ift dieſe Abtretung troß 
der in derſelben enthaltenen VBerfafjungsänderung auch ohne Konjens des Bundes- 
rathes und des Reichstages gültig. 

Das ©. kommt aber nicht blos ala Vorausſetzung der Koeriftenz der Staats— 
angehörigen in Betracht, jondern überdies als der mit feften Grenzen umjchriebene 
Raum, auf welchem allein die Staatsgewalt thätig fein fann und darf: das ©. iſt 
die räumlich begrenzte Machtiphäre des Staatswillens. Nur die ausdrüdliche Er— 
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laubniß der Landesregierung, bzw. eine zu Necht beitehende Staatzjervitut kann die 
Behörden eines fremden Staates zu bejtimmten obrigfeitlichen Funktionen innerhalb 
des ©. autorifiren. Die Ausübung irgend eines Soheitärechtes durch eine fremde 
Regierung ohne eine jolche Berechtigung ift eine Verlegung der Souveränetät des 
Staates und berechtigt zu der Anwendung aller der Mittel, welche das Völkerrecht 
einem in jeinen Rechten gekränkten Staate gegen andere Staaten gewährt. 

Quellen: Deutiche Reichäverf. Art.’ 1, 11; Abi. 1, 3; Art. 4. — Preußen, Brig 
Urt. Art. 1,2, 48. — Bayern: Brigellet. Fit. DL. $1. — Sadjen: Vrig..ürk. $ 2. — 
Württemberg: Brfg..Urk. SS 1, 2 — Weimar: Revid. Grundgeieh $ 4 sub 7. — 
Meiningen: Erantägeund ei. 88 1,2. — Koburg:Gotha: Staatägrundgel. $ 113. — 
Braunihmweig: Neue Landſchafts-Ordn. $ 1.— Oldenburg: Revid. Staatsgrundgeſ. Art. 
182, Art. 3 SS 1,2 ꝛc. 

@it.: dv. Gerber, Ueber die Untheilbarfeit der Deutichen ©. (Zeitichr. für Deutiches 
Staatöreht, herausgeg. v. Aegidi, Bd. J. S. 5ff.). — K. B. Frider, Dom ©., Tüb. 1867. — 
v. Inama-Sternegg in der Zeitſchr. f. d. geſ. Staatswiſſenſch, Bd. XXV. Heft 3u. 4 —- 
Außerdem vgl. H. A. Zachariä, Deutſches Staat3: u. Bundesrecht, 3. Aufl., Bd. II. 88 289, 
241, u. 9. Bapfı, Grundj. d. gem. Deutichen Staats-Rechts, 5. Aufl., Bd. II. SS 44244, 
vgl. mit SS 385—397. — Yaband, Das Staatsrecht d. Deutichen Reiches, Bd. 1.55 20—22. — 

. Meyer, Lehrb. des Deutichen Staatörechtes, 5 74 ©. 163, $ 87 ©. 191. — v. Rönne, 
Preuß. Staatsrecht, 3. Aufl., Bd. 1. Abth. 1 S. 142—144, 480, 481 Note 6; Derjelbe, 
Das Staatörecht des Deutjchen Reiches, 2. Aufl., Bd. II. Abth. 2 S. 307—309. 

F. Brockhaus. 

Staatsgerichtshof. Unter dieſer Bezeichnung verſteht man Verſchiedenes 
Entweder diejenigen Gerichte, welche, ſei es als ſtändige oder gelegentlich eingeſetzte, 
über Miniſteranklagen zu entſcheiden haben (ſ. d. Art. Miniſterverantwort— 
lichkeit), oder ſolche Behörden, die über die Kompetenzkonflikte zwiſchen Juſtiz und 
Verwaltung erkennen (in Oeſterreich: Reichsgericht nach dem Verfaſſungsgeſetz vom 
21. Dezember 1867) oder die Ausnahmejuſtiz für ſchwere politiſche Verbrechen. 
Letztere Bedeutung hatte der Preußiſche S. Die Neigung, politiſche Verbrechen 
nicht nur durch harte Strafbeſtimmungen im Kriminalrecht, ſondern auch durch be— 
ſondere prozeſſualiſche Abweichungen dem Rechtsgange nach auszuzeichnen, tritt in 
den Geſetzgebungen aller Völker hervor und zieht ſich durch die Rechtsgeſchichte der 
Griechen, Römer und ſämmtlicher neueren Kulturvölker hindurch. Vor und nach 
der Franzöſiſchen Revolution iſt die Verfaſſungsgeſchichte reich an Beiſpielen für die 
doppelte Beſtrebung, einerſeits die perſönliche Freiheit im höheren Maße zu 
ſichern durch Garantien gegen politiſche Verurtheilungen, andererſeits die öffentliche 
Ordnung zu wahren durch nachdrückliche Geltendmachung der herrſchenden Gewalt 
im Strafprozeß. Während des Beſtandes des Deutſchen Bundes wurden zur Ab— 
urtheilung demagogifcher Umtriebe Ausnahmefommifftonen eingefeßt. Auch im 
Preußen ward 1835 das Kammergericht ala Spezialgerichtshof in Staatsverbrechen 
eingejeßt. Entgegen dem urjprünglichen Inhalt der Verf. Urk. vom 31. Jan. 1850 
beitimmte das Gejeg vom 21. Mai 1852 Art. 3, daß ein bejonderer Gerichtshot 
zur Aburtheilung ſchwerer politifcher Verbrechen eingejegt werden jollte In Aus 
führung diefer Beſtimmung erging das Geſetz vom 25. April 1853, betreffend die 
Stompetenz des KHammergerichtes zu Unterfuchung und Enticheidung wegen der Staats 
verbrechen und das dabei zu beobachtende Verfahren. (Ueber die Frage der Ber: 
faſſungsmäßigkeit ſ. Rönne, Staatsrecht der Preußifchen Monarchie, 2. Aufl., I. 
2, 270.) — Tür das Deutiche Reich kamen die Art. 74, 75 der Bundesverfaflung 
in Betracht. Für den Hochverrath und den Zandesverrath gegen das Reich war das 
Dberappellationsgericht zu Lübeck als zuftändige Spruchbehörde in erjter und leßter 
Inſtanz bezeichnet. Das zur näheren Beitimmung des Verfahrens verheißene Geſetz 
unterblieb im Hinbli auf die einheitliche Ordnung des gefammten Prozefies. Als 
©. fungivrt nunmehr das Reichsgericht. Daffelbe it in eriter und letzter 
Inſtanz zuftändig in Fällen des Hochverraths und Landesverraths, inſofern dieſe 
Verbrechen gegen den Kaifer oder das Reich gerichtet find (GBG. $ 186). — In 
Frankreich beitand nach der Kaiferlichen Verfügung von 1852 art. 54, 55, dem S. 
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C. vom 1. Juli 1852 und vom 13. Juni 1858 die Haute cour de justice; das 
Prinzip der politifchen Spezialgerichtshöfe war, in Webereinftimmung mit der Praris 
der Franzöſiſchen Revolutionsperiode, durch die Straf} DO. von 1808 gewahrt worden. 
(Ueber die Beitimmungen des älteren Franzöftichen Verfahrens j. Held, Art. ©. 
im Staatöler. XIII. ©. 594.) Die neuere jtaatsrechtliche und prozeſſualiſche Doktrin 
befämpft den Beitand des ©., joweit als es fich nicht etwa um Aburtheilung von 
Miniſteranklagen Handelt, und erkennt eine Ausnahmejuſtiz über Verbrechen der 
Unterthanen nur im Kriegs- und Belagerungszuftande als gerechtfertigt an. 

Lit.: Ilſe, Geich. der polit. Unterfuchungen, welche durch die neben ber Bunbeäver- 
fammlung errichteten Kommiffionen zu Mainz und zu Frankfurt 1819—27 und 1833—42 
geräbnt worden find, 1860. — Buchner, Das Franzöfifche Revolutionstribunal und das 

eichtmorenengericht, 1854. — Beranger, De la repression pénale, I. 82 ss. (1855). — 
Gneiit, Heutiged Engl. Verfaſſungs- und Verwaltungsrecht, I. 486. — Kaltenborn, Die 
Volksvertretung und die Bejegung der Gerichte, beſonders des S., 1864. — Außerdem bie 
von Minijterverantwortlichkeit handelnden Schriften. v. Holtzendorff. 

Staatskaſſenverwaltung. Das Kaffen- und Rechnungsweien des Staates 
umfaßt Hauptjächlich diejenigen Einrichtungen und Grundjäbe, welche die Erhebung, 
Aufbewahrung und Verausgabung der Staatägelder regeln. Die Zielpunfte defjelben 
find: Ordnung, Sicherheit, Klarheit, — um dem Leiter der Finanzverwaltung jowol, 
wie dem Volke und defjen Vertretung die Ueberficht über feine Mittel und die 
Möglichkeit zu gewähren, zwifchen den natürlichen Hülfsquellen und den Ausgaben 
die Harmonie aufrecht zu erhalten und um die richtige Erhebung und Verwendung 
der Gelder zu kontroliren. — Bei der Betrachtung des Kaſſen- und Rechnungs— 
weſens des Staates thut man wohl, fich diefe allgemeinen Prinzipien, denen daſſelbe 
dient, von Anfang an vor Augen zu halten. Die bei den Juriften und den Ber: 
waltungsbeamten gleich wenig beliebte Beichäftigung mit dem Detail defielben hat 
allerdings beim Beginn für die Meiſten etwas Abjtokendes, und die Anwendung 
feiner Formen und Regeln im täglichen Gejchäftäverfehr wird vielfach als etwas 
Hemmendes und Beläftigendes empfunden. Und dennoch bildet die ftrenge Hand— 
habung deflelben die erjte und in einem entwidelten Staatswejen die nothmwendigjte 
Bedingung der Verwaltung und eines gefunden Staatälebens überhaupt. Manches 
Auffallende in der jeit 1870 tiefbewwegten Berwaltung Frankreich wird fich aus 
feinem etwas fomplizirten und jormaliftiichen, im Ganzen aber mufterhaft eingerich- 
teten Rechnungswejen (comptabilite) erklären laſſen. 

Die ©. (im engeren Sinne), deren Grundzüge hier kurz dargeftellt werden 
follen, bildet nur ein beftimmtes Glied in dem gefammten jtaatlichen Rechnungsweſen. 

Dergegenwärtigt man fich die Formen, in denen fi) die Finanzwirthſchaft des 
modernen Staates bewegt, jo ergeben fich für diefelbe drei wefentlich zu unterjchei= 
dende Stufen: erjtens, die Aufftellung und geſetzliche Feititellung des Etats, d. h. 
des Generalplanes, nach welchem die Finanzwirthſchaft zu führen ift; zweitens, 
die Ausführung des Gtats und die Rechnungslegung über diejelbe, drittens, die 
Prüfung und Teitjtellung, ob der Etat richtig und in Mebereinftimmung mit den 
Gejegen und Verwaltungsvorſchriften geführt worden iſt (Rechnungsfontrole, Dechar: 
girung). Die maßgebenden und mitwirfenden Organe find auf der erften Stufe die 
legislativen Faktoren, auf der zweiten die erefutive Staatsverwaltung,, vorzugsweiſe das 
Finanzminiſterium, auf der dritten beftimmte Behörden (oberfte Rechnungsbehörben), 
welche theils jelbitändig zu entfcheiden, theils die Verfügungen und Enticheidungen des 
Staatsoberhauptes beziehentlich die Beſchlüſſe der Landesvertretung vorzubereiten haben. 

Im Borliegenden faffen wir vorzugsweije die zweite Stufe ins Auge, und zwar 
nur denjenigen Zweig derjelben, welcher die Gejchäftsthätigkeit der „Kaſſen“ (techniſch: 
die Gebarung) zum Gegenjtand hat. Zum Verſtändniß deffelben gehören aber ge= 
wife Grundjäße, welche für das gefammte Staatsrechnungsweien von Bedeutung find. 
Andererjeits hängt das Nechnungsweien und damit auch die Organifation und Ver— 
waltung der Kaſſen auf das Innigſte mit der jeweiligen Geftaltung der jtaats- und 
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finangrechtlichen Verhältniffe des einzelnen Staates zufammen, daß die Darftellung 
deſſelben fich, abgejehen von gewiſſen allgemeinen Regeln und Formen, an die Ein— 
richtungen eines bejtimmten Staates zu fnüpfen hat. Es kann hierfür darauf hin— 
gewiejen werden, daß nach den neueiten Ummälzungen in Frankreich, welches auf 
diefem Gebiete das ausgebildetite Syſtem befigt, man alsbald eine Kommiffion er- 
nannt bat behuis einer durchgreifenden Revifion der beitehenden Beltimmungen, 
welche zuleßt in dem r&glement general sur la comptabilite publique vom 31. Mai 
1862 fodifizirt worden find. Wir beichäftigen uns hier vorzugsweiſe mit der ©. 
des Deutjchen Reiches und Preußens, welches letere ſchon jeit Anfang des vorigen 
Jahrhunderts mujftergültige, in praktischer Sinficht den Franzöſiſchen vielfach über: 
legene Einrichtungen aufweift. Bejonders beachtenswerth würden außerdem die Ein- 
richtungen des Rechnungswejens — außer Frankreich — in Belgien, Oeſter— 
reich, Baden und Bayern jein. 

Die Grundlage des Kaſſenweſens, wie des Rechnungsweiens überhaupt, würden 
gejegliche Vorjchriiten über die Einnahmen und Ausgaben (Komptabilitäts-Etate- 
Gejeg) zu bilden haben, bejtimmt zur näheren Ausführung der das Staatöbudget 
und defien Ausführung betreffenden allgemeinen Berfafjungsbeftimmungen. An jolchen 
Gejegen fehlt es bisher im Deutichen Reiche. 

Durch das Bundesgeſetz vom 4. Juli 1868 wurde die Kontrole des Bundes 
haushaltes zunächit für die Jahre 1867 bis 1869 der Preußiichen Oberrechnungs 
fammer übertragen und diefe Delegation jpäter jährlich durch Reichsgeſetz (zuletzt 
Gejeß vom 1. Juni 1881) erneuert. Als „Rechnungshof des Deutichen Reiches“ 
übt die Oberrechnungstammer die ihr als Preußifcher Nevifionsbehörde zuftehenden 
Befugniſſe aus. Ueber die von dem Bundesrath dem Reichstage (jeit 1872, zulekt 
1877) wiederholt vorgelegten Entwürfe von Gejehen über die Einrichtung eine 
Rechnungshoies des Deutjchen Reiches und über die Ginnahmen uud Ausgaben des 
Deutichen Reiches (Komptabilitätsgejeg) hat bisher eine Einigung nicht erzielt werden 
fönnen. Die adminijtrative Yeitung der Reichskaſſe (im weiteren Sinne) fällt dem 
durch Kaiferlichen Erlaß vom 14. Juli 1879 errichteten Reichsſchatzamt anheim. 
Die Wahrnehmung der Central-Kaſſengeſchäfte des Norddeutichen Bundes (jpäter des 
Reiches) wurde zuerjt durch Erlaß vom 21. Januar 1868 der Preußifchen General 
ſtaatskaſſe als „Generalkaſſe des Norddeutihen Bundes“ übertragen. Durch den 
8 22 des Bankgejeßes vom 14. März 1875 und den $ 11 des Reichsbankſtatuts 
vom 21. Mai 1875 (R.G. Bl. ©. 203 ff.) wurde der Reichsbank die Verpflichtung 
auferlegt für Rechnung des Reiches Zahlungen anzunehmen und zu leiften. Auf 
Grund diefer Beſtimmungen wurde durch den Reichskanzler eine bejondere Gejchäfts- 
abtheilung bei der Reichsbank-Hauptkaſſe ala Gentralkaffenjtelle des Reiches unter 
der Bezeichnung „Reichshauptkaſſe“ eingerichtet (Bekanntmachung des Reiche» 
fanzler® vom 29. Dezember 1875; R.Gentr.Bl. ©. 821) und derſelben unterm 
30. Dezember 1875 eine Gejchäftsanweifung ertheilt. Nach derjelben Liegt der 
Reichshauptlaffe nur die Buchführung und Rechnungslegung ob, die Zahlgejchäfte 
(Verkehr mit dem Publitum) vermittelt die Reichsbank-Hauptkaſſe. Im Uebrigen 
fommen als jelbitändige Kaſſen des Reiches hauptjächlich nur die Kaſſen der Mili- 
tär⸗, Marine, Poſt- und Telegraphenverwaltung in Betracht. Der Geldverfehr des 
Reiches mit den Bundesjtaaten vermittelt fich durch die Landeskaſſen. Insbeſondere 
finden nach Maßgabe bejonders erlaffener Beſtimmungen zwiichen der Reichshaupt— 
kaſſe und den Landeskaſſen monatliche Abrechnungen jtatt einerjeits über die von den 
Bundesjtaaten für Rechnung des Reiches zu erhebenden Abgaben, der Averjen für 
die Zölle und Verbrauchsfteuern, der Matrifularbeiträge und ſonſtigen dem Reiche 
zuftändigen Ginnahmen, andererjeits über die Ausgaben der Bundesregierungen für 
Rechnung des Reiches. 

Auch in Preußen fehlt e8 an gejelichen Spezialbeftimmungen für das Etats— 
und Rechnungsweien mit Ausnahme des die Cinrichtung und die Befugniſſe der 
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Oberrechnungsfammer betreffenden Gefeges vom 27. März 1872. Die Normen für 
die Rechnungsrevifion diefer Behörde find enthalten in der berühmten Inſtruktion 
für die Oberrechnungsfammer vom 18. Dezember 1824 (vgl. diefelbe in Anlage A 
zu Nr. 148 der Drudjachen des Abgeordnetenhaujes von 1871—72). Dieje In— 
itruftion ift rückwärts wirfend die Grundlage für die Führung des Staatshaushalts 
und die Kaffenverwaltung geworden und enthält alles Wejentliche eines ſog. Etats— 
(Komptabilitäts-)Gejeges, weshalb auch der dem Weiche vorgelegte Entwurf eines 
jolchen Geſetzes vorzugsweiſe an jene Inſtruktion fich anlehnt (vgl. Drudjachen Nr. 
15 und 16 des Reichätages für 1877). - 

Gemäß dem Grundjage, daß alle Einnahmen des Staates in eine Kaſſe fließen, 
aus welcher die Bedürfniſſe für alle einzelnen Verwaltungszweige zu beftreiten find — 
jo daß aljo, von bejtimmten im Etat oder Spezialgefegen angeordneten Ausnahmen 
abgejehen, feine Einzelverwaltung ihre für gewiſſe Zwecke rejervirte Sondereinnahmen 
hat —, werden etats- und buchmäßig jämmtliche Staatseinnahmen dem Finanz— 
minifter als Dedungsmittel für die Ausgaben überwiefen. Sämmtliche Einnahmen 
und Ausgaben vereinigen fich demnach rechnungsmäßig in einer Kaſſe — der General- 
ſtaatskaſſe. Zur Vermittelung des Einnahme- und Ausgabegejchäfts dienen Unter- 
kaſſen. Die Gliederung ift folgende: 

Die Generalſtaatskaffe, die Hauptcentralfaffe,;, — Provinzialfajjen — 
für einzelne Ginnahmezweige (Provinzialiteuer-, Oberbergamtsfaffen) oder für alle 
Einnahmen und Ausgaben (Regierungshauptlafien); — Spezialfajien — für 
die einzelnen Berwaltungszweige (Domänen, Forſt-, Steuer, Bergamtsfafjen ıc.).. 
Zwiſchen den eriten beiden Sategorien bejtehen für einzelne Ginnahme= oder Aus— 
gabezweige noch Gentralfafien, fogen. Generalfafien, 3. B. Generallotteriefaffe, 
Staatsjchuldentilgungsfaffe, Generalkaſſe des Miniſteriums der Geiftlichen ıc. An— 
gelegenheiten. Das Perjonal diefer Kaffen „beiteht aus dem Rendanten, dem Kon— 
troleur, Kajfirer, Buchhalter, Unterbeamte® bei den Spezialkaſſen blos aus dem 
Rendanten, bei den größeren noch dem Stontroleur. Daneben bejteht zur Kontrole 
die jog. Kaffenkuratel, welche in der Regel von einem höheren Beamten (Kafjen- 
rath) geführt wird und ſich namentlich in den gewöhnlichen (monatlichen) und 
außergewöhnlichen Kaffenrevifionen äußert (Kab.Oxrdre vom 19. Aug. 1823). — 
Zur Sicherftellung der Kaſſen Haben die Hauptlafjenbeamten die Pflicht zur 
Kautionsbeftellung (Reichögejeg vom 2. Juni 1869 und Preuß. Geſetz dom 
26. März 1873 nebjt Verordnung vom 10. Juli 1874 ꝛc.). Außerdem haben die 
Spezialkaſſen ihre Ueberſchüſſe pünktlich an die höhere Kafje abzuliefern. Allgemeine 
Inſtruktionen für jämmtliche Kaffen bejtehen in Preußen nicht. Hervorzuheben ift 
das Regulativ wegen künftiger Einrichtung des Kaſſenweſens vom 17. März 1828 
(v. Kamptz, Annalen, ©. 285) und die Gejchäftsanweifung für die Regierungs- 
Hauptfaffen vom 1. Juni 1857. Außer dem eigentlichen Zahlgeihäft iſt die 
Hauptthätigfeit der Kaſſen die Buchführung und die Rechnungslegung. Die 
Buchführung ift eine chronologifche und eine ſyſtematiſche, erjteres durch die 
Sournale, leßteres durch die Manuale. Beide müſſen übereinjtimmen und in jedem 
Moment eine volljtändige Ueberficht über den Kaflenverfehr und den Kaſſenbeſtand 
geben. — Etwaige Kaſſendefekte werden durch einen jummarifchen Beichluß der 
Auffichtsbehörde jejtgejtellt und erekutivisch eingezogen (Preuß. Verordn. vom 24. Jan. 
1844 und Reichsbeamtengefeg vom 31. März 1873, SS 134 ff.). 

Um der Finanzleitung eine fortlaufende Weberficht über die Ergebniffe der ©. 
und über die Lage des Staatshaushalts zu verichaffen, war früher die jogen. General- 
fontrole eingerichtet (Verordn. vom 3. November 1817), welche jpäter einjchließlich 
der jogen. Staatsbuchhalterei aufgehoben wurde (Kab.Ordre vom 29. Mai 1826 
und 19. Juli 1849). Durch Inſtruktion des Finanzminiſters vom 15. Dezember 
1858 iſt zu dem gedachten Zwed im Finanzminiſterium die jogen. Hauptbuch— 
Halterei eingerichtet. An dieje werden von allen General-, Provinziale und 
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Spezialfafjen, die eine jelbftändige Rechnung legen, allmonatlich nach vorgejchriebenen 
Formularen Abjchlüffe eingereicht, welche alle in dem Monat (bzw. den vorhergehenden 
Monaten des Etatsjahres) vorgefommenen Einnahmen und Ausgaben, die verbliebenen 
Reſte, Vorſchüſſe und Kaſſenbeſtände nachweijen. 

Hierdurch wird die Finanzleitung in den Stand geſetzt, jederzeit für die Be— 
ſchaffung der Mittel und den Ausgleich unter den verſchiedenen Kaſſen zu ſorgen. 
Eine ähnliche Einrichtung beſteht auch für das Deutſche Reich. Dabei mag hier 
erwähnt werden, daß zur Aufrechthaltung eines pünktlichen Kaſſenverkehrs und zur 
Vermeidung von Stockungen der Centralkaſſe eiſerne Beſtände, jogen. Betriebs: 
fonds, überwieſen find. Wie die gedruckten Etats ergeben, beträgt der Betriebs— 
fonds der Preuß. Generalitaatsfafje 30 330 000 Mark, der Betriebsionds der Reiche: 
hauptkaſſe (einfchließlich der eijernen Beſtände der Militär- und Poftverwaltung, jo: 
wie der Legationskaſſe) 30 060 000 Mark. — Zur vorübergehenden Stärkung der 
Betriebsfonds wird in der Regel durch das mit dem Gtat alljährlich erlafjene 
Tinanzgefeß die Ausgabe von Schatzſcheinen bis zu einer bejtimmten Gejammt: 
jumme vorgejehen (vgl. 4. B. Reichsgeſetz vom 28. März 1881). Dieje Schat- 
icheine charakterifiren fich als Mittel für antizipirte Einnahmen. Vgl. oben d. Art. 
Staatsanleihen. 

Um ein annäherndes Bild darüber zu erhalten, wie ſich in dem vorftehend be 
ichriebenen Rahmen die Geichäftsthätigkeit bewegt, find im Nachfolgenden noch die: 
jenigen Hauptgrundjäße der Kafjenverwaltung und die Hauptabjchnitte des Rechnungs: 
. verfahrens zuſammenzufaſſen: 

Die Grundlage der S. bildet der durch Vereinbarung der gejegebenden Fak— 
toren jeitgejtellte Staatshaushaltsetat einjchlieglich der jogen. Spezialetats. Eine 
jede Kaſſe erhält, nach Teititellung des Staatshaushalts, einen in der Form de 
legteren (nach Kapiteln und Titeln) angefertigten Kafjenetat, welcher die Spezial: 
einnahmen und =Ausgaben der Kaffe enthält. Hauptetats (3. B. die Etats der 
Minifterien) werden vom Könige vollzogen, die Vollziehung der Spezial-(Kaſſen⸗) 
Etats erfolgt in der Regel unter Mitwirkung des Finanzminiſters. 

Der Staatöhaushaltsetat wird für einen beftimmten Zeitraum (Etatsperiode, 
exereice) aufgejtellt. Dieſer Zeitraum iſt auch für die Kaſſenführung und Rechnungs 
legung maßgebend. Derjelbe fiel früher im Reich und in Preußen mit dem Ka: 
lenderjahr zufammen. Auf Grund des Neichögeieheg vom 29. Februar 1876 und 
des Preußischen Gejeßes vom 29. Juni 1876 läuft nunmehr das Etatsjahr vom 
1. April des einen biß zum 31. März des folgenden Jahres. Nach Ablauf de 
Gtatsjahres jchließen die Kaſſen ihre Bücher ab (Finalabſchluß) und ftellen die 
Rechnung auf. 

Alle Einnahmen und Ausgaben gehören demjenigen Etats-(Rechnungs-)jahr 
an, in welches diejenigen Thatjachen fallen, welche das Einnahmerecht und die Aus 
gabepflicht des Staates begründen. Um die Liquidation und Erhebung bzw. 
Auszahlung noch bewirken zu können, iſt der Abjchlußtermin für die verjchiedenen 
Kafien über den Jahresichluß hinaus erjtredt. Danach erfolgen in Preußen jet die 
Finalabſchlüſſe der Spezial-, Provinziale, Haupt und Gentralfaffen, jowie der General: 
itaatäfaffe bzw. am 26. und 30. April, am 10. und 30. Mai und am 15. Juni. 

Einnahmen, welche bis zum Abjchluß nicht erhoben werden konnten, und Aus 
gaben, deren Rechtsgrund fejtjteht, welche aber vor dem Abſchluß nicht geleitet 
werden fonnten, gehen ala Reſte in das folgende Gtatöjahr über. Ueberſchüſſe 
nach Abzug etwaiger Reſte werden als erſpart verrechnet, jojern nicht ein bejtimmter 
Ausgabefonds durch Etat oder Gejeh als in das folgende Etatsjahr übertragbar 
bezeichnet ij. In diefem falle bleibt der Ueberſchuß zur Verfügung der Ver— 
waltung und wächſt dem Ausgabeetat des folgenden Jahres zu. 

Die Einnahmerejte vereinigen fich rechnungsmäßig mit den Ginnahmen des 
folgenden Jahres, die Nejtausgaben dagegen find bejonders zu verrechnen. Reit: 
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ausgaben aus nicht übertragbaren Fonds können nicht zur Dedung der laufenden 
Ausgaben des folgenden Gtatsjahres verwendet werden. Sind die Reitausgaben 
am Ende des zweiten Jahres nicht‘ geleiftet, jo werden die Reſte ala eripart ver- 
rechnet und die Ausgaben aus laufenden Fonds bejtritten. Die jog. Rejtverwal- 
tung, wie fie mach dem DBorhergehenden in Preußen bejteht, hat im Reich 
weientliche Mobdififationen erfahren. In Frankreich ijt fie gänzlich unbekannt, 
weshalb dort die Abjchlußtermine erheblich weiter über den Jahresichluß erſtreckt 
find (für das ordonnancement bis zum 31. Juli, für die Zahlung bis zum 
31. Auguft). 

Jede Ausgabepofition des Etat? (Ausgabefonds) bildet einen Kredit, welcher 
dem Chef derjenigen Verwaltung, für welche die dem Staatshaushaltäetat bei- 
gegebenen Spezialetats aufgeftellt find, eröffnet ift. Der Verwaltungschef ift der 
zur Verfügung über dieſe Fonds Berechtigte. Keine Zahlung darf ohne eine An— 
weijung des zur Verfügung berechtigten Chefs oder des von diefem beauftragten 
Beamten geleiftet werden. Soweit die Kafjenetats den Gmpfangsberechtigten be= 
zeichnen, enthält derjelbe den Generalauftrag an die Kafle zur Zahlung. Im 
Uebrigen ift die Fondsverwaltung durch Inſtruktionen geregelt, 3. B. durch die 
Verfügung des Juftizminifters, betreffend die Vorjchriften über die Fondsverwaltung 
bei den Juſtizbehörden, vom 28. September 1879. Die Generalanweifung durd) 
den Kaffenetat bildet eine wejentliche Vereinfachung gegen das umjtändliche Ver: 
fahren bei dem ordonnancement, wie es in frankreich üblich ift, ohne der Sicherheit 
Eintrag zu thun. Jede Ausgabe — und entiprechend die eine ſolche anordnende 
Anweifung — muß dem Zwede entjprechen, für welchen die Bewilligung im Gtat 
erfolgt ift. Die Leiftungen von Ausgaben aus dem einen Fonds zu Zweden eines 
anderen Fonds (fog. Uebertragungen) find unzuläffig. Mehrzahlungen über die etats- 
mäßigen Summen oder außerhalb eines bejtimmten etatsmäßigen Zwedes erfordern 
eine bejondere Behandlung. 

Da nämlich der Staatshaushaltsetat nur einen „Voranjchlag“. der Einnahmen 
und Ausgaben enthält, jo fann die Ausführung deſſelben Mehr: und Mindereinnahmen 
und Ausgaben zur Folge haben. Bon bejonderer Wichtigkeit find die Mehraus- 
gaben, d. h. die Gtatsüberfchreitungen, welche fich gegen die Titelfummen der von 
dem Landtage bejchloffenen Spezialetat3 ſowol, wie gegen diefe Etats überhaupt 
(außeretatsmäßige Ausgaben) ergeben. Zu jolchen Gtatsüberjchreitungen it im 
Kaufe der Verwaltung die Zuftimmung des Yinanzminifters und die Genehmigung 
des Königs erforderlih. Außerdem ift eine Nachweifung derjelben im nächjten 
Jahre, nachdem fie entitanden find, dem Yandtage zur Genehmigung vorzulegen. 
Dieje Nachweifung wird dem Landtage alljährli in der „Weberjicht von den 
Staatseinnahmen und -Ausgaben“ vorgelegt, welche auf Grund der dem Finanz— 
minifter zugehenden Finalabſchlüſſe aufgeitellt wird. 

Nach dem Abſchluß Hat jede Kaſſe ihre Rechnung aufzuftellen, welche in den 
einzelnen Anjägen (Etatsjoll, Mehr oder Minder, Reite) das bei dem Abſchluß feit- 
geitellte Ergebniß der KHaffenbücher wiederzugeben hat. Die Rechnungen find — 
nach erfolgter VBorprüfung (Abnahme) durch die Verwaltungsbehörden — nebjt den 
Belägen der Oberrechnungsfammer einzureichen. Gbendahin gelangt auch die von 
dem Finanzminiſter auf Grund der Spezialrechnungen aufgejtellte allgemeine 
Rechnung über den Staatshaushaltsetat. 

Die Revifion der Oberrechnungsfammer hat fich zunächſt auf eine falkulatorische 
Prüfung und Juftifizirung der Rechnungen und der Beläge zu erjtreden; außerdem 
aber namentlich darauf: 

ob bei der Erwerbung, der Benugung und der Veräußerung von Staatseigenthum 
und bei der Erhebung und Verwendung der Staatseinfünfte, Abgaben und 
Steuern, nach den bejtehenden Gejegen und Vorſchriften, unter genauer Beachtung 
der maßgebenden Verwaltungsgrundfäße verfahren worden ijt, und 
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ob und wo nach den aus den Rechnungen zu beurtheilenden Ergebnifjn der 
Verwaltung zur Beförderung des Staatszwedes Abänderungen nöthig oder rath— 
jam find. 

Merden die Rechnungen richtig befunden, jo ertheilt die Oberrechnungstammer 
den rechnungsführenden Beamten Quittung (Decharge). Stellen fi) Vertretungen 
der Rechnungsführer oder anderer Beamten heraus, deren Dedung durch die Notaten- 
beantwortung nicht nachgewiejen wird, jo hat die Oberrechnungsfammer die weitere 
Verfolgung, welche der vorgejehten Behörde obliegt, nöthigenfalla durch Eintragung 
in das Soll der Einnahmen anzuordnen ($ 17 des Preuß. Gef. vom 27. März 
1872 und ähnlich der dem Reichstag vorgelegte Entwurf). Diefe Beitimmung läßt 
nicht klar erkennen, welche Stellung das Gejeß der Oberrechnungstammer gegenüber 
den Verwaltungsbehörden — welche nicht Rechnungsleger find — namentlich den an— 
weilenden Beamten und bejonders den Verwaltungschefs hat einräumen wollen. In 
Frankreich gilt der Grundjaß, daß der oberite Rechnungshof fich in feiner Weiſe eine 
Jurisdiktion über die anweiſenden Beamten (ordonnateurs) beilegen fann. Der ent: 
gegengejeßte Grundjaß würde, jo jegensreich auch eine Kontrole der Verwaltung bei 
Gelegenheit der Nechnungsrevifion fein mag,’ leicht zu Kollifionen sund zu einer 
Hemmung der Grefutive führen können. Das Richtige wird fein, wenn die Sontrole 
der Verwaltung durch die Bemerkungen zur allgemeinen Rechnung und durch den 
dem Könige zu erjtattenden Gejchäftsbericht geübt wird. 

Die allgemeine Rechnung über den Staatshaushaltsetat, welche alljährlich dem 
Landtage vorzulegen ift, hat nämlich die Oberrechnungsfammer mit ihren Be 
merfungen zu begleiten, welche fich namentlich über etwaige Abweichungen von den 
Beitimmungen des Etats oder der Titel der Spezialetats oder den damit verknüpften 
Bemerkungen oder endlich von Tyinanzgejeßen überhaupt verbreiten. Auf Grund 
dieſes Materials jpricht der Landtag die Entlaftung der Staatsregierung aus oder 
beanjtandet diejelbe. 

Endlich erjtattet die Oberrechnungsfammer alljährlich dem Könige Bericht über 
die Grgebnifje ihrer Gejchäftsthätigkeit, verbunden mit Vorfchlägen darüber: ob und 
inwieweit nach den aus den Rechnungen fich ergebenden Rejultaten der Verwaltung 
zur Beförderung der Staatözwede Reformen nothwendig oder rathjam ericheinen. 

An diefer Weife vollendet fich der Kreislauf der zur Ausführung des Staats- 
— — dienenden Operationen der S. — 

Roͤnne, Staatsrecht, 3. Aufl., Bd. IL 2 ©. 722 ff. — Gneiſt, Verwaltung, 
Jury, etemeg, $ $ $ 30 ©. 320. — Kieichte, Grundzüge zu einer zwedmã higen Einrichtung 
des Staatskaſſen⸗ und Rechnungsweſens, Berlin 1821. — Graaf, — des Gtatäfafien: 
und Rechnungsweſens, Berlin 1831. — Herrfurth, Das gfammte Preußiſche Etatäfafien: 
und Rechnungsweſen, Berlin 1881. — Meißner, Die dad — des Preußiſchen 
Staates umfaſſenden Geſetze und — — Berlin 1878. — Laband, Das Finanzrecht 
db. Deutſchen Reichs (Hirth's Annalen 1873 523 ff.) — Czörnig, Darftellung der Ein: 
richtungen über Budgete, Staatsrehung um Baal u. |. w., Wien 1866. — Fahrm— 
bacher, Das Zahlungsweſen ber allgemeinen Finanzverwaltung in — Ansbach 1876. — 
Hod, Finanzverwaltung Frankreichs, Stuttgart 1857, ©. 85 ff. M. Block, Diction- 
naire de l’administration frangaise, 8. v. Comptabilite publique. R. 

Staatsrath. Der S. erſcheint in dem monarchiſchen Verfaſſungen Europa's 
als die kollegialiſche Formation des höheren Berufsbeamtenthums zur ſtetigen Be— 
rathung des Staatsoberhauptes in den höchſten Staatsangelegenheiten, zur Vor— 
berathung der Geſetzentwürfe und Verordnungen, zur rechtlichen Begutachtung der 
Verwaltungskonflikte und Beſchwerden. Er iſt die höchſte Formation des 
berufsmäßigen Beamtenthums und nur aus dieſem heraus verſtändlich. 

Schon in den erſten Anfängen unſerer ſtaatlichen Entwickelung haben die Ger— 
maniſchen und Romaniſchen Völker einen Berufsſtand für die humanen Aufgaben 
und Kulturzwecke des Staates gebildet in der Hierarchie der Römiſchen Kirche. Auf 
einer ſpäteren Entwickelungsſtufe bildet das weltliche Beamtenthum, Hand in Hand 
mit der Rezeption eines neuen ftaatsbildenden Rechtes, einen Beamtenſtand, deffen 
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bedeutungsvoller, wmeltgeichichtlicher Beruf die Ueberwindung der ftändifchen Gegen— 
fähe der Europäifchen Welt geworden ift. Ueberall \ erjcheint nun in den größeren 
Staaten ein „Geheimrath“, Staatsrath oder analoger Körper, welcher Anfangs 
die Spitzen der geiftlichen und weltlichen Stände mit den hohen Beamten aus 
perjönlichem Vertrauen vereinigt, in welchem dann aber das reine Beamtenelement 
dad Mebergewicht behält. Wie die Bildung der ftehenden Armee die phyſiſche 
Macht, jo verleihen dieje „Conseils“ des Landesherrn der aufwachſenden Monarchie 
die rechtliche und fittliche Macht, welche die gefchiedenen Elemente des Volkslebens 
zur höheren ftaatlichen Einheit führt. Auf dem Kontinent geht mit Ueberwältigung 
der jtändifchen Berfaffungen daraus die abjolute Monarchie hervor. In England 
ift der endliche Ausgang ein entgegengejegter. In allen Kulturländern Europa's 
aber bewegt fich der Berfaffungsftreit jeit dem Ende des Mittelalters in dem gegen- 
jeitigen Verhältniß zwiſchen diefem königlichen Rath und den ftändifchen Körper: 
Ichaften wie in einem Brennpunft. 

In England ericheint der ©. ald „consilium continuum“ zuerſt in dem 
Menjchenalter nach der Magna Charta. Die Monarchie, im Streit mit den befien- 
den Klaſſen, jah fich genöthigt, die höchften Kronbeamten zu einer ftehenden Behörde 
zufammenzufaffen, um aus dem Syſtem der perjönlichen Regierung zu einem ftetigen 
geſetzmäßigen Gang der Staatögefchäfte zu gelangen. In dem Jahrhundert Eduard’s I., 
II. und III. gewinnt der ſtehende Rath die Jnitiative einer großen Geſetzgebung. 
In vereinigten Sigungen mit den hervorragenden Prälaten und weltlichen Herren, 
als „Magnum Consilium“ oder Parliamentum, find von dieſer Körperſchaft die 
grundlegenden Geſetze der heutigen Englifchen Staatäverfaffung ausgegangen, — in 
einer Zeit, in welcher das Unterhaus noch eine jehr untergeordnete Stellung einnahm. 
Noch einmal in der jpäteren Epoche der Reformation hat der königliche Rath ala 
„Privy Couneil“ die Initiative der Gejehgebung jowie die aufßerordentlichen 
Regierungs- und GStraigewalten erhalten, welche die Durchführung des jchweren 
Werkes der jtaatäkirchlichen Reformation erforderte. Die Periode der Tudors bildet 
den Höhepunkt des Privy Council, neben welchem das Parlament zeitweife feine 
Selbitändigkeit zu verlieren jcheint. Im folgenden Jahrhundert aber befämpft die 
Dynaftie der Stuart3 mit dem Privy Council die Parlamentsverfaffung überhaupt, 
mit dem Berordnungsrecht die Gefeßgebung, mit.der Verwaltungsjuſtiz des Council 
das jtändifche Steuerrecht und die lofale Selbftverwaltung. In diefem Kampf fiegt 
das Parlament in Folge der gejellichaftlichen Harmonie, welche die drei Stände in 
gleichem Recht, in gleicher Steuerpflicht und wejentlich gleichen Intereffen vereinigte. 
Das befiegte KönigthHum wird gezwungen, auf die Verwaltungsjuftiz des Council 
(Sternfammer) und auf die gemißbrauchten außerorbentlichen Gewalten zu verzichten. 
Die Gejhäite des Privy Council gehen damit auseinander Die 
Verwaltungsgerichtsbarkeit fonjolidirt fich in den Behörden des selfgovernment unter 
Kontrole der Reichägerichte. Die Initiative der Gejeßgebung und der Regierungs- 
maßregeln fällt dagegen in einen engern Ausſchuß des Staatsraths (Cabinet, 
Mtinifterrath), welcher jchon unter den Stuarts gebildet, jet die eigentliche Hand— 
habe der parlamentarifchen Parteiregierung wird. Die Minifter üben ihre Gewalten 
noch heute als „Staatsräthe“, welche mit einem bejonderen Departement betraut 
find, und bleiben in der Regel lebenslänglich Mitglieder des Privy Council, deffen 
Mitgliederzahl allmählich bis auf 200 gewachſen ift. de Verſammlung wird aber 
nur jelten zu Geremonialacten geladen. Für die wirklichen Regierungsgejchäfte er: 
gebt die Ladung nur an die Mitglieder des zeitigen Miniſterraths. Die heutigen 
Orders in Council find aljo der Sache nach nur Beichlüffe des Staatsminifteriums. 
Die alten Hauptgeichäite des ©. haben fich vertheilt unter Minifterrath, Parlament, 
Reichsgerichte und die Verwaltungsgerichte des Selfgovernment. Nur für die Kolonial— 
und firchlichen Angelegenheiten bleiben noch Reſte einer wirklichen Jurisdiktion des 
Privy Couneil übrig. 
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In Frankreich dagegen erfcheint das Conseil du Roi jchon jeit dem 
15. Jahrhundert als der jtändige Hauptlörper der Staatäregierung, mit welchem 
das Königthum Stände und Parlamente überwindet. In das Conseil fällt die 
Initiative der Gejeßgebung und das Verordnungsrecht des Königs, welches für die 
zerrifiene ſtändiſche Gejellichaft immer ausjchließlicher die gejeßgebende Gewalt über: 
nehmen muß. Dieje zeitgemäße, ftetig fortjchreitende Verordnungsgewalt jchiebt die 
geießgebenden und fteuerbewilligenden Stände allmählich ganz bei Seite, und giebt 
der Vollziehungsgewalt die jtetige Gejtalt, in welcher fie die ftändifchen Sonderredhte 
und Privilegien zu” überwinden vermag. Eine abichließende Ordnung giebt das 
Edikt vom 3. Jan. 1687, und es entjteht nun jener gewaltige Körper „tout à la 
fois cour supr&öme de justice, tribunal supr&öme administratif, conseil du gouverne- 
ment, qui discute et propose la plupart des lois, fixe et repartit l’impöt, établit 
les rögles gen6rales, qui doivent diriger les agents du gouvernement“ (Tocque- 
ville), — der jtetige Körper einer durch Berufsbeamte geführten Staatsregierung. — 
Im Kampf gegen das ancien régime hob die Revolution im Gejeß vom 25. Mai 
1791 zwar den ©. auf, und übertrug feine Funktionen auf den Minijterrath, zum 
Eleinen Theil auf den Kaſſationshof. Allein jeder durch ein Berufsbeamtenthum aus 
ichließlich verwaltete Staat bedarf dieſer ftändigen Formation für die Stetigfeit 
jeiner Berwaltungsordnung. Die Konfularverfaffung ftellt ihm wieder her, mit der 
Befugniß „de rediger les projets des lois et les reglements d’administration 
politique, et de r&soudre les difficultes, qui s’eldvent en matière administrative”, 
mit einer höchiten Kompetenz zur Interpretation der Verwaltungsgeſetze, Enticheidung 
der jtreitigen VBerwaltungsfragen und der Konflikte zwijchen Juſtiz und Berwaltung. 
Alle Franzöfifchen Berfaffungen find auf diefe Formation zurüdgelommen , die zwar 
gegen dein Willen eines Machthabers oder einer regierenden Partei ohne dauernde 
MWideritandötraft, doch dem herrichenden Syitem die Ordnung der Gejchäfte, die 
einheitliche Aktion der Organe gemwährleiftet. Das Conseil in feiner durch Dekret 
vom 14. Yan. 1852 erneuten Gejtalt beiteht aus einem Präfidenten, 40—50 Staat: 
räthen zum ordentlichen Dienft der 6 Sektionen, 18 Staatsräthen, twelche feiner 
Sektion zugetheilt find, ungefähr 20 Mitgliedern im außerordentlichen Dientt, 
40 Staatörathäreferenten (maitres des requötes) und 80 Referenten (auditeurs). 
Gr vereinigt in fich die Verwaltungsfapazitäten des Landes, wie der Kafjationsbor 
die Juftizkapazitäten, jogar auf Koften des Minifterialfyitems. Neben dem unver: 
antwortlichen Conseil d’6tat finfen die Minifter zu blos ausführenden Departements 
leitern herab, das mittlere und niedere Beamtenthum zu gejchicten Inſtrumenten, von 
welchen eine prompte, taftvolle Vollziehung, aber feine Selbſtändigkeit des Gedantens 
und Willens erwartet wird. Im Verhältniß zum Monarchen ijt das Conseil d’etst 
als jeine „pensee en deliberation“, der Minijter als die „pensde en execution“ 
gedacht. Auch in den höchſten Entfcheidungen über die Kompetenzkonflikte giebt 
diefer S. nur Gutachten, welche der Souverän bejtätigen oder amendiren mag. Bi 
in der Gerichtöverfaffung find es inäbefondere die ſtets verfchiebbaren Ab— 
theilungen mit einem jährlich vorbehaltenen Wechjel, welche die Zurisdiktion 
über das öffentliche Recht hier ebenſo unſelbſtändig machen, wie die Entjcheidungen 
der wechjelnden Gerichtsabtheilungen. Auch die neue Republit hat das Conseil 
d’etat nicht zu entbehren vermocht, nunmehr aber die Stellung deffelben ala Ver 
waltungsgericht der ordentlichen Gerichtsverfaffung affimilirt. 

In Deutihland hat die S.bildung Ähnliche Formen und Kompetenzen, 
aber, wie das Beamtenthum ſelbſt, einen verjchiedenen Charakter entwidelt. In 
Defterreih, Kurbrandenburg und in den übrigen größeren Staaten gewinnt der 
„Geheimrath“, „Hofrath“ und analoge ftändige Körperfchaften eine ftetig wachiende 
Bedeutung auf Koften der verfallenden Landſtände. Das reine Beamtenelement 
verdrängt die Anfangs noch darin aufgenommenen jtändifchen Elemente. Am deut 
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lichſten erkennbar wird die Bedeutung diefer Einrichtungen in dem kurbranden— 
burgiichen Geheimen S. Es fam darauf an: 

1) die dem neuen Staatöwejen nothwendigen Gewalten, insbejondere die 
Militär, Finanz-⸗, Polizei und Kirchengewalten, im Widerfpruch mit dem her— 
gebrachten Rechtszuſtand, doch in möglichiter Schonung der Rechte und Intereffen 
der herrichenden KHlaffen durchzuführen. Unter dem Titel der „von Gott gejeßten 
Obrigkeit“ ſchafft ſich die Staatäregierung jchrittweife und experimental zuerſt die 
notwendigen Finanz- und Militärfräfte, ordnet fich durch das „Oberauffichtsrecht“ 
die ſtändiſchen, geiftlichen und jtädtifchen SKorporationen als Organe der Staat3- 
gewalt unter, und verbindet mit den ausführenden Organen zugleich die Entjcheidung 
über die Kollifionen zwifchen dem neuen und alten Recht, im Geift einer Ver— 
waltungsjurisdiftion. Der ©. bildet dafür eine höchitbegutachtende, de facto 
regelmäßig enticheidende Behörde, in unmittelbarer Korreipondenz mit dem Landesherrn. 

2) Mit dem Fortichritt diefer Regierungsweife bilden fich fefte Normativ- 
beitimmungen für die Ausübung der Staatögewalten: der S. wird durch jeine 
Stellung zugleih beratbende Behörde für Gejege und Verordnungen. 

Die Hauptichwierigkeit damaliger Verhältniſſe lag in der Ungleichartigfeit der 
zufammengefügten Landgebiete und ihrer Rechte, die zu einem gemijchten Syſtem 
von Real- und Provinzialverwaltung und zu erheblichen Umwandlungen der Organi- 
jation führte. Das Streben nach Stetigfeit und Gerechtigkeit gab dem höchjten 
Regierungskörper in wejentlichen Punkten die Gejtalt der jtändigen follegialifchen Ober- 
gerichte. Dieſe Organifation erjtredt fich auch auf die Mittelinftanz in zahlreichen 
ftändigen Kollegien. Nachdem auch die Lokalobrigkeit den ftändigen Charakter des Land— 
rathaamtes erhalten hat, ift der Paralleliamus zwiſchen Verwaltung und Juſtiz vollendet. 

Allein jo jehr diefe jurisdiktionelle Geftalt der Staatsregierung den Deutichen 
Rechtsanſchauungen entiprach, fo ſchwerfällig wurde fie allmählich für die wachjenden 
Bedürfniffe einer neuen Zeit. Schon am Schluß der Regierung Friedrich's des Großen 
eritarrte der Geheime S. mit feinen unförmlichen Abtheilungen zu einem geiftlofen 
Körper, der mit den Jdeen und Bebürfniffen der Epoche der Franzöſiſchen Revolution 
nicht mehr Schritt zu Halten vermochte. Die Stein-Hardenberg'ſche Reform hat 
diejen monſtröſen Körper zerfchlagen und ein einfaches, durchgreifendes, der neuen 
Reiormgejeßgebung entjprechendes Minifterialiyitem an jeine Stelle gefeßt. Daneben 
jollte ein „S.“ reftaurirt werden, trat aber erjt fpäter und nur ala gejeßberathender 
Körper wieder ind Leben. Troß einzelner mujterhafter Gejegesarbeiten vermochte 
derjelbe feine jejte Stellung mehr gegen die Miniftergewalten zu gewinnen, wurde 
jelbft bei Privatrechtögefegen umgangen und von Friedrich Wilhelm IV. als ein 
Hauptſitz der ihm mißliebigen „Biüreaufratie” angejehen. Grit in jpäter Stunde 
wurde eine S.juriediftion über die „Kompetenzkonflikte“ hergeitellt, welche äußerlich 
dem Franzöſiſchen Mufter folgte, der Sache nach aber durch den definitiven Charakter 
feiner Entſcheidungen und durch Anerkennung der Geſetze ala abjolute Norm, doch 
mehr den Charakter der Deutfchen Gerichtöbarfeit annahm. Die übrige Verwaltungs» 
jurisdiftion verblieb den Departementsminiflern in letzter Inſtanz. 

An dies Syitem der Staatöverwaltung ſchloß fich nun jeit 1848 eine Verfaſſung 
nach Belgijchem, Franzöfiihem und Engliſchem Mufter an, ohne Rüdficht darauf, daß 
dieje fremden Verfafjungen einevon der Minifterverwaltung unabhängige 
BVerwaltungsjurisdittion vorausjeßen. Dan glaubte, daß die „Minifterveranttwortlich- 
feit“ die Stelle der Rechtiprechung über das öffentliche Recht erſetzen könne, hatte 
aber weder den Muth noch den ernten Willen, eine jolche zu realifiren. Die völlige 
Unficherheit und Schußlofigkeit der Verfaſſungs- und Verwaltungsgeſetze Hat lange 
Zeit die öffentliche Meinung (jelbjt bei der Krifis vom Jahre 1866) zu feinem erniten 
Entjchluß einer Beſchränkung des departementalen Abfjolutismus zu bewegen vermocht. 

In heutigen Verhältnifjen findet die Serftellung eines gejegberathenden ©. 
anscheinend noch ein Hinderniß darin, daß Kompetenz und Formation dafür ſchwer 
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zu finden iſt, jo lange das Verhältniß zwiſchen Reichs-und Landesverfafſungen ſich im 
Fluß befindet. Nothwendiger als je war dagegen die Herſtellung einer von der 
Miniſterverwaltung unabhängigen Jurisdiktion über die ſtreitigen Fragen der 
Auslegung der Verfafſung, der Anwendung des Verwaltungsrechts, — und dieſe ließ 
ſich nur in einem ſachverſtändigen, kollegialiſchen Beamtenkörper finden, während eine 
Jurisdiktion durch Behörden des Selfgovernment erſt von Unten herauf neu zu 
ſchaffen war. Alle Eiferſucht gegen das Berufsbeamtenthum mußte daher unter 
dem einen oder anderen Namen auf eine S.bildung für die Verwaltungs— 
jurisdiftion zurüdfommen. Die Preußifche Geſetzgebung ift jeit 1875 zu einem 
dem Wejen der Deutjchen Gerichtsverfafjung entiprechenden „Oberverwaltungägerichts- 
hof“ gelangt, der aber an die Gentralverwaltung noch nicht heranreicht. 

Einen bedeutungsvollen Theil der Staatsentwidelung Defterreichs bildet 

auch der dortige ©., deſſen Gejchichte von dem Freiherrn v. Hod kurz vor jeinem 
Tode begonnen war. Die neuejte Gejeßgebung beſchränkt ſich auch bier auf einen 
Verwaltungsgerichtshof. Wichtig für das Eonjtitutionelle Verhältnig des ©. find 
namentlich auch die Formationen in Bayern und Württemberg, im Zujammen: 
hang mit einem relativ gut entwidelten Verwaltungsrecht. 
Lit.: —*** der Staatsrathsbildungen in allen europäiſchen Ländern von Brachelli 
in jeinem Jahrb. für Geießkunde und Statiftil, 1862, ©. 170 fi. — Malchus, Politik der 
inneren Verwaltung, I. SS 18 ff. — Für England: Gneift, Engl. Verwaltungsrecht, 1866 
bis 1867; I. SS 21, 32, 37, 43; IL SS 44— 75. — Für Frankreich: Dareste, Justice ad- 
ministrative, 1862. — M. Block, Dictionnaire de la politique, v. Conseil d’Etat. — für 
Deutihland und —— Recht: 8. v. Stein, Die Verwaltungslehre, 1869, I. S 
177—197. — v. Rönne, Staatöreht, Regifter voce S. — Coſsmar u. Glaproth, Ter 
fgl. Preuß. u. furfürftl. Brandenburgiſche Geheime ©., Berl. 1805. Gneiſt. 

Staatsſchatz, ſ. Reichskriegsſchatz. 

Staatsichulden.. I. Begriff. (Verwaltungsſchulden und Finanzſchulden). 
Unter S. im weiteren Sinne verſteht man alle begründeten Forderungen, welche an 
irgend eine Staatskaſſe gemacht werden. Es beſteht aber ein ſehr weſentlicher Unter— 
ſchied zwiſchen den Schuldverbindlichkeiten der Staatsverwaltung und den ©. im 
eigentlichen und engeren Sinne. Man kann jene mit Laband Berwaltungs 
ſchulden, dieſe Finanzſchulden nennen, oder mit v. Stein jene ald Finanzkredit, 
dieje als Staatsfchuldenwejen bezeichnen. Und zwar find Verwaltungsſchulden die 
jenigen nicht unverzüglich berichtigten Forderungen an die laufende Verwaltung, 
welche im Gtat vorgejehen find, aber ihre Dedung erft in einer jpäteren Einnahme 
finden, zu deren Beitreitung die Mittel in der Kaffe augenblicklich nicht ausreichen, 
die jedoch in der laufenden Tyinanzperiode wieder ausgeglichen werden, indem ledig: 
lich etatsmäßige Ausgaben zu etatsmäßigen Ginnahmen antizipirt find. Dieje Ver 
waltungsichulden bewegen fich alfo innerhalb der budgetmäßigen Summen und be 
‚jweden nur die zwedmäßige gegenjeitige Ordnung von Ginnahmen und Ausgaben; 
fie würden überhaupt gar nicht entitehen, wenn die Einnahmen und Ausgaben des 
ganzen Jahres an einem einzigen Tage erfolgen könnten; fie entjtehen aber dadurch, 
daß die Einnahmen und Ausgaben fich unregelmäßig vertheilen, und zwar jo, daß 
ein Theil der Ausgaben früher zu leiften ijt, ala ein Theil der Einnahmen erhoben 
wird, wie fich denn namentlich bei der Militärverwaltung herausgeſtellt hat, daß 
ein zeitweiliger Mehrbedarf, und zwar jehr erheblich über den monatlichen Durd- 
jchnittsbedarf in den Wintermonaten eintritt und daß ziemlich in derjelben Zeit die 
Zolleinnahmen Hinter dem Durchichnitt zurücbleiben. Ginen ganz anderen Charafter 
haben aber die Finanzſchulden, die eigentlichen S. Dieje haben ihren Grund nicht 
in laufenden Einnahmen, jondern in den Ausgaben, fie jchaffen eine fehlende Quelle 
von Einnahmen, und zwar entweder in der Weile, daß die Nothmwendigfeit einer 
derartigen Schuld fich ſchon bei FFeititellung des Budgets herausstellt oder erſt im 
Laufe des Verwaltungsjahres fich ergiebt, indem "die Ausgaben den Woranichlag 
überjchreiten, während die Einnahmen hinter demjelben zurüdbleiben. Diefer Unter: 


Staatsihulden. 761 


ihied von Verwaltungs» und Finanzichulden Hat nun aber auf die gefammte recht- 
liche Behandlung derjelben den allerwejentlichiten Einfluß. Denn während die Ver: 
waltungsjchulden eine Maßregel der Finanzverwaltung find und durch die derjelben 
innewohnende Berordnungsgewalt geichaffen, geordnet und getilgt werden, jo find 
dagegen die Finanzſchulden ein Gegenjtand der Gejehgebung, jowol in Bezug auf 
Kontrahirung ala in Bezug auf Verwaltung. Es verhält fich Hinfichtlich der Ver— 
waltungs- und Finanzichulden in diefer Hinficht ganz ähnlich, wie hinfichtlich des 
Verwaltungs- und Finanzvermögens in Bezug auf deffen Veräußerung; denn während 
jenes als Hülfsmittel bei Ausübung ſonſtiger Staatöfunftionen einfeitig von der 
Verwaltung veräußert werden kann, die eben ihrem Schwerpunkte nach nicht beim 
Landtage liegen foll, jo find die Veräußerungen diejes, welches eine Cinnahmequelle 
bildet, im Prinzip an die Zuftimmung des Landtages gebunden. Die in einigen 
Beriaffungsurtunden ausdrüdlich der Verwaltung beigelegte Berugniß zur Kontrahi— 
rung von Verwaltungsfchulden (Baden, Weimar) verjteht fi) auch da von ſelbſt, 
wo dieje Berugniß wie in Preußen nicht ausdrüdlich ausgeſprochen ift. Die Ver: 
waltungsfchulden jcheiden mithin aus der Darftellung aus; zur Kontrahirung der- 
jelben bedarf die Regierung feiner Autorifation, denn fie find die unmittelbare Folge 
des Gtatögejeges, und die Verwaltung diefer Schulden ift recht eigentlich die Auf: 
gabe der Finanzverwaltung. 

II. Arten der Finanzſchulden. 1) Man unterjcheidet zunächit die ver- 
zinsliche und die unverzinslihe S. Unter unverzinglicher ©. verfteht man die 
lediglih auf den Staatäfredit fundirten Staatönoten. Dieſe unverzinsliche Schuld 
bildeten bisher in Preußen die jog. Kafjenanweifungen, die in Appoints von 1 Thlr. 
und 5 Thlr. von der Hauptverwaltung der S. ausgegeben wurden, deren Geſammt— 
betrag fich in Folge des Gejeßes vom 19. Mai 1851 auf 30 Millionen belief, 
durch Gejeg vom 7. Mai 1857 auf die Summe von 15 842 347 Thlr. reduzirt 
wurde, durch Einziehung des Hurheffiichen und Naſſauiſchen Papiergeldes aber wieder 
auf ca. 18 Millionen erhöht worden war. Die Kaflenanweifungen mußten bei allen 
föniglichen Kaflen zum vollen Nennwerthe angenommen werden, hatten aber feinen 
Zwangskurs (vgl. über die Frage des Zwangskurſes Boigtel, Das Geld und 
die Geldpapiere, in Hinſchius' Zeitichr. j. Gejeßgebung und Rechtöpflege Bd. 1. 
(1867) ©. 445 ff.; Keyßner, Vom Preuß. Papiergelde a. a. D., Bd. II. (1868) 
©. 101 ff.; Hartmann, Ueber den rechtlichen Begriff des Geldes, Braunfchweig 
1868, ©. 97 ff.; v. Rönne, Staatsrecht, Bd. II. Abth. 2 ©. 371). Die weitere 
Vermehrung alles einzeljtaatlichen Papiergeldes ift dann reichsſeitig durch das Gejeh 
vom 16. Juni 1870 infojern inhibirt worden, ald vorgefchrieben wurde, daß bis 
zu bdefinitiver reichögejeßlicher Feſtſtellung der Grundfäge über die Emiffion von 
Papiergeld (RVerf. Art. 4 Nr. 3) von den Bumdesftaaten nur auf Grumd eines 
auf den Antrag der betheiligten Landesregierung erlafjenen Bundesgejehes Papier: _ 
geld ausgegeben oder deſſen Ausgabe geftattet werden dürfe. Das Münzgejeg vom 
9. Juli 1873 Hat dann aber Art. 18 angeordnet, nicht blos, daß das von den 
einzelnen Bundesftaaten ausgegebene Papiergeld bis zum 1. Jan. 1876 einzuziehen 
und ſechs Monate vor diefem Termine öffentlich aufzurufen ſei, jondern auch daß 
nach Maßgabe eines zu erlaffenden Neichögejeges eine Ausgabe von Reichspapier- 
geld ftattfinden werde. Das Reichsgeſetz, betr. die Ausgabe von Reichskaffenicheinen, 
vom 30. April 1874 hat endlich bejtimmt, daß Reichskafjenicheine zum Geſammt— 
betrage von 120 Mill. Mark in Abjchnitten zu 5, 20 und 50 Mark anzufertigen und, 
vorbehaltlich des in $ 3 bejonders geregelten Falles, unter die Bundesſtaaten nad) 
Maßgabe ihrer durch die Zählung vom 1. Dezbr. 1871 feftgeitellten Bevölkerung 
zu vertheilen jeien, daß dagegen die Bundesjtaaten das von ihnen feither ausgegebene 
Papiergeld ſpäteſtens bis zum 1. Juli 1875 zur Ginlöfung öffentlich aufzurufen 
und thunlichit jchnell einzuziehen haben, und daß endlich die Reichskaſſenſcheine bei 
allen Kaflen des Reiches und jämmtlichen Bundesftaaten nach ihrem Nennwerthe in 
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Zahlung angenommen und von der Reichshauptkaſſe für Rechnung des Reiches jeder 
Zeit auf Erfordern gegen baares Geld eingelöft werden müffen, jowie daß im Privat: 
verfehr ein Zwang zu ihrer Annahme nicht ftattfindet. 

2) Man unterjcheidet ferner die verzinäliche ©., je nachdem fie auf jog. Staats— 
ichuldfcheinen oder auf Schatzanweiſungen beruht. Die Staatöjchuldicheine zeichnen 
ih durch ihre Unkündbarkeit aus, die ſeitens des Gläubigerd eine abſolute ift, 
jeitend des Schuldner8 unter gewiffen VBorausfegungen zwar ftatthaft ift, doch jo 
daß ſtets eine längere Dauer des Schuldverhältniffes in Ausficht genommen: ift. 
Die Staatsjchuldicheine werden auf jeden Inhaber lautend auägeftellt, jo daß fie 
bei der Uebertragung feiner Geifion bedürfen, im Gegenſatz zu der Franzöſiſchen Rente. 
Dagegen haben die jog. Schafanweifungen, indem fie alle jonjtigen wejentlichen 
Momente (Berzinslichkeit, auf den Inhaber lautend) mit den Staatsjchuldicheinen 
gemein haben, das Gigenthümliche, daß fie von vornherein nur auf kurze Dauer be 
meſſen find, indem ihre Einlöſungszeit höchitens neun Monate beträgt; fie werden 
in Abjchnitten von verjchiedenen Beträgen ausgegeben, und es bleibt der Finanz- 
verwaltung überlaffen, den Zinsſatz, ſowie die Dauer der Umlaufszeit innerhalb der 
gejeglich zuläffigen Grenzen den Verhältniſſen entjprechend feſtzuſetzen; eine genauere 
Beichreibung der Form der Schaanweijungen findet fich 3. B. ala Anlage zu der 
Bekanntmachung des Kanzler des Norddeutichen Bundes vom 19. Juli 1868 (in 
Hirth's Annalen, Jahrg. 1869, S. 299). Hhre Anwendung empfiehlt ſich 
namentlich) dann, wenn zwar an fich die Nothwendigfeit einer eigentlichen Finanz: 
ſchuld vorliegt, aber zugleich die Wahrfcheinlichkeit vorhanden ift, daß dieſe in nicht 
zu langer Zeit durch vermehrte Einnahmen abgetragen werden kann, indem es in 
jolhem Falle unzwedmäßig jein würde, den zeitweiligen Bedarf durch eine erjt in 
entternter Zukunft zu amortifirende Anleihe zu deden. Dabei ift es keineswegs 
nothwendig, daß die Schatanweifungen beim Ablauf der erften Umlaufszeit gänzlich 
getilgt werden, wenn nur in Ermangelung derartiger parater Mittel die Ermächtigung 
zur Ausgabe neuer Schaanweifungen an Stelle der eingelöften alten gegeben iſt. 
Man hat fich diefer Form der Beihaffung von Staatsanleihen zum erjten Male 
auf Grund des Preuß. Geſetzes dom 28. Septbr. 1866, betr. den außerordentlichen 
Geldbedarf der Militär- und Marineverwaltung, bedient; ſeitdem finden fie ſich in 
jedem Gtatsgefeße erwähnt, indem dem fyinangminifter immer von Neuem die Be 
fugniß ertheilt wird, an Stelle der im Laufe des Gtatsjahres einzulöjenden alten 
Schaganweifungen neue bis zu bejtimmtem Betrage auszugeben, wie 3. B. das 
Gejeh vom 26. Februar 1874, betreffend die Feititellung des Staatshaushalts pro 
1874, anordnet, daß in dieſem Jahre Schafanweifungen bis zur Höhe von 10 
Millionen, welche vor dem 1. Dftober 1875 verfallen müffen, wiederholt ausgegeben 
werden können, und daß die auf Grund des vorjährigen Etatögejehes vom 24. Mär 
1873 auögegebenen Schaganweifungen bei eintretender Fälligkeit einzulöfen find. 
Aber auch die Finanzpraris des Norddeutichen Bundes und des Deutjchen Reiches 
hat von den Schaganweifungen den umfaſſendſten Gebrauch gemacht; in&bejondere 
bejtimmt das Geſetz vom 5. Juli 1878, betr. die Feſtſtellung des Haushaltsetats 
des Deutfchen Reiches für das Jahr 1874, dab der Reichskanzler ermächtigt wird, 
zur vorübergehenden Verſtärkung des ordentlichen Betriebsfonds der Reichshauptlaſſe 
nach Bedarf, jedoch nicht über den Betrag von 8 Millionen hinaus, und behuts 
Beichaffung eines Betriebsfonds zur Durchführung der Münzreform bis zum Betrage 
von 50 Millionen Schaganweifungen auszugeben, mit der Maßgabe, dab dem 
Reichskanzler die Beitimmung des Zinsſatzes und die Dauer der Umlaufäzeit, die 
jedoch den 30. Juni 1875 nicht überfchreiten darf, überlaffen wird, und daß aud 
der Betrag der Schakanweifungen wiederholt, jedoch nur zur Dedung der in Ver 
fehr gejegten, innerhalb dieſes Zeitraums ausgegeben werden darf; ſelbſt die Be 
ihaffung der für die Ziwede der Marine aufgenommenen Anleihe des Norbdeutichen 
Bundes, jowie ein Theil der Kriegsanleihen iſt auf diefem Wege erfolgt. 
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3) Man unterſcheidet die Staatsſchuldſcheine, je nachdem ſie einer im Voraus 
beſtimmten regelmäßigen Tilgung unterliegen, oder dieſe abhängig iſt von der Lage 
des Staatshaushalts. Jenes war das ältere Preuß. Syſtem; insbeſondere hatte 
der $ 5 der Verordnung wegen der künftigen Behandlung des geſammten Staats— 
ihuldenweiens vom 17. Januar 1820 verordnet, daß zur allmählichen Abtragung 
aller verzinälichen Schulden ein Prozent jährlich von der damaligen Höhe des 
Schuldfapitals zu einem allgemeinen Tilgungsfonds für immer bewilligt werden follte, 
dem auch die aus der allmählichen Abtragung der Schuld entjtehenden Zinserſparniſſe 
binzutreten; diefe Grundfäge waren aber auch in Betreff der fpäteren Anleihen 
durch die über deren Aufnahme erlaffenen bejonderen Geſetze jpeziell angeordnet, jo 
3. B. in dem Gefeße vom 17. Febr. 1868, betr. die Aufnahme einer Anleihe von 
40 Millionen; die Einzelheiten regelten fich nach dem Gejege vom 23. März 1852, 
betr. die Ueberweifung der in Gemäßheit des Geſetzes vom 7. Dezember 1849 auf: 
zunehmenden Gtaatöanleihe an die Hauptverwaltung der ©., ſowie die Tilgung 
diefer Anleihe. Hier war in®bejondere vorgejchrieben, daß zur Tilgung jährlich ein 
Prozent des Schuldfapitals zu überweifen und daß die durch allmähliche Abtragung 
des Schuldfapitald eriparten Zinjen dem Tilgungsfonds in ununterbrochener Zeit— 
folge zumwachfen. Darüber, ob die Tilgung vermittelt Ankaufs der betr. Staats— 
papiere zum Zageskurfe oder durch Ausloofung jtattfinden joll, Haben die Geſetze 
geſchwankt; indefien hat ſowol die Verordnung vom 17. Januar 1820 als auch das 
Geſetz vom 23. März 1852 feitgejeßt, daß der Tilgungsfonds zunächſt zum Ankauf 
eines entiprechenden Betrags von Schulddofumenten zu verwenden ſei, daß jedoch, 
infoweit der Ankauf nicht unter dem Nennwerthe bewirkt werden kann, öffentliche 
Ausloofungen ftattzufinden haben. Gin ganz neues Syitem der Schuldentilgung 
it nun aber durch das Geſetz vom 19. Dezember 1869, betr. die Konjolidation 
Preußiicher Staatsanleihen, ins Leben geführt, infofern die Tilgung diefer konſolidirten 
Anleihe nur jobald und fjoweit erfolgt, als etatsmäßige Ueberjchüffe der Staats- 
einnahmen über die Staatsausgaben fich ergeben, und foweit über diefelben im 
Staatshaugshaltsetat nicht anderweitig verfügt wird. Die eventuelle Tilgung ges ° 
fchieht in der Art, daß die dazu beftimmten Mittel zum Ankauf eines entiprechenden 
Betragd von Schulddolumenten verwendet werden. Dem Staate bleibt jedoch das 
Recht vorbehalten, vom 1. Januar 1885 ab die im Umlauf befindlichen Schuld» 
verichreibungen zur Einlöfung gegen Baarzahlung des Kapitalbetrags zu kündigen. 
Diefe Grundſätze haben aber auch auf die jpäter aufgenommenen Anleihen Anwendung 
gefunden, indem 3. B. das Geſetz vom 11. Juni 1873, betr. die Aufnahme einer 
Anleihe in Höhe von 120 Millionen, Hinfichtlich der Tilgung derjelben auf die Vor: 
ichriiten des Geſetzes vom 19. Dezember 1869 einfach verweifl. Die günftigen 
Tinanzverhältniffe in den eriten Jahren nach der Emanation des Konſolidations— 
geießes haben allerdings die Folge gehabt, daß, wie fich aus einer Vergleichung der 
verichiedenen Staatshaushaltsetats ergiebt, die Tilgungsjummen von 1868 bis 1872, 
und zwar von 7966766 Thaler auf 9497799 Thaler ftetig geftiegen find, und 
daß außerdem theil® im Grtraordinarium des Staatshaushaltsetats (3. B. pro 
1873), theils durch bejondere Gejege mehrfache außerordentliche Schuldentilgungen 
ftattgefunden haben, wie bei der Auflöfung des Staatsſchatzes durch das Gejeg vom 
18. Dezbr. 1871, jo auch durch das Gejeg vom 13. März 1873, vom 5. Juni 
deflelben Jahres (betr. die aus der SKriegsentichädigung an Preußen gelangenbden 
Seldmittel) und vom 26. Mai 1874. — Eine beiondere Abart der Staatöfchuld- 
jcheine find noch diejenigen, in welchen allen Gläubigern oder einem Theile derjelben 
außer der Zahlung der verichiedenen Geldfummen eine Prämie dergeſtalt zugefichert 
wird, daß durch Ausloofung oder durch eine andere auf den Zufall gejtellte Art der 
Ermittelung die zu prämiirenden Schuldverjchreibungen und die Höhe der ihnen zu— 
fallenden Prämie beſtimmt werden jollen. Dieſe, die jog. Lotterie-Anleihen, dürfen, 
wie Inhaberpapiere mit Prämien überhaupt, nach dem Reichögejege vom 8. Juni 
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1871 innerhalb des Reich nur auf Grund eines Neichögejeges und nur zum Zwecke 
der Anleihe eines Bundesſtaates oder des Reichs ausgegeben werden, während die 
ausländiichen Inhaberpapiere mit Prämien, deren Ausgabe vor dem 1. Mai 1871 
erfolgt ift und die demgemäß überhaupt im Verkehr zuläffig find, einer bejonderen 
Abjtempelung zu unterwerfen find. 

II. Die Kontrahirung der Staatsjchulden In Preußen konnte 
die Aufnahme neuer Darlehen jchon nach der Verordnung vom 17. Januar 1820 
nur mit Zuziehung und unter Mitgarantie der künftigen reichsſtändiſchen Verſamm— 
lung geſchehen. Das Patent vom 3. Februar 1847 überwies diefe Mitwirkung 
dem Vereinigten Landtage mit der Einjchräntung, daß, wenn im Falle eines zu 
erivartenden, oder ausgebrochenen Kriegs die Einberufung des Vereinigten Landtags 
nicht zuläffig befunden werben follte, an Stelle derjelben die Deputation für das 
Staatsjhuldenmweien, welche im Allgemeinen die ftändifche Mitwirtung bei Ber: 
zinfung und Tilgung der Staatsjchuld auszuüben hatte, treten ſollte. Der Art. 
103 der Berfafjungsurfunde Hat dann aber ganz allgemein und ohne jede Ein- 
ichränfung bejtimmt, daß die Aufnahme von Anleihen nur auf Grund eines Gefehes 
(unter Zuftimmung aller drei Faktoren) erfolgen könne, und daß daſſelbe bei der 
Uebernahme von Garantien zu Laſten des Staates gelte. In Gemäßheit des Art. 
62 al. 3 muß ein derartiger Geſetzentwurf zuerft dem Haufe der Abgeordneten vor: 
gelegt werden, da es ſich um einen Finanzgeſetzentwurf handelt. 

Ganz analog iſt in Art. 73 der Berfaffung des Norddeutichen Bundes und 
des Deutjchen Reich die Aufnahme einer Anleihe auf den Weg der Bundes= rein. 
Reichsgeſetzgebung verwiejen worden. 

Das Alles bezieht fich endlich nicht blos auf die verzinslichen, ſondern aud 
auf die unverzinglichen ©. 

IV. Die Berwaltung und Kontrole des Staatsſchuldenweſens. 
1) In Preußen. Auch in diefer Beziehung hatte ſich die Krone bereit? zur Zeit 
der abjoluten Monarchie eine freiwillige Beſchränkung auferlegt; die Garantie rubte 
jedoch mejentlih in der Hand des Beamtenthums, indem die im Jahre 1820 
errichtete Hauptverwaltung der ©. für die Erfüllung der damals gegebenen Bor: 
jchriften im ganzen Umfange verantwortlich gemacht wurde. Seit der Gmanation 
der Berfaffungsurfunde, insbejondere jeit dem Geſetze, betr. die Verwaltung des 
Staatsjchuldenweiens und Bildung einer Staatsjchuldentommiffion, vom 24. Fyebr. 
1850 ift die königliche Gewalt weiter eingefchränft worden. Die Hauptverwaltung 
der ©. ijt eine von der allgemeinen Finanzverwaltung abgejonderte jelbjtändige 
Behörde, beftehend aus einem Direktor und drei Mitgliedern, welche gleiche Befug— 
niffe und gleiche Verantwortlichkeit haben. Der Direktor und die Mitglieder leiſten 
vor Antritt ihres Amts in öffentlicher Sitzung des Oberverwaltungsgerichts (Gei. 
vom 29. Jan. 1879) (früher des Obertribunals) einen Eid, daß fie weder einen Staats— 
ſchuldſchein noch irgend ein anderes Staatöfchuldendofument über den in den 
bejtehenden oder in Zukunft zu erlaffenden Gejegen bejtimmten Betrag hinaus aus: 
ftellen, oder durch Andere ausftellen laffen, auch mit allem Nachdrud darauf halten 
und dafür jorgen wollen, daß die ihrer Verwaltung anvertraute Staatsſchuld prompt 
und regelmäßig verzinjt, das Kapital aber in der durch die Gejege vorgeichriebenen 
Art getilgt werde, und daß fie fich von der Erfüllung diefer Pflichten und der 
übrigen ihnen mit eigener Berantwortlichkeit übertragenen Obliegenheiten durch feine 
Anweifungen und Verordnungen irgend einer Art abhalten Lafjen wollen. Die 
Hauptverwaltung der ©. ift wieder unter die fortlaufende Aufficht einer beionderen 
Staatsſchuldenkommiſſion geftellt; dieſelbe beiteht aus je drei Mitgliedern beider 
Häufer des Landtags, welche mit abjoluter Stimmenmehrheit auf drei Jahre gewählt 
werden, und aus dem Präfidenten der Oberrechnungsfammer; die vom Landtage ge 
wählten Mitglieder werden vom Präfidenten in öffentlicher Sigung unter Hinwerfung 
auf ihren ala Abgeordnete geleifteten Eid (Verfaffungsurtunde Art. 108), der Präfident 
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der Oberrechnungstammer in öffentlicher Situng des Oberverwaltungsgerichts (früher 
des Obertribunals) unter Hinweiſung auf jeinen Amtzeid, auf Grfüllung ihrer 
beionderen Obliegenheiten verpflichtet; die Kommiſſion wählt aus ihrer Mitte einen 
Borfigenden und einen Stellvertreter, zur Beichlußfähigkeit gehört die Anweſenheit 
von wenigjtens vier Mitgliedern. Die Staatsjchuldentommiffion erhält von der 
Hauptverwaltung der ©. die Monats- und Jahresabjchlüffe, und Hat, jo oft fie es 
für angemefjen erachtet, wenigitens aber einmal halbjährlich, außerordentliche Revifionen 
vorzunehmen; fie ift befugt, über Alles, was den Beitand, die Verzinfung und 
Tilgung der Staatäfchuld betrifft, von der Hauptverwaltung Auskunft zu erfordern 
und bderjelben ihre Bemerkungen und Anfichten zur Beichlußnahme mitzutheilen. 
Bei dem regelmäßigen jährlichen Zufammentritt des Landtags eritattet die Staats- 
ſchuldenkommiſſion den beiden Käufern Bericht über ihre Thätigfeit, jowie über die 
Grgebnifie der unter ihre Aufficht gejtellten Verwaltung des Staatsfchuldenmweieng 
in dem verflofienen Jahre; mit diefem Berichte find auch die Rechnungen der Staats- 
ichuldentilgungsfaffe, nachdem fie von der Oberrechnungstammer revidirt und feſt— 
geitellt, von der Staatzjchuldentommmilfion geprüft find, zu überreichen. Die ein- 
gelöjten verzinslichen Staatsjchuldendofumente werden jährlich nach erfolgtem Rechnungs 
abichluffe von der Staatsſchuldenkommiſſion und von der Hauptverwaltung der ©. 
in gemeinfchaftlichen Verſchluß genommen und nach ihren Zittern, Nummern und 
Geldbeträgen zur öffentlichen Kenntniß gebradht. Sobald dann die betreffenden 
Rechnungen von dem Landtage dechargirt find, werden die eingelöjten verzinslichen 
Staatsjchuldendofumente von Kommiſſarien der Staatsſchuldenkommiſſion und der 
Hauptverwaltung der ©. durch Feuer vernichtet. — 2) Was jodann die Verwaltung 
des Bundes- reſp. Reichsſchuldenweſens betrifft, jo war bereit? vor Gmanation des 
Geſetzes vom 9. Novbr. 1867, durch welches die erite Bundesanleihe zu Marine— 
und Küjtenvertheidigungszweden bewilligt wurde, dem Reichstag ein Gefeßentwurf 
über die Verwaltung des Bundesjchuldenweiens vorgelegt, darauf berechnet, für die 
Verwaltung aller vom Bunde etwa aufzunehmenden Anleihen im Allgemeinen Vor: 
forge zu treffen, jeinem Inhalte nach dem Preuß. Gejeße vom 24. Febr. 1850 
durchaus nachgebildet. Die vom Reichstage neu hinzugefügte Beitimmung in Ber 
treff der Verantwortlichkeit der Beamten der Bundesjchuldenverwaltung, dahin lautend: 
„Erheben fich gegen die Dechargirung Anftände oder finden fich jonjt Mängel in 
der Verwaltung des Bundesschuldenweiens, jo können die daraus hergeleiteten An— 
iprüche jowol vom Reichstage ald auch vom Bundesrathe gegen die verantwortlichen 
Beamten jelbjtändig verfolgt werden. Der Reichstag kann möthigenfalls mit der 
gerichtlichen Geltendmachung die von ihm gewählten Mitglieder der Bundesjchulden- 
fommiifion beauftragen.“ — fand nicht die Zuftimmung des Bundesraths, „denn 
jo gewiß jeder Beamte für die Grfüllung feiner Dienjtpflicht verantwortlich und 
durch Nachläffigleit oder Treulofigfeit zur Entjchädigung verpflichtet ift, jo ift, wenn 
der Entichädigungsanjpruch dem Fiskus zufteht — und nur in jolchen Fällen wird 
von einem durch Bundesorgane zu verfolgenden Anfpruche die Rede jein —, das 
Klagereht wie bei jeder andern dem Fiskus zuftehenden Forderung allein von dem 
verfaflungsmäßigen Bertreter des Fiskus, alfo im vorliegenden Falle auf Grund 
des Art. 17 der Bundesverfaffung von dem Bundeskanzler, auszuüben.“ Dieſe 
Differenz hat die Folge gehabt, daß es vorläufig zu einer allgemeinen gejeglichen 
Regelung des Bundesſchuldenweſens nicht gelommen ift. Zur Ermöglichung der 
inzwijchen genehmigten Bundesanleihe it das Geje vom 19. Juni 1868, betr. die 
Verwaltung der nad) Maßgabe des Gejehes vom 9. Novbr. 1867 aufzunehmenden 
Bundesanleihe, ergangen. Danach ift die Verwaltung diefer jpeziellen Anleihe bis 
zum Grlaß eines definitiven Gejeßes über die Bundesichuldenverwaltung der Preußiichen 
Hauptverwaltung der S. nach Maßgabe des Gefehes vom 24. Februar 1850 über: 
tragen; die Verantwortlichkeit eritredt fi” — wie auch in den neueren Preuß. 
Anleihegejegen ausdrüdlich gejagt iſt — auch darauf, daß eine Konvertirung der 
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Schuldverjchreibungen nicht anders als auf Grund eines Geſetzes und nachdem die 
etwa erforderlichen Mittel bewilligt find, vorgenommen wird. Der Direktor umd 
die Mitglieder der Hauptverwaltung der ©. haben zu Protokoll zu erklären, daß 
fie den von ihnen nach $ 9 des Gefehes vom 24. Februar 1850 geleiteten Eid 
auch für die durch das gegenwärtige Gejeg ihnen übertragene Verwaltung ala maß— 
gebend anerkennen. Die Gefchäfte der Staatsjchuldentommiffion werden von einer 
Bundesichuldentommiffion wahrgenommen, welche aus drei Mitgliedern des Bundes 
raths, und zwar aus dem jedeamaligen Vorfigenden des Ausjchuffes für das Rechnungs: 
wejen und zwei Mitgliedern diejes Ausjchuffes, ferner aus drei Mitgliedern des 
Reichötagd und aus dem Präfidenten der Rechnungsbehörde des Nordd. Bundes, 
bis zu deren Errichtung aber aus dem Chef-Präfidenten der Preuß. Oberrechnungs- 
fammer, welcher bejonders zu vereidigen ift, beiteht. Der Bundesrath wählt die 
Mitglieder von Seffion zu Seſſion, der Reichstag auf drei Jahre; den Vorſitz rührt 
der Vorfigende des Ausichuffes des Bundesraths für das Rechnungsweſen oder bei 
defjen Behinderung ein anderes dem Bundesrathe angehöriges Mitglied der Kommiffion ; 
zur Beichlußfähigkeit gehört die Anweſenheit von mindeſtens fünf Mitgliedern. Die 
Bundesichuldentommiffion hat dem Bundesrathe und dem Reichdtage gegenüber die 
jelben Verpflichtungen, welche der Preußifchen Staatsfchuldenfommiffion gegenüber 
den beiden Häufern des Preußifchen Landtags obliegen. 

Wiederum gelten für die Verwaltung und Kontrole der umverzinslichen ©. 
die analogen Grundſätze und Ginrichtungen. (Vergl. insbeſ. das Reichsgeſetz, betr. 
die Ausgabe von Reichäkafjenjcheinen, vom 30, April 1874, 88 6, 7.) 

Der thatjächliche Zuftand des gejammten Schuldenwejens ijt endlich aus den 
jährlich dem Landtage reſp. dem Reichstage zu erjtattenden Berichten der Staat: 
refp. der Reichsichuldenfommiffion auf das Genauefte zu erfehen. Dieſelben finden 
fih in den Anlagen zu den Stenographifchen Berichten; beijpielaweije der 25. Be 
riht der Preußifchen Staatsfchuldenfommiffion vom 24. Januar 1874 (für das 
Jahr 1872) in Bd. IV. der Anlagen zu den Stenographijchen Berichten des Ab- 
geordnetenhauſes 1873/74, Nr. 300; die Berichte der Bundes» und der Reiche 
ihuldentommiffion auch in Hirth's Annalen, Jahrg. 1871, ©. 665 ff. und Jahrg. 
1872 ©. 1359 ff. 

Lit.: Kletke, Lit. über das Finanzweſen des Preußiſchen Staates, 3. Aufl. 1876, S. 
319 ff. — v. Rönne, Das Stontsecht er —— Monarchie, 3. ui, Bd. I. Abtb. 1 
©. 445 Bd. II. Abth, 2. ©. Richter, Das Preußiiche Staatsichuldenmeien 
und die ® kreuhifcen Elutöpaplere er 1869. — Fib band, Das —— des Deutſchen 
Reiches Dr 3 Annalen 1873, ©. 437 fi.) — dv. Rönne, Das Staatsrecht db. Deutichen 
Reiches, 2. Aufl. 1876/77, Bb. L €. 310 fi., 3b. II. Abth. 1 ©. 85, 266 ff. — 2. v. Stein, 
Lehrbuch) der De hatt 4. Aufl. 1818, Bd. II. ©. 45 er ra) — Rau: 
Wagner, Lehrbuch der Finanzwiſſenſchaft, 7 — 1877, —* 4 ff. — Wagner, 
Art. S. in Rentzſch's Handwörterbud u. in Bluntigli' R — — Michaelis, 
Ueber Staatsanleihen (Vollkswirthſchaftl. Schriften, Bb. II. 1873). Ernft Meier. 


Stantsjervituten (öftentliche Servituten, Th. I. S. 1001) find 
dauernde reale Beſchränkungen der Ausübung der Staatshoheit eines unabhängigen 
Staates im Intereſſe eines anderen Staates. Die hierbei in Betracht kommenden 
Subjekte ſind zwei von einander unabhängige Staaten. Ausnahmsweiſe kann freilich 
auch ein einzelner Menſch berechtigtes Subjekt ſein, der aber hier nicht als Unter— 
than eines beſtimmten Staates in Betracht kommt, ſondern als ein „unter dem 
Schutze des Völkerrechts ſtehendes Individuum“ (Heffter). Ein Beiſpiel dafür 
bot früher dar das den Fürſten Thurn und Taxis zuſtehende Poſtrecht. Auf feinen 
Fall bedingt e8 das Weſen der ©., daß der aus denjelben hervorgehende Vortheil 
dem berechtigten Staat unmittelbar und ausschließlich zufommt; er kann zunädjt 
den Unterthanen defjelben zugute kommen. Der Begriff der S. wird nicht ver: 
ändert, wenn die beiden Staaten Glieder eines und defjelben Staatenbundes oder 
Bundesftaates find, obwol man in diefem Falle diejelben ſtaatsrechtliche Servi— 
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tuten im Gegenſatz zu völferrechtlichen genannt hat. Der Gentralgewalt gegenüber 
können gleichfalls einzelnen Bundesgliedern ©. auferlegt jein. Als folche dürfen 
aber niemals diejenigen Bejchränfungen aufgefaßt werden, denen in Folge der 
Bundesverfafiung jämmtliche Bundesglieder unterworfen find, jondern nur die be= 
fonderen Beichränktungen einzelner Staaten (Beifpiel: die Bundesfeftungen im ehe: 
maligen Deutjchen Bunde). Wie der Inhalt der Servituten überhaupt entweder 
in patiendo oder non faciendo beiteht, jo auch der der ©. Entweder fann der 
berechtigte Staat bejtimmte Handlungen, welche Ausfluß der Staatshoheit find, auf 
dem Gebiete des verpflichteten Staates vornehmen, oder der verpflichtete muß gewiffe 
Alte, die er an fi auf Grund der Staatähoheit vornehmen dürfte, unterlafjen. 
So unterfcheidet man affirmative und negative S. Mit Nüdficht auf die beiden 
Subjefte der Serpituten unterſcheidet man aktive und paffive S. Aktiv ift die 
Sewitut mit Nüdficht auf den Staat, der fie auf dem Gebiet des anderen aus— 
üben darf; paffiv mit Rückſicht auf den, der fich diefe Ausübung gefallen lafjen muß. 
63 kann auch zwei Staaten gegenfeitig eine Servitut derjelben Art zuftehen. Gegen- 
ftand der ©. find Hoheitsrechte und Regalien; auch Privatrechte können es fein, 
jedoch immer nur in Verbindung mit Staatöhoheitärechten, niemals für fich allein. 
Beiipiele für die ©. bieten dar das Gtappenrecht (und umgekehrt ala paſſive Ser- 
pitut die Etappenlaft), das Recht, auf dem Gebiete eines fremden Staates Eijen- 
bahnen zu bauen, Bojtanjtalten, Telegraphenlinien und «Stationen zu unterhalten, 
das Recht, in einem anderen Territorium eine Feſtung zu haben, und das Be— 
ſatzungsrecht in einzelnen Plätzen defjelben, dag Bergregal in einem Bergdiſtrikt des 
anderen Staates; jodann (als servitutes in non faciendo) das Recht, die Anlage 
von Feſtungen oder die Aufitellung größerer Heeresmaffen in gewiffen Theilen des 
verpflichteten Staates zu unterfagen. Das Recht, welches den Gegenftand der Ser: 
vitut bildet, muß dem berechtigten Staat unabhängig von der Staatshoheit 
des verpflichteten Staates zuftehen. Auf der anderen Seite darf das dem berech— 
tigten Staate eingeräumte Recht nicht ein derartiges fein, daß dadurch die Selbſt— 
jtändigfeit des verpflichteten völlig aufgehoben würde. Ueber die Grenzen find die 
Schriftjteller nicht einig. Während Heffter e8 für ausreichend erklärt, wenn der 
verpflichtete Staat als halbjouveräner bejtehen kann, ift Klüber der Anficht, daß 
hierdurch bereits der Begriff der Staatsjervitut überjchritten fei. Lebterem wird man 
fich anjchließen müſſen. Die ©. entitehen durch völferrechtlichen Vertrag; doch jteht 
diefem die undordenkfliche Zeit gleih. Nach dem Inhalt des Vertrages richtet fich 
auch der Umfang der Sewitut. Die Ausübung muß bier, wie bei den Servituten 
überhaupt, eiviliter gejchehen; auch darf dadurch die Verfaffung des verpflichteten 
Staates niemals verlegt werden. Die Vornahme derjelben Handlungen, welche den 
Inhalt der Servitut bilden, iſt dem verpflichteten Staate nicht verwehrt, e8 müßte 
denn dies mit dem Wejen der Sewitut unvereinbar, oder das Gegentheil ausdrücdlich 
vertragsmäßig feftgejeßt fein. Die ©. gehen unter durch Verzicht des Berechtigten, 
Durch den Untergang der Sachen, an denen die Ausübung ftattiand, Eintritt der 
etwaigen Refolutivbedingung oder des Endtermins, durch Konfolidation, endlich da= 
durch, daß der Herricher des berechtigten oder verpflichteten Territoriums Unterthan 
des Herrſchers des anderen wird. 

Außer diefen eigentlichen (vertragamäßigen) ©. werden noch erwähnt natür- 
liche ©. Man verjteht darunter Beichränfungen der Staaten in der Herrichait 
über das Gebiet, welche aus der natürlichen Lage der Nachbarftaaten hervorgehen, 
als die Nothiwendigfeit, das fließende Waſſer des Nachbarjtaates aufzunehmen, und 
umgefehrt das das eigene Gebiet durchitrömende Waſſer wieder in den Nachbaritaat 
Hinauszulaffen. Allein in Wahrheit find dies (wie auch einige Schriftiteller an— 
erfennen) ebenjowenig Servituten, als die Nachbarrechte im Givilrecht. 

Die Lehre von den S. gehört in das Völkerrecht, nicht in das Staatsrecht. 
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Lit: Gönner, Entwidelung bed Begriff? und ber rechtlichen Verhältniſſe Deutjcher 
Staatörechtädienftbarfeiten, Erlangen 1800. — Klüber, Deffentliches Recht des Deutichen 
Bundes, 88 559— 562. — Zahariä, Deutiches Staat3: u. Bundesrecht, II. $ 240. — Heffter, 
Das europätiche Völkerrecht, $ 48. Lewis. 

Stabel, Anton, & 9. X. 1806 zu Stodadh, ftudirte in Freiburg u. Heidel 
berg, wurde 1832 Obergerichtsadvofat in Mannheim, 1841 Prof. in Freiburg, 
1849 Staatsrat) und Präſes des Juftizminifteriums, 1851 geheimer Rath, 1852 
Präfident der 1. Hammer, trat 1866 in Ruheftand, jedoch 1867 wieder ala Juſtiz— 
minifter ein, 1868 penftonirt, T 20. III. 1880. 

dritten; Vorträge über ‚ea. uud Bad. Civilrecht, Freiburg 1848. —* en der 
Zeit f. d. Bad. Rechtspflege, Freiburg 1844. — — a ben bürgerl. Proze eibelb. 
1845. — Inftitutionen des 35539 —— Mannh. 1 

Lit.: Augsb. Allg. otp — re et Pugelt, Hanbb. bes franz. 

Civilrechts, — —1 29. — ai Weich, Biogr., II. ©. Zeihmann. 


—— Die Entfernung der — aus dem Bereiche 
ſtädtiſcher Wohnplätze hat man ſeit früheſter Zeit — wie ſchon aus dem alten 
Teſtamente zu erſehen — als Gegenſtand öffentlicher Fürſorge anerkannt, und die 
zum Theil noch heute ihrem Zwecke dienenden großartigen Kloakenkanalbauten der 
Römer laſſen erkennen, welch hohen Werth dieſelben auf Reinhaltung ihrer Städte 
legten. Gine viel wichtigere Bedeutung aber hat diefe Aufgabe für die Gefundheits- 
polizei gewonnen durch die Forſchungsergebniſſe der Neuzeit über die Beziehung der 
fäulnißfähigen Schmußjtoffe zur Entjtehung und Verbreitung der jogen. zymotiſchen 
Krankheiten, des Typhus, der Cholera x. Seitdem ein naher Zujammenbang 
zwifchen dem Auftreten diefer Seuchen und der Weberjättigung des Wohnbodens mit 
jenen Stoffen, namentlich mit jolchen von erfrementieller Herkunft, fich herausgeſtellt 
hat, ilt die Aufgabe einer Bekämpfung dieſer Schädlichkeitsquelle durch öffentliche 
Maßnahmen eine der dringenditen, freilich zugleich jchwierigften in unferen großen 
jtädtifchen Gemeinwejen geworden, deren raſches Anwachien ohnehin das Uebel noth- 
wendig zu einer früher nicht gefannten Ausdehnung jteigern mußte. Manche Städte, 
deren häusliche und gewerbliche Abjälle ehedem ein durchläffiger Untergrund oder 
ein durchfließender Strom ohne Anftoßerregung aufzunehmen und in unfchädliche 
Oxydationsprodukte umzuſetzen vermochten, überladen bei ihrer jegigen Einwohner: 
zahl und Induftrieentwidelung jene natürlichen Schmußbefreier derart, daß Boden 
und Flußufer zu Herden krankmachender Ausdünftungen werden und die öffentlichen 
Ströme alle Verwendbarkeit ihres Waflers zu Genußzweden einbüßen. Andererſeits 
weifen gerade die neueren Unterfuchungen auf die Wichtigkeit einer ſchleunigen 
Entfernung der Ausmwurfftoffe vor dem Gintritte ihrer Fäulniß 
bin, jo daß jede Auffpeicherung derjelben im Bereiche menfchlicher Athemluft un 
ſtatthaft erjcheint. 

Zu diefen Erwägungen janitärer Art tritt endlich als weiterer, wenn auch ver 
hältnigmäßig untergeordneter Gefichtspunft die Bedeutung derjelben Auswurfitoffe 
als Mittel zurBodendüngung, welche in gleichem Make mit der zunehmenden 
Dichtigkeit der Bevöllerung und der dadurch gebotenen intenfiveren Bodenkultur an 
Werth für den allgemeinen wirthichaftlichen Wohlſtand jteigen müffen. 

Aus dem Bemühen der Verwaltung und der Technik, diefen mannigjachen 
Gefichtöpunften möglichjte Rechnung zu tragen, iſt eine Anzahl verjchiedener Syſteme 
von ©. hervorgegangen, deren jedes jeine eifrigen ausschließlichen Verfechter gefunden, 
zwifchen denen aber die jedesmalige Wahl, je nach den bejonderen örtlichen Verhält— 
niffen nicht überall gleich ausfallen kann. Das ältejte und einfachite Syſtem, wie 
es noch in der Mehrzahl der kleineren Städte überwiegend angetroffen wird, bilden 

1) die Senfgruben, d. 5. in die Erde vertiefte Sammel= und Verſickerungs— 
jtätten für entweder nur den flüffigen Theil oder gar auch für den gefammten Un— 
rath, deren Wandungen mit Mauerwerk bekleidet find, deren Boden dagegen in eine 
möglichjt durchläffige Schicht, wo möglich bis unter den Grundwafjeripiegel verlegt 
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wird. Diele Senk- oder Schlinggruben („puits absorbants‘) können bei jehr durch— 
läffigem Boden und bei tiefem, einiger Strömung unterworfenem Grundwaſſer wol 
eine befriedigende Entiernung und Unſchädlichmachung der Schmußjtoffe leisten, wenn 
letere in verhältnigmäßig geringer Menge den tieferen Bodenjchichten überantwortet 
werden und wenn man an das dadurch verumreinigte Grundwaſſer keinerlei Anſpruch 
einer Verwendung ala Genußwaſſer erhebt. Entnimmt man dagegen mittels 
Brunnen einem jolchen ftädtifchen Grundwaſſer den Bedarf an Trink- und Kochwaſſer, 
wie e& bis zur Anlage der neueren ftädtischen Waſſerwerke in den meiften auch größeren 
Städten geſchah, jo Läuft die Bevölkerung Gefahr, ihre eigenen erfrementiellen Aus— 
wuriſtoffe in theilweife noch unzerſetztem Zuftande und mit ihnen vielleicht die Keime 
inteftiöfer Krankheiten zu genießen. Sobald daher das Grundwaſſer ala Wafler- 
bezugsquelle benußt werden joll, oder jobald die Senkgruben nicht in eine jolche 
Tiefe geführt werden können, daß die Erdoberfläche vor Ausſtrömung der Zerſetzungs— 
dünſte gefichert bleibt, bilden folche Anlagen in Städten eine Quelle öffentlicher 
Seiundheitsgefährdung, deren Bedeutung mit der Dichtigkeit der Bevölkerung und 
mit dem Wachsthum des Stadtumfanges zunehmen muß. Zieht man Hierzu die 
eiahrungsgemäße Thatjache in Betracht, daß nur an wenigen Orten der Boden eine 
vo hochgradige und dauernde Durchläffigkeit darbietet, daß nicht nach fortgejeßter 
Ginlaffung fäkaler Mafjen in denjelben eine allmähliche Verkittung und Undurchläflig- 
feit der urfprünglich loderen Geröllfchichten entitehen, jo muß auch, abgejehen von 
der Trinkwaſſerfrage, das Syitem der Senfgruben als ein für jtädtifjche 
Bohnungen überall bedenklihesund an den meijten Orten abjolut 
unzuläfjiges Verfahren bezeichnet werden. Für landwirthichaftliche Zwecke 
find bei diefer Einrichtung die ftädtiichen Düngftoffe jo gut wie ganz verloren. 

2) Die Anfammlung in wafjerdihten Gruben oder Behältern 
mit regelmäßiger Entleerung bietet den Vortheil einer volllommenen Ber: 
werthbarfeit der Düngitoffe, aber den fanitären Nachtheil eines permanenten Herde 
tanliger Gährung, deffen unmittelbare Nachbarichaft bei den Wohn- und Schlaf: 
ruumen zur Gefahr werden fann, jobald die Entleerung des Behälters nicht mit 
größter Regelmäßigkeit und Häufigkeit geichieht. Außerdem iſt erfahrungsgemäß die 
Serftellung dauernd wafjerdichter gemauerter Grubenbehälter unmöglich, jo daß die 
Gerahr oberflächlicher Bodenverjauchung dabei ftetö beitehen bleibt. 

Für die Entleerung folder Sammelbehälter in Städten hat die neuere 
Technil Einrichtungen geichaffen, welche eine möglichjt korrekte Ausführung diejer 
Operation mit größerer Sicherheit und öffentlicher Kontrole gewährleiften, ala dies 
ehedem der Fall war. Namentlich leijtet die pneumatiſche Entleerung mittels lufls 
verdünnter Räume, die mit dem zu entleerenden Behälter in [uftdichte Verbindung 
geiegt werden (Liernur’s Syſtem in Dortrecht, Leiden, Amfterdam), in diefer Hinficht 
gute Dienfte. Es bleibt aber dann die Sorge für rafche Weiterbeförderung der aus 
den Häufern zunächſt nach einem centralen Sammelbaffin entleerten Stoffe vor 
ihrem Uebergange in Fäulniß aus dem Bereiche der Stadtluft heraus, damit nicht 
neue bedenkliche Gentralherde der Luftverumreinigung in der Nähe menjchlicher Woh— 
nungen geichaffen werben. Dieje lettere Aufgabe erwächſt auch bei 

3) Der Anjammlung und Abfuhr in beweglichen Tonnen oder 
Kaften („fosses mobiles‘ zu Paris), welche mittels eigens konjtruirter Wagen in 
tegelmäßigen Zwifchenräumen, am beiten allnächtlich, gewechjelt und entleert werden. 
Bei dichter Konſtruktion und ftrenger Aufficht bietet dies Verfahren große Vorzüge 
und gewährt namentlich die denkbar ſicherſte Gewähr gegen jede Boden— 
berunreinigung. Dabei giebt auch ein weiterer Transport jolcher hermetifch ge— 
Ihloffener Behälter bis zu dem fchließlichen Beſtimmungsorten, wo fie einer direkten 
landwirthichaftlichen Verwerthung oder zunächit der Düngerfabrifation dienen, zu keinerlei 
Uebelftänden Anlaß. Die ſchwache Seite diejeg in manchen Deutichen Städten (Heidel- 
berg, Graz u. a.) mit gutem fanitären Erfolge durchgeführten Verfahrens liegt in 

d. Holtzendorff, Enc. II. Rechtslexikon III. 3. Aufl. 49 
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den vergleichöweife hohen Kojten des Abfuhrbetriebes, welche durch die bis jet von 
den Landwirthen für die Düngitoffe gezahlten Preife keineswegs gededt twerden. 

4) Anjammlung mit Desinfektion in Gruben oder beweglichen Ber 
bältern, mit dem Zwede, die Eoftjpielige tägliche oder doch jehr häufige Wieder: 
holung des Transports zu erjparen. Unter den vielen bazu vorgeichlagenen und 
ausgeführten hemijchen Beriahren hat feines fich derart bewährt, daß es die 
längere Anjammlung bejonders fäfaler Mafjen inmitten ftädticher Wohnpläße mit 
Sicherheit unjchädlich erjcheinen ließe. Am meisten verdienten Beifall hat namentlich 
in England das jog. Erdflojetiyitem gefunden, welches durch unmittelbare 
Vermiſchung der friichen Fäkalien mit gefiebter trodener Erde eine mit völliger 
Geruchlofigfeit verbundene Desinfektion erzielt und zugleich den Vortheil bietet, eine 
vortreffliche, unmittelbar zu Kulturzweden verwerthbare Dungerde zu erzeugen. 
Für fleinere Orte ift dies Syitem um jo brauchbarer, je höher die Nachfrage nad) 
Dungitoffen in der nächjten Umgebung fich ſtellt; in größeren Städten ift das Ver: 
fahren jchon deshalb feiner allgemeinen Anwendung fähig, weil außer den höheren 
Abfuhrkoſten jchon die maſſenhafte Einfuhr der erforderlichen trodenen Erde zu 
fojtipielig würde. Das Engliiche Gejundheitsamt räth daher zur Anwendung von 
Erdkloſets nur in Städten bis zu einer Bevölkerung von 10 000 Einwohnern. 

5) Die Wegleitung der Auswurfitofie durch Waſſer. Neben dem 
poröjen Boden ijt das fließende Wafler ein von der Natur jelbit angewieſenes 
Reinigungsmittel für bewohnte Erdflächen und ala folches jeit den älteſten Zeiten 
auch unter Zuhülienahme methodiicher Einrichtungen benußt worden. Cine Reini: 
gung findet dabei nicht blos im mechantichen Sinne vermöge der Wegführung und 
Verdünnung der Schmußjitoffe jtatt, jondern auch in chemischem Sinne vermöge der 
in jedem fließenden Wafjer jehr lebhaften Orydation aller organischer Stoffe, wo 
durch eine Weberführung derjelben in ganz unſchädliche Zerjegungsprodufte ohne 
eigentliche Fäulnifvorgänge vermittelt wird. Mit welcher Intenfität diejer Selbit- 
reinigungsprozeß im Flußwaſſer vor fich geht und wie auch die jtärkjte Verun— 
reinigung aus demjelben nach längerem Laufe völlig verſchwindet, beweijen die amt: 
lichen Unterfuchungen des Seinewafjers von Paris bis Meulon (60 km), die Be 
richte über ähnliche Unterfuchungen von Flüffen in Deutjchland (Jar, Main), 
Nordamerifa (Bladitone, Merrimac) und England (Trent). 

Das Abijhwemmen der Schmutjſtoffe in öffentliche Waſſer— 
Läufe widerjpricht daher weder den natürlichen Gejegen, welche die Berhältnifie 
der Erdoberfläche requliren, noch auch dem öffentlichen Gejundheitsinterefje, jo langt 
die Umjtände dajjelbe gejtatten — d. h. jo lange die Menge der Schmub: 
jtoffe nicht in jo jtarfem Mikverhältnifje fteht zur Menge und zur Stromgeichwindig: 
feit des Waſſers, daß die zunächit jtromabwärts gelegenen Orte, an denen das Waſſer 
in noch ſtark verunreinigtem Zuſtande vorbeifließt, dadurch beläſtigt werden. Gin 
ſolches Mißverhältniß ſtellt ſich bei dem raſchen Anwachſen der Städte und bei der 
Zunahme der mit vielen Abfälleprodukten verbundenen Induſtrien an ſehr vielen 
Orten heraus, welche ehedem im Stande waren, ſich ihrer Auswurjſtoffe vermittelit 
der Flüſſe ohne allen Nachtheil für die Uferbewohner zu entledigen. In einigen 
jolchen Fällen Hat fich das Ausfunitsmittel ala genügend ergeben, den flüffigen In— 
halt der jtädtijchen Kanäle als ifolirten Strom bis zu einer unbewohnten Uferitrede 
des Fluſſes oder des Meeres fortzuleiten und dort einmünden zu lafjen. Für viele 
Städte aber iſt auch dieſer Ausweg verſchloſſen, und da überdies bei der Ab- 
ſchwemmung in Fluß oder Meer der gefammte Dungwerth für die Bodenkultur 
verloren geht, jo verfuchte man zunächit das Kanalwaſſer von feinem Gehalte an 
jeiten Stoffen vor jeinem Einlaffe in öffentliche Waflerläufe zu beirein. Man be 
diente und bedient fich noch heute dazu in mehreren Engliichen Städten theil der ſpon— 
tanen Sedimentirung in großen Behältern, theils der Ausſcheidung durd 
chemiſche Zuſätze, unter denen bejonders Mifchungen von Alaun, Thon, Kall, 
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Karbolſäure und ähnlichen Stoffen zur Verwendung gelangten. Alle dieſe zum Theil 
recht koſtſpielige Prozeduren haben nicht zu dem gewünſchten Ziele geführt, und die 
Etablirung ſolcher größerer Sammelbaſſins mit gährendem Schmutzwaſſer hat ſich 
überall als eine für die Nachbarſchaft ſehr unliebſame, unter Umſtänden ſanitär 
bedenkliche Anlage herausgeſtellt. Da man andererſeits die beſten Erfahrungsgründe 
hatte, an dem Prinzipe einer raſchen Entfernung aller Auswurfſtoffe und 
befonders der Fäkalien auf naffem Wege aus den Wohnungen und aus dem Stadt- 
bereiche heraus fejtzuhalten, jo bemühte man fich nun, das Kanalwaſſer mitjammt 
jeinen feſten Stoffen unmittelbar der Erdrinde in einer ruchtbringenden Weife zu über: 
mitteln, indem man größere aufnahmefähige Bodenflächen damit beriejelte. Solche 
Beriejelungsanlagen find zuerſt in England (Edinburgh, Croydon, Alder— 
ihot ıc.), dann in Paris, Danzig und Berlin mit meift jehr günftigem Erfolge aus« 
geführt worden. Die dabei noch Hin und wieder zu Tage getretenen Uebelſtände 
(ftellenweife Verfumpfung der beriefelten Terrains) find, wie die Erfahrung gelehrt, 
durch jorgfältigere vorgängige Drainirung und durch richtigere Anpaffung der Terrain= 
größe zur Menge des aufzunehmenden NRiejelwaflerd überall vermeidbar. Unter 
allen bis jett befannten Verfahren der ©. bildet daher eine methodiiche Durch— 
ſchwemmung der Häufer, Höfe, Straßen und Pläße mittel reichlicher Waſſerzufuhr 
und eine Beriejelung nahe gelegener Bodenflächen mit dem bingeleiteten Kanalwafjer 
das nach allen Richtungen rationellfte, welches überall da den Vorzug verdient und 
daher auch 3. B. von der höchiten Preußiichen Sanitätsbehörde überall da empfohlen 
wird, wo die örtlichen Berhältniffe die Ausführung irgendiwie möglich machen. 

Ein mit dem Schwemmkanalſyſtem verbundener jehr Hoher janitärer Vorzug, 
welchen feines der übrigen Reinigungsfyiteme im gleicher Weiſe bietet, liegt in der 
leichten Anbringung von Waſſerverſchlüſſen in den Wohnungen, durch welche der 
Rücktritt von Gajen und Fäulnißprodukten aus den Sammel- und Leitungsappa= 
raten in die Wohnräume mit Sicherheit verhütet werden kann. — 

Die ©. tft eine Aufgabe, für deren richtige Erfüllung nicht blos die ftädtiiche, 
fondern auch die ftaatliche Verwaltung, — und zwar im weiteren Sinne als be— 
züglich der bloßen örtlichen Sanitätsaufficht, — verantwortlich ift, da bei derjelben 
nicht blos die Intereſſen jedes einzelnen jtädtiichen Gemeinweſens, jondern auch die= 
jenigen der benachbarten Gemeinden und bejonders aller jlußabwärts gelegenen Ort: 
ichaften in Betracht kommen. Namentlich ift dies in jolchen Flußgegenden der Tall, 
deren Bevölkerung noch ihr Genuß: und Wirthichaftswafjer dem Fluffe unmittelbar 
zu entnehmen genöthigt ift. Eine jolche Bevölkerung hat berechtigten Anjpruch darauf, 
daß ihr die gewohnte Bezugsquelle des umentbehrlichiten aller Lebensmittel nicht 
infizirt werde, und der Staat hat die Anerkennung dieſes Nechtes gegen etwaige 
Uebergriffe ftädtijcher Verwaltungen geltend zu machen. Die Frage, unter welchen 
Umftänden und unter welchen Vorbehalten in jedem Ginzelialle die Hineinleitung 
ftädtijcher Abrallwäfler in öffentliche Waflerläufe zu geftatten ſei, hat bis jet im 
Deutichland Feine allgemeingültige Beantwortung gefunden, und es bleibt daher 
Aufgabe der jtaatlichen Auffichtsbehörde, jeden einzelnen zweitelhaiten Fall mit 
Hülfe ihrer technifchen Beiräthe zu prüfen umd für fich zu enticheiden. Um bezüglich 
der hierbei zu Grunde zu legenden allgemeinen Prinzipien zu größerer wiffenfchaft= 
licher Klarheit zu gelangen und um eine größere Gleichmäßigfeit des Verfahrens, 
namentlich) auch zwijchen den Uferſtaaten eines und deflelben Stromes, 3. B. der 
Elbe oder des Rheines herbeizuführen, wird von jachveritändigen Stimmen allgemein 
das Bedürmiß betont, daß über den Zuftand der verunreinigten Flüfie 
in Deutichland und über die janitären wie wirthichaftlichen Folgen diefer Ver: 
unreinigungen eine umfaſſende technijche Unterjuchung angeftellt werde, je 
nach deren Grgebnifie dann eine reichögeiegliche Regelung diejer wichtigen 
Frage Ähnlich wie in England ftattfinden möge. 
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Den in diefem Sinne wiederholt und namentlich von dem Deutichen Berein 
für öffentliche Gefundheitspflege an die Reichäregierung gerichteten dringlichen Ans 
trägen iſt eine Berüdfichtigung bis jeßt nicht zu Theil geworden. — 

Lit.: H. Barrentrapp, Leber Entwäfjerung d. Städte, Berl. 1880. — R. Virchow, 
Kanalifation oder Abfuhr, Berlin 1869. — €. Biker, Die Reinlichkeit in ben Städten ꝛc., 
Zeipzig 1876. — Report of a Committee appointed to inquire into the modes of treati 
town sewage, London 1876. — M. v. Pettenkofer, Vorträge über SKanalifation u 
Abfuhr, Münd. 1876. — Virchow, Generalberidht zc., Berl. 1873. — Al. Müller, Ueber 
den gegenwärtigen Stand ber Städtereinigungafrage ꝛc, Berlin 1873. — W. Roth und R. 
ger, Sandbudh ber Milit.-Gejundheitpfl., Berlin 1872, I. Bb., 6. Abichnitt. — Finkeln: 
burg, Die öffentliche Geſundheitspflege — Bonn 1874. — Prefecture de la Seine. 
Assainissement de la Seine etc., Paris 1876—77. Finkelnburg 


Stahl, Friedrich Julius, & 16. I. 1802 zu München, trat 1819 zur 
evangeliichen Kirche über, jtudirte in Würzburg, Heidelberg, Erlangen, wurde 1827 
Privatdozent in München, 1832 außerordentl. Profefjor in Erlangen, dann ordentl. 
Profefjor in Würzburg, wieder in Erlangen, 1840 in Berlin, Führer der Reaktions 
partei, Mitglied des Oberkirchenraths, Geh. Juſtizrath, F 10. VIII. 1861 im Bade 
Brüdenau. 

Schriften: Ueber das ältere a Münd. 1827. — Philojophie des Rechts 
nach geichichtl. Anficht, Heidelb. 1830—37, 5. Aufl. 1878. (Storia della filosofia del diritto, 
trad. da P. Torre ed. annot. da R.Conforti, Torino 1853. Hist. de la philosophie du 
droit, trad. par Chauffard, Par. 1880.) — Die Kirchenverfaſſung nach Lehre und Redt 
ber Proteftanten, Erl. 1840, 2. Ausg. Erl. 1862. — De matrimonio ob errorem rescindendo 
commentatio, Berol. 1841. — Ueber Kirchenzucht, 1845, 2. Aufl. 1858. — lieber das monard). 
Prinzip, 1846. — Der cdriftl. Staat und kein Derhältnik zum Deismus und Judenthum, 
1847. — Reben, Berl. 1851, 1856, 1862. — Die Revolution und die fonftit. Monardie, 
Berl, 1849, 2. Aufl. 1849. — Was ift Revolution? 1—3. Aufl., Berl. 1853. — Gebädtnif: 
rede am 3. Aug. 1853, Berl. 1835. — Rechtswiſſenſchaft oder Volksbewußtſein? 1843. — 
Der Proteftantigmus als pol. Prinzip, Berl. 1853, 4. Aufl. 1854. — Die fathol. Wider: 
legungen, Berl. 1854. — Ausführungen über das eueeibungtgeit, Berl. 1855. — lieber 
Toleranz, 1855. — Ueber evangel. Katholicität, 1857. — Die Iutherifhe Kirche umd bie 
Union, 1857. — Die gegenwärtigen Parteien in Staat und Kirche, Berlin 1863, 2. Auflage 
1868. — Wider Bunſen, 1856. — Friedrich Wilhelm IIL, 1853. — Friedrich Wilhelm IV., 
1861. — Aufläße in Hengftenberg’3 —— 

Lit.: Bluntſchli, StaatsWörtB., X. 154—163; Derſelbe, Geſchichte des Staatd: 
rechte, S. 630—644. — Unfere Zeit VI. 419. — Thilo, Die theologifirende Rechts: um 
- Staatälehre, Lpz. 1861. — van Limburg-Brouwer, Stahl redivivus? Haag 1862. — 
Groen van Prinsterer, Ter nagedachtnis van Stahl, Amst. 1862. — Pernice, Savigny, 
Stahl, Berl. 1862, S. 69—115. — Bluntſchli, Charakter und Geift der pol. Parteien, 
Nördl. 1869, S. 57—81. — Walder, Kritik der Parteien in Deutichland, Berlin 1865, 
S. 120—169. — Brodhaud, Das ae 1868, S. 161—232. — Revue de 
droit international XIII. 115. — Schulte, Geich., IH. b ©. 204—207. — Mohl, L 8, 
218, 226, 232, 241, 255, 286, 292, 333; II. 456. — Revue generale IV. 473. 

Teihmann. 


Stammaltien, j. Prioritätsaltien. 


Stammgüter. Der Ausdrud wird in der Literatur in einer doppelten Be 
deutung gebraucht. Im weiteren Sinne heißen ©. alle diejenigen, in der familie 
bereitö vererbten, unbeweglichen Güter, bei welchen die Berugniß des Eigenthümers 
zu freiwilligen Veräußerungen beichränft ift durch die Rechte der nächjten Erben 
überhaupt oder einer bejtimmten Klaſſe von Erben. Dieje Einjchräntung ift eine 
Nachwirkung, ein im Kampfe gegen das Römiſche Recht erhaltener Ueberreſt des 
mittelalterlichen Beiipruchsrechts, welches, wie neuere Forſchungen ergeben haben, 
bei den einzelnen Volksſtämmen weder gleichzeitig entjtanden ift, noch jtets in 
gleichem Umfange und mit gleichen Rechtswirkungen gegolten hat. Aber auch die 
Grundanfchauungen, aus welchen das Beifpruchsrecht zu erklären ift, traten allmählich 
in den Hintergrund; das Grundeigenthum behauptete nicht mehr die politiiche und 
joziale Wichtigkeit, die es im Mittelalter gehabt hatte, — die Fahrhabe, das 
Kapital, gewann dagegen an fteigender Bedeutung, — die Bedürfniffe des Verkehrs 
drängten zu größerer Freiheit auch in Beziehung auf Dispofitionen über Im— 
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mobilien, und jo verlor fich das Beifpruchärecht der Erben theils ganz, theild ward es 
herabgedrüdt zu einem, gegenwärtig auch jchon mehr und mehr verichwindenden 
Näherrecht der Familiengenoſſen. Nur in gewiffer Weiſe erhielt es fich, wie bemerft, 
bei den ©. im meiteren Sinne, zu welchen die bürgerlichen Erbgüter und die 
(adeligen) Stammpgüter im engeren Sinne zu rechnen find. Beiden Arten ge- 
meinfam war, daß die Güter der Familie erhalten werden follten, alſo eben die 
Beräußerungäbeichränfung zu Gumften der Erben, — unterjchieden waren fie aber 
dadurch, daß dieje Beichräntung bei den Erbgütern zu Gunjten der Inteftaterben 
ohne Unterfchied des Geichlechts galt, bei den ©. nur zu Gunften der Söhne, refp. 
der Agnaten. Es hing dies zufammen mit dem weiteren Unterjchiede, daß die ©. 
nicht wie die Erbgüter der gemeinen Erbfolge unterlagen, jondern ausfchließlich auf 
männliche Erben übergingen. Diejes ausschließliche Succeffionsrecht des Manns 
ftammes war dem älteren Stammgutsfyiten nicht eigenthümlich, es beruht aud) 
feineswegs auf Gemeinem Deutjchen Recht des Mittelalters, fondern hat ſich erft ſeit 
dem 14. Jahrhundert als ein beſonderes Recht des Adels entwickelt, in deſſen In— 
tereſſe es lag, wie die Lehn güter, fo auch die Allodialgüter, wenigſten⸗ die er— 
erbten, ausſchließlich den Söhnen zu erhalten und dadurch den Trägern des Namens 
und Wappen⸗ die Möglichkeit zu gewähren, die politiſche und ſoziale Bedeutung der 
Familie aufrecht zu erhalten. Dieſes Beſtreben zeigte ſich ſchon unter der Herrſchaft 
des einheimiſchen, äußerte ſich aber bewußter und entſchiedener ſeit der Reception 
des Römiſchen Rechts. Hatte früher der hohe Adel dieſes Ziel dadurch zu erreichen 
geſtrebt, daß die Töchter zu einem Verzicht auf die Erbgüter beſtimmt wurden, ſo 
wurde jetzt das ausſchließliche Erbrecht der männlichen Deſcendenz in Hausgeſetzen 
angeordnet, in Familienverträgen anerkannt, oder es wurde wenigſtens beſtimmt, daß 
die ausgeſteuerten Töchter auf die Erbgüter verzichte müßten. Ebenſo wurde es 
bei der Reichsritterſchaft zu einer in deren Statuten geſicherten Obſervanz, daß die 
Töchter bis auf den ledigen Anfall zu verzichten Hätten, Der landſäſſige Adel end- 
lich fjuchte die ©. den Söhnen dadurch zu erhalten, daß die Töchter zu freiwilligen 
BVerzichten veranlaßt wurden; häufig jprachen aber auch die Landesgejehe die Aus— 
jchließung der Weiber von der Succeffion in alle adeligen ©. aus, und nicht felten 
ward derjelbe Grundiag gewohnheitsrechtlich anerfannt. Bei den ©. des hohen 
Adels und der Reichäritterichaft beruhte aljo die Ausichließung der Weiber auf ver— 
pflichtenden Hausgeſetzen und ftatutarifchen Feſtſetzungen, bei denen des niederen 
Adels aber nur zum Theil auf Landesgejegen; wo es an jolchen Landesgeſetzen oder 
unjtreitigen Gewohnheitsrechten fehlte, waren Erbverzichte der Töchter jchlechterdings 
nöthig, um dem Mannäftamme die Erbfolge zu fichern. Indem aber die Töchter 
obſervanzmäßig verpflichtet wurden, einen folchen Verzicht zu leiften, gelangte man 
dahin, diefen Verzicht auch bei den Gütern des niederen Adels als einen jachlich 
überflüffigen zu erachten: — die Ausfchließung der Weiber ward zu einer bei allen 
Arten von ©. geltenden Nechtenorm. Daß deffenungeachtet noch jehr häufig aus— 
drüdliche Erbverzichte gefordert wurden, geſchah aus befonderen Gründen, welche 
Befeler (Erbverträge, III. 278) nachgewiejen hat. 

Städtifche Erbgüter finden fich im modernen Recht nicht mehr anerkannt, wol 
aber die adeligen ererbten ©., überwiegend freilich in den Streifen des hohen Adels 
und der ehemaligen Neichsritterichait, aber partitulär doch auch noch Hier und da 
für den niederen Adel. Man wird jagen können, S. im eigentlichen Sinne jeien 
folche Güter des hohen und niederen Adels, welche ausſchließlich auf männliche 
Erben übergehen und bei welchen der jedesmalige Gigenthümer in Beziehung auf 
Veräußerungen beichräntt ift durch die Rechte des nächiten Erben oder der Agnaten. 
Aber eine beitimmte Reihe gemeinrechtlich geltender Rechtänormen für die ©. läßt 
fich nicht aufſtellen. Wieweit insbejondere die obenerwähnten Beſchränkungen reichen, 
hängt von den rechtlichen Beitimmungen ab, die überhaupt für das betreffende Gut 
maßgebend find; nach denjelben Rechtänormen ift auch zu beurtheilen, welche Arten 
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der Veräußerung dem Gigenthümer geftattet find oder nicht, — ob die Güter theil- 
bar feien oder Individualſucceſſion ſtattfinde; — u. a. m. 

Aus dem Vorſtehenden ergiebt fih, daß das Stammgut wejentlich denjelben 
politiichen und fozialen Zweden dient, welchen auch das Familienfideikommiß ge 
widmet ift. In der That fnüpft auch die NRechtögeichichte des letzteren an die alten 
©. an, und jehr häufig find dieſe vertraggmäßig in Fideikommiſſe umgewandelt 
worden. Aber wejentlich verichieden find beide Nechtsintitute doch. Einmal gründet 
fic) die Eriftenz des Familienfideikommiſſes auf eine befondere, ausdrüdliche Privat: 
dispofition, — die des Stammgutes dagegen auf Geſetz oder Herfommen. Bei Ieh- 
terem iſt die Berechtigung des jedesmaligen Gigenthümers beſchränkt durd bie 
Rechte der Söhne und etwa noch der zur Zeit der Alienation lebenden Agnaten, — 
das Fideikommiß ift durchaus und für alle Zeit unveräußerlich: die Rechte der An: 
wärter find erheblich ausgedehnter, eine Verichuldung des Gutes mit der Wirkung, 
daß die Subitanz angegriffen werden dürfe, ift nicht gejtattet, wogegen das Stammgut 
beim Konkurſe des Eigenthümers zur Berriedigung der Gläubiger verkauft werden 
darf. Endlich ift die Erbfolge in das Fideilommiß eine successio ex pacto et pro- 
videntia maiorum, — die in dad Stammgut aber die gemeinrechtliche in das Ver— 
mögen des letzten Gigenthümers, weshalb die Wirkungen des GErbüberganges bier 
andere find ala dort. (Der zulekt erwähnte Unterfchied wird freilich von Einigen 


geleugnet.) 

Ir — das Beiſpruchsrecht der Erben vgl. Sandhaas, Germaniſt. I ar a 
(1862), ©. 165 ff. — Zimmerle, Dad Deutihe Stamm utafoftem (1857), bef. ©. 160 f.— 
Lewis, Si a. be Erben (1864), ©. 7—70. — Pernice in ber ‚Reitiien Viertels 
jahrafchrift IX e. 67-82. — Schröber, zeutarift für für or tögeich. IX 410 fi. — 
vb. Gerber, Gefammelt jurift. Abhandl., Ban Nr. — —————— De 
retractu 1 8 eciatim gentilicio, Berlin 1869. — Aha Des Beilpruchöredht nad) alt: 
ſächſiſchem — 1879, — Für die Geſchichte der S., insbeſ. bie ee dei 
Erbrechts Ne Heiber f. Bejeler, Erbverträge, III. 279 fi. — Zimmerle, ©. 263, 77. — 
Lewis, Das Recht des — S. 13 ff. — Für das ſpätere Recht vgl. 


Rohler, Privatfürftenreht, $$ 66 — Haubolb, pi Rise ‚Privatrecht, $ 367. — 
erber,$ 2. — B untioli, Ten. — Walter ff. — Beieler, $ ss 175, 
176. — Stobbe, II. $ 197. — Neubauer, —— des in Deutſchland geltenden 
Rechts, betr. die Stamm üter, Berlin 1879. — Ueber bie ——— Jochen in Stamm: 
güter vgl. oben d. Art. Allobdifitation und Die bort —— it. — er bürger: 
lie Stammogüter, 3. B. in Württemberg, vgl. Lang, Sachenrecht, II. * 
Sie in. 


Stampe, Henrik Jenſen de, & 29. I. 1713 in Hammer bei Älborg, 
befuchte das Gymnafium in — (borg, 1728 zu Kopenhagen immatrikulit, 
machte 1731 das theologische Examen, ſtudirte 1737—40 Rechtswiflenichait in 
Marburg, wo er zwei Jahre in dem Haufe des Profefjor Wolf lebte, Straßburg, 
Paris, Orford, London, Leiden und Göttingen, 1741 Profeffor der Philofopbie, 
1742 Mitglied der Dänifchen Geſetzeskommiſſion, 1743 Affeffor der juriftiichen Fa— 
fultät, 1746 des Oberadmiralitätsgerichts, 1748 Generalauditor des Seeetats, 1749 
Mitglied der Däniſch-Schwediſchen Grenztommiffion, 1753 Profeſſor publ. juris na- 
turae et gentium, Generalprofurator, T 10. VII. 1789. 

Schriften: Svar of Stampe og Sevel pä nogle Sjörgsmäl til det juridiscke Facultet, 
Kebh. 1792. — Erkleringer, Breve og 2 Generalprocureur ambraet 
radkommende 1743—82, 1 udg of J. L. Rottbell, Kebh. ne Seq 

eqer. 

Standesregiſter. Das Geſchichtliche iſt bereits oben im Artikel Fami— 
lienſtand angeführt, und es bleibt hier nur noch die neuere Entwickelung in 
Deutſchland nachzutragen. 

Den Anſtoß, unter ſtaatlicher Kontrole und von bürgerlichen Behörden zu 
führende ©. einzurichten, gab die im Jahre 1848 aufgefommene Loſung der Tren— 
nung der Kirche vom Staat. Unter dem Einfluß diefer Parole wurde in die 
Deutjchen Grundrechte (in SS 20, 21) die Beitimmung aufgenommen : „die bürger: 
liche Gültigkeit der Ehe ift nur von der Vollziehung des Givilaftes abhängig . - - 
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Die Standesbücher werden von den bürgerlichen Behörden geführt“, — und eine 
gleihe Vorſchrift in den in den Jahren 1848 und 1849 erlaffenen Verfafſungs— 
gelegen einzelner Deutjcher Staaten (jo Preußens, Oldenburgs, Schwarz— 
burge Sondershaujeng, Waldeds, Medlenburgs, Reuß-Schleizs 
und Anhalt-Bernburgs) wiederholt. Die gedachten Berfafjungsurfunden hatten 
aber meiſtens nur eine kurze gejegliche Dauer, und daher fam es nicht zur Aus— 
führung der betreffenden Anordnungen. Blos in wenigen fleineren Staaten wurden 
damala Gejee, welche die bürgerliche Givilftandäregifterführung und die obligatorische 
Givilehe einführten, erlafien; von diejen behielten aber allein die beiden Gejeße der 
ehemals freien Stadt Frankfurt a. M. eine dauernde Geltung. Ferner wurde 
für die Diffidenten mit der Einführung der Givilehe für diefe in Anhalt, 
Württemberg, Nafjau, Sahjen- Weimar, ın der Provinz Hanno— 
ver, in Bayern, Reuß jüngere Linie, in Sachſen-Koburg-Gotha, 
im Königreich Sachſen und in Shwarzburg- Sondershausen während des 
Zeitraumes von 1851 bis 1872 eine bürgerliche, bald den Kommumalbehörden, bald 
den Gerichten übertragene Civilſtandsregiſterführung eingerichtet. Daſſelbe erfolgte 
endlich in den wenigen Staaten, welche, wie 3. B. Braunfchweig (1849), die Ehe 
zwiichen Juden und Chriſten in der Form der Givilehe durch bejondere Geſetze er= 
möglichten, für folche Ehen und die aus ihnen entipringenden Kinder. 

Ohne die im Jahre 1861 eingeführte fakultative Givilehe zu befeitigen, erließ 
jodann die Stadt Hamburg im Jahre 1865 ein Gejeß, welches die gefammte 
Givilftandsregijterführung in die Hände bejonderer bürgerlicher Beamten legte, da— 
neben aber die Berufung der Geiftlichen zu derartigen Funktionen nicht ausfchloß, 
und diejelben Einrichtungen bejtanden (auch jchon zum Theil feit älterer Zeit) in 
Bremen und Yübed. 

Weſentlich beeinflußt durch die Konflikte mit der katholifchen Kirche wurde 
zuerft in Baden, welches durch Geſetz vom Jahre 1860 die Notheivilehe eingeführt 
hatte, durch Gefeg vom 21. Dezember 1869 und demnächit in Preußen durch Geſetz 
vom 9. März 1874 die endgültige Auseinanderfegung zwiichen Staat und Kirche 
vollzogen. Beide Gefege übertrugen den Gemeindebehörden jowol die ausfchließliche 
Führung der Givilitandsregifter als die Vornahme der Eheichließungen, mit jtaatlich 
bindender Kraft. Das Preußifche Gejeß ließ aber die bisherigen, auf gleichem Prinzip 
ruhenden Einrichtungen im Bezirk des Appellationsgerichtes zu Köln, wo die Vor— 
jchriften des Code civil fortdauernd Geltung behalten Hatten, und nicht minder die 
im Bezirk der Stadt Frankfurt a. M. (j. oben) beftehen. 

Schon im Jahre 1872 war im Deutjchen Reichstage die Einführung von jtaat- 
lichen Givilitandsregiftern und der obligatorifchen Givilehe in ganz Deutjchland an— 
geregt worden, umd im Jahre 1873 und 1874 brachten die Abgeordneten Völk 
und Hinſchius jedesmal einen von dem lebteren verjaßten desfallfigen Ent— 
wurf ein, von denen der erjte wegen Schluß der Seifion nicht zur Erledigung kam, 
der Lebtere aber angenommen wurde. Auf Grund defjelben legte dann der Bundes— 
rath im Jahre 1875 dem Reichätage einen neuen, auch das materielle Eherecht zum 
Theil mit umfafjenden Entwurf vor, und diefer ift nach ertheilter Zuftimmung des 
Reichdtages zum Reichsgeſetz „über die Beurkundung des Perfonenjtands und bie 
Eheſchließung“ vom 6. Februar 1875 erhoben worden. 

Dadurch ift die Rechtseinheit im Deutjchen Reich für die fragliche Materie her— 
beigeführt worden. Die wichtigjten Vorfchriften find folgende: 

Die Bildung der Standesamtsbezirke und die Beitellung der Standes- 
beamten, bzw. der Stellvertreter erfolgt durch die höhere Verwaltungsbehörde. Als 
Regel ift vorausgefegt, daß jede Gemeinde einen Standesbezirk bildet und der Ge— 
meinbdevorfteher, bzw. deifen Stellvertreter die Funktionen des Standeöbeamten voll- 
zieht, jedoch fann die Gemeindebehörde die Anftellung beionderer Standesbeamten 
beichließen, und auch die höhere Verwaltungäbehörde folche beitellen ($$ 2—7, 10). 
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Geiltlihen und anderen Religionsdienern dürfen aber die betreffenden Funktionen 
nicht übertragen werden. 

Die jächlichen Koſten der Standesregijterführung liegen den Gemeinden ob, nur 
die Regifter und Formulare zu Regiſterauszügen werden fojtenfrei von der Gentral- 
behörde des Bundesjtaates geliefert (58 8, 9). 

Die Aufficht über die Standesbeamten jteht den Verwaltungsbehörden zu, joweit 
die Landesgeſetze nicht andere Auffichtsbehörden beftimmen; wegen Ablehnung von 
Amtshandlungen geht die Beichwerde jedoch an das Gericht ($ 11). 

Jeder Standesbeamte hat zu führen: 1) ein Geburtäregijter, 2) ein Heiraths— 
regilter und 3) ein Sterberegifter. In dieje follen die Eintragungen unter fort 
laufenden Nummern und ohne Abkürzungen, die wejentlichen Zahlenangaben mit 
Buchjtaben erfolgen. Yede Gintragung iſt durch den Standesbeamten zu unter 
jchreiben. Zuſätze, Löſchungen oder Abänderungen find am Rande zu vermerfen und 
bejonders zu vollziehen. Von jeder Eintragung ift eine zu beglaubigende Abjchrift 
in ein Nebenregijter einzujchreiben, welches nach Ablauf des Kalenderjahres der Auf 
ficht3behörde zur Prüfung und von dieſer dem Gerichte zur Aufbewahrung zugeitellt 
wird (S$ 12—14). 

Die ordnungsmäßig geführten S. beweifen die Ihatjachen, zu deren Beurkun— 
dung fie bejtimmt und welche in ihnen eingetragen find, bis der Nachweis der fyäl- 
ichung, der unrichtigen Eintragung oder der Unrichtigfeit der Anzeigen und seit: 
ftellungen, auf Grund deren die Eintragung ftattgefunden hat, erbracht iſt ($ 15), 
eine VBorjchrift, welche durch das EG. zur Deutichen EPD. $ 16 Nr. 1 ausdrüdlic 
aufrecht erhalten worden ift. 

Die Führung der ©. und der darauf bezüglichen Verhandlungen erfolgt koiten: 
und ftempelfrei; nur für die Einficht und für Auszüge find jehr mäßig angejehte 
Gebühren zu zahlen ($ 16). 

In Betreff der näheren Details, namentlich wegen der Anzeigepflicht der Ge 
burt3- und Sterbefälle, der Anzeigefriſten zc., muß auf das Gejeß jelbit berwiejen werden. 

Lit: Friedberg, Das Recht ber E eichliegung, Leipzig 1875, ©. 655 ff. F. Phi— 
lippi, Die —— eſetze in der Preuß. Rheinprovinz, 3. Aufl. Elberfeld 1865. — Rah, 
Die Ehe u. db. bürgerl. Elandesamt nad Bad. N., 2.4 u. Heibelb. 1872. — P. Hinidius, 
Das Preuß. Gejek über die Beurkundung d. Derfonenftands x. mit Komment., Berlin 1874; 
Seine Dad Reichsgeſ. über die Beurfundung des Perſonenſtands ıc. mit Komment,, 

2. Aufl., Berl. 1876. — d. Sicherer, Reichsgeſ. über bie — ꝛc., Erl. 1879. 
P. Hinjchins. 

Standgericht: eine Art der mit der Ausbildung ber Militärrechtspflege nad 
und nach jeit dem 16. Jahrhundert entitandenen Ausnahmegerichte für Soldaten. 
„Standrecht“ ward vielfach für Kriegsrecht gebraucht, joweit jelbiges auf die einem 
Kriegsherrn unterworfenen Perfonen Anwendung findet, was entweder regelmäßig 
gegenüber den Perſonen des GSoldatenjtandes, oder ausnahmsweiſe gegenüber auf 
ſtändiſchen Unterthanen oder feindlichen, in bejett gehaltenen Gebietstheilen weilenden 
Staat3angehörigen der Fall ift. 

Die Norddeutiche (ehemals Preußiiche) Mil.StrafPD. von 1845 unterjcheidet 
($ 82) Kriegägerichte für die zur höheren und ©. für die zur niederen Gerichte 
barkeit gehörenden Straffälle. Angeordnet wird das ©. von dem Befehlähaber, dem 
die Beitellung des Unterfuchungsgerichts zuftand. Kriegsgericht und ©. zählen im 
Gegenſatz zu dem leßteren zu den Spruchgerichten. Die ©. bejtehen aus fünf 
Nichterflaffen, von denen der Präjes eine Klaſſe bildet, und aus einem Aubditeur 
oder unterfuchungführenden Offizier ala Referenten. Ueber die Richterklaffen und ihre 
nach dem Range des Angeichuldigten verſchiedene Zuſammenſetzung bejtimmt $ 87 
a. a. D.; über das Verfahren, bei welchem eine Vereidigung der Richter nicht Ttatt 
findet, sg 448, 452; über die Beftätigung der Erfenntnifje, welche regelmäßig Sadıe 
des das Spruchgericht beitellenden Befehlshabers ijt, $ 486. Ueber die Ausdehnung 
des Kriegsrechts auf Privatperjonen j. d. Art. Belagerungszuftand. Bejondere 
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Regeln gelten für Bayern. Die Oeſterr. StrafPO. Handelt ausrührlich vom 
ftandgerichtlichen Verfahren. Der Minifter des Innern und der der Yuftiz konkur— 
riren bei der Anordnung des Standrechts in gewiſſen Fällen. 

In England werden die Funktionen de ©. durch Courts martial auägeübt, 
deren Einfegung auf befondere Ermächtigung der Krone durch die vom Parlament 
zu beihließende Mutiny act beruft. Man unterjcheidet dort einen General court 
martial, aus nicht weniger als 13 Offizieren beftehend, mit der Befugniß, auf die 
ſchwerſten Strafen (Todesftrafe — Penal servitude) zu erkennen; einen District 

. oder Garrison court martial, mit einer Bejegung von 7 Dffizieren, ohne Kompetenz 
gegen Offiziere und ohne Befugniß, die fchiverjten Strafen zu verhängen; einen Re- 
gimental oder Detachment court martial, mit 5, im Nothfall 3 Offizieren befeßt, 
mit der Befugniß, auf Körper und fFreiheitsjtrafen zu erfennen. Gin Detachment 
general court martial für im Auslande ftehende Truppen kann auch über Vergehen 
der Truppen gegen Bewohner eines fremden Landes erkennen. Für die Marine gelten 
bejondere, im Ganzen aber ähnliche Beitimmungen. 

Welche Perjonen ala zum Heere gehörig anzufehen und deswegen den Kriegs— 
gefegen und ©. zu unterwerfen find, richtet fich nach der Heeresverfaſſung der ein— 


zelnen Staaten. 
Quellen: Außer der Mil.StrafGer.Orbn. Kab.D. v. 21. Sept. 1820, 27. April 1837, 


9, Dezember 1835. — Bayern, Straf®B. v. 1813, Art. 441—456; (für bie rechtärhein. 
Gebiete) Art. 3 Ziffer 12 des Ausf.-Gei. zum RStrafPO. — Oeſterreich, StrafPO. v. 
1873, 38 429 ff. — England, 25. u. 26. Vict. cap. 65. 
Lit.: J Kommentar über das StrafGB. für dad Preuß. Heer, II. Theil 1870. — 
Ueber das Geihichtlihe: Laurentius, Don ben Kriegs ahren ber alten Deutichen, 1753. — 
Friccius, Geichichte des Deutichen, insbeſ. des Preuß. Kriegsrechte, 1849. — Budder in 
v.Holtenbdborff's Allg. Deuticher Strafrechtsz. 1870, Heft 9-11. — Frankreich: Cham- 
oudry, Manuel des Tribunaux des armees de terre et de mer, 1878. — Ueber Englanb: 
—* eift, Engliſches Verwaltungsrecht, ©. 963, 1053, 1072.— Simmons, On Courts martial. — 
Thring, Criminal Law of the Navy. v. Holtzendorff. 

Standihaft (Thl. I. S. 859). Zu den Zeiten des Deutjchen Reichs gab 
es eine dreifahe ©.: ReichsS., KreisS., LandS. 

ReichsS. bedeutet Sitz und Stimme auf den Reichstagen. Dieſelbe ſtand zu 
den geijtlichen und weltlichen Fürften (Bifchöfen, Aebten, Fürften, Grafen und 
Herren, vorausgejeßt, daß fie nicht jelbft der Herrichaft eines Anderen unterworfen 
waren). Auch den Neichajtädten gebührte jeit dem jpäteren Mittelalter die ReichsS., 
welche fie durch Mitglieder ihres Nathes ausüben ließen. Seit dem J.R.A. von 
1654 wurde zum Griwerb der Reich3S. außer der faiferlichen Verleihung und dem 
Befit einer reichaunmittelbaren Herrſchaft noch vorausgeſetzt die Kooptation ſeitens 
des Kurfürſtenkollegiums, jowie des Kollegiums und der Bank, in welche der Be— 
treffende aufgenommen werden ſollte. Die ReichsS. jeht eine dingliche Unterlage, 
reichsummittelbaren Länderbefi voraus. Die Folge davon war, daß bei einer Thei— 
lung des Territoriums allen Theilhabern zufammen nur Eine Stimme zuftand, der 
Inhaber mehrerer Territorien dagegen auch mehrere Stimmen führte. Doch galt 
dieſes Prinzip nur in den legten Zeiten des Reichs; bis in das 17. Jahrhundert 
hinein hatte der entgegengejegte Grundfaß gegolten, waren die Stimmen perjönlich. 
Die ReichsS. ging unter durch Reichsacht, durch Mediatifirung (Unterwerfung unter 
einen Mititand), wennſchon einige Familien troß der Mediatifirung ſich im Beſitz 
der ReichsS. behaupteten, durch Verluſt des Territoriums, auf welchem die ReichsS. 
rubte. Auf den Erwerber eines jolchen Territoriums ging an und für fich die 
ReichsS. nicht über. 

Unter KreisS. verjteht man Sit und Stimme auf den Kreistagen, den Ber: 
jammlungen der Territorialherren innerhalb der einzelnen Kreife, in welche das 
Deutfche Reich jeit dem Jahre 1500 getheilt war. Die Kompetenz der Streistage, 
welche anfänglich die Polizei zu handhaben und die Erfenntniffe der Reichsgerichte 
zu vollitreden hatten, wurde fpäter auch auf andere gemeinjame Angelegenheiten 
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ausgedehnt. Die KHreisS. ftand den Reichsftänden zu, doch konnten auch die In— 
haber reichdunmittelbarer Serrichaften, die nicht zugleich ReichsS. beſaßen, unter die 
Kreisftände aufgenommen werben. . 

Land S. bezeichnet Sig und Stimme auf den Landtagen der einzelnen Terri— 
torien. Diejelbe gebührte den bevorrechteten Ständen, die einzeln forporativ orga= 
nifirt waren, und alle zufammen wieder eine Korporation (die Landſchaft) bildeten, 
und jo als ein Ganzes dem Landesherrn gegenübertraten und Antheil an der Landes— 
regierung beanspruchten und erhielten. Diefe Stände (Landſtände) find regelmäßig 
drei: die Prälaten, Ritter und Städte, von denen die leteren ihr Recht, wie die 
Reichsftädte, durch Mitglieder ihres Rathes ausübten. Nur jehr vereinzelt hatte 
auch der Bauernitand LandS. erlangt. Dagegen gebührte überall, wo es einen 
landfäjligen Herrenitand gab, Ddiefem die LandS., wennjchon derjelbe zuweilen mit 
den Prälaten zufammen Eine Kurie des Landtages bildete. Die LandS. gewährte 
nicht überall die gleichen Rechte; vielmehr war der Umfang dieſer letzteren in den 
verschiedenen Territorien und zu den verichiedenen Zeiten ein jehr verjchiedener. 
Denn es berubten diejelben auf befonderen Privilegien, welche die Stände bei Ge- 
legenheit der Bewilligung neuer Steuern vom Landesherrn fich ausgewirkt hatten. 
Ueberall jtand den Ständen, jo lange ihre Kraft noch nicht gebrochen, das Steuer: 
bewilligungsrecht zu, auch durften Landesgejege ohne ihre Mitwirkung nicht erlafien 
werden. An und für fich vertreten die Landftände — und darin befteht der Haupt 
unterschied der ftändifchen Verfaffung von der Repräfentativverfaffung — blos ihre 
eigenen Intereſſen, und nicht die des ganzen Landes; und nur mittelbar nehmen fie 
auch die Antereffen der gefammten Bevölkerung wahr. Dies erflärt fich daraus, 
daß die ©. kraft eigenen Rechts und nicht auf Grund eines Mandats der Bevöl- 
ferung zuſteht. 

Die ReichsS. und die KreisS. find mit dem Untergange des Deutichen Reichs 
verichwunden, und auch in der Verfaffung der einzelnen Deutjchen Staaten hat das 
ftändifche Prinzip dem Repräfentativfyftem weichen müſſen. 

Lit.: v. Gampe, Die Lehre von den Lanbdftänden nad allgem. Deutichen Staatärechte, 
ze a Detmold 1864. — Gierke, Dad Deutjche Genoſſenſchaftsrecht, I. (Berlin 1868), 

. 534—581 u. ©. 822. — Zöpfl, Grundfähe des gem. Deutichen Staatäredht3 (5. Aufl.), 
rn $$ 90-92, 88 325—328. Lewis. 

Stara,Giujeppe, Gonte, 55. IX.1795 bei Vercelli, 1823 Richter in Cagliari, 
ſpäter Mitglied der Geſehgebungskommiſſion, 1847 erſter Senatspräſident in Turin 
und Conte, 1862 Staatsminiſter, 1868 Präſident des Kaſſationshofes, zog ſich 1871 
zurüd, F 15. VI. 1877. 

git.: Nouv. Revue hist. 1878, p. 101—120. — Reineri, cenni biogr., Tor. 1855. — 
uhr Ricordi, Tor. 1878. — Bulletin de la Societe de legisl. comparee, x annee (1879), 

281. Zeihmann. 

Statutarifhe Erbportion (Eherecht). Das Deutjche Recht des Mittelalters 
hatte ala gewohnheitsrechtlichen Niederichlag entiprechender Eheverträge jajt allgemein 
ein Ehegattenerbrecht ausgebildet, das fich bald auf den Mobiliarnachlaß oder einen 
Theil defjelben beichräntte, »bald auch das Jmmobiliarvermögen oder doch den Anz 
theil des veritorbenen Ehegatten an der Jmmobiliarerrungenfchait, und zwar bald 
zu Leibzuchtsrecht, bald zu Eigenthum, umfaßte. Derartige erbrechtliche Anfprüche 
drangen mehr und mehr auch in das Gebiet des Sachjenjpiegels ein und erfchienen 
bier, da der legtere im Anfchluffe an das Altgermanijche Recht nur vertragsmäßige 
Zuwendungen und fein Erbrecht der Ehegatten kannte, als partifularrechtliche Aus— 
nahmen von dem „Gemeinen Sachjenrecht“. Mehr noch trat diejer partifularrechtliche 
Charakter, zumal dieſe Anjprüche im Einzelnen jo verjchieden geitaltet waren, nach 
der Rezeption des Römifchen Rechtes hervor. Die Römifchen Einrichtungen, das 
jubfidiäre Erbrecht des überlebenden Ehegatten hinter jämmtlichen Verwandten des 
veritorbenen (bonorum possessio unde vir et uxor) und der don Jujtinian begründete 
relative Anfpruch der armen Wittwe an dem Nachlafie ihres wohlhabenden Mannes, 
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vermochten die in den Deutichen Partikularrechten anerfannten Erbanfprüche des über- 
lebenden Ehegatten vielfach jelbit dort nicht zu verdrängen, wo im Uebrigen die reine 
Römische Erbfolgeordnung angenommen wurde. So war für jenen, das gemeine Erb— 
recht durchbrechenden partifularrechtlichen Erbantheil jchon in der Doftrin des 
17. Jahrhunderts die Bezeichnung ala ©. €. in Gebrauch, eine Bezeichnung, die 
um jo pafjender ericheinen mußte, als die ©. E. durchaus den Charakter eines 
außerordentlichen Erbrechtes trägt und neben der (vertragsmäßigen, letztwilligen oder 
geieglichen) Erbiolge in das übrige Vermögen des verftorbenen Ehegatten jelbjtändig 
einhergeht; höchſtens zeigt fich hier und da in Bezug auf den Umfang der ©. €. 
eine Derjchiedenheit je nach der Stellung des fonfkurrirenden Erben. Das Vor— 
handenfein eines folchen fonfurrirenden Erben gehört zum Weien der S. E., das 
Univerjalerbrecht der Ehegatten, auch wo es günftiger als im Römiſchen Recht ge= 
ordnet ift, fällt nicht unter diefen Begriff. Iſt der überlebende Ehegatte ein Bluts— 
verwandter des verjtorbenen, jo behält er neben dem Ghegattenerbrecht jein Ver— 
wandtenerbrecht. — Bon der ©. €. ift Alles zu untericheiden, was der überlebende 
Ehegatte aus dem bisher vereinigten Vermögen nach den Grundjäßen des ehelichen 
Güterrechtes ala jein Vermögen zu beanjpruchen hat, fie untericheidet fich nicht 
minder von dem Nubtungsrecht, das ihm kraft väterlicher Gewalt an dem Vermögen 
der Kinder zuiteht. Insbeſondere ift weder der bei allgemeiner oder partifulärer 
Gütergemeinfchaft dem überlebenden Ehegatten zufallende Antheil an dem Sammtgute, 
noch der ihm aus der fortgejegten Gütergemeinfchaft erwachiende Vortheil für ©. E. 
zu erachten. Daflelbe gilt von allen Vortheilen, welche der überlebende Ehegatte 
alö geieliche Entichädigung für Theile feines eigenen Vermögens erhält, 3. B. von 
der altiächfifchen Gerade, dem Heergewäte und dem vielfach ftatt Rückgewähr des 
beweglichen Frauengutes eingeführten Mobiliarantheil, ebenfo von der 5. B. im 
Märkischen Erbrecht auf Grund einer mißverjtändlichen Deklaration der Joachimischen 
Grbrechtäfonftitution geltenden Befugniß des überlebenden Ehegatten, gegen Ein— 
werfung jeines eigenen Vermögens eine Quote des auf diefe Weiſe hergeitellten 
Sammtgutes zu nehmen. Dieje ſog. „Gütergemeinſchaft von Todes wegen“ ift 
ebenfo aus einer Mißbildung der ehelichen allgemeinen Gütergemeinichaft entitanden, 
wie die in manchen Gegenden durch eine verfehrte Doktrin und ihr entiprechende 
Praris geichaffene jog. „Gemeinschaft des Zugewinnftes“ aus einer Mißbildung der 
ehelichen Errungenſchaftsgemeinſchaft. Alle diefe Ansprüche, auch wenn fie erit von 
Todes wegen hervortreten, wurzeln in dem Güterrecht der Ehegatten und find einzig 
nach diefem zu beurtheilen; hat daher während der Ehe ein Wechſel des Wohnfites 
jtattgefunden, jo ift in diefer Beziehung im Zweifel das Recht des erjten Wohnfiges 
maßgebend. Dafjelbe wird nad Württembergiichem Recht auch binfichtlich der 
eigentlichen S. &. angenommen; die lehtere gehört aber ausjchließlich dem Gebiete 
des Erbrechtes an und richtet fich daher nach dem Rechte des legten Wohnfiges. Das 
Preußifche Allg. ER. gewährt dem überlebenden Ehegatten die Wahl zwijchen dem 
Rechte des eriten und dem des letzten Wohnfiges. — Die ©. E. findet nur unter 
Ehegatten Anwendung, hat aljo eine bürgerlich gültige Ehe zur Vorausſetzung (nach 
manchen Rechten, 3. B. dem Württembergifchen, auch noch die Vollziehung des ehe— 
lichen Beilagers) und fommt nach einer Eheicheidung oder Nichtigkeitserklärung der 
Ehe in Wegfall. Yebenslängliche Trennung von Tiſch und Bett Hat die gleiche 
Wirkung im Deutichen Reiche nur, wenn fie vor dem Reichsgeſetz über die Be- 
urfundung des Perjonenitands und die Eheichließung vom 6. Febr. 1875, oder wenn 
fie im Auslande nach dem dort geltenden Rechte verhängt worden ift. Nach manchen 
Rechten geht die S. E. im alle der Wiederverheirathung ganz oder zum Theil 
verloren. — Die ©. €. iſt heute noch vielgeitaltiger ala im Mittelalter. Häufig 
ift fie für den überlebenden Mann eine andere wie für die Frau. Zuweilen er- 
greift fie nur einzelne Nachlaßitüde, zumal Gegenjtände des Hausrathes (in diejem 
Sinne ericheint ſchon der Mußtheil des Sachienipiegels als ©. €.), oder fie be= 
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ſchränkt fich auf ein gejeliches Leibzuchtsrecht oder auf bloßen Nießbrauch an dem 
Nachlaffe oder einer Quote dejlelben, häufig beiteht fie aber geradezu in einer Erb: 
Ichaftsquote und hat dann Hinfichtlic) des Schuldenüberganges diejelben Wirkungen 
wie jedes andere Erbrecht. Dabei ift der Einfluß des Juftinianifchen Rechtes der 
armen Wittwe infofern bemerkbar, als eine große Zahl von Rechten in Weberein: 
ftimmung mit dieſer die Quote auf ein Viertel oder bei drei und mehr Kindern 
auf einen Kindestheil feſtſetzen. — Die Unentziehbarkfeit der oft fälſchlich ala ©. €. 
angejehenen Anfprüche aus dem ehelichen Güterrecht und der Schuß des Jujtinianifchen 
Rechtes der armen Wittwe gegen legtwillige Verfügungen des Ehemannes hat dahin 
geführt, daß, von dem Defterreichiichen Rechte und der Mehrzahl der Bapriichen 
Partitularrechte abgejehen, die ©. €. faft überall ganz oder theilweile den Gharafter 
als Pflichttheil angenommen hat; fie fann daher, jomweit nicht durch Ehe- oder Erb— 
vertrag darauf verzichtet ift, entweder überhaupt nicht oder doch nur aus bejtimmten 
gejeglichen Gründen entzogen werden. — Erbſchaften, welche dem verftorbenen Ehe— 
gatten bereit3 angefallen, aber wegen eines daran bejtehenden Leibzuchtsrechts dritter 
Perjonen noch nicht in feine Gewalt gefommen waren („hinterfällige Güter“), werden 
nach dem altdeutichen Rechtsſprüchwort „Zucht fällt nicht auf Zucht“ von der ©. €. 
—— ergriffen. 

Giab. u. Lit.: — Allgem. LER, IL 1 88 495 ff., 628 ff., 639, 642, 644 fi. — 
Defterr. "BER. ss 757 fi, 796.— Badiſch. ER. Art. 738, 145. — Sidi. BGB. SS 2049 fi., 
2578 fi. — ahitthiuner, Deutich. Güterrecht d. Eheg., 170 fi. — Neubauer, Da} 
in Deutichland geltende ehel. Güterredht, 1879. — Schreiber, Die ehel. Güterrechte ber 


Schweiz, 1880, — Roth, Syftem des Deutichen Privatrechta, II. ss 110, 122 ff. 143 ff. — 
Stobbe, — b. Beten — 210. — Roth, Bayer. Givilrecht 1. (2. Aufl) 


161, 474 #., 477, 515 ff., — Reyicer, MWürttemb. Privatrecht III. 92 ff. — Grefe, 
annoverd Mecht, I. 57 ff. — — und Meibom, Kurheſſiſches Privatrecht, 41. — 
eimbacd, Xehrb. d, vet zu. ts d. 3. db. Oberappellations erichten Jena u. Zerbſt ver: 

einten Länder, 5 524—38. Erdmann, —8 d. Eheg. n. d. Prov.R. Liv-, Efth: u. ſtur⸗ 

lands, 185 ff,, 215 ff. 24, 250. — eydemann, ie Elemente der Joachimiſchen Kon 
ftitution, 319 ff. — Kraus in d. Zeitichr. f. Deutfches Recht XII. 125 ff. — Die Lehr: 
bücher d. Deutichen Privatrechts. R. Schröder. 


Stel, Joh. Chriſt. Wild. von, & 6. I. 1730 zu Diedeläheim, 1754 
Profeffor in Halle, 1758 in frankfurt a. O., 1767 Geheimer Tribunalsrath in Berlin, 
1776 geadelt, T 8. X. 1797. 

Seine Schriften bei Pütter, Kitt., II. 105. — Schulte, Geidichte, II. b S. 150. — 


Meufel, XII. 307-311. — Engelmann, Biblioth. jurid. (2) Lpzg. 1840, S 413, 414. 
Teihmann. 


Steckbriefe, litterae patentes arrestatoriae, nennt man im StrafPrz. (John, 
Th. I. Suppl. S. 35) offene, an alle Gerichte umd Behörden des In- und Aus 
landes gerichtete Hülfsichreiben, einen flüchtigen, nach der Deutichen Straf PO. aud) 
einen fich verborgen haltenden, Beichuldigten im Betretungsfalle verhaften und an 
das erjuchende Gericht oder die fonft genannte Behörde, nach der Straf PO. an ein 
beitimmtes Gejängniß, abliefern zu wollen. Die Bezeichnung der ftrafbaren Handlung, 
ohne welche namentlich ausländifche Behörden von der Verhaftung abjehen würden, 
und das jog. Signalement oder die Angabe der Merkmale, an welchen die Perjon dei 
Beichuldigten erfannt werden fann, werden dem ©. eingefügt. Als Aufforderungen 
zu verhaften haben ©. diejelben Borausfegungen, wie Haftbeiehle. Nach der Deutſchen 
StrafPD. find fie auf Grund eines Haitbefehls vom Richter oder ber Staatsanwalt: 
ſchaft zu erlaffen, es ſei denn, daß ein vorläufig Feſtgenommener aus dem Gefängnik 
entiprungen wäre oder fich der Bewachung ſonſt entzogen hätte, wo auch die Polizei: 
behörde den S. erlaffen darf. Außerdem können zur Vollftredung erkannter Frei: 
heitöftrafen ©. von der Staatöanwaltichaft bzw. dem Amtärichter ohne Weiteres 
erlaffen werden. Die Defterreihiiche StrafPO. beichräntt die S. auf dringenden 
Verdacht verübter Verbrechen, bei welchem die Rathskammer, der Unterfuchungsrichter 
dagegen nur in dringenden Fällen, den S. zu erlaffen befugt iſt; auch wird zwiſchen 
der öffentlichen Bekanntmachung des ©. durch die Zeitungen, für welche bejondere 
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Umftände vorliegen müſſen, und jeiner bloßen Mittheilung an die Behörden und 
Beamten in der Umgebung und in weiterem Kreiſe unterjchieden, — im Anjchluß 
wol an dad Franzöſiſche Recht, welches ftatt der ©. fich der gleichen Mittheilung des 
Haftbeiehls bedient. Bei Vergehen ift eine öffentliche Kundmachung in Defterreich 
ausgeichloffen. — Wer auf Grund des ©. ergriffen wird, muß in SDejterreich ſofort 
von dem Richter oder der Polizeibehörde, welche ihn in Verwahrung nimmt, verhört 
und, wenn ein Grund zu weiterer Feſthaltung fich nicht ergiebt, ſofort freigelaffen 
werden. Nach der Deutichen StrafPO. kann er, es jei denn, daß er jpätejteng am 
Tage nach der Ergreifung vor den zuftändigen Richter geführt werden könnte, ſo— 
fortige Vorführung vor den nächjten Amtsrichter fordern, der ihn ſpäteſtens am Tage 
nach der Ergreifung vernehmen und feine Freilaſſung verfügen muß, wenn er bes 
weift, daß er nicht der Verfolgte oder daß die Verfolgung durch die zuftändige 
Behörde aufgehoben ift. — Die Erledigung eines ©. ift, auch wo fie nicht vor— 
geichrieben ift, befannt zu machen, damit nicht auf Grund derjelben in die Freiheit 
Anderer eingegriffen werde. Auch find S. immer nur als jubfidiäres Sijtirungs- 
mittel, wenn jedes andere erfolglos fcheint, anzuwenden, da fie, wenn der DVerfolgte 
kreigeiprochen werden jollte, auf ungerechtfertigte Benachtheiligung feiner Ehre, joweit 
öffentliche Kundmachung mit ihnen verbunden ift, hinauskommen. 

Quellen: Oeſterreichiſche StrafPO. 88 177, 414 ff. — Deutide StrafPO. 
% 131, 132, 489; Mot. S. 78, — Prot. der Reichstagslommiſſion ©. 176 ff., 869 ff. 

Lit.: Bauer, Lehrb., $ 79. — Mittermaier, Straf-Verf., I. $ 78. — Komment. z. 
Deutichen Straf PD. 11. von Zöme, Boitus, v. Schwarze u. A. — Kayſex, StrafGer. Verf., 
&. 170. — vd. Holtzendorff, Hdbch. d. StrafPrz.R., I. ©. 302 ff. KR. Wieding. 

Stellgeihäaft (TH. I. ©. 538). Das ©., „Schluß auf Geben und Nehmen“, 
„Stellage* genannt, ijt ein Prämiengejchäft, bei welchem der Prämiengeber (der 
„Bähler“) am Stichtage die Wahl hat, ob er ein beitimmtes Lieferungsgejchäft als 
(iefemder oder als beziehender Theil abgejchlofien und erfüllt wilfen wolle, mit 
anderen Worten das Recht hat, nach feiner Wahl, welche er an einem bejtimmten 
Zetpunfte oder innerhalb einer fejtgejegten Friſt treffen muß, die behandelte Waare 
(meiftens Effekten) dem Prämiennehmer („Steller” genannt) zu liefern oder fie von 
diefem zu beziehen. (Ueber den Begriff Prämiengeichäft ſ. diefen Art.) 
Bom zweifchneidigen Prämiengeſchäft untericheidet fich dag ©. dadurch, 
dab die Wahl des abjoluten Nichtwollens bei dem ©. auägeichloffen ijt; da bei 
dieſem demnach jedenfalla eine Erfüllung des je nach Enticheidung des Wählers im 
S. abzuichließenden Vertrages einzutreten hat, wird die Prämie zwedmäßig und 
gewöhnlich in der Vereinbarung von zwei verjchiedenen Kaufpreifen ausgedrüdt, 
eines niedrigeren für den Fall, daß der Wähler wählt zu liefern, und eines höheren 
für den Fall, daß fich diejer liefern läßt. Da hierbei die Prämie nicht jelbjtändig 
ſichtbar und in den Schlußbriefen nicht beſonders genannt wird, jehen Manche im 
©. fein Prämiengeichäit; jo Nebenius, Bender; daß hierbei das innere Wejen 
des S. überjehen und verfannt wird, bemerkt dagegen mit Recht Thöl 
(a.a, O. Note 3). Beitritten ift, welche Rechtsfolge eintritt, wenn der Wähler feine 
oder keine rechtzeitige Wahl trifft; Böhmer, Bender, Ladenburg und Ende: 
mann behaupten, aladann gehe das Wahlrecht auf den Steller über, eine Anficht, 
deren Unhaltbarkeit und Willkürlicheit von Gad und ausführlicher von Gareis 
nachgewieſen iſt. Der Steller kann vielmehr vom nichtwählenden Wahlberechtigten 
lediglich das pofitive Vertragsintereffe wegen Berlegung des im Abjchluffe des ©. 
entitandenen pactum de contrahendo fordern, darf aber der Berechnung diejes In— 
tereffeg nicht, wie Gad annimmt, die ihm, dem Steller, günftigere Konjunktur zu 
Grunde legen, jondern muß davon auägehen, daß der Wähler, wenn er gewählt 
hätte, jedenfalls nach) Maßgabe der ihm und nicht dem Gteller günjtigeren 
Konjunktur gewählt haben würde. Dies folgt aus der feititehenden Natur 
und Intention des ©. ; hierüber Gareis a. u. a. O. ©. 162—167 und Die 
dort cit. Lit. Theilweiſen Bezug oder theilweife Selbitlieferung der Effekten 
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darf der Wähler nicht wählen; j. Bender und Thöl, anderer Anficht it Böh— 
mer. Nach den Uebungen der Berliner Fondsbörſe könnte über die anzunehmende 
Erklärung allenfalls die Deputation der Sachverjtändigen » Kommiffion der Fonds— 
börje entjchteden. 
Lit.: Nebenius, Der öffentliche Kredit, 2. Aufl., ſtarlsr. 1529, ©. 564. — Böhmer 
im Ardiv für civil. Praxis, Bd. IX., 1826, ©. 415 ff. — Bender, Berlehr mit Staati 
papieren, 2. Aufl. Gött. 1830, 8 94, S. 407 j — THöl, vertehr mit Staatöpapieren 
(Göttingen 1835), $S 45, 46; Derielbe, HNR., 6. Aufl., S 291. — Lad — in Golb: 
ihmidt’s Ztichr. 8* — DR. 3b. III. ©. 483, 497. '— Gab, Hanbb. b. Deutichen 
‚R. (Berlin 1863), ©. 255—56. — Endemann, R., 3. Aufl., $ 121, hr 1-59. — 
rünhut, Börſen- und Maflerreht 1875 (auch in einer Zeitichr. für b. Privat, und öff. 
Recht, 1875) ©. 69. — a in Siebenhaar’3 Archib für Deutfches W.: und H.R., 
Bd. XVIO. 1869, Heft 2, 134, 159-168. — James Mofer, Die Lehre von ben eit: 
eichäften, Berlin 1875, ©. F 8 — Erlk.d. — —— u Wien u. Referat hierüber 
? Goldſchmidt's Zeitichr. f d. gel. HR. B ©. 168. — n Betreff ber oben 
ga Bebungen der Berliner Fondabörfe — — * Sei äfte an berjelben 
3. Febr. a $ 13, A. 3a €, — von —— in d. Zeitſchr. f. d. geſ. H.R. 
— XVIII. 502 ff; Bd. XXI. S XXIV. ©. 538 ff. ur "eranifartır 
Ulancen in —— 8 Zeitſchr. für — gel. HR. Bb. XXIV. 525 ff., inäbel. 
©. 531. (Die Börfenujancen überhaupt find unter d. Art. Zeitfauf tee) Gareis. 
Stellvertretungskoſten (Ih. I. ©. 861). Die Frage, ob ein Staats— 
beamter die Koften für jeine Stellvertretung in dem von ihm verwalteten Amte 
dann zu zahlen habe, wenn er zum Mitgliede des Land- oder Reichstags gemählt 
worden und durch jeine Thätigkeit als jolches an der Verwaltung feines Amtes ge 
hindert iſt, kann durch die einfache Behauptung, die Annahme einer Abgeordneten 
wahl jei die Ableijtung einer öffentlichen oder ftaatsbürgerlichen Pflicht und dürfe 
deshalb nicht mit pefuniären Nachtheilen verbunden fein, nicht als beantwortet gelten, 
weil der Staat die dem Einzelnen aus der Ableiftung öffentlicher Pflichten, wie der 
militärifchen Dienftpflicht, des Schöffen und Geſchworenendienſtes u. ſ. w. er 
wachjenden Vermögensnachtheile überhaupt nicht oder doch nur im bejchränfteiten 
Umfange vergütet, jowie weiter, weil der Staat auch denjenigen Abgeordneten, 
welcher fein Staatsamt befleidet, nicht gegen den ökonomiſchen Schaden ichüst, 
welcher für denjelben aus der Theilnahme an den Landjtändiichen Verhandlungen 
und aus der hierdurch bewirkten Verhinderung an dem Betriebe jeiner Berufe— 
geichäfte entiteht, und endlich, weil auch nicht der geringjte Zwang zu der Annahme 
einer Wahl zum Abgeordneten vorliegt, vielmehr die Uebernahme der Thätigfeit und 
Pflicht eines Abgeordneten ausjchließlich dem freien Ermefjen des Gemwählten über 
laſſen ift. 
Eine richtige Begründung der Freiheit gewählter Staatöbeamten von Zahlung 
der ©. fann nur dann gefunden werden, wenn man, wie in&bejondere aud 
v. Rönne thut, von dem in vielen Deutichen Berfaffungen zum Schuße der paifiven 
Wahlfähigteit der Staatsbeamten aufgeftellten Sabe ausgeht, daß ein Staat 
beamter zum Gintritte in die Volfevertretung feinen Urlaub nöthig habe (Preußen, 
Coburg-Gotha, Deutiche NReichsverfaffung), bzw. daß ihm der Urlaub nicht (Bayern, 
Braunſchweig) verweigert werden dürfe. Der juriftiiche Kern dieſer Berfaflung® 
beitimmung fann nämlich nur der jein, daß mit der Annahme der Wahl der ge 
wählte Staatsbeamte auf Grund des Geſetzes von der Verwaltung jeines Amtes 
zeitweilig dispenfirt jein jolle. Wie nun aber feine Gehaltsverfürzung zum Zwede 
der Beitreitung der ©. dann jtattfindet, wenn der Beamte, gleichviel aus welder 
Urjache, von feiner vorgejegten Behörde einen unbedingten Urlaub erhält, jo famn 
auch ein Abzug vom Gehalte dann nicht ftattfinden, wern das Geſetz den Beamten 
im Falle der Wahl zum Abgeordneten entweder unmittelbar beurlaubt oder ihm den Ir 
laub ausdrüclich zufichert, wenn er um denjelben bei der vorgejehten Behörde einfommt. 
So iſt es denn auch als die Rückkehr zu der richtigen Behandlung der Frage 
zu bezeichnen, wenn die Preußiſche Regierung im Jahre 1867 die S. für die in den 
Reichstag und ſeit 1869 für die in das Abgeordnetenhaus gewählten Beamten auf 
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die Staatöfaffe übernommen hat, nachdem fie jeit 1863 die betreffenden Gelder vom 
Gehalte der Gewählten abgezogen hatte. 

Ebenſo nehmen das Reichsgeſetz v. 31. März 1873, $ 14, und die faiferliche 
Verordnung v. 2. Novbr. 1874, $ 6, den richtigen Standpunkt ein, indem fie be= 
jtimmen, daß die Koften für die Stellvertretung der Reichdbeamten im alle einer 
Wahl zum Reichstage der Reichskaſſe zur Laft fallen jollen. Nach demjelben Prinzip 
verfahren auch andere Regierungen (3. B. Bayern) Hinfichtlic) der Wahlen zum 
Sande und Reichsſtag. Endlich haben noch einige Wahl- und Staatädienergefeße 
(Sachen, Braunjchweig, Schwarzburg-Sondershaufen, Schaumburg-Lippe) die Ueber— 
nahme der ©. für die zum Landtag gewählten Staatsbeamten auf die Staatäfafje 
ausdrüdlich vorgejchrieben. 

In gleicher Weife muß die Frage auch da entjchieden werden, wo die Verfaſſung 
den Eintritt eines Staatöbeamten in den Landtag an eine vorgängige Urlaubsertheilung 
bindet und lediglich die Verficherung giebt, daß der Urlaub nur aus erheblichen, dem 
Landtage mitzutheilenden (Sachien, Meiningen) aber von dieſem zu genehmigenden 
Gründen (Oldenburg) verfagt werden dürfe; denn auch hier fann die Staatsregierung 
den Urlaub nicht verweigern, wenn der Yandtag die Gründe der Urlaubsverweigerung 
nicht anerkennt: der Urlaub ift alfo auch hier ein nothwendiger und darf daher nicht 
durch Gehaltsabzüge bedingt werden, ſofern die Landesgeſetzgebung nicht eine entgegen= 
gejeßte Beitimmung enthält (wie Neuß ä. L.). 

Da wo die Verfaflung bzw. die Wahlgefeße Nichts über den Urlaub der zum 
Landtag gewählten Beamten bejtimmen, oder wo die Beurlaubung lediglich vom 
Ermeſſen der vorgejegten Behörde abhängig iſt, kann die Frage nach den ©. nur 
auf Grund der Vorfchriiten der Staatödienergejege über die bei Urlaubgertheilungen 
zuläffigen Gehaltsabzüge beantwortet werden, und zwar find, wie in&bejondere 
6. Meyer hervorhebt, die Beamten von den ©. für befreit zu erachten, wenn Ge- 
haltsabzüge nur bei einem zu privaten Zweden nachgefuchten Urlaube gejtattet find. 

Lit.: 9. A. Zahariä, Deutiches Staatd: und Bundesrecht, 3. Aufl., Bd. I. ©. 644, 
Note 14. — H. Zöpfl, Grundiähe des gem. Deutichen Staatsrechts, 5. Aufl., Band II. 
z8 354, 355. — Thudihum, Berfafjungsrecht des Nordbeutich. Bundes, S. 154, 155. — 

näbeionbere v. Rönne, Staatörecht der Breiten Monarchie, 3. Aufl., Bd. I Abth. 2 
©. 375 ff.; Derjelbe, Staatörecht des Deutichen Reichd, 2. Aufl., Bd. I. ©. 245, 246. — 
Laband, Staatärecht des Deutichen Reiche, Bd. I. $ 49 ©.551. — G. Meyer, Lehrb. des 
Deutſchen Staatsrechts, $ 150, ©. 381. F. Brodhaus. 

temann, GChrijtian Ludwig Ernft von, & 14. III. 1802 zu Kopen— 
bagen, 1826 Dr. jur. in Kiel, 1849 Departementächei in der Schleswigjchen Regierung, 
1852 Präfident des Appellationsgerichtes, 1864 von dem Preußifchen Civilkommiſſar 
abgejett, Geheimeconierentsraad, Kammerherr, T 14. II. 1876. 

Schriften: De veterum .dotis actionum rei uxoriae atque ex stipulatu differentiis, 
1826. — Ebers, Themis, Neue Folge I. 248, 295. — Wald’ Archiv II. 513, 529. — 
Sell’3 Jahrbb. III. 225, 368. — Schleswigs Recht und Gerichtäverfafiung im 17. Yahr- 
hundert, 1855. — Das Güterrecht der Ehegatten im Gebiete des Jütſchen Lovs, Kopenhagen 
1857. — Slesvigſte Provindfialefterretniger III. 145, 249, 595. — Geſch. db. öff. und Privat: 
recht3 Schleswigs, Kopenh. 1866, 1867. — Yahrbb. für d. Landeskunde d. Herzogthümer IX., 
X.; Zeitichr. f. d. Yandestunde d. Herzogthümer, I. II. III. IV. — Den danife Retshiſtorie 
indtil Ghr. V. Lov, Kbhun. 1871. — Urkumdl. Beiträge zur Geich. der Herzogthümer, aus 


— 


dem — a von Rechtsanwalt, Notar E. v. Stemann, Hufum 1879. 
Lit.: Krit. BJ.Schr. XV. 167. — Schlyter, Glossarium, Lund HP. XII. sg. 
eihmann. 


Stempelftener. Gejeßgebung und Praris haben den Begriff einer ſog. ©. 
aufgeſtellt. Dieſer Begriff iſt jedoch ein rein äußerlicher, injofern die Erhebung 
gewifjer Abgaben in der Form eines jog. Stempels, d. h. durch Verwendung eines 
Stempelpapierd oder in neuerer Zeit einer Stempelmarke, geichieht. Der Begriff 
der ©. als einer befondern Steuerart iſt jedoch unhaltbar, da unter diefer Form 
ganz verichiedenartige Abgaben, insbejondere einerjeits Gebühren und andererjeits 
Verkehrsſteuern, erhoben werden, feine derjelben aber, weder Gebühren noch Verkehrs: 
fteuern, im ganzen Umfange jtempelmäßig erhoben wird. 
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Was zunächſt die jog. Gebühren betrifft, jo verſteht man darunter finanz: 
wiffenichaftlich folche Abgaben, welche von den Einzelnen als Entgelt eines ihnen 
ſtaatsſeitig geleifteten bejonderen Dienftes oder einer zu ihren Gunjten gefchehenen 
itaatlichen Aufwendung erhoben werden, zum Zwecke, die Betriebsfojten der frag: 
lichen Berwaltungszweige ganz oder theilweije zu decken. Es gehören zu den Ge: 
bühren in diefem Sinne einerjeits Eingaben und Amtefchreiben in Sachen Einzelner, 
insbejondere auch in Givilftreitigkeiten, die Ausftellung von Päſſen, Legitimations- 
papieren aller Art, die Ginfchreibungen der Giviljtandsämter, die Erfindungspatente, 
die Patente für Adel und Orden; es gehören dahin aber auch andererjeits die 
Poſt- und Telegraphengebühren, die Eichgebühren, die Schulgelder, die Prüfungs: 
gebühren. Der Gebührenjtempel wird aber feineswegg im ganzen Umfange des 
Gebührenweſens in Anwendung gebracht; in einigen Beziehungen iſt derjelbe neuer 
dings bejchränkt (Gerichtsfoften), in anderen auägedehnt (Poſt- und ZTelegraphen- 
marfen). Andererſeits fommt aber der Stempel auch ala eigentlicher Steuerjtempel 
vor, namentlich in jolchen Fällen, wo es fich um Uebertragung eines beweglichen 
oder unbeweglichen Gegenstandes im privatrechtlichen Vermögensverkehr handelt; es 
gehört dahin insbeſondere der Stempel bei Verträgen über Jmmobilien (der übrigens 
zum Theil auch den Charakter einer Steuer trägt), der Spielfarten-, Kalender-, 
Zeitungs, Wechjel- und Erbichaftsftempel, auch der Stempel von Privatquittungen, 
3. B. bei Rechnungen. 

In Preußen ift die Entwidelung in großen Zügen folgende geweſen. Die 
Preußiſche Stempelgejeßgebung beruht noch Heute im Wejentlichen auf dem Geſetze 
wegen der ©. vom 7. März 1822 und auf dem diefem Geſetze beigefügten alpha: 
betijch geordneten Tarife. Dieje Gejeßgebung erſtreckte fich ganz allgemein auf alle 
Arten von Abgaben, welche in Stempelform erhoben werden, jowol auf den Gebühren 
als auch auf den eigentlichen Steuerjtempel. Es wurde nun zunächſt durch das 
Gejeg vom 10. Mai 1851, ergänzt durch das Gejeh vom 9. Mai 1854, die Er- 
hebung der Gerichtäfoften in der Weiſe, daß die Stempelform dabei nicht mehr zur 
Anwendung fommt, neu regulirt. Es wurde ferner die Erhebung der ©. von 
Zeitungen, Zeitjchriften und Anzeigeblättern, ſowol einheimifchen als auch aus 
ländijchen, durch die Gefeße vom 29. Mai 1861 und 26. Septbr. 1862 andermweit 
geordnet. Die Verwendung von Stempelbogen durch die Befeftigung von Stempel: 
marfen auf dem fteuerpflichtigen Schriftftüde wurde endlich durch das Geje vom 
2. Septbr. 1862 eingeführt. 

Diefe Altpreußiiche Geſetzgebung iſt dann auf die neuen Landestheile nicht 
einfach übertragen worden. Es kam zwar damals im Wejentlichen nur auf die 
Herſtellung einer gewiffen Gleichmäßigfeit zwijchen den alten und neuen Landes 
theilen und den neuen Landestheilen unter einander an. Andefjen ift doch eime 
Aenderung in materieller Hinficht gegenüber dem bisherigen Preußiichen Rechts 
zuftande infofern erfolgt, ala einerfeits die ©. auf Zeitungen, Kalender, Spielkarten 
und Erbſchaften aus der bisherigen engen Verbindung mit der übrigen ©. gelöft 
und andererjeit3 die Erbichaftsjtener in mehrfacher Beziehung neu regulirt wurde. Was 
das Einzelne betrifft, jo wurde zunächit durch vier Verordnungen vom 4. und >. 
Yuli 1867 die Erhebung der S. von Spielfarten, die Erhebung der Zeitungs-S., 
die Gimrichtung der S. von Kalendern und die Erhebung der Erbichaitsabgabe 
geregelt. Das fonjtige Stempelwejen, insbejondere die Erhebung des Urkunden: 
jtempels, wurde für Hannover, Kurheffen, Naffau und die bayerifchen Gebietstheile 
durch die Verordnung vom 19. Juli 1867 unter Aufrechthaltung der bizherigen 
Landesgejeße in weitem Umfange, und erſt durch die Gejehe vom 5. März 1868 
für Heflen-Naffau (mit Ausnahme von Frankfurt a. M.) und vom 24. Febr. 1869 
für Hannover nach durchweg neuen Grundfäßen geregelt. Die Normirung der ©. 
für Schlewig-Holftein eriolgte durch die Verordnung vom 7. Aug. 1867, für die 
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Großherzoglich und Landgräflich Heifiichen Gebietstheile durch den Erlaß vom 14. 
Auguft 1867, für Frankfurt a. M. durch die Verordnung vom 15. Auguſt 1867. 
Die Gründung des Norddeutichen Bundes reſp. des Deutichen Reich hat dann 
zur Folge gehabt, daB durch das Norddeutiche Bundesgefeg vom 10. Juni 1869 
reip. durch die DVerfailler Verträge (für Württemberg und Baden), das Geſetz vom 
22. April 1871 (für Bayern) und das Geſetz vom 14. Juli 1871 (für Elſaß— 
Lothringen) die Wechjel-S., unter mehrfacher Aenderung der bisherigen Preußifchen 
Beitimmungen, zu einer Bundes- reſp. Reichsſteuer erhoben worden: ijt. 

Im weiteren Verlaufe der Preußifchen Entwidelung ijt dann zunächjt die Erb» 
ichaftsabgabe für den ganzen Umfang des Staates durch das Gejeh vom 30. Mai 
1873 (gültig feit 1. Januar 1874) neu regulirt worden, indem unter gänzlicher 
Aufhebung der bisherigen Verbindung zwiſchen Erbichaftsabgabe und ©., jo daß 
auch der Gebrauch von Stempelmaterialien bei Entrichtung der Erbichaftsabgabe in 
MWegiall gekommen ift, einerjeit3 eine Uebertragung der Bearbeitung der Erbſchafts— 
jteuerfachen von den Gerichten auf die Behörden der Steuerverwaltung (mie bisher 
ichon in der Rheinprovinz und in der Stadt Berlin) ftattgefunden hat und anderer= 
jeits eine Bejeitigung der Steuer jeitens des überlebenden Ehegatten eingetreten 
ift, während die ala Aequivalent vorgejchlagene Erhöhung der Steuer für die Des 
jcendenten von Gejichwiftern die Zuftimmung des Landtags nicht gefunden hat. Für 
das Ginzelne it auf das Geſetz jelbit und auf den diefem Geſetze angehängten 
Tarif zu vermweifen. | 

Die Aufhebung des Zeitungs und Kalenderjtempels ift, nachdem zahlreiche 
Anträge, Nefolutionen und aus der nitiative des Abgeordnetenhaufes hervor— 
gegangene Gejegentwürfe, nantentlich in den Jahren 1872, 1873 und 1874, ohne 
Eriolg geblieben waren, durch das Deutjche Reichägejeg über die Preffe vom 7. Mai 
1874 erfolgt, welches für den ganzen Umfang des Reichs, mit Ausnahme von 
Gliaß-Lothringen, wo die Einführung einem bejonderen Gejege vorbehalten wurde, 
mit dem 1. Juli 1874 in Kraft getreten ift, indem der $ 30 al. 2 dahin lautet: 
„Vorbehaltlich der auf den Landesgeſetzen beruhenden allgemeinen Gemwerbejteuer 
findet eine bejondere Befteuerung der Preffe und der einzelnen Preßerzeugniffe 
(Zeitungs- und Kalenderjtempel, Abgabe von Inſeraten) nicht ſtatt.“ 

Endlich ift dann in dem Gejege vom 26. März 1873 eine Ermäßigung und 
Aufhebung gewifler Stempelabgaben, namentlich jolcher, die zwar beſonders drüdend, 
aber doch für die Geftaltung des Budgets ohne wejentlichen Einfluß waren, deren 
Wegfall auch einer künftigen prinzipiellen Neugeftaltung des Stempelweiens nicht 
präjudizirte, herbeigeführt worden; insbefondere iſt gänzlich aufgehoben die Be— 
fteuerung don Gefuchen, Bejcheiden und Protofollen in Privatangelegenheiten, 
während die Steuer von Geburts-, Trau= und Todtenjcheinen bedeutend ermäßigt ift. 

Es iſt jedoch allſeitig anerkannt, daß es einer viel umfafjenderen Reform, 
namentlich auch in der Richtung auf Kerabjegung der Beträge für den Mechtsver- 
fehr mit Immobilien, bedarf, und es ijt eine folche generelle Revifion auch jeitens 
der Regierung ausdrüdlich zugejagt. 

Was die finanzielle Seite der ©. betrifft, jo war fie im Staatshaushaltsetat 
pro 1874 mit 8600000 Thaler in Anfchlag gebracht. In diefer Summe war ins— 
bejondere auch die Zeitungsjteuer mit etwa 900000 Thaler enthalten. Dagegen 
bildete die Exrbjchaftäfteuer einen bejonderen Poften mit 1400 000 Thaler, dieſe Ein- 
nahme ijt im Vergleich mit anderen Yändern eine jehr geringe; inſofern die Erb— 
ichaftasteuer in Preußen noch nicht 2 Sgr. auf den Kopf beträgt, während fie fich 
in Frankreich und Belgien auf 2 Franc und in England auf 'Y/,, Sch. beläuft. 

Lit.: J.G gehe St Die Lehre von ben Steuern mit befonderer Rüdficht auf ben 


zen Staat, Berl 1 Stein, Lehrb. d. Finanzwiſſenſch. 2. Aufl., Lpzg. 1871, 
. 215 fi. bei. ©. 466 fi. — — Wagner, Lehrb. der Finanzwiflenic), 6. Aufl., Leipzig 
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1872, ©. 244 ff., bei. ©. 264 ff. — Faucher, V.J. Schr. De Jahrg. I. Bb. IL 
©. 42 ff.; Jahrg. II. Bd. III. ©. 51 ff. — Hoyer, Die Preuß. Stempelgeiepgebung für bie 
alten und neuen Yanbeätheile, 2 Bde, Berlin 1869— 1873, 2. Aufl. 1874; Derjelbe, Das 
Deutiche Reichögeich über die Wechjelftempelfteuer zc., Berlin 1871. — Die Stenographiicen 
Berichte und Drudjachen des Preub. Landtags an ben einichlagenden Stellen. — Klette, 
Literatur über das Finanzweſen des Preufiichen Staats, 3. Aufl. 1876, ©. 299 ff. 

Ernft Meier. 

Stephani, Joahim, & zu Pyrig, 1577 Doktor, 1578 Prof. der Rechte 
in Greifswald, herzoglicher Rath, Syndifus der Univ. T 14. I. 1623. 

Sein Bruder Matthias, & 1570 zu Pyrik, 1624 ord. Prof. zu Greiis- 
wald, 7 26. VIII. 1646. 

Dieſer jhrieb: Comm. in Novellas, 1630, 53 ed. Brunnemann 1700. — Tract. de 
jurisdictione, Fef. 1610, 1611, 1623. — Synopsis Jurispr., Rost. 1624. — Disc. academici 
ex jure publico, Rost. 1624. — Tract. de jure patronatus, Fef. Lips. 1631, 1639, 1701, 
Gothae 1672. 

Lit.: Schulte, Geſch. III. b 30 u. 34. — Kofegarten, I. 218. — v. Stinking, 
Geſch. d. Deutichen Rechtäwifienich. (1880), I. 729, — Hütter, Bitt., 1.159. — Lanbäberg, 
Ueber d. Entftehung db. Regel quidquid non agnoscit glossa, nec agnoscit forum, Bonn 18%. 

TZeihmann. 

Steuerfredit kann in Deutichland für Tabaks-, NRübenzuder-, Salz: und 
Branntweinjteuer angejeffenen Kaufleuten, YFabrifanten und Gewerbtreibenden gewährt 
werden. Mit Ausnahme der Rübenzuderjteuer, deren Betrieb an und für ſich 
größere Steuerbeträge zur Folge hat, hängt die Gewährung des ©. von einer 
gewiffen jährlichen Steuerzahlung ab, welche für die Salziteuer 3000 Mark, für die 
Branntweinjteuer 1800 Mark und für die Tabaksſteuer nach dem Gewichte 100 Mark 
zum Mindeiten beträgt. Die in dem jteneramtlichen Kreditkonto eingejchriebene 
Steuer muß innerhalb einer beitimmten Friſt vom Kreditnehmer einbezahlt werden. 
Dieje Friſten find bei jeder Steuerart verjchieden bemeffen. Während nämlich für 
die Rübenzuderjteuer und Branntweinfteuer eine jechgmonatliche Frijt gewährt werden 
fann, beträgt diejelbe für die Salzjteuer nur drei Monate. Bezüglich der Tabal- 
gewichtsſteuer aber iſt beitimmt, daß die, bei der eritmaligen Veräußerung oder 
jpätejtens bis 15. Juli des, auf das Emtejahr folgenden, Jahres fällige Steuer 
bis zum 15. Oftbr. d. J. Ereditirt werden kann. Außerdem kann auch Demjenigen, 
der inländifchen Tabak zur Verſteuerung aus Niederlagen abmeldet, geitattet werden, 
daß er die Tabafgewichtäfteuer, jtatt an dem im $ 17 Abſ. 1 des Gejeßes von 1879 
bejtimmten Zeitpunfte, erit am 25. des dritten, darauf folgenden, Monats entrichtet. 
Die Bejtellung voller Sicherheit für jede Kreditgewährung ift zwar Regel, doc; fann 
zuderläffigen Leuten diejelbe ganz oder theilweije erlafjen werden. Der Kredit wird 
auf Rechnung und Gefahr der einzelnen Bundesjtaaten, in deren Bereich die Gewerb- 
treibenden bzw. Kreditnehmer fich befinden, durch die Steuerbehörden gewährt. Dem 
Reiche gegenüber wird der ©. erjt nach jeiner Fälligkeit ald Baarzahlung in An 
rechnung gebracht. 

Quellen: elh über PBefteuerung des Rübenzuderd von 1876. — Beſchluß d. Bunder: 
rathes vom 2. Yuli 1869 ($ 126) wegen der Rübenzuderfteuer. — Bundesrathabeichluß vom 
28. Mai 1868 ($ 140) wegen ber Salziteuer. — Beſchluß des Bundesrathd vom 3. Juli 
1869 wegen der Branntweinfteuer. — Gele vom 16. Juli 1869 $ 16 Abi. 2 und SI 
unb Kreditregulativ von 1880 wegen ber Tabakäfteuer. — Außerdem bie Kreditregulative der 
einzelnen Bunbesftaaten. ‚ j 

Schriften: Hirth’3 Annalen des Deutichen Reiches v. 1873 u. 1880 u. v. Aufieh, 
Die Zölle und Steuern des Deutichen Reiches v. 1880. — Gentralblatt für Abgaben ꝛc. für 
die Preuß. Staaten, Gentralblatt des Deutichen Reiche, Jahrbücher der Zollgefegebung. — 
Berwaltung des Deutihen Zoll: u. Handelsvereins, 1854—1875. (S. aud bie Art. e- 
fredit, Rübenzuder:, Tabats-, Branntweine, Salz:Steuer) vd. Aufie 


Steuerpfliht. Die überaus langjame Entwidelung der Idee einer all: 
gemeinen, gleihen ©. in Deutjchland hat ihren Grund nicht nur in nationalen 
Eigenthümlichkeiten, jondern in allgemeinen gejellichaitlichen Verhältniſſen. Wenn 
Tacitus ala Eigenthümlichkeit der Germanen bemerkt, daß fie ihren Obrigkeiten nur frei: 
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willige Geſchenke darbringen, jo beruht dies darauf, daß die damaligen Germanen 
fih noch auf der eriten Stufe der Anfiedelung befanden, während die antife Welt 
durch die rasche Entialtung ihres ſtädtiſchen Lebens frühzeitig in ein geregeltes Steuer- 
igitem übergegangen war. Den erobernden Horden, wo fie in einem fejten Landgebiet 
Fuß faßten, fam es weniger auf Landbefig an, als auf den Dienjt menſch— 
liher Kräfte, um den Boden nubbar zu machen. Der Entwidelung des Privat: 
eigentHums am Boden geht daher voran die Entwidelung eines Herrichaftsverhältnifies 
über die Bebauer des Bodens. Dienfte und Naturalabgaben bilden den eigentlichen 
Anhalt der Herrſchaft; an alle Abgaben fnüpft fich daher Die Jdee einer per— 
ſönlichen Unfreiheit, welche das Germaniſche Xeben in einer länger als tauſend— 
jährigen Gejichichte nur langjam überwunden hat. 

Die Karolingiſche Monarchie, auf deren Grundlage die mitteleuropäifche 
Melt erwachſen ijt, hat daher feine geordnete Steuerverfaflung. Der „Fiskus“ ift 
bei den Franken nicht Staatsvermögen, jondern Vermögen des Könige. Die fünig- 
lihen Einkünfte beruhen auf den großen, aus Groberung und Konfiskation ent— 
ftandenen Domänen, auf den Bußen der Friedensbrüche, den Bannbußen, den bei— 
behaltenen Grund» und Kopfiteuern der Romanifchen Unterthanen, den Zributen 
unterworfener Völkerſchaften. Das Karolingiſche Finanzweſen gleicht dem Haushalt 
eines großen Gutöherrn, in welchem die Unterhaltung des Königs und feines großen 
Hofftaates die Hauptausgabe bildete, während die Kriegsrüſtung, der Gerichtädienit 
und die jonjtigen Ausgaben des heutigen Staates ſich ala perfönliche Leiftungen 
unter die freien Unterthanen vertheilten. Dieſe ökonomiſche Geftaltung des Staats— 
weiens mußte Schritt für Schritt in das Lehnsweſen überführen. Jedes Heer— 
führeramt und jedes Richteramt bedingte anjehnliche Bermögensverwendungen von 
Seiten feines Trägers, welche weder durch die Heeres- oder Gerichtöpflicht der 
Unterthanen gededt waren, noch durch Zahlungen des „Fiskus“ gededt werden 
fonnten. Das Amt bedurfte deshalb einer dauernden Austattung mit einem nutz— 
baren Befit, der naturgemäß von Vater auf Sohn übergehend, die Amtsjtellung zu 
einer erblichen macht und aus den höheren Aemtern der KHarolingifchen Zeit nad) 
etwa ſechs Mtenichenaltern den Stand der Dynajten, den „hohen Adel“ Deutichlands 
gebildet hat. Das KHarolingiiche Amt, verbunden mit der Tragung der anjehnlichen 
Koiten für Heerbann, Gericht und Frriedensbewahrung, hat dann ebenjo die Herren— 
ftellung der Biichöfe und Aebte, und etwas jpäter auch die Stellung der regierenden 
Körperichaften in den Reichsſtädten erzeugt. 

Liegt in dem Lehnsweſen einerjeits eine Vermengung des reinen Amtscharafters 
der Karolingijchen duces, missi, comites, centenarii mit Verhältniſſen des Privat: 
eigenthums, jo liegt darin andererjeits eine Veredelung der Verhältniiie 
von Herrſchaft und Dienst, welche dies Mifchverhältniß von Privat» und 
öffentlichem Recht zu einer nothwendigen Webergangsitufe gemacht hat. Die auf 
der perjönlichen Verpflichtung zum Kriegsdienſt beruhende Abhängigkeit gewinnt ein 
Bewußtjein gemeinjamer friegeriicher Ehre, gegenfjeitiger Treue, gegen: 
feitiger Verpflichtungen, welches nunmehr mit der Würde des freien Mannes 
vereinbar gilt. Und eben damit vereinbar erfcheint num auch ein Syitem feudaler 
Abgaben: Abgaben bei Aenderungen in der herrichenden oder dienenden Hand, zur 
Auslöſung aus der Gefangenjchaft und in gewiſſen Ehrenfällen, — ein Syitem, aus 
deſſen Erweiterung und Verallgemeinerung in England die jpäteren parlamentarifchen 
Subfidienbewilligungen hervorgegangen find, während in Deutjchland das feudale 
Abgabenſyſtem innerhalb des Lehnsnexus ſtehen bleibt und mit diefem allmählich 
abgejtorben if. Das Kaiſerthum aber ift damit feiner Regierungsrechte, die zu 
eigenen Rechten der Stände geworden, immer weiter entkleidet. In Wechjelwirkung 
damit ift das Reichsgut durch DVerleihungen immer weiter geichmälert und während 
des Interregnums nahezu ganz verloren gegangen, ohne daß das Kaiſerthum einen 
Erſatz für feine verichwundene Finanzkraft zu finden vermochte. 
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Slüdlicher war inzwijchen die Kirche in der Schöpfung eines Steuerfyitems 
gewejen. Der ſtärkſte Beweis für die Macht der firchlichen Staatsidee im Mittel: 
alter ift ficherlich die Durchiegung ihres Anjpruchs auf den Kirchenzehnten. Die 
Idee einer Unfreiheit heftete fich nicht mehr an Abgaben und Dienftleiftungen, welche 
Gott, einem Heiligen oder feinem Gtellvertreter auf Erden geleiftet wurden. Es 
bereitete fich damit die jpätere Jdee vor, daß Abgaben und Steuern an die ideale 
Perſon des „Staates* feine Beeinträchtigung der perfönlichen Freiheit und Ehre 
enthalten. Eine erfte gewiffermaßen verfuchöweife Ausführung fand diefe Idee zur 
Zeit der Kreuzzüge, in Verlauf welcher auf Anmahnung der Kirche wiederholt fteuer- 
artige Leiftungen zur Ausrüftung der Kreuziahrer aufgebracht worden find, — An— 
Läufe, die indeffen mit den Kreuzzügen wieder verſchwunden find. 

Grit im 15. Jahrhundert beginnen die Anfänge der Deutſchen Reichs— 
fteuern mit den Huſſitenkriegen. 68 ift noch einmal die Noth der chrüt: 
lichen Kirche, welche die Reichsftände bewogen bat, den „gemeinen Pfennig“ zu 
bewilligen, al® eine Vermögens», Einfommen- und Kopfjteuer, welche um 1421 
zum eriten Mal aufgebracht wurde. Noch war die Jdee des Kaiſerthums ſoweit 
(ebendig, daß dieſer Nothiorderung gegenüber regierende Stände und Unterthanen 
fich gleichmäßig zu fteuerartigen Leiftungen verpflichteten. Freilich trug die Art der 
Steuewertheilung das Gepräge rohejter, primitiver Verfuche. Der gemeine Piennig 
wurde jtets widertwillig geleiftet, blieb weit Hinter den Anfchlägen zurüd, und bei 
jeder Wiederholung jchien diefer Widerwille zu wachien. Die Klaſſe der mittel: 
alterlichen Herren war nun einmal durch PVerdinglichung der KHarolingifchen Aemter 
zu erblichen „Oberfeiten”“ geworden, die nicht mehr im Gericht neben den gemeinen 
Yeuten zu Necht ftehen, noch weniger aber Schulter an Schulter mit ihren Unter 
thanen Abgaben an einen höheren Herrn zahlen wollten. Eben deshalb iehlte 
dem KHaifer auch jedes geeignete Organ zur Abſchätzung und Gintreibung von Ein 
fommenfteuern in der Bevölferung des Reiche. An dem Widerjtand des Reiche 
- adeld und der Neichäritterfchait fcheitert nochmal auch diefer Anlauf zur Ein 
führung einer allgemeinen perjönlichen Steuerpfliht. Der gemeine Pfennig hört im 
16. Jahrhundert wiederum auf. 

An die Stelle tritt nunmehr die Steuererhbebung nah Römer: 
monaten al® eine der ftändifchen Ordnung entiprechende Steuervertheilung 
nach „Land und Leuten“. Nach derjelben Analogie werden feit 1548 auch die 
ordentlichen Beiträge zur Erhaltung des Reichskammergerichts (die Kammerzieler) 
erhoben. Dieje Steuererhebung richtet fich nicht unmittelbar an die Unterthanen, 
fondern an die ftändifchen Körper, deren Gefammtheit jich in Kaifer und Reid 
darjtellt. Sie werden bewilligt von den regierenden „Ständen“ und von Dielen 
aufgebracht „nach Herfommen“. Dies Herfommen verpflichtete freilich den Landes 
herrn zur Beitreitung zunächſt aus feinen Kammergütern, NRegalien und Gefälen. 
Da dieje aber in der Mehrzahl der Gebiete jchon für die Yandesausgaben nicht 
mehr ausreichten, die Leiftung für das Reich aber doch beichafft werden mußte, jo 
ergab fich daraus folgerichtig eine Heranziehung der Unterthanen jo, „daß eine jede 
Obrigkeit alle ihre Unterthanen, die fie vermöge der Rechte und alten belik- 
lichen Herfommens zu bejteuern und zu belegen hat, durch eine Steuer oder Anlage 
einlegen und einziehen möchte.“ Das in dem R.A. von 1543 $ 24 in diefer Weile 
tormulirte „ius collectandi* wurde fortan ala ein in der Landeahoheit 
liegendes Recht zur Befteuerung der Unterthanen für alle von Reid 
wegen nothtwendigen Ausgaben angejehen. Den Unterthanen wird dagegen nur in 
iehr allgemeinen Ausdrüden ein Necht der Beichwerde an Kaiſer und Reich beigelegt 
wider ungebührliche oder unverhältnigmäßige Anforderungen, worüber dann das 
Reichsfammergericht, bzw. die NReichsitände im Beſchwerdewege zu enticheiden hatten. 
Die Idee der Unfreiheit verband fich aber allerdings nicht mehr mit Steuerforderungen, 
die unter Autorität des Neiches mit Zuftimmung der Reichaftände beichlofien waren. 


Steuerpflicht. 789 


Die „Oberkeiten“ betrachten es fortan ala ihr Recht, ihre Untertanen nach Bedürfniß 
zu den Reichsauflagen heranzuziehen, — eine Anjchauung, die fich dann in den 
Temitorialjtaaten fortießt. 

Inzwiſchen hatten fich in den größeren Territorien die landſtändiſchen 
Derfajjungen im 15. Jahrhundert voll entwidelt. Nirgends reichten die eigenen 
landesherrlichen Einkünfte mehr aus, um die Koſten des Hofhalts und der Landes— 
verwaltung zu beftreiten. Auch die Entlaftung, welche die fürftlichen Hofkammern 
jeit diefer Zeit durch maſſenhafte Verleihungen der „Gerichts: und Sirchenlehne“ 
an einfache Rittergüter und andere Grundbefiger jeit diefer Zeit zu verschaffen juchen 
(aus denen fich jeit dem 15. Jahrhundert der jog. Patrimonialjtaat entwidelt), haben 
nicht genügt ein chronifches Defizit zu verhüten. Die landesherrlichen Verwaltungen 
fommen dadurch in Abhängigkeit von periodiichen Beiträgen, welche fie von ihren 
Rittern, Prälaten und Städten ald precaria (Beben) nachzufuchen haben. Dies 
ungeregelte Verhältniß freier Geldbewilligungen ift nun aber in Deutjchland (im 
Gegenjaß der Englischen Entwidelung) nicht die Grundlage allgemeiner bürgerlicher 
Freiheitärechte, jondern nur die Quelle von Privilegien für die in den Land» 
ftänden vertretenen „Oberkeiten“ , die Handhabe zur Herabdrüdung der bäuerlichen 
Bevölkerung und bes Paffivbürgerthums in den Städten geworden. In dieſen 
landftändijchen Steueriyitemen kehren nunmehr die ftändifchen Grundideen des 
Reiches wieder. Ritterichait und geiftliche Herren jehen von Haufe aus die Landes— 
jteuern nicht als Laſten an, welche mit gleichen Schultern zu tragen jeien. Sie 
fühlen fich vielmehr als ein Herrenſtand gleichartig dem Neichsadel, beionders jeit 
der mafjenhaften Verleihung der Gerichts» und Kirchenlehne. In der Steuerzahlung 
wie im Gericht wurde der Gedanke immer umerträglicher, die Herren neben die Unter: 
thanen ald Träger „gemeiner“ Laſten zu ftellen. Wie im Reich, jchoben ſich auch 
hier maſſenhaft die jelbftändigen „Oberkeiten“ des Orts dazwiſchen, welche allein 
im Stande waren, Abgaben unter ihre Unterthanen zu vertheilen und zu erheben. 
Auch die territorialen Abgaben vertheilen fich demgemäß nad) „Land und Leuten,“ und 
wie im Reich halten die Oberfeiten fich jelbft von neuen Lajten frei, da fie für Heer, 
Gericht und Triedenäbewahrung die normalen Laften bereits zu tragen glauben. Gleich: 
zeitig mit der ©. entjteht daher die Grundidee der Steuerfreiheit der höheren 
Stände, welche ala hergebrachtes Standesrecht auch fortdauert, wo jeit den Zeiten 
des Weſtfäliſchen Friedens die landjtändiichen corpora in Ruheſtand verjegt wurden. 

Die Steigerung der Staatöbedürfniffe durch die jtehenden Heere im 18. Jahr— 
Hundert hat diefe Vertheilung der ©. zu immer fchwereren Mikverhältniffen ges 
führt, die mit der höchiten Steigerung des Staatsbedarfd am ſtärkſten gerade in 
Preußen hHervortraten. Die Nothwendigfeit eines feſten Staatseinfommens Führt 
jet auf dem platten Lande zu einer jejten VBertheilung der direkten Geldabgaben 
auf die bäuerlichen Hufen. In der BVertheilung auf die „Lontribuablen Hufen“ 
werden diefe Steuern zu Spezialobjeftjteuern, mit denen fich allmählich die 
Idee einer Grundrente verbindet. Den Stadtverwaltungen wird zur Erleichterung 
der ©. die Aufbringung der landeöherrlichen Abgaben durch „Acciſen“ in weiteſtem 
Maße geitattet. Da die bevorzugten Klaffen nach dem Verluft der politifchen Rechte 
um fo eiferfüchtiger auf ihren Privilegien und Steuerfreiheiten beitanden, die Bedürfj— 
niffe des Staat? aber fich immer weiter vervielfältigten: jo blieb den aufgeflärten 
Regierungen fein anderer Ausweg übrig, als nach dem Merkantilſyſtem Acciſen, 
Licente, Monopole immer weiter zu vervielfältigen, damit früher unerhörte Geld» 
maſſen aus den Städten heraugzuziehen, daneben auch die bäuerlichen Steuerlajten 
durch Zuichläge zu erhöhen (joweit e8 die zerriffene Lage der Territorien geitattete, 
auch die Außenzölle zu fteigern) und damit jchrittweife eine Lähmung aller Erwerba- 
thätigfeit und eine Entwerthung des Grundbeſitzes herbeizuführen, die im Beginn 
des 19. Jahrhunderts ala Folge der überwuchernden indirekten Beltenerung die 
Volkswirthſchaft Deutichlands charakterifirt. 
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Mit der Franzdjiihen Revolution ift die Unnatur der ſtändiſchen 
Privilegien zum gewaltfamen Bruch gelangt, nach welchem ebenfo die Natur der 
Staatöpflichten wie die Freiheit des Beſitzes und Erwerbes in der Privatwirthichait 
in normale Berhältniffe zurüdtreten. Was den ftändifchen Vorurtheilen der Zeit 
als ein gewaltjamer Bruch menschlicher und göttlicher Ordnungen erjchien, war doc) 
der Sache nach) nur Herſtellung normaler Grundjäße in Staat und Gefellichaft, 
welche durch die reiche und landſtändiſche Gejeßgebung zu Gunften der mächtigen 
Klaffen verichoben worden waren. Ließen fich die hochgefteigerten Bedürfniſſe des 
Neiches, der Staaten und der Kommunen nicht mehr durch ein Domanium und 
durch Regalien beitreiten, jo mußten fie -bejtritten werden durch verhältniß- 
mäßige Beiträge von dem Eigentum und Erwerb der Privatwirthichaft. Die 
Tranzöfiiche Revolution ftellt demgemäß den normalen Bedarf des Staats auf eine 
direfte Beiteuerung des Befiges, und zwar (in Nachwirkung der phyfiofratiichen 
Theorien) zunächft des Grund befite. Bei der Ausführung ergab fich alabald die 
Unmöglichkeit mit bloßen Grundfteuern auszureichen und daher eine Ergänzung durd 
Zölle vom Gefammtverbraud; der Nation, ſowie durch Spezialobjeft-, Erwerbs 
und Berbrauchzjteuern, jedoch unter Vermeidung einer Beiteuerung nach dem Ge 
jammteinfommen, die nach der Geftaltung des Trranzöfiichen Gemeindelebens unaus— 
führbar erfchien. Unter allem Wechjel der Regierungsjormen hat fich in Frankreich 
das neue Steuerſyſtem ala der fonjervativfte Theil der Staatöverfaffung erhalten. 

Die Steuergrundjäße diefer neuen Geſellſchaftsordnung find von Frankreich aus 
ichrittweife und jchonend in die Deutjchen Territorialjtaaten übergegangen. 
Die Rheinbundsacte ftellt mit großem Nachdruck le droit d’impöt ala Theil der 
Souveränetätörechte der Deutjchen Fürſten in ihrer neuen Stellung an die Spige. 
Jede Schranke diejes Rechtes aus der älteren ftändifchen Reichöverfaffung war jekt 
bejeitigt. Nicht nur die Auflegung von Zöllen und Speziallonfumtionzjteuern, 
jondern auch die Auflegung allgemeiner Grund, Vermögens» und Einktommen 
fteuern galt jet unbeftritten als Theil der neuen Verwaltungsordnung, die in vielen 
Rheinbundftaaten mit Umficht und Energie durchgeführt wurde. Zunächit war 
man hauptjächlic; auf Bejeitigung der Befreiungen und Privilegien in den bie 
herigen Steuerverfaffungen bedacht, während man übrigens die Staats- und Kommunal: 
ſteuern jchonender behandelte als andere Theile des Verwaltungsrecht. Auch in 
Deiterreich wurde, troß der Beibehaltung der ftändifchen Verfaffungen, eine energiſche 
Ausgleihung der Grundfteuern zu Stande gebracht. Als umfaſſende Aufgabe ſah 
die Preuß. Gefehgebung jeit dem Edikt vom 27. Oktober 1810 „die Tragung 
der Abgaben nad gleihen Grundjäßen von Jedermann“ als ihe 
Aufgabe an, die dann durch eine Reihe von fpäteren Geſetzen, namentlich dur 
Gejeh vom 30. Mai 1820, insbefondere durch Einführung einer allgemeinen Klafien: 
und Gewerbefteuer zur Ausführung kam. Die Erweiterung der Klaſſenſteuer zu 
einer gleichmäßigen Einkommenſteuer iſt indeffen erſt 1851 erfolgt, die ein volles 
Menjchenalter verſchobene Ausgleichung der Grund und Gebäudefteuern erjt 1861. 

Der Grundjaß der vollen gleihen Steuerpflicht der Perfonen und 
Sachen ift demnach erft im 19. Jahrhundert zur Geltung gekommen. ine ernite 
ftaatliche Auffaffung jtellt in Deutichland den Grundrechten die allgemeinen „Itaate 
bürgerlichen Pflichten“ mit gleicher Energie gegenüber, an erjter Stelle die all 
gemeine Pflicht zum Heerdienſt und zur Steuerzahlung als Hauptgrundlagen det 
heutigen Repräfentativverfaffung. 

Hand in Hand mit diejer Auffafjung geht die fortichreitende Einficht, daß auch 
dag Gemeindejteuerjyftem fich nicht mehr aus den Theilnahmrechten an der 
Korporation oder aus einer nüblichen Verwendung für die einzelnen Mitglieder der 
Gemeinde, genügend ableiten läßt, daß vielmehr die Armenpflege, die Schule, Wege 
und andere Laften der Kommunen allgemein jtaatliche Verpflichtungen daritellen, 
«die nur aus Gründen des Verwaltungsorganismus bdezentralifirt find. Es ergiebt 
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fi daraus folgerichtig die Nothwendigkeit allgemein gejeglicher Regelungen auch der 
Kommunalfteuerpflichten in Harmonie mit dem Staatäfteuerfyitem, zu welchem fie 
nun in einem Verhältniß relativer Ergänzung ftehen, ebenjo wie die den Kommunen 
auferlegten öffentlichen Xaften zu den allgemeinen Pflichten des Staats. 

Bei jo gewaltigen, in das volfswirthichaftliche Leben tief eingreifenden Reformen 
treten erfahrungsmäßig allerdings auch einfeitige Strömungen ein. Die ſchwer er- 
rungene Anerkennung einer allgemeinen ©. hat zeitweiſe eine einjeitige Vorliebe für 
die Einfommenfteuern herbeigeführt, während die vieljeitigen mafjenhajten Bebürf- 
niffe des Staates und der Gemeinden einer gegenfeitigen Ergänzung der Zölle mit 
den inländifchen Subjekt: und Objektbefteuerungen nicht entbehren fünnen. Das an 
diefer Stelle zu ſuchende Gleichgewicht beruht indeffen unabänderlich auf der Ans 
erfennung der ©. alö „allgemeiner Bürgerpflicht“. Vgl. oben den Art. Befteuerung. 

Lit. des Steuerrechts inäbeiondere: ©. H. von Juſti, Syſtem b. — 1766, — 


8. H. Rau, Grundjähe ber Ginangriffenfehaft (neu bearbeitet durch Wagner), — 8. 
v. Stein, Lehrbuch der Finanzwiſſenſchaft. — Gneiſt, Die Preußiſche ———— 
nei 


Steuervergehen bzw. Uebertretungen, ſ. d. Art. Zollvergehen 
und Defraudation. 


Steuerverwaltung. Die S. iſt ein Theil der Finanzverwaltung und hat 
die Aufgabe, die aus den ſog. direkten und indirekten Steuern und Abgaben fließen- 
den Staatsabgaben zu veranlagen, zu erheben und zu verwalten. Je nachdem die 
©. direkt auf die Steuerquellen losgeht und fie ſelbſt ermittelt, indem ſie jämmt- 
fiche8 Vermögen und Einkommen, jämmtliche Bermögenshauptbeftandtheile und 
Hauptarten des Ginfommens nach ihrem Beitande bei allen Steuerfubjekten in der 
laufenden Stenerperiode auffucht, bemißt und belaftet, oder je nachdem fie anderer- 
jeitö den Vermögens: oder Einkommensſtand der Steuerjubjekte gar nicht ermittelt, 
jondern die Steuerquelle nur mittelbar (indirekt) in der lebendigen Bewegung des 
Entjtehens und der Verwendung einzelner Theile des Vermögens und Einkommens, 
nicht bei dem Steuerträger ſelbſt, fondern bei einem dritten formellen Steuerjubjette, 
bei dem Rechtsvorgänger öder Nechtönachjolger des Steuerträgers erfaßt, Hat die 
Steuerverwaltung mit der Veranlagung, Erhebung und Verwaltung der direkten 
oder indirekten Steuern zu thun. 

Zu der eriten Gattung find zu rechnen die Grunde, Häuſer⸗, Einfommen=, 
Kapitalrenten-, Gewerbejteuer, welche mit Ausnahme der Kapitalrentenjteuer in allen 
Staaten Deutichlands und Defterreichs eriftiren. Als indirefte Steuern find anzu— 
jehen die jog. Verbrauchsſteuern für Getränfe (Bier, Branntwein-, Weinfteuer), oder 
für Nahrungs» und Genußmittel (Zuder-, Tabak, Salz:, Mehl: und Schlachtiteuer) 
oder die Gebühren, Zaren und Stempel, welche für Rechtögeichäfte aller Art, 
Prozeßfachen, Befisveränderungen von Liegenschaften, für Erbichaften, für Börſen— 
geichäfte und Spielkarten erhoben werden. 

Je nachdem die Verwaltung und Erhebung von direkten oder indireften Steuern 
in frage jteht, ift der DVerwaltungsorganismus, find die Organe der Verwaltung 
in Deutichland verichieden. 

Die direkten Steuern werden unter der Oberaufficht der Bezirköregierungen in 
den einzelnen Staaten durch bejondere Organe, wie 3. B. in Preußen durch die 
Steuerfafien, in Bayern durch die Rentämter veranlagt und erhoben, ebenfo 
zum Theil diejenigen indireften Steuern, welche nicht zu den Verbrauchsſteuern 
gehören. 
Ein großer Theil der indirekten Abgaben und die Verbrauchsjteuern werden 
durch die Hauptſteuer- oder Hauptzollämter und die denjelben untergeordneten 
Steuer: und Unterjteuerämter, jowie im Grenzbezirke durch die Nebenzollämter ver: 
waltet und erhoben. Als vorgejeßte Behörden diefer Aemter fungiren in Preußen 
die Provinzialiteuerdireftionen, in den übrigen Staaten die Generaldireftionen für 
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Zölle und indirekte Steuern ala die Zoll- und Steuerdireftionen, welche dem Finanz— 
minifterium, ebenjo, wie die Regierungen als die Organe für die Erhebung der 
direften Steuern, unmittelbar untergeordnet find (j. das Nähere im Artikel Zoll: 
verwaltung). In Preußen werden die Stempel durch die Organe der indirekten 
Steuerverwaltung verwaltet rejp. verkauft, von den Stempelfisfalen der Provinzial: 
jteuerdireftionen aber fontrolirt und bei den betreffenden Behörden geprüft. Die 
Erbichaftsiteuern werden von bejonderen Erbichaftäfteuerämtern unter der Leitung von 
Stempelfisfalen fejtgejeßt und von den Hauptjteuerämtern erhoben und vermehrt. 

In Bayern werden Stempel, Taren, Erbichaftsjteuer und Gebühren von den 
Rentämtern verkauft, bzw. erhoben und verrechnet. Die Wechſelſtempel werden in 
ganz Deutjchland durch die Pojtbehörden verkauft. 

Das gejegliche Recht der Steuerverwaltung zur erefutoriichen Eintreibung der 
Steuern, zur Unterfuchung und Entjcheidung der Unterfuchungen wegen Uebertretungen 
gegen die Steuergefege ift durch die SS 5 und 6 des EG. zur StrafP DO. für das 
Deutiche Reih vom 1. Febr. 1877 garantirt. Die richterliche Entfcheidung kann 
außerdem vom Angejchuldigten unter gewiffen Vorausjeßungen angerufen werden. 
Das Verfahren ift durch SS 459—469 der StrafPD. näher geregelt. 

Bezüglich der Frage, ob und in welcher Höhe eine Steuer zu entrichten jei, 
entjcheiden die Beitimmungen der einzelnen Steuergejege. Dieje Frage wird aber 
in der Regel von der Verwaltung entjchieden, wie es in den Geſetzen bejonders be 
ſtimmt ift. Bei den direkten Steuern entfcheiden öfters befonders hierzu beitimmte 
Kommiſſionen. Der Rechtsweg ift in der Regel bei Feſtſtellung der Steuern aus 
geichlofjen. 

Schriften: Gaupp, Die Preuß. Stempelgejeßgebung. Kommentar für ben praftiihen 
Gebraud, Berlin u. Leipzig 1881. — Kletke, Literatur über das Finanzweſen des Deutichen 
Reiches, Berlin 1876, enthält eine genaue Ueberſicht aller einichlägigen Schriften und genaue 


Angabe aller Quellen. — Frhe. v. Stengel, Das Gebührenwelen des Deutichen Reiches und 
KHönigr. Bayern, Nördlingen 1880. vd. Aufſeß. 


Steuerverweigerung. Die S. — eine der beftrittenften ragen des fon- 
jtitutionellen Staatörechts nächſt der Minifterverantwortlichkeit — ſetzt eine Kette 
von Vorfragen voraus, auf deren BVerfchiedenheit aller Streit berußt. 

Es gab eine Zeit, in welcher die Germanifche Volksanſchauung fich alle Be 
jteuerung nur als ein Verhältniß von Herren und Knechten, nicht als ein Recht der 
Dbrigkeit gegen den freien Mann zu denken vermochte. Auch nach den Groberungen 
hielt der Germane den Gedanken der freiwilligen Gabe (donum) an jeine Häupt— 
linge feft. Auch die Karolingifchen Verfaſſungen, welche ſonſt die Grundlage aller 
jtaatsrechtlichen Verhältniffe der Europäifchen Kulturwelt geworden find, enthalten 
noch fein Steuerjyitem (vgl. d. Art. Steuerpflicht). 

Erſt im 15. Jahrhundert entjtehen in der Noth der Huffitenkriege die eriten 
Reichsſteuern und ungefähr gleichzeitig damit entwidelt fich ein Syſtem der Zander 
jteuern, welche unter zahlreihen Varianten folgende gemeinfame Grundzüge dar: 
bieten: 

1) Diefe Bewilligungen gelten als außerordentliche, vorübergehende 
Aushülien (Subfidien), welche womöglich nicht wiederfehren ſollen; fie find daher 
Gegenſtand völlig freier Bewilligung oder Verweigerung. Nur die Beiträge zum 
Reichskammergericht werden von den Neichaftänden als dauernde Steuern bewilligt; 
in vielen Territorien entjtehen durch Vertrag oder Herfommen „nothwendige Steuern“, 
und nach dem dreißigjährigen Krieg fommt der Grundja zur Geltung, daß im Full 
die Yandftände die für die laufende Landesverwaltung notwendigen Beihülfen ver: 
weigern, ihr Konſens durch das Reichskammergericht „ſupplirt“ werben könne. 

2) Da die befitenden Klaſſen in der jog. Feudalperiode die ordentlichen Laiten 
des Heerbanns, des Gerichts und der Friedensbewahrung ald dauernde Laſten des 
Grundbefiges übernommen haben und durch „Verdinglihung“ der Karolingiichen 
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Aemter zu „permanenten“ Obrigfeiten geworden find, jo ericheint es als ein natür— 
licher Rechtsanipruch, daß zu den neuen außerordentlichen Subfidien die „Unter= 
thanen“ beitragen jollen. 

3) Obgleich die alte Weiſe der Stellung des Heeres, der Verwaltung des Ge— 
richtes und der Triedensbewahrung immer unzureichender und unpraktiſcher wird, die 
neuere Weiſe der Aufbringung der bewaffneten Macht, der Gerichte: und Polizei— 
verwaltung immer erhöhte, bald vervielfältigte Geldleiftungen bedingt, bleiben die 
ftändiichen Borjtellungen dabei ftehen, daß die regierenden Klaſſen ihre normalen 
Staatälaften bereits tragen, die neuen außerordentlichen Beihülten aljo von den 
Unterthanen aufzubringen ſeien. 

Die Steuerbewilligungen des Adels, der Prälaten und der Stadtobrigkeit führen 
daher in Deutichland zu einer Häufung der Staatslaſten auf die nichtvertretenen 
Stände, in eriter Linie auf das Bauerntdum, in zweiter auf die ſchwach vertretenen 
Städte. Die landesherrlichen Regierungen werden dadurch zu einem Syſtem indi= 
refter Steuern gedrängt, für welche jchon das 18. Jahrhundert eine zufammenhän- 
gende Steuergejeßgebung entwidelt. Für die direkten Steuern gelangte erſt das 19. 
Jahrhundert zu einer ausgleichenden Regelung, welche das Berwußtjein gleicher 
Pflichten, gleicher Rechte und Intereffen zurüdtührt, und damit ein Repräjentativ- 
ſyſtem in verjüngter Gejtalt auf dem Boden der Rechtsgleichheit erzeugt (vgl. 
d. Art. Steuerpflicht). Gleichzeitig kehrt der Anspruch der Geſellſchaft auf die 
Mitbeichließung der Geſetze und die „unverjährbaren” Treiheitsrechte für Perjon und 
Vermögen zurüd. 

Diefe Neubildung konnte ihr Vorbild nicht in der altitändifchen Gejellichaft 
und ihren Sonderrechten finden. Sie fand in Europa nur ein entwideltes Vorbild 
in England, wo die Normannifche Eroberung zu einer gleichmäßigen Bertheilung der 
Staatslaften geführt und aus der gleichen Steuerlaft das gleiche Steuerintereffe, aus 
dem Steuerinterefie die Parlamentsverfaffung des 14. Jahrhunderts gebildet hatte. 
In der Sturm- und Drangperiode der Franzöſiſchen Revolution ergriff die 
Geſellſchaft aus diefem Staatöwejen den ihr leicht verftändlichen Gedanken, 

daß alle Einnahmen und alle Ausgaben des Staatesvon Jahr 

zu Jahr von einer gewählten Bolfävertretung frei zu bewil- 

ligen oder zu derjagen feien. 

65 ijt einleuchtend, daß durch dies Necht die Volfövertretung in ihrer augenblid- 
lichen Geftalt unmittelbar Herrin der Staatögewalt wird, welche heute in jedem 
Organ und jeder Bewegung auf Geldmittel angewiejen it. Es iſt dies in dem 
Maße einleuchtend, daß eine der eigenen Staatsthätigfeit entfremdete Gejellichaft 
naturgemäß diefen Gedanken zuerjt in fich aufnimmt. Der theoretifirende Politiker 
fah alle übrigen Elemente der Parlamentsverfaffung daneben als jetundär an. Auch 
in Deutichland galt länger ala ein Menſchenalter jener Sat al das Grund— 
prinzip der Eonjtitutionellen Verfafiung, ala die notorische Eſſenz der „Eonftitutio- 
nellen“ Regierung. Das Unrichtige in jenem angeblichen Prinzip iſt jeine behauptete 
Allgemeinheit. Ein Bewilligungsrecht für alle Einnahmen und Ausgaben des 
Staats hat in jener Parlamentsverfaffung (ebenjo wie in der Deutichen Reiche und 
Zandesverfaffung) niemals beitanden, jondern nur ein Recht der Bewilligung neuer 
Einnahmen und der Zuftimmung zu neuen Ausgaben, welches auch noch heute 
nur den beweglichen Theil des Staatshaushaltes umfaßt. 

Die im 14. Jahrhundert entwidelte Steuerbewilligung der Parlamente bezog 
fich nur auf die „extraordinary revenue“. Die laufenden Ausgaben der Staats- 
regierung waren noch gededt durch eine erbliche Revenue der Krone, ergänzt durch 
gewiffe, dem König auf Lebenszeit bewilligte Zölle. Die „Subfidien“ des Parla- 
ments dienten nur zur Dedung von Kriegskoſten und außerordentlichen Bedürfnifien, 
welche nur jelten von Jahr zu Yahr, in ruhiger Zeit erft nach langen Zwiſchen— 
räumen, auftraten. Es gab noch feine Parlamentskontrole der Ausgaben, noch) fein 
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parlamentarijches Budget. Die Verwendung der Staatägelder blieb auch nach dem 
Bürgerkrieg lediglich Sache der Staatöverwaltung. Erſt die Mißbräuche dieſer Ber: 
waltung führen gegen Ende des 17. Jahrhunderts zu den jog. „Appropriations 
klauſeln“, durch welche das Parlament die Verwendung der von ihm bemilligten 
Gelder zu befchränfen und zu fontroliren beginnt. Es entwidelt ſich daraus eine 
zufammenhängende Berathung zwifchen der Staatäregierung und dem Parlament, 
zuerſt über die Staatsausgaben, dann über die Dedungsmittel, welche ſich im 18. 
Jahrhundert zu dem Begriff des „Budget“ geitaltet. Auch dies neuere Budgetrecht 
nimmt 1) für die Staatsaudgaben jeinen Ausgang nur von den neuen Aus— 
gaben. Freilich traten die neuen Ausgaben jofort mafjenhaft ein, da man die Koften 
des Heeres und der Marine nach Vertreibung der Stuart dem erblichen Kron— 
einfommen abnahm und auf die vom Parlament bewilligten Subfidien übertrug. 
Die Staatsbedürfniffe wuchjen dann fortjchreitend in dem Maße, daß das Ausgabe: 
bewilligungsrecht in der That die Hauptmafje der Ausgaben umfaßte. Aus Gründen 
des Staatäfredits und der Rechtsordnung entjchloß ſich indeffen das Parlament doch 
wieder, bedeutende neue Ausgaben — die Zinjen der Staatsfchuld, die Richter: 
gehalte, gewiſſe Dotationen und Penfionen — auf den Staatsihag (konfolidirten 
Fond) anzuweifen. Im Laufe des 19. Jahrhunderts beſchränkt fi) danach die 
Ausgabebewilligung auf etwas mehr ala die Hälfte der Staatsausgaben. 
Das Parlament nimmt dabei den Grundjaß an, die Initiative für jede neue 
Ausgabe ausschließlich der Staatsregierung zu überlaffen. Länger ala ein Jahr 
hundert erfolgte die Bewilligung auch unter nur wenigen allgemeinen Ru— 
brifen, welche der Verwaltung den breiteften Spielraum zu Uebertragungen Tießen. 
Grit unter der gegenwärtigen Regierung hat eine Spezialijirung des Ausgabe 
etats in beinahe 200 votes (Titel) begonnen, welche aber hauptjächlich die außer 
ordentlichen Ausgaben betrifft, während die laufenden Kauptbedürfniffe der Militär 
und Givilverwaltung noch immer in wenigen großen Poften zufammengefaßt werden. 
Die Machtitellung de Parlaments war durch jo viele andere Kompetenzen ge 
jichert, daß fie von dieſer Seite aus nicht gefucht wurde. In der langen Reihe 
der Budgetverhandlungen ijt eine hergebrachte VBerwaltungsausgabe oder das Gehalt 
eined permanenten Amts noch niemals verfagt worden. — 2) Bon der Seite der 
Ginnahmen aus bezieht fich das Bubdgetreht nur auf die neu bemwilligten 
Ginnahmen. Auch im Laufe der Englischen Revolutionen ift niemald der Antrag 
erhoben worden, eine „dauernde Einnahme der Krone” zum Gegenjtand einer Jahres 
bewilligung zu machen. Das wachiende Staatsbedürfniß führte freilich von Jahr 
zehnt zu Jahrzehnt, nicht jelten von Jahr zu Jahr, zu der Nothwendigfeit neuer 
Bewilligungen, und machte damit einen großen Theil der Staatseinnahmen zum 
Gegenjtand freier Bewilligung oder Verfagung. Aus Gründen der Rechtsordnung und 
der Staatswirthichaft entjchloß fich aber das Parlament nunmehr, die dazu geeigneten 
Einnahmen durch dauernde Gejege zu firiren, jo daß bis zum Schluß des 18. Jahr: 
hunderts alle älteren Steuern in den Gang der Gejehgebung gebracht, ihre 
Erträge auf den Staatsſchatz angewiejen und damit von der Parlamentsbewilligung 
unabhängig geitellt find. Grit durch Neubewilligung entitand in immer verjüngter 
Gejtalt wieder ein beweglicher Theil des Staatseinfommens, — das Par⸗ 
lament frei bewilligt oder verſagt. Er beſchränkt ſich jetzt auf die (ergänzende) 
Einfommenfteuer und auf einige Artikel des Zolltarijs, in manchen Jahren nur auf 
einen einzigen Artikel des letzteren, im Ganzen etwa Y, oder !/, der Staatseinnahmen. 
Wenn bei diefer neueren Behandlung der Staatsausgaben und Einnahmen von 
dem Recht einer „allgemeinen ©.“ geiprochen wurde, jo beruht dies auf einer 
Verwechjelung der mittelalterlichen Bewilligung außerordentlicher Subfidien mit 
dem davon verjchiedenen Verhältniß einer VBerjtändigung über die Staats: 
ausgaben, die ein völlig neues Verhältniß daritellt.e Die Erfüllung der ver: 
faſſungs- und gejegmäßigen Pflichten des Staates, die Aufrechterhaltung und Fort 
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führung feiner gejeglichen Inftitutionen ift die oberjte Pflicht der Diener der Krone. 
Die Bertheilung und Berwendung der Staatägelder dafür ift Mittel zum Zweck, 
Sache der Ausführung, d. 5. der Verwaltung, die in England altherfömmlich durch 
fönigliche Ordres an das Schatamt geregelt wurde (wie noch heute). Zur über- 
fihtlihen Ordnung diefer Geldverwendungen pflegte jeit den Zeiten der Tudors der 
Schatzkanzler häufig ein Etatsentwurf vorzulegen, der vom König durch eine General- 
ordre genehmigt wurde. Im 18. Jahrhundert erit wird es üblich, daß die Miniſter 
vor Erlaß diejer Generalordre fich mit dem Parlament verjtändigen und deſſen Zu— 
fimmung einholen. Eine Zeit lang herrſcht dabei noch eine wechjelnde Praris, fo 
daß in einzelnen Jahren jene Verftändigung unterbleibt. Erſt in der zweiten Hälfte 
des 18. Jahrhunderts ift aus der gewöhnlichen Praris eine feſte Regel geworden. 
Unverändert dagegen iſt das rechtliche Verhältniß geblieben, einer Ausführungs-= 
norm für die Minijterverwaltung. Wie im all des Widerjpruches die Verordnung 
dem Gejeß, die Ausführungsnorm dem organijchen Geſetz nachjteht, jo gilt dies auch 
im Fall des Widerſpruchs zwiichen dem Geldbejchluß und dem Gejeh. Hätte das 
Rarlament je einmal Richtergehalte, Zinjen der Staatsfchulden, Gehalte der Ge— 
landten und andere gejeßlich Feititehende Ausgaben verweigert: jo würde eine Mi- 
nfteranklage nicht wegen der Leiſtung, jondern wegen der Unterlajjung folder 
Ausgaben zu erheben gewejen jein! Die Autoritäten des Englifchen Staatörechts, 
namentlicd Hatſell's Precedents erörtern daher dieje Trage überhaupt nicht 
direft, weil ihre Entjicheidung ſich aus den Grundjäßen von 
Gejeg und Ausführungsnorm jelbitverjtändlich ergiebt. Die Ver— 
weagerung des gejammten Yahresbudgets würde deshalb rechtlich ein actus inanis 
fein, den ein Englisches Parlament niemald verfucht oder auch nur ernftlich an— 
gedroht hat. 

Es ift erflärlich, wie diefe Marimen einer fonfolidirten Staats- und Gejell- 
ſchaftsordnung in der Franzöſiſchen Sturm- und Drangperiode nicht unbeiangen 
gewürdigt werden konnten. Auch bei dem Dnaftiewechiel von 1814 und 1830 
behielt fich die Gejellichait eine Neubewilligung aller Staatseinnahmen an die 
neueingefeßte Regierung vor. Denjelben Berlauf nahm das Budgetrecht bei Ein— 
ſetung der neuen Dynaftie in Belgien. Ebenſo wußte diefe Richtung nicht Leicht 
ein Maß zu finden in der Spezialifirung der Ausgabetitel ; jedes Mehr darin galt 
ala eine noch Eorreftere „Eonftitutionelle Marime“. Die Verjagung der Geldbewil- 
ligung für gefeßlich beitehende Einrichtungen ift jedoch auch in Frankreich kaum 
jemals vorgefommen. (Val. die Nachweifungen in Gneijt, Gejeh und Budget.) 

Auch Deutihland wird fich von jener angeblich fonjtitutionellen Tradition 
\ogmachen, je mehr unjere parlamentariichen Berfammlungen nach praftiicher Er— 
fahrung ihre Bedeutung unbejangener würdigen. Es war entjchuldbar, wenn die 
derrichende Meinung in den Stimmungen von 1848 es als einen jelbftverjtänd- 
lichen Anfpruch der „gemäßigt Eonjtitutionellen“ Partei anjah, daß die Krone die 
althergebrachten Einkünfte der Domänen, Forſten und Regalien, jämmtliche Erträge 
der geiegmäßigen indireften und direften Steuern fich fortan von Jahr zu Jahr 
„bewilligen “ laffen müffe. In Preußen vermochte die octroyirte Verfaffung vom 
Dezember 1848 dagegen mur die Nejervation durchzufegen, daß (bis zum Grlaß 
einer revidirten Verfaſſung) die beitehenden Steuern jorterhoben werden. Bei 
Revifion der Verfaſſung änderte fich der Sinn dieſes Vorbehalt durch veränderte 
Stellung dahin, daß das geſetzliche Steuerrecht bis zur Aenderung durch Geſetze 
ortdauern ſoll. Das Rechtsbewußtſein der Nation wird ſich in dem neuen Deutichen 
Staat wol Elarer darüber werden, daß die Deutiche Verfaffung nicht auf dem 
Boden der geiellichaftlichen Revolution und des Dynaftiewechjels jteht, um dem Staat 
die yumuthung einer jährlichen Bewilligung jener gejegmäßigen Einnahmen zu 
machen, — ein Anipruch, welchen die Engländer auch nach zwei Revolutionen nicht 
erhoben haben. Die in kurzen Zwiichenräumen unabänderlich wiederkehrende Noth- 
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wendigfeit neuer Steuerregulirungen und Anleihen fichert auch von dieſer Seite aus 
den Volfsvertretungen ihre rechtmäßige Machtitellung, ohne durch ein jogenanntes 
„Budgetrecht“ die gejegliche Ordnung des Rechtäftaats fortwährend in Frage zu itellen. 

Für die Seite der Ausgaben freilich beiteht das Bewilligungsrecht in den 
meilten Deutichen Verfaſſungen nach dem Buchitaben ziemlich unbejchränft. Die 
Mäpigung der Kammern bei Streichung herfömmlicher Poſten ift aber um jo 
mehr motivirt, als die fonjtitutionelle Verfaffung einen geordneten Staatshaushalt 
in Deutichland nicht erſt geichaffen, fondern vorgefunden hat, ald Schöpfung der 
Monarchie. Auch in dem Heitigiten VBerfaffungstonflitt haben fich die Preußifchen 
Kammern darauf beichränft, neue Ausgaben für gefeglich nicht fundirte neue Ein— 
richtungen zu ftreichen. Cine Verweigerung geſetzlich nothwendiger, oder für die 
Aufrechthaltung der bejtehenden Staatseinrichtungen thatjächlich nothwendiger Aus— 
gaben wäre dagegen ein Mißbrauch der Gewalten, der nur diefelben Folgen haben 
fann, wie der Mißbrauch der monarchiichen Gewalt. Cine „Verweigerung des ge: 

\ammten Budgets“ läßt fich in ihrem Sinn oder Nichtfinn nur vergleichen dem 
Verſuch einer „Arbeitseintellung“ der gefammten Staatäregierung. 

Das Rejultat diefer Gefichtspunfte it eine unbedingt freie Bewilligung 
oder Verfagung der neuen Ginnahmen und der neuen Ausgaben des Staats, — 
dagegen eine rechtliche Unwirkſamkeit einer Verſagung von gejeßlich oder zur Auf: 
rechterhaltung beitehender Staatseinrichtungen nothwendigen Ausgaben. Das da— 
zwiſchenliegende Gebiet fällt dem Gefichtspunft politifcher Erwägung und Verein— 
barung zu. Die Ueberfchäßung der Steuerbewilligung ala Mittel der Erkämpfung 
politifcher Freiheitsrechte beruht auf der Auffaffung des Staats ala eines Mecha- 
nismus, während die politifche Freiheit auf einer dauernden Arbeit der Selbit- 
verwaltung und der Gejeßgebung beruht. Die bequeme Weiſe einer „Lonftitutio: 
nellen” Regierung, welche von Jahr zu Jahr von der zweiten Hammer eine Boll: 
macht zu ihrer Fortexiſtenz zu erbitten hätte, macht die Minijter nicht zum Mittel: 
punkt einer jtetigen organifchen Gejeßgebung und einer Regierung nad) Gejeßen, 
jondern macht fie zu Dienern der beherrichenden Gefellichait mit den ungemeffenen 
Gewalten einer centralifirten Adminiftration. Alle Verfaffungen mit einem folchen 


Artikel tragen daher den Kein der Auflöfung in fich. 

Lit.: Eine Meberficht über bie beftehenden Budget:-Verhältniffe der Großftaaten gett 
v. Czoernig, u ern bon Großbritannien, Frankreich, Preußen, Oefterreih, Wien 1862. — 
Monographien über die obige Frage: Gneift, Budget und Geſetz, Berl. 1867. — Laband, 
Dad Budgetrecht, Berlin 1871. — Gneift, Geſetz und Budget, 1879. Gneift. 


Stiheoupon, j. Talon. 


Stiftmäßig. In der Zeit des alten Deutichen Reiches dienten die Kanonitate 
der reichsfreien Hochſtifter thatjächlich zur Verforgung der jüngeren Söhne des 
Adels Deuticher Nation. Insbeſondere waren die Rheinischen und Fränkischen Dom: 
ftifter vorzugsweife mit Mitgliedern reichsritterfchaftlicher Familien bejegt. Bei 
eintretenden Vakanzen pflegten die Kapitel nur Standesgenoffen der Majorität zu 
fooptiren. Schließlich bildete fich in diejer Beziehung ein beftimmtes Herkommen aus, 
welches die Stifter nicht jelten mit Griolg geltend machten, um das Ginjchieben 
päpftlicher Kreaturen ausländifcher Herkunft zu verhindern. Einige Hochitifter haben 
für das außsfchließliche Recht des alten Adels jogar päpftliche Privilegien zu er— 
werben gewußt. Die Zahl der adeligen Ahnen, welche der Aufzunehmende nad) 
weiſen mußte, ſchwankte in den einzelnen Stiftern von vier bis zweiundreißig. Nicht 
jelten verlangte man jechzehn Ahnen. Das Erforderniß der Ahnenprobe ift, joweit 
es früher an den Deutichen Hochſtiftern und einzelnen Kollegiatitiftern gegolten hat, 
bejeitigt worden, für Preußen durch päpftliche Bulle vom 16. Juni 1821, für 
Bayern durch Art. 10 des Bayriichen Konkordats. 

Nichtsdejtoweniger hat die S.feit oder Stiftsfähigfeit nicht alle und jede prak— 
tiiche Bedeutung verloren. In Erbeinigungen und Fideikommißſtatuten, twelche der: 
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zeit noch in Kraft find, wurde nämlich nicht jelten das Erforderniß einer ebenbürtigen 
Che »durch die Zugehörigkeit zu einer jtiftmäßigen Familie bejtimmt und Die 
Abftammung aus folcher Ehe zur Bedingung der Nachfolge in das Fideikommiß 
oder Stammgut gemacht. Beifpiele bei v. Kamptz, Jahrbücher für Preuß. Geſetz- 
gebung XXXXVII. ©. 221, 281, 237. Soweit die ©.feit noch in Frage fommt, ijt 
für diefelbe der Nachweis alten Adels (mindejtens 4 Ahnen) oder die Abftammung aus 
einem jtiftmäßigen jtädtichen Patriziergeichlecht erforderlich. Der Unterfchied, von 
reichsfreiem und landfjäjfigem Adel kommt bei der Ahnenprobe nicht in Betracht. 
Gramer, pag. 246 ss.: nec minor umquam fuit nobilium mediatorum quam 
immediatorum existimatio in ludis equestribus, ordinibus militaribus et collegiis 
canonicorum cathedralibus, quae aeque ac alii nobilitatis 
avitae honores landsassiis equitibus hodie etiam patent. Aller— 
dings juchten die Kapitel einzelner Stifter die Stiftsfähigkeit möglichit einzujchränten, 
indem ſie reichöritterichaftlichen Adel oder gar die Zugehörigkeit zur Reichsritterſchaft 
eines beitimmten Ritterkreiſes verlangten. Allein diefe beabfichtigten Beichränfungen 
find nicht Rechtens geworden. Nachdem jchon Art. V, 8 17 des Weſtfäliſchen 
Friedens bejtimmt Hatte, es ſolle dafür gejorgt werden, daß Adelige, Patrizier, 
Graduirte und andere taugliche Perjonen, ubi id fundationibus non adversatur, 
nicht ausgejichloffen werden, erging am 25. Juni 1737 eine Gntjcheidung des 
Reichshofrathes gegen das Kapitel des Erzſtiftes Mainz, welches fich geweigert hatte 
mehrere Adelige aufzunehmen, weil fie ihre Abſtammung vom reichgunmittelbaren 
Adel in Schwaben, Franken und am Rhein nicht nachweijen konnten. Dieſes Er— 
fenntniß jpricht aus, daß das behauptete Herkommen unerweislich und jedenfalls 
ungegründet ſei. „Seine Kaiſerl. Majeftät könne auch nicht zugeben, daß durch 
dergleichen vermeintliche Objervantien oder Statuten der obſchon mediate, doch uralte 
und rittermäßige Deutiche Adel wegen der etwa ermangelnden Reichsimmediatät von 
ein und anderen Erz- und Stiftern gänzlich ausgeichloffen und allerhand Berbitte- 
rungen im Röm. Teutſchen Neiche angerichtet würden‘ (Kerner, II. p. 196 ff.). 
Demgemäß kann der Nachweis reichsritterlicher Ahnen nicht als Vorausfegung jtift- 
mäßiger Serfunft gelten, joweit diefer Begriff in Fragen des Ehe- und Erbrechts 
adeliger Familien heute noch praftiiche Bedeutung hat. Mit dem Grforderniß der 
ftiftmäßigen Ehe ijt übrigens das GEriorderniß der blos jtandesmäßigen Ehe night 
zu verwechieln. 

2it.: Cramer, De iuribus et praerogativis nobilitatis avitae, 1739. — 3. G. Kerner, 
Staatsrecht der unmittelbaren freyen Reichsritterichaft in Schwaben, Franken und am Rhein, 
1789. — Pfeiffer, Verſuch eines ausführlichen Privatrecht3 des teutjchen Reichsadels, 
1787. — J. 3. Moſer, Teutiches Reichäftaatärecht, XIX. $ 131. — Telgmann, Bon ber 
Ahnenzahl. — Runde, Grundjäße des gem. Deutichen Privatrehts, $ 402. — Eichhorn, 
Einleitung in das Deutiche Privatrecht, S 65. Heinrih Brunner. 


Stiftungen, milde (pia corpora, piae causae), d. h. Vermögensmaſſen, 
welche zu einem frommen oder wohlthätigen (urjprünglich mit den Aufgaben der. 
Kirche im Zufammenhange ftehenden) Zwed bejtimmt find. Sowol nad) Röm., 
wie nach Kan. Recht konnten dergleichen S. unabhängig von der Kirche nicht zu 
Stande fommen. Wurde das betreffende Vermögen nicht gerade einem bejtimmtten 
Gotteshauſe oder Kloster zu Eigenthum unter Auferlegung des betreffenden Modus 
überwieſen, jondern jelbitändig dem vorgefchriebenen Zwed unter Errichtung einer 
bejonderen Anftalt, 3. B. eines Kranken-, Armen ıc. Haufe gewidmet, jo hatte 
doch der Biichof entweder die Adminiftration oder, wenn der Stifter andere Ver: 
walter ernannt hatte, unter allen Umjtänden die Aufficht über die Gejchäftsführung 
der Lebteren. Wegen dieſes Zufammenhanges mit der Kirche galten die den ©. 
gehörigen einzelnen Vermögensſtücke ala Kirchengut und genofjen auch die Privilegien 
des letzteren. Seit dem 16. Jahrh. und namentlich, ſeitdem der Staat die Erfüllung 
einer Reihe von Aufgaben auf fich genommen bat, welche früher allein von der 
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Kirche in das Auge gefaßt wurden, hat ſich auch jener Zufammenhang der jog. 
frommen ©. mit der Kirche gelöft, und ſeitdem hat der Rechtsiag Anerkennung 
gefunden, daß es Jedem freilteht, S. zu religiöfen und Wohlthätigkeitszwecken zu 
errichten, auch ohne daß irgend welche Betheiligung der Kirche bei der Verwaltung 
oder ſonſt nöthig wäre. Die moderne Stiftung bedarf alſo feiner von der Kirche 
abgeleiteten Perlönlichkeit mehr, um rechtlich zu exiſtiren. Da aber ganz daflelbe 
für andere ©., welche nicht zu den corpora pia im Römifchen und Kanoniſchen 
Sinne gerechnet werden fönnen, 3. B. Hunftinjtitute, nach modernem Recht gılt, 
jo liegt heutzutage fein Bedürfniß vor, die jog. milden ©. als eine eigene, bejonderen 
rechtlichen Normen unterworfene Klafje zu behandeln. Die allgemeine Rechtätheorie 
der S. überhaupt ift ebenfalls auf fie anwendbar. Für fie beiteht alfo auch die 
heute noch nicht zum Austrag gebrachte Streitirage, ob die ©., ſofern nicht ihre 
Zwede durch Eigenthumsübertragung mit einem Modus an andere Perfonen erfüllt 
werden jollen, als juriftifche Perjonen oder die für Stiftungszwecke ausgeſetzten 
Dermögensmaflen als ſog. Zwedvermögen aufzufaflen find. Ueber die Entjtehung 
der jog. milden ©., die Verwaltung und den Untergang derjelben müflen ebenfalls 
die allgemeinen Regeln zur Anwendung fommen. Dagegen kann der Grundiag, 
daß ihr Vermögen die Privilegien des Kirchengutes genießt, nicht mehr als gemein- 
rechtlich geltend angejehen werden, weil die bezüglichen Vorſchriften fich nicht auf 
die modernen, von der Kirche unabhängigen ©. beziehen. Diejen Standpunkt nimmt 
in allen Beziehungen das Sächſ. BGB. ein (ſ. 88 52, 150 ff., 260 ff.), während 
das Preuß. Allg. LR., welches überhaupt die juriftiichen Perjonen nirgends im 
Zufammenhang behandelt, wenigjtens den „vom Staate ausdrücklich oder ſtill— 
jchweigend genehmigten Armen- und Verjorgungsanftalten“ Hinfichtlich ihres Ver: 
mögens die Mechte der Kirchengüter beilegt (Th. II. Tit. 19 $$ 41, 43), und aud 
nad) dem Defterr. BGB., das die Regeln über die ©. in „die politifchen Ber 
ordnungen“ verwiejen hat ($ 646), wohl dem Stiftungsvermögen die Privilegien der 
88 1472, 1485 (betreffend die Verjährung) beizulegen find. 

Quellen: 11. 35, 42, 46 C. de episc. et cleric. 1, 3; Nov. CXXXI c. 10, 1]; 


c. — X. de relig. dom. III. 36; Clem. 2 h. t. II. 11; conc. Trid. Sess. XXI. c. 8 ss. de 
reform. 

Lit.: Brendel, Das Recht u. die Verwaltung der milden Stiftungen, Leipz. 1814. — 
Pfeifer, Die Lehre von ben juriftiihen Perfonen nad Gemeinem und MWürttemb. Redt, 
Tüb. 1847. — Roth, Ueber Stiftungen, in vd. Gerber’3 u. Ihering's Jahrb. f. en 
des hg Privatrechts, I. 189 ff. — Brinz, Lehrb. der Pandekten, 2. Abth. S. 979 der — 

— au, Rechtsſubjekt und Are Meimar 1871. — €. Zitelmann, Begri 
80 Weſen der ſog. lurif. — Leipz. 1873. — Bolze, Der Begriff * juriſtiſh 
Verſon, Stuttg. 1879, S. 185 9.9 Hinſchius. 


Stöckhardt, Heinrich Robert, & 11. VIII. 1802 zu Glauchau, lehrte als 
Dozent 1824—1828 in Leipzig, wo er neben der jur. auch die philof. Doktorwürde 
erwarb, dann Sacjhwalter in Baugen, 1831 ala ord. Prof. d. Röm. Recht und 
K. Ruf. Hofrath an das K. Pädag. Hauptinftitut in St. Petersburg berufen, 
1835 auch an der K. Nechtsjchule angejtellt, F 10. X. 1848. 


Schriften: Die Wiflenichaft des Rechtes ober bad Naturrecht, Leipz. 1825. — Tafeln 
der Geſchichte des Römiihen Rechts, Leipz. 1828. — Tab. illustr. doctr. de cognat. e 
adfinit. inserviens, Leipz. 1830. — De juris Justinianei in generis humani cultum insigni 
merito oratio, St. Betersb. 1834. — Allgem. juriftifche Fundamentallehre, 1838. — Jurift. 
J———— 1838, 2: Aufl. 1843. — De recta jurisc. —— prax. justit. fonte oratio, 
1840. — De fruetibus iis quos, qui jeti. non sunt, e jprud. a possunt, 1845. — 
Hauboldi memoria, 1847. — Themis von Elvers, II (1830) — 2. — Krit. Jahrb. von 
Richter und — ———— 1840 ©. 75 ff., 659 ff., 951 ff.; 1841 ©. 328 ff. 412 fi.; 142 
©. 91 fi.; 1843 gl, ff., 673 ff.; 1845 ©. 572 ff., 859 f.; 1846 ©. 1115 fi.; 147 
S. 762 fi.; 1848 ©. 372 fi. 


Lit.: Richter und Schneider’3 Strit. Jahrb. XXIV. 956—958. 
Teihmann. 
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Stolgebühren (jura stolae) (Th. I. ©. 656), d. 5. bejtimmte Gebühren, 
welche ſowol in der fatholijchen wie in der proteitantiichen Kirche jeitens der gewifje 
Amtshandlungen vom Geiftlichen beanipruchenden Perjonen für die Verrichtung der- 
jelben zu zahlen find. Der Ausdrud ift hergenommen von einem Theil der priejter- 
lichen Kleidung des fatholifchen Geiftlichen, der jog. stola, d. h. einer fchmalen, mit 
Kreuzen geichmüdten Binde, welche um die Schulter gelegt wird, und deren Enden 
vorne bald Herabhängen, bald übereinander gefreuzt werden. Die Amtshandlungen, 
für welche dergleichen, näher durch die partifulären Stolordnungen bejtimmte 
Gebühren entrichtet werden, find vor Allem Aufgebot, Trauung, Taufe und Be— 
gräbniß. Das Recht auf die ©. jteht für die Regel dem Pfarrer (ſ. diejen Art.) 
zu, und da auch oft die Angehörigen anderer Konfeffionen, namentlich die jog. 
Diffidenten, dem Pfarrzwang unterworfen find (j. Th. I. ©. 690), jo kann auch ein 
Anipruh auf ©. gegen die Mitglieder anderer Neligionsparteien vorfommen. In 
Folge der Einführung einer bejonderen jtaatlichen Givilitandaregifterführung und 
der obligatorischen Civilehe durch das Reichägeieg vom 6. Febr. 1875, ſowie der 
dadurch geichmälerten Stolgebühren-Einnahmen der Geijtlichen find in einer Reihe 
evangelischer Yandesfirchen diejelben unter anderweitiger Entſchädigung der Bezugs- 
berechtigten für jolche geistliche Handlungen, welche in der regelmäßigen Form und 
an der regelmäßigen Stelle beanfprucht werden, aufgehoben worden. 

Quellen: — eg = eb $ 74. — Gejege und Verordnungen, welche die ©. 
Beer Braunihweig vom 31. Mai 1871, Dove und Friedberg, Zeitich. f. Kirchen« 
recht X. 466. — Hannover vom 16. Juni 1875, Allgem. Kirchenbl hir das evangeliiche 
Deutichland von 1875 ©. 568 und von 1876 ©. 561. aa er vom 1. Dez. 1875, a.a. ©. 
Jahrg. 1876 ©. ne — &.:Meiningen vom 21. Dez. 1875, Samml. ber Verordn. XX. 
259. — Reuß ä. 8. vom 29. Dez 1875, Allgem. Kirchenbl. von 1876 ©. 206. — Schwarz: 
burg: ——— vom 21. Dezbr. 1875, a.a. D. ©. 310. — Anhalt vom 24. März 
1875, a. a. ©. n 432 und dazu Jahrg. 1877 €. 159. — ee nn * 
13. März 1876, a. a. O. Jahrg. 1877 ©. 126, und vom 3. Oftober 187 ahrn: 
1877 ©. 253. — "Königreich & fen vom 2. Derbr. 1876, a. a. D. Jahrg. 176 € 1: 
und ©. 162 (aud) Sabre. 1878 132, 133, 137, 141, 144, 196). — denburg vom 
17. März 1877, a. a Jahrg. 1877 ©. 464. — Württemberg (blos die Gebühren für 
Ehevertündiqungen) vom 18. Juni A: a. a. D. Jahrg. 1879 ©. 606. — Medlenburg- 
Strelit vom 21. Juni = — O. Jahrg. 1879 8. 553, 555. — S.: Weimar vom 


21. Januar 1879, a. a. O 
Lit.: Grellmann, Kurze Geichichte der ©. x., Gött. 1785. — Ge. Peter Stelzer, 


De juribus stolae, Altorf. 1700. — Zittmann, lieber die Fixirung der ©., Leipz. 1831. — 
Zeitichr. für Proteftantiamus 71, 197. P. — ius. 


Stollnhieb iſt das Recht des Erbſtöllners (ſ. den Art. Erbſtollnrecht), 
die in den Grenzen des Stollns brechenden Erze und Mineralien zu gewinnen und 
in ſeinen Nutzen zu verwenden (Preuß. LR. II. 16 $ 405). Im unverliehenen 
Felde steht der ©. gemeinrechtlich (anders nah Preuß. LER. $ 229) nicht blos 
innerhalb der vorichriftsmäßigen Querjchnittsdimenfionen des Stollens, ſondern auch 
in der Vierung (39, Lachter zu jeder Seite) zu, im verliehenen Yundgrübnerfelde 
dagegen überall nur innerhalb der Stollenweie. Doc ift der Stöllner, wenn er 
letterenfalls auf flachen Gängen mit feinem Orte fortfährt, nicht verbunden, ©. nad) 
der Tonnlage des Ganges zu nehmen, jondern er darf ihn feiger gewinnen; ebenfo 
darf er, wenn der Gang zu flach fällt, um die vorgefchriebene Höhe und Breite des 
Stollnorts einbringen zu fönnen, leßteres nach dem Gange richten und innerhalb 
deffelben den ©. nehmen (Kurſächſ. Stollnordn. vom 1749 Art. 3 $$ 2, 3; aber 
noch Art. 17 8 2). Theilt der Stöllner feinen Stolln im Fundgrübnerfelde in 
Flügelörter, ſo darf er nur von einem der letzteren die Erze zum S. gewinnen 
(Art. 14 $ 2; Preuß. LR. 8 406). Hat aber die Grube mehr als ein Tieiſtes und 
fönnen bie Waſſer durch ein — nicht zugleich den übrigen Tiefſten abgeführt 
und weiter gebracht werden, ſo gebührt dem Stöllner der S. auch von den übrigen 
Tiefften getriebenen Oertern (KR. $ 408). In jedem Falle aber kann der S. im ver— 
lichenen Felde nur ausgeübt werden, wenn der Stolln die Erbteufe ohne Geiprenge ein= 
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bringt. Nach Preuß. Bergrecht ift der Erbitöllner nicht berechtigt, neben dem ©. noch 
den Vierten Pfennig zu fordern, jondern leßterer ein Surrogat des ©., wenn dieſer 
wegen mangelnder Anbrüche nicht ausgeübt werden kann oder der Stöllner den 
Vierten Pfennig vdorzieht; nach Gem. Rechte werden beide fumulativ gewährt (j. 
den Art. Erbitollnreht). Das Sächſ. Geſetz von 1851 ließ bei jeiner Reform 
des Grbitollnrechts den S. im verliehenen Felde ala eine Quelle jortwährender 
Differenzen zwiichen Stöllner und Fundgrübner jallen. Die Eintragung des ©. iſt 
nah Preuß. Grundbuchsrechte nicht nöthig, da derjelbe den Grundgerechtigfeiten 
($ 12 Abf. 2 des Gefehes vom 5. Mai 1872) analog behandelt werden muß 
(vgl. Zeitichr. f. Bergrecht Bd. 18 ©. 328). 
Beutholb. 

Stollnftener heißen Leiftungen verichiedenfacher Art, welche der Fundgrübner 
dem Grbjtöllner zu gewähren hat. Das Gemeinſame ilt, daß die Leiſtung nicht 
unter die regelmäßigen Stollngerechtigfeiten Fällt, ſondern aus dem oder jenem 
Grunde außerordentlicher Weife gewährt wird. 1) Das Gem. Bergrecht (Kurſächſ. 
Stollnordnung Art. XV) verfteht unter ©. den Vorſchuß, welchen der Fundgrübner 
dem Stöllner gewähren muß, wenn er leßteren zu einem, die gefeßliche achtjtündige 
Schichtarbeit überfteigenden, flotteren Fortbetriebe des zur Löfung der Fundgrübner— 
baue nöthigen Stollnortes gerufen hat. Der Vorſchuß ift nach erfolgtem Durchichlage 
unter Abrechnung des Vierten Pfennigs durch Innelaffung der Hälfte der ordent- 
lichen Stollngebührnifje zu reftituiren. 2) Die Preußischen revidirten Bergordnungen 
und das Preuß. ER. (S 444) geben dem Stöllner, wenn er nirgend Erbteufe in 
einer Zeche einbringt, doch aber Wafler ab- oder (ER.: und) Waller zuführt, den 
Anfpruch auf eine vom Bergamte zu beftimmende S. 3) Zuweilen wird diejenige 
Steuer, welche für auf Grund der bezüglichen Vorſchriften des bergbaulichen 
Nachbarrechts (j. den Art. Bergrecht) erfolgende Benugung fremder Stölln zur 
Förderung deren Eigenthümern nach bergamtlicher Freitiegung gewährt werden muß 
(Förderfteuer, Stredenfteuer) ebenfalls S. genannt (Preuß. LER. $ 453; dagegen 
Kurſächſ. Stollnordnung Art. XIX. $ 4). 4) Endlich kommt der Ausdrud ©. 
mitunter in Gebrauch, wenn der Bierte Pfennig oder ein Waflereinfallgeld gemeint 


it (j. den Art. Erbftollnredt). 
geutbolb. 


Story, Joſeph, & 1779 zu Marblehead bei Bojton, jtudirte in Cambridge, 
wurde 1806 Mitglied des Haufes von Mafjachufetts, Sprecher defjelben, 1809 
Mitglied des Kongrefjes zu Wajhington, 1811 Richter am oberiten Bundestribunal, 
1829 Prof. an der Harvarduniverfität zu Cambridge, T 10. IX. 1845. 


Schriften: Laws of the U. S., New-York 1827. — Comm. on the law of bailment, 
New-York 1832; 9. ed. Bost. 1879; on the constitution of the U. S,, 1833 (abridgment 
1834) 4. ed. 1873; franz. von Odent, Par. 1843; beutich Xeipz. 1838; on the confliet of 
laws, 1834, 4. ed. 1872. — Miscellaneous writings, literary, critical, juridical and political, 
1835; Bost. 1845; on Equity jurisprudence, 1836 1837; i2. ed. 1897: Equity de, 
1854, by Gould, Bost. 1880; on the law of bills of exchange, 1845; 4. ed. Bost. 1860; 
deutih von Treitſchke, Seipg. 1845; on the law of agency, 8. ed. Bost. 1875; on the 
law of promissory notes, 6. ed. Bost. 1868; on the law of partnership, 6. ed. Bost. 1268, 

git.: ©. Art. in Lieber's Encycl. americana. — W. Story, Life and letters of 
J. S., Lond. 1851. — Goldſchmidt, Handbuch des H.R., Erl., 2. Aufl. 1874, I ©. 277, 
278. — Irving Brown, Short studies of great lawyers, Albany 1878. — Drake, 
Dietionary, Boston 1879, p. 876. — Schlief, Derf, der Nordameritaıt. Union, Leipz. 1880, 
©. 26 u. 5. — Renault, Introd. à l’&tude du droit intern., 1879 p. 79. — Calvo, (3) 
I. 92. — Asser, Schets, Haarlem 1880, p. 11. ö TZeihmann. 


Strachn, Benvenutus, 5 zu Ancona, Schüler des Paul. Parifienfis, 
lebte in der Mitte des 16. Jahrh., ertheilte Gutachten und wurde vielfach mit 
Gejandichaftägejchäften für jeine Waterftadt zu Zeiten des Papjtes Julius II. 
beauftragt. 
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Schriften: Tractatus de mercatura seu mercatore, in 8 heilen, Venet. 1553; Lugd. 
1556; (Mercator jurisperitus) Amstelod. 1669. — Tract. de adjecto, Colon. 1575. 

Lit.: Goldſchmidt, —— I. ©. 36. — Behrend, Lehrb. 1880, ©. 57. — 
Kunke, Die Lehre von den Inhaberpapieren, Leipz. 1857, S. 98. — Rodiöre, Les grands 
jurisconsultes, 1874, p. 351. — Endemann, Studien, I. 53. Zeihmann. 


Strafbefehl. Das Berjahren bei amtsrichterlichem S. (auch Strafverfügung, 
Strafmandat genannt) gehört nach der Deutjchen StrafPD. zu den bejonderen 
Arten des Strafverfahrens und war bereits in Preußen, Sachjen, Baden, Oldenburg, 
Braunſchweig, Thüring. Staaten und Bremen eingeführt; auch die Defterr. Straf D. 
vom 23. Mai 1873 kennt daffelbe, jedoch nur_in jehr engen Grenzen. Es weicht 
nicht unweſentlich von den jonft das Strafverfahren beherrichenden Grundjäßen ab; 
denn die Verurtheilung erfolgt in Abwejenheit des Beichuldigten, ohne daß diejer 
über die Bejchuldigung gehört worden ift, und die Schuld wird nicht durch Beweis 
jejtgeitellt, fondern präfumirt. Praktiiche Rüdfichten jprechen aber für die Einführung 
eines jolchen jummarifchen Verfahrens, denn beide Theile jparen Zeit und Kojten 
und der Beichuldigte außerdem noch das Ericheinen vor Gericht. Die Garantien 
für die Intereffen des Beichuldigten liegen einerjeits darin, daß der ©. nur bei 
geringfügigen jtrafbaren Handlungen zuläffig ift, andererfeits in der Möglichkeit, 
fich Gehör zu verichaffen, d. 5. die Straffache zur Hauptverhandlung zu bringen. 
Da der ©. von dem Richter erlaffen wird, jo find die Bedenken gegen die Er— 
ledigung von Strafjachen durch S. wejentlich geringer als die gegen die pokizeiliche 
Strafverfügung und den Strafbejcheid geltend gemachten. 

Durch (Ächriftlichen) S. können nur die nach dem GVG. $ 27 Nr. 1 und 2 
zur Zuftändigfeit der Schöffengerichte gehörigen, Uebertretungen und Vergehen er— 
ledigt werden. Die an die Schöffengerichte übermwiejenen Vergehen find aus— 
geichloffen, weil die Ueberweifung die Eröffnung des Hauptverfahrens vorausſetzt. 
Die Erledigung der obigen Straffachen durch ©. ijt aber nicht jchlechthin zuläffig, 
jondern nur dann, wenn es die Staatsanwaltichaft jchriftlich beantragt und im 
einzelnen falle feine andere Strafe als Gelditrafe von höchſtens einhundertfünfzig 
Mark oder (bzw. und) Freiheitsſtrafe von höchſtens ſechs Wochen, jowie eine etwa 
verwirkte Einziehung feitgejegt wird. Ausdrücklich ausgeichloffen ift in einem ©. die 
Ueberweifung des Beichuldigten an die Landespolizeibehörde (StrafPO. $ 447). 

Ein ©. ift auch zuläffig gegen einen dverhafteten oder zu verhaftenden 
Beichuldigten; anders in Dejterreih, vgl. Straf OD. $ 460. Gegen einen Ab— 
wejenden fann ein ©. nur in den Fällen erlaffen werden, in welchen eine Haupt» 
verhandlung gegen ihn jtattfinden könnte (StrafPD. $ 319), jedoch muß die Zur 
ftellung des ©. in der regelmäßigen für Zuftellungen im Auslande vorgeichriebgnen 
Meile (CPO. 88 182 ff.) ausführbar fein (anderer Meinung: Meves, auch wol 
v. Schwarze, Grörterungen, ©. 5). Gegen einen Bejchuldigten, welcher das acht- 
zehnte Lebensjahr noch nicht vollendet hat, fann ein ©. nicht erlaffen werden, da 
vor jeder Verurtheilung deifelben fejtgejtellt werden muß, ob er die zur Grfenntniß 
der Strafbarfeit einer Handlung erforderliche Einficht bejefjen hat oder nicht 
(StraifGB. 88 56, 57). Geyer und v. Schwarze wollen im leßteren Falle 
einen ©. zulaffen, wenn über die erforderliche Einficht fein Zweifel obwaltet oder 
Diefer durch eine jummarifche Erörterung des Amtörichters oder des Amtsanwaltes 
gehoben iſt. 

Der Antrag der Staatsanwaltihait auf Erlaſſung eines ©. iſt auf eine be- 
jtimmte Strafe zu richten. Bei einer Geldftrafe iſt (StrafPO. $ 491) zugleich 
die Frreiheitsjtrafe anzugeben, welche in dem Falle einzutreten hat, wenn die Geld» 
jtrafe nicht beigetrieben werden fanı. Der Antrag der Staatsanwaltichaft, welcher 
die Erhebung der öffentlichen Klage enthält, muß derartig jubjtantiirt fein, daß er 
eventuell die (jchöffengerichtliche) Anklageichriitt zu erlegen geeignet iſt. Beweis— 

dv. Holtzendorff, Enc. II. Rechtslexikon II, 3, Aufl. 5l 
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erhebungen haben der Entjcheidung des Amtärichterd nicht vorauszugehen (Löwe, 
©. 721). 

Der Amtsrichter erläßt den ©. nur, wenn er mit dem Antrage der Staats— 
anmwaltichaft volljtändig (aljo auch Hinfichtlich der juriftifchen Qualifizirung des 
alles) einverjtanden ift. Hält der Amtsrichter die Strafverfolgung des betreffenden 
Falles für unzuläjjig (Unzuftändigfeit des Gerichtes, Verjährung, Fehlen des 
Antrages), jo erfolgt Zurüdweifung des Antrages durch Verfügung, gegen welde 
die Staatsanwaltichait das Rechtsmittel der jofortigen Beſchwerde einlegen kann 
(StrafPO. $ 209 Abi. 2). Hält der Amtsrichter die Strafverfolgung zwar für 
zuläjjig, findet jedoch Bedenken, die Strafe ohne Hauptverhandlung feſtzuſetzen, 
jo muß er, wenn eine Verjtändigung hierüber zwijchen der Staatsanwaltſchaft und 
dem Amtörichter nicht erfolgt, die Strafjache zur Hauptverhandlung bringen. Dies 
gilt auch für den all, wenn der Amtsrichter eine andere ala die von der Staats 
anwaltſchaft beantragte Strafe feſtſetzen will. Der Staatsanwaltichaft ſteht fein 
Rechtsmittel zur Verfügung, wenn der Amtsrichter bejchließt, die Strafjache zur 
Hauptverhandlung zu bringen. Ein Beichluß auf Gröffnung des KHauptverfahrene 
ift übrigens nicht in allen Fällen erforderlich, bei Uebertretungen fann unter gewifien 
Bedingungen (StrafPO. $ 211) ohne eine Entjcheidung über die Gröffnung des 
Hauptverfahrens zur Dauptverhandlung gejchritten werden. 

Der ©. muß nach der StrafPD. $ 449 Folgendes enthalten: 1) die ftraibare 
Handlung, und zwar nicht blos die gejeglichen Merkmale des Thatbeitandes, jondern 
die konkreten Thatjachen, in welchen jene Merkmale gefunden werden (Löwe, ©. 722), 
2) die hierfür Teitgefeßte Strafe, 3) das angewendete Strafgeſetz, 4) die Beweis- 
mittel und 5) die Eröffnung, daß der ©. volljtredfbar werde, wenn der Bejchuldigte 
nicht binnen einer Woche nad der Zuftellung bei dem Amtägerichte jchrift- 
(ih oder zu Protofoll des Gerichtäfchreibers Einſpruch erhebe.. Die Vorjchrit 
der StrafPD. über den Inhalt des ©. ift nicht erichöpfend. Der ©. muß viel» 
mehr noch eine Beſtimmung über die Koſten (StrafPO. $ 496 Abf. 1) enthalten 
(vgl. Gerichtsfoftengejeß SS 62, 63 Abi. 1). Auch empfiehlt es ſich die Kaſſe zu 
bezeichnen, an welche die etwaige Gelditrafe bzw. die Koſten zu zahlen find. 

Der S. wird rechtskräftig und damit vollſtreckbar, wenn die Einſpruchzsfriſt 
abgelaufen, ohne daß Einſpruch erhoben ift, oder wenn der erhobene Einſpruch vor 
dem Beginne der Hauptverhandlung zurüdgenommen oder auf den Einſpruch vor 
Ablauf der Frijt verzichtet ift. Wird Einjpruch erhoben, jo kommt die Strafſache 
zur Hauptverhandlung vor dem Schöffengerichte; vgl. den Art. Einjprud im 
Straiprozeß. 

„Nach der Dejterr. StrafPO. 8 460 kann der Richter die verwirkte Strafe 
auf Antrag des mit den jtaatsanwaltjchaftlichen Berrichtungen betrauten Beamten 
ohne vorausgehendes Verfahren durh Strafverfügung feſtſetzen, wenn die ftral 
bare Handlung nur mit Arrejt von höchjtens einem Monat oder nur mit Gelditrafe 
bedroht it. Die Erledigung durch Strafverfügung ift jedoch nur gegen einen auf 
freiem Fuße befindlichen Beichuldigten zuläffig, wenn die jtrajbare Handlung von 
einer Öffentlichen Behörde oder jolchen Perjonen, welche ala Gerichtszeugen beigezogen 
werden können (Deiterr. Straf®B. $ 68), auf Grund ihrer eigenen amtlichen Wahr 
nehmungen angezeigt wird. Durch diefe Beitimmung ift allerdings eine große 
Garantie für das fortfallende Verhör des Beichuldigten gejchaffen, die Zahl der 
jtrafbaren Sandlungen, welche durch richterliche Strafverfügung erledigt werden 
fönnen, jedoch wefentlich eingefchränft. 


Gigb.: Deutſche StrafPD. SS 447—452. — Oefterreich. Straf PD. SS 460-—462. 


Lit.: Pland, Syſt. Darftellung des Deutichen Strafverfahrens (1857), ©. 495 fi. — 
Zachariä, Handb. d. Deutichen StrafPrz., Bd. II. (1868) S. 394 ff. — Löwe, Komment. 
(2. Aufl.), ©. 718 ff. — Meves in v. Bölpenborff'a Handbuch des Deutichen Straf: 
prozeßrechts, Bd. II. (1879) ©. 384—406. — v. Ehwarze, GErörterungen, Heft 1. (1830) 
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e.1 Geyer, Lehrb. bes gem. Deutichen ni, (1880), ©. 871 ff. — Voitus, 
—2 Bd. I. (1881) ©. 371 ff. — Ullman eſterreich. Strafprozeßrecht (1879), 


Dochow. 


Strafbeſcheid. Aehnlich wie für die Polizeibehörden bezüglich der Ueber— 
tretungen bat die StrafPD. für die Verwaltungsbehörden bezüglich der Zuwider— 
bandlungen gegen die Vorſchriften über die Erhebung öffentlicher Abgaben und 
Gefälle eine Straffejtjegung geitattet. Gegenftand eine ſolchen S. der VBerwaltungs- 
behörden können fein: 1) Hinterziehung einer jeden auf einem jtaatsrechtlichen Titel 
beruhenden Leiſtung an den Staat jelbjt oder an jtaatlich autorifirte Korporationen, 
3. B. Gemeinden, aljo Zölle, Steuern, Stempelgebühren, die Pojtgefälle ꝛc. —, 
Defraudationen; 2) alle Zumwiderhandlungen gegen die Vorfchriften, welche den Zwed 
haben, die richtige Erhebung der betr. Abgaben zu fichern oder zu erleichtern. Daß 
die für jolche Kontraventionen angedrohten Strafen mitunter in unzutreffender Weiſe 
auh vom Gefeßgeber als Ordnungsſtrafen bezeichnet werden (vgl. dieſen 
Art.), Hat feinen Einfluß auf das Verfahren und jchließt namentlich nicht die 
Zuläffigkeit des Antrages auf gerichtliche Entjcheidung gegenüber dem adminiftrativen 
©. aus. 3) Die jubfidiäre Haftbarkeit eines Dritten, fofern diefe nicht durch 
bejondere gejeßliche Beitimmung (vgl. 3. B. $ 66 III. des Branntweinſteuergeſetzes 
vom 8. Juli 1868) ausgefchloffen it. — E83 darf in einem ©. nur Geldjtraje in 
beliebiger Höhe und eine etwa verwirfte Einziehung ausgeſprochen werden (StrafPO. 
$ 459, Abſ. 1), derjelbe ift alfo unzuläffig, wo das Geſetz die Verhängung einer 
anderen Strafe vorjchreibt oder die VBerwaltungsbehörde eine ſolche für nöthig erachtet. 

Angeordnet ift ein adminiftratives Strafverfahren: 

I. Don Seiten des Reiches a) für Poftitraffahen. Ausführliche Beftim- 
mungen über das Verfahren in diefem Falle enthalten die $$ 34—46 des Gejehes 
über das Poſtweſen vom 28. Oktober 1874 (vgl. d. Art. Poſtſtrafrecht)h; 
b) für Zolle und GSteuerftraffachen, durch eine allgemeine Verweiſung auf die Vor— 
Schriften, welche das Berfahren gegen die Zollgejeße regeln, 3. B. ine$ 18 des Gef. 
über die Erhebung der Salzjteuer vom 12. Oftober 1867; $ 68 des Geſetzes über 
die Beiteuerung des Branntweins in verjchiedenen zum Norddeutichen Bunde gehören- 
den Staaten und Gebietötheilen vom 8. Juli 1868; 88 3 und 4 des Gef., betr. 
die jubfidiäre Haftung der Brennereiunternehmer ıc., vom 8. Juli 1868; $ 18 des 
MWechjeljtempeliteuergef. vom 10. Juni 1869; $ 41 des Gef. über die Erhebung 
der Braufteuer vom 31. Mai 1872; 8 19 des Gef., betr. den Spiellartenftempel, 
vom 3. Juli 1878; 8 46 des Tabafäfteuergej. vom 16. Juli 1879; $ 4 des 
Gej., betr. die Steuerfreiheit des Branntweins zu gewerblichen Zweden, vom 19. Juli 
1879; 8 17 des Gef., betr. die Statiftit de Waarenverkehrs ıc., vom 20. Juli 
1879. Das demnach maßgebende Vereinszollgeſ. vom 1. Juli 1869 enthält einige 
Beitimmungen über Vornahme von Handlungen, welche den Thatbeitand eines 
Zolldelikts feititellen jollen. So können Zollbeamte unter Leitung eines höheren 
Beamten Hausfuchungen innerhalb des Grenzbezirkes vornehmen, wenn Gründe zu 

der Vermuthung vorhanden find, daß Jemand im Grenzbezirke fich einer Uebertretung 
der Bollgejeße jchuldig gemacht habe ($ 126), und gegen Perfonen, die augenjchein- 
Lich Waaren unter den Kleidern verborgen haben, Körpervifitationen anordnen ($ 127). 
Ein eigentliches Zolljtrafverfahren iſt jedoch durch das Vertinszollgejeg nicht ein= 
geführt worden, vielmehr verweift $ 165 in diefer Beziehung auf die Landesgejeh- 
gebung. — Sofern übrigens in den Reichsgeſetzen ſtrafprozeſſuale Beitimmungen 
enthalten find, 3. ®. in $ 35 des Poſtgeſ., welche mit der StrafPO. nicht über- 
einftimmen, bleiben die eriteren gleichwol in Kraft (vgl. $ 5 des EG. zur StrafPO.). 
II. In den Gejeßgebungen der einzelnen Bundesftaaten. Es muß bier zwiichen 
einem wirklichen, mit einem S. endenden Unterſuchungs- und dem fog. Submiffions- 
verfahren (vgl. auch 3 34 des Poſtgeſ.) unterfchieden werden. 
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a) Letzteres iſt nicht in allen Bundesſtaaten eingeführt und in keinem für alle 
Zoll- und Steuerkontraventionen. Es beſteht z. B. in Preußen: vgl. Regulativ, 
betr. das Verfahren bei Chauffeepolizei= ıc. Uebertretungen vom 7. Juni 1844 [Geſ.⸗ 
Samml. ©. 167], $$ 12 und 33 des Gef. vom 1. Mai 1851, betr. die Einführung 
einer KHlaffen= ıc. Steuer [Gej.Samml. S. 103], $ 17 A. 4 des Geſ. vom 21. Mai 
1861, betr. .die Einführung einer allgemeinen Gebäudefteuer [Gej.Samml. ©. 317], 
z 27 des Gef. vom 3. Juli 1876, betr. die Beiteuerung des Gewerbebetriebes im Um— 
herziehen [Gej.Samml. ©. 247], ſowie die Ausführungsanweifung des Finanzminifters 
vom 30. Auguft 1876 [Min.BL. 1877, ©.15]; Altenburg: vgl. Geſ. vom 10. Febr. 
1874, betr. die Einführung des Submiffionsverfahrens ıc. [Gej.Samml. ©. 3], Verordn. 
vom 21. Yuli 1880, betr. die Ausdehnung des Submiffionsverfahrens [Gej.Samml. 
©. 27]; Koburg-Gotha: vgl. Verordn. vom 15. Juni 1873 [Gej.Samml. ©. 37] 
und 18. September 1880 [Gej.Samml. ©. 183]; Schwarzburg-Sonders- 
haufen: vgl. Gef. vom 21. Dez. 1873 [Gej.Samml. 1874, S. 1], Minifterial: 
befanntmachung vom 18. Dezember 1880; Schwarzburg-Rudoljtadt: val. 
Gef. vom 31. Dezember 1873 [Gef.Samml. 1874 ©. 7]; Minifterialbelanntmachung 
vom 8. Oftober 1880 [Gej.Samml. S. 109]. Nur einen anderen Namen für die 
jelbe Sache haben diejenigen Staaten gewählt, welche wie 3. B. Weimar (vgl. 
$ 16 des Gef. vom 12. April 1879 über die polizeiliche Straffeftfegung) und 
Reuß ä. 8. (vol. SS 12 ff. des Gef. vom 4. Juli 1879, betr. die Zuläffigkeit ıc. 
und das Straffeitfeßungsrecht von Verwaltungsbehörden zc., Gej.Samml. ©. 155) 
von einem Strafanforderungsreht der BVerwaltungsbehörden reden. Aud 
Medlenburg ($ 50 der Verordn. vom 28. Mai 1879) gejtattet in jedem 
Stadium des Berfahreng eine freiwillige Zahlung der gejeglichen Strafe. — Natür: 
lich weichen die Beitimmungen in den verjchiedenen Staaten in Einzelheiten von 
einander ab, doch ift das eigentlich Charakteriftifche dieſes Verfahrens überall darin 
zu finden, daß die Straffeftfeßung, welche von der Behörde ausgeht, nur durch die 
ausdrückliche oder jtillichweigende Unterwerfung des Beichuldigten rechtskräftig wir. 
Letztere kann nur durch Zahlung der verhängten Gelditrafe gefchehen, einfaches Stiül- 
jchweigen des Beichuldigten macht ein gerichtliches Verfahren nothwendig, ohne daß 
der Beichuldigte darauf anzutragen brauchte. Daß dad Submijfionsverfahren aud 
nach Inkrafttreten der StrafPD., die daffelbe ausdrüdlich allerdings nicht erwähnt, 
noch zuläffig ift, kann mit Rüdficht auf SS 6 und 3 des EG. zur Straf PD. einem 
Zweifel nicht unterliegen. Anderer Meinung jcheint Keller zu jein (vergl. S. 4% 
N. 4). Praktifch Fällt diefe Frage mit der anderen zufammen, ob ein bindender 
Verzicht bezüglich des Antrages auf gerichtliche Entjcheidung einem S. gegenüber 
möglich jei. Die Gründe, welche für die Zuläffigkeit eines jolchen Verzichtes bei 
der polizeilichen Strafverfügung jprechen (vgl. III. ©. 78), werden auch hier den 
Ausichlag geben. Ob bei dem einem Submiffionsverfahren folgenden gerichtlichen 
die 88 464 ff. Anwendung finden, ift fontroverd. Meves, welcher die Frage verneint 
(S. 440), Hat den Wortlaut des Geſetzes für ſich, da vorläufige Straffeftiegung 
und S. weder alternativ noch fumulativ mit einander fonfurriren können. Innere 
Gründe für eine verjchiedenartige Behandlung des administrativen Verfahrens in 
dem einen und in dem anderen Fall dürften dagegen kaum aufzufinden jein. Darin 
jedoh wird man zuitimmen müffen, daß die vorläufige Straffeitfegung im Sub- 
miffionsverfahren die Verjährung nicht unterbricht, da $ 459 A. 3 dieje nichts 
weniger ala felbftverjtändliche Wirkung ausdrüdlich nur dem ©. beigelegt hat. 
Bezüglich des leßteren ift die Thatjache des Erlaffes maßgebend, die Vornahme vor 
bereitender Handlungen von Seiten der Verwaltungsbehörden reicht nicht aus. 

b) Ein auf Serbeiführung eines S. gerichtetes Ndminiftrativverfahren beſteht zur 
Zeit wol in allen Bundesjtaaten. Die Normen für daffelbe find entweder in älteren 
Gejegen enthalten oder in Anlehnung an die StrafPO. neu geregelt worden. Griteres 
it 3. B. in Preußen der Fall. Hier fommen in Betracht: 88 91 ff. des Gel. 
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vom $. Februar 1819 wegen Bejteuerung des inländischen Branntweins ıc. (Gef. 

Samml. S. 97); 88 30 ff. des Gef. wegen der Stempeljteuer vom 7. März 1822 

(Gei.Samml. ©. 56), dazu Kab.Ordre vom 13. April 1833, betr. den Rekurs 

gegen Strafrefolute in Stempelfachen (Gef.Sammi. ©. 33); Gej. vom 23. Januar 

1838 wegen Unterfuchung und Beitrafung der Zollvergehen (Gej.Samml. ©. 78); 

88 41 fi. des Geſ. vom 80. Mai 1878, betr. die Erbichaftsjteuer (Geſ.Samml. 

€. 329). Ueber das Verfahren jelbit vgl. Meves, ©. 437 ff. Beſondere Gejeße 

find im Anjchluß an die Straf OD. ergangen in: Bayern (vgl. Art. 85—101 des 

Ausführungsgej. zur StrafPD.; dazu: Finanz-Min.-Entih. vom 17. Sept. 1879, 

betr. Vorjchriften über die Behandlung der Straffälle bei Zumiderhandlungen gegen 

die Gejeße über die Grund-, Häufer-, Gewerbe-, Hapitalrenten= und Einfommenfteuer 

(Juſt. Min.Bl. ©. 1611); allerhöchfte Verordn. vom 1. Oktober 1879, betr. das 

Berfahren in Zollfachen (Gef. = und Berordn.Bl. ©. 1379); Pinifterialbefanntmachung 

vom 2. Dft. 1879, betr. das Verfahren in Zoll- und Aufſchlagsſtrafſachen (Gej.- 

und Verordn.Bl. ©. 1381); Minijterialbefanntmachung vom 2. Oft. 1879, betr. 

die Wechjeljtempelfteuer und das Berfahren bei Zumwiderhandlungen gegen das Wechjel- 

ftempeliteuergefeß (Gef.- und Verordn. Bl. ©. 1409); Sachſen (vgl. $ 10 des 

Gej. vom 8. März 1879, Gej.- und Berordn.Bl. ©. 87); Württemberg (vgl. 

das Gef. vom 25. Auguft 1879, betr. das Verfahren der VBerwaltungsbehörden bei 
Zuwiderhandlungen gegen die Zoll und Steuergejege (Reg.Bl. S. 259), dazu die 
BVollziehungsanweifung des K. Steuerfollegiums vom 22. Sept. 1879 (Amtsblatt 
des K. Württemb. Steuerfoll. Nr. 20); Baden (vgl. $$ 136 ff. des EG. zu den 
Reichs Juſtiz Geſ. vom 3. März 1879 (Gef. und Berordn.Bl. Nr. 10), dazu $ 29 
der Verordn. des Minijteriums des Innern vom 11. Sept. 1879 (Gej.Verordn. Bl. 
Nr. 41); Verordn. des Minifteriums der Finanzen vom 25. Okt. 1879 (Geſ. Verordn. Bl. 
Nr. 53); Vollzugsanweiſung der Zolldireftion und der Steuerdireftion vom 9. Dez. 
1879 (Berordn.Bl. der Badischen Zolldiretion, ©. 323); Medlenburg (val. 
88 37 ff. der Verordn. vom 28. Mai 1879 zur Ausführung der StrafPD. (Reg. Bl. 
für Dledlenburg-Schwerin ©. 333, offizieller Anzeiger für Medlenburg-Streliß ©. 307); 
Dldenburg (vgl. Geſ. vom 4. Yan. 1879, betr. das Strafverfahren im Ber: 
waltungswege ıc., Geſ. Bl. ©. 2); Meiningen (vgl. Abjchn. II. des Gef. vom 
17. Juni 1879, Sammlung x. Bd. 22 ©. 105); Schwarzburg-Sonders- 
baujen (vgl. Abjchn. II. des Gef. vom 17. Mai 1879, Gej.Samml. ©. 109); 
Neuß ä. 2. (vol. 3 2 des Gef. vom 4. Juli 1879, Geſ.Samml. ©. 155); 
Zübed (vgl. U. 4 der Verordn. vom 3. Febr. 1879, Sammlung ꝛc. ©. 33); 
Bremen (vgl. SI 99 ff. des Gef. vom 25. Juni 1879, Geſ. Bl. ©. 195); Ham— 
burg (vgl. 8 5 des Gef. vom 23. April 1879, Gej.Samml. Nr. 15). In An— 
halt (val. $ 4 des Geſ. vom 28. März 1877, Gej.Samml. Bd. VIII ©. 299) 
find die Zumiderhandlungen gegen die Vorjchriften über die Erhebung öffentlicher 
Abgaben und Gefälle zu Gegenftänden der polizeilichen Strafverfügung gemacht. 
Für Eljaß-Lothringen fommt in Betracht die Anweiſung des Generaldireftors 
der Zölle vom 12. September 1879 zur Ausführung des Gef. vom 5. Juli 1872, 
betr. das Berfahren bei Zumwiderhandlungen gegen die Zollgejeße ıc. Amisbl. des 
Generaldirektor ©. 193). 

Die Beitimmungen über die Zuftändigfeit der einzelnen Behörden hängen jo 
enge mit der ganzen Organijation der Verwaltung in den einzelnen Staaten zu— 
jfammen, daß ein Eingehen auf diejelben zu weit führen würde. 

Das Verfahren jelbjt ift natürlich ebenfalls verjchieden geordnet, jedoch jtimmen 
die verjchiedenen Gejeßgebungen im Wejentlichen darin überein, daß den Zoll- und 
Steuerbehörden, welche eine jtrafbare Handlung entdedt haben, das Recht zujteht, 
die vorläufig nothwendigen Maßregeln, eventuell auch Verhaftungen und Bejchlag- 
nahmen, zu ergreifen, in ungefähr derjelben Weile wie den Polizeibehörden im 
ordentlichen Strafverfahren. Wenn bei den betreffenden Behörden eine Anzeige ein= 
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läuft, jo können fie diefelbe der Staatdanwaltichaft überweifen oder zu weiteren Gr- 
mittelungen jchreiten, je nach deren Ergebniß fie entweder einen ©. erlafjen oder bei 
der Staatsanwaltjchait den Antrag auf gerichtliche Verfolgung ftellen. Zum Zwed 
diefer Ermittelungen, eventuell zur Vorbereitung des ©., können fie den Beichuldigten 
ſowie Zeugen u. ſ. w. vorladen und vernehmen, nicht aber Zwangsmaßregeln gegen 
diefelben anwenden (vgl. jedoch für Preußen $ 42 des Gejehes vom 23. Januar 
1838), jondern nur deren Vernehmung durch den Amtsrichter beantragen. Unter 
Umſtänden kann ein ©. auch ohne vorgängige Unterfuchung und ohne Vernehmung 
des Beichuldigten erlaffen werden. Ausgeichloffen ift der Erlaß eines folchen, wenn 
einer der Beichuldigten verhaftet ift oder wenn die Zumwiderhandlung gegen die Zoll 
oder Steuergejege mit anderen ftrafbaren Handlungen zufammentrifft (vgl. Preußen 
$ 33 des Gefeßes vom 23. Januar 1838, Medlenburg $ 43). — Giebt die 
Staatdanwaltichaft einem auf Strafverfolgung gerichteten Antrag der Verwaltungs— 
behörde nicht nach, jo kann letztere jelbit die Anklage erheben ($ 464 der Straf} D.) — 
Der zu erlaffende ©. muß enthalten: 1) die Straffeftjegung, 2) die Bezeichnung der 
jtrafbaren Handlung, der Beweismittel und des angewendeten Geſetzes, 3) die Er— 
Öffnung über die zuläffigen Rechtsmittel und die Art fie zu benußen ($ 459 
U. 1u.2). Landesrechtlich kann noch Weiteres ala nothwendiger Beitandtheil eines 
©. vorgefchrieben werden, 3. B. Benachrichtigung über die Koften des Berfahrens, 
auch Mittheilung der Entjcheidungsgründe (vgl. 3.8. für Preußen $ 93 des Ge 
ſetzes dom 8. Februar 1819 und $ 253 des Anhanges zur allgemeinen Gerichts: 
Ordnung). In Preußen ift ferner die Mittheilung an den Angejchuldigten vor 
gejchrieben, daß er im Fall der Wiederholung feines Vergehens eine Erhöhung der 
Strafe zu erwarten habe ($ 94 des Geſetzes vom Februar 1819, $ 45 des Geſetzes 
vom 23. Januar 1838). Die Unterlaffung diefer Mittheilung zieht der mit der 
Publikation beauftragten Behörde eine Ordnungaftraie von 5—10 Thalern zu. — 
Die Mittheilung des ©. an den Berurtheilten gefchieht entweder mündlich oder durch 
schriftliche Zuftellung feiten® der Verwaltungsbehörde, welche denjelben erlafjen hat, 
oder einer anderen landesrechtlic” mit der Bekanntmachung betrauten. — Als Rechte 
mittel gegen den ©. find zuläffig: a) Die Beſchwerde refp. der Rekurs in Preußen, 
Württemberg, Baden, Medlenburg, Bremen und in Bayern, 
wenigſtens bezüglich der ©. im Steuerftrafverfahren. Diejelbe muß an die vor 
geſetzte Verwaltungsbehörde gerichtet werden und jchließt den Antrag auf gerichtliche 
Entjcheidung aus. b) Der Antrag auf gerichtliche Entfcheidung. Für den Fall, daß 
von mehreren Berurtheilten verjchiedene Rechtsmittel ergriffen würden, ift in 
Medlenburg ($ 70) vorgefchrieben, daß die Entjcheidung über die Beſchwerde 
bis dahin auszujegen ift, daß entweder der Antrag auf gerichtliche Entjcheidung zu— 
rüdgenommen, oder das gerichtliche Urteil rechtskräftig geworden: ift. 

Der Antrag auf gerichtliche Enticheidung muß binnen einer Woche nach der 
Bekanntmachung des ©. bei der Behörde gejtellt werden, welche benjelben er 
(affen oder ihn befannt gemacht Hat. Direkte Anbringung bei dem zuftändigen 
Gericht ift nicht ftatthaft, weil, wie die Motive jagen (Hahn, ©. 289), erfahrungs⸗ 
gemäß die Beichuldigten oft über die Zuftändigkeit des Gerichtes in Zweifel find 
und durch Anbringung bei unzuftändigen Gerichten leicht die achttägige Frift ver- 
jäumen könnten. Gegen eine etwaige Berfäumung ift ein Gefuch um Wiedereinfegung 
in den vorigen Stand zuläffig ($ 461), in Betreff defien diefelben Vorichriften wie bei 
der polizeilichen Strafverfügung gelten. Jedoch kann dafjelbe nicht beim Gericht, 
fondern nur bei den in $ 459 genannten Verwaltungsbehörden angebracht werden, 
obwol erjterem die Enticheidung über die Annahme oder Berwerfung ausſchließlich 
zufteht. Iſt der Antrag mündlich oder jchriftlich bei der zuftändigen Verwaltungs 
behörde geftellt, jo muß diefe ohne weitere Prüfung der Rechtmäßigkeit oder Recht: 
zeitigkeit des Antrages die Staatsanwaltichaft des zuftändigen Gerichtes unter Ueber: 
jendung der entjtandenen Akten davon in Kenntniß ſetzen. Die örtliche und fachliche 
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Zuftändigkeit des Gerichtes beſtimmt ſich nach den allgemeinen Regeln. Demnach 
iſt das Echöffengericht zuftändig, wenn die feſtgeſetzte Geldjtrafe den Betrag von 
500 Mark nicht überſteigt (GVG. $ 27 N. 1 und 2), denn falls ich die Strafe 
nah der Höhe der Defraudation ausfchließlich richtet, ift die in concreto verhängte 
wgleih auch die in thesi angedrohte. Damit wird auch der Einwand hinfällig, 
ven v. Schwarze (©. 23 N. 3) gegen die Anwendbarkeit des $ 27 N. 2 
daraus ableiten will, daß bei den Zolle und Steuergefegen ein Marimum der 
Strafe gar nicht angegeben fei. Allerdings jcheint GBG. 8 75 N. 15 indirekt die 
Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften über die Erhebung öffentlicher Abgaben 
und Gefälle, deren Strafe in dem mehrfachen Betrage einer Hinterzogenen Abgabe 
oder einer andern Leiſtung beiteht, der Kompetenz der Landgerichte zuzuweiſen, doch 
it zu bedenken, daß eine jtrifte Interpretation defjelben die Zuftändigfeit der 
Shöffengerichte überhaupt ſowol bei den Uebertretungen wie bei den Vergehen aus— 
ihließen würde, während aus StrafPO. $ 463 A. 2 deutlich hervorgeht, daß in 
engen Fällen die Cchöffengerichte von vornherein zuftändig find. Uebrigens ijt die 
Anwendbarkeit des $ 27 um jo unbedenflicher, als 5 75 gar nicht allgemein, jondern 
nur für den all ſpricht, daß das Schöffengericht nicht ohnehin ſchon zuftändig ift. 
Er findet im vorliegenden Falle alfo dann Anwendung, wenn für die in N. 15 
Garakterifirten Zuwiderhandlungen ausnahmsweiſe eine dem richterlichen Grmeifen 
freien Spielraum lafjende Geldftrafe (vgl. 3. B. Salziteuergefeg $ 16) oder eine 
Freiheitsſtrafe (3. B. Vereinszollgeſetz $ 140 ff.) angedroht if. So Löwe (©. 41 
N. 12 vgl. die dort Gitirten), anderer Meinung v. Schwarze (©. 23), Boitus 
(Kontroverjen, I. ©. 124 ff.), Löbe (S. 151). Bis zur Einjendung der Akten an 
die Staatsanwaltichaft, nicht auch wie Puchelt (S. 778 N. 11) meint, bis zur 
Anberaumung des Termind zur Hauptverhandlung, kann der ©. von der Verwaltungs 
behörde zurüdgenommen werden, ohne daß dadurch ein Verbrauch des Strafflage- 
zechtes im Allgemeinen einträte. Doc wird man (vgl. Meves, ©. 431) annehmen 
müfen, daß nach der Faflung der StrafPD. $ 464 von dem dort der Verwaltungs- 
behörde eingeräumten Rechte in diefem Fall fein Gebrauch mehr gemacht werden 
fonn. — Im weiteren Verlauf des Verfahrens hat die Staatsanwaltſchaft den Ans 
trag dem Gerichte mitzutheilen, welches zunächſt deffen Rechtzeitigfeit prüfen und 
ihn entweder als verjpätet zurüdweifen oder einen Termin zur Sauptverhandlung 
anberaumen muß. Bis zum Beginn defjelben kann der Antrag zurüdgenommen 
werden. Einer Anklagefchrift bedarf es ebeniomwenig, wie einer Entjcheidung über die 
Gröfnung des Verfahrens (StrafPO. $ 462). KXebteres weicht von dem nach vor— 
läufiger polizeilicher Strafverfügung (vgl. III. ©. 81) nur infofern ab, als die Ver— 
waltungsbehörde fich demfelben anſchließen fann, in welchem Falle fie einen Vertreter 
(einen Beamten ihres Verwaltungszweiges oder einen Rechtsanwalt) bejtellen muß. 
65 fommen alddann für fie die für den Anjchluß des Verletzten ala Nebenkläger 
gegebenen Beitimmungen zur Anwendung (StrafPO. $ 467). 63 hat namentlich 
auch das Gericht die in StrafPO. 3 436 A. 2 vorgefehene Enticheidung zu treffen 
(anderer Meinung Meves, ©. 432). Diefelbe kann fich freilich nur auf die 
tormale Berechtigung zum Ainſchluß erſtrecken, doch iſt das beim Nebenkläger ebenſo, 
und es kann kaum einem Zweifel unterliegen, daß das Gericht das Recht und die 
Frlicht hat, den Anfchluß einer Verwaltungsbehörde, welche zum Erlaß eines ©. in 
der Sadıe überhaupt nicht berechtigt gewejen wäre, zurüdzumeifen. — Durch $ 462 
it allerdings ein eigentlicheg Zwijchenverfahren ausgeſchloſſen, doch wird man dem 
Gerichte das Recht nicht verfagen können, falls die Sache nicht genügend aufgeklärt 
ericheint, ein Vorverfahren einzuleiten. Diefe Ausficht (vgl. Voitus, ©. 94) wurde 
in der Reichsjuſtizlommiſſion auf eine Anfrage Hin von den Regierungävertretern bejtätigt 
(vgl. Hahn, ©. 1124). — Bezüglich jeines Urtheils ift das Gericht an den In— 
halt des ©. nicht gebunden, jedoch kann es nur über die Strafirage, nicht auch 
darüber entjcheiden, ob, falls die Zahlungspflichtigkeit überhaupt feftfteht, eine Nach- 
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zahlung erforderlich war. Die Zahlungspflichtigfeit jelbft aber, jowie die etwa aus: 
geiprochene fubfidiäre BVertretungsverbindlichkeit dritter Perjonen (vgl. 3. B. das 
Vereinszollgeſetz $ 153) iſt Gegenjtand des richterlichen Urtheiles, denn ohne daß 
dieje feitjteht, fann von einer Schuld des Angeklagten nicht die Rede fein, aljo eine 
Strafe auch nicht verhängt werden (vgl. Puchelt, $ 462 N. 5). — Die in 
manchen Gejegen den Berwaltungsbehörden eingeräumte Befugniß, die gefehliche 
Strafe unter Umjtänden zu mildern, befteht für die Gerichte, falls fie ihnen nicht 
ausdrüdlich eingeräumt ift, nicht (vgl. Yöbe, ©. 156). — Die Rechtämittel gegen 
das ergangene Urtheil find die gewöhnlichen. 

Wird der Antrag auf gerichtliche Entjcheidung innerhalb der beſtimmten Frift 
nicht gejtellt oder die etwa zuläffige Beſchwerde nicht erhoben, jo erlangt der ©. 
die Vollitredbarkeit, ebenjo wenn auf die Anwendung der Rechtsmittel verzichtet, der 
geitellte Antrag zurücdgenommen oder die Beichwerde verworfen wurde. Die Voll: 
jtrefung jelbft geichieht durch die Verwaltungsbehörden nach Maßgabe der Vor: 
Schriften über die Verwaltungserekution (vgl. z. B. für Preußen $ 95 des Geſetzes 
vom 8. Februar 1819, $ 50 des Gejehes vom 23. Januar 1838 und die Ber 
ordnung vom 7. September 1879 über das Verwaltungszwangsverfahren). Nur 
für den Fall, daß die Umwandlung einer Geld» in eine fyreiheitäftrafe nothwendig 
wird, hat die StrafPO. befondere Vorfchriiten getroffen (vgl. $ 463). Die Um— 
wandlung gejchieht durch das Amts» oder das Landgericht, je nach deren eventueller 
Zuftändigkeit in der Sache jelbit. Die Verwaltungsbehörde hat die betreffenden Akten 
der Staatsanwaltjchaft zu übergeben, welche bei dem Gericht eine bejtimmte Freiheitsſtraie 
beantragen muß. Diejer Antrag wird dem Beichuldigten mitgetheilt, damit er fi 
binnen einer vom Gericht zu beftimmenden Friſt über denjelben erkläre. Sit die 
Friſt abgelaufen oder die Erklärung vorher eingegangen, jo nimmt das Gericht die 
Umwandlung vor, ohne daß eine mündliche Verhandlung jtattfände. Der ©. jelbit 
darf dabei einer Prüfung nicht mehr unterzogen werden, auch nicht bezüglich feiner 
Vorausfegungen, wie Löwe ©. 734 N. 3 und Keller ©. 497 N. 2 wollen, vgl. 
auch Geyer ©. 882. Das Ummwandlungsverfahren jet voraus, daß der ©. rechts 
kräftig geworden ift. Als jolchen Hat ihn der Richter zu betrachten und deshalb 
nicht zu unterfuchen, weder ob die betreffende Verwaltungsbehörde zum Erlaß von 
©. berufen ift, noch ob die ftrafbare Handlung zu den Delikten gehört, auf welde 
fich die Verwaltungsjtraigewalt erjtredt. Dagegen müſſen alle dem Erlaß des ©. 
nachfolgenden Thatjachen, welche die Umwandlung ausfchließen oder beeinflufien 
fönnen, der richterlichen Prüfung unterworfen werden. Namentlich aljo: die geſetz⸗ 
liche Zuläffigteit der Ummandlung, die in manchen Gejeßen, 3. B. im Wechſel— 
ſtempelſteuergeſetz, verboten iſt, ſowie die Thatſache, daß die Geldſtrafe nicht beizu— 
treiben geweſen iſt. Auch die Wirkung einer theilweiſen Zahlung ſowie die 
Anrechnung derſelben iſt Gegenſtand der gerichtlichen Entſcheidung (vgl. auch 
Puchelt, ©. 782 N. 5 und Voitus, ©. 95 ff.). 

Die Umwandlung ſelbſt muß mit Rückſicht zunächſt auf die in den Spezial: 
gejegen enthaltenen Bejtimmungen geſchehen. Maßgebend ift hier (vgl. 3. B. dat 
Calziteuergefeg $ 17) $ 162 des DVereinszollgejehes, welcher anordnet, daß das Ver— 
bältniß, nach welchem die Umwandlung zu geichehen habe, fich nach den Landes 
gejegen, an deren Stelle jet das RStrafGB. getreten, richte, die Dauer der Frei— 
beitsjtrafe jedoch im erjten Halle der Kontrebande oder Defraudation ein ‚halbes 
Jahr, beim erjten Rückfall in eines diefer Vergehen ein, und bei jedem fernern 
Rückfall zwei Jahre nicht überfteigen jolle. Diefelbe Beftimmung enthalten, jedoch 
mit ausdrüdlicher Verweifung auf das StrafGB., $ 39 des Braufteuergejehes, $ + 
des Tabafäftenergejeßes. Auf das StrafGB. derweift ohne jede Nebenbejtimmung $ 17 
des Spielfartenftempelgejeges und die Beitimmungen deſſelben müfjen jedenfalls 
überall da zur Anwendung kommen, wo es an jpeziellen Vorſchriften fehlt. — 
Gegen die Entjcheidung des Gerichtes findet jorortige Beſchwerde jtatt. Diefelbe ſteht 
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der Staatsanwaltſchaft und dem Bejchuldigten, nicht auch der Verwaltungsbehörde 
zu, welche bei diejen Verfahren überhaupt nicht direkt betheiligt erjcheint. Anderer 
Meinung v. SE hwarze, ©. 594 N. 6; vgl. Voitus, ©. 98 ff. 

Der rechtskräftig gewordene ©. wirft ganz wie ein gerichtliches Urtheil, jchließt 
die nochmalige Berurtheilung wegen derjelben Sache aus und begründet bei einer 
Wiederholung der Handlung die Anwendung der Rüdjallftraien (vgl. 3. B. $ 45 
des Preußifchen Geſetzes vom 23. Januar 1838). In diefer Beziehung fteht die 
freiwillige Unterwerfung dem volljtrefbar gewordenen ©. volltommen gleich (val. 
4 das Salziteuergefeg $ 14, das Vereinszollgeſetz $ 142 A. 4). 

Sigb.: StrafPD. für dad Deutihe Reich, SS 459 2.8: dgl. Hahn, Materialien, II. 
©. 49 ( ntwurf 8 386 ff), 289 (Motive), 1224 ff., 1 164 (Verhandlungen der Reiche. 
Juſti iyRommilfion), 1599 —SE des —5 na, 2099 (Plenarverhandlungen). — 
Die Gejehgebung der Einzelftaaten ift oben erwähnt. 

Lit.: Doom, Der EN (3. Aufl.), S. 280 ff. — Geyer, Yo bes gem. 
Deutichen StrafPrz.R., — Meves in dv. Holpendorff’s Handbuch —* 
Deutſchen StrafPrz.R. 5. 7 . 423 ff. — Die Kommentare zur StrafPO. von 
v. Bomhard u. Koller, Dalde (2. ap Keller, Löwe (2. Aufl.), Pudelt, 
v. Schwarze, Thilo, Boitus bei ben SS 459 fi. — Boitus in Goltdammer’d 
Ardiv F. Strafr t, BD. 298. % fi. — Babe. Ds Deutſche — Berlin 1881. — 
— Die — seiche zur Ausführung der BERATEN . 2. — Vgl. auch 
d. Literaturangab hint. d. Art. Polizeiſtrafverfahren. v. Lilienthal. 
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Strafmilderungsgründe (Thl. I. S. 737 ff): Umftände, deren Vor— 
handenſein eine Strafmilderung bewirkt. Strafmilderung heißt aber Herabſetzung 
der Strafe unter das Minimum der geſetzlich angedrohten ordentlichen Strafe oder 
Veränderung der geſetzlichen Strafe in eine Strafe von gelinderer Art. In den 
Gejegen finden wir häufig im allgemeinen Theil allgemeine ©. und außerdem 
im bejonderen Theil bei einzelnen Verbrechen befondere ©. aufgezählt. Das 
Preußische und ebenjo das Deutjche StrafGB. hat fich dagegen dem Franzöſiſchen 
Syſtem der jog. eirconstances attenuantes oder „mildernden Umftände“ ans 
geichloffen. Hiernach wird im allgemeinen Theil blos die Jugend (bzw. Verſuch 
und Beihülfe) al® S. angeführt, dagegen find im befonderen Theil bei vielen ſtraf— 
baren Handlungen eigene mildere Straffäße für den Fall aufgejtellt, ala — nicht 
näher bezeichnete — „mildernde Umſtände“ vorhanden find, was die Richter, bzw. 
die Gejchworenen, zu konſtatiren haben. Hierher gehören übrigens alle fubjeftiven und 
objektiven thatjächlichen Umſtände, welche den Fall als einen außergewöhnlichen, 
milde zu bejtrafenden ericheinen laſſen; vgl. Erf. des Sächfiichen OApp.Ger. vom 
13. Oft. 1871 (Stenglein, Zeitichr. J. ©. 113). Wieder in einer anderen Weife 
findet fich ein unbeftimmtes richterliches Milderungsrecht im Defterreich. StrafGB. und 
in der Dejterreih. StrafPD., jo nämlich, daß wegen Zujammentreffens von Straf- 
minderung gründen den Gerichten ein Milderungsrecht gegeben ift. Dabei ijt 
dies Recht am meisten bei den Richtern erſter Inſtanz eingeengt, während der oberite 
Gerichtshof in allen nicht todeswürdigen Fällen nahezu vollitändig begnadigen fann. 
Die allgemeine Ermächtigung des Richters zur Strafmilderung ohne Angabe der ©. 
im Geſetz bat mehrfach Vertheidigung gefunden (jo duch Mittermaier, Berner, 
v. Holtendorji, Wahlberg; mit gewifjen Klauſeln auch durch Hälſchner), 
während von anderer Seite mit Recht betont wird, daß durch ein derartiges Vor— 
gehen die Funktionen des Geſetzgebers, des Richters und des Begnadigers zuſammen— 
geworfen werden (hierher gehören im Allgemeinen v. Wächter, Köftlin, Geib, 
Merkel, Lippmann, John u. v. A). — Was nun die ©. im Einzelnen be= 
trifft, jo find unter den allgemeinen, d. 5. bei allen Verbrechen vorkommenden, 
hervorzuheben: 1) Die Jugend, j. hierüber den Art. Altersjtufen (im 
Strafrecht). 2) Die Zuftände, welhe an die Zurechnungsfähigkeit an— 
grenzen (vgl. Thl. I. ©. 707); daß hier verminderte Zurechnung jtattfinden muß, 
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wagt Niemand zu bejtreiten, während ein heftiger Kampf über die gefetliche Formu— 
lirung geführt wird, welcher leider, wie e& jcheint, die Veranlafjung geworden, daß 
die bezügliche (allerdings nicht ganz gelungene) Beitimmung des Nordd. I. Entw. 
($ 47) in das StrafGB. feine Aufnahme gefunden bat. 3) Die von dem Verbrecher 
erlittene Unterſuchungshaft wird von den Geſetzen und älteren Schriftitellen 
in der Regel — namentlich wenn dieſe Haft eine „unverjchuldete” war — ala ©. 
angejehen,; in der That handelt es fich hier aber vielmehr um die Ginrechnung 
der Unterfuchungshaft in die Strafhaft nach einem mit Rüdficht auf die Schwere 
der einen und der anderen feftzuftellenden Maßſtab, ja wenn die Unterſuchungshaft 
eine unverjchuldete war, jogar um eine Stompenjation oder Abrechnung. Das 
Deutiche StrafGB. (S 60) gejtattet gänzliche oder theilweife Anrechnung der Unter 
juchungshaft auf die erfannte Strafe. — Rüdfichtlich des nahezu vollitändigen Ab: 
laufes der Berjährungsfrift vgl. Thl. I. ©. 742 fi. — Ueber die Befugniß des 
Richter, entehrende Strafen in nicht entehrende umzuwandeln, ift an anderer Stelle 
zu fprechen. — Nur als befondere ©. bei einigen Verbrechen find zu berüd- 
fichtigen: 1) Die Einwilligung des Verletzten, die bei manchen Verbrechen 
gar nicht in Betracht fommen kann, während bei anderen wieder die Nichteinwilligung 
Vorausſetzung des Thatbeftandes ift (fo 3. B. bei Diebftahl, Unterfchlagung, Noth— 
zucht 2c.), bei mehreren Verbrechen endlich Strafmilderung die Folge der Einwilligung 
des Verlekten fein muß (jo bei der Tödtung [vgl. StrafGB. $ 216] und fchweren 
Körperverlegung). 2) Der freiwillige Erjat des durch das Verbrechen geftifteten 
Schadens bei jenen Verbrechen, deren Wirkung zumächit nur eine Vermögens 
beichädigung ift, ohne daß jonjtige Dualififationen Hinzutreten (einfache Diebitähle, 
Unterfchlagungen, Betrügereien, Sachbefchädigungen). Das Defterreihiiche StrafGB. 
macht den Schadenserfag jogar zum rg ei 
Bit. u. Bjgb.: Im Allgemeinen: Köſtlin', — ©. 587 ff. — Sundelin ind. 
Groß's Ztichr. f. Sirafrechtäpflege I. — Wahlberg in Haimerl's V.J. Schr. XL (1863) 
u. Derhandl. des vierten Deutjchen ——— L. ©. 179 — v. Tippelskirch ebenda 
157 ff. — Lippmann, * dogmatiſche Darftellung ber Lehre von ber richterlichen 
Sirafänderungabeht n., 1868. — et al —— —— tg. 1864, 1865; Der ſelbe 
in v. Solbenberif, 's Hanbb. II. 345 H. : IV 215 immermann, Gerichtäf, 
1871.— Ruhftrat, ebenda 18172, e@.1 108 —— Seutide SirafR.dtg. 1872, 6. 273. — 
Binding, Grundriß S. A Betreffs d. Unterfuchungshaft: Abegg, N. A. XV. — 
iss in Haimer!’ 8 Schr. I. — (Mager?) Goltdammer’ 3 Arch. XX. 239 
— —88 d. Schadenserſatzes- Fornet, — tsſaal 1868. — Geyer, ebenda 1869. — 
— BEN von den Beitimmungen über db. Jugend): Defterreich: Straf®B. 85 46 
litt. — ‚ 47 litt. c, 54, 187, 188 264 litt. k, 266; StrafPO. von 1873, 88 338, 42 
(bie — — bezeichnen die Strafminderun dgrlinde a dem Namen „mildernde 
Umftände” oder ilderungdgründe”). — Deutiches en: Ss 60. ra 3 Gef. vom 
28. April 1832, "Art. 5, 94, 102 (C. d’instr. crim. art. 341; C, pen. art. 4 J 
eyer. 
Strafihärfungsgründe (Thl. I. S. 737 ff.): Umſtände, bei deren Vor— 
handenfein dem Richter gejtattet oder jelbjt geboten ift, über das höchſte Maß der 
gefeglichen ordentlichen Strafe hinauszugehen, ja ſogar jtatt der poena ordinaria cine 
Strafe jchwererer Art zu verhängen. Eine unbedingte allgemeine Ermächtigung des 
Richters zur Straffchärfung vertheidigt heutzutage Niemand mehr, da derjelben nicht 
blos jene Gründe entgegenjtehen, welche gegen eine allgemeine Ermächtigung zur 
Strafmilderung jprechen, jondern überdies der richterlichen Willfür durch ein jolches 
allgemeines Straffchärfungsreht in der gehäffigiten Weiſe Vorjchub geleijtet wird. 
Die Borausjegung einer Strajandrohung ift nach richtigen Anfchauungen die gejeliche 
Angabe des Thatbeitandes, auf welchen jene gedrohte Strafe angewandt werden joll; 
diefer Grundja wird bei Ertheilung eines Schärfungärechtes ohne gejeßliche Angabe 
der ©. verlegt. Das Mehr von Strafe, welches der Richter in Folge deflen über 
die ordentliche gejegliche Strafe hinaus verhängt, ift zuleßt nichts anderes, als eine 
auf richterlichem Ermeſſen allein beruhende Strafe, deren Vorausfegungen im Geſetz 
nicht bezeichnet find. In diefem Sinne iſt es alfo allerdings richtig (was man 
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neueſtens gewöhnlich als ſchlechthin unrichtig bezeichnet), wenn Feuerbach u. A. 
behauptet haben, die allgemeine Ermächtigung des Richters zur Strafſchärfung ver— 
ftoße gegen den Grundſatz: Strafe darf nur verhängt werden auf Grund eines Straf: 
geſetzes (nulla poena sine lege poenali). — Die ©. theilt man ein in allgemeine 
und bejondere, je nachdem fie allgemein für alle Verbrechen oder nur für einzelne 
Arten der Verbrechen gelten. Als allgemeine ©. nennt man heutzutage nur noch 
die Konkurrenz von Verbrechen und den Rüdfall (vgl. die betr. Art.), während 
man früher wol noch Anderes Hierher ftellte, wie 3. B. Uebertretung bejonderer 
Prlichten, Ueberhandnehmen des Verbrechens (vgl. PGO. Art. 131), Gewohnheit 
(von Manchen auch aus piychologifchen Gründen ala jtrafmildernd betrachtet), be= 
iondere Bosheit oder Grauſamkeit, jehr großen Schaden, Heiligkeit (oder bejondere 
Perriedigung) de Drtes u. dgl. m. Die meiften diefer Umſtände begegnen uns 
heutzutage noch unter den bejonderen ©.; an die Stelle der „Gewohnheit“ ift 
aber nicht jelten der friminaliftisch in dieſer Richtung in der That beffer zu ver— 
mendende Begriff der Gewerbsmäßigfeit getreten. In manchen Gefjeßbüchern, 
namentlich im Defterreichiichen StrafGB., fommt e8 auch vor, daß bezüglich einzelner 
Sattungen von Verbrechen dem Richter mit den vagen Worten: „bei erſchwerenden“ 
oder „bei beſonders erjchiverenden Umſtänden“ eine allgemeine Ermächtigung zur 
Straffchärfung gegeben wird, was natürlich nicht zu billigen ift. — Die befonderen 
S. nennt man dann Qualifikationsgründe oder Qualififationsumftände, wenn 
ihr Eintreten bewirkt, daß fich dad Verbrechensgenus in eine bejondere (fchwerer 
verpönte, qualifizirte) Unterart des Verbrechens verwandelt, jo wie 3. B. der Einbruch 
den Diebftahl zum qualifizirten macht. Solche Qualififationsgründe finden fich in 
den meiften Gejegbüchern in einer übermäßigen Anzahl bei den Vermögensdelikten 
und namentlich bei dem Diebftahl. Diejer Tadel trifft ſelbſt das Deutjche StraiGB., 
obwol dieß gegenüber den früheren Geſetzen Fortſchritte zeigt. — Nebenbei ſei noch 
bemerft, daß unter Schärfung oder Verſchärfung auch die Anwendung von 
gewiſſen, Die Vollſtreckung der Hauptſtrafe empfindlicher machenden Nebenjtrafen 
(hartes Lager, Entziehung warmer Koft u. dgl.) verjtanden twird. Derartige Ver— 
ihärfung im Urtheil auszusprechen, ift nicht zu billigen ; das Preußiiche StrafGB., 
das Sächſiſche revidirte, dad Deutiche StrafGB. und der Dejterreichifche Entwurf 
haben fich hierin der richtigen Anficht angejchlofien. 

Lit.: Außer der zum Art. A ge Fan angeführten Schrift Lipp— 
mann'a j etwa no F. Ziegler, Die Theorie der Strafihärfung, 1860. Geyer. 


Etrafjenat, j. Oberlandesgericht und Reichsgericht. 


Etrafverwandlungsgründe (Thl. I. S. 740): Gründe, welche es noth— 
mendig machen, daß die gefegliche ordentliche Strafe ausnahmsweiſe in eine andere 
gleihmwerthige umgewandelt werde. Dieſe Gründe müſſen aber jelbjt wieder in 
einem Geſetz angegeben werden; der Richter kann ohne gejegliche Vorſchriften über 
Strafverwandlung nicht nach feinem eigenen Ermeſſen an die Stelle der gejeßlichen 
Strafe eine andere fegen (vgl. Thl. I. a. a. D.). Im Allgemeinen fommt Strai- 
verwandlung in Frage: I. wenn es thatjächlich unmöglich ift, die gefeßliche 
Strafe zu vollziehen: a) weil mehrere Strafen zu verhängen wären, welche der Natur 
der Sache nach an einem Menjchen nur einmal vollzogen werden können, nament= 
lich alfo mehrere Todes- oder lebenslängliche FFreiheitsitrafen. Da heutzutage ge= 
ihärtte Todesitrafen nicht mehr zugefügt werden, fann es höchiten® bei lebensläng— 
licher Strafe einer Erwägung bedürfen, ob eine neben bderjelben zu verhängende 
Freiheitäftrafe durch Verfchärfungen erfeßt werden jolle, was im Geift eines richtigen 
Strafeniyftems wol, ſofern jene Verſchärfungen nicht identisch find mit den Dis— 
iplinarftraien einer rationellen Gefängnißordnung, zu verneinen iſt. Eigenthümlich 
die Defterreichiiche Minift.Verordn. vom 7. April 1860: „Wenn ein zur lebens— 
langen Kerkerſtrafe Verurtheilter ein mit der Todesſtrafe bedrohtes Verbrechen verübt, 
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ift jtatt der letzteren auf eine oder mehrere der in den 88 19—24 feſtgeſetzten Ber: 
Ichärfungen auf fürzere oder längere Dauer... . zu erfennen.“ b) (Thatjächliche 
Unmöglichkeit), weil der zu Beſtrafende nicht im Beſitze des Gutes iſt, das ihm zur 
Strafe entzogen werden ſoll. Hier würden auch Ehrenrechte, Nemter ıc. in Betracht 
fommen; die Geſetze enthalten aber meiſt nur für den Fall der Unmeinbringlichkeit 
der Geldſtrafe Vorfchriiten über die Strafverwandlung, welche im Allgemeinen auf 
die Subjtituirung einer Freiheits- (Gefängnißhaft oder Arreft-) Strafe an die Stelle 
der Vermögengftrafe hinauslaufen. Nach dem $ 28 des Deutjchen StrafGB. iſt eine 
nicht beizutreibende Geldſtrafe in Gefängniß und, wenn fie wegen einer Uebertretung 
erfannt wurde, in Daft umzuwandeln. Sit bei einem Vergehen Geldſtrafe allein 
oder an erjter Stelle oder wahlweife neben der Haft angedroht und überjteigt die 
erfannte Strafe nicht 600 Mark, jowie die an ihre Stelle tretende Freiheitsſtrafe 
nicht 6 Wochen, jo kann die Gelditraie in Haft umgewandelt werden. Der Ber 
urtheilte kann fich durch Grlegung des Strafbetrages, joweit diejer durch die er 
jtandene Freiheitsſtrafe noch nicht getilgt ift, von der lebteren frei machen. Bei 
Umwandlung einer wegen Verbrechens oder Vergehens erfannten Geldſtrafe it 
nach $ 29 der Betrag von 3—15 Mark, bei Umwandlung einer wegen einer Ueber— 
tretung erkannten Geldjtrafe der Betrag von 1—15 Mark' einer eintägigen Freiheits— 
Strafe gleichzuachten. Der Mindejtbetrag der an Stelle einer Gelditrafe tretenden 
Trreiheitsjtrafe ift ein Tag, ihr Höchjtbetrag bei Haft 6 Wochen, bei Gefängniß ein 
Jahr (bei Realkonkurrenz nach $ 78 das Doppelte). Der im $ 29 aufgeftellte 
Mapitab gilt nach einer Enticheidung des Preußiichen OTrib. vom 29. Mai 1872 
(Goltdammer’& Arch. XX. ©. 375), wenn auf Grund der Preuß. Inftruftion 
vom 30. Juni 1834 der Richter eine andere Strafe für die Freiheitsſtrafe zu jub- 
jtituiren, weil diefe wegen Gefahr für die Perfon des Berurtheilten an ihm nicht 
volljtredt werden fann. — Nach $ 491 der Deutichen StrafPO. ift, wenn eine ver 
hängte Geldftrafe nicht beigetrieben werden kann und die Feſtſetzung der für diejen 
Fall eintretenden Freiheitsſtrafe unterlaffen worden ift, die Geldftrafe nachträglich 
von dem Gericht in die entiprechende Freiheitsftrafe umzuwandeln. Ueber die Um: 
wandlung einer in einem vollſtreckbaren Strafbeiehl feitgefeßten, nicht beizutreibenden 
Gelditrafe in Freiheitsſtrafe ſ. StrafPD. $ 463. Dem Defterreichifchen StrafGB. 
genügt es zur Strafiverwandlung, wenn die Gelditrafe „den Bermögensumftänden 
oder dem Nahrungsbetriebe des Schuldigen oder feiner Familie zum empfindlichen 
Abbruche gereichen würde“, Für die Umwandlung der nicht vollziehbaren Ehren= in 
Freiheits- oder auch Geldjtrafe fanden fich Vorichriiten im Württembergifchen, Braun: 
jchweigischen, Heſſiſchen, Badischen Nechte. II. Wenn e8 „juriſtiſch“ unmöglich üt, 
die Strafe zu vollziehen, joll ebenfalls Strafverwandlung eintreten. Hier kommt 
namentlich in Betracht, daß in Folge individueller Umstände die gejegliche Strate 
oft unverhältnigmäßig hart jein würde, darum zum Theil eine Modifikation im 
Strafvollzuge, aber, wo dies nicht ausreicht, auch Strafverwandlung geboten ilt. 
Eine kurze Freiheitsſtrafe z. B. kann Jemanden um feinen Dienft, feinen Ewerb 
bringen; für folche Fälle muß eine Straiverwandlung (Verwandlung in Gelditrafe) 
angeordnet jein (wie in Dejterreich), was allerdings im Deutſchen StrafGB. durch 
die ziemlich häufige alternative Androhung von Geld» und Gefängniß- oder Haft 
jtrafe zum Theil berücfichtigt erjcheint. In Defterreich fommt Verwandlung des 
Arrejtes in Hausarreit vor. — Eine Strafummwandlung blos deshalb, weil die Straie 
dem Werurtheilten nicht als ein Uebel erjcheint, ift nicht zuläffig. — Bejondere Bor: 
jchriften werden nöthig für den Fall, ala beim Zufammentreffen von Verbrechen eine 
Gejammtitrafe aus verjchiedenartigen Theilftrafen (Zuchthaus, Gefängniß-, Geld: 
ftrafe 2.) zufammenzufeßen ift. Vgl. den Art. Konkurrenz. Für diejen Fall 
und die Beitrafung des Verſuchs und der Beihülfe bei Verbrechen iſt es wichtig, 
daß $ 21 achtmonatliche Zuchthausitrafe einer einjährigen Gefängnißſtrafe umd acht: 
monatliche Gefängnißitrafe einer einjährigen Feſtungshaft gleichjeßt. 
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Lit. u. Giab.: Abe Unterfuchungen, 1 — Röftlin, Spften 575 ff. — 

Geib, Rebrb, ie 15% — — Gain F 141 alas a Ar 
e 


von Vorichriften 8 —— Preußen: 88 16—18, 335. — Oeſterreich: SS 55, 
259-262; Min. we vom 11, fyebr. 1855 $ 1; Gef. vom 15. a 1867 Nr. 131 $ 1; 
EtrafGB. ss 21, 28, 29, 78; Defterr. Entw. 88 15, 16, 26—28; II. 88 14, 15, 226 


Geyer. 


Strafzumeſſungsgründe (Thl. I. S. 736 ff): Gründe, welche an die Be— 
meffung der Strafe innerhalb des gejeglichen Strafrahmens — alfo unter der Voraus- 
jegung eines nicht abjolut, jondern nur relativ bejtimmten Strafgefeges — Einfluß 
haben, und zwar in der Art, daß fie entweder eine Annäherung an das Marimum 
der angedrohten Strafe bewirken (Straferhöhungs- oder Strafmehrungs— 
gründe, in Defterreich erjchwerende oder Erſchwerungsumſtände genannt), oder eine 
Annäherung an das Minimum berbeiführen (Straiminderungsgründe, in 
Defterreich Milderungsumftände genannt). Ueber die Eintheilung der ©. in kriminal— 
rechtliche und Eriminalpolitifche, ferner in jubjettive und objektive j. Thl. I. ©. 737; 
über die Frage, ob es zu billigen ift, wenn ©. im Gejeß aufgezählt werden, ebenda. 
Derartige (beiſpielsweiſe) Aufzählungen finden fich u. U. in verjchiedenen Schweizer 
und im Dejterreich. StrafGB., nicht mehr im neuejten Defterreichifchen Entwurfe. 
Faßt man folche Aufzählungen ins Auge, jo bieten fie uns entjprechend dem Eklek— 
tyiamus der Gefeßbücher eine bunte Muſterkarte. S., welche auf dem an fich 
tihtigen Gedanken beruhen, daß die Strafwürdigfeit mit der Intenfität des ver- 
brecheriſchen Willens jteigt und jällt (VBorbedacht im Gegenjag zum Affekt, Verlegung 
von mehreren Pflichten, Auffuchen der Gelegenheit zum Verbrechen im Gegenjaß zur 
Benugung der fich aufdrängenden verlodenden Gelegenheit, Ueberwindung äußerer 
Hinderniffe als Kennzeichen der Willengenergie, Verführung Anderer im Gegenjat 
zu dem Verführtwerden, Handeln unter dem Einfluß von Täuſchung, Befehl, Noth, 
Ittthum, bejondere Bosheit, Graufamkeit und andererjeits freiwillige Enthaltung von 
Zutügung größeren Schadens ıc.); ©., bei welchen jener Gedanke zwar im Hinter— 
grunde jteht, aber zunächit ein Verhalten vor oder nad) der That, nicht das Ver- 
brechen jelbit ins Auge gefaßt wird (Unbejcholtenheit im Gegenjaß zu verbrecherifchen 
Yebenswandel, Reue oder Geftändniß nach der That u. dgl.); ©., die nur aus der 
Größe des Schadens und (was jehr bedenklich ift!) der Gefahr —, ja endlich jolche, 
die ſogar nur aus friminalpolitischen Rücdfichten hervorgehen (Lügen in der Unter: 
fuhung, Denunziation der Mitjchuldigen oder anderer Verbrecher, Gutmachung des 
Schadens durch einen Dritten ohne Mitwirkung, des Berbrechers) — treten neben 
anander auf. Nach Defterreichifchem Rechte erjcheinen auch noch Beihülfe und Ver— 
ſuch ala Strafminderungsgründe, Konkurrenz ala Straferhöhungsgrund. Selbit joweit 
nun diefe S. auf einer nicht geradezu unrichtigen Anjchauung beruhen (was von den 
triminalpolitiſchen allerdings nicht gilt), ijt ihre gejegliche Formulirung bedenklich, 
da der Schluß, um welchen es fich hier jehr oft handelt (wie z. B. von der Ueber— 
windung äußerer Dinderniffe auf die Antenfität des Willens), häufig trügt und 
überhaupt das Generalifiren gerade hier die größten Mißſtände erzeugt. Wenn die 
meiften neuejten Gejege (wie das Preußifche, Bayerische und Deutiche) über die ©. 
ihweigen, ijt dies alſo relativ zu billigen. Volle Bürgichaft für eine dem Geijt 
des Geſetzes entiprechende Straizumeffung ift aber freilich nicht geboten, jo lange 
diefer „Geiſt“ ſich jelbt verneint. Wenn in unjeren Strafgejeßbüchern im allgemeinen 
und befonderen Theil Beftimmungen neben einander ftehen, die das Gerechtigkeits=, 
und andere, die das Abichredungs- oder das Gefährlichkeits-, etwa auch das 
Beflerungspringip zur Grundlage haben, jo wird die Willkür der Richter bei der 
Straizumeflung ſteis einen ungebührlichen Einfluß behalten. — Sehr viel geftritten 
wurde über die Frage: ob der Richter bei der Strafzumefjung von dem Minimum 
oder dem Medium des Strafjages ausgehen joll®; das Eritere (welches Kleinjchrod, 
Heffter u. A. vertheidigt haben) widerlegt ſich wol von ſelbſt; die andere 
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(Herrichende) Anficht muß cum grano salis verftanden werden, da es einen „mittleren“ 
oder „Normalfall“ bei Verbrechen nicht giebt. (Gigenthümliche Anfichten ſtellt 
neuejtend Medem auf.) Die ©. darf der Richter natürlich nicht zählen, jondern 
muß fie abwägen. — Iſt in einem Geſetz eine alternative Strafdrohung enthalten, jo 
wird der Richter bei der Wahl im einzelnen Fall jorgfältigjt prüfen müfjen, welche 
der beiden Strafarten für den vorliegenden Fall mit Rückſicht auf alle ©. pafjend 
it. Nach $ 20 des Deutichen StrafGB. darf, wo das Gejek die Wahl zwifchen 
Zuchthaus und Feitungshait geftattet, auf Zuchthaus nur dann erfannt werden, wenn 
feftgeftellt wird, daß die jtrafbar befundene Handlung aus ehrlojer Gefinnung ent- 
iprungen ift. Wichtiger beftimmen die Oefterreichiichen Entwürfe, daß unter folder 
Vorausfegung auf Zuchthaus erfannt werden muß. 

Lit. u. ra v. 4! emann, N. A. 1849, ©. 523 ff. — Baumeifter, Bemerkungen 
pur Strafgelab ff. — Möller, Neber das Strafmah, 1848; Derielbe, Krıtif 
es Strafmahes, A — Mieten, Allgem. — Beutice © Strafrectägtg, 1864, 65; Ders elbe in 
v. Holpendorst" 8 Handb. II. 556 bi 57 1f fi. — Medem, Geri J 1874 
©. 590 ff. — Preußen: 8 18 (und Ndb. I Entw. \ * — Deutiches StrafGB. $ X. 
— —ã— z8 43-53; Entw. J. $ 14; IL $ 18. Gevper. 


Strampff, Heinr. Leopold von, & 18. VII. 1800 zu Berlin, wurde 
1826 Juſtizrath beim Stadtgericht, 1832 Rath beim Kammergericht, 1840 Bize 
präfident zu Münjter, 1843 in Naumburg, 1845 am Hammergericht, 1846 Präfident, 
1870 MWirklicher Geheimer Rath und Excellenz, T 20. IV. 1879. 


Gr gab mit A. H. Simon, Rechtsſprüche der Preuß. Gerichtähöfe, Berlin 1830 fi. 
heraus, ferner Enticheid. bes Ober- Tribunaldö, Berl. 1837 ff.; Goßler's allg. Rechts: 
wahrheiten, Berl. 1826, 1842; Zeitfchr. für wiffenih Bearbeitung des Preuß. Rechts, Berlin 
1828 ff. — ſchrieb: kit. Briefe über den Entwurf de3 Strafgeſetzbuchs für die Preuß 
Staaten, Berl. 1844. — Luther über die Ehe, Berl. 1857. 

Lit.: Sonnenfhmidt, Geſch. * eg OTrib., Berl. 1879. — d. Holtzen dorff, 
Handb. Deutſchen Strafrechts (1871), I Teichmann. 


Strandrecht und Strandungsordnung. Das ©. (ius naufragii) war 
das Aneignungsrecht, welches die Küſten und Uferjtaaten, anderwärts die Küſten— 
bewohner fich in Bezug auf geſtrandete Schiffe und Schiffägüter beilegten. Das 
©. im weiteren Sinne umfaßte aud das jogen. Grundruhrrecht (ius laganum), 
welches fich auf die Zueignung der auf die Flußufer ausgeworfenen oder angejpülten 
Gegenstände bezog. Geichichtlich hat man das S. damit zu erklären verfucht, daß 
der Herr eines Bezirkes vermöge der nach Germanifcher Rechtsanichauung ihm zu: 
jtehenden Gewere ein angebliches Recht beſeſſen Habe, fich die.innerhalb defjelben 
befindlichen Mobilien anzueignen. Dieje Anficht ift unhaltbar. Vielmehr hat man 
die Hiftoriiche Wurzel des ©. in der Auffaffung zu fuchen, daß der Tyremde recht: 
los und demnach jein Gut berrenlos jei, wie denn in der That das ©. mitunter 
auch die DVerfnechtung der Schiffbrüchigen in fich ſchloß. Schon früh machte ſich 
in Deutjchland die Ueberzeugung von der Verwerflichkeit diefes Naubrechts geltend. 
Nachdem der Gebrauch des ©. bereits mehriach gerügt worden, wurde er durch ein 
Reichögejeß aus der Zeit König Wilhelm’s, die Sententia de bonis naufragantium 
von 1255, ausdrüdlich unterfagt. Das Verbot hatte feinen durchgreifenden Erfolg. 
Wirkfamer war die Gejeßgebung des 16. Jahrh. Die Constitutio Criminalis Ca- 
rolina verpönte den Mißbrauch, daß ein ſchiffbrüchiger Schiffmann der Obrigteit 
des betreffenden Drtes mit Schiff, Leib und Gütern verfallen fein jollte. Aber 
mals wurde die Ausübung des ©. durch den Reichsabſchied von 1559 $ 35 ver 
boten. Wo es fich troßdem noch durch längere Zeit erhielt, trat doch gewöhnlich 
infofern eine Milderung ein, als das Strandgut zwijchen dem Eigenthümer, dem 
Zandesherrn und dem finder gedrittheilt wurde. 

Das Preuß. Allg. ER. machte ih zwar das Prinzip des ©. eigen, indem es 
den Staat als Eigenthümer des Strandgutes betrachtet; zugleich jedoch erflärt es, 
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daß diejer ein für allemal auf fein Recht zum Beten der Schiffbrüchigen verzichte. 
Privatperjonen, welche Strandgut geborgen, müſſen die Vorjchriften über das Finden 
(1. 9 88 19 ff.) beachten. Gejtrandete Sachen, zu welchen fein Eigenthümer fich 
meldet, gehören dem Staate. Eine nähere NRegulirung des Verfahrens enthielten 
die Strandungsordnungen, welche für die Preußischen Küſtenprovinzen bejtanden. 
Das ©. im alten Sinne fonnte ſonach nur noch in Retorfionsfällen gegen fremde 
Nationen geübt werden. Die nichtpreußifchen Küftenländer Deutſchlands beſaßen 
ihre bejonderen Strandungsordnungen. 

Im HGB. fand zwar dad ©. an fich feine Berüdfichtigung, doch regelt 
Yuh V. Zit. 9 88 742 ff. die Bergung und Hülfsleiftung in Seenoth. Dem 
Berger von Schiff, Schiffätheilen oder Ladung wird ein Anipruch auf Bergelohn 
juerfannt, welcher ein Drittel des Werthes der geborgenen Gegenjtände in der Regel 
nicht überjteigen joll. 

Reichägejegliche Normirung hat u. a. auch dieje Materie durch die Strandungs— 
ordnung vom 17. Mai 1874 erfahren. Sie handelt in 5 Abjchnitten von den 
Strandbehörden, von dem Berfahren bei Bergung und Hülfsleiftung in Seenoth, 
von Serauswurf und jtrandtriftigen Gegenjtänden, fowie von verjunfenen und ſee— 
triftigen Gegenitänden, von dem Aufgebotöverfahren in Bergungsfachen und dem 
Rechte auf Herrenlofe geborgene Gegenstände, und von der Feſtſetzung der Bergungs— 
und Hülfskoſten, während der Schlußabichnitt allgemeine Beftimmungen enthält. 
Tie Beitimmungen des Reichögejeges find theils adminiftrativer, theils privatrecht- 
licher Natur. Nur leßtere kommen hier in Betracht. 

Das Reichögejeß unterjcheidet 1) Gegenjtände, die im Falle der Seenoth eines 
Schiffes geborgen werden, 2) den Seeauswurf, 3) ftrandtriftige, 4) verjunfene, 
5) feetriftige Gegenitände. In allen diefen Fällen hat die Thatfache der Strandung 
und der Bergung feine Veränderung der an diejen Gegenjtänden bejtehenden Privat: 
tchtsverhältnifje zur Folge. Sind die Gegenftände herrenlos im juriftiichen Sinne, 
d. b. ohne Eigenthümer, jo wird in den Fällen 1) 2) 3) der Landesfisfus, in den 
Fällen 4) 5) der Berger Eigenthümer. In den Fällen 4) 5) greifen ſonach die 
Grundſätze von der freien Offupation ein; in den Fällen 1) 2) 3) fommt jedoch 
ein beionderes Aneignungsrecht des Staates zum Ausdrud, welches die gemeinrecht- 
lihen Grundjäße der Dffupation modifizirt. Es dürfte fich empfehlen, für diejeg 
Aneignungsrecht des Staates zum Zwed feiner juriſtiſchen Individualifirung den 
Ansdrut Strandrecht beizubehalten. Nicht herrenlofe Gegenftände werden dem 
Gigenthümer bzw. dem Empjangöberechtigten ausgeliefert, wenn diejer befannt ift 
oder durch ein beitimmt geregeltes Aufgebotsveriahren ermittelt wird (SS 26 ff.). 
Gegenftände, deren Eigenthümer ſich im Aufgebotsverfahren nicht meldet, werden in 
den Fällen 1) 2) 3) dem Landesfiskus, in den Fällen 4) 5) dem Berger ald Eigen- 
!hum überwiejen (Strandungsordn. $ 35). Der frühere Eigenthümer hat fich an feinem 
Rechte verſchwiegen. Jedoch bleibt ihm unbenommen, noch nach beendigtem 
Autgebotsverfahren gegen den nunmehrigen Gigenthümer mit einer Klage auf Ent- 
Ihädigung vorzugehen, welche juriftiich nach Art der Bereicherungsklagen (condic- 
tiones) aufzufafjen ift. Dieſer Entichädigungsanfpruch ift jelbjtverftändlich nur ein 
obligatorifcher gegen Fiskus, reſp. Berger; er geht nur joweit, als diefe die Sache 
noch befigen, rejp. durch den daraus gelöjten Werth noch bereichert find (Strand.-Drbn. 
3 28). 63 fann ferner zwiſchen dem Anfpruch auf Bergelohn und der Entjchädi- 
gungsforderung bis zur Höhe des erjteren fompenfirt werden, 

Die gegebene Deduktion weicht jo weſentlich ab von der dem Reichätage vor- 
gelegten Motivirung des Gejeges, daß auf den Widerfpruch zwiſchen der letzteren 
und dem Wortlaut des Geſetzes (melches gerade in diefen Paragraphen dem Re— 
grerungsentwurf dem Inhalte nach ganz genau entjpricht) näher eingegangen werden 
muß. Die Regierungsmotive wollen auch nach beendigtem Aufgebotsverfahren eine 
Veränderung der beitehenden Rechtsverhältniſſe nicht eintreten laffen. Der frühere 
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Eigenthümer bleibt Eigenthümer, Landesfistus und Berger erhalten daher durch Zus 
weifung nad) $ 35 nur die Rechte des redlichen Befigerd. Die Ueberweifung jolle 
dem biöherigen Eigenthümer jein Recht nicht entziehen, jondern ſei nur eine provi— 
jorische Berfügung über den Beſitz der Sache. Grit durch „Verjährung“ würden 
die Befier Eigenthümer. Gerade mit Rückſicht auf diejes „neue“ Prinzip der Re 
jtitutiongpflicht jei das Strandgut dem Fiskus zugewieſen worden, da dieſer die voll: 
ſtändige Garantie für die Erjagleiftung bietet. Soweit die Motive Im Gejepe 
ift von alledem feine Rede, wenn anders der rechtliche Begriff des Eigen— 
thums auch nach dem Grlaß der Strandungsordnung derjelbe geblieben ift wie 
früher. Der vermeintliche Eigenthümer der Regierungsmotive hat dem Reichsgeſetze 
zufolge nad) verfäumten Aufgebotsverfahren durchaus nicht etwa das Recht der 
Vindifation gegen jeden Befiter der Sache, er Hat nur eine Entichädigungstor- 
derung gegen Fiskus oder Berger. Gin Eigentum aber, welches zu einer Ent- 
jchädigungsforderung gegen eine bejtimmte Perjon zufammenjchrumpft, it in aller 
Welt fein Eigenthum, fjondern ein obligatorifcher Anjpruch. Der Entjichädigungs- 
anfpruch geht nicht auf Rücklieferung, er ift feine Konfequenz des Eigenthums, jon- 
dern eine SKonjequenz des Gigenthumsverluftes. Wir haben ſonach in den $$ 28 
und 35 der Strandungsordn. ein eflatantes Beifpiel des alles, daß das Geſetz 
mitunter flüger jein kann als die Nedaktoren des Geſetzes. Diefe glaubten ein 
neues Prinzip geltend gemacht zu haben. Das Geſetz ſelbſt aber befundet in feinem 
privatrechtlichen Theil den Anjchluß an jene naturgenräße hiſtoriſche Entwidelung 
des ©., welche zulegt im Preuß. ER. ihren den damaligen Zeitverhältniffen ent 
iprechenben Ausdrud gefunden hatte. 

Als eine auffallende Bejonderheit des neuen Geſetzes iſt noch hervorzuheben, 
daß bei Streitigkeiten über die Empfangsberechtigung nad) $ 30 das Strandamt 
die Rolle des Klägers im Prozeß zu bejtimmen hat. 

Gjab.: Preuß. Allg. ER. IL 1580 ff. — ——— für die Prov. Preußen vom 10. 
Nov. 1708, "nebft Deklaration vom 22. Nov. 1741. — Dftpreuß. Provinz.-R. Zu h 229. 
MWeftpreuß. Provinz R. dv. 1844, $ 76. — ee, Edikt dv. 4. April 1733; Kabinetäordre 
v. 13. März 1814, Berorbn. v. 15. Juli 1777 (Stralfund), — Schleswig: Holfteinide 
Stranbun ngsorbnung v. 30. Dez. 1803. — — Strandungsordn. dv. 24. Juni 1846. — 
Medlen is Inſtruktion dv. 20. Dez. . — Didenburgiiche Strandungsordnnung v. 
29. Juli 1844. — Bübed: Lüb. Stat, v. —_ vl. 3. Art. 4; VI. 6. Art. 3. — Bremen: 
Verordnung vom n 23. Mai 1834. — Hamburg : Befanntmadjung bom 15. Yuni 1868. — 
un Den Art. 742 ff. — Reichägeie Ay 17. Mai 1874, dazu Rei —— — 

Legisl⸗Per. I. Seſſion 1874, II. Sand age) ©. 12, 213 u. I. ®b. ©. 56, 315 
Stehbe Deutiches Privatrecht, II. p. 592 — Mandry, Der civilrechtliche Anhalt der 
Reichägeiehe (1878), p. 250 ff. Heinrih Brunner. 


Strandung. Die Strafvorjchriften, welche ſich auf die S. beziehen, find 
theil8 unter dem Gefichtspunfte der Gemeingefährlichkeit, theila unter dem Gefichtd- 
punkte des Betruges aufzufaffen. 1) Wer vorjählich die ©. oder das Sinfen 
eines Schiffes bewirkt und dadurch Gefahr für das Leben eines Anderen berbeifühtt, 
wird mit Zuchthaus nicht unter 5 Jahren beitraft (StrafGB. $ 323). Daß das 
Schiff jtrande oder ſinke, muß zur Verwirkung diejer Strafe beabfichtigt fein — 
wie denn auch zur Vollendung des Verbrechens es gehört, daß das Schiff gejtrandet 
oder gejunfen ſei; — dagegen ijt es micht erforderlich, daß der Thäter die Gefahr 
für Menjchenleben habe herbeiführen wollen; ob dieje vorhanden gewejen, iſt Lediglich 
objektiv fejtzuftellen. Würde die ©. herbeigeführt fein, ohne daß durch diejelbe für 
Menfchenleben Gefahr entjtanden wäre, jo bleibt die Strafbeitimmung des $ 323 
ausgeichloffen; anwendbar bleiben eventuell die $S 305 oder 265. Hatte die ©. 
den Zod eines Menſchen verurſacht, ſo tritt Zuchthaus nicht unter 10 Jahren oder 
lebenslängliches Zuchthaus ein ($ 323). War der Tod eines Menſchen beabſichtigt, 
io fann die Strafbeitimmung des $ 211 (Mord) in Anwendung kommen. Die 
für die vorſätzlich verurſachte S. angedrohte Zuchthausitrafe kann ($ 325) dadurch 
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geſchäfft werden, daß auf Zuläſſigkeit von Polizeiaufſicht erkannt wird. Wer aus 
Fahrläſſigkeit die S. oder das Sinken eines Schiffes verurſacht, wird, falls ein 
Schaden entſtanden, mit Gefängniß bis zu einem Jahre und, wenn der Tod eines 
Menſchen verurſacht wurde, mit Gefängniß von einem Monat bis zu 3 Jahren 
beitraft. Um die ©. zu verhüten, find die den Schuß der Schiffahrt bezweckenden 
Zeichen unter jtrafrechtlichen Schuß geitellt. Wer ein jolches Zeichen vorjäglich zer- 
itört, wegichafft oder unbrauchbar macht, oder ein Feuerzeichen auslöjcht, desgleichen 
wer ein ſolches Zeichen, namentlich Feuerzeichen aufftellt, welches geeignet iſt, die 
Schiffahrt zu gefährden, wird mit Zuchthaus bis zu 10 Jahren beftraft. Die 
Verlegung der Amtspflicht — „wer ein jolches Feuerzeichen jeiner Dienjtpflicht zu= 
wider nicht aufitellt“ — wird der vorfäßlichen Begehung des Verbrechens gleich 
geachtet (6 322). Den Begriff diefes Verbrechens macht lediglich die Gefähr— 
dung der Schiffahrt aus; die Strafe wird verwirkft, weil ein Schiff ftranden 
fann, nicht deshalb, weil es gejtrandet ift. Tritt der lebtere Erfolg ein, jo iſt 
die Strafe Zuchthaus nicht unter 5 Jahren, und wurde der Tod eines Menjchen 
verurjacht, Zuchthaus nicht unter 10 Jahren oder lebenzlängliches Zuchthaus ($ 322). 
In allen Fällen vorjäglicher Gefährdung der Schiffahrt kann auch auf Zuläffigkeit 
von Polizeiaufficht erfannt werden ($ 326). Wenn aus ahrläffigkeit diejenigen 
Handlungen begangen werden, welche die Schiffahrt zu gefährden geeignet find, jo 
it, wenn ein Schaden entitand, die Strafe Gefängniß bis zu einem Jahre und, 
wenn der Tod eines Menfchen verurfacht wurde, Gefängniß von einem Monat big 
zu 3 Jahren. Die Strafvorschriften, welche fich auf die Verurfachung der ©. oder 
des Sinkens eines Schiffes, ſowie diejenigen, welche fich auf die Gefährdung der 
Schiffahrt beziehen, gehören zu den in $ 4 des EG. erwähnten. Würde demnach 
in einem Theile des Bundesgebietes, welchen der Kaiſer in Kriegszuſtand erklärt 
bat, in Folge der Begehung der durch SS 322, 323 verbotenen Handlungen ein 
Mensch das Leben verloren haben, und der all jo angethan fein, daß er zu ge- 
mwöhnlichen Zeiten zur Verhängung lebenslänglicher Zuchthausftrafe DVeranlaffung 
gegeben hätte, jo würde jtatt diefer Strafe bei erflärtem Belagerungszuftande, oder 
wenn das Verbrechen während eines gegen das Deutjche Reich ausgebrochenen Krieges 
auf dem Kriegsſchauplatze begangen wäre, jtatt der lebenslänglichen Zuchthausjtrafe 
auf Todesſtrafe zu erfennen jein. 2) Wer in betrügerijcher Abjicht ein 
Schiff, welches als folches oder in feiner Yadung oder in feinem Frachtlohn ver— 
jichert ift, finfen oder jtranden macht, wird mit Zuchthaus bis zu 10 Jahren und 
zugleich mit Gelditrafe von 150 bis 6000 Mark beitrait. Bei Annahme mildern- 
der Umftände ift die Strafe Gefängniß nicht unter 6 Monaten, neben welcher Geld- 
itrafe bis zu 3000 Mark erfannt werden kann ($ 265). Dieje Strafbeitimmung 
findet aber nur dann Anwendung, wenn durch die Handlung Gefahr für Mtenjchen- 
leben nicht herbeigeführt wird. Wäre diejes der Fall, jo würde der Gefichtspunft 
der Gemeingefährlichkeit (StrafGB. $ 73) der die Anwendung des Straigejehes be— 
ftimmende, und die Handlung demgemäß nach $ 323 zu bejtrafen fein. 
— a Deutiches Straf®GB. 88 322, 323, 325, 326, 265. — EG. zum Deutichen 
Straf 
git.: *F enho Komm. 322, 323, 265. — warze, Komm. zu 
2; ur rk: B.; Derſelbe, See Sion und die 


S 265. — Meves, Das Deutſche 
Schiffahrt, in v. Holkendorff' 8 —3282 — XIII. S. 38 — Fe in 
J ohn. 


a a ’3 Handbuch, II. 


Strand, Johann, 5 12. IX. 1612 zu Koldig im Meißenſchen, feit 1655 
Doftor u. Prof. zu Jena, Syndikus zu Braunfchweig, 1668 Prof. zu Jena, 1676 
u Gießen, 7 2. XII. 1680. 

Seine Schriften bei Jöcher, IV. 873 ff. — S ante Geſch. II. b ©. 46. — 
;Süntbher, Lebensſtizzen, S. 61. — Pütter, Litt., II. Zeihmann. 
v. Doltendorff, Enc. II. Redtsleriton IN. 3. Aufl. 52 
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Streitgenofienfhaft (v. Bar, Ih. I. Suppl. ©. 38). Ueber den Begriff der 
©. oder des litis consortium ijt jchon unter dem Art. Klagehäufung gehandelt 
worden. Die Wirkungen diejes Verhältniffes waren nach Gem. Priv.R., abgeiehen 
von der gemeinfamen prozeffualiichen Verhandlung der Anjprüche, die, daß die Litis— 
fonjorten einen gemeinjchaftlichen Bevollmächtigten beftellen konnten, dazu aber ver— 
pflichtet waren, wenn mehrere Erben an Stelle des Bellagten eintraten und der 
Kläger dies beantragte oder der Richter von Amtswegen die Beitellung eines ge= 
meinfamen Infinuationsmandatars verlangte. Werner durfte nach der Einlaffung 
auf die Klage ein Kitisfonforte die anderen ohne Vollmacht, aber gegen Kautions— 
bejtellung, vertreten. Endlich fam die von einem derjelben geltend gemachte Be— 
rufung auch den übrigen unter der Vorausfegung zu Statten, daß von dem Appel— 
lanten nicht etwa ein ihn bejonders betreffender Appellationsgrund geltend gemacht 
wurde. Die Deutſche EPD. hat fi im Wejentlichen an das frühere Recht an— 
geichloffen. Sie jpricht das Prinzip aus, daß die Streitgenofjen dem Gegner der- 
geftalt ala Einzelne gegenüberjtehen, daß die Handlungen des einen Streitgenofjen 
dem anderen weder zum Vortheile, noch zum Schaden gereichen. Jeder Streitgenofle 
hat daher auch das Recht, allein den Prozeß zu betreiben, muß jedoch, wenn er den 
Gegner zu einem Termin ladet, auch die übrigen Streitgenofien laden. ine ma= 
terielle Ausnahme tritt aber von dieſer Regel injofern ein, als in dem Yall, daß 
das ftreitige Rechtsverhältniß allen Streitgenofjen gegenüber nur einheitlich fejt= 
gejtellt werden fann (3. B. in Preußen über Realfervituten für Grundjtüde und an 
Srundftüden, welche im Miteigenthum mehrerer Perjonen ſich befinden) oder die 
©. aus einem jonjtigen Grunde eine civilrechtlich nothwendige ift, die hinfichtlich 
eines Termines oder einer Friſt ſäumigen Streitgenofjen als durch die nichtiäumigen 
vertreten angeiehen werden. 

Quellen: Deutihe CPO. 88 58—60, 95, 434. 


Bit.: Warmuth in Buſch's Zeitſchr. f. Civ. Prz. I. 506. — Peterien, DO. LI. 
170. — 3. v. Amelunxen, Die jog. nothiwendige Streitgenoffenichaft ber Suter CR, 
Mannheim 1881. P. Hinſchius. 


Etreitobjeft (v. Bar, Thl. I. Suppl. ©. 28 fi.) iſt das materielle 
Necht, deſſen Realifirung durch den Prozeß vom Kläger erjtrebt wird, und zwar 
nach Hauptſache wie Acceſſionen; zu diejen letteren wird indeß der Anſpruch auf 
Gritattung von Prozeßkoſten nicht gezählt, da er jeine Entjtehung dem Prozefie 
jelbit und defjen einzelnen Akten verdankt. Won den der gerichtlichen Verfolgung 
unterliegenden Rechten find im Yaufe der Zeiten Straffachen einem bejonderen Ber: 
fahren und demnächit auch bejonderen Strafgerichten überwieſen; ferner find manche 
Straf, Civil- und öffentliche Nechtsfachen befonderen Behörden, welche im All— 
gemeinen unter der Bezeichnung Adminijtrativbehörden zujammengefaßt werden, als 
jog. Adminiftrativfachen unterworfen worden, für deren Qualität ala jolche eben 
um diejes geichichtlichen Zufammenhanges willen im Zweifelsfall der Beweis geführt 
werden muß: alle übrigen Sachen werden im Wege des Givilprozefles verfolgt, deſſen 
Objekte daher fich nicht auf das Gebiet des Privatrechts bejchränfen, jondern ebenio- 
wol in die Sphäre des Öffentlichen und des Kirchenrechts Hineingehören fünnen, wofür 
auf Steuer: und Konjfriptionsfreiheit, auf Patrimonialjurisdiktion und die übrigen 
von Stahl hervorgehobenen jog. eremten Rechte, jowie auf Ehe- und Patronats: 
jachen Hingewiejen jein mag. — Die Erforderniffe für die Verfolgbarfeit eines Anz 
ipruchs im Givilprogeß ergeben fich theils aus dem materiellen, theils aus dem Prozeß— 
recht. Im Gem. Rechte find zunächit und abgejehen von Aufgeboten und Provofationen 
nur jolche Rechte verfolgbar, welche auf einem jelbjtändigen Erwerbsgrunde beruhen 
und der Grefution fähig find, wobei die Vorenthaltung des Rechts weniger ein Er— 
torderniß des Anſpruchs, als eine natürliche Vorausjegung der Anwendbarkeit richterlicher 
Hülfe, alſo auch der Prozeßerhebung des Klägers ift. Die Deutſche CRD. geitattet 
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auch Klagen auf Feſtſtellung eines Rechtsverhältnifjes, auf Anerkennung der Echtheit 
einer Urkunde oder Feſtſtellung ihrer Unechtheit unter der Bedingung, daß der 
Kläger ein rechtliches Intereffe an alsbaldiger Feititellung befige, wie ein ſolches 
bei den Inzidentfeftitellungsflagen der CPO. und der Feititellungsflage bei 
Konkursforderungen (vgl. den Art. Spezialprozefje) offenbar vorliegt. Grund: 
lagen für diefe Klagen im Deutjchen Recht und Aufnahme derjelben in den gemein= 
rechtlichen Provofationen, Ertrajudizialberufung zc. find allerdings von J. Weis- 
mann nmachgewiejen worden. Danach aber handelt es fich bei ihnen weniger um 
eigentliche Klagen, als um jelbitändige und deshalb nach den Regeln der Klage zu 
behandelnde Anträge auf Teititellung von Rechtsfragen eines Rechtöverhältnifies, 
defien Modalitäten durchweg auch für fie maßgebend find. Diejelben find daher, 
worauf auch die Ausführungen der Motive hinausfommen, in Wahrheit Jnzident- 
iachen, bei welchen e8 ſich nur um die Rechtäfrait der Teititellung, nicht um deren 
Vollftrefung Handelt, für welche vielmehr eine „Klage auf Yeiltung“ eventuell be- 
fonders zu erheben ift oder anderweitig erhoben jein muß, wie leßteres bezüglich der 
Feititellungsflage im Konkurſe und der Widerſpruchsklage im VBertheilungsverfahren 
der Fall ift. Bei Inzidentjachen, denen auch die Klagen auf Bolljtredungsflaufel, 
Klagen aus Einreden ıc., ſowie die Anträge auf Zurücdweifung einer Jntervention, 
aut Aufhebung eines Arreſtes ꝛc. zuzuweiſen find, entipriht das ©. nicht noth- 
wendig dem Gegenitande des Klaganſpruchs, wie denn für die Feſtſtellungsklage im 
Konkurje nicht der Gegenstand der Forderung, jondern die zu erwartende Dividende 
S. it. Den Schwierigkeiten, welche ſich aus diefem Unterjchiede für die Be— 
fimmung von Verhältniffen ergeben, welche jonjt durch das ©. ihre Regelung er- 
halten, Hat die Deutiche CRD. zum Theil jelbft abgeholfen, jo durch Beitimmung 
des Gerichtöftandes. Für andere Verhältniffe gewährt das Gerichtsfoftengejeg einen 
Anhalt. — Der Prozeh iſt das Mittel zur NRealifirung der materiellen Rechte, und 
wie daher feine Verhältniffe in Ladung und Zuftellung, Ginlaffung, Präflufion, 
Beweis, Endurtheil ihre Rüdwirkung auf die Verhältniffe der materiellen Rechte 
äußern, jo bejtimmen dieje wiederum in den mannigjaltigiten Beziehungen die Ge— 
faltung der Gerichtsverjaffung und des Veriahrens, wofür u. A. auf die jpeziellen 
und ausjchließlichen Gerichtsitände, auf die Verhältniffe der Prozeßfähigkeit und 
Vertretung, auf Reaſſumtion, auf Intervention, auf die Verbindung und Reihen— 
folge der Prozeſſe, auf die Verfchiedenheit der Prozekarten und der Erefutionsweijen, 
und auf die Rechtsmittel Hingewiejen jein mag. Insbeſondere it e& der Werth 
des ©., der jchon bei den Römern Berüdfichtigung gefunden, im Gem. Prozeß und 
den fi ihm anjchließenden partikularen Prz. Ordn. für Gerichtsjtand, Prozekart, 
Appellabilität, in der Deutichen CPO. für die Vertheilung des Jurisdiktion an die 
verichtedenen Gerichte und für die in jedem Prozeß eintretende Kojtenbeitimmung 
fogar hervorragende Bedeutung erlangt bat. Eben dadurch erhalten auch die 
Grundjäge über die Werthberechnung (vgl. den Art. Werth des Streitgegen= 
kandes) eine erhöhte Wichtigkeit. 

Quellen: Deutiches 1,25, 4 13, 17, 233: EG. $$ 11, 14. — Deutihe EPO. 
82ff. 26, 29, 765, 780, 783, 807, 816, 821; Motive ©. 182 fi. — 
Tentihe KO. ss 115, ib 135 


Lit: Grolmann, B.Verf. ss 70 ff. — Stahl, Phil. d. R. F ss 174 ff. — 


— Staalsrecht II. 8 148. — v. Gerber, StaateR., 1865 $ 56 .— Pfeiffer, 
rat — x. — Savigny, Spit., Kl 205, 239. — Windiäeid, ae 9 44, 
uther, Zur ehre v. Atlis, Jahrb. d. Gem. R. Boͤ. 3ff. — 


Ben, Zeitichr. f. Rehtägeih Bd. IX. S. 367 ff.; Altionen d. sc, 2 — 8* en 
Sivatrehte-Derhältn. $ 18. — v. Bähr, Anerkennung, 2. Aufl. N 69. — Sarmwey, 
Bürtt. Arch, Bd. XII. — Degentolb, Einlafjungszwang u. en — % Weis: 
mann, Feitflellun öflage. — ohler, geitichr f. Rechtsgeſch, XXU. ©. 379 fi. — Kom: 
mentare zur Deutichen CPO. und KO. | 


K. Wieding. 
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820 Streitverfündung. 


Etreitverfündung (Litisdenunciatio) iſt die Aufforderung ſeitens einer Partei 
(Streitverfünder, Litisdenungiant) an einen Dritten (Litisdenunziaten), ihr in einem 
Prozeffe zur Seite zu treten und ihr in demjelben zu aſſiſtiren. Sie fann erfolgen, 
wenn die Hauptpartei für den Fall des Unterliegens im Rechtsjtreit einen Regreß 
oder Entichädigungsanipruch zu haben glaubt (jeitens des Käufers gegen den Ver— 
fäufer, des Bürgen gegen den Hauptichuldner) oder den Anfpruch eines Dritten be= 
jorgt (3. B. jeitens des Kommiffionärs, welcher einen Prozeß für Rechnung des Kom— 
mittenten rührt). Ob dagegen die Partei behufs Vermeidung rechtlicher Nachtheile 
zur ©. verpflichtet ift, entfcheidet fich nach dem Givilrecht. — Statthaft ift die ©. 
bis zur rechtäfräftigen GEntjcheidung der Sache, alſo auch noch in der Berufungs— 
und Revifionsinftanz. Sie geichieht durch Zuftellung eines Schriftiages, welcher den 
Grund der ©. und die Lage des Nechtäftreites angeben muß, auch ijt der Gegen 
partei (in formlofer Weife) Abjchrift mitzutheilen. Zritt der Dritte dem Streitver- 
fünder bei, was durch Zustellung eines Schriftfages zu erfolgen Hat, jo entſteht ein 
der Nebenintervention gleiches Verhältniß. Der Dritte und der Nebenintervenient 
find Vertreter der Hauptpartei, welcher fie affiitiren, fraft eigenen Rechtes, und zwar 
zu dem Zwed ihr zum Siege zu verhelfen. Daher können fie wol Behauptungen 
des Gegners beftreiten, Eide zuſchieben, aber nicht zugeichobene Eide annehmen, noch 
weniger civilrechtliche Gefchäfte, wie Vergleiche, Werzichtleiftungen, Anerlennungen des 
Anspruchs für die Partei vornehmen. Weiter find fie nach pofitiver Vorjchrift in der 
Art der Prozekführung infofern befchränft, ala alle ihre prozeſſualiſchen Erklärungen 
und Handlungen, welche mit jolchen der Hauptpartei in Widerſpruch ftehen, wir— 
fungslos find. Jedoch bezieht fich dies blos auf ein widerfprechendes Thun oder 
Reden der Hauptpartei, nicht auf ein bloßes Unterlaffen, jo daß der Yitisdenungiat, 
wie der Nebenintervenient durch eigenes Handeln die Folgen partieller oder totaler 
Verſäumniß von der Partei abwenden, und auch bei nicht erfolgendem Widerſpruch 
der Hauptpartei Rechtamittel einlegen kann. 

Obwol das im Rechtsſtreit ergebende Urtheil nur unter den Hauptparteien 
das jtreitige Nechtsverhältniß entjcheidet, jo wird der Dritte, welchem der Streit 
verfündet worden ift, oder der Nebenintervenient in feinem Verhältniß zu der Haupt» 
partei nicht mit der Behauptung gehört, daß das ergangene Urtheil nicht richtig 
entichieden habe, dagegen können fie den Einwand, daß die Partei den Rechtsjtreit 
mangelhaft geführt Habe, injoweit wirkſam erheben, als fie durch die Lage des 
(egteren zu der Zeit, wo in Folge der ©. der Beitritt möglich war (oder bei der 
Nebenintervention zur Zeit des Beitritts) gehindert worden find, Angriffe oder 
Vertheidigungsmittel geltend zu machen oder ala ihnen unbefannte derartige Mittel 
von der Hauptpartei abfichtlich oder aus grobem Verſehen nicht geltend gemacht 
worden find. Wenn indefjen ausnahmsweiſe nach bürgerlichen Rechte die Rechts- 
kraft der Entjcheidung im Hauptprozeß auf das Nechtsverhältnig des Litisdenun— 
ziaten oder des Nebenintervenienten zu dem Gegner von Wirkfamkeit ift, jo joll ſo— 
wol der Yitisdenumgiat, wie der Nebenintervenient „als Streitgenoffe der Haupt: 
partei”, welcher er ajfijtirt, „gelten“, d. 5. wenn er auch nicht injoweit Partei wird, 
daß er feinerjeits in dem Hauptprozeffe, wie jonft der Streitgenoffe, etwas für fich direkt 
erjtreiten oder verlieren kann, jo jteht er doch in diefem Tall neben der Partei, 
welcher er Beiftand leiftet, völlig jelbjtändig, er fan nach der pofitiven Vorſchrift 
des Geſetzes nicht mehr ala Vertreter der Hauptpartei betrachtet werden, was freilich 
bejtritten ift, und iſt alfo auch befugt, Handlungen und Erklärungen vorzunehmen, 
welche mit denen der Sauptpartei in Widerſpruch ftehen. — Der Litisdenunziat 
fann jeinerfeits, wenn er in den Hauptprozeß eingetreten ift, eine weitere ©. unter 
denjelben Borausfegungen, an feinen Vormann ergehen laſſen. — Yehnt der Litis— 
denunziat den Gintritt in den Prozeß ab, jo wird der Nechtäjtreit ohne Rüdficht 
auf ihn fortgejeßt. Ueber die Folgen der Unterlaffung des Gintrittes hinfichtlich 
des Verhältniffes des Streitverfünders zum Litisdenunziaten wird in dem im Haupt— 
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projeß ergebenden Grfenntniß nichts feſtgeſetzt. Immer fann aber der Litisdenun— 
jiat, troßdem er auf die ©. nicht in den Prozeß eingetreten ift, jpäter dem Streit— 
verfünder ala Nebenintervenient affiitiren. 

Don einer ©. jpricht endlich auch die Deutjche (PO. in dem bejonderen Falle 
des $ 72. Wenn einer don mehreren Forderungsprätendenten den Schuldner ver: 
flagt, jo kann der leßtere dem zweiten Prätendenten den Streit verfünden, und es 
it, falls dieſer in denjelben eintritt und der Beklagte feinerjeits den Forderungs— 
betrag zu Gunften der jtreitenden Prätendenten hinterlegt, dann der Beklagte auf 
jeinen Antrag aus dem Rechtsſtreit zu entlaffen und derſelbe blos in Betreff der 
Verehtigung an der Forderung unter den Prätendenten allein fortzufegen. Nur die 
durh den etwa unbegründeten Widerjpruch des Beklagten entitandenen Koſten find 
diefem aufzuerlegen, die übrigen, einschließlich der Koſten der Hinterlegung, trägt der 
ipäter umterliegende Prätendent, während dem objiegenden der hinterlegte Betrag 
jugeiprochen wird. Es iſt erfichtlich, daß es fich hier, wo der urjprüngliche Be: 
fagte aus dem Rechtsſtreit ausfcheidet, nicht um eine ©. handelt, vielmehr jteht 
ein mit der Kauptintervention verwandtes Prozeßinftitut für einen Anerkennungs- 
ftreit zwifchen zwei Forderungsprätendenten in Frage. 

Quellen: Deutſche CPO. 88 69—12. 
Lit.: Vgl. hinter d. Artikel Intervention. — ©. ferner Wach, Vortr. über d. REPO., 


Bonn 1879, ©. 82. — Peterjen in Gruchot's Beitr. z. Erläuterung d. Deutſchen Rechts, 
Jahrg. 25, ©. 59. P. Hinſchius. 


Strombeck, Friedr. Karl Freih. von, & 16. IX. 1771 zu Braunſchweig, 
1812 in den Freiherrenſtand erhoben, 1817 Rath beim Oberapp.Ger. in Wolfen- 
büttel, 1843 Präf. dieſes Gerichts, 1846 in den Ruheſtand verjegt, T 17. VIII. 1848. 

Schriften: Form. und Anm. zur Prozekorbnung bes K. Weitphalen, Göttingen, Braun- 
Ihweig 1806— 1813; zur forreft. Prozeßordnung, 1810. — Rechtäwifjenich. d. GB. Napoleon’z, 
1311—1814. — Sammlung von Enticheibungen des Rhein. Appellationahofes zu Celle, 
1815. — Beitr. zur Rechtswiſſenſchaft Deutichlands, Gött. 1816. — Deuticher Sürftenfpiegel, 
1824. — Entwurf eines StrafGB. für ein Norddeutiches Staatägebiet, Braunſchw. 1829, 
2. Aufl. 1834. — Was ift Rechtens, wenn die oberfte Staatögewalt dem Zwecke des Staatä: 
verbandes entgegenhanbelt? 1832 (4. Aufl.). 

Lit.: 34 aus meinem Leben und aus meiner Zeit, 1833. — Richter und 
Schneider's Krit. Jahrbb. XXIV. 862. — Rubo, Kommentar über dad StrafGP. für das 
Deutſche Reich, 1879, ©. 1,2. — v. Mohl, 1. 335; II. 384. 


Sein Bruder Friedr. Heinr., 5 2. X. 1773 zu Braunfchweig, wurde 1801 
Reg.Rath in Pojen, nach dem Tilfiter Frieden Richter in Helmftädt, erjter Tribunals 
nhter in Gelle, 1814 Rath am Oberlandesgeriht in Halberſtadt, mit gejeßgeb. 
Irbeiten betraut, nahm 1831 ala Geh. Yuftizrath den Abichied, T 30. III. 1832. 

Schriften: Juriftiiche Abhandl, Hannover 1810, 1811. — Handbuch des Weitphäl. 
Givilprogefied, Hannover 1810, 1811. — ge zu Zit. 20 Th. II. des Allgem. ER., 1816, 
(4) 1829, 1830. — Provinzialrechte aller Preuß. Länder von Lentze, — 1827. — Ergänz. 
der allgem. Ger.D., (3) Leipz. 1829, 1830; zur Hypothefenordnung, (4) 1830. — ne 
TE 1829 mit Nachtrag, Halberft. 1832. — Die Städteordnung v. 17. März 
Sl, Dalberft. 1832, 

Lit.: Neuer Nekrolog der Deutichen, 1832, S. 254—260. Zeihmann. 


Strube, David Georg, 5 10. XI. 1694 zu Gelle, 1720 Landiynditus 
zu Hildesheim, 1740 Geh. Auftizratd zu Hannover, Vizekanzler dajelbit, F 1. 
IX. 1775. 

Schriften: Nebenftunden, Hildesh. u. Hannov. 1742— 1772; neuer Ausdrud 1778 bis 
1783, — Rechtliche Bedenken, Hannov. 1761—1808; herausgeg. von Spangenberg, Hann. 
1827, 1828. — Diss. de origine nobilitatis germ., Lugd. Bat. 1717. — Comm. de jure villi- 
corum vulgo vom Meyerrecht, Cellis 1720, ed. III. Hann. 1768. — Observ. jur. et hist. Ger- 
manicae decas, Hann. 1769. 

Lit: Biographie in „Rechtliche Bedenken“, Auäg. von Spangenberg, ©. XXL— 
AIIH — Kalaer, Geſchichte der Nationalötonomit, 1874, S. 527. — Pütter, Xitt., L 
34-399. — Schulte, Geſchichte, IT. b 113. Teihmann. 
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Struv(e), Georg Adam, & 27. XII. 1619 zu Magdeburg, wurde 1645 
Aſſeſſor am Hallenſer Schöppenſtuhle, 1646 Prof. in Jena, 1680 Präfident der 
Regierung dajelbit, 7 15. XII. 1692. 

Schriften: Syntagma jur. feudalis, Jen. 1653 — jur. civilis, Jen. 1659, Francof., 
Lips. 1692—1701 (al& synt. jurispr. sec. ord. Pand. c. additt. Mülleri, Francof., Lips. 

1788) — Jurisprudentia rom.-germanica forensis, Jen. 1670, zuletzt Bamb. 1767. — 
kom controversiarum, Jen. 1669 u. ö. — Comm. ad librum Decretalium quintum, 
1691. — Jus sacrum Justinianeum, 1668. 

Lit.: Vita vom Sohne Burkh. — S., Jena 1705. — ybaer, IV. 635. — 

Günther, Lebensſtizzen, 1858, ©. — Schulte, Geihichte, IIL.b ©. 4 


Sein Sohn Burkhard Gotihelf. o & 26. V. 1671 zu Weimar, 1704 Prof. 
der Geſch. u. des Staatsrechts zu Jena, 1730 Hofrath, T 24. V. 1738. 

Schriften: Syntagma jur. publ., Jen. 1711, 1720, 1738 ger jur. publ. ed. III. a) 
und Auszug — Jur. publ. prudentia, Jen. in12, 1730 ed. II. 1740. — Comment. de 
allodiis im 1754. — Jurispr. heroica, 1743— 1758, ed. Hellfeld. — Biblioth. jur. 
selecta, 17 1705, 1708, ed. Buder 1720 u. 1756— 1758. 

Lit.: Jöger, IV. — Günther, Lebensſti * Jena 1858, ©. 189. — ante 
—— in das Deutſche Staatsrecht, — 1867, S. 76. — Schulte, Geſchichte, b 
©. 89. — Pütter, Litt. I. 4, 19, 364-836 


Sein anderer Sohn Friedrich Gottlieb, & 10. XI. 1676 zu Jena, wurde 
1712 Advofat, 1722 Rath u. Prof., 1726 in Kiel, T 1752. 
Lit.: Schulte, Geſchichte, III.b ©. 96. Zeihmann. 


Etruve, Gujtav von, & 11. X. 1805 zu München, kurze Zeit Gejandt: 
ſchaftsſekretär in Frankfurt, dann Advokat in Mannheim, trat als Redakteur d. 
„Mannh. Journal” u. „Deutichen Zuschauer“ in Oppofition gegen die herrichende 
Regierungspolitit, machte mit Heder 1848 den Verſuch mit bewaffneter Hand die 
Republik zu begründen, unternahm 21. IX. e. a. einen Einfall auf Bad. Gebiet, 
am 25. IX. im Amtsbezirt Sädingen verhaftet, neben Blind 30. III. wegen 
Hochverrathäverfuch zu 5 Jahren 4 Mon. Einzelhaft verurtheilt, am 14. V. 1849 in 
Freiheit, Berichterjtatter in Mieroslawsti'3 Hauptquartier, ging nach der Schweiz, 
aus der er weggewiejen wurde, fiedelte 1851 nach Nordamerika über, fehrte 1863 
nach Deutichland zurüd, F 21. VIII. 1870 zu Wien. 


Schriften: Erfter Verſuch auf dem Felde des Deutichen Bundesrechts, betr. bie ver: 
fa ungsmäßige Erledigung don Gtreitigfeiten zwiſchen Deutichen Bundeögliedern, Bremen 

0. — Ueber das pofitive Rechtägeieg in feinen Beziehungen a räuml. Berhältn., KHarlär. 
188% — Das Öffentliche Recht bes Deutichen Bundes, Mannh. 1846. — Kritiſche Geicichte 
des allgemeinen Staatsrechts, in ihren — dargeftellt, Mannheim 1847. — Grund 
güe e der wit real Frankf. 1847—1848. — Geſchichte der drei Vollserhebungen im 

en, Bern 1 — Zwölf Streiter der Revolution (mit Raſch), Berl. 1867 — phrenolog,, 
geiicht!., — "Werke. 

t.: Mohl, 1. 141, 218, 325, 442; 11. 249, 277, 546. — vd. Kaltenborn, — 
der Deutichen Yundesverhältniffe und Ginheitäbeftrebungen, Berl. 1857, Bd. II. _ 
Klüpfel, Geſchichte der ger Einheitäbeftrebungen, Berl. 1872, Bd. 1. 8 — 
Günther, Lebensſtizzen, 1858, ©. 189. Teihmann. 


Stryf, Samuel, 5 21. XI. 1640 in dem Schloffe Lengen (Priegni), 
jtudirte in Wittenberg und Frankfurt, wurde 1665 Prof. der Rechte, ging 1690 
nach Wittenberg, dann nad) Halle ala Ordinarius der Juriſtenfakultät, 7 23. 
VII. 1710. 

Schriften: Introductio ad praxin forensem caute instituendam cum coll. practico, 
Viteb. 1699 u. ö. — Tract. de success. ab intestato, ed. 4, Francof. 1706. — Unterricht 
vom Pfändungsrechte. — Tract. de cautelis testamentorum. — Tract. de cautelis juramen- 
torum, Hal. 1710, 1759. — Usus modernus Pandectarum, Witenb. 1690—1692, zulekt 
Hal. 1746— 1780. — Disputt. jur. Francof., Fef. 1690—1699; Hal. 1705. — Diss. Hallenses, 
Lips. 1715, 1720. — Opera, Ulm. 1741755. — Opera praestantiora, Hal. 1746, 1747. 

git.: Progr. funebre, Hal. 1710 (von Gundling). — Böhmer, Laudatio funebris 
8. 8. Hal. 1710. — Schulte, Geſchichte, III.b ©. 60-62. — Pütter, Litt., 1 327. — 
Schulze, Einl., Leipz. 1867, ©. 75. 
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Sein Sohn Johann Samuel, & 12. III. 1668 zu frankfurt a. O., wurde 
1692 Doktor in Bajel, 1693 Prof. extraord., 1694 erjter Dr. jur. und 1695 ord. 
Prof. in Halle, 1702 Hofrath, F 12. VI. 1715. 

Schriften: Fundamenta institut. imperialium. — Meletemata de juramentis, Hal. 


1707, und jelltor u 
git.: chulte, Geichichte, IIL.b ©. 85. — Pütter, Kitt., 1 339. Zeihmann. 


Stübel, CHrijtoph Karl, 5 3. VII. 1764 zu Paufit bei Wurzen, 1789 
Dozent in Wittenberg, 1791 Doktor, 1795 Prof., 1810 Hofrath, mit dem Entwurf 
zu einem Sächſ. KHriminalgejegbuch betraut, 1819 jeiner anderen Amtsgeſchäfte ent— 
hoben, 7 5. X. 1828. 

Schriften: Syſtem bes allgemeinen peinlichen Rechts, Leipz. 1795. — Ueber ben That: 
beftand der Verbrechen, Wittenb. 1805. — Das Hriminalverfahren in den Deutichen Gerichten, 
Leipz. 1815. — Allgemeine Bemerkungen über den bejonderen Theil bes Kriminalgefe —— 
(Mittermaier, Heber ben neueſten Zuftand der Kriminalgeieggebung), Heidelb. 1 
Ueber gefährliche Handlungen, Halle 1826 (aus dem Neuen Archiv des Ehmtmatchtö) — 
Ueber die —— mehrerer Perſonen an einem Verbrechen, Dresden 1828. 

Bit.: Neuer Nefrolog ber Deutichen, Jlmenau 1830, II. 718. — v. Wächter, Beilagen 
1877, ©. 160, 161. — Berner, Strafgejeßgebung 1867, ©. 98. Teihmann. 


Stürzer, Joſeph von, & 1775 in der Baperifchen Oberpfalz, jtud. in 
Ingolſtadt, woſelbſt er 1799 Dozent wurde, 1802 Prof. in Yandshut, 1804 Hof: 
gerichtsrath in Bamberg und 1808 Oberappellrath in München, daneben 1826 zu— 
gleich zum Prof. an der Univerfität in München ernannt, F 1837. 

Schriften: Bemerkungen zum Bahyeriſchen Givilgerichtäverfahren, 1838. — Ueber bie 
Rüdfichten, die der Geſetzgeber bei Berfaffung eine? neuen Strafloder zu nehmen hat, 1801. — 
Meber den Zuftand des Kriminalweſens ın Deutichland, 1803. (S. war Mitarbeiter an 
— en: ae für die civil. Prarid, Waffenträger der Geſetze, Weltchronif, 

und Polizeifama. 


: Prantl, Geihichte der L.M. Univerfität, 1872, Bd. II. ©. 528. 
Bezold. 


Suarez, Franc., 5 5. I. 1548 zu Granada, wurde Jeſuit, 1597 Prof. in 


Goimbra, F 25. IX. 1617 zu Yiffabon. 

Er jhrieb: Defensio catholicae fidei, 1613; — 1619; Col. — 1614. — Tract. 
de 2 ac deo legislatore, Antw. 1613; Lugü. 1613 nr Mog. 1619. 

Cauchy, Droit maritime international, I. 95—28 — Walter, Naturrecht u. 

Bolitit, $ 528. — Uhren, Naturredht, 6. Aufl., 1870, ©. — Schulte, Geichichte, 
III. a S. 75-797. — Janet, I. 174 ss. — Raltenborn, Vorläufer, 136—142. — 
Calvo, (3) I. p. 22. — Hautefeuille, Hist., 9 1869, p. 239. — Wheaton, ie, 
1. 33. — Fiore, Dir. internaz. pubbl. (2) 1879, I. 48, 165. — Franck, Reformateurs et 
publicistes de l’Europe au 17. siecle, Paris 1881. TZeihmann. 


Suarez, Karl Gottlieb, 5 27. II. 1746 zu Schweidnig, wurde 1769 
Tupillenrath, 1771 Oberamtöregierungsrath, arbeitete im Juſtizminiſterium, 1787 
Oberjuſtizrath, wirkte eifrigſt an den legislatoriſchen Arbeiten mit, T 14. V. 1798. 

Schriften: Samml. alter und neuer Schlej. Provinzialgejehe, Breäl. 1771—1773. — 
Gebanten eined Patrioten über dad Projekt zur Heritellung des Schlej. Kreditweſens. — Bes 
merkungen über bie Schleſ. Landſchaft, Berl. 1778. — Briefwechſel über bie gegenwärtige 
——— in den Preuß. Staaten, Berl. 1780- 1784. — — ———— über die Geſetze für bie 

inwohner der Preußiſchen Staaten von zw ei Rechtägelehrten C. ©. S. und E. ©. (Gofler), 
Berlin, Stettin 1793. — Unterweifung für die Parteien zu ihrem Verhalten bei Prozefjen 
und anderen gerichtlichen en, 1796. 

Lit.: Kamph, Jahrbb. f. d. Preuß. A Ti 3b. XLI. Berl. 1833, ©. 4—-76a. — 
Stobbe, Rechtsquellen, II. 455. — Juſt. M Sahıg. 1854 ©. 280; Jahre. 1875 (band: 
ichriftlicher Nachlaß). — Suarez, Bornemann u. Koch, die drei Männer bes Kae iſchen Rechts, 
Berl. 1875. — Sonnenſchmidt, Geſch. des königl. OTrib., Berl. 1879 * I 

eihmann. 


Subhaftation (nach 1. 16 $ 1 C. de resc. vind. 4, 44, wegen der im 
Altrömischen Recht üblichen Aufpflanzung einer Lanze) ift die gerichtliche Verſteige— 
rung von Grunditüden und gewiffen anderen Sachen mit Jmmobiliarqualität. 


824 Subhajtation. 


Während in materieller Beziehung auf die ©. die Grundjäge vom Kauf Anwen— 
dung finden, ijt das Verfahren unter Anlehnung an Römiſche Vorfchriften und Alt» 
deutiche Gebräuche von der Praris des Gem. Rechts eigenthümlich entwidelt, neuer- 
dings aber durch Landesgeſetze mannigiach umgeftaltet worden. Nur in einigen 
Punkten hat die RCPO. SS 755— 757 wieder Gem. Recht hergeftellt. Im Uebrigen 
gilt in Preußen als Grundlage des jetzigen Rechts a) für die alten Provinzen, 
in denen die Allgem. Gerichts-Ordn. Geſetzeskraft hatte, an Stelle des Tit. I. 52 
Abjchn. 1 derjelben und der Verordnung vom 4. März 1834 die S.ordnung vom 
15. März 1869, welche hier und da ergänzt wird durch das Eigenthumsgeſetz vom 
5. Mai 1872; b) für die Nheinprovinz die Verordnung vom 1+ Auguft 1822; 
ec) für Hannover die Bürg. Prz.O. SS 561—564 u. Zu diefen und anderen auf 
einzelne LZandestheile bejchränkten Verordnungen fommt aber nunmehr das zur Aus— 
führung der REPD. für die gefammte Preußifche Monarchie erlafjfene Geſetz, betr. 
die Zwangsvollftrefung in das unbewegliche Vermögen, vom 4. März 1879. Für 
Bayern enthält VBorfchriiten die Bayer. Prz. Ordn. Art. 1038—1138;, für das 
Königreih Sachſen theild dad BGB., theils die Verordnung, betr. das Ver— 
fahren in nicht ftreitigen Sachen, vom 9. Januar 1865, für Frankreich der code 
de proc. civ. art. 673 ss. (de la saisie immobiliöre); endlich für Oeſterreich 
unternimmt eine neue Kodififation der Entwurf einer CPO., Wien 1881, SS 857 
bis 943. — Eine gleichmäßige Ordnung der ©. für ganz Deutjchland ift erit nad 
einer gemeinfamen Regelung des Eigenthums- und Hypothekenrechts an Grunditüden 
zu erwarten. Deshalb und weil zur Grundlage dabei die Preußiſche ©.ordn. 
mit ihren Grgänzungen genommen werden dürfte, joll hier das Necht der letzteren 
mit vergleichenden Rück- und Seitenbliden fkizzirt werden. — Nach den meijten 
Rechten unterfcheidet man eine nothwendige und eine freiwillige ©. Und 
zwar erfolgt die nothiwendige entweder im Wege der Zwangsvollitretung (Schulden 
halber) auf Betreiben eines Gläubigers, oder Theilungs halber, wenn ein Miteigen- 
thümer fie wider Willen des anderen erwirft. Die Preuß. S.ordn., $ 112, be 
handelt außerdem ala nothwendig die vom Benefizialerben beantragte, durch welche 
er ich gegen die Nachlaßgläubiger vor jeder Verantwortung aus dem Kaufe dedt. 
Freiwillig ift dagegen jede nicht nothwendige ©. inäbefondere die vom Vormund 
in Bezug auf Mündelgut oder von jämmtlichen Miteigenthümern übereinjtinnmend 
beantragte. — Gegenstand der ©. find außer Grundjtüden meift auch gewiſſe 
jelbjtändige, d. h. in ihrem Bejtande von einem Grundjtücde unabhängige, Gerechtig- 
feiten, 3. B. eine Fähr-, Zoll-, Schiffsmühlengerechtigfeit, ferner größere Schiffe 
u. a. m. (S.ordn. $ 1, Allg. ER. I 2, $ 9). Doch weichen im Einzelnen die 
Nechte von einander ab und auch die EPD. Hat darin fein gleichmäßiges Necht 
geichaffen, indem fie in $ 757 auf die Landesrechte verweiit, und ebenjo das 
Zwangägefeß in $ 1 wieder auf die bejtehenden Vorfchriften über die Anwendung der 
©. auf andere Sachen als Grundjtüde. Zuftändig zur Leitung der ©. (S.richter) 
war früher regelmäßig wegen der Größe des Objekts und behufs Sicherung des 
Verfahrens ein Kollegialgeriht. An Stelle deſſelben jeßte die S.ordn. im Intereſſe 
ichnellerer und minder Eojtjpieliger Erledigung einen Gingelrichter mit örtlich bes 
jtimmter Kompetenz. Jetzt beruft auch die CRD. S 755 ala Vollſtreckungsgericht 
dasjenige Amtsgericht, in deffen Bezirk das Grundjtüd belegen ift; vgl. auch 8 684 
und die Musdehnung des $ 755 durch das Zwangsgeſetz $ 36. Der Code civ. 
art. 673 überträgt die ©. gar einem Huiflier. 

Was nun im Bejonderen I. die ©. im Wege der Zwangsvollſtreckung 
angeht, jo beruht das PVerfahren bei derjelben darauf, daß hier, wie beim Konfurie, 
mit dem Intereſſe des andringenden Gläubiger die Intereſſen anderer Perjonen, 
insbefondere der Nealberechtigten follidiren, und daher die Zwangsvollſtreckung nur 
in beionderen Formen auszuführen ift. Hiernach ift die ©. ihrem Weſen nach fein 
Prozeß um jtreitige Rechte, ſondern eine Vollitredungsmaßregel, vor deren Ans 
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wendung dom Prozeßrichter entichieden fein muß, daß überhaupt eine vollitrefbare 
Forderung vorliegt. Es fragt fich aber, ob der ©.richter nicht über die Streitig- 
feiten, die aus dem Recht der ©. jelbjt entipringen, zu enticheiden habe? Die 
S.ordn. (SS 35, 36, 40) überwies zufolge einer von der Kommiſſion des Ab- 
geordnetenhaufes Hineingebrachten unpraftiichen Neuerung alle Streitpunfte jchlecht: 
weg dem Prozekrichter. Jebt find durch das Zwangsgeſetz SS 9 u. 10 nur die 
auf ein außerhalb der ©. bejtehendes Necht gegründeten, in den SS 668, 686 
bis 690, 696 der EPD. bezeichneten Einwendungen des Schuldners und Wider: 
ſprüche Dritter der Enticheidung des Prozeßrichters vorbehalten, wobei auch die Ein- 
ftellung des Verfahrens nach den Vorfchriften der RCPO. a. a. DO. und in SS 691 
u. 692 erfolgt. Dagegen die Enticheidungen, welche bei der Ausführung einer 
Vollitretungsmaßregel den Gerichten zuftehen, hat der S.richter jelbit zu treffen, 
welcher dabei ohne mündliche Verhandlung erfennen kann. Gine andere prinzipielle 
Frage dreht fich darum, ob der ©.richter ala Mandatar des betreibenden Gläubigers 
oder des Gigenthümers der Sache (Subhaftaten) handle? Nach der richtigen, be= 
jonders von Dernburg (Xehrb., I. $ 345), begründeten Anficht vertritt er jedoch 
gar feine Partei, jondern übt eine öffentlicherechtliche Aunftion aus. Das Ver: 
fahren bei der ©. gliedert fich naturgemäß in Abjchnitte, welche durch den Erlaß 
des ©.patents, den Verfteigerungstermin, das Zujchlagsurtheil und die Kaufgelder— 
belegung nebſt Vertheilung der Mafje begrenzt werden. Die Einleitung der ©. 
erfolgt nur auf Antrag (CPO. $ 755), zu deſſen Stellung (als jogen. Grtrahent) 
jeder Inhaber eines in die Sache vollſtreckbaren Geldjchuldtitels berechtigt ift, vgl. 
CPO. 88 644, 702; über weitere Titel vgl. das Zwangsgeſetz $ 5 und 
Dernburg, $ 346, A. 4 Zur Begründung des Antrags bedarf es der Aktiv: 
und Pajfivlegitimation. Das frühere Necht verlangte auch eine Tare der Sadıe 
zur Gewinnung eines Anhaltspunktes für das Urtheil über abzugebende Gebote. 
Dieſe foftipielige und weitläufige Maßregel ift jet nach der S.ordn. $ 6 durch die 
Einreichung eines Auszugs aus der Grund» und Gebäudefteuerrolle erfeßt. Dem 
Antrage auf ©. fteht der jpätere Beitritt eines anderen Gläubiger (Ndhärenten) 
gleih (S.ordn. SS 7, 8). Die auögejprochene Ginleitung der S. bewirkt zu 
Gunſten der Gläubiger eine Beichlagnahıne der Sache und Litigiofität derjelben 
(S.ordn. $ 9, CPO. $ 236). Um zu verhindern, daß noch Dritte im guten 
Glauben Rechte an der Sache erwerben, joll der ©.richter die Eintragung eines 
Sperwermerts in das Grundbuch betreiben (S.ordn. $$ 10, 11). Nach dieſen vor— 
bereitenden Maßregeln folgt der Erlaß des S.patents (S.ordn. $ 13). Das- 
jelbe enthält einestheils die öffentliche Ankündigung der Verjteigerung des Grund: 
ſtücks, wobei nach Preuß. Recht die Friſt auf jechs Wochen bis drei Monate zu 
bemejjen ift, jowie auch des Termins zur Grtheilung des Zujchlags, anderentheils 
die Aufforderung an alle aus dem Grundbuche nicht erfichtlichen Berechtigten, welche 
Gigenthum oder ein zur Wirkſamkeit gegen Dritte der Gintragung bedürfendes ding: 
liches Recht in Anſpruch nehmen, dafielbe zur Vermeidung des Ausjchluffes anzu— 
melden. Dieſes Aufgebot joll jowol den Griteher gegen nachträgliche Geltend- 
machung von Nealrechten, ala auch die S.intereffenten gegen Gewährsaniprüche des 
Erſtehers jchügen. Indeſſen hat das Aufgebot in Preußen durch die Grundbuch» 
gejege vom 5. Mai 1872 an Erheblichkeit jehr verloren (vgl. Jädel zur S.ordn. 
S 13 dt. 6, 7). Die Friſt zur Anmeldung bat das Zwangsgeſetz S 16 
bis zum Grlaß des AusjchlußurtHeils erſtreckt. Wejentlich ift die gehörige Bekannt: 
machung des S.patents. Diejelbe erfolgt nach der S.ordn. $ 14 ſowol allgemein 
durch Aushang und öffentliche Blätter, ala auch fpeziell durch Zuftellung an die 
befannten S.intereffenten, und zwar beides bei Vermeidung der Nichtigkeit (S.ordn. 
S 39 N. 8). Dabei ijt es wünſchenswerth, einerjeits dem Eintritt diefer letzteren 
möglichjt vorzubeugen, anderntheils die Sicherung der Zultellung nicht zu gefährden. 
Deshalb foll, wie Schon nah S.ordn. 8 19, jo auch nach Zwangsgeſetz 
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$ 8, die Aufgabe des an den Betheiligten adreffirten Schrüftftüds zur Poit für bie 
Zuftellung genügen, jedoch nach dem leßteren Gejeh die Sendung mit der Ber 
zeichnung „Einſchreiben“ verjehen werden. — Im Berfjteigerungstermin wird 
zur Abgabe von Geboten aufgefordert (S.ordn. $ 21). Wenn dingliche Laſten in 
der zweiten Abtheilung auf dem Grundjtüd eingetragen find, welche einer Hypothek 
nachitehen, jo muß das Grundjtüd doppelt, ſowol mit, ala ohne jene Laſt aus— 
geboten und darf mit derjelben nur dann zugefchlagen werden, wenn dadurch das 
auf die Hypothek jallende Kaufgeld nicht verkürzt wird (Eigenthumsgeſetz $ 47 
U. 2). Jeder Bieter muß auf fofortiges Verlangen eines Intereſſenten für jein 
Gebot Sicherheit Leiften. Die Höhe derjelben, falls fie nicht den vollen Betrag des 
Gebotes dedt, war früher auf ein Zehntel der Tare, jet ift fie ungefähr ebenfo 
hoch, jedoch als ein Vielfaches des Grundjteuerreinertrages bzw. des Gebäudeſteuer— 
nutzungswerths bemefjen. (Genaueres in der ©.ordn. 88 22—24 umd über den 
Fall, daß Gebäude zur Steuer noch nicht veranlagt find, Jädel zur S.ordn. 
$ 22, A. 5 a. E. und Dernburg, $ 348, U. 9.) Zum Mitbieten ift auch der 
Subhajtat gegen Sicherftellung des vollen Gebots berechtigt (Eigenthumsgeſetz $ 46). 
Die Wirkung jedes Gebots beiteht in einer Gebundenheit des Bieters, aber nicht 
zugleich der S.intereffenten (vgl. den Art. Auktion und Gruchot, Beiträge, 
XI. ©. 145—159). Dieje können daher inägefammt den Zujchlag auch an einen 
Minderbieter erwirken oder Anſetzung eines neuen Verfteigerungstermines herbeiführen ; 
(eteres fann unter befonderen Vorausſetzungen ſogar ein einzelner von ihnen (S.ordn. 
ss 27, 28). Der Schluß des Bietungsverfahrens erfolgt, wenn ein befjeres, ala das 
abgegebene Meiftgebot nicht mehr zu erwarten ift (S.ordn. $ 25). Manche Rechte 
gebieten noch einen anderweit bejtimmten, vom richterlichen Ermefjen unabhängigen 
Zeitmoment abzuwarten, 3. B. eine gewiſſe Zagesitunde, das Abbrennen einer 
Kerze u. ſ. w. (Wegell, Syſtem, $ 50, A. 35; Code art. 706). Bis zum 
Schlufje des Verjteigerungsprotofolls fünnen die betreibenden Gläubiger den Antrag 
auf ©. zuriüdnehmen, und kann der Schuldner durch Hinterlegung der Schuldfumme 
nebit Zinfen und Kojten Einſtellung des Verfahrens herbeiführen (S.ordn. 88 32 
bis 33). — Auf Grund des VBerfteigerungsprotofolls und der jonjtigen Verhand— 
(ungen erläßt der S.richter nunmehr das Urtheil über Ertheilung des Zu— 
ihlags (Adjudifatoria) bzw. Verfagung deſſelben (S. ordn. SS 40—42). Gründe 
der Verjagung find weſentliche Mängel, welche die S.ordn. in $ 39 auizählt. Grtheilt 
das Urtheil den Zufchlag, jo Eonjtatirt es damit die mit dem Schluß des Ver: 
jteigerungäterming eingetretene Vollendung des Kaufvertrages mit dem Griteher (Ad— 
judifatar). Falls unter den Betheiligten ein Streit nicht beitand, jo hat das Ur— 
theil nur deflaratorische Bedeutung, wie ein Anerkenntnißbeicheid. Sofern es da— 
gegen nach kontradiktoriſcher Verhandlung ergeht, enthält es, wie im Prozeß, eine 
Gnticheidung über den erhobenen Widerjpruch und unter Umftänden eine Ergänzung 
des Parteiwillens in Bezug auf den Kaufvertrag (vgl. Jädel zur S.ordn. $ 40). 
Eine Geffion der Rechte aus dem Meiftgebot will abweichend von dem früheren 
Recht die S. ordn. $ 42 nicht berüdfichtigt willen. Neben dem Zufchlag ipricht das 
Urtheil zugleich die Ausfchließung der Realberechtigten aus, welche fich troß des 
Aufgebots nicht gemeldet haben; denjenigen aber, die fich zwar gemeldet, jedoch ihre 
Rechte nicht liquid geitellt haben, behält es diejelben vor (S.ordn. $ 43). Indeſſen 
fönnen folche vorbehaltenen Rechte, wie auch ein Widerjpruch, der im Laufe des 
Verfahrens erhoben, zurüdgewiefen und dann nach dem Zujchlagsurtheil doch für 
begründet erklärt worden ift (S.ordn. $ 37), die Wirkung diejes leßteren niemals 
beeinträchtigen, fondern nur gegen die Haufgelder geltend gemacht werden. Erſt dadurch 
wird der Zweck des Aufgebots, den Erſteher gegen Anfechtung jeines Eigenthums zu 
fichern, in der That erreicht. — Bei der Trage, welche Rechtsmittel gegen das Zus 
ichlagsurtheil zuzulaſſen jeien, hat man fich bald für eine Nichtigkeitsbeichtwerde, 
wie gegen prozeſſualiſche Erfenntniffe (nach der Preuß. Verordnung vom 14. Dezbr. 
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1833, $ 7), bald für eine eigenthümliche, jehr beichräntte Beſchwerde S.ordn. $ 46) 
eaifcieben. Seht iſt duch das Zwangsgeſetz 8 9 die freiere „jofortige 
Beihwerde“ der CRD. $ 540 auch auf die S. übertragen, und zwar nicht blos 
gegen das Zuſchlagsurtheil, ſondern auch gegen alle vorhergehenden Entſcheidungen 
geſtattet, welche, wenn keine Beſchwerde eingelegt wird, die Rechtskraft beſchreiten. 
dadurch iſt der Stoff, aus welchem eine Beſchwerde gegen das Zuſchlagsurtheil 
geichöpft werden kann, zweckmäßig begrenzt. Die Legitimation zur Beſchwerde und 
die Gründe zu einer folchen bejtimmt die S.ordn. SS 47—50. Doch treten den 
(teren nunmehr nad) der CPO. $ 540 noc) die Nichtigkeite- und Reſtitutions— 
gründe der CPD. Hinzu, wie denn auch für das Verfahren bei Verhandlung der 
Beihwerde die SS 530 ff. der CRD. maßgebend find. Hebt das Beichwerdeurtheil 
den Zuichlag wieder auf, jo hat es auf Antrag auch über die Rüdgewähr des 
bereits Geleifteten zu enticheiden (Zwangsgeſez $ 15), — Die Wirfung 
des Zuſchlagsurtheils beiteht nach Anficht mancher gemeinrechtlicher Juriſten 
nur in Begründung einer Forderung des Gritehers auf Uebereignung, nad) Preuß. 
Recht dagegen unzweifelhaft im Uebergang des Eigenthums, der Nubung, Gefahr 
und Zaften auf den Griteher mit dem Augenblide der Urtheilsverfündigung ($ 342 
des Allg. ER. I. 11). Dies gilt von der Hauptſache, wie von den Pertinenzen 
(vgl. Entich. des Reichögerichts II. ©. 255). Dagegen erfolgt die Eintragung im 
Srundbuche, jowie die Uebergabe der Sache erit nach Berichtigung des Kaufgeldes. 
Will der Griteher fich jchon vorher gegen Verfügungen des Subhaftaten fichern, jo 
fann er auf Sequeftration antragen (S.ordn. $ 57). Cine Hauptfrage betrifft nun 
den Einfluß der ©. auf die Hypotheken, welche der des Ertrahenten vorgehen. 
Während diejelben nach Röm. Recht von dem Verkauf durch den Nachhypothekar 
unberührt bleiben, ja jogar ihren Inhabern die Macht gewährten, den Nachhypo— 
thefar am Berkauf zu hindern, läßt das Preuß. Recht jchon jeit der Allg. Gerichts— 
ordnung alle Piandiorderungen durch die ©. fällig werden und zur baaren Aus— 
jahlung gelangen, jo daß der Eriteher das Gigenthum frei von Hypotheken und 
Srundichulden erwirbt (Eigenthumsgeſetz $ 47). Hiergegen richtet fich zur Zeit 
eine lebhafte Bewegung, welche befürwortet, daß es jedem Prandberechtigten gejtattet 
ſein jolle, bei der von einem anderen Gläubiger betriebenen ©. jeine Forderung 
fatt ihren Betrag baar zu erheben, vielmehr in den Grenzen des Kaufpreijes auf 
den Erſteher übergehen zu laffen. Hand in Hand damit wird eine zweite Reform 
dabin angeftrebt, daß der von einem nachjtehenden Piandgläubiger beantragte Zus 
ihlag nicht erfolgen darf, wenn ein vorftehender, der durch das Meiftgebot nicht 
gedeckt iſt, wideripricht. Für beide Neuerungen vgl. bejonders Bähr in Ihe— 
ring’3 Jahrb. j. Dogm., XII. S 188; über die eine oder andere Stieve in 
Behrend's Zeitichr., IV. ©. 498, Ged daf., V. ©. 195, Silberſchlag in 
Gruchot's Beitr., XV. ©. 6 und die Verhandlungen des 12. Deutichen Jurijten- 
tages (Salpius, Heinjen u. a. m.). — Dingliche Laſten anderer Art, ala 
Hypotheken und Grumdichulden, gehen auf den Erjteher über, ſoweit nicht wegen 
einer ihnen vorgehenden Hypothek das Grundſtück ohne diefelben ausgeboten und zu« 
geichlagen worden ift (Eigenthumsgeſetz $ 47). Pacht: und Miethverträge find nad) 
Gem. Recht ohne dingliche Wirkung. Haben fie nach Preuß. Recht jolche durch 
Uebergabe vor Eintragung des Sperrvermerfs erlangt, jo können fie gleichwol ebenfo 
von jedem Gläubiger im Laufe des Verfahrens, als auch vom Erfteher nach Maß— 
gabe der $$ 350—354 des Allg. ER. I 21 gefündigt werden (vol. Förfter, 
Theorie und Praris, II. $ 136, A. 135, und Jädel zur S.ordn. $ 579. 4). 
Cine berühmte Streitfrage betrifft den Zeitpunkt, nach welchem fich der Umfang 
der mit der Sache auf den Adjudilatar übergehenden Pertinenzen und Früchte be— 
ſtimme? Die Praris des Preuß. Obertribunals hat geichwantt und bald den Mo— 
ment der Einleitung der ©., mit welchem eine Beichlagnahme zu Gunften der 
Gläubiger eintrat, bald den Zeitpunkt des Schluſſes der Verjteigerung, weil in 
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diefem der Vertrag geichloffen wurde, für maßgebend erflärt. Das lebtere iſt das 
richtige. Denn in Ermangelung bejonderer Vorichriiten müſſen auch bei der ©. die 
Regeln des Kaufs Plaß greifen. Nach diejen aber muß, wie das Preuß. Recht be— 
jtimmt, die Sache in dem Zuftande übergeben werden, in welchem fie fich zur Zeit 
des geichloffenen Kaufs befunden hat (SS 194, 196 des Allg, ER. I. 11) und mit 
ihr alles, was nach geichloffenem Vertrage der Subjtanz der Sache durch natürliche 
Anz und Zuwüchje noch beitritt und davon bi3 zum MUebergang auf den Käufer 
vermöge des gewöhnlichen Nutungsrechts noch nicht abgefondert ift ($ 108 a. a. D.). 
Hiernach können insbeſondere Pertinenzen, die vor der Verfteigerung von dem Grund— 
ſtücke weggeſchafft worden find, vom Griteher nicht verfolgt werden, und die gewöhn— 
lichen Nußungen der Sache gebühren dem Griteher jogar erſt vom Zujchlage ab. 
Dal. Dernburg, $ 350; Jäckel zur ©.ordn. $ 57 U. 2b und neuejtens 
Entſch. d. Reichsgericht3 III. S. 309—318. Eine perjönliche Klage gegen den 
Subhajtaten auf Erfüllung hat der Erfteher, da er mit ihm nicht fontrahirt hat, 
nicht. In Anjehung der Gewährleiftung verweilt $ 344 des Allg. ER. I. 11 auf 
die Grundjäße über den Verkauf in Pauſch und Bogen ($ 213 a. a. D.), doch ift 
eine Entwehrung der Sache nach der durch Urtheil erfolgten Ausjchliegung fremder 
GEigenthumsanfprüche unmöglih. Es bleibt daher nur ein Anfpruch wegen Fehlens 
von Beitandtheilen, die im S.patent angegeben waren, und aus diefem Grunde it 
nur ein Recht auf Ermäßigung des KHaufpreifes gegen die zum Empfang deflelben 
Berechtigten anzuerkennen (Dernburg, $ 350, U. 3—5). — Nah Ber: 
fündung des Zujchlags wird der Termin zur Belegung und Bertheilung 
der Kaufgelder anberaumt (S.ordn. $ 62). In diefem bat der Griteher 
fpäteftena den Betrag jeines Gebotes an das Gericht zu zahlen. Er kann jedoch 
auch eine zur Hebung kommende Piandforderung kraft Vereinbarung mit dem Gläu— 
biger ala Erpromittent übernehmen (S.ordn. $ 66), wodurch er in Höhe derjelben 
fich jelbjt von der Kaufgelderſchuld und zugleich den bisherigen Schuldner von jeiner 
Berbindlichkeit befreit. Ueber und gegen andere Konftruftionen diejes Geſchäfts vgl. 
Jäckel zur ©.ordn. $ 66, A. 1. Mit dem Kaufgeld hat der Griteher Zinjen 
vom Zufchlag an zu zahlen ($ 109 des Allg. ER. I. 11). Für die Vertheilung 
der Immobiliarmaſſe, welche außer den Kaufgeldern noch gewifje andere Ginnahmen 
umfaffen fann, find nach der S.ordn. $ 60 die im Falle des Konkurjes geltenden 
Vorichriften über die Rangordnung der Realgläubiger in Beziehung auf Jmmobilien 
(Preuß. KD. vom 8. Mai 1855, SS 46 ff.) maßgebend. Dana) find vorweg 
die Maffeichulden abzuziehen (S.ordn. $ 65) und jodann kommen im Allgemeinen 
zuerjt die bei Einleitung der ©. bereits vorhandenen NRealgläubiger und erit hinter 
diejen die perfönlichen Gläubiger, welche die ©. betrieben haben, und Realgläubiger 
mit jpäter entftandenen forderungen zur Hebung. Die Modalitäten der Liqui— 
dation und der Wertheilung regelt die S.ordn. 88 60—78; Vertheilungs— 
jtreitigfeiten find nach dem Zwangsgeſetze $ 18 in bejonderen Prozeſſen zu 
erledigen. Der jtreitige Betrag wird als Spezialmafje in gerichtlicher Verwahrung 
zurüdbehalten (S.ordn. $ 67); ebenjo derjenige, welcher auf eine Realforderung 
entfällt, zu der fi Niemand gemeldet oder legitimirt hat, was demmächit zu einem 
Aufgebotöverfahren führt (S.ordn. SS 80—91, Zwangsgeſetz $ 19). Wenn 
im Termine zur Saufgelderbelegung der Griteher nicht zahlt oder die Em— 
piangsberechtigten anderweit befriedigt, wird ein entiprechender Theil des Kaufgelder— 
rückſtandes dem Gläubiger überwiefen, und damit deſſen Realanjpruch getilgt 
(S.ordn. 88 64, 66), während der bisherige perfünliche Schuldner ihm verhaftet 
bleibt. Der Gharafter diejer Ueberweifung und das Verhältniß zwifchen der über- 
twiejenen und der uriprünglichen Forderung find ſehr jtreitig. Die Ueberweifung ift 
nicht Aſſignation (Förſter), noch Ceſſion (Jäckel), jondern originäre Begrün— 
dung einer Forderung (Dernburg). Der Gläubiger hat die letztere im Wege 
der Zwangsvollſtreckung erworben und daraus ſeine Befriedigung zu ſuchen (ogl. 
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Jädel zur ©.ordn. $ 66, U. 3; Dernburg, $ 352, A. 11). Soweit durch 
Zahlung Realforderungen getilgt find, Hat der S.richter die über diefelben lauten— 
den Urkunden zu faffiren; die Urkunden über andere Forderungen giebt er, nachdem 
auf ihnen der in Bezug auf die Forderung eingetretene Erfolg der ©. vermerkt ift, 
zurüd (S.ordn. $ 78). Nach Abichluß der Terminsverhandlung hat der S.richter 
noch beim Grundbuchrichter auf Grund einer Ausfertigung des Protokolls über die 
Kaufgelderbelegungsverhandlung die Löſchung des Sperrvermerf3, die Gintragung 
des Gritehers und die Regulirung der dritten Abtheilung zu betreiben. Dabei find 
alle nicht auf den Griteher übergehenden Realrechte zu Löjchen, der etwaige Kauf 
gelderrüditand aber ift für jeden Gläubiger zu dem auf ihn fallenden Antheile als 
eine jelbjtändige und neue Hypothek einzutragen (S.ordn. $ 79). Eine bejondere 
Geitaltung bildet die fogen. Reſubhaſtation, als Maßregel der Zwangsvoll— 
jtrefung gegen den Erjteher, welcher die Kaufgelder nicht bezahlt. Die letztere kann 
jowol in das jonjtige Vermögen des Erſtehers erfolgen, und zwar kraft einer 
vollitrefbaren Ausfertigung des Zuſchlagsurtheils (Zwangsgeſetz $ 21), die 
jedod) auch die Weberweifung des KHaufgeldes erwähnen muß und daher nur auf 
Anordnung des Richters zu ertheilen iſt (KPO. SS 665, 666), ala auch in das 
eritandene Grundſtück (S. ordn. $ 59). Dabei ift die Rejubhaftation durchaus ein 
neues Verfahren, bei dem nur fürzere Friſten jtatthaft find. Das Gigenthum des 
Erſtehers wird nicht rückwärts aufgelöft, jondern erjt durch den Zujchlag weiter 
übertragen. Der Eriteher bleibt auch für den Ausfall in der neuen ©. haftbar, 
erhält aber andererjeits den etwaigen Mehrerlös aus derjelben und die Nußungen 
bis zum Zufchlage, nicht blos, wie Dernburg, $ 353, fagt, bis zur neuen Ver— 
jteigerung. Weitere Sonfequenzen bei Dernburg a. a. D. und bei Jädel zur 
S. ordn. $ 59, A. 3. — 

I. Die Theilungshalber nothwendige ©., fowie die von den 
Benefizialerben beantragte, unterliegt nach der S.ordn. $ 112 und Zwangs— 
geſetz F 36 im Allgemeinen denjelben Vorfchriften, wie die im Wege der Zwangs— 
vollitrefung erfolgende. Für den eriteren diefer beiden Fälle wird das durch die 
Verordn. vom 4. März 1834 $ 2 Nr. 3 und die DVerordn. vom 11. Augujt 
1843 geichaffene Recht reproduzirt in S.ordn. $ 113. Der Antragjteller 
hat nur jeine Aktivlegitimation als Miteigenthümer zu führen, Provofaten find 
die im Grundbuche eingetragenen Inhaber der übrigen Antheile. Das BVBerfahren 
entwidelt fich ganz nach den unter I. entwidelten Regeln, joweit nicht deren An— 
wendung dadurch, daß die S. nicht behufs Tilgung einer Forderung geichieht, oder 
durch S.ordn. $ 113 ausgejchloffen wird. Die Hauptabweichung bejteht darin, daß 
die Wirkungen der nothwendigen S. nur wider die Miteigenthümer unbedingt ein- 
treten, dagegen wider Pächter, Miether, Piandgläubiger und andere Berechtigte nur 
infofern, als deren Recht auf dem Antheil des provozirten Miteigenthümers und 
nicht auch auf dem Antheil des Ertrahenten haftet. Denn für diejen iſt eben die 
©. feine nothwendige. Hiernach wird die erzielte Kaufgeldermafje in Theile zerlegt, 
welche den Quoten der Miteigenthümer entjprechen. Jeder Kaufgelderantheil eines 
Provofaten wird zur Dedung der auf feiner Eigenthumsquote haftenden Hypotheken 
nach den Regeln der nothwendigen ©. verwendet; foweit diefe Hypotheken nicht zur 
Debung kommen, fallen fie aus. Dagegen bleiben die auf dem Antheil eines 
Provofanten haftenden Hypotheken einfach ftehen. Die nicht zur Befriedigung von 
Realgläubigern verwendeten Kaufgelder erhalten die einzelnen Miteigenthümer. Ueber 
den Tall, wo vor oder zwiſchen den Theilhypothefen auch Totalhypothefen eingetragen 
find, vgl. Jädel zur ©.ordn. $ 113. — Der Benefizialerbe, der die ©. aus— 
bringt, muß die Zugehörigkeit des Grundjtüds zum Nachlaffe und feine Eigenschaft 
als Benefizialerbe darthun. Hier werden die Kaufgelder, die nach Befriedigung der 
Realgläubiger übrig bleiben, an den Benefizialerben gezahlt. 
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II. Die jreiwillige ©. wird wie ein jonjtiger Akt der freiwilligen Gerichts— 
barfeit durch den Richter nur als injtrumentirende Perfon in Vertretung des Ans 
tragſtellers vollzogen. Die Rechte und Pflichten der Parteien unterliegen daher, 
wie bei einem gewöhnlichen Kaufvertrage der freien Vereinbarung. Nur gewiſſe 
Formen find gejeglich geordnet. In diefem Sinne find für Preußen die vieliach 
beengenden Borjchriften der Allg. Ger.O. I. 25 88 66—74 durch die Verordn. vom 
6. April 1839 und die dazu ergangene Inſtruktion vom 20. Mai 1839 umgeitaltet 
worden. Insbeſondere iſt dadurch die Nothwendigfeit eines Zujchlagsbeicheides auf- 
gehoben und ſtatt deflen bejtimmt, daß eine Ausfertigung der Yizitationsverhand- 
lung als SKaufurfunde gelten jol. Im Uebrigen wird nad Yeititellung der 
Kaufbedingungen auch Hier ein S.patent erlafjen; über die Friſten und die Art 
der Bekanntmachung Haben jedoch die Intereffenten ganz zu bejtimmen, und einer 
Benachrichtigung der Realberechtigten bedarf es nicht, da deren Rechte durch die Ver— 
äußerung nicht berührt werden. Nur den Vorkaufsberechtigten ift der Bietungstermin 
befannt zu machen. Nach Abſchluß des Kaufvertrages muß das Eigenthum dem Er— 
jteher durch Auflaffung übertragen werden. Auch bei der einem Mündel gehörigen un— 
beweglichen Sache wird nach der neuen Preuß. VBormundichaitsordn. v. 5. Juli 1875, 
$ 44 die Art der Veräußerung, insbefondere ob fie durch gerichtliche oder notarielle Ver— 
jteigerung oder aus freier Hand erfolgen joll, vom Vormundſchaftsgericht frei beitimmt. 

Lit.: Ueber älteres Recht: Strippelmann, rg ir 1852. — 
J. Merkel, Art. Subhaftation, in Weiste’3 Rechtäler. X . ©. 600-654 (1856). — Ein: 
zel nes bei Mittermaier, Der gemeine Deutiche Prozeß, III. Nr. 6 (2. auf. Bonn 1832). — 

ür Preußen: ee Bet A er IL $ 331. — leber neuered Preuß. Redt: 
nt Lehrb. I 345 — — Jäckel, Die Subhaftationsordnung vom 15. März 
1869, mit ommentar, DD un. Berl. 1880. — Machler, Die er bom 
15. März 1869 erläutert, 8. Aufl. Berl. 1880 (berührt auch die freiwillige S.) — K. Kurl— 


baum, 2 Preußiihe Subhaftationsordnung unter dem Einfluß ber Deutichen Juſtiz⸗ 
geſetze u. ſ. w. Stuttg. 1879. — Einzelaufſätze in großer Zahl in Gruchot's —— 


Subſtitution bedeutet im Prozeß in Anwendung auf die Gerichte die Beſtel— 
lung eines anderen Gerichtes ſtatt des eigentlich kompetenten, wenn das letztere aus 
einem beſtimmten Grunde einen einzelnen Prozeß nicht verhandeln kann oder dazu 
nicht zu bewegen iſt. Während die Anwendung der auf die ſtaatliche Gerichts— 
organiſation in Deutſchland nicht paſſenden Lehre von der Delegation (ſ. dieſen 
Art.) zu der Theorie geführt hat, daß der Landesherr oder der oberſte Gerichtshof 
zur Bornahme einer jolchen ©. befugt ift, Hatten die meiſten Partikularprogeßordn. 
dieje Fälle ein für alle Mal feſt geregelt und zwar jo, daß entweder gejeglich ein 
beitimmtes Gericht im Voraus jubjtituirt war, oder das vorgeſetzte Obergericht, reip. 
bei Gerichten eriter Instanz, welche in verjchiedenen Obergerichtöbezirken lagen, das 
höchſte Yandestribunal die Beitellung des Gerichtes für den gegebenen Prozeß vor: 
nahm. Den zuleßt erwähnten Grundja hat auch die Deutjche EPD. I 36 angenommen. 
Die Wirkung diejer ©. ift die Entjtehung eines forum extraordinarium, des ſog. 
forum causae avocatae. — 

In Anwendung auf die Prozeßbevollmächtigten, aljo die Profuratoren und 
Anwälte, war ©. die Beitellung eines weiteren Prokurators durch den zunächſt von 
der Partei fonjtituirten Bevollmächtigten. Die diefe Befugniß für den letzteren 
ausiprechende Erklärung in der Vollmacht hieß techniich: clausula substituendi, 
zu unterjcheiden von der jog. clausula substitutionis, d. 5. der jofortigen Emennung 
eines anderen Profurators für den Wegfall des erjten (durch Tod, durch Ausjcheiden 
aus dem Anwaltsitande). Dagegen kann nach der Deutichen (PO. 8 77, welche 
ein für alle Mal einen bejtimmten Umfang der Vollmacht feſtgeſetzt hat, der Prozeh- 
bemächtigte auch ohne daß die Vollmacht jene Klaujel aufweist, jich einen Stell: 
vertreter jubjtituiren und für die höheren Inſtanzen einen Bevollmächtigten beitellen. 

Lit.: ©. zum Art, Prozehvollmadt u. Mandat. P. Hinidius. 
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Euffragan (episcopus suffraganeus) (Th. I. S. 652) heißt für die Regel 
der einfache, einem Metropolitan oder Erzbiſchof unterworfene Biſchof anit Rückſicht 
auf fein Verhältniß zu dem eriteren. Diefe Bedeutung ift daraus abgeleitet, daß 
suffraganeus im Allgemeinen jeden Kleriker bezeichnet, welcher die Pflicht hat, feinen 
Oberen zu unterftügen. Daher wird der Ausdrud auch für jolche Biſchöfe gebraucht, 
welche neben einem gewöhnlichen und ordentlichen Diözeſanbiſchof als deſſen Vikarien 
und Gehülfen bei der Ausübung der bijchöflichen Weiherechte fungiren, alfo für die 
fog. Weihbijchöfe oder episcopi in partibus (scil. infidelium), vgl. a. a. D. 
©. 654. Der lebtgedachte Sprachgebrauch ift namentlich in der Römijchen Kurie 
nicht ſelten. 

@it.: Benedicti XIV. pp. de synodo dioecesana libri XIII. Lib. XIII. c. 14. — 
P. Hinihius, Kirchenrecht, II. 9, 23, 178. PB. Hinſchius. 


Sühneverfud (civilproz.). Die Deutiche EPO. gewährt 1) dem Prozeh: 
gericht (6 268) die Befugniß in jeder Yage des NRechtsftreites unter den Parteien 
behufs Beilegung deffelben oder einzelner Streitpuntte die Sühne zu verfuchen oder 
fie zu dieſem Zwede vor einem beauftragten oder erjuchten Richter zu verweiſen. 
Zu dem Sühnetermin fann auch das perjönliche Ericheinen der Parteien angeordnet 
werden, jedoch ift an das Ausbleiben derjelben fein Rechtönachtheil geknüpft. — 2) Jeder, 
welcher eine Klage zu erheben beabfichtigt, fann ($ 471) feinen Gegner zum Zwecke 
eines ©. vor das Amtsgericht des allgemeinen Gerichtsjtandes des letteren, gleich- 
viel, ob die Klage vor das Amtögericht oder das Landgericht gehören würde, und 
zwar unter Angabe des Gegenſtandes jeines Anfpruches, laden. Wenn in dem 
Sühnetermin beide Theile erjchienen find und ein Vergleich zwijchen ihnen geſchloſſen 
worden ift, jo ift derjelbe zu Protokoll feſtzuſtellen. Iſt aber fein Vergleich zu Stande 
gefommen, jo fann, jedoch nur auf übereinjtimmenden Antrag beider Parteien der 
Rechtäftreit jofort verhandelt werden, wenn nicht etwa ein folcher vor das Landgericht 
gehörender Anfpruch in Frage jteht, bei welchem die Prorogation auf dag Amts— 
gericht ausgejchloffen it ($ 40). Die Klage wird in diefem alle mündlich erhoben. 
Ericheint der Gegner im Termine nicht oder ift der ©. erfolglos, jo bleibt dem 
anderen Theil nichts anderes offen, als feinen Anfpruch auf dem gewöhnlichen Wege 
der Klage geltend zu machen, die durch den S. erwachjenen Kojten werden aber ala 
Theil der Koften des jpäter anhängig gewordenen Rechtsftreites behandelt, jo daß fie 
derjenige, welcher in diefem unterliegt, zu tragen hat. Für den Fall endlich, daß 
der Ladende nicht ericheint, wird es jeinem Gegner — die CPO beftimmt darüber 
nichts — freiftehen, die entitandenen Koſten von ihm erſetzt zu verlangen, er wird 
diefen Anfpruch aber nur durch befondere Klage geltend machen fönnen. — 
3) Obligatorijch ift der ©. nur bei Klagen auf Ghefcheidung und auf Heritellung 
des ehelichen Lebens (SS 570 ff.). Der Vorſitzende des Prozeßgerichtes darf bei 
folchen Klagen den Termin zur mündlichen Verhandlung erſt dann anfjegen, wenn 
die Sühne verfucht worden iſt. Zu diefem Behufe hat der Kläger bei dem Amts— 
gericht des allgemeinen Gerichtsftandes des Chemannes die Anberaumung eines 
Termines zu beantragen und den Beflagten dazu zu laden. In dem Termine 
haben die Parteien perfönlich zu ericheinen, und es fönnen ihre Beiftände zurück— 
gewiejen werden. Gricheint der Kläger oder ericheinen beide Theile nicht, jo verliert 
die Ladung ihre Wirkung, d. 5. wenn der Kläger die Klage weiter betreiben will, 
muß er von Neuem einen Termin zur Sühne nachjuchen. Wenn dagegen blog der 
Beklagte auöbleibt, jo gilt der ©. ala mißlungen. In dem Termine ift, und zwar 
auch im lebteren Fall, ein Protokoll aufzunehmen, damit der Kläger Abſchrift des— 
felben der Klage beilegen und auf dieſe Wetje die Anjegung des Termins zur münd- 
lichen Verhandlung herbeiführen kann. Der ©. iſt nicht erforderlich, wenn der 
Aufenthalt des Beklagten unbefannt oder im Auslande ift, demjelben ein jonjtiges 
jchwer zu bejeitigendes Hinderniß, welches der Kläger nicht verjchuldet hat, entgegen= 
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jteht oder die Erfolglofigkeit mit Beitimmtheit vorauszujehen iſt, — VBorausjegungen, 
über deren Borhandenjein der VBorfigende des Prozeßgerichtes ohne vorgängiges Gehör 
des Beklagten zu enticheiden hat. 

Ueber ein dem Sühneverfuch ähnliches Berfahren vgl. Gew.O. S 120a und bie Art. 
Ginigungsämter und Gewerbegerichte. P. Hinſchius. 


Sühneverſuch (ſtrafproz.). I. Nach $ 420 der Deutſchen StrafPO. ſoll 
wegen Beleidigungen, die nur auf Antrag zu verfolgen find, um die Zahl der 
Klagen möglichit zu vermindern, die Erhebung der Klage erſt zuläffig fein, nachdem 
von einer durch die Yandesjuftizverwaltung zu bezeichnenden VBergleichsbehörde die 
Sühne erfolglos verjucht worden ift. Dieſe Beltimmung ift jedoch nur anwendbar, 
wenn die Parteien in demjelben Gemeindebezirfe wohnen. Eine Sühne- 
verhandlung iſt nicht vorgeichrieben, aber an fich nicht unzuläffig, wenn die Be— 
leidigung gegen eine Behörde, einen Beamten, einen Religionsdiener oder ein Mit— 
lied der bewaffneten Macht, während fie in der Ausübung ihres Berufes begriffen 
find, oder in Beziehung auf ihren Beruf, begangen it (StrafGB. $ 196). Im 
Falle der wechfeljeitigen Beleidigung (StrafGB. 88 198, 199), wenn die angeflagte 
Partei eine ihr zugefügte Beleidigung durch Widerklage (StrafPO. $ 428) oder 
nur zu ihrer Bertheidigung geltend macht, iſt ein S. nicht erforderlich. 

U. In Anſehung der Vergleichsbehörde it den Bundesitaaten volle 
Freiheit gelaffen, die Beitellung der Amtsrichter in feiner Weife ausgejchloffen ; vgl. 
d. Art. Schiedsmänner und bei. Jahrbuch der Deutichen Gerichtsverfafjung 
(1880) ©. 357 ff. 

II. Der Antrag auf Vornahme einer Sühneverhandlung iſt bei der zuftändigen 
Vergleichsbehörde zu jtellen. Zuftändig tft diejenige, in deren Bezirke der Beichuldigte 
wohnt. Praktiſch wird dies beionders in den Fällen, wenn für einen Gemeinde: 
bezirt mehrere VBergleichsbehörden beitellt find. Die von der unzuftändigen Ber: 
gleichabehörde ausgeitellte Beicheinigung über die Griofglofigkeit des ©. hat feine 
Bedeutung, dagegen behält ein vor einer unzuftändigen Vergleichsbehörde auf- 
genommener Bergleich jeine Gültigkeit. — Der Antrag ijt von Demjenigen zu 
jtellen, welcher jelbjtändig zur Stellung des Antrages auf Strafverfolgung berechtigt 
it. In den Fällen der mehrfachen Berechtigung (StrafGB. SS 61, 65, 195, 196, 
232 Abſ. 3) gilt ein abgejchloffener Vergleich nur für Diejenigen, welche ihn ab» 
geichloffen haben. 

Durch den Antrag auf Bornahme einer Sühneverhandlung wird die dreimonat- 
liche Antragsfriit nicht gewahrt. Der Berechtigte muß daher den obigen Antrag 
jo zeitig ftellen, daß er nach erfolglofer Sühneverhandlung noch innerhalb der drei— 
monatlichen Antragsfrift die Stlage erheben fann; anderer Meinung v. Schwarze, 
Grörterungen, Seit 1 (1880) ©. 45 ff., der die Klage in einem jolchen Falle 
innerhalb der Verjährungsfriſt geitatten will. 

Zu dem von der Bergleichäbehörde anberaumten Termin find beide Parteien 
zu laden. Ueber die Form der Ladung beftimmt die Straf PD. nichts. Nach der 
Preuß. Schiedsmannsordnung $ 37 ſoll fie durch den Schiedsmann oder in anderer 
zuverläffiger Weife erfolgen. Die Parteien fünnen fich nicht vertreten lafjen, jondern 
müſſen perjönlich ericheinen, doch beiteht fein Zwang zum Erſcheinen. Erſcheint der 
Antragiteller in dem Termine nicht, jo bleibt die Sache auf fich beruhen; er- 
icheint der Beichuldigte nicht, jo wird angenommen, daß er fich auf die Sühne- 
verhandlung nicht einlaffen wolle. Ueber den Fall, wenn der Bejchuldigte die 
Ginrede der Unzuftändigkeit der DVergleichsbehörde geltend macht, vgl. Scherer, 
©. 341 ff. 

Ueber die Sühneverhandlung wird ein Protofoll aufgenommen. In der Regel 
wird, wenn diejelbe zu einem Vergleiche führt, in dieſem feitgejeßt, daß der Be- 
ichuldigte eine beitimmte Summe an die Armen zu zahlen habe. Es fteht aber 
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nichts im Wege, da der Antragjteller fich jelbjt von dem Beichuldigten irgend eine f 
Leiftung ausbedingt. Beitritten ift, ob ein bedingter Vergleich zuläffig iſt, 
dafür TZurnau, dagegen Löwe. Durch einen Vergleich wird nicht nur die Privat- 
flage, jondern auch die öffentliche Klage, d. h. die Verfolgbarkeit der konkreten Be— 
leidigung überhaupt ausgeſchloſſen. — Kommt ein DBergleich nicht zu Stande, jo 
it dem Antragiteller hierüber eine Beicheinigung zu ertheilen. Ueber den Inhalt 
derjelben vgl. Preuß. Schiedsmannsordnung $ 38 Ab. 2 und Hierzu bef. Turnau’s 
Ausführungen. 

Die Beicheinigung über die Eriolglofigleit des ©. ift zugleich mit der Klage 

einzureichen. Das Gericht hat in jeder Lage von Amtöwegen zu prüfen, ob die 
Beicheinigung vorhanden ift. Ein Verzicht des Beichuldigten ift einflußlos, da es 
fih um eine im Öffentlichen Intereffe gegebene Vorſchrift Handelt. Wie der Be— 
ichuldigte zu jeder Zeit die Abweifung der Klage wegen mangelnden ©. fordern 
fann, jo muß das Gericht in einem jolchen Falle das Verfahren (vorläufig) einftellen 
und dem Privatlläger unter Bejtimmung einer Friſt aufgeben, den ©. nachzuholen 
(anderer Meinung v. Schwarze, Erörterungen, ©. 42). 
—Da Beleidigungen und leichte Körperverlegungen oft jchwer zu unterjcheiden 
find, jo empfiehlt es fich nicht, wie es in der Deutfchen StrafPD. Leider gejchehen 
it, den ©. für leichte Körperverlegungen auszujchließen. Hat der Privatfläger wegen 
feichter Körperverlegung die Klage erhoben, das Gericht fieht aber in der fonfreten 
Handlung eine Beleidigung, jo muß auch wol in diefem falle der S. nachgeholt 
werden, denn es kann, wie Löwe ©. 695 mit Recht jagt, dem Privatfläger nicht 
zuftehen, durch eine unrichtige Daritellung der That das Erforderniß des ©. zu 
umgeben. 

Ueber die Koften der Sühneverhandlung gelten die landesrechtlichen VBorjchriften ; 
vgl. Preuß. Schiedsmannsordnung 88 40—46. 

Bit.: Don ben Kommentaren zur Deutſchen ae bei. Löwe (2. Aufl.) und zur 
Preuß. Sehibömannäorbnung bei bei. — (1880 — — Außerdem Scherer im ae 
Bd. XXXI (1879) ©. 335—34 Schwarze, rörterungen, Heft 1 (1880) ©. 42—46. — 
Nicht ausreichend find die Ausführungen Freüdenſtein's in feinem Syftem de3 Rechtes 
ber Ehrenträntungen (1880). Dochow. 


Summer, Charles, & 6. I. 1811 zu Boſton, wurde 1834 Advokat daſ. 
und Dozent in Cambridge, bereifte 1837—40 Europa, wirkte unabläffig für die 
Sflavenemanzipation, wurde 1861 Präfident des Senatsfomites für die auswärtigen 
Angelegenheiten, befämpfte 1869 den Johnjon-Glarendon’schen Entwurf eines Ver— 
trags mit England wegen der Alabamafrage und 1870 das Projeft der Annerion 
von San Domingo, erhielt, deshalb mit Grant verfeindet, 1871 jeine Entlafjung, 
beantragte mit Schurz 1872 die Einleitung einer Unterfuchung wegen Waffenverkaufs 
feitens der Staaten an frankreich, ging nad) Grant's Wiederwahl 1872 nad) 
Europa, 7 11. III. 1874 zu Wafhington. 

Schriften: Orations and public speeches, ge 1850. — White sla in the Bar- 

States, Bost. 1853. — Recent nn. and addresses, New-York 1856 ss. — The 


b 
barbariııe of slavery, 1860. — Complete Works, 1875. — kg gab er The American 
Jurist — Sumner’s reports, Bost. 1834 ss. — Vesey’s reports, Bost. 1844—1846, heraus. 

Lit.: Pierer’3 Yahrbb. 2b. II. ©. 510. — Drake, Dictionary, Boston 1879 
p. 884. Zeihmann. 


Superfizies iſt die Oberfläche eines Grundftüds. In übertragenem Sinne, von 
v. Wächter „Plagrecht“ verdeuticht, vom Sächſ. BGB. $ 661 „Baurecht“; genannt, 
bezeichnet ©. ein dingliches Recht an einem fremden Gebäude oder an jonjtigen Anlagen, 
auch Pflanzungen, auf fremdem Grundftüd oder an Theilen eines fremden Bauwerks, 
3- B. Keller, Stodwerf, Dünggrube, des Inhalts, daß der Superfiziar zwar an dem 
Gebäude, der Anlage u. j. w. das Recht völliger eigenthümergleicher Dispofition und 
Benußung habe, dagegen an der area reip. an den übrigen Theilen des Gebäudes nur 

v. Holgenborff, Enc. II. Rechtslexitkon III. 3. Aufl. 53 


834 Superfizies. 


Fein Nutzungsrecht, joweit es zur Ausübung des erjteren Rechts unumgänglich ift. 
Natürlich kann jene eigenthümergleiche Dispofition beim Begründungsakt beichränft 
und ed fann jo das ganze Berhältniß zur dinglichen Miethe herabgedrüdt werden ; 
©. bleibt es dennoch. Die Römer kamen vermuthlich — die Geringfügigfeit bes 
Quellenmaterial3 geftattet nur eine VBermuthung — auf die Geftaltung eines ſolchen 
Rechtsinitituts ala eines befonderen jus in re aliena in Folge ihres Grundſatzes: 
superficies solo cedit. Wenn der Grundeigenthümer Jemandem geftattete, auf jeinem 
Grund und Boden fih ein Haus zu bauen, jo fiel das Erbaute von jelbit in das 
Eigenthum des Grundheren, und das fchien fich ohne Feſtſtellung eines weit über den 
Nießbrauch Hinausgehenden dinglichen Rechts nicht damit zu vertragen, daß ber 
Superfiziar über den Bau follte beliebig disponiren, ihn auch, wenn er ihn nicht 
mehr brauchte, abbrechen dürfen. Das erforderliche dingliche Recht erfannte denn 
das prätorijche Edikt zuerſt durch Gewährung eines interdictum de superficiebus 
und einer utilis in rem actio de superficie an, unb fo entitand die ©. ala eine 
Schöpfung des prätorifchen Rechts, während man bis dahin für dergleichen Privat» 
dispofitionen nur den Gefichtspunft der Vermietung oder des Verkaufs unterftellt 
hatte (fr. 18 1 D. 48, 18. Ueber die Lesart Lenel, Zeitjchr. f. Rechtsgeſch. 
XIV. 91 ff., fr. 18 $ 4 D. 39, 2). 

Gegenftand des juperfiziarifchen Rechts ift die area, auf der die Anlage gemacht 
wird. Inhalt defjelben kann die Errichtung mit nachfolgender eigenthümergleicher 
Benutzung oder die Benutzung jchon beftehender, und zwar, wie gejagt, jeder Art 
von Immobilienanlagen jein, obwol die Quellen fich nur Wohngebäude (superficiaria 
insula, 3. ®. fr. 12 $ 3 D. 6, 2; vielleicht noch Stockwerke von ſolchen, ſ. das 
cenaculum in fr. 38$ 7 D. 43, 17) und nur folche, die der Superfiziar fich erit 
errichten muß, denken. Jedoch wird man davon auszugehen haben, daß eme ©. 
nur bejteht, wenn die Anlage jelbjt durch ihre Verbindung mit dem Boden zum 
Immobile, zum Bejtandtheil der area wird, alfo nicht bei transportablen Bubden, 
Zelten u. ſ. w. Die ©. ift ferner nothwendig ein auf längere Zeit verliehen 
Recht, das Röm. Recht verfagte dem die dingliche Klage ganz, der nur „ad modicum 
tempus* bejtellt erhielt, und gab fie jelbjt dem „non ad modicum tempus* Be- 
rechtigten nur causa cognita (fr. 1 $ 3 D. 43, 18). Daher ift die ©. auch für 
ein vererbliches und beliebig veräußerliches Recht erklärt und der Superfigiar fann 
an dem Grundftüd Dienftbarkeiten begründen, welche jo lange dauern als jeine ©. 
(Windicheid, $ 223, 5—8). Als ein Efjentiale der S. wird endlich die Ber- 
pflichtung des Superfiziar zur Zahlung eines jährlichen Bodenzinſes (solarium, 
pensio) in den Quellen Hingejtellt (fr. 74 D. 6, 1), allein Theorie und Praxis haben 
fich über dieſes Erforderniß Hinmweggefeßt und Halten wol den Bodenzins nur für 
geboten bei einer bejonderen Art ber Begründung der ©., nämlich bei der Begrün- 
dung durch Miethövertrag (v. Wächter, 59 ff., 72; Mandry a.a. O. 517). 

Begründet wird die ©. durch Vertrag oder febtiwillige Verfügung; binfichtlich 
des eriteren iſt es beftritten, ob bderjelbe immer locatio conductio jein müſſe 
(Degentolb, 23 ff.) oder ob er jeder andere nur nicht loc. cond. fein könne 
(vd. Wächter, 58 ff. 81 ff.) oder ob er im jeder Vertragsgeſtalt auftreten bürfe 
(Mandry, 518). Für das Röm. Recht läht fich jtreiten, für das heutige iſt 
die lebte Anficht die richtigfte, aber die Dinglichkeit des juperfiziariichen Rechts iſt 
durch die bloße Zufage noch nicht gegeben, dazu bedarf es erſt noch der Befit- 
ergreifung ſeitens des Superfiziard. Nichterliche Verfügung und Erfikung wird man 
nach Analogie der Emphyteuſe zuzulafien haben (Windſcheid, $ 223, 13. 14; 
anderer Meinung binfichtlich Erfigung Buchta, Imftit., $ 244, 1). 

Die Wirkungen der ©. find für den dinglich Berechtigten: Gebrauch nad) 
Dispofition ohne Haftung für Deterioration der Anlage, Befit an area und An— 
lage gleich dem des Eigenthümers (beftritten: j. v. Wächter, 8 6 ©. 45 ff. aber 
auch fr. 18 5 D. 43, 16), Quafibefit des Rechts, unbeſchränkte Verfügung über 
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die Anlage (auch Abbruch und Neuerrichtung beliebig, joweit nicht befonders ein— 
geichränkt) und über das Recht jelbit, dingliche Klage (actio in rem superficiaria, 
auch publizianisch) gegen jeden Eingriff in die Rechtsausübung; ja felbft die dem 
GigentHümer zuftehenden Klagen bat der Superfiziar utiliter, wie actio confessoria 
(Analogie von fr. 16 D. 8, 1), operis novi nuntiatio (fr. 3 $3 D. 39, 1), neben 
dem Eigenthümer (fr. 39 $ 2 D. 39, 2). Andererfeit3 muß der Superfiziar nach 
Analogie der Emphyteuſe und des Nießbrauchs die Lajten und Unterhaltungsfoften 
des Jmmobile, joweit jein Recht reicht, allein tragen. Der Gigenthümer hat dem 
Superfiziar gegenüber feine Rechte an dem eingeräumten Jmmobile, ingbejondere 
fein Nugungsrecht, feinen Kautionsanſpruch, nur ein Recht auf den Bodenzins und 
auf Räumung am Ende. 

Die Beendigung der ©. hat gegenüber den Beendigungsarten anderer dinglicher 
Rechte keine Beſonderheit; jedoch ob und wie Untergang durch Verjährung (Erfikung 
der Freiheit oder bloßer Nichtgebrauch) anzunehmen, ob Dereliktion zuläffig fei, ob 
die bei der Emphyteufe gültige Privation, 3. B. wegen zweijähriger Nichtzahlung des 
Bodenzinjes, auch Hier zur Anwendung fomme, das find beftrittene, aus den Quellen 
nicht zu entjcheidende Fragen (ſ, Brinz, $ 205, 13—17; Arndts, $ 200, 5). 

Die S. findet fi in den meueren Deutjchen Gejeßgebungen, jedoch in ver- 
ichiedenen Auffafjungen. Das Bayrische ER. betrachtet fie, der früher herrichenden 
allgemeinen Theorie entiprechend, als getheiltes Eigentum (dominium utile), das 
Preuß. ER. ftellt fie zu den „Grunmdgerechtigkeiten,“ das Sächſ. BGB. $ 661 fennt 
fie ala „Baurecht“ und „Kellerrecht“ und behandelt fie als ein jelbftändiges Recht neben 
Grund» und Berfonalfervituten. Im Gebiete des Defterr. BGB. dagegen knüpft fich 
eine juperfiziarifche Berechtigung Lediglich an die Entrichtung eines Bodenzinjes, jo 
daß dieſer für die Erlangung eines erblichen Nutzungsrechts an einer Grundſtücks— 
oberfläche die nothwendige und einzige Vorausfegung bildet; der Bodenzins fteht 
neben den Inftituten der Erbpacht und des Erbzinjes ala Beranlaffung getheilten 
Eigentums (58 1125, 1147). Der Code civil endlich kennt die ©. gar nicht; 
dennoch geitehen die Franzöſiſchen Nechtögelehrten die fakliſche Möglichkeit ihres 
Vorkommens zu (Zahariä-Puchelt, franz. Givilrecht, I. $ 195, 5; $ 198 
beionders Note 2). Da, wo die ©. rezipirt worden ift, iſt fie übrigens in ihrer 
gemeinrechtlichen Geftalt rezipirt; die Abweichungen, welche fich finden, find meiftens 
nur formeller Natur, fie betreffen die Formalität des Begründungsakts, den Einfluß 
der Ablöfungsgefeße u. dgl. (j. v. Roth, Bayr. Givilrecht, II. $ 238; Dern- 
burg, Preuß. Privatrecht, I. $ 289). 

Quellen: D. 43, 18 de superficiebus. — Bruns, Fontes jur. rom. antiq., 4. Ausg., 
p. 222, 223. 

Lit.: v. Wächter, Das Superfiziar: oder Platzrecht, 1868 (in Sammlung von Abhandl. 
ber Mitglieder ber Juriftenfatultät zu Leipzig, I. 1—256); daſelbſt ©. 1 ff. die gemeinre tliche 
Spezialliteratur und von ©. 124 an Partikülarrechtliches. — ferner: Degentolb, Plah: 
recht und Miethe, 1867, S. 1—124. — Zu ben beiden genannten Werten: Mandry in 
Krit. 3J chr. XII. 508—523. — Lehrb. der Pandeklen: Arndts, $ 200; Brinz, 
2. Aufl., I. SS 202-205; Göſchen, II. $ 327; Keller, I. S 217; Puchta, $ 175; 
Seuffert, 1.58 190—192; Windſcheid, I. $ e 3. Merkel. 


Euperintendent, Generaliuperintendent (Th. I. S. 680). Die ©. 
(auch Anipeftoren, Pröpfte, Metropolitane, Dekane genannt, — das Amt kommt 
jchon in den früheften Zeiten der Reformation vor, j. a. a. D. ©. 675) — 
find in den evangelifchen Landeskirchen Deutjchlands diejenigen Beamten des 
Landesherrlichen Kirchenregiments, welche daſſelbe auf niedrigiter Stufe innerhalb 
eines SKompleres ihnen zugetheilter Piarrfprengel (den ſog. Diözefen, Ephorien, 
Inſpektionen, Propfteien) ausüben. Zu ihrem Berufskreife gehört einmal die Aus— 
übung beftimmter firchenregimentlicher Handlungen, jo 3. B., jedoch nicht überall 
(. a. a. D. ©, 682 und den Art. Ordination), die Ertheilung der Ordination, 
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die Anordnung der vorläufigen Amtsverwaltung bei Piarrvafanzen, die Regulirung 
der Berhältniffe zwiſchen den früheren Amtsinhabern, reſp. den Erben der letzteren 
und den Nachiolgern, die Leitung der Piarrwahlen, die Einführung der neuan- 
geftellten Geiftlichen, das Präfidium auf den Kreis- (Diözeſan- ıc.) Synoden, enblid) 
die Ausübung des Dispenfationsrechtes für minder wichtige Fälle. ferner find fie 
die Auffichtsorgane für die einzelnen Pfarrkreife, welche perſönlich Kenntniß von 
allen diejelben betreffenden kirchlichen Verhältniffen zu nehmen haben. Sie haben 
aljo die unmittelbare Aufficht über die Lehre, die Amtsverwaltung und den Wandel 
der Geiftlichen, über die fittlichen und veligiöfen Berhältniffe der Gemeinden, über 
die denjelben gehörigen Anjtalten chriftlicher Liebesthätigkeit und die Adminiftration 
des firchlichen Vermögens zu führen. Mit der jet in Deutjchland jaft überall 
eingetretenen Bejeitigung der Firchlichen Jurisdiktion in Chejachen iſt die ihnen 
früher an der Gherechtöpflege zuſtehende Betheiligung fortgefallen. Die Ernennung 
iſt meiſtens, freilich nicht immer, Refervatrecht des Landesherrn, und der Praris 
nach werden dazu Piarrer, welche fi in ihrer Amtsführung bewährt haben und 
ihr früheres Pfarramt behalten oder ein anderes übernehmen, ausgewählt. — Eben: 
falls jchon jeit dem 16. Jahrh. kommt es vor, daß als höheres Auffichtsorgan den 
©. eines bejtimmten Landes oder einer bejtimmten Provinz ein ſog. General: 
juperintendent (mitunter auch im Gegenjat zu den Metropolitanen, jo in Kur- 
heſſen, und im Gegenjaß zu ben Pröpſten, z. B. in Medlenburg, blos ©. genannt) 
vorgejeßt ijt, eine Einrichtung, welche noch Heute, 3. B. in Altpreußen, Schleswig, 
Holftein, Kurheſſen, im Großherzogthum Heſſen, beiteht. Sie haben die Aufficht 
über die ©. zu führen und find die Organe der oberen Kirchenbehörden, deren 
Mitglieder fie gewöhnlich find, um dieſe in unmittelbarer Beziehung zu den ihnen 
untergeordneten kirchlichen Kreifen zu erhalten. 


git.: Ziegler, Superintendens, Viteb. 1687 u. 6. — Lehmann, De officio superin- 
tendentis, Chemn. 1725. Schmidt, Der Wirkungskreis ıc. bes at in ber 
evangel. Kirche Preußens, Duedlinb, 1837. P. Hinſchius. 


Eußpenfion (Th. I. ©. 662, 686), d. h. in der katholiſchen Kirche die 
Entziehung der Ausübung, rejp. des Genuffes der aus dem geiftlichen Amte her- 
fließenden Rechte auf unbejtimmte oder bejtimmte Zeit. Im erfteren Falle hat die 
©. den Gharakter der censura, im lebteren den der Strafe im engeren Sinne 
(poena vindicativa, j. d. Art. Genjuren u. TH. I. ©. 153). Endlich kann die ©. auch 
noch die Natur einer proviforiichen oder Sicherungamaßregel haben, um die Kirche 
gegen mögliche Nachtheile zu fichern (3. B. wenn ein Geiftlicher zur Sriminal- 
unterfuchung gezogen wird). Sowol ala Genfur wie ala Strafe kann die ©. a 
jure oder a homine verhängt, d. 5. jchon ala Folge gewiffer Handlungen vom 
Geſetz Teitgeiegt fein oder erſt als angemefjenes Genfur- oder Strafmittel für einen 
bejtimmten Fall vom kirchlichen Oberen ausgejprochen werden, ferner fommt fie aud) 
in ihren beiden Arten ala s. latae sententiae oder s. ferendae* sententiae vor, 
d. h. fie tritt ohne Weiteres mit der Begehung der bedrohten Handlung oder erit 
in Folge befondern Erkenntniſſes des geiftlichen Oberen ein. Berechtigt zur Ber: 
bängung jind die Inhaber der ordentlichen Jurisdiktion, alſo der Papſt, die Cry: 
bifchöfe (diefe aber nur in ſehr bejchränfter Weile), die Biſchöfe über die ihnen 
untergebenen Perfonen, jowie die Klofteroberen über ihre Regularen. Ebenſo habey 
diejelben Beamten für die Regel das Recht zur Aufhebung (absolutio) der ©. Die 
Verhängung der s. ferendae sententiae jet übrigens ein ſchwereres Vergehen, frucht 
loſe Mahnung, vorgängige Androhung, förmliche Unterſuchung und einen darauf 
gegründeten, dem Angeklagten publizirten Urtheilsipruch voraus. Ihrer Wirkung 
nad fann die ©. jein eine plena oder generalis, d. h. gleichzeitig eine s. ab ordine, 
ab officio und a beneficio, fie entzieht dann dem davon Betroffenen die Ausübung 
der Weiherechte, der aus der Regierungsgewalt (iurisdietio) herfließenden Befugniſſe 
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und den Genuß, ſowie die Adminiftration der das Benefizium bildenden Vermögens 
ftüde, andererſeits kann aber auch bloß eine s. ab ordine oder a beneficio vor— 
fommen, wogegen die s. ab officio nicht allein die Ausübung der Jurisdiktions-, 
ſondern auch ſtets die der Rechte des ordo hindert. Möglich ift endlich auch, daß 
die S. fich nur auf einzelne Funktionen des ordo (3. B. die Ertheilung der Weihen) 
oder einzelne Akte der Jurisdiktion (wie auf das Beftätigungärecht der zu geiftlichen 
Hemtern Promovirten) bezieht. Schließlich ift noch der s. ex informata conscientia 
zu gedenfen, d. 5. des Rechts des mit der ordentlichen Jurisdiftion veriehenen 
firchlichen Oberen, die ihm untergebenen Kleriker ohne formalen Beweis blos auf 
Grund feiner Ueberzeugung wegen geheimer Vergehen ab ordine und ab officio (nicht 
aber a beneficio) zu juspendiren, deren Motive der Obere nicht dem Suspendirten, 
fondern allein, wenn der leßtere den ihm zuitehenden Rekurs an den päpftlichen 
Stuhl ergriffen hat, diefem darlegen muß. Die Verlegung der ©. zieht für den 
betreffenden Geistlichen die Jrregularität, Privation des Benefiziums, ja jelbit Ab- 
fegung nach fich. — Die evangelische Kirche kennt die S. ebenfalls als proviforische 
Maßregel, terner aber kommt fie auch freilich jeltener (3. B. in Sachſen, Bayern, 
Württemberg, nicht aber in Altpreußen) ala Strafe vor; im lebteren Fall wird fie 
auf Zeit ausgefprochen und bezieht fich bei leichteren Wergehen blos auf die Amts— 
funftionen, bei jchtwereren auf diefe und die Amtzeinfünite. Die zur Verhängung 
der ©. fompetenten Behörden find die Konfijtorien. 

Lit: Kathol. Kirhenreht: Kober, Die Suspenfion der Kirchendiener, Tübingen 
1862. — Proteftant. Kirchenrecht: J. H. Boehmer, Jus parochiale Sect. III. c. S$ 13 ss. 
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Euftentationsgeld (Th. I. S. 853) ift dazjenige Geldquantum, welches 
den noch nicht im Beſitze einer Apanage befindlichen, elternlofen Prinzen und 
Prinzeffinnen des regierenden Hauſes nach Vorfchrift der Hausgeſetze To lange gezahlt 
wird, bis diefelben zum Genuffe einer Apanage gelangen. Außerdem kommen die 
Zuftentationen jtets dann in Wegfall, wenn die bisherige Empfängerin fich ver- 
Heirathet. Nach einzelnen Hausgefegen ift auch bei Yebzeiten der apanagirten Prinzen 
die Zahlung von Suftentationen an deren Kinder ftatthaft, wenn dieje jo zahlreich 
find, daß die dem Vater ausgeſetzte Apanage zu ihrem jtandesmäßigen Unterhalte 
nicht ausreicht. Meijtens find die Suftentationsgelder gegen die Beichlagnahme 
durch Gläubiger entweder ganz oder zu zwei Dritteln geſchützt. Auch findet fich 
die Beitimmung, daß Suftentationen ebenjo wie Nadelgelder und Apanage nur im 
Lande verzehrt werden dürfen. Ueberall iſt ihr Bezug don der Abjtammung aus 
einer hausgeſetzlich — Ehe abhängig 

Quellen: Baden: Da v. 3 Juli 1839. — Bayern: ner e von 
1808, 1816 u. 1819, Zit. VI. — ®ürt ESENSTER: Hausgeſ. v. 1828 88 30 ff. — urg⸗ 
Gotha, Hauögeiep v. 1855 $$ 9 

: Zöpfl, Grunbjäße J in Deutſchen Tage Sp 5. Aufl. I. Th. ©. 735. — 
®. HP ee des arg Soatäneäts, © . 215, 216. — Ueber Preußen vergl. 
H. Säulze reuß. Staatsrecht, I. S. 430. F. Brockhaus. 


Symbole, Bekenntnißſchriften, Bekenntniſſe find die Formulirungen der Auf— 
faſſung der chriſtlichen Offenbarung oder die Zuſammenfaſſungen des Inhalts des 
Glaubensbewußtſeins jeitens der einzelnen Kirchen. Die ©. der fatholifchen Kirche 
find das von dem Konzil zu Nicäa dv. 325 formulirte (s. Nicaenum) und von der 
eriten Synode von Konftantinopel vom Jahre 381 ergänzte Belenntniß (s. Nicaeno- 
Constantinopolitanum), neben welches ſodann noch das s. Ephesinum (auf der 
Synode zu Gphefus im Jahre 431 aufgeftellt) getreten ift, ferner das jog. s. 
Athanasianum (nad) den Anfangsworten auch s. Quicunque salvus esse genannt, 
nicht don Athanafius, F um 377, fondern erit im 5. Jahrhundert abgefaßt), das 
Zateranenfiiche von 1215 (in c. 1. X. de summa trin. I. 1), das Viennense von 
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1311 (in Clem. 1. de eod. tit I. 1), die Anweiſung Eugen's IV. für die Armenier 
behufs ihrer Vereinigung mit der fatholifchen Kirche vom Jahre 1437 und endlich 
die von Pius IV. auf Grund des Konzils von Trient im Jahre 1564 publizirte 
jog. professio fidei Tridentina (durch Dekret Pius’ IX. vom 20. Januar 1871, Arch. 
für katholiſches Kirchenrecht XXXVII. 466, durch einen auf das vatikaniſche Konzil, 
jowie den Univerfal-Episfopat und die Unfehlbarfeit des Papftes bezüglichen Zuſatz 
erweitert). In diefen ©. iſt nach der fatholiichen Lehre unter Mitwirkung des 
h. Geiftes der rechte Sinn der h. Schrift niedergelegt worden, und daher kann 
die lebtere nicht zur Berichtigung der ©. angewendet werden, vielmehr ift jede 
Auslegung der Bibel an die ©. gebunden. Cine Abänderung der ©. ift vom 
fatholifchen Stande aus ebenfalla nicht denkbar, vielmehr nur eine Ergänzung 
derjelben in Bezug auf bisher nicht Kar formulirte Punkte behufs Sicherftellung der 
bisherigen Lehre. Für das katholiſche Kirchenrecht haben die ©. Bedeutung infofern, 
al3 die beiden zuleßt genannten gewiffe Punkte enthalten, welche die Berfaffung 
(den Primat) betreffen, fie aljo deswegen als Rechtäquellen betrachtet werden können; 
jerner injofern, als der Glaube an die in den ©. gelehrten Sätze Bedingung der 
Rechtgläubigkeit ift und die Abweichung von ihnen die Keberei, d. h. ein kirchliches 
Vergehen, bildet, endlich infofern, ala eine rechtliche Verpflichtung zur Ablegung der 
professio fidei Trident. für die zur fatholifchen Kirche zurückkehrenden Häretiter, 
jowie für die zu beneficia maiora, zu Dignitäten oder Kuratkanonikaten an Kathedral- 
fapiteln, und zu Geeljorge-Nemtern Promovdirten, endlich für die Kloſter-Oberen 
beiteht. — Die beiden evangelischen Kirchen erfennen das s. Nicaenum, Nicaeno- 
Constant, und Athanasianum gleichiall® an. Außerdem find der lutheriſchen Kirche 
eigenthümlich 1) die Augustana Confessio (A. C.) von 1530, 2) die Apologia 
Confessionis von 1531, beide lateinifch und deutſch von Melanchthon veriaft; 
3) die Schmalfaldifchen Artifel von 1537; 4) der große und kleine Katechiamus 
Luther's von 1529, und 5) die Konkordienformel von 1580, welche letztere aber 
nicht in allen Lutherifchen Landeskirchen angenommen ift. Die reformirte Kirche 
endlich beit, abgejehen von den drei alten ©., fein allfeitig anerfanntes ©.; die 
in den einzelnen reformirten Kirchen, xeip. Gemeinden in Deutfchland geltenden ©. 
find 1) die veränderte Augsburgifche Konfeffion (ſog. Variata) von 1540, 2) der 
Heidelberger Katechismus vom Jahre 1563 (diefe beiden find am meiften verbreitet), 
3) die Confessio Marchica des Kurfürſten Johann Sigismund von Brandenburg 
von 1614 und 4) die Confessio Gallicana von 1559. Die evangelifche Kirche 
betrachtet die ©. nur als Zeugniffe, wie die Kirche zu einer beftimmten Zeit das 
Wort Gottes ausgelegt hat. Der Maßſtab für ihre Richtigkeit ift allein das letztere. 
Daher find die ©. an fich nicht unabänderlih, und es ift aus demfelben Grunde 
nicht gerechtfertigt, der Kirche die Befugniß zur Außerkraftſetzung oder Abänderung 
eines ©. abzufprechen. Auch in der evangelifchen Kirche geben die ©. den Maß— 
jtab für die Zugehörigkeit einer einzelnen Perfon zu der einen oder anderen Kirche 
ab, und ebenjo fommt in derfelben eine allerdings in Betreff des Verhältniffes der 
bindenden Kraft der 5. Schrift und der ©. fehr verfjchiedenartig formulirte Ver— 
pflichtung der anzuftellenden Geiftlichen vor. Wenn man endlich heut auch einig 
ift, daß weder der Geiftliche noch das einzelne Mitglied der Kirche an den ge 
jammten wörtlichen Inhalt der Belenntniffe gebunden fein kann, jo beſteht doch 
über das Maß diejer Verpflichtung ein Schwanken, welches fich aus der Lage der 
protejtantifchen Kirche und dem Streite der verfchiedenen theologischen Richtungen 
erklärt und erit dann, wenn die gegenwärtige Entwidelungsphafe zu einem feften 
hr gelangt it, wird überwunden werden fönnen. 

it.: ©. zu bem Art. Bekenntnißzwang. P. Hinſchius. 

Syndikat iſt zunächſt die Stellung des mit der Beſorgung gerichtlicher Ge— 
ſchäfte beauftragten Beamten (syndicus) einer Korporation. Hieran knüpft ſich der 
Ausdruck S. sklage; ſ. darüber dieſen Art. und Wetzell, Syſtem des Civ.Prz 


Syndilatsklage. 839 


S 36, A. 14. Sodann wird unter S. auch die Anſtellungsurkunde verſtanden, 
durch welche fich jener Beamte zum Prozeß legitimirt. Ueber die Formen derſelben 
enthalten die Landesgeſetze vielfach bejondere Beitimmungen. Bayer, Vorträge, 
$ 112. Bol. auch das Preuß. Gef., betr. die Landgemeinde-Berfaffungen in den 
ſechs öftlichen Provinzen, vom 14. April 1856, $ 10, Nr. 3. Nachdem indeffen 
durch die REPO. der Anwaltszwang eingeführt ift, werden die Korporationen regel- 
mäßig ebenjo wie Privatperjonen durch Anwälte im Prozeß vertreten, für deren 
Bevollmächtigung die allgemeinen Regeln (EPD. 88 74 ff.) gelten. Ed. 


Syndikatsklage heißt nad) Gemeinem Recht die Klage, durch welche der 
durch eine ungerechte Amtshandlung eines richterlichen oder nichtrichterlichen Beamten 
Geichädigte von diefem Beamten Schadenserjag fordern kann, fofern derjelbe argliftig 
oder mit grober Tahrläffigkeit gehandelt Hat. Nach Römiſchem Recht ging die 
lage nur gegen den judex, qui litem suam fecit, und zwar nur auf die litis 
aestimatio, die Prozeßſumme; fie gehörte zu den Klagen aus den Duafibeliften. 
Die älteren Deutjchen RGej., insbejondere die RKGD. von 1555 umd der JRA. 
von 1654 bejtätigen die ©. ausdrüdlich und geben der Partei die Macht, „die 
Urtheiler, jo angezeigter Gejtalt gehandelt (ex affectu, nicht ex justitia geurtheilt), 
ad Syndicatum zu jtellen”. Der Name ©. rührt aus dem Italieniſchen Statutar- 
recht her, wo syndici die Beamten hießen, welche über den judices und magistratus 
fanden. SKontrovers ift, ob die ©. nur bei dolus oder bei dolus und lata culpa 
oder fogar auch bei culpa levis Pla greife. Das Gemeine Recht nennt als Voraus⸗ 
ſehungen dolus und imprudentia, wonach meines Grachtens eine Beichräntung auf 
den dolus als ungerechtfertigt erfcheint; andererfeits verweift die KGD. bei „Ber: 
hen, Unfleiß, Unwiſſenheit oder Irrſal der Richter“ auf die ordentlichen Rechts— 
mittel, jo daß das andere Ertrem ebenſo auszufchließen iſt, und man zu der oben 
vertretenen Mittelmeinung kommt, welche in der allgemeinen Gleichitellung von 
dolus und lata culpa eine weitere Stüße findet. Werner ift ftreitig, ob die ©. nur 
en fubfidiärer Rechtöbehelf jei, d. h. erit dann eintrete, wenn die Rechtsmittel 
gegen das ungerechte Urtheil oder die bejchwerende Verfügung angewendet worden. 
Die Eubfidiarität der ©. ift nirgends auögejprochen, höchitens it in der KGO. 
($ 10) dem Verletzten die Alternative zwijchen den beiden Wegen gegeben; aus 
alfgemeinnen Grundfägen folgt indeflen, daß die ©. fofort angejtellt werden kann, 
ſobald ein Schaden entjtanden ijt, alfo mit der Berfündung des ungerechten Urtheils, 
wie denn auch ein beftätigendes Urtheil höherer Inſtanz den Unterrichter, der dolos 
oder in grober Yahrläffigkeit gehandelt hat, nicht von feiner Haftung befreien könnte, 
Iondern eventuell nur den Oberrichter gleichfalls verbindlich machen würde. 

Die Praris Hat die S. von der eigentlichen richterlichen Thätigkeit auf bie 
Akte der freiwilligen Gerichtsbarkeit (nach Analogie der Klage gegen die Ober: 
vormundichaftäbehörde) und weiter auf die Amtshandlungen der nichtrichterlichen Be- 
emten ausgedehnt und gewährt immer den vollen Schadengerjag. Iſt die jchädigende 
Handlung von einem Beamtenkollegium ausgegangen, jo haften nach der richtigen 
Anficht die fämmtlichen Mitglieder des Kollegiums ſolidariſch; es wird indeſſen 
mehreren gleich Schuldigen die exceptio divisionis und den ganz Unjchuldigen die 
exceptio excussionis oder doch ein Regreß an die Schuldigen nicht zu verjagen jein. 
Die Erben des Beamten haften nach der generellen Regel nur bis zum Betrage 
der Bereicherung. Inwiefern der muthwillige Anfteller der ©. fich eine Beitrafung 
zuzieht, beftimmt fich bei dem jebigen Wegfall der Succumbenzftrafen bier nach 
$ 164 des StrafGB. (Falfche Anfchuldigung — „Verlegung einer Amtspflicht“.) 

Die Frage, inwieweit der Staat jelbft für die Amtshandlungen feiner Beamten 
auizulommen habe, gehört zu den intereffanteften ſtaatsrechtlichen Kontroverjen, ift 
aber Hier nicht mit zu behandeln, da die betreffende Klage gegen den Staat nicht 
©. genannt wird. Im Uebrigen vgl. darüber Windſcheid, Pandelten, $ 470, 
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Note 4; Stobbe, Deutſches Privatrecht, Bd. III. $ 201, Nr. 6 u. Löning, Die 
Haftung des Staates aus rechtswidrigen Handlungen jeiner Beamten (Dorpat 1879). 

Nah Preußiſchem Reht muß, wer ein Amt übernimmt, auf die pflicht- 
mäßige Führung defjelben die genauefte Aufmerkjamkeit wenden und jedes dabei 
begangene Verſehen, welches bei gehöriger Aufmerkjamkeit und den von ihm erforderten 
Kenntniffen hätte vermieden werden können, vertreten; er muß aljo auch für geringes 
Verſehen einjtehen. Insbeſondere haften auch die VBorgejeßten aus den Amts— 
vergehungen ihrer Untergebenen, wenn fie diejelben hätten hindern können. Auf die 
richterliche Tätigkeit werden dieje Vorjchriften nur dann angewendet, wenn die 
ordentlichen Rechtsmittel erichöpft find. Die Mitglieder eines Kollegiums haften 
ſämmtlich, und zwar jolidarisch (vgl. Allg.LR. II. 10 $$ 127 ff. und I. 6 88 29 ff). 
Für die Grundbuchbeamten ftatuirt der $ 29 der Grundbuchordnung vom 5. Mai 
1872 eine Haftung „für jedes DBerjehen bei Wahrnehmung ihrer Amtspflichten, 
foweit für den Bejchädigten von anderer Seite her Erſatz nicht zu erlangen ift“. In 
der Vormundichaftsordnung finden fich feine bejonderen Beitimmungen, jo daß bier 
die allgemeinen Regeln gelten. 

Das Defterreihijche BGB. gewährt in $ 1341 die S. gegen das Ber- 
ichulden eines Richter. Hierzu ift eine Ausführungsverordnung vom 12. Mär 
1859 ergangen. Das Franzöſiſche Recht kennt die Regreßklage, durch melde 
der Richter zur Partei gemacht wird (la prise & partie), in vier Fällen: 1) wegen 
Arglift, Betrug oder Erpreffung im Laufe des gerichtlichen Verfahrens oder bei der 
Entjcheidung, 2) wenn das Gejeh die Klage ausdrüdlich zugelafjfen hat, 3) wenn es 
den Richter unter Strafe des Schadenserſatzes für verantwortlich erklärt hat und 
4) bei Verweigerung der Rechtiprechung. Zurüdweifung des anzubringenden Gejuches 
oder Abweifung des Klägers involviren eine Geldbuße von mindeſtens 300 Franc. 
Das Sähjiihe BGB. hat die S. im Anfchluß an das Gemeine Recht geregelt 
und die beiden oben erwähnten Kontroverjen dahin pofitiv entjchieden, daß es bie 
Klage nur bei abjichtlicher Verichuldung oder grober Fahrläffigkeit zuläßt und nur 
dann, wenn der Verletzte die Rechtsmittel gebraucht hat, durch welche er die ihm 
Schaden bringende Handlung hätte abwehren können. 

Durh das Reichsrecht wird die ©. in zweifacher Beziehung berührt: ein- 
mal materiell rechtlich, fie wird gewährt im Reichabeamtengejeß vom 31. März 1873 
gegen die Reichsbeamten, welche nach $ 13 für die Gejegmäßigfeit ihrer amtlichen 
Handlungen verantwortlich find (vgl. auch 88 134 ff.); ala Gerichtäftand ift in 
$ 154 beſtimmt das Gericht, wo der Beamte zur Zeit der Verlegung der Amtapflicht 
oder zur Zeit der Erhebung der Klage feinen MWohnfik hatte, bzw. hat. ferner 
find generelle prozefjuale Bejtimmungen getroffen in $ 11 des EG. zum GBG., 
wonach zur Anjtellung des ©. eine etwaige Vorentſcheidung der vorgeſetzten Dienſt⸗ 
behörde des Beamten (ſog. Erhebung des Konflikts) nur in dem Maße zugelaſſen 
iſt, daß feſtgeſtellt wird, ob der Beamte ſich einer Ueberſchreitung ſeiner Amts— 
befugniſſe oder der Unterlaffung einer ihm obliegenden Amtshandlung jchuldig ge 
macht bat, und daß die Entjcheidung von dem Oberverwaltungsgericht, bzw. dem 
Reichägericht zu ergehen hat. Endlich gehört hierher der $ 70 des GBG., wo für 
die S. gegen Reichsbeamte die ausjchließliche Zuftändigfeit der Landgerichte ftatuirt 
ift, während die gleiche Beitimmung betrefjs der Staatsbeamten ber —— 
gebung anheimgeſtellt iſt, eine Befugniß, von welcher das Preuß. AG. zum GB 
vom 24. April 1878 in $ 39, Nr. 3 Gebrauch gemacht hat. 

Quellen: Tit. de extraordinariis cognitionibus et si judex — — fecisse — 
De 2 oh — na de — udicis, qui male judicaverit, C RA. 

Art, ©. 1555 m u. „ai, 53 9— 5 6,4 10; Ron epi Rn, 1013 2 * 
in 1b; RA. 1 Allg. 1 10 gs 87 17 fi — 

ejeg vom 13. Februar 1844, * ey ent bei dmg, Der ngen von —* 
und Dienſthandlungen (Gef. :Samml. &. 86). — Oefterr. A $ 194 — Code de 
proc&dure civile art. 505—516, 1031. — Saal. BEB. SS 1fos, 150 1507, 9958 fi. — Die oben 
erwähnten Reichsgeſetze. 
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Lit.: Sinteni3, — $ 125 III. (®b. II. ©. 776 fi) — N rg 
Bd. IL $ 470 (5. Aufl. ©. 771 ff. — Zeitichr. für Givilreht und Prozeh, Bd. VII. N 
Neue Folge 3b. XIIL ©. 128 ff. — Unterholzner, Schuldverbältniffe, Bb. II. ©. Ton 
Strippelmann, Neue Sammlung bemerfenstwerther tich. des O — Ger. —F el, 


Bd. III. ©. 289 fi. — Dernburg, Lehrb. des Preuß. Privatredhts, Bb. II. 
Seuffert’3 Archiv 1. 166; IL. 54; III. 326, 327; V. 135, 174, 287, 298; XI. 080: 3 XIV. 
140; XXIL 48; XXIV. 241; XXV. "214. Keil. 


Synobalverfaflung (Th. I. ©. 678, 681) ift auf dem Gebiete der evan— 
gelifchen Kirche diejenige Organifation, welche die Leitung der allgemeineren, mehr 
als eine einzelne Ginzelgemeinde betreffenden kirchlichen Angelegenheiten verichiedenen 
Stufen von gewählten und periodifch zufammentretenden Berfammlungen (Synoden) 
von Geiftlichen und Laien, reip. für die Zwijchenzeit dem Ausjchuffe derielben zu— 
weilt. Gntwidelt auf Franzöſiſchem Boden in der dortigen rejormirten Kirche und 
‚ ein Komplement der Presbyterialverfaffung bildend, ift die ©. auch nach Deutich- 
land verbreitet worden, aber die einzelnen Landestirchen, jowol unirte (wie 3. B. 
in Altpreußen, Rheinland und Weitfalen, Baden, Rheinbayern) als auch lutherijche 
(3. B. in Hannover, Oldenburg, Württemberg, Königreih Sachſen, Bayern diefjeit 
des Rheins) bieten bier in ihrer Organifation nur jynodale Elemente, nicht eine 
reine ©. dar, weil man überall das Iandesherrliche Kirchenregiment fejtgehalten hat. 
Die einzige Ausnahme für Deutichland bildet die Konfüderation der reformirten 
Gemeinden Niederjachjens in Braunfchtveig, Gelle, Hannover, Göttingen, Münden 
und Biüdeburg, für welche die alle jech® Jahre zufammentretende, von je zwei Ab— 
geordneten (dem Prediger umd einem Nelteften) des Presbyteriums jeder Gemeinde 
beichidte Synode das unmittelbar über den ſechs Einzelgemeinden jtehende, mit der 
„orbnenden und leitenden Kirchengewalt“ ausgeſtattete Organ ijt, während von den 
übrigen ©. fich die jowol für die evangelifche Kirche Augsburgiſchen ala auch Hel— 
vetiichen Bekenntniſſes gleichmäßig beitimmte Dejterreichifche revidirte Kirchenver— 
taffung von 1866 für die Deutich-Slavischen Kronländer am meijten der reinen Form 
nähert. Die erjte Stufe über den Presbpterien der Einzelgemeinden, welche die ©. 
in Deutichland fennt, ift dem Franzöſiſchen colloque (j. a. a. D. ©. 678) nach— 
gebildet und umfaßt für die Negel die zu einem Superintendenturjprengel gehörigen 
Ginzelgemeinden. Die betreffenden Synoden (in Rheinland und Wejtialen, Alt 
preußen, Oldenburg, Kreis-, in Hannover Bezirkd-, in Baden, Bayern, Württem- 
berg Didcejfan- Synoden, in Oeſterreich Senioriatöverfammlungen genannt) jeßen 
fich zufammen einmal aus dem Superintendenten (Dekan, Inſpektor, Senior), ala 
Borfigendem, welcher aber in Rheinland und Baden auf jechs Jahre von den Sy— 
noden gewählt wird (f. d. Art. Superintendent), jodann aus geiftlichen und 
weltlichen Abgeordneten. Als geiftliche Abgeordnete fungiren die jämmtlichen Pfarrer, 
reip. ein Pfarramt interimiftisch verjehenden Geijtlichen des Bezirks (Rheinland und 
Welttalen, Altpreußen, Pialzbayern, Baden, Dejfterreich), die ein geiſtliches Amt 
innerhalb des Kreiſes vertwaltenden ordinirten Geiftlichen in Oldenburg, jämmtliche 
geiftliche Mitglieder der Kirchenvorjtände, die jonjtigen Pfarrer und die Geiftlichen 
öffentlicher Anftalten des Bezirks in Hannover, jämmtliche Pfarrer, reip. wirkliche 
Piarrverweier, erponirte Vikare, jowie der Hauptprediger in Bayern diefleit des 
Rheins und endlich jämmtliche ordentliche Ortögeiftliche und die Geiftlichen öffent— 
ficher Anftalten des Dekanats in Württemberg. Die weltlichen Abgeordneten, deren 
Zahl der der geiftlichen Mitglieder jaft überall entweder gleich oder annähernd gleich 
normirt ift, werden, und zwar für die Regel je ein Abgeordneter von jedem Pres— 
byterium, gewählt bald nur für die bevorjtehende Synode (jo in Dejterreich), bald 
für diefe und die Zwiſchenzeit bis zur nächjten (jo Rheinland und Weitfalen, Han— 
nover, Oldenburg), bald auf zwei Jahre (Baden, Bayern dieffeit des Rheins), 
bald auf drei Jahre (Altpreußen, Württemberg), bald auf vier Jahre (Pialz- 
bayern); nur ausnahmsweiſe fteht die Wahlberechtigung allein den weltlichen Mit- 
gliedern der Presbyterien zu (Hannover, Baden). Wählbar find entweder nur bie 
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aktiven Aelteften (Hannover, Bayern dieffeit des Rheins, Dejterreich) oder auch die 
Diatonen (Rheinland und Weftfalen) und frühere Aelteſte (Württemberg, Baden, 
Dldenburg, Altpreußen), oder auch die zum Aelteftenamt qualifizirten Gemeinde: 
vertreter (Altpreußen) oder endlich jedes zum Presbyteramt qualifizierte Kirchenglied 
des Dekanatsbezirks (Pfalzbayern). Außer diefen Mitgliedern kann in Altpreußen 
noch in Gemeinden von mehr ala 4000 Parochianen je ein Abgeordneter aus an- 
gejehenen, firchlich erfahrenen und verdienten Männern des Syuodalkreifes vom Ge- 
meindefirchenrath gewählt werden; in Hannover treten noch Hinzu zwei Volksſchul⸗ 
lehrer und höchitens zwei don der Kirchenregierung ernannte Mitglieder, in Delter- 
reich gewiffe Vertreter des Lehreritandes. Der Wirkungskreis der Synoden, welche 
in allen erwähnten Ländern außer Defterreich ordentlicher Weiſe jährlich einmal 
zufammentreten jollen, befteht 1) in der Beiprechung und Erwägung der kirchlichen 
Zuftände des Bezirks (in allen erwähnten Ländern); 2) Beratung von Anträgen 
zur Förderung und Beſſerung des kirchlichen Lebens an die landesherrlichen Kirchen: 
behörden (Rheinland und Weſtfalen, Altpreußen, Hannover, Bayern, Württemberg, 
Baden, Didenburg); 3) Begutachtung der ihnen von den firchlichen Behörden zu— 
gegangenen Vorlagen, welche mitunter für wichtige Angelegenheiten ausdrücklich an- 
geordnet ift (Altpreußen, Hannover, Rheinpialz); 4) Handhabung der Kirchendiszi- 
plin innerhalb eines gewiſſen Umfanges (Rheinland und Weitjalen, Altpreußen, 
Hannover); 5) Aufficht oder wenigſtens Mitaufficht über die Geiftlichen, Kirchen: 
ältejten und niederen SKirchendiener (Rheinland und Weſtfalen, Altpreußen, Würt- 
temberg) ; 6) Aufficht über die in dem Bezirke beftehenden Anftalten für chriftliche 
Liebeswerfe (Altpreußen); 7) Aufficht über die Verwaltung des Kirchenvermögens 
(Rheinland und Weitfalen) oder wenigjtens in der Sorge für die Erhaltung deſſelben 
(Württemberg); 8) Verwaltung der Predigerwittwenkaſſe und Synodaltaffe (Rhein- 
land und Weftfalen); 9) Leitung der Wahlangelegenheiten der Pfarrer des Kreiſes, 
jowie der Ordination und der Introduktion derjelben (ebendajelbit); 10) der An— 
ordnung von Maßregeln für die Förderung des firchlichen Lebens (Baden); 11) 
Repartition der zur Kreisſynodalkaſſe erforderlichen Beiträge der Kirchenkaſſen und 
Gemeinden (Altpreußen) oder Sorge für die Dedung der nothwendigen Auslagen 
des Genivrates, für die Unterftügung armer Pfarrgemeinden, der Wittwen und 
Waiſen der Pfarrer und dienftunfähig gewordener Geiftlicher (Oeſterreich). Selbit- 
ftändige Berugniffe haben dieſe Synoden demnach nur in Rheinland und Weltialen, 
in Altpreußen, Baden und Defterreich, während in den übrigen Ländern ihre Stel- 
lung nicht über die einer begutachtenden und berathenden Behörde für die Organe 
des landeöherrlichen Kirchenregiments hinausgeht. Die nächjte Stufe über den Kreis— 
ſynoden bildet in Rheinland und Weſtſalen eine Provinzialiynode für jede dieſer 
Provinzen. Dieje tritt alle drei Jahre zufammen und beiteht aus den Superinten- 
denten der Provinz, aus je einem Geiftlichen und einem Aelteſten oder Diakon für 
jeden Kreis, welche die Synode defjelben wählt; emblich dem aus den Geiftlichen 
der Provinz von der Provinzialiynode auf jech® Jahre zu wählenden, vom Ober: 
firchenrath noch zu beftätigenden Präfidium, dem Präjes und feinem Gubftituten 
(Affeffor genannt). Die Synode hat über die Erhaltung der Reinheit ber evan« 
gelifchen Lehre in Kirchen und Schulen und der in der Provinz geltenden Kirchen- 
ordnung zu wachen, Beichwerden über Mißbräuche in firchlichen Dingen und über 
Verlegung der kirchlichen Ordnung nebſt daran gefnüpften Anträgen an die Be- 
hörden zu bringen, die Anträge der Kreisſynoden ihres Bezirks zu berathen und 
über die inneren kirchlichen Angelegenheiten Beſchlüſſe zu jaflen. Da dieſe aber ftets 
der Betätigung der Behörden bedürfen, jo hat auch diefe Synode nur wieder bie 
Stellung einer begutachtenden Behörde. In Dejterreich nimmt bie Superintenden- 
tialverfammlung diefelbe Stufe, wie fonft die Provinzialfynode, ein. Sie tritt alle 
drei Jahre zufammen und befteht aus dem Superintendenten und dem Superinten- 
dentialfurator (d. h. einem weltlichen Vertreter des Superintendentialbezirts), fämmt- 
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lichen Senioren und den Senioratskuratoren, aus je zwei Pfarrern und zwei welt— 
lichen Mitgliedern, welche jede Senioratsverſammlung aus ihrer Mitte wählt, aus 
einem Vertreter des Lehrerſtandes der Superintendenz, eventuell auch aus einem 
Vertreter der im Bezirk vorhandenen evangeliſch-theologiſchen Fakultät. Den Wir— 
tungsfreis dieſer Synode bildet die Beſchlußfaſſung über alle gemeinſamen Angele- 
genheiten der in ihr vertretenen Seniorate und einzelnen Gemeinden, jedoch find 
ihre Bejchlüffe erit dann vollzugsfähig, wenn fie von dem Kultusminifterium nicht 
beanftandet worden find. In Altpreußen follen die jeit 1873 in Wirkſamkeit 
getretenen Provinzialfynoden fich alle drei Jahre verfammeln. Diefelben ſetzen fich 
zuſammen 1) aus den von jeder Kreiöiynode gewählten, je einem geiftlichen und 
weltlichen Abgeordneten, Ieterer zu nehmen aus den derzeitigen, jowie früheren Mit- 
gliedern der KHreisfynoden, der Gemeindelirchenräthe und der Gemeindevertretungen 
des Wahlkreiſes, ferner 2) je einem weiteren, von den größten Kreisſynoden (d. h. 
mit mehr ala 60000 Gvangelifchen) aus der Zahl der angejehenen, kirchlich erfah- 
venen und verdienten Männer des Provinzialbezirtes zu deputirenden Abgeordneten, 
3) je einem von der evangelifch-theologischen Fakultät der Provinzialuniverfität zu 
wählenden Mitgliede der erjteren, und 4) endlich aus landesherrlich ernannten Mit- 
gliedern, deren Zahl jedoch den jechiten Theil der zu 1) gedachten Abgeordneten 
nicht überfteigen darf. Die Provinzialfynode hat die Zuftimmung zu den fich auf 
bie Provinz befchränfenden Geſetzen, ferner zur Einführung neuer Katechismus · 
erflärungen, Religionslehrbücher, Geſangbücher und agendariſcher Normen in den 
Provinzialbezirk, zur Auferlegung neuer kirchlicher Ausgaben für provinzielle Zivede, 
zur Beranftaltung regelmäßiger Provinzialkirchentolletten zu ertheilen, die Zuftände 
umd Bebürfniffe ihres Bezirkes in Obacht zu nehmen, und die Hebung wahrgenom- 
mener Mißftände in ordnungsmäßigem Wege zu betreiben, die von den Kreisſynoden 
beſchloſſenen ſtatutariſchen Beitimmungen zu prüfen, und zwei bis drei Abgeordnete 
ala Mitglieder der theologischen Prüfungstommiffion zu entjenden. Als höchſtes 
Ignodales Organ fteht über den Provinzialfynoden der alten öftlichen Provinzen, 
jowie des Rheinlandes und Weſtfalens die Generalfynode, zuſammengeſetzt a) aus 
150 von den einzelnen Provinzialiynoden gewählten Mitgliedern, b) ſechs von den 
theologischen Fakultäten der lniverfitäten aus ihrer Mitte deputirten Profefioren 
und fämmtlichen Generalfuperintendenten und c) 30 landesherrlich ernannten Mit: 
oliedern. Von den zu a) gedachten Mitgliedern ift eine bejtimmte Zahl (24, 27, 
18 u. j. w.) auf jede Provinzialfynode vertheilt, und von diefer Zahl ift aus 
den Geiftlichen der Landeskirche, das zweite Drittel aus den Angehörigen der Pro- 
vinz, welche den fynodalen oder Gemeindekörperſchaften derjelben angehören oder 
früher angehört Haben, das letzte Drittel aus angejehenen, kirchlich erfahrenen Män- 
nern der Landeskirche zu wählen. Alle Gewählten müffen volle 30 Jahre alt fein. 
Ver Generalfynode fteht zunächft die Theilnahme an der kirchlichen Gefeßgebung zu, 
und e& können ohne ihre Zuftimmung feine Geſetze erlaffen werden, welche die Re— 
gelung der kirchlichen Lehrfreiheit, die orbinatorische Verpflichtung der Geiftlichen, 
die Einführung von agendarifchen Normen, Katechismen, Religionslehrbüchern und 
Geiangbüchern für den allgemeinen Ianbesfirchlichen Gebrauch) , die Einführung und 
Abſchaffung allgemeiner firchlicher Feiertage, die kirchlichen Bedingungen der Trauung, 
die Kirchenzucht wegen Verlegung allgemeiner Pflichten der Kirchenglieder, bie 
Disgiplinargewalt über Geiftliche und andere Kirchendiener, die kirchlichen Erforder- 
nifie der Anftellungsfähigkeit, die kirchlichen Grundjäge über die Beſetzung der geift- 
lien Aemter, die Aenderung der Kirchengemeinde- und Synodalordnung und ber 
Sirhenberaffung, ſoweit in leßterer Beziehung die Ausübung des landesherrlichen 
Kirchenregiments durch Kollegialbehörden von geiftlichen und weltlichen Mitgliedern 
in Frage kommt, betreffen. Außerdem hat die Generaliynode die Bewilligung neuer 
ſtirchenſteuern zu genehmigen und eine mitbeauffichtigende Stellung bei der Verwal- 
tung der Landeskirche. Die Generalfynode tritt ordentlicher Weiſe alle ſechs Jahre 
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auf königliche Berufung zuſammen. Wegen des geringen territorialen Umfanges der 
betreffenden Länder jehlt die Stufe der Provinzialbehörden in Hannover, Pfalzbayern, 
Württemberg, Baden, Oldenburg, und hier bildet die nächjt höhere Organifation die 
fog. Landes- und Generaljynode (erjtere Bezeichnung in Hannover, Oldenburg, Würt- 
temberg, leßtere in Pjalgbayern, Baden und Defterreich gebraucht). Diefe allgemeinen 
Synoden, welche ſich theila alle jech® (Hannover, Defterreich), theils alle fünf 
(Baden), theils alle vier (Pialzbayern, Württemberg), theils alle drei Jahre (Dl- 
denburg) verfammeln, jegen fich zufammen in Hannover aus je 29 geijtlichen und 
weltlichen Abgeordneten, gewählt in ebenjoviel aus den vereinigten Bezirken zuſam— 
mengejeßten Wahlkreifen durch die Mitglieder der dazu gehörigen Bezirfsjynoden, in 
Pialzbayern aus den Defanatsvorjtänden und aus den von jeder Diöceſanſynode ge= 
wählten einem Pfarrer und zwei weltlichen Abgeordneten, in Württemberg aus je 
25 geijtlichen und weltlichen aus den Didcefaniynoden, in Oldenburg aus 12 geijt- 
lichen und 17 weltlichen von den Kreisſynoden zu wählenden Deputirten, in Oefter- 
reich aus den Superintendenten und ihren Kuratoren, den Senioren und den von 
der Superintendentialverfammlung aus den weltlichen Mitgliedern der Senioratä- 
verfammlung gewählten Deputirten. In Baden werden die 24 geijtlichen Mit- 
glieder der Generaliynode in den Wahlbezirfen von jämmtlichen in der Didceje 
jtimmberechtigten Geiftlichen, die weltlichen durch die von den Aelteſten jeder Ge— 
meinde gewählten Wahlmänner gewählt. Die erforderliche Qualififation diejer welt- 
lichen Abgeordneten bilden (mit Ausnahme Oeſterreichs) die für die Wahl zum 
Aelteften vorgejchriebenen Eigenfchaiten. Mitglieder der Synode find ferner wegen 
ihrer Stellung in Hannover der Präfident des Landeskonfiftoriums, der Abt zu 
Zodum, ein theologifcher und juriftiicher Profeffor der Univerfität Göttingen, im 
Württemberg ein Deputirter der evangeliich-theologischen Fakultät zu Tübingen; in 
Baden die evangelijchen Prälaten; in Defterreich ein Abgeordneter der evangeliich- 
theologischen Fakultät in Wien; außerdem Hat in Hannover, Württentberg, Baden 
und Oldenburg der Landesherr das Recht, eine gewiffe Anzahl von Mitgliedern zu 
ernennen. Was die Rechte diefer Synoden betrifft, jo haben fie in Hannover, 
Württemberg, Baden, Oldenburg, abgejehen von dem Recht, die allgemeinen kirch— 
lichen Angelegenheiten in Erwägung und Berathung zu ziehen und darauf bezüg- 
liche Anträge und Beichwerden bei der Kirchenregierung zu ftellen, das Recht zur 
Zuftimmung zu dem Erlaß und der Abänderung von Kirchengefegen, zur Einfüh— 
rung neuer Katechismen, Gejangbücher und Agenden, und (mur nicht in Württem— 
berg) das Recht zur Bewilligung neuer firchlicher Auflagen. In Oeſterreich hat die 
Synode dagegen jelbjtändig das Recht der firchlichen Gejeßgebung in den genannten 
Beziehungen und das Recht, die evangelijche Kirche Hinfichtlich ihrer Stellung ſowol 
dem Staate, wie den anderen Konfejfionen gegenüber zu vertreten. Alle Beichlüffe, 
welche nicht rein Eirchliche Fragen betreffen, bedürfen aber der Beftätigung des 
Zandeöherrn, reip. des Minifteriums. Daß die Lehre oder das Belenntniß feinen 
Gegenftand der Gejehgebung der Synoden bildet, ift in Hannover, Württemberg, 
Defterreich ausdrüdlich feitgejeßt, wogegen in Baden und Oldenburg (Hier mit Aus— 
nahme des Inhalts des DBelenntniffes) für firchengejegliche Normen in Bezug auf 
die Lehre Freiheit gelaffen ift und die Zuftimmung der Synoden eingeholt werben 
muß. In der Bayerischen Pfalz und in Bayern bieffeit des Rheins Haben die 
Generalfynoden eine begutachtende Stellung, jedoch darf in der erfteren die beftehende 
Verfaffung nicht ohne Zuftimmung der Synode abgeändert werden. In dem letzteren 
Lande ijt diefelbe bis auf Weiteres aus den urſprünglich getrennt projektirten beiden 
Synoden für die Konfiftorialbezirfe Ansbach und Bayreuth gebildet worden und jet 
fich zufammen aus je einem geiftlichen und je einem weltlichen Abgeordneten jedes 
Delanatsbezirkes, jotwie einem Abgeordneten der theologischen Fakultät zu Erlangen 
unter dem Borfige eines dazu deputirten Mitgliedes des Oberkonfiftoriums. Eigen— 
thümlich find die Verhältniffe im Königreich Sachſen, wo allein eine Landesfynode, 


ZTabatsiteuer. 845 


aber feine andere fynodale Stufe vortommt. Sie befteht aus 24 Geiftlichen und 
30 Laien, welche in 24 Wahlbezirken durch die Geijtlichen derjelben und von den 
jeitena der Kirchenvorftände gewählten Wahlmännern gewählt werden, einem theo- 
logischen und einem juriftifchen Profefjor aus Leipzig und acht vom Kirchenregimente 
ernannten Mitgliedern. Ihre Funktion bejteht darin, die erforderliche Zuftimmung 
zu den den Kultus und die Kirchenverfaffung betreffenden Gejeßen und zu der Ab- 
änderung allgemeiner kirchlicher Einrichtungen zu ertheilen. 

Quellen: Dove, Sammlung der wichtigeren neuen Kirchen-Orbnungen ꝛc. Züb. 1865, 
wo die hier benutzten "Ordnungen abgedrudt find. Nicht darin enthalten: Die repidirte 
opera lung der evang. Saͤchſ. Kirche in den Deutſch-ſlav. Kronländern Defterreih3 von 

; bie Württemb. Verordn. von 1867, betr. die Einführung von ge bie kgl. 
Rirdenvorflandi» und Synodalordbnun von 1868; dad Braunſchweig. von 1871, die 
Errichtung einer Landesſynode betr.; Die Synodal:Orbnung für Wa er yrmont von 
1872; die Berfaffung der evang.-Iuth. — in Hamburg von 1870; die hun 
ii achien: Weimar von 1873; das fönigl. Sächſ. — über den Rändigen Ausſchu 
er Landesſynode von 1873; dad —— — ge ett — — ynoben von 


Fe (diefe in zu an Seite für Kirchenrecht s : i 

; XO. 78, 91, rag und —— für die 6 älteren 
Slim Provinzen Beesbhs von 1873 (im Allg. Kixchenblatt von 1873, ©. 335); bie 
Generaliynodalordnung für die evang. Landeskirche der. 8 ya Provinzen” vom 20. Jan. 
1876 und Dnung fir eb vom 3. Juni 1876 — a D. v. 1876 ©. 385); Kirchenvorftandd: und 


ge r a Nov. 1876, a. a. D. ©. 769, eingeführt in 
Lauenburg 1877, 54; Riecenporfianbe: = Synodalordnung für ben 


Konfitorialbezirt Wiesbaden v. 4. Juli Ist, a. a. D. vd. 1877 ” 625; —— der edang. 


Stiche des Großherzogthums Heffen vom 6. Januar 1874, a. a. O. 177 und 
dazu Verorbnung vom 23. März 1874, Ay 0.D. gg 1876, €. “1: ee unb 
Synodalordnung für — vom 6. Februar 1875, a. ©. dv. 1875 ©. 345 und dazu 
Erlaß v. 14. Dez. 1878, a. a. O. v. 1879 ©. 1; Rirchenborfiand- und Synobalordnung vd. 
4. Jan. ür Sagen Deinin en, a. a. O. v. 1877 ©. 

git.: ler, Geſch. der Presbyterial- und Eyssbalverfeffung, Leiden 1854. — €. 
me Die nothwendigen Grundlagen einer die fonfiftoriale und ſynodale Ordnung 
vereinigenden —— Berl. 1862. — Hugues, Die Konföderation der reformirten 
Kirchen in Niederſachſen, Celle 1873. P. Hinſchius. 


T. 


Tabaksſteuer. Als T. wird im Allgemeinen jede Steuer bezeichnet, welche 
auf den Tabak und die Tabaksfabrikate gelegt iſt, ſei es in Form von Eingangs— 
zöllen, oder als Beſteuerung des inländiſchen Tabaksbaues, der Fabrikation oder in 
der Form des Monopols. Der Tabak iſt in allen Kulturſtaaten einer möglichſt 
hohen Steuer unterworfen. Nur in Deutſchland beſtanden bis zum Jahre 1880 
ziemlich niedrige Eingangszölle (für 12 Mark für je 1 Centner unbearbeiteter Ta— 
bakblätter und Stengel, 38 Mark für Rauchtabak in Rollen, in abgerollten oder 
entrippten Blättern oder gejchnitten, 33 Mark für Karotten zu Schnupftabat, 60 
Darf für Gigarren und Gigarretten und 60 Mark für Schnupftabak) und von 1869 
an eine Flächenſteuer für den inländifchen Tabafsbau, welche den Gentner Rohtabat 
mit ohngeiähr 2 Mark belaftete und in der Art angelegt war, daß je 85 Quabrat- 
meter mit Tabak bepflanzten Bodens mit 60 Pfennig Steuer belegt waren, 
während weniger ald 4 Are mit Tabak bepflanzten Landes eines Pflangers oder 
mehrerer zu einem Hausſtande gehöriger Pflanzer fteuerfrei blieben. Durch das 
Reichsgeſetz vom 16. Juli 1879 wurde an Stelle der erwähnten Flächenſteuer eine 
Gewichtſteuer für den im Deutſchen Zollgebiete gewonnenen Tabak eingeführt, welche 
Tür je 100 Kilogramm fermentirten oder getrockneten fabrikationsreifen Tabak vom 
1. April 1880 an für die Ernte des Jahres 1880: 20 Mark, für 1881: 30 Mark, 
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für 1882 und die folgenden Erntejahre 45 Mark beträgt. Für die mit Tabaf be— 
pflanzten Grundftüde unter 4 Aren wurde ausnahmsweiſe der leichteren Kontrole 
wegen eine Flächenſteuer beibehalten, welche für 1 Quadratmeter im Jahre 1880 
2 Piennig, für die Ernte des Jahres 1881 3 Piennig und für diejenige des Jahres 
1882 und folgende 4,5 Pfennig betragen ſoll. 

Dieje Beftimmungen find der Defterreichiichen und Franzöfiſchen Einrichtung nach= 
gebildet, welche für die Kontrole den Ankauf des inländifchen Tabals zu dem Zwecke 
der Monopolverwaltung nothwendig ift. Während fie dort für die Tabatapflanzer 
wohlthätig wirft, weil die Monopolverwaltung den ganzen Tabaksertrag nach den 
wirklichen Gewichts und Qualitätsermittelungen ankauft, wirkt fie in Deutichland 
durch die vielen Kontrolen bei der Pflanzung, Gewichtsabſchätzung, Blätterzählung, Ber- 
wiegung beim Handel und der Aufbewahrung jehr läftig und ftörend für Pflanger, 
Händler und Fabrikation, dürfte aber hierdurch dem Begehren der Betheiligten nach 
dem Tabaksmonopole Vorſchub Leiften, welches ihnen einen ficheren Abjat ihrer Pro- 
dukte garantirt. Nachdem in Deutichland diefe höhere Beiteuerung für den inlän— 
diichen Tabaksbau eingeführt war, mußten auch die Eingangszölle danach normirt 
werden. Es zahlen deshalb vom 25. Juli 1879 an 100 Kilogramm unbearbeitete 
Zabakäblätter und Stengel und Tabaksſaucen 85 Mark, jabrizirter Tabaf außer 
Gigarren und Cigarretten 180 Mark und die leßtgenannten 270 Mark an Eingangs- 
zöllen. Während in Deutjchland bis zum Jahre 1869 keine allgemeine Beſteuerung 
des inländifchen Tabakbaues bejtand, und wie gezeigt, ein dfterer Wechjel der Be— 
iteuerungsart jeitdem eintrat, war in Defterreich bereits jeit 1851 für das ganze 
Reich das Tabaksmonopol eingeführt worden, und bejteht dafjelbe in Frankreich feit 
1810. In leßtgenanntem Staate wird die Gültigfeitsperiode von 5 zu 5 Jahren 
teftgejegt und erlifcht, wenn feine Verlängerung eintritt nach dem Gejehe vom 
21. Dezbr. 1872 am Ende des Jahres 1882. Außerdem eriftirt das Tabaks— 
monopol noch in Italien, Spanien und Rumänien. 

In Rußland und in den Nordamerikanifchen Treiftaaten befteht eine Fabri— 
fationgjteuer für den Tabak, die theils mittels jog. Banderollen (vom Schatzamte ge- 
ftempelte und verlaufte Papierftreifen), theils durch Stempelmarken erhoben wird. 
Beide müfjen an den Tabaksfabrikaten oder an deren Verpadungsmaterial angebracht 
werden. 

Das Englifche Beſteuerungsſyſtem des Tabak, welches bereits ſeit 1642 von 
Grommell eingeführt worden ift, befteht darin, daß der Tabaksbau in England ver- 
boten, dagegen die Einfuhr von Tabak und Tabaksfabrikaten mit einem Zolle belegt 
it, der im Durchfchnitt mindeftens 420 Prozent des Werthes beträgt, nämlich 290"), 
Mark vom Gentner Rohtabat, 538 Mark vom Gentner Gigarren und 301,65 Mark 
vom Gentner Schnupftabaf. 


Quellen: Für Grantreid: Kaif. Dekret vom 29. Dez. 1810, Geſetz vom 21. De. 
1872. — Für Defterreich: Gefek vom 11. Juli 1835. — Für Nordamerika: Gejeh v. 
Juli 1868. — Für Deut land: Geſetz v. 16. Juli 1879. 

Schriften: Ein —— Riteraturnadhtveis über Zabaföbejteuerung findet ra — 
Bruno Hildebrand's Jahrbü chern für Nationaldlonomie, Statiftit von 1878 Heft 5 
6 ©. 304, ſowie in Kletke's Literatur über das — weſen bed Deutſchen Reichs und der 
Bunbesftaaten, Berl. 1876 ©. 274. — Ferner Hirth’3 Annalen b. Deutjchen Reiches, verſchie— 
dene Jahrg. — v. Plenter, Das Defterr. Ebafsmonnpel 1857; Derjelbe, ad Xabata- 
see r Zollver., Berl. 1857. — Mährlen, Die Beiteuerung beö Zabaf3 im Zollverein 

— Creizenah, Das Franzöfiiche Tabatämonopol 1868. — Krüll, Dad Tabal- 
— ol in Po Mk und Pe: 1878. — ©. Mayr, Das Teutſche Reich und = 
Zabafamonopol, 1878. — M. MohHl, Denkichrift 8 eine Reichstabafäregie, 18 
Mayr, Kritiiche je Nahtzäge zu den Studien über dad Tabaksmonopol, Augsburger dam 
a 9, 50, 58, 54. — Dad Tabaldmonopol unb feine Gemeingefährli 
ahr 1878. — —S der — Handelslammer: Gegen das Tabaksmonopol, 1878. — 
Dad Tabaksmonopol und bie Nordamerikaniſche Tabaksſteuer. Eine — — 
rn von Oberzollrath Felsner Ir Hirth’8 Annalen von 
Zur föfteuerftage von O. rh. v. Aufjeh (in v. Holkenborff’3 unb — 3 
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Jahrbuch für Gejekgebung, Verwaltung und Vollswirthſchaft von 1878 ©. 771. — Die Zölle 
und Steuern be3 —— Reiches von D. Frh. v. yon x 1880, ©. 81 ff. ee 
usgabe. v. Aufie 


ü 


Tagebud; der Mäkler. Außer dem Handbuche hat der Mäkler (f. diejen 
Art.), wenigftens der amtlich beftellte (dereidete) Handelsmäkler, ein Tagebuch 
(Joumal) zu führen, welches, ähnlich wie das Regifter des Notare, zur fortlaufenden 
Beurtundung der unter VBermittelung des Mäklers abgefchloffenen Geſchäfte beſtimmt 
ft. Die Gejege enthalten eingehende Beitimmungen über dejjen Einrichtung, Führung 
und rechtliche Bedeutung, zum Theil unter ausdrüdlicher Bezugnahme auf die gleich- 
artigen Beftimmungen binfichtlich der Handelsbücher der Kaufleute. Nach dem 
Allgem. Deutichen HGB. muß das T. amtlich paraphirt fein; der Handelsmäkler 
hat in dafjelbe alle abgejchlofjenen Gejchäfte täglich unter Angabe der Namen ber 
Kontrahenten, der Zeit des Abfchluffes, des Gegenftandes und der Bedingungen des 
Geihäfts in Deutſcher Sprache, eventuell der Gefchäftsiprache des Orts einzutragen 
(nah der Ordnung des Datums, ohne leere Zwiſchenräume) und das Eingetragene 
täglich zu unterzeichnen. Aehnliche Vorfchriften giebt der Code de comm. — Die 
Parteien können jederzeit die Ertheilung beglaubigter Auszüge fordern, welche 
alles bezüglich des betreffenden Geſchäfts Eingetragene (mit Ausnahme deſſen, in 
Bezug worauf Schweigen geboten ift) enthalten müffen. — Nach dem Tode oder 
Ausicheiden des Mäklers ift dag T. bei der Behörde (in Preußen dem Amtsgericht) 
niederzulegen. — Die Gültigkeit des Geichäfts ift zwar, wie das HGB. aus— 
drädlich beftimmt, von der Eintragung in das T. unabhängig; indeffen dient dieje 
Ihatfache zum Beweiſe des abgeichloffenen Vertrags, wenngleich die bisher in 
diefer Beziehung geltenden gejeglichen Beweisregeln als mit der freien Be— 
werswürdigung unvereinbar (durch das EG. zur CPO.) aufgehoben find. — 
Anrecht erhalten ift dagegen die über die Editionspflicht im Givilprozeffe hinaus— 
gehende Vorfchrift, wonach der Richter im Prozeffe, jelbft ohne Antrag oder Bezug- 
nahme, die Borlegung des T. behufs Einficht und Vergleichung mit der Schluß 
note (f. den Art. Note), den Auszügen und anderen Beweismitteln verordnen kann. 
Die gi e Beitimmung gilt in Frankreich. 

jgb. u. Lit.: HGB. Art. 71, 72, 74—76, 79 Ab. 1; vol. auch CPO. 88 133, 387, 388, 
39. — Preuß. EG. zum HGB. Art. 9 S 4; Inſtr. v. 12. Dez. 1861 88 5, 6. — AG. 5. GBG. 
25 Nr. 2. — Code de comm. art. 84. — Pardessus, Cours de droit comm., I. nr. 126. — 
In Vebrigen ſ. d. Lit. hinter d. Urt. Mäkler und Note. R. Rod). 


Taillandier, Alphonſe-Honors, 5 10. III. 1797 zu Paris, wurde 1823 
Advolat am Kaſſationshof, 1848 Rath, F 21. VI. 1867. 

‚Er jhrieb u. A.: Reflexions sur les lois penales de France et d’Angleterre, 1824. — 
Traite de l&gisl. conc. les manufactures et ateliers dangereux et insalubres, 1825 — (mit 
Mongalvy) Recueil général des lois et arröts conc. les &migr&s, 1825.— Notice sur Henrion 

Pansey 1825, Daunou 1841 et 1847, Berriat Saint-Prix 1846. — Comm. sur l’ordonnance 
des conflits, 1829. — Nouv. Recherches sur la vie et les ouvrages de l’Hospital, 1861. — 
on de: Rapports d’Ed. Livingston sur la legisl. — de la Louisiane, 1825. 

git.: tribunal et la Cour de cassation 1870, p. 266. Zeihmann. 


... Salon, Zinsleiften. Zur Erhebung einer neuen Reihe von Coupons, Zing- 
deinen war urfprünglich die Vorlegung der Schuldurfunde erforderlich; jpäter 
eriolgte die Ausgabe an den Einlieferer des letzten Coupons, jog. Stichcoupons. 
Bereits im vorigen Jahrhundert wurde e8 üblich, Talonurkunden auf Inhaber, 
gewöhnlich am Schluß des Couponbogens angedrudt, auszugeben, gegen deren Rüd- 
gabe die Aushändigung der neuen Reihe der Coupons erfolgt; dies find die T., 
Finsleiſten, Erneuerungsfcheine (Elfaß-Lothringen, Gef. vom 8. Juli 1879, $ 28), 
auch Anweiſungen genannt, jet auch allgemein für Dividendenfcheine üblich. Zweck 
war, die beſchwerende und gefährdende Vorlegung der Haupturkunde zu eriparen, 
zumal fich die Vereinigung der Zins- und Gouponeinhebung im Stichcoupon als 
unzwelmäßig erwies; jelbjtändige zum Umlauf bejtimmte Urkunden, durch welche 
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das Necht auf neue Zinsſcheine abgelöft wäre, jollten keineswegs geitattet werden. 
Hiermit in Einklang jteht e8, wenn eine Reihe von Geſetzen (Heffen, Gej. vom 20. 
Suli 1858 Art. 17. Oldenburg, Ge. vom 5. April 1867 Art. 12. Württemberg, 
13. März; 1868 Art. 20; 19. Auguft 1879 $ 24. Defterreich, Gej. vom 2. Juli 
1868) beitimmen, daß die Zinsleifte für jeden Inhaber kraftlos wird, jobald das 
Recht aus der Haupturkunde erlofchen ift und daß T. kein jelbjtändiger Gegenſtand 
der Amortifation find (Defterreich, Gef. vom 2. Juli 1868 $ 1; Heflen, Gej. vom 
4. Juni 1879 Art. 14; Eljaß-Lothringen, Geſ. vom 8. Juli 1879 $ 28). Weiter 
folgt, daß die Emiſſionsſtelle jtet3 mit Sicherheit an den Inhaber der Haupturfunde 
die neue Gouponreihe aushändigen kann und aushändigen muß, jofern er ber Aus— 
gabe an den Präfentanten des T. wideriprochen bat (Preuß. Gej. vom 18. März 
1869. Deutjch. Gef. vom 9. Nov. 1867 $ 2, 12. Mai 1878 $ 1). Unabhängig 
hiervon bleibt allerdings die Entjcheidung über das Anrecht zwijchen Inhaber der 
Haupturfunde und des T., wobei lehterer die Beweislaft hat. Die Entwidelung 
der Eigenichaften des T. ift jedoch eine gleichmäßige; e8 haben diejelben vielmehr 
mannigfach eine größere Selbftändigfeit von der Haupturfunde erlangt, weshalb die 
Amortifation beanſprucht wird (Preuß. Gej.Samml. 1871, ©. 307), und die 
Gmiffionaftelle nicht an den Inhaber der Haupturkunde die neue Reihe der Coupons 
aushändigen darf, jondern die Enticheidung des Streites zwijchen ihm und dem 
Taloninhaber abzuwarten hat (Nafl. Geſ. vom 2. Juni 1860 $ 16. Oldenbg. 
Gef. vom 5. April 1862, Art. 12. Württembg. Gej. vom 13. Mär; 1868, Art. 20). 
Die Bedingungen, Privilegien bei der Ausgabe der Inhaberpapiere, die Statuten 
der Aktiengejellichaften weiſen große Verfchiedenheiten nach und bleiben maßgebend, 
weil die Landesgejege meiftens nur die vom Staat außgegebenen verzinslichen Schuld- 
— * betreffen. 

Schumm, Die REN —— Schuldurkunden, S. 84. — Ben ber, 
Derlehr in Stantäpapieten, En Aufl., 3. — uns Anbaberpapiere, ©. 616 
Enbemann, 2 Sr — — 8* 190, * — S Repbner, om: 
mentar zum 8 B. Kt che r. 11. — Entic. d iode Bd. X 312. — Deutfches 


[nn 1873 Nr. 85, 36, 43; 1874 Nr. 1 20. — Bulch, udn, Bd. XXL. 
356 Keyßner. 


Talon, Omer, & gegen 1595 zu St. Quentin, hervorragend als Advokat, 
7 1652. Gein Sohn Denis, 1628—98, war ebenfalls Advokat, zulegt lebens: 
Yänglicher Präfident. Er Hatte großen Antheil an der Nedaktion der Ordonnanzen 
Louis' XIV. 


sah Plaidoyers et discours d’Omer et Denis 'Talon, Paris 1821. 
: Michaud. — Gaudry, I. 238. Zeihmann. 


Tancreduß, 5 um 1185 zu Bologna, Lehrte dafelbit, Canonicus des Domftifts, 
1226 Archidiakonus, F zwiſchen 1234 und 1286. 

Er ſchrieb gegen 1214: Ordo judiciarius, L 1515; zulegt von Bergmann, 
Gott. 1842, p. 89—316; Umarbeitung durch Bartho omaeus Brixiensis um 1250, — 
Summa de sponsalibus 'et matrimonio (Ausg. v. Agath. Wunderlich, Gott. 1841). — 
Apparatus zum Decretum. — Provinciale. 

git.: Gottsched, De antiqua versione theodisca mag. Tancredi, Lips. 1750. — 
Frid. Bergmann, De libello quem T. de judic. ord. composuit, Gott. 1838. — 
v. Savigny, V. 116—135. — De Wal, Beiträge, Erl. 1866, S. 14. — Stobbe, Redt:: 

quellen, I. 634, Note 78. — Schulte, Geidh., I 199-205. — Betpmanns Hollmeg, 
&ivilprz,, VI. 115—128. Zeihmann. 


Sardien, Auguſte Ambroife, 5 10. III. 1818 zu Paris, } 12. I. 1879, 
ausgezeichneter Pathologe, Hygieniker, Gerichtsarzt. Las jeit 1856 über gericht: 
liche Medizin, 1857 Profefior, 1864 Dekan der medizinischen Fakultät bis zum 
Sturze des Kaiſerreichs, 1867 Präfident des comité consultatif d’hygiene, berühmt 
als Lehrer und Schriftſteller, namentlich auch als Sachverſtändiger. Von ſeinen 
Gutachten, die fich im Jahre 1876 auf 5239 beliefen, find allgemeiner befannt 
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das in der Affaire Sandon abgegebene, welches durch die Sektion jpäterhin glänzend 
beitätigt wurde; über die jpontane Verbrennung der Gräfin von Görlitz, über Tropp- 
mann, über die Giftmorde durch de la Pommerais, durch Palmers u. W. 

Schriften: Dictionnaire d’hygiöne publique et de salubrite, Paris 1862. — Etude 
— et clinique sur l’empoisonnement (gemeinfam mit M. Z. Roussin), Paris 
1875. — Eine große Anzahl von Llaffiichen Arbeiten erichien zuerft in ben Ann. d’hyg., 
bi har über Kindesmord, Fehlgeburt, Erftidung, Sittlichleitäverbrechen, übertragende Krank— 

en x. 

2it.: P. Brouardel in ben Ann. dhyg, Februar 1879. — Blachez in ber Gaz. 
hebd. de med. vom 17. Januar 1879. — L’Un. med. vom 18. Januar 1879. — F. de 
Rauze in der Gaz. med. de Paris vom 18. Januar 1879. Kornfeld. 


— Guy-Jean-Baptiſte, 5 6. XTI. 1733 zu Paris, vertheidigte 
ihristlich Youi® XVI., betheiligt an den Vorarbeiten zum Code civil und Code 
eriminel, 7 9. IX. 1806. 

8it.: Le tribunal et la Cour de cassation, 1879 p. 82 -34. Teihmann. 


Tartagnus, Alerander, 5 gegen 1424 zu Imola, wurde 1445 Doftor 
in Bologna, Iehrte in Pavia, Bologna, Ferrara, Padua, T 1477. 

Schriften: Dig. vetus, Venet. 1502, 1576. — Al. Tart. ad — ff. titulos, 
ed. Ferrettus, Venet. 1595. — Comm. in lib. III. Decrett., Bonon. 1485. — Consilia, Lugd. 
1547— 1563; Francof. 1575, 1610. — Lect. in rubricam de fide, Mediol. 14%. 

Lit.: v. Savigny, VI. 312-819. — Schulte, Geichichte, II. 328. 

TZeihmann. 


Taubſtummenweſen. As Taubjtumme bezeichnet man ſolche Perjonen, 
welche entweder von Geburt an oder in Folge einer in früheſter Kindheit erlittenen 
Krankheit des Gehörd beraubt find und bei denen fich in Folge dieſes Verluſtes 
auch das Sprechvermögen nicht Hat entwideln fönnen. Bei 85—90 °/, der Zaub- 
fummen iſt das Gebrechen angeboren. Daß diefen Unglüdlichen ebenjo wie den 
Blinden eine möglichit weite Ausbildung zu Theil werde, damit fie um jo eher zu 
nützlichen Mitgliedern der bürgerlichen Geſellſchaft werden, liegt nicht blos in den 
Geboten der Menjchlichkeit, jondern auch im wohlverftandenen Intereſſe des Staates. 
Da man in Deutjchland (im Jahre 1871) 38 489 Taubjtumme, aljo 96 auf je 
100 000 Einwohner zählte und die Gefammtzahl derjelben in Europa auf mehr als 
300 000 zu jchäßen ift, jo handelt es fich um einen nicht unerheblichen, mit der 
Blindenzahl annähernd übereinjtimmenden (in Deutjchland diefelbe überfteigenden) 
Bruchtheil der Bevölkerung, deffen wirthichaftliche Bedeutung durch den Umſtand 
erhöht wird, daß die entichiedene Mehrzahl — über 60 %, — der Taubjtummen 
überall dem männlichen Gefchlechte angehört. Ebenjo wie bei der Blindheit 
jeigt fich bei der Taubſtummheit eine ftärfere Betheiligung der Europäijchen 
ala der Amerikaniſchen Bevölkerung. Für die Europäiſchen Länder ergiebt Jich 
ein Berhältnik von 78, für die Vereinigten Staaten von Nordamerika dagegen ein 
jolches von 42 Taubjtummen auf je 100 000 Einwohner. Die geographiiche Ber: 
breitung der Taubſtummheit in Europa läßt ala Regel eine Zunahme des 
Uebel& bei gebirgiger Bodenbejchafienheit, dagegen eine relative 
Immunität in den Niederungen erfennen. Cine Ausnahme von diefer Regel macht 
in Deutjchland nur der Nordoften, in deffen Tiefebenen, namentlich in Ojtpreußen, 
die Taubſtummheit ebenjo jtark verbreitet iſt wie jonft nur in Bergländern. Am 
meiften lebt dies Gebrechen den Alpenländern an; in der Schweiz 3. B. fommen 
auf je 100 000 Einwohner 245 Zaubjtumme, in Salzburg 278, in Kärnten 441! 
Inwieweit diefe viel größere Häufigkeit in Gebirgsländern wirklich auf terrejtren 
Einflühen beruhe umd inwieweit joziale Lebensverhältniffe dabei eine mitwirkende 
oder vorherrichende Rolle jpielen, ift bis jeßt nicht ausgemacht. In den meijten 
Guropäifchen Ländern ift eine Zunahme der Taubſtummen nachweisbar; in Deutjch- 
land gilt dies beſonders von den induftriellen Gegenden. 

v.Holgendorff, Enc. II. Rechtslexikon III. 3. Aufl. 54 
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Die Ausbildung der Taubftummen ift in früherer Zeit bis zur zweiten 
Hälfte des vorigen Jahrhunderts jehr vernachläffigt worden, man hielt diejelben 
für geiftig nicht bildungsfähig, und erft die Erfolge, welche der Franzöſiſche Abbe 
de l'Epée in dem von ihm 1760 gegründeten Taubftummeninftitut zu Paris 
erzielte, gaben den Anjtoß zu weiteren ähnlichen Einrichtungen. In Deutichland 
wurde die erſte Taubjtummenanftalt durch Samuel Heinide 1778 ind Leben 
gerufen. Erſt 50 Jahre jpäter entjchloß fich die Preußische Staatöregierung Taub— 
ftummenlehrer ausbilden zu laffen, und errichtete dann in jeder Provinz Taub- 
jtummenanftalten, meift im Anjchluß an die Lehrerfeminare, welche gegenwärtig 
unter provinzialftändiicher Verwaltung fortbeftehen. Die Unterrihtömethode 
in den Deutichen Anftalten weicht von derjenigen in den Franzöſiſchen twejentlich 
ab. Die letztere benutzt ausjchließlih die Geberdenſprache als Mittel zur 
Begriffgentwidelung, die Deutiche Methode dagegen bedient fich der Lautſprache, 
des geiprochenen Wortes ala Denkform, bringt diefe durch Uebungen im Abjehen 
und Nachbilden der einzelnen Laute, jowie durch gleichzeitigen Unterricht im Leſen 
und Schreiben zum Verjtändniß und fucht auf diefe Weile den Taubftummen in 
den Befi derjenigen geiftigen Bildung zu ſetzen, welche mit dem verjtändigen Ge- 
brauch der Sprache unzertrennlich verbunden ift. Die Aufnahme in den Preußijchen 
Provinzialanftalten pflegt mit dem 8. Lebensjahr zu geichehen und der Kurfus 
6 Jahre zu dauern, jo daß Me Kinder in der Regel mit dem 14. Lebensjahr 
entlafjen werden können. Obgleich Zahl und Ausdehnung der provinzialen und 
jtädtifchen Taubſtummenanſtalten noch in der jüngjten Zeit bedeutend gewachjen find 
und die freie Aufnahme unbemittelter in erweitertem Maße gewährt wird, jo bleibt 
doch bis heute in Deutjchland, wie anderwärts, noch ein großer Theil der Taub— 
jtummen ohne geeigneten Unterricht. In der Preußifchen Rheinprovinz 3. B. betrug 
gemäß einer im Jahre 1878 von der Staatäregierung veranlaßten ftatiftischen Auf 
nahme die Zahl der des Unterrichts ermangelnden taubjtummen Kinder im Alter 
von 7—15 Jahren noch 303, während 402 derjelben Altersklaſſe angehörige fi 
in den rheinischen Taubjtummenanftalten befanden. 

Bezüglich der äußeren Organijation der Taubftummenanftalten hat fich 
in den letzten Dezennien das Syitem der Erternate am beiten bewährt. Die Zög- 
linge werden zu 2 bis hHöchitens 4 in geeigneten Familien untergebracht, mit 
welchen ein bejonderer Pflegevertrag geichloffen wird. Die häusliche Kontrole und 
Sorge für Innehaltung des Pflegevertrages liegt dann dem Anftaltsvorfteher und 
den betreffenden Klaſſenlehrern ob. Durch die Erziehung in der Familie wird bie 
Ginfeitigfeit, welche allem Internatleben anhaftet, vermieden und die Vorbereitung 
tür das jpätere bürgerliche Leben eine beffere. Unter den aus den Anftalten ent- 
laffenen, welche mit jeltenen Ausnahmen im Stande find ſich und ihre Angehörigen 
zu ernähren und deren fittliche Führung überall ala eine mufterhafte bezeichnet zu 
werden pflegt, findet man die tüchtigften Handwerker (befonders Schuhmacher, 
Schreiner, Drechäler, Handſchuhmacher), nicht jelten auch talentvolle Künftler; die 
weiblichen Zöglinge finden jpäter ihren felbjtändigen Unterhalt ala Näherinnen, 
Büglerinnen oder mittels Haushaltungsarbeiten. 

Die civilrehtliche Stellung der Taubftummen war ſeit dem Alterthum 
derjenigen von Unmündigen, Wahn» oder Blödfinnigen gleichgeftellt. Kaiſer Juftinian 
verordnete, daß fie keine Freiheit, einen letzten Willen zu errichten, haben jollten, 
und Kaifer Marimilian beftimmte, „zu jedem Teſtamente gehöre, daß der Teftirende 
mit verjtändigen Worten reden oder jchreiben könne”. Grit feit dem Anfange dieſes 
Jahrhunderts wird von den Gejeßgebungen allgemein dem Unterfchiede Rechnung 
getragen, ob der Taubftumme Unterricht genofjen Habe und mit welchem Erfolge. 
So beitimmt in Preußen das Allg. ER. (Thl. II. Tit. 18 $ 818), daß „die Vor- 
mundichaft über Taubitumme aufhören follte, wenn bei angeftellter Unterfuchung 
ich finde, daß fie zu der Fähigkeit, ihren Sachen felbft vorzuftehen, gelangt jeien“, 
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und bezüglich der Fähigkeit zu teſtiren heißt es (Thl. I. Tit. 12 8 26), daß 
„tauben oder ſtummen Perſonen, welche fich jchriftlich oder mündlich ausdrücken 
önnen, die Geſetze bei Errichtung ihres lebten Willens nicht entgegenjtehen“. 
Gine beantragte MWiederaufhebung der ‚gejeglichen Kuratel über großjährige Taub- 
jtumme darf niemals ohne Anhörung eines fachverftändigen Gutachtens erfolgen oder 
abgelehnt werden. 

Das Deutſche Straf GB. erwähnt der Taubftummheit im $ 58, wonach 
„ein Taubſtummer, welcher die zur Erfenntniß der Strafbarkeit einer von ihm be= 
gangenen Handlung erforderliche Einficht nicht beſaß, freizufprechen ift” ; ferner im 
S 65, nach welchem „bei bevormundeten Taubftummen der Vormund zur Stellung 
eines ftrafrechtlichen Antrages (wegen Verlegung) berechtigt it“. 

Bei der civilrechtlich häufiger, ftrafrechtlich feltener vorfommenden gerichts— 
ärztlihen Unterfuchung des geiftigen Zuftandes taubftummer Perjonen muß 
in der Regel der Schriftliche Mittheilungsweg benußt werden, vorausgejeßt natür— 
fih, daß die betreffende Perfon fchreiben und lejen gelernt hat. Wenn lebtere 
Vorausfegung nicht zutrifft, jo wird zur Gewinnung eines klaren Ginblids in das 
Seelenvermögen des zu Unterfuchenden ſtets die Zuziehung eines Taub- 
— — rathſam ſein. 

Lit: at, Ueber bie Behandlung blinder und taubflummer — *— A 1830. — 
— ie Taubſtummenanſtalt zu Paris, Königab. 1827. . —— 
Geſichts⸗ und Tonſprache der Menſchheit wiedergegebene ——— AR, 
lat Syſtem der gerichtlichen toeholoaie, egenäb, 1852. — ©. Mayr, Die *7 
reitung der Taubſtummheit ıc., München — Die Provinzial-Taubſtummenanſtalten ꝛc. 
der Rheinprovinz, Düffeldorf 1880. Tinlelnburg. 


Taubſtummheit. Der Einfluß, welchen das ſchwere Gebrechen der T. auf 
die Entwidelung der geijtigen Kräfte des Menjchen übt, hat ftets der Geſetzgebung 
Veranlaffung geboten, diefem Zuftande ihr befonderes Augenmerk zuzumwenden. Sie 
hat dabei nicht überjehen, dat einestheils nur die geiftige Entwidelung des Taub— 
ftummen es ijt, welche ihr Eingreifen erfordert, und daß anderentheils das Gebrechen 
nicht immer als ein ſchon bei der Geburt vorhandener organijcher Fehler auftritt, 
jondern auch durch jpätere innere oder äußere Vorgänge uud Einwirkungen auf den 
Körper hervorgerufen werden kann, welche die Ausbildung des Geiftes bereits bald 
im höheren bald im minderen Grade vorgefunden haben. Wenn auch im Staats- 
recht ein derartiger defeetus corporis ganz allgemein und ohne Rüdficht auf feine 
Entitehung ein jo jchwer wiegendes Moment ift, daß er dem Kranken jeden Zugang 
zu den öffentlichen Aemtern verlagt, ihn auch nach dem Deutſchen Prozekrechte zur 
Uebernahme des Schöffen: und Geichtworenendienftes unfähig macht, ftatuirt do das 
bürgerlidhe Recht einen Unterjchied, je nachdem der Taubftumme troß des Ge— 
brechen® vermöge der vor dem Eintritt oder während beffelben erlangten geiftigen 
Ausbildung in der Lage ift, feine Rechtsgeſchäfte jelbft zu beiorgen oder nicht. Nach 
Röm. Recht wurde ihm im leßteren Falle ein curator beftellt, der ihn bei feinen 
Rechtögeichäften zu vertreten hatte, und wurde ihm in der früheren Zeit jede Fähig— 
feit, über fein Vermögen untef Lebenden oder von Todeswegen zu verfügen, ab— 
geiprochen. Erit Jujtinian gab ihm, falls er jchreibensfundig war, die Tejtaments- 
rähigkeit, jedoch mit Ausnahme, wenn er taubftumm geboren war (1. 10 Cod. qui 
testamenta facere possunt 6, 22). Im Gem. Recht ift diefe Ausnahme injotern 
befeitigt worden, ala auch dem letzteren, wenn er jchreiben kann, die Tejtamentsfähigfeit 
zugefprochen wurde. Ziemlich denjelben Standpunft vertritt das Preußifche Landesrecht. 
Es erklärt die Taubjtummen für teftamentsfähig, jobald fie des Schreibens mächtig 
find (Allg. ER. I. 12 $ 26) und fchrieb im $ 15 II. 18 1. c. vor, daß fie unter 
Vormundſchaft geftellt werden follten, wenn fie taubftumm geboren oder vor zurüd- 
gelegtem 14. Lebensjahre geworden waren und nicht mehr unter väterlicher Gewalt 
ftanden, machte dagegen ihre Bevormundung im $ 16 ibid., wenn fie erft in fpäteren 
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Jahren zu dieſem Gebrechen gelangt waren, davon abhängig, ob fie ſich durch all- 
gemein verjtändliche Zeichen ausdrüden tonnten oder nicht. Die Schreibenskenntniß 
war jonach nicht das alleinige Kriterium für die Entbehrlichfeit der Bevormundung. 
Die Fortichritte der Wiffenjchait in der Behandlung taubjtummer Perfonen führten zu 
einer Aenderung diejer Vorjchriften. Die VBormundichaftsordn. v. 5. Juli 1875 bes 
jtimmt im $ 81 ganz allgemein, daß Taubjtumme einen Vormund erhalten jollen, 
jofern fie durch das Gebrechen an der Bejorgung ihrer Rechtsangelegenheiten gehindert 
werden. Sie legt ſonach die Prüfung der Nothwendigfeit einer Vormundsbeftellung 
dem VBormundjchaftsrichter auf und fieht davon ab, die Schreibensfunde ala das 
entjcheidende Merkmal aufzuftellen. Ihre Stellung unter Vormundſchaft wird für 
die weiteren Rechtsverhältniffe von Erheblichkeit. Von ihr macht das Allg. M. 
ihre Handlungs: und Bertragsfähigfeit abhängig und ftellt fie den Unmündigen 
gleich ($ 25 I. 5). Aber auch für die nicht bevormundeten trifft es Fürſorge, um 
fie vor MUebervortheilungen zu bewahren und einen Mißbrauch ihres Gebrechens 
jeiteng Dritter auszujchließen, und ordnet deshalb an, daß fie die von ihnen zu 
errichtenden jchriftlichen Verträge nur gerichtlich ſchließen dürfen ($ 171 1. c.). 

Auch ihre Prozekfähigkeit hängt nach der RCPO. von ihrer Stellung unter 
Vormundſchaft ab. Der Vormund ift ihr gejeßlicher Vertreter. Iſt ihmen ein 
jolcher nicht bejtellt, jo hindert ihr Gebrechen fie nicht, ihre Rechte im Prozeſſe jelbit 
wahrzunehmen, wobei zu einer Verhandlung mit ihnen, jobald fie des Schreibens nicht 
fundig find, die Zuziehung eines Dolmetſchers erforderlich ift, der ihren Willen zu 
erforſchen hat (GBVG. 8 188). Das Gleiche gilt, wenn ſie als Zeuge vernommen werden 
ſollen. Die Eidesleiſtung iſt eine andere, je nachdem ſie ſchreiben können oder nicht. 
Im erſteren Falle leiſten ſie den Eid mittela Abſchreibens und Unterjchreibens der 
die Eidesnorm enthaltenden Eidesformel und zwar ſelbſt dann, wenn fie nothdürftig, 
aber nicht geläufig zu fprechen vermögen; im andern mit Hülfe eines Dolmetichers 
durch Zeichen. In Dejterreich joll nach dem Juſt. Min. Erl. vom 23. September 
1850 die Vereidigung in der Weiſe erfolgen, daß dem des Schreibens kundigen 
Zaubjtummen die Eidesformel zum Durchlefen gegeben und von ihm unterjchrieben 
wird. Anderenfalls joll ein Dolmeticher zugezogen werden, und muß die Vereidigung 
unterbleiben, wenn fich diefer mit ihm nicht verjtändigen fann. 

Anders it ihre Stellung im Strafredht. Aus der Begehung einer Hand- 
lung, welche objektiv alle Thatbeſtandsmerkmale einer vom Gejeg mit Strafe bedrohten 
Handlung enthält, folgt noch nicht ihre Strafbarfeit. Erſt der Hinzutritt der traf 
rechtlichen Zurechnungsfähigkeit und Strafreife des Thäters rechtfertigt die Anwendung 
des Straigejeßed. Das Vorhandenſein dieſes jubjektiven Momentes hat der Stra 
richter zu prüfen. Da nun der Zufammenhang des Gebrechens der T. mit der 
geiftigen Entwidelung Zweifel über den Stand der letzteren wach zu rufen geeignet 
ift, Zweifel, welche auch durch die Entjcheidung des Vormundſchaftsrichters über 
die Nothwendigkeit der Stellung unter Vormundſchaft nicht in maßgebender Weiſe 
gelöſt werden, insbeſondere auch die Vorſchrift des Civilrechts, daß bevormundete 
Taubſtumme ben Unmündigen gleichgeſtellt werden, ohne Einfluß bleibt, liegt in 
jedem Falle dem Richter die Prüfung ob darüber, ob der Taubſtumme mit der zur 
Erkenntniß der Strafbarkeit ſeiner Handlung erforderlichen Einficht gehandelt hat. 
Es joll alſo derjelbe ebenjo behandelt werden, wie derjenige Angejchuldigte, welcher 
das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, jedoch mit dem Unterjchiede, daß ihn 
im Bejahungsfalle die volle Strafe trifft, verneinendenjall® aber nicht ſowol feine 
Ueberweifung an die Familie oder in eine Beſſerungsanſtalt, fondern feine frei: 
ſprechung zu erfolgen hat, und daß auch die Zuftändigkeit des Schwurgerichts ihm 
gegenüber nicht ausgefchlofjen ift (GBG. $ 73, Nr. 3). Diejer Stellung entſprechend 
bejtimmt auch die StrafPO. ausdrüdlich, dafı bei einer Verhandlung vor dem 
Schwurgericht in jedem falle den Gejchiworenen die Frage nach der Zurechnungs 
fähigkeit des Angeklagten zur Beantwortung vorgelegt werden muß, eine Frage, die 
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wegen ihrer thatſächlichen Natur nicht dem Richter überlaſſen bleiben darf ($ 298), 
und daß auch im landgerichtlichen Verfahren feine Vertheidigung eine nothmwendige 
iſt ($ 140). Meves. 


Tauchnitz, Chriſtian Theodor, & 17. IV. 1812 zu Leipzig, ſeit 1839 
Advofat und Patrimonialgerichtsverwalter daſelbſt, trat mit dem 1. X. 1854 
in den königlich Sächſiſchen Staatsdienft, zunächſt ala Appellationsrath in Leipzig, 
vom 1. IV. 1866 an zum SOberappellationsrath befördert, wirkte als Vertreter 
der königlich Sächſiſchen Regierung in der zur Ausarbeitung des Entwurfes eines 
Allgemeinen Deutihen HGB. niedergejeßten, am 15. I. 1854 zu Nürnberg 
zufammengetretenen Kommiffion, dann in der von mehreren Deutjchen Bundesjtaaten 
nah Hannover berufenen, am 15. IX. 1862 eröffneten Kommiffion zur Aus- 
arbeitung und Vorlage des GEntwurfes ‚einer Allgemeinen CPO. für die Deutjchen 
Bundesjtaaten, und zulegt in der am 3. I. 1868 zu Berlin eröffneten Kom— 
miffion zu Ausarbeitung des Entwurfes einer PrzO. in bürgerlichen Rechtäftreitig- 
feiten für die Staaten des Norddeutfchen Bundes, aus welcher er durch den Tod 
abberufen wurde, für die gemeinfame Gejeßgebung Deutichlandse, T 18. I. 1870. 

Schriften: Langjährige Redaktion der Sädj. —2* für Rechtspflege u. Verwaltung, 
Leipz. 1841—1879 u. des von ihm begründeten Sächſ. Wochenblatts für merkwürdige Rechts: 


fälle, Leipz. 1841—1873, 
Lit.: Nekrolog im Dreddener Journal vom 21. Januar 1870, Nr. 16 S. 94. — Nachruf 


ber Mitglieder der Kommilfion zu Ausarbeitung bed Entwurf3 einer CPO. für den Nord: 
deutſchen Hund, ebenbaf. Nr. 18 vom 23. Januar 1870, ©. 106. Lamm. 


Taulier, Marc Joſeph Frederic, & 15. XII. 1806 zu Grenoble, pro- 
movirte 1828, wurde 1831 suppldant an der Fakultät zu Grenoble, 1838 orbentl. 


Profeffor, 1842 Ritter der Ehrenlegion, 1855 Dekan, T 22. I. 1861. 
Schri kein Theorie raisonnde du code civil, Paris 1840—1848. — Le vrai livre du 


peuple ou le Riche et le Pauvre, Grenoble 1860. 
git: Caillemer, Fred. Taulier, Paris, Grenoble 1864. Zeihmann. 


Taurellius, Laelius (Torelli), 5 1489 zu Fano, wurde Mitglied des 


Hohen Raths, jpäter Kanzler in Florenz, T 1576. 
Er und jein Sohn — AREIAERS (t 1574) gaben bie foftbare Ausgabe der Pandekten 
heraus: Dig. seu Pand. libri L ex Florentinis Pandectis repraesentati Florentiae in off. 


Laurentii Torrentini (Lelio e Francesco Torelli), 1553. ne 
git.: v. Savigny, II. 95, 97, 449. — Mommsen, p. XVII. — v. Stintzing, 


Geſchichte der Deutichen Rechtäwifjenichaft (1880), I. 204 u. ö. 
TZeihmann. 


Tauſch it die urfprüngliche Form der wechjelfeitigen Verträge, durch 
welche Sachen von einer Hand in die andere gehen; denn die Neigung zum T. ift 
nah Adam Smith (Wealth of Nations I. ch. 2) eines der wichtigjten Merk— 
male, die den Menſchen vom Thiere unterjcheiden. Aus ihm iſt erft der Kauf her- 
vorgegangen ($ 2 I. 3, 23; 1.18 1 D. 18, 1), wenn er gleich einen anderen 
Gharafter hat; denn der T. befriedigt unmittelbar das Bedürfniß des Verkehrs, der 
Kauf erſt mittelbar, weil das Geld erjt wieder dazu dienen foll, ala allgemeines 
Mtittel die gewünfchte Sache zu erwerben. Mit diefem Verhältniß zwifchen T. und 
Kauf Haben fich auch die Römischen Rechtsjchulen eingehend befchäftigt; die Sabi- 
nianer hielten den T. nur für einen Nebenjall des Kaufes, während die Proculejaner 
beide Rechtögeichäfte jtreng von einander trennten — eine Anficht, welche von Ju— 
ftinian gebilligt wurde. (©. die oben citirten Stellen.) Im Römifchen Recht 
ericheint der T. als ein Innominatrealkontrakt und findet aljo ftatt, wenn eine in= 
Dividuelle Sache um eine andere hingegeben wird (do ut des). Während beim Kauf 
die Verpflichtung der Parteien eine verjchiedene ift, ift fie beim T. eine gleiche. Bei 
jenem ift die auf Eigenthumserwerb gerichtete Abficht der Parteien nicht ftreng 
durchgeführt; der Charakter der Sachleiftung (rem habere licere) ift ein anderer, 
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als der der Geldleiſtung, welche wirkliches Eigenthum verſchafft. Bei dieſem Liegt 
in der Leiftung jeder Partei Geld und Waare zugleih. Während der Kauf jchon 
durch die bloße Willengeinigung über merx und pretium gejchloflen wurde, erzeugt: 
der T. eine rechtliche Wirkung erſt durch die gemachte Vorleiftung (. 18 2; 1.2 
C. h. t.); fie bewirkte nach den allgemeinen Regeln über Jnnominatrealtontraft: 
zunächſt nur eine NRüdforderung und erit in der weiteren Rechtsentwidelung ein 
Wahlrecht zwifchen diefer und der Forderung auf Gegenleiftung, zwiichen cond. 
causa data causa non secuta und der actio praescriptis verbis (l. 3 SS 2, 3; L5 
pr. $$ 3, 4 D. 12, 4; 1.16 D. eod.; 1. 1, 4, 5, 7 C. h. t.). Im heutigen Gem. 
Recht ift aber mit den übrigen Jnnominatrealverträgen auch der T. in einen Kon: 
jenjualvertrag übergegangen und dadurch dem Kaufe näher gerüdt. Geringer als 
im Römijchen Recht find daher Heutzutage die Abweichungen von den Regeln des 
Kaufes (vgl. ſchon 1. 2 D. 19, 4; 1. 62 D. 23, 3). Nach Römiſchem Recht tra’ 
die Gefahr des Unterganges denjenigen Kontrahenten, welcher die Sache empfangen 
hatte; er hatte feinen Erſatz, jondern fonnte nur feine Leiftung zurüdfordern (L. 5 S 
1 D. 19, 5). Im heutigen Recht fommen aber ſowol hierüber, als auch wegen 
der Haftung für culpa und für die noch nicht gefchehene Gegenleiltung die Grund- 
jäe vom Kauf zur Anwendung. Nur Gin wichtiger Unterfchied zeigt ſich beim T., 
welcher aus der Verpflichtung, Eigenthum zu übertragen, entjteht. Zwar ift de 
Saß in l. 18 3 D. 19, 4, wonach der T. mit einer fremden Sadye nichtig if, 
nur aus der Natur des NRealtontraftes zu erklären und für das heutige Recht un— 
anwendbar (v. d. Piordten, Abhandlungen, S. 294, 248 ff.), dagegen hatte! 
jeder Kontrahent nicht erit bei Entwährung, jondern ſchon, wenn fein Eigenthum 
übertragen ift. Im Uebrigen wird diefe nach den Grundjäßen vom Kauf beurtbeili 
(1. 29 C. 8, 45; 1. 1 C. 4, 64), nur daß bei theilweifer Entwährung der Werd 
des evinzirten Theils der empfangenen Sache von dem Werth der bingegebenen 
Sache in dem Verhältniß abgezogen wird, im welchem der Werth des epinzirten 
Theil zu feinem Ganzen jteht. (Vgl. die Beifpiele bei Koch, Rechte der Forder, 
II. ©. 839 und über die Berechnung des Minderwerths Bähr, Archiv f. praf. 
Rechtswiſſenſchaft VII. ©. 70 ff.) . Analog gelten auch die Grundſätze über fehler 
und Mängel (l. 19 8 5 D. 21, 1) und nach der Praris über die laesio enormis. 
Geldwechjel gilt als T., wenn die Auswechjelung nur nach dem gejeglichen Watt 
geichieht, als Kauf, wenn der Handelswerth der gejuchten Münzſorte in Betradt 
fommt. Endlich muß noch hervorgehoben werden, daß nicht nur Sachen, jonder 
auch alle übertragbaren Rechte Gegenitand des T. fein fönnen. 

Die Partikulargefeßgebung Hat fich zwar im Allgemeinen zu dem Saz it 
Gem. Rechts, daß der T. ein Konſenſualkontrakt jei, befannt, aber in einzelnen ſel⸗ 
gerungen wieder auf die Natur des Römifchen Realkontraktes zurückgegriffen. So 
das Dejterr. BGB., nach welchem, wenn die Uebergabe binnen einer bejtimmten 
Zeit erfolgen joll, die Sache aber zufällig ganz oder zur größeren Hälfte unter 
gegangen ift, der T. als nicht gejchlofjen gilt. Andere Verjchlimmerungen der Sach 
treffen, außer bei T. in Pauſch und Bogen, den Befiter. Gervorgehoben wird ferner, 
daß der Kläger entweder jelbjt erfüllt haben oder zur Erfüllung bereit fein muß 
Endlich joll das Geldwechieln nur T. jein, wenn Gold gegen Silber und fleiner 
gegen größere Münzſtücke gewechjelt werden. — Auch das Allg. ER. nimmt de 
Sat des Altrömiſchen Rechts, daß der T. einer fremden Sache nichtig jei, auf und 
giebt, falls fich der Geber eines Betruges ſchuldig macht, dem Empfänger die Wahl 
zwijchen Rüdtritt vom Bertrage und Forderung des Intereſſes. Im Uebrigen weilt 
es ausdrücklich auf die analogen Beitimmungen des Kauf hin, nur beim T. je 
tener Münzen und Medaillen joll laesio enormis nicht berüdfichtigt werden. Bein 
Geldwechſeln jollen die Gejeße der Zahlung eintreten, was um jo weniger Amen 
dung finden fann, als Zahlung Verbindlichkeiten tilgt, während jolche durch den T. 
twie durch jeden anderen Vertrag, begründet werden. — Nach Code civil geht mi: 
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beim Kauf, jo auch durch den bloßen Konſens beim T. Eigenthum über; die Nehn- 
lichkeit beider Verträge it demnach eine größere, als in den anderen Partifular- 
geiegen. Wie daher der Käufer bei drohender Eviktion den Preis zurüdbehalten 
Tann, jo fann auch beim T. einer fremden Sache der Empfänger nur zur Rück—, 
nicht zur Gegenleiftung gezwungen werden. Abweichend ijt nur, daß bei wirklicher 
Entwährung der Empfänger die Wahl zwijchen Schadenserſatz und Rüdforderung 
Hat und daß die Anfechtung wegen laesio enormis ausgejchloflen if. — Die Be- 
ftimmung des Cod. Max. Bav., daß der ala Konſenſualkontrakt bezeichnete T. nur 
bei Sachen derjelben Art (res eiusdem speciei) eintrete und fich dadurch von den 
anderen Innominatkontrakten unterjcheide, ift völlig inhaltlos. Das Sächſ. BGB. 
enthält nur die Vorfchrift, daß beim T. die gegenjeitigen Verbindlichkeiten der Ver- 
tragfchließenden analog nad) den Vorfchriften über den Kauf zu beurtheilen find. 


Quellen: Tit. D. 19, 4; Cod. 4, 64. — er Max. Bav. IV, 12 88 1,2,3. — 
Defterr. BEB. SS 1045—1 1052. — Allyem. ER. I. 11 SS 368-375. — Code eivil art. 
1702—1707. — Eid. BG 8.8 1138. 

Lit. auber ben Kefebüchern: Glüd, Erl., Bd. XVIL ©. 76—128. — A li 
Sdulbverhältnifie, II. $ 486. — Heimbad in Weiske's Rechtsler. X. ©. 7 
— — Beitr. zu ber Lehre oh Kauf: und Taufchtontrafte, in der Giehener — 


Kayſer. 


Taration der Grundſtücke. Cine ſolche findet im Rechtsleben zu ſehr ver— 
ſchiedenen Zwecken und mit ſehr ungleichartiger rechtlicher Wirkung ſtatt. 

Immer handelt es ſich bei der T. d. G. um die Ermittelung eines Werthes 
und Ausdruck deſſelben in Gelde. Je nachdem aber der Ertragswerth, der gegen— 
wärtige Kapitalwerth oder der beſtändige Sicherheitswerth der Liegenſchaft abgeſchätzt 
werden ſoll, nimmt die T. d. G. eine dreifach verſchiedene Geſtalt an. 1) In einer 
Reihe von Fällen iſt die Ermittelung des Ertrages einer Liegenſchaft erforderlich, 
und es wird daher eine Ertrags- oder Nutzungstaxe aufgenommen. Dabei wird 
regelmäßig der durchichnittliche Reinertrag, den das Grundjtüd nach Abzug aller 
Ausgaben und Verwendungen jährlich abwirft, in Geld geichäßt. Cine ſolche Er— 
tragsſchätzung pflegt bei Pachtverträgen zu Grunde gelegt zu werden, kann aber auch 
beim Nießbrauch und bei anderen Nubungsrechten vorkommen. Sie ijt ferner nad) 
manchen Deutjchen Gejegen bei der Errichtung eines Familienfideikommiſſes erfor: 
derlich, indem dazu nur ein Grundſtück ala geeignet gilt, deſſen Reinertrag ein ges 
wifjeg Minimum erreicht (in Preußen 7500 Mark nach landüblichem Wirthichafts- 
ſyſtem und nur bei Umwandlung von Lehen in Tyamilienfideilommifje blos 6000 
Mark, in Hannover 3600 Mark, in Braunfchweig 9000 Mark), während anderer- 
feitö bisweilen bei Weberichreitung einer gewiſſen Höhe des Reinertrages die im 
Uebrigen nicht geforderte landesherrliche Genehmigung verlangt wird (jo in Preußen 
bei einem Reinertrag von mehr ala 30000 Mark). Vor Allem aber find es überall 
Grtragstaren, welche die Baſis der Grundfteuern und damit zugleich aller auf den 
Grundjteuerbetrag fundirten NRechtsverhältniffe bilden. 2) In anderen fällen bedarf 
es der Grmittelung des gegenwärtigen Kapitalwerthes eines Grundjtüdes, 
wobei regelmäßig nur der jogenannte gemeine Werth in Betracht kommt, aus be- 
fonderen Gründen jedoch die VBerüdfichtigung eines außerordentlichen Werthes noth- 
wendig werden fann. Cine ſolche Werthtare oder Grundtare wird entweder durch 
SKapitalifirung des Ertragswerthes zu einem für den betreffenden Fall gejehlich be— 
ftimmten Prozentſatz gewonnen oder aber jelbjtändig nach den dafür vorgejchriebenen 
Zarprinzipien hergejtellt. Sie findet fich bei Verkäufen und fonjtigen VBeräußerungen, 
insbejondere auch bei nothiwendigen und freiwilligen Subhaftationen. Cine bejon= 
derö wichtige Rolle jpielt fie bei Auseinanderjegungen von Gefellichaits: und Ges 
meinjchaftsverhältnifjen, bei Erbtheilungen, bei der Auflöfung der ehelichen Güter: 
gemeinjchaft. Auch bei bloßen Gebrauchsüberlafjungen fann eine Werthtare auf: 
genommen werden, um namentlich bei jpäterer Feitjegung von Meliorationen und 
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Deteriorationen ala Anhalt zu dienen. Ebenſo fommt fie bei der Einbringung von 
Grundftüden in die Ehe vor. Desgleichen bei Einbringung in eine Gejellichait. 
Sodann bildet fie das Fundament der Feſtſetzung des Entichädigungsanipruches bei 
der Zwangsenteignung, jowie bei Werkoppelungen, Gemeinheitötheilungen und Ab— 
löfungen. Endlich kann auch eine Werthabſchätzung erforderlich werden, um den 
Umfang der Beichädigung einer Liegenichaft (3. B. durch Ueberſchwemmung oder 
Verſandung) fejtzuftellen. Ginfichtlich der Gebäude ift namentlich die Einfchägung 
behufs der freuerverficherung (Feuerkaſſenwerth) wichtig. 3) In wieder anderen 
Fällen wird durch die T. d. G. die Grmittelung des beftändigen Werthes 
bezwedt, den das Grundſtück unter allen Umftänden vorausfichtlich haben wird. 
Eine folche Sicherheitätare oder Kredittare wird namentlich aufgenommen, um jet 
zuftellen, bis zu welcher Höhe das Grundſtück ala Piandobjett Sicherheit gewährt. 

Objekt der Zaration fann nicht nur der Grund und Boden als folcher jein, 
jondern Alles, was zu einem bejtimmten Grundvermögen gehört. inwieweit Ge 
bäude, ftehende Früchte, lebendes und todtes Gutsinventar und fonjtiges bewegliches 
Zubehör, mit dem Grundftüde verbundene nußbare Gerechtigkeiten und auf dem 
Grundſtück ruhende Laſten in die Schägung einbezogen werden, richtet fich nach dem 
Zwed. Alle diefe Objekte können auch für fich den Gegenjtand bejonderer Taxa— 
tionen bilden. So wird 3. B. behufs der Gebäudefteuer der Nußungswerth und 
behufs der euerverficherung der Kapitalwerth der Gebäude, behufs der Hagelver- 
ficherung der Werth ftehender Früchte, bei Verpachtungen das Gutsinventar, bei 
Ablöfungen der Werth von Realgerechtigfeiten und von Reallaften und Servituten 
bejonders tarirt. 

Die rechtlichen Wirkungen der T. d. ©. find vor Allem verjchieden, je nachdem 
nur eine private oder eine Öffentliche Schägung vorliegt. Privattaren haben 
jedenfall3 nur für diejenigen Perfonen, von denen fie aufgeftellt oder anerfannt wor- 
den find, bindende Kraft. Wie weit aber ihre Bedeutung reicht, hängt davon ab, 
was im einzelnen Fall ala Inhalt der in der Aufftellung oder Annahme der Zare 
enthaltenen Willenserklärung angejehen werden muß. So wird im Zweifel der 
Verpächter, welcher dem Pachtanjchlage eine Ertragstare Hinzufügt, zwar die ber 
Ertragsſchätzung zu Grunde gelegten thatfächlichen Angaben, nicht aber den Erfolg 
gegen den Pächter zu vertreten haben, da Berpachtung feine Verficherung ift. Ebenjo 
wird die Hinzufügung einer Werthtare bei Ueberlaffung einer ſpäter wieder zu re 
ftitwirenden Liegenschaft im Zweifel nur die Bedeutung eines Grundanjchlages für 
die Berechnung etwa zu erfeßender Deteriorationen und Meliorationen haben. Aud) 
bei Uebernahme des Gutsinventars nach einer Taxe durch den Pächter fpricht die 
Vermuthung für bloße taxatio aestimationis causa, während eine taxatio venditio- 
nis causa bejonders als gerollt erhellen muß. Die umgekehrte Vermuthung ftellt 
das Römiſche Recht bei einer dos aestimata auf, und das Preußijche AR. giebt jo- 
gar, wenn von der Frau ein Grunditüd nach einem Anfchlage in die Ehe gebracht 
ift, dem Manne ſtets die vollfommene freie Wahl, ob er beim Tode der Frau das 
Grundjtüd deren Erben zurüdgeben oder gegen die Tare behalten will. Wird in 
eine Aftiengejellichaft ein Grundftüd als Apport nach einer beftimmten Zare ein- 
gebracht, jo hängt die bindende Kraft einer folchen Abrede von der Erfüllung der 
Formdorfchriften des Art. 209b des Deutichen HGB. ab. Im Gegenjah zu Pri— 
vattaren haben öffentliche Taren eine vom Willen der Betheiligten unabhängige 
Bedeutung, indem fie einerfeits kraft der Autorität der die Abſchätzung vornehmenden 
Behörde öffentlichen Glauben genießen, andererfeit3 je nach dem Zwed ihrer Auf— 
nahme in der einen oder der anderen Richtung die Intereffenten auch ohne ihre 
Einwilligung binden. Deshalb können auch öffentliche Zaren in die Grumdbücher 
eingetragen werden. So foll nach der Preußifchen Grundbuchordnung vom 5. Mai 
1872 $ 10 in die dritte Spalte der erften Abtheilung des Grundbuchs auf Antrag 
des Gigenthümers neben dem Erwerbspreis die Schätung des Werthes nach einer 
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Öffentlichen Tare und bei Gebäuden die ‘yeuerverficherungsfumme mit Angabe des 
Datums Aufnahme finden. 

Unter den öffentlichen Taren nehmen eine bejonders wichtige Stelle die ge— 
rihtlihen Zaren ein. Die gerichtliche Taration der Grundſtücke ift ein Akt der 
freiwilligen Gerichtäbarfeit, richtet fich daher auch heute in Deutjchland nach den 
Landeögejegen. In der Regel ſteht fie jegt den Amtäsgerichten zu. Das Verfahren 
dabei ijt in Preußen durch die Allgemeine Gerichtsordnung IH. II. Tit. 6 geregelt. 
Hiernach ift ftets die Zuziehung jachverjtändiger Taratoren vorgefchrieben, welche 
entweder ein für allemal vereidigt find oder zu der gegenwärtigen Handlung be= 
fonders eidlich verpflichtet werden. Der zur Abſchätzung anberaumte Termin ift den 
Intereffenten unter Vorladung bekannt zu machen, ohne daß die Vornahme der Ab— 
ihägung von ihrem Erſcheinen abhängt. Der richterlihe Beamte hat im Ab- 
ihäßungstermin die ganze Handlung der Taration zu leiten und für Vollftändigkeit 
der Information, Beobachtung der gejeglichen Tarordnungen und ausreichende Be— 
antwortung aller erheblichen Fragen durch die Taratoren Sorge zu tragen, dagegen 
jede Einwirkung auf die Selbjtändigfeit ihres jachkundigen Urtheila zu vermeiden. 
Ueber den ganzen Borgang hat er ein vollftändiges Protokoll aufzunehmen, das von 
ihm und den Taratoren, jowie von etwa vernommenen Zeugen, zu unterfchreiben 
it. Auf Grund diejes ‘Protofolles hat das Gericht, erforderlichen Falles unter 
Zuziehung eines vereidigten Rechnungsverftändigen, das Tarationsinjtrument aufs 
zuftellen und mit dem Gerichtöftegel auszufertigen. Für Grundftüde von geringerem 
Werth ift durch den Anhang zur Allgemeinen Gerichtsordnung $ 347 und die Ge— 
jeße vom 15. Juni 1840 und vom 4. Mai 1857 ein vereinfachtes Verfahren ein— 
gerührt worden, bei welchem die eidliche Vernehmung des Schulzen oder der Ge— 
richtsleute oder zweier ſonſt geeigneter Hauswirthe und in Städten zweier ſachkun— 
diger Einwohner genügt, im falle der Abichägung durch ein für allemal vereidigte 
Taratoren aber die jchriftliche Einreichung der Tare ausreicht. Als Grundjtüde 
von geringerem Werth werden nach dem Gejeh vom 4. Mai 1857 diejenigen an— 
gejehen, deren Werth nach Inhalt des Grundbuches, der Erwerbsdofumente oder 
anderer unverbächtiger Angaben den Betrag von 5000 Thalern nicht überjteigt. Die 
Tare ift dann auch gültig, wenn fich ein höherer Werth herausſtellt. Aehnliche 
Beitimmungen beftehen in anderen Deutichen Staaten. 

Der Aufnahme einer derartigen gerichtlichen Tare bedarf es in der Regel zum 
Behufe der Subhaftation. So aud nach älterem Preußifchen Recht, während nach 
der Subhajtationsordnung vom 15. März 1869 die Tare wegfällt und nur der 
Reinertrag reſp. Nutzungswerth, zu welchem das Grundjtüd zur Grund» und Ge— 
bäubdefteuer veranlagt iſt, ſowie die Anzeige, wo etwaige Abjchägungen zu finden 
find, in das Subhaftationspatent aufgenommen wird ($ 13), auch lediglich nad) 
Maßgabe jener Steuerveranlagung die Höhe der vom Bieter zu leiftenden Kaution 
($ 22) und die Sicherheit der hierzu verwendbaren Forderungen ($ 23) bemefier 
werden joll. Außerdem werden gerichtliche Taren namentlich bei Auseinander- 
jegungen zwischen Miterben und anderen Miteigenthümern oder Gejellichaftern, ſowie 
zur Beſtimmung der entjtandenen Bejchädigungen oder der vorhandenen Meliorationen 
oder Deteriorationen aufgenommen. ine jolche gerichtliche Tare ift regelmäßig er— 
forderlich, wenn Minderjährige betheiligt find. Auch ſonſt aber kann fie in Er- 
mangelung einer Einigung nothwendig werden. So wird nach Preußiichem LR. 
bei der Auseinanderjegung zwijchen dem Ehemann und den Erben der verjtorbenen 
rau in Bezug auf das von der leßteren ohne Taxe in die Ehe eingebrachte 
Grundftüd, jobald die Erben fich über einen zu jeßenden Werth deſſelben nicht 
einigen können oder in jechd Monaten feine Erklärung über den Werth abgeben, 
eine gerichtliche Tare aufgenommen, zu welcher der Mann das Grundſtück behalten 
oder zurüdgeben fann (II. 188 572—580). Ebenſo fommt es zur gerichtlichen 
Taration, wenn Miteigenthümer von der Beiugniß Gebrauch machen, von einem 
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Miteigenthümer, welcher feinen Beitrag zur Unterhaltung der Sache zu leiſten außer 
Stande iſt oder fich vorfäßlich der Leiſtung defjelben entzieht, die Ueberlaflung jeines 
Antheils gegen Wertherjaß zu verlangen (Preuß. Mi. I. 17 88 45—51). Auch 
bei der Ausübung von Retraktrechten werden gerichtliche Taren erforderlih, wenn 
der Näherberechtigte im Falle dolofer Webertreibung des KHaufpreifes zu dem ihm 
von der gemeinrechtlichen Praris gewährten Auskunftamittel greift, das Grundftüd 
gegen den tarirten Preis zu übernehmen. Nach manchen Gefegen ferner dürfen 
Grundjtüde bevormundeter Perſonen niemals ohne gerichtliche Tare veräußert wer— 
den; jo auch nach Preuß. LER. (II. 18 SS 568 ff.), während nach der Preußijchen 
Vormundichaitsordnung vom 5. Juli 1875 die Aufnahme einer Tare behuis des 
gerichtlichen Berkfaufes von Mündelgütern zwar auläfftg, aber nicht mehr nothivendig 
it. Ebenſo hängt e8 vom Ermeſſen des Gerichts ab, ob eine Tare aufgenommen 
werden joll, wenn die Genehmigung zur Veräußerung des Grundjtüdes eines Haus— 
findes durch den Vater nachgefucht wird. 

Mit der T. d. ©. kraft freiwilliger Gerichtsbarkeit ift die gerichtlide Werth: 
feitjtellung nicht zu verwechjeln, zu welcher das Gericht im Prozeß berufen wird. 
Hierbei ift nach heutigem Deutichen Prozeßrecht das Gericht weder an das Gut- 
achten der jachverjtändigen Taxatoren noch an bejtimmte Targrundjäße formell ge- 
bunden. Dies gilt daher namentlich auch von der Feſtſetzung der Entjchä- 
digungsiumme für enteignete Grunditüde, die im Streitfalle überall definitiv durch 
GEnticheidung des ordentlichen Gerichts der belegenen Sade erfolgt. Doch find Die 
Nechtsgrundjäße, nach welchen dabei die Werthbejtimmung jtattzufinden hat, Durch 
die Erpropriationsgejeße näher normirt (vgl. d. Art. Erpropriation). Ebenſo 
bat das Gericht über den Werth einer Liegenſchaft, ihrer Erträge oder ihrer Zus 
behörungen nach freiem Ermeſſen zu enticheiden, injofern derjelbe ala Werth des 
Streitgegenitandes für die Zuftändigfeit des Progehgerichts, für die Zuläfligleit der 
Reviſion oder für die Höhe der Gerichtskoften maßgebend iſt; es iſt aber auch hier— 
bei einerjeits zur Zuziehung jachverjtändiger Taratoren befugt, andererfeit3 an ge— 
wiſſe Rechtsgrundjäße über die Werthbejtimmung gebunden (vgl. Deutihe CPO. 
88 3—9 und 508, Gerichtsfoftengejeß vom 8. Juli 1878, 88 15—17). 

Neben den gerichtlichen Taxen gelten auch Taren, die von anderen dazu er- 
mächtigten Behörden unter öffentlicher Autorität aufgenommen find, ala öffent— 
liche Zaren. Dazu gehören in Preußen und jonft vor Allem die landichait- 
lichen Zaren, welche von den vom Staat normirten und privilegirten öffentlichen 
Kreditverbänden der Grundbeliger aufgerichtet werden. Das Verfahren bei der I. 
d. G. durch die Preußiichen Landſchaften ijt in deren landesherrlich beitätigten Sta— 
tuten und Reglements, meijt mit gewiſſen Unterjchieden für inforporirte adelige und 
fonjt beleihungsfähige Güter, genau geregelt. Dabei findet zunächſt eine örtliche 
Abſchätzung nach ein für allemal feititehenden Taxprinzipien durch eine hierzu er- 
nannte Hommiffion (in der Regel aus zwei Landesälteften und dem Syndikus ge— 
bildet) jtatt; darauf folgt die Prüfung der Tare durch NReviforen (meift zwei andere 
Landesälteſte); jodann wird die Tare nach gehaltenem Vortrag durch Beihluß des 
landfchaftlichen SKollegiums des betreffenden Bezirkes feſtgeſetzt; endlich ijt der Rekurs 
an die Organe des Gefammtverbandes der Provinz (Generallandichaftsdirektion und 
von ihr an den engeren Ausſchuß) zuläffig. Die Iandjchaftlichen Taren find ent— 
weder KHredittaren oder Subhajtationstaren. SKredittaren werden zur Grmittelung 
des bejtändigen Gutswerthes aufgenommen, wenn die Landſchaft um ein Darlehen 
angegangen wird. Die Beleihung mit Pfandbriefen erfolgt bis zu zwei Dritteln 
der Tare; auf Grund älterer Taxen jedoch nur nach vorgängiger örtlicher Tax— 
recherche, die nie zu einer höheren, wol aber zu einer niedrigeren Werthfeſtſetzung 
führen fann. Subhajtationstaren, bei welchen zu dem Sreditwerth noch der ab— 
geihäßte Werth der als nicht beftändig von der Kreditwerthſchätzung ausgeichlofienen 
Nußungen und Realitäten Hinzutritt, wurden früher bei jeder nothwendigen Sub- 
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bajtation von den Landichaften gefordert. Dies fällt jet in Preußen weg (Sub- 
haftationsordnung von 1869, $ 116). Dagegen bleiben die Grundjäße über Sub» 
haftationstaren für die Werthtaren maßgebend, welche die Landichajten zum Zweck 
der Auseinanderſetzung der Miteigenthümer eines Gutes oder zum Behuf der frei— 
willigen Subhaſtation deſſelben auf Antrag der Intereſſenten beziehungsweiſe auf 
Requiſition der Behörden aufzunehmen verpflichtet ſind. Wie in dieſen Fällen, ſo 
iſt überhaupt in Preußen die landſchaftliche Taxe hinſichtlich der landſchaftsfähigen 
Güter der gerichtlichen Taxe vollkommen ſubſtituirt (Preuß. Allg. Gerichtsordn. II. 
6 8 13). Auch gilt eine Hypothek oder Grundfchuld innerhalb der erjten zwei 
Drittel der landichaftlichen Kredittare ala im Sinne des Gejehes „ficher“ (Preuß. 
Allg. ER. I 14 8 188), weshalb fie 3. B. zur Anlage von Mündelgeldern ver- 
wendbar it. 

Eine ähnliche öffentliche Autorität genießen bei ſtädtiſchen Grundjtüden die 
Zaren Öffentlicher Feuerverfiherungsanjftalten, welche von fommunalen 
Beamten ausgehen und durch Beamte derjelben verwaltet werden. Als ficher gilt 
hier aber eine Hypothek nur innerhalb der erjten Hälfte des Tarwerthes. 

Deffentliche Taren der Grundſtücke werden ferner von den Steuerbehörden 
zum Behuje der Steuerveranlagung aufgenommen. So finden bejondere behördliche 
Ermittelungen und Feitiegungen des gegenwärtigen Kapitalwerthes nach eigenthüm— 
lichen Grundiäßen zum Zwede der Erhebung von Stempeljteuern, Erbichaitsiteuern, 
Grundbuchgebühren u. j. w. beim Befigwechjel ſtatt. Namentlich aber find die 
Kataftralichägungen des liegenjchaftlichen Ertragswerthes zum Behufe der Feſtſetzung 
und Bertheilung der Grundjteuern von hervorragender rechtlicher Bedeutung. In 
Preußen ijt durch die Gejege vom 21. Mai 1861 über die anderweite Regelung 
der Grundjteuer und über die Einführung einer allgemeinen Gebäudejteuer nebjt den 
ergänzenden Berordnungen (Gej.Samml. 253—326) das Berfahren bei Ermittelung 
des Reinertrages der Grundjtüde reip. des Nubungswerthes der Gebäude genau nor— 
mirt. Die obere Leitung der Abſchätzung hat der Finanzminiſter, unter welchem 
vier Generaltommifjarien, eine Gentraltommiffion, bejondere Bezirkskommiſſarien und 
Bezirksfommiffionen der einzelnen Regierungsbezirfe, jowie endlich Veranlagungs— 
fommifjarien und Beranlagungstommijfionen der einzelnen Kreiſe fungiren. Die 
endgültigen Feſtſetzungen des Reinertrages reſp. Nutungswerthes durch dieje unter 
Heranziehung der Selbjtverwaltungsförper gebildeten Behörden haben eine über das 
Gebiet des Steuerrecht? Hinausreichende öffentliche Autorität. So ijt ihre Erheb— 
lichkeit im Subhajtationgverfahren ichon erwähnt. Es iſt ferner hervorzuheben, daß 
bei den öffentlichen Kreditverbänden auf Antrag des Gutsbeſitzers, ſofern nicht be= 
fondere Bedenken dagegen obwalten, der Kreditwerth ohne Abichägung aus der 
Grundjteuerveranlagung dur Kapitalifirung des jährlichen Neinertrages mit der 
Zahl fünfundzwanzig unter Abzug des fünfumdzwanzigiachen Betrages der jährlich 
zu entrichtenden Grundjteuer und ſonſtiger ftändiger Zinſe, Renten und Abgaben 
hergeleitet werden kann. Auch gilt eine Hypothek oder Grundjchuld innerhalb des 
fünfzehnfachen Betrages des Grundjteuerreinertrages als „ficher“. Endlich bejtimmt 
das Geſetz, betreffend die Abſchätzung von Landgütern zum Behufe der PrlichttHeile- 
berechnung in der Provinz Weſtfalen, vom 4. Juli 1856, daß hierbei, inſofern es 
ſich um landtagsfähige Güter oder Güter mit einem Grundftenerreinertrag von mins 
deſtens 25 Ihalern handelt, ala Werth der jechzehniache Betrag des Katajtralrein- 
ertrages unter Hinzurechnung des Werthes beweglicher Pertinenzen, gewerblicher An— 
lagen, des überjtändigen Holzes und nutzbaren Gerechtigkeiten anzujehen it. Doc) 
muß auf Verlangen eines Interefienten jtatt des Grundjteuerreinertrages der wirf- 
liche Reinertrag ermittelt und zu Grunde gelegt werden. 

Autoritative Tarationen von Grundſtücken durch nicht gerichtliche Behörden 
fommen jchließlih im Enteignungspverfahren vor, indem bier meijt Verwal» 
tungsbehörden (in Preußen die Regierungen rejp. der Regierungspräfident mit dem 
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Bezirkerath) zu einer vorläufigen Feitiegung der Entichädigungsfumme berufen find, 
welche rechtskräftig wird, wenn nicht innerhalb einer Präflufivfriit die Provokation 
auf richterliche Enticheidung erfolgt (vgl. d. Art. Erpropriation). 

Die techniſchen Targrundfäße find zum großen Theil durch Geiee und Ver— 
ordnnungen bis ins Ginzelne firirt. Die Bafis jeder Tare bildet ein Grundanichlag, 
zu welchem die genaue Vermeſſung und Bonitirung des Areals und jeiner Beitand- 
theile, jowie die Beichreibung und Jnventarifirung der Gebäude, Pertinenzen, Ge 
rechtiame und Yaften gehört. Hinfichtlich des Bodens ſelbſt findet ſich dann meiſt 
eine Scheidung nad) Kulturarten einerjeits (Aderland, Gärten, Wiejen, Weiden, Hol— 
jungen, Waflerjtüde, Dedland, Unland), nach (in der Regel fünf bis jechs) Boni— 
tätsflafien andererfeits. Für die Wertbichägung in den einzelnen Klafjen find mit 
unter fejte Säbe oder doch Maximalſätze vorgeichrieben. Auch fommen feſte Sätze 
für die Werthtare der Stüde des lebenden Inventars, Marimaljäße für die Ans 
jegung des Gefammtwerthes der Gebäude und des Inventars im Verhältniß zum 
Grundwerth, firirte Prozentfäße für die Hapitalifirung des Ertragswerthes wieder: 
fehrender Hebungen und für die Berechnung der durch Yajten und Abgaben bewirkten 
Werthminderung vor. Dabei divergiren die Beitimmungen mit Rüdficht ſowol auf 
die Art und den Ziwed der Zare als auf die Größe und Beichaffenheit des Grund: 
jtüdes. In Preußen fommen binfichtlich der Tarprinzipien neben den allgemeinen 
Beitimmungen der Allgemeinen Gerichtsordnung (I. 6 SS 12—16) namentlich 
einerjeits die — über die Abſchätzung des Grundſteuerreinertrages von 1861 
(Geſ. Samml. 257 ff., 304 ff. und 312 ff.), andererſeits die landesherrlich ge 
nehmigten und en publizirten Tarordnungen (Tarregulative, Tarprinzipien) 
der einzelnen Landſchaften in Betracht (vgl. 3. B. Tarprinzipien der Pommerſchen 
Kandjchaft vom 9. Juni 1857, Gej.Samml. ©. 897—944 nebjt revidirtem Regle 
ment vom 20. Oftober 1857, ©. 974, 88 143—158; Abichägungsgrundfäße der 
Schlefiichen Landichait vom 14. März 1859, Gej.Samml. ©. 133 ff. nebſt Erlaß 
vom 25. Febr. 1867, Gej.Samml. ©. 392 und Nachtrag vom 25. Aug. 1871, 
Gef. Samml. ©. 349 ff.; Tarregulativ der neuen Wejtpreußiichen Yandichaft vom 
3. Mai 1861, Gej.Samml. ©. 222 ff.; Tarordnung des neuen landjchaftlichen 
Kreditvereins für die Provinz Pofen vom 5. Mai 1866, Gei.Samml. ©. 681 fi). 

Zu erwähnen ift fchließlich die Taration unter dem wahren Werth, 
wie fie mitunter gejeglich vorgeichrieben ift. So namentlich bei der bäuerlichen 
Erbfolge, wenn zwar mehrere Erben gemeinjam in ben Werth des Bauergutes ſuc⸗ 
cediren, diejes aber dem Anerben nad) einer ihm günftigen „civilen“ oder „leid 
lihen“ Taxe (Erb- oder Grundtare, in Schleswig-Holftein Bruder: und Schweiter 
tare genannt) überlaffen werden muß. Auf demjelben Gedanken beruht das bereits 
erwähnte Geje über die Abſchätzung von Landgütern zum Behufe der Pflichttheile 
berechnung in der Provinz Weitfalen vom 4. Juni 1856. Die Gejeße über das 
Höferecht in Hannover vom 2. Juni 1874 und in Lauenburg vom 21. Februar 
1881 enthalten in den 88 15—16, reſp. 14—15 die Beitimmung, daß bei den in 
die Höferolle eingetragenen Höfen der Anerbe ein Drittel des Hofeswerthes, welcher bei 
der Erbtheilung an die Stelle des ihm zuiallenden Hofes nebit Zubehör tritt, 
zum Voraus erhält, zwei Drittel in die Erbichaftsmafje einzufchießen hat; dabei 
joll der Hofeswerth auf Grund einer Schägung des im gegenwärtigen Kulturzuftande 
bei ordnungsmäßiger Bewirthichaftung von dem Hofe gewährten jährlichen Kein 
ertrages in der Weije ermittelt werden, daß diejer Ertrag nad) Abjegung des muth⸗ 
maßlichen jährlichen Betrages der dauernden Laſten und Abgaben mit dem zwanzig 
fachen zu Kapital gerechnet und der nach einem durchichnittlichen Verkaufswerth zu 
berechnende Werth des Hofesinventars diefem Kapital binzugejeßt, der nach ber 
wahrjcheinlichen Dauer berechnete Kapitalwerth vorübergehender Hofeslaſten davon 
abgezogen wird. 
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‚. Bit: Th. Hagemann, Handbuch des Lanbwirthichaftsrechts, Hannover 1807, 88 350 
bis 357. — 6. A. Weiske, Handbuch des allgemeinen Deutſchen Landwirthichaftsrechts, 
Leipz. 1838, SS 318—8374. — Kretſchmer, Entwurf zu einer Zarordnung der ländlichen 
Grundftücde für die öftlichen Provinzen, Danzig 1838. — €. Heinrich, Beiträge zur Lehre 
von ber Abſchätzung der Landgüter, Breslau 1845. — H. Schober, Die Veranichlagung ber 
Zandgüter, Greifaw, 1846. — Grünhut, Das Enteignungsrecht, Wien 1873, 88 7 u. 11. — 
G. Prazäl, Das Recht der Enteignung zc., Prag 1877, 8$ 15 und 18. — vd. Görtz, Die 
Derfaflung und Berwaltung ber Sählefitthen Landſchaft, 2. Aufl., Breslau Es: ’ 
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Telegraphenredht (TH. I. S. 540, 886). Je nachdem die Telegraphen vom 
Staate oder von Privatperjonen angelegt oder unterhalten werden, unterjcheidet man 
Staats» und Privattelegraphen. Aber auch bei den leßteren ift, da die Telegraphen 
für den öffentlichen Verkehr bejtimmt find, eine Einwirkung der Staatögewalt ge= 
boten. Daher bedarf die Anlegung von Telegraphen ftaatlicher Konzeffion; ebenjo 
unterliegt die Feſtſetzung von Neglements, die Aufjtellung von Tarifen der Ge— 
nehmigung und Bejtätigung des Staates, wie auch der ganze Betrieb einer dauern= 
den Beauffichtigung deſſelben. Einige Juriften haben hieraus den Schluß auf die 
Regalität des Telegraphenweſens gezogen. Es ift dies jedoch verkehrt, da man 
fich bei der Lehre von den Regalien jtreng an die gefchichtlich ausgebildeten Arten 
halten muß. 

Zur gemeinfamen Handhabung des Telegraphenwejens wurde im Jahre 1850 
bon mehreren Deutichen Staaten der Deutſch-Oeſterreichiſche Telegraphenverein ge= 
gründet. (Vereinäverträge namentlih dv. 25. Juli 1850, revidirter vom 16. Nov. 
1857, vom 30. Sept. 1865.) In der Verfaflung des Norddeutichen Bundes (Ber: 
faffungsurfunde Art. 4, 48 ff.) wurde das Telegraphenmwejen für eine Bundesange- 
legenheit erklärt. Demgemäß wurde in demjelben das Telegraphenwejen ala eine 
einheitliche Staatöverfehrsanftalt verwaltet. Die Einnahmen aus demjelben waren 
gemeinschaftlich, die nach Abzug der Koften verbleibenden Ueberſchüſſe floflen in die 
Bundeskaſſe. Die obere Leitung des Telegraphenmwejens ftand dem Bundespräfidium 
zu, welches auch alle oberen Beamten ernannte, während die niederen (namentlich 
die für den lofalen und techniichen Betrieb beitimmten) von den Yandesregierungen 
angejtellt wurden. Das Bundespräfidium hatte auch für den Erlaß der reglemen- 
tarischen Feſtſetzungen und allgemeinen adminijtrativen Anordnungen, jowie für die 
ausschließliche Wahrnehmung der Beziehungen zu anderen Deutichen und Außer: 
deutichen Zelegraphenverwaltungen Sorge zu tragen. Die Beitimmungen der Nord- 
deutfchen Veriaffungsurfunde find auch in die Berfaffung des Deutichen Reiches 
aufgenommen worden, doch it Bayern und Württemberg eine Sonderitellung ein- 
geräumt. Inter dem 21. Yuni 1872 ift ein Reglement, eine ZTelegraphenordnung 
für das Deutiche Reich erlaffen worden, welche Abänderungen wie Ergänzungen 
durch die Verordnungen vom 24. Januar 1876 und vom 26. Auguft 1877 (Gentral- 
blatt für das Deutiche Reich 1876 Nr. 8, 1877 Nr. 36) erfahren Hat. Ueber 
die die internationale Telegraphie regelnden Verträge j. den Art. Telegraphen- 
verträge. 

Die Benubung der für den öffentlichen Verkehr beitimmten Zelegraphen jteht 
Sedermann frei. Doch behalten die Reglements der Telegraphenverwaltung das 
Recht vor, zeitweife ihre Linien und Stationen ganz oder theilweije für alle oder 
gewiffe Arten von Korrefpondenzen zu jchließen (Reichstelegraphenordnung $ 2), und 
auch ohne derartige bejondere Beitimmungen wird man die Telegraphenverwaltung 
hierzu im Nothiall für befugt erachten müſſen. (Privat-)Depeichen, deren Inhalt 
gegen die Gejehe oder die guten Sitten verjtößt oder dem öffentlichen Wohl nach— 
theilig ift, dürfen ſtets zurücdgewiefen werden. Für die Benubung der Telegraphen- 
anftalten find bejtimmte Gebühren zu entrichten, deren Höhe durch die Reglement 
normirt wird. Mit Nüdficht auf die Neihenfolge in der Beförderung unterjcheidet 
man drei Arten von Depejchen: Staatödepefchen, Dienftdepejchen, Privatdepejchen. 
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Staatsdepeſchen find durch die Reglements auch noch inſoſern bevorzugt, als bei 
ihnen die Anwendung der Chiffernſchrift unbedingt geitattet wird, während folde 
bei Privatdepefchen nur dann erlaubt ift, wenn fie zwifchen Stationen zweier Staaten 
gewechjelt werden, welche diefelbe zulaſſen (Reichstelegraphenordnung $ 9). 

Hinfichtlich der Natur des zwiſchen dem Abſender und der Telegraphenver- 
waltung beitehenden Rechtsverhältnifjes find die Anfichten der Juriſten jehr getheilt. 
Unter anderen wird namentlich ein Mandatsverhältniß, Dienftmiethe, und zwar 
wieder entweder locatio conductio operarum oder operis, endlich der Annahmever- 
trag (receptum) angenommen. Wenn es überhaupt geitattet ift, bei dem in Rede 
itehenden Verhältniß auf NRömifchrechtliche Analogien zu refurriren, jo wird die 
Herbeiziehung der zulegt genannten Bertragsart ſich noch am eheſten rechtfertigen 
lafien. Man wird demgemäß die Telegraphenverwaltung für jeden vermittelit des 
Telegraphirens (ſei e& durch Verluſt, Entjtellung oder Verzögerung der Depeiche) 
entitandenen Schaden haften lafien, der nicht durch die Schuld des Abſenders, oder 
durch vis maior herbeigeführt ift. Ebenſo wird man die Telegraphenverwaltung für 
die Handlungen ihrer Bebdienfteten für verantwortlich erklären müſſen. Allein dieſe 
Verhaftung der Telegraphenverwaltung ift durch die das Telegraphenweien betreffen: 
den internationalen Verträge und Neglements durchweg ausgeichloffen worden. (Bal. 
3. B. Reichötelegraphenordnung $ 26, Verordnung vom 24. Januar 1876 $ 16.) 
Nur eine Rüderftattung der Gebühren wird zugelagt, wenn Depeichen durch Schuld 
der Telegraphenverwaltung verloren gehen, oder mit bedeutender Verzögerung in die 
Hände der Adreffaten gelangen, oder jo verftümmelt werden, daß fie erweislich ihren 
Zweck nicht erfüllen (im lebteren Fall nach der Reichätelegraphenordnung $ 26 und 
der Verordnung vom 24. Januar 1876 $ 16 fogar nur bei follationirten Depeichen). 
Ginige Schriftfteller behaupten nun zwar, daß durch derartige Beitimmungen der 
Reglements und internationalen Verträge das beftehende Landesrecht nicht geändert 
werden fönne, und der Richter demgemäß darauf gar feine Rüdficht zu nehmen 
habe (Reyicher ©. 308 ff.; Mittermaier ©. 40 ff). Doch iſt dieſe An 
ficht nicht Für richtig zu halten. Beitimmungen der Reglemente, welche fich auf 
das Verhältniß des Publikums zur Telegraphenverwaltung beziehen und öffentlich 
befannt gemacht find, find als integrirende Beitandtheile des Vertrags aufzufaflen, 
welchen der Einzelne, der die Dienfte der Telegraphenverwaltung in Anfpruch nimmt, 
mit diefer eingeht. Indem man einen folchen Vertrag abjchließt, unterwirft man 
fich auch jtillichweigend jenen Beitimmungen. Natürlich wird durch folche Be 
ftimmungen ein Anfpruch auf Schadenserfat gegen den Beamten, durch defien Schuld 
der Verluft, die Verſtümmelung oder Verzögerung ber Depejche herbeigeführt iſt, 
nicht auägeichloffen. Zur Anftellung der Klage gegen den Beamten, reip. die Tele 
graphenverwaltung (wo die Haftbarkeit diefer letzteren nicht befjeitigt ift), iſt nicht 
nur der Abjender befugt, jondern auch der Adreffat, vorausgeſetzt, daß dieſem bie 
Depeiche entjtellt oder verfpätet zugefommen ift; jonft fann der legtere nur ex inre 
cesso flagen. Für die GEntjcheidung der Trage, ob für dem in Rede ftehenden 
Schaden der Abjender dem Adreſſaten aufzukommen, ift von Bedeutung die Natur 
der telegraphiichen Depeiche. Auch in diefer Beziehung find die Juriften nicht einig. 
Nach den Einen fteht die Depefche dem Originalbrief des Abſenders gleich (Fuchs 
im civil. Arch. XLIII. ©. 95 ff.); nach den Anderen ift diefelbe lediglich eine ein 
fache Abjchrift, und zwar „nicht des Originals, ſondern der Entzifferung der Zeichen, 
welche der Schreibapparat am Orte der Ankunft hervorgebracht hat“ (Reyider, 
©. 290; Buſch, ©. 9; Serafini, ©. 85; Mittermaier, ©. 21 ff.) 
Letztere Meinung ift unzweifelhaft die richtige. Won einer Erſatzpflicht des Ab- 
ſenders dem Adreffaten gegenüber kann daher regelmäßig nicht die Rede fein, ſondern 
nur ausnahmaweife, nämlich, wenn erjterer jelbit den Schaden veranlaßt, oder wenn 
er fich verpflichtet hat, demjelben zu tragen. 
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Lit.: aa > An 3 für Deutſches Recht XIX. R. 8 u. 13. — Serafini, 
N telegrafo, — Buſch im civil. Archiv XLV. N. 1. — Mittermaier, 
ebenbaf X LER — —————— Ye frangaise des wur de fer et de la 
telegraphie, 2 Fi Paris 1867. — Meili, Das Tele Kipa = . Aufl. -. 1873. — 
Dambad, Zelegraphen- Strafucät, im Berichtäfanl ab, XXI (1871) ©. 241 ff.; — 
exſchienen Berlin 1872. Fiſcher, Die Zelegraphie >. vr Walleruect, Leipz. 1876, — 
Rousseau, Traite theori ue et pratique de la correspondance par lettres, missives et 
telegrammes, 2. &d. Paris 181 1.— La lgislation telegraphique, Paris 1878. Lewis. 


Telegraphenverträge. Die internationale Tendenz des Telegraphenweſens 
als des hauptjächlich in die Ferne wirkenden Verkehrsmittels hat jchon in den erjten 
GEntwidelungsitadien deſſelben zu mehrfachen völferrechtlichen Vereinbarungen geführt, 
welche weit früher als die das Poſtweſen betreffenden Verträge eine weltumfafjende 
Ausdehnung erfahren. Die Gejchichte der T. zeigt zumächit den Abjchluß von 
Ginzelverträgen verjchiedener Staaten, fpäter die Verbindung der verjchiedenen 
Gruppen, zu welchen Gemeinſamkeit der Berwaltungsinterefjen die einzelnen Staaten 
zufammengeführt hatte, zu einer einheitlichen, völferrechtlichen Geitaltung. Einerſeits 
hatten Preußen, Dejterreich, Bayern und Sachſen am 25. Juli 1850 den Deutich- 
Deiterreichifchen Zelegraphenverein gejchloffen, welchem bald die Deutichen Klein— 
ftaaten und die Niederlande beitraten. Diefer Gruppe gegenüber jtanden die füdlichen 
und wejtlichen Staaten, welche durch den T. vom Dezember 1855 fich an Frank— 
reich anſchloſſen. War troß vielfacher Uebereinftimmung eine volltommene rechtliche 
Einigung zwijchen diejen beiden Gruppen nicht gleich erzielt, jo bejtand doch infofern, 
als einzelne der letzteren Staaten zugleich in Bertragsbeziehungen zu Staaten der 
Deutich = Defterreichifchen Gruppe getreten waren, ein gewiffer, jchon im T. vom 
4. Oktober 1852 (zwifchen Frankreich, Belgien und Preußen) erfennbarer Kontakt 
diefer beiden Vereine, welcher bald noch enger werden mußte; durch den T. von 
Paris vom 17. Mai 1865 verſchmolzen bezeichnete Gruppen zu Einer „union tele- 
graphique“, Ginem consorzio telegraficcoe Der allgemeine Telegraphen— 
verein umfaßte zunächſt nur die Europätfchen Verwaltungen, dehnte fich aber bald 
auch über andere aus: zumächjt nur ein Verein der Staaten, nahm er auch bald die 
Privatgefellichaften in fih auf. Der Parifer T. bildete den Grundjtein für den 
weiteren völferrechtlichen Ausbau, welcher durch die T. vom 21. Juli 1868 (Wien), 
14. Januar 1872 (Rom) und 10./22. Juli 1875 (St. Peteröburg) erfolgte. 
Letzterer ijt die eigentliche „charte*, das Grundgeſetz des Telegraphenvereins: während 
in den eriten Verträgen — ebenjo wie jeinerzeit im Deutfch- Defterreichiichen Verein 
bis zu der von Preußen veranlaften Redaktion des T. vom 16. November 1857 — 
eine Menge Beitimmungen fetundärer Natur ıc. zu finden war, enthält der Peters— 
burger T. lediglich die allgemeinen Normen, die Grundzüge des internationalen 
Telegraphenrechtes. Die übrigen Bejtimmungen find in das Reglement jowie in bie 
Bereinbarungen über die Tarife verwieſen, und allein über dieje reglementarifchen und 
finanziellen Punkte wird jeitdem in den Konferenzen verhandelt (zuleßt zu Yondon 
1879); dieje Verhandlungen, wie die Reglements jelbjt treten zu den T. als völfer- 
rechtliche Quelle für die Gefammtheit der dem Telegraphenverein angehörigen 
Staaten hinzu. 

Abgejehen von Einzelheiten ift der hauptfächliche Inhalt des internationalen 
T. furz folgender (cf. Wortlaut im Handbuch für Poft und Zelegraphie, Berlin 1879, 
E. 224): Der Telegraphenverein umfaßt gegenwärtig alle europäifchen und viele 
der übrigen Staaten, jowie eine große Weihe bedeutender Privat-, insbejondere 
Kabelgejellichaften. Organ des Vereins ift das Gentralbureau zu Bern, das Vor— 
bild des Bureaus des Weltpoftvereins, mit den analogen Geſchäften, wie das lehtere, 
betraut. Anerkannt ift jeßt der Grundjaß, daß Jeder das Recht habe den Zele- 
graphen zu benußen, während in ber eriten Zeit der elektrifchen Telegraphie die— 
jelbe lediglich als Staatszwecken dienende, die T. ala rein diplomatifche angeſehen 
wurden. Doc Hat jede Verwaltung das Recht, ſowol im einzelnen Falle die 
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Beförderung ftaatsgefährlicher, ordnungs- und fittenwidriger Telegramme zu verweigern, 
wie allgemein den internationalen Dienft, falls fie e8 für nöthig erachtet, einzustellen. 
Um die Reihenfolge in der Beförderung zu beitimmen, find die Telegramme in 
Staatd-, Dienſt- und Privattelegramme getheilt: die erjteren beiden können überall 
in geheimer Sprache abgefaßt werden. Durch internationale T. find die Staaten 
verpflichtet, alle nöthigen Einrichtungen für die fchnelle und ſichere Uebermittelung 
im internationalen Verkehr zu treffen. Das Depejchengeheimniß ift gewahrt. Cine 
Haftpflicht für pünktliche umd richtige Beförderung bejtand früher gar nicht: in 
neuerer Zeit wird bei gewillen Berjpätungen oder Berftümmelungen von Tele 
grammen die entrichtete Gebühr zurücderftattet (Telegraphenordnung $ 24), und iſt 
es den PVereinsverwaltungen erlaubt refommandirte Depeichen (mit Erſatz von 
50 France) zugulaffen: prinzipiell wird jedoch auch jet noch jede Berantwortlich- 
feit abgelehnt (Art. 3). — Der internationale Schuß der Telegraphenleitungen be- 
darf noch der völferrechtlichen Regelung; doch jcheint es faſt unmögli dem 
ZTelegraphen, jo lange er zu Kriegszwecken benüßt wird, das Privilegium der Un— 
verleglichkeit ertheilen zu fönnen (Renault, Revue de droit internat. Bd. XII. 
Heft 3). Gebührenſätze und Reglement find dem T. angeichloffen, fie werden von 
Zeit zu Zeit Revifionen unterworfen, in Konferenzen, bei welchen jede Regierung 
eine Stimme bat, und zu welchen die Privatgejellichaiten, jedoch nur mit berathender 
Stimme, zugelaffen find (Art. 10—13, 15, 16). 

Neben diejem internationalen T. beftehen zwijchen den verichiedenen Staaten noch 
heute eine große Anzahl von einzelnen T., die allerdings weit weniger die organija- 
torifchen, als faſt ausfchließlich die Tarifbeitimmungen zum Gegenjtand haben. Dieie 
Verträge bilden, wie dies zuweilen am Schluffe jogar ausdrüdlich ausgeiprochen wird 
(val. 3. B. Poſtamtsblatt 1878, Anlage zu Nr. 71, ©. 4), im Zuſammenhang mit dem 
internationalen T. und dem Reglement dad gefammte Telegraphenrecht zwijchen den 
betreffenden Staaten. Von der freiheit des Art. 17 des Peteräburger Bertrages Ge- 
brauch machend, hat Deutichland in den leßten Jahren mit faſt allen europätfchen 
Staaten bejondere Uebereinkommen getroffen (mit Großbritannien, Rußland, Nor: 
wegen, Defterreich, Belgien, vgl. Amtsblatt des Reichspoftamtes 1878 ©. 87, 293, 
383; 1879 ©. 123, 335; 1880 ©. 289). 

Die rechtliche Bedeutung der T. vom privatrechtlichen Standpunkte ijt die, 
daß ihre Beitimmungen im lebten Grunde die maßgebenden find. Es ift zwar 
behauptet worden (Reyſcher, Zeitichrift für Deutiches Recht, XIX. ©. 308; 
Mittermaier, Civil, Archiv XLVI. ©. 40), daß die T. das beitehende Landesrecht, 
3 2. in Bezug auf die Haftpflicht, abzuändern nicht fähig find. Dies ift irrig; für 
das die internationalen Telegraphen benußende Publitum ift zur Zeit das inter: 
nationale Reglement, deffen Beitimmungen bis 1875 faktifcher Bejtandtheil der T. 
bildeten und noch jet ala integrirender Beitandtheil derjelben zu betrachten find, 
die tacita lex contractus, und beruht der ganze internationale Verkehr zunächſt auf 
den T. Auch haben de facto gerade im Zelegraphenverfehr die internationalen 
Normen die landesgefeglichen Beitimmungen beeinflußt. Im Gegenjag zu anderen 
Gebieten hat hier das internationale Recht die Normen aufgeftellt, welche ſich ala- 
dann die einzelnen Regierungen, ala auch für den inneren Verkehr maßgebende, zu 
eigen gemacht. So ift 3. B. die neueſte Deutiche Telegraphenordnung vom 13. Aug. 
1880 ausdrüdlich „behuis Herbeiführung thunlichiter Webereinftimmung der für den 
inneren Verkehr beftehenden Vorſchriften mit den bezüglichen Beftimmungen der 
Londoner Ausführungsübereinkunit zum internationalen T.“ erlaffen. 

Um schließlich noch die ſtaats- und völferrechtliche Natur der T. zu fenn- 
zeichnen, wird bemerkt, daß diejelben in vielen Staaten der Genehmigung durch die 
Volksvertretung nicht bedürfen, ein Nachklang der jog. „diplomatischen“ Natur der T. 
Auch im Deutſchen Reiche findet für die T. eine Mitwirkung des Bundesrathes oder 
Reichstages nicht ftatt, was fich unzweifelhaft aus Art. 11, Abſ. 2 in Verbindung 
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mit Art. 48, Abſ. 2 der RVerjf. ergiebt. Doch ift durch Nr. XI. des Schlußproto= 
folles zum Vertrage vom 23. Nov. 1870 (R.G.BL. 1871 ©. 25) anerfannt, daß beim 
Abſchluſſe von T. mit außerdeutichen Staaten zur Wahrung der bejonderen Landes- 
interefjen Vertreter der an die betreffenden außerdeutjchen Staaten angrenzenden 
Bundesftaaten zugezogen werden jollen, und daß den einzelnen Staaten der Abſchluß 
von lediglich den Grenzverfehr betreffenden T. unbenommen ift. 


git.: Renault, La poste et le a p. 48 ss. (aud) in der Nouvelle Revue 
zum de droit francais et —— E Saveneh inRevue des deux mondes 
3b. CI. ©. 359, 551. — Fiſcher, Die Zelegraphie und das — Leipz. 1876, 
S. 4 — Sar, Berlehrömittel, I. — Meili, Zelegraphenrecht, 2. Aufl. — v. Kirchen: 
heim in ber Revue de droit international ®d. XII. ©. 342 u. in v. "Hol enborff:-Bren: 
tano’3 Jahrbud N. F. III. S. 688—6%. — €. Meier, Meber den Ab chluß von m. 
Fat — 1874 De bei. S. 300. — Journal tilegraphigue Bd. LA LE 

ae 


Tele — — Nachdem in den unmittelbar vorhergehenden Art. 
die civil en Grundjäße wie die internationalen, völkerrechtlichen Beziehungen der 
Zelegraphie dargelegt, ift hier nur noch ein Ueberblid über die Verwaltung Ddiejes 
Verkehrszweiges zu geben. Ebenjo wie die Poftverwaltung ift die T. durch Art. 48 
der Reichsverfaſſung Reichsſache, und das Reich Nechtönachfolger der einzelnen 
Zandestelegraphenverwaltungen geworden. Gin eigentliches Telegraphenmonopol 
(„Zelegraphenregal“), fteht nach gejchriebenem Rechte dem Reiche nicht zu: that= 
fächlich befigt es jedoch ein jolches unzweifelhaft, und man hat auch verfucht, aus 
den Beitimmungen der Verjf. Urk. Art. 48 daffelbe herauszuinterpretiren. Die ge: 
fammte T. bewegt fich nicht, wie die Poftverwaltung, innerhalb gejelicher, jondern 
lediglich innerhalb adminiftrativer und reglementarijcher Beitimmungen, wie aus der 
im Art. 48 Ab. 2 gegebenen Beſchränkung hervorgeht: während im Poftvertwaltungs- 
rechte die allgemeinen Grundſätze durch das Poſtgeſetz, Poſttaxgeſetz ꝛtc. feſtgeſtellt 
find, giebt es bei uns fein Telegraphengeſetz, wie ein ſolches z. B. in anderen Län— 
dern erlaffen. Vielmehr find — abgejehen von den jtrafgejeglichen Bejtimmungen 
(RStraiGB. 88 317 ff., 275, 355; Gejeh vom 16. Mai 1869) — für die T. nächſt 
dem internationalen Zelegraphenvertrage dom Juli 1875 Iediglich die im Ver— 
waltungöwege ergangenen Vorfchriiten maßgebend, unter welchen neben den Dienft- 
inftruftionen, den Beichlüffen des Bundesrathes vom 21. Oktober 1868 und 25. Juni 
1869, und dem Reglement, betreffend die Benutzung der Eifenbahntelegraphen ıc., 
vom 7. März 1876, vor allen die nach mehrfachen Veränderungen der Telegraphen- 
ordnung vom 21. Juni 1872 neuerdings erlafjene, den in der Londoner Konferenz 
von 1879 gefaßten Beichlüffen angepaßte Telegraphenordnung vom 13. Auguft 1880 
hervorzuheben if. Der Organismus der Deutjchen T. ift ein dem der Poftverwal- 
tung analoger, ja nach der augenblidlichen Entwidelung faft durchiveg mit ihr ver- 
einigter. Gemäß der Verordnung vom 22. Dezember 1875 erfolgte am 1. Januar 
1876 die Verbindung diejer beiden Neichaverkehrsanftalten, der Poft- und T. zu 
einer völlig einheitlichen Verwaltung. Durch die Verſchmelzung diejer beiden ihrem 
Weſen nach verwandten Verkehrszweige in Einen VBerwaltungszweig ift die Ent— 
widelung in eine neue Periode getreten. Es wurde hierdurch ſowol der innere 
Ausbau der Poft- und Telegraphenanlagen, die weitere Vorjchiebung in das Innere 
der Landbezirke, ihre VBervolllommnung vom wifjenjchaftlichen und technifchen Stand= 
punkte ermöglicht, wie vor Allem ihre ausgiebigere Verwerthung im Intereſſe der 
Allgemeinheit unter gleichzeitiger Verminderung der Verwaltungsapparate und jo 
in günftigeres finanzielles Rejultat erzielt (vgl. den Sr. Maj. dem Kaiſer für 
1876—1878 erftatteten Berwaltungäbericht. Poftarchiv 1879, ©. 714). Dieje Ber: 
einigung bat fich derartig bewährt, daß man bereit3 in vielen Staaten an die Nach— 
ahmung des Deutjchen Beiſpiels gedacht hat und denkt (3. .B. in Frankreich 1878, 
3. 3. Verhandlungen darüber in Schweden, vgl. Poftarhiv 1880 ©. 481, neuejtes 
v. Holgenborff, Eme. II. Reditälerikon IIT. 3. Aufl. 55 
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Rortugiefiiches Poſt- und Telegraphengefeg vom 7. Juli 1880). Durch diefen 
Drganismus jchichtet fih nun die T. im der nämlichen Weife, wie die der Poſt. 
Die Grundlage bilden in vier nach der Dauer des Dienftes (umunterbrochenen 
Dienft, — verlängerten — vollen — beichräntten Tagesdienft) eingetheilten Klafſen 
die Telegraphenanftalten, welche in fich die Funktionen der Betriebsjtelle mit 
denen der niederen Verwaltungsbehörden vereinigen. Zwifchen ihnen und ber 
Gentraljtelle ftehen auch bier die Oberpoftdireftionen, welche 1876 an Stelle ber 
früheren Telegraphendireftionen getreten find. Ihr Geichäftäfreis in Bezug auf 
Perfonalien, Rechnungswejen, allgemeine Berwaltungsjachen iſt Hier völlig mit der 
Poſt verſchmolzen; außerdem haben fie, was fpeziell die T. betrifft, für Bau, In— 
itandhaltung und Wiederherftellung der Leitungen und Apparate, für die technifchen 
Ginrichtungen, die Materialienverwaltung ꝛc. Sorge zu tragen. Die Spitze ber 
Pyramide iſt auch für die T. das Neichepoftamt, von dem direft die Telegraphen- 
apparatwerkſtatt refjortirt; und zwar ift für die Angelegenheiten der allgemeinen 
Verwaltung, für die organiſchen und administrativen Maßnahmen, die Perfonalien x. 
auch hier die III. Abtheilung die oberfte Instanz (vgl. das Nähere über deren Ge 
ichäftefreis im Art. Poftverwaltung), während in der II. Abtheilung die 
ipeziell telegraphifchen Ginrichtungen und technifchen Angelegenheiten bearbeitet 
werden, insbejondere Erweiterung des Telegraphenneßes, Telegraphenbau, Apparat- 
und Batterieweien, Verträge mit Kabelgefellichaften ıc., Ginrichtungen der Tele 
graphenanftalten, Ferniprechämter, der Rohrpoft und Zeitballftationen, Schiffämelde- 
wejen und jemaphorische Stationen, wiſſenſchaftliche Verſuche, Angelegenheiten ber 
Telegraphenichule ꝛ⁊c. 

Wie aus dem Gejagten jchon theilweife hervorgeht, umfaßt die T. außer der 
eigentlichen Telegraphie, einfchließlich der jebt ſehr ausgebildeten Kriegstelegrapbie 
(vgl. Literatur), noch andere Dienftzweige, jo 3. B. in Portugal die Verwaltung 
der Leuchtthürme, bei uns das Zeitball«, Schiffämeldeweien, den Rohrpoſt- und 
den Fernfprechdienft (Anweifung für leßteren vom 1. September 1879). Ab- 
gefehen von den Thätigkeiten, welche die T. gleich anderen Verwaltungszweigen 
ausübt, der allgemeinen Organifation, der Finanzverwaltung ıc., bezieht fich ihre 
Wirkfamkeit vorzüglich einmal auf die Anlage und den Ausbau des Nebes, ſodann 
auf die Erreichung einer zuverläffigen Technik, Herbeiführung eines guten Er 
pebitionsmodus und Schulung eines geübten Perſonals. In erjterer Ginficht bat 
befonders in den letzten Jahren die Deutiche Verwaltung eine außerordentliche 
Rührigkeit durch die Anlage und Ausdehnung der umterirdifchen Telegraphenlinien 
bewiefen. Zwar ift in Bezug auf die räumliche Ausdehnung der Thätigfeit ıc. aud) 
hier Alles der Verwaltung überlaffen; doch giebt das Etatsgeſetz gerade Hier aus— 
reichende Kontrole. In Beziehung auf den Erpebitionsmodus hat die Deutiche 7. 
fich mehr umd mehr beftrebt, Uebereinftimmung der internen Betriebenormen mit 
den im internationalen Verkehr beftehenden, herbeizuführen, wie beſonders durch die 
Telegraphenordnung vom 13. Auguft 1880 erreicht iſt. 

Die Telegraphenordnung trägt denjelben rechtlichen Charakter, wie die Poit- 
ordnungen, fie bildet Beitandtheil des Vertrages zwifchen T. und Publikum. Sie 
enthält die Beitimmungen über die Benutzung de& Telegraphen, über die allgemeinen 
Griorderniffe der Telegramme, über die Berechnung der Wortzahl, über die Ver 
gleichung, Vervielfältigung, Zurüdziehung der Telegranıme, über die Nichtgewähr- 
leiftung, über die Zahlung event. Rüdzahlung der Gebühren, über die Reihenfolge 
bei der Beförderung der Telegramme (Staats, Dienft-, dringende, gewöhnliche 
Privattelegramme) wie über ihre Unterfcheidung hinſichtlich der Abjaffung (in 
offener, verabredeter, chiffrirter Sprache) und viele andere Einzelheiten von fpezialem 
Intereffe (vgl. Tert der Telegraphenordnung Beilage zu Nr. 44 des Poftamtsblattes 
1880. Auch Separatausgabe Berlin 1880). Ueber die Gebührenpflichtigteit und 
«freiheit der Telegramme vgl. d. Art. Portopflichtigkeit a. €. 
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Für die Rechtäftellung der Beamten kommt das im Art. Poftverwaltung Vor— 
getragene ebenmäßig zur Anwendung. Auch die Ausbildung der Beamten ift eine 
der des Pojtbeamten analoge, jedoch nicht die gleiche, vielmehr ijt bei den Prüfungen 
der Beamten der T. naturgemäß den techniichen Arbeiten bedeutende Rechnung ge: 
tragen: auch ift für die höhere Ausbildung durch die 1859 begründete, in neuejter 
Zeit erheblich vervollfommnete Telegraphenſchule gejorgt. Eine den Berhältniffen 
entfprechende Neuregelung dieſer, die Ausbildung und Anftellung der Telegraphen- 
beamien betreffenden Fragen jteht von der vorausfichtlichen Neubearbeitung des X. Ab- 
fchnittes der Dienftanweifung zu erwarten. 


Lit: Ste 2 ” Rotteck u. Welder XIV. — Fiſcher in dv. Bee, 5 
Jahrb. I. 4283; — Rösler, Verwaltungsrecht, RN 440, 441 (©. 478). — Laband, 
Staatöredht, is ET — Ludewig Die —— Eeipzig 1872); Dirfelde, Der Reiche: 
Fr ar Bei 1874); Handbuch für Poſt u. Tel ern (Berlin 1879). — Zebide, 

briß —3 der Telegraphie, Berlin 1874 (mehr techniſch. — Hoffmann in 
N J. Saritt für Volkswirthſchaft ıc., Jahrg 17. — Ueber — ber Kriegstelegraphie: 

v. Fiſcher-Treuenfeld (Stuttgart 1879). rin, Ftude sur la telegraphie 
lieh (Paris 1872). — Beitichriften (außer ben bei bem Art. Boftverwaltung cıtirten): 
Preuß. reſp. Norbdeutich. Amtäblatt, 1868—1875. — Zeitichr. des Deutſch⸗· Oeſterr. Telegraphen: 
vereins, Berlin 1854—1869. Dor allen: Journal — ma) — 1871, Ari bie 
32 Artikel: Ueber die Zelegraphengefeßgebung verjchiedener Staaten (bis 1 Riten * 

v. Kirchenheim. 


Tellez, Manuel Gonzalez, war ſeit 1635 zu Cuença Rath am geiſtl. 
Gerichtshof, in Pincia Inquifitor, F 1649. 

Er jhrieb: Concilium lliberitanum, Lugd. 1665. — Comm. in Decret. V libros Greg. 
IX., — 1697; Venet. 1699, ed. nova Lugd. 1713, Francof. 1680. 


: Gipler, Geſch. ber Quellen des a Bresl. 1855, ©. + — Schulte, 
—* "in. a 742. —_ Endemann, Stubien, I. 52. Teihmann. 


Telltampf, Joh. Ludw. 528. I. 1808 zu Bückeburg, ftudirte in Göttingen, 
wurde 1833 Rechtsanwalt in Hannover, 1836 Dozent in Göttingen, begab fich 
1838 auögejchieden auf wifjenjchaftliche Reifen, 1843 Profefjor am Columbia-Gollege 
in New-York, 1846 im Auftrage der Preuß. Regierung die Trage der Einzelhait 
in verjchiedenen Yändern jtudirend und dann zum Profefjor in Breslau ernannt. 
Frühjahr 1848 wurde er in die Deutiche Nationalverfammlung gewählt, wirkte 
1849—51 mit beim Zujtandefommen der Preuß. Verfaffung, 1855 Bertreter der 
Univerfität Breslau im Herrenhaus, 1871 in den Reichstag gewählt, T 15. II. 
1876 zu Berlin. 


————— Ueber age bed Rechtszuftandes in ben Deutjchen Staaten, Berlin 
1835. — Abhdl. über Geld: u. Bankweſen in — s Merchant's Magazine, — Mit Prof. 


A. Potter: Political Economy, New-York 1840. — Ueber bie rungagefängnifie in 
Rorbamerita = England, Berlin 1844. — Beitr a Nat.:Defon. und Hanbelspolitit, 
Leipzig 1851— — Ueber die neuere —— Bantiweiens in Deutich * mit Hin⸗ 


weis — deſſen —E in land, Schottland und Nordbamerifa und auf die franz. 
Soeciete en de credit mob — Breslau 1857, (4) 1859. — Mit Bergius: Mac 
Culloch über Gelb unb Ra Eye 859. — Essays on Law Reform, commercial policy, 
banks, penitentiaries, Ber Be 1875. — Der Norbbeutihe Bund und bie Bern fung 
des Deutichen Reichs, Be 1868, — Die Prinzipien d. Geld» u. Bankweſens, Berl. 1867. — 
Ueber Arbeiterverhältniffe und Erwerbägenofienihaften in England und Norbamerifa, Halle 
1870. — GSelbfiverwaltung und Reform ber ve — Kreisordnungen in Preußen und 
Selfgovernment in England und Nordamerika, Berl. 1 


Bit.: Hirth’3 Deuticher Parlamentd-Almanad), z nu abe, Berl. 1871. — pälzer, 
Ein Beitrag zur Geld. ber ———— (Beil. z. Gerichts laal), Erl. — Rerue de 
droit international VIII. (1876) 562—564 Teihmann. 


Tengler, Ulrich, & zu Heidenheim bei Nördlingen, war 1479—1483 Stadt- 
ichreiber zu Nördlingen, dann Landvogt zu Höchitädt a. d. Donau; T 1510 oder 
1511 hochbetagt. 

Schrift: Layenipiegel von ———— Ordnungen in bürgerl. und peinl. Regimenten, 
Augsb. 1509 u. 1511, bei. Straßb. 1 
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:d. Stinking, Geſch. d. pop. Lit. bed röm.:kan. R., an nt mr. S. 41-47; 


Derjelbe, Geſch. der eut chen Rechtäiwiflenich. (1880), I. 85 — orch, neber 
T. Layen iegel und * brauch z. Erläut. d. BED. m 1796, — Ar be, Recht: 
quellen, 11. 170—173 Teihmann. 


Termin (Tagiahrt, terminus fixus) ift eine fejt beitimmte Zeit, zu welcher 
im Prozeß eine Handlung vorgenommen werden joll. Ob die Zeit lediglich durch 
den Tag oder auch durch nähere Angabe einer Tagesftunde bezeichnet werden joll, 
darüber ordnet die Deutjche EPD. nichts an. Als das regelmäßige fann das 
leßtere gelten. Bei bloßer Beſtimmung des Tages iſt ala Terminftunde der ganze 
Zeitraum anzujehen, an welchem das Gericht regelmäßig während des Tages amtirt. 
Die Termine werden durch den Gerichtsvorjigenden, bzw. den beauftragten oder er- 
juchten Richter beftimmt. Auf Sonntage und allgemeine Feiertage dürfen fie nur 
im Nothialle angejeßt werden. Abgehalten werden fie an der herfümmlichen Gerichts- 
ftelle mit Ausnahme der Fälle, in welchen die Handlung dort nicht vorgenommen 
werden fann, 3. B. die Einnahme des Augenfcheins, oder eine Handlung mit einer 
zum Gricheinen an der Gerichtäftelle behinderten oder dazu gejelich nicht verpflichteten 
Perfjon. Der Termin beginnt mit dem Aufruf der Sache, welcher vor der etwa 
fejtgefegten Terminſtunde nicht erfolgen darf, wohl aber jpäter gejchehen fann, ohne 
daß der Betheiligte dadurch von feiner Pflicht, den Termin wahrzunehmen, entbunden 
wird. Als verfäumt gilt der Termin aber erft, wenn die Partei bis zum Schlufle 
deffelben nicht verhandelt. Die Aufhebung eines Termins kann durch Vereinbarung 
der Parteien erfolgen. Sonft ift eine Vertagung, ſei e8 die Anberaumung eines 
jpäteren oder früheren Termins als des urfprünglich angejeßten allein durch richter: 
liche Anordnung auf Antrag oder von Amtöwegen zuläſſig. Dafjelbe gilt von der 
Vertagung einer Verhandlung, d. 5. der im Termin jelbjt fich ergebenden Ber: 
ichiebung der Verhandlung auf einen fpäteren Zeitpunkt, und don der Anberaumung 
eine® Termind zur Fortſetzung einer jchon begonnenen Verhandlung. Darüber, ob 
der Termin verlegt, die Verhandlung vertagt oder unterbrochen werben foll, ent 
jcheidet das Gericht, nicht der Vorjigende, vielmehr beftimmt der letztere nur den 
neuen Termin. 

Quellen: Deutiche EPD. $$ 196, 197, 205, 206. P. Hinſchius. 


Terraſſon, Antoine, & 1. XI. 1705 zu Paris, Advotkat und Projeſſor 
dajelbft, T 1782. 

Er jhrieb: Hist. de la jurisprudence romaine, Paris 1750. 

git.: Rodiere, Les grands jurisconsultes 1874, p. 372, 373, Zeihmann. 


Territorinlgewäfler. Das Meer galt bereits nad; Römiſchen Rechtsanfdau- 
ungen ala Gigenthum aller Völker, und die Herrichaft einer einzelnen Nation über 
dafjelbe wurde ala ausgefchloffen angejehen. So jagt Ulpian (1. 13 $ 7 D.: Et 
quidem mare commune omnium est et litora sicut ser, Grit im Mittelalter traten 
einzelne Nationen mit dem Anfpruche des Eigenthums an gewiffen Meeren hervor. 
Venedig betrachtete fich 3. B. als Gebieterin des Adriatifchen Meeres; Spanien und 
Portugal beanjpruchten das Gigenthum der von ihnen entdedten Meere. Vor Allem 
aber erhob England einen Eigenthumsanſpruch auf die umgebenden Meere. Diele 
Prätenfion wurde für Grotins die Veranlaffung, fein berühmtes Werk zu veröffent- 
lichen, welches den Titel führt: Mare liberum, sive de jure quod Batavis compe- 
tit ad Indicana commercia dissertatio. Es wird darin ausgeführt, daß nach natür- 
lihem Rechte weder das Meer noch einzelne Theile deſſelben Gegenftand des Eigen: 
thums ſein können. Dieſer Auffaſſung trat der Engliſche Juriſt Selden entgegen 
in ſeinem Jakob II. dedizirten Werke: Mare clausum sive de dominio maris. 
Selden vertheidigt darin namentlich die erwähnten, von England erhobenen Eigen: 
thumsanfprüche. Ginen zwiſchen Grotins und Selden vermittelnden Standpunkt 
nimmt der Holländijche Jurift Bynkers hoek ein, in feinem 1702 unter dem Titel: 
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De dominio maris veröffentlichten Werke. Bynkershoek erfennt an, daß das Meer 
im Allgemeinen nicht Gegenjtand des Staatseigenthums fein kann, ſondern allen 
Völkern gemeinschaftlich gehöre, aber er erklärt, daß Theile des Meeres unter be= 
ftimmten Vorausſetzungen Eigenthum eines einzelnen Volkes fein können. 

Bynkershoek vertritt bereits die Anficht, daß Küftenmeere Eigenthum der Küften- 
ftaaten find. Diefes Recht ift von der neuern Wiffenichaft weiter entwicelt worden. 
Es Hat feinen Grund in dem Intereſſe der Staaten ihr Landgebiet gegen Ueberfälle 
zur See ficher zu Stellen. Der Küftenftaat muß daher in der Lage fein, Anftalten 
zur Ueberwachung der Küften und zur Ausübung der Süftenpolizei zu treffen. 
Deshalb wird ihm das Eigenthum des Küſtenmeers, foweit ein Kanonenjchuß reicht, 
zugeltanden. Er bat alfo das Recht, Friedensſtörungen in den Küftengewäfjern zu 
verhindern, Fiſcherei dafelbft zu treiben, und die Gerichtsbarkeit auszuüben. Dieſer 
Souveränetät über Küftengewäffer fteht gleich die Souveränetät über die dadurch 
gededten Meereseinbrüche, Meerbufen, Buchten, Rheden und Häfen. Heffter hebt 
dies in feinem Völkerrechte mit dem Bemerken hervor, daß die Rechte des oder der 
angrenzenden Küjtenftaaten über die gejchlofjene Meerenge an und für fich diejelben 
find, wie über die Küftengewäfjer im Allgemeinen, wenn ihnen feine größeren durch 
die Zugeftändnifje anderer Nationen gewährt und verfichert find, wie das mit dem 
Dänifchen Sundzoll der Yall war. 

Solche Meere, welche von einem Territorium oder don mehreren ganz und 
volljtändig eingeichloffen find, gelten gleichfalls ala Eigenthumsmeere. Dahin gehört 
3. B. das Safpifche Meer. Derartige Meerestheile, welche durch eine fahrbare 
Mteerenge mit dem Ozean verbunden find, werden nach neueren völferrechtlichen 
Grundjäben indeß ala freies Meer angejehen. So hat der Parifer Vertrag vom 12. 
März 1856 auch das Schwarze Meer, welches früher ala ein Türkiſches galt, der 
Schiffahrt fremder Nationen eröffnet. 

Flüfſe, welche fich in das Meer ergießen, gehören bis zu ihrer Ausmändung 
zum Gebiete des Staates, oder derjenigen Staaten, welche fie durchſtrömen. Nach 
früheren Rechtsanfchauungen war e& daher dem Belieben diefer Staaten anheim= 
gegeben, ob fie den Angehörigen fremder Staaten die Schiffahrt auf jolchen Flüſſen 
gejtatten wollten oder nicht. Erſt die Wiener Kongreßacte hat durch die Art. 
108—117 und 118 in diefer Hinficht Beichränfungen eingeführt. Der Art. 109 
ichreibt vor: „La navigation dans tout le cours des rivieres indiquees dans 
Varticle prec&dent, du point oü chacune d’elles devient navigable jusqu’a son 
embouchure, sera entiörement libre, et ne pourra, sous le rapport 
de commerce, ötre interdite A personne, bien entendu, que l’on se 
conformera. aux reglements relatifs à la police de cette navigation, lesquels seront 
concus d’une maniere uniforme pour tous, et aussi favorables que possible au 
commerce de toutes les nations! — Bluntjchli bemerkt in jeinem Lehrbuch des 
modernen Völkerrechts, die Logik des Gedankens nöthige diejelbe Freiheit der Schiff: 
fahrt auch bezüglich der Flüſſe zu fordern, welche nur durch ein Staatsgebiet fließen, 
aber indem fie in das Meer fließen, von Natur dem Weltverkehr dienen. Bluntjchli 
bemerkt, daß dieje Forderung zur Zeit noch nicht allgemein anerkannt jei. — Der 
Art. 108 des Wiener Kongreſſes, auf den der citirte Art. 109 Bezug nimmt, redet 
nämlich nur von Flüſſen, die mehrere Staaten durchfließen, und auch in neuerer 
Zeit find rechtsverbindliche Aenderungen in diefer Hinficht nicht getroffen worden. 

Ed.Engelhardt, Frranzöfiicher Gefandter u. Mitglied der Europätfchen Donau 
fommifjion, bemerft in feinem Auffaße: La libert6 de la navigation fluviale, den 
das 4. Seit der Revue de droit international vom Jahre 1879 veröffentlicht, daß 
auch für die in Art. 108 der Wiener Kongreßaete näher bezeichneten Ströme ein 
unbedingtes Recht der freien Schiffahrt für ſämmtliche fremde- Nationen zur Zeit 
noch nicht begründet ſei. PVeranlaffung zu diefer Auffaſſung hat die Interpretation 
gegeben, welche den bereits angeführten Worten des Art. 109 „sous le rapport de 
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commerce“ jeitens der Mächte zu Theil geworden ift. Der Wortlaut würde mur 
rechtfertigen, etwa folchen fremden Schiffen, welche den Strom aus anderen als 
Handelszwecken befahren wollen, dies zu verwehren, man bat aber in dieſe Worte 
den Sinn hineingelegt, daß nur die Angehörigen der Staaten, durch welche der 
Strom fließt, berechtigt jein ſollen, denjelben in feiner ganzen Ausdehnung, alio 
über die Grenzen des eigenen Yandeögebietes hinaus, zu befahren. In diefem Sinne 
treffen auch die bezüglichen Stromreglements Beitimmungen. Auf der Konferenz zu 
Dresden am 18. Juni 1819 deklarirte Oejterreich bereits den Art. 109 in diejer 
Meile. Der Defterreichiiche Vertreter erflärte: „La pensde des hautes parties con- 
tractantes à Vienne parait avoir été de reconnaitre aux seulssujetsriverains 
le droit & la libre navigation et non d’6tendre aux non-riverains cet avantage 
pour lequel il n’ y aurait pas de réciprocité.“ — Auch in einer Depejche des 
Preußifchen Minifters von Manteuffel vom 20. Auguft 1857 an den Vertreter 
Preußens bei der Europätichen Donausflommifftion heißt es: „Nach den Verband» 
lungen der Wiener Kongreßacte über Art. 109 iſt es nicht zweifelhaft, daß es nicht 
in der Abficht jener Acte gelegen hat, den Nicht-Uferjtaaten ein Recht zur Schiff: 
fahrt auf den konventionellen Flüſſen beizulegen.“ 

Bei mehreren Europäifchen Hauptflüffen find durch bejondere Konventionen nod 
folgende Grundjäße jeftgejtellt worden: 1. Die Schiffahrt joll jo wenig wie möglich 
in ihrer yreiheit gehemmt werden. Daher dürfen Stapelpläße und geziwungener 
Umſchlag ferner nicht eingerichtet und nur da beibehalten werden, wo fie fich für 
den Schiffeverfehr und Handel als nüßlich erweilen. 2. Die Schiffahrtsabgaben 
jollen unabhängig von dem Werthe und der Beichaffenheit der Waaren beftimmt 
werden, jedoch niemals den Betrag überfteigen, den jie im Juni 1815 Hatten. 
3. Ein und dieſelbe Schiffahrtäpolizei joll für die ganze gemeinſchaftliche Schiff: 
fahrtaftrede durch gemeinjames Ginverftändniß hergejtellt werden. Jeder Uferſtaat 
bat für die Unterhaltung der Leinpfade, Treppelwege und für die nothivendige Ber: 
tiefung des Strombettes zu jorgen. 

2it.: Hugo Grotius, Mare liberum sive de jure quod Batavis competit ad Indicana 
commercia dissertatio. — Selden, Mare clausum sive de dominio maris. — Bynkers- 
hoek, De dominio maris. — Heffter, Tas Guropäilche Völterrecht, $$ 55, ru 
Bluntihli, Das moderne Völkerrecht, ©. 28 ff. — Revue de droit international 1878, 
Heft 4. 8. Geßner. 


Testamenti factio, sprachlich zunächſt Teftamentserrichtung, jodann die 
testamenti faciendi facultas oder Teftirfähigkeit, bezeichnete in weiterem Sinne 
jeit Auffommen des Manzipationsteftaments die öÖffentlich-rechtliche Fähigkeit des 
commercium mortis causa, d. h. bei dem civilen Teſtirakte betheiligt zu jein: 
ala Teftator, als familiae emtor und heres (Bedachter), ald Zeuge; wer jolche 
Trähigfeit nicht Hat, insbeſondere verloren hat, ijt intestabilis.. Unrömiſch 
und unvolljtändig iſt die Gintheilung der t. f. in activa und passiva. Im 
ipäteren Rechte Fällt Iehtere mit der Grbfähigfeit zuſammen; die Zejtaments- 
zeugenfähigfeit aber fehlt aus natürlichem Grunde den Wahnfinnigen, Taub— 
jtummen, Blinden (für mündliche Teftamente bejtritten), aus rechtlichem Grunde 
Frauen, Gejchlechtäunreifen, prodigis, dem Grben und mit diefem Gewaltver— 
bundenen, gewiffen Verbrechern. Die neueren Gejeßgebungen, welche außergericht: 
liches Teſtament anerkennen, haben dieje Unfähigkeitsgründe zeitgemäß umgeftaltet; 
das Sächſ. BEP. ſchließt Taube, Blinde und Stumme mit Necht ganz aus. Der 
Tejtirfähigfeit aber, d. 5. der Fähigkeit zur ZTeftamentserrichtung, ermangelt 
nach neuerem Röm. Recht (abgejehen vom Mangel des commercium überhaupt: 
Sklaven, Peregrinen, capite deminuti): 1) der eines rechtlichen Willens Unfähige, 
aljo der Wahnfinnige abgejehen von lichten Zwifchenräumen, und der Geichlechts- 
unreife (dagegen iſt tejtirfähig der geichlechtöreife Minor; Mitwirkung eines Bor: 
mundes würde den Akt unförmlich machen); 2) weil ihm das commercium unter 
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ſagt ift, der Verſchwender; 3) der jchreibunfähige Stumme (nad) Juſtinian's Vorfchrift 
nur der Taubftunmgeborene); 4) das Hauskind, joweit e& nicht als paterfamilias 
gilt (kaftrenfiches Vermögen). Fernere Beichränkungen des Röm. und Kan. Rechts, 
gewiſſe Verbrechen betreffend, find theils nicht rezipirt theils dem heutigen Gemeinen 
Recht entſchwunden. So auch die Forderung Deutjcher Statute, daß der auf den 
Todesfall Berfügende bei voller Lebenskraft (nicht auf dem Siechbette) geweſen; 
endlich die Verleihung der facultas testandi durch Iandeöherrliches Privileg. — Zur 
Umgeftaltung der Teftirfähigkeit veranlaßten das neuere gemeine wie partifuläre 
Erbrecht das Aufkommen des Erbvertrages, die Abſchwächung der väterlichen Ge— 
walt, die Unbeitimmbarfeit der Gejchlechtäreife, die Ausbildungsmittel für Taub— 
fumme. Den ortichritt, die Unfähigkeit eines Wahnfinnigerflärten auch auf jog. 
lichte Zwijchenräume zu erjtreden, hat der Code eiv. gemacht; das Preuß. Allg. ER. 
foricht von Perſonen, die nur zuweilen des Berftandes beraubt find, und bejchränft 
auf diefe die Teſtirfähigkeit in lichten Zwijchenräumen. Grundjaß der neueren Rechte: 
wer unter Lebenden verfügungsfähig ift, fann in der Regel auch auf den Todesfall 
verfügen, joweit er nicht deffen durch ‚Erbvertrag fich begeben hat. Unfähig find, 
außer dem wahn=- oder blöbfinnig erklärten Bevormundeten: 1) der Taube, Stumme 
md Taubſtumme, welcher fich jchriftlich oder mündlich auszudrücken nicht vermag; 
2) wer das vierzehnte bzw. jechzehnte oder achtzehnte Jahr noch nicht zurüdgelegt 
bat; 3) Mönch und Nonne nach abgelegtem Kloftergelübde. Der gerichtlich erflärte 
verſchwender iſt bald unfähig (Sachſen), bald auf Verfügung über die Hälfte des 
Nachlaſſes beſchränkt (Preuß. u. Oeſterr.), bald vollkommen fähig (Zür. u. Heſſ. 
Entwurf). Die Unfähigkeit von Verbrechen ift nunmehr für Deutichland theils 
durch Praris, theild durch das RStrafGB. bejeitigt.. Das Teftiren ift, wie schon 
nah Röm. Recht, jo auch nach heutiger Gejeßgebung ein höchſtperſönlicher Akt, das 
Teftament Ausdrud des eigenen individuellen Willens; deshalb dabei jegliche Ber: 
tretung bzw. Ergänzung durch andere Perfonen (Bormund, Hausvater, Ehemann) 
au loſſen 

* Quellen; Glück, ag 33 A es — — — 8 21. — Windſcheid, 
SL a $ 539. — Inst. 2, 1 B. Allg. ER. 1.1288 9 ff. 


25 (vgl. ——— gr — sin: = 11 1199 fi. — Defterr, 
Code civ. art. 25, 504, 908 ss.; 975, 1098 ss. — 


Bst — Deutſches Straf®B 
est B. ER 2066 ff., 2074 ff., 210% — Mommſen, Exbr.-Entw., 88 46 ke. 

Teftamentseröffnung (Thl. I. ©. 467). In Anlaß einer teftamentarifchen 
Erbtheilen auferlegten Steuer (1. Julia vicesimaria, a. u. 759) war bei den Römern 
jolenne obrigfeitliche Eröffnung der ichriftlichen , von den Zeugen verfiegelten Teſta— 
mente und Kodizille vorgejchrieben,, zerfallend in die Akte: Rekognition der Siegel, 
Apertur, Berlefung (foweit nicht ſtatthafterweiſe vom Tejtator verboten), Abichrift- 
nahme, Niederlegung im Archive, Protofollaufnahme über daß ganze Verfahren. 
Auch nach Abſchaffung jener Erbſchaftsſteuer erhielt fich zwar die Eröffnung, jedoch 
ala erforderlich im Gemeinen Rechte nur a) bei obrigkeitlich aufgenommenen oder in 
obrigfeitlichem Gewahrſam verbliebenen Zeftamenten, b) wenn vom Zejtator an- 
geordnet, c) auf Antrag intereſſirter Perſonen, d) wenn die durch andere Umſtände 
gebotene amtliche Erbregulirung ein Teſtament vorfindet. Im Anſchluß hieran hat 
die neuere Geſetzgebung zwar die Vorausſetzungen verſchieden, dagegen das Verfahren 
bei der gerichtlichen Eröffnung (Entfiegelung) und Bekanntmachung (Berlefung) 
legtwilliger Verfügungen im Wefentlichen übereinftimmend geregelt. Diejelbe erfolgt 
auf Antrag der Berechtigten, event. von Amtswegen innerhalb bejtimmter Frijt 
(Preußen 6 Wochen, Sachen 30 Tagen) vom Zode bzw. Todterflärung des 
Teſtators — bei gemeinjchaftlichem Zejtament eines der Teſtatoren — auf dazu 
anberaumtem Termin im Beifein der geladenen Betheiligten bzw. ihrer Bertreter unter 
Aufnahme eines Protokolle. Die nicht anweſenden, im Teftamente bedachten Perjonen 
werden von dem fie betreffenden Inhalt amtlich veritändigt. 
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u. Quellen: A Bd. J u. 48. — Tewes, ar 50. — Winbideib, 
vehre m "8 567.—D.9, 8 . 6, 32 zer A ba Ag s 208 ff. — Code cir. 
art. 1007. — Deiterr. —X 798; Juris Norm; — 1; Pat. vom 9. Aug. 
1854. — Sädl. BOB. Ss Do f. - Mommien, Exbr.Entw., $$ 59 ff., man 
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Seftamentsform war im Altröm. Recht das feierliche „legare“ des Pater- 
familias durch lex specialis vor der Voltäverfammlung (in comitiis calatis, Friedens- 
teftament) unter deren Genehmigung, oder, jalla der Zejtator miles war, im Kreife 
des Heeres (in procinctu, Sriegsteftament). Die Bezeichnung testamentum, testari 
i. e. coram testibus legare, entjtand erjt, ala die Volksverſammlung (5 classes) 
durch fünf Bürger ald Zeugen, die mitwirkenden Magiftrate durch den libripens 
und familiae emtor vertreten wurden, und der Alt vor diefen allen durch mancipatio 
familiae (Scheintauf per aes et libram) vom Teſtator volljogen ward. Während 
aus dem test. in procinctu allmählich das völlig formloje Militärteftament hervor 
ging, war nunmehr das Mtanzipationsteftament das civile Privatteftament. Bei 
diefem aber begann man bald über den mündlichen Akt eine Beweisurkunde (tabulae) 
mit Berfiegelung und Namensaufichriit (obsignatio, superscriptio) durch die fünf 
Zeugen und bie beiden anderen Mitwirkenden aufzunehmen, und der Prätor ge 
währte daraufhin dem darin genannten heres vorläufige Beſitzeinweiſung (bon. poss. 
sec. tabulas). Indem man nun die Beweisurkunde allmählich ala das Teſtament 
jelber anzufehen fich gewöhnte, und die jymbolifche Form der manc. familiae immer 
jeltener Anwendung fand, entſtand ein prätorifches oder fchriftliches Teſtament neben 
dem nichtfjymbolischen civilen oder mündlichen. Der Teſtator erklärt vor den nun— 
mehrigen fieben Zeugen bei erjterem, daß eine vorgezeigte Urkunde fein letzter Wille, 
bei leßterem, was jein letzter Wille jei. Nachdem in der jpäteren Kaiſerzeit aud) 
noch öffentliche Errichtung, aber im neueren Sinne des instr. publicum, wiederauigelebt 
war, und jodann für bejondere Umſtände und Perſonen theils erleichterte theils 
erichwerte Formen fich geftaltet hatten, ergab fich für das Juftinianifche Recht folgendes 
Syſtem: I. Ordentliches Teftament. A) Privates Zejtament. 1) Daß 
ichriftliche (t. scriptum); hier erflärt der Teftator, daß in einer den Zeugen 
vorgezeigten Urkunde, gleichviel von weſſen Hand geichrieben, jein Wille enthalten 
jei, worauf er fie in Gegenwart der Zeugen unterjchreibt (was nur dann nicht 
erforderlich, wenn das Tejtament als eigenhändig gejchriebenes, holographum, erklärt 
wird) und von den Zeugen unterjchreiben und befiegeln läßt. 2) Das mündlide 
(t. nuncupativum); hier erflärt Teftator den gefammten Inhalt jeines Willens vor 
den Zeugen; der Teſtirakt ift damit abgeichlofien, eine hinterher über den Vorgang 
aufgenommene Urkunde (t. nunc. in scripturam redactum) joll im Zweifel nur als 
Beweismittel gelten. B) Oeffentliches Teftament. Hier erjeßt die Zuziehung 
einer mit publica fides begabten Perfon die Privatzeugen. Auch diejes ift entweder 
1) ein fchriftliches; der Errichtungsakt befteht in der offenen Ueberreichung der 
ichriftlich oder mündlich für Teſtament erflärten Urkunde durch den Zejtator an den 
Prinzeps (t. principi oblatum) — nach jpäterer Praris auch und zwar gewöhn- 
licher verfiegelt an die zuftändige Behörde (t. judici oblatum) — , welcher den 
Inhalt nicht zu erfahren braucht, jondern die Urkunde im Archiv hinterlegt und 
deren Empfang bejcheinigt. Oder 2) ein mündliches, wobei Teftator perjönlid 
den Inhalt jeines Willens der zuftändigen Behörde zu Protokoll giebt und dadurch 
das Teſtament errichtet (t. apud acta conditum) — dies nennt der Römer publicatio 
testamenti —, gleichviel ob im Amtslokal oder in Teftators Wohnung, gleichviel ob 
letzterer das Prototoll behält oder deponirt. II. Die außerordentlichen Formen 
(j. darüber die Art. Soldatenteftament, Blindentejtament x.) — 
Gemeinjame Erforderniffe, und bei ordentlichen in allen Stüden unerläßlid, find: 
a) Einheit des Grrichtungsattes don Anfang bis zu Ende (unitas actus), d. b- 
Vollendung ohne erhebliche Unterbrechung durch Fremdartiges nach Ort und Zeit; 
natürlich liegt feine Unterbrechung darin, daß bei der Errichtung die Grenze 
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eines Kalendertages überjchritten worden; b) die Zeugen bzw. die Behörde müſſen 
zu eben diefer Mitwirkung fähig (f. d. Art. Testamenti factio) und aufgefordert 
(rogati) und bei dem gefammten Alte zugegen geweſen jein. — Im Mittelalter machte 
fih, ohme jedoch in Deutichland gemeinrechtlich zu werden, ala öffentliches geltend das 
fog. Kanonifche Teftament, errichtet vor dem zuftändigen Pfarrer und zwei Zeugen. 
Als in Deutichland das Röm. Recht der Teftamente fich einbürgerte, geichah dies auch 
rücfichtlich der Errichtungsform mehr dem Namen als der Sache nach, was vornehmlich 
in der Zulaffung des gemeinfchaftlichen Teſtaments hervortritt (ſ. d. Art. Test. 
correspectivum und reciprocum). Sodann neigen die Reichögejege der Ver- 
dDrängung der rein mündlichen, die Praxis überwiegend der öffentlichen Form fich 
zu, beitehend in „gerichtlicher” Aufnahme bzw. Annahme des Teſtaments. Im Preuß. 
Allg. ER. ift das Privatteftament ſoͤgar abgefchafft, ordentliche Form nur die gericht- 
liche, entweder durch Uebergabe an das gehörig bejegte Gericht oder durch Erklärung 
zu gerichtlichem Protokoll ; wogegen wieder Dejterreich ſämmtliche gemeinrechtliche Formen 
fennt: die außergerichtliche und gerichtliche, in beiden die jchriftliche und mündliche, 
bei eriterer die mit (8) und die ohne Zeugen (t. holographum). Das Franz. Recht, 
welches tejtamentarische Erbiolge nicht kennt, weshalb das jog. testament nur 
dem Namen nach ein jolches ift, unterfcheidet: t. par acte public, ein mündliches, 
diktirt vor 2 Notaren und 2 Zeugen bzw. 1 Notar und 4 Zeugen; test. mystique, 
ein jchriftliches, vom Teftator verfiegeltes und jfodann einem Notar und 6 Zeugen 
probduzirtes; test. olographe, das eigenhändig gejchriebene ohne weitere Form. Das 
Sächſ. BGB. kehrt zum Gem. Recht zurüd, nur deffen Formen vereinfachend; es 
geitattet daher 1) gerichtliche Errichtung entweder durch Uebergabe einer Schrift 
oder durch Erklärung des Willens zu Protokoll, 2) außergerichtliche vor fünf Zeugen, 
wiederum entweder jchriftlich oder mündlich; bei leßterem ift Hinzukommen einer 


Beweisurkfunde nicht wefentlich. 

Bit. u. Quellen: Glüd, Bb. 34 u. 35. — Bering, Röm. Erbr., S. 175 fi. — 
Zewes, Sylt, $$ 23-33. — Windieid, Lehrb. ILL. 98 540 ff. — Inst. 2, 10; D. 28, 
1; 0. 6, 23. — R. Not.:Oxb. v. 1512 Tit. I. — Preuß. Ag. ER. I. 12 88 66 ff. — 
Defterr. BGB. 88 577 ff. — Sächſ. BOB. SS 2092 ff., 2100. — Mommfen, Erbr.:Entw,, 
88 59 ff. Schühze. 


Teſtamentsvollftrecker, d. h. diejenige Perſon, welcher vom Erblaſſer ein— 
feitig auf den Todesfall die Befugniß ertheilt worden iſt, die zur Konſtituirung und 
Vertheilung des Nachlafles unter die Erben, eventuell auch zur Verwaltung nöthigen 
Rechtägeichäfte mit direkt für die Erben wirkender Kraft vorzunehmen. In diejer 
im modernen Recht anerkannten Möglichkeit, den Erben in der Verfügung über 
den Nachlaß zu beichränten, liegt eine Erweiterung der Zeftirbefugniß und zwar 
dahin, daß der Zejtator dem Erben einen Repräjentanten jegen fann, welchen diefer 
nicht ohne Weiteres zu entfernen befugt ift. Die namentlich früher vielfach in der 
Theorie zur Konftruftion des Verhältniffes des T. zum Erben herangezogene Lehre 
vom Mandat — wovon auch das Preuß. Allg. ER. Thl. I. Tit. 12 SS 557 ff. 
und das Deiter. BGB. $ 816 beeinflußt find — iſt völlig verwerflih. Da aber 
über das Prinzip der Lehre bis jetzt feine Einigung hat erzielt werden können, jo 
herricht faſt auch in Bezug auf alle einzelnen Punkte Streit. Gemeinrechtlich und 
nach Preuß. Recht kann der T. nur in einer lebtwilligen Verfügung, Zeitament 
oder KHodizill oder Erbvertrag, nicht aber in jeder beliebigen Erklärung — freilich 
läßt ein großer Theil der Germanijten das zu — ernannt werden. Auch muß nach 
Gemeinem und Preuß. Recht ein zwiſchen dem künftigen Erblaffer und dem T. auf 
Uebernahme der T.vollftrefung geichloffener Bertrag — jo auch das Sächſ. BGB. 
8 2230 — als gültig angejehen werden. Die Berugniffe des T. richten fich haupt- 
fächlich nach den vom Grblaffer gemachten Anordnungen, welcher ihm eine größere 
oder geringere, Machtvolltommenheit geben kann. Mangel® einer derartigen Ver— 
fügung, alio 3. ®. wenn die lettwillige Dispofition nur lautet: „Ich ernenne X. 
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zum T.“, ift der leßtere ermächtigt, unter Ausjchluß der Erben alle Rechtsgeſchäfte 
mit bindender Wirkung für diefe vorzunehmen, welche zur Ausmittelung, Kon— 
ftitwirung und Bertheilung des Nachlaffes nah Maßgabe des Teitaments nöthig 
find, ein Wirkungsfreis, welchen ihm das Preuß. Allg. IR. Anh. $157 zu Thl. II. 
Tit. 18 $ 421 ausdrücklich beilegt. Deshalb hat der T. das Recht, den Belt 
der Nachlaßmaſſe zu verlangen und zu diefem Behufe nöthigenfalld das remedium 
ex l. ult. C. de ed. div. Hadriani toll. 6, 33 anguftellen. Iſt er zur Gewahriam 
der Grbichaft, welche er vertheilen joll, gelangt, jo tft er nicht etwa Detentor im 
eigentlichen Sinne, wie Viele meinen, jondern er iſt Beſitzer der einzelnen Ber: 
mögenäftüde, indem er jowol binfichtlic) des corpus wie auch des animus den 
Erben ähnlich, wie der Vormund den Mündel, repräjentirt. Soweit es feine vor— 
bin näher charakterifirte Stellung erfordert, muß er auch für aktiv und paſſiv 
legitimirt in den die Erbfchaft betreffenden Prozeſſen angejehen werden, d. h. alio 
infoweit als diefe Rechtäftreitigkeiten in den Kreis derjenigen Angelegenheiten fallen, 
welche zur Ausmittelung, Konftituirung, interimiftiichen Verwaltung und Konſti— 
tuirung des Nachlaffes nöthig find; andererjeits aber auch nur inſoweit, als das 
Necht nicht ſchon dem Tejtator jelbjt die Befugniß entzieht, dem eigentlich pro 
zefjualiich Legitimirten einen Anderen, d. 5. Hier den T., zu jubftituiren. Mit 
Rückſicht auf das zuerst Bemerkte ericheint er aktiv legitimirt zur Einklagung der 
Nachlaßaktiva und paffiv für die Klagen der Legatare, mit Rüdficht auf das lehtere 
aber nicht paffiv legitimirt für die Prozefje der Nachlakgläubiger und die erbrecht⸗ 
lichen Klagen, wie die hereditatis petitio.e. Während dieje Grundfäße auch für das 
Gebiet des Hier äußerſt Lüdenhaften Preuß. Allg. ER. ebenfalls zur Anwendung 
fommen müſſen, ſchränkt jowol der Code civ. art. 1026 ss. wie auch das Sächſ. 
BGB. $$ 223 ff. den T. in den gedachten Beziehungen erheblich ein. für das 
Derhältniß des T. zu Erben in Betreff der von ihm geführten Verwaltung (alio 
3. B. Haftung für Verjehen, Recht auf Erftattung der Auslagen, Rechnungslegung) 
werden analog die über die vormundfchaftliche Verwaltung geltenden Grundlähe 
herangezogen werden können, und ebenjo erfcheint es gerechtiertigt, den T. nad 
Analogie de Vormundes wegen ungetreuer und unredlicher Verwaltung auf Antrag 
der Erben zu removiren, ein Grundjaß, den das Sächſ. BGB. $ 2241 aboptirt 
bat, während es im der erjtgedachten Beziehung (S 2244) auf die Grundjäße vom 
Mandat verweiit. 

Lit.: 3. Scholz ber Dritte, Ueber Teftamentsvollzieher, Altenb. 1841. — Mühlen: 
bruch, Forti. von Glüd, Bd. XLIII. ©. 390 ff. — Bejeler in der Zeitichr. f. Deutſcheẽ 
Recht, Bb. IX. ©. 144 fi. — Elvers, Arc). f. prakt. Rechtswiſſenſch, Bd. IV. ©. 13% ff. — 
P. Hinihius, Preuß. Anwaltäzeitung, Jahrg. 1866, ©. 753, 771, 784; Derjelbe in 9 


zn Dluiäins, Itſchr für Gefepgebung und Rechtöpflege in Preußen, Jahrgang 1 


Testamentum correspectivum und reciprocum. Gemeinſchaftliches Zeite: 
ment (test. simultanea) nennt man das bon zwei oder mehr Erblafjern in Einer 
Urkunde (alfo jchriftlich, bei nur einmaliger Beobachtung der Förmlichkeiten) er 
richtete. Nah Röm. Recht, jchon wegen Unvereinbarfeit mit der unitas actus, 
grundfäßlich ungültig (die von Juſtinian nicht aufgenommene Nov. Valent. II. 
bezog fich auf ein test. principi oblatum), zugelafjfen nur für Soldaten im Feldzuge, 
bat gleihwol aus der Praris des Mittelalters dieje Verbindung der Zejtamente 
Mehrerer in Einem Teſtirakte — begünftigt durch mangelhafte Scheidung zwiſchen 
Deutjchem Erbvertrage und Röm. Teſtament — fich eingebürgert und in den neueren 
Gejegbüchern (mit Ausnahme jedoch des Code civil) Aufnahme gefunden, vorwiegend 
aber nur für Ehegatten; und zwar meiſt jo, daß die Erblafler fich gegenfeitig 
(wechjelfeitig) zu Erben einjegen, ein jog. t. reciprocum s. mutuam errichten. en 
fie obendrein auf ihr Widerrufsrecht ungzweideutig verzichtet, jo liegt überall fein 
Zejtament, jondern ein Erbvertrag dor. Entgegengejegten Falls kann das gemein: 
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Ichaftliche Teſtament mit wechjelfeitiger Erbeinfegung zugleich die ausdrückliche oder 
jtillfchweigende Vorausſetzung enthalten, daß der Widerruf der Erbeinſetzung jeitens 
des Einen auch die abjeiten des Anderen angeordnete bejeiligen, oder überhaupt der 
rechtliche Beſtand des einen Teftirafteg von dem des anderen abhängig fein und 
bleiben folle (t. correspectivum); für welche Vorausſetzung die herrichende Meinung, 
jedoch mit Unrecht, ſogar eine Rechtövermuthung aufftellt. Iſt aber auch wirklich 
die wechjelfeitige Erbeinſetzung forrefpeftiv gemeint, jo gilt dies doch nicht ohne 
Weiteres für den übrigen Inhalt des Teftaments. Unzweifelhaft ift, aus dem Weſen 
des Teſtaments jelbit, daß jeder Erblafjer, jolange beide am Leben find, jeine eigene 
Berfügung einfeitig widerrufen kann; beftritten und verfchieden normirt dagegen, ob 
der Ueberlebende auch dann noch, wenn er bereits die Erbjchaft des Erftverftorbenen 
angetreten hat. Haben die Erblaffer (aljo Ehegatten, bzw. Verlobte unter Voraus— 
jegung ihrer Eheichließung) ihre beiderfeitigen gejeßlichen Erben bzw. „Berwandten“ 
auf den Todesfall des Längftlebenden zu Erben eingejeßt, jo bejtimmen fich die 
gejeglichen Erben auch des Erftverftorbenen im Zweifel ex nunc, d. h. nach der 
Zodegzeit des Meberlebenden (anderö, wenn der Längjtlebende nicht Erbe jein, jondern 
nur in Beſitz und Genuß des Gefammtvermögens leben follte), und verbleibt diejen 
auc bei Widerruf des Weberlebenden der Nachlaß des Erjtverftorbenen ala Erb— 
ſchaftsvermächtniß. 

Lit. u. Quellen: G. Hartmann, Erbvertr. und gemeinſch. Teſtam. (1860). — 
Heinzerling im Arch. für praft. R.W. X. (1875). — Tewes, Syſt, $ 34. — Winb: 


en Lehrb., III. $ 568. — c. 19 C. 2, 3. — Nov. Valent. IIL tit. XX. c. 1.— Preuß. 
Ua ER., 1.12 $ 614, 1. 1 88 482 ff. — Code civ. art. 968. — Defterr. BGB. 38 588, 
1248. — Sächſ. BGB. SS 2196 fi., 2214. — Mommjfen, Exrbr.-Entw., 88 r? 9— ff. 

e. 


Thatbeſtand (ein Ausdruck, welchen Schütze heftig anfeindet, der aber 
gleichwol ſehr bezeichnend iſt) nennen wir im Strafrecht den Inbegriff ſämmtlicher 
Merkmale des Verbrechens. Man muß übrigens unterſcheiden: 1) Allgemeinen 
und beſonderen T. Unter dem erſteren verſteht man die Geſammtheit der 
Merkmale des Verbrechensbegriffs überhaupt und von ihm wird im allgemeinen 
Theil des Strafrechts gehandelt. Jedes Verbrechen hat aber auch ſeinen beſonderen 
T., welcher es der Art nach von jeder anderen Verbrechensart unterſcheidet und von 
beſonderen T. der einzelnen Verbrechensarten (des Raubs, Mords u. ſ. m.) wird 
im beſonderen Theil des Strafrechts gehandelt. 2) Der Gegenſatz von jubjeltivem 
und objeftivem T. beruft darauf, daß ſich an dem Verbrechen wie an jeder 
Handlung eine jubjektive (die Willens-) und eine objektive (die That-) Seite unter: 
fcheiden läßt. Der Anbegriff aller fjubjektiven Merkmale (Zurechnungsfähigfeit, 
MWillensrichtung u. ſ. w.) bildet den jubjeltiven Ihatbeftand. 3) In einer eigen- 
thümlichen, Leicht mißzuverftehenden Weiſe gebraucht man das Wort T. im Straf: 
Pr Man fpricht da namentlich) vom Beweis des T. (etwa auch des corpus 
delicti) im Gegenfag zum Beweis der Thäterſchaft. Unter erjterem verjteht man 
dann den Nachweis, daß ein beftimmter verbrecherifcher Vorgang fich ereignet habe, 
mit Inbegriff auch des etwaigen Nachweijes, daß der That ein gewifler Dolus oder 
eine Fahrläffigkeit zu Grunde liegen müffe, aber mit Ausichluß des Beweiſes, daß 
eine beftimmte Perfon ala des Verbrechens jchuldig zu bezeichnen jei (welchen Beweis 
man ungenau Beweis der Thäterfchaft nennt, da man auch Beweis der Theilnahme 
mit darunter verjteht). Der Unterjchied hängt zufammen mit der alten Eintheilung 
der Inquiſition in Generale und Spezialinquifition, deren erftere die Unterjuchung 
der That umfaflen follte, während die letztere die Richtung gegen eine beitimmte 
Perfon Hatte. Aber die Grenzen find bier wie dort nicht feftzuhalten; die Unter- 
fuchung der That giebt eben häufig zugleich Auffchluß über ſubjektive Momente, 
wie wir oben jchon betreffa des Beweiſes des T. erwähnt haben. 
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Die Unterſcheidung zwiſchen ſubjektivem und objektivem T. hingegen läßt ſich 
füglich für das Syſtem des allgemeinen Theils im Strafrecht verwenden. Man 
wird, da das Verbrechen, wie jchon bemerkt, eine Willend- und eine Thatſeite hat, 
und da die Genefiß der Handlung von innen nach außen, vom Wollen und Sid 
Entjchließen zur Ausführung fortichreitet, dabei zuerſt zu jprechen haben von der 
inneren Seite des Verbrechend, dann von der äußeren. Im befonderen Theil jo- 
dann macht fich die Gliederung der Verbrechen in Gattungen, Arten umd Unter 
arten geltend. So giebt es denn einen gemeinfamen T. 3. B. für die Gattung 
der Staatöverbrechen (ihre direkte Richtung gegen den Staat), für die Vermögens— 
verbrechen (Berlegung fremden Vermögens) u. ſ. w. Scheidet ſich aus der Gat- 
tung der leßteren 3. B. der Diebftahl ala Verbrechensart aus, jo ift fein T. relativ 
ein befonderer gegenüber dem allgemeinen der Vermögensverbrechen. Aber die Bejon- 
derung geht noch weiter zu den Unterarten des Ginbruchödiebitahls, des räuberiſchen 
Diebftahls u. ſ. w., welche wieder ihren befonderen T. gegenüber dem (relativ) all- 
gemeinen des Diebſtahls haben. Jene Merkmale, welche der bejondere T. einer Ver 
brechenäunterart als ein Plus außer dem (allgemeinen) T. der Verbrechensart auf 
weist, nennt man Qualifilationsumftände im weiteren Sinne. Im eigent— 
lichen Sinne nennt man ein qualifizirtes Verbrechen diejenige Berbrechensunterart, 
welche mit härterer Strafe bedroht ift, ala die ihr übergeordnete Verbrechensart, 
dagegen wenn jene mit milderer Strafe bedroht ift, man von privilegirten Verbrechen 
(wie 3. B. dem Berbrechen des Kindesmords, oder dem Vergehen der Tödtung eine 
die Tödtung Verlangenden) fpricht. (Nur theilweife trifft mit dem Gefagten zu 
ſammen die Unterfcheidung, welche Binding zwifchen Normwidrigfeits- und Straf 
barfeitsmerfmalen trifft. Je nachdem man die „Norm“ enger oder weiter faßt, 
verrückt fich auch die Grenze der erjteren gegen die leteren.) — 

Faſſen wir die Elemente des allgemeinen X. in dem oben angegebenen 
Sinn näher ing Auge, jo müffen wir davon ausgehen, daß das Verbrechen ein 
unter ein ftaatliches Strafgeſetz fallendes menjchliches Verhalten ift. Hiernach gehört 
zum T. des Verbrechens: 1) Schuld des DVerbrechers, ſei es Dolus oder Kulpa, 
die beide zur weiteren Vorausfegung die Zurechnungsfähigkeit des Wollenden 
haben. Zurechnungsunfähigkeit jchließt die Schuld aus. Die leßtere ift aber auf 
auögejchloffen, wenn die Zurechnungsunfähigleit etwa nur von Seiten des Staats, 
wie im Nothitand, fingirt wird oder wenn dieſer fich bemüffigt fühlt, an den 
Selbiterhaltungstrieb auch im Fall der Nothwehr eine Konzeffion zu machen. Der 
Dolus fällt ferner weg in Folge eines Irrthums; wenn dieſer unvermeidlich (im 
Sinn des Strafrechts) war, jchließt er jelbit die Kulpa aus. 2) Es muß eine 
Thätigfeit vorliegen, welche auf den Willen des Zurechnungsfähigen ala eine ihrer 
Urfachen zurüdzuführen ift, & muß alſo Kauſalzuſammenhang zwiſchen der 
Ihat und dem Wollen vorliegen. Dieſer ift unter Anderem auägeichlofjen, went 
die Thätigkeit durch mechanifchen ummiderftehlichen Zwang hervorgerufen wat. 
3) Bejondere Kombinationen ergeben fich, wenn das Verbrechen das Produkt dee 
dolojen Zufammentwirfens mehrerer Theilnchmer war oder wenn e8 in dem Stadium 
des Verſuchs ſtecken geblieben ift. Auch in dem leßteren all Liegt der fubjektive 
und objektive T. eines Verbrecher vor, weil fich die Strafdrohung begriffemäßig 
gegen jede abfichtliche Thätigkeit richtet, welche für die Vollendung des Verbrechens 
kauſal werden kann. Im Fall der fog. untauglichen Verſuchshandlungen allerdings 
mangelt der objektive T. gänzlich; fie fallen alfo unter den Begriff des „Mangel 
am T.“, welchen einft Feuerbach unrichtigerweife zu einem Milderungsgrund 
machen wollte. Weberall wo ein Mangel am T. vorliegt, alfo Schuld oder Kaufal- 
zufammenhang fehlt, Liegt aber fein Verbrechen vor, kann ſonach keine Strafe eintreten. 

Don „Feitftellung des T.“ fpricht das GBG. in $ 185, während in ber 
Straf PO. $ 86 der Ausdrud: Weltitellung des „Sachbeſtands“ vorkommt. Das 
StrafGB. $ 59 redet von Ihatumftänden, welche „zum gejeglichen T. gehören”. 
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Lit.: Stübel, Ueber ben Thatbeſtand der Verbrechen, 1805. — Luden, Abhandlungen, 
2. Band, 1840. — Schüpe, Die nothwendige Theilnahme am Verbrechen, 1869. — Bin: 
Sing, Die Normen, 1. ©. 98 ff. — Siche auch die betreffenden Abjchnitte im allgemeinen 
Theil ber Lehr» und Handbücher. Geyer. 


Thäterihaft. Thäter (Th. I. S. 721) ift derjenige, welcher eine ftrafbare 
Handlung jelbjt begeht im Gegenfag zu Demjenigen, welcher fich an der jtrafbaren 
Handlung eines Anderen durch Anftiftung oder Beihülfe (f. diefe Art.) betheiligt 
(dem Theilnehmer)., Das RStrafGB. nimmt allerdings auch nicht felten den Aus— 
drud im weiteren Sinne ala gleichbedeutend mit demjenigen, der fich einer ftrafbaren 
Handlung (jei es auch ala Theilnehmer) jchuldig macht, jo z. B. gleich in $ 8, ja 
es nennt Thäter jogar denjenigen, welcher eine Handlung begangen oder That ver- 
übt Hat, welche unter das Strafigefeß nur fallen würde, wenn nicht der „Ihäter“ 
zurechnungsunfähig oder die That ihm nicht zurechenbar wäre, jo daß es auch einen 
ſchuldloſen „Ihäter* im Sinn des StrafGB. giebt, j. die $$ 51—54. 

Schwierigkeiten macht die Abgrenzung der T. von der Beihülfe (vgl. Th. 1. 
©. 722). Thäter ift nach der meines Erachtens richtigen Anjchauung derjenige, 
welcher die ſog. Haupthandlung begeht, d. 5. diejenige Handlung, welche ohne Ber: 
mittelung durch die doloje Thätigkeit eines Anderen, die Vollendung des Verbrechens 
herbeiführen joll, während die Thätigkeit des Gehülfen gerade dadurch charakterifirt 
tt, daß fie ihre Ergänzung erft durch die ausfchlaggebende doloje Thätigfeit eines an— 
deren (des Thäters) finden foll. Auch für bloße Verfuche ift diejes Kriterium ent- 
Icheidend. Thäter eines verfuchten Verbrechens ijt derjenige, welcher mit dem Willen, 
das Verbrechen jelber der Vollendung zuzuführen, dafjelbe auszuführen beginnt, 
während der Gehülfe, der ihn dabei unterjtüßt, es ihm anheimftellt, die das Ber- 
brechen zur Vollendung bringende Thätigkeit zu jeßen. 

In anderer Richtung wieder bedarf die Unterfcheidung zwifchen T. und An— 
ftiftung der Aufklärung. Die T. kann nämlich auch eine mittelbare fein, 
ohne daß fie deshalb ſich in Anftiftung verwandelt. Allerdings iſt Thäter nur 
derjenige, welcher die Vollendung des Verbrechens ohne doloſe Vermittelung jeitens 
eines anderen herbeiführen will, aber darin liegt auch, daß es eine T. giebt, bei 
welcher die Vollendung mittels einer nicht dolofjen Thätigkeit eine anderen 
bewirft wird, und dieſe nennen wir mittelbare T. Sie Hleidet fich nicht jelten in 
die Form der Anftiftung, ift aber gleichwol feine jolche. Ueberall wo Jemand einen 
Anderen abfichtlic zur Herbeiführung eines Erfolges veranlaßt, deſſen jchuldhafte 
Herbeiführung unter das Strafgefeß fällt, liegt mittelbare T. des abſichtlich Veran— 
laffenden vor, wenn der von ihm zur Handlung Beranlaßte dabei ohne den zum 
Verbrechen erforderlichen Dolus gehandelt hat. Der Veranlaßte kann dabei gänzlich 
ſchuldlos jein ober fich einer FFahrläffigkeit jchuldig machen. Wer ein Kind, einen 
Geiſteskranken, Bolltruntenen, einen Menjchen, der fih in unvermeidlichem Irrlhum 
über die üblen folgen feiner Handlung oder darüber, daß er in einer Nothwehrlage, 
in Nothitand fich befindet, zu einer an fich ftrafbaren Handlung, 3. B. zur Tödtung 
eine® Menſchen, verleitet, der ift mittelbarer T. diefer ftraibaren Handlung. Ebenjo 
derjenige, welcher einen Anderen durch unmwiderjtehliche Gewalt oder lebensgefährliche 
Drohung (StraiGB. $ 52) zu einer (ftrafbaren) Handlung zwingt. Desgleichen 
endlich auch derjenige, welcher einen Anderen durch Erregung oder Benußung eines 
Irrthums zur Verübung einer ftrafbaren Handlung verleitet, falls der Irrthum des 
letzteren ein vermeidlicher war und demjelben jtrafbare Fahrläſſigkeit zur Laſt fällt. 
Wenn A den B berleitet auf einen Menjchen zu jchießen, unter der Vorjpiegelung, 
es fei ein Thier, fo ift A mittelbarer Thäter der erfolgten Tödtung, die ihm zum 
Dolus zuzurechnen ift, aljo Mörder oder Todtſchläger, B ift überhaupt nicht ftrafbar 
oder, falls fein Irrthum ein vermeidlicher war, unmittelbarer Thäter einer jahrläffigen 
Tödtung. Wenn der $ 48 denjenigen als Anjtifter beftraft wiffen will, welcher 
einen Anderen zu der don demjelben begangenen jtrafbaren Handlung durch abficht- 
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liche Herbeiführung oder Beförderung eines Irrthums vorjäßlich beftimmt bat, jo 
ift Hier unter dem Irrthum nur ein folcher zu verftehen, welcher den Dolus nicht 
ausfchließt; wo dagegen der Irrthum den letzteren ausschließt, Liegt nicht Anftiftung, 
fondern mittelbare T. vor. 

Lit.: Siehe bie Artikel Anftiftung, Beihülfe und Mitthäterfchaft; ferner 
P. Bogt in ee Archiv xx Hin. ea ff. ’ —— 


Theilrecht. Seit dem 13. Jahrhundert wurde es im Gebiete des Verfangen: 
ichaftsrecht3 mehr und mehr üblich, den Härten des letzteren im Falle der Wieder 
verheirathung des überlebenden Ehegatten durch eine freiwillige Auseinanderfegung 
mit den Kindern erfter Ehe abzuhelfen. Die letteren verzichteten dann zu Gunften 
des überlebenden Ehegatten auf einen Theil der verfangenen Güter, die fie demielben 
gegen fofortige Herausgabe des Reftes zu Eigenthum abtraten, und erhielten in der 
Regel ala weitere Entichädigung einen entiprechenden Theil des freien Vermögens, 
d. 5. der fahrenden Habe und der im Wittwenftande ertvorbenen Immobilien. Die 
Auseinanderjegung war alſo rechtlich ein Taufchgefchäft und geftaltete fich thatſächlich 
meiftens zu einer Iheilung des ganzen zur Zeit in der Hand des überlebenden 
Ehegatten befindlichen Bermögens, aljo zu einer Bank: oder ZTottheilung. Tie 
regelmäßige Wiederkehr derartiger Auseinanderjegungen führte im Laufe der Zeit 
vielfach zu dem gejeglichen T., welches dem überlebenden Ehegatten im Falle der 
Miederverbeirathung, zuweilen auch aus anderen Gründen (jchlechte Wirthichaft, 
widerrechtliche Veräußerungen u. dgl. m.), die Pflicht der Theilung in der angegebenen 
Weiſe auferlegte. Bis zur Theilung beftand Verfangenfchaftsrecht, das geſetzliche 7. 
war alfo nur eine Milderung des leßteren und ſetzte keineswegs ein anderes Syſtem 
an jeine Stelle. Die Romaniftifche Doktrin verfannte dies und faßte das T. als 
Schichtung, d. h. ala Konfequenz einer zwifchen dem überlebenden Ehegatten und den 
Kindern beftehenden fortgejegten Gütergemeinfchaft. Ein jolches T., das man gegen 
über dem durch Umbildung des BVerfangenfchaftsrechts entitandenen T. ein natur 
wüchfiges T. nennen kann, bat fich im Gebiete des Fränkiſchen Rechts allerdings 
mehrfach aus der allgemeinen Gütergemeinichaft herausgebildet, aber durch jenes 
Mikveritändniß fam man nun auch dort, wo bisher Verfangenſchaftsrecht mit T. 
beitanden hatte, zu der Annahme einer fortgejegten und, durch Rüdjchluß von dieler, 
zu der einer ehelichen allgemeinen Gütergemeinfchaft bei befindeter Ehe, während man 
bei finderlojer Ehe die Fränkische Errungenjchaftsgemeinichaft vielfach beftehen lich. 
So erflärt fich das zwiſchen finderlofer und beerbter Ehe unterjcheidende Syſtem 
des Würzburger LR., des Schweinfurter Stadtrechts und des Rechts der Grafichait 
Kaftell. — Das gejeliche T. ergriff jtets das ganze zur Zeit vorhandene Vermögen. 
Die Theilungaquote war verjchieden, gewöhnlich wurde halb und Halb, zuweilen auch 
nad Dritteln (zumal fo, daß der theilende Vater den Schwerttheil mit Zweibritteln, 
die theilende Mutter den Spindeltheil mit einem Drittel empfing), feltener nad) 
Köpfen getheilt. Der überlebende Ehegatte nahm feinen Antheil durchweg (nur 
wenig Rechte machen eine Ausnahme) als freies Eigenthum in die zweite Ehe hin— 
über, die Kinder erfter Ehe galten Hinfichtlich ihres Kindeserbrechts ala abgefunden 
und behielten nur Verwandtenerbrecht. — Soweit das T. nicht zur Schichtung 
umgebildet wurde, hat es das Schidjal des Verfangenichaftsrechts getheilt und ift 
mit diefem veraltet. 


Lit: Vgl. die Artikel Abſchichtung und Verfangenſchaftsrecht und bie dort 
angeführte Literatur. — are —R Schröder. 


Theilungsklage, judicium divisorium. Unter T. verſteht man die Klage, 
welche den Genofjen einer Gemeinfchait, mag diefe auf Vertrag beruhen oder dun 
andere Umſtände herbeigeführt fein, gegen einander dahin zujteht, daß die Gemein 
ſchaft durch Theilung des gemeinjamen Gutes unter Berüdfichtigung der den einzelnen 
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Theilhabern aus Aufwendungen oder Beſchädigungen rüdfichtlich des gemeinjamen 
Guts zuftehenden Anjprüche aufgelöft werde. Die Klage fann auch jelbjtändig auf 
Ausgleichung der letzteren Ansprüche gerichtet werden. Die Theilung hat der Richter 
nad billigem Ermeſſen zu bewirken, joweit eine Einigung der Interefjenten nicht zu 
erreichen ift. Feſte geſetzliche Vorichriften über den Theilungsmodus giebt es nicht. 
Regelmäßig ift jedoch die Realtheilung, jofern fie möglich ift, vorzuziehen. Bei 
derjelben werben die einzelnen Theile vom Richter adjudizirt, und dieje Adjudifation 
wirft Eigenthumsübertragung. Der Richter kann zuvor über die Zutheilung ber 
einzelnen Theile das Loos entjcheiden laffen. Die fonft gewöhnliche Theilungsart 
ift Verfteigerung und Theilung des Erlöſes. Die Verfteigerung kann auf den Kreis 
der Theilhaber bejchränft bleiben oder kann ganz Öffentlich vorgenommen werden. — 
Dem Richter fteht auch zu, demjenigen, dem er eine Sache zufpricht, dafür Verbind- 
lichkeiten oder Servituten aufzulegen. Da jo auch der Kläger felbjt zu einer Leiftung 
verurtheilt werden konnte, jo rechnete man die T. zu den doppelfeitigen Klagen, 
actio duplex. — Die T. des Röm. Rechts Heißt a. familiae hereiscundae, wenn 
das Objekt eine gemeinjame Erbjchait ift, a. finium regundorum, wenn eine Grenz— 
verdunfelung es zweifelhaft gemacht Hat, ob eine Fläche zu dem einen oder dem 
anderen Nachbargrundftücd gehört; wenn die wirkliche Grenze zu ermitteln ift, kann 
von einer T. nicht die Rede fein, dag unter Ueberſchreitung der Grenze offupirte 
Stüd wird vindizirt. In allen übrigen Fällen der T. heißt die Klage a. communi 
dividundo. — Das Sächſ. u. Franz. Recht jtimmen im Wefentlichen mit dem Gem. 
Recht überein. — Windſcheid rechnet die Funktion des Richters bei der Theilungs— 
flage der freiwilligen Gerichtsbarfeit zu; die herrfchende Meinung ift dagegen, und 
es ift an und für fich auch unter der REPD., welche das Gebiet der bürgerlichen 
Rechtöftreitigfeit nicht abgrenzt, denkbar, daß ein Theilungsanipruch in den Formen 
des Civilprozeſſes verhandelt werde. Auch andere Klagen (3. B. die Ehejcheidungs- 
flage) zielen auf Begründung eines Nechtözuftandes, nicht auf eine Berurtheilung 
oder bloße Feſtſtellung. CPO. $ 25 erwähnt die Theilungsklagen ausdrüdlich. 
Nach Preuß. Recht wird regelmäßig nicht das gefammte Theilungsgeſchäft prozeſſualiſch 
durchgeführt, vielmehr ift die Theilung ein Akt der freiwilligen Gerichtsbarkeit, bei 
dem nur die entjtehenden Streitpunkte ausgefchieden werden, um dann vom Prozeß» 
richter durch Erkenntniß entichieden, zu werden. Die nach diefer Richtung für die 
Erbtheilung in der Allg. Ger.D. enthaltenen Vorfchriiten beanfpruchen noch jegt Gültig- 
feit. Bei Grundjtüden, die im gemeinjamen Eigenthum ftehen, iſt ohne weitere Vor⸗ 
ausjegung das Recht des Miteigenthümers begründet, die Theilung durch einen Zwangs— 
vollſtreckungsakt herbeizuführen, die nothwendige Subhaftation Theilungs halber. Die 
vor den Auseinanderjegungsbehörben (Generallommiffionen) zu verhandelnden Gemein- 
heitstheilungen rüdfichtlich beitehender realer Nutzungsgemeinſchaften find Theilungs- 
flagen für die ein befonderes Verfahren geordnet ift. Das Deutiche HGB. ordnet 
für den Tall der Auflöfung von Handelägefellichaiten aller Art die Bejtellung von 
Ziquidatoren an, deren Aufgabe es ift, nächit der Abwidelung der Schuldverhältnifie 
auch die ichließliche Auseinanderjegumg der Gejellfchaft durchzuführen, ſoweit nicht 
Streitigkeiten entjtehen, die der gerichtlichen Enticheidung anheimfallen. In ähnlicher 
Weiſe ift die Liquidation von wirthichaftlichen Genofjenichaften, die ſich auflöfen, 
reichögejeßlich geregelt. 


Lit. u. nr a * für rg u. Pu. XIU. 35. — Stern: 


berg, ebenda X Rudorff, Geſch. Zeitichr. X. 343. Zimmermann, rd). 
für civ. Prar. XXI 192, 323. — Ed, Die ———— Klagen bes Röm. u. 5. ‚si 
Deutſchen Rechts, 1870. — Für Preuß. Recht: et: Be A zur Lehre vom = 
a nthum nad) dem Preuß. Recht, 1864. — D. 1-3; —39, — Eid. 


337 7, 2348. Code civ. art. B15_82, 1686—88. — ode * — * 
658 — Preuß. Bel. v. 18. April 1855 über das —— — in — Rheinprov. — 
Preuß. Allg. ER. I. 17 88 1—114, 362—388, -- 7—15. — Gemeinheits⸗ 
theilungsordnung dom 7. Juni 1821; Zufaßgefeh dazu v. 2. Min 1850. — Geſeh betr. das 
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Derf. in — dangelegenheiten, v. 18. Febr. 1830. — Preuß. Subhall.-Drbn. v. 

15. März 1869 8$ 112113. — Deutiches HGB. Art. 142, 172, 242 fi. — 8 

über die privatrechtliche Stellung der Genoffenichaften v. 4. Juli 1868, 55 40 fi., 47. x 
ccım 

Theilurtheil ift nach der Deutſchen CPO. ein theilweifes Endurtheil über 
einen quantitativ begrenzten Theil des Rechtäftreites oder einen der klageweiſe oder 
widerflageweife verbundenen jelbitändigen Anſprüche. Das T. ift ſtets auf Antrag 
vom Gericht zu erlaffen, wenn eine Partei den gegen fie geltend gemachten Aniprud 
zum Theil (alſo 3. B. zur Hälfte der geforderten Summe) oder einen von mehreren 
gleichzeitig erhobenen Anfprüchen ganz anerkennt. Der Regel nach foll es femeı 
ergehen, wenn von mehreren in derjelben Klage geltend gemachten Ansprüchen mur der 
eine ober nur ein Theil eines Anfpruches oder bei erhobener Widerflage allein die 
Klage oder Widerflage zur Entjcheidung reif ift, jedoch kann das Gericht, falls es dies 
nad) Lage der Sache für angemeffen erachtet, von dem Erlaß des T. abjehen. Endlich 
ift daffelbe befugt, auch über eine allein zur Entjcheidung reife fyorderung ein T. zu 
erlaffen, und eine vom Bellagten mittels Ginrede geltend gemachte Gegenforderung, fe: 
fern fie nicht mit der Klage in rechtlichem Zufammenhang jteht, befonderer Verhandlung 
vorzubehalten. Das T. erledigt den Anfpruch oder den Theil des Anſpruchs, über 
welchen es ergeht, für die betreffende Inftanz definitiv. Daher hat es die Natur dei 
GEndurtheils, und es finden alle Regeln für das letztere auf daffelbe Anwendung. E 
muß diejelben Theile, wie das Endurtheil (j. d. Art. Urtheil) enthalten (doch wird 
die Entjcheidung über den Koſtenpunkt erft im fünftigen Endurtheil zu treffen fein, was 
freilich beftritten ift, {. Koh und Strudmann, Kommentar zur EPD., 3 Aufl, 
©. 257, Anm. 3; Gruchot, Beiträge zur Erläuterung des Deutichen Redt: 
Jahrg. 24, ©. 759), es ift ebenjo wie das Endurtheil zu verfündigen und unter 
liegt der Anfechtung durch die gegen das letztere ftatthaften Rechtsmittel und Rechte 
behelfe. Endlich kann wegen diefer Natur des T. die fpätere Entfcheidung über den 
bei jeinem Erlaß noch nicht erledigten Anspruch oder Theil des Anſpruches auf da: 
jelbe feine Wirkung mehr äußern und es ift ein Zurückkommen der Partei bei den 
Verhandlungen über die zuleßt erwähnten Punkte auf dasjenige, was durch das 7. 
unterjchieden ift, nicht mehr möglich. 

Quellen: na PD. 85 273, 274, 278. 

Lit: Wach, Vorträge über die REPD., Bonn 1879, ©. 33, 84. 

? P. Hinigins. 

Theilzahlung (Th. I. S. 560) konnte nad) Röm. Recht dem Gläubige 
nicht aufgedrungen werden, außer in dem Falle, daß ein Theil der Forderung Liquid, 
der andere aber jtreitig war. Die gemeinrechtliche Praris geftattete jedoch Aus 
nahmen bei jog. gerechten Gründen, 3. B. Kriegsunruhen, oder wenn der Schulbne 
durch Unglüdsfälle in Vermögensverfall gerathen war. Das Defterr. und fümgl. 
Sächſ. BGB. fennen feine Ausnahme von der Regel, daß der Gläubige 
nicht ſchuldig iſt theilweife Zahlung anzunehmen ($ 1415 des Defterr., $ 714 de 
fönigl. Sächſ. BGB.) Nach Preuß. Recht kann der Richter zu Abſchlage 
zahlungen verftatten: 1) Künſtler und Handwerker nach fruchtlos volljtredte 
Erefution ($ 95 ff. I. 24 Allg. Ger.D.). 2) Stadt und Dorfgemeinden und moralüd: 
Perſonen ($ 135 des Anhangs zur Allg. Ger.D.). 3) Die einzelnen Erben des Schulbnert 
haften, wenn fie die Erbjchaft nach vorheriger öffentlicher Bekanntmachung unter 
fich getheilt Haben, nur antheilsweife nach der Höhe ihres Antheils (SS 131 fi. I 
17 Allg. ER). Die Vorſchrift zu 1 ift durch die Deutiche CPO. befeitigt, nicht 
aber die Vorfchrift zu 2 nach $ 15 Nr. 4 des EG. zur Deutichen CPO. 

Auch bei zweifeitigen Verträgen braucht Keiner von dem Anderen ein: 
theilweife Leiftung anzunehmen. Hat er die aber gethan, jo ift es ftreitig, ob 
der Empfänger zur theilweifen Gegenleiftung verpflichtet ift. Das Preuß. OTrib 
GBuſch, Archiv, Bd. XVII. ©. 268) leitet aus dem Safe: daß Derjenige, welcher 
die Erfüllung eines Vertrages fordert, nachweiſen muß, daß er demjelben von jeiner 


Zr 


Seite Genüge geleiftet, die Folgerung ber, daß der Empfänger der theilweijen 
Leitung die Gegenleiftung jo lange zurüdhalten könne, bis er Alles erhalten 
bat. Das ROHGG. (Enticheid. Bd. VI. ©. 379) verurtheilte dagegen den 
Beklagten zur Bezahlung des ihm gelieferten Theils der Steine, nachdem der 
Kläger erflärt Hatte, daß er weitere Steine nicht mehr annehme. Der Beklagte 
müfle feinen Entichädigungsanfpruch wegen Nichtlieferung des anderen Theils der 
Steine im vorliegenden Prozefje begründen. Thue er dies nicht, jo könne ihm 
diefer Anſpruch nur zur Geltendmadhung in einem bejonderen Prozefje vorbehalten 
werden. Im umgekehrten alle, wenn der Käufer die volle vertragsmäßige Lies 
krung verlangt, der Verkäufer dagegen folche weigert und feine Verpflichtung zu 
weiteren Lieferungen in Abrede ftellt, fchüt dagegen nach dem in Bd. VIII. ©. 425 
der Entjcheidungen abgedrudten Erkenntniß des ROHG. den Beklagten die exceptio 
doli gegen den Anjpruch des Klägers auf Bezahlung des Kaufgeldes. Diejelbe 
Frage betreffen die Entjcheid. des ROHG. Bd. UI. ©. 369 und Bd. XVII. 
€. 325, Striethorft, Ardiv, Bd. LXX. ©. 75. 

Ueber den theilmweijen, nah dem HGB. an fich zuläffigen Rüdtritt 
von einem Kauf- und Lieferungsvertrag beitimmt Art. 359 des HGB., 
daß, wenn die Erfüllung des Vertrages auf beiden Seiten theilbar ift, das Abgehen 
des einen Kontrahenten von dem Vertrage nur in Betreff des von dem anderen 
Kontrahenten nicht erfüllten Theils des Vertrages erfolgen fann. 

Lit.: v. —* Makower u. v. Kräwel, Komm. zum Art. 359. — Entſcheid. 


RO06. "Bo. 805, 3b. VI. = 831 u. Bd. VIL ©. . — v. Wächter im ar 
für civ. Praxis, Bd. XXVI. S. 1 v. Kräwel. 


Theiner, Johann Anton, & 15. XII. 1799 zu Breslau, 1824 außer— 
ordentl. Profeffor und 1826 Dr. jur. can. daſelbſt. Entjagte, nach Verbot feiner 
Vorlefungen, der Profeffur, trat zum Deutichlatholicismus über, 1855 Gefretär der 
Univerfitätsbibliothef, 7 15. V. 1860 zu Breslau. 

Schriften: Variae doct. cath. opiniones de jure stat. impedimenta —— dirimentia, 
Vratisl. 1824. — Die Einführung der erzwungenen Ehelofigkeit, Altenb. 1828, 2. Aufl. 1845 
(mit jeinem Bruder). — Die reformat. Beftrebg. in ber fath. Kirche, Altenb. 1845 ff. 


Theiner, Auguftin, Bruder des Ießteren, & 11. IV. 1804, wurde 1855 
Präfekt des Vatik. Archivs, des Poſtens 1870 enthoben, T 8. VIII. 1874 zu 
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Civitavecchia. 

Schriften: Comm. de Rom. Pont. — — antiquis ige et de Gregorii IX. 
P. M. decrett. codice, Lips. 1829. — Rec plus. coll. inedits. du moyen % Par. 
1832. — leber %00’3 vermeintliches Dekret, Mainz 1832. — Geſch. ber geiftl. dungs« 


— Mainz 1885. 
: B. Zheiner und bie Jejuiten, Mannheim 1875. — Schulte, Geſchichte, II. F 
e. 31, ae Zeihmann. 


Theramo, Jacobus de (Trani oder de Ancharano), 5 1350, Lehrer 
des Han. Rechts zu Padua, Biſchof zu Florenz, Spoleto, Erzbiſchof von Taranto, 
7 1417. 

Echriften: Processus Luciferi contra Jesum (Belial), Argent. Pr Vinc. 1506 (i. 
Proc. jocoserius, Hannov. 1611), bearbeitet von Jakob rer, Hift. Proc. jur. Belialis 
contra —— Francof. 1597, c. n. Ahasv. Fritsch, Nürnberg 1737; franz. von P. 
ir: s. 1. 1482, 1492; auch böhmiſch. 

v. Stinping, Geſch. der popul. Lit. des röm.-tan. Rechts, 1867, ©. äh 
een 1.178. — ES RAD RUN zumB — ut über db. Gem 

Fee Giv.Prz., Ber 7. — Bepell, Eyft. d. ord. Civ. vi N. 10. — 
De Wal, Beiträge, Erl. 1866, S 26. — Schulte, Geidh., U. 377. eihmann. 

Thibaut, Anton Friedrih Juftus, F 4. I. 1772 zu Hameln, aus 
einer nach Aufhebung des Edikts von Nantes nach Deutichland ausgewanderten 
Familie, ftudirte in Göttingen, Königsberg und Kiel, promovirte 1794, 1799 ord. 
Prof, ging 1802 nach Jena, 1806 nach Heidelberg, 1826 Geh. Rath, 1834 Mit- 
glied des Bundesſchiedsgerichts, F 28. III. 1840. 

v.Holgendorff, Gne. II. Rechtslexikon III. 8. Aufl. 56 
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Schriften: De genuina jur. personarum et rerum indole veroque hujus divisionis 
retio, Kilon. 1796. — Encyklopädie u. Methobologie, Alt. 1797. — Berf. über einzelne 

Theile der Theorie bed Rechts, Jena 1798- 1801, 2. Aufl. 1817. — Theorie der log. Auss 
Lesung bes Rom. Rechts, Alt. 1799, 1806 (ital. v. Donatantonio de Marinis, Napoli 
1872, franz. vd. Mailher de Chassat 1811). — #Beitr. zur Kritik der —— ach ſchen 
Revifion ber rt des peinl. Rechts, Hamb. 1802. — Ueber Befik und Verjährung, 
Siena 1802. — Syſt. d. Panbeltenrechts, ze 1808, 9. Ausg. dv. Buch holtz, Jena 1846. — 
Aug. Jac. Cuperi Observ. selectae de natura possess., Jen. 1804. — Civil. Abhand- 
lungen, Seibelb. 1814. — Ueber die Nothwendigkeit eined allgemeinen bürgerlichen Rechts für 
—— Heidelberg 1814, 3. Ausg. 1840. — Ueber bie 5. pift und nihthift. Schule, 
Heibelb. 1838. — Jurift. Nachlaß, von Guyet beraudgeg. Berl. 184142. — Reinheit 
der Tonkunſt, 1824 u. 1826 von Bähr, 1851, 1861 u. 1874. — Thibaut gab mit Löhr 
und Mittermaier bad Arch. für civil. Praxis heraus. 

Lit.: Neuer Netrolog d. Deutichen, Bd. XVII. 5 ©. 356-368. — Rothe u. Ditten: 
berger, Worte, geiprocen bei ber Beerdigung, Heibelb. 1840. — Der: * f. Deutſche 
Wifenid. u. Kunſt, 1840 Nr. 127—29. — Arch. f. civ. Praxis XXIII. 1 — Gupet, 
Borrede ©. XVI.-XXIII. — Baumftarl, 4. %. I. Zhibaut, Blätter der Erinnerung 
für jeine Verehrer, 1841. — Günther, Lebensſtizzen, 1858 ©. 79. — Walter, Aus 
meinem Leben, Bonn 1865, S. 91—94. — — in den Preuß. Jahrb. Bb. XLV. 
(1880) ©. 470-508. — v. Stinging und Giehne in Weech's Bad. Biographien IL 
345 ff. — Vuy, Le prof. Thibaut et l’&cole historique, Par. 1839. Zeihmann. 


TShierärzte, j. Veterinärweſen. 


Thierhaltung. Nach einer Beitimmung des Edikts der Römifchen Aedilen 
hat Derjenige, der an einem öffentlichen Ort (qua vulgo iter fit) gefährliche Thiere 
(Hunde, wilde Schweine ıc.) hält, das Doppelte des dadurch angerichteten Schadens, 
und bei Verlegung eines freien Menjchen eine arbiträre Gelditrafe, bei Tödtung 
aber 200 solidi zu leiften (1. 40 $ 1; 1.1.41, 42 D. de aed. 21, 1). Auf dieſe 
Leiftung geht eine Popularklage (Bruns, Zeitichr. für Rechtögeichichte, III. ©. 343), 
welche ein Jahr dauert. Daneben aber fonfurrirt unter Umftänden auch die actio 
de pauperie (j. den Art. Pauperies) ($ 1 I. si quadr. 4, 9; 1. 4 D. eod. 
9, 1). Dieſe Rechtsfäge find Heutzutage nicht blos durch den Wegfall der Popular- 
flagen, jondern auch dadurch geändert, daß die PGO. in Art. 136 das Halten 
jolcher gefährlicher Thiere ein für alle Mal mit einer Kriminalftrafe bedroht. Denn 
damit ift ſowol die ädiliciſche Privatſtrafe befeitigt, als auch der Befitzer des jchäd- 
lichen Thieres, abgejehen von der actio de pauperie, wegen feiner Uebertretung mit 
der actio legis Aquiliae haftbar gemacht. Mithin fanrı gegen denjelben jet nad) 
den Grundjäßen der leßtgenannten Klage der einfache Schadenserfaß 30 Jahre lang 
eingeflagt werden (vgl. auh 1. 8 $ 1 D. ad leg. Aq. 9, 2; 1. 6 C. de leg. Aq- 
3, 35; Glück X. S. 272; Unterholzner, Schuldverhältnifie, II. ©. 789 ff). 
Das Preußische Recht läßt wegen des durch Thiere verübten Schadens in allen 
Fällen nur die in culpa befindliche Perfon haften, fügt aber Hinzu, daß zur Haltung 
jolcher Thiere, die von Natur jchädlich feien, auch obrigkeitliche Erlaubniß erfordert 
werde. Außerdem ift pofitiv feftgeießt, daß Derjenige, der Thiere hält, die zwar 
ihrer Natur nach nicht jchädlich find, aber auch in der ländlichen oder ſtädtiſchen 
Haushaltung nicht gebraucht werden, für allen durch fie verurfachten Schaden aud) 
ohne feine Schuld auflommen foll (Preuß. Allg. ER. I. 6 88 70, 71, 75; Rod, 
Recht der Forderungen, III. ©. 1189 ff.; Heydemann, Einleitung, I. ©. 314). 
Bejondere Polizeiftrafen verhängt dad RStrafGB. 8 366, Nr. 5; $ 367, 2 11. 


Thomas von Aquino, 5 1225 auf Schloß Roccaficca bei Aquino im 
Neapolitanifchen, wurde Dominikaner, Schüler des Albertus Magnus, lehrte zu 
Köln, Paris, Bologna, Rom, Neapel, +} 7. III. 1274 auf der Reife zum Konzil 
von Lyon, kanonifirt 1323. Von Pius V. 1567 feierlich als fünfter Lehrer der 
Kirche (neben Auguftinus, Ambrofius, Hieronymus, Gregorius Magnus) proflamirt. 
„Ihomiften.“ Seine Opera, Rom. 1570 sq.; Parm. 1852—71. — Opera, par Ed. 
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Frett& et P. Mare, Besancon, Paris 1872 ss. Eine neue Ausgabe auf Anord— 
nung Leo's XIII. ſteht bevor. 
Lit.: Baumann, Die Staatslehre des Thomas v. Aquino, = größten Theologen 
und Bitojophen ber fath. Kirche, Leipzig 1873. — Feu un Essai sur les doctr. 
olit. de Th. d’Aquin, Par. 1817. — —28 erg Bd. 77 41—59, 113—131. — 
Be Zticr. Keklın 1875 ©. 342—359. — Mohl, I. 225. — Janet, L 399-452. — 
Berner, Leben und wir des heil. Thomas, Regensb. 1858, 59. — Stödl, Geſch. ber 
Philof. d . Mittelalters ainz 1865. — Raumer, Recht, Staat und Politik, 3. Aufl. 1861, 
©. 27 fi. — Contzen, Th. v. U. ale voltörietbichaftl. Schriftfteller, ken, 1871; art 
gu Würdigung des Mittelalter mit bei. Bez. a. n Staatörehtälehre es heil. Th. v. 
afjel 1870. — Ueberweg, Geich. der Philojophie, 4. Aufl. Berlin 1873, S. 197—209. — 
Schäzler, D. Th. doctor angelicus contra liberalismum invictus verit. cath. assertor., 
Rom. 1874. — Thoemes, Comm. lit. et crit. de S. Th. operibus, Berol. 1874. — Dur: 
mann, T. v. U. und bie "Scholaftit, Karlär. 1874. — Cicognani, Sulla vita e sulla 
opere di S, Tommaso, Venez. 1874. — Schulte, Geſch. I. 8. — Kirchner, — 
geſchichte 1880, S. 116. — Lilla, S. T., Napoli 1881. — Journal as: p. 84 
ei ——— 
Thomafius, Chriſtian, & 1. I. 1655 zu Leipzig, ſtud. in Frankfurt a. O., 
begann 1687 in Leipzig Deutſche Kollegien .zu lejen, überhaupt für die Verbreitung 
der Deutichen Sprache in gelehrten Saden zu wirkten, ging, von orthodoren 
Theologen verfolgt, 1690 nach Halle, wo auf jeine VBeranlafjung die Univerfität 
gegründet wurde, 7 23. IX. 1728. 
Schriften: De crimine bigamiae, 1685 — beutich). — Inst. jurispr. divinae, 1687; 
ed. 7. Hal. 1730. — Vom Rechte evangel. Furſ en in theolog. Streitigkeiten, Halle 1696. 
Vindiciae jur — circa sacra, ib. 1699. — (Dreifache — des Rechts —— —* 
in Kirchen achen, 701.) — Delineatio hist. jur. Rom. et. Germ. (Erfurt. 1750). 
Verbrechen der Zauberei, 1701, 1702. — Drei Bücher ber ag Rechtägelahtheit, Se 
1709. — Introductio ad philos. aulicam, ed. 2. Hal. 1702. — Fundamenta jur. naturae et 
entium, Hal. 1705; ed. 4. 1718. — De tortura : foris christianorum proscribenda, 
al. 1705. — Hist. "content, int. imp. et sacerd., Hal. 1722, — Juriſtiſche Händel, Halle 
Br — Programmata Thom., fal. Lips. 1724. — Dissertat. acad. var. impr. jurid. 
Hal. 175080. — Gedanten und Rechte eines chriſtl. Fürſten in Religionsſachen, von 
Heute, Helmft. 1794, 
git.: Bluntſchli, Geſch. bes u rg S. 181—21l. — Hinrichs, 
Geſch. der Rechts- und Staatöprinzipien, III. 122 — Luden, Chriſt. Thomaſ. nad 
feinen Schickſalen und Schriften, Berlin 1805. — — Rechtäquellen, II. 420-422, 
448, — Friedberg, Recht ber er ggg Leipzig 1865, ©. 192, 196, 266. — 
Bluntidli, Staats Wört.B. X. 514-518. — Dernburg, Thomafius u. en® ber 
wen. Halle, 1865. — Roſcher, Geil. ber National-Defonomif 1874, S 
Schulte, Geſch, II. b 74. — PBütter, itt,, L 326; II. 249, — Wagner, Chr. Ty., ein 
5 Beitrag 3. Mürb. f. Berdienfte um die Deutiche &it., Berl. 1872. — Klempner, Gh. 
ein - ämpfer ber ee Landab. a. W. 1877. — Mebermweg- Heinze, 
(180) "un. — Franck, ormateurs et publicistes, Par. 1881, p. 344354. — 
ee Kritik, ©. 49. Teichmann. 


Thomaſſin, Louis, 5 1619 zu Aix, wurde Oratoranier, lehrte zu Pézenas 
und Saumur, jeit 1654 zu Paris, T 1697. 

Schriften: Diss. in concilia generalia et particularia, Par. 1667, _Lucae 1728. — 
Mem. sur la gräce, Louv. 1668, 2. &d. Par. 1682. — Ancienne et nouvelle discipline de 
l’eglise touch. les bendfices, Par. 1680 1725, lat. 1688; Lugd. 1676-79, 1706; Venet. 
1773; Magont. 1786 ss. — Dogma ta theologica, Par. 1680-89. — Traites hist, et do 
Par. 1681—1683. — Traite d’unite ( de l’&glise, Par. 1686— 1688. — Traite de l'office divin, 
Par. 1686. — Trait& de l’aumöne, Par. 1695. — Traite du negoce et Id Pu — Paris 
1697. — univers, hebraicum, Par. 1697. — Traité des edits . ’eglise, 
Par. 

git.: Bourgerel, Vie de Th. (vor ber — — Lescoeur, La théodicée 
de Th., Par. 1852. — Nour. Biogr. gener. Vol. 45. — Schulte, Geſch, BR 615. 

Zeihmann. 

Shorbede, Johann Rudolf, 5 1796 zu Zwolle, F 1872, ftud. zu 
Amfterdam und zu Leyden, promovirte dafelbft 1820, habilitirte fich in Gießen, 
lehrte hernach in Göttingen, dann von 1825—1830 ala Profefjor der Politik in 
Gent, endlich als Profeſſor der Rechte in Leyden. Er war zu verfchiedenen Malen 
Minifter und zählt zu den hervorragenditen liberalen Staatsmännern der Niederlande. 
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Gr ſchrieb: Commentatio de C. Asinii Pollionis vita et studiis . . .. Leyden 18%. — 
Bedenkingen angaande het an den Staat, Amsterdam 1826. — Over de Verandering 
van het algemeene Staten, 1830. — Aanteekeningen op de Grondwet, 1839, 184143. — 
Proeve van herziening der Grondwet, Leyden 1840. — Bijdrage tot de herziening der 
Grondwet, Leyden 1848. — Over plaatselyke beg rooting, Leyden 1847. — Over de 
hervorming van ons kiesstelsel, Leyden 1842. — Historische Schetsen, Haag 1860, 1872. — 
Außerbem asp Kleinere u. Gelegenheitäichriften. Parlementaire evoeringen, Deventer 
1867— 1870. — Briefe von T. an Öroen van Prinfterer von 1830—1831 hat Keiterer 
1873 herausgegeben. 

git.: Olivier, Erinneringen aan Mr. J. K. Thorbecke, Arnhem 1873. ini 

idier. 

Thronfolge. Die T. iſt entweder eine ordentliche oder eine außerordentliche; 
jene beruht auf VBerwandtichaft, diefe auf jedem anderen Rechtstitel. 

Was zunächft die ordentliche T. betrifft, fo ift zu untericheiden das T.recht 
und die T.ordnung. Das T.recht wird begründet durch das Zujammentreffen 
folgender Momente. Die oberjte Vorausjegung iſt die Abjtammung vom eriten 
Erwerber, jo daß aljo alle Ajcendenten und Kollateralen ausgejchloffen find, die T. 
eine reine Dejcendentenerbfolge ist, und beifpielaweije die Fürjten von Hohenzollem 
fein Treht in Preußen befiten; das Defcendentenverhältnig muß außerdem 
ein leibliches, auf phyfiicher Zeugung beruhendes fein, und kann durch Adoption 
nicht begründet werden. Das T.recht jet aber ferner eine Abſtammung vermöge 
rechtmäßiger Ehe voraus; es find danach nur eheliche Kinder thronfolgefähig, cine 
Ergänzung der ehelichen Geburt durch Legitimation findet nicht ftatt. Die Ab: 
ftammung muß fodann in einer ebenbürtigen Ehe erfolgt fein; ala ebenbürtig gelten 
aber im Allgemeinen alle Ehen, welche die Glieder ſouveräner Deutjcher Fürſten— 
häuſer entweder untereinander, oder mit Gliedern ehemals regierender, jet mebiatifirter 
fürftlicher oder gräflicher Häufer (Bundesacte Art. 14) oder mit Gliedern fouderäner 
auswärtiger Fürftenhäufer, auch wenn deren Souveränetät verloren gegangen ill, 
geichloffen haben; doch weichen einzelne Häuſer von dieſen gemeinrechtlichen Grund: 
lägen ab, und namentlich im Oldenburgiichen Haufe werden auch die Ehen mit 
GSliedern der höheren Klaffen des niederen Adels als ebenbürtige Ehen betrachtet; 
außerdem kann jede an fich nicht ebenbürtige Ehe durch Hinzutretenden Konjens aller 
Succeffionsberechtigten in eine ebenbürtige Ehe verwandelt werden, die dann nad) 
allen Seiten hin ihre Wirkung äußert; endlich gilt das Ebenbürtigfeitsprinzip nur 
in Deutjchland ala Folge der mittelalterlichen ftändifchen Gliederung, ift aber 
feineswegs ala ein allgemein Europäifcher Rechtögrundjaß zu betrachten, insbeſondere 
auch in England durch das Haus Hannover nicht eingeführt. Die Abſtammung 
muß endlich aus einer vom Staatöoberhaupte genehmigten Ehe erfolgt jein. Das 
T.recht erfordert aber ferner Abftammung vom erjten Erwerber durch Männer und 
männliches Gefchlecht (Agnaten im Deutjcherechtlichen Sinne), jo daß nicht blos die 
Frauen ſelbſt, fjondern auch die durch Frauen vom erften Erwerber abjtammenden 
Männer regelmäßig von der T. außgefchloffen find; ausnahmsweiſe findet jedoch 
nach gänzlichem Erlöſchen des agnatifchen Mannsjtammes eine fognatifche T. ſtatt, 
zu Reichszeiten auf dem Privilegium des ſog. Weiberlehnd, gegenwärtig auf den 
pofitiven Feſtſetzungen der Verf. Urk. beruhend; diefe fubfidiäre fognatifche Erbiolge 
beftand von Alters her in Defterreich (1156) und in Braunfchtweig-Tüneburg (1235), 
hat jedoch in dem letzteren Haufe keine thatjächliche Bedeutung erlangt, fie beiteht 
gegenwärtig in Bayern, Württemberg, Sachſen, Heffen, nicht aber in Preußen. Das 
T.recht erforderte endlich in früherer Zeit Regierungsfähigkeit, jo daß ſchwere körper: 
liche und geiftige Gebrechen, fofern fie jchon beim Anfall der T. vorhanden und als 
unheilbar Eonjtatirt waren, eine fürmliche Ausfchließung vom T.recht begründeten, 
nach der neueren Auffaffung, die insbefondere in den Verf. Urk. vorherrfcht, bewirkt 
dagegen eine derartige Negierungsunfähigkeit nur eine Ausfchließung don der Aus 
übung des TIhronfolgerechts (Regentſchaft), nicht aber eine Ausſchließung vom Redte 
jelbjt (Preuß. VBerig. Art. 56). 
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Die T.ordnung iſt nach heutigem Rechte zunächſt eine Linealordnung; die 
einzelnen Linien innerhalb der Verwandtſchaft werden als ſelbſtändige Gemeinſchaften 
betrachtet, indem die Erbfolgeordnung ſich nach der Nähe der Linien zum Erblaſſer 
beſtimmt. Die erſte Linie bilden demgemäß die eigenen Deſcendenten des Erblaſſers, 
dieſe ſuccediren mit Ausſchluß aller übrigen erbberechtigten Verwandten; die zweite 
Linie bilden diejenigen, welche vom Vater des Erblaſſers abſtammen, alfo die 
Brüder des Erblaſſers und deren ganze Deſcendenz; die dritte Linie bilden die— 
jemigen, welche vom Großvater des Erblaſſers abſtammen ꝛc. Wie e8 fich auch im 
Allgemeinen mit dem Linealſyſtem ala Prinzip des älteren Deutfchen Erbrechts ver- 
halten möge (vgl. Lewis, Münchener Krit. BVierteljahrichrift, Bd. IX. ©. 23, 
und Waſſerſchleben, Das Prinzip der Erbjolge nach den älteren Deutjchen und 
verwandten Rechten, Leizig 1870), jo jteht doch unzweifelhaft feſt, daß diejes Lineal- 
igftem jedenfall im der Sphäre des Hohen und niederen grundbefigenden Adels 
gegolten habe, und daß dafjelbe insbejondere noch heutzutage nach Hausgejegen und 
Verf. Urk. das beherrjchende Prinzip für die Ordnung der T. in Deutichland ift. 
Tie T.ordnung ift aber nach heutigem Recht zweitens eine Individualſucceſſion, jo 
daß von mehreren in derjelben Linie gleichzeitig dem Grade nach Berufenen immer 
nur einer zur T. gelangt. Die Individualfucceffion kann aber, abgejehen vom 
Seniorat (phyſiſches Alter), nach einem doppelten Syſteme beftimmt werden, näm— 
lich entweder nach einfacher Gradesnähe (natürlich innerhalb der Linie), jog. Majorat, 
io daß aljo nach dem unbeerbten Tode des erjten Bruders der dritte Bruder, nicht 
aber der Sohn des verjtorbenen zweiten Bruders folgen würde (beim Tode Friedrich's 
des Großen Prinz Heinrich und nicht Friedrich Wilhelm II.). Dies ift das frühere 
gemeinrechtliche Syftem, das Syſtem der Goldenen Bulle und der älteren Haus— 
geſehe, deren Vorſchriften aber an großer Unbejtimmtheit leiden. Das andere 
Syſtem zur Herbeiführung einer Individualfucceffion ift die Primogenitur, wonach 
jeder frühergeborene und die ganze Linie des Trrühergeborenen mit unbegrenzter 
Repräfentation jedem Spätergeborenen vorgeht; dieſe Primogeniturordnung ift nicht 
blos die fonjequentejte Ausbildung des Linealfyftems, jondern empfiehlt fich für die 
Staatsfucceffion auch dadurh, daß mehr wie bei jedem anderen Syſtem eine fejte 
unabänderliche Reihe hergeftellt wird, jo daß ein Ueberjpringen von einer Linie in 
die andere nicht leicht ftattfindet. Die Primogeniturordnung ift denn auch jeit dem 
17. Jahrhundert überall herrichend geworden, auch mit Abänderung, reſp. Umbdeutung 
früherer Feſtſetzungen. — Sofern den Kognaten ein jubfidiäres T.recht nach älteren 
Frivilegien oder nach den neueren Berfafjungen eingeräumt -ijt, jo gilt über die 
T.ordnung Folgendes. Zunächit Hat die Erbtochter und deren Deſcendenz, d. 5. 
diejenige Tyrau, welche mit dem legten Befiger am nächjten verwandt war, den Vor— 
jug dor der jog. Regredienterbin und deren Dejcendenz, d. h. derjenigen Frau, die 
mit dem erften Erwerber am nächjten verwandt war. Denn wenn auch die 
Regredienterbin durch die agnatische Erbfolge zunächit benachtheiligt ift, und in vielen 
Fällen jogar Erbverzichte unter Vorbehalt des T.rechts für den Fall des Erlöfchens 
des Mannäftammes außgeftellt find, jo bilden doch die Erbverzichte in feiner Weiſe 
den Rechtägrund, auf dem die Ausfchließung der Frauen beruht, jondern find ledig— 
ih Sicherungsmaßregeln, um das ältere Deutjche Land» und Lehnrecht, welches die 
Frauen generell von der Erbfolge in Immobilien (bei Allodien bis zum Erlöſchen 
des Mannaftammes, beim Lehn gänzlich) augfchloß, gegen das eindringende Röm. 
Recht zu ſchützen. Beim Eintritt der fognatifchen T. ift zwar in der Regel die 
wirklich berufene Frau auch zur Regierung berechtigt, indeſſen geht auch vielfach 
bei gleichem Grade das männliche Gejchlecht dem weiblichen vor, der Bruder jeinen 
älteren Schweftern, nicht aber der Neffe der Tochter, und vereinzelt findet fich jogar 
die Beftimmung, daß auch beim Eintritt der kognatifchen T. nur Männer berufen 
werden follen, jo daß alio die T. nur ratione transmissionis eine weibliche ift. 
Rach ftattgehabtem Uebergange des T.rechts an die weibliche Linie verwandelt ſich 
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in dem neuen Haufe (3. B. Lothringen) die T. ſofort wieder in eine agmatijche, 
d. 5. der Vorzug des Mannsitammes tritt wieder ein, bis Dderjelbe etwa von 
Neuem erliicht. 

Was die außerordentliche T. betrifft, jo konnte nach früherem Recht, wenn 
Succeffionsberechtigte gar nicht mehr vorhanden waren, entweder der Lehnsherr ein- 
feitig oder das Haus unter Genehmigung des Lehnsherrn über die T. anderweitig 
verfügen. Die anderweitigen Verfügungen des Lehnsherrn waren entweder Expek— 
tanzen oder Gventualbelehnungen,; die Expektanzen enthalten lediglich das Ber: 
jprechen, daß bei eingetretenem Heimfall eine Belehnung erfolgen folle, fie begründen 
alfo nur ein Forderungsrecht gegen den Grpektanzverleiher und feine Rechtsnach— 
folger: die Eventualbelehnungen enthalten dagegen eine förmliche Belehnung, be 
gründen aljo ein dingliches Recht, deſſen Wirkfamkeit zwar von einer Bedingung 
abhängig ift, mit Eintritt derfelben aber ſofort, ohne daß eine weitere Handlung 
des Lehnsherrn erforderlich war, wirffam wird. Da nun im Allgemeinen der Sat 
gilt, daß das Deutiche Reich zwar aufgelöft, aber nicht rüdwärts annullirt ift und 
dengemäß alle durch Alte der Reichsftaatsgewalt begründeten Rechte als fortbeftehend 
betrachtet werden, ſofern fie fich unabhängig von Kaifer und Reich geltend machen 
fönnen, fo folgt daraus, daß nad) dem Untergange des Reiches und dem Wegfall 
des Lehnsherrn zwar die Expektanzen erlojchen find, da es an einem zur Grfüllung 
verpflichteten Subjefte fehlt, daß dagegen die Eventualbelehnungen noch jeßt wirkjam 
werden können, da fie zu ihrer Geltendmachung Kaifer und Reich nicht voraus 
ſetzen; indeſſen kann pendente conditione der Eintritt des eventus auf alle Weile 
vereitelt werden. 

Die Dispofitionen des Hauſes waren in früherer Zeit entweder Tejtamente oder 
Grbverträge, reſp. Erbverbrüderungen. Die Gültigkeit ſolcher Dispofitionen war 
aber zu Reichszeiten durch die Zuftimmung theils des Kaijers, theils der Succeifions: 
berechtigten bedingt; die Tejtamente enthielten nur der Form nach einfeitige Die 
pofitionen, wenn nicht etwa der Zejtator der lehte feines Stammes war, und gar 
feine Succejfionsberechtigten eriftirten; auch ift durch Teftamente mehr die T.ordnung 
modifizirt. Die zur Zeit ihrer Entjtehung ungültigen Tejtamente und Grbverträge 
(insbejondere die dom Kaiſer nicht bejtätigten Erbverträge) gelten an fich nach der 
regula Catoniana auch gegenwärtig nicht. Dagegen müffen die zu ihrer Zeit gültigen 
Zejtamente und Erbverträge auch heutzutage noch ihre Wirkungen äußern, ſofern fie 
nicht mit oberjten Grundjäßen des modernen Staatsrechts, insbejondere der Untheil- 
barkeit Deuticher Staatsgebiete in Wideripruch ftehen. Außerdem find neue ber 
artige Dispofitionen ohne Mitwirkung der Yandesvertretung nicht mehr möglid). 
Sollte es endlich beim Tode des leiten Ihroninhabers an jeder Vorjorge fehlen, 
jo würde der Xandesvertretung als dem aladann einzig berechtigten Organ die 
Wiederbejegung des Throns zuftehen (Preuß. Verfg. Art. 57). 

Lit: H. Schulze, Die Hausgeſetze der regierenden Deutichen Frürftenhäufer, Band : 

ena 1862. — Zadariä, Deutiches Staatd: und Bundesrecht, 3. Auflage 1365, Th. 
. 346 fe — Zöpfl, Grumbfäße des gem. Deutichen Staatsrechts, 5. Aufl. 1888, Bd. 
. 685 ff. — v. Held, Syſtem bes Verfg.e-Rechts, Bd. II. (1857) S. 247 fi. — v. Gerber, 
Scundiie, 2. Aufl. 1869, ©. 84 ff. — v. Rönne, Stantörecht der Preuß. Monardie, 3. 
Aufl. 1869, Th. I. Abth. 1 ©. 149 fi. — 9. Schu ulze, Das Preußiſche Staatsrecht auf 
Grundl. des Deutſchen Staatsrechts, Abth. 1 1870 ©. 172 ff.; Derſelbe, Art. Thronfolge 
in Bluntſchli's StaatsWört. B. Bd. X. (1867) ©. 518 ff. =, fter, Die Sonderrechte 
ber fouderänen und ber mediatifirten vormals reicheftändiichen Häufer Deutichlands, Berlin 
1871, bei. ©. 196 ff. — v. Rönne, Dad Verfaffungsrecht des Deutfchen Reiche, * 1872, 
&. 156 fl. — v. Mohl, Dad Deutiche Reichöftaatsrecht, Tüb. 1873, ©. 283 fi. — eld, 
Ueber bie geichichtliche Entwidlung bes Deutichen ahronfol * in Aegidi's geil rift 
für Deutiches Stantörecht, Bd. L (1867) ©. 41 ff. — hu ulze, Geichichtl. Entwidelun 
der fürftlichen ern im Mittelalter, in der — für Rechtsgeſch. Bd. VI 
(1868) ©. 323 ff.; Derjelbe, Das Erb— und Kamilienrecht der Deutichen Dynaften des 
Mittelalters, Halle 1871. — v. Gerber, Ueber die Theilbarfeit Deutſcher Staatägebiete, in 
Aegidi's Beitichrift für Deutiches Staatärecht, 2b. 1. (1867) S. 5 fl. Ernft Meier. 
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TShronlehen. In Beziehung auf die Reichslehen unterfchied man jehr genau 
die T. von fog. geringeren Lehen: erjtere wurden vom Kaijer in eigener Perfon, 
leztere vom Reichshofrath verliehen; es gab Fürſtenlehen, welche doch nicht T. 
waren (Öäberlin, Handbuch des Deutjchen Staatörechts, III. 304, 10; vgl. auch 
9. Schulze, Aus der Praris des Staatd- und Privatrehts, ©. 152 ff). In 
ähnlicher Weife wurde bei den Lehen unterjchieden, über welche einem Landesherrn 
die Lehnäherrlichkeit zuftand. In Bayern 3. B. wurden die Mannlehen der Krone 
eingetheilt in T., die vom Könige jelbjt, und in Sanzleilehen, welche im Namen 
de3 Königs vom oberjten Lehnshofe verliehen wurden; zu den erjteren gehörten 
gewiſſe thronlehnbare Würden und jene Güter, mit deren Beſitz die fürftliche oder 
aräfliche Würde verbunden war (Mayr, Lehnrecht, $ 3). Auch in Preußen wurden 
nicht alle von der Krone zu Lehen gehenden Befigungen als T. angejehen und be= 
zeichnet, jondern nur diejenigen, welche (wie 3. B. die Fürjtenthümer Dels, Sagan, 
Krotoſchin, die Graffchaft Wittgenftein) durch ihre beträchtliche Ausdehnung eine 
beiondere Wichtigkeit und durch den höheren Stand ihrer Befiger einen bejonderen 
Anipruh auf Berüdfichtigung des Lehnsheren hatten, die Eigenthümlichkeit diejer 
T. im Gegenjag zu allen anderen Kronlehen beitand nach der Praris darin, daß 
die Belehnung unmittelbar bei den die Lehnskurie bildenden Minifterien nachgejucht 
und empfangen werden mußte (vgl. die Erklärung der Regierung in Rönne’s 
Verfafjungsurtunde, 3. Ausg. S. 231). Es ift auch jet noch von Wichtigkeit, 
fih folcher Unterfcheidungen bewußt zu bleiben, da nach manchen der neueren Ber: 
toffungsurfunden und Allodififationsgejege die ſonſt für alle Lehen angeordnete Auf: 
hebung des Iehnäherrlichen Nechtes bei den eigentlichen T. ausgejchloffen iſt. So 
namentlich in Preußen. Nach Art. 40 der Verf. Urk. ift zwar die Errichtung von 
Lchen unterfagt und die beftehenden Lehen follten durch gefeßliche Anordnung in 
freies Eigenthum umgeftaltet werden, aber dieje ganze Beſtimmung jollte nach Art. 41 
auf die T. feine Anwendung finden. Im Gejeg vom 2. März 1850 wurde dann 
wieder beitimmt, das Obereigenthum des Lehnsherrn werde bei allen innerhalb des 
Staats belegenen Lehen aufgehoben, jedoch mit alleiniger Ausnahme der T. Als 
darauf im Fahre 1852 über die Aufhebung der Art. 40 und 41 der Verf. Urk. 
berathen wurde, erfannten die Kammern jowol ala die Regierung an, daß die T. 
von der Verfaffung nicht berührt feien, daß alſo weder die Umgejtaltung der be= 
tehenden I. erfolgen müſſe, noch die Errichtung neuer unzuläffig fei, und die 
Regierung äußerte fich insbefondere dahin, daß erhebliche politifche Gründe für die 
Chonung des Inftituts im Intereffe der Krone gegeben jeien, die nicht weniger 
Hark für die Möglichkeit der neuen Begründung folcher Verhältniſſe — 3. B. durd) 
Auftragung von Herrfchaften zu T. — als für die Yortdauer der bereits beitehen- 
den jprächen (v. Rönne, a.a. D. 231). Aus den damals gepflogenen Berathungen 
it das Gefeg vom 5. Juni 1852 (Gef. Samml. S. 319) hervorgegangen, nad) 
welchem ebenfalls das Tortbeftehen der vorhandenen und die Möglichkeit der Er: 
tihtung neuer T., auch der Verleihung von Nemtern als ſolchen, anerkannt ift. 
Tie wichtigeren in Preußen vorhandenen T. find aufgezählt bei v. Rönne, Staats-e 
teht, $ 95 (3. Aufl. Bd. I. 1 S. 188); die auf diefelben bezüglichen Angelegen= 
beiten gehören zum gemeinfchafllichen Reſſort der Minifter des Inneren und der 
Juſtiz. — Ueber die Verhältniffe in anderen Deutichen Staaten vgl. Zöpfl, 
Staatsrecht, II. 88 522—525 und Zachariä, Staatörecht, II. $ 214, wo aus 
führlih von den Staats- und Kammerlehen und den diefelben betreffenden neuejten 
Alodififationsgefegen gehandelt wird. Franklin. 


Tilius, Jean Dutillet, 5 zu Paris, war Protonotar des Kardinals von 
Lothringen, Bifchof von*Saint-Brieuc, 1564 von Meaur, T 1570. EN 

Schriften: Chronicon de regibus Francorum, Par. 1548, 1570. — Libelli Salicam 
legem continentes . . . 1573. — Traits sur le symbole des apötres, Par. 1566. — Traite 
de la religion chretienne, Par. 1567. — Traité de la messe, Par. 1567. — Ausgabe bes 


888 Ziffot — Titel, 


Ansegisus unb Benedictus Levita (in Capitula regum et episcoporum maximeque omnium 
nobilium Francorum ad reprimendas neophytorum quasi fidelium diversas adinventiones. 
Par. eg von Ulpian, Par. 1549; von Cod. —— — Par. 1550. — 
Parallelae de vitis ac moribus paparum cum praeceptis ethnicis, Amb. 1610. — Oeuvres 
de Lucifer, 1568. — Mömolre # 'advis sur les libertös de Peglise gallicane, Paris 159%, 


git.: Nouv. biogr. gener. univ., Vol. 45. — Stobbe, Rechtöquellen, I. 9, 209, 
210; Derjelbe, Beitr., 1865 ©. 83-87. — Hänel in Zeitſchr 3: —2R8 15 
Roth (ebenda ©. 248). — Schulte, Geid., II. a 557. — Mo 

Zeihmann. 


Tiſſot, Claude Joſeph, & gegen 1800, war Advofat in Paris bis 1830, 


dann Lehrer in Dijon, Profeſſor an der Facults des Lettres, f 17. X. 1876. 
Er ſchrieb (außer philoſ. m. Le gen —— é tudié* dans ses principes et dans 


les lögislations diverses, 1860, (2) 1 e, la söparation et le divorce, 1868. — 
Principes de droit public, 1872. — ger 25 à Petude du droit constitutionel, 
1872. — Introd. philos. à l’&tude du droit et de Ja reforme p£nitentiaire, 1874. — 
Introd. hist. & l’etude du droit, 1875. 
Xit.: Vapereau, Nouv. hist., 1880, p. 50 (cahier — 
eihmann. 


Titel (titulus acquirendi dominii sc. juris in re aliena), d. 5. nach der heute 
vertworfenen, früheren gemeinrechtlichen Lehre der rechtliche Grund, gewöhnlich eine 
vorgängige obligatio dandi, welche einer bejtimmten Handlung oder Begebenheit 
(dem jog. modus acquirendi dominii, 3. B. der Tradition) die Kraft verleiht, das 
Eigentum oder das dingliche Recht auf einen anderen zu übertragen. Die Grund- 
lagen dieſer Theorie finden fich ſchon in der jeit dem 12. Jahrhundert bei den 
Teudiften, Kanoniften, Giviliften und in den Italien. Stadtitatuten aufgeftellten 
Scheidung des jus ad rem und des jus in re. Aus irrthümlicher, durch deutic- 
rechtliche Anſchauungen beeinflußter Interpretation einzelner Stellen der libri feu- 
dorum nahm man an, daß der Vaſall, welchem das Zehn vermittelft der jog. 
investitura abusiva, d. 5. ohne wirkliche Befigeinweifung, vom Herrn übertragen 
war, eine Klage auf Uebergabe defjelben Habe und diejes dare nicht durch Leiſtung 
des Intereſſes jeitend des letzteren abgewendet, vielmehr ſtets durch Realerekution 
erzwungen werden könne. Diefe Anfchauung wurde dann auf die civilrechtlichen 
Dbligationen, bei denen es fich um Uebergabe einer Sache, wie 3. B. den Kauf, 
handelte, übertragen, nachdem man fie auch für das kanoniſche Recht in Betreff des 
Erwerbes der Klirchenämter (c. 8. [Bonifac. VIII.) in VIto de conc. praeb. III. 7; 
j. Th. I. ©. 658, 659) verwendet hatte. Weber den Römifchen Begriff des reinen 
obligatorifchen Rechts hinaus wurde aber dieſes jog. jus ad rem zu einem jog. 
relativ dinglichen Rechte erhoben, indem die fich namentlich bei den Kommentatoren 
Bartolus (F 1357) und Baldus (FT 1400) ſchon jehr bdetaillirt vorfindende 
Lehre das ältere jus ad rem (aljo 3. DB. den früheren Käufer) dem jüngeren Er 
werber des jus in re (alfo dem jüngeren, durch Tradition Eigenthümer gewordenen 
Käufer) dann vorgehen ließ, wenn leßterer das frühere Recht, alſo das bloße jus 
ad rem des Anderen, gekannt hatte, und indem man ferner einen unbedingten Bor: 
zug des älteren oneros erworbenen jus ad rem vor dem jpäter auf Grund eines 
lukrativen Titels entftandenen wirklichen dinglichen Rechte ftatuirte. Das mit theil- 
weifen dinglichen Wirkungen ausgeftattete jus ad rem erhielt durch den Akt, welder 
das dingliche Recht ſelbſt begründete, alfo 3. B. die Tradition, feine abjolut dingliche 
Kraft. Nachdem man aber einmal zwiſchen dem jus ad rem und dem jus in re auf die 
erwähnte Weije geichieden Hatte, juchte man die gedachten Begriffe auch für die Lehre 
vom Eigenthumserwerb und von der Entjtehung der dinglichen Rechte zu verwerthen, 
und generalifirte unzuläffiger Weife diefe allerdings für einzelne Fälle des Eigenthums— 
erwerbs mögliche Unterfheidung. Man bezeichnete nämlich, ftatt fie da fallen zu 
lafjen, wo letzterem feine obligatio dandi voraufging, alfo 3. B. bei der Offupation, 
der Theorie zu Liebe mit dem Titel, den ſonſt das jus ad rem vertrat, bald ben 
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die Erwerbung geitattenden Rechtsſatz (3. B. die Regel: res nullius cedit occupanti), 
bald das der Gigenthumßsentjtehung vorhergehende faktiſche Verhältniß (die Herren- 
Lofigfeit der Sache). Die Lehre, welche in Folge der Angriffe Thibaut’s und 
Hugo’s aus dem heutigen Gem, Recht verſchwunden, bat troßdem heute noch ihre 
partifularrechtliche Bedeutung. Das Preuß. Allgem. LER. hat fie nicht nur adoptirt, 
fondern fie ift auch für die fyftematifche Anordnung feines erſten Theils, deſſen 
Mittelpunkt das Eigenthum bildet, und für feinen Begriff der dinglichen Rechte, 
jowie für die Lehre vom Erwerb berjelben von entjcheidendem Einfluß gewefen. 
Nah 8 181 Tit. 2 TH. I. „heißt die Handlung oder Begebenheit, wodurch 
Jemand ein Recht auf eine Sache erlangt, die Erwerbungsart“, nach $ 132: „der 
gejegliche Grund, vermöge deſſen die Handlung oder Begebenheit die Kraft hat, daß 
dadurch das Recht erworben werden fann, der Titel“. Weiter jet nach $ 133 
die „Erwerbung eines Rechtes auf fremde Sachen bei dem Grwerbenden ein vor= 
gehendes Reht zur Sache voraus“, und nad) $ 134 Heißt: „diejes perjönliche 
Recht, aus welchem durch die Hinzulommende Erwerbungsart ein Recht auf die Sache 
entiteht, der Zitel dieſes dinglihen Rechtes". Daß diefer Titel oder dieſes 
perjönliche Recht zur Sache das mittelalterliche, relativ dingliche jus ad rem ijt, 
ergiebt Tit. 19 TH. 1. $ 5: „Kann aber der Befignehmer überführt werden, daß 
ihm das zu derfelben Sache erlangte perjönliche Recht des Anderen zur Zeit der 
Befigergreifung jchon bekannt geweſen jei, jo fann er fich feines durch die Uebergabe 
entjtandenen dinglichen Rechtes gegen benfelben nicht bedienen“. Die erwähnte 
gemeinrechtliche Generalifirung der Theorie von dem modus und titulus acquirendi 
dominii enthält der $ 2 Tit. 10 Th. L: „Der T. zur mittelbaren Erwerbung 
des Eigenthums kann durch Willenserkflärungen, Geſetze und rechtliches Erkenntniß 
begründet werden“. Die Einwirkung der Lehre auf die Syftematil des Geſetzbuchs 
zeigt fich darin, daß Tit. 11 und Tit. 12 TH. I., erjterer „von den Titeln 
zur Erwerbung des Eigenthums, welche ſich in Verträgen unter Lebenden gründen“, 
legterer: „von den Titeln zur Erwerbung des Eigenthums, welche aus Verord⸗ 
nungen von Todeswegen entjtehen“, handeln, und im Zit. 11 die Normen für den 
Kauf, den Tauſch, die Abtretung der Rechte (Ceſſion), den Erbichaftätauf, den Trödel- 
vertrag, die gewagten Gejchäfte (mamentlich emtio spei, Lotterie, Spiel, Wette, 
emtio rei speratae, Altentheil, Zeibrente), das Darlehn, die Verträge über Hand⸗ 
lungen (dabei die locatio operarum, das opus locatum, der Kieferungsvertrag, der 
Verlagävertrag), die Schenkung, im Tit. 12 dagegen die Regeln für die Teftamente, 
Kodizille und Erbverträge gegeben werden. Endlich ift der Begriff des T. oder des 
perfönlichen Rechtes für die Dinglichkeit der Rechte injofern von erheblichitem Ein— 
fluß, ala nach $ 135 Tit. 2 Th. I. diefe leftere dann eintritt, „wenn demjenigen, 
der ein perjönliches Recht zu einer Sache hat, der Beſitz bderjelben auf den Grund 
diejes Rechtes eingeräumt wird“, ſonſt aber (aljo ohne den Beſitz) die Dinglichkeit 
durch befondere ‘gefegliche Beſtimmung ausgejprochen jein muß. Daher fennt das 
Preuß. Recht nicht blos die fünf dinglichen Rechte des Röm. Rechts (Eigenthum, 
Servituten, Pfandrecht, Emphyteufe und Superfizies), vielmehr giebt die Miethe 
und das Kommodat, jobald der Miether oder Kommodatar im Beſitze iſt, gleichjalla 
ein dingliches Recht. — Außer dem Preuß. Allgem. ER. hat das Defterr. BGB., welches 
freilich nur den Befitz, das Eigenthum, das Pfandrecht, die Dienjtbarkeit und das 
Erbrecht ($ 308) für dingliche Rechte erklärt, jene Theorie adoptirt, indem es 
beitimmt $ 380: „Ohne T. und ohne rechtliche Erwerbung fann fein Eigenthum 
erlangt werben“; $ 381: „Bei freiftehenden Sachen (res nullius) bejteht der T. 
in der angeborenen Freiheit, fie in Befiß zu nehmen“; $ 424: „Der T. der mittel- 
baren Erwerbung liegt in einem Vertrage, in einer Verfügung auf den Todesfall, 
in dem richterlichen Ausſpruche oder in der Anordnung des Geſetzes“, und ferner 
des T. auch bejonders beim Beſitz (8 316—320), dem Pfandrecht (8 449), der 
Dienftbarkeit ($ 480) und beim Erbrecht ($ 533) gedenkt. Die im Preuß. Recht 
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anertannte relative Dinglichkeit des T. als jus ad rem hat e& dagegen verworfen 


(S 430). 

Lit.: Bracken höft in ber Zeitichr. f. Deutjches er VII. 22 ff. — 8. Ziebarth, 
Die Realerekution u. die Obli —— “u 1866. — vb. Brünned, Ueber ben Urfprung 
des fog. jus ad rem, Berl. 1 bibaut, Ice an eigentlichen Anterſchied zwiſchen 
a und modus acquirendi; Gioitiftiche Derfuche, Ne. XL — Hugo, Eivilift. Magazin, 

1. 88 fi.; IV. 186 ff. — F. Hoffmann, Die Lehre vom titulus unb modus uirendi, 
Wien 1873. — Preuß. Recht: R. Heydemann, Einl. in das Syſtem bed Preuß. Civil: 
echte, I. 36, 40, 41, 149; II. 1. — förfter, Preuß. Privatredt, $ 33. — Grudot, 
Beiträge zur Erläuterung bes Preuß. Rechts, Yahıa. 6 ©. 419 fi. P. Hinſchius. 


Titius, Gottlieb Gerhard, & 5. VI. 1661 zu Nordhauſen, wurde 1710 


Prof. in Leipzig, App.Rath in Dresden, 1718 in seipäig, 7 10. IV. 1714. 
Schriften: Specimen — ubl. Rom.-Germ,, Lips. 1698. — Lehnrecht, 1699. — 


Probe d. Zeutjchen Beifll N 701, 1709, 1741. — Obs. de Pufendorfio, 1703. — Dis- 
— — ed. mens Lips. 1 1729. 
ler, VI. 105. — Pütter, Xitt., IL 229; II. 262. — ——— Ä. ii 
1. b '&0. — hulze, Einl. in das Deutiche Ehnaitreht, Leipzig 1867, F —* 
Teihmann. 


TFittmann, Karl Augujt, 5 12. IX. 1775 zu Wittenberg, ftudirte in 
Leipzig und Göttingen, habilitirte fich in Yeipzig, ging 1801 als Oberkonfiftorial- 
rath nach Dresden, wo er 1807 Hof» und Juftizrath wurde, 1812 Geh. Referendar, 
1831 penftonirt, T 14. VI. 1834. 

Schriften: Verf, über die wifl. Behanbl. bes peinl. Rechts, Leipz. 1798. — Grblinien. 
der Strafrechtswiſſenſchaft und ber Deutſchen Strafgeießkunde, Leipz. 1800. — Ueber bie 
Grenzen des Philoſophirens = einem Syſt. ber Strafrechtäwifjenichaft und Strafrechtätunde, 
Seinn. 1802. — Handbuch der Strafrechtswifienihaft und Strafredhtäfunde, Halle 1807, 2. 

Aufl. 1822— 24. — Rechtl. Bemerk. über bie Grenzen bes tg rg in Bezug auf 
den Vertrieb ber Bücher, Dresden 1804. — Erört., Dreaben 1806. — Beitr. zur Xehre v. 
ge gegen bie Freiheit, insbeſ. von dem Meni enraub und der Entführung, Deiben 
1806. — Ueber Geftändniffe und Wiberruf in Straf es und das dabei zu beobachtende 
—— — 1813. — Entwurf eines Strafgeſezbuchs für bad Königreich Sachſen 
Meißen 1813. — Die Strafrechtäpflege im völkerrechtlicher Rückſicht mit bei. Bez. auf 
bie Deutichen Bundesftaaten, Dresden 1817. — Handb. für angehende Juriften, Halle 1828, 
2. Auag. von Pfotenhauer 1846. — Die : Gombpaige in, in ftaatöpolizeirechtlicher Hinjicht, 
— 1829. — Geld. der Deutichen — er Leipz. 183 

: dv. Wächter, Beilagen, 1877 — Dicker; Strafgefegeb., 1867, 
©. Be — leber Johann Auguft Heinrich z (Iris 1831) dgl. Säulte, re, Hr. b 186. 
chmann. 

Titulus (Th. J. S. 648) heißt in der älteren chriſtlichen ſoviel wie 
Kirche und in dieſer Bedeutung kommt das Wort heutzutage noch in der katholischen 
Kirche für die den einzelnen Kardinälen (ſ. diefen Art.) zugewieſenen Kirchen vor. 
Adgeleitet davon iſt die Bedeutung von Amt und endlich die weitere von ſtandes— 
gemäßem Gintommen des Geiftlichen, die daraus entjtanden it, daß ſeit dem Ende 
des 12. Jahrh. die Ertheilung der höheren Weihen nicht nur auf das Amt und 
ſeine Einkünfte, ſondern auch auf anderweitige, den Lebensunterhalt des Klerikers 
ſichernde Einnahmequellen erfolgen konnte. Titel, genauer titulusordinationis, 
iſt alfo im heutigen fatholifchen Kirchenrecht das für die Erlangung der höheren Weihe: 
grade erforderliche, ftandesgemäße Einkommen. Als regelmäßiger Titel gilt noch jetzt der 
ſog. titulus beneficii, d. h. der Ertrag eines beftimmten, auf Lebenäzeit ver: 
liehenen geiftlichen Amtes, deffen ruhigen Beſitz der Ordinande erlangt hat, und 
welches er jpäter nur bei anderweitiger Sicherung feines Unterhaltes nach ftattgehabter 
Prüfung des Bifchofs aufgeben kann. Mangels der erforderlichen Anzahl von 
Aemtern kann aber der Bilchof auch) zur Beichaffung der im Intereſſe des Kirchen: 
dienftes nöthigen Geiftlichen auf den tit. patrimonii ordiniren, d. 5. auf die 
Einkünfte des Ordinanden aus einer dem letzteren gehörigen, fruchttragenden, phyfiſch 
oder juriſtiſch unbeweglichen Sache oder aus einer auf ein Immobile gelegten jähr- 
lichen Rente. Völlig gleich ſteht diefem der allerdings davon gejchiedene, fog. tit. 
pensionis, d. h. die Ginnahme des Weihlandidaten aus einer ihm auf fremdes 
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Vermögen dinglich verficherten Rente. Nach Gem. Recht muß ſowol das patrimonium, 
ala auch die pensio jo hoch fein, daß dadurch dem Drdinanden der ausreichende 
Unterhalt gewährt wird. Das Nähere ift durch die partifulären Ordnungen (wie 
3. B. die Didcefan-Statuten) feftgejegt, eventuell hat der Biſchof zu enticheiden. 
Eine Konkurrenz der tit. beneficii und des tit. patrimonii, rejp. pensionis, ijt 
gejtattet, der Ordinande kann alfo auf ein nicht das nöthige Einfommen gewährendes 
Benefictum geweiht werden, wenn ihm fein patrimonium oder eine ihm zugeficherte 
pensio den fehlenden Betrag abwirft. Außer den erwähnten Ziteln hat fich in 
Deutichland, wo bei Feſthaltung der erwähnten Borfchriften dem Prieftermangel 
nicht abgeholfen werden konnte, ſeit dem 16. Jahrh. der fog. Tiſchtitel (kit. 
mensae) entwidelt, d. h. man ließ die Ordination zu, wenn Jemand (ein Landes— 
herr, ein Biſchof, ein Stift, ein KHlofter oder eine Perfon) ein rechtöverbindliches 
Berjprechen gegeben hatte, nöthigenfalla dem Ordinanden, jofern fich diefer nicht 
jelbjt ernähren könne, den erforderlichen Unterhalt zu gewähren, — eine Verbindlich- 
feit, welche aber immer in folge der Erlangung eines auskömmlichen Beneficiums 
ſeitens des Geiftlichen erliiht. In Deutichland, wo der Anwendung der erwähnten 
Beitimmungen des fatholifchen Kirchenrechts nichts entgegenfteht, haben fich jogar 
einzelne Staaten, freilih mit Rüdficht auf die vorgenommene Säfularifation der 
Kirchengüter dazu verjtanden, den katholischen Geiftlichen einen ſolchen Zijchtitel 
(den jog. landesherrlichen Tijchtitel, tit. mensae principis) allerdings 
in verjchiedenem Umfange und in verjchiedener Höhe zu gewähren. Der Titel kommt 
vor in Defterreich, der oberrheiniichen Kirchenprovinz, Bayern und 
Dldenburg. — Da die Mönche vermögendunfähig find, andererfeit3 aber von 
ihrem Kloſter erhalten werden, jo können fie ohne Weiteres, d. h. auf den jog tit.pauper- 
tatis s. professionis, ordinirt werden, fofern fie die bindende Profeß in ihrem 
Drden abgeleiitet haben. ine Analogie zu diefem Titel bildet endlich der jog. tit. 
missionis, d. h. die Zöglinge der unter der Aufficht der Congregatio de propa- 
ganda fide in Rom jtehenden Bildungsanftalten für die Miffion dürfen ohne 
Weiteres die Weihen erhalten, wenn fie fich eidlich verpflichtet haben, auf Lebens» 
zeit nach den Anweifungen der Congregatio zu dienen, denn unter diefer Voraus: 
fegung werden fie aus den für die Miſſion bejtimmten Fonds unterhalten. — 
Verlegung der gedachten Negeln durch den Biſchof bei Ertheilung der Weihe zieht 
für ihn, jofern ihn ein Verſchulden trifft, die Pflicht nach ſich, den Orbdinirten zu 
unterhalten, und der letere verfällt, wenn er den Bifchof durch Lift, Betrug, Fälfchung ıc. 
zur Weihe bewogen hat, der jog. suspensio ab ordine. War aber der Geweihte ein 
Ordensmann, jo joll die leßtere für immer eintreten, und der jchuldbare Biſchof auf 
ein Jahr von der Ausübung der jura ordinis fuspendirt fein. 

BE Quellen: c. 4, 16, 23 X. de praeb. III. 5. — Conc. Trid. Sess. XXI. c. 2 de 
refo 

git.: Phillips, Kirchenrecht, I. 605 ff. — P. Hinihius, Kirchenxecht, I. 63 fi. — 

J. Meyer, riprung und Entwidelung des Zijchtiteld, in Moy's Arc. für fath. Kirchen: 


recht, III. 2 269 fl. — 3. Nade, Der Ziichtitel, Paderborn 1869. — O. Mejer, De titulo 
missionis apud catholicos, Regiomonti 1848. P. Hinſchius. 


Tocqueville, Charles Alexis Henri Maurice Clérel de, 529. VII. 
1805 zu Paris, wurde 1827 Inſtruktionsrichter, 1830 Hülfsrichter, ſtudirte mit 
Beaumont im Auftrag der Regierung das Amerikaniſche Gefängnißweſen an Ort 
und Stelle, 1841 Mitglied der acad. française, Deputirter für Valognes, Mitglied 
der fonjtit. Verfammlung, 2. VI. bis 31. X. 1849 Minifter des Auswärtigen, 
proteftirte gegen den Staatäftreich, F, von den öffentlichen Geſchäften zurückgezogen, 
16. IV. 1859 zu Gannes. 


riften: De la d@mocratie en Amerique, Par. 1835 (15) 1868, engliih 1836. — 
Syst. * nitentiaire aux Etats-Unis et de son ee en France, Par, 1832, 3. Aufl. 
1 — Hist. philos, du rè gne de Louis XV., Par. 1846 (als Hist. critique, Par. 1847), 
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engl. von Reeve, Lond. 1856: beutich von Boſscowitz, Leipz. 1857. — L’ancien regime 
et la revolution, Par. 1856, (6) 1866, beutich von Boscom ip, Leipzig 1857; von TI LT 
Lpz. 1867. — Oeuvres, 1865, 1866. 


git.: Unjere Zeit, Leipz. 1859 Bd. III; VI 419 ff. — Bluniſchli, a: Mar 
Staatsrechts u. ol. "Mind, 1864, ©. 523825; Derjelbe, Staats Wört. B. X. har — 
— Deiat et ses limites, (2) 1868 — 138—201. — Sclopis, II. 39. 
a a b. X, ** 1876. — — ouveaux &loges historiques, Par. 1877, 
p. 59— 108. — Mopl, I . 251, 564; IIL 94 Zeihmann. 


Fodeßftrafe, als jchwerjtes Kriminalftrafübel in der Mehrzahl der neueren 
Gejeßbücher troß erheblicher dagegen obwaltender Bedenken und des von der Mehr: 
zahl der Theoretifer und der Juriften geäußerten Widerfpruches beibehalten, war 
nach Gemeinem Deutjchen Strafrecht der CCC die auf alle ſchwereren Verbrecher: 
fälle angedrohte Strafe. Bon dem alten Unterichiede zwiſchen geichärfter, marter— 
voller T. (Biertheilen, Verbrennen, Rädern u. ſ. w.) und einfacher T. iſt nichts 
übrig geblieben, außer dem Ehrverluſt, welcher (Deutjches StrafGB. $ 32) nebenher 
erfannt werden darf, und der Auszeichnung, die in frankreich wegen parricide 
zuläffig iſt (Code penal art. 13 u. Geſetz vom 28. April 1832). Die einfache T. wird 
in verjchiedener Weiſe volljtredt: 1) durch Enthauptung nad) Gemeinem Redt 
mittels des Schwerte, gegenwärtig durch Fyallbeil, Fallichwert oder Handbeil. Das 
Deutihe StrafGB. enthält feine Beitimmung darüber, mit welchem. Inſtrument 
die Enthauptung vollzogen werden foll. 2) Durh Erſchießung ala Militärftrafe 
oder als friegärechtliche Ahndung gegen Giviliften. 3) Durh Erwürgung am 
Galgen (England, Amerika, Defterreih) oder Bruch der Halswirbel (Garrote 
in Spanien). Nach völferrechtlichem Gebrauch erfcheint das Aufhängen des Spions 
in’ Kriegazeiten und des Seeräubers zuläffig. Auch darin zeigen ſich Abweichungen, 
daß die Hinrichtung entweder öffentlich volljtredt wird (Italien) oder in gefchlofjenen 
Räumen unter Zuziehung von Urkundsperſonen (jog. Intramuranhinrichtung), mie 
bisher in der Mehrzahl der Deutjchen Staaten und neuerdings jeit 1868 in England. 
Die Vorjchriften über die Vollſtreckungsweiſe (Tageszeit, geiftliche Begleitung zum 
Richtplage, DVerabfolgung des Leichnams zum jtillen Begräbniß, an die Ana— 
tomie u. ſ. w.) waren bisher theils in den StrafGB., theils in den StrafpO. 
enthalten. Für Deutichland beftimmt $ 486 der RStrafPO über die wichtigeren 
Prozeduren, über den Ort (umjchlofjener Raum), über die zur Gegenwart Per 
pflichteten (zwei Mitglieder des Gerichts I. Inftanz, Beamte der Staatsanwaltichaft, 
Gerichtsichreiber und Gefängnißbeamte), über die zur Gegenwart aufzufordernden 
(Urkundszeugen aus der Gemeinde) und ſonſt auf Verlangen zuzulaffenden Perjonen 
(Geiftlicher, Verteidiger) oder nach Ermefjen zurückzuweiſenden Perſonen (Unbetbeiligte); 
über die Aufnahme eines Protokolls und die Verabfolgung des Leichnams. Die 
weiteren Formalitäten (Tageszeit) können von den Landesbehörden entweder für 
den einzelnen Fall oder allgemein fetgejeßt werden. Bezüglich der Fälle, für welche 
die T. angedroht ift, muß man untericheiden die ordentlichen Fälle des bürgerlichen 
Strafrechts und die außerordentlichen Fälle de Militär, Kriege» und Noth 
ſtandsrechts. 

An ſchwangeren und geiſteskranken Perſonen darf ein Todesurtheil nicht voll- 
jogen werden ($ 485 der RStrafPO.). Daffelbe gilt jelbftverftändlich auch von 
Leichen, an denen früher ſymboliſche Vollitrefungen vorgenommen wurden. Das 
ehemalige Erforderniß der Beftätigung von Todesurtheilen ift in Deutjchland befeitigt, 
doch ift vor dem Vollzuge eine Erklärung des Staatsoberhaupts bzw. des Kaiſers 
abzuwarten, ob von dem Begnadigungsrecht Gebrauch gemacht werden joll. 

Uebrigens weichen die Gejeßgebungen darin ab, daß entweder nur für gemeine 
Berbrechen die T. Anwendung findet, alſo für politiiche Verbrechen ausgeſchloſſen bleibt 
(wie in der Schweiz und nach Abjeung des Kaiſers Napoleon auch in Frankreich 
auf Grund des republikaniſchen Februardekrets von 1848) oder für gemeine und 
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politifche Verbrechen die T. gleichmäßig zuläffig ift. Nach dem Deutjchen StrafGB. 
wird der Mordverjuch und der Mord, begangen am Kaifer, am eigenen Landes— 
herrn u. ſ. w., ala Hochverrath ($ 80) und außerdem der vollendete Mord ($ 211) 
mit dem Tode bejtraft. Unter den Gefegbüchern, welche fich der T. bedienen, waltet 
auch darin eine Verjchiedenheit, daß die Drohung entweder abjolut oder alternativ 
neben einem anderen jchweren Strafübel auägejprochen wird. Letzteres ift der Fall 
im Schwed. Straf®B., während das Deutjche StrafGB. im Gegenjaß zu den rich- 
tigeren Grundjägen der SKriminalpolitit die abfolute Androhung fejtgehalten hat, 
was um jo weniger gerechtfertigt ift, ala das Deutjche Militärftrafgefeg die T. nicht 
abjolut androht. 

Schon im Mittelalter ließen fich vereinzelte Stimmen gegen die T. vernehmen, 
und auch im Zeitalter der Reformation fand die T. bereits Widerſpruch. Zu einer 
allgemeinen gejeßgeberifchen und wifjenjchaftlichen Streitfrage ward die T. aber erft 
Duch Beccaria's Buch über Verbrechen und Strafen (1764), von defjen Gr- 
icheinen ab eine unabjehbare Reihe von Streitfchriften für und wider die T. ge- 
wechjelt ward. Zuerjt abgefchafft ward die T. in Toscana 1786, demnächjt vorüber: 
gehend auch in Dejterreih 1787. Gegenwärtig ift die T. befeitigt in Toscana 
«jeit 1859), in Rumänien, in Holland (1870), in den meiften Kantonen der Schweiz, 
in Portugal, in einer Anzahl nordamerikanifcher Staaten. 

In Deutichland war bis zum 1. Januar 1871 die T. abgeichafft geweſen in 
Dldenburg, Bremen, Anhalt und im Königreich Sachjen (jeit dem 1. Oftober 
1868). 

Auch die Mehrheit des Norddeutichen Reichdtages verwarf Anfangs die T. und 
ließ deren Beibehaltung nur zu, weil das Zuftandefommen des StrafGB. durch den 
Bundesrath von deren Aufrechterhaltung abhängig gemacht wurde. Die Deutichen 
Grundrechte hatten die T. 1848 aufgehoben, die meiften Deutjchen Juriften auf dem 
Suriftentage fie gemißbilligt. Unberührt von der Aufhebung bleibt überall das 
Kriegs: und Nothrecht. In den Militärjtraigefegbüchern ift die T. überall für die 
Tchweriten Militärverbrechen (Dejertion vor dem Feinde, thätliche Angriffe auf Vor— 
gejeßte) vorbehalten, dafjelbe gilt von der Meuterei zur See. Das Deutjche 
Mil.StrafGB. droht die T. in 12 Fällen. Bezüglich der Vollſtreckungsweiſe gelten 
bis zum Erlaß einer einheitlichen Mil.StrafPD. vorerjt noch Verjchiedenheiten in 
Bayern. Nach Berfündung des Belagerungszuftandes (f. diefen Art.) werden 
gewifle, jonjt nicht todeswürdige Verbrechen auch an Givilperfonen mit Erſchießen 
geahndet. Für den Fall eines Ginmarjches in feindliches Gebiet hat der Krieg— 
führende das Recht, zum Schuße feiner eigenen Sicherheit gegen Unterthanen der 
feindlichen Macht die T. anzudrohen und zu vollftreden. Gegen Solche, welche, 
ohne zur feindlichen Armee zu gehören, mit den Waffen in der Hand bei der Ver— 
übung eines verbrecherifchen Angriffes betroffen werden, bedarf e8 nicht einmal eines 
vorangegangenen friegsrechtlichen Verfahrens. Ihre jofortige Erichießung ift zuläffig. 
(Siehe hierüber die Norddeutiche Verordnung über die Regelung der Militärrechts- 
pflege in Sriegäzeiten vom 31. Juli 1867, nebjt dem darauf Bezug nehmenden 
Girkularjchreiben des Generalauditoriat? an die Auditeure vom 25. Juli 1870.) 
Das Defterreichiiche StrafGB. droht, von ftandgerichtlichen Fällen und von den 
Vergehen gegen die Poftanjtalten (Patent vom 21. Mai 1808) abgejehen, die T. 
in fünf Fällen. Außer Mord und Hochverrath finden fich bedroht öffentliche Gewalt: 
thätigfeit, räuberifcher Todtſchlag und qualifizirte Branditiftung. 

Lit.: Berner, Abſchaffung ber T. 1861. — Mittermaier, Die T. nad) ben Er: 
gebniffen ber wiſſenſchaftlichen Sorihungen, ber Fortichritte der Gejehgebung und der Erfah: 
zungen, 1862. — Hebel, Die Zobeöftrafe in ihrer kultur a en Entwidelung, 1870. 
(Ebendafelbft S. 485—515 das reichhaltigfte, bis jetzt — ene Verzeichniß der Mir und 
wiber bie T. erjchienenen Schriften.) — d. Holtzen dorff, Das Verbrechen des Mordes und 


die T., 1874. 
dv. Holkendorff. 
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Todte Hand (Manus mortua). Damit bezeichnet man NKorporationen und 
Stiftungen, namentlich auch die Kirche, um anzudeuten, daß das in die Hände 
jolcher Inſtitute gelangte Vermögen gewöhnlich für den Verkehr abgejtorben iſt. 
Mit Rüdficht darauf, daß bei unbejchränfter Tyreiheit des Erwerbes der T. 9. eine 
zu große Zahl von Werthen dem freien und beweglichen Güterumlauf entzogen 
werden kann und namentlich die Bewirthichaftung der Immobilien durch jolche 
Sinftitute ald dem Auffchwunge der Landwirthichaft nicht förderlich angejehen wird, 
endlich auch um ihnen eine nicht zu mächtige finanzielle Baſis dem Staate gegen- 
über zu gewähren, haben die meiften, jo auch die Deutichen Staaten ſog. Amor— 
tifationsgejeße erlaffen, d. h. Beitimmungen, welche die Veräußerung an bie T. 9. 
unter Aufftellung gewifjer Beichränfungen für den Erwerb von Bermögenäftüden 
regeln. Die erjten derartigen Vorſchriften fommen der Kirche gegenüber jchon jeit 
dem 13. Jahrhundert vor. Was das heutige Recht betrifft, fo ſprechen zunächſt 
die Verf.Urf. von Preußen (von 1850 Art. 42; Oldenburg 1852 Art. 60; Koburg, 
Altenburg, Sachfjen- Meiningen) und neuerdings von Defterreich (von 1867 — bier 
gegenüber dem der katholischen Kirche volle Tyreiheit gewährenden Konkordat — 
Art. 29) die Befugniß des Staates aus, den Erwerb an die T. H., namentlid 
binfichtlich der Liegenfchaften, zu beichränfen. Wenngleich in Preußen der citirte 
Art. der Verf. Urk. durch Gejeg vom 14. April 1856 aufgehoben ift, jo ift damit 
der Erwerb für die T. H. nicht freigegeben, vielmehr bedarf es noch nach dem Geſetz 
vom 23. Februar 1870 der königlichen Genehmigung zu Schenkungen und legtwilligen 
Verfügungen, wodurdh im Inlande eine neue juriftiiche Perfon in's Leben gerufen 
oder einer folchen auf demjelben Wege etwas zu anderen ala ihren bisher genehmigten 
Zweden zugewendet werden ſoll. Weiter wird die königliche Zuftimmung oder bie 
der ein für alle Mal durch königliche Verordnung zu ernennenden Behörde gefordert 
für Schenkungen oder lektwillige Zuwendungen an inländijche oder ausländiiche 
juriftiiche Perfonen, wenn der Werth jener die Summe don 1000 Thlm. überfteigt. 
Endlich ift auch die Genehmigung der Staatsregierung zum Erwerbe von Grund- 
ftüden fajt in allen Landestheilen erforderlich. Der Mangel des Konjenjes macht 
die Zuwendung nichtig, ift er aber ertheilt, jo wird leßtere ala von Anfang an 
gültig angejehen. In Bayern wird die königliche Genehmigung ftets für den Er 
werb von Jmmobilien, für Schenkungen und leßtwillige Zuwendungen in Geld oder 
Mobilien dann erfordert, wenn ihr Betrag 2000 Gulden überfteigt (Mandat vom 
1. August 1701; Eönigl. Entichl. vom 17, Dezbr. 1825, $ 24; Religionsedikt von 
1818, $ 44). Dagegen ift in Württemberg die Zuwendung jelbjt von Immobilien 
im Wege der Schenkung oder letztwilligen Verordnung nicht bejchräntt, nur die 
Veräußerung von folchen an die T. H. durch läjtigen Vertrag iſt ohne Staatö- 
genehmigung nichtig (Reyicher, Württemb. Privatrecht, $ 286, und Gejeg vom 
30. Januar 1862, Art. 18). Am weiteften geht die Badiſche Geſetzgebung, 
welche für alle Schenkungen und lektwilligen Verfügungen zu Gunften der T. H. 
die Staatögenehmigung erfordert (j. Badiſches Yandrecht $ 910, Verordnung vom 
12. März 1863, Gejeg vom 5. Mai 1870). In einzelnen Staaten, wie 3. ®. 
im Königreich Sachſen, finden fich feine Amortifationsgejeße, wie ſich denn 
deren — ſelbſt vom national-ökonomiſchen Standpunkt aus im Frage 
ſtellen läßt. 


Lit.: v. Moshamm, Ueber bie eg Regensb. 1798. — Ant. Wibdber, 
Die Amortifationdgejepgebung im Er as Bayern, Münden 1873. — W. Kahl, Die 
Deutſchen Amortiſationsgeſehze, Tüb. 1879. P. Hinſchius. 


Todtſchlag: die „nicht mit Ueberlegung ausgeführte“ vorſätzliche Menſchen- 
tödtung. Derſelbe iſt im RStrafGB. dem Morde gegenüber in der angegebenen 
Weiſe negativ bejtimmt. Dies hat indeffen nur eine formale Bedeutung. Sachlich 
charakteriſirt den IT. das Vorhandenſein eines Milderungsgrundes. „Nicht mit 
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Meberlegung Handeln” ift hier gleichbedeutend mit: unter dem Einfluß eines die 
volle Befinnung ausjchließenden Affefts handeln (anderer Meinung: v. Holtzendorff). 
Der Affelt trübt das Bewußtjein und läßt die moralifchen und egoiſtiſchen Trieb— 
federn, welche jonft dem Verbrechen entgegenwirken, fich nur in minderem Grabe be= 
thätigen. Darin und darin allein liegt die Rechtfertigung für die Behandlung, 
welche dem T. im Gegenjaße zum Morde zu Theil wird. Manche legen inforrekter 
Weiſe, aber in Uebereinjtimmung mit dem Wortlaute der Geſetze, den Schwerpunft 
nicht auf die Heftige Gemüthsbewegung jelbjt, fondern auf Erjcheinungen, welche 
diejelbe Häufig, aber nicht nothwendig begleiten. So wenn fie ein Handeln „ohne 
Vorbedacht“ fordern oder daß der Entichluß zum Verbrechen „plößlich gefaßt und 
fogleich ausgeführt werde.“ Dabei überjehen fie, daß dieſe Erjcheinungen fich auch 
aus anderen Urjachen herleiten fünnen. Wenn die zum Berbrechen führenden Trieb- 
federn geiftige Hinderniffe nicht zu bewältigen haben und dem Auftauchen des Bildes 
der That im Bewußtjein unmittelbar die Ausführung derjelben folgen lafjen, jo 
kann dies ebenjo gut in der befejtigten Alleinherrjchaft diefer Triebfedern als in der 
Macht eines jählings fich aufdrängenden Motivs feine Erklärung finden. Nur bie 
leßtere Erklärung aber, nicht auch die eritere, würde auf geringere Schuld hinweiſen. — 
Defterreich bezeichnet als T. die nicht abfichtliche, aber ala Folge einer jonjtigen 
abfichtlichen Feindſeligkeit erjcheinende Tödtung; Ungarn die „ohne vorherige“ (hier 
ift aljo jener Irrthum ausdrüdlich legalifirt) „Ueberlegung”“ erfolgte Tödtung. — 
Ueber die verjchiedenen gejeglichen Definitionen des T. und feines Gegenſatzes, des 
Mordes, jowie über die Bedeutung der Unterfcheidung diejer Verbrechensarten 
j. d. Art. Mord und Tödtungsverbrecen. 

Die meiſten Strafgefeße haben beim T. die, durchaus unpafjende, abjolute 
Drohung lebenslänglicher Freiheitsjtrafe aufgegeben (anders Frankreich und Belgien 
und der Sache nach Dejterreich, welches die im Affekt begangene abfichtliche Tödtung 
jogar mit Todesſtrafe belegt). Das RStrafGB. droht für gemeinen T. Zuchthaus 
nicht unter fünf Jahren. Als wichtigfter Milderungsgrund gilt beim T. die Pro— 
vofation. Der durch fie hervorgerufene Affekt verdient eine befondere Berüdfichtigung, 
nicht mit Rüdficht auf feine Stärke, jondern um der dabei intervenirenden ethifchen 
Momente willen. Das RStrafGB. fordert, daß der Thäter ohne fein Verſchulden 
durch eine ihm oder einem Angehörigen zugefügte Mißhandlung (gleich: Körperverlegung, 
dagegen: dv. Holtzendorff) oder jchwere Beleidigung gereizt und auf der Stelle 
zur That hingeriffen worden jei. Von dem lebteren Requifit gilt das Nämliche wie 
von der Betonung der jofortigen Ausführung eines plößlich gefaßten Entichluffes 
beim T. Das MWejentliche liegt nicht in der Anzahl von Sekunden oder Minuten, 
welche zwiſchen Provokation und Uebelthat liegen, jondern in der Kontinuität eines 
den Vorgang beherrichenden Affets der angegebenen Art. Uebrigens jtellt das 
RStrafGB. diefem Milderungsgrunde „andere mildernde Umftände” zur Seite, daher 
der genaueren Abgrenzung des erjteren eine entjcheidende Bedeutung nicht beizumefjen 
ift. — Als qualifizirt behandelt das RStrafGB. den T. an Verwandten auffteigender 
Yinie, ferner den bei Unternehmung eines andern Delikte, „um ein der Ausführung 
deffelben entgegentretendes Hinderniß zu bejeitigen oder um fich der Ergreitung anf 
frifcher That zu entziehen,“ begangenen. Für die Aufjtellung beider Qualififations= 
gründe liegen zureichende Motive nicht vor. Mit Recht hat das RStrafGB. aud) 
bier blos relativ bejtimmte Strafbrohungen (anders Defterreih). Das Strafminimum 
ift indeffen viel zu hoch. 

Anftifter umd Gehülfen follten, falls nicht auch bei ihnen das Speziesmerfmal 
(dad Handeln im Affekte) vorliegt, nach den Beitimmungen über Mord behandelt 
werden. Die Gejeßgebungen laſſen dies jedoch nicht zu. Die Beitimmungen über 
den T. an Ajcendenten find auf die Anftifter und Gehülfen nach dem RStrafGB. nur 
anzuwenden, wenn das Verwandtichaftäverhältnig auch bei ihnen vorliegt. — Die 
Definition des T. im Dejterreichiichen Strafgejeg jchließt die Möglichkeit eines 
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Todtſchlagsverſuchs, nicht aber auch, wie Einige angenommen haben, die der Mit- 
ſchuld aus. 


Gigb.: RStrafGB. SS 212—15. — Defterreich SS 14042. — Ungarn 88 279—81. — 
©. au 8 Art. Tödtungsverbrechen. A. Merkel. 


Tödtungsverbrechen. Die Gejeßbücher kennen eine Reihe von Verbrechens 
arten, welche in der rechtäwidrigen Herbeiführung des Todes eines Anderen gemein= 
fame, fie zu einer Gruppe vereinigende Merkmale haben. Zergliedern wir diejelben, 
fo erhalten wir: j 

a) als Objekt einen von dem Handelnden verjchiebenen Menſchen. In Be: 
treff des Selbftmordes ſ. diefen Art. Beim Kindesmord ift die vollftändige Los— 
löfung des Kindes von der Mutter nicht vorausgefeßt. Die Abtreibung, welche einen 
erft werdenden Menfchen zum Gegenftande hat, ift um deswegen von jener Gruppe 
zu ſcheiden; das RStrafGB. ftellt fie indefjen mit ihr zufammen. — Fähigkeit zu 
längerem Xeben iſt feine Vorausſetzung. — Auch der zum Tode Verurtheilte, jowie 
der feindliche Soldat können Gegenftand dieſer Verbrechen fein. 

b) Aa Elemente des Thatbeftandes den Tod eines Menjchen ala zu: 
rechenbare Folge einer Handlung des Beichuldigten. Früher forderte man überdies, 
wenigitens mit Bezug auf die ordentliche gejeßliche Strafe, eine befondere Ouali— 
fifation der unmittelbar zugefügten Verlegung. Man unterfchied hier abjolut tödt- 
liche von blos relativ töbtlichen, per se von per accidens tödtlichen und in ab- - 
stracto von in concreto tödtlichen Verlegungen. In den neueren Strafgefeßbüchen 
findet fich dagegen meift die ausdrüdliche Erklärung, daß es auf dieſe Unterſchiede, 
genauer, daß es nicht darauf ankomme, ob der tödtliche Erfolg der Handlung durd 
zeitige zwedmäßige Hülfe hätte abgewendet werden können oder nicht, ferner ob der- 
jelbe nur in Folge der eigenthümlichen Leibesbeichaffenheit des Bejchädigten oder 
der zufälligen Umftände, unter welchen die Verlegung zugefügt wurde, eingetreten 
ſei, deögleichen ob er unmittelbar durch die Beſchädigung oder durch Vermittelung 
von „aus ihr entitandenen“ Zwiſchenurſachen herbeigeführt worden ſei (Preußen, 
Heſſen, Baden, Württemberg, Bayern, Defterreih). Mit den Worten: „aus ihr 
entftandene* oder finnverwandten, wie fie fich in den fraglichen Beitimmungen regel: 
mäßig finden, gehen dieje übrigens gleichfall® über die im Begriff des SKHaufal- 
zufammenhanges fich begründenden Eriorderniffe und zwar ohne Grund Hinaus. — 
Daß der fragliche Werbrechenserfolg nur durch eine Handlung, nicht durch ein 
bloßes Nichthandeln verurfacht fein könne, verfteht fich von ſelbſt. Ebenfo, daß die 
Pflichtwidrigfeit des letzteren dafjelbe nicht in ein Handeln verwandeln könne. — 
Die tödtliche Folge der Handlung muß fich ala eine zurechenbare darftellen. Dod 
wird dies Erforderniß mehrfach ignorirt. Vgl. Defterreich $ 134, wo nur der Tod 
eines Menjchen gefordert wird, gleichviel ob es derjenige ſei, gegen welchen die 
Handlung gerichtet war, oder ein anderer. ©. auch unten in Betreff des Deutjchen 
StuniGPB. 

c) Außerdem die Abwejenheit von Strafausſchließungsgründen. 
Bejonderheiten gelten nach heutigem Recht (vgl. indeffen die Behandlung der Noth- 
wehr im Franzöſiſchen und Belgifchen Strafrecht) in Betreff der T. hier nicht. Es 
find aber die bezüglichen allgemeinen Lehren zum Theile, ebenjo wie die von den 
Elementen des allgemeinen Verbrechensbeſtandes urfprünglich entweder ausſchließlich 
oder doch vorzugsweiſe mit Rüdficht auf die T. entwidelt worden. 

Bon den die Arten und Unterarten der T. unterjcheidenden Merkmalen Liegen 
die wichtigften auf der fubjeltiven Seite. Und zwar jtellt fich hier zunächit bie 
Tahrläffige Begehung in Gegenfaß zur vorfäßlichen. 

Die vorfägliche Tödtung (meurtre) zerfällt wieder in mehrere Arten. 
a) Wichtig ift Hier insbejondere die Unterfcheidung von Mord: Tödtung mit 
kaltem Blute (mit Weberlegung), und Todiſchlag: Tödtung im Affekte (ohne 
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Ueberlegung). Ein Milderungsgrund allgemeiner Natur: der Affekt Hat Hier das 
artunterjcheidende Merkmal abgegeben. Das Nähere hierüber j. in den Art. 
Mord und Todtſchlag. — Als eine Spezies des Todtſchlags läßt fich der in 
der Regel jelbitändig behandelte Kindesmord betrachten, infofern ein in den be— 
ſonderen Zuftänden der (unehelich) Gebärenden fich begründender, oder durch die= 
jelben gejteigerter Affekt ala deſſen eigenthümliches Merkmal erjcheint. ©. d. Art. 
Kindesmord. — Eine andere Bewandtniß hat e8 mit der Unterjcheidung von 
Mord und Todtichlag im Defterreichiichen StrafGB. Daffelbe begreift nämlich unter 
Mord die abfichtliche Menfchentödtung, unter Todtjchlag, älteren Auffafjungen ent- 
ivrechend, diejenige Tödtung, welche nicht in der Abficht zu tödten, jondern in 
anderer jeindjeliger Abficht begangen wird (vgl. das Preußische Allgem. LER.). — 
Eine andere Bedeutung hat ferner die Interfcheidung von murder und manslaughter 
im Englischen und Nordamerilaniichen Strafrechte. Unter jenem wird nämlich jede 
Zödtung verftanden, von welcher der Angeklagte nicht beweijen kann, daß fie gejeß- 
lich gerechtfertigt oder entfchuldigt oder zu manslaughter abgemildert ſei. Lebteres 
aber wird angenommen, wenn die Handlung fich als unfreiwillige Folge eines ge— 
ungeren Bergehens (misdemeanor), oder ala die Wirkung einer plößlichen und 
beitigen Provokation darſtellt. Murder umjaßt danach auch fahrläjfige, jowie im 
Afelt begangene Tödtungen. Auch der KHindesmord, die Tödtung im Duell und die 
Beihülfe zum Selbſtmord werden darunter begriffen. Als das fämmtliche Arten von 
murder vereinigende pofitive Merkmal gilt eine allgemeine üble Willensdispofition, 
auf welche fie angeblich hinweiſen, während manslaughter feine Erklärung in der 
Hitze der Leidenfchaft finden joll. — In der neueren Zeit hat man in einigen Staaten 
der Nordamerifanifchen Union zwei Grade von murder unterjchieden. Der erite Grad 
begreift danach die abfichtliche und vorbedachte Tödtung (wobei die Auslegung je- 
do in der Abficht den Vorbedacht bereits gegeben findet) und die bei Gelegenheit 
gewiffer jchwerer Uebelthaten begangene unabfichtliche Tödtung (vgl. Kappeller im 
Serihtäfaal, 1870, ©. 289 ff.). 

b) Im Gemeinen Recht fpielte die Eintheilung der vorfäßlichen T. in ein= 
tahe und qualifizirte eine wichtige Rolle. Als qualifizirt galten: 1) Die 
vorfägliche Tödtung von Perjonen, zu welchen der Thäter in einer bejonderen fitt- 
lien Beziehung fteht („Herren-, Verwandten und Gattenmord“); 2) die vorjägliche 
Gittödtung, hierüber j. d. Art. Vergiftung; 3) der Raubmord; 4) der Banditen- 
mod; 5) der Meuchelmord (?). — Berhältnigmäßig nahe fteht dem Gemeinen 
Keht bier das geltende Dejterreichiiche. Dafjelbe unterjcheidet vom gemeinen Mord 
den Meuchelmord (welcher auch den Giftmord begreift), den Raubmord, den be= 
fellten Mord und den Verwandten, bzw. Gattenmord, und bedroht bei diejen Arten 
die (entferntere) Beihülfe und den Verſuch mit jtrengerer Strafe. — Frankreich 
untericheidet von der gemeinen vorjäßlichen Tödtung (meurtre) die „avec premedi- 
tation ou de guet-apens“ begangene (assassinat), die an Njcendenten (parricide) und 
die an Neugeborenen begangene (infanticide), ferner die vorſätzliche vollendete oder 
blog verjuchte Gifttödtung (empoisonnement) und die bei Gelegenheit eine® ander- 
weitigen verbrecherijchen Unternehmens ausgeführte vorfägliche Tödtung. Alle dieje 
bedroht es mit der Todesſtrafe, welche bei parricide durch beſchimpfende Zufäße ver- 
Ihärft wird. — Belgien behandelt neben dem Mord die Ajcendententödtung und die 
dorjäpliche Gifttödtung als qualifizirt und bzw. als todeswürdig. — Im Uebrigen 
Ind der neueren Gejeßgebung gegenüber die Qualifitationen des Mordes von denen 
des Todtichlages zu unterjcheiden. S. in Betreff jener d. Art. Mord, in Betreff 
diefer d. Art. Todtſchlag. Dazu d. Art. Vergiftung. 

Die unter a und b erwähnten Unterjcheidungen ftanden von Anfang in einer 
gewifien Abhängigkeit von dem Charakter der zur Anwendung zu bringenden Straj- 
mittel und den Vorausfegungen, an welche man zu verjchiedener Zeit dieje Anwen— 
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dung knüpfen zu ſollen glaubte. Speziell erſcheint die Geſchichte der fraglichen 
Untericheidung als ein Korrelat zur Gefchichte der Todesſtrafe. Ihre Entwidelungss 
ftadien entiprechen in der Hauptſache den Stationen der Nüdzugslinie, zuerſt der 
qualifizirten, mn der einfachen Todesftrafe. Mit dem Verſchwinden der erjteren 
verlor die Unterjcheidung von qualifizirten und einfachen T. im Wejentlichen ihre 
Bedeutung; mit der Einfchräntung in der Anwendung der lehteren hängt die Ver— 
engerung des Mordbegriffs und die Unterjcheidung zweier Grade des Mordes zu: 
jammen, und die gänzliche Bejeitigung der Todesftrafe würde die der fubjektiven 
Seite angehörigen Speziesmerkmale des Todtichlages und des Kindesmordes in die 
Reihe der allgemeinen Milderungsgründe zurücdtreten laſſen. 

ec) Als eine befondere Spezies ift die Tödtung des Ginwilligenden zu 
betrachten (RStrafGB. $ 216). Die Einwilligung tft nicht wie der Affekt ein bloßer 
Milderungsgrund, giebt vielmehr der That einen dem Weſen nach anderen Charakter. — 
Dies ift jedoch in den Straigejegbüchern von Defterreich, Frankreich, Belgien (vgl. 
Bayern und Preußen) nicht anerfannt. ©. hierüber die Art. Mord und Körper: 
verlegung. — Der Tödtung des Einwilligenden ſteht am nächjten die Tödtung 
im Duell, worüber d. Art. Zweikampf. Gleich diejer fällt die vorfägliche Tödtung, 
welche zugleich die Merkmale eines Staatsverbrechens hat, unter bejondere Beitim- 
mungen (RStrafGB. SS 80, 81, 102). — 

Auch die Fahrläjfige Tödtung (homicide involontaire) wird allgemein mit 
Strafe bedroht. Hierbei findet fich in Betreff der Fahrläſſigkeit meijt michts Bes 
jonderes beſtimmt. Vgl. indeffen die Umſchreibungen derfelben im Defterreichiichen 
und Württembergiſchen StrafGB. Am lebteren fanden fich auch (vgl. das Badiſche 
und Heſſiſche) verfchiedene Grade der Culpa unterichieden. Was die übrigen Voraus: 
ſetzungen betrifft, jo gilt das Nämliche wie bei den vorfäßlichen T. So auch hin- 
fichtlich des Kauſalzuſammenhanges und der Frage, inwiefern derfelbe durch Unter 
(afjungen hergejtellt werden könne. 

Die bejonderen Strafbeitimmungen, welche fi auf die jahrläffige Tödtung 
beziehen, zeichnen fich meift durch verhältnigmäßige Milde aus. Das RStrafGB. 
droht Gefängniß bis zu 3 Jahren, für den Fall aber, wo der Thäter eine, durd) 
Amt, Beruf oder Gewerbe begründete Verpflichtung zu befonderer Aufmerkſamkeit ver: 
(ette, Gefängniß bis zu 5 Jahren. In Betreff dieſes Schärfungsgrundes, zu dem 
fich ein Analogon bei der Körperverletung findet, vgl. d. Art. über die letztere. 
Ueber andere qualifizirte Fälle vgl. RStrafGB. 88 309, 314, 16. Bayern und 
Württemberg drohten für geringere Fälle Gelditraie; Belgien und Frankreich fumuliren 
Freiheits- und Geldjtrafe. — Aus dem Defterreichifchen StrafGB. gehören hierher 
die Vorſchriften über die „Vergehen und Webertretungen gegen die Gicherheit des 
Lebens” (8 335 ff.). 

Steht die fahrläffige Tödtung im Kaufalzufammenhang mit einem vorſätzlich 
begangenen Verbrechen, jo haben die Grundfäße über Konkurrenz Pla zu greifen, 
infofern eine betreffende Verbindung nicht eine beiondere Berüdfichtigung in den 
Geſetzen findet. Letzteres aber ift meift der Fall (vgl. RStrafGB. 88 154, 178, 226, 
227, 229, 239, 251, 307, 312, 315, 321, 322, 328). Und zwar wird der fahr- 
(äffig herbeigeführte Tod in der Regel (anders im Engliſch-Amerikaniſchen Recht) 
al8 wichtigfter Augzeichnungsgrund bei den betreffenden vorjäglichen Verbrechen be 
handelt. Nur die mit vorjäßlicher Körperverlegung fonkurrirende fahrläſſige Tödtung 
findet fich in mehreren Deutichen Gejegen (nicht im RStrafGB.) den T. eingereibt 
(vgl.d. Art. Körperverletzung). — Hinfichtlich diefer Verbindung wird mehrfach von 
der Vorausſetzung der Zurechenbarfeit des eingetretenen Todes ganz abgejehen, To 
daß wir ftrenggenommen der vorjäßlichen und fahrläffigen Tödtung die fajuelle als 
eine dritte Hauptform ftrafrechtlich verantwortlich machender Lebensberaubung an bie 
Ceite zu Stellen hätten! Bgl. das RStrafGB. $ 229, 307 Nr. 1, 309 ıc. 
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Bejondere Beitimmungen finden fich ferner wie in Betreff der Körperverlegung 
jo in Betreff der Tödtung bei Raufereien. Führt eine Schlägerei oder ein von 
Mehreren gemachter Angriff den Tod eines Menſchen (oder eine [RStrafGB.: 
ichwere] Körperverlegung) herbei, jo follen Diejenigen, welche fi) (RStrafGB.: 
ohne underjchuldet hineingezogen worden zu fein) betheiligt haben, eine relativ hohe 
Gefängnißſtrafe erhalten. Eine noch höhere, falls fie nachweislich eine der Ber- 
legungen zugefügt haben, aus deren Zujammentreffen im gegebenen Falle der frag- 
liche Erfolg hervorging. Komplizirtere ee hatten Heſſen, Baden, Württem- 
berg. Ueber den Charakter derjelben j. d. Art. Körperverlegung. 

Gigb. u. Lit.: —— 88 211— 222, 227, 28. — Preußen, 88 178-186, 195. — 
Deere 3 134—143 ‚335. — re art. 278-292. 298 ff. — Bel ien, art. 39297, 401, 

411—19. — rankreich, art. 195—: 319, 321—29. — Hälſchner, Syitem, II. ©. 19 ff. — 
Reese, Law of Homicide, 1870. — vd. Holkendorff, Hanbb, bes eutichen —— 
III. S. 404— 72; (v. Holpendorff), 482—513 @iman.— Köftlim, Mord u. Zobtichlag, 


1838; bie perduellio, 1841. Dienbrüggen, D. altröm. „parricidium, 1841. — Deuticdhe 

Steafeeisgeitun 1866 (Fobn. — Goltdammer’s Arch. (Mittermaier), XI. XII. 
Buri) — B. Neufville, Die tödtlichen ———— 1851. — Mair, Jur.:med. 

—— II. A. Merkel. 


Tottheilung (Banktheilung, Grundtheilung) iſt die Theilung des geſammten 
Vermögens der Ehegatten, im Gegenſatze zu der auf den Nachlaß des verſtorbenen 
Ehegatten oder auf gewiſſe Vermögenslategorien (fahrende Habe, Errungenſchaft u. dgl.) 
beſchränkten Theilung. Die T. kommt vor im Anſchluſſe an die eheliche allgemeine 
Gütergemeinſchaft, an die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft (vgl. d. Art. Abſchichtung) 
und an das Verfangenſchaftsrecht (vgl. d. Art. Theilrecht). In den beiden letzteren 
Fällen ergreift die T. auch das von dem überlebenden Ehegatten im Wittwenjtande 
erworbene Vermögen, während die Kinder nur das aus dem elterlichen Vermögen 
Erhaltene, nicht aber ihren eigenen Erwerb zu Eonferiren haben. Durch T. abge— 
fundene Kinder verlieren gegenüber dem überlebenden Ehegatten ihr Kindeserbrecht 
und behalten nur ihre DVerwandtenerbrecht, d. h. fie haben gegen den zweiten Ehe— 
gatten und die Kinder zweiter Ehe nur die Rechte des nächiten Seitenverwandten. 
Eine eigenthümliche Art der T. ift die bei einer Gütergemeinfchaft von Todeswegen, 
bei welcher der überlebende Ehegatte gegen Ginwerfung feines eigenen Vermögens 
eine Quote deö nur zu diefem Zwecke zujammengeworfenen beiderjeitigen Gutes 
nimmt (vgl. d. Art. Statutarifche Erbportion). NR. Schröder. 


Toullier, Charles Marie, 5 2. I. 1752 zu Dol bei St.-Malo, war 
eine Zeit lang an der facult6 de droit zu Rennes, dann Richter am Tribunal d'Ille 
et Billaine, jpäter Advofat, wurde 1803 Prof. in Rennes, Dekan der dortigen 
Fakultät, + 22. XII. 1835. „Pothier moderne.“ 

Schriften: Le droit civil frangais suivant l’ordre du Code 1811—20, Par. 6. dd. 
ar Duvergier 1846—48, (7 tomes) (ital. von Bascone, Palermo 1855). — Consult. 
de plusieurs anciens avocats de Rennes sur la validit6 des mariages contractes par les 
m. frangais, Par. 1817. 


Duvergier, Continuation à toutes les &ditions de T., 6 vol. — Paulmier, 
Eloge *7 T., Par. 1836. — Rodi&re, Les grands jurisconsultes, 1874 R: — 
eichmann. 


Tradition heißt zunächſt Hingabe einer Sache an einen Anderen. Selbſt 
wenn wir uns die Annahme hinzudenken, iſt der Vorgang juriſtiſch noch ganz un— 
beſtimmt. Das Hingeben und Annehmen empfängt ſeine rechtliche Bedeutung zu— 
nächſt durch die damit verbundene Abſicht der Parteien. Es kann übergeben 
werden zur Begründung des bloßen natürlichen Beſitzes (an den Boten, Verwalter, 
Depoſitar), des juriſtiſchen Beſitzes (mit oder ohne die Abſicht Eigenthum zu über— 
tragen), eines beſchränkten dinglichen Rechts (Fauſtpfand), des Eigenthums. Unter 
eigenthümlichen Regeln ſteht die Tradition als Erwerbsart de juriſtiſchen Beſitzes 
und des Eigenthums. 
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I. T. ala Bejigerwerb. Wir erwerben den (juriftiichen) Befig an einer 
Sache, indem wir uns die körperliche Macht über dieſelbe verichaffen (Befigergreitung) 
mit dem Willen, die Sache für uns zu haben (ſ. d. Art. Befigerwerb). Ge 
ichieht nun die Befißergreifung unter Gejtattung des bisherigen Beſitzers als eine 
von diejem verjtattete, jo ift der Befigerwerb eine T. Die Gültigkeit der T. iſt 
durch die Handlungsfähigfeit der Parteien — Daher kann von einem Kinde 
oder Wahnſinnigen als Tradenten Beſitz durch T. nicht erworben werden. Ebenſo 
ſchließt ein Mißverſtändniß über die Sache den Beſitzerwerb durch T. aus. Der 
körperliche Akt bei der T. erheiſcht nicht nothwendig eine Uebergabe von Hand zu 
Hand, welche ſich ihrer Natur nach auf bewegliche Sachen beſchränkt, oder eine 
Ueberweiſung des Grundſtückes in unmittelbarer Nähe deſſelben mit ſofortiger Be— 
tretung durch den Erwerber. Es genügt jede mit der Zuſtimmung des Uebergebenden 
vollzogene Handlung, wodurch die Sache in die körperliche Machtſphäre des Er— 
werbers geſtellt wird. Der Anſchauung des praktiſchen Lebens entſprechend liegt 
daher eine T. in der Behändigung der Schlüſſel zu dem Gewahrfam, im welchem 
fich die zu übergebenden Sachen befinden, in dem Zeigen des Grundftücdes aus einer 
gewiflen Entfernung, wenn damit die Möglichkeit unmittelbarer Beherrſchung ver: 
bunden ift (jog. longa manu traditio). Sat der Erwerber die Sache bereits in 
jeiner thatjächlichen Gewalt, aber nicht mit dem Willen, fie in eigenem Namen zu 
befigen, jo verwirklicht fich die T. indem er mit Genehmigung bdesjenigen, für 
welchen er bisher bejaß, den genannten Bejigwillen annimmt und zwar auf Grund 
eines die beiderjeitige Willensänderung beurfundenden Rechtsgejchäfts (10g- brevi 
manu traditio). Der Befit wird aber auch durch T. erworben, wenn auf Grund 
eines Uebereinkommens der bisherige juriftiiche Befiger die Sache fortan im Namen 
des anderen Vertragstheiles beſitzt (fog. constitutum possessorium). In beiden Fällen 
vollzieht ſich die T. durch bloße Willenserklärung ohne Veränderung im körper— 
lichen Verhältniſſe zur Sache. Wie beim constitutum possessorium wird durch 
Stellvertretung ein Beſitzerwerb aus T. vermittelt, wenn derjenige, welcher bisher 
für den Uebergebenden bejaß, von diefem angewiefen wird, nunmehr für den Erwer— 
benden zu befiten, vorausgefeßt daß dieſe Anweiſung micht abgelehnt wird. Eine 
ältere gemeinrechtliche Theorie faßte den Begriff der T. in dem engen buchjtäblichen 
Sinn des Uebergebens von Hand zu Hand bei beweglichen Sachen und in dem 
förmlichen Betreten bei Grundjtüden. In allen anderen Vorgängen, an welche bie 
Quellen eine T. fnüpfen, erblidte man nur ein Sinnbild der in Wirklichkeit nicht 
vorliegenden, aber dadurch erjeßten T. Man unterfchied demgemäß eine traditio 
vera s. propria und eine traditio fieta, impropria oder ſymboliſche T. Diele 
auf dem Boden de8 Gemeinen Rechts durch den Einfluß v. Savigny's völlig 
überwundene Theorie Hat in das Preußische IR. (I. 7 88 61 ff.) und in das Defter- 
reichiiche BGB. ($$ 426, 427, 452) Eingang gefunden. Bei der Ueberſendung 
einer Sache wird dem Abdreffaten der Befit gemeinrechtlih nicht ſchon durch die 
Ausantwortung an den Ueberbringer erworben, e8 müßte denn diejer vom Adreflaten 
zur Empiangnahme beauftragt fein, auch nicht durch die Zuftellung der Waaren- 
rechnung, jondern erſt durch die Ablieferung an den Adreffaten. Dagegen läßt das 
Preußische ER. (I. 11 $ 128) den Beſitz jchon mit der Aushändigung der Sache 
an den Frachtführer auf den Bejteller übergehen, das Defterr. BGB. (8 429) we 
nigitens dann, wenn der Beſteller die Ueberjchidungsart ſelbſt beftimmt oder geneh— 
migt bat, das Sächſiſche BGB. ($ 204), wenn die gewählte Art der Ueberjendung 
von ihm bejtimmt war. Das Deutfche HGB. giebt feine Entjcheidung der Trage. 
Streitig ift, ob ſich an die Uebergabe des indoffirten Konnofjements (und vollends 
des Lade oder Lagericheines) ein Beſitzerwerb an den verladenen (oder gelagerten) 
Sachen fnüpft, und ftreitig, wie der behauptete Befikerwerb zu erklären ijt (vgl. d. 
Art. Konnojjement). 
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I. Die T. führt zum Eigenthumserwerb, wenn fie in der übereinftim- 
menden Abficht erfolgt, Cigenthum zu geben bzw. zu empfangen, und wenn der 
Uebergebende zur Uebertragung und der Empfänger zum Grwerb des Gigenthums 
befähigt if. Der Uebereignungswille wird erfannt aus dem der llebergabe zu 
Grunde liegenden Gejchäft (causa traditionis, 3. B. Kauf, Schenkung, Vermächtniß). 
Nah Gemeinem Recht und nach den Deutichen Partikularrechten (im Gegenjaß 
zum Code civil) bewirkt der Webereignungsvertrag nur in Verbindung mit der 
T. der Sache den Eigenthumsübergang; es genügt aber jede Art der T., die, wie 
unter I. beiprochen, zum Befigerwerb geeignet ift, alfo auch die traditio brevi 
manu und das constitutum possessorium. Andererſeits vermag die T. den Eigen— 
thumserwerb nicht herbeizuführen, wenn und jo lange der Hierauf gerichtete Wille 
nicht vorhanden it, 3. B. in Folge eines gefelichen oder vertragsmäßigen Eigen— 
thumsvorbehalts. Für die freiwillige Veräußerung von Grundftücden knüpfen neuere 
Gejetgebungen (Sächſ. BGB. $ 276; Preuß. Gejek vom 5. Mai 1872 u. a.) den 
Gigenthumserwerb an die Eintragung des Erwerbers in das Grundbuch (vgl. die 


Art. Auflafjung, Grundbuhamt). 

Quellen: Inst. de rer. div, 2, 1 88 40 sq. — Dig. de adq. rer. dom. 41, 1; de adg. 
vel. amitt. poss. 41, 2. — Cod. de’ adquirenda et retinenda possessione 7, — Preuß. 
— ER. LT. — Oeſterr. BGB. 88 426 ff. — Sächſ. BGB. g8 194, 198.204, 253256, 


it.: v. Savigny, Belik, SS 13—28. — Leiſt, rg u. Ei — — 
(1865). — Randa, Der Beſiß nad Oeſterr. Recht (1. Aufl. 1865, Aufl. 1879), 4. — 
Erner, Die Lehre vom Rechlserwerb buch Trabition 10 — —— — 
des geſ. —— ER 79, 80 (1868). — Brinz, (2. Aufl.) 88 137—140, 150, 

j 171, 172. a ae Theorie, $$ 160, 178. — Desubuen, 
Preuß. —— * 88 151— 154, 2938— $. Regelsberger. 


Fransmiffionsfälle (Bruns, Thl. I. S. 464 ff.) definirt Puchta als 
Fälle, „wo, gegen die Regel, Jemand das Erbrecht erwerben, alſo Erbe werden 
kann, dem es nicht deferirt iſt, indem er in die Stelle des Delaten eintritt“. Zu 
ihnen zählt er die T. ex capite in jure cessionis, ex jure patris, in integrum 
restitutionis, der Notherbfolge, die Juſtinianeiſche und die Theodoſiſche Transmiſſion, 
verwirft dagegen die T. ex jure suitatis, weil Sui ipso jure Erben würden, mithin 
ein erworbene Erbrecht transmittirten. Gerade im Gegentheil aber bezeichnen die 
Quellen die Trandmiffion der sui heredes ausdrüdlich ala Transmiffion, die in jure 
cessio nirgends. Sodann ergiebt eine Bergleichung der T. unter einander, daß es 
sfich bei ihnen durchgehende um T. eines Erblaffers auf feine Erben, dagegen bei 
der in jure cessio und bei der T. ex jure patris in dem Falle, wo der Vater die 
vom Sohne ausgeichlagene Erbichaft erwirbt, um lebende Perfonen ala Transmit— 
tenten und Transmiſſare handelt; es find daher, weil wiffenjchaftlich die Weber: 
tragung von Rechten unter Lebenden und durch Erbgang gejchieden werden, auch 
die legtgedachten T. auszufondern. Hält man für die übrigen an dem gemeinfamen 
Merkmal der Bererbung feft, jo werden ala Gegenstand derjelben bald Erbichaft und 
Erbrecht, bald Bermächtniffe und einzelne Klagen genannt. Die Mehrzahl jener T. 
hat nun Erbichaft und Erbrecht zum Gegenftande, dagegen jtellt fi) die Trans— 
miffion der Notherbfolge direft als Transmiſſion einer einzelnen, wenigſtens bis zur 
Zuftellung gediehenen, Klage dar, und die T. Theodosiana befaßt neben der Trand- 
miffion des Erbrecht? auch eine jolche der Vermächtniffe. Scheiden wir darum auch 
diefe Verhältniffe aus, fo bedeutet Transmiſſion Vererbung der Erbichait und des Erb- 
rechts, und zwar ift hierumter die Vererbung einer jeft erworbenen Erbichaft und feſt 
erworbener Erbrechte zu verjtehen, weil die Quellen den Begriff der Transmiffion 
durchweg nur von der Webertragung eriworbener Rechte gebrauchen. Da nun auch 
Juftinian anführt, daß eine Erbichaft, nisi fuerit adita, nach hergebrachtem Rechte 
nicht transmittirt werde, und da er feine wie die Theodoſiſche Transmiſſion als 
Ausnahmen diefes Grundjages bezeichnet, was neuerdings überjehen zu werden jcheint, 
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jo haben wir Transmiſſion ald Vererbung einer erworbenen Erbſchaft bzw. Erbrechts 
zu definiren, T. aber ala außerordentliche Fälle, in welchen eine Grbichait, obwol 
fie vom Delaten nicht definitiv erworben it, dennoch auf jeine Erben übergeht. 
Sole Fälle ergeben: I. die Transmijjion der sui heredes. Sui erwarben 
nach Givilrecht die Erbichaft ipso jure, aljo ohne daß auf ihren Willen zu erwerben 
oder ihr Wiffen vom Anfall etwas angelommen wäre. Später bot ihnen das prä- 
torifche Recht die Möglichkeit, extraneis gleich ſich der Erbichaft zu entichlagen (i. 
d. Art. Beneficium abstinendi); jtarben fie aber, ohne diefelbe benußt zu 
haben, jo blieb die Erbſchaft erworben und ward als jolche auf ihre Sui weiter 
transmittirt, die entweder auf väterliche und großpäterliche Erbſchaft beide verzichten 
oder beide behalten mußten. Dies änderte fich, ala in der Kaiſerzeit Juriäpruden; 
und Gejeßgebung dem suus nepos von der großväterlichen Erbſchaft allein zu ab: 
jtiniren gejtatteten. Nunmehr jtand dem suus nepos bezüglich diejer daflelbe arbi- 
trium über Ausjchlagen oder Behalten zu, wie feinem Bater, die GErbichaft war 
daher, wenn leßterer jich nicht entichieden Hatte, nicht definitiv erworben, und jomit 
ergiebt fich ein außerordentlicher T., wie deren Wejen oben bejtimmt wurde. Dieie 
Transmiffion der Sui ift nun aber II. in die T. Justinianea, die erheblichite 
der hier erörterten Trandmiffionen, aufgegangen. Das Geſetz, durch welches Ju: 
ftinian feine Iransmiffion anordnete, beginnt mit der Anführung: „invenimus filios- 
familias paternam hereditatem deliberantes posse et in suam posteritatem trans- 
mittere“ ; dann heißt es weiter: „eam deliberationem et in omnes successores .. 
duximus esse protelandam“, und hierauf wird verfügt: ein Teſtaments- oder Inteſtat— 
erbe, wenn er entweder eine Deliberationsfrift erhalten oder wenigjtens nicht auf die 
Grbjchaft verzichtet hat, „ut ex hac causa deliberare videatur“, jedoch wiederum 
auch nicht die Erbichaft angetreten oder ſich immiscirt hat, ſoll fein „praedictum 
arbitrium® auf jeine Erben transmittiren, diefe Transmiſſion aber auf die Dauer 
eines Jahres bejchränft jein. Stellen wir a) die Beziehung diejer Trans: 
mijfion zur Transmijjion der Sui feſt, fo jpricht der Kaiſer unter Hinweis 
auf die Transmiſſion deliberirender Hausſöhne die Abficht aus, „eam deliberationem* 
auf alle Erben erjtreden zu wollen, und läßt demgemäß jeden Erben ohne Inter 
ſchied „praedictum arbitrium* auf jeine Erben transmittiren. Sind unter den 
Iransmittenten mithin Sui wie Ertranei einbegriffen, jo fann daran, daß gerade 
der unter I. entwidelte T. in die Juftinianeifche Transmiſſion aufgegangen ift, um 
jo weniger ein Zweifel jein, als die Deliberation der Sui durch die Abjtinenzmög: 
lichkeit bedingt ift und daher, wenn der Transmittent „praedictum arbitrium* aui, 
den Transmiſſar übertragen joll, der Kaiſer nicht weniger die Abjtinenzberechtigung 
des suus nepos, wie die des suus filius in Betracht gezogen haben muß. Handelt 
es fich dann weiter um das Verhältniß der Transmiſſion der Sui zu der Juſtinia— 
neischen, jo bat der Kaijer erklärt, erjtere auf alle Erben eritreden (protelandam) zu 
wollen. Die bloße Eritredung, deren Weien Windjcheid von der Vorjtellung des 
„Kopirens“ nicht zu trennen vermag, jchließt eine Abänderung der Transmiffion der 
Sui aus, joweit eine jolche nicht bejtimmt nachweisbar ift, in welcher Beziehung nur 
die Beichränfung der Yuftinianeiichen Transmiffion auf die Dauer eines Jahres in 
Betracht fommt. Daraus folgt: was für die Transmiffion der Sui Rechtens geweſen 
das bleibt es auch für die Sui bei der Juftinianeifchen Transmijfion. Hinfichtlich der 
Grtranei bedeutet Erſtreckung Uebertragung des Rechts der Sui auf fie, weshalb 
das Recht der Transmiſſion der Sui für die Juftinianeiiche Transmiſſion überhaupt 
maßgebend erjcheinen muß. Göring hat an diefer Uebertragung die echte, hiſto— 
riſche Fiktion vermißt, objchon er jelbit hervorhebt, daß fie (an anderem Orte) auf 
die Fiktion civilen Erwerbes der Erbjchaft durch den Trangmittenten und ebenjo auf 
die Fiktion demjelben zuftändiger Abjtinenzmöglichkeit gegründet worden, Göring 
auch jelbjt die eritere Fiktion fordert und diefer den Charakter einer echten vindizirt. 
Dabei jcheint Göring entgangen zu jein, daß die Fiktion des civilen Erwerbes der 
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Ebſchaft durch den Transmittenten für fich allein zwar genügte, wenn der Trans— 
miffar die Erbichaft antrat und eine Erbſchaftsklage anftellen wollte, daß der Kaiſer 
dagegen ihm auch die Möglichkeit offen Halten wollte, diejelbe auszufchlagen, und 
danım fich auf diefe Fiktion allein nicht bejchränten konnte, da fie beide Erbſchaften 
unlösbar verbunden und den Transmiſſar genöthigt hätte, beide zuſammen anzus 
nehmen oder abzulehnen. b) Wenden wir uns zu den Vorausſetzungen ber 
YJuftinianeifchen Transmiſſion, jo führt der Kaiſer jeine Abficht, die Deliberation der 
Sui auf alle Erben zu erjtreden, in der Weife aus, daß er den Erben „praedic- 
tum arbitrium“ tranamittiren läßt. Arbitrium ift die Wahl zwijchen Nichterwerb 
und Erwerb der Erbſchaft. Erwägt man, daß das Deliberiren ala wirkliche Thä— 
tigkeit fich nicht von Subjeft auf Subjeft übertragen läßt, jo begreift man, daß 
Gritredung der Deliberation dem Kaiſer Erſtreckung des dem Deliberirenden zuſtän— 
digen arbitrii bedeutet. Arbitrium als Wahl ‘zwifchen Nichterwerb und Erwerb hat 
feinen Gegenia an der Entjcheidung für Nichterverb oder Erwerb, folglich an Ver— 
zicht bzw. Abftinenz und an Adition oder Jmmirtion. Gritredte der Kaiſer daher 
die Deliberation im Sinne des arbitrü, jo mußte er feine Transmiſſion zulafien, 
wenn der Erbe fich bei Lebzeiten überhaupt nur nicht entjchieden hatte. Dies thut 
er auch ganz fonjequent, indem er nicht blos die Transmiſſion gejtattet, wenn der 
Iransmittent ſich eine Deliberationgfrift erbeten, aljo zu deliberiren erklärt Hat, 
jondern auch zweitens dann, „si. . non tamen successioni renunciaverit, ut ex 
hac causa deliberare videatur, sed nec aliquid gesserit, quod aditionem vel pro 
herede gestionem inducat*. Der erjte Fall ift unbejtritten, die Auffaffung des 
zweiten Gegenjtand des Streits. Bezüglich jeiner hat v. Vangerow darauf hin— 
gewiefen, daß die Vorausjehung des Nichtverzichts in der Perjon eine® Transmit— 
tenten, der vom Anfall der Erbichaft bei Lebzeiten nichts erfahren, nicht minder zu— 
treffe,.wie in der Perjon eines jolchen, der denjelben gekannt habe, die Transmiſſion 
daher den Erben jenes nicht minder, wie den Erben diejes zuftehen müſſe. Ent— 
ijmicht v. Bangeromw’3 NAuffafjung offenbar den Worten des Gejehes, jo ijt 
fe auch durch den logischen und Hiftorischen Zuſammenhang defjelben begründet. 
Tas arbitrium, als Recht zu verzichten oder zu erwerben, jteht dem wiſſenden, wie 
dem nicht wiffenden Delaten zu, und bedeutete Erjtredung des arbitrii Gritredung 
der Deliberation, jo mußte dem Kaiſer der eine wie der andere ala deliberirend 
gelten (deliberare videatur). Auch bei der Transmiſſion der Sui erwarb ja der 
Zelat ohne Rüdficht auf Willen und Nichtwifjen ipso jure die Erbichaft und ebenſo 
transmittirte er fie ohne Rüdficht auf Wiffen und Nichtwifjen. Endlich bejtätigt 
Auftinian jelbit die hier vertheidigte Aufaffung, indem er in der Nov. 158 jeine 
Transmiſſion bezüglich einer Erbſchaft für anwendbar erklärt, wo ein infans der 
Telat war, aljo ein nichtwiſſender Iransmittent. Die Novelle ift nicht gloffirt und 
eben hierdurch jucht man ihr Gewicht zu befeitigen, obwol man ihre Echtheit nicht 
anfechten kann. Der Mangel der Gloſſe kommt jedoch nur in Betracht für die 
frage, was rezipirt ift, nicht für die andere, was zu Juſtinian's Zeit Recht ge- 
wein. Um dieſe aber handelt es fich hier allein, da die Novelle Feine gejeßliche 
Dispofition trifft, jondern nur ein Urtheil über die Anwendbarkeit des Transmiſ— 
fionsgeſetzes abgiebt, welches jelbft der Gloffe nicht entbehrt. Wenn Brinz auf die 
T. e. e. in integrum restitutionis verweilt, welche die für die Erben des nicht 
wiſſenden Delaten erforderliche Hülfe‘ derzeit jchon gewährt habe, jo hat bereits 
Windſcheid diefe Behauptung durch die Quellen widerlegt, wie auch Theodo- 
ſius IL, deſſen Iransmiffion den Fall des Nichtwiffens ausdrücklich mitbeiaßt, 
jene Hülfe nicht gekannt oder nicht Für ausreichend angejehen haben muß. Denn 
auc das ift nicht zu überjehen, daß die Reſtitution den Beweis des Nichtwiſſens 
jordern würde, der oft ſchwierig zu führen wäre, daß diejer Beweis aber unnöthig 
it, wo das Gefe auch den nicht wifjenben Delaten transmittiren läßt. c) Juſti— 
nian hat jeine Transmiffion auf die Dauer eines Jahres beichräntt. Diefe Friſt 
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ift für alle Fälle eine einheitliche, wie fie e& fein durfte, wenn die Transmiſſion überall 
da ftattfindet, wo der Transmittent fich über Erwerb oder Nichterwwerb der Erb— 
Schaft nicht entichieden hat, und dem Zuftande des Deliberirend von Transmittent 
und Transmiſſar und der Unentichiebenheit des GErbialla ein Ende geſetzt werden 
follte. Somit ift anzunehmen, daß die Friſt auch in allen Fällen von einem und 
demjelben Anfangapunft datirt werden follte. Bieten fi nun die Momente der 
Delation, des Todes des Trandmittenten, der Bewilligung der Deliberationsfrift und 
der erlangten scientia vom Anfall als möglich dar, jo würde der dies scientiae bei 
einem nichtwiffenden, der dies petitae deliberationis bei diefem, wie bei einem 
wiffenden Transmittenten, der aber feine Frift erbeten, unmöglich fein; den Todes— 
tag des Tranamittenten jchließt Juftinian für den wiflenden Transmittenten durch 
die Neußerung aus: wenn der Transmittent felbft, nachdem ihm jeine Berufung be 
fannt geworden, innerhalb des abgelaufenen Jahres die Erklärung ſeines Erwerbs— 
willens unterlaflen, fo folle die Transmiffion für ihn und jeine Erben wegfallen. 
Göring will, wo der Transmittent den Erbiall nicht erfahren, die Friſt a scientia 
des Transmiſſars beginnen laffen. Es kann jedoch auch bei Kenntniß des Trans 
mittenten der Transmiflar vom Erbialle nichts erfahren Haben, und wäre jomit 
nicht einzujehen, warum der Kaifer in diefem Falle nicht die gleiche Bejtimmung 
getroffen. Demnach bleibt der Moment der Delation der einzige, der für alle Fälle 
möglich ift, und diejes Refultat beftätigt auch die Nov. 158, die man freilich aud 
bier durch den Mangel der Gloſſe bejeitigen möchte. Wenn Andere bei Nichtwihien 
des Transmittenten vom Todestage datiren, fo kollidiren fie mit der Novelle, ja 
mit der Klagenverjährung; wenn fie im Wiſſensfalle a dato scientiae datiren, jo 
jtatuiren fie eine geſetzliche Deliberationsfrift von einem Jahre, die, wo der Richter 
eine neunmonatliche bewilligt hätte und der Delat durch Ablauf diejer ausgeſchloſſen 
wäre, dennoch die Erbichaft auf die Erben transmittiren würde. Der Irrthum iſt 
veranlaßt durch die eben vorhin referirte Neuerung Juftinian’s, deren Inhalt Wind: 
ſcheid in der That aber präjudizirt, wenn er, wie es ſcheint, überjeßt: werm der 
Transmittent, nachdem er jeine Berufung erfahren und nachdem ein Jahr vonda 
an abgelaufen, — eine Ueberjegung, bei welcher die Worte „von da an“ im Terte 
nicht zu finden find, ſondern in denjelben hineingetragen werden. III. Die T. 
Theodosiana gewährt Dejcendenten, die von Ajcendenten im Teſtamente zu Erben 
eingefegt find, das Recht, wenn fie vor der Tejtamentseröffnung jterben, die Erb» 
ichaft auf ihre Erben zu trangmittiren. Urfprünglich beftimmt, gegen die durch die 
l. Julia et Papia Poppaea und andere Gejeße geichaffenen Verzögerungen der Teſta— 
mentseröffnung und damit des GErbichaftsantrittse Hülfe zu gewähren, ift fie im 
Yuftinianeifchen Recht, nach Wegfall der KHadbuzitätsverhältniffe, mit Keller auf 
jolche Fälle zu beziehen, wo fich der Teftamentseröffnung und dem Erbichaftsantritt 
faktische Hinderniſſe entgegenftellten. Löhr u. A. faſſen fie als fingirte Subjtitution 
der Tranamiffare auf, eine Annahme, die mit dem Inhalte des Geſetzes und Juſti— 
nian’3 Betätigung diefer Tranamiffion in Widerfpruch fteht, indem nach beiden das 
Erbrecht des inftituirten Transmittenten auf die Transmiffare übergehen joll. Biel- 
mehr dürfte mit Huſchke die Fiktion des Griverbes des Trandmittenten anzunehmen 
jein, wenn der Tranamiffar die Transmiffion in Anfpruch nimmt, eine Fiktion, auf 
welcher ja alle dieje T. beruhen, und auf welche hier auch die Worte: „nulla 
hujusmodi praescriptione sibi obstante“ hinweifen. Löhr erklärt diejelben freilich 
für bedeutungslos, fie find aber auf die der „vindicatio* des Transmiſſars fonit 
entgegenitehende exceptio 1. Juliae ꝛc. zu beziehen. IV. T. ex jure patris s. 
infantiae Wenn einem infans in väterlicher Gewalt eine Erbſchaft angefallen 
und derjelbe geftorben ift, ehe der Vater für ihm angetreten, jo kann der Vater die 
Grbichaft als „quasi jam infanti quaesita* erwerben. Hierin ift an ſich fein T. 
zu finden, da die Erwerbung jure potestatis erfolgt. Im neueren Rechte aber haben 
die Pekulien eine Beerbung des Kindes in väterlicher Gewalt ermöglicht, und hier— 





Zransportgefahr. 905 


nach wird mit Keller ein T. infofern zu jtatuiren fein, als die Fiktion, daß die 
Grbichait dem Kinde erworben jei, eine Transmiſſion derjelben auf die gleichen 
Berionen vermittelt, an welche die jonjtige Erbjchait des Kindes nach Proprietät und 
Nießbrauch gelangen würde. Die Gleichjtellung des Falle, wo Abwejenheit den 
filiusfamilias an Erwerbung der Erbichaft verhindert Hat, der fich freilich aus der 
dafür angeführten Stelle nicht ergiebt, würde, nur auf Grund einer Rejtitution 
möglich jein, alſo in die folgende Transmiffion gehören. V. T. e. c. in inte- 
grum restitutionis wird in den Quellen zugelaffen, wo der Delat bei Leb— 
zeiten durch absentia reipublicae causa und rechtliche Hindernifje am Erwerbe der 
Erbſchaft gehindert wird. Manche find geneigt, fie auf jeden Reftitutionsgrund hin 
zu verſtatten; da aber die Quellen error und ignorantia geradezu ausſchließen (vgl. 
II. b), jo ijt eine jolche Erweiterung nicht unbedenklich. — Von den genannten 
Transmiſſionen ift nur die Juftinianeifche, unter Abänderung freilich der Verhält— 
niffe der TFrift, in den Code Nap., das Preuß. Allg. ER. und das Sächſ. BEP. 
aufgenommen und in den Deutjchen Gefeßbüchern auch auf die Bertragserbfolge 
ausgedehnt worden. 
Quellen: Gajus, ar II. 85. — Pd a XIX. 13. — D. 29, 2, 1.3 88 30 
32 D.28, 5. — L48 8; 1.5D, 87, 37,10. — 1.6 81; 1.41 88 
DER DAT SED 44 cas sc 
28 11. 7,18, 19°C. 6.90. Tiee 0,6 3,3, LE.6 01. Nor 158. — Code 
Nap. art. 781,789, 811, 1014. — Preuß. Allg. Tit. 9 38 367, 370, 388, 397; 
Tit. 12 S$ 691 fi. — Sad. BGB. SS 2010, 
git.: Duarenus, Opp. II. tit. de jure Fee ec. 2. — Marezoll, Ztichr. für Civil- 
a u, Prz., Bb. IL, I. — v. Löhr, daſ. Neue Solar nr m ; Mr. In civ. Praxis 
IL ©. 192 f. — v. Vangerow, baf. Bb. lenbrud in 
Gars Komment. Bd. XLL, XLIL — re — Bd. IX. — Northoff, 
daſ. Bd. XXII. — Arndts inRicter's u. Schneider’ 8 Jahrbb. Bb. VII.; Derfelbe, 
and. 88 512 ff. — v. Bu: holz, Abhandt., I. — Puchta, Band., 88 502 fl. — Brinz, 
and., 19 —Windi ‚Pand., 8 600. — Sintenis, Giv.Recht, Il. —*— Vering, 
breit, ©. 502 ff. — doyen in Ihering's eis. Bd. V. Erbrecht II. ©. 327, 3 
394, 424. — v. Holaihuber, Theor. u. Gaj., unhe, Bd. IL $ 179. u Keller, 
Gebr, d. Inſt., Br — Nieme er, De T. Theod., 1 12. — Steppe3, T. nad Nöm. 
Recht. — Miedin h a — Aa in hesing’ B — Neue Folg e Bb. III. — 
er 


a Exkurſe dm. Recht, 630 ff. — Leiſt, —— Erbſyſtem, 
S. 208 ff. — Thibaut, Verſuche, J Elise, franz. Eiv.Redht, 4 216. — Koch, 
Preuß. Privatrecht, $ 867. KH. Wieding. 


Transportgefahr. Die Frage, wer die T., d. h. den bei einem Transport 
entitehenden Schaden, zu tragen hat, ift verjchieden zu beantworten, je nachdem es 
ih um Waaren-, Nachrichten oder Perfonentransport handelt. 

I. Bei dem Waarentransport trägt derjenige die Gefahr, welcher nach all- 
gemeinen dinglichen und obligatorischen Rechtägrundjägen hierzu auch dann ver— 
bunden wäre, wenn die Waare fich nicht auf dem Transport befände. Dies ift 
regelmäßig der Gigenthümer. Es finden fich auch Fälle, in denen mit dem Beginn 
des Transports die Gefahr auf einen Nichteigenthümer übergeht; jo 3. B. nad) 
Dandelärecht bei Geldzahlungen durch die Abjendung an den Gläubiger (HGB. 
Art. 325). Derartige Beftimmungen enthalten aber feine eigenthümlichen Grundjäße 
der T., weil ihre Wirkung nicht auf die Zeit des Transports bejchränft, vielmehr 
der Zrandportbeginn in diefen Fällen für den dauernden Webergang der Gefahr ent» 
jcheidend ijt. 

Bejondere Grundjäge über die T. für Waaren folgen dagegen aus dem Trans— 
portvertrag. 

Iſt derſelbe Frachtgeſchäft im Sinne des HGB. (Art. 390), jo ift der 
Frachtführer zum Erſatz des Schadens verpflichtet, welcher durch Verluſt oder Be— 
ichädigung der Güter feit der Empiangnahme bis zur Ablieferung entitanden, ſofern 
er nicht beweift, daß der Verluſt oder die Beichädigung durch höhere Gewalt, durch 
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natürliche Beichaffenheit der Güter oder durch äußerlich nicht erkennbare Mängel 
der Verpackung eingetreten ift. Für Koftbarkeiten, Gelder und Werthpapiere haftet 
er nur dann, wenn ihm die Beichaffenheit oder der Werth des Guts angegeben 
wırde (Art. 395). 

Dieſe gejegliche Haftpflicht ift eine dispofitive; nur für Gifenbahnen ilt fie 
regelmäßig eine abfolute und fann zum Vortheil derielben durch Verträge im Bor: 
aus nur inſoweit ausgejchloffen oder beichränft werden, ald dies in den Art. 424 
bis 431 des HGB. ausdrüdlich zugelafien ift. Derartige zuläffige Berreiungen 
enthält das Betriebsreglement für die Eifenbahnen Deutichlands vom 1. Juni 1874 
in ausgedehntem Maße. 

Die Poſt haftet im Fall reglementsmäßiger Einlieferung für den Berluft umd 
die Beichädigung der Briefe mit Werthangabe, der Padete mit oder ohne Werth 
angabe und der eingefchriebenen Sendungen, ſofern der Verluſt oder die Beſchädi— 
qung nicht durch Frahrläffigkeit des Abſenders, höhere Gewalt oder die natürliche 
Beichaffenheit des Gutes herbeigeführt ift oder auf einer jolchen auswärtigen Be 
jörderungsanftalt fich ereignet hat, Für welche die Poftverwaltung nicht durch Son: 
vention die Erſatzleiſtung ausdrüdlich übernommen hat. Bei Padeten ohne Werth: 
angabe it die Erjaßpflicht auf höchſtens drei Mark für je 500 Gramm bejchränft; 
bei eingejchriebenen Sendungen wird dem Abſender im Tall des Verluftes ein Eriah 
von 42 Mark ohne Rüdficht auf den Werth gezahlt, im Tall der Beichädigung 
dagegen nichts vergütet. Für Neifegepäd leiftet die Poſt nur dann Entichädigung, 
wenn es ordnungsmäßig eingeliefert ift und die Reife mit der ordentlichen Poſt 
ftattfindet (Poſtgeſetz vom 28. Oft. 1871, 88 6—12). 

Bei dem Seefrachtvertrage haftet der Verfrachter für die Gefahr des 
Unterganges und der PBerfchlechterung des Gutes ebenſo wie der Frachtführer 
(Art. 607 ff. des HGB.); der Schiffer nur dann, wenn der Schaden durch jein 
Berichulden entjtanden iſt (Art. 478). Die große Haverei wird von Sdiff, 
Tracht und Ladung gemeinschaftlich getragen. Iſt die Gefahr dur Schuld eine 
Betheiligten oder eines Dritten herbeigeführt, jo haftet derfelbe für den Schaden 
nach allgemeinen Rechtögrundfäßen ; ein Betheiligter fann in diefem Fall nicht allein 
wegen der ihm entjtandenen Schäden feine Vergütung fordern, jondern ift auch den 
Beitragäpflichtigen für den Verluſt verantwortlich, welchen fie dadurch erleiden, 
daß 2% Schaden ala große Haverei zur Bertheilung kommt (Art. 702 ff. de 
HGB.). 

Iſt der Vertrag über den Transport von Gütern weder Frachtgeſchäft im 
Sinne de8 HGB. (Art. 390 ff.) noch Seefrachtgeichäft, jo gelten die Landes: 
geſetzlichen Grundfäße über Werfverdingung. 

1. Der Nahrichtentransport ift nicht Frachtgeſchäft (Goldichmidt, 
Handb., 1. ©. 626); es find für denfelben daher auch bezüglich der T. die Bejtim: 
mungen über die Werfverdingung maßgebend. Die Poſt haftet bei Verluſt oder 
Beichädigung der gewöhnlichen Briefe und Korreipondenzlarten überhaupt nicht 
(Poitgefeg vom 28. Oft. 1871, 8 6 Abi. 5); ebenfo leilten die Telegrapben: 
verwaltungen feine Garantie für richtige Ueberkunft der Depeichen (Telegraphen- 
ordnung vom 21. Juni 1872, $ 26 Abi. 1). 

III. Bei dem Perjonentransport auf den Eiſenbahnen hafteten dieſe 
bereits nach dem Preuß. Eifenbahngeje vom 3. Novbr. 1838 ($ 25) für allen bei 
Beiörderung auf der Bahn den Neifenden entjtehenden Schaden, jofern nicht der 
Nachweis geführt wurde, daß der Schaden durch höhere Gewalt oder durch eigene 
Schuld des Beichädigten bewirkt worden ift. Dieſe Beitimmung des Preuß. Rechts 
it durch $ 1 des HSaftpflichtgefehes vom 7. Juni 1871 reicharechtlich beftätigt und 
auf jede bei dem Betriebe einer Bahn ftattfindende Tödtung oder körperliche Ver— 
leßung eines Menſchen ausgedehnt. 
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Die Pott haftet für Beichädigung der beförderten Perfonen nur bei Reifen 
mit den ordentlichen Poften und nur wenn die Beichädigung nicht erweislich durch 
höhere Gewalt oder durch eigene Fahrläſſigkeit des Reifenden herbeigeführt ift. Auch 
in dieſem alle ift aber die Erſatzpflicht auf die erforderlichen Kur- und Ver— 
pflegungstoften bejchräntt (Poſtgeſetz vom 28. Oft. 1871, $$ 11, 12). 

Im Uebrigen richtet fich die Entichädigungspflicht der Uebernehmer von 
Perfonentransporten für Tödtung und körperliche Beichädigung der beförberten Per: 
fonen nach den Grundfäßen der Werfverdingung. 

Gegen die Gejahren des Transports von Sachen und Perfonen kann man fich 
dur) Verſicherung ſchützen (Waarentransportverficherung, T. im engeren Sinne — 
Reifeunfallverficherung). Die Waarentransportverficherung gegen Seegefahr ift reichs— 
rechtlich geordnet (HGB. Art. 782 ff.); im Uebrigen gelten die Landesgejege, in 
Preußen das Allg. ER. II. 8 88 1934 ff. 

Dergl. auch die Art. Dienftmiethe, Eiſenbahngeſetzgebung, Frachtgeſchäft, 
Gefahr, —A ee Kant on — — ——0 Ai 
Seefracht, Seeverjiherung, Verſicherungsvertrag. 


Lit.: Außer den hinter den vorſtehend angezogenen Art. angeführten Schriften ſ. noch: 
Thöl, aa III (ba3 —— — 1880. — Goldſchmidt, Handb. d. H.R., 
J. S. 617 ff. — Dernburg, Preuß. Privatrecht, $3 209, 232 ff. Simon. 


Trauerjahr ijt der Zeitraum, den nach dem Tode des einen Ehegatten der 
andere Ehegatte bis zu feiner Wiederverheirathung innehalten muß. Das ältere 
Röm. Recht Hatte urſprünglich 10 Monate feſtgeſetzt, Theodofius I. bejtimmte ein 
Jahr. Der Grund liegt einmal in der Rüdficht auf den Anjtand, dann aber in der 
Bejorgniß vor der turbatio sanguinis, weshalb denn auch die ganze Beitimmung 
im Röm. Recht nur für die Wittwen galt. Die Verlegung des T. zug die In— 
famie und in der jpäteren SKaiferzeit auch eine Reihe von civilrechtlichen Nachtheilen 
nad fich, jo den Verluſt der lucra nuptialia, theilweife Inkapazität Hinfichtlich 
aller letztwilligen Zuwendungen und die Unmöglichkeit, dem neuen Ehegatten mehr 
als ein Drittel des Vermögens zuzumwenden. Juſtinian hat diefe Nachtheile der vor— 
zeitigen Wiederverheirathung auch auf die Begehung eines stuprum innerhalb des 
T. ausgedehnt, falls diefes eine Schwängerung zur Folge hatte. 

Die ſämmtlichen Beitimmungen des Röm. Rechts find aber durch das Kanon. 
Recht bejeitigt (cap. 4 X. de secundis nuptiis 4, 21), die Infamie ift direkt auf: 
gehoben, im Uebrigen ift mit den Morten der citirten Stelle: mulier viro suo 
mortuo soluta est a lege viri sui et in domino nubat, cui voluerit jede Wartezeit 
ausgeichloffen, jo daß nunmehr von einer vorzeitigen MWiederverheirathung und 
deren Nachtheilen gar nicht mehr die Nede fein kann. (Val. auch Roth, Bayerisches 
Givilrecht, Bd. III. $ 296 Anm. 72.) Auch für das stuprum innerhalb des T. iſt 
das Röm. Recht wol nie von der Deutichen Praxis angewendet worden, jondern es 
iſt die stuprum höchitens etwas härter beftraft worden, ala ein fonftiges (vgl. 
v. Wächter, Abhandlungen aus dem Strafrecht, 1835, ©. 179, Note 70). 

Die Partikularrechte Hatten meist wieder eine Trauerzeit eingeführt, jo das 
Preuß. Allg. ER. eine folche von 9 Monaten für die Wittwe und von 6 Wochen 
für den Wittwer (Allg. ER. II. 1 88 19 Fi), das Sächfiſche BGB. ein Jahr 
für die Wittwe und 6 Monate für den Wittwer und der Code civil 10 Monate 
für die Wittwe oder gejchiedene Frau. Diefe Beltimmungen find für Deutjchland 
erjeßt durch den S 35 des Reichsgeſetzes vom 6. Febr. 1875 über die Beurfun- 
dung des Perfonenjtands und die Eheſchließung (R.G.Bl. ©. 23), wonach Frauen 
erit nach Ablauf des zehnten Monats feit Beendigung der früheren Ehe eine weitere 
Che jchließen dürfen. Wie in den Partikularrechten ift auch bier Dispenjation 
nachgelaffen, die in Preußen nach der Verordnung vom 17. Januar 1877 und 
dem Austührungserlaß vom 7. September 1879 ſeit dem 1. Februar 1877 durch 
die Kreise, bzw. Amtsgerichte erfolgt, jofern wichtige Gründe vorliegen und durch 
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ein Atteft des Kreisphyſikus dargethan wird, daß die Petentin nicht jchwanger iſt. 
NRüdfichtlich der Folgen der Verlegung dieſer Wartezeit beivendet e8 nach $ 36 des 
eitirten Geſetzes bei den Xandesgejeßen, welche übereinftimmend fejtiegen, daß eine 
vorzeitig gejchloffene Ehe nicht ungültig fein jolle, alſo dies Ehehinderniß nur al 
ein impedimentum impediens auffafjen (vgl. 3. B. 88 1005 u. 1006 des Allg. 
M. D. 1) ' 

—— Tit. de secundis nuptiis C. 5, 9 und si secundo nupserit mulier 5, 10. — 
Nov. 222, 94. — Tit. de secundis nuptiis X. 4, 21. — Preuß. Allg. ER. II . % 19 f, 
1005 fi. — Sächſ. BEB. $ 1605. — Code civil art. 228 u. 296. — se. vom 6. Februar 
1875, 88 35 u. 36. 

Rit.: Glüd, — Bd. — S. 189 ff. — Sintenis, Bd. III $ 137 W. B.- 


v. Vangerow, Poenb Bd. I. 3 227. — Windſcheid, Bd. II. $ 412. — Arndt, $ 
418. — d. Wächter, Band, 1881, 2b. IL $ 245. — Seuffert’ 3 Archiv, V. 9 
ei 


Trauung, Trauformular, Trauordnung. Die der geſammten abend- 
ländijchen Ghriftenheit wohlbefannte Kultushandlung, welche wir unter dem Aus— 
drud „T.“ begreifen, hat ihr Vorbild in einem Akte des weltlichen Rechtes. Im 
älteren Deutichen Rechte iſt „T.“ die Webergabe der Braut jeitens des Pater 
(VBormundes) in das Mundium des Verlobten, in Gemäßheit des vorausgegangenen 
Kaufvertrages, des Verlöbniffee. Indem die Kirche die Vornahme diejes Altes in 
facie ecclesiae forderte und mit demfelben die Formen der altfirchlichen Verlöbniß— 
Einjegnung unter vorangehender Konjenserklärung der Brautleute verknüpfte, entitand 
ein eigenthümlich zufammengejegter Akt, defjen Vornahme vor der Kirchthüre und 
unter fortgejeßter Leitung des Meßpriefters zu erfolgen pflegte. Schon in ihm 
ericheint der Priefter ala derjenige, welcher nad) erfolgter Uebergabe der Braut durd) 
die Eltern, alſo nach bürgerlich volljtändig begründeter Ehe „das Bündniß mit dem 
Segen Gottes bindet“, die Brautleute im Namen des Dreieinigen Gottes „ver— 
bindet“: die Handlung ift daher bereits, wenigitens ihrem zweiten Theile nad, 
firhliche Trauhandlung. Mit dem Verichwinden des altdeutichen Wormund- 
ſchaftsrechts fam nun faſt überall das erfte Stüd diefer Doppelhandlung , die datio 
der Braut durch die Eltern in Wegfall und damit wurde die firchliche T. zur T. 
ſchlechtweg. Wol kommt daneben noch längere Zeit eine LaienT., namentlich durch 
hochgeftellte Perjonen vor; aber dieje ift nicht jowol ein Reit der alten weltlichen, 
vom Vormund vollzogenen T., als eine Nachbildung, bzw. ein Erſatz der kirchlichen, 
und eben darum von der Kirche wiederholt verboten. 

Die wejentlichen Beitandtheile der vollftändig entwidelten kirchlichen T. find: 
die Erklärung des Chewillens der die T. Begehenden und der Trauaft im engiten 
Sinne, die Kopulation. In der Erflärung des Ehewillens, d. h. des Willens, in der 
Ehe mit einander zu leben, liegen jowol der Eheſchließungswille, wie wir den 
jelben heute verjtehen, als auch der Wille, in der bereitö rechtlich begründeten Ehe 
gemeinschaft zu leben, die Gattenpflichten zu erfüllen, ununterichieden beifammen, 
jo daß erft die Anjchauung des einzelnen Falles jene juriftifche Differenzirung erlaubte. 
Und ebenfo will die Kopulation die gewollte Ehe überhaupt beftätigen, genehm erklären, 
unter Gottes Wort ftellen, ohne jpezielle Rüdficht darauf, ob fie erſt mit der T. 
jelbft rechtlich geichloffen wird oder bereitö vorher begründet if. Nur hieraus er- 
klärt fich zur Genüge, daß die T. in ihren beiden wefentlichen Bejtandtheilen ſich 
gleich blieb, mochten ihr bereit® sponsalia de praesenti vorauägehen, alfo die Ehe 
ala Rechtsverhältnik bereitö vorher begründet fein oder nicht. Und weiter erflärt 
ſich hieraus, daß die Form unverändert bleiben fonnte, nicht nur, ala im 18. Jahrh. 
das bürgerliche Recht das rechtliche Zuftandefommen der Ehe von dem Vollzug der 
T. abhängig machte, jondern auch umgefehrt in den Gebieten bes Sranzöfifchen 
Rechts, in welchen durch Einführung der ſog. obligatorijchen Givilehe der 7. ein 
für allemal ihre Rolle nach dem Eheſchließungsakte (im juriftiichen Sinne) zu— 
gewieien wurde. 
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Es war daher im Grunde ein Irrthum über das Weſen der T., herbeigeführt 
durch die lange Gewohnheit, diejelbe zugleich ala den Eheſchließungsakt zu denten, 
oder auch eine übertriebene Angft vor Mißverſtändniſſen, welche nach Erlaß des 
Reichscivilſtandsgeſetzes vom 6. Tyebruar 1875 eine allgemeine Umänderung der 
Zrauformulare in den Deutichen evangelifchen Yandeötirchen veranlaßte. Aber das 
Weſen der T. jelbit it damit nicht geändert worden. Nach wie vor fommt in der 
Beantwortung der Traufragen der Ehewille der die T. Begehenden zum Ausdrud, 
mag derjelbe auch noch jo verichiedenartig jormulirt, mag darin von einem „Sins 
nehmen“ oder „Haben und Halten ala Ehefrau“ oder von einem „Führen der Ehe 
mit dem anderen Theile“ die Rede fein. Und gleichermaßen ift die daran anschließende 
Handlung des Geiftlichen fort und fort eine jolenne, im Namen des Dreieinigen Gottes 
erfolgende Genehmerklärung der konkreten Ehe unter Hinweis jowol auf die darin 
beichlofjenen religiög-fittlichen Pflichten, ala auf die darangefnüpften göttlichen Ver— 
heißungen, ein „Binden mit Gottes Segen“, gleichviel ob man für diefen Gedanken 
die althergebrachten Worte „zufammensprechen“ oder „beitätigen“ beibehalten, oder 
diejelben durch „weihen“ oder „jegnen“ erjeßt hat. 

Auch daß die katholiſche Kirche an den alten Formularen überall feitgehalten 
hat, erflärt fich nicht allein aus dem Umftande, daß fie das bürgerliche Eheichließungs- 
recht grundjäglich ignorirt. Vielmehr hat diejer Grund ausfchließlich da Bedeutung, 
wo die Tridentinifche Eheichließungsform in rechtlicher Geltung ift; er verjagt da— 
gegen vollitändig, two dies nicht der Fall iſt. Demgemäß liegen in Nordamerika 
und Schottland, wo das bürgerliche Recht zum Zuftandelommen der Ehe nicht mehr 
fordert ala das Kanoniſche, die Dinge genau fo, wie fie in Deutichland im Mtittel- 
alter und in den proteftantifchen Kirchen des 16. u. 17. Jahrhunderts lagen. Und 
in Frankreich, two die Disziplinardekrete des Tridentinums ebenfalls nicht publizirt 
find, und demnach der vor dem Givilftandsbeamten erklärte Konſens auch vom 
Standpunkte der Kirche aus die rechtliche Eriftenz der Ehe bereitö begründet, reip. 
konſtatirt, kann der T. auch innerhalb der fatholifchen Kirche feine andere Stellung 
zufommen, als der dem Givilafte nachfolgenden T. in unferen proteftantifchen 
Kirchen, — abgejehen natürlicy von dem, was etwa aus der von der fathol. Kirche 
angenommenen Saframentönatur der Ehe abzuleiten ift. 

Die Rechtsvorfchriften bezüglich der T., welche insgefammt unter dem Titel 
der Trauordnung begriffen werben, find dreifacher Art: 

1) Vorbedingungen der T. Sie find theils materielle, theils formelle, 
Beide fielen in den proteftantifchen Kirchen, jo lange die T. zugleich den alleinigen 
Eheichließungsaft bildete, mit den Vorbedingungen für das rechtliche Zuftandefommen 
einer Ehe zuſammen. Aehnlich fteht es auch jet noch in der katholischen Kirche, 
jofern man unter dem „rechtlichen“ Zuftandefommen jpeziell das Zuftandefommen 
nach Firchlichem Rechte verfteht. Dagegen ift für die heutigen Deutfchen evangelischen 
Landeskirchen einerjeits an Stelle der einzelnen materiellen Borbedingungen der Ehe— 
fchließung eine einzige umfaflende formelle Vorbedingung der T., der Givilaft ge- 
treten, andererjeits die T. noch an einige weitere Vorbedingungen geknüpft, die 
wol früher größtentheild Bedingungen der Eheichließung waren, es aber jeßt nicht 
mehr find. Insbeſondere jchließen die meisten neueren Trauordnungen (3. B. für die 
evangelische Kandeskirche Preußens von 1880 88 1, 2, für Hannover von 1876 5 4, 
für das Königr. Sachfen von 1876 $ 12, für Württemberg von 1875 Art. 2) T. 
von Ehegatten, von denen feiner zur evangelifchen Kirche gehört oder der eine 
Nichtchriſt iſt, ausdrüdlich aus; öfter thun fie dies auch bei Ehen Gejchiedener, „wenn 
deren Schließung von den zuftändigen Organen auf dem Grunde des Wortes Gottes 
nach gemeiner Auslegung der evangelifchen Kirchen ala ſündhaft erflärt wird“ 
ee $ 12, Hannover $ 4), bei gemifchten Ehen, falls der evangeliiche Theil 
oder wenigitens der evangelijche Mann) die Erziehung der Kinder in der römiſch— 
fatholifchen oder einer anderen nicht evangelifchen Konfeffion verſprochen hat (Preußen 


910 Trauung, Zrauformular, Trauordnung. 


1. c., Württemberg Art. 2), bei „Ehen folcher Perjonen, welchen wegen lafterhaiten 
Wandels oder als Verächtern des chriftlichen Glaubens ıc. der Segen der T. nicht 
erteilt werden kann“ (Preußen, Hannover). Das firchliche Aufgebot iſt zwar 
prinzipiell fejtgehalten, aber die Zahl der Aufgebote meijt verringert, und da jeine 
Bedeutung für die Herausftellung von Eh ehindernifjen in der Hauptſache geichwunden, 
der Dispens jehr erleichtert worden. 

2) Rechtsvorſchriften bezüglich der Traubandlung jelbit. Ab— 
gejehen von der allgemeinen Beitimmung, daß der Trauakt in Betreff der Form 
der T. fih an das agendarifche Formular zu halten Hat, gehören Hierher nament— 
(ih VBorjchriften über Kompetenz, Ort und Zeit der T. Kompetent ijt nach fathol. 
Kirchenrecht und den meijten neueren evangel. Trauordnungen der parochus proprius 
nicht nur der Braut, jondern auch des Bräutigams. Ort der T. iſt der Regel 
nach die Kirche; doch iſt nicht nur in Nothrällen, fondern häufig durch Lofale 
Obſervanz (die von den neueren Ordnungen refpektirt wird) auch HausT. geftattet. 
Die fog. geichloffenen Zeiten, in denen — außer in Nothiällen — feine T. jtatt- 
finden foll, find in den neueren evangel. Trauordnungen erheblich reduzirt, fo 3. 2. 
in Preußen (1880, $ 8) auf die Charwoche, die erjten Feſttage der drei hohen 
Feſte, Bußtage und Todtenfeft. 

3) Kirchendisziplinarifche Beftimmungen bezüglich der T. Wo 
T. und Eheſchließung zufammenfallen, kann von einer bejonderen Pflicht zur T. 
natürlich nicht die Rede fein. Dagegen ftatuirt die Kirche eine folche überall, wo 
die T. eine von mehreren möglichen Formen der Eheichließung bildet, oder wo die 
Eheichließung in anderer Form erfolgen muß. Das Erſtere ijt übrigens nicht nur 
der Fall, wo fakultative Givilehe bejteht, jondern auch nach katholiſchem, insbeſondere 
Tridentinifchem Kirchenrecht, jofern hier zwar die Che auch ohne T. firchlich gültig 
geichloffen werden kann, aber doch ala Regel Schließung in Form der T. den 
Kirchengliedern zur Pflicht gemacht ift. In dem zweiten Falle befinden fich die 
Deutichen evangel. Kirchen jeit der Einführung der obligatorifchen Givilehe. Gleich- 
zeitig fordern diejelben — ebenfalls altkirchlichem Herkommen entjprechend, — daß 
die Ehegatten auch „nicht vor der T. in die eheliche Lebensgemeinſchaft eintreten“ 
(Preußen 1880 $ 2, Hannover 1876 $ 6, Württemberg 1875 Art. 9 u. a.). Hit 
die letztere Vorſchrift verlegt, jo ift nach manchen Trauordnungen ein beſonderes, 
modifizirtes Trauformular zur Anwendung zu bringen, auch der ſonſt nachgelaffene 
Gebrauch des Geburtänamens der Braut, fowie des Prädifats „Jungfrau“ unzu— 
läffig. Wird die Erfüllung der Traupflicht überhaupt hartnädig verweigert oder ift 
umgefehrt die Ehe eine folche, für welche die T. verfagt werden muß, jo fann 
Kirchenzucht, namentlich Entziehung aktiver und paffiver Wahlrechte, eintreten 
(Hannover, Trauordnung SS 8 ff.; Preußen, Kirchengefeg vom 30. Juli 1880 $ 1 ff.). 

git.: Ueber Geſchichte und Weſen der Trauung: Friedberg, Recht der Eheſchließun 
in feiner geihichtlichen — 1865. — Cremer, Die kirchl. Trauung, bift., ethiih 
und liturgiſch, 1875, — Sohm, Kecht der Eheichließung, aus dem Deutichen und Kanon. 
Recht geich. entwidelt, 1875. — Friedberg, Verlobung und Trauung, 1876. — Sohm, 
gi 1 und —— 1876. — Bierling, Der Streit um bie Bedeutung der Tranung, 
in den Deutich:evangel. Blättern, I. (1876) ©. 117 fi. — v. Scheurl, Die Entwidelung bes 
kirchl. Eheſchließungsrechts, 1877. — v. doß Die Eheſchließung und ihre geſch. Entwidelung 
nach ben Rechten der Schweiz, Zeitjchr. für ſchweizeriſches Recht, Bd. XX. (1877). — Died: 
hoff, Die kirchl. Trauung, ihre 54 u. ſ. w., 1878. — €. Löning, Geſchichte des 
Teutichen Kirchenrechts, Bd. 2 1878 ©. 569 ff. — Sohm, Zur Trauungsfrage, 1879. — 
v. Scheurl, Zur Geſchichte des kirchl. Eheſchließungsrechts, Zeitſchr. für — XV. 
(1880) ©. 65 ff. — Dieckhoff, Civilehe und kirchliche Trauung, 1880. — Sohm, Pie 
obligatoriſche Civilehe und ihre Aufhebung, 1880. — Bierling, Zur Lehre über Ehe— 
fchliehung und Trau "2 Zeitihr. für Kirchenrecht XVI. (1881). — v. Scheurl, Das Gemeine 
Deutiche Eherecht, I. 1881. — Ueber bie neueften Trauformulare und Trauordnungen: Blum 
ftengel, Die Trauung im evang. Deutichland nad Recht und Ritus, 1879. — Volftänbi 
—— find die neuen Trauordnungen u. ſ. w. im Allgem. Kirchenblatt für das evangel. 

eutichland, Jahrg. 1875 ff. €. Bierling. 
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Treitihle, Georg Karl, 5 27. XII. 1783 zu Dresden, 1829 Aſſeſſor an 
der Leipziger Juriftenfakultät, 1845 Appellationsrath in Dresden, T 1855. 
Er jhrieb: Diss. de weregildo, Lpz. 1813. — De — uae tacite judicantur sententia 
rima, Lpz. 1830. — De renuntiatione — in tempus definitum initae, Lpz, 1834. — 
—** des Wechſelrechts, 1824. — Lehre v. —— ejellichaft, Lpz. 1825, (2) 1844. — 
chtlop. des Wechlelrechts, Leipzig 1831. — "Der Rauffontratt, Reipzi 1838, (2) 1865 
v. Wengler — — ge vom ſtommiſſionshandel, Leipzig 1839. — Neinharbt’3 
arithm. Handbuch für Kechtägelehrte, Leipzig 1845. — Story's Engl. und Norbamerit. 
We re t, Zeipz. 1845. 
Gold ihmipt’ 3 H.R., (2) I. 38, 51. — Vaperean. Zeihmann. 


Trefel, Albrecht Dietrich, F 1707 zu Hamburg, ftudirte in Frankfurt 
a. D., Leipzig und Galle, 7 1764. 

Schriften— Traet. de origine atque pr u testamentifactionis praes. apud Ro- 
manos, Lips. 1739. — Select. antiquit. Rom., Bag . Com. 1745. — B. Brissonii antiquitatum 
ex jure civili select. libri IV, rec. Gmail. inst. m Lips. 1741. — Opera Brissonii minora 
varii argumenti, Lugd. Batay. 1747. — Slleine Deutiche Aufiä Kr * BE £pz. 1807. 

Lit.: Siebenkees, Neues Jurift. Magazin, Ansbach 17 

—— 


Trendelenburg, Friedrich Adolf, & 30. XI. 1802 zu Eutin, wurde 
1833 Prof. in Berlin, 1846 Mitglied der Akademie der Wiſſenſchaften, ſaß 1849 
bis 1851 in der Preuß. 2. Hammer, 1869 Ausw. Mitglied des Institut de France, 
von der Univerfität Sreifswald 1856 zum Dr. theol., von der in Bonn 1868 
zum Dr. jur. ernannt, 7 24. I. 1872. 

Dar Elem. logices Aristotelicae (1841), 8. Aufl. 1878. — Rogilche ————— 
(1840), 3. Aufl. 1870. — ar Beitr. zur Philojophie, 1856-67. Naturreht auf dem 
Grunde der Ethik, 2. Aufl. 1868 (ital. v. Modugno, Napoli 1873). — Friedrich d. Große 
und er — — Cocceji, Berlin 1873. — Kleine Schriften, 1871. — Xüden im Völker— 


recht, 1872. 
AR Bonik a Erinnerung an T., Berlin 1872, — ———— Adolf T., Berl. 
1873. — he ebächtnifrede auf T., "Münden 1873. — Eohr, Tr. und bie Dialekt. 
a Hegel's, Halle 1874. — Pessina Opuscoli, p. 51—63. — BUENED: Heinze, 
880) 111. 388. — Raumer, Begriff von Redt, Staat und Politif, IS61 S, 3 
eihmann. 


Freutler, Hieronymus, & 14. II. 1565 zu Schweidnig (Schlej.), wurde 
1589 Prof. in Herborn, 1594 Syndifus in Baußen, 1595 KHammerprofurator der 
Oberlaufig, in den Adelsjtand als T. von Kroſchwitz erhoben, T 14. II. 1607 zu 
Bauen. 

rt ihrieb: Disput. selectae ad jus civile Justin. 50 libr. comprehensum, Marb. 
1592, 1598, zuletzt Francof. 1693, 1694 (Bachov van Echt, Notae bazu 1617—19). 
Bit.: Ju ler, II. 307-813. — Strieder, XVI. 3832. — v. — Geſchichte 


ber Deutſchen echtswiſſenſchaft, (1880) L. 136, 465, 457 u.d. — Wal, 7 
z eihmann. 


TEE Yoh., & 1462 zu Trittenheim bei Trier, Abt in Würzburg, 
151 


Er rich: De scriptoribus eccl., Mogunt. . Basil. 1494, Paris. 1497. — De viris 
— — 8. Benedicti, Col. 1575 u. "Opp., Mo 
v. Savigny, II. 39. — Schulte, Gefsicie ber Quellen, I. 13. — Pütter, 
Litt., ejt 95. Zeihmann. 


Trödelvertrag. Die Uebergabe einer Sache zu dem Zwed, damit fie der 
Empfänger im ntereffe des Lebergebenden verkaufe, kann den Inhalt verfchiedener 
Rechtägeichäfte bilden. Gines derſelben ift der „I, von den Neueren contractus 
aestimatorius genannt nach dem quellenmäßigen Ausdrud actio praescriptis verbis 
aestimatoria. Die wejentlichen Merkmale diejes Geſchäfts find, daß eine bewegliche 
Sahe Jemand zum Zwed des Verkaufs übergeben wird gegen die Verpflichtung 
entweder die Sache zurüdzuliefern oder die dafür angejchlagene Summe zu zahlen. 
Das Preuß. und Defterr. Recht fordern außerdem die Verabredung einer bejtimmten 
GErfüllungszeit. Die Beichräntung auf bewegliche Sachen enthalten das Preußifche, 
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Oeſterreichiſche und Sächſiſche Recht ausdrücklich, das Gemeine ſtillſchweigend. Daß 
der Empfänger ſich gewerbemäßig mit ſolchem Verkaufe befaſſe, iſt feine Vorausſetzung 
des Vertrags. Dagegen bildet der Preisanſchlag (aestimatio) einen unerläßlichen 
Beſtandtheil, wiewol ein ſolcher auch in Verbindung mit anderen Zweckberedungen 
vorkommt (Kommodat, Depoſitum, Pacht, Dosbeſtellung). An ſich hängt es vom 
reinen Belieben des Empfängers ab, ob er ſich auf die eine oder andere Art ſeiner 
Verpflichtung entledigen will. Es erwächſt für ihn aus dem Vertrag feine Verkaufe— 
pflicht, wenn dieſe nicht ausdrüdlich oder jtillfchweigend bedungen ift. Gegen die 
GEntrichtung des KHaufpreifes fann er die Sache für fich behalten. Aber auch im 
Fall des Verlaufs an einen Andern fchuldet er nur die Anfchlagsfumme, wicht den 
allenjallfigen Mehrerlös, wie umgekehrt ein Verkauf unter dem Anjchlag die Schuld: 
fumme für ihn nicht mindert. Gr ift daher von der Pflicht zur Rechnungftellung 
frei. Der Empfänger bat regelmäßig feinen VBortheil Lediglich in der Möglichkeit, 
einen den Anschlag überfteigenden Erlös aus der Sache zu erzielen. Doch ift die 
Zuficherung eines bejonderen Entgelt mit der Natur diejes Vertrags nicht unver: 
einbar. Entſcheidet fich der Empfänger für die Rückgabe der Sache, jo muß er auch 
die während jeines Innehabens gezogenen Nußungen und ſonſtigen Zumüchje heraus: 
geben, fann aber auch den Erſatz der nothwendigen Berwendungen beanjpruchen, 
während ihm bezüglich der blos nmüßlichen und der lururiöfen nur das Recht der 
Megnahme zufteht. Nach Preuß. Recht behält er die Nußungen, nicht aber die 
natürlichen Zuwüchſe; in Folge deffen fällt ihm der ordentliche Aufwand zur Saft. 
Der Empfänger haftet gemeinrechtlich für jede Verſchuldung, für den Zufall nur 
dann, wenn er das treibende Element bei Gingehung des Gejchäfts war. Aber jelbit 
in diefem Fall verbleibt im Zweifel das Eigentum an der Sache dem Uebergebenden, 
bis der Empfänger entweder die Sache an einen Dritten veräußert oder die Anichlag: 
fumme bezahlt hat. Hiernach beftimmt fich die Stellung des Uebergebenden im Kon: 
furje des Empfängers. Nach Preuß. Recht wird der Trödler jchon mit dem Ablauf des 
feſtgeſetzten Termins Eigenthümer, ohne daß jedoch der Mebergebende gehindert ift, die 
Sache jelbft zurüczufordern, wenn ihm der Anfchlagspreis nicht entrichtet wird, und vor: 
ausgeſetzt, daß nicht mittlerweile über das Vermögen des Trödlers Konkurs auägebrochen 
ift. Der Trödelvertrag war bei den Römern ein unbenannter Realtontraft und erhielt 
demnach erſt durch die Uebergabe der Sache an den Trödler rechtliches Dafein. Heut 
zutage erzeugt fchon die bloße Uebereinkunft eine flagbare Verbindlichkeit auf Aus- 
händigung, jowie auf Uebernahme der Sache. Wie fich der T. von einem Kaufſ— 
geichäft, von einem Verkaufsauftrag und der verwandten Verkaufskommiſſion, von 
einer Dienftmiethe und einer Werkverdingung unterfcheidet, erhellt aus dem Vorftehenden. 
Gr fällt auch nicht unter den Gejellfchaftsvertrag (Verkaufstompagnie), obgleich beide 
Theile in dem Verkauf ihren Vortheil juchen, weil eine Gemeinjchaftlichkeit des Er 
löſes nicht beabfichtigt ift. Im wejentlichen Punkten ftimmt mit dem Trödelvertrag 
das buchhändlerifche Konditionsgeichäft (vol. d. Art. Sortimentsbudhhandel). 

Gigb.: Tit. Dig. de aestimatoria 19, 3. — Preuß. Allg. LER. I 11 88 5115%. — 
Defterr. BGB. 55 1086-88. — Sächſ. BEB. SS 1291—94. 


git.: Chambon, Die Lehre vom contractus aestimatorius, in feinen Beiträgen zum 
Obl.R. Bb. 1. (1851). — Brinz, Kit. Blätter, Heft 1 (1852). — Leift, Mancipation und 
Eigenthumstradition, S. 239 f (1866). — Unger in Ihering's Jahrbb. VIIL. ©. 18 fi. 
(1866). — Ihering ebenda, Bb. XV. ©. 354 fi. — PL in Seitichr. für HR., XXV. 
©. 175 ff, — Reller, $ 354. — Sintenis, 5 117. — Windſcheid, $ 383. — Förfter, 
Theorie, $ 132. — Dernburg, Peuß. Priv. R., IL S 189. 
F. Regelöberger. 


Trondet, Francois Denis, 5 23. III. 1726 zu Paris, bedeutend als 
Adv., Mitgl. der Etats gönsraux, einer der drei von Louis XVI. gewählten An— 
wälte, unter dem 1. Konfulat Präf. des Kaſſationshofes u. Senator, nahm Theil 
an der Redaktion des Code civil, F 10. III. 1806. 


| 


Troplong — Trudiyitem. 913 


@it.: Dupin, Tronchet, Ferey, Poirier, Par. 1810. — Royer, Vie et travaux de T., 
1853. — Parades, Eloge, 1856. — Le tribunal et la Cour de onsestion, un p. 116. 
Teichmann. 


Troplong, Raymond Théodore, 5 8. X. 1795 zu St. Gaudens, wurde 
24 Jahr alt Staatsprofuratorgehülfe in Alengon, dann Staatsprofurator in Sartena, 
Generaladvofat in Baltia, darauf Präf. einer Kammer des Gerichtshofes in Nancy, 
1835 Rath am Kaffationshofe, jpäter defjen Präj., 1846 Pair de France, 1852 
Präf. des Senats, T 2. III. 1869. 

Schriften: De la souverainet& des ducs de Lorraine sur le Barrois, Par. 1832. — 
Du pouvoir de l’ötat sur l’enseignement, Par. 1844. — De l’influence du christianisme 
sur le droit civil des Romains, Par. 3. ed. 1868. — Le droit civil expliqu& suivant l’ordre 
des articles du code, Par. 1833—58, 28 vol., enthält: Du contrat de mariage, 3 dd. 1857. — 
Comm. de la * 5. éd. 1856 (ital. von Dematteis, Nap. 1867). — Comm. de l'échange 
et du louage, 3. ed. 1852 (ital. von Logatto, Nap. 1859). — Comm. sur le contrat de 
societe eivile et commerciale, 1843. — Comm. du pröt, du depöt, du sequestre, des con- 
trats aleatoires, 1845 (ital. Nap. 1847). — Comm. du mandat, du cautionnement et des 
transactions, 1845, 46. — Comm. de la contrainte par corps, 1847, 58. — Comm. du 
nantissement, du gage et de lantichröse, 1847. — Comm. des privilöges et hypothöques, 
5. ed. 1854 (ital. von Logatto, Nap. 1861). — Transcription en matière bypoth. (loi de 
1855), 2. ed. 1864. — Comm. de la prescription, 4. ed. 1857. — Des donations entre-vifs 
et des testaments, (3) 1872. — Traite des donations, 1855. — Opere per Fortis, Venez. 1855. 

Xit.: Rodiere, Les grands jurisconsultes, 1874, p. 484—496. — Le tribunal et la 
Cour de cassation, 1879, p. 147. Zeihmann. 


Trotſche, G. H. G., 5 22. X. 1803 zu Lübeck, 1832 Regiftrator bei der 
Güſtrower Kanzlei, 1839 Juſtizrath, 1845 Mitgl. des OApp.Ger., jaß 1849 in 
der Kammer und präfidirte diefelbe, wurde 1865 Ehrendoftor der Roftoder Univerfität, 
1870 Ehrenbürger daf., 1872 Präf. d. OApp.Ger., T 28. I. 1879. 

Schriften: Das Verpfändungsreht d. Pfandgläubigerd, Güftrom 1834, 1838, Queblin« 
burg 1840. — Materialien zu einem Handbuch des Mecklenburg-Schwerin'ſchen Partikular: 
Givilprogejies, Güftrow 1 (neu bearbeitet 1848. 1852 alö: Der Mecklenb. Givilprozek, 
Wismar 1866 u. 1868). — Die Medlenb. Heimatbgejege mit Erkenntniſſen der Landeögerichte 
Son ET Roftod 1859 — gab heraus: Ueber die Bormundichaft für Abweſende, 

v 6, 

Lit.: Roftoder Zeitung, 1879, Nr. 26, Beilage. Zeihmann. 


Trorler, Ignaz Paul Bitalis, & 1780 zu Bero-Münjter (Luzern), 
befleidete im Alter von 18 Jahren bereits den Poſten ala Sekretär des Regierungs- 
itatthalters, emigrirte in Folge der Invaſion der Franzoſen, jtudirte unter Schelling 
1800 in Jena, dann in Göttingen, praftizirte als Arzt in Wien, dann in Bero— 
Münſter, befämpfte die Ariftofratie, was ihm eine Gefängnißjtrafe zuzog, vertrat 1815 
am Wiener Kongreß die Rechte der Helv. Demokratie, eine Zeit lang Prof. der 
Philofophie u. Geichichte in Yuzern; verfeindet mit den Jefuiten gründete er in 
Yarau eine Erziehungsanftalt, mit Zichoffe eine freifinnige Verbindung, furze Zeit 
als Prof. in Bajel, 1832 Chrenbürger Bern’s, 1834 Prof. d. Philofophie daſ., 
wirkte für größere Einheit der Kantone und eine Bundesverfaffung, T 6. III. 1866 
auf jeinem Yandgute bei Marau. 

Schriften (auker philojophiichen): Philojoph. Rechtslehre, 1820. — Fürſt und Volt 
nad) Budanan und Milton, (2) Aarau 1821. — Bajel’s Inquiſitionsprozeß, gerich 
1831. — Die fieben Bunbdesverfaffungen d. Schweiz. Eidgenofj. v. 1798—1815, Zürich 1838. — 
Die Verf. der Vereinigten Staaten Nordamerifa’s ala Deufterbilb ber Schweiz. Bunbeöreform, 
Schaffh. 1848. — Neujahrsgruß für 1866 an die Schweiz. Eidgenofjenichaft, 1866. 

it.: Nekrolog von Aeby, Luzern 1866. — Uniere ih 1866 (Neue folge II. 1.) 
S. 713, 714. — Wohl, L 326, 333, 481, 500. — Walter, Naturredht, $ 558. — Raumer, 
— 5 und Recht, Staat und Politik, 1861, ©. 225. — Hartmann, Gallerie, Baden 
1871, 8d. L — Blumer, Bunbesftaatäredht, (2) I. 76. — dvd. Drelli, Rectäfchulen und 
Rectäliteratur, Zürich 1879, ©. 70, 71, 101. Zeihmann. 


Truckſyſtem beruht auf der Gepflogenheit der Arbeitgeber, Arbeitstöhne mit 
Waaren zu begleichen. Der wirthichaftliche Zwed ift dabei natürlich, daß der Arbeit- 
geber an den an Lohnesſtatt gegebenen Waaren nochmals zu verdienen jucht ; es ift ſonach 

v. Holgendorff, Enc. II. Redtäleriton III. 3. Aufl. 58 
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eine verſteckte Lohnkürzung des jozial überlegenen Theils am Arbeitsvertrage. Der 
Uriprung diejer Unfitte fcheint in England zu fuchen zu fein, denn das Wort truck 
ftammt aus dem Englischen und bedeutet joviel wie Taufh. Die Deutiche Gew. O. 
von 1869 hatte diefe Art der Bezahlung wenigftens für alle Fabrikinhaber jchlecht- 
hin ausgeichloffen. Grit die Novelle vom 17. Juli 1878 hat diefen Grundjat 
wieder etwas gejchtwächt, wenn auch in Bezug auf den Umfang derjenigen, welche 
diejem Verbote unterworien find, eine erfreuliche Erweiterung gleichzeitig nicht unter- 
lafien wurde. Letztere geht dahin, daß jetzt alle Gewerbetreibenden jchlechthin zur 
Beiolgung diefes Verbots angehalten find; dahin zählen jpeziell auch die Bauunter: 
nehmer, eine Verjchlechterung hat unferes Ermefjens das Geſetz aber erhalten, injorern 
die Gejtattung der VBerabfolgung von Lebensmitteln an die Arbeiter zu einem die An— 
ſchaffungskoſten nicht überiteigenden Preife ein Loch in das bisherige Prinzip ge— 
macht hat. Man hat dabei bewußt oder unbewußt den örtlichen Konjumvereinen die 
Griftenz erheblich erichwert. Im Einzelnen ftellt das Geſetz an die Spitze den 
Kardinalfag: Die Gewerbetreibenden find verpflichtet die Löhne ihrer Arbeiter baar 
“in Reichswährung auszubezahlen. Alto auch nicht Solawechiel find daher geftattet, 
wie das in den Steinbrüchen des Niederrhein vorgefommen fein joll. Die Gewerbe- 
treibenden dürfen daher auch den Arbeitern keine Waaren freditiren. Ausnahmen 
beitehen einmal, wie jchon gejagt, inſofern Lebensmittel an die Arbeiter verabrolgt 
werden dürfen, wenn das zu einem, die Anichaffungskoften nicht überfteigenden Preiſe 
geichieht ; auch können den Arbeitern Wohnung, Teuerung, Landbenutzung, regelmäßige 
Beköftigung, Arznei und ärztliche Hülfe, ſowie Werkzeuge und Stoffe zu den ihnen 
übertragenen Arbeiten unter Anrechnung bei der Yohnzahlung verabiolgt werden. 
Die Konjequenzen, welche die Gew.O. an die Zuwiderhandlung gegen dieje Beſtim— 
mung fnüpft, find jehr ſtreng. Arbeiter, deren Forderungen in einer diefem Ber: 
bote zumwiderlaufenden Weife berichtet worden find, können jederzeit Zahlung ver: 
langen, ohne daß ihnen der Arbeitgeber Ginreden aus dem an Zahlungsitatt 
Gegebenen entgegenjegen könnte. Vielmehr fällt das an Lohnesſtatt Gegebene, joweit 
es noch beim Empfänger vorhanden oder diefer daraus bereichert ift, den zur Unter: 
jftüßung von Arbeitern beftehenden einjchlägigen örtlichen Kaſſen zu. Aber aud 
Verträge, die gegen jenes Verbot geichloffen werden, find nichtig. Das Gleiche 
gilt von Verabredungen zwifchen den Gewerbetreibenden und den von ihnen beichäf- 
tigten Arbeitern über die Entnahme der Bedürfniffe aus gewiſſen Berkaufsitellen, 
jowie überhaupt über die Verwendung des PVerdienftes derjelben zu einem anderen 
Zwed als zur Betheiligung an Einrichtungen zur Verbeſſerung der Lage der Arbeiter 
oder ihrer Familien. Xebteres wäre etwa der Fall bei den neueſtens von 
v. Malarce jo jehr empfohlenen und in Franzöſiſchen Staatsinduftrieanftalten ein— 
geführten Fabrikſparkaſſen. Endlich können Forderungen für Waaren, die dem 
Verbot zuwider freditirt find, nicht eingeflagt oder rechtlich geltend gemacht werden. 
Auch diefe Forderungen fallen den genannten Arbeiterfafien zu. Den Gewerbe: 
treibenden find dabei gleichgeachtet deren Yyamilienglieder, Gehülfen, Beauftragte, 
Geſchäftsführer, Auffeher, Faktoren, ſowie andere Gewerbetreibende, bei deren Geichäft 
eine der Hier erwähnten Perjonen unmittelbar oder mittelbar betheiligt it. An— 
dererfeitö ift auch der Begriff des Arbeiters im weiteften Sinne gefaßt, d. h. auch 
diejenigen Perfonen find darunter verjtanden, welche für beitimmte Gewerbetreibende 
außerhalb der Arbeitsftätten der letzteren mit der Anfertigung gewerblicher Erzeug— 
niffe beichäftigt find. Landgraf. 


Trunkenheit (und ebenjo jede nicht durch die Einwirkung geiftiger Getränte 
hervorgerufene Beraujhung) kommt im Strafrecht zunächſt 1) wegen ihres 
Einfluffes auf die Zurechnung in Betracht (vol. Thl. I. ©. 708). Man fann in 
diefer Hinficht die fog. zufällige, die verſchuldete („Eulpofe”) und die „do— 
loſe“ T. umterfcheiden. Verſchuldete T. ift der gewöhnlichite Tall, zufällige 
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(3. B. durch Hinterlift eines Anderen herbeigeführte) T. ebenfo eine Ausnahme wie 
die doloſe T., d. 5. diejenige, in welche fi) Jemand mit der Abficht, im trunfenen 
Zuftand ein bejtimmtes Verbrechen zu begehen, verjeßt hat. Es kommt aber 
andererjeitö auch der Grad der T. in Betracht. Nur die jog. volle T. („Bejoffen- 
beit”) kann die Zurechnung ausfchließen. Volle T. ift aber freilich nicht blos dann 
vorhanden, wenn der Betrunfene alles Bewußtjein verloren hat, ſondern jchon dann, 
wenn die Beraufchung ihm die piychiiche Freiheit (Selbftbeftimmungsfähigkeit) oder 
die Möglichkeit der Einficht in die Unerlaubtheit feines Verhaltens raubt. Was 
Jemand in voller zufälliger T. thut, kann ihm nie zugerechnet werden; war die 
ZT. verschuldet, jo ift es möglich (nicht aber nothwendig), daß auch betreffs des 
in der T. Gethanen jtrafbare Kulpa vorliegt; war die volle T. endlich eine doloſe 
im obigen Sinn, jo ift das in bderjelben begangene Verbrechen zur Abficht zuzu— 
rechnen, da es im Kauſalzuſammenhang jteht mit dem Dolus, welcher bei dem 
Thäter obwaltete, als er fich in T. verſetzte. Dieſe Anficht, welche getheilt wird 
von Abegg, Marezoll, Mittermaier, Bekker, v. Wächter, Berner, 
Geib, Dollmann, 9. Meyer, Binding u.d. W., ſowie fie ausdrüdlic) vom 
Württemb., Heff., Bad., Thüring., Oeſterr, Hamb. StrafGB. adoptirt worden ift, hat 
auch ihre Gegner (unter die namentlih Krug, Köftlin, Häljehner,v. Schwarze, 
Schütze gehören), die gewöhnlich in den betreffenden Fällen von einer Fahrläffigkeit 
reden, was aber den thatjächlichen Vorausſetzungen geradezu widerſpricht. Bal. 
noch über die jog. actio libera in causa s. ad libertatem relata den I. Thl. a. a. 
D. — Die nicht volle T. muß, ſofern fie nicht eine doloſe ift, als Strafminde- 
rungd= oder als Strafmilderungsgrund gelten, je nachdem fie fich von der vollen 
T., bzw. dem Zuftand der Zurechnungsfähigfeit mehr oder weniger entfernt. 
Das Preuß. StrafGB. führte die T. unter den Strafausschließungsgründen nicht 
an, jo daß fich die Praris zu einer Auslegung des $ 40 bemüßigt ſah, die eigent- 
lich eine analoge Anwendung deffelben war. Auch das Deutjche StrafGB. nennt 
die T. nicht befonderd. Unter den $ 51 defjelben (verb.: „in einem Zujtande von 
Bewußtlofigkeit oder krankhafter Störung der Geijtesthätigkeit”) läßt fich aber nicht 
jeder Tall, in welchem volle T. die Zurechnung ausjchließt, ohne Zwang ſubſu— 
miren. — T. erjcheint ferner 2) in unjeren Gejeßen als eine Polizeiübertretung, 
natürlich nicht fchlechthin, jondern bei dem Hinzutreten (im Einzelnen ſehr ver: 
jchiedener) qualifizirender Umſtände. Das Deutiche StrafGB. bejtraft denjenigen 
wegen einer Webertretung mit Haft, der „fich dem Trunke (Spiel oder Müßiggang) 
dergeitalt Hingiebt, daß er in einen Zuftand geräth, in welchem zu feinem Unter: 
halte oder zum Unterhalte derjenigen, zu deren Ernährung er verpflichtet ift, 
durch DVermittelung der Behörde fremde Hülfe in Anſpruch genommen werden 
muß. Mit der Haft kann Hier ferner Arbeitszwang verbunden und bei der Ver— 
urtheilung zur Haft zugleich erfannt werden, daß der Verurtheilte nach verbüßter 
Strafe der Landespolizeibehörde zu überweifen ſei. Die lebtere erhält dadurch die 
Beiugniß, den Verurtheilten bis zu 2 Jahren in einem Arbeitshaus unterzubringen 
oder zu gemeinnüßigen Arbeiten zu verwenden oder denjelben, wenn er ein Aus— 
länder ift, aus dem Bundesgebiet (NReichögebiet) auszumeifen. Dem Deutichen 
Reichstag liegt jet (1881) der Entwurf eines Gejeges vor, nach welchem die öffentliches 
Aergerniß erregende T. als Uebertretung bejtrait werden, jogar Gefängnißſtrafe bis 
zu 5 Jahren eintreten joll, falls in voller nicht dolofer T. Verbrechen begangen 
find. Das lebtere ift eine Monftrofität,; wie man, was hiernach erforderlich wäre, 
Mord und Todtjchlag, abfichtliche und fahrläffige Tödtung oder Körperverlegung — 
begangen in voller, zurechnungsunfähig machender, nicht dolofer T. — unterjcheiden 
will, ift für menjchlichen Wit unergrünblic. — 
Giab.: Deutſches StraföB. SS 51, 261 3. 5, 362. — Baben, Pol.StrafG., 
9 76, 99 u. dazu Bingner u. Eiſenlohr, Bad. Strafrecht, ©. 224, 247. — Bayern, 
ol.Strafßel., Art. 55, 82. — Defterreich, 88 2 litt. c, 236, 253. — Entw. I. $$ 56, 
452, 457; II. 88 56, 444, 449. * 
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Lit: Mittermaier, NR. A. XI. S. 1 Ff. — W. Weſſely, Oeſterr. Ger.:Ztg., 1858, 
Nr. 96 FF. — Geyer, ebenda, 1863, Nr. 141 fi. — v. Wächter, Sädi.-Thür. — 
S. 346 ff., 397 ff. — v. Krafft-Ebing, Deutſche Strafrechtsztg, 1872, ©. 104 ff. — 
Schaper in v. Holtzendorff's Handbuch, II. ©. 168 fi. — Minding, Normen, IL 
©. 192 fi. Geyer. 

Tudeſchis, Nikolaus de, Abbas Siculus Panormitanus, & zu 
Gatanea, wurde Benediktiner, lehrte zu Siena, Parma und Bologna, Erzbiichof von 
Palermo, wohnte dem Bafeler Konzile bei, wurde Kardinal, legatus a latere in 
Deutichland, T 1453. „Lucerna juris.“ 

Schriften: Lectura in Decret. Greg. IX., Venet. 1473, Lugd. 1524 — in Sextum, 
Venet. 1479, 1592 — in Clementinas, Colon. 1474 — de consilio Basiliensi. 

git.: dv. Stintzing, —* d. pop. Lit. d. röm.:fanon. Rechts, Leipz. 1867, ©. 245. — 
Deine? Realenchklopäbie XI. 64. — De Wal, Beitr., 6, 27. — Schulte, Geid., II. 

12. — Muther, Processus judicii, Hal. 1873; Derfelbe in Str. f. R.G. VL 214 fi; 
vo. 123 f. — Kethmann:Hollweg, Giv.Prz. des Gem. Rechts, VI. ©. 260. 
Zeihmann. 

Tulden, Divdor von, & gegen 1595 zu Serzogenbufch, wurde Adv. dai., 
1620 Prof. in Yöwen, 1645 Rath im Provinzialhofe, + 19. XI. 1645. 

Gr ihrieb: De caussis corruptorum judiciorum et remediis libri IV, Colon. 1624, 
Lovan. 1702. — De jurispr. extemporali, Lovan. 1628, 1643, 1702. — Comm. ad Codicem 
Justinianeum, Lovan. 1633, 5. ed. 1612 — in Digesta, Lovan. 1702. — De ecivili regimine 
l. VIIL Lovan. 1702. 

git.: Jugler, IIL 118—124. Zeihmann. 


Tutorium nennt man das richterliche Dekret, durch welches ein Vormund 
bejtätigt oder zur Verwaltung berufen wird. (Bei der Kura heißt es Kuratorium.) 
Am Röm. Recht findet ſich ein folches Dekret nur bei der tutela dativa (l. 7 
1 D. 26, 3; 1.88 2 D. 26, 5; 1. 2 D. 2, 12) und der og. tutela testa- 
mentaria imperfecta s. minus plena (Rudorff a. a. ©. I. S. 326 ff., 406 fi.). 
Ueber die tutela dativa 5. d. Art. Vormundſchaft. Tut. test. imperf. ift vor 
handen, wenn es an einem der fir die teftamentariiche Ernennung beitimmten Gr 
forderniffe mangelt, in welchem alle diefe durch obrigfeitliches Dekret aufrecht 
erhalten werden kann (ſog. confirmatio ex jure Romano). Dieſe tritt ein theils 
ichlechthin, jelbft ohne Prüfung der Tauglichkeit (sine inquisitione), theils nach vor- 
gegangener Unterfuchung über die Tüchtigfeit des Berufenen (ex inquisitione). 
Zeßtere it die Regel und findet jtatt, wenn der Vater feinem Konfubinenkind, 
oder die Mutter, oder ein fremder einen Tutor bejtellt hat, bei den letzteren beiden 
vorausgejeßt, daR fie das unmündige Kind zum Erben eingejeßt haben, jowie end- 
(ih, wenn der Vormund gegen die Vorichrift des Sc. Libonianum jeine Ernennung 
ſelbſt niedergejchrieben hatte. Confirmatio sine inquisitione wird vorgenommen, 
wenn der Vater jeinem aus der Gewalt entlafjfenen Kinde oder überhaupt in nicht 
beitätigten Kodizillen, in einem testamentum injustum oder imperfectum einen 
Vormund bejtellt hat. Ueber die Wirkung des fonfirmatorischen Dekrets herrict 
Streit; nach der einen Anficht wird der teftamentarische Vormund durch daffelbe 
zum tutor dativus (Windjcheid), nach der anderen (Glück) bleibt er testamen- 
tarius. Die Quellen ergeben aber -foviel gewiß, daß zwiichen dem bloßen testa- 
mentarius und dem confirmandus wefentliche Unterjchiede beitehen (Rudorff a. a. 
O. ©. 330); für die erjte Meinung jpricht, daß der Vormund erſt durch das Dekret 
Recht und Pflicht zur Verwaltung erhält (1. 405 1.5882 D. 26, 7;1.1C. 
5, 28), daß ihm erſt von diefem ab feine Entjchuldigungsfriit Läuft (1. 2 C. 5, 29); 
zu Gunften der zweiten Anficht it zu erwähnen, daß er bei Erfufation die ihm 
(egtwillig Hinterlaffene Zuwendung verliert (1. 11 D. 26, 3; 1. 28 $ 1; 1. 
32—36 D. 27, 1) und von der Kautionsſtellung befreit ift (1. 2; 1.3; 1. 11 
$ 1 D. 26, 3). — Nach heutigem Gem. Recht ift durch die Vorjchrift der Reichs— 
polizeiordnung in allen Fällen zur Führung eines vormundichaftlichen Amtes ein T. 
nothmwendig, außer wenn Vater oder Großvater berufen werden (Windicheid, 
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5 436 Anm. 3; $ 432 Anm. 5; $ 433 Anm. 21a). Um dieſes T. einzu= 
fommen, it die Pflicht des berufenen VBormundes, durch deren Unterlafjung er fich 
dem Mündel verantwortlich macht; er kann aber auch vorher außer in Nothiällen 
feine Berwaltungshandlung vornehmen. Dem T. vorauf geht eine richterliche 
Unterfuchung (causae cognitio) über die Tüchtigfeit und Fähigkeit des Vormundes, 
dem jedoch ohne gerechte Gründe die Berufung nicht verfagt werden foll. Dabei 
hat der Magijtrat die einzelnen Delationsgründe, beſonders die väterliche Ernen— 
nung, zwar zu berüdjichtigen, ijt aber an dieſelben in feiner Weiſe gebunden. 
Sofort nah Aushändigung des T. joll der Bormund die treue Erfüllung der ihm 
auferlegten Pflichten eidlich verjprechen, doch wird nach der Gem. Praris ein Hand» 
gelöbniß für ausreichend erachtet (über Röm. Recht vgl. 1. 7 88 5,6 C.5, 70; 
Nov. 72 c. 2, 8); er joll genügende Sicherheit durch Pfand oder Bürgen leiften: 
rem pupilli salvam fore (über Röm. Recht pr. I. 1, 24;1.48$1D. 46, 6; 
1.7 D. 46, 5); er joll endlich ein Inventar errichten, es fei denn, daß ihm 
dafjelbe letztwillig erlaffen ift oder ihn die Obervormundfchaftsbehörde nach ihrem 
Ermefjen davon befreit (1. 7 pr. D. 26, 7; 1.13 $1C. 5, 51; 1.24 C. 
5, 37). Dieje obrigfeitliche Unterfuchung, welche letztwillig nicht ausgefchloffen 
werden fann (1. 55 D. de leg. 1), wird heutzutage im Gegenjaß zu der Römifchen 
confirmatio juris Germanici genannt. Beide find aber von einander verjchieden. 
Die Römische ift Bedingung der Berufung, ihre unterbliebene Nachſuchung macht 
nicht verantwortlich; die Deutſche jeßt die Berufung voraus und läßt den Berufenen 
für das nicht erbetene T. haften. Der Röm. tutor iſt von feiner Kenntniß der 
Delation zur Amtsführung verpflichtet, dev Deutiche Vormund erjt von der Be- 
jtallung. Dagegen ijt in Folge jener Beltimmung der Reichspolizeiordnung keines— 
wegs jede Vormundichaft als dativa aufzufaffen, vielmehr bleiben die Delations- 
gründe bejtehen, da fich das T. nicht auf die Berufung, fondern nur auf die 
Berugniß zur Verwaltung bezieht. Doch ift nicht zu leugnen, daß die Wirkung 
der Delationsgründe bedeutend abgeihwädht ift. 

Unter den Partifulargejeßgebungen weichen der Cod. Max. Bav. und das 
Deiterr. BGB. von der gemeinrechtlichen Lehre nicht ab, der Code civil (vgl. art. 
418) fennt ein T. überhaupt nicht, da feine Verpflichtung mit der Kenntniß von 
der Berufung beginnt. Das Preuß. Allg. ER., welches nur die tutela dativa auf: 
genommen hat, läßt die Vormundſchaft erft mit der Beitallung eintreten und gewährt 
ihm vor diejer nur die Befugniß zu unauffchiebbaren Handlungen (II. 18 88 225, 
226). Nach der Preuß. VBormundichaftsordnung vom 5. Juli 1875 beginnt das Amt 
des Bormundes mit der gerichtlichen Verpflichtung ; die Beftallung ift Hierfür. nur beur- 
fundend, nicht bedingend (S 32 Abſ. 2). Die Bejtallung ift die Legitimation für 
den Vormund und muß daher nicht nur genau die Angaben über die Identität 
der Mündel, die Namen der Mitvormünder, jondern auch die Art einer etwaigen 
Theilung der Verwaltung, etwaige Befreiungen und Beſchränkungen von den gejeß« 
lichen Verbindlichfeiten ($ 47), jowie die Bildung des Familienraths enthalten 
($ 24 Abj. 2). NAenderungen in diefen Verhältniffen bedingt die Ausfertigung einer 
neuen Bejtallung. Analog ift eine folche dem Gegenvormund zu ertheilen ($ 26 
Abi. 5). Da ein gefeglicher Vormund von jelbjt ohne Bejtallung eintritt, jo wird 


ihm auch ein T. nicht ertheilt. 

Quellen: Tit. D. 26, 3; Tit. C. 5, 29. — Tit. I 1, 24; Tit. D. 46, 6; Tit. C. 5, 
42; Nov. 145. — Reichs: Poli —** N a Me 32 ei) S 2,3. — Cod. Max. Bav. 
1.7889 u. 10. — En — Preu ormundid.:Orbd. v. 5. Juli 
1875, SS 24, 26 Abi. 5 

Bit: Außer den heile ern: A Buchholtz, De confirmando tutore, 1, Kt der 


1833. — Glüd, Komment., XXIX. 305 fi.; XXX. ©. 152 ff. — Rudor er 
— —— iS. 211 f.; L S. 5 ff. — Kraut, Die Vormundſchaft, 
118 ff. — lleber bie Errichtung bes Inventars: Marezoll in Grslnene) 5 FAN 


ji Km, u. Gigb., IV. 19, 12. -—- Die aut er Pi 3 Preuß. Vorm.Ordn. von Anton, 
eumann, Löwenftein, Dernburg, Helie. Kayſer. 
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weiten, Karl, 5 22. IV. 1820 zu Kiel, fam 1835 nad Berlin, ftud. im 
Berlin und Heidelberg, ging nach Meran, Venedig, Florenz, 1849—1855 Kreis- 
richter in Wittſtock, dann am Stadtgericht, nahm 1868 jeinen Abichied, T 14. X. 
1870. Gr hatte 1861 einen Konflitt mit Manteuffel (Duell), trat 1862 in Ab- 
geordnetenhaus, wo er fich ald Redner der Fortſchrittspartei auszeichnete (Rede vom 
20. Mai 1865), 1865 mit der Regierung wegen Redefreiheit der Abgeordneten im 
Konflitt und zu einer Geldbuße von 300 Thlr. verurtheilt. 

Schriften: Die Patrizier, Leipz. 1848. — Woran ums gelegen ift, Stiel 1859. — Was 
und noch retten kann, Berl. 1861. — Schiller in feinem Verhältnig zur Wiflenichaft, 1863. — 
Machhiavelli, Berl. 1868. — Die religiöfen, politiichen, ſozialen Ideen ber afiatiichen Aultur: 
Bar — der Aegypter in ihrer hiſtoriſchen Entwickelung, herausgegeben von Lazarus, 

erl. 1873. 

Lit.: Grenzboten 1870, Nr. 44, ©. 161—168 (Gneift). — Lasker, Grabrede, Berl. 

1870. — Rolin in Revue de droit international 1871 p. 151. Zeihmann. 


Tzerftedt, Brand von, war Rathoherr zu Lüneburg, T 1451. 


Gr ſchrieb eine 1442 zu ——— vollendete „Gloſſe“ zum Sachſenſpiegel. 
Lit.: Stobbe, Rechtsquellen, I. 382, 383. Teichmann. 


u. 


Ueberhangsrecht und Ueberfallsrecht (ZH. I. S. 491). Nah Röm. 
Recht gehören die in das Nachbargrunditücd herüberhängenden Zweige und Früchte 
nicht weniger dem Eigenthümer des Baumes, als die in dem Luftraum feines 
eigenen Grundſtücks befindlichen. Jeder Nachbar ift jogar verpflichtet, das Autleia 
der auf fein Grundſtück herübergeiallenen Früchte unter gewiffen in feinem Intereſſe 
getroffenen Beichränfungen dem Baumeigenthümer zu geftatten. Die älteren Deutichen 
Rechtsquellen fjprechen aber durchweg dem Gigenthümer des Nachbargrundftüds das 
Eigenthum an den gedachten Aeſten und Früchten zu. Einige freilich nur unter 
Beichränkungen, jo daß fie dem Eigenthümer des Baumes das Recht geben, die in 
das Nachbargrundftüd Hineinreichenden Zweige zu fich Herüberzuziehen, und dem 
Nachbar Eigentum nur an denen geben, bei welchen dies nicht gelingt; oder daß 
fie dem Nachbar nur die bereits herübergefallenen, nicht aber die herüberragenden 
Früchte (alſo das Ueberfallsrecht, aber nicht das Ueberhangsrecht) zufprechen (ſ. + ?. 
Sächſ. Weihbildr. Art. 126; Sächſ. EN. II. Art. 52; Nechtsb. nad) Dift. II. 2, 14). 
Im Gemeinen Sacdjienrecht hat fich das Deutichrechtliche Prinzip, welches man mit vollem 
Recht auch auf die in das Nachbargrundftüc hineinreichenden Wurzeln ausgedehnt bat, 
erhalten. Ob demjelben überhaupt gemeinrechtliche Bedeutung beizulegen, ift be 
jtritten. Die meiften Schrüftfteller leugnen es, laſſen das Prinzip daher nur da 
gelten, wo es ſich partifularrechtlich erhalten hat. Von den neueren Part.R. ſpricht 
das Preuß. ER. (Th. I. Tit. 9 88 287— 290) zunächſt dem Grundftüdsbefiger die 
Berugniß zu, die unter feinem Grund und Boden fortlaufenden Wurzeln und die 
über jeine Grenze herüberhängenden Zweige fremder Bäume zu befeitigen, verpflichtet 
ihn aber in diefem alle, das Holz dem Gigenthümer de Baumes auäzulieen. 
Wenn der Grundftüdäbefiger aber die Zweige duldet, jo darf er nach dem ER. ſich 
diejenigen Früchte aneignen, welche der Eigenthümer des Baumes nicht würde ein 
fammeln fünnen, ohne den Grund des Nachbars zu betreten. Diefe Grundſätze bat 
dem Weſen nad) auch das Sächſ. BGB. (SS 362 ff.) adoptirt. Nur jpricht es dem 
Nachbar das Eigentum an den abgejchnittenen Wurzeln (nicht auch an den Zweigen) 
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zu; andererjeits aber nicht jchlechtiweg an allen Früchten, die der Eigenthümer des 
Baumes nicht einfammeln kann, ohne das Nachbargrundftüd zu betreten, jondern 
nur an den herübergefallenen. Das Oeſterr. BGB. ($ 422) hat durchaus die alten 
— SEHE ſanktionirt. 


Lit.: llebrand in der Zeitſchr. Hit rg Recht IX. ©. 310 ff. — Haubolbd, 
Lehrbuch NL ie er — — Naiſot im Archiv für ——5 
Rechtswiſſenſchaft 1 fl. — 8— Deutſches Privatrecht, J S. 

— 


Ueberſchwemmung. Die geſetzlichen Beſtimmungen der gemeinrechtlichen 
Quellen, welche die Verurſachung einer U. betrafen, beſchränkten ſich auf wenige 
Borichriften des Röm. Rechts (l. 10 D. de extr. crim. und 1. un. Cod. de Nili 
aggeribus non rumpendis), die überdem, abgejehen von der Härte der Strafidrohungen, 
wegen der in Bezug genommenen lokalen Berhältniffe für Deutfchland höchſtens analoge 
Anwendung finden konnten. Die Partifulargefeßgebungen (Bayern Art. 354, 355; 
Württemberg Art. 386; Sadhjen Art. 216; Hejjen Art. 420 ff.; Braun— 
ihweig $ 209; Baden $ 563; Preußen $ 290) haben die mannigjachen 
Kontroverfen, welche bei der Unzulänglichkeit der Quellen in der gemeinrechtlichen 
Praris entftanden waren, zu bejeitigen gejucht. Das Straf®B. für das Deutſche 
Reich (SS 312—414) fchließt fich im Weſentlichen an die Vorſchriften des Preuß. 
StrafGB. an. Enticheidend ift für den Begriff dieſes gemeingefährlichen Verbrechens, 
daß eine U. „mit gemeiner Gefahr“ für Menſchenleben oder für Eigenthum herbei- 
geführt werde. Fehlt e8 an der „gemeinen Gefahr“ — und dies ift der Fall, 
wenn nur ein Einzelner gefährdet wurde —, jo kann es fich nach $ 321 um die 
vorjägliche Zerftörung oder Beichädigung von Wafferleitungen, Schleujen, Wehren, 
Deichen, Dämmen oder anderen Wafjerbauten, möglicherweife nad) $ 305, um vor- 
jägliche Vermögensbeſchädigung jowie um fonftige Verbrechen handeln; aber das 
Derbrechen der „Verurfachung einer U." würde begrifflich ausgeſchloſſen ſein. In 
Betreff diejes lehteren wird nun die vorjäßliche (SS 312, 313) von der fahrläffigen 
($ 314) Begehung des Verbrechens unterfchieden; und hängt die Beitrafung des 
vorjäglich begangenen Berbrechens weſentlich davon ab, ob die U. mit gemeiner 
Gefahr für Menſchenleben ($ 312) oder mit gemeiner Gefahr für das Eigen- 
thum ($ 313) herbeigeführt wurde. Im eriteren Falle ift die Strafe Zuchthaus 
nicht unter drei Jahren, und, wenn durch die U. der Tod eines Menſchen verurjacht 
wurde, Zuchthaus nicht unter zehn Jahren oder Lebenslängliches Zuchthaus; im 
letzteren Falle Zuchthaus von einem bis zu fünfzehn Jahren. Falls indefjen die 
Abficht des Thäters nur auf Schuß feines Eigenthums gerichtet war, jo joll jtatt 
der ein= bis fünfzehnjährigen Zuchthausftrafe auf Gefängniß nicht unter einem Jahre 
erfatınt werden. Diejer Strafmilderungsgrund findet aber nur jtatt, wenn die 
gemeine Gefahr auf das Eigenthum befchränft geblieben war; war ‚dagegen 
gemeine Gefahr für Menjchenleben entjtanden, jo fann der Umjtand, daß der 
Thäter fein Eigenthum durch Herbeiführung einer U. hat jchügen wollen, nur als 
Straizumeffungsgrund verwerthet werden. Wird die U. mit gemeiner Gefahr für 
Leben oder Eigenthum durch Fahrläffigkeit herbeigeführt, jo tritt Gefängniß bis zu 
einem Jahre und, wenn durch die U. der Tod eines Menjchen verurfacht worden 
it, Gefängniß von einem Monate bis zu drei Jahren ein. In den Fällen der 
vorjäßlichen Herbeiführung einer U. kann auch auf Zuläffigkeit von Polizeiaufficht 
erfannt werben. 

Gigb.: Deutſches Straf®B. SS 312 —314, 325. 

Lit.: Schaper in v. Holtzendorff's Handbud III. S. 889 ff. John. 


Umfriedung eines Grundjtüds gewährt dem Beſitzer einen verichieden ab— 
geituften Schuß gegen unbefugte Eingriffe Dritter, je nachdem die U. blos die Ein- 
ichließung oder Abwehr von Thieren bezwedt (mie einfache Feldzäune und Feldhecken), 
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oder in erſter Linie der Abhaltung unbeiugter Menjchen dienen joll. Während das 
unbefugte Betreten eingefriedigter Feld» oder Waldftüde als Uebertretung beitraft 
wird, fällt das „beiriedete Beſitzthum“ unter den Schuß des Hausrechts, das wider: 
rechtliche Eindringen oder das widerrechtliche Verweilen in demjelben gilt ala Haus- 
friedenäbruch, und der Diebitahl in „umfchloffenen Räumen“ wird dem in Gebäuden 
gleichgeftellt.. Das Schürfen in eingefriedigten Hofräumen ift nur mit Einwilligung 
des Grundbeſitzers geitattet, die Abtretung derjelben zu bergbaulichen Zweden kann 
diefem nicht aufgedrungen werden. Endlich find nach verjchiedenen Jagdgelegen 
dauernd und volljtändig umpfriedigte und darum unter den Schub des Hausrechts 
fallende Grundjtüde von dem Gemeindejagbbezirt ausgenommen, jo daß der Gigen- 
thümer ohne Rüdficht auf die Größe feines Beſitzthums die Jagd jelbft ausüben kann. 
Gigb.: StrafGP. für das Deutiche Reich SS 128, 124, 243, 368 Nr. 9. — Defter- 
reihijches Allgem. Strafgefeß vom 27. Mai 1852 8 174. — Preuß. Berggeiek vom 
24. Juni 1865 $S 4, 136. — Deiterr. Sergaeiet vom 23. Mai 1854 88 17, 99. — Preuß 
Jagdpolizeigefeg vom 7. März 1850 $ 2. — Bayer. Jagdausübungsgefeg vom 30. März 
1850 $ 2. — Sagbverorbnung für die Pfalz vom 21. Eept. 1815 8 5. — Böhmiider 
Jagdgeſetz dom 1. Juni 1866 & 8. R. Schröder. 


Unehelihe Kinder find nicht blos die außerehelich erzeugten, jondern aud 
die einer nichtigen oder für ungültig erklärten Ehe entiproffenen Kinder. Das Röm. 
Recht nannte die erfteren spurii, vulgo concepti s. quaesiti und unterjchied von 
beiden Arten die in einem Konkubinat, d. h. einer Ehe, aber nicht Vollehe (geiler 
maßen einer Ehe zur linken Hand) Erzeugten, die liberi naturales (in einem andern 
Sinne bedeutet diefer Ausdrud den Gegenjah zu den Adoptivfindern, 3. B. pr. L 
1, 11). Der Zeitpuntt, auf den es ankommt, um die Qualifitation eines Kindes 
als außerehelich fejtzuftellen, ift von jeher der der Konzeption gewejen; auch das 
Deutiche Recht hielt die nach Eingehung der Ehe geborenen, aber vorehelich erzeugten 
Kinder für unehelih (Kraut, Vormundfchaft, II. 589, 1) und die Römiſche legitimatio 
per subsequens matrimonium hat doch noch weitere Borausjegungen, als blos die Geburt 
in der Ehe, namentlich Anerkennung jeitens des Vaters (ſ. d. Art. Yegitimation). 
Demzufolge find denn Kinder einer ungültigen Ehe ehelich, jobald fie nur vor der 
Ungültigfeitserflärung erzeugt find. 

Die Rechtöftellung der u. KH. nun war in Deutjchland ſeit dem Mittelalter 
die, daß fie ala rechtlos und vormundlos galten (j. darüber Wilda in der Zeiticht. 
i. Deutich. Recht XV. 237 — 297 und Rive in der Zeitjchr. f. Rechtsgeſch. IIL 
210— 237), jedoch jtanden fie dafür unter Königsſchutz, etwa gleich den Juden, und 
hießen in diefem Sinne „Königskinder“ (Kraut, Vormundſchaft, I. 74, 28). 

Mit der Rezeption des Roͤmiſchen Rechts verdrängten deſſen Grundjäge auch in 
diefer Materie die herrichende heimiſche Rechtsauffaflung, vielleicht um jo eher, als 
das vormittelalterliche Recht in Deutjchland die u. K. noch anders behandelt hatte. 
Das Römiſche Recht war zwar von der Anfchauung ausgegangen, daß die u. K. 
abgejehen von den Konkubinentindern, weder einen Water noch väterlicherjeits Ver 
wandte hätten, fondern daß fie nur in einem Blutsverwandtichaftäverhältnig (naturalis 
cognatio nennt es Modejtinus in fr. 4 $ 2 D. 38, 10) zur Mutter und deren 
Kognaten jtünden — in Folge deflen konnte 3. B. von einer patria potestas bei 
u. #8. feine Rede fein; die Kinder hatten nur einen Alimentationsanjpruch gegenüber 
den miütterlichen Ajcendenten (fr. 5 $ 4 D. 25, 3). Aber allmählich erhielten 
nicht nur mit dem Auftauchen der rein kognatiſchen Erbberechtigungen die u. K. 
prätorifches (fr. 2, 4, 8 D. 38, 8) und civile® (fr. 182 D. 88, 17387 
I. 3, 3) Grbrecht gegenüber der miütterlichen weiblichen Linie und fognatifchen 
Geſchwiſtern, wie umgefehrt dieſe gegen fie, jondern es kamen fogar bezüglich der 
Konkubinenkinder (im Röm. Sinne) bejondere Vortheile dem Vater gegenüber auf. 
Die Möglichkeit einer Legitimation der naturales liberi ward begründet, wodurd) fie 
die Rechte ehelicher Kinder erhalten konnten (f.d. Art. Legitimation), und Juitintan 


w 


gab ihnen neben einem Alimentationganjpruch gegen den Erzeuger und deffen Erben 
fogar unter Umjtänden ein gefeßliches Erbrecht auf ein Sechitel des väterlichen Ver— 
mögen (Nov. 89; M. S. Mayer, Das ÄInteftaterbrecht der liberi naturales nad) 
dem Heutigen Röm. Rechte, 1838). Die legitimatio per oblationem curiae galt 
jogar für alle Arten von u. K. Jedoch trat in dem fpäteren Röm. Rechte wiederum 
zum Nachtheil gewiſſer Klaſſen derjelben eine Ausjcheidung der in Ehebruch und 
Inzeit erzeugten von den spurii ein, indem wenigiten® die incestuosi don dem 
Inteitaterbrecht gegenüber der mütterlichen Linie ſowie von dem bezeichneten Erb— 
recht gegenüber dem Water auägefchloffen wurden (Windicheid, III. $ 571, 13; 
s 574, 14), während beiden Klaſſen Juſtinian jeden Alimentationsanfpruch abſprach 
(Nov. 74, 6; 89, 15). Selbſt den Konkubinenkindern erjparte Nov. 89 eine gewiffe 
Erwerbsunfähigkeit gegenüber teftamentarifcher Verfügung des Erzeugers nicht (Wind- 
iheid, III. $ 550, 9). 

Die Deutiche Praris, welche ſich an das rezipirte Röm. Recht anſchloß, fcheint 
nun darauf ausgegangen zu jein, die Grundſätze des Röm. Rechts zu verallgemeinern, 
namentlich das blos für Römische Konkubinenfinder Aufgeftellte auf alle u. K. aus— 
jzudehnen. Die Richtigkeit diejer legteren Manipulation ift nun freilich nicht für 
alle Fälle zweifellos, 3. B. Hinfichtlich der erbrechtlichen Beltimmungen gegenüber 
dem Bater. Aber zweifellos hat ſich auf Grundlage Deutichen Gemwohnheitärechts 
ein allgemeiner Alimentationsanfpruch der u. K. ausgebildet, kraft defjen fie gegen 
den Erzeuger, Beweis der Paternität vorausgefeßt (f. d. Art. Paternitätsklage und 
dazu W. Fuchs, Die Nechtövermuthung der ehelichen Vaterſchaft, 1880), auf Ge— 
währung von Erziehung und Unterhalt flagen können (f. d. Art. Alimentations— 
pilicht), jo daß die Alimentationspflicht der mütterlichen Aſcendenten eine jetundäre 
geworden ift. Man pflegte diefe Alimentationspflicht auf eine VBorfchriit des fanonifchen 
Rechts (ce. 5 X. 4, 7) zurüdzuführen, allein, daß dies irrthümlich gejchah und 
dat die Alimentationspflicht Tediglich mit Deutjcher Rechtsübung begründet werden 
fonn, ift längft anerkannt (v. Roth, Bayr. Givilrecht, 2. Aufl. $ 104, 5). Ueber: 
haupt hat das kanoniſche Recht in der Materie der u. K. feine Milderung des be= 
ftehmden Rechtszuftandes geichaffen — nicht einmal bezüglich der adulterini und 
incestuosi, vgl. 3. B. Windfcheid, II. $ 522, 3 —, außer der Gleichitellung der 
Tutativehe mit einer rechtögültigen Ehe, in Folge deren nun die Kinder einer 
Tutativehe die Rechte ehelicher Kinder und der in bona fide befindliche Ehegatte die 
Rechte eines ehelichen parens gegenüber den Kindern genießen (j. d. Art. Butativehe). 

Die Rechtöjtellung der u. K. im gemeinrechtlichen Gebiete ijt demnach die, daß 
fie der Mutter und der mütterlichen Familie gegenüber die Nechte ehelicher Kinder 
zu beanspruchen haben, wo nicht eine lex specialis, wie das Lehnrecht bezüglich der 
Lehenfolge (Feud. II. 26, 11; Sächſ. Lehnr. Art. 2, $ 1) oder das Preuß. Land» 
recht bezüglich des Adels (II. 2 $ 641), fie ausdrüdlich davon ausschließt. Sie theilen 
Stand und Wohnort der Mutter, die väterliche Gewalt, welche ihr Großvater über 
die Mutter ausübt, erſtreckt fich auch auf fie und das Necht der gejeglichen Vor: 
mundſchaft läßt fich, wenn man c. 3 C. 5, 35 verallgemeinert, der Mutter und 
Großmutter nicht beftreiten (anderer Meinung: Emmerich, Ztichr. f. Civilr. u. Proz. III. 
208 f.; Sintenis, Givilr., TI. $ 146, 4). Gegen den Erzeuger haben fie nur den 
Aimentenanfpruch und das bezeichnete außerordentliche Erbrecht. Der Erzeuger hat 
das Lehtere gegen fie und kann ihnen, wiederum Berallgemeinerung von c. 4 C. 5, 29 
borausgefeßt, letwillig einen Bormund beftellen; fie zu ehelichen Kindern zu machen, 
ft nur auf dem Wege der ‚Legitimation, nicht auch der Adoption möglich; bloße 
Anerkennung des Kindes ala eines eigenen giebt nur ein Beweismittel für die 
Paternität an die Hand und fteht der Legitimation keineswegs gleih. (Bähr, An— 
ertennung, 2. Aufl. 204 ff.; vgl. Windfcheid, II. $522, 7.— Ueber die Erforderniffe 
einer Eintragung der Anerkennung des u. K. im Geburtsregifter ſ. Reichsgeſetz über 
die Beurtundung des Perfonenftands vom 6. Febr. 1872 $ 25.) 
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Die hervorragenden der modernen, in Deutſchland geltenden Landesrechte haben 
die Tendenz, die Rechte der u. K. im Allgemeinen noch mehr zu beichränfen, ale 
das Gemeine Recht. So beichränft das Preuß. LR. die Verwandtichaftsrechte der 
u. K. auf die Mutter und läßt nur jubfidiär die mütterlichen Großeltern für 
Alimente haften (Allg. ER. II. 2 $$ 629, 639). Am Weiteften geht in diejer Be 
ziehung das Franzöſiſche Recht, welches nicht nur der Anerkennung jeiten® eines 
Glterntheils allein für den Anerkennenden jelbit Wirkung zufchreibt, jondern aud) 
die Anerfennungsflage gegen den Erzeuger blos für ftatthaft erflärt, wenn die Mutter 
entführt oder genothzüchtigt worden ift (Code eiv. art. 836, 340; Stabel, Inſtitu— 
tionen des Franz. Givilr., 80). Gefepliches Erbrecht gegen den Vater hat das Preuf, 
Recht unter Umftänden und nur als einfeitigeg (Dernburg, Preuß. Privatr., II. 
s 192), das Sächſ. Recht nur für Brautfinder (BGB. SS 2018, 1578, 2025) 
anerkannt; Frankreich gewährt folches gegen den anerfennenden Glterntheil in aus: 
giebigerer Weife, nämlich ſowol Inteſtaterbrecht ale außerordentliches Erbrecht 
neben gejeßlichen Erben (Stabel, a.a. O. 179—182, 185). Den Alimentation 
anſpruch, den die u. K. gegen ihren Erzeuger haben, beftimmen Preußen und 
Sachſen dahin, daß der Erzeuger eventuell das Recht hat, die Erziehung des Kindes 
jelbft zu übernehmen (Dernburg, a.a. ©. $ 71, 20; Sächſ. BGB. $ 1870). — 
Andererjeit3 haben die neueren Gejeßgebungen von der Benachtheiligung einzelner 
Klaſſen von u. K. ausdrücklich abgeſehen. Die Kinder aus nichtigen oder für 
ungültig erklärten Ehen ftehen in Preußen den ehelichen ohne Weiteres gleich, was 
freilich nur für fie und ihre Dejcendenz gegenüber Eltern und vollbürtigen Geſchwiſtern 
gilt; Brautfinder werden in Preußen jeit dem Geſetz vom 24. April 1854 von 
anderen u. K. nicht mehr unterjchieden (Dernburg, a.a. O. 8 72, 3; $ 186, nad 
Note 13). Das Sãchſiſche BGB. erwähnt eine Beſchränkung der Rechte. gewiffer u. K. 
an den Stellen, auf die es ankommt, nicht ($$ 1801, 1858 ff., 1874, 2019). 
Nach dem Code allerdings wirft die Anerkennung für adulterini und incestuosi 
nicht weiter, denn als Zufage von Alimenten (art. 335—762). — Im Einzelnen 
mag noch beſonders im Verhältniffe zum Gemeinen Recht bemerkt werden die Be 
ihränfung der u. K. im Empfang von lebtwilligen Zuwendungen und Schenkungen 
unter Lebenden im Code civ. (art. 908; Stabel a. a. D. 227), die Uebertragung der 
gejeglichen Vormundſchaft über die u. K. an den mütterlichen Großvater in ber 
Preuß. Vormundichaftsordnung 8 12,2 (D ernburg, a. a. O. 8 70, 9) und die Gr 
ftattung der Adoption feitens des Grzeugers im Sächſ. BGB. $ 1790. 

Lit: Buſch, Theoretiſch-praktiſche Darftellung ber Rechte geichwächter rn 
gegen ihre Derführer und der unehelichen Finder gegen ihre Erzeuger, 1828. — Gett, Ueber 
ie — —v aus der ann Geichlechtägemeinihaft, 1836. — Sinienih, 
Prakt. Gemeines Givilrecht, III. — Roth und vd. Reiben, Kurheifiiches Privat: 
recht, I. SS 164—167 (1858). — ee Roih, Bayer. Givilredht, I. 2. Aufl, ss 104—107. — 


Böhlau, Medlenb. ER., II. 1 88 82, 8. — Dernburg, Preußiiches — III. 
ss 68, 71, 72. — v. Roth, Deutjches Privatrecht, 11. 88 171—178. J. Mertel. 


Unfrudtbarmahung: die abfichtliche Beraubung der Zeugungstähigteit, 
wodurch die Beimohnung nicht nothiwendig unmöglich, jedenfalls aber fruchtlos 
gemacht wird, sterilitatis procuratio. Die 1. Cornelia de sic. bejtraft nur bie 
Zeritörung des männlichen Zeugungsvermögens. Die kirchlichen Straf- und Buß⸗ 
rechte betrachten die U. aus dem Geſichtspunkte einer Vereitelung künftiger Geſchlechter 
und ſtellen den Thäter eines ſolchen Frevels einem Todtſchläger gleich. So zahl- 
reich die Pönitenzen der Bußbücher der Kirche gegen dieſes Verbrechen an der 
Geſchlechtsfunktion find und jo tief der ſittliche Abſcheu ſich in der Auffaſſung dieſes 
in der Strafbarfeit der Tödtung gleichgeitellten Frevels ausſpricht, jo hat fich doc 
die Kirche von diefer an die Phrygiiche Attismythe, die Kaftration der Gallen, der 
Nilspriefter u. a. erinnernden Schmach jeit dem 17. Jahrhunderte nicht rein er 
halten. Weil es für ein Aergerniß galt, wenn frauen in der Kirche fangen und 





Unfug. 923 


Knaben für den funitreichen Genuß nicht ausreichten, wurden Kaftraten zum Ge— 
brauche in der Kirche verwendet, die der Gegenjtand hoher Bewunderung waren, 
an feiner Kirche wie bei feiner opera seria fehlen durften. 

Nach der Karolina traf die vorfäßliche und boshafte Verurſachung der Jmpotenz 
und Sterilität die Strafe des Todtſchlages. Wie diefe im Art. 133 unter Einem 
auch von der Frau jpricht „jo fie e8 an jr ſelbs thette”, faffen auch jpätere Landes— 
ftrafgejeße die U. mit dem alle der Yeibesfruchtabtreibung unpafjend zufammen. 
Das neuere Recht legt nicht Gewicht auf die Vorftellung, ala ob die U. eine 
Zödtung künftiger Gefchlechter jei. Nicht die Entgeiftung der Gejchlechtsfunftion, 
nicht der zeritörende Einfluß auf das menschliche Gefühl des Entmannten, vielmehr 
die jchwere Körperverlegung iſt es, welche der Strafdispofition der neueren Geſetz— 
gebung zu Grunde liegt. Die U. wird nicht mehr ala jelbitändiges Verbrechen 
behandelt, nur. ala ein beionders ſchwerer Berleungserfolg des Verbrechens der 
Körper oder Gefundheitsverlegung mit Zuchthaus bis zu fünfzehn Jahren bejtraft. 
Zu dieſem jchweren Berlegungserfolg zählt auch die Bewirkung eines Gebärmutter- 
vorfalles. Zum Ihatbeitande der Körperverlegung oder der Gefundheitsftörung in 
diejer Beziehung ift nicht nothwendig, daß das angewendete Mittel unmittelbar 
den Berluft der Zeugungsfähigkeit herbeigeführt hat; es genügt, wenn daſſelbe in 
Verbindung mit anderen Umſtänden mittelbar wirkende Urjache der Zeugungsunfähig- 
feit geweien iſt. Berluft der Zeugungsfähigkeit durch KHörperverlegung bedroht 
das Deutiche StrafGB. $ 224 mit Zuchthaus bis zu 5 Jahren oder Gefängniß 
nicht unter 1 Jahr, wenn diefe Verleßungsfolge nit beabfichtigt war; — 
dolos herbeigeführt, wird dieſer Erfolg bis zu 10 Jahren Zuchthaus bedroht. 

„Sieb. u. Lit.: N StrafGB. 88 224, 225. — Sidi. revid. StrafGB. Art. 


_ Deferz. San. 8 158a.— v. Wächter, Lehrb. des Römifch-Deutichen Straf: 
sis II. — Hälſchner, Preuß. Strafrecht, II. 148. — Weis, Bayer. StrafGB., 


IL 67. a — Siraför L 2. Ausg. 60. — Sarrau de Boy net, Des excuses 
legales, 1875 p. — Schauenitein, — der gerichtl. Medizin, J— 380. — 
ald, Geridtl. —— 1858, S. 100. — Mozart, von Otto Se "1856, J. 
255. — Gerichtsſaal X. 429; X Vin. 88. fl. — —2 Lehrb., 397. — Rubo, Komm., 
780. Mahlberg. 


Unfug. Das StrafGB. für das Deutfche Reich bedroht, ohne den Begriff 
weiter zu erläutern, I. den beijhimpfienden Unfug, wenn er vorgenommen wird: 
a) an einem öffentlichen Zeichen der Autorität 1) des Neiches oder eines Bundes— 
füriten $ 135, 2) eines nicht zum Deutichen Reiche gehörenden Staates $ 103a, 
b) an einem Hoheitszeichen 1) eines Bundesjtaates $ 135, 2) eines nicht zum 
Deutichen Reiche gehörenden Staates $ 103a, mit Gelditrafe bis zu 600 Mark 
oder mit Gefängniß zu 2 Jahren, c) in einer Kirche oder einem anderen zu religiöfen 
Verſammlungen bejtimmten Orte, mit Gefängniß bis zu 3 Jahren $ 166, d) an 
einem Grabe, mit Gefängniß bis zu 2 Jahren, neben welchem auf Verluft der 
bürgerlichen Ehrenrechte erfannt werden fann $ 168; II. den groben Unfug mit 
Gelditrafe bis zu 150 Mark oder mit Haft $ 360 Nr. 11. 

Am Sprachgebrauch des gewöhnlichen Yebens bezeichnet man ala U. jedes an— 
ſtandsloſe ungeziemende Benehmen, jede Roheit, jeden Frevel. Auch für das 
Strafreht muß man an diejer Bedeutung feithalten, jedoch mit der Modifikation, 
daß nicht jeder U. friminell jfraibar ericheint. Für die unter I. angeführten Fälle 
ergiebt der Zuſatz „beichimpfend“ die nothwendige Beichränfung. Für $ 360 Nr. 11 
muß fich eine jolche auch auffinden laffen, jonjt böte derjelbe eine Handhabe zum 
Einichreiten, jowol da wo beitimmte Strafgeiege fehlen, als auch da wo die vor= 
handenen, etwa wegen mangelnden Antrages, nicht angewendet werden fünnen, denn 
am Ende wird ein grober U. in jeder jtrafbaren Handlung enthalten fein. — 
Unter der Serrichaft des Preuß. StrafGB., in welchem $ 340 Nr. 9 wörtlich dem 
jeßigen $ 360 Nr. 11 entipradh, jchloß man aus der Einordnung der Vorſchrift 
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unter die Rubrif „Uebertretungen in Beziehung auf die Sicherheit des Staates und 
die Öffentliche Ordnung“ darauf, daß nur jolche Handlungen als grober U. zu 
beitrafen jeien, welche eine wirkliche Störung der öffentlichen Ordnung enthalten. 
Obwol num diefe Argumentation für das RStrafGB ausgeichloffen ift, wird man 
doch annehmen können, daß die vollfommen übereinftimmenden Worte in den beiden 
Straigejegbüchern nicht einen verjchiedenen Thatbeſtand bezeichnen follen. Ferner 
weift auch im RStrafGB. die Zufammenftellung von grobem U. und Erregung von 
rubeitörendem Lärm darauf hin, daß den beiden Verboten die Rüdficht auf den 
Schuß des Publitums vor Beläftigung als gemeinjchaftliche ratio zu Grunde liegt. 
Gine jo allgemein gehaltene Strafandrohung gegen jtörende Eingriffe in die rechtlich 
geſchützte Intereffeniphäre des Einzelnen wäre auch überflüffig, da die betreffen 
den Handlungen, joweit das nothwendig erichien, jchon als beiondere Verbrechen 
oder Vergehen bejtraft werden, während fie durchaus geeignet ift das Publikum, d. 5. 
eine nicht individuell begrenzte Perjonenmehrheit, gegen Handlungen zu ſchützen, 
welche, ohne den Einzelnen direkt zu verlegen, eine unbeftimmte Menge gerährden 
oder beläftigen. Ueber diefe Auffaffung des $ 360 Nr. 11 beiteht kaum noch ein 
Zweifel. Während die niederen Gerichte mitunter dazu neigen, denjelben ala eine 
Art Referve für Fälle, deren Strafbarkeit ſonſt bedenklich erfcheint, zu benußen, haben 
fich die höchiten Gerichtähöfe der einzelnen Bundesftaaten und auch das Reichsgericht 
(Erf. vom 27. April 1880 — Entid. I. ©. 400, Rechtiprechung I. ©. 677) über: 
einftimmend dahin ausgefprochen, daß der Thatbeitand des groben U. eine Gefährdung 
oder ungebührliche Beläftigung des Publitums enthalten müfle. 

Vorgänge alfo, deren Wirkung fich auf eine beftimmte Perſon beichränft, 3. 2. 
Aushängen der Fyeniterladen, Einjchütten von Wafler in eine Stube, Pochen an der 
Thür eines Anderen gehören nicht hierhin. Doch braucht die Handlung nicht gerade 
an einem öffentlichen Orte vorgenommen zu fein, e& genügt, wenn eine unbeftinmte 
Anzahl von Perfonen, 3. B. die Einwohner eines Miethhaufes, die in einem Wirthe- 
hauſe verfammelten Perfonen, durch Lärmen und Toben beläftigt worden find. Es 
fommt dabei auf die faktifche Beläftigung an, jo daß als grober U. 3. B. nicht 
Klappen mit eri-eri auf einer menjchenleeren Straße, wol aber Stören eines Reduers 
in einer öffentlichen Verfammlung durch Pfeifen erjcheint. Auch Vorgänge, die ge: 
eignet find ein öffentliches Nergerniß zu geben, können ala grober U. jelbit dann 
betrachtet werden, wenn die Öffentliche Ruhe dadurch nicht geitört wird, z. B. Ans 
fündigung ala Wahrfagerin, durch welche dem Aberglauben Vorſchub geleiftet wird, 
Zeitungsäußerungen, welche das Baterlandagefühl, die allgemeine Sitte, den Ans 
ftand 2c. verlegen. Auch eine ungeeignete Rede an einem Grabe, Störung des 
Unterrichts durch lautes Näfonniren in einem Schulgebäude kann die Anwendung 
des $ 860 Nr. 11 herbeiführen. Bloße Unterlafjungen werden nur ausnahmsweiſe 
einen groben U. darftellen. 

Der beichimpfende U. ift verfchieden zu behandeln je nach den Objekten, an 
welchen er verübt wird, gemeinschaftlich ift nur, daß die betreffende Handlung in 
erfennbarer Weife eine Herabwürdigung des Gegenstandes enthalten muß, gegen den 
fie fich richtet. Der U. kann dur Worte, Handlungen, wol auch Unterlaffungen 
(3. B. Nichtabnehmen des Hutes in einer Kirche) verübt werden, welche geeignet 
find ein Mergerniß zu geben. Daß ein folches eingetreten oder auch nur beabfichtigt 
jei, wird nicht erfordert, doch muß der Handelnde das Bewußtſein von dem be 
ichimpfenden Charalter feines Thuns haben. Am häufigſten kommt die Verübung 
von bejchimpfendem U. in Kirchen und an Gräbern vor. Hier muß die Handlung 
die jchuldige Ehrfurcht vor den religiöjen Gefühlen Anderer bzw. die Pietät gegen 
die Todten verleßen. Es braucht daher 3. B. die Handlung eines Geiftlichen, 
welcher Kinder durch eine Ohrfeige dafür züchtigt, daß fie den freien Gingang be 
hindern, nicht als beichimpiender U. aufgefaßt zu werden, während in dem Tabaf: 
rauchen zur Zeit des Gottesdienftes ein jolcher Liegt. 
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Lit: Die Kommentare zum StrafGP., befonderd Oppenhoff und v. Schwarze — 
Pezold (Zimmerle), Die Deutiche Strafrechtäpraria, I. u. I. — Kah, Die Polizeivergehen 
bed Deutichen Straf®B., 1880. — Schider, Das Polizeiftrafrecht zc. im Königr. Württem: 
berg, ©. 162 ff. — Die von ben Eit. angeführten Erkenntniſſe der höchiten Gerichtähöfe. 


\ v. Lilienthal. 


Ungebühr. Diefer Ausdrud bezeichnet jeden gröblichen Verſtoß gegen die 
Ordnung, daher auch jedes Benehmen, durch welches die jchuldige Achtung vor 
einem Staat3diener und feinem Amte verlegt wird. Synonym ift: „ungeziemendes 
Benehmen vor einer öffentlichen Stelle oder Behörde”, welches in Bayern (vgl. Art. 7 
des Ausf.Geſ. zur StrafPO. vom 18. Auguft 1879), „ungebührliches Benehmen 
oder ungebührliche Neußerungen im mündlichen oder fchriftlichen amtlichen Verkehr“, 
welches in Württemberg (vgl. Art. 3 des Gef. vom 12. Auguft 1879, betr. Aende— 
rungen des Landespolizeiftrafgejeges) mit Strafe bedroht ift. Eine beftimmte Definition 
de3 einen oder anderen diefer Begriffe ift nicht wol möglich. Wegen einer U., welche 
während einer öffentlichen Gerichtsfigung oder der Vornahme einer Amtshandlung 
duch einen Einzelrichter außerhalb derjelben verübt wird, kann reichägejeglich eine 
Ordnungsſtrafe bis zu 100 Mark oder bis zu 3 Tagen Haft verhängt werden 
(GBG. 88 179, 182). Berugt zur Feſtſetzung ift das Gericht (bei jchöffengericht- 
lichen Berhandlungen aljo Amtärihter und Schöffen), für welches der Vorſitzende 
in Ausübung der ihm obliegenden Situngspolizei die Initiative ergreift. Das 
Recht, einen formellen Antrag, über welchen verhandelt werden müßte, auf Beitrafung 
einer Perfon wegen U. zu ftellen, jteht Niemandem, auch nicht dem Vertreter der Staats- 
anwaltichaft, zu. Der Straffeftfegung unterworfen find Privat- und Nebenfläger, 
Beihuldigte, Zeugen, Sachverjtändige, bei der Verhandlung nicht betheiligte Perjonen 
($ 179), ferner die bei der Verhandlung betheiligten Rechtsanwälte oder Vertheidiger, 
gegen welche jedoch nur eine Gelditraie bis zu 100 Mark zuläffig iſt ($ 180). Auf 
Rechtsanwälte, welche bei der betreffenden Verhandlung nicht fungiren, findet eventuell 
S 179 Anwendung. Die Mitglieder des Gerichte jowie der Staatsanwaltichaft 
verfallen der Ordnungsſtrafe nicht. In Anfehung der lehteren könnte das zweifel— 
Haft jcheinen, weil $ 179 von „Parteien“ jpricht, doch hätte, wenn diefer Ausdrud 
fi) auch auf den Staatsanwalt beziehen jollte, hervorgehoben werden müfjen (wie 
in $ 180), daß die Verhängung der Ordnungsſtrafe ein Disziplinarverfahren gegen 
den Beamten nicht ausſchließt. Was ala U. anzujehen ſei, hat das Gericht im einzelnen 
Falle feſtzuſtellen. Es gehören dahin 3. B. Zeichen des Beifalls oder Mißfallens 
von Seiten des Publiftums, befonders wenn der Vorfigende derartige Aeußerungen 
ichon einmal unterfagt hat, beleidigendes Verhalten gegen Mitglieder des Gerichtes, 
der Staatsanwaltichaft, Parteien, Zeugen zc., Ericheinen in trunfenem Zuſtande, 
jelbit wenn dadurch eine weitere Störung nicht veranlaßt wird, Nichtabnehmen des 
Hutes im Gerichtszimmer, kurz alle Worte, Handlungen und Unterlaffungen, welche 
geeignet find eine Nichtachtung des Gerichtes oder feiner Mitglieder zu befunden. 
Auch Ungehorfam gegen richterliche Anordnungen kann fich ala U. darftellen, jo daß 
eventuell dem Gericht die Wahl bleibt zwijchen Anwendung des $ 178 oder 179. 

Bezüglich des $ 180 muß daran fejtgehalten werden, daß der Rechtsanwalt 
fih nur dann einer U. jchuldig macht, wenn jein Verhalten die äußere Ordnung 
und den gejellichaftlichen Anftand verlegt, daß aber jeine Reden im Allgemeinen 
nicht der Cenſur des Borfigenden unterliegen. Beleidigungen der Zeugen, des 
Staatsanwalts ıc. rechtfertigen die Treitfegung einer Ordnungsſtrafe gegen ihn, nicht 
aber Verlegungen feiner fittlichen Pflicht auf Wahrheit, ebenjowenig der Verſuch an 
das Gefühl der Gejchworenen, ftatt an ihre Gerechtigkeit zu appelliren ꝛc. ine 
freie Vertheidigung wäre unmöglich, wenn der Vertheidiger in diefer Beziehung ganz 
dem jubjeftiven Ermefjen des Gerichtes überliefert wäre. — Alle zuläffigen Strafen 
find Ordnungsitrafen, fie jchließen daher weder eine friminelle noch eine disziplinariſche 
Ahndung defjelben Vortommnifjes aus, noch kann eine vollzogene Haft auf die etwa 
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nachträglich verhängte Kriminalftrafe in Anrechnung gebracht werden, andererjeits iſt 
eine Umwandlung der Gelditrafe in Haft nach Maßgabe des StraiGB. $ 29 un— 
ſtatthaft. Die Strafvollitredung, welche jofort erfolgen fann, liegt dem Borfigenden 
und nicht wie ſonſt der Staatsanwaltichait ob ($ 181). Der betreffende Gerichts: 
beihluß und deflen Verahlaffung muß durch das Protokoll bekundet werden (S 184). 
Falls derjelbe nicht von einem Oberlandesgericht oder dem Reichsgericht ausging, it 
gegen bdenjelben binnen der Friſt von einer Woche nach der Bekanntmachung Be 
jchwerde zuläflig, über welche das Oberlandeögericht enticheidet. Auffchiebende 
Wirkung hat diejelbe nur, wenn die Maßregel entweder von einem Ginzelrichter 
außerhalb der Sitzung ergriffen wurde oder fich gegen einen Rechtsanwalt richtete ($ 183). 

Lit.: Die Kommentare zu ben SS 179—184 des GVG., namentlich die von Löwe, Thilo, 
Keller. — Dochow, REötraffrz., ©. 36. — vd. Holkenborff in feinem Handbuch dei 
Deutichen Strafprozeßrechts, Bd. I. ©. 419. — Fuchs, ebenda, II. &.79, 82 fi. — Schicker, 
Das Polizeiftrafrecht ıc. im Königreih Württemberg, Th. L ©. 80 f. — vd. Bombard 
und Koller, StrafPD., S. 442. v. Lilienthal. 

Unger, Friedrih Wilhelm, & 8. IV. 1810 zu Sannover, ſtudirte 
1829-31 in Göttingen die Rechte, widmete fich dann zu München der Malerei, 
nahm dann wieder die Rechtsftudien auf, trat 1834 in den Hannov. Juftizdienit, 
1838 Amtsaffeffor in Göttingen, 1840 Privatdozent, 1845 (ausgefchieden) Bibliothef- 
jefretär, las jeit 1858 über Kunftgeichichte, 1862 außerordentl. Profeffor und 
Direktor der afad. Gemäldefammlung, T 22. XII. 1876. 

Jurift.chiftor. Schriften: De duorum praecipuorum jurispr. apud veteres syst. 
tam indole quaın origine, Hann. 1834. — Gefchichte des öffentlichen Rechts in den Landen 
zwiichen Niederrhein und Niederelbe, Gött. 1839. — Die Altdeutiche Gerichtäverfaflung, Gött. 
1842. — Geſchichte der Deutichen Landitände, Hannov. 1844, 1845. — Der gerichtliche Zwei: 
fampf bei den Germanijchen Völkern, Gött. 1847. — Stig des Rechts ober Richtftig Landrechts 
jammt Gautela und Premis, Gött. 1847. — Das Deutihe Parlament und das monarchiſche 
Prinzip, Gött. 1848. — NRömifches und nationales Recht, Gött. 1848. — Göttingen und die 
Georgia Augusta, Gött. 1861. 

Lit. Stobbe, Recdhtäquellen, I. 391. — Brodhaus. Zeihmann. 


Union, d. h. im Kirchenrecht Vereinigung zweier verichiedenen Kirchengeiell- 
ichaften oder Kirchen zu einer gewiffen rechtlichen Gemeinſchaft oder die Vereinigung 
zweier kirchlichen Anftalten oder Memter innerhalb derjelben Kirchengeſellſchaft. 

Für das erjtere bieten ſowol die fatholifche, als auch die evangelifche Kirche 
Beiſpiele dar. Die katholifche hat vielfach die Wiedervereinigung mit der orientalischen 
und griechiichen Kirche eritrebt und theilweife ift diefe auch gelungen. Rechtlid 
bilden die unirten Orientalen mit der abendländiſch-katholiſchen Kirche ein Gemein: 
weien, da die Orientalen mit den Abendländern in dem Papjte ein gemeinjchaftliche: 
oberjtes leitendes Haupt haben. Wenn auch, hinfichtlich mancher Rechtsnormen und 
binfichtlich anderer Verhältniffe (3. B. der Liturgie) eine Verfchiedenheit (techn. die 
diversitas rituum genannt) beiteht, und die Riten nicht vermijcht werden dürfen, 
ja da, wo bejondere Biſchöfe der verjchiedenen Orientaliichen Riten oder des Lateinischen 
Ritus neben einander vorkommen, die Hierarchie des einen Ritus nicht die Juris— 
diktion der des anderen antaften foll, jo nehmen die Gebiete der verjchiedenen Riten 
doch nur die Stellung bejonderer Unterabtheilungen, für deren Zugehörigkeit aller- 
dings nicht num wie in der abendländifchelateinifchen Ghriftenheit blos das geographiſche 
Moment des Wohnfies, ſondern auch das perjönliche der Zugehörigkeit zu einem 
beftimmten Ritus in frage fommt, nicht die Stellung jelbjtändiger, blos konföderirter 
Kirchen zu einander ein. — 

Was die U. der [utherifchen und reformirten Kirche (Thl. I. ©. 679) in 
einzelnen Deutichen Staaten in der erften Hälfte diejes Jahrhunderts betrifft, jo it 
die verfchiedene dogmatifche Grundlage, auf welcher fie ftattgefunden hat, gleichfalls 
ihon a. a. D. angegeben. Vom rechtlichen Standpunft aus betrachtet, jeht die 
U. ala folche wenigitens die Gemeinjchaft der oberiten Behörde in der Weile 
voraus, daß die Gefeßgebung und oberjte Leitung durch diefelben Organe für die 
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Anhänger verjchiedener vereinigter Konfeffionen geübt wird. Es muß jedenfalls ein 
Mehr von gemeinjamen Rechten bejtehen, als die bloße Vereinigung des jog. landes— 
herrlichen Kirchenregiments in der Hand deſſelben Staatöoberhauptes, weshalb 
auch Niemand von einer U. der Altpreußifchen Landeskirche, der Hannoverſchen, 
Scleswig-Holfteinifchen und der Zauenburgifchen Kirche jpricht, obwol alle unter 
dem Regiment des Königs von Preußen ftehen. Dagegen ift da, wo die Anhänger 
der einen Kirche, 3. B. der reformirten, unter einem lutherifchen Konfiftorium, oder 
der oberjten Iutherifchen Kirchenbehörde, als Leitendem höchften Organe ftehen — 
folche Verhältniſſe fommen in Hannover und Sachſen vor — im rechtlichen Sinne 
fchon das geringjte Maß von 1. vorhanden. Den Gegenjat zu dieſer Art der U. 
bildet diejenige, wo beide Konieffionen in allen Beziehungen zu einer rechtlichen 
Gemeinschaft fich verfchmolzen haben, jo daß aljo nicht nur die leitenden Behörden, 
jondern alle anderen Firchlichen Organe gemeinfam find, und die Lutheraner und 
Reiormirten ohne Unterjchied in diefer Kirche die vollen Gemeinde und anderen 
firchlichen Rechte erlangen können, 

Einen jolchen Charakter hat die U. 3. B. in Baden, Nheinbayern und in der 
Rheinisch-Weitfälifchen Provinzialtirche. Während bei diefer Art der Vereinigung auch 
von bejonderen Vermögens- oder ſonſtigen eigenthümlichen Rechten der Anhänger der 
einen oder anderen Konfeſſion nicht die Rede fein fann, kommt aber auch eine U. 
vor, welche zwar auf der Gemeinschaft de Regiments und der unterichiedslofen 
Bewilligung der firchlichen Gemeinderechte beruht, aber doch in Bezug auf den 
eben hervorgehobenen Punkt Verjchiedenheit gejtattet. Ein Beiſpiel dafür bietet die 
Altpreußiiche Landeskirche. Die denkwürdige Ordre Friedrich Wilhelm’3 III. vom 
27. Septbr. 1817 ſetzte offenbar eine Vereinigung in all’ und jeder Beziehung 
voraus, wenn fie diefe ala eine jolche charakterifirt, in welcher die reformirte nicht 
zur lutheriſchen und dieſe nicht zu jener übergeht, jondern beide eine neu belebte, 
evangelifchschriftliche Kirche im Geiste ihres heiligen Stifter8 werden. In Folge 
der Oppofition gegen die U. wurde aber der frühere Standpunkt infofern verlafien, 
als in der Ordre vom 28. Februar 1834 ala das zur U. nothwendige Minimum 
nur die Gejtattung der Äußeren firchlichen Gemeinjchaft unter Aufrechthaltung des 
befonderen Befenntnißitandes der der U. beitretenden Gemeinden Hingeftellt wurde. 
Da eine Reihe von Gemeinden nur unter Wahrung ihrer Konfeffion der unirten 
Kirche beigetreten find, jo haben fie auch die damit zufammenhängenden Rechte 
behalten und demgemäß befiten fie 3. B. einen Anfpruch darauf, daß fich zwar zur 
U. bhaltende, aber immer ihrem Bekenntnißſtande angehörige Geiftliche für fie an— 
geitellt werden und daß, wo zwei Gemeinden verjchiedener Konfeſſion fich vereinigt 
haben, die jeder derjelben zuftehenden, an das Belenntniß gebundenen Stiftungen 
ausschließlich erhalten bleiben. Denn die U. diefer Art kann nicht als Konfeſſions— 
wechjel betrachtet werden. Wenn in Preußen die hergebrachte und offizielle Termi« 
nologie nur die Gemeinden, welche in der erjtgedachten Art und in der eben be- 
jprochenen fich vereinigt haben, als unirte — und das eben mit Nüdficht auf den 
dogmatischen Standpuntt — bezeichnet, jo giebt e8 doch endlich in der Altpreußifchen 
Landeskirche noch Gemeinden, welche in dem erwähnten Sinne nicht, aber wol in 
der zu Anfang diefer Grörterung Hingeftellten juriftifchen Bedeutung ala unirte 
harakterifirt werden können, nämlich folche, welche zwar rein Iutherifch oder rein 
reformirt geblieben find, und nur den Angehörigen der anderen Konfejfion in Gemäß 
heit des $ 39 Tit. 11 Thl. II. des Allg. ER., d. 5. mangels einer eigenen Kirchen: 
anftalt der Letteren, die Theilnahme an ihren eigenthümlichen NReligionshand- 
lungen gajtweife gejtatten, ſich aber doch der Gemeinjamkeit des Kirchenregiments 
gerügt haben. 

Ueber die U. der Sirchenämter und die verichiedenen Arten derjelben vgl. für 
das katholiſche Kirchenrecht Thl. I. S. 656 und für das protejtantiiche a. a. O. 
©. 683. 


928 Univerſalerbfolge. 


Lit: J. Silbernagl, Sen und gegenmwärtiger Beſtand jämmtlicher Kirchen bes 
Orients, Landshut 1865, sn 3 f. — Hergenröther, Die Rechtsverhältniſſe der ver— 
een Riten innerhalb ber hie Fire, in Moy's Archiv für fathol. Kirchenrecht, 

. VII. ©. 169, 837. C. ih ; Urkundenbud) der evangelilhen Union, Bonn 
1888, — Altmann, Die 4 nion in Preußen, Braunſchw. 1867. — 8. Ki ter, 
Er. zum 1. Breubifchen Kirchenrecht, herausgeg. von P. Hinihius, Leipz. 1865, 
S. 23 ff. — Turricellius, De beneficiorum unione ex sententia R. Rom. Rotae 
tractatus, we 1674. — Slevogt, De unione ecclesiarum et beneficiorum, Jen. 
1678. — 8. Hinſchius, Kirchenrecht, 513 I. S. 417 fi. P. Hinſchius. 


Univerſalerbfolge (Th. I. S. 455, 468) iſt die Rechtsnachfolge eines oder 
mehrerer Lebenden kraft Erbrechts in die überhaupt vererblichen Bermögensrechts= 
verhältniffe eines Verſtorbenen ala in eine Gefammtheit (universitas; successio per 
universitatem, in universum jus defuncti); aljo nicht etwa blos in die einzelnen, 
aber auf Einmal (Brinz), ſondern in das vererbliche Vermögen als Ganges, 
wenngleich nicht nothwendig in das ganze Vermögen. Diefen vom Römijchen Recht 
in bejonderer Schärfe und mit Honjequenz durchgeführten Grundgedanken des Erb— 
recht? — aufgeſtellt im Intereſſe nicht jo jehr der überlebenden Angehörigen, als 
vielmehr der Gläubiger des Verſtorbenen, insbejondere aber auch des noch Lebenden 
Vermögensinhabers jelber und der Sicherheit des gefammten Vermögensverkehrs — 
hat im Wejentlichen auch das Deutiche urfprünglich abweichende Recht und die neuere 
Geſetzgebung fich angeeignet. Subjekt der U. ift die einzelne Perſon (Alleinerbe, im 
Rechtsleben heute meiſt, jedoch nicht technisch, „Univerjalerbe“ genannt) bzw. die 
mehreren (j. d. Art. Miterbe), auf welche kraft rechtsgültiger Berufung der Nach- 
laß als Gejammtheit übergeht. Das Objekt bildet der Inbegriff aller jener ver— 
erblichen pajfiven und aktiven, oder in concreto nur aktiven oder nur paffiven, Ver— 
mögensrechtsverhältniffe, welche vom Standpunkte des Verftorbenen defjen Nachlaf 
(Berlafienichait), vom Standpunkte des Erben die Erbichaft daritellen. Dieje Ge- 
ſammtheit jet fich zufammen aus a) dem zur Zeit des Todes des Grblaflers vor— 
handenen VBermögensbeitande (jubjtantielleg Vermögen), und b) dem Zuwachſe bzw. 
Abgange, welchen diejer Beitand während ruhender Erbichaft (hereditate jacente), 
d. h. in der Zwijchenzeit vom Tode des Erblafjers bis zum Antritt des Erben ohne 
Ihätigfeit eines Inhabers (Trägers) erfahren konnte und erfahren hat (aktuelles 
Vermögen); hier ergänzen fich zu Gunften des Erwerbes nad) Römiſchem Recht die 
Erwerbfähigkeit des rückwärts fingirten Erben und die des als jortlebend gedachten 
Erblaſſers. Unvererblich ift das individuelle Vermögen; demgemäß find mit dem 
Tode des Erblafjers für die Zukunft, d. 5. ala Quelle künftiger Rechte und Pflichten 
abgejtorben — außer den mit öffentlicher und mit Familien-Stellung verbundenen — 
auch jene Vermögensrechtöverhältniffe, welche mit dem Individuum ala ſolchem eng 
verfnüpft (jo aus perjönlicher Servitut, Perfonalprivileg entipringende, jo actiones 
vindictam spirantes etc.) oder auf individuellen Bertrauen bafirt find (jo Mandat, 
Bormundichaft, Sozietät); wogegen die Ablagerung aus jolchen Verhältniſſen, nämlich 
die bereit bei Lebzeiten erwachjenen bzw. geltend gemachten, nur noch nicht abge 
widelten Anjprüche und Verpflichtungen allerdings zu dem obengenannten Beſtand— 
theile a des Nachlaffes gehören. Daß in der Erbichaft als universitas auch die 
vererblichen Schulden (Paifiva) auf den bzw. die Erben übergehen, verfteht fich jchon 
hiernach von jelbjt; nach weiterer Folgerung des Römischen Rechtes aber auch: daß 
der Erbe (abgejehen von Benutzung der Inventarsmwohlthat) dafür nicht etwa blos 
mit dem nachweisbaren Betrage der Erbichaftsaftiva, jondern gleich dem Verſtorbenen 
unbefchränft haftet. — Auf diefem Weſen und Umfange der U. jelbjt, auf dem Ber: 
mögensübergang durch Geſammtnachfolge, liegt das entjcheidende Gewicht; ein weit- 
aus geringeres auf der juriftiichen Wermittelung des Ueberganges, insbefondere auf 
der Methode, in welcher die Elaffifche Jurisprudenz der Römer diefen fich fonftruirt 
hat. Sie fingiven nämlich in der hereditas jacens eine Vermögensperjönlichkeit; als 
jolche fungirt a) einftweilen vorwärts die als fortlebend fingirte persona defuncti; 
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ja dieſelbe dauert auch nach Antritt des Erben noch ſolange fort, als ein prakttiſches 
Intereffe dafür obwaltet (jo für Vollendung einer Ujufapion, für Obligationen, die 
erjt nach angetretener Erbſchaft entjtcehen oder wirfjam werden jollen, für Rejtitution 
der Grbichaft ala Univerjalfideiftommiß, für Vermeidung einer confusio im Falle 
nachträglicher separatio bonorum x.); b) nach Antritt des Erben — welcher die 
in der Erbſchaft fortlebende vermögensrechtliche Perjönlichteit des Erblaſſers auf: und 
übernimmt (nicht etwa lediglich vertritt, „repräfentirt”) — wird deſſen Perfönlichkeit 
auf den Tod des Erblaſſers zurüdbezogen, wie wenn er jchon zu diefer Zeit fuccedirt 
wäre; was namentlich für die Ergänzung des commercium defuncti von Bedeutung 
fein konnte, und, wenngleich jeltener, auch Heute noch fein fann. So ergänzen jich 
beide Perjonen gleichjam zur Einheit. Mit Unrecht will die heutige Doktrin in jenen 
Fittionen — nur aufgejtellt, um greifbare praftische Rechtswirkungen auch begrifflich 
und bildlich zu erklären — widerſtreitende bzw. jucceffive Juriftentheorien, oder 
Verſehen der Kompilatoren, oder gar inneren Widerfpruch finden. — An der Hand 
des praftijchen Bedürfnifjeg verdrängten jene Römijcherechtlichen Grundjäge im Yaufe 
des Mittelalters das abweichende Germaniiche Recht, welches den Nachlaß nicht ala 
abiolute Einheit, jondern als Maſſe auffaßte, deren Aktiva in Lehn und Allod, in 
Eigen („Erbe*) und Fahrniß, lehtere in Gerade, Heergewäte, Mußtheil zc. zerfallen 
fie, auf welchen Sondermafien dann diefe oder jene Paſſiva als betragmindernde 
Laſt ruhten, jo daß die Nachfolger in der Gemwere auch nur bis zum Betrage der 
überfommenen Aktiva bzw. des ganzen Aftivnachlafles für ſolche Schuld hafteten ; 
welches ferner eine Zwijchenzeit der ruhenden Erbichaft nicht anerfannte. Die 
neueren Gejeßgebungen betonen bei der ruhenden Erbſchaft bald nur die zurüd- 
bezogene Perfon des künftigen Erben (Code civil, Sächfiihes BGB., Heffiicher Ent- 
wurf, minder deutlich auch das Preußiiche Allgem. ER.), bald nur die fortgejete 
Perfon des Erblaffers (Dejterreichiiches BGB.), ohne jedoch einjeitige Folgerungen 
zu ziehen; fte jtatuiren, mit Ausnahme des Sächſiſchen BGB., bei unbedingtem (vor= 
behaltlojem) Antritt unbejchräntte Schuldenhaftung des Erben (einige jogar jolidarifche, 
nicht ratenweije, der Miterben); fie halten jedoch, was die Hauptſache bleibt, ſämmt— 
Lich jejt an der Einheit des Nachlafjes und dem Grbübergange durch Gefammtnach- 
folge, wenn fie auch daneben eine Grichöpfung des Nachlaffes durch bloße Vermächt- 
nifje, nach Vorabzug aller Schulden, geitatten. Inwiefern auch bei dem heutigen 
jog. Erbichaftsvermächtniß eine U. anzunehmen jei, vgl. d. Art. Univerſalfidei— 
kommiß. 

Lit. u. Quellen: BEURIBENR, Lehrb. III. SS 528, 591. — — Syſtem, 88 1, 
2. — Unger, ——— 882,7 — 82 Inst. 2, 4. — L3I$1 D. 28, 5. — Li. 
54 D. 29,2. — 1.3 pr. D. 37, 1. — 22 D. 41, 3. — LIl. 24, 119, on 208 D. 50, 
16. — 11. 62, 198 D. 50, 17. — Preuß. Allgem. ER. I. 2 88 34 fl; L. I ss 416 fi. — 
Code civil art. 777, 870 ss. — Defterr. BGB. SS 531 ff., 547 ff., sol, — Sidi. BER. 
SS 2246, 2259, 234. — Mommſen, Erbr. — z8 2, 214 ff., 244, 2 51. Shit 

e. 


Univerſalfideikommiß (Thl. I. S. 460) oder „Erbſchaftsvermächtniß“ iſt 
nah Römiſchem Recht das einem Erben oder dieſem Gleichgejtellten (Fiduziar) auf: 
erlegte VBermächtniß, die Erbichait ganz oder zum Theil an einen Anderen (Fidei— 
tommiſſar) herauszugeben; finguläre Nachfolge der Form nach (Errichtung und Er— 
werb), univerfale aber nach Inhalt und Wirkung. Die geichichtliche Entwidelung 
zeigt ein jtetiges Fortichreiten vom Weberwiegen der Tyorm zum Ueberwiegen des 
Anhaltes in vier Perioden, deren erſte (Auguftus) durch den Scheintauf numo uno, 
deren zweite (Nero) durch das SC. Trebellianum bezeichnet wird: ala Gegenitand 
gilt bereit3 die hereditas („fideicommissum hereditatis*) ganz oder pro parte, jo 
daß ex SC. Treb. mit der Rejtitution die Klagen für und gegen den Erben ala 
utiles auf den Fideikommiſſar übergehen. Dritte Periode (Vespafian): ex SC. 

dv. Holgenborff, Ene. II. Rechtslexiton III. 3. Aufl. 59 
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Pegasiano wird dem Fiduziar, wenn dieſer freiwillig antritt und reftitwirt, der 
Quartabzug (Qu. Pegasiana) gejtattet, wenn er fich weigert, Erbantritt und Reſti— 
tution des Fiduziars fingirt (jog. erzwungener Antritt), natürlich) ohne Quartabzug 
für den Fiduziar; im eriteren Falle ift der Fideikommiſſar Vermächtnißnehmer, aber 
mit stipulationes nach Analogie des Erbſchaftskaufs. Vierte Periode (Juftinian): 
der Fideikommiſſar wird in jedem Falle, mag der Erbe freiwillig oder gezwungen 
antreten, die Quart abziehen oder nicht, ala mittelbarer Univerfaljuccefior behandelt; 
nur der Form nach liegt Vermächtniß vor, der Wirkung nach eine „fideicommissaria 
hereditas*. Das U. fann nur auferlegt werden einem Erben, teitamentarijchen oder 
gefeglichen, dem, der heredis loco ijt, auch einem Univerjalfideitommiffar jelbit 
(jucceffives U.); und zwar durch Teſtament, Kodizill, Kodizillarklaufel, jogar till: 
jchweigend 3. B. durch Verbot an den Erben, darüber zu tejtiren. Der Bedadhte 
hat dag Necht mit dem dies cedens, und eine Klage gegen den Onerirten mit dem 
d. veniens, gerichtet auf Reititution des Zugewendeten, im Zweifel mit den bis zum 
Antritt bezogenen Früchten, auch der nachträglich accrejcirenden Portion, ſoweit 
nicht des Teſtators vermuthlicher Wille dem entgegeniteht. Nach der Reftitution ver: 
weiſt der Fiduziar die Klagen ganz bzw. zum Theil an den Fideikommiſſar. — Dem 
Gemeinen Deutichen Recht lag nunmehr ob, im Fortgange diefer Entwidelung 
1) die jog. Quarta Trebelliana aufzugeben, 2) den Univerjalfideitommifjar als 
direften Nacherben des Tejtators anzuerkennen (Bejeitigung des Sabes: semel heres, 
semper heres), 3) diejen Fall dem Begriffe der Subjtitution jo zu unterjtellen: 
a) als Ernennung eines jerneren Erben, nachdem ein anderer e8 geworden (ſucceſſide 
Grbeinjegung), zugleich b) als Erbeinjegung für den all, daß ein Erftberufener nidt 
Grbe geworden (Bulgarjubjtitution); und zwar jo, daß im Zweifel immer beides im 
Sinne des Tejtators gelegen. Much hat diefer Fyortichritt im Preußifchen und Oefter: 
reichtichen Recht in der Hauptſache fich vollzogen; denn beide jehen in der Nacherb: 
einjeßung (bzw. dem Nachvermächtniß) eine fideikommiſſariſche Subjtitution, die 
zugleich die Bedeutung einer vulgären hat. Doch gilt in Fällen, wo gejeglich fein 
Familienfideikommiß ftattfindet, die fideikommiſſariſche Subjtitution nicht über den 
zweiten (bzw. erjten bei unbeweglichem Gut, Defterreich) Subjtituten hinaus, un: 
beichränft jedoch nach Dejterreichiichem Recht dann, wenn die fideifommifjartichen 
Erben ſämmtlich Zeitgenofien des Erblaffers find. Der jog. Fiduziar bat zwar 
binfichtlich feiner Obligation dem Nacheingejehten gegenüber die Stellung eines Nieh- 
brauchers („Fruchtnießers“, Defterreich), ift aber bis zur Herausgabe durch Ber: 
äußerungsverbot bejchränfter Gigenthümer, Gläubiger x. Während der C. eiv. in 
jeiner Mbneigung gegen Subjtitution und Fideikommiß, als Beſchränkungen de 
freien Verkehrs, die fideifommifjariiche Subftitution mit geringfügigen Ausnahmen 
(und zwar auch für den Fiduziar) für nichtig erflärt, läßt das Sächſiſche BGB. feinen 
„Erbanwärter“, wie im Gemeinen Necht, nicht direkten Erben fein, jondern zwiichen 
Erbfolge und Ginzelnachiolge in der Mitte ftehen. So gelten für die Anwarticaft 
die Grundjäße der Vermächtnißlehre über Fähigkeit bedacht zu werden, über Anordnung, 
Erwerbung und Anwachſungsrecht; diejelbe fann nur dem Erben oder einem Ans 
wärter (fideikommiſſar. Subftit.) auferlegt werden. Der Belajtete wird verfügung® 
beichränfter Gigenthümer der Anwartichaftsjachen, joll aber dennoch bis zur Heraus 
gabe im Zweifel Pflichten und Stellung eines Nießbrauchers haben. Mit der 
Herausgabe tritt der Anwärter an die Stelle des Erben, fortan allein haftend; nur 
daß auch der Erbe mit den gezogenen Früchten haftet, wenn die Nachlaßſchulden 
das Herausgegebene überſteigen. Beſeitigt iſt, gleichwie ſtillſchweigend im Oeſter⸗ 
reichiſchen Recht (im Preuß. nur theilweife), die beſchränkende Vorichrift Juſtinian 
über das fideic. ejus quod superfuturum est, endlich übereinſtimmend in allen 
Rechten die Trebellianische Quart. 


Lit. u. Quellen: Heimbad im Redtäleriton IV. — Tewes, Eyftem, zz 116 ff. — 
Windſcheid, Lehrb., III. SS 662 ff. — Inst. 2, 23; D.5, 6; 36, 1; C. 6, 42, 49; Nov. 108 
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e. 1,2. — Preuß. Allgem. ER. L 12 88 58 ff., 259 ff., 466 ff. — Defterr. BEB. 88 608 ff., 
702. — Code civil art. 896, 1048 ss, — Sidi. BE». SS 2503 ff., 631 fi. — Mommien, 
Grbr.:Entw., $S 443 ff. Schütze. 


Universitas iuris et facti. Unter U. überhaupt verſteht man ein aus mehreren 
Sachen zujammengejeßtes Begriffsganzes, welches nicht aus der Summe der einzelnen 
Peitandtheile bejteht, jondern bei einem ordnungsmäßigen Wechjel derjelben immer 
noh ala dafjelbe Ganze fortdauert, aljo gleichſam ein organiſches Weſen iſt 
(val. beſonders 1. 30 8 2 D. de usurp. et usucap. 41, 3 und 1. 76 D. de 
indieis 5, 1). Der Begriff der U. hat feine objektive Griftenz, ſondern mur 
die ihm in dem einzelnen Falle durch das Nechtsfubjeft beigelegten relativen 
Aunftionen. Wenn nur körperliche Sachen zu einer U. verbunden find, jo ſpricht 
man von einer universitas facti, rerum oder hominis und fcheidet zwiſchen universitas 
rerum cohaerentium und universitas rerum distantium. Als Beiſpiele für die leßteren 
tennt das Römische Recht die universa vestis (Garderobe), supellex, penus, merx, 
grex, mundus, ornamenta u. a. m. Treten zu den förperlichen Sachen auch uns 
förperliche (Rechte) hinzu, jo heißt das Ganze universitas juris, wie 3. B. das ge— 
ſammte Vermögen einer Perſon, die dos, ein peculium. Dieſer von den Melteren 
aufgeitellte Gegenjag wird von den Neueren allgemein als bedeutungslos ver: 
worfen. 

Juriſtiſch iſt die U. inſofern von Bedeutung, ala fie Gegenſtand einer Ver— 
äußerung, Verpfändung, eines Vermächtniſſes und der Univerfalfucceffion (von Todes 
wegen) fein fann, auch kann die U. unter Umftänden mit einer dinglichen Uni— 
verfalflage gefordert werden, 3. B. eine Herde mit einer rei vindicatio. Dagegen 
lann man nach der richtigen Anficht nicht Eigenthum oder Beſitz oder Piandrecht 
an der U. haben, fondern nur an den einzelnen zu ihr gehörigen Gegenjtänden, fo daß 
auch die durch einen Akt veräußerte U. im Ginzelnen tradirt werden muß. Uns 
richtig ift, daß bei jeder U. der Sat gelte: res succedit in locum pretii et pretium 
in loeum rei; diejer findet nur eine ſehr beichräntte Anwendung bei dem peculium, 
der dos und der hereditas. 

Der Begriff der U. findet ich auch im Deutichen Recht mit der Abweichung 
dom Römijchen Recht, daß die U. in einigen Beziehungen zu den Immobilien ge 
vecnet wird, wie jo manche andere Sachen auch. Unter den Partikularrechten 
tennt das Peuß. Allgem. ER. den „Inbegriff“, welcher gebildet wird durch mehrere 
beiondere Sachen mit gemeinfamen Namen, und welcher auch alle einzelnen Sachen 
und Rechte eines Menſchen umfaſſen kann (da8 Vermögen, die Verlafienichaft). 
Beientlich ift auch hier, daß durch Zutritt oder Abgang einzelner Stüde die Rechte 
und Berbindlichfeiten in Anjehung des Ganzen nicht geändert werden; andererjeits 
gehen die befonderen Rechte an einer Sache durch deren Ginverleibung in einen In— 
begriff noch nicht unter. Das Preußische Necht geht aber weiter inſofern, ala es 
die Veräußerung eines ſolchen Vermögenstompleres zuläßt mit der Wirkung, daß 
auch die Paſſiva auf den Erwerber übergehen, wenigſtens injoweit, ala fie durch die 
Ativa gedecft werden. Hiermit fteht im Zuſammenhang die im Handelärecht viel 
behandelte Trage, intwiefern ein Handelsgeſchäft (eine Firma) als U. auf einen neuen 
Erwerber übergehe, ob nämlich auch die Schulden deffelben mit übertragen werden. 
Für den Uebergang der Paſſiva ſpricht meines Grachtens befonders der von Dern— 
burg (Lehrbuch des Preußiſchen Privatrechts, Bd. I. $ 60 Anmerf. 9) angeführte 
Grund, daß im modernen Recht das Prinzip enthalten jei, „die faftiiche Zuſammen— 
gehörigkeit gewiſſer Aktivbejtandtheile und zugehöriger Schulden auch als juriſtiſch 
wittend anzuerkennen.“ 

Auch das Defterreichiiche Allgem. BGB. kennt den Begriff der Gejammtjache 
mit denjelben Wirkungen, wie das Gemeine Recht, aber ohne die Scheidung von 
Ü, faeti und U. juris. Das Franzöſiſche Recht ichließt fi ganz an das Gemeine 
Recht an, ebenjo das Sächſiſche Recht mit der Bejonderheit, daß auch mehrere aui 
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ein Folium im Grundbuch eingetragene Grundjtüde ala Geſammtſache angejehen 
werden. 

Quellen u. Lit.: Für das Gemeine . die Panbektenlehrbücher, bei. u 
Bd. I. 58 42 u. 137. — Sintenis, Bd. J. 8 41; V.— v.Bangerom, Bd. J. — 
— J———— $ 48. — v. Wächter, 3. I F 5, IV; Deſſelben len *. J 
S. 1 fl. — Ardiv für bie * Prax. Bd. veı ff. (Haile); Bd. XI. S. 169 f.(Marn- 
fönig) und Bd. XVII. ©. 321 fi. (Mü (endend — Göppert, Ueber einheitliche, zu: 
— * und Geſammtſachen nad Römiſchem Recht, 1871. — Preuß. Allgem. ER. L 

— —————— Lehrbuch bes Preuß. Privatrechts, Bd. I. S 60. — Oeſterr. 
Ale. BEL. $ a hariä, | - Franzöfiichen Sivitzeihtd, Bd. 1.5 168. — 
Sidi. BER. N eh, 191, 915, 989 u. 24 Keil. 


Unterholzner, Karl Auguft Dominitus, & 3. II. 1787 zu Freiſingen, 
ftudirte in Landshut, Göttingen, Heidelberg, wurde 1809 in Altdorf der legte promo= 
virte Doktor, Privatdozent in Landshut, 1812 in Breslau, ſpäter Prof., F 25. V. 
1838. Mitherausgeber des Rhein. Mufeum jeit 1833. 


Schriften: Diss. 2 ertract. hist. doctr. rom. de collationibus, Altorf. 1809. — Yurifl. 
Abhandi., Münden 1810. — Allgemeine Einleitung in das juriftiihe Studium, München 
1812. — Die Lehre von ber Verjährung durch fortgeſetzten Befig, Bresl. 1815. — Entwurf 
zu einem Lehrgebäude des bei den Römern geltenden bürgerl. Rechts, Bresl. 1817. — Con- 
jec ecturae de supplendis lacunis quae in Gai Institut. comment. IV occurrunt, Vratisl. 1823. — 
)e mutata ratfene comitiorum centuriatorum a Servio Tullio rege institutorum, Vratisl. 
1835. — Ausführliche Entwidelung ber an Berjährungslehre aus dem gemeinen in 
Deutichland geltenden Rechten, Keipz Aufl. von Schirmer, Leipg. 1858. — 
Quellenmäßige Eat oem * — des Römiſchen Rechts von den len, 
herauägeg. von Huſchke, Yeipz. 1840. — Zeitichr. für —— — . 44-58, 
248—269; II. 139—164, 432—440. — Archiv für civil. Prar. 60—110; VII. 1-59, 
ea Na 30936; IX. 430, 431. — Rhein. Muf. I. 129—144; II. 436—442; II. 
153 — — 


Lit.: Neuer Nekrolog der Deutſchen, XVI. 539 -571. — Vorrede von gulate, 
S. 5—10. — Balfer und Ritter, —— an Dr. U., Bresl. 1838. — Nowack, 
Schleſ. Schriftftellerlerifon, Bresl. 1836, Heft I. ©. 147 - 151. Teihmann. 


Unterlafiungsverbreden. In den primitivften, wie in den entwidelteften 
Perioden des Strafrechtes finden wir die ftrafrechtliche Verantwortlichkeit auch für 
Unterlaffungen jtatuirt. Sobald man überhaupt mit Fragen des allgemeinen That— 
beitandes der Delikte fich beichäftigte, mußte man ſofort erfennen, daß man auch 
für Unterlaffungen bejtraft werden fünne; man glaubte aber auch ala unzweifelhait 
anjehen zu können, daß man gewiffe Delikte ebenfowol durch Handeln ala durch 
Unterlaffen begehen könne. (Wie faft für alle allgemeinen Lehren des Strafrechtes 
die Tödtung in eriter Linie maßgebend war, jo dachte man auch hier zunächſt daran: 
Necare videtur . . et is, qui „ . alimonia denegat, l. 4 D. de agnosc. et alend. 
liber. 25, 3.) Daraus entwidelte fih eine Tendenz, in den Geſetzen und in 
den doftrinären Grörterungen, Handlungen und Unterlaffungen einander gleichzuftellen, 
von jedem Unterjchied zwifchen ihnen (etwa mit Ausnahme der Frage nach der 
Möglichkeit eines Verſuches) ganz abzujehen, und fich dafür auf jcheinbar gleich— 
ftellende Wendungen der Gefeßbücher zu beziehen: 3. B. „Wer eine unerlaubte 
Handlung oder Unterlaffung verichuldet . . .“ Art. 1 des Bayriſchen Straigefehes 
von 1813. — „Sandlungen oder Unterlaffungen, welche zwar an und für fich 
jelbit das Necht des Staates oder eines Unterthans nicht verlegen, jedoch” u. ſ. m. 
Art. 2 Abi. 4 dal. — „Böſer Vorſatz fällt... zur Schuld, wenn vor oder bei der 
Unternehmung oder Unterlaffung das Uebel, welches mit dem Verbrechen verbunden 
ift, . . bedacht und beichloffen worden“ $ 1 des Defterreichiichen Strafgeießes. — „Das 
gegenwärtige Straigejeß findet Anwendung auf jolche Handlungen und Unterlaffungen“ 

w. Sächfiſches Strafgefeh von 1838 8 4. Württembergiſches Strafgeſetz Art. 1 
= zahlreiche andere. Immerhin war es aljo jchon ein großes Verdienſt, daß 
Feuerbach und Spangenberg auf den Unterjchied aufmerfiam machten, der 
zwiſchen U. (delieta omissionis) im Gegeniat von delieta commissionis bejteht, indem 
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Feuerbach bemerkte, es fee ein U. „immer einen bejonderen Rechtsgrund (Geſetz 
oder Vertrag) voraus, durch welchen die Berbindlichkeit zur Begehung begründet 
wird; ohne diefen wird man durch Unterlaffung fein Verbrecher“. Daran jchließt 
fich aber, und zwar nicht ala Ausnahme, der Sat, die Tödtung könne ſowol durd) 
pofitive, ala durch negative Handlungen begangen werden; das lehtere aber ſetze die 
Berbindlichkeit zu einer pofitiven Handlung voraus, deren Unterlaffung Urſache des 
Todes geworden ijt (Lehrbuch SS 24, 211. Letzteres überfieft Schwalbach in 
der unten anzuführenden Arbeit, wenn er Morſtadt's Verfuch, jchon bei Feuer— 
bach die erſt jpäter erfannte Sonderung der U. von Kommiſſionsdelikten nachzuweiſen, 
gegen mich in Schuß nimmt). 

Eine Klärung der Sache trat erjt hauptjächlich durch Luden's Verdienſt ein, 
indem erfannt ward, daß während ftrafrechtlih die Handlung immer nur als 
Uebertretung eines Verbotes erjcheinen fann, die Unterlaffung ebenjowol als folche, 
wie als Berlegung eines Gebotes in Betracht fommen kann. Die daran fich 
fnüpfende Eintheilung muß allerdings von der äußeren Form des Geſetzes, das manch— 
mal zu verbieten jcheint, wo es gebietet, abjehen und an das Weſen der Sache fich 
halten; dann aber erjcheint das U. im eigentlichen Sinne als die ſchuldhafte Nicht: 
berbeiführung eines Erfolges, einer Veränderung in der Außenwelt, welche dem Ge— 
fee gemäß hätten herbeigeführt werden follen (Unterlafjung ala Uebertretung eines 
Gebotes, Omisfivdelift). Den Gegenjaß Hierzu bildet die Unterlaffung, welche 
zur Herbeiführung eines gewiffen Erfolges, den das Strafgejeß herbeizuführen ver- 
bietet, dient, die Webertretung eines Verbotes, als eine der möglichen Arten der 
Begehung eines Kommiſſivdeliktes. 

Die erftere Form bietet der Theorie und Praris wenig Schwierigkeiten. Die 
U. im eigentlichen Sinne ſetzen voraus: 

1) Ein Gejeß, welches eine Unterlaffung mit Strafe bedroht, fei es nun ein 
fpezielles, einen bejtimmten einzelnen Aft vorzeichnendes, jei es ein allgemeines in 
dem Sinne, daß alle aus einem bejtimmten Verhältniß entipringenden obligationes 
ad faciendum ohne weitere Rüdficht auf das Reſultat der Nichterfüllung unter den 
Schutz einer Strafjanktion geftellt werden. 2) Das Bewußtjein davon, daß die Be- 
dingungen gegeben jeien, an deren Gintreten ein folches von einer Straffanktion 
unterjtügtes Gebot gebunden ift. 3) Den Entichluß, dem Gebot nicht nachzukommen, 
und 4) die Möglichkeit des entgegengejehten Verhaltens. Sowie dieſe Bedingungen 
erfüllt find, ijt auch das Verbrechen nicht blos begonnen, jondern vollendet; denn 
die Strafbarfeit wird hier durch die bloße Manifeitirung des Ungehorjams begründet ; 
das Benehmen des Unterlaffenden ift jtrafbar, weil er den Gehorfam verjagt; das 
Delitt umfaßt eben nur dies, und der äußere wie der innere Thatbeſtand des 
Deliftes find eben deshalb ganz unabhängig von dem Wollen und Eintreten einer 
beſtimmten Wirkung, um derentwillen etwa das Gebot erlaffen fein mag. Deshalb 
laffen auch die Omiffivdelikte feinen Verfuch zu, denn fie find immer entweder noch 
gar nicht vorhanden oder jchon vollendet. 

Dieg bewirkt aber nicht, daß die Verjährungsfriſt bei diefen Verbrechen 
ſchon mit dem Augenblid zu laufen beginnt, wo die Strafbarkeit eintritt, d. h. alfo hier, 
wo das Verbrechen vollendet ift. Es kann nämlich vollendet jein, ohne beendigt zu 
fein; jo lange die Bedingungen gegeben find, unter welchen eine beftimmte Sandlung 
bei Strafe geboten ift, jo lange wird diejes Verbrechen jeden Augenblid erneuert, ge— 
wifjermaßen wieder von Neuem begangen und deshalb kann die Verjährungsfriſt 
erſt von dem Augenblick an laufen, wo es unmöglich wird, dem Gebot nach» 
zukommen, jei es, weil deifen Bedingungen ceffiren, ſei e8, weil es phyſiſch unmöglich 
getvorden, ihnen zu entiprechen. — Eine andere Eigenthümlicheit der Omiſſivdelikte 
fnüpft fich an die Frage nach dem Ort der begangenen That. Ein jolcher iſt hier 
eigentlich gar nicht vorhanden, da eben nirgend gehandelt wurde. Man kann als 
locus delicti commissi aber auch nicht jenen Ort gelten lafjen, wo fich der Schuldige 
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zu der Zeit befand, ala er fich die Unterlaffung zu Schulden fommen ließ; denn an 
jein Verhalten an diefem Ort knüpft fich nichts Strafbares; auch wäre es wol denk— 
bar, daß er während diejer Zeit oft den Ort gewechielt hätte. Es kann alſo 
als locus delicti commissi nur jener Ort angejehen werden, wo die unterlaffene 
Handlung hätte vorgenommen werden follen; denn das Verbrechen befteht eben darin, 
daß der Schuldige nicht gethan hat, was er dort hätte thun jollen; der äußerliche 
Thatbeftand des Verbrechens knüpft fich alſo an dieien Ort. — Zu den eben be 
bandelten Omiffivdelikten gehören auch die Formen der negativen Begünftigung 
von jtrafbaren Handlungen, die Nichtverhinderung, die Nichtanzeige, ſoweit ſolche 
ansdrüdlich für jtrafbar erllärt find. Dagegen gehört die negative Theilnahme, 
d. h. die Mitwirkung bei einer fremden ftraibaren Handlung durch Unterlaffung, ſchon 
in die Kategorie der durch Unterlaffung begangenen Kommiffivdelifte. 

Kann es aber jolche überhaupt geben? Diefe Frage mußte jofort nach Vollzug 
der eben geichilderten Sonderung der früher vermifchten Arten der U. auftauchen; 
und ſofort mußte auch die Verwechielung klar werden, zu welcher die Vermiſchung 
derielben Anlaß geboten hatte: zwiſchen dem Grunde, welcher es rechtfertigen kann, 
daß eine Unterlafjung mit Strafe bedroht wird (weil nämlich die unterlaffene Hand» 
lung eine pflichtmäßige, die Unterlaffung daher eine pflichtwidrige war) und dem 
Grunde, welcher eö rechtfertigen kann, daß bei übrigens ganz gleichem äußeren Ber 
halten die eine von zwei Perfonen als Urheber eines durch Unterlaffung begangenen 
Kommiſſivdeliktes angejehen wird, die andere aber nicht, weil wol die eine, nicht aber 
die andere zu der unterlaffenen Handlung verpflichtet war. Die gegen Kommilfiv- 
delifte gerichteten Geſetze find jo beichaffen, die Begriffäbeitimmungen der fraglichen 
Verbrechen jo eingerichtet, daß in der Regel nur pofitive® Handeln ihnen genügt; 
die in einer Unterlaffung liegende NRechtsverlegung joll daher das Fehlende erjegen 
und die Gleichjtellung pofitiven Thuns mit bloßer (im Geſetze nicht vorgejehener) 
Unterlaffung rechtfertigen. Allein, geht e& wol an, daß die moralifche und juriſtiſche 
Würdigung eines beftimmten Verhaltens die Subfumirung defjelben unter eine 
Beichreibung bewirkt, die auf daffelbe, an fich betrachtet, eingeftandenermaßen nict 
paßt? Kann man umbin, e8 willfürlich zu nennen, wenn die Gleichitellung defien, 
was nicht geichehen ift, mit dem, was gefchehen it, durch das Widerrechtliche des 
Benehmens eines bejtimmten Menfchen gerechtiertigt wird? Das kommt dann 
darauf hinaus, daß das fragliche Individuum nicht unter ein eigens für die Ver: 
(egung eines beitimmten Rechtsverhältniſſes berechnetes Geſetz fallen joll, weil fein 
folches Geſetz beiteht, daß es ferner auch nicht der Definition eines beftimmten 
Kommiffivdeliktes entiprochen Hat, des letzteren aber dennoch jchuldig gefunden werden 
joll, weil jein Benehmen ein jenem Rechtöverhältnig nicht entiprechendes iſt. So 
wird der Mangel eines Straigejeges für die Verlegung des Rechtäverhältnifjes durd 
das bejondere Geſetz über ein beitimmtes Kommiffivdelift, und wieder die Unan— 
wendbarfeit diefes Gejeges auf den Fall durch die Berufung auf jene Rechtöverlegung 
verdedt. Zum Begriff eines Kommiffivdeliktes gehört jedoch, daß ein bejtimmter 
Zuftand durch einen Menfchen herbeigeführt worden je. War nun das Verhalten 
eines Menichen jo, daß es dieſer Vorausjegung entfpricht, dann bedarf es nicht erit 
der Berufung auf die bejondere Verpflichtung, die er verlegt haben joll; war dies 
nicht der Fall, jo kann die Widerrechtlichfeit eines beftimmten Verhaltens an der 
Thatſache nichts ändern, daß der eingetretene Zuftand von diefem Menſchen nicht 
herbeigeführt wurde. Iſt aber aus der Pflichtwidrigkeit der Unterlafjung fein 
Grund abzuleiten, welcher e8 rechtfertigt, um einer Unterlafjung willen Jemand als 
Urheber eines Kommiſſivdeliktes zu behandeln, ift micht das ethiſche oder 
juriftiiche Urtheil über die Unterlaffung, jondern die frage der Kaufalität dafür 
allein entſcheidend, jo tritt erft die Betrachtung in ihr Recht, daß ja eine bloße 
Unterlaffung, gleichviel wie fich der Menſch dabei innerlich verhalte, überhaupt 
nicht ein Kaujalitätsverhältnig begründen, Urfache eines beitimmten Griolges fein 
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fönne. So richtig dies nun ift, und jo gewiß die hieraus gezogene Konjequenz zu 
Refultaten führt, die in der Regel gebilligt werden, jo gewiß es Jedermann billigt, 
daß der nicht ala Mörder oder Brandftifter bejtraft wird, welcher mit der größten 
Leichtigkeit den Tod eines Menjchen oder das Ausbrechen eines Brandes hindern 
fonnte, ſich aber (und wären dabei die verwerflichiten Motive maßgebend geweſen) 
rein paffiv verhielt: jo gewiß giebt e& andere Fälle, bei welchen jcheinbar auch nur 
ein ſolch paſſives Verhalten vorliegt, oder doch friminaliftiich allein in Betracht 
fommt, dennoch aber der juriftifche Sinn ummwiderftehlich zur entgegengejegten Ent— 
fcheidung getrieben wird. Niemand wird Bedenken tragen, ala Urheber des ein- 
getretenen Todes denjenigen zu behandeln, welcher einen Anderen, in der Abficht 
ihn zu tödten, einjchließt und jo verhungern läßt. Aber auch den Gefangenwärter 
verurtheilt Jeder unbedenklich ala Mörder, der eine Tages den Beichluß faßt und 
ausführt, einen bereits unter jeinem Verſchluß befindlichen Gefangenen verhungern 
zu laffen. Alle Welt unterjcheidet zwifchen dem Spaziergänger, der neben der Eiſen⸗ 
bahn einhergehend, auf derjelben einen Stein liegen fieht und ihn liegen läßt, und 
dem Bahnwärter, dem die gleiche Unterlaffung zur Laſt fällt u. f. w. Im Großen 
und Ganzen ift über die Enticheidung diejer Fälle alle Welt einig; aber wie jo 
Häufig, ijt es leichter eine Alle Welt befriedigende Enticheidung zu finden, als eine 
Begründung, welche als ftichhaltig erfannt wird und nicht auf der Verleugnung ala 
richtig feſtſtehender Sätze beruht oder zu unzuläffigen Konjequenzen führt. Es ift 
nun eine Reihe von Verſuchen gemacht worden, dieſe Begründung aufzuftellen, und 
zwar zumächjt von Luden, Krug und dem Berfafjer diejes Artikels. Die 
Aufgabe, die lehterem gejtellt war, beitand in der Ausbildung der von jeinen 
genannten Borläufern gegründeten Theorie; ihnen gebührt in erjter Linie das Ver— 
dienft; wenn aber andererjeit3 nirgend bejtritten wird, was Geßler mit den 
Morten ausdrüdt: „die der Krug'ſchen Auffafjung noch anflebenden Mängel find 
bei Glafer befeitigt”, jo ijt es wol nicht umbejcheidene Verſchweigung der Leiftungen 
meiner Vorgänger, wenn ich mich auf die Darftellung meiner an ihre Zeitungen 
anfnüpfenden Erflärungsverfuche meiner Theorie an diefem Orte beſchränke. Diefe 
Theorie umfaßt zwei Hauptgruppen von Fällen, die hier nur deshalb gefondert werden, 
weil in neuejter Zeit (namentlich von dv. Buri und Binding) der einen derjelben die 
Eigenichaft ala „U.“ bejtritten wird. Es find dies 1) Tälle, wo Jemand ohne 
alles Berjchulden eine Handlung jet, welche unzweifelhaft als ausreichende Urjache 
eines zum Thatbeſtande eines Kommiffivdeliktes gehörigen Erfolges zu erkennen ift, 
fich dieſes Zuſammenhanges aber zu einer Zeit bewußt wird, wo er noch in der 
Lage ift, den Erfolg jeines Thuns abzuwenden, und dad aus Vorja oder Fahr— 
fäffigfeit (je nachdem es fich um ein dolojes oder fulpojes Delikt handelt, — denn 
ich fcheue diefe mir von dv. Bar vorgehaltene Konjequenz keineswegs) unterläßt: der 
Lofomotivführer, der die Mafchine, der Reiter, der das Pferd nicht anhält, ſowie 
er bemerft, daß ein Menjch überfahren oder überritten zu werden in Gefahr jei; 
der Arzt, der eine Operation begonnen hat und den Kranken, in dem er erit nachher 
einen Feind entdedt, fich verbluten läßt. 2) Fälle, wo jcheinbar der eintretende 
Erfolg gar nicht vom Unterlaffenden verurjaht und diefem nur zur Laſt zu legen 
ift, daß er den Erfolg abzuwenden unterließ, obgleich er dies fonnte: der Bahn: 
wärter, der die Schienenweiche nicht richtig jtellt, den auf die Bahn gefallenen Stein 
nicht befeitigt u. j. w. Für die Zwecke der vorliegenden Erörterung find nach 
meiner Anficht die Gruppen gleichartig; & muß nur für die zweite Gruppe noch 
bejonders nachgewiejen werden, was bei der eriten in die Augen jpringt, daß der 
Unterlafjende nicht blos unterlaſſen hat, jondern auch etwas den Griolg pofitiv 
Förderndes gethan Hat. Diejes letere nachzuweiſen, fordert ein Hier nicht zu— 
Läffiges Eingehen auf mannigjache Detailfragen. Es kann daher nur der für deren 
Beantwortung meines Grachtens maßgebende Gefichtspunft hier angedeutet werden: 
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„Es iſt nicht nothwendig, daß die wirkende Urſache unmittelbar durch die 
phyſiſchen Kräfte eines Menſchen in Bewegung gejegt wurde, und daß diejer .„rite 
Anſtoß allein ausreichte, den Erfolg herbeizuführen; es genügt, daß die menjchliche 
Thätigfeit die elementaren Kräfte in Bewegung jeßte, den Anftoß zu jener Ber- 
fettung von Zwijchenurfachen gab, an deren Ende der verbrecheriiche Erfolg ſteht; 
ebenjo gewiß genügt e8 umgekehrt, daß der Menſch der bereits in Bewegung gejeßten 
Kraft die Richtung gegen ein beſtimmtes Objekt gab, oder ihre Wirkſamkeit fteigerte, 
ficherte, ja auch nur bejchleunigte. Aber von einem aus jeiner Kaujalität erwachienen 
Erfolg, von einer Wirkung, deren Urjache in feinem Benehmen zu juchen ift, fann 
nicht die Rede jein, wenn erjter Anjtoß und Verlauf jener Kette von Urſachen, an 
deren Ende der jtrafbare Erfolg fteht, ganz außerhalb des Bereichs feines wirklichen 
Thuns liegen und der Erfolg nur infofern durch jein Thun und Laſſen bedingt 
iſt, als er den Eintritt hätte hindern fünnen, als aljo jener Erfolg (ficher oder 
wahricheinlich) ausgeblieben wäre, wenn der Menſch ſich hindernd dazwiichengeitellt 
hätte. Es giebt übrigens für die Prüfung des Kauſalzuſammenhanges einen ficheren 
Anhaltspunkt; verfucht man es, den angeblichen Urheber ganz aus der Summe der 
Greigniffe Hinwegzudenfen, und zeigt ſich's dann, daß nichtödejtoweniger die Reihen- 
folge der Zwiſchenurſachen diejelbe bleibt; jo ift Ear, daß die That und deren 
Erfolg nicht auf die Wirkſamkeit diefes Menjchen zurüdgeführt werden fünnen. Zeigt 
fich dagegen, daß, diefen Menjchen einmal vom Schauplaß des Greigniffes himmeg- 
gedacht, der Erfolg gar nicht eintreten fonnte, oder daß er doch in ganz anderer 
Art, d. i. auf ganz anderem Wege, hätte eintreten müfjen: dann iſt man gewiß 
vollkommen berechtigt, den Erfolg jenem Menfchen anzurechnen, ihn ala die Wirkung 
jeiner Ihätigkeit zu erklären. Er ift (von der Mitwirkung zum Verbrechen 
eines Anderen wird hier abgejehen) der Urheber.“ 

Sit dies richtig, jo wird nun bei beiden oben angeführten Gruppen von Fällen 
der Kauſalnexus nicht beftritten werden, wenn zur Zeit, wo der Schuldige jenes 
Pofitive, das in beiden gefordert wird, ſetzte, jchon ſchuldhaft (d. h. dolos bei einem 
dolojen, kulpos bei einem fulpojen Delikt; hier trennt fi), wie Mertel richtig 
bemerkt, jein Weg von dem meinen) fich verhielt; wol aber findet man Schwierig- 
feiten, und zwar für beide Gruppen gleihmäßig, wenn Dolus oder Kulpa 
erſt ſpäter Hinzutreten. Für mich liegt nun die Löſung der Schwierigkeit in dem 
Nachweis, daß man in folchen Fällen mit Unrecht von nachfolgender Schuld 
jpricht, daß aljo der Erfolg hier als ein dolos (um nicht immer die Kulpa zu erwähnen, 
von der das Gleiche gilt) Herbeigeführter anzufehen ift: „Von dem Augenblide ans 
gefangen, wo der Menſch zu dem Objekt der Verlegung in eine thatjächliche Be- 
ziehung tritt“ (diefe vielfach al& ungenau angefochtene Redewendung prägifire ich jetzt 
durch folgenden Zuſatz: welche es rechtiertigt, den jpäteren Erfolg auf fein Handeln 
zurüdzubeziehen) „bis zu dem, wo der Beitand oder Nichtbejtand der Verlegung“ 
(und zwar als einer von ihm berbeigejührten) „von feiner Willtür völlig 
unabhängig geworden ift, — in dieſer ganzen Zeit bildet jein pofitives und jein 
negatives Verhalten ein Ganzes. Innerhalb diejes Zeitraumes muß dann aud, 
wenn don dem Dolus die Rede jein joll, der Dolus eingetreten jein und das Be 
nehmen des Thäters bejtimmt haben.“ 

Allerdings — und das iſt das Wahre an der Warnung vor der Annahme 
des jog. dolus subsequens — giebt es einen Zeitpunkt, bei welchem angefommen, die 
Handlung dieſen Charakter nicht mehr annehmen kann; das ift aber gerade derjenige, 
in welchem Dolus auch wirklich zu ihr gar nicht mehr hinzutreten kaun; Dolus 
als Beitimmung des Willens zum Thun oder Unterlaffen ift doch wol nur denkbar, 
jo lange von diefem Thun oder Unterlaffen der zum Begriff des Deliktes erforder 
liche Erfolg abhängen kann. Wo dies nicht mehr der Fall ift, fann man Wünjche 
hegen, verwerfliche Gefinnungen äußern, aber feinen Dolus mehr in fich aufnehmen. 
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Don dem Augenblide an, wo die Handlung aufhört, dem Handelnden anzugehören, 
wo fie nämlich, von jeiner Willfür unabhängig geworden, ihren eigenen Lauf nimmt, 
und der Beitand der Verlegung daher von dem Wollen oder Nichtivollen des 
Thäters nicht mehr abhängen kann, von diefem Augenblide an kann von Dolus 
nicht mehr die Rede fein, aber auch nicht mehr von einer Handlung; was da noch 
nachkommt, ift von Menſchenwillkür Unabhängiges, d. 5. es iſt Greigniß. Wer 
underjehens im Walde einen Menjchen erjchießt, weil er ihn für ein Thier gehalten 
und dann an den Sterbenden herantretend, fich freut, in ihm einen Todfeind zu 
ertennen, wird durch dieje Freude, durch den Wunſch, daß Jener fterben möge, 
noch nicht zum Mörder, weil bei diefem Stand der Dinge fein Wille auf jein 
Thun, jein Thun auf den Erfolg feinen Einfluß mehr üben kann. Sit es aber 
nicht etwas Anderes, wenn fich num zeigt, daß der, Getroffene nicht tödtlich ver- 
wundet jei, und wenn nun der Wunfch, den Zod bdefjelben herbeizuführen, den 
Urheber der Verlegung beftimmt, den Hülflojen im Walde fich jelbjt, d. 5. dem 
fodann unvermeidlichen Tode zu überlaffen? Kann Hier auch von dolus subsequens 
geiprochen werden? Die Schwierigkeiten, welche aus dem jpäteren Hinzutreten des 
Dolus entjtehen, find aljo eben nur jcheinbare, jobald man den Unterjchied nicht 
üiberfieht, welcher zwijchen einem Seelenvorgang, welcher am Verlauf der Dinge 
nichts mehr ändern konnte und einem jolchen, ohne welchen er ein durchaus anderer 
hätte werben müſſen oder können, befteht. Läßt man ihm gelten, erachtet man eine 
ſchuldhafte Selbftbejtimmung für ausreichend, vermöge welcher Jemand die verderb- 
lichen Folgen feines eigenen Thuns, obgleich er fie aufhalten konnte, vorjäglich oder 
fahrläffig aufzuhalten unterläßt, jo hat man eine für alle in Frage kommenden 
Trälle ausreichende Rechtiertigung der Beitrafung, welche das natürliche Gefühl und 
der juriftiiche Sinn gleichmäßig fordern; läßt man ihm nicht gelten, jo tritt das 
ein, was die neuejte lebhaft mit unferem Stoffe fich beichäftigende Literatur aller 
Orten zeigt: Man muß entweder (bewußt oder unbewußt) zu der älteren Auf- 
fafjung zurüd, welche die Gleichjtellung der Unterlaffung mit der Handlung lediglich 
mit der Pflichtwidrigfeit der erjteren begründet, oder man muß zu fkünftlichen Unter: 
jcheidungen greifen, mit welchen jaft noch jeder, der fie aufitellte, allein geblieben 
ift, nach welcher 3. B. eine jo vage Formel, wie die Verweiſung auf die „Regel 
des Lebens“ (v. Bar) für ausreichend angejehen werden foll, die Probleme nicht der 
Zurehnung zur Schuld, jondern zur Kauſalität zu löſen, oder das Vorhandenjein 
einer bloßen Möglichkeit, einen beftimmten Erfolg vorauszuſehen, ausreichen joll, 
den nachher eintretenden Dolus von der Makel des dolus subsequens zu befreien 
(Merkel), oder gelangt mit Binding, welcher mir gegenüber von einem Dolus 
jpricht, „der etwas Schuldlojes hinter ſich und Nichts vor fich Hat“ und daher 
„an etwas Thatfächliches fich nicht anhaften kann“, dahin, dem internen Vorgang 
der Willensänderung eine noch viel größere Bedeutung für die Verurſachung bei- 
zumefjen, als ich that, und jedenfalls entjchieden auszufprechen: „So lange es in 
unjerer Macht jteht, den von uns gefjeßten pofitiven Bedingungen die fördernde 
Kraft zu nehmen, jo lange haben wir nicht verurjacht; erjt wenn wir dies zu thun 
nicht mehr vermögen oder nicht zu thun beichließen, wird die Urjache fertig, 
weil unwiderruflich.” — Weit entfernt, die große Bedeutung der der meinigen 
nachfolgenden Unterfuchungen und die mannigfache Belehrung und Berichtigung, die 
ich aus ihnen gewonnen, zu leugnen, glaube ich doch nicht, daß es hier am Plaße 
oder daß es mir — jelbit die nöthige Objektivität vorausgejegt — auf dem bier 
geftatteten Raume möglich wäre, die Ergebnifje diefer Unterfuchungen hier überficht- 
Lich darzuftellen. Ich beichränfe mich aljo darauf zu Eonftatiren, daß dieſelben 
einen definitiven Abſchluß nicht herbeigeführt haben, aber auch in aller Be 
fcheidenheit anzuerkennen, daß ich für meinen Erflärungsverfuch die ihm von Bin= 
ding zuerfannte Bezeichnung als „herrichende Lehre“ nicht in Anipruch nehmen kann. 
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Unterrichtsgeſetzgebung. Der Unterricht der Jugend iſt ſchon im 
Mittelalter ald Gegenftand einer dauernden gejeßmäßigen Ordnung in der Weile 
anerkannt, daß die Germaniiche Welt ein eigenes Staatäwejen für die Lehre des 
ChriftentHums, deren Verwaltung und Lehrperſonal gebildet hat in Gejtalt der 
Römiſch-katholiſchen Kirche. Ihre mittelalterliche Stellung ift entjprungen 
einem gemeinjfamen Grundzug der Germanifchen und Romaniſchen Stämme, welde 
die Kirche als ein nothivendiges Band ihrer durch Beſitz und Arbeit gejchiedenen 
Stände, ihres durch nationale Gegenjäße geloderten Gemeinwefens empfanden. Der 
Kulturzweck des Staats verwirklichte fich durch die Kirche in einer großartigen, dem 
flaffiichen Altertum fremden Weile. Auf dem Höhepunft feiner Macht war aber 
dies kirchliche Staatöwejen mit den ftändifchen Klaſſen und Intereſſen der Geſell— 
ſchaft verwachjen, veräußerlicht, jeinem idealen Beruf wieder entfremdet. Anderer: 
jeits hatte das weltliche Gemeinweſen begonnen, jehr wichtige allgemein = menjchlicde 
Aufgaben der Kirche in fich aufzunehmen. Auch die Rezeption der fremden Rechte 
trug durch Bildung eines Berufsbeamtenthums dazu bei, die Lebertragung wichtiger 
Berufszweige von der Kirche auf das weltliche Gemeinwejen zu ermöglichen, die 
Kirche fortichreitend auf den Lehrberuf der Glaubens: und Sittengebote und die 
Seelſorge zu beſchränken. Die Reformation hat in dieſem Sinne zu einer ein— 
heitlichen Auffaffung der Staatsidee geführt, in welcher die Kulturaufgaben der 
Kirche in einer fräftig verjüngten Geftalt fortleben. freilich hat der verfchiedene 
Verlauf der Reformation ein mwejentlich verſchiedenes Verhältniß der Staatägewalt 
zu den Aufgaben des Unterrichts herbeigeführt. 

In England hat der äußerliche Verlauf der NReiormation, ihre jpätere Ent 
widelung zu einem politiichen Kampf des Königthums mit der regierenden Klaſſe, 
die endliche Beilegung des Streites durch eine Transaktion der herrfchenden Klafie 
mit dem Staatsfirchenthum, die Verbindung alles öffentlichen Unterrichtsweſens 
mit den kirchlichen Inititutionen und Machtverhältniffen erhalten. Diele 
Anlehnung an die Kirche eritredte ich von den beiden Yandesuniverfitäten herab 
bis zu den parochial schools, ließ nur für die befondere Fachbildung der Juriſten, 
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Aerzte, für Afſoziationen zur Pflege der Naturwiſſenſchaften, Künſte und technijchen 
Fertigkeiten einen freieren Spielraum, verhinderte die Entitehung eines jelbitändigen 
Lehreritandes, und ließ den Glementarunterricht in tiefer Verwahrloſung zurüd bis zu 
dem Beginn des gegenwärtigen Jahrhunderts. Mit der Neubildung der Gefellichaft 
beginnt im 19. Jahrhundert die energiiche Aufnahme des jtaatlichen Kulturzweckes 
in regem MWetteifer, aber auch in heftigem Interefjenftreit, zwiichen Staatöfirche und 
Diffenterthum, zwijchen der Arijtofratie und ftädtifchen Intereflen, in welchem gerade 
die der Hülfe bedürftigfte Seite des Bollsunterrichts noch lange zurüdblieb. Erſt 
nach der Reformbill trat das Parlament mit Staatsunterftüßung ein, die in 
rasch anjchwellendem Umfang eine Regelung der Schullehrerieminare, der Lehrer: 
qualififationen und der Schulpläne zum Zwed des Maßjtabes der Unterftüßun= 
gen herbeiführten. Es entwidelt fich daraus ein minifterielles Negulativrecht, 
welches aus dem ntereflenitreit heraus die Schule als nationale Anftitution her— 
auszuarbeiten redlich bemüht war. Diefe Arbeit ift ſoweit vorgefchritten, um in 
dem Schulverwaltungsgejeg don 1870 wichtige Grundzüge einer Organifation, ein 
neues Selbſtverwaltungsſyſtem und einen Uebergang in das Syitem des Schulzwangs 
zu erreichen. Troß der langjam fortfchreitenden Reform der Korporationsverfaffung 
der Univerfitäten und Stiftungsfchulen, troß der Zuſammenhangsloſigkeit der ver- 
ichiedenen Stufen des Unterrichtäwefens, troß des Mangels eines Höher gebildeten 
Lehrerperſonals und des jortdauernden Widerjtandes mächtiger Interefien, hat indefjen 
die regierende Klaſſe Englands (und zwar in einem regen Wetteifer beider Parteien 
und mit großen Geldopfern der Gemeindeverbände) die große Aufgabe des 
Schulzwange® und der Organifation de3 Glementarunterrichts folgerichtig weiter 
gerührt. 

In Frankreich Hat die Revolution durch die einfeitige Richtung auf ge— 
fellichastliche Intereffen auch die U. gehemmt und geichädigt. Der Romanifche 
Idealismus, der in der eriten revolutionären Begeifterung den Unterricht der Jugend 
als große „nationale Aufgabe“ anerkannte, Leiftete einen nur Fury dauernden Wider: 
jtand gegen den Durchbruch der Klaffenintereffen der Geſellſchaft, welche eine jelbft- 
ftändige Staatögewalt negirte und doch nicht zu entbehren vermochte, — welche in 
dem Streit gejellichaftlicher Interefien das Bewußtſein ftaatlicher Pflichten verlor, 
und doch die äußere Natur der Staatögewalt nicht ändern konnte. Es ging daraus 
ein abjolutiftiiches Syitem der Staatöverwaltung hervor, — eine Staatägewalt, die, 
nur von der zeitigen Geſellſchaft eingejeßt, durch die revolutionären Grundlehren nur 
auf Widerruf geftellt, umſomehr abjolutiftiich blieb, und welche jchon zum Zweck 
der Selbjterhaltung der jtraffiten Gentralifation und einer ftetigen Transaktion mit 
der wiederauflebenden Gewalt der Römijch-fatholiichen Kirche bedurfte. Das ge- 
ſammte Unterrichtswejen wurde damit ein Theil des Napoleonifchen Verwaltungs» 
ftaates, in einer jchematifchen Ordnung, welche die Freiheit der individuellen Ent— 
widelung von Oben nach Unten in ein bireaufratijches Syſtem bannt, den Glanz 
centraler Inftitutionen mit der bdürftigiten Ausſtattung der Glementarjchule uud 
ihres Lehrperſonals erfauft, und unter dem Namen „Freiheit des Unterrichts” der 
Römiſch⸗katholiſchen Kirche und ihren geiftlichen Orden eine befeftigte Herrichaft über 
die Erziehung und das geiftige Leben des Volkes gewährt. Die verftändige Einficht 
der befigenden Klaſſen Hat nach der Julirevolution eine Zeit hindurch die beflere 
Ausftattung und Hebung der Volksſchule ernitlich erftrebt. Der fortdauernde Kampf 
um Macht und Herrichaft, der Mangel erniten Kommunalfinns und wirklichen Ge— 
meindelebens, und jchließlich der mangelnde Sinn für eine geſetzmäßige, ihrer Selbit- 
verantwortlichkeit bewußte Freiheit, hat indeſſen unter dem zweiten Kaiſerreiche zu 
einer Beherrichung des Unterrichtswejens durch den Klerus und die geiftlichen Orden 
in früher unerhörtem Maße geführt, gegen welche die neue Republik einen neuen 
Kampf begonnen hat. Es ijt nicht mehr die revolutionäre Feindſchaft gegen die 
Kirche, jondern ein befonnenes Beitreben der befitenden Klaſſen, welches jetzt durch 
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Schulzwang, Organijation der Volksſchule und eine decentralifirte Verwaltung die 
GSelbitändigfeit der nationalen Bildung zu erhalten jucht. 

Die Anerkennung, welche unter den großen Kulturländern Europa's Deutſch— 
land in diefem Gebiete erlangt hat, verdankt es der inneren Durchführung jener 
Reformation, als einer abjoluten Forderung des Gewiſſens, welche allein zur 
geiftigen Befreiung führen konnte. In dem fich auflöfenden Deutichen Reiche fiel 
den Territorialftaaten die Aufgabe zu, die jeht gewonnene einheitliche Staats 
gewalt auch zur geiftigen Hebung der jchwächeren Klaſſen des Volkes von unten 
herauf zu verwenden. Die Württembergiiche Kirchenordnung von 1559, die Kur— 
jächfiiche von 1580 ericheinen, entiprechend den Wtahnworten Luther’s, als neue, in 
der Europäischen Welt einzige Verwirklichungen des reformatoriichen Gedankens im 
Staat. Mit den zahlreichen landeöherrlichen Schulordnungen wetteifern im dieler 
Zeit auch noch die ftädtiichen Magiitrate, bis unter dem namenlojen Elend dei 
dreißigjährigen Krieges dieſe tüchtigen Grundlegungen wieder verloren geben. 
In jener troftlofen Periode ijt die Schulordnung des Herzogs Ernſt von Gotha von 
1642 eine wunderbar hervorragende vereinzelte Ericheinung. Grit das geiftig tie 
bewegte 18. Jahrhundert erfaßt die Aufgaben des Unterrichts in der freien Werte, 
welche die Grundlage der heutigen pädagogiichen Syiteme geworden, die aber ans 
jubjeftiver Willkür und Vereinzelung heraus erft durch die Staatsgewalt konſolidirt 
werden mußte, wie dies nun in Defterreich, Preußen und wetteifernd auch in an: 
deren Territorien geichah. 

In Preußen, wo fi alle Aufgaben am volliten zuſammenfaſſen, hatte der 
nüchterne gewiſſenhafte Emft Friedrich Wilhelm’s I. bereits den Grundſatz de 
Schulzwangs ausgeiprochen. Friedrich der Große wurde durch die Erwerbung 
Schleſiens genöthigt, zuerſt geiegliche Normativbeitimmungen für das Verhältniß 
gleichberechtigter Kirchen in der Volksſchule zu finden. In feinem beherrichenden 
Geift erichien die Volksbildung von der Dorfichule bis zur Akademie ſchon als ein 
beitlich gedachte Staatsauigabe. Bis zum Anfang des 19. Jahrhunderts ift die 
Schulgejeßgebung Preußens, wenn auch der Form nach provinziell, der Sache nad 
einheitlich geftaltet, und nach einigen Schwankungen und politischen Wechiel: 
fällen unter der Verwaltung des Minifterd von Altenftein ein Bierteljahrhundert 
hindurch zu einer würdigen Ausführung gekommen. Die unter Friedrich Wilhelm IV. 
zum Durchbruch gelangte Bewegung der Geſellſchaft Hat unter einer ſchwankenden 
Staatsleitung vom Standpunkt kirchlicher und politischer Parteien aus zwar wieder 
wichtige Fragen zu Kontroverjen gemacht, eine Fortbildung nach den wirklichen Be 
dürfniffen der Zeit gehemmt, die Hauptgrundlagen aber nicht zu ändern vermodht. 
Das MWefentliche derjelben beruht auf folgenden Gefichtöpuntten. 

I. Gentralijation der Geſetzgebung. Es bedarf derjelben 1) zur 
Herftellung des einheitlihen Grundplanes nationaler Bildung, welcher von 
der Univerfität bis zur Dorfichule herab nothwendig iſt, nicht nur wegen der Ein: 
heit der Wiſſenſchaft, jondern auch zur Ausbildung des Lehrerperjonals, welches auf 
den höheren Stufen für die niederen zu bilden ift. 2) Zur Regelung des Verhält— 
nifies der Kirche zur Schule, welche im paritätifchen Staat und zum Schuß der 
diffidentifchen Belenntniffe nur von der Staatögewalt ausgehen kann. 3) Zur Re 
gelung der Schullaſt, die jehr jpezialifirter gefeglicher Normativbeitimmungen be 
darf. 4) Zur Auseinanderfegung der Eollidirenden Rechtsanſprüche der 
Familie, der Kommune und der Kirchen, welche durch den Grundjag des Schul- 
zwangs zu einer abjoluten Pflicht des Staates wird. 5) Zur Regelung des Pri— 
vatunterrichts, der nach dem Grundfa der freien Konkurrenz neben dem öffent: 
lichen Unterrichtsanftalten die Möglichkeit des Beitehens finden muß, aber gejeßlicher 
Normativbeitimmungen bedarf zur Erhaltung der Einheit des nationalen Bildungs 
wejens und gegen nabeliegende Webergriffe gejellichaftlicher Intereffen und kirchlich— 
politifcher Parteien. 
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II. Decentralijation der Verwaltung. Daß das geiftige Leben die 
uniforme Reglementirung aller Studienpläne von der Univerfität bis zur Dorfichule 
herab nicht zu ertragen vermag, ift jelbit das heutige Frankreich anzuerfennen bereit. 
Der Selbjtändigkeitstrieb im Deutjchen Familien- und Gemeindeleben, jowie das 
eiferfüchtige Ankämpfen der organifirten Kicchengewalten gegen jtaatliche „Gentralija= 
tion“ geben dagegen das nothwendige Gegengewicht und die ausreichende Gewähr. 
Die Schwierigkeit liegt in Deutjchland vielmehr umgekehrt in der Neigung zu Son— 
berbildungen, welche fich gegen jede gejetliche Regel fträuben, während eine jolche 
doch im heutigen Staatöweien die Vorbedingung aller Selbftverwaltung bleibt. 
Diefe Decentralijation ergiebt fich 1) für die Univerjitäten durch Beibehaltung 
wefentlicher Elemente einer Korporationsverfaſſung; 2) für die gelehrten Schulen 
durch ihre Anlehnung an die ftändigen KHörperichaften der Stadtverwaltung und 
jpäter wol auch an die Kreis- und Provinzialverwaltungen,; 3) für die Fach— 
und Spezialfchulen durch DVerwaltungsräthe unter wejentlicher Betheiligung 
der nächſten Intereffenten; 4) für die Volksſchule durch ein zufammengejehtes 
“ Kuratorium, in welchem die Familienväter durch gewählte Vertrauensmänner, Die 
Gemeinden durch kommunale Organe, die Kirchen durch kirchliche Organe zu ver- 
treten find, zur Wahrung der hier im Eleinften Raum follidirenden Anfprüche, die 
nur in gewohnheitsmäßigem follegialiichen Zuſammenwirken ihre Ausgleichung finden. 
Der Hauptmangel der biäherigen Einrichtungen lag in der Zerjplitterung diejer For— 
mation, für die es in der Fleinen Landgemeinde an einem Perjonal von gehörigen 
Ansehen und genügender Bildung fehlt. Diefe Mängel heben fich durch For— 
mationen aus einem größeren „Amtsbezirk“ und durch Anlehnung an eine fommunale 
Kreiäverwaltung. 

III. HSerjtellung der Einheit in dem Geiſt der Verwaltung durch das 
ergänzende Regulativrecht der Staatöbehörden und durch eine organifirte 
Staatsaufjicht. Den Regulativen der Gentralverwaltung muß ein erheblicher 
Spielraum bleiben, da der ftetige Fortichritt des geiftigen Xebens und der geiell- 
ſchaftlichen Intereffen eine jchematische Gejeggebung über den Schulplan in jeinen 
technijchen Einzelheiten unmöglich macht. Nur die beweglichere Geftalt der Regu— 
lative vermag auch die immer wiederkehrenden £onfejfionellen Reibungen und die Eng- 
berzigfeit der Lofalintereffen zu überwinden, die fein gejegliches Normativrecht völlig 
fernhalten kann. Unter minifterieller Leitung bedarf es dazu nicht jowol ſchwerfäl— 
liger „Schulfollegien“, ala höhergeftellter Ginzelbeamten zu einer Oberinfpeftion, 
während die untere Spezialinjpeftion durch die Stadtverwaltungen, jpäter auch wol 
der Kreisverwaltungen, nad lofalem Bedürfiniß verichieden zu geftalten ift. 
Die zur Zeit noch vielfach ſchwankenden Borftellungen werden fich klären, wenn 
durch das gewohnheitsmäßige Zufammenarbeiten des jchulgelehrten und des Laien— 
elements in den Kuratorien die praftifche Aufgabe der Schulinfpektion bejtimmter 
hervortreten wird. 

Zur Ergänzung dieſes adminiftrativen Organismus wird es endlich noch eines 
Glements der VBerwaltungsjurisdiltion bedürfen, da die ftreitige Aus— 
legung der Schulgeiehe gegenüber den Ansprüchen der Kirchengewalt, und unter kol— 
fidirenden Rechtsaniprüchen der Kommunen und der Einzelnen, nicht der endgültigen 
Auslegung eines einzelnen Minifters überlaffen werden kann. Aller Streit über die 
„tonfeffionellen Schulen“ ift in Preußen nur aus einer parteimäßigen Interpretation 
der bejtehenden Geſetze entjtanden, die wiederum ein Hinderniß jeder neuen Gejeh- 
gebung wird, jo lange jedes Parteiintereffe glaubt, mit feiner eigenen Auslegung 
weiter zu fommen, ala mit einer neuen Gefeßgebung. Die Schulgejeßgebung , wie 
alle Verwaltungsgejeßgebung, vermag im fonjtitutionellen Staate nicht zu beftehen, 
ohne jurisdiftionelle Organe zur gleichmäßigen und ficheren Feſtſtellung der jtreitigen 
Geſekesfragen. 
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Sit: Bol. die Art. Schulauffiht, Shulbeiträge, Schulzwang. Speziell über 
dad nn ber Schulgelek — zur Staatsverwaltung, Gemeinde und Kirche: Gneift, 
Die Selbftverwaltung der Vollsſchule, Berl. 1369. Gneift. 


Unterichlagung: in eigenmächtiger Form erjolgende, bewußt rechtswidrige 
Zueignung einer fremden beweglichen Sache, die man in Gewahrjam hat. Die Art, 
wie der Gewahriam erlangt wurde, ift am fich gleichgültig, wenn nur der betreffende 
Akt nicht bereits eine Zueignung der Sache ihrer Subſtanz nach enthält. Die 
meiften Deutichen Gejeßbücher hatten diejen umfaffenden Begriff nicht. Die Spezies 
der U. war in ihnen gleichjiam noch zu feiner Konfolidirung gelangt. Indem fie 
eine gewiffe Art und Weije der Erlangung des Gewahrſams ald Erforderniß au 
jtellen, Lafien fie im Syftem der auf die Vermögenäverbrechen: bezüglichen Normen 
nicht unmwejentliche Lücken und geben zugleich zu verichiedenen Kontroverſen Anlaß. — 
Deiterreich fennt als jelbitändiges Delikt nur die rechtswidrige Zueignung ander: 
trauten Gutes („Beruntreuung”). Die Zueignung gefundener Sachen behandelt es 
als Betrug. Ungarn ftellt der U. das Delikt der „widerrechtlichen Aneignung“ zur 
Seite, welches die widerrechtliche Aneignung gefundener oder durch Zufall oder Jr: 
thum erlangter Sachen begreift. Im Preußifchen StrafGB. hieß „U.“ nur die Zu: 
eignung don, mit der Verpflichtung zur Rückgabe, Verwahrung, Verwaltung oder 
Ablieferung erlangtem Gute. Doch ward derjelben die Zueignung gefundener oder 
fonjt zufällig erlangter Sachen gleichgejtellt. Württemberg unterfchied die Zueigmung 
bereits im Befiß befindlicher von derjenigen gefundener Gegenjtände,; Bayern die 
„U“. anvertrauter oder in Folge einer Gejchäftsführung erlangter Sachen von der 
gelinder behandelten „itrafbaren Vorenthaltung“ gefundener oder durch Irrthum oder 
Zufall erlangter. Heſſen und Baden bezeichneten beiderlei Fälle ala „U“. Bayer, 
Heflen und Baden ftellten der Zueignung des Gefundenen unter gewifjen Voraus 
jegungen ein blos paffives Verhalten (Unterlaffung der Anzeige, Verſchweigen) gleid. 
Das NStrafßB. hat den allein jachentfprechenden umfafjenden Begriff. Derielbt 
jet voraus: 

a) ala Objekt eine fremde bewegliche körperliche Sache. Daher an herren— 
loſen Gegenftänden feine U. möglich ift. Ebenſo nicht an der eigenen Sache de 
Thäters zum NachtHeil des dinglich oder obligatoriich Berechtigten. Die Frage, ob 
die Sache eine fremde ſei, beurtheilt fich nach civilrechtlichen Grundſätzen. Di 
Preußiiche Praris hat indeß in allen diefen Beziehungen mehriach abweichende An- 
fichten zur Geltung gebracht. Defterreich (183) und Ungarn (359) kennen aud 
eine Veruntreuung der eigenen Sache. Sonſt gilt in Betreff des Objekts der U., 
was Hinfichtlich des Diebftahlsobjefts, nur daß bei jener nicht eine Sache in frem: 
dem, jondern eine joldhe in eigenem Gewahrſam vorausgefeßt wird. Ueber bie 
Grenze, welche hierdurch zwiſchen dieſen beiden Verbrechensarten gezogen wird, 1. d. 
Art. Diebitahl. — Der Gewahrjam kann durch ein Rechtsgeſchäft oder durch 
Zufall, bzw. Irrthum oder auch, unter der oben bezeichneten Einſchränkung, in 
rechtswidriger Weiſe erlangt ſein. So z. B. durch eine auf die bloße Innehabung 
gerichtete Täuſchung. Wäre die letztere dagegen auf Erlangung der Subſtanz der 
Sache gerichtet geweſen, ſo würde Betrug vorliegen. Analog beſtimmt ſich das 
Verhältniß zur Erpreſſung ꝛc. Entſcheidend iſt hier überall der Charakter derjenigen 
Handlung, durch welche der Verbrechenserfolg unmittelbar herbeigeführt, nicht der 
jenigen, durch welche diefe Serbeiführung vorbereitet oder ermöglicht wird. 

b) In Betreff des äußeren Thatbejtandes einen Zueignungsatt, d. I. 
einen Akt, durch welchen die Willensherrſchaft des Eigenthümers ausgeſchloſſen und 
eine folche für den Thäter in Bezug auf die Subftany der Sache begründet wird. 
Beim Diebitahl liegt der Schwerpunkt in der Erlangung des Gewahrjams zum 
Behufe der Zueignung, bei der U. in der leteren ſelbſt. Von diejer Zueignung ift 
die Zerftörung der Sache zu umterfcheiden. Zueignungsatte liegen in dem Ver— 
brauche und in der Veräußerung der Sache. In der Verpfändung nicht allgeme; 
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doch kann fie nach Lage der Umftände die Bedeutung eines Zueignungsaktes haben. 
Ein jolcher fann ferner in der Beifeitefchaffung der Sache oder in der Verbindung 
derjelben mit eigenen Sachen gegeben jein. ferner in der von Erfolg begleiteten 
Ableugnung, wenn der Ihäter fich noch im Beſitze der Sache und bereit? im Ge— 
nuſſe derjelben befindet. — Die Zueignung muß rechtöwidrig fein. Die Berugniß 
zur Vornahme des betreffenden Zueignungsaktes fchließt daher das Verbrechen aus. 
Auch dann, wenn an diefen Akt eine Verpflichtung zur Herausgabe des Werthes 
oder zu anderweitigen Xeiltungen geknüpft ift und diefer Verpflichtung nicht ent— 
fprochen wird. Die U. ift daher überall ausgeſchloſſen, wo der Empfänger einer 
Sade nur zur Gritattung in genere verpflichtet it. Bei Fungibilien, jpeziell bei 
Geld, ijt dies häufig auc dann der Fall, wenn e8 nicht ausdrüdlich vereinbart oder 
durch die Natur des Geſchäfts außer Zweifel gejtellt ift. Ueberall nämlich dort, 
wo eine entgegenjtehende Willensäußerung bei der Uebergabe des Geldes ꝛc. nicht 
erfolgt ijt und es zugleich nach Lage der Umftände in diefem Momente ala gleich: 
gültig für die Jıtterefien des Berechtigten erjcheinen mußte, ob eine Gritattung in 
genere oder in specie erfolge. — Die U. ijt ferner ausgejchloffen beim äſtimatoriſchen 
Vertrag. Ferner bei Demjenigen, der einen Rechtsanfpruch auf die Erlangung der 
Sade Hat. Geht diefer Anfpruch dagegen auf die Erlangung einer anderen als der 
zugeeigneten Sache, jo ijt die U. nach dem RStrafGB. nicht ausgeichloffen. — Die 
NRechtswidrigfeit der Zueignung entfällt endlich dort, wo die Zuftimmung des 
Dispofitionäbefugten Gigenthümers vorliegt, mag fie auch dem Thäter unbekannt fein. 

ec) Sinfichtlich des inneren Thatbeſtandes die Abficht, dem Gigenthümer 
die Sache zu entziehen und fie den eigenen Intereffen dienftbar zu machen, jowie 
dad Bewußtjein von der Rechtswidrigfeit der Handlung. Daher die irrige An— 
nahme eines Gigenthumsrechts an der Sache oder einer Ginwilligung jeitens des 
Gigenthümers, oder eines FForderungsrechts, welches auf die Erlangung der Sache 
geht, die U. ausichließt. In Betreff des Motivs der Gewinnjucht gilt hier, was 
beim Diebitahle. 

Die Art, wie der Gewahrjam erlangt wurde, ijt zwar in Betreff des Begriffes, 
nicht aber auch in Betreff des Strafmaßes gleichgültig. Unter ſonſt gleichen 
Vorausſetzungen ijt die U. des Gefundenen am gelindejten, die des Anvertrauten 
am jtrengiten zu behandeln. Das RStrafGB. ftellt für die letztere ein höheres 
Strafmarimum auf. Als anvertraut ift die Sache zu betrachten, wenn fie auf 
Grund einer gejchäftlichen, nicht aus einem Irrthum entiprungenen, Uebergabe und 
mit der Verpflichtung zur Ablieferung, Rüdgabe oder Beräußerung der Sache er- 
langt war. — freiwillige Zurüdgabe oder Erſatzleiſtung fchließen die Strafe nad 
dem RStrafGB. nicht aus. Anders nad) dem Dejterreichifchen (früher nach dem 
Mürttembergifchen und Braunfchweigiichen) StrafGB. — Die U. wird meift um 
Etwas gelinder beſtraft als der Diebjtahl. Der Grund liegt in der geringeren Be— 
deutung diefer Form der Vermögensbeeinträchtigung für die in Betracht kommenden 
Interefien. Nach dem RStrafGB. kann auf bloße Geldjtrafe herabgegangen werden. 
Für die Geiängnißitrafe, die Normalitrafe, ift ein geringere Marimum aufgejtellt 
als beim Diebjtahle. — Die Verfolgung tritt nach dem RStrafGB. von Amts- 
wegen ein, abgejehen von der gegen Angehörige, Vormünder, Erzieher oder folche 
Perſonen, zu welchen der Schuldige im Lehrlingsverhältniffe oder in deren häus— 
licher Gemeinfchaft er ala Geſinde fich befindet, vorausgejett, daß es fich bei dieſem 
Lehrlings= oder Gefindediebjtahl um Sachen von unbedeutendem Werthe Handelt. 
Eine gegen den Ehegatten oder einen Dejcendenten begangene U. iſt ſtraflos. Hin— 
fichtlich diefer beiden privilegirten Unterichlagungsarten gilt das Nämliche wie hin- 
fichtlich der entiprechenden Arten des Diebſtahls. 

Die Beitimmungen über U. finden eine Ergänzung in denjenigen über Un— 
treue, j. den betr. Art. — Bayern und Württemberg hatten der rechtswidrigen 
Zueignung des Gefundenen die des Schatzes an die Seite geitellt. 
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Unterftügungswohnfig, j. Freizügigkeit. 


Unterfuhungshaft. Den Gegenja zur Strafhaft, die für ihre verſchieden— 
artige Gejtaltungen in der Zuchthaus, Gefängnißftrafe u. j. w. ein rechtäfräftiges 
Strafurtheil vorausfeßt, bildet die U. Ihre prozeffualiiche Rechtsgrundlage ift nie: 
mals ein rechtsfräftiges Endurtheil, jondern ein richterliher Haftbefehl (f. dieien 
Art.), außerdem vorläufige Feſtrahme und Kollufionshait. Der Zwed 
der U. ift ein vorbereitender, die Vollſtreckung eines Strafurtheils fichernder. Daraus 
ergiebt fich als wejentliches Merkmal der Unterfcheidung der U. Yon der Strafhaft, 
daß jene ihrer Dauer nach unbeftimmt, diefe dagegen beitimmt if. Nur für den 
vor Erhebung der öffentlichen Klage erlaffenen Haftbeiehl und die daraus hervor: 
gegangene N. iſt eine Marimaldauer von einer Woche vorgeichrieben. 

U. ift ein noihwendiges, unvermeidliches Uebel, ohne deſſen Zulaffung der 
Zwed des Strafverfahrens in den jchwerften Verbrechensfällen nicht erreichbar jein 
würde. In der Beichränfung dieſes Uebelſtandes auf das jchlechthin Nothwendige, 
in der Beitimmung ausreichender gejeglicher Verantwortlichkeit für Fälle unnöthiger 
Anordnung der U. oder ungebührlicher Verlängerung derjelben zeigt fich eine erheb- 
liche Berichiedenheit nicht nur des älteren Anflageprozeffes, der der perjönlichen 
freiheit des Beichuldigten weitaus günftiger war, als der Inquiſitionsprozeß, jondern 
auch der modernen Gejeggebungen im Bergleich zu einander. Abgejehen von den 
formellen Garantien, die ſich auf den Erlaß des Haftbeiehls und feine Dauer be 
ziehen, kommt vornehmlich in Betracht, daß Unterjuchungsgeiängniffe und Strai- 
geiängniffe durchaus verfchieden gehalten werden müſſen. Der Zwed jener ift em 
rein präventiver. Nur darauf fommt es an, dat die Flucht des Verhafteten 
verhindert, die der Unterfuchung möglicherweife ſchädliche Verbindung des Angeſchul⸗ 
digten mit der Außenwelt abgeſchnitten und für die im Intereſſe der Anftalte 
verwaltungen nothwendige Ordnung im Innern der Gefängnifje gejorgt werde. 

Wenngleich der Staat ficherlich verpflichtet erjcheint, dafür zu jorgen, daß 
Gelegenheiten fittlichen Verderbens aus den Unterfuchungsgefängniffen fern gehalten 
werden und aus diefem Grunde die Herrichende Meinung mit Recht die Durchführung 
des Einzelhaftiyftems für Unterfuchungsgefängnife fordert, erſcheint es zweifellos, dab 
Unterfuchungsgefangene weder unmittelbar, noch mittelbar zum Gegenstand einer 
jog. beſſernden Behandlung gemacht werden dürfen. 

Ueber den Vollzug der U. beitehen in Deutichland keine allgemein geltenden 
Gefegesnormen; die Berwaltungsvorjchriften find in den einzelnen Staaten ver: 
ſchiedene. Schon in den Reſſortverhältniſſen zeigen fich erhebliche Abweichungen, 
je nachdem die Gefängnifje den Juftizminifterien (wie in Bayern) oder den Minifterien 
des Innern oder konkurrirend beiden Minifterien nebeneinander unterftellt find (mie in 
Preußen, wo in dem Verwaltungsjahr 1879 bis 1880 (April) 16382 Unter: 
juchungsgefangene dur) die vom Mlinifterium des Innern abhängende Minderzabl 
von Unterfuchungsgefängnifien hindurchgingen). 

Don Reihswegen find in der Deutjchen StrafPO. nur gewifje Normativ- 
bejtimmungen über die U. gegeben, die für die Einzeljtaaten bei der Ordnung der 
Gefängniffe verpflichtend bleiben, bis ein umfafjenderes Geſetz das Gefängnißweſen 
einheitlich geregelt haben wird. 

Die reichsrechtlichen Vorſchriften (StrafPO. $ 116) beziehen ſich auf folgende 
Punkte: 1) Thunlichite Sonderung der Straigefangenen von den IUnterjudung® 
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gefangenen und dieſer leßteren von einander, wovon jedoch mit Zuftimmung des 
Verhafteten abgegangen werden kann. Als jelbjtverjtändlich wird außerdem anzu— 
jehen fein, daß die Verwaltungsbehörde in Beziehung auf Iſolirung nicht nur diefer 
allgemeinen Vorſchrift, ſondern auch im einzelnen Falle der richterlichen Weifung zu 
folgen hat, wo der Richter zur Vermeidung gefährlicher Kollufion die Jfolirung des 
Gefangenen vorjchreibt. 2) Vermeidung aller jolcher Einſchränkungen der perfünlichen 
Freiheit, die nicht durch den Zweck des Strafverfahrens und die „Ordnung im 
Gefängniffe” gefordert werden. Abgejehen von Gründen der Ordnung muß es 
daher als unzuläffig gelten, dem Gefangenen jeine eigene Kleidung zu entziehen. 
3) Unter gleichen VBorausfegungen der Ordnung, der Sicherheit und der Aufrecht- 
erhaltung der jtrafprogefjualifchen Zwede hat der Verhaftete das Recht, fich die 
jeinem VBermögensverhältniß entiprechenden „Bequemlichkeiten und Beichäftigungen“ 
auf jeine Koften zu verichaffen. Da nichts den Unterfuchungsgefangenen verhindert, 
Geichente von anderen anzunehmen, ift diefe Beitimmung lediglich dahin auszulegen, 
daß auf Staatskoften irgend welche Bequemlichkeiten nicht beanjprucht werden dürfen, 
ſoweit folche nicht zur Erhaltung der Gejundheit nothwendig find. Nach Analogie 
des $ 487 dürfte bei naher Lebenägejahr für den Angeklagten auch die Unterſuchungs— 
hast ala unzuläffig zu erachten fein. In jolchen Fällen muß es dem Richter vor— 
behalten bleiben, den zu Berhaftenden in einer Krankenanjtalt oder im Hausarreſt 
bis auf Weiteres zur Verhinderung der Flucht oder etwaiger Kollufion beobachten zu 
laffen. 4) Nur in Ausnahmefällen (bejondere Gefährlichkeit des Verhafteten, Selbit- 
mords⸗ oder Entweichungsverfuche) ift Feſſelung im Gefängniffe zuläſſig. Für 
Transportirungen von einem Gefängniffe zum anderen, oder zur Gerichtöftelle und 
von derjelben gilt dies Verbot der Feſſeln ebenjomwenig, wie für die Verhandlung vor 
dem Unterfuchungsrichter. 5) Der Richter Hat die Ausführung der im Intereffe des 
BVerhafteten gegebenen reihsrehtlichen Normen zu überwachen, womit ihm 
gleichzeitig auch eine Kontrole der zur Sicherung des Strafverfahrens nothwendigen 
Verwaltungsporjchriften gegeben iſt. Erichöpfend find dieje Beitimmungen feines- 
wegs. Jedenfalls ergeben fich für die Verwaltung der Unterfuchungsgefängniffe aus 
dem Gefammtinhalt der auf die Vertheidigung des Angeklagten bezüglichen Prozeß— 
vorjchriften weitere Verwaltungspflihten. Der rechtmäßige Verkehr des 
Verhaiteten mit feinem Vertheidiger, mit den Behörden felber, feine Beichwerdeführung 
und die Verwaltung feines Vermögens dürfen durch Verwaltungsvorfchriften nicht 
auf Umtmegen vereitelt oder verhindert werden. 

Die Defterr. StrafPD., welche durch feinerlei Rüdficht auf die Selbftändig- 
feitärechte einzelftaatlicher Yuftizverwaltung behindert war, enthält eingehender, 
höchſt zweckmäßige Beitimmungen zum Schuß der Berhafteten. 

Selbjt wenn von Seiten des Staates alles gejchah, um die U. auf das fchlecht- 
Hin unerläßliche Maß von Beichränkungen zurüdzuführen, bleiben jedoch zwei Folge— 
zuftände bejtehen: der Verurtheilte erleidet ein Mehr an Strafe, denn das 
wejentliche Element aller Freiheitsſtrafen, die Trreiheitsentziehung, bleibt auch in der 
U. Der Freigeſprochene erleidet ein hinterher als unverjchuldet vom Staat 
ſelbſt anerfanntes und vom Staat zugefügtes Uebel, jei es an feinem Ruf, jei es an 
feinem Vermögen, oder an feiner freiheit. 

Auf diefe Erwägungen ftüßt fich, joweit Werurtheilte in Betracht fommen, die 
Beitimmung des RStrafGB. $ 60; wonach eine erlittene U. auf die erfannte Strafe 
ganz oder theilweife angerechnet werden fann, eine Ermächtigung, die fich auch auf 
den Fall bezieht, wo zwar wegen des die Verhaftung veranlaſſenden Anflagejalles 
Freiſprechung erfolgte, in einer gleichzeitig geführten Unterfuchung wegen eines anber- 
weitigen Anklagepunktes dagegen eine Verurtheilung ausgeiprochen wurde. Neben 
diefer nur jakultativen Anrechnung der U. ſteht die obligatorifche Anrechnung 
der U. bei der Berechnung des Vollzugs der FFreiheitäftrafe in Gemäßheit der 
RStrafPO. 8 482. Anzurechnen ift die U., erlitten nach dem Zeitpunkte, wo der 
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BVerhaftete auf Ginlegung eines Rechtsmittels verzichtete, oder das bereits eingelegte 
Rechtsmittel zurückzog oder die Einlegungsfrift abliei, ohne daß eine Erklärung ab: 
gegeben wurde. 

Mit Rüdficht auf den endgültig Frreigefprochenen entjteht die Frage, ob der 
Staat verpflichtet jei, für die erlittene Unterſuchungshaft dem Unjchuldigen all: 
‘gemein oder doch mindejtens in den Fällen, in denen der Tyreigeiprochene jeine Ver: 
haftung nicht durch verbächtiges Benehmen veranlaßt hat, eine Entſchädigung nad 
denjelben Gefichtspunften zu gewähren, die gegenwärtig bei Zwangenteignungen 
allgemein anerkannt find. 

Dom Standpunkt der Theorie ift ſowol die allgemeine ala auch die auf gewifle 
Fälle beſchränkte Entichädigungspfliht des Staates eine bejtrittene Frage (dafür 
insbejondere Niffen, Geyer und Zuder). Die Gegnerichaft gegen die Entichä- 
digungapflicht des Staates kann fi weniger auf rechtliche Prinzipien, als auf 
finanzpolitifche und fiskaliſche Erwägungen ftüßen. Ginige Gejeßgebungen neuerer 
Zeit (3. B. in den Schweizer Kantonen) erkennen die Entichädigungspflicht an. 
Die Deutſche StrafP OD. übergeht diefe Frage mit Stillſchweigen; jo daß auf die 
einzelnen Landesgefeßgebungen und Landesrechte zurüdzugehen ift, wenn fejtgeitellt 
werden muß, ob die Juftizverwaltung wegen Entichädigung zumal in jolchen Fällen 
in Anfpruch genommen werden fann, in denen durch Verjehen oder Irrthümer des 
Richters, der Staatsanwaltichaft oder der untergeordneten Sicherheitsbeamten U. 
herbeigeführt wurde. Mit Beziehung auf das ausſchließlich reichsrechtliche Gebiet 
der Strafrechtöpflege (Öochverrath gegen den Kaiſer u. ſ. mw.) ijt die Entjchädigungs: 
pflicht bei dem Mangel pofitiver Anhaltspunkte aus allgemeinen Rechtsgrundjägen 
jchwerlich zu begründen. 

Quellen: RStrafPD. 88 116 fi. — Bezügl. ber Anrechnung: StrafGB. $$ b66 
482. — Defterreidh. StrafPD. $$ 184—187. 

git.: ©. unter d. Art. Haftbefehl. — Außerdem befonderd: Heinze, Recht ber 1. 
Leipz. 1865. — Niifen, Berhandlungen des XII. Deutichen Juriftentags, Bd. I. ©. 46. — 
Geyer in „Nord und Süd“ 1881 (Auüguſtheft) — Defterreih: 4. Zuder, Die U. vom 
Standpuntt der Defterreich. Etrafprogehgeiehgebung, Prag 1873, 1876, 1879. — MWahlberg, 
Reform der U., in deſſen Gejammelten Kleinen Schriften, 1875, Bd. I. S. 207. — Ueber 
Belgien: Ullmann, Allgem. Deutſche Strafrechtägtg. 1871 ©. 435, 500. 
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Unterfuhungsricdter (juge d’instruction) ift der mit der Führung der Vor: 
unterjuchung (j. diefen Art.) beauftragte Richter. Seine Stellung ijt die eine 
ftändigen Einzelrichters. Nach S 60 des Deutſchen GVBG. find „bei den Land 
gerichten Unterfuchungsrichter nach Bedürfniß zu beftellen. Die Beſtellung erfolgt 
durch die Landesjujtizverwaltung auf die Dauer eines Gejchäftsjahres“, jedoch kann 
der Präfident des Landgerichtes beftimmen, daß einzelne Unterfuchungen von dem 
U., deſſen Beitellung mit dem Ablauf des Gefchäftsjahres erlifcht, zu Ende geführt 
werden (Deutjches GBG. 8 64). Ein Amtärichter darf ala „U.“ mit einem be 
ſtimmten Wirkungsfreis für Unterfuchungen im Allgemeinen nicht bejtellt werden; 
wohl aber fann durch „Beichluß des Landgerichtes auf Antrag der Staatsanwalt: 
ichaft die Führung der Vorunterfuchung“, d. h. einer beitimmten einzelnen Vor 
unterfuchung, „einem Amtsrichter übertragen werden“ (Deutiche StrafpO. $ 183). 
In dieſem Falle ijt für diefe einzelne Sache von dem Augenblid an, wo der Auf— 
trag ergeht, bis zu deſſen Widerruf, ausnahmsweiſe der Amtsrichter der U. — 
„Bei dem Reichsgerichte wird der U. für jede“ einzelne „Straffache aus der Zahl der 
Mitglieder durch den Präfidenten beftellt. Der Präfident kann auch jedes Mitglied 
eines anderen Deutjchen Gerichts und jeden Amtsrichter zum U. oder für einen Theil 
der Geichäfte des U. zum Vertreter deffelben beitellen“ (Deutiche StrafPO. $ 184). 
Die letztere Befugniß des Präfidenten muß als eine ganz anomale bezeichnet 
werden; denn im Allgemeinen ift an dem jtreng einheitlichen Charakter der Vor: 
unterſuchung und an ihrer volljtändigen Konzentrirung in der Hand des einen U 
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feſtzuhalten. Dies ſchließt nicht aus, daß einzelne, ſelbſt ſehr zahlreiche, ja viele. 
leiht jogar alle Akte der Vorunterfuchung durch von dem U. requirirte Behörden 
borgenommen werden; es fann dies in Bezug auf einzelne Maßregeln oder Er— 
mittelungen, welche in den Wirkungskreis der Behörden und Beamten des Polizei= 
und Sicherheitsdienftes fallen, durch diefe geichehen und Haben diefelben „Erſuchen 
und Aufträgen des U. zu genügen“ ($ 187). Handelt es fich um gerichtliche „Unter: 
uhungshandlungen“, jo kann der U. die Amtärichter erfuchen. (StrafPO. $ 183. 
Wenn über diefe Requifitionen a. a. DO. gejagt ift, die bezüglichen Beitimmungen 
finden auf „Amtsrichter, welche mit dem U. denjelben Amtafit haben“, feine An— 
wendung, jo muß umgekehrt angenommen werden, daß auswärtige U. fich nicht an 
U., jondern jtet3 nur an die an dem Sibe der Ießteren befindlichen Amtsrichter zu 
wenden haben.) Immerhin aber handelt es fich dabei niemals um die Führung 
der ganzen Vorumterfuchung, fondern um einzelne Unterfuchungshandlungen, deren 
Veranlaffung, Beurtheilung und Ergänzung immer wieder dem U. zukommt, welcher 
auch allein berufen ift, die Vorunterfuchung zu eröffnen und deren Ende herbeizuführen. 
In gleicher Weije kann auch der U. am Reichögerichte um die Vornahme einzelner 
Unterfuhungshandlungen die Amtsrichter erfuchen ($ 189 Ab. 3). Die daneben- 
ftehende Beftellung von Vertretern des U., welche ſelbſt wieder Requifitionen an 
Amtsrichter erlaffen können, ift daher etwas Anderes; und muß wol fo verjtanden 
werden, daß beim Zujammentreffen einer Mehrheit von Anfchuldigungsgründen oder 
Angeihuldigten oder doch von getrennt zu behandelnden Vorfällen Hinfichtlich ein- 
jener derjelben die volle Aufgabe des U. auf deſſen Vertreter, unbejchadet der for— 
mellen Zufammengehörigkeit der Unterfuchungshandlungen und ihrer Gigenjchaft ala 
heile derfelben Vorunterfuchung, übertragen wird. Die Angabe der Motive, die 
Veitimmung beruhe „auf der Erwägung, daß Unterfuchungen der fraglichen Art fich 
häufig über jo große Bezirke erftreden, daß die gleichzeitige Thätigkeit mehrerer U. 
nothwendig wird“, genügt nicht, das Verhältniß diefer Theilunterfuchungen zur ein— 
beitlichen Vorunterfuchung außer Zweifel zu ftellen. 

Der U. nimmt in mehrfacher Hinficht eine eigenthümliche Stellung ein. Gr 
it berufen, eine Unterfuchung zu führen und hat dabei fich Lediglich von feiner 
Auffaſſung deijen, was zur Löſung der ihm gejtellten Aufgabe erforderlich ift (vgl. 
d. Art. Borunterfuhung), leiten zu laſſen. Diefe Aufgabe jelbft ift an fich 
eine richterliche im gewöhnlichen Sinne nicht; denn die wejentliche Funktion des 
Richters iſt richten, über entgegengejegte Anfprüche entjcheiden, während die Unter: 
juhung nur eine Entjcheidung vorbereitet. Der U. ift aber nicht blos Unterfuchender, 
ſondern auch Richter, nicht blog in dem Sinne, daß er die wichtigite Eigenſchaft 
des Richters, volle Unbeiangenheit und Unparteilichkeit in feine Thätigkeit mit- 
bringen muß, jondern auch in dem Sinne, daß er bei diefer jeiner Aufgabe mit 
tichterlicher Macht ausgerüſtet und von all den Garantien umgeben ift, welche die 
Unabhängigkeit richterlicher Thätigkeit zu fichern beftimmt find. Er ift ferner Richter 
in dem Sinne, daß er den Betheiligten richterliches Gehör jchuldig ift, daß er in den 
Fall kommt, Inzidentalentjcheidungen zu fällen und daß jeine Thätigkeit immer nur 
ald der Ausfluß der Gefammtthätigkeit des richterlichen Organismus im Staate 
ericheint. Eben darum iſt feine Beziehung zu diefem Organismus von bejonderer 
Wichtigkeit. 

Die Stellung des U. ift wejentlich eine einzelrichterliche. Es giebt feine 
Behörde, welche berufen wäre, feine Thätigkeit in einer beftimmten Sache in der 
Weiſe zu berichtigen und zu reformiren, daß diefelbe an fie mit vollem devolutiven Effekt 
überginge, wie dies in den Fällen eintritt, wo ein höheres Gericht ftatt des niederen 
eine Sache zu verhandeln und zu enticheiden hat. Andererjeits greift in jeine Thätig— 
feit die Straflammer des Landgerichtes ein. Darüber heißt e8 im Deutichen GVBG. 
$ 72: „Die Straflammern find zujtändig für diejenigen die VBorunterfuchung und 
deren Grgebnifje betreffenden Entfcheidungen, welche nach den Vorjchriiten der Straf— 
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PO. von dem Gerichte zu erlaffen find; fie enticheiden über Beichwerden gegen Ver— 
fügungen des U.“ Diefe Enticheidungen jaßt die Straffammer „in der Belegung von 
drei Mitgliedern mit Einſchluß des PVorfigenden“ (GVBG. 8 77). Der U., welcher 
allerdings Mitglied der Straffammer jein kann, „darf in denjenigen Sachen, in 
welchen er die Vorunterfuchung geführt hat, nicht Mitglied des erfennenden Gerichts 
jein, auch nicht bei einer außer der Kauptverhandlung erfolgenden Enticheidung der 
Straffammer mitwirken“ (Deutiche StrafPD. $ 23 Abſ. 2). Die Enticheidungen 
nun, welche außer der Hauptverhandlung erfolgen, betreffen entweder folche Gegen— 
jtände, welche ausdrüdlich dem Beichluß des Gerichts vorbehalten find, namentlich 
die Bedenken des 1. gegen die Einleitung der Worunterfuchung oder gegen Die 
beantragte Ergänzung bderjelben, die Einftellung des Verfahrens oder Beichwerden 
gegen Verfügungen des U. — alſo immer nur einzelne genau abgegrenzte Fragen. 
Das Gericht kann nicht blos die Führung der Vorunterfuchung jelbjt nicht in die 
Hand nehmen, was der Natur der Vorunterfuchung als der Thätigfeit eine Einzel» 
richters entipricht, — es ift auch jelbit die ältere Deutiche Auffaffung nicht zum 
Ausdrud gelangt, nach welcher der U. nur ala ein Abgeordneter des Gerichtes, in 
defien Auftrag und unter deflen allgemeiner Ueberwachung und Anleitung er zu 
handeln Hat, angejehen wird; vielmehr wurde der in der Reichstagstommiffion 
geitellte Antrag, den U. zu beriodiſcher Berichterftattung an das Gericht zu ver— 
pflichten, abgelehnt. Es ift auch in den Motiven direkt (S. 104 bei SS 182 und 183 
deö Geſetzes) und indireft (S. 176 bei 3 124 des Gejeßes, vgl. auch die Erflärung 
des Negierungstommiflärs in den Protofollen der Reichsjuftiztommiffion ©. 865) aus— 
geiprochen, daß der U. in der Regel gar nicht berechtigt jei, die Entjcheidung des Ge— 
richtes über Gegenftände, über welche zunächit er zu verfügen hat, einzuholen. Gine 
Ausnahme macht in diefer Hinficht die Enticheidung der Haftfrage; der U. ift nämlich 
nach Straf OD. $ 124 Abi. 2 „zur Grlaffung eines Haftbefehles und mit Zuſtim— 
mung der Staatsanwaltichaft auch zur Aufhebung eines ſolchen ... befugt“, 
was als Ausnahme von der dajelbit Abſ. 1 aufgeftellten Regel ericheint: „Die 
auf die Unterfuchungshaft, beziehungsweife auf die Sicherheitsleiftung bezüglichen 
Enticheidungen werden von dem zuftändigen Gericht erlafien“. Daraus folgt alio, 
daß der U., ftatt von feiner „Befugniß“ Gebrauch zu machen, die Enticheidung des 
Gerichtes einholen fann, wozu er andererjeits nach derielben Gejeesitelle dann ver: 
pflichtet ift, wenn der Staatsanwalt jeine Zuftimmung zur Aufhebung eines Haft— 
befehles veriagt. Andere Fälle, in welchen die StrafP OD. dem Gericht die Beſchluß— 
faflung vorbehalten hat, betreffen: die Abgabe des Verdächtigen in eine öffentliche 
Irrenanftalt zur Beobachtung (Straß DO. $ 81), die Uebertragung der Führung einer 
Vorunterfuchung an einen Amtärichter (StrafPD.$ 183), die Zulaflung eines Ver: 
theidigers, welcher nicht zu den unbedingt —— gehört (StrafPO. $ 138), 
die Ablehnung der Anträge der Staatsanwaltichait auf Eröffnung oder Ergänzung 
der Vorunterfuchung (StrafPO. 88 178, 195), den über Einwand des Beichuldigten 
gegen die Gröffnung der Vorunterfuhung (StrafPO. $ 179), endlich die Beſchluß— 
faſſung über Ergänzung der Vorunterfuchung und die zur Prüfung einer unmittelbar 
erhobenen Anklage, jei es auf Antrag des Beichuldigten, jei es ohne folche zu treffende 
Mabnahme (StrafPO. $ 200), jowie über die Ergebniffe der geführten Worunter- 
juchung (StraiP OD. $ 196). In all diefen Fällen fommt die Beichlußfaffung jchon in 
eriter Yinie der Straffammer zu; wo dagegen der U. jelbit zu entjcheiden und nicht der 
Beichluß denfelben einzuholen hat, ergeht leßterer nur über eine ergangene Beſchwerde, 
alſo ala Enticheidung zweiter Inſtanz (StrafPO. b 8346). Dies ift aber deshalb 
wichtig, weil „Beichlüffe, welche von dem Yandgericht in der Beſchwerdeinſtanz erlaflen 
find“, nur „injofern fie Verhaftungen betreffen, durch weitere Beichwerde angefochten 
werden“ können (Straf PO. $ 352), während gegen Beichlüffe, welche die Straifammer 
in eriter Inſtanz faßt, die Beſchwerde an das Oberlandesgericht zuläffig iſt (GKBG. 
$ 119 3.5 und StrafPO. $ 346), ſoweit das Geſetz dieſelben nicht ausdrücklich jeder 


Anfechtung entzieht. Bei dieſer Ordnung des Beſchwerderechtes würde allerdings 
der U. wäre e8 ihm überlaffen, nach Belieben eine Entjcheidung entweder jelbit zu 
füllen oder der Straffammer anheimzujtellen, die Beſchwerdeinſtanz bejtimmen können. 

Die Defterr. StrafPO. regelt die Stellung des U. durch Folgende An— 
ordnungen: Es werden „bei jedem Gerichtshof erfter Inſtanz“ (Landesgericht, Kreis: 
gericht) „ein oder mehrere Mitglieder defjelben als U. beitellt“ (StrafPO. $ 11, 
Abi. 2). Die Beitellung erfolgt durch den WVorjteher des Gerichtshofes. „Eine 
Abteilung des Gerichtähofes erjter Inſtanz führt als Rathskammer die Aufficht 
über alle... Borunterfuchungen und Vorerhebungen und nimmt auf diejelben den 
in der StrafPO. ihr zugewiejenen Einfluß. Die Rathskammer kann in einzelnen 
Fällen nach Anhörung des Anklägers . . . die VBorunterfuchungen ganz oder theil- 
weife an ein im Sprengel des Gerichtshofes gelegenes Bezirkägericht übertragen. Sie 
fann jedoch dieſe Gejchäfte jederzeit wieder an fich ziehen und ift dazu verpflichtet, 
jobald es der Ankläger oder der Beichuldigte beantragt. Die Rathskammer fat 
ihre Beichlüffe in VBerfammlungen von drei Richtern” ($ 12 StrafPO.). „Die Unter: 
iuhungsrichter an den Gerichtshöfen haben bei der Unterfuchung, infoweit fie nach 
den Beitimmungen der StrafPO. nicht an die vorläufige Einvernehmung des Staats» 
anwaltes oder an den Beichluß des Gerichtshofes gebunden find, nach eigener Einficht 
ju verfahren. Es iſt ihmen jedoch unbenommen, im alle eines Zweifels auch) 
in fällen, rüdfichtlich deren es die StrafPO. nicht ausdrüdlich vorjchreibt, 
vorläufig den Beichluß des Gerichtshofes einzuholen“ ($ 10 der Verordnung des 
Oeſterr. Juftizm. vom 16. Juni 1854, R.G. Bl. Nr. 165). „Die Vorunterfuchung 
wird in der Regel von dem U. perfönlich und unmittelbar geführt. Doc kann 
derielbe die Bezirkögerichte ... . um die Vornahme einzelner gerichtlicher Hand» 
lungen erfuchen ... .“ ($ 93 StraPD.). „Der Unterjuchungsrichter erjtattet der 
Rathskammer über den Stand aller anhängigen VBorunterfuchungen monatlich einmal 
oder auch während des Monat3, wenn er dies Für nöthig erachtet oder die Ent— 
iheidung der Rathskammer einzuholen hat, mündlich Bericht. Den Sihungen, in 
welchen die Rathskammer diefe Berichte entgegennimmt, wohnt der Staatsanwalt 
bei und er iſt berechtigt, Anträge zu ſtellen“ ($ 94 StrafPO.). „Findet der U. 
Bedenken, einem Antrage auf Ginleitung der Vorunterfuchung beizutreten, jo ift 
darüber ein Beichluß der Rathskammer einzuholen. Der U. nimmt an der Bes 
tathung, aber nicht an der Beichlußfaffung Theil“ ($ 92, Abi. 3 StrafP OD.) Ebenjo 
enticheidet die Rathskammer über Beichwerden gegen das Vorgehen der U. „nad 
Anhörung des U. und des Staatsanwalts“ ($ 113, Abi. 2 Straf DO. Derjenige, 
„welcher in derjelben Sache als U. thätig geweien ift“, ift von der Mitwirkung und 
Enticheidung bei der Hauptverhandlung ausgejchloffen (StrafPO. $ 68 letzter Abſatz). 
Was insbelondere die Verhängung und Aufhebung der Haft betrifft, jo legt fie das 
Gele durchaus in die Hand des U., unbeichadet des oben erwähnten allgemeinen 
Rechts deſſelben, die Enticheidung der Rathskammer einzuholen. Der Rathalammer 
it nur die Beitimmung der Sicherheitäleiftung, gegen welche die Haft entfällt, vor— 
behalten ($ 192); bei jchweren (mit mindeftens fünfjähriger Kerkerſtrafe bedrohten) 
Verbrechen ift die Zulafjung zur Sicherheitsleiftung dem Oberlandesgerichte vorbehalten 
($ 194). „Die Beichwerdeführung des Staatsanwaltes gegen den Beichluß der 
Rathefammer, wodurch die verhängte Unterfuchungshaft gegen Sicherheitsleiftung 
oder auch ohne eine jolche aufgehoben wird, Hat nur dann aufichiebende Wirkung, 
wenn derielbe feine Beſchwerde gleich bei Eröffnung jenes Beſchluſſes anmeldet und 
längitens binnen drei Tagen ausführt“ (S 197). — Bei den Entjcheidungen, welche 
die Rathslammer fällt, iſt der Rechtszug davon ganz unabhängig, ob ſie auf Grund 
einer Beſchwerde ergingen. Sie ſind unanfechtbar, es wäre denn, daß ſie „die 
Ausſcheidung einzelner Strafſachen aus der gemeinſam zu führenden Vorunterſuchung, 
die Verhängung oder Aufhebung der Haft oder die Beſtimmung der Verſicherungs— 
Jumme, die Einftellung der Vorunterfuchung oder die Ablehnung des Antrages des 
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Staatsanwaltes oder Privatanflägers auf Einleitung der Vorunterſuchung betreften“. 
In diefen Fällen geht die Beichwerde an das Dberlandeögeriht ($ 114 StraPD.). 
Die Herbeiführung einer Vorunterfuchung in Folge einer unmittelbaren Anklage ift 
dem Oberlandeägerichte vorbehalten (5 211 StrafPD.). 

Was das Vorgehen des U. zur Löfung feiner Aufgabe und die ihm zu diejem 
Zwede zur Verfügung ftehenden Mittel betrifft, jo muß auf den Art. Vorunter— 
fuhung und die zahlreichen, in die Materie einfchlagenden Einzelerörterungen ver- 
wiefen werden. Hier ift nur noch der dem U. zur Seite ftehenden Disziplinar- 
gewalt Erwähnung zu thun. Das Deutihe GBG. bringt dieſelbe unter 
den Gefichtöpunft der einem „einzelnen Richter bei der Vornahme von Amts- 
handlungen außerhalb der Sitzung“ zuftehenden Beiugniffe ($ 182), und verweiit 
dabei auf die in den 88 177—181 geregelte ſog. Situngspolizei. In diefer Hin 
fiht fommt alfo die Beitimmung des $ 178 in Betracht, wonach Perjonen, 
welche den zur Aufrechthaltung der Ordnung erlafienen Beiehlen nicht gehorchen, 
aus dem Gitungszimmer entfernt, auch zur Haft abgegeben und während einer 
Zeit, welche vierundawanzig Stunden nicht überjteigen darf, feitgehalten werden 
fönnen, ferner die nach $ 179 wegen „einer Ungebühr in der Sitzung“ zu ver— 
hängende Ordnungsſtrafe bis zu einhundert Mark oder bis zu drei Tagen Haft, 
und die Spezialbeitimmung des $ 180 gegen Rechtsanwälte oder Bertheidiger. — 
Die Defterr. StrafPD. ($ 108) berechtigt den U. „gegen diejenigen, welche fich 
ungeachtet dorausgegangener Grmahnungen bei irgend einer Amtshandlung des N. 
ein ungeſtümes oder beleidigendes Betragen zu Schulden fommen lafjen“, eine Geld» 
jtrafe bis zu fünfzig Gulden oder eine Arreftjtrafe bis zu acht Tagen zu verhängen. 
„Gegen Gerichtszeugen, Sachverftändige und Rechtäbeiftände können nur Gelditrafen 
verhängt werden.“ Dagegen ift für ohnehin bereits Verhaftete noch eine Spezial» 
beitimmung ertheilt. 

Lit.: ©. hinter dem Art, Borunterfuhung. — Epgziell über die Stellung bes UL. 
noch inabefondere: Mittermaier, Gejeßgebung und Rechtsübung über Strafverfahren (Erl. 
1856), ©. 363 ff.; Derjelbe, Erörterung wichtiger — aus der Lehre von dem Ver— 
hältniß des Staatsanwaltes zum Unterfuchungsrichter, Archiv d. Kriminalrechts, 1855 S. 205 
bis 215, 447—459. — Keyſer, Archiv des Kriminalrechts, 1856, S. 167—180 (Anmelenheit 
des Staatdanwaltes bei Verhören). — v. Jagemann, Verhältniß des U. zum Angefchuldigten im 
Anklageprozeß, Gerichtsſaal 1849 I. ©. 122. — Nöllner, Ueber Ungehorſamsſtrafen, eitichr. 


für Deutſches Strafverf, 1. ©. 145—181. — Bölter, Iſt e8 nothmwendig, daß der 1. 
bei jeder Hausſuchung perſönlich mitwirft? daſ. I. S. 188—191. — Ueber bie Stellung bes 


ranzöfifchen U. zur Rathskammer und die a Ic legteren im Jahre 1856: U. Möhl, 
at. für bad —— N. F. J. S. 2330-247. — Mittermaier im Gerichtsſaal 
1857 J. ©. 81-112. — Walther, daſelbſt, II. S. 200-207. — Trieſt in der Allgem. 


Deutichen Strafrechtsztg. 1861 &. 89—94, 108107. Glajer. 


Untreue. Die abfichtliche Verlegung gewifjer vermögensrechtlicher Verbindlich— 
feiten, welche ihren Grund in Berhältniffen haben, denen nach Auffaffung des Gejeh- 
gebers der Charakter von BVertrauensverhältnifien zufommt. Das RStrafGB. zieht 
hierher: die Verpflichtungen a) der Vormünder, Kuratoren, Güterpfleger, Sequeiter, 
Maffenverwalter, Bolljtreder letztwilliger Verfügungen und Verwalter von Stif- 
tungen; b) die der Feldmeſſer, Verſteigerer, Mäkler, Güterbeftätiger und 
anderer zur Betreibung ihres Gewerbes von der Obrigkeit verpflichteter Perſonen 
und c) die der Bevollmächtigten. Der hervorgehobene Gefichtäpunft paßt im Grunde 
nur auf die pflichtwidrigen Handlungen der erjteren, auf welche der Begriff im 
Preuß. StrafGB. beichränft war. Denn das Verhältniß zwifchen Vollmacht 
geber und Bevollmächtigtem hat im Allgemeinen den Charakter eines fpezifiichen 
Vertrauensverhältnifjes nicht. Die in Betracht zu ziehenden Verletzungen diejes 
Verhältniffes würden daher richtiger von der Untreue zu jondern und an der Seite 
der Unterichlagung, der fie fich zunächſt verwandt zeigen, einer bejonderen Behandlung 
zu unterziehen fein. — Das RStrafGB. ftellt die U. mit dem Betrug zufammen, 
ohne daß fich ein näheres Berwandtichaftsverhältniß zu diefem erkennen ließe. 
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Zur U. gehören: a) eine vermögensrechtliche Benachtheiligung Desjenigen, deſſen 
Geſchäfte gerührt werden; b) eine auf dieje Benachtheiligung gerichtete Abficht bei 
dem Handelnden; c) die Realifirung diejer Abficht durch eine Handlung, bzw. 
(nah Abſ. 2 des $ 266) Unterlaffung, welche in den eigenthümlichen Pflichtentreig 
der im Gejeß genannten Perjonen fällt. — Eine auf rechtäwidrigen Vermögens— 
vortheil gerichtete Abſicht wird nicht vorausgeſetzt, ihr Vorliegen aber ala Schärfungs- 
grund behandelt. Neben dem font gedrohten Gefängniß und Verluſt der bürger- 
lichen Ehrenrechte kann Hier zugleich Geldftrafe zuerkannt werben. 

Der Verſuch der U. wird nicht bedroht. 

Die unter den Begriff derjelben fallende Handlung kann zugleich den Thatbejtand 
eines der anderen Cigenthumsverbrechen erfüllen. In diefem alle kommt dasjenige 
Geſetz zur Anwendung, welches im gegebenen Falle auf die ftrengere Beitrafung hinaus— 
führt. Iſt dies die Vorſchrift über U., fo hat das betreffende Plus den Charakter 
einer Verſchärfung der Diebjtahle-, Betrugs- ıc. Strafe mit Rüdfiht auf die in 
der sem (vermeintlich) liegende beſondere Treulofigfeit. 

job. u — eg $ 266. — Ungarn Art. 361-364. — v. Holkenborff, 
a 1. S. 781—7 VW. ©. 41 Merkel) — Pezolbd, — echtspraxis, J 

393—397; II. (Zimmerle) 436444. U. Mertel, 


Undorbenklicleit (von den Römern vetustas, von den Neueren praescriptio 
immemorialis, indefinita genannt) eines bejtehenden Rechtszuſtandes begründet die 
Rechtövermuthung und erjeßt demgemäß den Beweis der rechtmäßigen Entjtehung 
befielben. Im Röm. Recht wurde dieje Art der Verjährung (im weiteren Sinne) 
in ben fällen anerkannt, in welchen die gewöhnliche Verjährung nicht Platz greifen 
fonnte, weil fie der Privatverfügung entzogen waren, jo bei Gemeindeivegen über 
Privatgrunditüde, Schuganftalten gegen Regenwafler und Wafferleitungen. v. Sa— 
vigny hat darin Rechte publiziftiichen Charakters erblidt und die U. auf jolche 
beichränfen wollen. Richtig ift, daß es Verhältniffe find, bei welchen die unbejtimmte 
Mafle (da8 Publikum) intereffirt iſt. Durch dad Kanoniſche Recht, Deutiche 
Reichögejege und das Deutjche Recht überhaupt ift das Rechtsirfftitut der U. dann 
weiter auf alle die Fälle ausgedehnt worden, bei welchen die ordentliche Erſitzung 
nicht ſtatthaft ift; der allgemeine Gefichtspunft dabei ift der, daß ein Zuftand, 
welcher unvordenfliche Zeit hindurch unangefochten fortgedanert hat, ein Wecht, 
welches unvordenflich lange ausgeübt worden ift, ala rechtmäßig entitanden gedacht 
wird, eventuell zufolge Verleihung eines Privilegs, einer lex specialis. 

Die Erforderniſſe find aljo ein Zuftand, ſei e& fachlicher Art, fei es in fort 
geſetzten Handlungen bejtehend, welcher mit der Prätenfion des Nechts verbunden ijt 
und nicht nur eine res merae facultatis repräfentirt, weshalb man auch von einem 
dauernden Beſitz ſpricht. Wie bei der gewöhnlichen Erſitzung „die bona fides des 
einzelnen Uſukapienten erfordert wird, alio das Bewußtſein der Abweſenheit eines 
Unrechts, jo ift bei der U. ein derartiges Willen (Nichtwiffen) der Gejammtheit 
nothwendig: Niemand unter den Lebenden darf fich erinnern, daß er den fraglichen 
Zuftand jelbft nicht von jeher jo gefehen habe, oder daß er von jeinen Vorjahren 
gehört habe, es jei einmal anders gewejen. Da die eigene Erinnerung des Zeugen 
ein ganzes Menjchenalter (40 Jahre) umjafien muß, jo bier nur ‘Perjonen von, 
mindejtens 54 Jahren geeignete Zeugen. Ob der Beweis auch durch Urkunden oder 
Eideszufchiebung geführt werden kann, ift mindeſtens nicht unbeſtritten. Diefe Be- 
weiäregeln werden durch die CPO. und ihren Grundjaß der freien Beweiswürdigung 
nicht abgeändert in die U. zu den Präjumptivfag (EG. zur CPO. $ 16 Nr. 1). 

Der Gegenbeweis hat fich nicht darauf zu erjtreden, daß der fragliche Zuſtand 
früher einmal nicht beitanden habe, oder daß er an einem bejtimmten Zeitpunkt 
hervorgerufen worden ſei, oder endlich, daß er erft in den letzten beiden Menſchen— 
altern begründet worden fei, jondern nur darauf, daß er in einem früheren Moment 
unrehtmäßig entjtanden jei; denn nur hierdurch wird die Vermuthung der 
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rechtmäßigen Entſtehung beſeitigt. Nicht nothwendig iſt andererſeits, daß der 
frühere Zuſtand wirklich noch im Gedächtniß des Volkes fortlebe. Ueber die Lehre 
von der U. und deren Anwendungsgebiet im Deutſchen Recht, welches von dem 
eben geſchilderten Gemeinen Recht nicht weſentlich abweicht, vgl. die ausführliche 
Darftellung von Stobbe, Deutſches Privatrecht, Bd. I. $ 69. 

Die modernen Rechte verwerfen das Inſtitut vollftändig; das Preuß. Allg. 
ER. jeht Für gewiſſe gemeinrechtliche Anwendungsfälle eine Frift von 44, bzw. 50 
Jahren jeft (Allg. ER. I. 9 88 6, 56 ff.; vgl. die Zufammenftellung bei Dernburg, 
Lehrbuch des Preuß. Privatrechts, Bd. I. $ 179); der Code civil weijt die posses- 
sion imm6moriale ausdrüdlich zurüd (art. 691). 

Lit.: Für das Gemeine RN E — — beſonders Windſcheid, Pb. L 
113; Sintenis, ®b. L D; Arnbt3 91; v. Wächter, Bb. T. s 69 

V. — Unterholzner, Eller — Bd. > ss 140—150. — Kriß, Gr efüich- 
praftifche Abhandlungen, Nr. 6. — Bei end — Ausführungen, I. ı ie 
in ber Zeitſchr. BR eutiches Recht B chelling, Die ke von ir 
unvordenklichen Zeit. — v. Sa ir Syſtem, de 88 195-201. — Budla, Der un 
vorbenfliche Befig. — Friedländer, Die Lehre von der unvordenklichen Zeit. — Bejeler, 
Deutiches Privatrecht, 51. — v. Gerber, Deutiches Privatrecht, $ 86. — Viele Erfenntniffe 
in Seuffert'3 Ardiv. Keil. 


Unzucht. Nach Ausfcheidung der Schändung und der Nothzucht, der Blut- 
fchande, der auf U. gerichteten Entführung und der widernatürlichen U., fallen unter 
den Begriff der U. nur noch die gewerbömäßige U., die Kuppelei, die Verleitung 
zur U., die Verletzungen der Schamhaftigkeit durch ungzüchtige Handlungen, Ab— 
bildungen, Schriften und Darftellungen. Unzüchtige Neußerungen, Lieder, Zeichnungen, 
find wol als grober Unfug gegen die Sitte, denn als unzüchtige Handlungen im 
Einne des Deutſchen StrafGB. aufzufafen, wie Oppenhoff, Schüße, Rüdorff, 
H. Meyer gegen v. Schwarze mit Recht bemerken. Unzüchtige Handlungen find 
nicht blos auf die Befriedigung des Gejchlechtätriebes gerichtete Handlungen; jchon 
chnifche Verletzungen des Schamgefühles durch Entblößung ıc. gehören hierher. Nach 
Rubo ijt eine unzüchtige Handlung eine von der Sitte verbotene, äußerlich wahr: 
nehmbare IThätigfeit, welche der Thäter aus Geilheit, zur Beiriedigung der eigenen 
Sinnlichkeit, oder zur Erregung einer fremden finnlichen Fleiſchesluſt begangen hat 
(Komment. 1879, S. 688—690, 702; dagegen Rüdorff, Komment. zu $ 183). 
Auch find unzüchtige Handlungen von zuchtlofen zu unterjcheiden. Die Schwächung, 
der außereheliche Beiſchlaf, injofern dadurch fein öffentliches Aergerniß erregt oder ein 
bejtimmtes Pflichtenverhältniß verleßt wird, die nicht gewerbsmäßige Hurerei, die 
wilde Ehe, das Maitreffenthum find im heutigen Strafrechte nicht mehr ala jtraibar 
behandelt ohne Unterichied des Gejchlechtes, des Standes, der Religion. Der Ent» 
widelungsgang der Gejeßgebungen für Preußen und Bayern fpiegelt im Großen und 
Ganzen eine bald rigoriftifche, bald laxe Auffaffung der U.fälle ab, ein Zeichen 
jchwanfender Erperimentirkunft in der Bekämpfung der gefchlechtlichen Unfittlichkeit; 
theilweife hat diefe jogar zur Legalifirung der Projtitution geführt, jo nahe Wahl: 
verwandtichaft auch zwijchen Proftitution, Verbrechen und Gaunertfum obwaltet 
und jo entjchieden auch der Geift gejunder Zucht und jozialethijchen Ernſtes nicht 
blos gegen die Proftituirten, fjondern auch gegen die Proftituirenden gekehrt 
jein ſollte. Auf die Phrafe, die Proftitution fei ein unausrottbares Uebel, paßt 
die Antwort, daß auch das Verbrechen ein unausrottbares Uebel im jozialen Körper 
jei. Soll deshalb der Staat beide dulden oder gar legalifiren? Die Organijation 
der außerehelichen Befriedigung des Gefchlechtätriebes ift Desorganifation der gejchlecht- 
lichen Sittlichfeit. So lange U. nur ala Lajter auftritt, ohne Rechte Anderer zu 
verlegen oder fittenverderbend ins öffentliche Leben einzugreifen oder gewerbsmäßig 
zur Erſcheinung zu gelangen, fann das Strafrecht des Staates nicht dagegen reagiren 
Bekker, Theorie des Deutjchen Strafrechts, 1859 5 9; Haälſchner, Gemeine 
Deutjches Strafrecht, 1881 35 200, 209). Allein wenn die U. die Grundlagen der 
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Bolksfittlichkeit, die zu den Objekten der Rechtsordnung gehören, jo gut wie die all- 
gemein religiöfen Grundlagen erjchüttert oder bedroht, dann muß fich die repreffive 
Macht des Strafrechts gegen U. bewähren als eine individualifirende Vergeltungsform 
des öffentlichen Gewiffens. Unter diefer Borausfegung find U.vergehen Vergehen gegen 
die Rechtsordnung an der gefchlechtlichen Sittlichkeit der Nechtögenoffen. Verübt find 
diefe an einer Perſon gegen die Rechtsordnung, welche eben nicht blos die Rechte 
Ginzelner unter Straffchuß ſtellt. Auch die gefchlechtliche Sittlichfeit gehört zu ihren 
Nechtägütern, mithin find bejtimmte Verletzungen derjelben als Rechtswidrigkeiten 
jtrafbar, und die Strafen der U.verbrechen werden Höhenmeſſer der Gefittung bezeichnen. 

1. Die gewerbsmäßige U. Das Preuß. Allg. ER. läßt MWeibsperjonen, 
die von der Hurerei ein Gewerbe machen, ohne fich ausdrüdlich unter die befondere 
Aufficht der Polizei zu begeben, zu dreimonatlicher Zuchtarbeit verurtheilen. Nach 
ausgejtandener Strafe folgte Verwahrung im Arbeitshaufe auf unbejtimmte Zeit. 
Die nicht in Hurenhäufern lebenden Perjonen, welche wiffentlich Andere mit der 
Luftfeuche angejtekt haben, hatten eine dreimonatliche Gefängniß- oder Zuchthaus— 
ftrafe verwirkt. Es wurde nicht jegliche Form der gewerbämäßigen U. für gleich 
ftraibar erflärt und das Hurenhaus zu einer Polizeianftalt erhoben. Bei der rapiden 
Zunahme der Proftitution konnten die polizeilichen U.pflegichaften nicht genügen. 
In halben und die Rechtöpraris verwirrenden Beitimmungen erklärte dad Preuß. 
StrafGB.: Weibsperfonen,, welche den polizeilichen Anordnungen zuwider gewerbö- 
mäßige U. treiben, trifft Gefängniß bis zu acht Wochen. Nach ausgeftandener 
Strafe kann Arbeitshaushaft eintreten. Alfo nicht die Gewerbsunzucht ift unbedingt 
beitraft, nur der Ungehoriam gegen die polizeilichen Beichränfungen derjelben. Das 
Dbertribunal erklärte dagegen, der $ 146 betrachte die Gewerbsungucht nur unter 
Vorausſetzung diefelbe regelnder Anordnungen für erlaubt, während Goltdammer 
mit Necht bemerkt hat, daß das Gefe außer der Gewerbsmäßigfeit auch polizeilich 
verbietende Anordnungen fordere. In Bayern wurde erfannt, daß die Gejtattung 
Öffentlicher Trrauenhäufer im Widerjpruche mit dem Strafgefeße jtehe, welches die 
Lohnhurerei beitraft, abgejehen davon, daß die Seuche durch polizeilich geduldete 
N.anftalten nicht bejeitigt wird. Das Bayer. PolizeiftrafGB. $ 97 ſtraft die ge— 
werbsmäßige U. mit Arreſt bis zu 30 Tagen, bei Rückfälligkeit mit Stellung unter 
Polizeiauffiht, Verwahrung in einer Polizeianjtalt kraft jtrafrichterlichen Urtheila. 
Auch Ehefrauen verfallen diefer Strafe, die mit ihrem Körper unzüchtiges Gewerbe 
treiben, unabhängig von dem Antrage des Ehemannes. In den gejeßgebenden 
Kammern wurden 1867 Aenderungen vorgejchlagen: Weibsperjonen, welche außer: 
halb polizeilich geduldeter Häufer Gemwerbsunzucht treiben u. dgl. Diefe wurden 
verworien, das Gejeg vom 16. Mai 1868 bejeitigte dagegen bei Kuppelei das früher 
angedrohte Strafminimum. Wie groß der Widerftand gegen Xegalifirung der 
Projtitution geweſen, erhellt aus Thierſch's Schriftchen, Die Bayer. Strafgeſetze 
zum Schuße der Sittlichfeit, 1868. Die polizeilichen Gefundheitsbücher und $ 512 
des Defterr. StraifGB. (Juriftiiche Blätter 1874, Nr. 10). 

Defterreich hat bis zur Stunde jede Gewerbaunzucht ala jtrafbar erklärt, die 
Beitrafung der Ortspolizei überlaffend. Wenn jedoch die Schanddirne durch bie 
Deffentlichkeit auffallendes Aergerniß veranlaßt, junge Leute verführt oder wifjent- 
lich Andere infizirt, trifft fie Arreft bis zu drei Monaten. Im diejen drei Fällen 
ift die Gewerbaungucht nach dem allgemeinen StrafGB. zu behandeln. Das Deutiche 
StrafGB. bedroht mit Haft eine Weibsperfon, welche polizeilichen Anordnungen 
zuwider gewerbömäßige U. treibt ($ 361 3. 6). Nach der Novelle vom 26. Februar 
1876 lautet die neue Fafſſung der ftraibaren Hurerei: eine Weibsperfon, welche 
wegen gewerbsmäßiger U. einer polizeilichen Aufficht unterjtellt ift, wenn fie den in 
diejer Hinficht zur Sicherung der Gejundheit, der öffentlichen Ordnung und des öffent- 
lichen Anjtandes erlaffenen polizeilichen Vorjchriften zumwiderhandelt, oder welche, ohne 
einer jolchen Aufſicht unterftellt zu jein, gewerbsmäßig U. treibt. Dadurch ift die 


954 Unzudt, 


Regel der Strafbarfeit der Gewerbsunzucht feftgeitellt worden. Ausnahmsweiſe foll 
deren Straflofigfeit dort eintreten, wo die Polizeibehörde diefe unter Kontrole ſpeziell 
duldet. Hierbei ift U. gleichbedeutend mit Beiichlaf gegen Entlohnung oder in Er— 
wartung einer Belohnung. Ueber den Unterichied zur Gewerbsmäßigfeit und Ge- 
wohnheitsmäßigfeit j. Dochow, Lehre von gewerbäm. und gewohnd. Verb. 1871; 
Wahlberg, Der mittlere Menjch im StrafK., in Grünhut’s Zeitichr. I. R. V; 
Hälſchner, Gem. Deutiches Strafrecht, 1881 8 215. 

Im Allgemeinen beiteht die Gewerbamäßigkeit der U. darin, daß die Weibs- 
perjon aus dem fortgejegten Gejchlechtäverfehr mit mehreren Männern eine Erwerbs- 
quelle macht. Es bedarf nicht der Gewinnung de Lebendunterhaltes durch Hurerei, 
noch eines Preisgebens an Jeden ohne Unterjchied. Die Maitreffe wird durch das 
Strafverbot nicht getroffen, wohl aber die galante Frau, die fich den fortgeſetzten 
Beiichlaf mit Mehreren in vornehmen Gefchenten bezahlen läßt. Zieht der Ehemann 
wiffentlich daraus Bortheil, jo trifft ihn die Strafe einer felbjtändigen Uebertretung 
nad) $ 511 des Defterr. StrafGB. 

U. Berführung einer jugendlichen Perjon zur U. Das Deutiche 
Reich ($ 182) Itraft auf Antrag der Eltern oder de Vormundes mit Gefängniß bis 
zu einem Jahre, wer ein unbejcholtenes Mädchen im Alter unter 16 Jahren zum außer 
ehelichen Beifchlaf verführt. Bayern dehnte diefes Vergehen auf jede umbejcholtene 
Perſon im Alter von 12—16 Jahren und auch auf Verführung zur Geftattung 
des Mißbrauches zu widernatürlicher Wolluft aus und ftrafte dieſes Antragsdelift 
bis zu zwei Jahren mit fakultativer Gelditrafe bis zu 1000 Gulden. Unbeſcholten— 
heit bedeutet geichlechtliche Reinheit im phyfiichen Sinne im Sinne des $ 182, 
nicht blos Unbejcholtenheit in geichlechtlicher Hinficht. Eine gejchlechtlich 
unbejcholtene Perſon ift nicht identifch mit einer unjchuldigen Perfon zu nehmen und 
unter leßterer nicht blo8 jene zu verjtehen, die von aller Unkeufchheit rein ift. Der 
Begriff der Unfchuld wird zu jehr beengt, wenn derfelbe auf gänzliche Unbefanntichaft 
mit unfeujchen Vergehungen oder Unfenntniß des Zeugungsaktes beſchränkt werden will. 
Auf die moralifche Unschuld kommt e8 nicht an. Die Verführung beiteht darin, dab 
eine Perfon, ohne jelbjt durch ihr Verhalten dazu aufzufordern, durch Schmeidhelei, 
liftige oder ſonſtwie auf Erregung ihrer Sinnlichkeit gerichtete Handlung dahin gebracht 
wird, fich zur Begehung oder Duldung einer unzüchtigen Manipulation Herbeizulafien, 
die fie ſonſt nicht begangen oder an fich nicht geftattet Haben würde. Verführung 
erfolgt durch Erregung von Begierden, Berleitung Hingegen durch Beitimmung 
mitteld Vorſpiegelung Talfcher Gründe In gewiffer Beziehung gehört auch der 
geichlechtliche Mißbrauch einer geiſteskranken Frauensperſon hierher, da nicht an— 
zunehmen ift, daß nur willenlofe oder bewußtloje Geiſteskranke den Strafſchutz ge 
nießen (Jeſſen im Gerichtsfaal Bd. 31, 1879). Es ift hiernach die Verführung 
zur U. auch an einer nicht mehr unfchuldigen Perfon möglich; vollendet iſt das 
Derbrechen erjt mit der von Erfolg begleiteten Verführung. it diefe ohne Erfolg 
geblieben, jo Liegt verfuchte Verleitung vor. 

Deiterreich ftraft nur die Verführung als Verbrechen, wodurch Jemand eine 
feiner Aufficht oder Erziehung oder jeinem Unterrichte anvertraute Perſon zu einer 
U.bandlung verleitet, ohne des Alters und der Unbefcholtenheit der Verführten zu 
erwähnen. Das Hauptgewicht wird auf das Wort anvertraut gelegt, ohne die 
Perfonen, welchen die Wartung der Kinder anvertraut ijt, bei diefem Verbrechen 
zu berüdfichtigen ; der Begriff Aufficht jet nicht die Uchernahme in die Pflege voraus, 
und werden Wartung oder Pflege und Aufficht unterfchieden. Unter dem Gattungs- 
namen 11. veriteht das Defterr. StrafGB. eigentliche U.fälle, wie U. zwiſchen ent— 
jernteren Verwandten und Verſchwägerten, Entehrung einer minderjährigen Anver- 
wandten durch einen Hausgenoſſen, U. einer dienenden Frauensperſon mit einem 
minderjährigen im Haufe lebenden Sohne oder Anverwandten, unzüchtiges Gewerbe, 
Entehrung unter der Zufage der Ehe ıc., ferner Beförderung fremder U., ohne das 
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Wort U. auf den Beifchlaf zu beichränten. Sadlich find Verführung zur U., Ver— 
ichaffen einer Gelegenheit zu derjelben und Berleungen der Schambajtigfeit durch 
unzüchtige Handlungen zu jondern. Bei unerwachienen Perſonen ericheint die Ver: 
führung zur U. ftrafbar, auch wenn fie von jolchen Perfonen ausgeht, welchen eine 
bejondere Verbindlichkeit nicht obliegt, über die Reinheit der Sitten zu wachen oder 
für die Erziehung thätig zu fein, zumal bei Unerwachjenen noch nicht jene Wider- 
ſtandskraft gegen finnliche Aufreizungen vorausgejeßt werden fann, welche Schuß 
gegen Verführungsfünfte zu bieten vermag. Ungleich jtrafbarer wird die Verführung, 
wenn dem Berführer ala Auffeher, Pfleger, Lehrer, Vormund, Erzieher, Seelforger, 
Dienftperfon eine ſolche Verbindlichkeit oblag, Mißbrauch eines beitimmten Ver— 
trauensverhältniffes vorfam. Als ein befonderes Antragsdelift behandeln die Straf- 
geſetze die betrügliche oder argliftige Verleitung zum Beifchlafe mittels vorgejpiegelter 
Trauung oder anderer Täujchungen; die Benüßung eines ohne Zuthun des Thäters 
entitandenen Jrrthumes fällt nicht unter diejen Begriff. Unbejcholtenheit der ver- 
leiteten Perfon ift Hier nicht nothwendig. Ganz abgejehen von einer Verführung 
oder Verlegung einer dem Thäter obliegenden bejonderen Verpflichtung hatte das 
Preuß. StrafGB. $ 142 jchon die Bornahme unzüchtiger Handlungen in dem Ver— 
bältnifje der Vormünder zu ihren Pflegebefohlenen, der Lehrer, Geiftlichen, Erzieher 
zu ihren mindegjährigen Schülern und Zöglingen, der Beamten zu Perjonen, gegen 
die fie eine Unterfuchung zu führen haben oder die ihrer Obhut anvertraut find, 
ferner der Beamten, Aerzte oder Wundärzte zu Gefangenen oder in öffentlichen An— 
ftalten verwahrten Kranken, Armen oder anderen Hülflofen. Hier ift das perjönliche 
Verhältniß beziehungsweife der Mißbrauch eines Abhängigkeitäverhältnifies aus 
polizeilichen Rüdfichten ala maßgebend angenommen und jede U.handlung, obwol 
mit freier Zuftimmung beider Theile begangen, auch nicht blos die auf Befriedigung 
des Gejchlechtätriebes gerichtete Wolluft, als ſtrafbar erklärt; jeltfam genug jollte 
folche U. blos an einer Perfon, nicht an beiden dabei Betheiligten bejtraft werben, 
mag eine Verführung ftattgefunden haben oder nicht, ein Mangel des Geſetzes, ab— 
geiehen von der willfürlichen Kafuiftif, innerhalb deren das leitende Prinzip ab- 
handen gefommen ift, wie von der ungerechtfertigten Härte der Drohung mit Zucht- 
haus bis zu fünf Jahren. Beachtensw. Entjch. des k. k. Kaſſationsh. über Betaftung 
der Gejchlechtätheile von Kindern zur Befriedigung der Sinnenluft: Oeſterr. Ger.-Ztg. 
1875, Nr. 28; Goltdammer, Archiv IX. 589. Die Praris bezeugte zahlreiche 
Härten, welche mit einer ‚gerechten Strafgejeßgebung unverträglich find, zumal das 
Preuß. StrafGB. in Fällen des $ 142, wie überhaupt bei allen jtrafbaren Hand— 
lungen gegen die Sittlichkeit, die Annahme mildernder Umftände und die Anwendung 
einer milderen Strafart ungerechtiertigt ausſchloß. 
Lit.: Mißbrauch der Keane 47 * Zwecke der Unzucht oder Schändung, Schütze 


8 73. — Rüdorff, $ 183. — IE NER. III. 324. — Billnow, Gerichtälaal 17% 
Ss 24. — Wahlberg, Fe Prei 1873. — — des Geiundheitsweieng, in Grün: 
hut’3 Beitichr. VIL — Rubo, SKomment. zu $ 1 — Meves, Allgem. Deutiche Straf: 


rechtäzeitung 1873. 

II. Kuppelei. Die Beihülfe zur U. Anderer, lenocinium, wird ala Kuppelei 
in bejtimmten Fällen bejtraft, und zwar theils ala Verbrechen, theild ala Vergehen 
oder Uebertretung. Mit Zuchthaus: wenn, um der U. Vorſchub zu leijten, hinter— 
Lijtige Kunftgriffe angewendet worden find; wenn der Schuldige zu den Perfonen, 
mit welchen die U. getrieben wurde, in dem Berhältniffe von Eltern, Groß- und 
Stiefeltern zu Kindern oder Enfeln, von Vormündern zu Pflegebefohlenen, von Gr: 
ziehern, Lehrern oder Geiftlichen zu den von ihnen zu erziehenden oder zu unter- 
richtenden Perjonen jteht; wenn der die U. Anderer oder die Verführung zu diejer 
vermittelnde Zubringer feine Ehefrau zum Zwede der Befriedigung der Gejchlechts- 
luſt überläßt oder durch BVerichaffung von Gelegenheit Vorichub leistet: Deutiches 
Reich, SS 180, 181; Preußen $ 148; Bremer Entw. 1868, Art. 9b; Oeſterr. Entw. 
1867, $$ 199, 200; Baden $ 364 ; Hamburg $ 220. Mit Arbeitshausitrafe bis zu vier 


956 Unzudt. 


Jahren: Sachſen Art. 356; Thüringen $ 299. Mit Zwangsarbeit: Braunfchweig $ 190. 
Kreisgefängniß oder Arbeitshaus: Württemberg SS 308, 309; Baden $ 363 bis zu zwei 
Jahren; Bayern $ 220 Gefängniß nicht unter zwei Jahren. Als jehr jchwerer Fall 
der Kuppelei wird bejtrait, wofern dadurch eine unfchuldige Perſon verführt worden 
ift, d. h. eine Perfon, welche ihre geichlechtliche Reinheit noch bewahrt hat. Gleich- 
gültig ift, ob die Perjon, welcher Vorſchub geleiftet ift, beicholten oder unbeicholten 
war. Bayern fteigerte in diefem Falle die Strafe von ſechs Monaten bis zu Ge 
fängniß von drei Jahren; auch die Verbindung mit einer Geldjtrafe bis zu 1000 
Gulden, Stellung unter Polizeiaufficht ift zuläſſig. War die Weberlaflene eine 
Perſon, welche fich um Lohn Preis giebt, jo tritt geringere Strafbarfeit ein. Die 
Strafe ift um jo ftrenger zuzumeſſen, wenn die Kuppelei gewerbamäßig betrieben 
wird. MUebrigens ift gewinnfüchtige Abficht zum Begriffe der ftrafbaren Kuppelei 
nicht erforderlih. Gewohnheitsmäßige Kuppelei jeßt eine Mehrheit der Fälle 
bei fortdauerndem Hang zur Berörderung der Beiriedigung fremder Gejchlechtsluft 
voraus und ift auch dann anzunehmen, wenn nur einer Perſon ftändig zur wieder: 
holten U. Vorſchub geleiftet worden ift (Rubo, Komment. zu $ 180). 


Die meilten Strafgejege fordern außer den ausgezeichneten Yällen zum That- 


beitande der Kuppelei: Gewohnheitsmäßigkeit oder Gigennuß, und fnüpfen an die 
jelbe die Rechtöfolge der ehrlojen Gefinnung auch dort, wo der Schuldige das Ver— 
fuppeln nicht um eigenen Bortheiles willen oder nicht als Schandgewerbe treibt. 
Stellung unter Poligeiaufficht, Abfchaffung aus dem bisherigen Aufenthaltsorte oder 
Verwahrung in einer Polizeianftalt gelten ala zuläſſig. Geringere Fälle der Kuppelei 
find: wenn Schanddirnen zur Betreibung ihres unerlaubten Gewerbes eine bleibende 
oder vorübergehende Unterkunft oder ſonſt Unterjchleif gegeben wird, wenn vom Zus 
führen folcher Perfonen ein Gefchäft gemacht wird, wenn durch Unterhandeln der 
U. Anderer Vorſchub geleiftet wird. Dagegen ift das Befördern eines fleiichlichen 
Umganges unter Verlobten nicht als Kuppelei anzujehen, wohl aber die VBermittelung 
des Unterbringens in fremde Bordelle. 

Die Kuppelei ift ein jelbftändiges Vergehen, nicht Theilnahme an einem fremden, 
fofern fich dieſelbe nicht ala Theilnahme an den Verbrechen der Nothzucht, Schändung ꝛc. 
darjtellt; unter welcher Vorausfegung die verwirkte jchwere Strafe eintritt. Das 
Gem. Recht hatte bereits dieſes Delikt als ein Sondervergehen beſtimmt. Kein 
anderes U.verbrechen ſetzt einen Kuppler voraus. Gewinnſüchtige Beförderung des 
Ehebruchs der eigenen Frau iſt daher nicht Beihülfe zum Ehebruche, vielmehr das 
ſchwerere Vergehen der Kuppelei. 

IV. Berlegung der Schamhaftigkeit duch unzüchtige Dandlungen. 
Eine Handlung kann unzüchtig fein und das fittliche Schamgefühl in gröbjter Weiſe 
verlegen, obmwol der Thäter feine wollüftige Abficht hatte, feinen Sinnentigel nicht 
befriedigen wollte. Berlegungen des Scham- und Schidlichkeitsgefühles müſſen daher 
nicht aus Geilheit und Wolluft begangen jein. Wohl aber find derlei Verlegungen 
in der Regel darauf berechnet, die Lüfternheit Anderer zu reizen. Die Verlegung 
der Schamhaitigkeit muß jedoch nicht weſentlich eine geichlechtliche Beziehung haben, 
dagegen geeignet fein, ein öffentliches Aergemiß zu erregen, denn nur eine gröbliche, 
öffentliches Aergerniß verurjachende Verlegung der Ehrbarfeit oder Schambaitigfeit 
begründet eine jtrafbare Uebertretung, alfo entweder vor den Augen Mehrerer an einem 
Öffentlichen Orte oder dergeitalt, daß das Aergerniß in weiteren Kreiſen befannt und 
beiprochen wird. Dies kann gefchehen durch unzüchtige Handlungen, Abbildungen, 
Daritellungen, Drudichriften, mündliche Aeußerungen. Wo fich die Wahrnehmbar- 
feit des gegebenen Aergerniffes auf einen vertrauten Kreis beichräntt, fehlt das Merk— 
mal der Öffentlichen Begehung. Das gegebene öffentliche Aergerniß ift nicht identisch 
mit dem jchamverlegenden Charakter der Handlung, und diejer läßt fich nur indivi— 
dualifirend, nicht lediglich in objektiver Weiſe beftimmen, doch genügt es nicht, daß 
nur ſubjektiv Einzelne Aergerniß an einer Handlung, oder Darftellung genommen 
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haben, jobald dieje nicht auch objektiv zur Erregung eines jolchen geeignet geweſen 
it (Sammlung jtrafrechtlicher Entich. in Dejterreich 1873, Defterr. StraiG®B. $ 516; 
Schütze, Lehrb., 343; nach $ 183 des Deutich. StrafGB. Gefängniß bis zwei 
Sabre; Berluft der Ehrenrechte jafultativ: Rüdorif, Komment. zu $ 183; 
Oppenhoff, Rechtiprechung, XI. ©. 273). 

Preußen beftrafte diejes Vergehen mit Gefängniß von drei Monaten bis zu 
drei Jahren und mit zeitiger Unterfagung der Ausübung der bürgerlichen Ehren- 
rechte. Wer unzüchtige Schriften, Abbildungen oder Darftellungen verkauft, ver— 
teilt oder ſonſt verbreitet oder an dem Publitum zugänglichen Orten ausſtellt oder 
anichlägt, ward mit Geldbuße von 10 bis zu 100 Thalern oder mit Gefängniß 
von 14 Tagen bis zu jechs Monaten beftrait, abgejehen von der Konfisfation der 
ftandalöfen Gegenjtände, wobei jedoch vorausgejegt wurde, daß die Ausstellung ıc. 
nicht lediglich zu wiflenjchaftlichen oder fünftlerischen Zweden gejchehen ift oder fich 
diefelbe nicht blos auf einen vertrauten Kreis beichränkt Hat. Das Defterr. StrafGB. 
$ 516 hat dieje Uebertretung ala ein Vergehen mit jehwerer Strafe bedroht, wenn 
daffelbe durch Drudjchriften begangen wird; in der Schandliteratur, in der jfandal- 
füchtigen Preffe ift der eigentliche geiftige Herd für die zuletzt mit öffentlicher 
Schamlofigfeit auägeübte U. zu juchen. Wer unzüchtige Schriften oder Darftellungen 
verkauft, verbreitet, ift nach $ 184 des Deutjchen StrafGB. mit Geld bis 100 Thlr. 
oder mit Gefängniß bis zu jech® Monaten zu betrafen. Der $ 184 bedroht nicht uns 
züchtige Schriften oder Daritellungen oder deren Verfaſſer, blos die Verbreitung. 


Gigb. u. Lit.: Deutſches Straf®B. SS 174, 175, 178, 182, 183—4, 361. 3. 6, 362. — 
DEEnnEN: Vergehen egen die Sittlichkeit, $8 18 —151. — Häljhner, Pruf. Strafrecht, 


III. 286—323. ohn, Entw. zum Nordd. StrafGB., 400-403. 60 (tdammer, 
Daterialien, I II. 2 — 14: Derjelbe, Arhiv XVI 808, 866; XXV. 529; XIV. 37. — 
Gerichte). XXX A Billnow.— v. Wächter, Abbl. 374379, 380--386. — Ba ver. 

äutert von Ebel, 264—266. — Sidi. Straißel. von Krug, 3. Abth., 


Pol.Strafßei, er 
225—135. — Wahlberg, Unzuct — — eiftl. Autorität, Gerichtsſ. 1873. — 
——— en für Gerichtäpraris, I chletter, Jahıb. der Deutichen 
— 145, 360; VII. 310. — Dollmann-Riſch, Komment. 3. Bayer. 
Straf GB., a. 9. 5, 1870. — Berner, Lehrb., 11. Aufl. — Defterr. Ger.:Ztg., 1875, 
S. 112. 2, Liszt, Reichsſirafrecht — Rubo, Komment. zu $ 184, Mahlberg. 

Urbach, Johannes, war Prof. in Erfurt im Anfang des 15. Jahrh. 

Verfaſſer eines um 1405 en er Processus judicii (qui Panormitani a multis 
dicitur ex recensione Th. Mutheri, Hal 1873). 

Lit.: Muther in ber — Deulſchen Biogt., 1. 688. — Bethmann-Hollweg, * 

260. — Schulte, Narr — v. Stin * ng, ae ber pop. Xit., 236 fi., 553 

— Geſch. d . Deutichen Rechtswiſſenſchaft, (1880) I. Teihmann. 


Urheberrecht (Autorrecht, nicht gut geiſtiges Eigenthum, Thl. I. S. 506) 
ift das Mecht, über die Vervielfältigung und Veröffentlichung eines Geijtesproduftes 
ausjchließlich und beliebig zu verfügen. 

Als ein befonderes, durch eine Klage geichüttes Recht ijt daffelbe weder vom 
Römischen Recht, noch vom Deutichen Recht des Mittelalters anerkannt. Als mit 
dem Auffommen der Buchdruderkunft die Gefahr fich mehrte, daß Geiftesprodufte, 
wenigitens Schriftwerfe, wider Willen des Autors auf mechanischen Wege von 
Anderen vervielfältigt und verbreitet würden, und daß diefe aus der Verbreitung 
Vortheil zögen, jenem aber Nachtheil zufügten, juchte man einen Schuß dagegen 
zunächit im einzelnen Falle durch Auswirkung von Privilegien zu erlangen. Solche 
finden fich bereit3, wenn auch nur vereinzelt, nicht lange nach dem Aufkommen der 
neuen Kunft, nämlich jeit dem Ausgange des 15. Jahrh. In diefen Privilegien 
wird dem Impetranten (Berfaffer oder Verleger) das ausschließliche Recht zum 
Drud und Verkauf des Werkes ertheilt und Drud und Verkauf durch jeden Dritten 
verboten und mit Strafe bedroht. Später beichäftigt fich auch die Territorialgejeh- 
gebung in Deutjchland mit dem Gegenftande. Bereits im 17. Jahrh. finden wir 
einige gegen den Nachdrud erlaffene Beitimmungen, im 18. Jahrh. mehren fich 
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diefelben. Die Neichögejeßgebung blieb jedoch in diefer Hinficht unthätig, wenn- 
ihon in der Wahltapitulation Leopold's II. Unterdrüdung des Nachdrucks in Ausficht 
geftellt wurde. Dagegen erließ die Deutiche Bundesverſammlung der in der Deutjchen 
Bundesacte Art. 18 gegebenen Zuſage gemäß eine Reihe von Beitimmungen über den 
Schuß des U. (Bundesbeichlüffe v. 6. Septbr. 1832, v. 9. Novbr. 1837, v. 22. April 
1841, v. 19. Juni 1845, v. 6. Novbr. 1856, v. 12. März 1857). Auch die 
Partikulargefeggebung wandte dem Gegenftande von Neuem ihre Aufmerkſamkeit zu, 
wobei man jedoch von der Grundlage der Bundesgeſetzgebung ausging (jo Preuß. 
Geſetz v. 11. Juni 1837 und dv. 20. Febr. 1854, Wiürttemb. Geſetz v. 17. Oftbr. 
1838, fönigl. Sächſ. Geſetz v. 22. Febr. 1844, Defterr. Patent v. 19. Oftbr. 
1846, Bad. Verordnung v. 17. Septbr. 1847, Bayer. Gele v. 28. Jumi 
1865). Die Verfaffung des Norddeutichen Bundes und demgemäß auch die des 
Deutichen Reichs rechnet den „Schub des geiftigen Eigenthums“ zu den der Gejeh- 
gebung des Bundes unterliegenden Gegenftänden (Verf. Urk. Art. 4). Dem ent: 
iprechend ift die Materie in ihrem vollen Umfange durch die Gejeßgebung des Nord: 
deutjchen Bundes reſp. des Deutichen Reich normirt worden. Es gehören hierher 
das RGeſ. v. 11. Juni 1870 (in Bayern eingeführt durch RGeſ. v. 22. April 
1871), betr. das U. an Schriftwerken, Abbildungen, mufifaliichen Kompofitionen 
und dramatifchen Werken; das RGeſ. dv. 9. Januar 1876, betr. da® U. an Werfen 
der bildenden Künfte; das RGeſ. v. 10. Januar 1876, betr. den Schuß der Photo- 
graphien und das RGeſ. v. 11. Januar 1876, betr. dad U. an Muftern und 
Modellen. 

Das U. wird von den älteren Schriftſtellern als ein wirkliches Eigenthum auf: 
geiaßt, welches dem Hervorbringer des Geiftesproduftes an dem Inhalt deffelben 
zufomme (Y. 8. Böhmer, St. Pütter). Vereinzelt ift noch in der neueren 
Zeit diefe Anficht vertheidigt worden von Gifenlohr (S. 60), welcher indeh dem 
Autor ein Eigenthum an der Form zufpricht, in die derfelbe jeine Gedanken Eleidet. 
Die Mehrzahl der neueren Schriftiteller hat den eigentlichen Eigenthumsbegriff auf 
gegeben uud veriteht, wenn auch die Bezeichnung „geiltiges Eigenthum“ beibehalten 
wird, darunter lediglich die vermögenärechtliche Nutung der mechanifchen Vervieliäl: 
tigung des Geijtesproduftes, welche dem Autor unbejchränft und ausichließlich gebührt 
(jo u. U. Jolly, ©. 44; Klojtermann, Das geistige Eigentum, I. ©. 113 ff.; 
v. Wächter, Autorreht, ©. 3 fi.; Neuling in Goldſchmidt's Ztichr. XXIIL 
©. 70 ff.). Dieſes Vermögensreht wird von Klojtermann als ein dingliches 
Necht aufgefaßt (von Homeyer — jurift. Wochenfchriitt von Hinſchius, 1838, 
Nr. 25 ff. — als dingliches Interfagungsrecht bezeichnet), während es Mandry 
weder den dinglichen noch den Forderungsrechten unterordnen will, jondern vorichlägt, 
für daffelbe, wie für einige andere Rechte (3. B. Necht auf Führung einer Firma, 
die aus einem Grfindungspatent hervorgehenden Rechte) eine neue Klaſſe von Rechten 
anzunehmen, die er als Vermögensrechte abjoluten Charaktere, aber ohne jachliche 
Unterlage bezeichnet. Einige Schrütfteller (Neuftetel, Der Büchernachdruck nad) 
Röm. Recht, Heidelberg 1824, ©. 44 ff.; Heffter, Deutjches Strafrecht, $ 398; 
Bluntſchli, Deutiches Privatrecht, SS 46, 47) — und diefe Auffaffung wird man 
für die richtige zu halten haben — jehen im U. ein Recht der Perjönlichkeit; noch 
andere (Bejeler, Deutiches Privatrecht, $ 88 IIL; Harum, ©. 53) ein Recht der 
Perfönlichkeit (DVerbietungsrecht gegen Veröffentlichung des Geiftesproduftes), ver: 
bunden mit einem Vermögensrecht (Beiugniß, das Geiftesproduft zu verbreiten). 
Endlich ift auch die Meinung vertreten, daß das U. einen ganz neuen Beitandtheil 
des Privatrechts bilde, weder ala VBermögenärecht, noch als Recht der Perfönlichkeit 
ericheine (Spöndlin, Ueber das Weſen des PVerlagsrechts, Zürich 1867, ©. 23; 
Stobbe, Deutjches Privatrecht, III. ©. 13 ff.). 

Das 1. wird anerkannt bet den literariichen und fünftleriichen Erzeugnifien. 
Als literarisches Erzeugniß ift jedes Geiftesproduft zu verftehen, „welches an fich 
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einen Beitandtheil der Literatur eines Volkes zu bilden geeignet iſt“ (v. Wächter), 
ohne Rüdfiht darauf, ob daſſelbe bereits veröffenlicht, reſp. jchriftlich firirt ift, 
oder nicht, alfo auch Manuffripte, jowie Vorträge, welche zum Zwed der Erbauung, 
Belehrung, Unterhaltung gehalten find (RGeſ. v. 11. Juni 1870, $ 5). Dagegen 
erkennt das Recht ein gegen Nachdrud geſchütztes Autorrecht nicht an bei Werfen, 
welche Lediglich das öffentliche Leben wiedergeben, wie Zeitungsartifeln, ferner bei 
folchen, deren Autor durchaus ala Organ des Staates erjcheint, ala Geſetzen und 
fonftigen amtlichen Erlaſſen, und endlich bei folchen, welche unmittelbar einem 
rein praktischen Zwed dienen, wie den bei gerichtlichen Verhandlungen, jowie in 
politifchen und ähnlichen Verſammlungen gehaltenen Reden (cit. Gejeg $ 7). Unter 
fünftlerijchen oder artiftifchen Erzeugniffen find folche Werke zu verftehen, bei denen 
fich eine jelbjtändige formgebende Thätigkeit des Urhebers offenbart, und „welche in 
den artijtiichen Verkehr einzutreten geeignet erfcheinen” (v. Wächter). Es gehören 
dahin aljo Werke der Plaftit, Gemälde, Zeichnungen, Kupferjtiche, Holzſchnitte, 
Lithographien ıc. Auch den Photographien gewährt die Reichsgefehgebung einen 
Schuß gegen Nachbildung, wennſchon diejelben in Wahrheit wol nicht als artiftische 
Erzeugniffe gelten fönnen. Weiter wird ein U. angenommen bei mufifalifchen 
Kompofitionen, jowie bei geographiichen, topographiichen, naturwifjenjchaftlichen, 
architeftonifchen, technischen und ähnlichen Abbildungen, welche, wenn überhaupt 
eine ſtrenge Grenze zwifchen literarischen und artiftifchen Erzeugniffen gezogen wird, 
mit größerem Recht zu den eriteren gerechnet werden, wie dies auch jeitens der 
Neichögejeßgebung geichehen ift. Endlich wird noch ein mit gefeglichem Schuß aus— 
gejtattetes U. bei gewerblichen Muſtern und Modellen durch das heutige Reichärecht 
anerkannt, freilich nur unter der Vorausfegung, daß der Urheber diefelben zur Ein- 
tragung in das Mujterregifter angemeldet und ein Eremplar oder eine Abbildung 
des Mujters u. ſ. w. bei der mit Führung des Mufterregifters beauftragten Behörde 
niedergelegt hat (Reichsgeſetz v. 11. Januar 1876 $ 7). 

Die praftijche Seite des U. bejteht darin, daß jede mechanische Vervielfältigung 
des Geijtesproduftes ohne den Willen des Autors (bei literarischen Werfen „Nach- 
druck“ genannt) verboten iſt. Als mechanijche Vervielfältigung wird bei Schrift: 
werfen durch das RGeſ. v. 11. Juni 1870 ($ 4) auch ausdrüdlich das Abjchreiben 
bezeichnet, wenn dafjelbe dazu bejtimmt it, den Drud zu vertreten. Bei Werfen 
der bildenden Künſte verbietet die Gefeßgebung die Nachbildung, auch wenn dabei 
ein anderes Verfahren angewendet wird, ala bei Servorbringung des Originalwerks 
(Ref. dv. 9. Januar 1876 $ 5), alſo 3. B. bei Gemälden Nachbildung durch 
Kupferſtich, Holzichnitt, Lithographie, Photographie; nicht aber die Nachbildung 
eines plaftiichen Kunſtwerks durch Malerei oder Zeichnung und umgekehrt (S 6 
Nr. 2 — rein pofitiv und nicht glücklich ijt die Beitimmung der Nr. 3 —) ebenfo- 
wenig die einer Photographie durch Malerei, Zeichnung oder Plaſtik. Dramatiſche, 
muſikaliſche, dramatifch-mufitalifche Werke dürfen ohne Genehmigung des Autors aud) 
nicht öffentlich aufgeführt werden. Nur ift es hierzu nach dem Geſetz v. 11. Juni 
1870 (5 50) bei rein mufttalifchen (im Gegenjaß zu dramatifch-mufitalischen) Werken, 
welche bereits durch den Drud veröffentlicht find, erforderlich, daß der Autor bei 
der Veröffentlichung das Recht der öffentlichen Aufführung fich vorbehalten hat. 
Bei Schriftwerften werden nach dem Geſetz dv. 11. Juni 1870 (8 6) auch Ueber— 
fegungen, jedoch nur in bejtimmten, vom Geſetz hervorgehobenen Fällen, ala Nach— 
drud angejehen. Dagegen gilt nicht als jolcher das wörtliche Anführen einzelner 
Stellen eines bereitö veröffentlichten Werks, ſowie die Aufnahme kleinerer Schriften 
in Sammelwerfe, reſp. andere größere jelbitändige wiflenschaftliche Werte ($ 7). 
Ebenjo verhält es fich mit der Aufnahme von Nachbildungen einzelner Werte der 
bildenden Künſte oder einzelner Mufter und Modelle in ein Schriftwerk, voraus— 
geießt, daß das letztere als die Hauptiache erfcheint (KGeſ. dv. 9. Januar 1876 
S6N: 4, v. 11. Januar 1876 $ 6). Bei literarifchen und artiftiichen Werten 
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ift indeß bei Vermeidung einer Geldbuße (bi8 zu 60 Mark) vorgeichrieben, Die 
benußte Quelle rejp. den Autor anzugeben (RGeſ. v. 11. Juni 1870 $ 24). 

Das U. fteht dem Erzeuger des Geiftesproduftes zu. Doch gebt daflelbe auf 
die Erben über und fann durch Vertrag oder Verfügung von Todeswegen auf 
Andere übertragen werden (RGeſ. dv. 11. Juni 1870 $ 8, v. 9. Januar 1876 $ 2, 
v. 10. Januar 1876 8 7, v. 11. Januar 1876 $ 3). Die neuere Geſetzgebung erkennt 
an und jchüßt das U. nicht nur während des Yebens, fondern noch 30 Jahre nad) 
dem Tode des Autors (RGef. v. 11. Juni 1870 8 8, u. 9. Januar 1876 $ 9). 
Als Urheber gilt auch der Herausgeber eines aus den Beiträgen Mehrerer bejtehenden 
Werkes, wenn diejes ein einheitliches Ganzes bildet, ohne daß dadurch das U. der 
Verfaſſer der einzelnen Beiträge an diefen jelbit aufgehoben würde (RGeſ. v. 11. Juni 
1870, $ 2). Anonyme und pjeudonyme, jowie die von Univerfitäten, Akademien und 
jonftigen juriftiichen Perfonen, öffentlichen Unterrichtsanftalten, gelehrten und anderen 
Gejellichaften herausgegebench Werke werden 30 Jahre lang nach ihrem Erjcheinen gegen 
Nachdrud reſp. Nachbildung geſchützt (KGeſ. v. 11. Juni 1870 $$ 11,13, v. 9. Januar 
1876 $ 9); pofthume Werte 30 Jahre nad) dem Tode des Autors (Ref. v. 11. Juni 
1870 S 12, v. 9. Januar 1876 $ 11). Doch wird bei Berechnung der Schupfrift 
das Todesjahr des Autors reip. das Kalenderjahr des eriten Erſcheinens des Wertes 
nicht eingerechnet (RGej. dv. 11. Juni 1870 8 16, v. 9. Januar 1876 $ 13). Die 
Schußfrift ift diefelbe, mag es fich um literariiche oder artiftiiche Werte handeln — 
nur das Verbot der Ueberfegung ift in gewiſſen Fällen auf die Dauer von 5 Jahren 
beichräntt (RGef. v. 11. Juni 1870 $ 15) — und ebenſo dem Nachdrud rejp. Nach» 
bildung, wie (bei dramatischen und muſikaliſchen Werfen) der öffentlichen Aufführung 
gegenüber (RGef. v. 11. Juni 1870 $ 52). Dagegen dauert bei Photographien der 
Schuß gegen Nachbildung 5 Jahre, welche Friſt vom Ablauf desjenigen Kalender: 
jahres an gerechnet wird, im welchem die rechtmäßigen Abbildungen der Original» 
aufnahme zuerft erjchienen find (RGef. v. 10. Januar 1876 $ 6); bei Muitern 
und Modellen je nach der Wahl des Urhebers und den von ihm entrichteten Ge— 
bühren 1 bis 15 Jahr, von der Anmeldung behufs Eintragung in das Mujter- 
regifter an gerechnet (RGef. dv. 11. Januar 1876 8 8 vgl. 7 u. 12). 

Die Folgen des Nachdruds (reſp. der unerlaubten Nachbildung), mag derſelbe 
auf Vorſatz oder Fahrläſſigkeit beruhen, find civilrechtlicher und ftrafrechtlicher Naturg 
nämlich Entichädigungapflicht dem Autor und deffen Rechtänachiolgern gegenüber; 
Geldbuße (bis zu 3000 Mark), die im Unvermögensialle in eine Freiheitsſtrafe (bis 
zu 6 Monaten) umgewandelt wird; Konfisfation der vorhandenen Nachdruds- 
eremplare und der zur Vervielfältigung ausschließlich beitimmten Vorrichtungen 
(wie Formen, Platten, Steine, Stereotypabgüfie), wofür nicht einmal dolus oder 
culpa des Veranſtalters reip. Veranlaſſers des Nachdruds oder der Nachbildung 
vorausgejeßt wird (RGef. v. 11. Juni 1870, 88 18—25, RGeſ. v. 9. Jan. 1876 
$ 16, v. 10. Januar 1876 $ 9, v. 11. Januar 1876 $ 14); indeh werben bei 
Muftern und Modellen die vorräthigen Nachbildungen und die zur widerrechtlichen 
Vervielfältigung beftimmten Vorrichtungen nicht vernichtet, jondern auf Koſten des 
Gigenthümers und nach deſſen Wahl entweder ihrer gefährdenden Form entkleidet, 
oder bis zum Ablauf der Schußfrift amtlich aufbewahrt. Statt der Entjchädigung 
fann auf Verlangen des Bejchädigten neben der Strafe auf eine an denjelben zu 
erlegenden Geldbuße bis zum Betrage von 6000 Mark erfannt werden. Das Ver— 
gehen ift vollendet mit der Heritellung Eines Gremplard. Der Verfuch ift ſtraflos; 
wennjchon auch Hierbei die Einziehung der Nachbildungsvorrichtungen erfolgt (RGeſ. 
v. 11. Juni 1870 $ 22 und die cit. SS der übrigen Gejeße). Zur Anftellung der 
Klage iſt Jeder berechtigt, deſſen Urheber- oder Verlagärecht beeinträchtigt oder ge= 
tährdet it. Dagegen findet ein Ginfchreiten (im Strafverfahren) von Amtswegen 
nicht statt (RGeſ. v. 11. Juni 1870 88 28, 27, dv. 9. Januar 1876 $ 16, v. 
10. Januar 1876 $ 9, v. 11. Januar 1876 8 14). 
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Der Schutz des U. wird zu Theil den von inländiſchen (d. h. im Deutſchen Reich 
ſtaatsangehörigen) Urhebern herrührenden oder bei inländiſchen Verlegern erſchienenen 
literariſchen und artiſtiſchen Werken. Ebenſo, die Reziprozität vorausgeſetzt, denen, 
welche in einem zum ehemaligen Deutſchen Bunde gehörigen Staate erſchienen ſind, und 
den nicht veröffentlichten Werken ſolcher Autoren, welche einem ſolchen Staate angehören. 
Nur hinſichtlich der Dauer der Schutzfriſt iſt das Recht des betreffenden Staates 
maßgebend (RGej. v. 11. Juni 1870 88 61, 62, v. 9. Januar 1876 88 20, 21). 
Bon Photographien jchütt das Geſetz alle die, welche von inländifchen Urhebern 
herrühren, ohne Rüdficht auf den Ort des Erjcheinens (RGeſ. v. 10. Januar 1876 
$ 9), von Muftern und Modellen die inländifcher Urheber, jofern die nach den 
Muftern und Modellen hergeitellten Erzeugniffe im Inlande verfertigt find, ſelbſt 
wenn fie im Auslande verbreitet werden, die augländifchen Urheber nur dann, wenn 
dieſe im Gebiete des Deutjchen Reich ihre gewerbliche Niederlaffung Haben, und 
zwar nur die im Inlande gefertigten Erzeugniffe (RGeſ. v. 11. Januar 1876 $ 16). 

Hiervon abgejehen kann ausländifchen Urhebern ein Schuß nur durch Staats- 
verträge zu Theil werden. Solche internationale Verträge, jedoch nur zum Schuße 
der Schrift- und Kunſtwerke, jog. Literarftonventionen, haben zunächſt Preußen 
und einige andere Deutjche Staaten, dann aber auch der Norddeutiche Bund mit aus— 
wärtigen Staaten gejchloffen. Die wichtigften diefer Verträge find folgende: zwifchen 
Preußen und Großbritannien vom 13. März 1846 und vom 14. Juni 1855, denen 
Sadjen, die Thüringifchen Fürftenthümer, Anhalt und Braunſchweig beigetreten find; 
zwiichen Preußen und Frankreich vom 2. Auguft 1862 mit dem Zujaßprotofoll vom 
13. Dezbr. 1864 (vgl. Friedensvertrag dv. 10. Mai 1871, Art. 11 und Zufaß- 
£onvention’ v. 11. Dezbr. 1871 Art. 18); zwifchen Bayern u. Frankreich v. 24. März 
1865, welche Konvention im Deutſch-Franzöſiſchen Friedensſchluß vorläufig auf Elfaß- 
Lothringen ausgedehnt ift (Zufaßkonvent. vom 11. Dezbr. 1871 Art. 18); zwiſchen 
Lübeck, Bremen, Hamburg und Frankreich vom 4. März 1865; zwijchen dem Nord— 
deutschen Bunde und Stalien vom 12. Mai 1869; zwifchen dem Norddeutjchen 
Bunde und der Schweiz vom 13. Mai 1869; zwijchen dem Deutjchen Reich und 
der Schweiz vom 23. Mai 1881. In Betreff der Mufter und Modelle enthält der 
zwijchen dem Deutjchen Reich und Defterreih-Ungarn gejchloffene Handelsvertrag vom 
16. Dezbr 1878 (Art. 20, Schlußprotofoll zu diefem Art.) eine Beitimmung. 63 
wird in dieſen Verträgen, welche eine große Gleichförmigfeit zeigen, das Prinzip auf- 
gejtellt, daß die im Auslande erfchienenen refp. von Ausländern herrührenden Produfte 
in derjelben Weife geſchützt werden, wie inländifche, indem Hinfichtlich der Ueber— 
fegungen diejelben VBorjchriften gelten, wie im Deutjchen Rechte. Nur dauert die 
Schußfrift nicht länger, als im Heimathsſtaate; eine Beſchränkung, die fich freilich 
Hinfichtlich der Mufter und Modelle im Deutjch-Dejterreichifchen Handelsvertrag nicht 
findet. Nach den meiften — aber nicht nach allen, 3. B. nicht nach der mit der 
Schweiz abgeichlofjenen — Literarfonventionen wird der auswärtigen literarifchen und 
artiftiichen Werfen zu Theil werdende Schuß bedingt durch Eintragung derjelben in 
bejondere Regifter. Dagegen wird der Schuß der Mufter und Modelle davon ab- 
hängig gemacht, daß deren, dem auswärtigen Staate angehörige, Urheber die im 
Deutjchen Reich vorgejchriebenen Bedingungen und Förmlichkeiten beobachten. 

Lit: Jolly, Die Lehre vom Nahdrud, Heidelb. 1852. — Eifenlohr, Das literariſch— 
artiftiiche igenthum, Schwerin 1855. — D.v. Wächter, Das BVerlagdreht, Stuttgart 
1857 —58; Derjelbe, Das Recht des Künſtlers gegen ahdrud jeiner Werke, Stuttgart u. 
Zübingen 1859. — Kloftermann, Das geiftige Eigenthbum, 2 Bbe., Berl. 1867, 69; 2. 
Audg. 1871. — Kaijer, Entwurf eines Gehen er) zu a me ographien, 
Berl. 1868. — Fiſcher, Geſetz betr. das U., 0. — Dambad, Die Gefehgebung 
des Nordd. Bundes betr. das an en 1871. — Endemann, Das Geſeß 
betr. das U. an Schriftwerfen, Berl. 1871. — .. in Behrend's Zeitichr. für d. Geſetz⸗ 
* und Rechtspflege in — V. S. Uff. — Kloſtermann, ebendaf., S. 75 ff. — 


arum, Die gegenwärtige Defterr. Preßgeſetzgebung. Wien 1857. — eydemannı. Dam: 
bad, Die Preuß. Nahdrudgeiehgebung, Berl. 1863. — Mandry, Das Gef. vom 28. Juni 
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1865 (in Dollmann, Die Geſe eyaebung des SKönigreichd Bayern, Theil I Band 5 Heft 2ı 
Erl. 1867. — O. v. Wächter, 8 Autorredht, Stuttg. 1875; Derjelbe, Das ur 
an Werken der bildenden Künſte, Phot. und gewerbl. uftern, m 1877. — ehren 
mann, Das Urheberreht an Schrift: u. Kunftwerten u. j. w., Berl. 1876. — Dambad, 
Das Mufterihupgeiet, Berlin 1876. — Reuling in Goldihmidt' 8 Zeitichrift, XXIIL 
S. 70—137. — An Betreff ber san beſonders Börfenbl. für den en 
Buchhandel v. 1871, Nr. 171. — Entich. d. ROHG. III. Nr. 60; VI. Nr. 35; VII 


92; X. 21; XL 58; XII. 106 (Zeipz. Theater Dun); XV. Rt. 56, 80, 88: XVL SL 62 
63: XVIL Nr. 11; XVIO. Nr. 14; XX. N XXI. Nr. 9, 80; ir. Re. 24, 118, 
126; XXIV. Nr. 9, 32, 72, 74, 88, 106; XV. Me 8, 20, 50. Lewis. 


Urkunden. I. Begriff. Durch den Ausdrud „U.“ wird nicht jowol eine 
Thatfache oder ein Greigniß bezeichnet, als vielmehr diejenige Sache, durch welde 
die Erinnerung an eine Thatſache oder ein Greigniß bewahrt werden joll. Das, 
was geichehen ift, wird durch fie in mehr oder weniger genauer Form feitgeitellt, 
damit es fpäter durch fie erwiefen werden fann. Früher bediente man fich des 
Mortes im jwuriftiichstechnifchen Sinne nach Analogie des römischrechtlichen Aus— 
druds „instrumentum“ (omne id, quod causa instrui potest) zur Bezeichnung aller 
möglichen Beweismittel, jelbit der Zeugen. Zur Zeit ift jedoch weder in der 
Sprache der Wiſſenſchaft noch in der Ausdrucksweiſe der Geſetze dieſe weite Aus— 
dehnung gebräuchlich. Vielmehr verſteht man unter U. im weiteſten Sinne nur 
noch lebloſe von Menjchenhand gefertigte Gegenstände, welche fi) zum Beweiſe von 
Thatfachen eignen, gleichgültig, ob es fich dabei um Vorgänge des äußern Lebens 
oder um jogenannte innere Ihatfachen handelt, welche der Gedanfenwelt angehören 
(sie! Urtheil des Neichägericht? vom 23. Januar 1880 — Recdtiprehung Bd. L 
S. 264). Der Begriff jcheidet jich in einen weiteren und einen engeren. Im 
weiteren Sinne umfaßt er alle derartigen Gegenftände, welche und injoweit fie fich 
zum Erweiſe von Thatſachen oder Greigniffen eignen, und begreift demgemäß in fich 
3. B. Denkmäler, Grenz: und Markſteine, Zeichnungen, Wappen, Siegel, Karten, 
Kerbhölzer und dgl. Im engeren Sinne — und in diefem wird er auch von der 
Deutihen CPO. im 9. Titel bei dem „Beweis durch U.“ gebraudht — veriteht 
man unter ihm die Feſtſtellung von Thatfachen durch die Schrift und bezeichret 
diefe auch wol ausdrüdlich als jchriftliche U. Eine Verfchiedenheit der Schriftzeichen 
und des zur Beurkundung verwendeten Material® macht feinen Unterſchied; auch 
gedrudte, Lithographirte u. ſ. w. Aufzeichnungen von Thatſachen find schriftliche u. 

Der Charakter der U. ift ſonach der eines Beweismittels für beitimmte That: 
jachen oder Greigniffe. Im Gebiete des Privatrechts wird durch fie nur erwieien, 
daß die von ihr reproduzirte Willenserklärung in dem wiedergegebenen Umfange 
abgegeben worden ift. Sit diefe unvollſtändig, unrichtig oder dem Geſetz nicht ent— 
iprechend und deshalb rechtlich unwirkſam, hat die U. nicht die Kraft, den Mangel 
zu befeitigen und fie zu einer wirffamen zu machen; fie vermag wol die causa 
obligationis und den Rechtsgrund des Aftes, wenn vorhanden, nachzuweiſen, bildet 
ſelbſt aber einen folchen nicht, d. h, es wird durch die Ausſtellung der U. und 
weil fie auögeftellt worden, der Auäfteller bzw. fein Rechtsnachfolger nicht obligirt. 
Man bat diefer Anficht entgegengehalten und die Beweisnatur der U. in Abrede geitellt: 

1) in denjenigen Fällen, in welchen nach dem Geſetz die urkundliche Form 
Bedingung theils der Slagbarfeit des Rechtsgeſchäfts, theils überhaupt jeiner Rechts— 
gültigkeit ift, oder in welchen nach der Uebereinkunft der Intereſſenten erſt Durch 
diefe Form das PVorhandenjein des Nechtsaktes begründet werden joll. Zwar bat 
das Gem. Necht gejeliche Vorſchriften diefer Art nicht, erfennt jogar das unter 
Beobachtung gewiffer Formalitäten abgegebene mündliche Privatteftament als 
gültig an. Dagegen haben verichiedene Landesrechte, insbejondere das Preußiiche im 
Gebiete des Privatrechts in vielen Fällen die U. infofern zu einem Gfientiale des 
Rechtsaktes gemacht, als fie bei dem Mangel der fchriftlichen Form bald die Rechts— 
verfolgung bald die rechtliche Anerkennung des Geſchäfts überhaupt verjagt haben. 
Allein hieraus die Folgerung zu ziehen, daß die U. den Charakter eines Beweis: 
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mittels verloren habe, iſt verfehlt. Nicht deshalb, weil das Geſchäft überhaupt in 
urfundlicher Form abgejchloffen, ift es gültig, jondern weil das an fich zuläffige 
Gejchäft durch den Gebrauch der U. beglaubigt wird. Uebrigens ift es hauptjächlich 
gerade dieſer Charakter der U., welcher zu den gejeglichen Vorſchriften geführt hat: 
er iſt es auch, der einem llebereinfommen der Intereſſenten über die Wahl der 
Schriftform zu Grunde liegt. Wie jchon aus den dieje Form zuerſt in Preußen 
einführenden Edikten vom 13. Mai 1766 und 8. Februar 1770 hervorgeht und in 
der Einleitung zu letzterem ausdrüdlich betont wird, ging die Abficht des Gejeß- 
gebers dahin, durch feine Anordnung den Hinderniffen entgegenzutreten, welche bei 
der mündlichen Form in der Beweisführung durch Zeugen liegen, die „gemeiniglich 
weder die einem Vertragsſchluß vorausgegangenen Unterhandlungen von dem Kon— 
trafte ſelbſt zu umterjcheiden, noch fich der dabei vorgeiallenen Worte genau zu 
erinnern wüßten.“ Es wird aljo die urkundliche Form gefordert und für ein mehr 
oder weniger twejentliches Requiſit des Rechtögejchäfts erklärt, um durch fie einen 
jeden Zweifel ausjchließenden Beweis für die Willenserflärungen der Intereſſenten 
zu erlangen. Später find wol noch andere Erwägungen Hinzugetreten, insbejondere 
die, daß durch die Schriftform eine leichtiertige Abgabe von Willenserflärungen 
verhindert werde: nirgends aber iſt der Geſetzgeber dahin gelangt, die U. als den 
Berpflichtungsgrund jelbjt anzuſehen. 

2) Mit jcheinbar größerem Rechte werden die ſog. Inhaberpapiere ala min 
deitens eine Ausnahme von der Beweisnatur der U. angeführt. Indem man das 
Weſen diejer Papiere aus ihrer Erjcheinungs- und Handhabungsform zu erklären jucht, 
fommt man zu dem Sabe, daß das, was zu ihrer Austellung Veranlaffung gegeben, 
gleichgültig jei. Einmal ausgejtellt, jei die U. von dem Beranlafjungsgrunde los— 
gelöft. Sie jei daher nicht Beweis einer Obligation, fondern jelbjtändiger Ent- 
jtehungsgrund derjelben. Der Hauptvertheidiger dieſer Anficht iſt Unger, deilen 
Auffaflung in der Behauptung gipfelt, daß die Ausjtellung einer jolchen U. nichts 
Anderes jei, ald die Uebertragung eines abjtrakten Forderungsrechts, als die sua vi 
ac potestate wirkende SKonjtituirung eines Nomen. Wenn fi) auch für dieje 
Meinung geltend machen läßt, daß in der Regel der Schuldgrund in der U. nicht 
zum Ausdrud gebracht wird, jet ihr Förſter doch mit Necht entgegen, daß in 
der Praris vielfach das der U. zu Grunde liegende Schuldverhältniß für die künftige 
Zahlung enticheidend bleibt, jomit die causa obligationis nicht durch ihre Ausftellung 
begründet wird. Andere führen aus, daß fich die Obligation in der U. verförpere, 
und dieje Träger derjelben jei. Sie ſei Subjekt der Obligation: der Inhaber aber 
nicht jelbjt Gläubiger, fondern nur Vertreter des Subjefts, aljo der U. Auch diefe 
Anficht leugnet die Natur der U. als eines Beweismitteld. Allein fie vindizirt 
der U. eine Stellung, die ihr im Rechtögebiete nicht wol zugeftanden werden kann. 
Man Hat bei der Erörterung des NRechtöverhältnifjes davon auszugehen, daß der 
Aussteller des Inhaberpapiers eine Obligation eingeht, in welcher er denjenigen 
Inhaber der U. als jeinen Gläubiger anzuerkennen fich verbindlich macht, der ihm 
die U. zur Zahlung vorlegen werde. Dieje Obligation tritt ihm gegenüber in 
dem Augenblid in Kraft, in welchem er die U. aus den Händen giebt. Durch) 
ihren Erwerb überfommt jeder Inhaber das Recht, die Obligation durch Präfentation 
der U. zur Zahlung geltend zu machen. Gr tritt nunmehr ala Subjekt in die 
DObligation ein. Cie wird perfett, durch die U. erwiejen, und der Ausjteller 
berechtigt, ihr diejenigen Einreden entgegenzufeßen, die ihm zuftehen entweder aus dem 
Beranlafjungsgrunde oder gegen die Perjon des Subjekts. Nur dann, wenn gleichzeitig 
auch die Vorjchriiten des H.R. eingreifen und die U. den Charakter eines Verpflich- 
tungsicheines annimmt, ändert ich die Stellung des Ausſtellers. Es mag zugegeben 
werden, daß bei diejer Auffafjung das Berhältniß der Zwiſchenbeſitzer eine über: 
zeugende Erklärung nicht findet. Allein fie dürfte ausreichen, um der U. den Gharatter 
eines Beweismittels zu wahren. Daß übrigens zu den hier gedachten Inhaberpapieren 
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die vom Staat oder privilegirten Korporationen ausgegebenen Geldjcheine nicht gehören, 
bedarf faum der Erwähnung, da ihre Borausgabung auf ftaatärechtlichen Prinzipien 
beruht und die Grundfäße des Privatrechts auf fie feine Anwendung finden. 

3) Eine wirkliche und vom Gejeß anerkannte Ausnahme machen der Wechiel 
und die ihm gleichgeitellten durch Indoffament übertragbaren Orderpapiere. Auch 
das Röm. Recht kannte eine Ausnahme in dem Literalkontrakte. Es jollten bie 
literae nicht einen bloßen Beweis für die geichloffene Obligation bilden, jondern 
jelbft Obligationsgrund fein. Instit. 3, 21: si quis debere se scripserit, quod 
numeratum ei non est, de pecunia minime numerata exceptionem opponere non 
potest. Sic fit, ut scriptura obligetur. Dieſem Xiteralfontraft entipricht die 
Wechſel-U. Sie ift nicht Beweismittel für das dem Wechfelzuge zu Grunde 
liegende pactum, jondern jelbftändiger DVerpflichtungsgrund. Der Wechielichuldner 
dart fich nach Art. 82 der WO. nur jolcher Einreden bedienen, welche aus dem 
DIR. jelbit hervorgehen oder ihm unmittelbar gegen den jedesmaligen Kläger zuftehen. 
Einwendungen aus der uriprünglichen Obligation können die Rechte des Dritten, 
jeine bona fides vorausgejeßt, nicht berühren. Demgemäß bietet auch der Inhalt 
der U. einen Beweis für die causa debendi nicht und iſt der Indoſſatar nicht ala 
ein solutionis causa adjectus anzufehen. Das Gleiche gilt von den faufmännifchen 
Anweifungen und BVerpflichtungsicheinen, zu deren Gültigkeit die Angabe des Ber: 
pflichtungsgrundes nicht erforderlich ift, und nach Preuß. Recht von den Grunde 
ichulden, bei welchen die U., der Grundſchuldbrief, den Schuldgrund nicht angiebt. 

U. Gintheilung. Die U. werden je nach der Perfon des Ausſtellers ein— 
getheilt in Öffentliche und in private. Die Theilung ift auch dem Röm. und Gem. 
Recht befannt. Es wurde jedoch dort noch ein Mittelglied eingefchoben, indem 
einer don drei oder mehreren Zeugen unterjchriebenen Privaturfunde die Beweiskraft 
einer Öffentlichen beigelegt und ihr, gejtüßt auf 1. 11 Cod. qui potiores in pignore 
(18, 17), die Bezeichnung instrumentum quasi publicum beigelegt wurde. Auch die 
Preuß. Allg. Ger.D. begnügte fich nicht mit der Theilung in öffentliche und Privat- 
urfunden, jondern fand noch eine Zwiſchenſtufe. Sie legte jedoch bei derielben das 
Gewicht nicht auf die Unterichrift von Zeugen, fondern auf den Aufbewahrungsort; 
es jollten Privaturfunden, wenn fie in öffentlichen Archiven oder in Regijtraturen 
höherer oder niederer Yandestollegien, Magiitraten oder Aemtern aufbewahrt würden, 
den öffentlichen gleich geachtet werden und demgemäß die rechtliche VBermuthung 
ihrer Echtheit für fich haben ($ 158 C. 1, 10 1. c.). — Außerdem theilte jie die 
Öffentlichen Urkunden in documenta judicialia und extrajudicialia, je nachdem eine 
gerichtliche oder eine andere öffentliche Behörde fie ausgejtellt hatte, und zählte den 
legteren die notariellen zu. Die Deutiche CPO. hat zwar in Anfehung der U. die 
freie Beweiswürdigung bejchränft und beitimmte Beweisregeln aufgejtellt, hat jedoch 
nur die Untericheidung zwischen öffentlichen und Privaturfunden aufrecht erhalten 
und für öffentliche alle diejenigen erflärt, welche von einer Öffentlichen Behörde 
innerhalb der Grenzen ihrer Amtsbefugniſſe oder von einer mit öffentlichem Glauben 
verjehenen Perfon innerhalb des ihr zugewiefenen Gejchäftskreifes in der vorge— 
fchriebenen Form aufgenommen worden find ($ 380). — Alle übrigen find nach 
ihr Privat-U. Eine jernere Gintheilung wird nach der Form der U. gemacht, und 
werden danach unterschieden Urfchriften und Abſchriften. Beide Arten gehen in 
Anjehung der Beweisfraft weit auseinander. Bei Öffentlichen U. werden den eriteren 
die Ausfertigungen gleichgeitellt. Die Abichriiten zerfallen in einfache und beglaubigte, 
und veriteht man unter den lehteren jolche, bei welchen ihre Uebereinjtimmung mit 
der Urfchrift durch eine öffentliche Behörde oder Urkundsperſon ausdrüdlich beicheinigt 
wird. Dieſe Beglaubigung jtellt fie in ihrer Beweisfraft den Urjchriften gleih. Die 
CPO. verlangt, daß die Beglaubigung die Erforderniſſe einer öffentlichen U. habe, 
alſo von einer ſolchen öffentlichen Behörde oder öffentlichen Beamten ausgegangen 
ſei, zu deren Wirkungskreis die Beglaubigung von U. gehört ($ 400). Sie ſtellt 
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in diefem Falle die Abjchriften den Urjchriften gleih. — Eine bejondere Eintheilung 
der U. endlich fennt das Strafrecht. Es unterjcheidet bei öffentlichen U. jolche, die 
eine rechtlich erhebliche Thatjache beurfunden und folche, deren Gegenjtand eine jolche 
Thatjache nicht ift, und bei Privat-U., ob fie zum Beweife von Rechten und Rechts— 
verhältniffen von Erheblichkeit find oder nicht. Man Hat zwar diefe Theilung durch 
die Behauptung zu befeitigen gejucht, daß das Strafrecht überhaupt nur jolche U. 
fenne und zum Objekt ſeines Schubes mache, durch welche rechtlich erhebliche That: 
ſachen beurfundet würden. Allein der Angriff ift verfehlt. Wenn es auch richtig 
it, daß bei dem Begriff der Ufälſchung der Gedanke der Fälſchung eines Beweis: 
mittel maßgebend ift, hat doch einestheild der $ 267 des RStrafGB. demjelben in 
Anfehung der öffentlichen U. keinen Ausdrud gegeben, und ift die U. an fich nicht 
blos ein Beweismittel für rechtlich erhebliche Thatſachen: anderntheild aber kenn— 
zeichnet das Geje auch anderweitige Angriffe gegen U. als ftrafbar. So bedrohen 
die $$ 133 und 348 Abi. 2 die Vernichtung oder Beifeitefchaffung von U., welche 
fh in amtlicher Verwahrung befinden, und ergiebt der Gegenſatz zu $ 348 Ab. 1, 
daß der Begriff der U. nicht auf folche beſchränkt ift, welche eine rechtlich erhebliche 
Thatiache beurfunden (ebenſo: Urth. des Neichsgericht? vom 23. Januar 1880 — 
Rechtsſpr. Bd. I. ©. 263). Es erklärt ferner der $ 3683 die Fälſchung von Privat: 
U. für jtrafbar, welche in Führungs- und Fähigkeitszeugniſſen bejtehen, alſo zum 
Grweife von Rechten oder Rechtöverhältniffen nicht dienen. Es ift endlich der 
$ 299 hervorzuheben, in welchem gleichtall® U. geichüßt werden, auch wenn fie 
weder rechtlich erhebliche Thatfachen beurfunden, noch zum Erweiſe von Rechten von 
Erheblichkeit find. 

II. Form und Beweiskraft. Ob überhaupt und welcher Beweis durch 
die U. geführt werden fann, hängt von ihrer Form ab, die fich nach zwei Seiten 
hin geltend macht, nach einer fpeziellen und nach einer generellen. Sie muß einer: 
jeit3 den für die einzelnen Arten der U. bejonders gegebenen und andererjeits den 
für alle Arten gemeinjchaftlichen Vorjchriften genügen. Es find nämlich jowol im 
Reichs-⸗ wie im Landesrecht einestheils für die einzelnen Arten der öffentlichen U. 
beiondere Formvorſchriften gegeben, anderntheils für einzelne Arten von Rechts— 
geichäften wiederum beitimmte Arten diefer U. vorgejchrieben. So find 3. B. nad) 
$ 15 des Giviljtandögejehes vom 6. Februar 1875 die Auszüge aus dem Givil- 
tandsregijter, ferner in Preußen nach der Notariatsordnung vom 11. Juli 1845 
und dem Zufahgefeg vom 8. März 1880 die verjchiedenen Akte des Notars, 
ebenfjo nach $ 288 der CRD. die Ausfertigungen der Urtheile und nach $ 30 der 
Preuß. Schiedömannsordnung vom 29. März 1879 die vom Schiedsmann zu er 
theilenden Ausfertigungen an eine bejtimmt vorgejchriebene Form gebunden. Und 
weiter gilt für Preußen die Vorjchrift, daß der gerichtlichen VBerlautbarung bedürfen 
die Verträge über Verjährung, über Lehen und Lehnaftämme, über die Errichtung eines 
Familienfideikommiſſes und die von ausländischen Gerichten oder Notaren über inländijche 
Grundſtücke aufgenommenen Verträge; daß die gerichtliche Form erforderlich ift bei 
Verträgen der Blinden und Taubſtummen, beim Anatozismus über zweijährige und 
ältere Rückſtände, beim Schenfungsverjprechen, bei Verträgen behufs Ausschließung 
der Gütergemeinjchaft, bei der Emanzipation eines minderjährigen Hauäfindes, bei 
der Auflafjung von Grundjtüden; daß die notarielle oder gerichtliche Form noth- 
wendig ijt bei Verträgen von Analphabeten, bei Pachtverträgen über Landgüter, wenn 
der jährliche Pachtzins 600 Mark oder mehr beträgt, bei Sponjalien, beim Anz 
erfenntniß einer ungültigen Schuld feitens des Hausjohnes nach aufgehobener väter: 
liher Gewalt. Ebenjo ordnet dad HGB. in den Art. 174 und 208 an, daß 
über die Errichtung und den Inhalt des Gejellichaitsvertrages einer Kommandit— 
geiellichaft auf Aktien und einer Attiengeſellſchaft eine gerichtliche oder notarielle 
U. aufgenommen werden muß. Die Beobachtung aller diefer Förmlichkeiten be— 
gründet für die U. die Vermuthung ihrer Echtheit, die jedoch nicht ausfchließt, daß 
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der Richter zur Befeitigung etwaiger Bedenken die Vernehmung des Ausſtellers über 
die Echtheit veranlaßt (KPO. 8 402). — Ein fehlen gegen die Förmlichkeiten ent= 
zieht der U. die Qualität einer öffentlichen. In Betreff der Privat-U. hat das 
Gejeg mit Ausschluß der Beitimmungen über Form und Inhalt der Wechſel-U. 
feine beionderen Formvorſchriften gegeben. Streitig iſt e&, ob die Unterſchrift des 
Ausjtellers ein wejentliches Erfordemiß iſt. Wenn allerdings auch die CPO. bei 
ihren Anordnungen über den „Beweis durch U.“ die Unterzeichnung der Privatell. 
zur Vorausſetzung hat, folgt daraus doch nicht, daß der Mangel derjelben dem 
Schriftſtück die Eigenjchaft einer U. entzieht. Auch die Handelsbücher eines Haufe 
manns, die nicht unterfchriebene Spejenrechnung auf einem Frachtbriefe u. dgl. find 
N. im Sinne des Gejeges und jogar zur Begründung des U.prozeſſes nicht unge» 
eignet (sie! Urtheil des Reichögerichts dv. 23. Oktbr. 1880 — Entich. Bd. II. ©. 415). 
Für alle Arten von U. gilt die allgemeine Vorjchrift, daß die U. frei fein muß von 
Durchitreichungen, Radirungen und Einſchaltungen, daß fie vollftändig und nicht durch 
Defekte oder Flecke ganz oder theilweije unlejerlich gemacht ift, und daß fie eine ver— 
ftändliche Faſſung hat, welche Widerfinnigkeiten, Zweideutigfeiten und Wideriprüche 
vermeidet. Inwieweit ein Verftoß gegen diefe Erfordernifie die Beweiskraft der U. 
beeinträchtigt, Hat der Richter nad) freier Ueberzeugung zu enticheiden. Im Uebrigen 
begründet die öffentliche U. den vollen Beweis ihres Inhaltes, während die Echt- 
heit der Unterichrift unter einer Privat-U. den Beweis liefert, daß die in ihr ent— 
haltenen Erklärungen von dem Ausſteller abgegeben worden find, nicht auch, wann 
und wo dies geichehen iſt. Dieſe Thatſachen bedürfen, wenn fie von Erheblichkeit 
find, eines bejonderen Beweifes. Welche Beweiseinreden dem Ubeweiſe entgegen= 
gefegt werden können, darüber j. den Art. U.beweis. Was endlich die Wechjel- 
U. betrifft, jo iſt für fie eine beitimmte Form vorgejchrieben, deren Nichtbeachtung 
der U. ihre Bedeutung als Träger der Obligation entzieht. 

IV. Erwerb und Benußung der U. Nur derjenige fann fich der U. ala 
eines Beweismitteld zur Geltendmachung feiner Rechte bedienen, dem ein Anſpruch 
auf fie zufteht, nur er ift, wenn er fie nicht im Befit bat, von dem Inhaber ihre 
Edition zu fordern berechtigt, eine Forderung, die entweder mit dem Editionsantrage 
oder mit der actio ad exhibendum geltend gemacht werden fann. Im Allgemeinen 
erlangt derjenige einen Anspruch auf die U. und deren Benußung, zu deffen Gunjten 
fie ausgeftellt ift, oder deffen Rechte oder Pflichten von ihr betroffen werden. Auf 
diefem Grundjage ruht auch die Vorjchriit des Allg. ER. I. 12 8 227, nach welcher 
alle diejenigen eine Abſchrift des publizirten Teftaments verlangen können, welche 
ein begründetes Intereſſe bei der Sache nachweifen. Yautet die U. über einen zwei— 
jeitigen Bertrag, oder enthält fie Beitimmungen, welche für mehrere Perfonen von 
rechtlichen Intereſſe find, jo Haben alle gleiche Anfprüche an fie. Wer ihre Ver— 
wahrung übernehmen joll, hängt von dem lebereinfommen der ntereffenten ab. 
Nur in Anjehung der Familien-U., d. h. derjenigen, welche gemeinjchaftliche Familien— 
rechte betreffen, jchreibt in Preußen das Allg. ER. II. 4 $ 19 vor, daß die Ver— 
wahrung dem Vorfteher der Familie gebühre. Der Anipruch auf die U. fteht mit 
dem durch fie zu erweifenden Rechte in einem derartigen Zuſammenhange, daß er 
auf den’ Erwerber des leßteren ipso jure übergeht, wogegen der Regel nach der 
Uebergang der U. allein nicht auch die Nachiolge in das Recht begründet. Wer 
aljo durch Geifion ein Recht erworben, fann vom Gedenten die Aushändigung der 
über dafjelbe lautenden U. verlangen. Zwar ift von der Uebergabe derjelben die 
Rechtögültigkeit des Erwerbungsaftes nicht abhängig. Da jedoch der debitor cessus 
nur an denjenigen zu erfüllen verpflichtet ift, der fich durch den Beſitz der Geffion 
und der U. legitimiren kann, ift die Erlangung der leßteren ein nothwendiges Er— 
forderniß zur Dispofition über das erworbene Recht (das Preuß. OTrib. ging bei 
Hypothekenforderungen joweit, den Ceſſionar mit der Klage gegen den debitor cessus 
abzuweijen, wenn er den Befi der Hypotheken-U. nicht nachzuweiſen vermochte. Erf. 
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v. 19. Dezbr. 1877 — Entich. Bd. LIXXI. ©. 25). Iſt der Erwerb der Forderung 
im Zwangsvollitrefungsverfahren mittel Ueberweifung erfolgt, jo hat der Schuldner 
die Verpflichtung der Herausgabe der U. über die überwiefene Forderung, und fann 
der Gläubiger diejelbe nöthigenfalls im Wege der Zmangsvollitrefung erwirfen 
(CPO. $ 737). Don diefer Regel giebt es eine generelle und im Preuß. Rechte 
auch eine jinguläre Ausnahme. Letztere findet fich im Allg. ER. I. 17 $ 152, nad) 
welchen nach getheilter Erbichaft der Nachlaßſchuldner an denjenigen Erben Zahlung 
zu leiften befugt ift, der fich im Beſitze der U. befindet. Es ijt nicht erforderlich, 
daß fich dieſer erit noch durch eine von den Miterben auf ihn ausgeſtellte Ceſſion 
legitimirt. Die Ausnahme ift nur eine äußerliche, da die Nachlaßforderung nicht 
durch die bloße Uebergabe der U., fondern durch die Nachlaßtheilung auf den Erben 
übergeht. Eine generelle Ausnahme dagegen bilden die Inhaber: und die Order: 
papiere. Die erjteren werden wie eine förperliche Sache tradirt und mit ihnen 
zugleich das Forderungsrecht übertragen: fie werden auch bei der Zwangsvollſtreckung 
wie eine res corporalis behandelt, von dem Gerichtsvollzieher in Prandbefig genommen 
und don ihm entweder nach dem Tagesfurje verkauft oder, wenn fie einen jolchen 
nicht haben, durch DVerfteigerung verwerthet. Die Orderpapiere werden durch In— 
dojjament übertragen, und berechtigt ihr Befit zu ihrer Geltendmachung. Sie fünnen 
bei dem Borhandenjein eine® Blankfo- Indoffamentes wie Inhaberpapiere durch 
Tradition übertragen werden, und hat diefer Modus zur Folge, daß der Tradent 
in den Wechjelnerus nicht eintritt. Solche U. find die Wechfel, die faufmännifchen 
Anweifungen und Verpflichtungsfcheine, ſobald in ihnen die Verpflichtung zur Leiſtung 
nicht von einer Gegenleiftung abhängig gemacht iſt (HGB. Art. 301), die an 
Order lautenden Konnofjemente der Seejchiffer und Ladejcheine der Frachtführer, die 
von einer zur Aufbewahrung von Waaren oder anderen beweglichen Sachen jtaatlich 
ermächtigten Anftalt ausgeſtellten Auslieferungsfcheine (Lagericheine) und die Bod— 
mereibriefe und Seeafjeturangpolizen (ibid. Art. 302), U., welche fich von den An— 
weifungen dadurch unterfcheiden, daß fie ausdrüdlich an Order ausgeſtellt jein müſſen, 
und endlich nach Preuß. Rechte die Grundichuldbriefe. Auch diefe U. werden bei 
der Zwangsvollftrefung twie körperliche Sachen behandelt, dürfen jedoch von dem 
Gerichtsvollzieher nur dann an den Gläubiger herausgegeben werden, wenn er fich 
die Forderung durch Gerichtöbeichluß Hat überweifen laſſen ($ 82 der Geſchäfts— 
Anweifung für Gerichtsvollzieher). 

V. Berluft der U. Aus dem Weſen der U. ala eines Beweismittels folgt 
einerjeits, daß fie ihre Bedeutung verliert, jobald die Thatſache, welche durch fie 
erwiejen werden foll, in ihren rechtlichen Folgen durch eine andere Thatjache befeitigt 
iſt, alfo 3. B. das Forderungsrecht durch die Erfüllung der Obligation aufgehoben 
ist; und andererjeits, daß durch ihren Verluſt nicht auch der Untergang des durch 
fie beurfundeten Rechts bedingt wird, und zwar jelbjt dann nicht, weifh jie Trägerin 
des Forderungsrechts ift (vgl. Art. 73 der WO.). Es ift nur ein Beweismittel 
verloren gegangen, das durch andere erjeßt werden fann. Um aber den Nachweis 
ihres Berluftes zu führen und inöbejondere bei den U., welche über ein Forderungs— 
recht lauten, einem Mißbrauche derjelben entgegenzutreten, bedarf es ihrer Amorti= 
jation. In Preußen ift diefe bei eingetragenen Forderungen Bedingung der Löfchung. 
Das für fie nothwendige Verfahren ift ein Aufgebotsverfahren, welches für die ver- 
jchiedenen Arten von U. verichiedene Erforderniffe aufjtellt und mit einem Ausſchluß— 
urtheil endigt. Die Vorichriften find in den SS 837 ff. der CRD. enthalten (vgl. 
d. Art. Amortijation). Derjenige, welcher das Ausſchlußurtheil erwirkt hat, ift 
dem durch die U. Verpflichteten gegenüber berechtigt, die Rechte aus der Urkunde 
geltend zu machen. 

Andere Beitimmungen gelten für den Prozeß. Hat diejenige Partei, gegen 
welche die Urkunde als Beweismittel benugt werden joll, fie doloſer Weiſe befeitigt, 
um dem Beweisführer ihre Benugung unmöglich zu machen, jo joll eine von dieſem 
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produzirte einfache Abjchrift derjelben ala richtig angefehen werden, und fönnen, 
wenn eine Abjchrift nicht vorhanden, nach dem freien Grmeflen des Gerichts jeine 
Behauptungen über die Beichaffenheit und den Inhalt der Urkunde ala bewieſen 
angenommen werden (CPO. $ 392). Die Präfumtion einer dolofen Beleitigung 
wird durch die Nichtleiftung des Editionseides begründet. 

VI. Aufigeiundene U. (instrumenta noviter reperta). Unter neu auf 
gefundenen U. verjteht man fjolche, die nach dem Abſchluß eines Nechtsaftes ent— 
weder überhaupt erſt aufgefunden oder erſt ala Beweismittel benußt werden können. 
Das Gemeine Recht legte ihnen eine bejondere Wirkung, jedoch nur für den Fall 
eines Prozeifes bei, indem es auf Grund folder U., die im Laufe deflelben nicht 
hatten benußt werden können, weil dem Beweisführer entweder ihre Eriftenz oder 
ihr Verbleib unbekannt gewejen, die Reftitutionsflage gegen das rechtäfräftige Urtheil 
gewährte. Es genügte dadurch einer Forderung der Gerechtigkeit, da das Urtheil 
ohne Verjchulden der Partei auf einer unrichtigen thatjächlichen Bafis beruhte. Auch 
die Deutſche CPO. kennt diefen Reftitutionsgrund und jtellt als Bedingung auf, 
daß die Partei eine U. auffindet oder zu benußen in den Stand gejeßt wird 
(wobei der $ 396 Abi. 2 zu berüdfichtigen bleibt), welche eine ihr günftigere Ent- 
jcheidung herbeigeführt Haben würde. Sie läßt jedoch die Reftitutionsflage dann 
nicht mehr zu, wenn die durch die neue Urkunde zu erweifende Thatſache bereits 
durch die Ableiftung eines Parteieides erledigt ift ($ 543). — Die Urkunde muß 
aljo der Benugung des Beweisführers zu einer Zeit zugänglich geworden fein, zu 
welcher er fich ihrer in dem ſchwebenden Nechtäjtreite nicht mehr bedienen konnte, 
zu welcher alfo diejenigen Inſtanzen geichloffen waren, die das Anbringen neuer 
Thatſachen und Beweismittel geftatten. U., die bereits produzirt waren und hätten 
benußt werden fönnen, werden um deshalb nicht zu neu aufgerundenen, weil nad 
der Anficht des Beweistührers die ihmen zu Theil gewordene Auslegung eine nicht 
richtige gerejen ift. Das Preuß. Recht erftredt die Wirkung auch noch auf einen 
anderen Rechtsaft. Es jtellt den rechtsfräftigen Urtheilen die Vergleiche zur Seite 
und geftattet einen Rücktritt von ihnen, jobald aus neu aufgefundenen U. der gänz- 
liche Mangel alles Rechts auf Seite des Gegentheild klar nachgewiejen werden fann 
(Allgem. ER. I. 16 $ 420), ſobald aljo 3. B. nach gejchloffenem GErbvergleich ein 
Tejtament aufgefunden wird, durch welches einzelne der vergleichenden Inteftaterben 
von der Erbjchaft ausgeichloffen werden. Im Strafprozeß wird den neu aufgefundenen 
U. eine befondere Stellung nicht angewiefen. Sie werden behandelt wie alle Be— 
meismittel und fönnen unter den Vorausfeßungen des $ 399 der StrafPO. aud 
geeignet fein, den Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens zu er 

ede3. 

Urfundenbeweiß (probatio per instrumenta, preuve litterale) iſt auf dem 
Gebiete des Eivilprozeſſes die Herbeiführung der richterlichen Ueberzeugung von 
einer beſtrittenen Thatſache durch Vorlegung ſchriftlicher Aufzeichnungen über Wahr: 
nehmungen oder Willenserflärungen (instrumenta oder documenta). Man jcheidet 
diejelben in öffentliche Urkunden (documenta publica, actes authentiques) und Privat- 
urfunden (documenta privata, actes sous seing prive). Erſtere find, wie jchon nad 
dem Gemeinen und Franzöſiſchen Necht, ebenjo auch nach der Deutichen CPO. ſolche, 
welche eine Öffentliche Behörde oder eine mit öffentlichem Glauben verjehene Perſon 
(3. B. ein Notar) über amtliche Wahrnehmungen innerhalb der vorgejchriebenen 
Form auägeftellt hat (alfo die von den Gerichten, Notaren aufgenommenen Ver— 
bandlungen, die Taufe, Trau-, Todtenjcheine der Pfarrer, der Civilitandsbeamten, 
die Steuerfatafter u. ſ. w.). Alle anderen Urkunden fallen in die zweite Kategorie. 
Handelt es fich blos um die Feſtſtellung der Exiſtenz einer Urkunde, jo fann dieſe 
durch Vorlegung derjelben erfolgen, ſofern die Echtheit der leßteren, d. 5. die Thatſache 
unzweitelhaft ift, daß fie von der als Urheber in derjelben bezeichneten Perſon her— 
rührt. Die öffentliche Urkunde trägt aber wegen ihrer Form die Vermuthung der 
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Echtheit in fih, fie wird daher dem Gegner nur vorgelegt, um demijelben Gelegen- 
heit zu geben, fich über das Vorhandenſein der die Deffentlichkeit der Urkunde be— 
dingenden Eriorderniffe zu vergewifjern reſp. eine etwaige Verfälſchung geltend zu 
machen, wofür im Franzöfiſchen Prozeß der Weg einer civilen Inzidentflage (faux 
ineident civ.) oder des Strafverfahrene (faux principal, par la voie criminelle) 
gewählt werden kann. Der Privaturkunde fehlt dagegen diefe Präjumtion der Echt» 
heit, und daher muß fie dem Gegner ftet3 zur Erklärung, ob er fie für echt halte 
(zur jog. recognitio), vorgelegt werden. Wird fie nicht anerkannt, jo hat der Be— 
weispflichtige die Echtheit der Urkunde mit den gewöhnlichen Beweismitteln dar— 
zuthun, nach Gemeinem Prozeß konnte er aber fich noch zweier eigenthümlicher Mittel, 
der jog. comparatio literarum und des Diffeffionseides (ſ. die Art. Schrift— 
vergleihung und Diffeſſionseid), bedienen, von denen der leßtere jedoch durch 
die neue Deutſche EPD. nicht mehr zugelaffen ift. Nach der letteren hat auch, wenn 
die Echtheit der Namensunterfchrift unter der Urkunde oder ein darunter befindliches, 
gerichtlich oder notariell beglaubigtes Handzeichen ala echt anerkannt oder feſtgeſtellt 
worden ift, die darüber jtehende Schrift die Vermuthung der Echtheit für fich. 
Mit der Echtheit der Urkunde iſt aber nicht ohne Weitered auch ihr Inhalt ala 
wahr jeftgeftellt, vielmehr beantwortet fich diefe Frage nach heutigem Deutjchen 
Prozeßrecht folgendermaßen: 1) die Urkunde enthält eine Erklärung, gleichviel ob 
es eine rechtlich relevante oder eine anders geartete ift, ob fie die Partei oder ein 
Dritter abgegeben hat. Wenn eine folche von einer öffentlichen Behörde oder einer 
mit öffentlichem Glauben ausgeſtatteten Perjon in einer öffentlichen Urkunde innerhalb 
des Gejchäftäkreifes des Ausftellenden befundet ift, jo begründet die Urkunde vollen 
Beweis dafür, daß die Erklärung abgegeben worden ift und der bei Abgabe der 
Erklärung befundete Vorgang jtattgefunden hat, ohne daß jedoch der Gegenbeweis 
einer unrichtigen Beurkundung ausgejchloffen ift oder in Bezug auf die Beweismittel 
irgend welcher Beichränfung unterliegt. Nicht minder beweilt die ala echt fejtgeftellte 
Privaturfunde, daß die in ihr enthaltenen Erklärungen von dem Ausjteller gemacht 
worden find. Damit ift indeffen noch nicht dargethan, daß der Inhalt der Er— 
klärungen auch wahr ift, d. h. das, was die Erklärung enthält, fann darum noch 
nicht ohne Weiteres als eriwiefen angenommen werden. Vielmehr muß in diejer 
Hinficht weiter unterfchieden werden: a. Enthält die Erklärung eine rechtliche Dispo= 
fition, 3. B. eine Geffion, ein Tejtament, jo ift, gleichviel ob es fich um eine öffentliche 
oder private Urkunde handelt, erwieſen, daß eine jolche ftattgehabt hat. b. Enthält 
die Urkunde andere Erklärungen und ift der Inhalt derjelben dem Ausſteller un— 
günftig, jo liegt ein außergerichtliches Geftändniß vor, deſſen Beweisfraft das Gericht, 
mag es fich in einer öffentlichen oder privaten Urkunde finden, nach freiem Er— 
meſſen zu prüfen hat. Soweit die Erklärung dagegen dem Abgebenden ihrem In— 
halte nach vortheilhaft ift, jtellt fie fich ala Behauptung zum Bortheile der eigenen 
Sade dar und in diefem Tall wird das Gericht, welches auch hier die freie 
Prüfung hat, bei jeiner Beweiswürdigung ihr für die Regel die Beweiskraft abiprechen. 
2) Die Urkunde bezeugt Wahrnehmungen, welche der Ausſteller gemacht oder Fakta, 
welche er wahrgenommen hat. it der Außfteller eine Behörde oder ein Beamter oder 
eine Urkundaperfon und find die Beurkundungen über einen zum Amtskreiſe derjelben 
gehörigen Vorgang in einer öffentlichen Urkunde erfolgt (hierher gehören gerichtliche 
Situngaprotofolle, Zuftellungsurtunden, Protokolle der Gerichtsvollgieher über Voll: 
ſtreckungshandlungen, Wechjelprotefte, Attefte der Handels- und Grundbuchrichter), 
jo wird dadurch die Wahrheit der beurfundeten Ihatfachen erwieſen. Der Gegen: 
beweis der Umrichtigkeit der bezeugten Thatſachen ift zuläffig, ſofern er nicht durch 
die Landesgeſetze (3. B. bei Grund- und Hypothefenbüchern) ausgefchloffen ift. Gegen 
das gerichtliche Situngsprotofoll, joweit dafjelbe die Beobachtung der für die münd- 
liche Verhandlung vorgejchriebenen Förmlichkeiten feſtſtellt, kann aber nur der Nach— 
weis der Fälſchung, Fein jonftiger Gegenbeweis erbracht werden. Deffentliche Ur: 
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funden, welche nicht auf eigener Wahrnehmung beruhende Zeugnifle von öffentlichen 
Behörden oder Urfundsperjonen enthalten, beweijen die befundeten Thatſachen allein 
dann, wenn ſich aus den Reichs- oder Landesgeſetzen ergiebt, daß (wie 3. B. bei 
den Givilftandsregiftern, den früheren SKirchenbüchern) die Beweisfraft des Zeugnifies 
von der eigenen Wahrnehmung der Behörde oder der Urfundsperjon unabhängig ift. 
Privaturfunden, welche andere Wahrnehmungen und Vorgänge ala Grflärungen be— 
funden, bemweijen die darin bezeugten Thatjachen nicht, Haben vielmehr nur den 
Charakter unbeeideter jchriftlicher Zeugniffe. 3) Die von einer Behörde auägeitellten, 
eine amtliche Anordnung, Verfügung oder Enticheidung enthaltenden öffentlichen Ur— 
funden begründen den vollen Beweis ihres Inhaltes. 

Die Beweisfraft einer Urkunde kann durch äußere Mängel, 3. B. Durch— 
ftreichungen, Radirungen, Ginjchaltungen x. gemindert oder aufgehoben werden 
(ſog. seripturae calumniosae). Inwieweit dies der Fall ift, darüber enticheidet das 
Gericht nach freiem Ermefjen. 

Alles Vorftehende bezieht fich nur auf die Originalurfunden. Die bloße Ab— 
ichrift einer Urkunde hat an und für fich feine Beweiskraft. Dagegen fteht eine be= 
glaubigte Abſchrift (jog. copia vidimata, fidemata), d. h. eine jolche, welche von einer 
mit öffentlichem Glauben verjehenen, dazu befugten Perfon ala gleichlautend mit dem 
Driginal atteftirt ift, wenn fie von einer öffentlichen Urkunde genommen worden, 
dem Original glei. Indeſſen fann das Gericht vom Beweisführer verlangen, daß 
er die Abſchrift vorlegt oder die Thatſachen angiebt und glaubhaft macht, die ihn 
an der Vorlegung derjelben hindern. Bleibt dieje Anordnung erfolglos, jo hat das 
Gericht nach feiner Ueberzeugung zu enticheiden, welche Beweisfraft der beglaubigten 
Abichrift beizulegen jei. 

Quellen: Deutihe CPO. 88 380-8384, 400, 402 ff.; Deutiches EG. dazu $ 13 
Nr. 2, $ 16 Nr. 2. 

Lit.: Spangenberg, Die Lehre vom Urkundenbeweis, Heibelb. 1827. — Strippel: 
mann, Der Beweis durch Schrifturfunden, Abth. I. II., Kafiel 1860, 1861. — Langenbed, 
Die Beweisführung in bürgerlihen Rechtäitreitigleiten, 3. Abth., Leipzig 1861, ©. 613 fi. — 
Bähr, Lehrb. für Dogmatıf, XIV. 277. — Schultze, Kit. B.J.Schrift, XVII. 229 fi. — 
A. Heusler, Arch. für civ. Praxis, LXI1. 280 ff. — Wendt, a. a. O. LXIII. 307. 

PB. Hiniius. 

Urkundenbeweiß im Straiveriahren. Wenn man im Strafprozeh von U. 
ipricht, verjteht man unter Urkunden nicht jolche im weiteren Sinne, wohin alle lebloien 
Gegenjtände gehören, welche dazu dienen können, die Ueberzeugung von dem Vor— 
handenjein einer Thatjache hervorzurufen, auch nicht alle von Menjchenhand erzeugte 
Gegenstände jolcher Art (wie 3. B. Denkmäler, Bauten aller Art u. ſ. f.), jondern 
nur Schriftſtücke, jchriftliche Aufzeichnungen, welche über eine (für den betreffenden 
Straffall erhebliche) Thatjache etwas befunden. Was jene Urkunden im weiteren 
Sinne betrifft (und unter fie würden auch die Gegenjtände fallen, welche Spuren 
der That an fich tragen, ferner die Werkzeuge des Verbrechens und die durch daſſelbe her— 
vorgebrachten Gegenftände — die producta sceleris), jo wird der Richter von ihnen 
Kenntniß erhalten entweder durch eigene Wahrnehmunng (Augenicheinseinnahme) 
oder durch Mittheilung Anderer, alſo durch Gejtändniß oder Zeugniß. Es gelten 
darum für ihre Behandlung im Straiprozeß die Regeln, welche für die Augenſcheins— 
einnahme, bzw. für Geftändniß und Zeugniß aufzuftellen find. Dagegen gilt Bes 
fonderes rüdfichtlich der Urkunden im Sinn von Schriftjtüden. Nämlich: 

I. Es muß vor Allem feftitehen oder feitgeitellt werden, daß die Urkunde echt 
ift, d. h. von demjenigen herrührt, welcher als ihr Urheber (Aussteller) bezeichnet wird. 
Der Beweis der Echtheit wird bei öffentlichen Urkunden durch den Augenschein her— 
gejtellt, welcher ergiebt, ob die Urkunde die formellen Eriordernifje an fich hat, die 
bier die Vermuthung der Echtheit begründen. Die Echtheit von Privaturfunden 
wird durch Augenjchein, Geitändniß, Zeugniß oder Schriftvergleichung erwiefen. 
Schriftvergleichung (StrafP DO. S 93) ift übrigens ein ſehr trügliches Beweismittel, 
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welchen auch die gejeliche Beweistheorie nur die Kraft eines Indiziums zuerfannte. 
Die Vergleichung jet nicht ſowol bejondere Fachkenntniffe voraus, ala eine durch 
Häufiges Leſen von Handſchriften erworbene Hebung, welche fich bei Archivaren, 
Buchhaltern u. j. w., aber auch beim ftändigen Richter jelbit nicht jelten findet. Es 
muß dabei bedacht werden, daß fich die Handfchriit derjelben Perfon auch in kürzeren 
Zeiträumen bei weitem nicht volljtändig gleichbleibt und daß hier Jrrthümer über 
Die Jdentität noch bei weiten häufiger find ala betreff der Identität der Perjon. 

Für den Strafprozeß fann übrigens nicht blos eine Driginalurfunde, fondern auch 
eine Abjchriit Bedeutung haben. Es kann gerade eine Abjchrift, welche für das 
Driginal ausgegeben wurde, Mittel zur Begehung eines Betrugs geweien, e8 fann 
der Beweis, daß die Abichrift einer hochverrätheriichen oder einer Schmähſchrift von 
einer beitimmten Perſon herrühre, geradezu wejentliche VBorausfegung für den Beweis 
der Schuld derjelben jein. 

I. Das Prinzip der Unmittelbarfeit fordert, daß die Vorlegung bzw. Verlefung 
von Urkunden in der Hauptverhandlung nicht an die Stelle von VBernehmungen 
tritt, daß alfo nicht das mündliche Geftändniß oder Zeugniß durch jchriftliches 
Geftändniß oder Zeugniß erjeßt werde. Dagegen wird allerdings Vorlegung von 
Urkunden nothiwendig, wenn dieje dazu dienen jollen, den Beweis durch richterlichen 
Augenichein zu ermöglichen, alfo dann, wenn mittels der Urkunde das Verbrechen 
verübt wurde (wie bei jchriftlichen Aufforderungen, Beleidigungen, Vorſpiegelungen ıc.) 
oder die Urkunde Gegenftand des Verbrechens war (wie bei Urkundenfälichungen). 
Indeſſen fieht man fich genöthigt, auch noch außerdem in verichiedenen Fällen Ver— 
leſung von Urkunden in der Hauptverhandlung zu geitatten. Nach unjerer StrafPO. 
fommen dabei folgende Beltimmungen in Betracht: 

1) Der $ 248 bejtimmt zumächit ganz allgemein, daß Urkunden und andere 
als Beweismittel dienende Schriftftüde in der Hauptverhandlung verlefen werden. 
Allein dies gilt Hauptjächlich nur von den weiterhin in demfelben $ erwähnten 
früher ergangenen Strafurtheilen, von Strafliften und Auszügen aus Kirchenbüchern 
und Perjonenftandsregiitern ſowie Protofollen über die Einnahme des richterlichen 
Augenicheins ; nicht minder auch von jenen, oben von uns erwähnten Urkunden und 
Schriftitüden, welche als Mittel, Gegenftand oder Produft des Verbrechens mit dem 
alten Ausdrud corpus delicti bezeichnet werden Fönnen. — Dem Vorſitzenden iſt 
auch (zufolge des Erf. des Reichsger. vom 2. Oktober 1880 — NRedtipr. II. 
©. 595 ff.) geitattet, ſoweit nicht Verlefung erforderlich ift, Mittheilungen aus Bei— 
lageaften zu machen, ſowie e8 (nach einem Erf. des Reichöger. vom 4. November 
1880 — Redtipr. II. S. 452) nicht gegen $ 248 veritößt, wenn der Vorſitzende, 
falls jämmtliche Akten eines Prozeffes und nicht blos einzelne Aktenſtücke ala Be- 
weismittel bezogen werden, nur über deren Inhalt referirt. Ja dem Vorfigenden 
ift, wie ein Erf. des Neichsger. vom 6. Dezember 1880 (Rechtipr. II. ©. 608 ff.) 
ausführt, auch nicht verwehrt, über den Inhalt anderer nicht ala Beweismittel be- 
zeichneter Schriftjtüde aus den Akten zu referiren, falls hiergegen fein Ginwand er: 
hoben und fein Beweisantrag bezugs dieſer Schriftſtücke geitellt worden ift. 

2) Beiondere Vorichriften gelten bezugs der Verlefung von Protofollen über 
Vernehmungen. Bor Allem ftellt der $ 249 den jchon erwähnten Grundiaß auf, 
daß die Vernehmung einer Perfon nicht durch Berlefung des Protokolls über eine 
frühere Vernehmung oder einer jchriftlichen Erklärung erießt werden darf. Cine 
Ausnahme Hiervon findet fich aber in der fingulären Vorſchrift des $ 71, nad 
welchem die Landesherren und die Mitglieder der landesherrlichen Familien, ſowie 
die Mitglieder der fürftlichen Familie Hohenzollern in ihrer Wohnung zu vernehmen 
find und das Protokoll über ihre Vernehmung in der Hauptverhandlung zu verlejen ift. 
Auch abgejehen hiervon zwingen die Verhältniffe oft zu einer Abweichung von dem 
Prinzip der Unmittelbarkeit, jo ſehr die StrafPO. mit Recht dafjelbe joweit als 
möglich feitzuhalten jucht. Darum geftattet der $ 250, daß das Protokoll über die 
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frühere richterliche Vernehmung (nicht über eine polizeiliche Vernehmung, ſ. das Erk. 
des Neichager. vom 20. September 1880 — Rechtſpr. II. ©. 218 ff.) eines Zeugen, 
Sachverſtändigen, Mitbeichuldigten oder bereits verurtheilten Mitichuldigen verleien 
werden fann, wenn derjelbe verftorben oder in Geiſteskrankheit verfallen oder wenn 
fein Aufenthalt nicht zu ermitteln gewefen if. In den im $ 222 bezeichneten 
Fällen, d. h. wenn dem Ericheinen eines Zeugen oder Sachverftändigen in der Haupt: 
verhandlung für eine längere oder ungewiſſe Zeit Krankheit oder Gebrechlichteit oder 
andere nicht zu befeitigende Hinderniffe entgegenstehen, ift die Verlefung des Protokolls 
über die frühere Vernehmung ftatthaft, wenn letztere nach Gröffnung des Haupt— 
verfahrens oder wenn fie im Borverfahren unter Beobachtung der Vorjchriften des 
$ 191 (wonach Staatsanmwaltichaft, Angefchuldigter und Wertheidiger das Recht 
haben, der VBernehmung beizumwohnen) erfolgt ift. — Die Verlefung des Prototolls 
in der Hauptverhandlung kann nur durch Gerichtöbefchluß angeordnet, auch muß der 
Grund derjelben verkündet und bemerft werden, ob die Veeidigung der vernommenen 
Perſonen ftattgefunden hat, und zwar dies Alles bei jonftiger Nichtigkeit (f. die Erk. dei 
Reichöger. vom 10. Dezember 1879, 2. und 3. März, 5. April und 20. September 
1880 — (Recdtipr. I. ©. 141 ff., 412 ff., 418 ff., 538 ff., II. ©. 223). An de 
Beitimmungen über die Nothwendigkeit der Beeidigung wird hierdurch in denjenigen 
Fällen, in welchen die nochmalige Vernehmung ausführbar ift, nichts geändert. — 
Das Gericht darf die Verlefung der Protokolle nicht zulaffen, wenn die Gründe, die 
im $ 222 angegeben find, mittlerweile weggefallen find; es muß alfo in dem Ge 
richtsbeſchluß, welcher die Verlefung anordnet, ausdrüdlich die Fortdauer eines jener 
Gründe feitgeftellt fein (f. die Erf. des Neichäger. vom 3. und 22. April 
1880 — Redtipr. I. ©. 533 ff., 646 ff.). Findet das Gericht die mündliche Ver: 
‚nehmung erforderlich, jo kann e8 den Zeugen, Mitbejchuldigten u. ſ. w., ungeachtet 
der großen Entfernung defjelben, vorladen, auch die Hauptverhandlung bis zur Be 
feitigung der dem Ericheinen entgegenftehenden Hinderniſſe vertagen. 

3) Betreff3 der jchriftlichen Erklärungen enthält der 1. Abſatz des 8 255 
folgende Beitimmungen: „Die ein Zeugniß oder ein Gutachten enthaltenden Grit. 
rungen öffentlicher Behörden, mit Ausſchluß von Leumundszeugniffen (eine Ausnahme, 
welche jehr zu billigen ift), desgleichen ärztliche Attefte über Hörperverlegungen, 
welche nicht zu den fchmweren gehören, fünnen verlefen werden“. Doch bleibt es (mie 
die Motive hierzu bemerken) Hinfichtlich jener Behörden, welche nur aus einem Be 
amten bejtehen, dem Grmeffen des Gerichts überlaffen, ob dafjelbe den Beamten 
mündlich vernehmen oder fich mit feiner fchriftlichen Auskunft begnügen will. — Der 
Beweis über den Leumund einer Perfon kann nach dem Geſetz nur durch mündliche 
Zeugenvernehmung geführt werden. Leumundszeugniſſe dürfen jelbft mit Zuftimmung 
aller am Prozeß Betheiligten nicht verlefen werden. Auch jener Theil einer berbri: 
geichafften Beweisurkfunde darf nicht verlefen werden, der ein Leumundszeugniß ent 
hält (Erf. des Reichsger. vom 31. März 1880 — Neditipr. I. ©. 523 ff.) 
Mit Recht Hat aber das Meichägericht (Ert. vom 2. Febr. 1880 — Nechtipr. 
I. ©. 311 ff.) in einem Zeugniß, welches ein Lehrer über die (intelleftuelle) Be: 
fähigung und die hierdurch bedingte Glaubwürdigkeit eines Schulfnaben ausgeſtellt 
hatte, fein Leumundszeugniß erblidt. — Iſt das Gutachten einer follegialen Fach— 
behörde eingeholt worden, jo fann das Gericht (laut Abf. 2 des $ 255) die Behörde 
erfuchen, eines ihrer Mitglieder mit der Vertretung des Gutachtens in der Haupt: 
verhandlung zu beauftragen und daffelbe dem Gericht zu bezeichnen, damit auf dieſe 
Weiſe eine mündliche Erörterung des fchriftlich erjtatteten Gutachtens (welches in der 
Regel ebenfalls verlefen werden wird) zu ermöglichen. ine Verpflichtung der Be— 
hörde zur Abordnung eines Vertreters bejteht übrigens nicht. Andererjeits ift es 
gewiß zuläffig, daß, wenn das Gutachten nicht einjtimmig erjtattet worden ift, neben 
dem Vertreter der Mehrheit auch einer der Minderheit zur Sauptverhandlung bei— 
gezogen wird. 
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4) Schriftjtüde können auch verlefen werden zur Ergänzung von mündlichen 
Vernehbmungen. Dabei muß aber auf die Einhaltung der gejeßlich gezogenen 
Schranfen genau geachtet werden, damit nicht dem Prinzip der Unmittelbarkeit zus 
wider die VBernehmung jelbit zur Nebenjache herabgedrüdt und die Entjcheidung auf 
die Akten des Vorverfahrens (oder Zwifchenverfahrens) gejtügt wird. Hierher gehören 
nun folgende Fälle: a) Grflärt ein Zeuge oder Sachverftändiger, daß er fich einer 
Thatjache nicht mehr erinnert, jo kann der hierauf bezügliche Theil des 
Protofolls über jeine frühere Vernehmung zur Unterjtügung feines Gedächtnifjes 
verlejen werden (aljo jelbjt wenn die Vernehmung eine nicht=richterliche war). 
Daffelbe kann gejchehen, wenn ein in der Vernehmung hervortretender Widerjpruch 
mit der früheren Ausſage nicht auf andere Weije ohne Unterbrechung der Haupt— 
verhandlung fejtgeitellt oder gehoben werden kann ($ 252). In dem erjten Fall 
darf nicht etwa das Protokoll über die frühere Bernehmung vor der VBernehmung 
verlejen und der zu Vernehmende gefragt werden, ob er bei jeiner früheren Ausjage 
beharre, wie dies fonft inquifitoriiche Praris war. b) Erklärungen des Angeklagten, 
welche in einem richterlichen Protokoll enthalten find, können zum Zweck der 
Beweisaufnahme über ein Geftändniß verlefen werden (4 253 Abſ. 1). Die Ver— 
lefung geichieht hier zu dem Zwed der Feſtſtellung, daß das Geftändniß abgelegt 
wurde, während, wie fich verjteht, das freie Ermeffen des Gerichts darüber ent— 
icheidet, ob hierdurch ein Beweis der Schuld geliefert ift. — Solche Erklärungen 
des Angeklagten können ferner auch verlefen werden, wenn ein in der Vernehmung 
bervortretender Widerjpruch mit der früheren Ausſage nicht auf andere Weife ohne 
Unterbrechurig der Hauptverhandlung feitgejtellt oder gehoben werden kann ($ 253 
Abi. 2). In den Fällen der $$ 252 und 253 ift die Verlefung und der Grund 
derjelben auf Antrag der Staatsanwaltichaft oder des Angeklagten im Situngs- 
protofoll zu erwähnen ($ 254). Nach der Verlefung eines Schriftitüds foll ſtets 
der Angeklagte befragt werden, ob er etwas darauf zu erklären habe ($ 256). Doch 
begründet die Nichtbeobachtung dieſer VBorfchrift nicht Aufhebung des Urtheils (f. die 
Erk. des Reichöger. vom 20. Dezember 1879 und 15. Januar 1880 — Rechtſpr. 
I. ©. 165 ff., 231). 

5) In der Hauptverhandlung vor der Berufungsinftany fünnen laut $ 366 
der StrafPO. bei der Berichterjtattung und der Beweisaufnahme Schriftjtiide ver- 
lejen werden. Protokolle über Ausfagen der in der Hauptverhandlung eriter Inſtanz 
vernommenen Zeugen und Sachverjtändigen dürfen, abgejehen von den Fällen der 
SS 250 und 252, ohne Zuftimmung der Staatsanwaltichait und des Angeklagten, 
nicht verlejen werden, wenn die wiederholte VBorladung jener Perfonen erfolgt ift 
oder rechtzeitig von dem Angeklagten vor der Hauptverhandlung beantragt worden 
war. Sit dies nicht der Fall, jo dürfen alfo auch dieſe Protokolle ohne Zuftimmung 
der Parteien verlejen werden. Auch außerdem dürfen, wie der $ jagt, Schriftitüde 
verlejen werden; doch machen Hiervon Yeumundszeugnifie ($ 255) und die Ausfagen 
jener vor der Hauptverhandlung vernommenen Zeugen, welche erjt in der Haupt— 
verhandlung von ihrem Recht der Zeugnißverweigerung Gebrauch gemacht haben 
(G 251), eine Ausnahme. Das Prinzip der Unmittelbarkeit ift eben (wie nicht 
anders zu erwarten war) in der Berufungsinſtanz zum Theil verdrängt durch das 
der Schriftlichkeit. 

III. Was die Beweisfraft der Urkunden betrifft, jo fommt e8 darauf an, ' 
fich Elar zu machen, welche Beweisgründe fich möglicherweife in Urkunden finden 
fönnen. Wie ſchon angedeutet, enthalten fie entweder ein Gejtändniß oder eine 
ſonſtige Erklärung des Angeklagten oder ein (amtliches oder nichtamtliches) Zeugniß. 
Die Beweiskraft der Urkunden Hängt ſonach von den Umſtänden ab, welche 
die Beweisfrait von Geftändniß oder Zeugniß bedingen. Dabei wird es von 
Wichtigkeit fein, die Umftände, unter welchen das Schriftjtüd entjtanden ift, ſowie 
den Zwed fennen zu lernen, welchen der Ausiteller beim Abfaſſen des Schriftſtückes 
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im Auge hatte. Es ſpricht im Allgemeinen ſicherlich eine gewiſſe Präfumtion größerer 
Ueberlegtheit und Gmitlichkeit für die Beweisfrait von jchriftlichen gegenüber münd- 
lichen Aeußerungen. Allein es kann auch jchrittlich geichert und unüberlegt ge- 
jchrieben werden. Der Sat: scriptura non probat pro scribente gilt durchaus nicht 
im Strafprozeß. Es beiteht ja mit Necht ein gewiſſes Mißtrauen gegen Aeußerungen, 
jeien fie num mündlich oder jchriftlich, die Jemand zu feinen eigenen Gunften thut. 
Allein wenn Jemand etwas niedergeichrieben hat und dabei nachweislich nicht an 
das etwaige Bekanntwerden des Gejchriebenen gedacht oder doc) von ſolchem Bekannt— 
werden einen Bortheil für fi) erwartet hat, fünnen die Aufzeichnungen unbedent- 
lich für aufrichtig gehalten werden, auch wenn fich aus ihnen günftige Folgerungen 
für ihren Urheber ergeben. 

IV. Weniger ſtreng als unjere StrafPO. nimmt es die Dejterreichiide 
mit dem Prinzip der Unmittelbarfeit. Zunächit jchreibt diefelbe die Verlefung von 
Augenſcheins- und Belundsaufnahmen, gegen den Angellagten früher ergangenen 
Straferkenntniſſen, ſowie Urkunden und Schriftitücden anderer Art, welche für die 
Sache von Bedeutung find, in der Hauptverhandlung vor, wenn nicht beide Theile 
darauf verzichten ($ 252 Abi. 2). Protofolle (d. h. von Gerichtäperjonen, nicht von 
Beamten der Sicherheitsbehörden aufgenommene Protokolle) über die VBernehmung 
von Zeugen und Mitbeichuldigten, dann die Gutachten der Sachveritändigen dürfen 
nach $ 252 Abi. 1 in folgenden Fällen vorgelejen werden: 1) Wenn die Ber: 
nommenen in der Zwiſchenzeit geitorben find; wenn ihr Aufenthalt unbefannt oder 
ihr perlönliches Ericheinen wegen ihres Alters, wegen Krankheit oder Gebrechlichkeit 
oder aus anderen erheblichen Gründen (eine jehr dehnbare clausula generalis) füg- 
Lich nicht bewerfitelligt werden fonnte. 2) Wenn die in der Hauptverhandlung 
Vernommenen in wejentlichen Puntten von ihren früher abgelegten Ausjagen ab» 
weichen. 3) Wenn Zeugen, ohne dazu berechtigt zu fein oder wenn Mitichuldige 
die Ausſage verweigern. 4) Wenn über die BVerlefung Ankläger und Ylngeklagter 
einverjtanden find. — Außerdem gehört hierher noch, was S 242 Abi. 1 umd 2 
bejtimmen, wonach der Gerichtshof beim Ausbleiben von geladenen Zeugen oder 
Sacverjtändigen nach Anhörung beider Parteien befchließen fann, daß die Haupt: 
verhandlung gleichwol fortgejegt werden und ftatt der mündlichen Abhörung jener 
Zeugen oder Sacdjverjtändigen die Verlefung ihrer in der Vorunterfuchung abgelegten 
Ausjagen erfolgen joll. — Dies Alles ift um fo bedenflicher, als die Zeugen in 
der PVorunterfuchung ohne Beiſein des Anfläger® und Beichuldigten vernommen 
werden ($ 162), aljo nicht, wie in gewiflen fällen nach den $S 191 und 222 
unferer StrafPO. bei der Zeugenvernehmung Parteienöffentlichteit herricht. 

Bigb.: Deutiche StrafPD. SS 248—256, 366, vgl. SS 191, 222. — Defterr. SI 42 
Abi. 1 und 2, 252. 

Lit: Mittermaier, Beweislehre, S. 378 ff.; Derfelbe, Deutiches Strafverfahren, 
(4. Aufl.) I. ©. 578 ff. — Kita, Ueber d. Thatbeftand, ©. 254 ff. — Peterien, Gerichtäl., 
1850, II. ©. 113 ff. — Pland, Syſtem. Darftell., S. 377 fi. — —— Handb. II. 
©. 447 fi. — K. Fuchs in v. Holendorff's Handb. des StrafProz., II S, 63 fi. — 
Geyer, ebenda, 1. ©. 300 ff.; Derfelbe, Lehrb. des Gem. Deutjchen re ©. 683 ff. 
729 ff., 809 fi. — Bonnier, Traité theorique et prat. des Ben 3. ed. II. p. 155 ss.. 
340 ss. — Bentham, Rationale of judicial evidence, III. p. 393 ss. — Best, The 
Principles of the Law of Evidence, 6. ed. p. 300 ss. — ©. noch Goltdammer im ſ. 
Arch. 1865, ©. 686 fi. und 1867 ©. 160 fi. — Lohmann, ebenda, 1870, ©. 137 ff. — 
Ullmann, Das Defterreichifche Strafprozeßrecht, S. 534 ff. Geyer. 

Urkundenfälſchung. In rechtswidriger Abſicht erfolgender Mißbrauch der 
Urkundenform; eine Spezies der ſtrafbaren Verletzungen der publica fides. Ueber 
die Natur dieſer Verletzungen und die Behandlung, welche ihnen in den Geſetzen zu 
Theil wird, ſ. d. Art. Fälſchung. 

Ihren beſonderen Gegenſtand hat die N. in dem Kredite, deſſen die Urkun— 
denform im Werkehre und im Prozeſſe theilhaftig ift. Die Verlegung deflelben wird 
in den meiſten Gejegen (anders im Dejterreichifchen und in Betreff der Privat» 
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urfunden ehedem im Bayeriſchen StrafGB.) ala ein jelbjtändiges Delikt behandelt. 
Dabei werden die Grenzen defjelben, im Zufammenhange mit der gejchichtlichen Ent— 
widelung der Fälſchungslehre, meist zu weit ausgedehnt oder zu unbeitimmt gelaſſen. 
Beides insbeiondere gegenüber dem Berbrechen des Betrugs. — Als allgemeine 
Grfordernijje bei den verjchiedenen Arten der U. find die folgenden aufzujtellen: 

1) Eine wirkliche, jedoch verfälichte, oder eine blos jcheinbare Urkunde als In— 
itrument des Verbrechend. Unter Urkunden aber find Zeichen zu verftehen, welche 
dazu beftimmt und zugleich dDienlich find, Rechtsverhältniffe oder rechtlich er: 
hebliche Thatfachen zu beweifen. An den Beweis im Prozeß ift hierbei nicht aus— 
ichließlih zu denken. Das RStrafGB. enthält feine nähere Beitimmung diejes 
Begriffe. Die Hier gegebene entipricht dem juriftiichen Sprachgebrauchhe. Auf 
Schriftſtücke ift der Beariff danach nicht beſchränkt. Preußen Hatte nur dieſe hier- 
bergezogen. — Das RStrafGB. unterjcheidet öffentliche und Privaturkunden. Unter 
jenen find folche Urkunden zu verjtehen, welche nad; Maßgabe der Geſetze ihres 
Gntitehungsortes auf „öffentlichen Glauben“ — diefe Worte im engeren, techniſchen 
inne genommen — Anſpruch haben. Auch zu den Privaturfunden find nur folche 
Beweismittel zu zählen, deren Beweiskraft ſich auf allgemeine, an die Form der 
Dokumente anfnüpfende Normen (nicht etwa auf bloße Vereinbarungen zwijchen den 
Betheiligten) gründet, und welche daher für Alle beiteht und für Alle erfennbar ijt. 
Weientlich ift dagegen nicht, daß die Urkunde für fich allein einen rechtlich erheb- 
lichen Ihatbejtand erweife. — Bei der Privaturfunde muß der (angebliche) Aus: 
fteller al3 durch fie verpflichtet erjcheinen. Nur injorern dies der Fall ift, befteht 
tür fie die Beweiskraft, um deren Wahrung es fich handelt. — Frankreich und 
Belgien jtellen den öffentlichen und Privaturfunden als eine jelbjtändige Kategorie 
die Handeläpapiere zur Seite. — Die Urkunde muß, abgejehen von dem durch die 
Fälſchung begründeten Mangel, ala eine beweiäfräftige ericheinen. Auch muß die 
Falſchung dem betreffenden Inſtrumente den Schein der Echtheit laffen und bzw. 
geben. Wejentlich ift, daß Derjenige, von deſſen Willensäußerung fie ihre rechtliche 
Bedeutung ableitet, in irgend einer Weije erfennbar jei. 

2) Die Handlung muß darauf gerichtet fein, in Bezug auf rechtlich erhebliche 
Thatſachen zu täufchen und zwar dadurch zu täuschen, daß diefe Thatſachen als 
urtımdenmäßig beglaubigt dargeftellt werden. 

3) Die Handlung muß eine Richtung haben gegen Rechte Dritter, ſei e8 Pri- 
vater, jei e8 des Staates. 

Im Uebrigen ift die U. im engeren Sinne von der jog. intelleftuellen U. 
und verwandten Delikten zu unterjcheiden. 

Die U. im engeren Sinne kann nach dem RStrafGB. in dreierlei Weije be- 
gangen werden, nämlich a) durch Fälfchliche Anfertigung von Urkunden in Berbin- 
dung mit deren rechtswidriger Anwendung. Die Urkunde hat bier einen anderen 
Urheber, ala auf welchen fie jelbjt Hinweift. Die Beurkundung fimulirter Gejchäfte 
zum Zwed der Täufchung Dritter gehört daher nicht hierher. Ferner nicht die Ver: 
anlaffung der Unterzeichnung einer Urfunde durch die Täufchung des Lnterzeich- 
nenden über die Tragweite feiner Handlung (anderer Meinung: Oppenhofh). 
Ferner nicht die unbefugte Ausfüllung eines Blankets. Diejelbe ift aber im $ 269 
der fäljchlichen Anfertigung einer Urkunde gleichgeitellt worden. Ferner find bier 
ausgeichloffen unrichtige Eintragungen in die Handelöbücher (anderer Meinung die 
Meiften). Streitig it, ob die Austellung einer Urkunde auf den Namen einer gar 
nicht eriftirenden Perſon, bzw, einer nicht erijtirenden Behörde U. begründen könne. 
Tie Frage dürfte zu verneinen fein. Die Preußifche Praris bejahte fie. b) Durch 
Verrälfhung einer echten Urkunde mit nachiolgendem Gebrauche derjelben. Die 
Anderung muß einen wejentlichen Beitandtheil der Urkunde betreffen, fie muß That- 
lachen, zu deren Beweis die Urkunde beitimmt ijt, in irgend welchem Umfange an— 
ders ericheinen lafjen, ala die ungeänderte Urkunde. Die Aenderung muß ferner eine 


976 Urfundentälichung. 


beweiserhebliche und unberechtigte jein. Gine Bernichtung der Urfunde als folcher, 
3. B. durch Auslöfchung der wejentlichen Theile der Schrift, ift feine U. c) Dur 
den Gebrauch einer ala falſch oder verfälicht erkannten Urkunde, jei e8 im Einver— 
ftändniß mit dem Fälſcher oder ohne ſolches. — Diefer Gebrauch iſt bei allen Arten 
der U. im engeren Sinne vorausgejeßt und bildet den wejentlichiten, ja den allein 
wejentlichen Beitandtheil derjelben. Denn diefer Gebrauch hat dort, wo er für fich 
allein jteht, die nämlichen ftrafrechtlichen Folgen wie dort, wo ihm bei dem Schul» 
digen eine Thätigfeit der Verfälfchung oder fälſchlichen Heritellung voranging. Diejer 
Gebrauch muß fich als ein Mißbrauch der Urkundenform darjtellen, d. 5. als eine 
Inanipruchnahme der Beweisfraft der echten und bzw. unverfälfichten Urkunde für 
die unechte bzw. verfäljchte. Er muß daher darauf gerichtet jein, einen Irrthum 
hinfichtlich folcher Thatjachen zu erregen oder zu bejtärfen, welche zu erweifen das 
betreffende Inſtrument feinem Inhalte nach bejtimmt ift. Der Sauptfall ift der, 
wo der Gebrauch zugleich darauf gerichtet ift, die jcheinbar beglaubigten Berhält- 
niffe praftifch zur Geltung zu bringen. Doch bildet dies nach dem RStrafGB. fein 
allgemeines Erforderniß. Der Gebrauch muß aber ftets einer irgendwie bejtimmten 
rechtswidrigen Abficht dienen. Dies ift 3. B. der Fall, wenn es fich darım Handelt, 
Behörden zum Behufe befleren Fortkommens zu täujchen oder im Prozeſſe mittelö der 
Falſifikate zu fiegen, dagegen nicht der Fall, wenn es fich etwa darım Handelt, den 
Schuldner Hinfichtlich des gejchuldeten Betrages in jeinem eigenen Intereſſe zu täujchen. 

Hinfichtlich der intelleftuellen U. (der falſchen Beurkundung rechtlich er— 
heblicher Thatjachen in formell forreften Urkunden) find nach dem RStrafGB. drei 
Fälle zu unterjcheiden, nämlich: 1) Die jchuldhafte falſche Beurkundung ſolcher 
Thatjachen durch einen Beamten innerhalb der Zuſtändigkeit defjelben, der jchwerfte 
Tall der intellektuellen U. Derjelbe wird im NStraf®B., wie e8 auch in den 
übrigen Deutjchen StrafGB. geichah, mit Rüdficht auf den Amtsmißbrauch, den er 
enthält, den Amtsverbrechen eingereiht. Gleichwol ift der Fälichungscharafter bei 
der Anwendung der betreffenden Beitimmungen nicht außer Acht zu lafjen. Frank— 
reich und Belgien behandeln den Fall unter den U. 2) Die Veranlaſſung einer 
falſchen Bezeugung relativ erheblicher Thatfachen in öffentlichen Urkunden mittels 
einer Täufchung des zur Aufnahme betreffender Urkunden befugten Beamten. Die 
unwahre Bezeugung muß fich auf ſolche Thatjachen beziehen, auf welche fich die 
Beweiskraft der Urkunde eritredt. Daher die Beurkundung eines von den Parteien 
fimulirten Nechtsgeichäfts oder die Abgabe unwahrer Erklärungen zu einem Wer: 
nehmungsprotofolle nicht hierher gehört. Der Bezeugung muß ihrem Inhalte nad 
eine rechtliche Bedeutung zufommen. Bei dem Thäter ift rechtäwidriger Vorſatz 
vorausgejeßt. 3) Der doloje Gebrauch von einer faljchen Beurkundung der in frage 
ftehenden Art. — Als eine Art der intelleftuellen U. fann auch die wahrheits- 
widrige Führung von Handels- oder Gejchäftsbüchern, welchen die Geſetze Beweiskraft 
beilegen, betrachtet werden. Dal. Hinfichtlich derjelben die ehemaligen Badenfchen, 
Bayeriſchen und Heſſiſchen Straigejeßgebungen. Das RStrafGB. gedenft ihrer jedoch 
nicht. Die Meiften behandeln fie als eine nach $ 267 zu bejtrafende jäljchliche 
Anfertigung von Urkunden (ſ. oben). Dagegen berüdfichtigt das RStrafGB. die 
ebenjalla hierher gehörige Ausjtellung eines unrichtigen Gejundheitszeugnifies zum 
Sebrauche bei einer Behörde oder Verſicherungsgeſellſchaft durch eine approbirte Me— 
dizinalperjon, jowie den dolojen Gebrauch eines jolchen Zeugnifies bei einer Behörde 
oder Verficherungägefellichait. — Der Defterreichiiche Entwurf von 1867 hatte all: 
gemein die Errichtung von Privaturfunden mit erdichtetem Inhalte den U. zugezählt. 
Es geichah dies auf Grund eines Mißverjtändniffes des Weſens diefer Verbrechensart. 

Die Vollendung der U. ift überall nicht davon abhängig, daß die rechtswidrige 
Abſicht in ihrer Richtung gegen die Vermögens- oder anderen Rechte eines Dritten ihre 
Verwirklichung gefunden habe. Iſt e8 der Fall, jo ift dies beim Ausmaß der Strafe 
zu berüdfichtigen. Häufig liegen bier zugleich die Merkmale des Betruges vor. 
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Sowol die U. im engeren Sinne als die intelleftuelle U. unterliegt einer jtren- 
geren Behandlung, wenn die Abficht darauf gerichtet ift, entweder fich einen Ver— 
mögensvortheil mit Verlegung fremder Rechte zuzumwenden, oder aber Dritte an 
ihrem Vermögen rechtswidrig zu jchädigen. Dieſe qualifizirte U. wird (von mil- 
dernden Umftänden abgejehen) mit Zuchthaus und, jafultativ, mit Gelditrafe be— 
droht, wobei für die auf öffentliche Urkunden Bezug habenden Fälfchungshandlungen 
höhere Marima und, was die Geldftrafen betrifft, höhere Minima aufgeftellt werden. 
Die nichtqualifizirte mit Gefängniß (die intellektuelle U. jeitens des Nichtbeamten in 
alternativer Verbindung mit Gelditrafe) und, Takultativ, mit Verluſt der bürger— 
lichen Ehrenrechte. Komplizirte Abjtufungen und Unterjcheidungen haben Frankreich 
und Belgien. Ausgezeichnet ward mehrfach die Fälfchung von Wechjeln und kauf: 
männiſchen Kreditbriefen (Ungarn), jowie die von Tejtamenten (ehedem Heſſen, 
Württemberg, Baden). — Einige Gejege foordinirten die U. in Bezug auf die Bes 
gehung unter Berwandten, den Strafantrag des Verletzten, die freiwillige Erſatz— 
leiftung und andere Punkte dem Diebjtahle und Betruge (ehedem Baden 476 ff.; 
Württemberg 360, 61; Helfen 398). Der Natur diejes Verbrechens, welches in 
allgemeinen geiellichaftlichen Intereſſen feinen unmittelbaren Gegenftand hat, ent= 
ipricht dies nicht. 

Das RStrafGB. behandelt im Abjchnitt von den U. auch die, juriftifch völlig 
anders geartete, Vernichtung, Unterdrüdung und Beichädigung von Urkunden zum 
Zwed der Benachtheiligung Anderer (vgl. Bayern 183. 84. 316, 4; Oeſterreich 
201a). — Werner die Verrüdung von Grenzjteinen, worüber j.d. Art. Grenzver— 
rückung. — Werner Fälihungshandlungen in Bezug auf Stempelpapier, -Marken, 
»Blanfete und Abdrüde, Poſt- und Telegraphen-Freimarken und geitempelte Brief: 
couvertd. Diejelben find übrigens den Münzverbrechen näher verwandt ala der U., 
womit es in Ginklang jteht, daß die im rechtswidriger Abficht erfolgende Anfer— 
tigung betreffender Stüde ohne Rüdficht auf eine bereits erfolgte Verwendung ala 
vollendetes Delikt behandelt wird. Den fraglichen Fälfchungshandlungen wird die 
betrügeriiche Verwendung bereits gebrauchter Stüde zur Seite geftellt. 

Gjgb. u. Lit.: Deutſches Straf®B. g88 267—80, 348, 49. — Defterreich 88 199 d, 
201 a. — Ungarn $$ 391—407.— Belgien art. 193— 214. — frankreich art. 145— 165. — 
v. —————— Handb., II. ©. 784—812; IV. 441—50 (Mertel), — vd. Buri im 
Gerichtsſ. XX VII. S. 26— 34. — Abhdl. in Goltdammer’3 Ar. — Kafuiftif bei Oppenhoff 
und in der Theorie du Code penal von Helie und Chauveau. — Pezolb, Strafrechts— 
praxis, L ©. 399-422, 471; IL 448—488, 560—567. — Dalloz, Traits du faux. — 
S. im Uebrigen den Art. Betrug. U. Merkel. 

Urfundenprozeh (v.Bar, Th. I. Suppl. ©. 73) nennt die Deutiche CPO. 
ein bejchleunigtes landgerichtliches oder amtägerichtliches Verfahren, in welchem der 
Kläger auf jorortigen urkundlichen Beweis aller zur Begründung feines Anſpruchs 
ertorderlicher Thatjachen und unter Beſchränkung des Beklagten auf ſofortige Liqui— 
dirung feiner Ginwendungen durch Urkunden oder Eidesdelation ein vorläufig voll- 
ſtreckbares Urtheil erlangt, vorbehältlich der Befugniß des Beklagten, in einem fich 
dem U. anfchließenden, unverfürzte Kognition geftattenden Nachverfahren das in Folge 
des Urtheils Geleiftete zurüczufordern und feine Rechte überhaupt, namentlich auch 
im Wege der Widerklage, zu verfolgen. Seinen Grundverhältnifjen nach gewöhn— 
liches landgerichtliches oder amtägerichtliches Verfahren entnimmt der U. feine exe— 
futivifchen Bejonderheiten dem gemeinrechtlichen Exekutivprozeß. Während diefelben 
aber im Gemeinen Recht auf der in der Urkunde enthaltenen Erefutivflaufel beruhen, 
welcher jpäter ein in der Urkunde enthaltenes Zahlungsverjprechen gleichgeftellt worden 
ift, gewährt die Deutiche CPO. den N. für alle vollftändig verbrieften Ansprüche, 
ohne daß etwas darauf ankäme, ob der Anspruch ein vertragamäßiger, aus der 
Urkunde zuftändiger oder ob er fonftiger Art jei, jo daß alſo auch dingliche An- 
iprüche in dieſer Progedurart geltend gemacht werden können. Während nach diejer 
Seite hin eine Erweiterung der erefutivifchen Prozedurart im U. gegenüber dem 

v. Holgendorff, Enc. II. Rechtslexikon III, 3. Aufl. 62 
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Gemeinen Recht vorliegt, ergiebt fich nach der anderen wiederum eine Werengerung 
ihres Gebiets, injofern im U. alle für die Entftehung und gegenwärtige aktive und 
paffive Zuftändigfeit des Anipruchs in Betracht kommenden Umſtände urkundlich 
erwiefen werden müſſen und nur die Echtheit der Urkunden außer durch Urkunden 
auch durch Eidesdelation bewiejen werden darf, im Gemeinen Recht dagegen Ur— 
fundenbeweis nur für die urjprüngliche Entjtehung erforderlich ift, die Legitimation 
zur Sache, Eintritt von Bedingungen, 3. B. Kapitalfündigung und andere Neben- 
umjtände, auch durch andere Beweismittel erwiejen werden dürfen. Von geringerem 
Belange ift es, daß der Grefutivprogeß nur bei Privaturfunden zur Amvendung 
fommt und für öffentliche Urkunden der unbedingte Mandatsprozeß geitattet iſt, 
während der U. für öffentliche wie private Urkunden einzuichlagen ift, wotern die 
Öffentliche nicht eine ausdrüdliche Unterwerfung des Schuldners unter die jorortige 
Zwangsvollitredung enthält, in welchem Tyalle fie das Recht auf eine vollitredbare 
Ausfertigung und danad) auf unmittelbare Bollftredung jelbjt gewährt. — An 
ſprüche, welche im U. verfolgt werden jollen, müſſen ihrem Gegenitande nach auf 
Zahlung einer beitimmten Geldfumme oder auf Leiftung einer bejtimmten Quantität 
vertretbarer Sachen oder Werthpapiere gerichtet fein; auf die Natur der causa da— 
gegen fommt, wie bemerkt, nichts an. Das Verfahren ift vor den Yandgerichten 
Anwaltsprozeß, vor den Amtögerichten anwaltsfreier Prozeß. Die Klage, welche im 
Uebrigen die gewöhnlichen Erforderniffe hat, muß die Erklärung enthalten, daß im 
U. geklagt werde, auch müſſen ihr die Urkunden, einichließlich der zum Gchtheitä- 
beweije erforderlichen Urkunden, in Urſchrift oder Abjchriit beigefügt jein, und zwar 
nach den Motiven auch jchon bei der Zuftellung an den Beklagten. Iſt dies nicht 
geichehen, jo foll nach den Motiven der Antrag auf Verſäumnißurtheil, nach einem 
Urtheil des Reichsgerichts auch im fontradiftorischen Verfahren, wenigitens wenn 
der Beklagte den Mangel gerügt hat, die Klage für den U. abgewiejen werden. 
Nur für den Tall des Anerfenntnifjes würde hiernach der Mangel ohne Nachteil 
für den Kläger bleiben (vgl. d. Art. Prozefleitung). Für den U. gilt diejelbe 
Ginlaflungstrift, wie im gewöhnlichen Verfahren, für den Wechſelprozeß ift fie ab- 
weichend bejtimmt. Der Beflagte fann im U. auf Grund progeßhindernder Einreden 
die Ginlaffung nicht weigern, jondern nur auf abgejonderte Verhandlung antragen; 
eine Widerflage bleibt im U., im Gegenſatz zum Nachverfahren, unbeachtet ; ſonſtige 
Vertheidigungsmittel müſſen in continenti durch Urkunden oder Gidesdelation liqui— 
dirt werden, was auch Tür Thatſachen der Replik und Duplik gilt. Der Eides— 
delation gegenüber ift Gewiflensvertretung möglich, die auch in diefem Verfahren 
die Delation zu einer eventuellen macht; diejelbe kann aber nur durch Urkunden 
erbracht und durch Notheide nicht ergänzt werden, weil leßtere mit der Natur des 
Verfahrens nicht vereinbar find. Das Verfahren im BVBerhandlungstermin iſt das 
regelmäßige, im Anwaltsprozeß wird mit der Verlefung der Anträge begonnen. Die 
Urkunden find im Termin in Urſchrift vorzulegen, joweit die Partei und insbeſon— 
dere der Kläger folche vorzulegen vermag, Gidesleiftung ift durch Beweisbeichluß 
anzuordnen, veripätete Vertheidigungsmittel gehören ins Nachverfahren. Nach Schluß 
der Verhandlung ergeht das Urtheil. Die Klage ift definitiv abzumweijen, wenn der 
Kläger in der Verhandlung ausgeblieben oder die Klage an fich unbegründet oder 
durch liquide Vertheidigungsmittel elidirt ift; dagegen ift fie nur für den U., alio 
vorläufig, abzuweiſen, wenn fie lediglich den bejonderen Anforderungen des U. micht 
entipricht und dies jelbit dann, wenn der Beklagte im Verhandlungstermin aus— 
geblieben oder zwar erichtenen ift, aber nicht verhandelt hat. Nur im Fall des 
Anerkenntnifjes findet hiervon eine Ausnahme jtatt und wird der Beklagte auf Ans 
trag des Klägers troß folchen Mangels verurtheilt. Iſt der Anſpruch begründet 
und liquide und der Beklagte nicht erichienen oder erjchienen aber ohne zu ver- 
handeln, jo wird der Beflagte definitiv verurtheilt; hat der Beklagte der Klage 
widerjprochen, jei es auch lediglich generell, oder find feine Deienfionen wegen Jlli- 
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quidität verworfen, jo wird er verurtheilt, aber unter Vorbehalt feiner Rechte in der 
Urtheilstormel. Iſt der Vorbehalt ausgelaffen, jo fann das Grgänzungsverfahren 
eingeichlagen werden. Urtheile im U. find auch ohne Antrag für vorläufig voll— 
ftrefbar zu erklären und wegen Auslaffung der Erklärung ift das Grgänzungs- 
veriahren gleichtalls geitattet. Soweit hiernach das Urtheil definitiv ergeht, iſt es 
der (materiellen) Rechtskraft fähig, joweit Abweifung der Klage oder Verurtheilung 
nur wegen der Grfordernifje des U. begründet ift, hat das Erkenntniß die Bedeu— 
tung eines bloßen Zwijchenurtheils, welches jedoch in Abficht auf Nechtömittel und. 
Zwangsvolljtredung dem Endurtheil gleichjteht. — Der U. geht in das gewöhnliche 
landgerichtliche oder amtägerichtliche Verfahren über, wenn der Kläger vor dem 
Schluß der mündlichen Verhandlung, 3. B. weil er eine Replif nur durch Zeugen 
beweijen fann, auf denjelben verzichtet, wie eine ſolche Meberleitung auch im bedingten 
Meandatsprozeß des Gemeinen Rechts nach Anficht Mancher eintritt, wenn der Be— 
flagte gegen das bedingte Mandat Einwendungen vorbringt: mandatum per excep- 
tionem resolvitur in simplicem ceitationem, ferner fteht im Gemeinen Recht dem 
Beklagten, welcher durch die Verkürzung des Gehörs in den erefutiviichen Prozedur: 
arten an wirkjamer Geltendmachung feiner Vertheidigungsmittel verhindert und des— 
halb verurtheilt wird, das Recht zu, fich die Ausführung feiner Rechte in separato 
vorzubehalten und demnächit das in Folge des Urtheils Geleiftete mittelö condictio 
im Wege des ordentlichen Prozefles zurüdzufordern. Die Deutihe CPO. Hat diejes 
Berfahren adoptirt und im Hinblid auf dafjelbe den ausdrüdlichen Vorbehalt der 
Rechte des Beflagten, wenn derielbe Widerfpruch erhoben Hat, vorgejchrieben; fie 
hat daflelbe aber im Anfchluß an die Hannoversche Prz.O. nicht als jelbjtändiges 
Bertahren beibehalten, jondern als eine Fortſetzung des U., nur unter Wegfall der 
Bejonderheiten deflelben, gejtaltet, da auf dieſe Weile dem Beklagten manche Vor— 
theile feiner Parteiftellung, inzbefondere das Nachbringen von Deienfionen bis zum 
Endurtheil, erhalten blieben und dem Kläger die rechtäfräftige Austragung des 
Streitverhältniffes ermöglicht werde, während er im U. zur SHerbeiführung einer 
folchen feine Mittel befite. Das Nachverfahren bildet in Folge deſſen mit dem 
voraufgehenden U. zufammen eine Einheit. Daraus folgt dann weiter, daß erjtlich, 
wenn das Nachverfahren durch neue Ladung des an der Fortjegung intereffirten 
Theil eröffnet wird, dem Geladenen nur die Ladungsfriit, nicht die Einlaffungsfrijt 
zufteht,; zweitens daß das im U. Vorgebrachte, Erwiejene, Weitgeitellte auch im 
Nachverfahren jeine Gültigkeit bzw. Wahrheit behält; daß aber drittens auch neue 
Thatſachen, neue Beweismittel, neue Ginreden ıc. bis zum Urtheil nachgebracht 
werden dürfen, auch Widerflagen hier zuläffig find. Durch jolches neues Vorbringen 
kann es geichehen, daß ſelbſt bejchtworene Thatjachen zwar nicht aufhören ala wahr 
zu gelten, aber ihre Bedeutung für das Endurtheil verlieren, und daß Gejtändnifie 
wegen Jrrthums ala unwahr. zurüdigenommen werden. Ingleichen find bier Noth— 
eide zuläflig, können daher zur Ergänzung einer im U. nicht vollftändig gelungenen 
Gewiflensvertretung auferlegt werden, und durch Berjäumniß des Termins zur 
mündlichen Verhandlung kann fich der Kläger feines Sieges im U. wieder berauben. 
Ergiebt das Nachverfahren, daß der Anspruch des Klägers nicht berechtigt war, jo 
wird unter Aufhebung des früheren Urtheild die Klage abgewiejen und der Kläger 
zur vollen oder theilweifen Gritattung der Kojten, auf Antrag auch zur Erſtattung 
des aus dem früheren Urtheil Geleiiteten verurtheilt. Erſcheint der Elägerifche Anz 
jpruch berechtigt, jo ift, wenn der Kläger das Nachverfahren veranlaßte, der Be— 
klagte unter Beftätignung des früheren Urtheils und Erledigung des Vorbehalte, wo 
dafjelbe vom Beklagten eröffnet wurde, zugleich unter WVerwerfung feines Antrages 
auf Rüderitattung des Geleijteten definitiv jchuldig zu ſprechen, in beiden Fällen 
unter gänzlicher oder theilweiier Verurtheilung in die Koften. Im Verſäumniß— 
verfahren finden die Vorfchriften über das Verfäumnißurtheil Anwendung. Vgl. d. 
Art. Wechſelprozeß. 
62* 
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ſt. Wieding. 


Urliſte. Mit dieſem Namen wird, da wo Geſchworenengerichte beſtehen, die 
Aufſchreibung aller Perſonen, welche zu dieſem Dienſt herangezogen werden können, 
bezeichnet. In Deutſchland, wo das Laienelement auch in der Geſtalt des 
Schöffengerichtes (f. diefen Art.) bei der Strafrechtäpflege mitzuwirken hat, ums 
faßt die U. zugleich alle zu diefem Dienft Heranzuziehenden. (Doch wird im Folgenden, 
um Wiederholungen zu vermeiden, nur von Schöffen oder Geichworenen gefprochen ; 
zumal die Vorausfeßungen der Heranziehung zu beiden Aemtern die gleichen find.) 

Nah dem Deutſchen GBG. ($ 36) hat der Gemeindevorfteher alljährlich 
die U. aufzuftellen; fie umfaßt „alle in der Gemeinde wohnhaften Perfonen, welche 
zu dem Schöffenamte berufen werden können“. Selbſtverſtändlich fönnen dabei 
Gründe nicht berüdfichtigt werden, welche von der Mitwirkung bei einer beftinmten 
Straffache ausfchließen; aber auch Berhältnifje, welche das Recht geben, den Dienit 
abzulehnen, bewirken nicht die Auslaffung aus der Lifte, jondern nur die Anmerkung 
derjelben neben dem Namen. — „Gegen die Richtigkeit oder Vollftändigkeit der Lifte“, 
welche deshalb zur Einficht auszulegen ift, kann Einfprache erhoben werden, wofür 
eine einmwöchige Frift eingeräumt ift ($ 37). Der Amtsrichter ift jodann berufen, 
die Liften feines Bezirkes zu vereinigen, die Beachtung der Vorſchrift über die Aus— 
legung der Lifte zur Einficht zu überwachen, etwaige Mängel abzuftellen und die 
Enticheidung über die Einfprachen vorzubereiten. Die Enticheidung über diefelben, 
und zwar die endgültige, fommt dem Ausſchuß zu, welcher zugleich berufen ift, 
für das nächſte Gejchäftsjahr die erforderliche Zahl von Schöffen (und Hülfs- 
ichöffen) zu wählen und durch Aufflellung einer Borichlagslifte die Jahresliſte 
(1. - Art.) der Gefchiworenen vorzubereiten (GVG. 88 38 — 42, StrafPO. 
$ 87). 

Auch nach dem Oeſterr. Geſetz v. 23. Mai 1873 (R.G.B. Nr. 121), über 
die Bildung der Geichworenenliften, it die Anlegung da U. Sache der Gemeinde: 
voriteher, welche diejelbe unter Zuziehung zweier von ihm aus der Gemeinde 
vertretung gewählter Mitglieder alljährlich anfangs September vorzunehmen haben. 
Auszulaffen find unter den von dem Amte Berreiten nur diejenigen, welche das 
60. Lebensjahr bereits überjchritten und die Berreiung ſchon einmal in Anspruch 
genommen haben. Anzugeben iſt bei den aufgenommenen Perſonen namentlich, 
„welche von den Landesſprachen fie verjtehen und welcher fie fich vorwiegend be= 
dienen“ ($ 5). Die Lifte muß auch hier allgemein zugänglich gemacht werden, 
und es kann gegen diejelbe „wegen Uebergehung gejeglich zuläffiger oder wegen 
Eintragung gejelich unfähiger oder unzuläffiger Perfonen“ Ginfpruch bei dem Ge— 
meindevorfteher erhoben werden; bei diefem kann auch jeder „jeine Befreiungsgründe“ 
geltend machen ($ 5). Ueber alles dies entjcheidet die dreigliedrige Gemeinde» 
fommiffion unter Offenlaffung der Beichwerde und Veröffentlichung der durch ihre 
Enticheidungen bewirften Aenderung der Lifte ($ 8); dieſe ift ſammt allen auf die 
erwähnten Enticheidungen bezugnehmenden Schriftftüden bi8 Ende September an 
den Bezirfshauptmann (Vorjtand der ftaatlichen Verwaltungsbehörde erfter Inſtanz) 
einzufenden, welcher die Lifte zu prüfen und wenn er „Ungejeßlichkeiten oder erheb- 
liche Ungenauigkeiten“ wahrnimmt, die Berichtigung durch den Gemeindevorfteher 
zu veranlaffen hat, und welcher, wenn der Gemeindevoriteher fich jaumfelig erweift, 
die rüdjtändigen Amtshandlungen auf Kojten der Gemeinde durch von ihm beitellte 
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Organe ausführen laffen kann ($ 8). Die richtiggeftellten Liften feines Amtsſprengels 
legt ey jodann dem Präfidenten des Gerichtähofes erjter Inſtanz vor ($ 4* 
Gigb. u. Lit.: ©. beim Art. Geſchworene. fer. 


Uriprungszeugnifie. Im Allgemeinen verfteht man darunter Befcheinigungen 
über die Herkunft (den Ursprung) von Waaren. Sie dienen namentlich dazu, 
die Zuläffigfeit der Einfuhr der durch folche Zeugniffe gededten Waaren bzw. die 
Höhe des für diefelben zu entrichtenden Zolles feſtzuſtellen. In der Regel müfjen 
fie von dem im Herkunftslande refidirenden Konful desjenigen Landes, in welches 
fie eingeführt werden ſollen, auögejtellt oder wenn fie von anderen Behörden aus— 
geitellt find, von diefem Konſul vifirt fein. U. können auch behufs Gewährung von 
Ausfuhrvergütungen und behufs Zollerlafjes für Waaren, welche unverfauft aus dem 
Auslande zurüdfommen, erforderlich werden und müſſen dann die in den desiall- 
figen ERBE MIMUDEER borgel ejehenen Formalitäten innehalten. 

git.: Block, Dictionn. de l’administration francaise, 2. &d. Paris 1877, art. 
Certificat. B. König. 


Urtheil. Die Deutiche Civil PO. unterjcheidet das U., genauer Endurtheil, 
das dieſem gleichjtehende Theilurtheil und das Zwifchenurtheil. Das erjtere — über 
die beiden anderen U. . die betreffenden Artikel — hat das Gericht zu erlafjen, wenn 
der Rechtsſtreit zur Endentjcheidung reif ift, d. 5. wenn die Parteien ihre Angriffs 
und BVertheidigungsmittel in thatjächlicher und rechtlicher Hinficht dargelegt haben 
und die thatjächlichen Unterlagen derjelben entweder nicht beftritten find oder durch 
die ftattgehabte Beweisaufnahme ihre Richtigkeit oder Unrichtigkeit dargethan ift. 
Behufs Erlaß der Entjcheidung muß das Gericht prüfen, ob die thatjächlichen Be- 
hauptungen den Stlagegrund, die dagegen geltend gemachten Bertheidigungsmittel, 
3: 2. die Einreden, die weiteren Angriffämittel (Replifen) u. ſ. w. in rechte 
licher Hinficht ala begründet erjcheinen laffen, oder falls die thatjächlichen Unterlagen 
beitritten find, ihre Richtigkeit vorausgeſetzt, erjcheinen lafjen würden, ferner im 
Teßteren Fall, welche der bejtrittenen thatjächlichen Behauptungen nach dem Ergebniß 
der Beweisaufnahme als erwieſen anzufehen find, endlich, welche Wirkungen in recht- 
licher Beziehung die geltend gemachten Vertheidigungsmittel auf den Klageanfpruch, 
die weiteren Angriffsmittel auf die erfteren u. j. w. äußern. Eine Verhandlung 
des Rechtäjtreites bis zu dem Stadium, in welchem eine folche alljeitige Prüfung 
eintreten fann, ijt aber nicht jtets nöthig und daher auch überflüſſig. Das U. iſt 
vielmehr jchon dann zu erlaffen, wenn bei der Verhandlung des Rechtäftreits ein 
Moment von jo durchichlagender Bedeutung zu Tage getreten ift, daß alles Uebrige, 
was jonft noch angeführt und bewieſen worden oder werden könnte, rechtlich völlig 
unerheblich ericheint. Stellt fich 3. B. Heraus, daß der Klageanſpruch rechtlich un— 
begründet ift, 3. B. die Hlageforderung aus einem unerlaubten Spiel oder aus der 
Verpflichtung eines Wahnfinnigen Herrührt, jo bedarf es nicht noch der Erörterung 
der vom Beklagten vorgeſchützten Tilgung der Forderung. Ferner ift eine Partei, wenn 
fie den gegen fie geltend gemachten Anspruch bei der mündlichen Verhandlung an— 
erfannt hat, diefem ihrem Anerkenntniß gemäß auf Antrag zu verurtheilen und der 
Kläger, welcher bei einer folchen auf feinen Anfpruch verzichtet, auf Grund dieſes 
Verzichtes auf Antrag des Beklagten mit dem Anſpruch abzuweiſen. Außer diefen 
Fällen, in denen das U. die Streitfache ſelbſt erledigt, fann e8 auch blos den 
Rechtsſtreit beendigen, ohne in der erjteren jelbjt zu entjcheiden. Das ift der Fall, 
wenn prozeßhindernde Einreden durchgreifen oder die von Amtswegen vorzunehmende 
Prüfung der Prozeßvorausfegungen in diefen einen Mangel ergiebt, jo 3. B. wenn 
die Zurüdweifung der Klage erfolgt, weil die richterliche Zuftändigfeit nicht vor— 
handen oder der Nechtäweg unzuläſſig ift. — Der Grundjag der Unmittelbarkeit 
oder Miündlichkeit des Verfahrens bedingt es, daß das U. mur auf Grund vor— 
gängiger mündlicher Verhandlung gefällt werden fann und allein von denjenigen 
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Richtern, welche der letzteren angewohnt haben. Wird daher einer derſelben an der 
U.fällung behindert, jo muß die Verhandlung nochmals wiederholt werden, falls 
nicht von vornherein ein Ergänzungärichter zugezogen worden ift. Die Berathung 
und Abitimmung der Richter (ſ. über die Art der leßteren den Art. Abftim- 
mung) eriolgt jtet# geheim. Wohl aber ift das U. nach feiner Feſtſtellung ſtets in 
Öffentlicher Sitzung zu verfünden. (Das weitere darüber im Art. U.verfündigung.) 
Jedes N. ift in vollftändiger Form fchriftlich abzufaſſen. Iſt dies während der 
Berathung bis zur Verkündung nicht möglich, jo hat es vor Ablauf einer Woche, vom 
Tage der eriteren an gerechnet, zu gejchehen, auch ift das U. noch innerhalb diejer Zeit 
dem Gerichtsfchreiber zu übergeben. Das U. in vollftändiger Form hat zu enthalten: 
1) die Bezeichnung der Parteien und ihrer gejeglichen Vertreter nad) Namen, Stand 
oder Gewerbe, Wohnort und Parteiftellung, 2) die des Gerichts und die Namen 
der Richter, welche bei der Enticheidung mitgewirkt haben, 3) den ſog. Thatbeftand, 
d. h. eine gedrängte Darftellung des Sach- und Streititandes auf Grundlage der 
Vorträge der Parteien unter Hervorhebung der geftellten Anträge, wobei eine Bezug: 
nahme auf den Inhalt der vorbereitenden Schriftfäge und die zum Sitzungsprotokoll 
erfolgten Feſtſtellungen zuläffig ift, 4) die Entfcheidungsgründe und endlich 5) die von 
der Darftellung des Thatbeitandes und der Enticheidungsgründe äußerlich zu ſondernde 
U.formel (früher Tenor genannt), welche beiden entweder voran, oder nachgeftellt (im 
letzteren Fall jpricht man von einem ſog. Schachtel-Erfenntniß) werden fann. Das 
N. ift von einem der mitwirfenden Richter abzufaflen, aber von allen zu unterſchreiben. 
Bei Verhinderung eines derjelben muß dies unter Angabe des Hinderungägrundes 
von dem Vorfigenden, und falls dieſer jelbjt nicht unterzeichnen fann, von dem 
älteften beifigenden Richter unter dem U. vermerkt werden. Auch hat der Gerichte- 
jchreiber den Tag der Verkündung mit feiner Unterichriit auf dem U. feitzuftellen. — 
Bon den Beitandtheilen des U. ift die Uformel dazu beftimmt, die Enticheidung 
des Richters über den ftreitigen Anfpruch, bzw. die mehreren Anjprüche in fich aui- 
zunehmen, wenngleich vielfach in der Praris der Kürze wegen in derjelben nur das 
zuerfannte oder abgeiprochene Objekt oder das Endergebniß mehrerer erfolgter Ent- 
Icheidungen zum Ausdruck gebracht wird (f. auch d. Art. Rechtskraft). Das U. umd 
folgeweife die U.formel darf nicht Hypothetiich oder bedingt erlaffen werden. Die 
einzige Ausnahme machen die Fälle, wo auf einen richterlichen Eid oder einen Schieds— 
eid (ſ. d. Art. Eideszuſchiebung) zu erkennen ift. (Ueber das im Urfundenprozek 
ftatthafte Urtheil unter Vorbehalt der Rechte vgl. den Art. Urkundenprozeß 
und über das U. unter Vorbehalt von Vertheidigungsmitteln in der Berufungsinitanz 
ſ. d. Art. Berufung.) Wohl aber ift es — mas nicht mit dem bedingten U. 
verwechjelt werden darf — möglich, daß die unbedingte Verurtheilung zu einer von 
BVorleiftungen abhängigen Handlung oder zu einer erft an einem beftimmten Tage zu 
machenden Leitung erfolgt. — Das Gericht ift nicht befugt, einer Partei im U. etwas 
zuzuſprechen, was nicht beantragt worden ift. Dieſer Grundſatz gilt auch für Früchte, 
Zinfen und andere Nebenforderungen. Dagegen bat das Gericht ſtets von Amts— 
wegen über die Verpflichtung, die Prozeßkoſten zu tragen, zu erkennen. 


Quellen: Deutſche CPO. SS 272, 277—280, 284—236. 
Lit.: Wach, Vorträge über die RCPO., Bonn 1879, ©. 81 ff. P. Hinſchius. 


Urtheil (ſtrafproz) iſt die auf Grund einer mündlichen Verhandlung 
ergebende, für die Inſtanz endgültige Enticheidung über eine Strafſache. Andere 
richterliche Enticheidungen werden in der Form von Beichlüffen oder Verfügungen 
erlaffen (vgl. Motive zum Entwurf der Deutichen StrafP OD. ©. 29, wo die über 
Berufungen ergebenden Urtheile noch nicht berüdfichtigt werden konnten). Während 
im älteren, jchriftlichen Verfahren, wo die Entjcheidungen der Kollegien in allen 
Inſtanzen lediglich auf aftenmäßigen Referaten beruhten, auch die Verfchiedenheit 
der Formen richterlicher Entjcheidungen bedeutungslos geworden war, tritt die Unter- 
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iheidung jet im mündlichen Verfahren wieder deutlicher hervor, nicht blos wegen 
der erhöhten Wichtigkeit der Form überhaupt, fondern auch weil fie für den weiteren 
Kechtsmittelzug maßgebend ift, da im Allgemeinen das auf Grund mündlicher Ver: 
handlung ergangene U. (mindeftens im Hauptpunkte) nur auf Grund einer münd— 
lichen Verhandlung vor der höheren Inſtanz und wieder in Yorm des U. ab- 
geändert werden joll, während andere Beichlüffe auf Grund der Akten und jchrift- 
licher Bejchwerden in berathender Situng überprüft werden. Dieje Regel er- 
leidet allerdings Ausnahmen in Fällen, wo die Vorausjegungen einer fontra= 
diftorifchen Verhandlung entfallen find; jo fann auf dem Wege der Wiederaufnahme 
das NM. zu Gunſten des Verurtheilten ohne mündliche Verhandlung geändert werden 
(Deutiche StrafPO. $ 411, Defterr. 88 360 u. 363), und nach Oeſterreich. 
Straiprogeßrechte (Gejeg vom 31. Dezbr. 1877) auf Grund einer jchriftlichen 
Nichtigkeitsbeichwerde unter Umftänden zu Gunften des Angeklagten ſofort die 
Wiederholung der Hauptverhandlung angeordnet werden... Bon den im Rechtsmittel- 
zuge ergebenden Urtheilen wird übrigens im Folgenden abgefehen, weil die Bejonder- 
beiten derjelben nur im Zufammenhange mit der Darftellung der Rechtsmittel ſelbſt 
beiprochen werben fünnen. Aber auch für das Verfahren in erſter Inftanz ift die 
Regel: „Kein U. ohne Hauptverhandlung, feine Hauptverhandlung ohne U. — 
feine ausnahmsloſe. Bor Allem zeigt die Deutjche StrafPO. eine ausgeſprochene 
Ausnahme in dem Falle, wo das urtheilende Gericht fich in der Yage fteht, fich für 
infompetent erflären zu müfjen. Soweit es fich um die örtliche Zuftändigfeit 
handelt, ift der gegen diejelbe erhobene (wenn überhaupt noch zuläffige) Einwand 
an den Zeitpunkt bis zur Verlefung des Beichluffes über die Eröffnung des Haupt- 
verfahrens gebunden (StrafPO. $ 16); in Bezug auf die ſachliche Zuftändigkeit 
ft im $ 270 der Straf PD. einerſeits ausgeiprochen, daß fie nach dem „Ergebniſſe 
der Verhandlung“ geprüft werden muß (j. übrigens unter IIL), und andererjeits, 
daß das Gericht, wenn es findet, daß die Sache vor ein höheres Gericht gehöre, 
feine Unzuftändigfeit „durch Beichluß” auszusprechen habe, welchem Ausipruch die 
Wirkung eines die Hauptverhandlung eröffnenden Beichluffes beigelegt wird, und 
welcher auch in Bezug auf Inhalt und Anfechtbarfeit einem jolchen — alſo nicht 
einem Urtheil — gleichzuhalten ift. Nach der Dejterr. StrafPD. erfolgt diejer 
Ausſpruch durch U. (beftritten) und ift durch Nichtigkeitsbeichwerde des Anklägers 
wie des Angeklagten anjechtbar ($$ 262, 281 3. 6, 287 Abi. 2 3. 2). — Die 
Natur der Sache bringt eg aber mit fich, daß noch andere Fälle eintreten können, 
in welchen die Hauptverhandlung ohne U. abjchließt, d. h. nicht blos eine Unter: 
brehung erleidet, um nach kurzer Zeit fortgejet zu werden, jondern in der Weije 
abgebrochen wird, daß, wenn überhaupt eine Hauptverhandlung in der Sadje vor 
fh zu gehen hat, dieje eine ganz neue ift. Alle jene zahlreichen Umstände, welche, 
vor der Eröffnung des Hauptverfahrens (vgl. insbeſ. Deutjche Straf PD. $ 203 über die 
vorläufige Einstellung) oder der Hauptverhandlung hervortretend, fich jchon 
diefer widerſetzen, fünnen auch die Nothiwendigfeit des Abbruches herbeiführen (vgl. 
d. Art. Hauptverhandlung, Bd. II. ©. 291, 292). Die meijten dieſer 
Gründe find äußerlicher Natur, von der bejonderen Beichaffenheit des vorliegenden 
Falles ganz unabhängig, wie 3. B. Tod des Angeklagten, jchwere Erkrankung des— 
ielben, Wegfall eines Richters oder Gefchworenen, ohne daß eine Ergänzung möglich 
it, Entdefung eines Umſtandes, welcher die Vernichtung des bisherigen Verfahrens 
und alles deſſen, was fich darauf ftügen würde, unvermeidlich macht. In jolchen 
Fällen ift der Abbruch der Hauptverhandlung, und zwar manchmal ein ganz form 
loſet (3. B. wegen Beichlußunfähigkeit des Gerichtes) durch die Sachlage jo geboten, 
daß darüber fein Zweiiel beftehen kann. In anderen Fällen wird er zwar nicht 
ohne beſondere Rüdficht auf die Beichaffenheit der anhängigen Straffache erfolgen 
lönnen; e& wird aber andererjeits auch außer Zweifel ftehen, daß eine endgültige 
Enticheidung noch nicht erfolgen kann; jo wenn neue Beweiserhebungen für nöthig 
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erachtet werden, oder wenn das Gericht glaubt, ein U. des Civilrichters abwarten 
zu ſollen (Deutſche StrafPO. $ 216) oder dazu verpflichtet iſt (nach Oeſterreich. 
Recht in Fällen, wo es fih um die Gültigkeit einer Ehe handelt — StrafPD. 8 5). 
Zweifelhaft wird die Form der Beendigung der Hauptverhandlung nur in Fällen, 
in welchen der Grund, welcher fich der Fortſetzung der Verhandlung widerjegt, von 
der Art ift, daß er das Weſen des Strafanfpruches jelbit, joweit er vor den ordent- 
lichen Strafigerichten des Gebietes überhaupt geltend gemacht werden kann, ergreift. 
Die Unzuläffigkeit der (Einleitung oder Fortſetzung der) Strafverfolgung ift nur 
einer der Gründe der Freiſprechung; das Herortreten eines ſolchen Umſtandes 
fann bewirken, daß die Prüfung und Entjcheidung des Gerichtes ſich auf ihn be— 
ſchränkt, noch nicht aber rechtfertigen, daß der Ausfpruch darüber anders als in der 
Form des U. ergeht; bei der Verjährung und der Einrede der Rechtäfraft einer 
früheren Entſcheidung ift darüber wol nie gezweifelt worden; der Fall der Aboli- 
tion iſt meines Grachtens gam gleich aufzufaflen, zumal bei Verbindung mit der 
Form der Amneftie jehr jchwierige Auslegungsfragen zu löſen jein können. Für 
den all, wo erkannt wird, daß der erforderliche Antrag fehlt, jchreibt die Deutiche 
StrafPO. ($ 259 Abſ. 2) ein auf „Einftellung des Verfahrens“ lautendes U. vor. 
Nach der Defterr. Straf D. $ 259 wird der Angeklagte „durch U. des Gerichts 
bofes von der Anklage freigefprochen: 1) wenn fich zeigt, daß das Strafverfahren 
ohne den Antrag eines gejelich berechtigten Anklägers eingeleitet oder fortgeſetzt 
worden fei; 2) wenn der Ankläger . . von der Anklage zurüdtritt; 3) wenn der 
Gerichtähof erkennt, . . . . daß Umjtände vorliegen, vermöge welcher die Straibar- 
feit aufgehoben oder die Verfolgung aus anderen ala den unter 1) und 2) an- 
gegebenen Gründen ausgejchloffen ift.*“ Zweifel erregen nur die Fälle, wo jeder 
Ausipruch des Gerichtes zur Sache einen Uebergriff darftellen würde, wie 3. B. 
wenn die Grterritorialität des Angeklagten oder bei abjoluter Sonderung der 
Militärgerichtsbarfeit die Zuftändigfeit der letzteren hervortritt. Die gleiche Bes 
wandtniß bat es wol auch (j. Löwe, vor $ 212 N. 3 a) mit Kindern, welche 
jene Alterägrenze noch nicht überjchritten Haben, welche nicht blos ihrer Verantwort- 
lichkeit vor dem Strafgejeße, jondern auch ihrer Verantwortung vor Gericht gezogen 
it. In ſolchen Fällen jcheint mir der Abbruch der Hauptverhandlung, alſo ein 
Beichluß und nicht ein U. am Plate. 

II. Gegenftand des Urtheils ift die thatjächliche umd rechtliche Würdi— 
gung der Anklage und der derjelben entgegenjtehenden Einreden auf Grund der 
Grgebniffe der Hauptverhandlung. — Vermöge der Grundjäße der Mündlichkeit und 
der freien Beweiswürdigung, auf denen der moderne Strafßrz. beruht, iſt in eriter 
Linie die Beziehung des U. zur Hauptverhandlung entjcheidend. Innerhalb der 
durch die erhobene Anklage bezeichneten Grenzen ift alfo für das U. lediglich die 
Ueberzeugung entjcheidend, welche das Gericht über die Wahrheit behaupteter That 
jachen und über die rechtliche Natur der von ihm als wahr anerfannten fich gebildet 
bat. Die fontradiftorifche Natur der Hauptverhandlung erweitert nur die 
Prüfungspflicht, beengt aber nicht die Prüfungsberechtigung des Gerichtes: es tft 
verpflichtet, alles, was für oder gegen die Anklage vorgebracht wird, jchon darum, 
weil es vorgebracht wird, zu prüfen und darüber im Urtheil — wenn auch nicht 
immer gerade ausdrüdlih — zu enticheiden; es ift aber in feiner Weife gehindert, 
thatjächliches Material, welches es für erheblich erachtet, und welches in der Haupt— 
verhandlung Hervorgetreten ijt, Hervorzuziehen und feiner Entjcheidung zu Grunde 
zu legen, auch wenn dies von feiner Seite beantragt wurde. Dies gilt jelbjt von 
Belaftungamaterialien; ob ein VBerdachtsgrund, ein Belajtungsbeweis als folcher von 
der Anklage vorgeführt oder betont wurde, ift vollfommen gleichgültig, genug, daß er 
dem Gerichtshof aus der Hauptverhandlung entgegentritt und als folcher exicheint. 
Ganz daſſelbe iſt aber von Ihatumftänden zu jagen, welche geeignet find, die dem 
Angeklagten zur Laſt gelegte That unter einen ſtrengeren Gefichtspunft zu bringen: 
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Die Anklage muß geprüft und erichöpiend geprüft werden, allein diefe Prüfung ift 
in faktiſcher wie rechtlicher Hinficht eine vollfommen freie; die ſubjektive Auffaffung 
des Gerichtes, nicht des Verfaſſers der Anklage, er fei nun, wie nach Dejterr. Recht 
ein Staatdanwalt, oder wie nach Deutſchem ein Gericht, ift entjcheidend. In noch 
höherem Grade gilt dies bezüglich der Umftände, welche geeignet find, dem An— 
geflagten zu jtatten zu fommen; weder das Geftändniß, noch ein Zugeitändniß des 
Angeklagten und noch viel weniger die Nichtbetonung eines Theiles des Beweis— 
oder Einredematerial® von Seiten der Vertheidigung ändert etwas an dem Recht und 
der Pflicht des Gerichtes, feine Enticheidung nach der eigenen Auffaffung der ent= 
fcheidenden thatjächlihen und juriftiichen Momente einzurichten. Nur in einer 
Beziehung zieht diefer Freiheit der faktiichen und rechtlichen Würdigung der Ergeb» 
nifje der Hauptverhandlung der moderne StrafPrz. Schranken: er geftattet dem 
Richter nicht, dem Verdacht, dem Zweifel ala ſolchem in feinem U. Ausdrud zu 
geben. Im Gegenfa zu der Manmnigialtigfeit der U.formen im älteren Recht, 
welche mit der gejeglichen Beweistheorie und mit der Ueberſpannung des Grund- 
faßes, daß im StrafPrz. materielle Wahrheit anzujtreben jei, zuſammenhing, fchreiben 
die für Defterreih und Deutjchland geltenden StrafPD. zwei U.jormen vor, 
zwiſchen welchen das Gericht zu wählen hat. „Das U.“, jagt $ 259 der Deutjchen 
StrafPD., „kann nur auf Freiſprechung, Berurtheilung” (oder Einftellung des Ver— 
fahrens wegen Mangels oder Wegfall des erforderlichen Antrages) „lauten“. So 
weit dieje Alternative die thatjächliche Grundlage der Anklage betrifft, legt fie dem 
Gericht die Pflicht auf, freizuſprechen, jobald es nicht erachtet, verurtheilen zu können. 
Die Defterr. StrafPO. ($ 259 3. 3) jchreibt ausdrüdlich vor, es fei der An— 
geflagte freizufprechen, „wenn der Gerichtähot erkennt, daß... der Thatbejtand nicht 
bergejtellt oder nicht erwiejen jei, daß der Angeklagte die ihm zur Laſt gelegte That 
begangen habe.“ Allein das Gebiet des „Freifprechenden U.“ ift nicht blos inſofern 
erweitert, ala es auch den oben erwähnten Fall umfaßt, wo der Angeklagte nur 
deshalb nicht verurtheilt werden kann, weil er nicht überwiejen ift; der im 
älteren Recht vielfach gemachte Verſuch, zwiſchen der Freiſprechung wegen Schuld- 
lofigfeit und wegen anderer Gründe zu unterjcheiden, ift überhaupt aufgegeben; und 
während naturgemäß das verurtheilende Erfenntniß („Straf-U.“ genannt, jowol 
in der Deutichen StrafPO. $ 266, ala in der Defterr. $ 260) auf dem pofitiven 
Ausſpruch beruht, daß der Angeklagte eine bejtimmte That begangen habe, fann die 
Freilprechung nicht blos auf der Berneinung diefer Thatjache, beziehungsweije auf 
der dieſer Berneinung gleichjtehenden Nichtannahme derjelben beruhen, jondern auch 
auf einer rechtlichen Beurtheilung, welche ihr den Charakter der ftrafbaren Handlung 
abjpricht, oder auf der Annahme jelbftändiger Thatjachen, welche nach der rechtlichen 
Ueberzeugung des Gerichtes die Strafbarkeit außfchließen oder aufheben oder die 
Strafverfolgung unzuläffig machen. So mannigfaltig demnach die Gründe der 
Freifprechung fein können (Mangel des Nachweifes der That oder der Thäterfchait, 
Annahme jelbftändiger Thatjachen, welche die Schuld, die Strafe oder die Strai- 
verfolgung ausſchließen), jo ift doch in all diefen Fällen nur die eine formel der 
„Freiſprechung“ zuläſſig. Für das Dejterr. Recht gilt das nach $ 259, welcher 
die einzelnen Fälle ausdrüdlich erwähnt und die Formel verzeichnet: „Der An- 
geflagte wird . . . von der Anklage freigefprochen“, unzweifelhaft. Die Deutiche 
StrafPO. macht die erwähnte ausdrüdliche Ausnahme für den Fall der „Einjtel= 
lung“; auch diefe war im Entwurfe nicht vorgejehen, der in jolchem Falle einen 
„Beichluß“, nicht ein U. ergehen laffen wollte. Man fucht aber noch weitere Aus— 
nahmen zur Geltung zu bringen, umd ftüßt fich dabei auf folgende Stelle der 
Motive: „Uebrigens jet die VBorjchrift des Entwurfes allerdings das voraus, daß 
der Tall zu einer Entjcheidung in der Sache jelbit angethan iſt. Wo der 
Strafverfolgung blos zur Zeit Hinderniſſe entgegenstehen, da wird auch das U. eben 
nur die Unzuläffigkeit der Strafverfolgung auszufprechen haben. Abgejehen davon, 
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daß die Sache ſich theilweiſe durch Aenderungen, die ſpäter erfolgten, anders ge— 
ſtaltet hat, ſo iſt hier von Fällen die Rede, in welchen es wol richtiger ſein 
würde, wegen der „zur Zeit“ der Strafverfolgung entgegenſtehenden Hindermniſſe, 
die Hauptverhandlung durch Beichluß abzubrechen; und nur diefen Gegenſatz hat 
die fragliche Stelle der Motive zum Ausgangspunkt; überdies ift nicht gejagt, daß 
diejelbe die U.formel beiprechen wollte. Mögen aber auch die Motive (denen 
indeß die Anordnung des Geſetzes ſelbſt fich nicht angeichloffen hat) etwa eine eigene 
dritte Urtheilsform für die Fälle rechtfertigen, bei welchen ein die Auflöfung der 
Ehe ausiprechendes U. des Givilrichters die Vorausfegung der Erhebung der Straf: 
flage ift (Strafgejeg $$ 170, 172, 238; vgl. Löwe vor $ 151 Bem. 16 b; $ 259 
Bem. 4), jo liegt doch gar fein Grund vor, noch weiter zu gehen. Wenn die Straf 
flage definitiv unhaltbar ift, 3.8. weil die That im Inlande nicht verfolgt werden 
fann (Löwe, a.a. D.), jo ift fie eben durch Urtheil zurückzuweiſen; gegen die 
Verwechſelung mit einer Schuldlofigkeitserflärung bieten die Entjcheidungsgründe 
Schuß genug. Noch weniger ift abzufehen, wie es mit dem Gejeg in Ginflang 
zu bringen wäre, wegen Verjährung ein auf Einftellung des Verfahrens lautendes 
U. zu fällen, „kurz, überhaupt überall da, wo die Beendigung des Strafverfahren 
ausgeiprochen wird, ohne daß in dem Urtheil über die Schuldfrage eine Entjcheidung 
getroffen wird‘ (Dalde, bei $ 259 No. 4). — Die Stellung des N. im modemen 
Straffrz. fann nie richtig geregelt werden, wenn man durch den Umftand, daB das 
verurtheilende Erkenntniß allerdings wejentlich ein deflaratorifches, eine Thatſache 
feſtſtellendes ift, fich verleiten läßt, das freifprechende U. unter den gleichen Gefichts- 
punft zu bringen: das verurtheilende Erkenntniß kann nur eine Grundlage haben, 
das freifprechende, ala ein verneinendes, kann auf den verichiedenften Gründen beruhen. 
Verſucht man mun aber diefer Verfchiedenheit der Gründe durch Verichiedenheit des 
Spruches Ausdrud zu verichaffen, jo kann dies nicht ohne tiefgreifende Folgen bleiben, 
die im Wejentlichen der Rückkehr zur Inftanzentbindung gleichlommen und es dem 
Angeklagten erfchweren, die Wohlthaten der ihm zu ftatten kommenden Einreden zu 
genießen. Im Intereffe der Gerechtigkeit jelbft wird dann das Gericht genöthigt, 
gewiffermaßen zum Gejchichtsforfcher zu werden, Nachforfchungen um ihres theore- 
tiichen Intereſſes willen anzuftellen, obgleich ein praftiches Refultat daraus nicht 
hervorgehen fann. Wenn 3. B. wegen Verjährung nicht freizuiprechen wäre, jo fann 
fich Niemand, der fich unfchuldig fühlt, mit einem blos erftere fonftatirenden Spruch 
begnügen; er wird verlangen müffen und das Gericht nicht verweigern können, daß 
die Frage der Schuld geprüft werde, obgleich ſchon jeftfteht, daß das Ergebniß der 
Verhandlung zur Verhängung einer Strafe nicht führen kann. Geſetzt nun das 
Beweisergebniß ließe die Schuld zweifelhaft, jo würde derjenige, dem die Verjährung 
zu ftatten kommt, in einer jchlimmeren Lage fein, ala Derjenige, dem bei gleichem 
Beweisergebniß Verjährung nicht zur Seite fteht: letzterer hat unzweifelhaft Anjpruch 
auf FFreifprechung, jener erzielt nur einen Ausfpruch, welcher letzterem nicht gleich- 
fommt. In der That jcheut Löwe ($ 259 No. 5 und 8) nicht die Konſequenz, 
zu verlangen, daß im Falle der Verjährung das U. laute: „Schuldig, aber 
von Strafe freizuſprechen“, jo daß die ftrafrechtliche Verjährung, die ja in 
eriter Linie den Unfchuldigen gegen verjpätete, feine Vertheidigung erichwerende Ver— 
folgungen jchüßen foll, Lediglich dem Schuldigen zu ftatten füme. Was, um jeine 
"Forderung zu begründen, Löwe bezüglich der Nothmendigkeit jagt, vor der Ent- 
jcheidung über die Verjährung über die Schuldfrage zu befinden, weil ja für die 
Verjährungszeit die ftrafrechtliche Qualifitation, die erft feitzuitellen ift, enticheidend 
jet, ift für jene Fälle nicht richtig, wo jchon die in der Anklage qualifizirte That 
als verjährt zu erfennen ift; — andererſeits iſt die Nothwendigfeit genauerer Feſt— 
jtellungen diefer Art auch in anderen Fällen nicht ausgejchloffen, wo Löwe „ein 
die Schuldfrage nicht entjcheidendes U.“ fordert, 3. B. bei der Berufung auf die 
Rechtskraft früherer Enticheidungen. 
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Auch die U., welche die Schuld des Angeklagten feititellen, find übrigens einander 
nicht völlig gleih. Bon der Regel nämlich, daß an die Schuldigerflärung die Ver— 
hängung einer Strafe zu fnüpfen jei, muß in gewiflen Fällen abgewichen werben; 
dann nämlich wenn wegen Kompenjation von gegenjeitigen Beleidigungen und Körper— 
verlegungen der Richter den Angeklagten für „ſtraffrei“ erklärt (Deutjches Straf: 
GB. 8 199) oder „feine Strafe eintreten läßt“ (Deutiches StrafGB. $ 233). Das— 
jelbe tritt bei der nah $ 7 des Deutichen Straf®B. vorgefchriebenen Anrechnung 
der im Auslande erlittenen Strafe im Inlande ein, wenn der Richter erachtet, daß 
bei diejer Anrechnung ein weiteres Strafübel nicht mehr erübrigt, ebenjo bei An— 
wendung des $ 60 des Deutichen StrafGB., obgleich die Worte „ganz oder theil- 
weiſe“ fich dort auf die Unterfuchungshaft beziehen. (Nach Defterreichiichen Recht 
fann der gleiche Fall bei Anwendung des $ 36 des StrafGB. eintreten. Hye, 
Das Defterreihiiche StrafGB., I. ©. 518.) Die Kehrſeite eines ſolchen Schuld» 
ipruches ohne Strafverhängung bildet die nach $ 37 des Deutichen StrafGB. ein- 
tretende Entjcheidung über die bloßen Ehrenfolgen einer im Auslande ergangenen 
BVerurtheilung. 

II. Berhältniß des U. zur Anklage Schwierige ragen entjtehen 
aus der möglichen Abweichung der Ergebniffe der Hauptverhandlung von der Ans 
lage. Da das Gericht die letere eben auf Grund der erfteren, wie fie fich ihm 
daritellen, beurtheilen joll, verjteht es fich von jelbit, daß es an letztere nicht 
gebunden, aljo verpflichtet ift, fie zurückzuweiſen, wenn fie fich in der Hauptver— 
handlung nicht bewährte. Mitunter (und gerade in primitiven Zuftänden des Straf- 
verfahrens) ift aus diefem unbejtreitbaren Sabe die Folgerung gezogen worden, das 
Anklageprinzip verlange, daß Freiſprechung erfolge, ſobald fich zeige, daß die Anklage 
nicht Wort für Wort, in jeder Einzelheit fich als richtig erweift, nicht genau fo, 
wie fie lautet, in das U. des Gerichtes übergehen kann. Eine folche Auffaffung 
würde aus dem auf dem Anklageprinzip ruhenden Strafprozeß ein frivoles Spiel 
machen oder den Ankläger nöthigen, durch Häufung der mannigfaltigiten Eventual« 
anflagen eine unerträgliche Schwerfälligkeit in den Strafprozeß zu bringen. Der 
moderne Anklageprozeß leitet zudem feine Berechtigung nicht aus dem individuellen 
Intereffe des Anklägers ab, da er die öffentliche Natur des Strafrechtes nicht ver- 
leugnet, jondern aus der Gefahr, welche für die Unbefangenheit des erfennenden 
Gerichtes daraus entjtünde, wenn es über eine durch jeine eigene Snitiative heran 
gezogene Straffache urtheilen jollte. Wenn nun überdies, wie dies nach der Deutichen 
StrafPD. der Fall ift, die der Hauptverhandlung zu Grunde liegende Anklage ihre 
Faſſung dur den Beichluß eines Nichterfollegiums erhält, defien Einfluß auf 
die Sache mit diejer blos die nächjten Schritte vorbereitenden Aktion jein Ende 
erreicht, jo kann wol davon nicht die Rede fein, daß aus Achtung vor den Rechten 
des Anflägers das erfennende Gericht nur die Macht haben dürfe, die Anklage, 
wie fie lautet, anzunehmen oder zu verwerfen. (Wo eine jelbjtändige Prozeßſtellung 
des Anklägers anerfannt wird, muß man ihm übrigens das Recht laffen, vor der 
Urtheilsfällung von der Anklage zurüdzutreten.) Für die Regelung des Verhält- 
niffe8 des U. zur Anklage iſt daher maßgebend: daß im Intereſſe feiner eigenen 
Unbefangenheit das erfennende Gericht nicht eine That verfolgen darf, die es jelbit 
erit hervorgefucht hat und zum Gegenftande der Verhandlung und Aburtheilung macht. 
Eben darum liegt das Weſen der Anklage, gleichviel wer deren Träger ift, darin, 
daß ein bejtimmter Vorgang zur Kenntniß des Strafrichters mit der Behauptung 
gebracht wird, daß darin eine ftrafbare Handlung einer bejtimmten Perfon Liege. 
Wenn e8 nicht für genügend erachtet wird, daß die Anklage fich hierauf bejchräntt, 
wenn insbejondere gefordert wird, daß die juriftiiche Qualifitation der den Gegen» 
Itand der Anfchuldigung bildenden That angegeben werde, jo hat dies feinen Grund 
darin, daß auf folche Weiſe ſowol die Beichreibung der That, als die Vorbereitung 
der Prüfung und Grörterung derjelben wefentlich erleichtert wird; das Wejentliche 
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bleibt aber der Hinweis auf das rein Thatjächliche. Es ift daher jchon oben be— 
merft worden, daß das Gericht an die Nechtsanficht, von welcher der Verfafler der 
Anklage ausging, in feiner Weiſe gebunden jei, es kann aljo urtheilen, daß die 
That, obgleich fich die Angaben des Anklägers über diejelbe in der Hauptverhandlung 
vollitändig bewährten, nicht unter den in der Anklage geltend gemachten jtrafrecht- 
lichen Geſichtspunkt, daß fie unter gar fein Straigejeg oder unter ein anderes ala 
das angerufene falle. Allein nur jehr jelten wird eine jolche Abweichung von 
der Anklage lediglich auf Berichiedenheit der juriftifchen Beurtheilung eines 
völlig gleihen Sachverhaltes beruhen. Faſt immer wird Hinzutreten, daß 
ein Theil der ausdrüdlichen oder durch Hinweifung auf einen beftimmten Delikts- 
begriff ausgedrüdten thatjächlichen Behauptungen der Anklage fi vor den Augen des 
erfennenden Gerichtes nicht bewährte, oder daß letzteres Ihatumftände vorfindet, 
welche die Anklage nicht berüdfichtigte und die nach jeiner Auffaffung die ftrafrecht- 
liche Natur der Sache ändern; oder es kann Beides vereint eintreten. Die Be- 
fugniß des Gerichtes, im U. feiner auf diefe Art gewonnenen Weberzeugung freien 
Ausdrud zu geben, wird man nicht bejtreiten, fjobald man anerkennt, daß 
nicht die Anklage das pofitive und die Kauptverhandlung das negative Material 
des Urtheila zu bilden babe, fondern umgekehrt, — daß das Gericht die ihm 
durch die Anklage geitellte Aufgabe, einen beitimmten Vorfall in thatjächlicher 
und juriftifcher Dinficht zu beurtheilen, auf Grund der Hauptverhandlung zu löſen 
bat, allerdings jedoch ohne erftere zu überjchreiten, ohne aljo jeiner Beurtheilung 
eine That zu unterftellen, auf welche die Anklage fih nicht bezog, oder Thatum— 
ftände heranzuziehen, welche auf die Beurtheilung des Gegenjtandes der Anklage 
feinen Ginfluß üben. 

Diefe Grundjäge Haben in unſeren StrafPO. volle Anerkennung gefunden. 
„Weber das GErgebniß der Beweisaufnahme enticheidet das Gericht nach jeiner freien, 
aus dem Inbegriff der Verhandlung geichöpften Ueberzeugung“ (Deutiche StrafPO. 
$ 260). „Das Gericht ift an diejenige Beurtheilung der That, welche dem Ber 
fchluffe über die Eröffnung des Hauptverfahrens zu Grunde Liegt, nicht gebunden“ 
(daf. $ 263 Abi. 2). „Erachtet der Gerichtöhoi, daß die der Anklage zu Grunde 
liegenden Thatſachen an fich oder in Verbindung mit den erit in der Hauptver— 
handlung hervorgetretenen Umftänden eine andere als die in der Anklage bezeichnete... 
ftrafbare Handlung begründen, jo jchöpft er... das Urtheil nach feiner rechtlichen 
Ueberzeugung, ohne an die in der Anklageichriit enthaltene Bezeichnung der That 
gebunden zu fein“ (Defterreichiiche Stra} D. $ 262). Vermöge diejer Grundjäte 
fann alfo das U. dahin gelangen, die dem Angeklagten zur Laſt gelegte That auf 
eine höhere oder tiefere Stufe in derjelben Klaſſe jtrafbarer Handlungen zu ftellen 
oder fie auch unter einen ganz andern Deliktsbegriff zu bringen. Doch erleidet 
dieje Befugniß Einſchränkung aus einem dreifachen Gefichtapunft: 

1) 63 kann fich zeigen, daß die That unter den Gefichtäpunft gebracht, welchen 
das Gericht für den richtigen hält, feine Machtbefugniß überjchreitet. Es liegt in 
der Natur der Sache, daß das Gericht fich in jolchem Falle auf diefen Ausipruch, 
welcher in der Regel die Form der Infompetenzerflärung annehmen wird, 
manchmal aber auch (bei abjoluter Intompetenz) den Abbruch des Straiverfahrena 
und die Unzuläffigkeit feiner Fortſetzung enthält (j. oben I), bejchränten muß. Die 
Gejeße waren übrigens bemüht, die Nothwendigkeit jolcher Beichlüffe möglichſt fern 
zu halten. So fann eine aus der Beweisaufnahme in der Hauptverhandlung ber» 
borgegangene Aenderung der thatjächlichen Vorausſetzungen, welche die Örtliche Kom— 
petenz begründen, feinen Einfluß üben. Ebenſo ift das Gericht berechtigt, die Sache 
zu Ende zu führen, obgleich fie vermöge feiner Auffaffung derjelben eigentli vor 
ein Gericht niederer Ordnung gehört hätte. — Außerdem find die Schöffen— 
gerichte (f. diefen Art.) noch durch Spezialbeftimmungen ermächtigt, gewiſſe Straf— 
jachen abzuurtheilen, welche, wären fie in ihrer wahren Beichaffenheit früher erfannt 
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worden, gar nicht vor fie hätten gelangen dürfen. Abgeſehen hiervon hat aber das 
Gericht über die Vorausfegungen einer in Trage kommenden Inkompetenzerklärung 
fich jelbit eine Meinung zu bilden; e8 ift prima facie mit der Sache ordnungs— 
mäßig befaßt und muß pofitive Gründe haben, fie von fich zu weiſen; e8 darf nicht 
etwa vor einer Behauptung oder Möglichkeit eines Sachverhaltes, welcher die Sache 
feiner Zuftändigfeit entrücden würde, jtehen bleiben, weil die Prüfung derjelben jchon 
nicht mehr ihm, jondern dem eventuell zuftändigen Gerichte zufomme. Wo dieſe 
Beitimmungen nicht ausreichen, und nur die Alternative bleibt, daß das Gericht 
entweder die ihm richtig jcheinende Bejchaffenheit der That unberüdfichtigt laffe oder 
eine Berurtheilung ausipreche, welche die Grenzen feiner Straigewalt überfchreitet, 
da ſteht man vor einem legislativen Problem, deſſen Löfung jchon die bedenklichſten 
Berwidelungen hervorgerufen hat (vgl. namentlih Stengel, Die wiederbelebte In— 
jtanzentbindung, München 1859; Glajer, Gei. Kl. Schriften, I. 337 Anm. 15). 
Sowol die Deutiche als die Dejterr. Stra} OD. waren daher darauf bedacht, 
Diefen zu entgehen. Zwar behandeln fie den Gegenjtand micht in gleicher Weiſe. 
Die Deutſche StrafPO. ($ 270) läßt die Frage durch einen Beſchluß erledigen, 
welcher mit jehr erheblichen (und ftreitigen — ſ. Voitus, Kontroverien, I. ©. 
328 ff.) Einſchränkungen der Beſchwerde unterliegt ; die Defterr. dagegen ($ 261) 
unterwirft den „Ausfpruch“ des Gerichtes über die Inkompetenz demjelben Rechts— 
mittelzug, wie das Endurtheil (SS 281 3. 6, 288 3. 2), weshalb es weiter feine 
Bedeutung hat, ob der Ausspruch in der Form des U. auszufertigen ift, wie ich und 
Krall glauben, oder in der des Beichluffes, wie Ullmann jowie Mitterbacher, 
Neumayer und Rofenblatt meinen. Indeß kommen beide Gejege im Haupt: 
punkt überein. Sie gehen nämlich beide von dem älteren, ein förmliches Vexirſpiel 
eröffnenden Vorgang ab, welcher nach der Inkompetenzerflärung in der Hauptver— 
handlung die für die ſchweren Delikte zuftändige Anklagebehörde über die Verſetzung 
in Anklageitand auf Grund des gleichen Materials berathen ließ, erjegen aljo durch 
die Hauptverhandlung und die Inkompetenzerflärung den ſonſt nöthigen Beichluß 
über Berfegung in Anklageftand. Nur läßt das Deutiche Geſetz durch denjelben 
unter allen Umftänden auch die Vorunterfuchung erfeßen, während die Defterr. es 
nicht nur gejtattet, daß die Vorunterfuchung nach Bedarf wieder eröffnet werde, ſon— 
dern jelbjt die Nothwendigkeit der Einleitung einer Vorunterfuchung, wo eine folche 
noch nicht geführt und nach der Natur der ftrafbaren Handlung obligat ift, an— 
erkennt. Wo die Vorunterfuchung wieder aufgenommen wird, oder eröffnet werden 
muß, können allerdings neue Weiterungen (die das Deutiche Geſetz mit fühnerem 
aber prompteren Griffe abjchnitt), freilich aber auch Verhältniſſe eintreten, welche 
das ſpätere Verfahren vereinfachen. Wo die Sache nicht in das Stadium der Vor— 
unterfuchung zurücdtritt, gelangt fie in Defterreich auf Grund der uriprünglichen An— 
flage und des Inkfompetenzausipruches in die neue Dauptverhandlung. Ferner ermöglicht 
das Dejterr. Geſetz die ſofortige Anrufung desjenigen Gerichtes, welches über die 
jtreitig gewordene rechtliche Beichaffenheit der Ihat in lehter Inſtanz zu urtheilen 
haben wird, und da die Löfung, welche diejes Gericht der Rechtöfrage giebt, in diejer 
Sache fortan bindend ift, fo ijt weiteren Schwankungen möglichjt vorgebeugt. 

Die Beltimmung des Deutichen Geſetzes in Berbindung mit manchen 
Heußerungen der Motive und der aus der Berathung des Gntwurfes Theil 
nehmenden bat vielfache Meinungsverjchiedenheiten hervorgerufen (vgl. Voitus, 
Kontroverfen, I. S. 310 ff.), die unmöglich lediglich auf Grund einzelner der 
dabei und im Gejege gebrauchten Ausdrüde ausgetragen werden fünnen. Es 
fommt wejentlich auf die Natur der dem Gericht geftellten prozefiualen Aufgaben 
an. Man muß dabei von folgenden Säben ausgehen: Das Gericht Hat die ihm 
vorliegende Anklage durch alljeitige Würdigung der den Gegenftand derſelben 
bildenden That zu erledigen, ſofern ihm nicht ein unüberwindliches Hinderniß ent- 
gegentritt. Gin folches läge aber dann vor, wenn es zu der Ueberzeugung gelangt, 
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daß der Angeklagte wegen einer ftrafbaren Handlung zu verurtheilen ſei, bezüglich 
welcher die Straigewalt einem Gerichte höherer Ordnung zukommt. In dieſem Falle 
bat das Gericht fich der Aburtheilung über die That zu enthalten, zugleich 
aber bezüglich derjelben — der ihr von ihm beigemefjenen juriftiichen Natur gemäß 
— die Verrichtungen vorzunehmen, welche mit der Faſſung des Beichluffes auf 
Gröffnung des Hauptverfahrens zufammenhängen. 

Aus diefen Grundſätzen folgt zunächit, daß in erfter Linie das Gericht fich die 
Ueberzeugung zu verichaffen hat, daß es ihm nicht möglich fei, jeiner primären 
Aufgabe definitiver Erledigung der Anklage gerecht zu werden. Abgeſehen von 
allem Anderen hat der Angeklagte, zumal wenn er in Haft ift, ein Recht auf ſo— 
fortige Austragung der Sache und ein jehr großes Intereffe daran, daß er nicht 
durch längere Zeit noch hingehalten und von Gericht zu Gericht geichleppt werde. 
Bloße Möglichkeiten, bloße Behauptungen fei es faktifcher, jei es rechtlicher Natur 
fönnen dag Gericht der hieraus erwachjenden Pflicht, jeiner formell bereits begrün— 
deten Zuftändigfeit nicht entkleiden; es bat alfo die Sache ſoweit aufzuflären und 
zu führen, daß es fich eine beftimmte Meinung über die Statthaftigfeit der faktiſchen 
und rechtlichen Behauptungen bilden kann, vermöge welcher die That unter den 
Gefichtspunft eines feine Zuftändigkeit überjchreitenden Deliktes fallen joll. Ueber: 
zeugt es fich, daß die That nicht begangen ift, daß fie dem Angeklagten nicht zur 
Laſt gelegt werden kann, daß die Umstände nicht vorhanden find, weiche die Unter 
ordnung unter einen anderen Deliktäbegriff begründen, jo hat es in der Sache jelbit 
das U. ebenfo zu fällen, wie wenn e8 einen angeregten rein juriftiichen Zweifel nicht 
fich anzueignen, die Behauptung nicht ala richtig anzuerkennen vermag, "daß die 
That (unverändert jo angenommen, wie dies im Beichluß auf Gröffnung des Haupt-— 
verfahrens geichah) unter einen anderen Deliftäbegriff falle. Es ift nicht richtig, 
daß es über Hypotheſen diefer Art deshalb nicht urtheilen dürfe, weil es nicht zu— 
ftändig wäre, über eine in gehöriger fyorm erhobene Anklage wegen jenes jchwereren 
Verbrechens zu urtheilen. ine ſolche Anklage ift eben nicht da und im Gegen: 
theile eine formell aufrecht ftehende, unter feine Zuftändigkeit fallende Anklage noch 
zu erledigen. Dieſer feiner Zuftändigfeit müßte e8, wäre der Satz richtig, daß ihm 
ein auch negativer Ausspruch jchon über die nur in Frage geitellte jchwerere, jtrafbare 
Handlung gar nicht zufomme, die bloße Anregung der Nechtäfrage allein jchon ent— 
Eleiden, aljo die bloße ala unhaltbar von ihm jofort erfannte Behauptung genügen, um 
die Hauptverhandlung zum Stillftande zu bringen. Ueberdies ift der ergehende Ber 
ichluß ja fein bhos negativer: die Deutiche StrafPO. mißt ihm geradezu die Be- 
deutung eines das Hauptverfahren eröffnenden Beichluffes bei; injotern it das er 
fennende Gericht mit der Sache doch mindejtens in demjelben Make befaßt, wie das 
das Hauptverfahren eröffnende; und da dieſes jedenfalla berechtigt ift, jeiner Leber: 
zeugung vom Nichtvorhandenfein der thatfächlichen oder rechtlichen Vorausjegungen 
der Berurtheilung wegen des nun in Frage kommenden Verbrechens durch einen 
Spruch Ausdrud zu geben, welcher der Hauptiache nach die Freiſprechung enthält, 
jo fann dieſe Berugniß dem Gericht in der Hauptverhandlung wol auch nicht ab— 
geiprochen werden. Der von einer Seite angeregten fünftlichen Theilung jeiner Funktion, 
vermöge deren e8 auch den negativen Ausſpruch nur in der Form des definitiven 
Einſtellungsbeſchluſſes (StrafPO. $ 202) fällen jollte, jei damit nicht das Wort 
geredet; der bloße Vortheil der Erleichterung der Wiederaufnahme, der daraus ab» 
geleitet wird, vermag nichts daran zu ändern, daß fich die Sache bereits im 
Stadium der mündlichen Hauptverhandlung befindet, und daß eine definitiv durch 
U. zu erledigende Anklage vorliegt, während die Vorausſetzung, unter welcher allein 
das 1. unterbleiben kann, ja eben durch den vorgeichlagenen „Beichluß“ verneint 
werden joll. Ueberall alio, wo die Sache jo liegt, daß das Gericht, hätte e8 über 
die Eröffnung des Hauptverfahrens bezüglich des ſchweren Deliftes zu berathen, dieſe 
nicht beichließen würde, fällt es das U. in der Sache, ohne fich durch die auf: 
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getauchte Kompetenzfrage von der Freiſprechung (von der urfprünglichen Anklage) oder 
von der in jeiner Kompetenz liegenden Berurtheilung abhalten zu laffen, und nimmt 
den Ausſpruch über die Ablehnung des Antrages auf Erklärung der Unzuftändigkeit 
nur in die Entjcheidungsgründe auf. 

Aus diefer Auffaffung der durch $ 270 der Deutichen Straf PD. dem Gerichte 
geitellten Aufgabe ergiebt fich daher auch, daß ala Regel die Durchführung der 
vollftändigen Hauptverhandlung anzujehen fein wird. Nach zwei Seiten hin kann 
aber Anlaß zu einem abweichenden Vorgang gegeben fein: Es fann jo ftehen, daß 
der Umjtand, welcher, fejtgejtellt, unzweifelhaft die That der Zujtändigfeit des Ge— 
richtes entrüden würde, weder ala ausgeſchloſſen noch ala fejtgeftellt anzufehen iſt, 
und daß es dazu neuer Beweiserhebungen bedarf, und zwar jolcher, die nicht ſofort 
erfolgen fünnen. Es wäre nun widerfinnig, die Hauptverhandlung auszuſetzen und fie 
unter Nachholung der fraglichen Beweisaufnahme zu wiederholen, unter Umjtänden, wo 
zu erwarten ift, daß die wiederholte Hauptverhandlung mit einer Unzuftändigerflärung 
fchließen und nur den Uebergang zu einer dritten Hauptverhandlung bilden werde. 
Da nun die Verweiung an den Unterfuchungsrichter ebenjomwenig als die Yortjegung 
einer auf mehr ala vier Tage auögefegten Hauptverhandlung zuläffig it, da ferner 
das Gericht nicht einen Thatumftand dadurch für befeitigt anjehen fann, daß er 
nicht in der Hauptverhandlung ſofort fejtzuftellen ift, bleibt wol nichts übrig als 
die Nichtzuftändigkeit auszufprechen und die Erprobung des fraglichen Umftandes dem 
für das jchwerere Delikt zuftändigen Gericht zu überlaffen. Wie jteht es aber um— 
geehrt, wenn jchon in einem frühen Stadium der Kauptverhandlung zu Tage tritt, 
daß ein Umſtand vorhanden ift, welcher die Sache unter den Gefichtspunft eines die 
Zujtändigfeit des Gerichtes überjchreitenden Deliktes bringt? Oder wenn, was mir 
auf daflelbe hinauszukommen jcheint, fich eine juriftiiche Auffaffung geltend macht, 
welche von der dem Gröffnungsbeichluß zu Grunde liegenden dadurch abweicht, daR 
fie einem der demjelben zu Grunde liegenden Thatumſtände diefe Bedeutung beilegte ? 
Iſt e8 unbedingt nothwendig, daß das Gericht fich, den Parteien und den Aus— 
funitsperjonen die Durchführung einer Beweisaufnahme auferlegt, welche, wie jchon 
jet für die Richter feititeht, würde wiederholt werden müflen? Mir jchiene das 
nicht zweckmäßig, und ich würde es daher für pflichtmäßig mur dann halten, wenn 
es zweifellos wäre, daß es durch das Geſetz geboten jei. Nun jpricht allerdings 
das Gejeß davon, daß fich „nach dem Ergebniffe der Verhandlung“ die Unzujtän- 
digfeit herausſtellen müſſe; aber daraus jcheint mir nicht zu folgen, daß die „Ver— 
handlung“ den gleichen Umfang haben müfje, wie wenn es auf die definitive 
Erledigung der Anklage abgejehen wäre. Es fommen auch jonjt Fälle vor, in 
welchen eine wejentliche Kürzung der Hauptverhandlung zuläffig und nöthig iſt 
(ij. d. Art. Hauptverhandlung Bd. I. S. 291—293); das Gericht hat der Ver— 
handlung die Richtung zu geben, welche nöthig ift, damit der Spruch, welcher zu 
ergehen hat, volljtändig vorbereitet fei; Berhandlungen aber, welche nach Lage der 
Sache ganz vergeblich geführt würden, iſt es zu unterlaffen mindeftens berechtigt, 
gegenüber den Parteien und den durch die Verhandlung beläjtigten Zeugen auch ver: 
pflichtet. Aber allerdings verlangt das Gejeß eine „Verhandlung“, und dies mit um jo 
mehr Grund, weil ſonſt die Abweichung von dem die Grundlage der Verhandlung 
bildenden Beſchluß (Eröffnungsbeichluß) ohne progeffualen Halt wäre. Dieſer Beichluß 
it das Einzige, was den Mitgliedern des Gerichtes, außer dem Vorfihenden, von der 
Sache befannt ift; er enthält nach $ 205 der StrafPD. eine Anklageformel, in welcher 
die That „unter Hervorhebung ihrer gejeglichen Merkmale“ bezeichnet, aljo zwar indi- 
vidualifirt, aber nicht in konkrete Umſtände aufgelöft it; die fir mwahrjcheinlich er— 
achteten „Ihatjachen, in welchen die gejeglichen Merkmale gefunden werden“ (266), die 
GErgebniffe der Vorunterfuchung u. ſ. w. finden fich darin nicht. Kaum jemals wird 
daher der bloße Wortlaut des Eröffnungsbeichluffes hinlängliche Anhaltspunfte bieten, 
um eine Differenz der Anſchauungen über die Rechtsfrage Elar hervortreten zu laſſen 
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(es wäre denn, daß eigentlich nur bei der Berathung über die Eröffnung des Haupt» 
verfahrens überjtimmte Richter die Kontroverje in neuer Umgebung erneuern). Gewiß 
ift ferner, daß das Gericht, welches die Hauptverhandlung abhalten joll, vor der» 
jelben den Gröffnungsbeichluß nicht umſtoßen fann. Aber nicht blos aus Diejen 
formellen Gründen bedarf es einer Aufklärung und Grörterng der Sache in der 
Hauptverhandlung. Die Parteien haben an der Enticheidung ein großes Interefle; fie 
müffen gehört werden, und ihre Erklärungen und Anträge werden allein das Gericht 
in die Lage feßen, darüber ins Klare zu kommen, welchen Umfang die Hauptver— 
handlung gegenüber der ins Auge gefaßten NAenderung der Beurtheilung der That 
anzunehmen hat. Wenn 3. B. der Angeklagte jchon das urfprüngliche Fundament 
der Anklage bejtreitet, wenn er glaubt, eine fojortige Freiſprechung erlangen zu kön— 
nen, wäre es unbillig, daß ein Gericht fich darüber hinausſetzt, welches von der 
Sache gar nichts ‚weiß, das nicht einmal von der Anklageſchrift amtlich Kenntniß 
hat. Umgekehrt, wenn der Angeklagte fich der uriprünglichen Anklage gegenüber 
ichuldig erflärt und nur dasjenige beftreitet, was bderjelben einen anderen Gharafter 
verschaffen joll, wird e& genügen, fich über die thatfächliche Vorausſetzung der Ab— 
weichung von der Anklage Aufklärung zu verichaffen. Die Veranlafjung einer Ber 
handlung über die Frage der Unzuftändigkeitserflärung fann eine Anregung des 
Vorfigenden oder ein Antrag einer Partei bilden; das Gericht wird, wenn es glaubt 
eine ausreichende Grundlage für jeine Beichlußfaflung gewonnen zu haben, die Ver 
handlung unterbrechen, über die Unzuftändigerflärung berathen und wenn jein Be 
ichluß dagegen ausfällt, die Fortjegung der Hauptverhandlung mit möglichit zu— 
rüdhaltender Begründung verfügen. 

2) Liegt der Nusipruch, den das Gericht vermöge jeiner von der Anklage ab» 
weichenden Auffaffung zu fällen beabfichtigt, innerhalb feiner Kompetenz, jo bedarf 
es nichtsdejtoweniger angefichts einer folchen Abweichung von der Anklage prozei- 
fualifher Borjihtsmaßregeln, um den Parteien volles richterliches Gehör 
und Schuß gegen Ueberrafchungen zu gewähren. Das Defterreichiiche Gejeg ($ 262) 
beichränft fich darauf, zu verfügen, daß der Gerichtähof ein ſolches U. nur fällen 
fönne, „nachdem er die Parteien darüber gehört und über einen allfälligen Ber: 
tagungsantrag entjchieden hat“. Der $ 264 der Deutjchen Stra OD. faßt in erfter 
Linie dabei den Angeklagten ind Auge, ordnet an, daß ſowol gegenüber einer mög- 
lichen „Beränderung des rechtlichen Geſichtspunktes“ als bezüglich neu hervortretender, 
die Strafbarkeit erhöhender Umftände eine ausdrüdliche „Hinweifung“ erfolgen und 
ihm „Gelegenheit zur Bertheidigung gegeben werden müfje“. Gegenüber von „Im: 
ftänden, welche die Anwendung eines ftrengeren Strafgejeßes zulaſſen“, ift ihm ein 
fategorifches Recht auf Ausſetzung der Hauptverhandlung eingeräumt, fofern er „unter 
der Behauptung, auf die Vertheidigung nicht genügend vorbereitet zu fein, neu ber» 
vorgetretene Umstände“ beftreitet. Diejes unbedingte Recht des Angeklagten kann 
eine jchmwierige Lage bereiten, wenn die jtrengere Beurtheilung wol angeregt, aber 
ihre Aneignung durch das Gericht jehr unmahrjcheinlich ift. Bei der U.fällung 
durch Richterfollegien fteht aber gewiß nichts im Wege, daß das Gericht den Be- 
ichluß über den PVertagungsantrag ausjege und daß derjelbe als erledigt zu betrachten 
ift, wenn von der ftrengeren Beurtheilung im Endurtheil Umgang genommen wird. 
— Andererfeits ift auch die Staatsanwaltichaft zu hören und berechtigt, Ausſetzung 
der Verhandlung zu beantragen, deren Nothwendigfeit und Zmwedmäßigfeit aber das 
Gericht frei beurtheilt; ebenjo wie bei einem Antrage auf Ausſetzung der Verhand— 
(ung, den der Angeklagte unter Umftänden ftellt, wo er ein Recht darauf nicht hat. 

3) Die wichtigste Beichräntung zuläffiger Abweichungen des U. von der Anklage 
begründet aber die Forderung der Jdentität der beiden zu Grunde liegenden 
That. ;„Gegenftand der Urtheilställung iſt die in der Anklage bezeichnete That,“ 
iagt $ 263 der Deutichen Straf POD., alffrdings mit dem in Vorſtehendem beleuchteten 
Zujage: „wie fich diefelbe nach dem Ergebniſſe der Hauptverhandlung daritellt.“ 
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Die Oeſterr. Straß DO. verfügt $ 267: „An die Anträge des Anklägers ift der 
Gerichtshof nur injomweit gebunden, daß er den Angeklagten nicht einer That jchuldig 
erflären kann, auf welche die Anklage weder uriprünglich gerichtet, noch während 
der Hauptverhandlung ausgedehnt wurde.“ Beide Geſetze legen bier allerdings den 
Zon auf „That“ (das materielle Faktum) im Gegenjaß zu der juriſtiſch beurtheilten 
That, der jtrafbaren Handlung. Damit ift die Bedeutung der Anklage für den 
heutigen Strafprogeß in Webereinjtimmung mit der Ausführung unter II. gekenn— 
zeichnet: als die Anrufung der richterlichen Prüfung und Entſcheidung bezüglid) 
eines beitimmten Vorganges eines bejtimmten Menjchen; allein es muß doch jtets 
diejelbe That Gegenjtand der Anklage wie der Aburtheilung fein. So unbejtreit- 
bar und unbeftritten der Saß iſt, fo fchwierig ift feine Durchführung, die Abgrenzung 
zwiſchen der verjchiedenen Beurtheilung derjelben und der Subjtituirung einer 
anderen That. Der jcheinbar nächitliegende Gedanke wäre: zwar eine abweichende 
juriftifche Beurtheilung, aber nicht die Annahme anderer Thatjachen zu gejtatten. 
Allein die Anklage hat zwar eine bejtimmte That vor Augen, fie kann dieje aber 
in prozejjualiich verwerthbarer Weile nicht anders als in der Unterordnung unter 
einen beitimmten Deliktsbegriff bejchreiben, und fo iſt die Annahme einer anderen 
QDualifitation im Urtheil gar nicht denkbar, ohne daß auch der Sachverhalt anders 
Teftgeftellt wird, als wie er in der Anklage behauptet wurde. Die einfachite und 
unbedenklichjte Modifikation ift dann freilich diejenige, bei welcher nur einzelne, in 
der Anklage behauptete Umjtände in Wegfall kommen, gewiffermaßen ausgeftrichen 
werden. Wollte man aber an diefer Grenze ftehen bleiben, jo würden zahlreiche, objektiv 
nicht gerechtfertigte Fyreifprechungen eintreten müfjen, blos weil der wahre Sachverhalt 
zur Zeit der Anklage nicht befannt war, oder auch nur die Auffaffung des Gerichtes 
nicht vorhergejehen wurde. Andererfeit3 aber würde, wenn jede jolche Abweichung der 
Anklage wegen Mangels der Jdentität der in ihr bezeichneten und der ins U. aufzu— 
nehmenden That ausgejchlofjen wird, eben diefer Mangel der Identität es rechtfertigen, 
daß die Anklage in der Faſſung erneuert wird, wie fie das Gericht in feinem U. feſt— 
geftellt hätte, wäre ihm das geftattet gewejen. Das würde aber den Angeklagten in 
die Lage bringen, jtatt eines Prozefies mehrere, in vielleicht unabjehbarer Reihe über 
fih ergehen zu laffen, möglicherweije auch dahin führen, daß das Gericht, welches 
über die erneute Anklage urtheilen joll, wieder von einer anderen Auffafjung geleitet 
wird, und jo würden endloje VBerwidelungen entjtehen und es würde die Gefahr 
immer größer, daß Wahrheit und Recht einer bloßen Form zum Opfer fielen. 
Eben darum darf man die Trage nach der Identität des Gegenjtandes der Anklage 
und des Urteils nicht nach anderen ala den Geſichtspunkten beurtheilen, welche aus 
der zu löjenden prozefjualen Aufgabe fich ergeben. So aufgefaßt, Hat das 1. die 
den Gegenjtand der Anklage bildende That einer erjchöpfenden Prüfung zu unter- 
ftellen, aber auch einer endgültigen, jeden aus ihr irgend abzuleitenden jtrafrechtlichen 
Anſpruch fonjumirenden. Ohne in Einzelheiten eingehen zu können, welche jonft in 
ſehr großem Umfange erörtert werden müßten, glaube ich folgende Grundregeln aufs 
ftellen zu können: 1) Der Richter hat alle ihm durch die Anklage vorgelegten That= 
umftände, fie jeien nun ausdrüdlich erwähnt oder unausgedrüdt von der Anklage 
ihrem Sinne nad mit umfaßt, nach Beitand und rechtlicher Bedeutung zu prüfen; 
feinen diefer Umſtände darf das Urtheil ala möglichen Beitandtheil oder ausſchließ— 
lihen Gegenjtand einer neuen Anklage unerledigt zurüdlaffen. 2) Er bat aber 
auch alle diejenigen Ihatumftände hervorzuziehen, die entweder die Vertheidigung 
geltend macht, oder welche aus der Beweisaufnahme in der Hauptverhandlung ihm 
entgegentreten, und deren Nichtberüdfichtigung bewirken würde, daß jein Ausipruch 
über die unter 1) erwähnten TIhatumftände ein in thatjächlicher oder rechtlicher 
Dinfiht unrichtiger wäre, gleichviel übrigens, ob dieje Unrichtigfeit dem An— 
geflagten zu jtatten käme oder nicht. 3) Dagegen hat er alle diejenigen That— 
v. Holtzendorff, Enc. II. Rechtöleriton II. 3. Aufl. 63 
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umftände von der eititellung und Beurtheilung auszuichließen, welche in den 
jo bezeichneten Kreis der durch die Anklage ihm unterjtellten Thatjachen nicht fallen. 
+) Eine entjcheidende Probe für die Nichtidentität des Gegenftandes der Anklage und 
des 1. bildet es, wenn fich zeigt, daß diefelben neben einander bejtehen könnten und 
falls fich beide bewähren, nicht unter den Geſichtspunkt eines Deliktes oder der 
idealen Konkurrenz fielen, fondern unter den der realen Konkurrenz. 

Man bringt die Hier erörterte Trage häufig unter den Gefichtspunft der Klage— 
änderung oder Anktlagebejjerung. Allein der Wille des Anklägers hat hier 
gar feinen Einfluß; ficherlich hat er ihn nicht nach der Deutichen StrafPO., mo 
der Staatsanwalt ja eine von ihm nicht ausgehende, von ihm nicht verfaßte An— 
lage zu vertreten hat, von der er nichts fallen laflen, der er nichts hinzufügen 
fann. Aber auch nach der Oeſterr. StrafPO. kann der Staatsanwalt zwar jeine 
Anklage zurüdziehen, aber eben nur mit der Wirkung, daß deren Gegenitand durch 
ein zwar auf diefem formellen Grunde ruhendes, aber doch freiiprechendes U. 
endgültig erledigt wird. Er mag femer Erklärungen abgeben, vermöge welcher er 
auf das prozeſſuale Recht der Anklage, daß einzelne ihrer Behauptungen der Prüfung 
und Nrtheilsiällung .unterjtellt werden, verzichtet. Allein jo lange er die Anklage 
nicht ganz zurüczieht, bleibt fie das Objekt der freien und uneingejchräntten Prüfung 
des Richters und was nicht durch fie ſchon der legteren unterftellt wurde, das kann 
nicht durch nachträgliche Erklärungen ihr hinzugefügt werden. Wenn daher die Defterr. 
StrafPO. $ 267 von der Ausdehnung der Anklage jpricht, jo fann dies nur auf 
neue Ihatfachen bezogen werden, welche den Gegenjtand einer weiteren, erft in 
der Hauptverhandlung erhobenen Anklage bilden (j. unten); das Recht des Gerichtes, 
den Gegenjtand der uriprünglichen Anklage nach allen Seiten frei zu würdigen, 
wird durch Erklärungen der Parteien weder erweitert noch beengt; wohl aber kann 
durch Anträge derjelben die Pflicht begründet werden, die angedeuteten neuen Ge— 
fichtspunfte zu prüfen und fich über das Grgebniß diefer Prüfung in der Begründung 
des U. ausdrüdlich auszuſprechen. — Andererſeits erleidet das Necht der freien 
Prüfung des Gerichtes eine Einfchränfung durch das Parteirecht infofern, als die 
Rechtskraft früherer Enticheidungen nicht unbeachtet bleiben darf. Wie weit dieje 
reicht, wie weit namentlich die bei der Enticheidung über die Verfegung in Anklage— 
ſtand (Gröffnung des Hauptverfahrens) ergangenen negativen Ausfprüche der Rechts— 
fraft fähig find, ift hier nicht zu erörtern. Es kann aber auch bei Wiederholung der 
Hauptverhandlung auf Grund der theilweilen Aufhebung des erjten Urtheils die 
Nechtstrait des letzteren ein Hinderniß der alljeitigen Beurtheilung bilden. 

IV. Bon dem Fall der Abweichung des U. von der Anklage ift der der Aus— 
dehnung des erfteren auf eine That, welche durch Ießtere gar nicht berührt 
war, ganz verſchieden, was fich ſchon darin zeigt, daß in eriterem Fall an die 
Stelle der in der Anklage enthaltenen Behauptung im U. eine andere Feftitellung 
tritt, während im letzteren Falle neben den Ausfpruch über jene ein zweiter Ausſpruch 
über eine andere That tritt, das U. alfo möglicherweije den Angeklagten zweier real 
fonfurrirender jtrafbarer Handlungen jchuldig findet, wo ihm die Anklage nur eine 
zur Laſt gelegt hatte. In jolchen Fällen findet eigentlich ein abgefürztes Verfahren 
jtatt. Der Umftand, daß einerjeits eine Hauptverhandlung wider den Angeklagten jtatt- 
findet, andererjeits bei diejer Gelegenheit eine neue Anfchuldigung wider ihn hervor: 
tritt, wird dazu benutzt, Teßtere fofort zu erledigen. Der Vorgang ift, als eine 
Abkürzung, als Weglaffung von Förmlichkeiten, welche das Geſetz jonjt vorjchreibt, 
ein ausnahmsweifer und kann nur kraft ausdrüdlicher geieglicher Zulaffung ftatt- 
finden, welche jelbjtveritändlich an Bedingungen geknüpft jein muß, die geeignet 
find, jede Gefahr der Verlegung wejentlicher Progeßgrundfäße fern zu halten. Im 
Allgemeinen kann der Vorgang feine Nechtfertigung nur darin finden, daß es im 
Intereſſe des Angeklagten jelbit liegen muß, Beichuldigungen, die fich gegen ihn er— 
heben, möglichit raſch der Aburtheilung zugeführt zu fehen, — daß die aus der 
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Hauptverhandlung an ſich für ihn hervorgehende peinliche Lage, welche ihm mög— 
licherweiſe durch Vorunterſuchung und Prüfung der Verſetzung in Anklageſtand erſpart 
werden könnte, in ſolchem Fall ſchon gegeben iſt — daß endlich auf die Vermeidung 
unnöthigen Zeit- und Koſtenaufwandes, ſowie der Beläſtigung der Zeugen Rückſicht 
zu nehmen iſt. Sowol die Deutſche ($ 265), als die Oeſterr. StrafPO. ($ 263) 
geſtatten die ſofortige Aburtheilung; doch gehen ſie dabei von ganz verſchiedenen 
Geſichtspunkten aus. In die Deutſche Straf PO. fand die Beſtimmung, gegen den 
Widerſpruch der Regierungen und erſt bei wiederholter Abſtimmung in der Kommiſſion, 
auf Vorſchlag v. Schwarze's Eingang, als ein Mittel zur Milderung der Folgen 
des jo jchroff hingeftellten Legalitätsprinzips. Abgeſehen von der jelbjtverjtändlichen 
Bedingung, daß die neue That nicht die (fachliche) Zuftändigkeit des Gerichtes über: 
ichreiten darf, fordert das Deutiche Geſetz einen fürmlichen Antrag der Staatsan— 
waltichaft und die Zujtimmung des Angeklagten zur fofortigen Aburtheilung. Außer: 
dem ſoll der Vorgang nicht geftattet jein, wenn die neue Ihat ala ein Verbrechen 
ſich darftellt (bezüglich der Schwurgerichtäfachen 5. d. Art. Fragejtellung). Die 
GEnticheidung über die Einbeziehung der neuen That in die Hauptverhandlung iſt 
lediglich ing Ermejfen des Gerichtes geitellt; wie im Falle der Ablehnung vorzu— 
gehen jei, ijt nicht mäher befprochen. — Das Defterr. Strafgeſetz dv. 1852 hat die 
Beftimmungen über die Behandlung fonkturrirender Delikte fo eingerichtet, daß 
eine neu hinzukommende That, wenn fie nicht mit fchwererer Strafe bedroht ijt, als 
der uriprüngliche Gegenjtand der Anklage, lediglich eine ſtrenge Bemeffung der 
Strafe innerhalb des für letztere geltenden Straffages begründet; ihr Servortreten 
jteht alſo progefjualiich dem eines Strafichärfungsgrundes gleih. Außerdem macht 
das Syitem der Zufammenrechnung der durch mehrere Diebitahls-, Veruntreuungs— 
fafta u. j. w. angerichteten Schäden eine einheitliche Aburtheilung unter Umftänden 
nothiwendig (in welchem Falle die neu hervortretende That geradezu als ein die 
Beurtheilung des urfprünglichen Anklagegegenitandes ändernder Umſtand nach SS 261 
und 262 — ſ. oben unter III. — behandelt werden muß), immer aber wünſchens— 
wert. Auf der anderen Seite foll aber auch der Angeklagte gegen willfürliches, 
ipäteres Hervorziehen der That geichüßt werden. Die Vorausfegung der hier an— 
zumwendenden Beitimmungen ift mit denjelben Worten formulirt, wie in der Deutichen 
StrafPD.: „Wird der Angeklagte bei der Hauptverhandlung noch einer anderen 
That beichuldigt, als wegen welcher er angeklagt war“. Wegen der in der Dejterr. 
StrafPD. aus der jtillfchweigenden Webergehung der Sache gezogenen Folgerungen 
muß bier auf das Wort Beihuldigung, im Gegenſatze zu einer bloßen ver= 
dächtigenden Aeußerung u. dgl., Gewicht gelegt werden; andererſeits ijt die Selbit- 
bejchuldigung hier nicht ausgefchloffen. Gefordert wird ferner, daß ein berechtigter 
Ankläger die Verfolgung einleitet. Die in diefem Falle eintretenden Eventualitäten 
fönnen folgende jein: 

A. 1) Der Ankläger begehrt jofortige Aburtheilung, der Angeklagte jtimmt zu 
und auch das Gericht findet fein Bedenken. 2) Der Angellagte verweigert die 
Zuftimmung; dies iſt entjcheidend, wenn die neue That unter ein ftrengeres Strai- 
gejeg Fällt, als die den urfprünglichen Gegenftand der Hauptverhandlung bildende. 
3) Der Angellagte macht andere Gründe geltend, welche die ſofortige Aburtheilung 
zu hindern geeignet find, oder das Gericht jelbft nimmt jolche Gründe ala vorhanden 
an und lehnt die fofortige Aburtheilung ab. (Die Ablehnung de Vertagungs— 
antrages ift nach Defterr. Recht nicht einfach in das Ermeffen geitellt, jondern kann 
durch Nichtigkeitsbefchwerde gegen das Endurtheil angefochten werden.) B. Iſt 
aus einem der dvorjtehend angegebenen Gründe die jofortige Aburtheilung nicht mög— 
(ich oder beantragt fie der Ankläger gar nicht, obgleich er die Verfolgung fich vor- 
behält: jo kann der Gerichtshof, wenn er dies zweckmäßiger findet, die Hauptver— 
handlung abbrechen und die Enticheidung über alle dem Angeklagten zur Laſt 
fallenden Handlungen einer neuen Hauptverhandlung vorbehalten; außerdem urtheilt 
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er über den uriprünglichen Gegenstand der Anklage ab und konſtatirt im U. den 
Vorbehalt abgejonderter Verfolgung, für deren Einleitung dem Ankläger eine Friſt 
von drei Tagen vorgezeichnet iſt. C. Sind bei der Hauptverhandlung Verdachts— 
gründe wegen einer anderen That hervorgetreten, ohne daß der anwejende, zu ihrer 
Verfolgung berechtigte Antläger entweder fofortige Verhandlung oder den Vorbehalt 
abgejonderter Verfolgung begehrt hat, jo kann letztere nicht mehr ftattfinden. 

V. Faſſung des U. Das U. ift die Erledigung der Anklage; die Er— 
ledigung bejteht darin, daß der Angeklagte verurtheilt oder freigejprochen wird 
($ 259 der Deutichen, SI 259, 260 der Dejterreichiichen StrafPO.). Das U. zer: 
fällt in drei Beitandtheile: 1) einen Gingang, welcher die Formalien, die 
Angaben über die Veranlafjung der Hauptverhandlung, Tag und Ort der Abhaltung, 
die Zufammenjegung des Gerichtes, die Parteien, die Art des Verfahrens u. j. w. 
enthält (S 275 Abi. 3 der Deutichen StrafPO., S 270 Ziff. 1—5 der * 
StrafPO.); — 2) den Spruch (Tenor, Urtheilsiormel [Deutiche StrafPO. $ 265], 
dispositif) ; 3) die Gründe (vgl. d. Art. Enticheidungsgründe). Dos ver: 
urtheilende Erfenntniß iſt in erjter Linie ein deflaratives; es erflärt den 
Angeklagten jchuldig einer beftimmten jtrafbaren Handlung, welche nach ihren ge 
jeblichen Merkmalen unter Bezeichnung des individuellen VBorganges, in welchem fie 
erblict werden, anzugeben ift; dabei findet feine Erzählung des Herganges, feine 
Aufnahme von faktischen Details jtatt, joweit fie nicht angegeben jein müflen, um 
die den Gegenitand der Aburtheilung bildende That von anderen zu unterjcheiden. 
Ueber dieſen wejentlichen Inhalt des verurtheilenden Erkenntniſſes jprechen ſich die 
Deutiche und Defterreichiiche StrafPO. der Sache nach übereinftimmend aus, Die 
erjtere, indem fie die Angabe der „für erwieſen erachteten Thatſachen, in welchen die 
gejeglichen Merkmale gefunden werden“, in die Urtheilsgründe verweiit ($ 266), 
womit alſo ausgeiprochen ift, daß die gejeglichen Merkmale in den Spruch ge 
hören, die Darftellung des Herganges in die Gründe zu verweilen it. Daflelbe 
Nefultat ergiebt die Bergleichung der SS 260 und 270 der Oeſterr. StrafPC. 
Letztere verweifen in den Spruch auch die Angabe der angewendeten jtrafgejeßlichen 
Beitimmungen, während das Deutjche Geſetz auch dieje jowie die Anführung der 
Umftände, welche für die Zumeffung der Strafe bejtimmend geweſen find, in die 
Gründe verweijt ; bezüglich der Straizumefiungsgründe verfügt die Defterr. StraPD. 
(s 270 3. 7) das Gleiche; die Defterreichifche Praris nimmt Häufig auch dieſe in 
den Spruch auf, wozu allerdings die StraPD. feinen Anlaß gab ($ 270 3. 7). 
— Gelbitverjtändlich wird das Urtheil mehrere Sprüche über die Schuldfrage 
enthalten, wenn die Anklage mehrere reell konkurrirende jtrafbare Handlungen dem 
Angellagten zur Laſt legt. Betrifft dagegen die Anklage nur eine That, fo kann 
auch nur ein Spruch ergehen. ft diefer ein verurtheilender, jo bezeichnet er die 
jtrafbare Handlung, die das Gericht ala vorhanden anfteht; er enthält aber nicht 
die ausdrüdliche Verneinung der Ausfprüche, welche die Anklage oder Bertheidigung 
begehrt haben, oder welche jonjt in der Verhandlung angeregt wurden. Die Ab» 
weichung des Urtheils von der Anklage ergiebt fich aus der Vergleichung beider und 
it in den Gründen zu rechtfertigen, aber nicht im Spruch ſelbſt hervorzuheben; das 
gilt gleichmäßig von dem Falle der Aenderung der Qualifilation, von demjenigen, 
wo fich die Anklage nur theilweije bewährte und jelbjt von dem, wo die Anklage 
eine ideale Konkurrenz annahm, das Urtheil aber eine der beiden Qualifilationen 
ablehnt. An den Spruch, der den Angeklagten für jchuldig erklärt, jchließt ſich 
dann die daraus fich ergebende praftifche Folgerung: die Verhängung der Strafe und 
der Ausſpruch über die Koſten des Strafverfahrens; nach Defterr. Recht (über dieſe 
Partien des Strafurtheils j. $ 260 3. 3 u. 5) fommt noch die Entjcheidung über 
die privatrechtlichen Anfprüche Hinzu. — Die Schuldigerflärung des Angeklagten tjt 
aber nicht blog die Begründung der eben angeführten Beltimmungen des U., 
fondern deflen Sauptinhalt. 
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Im freifprehenden Erkenntniß Hat der Spruch nur die Ablehnung der 
Anklage zu enthalten; e8 jteht dem Schuldipruch Hier nicht eine negative Deklara— 
tion gegenüber; erjt in den Gründen ift auszufprechen, „ob der Angeklagte für nicht 
überführt oder ob und aus welchen Gründen die für eriwielen angenommene That 
für nicht jtrafbar erachtet worden iſt“ (Deutjche StrafPD. $ 266). Dieſe Formu— 
lirung iſt jehr weit, und jchließt auch alle Fälle ein, wo das Gericht die That 
nicht für jtrafbar erachtet, weil die Strafverfolgung ausgefchloffen ift. Daß fie. die 
Nothwendigkeit auferlege, fich auch in dem Fall über die Wahrheit der dem Ans 
geflagten zur Laſt gelegten IThatjachen auszusprechen, wenn der Grund der Frei— 
iprechung ebenjowol bejtünde, ſie jeien nun wahr oder nicht, darf wol bezweifelt 
werden (f. oben). In Dejterreich ergiebt fich das Gegentheil aus der Analogie 
der für das Echwurgerichtsverfahren geltenden Beitimmung ($ 317), nach welcher 
aus progefjualen Gründen und wegen Verjährung der Schwurgericht&hof allein frei- 
iprechen fann, ohne daß die Gefchworenen in den Fall fommen, über die Schuld- 
frage zu fprechen (vgl. übrigens d. Art. Entjcheidungsgründe). 

VI Die Verfündung des 1. hat im mündlichen Strafverfahren eine 
doppelte Bedeutung: Benachrichtigung der Parteien von der Entjcheidung über ihre 
Sache und Abichluß der, der Regel nach öffentlichen, Hauptverhandlung durch öffent- 
liche Verfündigung ihres Ergebniffes. Allerdings erlangt das U. Unwiderruflichkeit 
ichon in dem Nugenblid, wo die Abjtimmung beendet ift. (Anderer Meinung 
v. Schwarze, welcher jagt: „Bevor das U. verfündet ift, it e8 nur ein Entwurf 
und eine Abänderung defjelben jedenfalls zuläffig.“ Nach Defterr. Recht, $ 171 der 
Gerichtöinjtruftion vom 3. Mai 1853, „ift jeder Stimmführer nur im Yaufe der- 
jelben Sitzung befugt“ von der „bereits abgegebenen Meinung zurückzutreten“, 
„daher nach Beendigung der Sitzung der Beichluß nicht mehr geändert werden 
darf"). Jedenfalls aber fordert die Wichtigkeit der Sache, daß jede Möglichkeit 
nachträglicher Menderung auögejchloffen werde. Zu diefem Zweck verlangen die Ge- 
jege eine zweifache Bürgichaft: die mündliche Verkündigung und die Niederjchriit des 
U. Die Deutjche StrafPO. Hat dem Gegenjtande eine bejondere Aufmerkſamkeit zu= 
gewendet. Der regelmäßige Vorgang ift der, daß unmittelbar nach Schluß der 
Verhandlung die Beratdung und Abjtimmung des Gerichtes jtattfindet und die Ver— 
fündung des U. fich jogleich anfchließt. Auch in diefem Falle muß die „U.jormel“ 
verlejen, alfo vorher niedergejchrieben werden (über die Beiziehung eines 
Schriftführers bei der Berathung jpricht fich das Deutiche Geſetz nicht aus; fie iſt 
jedenfalls nicht geboten, man neigt aber zu der Anficht, daß fie nicht ausgeſchloſſen 
jet) ; die U.gründe find in folchem Falle nur zu „eröffnen“. Die lebtere Thatjache 
muß im Protokolle der Hauptverhandlung, in welches die U.rormel aufzunehmen ift, 
fonftatirt jein. Es ift auch zuläffig, das U. feinem vollen Inhalte nach ins Pro— 
tofoll aufzunehmen; ijt dies nicht gefchehen, jo ift das U. mit den Gründen binnen 
drei Tagen nach der Verkündung zu den Alten zu bringen und von den Richtern, 
welche zu der Entjcheidung mitgewirkt Haben, zu unterjchreiben (SS 267, 273, 275). 
Immerhin bringen diefe Beitimmungen mit fich, daß drei Aufzeichnungen über das 
U. vorhanden jein müjfen: jene Aufzeichnung der U.formel, welche der Verkündigung - 
des U. vorangehen muß — das Protokoll in dem die Verkündung beurkfundenden 
Theile — die im $ 275 verlangte Niederichriitt.. Da die mündliche Verkündung 
zum Weſen der Sache gehört, ſo gilt, wenn dieſe Aufzeichnungen nicht überein- 
ſtimmen, das mündlich Verkündete; was aber mündlich verfündet jei, darüber macht 
bis zum Nachweis einer darin enthaltenen Unrichtigfeit das Protokoll Beweis. 

Es iſt dem Gericht geftattet, die Berathung und Verkündung des U. auf längs 
itens eine Woche auszuſetzen; in diefem Falle müfjen auch die Urtheilagründe fchrift- 
lich sejtgeftellt (v. Schwarze meint, im Gegenjag zu Anderen, auch verlejen) 
werden ($ 267); im Uebrigen gilt das oben Gefagte. Die förmliche Ausfertigung 
fann auch in diefem Falle der Verfündung in der Hauptverhandlung nachfolgen. 
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Die Verkündung des U. erfolgt ſtets (jelbit wo die Verhandlung bei aus: 
geichloffener Deffentlichkeit geführt wird) öffentlich. Sie ift ein Theil der Haupt— 
verhandlung und daher an die Anwejenheit aller Richter, des Protofollführers und 
Staatsanwaltes gebunden; auch dem Angeklagten und deſſen Vertheidiger muß die 
Anmejenheit ermöglicht werden, der verhaftete Angeklagte ijt zu derjelben vorzu— 
rühren. Regel ift, dak die Verkündung in der Hauptverhandlung für Alle gilt. 
Hat jedoch die Verfündung des U. in Abwejenheit des Angeklagten ftattgefunden, jo 
beginnt für dieſen die Friſt, welche jonft von der Verkündung des U. Läuft, „mit 
der Zuftellung“ der Abjchrift des U. (S 355 Abi. 2 der StrafPO.). (Eine Spezial: 
beitimmung über Mittheilung des U. an den gejeßlichen Vertreter des zur Unter: 
bringung in eine Erziehungs- oder Beſſerungsanſtalt Vernrtheilten enthält S 268 
der Deutichen Straf OD.) 

Die Beitimmungen der Defterr. StrafPD. find in mehriacher Hinſicht ab— 
weichend :* Zunächit ift der Beratung des Gerichtes ein Schriftführer beizuziehen 
und über diejelbe ein abgejondertes “Protofoll aufzunehmen (StrafPD. SS 23 
und 272 und S 162 der Injtruftion für die Straigerichte vom 16. Juni 1854). 
„Unmittelbar nad dem Beichluß des Gerichtes .. .. it das U. jammt den 
wejentlichen Gründen deflelben unter Vorleſung der angewendeten Gejeßesjtellen 
zu verkünden“ ($ 268). „Jedes U. muß binnen drei Tagen vom Tage der Ber: 
fündung schriftlich ausgeiertigt und von dem Vorſitzenden jowie von dem Schrift: 
führer unterschrieben werden* (StrafPO. $ 270, welcher in jeinem weiteren Ber: 
laufe den Inhalt der „U.ausfertigung“ vorjchreibt). „Dat ſich der Angellagte zur 
N.verfündigung nicht eingefunden, jo fann der Vorſitzende ihn zu diefem Behufe 
vorführen laifen oder anordnen, daß ihm das U. entweder durch einen hierzu ab- 
geordneten Richter mündlich eröffnet oder ihm eine Abfchrift zugeftellt werde” ($ 269). 
Giner der beiden leßterrwähnten Vorgänge hat einzutreten, wenn der Angeklagte wäh 
rend der Hauptverhandlung erkrankt ift und zugeitimmt hat, daß jene ohne jeine 
Anweſenheit jortgejeßt werde (S 275). Wird er wegen Störung der Ordnung aus der 
Sitzung entiernt, jo wird ihm das U. durch ein Mitglied des Gerichtes in Gegen- 
wart des Schriftrührers verfündet (S 234). 


Gigb. u. Lit.: Deutfche EtrafPD. 38 254, 263—270, 275. — Defterr. Straf PO. 
88 257—263, 266—270. — Die beim Art. Ablehnung der Geihworenen — nach 
Paragraphen gereihten Kommentare zu beiden Geſetzen. — Fuchs in v. Holkendorff’ä 
Handbuh 11. ©. 84 fi. — v. Bar, Syſtematik des Deutſchen Strafprozeßrechtes (Berlin 
1378), ©. 80-83. — Dochow, Der Reichäftrafprogeh (3. Aufl. Berl. 1880), ©. 232 fi. — 
Meves, Das Strafverfahren nad der Deutichen StrafPD. (2. Aufl. 1880. — Geyer, 
I des gemeinen Deutſchen Strafprozeßrechts (1881), SS 213 ff. — E.Ullmann, Dai 
Defterr. Strafprozeßrecht (Innabrud 1879), ©. 550 fi. — Rulf, Die Prarie des Defter: 
reichiichen StrafPrz. (Wien 1878), ©. 69-80. — Rofenblatt in ber Allgem. Deiterr. 
Ger.Ztg. 1851 Nr. 10 u. 11. — Heinze, Straiprogefinale Erörterungen ar 1875), 
©. 105 ff. — Mittermaier, Das Deutſche Strafverf. (Heidelb. 1846), II. ©. 519 fi. — 
Zahariä, Grundlinien des gemeinen Deutichen Kriminalprozeſſes (Gött. 1837), ©. 257—262, 
270, 271; Derielbe, Handbuch des Deutihen Strafprozeiles (Gött. 1868), 1I. ©. 459 fi, 
508-527, 560 ff. — Pland, „Syitemat. Daritellung des Deutſchen Strafverf. (Gött. 1857), 
©. 468—472. — Ortolan, Elements de droit p@nal (2 éd. Par. 1854) nr. 1369—1871. — 
Trebutien, Cours de droit crim. (Par, 1854) II. p. 492-497. — Helie, Traite de 
l’Instr. erim. (1. &d.) Vol. VII. p. 450 ss; Derielbe, Pratique criminelle (Par. 1877) p. 
104 ss., 177 ss., 241ss. —- Pessina, Elem. di proc. penale (ed. Mandalari, Napoli 1876) 
p. 178—180. — Carrara, Programma, Parte generale Vol. II. (5. ed. Lucca 1877), 
ss 1000—1027. — Walther, Lehrbuch des Bayerilchen — (Münden 1859), 
gs 321 ff, 390 ff. — v. Würth, Defterr. StrafPO. von 1850, ©. 469 ff. — v. Hye— 
Glunel, Die leitenden Grundſätze der Deft. Straf PD. von 1853, (Wien 1854) ©. 312 fi. — 
Rulf, Oefterr. StrafPD. v. 1853, II. ©. 140 ff. — Oppenhoff, Die Preuß. Geſetze über 
dad Verfahren in Strafiadhen (Berlin 1860), ©. 160, 197. — Löwe, Ber Preuß. Straf: 
prozeh (Breslau 1861), ©. 341 ff. — v. Schwarze, Kommentar zur fal. Sächſ. Straf PO. 
v. 1855 (Xeipzig 1855), II. S. 97—115. — (Vergl. übrigens die Art.: Abftimmung, Ent: 
Iheidungsgründe, Anktlagebejferung)— Heber das Verhältnik des Urtheils 
zur Anklage (außer den oben und bei dem Art. Frageftellung angeführlen Schriften): 
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Ausführliche er er 2 an Handbuch, II. 508 fi; — Schwarze, 
Komment. zur StrafPO. v II. 99; Derſelbe in Schletter's u. IV. 30 Y: 
Derjelbe, Kommentar 3. —* StrafPO,, ©. 422. Außerdem vd. Schwarze im —2 — 
I Rriminaltedit, 1853 S. 37—56. — Rüttimann in der Zeitichr. für Schweiz. Recht, XL. 
5 ff. — Planda. a. O. = 317 ff. — Materialien zu ber Preuß. Verordnung vd. 

5 — 1848 (Berlin 1852), ©. 88, 89, 418 ff. — H. Meyer, That: und Rechtäfrage, 
(Berl, on 182 ff.; Derjelbe, Mitwirt. N Parteien im Strafpro — (Erl. ch 
> 48 ff. — MWahlberg, Kritik d. Ent. d. Deutichen StrafPD., (Wien 1873) ©. 44 ff. — 
Bar, Recht und Beweis (Hamb. 1865), ©. 125 ff. — Stelling, Ueber Un klagebeffe ung, 
(Sitt. 1866). — Hajenbalg, Zur StrafPO. (Hannover 1854), ©. 67, 86, 13 ff. — 
Ueber die Aenderung ber Ant age: Goltdammer’3 Ard. X. ©. 238—251. — leber bie 
ne des ee ber Anklage: v. —— s8 ag ei IX. 


— Glajer im Gerichtäfaal, 1871, ©. 1 ff; Derjelb eſammelte kleine 
ur 11. 172 ff.; Derjelbe, Anklage... im Entliiden —— — 
laſer 


Urtheilsberichtigung. Bei der U. iſt zu unterſcheiden: a) zwiſchen Schreib: 
Tehlern, Rechnungsfehlern und ähnlichen Unrichtigleiten, welche fich jogleich äußerlich 
als unzweifelhafte Verjehen fennzeichnen und b) anderen Unrichtigfeiten, Auslaffungen, 
Duntelheiten und Widerfprüchen. Die erſteren können, gleichviel in welchem der 
verschiedenen Bejtandtheile des Urtheils fie fich finden, jederzeit auf Antrag oder auch von 
Amtswegen jeitens des Gerichtes durch einen Beichluß, welcher ohne vorgängige 
mündliche Verhandlung gefaßt werden darf, berichtigt twerden. Der Beichluß, 
welcher eine Berichtigung ausfpricht, it auf dem Urtheile und den Ausfertigungen 
deflelben zu vermerken. Nur gegen einen Beſchluß, welcher eine Berichtigung an— 
ordnet, findet das Nechtsmittel der jofortigen Bejchwerde ftatt, gegen denjenigen aber, 
welcher eine beantragte Berichtigung zurückweiſt, ift jedes Rechtsmittel ausgejchloifen. 
In dem unter b) erwähnten Falle ift eine Berichtigung allein ftatthaft, wenn die 
Unrichtigfeiten in dem Thatbejtande des Urtheils enthalten find, und zwar des— 
halb, weil diefer rüdjichtlich des mündlichen Parteivorbringens Beweis Liefert und 
der leßtere nur durch das Situngsprotofoll entkräftet werden fann. Die Berichtigung 
fann ferner nur auf Antrag in einem bejonderen Verfahren erfolgen. Der Antrag 
ift in einem Schriftfaß, welcher zugleich die Ladung des Gegners zur mündlichen 
Verhandlung enthalten muß, zu erheben und demjelben binnen einer einwöchentlichen 
Friſt, angerechnet von dem Tage des Aushangs des Verzeichniſſes, in welches das 
Urteil eingetragen ift (f. d. Art. Urtheilsverfündigung), zuzuftellen. Das Ge: 
richt hat über den Antrag lediglich auf Grund der mündlichen Verhandlung unter 
Ausschluß jeder Beweisaufnahme zu entjcheiden. Dabei dürfen nur diejenigen Richter, 
welche das frühere Urtheil gefällt haben, mitwirken, jo daß alſo auch blos ein 
Richter in die Lage fommen kann, über den Antrag zu befinden, und bei einem 
amtägerichtlichen Urtheil die Möglichkeit der Berichtigung ganz wegfallen fann. 
Der in Betreff des Antrages ergangene Beichluß iſt unanfechtbar. Spricht er eine 
Berichtigung aus, fo wird er auf dem Urtheil und den Ausfertigungen defjelben 
vermerkt. Gine folche Berichtigung des Thatbeftandes hat niemals eine Aenderung 
des übrigen Iheiles des Urtheils zur Folge. Entſteht dadurch eine Disharmonie 
zwifchen dem berichtigten Thatbeſtande und der Urtheilsformel nebſt den Ent— 
Icheidungsgründen, jo kann diefe nur durch ein Nechtsmittel, falls dieſes nach den 
allgemeinen Regeln zuläffig ift, befeitigt werden. Bei Unrichtigfeiten der bezeich- 
neten Art in anderen Theilen des Urtheils, insbeſondere in der Urtheilsformel, zu deren 
Beſeitigung im früheren Gemeinen Recht eine ſogenannte Deklaratoria des Urtheils nach— 
geſucht werden konnte, iſt eine Berichtigung von der CPO. nicht Zugelaffen, eine 
folche kann nach derfelben vielmehr nur durch Ginlegung eines zuläffigen Rechts: 
mittels gegen das Urtheil herbeigeführt werden, auch ift es möglich, durch Einwendungen 
im Zwangsvollitrefungsverfahren eine gerichtliche Enticheidung über die Bedeutung 
eined mit derartigen Mängeln behafteten Urtheils herbeizuführen. 


Quellen: Deutſche CPO. SS 290—292. P. Hinſchius. 
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Urtheilsverfüindigung. Das Urtheil ift entweder in dem Termine, in welchem die 
mündliche Verhandlung abgejchloffen wird, oder in einem jpäteren Termine, welcher fofort 
und zwar nicht über eine Woche hinaus anzuberaumen it, zu verfünden. Die VBerfündung 
erfolgt durch den Vorfigenden und es ift dabei die Anweſenheit der Richter, welche das Ur— 
theil beichloffen haben, nicht nothiwendig. Sie geichieht durch VBerlefung der Urtheilsformel 
(ſ. d. Art. Urteil), welche alſo vorher jchriftlich abzufaflen ift. Nur Verſäumniß— 
urtheile können auch ohne eine jolche vorherige jchriftliche Abtaffung verfündet werden. 
Die Entjcheidungsgründe brauchen nicht mit verfündet zu werden. Wird es für 
angemefjen erachtet, jo kann dies durch ihre Berlefung oder auch durch mündliche 
Mittheilung ihres wejentlichen Inhaltes geichehen. Die Anwejenheit der Parteien 
bei der Verkündung ift nicht nothwendig. Mit der Verfündung gewinnt das Urtheil 
nach außen Hin, alfo namentlich für die Parteien, feine Exiſtenz und Wirkſamkeit. 
Giner Zustellung defielben an den Gegner bedarf es nicht, um davon Gebrauch machen zu 
fönnen. Ausnahmsweiſe ift diefe aber erforderlich, damit die Nothitijten für die 
Rechtsmittel und den Einſpruch zu laufen beginnen, jowie die Zwangsvollitrefung 
und eine Ergänzung und Berichtigung des Urtheil® eriolgen fann. Die zu dieſem 
Behufe erforderlichen Ausfertigungen, ebenfo wie Auszüge und Abichriften des Urtheils 
dürfen erſt von dem Gerichtäjchreiber ertheilt werden, wenn das Urtheil verfündet und 
von den Richtern unterichrieben worden ift. Um dies den Parteien fund zu thun, 
hat der Gerichtäfchreiber die verfündeten und unterjchriebenen Urtheile in ein Ver— 
zeichniß zu bringen, und diejes ift an beftimmten, von dem BVBorfigenden im Voraus 
teftzufegenden Wochentagen mindeftens für die Dauer einer Woche auszuhängen. 


Quellen: Deutfhe CPO. SS 127, 281—283, 287, 238, 304, 477, 514, 540, 292, 671. 
P. Hinſchius. 


Uſance (handelsrechtlich). Das Wort „U.“ (Handelsgewohnheit, Handelsgebrauch) 
hat innerhalb der Terminologie des H.R. verſchiedene Funktionen. 1) U.— Handels— 
gewohnheitsrecht. Für daflelbe gelten diefelben Prinzipien, wie für das Gewohn= 
heitsrecht überhaupt. Seine Erforderniffe richten fich, wo Gemeines Recht anzuwenden 
it, nach diefem; ſonſt nad Partikularreht. In feinen Wirkungen gilt es ala 
Rechtsnorm gleich dem Geſetze; nur ift es infoweit beichränftt, ala es den Vor— 
ichriften des HGB. (nicht der übrigen Neichshandelsgejege) nicht zu derogiren ver— 
mag, während e8 andererfeit3 dem bürgerlichen Recht unbedingt vorgeht (Art. 1 
des HGB.). Nur bei den zur Gnticheidung der Konjuln oder Konfulargerichte 
gelangenden Handelsfachen gilt e8 als prinzipale Rechtäquelle vor dem HGB. (RGeſ. 
vom 10. Juli 1879 $ 3). Da es objeftives Recht ift, begründet jeine Verlegung, 
fofern die übrigen Vorausſetzungen vorliegen, die Revifion nach $ 541 ff. der CPO. 
Auch liegt demjenigen, welcher fich im Prozeß auf Handelsgewohnheitsrecht beruft, 
der Beweis nur dann ob, wenn der betreffende Rechtsſatz dem Gericht unbekannt ift 
($ 265 der CPO.). 

2) U. = Verkehrsſitte (Goldſchmidt), d. 5. jede im Handel thatjächlich 
übliche Geichäftäweife, welche nicht Handelsgermohnheitärecht ift. Sie ift nicht objektives 
Recht, jondern dient bald zur Interpretation von Willenserflärungen (Handlungen und 
Unterlaffungen), welche dem Handelsverkehr angehören, bald ergänzt fie diefelben als 
tacita lex contractus (Art. 279 des HGB.). Vorausfeßung ihrer Anwendbarkeit im 
konkreten Fall ift daher die Kenntniß der Kontrahenten von dem Gejchäftsgebraud 
oder die Abficht, fich auch dem unbelannten Gejchäitsgebrauch zu unterwerfen. Ihre 
rechtliche Wirkjamfeit ift davon abhängig, daß fie nicht einem zwingenden Rechtsja 
widerspricht, mithin auch nicht gegen Treu und Glauben verjtößt. Wenn 3. B. jogar 
in einem Kommentar zum HGB. Art. 372 als angebliche Handelägewohnheit regijtrirt 
wird, daß der Kommiſſionär nicht jelten den geitellten Preis ohne Rüdficht auf feinen 
Ginfauf berechnet, fo darf ein folcher Mißbrauch nicht berüdfichtigt werden. Dispo— 
jitiven Rechtsfägen gegenüber, mögen diejelben handels- oder civilrechtlichen Inhalts 
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jein, ift die Verfehräfitte, der fich die Kontrahenten ausdrüdlich oder ftillichweigend 
unterworfen haben, maßgebend ; fie tritt derartigen Rechtsſätzen jogar oft bewußt 
entgegen. Der Inhalt des Geſchäftsgebrauchs ijt, joweit von defjen Anwendbarkeit 
auf einen konkreten Fall die Entjtehung, der Untergang oder die Veränderung eines 
Rechts abhängig ift, juriftiiche Thatſache; Beweislaſt und Beweismittel bezüglich 
deflelben richten fich demgemäß nach den allgemeinen für thatjächliche Behauptungen 
geltenden Grundiägen. 

3) Als U. bezeichnen ſich auch vielfach gewiſſe Feſtſetzungen von Börjen- 
vereinen und anderen kaufmänniſchen KHorporationen, welde all- 
gemeine Bertragävereinbarungen oder Normativbeitimmungen enthalten, aber nicht 
beitehende Gebräuche firiren, fondern neue, für zwedmäßig erachtete Beitimmungen 
als „U. einführen. Sie gelten nach Gejchäitsgebrauch gleichfalls für die durch die— 
jelben betroffenen Handelsgeſchäfte als Auslegungsmittel und naturalia negotii, fin= 
den aber nicht wegen ihrer thatfächlichen Uebung, jondern wegen ihrer Normirung 
und Publikation durch die dazu befugten Organe des Handelsſtandes Anwendung. 


Im HGB. fommt das Wort „U.“ nicht vor. Auf U. im Sinne von Han— 
delagewohndeitsrecht verweift Art. 1, 349 Abi. + (Handelögebräuche), 57, 61 Abi. 
2, 82 Abſ. 1 und 3, 83 (Ortögebraud); auf U. im Sinne von Verkehrsfitte Art. 
279 (Handelsgebräuche); 326, 327, 334, 342 Abf. 3, 352, 369 Abſ. 2, 370 
Abi. 1 (Handelsgebrauch), 481 (Seemannsbrauch), 80, 285, 339, 351, 352, 394 
(Ortögebrauch, ortögebräuchlich), 70, 561, 578, 593, 595, 605, 899 (ortsüblich), 
47, 50, 332, 376, 383, 385, 460 (gewöhnlich) u. a. m. 

Die Beitimmung des $ 118 de GBG., daß über das Bejtehen von Handels— 
gebräuchen die Kammer für Handelsjachen auf Grund eigener Sachkunde und Wiſſen— 
ſchaft enticheiden kann, bezieht fich jorwol auf das Gandelsgewohnheitsrecht wie auf 
die Verkehrsſitte. Der civilprozeifualiiche Beweis über beide Arten der U. wird 
meijt durch Auskunft der Repräjentanten des Handelsjtandes (Parere) erbracht, deren 
unbeeidigtes generelles Zeugniß nach der Gerichtspraris die jpezielle Darlegung ein- 
zelner Uebungsfälle nicht erfordert (vgl. jetzt $ 259 der CPO.). 


Lit: Golbihmibt, Handbuch b. — 2. Aufl. 88 35, 36. — ann ——* 
6. Aufl., 88 Kg — Endemann, HR., 3. Aufl., 8 65 Derjelbe, Handbud, I. $ 10. — 

Serend, Lehrb. d. H.R., LS 18. — Saband in der Feitierit für das gel. — XVII. 
. 466 ff.; welentlich anderer teinung: vd. Gerber in deſſen gefammelten juritilden er 

ganbtunge, 1871, ©. 427 ff. — Kompe in — Zeitſchr. für das geſammte H.R., 

44 ff. — Greigenad eod. IV. Beilageheit, © 3. — Keyßner in Gru ot8 Bei 
trägen, XII. 579 ff. — Die Stommentare von ab — uchelt, . u. dv. Völdern— 
borif, ee en . und 279 HGB. — Entich, d . ROHG. I ©. 76 11 I 6©. 77; 
III. ©. 3; ©. 78, 368 ff., 401; ns e.1ff;; vi. ©. 256; XI. S. 243, 
108 f-; ment 938 #.; XII. ©. 294, 367 ff, 435; XV. ©. 94 ff; ! 
, 215; XVIL &. 368 ff.; xall. S 146; XxII. ©. 79 ff; XXIV. ©. 196 ff., 380 ff.: 
SKY. . 200. — Nürnberger Prot. S. 10—18, 407, 884 ff., 1307. 

Simon. 


Usus, das Gebrauchsrecht, ift ein ususfructus ohne fructus, d. h. ein Recht 
auf den bejtimmungsmäßigen Gebrauch einer fremden Sache ohne die Befugniß, die 
Sache zur Fruchterzeugung zu benüßen. Wenn nun dennoch die Quellen in ges 
wiffen Fällen, 3.8. beim U, an einem Wohnhaus (fr. 2 $ 1 bis fr. 8 D. 7, 8; 
8 21. 2, 5), an einem Landgut (fr. 10 $ 4 bis fr. 12 $ 1; fr. 15 pr. ib.), an 
einer Herde (fr. 12 $ 2 ib.), an einem Waldarundjtüd (fr. 22 pr. ib.) über die 
angegebene Grenze hinausgehen und dennoch eine Fyruchtziehung gejtatten, wie Ver: 
miethung des Wohnhaujes, Genuß der Erzeugniffe des Landgutes, Entnahme von 
Dünger und modicum lac bei der Herde, Verſehen des Hausbedarfs mit Holz beim 
U. silvae, ja wenn der U. an verbrauchbaren Sachen vom ususfructus dem Inhalt 
nach gar nicht unterichieden wird (fr. 5 $ 2 D. 7, 5), dann mag bie Grenze 
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zwiſchen U. und ususfructus zu verichwinden und die Selbitändigfeit des U. in 
Trage geitellt jcheinen. In der That ift die Scheidung von U. und ususfructus 
eines der Probleme der Rechtswillenichait. Bis auf Thibaut hielt man den TU. 
für einen mur in feinem Maße, nämlich auf die Nothdurft des Berechtigten be— 
ſchränkten Nießbrauch; jeitdem ift die am meijten vertheidigte Definition des U. die 
oben Gingangs gegebene, und man erklärt die erwähnten Weiterungen der Quellen 
für Ausnahmen, welche fich durch die nachgiebige Interpretation legtwilliger Ver: 
fügungen rechtiertigten (Arndts, Seufiert, Windjcheid). Die letztere An— 
ficht fieht aljo von einem fejtitehenden Begriffe des U. ab und läßt es auf den ein- 
zelnen Fall, d. h. auf den Sinn des Begründungsaftes ankommen. Puchta jah 
das Gharakterijtiiche des U. in dem Mangel des Rechts, die Ausübung einem An- 
deren zu überlaffen, und in der Beichränktung auf die Bedürfniffe des Berechtigten 
(Initit. $ 252, i fi, $ 255, b ff.; Pand. 8 180, b), Behmann darin, daß 
der Ujuar bezüglich der Früchte nur ein Recht auf Konfumtion, nicht, wie der Nieß— 
braucher, auf Eigenthumserwerb durch Perzeption habe, und? Scheur! iſt Bed- 
mann in diefer Hinficht beigetreten (Krit. Vierteljahrsjchr. III. 298—309). Bon 
diefen Erklärungen allen hat eigentlich feine etwas recht Befriedigendes; der Verſuch 
einer neuen Diftinktion Tieße fich vielleicht von dem Gefichtäpunft aus machen, das 
beim Nießbrauch die Abficht des Berechtigten fi auf möglichite Ausnußung der 
Fruchtbarfeit des Objekts richten darf und richten wird, während der Uſuar einer: 
jeits nicht neue Früchte erzielen darf, andererfeits von Früchten nur das nehmen 
darf, was nicht jchon ein Anderer gemäß der wirthichaftlichen Beitimmung der Sache 
oder in Folge beionders begründeter Rechte in Anjpruch nimmt. Bemerkenswerth 
iſt dabei, daß die Römer fich den U. ala einen unentbehrlichen Bejtandtheil des 
Truchtziehungsrechts vorftellten, jo daß fie zwar einen U. sine fructu, aber 
feinen fructus sine usu für regelmäßig zuläffig hielten (darüber j. v. Vangerow 
a. a. O.). 

Der U. wird von den Römern als ein höchitperiönliches Recht auigeraßt, daher 
fann der Uſuar den Gebrauch nicht, wie der Uſufruktuar, einem Anderen überlaflen 
(s$ 1—3 I, 2, 5; fr. 8 pr., fr. 12 $6 D. 7, 8; fr. 10 $1D. 10, 3) abgefehen 
von einem theilweife erfolgenden Gebrauch, joweit der Uſuar die Sache nicht jelbit 
benügen fann (fr. 4 pr. ib.). Außerdem führt man als eine Bejonderheit des U. 
an, daß er untheilbar jei (fr. 19 D. 7, 8; j. aber fr. 14 $ 2 D. 7, 8, Wind: 
ſcheid, $ 207, 12); diefer Mangel einer Eigenjchaft macht daher 3. B. beim com- 
muni dividundo judicium (fr. 10 $ 1 cit.) bejondere Manipulation nöthig. Am 
Uebrigen aber fteht der U. in rechtlicher Behandlung dem Nießbrauch gleich, was 
in den Quellen bezüglich der Begründungs: und GEndigungsarten (pr. I. 2, 5) — 
obwol die Quellen faſt überall nur den legtwillig begründeten U. im Auge haben — 
bezüglich der Kautionspflicht (fr. 5 $ 1, fr. 11 D. 7, 9), bezüglich der Berech— 
tigungen des Gigenthümers (fr. 15 $ 1 D. 7, 8) und der Verpflichtung des Uſuars 
zur Tragung der Laſten bejonders ausgeiprochen ift, nur daß die letztere Verpflich- 
tung, da der Uſuar den Nuten des Objekts nur theilweife hat, auch blos eine ver: 
hältnigmäßige ift (fr. 18 D. 7 8; dazu Elvers, Die Römiſche Servitutenlehre 
$ 23; Brinz, Notamina ad usumfr., 15—21). 

Gegenftand des U. kann Alles jein, was auch Objekt des ususfructus jein fann; 
man unterjcheidet den U. an verbrauchbaren Sachen nicht ala eine bejondere Art des 
U., etwa als Quasi-U. Für eine Gigenthümlichkeit ift der U. in den Fällen an- 
gejchen worden, in welchen fich jein Inhalt mit dem einer Prädialjervitut deckt, 
3. B. der U. eines Grundftüds zu Weidezweden (fr. 4 D. 8, 3), der U. aquae 
(fr. 37 ib., fr. 14 $ 3 D. 34, 1), das Durchgangärecht (fr. 6 D. 33, 3), wenn 
dieje Rechte als Perjonaljervituten verliehen werden; man nahm bier jog. irreguläre 
Realfervituten an, indeffen mit Unrecht, denn es kann für den Begriff der Perfonal- 
jervitut bei der Mannigialtigkeit der Gebrauchsarten nicht darauf ankommen, welche 
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Ceite ded Gebrauchs zum Inhalt des Recht? gemacht it (Puchta, $ 180 d; 
Brinz, $ 195, 13 ff.; Windſcheid, $ 202, 2). 

Die heutige Anwendbarkeit des U., vielfach beiprochen und 3. B. von v. Sa- 
vigny (Dom Beruf unferer Zeit für Gejeßgebung, 100, 101) geleugnet, wird 
neuerdings doch ziemlich allgemein anerfannt (Arndts, $ 182, 4; Behmann, 
8 14); ala Anmwendungsfälle laſſen fich das Inſtitut der Dienftwohnungen, der 
„Winkelſitz“ der Austrägler auf dem Lande, der „Wittwenfig“ beim Adel, wol auch 
der Kirchenjtuhl anführen. Auch haben die modernen Gejehgebungen durchgehends 
den U. in dem gemeinrechtlichen Sinne rezipirt (Defterr. Allg. BEB. 88 504—8; 
Sächſ. BEB. 88 637, 639, 640, 642, 643; v. Roth, Bayer. Givilr., I. $ 160, 
7. 17; Zahariä-Pucdelt, Franz. Givilr., II. $ 232), und zwar entiprechend 
der Auffafiung der älteren Theorie, welche für das Wejentliche im U. die Beſchrän— 
fung des Gebrauch auf das Bedürfniß des Berechtigten hielt. Selbjt das auf die 
perfönliche Nothdurft „eingeſchränkte Nubungsrecht“ des Preußifchen Allg. ER. 
(Dernburg, Preuß. Privatr., I. $ 288, 4 ff.) ift nichts anderes, als der gemein- 
rechtliche U., wenn ihm das ER. auch feinen bejonderen Namen giebt. Die Un- 
übertragbarkeit des Gebrauchsrechts ift in allen diefen Landesrechten anerkannt, ebenfo 
finden fich gelegentlich (3. B. im Sächſ. BGB. $ 639 Hinfichtlich des U. aedium) 
befondere Interpretationen des Nechtsinhalts für einzelne Fälle, wie im Röm. Recht. 

Quellen: I. 2,5; D. 7,8 de usu et habitatione; D. 33,2 de usu — per legatum vel 
fideicommissum datis. 

Lit.: Thibaut, Verſuche, I. Nr. 3. — v. Scheurl, De usus et fructus diserimine, 
Erlang. 1846; Derfelbe, Zeitfchrift Er geichichtliche Kectsmiffenichaft, ae * ff. — 
Bebmann, Meber den Anhalt ber — des U., 1861. Lehrb. d. Pand.: 
Arnbt3, S 182; Böding IL, S 167; Brinz, 2. Aufl., $ 195; Göfhen, IT. S 297; 


Keller, 1. $ 175; Puchtä, $ 180; Seuffert, LS 171: v. Bangerow, ILS 348: 
Windiheid, I. $ 207. a. Merkel. 
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V. 


Vacarius, gewöhnlich Magister Vacarius genannt, war Lombarde von 
Geburt, gründete die Schule des Röm. Rechts in Oxford, hielt (1149—70) Vor— 
lefungen mit großem Zulauf. 

Er ſchrieb auf —* armer Scholaren das Werk in 9 Büchern: Liber ex universo 
enucleato jure exceptus et wi praesertim destinatus (1149). 

git.: v. Savigny, Ill. 476, 477, 488a; IV. 411—430. — Wenck, Magister Vacarius, 
Lips. 1820; Derjelbe, Opuscula acad., ed. Stieber, Lips. 1834, p. 453—494. — 
Gtölzel, "Die ir bon der operis novi nuntiatio und dem interdietum "quod vi aut clam, 
Gött. 1865; Derjelbe in ber Zeitichrift für Nechtägefchichte, VI. 234—68. — Gunder: 
mann, Richteramt und Advolatur in — Münden 1870, ©. 48. — Reeves, Hist. 
of the En lish law (ed. Finlason) 1869, vol. I, p. 104, 116. — Stubbs, Constitutional 
History o — Oxford 1880 (Library Edition), I. 556. — Rivier, Introd. historique, 
1881 p. 571 Zeihmann, 


Bacca, Siufeppe, & 6. VII. 1808 zu Neapel, wurde 1843 Rath am Appell 
Hofe, 1848 ins Juftizminifterium berufen, floh nad) Toskana, jpäter General: 
profurator am Kaflationshofe in Neapel, 1864 AYuftizminifter, in welcher Stellung 
er die wichtigen Relationen über die neuen Codici erjtattete, zum Senator ernannt, 
1 6. VII. 1876 zu Gapodimonte. 


git.: Necrologia in Giornale delle Leggi, anno 7 Nr. 34 (24 agosto 1876). — La 
Mantia, Storia della legislazione di Sicilia, Vol. II. (1874) 81 sg. _ Zeihmann. 
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Balett, Karl Julius Meno, 5 21. IX. 1787 zu Erlangen, ftudirte im 
Göttingen, wurde 1819 Doktor, habilitirte fich dajelbit, F 21. V. 1845. 

Schriften: Comment. ad Ulpiani fragm. tit. 17 $$ 9—17 seu de retentionibus ex 
dote factis, Gott. 1820. — Prattifh-theoret, AbH. aus dem Gebiete des Röm. Privatrechta, 
Gött. 1824. — Das Recht der nothivend. teftamentar. Berüdfihhtigung gewifler Verwandten 
—— er — — Gött. 1826. — Ausführl. Lehrb. des prakt. Pandektenrechts, 
eipz. ‚ 29. 

git.: Rivier, Introd. historique, 188 p. 628. TZeihmann. 


Balette, A., 5 1805 zu Salins, wurde 1833 prof. suppleant, 1837 prof. 
titulaire zu Paris, Mitglied der Academie des sciences morales et politiques, 
y 11. V. 1878. Gr leitete mit Duvergier die Revue Foelix und gab Proudhon 
trait& sur l’&tat des personnes, (3) 1848, heraus. 

Schriften: De l’effet de la chose jugee sur la qualité d’heritier, 1842. — De l’eflet 
ordinaire de l'inscription en matidre de privilöges sur les meubles, (2) 1843. — Rapport 
sur le duel, 1858. — Explication sommaire du livre I. du Code Napolöon et des lois 
accessoires, avec divers renvois au traitd sur l’&tat des personnes et sur le titre preli- 
minaire du Code civil de Proudhon, 1859. — Cours de code civil, 1872. — Heritier 
beneficiaire. Purge des hypotheques, 1875. — De la propriété et de la distinction des 
biens, par Herold et yon-Caen, 1879. — Melanges de droit de jurisprudence 
et de legislation, par F. Herold et Ch. Lyon-Caen 1879, 1880 (mit Notice sur la vie 
et les travaux). 

git.: Nouv. Revue hist. 1879 p. 391—393. — Revue generale 1878, p. 353. — Bulletin 
de la societe de legisl. comparde 1879, p. 7, 520. — Revue de droit international, 1879, 
p. 221; 1880 p. 679; 1881 p. 229. Zeihmann. 


Balin, Rene Joſué, 51695, wurde Advofat und Prokurator am Admiralis 
tätsgericht zu Ya Rochette, T 1765. 

Er jhrieb: Comm. sur l’ordonn. de la marine du mois d’aoüt (1681), 1760; par 
Be&cane 1829, 1840. — Traité des prises, 1763. 


git.: Cresp-Laurin, Cours de droit maritime, 1876 I. p. 17 note 22. — Calvo, 
3) 1. 49. — Revue de droit international X. 384, 386. — Hautefeuille, 411. — 
oldjhmidt, H.R., (2) I. 48. TZeihmann. 


Balla, Laurentius, 5 kurz vor 1400 zu Rom, lebte in Rom und Neapel, 
7 1457. Einer der thätigften Reftauratoren der alten Literatur. 

Gr ſchrieb: Elegantiae lat. ling. 1. VI. — Gebrauchte zuerft die Sententiae db. Paullus. 

git.: dv. Savigny, VI, 733. — Beitjchr. f. geſch. Rechtswiſſenſchaſt, J. 281. — Dante 
dal Re, I precursori di una nuova scuola, Roma 1878, p. 3—40. — 8. Balla, ein 
Vortrag v. Bahlen, Berl. 1870. Zeihmann. 


Valuta — Werth. Man verjteht darunter die Gegenleijtung bei entgelt- 
lichen Bermögenszuwendungen, mögen diefelben in der Begründung oder in der 
Lebertragung von (dinglichen oder Forderungs-) Rechten bejtehen. Der Begriff 
ift aber, was Forderungsrechte anlangt, nicht auf die jog. zweijeitigen (jynallag= 
matifchen) Verträge bejchräntt, fjondern umfaßt namentlich auch) das Gebiet der 
Realverträge. Ya derjelbe ift gerade hier von befonderer Bedeutung. Zum Wejen 
des Darlehnsvertrags (f. diefen Art.) gehört, daß die Valuta gegeben ji. Man 
fordert deshalb für den Schuldichein das Bekenntniß des GEmpfanges der 3. 
(vgl. 3. B. Preuß. Allg. ER. I 11 $ 730, Nr. 1) und verjagt demjelben in Er— 
mangelung eines folchen die rechtliche Wirkung (jog. cautio indiscreta). Der 
„Einwand“ der nicht erhaltenen V. (exc. non numeratae pecuniae) ijt eigentlich 
Ableugnung des Klagegrundes und heutzutage nur bei Öypothefenforderungen mit 
Rüdficht auf die publica fides des Grundbuch® dem dritten Erwerber gegenüber 
bejchränft. — Andererjeits wird derfelbe nach gemeinrechtlicher Praris (anders das 
Preuß. Recht) durch ein jüngeres Anerkenntnik ausgeichloffen. — Indeſſen hat das 
moderne Recht dem abjtraften (von dem Eriorderniß einer V. wie der materiellen 
causa überhaupt befreiten) Veriprechen in bedeutendem Umfange Geltung eingeräumt. 
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Zwar in dem Anerfennungsvertrage, wie in dem ſog. Abrechnungsgeichäfte tritt die 
., wenngleich in abgejchwächter Geftalt, noch deutlich hervor. Dagegen ift der 
Wechſel, wenigjtens nad Deutſchem (auch Englifchem und Nordamerikaniſchem) 
W. R. (anderd Code de comm. art. 110) auch ohne Valutenbetenntniß („Werth er- 
Halten“, „Werth in Rechnung“) vollfommen gültig, und das Gleiche gilt von dem 
E&hed, jowie von dem Inhaberpapier (f. diefen Art). Zum Weſen der 
Grundſchuld gehört geradezu, daß die Eintragungsbewilligung ohne Angabe 
eines Schuldgrundes, alfo auch ohne B.befenntniß erfolgt (Preuß. Gejeh 
vom 5. Mai 1872 $ 19 Nr. 1). — Dieje Ablöfung des in dem Papier verförperten 
nomen von den unterliegenden materiellen Beziehungen hängt mit der Beweglich— 
Leit deljelben eng zufammen. Auch bei der gewöhnlichen Gejfion freilich kommt 
es auf den entjernteren Grund (des pactum de cedendo) nur injofen an, als fich 
Daraus der in dem Geffionsakte erfcheinende Geffionswille ergiebt. Wiewol fich in 
der Rechtsſitte meiftens ein farblojes Bekenntniß des Empfangs der B. erhalten Hat, 
jo ift man heutzutage doch darüber ziemlich einig, daß ein jolches Bekenntniß, deffen 
Nothwendigfeit aus dem (für den Handelsverkehr befeitigten) Anaſtaſiſchen Geſetze 
abgeleitet zu werben pflegte, zur Gültigkeit der Ceſſion nicht erforderlich ift. Vollends 
unabhängig aber von den Beziehungen des Webertragenden zu dem neuen Erwerber 
ift die Wirkung des Uebertragungsaktes da, wo leßterer lediglich in dem Uebergang 
des Befites an dem Papier oder in einem auf das übergebene Papier gejetten 
Transportvermerk (Giro, Indoſſament) beiteht. Durch das Wechfelindofjament wird 
das Gläubigerrecht in der Perſon des Indoſſatars gewiffermaßen neu zur Entftehung 
gebracht, indem es alle Ginreden aus der Perfon des Indoffanten wie aus den 
durch das MUebertragungsgeichäit realifirten materiellen Beziehungen abjchneidet. 
Ebendeshalb find alle Angaben über dieje Beziehungen („Werth erhalten“ und 
dgl. m.) in dem Indoffamente entbehrlich. . Gerade in der Zuläffigkeit des Indoſſa— 
ments aber ift der MWechjel für andere Formen handelärechtlicher Verpflichtung vor— 
bildlich geworden, und Hand in Hand geht hiermit die Befeitigung des Waluten- 
befenntnifjes. Nach Art. 301 des Allg. Deutichen HGB. können Anweifungen 
und Berpilihtungsjcheine, welche von Kaufleuten über Xeiftungen von 
Geld oder einer Quantität vertretbarer Sächen oder Werthpapiere ausgejtellt find, 
ohne daß darin die Verpflichtung zur Leiftung von einer Gegenleijtung abhängig 
gemacht ijt, durch Indoſſament übertragen werden, wenn fie an Order lauten, und 
zur Gültigkeit der Urkunde oder des Indoffamentes ift nicht erforderlih, daß 
fie die Angabe des Verpflichtungsgrundes oder des Empfjangsbefenntnifies 
der ®. enthalten. Beides jteht in Wechjelwirkung; der letztere Sat iſt daher nicht 
(wie das ROHG. gegen dv. Hahn u. A. annimmt) auf dergleichen nicht an Order 
geitellte Urkunden auszudehnen. Bei der Anmweifung freilich ergiebt fich die Un— 
erheblichkeit des Walutenverhältnifjes gegenüber dem Aifignaten jchon aus ihrem 
Weſen als Einhebungsmandat. Jenes Verhältniß kommt nur zwifchen Affignanten 
und Affignatar meift erjt nach realifirter Anweifung in Betradht. In den Ber: 
pflichtungsfcheinen des Art. 301 findet fich dagegen eine wahre cautio indiscreta 
bzw. eine promissio don voller Wirkfamteit. Nicht blos die Beweiskraft, jondern 
die Gültigkeit der Urkunde, aljo die Forderung ift unabhängig von der Angabe 
eines Verpflichtungsgrundes oder dem Empfangsbekenntniß der V. Die Urkunde 
allein genügt daher zur prozeflualiichen Geltendmachung. Nur einredeweije 
können Mängel des unterliegenden Berhältniffes der Klage des erſten Inhabers 
entgegengejeßt werden (3. B. der Einwand der nicht erhaltenen B. auf Grund des 
von dem Beklagten darzulegenden und nachzuweiſenden B.verhältniffes). Dem dritten 
Inhaber gegenüber find dergleichen Einreden, ſoweit fie nicht aus deſſen Perfon oder 
„nach Maßgabe der Urkunde“ zu begründen find (j. HGB. Art. 303), überhaupt 
unzuläſſig. Wie jehr die Form hier von Bedeutung ift, zeigt auch das Eng— 
lifche Recht Die „good consideration“ (B., Gegenleiftung), von welcher jonjt die 
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bindende Kraft der Verträge abhängt, wird bei gezogenen Wechſeln promissory 
notes und einigen anderen Sandeläpapieren präjumirt. Unwiderleglich iüt 
diejelbe bei befiegelten Schuldverfchreibungen (deeds) und es bleibt nur die An- 
fechtung „for fraud* geftattet. Andererſeits muß bei „contracts in restraint of 
trade“ eine wirkliche causa nachgewiefen werden — Inländiſche Wechjel dürfen 
übrigens nur dann mangels Zahlung proteftirt werden, wenn fie die Angabe ent: 
halten, daß fie gegen Entgelt gezogen find (expressed to be for value received). — 
Unter V. verjteht man auch die Währung (ij. d. Art. Geld, Münzweſen) 
und fpricht demzufolge von Papier-V., filtiver oder imaginärer V., Banks oder 
Wechſel-V. Bon der Beichaffenheit der V. ift der Werth der in dem betreffenden 
Lande zahlbaren Forderungen abhängig. Die B. jpielt daher eine weſentliche Rolle 
bei der Höhe der Wechielfurie. Die Währung des Zahlungsorts ift die ion. 
feſte V., diejenige, in welcher der Preis der feiten VB. ausgedrüdt wird (d. h. des 
Plaßes, wo der Wechſelkurs notirt oder auf welchen gerechnet wird), die veränder: 
lihe V. Bei gleicher V. richtet fich der Wechjellurs nad) anderen Momenten 
(Berhältniß des Angebots zur Nachirage, Höhe des Diskonts). 
Lit: Windicheid, Pand., II. SS 330, 372. — Sintenis, Prakt. Gem. Eid. Redt, 
8. Aufl. II. ©. 261 ff. — v. Holzihuher, Theorie u raxis d. gem. Eiv.Recht, 3 Aufl, IL 
©. 136, 318 ff. — v. —* Komment. zum HGB. 2, ufl., IL S. 131 ff. —— 
v. volderndorff., = S. 121 — Gareis, IR, ©. 289, 454, 455, 
+ — Thöl, HR., 6. au. 8 213. — ndemann, DR., . Aufl. S. 402, 407, 457, 501, 
— R. Kod, Neber Berpfihtungkgrunb un - Balutenbeiennini nad HR., in Golt: 
amibte 1 Zeitſchr für das gej 8: ff.; — Zur Lehre von der 
causa obl. nach Preuß. Recht, in rudot’ — Bett, X. ©. 230 f.; Derjelbe, Anır 
fennungävertrag und cautio indiscreta, in Behrend’& Zeitſchrijt für Geſetzgebung ꝛc, . 
. 284 fi. — ARE Preuß. Privatrecht, II. $ 15. Förſter, Preuß. Privatreh 
I. €. 609, 638, 658, 664; II. ©. 126, 483; III. ©. 398. Ee, be ROHG. vl € 
204; vii. 431; XII ©. "211; XIII. ©. 75. — Golbigmibt, Handbuch des H.R., J. 
©. 1109 ff., 1177 ff. — Best, A treat. on the princ. of evidence, 4. ed. (1866) p- 902 ss, 
420, 539. — Smith, Merc. law, 9. ed. (Dowdeswill) 1177 p. 268 ss. n.00 
< 00. 


Bangeromw, Karl Adolf von, & 5. VI. 1808 zu Schiffelbach bei ar 
burg, wurde 1830 Doktor, habilitirte ſich zu Oſtern deſſelben Jahres in Marburh, 
wo er 1833 zum außerordentlichen, 1837 zum ordentlichen Profeſſor ernannt wurde. 
Herbit 1840 folgte er einem Rufe nach Heidelberg an Thibaut's Stelle, wo ı, 
1842 zum Hofrath, 1846 zum Geheimen Hofrath und 1849 zum Geheimen Rath 
ernannt, bis zu feinem am 10. X. 1870 erfolgten Tode mit dem größten Ev 
folge iehrte. 

Schriften; Comm. al l. 22 $ 1 C. de jure deliberandi, Marp. 1830. — Ueber bie 
Latini Juniani, Marb. 1833. — Leitfaden le Yandeienvoiehingen, Marb. 1837, — 
in den Ipäteren Aufl. in: Zehrb. ber Pandekten, Marb. u. Leipz., 7. Aufl. 1868 1868, R. 4 
1875. — De furto concepto ex lege XII. tabularum, Heidelb. 1845. — lleber bie les 
Voconia, Heidelb. 1864. — Er fchrieb mehrere Stritifen für die Richter’fhen Jahrbb. und 
viele Abhandl. für dad Archiv für civil. Praris, deſſen Mitherausgeber er jeit 1841 war. 

Lit: Arc. In civil. Praxis, Bd. 53 ©. 433. — Rivier ın * de droit inter 
— 1871, p. 146—150; Derjelbe in ſ. Introd. historique 188 629. — 
memoriam! Vangerom u. Mopl, Münden 1876. — Archivio giuridico V A, Die 

Teichmann. 


Bariationsreht (jus variandi) des Patrons iſt im katholiſchen 
Kirchenrecht die Befugniß des Patrons, auf die erledigte Pfründe innerhalb der 
Präfentationsfrift dem follationsberechtigten Oberen (alfo für die Regel dem Bilder) 
außer dem zuerjt vorgefchlagenen noch andere Kandidaten nachzupräjentiren. Das 
Recht fteht indefien nur dem Laien, nicht dem geiftlichen Patron zu. Nach der 
überwiegenden Anficht der Kanoniften hat der Obere in einem ſolchen Fall des 
Recht, unter den mehreren ihm vorgefchlagenen Kandidaten auszuwählen (fog. variatio 
cumulativa), während eine andere Meinung dahin geht, daß mit der Nachpräfentation 


| 
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eines zweiten das Recht des erjt vorgefchlagenen durch den Patron bejeitigt werden 
fönne und der Obere dann dem zulegt Präfentirten, jeine Fähigkeit vorausgeſetzt, 
das Amt verleihen müfje (jog. variatio privativa). Die lebte Anficht beruht auf 
einer falichen Interpretation von c. 24 X. de jure patron. 3, 38 und ift in 
neuerer Zeit nur durch Lippert, Lehre vom Patronatrecht, Gießen 1829, ©. 118 ff., 
und Schilling, Der firchliche Patronat, Leipzig 1854, ©. 73 ff., vertheidigt 
worden. Uebrigens jtreitet man auch darüber, ob der Patron nur einmal oder 
mehrere Male variiren dürfe (j. Gerlach, Das Präfentationgrecht auf Pfarreien, 
Regensburg 1855, ©. 57 ff.), indeſſen muß die Nachpräfentation beliebig Vieler 
gejtattet werden, weil das Patronatörecht eine Auznahme von der Regel der 
freien Kollation des Oberen bildet und deshalb Handlungen, welche, wie die Präſen— 
tation mehrerer Kandidaten, dem Bijchof eine Gelegenheit zu größerer Auswahl 
bieten und jo eine Annäherung an das bifchöfliche Kollationsrecht herbeiführen, 
nicht unerlaubt fein fünnen. Für den geiftlichen Patron ift die Variation unjtatt- 
haft, weil jeine Verleihung im fanonifchen Recht mehr als Kollation aufgefaßt wird 
und damit der Vorjchlag mehrerer Kandidaten nicht verträglich erſcheint. — Im 
protejtantifchen Kirchenrecht ift das Wariationsrecht des Patrons gleichfalls für die 
Regel auögeichloffen, denn das Präjentationsrecht hat hier vielfach die Natur eines 
Vofationsrechtes und Berufungsrechtes angenommen. Unter diefer Vorausjegung 
erhält der Kandidat durch die Aushändigung des Berufungsfchreibens oder der 
Vokationsurkunde dem Patron gegenüber ein fejtes Recht auf das Amt, das allein 
noch durch die Konfirmation des Hirchenregiments und den möglichen Ginfpruch der 
Gemeinde bedingt bleibt. Das Preuß. Allg. ER. Th. II. Tit. 11 88 384 und 
377—383 hat dies ausdrüdlich anerfannt, indem es im erjt citirten Paragraphen 
verordnet: „Nur aus eben den Gründen, aus welchen ein jchon beitallter Pfarrer 
jeines Amtes entjegt werden fann, iſt auch der Widerruf einer zur rechten Zeit 
angenommenen Wofation zuläffig.” 


Lit.: Für das fath. Kirchenrecht |. sum. Art. Patronatsrecht; fir das protejtant. vgl. 
Stachow, De juris canonici quod ad patronatus spectat, in terris protestantium 
usu ac non usu, diss. inaug., Berolini 1865, p. 49 ss. P. Hinſchius. 


Väterliche Gewalt, dem Namen, aber nicht der Sache nach daſſelbe wie 
patria potestas. Lebtere ijt der Ausdruck des Römischen Rechtes für das Herrſchafts— 
und Abhängigkeitsverhältniß, in dem das Tyamilienoberhaupt und die Familien— 
angehörigen zu einander ftehen; in der dv. ©. des heutigen Rechtes fommt vor Allem 
das Deutich = rechtliche Schuß: und Vormundſchaftsverhältniß zwiſchen Vater und 
Kindern zum Ausdrud; die patria potestas ift wejentlich Recht des Hausvaters, die 
v. G. unſeres Rechtes ebenfojehr Pflicht wie Recht. — Der Entwidelung des 
Römischen Staates aus einem auf dem Gefchlechterverband beruhenden ftädtifchen 
aderbautreibenden Gemeinwejen entiprach der enge, prinzipiell unauflösliche Familien— 
verband: der Sohn (bzw. die Tochter, wenn fie nicht in manu mariti war) blieb 
regelmäßig der patria potestas unterworfen, jolange der Vater lebte, das Aufhören 
der Gewalt vor des letzteren Tod blieb rechtlich bis in die fpätefte Zeit Aus— 
nahme, wenn auch die Emanzipation (früher durch dreis bzw. einmalige mancipatio, 
Gajus I, 132, jpäter entweder durch Erwirkung eines faiferlichen Reſtripts: emanc. 
Anastasiana, l. 5 C. de emancip. 8, 49, oder durch Entlafjungserflärung des 
Vaters vor Gericht, apud acta: emanc. Justinianea, 1. 11 C. 8, 49) faktiſch 
immer häufiger wurde; über einige Fälle der Erzwingbarfeit der Emanzipation und 
des DVerluftes der v. G. nach Römiſchem Recht vgl. Windjcheid, Pandekten, 
S 525 N. 18—18. — Dem Deutjchen Recht war die unbefchränfte Dauer der 
v. G., des mundium, von jeher fremd; unbeftritten ift, daß der volljährige 
Sohn (über die Tochter vol. d. Art. Geihlehtsvormundfichaft) bei that- 
jächlicher Trennung vom väterlichen Haushalt aus der Gewalt des Vaters trat; 
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fontrovere, ob die Gewalt des Vaters über ihn auch ohne die Trennung erloich; 
für die Bejahung: Kraut, Vormundichaftsrecht, II. 597; Buntichli, Deutiches 
Privatrecht, 2. Aufl. S. 500; für die Verneinung: Stobbe, Beiträge zur Ge 
ichichte des Deutjchen Rechtes, S. 1—24 ; Bejeler, Syſtem des Deutichen Privat- 
rechtes (3. Aufl.), I. ©. 287. — Mit der Rezeption des Römischen Rechtes wurden 
auch deſſen Säte über die v. G. in Deutichland geltendes Recht (vgl. Kraut a. a. ©. 
©. 618, N. 1); es erhielt fich aber daneben nicht blos der Begriff der väter: 
lihen Vormundſchaft (vgl. Seuffert, Archiv XV. Nr. 113), fondern es wurde 
auch deren Beendigung auf das Inftitut der dv. G. in der Art übertragen, daß man 
diefe durch die vom Willen des Vaters unabhängige Begründung eines jelbftändigen 
Haushaltes, separata oeconomia, erlöichen ließ: jog. emancipatio saxonica, tacita; 
ftreitig: ob und unter welchen Vorausfegungen auch der minderjährige Sohn 
auf diefe Weife aus der dv. ©. trete? (vgl. Kraut a.a. D. ©. 644 ff.). Töchtern 
gegenüber erliicht gemeinrechtlich die v. ©. durch deren Berheirathung (anders nad 
Preußiichem Allg. XR. II. 2 88 228, 280, zum Theil auch nach dem Defterreichijchen 
BOB. $ 175); ob auch durch Begründung eines eigenen Haushaltes, ift gleichtalls 
beitritten: Kraut a. a. D. ©. 658 und die daf. N. 25 u. 26 Eitirten. — Ber: 
jchieden verhalten fich zu diefer Art der Beendigung der v. G. die neueren Gejeß- 
gebungen: eine Sächfiiche Konftitution von 1572 verlangte neben der Begründung 
eines eigenen Haushaltes Mündigkeit des Kindes; ebenjo das Württembergiiche ER. 
von 1610 Th. II. Tit. 18 8 7; das Bayeriſche ER. von 1616 verlangte zudem 
noch „Bewilligung des Vaters oder väterlichen Ahnherrn“, welch lehteres Erforderniß 
aber durch den Cod. Max. Bar. I. 5 $ 7 dahin mobdifizirt wurde, daß dem voll- 
jährigen (25 Jahre alten) Kind die Bewilligung regelmäßig ertheilt werden muß: 
nach dem Preußiichen Allg. ER. II. 2 SS 211— 214 kann der minderjährige Sohn 
unter 20 Jahren nicht einmal mit Ginwilligung, der Sohn zwiſchen 20 und 25 
Jahren nur mit Einwilligung des Vaters aus deffen Gewalt treten, der volljährige 
Sohn, der fi ohne Unterftügung des Vaters ernähren kann, die Entlaffung aus 
der d. ©. fordern, wofern nicht die Vorausjegungen der Entmündigung wegen Ver: 
ichwendung zutreffen. — Das Defterreichiiche BGB. 88 172, 173 läßt die v. ©. 
regelmäßig mit erreichter Volljährigkeit (24. Jahr) des Sohnes erlöfchen, vorher 
durh Grrichtung eines eigenen Haushaltes nur bei einem Alter von 20 Jahren 
und Ginwilligung des Vaters, — der Code civ. (art. 372) entweder durch Gr: 
reihung der Volljährigkeit oder durch frühere Emanzipation, worüber die art. 476 
bis 478 nähere Vorſchriften geben, — das Sädhjfische BGB. 88 1831—1833 ent- 
weder durch Entlafjungserklärung oder durch Begründung (bei volljährigen Söhnen), 
bzw. Geftattung (bei Minderjährigen) eines eigenen Haushalte, in beiden Fällen 
bei Minderjährigkeit unter Zuziehung eines curator ad hoc. Andere Gejeßgebungen: 
Zürich SS 275, 276, 422; Solothurn 88 478, 479; Italien art. 310—321. — 
De lege fereuda hat fich neuerdings der XII. Deutiche Juriftentag einftimmig dahin 
ausgeiprochen, daß die dv. ©. (ipätejtens) ftets mit der Großjährigkeit des Hausfindes 
erlöfchen jolle: Berhandlungen, Bd. I. ©. 158, 268; Bd. II. ©. 82 ff. — Bezüglich 
der fajt allein praftiichen (vgl. hierüber Kraut a. a. D. ©. 643 N. 1) Deutich- 
rechtlichen Aufhebung der v. ©. ift ftreitig, was hierzu erforderlich fei: ob fürmliche 
Anlegung eines eigenen Haushaltes, eigener Gewerbebetrieb oder bloße Abjonderung 
vom väterlichen Haushalt mit Aufhören der Alimentation, bzw. jelbftändiger Er- 
werb des Lebengunterhaltes jelbft ohne äußerliche Trennung vom Haus des Vaters; 
für erjtereg namentlich; die älteren Juriſten (ſ. die Gitate bei Kraut a. a. O. 
8110 N. 9), für lehteres mit durchichlagenden Gründen Kraut, a.a. D. ©. 657, 
fowie v. Gerber, Syſtem deö Deutjchen Privatrechtes, $ 242; die Praris flebt zum 
Theil noch an der Römifcherechtlichen Auffaffung; vgl. Seuffert, Arch. XXVI. 
Nr. 138 (OApp.Ger. Gelle), 3. Th. XV. 20 (Wolfenbüttel). 
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Begründet wird die vd. G. regelmäßig durch die eheliche Geburt eines 
Kindes; über die Begründung durch Adoption, Arrogation und durch Yegitimation 
5. die Art. Adoption und Legitimation. Ehelich geboren ift das während 
der Ehe erzeugte — genauer, zu Folge der in 1.12 D. 1,5 und in 1.3 $$ 11, 12 
D. 38, 16 auägeiprochenen, vom Franzöſiſchen (Code civil art. 312) und 
Defterreichifchem Recht (BEB. $ 138) im MWefentlichen unverändert, vom Preußijchen 
Recht (Allg. ER. II. 2 SS 1 und 2) nur mobdifizirt angenommenen NRechtäver- 
muthung: das früheftens am 183. Tage nach Eingehung oder jpätejtens am 300. 
Tage nad Auflöfung der Ehe geborene Kind. Gegenbeweis ift zuläffig: 1. 6 
D. 1, 6; ob auch Gegenbeweis aus dem Reifegrad des Neugeborenen, ift beſtritten; 
gegen die Zuläffigfeit j. die Entich. bei Seuffert, Arch. VIII. Nr. 229 (OApp.Ger. 
Lübeck), XV. Nr. 98 (Jena) (zum Theil auch XXIV. 117), dafür das MWürtlen- 
bergiiche OTrib. (MWürttembergifcheg Arch. X. S. 1—60). — Anerkennung, jelbjt 
wenn vor der Geburt ausgejprochen, eines vor dem 182. Tag der Ehe geborenen 
Kindes begründet gleichfalld die Präfumtion der Baterfchaft: Seuffert, Arch. XX. 
Nr. 200, XXH. Nr. 287 und 288. 

Die Wirkungen der dv. G. machen fich (jchon nach Römischen Recht) nur 
geltend auf dem Gebiet des Privatrechtes, nicht auch des öffentlichen Rechtes. Zu 
unterscheiden find die Wirkungen auf die perfönlichen und auf die vermögengrecht- 
lichen Beziehungen; in beiden Richtungen ift aber das Römiſche Recht bedeutend 
modifizirt durch die veränderte Auffafjung der Ehe und der dv. G. im heutigen Recht. — 
Das Erziehungsredht, im (flafj.) Römifchen Recht Tediglich ein Ausfluß der 
v. G., iſt nach heutigem Recht weſentlich Erziehungspflicht,; es fteht zwar zunächit 
regelmäßig dem Vater zu; die Rückſicht auf das in erjter Linie maßgebende Wohl 
der Kinder kann aber eine Entziehung des Erziehungsrechtes und Webertragung auf 
die Mutter, unter Umftänden ſogar auf einen von Amtswegen zu bejtellenden Bor: 
mund rechtiertigen, insbejondere fjollen bei gejchiedener oder faktisch getrennter Ehe 
Kinder von zartem Alter regelmäßig, auch ohne Rüdficht auf den Scheidungsgrund, 
der Mutter zur Erziehung überlafjen werden (vgl. Preuß. Allg. ER. II. 2 88 86 ff.; 
Deiterreichiiches BGB. SS 141 ff.; Entich. bei Seuffert, Arch. I. 81, VI. 213, 
VII. 269, XII. 169, XIV. 43, XX. 42, XXIV. 248; Burchardi im Arch. f. 
civil. Prar. VIII. 186 ff.; Sarwey, ebendaf. XXXI. 14 und XXXII. 1). Im 
Erziehungsrecht begriffen ijt das Recht die Religion zu bejtimmen, in der die Kinder 
erzogen werden jollen, ein Recht, das nach dem Preußifchen Allg. ER. II. 2 $ 78 
durch Vertrag nicht befchränft werden kann, übrigens mit dem 14. Lebensjahr als 
dem Alter, wo das Kind jelbjt wählen kann, aufhört. — Berjchiedene Wandlungen 
hat das Necht des Konſenſes zur Heirath des Kindes durchgemacht: nach Römijchem 
Recht (1. 2 D. 23, 2) fteht es nur dem Vater als Inhaber der dv. ©. zu, und 
ift der Konſens zur Gültigkeit der Ehe wejentlich; dad Kanon. Recht fordert ohne 
Rüdficht darauf, ob das Kind Hauskind ijt oder nicht, den Konſens der Eltern, 
fein Mangel ift aber nur ein auffchiebendes Ehehinderniß, — ein trennendes dagegen 
nach Franzöſiſchem Recht (Code civ. art. 148 ss.), jedoch nur bei Söhnen unter 25, 
Töchtern unter 21 Jahren; die proteftantifchen Ehegejeßgebungen verlangen gleichialls 
den Konſens der Eltern, fein Mangel ift bald auffchiebendes, bald trennendes Ehe— 
binderniß (vgl. die Nachweifungen bei Richter, Kirchenrecht, $ 267 N. 10a u. 11). 
Das Reichögejeh über die Beurkundung des Perfonenftands ꝛc. vom 6. Febr. 1875 
$ 29 verlangt bei Söhnen bis zum vollendeten 25., bei Töchtern bis zum vollen- 
deten 24. Jahr Zuftimmung des Vaters, nach feinem Tod die der Mutter, die Folgen 
des Mangels dem Partikularrecht überlaffend. — Ueber den Konjens zum Verlöbnik 
vgl. Richter a. a. D. $ 284 N. 6—8. — Ueber und gegen die Anficht, daß 
nach dem Tod des Vaters der Mutter eine der dv. G. im Weſen gleichartige Gewalt 
gegen die Kinder zuftehe, vgl. Kraut a. a. ©. $ 111. 

dv. Holgenborff, Gnc. II. Rechtslexikon II. 3. Aufl. 64 
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Der Einfluß der dv. G. auf die vermögensrehtlihen Beziehungen war 
im Elafj. Römischen Recht ein äußerjt weitgehender, wurde indeß jchon in der jpätern 
Kaiferzeit abgefchwächt und ift im heutigen Recht zu Folge der prinzipiell veränderten 
Bedeutung der dv. ©. ein verhältnißmäßig umbedeutender. — Das Hauskind war 
nach klaſſ. Römischen Recht zwar nicht rechtsunfähig, wie der Sklave, aber dod 
vermögensunfähig. Als Grund der Vermögensunfähigfeit wurde früher gewöhnlich 
die Perjoneneinheit zwijchen Hausvater und Hausfind genannt (jo noch von Kraut, 
a. a. O. $ 109; dagegen Mandry, yamiliengüterreht, I. ©. 33 Fi... Der 
Grund lag vielmehr unmittelbar im Weſen der väterlichen oder hausherrlichen Ge— 
walt, kraft deren alles Vermögen und aller Erwerb ſich im Hausherren konzentrirte: 
patrimonium = Bermögen des Hausvaters; feine Mitberechtigung der Hauskinder, 
auch fein profuratorifches Gigenthum des Hausvaters (Brinz, Pandekten, S.1177 ft. 
dagegen Mandry a.a. ©. ©. 10 ff.). — Das Hauskind ift nach Römifchem Recht 
handlungsfähig, es ift fähig zu erwerben und fich zu verpflichten; allein was es er- 
wirbt, erwirbt es nach klaſſ. Recht nicht für fich, jondern für den Hausvater, während 
es durch Gingehung von BVerbindlichkeiten nur fich, nicht den Hausvater verpflichtet. 
Unmöglich waren nach dem die v. G. beherrichenden Prinzip vertragsmäßige Ver— 
bindlichleiten zwifchen Hausvater und Hauskind, jowie zwiſchen den durch dieſelbe 
v. G. verbundenen Perſonen. — Sowol die Vermögensunfähigkeit ala die Be 
ichräntung der Wirkung vertragsmäßiger Berbindlichkeiten des Hauskindes auf defien 
Perfon wurde im Lauf der Zeit jehr mobdifizirt, erjtere nicht ſowol durch die Ein- 
räumung eines peculium jeitens des Vaters (peculium profectitium), welches blos 
thatjächlich Vermögen des Kindes, rechtlich Vermögen des Vaters war, ala durd 
die Ausbildung des peculium castrense, quasi castrense und adventicium (vgl. 
hierüber d. Art. Peculium); — letztere durch die theils mit der Einräumung 
eines peculium (prof.) zujammenbängende, theils von ihr unabhängige Anerkennung 
der Möglichkeit, daß unter gewiffen VBorausjegungen Berbindlichkeiten des Kindes 
wirkfam gegen den Bater geltend gemacht werden fünnen: actio de peculio und 
a. tributoria, a. de in rem verso, a. quod jussu. Andererjeits wurde die uriprüngliche 
Verpflichtungsfähigkeit weſentlich bejchränft durch das SC, Macedonianum, welches 
dem einem Hauskind gegebenen Darlehn die Klagbarkeit entzog, während die ur 
iprüngliche in der alternativen Verpflichtung zum Schadenderjaß oder zur noxae de- 
ditio enthaltene Haftung des Waters für Delikte des Hauskindes mit der noxae de- 
ditio erlofch. Zu vgl. über all dies die jehr ausführliche Darftellung bei Mandry 
a. a. D. ®b. I. und II. — Im heutigen Recht ift der größte Theil der Römiſch— 
rechtlichen Beftimmungen über die vermögensrechtlichen Folgen der dv. G. antiquirt 
oder unpraktifch, einmal weil die Zahl der volljährigen Hauskinder eine jehr 
kleine ift, jodann weil fich troß der Rezeption des Römischen Rechtes die Deutich- 
rechtliche Anfchauung von der Vermögensfähigkeit der Hauskinder erhalten bat. 
Fälle der Anwendung der actio de in rem verso und a. quod jussu, inäbej. auf 
die von einem ftudirenden Sohn kontrahirten Schulden, ſ. bei Seuifert Arch. IX. 
Nr. 305 und 306, XXV. 275. — Aus der PVermögendfäbigfeit des Hauskindes 
ergiebt ſich auch die Statthaftigkeit von Verträgen, insbeſ. Schentungen zwiſchen 
Hausvater und Hausfind, bzw. den durch diejelbe v. G. verbundenen Hauskindern, 
von der Prarie, wenn auch nicht rücdhaltlos, anerkannt (vgl. Kraut a.a. O. 
ss 103 fi; Seuffert, Arch. XIV. Nr. 44, XV. 830, XIX. 160, XVII. 255, 
XXVI. 238, XXVII. 38); — und nur eine Komfequenz jener Fähigkeit ift die Ber- 
neinung der Möglichkeit eines peculium profeet. für das heutige Recht durch Kraut 
(a. a. D. ©. 640); dagegen Seuffert (XXVII. 38). Aus der Möglichkeit von 
Verträgen zwifchen Bater und Kind folgt auch die Möglichkeit von Dienftverträgen, 
von Vereinbarung eines dem Hauskind für Unterftüung des Waters im Gewerbe 2c. 
zu zahlenden Lohnes; ohne Bereinbarung erwirbt dagegen durch jolche Dienite das 
Hauskind nicht für fich, fondern für den Vater; vgl. Preußifches Allg. ER. I. 2 


Battel — Beräußerungsverbote. 1011 


88 121, 122; Deiterreichifches BGB. $ 151; Seuffert, VII. 59, 196, XV. 135, 
XIV. 44, XV. 256; Anjpruch wenigjtens gegen die Miterben des Vaters ? 
(Kraut a. a. D. ©. 638.) — Ueber die heutige Geftaltung des ususfructus 
paternus, an defjen Stelle aber vielfach ein elterlicher, d. h. auch der Mutter 
zuftehender und von der Dauer der dv. ©. unabhängiger Nießbrauch getreten iſt, 
j. Kraut a.a. D. ©. 622 ff., 687 ff .; Preußijches Allg. ER. II. 2 SS 147 ff.; 

Deiterreichiiches BGB. $8 169 ff., welden nur ein Verwaltungs-, fein Rubnießungs- 
recht des Vaters anerkennt. Der Anſpruch des Vaters auf das jog. praemium 
emancipationis iſt jedenjall® bei der Deutjch-rechtlichen Beendigung der v. ©. unjtatt- 
baft, jonjt wenigjtens partifularrechtlich noch anerkannt (Kraut a.a.D.; Seuffert, 
Arch. XXVII 144). — Unabhängig von der dv. G. ift jchon nach Römijchem Recht 
der Anfpruch der Kinder auf Ausftattung und die gegenjeitigen Alimentationgan- 
iprüche (vgl. Mandry a. a. DO. Bd. I. 88 29, 30; Preußiiches Allg. ER. II. 2 
ss 231 fi.). 


Lit. (außer ben im Zert Genannten und ben Lehr: und ———— Ascanius 


Clementinus, Tractatus de patria potestate, Helmstädt 1676. — Phil. Paschalis, 
Tract. de viribus p. p., Turin. 1619. — Anton. Fabri, De patr. ee Lyon. 1658. — 
Heimbad in Meiste 3 Rechtäler., XI. ©. 1 ff. Pfizer. 


Battel, Emerich von, 5 25. IV. 1714 zu Gouvet (Neufchätel), fam 1742 
nach Berlin, 1743 nach Dresden, wurde Xegationsrath und 1749 Sächſiſcher Ge- 
jandter in Bern, T 28. XII. 1767. 

Schriften: Defense du systöme Leibnitien, Lo: 1841. — — des gens, Leyd. 
1758, Neufch. 1773, 1777, Amst. 1775, Basel 1777, Nimes 1793, 2 1802 (deutich von 
Scäulin, Frankf. 1760, franz. von "Hoffmanns, Mackintos Royer-Collard, 
Par. 1835, von Chambrier d’Oleires unb Hauterive, 1838, von Pinheiro- 
Ferreira, Par. 1838, von Pradier-Fodere, Par. 1863, engl. von Chitty, London 
1834, ſpan. von Otarena, Madr. 1822). — uestions de droit naturel et observ. sur le 
traitö du droit de la nature par Wolff, 1762. 


Lit.: Mohl, 1. 386. Arne I Trage XL 728, 729. — Wheaton, 


Flöments, (4) I. 14 ss. — Calvo, (9) I — Bonhöte et Jeanneret, Biogr 
| a 1866, I. 410 ss. — v. 8i Rechtsſchulen und Rechtöliteratur. 
—* 1879, ©. 28, 98. — Fiore, Diritto internaz. pubblico, I. 59, 188, 239, 259. 330. 
78, 443, 486, Teihmann. 

— ee & 1406 zu Xodi, befleidete in Rom hohe Stellen, 
r 1458. 

Er Hri eb: De Verborum —— 1477. 

git.: v. Savigny, VI. 427 2 Zeihmann. 


Beränkerungsperbote find — durch welche Jemandem das wiſſent⸗ 
liche Aufgeben eines Vermögensrechtes unterjagt wird. Sie verfolgen den Zweck, 
entweder einen Gegenitand dem Vermögenskreis einer Perfon in deren eigenem oder 
in fremden Intereſſe (fandus dotalis) zu erhalten oder den Handel mit gewiflen 
Sachen auszuschließen (SC. Hosidianum). Die B. können auch die im Eigenthums- 
rechte an fich liegende Veräußerungsmacht entziehen umd jtellen fich injoweit als 
Eigenthumabeichräntungen dar. Allein nicht alle B. haben dieje Wirkung umd die 
wenigften gehen in derjelben auf. Die Anknüpfung der Lehre von den B. an die 
Daritellung der Eigenthumsbeſchränkungen, wie fie in den Pandektenſyſtemen üblich 
ift, wird dem Weſen derjelben nicht gerecht und hat nicht wenig zu einer einfeitigen 
Auffaffung des Begriffs beigetragen. 

I. Ihre Quelle haben die DB. entweder in einer Rechtsvorſchrift oder in einer 
richterlichen Berfügung oder in einem Rechtsgeſchäft. Danach unterfcheidet man ge: 
jegliche, richterliche und Privat-V.; die lehteren zerfallen wieder ihrem Urfprung 
nach in vertragamäßige und in letziwillige Von beſonderen richterlichen (im 
Gegenſatz zu den geſetzlichen) V. zu ſprechen iſt da berechtigt, wo das Verbot ſich 
nicht kraft Geſetzes von ſelbſt an eine beſtimmte richterliche Verfügung knüpft, ſondern 
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durch die unmittelbare richterliche Anordnung bedingt it. - Beiipiele dafür bieten 
gerade die neueren Juftizgefeße im nicht geringer Zahl (KO. S 98; Straf PO. 
88 326, 332 —334, 480; RStrafGB. 8 140). Dagegen begründet die gerichtliche 
Beichlagnahme zur Vollftrefung oder Sicherung nur ein Prandrecht an der Sache 
(RCPO. SS 709, 710). Bon den geieglichen V. des Römifchen Rechtes haben fich 
nicht alle bis in die heutige Zeit erhalten. So ift das Verbot der Veräußerung 
jtreitiger Sachen durch die REPOD. S 236 entbehrlich gemacht und befeitigt. Noch 
dem geltenden Gemeinen Recht gehören an die Verbote der Veräußerung von Dotal- 
grundftüden, von Bejtandtheilen eines regelmäßigen Adventizgutes, von Mündel— 
jachen durch den Vormund, von vermachten Sachen. Aus neueren Quellen ftammt 
das V. in Anfehung der Stammes, Familienfideikommiß- und Erbgüter. 

11. Im Zweifel umfaßt ein DB. jede Art der Veräußerung, nicht blos die 
Uebertragung des Rechts ala jolchen, jondern auch die Begründung von beichränften 
dinglichen Herrichaftsrechten (Dienftbarkeiten, Piandrecht u. j. mw.) jowie das Auf: 
geben von bejchränften Rechten, welche zu Gunften einer dem Verbot unterliegenden 
Sache bejtehen (3. B. Grunddienſtbarkeit), Manche Geſetzgebungen jchließen aud 
das wiflentliche Zulaffen einer Erfigung ſowie die abfichtliche Nichtausübung verjährt: 
barer Rechte ein (l. 28 V. S. 50, 16). Immer aber erjtredt fi) das Verbot nur 
auf die freiwilligen Veräußerungshandlungen desjenigen, gegen welchen das Werbot 
erlaffen ift. Die von feiner Willkür unabhängigen Veräußerungen werden dadurd 
nicht gehindert (4. B. in Folge der Theilungsflage eines Miteigenthümers oder 
durch die Ausübung des Prandverkaufsrechtes oder vollends durch Zwangsenteignung). 

III. Die Wirkungen der V. find keineswegs durch den Begriff derjelben gegeben 
und daher im Einzelnen von verfchiedener Tragweite. Es fünnen hier nur die ver: 
jchiedenen in den pofitiven Rechten hervortretenden Richtungen gezeichnet werden. 

1) Das B. kann fich auf die obligatorifche Verpflichtung einer Perjon (umd 
ihrer Erben) bejchränfen, einen Gegenftand nicht zu veräußern. Gin folches Verbot 
jchließt die Gültigkeit des im Widerfpruch damit errichteten Veräußerungsgeſchäfts 
und den NRechtsübergang auf den Erwerber nicht aus; es erzeugt nur deflen Ber: 
letzung einen obligatorischen Anſpruch auf Erfah gegen den durch das Verbot Ver: 
pflichteten, nicht gegen den dritten Erwerber. So nach Gemeinem Recht die vertrags- 
mäßigen B., vorausgejeßt daß nicht überhaupt das zu Grunde liegende Uebereintommen 
wegen ermangelnden Intereſſes der Verbindlichkeit entbehrt. Mittelbar kann dem 
vertragsmäßigen Verbot Wirkung gegen Dritte verjchafft werben durch Einkleidung 
der Weiterveräußerung in eine auflöfende Bedingung, bei letwilligen Verboten durch 
ausdrücliche oder jtillfchweigende Zumwendung der Sache an einen Andern für den 
Fall der Veräußerung. 

2) Das B. kann auch das Recht jelbjt ergreifen und der Veräußerung dadurd 
entgegentreten, daß e8 der Veräußerungshandlung jede Wirkung auf das Recht ent: 
zieht (dingliche Wirkung). Die dem Verbot widerjtreitende- Eigenthumsübertragung, 
Servitutenbeitellung, Verpfändung, der Servitutene oder Piandrechtserlaß u. ſ. mw. 
find nichtig. Mit diefer Wirkung find in der Regel die gejeßlichen und wol auch 
die richterlichen V. befleidet. Indeß begegnen auch innerhalb der Verbote mit 
dinglicher Wirkung wieder Verjchiedenheiten. Nicht immer ift die Nichtigkeit eine 
abjolute, jo daß fie von Jedermann, ſogar von dem Erwerber und von dem Ber: 
äußerer geltend gemacht werden kann, obwol dies die Regel bilden mag. Zuweilen 
entbehrt die Veräußerung nur einer bejtimmten Perjon gegenüber der Gültigfeit 
(3. B. im Falle des $ 326 der StrafPD. und $ 140 des RStrafGB. nur gegen- 
über der Staatslafje) oder fie gelangt durch die nachträgliche Genehmigung einer 
Perfon zu Kräften (Const. 1, 2 si major factus 5, 74). 

3) Die meiften Gejeße verbinden mit der Verhinderung des (dinglichen) Rechts— 
überganges die Unwirkſamkeit des zu Grunde liegenden obligatorischen Veräuferungs 
vertrages (Kaufes, Tauſches u. ſ. w.), jodaß daraus weder der Erwerber die Ueber— 
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gabe der Sache noch der Veräußerer das veriprochene Entgelt beanipruchen fann. 
erreilich geht damit Hand in Sand ein Necht des Grwerbers, das von ihm auf 
Grund des Bertrages Geleijtete zurückzufordern (condietio ob injustam causam), für 
den gutgläubigen Erwerber aus einem entgeltlichen Geichäft zuweilen ein Anſpruch 
auf das Grfüllungsinterefle. 
4) Das B. fann auch Grfigungsunfähigkeit der Sache begründen. Ob nad 
Gemeinem Recht iſt beitritten. Weber Preuß. Recht val. ER. I. 9 88 581, 582. 
IV. Bartifularrechte mit Grundbuch- oder Hypothekenbuchverfaſſung machen in 
Anjehung von Grundftüden die Wirkung des V. gegen (gutgläubige) Dritte von der 
Eintragung im öffentlichen Buch abhängig (Bayrifches Hypothekengeſetz F 22 Nr. 5; 
Sächſiſches BGB. 5 224). Der oft aufgeftellte Sa, daß allen B. durch die Ein- 
tragung in das Grund- oder Öypothefenbuch dingliche Wirkung verschafft werden 
fönne, it keineswegs für alle Geſetzgebungen richtig (3. B. nicht für das Bayeriſche 
R 
)., Lauf in ber Zeitichr. f. Eivilredht u. * Bd. V. Abh. 1(1841). — Bachofen, 
Ausgewählte Lehren des Civilrechts Nr. 2—6 (1848). — J———— Zur Lehre von den 
ien Veräußerungsverboten (1875). — Bein) (2. Aufl.), ——— BVangerow, 
299. — Windſcherid, $ 172a. — Dernburg, Preuß. E I. 88 80, 146. 
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Verbrechen der Religionsdiener (Kirchenamtsvergehen). Als Religions— 
diener ſind alle diejenigen zu bezeichnen, welche ſolche weſentlichen Handlungen (nicht 
rein mechaniſcher Natur) zu vollziehen haben, die der Zweck des betreffenden 
Religionsbekenntniſſes erfordert. Religionsdiener iſt ein umfaſſenderer Begriff als 
„Geiſtlicher“; wol alle Geiſtlichen ſind Religionsdiener, aber nicht alle Religions— 
diener Geiſtliche. Unter einem Geiſtlichen iſt vielmehr nur derjenige zu verſtehen, 
welcher „in einer chriſtlichen, öffentlich aufgenommenen Kirchengemeinde zum Unter— 
richt in der Religion, zur Beſorgung des Gottesdienſtes und Verwaltung der Sakra— 
mente bejtellt ift.“ Der Begriff „Diener einer Kirche oder Religionsgeſellſchaft“ in 
8 5 des Preußiichen Gejeßes vom 13. Mai 1873 bedeutet dafjelbe wie Religions- 
diener und ijt nur aus fprachlichen Gründen gewählt. Und der Begriff „Kirchen— 
diener“ (3. B. in $ 1 des Preußifchen Geießes vom 12. Mai 1873) umfaßt auch 
die Religionsdiener; vgl. über die erwähnten Begriffe beſ. Hinſchius, Die Preuß. 
Kirchengeſetze des Jahres 1873, ©. 30 fi., 42 ff. 

I. Auf die Religionsdiener bzw. nur auf Geiftliche ift im Reichsitrafrecht in 
jolgenden Fällen Rüdficht genommen: 

1) Kanzelmißbraud. Für den Mißbrauch der in neuerer Zeit mit dem 
geiftlichen Amte getrieben wurde, erwieſen fich die Beitimmungen des RStrafGB., 
namentlich auch die 88 130 und 131, nicht als ausreichend. In Folge defien 
wurde zunächit durch das Neichögefe vom 10. Dezember 1871, ala S 130a dem 
RStrafGB. einverleibt, eine wefentliche Lücke in dem leßteren ausgefüllt. Hiernach 
it der Religionsdiener zu beftrafen, welcher Angelegenheiten des Staates in einer 
den öffentlichen Trieden gefährdenden Weile zum Gegenjtande einer Verkündigung 
oder Erörterung macht, und zwar entweder a) in Ausübung oder in Veranlafjung 
der Ausübung des Berufes öffentlich vor einer Menfchenmenge oder b) in einer 
Kirche oder an einem anderen zu religiöfen VBerfammlungen bejtimmten Orte vor 
Mehreren. Das Gejeß will den Religionsdiener nicht nur treffen, wenn er Amts— 
bandlungen mißbraucht, jondern auch, wenn er, ohne eine Amtshandlung vorzunehmen, 
aber durch eine jolche veranlaßt, in der obigen Weiſe thätig ift. Urfachlicher Zu— 
ſammenhang zwijchen der Amtshandlung und der Grörterung, zu welcher fie Ver— 
anlaffung gegeben Hat, ijt nicht erforderlich. Wegen des Ginfluffes, den die 
Religionsdiener auf das Volk ſchon durch ihre Stellung ausüben, mußte die Strai- 
barkeit auf Handlungen, bei welchen der Religionsdiener als folcher nichts zu 
Iichaffen Hat, ausgedehnt werden. Das obige Verbot gegen den Mißbrauch der 
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Amtshandlungen würde fich ſonſt als illuforifch eriwiefen haben. — Mit dem Aus: 
drude „Angelegenheiten des Staates“ wird mehr als „Staatseinrichtungen oder An— 
ordnnungen der Obrigkeit“ bezeichnet; den Gegenjaß hierzu bilden die rein firchlichen 
Angelegenheiten. — Die Strafe für dieſes Vergehen befteht in Gefängniß oder 
Feſtungshaft bis zu 2 Jahren. 

Durch die Straigejeß- Novelle vom 26. yebruar 1876 ift der $ 130a um einen 
Abſatz vermehrt und die Straibeftimmung ausgedehnt auf den Religionädiener, 
welcher in Ausübung oder in Veranlafjung der Ausübung des Berufes Schriftftüde 
ausgiebt oder verbreitet, in welchen Angelegenheiten des Staates in einer den öffent: 
lichen Frieden gefährdenden Weije zum Gegenftande einer Verkündigung oder Erörterung 
gemacht find. 

2) Die Vornahme unzüchtiger Handlungen (vgl. d. Art. Unzucht) 
von Seiten der Geijtlichen mit ihren minderjährigen Schülern oder Zöglingen wird 
mit Zuchthaus bis zu 5 Jahren, bei mildernden Umjtänden mit Gefängniß nicht 
unter 6 Monaten beitraft. Der $ 174 3. 1 des Deutichen RStraf GB. tft weſentlich 
enger ala z. B. Art. 212 des Bayr. StrafGB., in welchem es heißt: „Geiftliche, welche 
mit ihren Pfarr- oder Beichtkindern u. j. w.“ Im Deutjchen werden die Geiftlichen 
aljo nur in ihrer Stellung als Yehrer oder Erzieher berüdfichtigt, wofür aber wol 
eine bejondere Erwähnung nicht nothiwendig war, da der $ 174 Yehrer und Erzieher 
ſchon erwähnt. 

3) Schwere Kuppelei begeht der Geijtliche, wenn er die Perfon, welche er 
verfuppelt, zu unterrichten oder zu erziehen hat. Das Alter der betreffenden Perſon 
iſt hierbei einflußlos. Wollendet iſt die ftrafbare Handlung jedoch erjt dann, wenn 
die Unzucht getrieben worden ift, was ſonſt nicht zum Begriffe der Huppelei gehört. 
Die Strafe beiteht in Zuchthaus bis zu 5 Jahren nebſt obligatorischem Verluſt der 
bürgerlichen Ehrenrechte; daneben iſt Polizeiaufficht zuläffig. 

Das Deutiche Straf®B. enthielt noch zwei andere Strafbeitimmungen für 
Neligionsdiener. Nach S 337 wurden Weligionsdiener für den Fall bejtraft, in 
welchem zur bürgerlichen Gültigkeit der Ehe die Aufnahme einer Heiratsurfunde 
erforderlich ift, wenn fie zu den religiöjen Feierlichkeiten einer Eheſchließung jchreiten, 
bevor ihnen nachgewiejen ijt, daß eine Heiratsurkunde von dem Perjonenitands- 
beamten aufgenommen jet. Diefe Beſtimmung iſt durch I 69 des Reichsgeſetzes 
vom 6. Februar 1875 über die Beurkundung des Perfonenitands und die Ehe— 
ſchließung bejeitigt, welcher fich nur auf Standesbeamte bezieht. — Da Religions- 
diener das Amt eines Standesbeamten oder die Stellvertretung eines jolchen nicht 
wahrnehmen fünnen (vgl. $ 3 Abſ. 3 des citirten Reichsgeſetzes), jo hat auch 3 338 
des Deutichen StrafGB., auf Grund deſſen Religionsdiener oder Perfonenftande- 
beamte, welche, wiſſend, daß eine Perſon verheiratet ift, eine neue Ehe derjelben 
ichließen, für Religionsdiener feine Bedeutung verloren. 

II. Neben diejen im Deutjchen StrafGB. enthaltenen Strafbeftimmungen finden 
ſich jolche noch in landesrechtlichen Spezialgeiegen, durch welche in einigen Deutichen 
Staaten (Preußen, Baden, Heſſen) das Verhältniß zwifchen Staat und Kirche neu 
geregelt ift. Dieſe Geſetze find abgedrudt in Zorn’s kirchenſtaatsrechtlichen Geſetzen 
Deutichlands, Deiterreichs, der Schweiz und Jtaliens, Nördlingen 1876. Unter 
ihnen verdienen die wichtigiten Strafbeitimmungen, welche in den Breußiichen 
Kirchengejegen (den ſog. Maigejegen) der Jahre 1873, 1874 und 1875 gegen 
Neligionsdiener (umd zwar befonders gegen Geiftliche) enthalten find, bier erwähnt 
zu werden. Straibeitimmungen find erlaffen für: 1) MUeberjchreitungen der den 
Kirchene und Religionsgeſellſchaften geſetzlich zuſtehenden Strafr und Disziplimar: 
gewalt; 2) Webertretungen der jtaatlichen Vorſchriften Hinfichtlich der Belegung kirch— 
licher Aemter, bzw. der Neuerrichtung von folchen und 3) Vornahme von Amte- 
handlungen in einem kirchlichen Amte, welches dem Inhaber durch gerichtliches 
Urtheil aberkannt iſt. Vgl. hierüber bei. Hinſchius in v. Holtzendorfi's 
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Handb. des Deutichen Strafr. Bd. IV. (1877), ©. 479—543, wo auch auf die 
Badiſche und Heffiiche Gejeßgebung eingegangen: ift. 

1) Religionsdiener, welche gegen die Vorjchriften des Gejehes vom 13. Mai 1873 
Straf oder Zuchtmittel androhen, verhängen oder verkünden, werden mit Geldſtrafen 
bis zu 600 Mark oder mit Haft oder mit Gefängniß bis zu 1 Jahre (in jchweren 
Fällen mit Gelditrafe bis zu 1500 Mark oder Geiängniß bis zu 2 Jahren) bejtrait. 
Das citirte Geſetz unterjcheidet zwischen zuläffigen und unzuläffigen Straf: und 
Zuchtmitteln. Als zuläffig werden nur folche bezeichnet, die dem rein religiöjen 
Gebiete angehören (Gebete, Tasten, Almofen 2c.), oder die Entziehung eines inner: 
halb der Kirche oder Religionsgejellichait wirkenden Rechts oder die Ausſchließung 
aus der Kirche oder Religionägejellichaft betreffen (excommunicatio minor, Interdift, 
Trernhaltung von den Saframenten, Berluft der kirchlichen Gemeinderechte u. a.). 
Dazu kommen die nur auf Geiftliche anwendbaren Straf- oder Zuchtmittel (Degra- 
Dation, Depofition, Strafverfeßung u. a.). Alle anderen find unzuläſſige Straf: 
und Zuchtmittel, namentlich alle gegen Leib, Vermögen, Freiheit oder bürgerliche 
Ehre gerichteten. Dies bezieht fich jedoch nicht auf kirchliche Disziplinaritrafen. 
Körperliche Züchtigung ift zwar auch nicht als Disziplinarftrafe zuläffig, dagegen 
aber Bejchräntung der freiheit (nur beftehend in der Verweiſung in eine Deutiche 
Demeritenanftalt, jedoch nicht über 3 Monate und nicht ohne fortdauernde Ein- 
willigung des Betroffenen) und Vermögensſtrafe (bis zu 90 Mark oder dem ein- 
monatlichen Amtseintommen); vgl. $$ 3—5 des Gejehes vom 12. Mai 1873 über 
die firchliche Disziplinargewalt. 

Allein auch die Anwendung der zuläfjigen Straf» und Zuchtmittel ift be— 
Tchränfenden Beftimmungen unterworfen und fann unter den folgenden Voraus 
fegungen beitrait werden: 

a) wenn fie verhängt oder verfündet werden, weil ein Mitglied der Kirche 
oder Religionsgeiellichaft eine Handlung vorgenommen hat, zu welcher die Staats: 
geſetze oder die von der Obrigkeit innerhalb ihrer gejeglichen Zuftändigfeit erlaflenen 
Anordnungen verpflichten; b) weil dafjelbe öffentliche Wahl- oder Stimmrechte 
in einer bejtimmten Richtung ausgeübt oder nicht ausgeübt hat; c) in der Abficht, 
um dadurch ein Mitglied zur Unterlaffung oder Umgehung einer der unter a) und 
b) bezeichneten Handlungen zu beftimmen. — Die Verhängung der zuläffigen Strai- 
und Zuchtmittel darf ferner nicht Öffentlich (alfo nur für die Gemeindemitglieder) 
befannt gemacht werden und die Vollziehung oder Verkündigung derjelben nicht in 
beihimpiender Weije erfolgen. 

Ergänzung finden die vorher genannten Beitimmungen in Betreff der Disziplinar: 
ftrafen in dem Geſetze vom 13. Mai 1873 über die kirchliche Disziplinargewalt. 
Hiernach darf die Verhängung von Diöziplinarftrafen nur von Deutſchen firdh- 
lichen Behörden erfolgen, bei Disziplinarjtrafen, welche die Freiheit oder das Ver— 
mögen betreffen, muß der Beichuldigte gehört werden und bei Entfernung aus dem 
Amt (Entlaffung, Verjegung, Suspenfion, unfreiwillige Emeritirung ꝛc.) ein geordnetes 
progefiualiiches Verfahren vorausgehen. In allen diejen Fällen ift die Entfcheidung 
Ichriftlich mit Gründen abzufafien. — Bon der Aufnahme der Demeriten ift dem 
Dberpräfidenten Anzeige zu machen, über diefelben ein Verzeichniß zu führen und 
dafjelbe am Schluß jedes Jahres einzureichen. — Auch die wichtigeren Disziplinar- 
entjcheidungen (Gelditrafe von mehr ala 60 Mark, Verweifung in eine Demeriten- 
anftalt für mehr als 14 Zage oder Entfernung aus dem Amte) find dem Ober— 
präfidenten mitzutheilen, welcher die Befolgung diefer Vorſchriften durch Geldſtrafen 
bis zu 3000 Mark erzwingen, auch die Demeritenanftalt jchließen kann. 

2) In dem Gefeß vom 11. Mai 1873 über die VBorbildung und Anftellung 
der Geiftlichen finden ſich Straibejtimmungen (SS 22 ff.) gegen geiftlidhe - 
Dbere, die ein geiftliches Amt (vgl. hierüber Hinſchius, a. a. D. ©. 519) 
übertragen oder die Webertragung genehmigen, ohne die Vorſchriften der SS 1 ff. 
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des betr. Geſetzes zu beobachten (Deuticher, Abiturientenprüfung auf einem 
Deutichen Gymnafium, dreijähriges theologisches Studium auf einer Deutichen 
Staatsuniverfität, Ablegung einer wifjenjchaftlichen Staatsprüfung, Nichterhebung 
eines Ginfpruches don der Staatsregierung). — Strafe von 600 bis 3000 Marf, 
vgl. $ 22 des cit. Geſ. und hierzu das Gej. vom 21. Mai 1874 wegen Deklaration 
und Ergänzung des Gel. vom 11. Mai 1873 u. j. w., Art. 1. — Derjenige, 
welcher geiftliche Amtshandlungen in einem Amte vornimmt, welches ihm gegen die 
erwähnten Vorjchriiten übertragen, wird mit Geldftraie bis zu 300 Marf bejtrait, — 
den Strafbejtimmungen der Gejege vom 11. Mai 1873 und 21. Mai 1874 unter- 
liegen geiftliche Amtshandlungen nicht, welche von gejegmäßig angejtellten Geiftlichen 
in erledigten oder in jolchen Piarreien, deren Inhaber an der Ausübung des Amts 
verhindert ift, vorgenommen werden, ohne dabei die Abficht zu befunden, dort ein 
geiftliches Amt zu übernehmen (Art. 5 des Gej. vom 14. Juli 1880). 

3) Die Verurtheilung zur Zuchthausftrafe, die Aberfennung der bürgerlichen 
Ehrenrechte und der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter hat die Erledigung 
der Stelle, die Unfähigkeit zur Ausübung des geiftlichen Amtes und den Berluft 
des Amtseinfommens zur Folge. Derjenige, welcher die Fähigkeit verloren hat 
uud troßdem geiftliche Amtshandlungen vornimmt, wird mit Gelditrafe bis zu 
300 Mark beitrait (Gef. vom 11. Mai 1873, SS 21, 24). Abgejehen von diejem 
alle können Kirchendiener, welche die Staatsgejehe oder die rechtsgültigen 
Anordnungen der Obrigkeit jo jchwer verlegen, daß ihr Verbleiben im Amte mit 
der öffentlichen Ordnung unverträglich ericheint, auf Antrag der Staatsbehörde durch 
Urtheil des Gerichtshofes Für firchliche Angelegenheiten aus ihrem Amte entlaflen 
werden. Die Folge diejer Entlafjung iſt rechtliche Unfähigkeit zur Ausübung des 
Amtes, Verluſt des Amtseinfommens und Erledigung der Stelle. Dieje im $ 24 
des Gef. vom 12, Mai 1873 enthaltene Beitimmung ift abgeändert durch Art. 1 
des Gef. vom 14. Juli 1880, betr. Abänderung der firchenpolitifchen Gejeße, nach 
welchem gegen Kirchendiener in dem erwähnten Falle nur auf Unfähigkeit zur Ber 
kleidung ihres Amtes, die den DVerluft des Amtseinftommens zur Folge hat, zu er- 
fennen ift. Kirchendiener, die trogdem Amtshandlungen vornehmen, werden mit 
Selditrafe bis zu 300 Mark, im Wiederholungsfalle bis zu 3000 Mark beitraft 
(Gef. vom 12. Mai 1873, $ 31); es kann denjelben auch nach dem Neichägei. 
vom 4. Mai 1874, betr. die Verhinderung der unbefugten Ausübung von Kirchen— 
ämtern, der Aufenthalt in bejtimmten Bezirken oder Orten verjagt oder angewiejen 
werden. Auch Verweiſung aus dem Bundesgebiete ift zuläffig. f 

Lit.: Die befannten — und Lehrbücher, bei. v. Holtzendorff's Handbuch 
— Strafrechts Bd. III. ©. 172 ff. (John), 305 (d. Schwarze), 1008 ff., 


en En IV. 6. 17H (Hinihius. — Jahlber im Gerichtäjaal 
Fr XXI (1872) ft — Rue in vd. Holkenborff’s — 1872 


©. 417 unb bei. A Kematen von Hinſchius zu den Preußifchen ae 


Berderb der Güter. Hierunter verjteht man die (volljtändige oder theil= 
weiſe) Entwertdung einer beweglichen Sache, in Folge einer in deren natürlichen 
Beichaffenheit vor fich gehenden Veränderung (häufig auch „innerer Verderb“ ge— 
nannt). Diejelbe it hauptjächlich im Handelsrecht von Bedeutung — auf der 
einen Seite ald recht3erweiterndes, auf der anderen Seite ala befreiendes Moment. 
Schon der drohende V. („it die Waare dem Verderben ausgeſetzt“) berechtigt 
nach dem Deutichen HGB., bei Gefahr im DVerzuge, wenn der Käufer in mora 
accipiendi, den Käufer ohne vorgängige Androhung zum Verkauf. 
Umgefehrt kann der Käufer die don ihm beanjtandete, ihm von einem anderen 
Drte überjendete Waare, wenn fie dem V. ausgejegt, und Gefahr im Verzuge iſt, 
verfaufen laſſen, während ſonſt die actio redhibitoria in der Regel durch den Ver— 
fauf ansgeichlofjen ift. Iſt nur ein Theil dem V. ausgeſetzt, jo gilt nur für 
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dieien das Verkaufsrecht. In ähnlicher Weile find der Kommijfionär und 
der Spediteur bei Geiahr im Verzuge zum Berfauf des dem V., ausgeſetzten 
Kommiffionge, bzw. Speditionsguts berechtigt. Auch der. Schiffer darf verkaufen, 
wenn ein erheblicher Verluſt an der Ladung 2c., 3. B. wegen drohenden V., anders 
nicht abzuwenden ift. Auf demjelben Grunde beruht das Recht des Richters, 
wegen drohenden V. den Verkauf der Fundſache oder der gerichtlich aufzubewahren» 
den Sache anzuordnen oder den der gepfändeten, bzw. in Beichlag genommenen 
Sache zu beichleunigen, bzw. zu verfügen. Dagegen befreit innerer B. des Fracht— 
guts (dev Ladung) den Frachtführer und den Verfrachter von der Erjaß- 
verbindlichkeit.. Der B. wirkt Hier wie höhere Gewalt. Auch dem Verjicherer 
fallen die durch inneren V. entjtehenden Schäden wenigjtens in der Regel nicht zur 
Laſt. Bejonders hervorgehoben iſt e&8 im HGB., daß der PVerfrachter die Güter, 
mögen fie verdorben jein oder nicht, für die Fracht an Zahlungsftatt anzunehmen 
nicht verpflichtet jei. Bei Ermittelung des Beitrages zur großen Haverei fommt 
u. A. für die Güter, welche während der Reife verdorben find, der durch Sach— 
verjtändige zu ermittelnde Berkaufswerth in Abzug. — In Verbindung mit einer 
ichuldbaren Verzögerung kann der eingetretene B. auch eine Entjchädigungsverpflich- 
tung begründen. So nach dem Deutichen Poſtgeſetz bei verzögerter Bes 
förderung. 

Gigb. u. Sit.: Allgem, Deutjces HGB. Art. 343, 348, 365, 366, 387, 395, 423, 424, 
504, ‚ 617, 629, 636, 642, 643, 674, 721, 825, 853, 855. — Poftgeieg vom 28. Oltober 
1871 8 6 (R. G. Bl. ©. 347). — EPD. 58 717, 810 Ab. 3. — Preuß. Allgem. LER. I 9 


$ 27; 1. 14 8$ 101, 102; AG. zur EPO. $ 23. — Enticd. des ROHG. KIN. S. * 
00. 


Vereinsrecht (Thl. I. S. 850). Daffelbe hat zu den verichiedenen Zeiten 
in Deutichland einen jehr verichiedenartigen Charakter gehabt. Im Mittelalter war 
das Vereinsweſen, in welchem ſich das ganze öffentliche Leben bewegte, von jeder 
jtaatlichen Einwirkung frei, e& erfreute fich einer durchaus felbftändigen Entwidelung 
und der reichjten Entfaltung, wennjchon es nicht an einzelnen Beftrebungen Deutfcher 
Kaifer fehlte, dafjelbe zu unterdrüden. Unter dem abjoluten Regiment, welches fich 
namentlich jeit dem Wejtjälifchen Frieden mehr und mehr in den Deutjchen Staaten 
feftjegte, wurde das Vereinsweien in enge Grenzen eingezwängt und allmählic in 
vollitändige Abhängigkeit von der Staatöregierung gebracht. Diefen Charakter hat 
namentlich auch die Preußische Gejeßgebung des 18. Jahrhunderts. Das Preuß. ER. 
(Thl. II. Tit. 6 SS 3 und 4) verbietet nicht nur jolche Vereine („Gejellichaften“ ), 
deren Zwed und Gefchäfte der gemeinen Ruhe, Sicherheit und Ordnung zumider- 
laufen, jondern legt auch dem Staate unbedingt das Recht bei, an fich nicht unzu— 
Läffige Gejellichaften zu verbieten, jobald fich findet, daß diejelben anderen gemein- 
nüßigen Abfichten oder Anftalten Hinderlich oder nachtheilig find. Es verpflichtet 
ferner (Thl. II. Tit. 20 $ 185) unter Androhung von Strafen die Mitglieder heim— 
licher Verbindungen, dieje, wenn fie auf den Staat jelbft und deſſen Sicherheit Ein- 
fluß haben könnten, der Obrigkeit zur Prüfung und Genehmigung anzuzeigen. Das 
Edikt vom 20. Oktober 1798 verbietet geradezu alle Verbindungen, deren Thätigfeit 
auf Serbeiführung von Veränderungen in der Berfaffung und Verwaltung des 
Staates gerichtet ift. 

Auch nach der Auflöfung des Deutichen Reich? trat eine für das Vereinsweſen 
günftigere Richtung in der Mehrzahl der Deutjchen Staaten nicht ein, ja e8 wurben 
in manchen noch beengendere Beitimmungen erlaffen, Hin und wieder die Bildung 
von Vereinen ohne obrigfeitliche Genehmigung fogar ganz verboten und mit Strafe 
bedroht. Die gleiche Tendenz machte fi) in der Bundeäverfammlung geltend. 
Nachdem jchon der Bundesbejchluß vom 20. Septbr. 1819 ſich gegen die Studenten- 
verbindungen gerichtet hatte, wurden durch Beichluß vom 5. Juli 1832 alle politischen 
Vereine verboten. 
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Im Jahre 1848 trat aber ein Umſchwung ein. Mit den übrigen Ausnahme: 
gejeßen wurden auch die angeführten Bundesbeichlüffe von der Bundesverfammlung 
durch den Beichluß vom 2. April 1848 aufgehoben. Darauf wurde in den 
Grundrechten des Deutjchen Volks (Art. 8) der Sat aufgeftellt: „Die Deutichen 
haben das Recht, Vereine zu bilden. Diejes Recht joll durch feine vorbeugende 
Maßregel beichränft werden.“ Diejes Prinzip wurde auch in einigen Deutichen 
Verf. Urk., wenn auch faſt in allen mit gewiffen Beſchränkungen, wiederholt. So 
beftimmt die Preuß. Verf. Urk. (Art. 30): „Alle Preußen haben das Recht, fich 
zu folchen Zweden, welche den Strafgefeßen nicht zumiderlaufen, in Gejellichaften 
zu vereinigen.“ „Politifche Vereine können Beichräntungen und vorübergehenden 
BDerboten im Wege der Gefeßgebung unterworfen werden.“ Es wurden num, zum 
Theil in Austührung der Berfaffungsbeitimmungen,, in mehreren Deutichen Staaten 
beiondere Gejeße über das Vereinsweſen erlaffen, in denen den politischen Vereinen 
gewiſſe Schranken gezogen wurden. Sp namentlich in Dejterreich (Gef. vom 17. März 
1849; — das Gef. vom 2. Novbr. 1852 verbot die politiichen Vereine überhaupt, 
dagegen jtellte das Staatsgrundgei. vom 21. Dezbr. 1867 das Vereins- und Ber: 
jammlungsrecht wieder her. — Gef. vom 15. Novbr. 1867), in Bayern (Gej. vom 
26. Febr. 1850), in Preußen (Gef. vom 11. März 1850), im Königr. Sachjien 
(DVerordn. vom 3. Juni 1850). Die Grundzüge diejer Gejege find folgende. Jeder 
politische Verein muß Statuten haben. Dieſe, jowie das Verzeichnig der Mitglieder, 
find von dem Vorſteher deflelben der Poligeibehörde mitzutheilen, wie diefe auch 
von allen Menderungen, welche in der einen und ber anderen Hinſicht eintreten, in 
Kenntniß zu jeßen ift. rauen, Schüler und Lehrlinge (jo in Preußen), oder auch 
überhaupt Minderjährige dürfen nicht ale Mitglieder aufgenommen werden, aud 
gar nicht den Verfammlungen derartiger Vereine beimohnen. Kein politiicher Verein 
darf mit anderen Vereinen derfelben Art zu gemeinjamen Zweden in Verbindung 
treten. Speziell die Verfammlungen diejer Vereine anlangend, jo müſſen diejelben 
jedesmal (wenn nicht folche zu bejtimmten Zeiten und an beftimmten Orten durch 
die Statuten angeordnet find) vorher der Obrigkeit angezeigt werden. Dieſe ift 
befugt, der Verfammlung einen oder zwei Polizeibeamte oder andere Perfonen ala 
ihre Abgeordnete beimohnen zu laffen. Die Beamten haben von den gehaltenen 
Reden und ftattfindenden Erörterungen, zum med eines etwa gegen das eine oder 
andere Mitglied einzuleitenden Strafverfahrens, Kenntniß zu nehmen, zu welchem 
Behuf der Vorfitende der Verſammlung denjelben Auffchlüffe über die Perfon der 
auftretenden Redner geben muß. Sie haben aber auch das Recht, die Verjamm- 
lung ſofort aufzulöjen, einmal wenn die vom Gejeß für diefelbe gegebenen formellen 
Vorjchriften, wozu auch die Ausſchließung von Bewaffneten gehört, nicht beobachtet 
find, und dann, wenn in der Berfammlung Anträge oder Vorjchläge erörtert werden, 
welche Aufforderungen oder Anregungen zu ftrafbaren Handlungen enthalten. Sat 
der Beamte die Verfammlung für aufgelöft erklärt, jo haben alle Anwejenden fich 
zu entfernen, widrigenfalls nicht nur mit Strafen gegen die, welche nicht Folge 
leiften, vorgegangen wird, fondern auch ein Einfchreiten der bewaffneten Macht 
gerechtfertigt iſt. MNichtpolitifche Vereine find dieſen Beſchränkungen nicht unter— 
worfen. Doch ijt hierbei zu beachten, daß jeder Verein in dem Augenblick, wo er 
fich mit öffentlichen Angelegenheiten bejchäftigt, ala ein politifcher behandelt wird. 
Die von den neueren Verf. Urk. gewährleiftete Vereinäfreiheit findet eine fernere Ein— 
Ichränfung bei Militärperfonen. Schon die Deutjchen Grundrechte (Art. 8) hatten 
ihre Beitimmungen über das Vereinsweſen auf das Heer und die Flotte nur joweit 
für anwendbar erflärt, ala nicht die militärischen Disziplinarvorfchriiten entgegen- 
ftünden. Die Preuß. Verf. Urk. hat einmal diefe Beitimmung aufgenommen (Art. 39) 
und dann noch im Befonderen angeordnet, daß die bewaffnete Macht weder in noch 
außer dem Dienjt beratbichlagen oder fich anders, als auf Befehl verfammeln dürfe ; 
auch Hat fie VBerfammlungen, wie Vereine der Landwehr zur Berathung militärifcher 


Verfalltag. 1019 


Einrichtungen und Anordnungen ſelbſt für den Fall unterſagt, daß dieſelben nicht 
zuſammenberufen ſind (Art. 38). 

Eine Reviſion der in den einzelnen Deutſchen Staaten beſtehenden Vereins— 
geſetzgebung ſtellte ſich der reaktivirte Bundestag zur Aufgabe. Das Refultat dieſer 
Beſtrebungen war der Bundesbeſchluß vom 13. Juli 1854. In dieſem ſind ein— 
mal die ſchon oben angegebenen Grundzüge (einſchließlich der hinſichtlich der Militär— 
perjonen hervorgehobenen) als die Grenzen der in den einzelnen Bundesftaaten dem 
Vereinsweſen einzuräumenden Freiheiten bingeftellt worden. Außerdem aber wurbe 
eine ftaatliche Ueberwachung aller Vereine angeordnet, wie es auch den Bundes— 
ftaaten zur Pflicht gemacht wurde, die Arbeitervereine und Verbrüderungen, welch 
politische, fozialiftiiche und kommuniſtiſche Zwede verfolgten, aufzuheben, auch die 
Neubildung derartiger Vereine nicht zuzulaffen. Diefer Bundesbeichluß ift jedoch 
in Preußen und Bayern nicht publizirt worden. 

Nach der Preuß. Verf. Urk. (Art. 111) und dem Preuß. Gej. vom 4. Juni 
1851 fann im Fall eines Krieges oder Aufruhrs, bei dringender Gefahr für die 
Öffentliche Sicherheit, in dem davon betroffenen Diftrift und während der Dauer 
des gedachten Zujtandes die Vereinäfreiheit juspendirt werden, wie auch dad Bundes: 
vereinägejeß einen ähnlichen, freilich ganz allgemein gehaltenen Vorbehalt für die 
Regierungen in Anjpruch nahm. Dieje Suspenfion tritt jedoch nach dem Preuß. 
Gef. nicht von ſelbſt mit Verhängung des Belagerungszuftandes ein, jondern es 
muß diejelbe beionder& auägeiprochen werden. Dieſe Beitimmung ift auch, nachdem 
die Verf. des Deutfchen Reichs dem Kaiſer das Recht gegeben bat, bei bedrohter 
Sicherheit des Bundes jeden Theil deſſelben (mit Ausnahme von Bayern) in Kriegs— 
zuftand zu erflären, für das Deutiche Reich geltend geworden (Verf. Urk. Art. 68). 

In neuejter Zeit hat die Deutiche Reichsgeſetzgebung, welcher durch die Verfaſſung 
(Verf. Urk. Art. 4) das Vereinsweſen unterjtellt ift, angeordnet das Verbot aller 
Bereine und Verbindungen, „welche durch fozialdemotratifche, ſozialiſtiſche oder 
kommuniſtiſche Beitrebungen den Umſturz der bejtehenden Staats oder Gejellichafts- 
ordnung bejweden“ , jowie derer, „in welchen jozialdemofratifche,, ſozialiftiſche oder 
fommuniftische, auf den Umſturz der bejtehenden Staats oder Gejellichaftsordnung 
gerichtete Beftrebungen in einer den öffentlichen ?yrieden“ geiährdenden Weile zu 
Tage treten ($ 1 des Reichsgeſ. vom 21. Oft. 1878 — deſſen Geltung vorläufig 
bis zum 830. Septbr. 1884 feſtgeſetzt iſt, ſ. $ 30 und Reichsgeſ. vom 31. Mai 
1880 $ 2 —), ebenjo die Auflöfung reiv. das Verbot von Verjammlungen, bei 
denen diefelben Tendenzen hervortreten,, reſp. begrümdeter Verdacht vorliegt, daß 
fie zur Förderung jolcher Tendenzen beitimmt find ($ 9). 

Die Vereine der Studirenden unterliegen zwar den allgemeinen Geſetzen; dod) 
Stehen fie zugleich unter bejonderer Aufficht der akademischen Disziplinarbehörden. 
In Preußen iſt dieſes Verhältniß eingehender geregelt durch die auf Grund des 
Geſetzes vom 29. Mai 1879 jeiten® des Unterrichtsminiſters erlaffenen Vorschriften 
für die Studirenden der Landesuniverfitäten vom 1. Oktober 1879. 

Lit: Zahariä, a Staatd: und Bundesredht, I. ©. 468 ff zöpt, Gem. 
Deutiches taatörecht, 1. ©. 690 fi. — ur — Delle 
Gierke, Dad Deutiche Genofienichaftärecht, I fl. Rönne, Staatäredht, T 2 


S. 201 fr. — Thilo, Dad Preuß. Vereins: und Berkenbsulanabnait, Breslau ge 
ewis. 


Berfalltag (Verfallzeit, cehéance, Fälligkeit, Stadenz, scadenza, expiration, 
maturity) ift der Zeitpunkt, mit deſſen Gintritt eine Obligation ihrem Inhalte ent— 
Iprechend erfüllt werden joll. Nicht immer, aber in der Regel ift der V. zugleich 
auch der Leiftungstermin, bei Geldforderungen der Zahlungstag, d. i. 
derjenige Tag, an welchem die Leiftung, bzw. Geldzahlung wirkſam gefordert werben 
kann. Die Differenz zwiſchen B. und Zahlungstag, welche fich übrigens nicht völlig 
mit der Römifch-rechtlichen Unterfcheidung zwiſchen dies veniens und dies cedens 


1020 Verialltag. 


(1.213 pr. D. d. V.S.50, 13) dedt, kann durch verjchiedene Gründe herbeigeführt 
werden, 3. B. durch geſetzlichen Kaſſaſchluß des Schuldners, durch den Umſtand, 
daß der V. auf einen Sonntag oder gejeglichen Feiertag fällt, in welchem Falle 
der nächitfolgende Wochentag der Zahlungstag (nach Wechielrecht immer, nach Han— 
delsrecht präſumtiv) iſt, im Wechjelrecht durch die Exiſtenz von Proteittagen oder 
durch die von KHaffirtagen, früher auch von Reſpekttagen (j. unten). Der B. ijt ent- 
weder ausdrüdlich im Inhalte der Obligation gegeben, oder aus Yebterem mittels 
bar — nad) pofitiver Rechtsvorjchritt — zu entnehmen; in jedem Falle ijt der B. 
der Zeitpunkt, an welchem die Obligation, foweit eine Yeiftung in Betracht fommt, 
durch die Erfüllung ihrem Inhalte nach getilgt werden joll, jo daß die an dieſem 
Zeitpunfte jtattfindende Grfüllungshandlung als rechtzeitige Yeiftung ericheint. 

I. Die Vereinbarung eines B. in einem Bertrage hat nah Gem. Redt 
im Zweifel den Sinn, daß dadurch die Mahnung (Interpellation) überflüjlig werde, 
daß aber, nad dem Sabe: dies interpellat pro homine, der Schuldner fich im 
Verzug befinde, jobald der B. eingetreten und die Leiftung an diefem nicht erfolgt 
ift, e8 wäre denn, daß die Schuld eine Holſchuld (dette querable, im Gegenjaß zu 
einer Bringjchuld, dette portable) ijt, in welchem Falle, wie 3. ®. bei Schulden 
aus Werthpapieren, der Schuldner erjt durch Mahnung bzw. Präjentation des Pa— 
piers in Verzug geießt werden fann (vgl. Stobbe, a. a. O. 8 182 Ziff. 2). 
Jene Regel ift jedoch nur als eine Rechtsvermuthung zu betrachten; es kann »jein, 
daß die Feitfeßung eines VB. im Vertrage den Sinn bat, daß der Gläubiger vor 
diefem Zeitpunkt nicht fordern dürfe; die Zeitbejtimmung in diefem Sinne anzu— 
rechnen müßte aber durch bejondere Umſtände gerechtiertigt jein; find jolche nicht 
vorhanden, jo ift die Zeitbejtimmung jo aufzufaflen, dat der Schuldner vor jenem 
Momente allerdings nicht zu letjten braucht, aber mit dem Eintritt deſſelben leiften 
muß, ohne daß der Gläubiger eine Mahnung an ihn zu richten hätte, um die 
Forderung, d. h. die Xeiftung, fällig zu machen. (Ueber den in diefer Beziehung 
jedoch jchwebenden Streit j. Windſcheid, Pand., $ 278, insbeſ. Anm. 4.) Nadı 
eben diefem (Gem.) Recht wird die frage, ob der Schuldner vor dem V. leiſten 
fönne und der Gläubiger gehalten jei dieje Leiftung anzunehmen, für den Zweifels— 
iall bejaht; der V. ift hiernach als zum Vortheil des Schuldners fejtgeitellt an— 
zuſehen, d. h. der Gläubiger ift im Zweifel verpflichtet, die Xeiftung vor dem B. 
anzunehmen, nicht aber berechtigt, fie vor dem V. zu fordern; daß die Beitimmung eines 
B. im Intereſſe des Gläubigers getroffen jei, jo daß diejer die vorzeitige Leiſtung 
als verfrüht zurückzuweiſen berechtigt jein joll, ijt ziwar möglich, aber gemeinrechtlich 
nicht zu vermuthen und demnach von bejonderen Umjtänden oder Beweijen abhängig. 
(Ueber das hierin theilweife abweichende Franzöſiſche Necht j. Windjcheid im 
Rhein. Arch. Bd. 44 11. ©. 17 ff. und Pucelt in Zahariä v. Lingen— 
thal’s Franz. Givilrecht, $ 308.) Das Preußiiche LER. kennt eine jolche präjum- 
tive Erzwingbarkeit der Annahme nicht; es bejtimmt vielmehr, dak vor dem DB. die 
Griüllung wider den Willen des einen oder des anderen Theiles weder geiordert 
noch geleitet werden fann. Ueber das ältere und neuere Deutiche Recht j. Stobbe 
a. a. O. 

II. Das Deutſche Handelsrecht weicht von den erwähnten Rechten inſofern 
ab, als es jede Präfumtion über den Sinn der Ginzufügung des VB. vermeidet 
und, die Trage ala Thatfrage zur GEnticheidung im einzelnen Falle offen Laflend, 
nur die Anweifung enthält, daß in allen Fällen, in welchen ein ®. beitimmt wor— 
den ift, nach der Natur des Geſchäfts und der Abficht der Kontrahenten zu be= 
urtheilen jei, ob derjelbe nur zu Gunſten eines der beiden Kontrahenten hinzugefügt 
worden ijt; ergiebt fich, daß die Hinzufügung des V. im nterefje des Schuldners 
geichah, Diefer aljo vor dem V. zu zahlen befugt fein joll, jo ift er (mach Abi. 2 
d. Art. 334 des Allg. Deutichen HGB.) doch nicht berechtigt, ohne Einwilligung 
des Gläubigers den Disfonto (das Interusurium, auch Abgeld, Defort, Rabatt und 
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Stonto genannt) abzuziehen, inforern nicht Uebereinfunft oder Ujance ihn dazu er— 
mächtigen; denn der Gläubiger würde, wenn der Abzug des Disfonto ohne Weiteres 
gejtattet wäre, nicht jelten weniger erhalten, ala ihm gebührt, infofern er nämlich 
nicht ftet3 in der Lage ift, das Empfangene jo nußbar anzulegen, daß dadurch das 
durch den Rabatt Entzogene erjeßt werde. 

Iſt gar kein V. im Bertrage beftimmt, jo kann die Erfüllung nad) Gemeinem 
Recht wie nad) Handelsrecht — val. aber Preuß. ER. Thl. I. Tit. 5 $$ 230 bis 
232 — zu jeder Zeit gefordert und geleitet werden, jofern nicht nach den Umständen 
oder nach dem Handelägebrauche etwas Anderes anzunehmen ift (HGB. Art. 326). 
Sit eine Verfallzeit zwar im Vertrage erwähnt, jedoch jo unbejtimmt, daß Zweifel 
entitehen, jo enticheidet das Gejeg im Einzelnen beſonders (jo bei den Ausdrüden 
„im Frühjahr”, „im Herbſt“, „Mitte des Monats“, „halber Monat‘, bei Friſt— 
beitimmungen nach Tagen, Wochen, Monaten — |. HGB. Art. 327—332 ; vgl. unten 
III., die wechjelrechtlichen Normen, insbefondere vgl. HGB. Art. 327 d. HGB. mit 
Art. 30 d. WO., Art. 328 mit Art. 32 d. WO.); Börſenordnungen, welche an 
dere Normen beftimmen, bleiben in Kraft, nicht aber entgegenftehende Ujancen. In 
Bezug auf den Einfluß von Sonn» und Feiertagen ift zu unterjcheiden zwiſchen 
Griüllungsterminen und Erfüllungsfriften: eriterenfalls gilt, wenn der 
Zeitpunft der Erfüllung auf einen Sonntag oder allgemeinen Feiertag fällt, worüber 
das Recht des Grrüllungsortes entjcheidet, der nächitiolgende Werktag ala Tag 
der Erfüllung, leßterenfall® muß, wenn der lebte Tag des Zeitraums, innerhalb 
deſſen jedenfalls erfüllt werden muß, d. i. der letzte Tag der Erfüllungsfriſt auf einen 
Sonntag oder allgemeinen Feiertag fällt, jpäteftens am nächftvorhergehenden 
Werktage erfüllt werden. In jedem Falle muß die Erfüllung während der gemöhn- 
lichen Geichäftszeit, d. i. in der Regel während der ortsüblichen Kontorftunden 
erfolgen. 

Iſt die Lieferzeit oder Zahlungszeit prolongirt (d. i. verlängert) worden, 
fo beginnt, jofern nichts anderes vereinbart ift, die neue Friſt erſt am erſten Tage 
nach Ablauf der alten Friſt zu laufen. 

III. Beſondere feſte Grundfäße über die DB. haben fih im Wechſelrecht 
entwidelt. Es gehört zu den wejentlichen Beitandtheilen eines gezogenen wie eines 
eigenen Wechjels nach allen Wechjelordnungen die Angabe der Zeit, zu welcher 
gezahlt werden ſoll; diefe Zeit kann für die gefammte Wechjelfumme nur eine und 
diejelbe fein (f. d. Art. Ratenwechſel) und nur feftgefeßt werden auf einen be— 
ftimmten Tag (Tagwechjel) oder auf Sicht (Worzeigung, & vista 2c.) oder auf eine 
bejtimmte Zeit nach Sicht (Sicht: und Nachficht-Wechjel); oder auf eine bejtimmte 
Zeit nach dem Tage der Ausftellung (nach dato) (Datowechſel); oder auf eine Meſſe 
oder einen Markt (Meß- oder Marktwechjel) (ſ. d. Art. Meßwechfel). Tag- 
wechiel fünnen auch auf ultimo, medio, Ende, Mitte eines Monats, Michaelis und 
dergleichen gültig lauten; die bei der Angabe der Zahlungszeit fehlende Jahreszahl 
kann, vorausgefeßt, daß der angegebene Zahlungs: (Monats-)tag noch in das Aus— 
ftellungsjahr Fällt, aus dem Ausftellungsdatum ergänzt werden und zwar gleichviel 
ob die Buchitaben l. 3. (oder a. c.) der Verjallzeit beigefügt ſind oder nicht. 

Zu den Sichtwechſeln ſind auch die „auf Verlangen“, „a piacere“ geſtellten 
Wechſel zu rechnen, ausdrücklich in Oeſterreich. 

Im Anſchluß an dieſe Beſtimmungen ſtellt die Wechſelordnung eine Anzahl von 
Regeln zur Beſeitigung von Zweifeln auf: Iſt in dem Wechſel ein beſtimmter Tag 
als Zahlungstag bezeichnet, ſo tritt die Verfallzeit an dieſem Tage ein; iſt die Zah— 
lungszeit auf die Mitte eines Monats geſetzt, ſo iſt der Wechſel am 15. dieſes Mo— 
nats fällig. Iſt die Zahlungszeit auf Anfang oder iſt ſie auf Ende eines Monats 
feſtgeſtellt, ſo iſt darunter der erſte bzw. letzte Tag des Monats zu verſtehen (Nürnberger 
Novelle VII.). Ein auf Sicht geſtellter Wechſel hat ſeinen V. am Tage der Vor— 
zeigung (Präſentation; als ſolche gilt auch die Einklagung, vgl. Entich. des ROHG. 
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Bd. V. ©. 315, 316; Bd. XIV. ©. 30); ein jolcher Wechjel muß, bei Verluit 
des wechielmäßigen Anipruchs gegen die Indoffanten und den Ausjteller, nad) Maße 
gabe der bejonderen im Wechjel enthaltenen Bejtimmung, und in Grmangelung 
jolcher binnen zwei Jahren nach der Ausitellung zur Zahlung präfentirt werden. 
Hat ein Indoffant auf einen gezogenen Sichtwechjel jeinem Indofjamente eine be= 
iondere Präfentationsfrift Hinzugefügt, jo erliicht feine wechjelmäßige Verpflichtung, 
wenn der Wechjel nicht innerhalb diejer Friſt präfentirt worden ift. (Der Wechjel- 
anipruch gegen den Außjteller eines eigenen, auf Sicht gejtellten Wechjeld gebt durch 
die Nichteinhaltung der zweijährigen Präjentationgfrift nicht verloren, j. Entich. d. 
Reichsgerichts vom 26. Nov. 1880 — Entſch. Bd. III. ©. 6—8). 

Bei Wechieln, welche mit dem Ablaufe einer beftimmten Frift nach Sicht oder 
nach Dato zahlbar find, tritt die Berjallzeit ein: 

a) wenn die Friſt nach Tagen bejtimmt it, an dem letzten Tage der Friſt; 
bei Berechnung der Friſt wird der Tag, an welchem der nach Dato zahlbare Wechiel 
ausgeftellt oder der nach Sicht zahlbare zur Annahme präfentirt ift, nicht mit— 
gerechnet ; 

b) wenn die Friſt nach Wochen, Monaten, oder einem, mehrere Monate ums 
jaffenden Zeitraume (Jahr, halbes Jahr, Vierteljahr) beitimmt ift, an demjenigen 
Tage der Zahlungswoche oder des Zahlungsmonats, der durch feine Benennung oder 
Zahl dem Tage der Ausjtellung oder Präfentation entjpricht; fehlt diefer Tag in 
dem Zahlungsmonate, jo tritt die DVerfallzeit am lebten Tage des Zahlungs 
monats ein. 

Der Ausdrud „halber Monat’ wird einem Zeitraume von 15 Tagen gleich 
geachtet. Iſt der Wechjel auf einen oder mehrere ganze Monate und einen halben 
Monat gejtellt, jo find die 15 Tage zuleßt zu zählen; 53. B. würde die Verfallzeit 
eines am 26. Februar eines Nichtichaltjahres ausgeitellten, zweieinhalb Monat & 
dato lautenden Wechjels jo berechnet, daß die 15 Tage zuerit gezählt werden, io 
würde der Wechjel am 13. Mai verfallen; nach der gejeglichen Berechnung verfällt 
er jedoch jchon am 11. Mai. Betreffs des V. der Meßwechſel j. diefen Art. 

Für die Berechnung des DB. kann auch der Unterjchied zwiſchen dem Kalender 
alten und neuen Stils von Bedeutung werden: Iſt in einem Lande, in welchem 
nach alten Stile gerechnet wird, ein im Inlande zahlbarer Wechiel nach Dato aus 
geitellt, und dabei nicht bemerkt, daß der Wechjel nach neuem Stile datirt jei, oder 
ift derjelbe nach beiden Stilen datirt, jo wird der V. nach demjenigen Stalendertage 
des neuen Stils berechnet, welcher dem nach altem Stile fich ergebenden Tage der 
Ausſtellung entipricht. 

Ein praktischer Unterjchied zwiſchen B. und effeftivem Zahlungstage kann, wie 
oben gejagt, durch die GErijtenz von jog. Kaffirtagen bewirkt werden; es ift 
nämlich ein Aufſchub der Zahlung auch nach neuejtem Rechte noch zuläflig da, wo 
ſog. Kaſſirtage (d. ſ. allgemeine durch Ortsrecht eingeführte Zahltage, welche min- 
deitens wöchentlich wiederfehren) bejtehen; jolche Zahltage finden fich 3.3. in Augs- 
burg, Bremen u. a. O.; Wechjel, welche zwiichen den Zahltagen jällig werden, brauchen 
erſt am nächſten Zahltage bezahlt zu werden. Dabei ift jedoch bejchräntend zu be- 
merken: ein derartiger Aufſchub ift bei Sichtwechjeln ausgeſchloſſen und jerner über- 
haupt ohne Einfluß auf die Protefterhebungsfrift (zwei Tage nach Verfall); die 
(egtere ift vielmehr nach Maßgabe der im Wechjel angegebenen Berfallzeit und un— 
abhängig von dem Kaffirtage zu berechnen, jo daß ein am Sonntag oder Montag 
jälliger Wechſel jpäteftens am Mittwoch protejtirt werden muß, jelbjt wenn erft am 
Donnerjtag der Kaffirtag ift. Hingegen find Reſpekttage, d. j. Friſten, durch 
welche der Zahlungstag über den aus dem Wechjelbrieie direkt oder indirekt zu entneh- 
menden B. hinaus um eine gewiffe (in älteren Rechten häufige) gejeßliche oder gemohnheits- 
mäßige Zeit verfchoben wird, durch die Deutiche Wechjelordnung aufgehoben, ſoweit 
es fich um inländiſche Wechjel handelt; die im Auslande geltenden Neipefttage 
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können jedoch bei im Auslande zahlbaren Wechjeln vom Wechielichuldner, auch wenn 
diefer ein Inländer ift, geltend gemacht werden. 

Der Ablauf der B., welche nicht zur Präfentation behufs Zahlung benußt 
wurde, ermächtigt den Wcceptanten ohne Weiteres zur amtlichen Deponirung der 
Wechielfumme, auf Gefahr und Koſten des Wechielinhabers, vorausgeſetzt, daß auch 
die zur Erhebung des Protejtes Mangels Zahlung bejtimmte Frift unbenußt verjtrich 
(vgl. Entih. des ROHG. Bd. V. ©. 375). 

Die Bewilligung eines Zahlungsauffhubs (Prolongation des MWechiels) 
fann an der im Wechſel jtehenden B. Nichts ändern, jondern nur eine Einrede gegen 
den den Aufſchub bewilligenden einzelnen Gläubiger (auf Grund des beionderen Pro— 
longationsvertrages) erzeugen. Würde der Inhaber eines Wechſels einjeitig die ©. 
des Wechſels Eorrigiren, jo wäre hierdurch die Wechjelfraft veruichtet; der Acceptant 
des Wechjeld mit angegebenem V. würde dann, wenn durch eine vom Inhaber eigen= 
mächtig vorgenommene Korrektur der V. getilgt und ein anderer eingejchrieben wor— 
den, aus einem früheren Accept nicht mehr haften, denn der veränderte Wechſel ijt 
von ihm nicht acceptirt, und der urfprüngliche Wechjel eriftirt nicht mehr (Entſch. 
des ROHG. Bd. XIII. ©.155). Ueber das Verhältniß der wechjelrechtlichen Regeln 
vom DB. (inäbefondere die Nürnberger Novelle VII., in Dejterreih Nr. IV.) zu den 
handelörechtlichen (vgl. z. B. Art. 329 d. Allg. Deutjchen HGB. mit Art. 92 der 
Wechfelordnung) j. Makower, a. a. D. ©. 347, Anm. 6 und v. Hahn, Kom— 
mentar zum HGB., 2. Aufl. Bd. II. ©. 224—226. 

Ueber Aufſchub des V., insbejondere durch) Moratorien und dergleichen, ſ. d. 
Art. BESLORBEL REAREIBNN.: Bd. III. ©. 192 und 193, jowie auch d. Akt. 
Vis major a. Sn 

Quellen: m. Deutfchen HGB. Art. 326—334. — Allgem. Deutihe WO. Art. 4 
zu 4, Art. 5 mit ru er II. (in —— Nov. I.), Art. 30 mit Nov. VII. (in Sefterreich 

ov. IV.), Art. 31—35. — Code civil frang. art. 1138, 1139, 1205, 1228. — Code de comm. 
art. 130—135. 
Lit.: Windſcheid, Panbelten, 5. Aufl., SS 278, 274, 278. — Stobbe, Deutſches 
rivatrecht. Bd. IL 1878 ©. 182 Biff, 2, und die bei Beiden angeführte F — Thöl, 
—— 8 * — 254. — Natower, rg Deutſches HEB., 3. Aufl. 1880, 


S WR., 4 Aufl. SS 38, 2 87 und die dort cit. Lit. — 

©. dv. Wächter, Gnchflop. des W.R., ©. Duo — zberger, *8 db. ROHG,, 

bandelsrechtliche (1881), ©. 438, 439; Deufelbe, —— — iche (1 1, & i 64, 143 big 
Entjcheib. des Neichäger. Bb. I area 


Berfangenihaftsrecdht (ius devolutionis), Die jchon zur Zeit der Vollks— 
rechte weit verbreitete Uebung, durch Ghevertrag dem überlebenden Ehegatten die 
Zeibzucht an dem Immobiliarnachlaß des verjtorbenen einzuräumen, bejchräntte fich 
bei den Franken auf den Fall der Finderlojen Che. Bei beerbter Ehe war eine 
derartige Zuwendung urfprünglich nur zu Gunſten der rau in Gejtalt des Wit- 
thums (dos, dotalitium) zuläffig, und zwar mit der eigenthümlichen Wirkung, daß 
die Witthumsgüter nicht blos bei dem Borabiterben des Mannes, jondern auch bei 
dem Borabiterben der Frau jofort in das Gigenthum der Kinder übergingen und 
dem überlebenden Ehegatten, der Frau jowol wie dem Manne, von dem fie her— 
rührten, nur zu Leibzuchtörecht zuftanden. Exit im Laufe der Zeit wurden auch 
entiprechende Zuwendungen der rau an den Mann mit der gleichen Wirkung zu 
Gunften der Kinder (ald Gegenwitthum) üblich. Bei den Auftrafifchen Franken 
bürgerten fich diefe das ganze Immobiliaxvermögen der Ehegatten umfaſſenden Leib— 
zucht3- und Witthumsverträge allmählich fo ein, daß fie als ſelbſtverſtändlich überall 
borausgefeßt wurden, two fein anderweitiger Ehevertrag, insbejondere fein jpezieller 
Witthumsvertrag vorlag. So entitand, ala gewohnheitärechtlicher Niederichlag der 
Eheverträge, das geſetzliche Leibzuchtsrecht des überlebenden Ehegatten bei kinderlofer, 
das geießliche V. bei beerbter Ehe. Beide bedingen einander, doch erhielt jich das 
DB. vielfach auch dort, wo das geſetzliche Yeibzuchtsrecht zu einem gegenjeitigen Allein- 
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erbrecht finderlofer Ehegatten erweitert wurde. Von den Franken aus verbreitete 
fih das DV. in den verwandten Rechtägebieten der Thüringer, Alamannen und 
Bayern. Das B. ift in erfter Reihe ein erbrechtliches Inftitut, es tritt erft mit 
dem Tode des einen Ehegatten ein; während der Ehe bejteht es nicht. Die Kinder 
werden Gigenthümer des ganzen zur Zeit vorhandenen Grundbeſitzes ihrer Eltern, 
ohne Unterjchied der Herkunft, gleichviel ob derjelbe von dem veritorbenen oder dem 
überlebenden Ghegatten herſtammt, aber der letztere hat die Leibzucht. Dies iſt 
wenigjtens die in der großen Mehrzahl der Quellen durchblidende Auffaffung des 
Rechtsverhältniffes, nur wenige nehmen ein durch Warterecht der Kinder beichränttes 
Gigenthum des überlebenden Ehegatten an. Für die Dauer der Leibzucht find die 
Güter den Kindern verfangen, d. h. fie können ohne ihre Zuftimmung, von Noth— 
fällen abgejehen, weder veräußert noch dinglich belaftet werden; der überlebende 
Ehegatte hat die Nubnießung und, wie das Recht der Leidzucht es mit fich bringt, 
in gerichtlich Teftgeitellten Notbrällen auch das Recht der Veräußerung, lehteres we 
nigitens jo lange er ledig bleibt. Das Recht der Nutznießung behält er, auch wenn 
er eine neue Ehe eingeht, bis an feinen Tod. Die verfangenen Güter bleiben Eigen- 
thum der Kinder erjter Ehe und werden von ihnen, jobald fie frei werden, nad 
Köpfen getheilt, twobei vorverftorbene Kinder durch ihre Dejcendenten vertreten wer- 
den. Stirbt ein Kind vor Beendigung der VBerfangenjchaft, ohne Dejcendenten zu hin- 
terlafien, jo wächft fein Recht den übrigen Kindern zu, erit nach dem Abjterben 
‚Jämmtlicher Kinder gehen die verfangenen Güter kraft Erbrecht auf den überlebenden 
Glterntheil über. Das Recht der Kinder an den verfangenen Gütern iſt demnach 
Sefammteigenthum, nicht Miteigenthum zu ideellen Theilen. Das Mobiliarvermögen 
wird vom V. nicht berührt, daſſelbe ift ebenfo wie das von den überlebenden Ehe 
gatten während des Wittivenftandes oder in zweiter Che erworbene Immobiliar— 
vermögen fein freies Eigentum und fällt, wenn er Kinder aus einer jpäteren Eh 
binterläßt, im der Regel ausfchließlich diefen zu, während die Vorfinder die ver- 
fangenen Güter der erjten Ehe nehmen. — Die vielfachen Härten des V. führten 
ichon im 13. Jahrhundert oft zu freiwilligen Auseinanderfegungen zwiſchen den 
Kindern und dem überlebenden Ehegatten, der zur zweiten Ehe fchreiten wollte, und 
zwar bald im Wege der Vermögenstheilung, bald in Geftalt von Einkfindichafte- 
verträgen, in welchen die Vorkinder gegen Verzicht auf ihr Eigenthum an den ver: 
fangenen Gütern durch Erbeinjegungsvertrag den Kindern zweiter Ehe gleichgeftellt 
wurden. Die Eitte der Vermögenstheilungen führte zum Theilrecht, das jchon im 
13. Jahrhundert vorfommt und bald mehr und mehr an Boden gewinnt; das fo 
gemilderte V. wurde nach der Rezeption in der Negel ala fortgejegte Gütergemein- 
ichaft aufgefaßt und verlor auf diefe Weije feinen urfprünglichen Charakter, e& wurde 
aus einem erbrechtlichen Inſtitute zu einem Inſtitute des ehelichen Güterrechts. Wo 
die Eitte der Einkindſchaftsverträge überwog, fam man mehrfach zu der gejeßlichen 
Einkindichaft, die man ebenfalls an die allgemeine Gütergemeinjchaft anfnüpfte. Da: 
gegen verschwand das reine V. unter dem Einfluffe der Rezeption faft überall, nur 
vereinzelt hat es fich, theils mit theils ohne Theilrecht, bis in die neuere Zeit er 
halten, jo in einigen Niederrheinifchen Gebieten bis zur Einführung des Franzöſiſchen 
Rechts. Gegenwärtig findet fich das V. nurnoch in einigen Thüringifchen Statuten. 
Dal. die Art. Einkindſchaft, Theilrecht. 

Lit: R. Schröder, Geſchichte bed ehelichen Güterrechts in Deutichland, II. Theil 
1,—3. Abtheil. — Sandhaas, Das Fräntifche eheliche Güterrecht. — Roth, Syſtem bei 
Deutichen Privatrechts, $ 101. 

R. Shröber. 


Berfafiungseid (Thl. I. S. 856). Zu den älteften Garantien der Ver- 
faffungen gehört der auch von dem modernen Sonftitutionaliamus feftgehaltene V. 
des Yandesherrn, der Staatsdiener, twol auch der Staatsbürger. 
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Der von dem Souverän auf die Verfafjung geleiftete Eid ijt keineswegs die 
Grundlage feiner Verpflichtung zur Aufrechthaltung der Verfaffung; vielmehr kann 
eine Verlegung der Verfaſſung auch von einem Landesherrn ausgehen, der diejelbe 
weder mündlich noch jchriftlich zu beobachten und zu halten verjprochen Hat. Die 
Beſchwörung der Berfaffung durch den Souverän ift jomit nicht ala eine eidlich 
übernommene, jondern nur als eine eidlich anerkannte Berpflichtung zu deren 
unverlegter Erhaltung, mit anderen Worten ala eine eidlihe Betätigung 
der durch die Verfaffung gewährten, von dem B. des Landesherrn vollitändig unab- 
bängigen, hiernach alſo ſchon vor der Leiftung dieſes Eides in voller Geltung be- 
jtehenden Rechte der UntertHanen zu betrachten. Da aber die religiöfe Bedeutung 
des Eides den Bruch der bejchworenen Verfafjung zu einem vom fittlichen und reli= 
giöfen Standpunfte aus beſonders verwerflichen Verbrechen macht, jo Haben viele 
Berfaffungen beſtimmt, daß der Landesherr die DVerfaffung bei dem Regierungs— 
antritte, regelmäßig unter Zuziehung des gerade verfammelten Landtags, beichwören 
(Preußen, Bayern), bzw. in einer jchriftlichen Urkunde eidlich befräftigen müſſe 
(Koburg-Gotha, Oldenburg und Waldek). Andere Berfaffungen laſſen es bei einer 
jeterlichen, theils jchriftlichen, theil8 mündlichen Erklärung des Fürſten, worin er die 
unvderbrüchliche Aufrechthaltung der BVerfaffung bei fürjtlichem oder königlichem 
Worte zufichert, beiwenden: Sachjen, Weimar, Altenburg, Meiningen, Reuß j. L., 
Württemberg. Auch machen einzelne Verfaſſungen die Leiftung des Huldigungs— 
eideg von der vorhergehenden Erklärung des Thronfolgers, die Gejege unverbrüchlich 
wahren zu wollen, abhängig: Württemberg, Weimar, Meiningen, Oldenburg, Wal- 
de, oder jtellen ausdrüdlich fejt, daß der Souverän vor der Beſchwörung der Ver— 
faffung feine Regierungshandlung vornehmen darf: Koburg-Gotha, Oldenburg. 

Bei dauernder Regierungsunfähigkeit des Monarchen Hat der Regent oder Re— 
gierungsverweſer, jobald er die Regentjchaft übernimmt, die Verfaſſung zu beſchwören 
oder doch durch fürftliches Wort zu befräftigen. Die Bayerifche Berfaffung verlangt 
fogar die Beeidigung aller volljährigen Prinzen des königlichen Haufes auf die 
Verfaſſung. 

Weiter werden nach den meiſten Deutſchen Verfaſſungen die Staatsdiener (ſo 
auch die Beamten des Deutſchen Reiches) bei Uebernahme ihres Amtes eidlich zur 
gewiſſenhaften Beobachtung der Berfaffung verpflichtet; das Gleiche gilt meiſtens für 
die Mitglieder des Landtages. In einzelnen Ländern wird ſogar von jedem Staatö= 
bürger entweder nach Erreichung eines beitimmten Alters (Württemberg, Koburg— 
Gotha, Braunjchtweig) oder bei der Anſäſſigmachung bzw. Aufnahme in den Unter: 
thanenverband, oder endlich bei der allgemeinen Landeshuldigung der V. verlangt 
(Bayern, Sachjen, Hefjen, Altenburg, Reuß j. 2). Doch begründet auch der B. 
der Staatöbeamten und Staatsbürger nicht erjt die Verpflichtung zur gewifjenhaften 
Beobachtung der Verfaffung ; vielmehr muß die Verfaffung wie jedes Geje von allen 
Staatöbürgern und Staatödienern, mithin auch von dem Militär, das gleichwol 
nicht auf die Verfaffung vereidigt zu werden pflegt, nach der Preußiichen Verfaſſung 
fogar nicht vereidigt werden darf, jtreng beobachtet werden. Denn eine verfafjungs- 
widrige Handlung ift, wie jede Rechts- und Gejepesverlegung, auch dann ein Ver— 
gehen, wenn der Thäter fich nicht eidlich zu ihrer Unterlaffung verpflichtet hat. 


Quellen: — nie — vom F März 1873, $ 3. — Preußen: Berf.Urf, 
rt. 54, 58, 108. — Bayern: Verf. Urk. Zit. — — 2,83; Tit. I. $ 16; Tit. 
VILS 3. — Sachſen: Verf. Urk. SS 138, 139, 3 — Württemberg: Verf. Urk. 10, 
45, oo, 163. — Weimar: Rev. Staatögrumdgeeh, SS 65, 67, 68 u. |. w 
— —.—. bei 7. W. Un Geichichte "der Deutſchen ———— Bd. II. 
off. 9. U. Zahariä, Deut ei Staats- und Bundesrecht, Aufl., Bd. 1. 
&. 508 ff., und die dort cit. Schriftfteller. — 6. Meyer, Lehrbuch bes 5 Staats⸗ 
rechts, SS 91, 92, 145, 224. — Thudichum, Verfaſſungsrecht des — Bundes, 
©. 98, 225-2277. — v. Rönne, Slaalsrech des Deutichen Reiche, 2. Aufl., Bd. 1. ©. 346, 
347; Derielbe, Staatäredht der Preußiichen Monardie, 3. Aufl., Bd. E —— abe * 
rockhau 
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Berfolgungsreht (Ih. I. S. 545) ift ein im vielen Rechten anertanntes 
Separationsrecht, welches dem wegen des Kaufpreiſes nicht befriedigten Abjender einer 
Waare (Berfäufer oder Einkaufskommiſſionär) bei eingetretener Inſolvenz des 
Käufers zufteht. Daffelbe kommt in den verjchiedenen Rechten in zwei Formen 
vor. Nach der einen fann der Abjender die Auslieferung der auf dem Trane 
port befindlichen Waare (mittels anderweitigen Stonnofjements, gegentheiliger An: 
weifung an den Schiffer, Arreitlegung) verhindern (right of stoppage in 
transitu, auch Hemmungsrecht genannt); nach der anderen darf er jogar die 
furz vor der SKonfurseröffnung dem Käufer ausgehändigte Waare zurüdiordern 
(droit de suite, ®. im engeren Sinne). Dieje Formen find in den verjchiedenen 
Rechten entweder neben einander anerkannt, oder e8 wird nur die eine oder bie 
andere zugelaflen, zumeijt die eritere allein, jo in England, Frankreich, jet auch 
im Deutjchen Reih. Das B. ceffirt, wenn die Gläubigerichaft den rüdftändigen 
Kaufpreis bezahlt. Ebenſo kann es nicht ausgeübt werden, jobald ein Dritter vor 
Eintritt des Inſolvenzfalls im guten Glauben an den Waaren Gigenthbum oder 
Piandrecht erworben hat. Wogegen in diefem Tall das V. nach manchen Rechten — 
freilich nur, ſoweit dies zur Berriedigung des Abſenders erforderlich iſt — auf die 
noch ausjtehende, zuweilen jogar auf die bereit3 zur Maſſe eingezogene Gegen: 
leiftung gebt. 


Lit.: ** im Neuen Archiv für H.R. II. Nr. 10; IV. Nr. 7 u. 
Bois, HMR., 1.2 ©. 855—871 und bie daſ. cit. Geſetze. — RAD. Ss 35, 3 
Lewis. 


Vergiftung. Die in verbrecheriicher Abficht erfolgende (Gem. Recht: heim: 
liche) —— von Gift (oder anderen gefährlichen Stoffen) iſt ſowol im Röm. 
wie im German. Recht, jedoch unter verjchiedenen Modalitäten (das erjtere zieht 
u. A. auch das Bereiten und Feilhalten von Gift hierher), durch ftrenge Stra’ 
bejtimmungen ausgezeichnet worden. Hierfür gab theil® die beiondere Gefährlichkeit 
der Handlung, theils die im ihr fich fundgebende VBerwerflichkeit der Gefinnung, 
theils, in chriftlicher Zeit, die Vorftellung, daß in der B. eine Art der auf einen 
Bund mit dem Teufel gegründeten Zauberei gegeben jei, den Beweggrund ab. Mit 
Rücdficht hierauf wendete man meift unabhängig davon, ob die Abficht auf Tödtung 
oder blos auf Gejumdheitsichädigung ging, und ohne Verfuch und Vollendung zu 
unterjcheiden, die geichärften Strafen des Mordes an. Späterhin jtufte die Praris 
und in der neueren Zeit die Gejeßgebung die Strafen nach der Verichiedenheit des 
Erfolgs und der verbrecheriichen Abficht ab. So unterjchied Baden (das bier wie 
häufig die reichhaltigiten Beitimmungen hatte) den Fall, wo die Abſicht bejtimmt 
auf Tödtung, von dem, wo fie unbeftimmt auf Tödtung oder Gejundheitsjchädigung, 
und von dem, wo fie nur auf lettere ging, und macht die Verichiedenheit des Per: 
brechenserfolgs zum Abjtufungsgrunde innerhalb Ddiejer Kategorien. Daneben ward 
der fahrläffigen, den Tod oder eine Gefundheitsftörung herbeiführenden V. gedadt. 
Vgl. Württemberg und Heflen. Dejterreich fennt die V. nur ala eine Spezies des 
Meuchelmorde. Das RStrafGB. (vgl. Preußen und Bayern) zeichnet nur die auf 
Gejundheitsbeichädigung gerichtete vorfägliche V. aus. Dabei wird der Echwer- 
punft in das „Beibringen“ der jchädlichen Subjtanz gelegt. Mit demjelben ijt das 
Delitt vollendet, die Anwendbarkeit des $ 46 (über die thätige Reue beim Per: 
fuche) daher auageichloff en. Das Delikt iſt „Verbrechen“. Die Strafe wird nad 
der Schwere der Folgen (jchwere Körperverlegung, Tod) abgeſtuft. Tritt der Tod 
ein, jo kann auf (ebenslängliche Zucdthausftrafe erfannt werden. Die Verfolgung 
tritt, auch wenn nur eine leichte Gejundheitsftörung oder auch gar feine verurfacht 
wurde, von Amtswegen ein. 

Bejondere Beitimmungen finden fich meift in Betreff der gemeingefährlichen 
vorfäglichen und fahrläffigen V. von Gegenjtänden, wie insbejondere der Brunnen 
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und Waflerbehälter und der zum öffentlichen Verkauf oder Verbrauch beftimmten 
Waaren, bzw. in Betreff der Verbindung diejer letzteren mit gefundheitsichädlichen 
Stoffen und des wiffentlichen Verkaufs derartiger vergifteter oder gefälichter Gegen 
ftände (vgl. Hinfichtlich der wichtigiten hierhergehörigen Beitimmungen den Art. 
Nahrungs- (und Genuß») mittel-Verfälihung — Endlich ift der 
Strafbeitimmungen zu gedenten, welche die Berlegung der auf den Handel, die 
Aufbewahrung oder die Berörderung von Gift bezüglichen polizeilichen Vorſchriften 
zum Gegenjtande haben. — 

Schwierigkeiten hat fortwährend die Trage bereitet, was. ala „Gift“ zu be= 
trachten jei. Die wiflenichaftliche Unterfuchung ergab, daß es abiolutes (für alle 
Organismen und unter allen Verhältniffen fich als jolches bewährendes) Gift nicht 
gebe. Mean verfuchte fich indeß gleichwol in genaueren Definitionen. Dabei 
dürfte man über die Henfe’jche nicht hinausgefommen jein, nach welcher ala Gift 
diejenigen im Organismus fich nicht wiedererzeugenden Subftanzen betrachtet werden 
jfollen, welche jelbit in fleinen Gaben in oder an den Körper gebracht ohne ficht- 
bare mechanische Wirkung, Gefundheit und Leben bejchädigen. Für die Jurisprudenz 
aber ergab fich die Frage, ob es gerechtiertigt jei, die Beibringung von anderen 
Stoffen, welche eine ähnliche Wirkung auf die Gejundheit hervorzubringen ver= 
mögen, anders zu behandeln als diejenige von Gift, ſowie die andere Trage, 
ob die jtrengeren Beitimmungen über V. auch da zur Anwendung zu bringen 
feien, wo zwar ein Stoff beigebracht wurde, welcher Gift Heißt, bzw. unter die 
wiffenschaftliche Definition von Gift fällt, aber in einer Quantität, in welcher er 
für die Gejundheit nicht gefährlich war. Beide Fragen dürften zu dverneinen fein 
und wurden auch vielfach (die erftere ausdrücklich durch die Geſetze jelbjt) verneint. — 
Dem RStrafGB. gegenüber hat der wiſſenſchaftliche Begriff des Gifts feine praktische 
Bedeutung. Entſcheidend ift nach ihm allein der Umſtand, daß der bezügliche Stoff 
„geeignet fei, die Gefundheit zu zeritören“. Die Feititellung diefer Eigenjchaft Liegt 
den Geichworenen nach Anhörung der Sachverjtändigen ob. Diejelbe muß in con- 
ereto als vorliegend ericheinen, d. h. der betreffende Stoff muß in einer Quantität 
und unter Verhältniffen angewendet worden jein, in welchen er eine die Gejundheit 
zeritörende Wirkung zu entialten pflegt. Dabei wird das „Zeritören“ zu urgiren 
und von bloßem Benachtheiligen zu untericheiden fein. Eine zeritörende Wirkung 
fann aber auch von folchen Stoffen ausgehen, welche nur mechanisch wirken (anderer 
Meinung Hälſchner, Oppenhoff, v. Schwarze). 

Ueber das Verfahren in Fällen muthmaßlicher Vergiftung finden fich in den 
Prozeßordnungen oder in bejonderen Verordnungen eingehendere Beitimmungen. 

Gigb.: RStrafGB. SS 229; 324—326; 367, 1, 3, 5. — Gejeh betr. den Berfehr mit 
Nahrungsmitteln, Genußmitteln und Gebrauchägegenftänden vom 14. Mai 1879. — Deiter: 
reich $ 135, 1. — Ungarn $ 3809. — Fraänkreich art. 301, 2; 317 (Gef. von 1832, 
art. 75). — Belgien art. 397. 

Lit: dv. Holtzendorff's Hanbb. III. ©. 556—564, IV. 383 ff. (Geyer); III. 495 — 


503 iman). — Gengler, Die ftrafrechtliche Lehre vom Verbrechen der ®., 1842. — Auf: 
jähe in Goltdammer’3 Arhiv. — Mair, Yur:med. Kommentar, II. ©. 212—310. 
AU. Mertel. 


Bergiftung (med.-for.). Alle Verfuche, eine genaue und auf alle Fälle 
pafjende Definition des Begriffes „Gift“ zu geben (vgl. oben), müfjen als mißlungen 
angeiehen werden; die jämmtlichen, im Einzelnen jehr von einander abweichenden Bes 
griffsbejtimmungen genügen weder in wiflenjchaftlicher Beziehung, noch entiprechen fie 
den Bedürfniffen der praftifchen Jurisprudenz. Die wol am häufigſten citirte und 
verwerthete Definition: „Gift ijt ein Stoff, der geeignet ift, auch in Kleiner Dofis 
durch jeine chemifche Beichaffenheit die Gejundheit zu zeritören“, muß ala durchaus 
ungenau bezeichnet werden, Zunächit, was ift eine kleine Dofis, wo iſt die Grenze 
jwifchen groß und Hein? Dann, warum jollen Stoffe, die wie 3. B. die Salze 
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von Kupfer, Zinn, Zink oder wie Salpeter bekanntlich nur in größerer Dofis giftig 
wirken, deren giftige Eigenjchaft aber feinem Zweifel unterliegt, aus der Kategorie 
der Gifte ausgeichloffen bleiben? Auch die Forderung, daB der Stoff durch feine 
chemiſche Beichaffenheit die Gefundheit zerftöre, ift eine zu weit gehende. Müſſen 
wir auch zugeben, daß die bei weitem meiften Stoffe, welche wir ala Gifte anzuſehen 
gewohnt find, vermöge ihrer chemifchen Beichaffenheit einen die Gejundheit zer- 
ftörenden Einfluß ausüben, fo giebt e8 doch auch immerhin einige Subftanzen, 
welche innerlich beigebracht, auf mechanifche Weife zeritörend wirken fönnen, wie 
1. B. gepulvertes Glad. Das Kriterium, durch die chemifche Beichaffenheit zer 
jtörend zu wirken, trifft fernerhin nicht zu bei den jog. organifirten Giften, d. h. 
den gewiffen Infektion und parafitären Krankheiten zu Grunde liegenden Krank— 
heitserregern, durch welche zwar faum eine beabfichtigte, wohl aber durch Fahrläffig- 
feit verjchuldete Zeritörung der Gefundheit herbeigeführt wird. In diefer Beziehung 
jet nur an DB. durch Trichinen und Milzbrand erinnert. — Im Bewußtiein der 
Schwierigkeiten, ja der Unmöglichkeit, eine für alle Fälle genügende Definition des 
Begriffes Gift feitzuftellen, hat der Gejeßgeber dem $ 229 des StrafGB. für das 
Deutiche Reich folgende Faſſung gegeben: 

„Wer vorfäglich einem Anderen, um deffen Gefundheit zu beichädigen, Gift oder 
andere Stoffe beibringt, welche die Gefundheit zu zeritören geeignet find, wird mit 
Zuchthaus bis zu 10 Jahren beftraft.“ .... 

In gleicher Weiſe fügt er in dem die V. von Brunnen ıc. betreffenden S 324 
des StrafGB. dem Worte „vergiftet“ Hinzu: „oder Stoffe beimijcht, von denen ihm 
befannt ift, daß fie die menfchliche Geſundheit zu zerjtören geeignet find.“ Durch 
den Zufaß: „oder andere Stoffe, welche die Gejundheit zu zerftören geeignet find“, 
bat der Gefeßgeber, wie die Motive zu $ 229 des Näheren ausführen, geglaubt, 
hinreichend angedeutet zu haben, daß nach der Meinung des Gejeßgebers auch Gift 
objektiv dieſelbe Eigenſchaft befiten müſſe. Durch diefe Faſſung der erwähnten 
Gejeßesparagraphen ift der Gefeßgeber den Anfprüchen der praftiichen Rechtäpflege 
in Bezug auf die Frage, von welcher Qualität ein Stoff fein müfle, um im die 
Kategorie der Gifte gerechnet zu werden, in völlig gemügender Weile gerecht ge 
worden. In Anbetracht diefer Faffung des Straigeſetzes ift es nicht nöthig, im 
fonfreten Falle weitgehende Erörterungen und Unterfuchungen anzuftellen, ob denn 
eine Subjtanz wirklich zu den Giften gehöre, e8 genügt, ich die Frage vorzulegen, 
ob die Beibringung diefer Subjtanz geeignet jei, die Gefundheit zu zeritören. Muß 
dieſe Frage bejaht werden, jo bleibt es im Uebrigen gleich, ob jene Subjtanz ver: 
möge ihrer chemifchen Natur, oder durch mechanifche Einwirkung oder, wie bei den 
organifirten Giften, durch die ihnen innewohnenden lebendigen Kräfte jchädlich wird. 
Vermöge der Fähigkeit in den Körper eingeführt, die Gejundheit zu zeritören, ge— 
hört fie zu den Giften, die Beibringung derjelben bildet eine V. 

Nicht vermieden ift aber durch jene Faſſung des Gejeßesparagraphen die fich 
in der Praris zuweilen geltend machende Schwierigkeit der Entfcheidung, ob die 
Quantität eines Stoffes als Gift im Sinne des Gejeßes anzujehen it. Alle Sub- 
itanzen, mit etwaiger Ausnahme der organifirten Gifte, werden zum „Gift“ erſt in 
einer gewiſſen Dofis, in unzureichender Quantität vermögen fie nicht eine die Ge— 
jundheit zerjtörende Wirkung zu entfalten. Diejelben Stoffe, welche in einer ge— 
willen Dofis als Gifte wirken, reſp. die Gefundheit zu zeritören geeignet find, können 
in f£leiner Menge ald Arzneimittel gebraucht, zur Wiederheritellung der Gejundheit 
dienen. In naturwiifenichaftlichemedizinischer Beziehung hören deshalb Stoffe, Die 
ſonſt unzweifelhaft ala Gifte zu betrachten find, auf, das zu fein, wenn ihre Quan— 
tität nicht eine gewifle Größe erreicht. Dabei ift e& freilich jehr jchwer, die Doſis, 
welche hinreicht, eine die Gejundheit zerjtörende Wirkung auszuüben, für jedes ein- 
zelne Gift- genau anzugeben. Dann kommen naturgemäß bei der Enticheidung der 
frage nach der genügenden Dofis für den Arzt auch die individuellen Berhältniffe 
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in Betradt. Für ihn muß es einen Unterfchied bilden, ob die in frage ftehende 
uantität einem Kinde oder einem kräftigen Erwachjenen beigebracht wird. Hierbei 
wird er fich vergegenmwärtigen, daß nicht immer das abjolute Verhältni der Gift- 
quantität zu dem Alter des Individuums in Betracht kommt, jondern daß das 
Kindesalter für gewiſſe Gifte, 3. B. die Opiate, eine unverhältnißmäßig große 
Empfindlichkeit beſitzt. — 

Co beitimmte Anjchauungen von naturmwifjenfchaftlich-medizinifcher Seite über 
die Nothwendigfeit beitehen, eine quantitative Grenze innezuhalten, von der an im 
tonfreten Falle eine Subftanz das Kriterium eine Giftes erhält, jo abweichende 
Anfichten herrſchen hierüber ſowol in der praftifchen ala theoretichen Rechtswiſſen— 
ſchaft. So Hat 3. B. das Preußifche OTrib. in dem jüngjten hierher gehörigen 
Erkenntniß vom 3. November 1875 den Rechtsſatz ausgeiprochen, daß e8 zur An 
nahme der Gifteigenfchaft Hinreiche, wenn die einem Grwachjenen beigebrachte Menge 
auch nur einem Kinde hätte jchaden können. Demgegenüber finden wir in der 
Theorie vielfach die entgegengefegte Anficht ausgeiprochen, auf welche auch die Mo— 
tive zu $ 229 des StrafGB. hindeuten. Danach hat das Geſetz nicht durchtveg 
Stoffe im Auge, welche unbedingt und unter allen Umftänden gefundheitsjchädlich 
find, vielmehr ift im einzelnen Yalle mit Rüdficht auf die Qualität und Quantität 
des Stoffes, auf die körperliche Beichaffenheit desjenigen, welchen derſelbe beigebracht 
worden, überhaupt auf die befonderen Umſtände zu entfcheiden, ob der Stoff jene 
Eigenſchaft befikt. 

Dom naturwiffenihafitlich-medizinifchen Standpunkte aus fommt 
ala ferneres wejentliches Kriterium bei der Frage, ob in einem konkreten Falle ein 
Stoff geeignet geweſen fei, die Gefundheit zu zeritören, die Art und Weiſe feiner 
Peibringung in Betradht. Die Aufnahme von Giften in den Körper kann von den 
verichiedenften Organen aus erfolgen. Sie kann vom Magen und Darm, überhaupt 
von dem ganzen Verdauungstraftus aus ftattfinden, fie kann durch den Athmungs— 
abparat erwirkt werden; ja alle natürlichen Körperöffnungen, die der Gefchlechtätheile 
nicht ausgenommen, fönnen zur Einbringung des Giftes dienen. ine Vergiftung 
fann fernerhin von der Äußeren, gefunden oder kranken Haut, ſowie von jeder Wunde 
aus erfolgen. Auf welchem diefer Wege ein beftimmtes Gift in den Organismus 
gebracht wird, ift aber keineswegs gleichgültig für die Entfaltung feiner giftigen 
Eigenſchaft. So kann eine gewiffe Menge Gurare (Pfeilgift der Indianer) bei Ein- 
führung in das Unterhautzellgewebe eine tödtliche Wirkung entfalten, während fie 
bei Einbringung in den Magen für das Wohlbefinden des Individuums ganz irre 
levant bleibt. — Entjcheidend für die Beurtheilung der Giftigkeit ift für den ala 
Sachverſtändigen fungirenden Arzt zuweilen auch die Yorm, in der ein Gift zur 
Anwendung gelangte, d. 5. ob dafjelbe in jejter Form, in Auflöfung oder in gas= 
förmigem Zuftande beigebracht wurde. Ya ſelbſt das Behikel, in dem ein Gift in 
den Körper aufgenommen wurde, kann in Betracht kommen, da daffelbe gelegentlich 
eine Abſchwächung, ja als Gegengift fungirend, eine volljtändige Aufhebung der 
Siftwirfung herbeizuführen im Stande if. — Ob und inwieweit alle die Iett- 
genannten Momente für die richterliche Urtheilfindung von Einfluß fein können, 
iſt an diefer Stelle nicht zu erörtern. 

Behufs Feitftellung des Thatbeſtandes einer B., insbejondere eines V.todes, 
ftehen folgende vier Kriterien zur Verfügung: 1) die Kranfheitserfcheinungen, welche 
fh nach der muthmaßlichen Vergiftung einftellten. 2) Das Ergebniß des Leichen- 
befundes. 3) Das Nefultat der chemifchen Unterfuhung. 4) Die Erwägung aller 
äußeren Umjtände des Falles. 

Die nad) der V. auftretenden Krankheitserfcheinungen können zumächit den Ver- 
dacht wachrufen, daß überhaupt eine B. vorliegt. Zumeilen vermögen fie, nament- 
{ih wenn fie von jachverftändiger Seite beobachtet wurden, werthvolle Auffchlüfie 
über die Art des zur Verwendung gelangten Giftes zu geben und dadurch gemifie 
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Anhaltspunkte für die chemische Auffuchung des Giftes zu liefem. Der Zeitpunft 
des Auftretens der SHrankheitsericheinungen fann von Nuten fein zur Beitimmung 
der Zeit, zu welcher die Beibringung des Giftes ftattfand. Bei Berüdfichtigung der 
Krankheitsericheinungen darf nicht außer Acht bleiben, daß gleiche oder ganz ähnliche 
Gricheinungen auch bei verfchiedenen anderen Krankheiten, reip. Todesarten vor— 
fommen können, welche nicht folge einer B. find. Es ift deshalb nicht ftatthaft, 
aus den Krankheitserſcheinungen allein den Thatbeſtand einer V. ableiten zu 
wollen; fie bei der Beweisaufnahme ganz zu vernachläffigen wäre nicht minder 
fehlerhaft. 

Was das zweite Kriterium, den Leichenbefund anbelangt,. jo ift zumächit zu er— 
wähnen, daß ſchon die äußere Befichtigung der Leiche gewiffe auffallende Berunde 
ergeben fann, die den Verdacht einer beftimmten V. erweden; jo 3. B. die auf 
fallend hellrothe Farbe der ZTodtenfleden bei durch Kohlenoryd um’s Leben Ge- 
fommenen. Der Leichenbeiund ift in manchen Fällen jchon für fich allein, (nament- 
lich aber in Verbindung mit den Kranfheitsericheinungen) geeignet, eine Vergiftung 
erkennen zu laffen; jo durch den Nachweis der charakteriitiichen Gewebäzeritörungen 
im Verlaufe des Verdauungstrattus bei den raſch tödtlich verlaufenden B. durch 
Mineralfäuren; jo durch das Auffinden Leicht erfenntlicher Gifte in Subitanz, 3. 2. 
des Phosphors, des Arſeniks, im Mageninhalt; jo durch den mikroſtopiſchen Nach— 
weis einer Trichinen-B. — Ein bei der Leichenöffnung wahrnehmbar eigenthüm- 
licher Geruch ift geeignet, den Verdacht auf eine bejtimmte B. zu lenken, wie 3. 2. 
der Geruch nach Bittermandeln auf V. mit blaufäurehaltiger Subitanz. — Nah 
vielen B., namentlich nach jolchen mit organischen Giften, ergiebt freilich die Ob- 
duftion nichts NAuffallendes, viel weniger noch etwas Gharakteriftiiches. Nicht ſelten 
wiederum wird der Sektionsbefund gerade dadurch werthvoll, daß durch ihm der 
Verdacht einer B. Hinweggeräumt, und ala Todesurjache eine beitimmte natürliche 
Erkrankung nachgewiejen wird. 

Der chemische Nachweis eines Giftes in den Leichentheilen rejp. in den Aus 
leerungen eines Bergifteten ift jchon zuweilen für fich allein ein genügender Beweis 
der ftattgehabten B.; in Uebereinftimmung mit den Krankheitsericheinungen und den 
pathologiich-anatomischen Leichenerfcheinungen jet er diejelbe in der Regel außer 
Zweifel. Iſt ein Gift chemisch nachgewiefen worden, jo darf nicht außer Acht gelafien 
werden, daß dafjelbe auch, ohne daß eine V. vorliegt, während des Lebens oder 
nach dem Tode, in den Körper gelangt fein fann. Es kann ein Gift ala Arznei 
mittel (auch ohne Vorwiſſen des behandelnden Arztes) eingenommen worden jein, 
und wenn dies längere Zeit hindurch gefchehen, fich in nicht unbeträchtlicher Menge 
aufgefpeichert haben. Das Gift kann mit den Nahrungsmitteln, mit dem Trink— 
wafler, deren natürlichen Bejtandtheil e8 bildet, oder dadurch, daß der Veritorbene 
in Folge feiner Beichäftigung mit ihm zu hantiren Hatte, in den Körper gelangt 
jein. Die Möglichkeit, daß ein Gift erft nach dem Tode aufgenommen worden ſei, 
ift namentlich bei nach längerer Zeit erhumirten Leichen zu berüdfichtigen, in welche 
giftige Stoffe aus der Umgebung, aus den Belleidungs- und Verzierungsſtücken oder 
aus dem umgebenden Erdreich eingedrungen jein können. — GErgiebt die chemische 
Unterfuchung ein negatives Refultat, jo it dies fein Beweis dagegen, daß eine 
V. jtattgehabt habe. Es giebt eine ganze Reihe von Giften, welche die Chemie 
überhaupt nicht nach der Aufnahme in den Organismus nachzuweifen vermag, 3. B. 
die meisten thierifchen und viele Pflanzengifte. Andere an ſich auffindbare Gifte 
tödten in jo fleiner Dofis, wie 3. B. manche Alcaloide, daß fie fich Häufig ihrer 
minimalen Menge halber dem chemifchen Nachweis entziehen. Wieder andere Gifte 
zerjeßen fich fo raſch, daß deshalb der chemijche Nachweis im Stiche läht. Es 
fann jernerhin alles Gift vollftändig ausgeleert, ausgeſchieden oder verflüchtigt worden 
jein (durch Erbrechen, durch den Stuhlgang, mit dem Urin, mit der Athemluft), 
und der Menfch jtarb doch an den Folgen der V. — Ganz abgejehen von der 
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Schwierigkeit einer genügenden quantitativen Analyje, verbietet ſchon der Umſtand, 
daß das Gift zum Theil wieder aus dem Körper ausgeſchieden jein fann, die Schluf- 
tolgerung, daß die chemifch auffindbare Dienge eines Giftes der wirklich beigebrachten 
Menge entipricht. — In Betreff der Bornahme der chemifchen Unterfuchung be= 
ftimmt $ 91 der Deutfchen StrafPD.: „Liegt der Verdacht einer B. vor, jo iſt 
die Unterfuchung der in der Leiche oder ſonſt gefundenen verbächtigen Stoffe durch 
einen Ghemifer oder durch eine für folche Unterfuchungen beitehende Fachbehörde 
vorzunehmen. Der Richter kann anordnen, daß dieje Unterfuchung unter Mitwirkung 
oder Leitung eines Arztes ftattzufinden habe.“ 

Hat die chemifche Unterfuchung fein ganz ficheres Nefultat ergeben, jo kann in 
befonderen Fällen der phyfiologische Verſuch, das Thiererperiment, den chemijchen 
Beweis ergänzen. Zu diefem Zwecke werden die verdächtigen Stoffe, 3. B. Magen 
und Darminhalt, in Subſtanz oder in chemijch bereitetem Auszug paffenden Thieren 
beigebracht und wird die an dieſen eintretende Wirkung beobachtet. Das NRejultat 
folcher Verſuche ift jtets nur mit der größten Vorficht zu verwerthen. 

Die aud dem vierten Kriterium, der Erwägung aller äußeren Umjtände des 
Falles, fich ergebenden Beweismittel, find meift derartig, daß ihre Beurtheilung und 
Würdigung mehr Sache des Richters, ala des als Sachverſtändigen fungirenden 
Arztes iſt. Doch find zuweilen die das Erkrankten und Sterben begleitenden be= 
fonderen Umjtände auch derartige, daß fie der Arzt für die Diagnoſe des fraglichen 
Falles nicht unverwerthet laſſen darf. So wird bei einer in Frage jtehenden 
Phosphor-B. der Umftand, daß die ala Giftträger verdächtige Speife im Dunteln 
leuchtete, in dem ärztlichen Gutachten nicht unerwähnt bleiben dürfen. 


Lit: Mittermaier in Goltdammer’3 Archiv für Preuß. Etrafreht Bd. IV. ©. 433, 
577, 721; Bd. V. ©. 145. — v. Holtenborff’3 Handb. Bb. III. S. 498—503 (Liman), 
©. 556—564 (Geyer). — Zaylor, Die ‚Gifte in geridtl-mebiz. Beziehung, deutich von 
Seybdeler, Köln 1862. — Tardieu, Etude medico-lögale et clinique de l’empoisonne- 
ment, beutih von Theile, Erlangen 1868. — Gasper-Liman, Handbuch — 
Medizin, Berlin 1876. — Deu Lehrbuch ber gerichtl. Medizin, Wien 1880. — 
Buchner, Lehrbuch der gericht. Medizin, herauägeg. von Heder, München arte 

ngar. 


Vergleich iſt ein Vertrag, durch welchen die Parteien die bezüglich eines 
Rechtäverhältniffes beftehende Ungewißheit durch gegenjeitiges Zugeftändniß befeitigen. 
Nicht blos obligatorische Anfprüche können auf diefem Wege Fyeitftellung erhalten, 
fondern auch dingliche und erbrechtliche, dagegen nur jehr bejchräntt familienrechtliche, 
weil alle diejenigen Nechtsverhältniffe fich der Regelung durch Vergleich entziehen, 
über welche den Privatperfonen die VBerfügungsmacht fehlt, 3. B. über den Beſtand 
einer Ehe (Defterr. BGB. $ 1382). Von Verbrechen und Bergehen find die privat- 
rechtlichen Wirkungen dem Vergleich zugänglich; die jtrafrechtliche Verfolgung nur 
infoweit als diejelbe durch den Antrag des Verletzten bedingt ift, wobei jedoch noch 
immer zu prüfen bleibt, ob nicht unter den befonderen Umjtänden die Abmachung 
fih als ein umfittliches Geſchäft darjtellt (Preuß. ER. I. 16 88 415, 416; Deiterr. 
BGB. 8 1384; Sächſ. BGB. $ 1410; nicht anwendbar find die einem andern jtraf- 
rechtlichen Standpunkt angepaßten Vorfchriiten des Röm. Rechts). 

1) Ungewißheit des zu ordnenden Berhältmiffes ift umerläßliche Vorausſetzung 
des ®., daher 3. B. die vertragamäßige Erbtheilung fein V. Die Ungewißheit 
fann betreffen das Dajein eines Rechts, die Entjtehung deffelben (wegen Schwebens 
einer Bedingung), den Umfang (3. B. bei einem Leibrentenvermächtniß) oder die 
BDerwirklichung im Zwangswege (wegen Mangels greifbarer Erefutionsgegenjtände). 
63 beruht auf pofitiven Gründen, wenn das Röm. Recht den Vergleich gegen den 
Inhalt eines Urtheils für ungültig erklärt und zwar jelbit unter der Vorausſetzung, 
daß die Parteien vom Dafein des Urtheils feine Kenntniß bejaffen und mithin 
jubjeftive Ungewißheit vorhanden war. Nicht minder rein pofitiver Natur ift die 
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andere gemeinrechtliche Vorſchrift, daß ein V. über Anſprüche aus einem Teſta— 
ment unzuläſſig ſein ſoll, wenn der Streit durch Einſicht der Teſtamentsurkunde 
geſchlichtet werden kann. Wie weit dieſe Beſchränkungen ins Preuß. LR. übergegangen 

ſind (I. 16 $$ 409, 442), iſt ftreitig (Dernburg contra Förſter). Vgl. Oeſterr. 
BGB. $ 1383. 

2) Den häufigften Anlaß zum V. bildet die Beftrittenheit eines Anſpruchs. 
An diefer Anwendung Hat der V. Verwandtichait mit dem Urtheil, bezwedt wie 
diejes ein Ende des Streits und jchillert daher in zwei Farben: er ift Vertrag und 
bat doch etwas Urtheilsartiges (instar judieii). Je nachdem eine Gejeßgebung das 
eine oder das andere Clement mehr in den Vordergrund jtellt, wird die Ausgeital- 
tung des Inſtituts verfchieden ausfallen. Das Röm. Recht betont das Judikat-— 
mäßige im B. ftärfer als die neueren Gejegbücher, jo daß die Zahl der Nechtsjäte, 
welche der V. mit dem Urtheil gemein bat, dort zahlreicher find als Bier. 

3) Bei dem B. muß jeder Theil ein Opfer bringen, jei e8, daß er von jeinem 
wirklichen oder vermeintlichen Anfpruch etwas nachgiebt oder daß er fich zu einer 
Zeiftung an den anderen Theil veriteht. Es jchadet der Gültigkeit des V. nicht, 
daß fich hinterher erweift, der von dem einen Theil ganz oder theilweije aufgegebene 
Anſpruch habe gar nicht beitanden; denn es wird überall nur fubjeltive Ungewiß— 
beit, d. 5. Ungewißheit im Bewußtſein der Parteien gefordert. Die Auffindung 
neuer Beweismittel, namentlich” von Urkunden, welche das frühere Rechtöverhältnik 
far jtellen und darthun, daß der eine Theil durch den Vergleichsſchluß fachlich 
ſtark, vielleicht über die Hälfte gejchädigt wurde, berechtigt nah Röm. Recht 
zur Umftoßung des V. jo wenig wie zur Umftoßung eine® Urtheils (vgl. auch 
Deiterr. BGB. 88 1386, 1387). Nachgiebiger erweiit fich hierin das Preuß. ER. 
(I. 16 88 420, 421). Wenn freilich ein Theil im Bewußtjein von dem Ungrund 
jeines Anſpruchs oder feiner Beftreitung den V. geichloffen Hat, jo unterliegt 
der V. den Folgen der arglijtigen Handlungsweije eines Vertragätheils, nach Röm. 
Necht der Anfechtung (ähnlich Preuß. ER. I. 16 $ 419). Nach einer verbreiteten 
Anficht joll der V. über einen beftrittenen Anſpruch auch dann anfechtbar jein, 
wenn fich ein jolcher Umftand als unrichtig herausftellt, der von den Parteien beim 
V.ſchluß übereinjtimmend ala zweifellos vorausgejeßt wurde, jei es die Wahr: 
heit einer ala nicht wahr oder die Unwahrheit einer ald wahr angenommenen That= 
ſache. Andere faſſen den Sab dahin, daß der V. gegen folche jpätere Beanftan- 
dungen des einmal verglichenen Anſpruchs nicht ſchütze, welche den Vertragstheilen 
beim V.ſchluſſe nicht bekannt waren. Eine derartige Vorſchrift findet ſich im 
Sächſ. BGB. $ 1411. Das Röm. Recht ſtellt auch Hier den V. mit dem 
Urtheil auf eine Linie, verwirft jene Anfechtbarfeit oder Unverbindlichkeit ala Regel 
(const. 23 de transact. 2, 4) und erfennt jie, wiederum im Ginklang mit den 
Urtheilagrundfäßen, nur für den Fall an, daß der V. auf Grund gefälichter 
Urkunden gefchlofjen wurde (const. 42 eod.). Mehr Berechtigung mag die befämpite 
Theorie für den Standpunkt des Preuß. und Oefterr. Rechts Haben (Allg. ER. 1. 
16 $ 417; Defterr. BGB. $ 1385; Entſch. dee ROHG. XIV. ©. 135). Hat fid 
bei dem V. ein Nechnungsfehler eingejchlichen, jo begründet dies zwar weder Nic 
tigfeit noch Anfechtbarfeit des Gejchäfts, wohl aber den Anjpruch auf Berichtigung, 
wie beim Urtheil. Damit fällt freilich die Verbindlichkeit des V. für den Gegner, 
wenn ihn nachweisbar die höhere Ziffer zur vergleichamäßigen Beilegung des Streits 
bewogen bat. 

4) Das Zugeftändniß kann von jeder Partei am ftreitigen Rechtsverhältniß 
jelbjt gemacht werden, 3. B. der als Schuldner in Anjpruch Genommene erkennt im 
V.weg die Schuld auf die Hälfte des Geforderten an. Was aber der eine Theil 
für den Gtreitabftand de8 anderen leijtet oder verjpricht, kann auch einen andern 
Inhalt Haben; es eignet fich hierzu jede Vermögenszuwendung, Uebertragung des 
Gigenthums an einer Sache, Begründung oder Aufgebung einer Dienjtbarkeit, 
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Leiftung perfönlicher Dienfte u. j. w. (vgl. d. Art. Schenkung). Die Unter: 
ſcheidung ift von Bedeutung für die Entwehrungs- (Eviktions-) pfliht. Die ſog. 
Anerkennung des bejtrittenen Anſpruchs im V.weg iſt nur Verpflichtung zum 
Streitabftand und begründet feine Pflicht, dafür gutzuftehen, daß das anerkannte 
Necht vorhanden fei. Wenn dagegen ein Theil aus dem V. zur Uebertragung einer 
Sache verpflichtet ift, fo haftet er für den Tall der Entwehrung nach den für ent— 
geltliche Verträge beitehenden Eviktionsgrundjäßen. 

5) Nach heutigem Recht erzeugt ſchon die bloße Verabredung eine Klage auf 
Erfüllung de B.verfprechens; anders nah Röm. Recht. Ya aus Vergleichen, 
welche nach Erhebung der Klage vor kinem Deutfchen Gericht oder beim Sühne— 
versuch vor dem Amtsgericht gejchloffen wurden, findet fofortige Zwangsvollſtreckung 
ftati (PO. $ 702). 

6) Eine bejondere Form der Errichtung ift gemeinrechtlich nur für denjenigen 
DB. vorgefchrieben, welcher die Abfindung für fünftig anfallende letztwillig hinterlaſſene 
Alimente zum Gegenftand bat; er bedarf der gerichtlichen Beftätigung. Das Preuß. 
Recht Hat eine gleichartige Beitimmung nicht mehr, unterwirft aber die V. der all- 
gemeinen Regel, daß Berträge über fünfzig Thaler jchriftlich, über Grundſtücke 
gerichtlich oder notariell zu fertigen find. Stellvertreter können V. nur auf 
Grund einer Spezialvollmacht jchließen, gemeinrechtlich auch bei Generalvollmacht 
mit jog. libera administratio; weiter geht die CPO. $ 77 für die Prozekftell- 
vertretung. 

7) Der B. umfaßt objektiv nach allgemeinen Rechtsgrundfäßen nur diejenigen 
gegenwärtigen oder fünftigen Anfprüche, auf welche der Wille der Parteien nach— 
weisbar gerichtet war; ſubjektiv erjtredt er jeine Wirkungen auf die V.ſchließenden 
und deren Erben, dagegen auf die Sonderrechtönachtolger in das durch den B. feſt— 
geftellte Recht nur dann, wenn der Eintritt diefer Perfonen dem V.abſchluß zeitlich 
nachging. Bürgen und (gemeinrechtlih) Erbichaftsgläubiger können ſich auf den V. 
berufen, für welchen Fall fie freilich den Inhalt auch gegen fich gelten laſſen müffen, 
aber er fann ihnen nicht wider ihren Willen entgegengehalten werden (LR. IL. 16 
SS 445—49; Oeſterr. BGB. $ 1390). 

8) Gigenthümlicher Natur ift der fog. Zwangsvergleich im Konkurs 
(RKO. $ 179 Fi). Für die zuftimmenden Gläubiger ift er Vertrag, für die ge- 
bundene Minderheit richterliches Urtheil. 

Gigb.: Tit. de transactionibus Dig. 2, 15; Cod. 2, 4. — Preuß. £R. L 16 88 405 
bis 449. — Defterr. BGB. 88 1380—1390. - Sächſ. BGB. SS 14091416, 1917, 233. — 
Code civ. art. 2044— 2058. 

Lit: Riſch, Die Lehre vom Vergleiche (1855). — 4A. ©. Schulte, Dad Deutiche 
Konkursrecht (1880), ©. 114 ff. — Brinz (2. Aufl), $ 111 gif. 2. — Windſcheid, 
z8 413, 414. — Förſter, Theorie, $ 103. — Dernburg, I $$ 82, 83. — Zadariä, 
Franzöſ. Civilrecht, $$ 418—422. 

F. Regeläberger. 


Verhaftung, ſ. Feitnahme und Haftbefehl. 


Berhör (auch Vernehmung). Im weiteren Sinne heißt V. jede obrig- 
feitliche (richterliche, polizeiliche), in protofollarifcher Form verzeichnete Beiragung 
einer Perſon über rechtlich erhebliche Thatſachen; alſo des Angejchuldigten und der 
Zeugen im Prozeß. Das V. des Angejchuldigten im Vorverfahren oder des An— 
geflagten in der Hauptverhandlung entitammt der DOffizialmarime und dem In— 
quifitionsprozeß ; mit einem ftreng durgeführten Anklageprinzip erfcheint das V. nicht 
verträglich, inſofern als demjelben der Gedanke zu Grunde liegt, daß der Angeklagte 
zwar nicht zu einer Ausſage gezwungen werden kann, ober doch zur Auskunft auf 
bejtimmte ihm vorgelegte Fragen aufgefordert wird. Die Mehrzahl der heutigen 
Engl. Prozefjualiften (anderer Meinung als Stephen) verwirit daher das B., 
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welches ſich in allen fontinentalen StraPD. ohne Ausnahme vorfindet. Zweck des 
alten B. war wejentlich die Erlangung eines Geſtändniſſes durch piychiiche Einwir— 
fung oder dialeftifche Weberlegenheit des Richters: was, in heutiger Praxis, ala 
Öinarbeiten auf ein Geftändniß noch vielfach fortdauernd, von der neueren Rechta- 
anſchauung gemißbilligt wird. Die RStrafPO. fpricht überall von Bernehbmung 
(j. diefen Art.). Im der Theorie und Praxis erhält fich aber der Ausdrud des 
„Kreuze.“ als ein techniicher. Man veriteht unter Kreuz-⸗V. diejenige Form 
des Zeugen- oder Sacjverftändigenbeweijes, nach welcher Zeugen oder Sachverftändige 
nicht durch den vorfigenden Richter, jondern nach vorangegangener VBernehmung 
durch die produzirende Prozeßpartei vom Prozeßgegner (cross examination) abgehört 
werden. Das Kreuz-V. ift in Deutjchland ($ 238) von dem übereinitimmenden 
Antrage der Staatsanwaltichaft und des Vertheidigers abhängig, in der Praris 
jedoch nicht üblich geworden, obwol das Altpreuß. Strafprozekrecht nad) der Ver: 
ordnung von 1849 und dem Gejeß vom 3. Mai 1852 es zulick und Baden das 
Kreuz.:B. auf Verlangen den Prozeßparteien eingeräumt hatte. In Nordamerika und 
England, wo fih im Zufammenhang mit der afkufatorischen Strafprogekform das 
Kreuz⸗V. zu einem hohen Grade technifcher Vollendung ausgebildet hat, gilt das— 
jelbe als eine werthvolle Garantie der Wahrheitsermittelung und richterlicher Un: 
parteilichkeit in der Würdigung der Thatfrage.. Auf dem Kontinent find die 
Stimmen getheilt, je nachdem man entweder die Rüdficht auf das fachliche Interefie 
der Unmittelbarkeit und der Beweiserhebung oder die perjönliche Stellung der 
Zeugen in den Vordergrund bringt. Daß durch Kreuz:B., wenn nicht Sitte und Her: 
fommen eine fefte Schranke ziehen, Zeugen jehr leicht chifanirt und in Verwirrung 
gejeßt werden, bejtreitet man auch in England nicht. Der in Hannover 1873 ab- 
gehaltene Deutfche Juriftentag war dem Kreuz-V. günftig. 

Lit: ©. hinter d. Art. Vernehmung. — Außerdem über Kreuzverhör: Beſt-Mar— 
quarbien, Engl. 2.R., S. 96, 418. — Woolrych, Crim. Law, p. 168, — Ram, On 
—— 145 ss. — Mittermaier, Engl. Strafredt, ©. 805, 400. — "Stemann, Berk. 
des XI. Deutichen — Bb. J. ©. 3 ff. — Gneiſt, Bier Fragen zur Deutichen 
StrafPD., 1874, ©. 111..— d. Groß in der Allgem. Deutichen Strafrehtäztg. 1865 ©. 562, 


601. — Geyer, Lehrbuch des Strafprozehredhts, S. 675. — Schütze in ber Rivista penale 
I. p. 431. — Casorati, Il processo penale e le riforme (1881), p. 365 ss 


v. Holgendorff. 


Seen (im Givilreht). Die Rechtsordnung kann ſich, obwol fie 
abjolutes, materielles Recht jchaffen joll, der Anerkennung des Einflufjes nicht ent— 
ziehen, welchen das thatjächliche Beitehen eines Rechtszuſtandes auf die jpätere 
Beurtheilung dieſes Zuftandes ausübt, wenn derjelbe eine längere Zeit Hindurch jo 
und nicht anders beitanden hat. Nicht, ala ob auf diefem Wege das Unrecht follte 
zum Necht erjtarken dürfen, biergegen hat die Rechtsordnung ihre Kautionen zu 
treffen; aber es fann verlangt werden, daß derjenige, deſſen Recht der bejtehende 
Zuftand zuwiderläuft, fich innerhalb eines gewiſſen Zeitraums darum rühre, damit 
nicht die Grfennbarfeit des wirklichen Rechtes in Folge der im Kaufe der Zeit 
möglichen Rechtsveränderungen dem Richter immer mehr erichwert werde und damit 
nicht die Zuläffigfeit folcher Rechtöveränderungen jelbft zum Nachtheil des Verkehrs 
immer weiter binausgefchoben werde (vgl. Ih. I. 374). Die Promptheit der 
Yuftiz, welche 3. B. im Prozeß zur Feitiegung ausschließlicher Friſten für die 
prozeſſualiſchen Rechtshandlungen drängte, und das ntereffe des Rechtsverkehrs ift 
auch im Givilrecht nicht anders zu erreichen, als durch Feitiegung beftimmter Friſten 
für die Geltendmachung der einem beitehenden Zuftand entgegenftehenden Privatrechte 
und durch Aufftellung des Rechtsſatzes, daß der eine gewiſſe Zeit hindurch unan— 
gefochten, aber anfechtbar bejtandene, nicht abgeitellte, aber abitellbare Rechtszuftand 
von dem Endpunkt dieſes Zeitraums an materielles Recht je. Mean nennt das 
Recht desjenigen, der deifen rechtzeitige Geltendmachung verabiäumt, der 3. B. eine 
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ihm zustehende Klage nicht rechtzeitig angeftellt, die Ausübung einer ihm zuftehenden 
Servitut unterlaffen Hat, ein „verjährtes“ und jagt, der Berechtigte habe es durch 
„V.“ verloren. Da nun aber andererfeits jeder Nechtöverluft des Einen mit irgend 
einem Rechtsvortheil irgend eines Andern verbunden ift, ja da vielleicht ſchon längſt 
vor Ablauf der B.frift das Anfechtungsrecht des bisher Berechtigten erlofchen jein 
fann, 3. B. durch Verzicht, erblojen Tod defjelben, und da namentlich in Folge 
der V. nicht blos der beitehende Rechtszuſtand (mie bona fide Beſitz, Klaglofigkeit) 
als der berechtigte angenommen, jondern derjelbe meistens noch dazu mit einem 
neuen Rechte ausgejtattet wird (Erfigung des Eigenthums, exceptio gegen die ver— 
jährte Klage), fo unterfcheidet man mit Recht von jener aufbebenden, er= 
Löjhenden Extinktiv-V., die begründende, erwerbende Acquiſitiv-V. 

Es iſt erſt ein Verdienſt der neueren Doktrin, daß fie die in diejem allge 
meinen B.begriff ruhenden einzelnen Rechtsinftitute, namentlich den Unterjchied der 
rechtsbegründenden und rechtövertilgenden B. jelbftändig hervorgehoben und behandelt 
hat. Das Römifche Recht, aus dem die gemeinrechtliche Doktrin der B. im Weſent— 
lichen geſchöpft ift, kannte fein einheitliches Inftitut der V., fondern nur zwei Fälle 
derjelben: den Gigenthumserwerb durch Erſitzung und betagte Aktionen (erſt jeit 
Theodofius II. 424 eine ‚eigentliche Klagen-V.). Aber jchon die Gloffatoren be= 
gannen die Verfchmelzung beider Inſtitute, und die einheimifche Eriftenz eines einzigen 
Deutichen B.begriffes befiegelte dieje Doktrin bei der Rezeption des Römijchen Rechte. 
So ilt alfo der Schritt der neueren Doktrin zur Gliederung ein Schritt zur wahren 
Duelle der V. zurück gewejen. , 

Es ijt nun gemeinrechtlich zu unterjcheiden: die begründende B. des Eigen- 
thums und der anderen dinglichen Rechte, ſog. „Erfigung“, die aufhebende V. der 
dinglichen Rechte und die KHlagen-B. Das find wenigftens die Hauptgruppen, denn 
3. B. die Extinktiv-V. der Obligationen fällt, weil das obligatorifche Recht weſent— 
lich Klagerecht ift, mit der Klagen-V. zufammen, und eine Acquiſitiv-V. der Obli- 
gationen giebt e& nicht; lange dauernde Leiſtung könnte höchitens, wie die lang» 
jährige Zinszahlung nach fr. 6 pr. D. 22, 1, eine Präjumtion für das Vorhandenjein 
einer wirklichen Berbindlichkeit begründen (Windicheid II, $ 259, 7; Dern— 
burg, Preuß. Privatrecht, II. $ 35 Nr. 1). Dagegen giebt es noch jonjt, wie bei 
manchen der im Givilrecht zuläffigen richterlichen Friftbeftimmungen (3. B. bei feſt— 
geießter Deliberationzfrift für den Erben), bei den deutfchrechtlichen Inſtituten, deren 
Zugehörigfeit zu den in rem oder in personam gehenden Anfprüchen nach Römischen 
Recht fich kaum enticheiden läßt (3. B. Reallaften), und Hinfichtlich mancher dem 
öffentlichen Rechte angehöriger Beiugniffe (3. B. NRegalien), eine V., die in feine 
der angegebenen Kategorien des Römijchen Rechts untergebracht werden kann. Cine 
durchgehende Unterjcheidung dürfte übrigens für alle Berjährungsfälle zutreffen: 
entweder iſt einem Recht von vornherein bei feiner Entſtehung jchon eine Frift 
gejeßt, innerhalb deren e8 ausgeübt werden muß, wenn e8 nicht verloren gehen foll 
(fo bei den verjährbaren Klagerechten, bei der Erklärung des Erbin über Erbſchafts— 
antritt innerhalb Deliberationsfrift, bei progeflualiichen FFriften u. j. w.) — das 
kann auch durch Privatdispofition herbeigeführt werden —; oder dad Necht trägt 
eine folche Zeitbeitimmung nicht in fich, jondern kraft bejonderer Rechtsvorſchrift 
joll dafjelbe nur verloren gehen, wenn es innerhalb eines gewiffen Zeitraums, 
nachdem e3 entitanden ift, dauernd nicht gebraucht wird (Hierher die VB. der Servi- 
tuten, der Zehntrechte u. f. w.). (Der Hervorhebung der erjten diejer beiden Formen 
widmet fich neuerdings die Schrift von U. Grawein, DV. und gejegliche Befriſtung, 
Leipzig 1880. Diejelbe behandelt in ihrem bisher erichtenenen erften Theil die 
begrifflichen und praftiichen Unterichiede beider Inſtitute und jtellt für ihren dritten 
Theil eine Kafuiſtik in Ausficht, deren Zwed die Einordnung der verichiedenen Fälle 
unter die eine oder andere dieſe Kategorien bildet.) 
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Von der zweiten diefer beiden Formen, und zwar hier wieder eher von der 
Anichauung des Rechtserwerbs ala von der des NRechtäverluftes, geht die Geichichte 
der V. bei den Römern aus, indem angenommen wurde, daß, wer den Befi feiner 
Sache einem anderen bona fide Empfangenden 1 oder 2 Jahre überlaffe, ſein 
dominium an jener verliere (usucapio). Wenn es gleichzeitig auch, namentlich nach 
dem Edikt des Prätors, KHlagerechte mit kurzen Friiten gab, jo waren dieje Friſten 
noch nicht jo gemeint, wie dies bei der erjterwähnten der beiden Vformen voraus 
geießt wurde, mämlich jo: daß ‚bei rechtzeitiger Geltendmachung das Recht auch 
über die DV.zeit hinaus erhalten blieb; vielmehr war es nach Ablauf der Frift 
mit jenen furzlebigen prätorifchen Berechtigungen aus, mochte man fich auch mit 
ihnen gerührt haben (pr. I. 4, 12). Grit ſpät im SHaiferrecht fam, und zwar 
naturgemäß zuerſt bei der Eigenthumsklage (weil hier die Analogie der Ujufapion 
am nächiten lag), die Auffaffung zur Geltung, daß der Verluft eines Rechts lediglich 
durch die Unthätigkeit des Berechtigten eintrete, während, wenn er nicht träge ſei, 
er fich das Recht in infinitum erhalte (f. Demelius, Gejchichte der Hlagen-®., 
in deſſen Unterf. aus dem Römifchen Givilrecht, I. 1856, ©. 5 ff). Aud das 
Deutiche Recht entwidelte vor der Rezeption des Römiſchen Rechts die zweite 
V.form zuerft, aber diefes vom Standpunkt der Rechtöverwirktung aus: es ließ den 
Jahr und Tag hindurch unangefochten gebliebenen Erwerb einer Sache Dritten 
— ——— zur „rechten Gewere“ erſtarken (v. Gerber, Deutſches Privatrecht, 
$ 101). 

Don den einzelnen B.jällen ift Hier nur die Klagen-B. näher ins Auge zu 
fafien, da die übrigen einzeln verftreuten Fälle zu wenige gemeinfame Gefichtspunfte 
bieten, um außerhalb ihres jonftigen doftrinellen Zufammenhangs behandelt werden 
zu können (dazu gehört auch die aufhebende V. dinglicher Rechte), und da das 
zweitwichtigite Inſtitut der V.lehre, die Erfitung, bejonders bearbeitet worden: ift. 
Noch eine für alle B. gültige Bemerkung ift aber anzufügen, nämlich die, daß die 
V. aus den bereit3 oben angegebenen Gründen juris publici ift, d. h. Parteimille 
fann deren Eintritt und Wirkſamkeit nicht vor vollendeter V. abwenden, ſondern 
nur auf die Geltendmachung der bereis eingetretenen Wirkungen für eigene Perjon 
verzichten (vd. Savigny, Syitem, V. 411 ff. führt das mur für die Klagen-V. aus). 
Ferner ift ein Rüdgängigmachen der V. nur auf dem Wege der Reftitution in den 
vorigen Stand möglich. 

Die jog. Klagen-V. ift die V. der Elagbaren Ansprüche. Sie beginnt daher, 
fobald ein folcher Anfpruch gegen beitimmte Perfonen vorhanden ift. Zwar giebt 
es underjährbare Anfprüche, jo gemeinrechtlich die Steuerforderungen des Fiskus, 
die Klage auf Gemeinfchaftstheilung, jo lange die Gemeinjchaft befteht, der im 
Hypothefenbuch eingetragene Anſpruch, nach Preußiichem Recht das Wiederfaufsrecht 
(Dernburg, $ 167, 9). Allein die Regel ift, ſeit Theodofius II im Jahre 424 
n. Ghr. dies ser feftgeftellt hat (c. 3 C. 7, 39; c. 1 C, Theodos. 4, 14), die 
Verjährbarkeit. a fragt ſich nun vor Allem, warn ein klagbarer Anſpruch ent» 
ſtanden ift, warn man — jo pflegt man das gemeinrechtlich auszudrücken — jagen 
fann: actio nata est. Mit Entftehung eines Elagbaren Rechts entiteht nicht noth— 
wendig ein Elagbarer Anfpruch, nämlich nicht, jolange den NRechtögenuß Niemand 
verhindert; er entjteht erſt mit der Sinderung, 3. B. bei dinglichen Rechten mit 
dem Eingriff, dem Nichtdulden u. ſ. w., bei Forderungärechten auf non facere mit 
dem Zumiderhandeln. Bei den auf Handeln gehenden Forderungsrechten, jowie den 
dinglichen Anfprüchen auf Nüdgabe (3. B. bei precarium) wird indeffen fein 
pofitives Hindern des Berechtigten verlangt, um die Forderungsklage zur „Nativität“ 
zu bringen, e& genügt hier eine Paffivität des Schuldners, es genügt, daß der 
Leiltungsanfpruch fällig ſei; dies jelbjt dann, wenn nach dem Inhalt des Forderungs— 
rechts der Gläubiger zum Abholen der Leiftung verpflichtet wäre. Die Fälligkeit 
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des Anſpruchs iſt in diefem Falle ebenjo zu bemefjen, wie zum Zwed der Berechnung 
des Verzugs, man darf aber diefe Analogie nicht jo weit treiben, daß man zum 
Beginn der V. hier auch noch interpellatio des Schuldner? und Weigerung des 
leßteren verlangt. Sogar der proviforifche Verzicht des Berechtigten auf den klag— 
baren Anſpruch, wie er beim Darlehn auf Kündigung, beim precarium, nicht 
aber bei der befrijteten Stundung (hier erfolgt eine Unterbrechung der ®., c. 8 
S 7C.7, 71) zu Tage tritt, hindert den Elagbaren Anfpruch nicht an der Ent» 
ftehung jchon vor jenem Verzicht, d. 5. die V. beginnt mit Hingabe des Darlehns, 
des precarium u. f. w. (Windfcheid $ 107, 5, wozu Leonhard in Jahrb. 7. 
Dogm. XVII. (1879) 438—82; lebhaft bejtritten); fonjequent muß man einen 
jolchen Anſpruch auf „Leiftung 8 Tage nad) Kündigung“ vom neunten Tage nach 
Hingabe des Darlehns u. ſ. w. an verjähren laſſen (Windſcheid, $ 107, 9 i. d. 
Mitte). Früher machte man in. Verfennung der Thatjache, daß derjenige, welcher 
die Fälligkeit feines Anspruchs von feinem Willen abhängig macht, eben einen ſofort 
fälligen Anſpruch ſchafft, für jolche Fälle die Regel zurecht: toties praescribitur 
actioni nondum natae, quoties nativitas ejus est in potestate creditoris. — 
Bei Anjprüchen auf wiederkehrende Leiftungen verjährt jede einzelne vom Augenblide 
ihrer Fälligkeit an für fich; ob auch das Recht auf alle diefe Leiftungen im Ganzen 
verjähre, etwa don der legten volljtändigen Yeiftung an, oder jobald der Schuldner 
einmal dem Gefammtrecht widerredet habe, ift eine alte und noch nicht ausgetragene 
Streitirage (Windfcheid, $ 107, 8); Pofitives ergeben die Quellen nur Hinfichtlich 
der B. verzinälicher Kapitalforderungen (c. 26 pr. C. 4, 32). 

Der Tag, an welchem actio nata ift, bezeichnet alſo den Anfangspunft der 
Klagen-V. Indeſſen ift das nur die Regel. Die V. beginnt unter denjelben 
Umständen nicht zu laufen, deren jpäteres Gintreten nach actio nata einen 
Stillitand der VB. veranlaßt (jo daß „praescriptio dormit“, wie man neuerdings 
jagt). Das ift der Fall, wenn und folange ein impubes oder ein Minderjähriger 
oder ein in väterlicher Gewalt jtehendes Hauskind KHlageberechtigter ift; der Minder- 
jährige hat diejen Vortheil indeß nur bei den Anjprüchen, deren Verjährungszeit 
29 Jahre nicht überjteigt, und das Hauskind nur Hinfichtlich der dem ususfructus 
paternus unterliegenden Anfprüche. Landesrechte, wie das Preußifche, haben dieje 
Vorſchrift auf alle Klagen Minderjähriger und auf die Klagen anderer unjelbitändiger 
Perfonen (Wahnfinnige, Taubjtumme, Abwejende) ausgedehnt, jedoch das Preußiſche 
Recht nur bezüglich der in der Perfon diefer Bevormundeten jelbjt erjt zur Nativität 
gelangten Anfprüche. — Ein weiterer Grund, aus dem die B. nicht beginnen fann, 
die begonnene ruht, iſt die Ihatjache, daß der KHlageberechtigte an der Klagerhebung 
faktiich oder rechtlich gehindert ift; ſo lange diefer Zuftand dauert, Läuft die V. 
nicht. Mit der Anerkennung faktischer Hindernifje diefer Art it das Gemeine Recht 
iparjam; eigentlich gilt als jolches nur nach fanonifchem Recht der Umstand, daß 
Aniprüche wegen feindlichen Einfall im Lande oder daß Anfprüche der katholischen 
Kirche wegen eingetretenen Schisma's nicht zur Geltung gebracht werben können, 
außerdem joll blos, wo das Römische Recht die B.zeit ala tempus utile und nicht 
al continuum berechnet haben will, d. h. praftiich blos bei der weniger ala ein— 
jährigen V. das Vorhandenfein anderer vorübergehender jaktifcher Hindernifje 
in Betracht fommen (vd. Savigny, III. 407 ff.; IV. 428 ff.). Aus Gründen der 
Rechtsordnung iſt die Geltendmachung des Hagbaren Anſpruchs und folgeweife der 
Lauf der DB. gegen diefen in einzelnen Fällen gehemmt 3. B. des Gigenthums- 
anfpruch® wegen verbauten Materials (Windjcheid, I. $ 188, 13 indeffen: 5109, 2; 
Brinz, $ 114, nach Note 40), des Anfpruchs der Ehefrau auf nicht gültig ver- 
äußerte Dotalobjefte während der Ehe (S 30 C. 5, 12), der Erbichaftsflagen während 
der Deliberationd- oder nventarifationsfriit (c. 22 $ 11 C. 6, 30). Ob man 
auch einen allgemeinen rechtlichen Hinderungsgrund der Klagerhebung und V. aufs 
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jtellen und denjelben darin finden joll: wenn und jolange dem Anſpruch eine Einrede 
entgegenfteht, deren Bejeitigung in der Macht des Hlageberechtigten nicht fteht ur 
auch nicht von ihm zu erwarten ift (agere non valenti non currit praescriptio): 
ift nicht zweifellos (Windjcheid, $ 109, 2. 3; Schwalbad in Jahr. j. 
Dogm. XIX (1880) 24 reip. 49—68.). 

Die B. ift vollendet, wenn vom Tag der actio nata an, nach Abrechnung 
der Dauer der rechtlich anerfannten Hemmniſſe, der lebte Tag der Bit (fr. 6 
D. 44, 7; Unterholzner, 1.$ 90) abgelaufen ijt, ohne daß auch noch am letzten 
Tage eine Geltendmachung des flagbaren Anspruchs erfolgte. Cine jolche Geltend- 
machung braucht aber nicht nothwendig in Klagerhebung zu bejtehen, jondern es 
genügt jchon, daß der Berechtigte, etwa in Folge einer Mahnung oder durch Vor: 
enthaltung des Pfandes (c.7 8 5C. 7, 39), von dem Schuldner eine Anerkennung 
der Schuld erlange, welche deren Fortbeſtehen konjtatirt (bloße Mahnung ohne jolchen 
Erfolg genügt natürlich nicht; daß bloße Anerkennung ohne einen der in c. 4 
C. 8, 39 pr. gemeinten alii modi, quos in anterioribus sanctionibus 
interruptionibus et invenimus positos et nos ampliavimus, nicht genüge, bat 
Bruns, Zeitſchr. f. Rechtsgeſch. I. 108, fpeziell mit Beziehung auf das Konftitutum 
behauptet). Zritt nun eine, derartige Geltendmachung des Anjpruchs vor Ablauf 
der WV.zeit ein, jo wird die V. „unterbrochen“, d. 5. der flagbare Anjpruch iſt 
gewiffermaßen neu geboren, die früher verlaufene B.zeit ift für den Anſpruch 
völlig irrelevant, es ruht, jo lange der Akt jener Geltendmachung dauert (3. 2. 
während der Vorenthaltung des Pfandobjekts, bei praenumerando gezahlten Zinjen 
bis zum nächiten Zinstermin), jede B. und diejelbe beginnt von Neuem zu laufen, 
wenn der Akt der Geltendmachung beendet ift. Jedoch gilt Bejonderes von der 
Unterbrechung durch Klagerhebung: 1) der Hlagerhebung fteht nach Gemeinem Rechte 
gleich, falls der Gegner nicht zu erreichen ift, gerichtliche Protejtation, eventuell jogar 
jolche bei Verwaltungsbehörden (episcopus und defensor civitatis nennt c. 2 S 1 
C. 7, 40; Windicheid $ 108, 8), nah CPO. $ 633 vgl. $ 239 die Zuftellung 
des Zahlungsbeiehls im Mahnverfahren an den Schuldner und nah KO. S 13 
die Anmeldung im Konkurſe. (Ob auch Geltendmachung als Einrede? und ob hier 
nicht vielmehr Widerflage nöthig? Unterholzner, I.$ 128; Windjcheid, 8 108, 
4 g. E.; vgl. Sächſ. BGB. $ 167). 2) Die Hlagerhebung bei dem unzuftändigen 
Gericht ijt feine Unterbrechung, die fofortige Abweifung der Klage und die Zurüd: 
nahme bderjelben jeitens des Klägers vernichtet die Wirkung der erfolgten Unter: 
brechung, jo daß die V. als nicht unterbrochen gilt (Windicheid, $ 108, 6), 
während in Folge Liegenbleibens des Prozeſſes von der legten Prozeßhandlung an 
eine neue B., und zwar für alle Klagen eine 40jährige, beginnt (Windicheid, 
$ 110, 2, e.). — Endlich ift zu bemerken, daß die Erhebung der Pfandklage die 
D. der Klage auf die Prandforderung ebenjo wie umgefehrt die Erhebung dieſer 
die B. jener unterbricht (c. 3 $ 3 C. 7, 40; Windicheid; $ 108, 4 g. E.). 

Daß der flagbare Anjpruch nicht die ganze B.zeit hindurch fich in Einer Sand 
befand, Hindert die einheitliche Berechnung der DV.zeit nicht, jeder neue Eriverber, 
auch der Singularfucceffor, hat die Verſäumniß feines Vorgängers fich anzurechnen, 
wenn nicht der Vorgänger eine von den privilegirten Perjonen war, deren Klag— 
berechtigungen nicht verjähren (f. oben; — Windſcheid, $ 110, 5). 

Die B.friften der Eagbaren Anfprüche find jehr mannigfaltig. Das Gemeine 
Recht kennt feit dem erwähnten Theodofianischen V.geſetz ala regelmäßige Zeit: 
dauer die SOjährige, daneben giebt es längere und kürzere Friften. Es finden fi 
100 Jahre (Ansprüche der ecclesia Romana; Unterholzner I. $ 42), 50 Jahre 
(econdictio von Berjpieltem c. 1 $ 2 C. 3, 43), 40 Jahre (Anjprüche der Kirchen 
und milden Stiftungen, Anspruch auf das Pfand gegen den Schuldner; ob aud 
Anfprüche des Fiskus und Landesheren? der Stadt- und Dorigemeinden?). In 
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20 Jahren verjähren gewifle fiskaliſche Anſprüche (Windicheid, $ 110, 4) 
und Rechnungsklagen gegen Stadtbeamte (fr. 18 $ 1 D. 44, 3), in 10 Jahren 
die leßteren Anjprüche gegen die Erben des Beamten, in 5 Jahren der fisfalijche 
Anſpruch auf commissa, die querela inofficiosi test., das beneficium separa- 
tionis der GErbichaftsgläubiger im alle von fr. 1 $ 13 D. 42, 6, Status 
lagen gegen Berjtorbene; 4 Yahre dauert der Anjpruch des Fiskus auf erbloje 
Güter, die Reftitutionsfrift, die Entjchädigungäflage gegen den Fiskus wegen Ber- 
äußerung fremder Sachen. Eine zweijährige V.friſt iſt gemeinrechtlich für die 
actio doli gegeben (Windſcheid, II. $ 451, 5), eine einjährige für die meijten 
der dem prätorifchen Edikt entjtammenden Ansprüche, 3. B. auf Rüdgängigmachen 
der alienatio judicii mutandi causa facta, die actio de peculio nach beendigter 
väterlicher Gewalt, gewiſſe Interdikte (uti possidetis, unde vi, quod vi aut 
clam), prätorijche Deliktsflagen; während das äbdilicifche Edift über den Vieh— 
fauf neben der einjährigen Friſt wegen Preisminderung noch Friften don 6 und 
2 Monaten hatte. 

Die Wirkung des Ablaufs der V.zeit bei umterlafjener Geltendmachung des 
klagbaren Anſpruchs iſt die Entjtehung einer zerftörlichen Einrede gegen denjelben 
(nad) Römiſchem Recht einer praescriptio pro reo, weshalb die Romaniſten jchon 
frühzeitig mit praescriptio ungenauer Weife das Rechtsintitut der V. ſelbſt be— 
zeichnet haben). Wenn der Schuldner nichtsdejtoweniger auch nach Zeitablauf den 
Anspruch noch befriedigen will, jo ift das dennoch nicht als Schenkung an den 
Gläubiger zu betrachten, jondern es findet dann eine Anwendung des oben ala 
zuläfftg bezeichneten Verzichtes auf die Geltendmachung der V. ftatt. Aber irgend 
eine weitere Wirkſamkeit, als die, daß die ernjtlich und freiwillig erfolgende Leiſtung 
feine Schenkung ift, jollte dem verjährten Anſpruch nicht zuerkannt werden, namentlich 
nicht ein Recht des Gläubiger, mit ihm zu fompenfiren, nicht ein Ausjchluß der 
condictio indebiti, wenn die Leiſtung in irrthümlicher Annahme des Fortbeſtehens 
der Verpflichtung erfolgt ift; Bürgſchaft und constitutum müßte man freilich auch 
hier fogut wie bei anderen Anjprüchen, denen zerjtörliche Einreden anhaften, als 
rechtswirkſam anerfennen und, daß der Anspruch auf ein für die Forderung beſtelltes 
Pfand länger beftehen kann, ala die verjährte Forderung, ift in den Quellen voraus: 
gejeßt (c. 7 C. 7, 39), ja geradezu gejagt (c. 2. C. 8, 30). Mit Rüdfiht auf 
die leßteren Möglichkeiten fann man ja den verjährten obligatorifchen Anſpruch nad 
v. Savigny's PVorgang (V. 366 ff.) Naturalobligation nennen (f. die Lit. über 
dieje Streitfrage bei Windſcheid $ 112, 3—5). 

Zwei Fragen find gelegentlich der Wirkung der B. noch zu berücfichtigen ; 
einmal: fann nur derjenige Verpflichtete fich auf die V. berufen, der dies bona 
fide thun fann, etwa weil er don der Eriftenz feiner Verpflichtung nichts wußte? 
Das kanoniſche Recht Hat dies Erforderniß zur Geltung gebracht gegenüber den 
Anjprüchen auf Herausgabe von fremden Sachen, ohne fich aber genau darüber zu 
äußern, ob dies blos bei dinglichen oder auch bei perjönlichen ade auf folche 
Leiſtung gelte, — weshalb Letzteres bejtritten it (Unterholzner, J. 92; Wind- 
ſcheid, $ 111, 2). — Sodann: wenn ein verjährbarer Anfpruch auch als Einrede 
geltend gemacht werden kann, z. B. compensando oder als exceptio non adimpleti 
contractus oder exceptio doli neben der actio, verjährt dann auch das Einrederecht 
mit dem Anfpruch jelbit? Bezüglich der Kompenjation ift das ſchon vorhin bejaht 
worden, bei der exceptio doli jagt aber fr. 5 $ 6 D. 44, 4 das Gegentheil und 
dieſe Eutſcheidung gab namentlich den Anlaß zur Aufftellung der Regel: quae ad 
agendum sunt temporalia, ad excipiendum sunt perpetua. Daß dieje Regel 
prinzipiell unrichtig ift, iſt zweifellos (man vgl. 3. B. die ädiliciichen Klagen wegen 
Kaufmängel), vielmehr ift prinzipiell richtig die (übrigens nicht unbedingt das 
Franzöſiſche Recht — ſ. Zahariä, Handbuch, IV. 582 ff. — repräfentirende) Regel: 
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tant dure l’action, tant dure l’exception: die exceptio doli iſt vielleicht die einzige 
Ausnahme (über c.685C. 8,35 j.v. Savigny, V. 432 ff.; im Uebrigen Wind- 
ſcheid $ 112, 6—8, der zwifchen felbjtändigen und unfelbitändigen Einrederechten 
unterjcheidet). 

Die modernen Kodifitationen behandeln meiftens, der früheren Doktrin folgend, 
die V. als ein einheitliches Rechtsinftitut. Das Preußische Allg. ER. unterjcheidet 
dann (I. 9 S$ 535 ff.) V. durch Nichtgebrauch und (58 579 ff.) B. durch Befit, der 
Code civil (art. 2219 ss.) und das Dejterreichifche Allg. BEB. (SS 1451 ff.) B. im 
engern Sinne (vertilgende B.) und Erfitung. Das Sächſiſche BGB. dagegen fteht 
auf dem Standpunkt der neueren Theorie, indem es für den Wegfall der Klagerechte 
durch B. ($$ 150—170) und für die B. einzelner anderer Rechte durch Nichtgebrauch 
(3. B. Grumddienftbarfeiten SS 596—599, Perfonalfervituten $ 655, Forderungs- 
rechte SS 1016—1018) befondere Grundfäge aufftellt und die Erfiung unter den 
Gigenthumserwerbsarten getrennt behandelt ($ 260— 275). 

Was die Klagen-V. fpeziell anlangt, jo iſt diefelbe in allen modernen Kodi- 
fifationen in dem Sinne rezipirt, daß Ansprüche, jobald deren Erfüllung von einer 
bejtimmten Perſon gefordert werden kann, gegenüber dem Verpflichteten zu verjähren 
beginnen, und zwar auch bier wie im Gemeinen Rechte in 30 Jahren, und daß nad) 
Ablauf Ddiejes Zeitraums der Erhebung des nicht geltend gemachten Anfpruchs eine 
zeritörliche Ginrede entgegenfteht (wobei fich wenigjtens das Sächſiſche BGB. 8 170 
gegen die Fortdauer einer naturalis obligatio bei perjönlichen Anjprüchen ausdrüdlic 
erklärt). Im Einzelnen finden fich zahlreiche Abweichungen vom Gemeinen Recht: 
jo gehören nach Deiterreih. Allg. BGB. $ 1479 die den öffentlichen Büchern ein- 
verleibten Rechte zu den verjährbaren, das Preußische LR. gejtattet Verzicht auf eime 
fünftige V. und — wie auch das Sächſ. BGB. $ 152 — Verlängerung oder 
Verkürzung der Friſten durch Parteiberedung (Dernburg, $ 164, 12), die Fälle 
des Ruhens der B. werden in den Landesrechten auf die KHlagerechte unter Ehe: 
gatten, jo lange die Ehe befteht, ausgedehnt (Allg. ER. I. 9 $ 524, Oeſterr. BGB. 
$ 1495, Code civil art. 2253, Sächſ. BGB. $ 156) und der Begriff der faktiſchen 
Hemmniffe der B. ift entiprechend erweitert (Juftitium Allg. ER. I. 9 SS 523, 
528—530, Defterr. BEB. $ 1496. Sächſ. $ 157 — entichuldbare Unkenntniß 
Allg. ER. I. 9 SS 512 ff. u. ſ. w.). Die Unterbrecjung der V. tritt nach Franzö— 
fifchem und Preußiichem Recht (art. 2244; I. 9 88 552, 553) auch durch Hlagerhebung 
beim unzuftändigen Gerichte ein und die Abweifung der Klage hat nach Preußiſchem 
und Sächſiſchem Recht Wirkungslofigkeit der Unterbrechung nicht nothwendig zur 
Folge, wenn nur innerhalb beitimmter Frift (30 Tage, 3 Monate) die verbefjerte 
Klage erhoben wird (Allg. AR. I. 9 $ 556; Sächſ. BGB. $ 166). Ueber den Zeit: 
punkt der durch Klagerhebung erfolgenden Unterbrechung kann jet nach CPO. $ 239 
für Deutfchland Fein Zweifel mehr jein (früheres Gemeines Recht ſ. Windjcheid, 
$ 108, 4; Preuß. Allg. Gerichtsordnung I. 4 88 19, 20; Sächſ. BGB. 163). Am 
mannigfaltigjten find natürlich in den Landesrechten die B.friften bemefjen, wobei 
im Allgemeinen die Tendenz vorherrfcht, den Bedürfniſſen des Verkehrs in der Weiie 
Rechnung zu tragen, daß man von den Verpflichtungen diejenigen befonders hervor: 
hebt, welche nach den Regeln eines geordneten Haushalts nad) heutigen Anfchauungen 
ziemlich bald getilgt zu werden pflegen, und für diefe eine bejonders furze B.zeit 
ichafft, 3. B. Forderungen der Gaftwirthe, der Krämer, Handwerter u. j. w. (So 
zuerſt das Franzöf. Recht ſ. Code eivil art. 2271—77; dann Preuß. Geſetz vom 
31. März 1838 — Dernburg, $ 170). Die Friſten find bier nach Preußiſchem 
Recht bald zweis, bald vierjährig, das Franzöſiſche Recht hat noch kürzere Friften von 
6, 3, 2, ja 1 Monat, von 40, 14, 8 Tagen, welche lettere bei gewifjen Bindi- 
fationen eine Rolle jpielen (j. Zahariä-Pucdhelt, S 774 Nr. VI—XU), 
und bei ſolch kurzen B.iriften tritt nad) Franzöſ. Recht bejtimmt (art. 2278), nad 
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Preußiichem vermuthlih (Dernburg, $ 170, 15) eine Hemmung der B. aus 
Gründen der NRüdficht gegen den Berechtigten (3. B. ald Minderjährigen) nicht 
ein. — Die gemeinrechtlichen Frijten von 40 Jahren hat das Preußische Allg. ER. 
meift als 44jährige anerfannt (I. 9 $ 632). Im Uebrigen j. dreijährige V.friſten 
des Defterreich. Rechts: Allg. BGB. $ 1487; 5, Sjährige, 14, Htägige Friften 
in Bayern, wo es auch ein bejonderes B.gejeg vom 26. März 1859 giebt: v. Roth, 
Bayer. Givilrecht, 2. Aufl. $ 62, IV. C. — Das GErforderniß der bona fides des 
Schuldners fehlt bei der Anspruchs B. in den Landesrechten (vgl. 3. B. Code civil 
art. 2262 und dv. Roth a.a. D. $$ 62, 142), jedoch hat das Preußifche Landrecht 
geftattet, aus der mala fides des Schuldners einen Gegenbeweis gegen die in der 
®. liegende Vermuthung der Tilgung der Schuld zu entnehmen (Dernburg, 
$ 169, 3; vgl. übrigens auch Code civil art. 2275). 

Das neue Deutjche Reichsrecht hat, abgejehen von den oben bereits berührten 
Vorfchriften über die Unterbrechung der V. durch Klagerhebung und Anmeldung im 
Konkurs, nur für die von ihm neu gefchaffenen Anjprüche neue, meiſtens ebenjallg 
kurze B.friſten aufgeftellt und in einigen Fällen dann auch die Privilegien der Bevor: 
mundeten Hinfichtlich Hemmung der V. auögejchloffen (Mandry, Der civilrechtliche 
Inhalt der Reichsgeiege, SS 19, 2ff. Dazu vgl. 3. B. noch Anfechtungsgejeß v. 21. Juli 
1879 $ 12; Wuchergejeg vom 24. Mai 1880 Art. 3, 3). Freilich wirft auch der 
Begiall des außerhalb des Konkurjes von der Gläubigermehrheit gewährten Mora— 
toriumd (Mandry $ 31, 4), infofern eine jolche Stundung früher die B. unter- 
brechen konnte, auf die V.lehre ein. s 

Zum Schluffe ift daran zu erinnern, daß die hier beiprochene endliche B. neben 
fid) ein bejonderes Rechtsinftitut der unvordenflichen V. hat, worüber man j. unter 
d. Art. Unvordentlich£eit. 

Quellen: I. 2, 6 de usucapionibus et longi temporis praescriptionibus. — D. 44, 3 
de diversis temporalibus dire et accessionibus possessionum. — Cod. 7, 33 
de ——— longi temporis X. vel XX. annorum; 7, 37 de quadriennii praescriptione; 
1, 39 de praescriptione XXX. vel XL. annorum; 7, 40 de diversis praescriptionibus et 
interruptionibus earum. — X. 2, 26 in VI» 2, 13 de praescriptionibus. 

Lit: Unterholzner, Ausführliche Entwidelung der gelfammten Verjährungslehre aus 
den Gemeinen in Deutihland gelterrden Rechten, Bd. 1 u. 2, zuerjt 1825, dann in KT 
neu durchgelehener Auflage bearbeitet von Schirmer, 1858. — Meltere Lit. f. dajelbft I. 
35. — Klagenverjährung ſpeziell: v. Savigny, Syſtem des heutigen Röm. Rechts, 
V.(1841)$8 237 -255. — Heimbach in Weiske's Rechtslex. XII. ame 
Württemb. Privatrecht, IL SS 118 ff. — Unger, Defterreich. Privatrecht, II. ss 119 fi. — 
Demelius, Unterjuchungen aus dem Röm. Giviltechte, I. (1856) ©. 1—108 — der 
Kiagen:®., S. 111— 203 Das Dogma von der actio nata. Die letzte Frage behandelt auch eine 
Halliiche Diſſert. 1878: Röth, Die actio nata als Vorausſetzung der Hlagen-B, — Ueber 
a ſ. die in den Lehrb. der Pand. cit. Lit.: Arndts, SS 106-111; Brinz, 
l. Aufl., 1. 88 47, 48, 2. Aufl. 88 113, 114; Göſchen, L SS 148—155; Keller, 
1. 58 83-88; Kierulff, SS 189-215; Puchta, SS 89-92; Seuffert, 1.85 27 
bi 31; Sintenis, I. S 3l; v. Bangeromw, I. SS 146— 152; v. Wächter, I. 
ss 104-109; Windjdeid, I. $$ 105-112. — Partikularreht: Dernburg, Lehrb. des 
Preuß. Privatrechts, I. SS 163-—172. — v. Roth, Bahyeriſches Civilrecht, 2. Auf, 1.5 62. — 
Jedariä dv. Lingenthal Pudelt), Handbuch des FFranzöfiichen — IV. SS 771 
13 146. . eriel. 


Berjuhrung (im Strafreht) — vgl. Thl. I. ©. 740 ff. Gegen bie 
trafausichließende Wirkung der B., d. 5. des Ablauf einer längeren Zeit jeit der 
Verübung eines Verbrechens oder jeit der Zuerfennung einer nicht volljtredten Strafe 
machte man früher namentlich) vom Standpunkte der Abjchredungstheorie Eine 
wendungen (jo 3. B. Gründler, Henke, Derjted); Heutzutage ift die Theorie 
eimg in der Billigung jowol der B. der Strafverfolgung (oder Anklage), 
ala der V. der Straivolljtredung (der zuerfannten Strafe). Das Gem. Recht 
bat nur die erftere anerkannt; ihm folgten 3. B. das Preuß. und das Deiterr. 
dv. Holgendorff, Enc. II. Rechtslexilon III, 3. Aufl. 66 
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StraiGB., während die meijten übrigen StrafGB. — namentlich das RStraföB. — 
nach dem Vorgange des Code d’instr. crim, auch V. zuerfannter Strafen zulafien. 
Die Strafverfolgung von Verbrechen (im eigentlichen Sinne) verjährt nach dem 
Deutichen StrafGB., wenn fie mit Tod oder lebenslänglichem Zuchthaus bedroht 
find, in 20 Jahren, wenn fie mit mehr als 10jähriger Freiheitsftrafe bedroht find 
in 15 Jahren, in den übrigen Fällen in 10 Jahren. Die Strafverfolgung von 
Vergehen, die mit einer länger ald 3 Monate dauernden Gefängnißftraie bedroht 
find, verjährt in 5 Jahren, von anderen Vergehen (wohin alle blos mit Geldjtraien 
bedrohten Vergehen gehören, vgl. Reichägerichtserf. vom 27. Jan. 1880 — Rechtipr. 1. 
©. 280 ff.) in 3 Jahren, von Webertretungen in 3 Monaten. Ueberall beginnt 
bier die V. mit dem Tage, an welchem die Handlung begangen ift. Diejer wird 
in die Friſt mit eingerechnet, jo daß 3. B. für ein am 1. Januar begangenes Ber: 
brechen mit dem 31. Dezember ein Jahr der Friſt abläuft (fo die Herrichende richtige 
Anficht, j. die Mot. ©. 77, v. Schwarze, Schüße, Oppenhoti; Heinze 
würde hier mit dem Beginne des 31. Dezbr. ein Jahr ablaufen lafjen, Otto 
mit dem Ende des 1. Januar). Rationell wäre freilich nur die Berechnung a mo- 
mento ad momentum. Die Friſt beginnt nad) dem StrafGB. „ohne Rüdficht auf 
den Zeitpunkt des eingetretenen Erfolgs“, eine von Berner und Heinze mit Nect 
getadelte ganz verkehrte Bejtimmung, weldhe v. Schwarze in Schuß nimmt. Wie 
fann eine Handlung verjähren, während fie fi) vom Berjuch zur Vollendung ent— 
wickelt? — Bei Unterlafjungsverbrechen, wie 3. B. Nichterfüllung der Wehrpflicht 
(StraiGB. $ 140, 3. 1) läuft feine B., jo lange die ftrafbare Unterlafjung dauert — 
Reichsgerichtsert. vom 16. Septbr. 1880 (Xechtſpr. II. ©. 212 ff.). Für An: 
jtiter und Gehülfen beginnt die Friſt ebenfalls mit dem Tage, an welchem der 
Thäter die Handlung begangen hat (anderer Meinung v. Schwarze betr. der 
Gehülien). Die B. der Strafverfolgung wird unterbrochen durch jede Handlung 
des Richters, welche wegen der begangenen That gegen den Thäter (oder einen 
Theilnehmer) gerichtet ift, aber die Unterbrechung findet eben nur rüdfichtlich des— 
jenigen ftatt, auf welchen fich die richterliche Handlung bezieht. Die Handlung des 
Richters muß eine Verfolgungshandlung jein, nicht blos inneren Gejchäftäbetrieb, 
Kompetenzſtreitigkeiten u. dgl. betreffen; fie gilt als „richterliche“, auch wenn fie 
auf Requifition oder Auftrag des Richters von nichtrichterlichen Perfonen ausgeführt 
wird. Die Vernehmung einer Perſon als Zeuge unterbricht die V. auch dann nicht, 
wenn der Geladene bei der Vernehmung die jtrafbare Handlung zugejteht und in 
Trolge defjen unbeeidigt vernommen wird — Weichsgerichtsert. vom 24. Nov. 1879 
(Rechtsipr. I. ©. 94 ff). Nach der Unterbrechung beginnt eine neue V. Iſt der 
Beginn oder die Fortſetzung eines Strafverfahrens von einer Vorfrage abhängig, 
deren Enticheidung in einem anderen Verfahren erfolgen muß, jo ruht die V. bis 
zu defien Beendigung. — Die Vollſtreckung rechtskräftig erfannter Strafen verjährt 
nach dem Straf®B., wenn 1) auf Tod oder lebenslängliche Freiheitsſtrafe erfannt 
it, in 30 Jahren; 2) auf Zuchthaus von mehr ala 10 Jahren erkannt ift, in 
20 Jahren; 3) auf Zuchthaus bis zu 10 Jahren oder eine andere Freiheitsstrafe 
von mehr ala 5 Jahren erfannt ift, in 15 Jahren; 4) auf Feſtungshaſt oder Ge— 
fängniß von 2 bis zu 5 Jahren oder auf Gelditrafe von mehr als 6000 Mark 
erfannt ift, in 10 Jahren; 5) auf Feſtungshaft oder Gefängniß bis zu 2 Jahren 
oder auf Gelditrafe von mehr ald 50 bis zu 6000 Mark erkannt ift, in 5 Jahren; 
6) auf Haft oder auf Gelditrafe bis zu 150 Mark erkannt ift, in 2 Jahren. Ueber 
die B. des rechtskräftig erfannten Verweiſes bejtimmt das Geſetz nichts; man wird 
für ihn wol die kürzefte Friſt (alfo die von zwei Jahren) gelten laffen. Die 8. 
der Strafvollitrefung beginnt „mit dem Tage, an welchem das Urtheil rechtskräftig 
geworden iſt“. Diejer Tag wird in die Friſt mit eingerechnet. Gleichgültig it es, 
aus welchem Grunde die Strafvollitredung unterbleibtt — ob deshalb, weil der 
Verurtheilte abwejend, flüchtig, die Behörde nadjläffig it u. j. w. — Die Voll— 
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ftrefung einer wegen derjelben Handlung neben einer Freiheitsſtrafe erfannten Geld— 
itrafe verjährt nach dem Deutichen StrafGB. nicht früher als die Volljtredung der 
Freiheitsſtrafe. Jede auf Vollſtreckung der Strafe gerichtete Handlung derjenigen 
Behörde, welcher die Vollſtreckung obliegt, jowie die zum Zwed der Voll— 
tredung erfolgende Feitnahme des VBerurtheilten unterbricht die V. der Straivoll- 
ftredung. Die Behörde kann auch eine nichtrichterliche fein, ebenjo genügt die Feſt— 
nahme von Seiten irgend eines Grefutivbeamten, ja jelbjt von Seiten eines Privat: 
mannes. Vollſtreckungshandlungen find auch Stedbriefe, Haftbeiehle, Bewilligung 
einer Zahlungäfriit bei der Gelditrafe. Die Feitnahme unterbricht, auch wenn fie 
nicht Strafvollitrefung zur Folge hat. — Nach der Unterbrechung der Vollſtreckung 
der Strafe beginnt eine neue V., d. 5. aljo nach Ablauf des Tages, an welchem 
die Vollitrefung unterbrochen wurde. — Den Ablauf des größten Theils der Ver: 
Jährungsfrift ald Straiminderungsgrund gelten zu laffen, it nach dem StrafGB. 
unbedenklich; nach der richtigen Anſchauung follte Freilich dem Richter 'gejtattet fein, 
bei nahezu vollem Ablauf der Frift die Strafe zu mildern (jo ridtig Bau— 
meifter, Schaffrath, KHöftlin, daa Württembergiihe StrafGB. und 
defien Kommentatoren, wie es jcheint auh Mertel in v. Holtzendorff's Hand: 
buh H. ©. 570). 

Gigb.: Deutſches StrafGB. 88 66—72 * 853. 2, 88 36 a 164 Abſ. 2, JJ 


* 3, 191). — Oeſterreich $$ 227—232, 581, * — Defterr. Entw. I . 88 66—73; 
$ 67-78. — Code d’instr. crimin, art. 685643 


Lit.: Gründler, N. A. 1836. — Dandadi, Beitzige zu ber Lehre von ber Striminal: 
— 1860, und in Goltdammer's Archiv Pulvermacher, ebenda XVIII. — 
Abeg eber die v. rechtskräftig erfannter Strafen, 1862. — vd. Schwarze, Bemerkungen 
ur Le 4 ia der DB. im Strafrecht, 1867. — Heinze in d. — 3 Handbuch 
II. — eu Arhiv für — — ff. — 
Sinding, nie © . 160 fl. — ©. hei öftlin, Syftem, ©. 21 sie Berne, 
Lehrb. 11. Aufl. (1881), ©. 310 ff. — Häl — as Deutiches "Strafrecht, Bd. 
1881) ©. 693 ff. — Otto, Aphorismen, ©. 124 4 ff. Geyer. 


Berfaufsielbithülfe, j. Selbſthülfeverkauf. 


Berfehrspolizei. Für jede der drei Klaſſen der heutigen Verkehrswege: 
Straßen, Eijenbahnen und Waflerwege, hat fich ein, den Eigenthümlichkeiten der 
betreffenden Klaſſe und der zugehörigen Transportmittel Rechnung tragendes, Polizei— 
reht ausgebildet. Ueber das der Gijenbahnen ſ. d. Art. der Eiſenbahngeſetz— 
gebung, über das der Wafjerftraßen die Art. Schiffahrtspolizei und Waſſer— 
bach Im Folgenden iſt daher lediglich von der Polizei der Landiwege 
ie Rede. 

Zu der pofitiven Verpflichtung gewiſſer Rechtsſubjekte (Staaten, Provinzen, 
Wegegemeinden u. j. w.), die erforderlichen Landwege in und zwiſchen den menſch— 
lien Wohnpläßen zu bauen und zu unterhalten (j. d. Art. Wegebauord- 
nungen), gejellt fich die negative Verbindlichkeit Aller, jolche Handlungen zu une 
terlafjen, welche die Straßen und ihren Verkehr unmittelbar oder mittelbar gefährden 
oder jtören. Derartige Handlungen können den Verkehr und jeine Wege ebenjowol 
von außen her bedrohen, als in dem Verkehr jelbit hervortreten. Man hat daher 
ein V. im eigentlichen Sinne (A.) und eine Verfehrsordnung (B.) zu unterjcheiden. 
In beiden Richtungen iſt die Materie nur ſtückweiſe reichörechtlich geregelt, jo daß 
übrigens Landesrecht maßgiebt. 

A. DB. im eigentlichen Sinne: Wer vorſätzlich Brüden, Wege oder 
Säupwehre mit gemeiner Gefahr zeritört oder bejchädigt, verfällt der Strafe 
des $ 321 des RStrafGB., wer fahrläjjiger Weiſe Gleiches verübt, wenn ein 
Schaden verurjacht wird, der Strafe des $ 326. Nächitdem find rei hsrechtlich 
folgende indirekt gefährliche Handlungen verboten: a) verfehrsgefähr- 
lihe Gebahrung mit beweglichen Gegenständen: wer nach einer öffent= 
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lichen Straße (oder Wafleritraße oder nad; Orten hinaus, wo Menjchen zu ver: 
fehren pflegen), Sachen, durch deren Umftürzen oder Herabfallen Jemand beichädigt 
werden fann, ohne gehörige Beieftigung aufftellt oder aufhängt, oder Sachen fo aus— 
gießt oder austwirft, daß dadurch Jemand beichädigt oder verunreinigt werden kann, 
ingleichen wer auf öffentlichen Wegen, Straßen, Plägen (oder Wafleritraßen) Ge— 
genftände, durch welche der freie Verkehr gehindert wird, aufitellt, Hinlegt oder liegen 
läßt, verwirft die Uebertretungsftrafe des RStrafGB. $ 366 (Nr. 8 u. 9); b) ver- 
kehrsgefährliche Gebahrung mit ae wer auf öffentlichen Straßen, 
Wegen oder Pläßen (auf Höfen, in Käufern und überhaupt an Orten, an welchen 
Menjchen verkehren) Brunnen, Keller, Gruben, Oeffnungen oder Abhänge dergeftalt 
unverdedt oder unverwahrt läßt, daß daraus Gefahr für Andere entitehen fann, 
troß der polizeilichen Aufforderung es unterläßt, Gebäude, welche den Ginfturz 
drohen, auszubeſſern oder niederzureißen, endlich wer Bauten oder Auabeflerungen 
von Gebäuden, Brunnen, Brüden, Schleußen oder anderen Bauwerken vornimmt, 
ohne die von der Polizei angeordneten oder font erforderlichen Sicherungsmaßregeln 
zu treffen, ift ſtrafbar nach Straf6B. $ 867 (Nr. 12 bis 14); c) die Beijhrän- 
fung des Öffentlichen Verkehrsraums durch unbefugtes Abgraben, Ab» 
pflügen und Ausgraben vom Boden (RStrafGB. 8 370, Nr. 1 und 2), — Der 
Normirung dur das Landesrecht Fällt dagegen im Wejentlichen anheim: a) die 
Verhütung anderweiter dauernder Beichräntungen des Wegeraums und jonjtiger 
verfehrjtörender Eingriffe in die Tüchtigkeit und freiheit der Wege. Hierher 
gehören die Vorſchriften über die Aufrechterhaltung der Straßenfluchtlinien (ligne 
mentsgeſetzgebung) gegen Baulichkeiten (ſ. das Baupolizeirecht: Yeuthold in 
Hirth's Annalen 1879, ©. 856 ff.) und gegen bewegliche Gegenitände, welche 
an den Außenfeiten der Häufer angebracht zu werden pflegen (Waarenichaufäjten, 
Firmen, Schilder, Sonnendächer, Gerüfte, Stände), fowie gegen Bäume, Büſche, 
Heden (vgl. jedoch Erf. des Preuß. Oberverwaltungsger. vom 9. Februar 1878, 
Bd. I. ©. 349), über pflegliche Benußung der Wege feitens der Adjazenten (feine 
Wafler- und Unrathzuleitung, fein Anpflügen bis zum Wege). b) Die Verhütung 
verfehrsgefährliher Zuftände in der Nähe der Straßen: Vorſchriften 
gegen Anlegung von Steinbrüchen und Sandgruben u. j. w. (wegen der Kollifion 
von Verkehrswegen mit bergbaulichen Anlagen ſ. d. Art. Bergpolizei), Dani: 
und Flachsröften, Schießpläßen, Windmühlen (hierzu vgl. RGew.O. $ 28), Bienen: 
jtöden (Lüneburger Polizeiverordn. vom 13.Nov. 1872, 93'/, Meter von Landitraßen, 
46,7 Meter von anderen Öffentlichen Fahrwegen, Dispens zuläffig; ähnlich Braum- 
ichweigifches Polizeiftraigefeg vom 27. Nov. 1872 8 3 Nr. 8; vgl. auch Erf. des 
Preuß. Oberverwaltungsgerichts vom 18. Nov. 1878), Düngergruben u. ſ. w. in 
der Nähe der Wege. Das Detail findet feine Regelung naturgemäß vielfach nur 
(ofal, weil je nach der Stärke und Beichaffenheit des Verkehrs und der Verkehrswege 
auch die äußeren Gefahren, welche beide bedrohen können, zumeilen jehr dringend, 
zuweilen weniger dringend ericheinen. Doch findet fich eine Anzahl einjchlägiger 
Beitimmungen, welche insbefondere die Verhältniffe auf den Verkehrswegen außerhalb 
der Orte (Chauffeen, Vizinalftragen) im Auge haben, in allgemeinen Verordnungen 
kodifizirt; vgl. namentlich Bayerische Min.-Belanntmachung vom 4. Januar 1872, 
Regierungsbl. ©. 73, die vom 9. Januar 1878, Geſ. Bl. S. 10, königl. Sächftiche 
Min.Berordn. vom 9. Juli 1872, Geſ.Bl. S. 347 (mit Nachträgen), Württemb. 
Allerh. Verordnung vom 6. Juli 1873, Negierungebl. ©. 295, Hannov. Geſetz 
vom 4. Dezember 1834, Gej.Samml. I. ©. 619, SS 11 ff., Preußiiche zuſätzliche 
Beftimmungen zum Chauffeegeldtariie vom 29. Februar 1840. Allgemeine jubfi- 
diäre Strafbeftimmung $ 366, Nr. 10 des RStrafGB.: Wer die zur Erhaltung 
der Sicherheit, Bequemlichkeit, Reinlichkeit und Ruhe auf den öffentlichen Wegen, 
Straßen, Pläßen (oder Wafleritraßen) erlaffenen Polizeiverordnungen übertritt, wird 
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mit Geldſtrafe bis 60 Mark oder mit Haft bis 14 Tagen beſtraft. Dazu noch 
Bayeriſches PolizeiStrafGB. Art. 89I—94 (nach Art. 91 daſelbſt ſollen in gewiſſen 
Fällen die eingehenden Strafgelder wegen verfehrspolizeilicher Uebertretungen zweck— 
mäßiger Weije in einen Unterftügungstond für das untere Straßenauffichtsperjonal 
fließen), Württemb. Art. 18 ff., Bad. Einf. Geſetz vom 23. Dezember 1871 Art. VL, 
Preuß. Weldpolizeigeieg $ 30, 2. 

B. Der Verkehr birgt, auch joweit er von äußeren Gefährlichkeiten nicht be= 
droht wird, in fich jelbjt für die Wege und die einzelnen, fich fortbewegenden Per— 
fonen Gefahren, denen durch eine Verkehrsordnung entgegengetreten wird. Bon 
diejer leßteren beruht ein Theil auf reihsrehtlihen Normen, indem das 
StraiGB. $ 366 Nr. 2—5 verbietet: in Städten oder Dörfern übermäßig jchnell 
zu fahren oder zu reiten, auf öffentlichen Straßen oder Pläßen der Städte oder 
Dörfer mit gemeiner Gefahr Pferde einzufahren oder zuzureiten, auf öffentlichen 
Wegen, Straßen, Pläßen (oder Waflerjtraßen) das Vorbeifahren Anderer muthwillig 
zu verhindern, in Städten mit Schlitten ohne feſte Deichjel oder ohne Geläute oder 
Scellen zu jahren. Die weitere Regelung der Verkehrsordnung fällt dem Landes— 
rechte anheim (vgl. die oben citirten Verordnungen und Geſetze, welche zum Theil 
vorzugsweiſe die innere Ordnung des Verkehrs ing Auge faflen, jowie zahlreiche 
örtliche Poligeinormen), welches einerjeitö die näheren Beitimmungen über die pfleg- 
liche Benußung der Verkehrsſtraßen durch die BVerfehrenden (Schonung der Weg: 
bahn: gleichmäßige Gleisbreite, gewifje Breite und Bejchaffenheit der Radfelgen, ge 
wifles Dlarimum der Belaftung und der Breite der Ladung und Beipannung, be= 
ftimmte Bejchaffenheit der Hufeifen, Verbot des Schleppens von Holz, Steinen, 
Pflügen u. ſ. w., des Hemmens außer mit Hemmſchuh; Schonung der Bankets und 
Gräben: Verbot des Fahrens, Reitens, Viehtreibens und Fütterns dafelbft), anderer- 
ſeits Maßregeln zur Verhütung von gefährlichen Zufammenftößen Begegnender (gegen 
Fahren, Reiten und Viehtreiben auf Fußwegen, gegen Bejahrung gewifjer Trafte 
mit jchwerem Fuhrwerke, Fahren mit aneinandergehängten Fuhrwerfen, übermäßiges 
Peitſchenknallen, wegen Ausweichens der fich begegnenden Fuhrwerke — vgl. noch 
Reichöpoftgejeg vom 28. Dftober 1871 $ 19 — Reiter und bzw. auch Fußgänger, 
Abgabe von Signalen beim Paffiren von Straßenwendungen, Sicherung jtehender 
Fuhrwerke, Gebahrung mit Straßendampfern und Belocipeden), einfchließlich der für 
Volksfeſte oder jonftige Fälle außergewöhnlichen Anſammlung von Fuhrwerken oder 
Menſchenmaſſen zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe, Sicherheit und Ordnung 
nöthigen Spezialvorjchriften, trifft. Eine wichtige Maßregel zur Ermittelung Zuwiderhan— 
delnder bietet die Vorjchrift, daß alle, nicht vorwiegend zum bloßen Perfonentrans- 
porte bejtimmten Fuhrwerke die Bezeichnung des Beſitzers nach Namen und Wohnort 
in augenfälliger Weife tragen müffen (3. B. Polizeiverordnung vom 20. März 1879 
für die Provinz Sachjen; fönigl. Sächſ. Verordn. vom 7. September 1876 und 
6. April 1880). Wegen der allgemeinen jubfidiären Strafbeitimmung vgl. oben A. a. €. 

Einen bejonderen Zweig der Verfehrsordnung bildet die Normirung der 
Verkehrsgewerbe, für welche in der Gew.D. eine reichägejegliche Grundlage 
vorhanden ift. Nah $ 37 derjelben unterliegt nämlich der Regelung durch die 
Drtöpolizeibehörde die Unterhaltung des öffentlichen Verkehrs innerhalb der Orte 
durch Wagen aller Art, Gondeln, Sänften, Pferde und andere Transportmittel, 
fowie da8 Gewerbe derjenigen Perjonen, welche auf öffentlichen Straßen oder Pläßen 
ihre Dienjte anbieten, alfo 3. B. Dienftmänner, Padträger, Fremdenführer, Stiefel- 
wichjer. Tür derartige Gewerbtreibende kann die Ortspolizeibehörde nicht nur Taren 
im Einverftändniffe mit der Gemeindebehörde aufitellen ($ 76), jondern auch Sta- 
tionspläße anweiſen, Qualifitationserforderniffe für Perjonen, Thiere und Fuhrwerke 
vorjchreiben (vgl. Hierzu Entſch. des Preuß. Oberverwaltungäger. vom 23. Juni 
1877 und 1. Juli 1878, Bd. I. ©. 318, IV. ©. 321), beitimmte Abzeichen an— 
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ordnen, die Höchſtzahl der das Gewerbe betreibenden feſtſetzen u. ſ. w. Wegen 
des Strafverfahrens in Zuwiderhandlungsfällen vgl. Jacobi, Gewerbegeſetzgebung, 
©. 74, jowie MWürttembergiiches Polizeiſtrafgeſetz Art. 21. 

In Deiterreich ift die V. Gegenſtand der Regelung in den für die einzelnen 
Kronländer erflofienen Straßengefegen und in den örtlichen Regulativn. Sub: 
fidiäre Strafe ift die allgemeine Polizeiftrafe der Verordnung vom 30. September 
1857 (1—100 Gulden Gelditraie, 6 Stunden bis 14 Tage Arreit). Die Trans: 
port und Plabgewerbe find einer Konzeſſion unterworfen, vor deren Grtbeilung 
Verläßlichkeit und Unbeicholtenheit des Unternehmers, jowie die Lokalverhältniſſe und 
die Nüdfichten der polizeilichen Weberwachung ins Auge zu faflen find (Gew.O. 
$ 16, 4; $ 18). Zeutbolb. 


Verlagsbuchhandel. Das eigenthümliche Weſen der buchhändleriichen Waare 
bat zu einer (zumal in Deutichland) ausgebildeten Arbeitstheilung zwiichen V. und 
Sortimentsbuchhandel (f. diefen Art.) geführt, wozu noch als dritter, oft aber 
mit einem jener beiden vereinigter Zweig der (Buch-)Kommifjionshandel tritt. 
Der B. beichäftigt fich) damit, Manuffripte von den Autoren zu erwerben, dieſelben 
zu vervielfältigen und durch die Sortimentsbuchhändler an das Publitum abzufegen. 
Die „Verlagsgeſchäfte“, welche das Allg. Deutihe HGB. (obwol der Ver— 
leger an fich Produzent) zu den Handelsgeichäften rechnet, wenn fie gewerbemäßig 
betrieben werden, umfaffen ſonach: a) die Verlagsverträge (f. diefen Art.) mit 
den Autoren eines wiflenschaftlichen oder fünftleriichen Werkes, wodurch der Verleger 
das Recht zur Vervielfältigung des leßteren erwirbt; b) die Verträge, welche dieſe 
Vervielfältigung betreffen (mit Papierhändlern, Drudereien, Zeichnern, Kupfer: 
jtechern, Buchbindern u. ſ. w.); e) die Gejchäfte, welche dem Abjake dienen, alio 
bauptjächlich die Verträge mit den Sortimentsbuchhändlern. Nicht bei jedem Ber: 
lagsartitel („Berlagswaare” nah Thöl) fommen jedoch alle drei Gattungen von 
Geichäften vor; 3. B. fehlt die erfte Gruppe bei jolchen Werken, deren Vervielfäl: 
tigung Jedem freifteht. Im DB. liegt der Schwerpunkt des ganzen Buchhandels, 
da der Verleger weientlich die Gefahr des Unternehmens trägt. Nur beim Kom: 
miffionsverlag verbleibt diejelbe dem Autor; der Verleger beforgt bier mur den 
Vertrieb, Häufig auch die Vervielfältigung ala Kommiffionär (in eigenem Namen, 
aber für Rechnung des Autors) und leiftet aljo lediglich entgeltliche Arbeit ohne 
Erwerb des Verlagsrechts. Auch der jog. „Selbitverlag“ fann Verlagshandel 
jein, wenn er gewerbemäßig betrieben wird (jo Goldſchmidt gegen Schürmann), 
3. B. bei Zeitfchriften, Sammelwerten c. — Die Rechtöverhältnifie zwiſchen Autor 
und Berleger regelt, abgejehen von den Berträgen, das jog. Verlagsrecht (Ur: 
heberrecht) — ſ. d. Art. Verlagsvertrag. Lediglich unter den gewöhnlichen 
privat: und handelärechtlichen Regeln ftehen die Bervielfältigungäverträge (oben 
unter b). Die Verhältniffe zwijchen Verleger und Sortimentsbuchhändler 
(c) beruhen in Ermangelung gefeglicher Regelung großentheila auf eigenthümlichen 
Gewohnheiten (f. d. Art. Sortimentsbuchhandel). Die Regel bildet das og. 
Konditionsgejchäft, Über deffen wiflenichaftliche Konftruftion man keineswegs 
einig it. — Der ®. unterliegt aber auch, wenngleich er als Gewerbe meiftens, 
3. 2. im Deutjchen Reiche ganz freigegeben ift, doch mancherlei präventiv polizei 
lichen und jtrafrechtlichen Vorfchriften, welche fich großentheils in den Preßgeſetzen 
vereinigt finden. Nach der Deutichen Gew.O. von 1869 müſſen Buch- und Kunit- 
händler ihr Gejchäftslofal (auch bei jedem Wechjel) der zuitändigen Behörde ihre 
Wohnorts angeben, welche innerhalb drei Tagen den Empfang bejcheinigt. Das 
Preßgeſetz von 1874 verpflichtet den Verleger namentlich, auf jeder Drudichrift 
den Druder, und wenn fie für den Buchhandel oder jonft zur Verbreitung beftimmt 
it, den Verleger oder (beim Selbitvertriebe) den Verfaſſer oder Herausgeber zu be: 
zeichnen und von jeder Nummer einer periodiichen Drudichrift beim Beginn der 
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Austheilung oder Verjendung ein Gremplar gegen Beicheinigung an die Polizei- 
behörde des Ausgabeorts unentgeltlich abzuliefern. Zumiderhandlungen find jtrafbar. 
Enthält eine Drudjchrift eine jtrafbare Handlung, jo ift der Verleger (foweit er nicht 
Thäter oder Theilnehmer) wegen Fahrläſſigkeit zu bejtrafen, wenn er nicht 
nachweislich jchuldlos ift, oder den Thäter dergejtalt nachweiſt, daß er zur Ver— 
antwortung gezogen werden kann. 


Gjab. u. Lit.: Allgem. Deutſches HGB. Art. F Nr. 5. — Gew.O. vom 21. Juni 
1869 > — Preßgeſeh vom 7. Mai 1874 88 6, 7, 9, 18—21. — Goldſchmidt, Hand— 


buch, 1. 8 56. re ahn, H6B., 2. Aufl., I. &. 38 ff. — Anisä u. d. mature: 
dborff, HGB, II 43 ff. —_ Endemann, Pr 3. Aufl., ©. 817 — a 
I. 6. Aut. SS 206-208. — Gareid, HR, 6.38 ff. — — HR. 6 er 


125. — Buhl, Zur Rechtsgeſchichte des Beutichen Sortimentsbuchhandels (1879): Sen elbe, 
Da3 Ronbitionggeichäft im Deutichen Buchhandel, in Goldſchmidt xc., Zeitichr. f d. gei. 
H.R. XVII. 176 fi. — ©. aud bie Kit. bei den Art. Verlagsvertrag, Sorti- 
— 

R. Koch. 


Verlagsvertrag (Thl. I. ©. 541) iſt der Vertrag, wodurch der Urheber 
oder rechtmäßige Inhaber eines literarischen oder artiftischen Werkes die Vervielfäl- 
tigung und Veröffentlichung defjelben einem Anderen (dem Verleger) überträgt, und 
der leßtere fich zu beidem verpflichtet. Unter eine der Kontraftsformen des Röm. 
Rechts läßt fich der V. nicht bringen, obwol dies vielfach geichehen ift. Die Be- 
obachtung einer beftimmten Form wird bei demjelben nicht gefordert, wennſchon 
die Schriftlichkeit durchaus üblich it. Der Autor ift verpflichtet, zu der feſtgeſetzten 
Zeit das Werk zu liefern, welches die verabredete oder ftillfchweigend vorausgeſetzte 
Beichaffenheit haben muß. Bon diefer Verbindlichkeit befreit denſelben nur die zu— 
fällige Unmöglichkeit der Leiftung (3. B®. Untergang des Manujfripts), wodurch er 
feinerfeits jedoch auch den Anfpruch auf die Gegenleiftung des Verlegers verliert. 
Bon diefem Falle abgejehen, hat die Nichtleiftung, ſowie nichtvertragsmäßige Leiſtung 
für den Autor die Verpflichtung zur Folge, dem Verleger das Intereſſe zu leiften, 
welches durch jachveritändiges Ermeſſen zu bejtimmen ift. Zunächit ſteht natürlich 
dem DBerleger die Klage auf Erfüllung zu, obwol einige Schriftſteller (Befeler, 
Deutjches Privatrecht, $ 230, Note 5; Bornemann, Preußifches Givilrecht, IH. 
©. 197 ff.; Daniels, Preußifches Privatrecht, S. 276) eine jolche nicht zulafien 
wollen. Das Preußiiche Allg. ER. (Thl. J. Tit. 11 $ 1001) giebt bei nicht 
rechtzeitiger, das Oeſterr. BGB. ($ 1166) überhaupt bei nicht vertragsmäßiger 
Leiftung dem Verleger das Recht, von dem Kontrafte zurüczutreten. Auch nach 
Gem. Recht wird demfelben diefe Befugniß beizulegen fein, wenn für ihn durch die 
Verzögerung der Leiftung jedes Intereffe an der Herausgabe zerftört ift. Mit der 
Uebertragung des Verlagsrechts auf eine beftimmte Perjon verliert der Autor (aller= 
dings mit dem von den Neichsgejegen über das Urheberreht vom 11. Juni 1870 
$ 10 und vom 9. Januar 1876 $ 12 Hinfichtlich der in periodischen Werfen ver- 
öffentlichten Abhandlungen, wie erichienenen artiftischen Werken gemachten Vorbehalt) 
das Recht, ſelbſt über die Vervielfältigung und Verbreitung des Werkes zu dispo— 
niren, bevor das Berlagsrecht des Verleger erlojchen ift, er müßte fich denn etwas 
derartiges bejonders vorbehalten haben (alfo etwa die Befugniß, das Buch in eine 
Gejammtausgabe feiner Werke aufzunehmen, Theile deifelben durch eine Zeitjchrift 
zu veröffentlichen). Der B. bejtimmt den Umfang des dem Verleger übertragenen 
Verlagsrechts. Iſt diefes demjelben ganz allgemein übertragen, jo kann er von dem 
Werke beliebig viele Abdrüde u. ſ. w. und beliebig viele Auflagen veranftalten. 
Nur darf er niemals irgend welche Aenderungen vornehmen. Regelmäßig wird 
jedoch nur über Gine Auflage von beftimmter Stärke fontrahirt. Der Verleger ijt 
verpflichtet, dad Werk in der verabredeten oder naturgemähen Weife innerhalb der 
vereinbarten oder üblichen Zeit zu vervielfältigen und für die Verbreitung defjelben 
Sorge zu tragen. Nicht wejentlich für den V. iſt die Feitfegung eines an den 


1048 Verleumdung — Berlöbnih. 


Autor zu zahlenden Honoras, doch findet fie gewöhnlich jtatt. Neben dem Honorar 
oder ſtatt deffelben fommt die Gewährung von Freieremplaren an den Autor Häufig 
vor. Zumeilen wird für diefen ein Theil des Neingewinns ausbedungen. Aladann 
ift mit dem B. ein Eozietätävertrag verbunden. Das Honorar fann für die Ueber— 
tragung des Urheberrechts im Ganzen feftgefeßt jein, gewöhnlich aber wird es nur 
für eine einzelne Auflage vereinbart. Auf Erfüllung diefer Verbindlichkeiten ſteht 
dem Autor eine Klage gegen den Verleger zu. Auch haftet diejer jenem für das 
Intereffe. Bereit wird er mur durch unverfchuldete Unmöglichkeit, 3. B. Untergang 
des ihm übergebenen Manuſtripts, jämmtlicher Exemplare der bereits fertig geftellten 
Auflage. Das Honorar hat er jedoch auch in ſolchem Falle dem Autor zu zahlen. 
Die Anfprüche des Autors aus dem V. gehen auf deffen Erben über und fönnen durch 
Rechtsgeichäft auf Andere übertragen werden. Dagegen geht die Pfliht der Erben 
des Autors, das Manuffript (reſp. Kunſtwerk) dem Verleger zu liefern, nur injofern 
über, als daſſelbe bei jenes Tode bereits fertig war. Ginen Anderen zur Erfüllung 
feiner Verbindlichkeit zu jubftituiren, ift der Autor nicht berechtigt. Die Erben des 
Derlegers treten in das ganze Verlagsverhältnig mit feinen Rechten und Verbind— 
lichkeiten ein. Auch bat der Verleger, obwol mehrere Schriftſteller (Bejeler, 
Deutiches Privatrecht, $ 230 VII; Bluntſchli, Deutjches Privatrecht, $ 156 N. 
5; dv. Wächter, ©. 367 ff.) dies nicht zugeben, die Bejugniß, das Verlagsrecht einem 
Anderen durch Rechtsgeſchäft zu übertragen, jo daß der Erwerber au in die Ver— 
bindlichfeiten des erjteren eintritt. Nafürlich fann das Gegentheil vertragsmäßig 
feſtgeſezt werden, und in jedem Falle ann fich der Autor neben dem Eriverber auch 
an feinen urfprünglichen Verleger binfichtlic” der von diefem übernommenen Ver— 
nn halten. 
il se Lit.: A Allgem. LER. Th. I. Zit. 11 ei 996—1021. — Defterr. PE#. 

* 1164—1171. — ER. Art. 577 da—dh. — Sidi. BEB. SS 1139—1149. — 

.v. Wächter, Das age ee 1857), ©. 241-392. — vd. Gerber in ben a 
Jabıb. Il. ©. 358— ge — Kloftermann, Das geiftige enthum, L ©. 293-372; 
Derjelbe, Urheberredit, © 144 ff. — Detiä, eg A er er en über den 2. 
1870. — — 8 Archiv IV. Nr. 80, 246; V. Nr. Nr. 246, 247. — Entſch. d 
ROHG. X gewiß. 


Berleumdung, j. Beleidigung. 


Berlöbnif (sponsalia oder sponsalia de futuro) ijt da8 von zwei Perjonen 
verschiedenen Gejchlechts einander gegebene Verjprechen, in Zufunft eine Che mit ein— 
ander abjchließen zu wollen. Im Allgemeinen gilt der Grundjaß, daß dafjelbe dann 
nichtig ift, wenn der Ehe ein trennendes Hinderniß (ſ. d. Art. Ehehindernijie) 
entgegenjteht, nur follen nach fanonifchem Necht die von Kindern über 7 Jahren 
geichloffenen B. bis zu erreichter Pubertät gehalten werden, und auch das Sächſ. 
BGB. $ 1570 erlaubt Männern von 18 Jahren die Gingehung eines V. Nach 
fatholifchem Kirchenrecht und nach Gem. Recht it der Mangel der Einwilligung 
der Eltern, reip. des Vormundes, nicht ein weſentliches Hinderniß der Gültig- 
feit, wol aber nah Sächſ. Recht (Gef. vom 5. Nov. 1875 8 1), während das 
Preuf, Allg. ER. (Thl. II. Tit. 1 $$ 78 ff.) denjenigen Theil nicht für gebunden 
erklärt, der des Konſenſes eines Gewalthabers bedarf. Cine bejtimmte Form 
des 9. iſt weder firchenrechtlich noch civilrechtlich vorgeichrieben, dafjelbe kann alſo 
mündlich oder durch konkludente Handlungen oder jchriftlic) und durch Spezial: 
bevollmächtigte eingegangen werden. Partikularrechtlich ift dagegen öfters eine be 
ſtimmte Form fejtgejeßt, jo ift nach Preuß. Allg. ER. a. a. O. 88 82 ff. gericht: 
licher oder notarieller Abſchluß in Anwejenheit der Parteien jelbjt, und für den 
Tall, daß die großjährige Braut nicht mehr in väterlicher Gewalt fteht, Zuziehung 
eines männlichen Beiltandes derjelben nöthig; der Mangel der Form wird aber 
durch das mit Bewilligung beider Theile erfolgte Aufgebot erſetzt; das citirte Sächſ. 
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Geſetz $ 1 verlangt dagegen nur dann Eingehung des V. vor zwei Zeugen oder vor 
Gericht, wenn es für beide Theile weder der Einwilligung des leiblichen oder Adop- 
tivvaters noch der der Mutter bedarf. Gine Verbindlichkeit zur Cheeingehung ent= 
ftand nach Römifchen Recht durch das V. nicht, ebenjowenig war die Feſtſetzung 
einer Konventionalitrafe für den Weigerungsfall gültig. Dagegen ift das letztere 
nah Gem. fatholifchen und protejtantifchen Kirchenrecht (allerdings nicht unftreitig), 
auch nach Preuß. Recht (a. a. O. $ 114) zuläffig, während die Partifularrechte 
theilweife (j. Sächſ. BGB. $ 1580, Defterr. BGB. $ 45) auf dem Römijch-recht- 
lichen Standpuntte jtehen. Auch eine Klage auf Eheeingehung hat das Gem. Recht 
ebenfo wie das Preuß. a. a. D. $ 82 geftattet, aber ein Zwang gegen den reni= 
tenten Theil ift allein im katholischen Kirchenrecht vermittelft geiftlicher Genfuren 
erlaubt, während jich fonft, veip. auch bei GEriolglofigkeit der geijtlichen Zwangs— 
mittel, der Anspruch in eine Entichädigungsforderung (ſ. nachher) auflöft, welche 
einzelne Partikularrechte, jo Sächſ. BGB. 88 1579, 1581; Dejterr. BGB. $ 46, 
überhaupt als die einzige rechtliche Folge eines gültigen V. Hinftellen. Dagegen 
bat die protejtantifche Praris früher eine Zwangstrauung (fo namentlich in Sachien, 
Württemberg, Neuvorpommern, Schleswig-Holitein) dann angewendet, wenn die 
Braut unter dem Verſprechen der Ehe gejchtwängert war. Ueber die Anfechtung 
eines formell gültigen B. gelten auch im katholifchen Kirchenrecht die allgemeinen, 
für alle Verträge zur Anwendung kommenden. Grundjäße, und weil daſſelbe — ab- 
weichend von der Ehe — unter diefen allgemeinen Regeln fteht, ift auch nach allen 
Rechten die Hinzufügung von Bedingungen bei der Eingehung ftatthaft, deren Wir- 
fung fich wieder nach der civilrechtlichen Theorie über diejelben bejtimmt. ine 
Aufhebung des gültigen V. ift unter Einwilligung beider Theile nach Gem. Recht 
und nach den meilten Partikularrechten (j. Preuß. Allg. ER. a. a. DO. $ 122; 
Sächſ. BGB. $ 1584; Defterr. BGB. $ 46) geftattet; allerdings Hat die frühere 
protejtantifche Doktrin, weil fie ein öffentliches unbedingtes B. in feinen Wirkungen 
der Ehe gleichitellte, die Auflöfung durch ehegerichtliches Dekret für nöthig erachtet, 
eine Anschauung, welche fich noch vereinzelt (jo in KHurhefien) erhalten hat. Ferner 
ift nach allen Rechten eine Klage auf Auflöſung des V. feitens eines der Verlobten 
zuläffig, wenn derjelbe hinreichende Gründe zum Rüdtritte hat. Nach Gem. Recht 
find als folche zu betrachten die Verlegung der Verlöbnißtreue durch Unzucht, Ab— 
ichließung anderweitiger Sponfalien, jowie durch abfichtliche und grundloje Ver— 
aögerung der Eheichließung, ferner der Eintritt folcher Veränderungen in den Ber- 
hältnifjen des anderen Theiles, welche nach vernünftigem Grmefjen den eriteren, 
wären fie ihm früher befannt gewejen, von Schließung des DB. abgehalten haben 
würden (aljo erhebliche körperliche Gebrechen, anſteckende Krankheiten, bedeutende 
förperliche Verumftaltung, Begehung grober Verbrechen, eingetretene Nahrungslofigkeit, 
Konfeffionswechfel u. ſ. w.), endlich der Umjtand, daß derartige Verhältniffe, welche 
früher vorhanden waren, dem Klagenden unbekannt geblieben, oder ihm gar ver- 
heimlicht worden find. Das Sächſ. BGB. $ 1582 fteht auf demjelben Standpuntte, 
faßt aber die Fälle der erftgedachten Kategorie unter der Bezeichnung: „alle Gründe, 
aus welchen eine Ehe angefochten oder deren Scheidung verlangt werden kann“, 
zufammen. Daffelbe gilt von dem Preuß. Allg. LR., welches die einzelnen Fälle 
am genauejten fpezifizirt, j. a. a. ©. $$ 100—111, 135, 61, 62, 63. Dagegen 
überläßt das Defterr. BGB. $ 46 die Teititellung defjen, was eine „gegründete 
Urſache“ ist, jtillfchweigend dem richterlichen Ermeſſen. Sinfichtlich der vermögens— 
rechtlichen Folgen der Auflöfung des V. find die verjchiedenen Arten derjelben zu 
unterjcheiden: 1) Bei Aufhebung des VB. durch gegenfeitige Ginwilligung oder in 
Folge eines Girundes, bei welchem feinem Theil eine Verſchuldung zur Laſt fällt, 
wird die jog. arrha sponsalitia, d. h. das zum „Zeichen des eingegangenen V. Ge— 
gebene (Deutih Mahlichat), nach Gem. Recht und Sächſ. BGB. $ 1584 zurüd- 
gewährt (das Preuß. Allg. ER. und Defterr. BGB. erwähnen der arrha sponsalitia 
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nicht). Daffelbe gilt auch nach Gem. und Sächſ. Recht für die Gefchenfe, nur joll 
nach Gem. Recht (Freilich iſt das nicht unbeftritten) bei der Auflöfung durch Tod 
die Braut oder ihr Erbe die Hälfte der Geichenfe erhalten, jofern die eritere bereits 
gefüßt war (interveniente osculo), und nach Sächſ. Recht $ 1586 werden im all 
des Todes weder der Mahlichab, noch die Geſchenke zurüdgegeben. Das Preußiſche 
Recht (a. a. DO. $ 122) erklärt gleichialls die Rüdgabe der Geſchenke für die Regel, 
läßt aber bei eingetretenem Todesfall ($ 123) dem UWeberlebenden die Wahl, ob er 
die empfangenen Gejchenfe behalten oder fie unter Wiederforderung der von ihm 
gemachten zurüderftatten will. Für das Defterr. Recht wird wegen des $ 46 eben- 
allg die Pflicht zur Zurücdgewährung allgemein zu ftatuiren jein. 2) Während das 
Römische Recht für den Fall des Nichtzuftandefommens der Ehe durch Verjchuldung 
den feine Pflichten verlegenden Theil von feinem Standpunkt aus nur mit Berluft 
der arrha sponsalitia, reip. ihres Werthes und der Geſchenke, jowie der Pflicht der 
Rückgabe des von ihm Empfangenen bejtrafen konnte, legt das Gem. Recht und das 
Partifularrecht neben dieſer Verbindlichkeit (f. Preuß. Allg. ER. a. a. ©. $ 112; 
Sidi. BGB. $ 1585; Defterr. BGB. $ 46) demjenigen, welcher ohne Grund vom 
V. zurücdtritt oder dem andern durch fein Verhalten eine Berechtigung zum Rüd- 
tritt gewährt, noch eine Pflicht zur Entichädigung des anderen Theile auf, welche 
nad Oeſterr. BGB. $ 46 im Griat des „wirklichen Schadens“, nach Sädji. BER. 
$ 1581 des Schadens, „welchen der andere Theil oder Diejenigen, deren Eimmilli- 
gung diejer zu dem B. bedurfte, dadurch erlitten haben, daß fie in Erwartung der 
fünftigen Ehe und für deren Zwede etwas aufgewendet haben“, beiteht. Das Preuß. 
Allg. ER. a. a. D. 88 112 ff. normirt dagegen diefe Verbindlichkeit dahin, da 
alle wegen des Ehegelöbniffes aufgewendeten Koften erfegt werden müflen, außerdem 
noch die etwa verfprochene Konventionalftrafe, oder wenn eine jolche nicht feſtgeſetzt, 
aber ein eherechtlicher oder erbrechtlicher Vortheil für den Unfchuldigen ftipulirt it, 
der vierte Theil davon als Abfindung gezahlt werden muß. Gigenthümlich ift die 
kurze Verjährungsfriſt, welche das Preuß. Allg. ER. und das Sächſ. BGB. für 
die Rechte aus dem V. ſtatuiren. Das letztere $ 1587 läßt den Anjpruch auf 
Gntichädigung, jowie den auf Rüdgabe des Mahlſchatzes und der Geſchenke in einem 
Jahre verjähren. Nach Preuß. Allg. ER. a. a. O. $ 128 gilt dieſelbe Friſt nicht 
nur für die lage auf Zurüdforderung der Geſchenke, jondern auch für die Klage 
auf Vollziehung des V., von dem bei demſelben feitgejeßten Tage des Eheabjchlufie 
oder don der lebten Mahnung an gerechnet. Dagegen läßt es die Kraft des B. 
überhaupt erlöfchen, wenn daffelbe feinen Termin für die Ehejchließung feſtgeſetzt 
und binnen zwei Jahren fein Theil den andern zur Eheeingehung aufgefordert bat. 
— Der Code eivil enthält fein Wort über das V., die Doktrin und Praris hat 
daher die allgemeinen Grundfäße der Verträge darauf angewandt und ift damit zu 
einem Rejultate gelangt, welches den im Sächſ. BGB. aufgeitellten Regeln ſehr 
ähnlich it. So hält man 3. B. die Konventionalftrafe für unzuläfſig, geitattet ein- 
jeitigen Rücktritt aus gerechtfertigten Gründen, und giebt dem unjchuldigen Theil 
bei einjeitigem, ungegründetem Rüdtritt eine Klage auf Entichädigung und auf Zus 
rüdforderung der gemachten Geichente. 


Lit.: Da eine beſondere aan Fer fehlt, find die bei d. Art. Ehe angeführten 
Schriften, fowie die Hompendien des Römijchen und Kirchenrecht3 zu vergleichen. 


P. Hinſchius. 


Vermeſſungsweſen. Seit dem 16. Jahrh. ſchon find Vermeſſungen zunächſt 
hauptſächlich für Steuerzwecke erfolgt. Namentlich durch den Vorgang Frankreichs 
im Anfange des jetzigen Jahrhunderts (Dekret vom 20. Okt. 1803) wurden die— 
jelben neu angeregt. Zu den Steuervermeffungen (Katafterarbeiten) traten jodann 
die Vermeffungsarbeiten für militärische Zwede (topographiiche Generalbureaur, Plans 
fammern), für die Zwecke der Gemeinheitstheilungen und Zufammenfegungen (j. d. Art. 
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Agrargeſetzgebung), die Vermeſſung der Domänen und Forſten (Babdijches 
Geſetz vom 25. April 1854), der Wege und Eijenbahnen, die Lande und Grad» 
meefjungsarbeiten (zuerſt Mitteleuropäifche Gradmefjung jeit 1861). Im neuefter 
Zeit tritt auch die Bedeutung des B. für die Feſtſtellung des Grundeigenthums 
(in welcher Beziehung freilich den Vermeſſungsarbeiten die bis jetzt großentheils nur 
fafultative Vermarkung aller Flurftüde durchaus zu Grunde gelegt werden muß; 
Römifche Agrimensores!) einerjeits, und für die Zwede der Bodenkultur (namentlich 
joweit die Vermefjungsarbeiten auch Nivellements in fich fchließen) andererjeits, immer 
mehr hervor. Ob und wie e& möglich jein möchte, alle die verjchiedenen Zweige 
des V. organifch unter fich zu verbinden, ingleichen für die kulturtechnifchen Arbeiten 
das Vermeſſungsperſonal durchweg mit zu befähigen, ift unter den Fachleuten freilich 
zur Zeit noch beftritten. 

Nah der Deutihen Gew.D. darf das Gewerbe der Feldmejjer frei be= 
trieben werden. Doch bleiben die verfafjungsmäßig dazu befugten Staats- oder 
Kommunalbehörden auch ferner berechtigt, Perjonen, welche das Gewerbe betreiben 
wollen, auf die Beobachtung der beftehenden Vorjchriften zu beeidigen und öffentlich 
anzujtellen, und nur auf ſolche Perjonen dürfen die Bejtimmungen derjenigen Geſetze 
bezogen werden, welche den Handlungen von Feldmeſſern eine befondere Glaub: 
würdigkeit beilegen oder an diefe Handlungen bejondere rechtliche Wirkungen knüpfen 
(S 86). SHinfichtlich der Taren für Feldmeſſer, welche beeidigt und angejtellt find, 
hat die Gew.D. nicht? geändert; auch können die zuftändigen Behörden ſolche Taren, 
jelbjt wo dergleichen bisher nicht beftanden, neu einführen ($ 78). Grmäßigungen 
der Tarfäße ſeitens des einzelnen Feldmeſſers find zuläffig ($ 79), Tarüberichreitungen 
nah $ 148, 8 jtrafbar. Inwiefern im Ginzelfalle eine Stellvertretung des Feld» 
meſſers ftattfinden darf, bejtimmt die Anftellungsbehörde ($ 47). Zurüdnahme der 
Bejtallung darf nur erfolgen, wenn die Unrichtigkeit der Nachweije dargethan wird, 
auf deren Grund fie ertheilt ward, oder wenn aus Handlungen oder Unterlaffungen 
des Inhabers der Mangel derjenigen Eigenschaften ar erhellt, welche bei der Er— 
teilung vorausgefeßt werden müſſen ($ 53). Die Kandesrechte haben theils 
auf Grund vorftehender Beitimmungen die Qualifilationserforderniffe für die öffentlich 
anzuftellenden Feldmeſſer und die Dienftpflichten derjelben fejtgeitellt, theila die 
älteren Vorſchriften fortbeſtehen laſſen: a) In Preußen ift von den betheiligten 
Minifterien am 2. März 1871 unter Aufhebung des älteren Feldmefjerreglements 
vom 1. Dez. 1857 ein Reglement für die öffentlich anzuftellenden Feldmeſſer er= 
lafien worden (Gej.Samıml. S. 101), an welches fich Prüfungsvorichriiten vom 
nämlihen Tage (Min.BL. j. d. innere Verw. ©. 121) anjchließen. Diejenigen 
öffentlich angejtellten Feldmeſſer, welche nicht im eigentlichen Staatsdienfte arbeiten, 
find der Disziplin der Regierungen (Landdrofteien) unterworfen, über ihre Gebühren 
beitimmen $$ 38 ff. des Neglements (dazu Juſtizmin. Bl. 1877 ©. 197). Der 
ftaatliche Vermeſſungsdienſt zerfällt in eine Reihe von Branchen: das Katajterweien 
für die Veranlagung der Grundſteuer (unter dem vom Finanzminiſterium reſſor— 
tirenden Generalinjpeftor des Kataſters; bei jeder Regierung ein Inſpektor, mit 
Sefretären, Kontroleuren, Aifijtenten u. 5. f.), das V. der landwirthichaftlichen 
Separationsbehörden und die den Oberpräfidenten beigeordnieten Zandesmeliorationde 
inipeftoren (unter dem landwirthichaftlichen Mtinifterium), die beim Eiſenbahn- und 
Ghaufjeebau, den Deichverbänden und der Forfteinrichtung befchäftigten Geometer, 
endlich das militärische V. nebjt der Yandestriangulation unter dem Gentraldiref= 
torium der Vermeffungen (Statut vom 11. Juni 1870), jowie das geodätijche In— 
jtitut (Statut vom 22. Sept. 1877, Min. Bl. f. d. innere Verw. ©. 473) zur 
Pflege der wiffenjchaitlichen Geodäfte und Mitwirkung bei der Europäiſchen Grad— 
meſſung. b) Bayern: Reifript des Finanzminiſteriums vom 17. Juli 1867 über 
die Geometerprüfungen. Beim Finanzminifterium bejteht ein Satafterbureau zur 
Fortführung der fertigen Landes- (Steuer) Karte, jog. Ummeſſungsdienſt, unter 
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welchen Obergeometer bei den Kreiäregierungen und Bezirfögeometer mit Aſſiſtenten 
ftehen. Gigentliche Privatieldmefjer giebt es nicht. e) Königreich Sachſen: Prüfung 
für Feldmeſſer erjter Hlaffe nach der Werordnung vom 24. Dez. 1851 Getzt Ab- 
jolvirung des Polytechniftums voraus), für Feldmeſſer zweiter Klaſſe nach Ver— 
ordnung vom 18. Jan. 1852. Die ftaatlichen Vermeffungsarbeiten werden theils 
durch das Tyinanzvermefjungsbureau (Domänenvermeffung und Grundfteuer-Neuver: 
meſſung), theild durch die den Dijtriktsjtenerbehörden zugetheilten Vermeſſungs— 
ingenieure, für das Forſtweſen durch die FForiteinrichtungsanftalt bejorgt. Geprüfte 
Ingenieure, Forftleute und Markſcheider find den Feldmeſſern zweiter KHlafie gleich- 
geitellt; Parzellenzergliederungen, welche von nicht geprüften Feldmeſſern bearbeitet 
find, unterliegen der Lokalreviſion der VBermeflungsingenieure (Verordn. vom 10. Nov. 
1870). Wevidirte Taxordnung: Verordn. vom 19. Dez. 1872. d) Württem- 
berg: Königl. Verordn. vom 20. Dez. 1873, betr. die Prüfung und Bejtallung 
Öffentlicher Feldmefler,;, Min.DBeri. vom 22. Dez. 1873, die Gebühren betr. ; 
Min. Verf. vom 20. Dez. 1873, betr. die Ausführung und Revifion der Feldmeſſer— 
arbeiten. e) Baden: Großherzogl. Verordn. vom 27. Mai 1872, betr. Aus— 
bildung, Prüfung und dienftpolizeiliche Ueberwachung des Feldmeßperſonals (jetzige 
Tarſätze ſ. Zeitichr. 1. B. Bd. 3 ©. 404). Zwei Klaſſen von Feldmeſſern: Geomete 
(höhere), Feldmeſſer (niedere Klaſſe). f) Heſſen: Verordn. vom 31. Auguft 1874 
(drei, künftig zwei Geometerflafjen). gJMedlenburg-Schwerin: Vorjchriften über 
die Feldmeſſerprüfung vom 23. Febr. 1871 und 23. Dez. 1876. h) Oldenbura: 
Dergl. vom 1. Auguft 1876. i) In Eljaß-Lothringen beitehen noch die 
Franzöſiſchen Ginrichtungen fort, welche auf der im Jahre 1811 vom Yyinany 
minijterium publizirten Sammlung der Katajternormen (recueil methodique) und 
den Ergänzungen derjelben (namentlich Reglements vom 10. Oft. 1821 und 15. März 
1827) jußen. — Ueber die für das V. beim Bergbau bejtellten Marfjcheider 
ſ. d. Art. Bergrecht. Ueber Untreue der Feldmeffer StrafGB. $ 266, 3. 


Lit: Reiches Material in der Zeitichrift für V. (Organ des Deutichen Geometervereins), 
3. 3. herauägeg. von Jorban, Helmert u. Lindemann, bis jeßt 9 Bände. — Zouffaint 
in d. Holkendorff und Brentano's Jahrb. f. Gejehgb., VBerw. u. Volkswirthſch, Bd. 2 
©. 325, Bd. 3 ©. 67. Leuthold. 


Vermittelung — mediatio, mediation, Franz. und Engl. — iſt die thätige 
Bemühung eines Staates oder Souveräns, Streitigkeiten anderer Staaten gütlich 
auszugleichen oder zwijchen ihnen geführte Kriege aufhören zu machen — oder die 
Mitwirkung eines Staates zum Friedensſchluß oder überhaupt Vertragsabſchluß 
zwiſchen anderen Staaten. Sie ift, als eine präparatorifche oder unterjtügende Aktion, 
vom Schiedsfpruch, der eine definitive, maßgebende und jelbjtändige Enticheidung ent= 
hält (f. d. Art. Schiedsſpruch), aljo qualitativ mehr ift, jodann aber auch von den 
guten Dienften (bona officia, bons offices) eines Staates oder Souveräns zu Guniten 
dritter Staaten zu unterjcheiden, welche qualitativ weniger find. Einige Autoren: 
Vattel (II. XVII. $ 328), Wheaton (I. 271), Twiß (II. 12), überjehen 
den leßteren Unterfchied, indem fie die Mediation in der Geftalt der bons offices 
wirken laflen. Dagegen wird nach Moſer (Verf. VIII. 422 ff.) der Vermittler 
von den Parteien beliebt, und müſſen fie daher auch auf jeine Vorfchläge fich ein= 
lafien. Während bei der Ausübung guter Dienfte nur ein Staat einen anderen 
freundjchaftlich auffordert, jeine Streitigkeiten mit einem dritten in Güte beizulegen, 
bedingen %. ©. Martens (BR. $ 172 not. a) und Phillimore (III. 643) 
die V. durch die Einwilligung der Parteien, Klüber ($ 160) außerdem durch die 
des DVermittlers, — beichränft Heffter ($ 88) die guten Dienfte auf die erfte 
Ginleitung der Unterhandlungen oder auf ihre Wiederaufnahme, während die B. 
fortgejegten Antheil an den Verhandlungen bis zum Ende involvirt, und vindizirt 
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Berner (642) der V. jelbjtändige Ausgleichövorichläge. Unſerer Anficht nach 
beruht der Schiedsipruch auf einem Rechtäverhältniß, die V. auf einem Pflicht» 
und die guten Dienjte auf einem Freundichaftsverhältnit. In der Praris werden 
die beiden lehteren Häufig ineinander übergehen, indem die guten Dienfte fich zu 
einer V. jteigen; daß fie aber in der Hauptjache übereintommen (Mofer, 423), 
ift nicht einzuräumen, da Staatsjchriiten fie wiederholt, wenn auch nicht immer 
(j. d. Wiener Konferenzprotofoll vom Jahre 1853), unterfcheiden und Staaten gute 
Dienste annehmen, angebotene B. aber ablehnen. Schweden wollte 1742 mit Ruß— 
land nur unter der B. Frankreichs unterhandeln, Rußland geftand aber nur gute 
Dienite Frankreichs zu (Mofer, 433). Spanien erbat fich 1823 im Streit mit 
Frankreich die guten Dienfte Englands. England erbot fich aber zur V., welche 
Frankreich jedoch ablehnte, indem es nur die guten Dienfte wollte, denen fich denn 
auch England unterzog (f. den Notenwechſel hierüber bei Phillimore, II. 
Append. 758, 763 und 764). — Die V. zwifchen Staaten wird in der Regel nur 
ein mächtigerer Staat oder ein wegen feiner perjönlichen Eigenjchaften allgemein 
Hochgeachteter Souverän zu übernehmen aufgefordert werden, denn es bedarf zur 
Durchführung derjelben jtaatlicher Macht oder fürftlichen Anſehens, da die Parteien 
bier durch fein Kompromiß gebunden find, wenn auch eine acceptirte V. nicht un— 
begründeter Weife wieder wird abgewiejen werben fünnen. Das hohe Anjehen des 
Papites war es, welches ihn im Mittelalter noch zum Vermittler qualifizirte, als 
ihm ein Schiedsjpruch von den jich emanzipirenden Staaten nicht mehr eingeräumt 
wurde. Allgemeine B. oder Friedensſtiftung übte er durch Gefehe und in der Form 
von Konzilienbeichlüffen ; in Einzelfällen vermittelte er jelbit oder jandte aus eigenem 
Antriebe oder auf Erfuchen der Parteien feine Legaten aus, welche bejonders in den 
Engliſch-⸗Franzöſiſchen Kriegen jehr thätig waren. Mit dem fich vermindernden päpjt- 
lichen Anjehen wurden die weltlichen Fürften Vermittler, zumächit neben dem Papit 
und jodann ausfchließlih (Pütter, Beitr. zur Völkerrechtsgeſchichte 1843, ©. 177 ff.; 
V.fälle ebendafelbit, j. auch die bei Mofer [441] angeführte Zurüdweifung der noch 
im Jahre 1741 angebotenen päpftlichen V.). Zur B. kann fich ein jouveränes 
Glied der internationalen Gemeinschaft entweder ſelbſt erbieten — und zwar in Aus— 
übung einer allgemeinen, allen jolchen Gliedern obliegenden Pflicht der Friedens— 
ftiftung oder ſchon im eigenen Intereffe, um nicht den etwa ausbrechenden oder aus— 
gebrochenen Krieg auch auf fein Staatögebiet Hinüberwirken zu laſſen, oder weil es 
ihm nachtheilig werden fünnte, daß einer der jtreitenden Theile gefchwächt oder zu 
Grunde gerichtet würde (Pufendorf, V. XII. $ VIL) — oder es fönnen bie 
Parteien dafjelbe darum erjuchen oder dritte Staaten den Streitenden nur eine V. 
anrathen (Beifpiele 5. bei Moſer, 424 ff.) oder die V. kann vertragsmäßig ver- 
abredet jein (Parifer Vertrag vom 30. März 1856 Art. 8). Che aber ein Staat ' 
die B. übernimmt, fann er auch andere auffordern, mit ihm gemeinfchaftlich zu ver- 
mitteln. Auch verjuchen mehrere Staaten zugleich, einen dritten zur V.übernahme 
zu bewegen (Beifpiele j. bei Moſer, 426 ff.). Die angebotene B. kann aus ver- 
ſchiedenen, jedoch nur triftigen Gründen (ſ. folche bei Moſer, 432) abgelehnt 
werden. Die blos von einem Theile erbetene V. genügt nicht, es muß nicht blos 
der Vermittler eingewilligt, fondern auch der andere Theil zugeftimmt haben. Eine 
von dem erbetenen Vermittler nicht acceptirte DB. ſ. bei Mojer, 435. Iſt ein 
Souverän zunächit nur von dem einen Theil um V. gebeten, jo benachrichtigt er 
von fich aus davon den anderen Theil zur Meinungsäußerung (Mojer, 438). 
Bald unterzieht fih ein Staat der V., bald mehrere (Beifpiele bei Moſer, 436), 
welchen Falls jeder Theil feinerjeits Mittler vorichlagen kann, welche aber andererjeits 
acceptirt jein müflen (Mofer, 434). Twiß (II. 15) giebt der B. durch Mehrere 
den Vorzug, weil es einem einzelnen Vermittler nicht immer leicht jein wird, die 
ftreitenden Parteien von der Neinheit feiner Abfichten zu überzeugen und bei Auf: 
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forderung der einen Partei zur Ermäßigung ihrer Anſprüche fich einen unpartetijchen 
Charakter zu wahren. Zu Gunften der V. durch mehrere Staaten jpricht auch deren 
fombinirte Machtitellung und der verftärfte Nachdrudf vereinigter Vorjtellungen , io 
daß ein Nichtacceptiren unmwahrjcheinlich wird und dem Weigernden ernite Getahren 
verurfachen könnte. Die nothwendigfte Eigenſchaft eines Vermittlers ift: daß 
er bei den ntereffenten in Anjehen jteht und ihr Vertrauen befigt (Mofer, 437), 
und feine wichtigite Pflicht ift, daß er unparteiiich ſei (Battel, 1. c.; 
Mojer, 438; Berner, 642). Es ift daher nicht abzujehen, wie Twiß (II. 16) 
die am 15. März 1855 begonnenen Wiener Konferenzen als Beifpiel einer ver- 
einigten Mediation Defterreichs, Frankreichs und Großbritanniens zwiſchen 
Rußland und der Pforte anfehen kann; Kriegsverbündete der Türkei können doch 
unmöglich in den den Streit abzufchließen berufenen Konferenzen als Wermittler 
auftreten, und daß fie fich auch nicht als folche, jondern ala Alliirtte der Türkei 
gerirt, darüber geben hinreichenden Aufichluß die auch bei Twiß citirten Konferenz— 
protofolle(Martens-Samwer, Rec. XV. 633 ff.). Dagegen enthält (ſ. Ghilland, 
Diplom. Handb., II. 334 ff.) das Konferenzprotofoll der Repräjentanten Defterreichs, 
Frankreichs, Großbritanniens und Preußens vom 5. Dez. 1853 zu Wien aller: 
dings die ausgefprochene Abficht einer „intervention (?) amicale* und „bons 
offices“ in dem auägebrochenen Kriege zwiichen Rußland und der Türkei. — 
Pflicht der Parteien ift Nachgiebigkeit gegen einander, um der B. Erfolg zu fichern. — 
(Berner, 642.) 

Die B. kommt vor bei zwiichen Staaten auägebrochenen Streitigkeiten, ge 
führten Kriegen, bei Vertrags- (Oh. de Martens, Guid. dipl., I. 192) oder Ver: 
gleichsabichlüffen (Beifpiele j. bei Mofer, 443, 444), insbefondere bei Friedens— 
verhandlungen (Martens, V.reht, $ 322, Klüber, $ 320). Dagegen ift von 
einer eigentlichen V. zwiſchen nicht gleichberechtigten Subjeften, wie der Staat 
gewalt und den Unterthanen, ftreng genommen nicht zu reden. Dennoch jprechen 
England, Frankreich und Rußland im Gingange und Art. I. des zwiſchen ihnen 
am 6. Juli 1827 zu London in der Türkifch-Griechiichen Angelegenheit geichlofienen 
Vertrages (Ghillany, II. 389 ff.) von einer durch fie, auf Aufforderung der 
Griechen, zu übenden Mediation bei der Piorte, um zwiſchen diejer und den 
Griechen eine Ausjühnung herbeizuführen. Die Dazwiſchenkunft Englands, Frank— 
reich, Oeſterreichs, Preußens und Rußlands in der Holländijch-Belgischen Angelegen- 
beit (1830) unterjcheidet fi von der vorftehenden nur dadurch, dab fie vom 
Holländifchen König erbeten wurde (Ghillany, II. 536 ff.). Beide erjcheinen uns 
als Interventionen in die inneren Angelegenheiten eines dritten Staates, abgejehen 
von der in beiden Fällen durch die dazmwifchentretenden Staaten geübten Gewalt. 
Don der Unklarheit der Begriffe ftaatlicher Nepräfentanten giebt aber das oben- 
erwähnte Wiener Konferenzprotofoll d. d. 5. Dez. 1853 Zeugniß, indem daffelbe 
eine eigentliche VB. als Intervention, anftatt als mediation bezeichnet und zugleich 
als „bons offices“. — Die B.altion geht entweder auf Kongrefjen oder Konferenzen 
vor fich (ſ. Beifpiele jchon bei Mojer, 443, 447 und aus der neueren Literatur 
bei Galvo, I. 254, und Witold Zaleski, Die völkerrechtliche Bedeutung der 
Kongreife, Dorpat 1874, ©. 16), welchen alle Interefienten beiwohnen und bei 
denen zugegen zu jein der Vermittler ein Recht hat (Martens, B.recht, $S 172a; 
Klüber, $ 160) — oder der Vermittler. verhandelt einzeln mit den Parteien 
(Mojer, 438). Wird die Verhandlung in erjterer Weije, welche auch die ge— 
wöhnlichjte ift, geführt, jo ift der Ort entweder die Hauptjtadt eines der Betheiligten 
oder des Vermittlerd oder eines der Vermittelnden. In der Regel geben daher auch 
die Parteien ihre Erklärungen in Gegenwart des Vermittler ab, jeltener gelangen 
deren Borjchläge oder Gegenvorjchläge nur fchriftlih an ihn (Hefiter, l. c.; 
Berner, 1. c.), jedenfalla aber muß dem Vermittler die Mitwiſſenſchaft der zwiſchen 
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den Parteien geführten Verhandlungen gefichert fein. Er hat ſeinerſeits die jtrengen 
Rechtöforderungen der Parteien abzumildern (Wattel,1.c.; Martens, Guid., J. c.), 
annehmbare, namentlich billige VBorjchläge zu machen (Mojer, 438; Heffter,l.c.; 
Berner, J c.), oder die von einer Partei gemachten zu begutachten und unbillige 
zurüdzumeiien (Heffter, 1. c.). Zur Annahme jeiner Vorjchläge zu zwingen, hat 
er aber fein Recht (Wheaton, I. 271), vielmehr können fie angenommen oder 
verworfen werden (Martens, B.recht, $ 172). MUeberhaupt jteht dem Vermittler 
fein Zwangsrecht gegenüber den Parteien zu, namentlich auch nicht zur Durchjegung 
feiner Anträge (Heffter, 1. e.; Klüber, 1. c.; Berner, 1. c.). Daher erjcheint 
die Drohung des DVermittlers, für den Fall der Nichtannahme feiner Vorjchläge mit 
einer der Parteien gemeinjchaftliche Sache machen zu wollen (Mojer, 439; 
Pufendorf, 1. c.), unftatthaft. Schon Byntershoef (Qu. jur. publ., I. XXV. 
S X.) hält es für ebenſo ungerechtiertigt, einen Staat zum Frieden zu zwingen als 
zum Sriege, und verurtheilt dem widerjprechende Staatenhandlungen aufs Ent- 
ſchiedenſte. Daher ift auch die jog. bewaffnete V. feine V. Heffter jpricht 
fi (1. c.) mit Recht gegen fie aus, während Berner (643) freilich die Alternative: 
„Unterwerfung unter meinen VBorjchlag oder Krieg“ verwirft, fie indeß in gewiſſen 
äußerjten Fällen, zumal wenn die eigene Sicherheit bedroht ift, gelten läßt. Wir 
können diefe Bedrohung nur als gerechten Anlaß zu einer friegerifchen Aktion an— 
ſehen, mit der Gröffnung des Krieges durch den Vermittler cejfirt aber auch die 
BVermittlerrolle. In den unter dem Titel: „Bewaffnete V.“ bei Vogt, Europäiſche 
Staatörelationen, 1806 V. 23 ff., publizirten Verhandlungen fönnen wir nur don 
Rüſtungen unterftügte Androhungen der reip. Staaten erbliden, aber feine ®. 
Der Herausgeber giebt uns Recht, indem er ©. 40 wegen des Charakter der von 
ihm mitgetheilten Verhandlungen die „Staatsrelationen” in „Kriegsrelationen“ ver— 
wandelt. — Sat die VB. den ertrebten Erfolg gehabt, jo wird das Ergebniß in 
einer Urkunde zufammengeiaßt mit Erwähnung der B. und kann diejfe auch anderen 
Staaten mitgetheilt werden (Mojer, VII. 440). Das Amt des Bermittlers 
erliicht mit Beendigung oder Abbruch der Verhandlungen (Heifter, Berner, 1. c.) 
durch eine oder beide der Parteien, welchen Falls die letzteren eine ihrer früheren 
acceptirenden Erklärung entgegenjtehende abzugeben haben. Der Vermittler ijt nicht 
eo ipso Garant eines etwa unter feiner Mitwirkung abgejchloffenen Vertrags, dieſe 
Garantie muß ausdrüdlich zwijchen ihm und den Parteien vereinbart fein (VBattel, 
Le; Bern l. c. not. f; Martens, Guid. dipl. 1. c.; Heffter, l.c.; Berner 
642)). 

a Berner, Art. Staatenverträge in Bluntſchli's StaatsWört.B. IX. 
641 ff. — Ch. de Martens, Guide diplomatique, 1851, L_191 und die völferrechtlichen 
Werke von Pufendorf, J. %, Moier, Verſuch des neueften Europäifchen Völkerrechts, VIII. 


421 fi. (daſelbſt auch zahlreiche Vermittelungsfälle), Battel, ©. $. v. Martens, Klüber, 
Hefiter, Phillimore, Twiß u. Galvo. U. Bulmerinca. 


Bernehmlafjung. DB. oder Einlafjung war der technijche Ausdrud des 
Gemeinen Givilprozekrechts für die Erflärung des Beklagten auf die Klage. Die 
CPO. für das Deutjche Reich hat eine technische Bezeichnung hierfür nicht auf 
genommen, obwol fie naturgemäß das Inſtitut der V. ebenfalls enthält. Im 
Anwaltsprozeß ſoll die B. durch Zuftellung eines Schriftfages vorbereitet werden 
(EBD. 8 244). Im Parteiprogeß kann fich der Beklagte auf die Antwort in 
mündlicher Berhandlung beichränten (EPO. $ 120). Der die Ginlaffung ent- 
haltende Schriitfag im Anwaltsprozeſſe joll innerhalb der erften zwei Drittheile 
der ſog. „Einlaſſungsfriſt“ (KPO. $ 234) dem Kläger zugeftellt werden (CPO. 
$ 244). Spätere Zuftellung berechtigt den Kläger, die Vertagung der Verhandlung 
zu verlangen (( PO. 8 300 Ziff. 3). Der für den Prozeß entjcheidende Akt der 
V. erfolgt entiprechend dem Mündlichkeitsprinzip, welches der Deutjchen CPO. 
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zu Grunde liegt, in der mündlichen Verhandlung. Hier fann die V. in folgenden, 
verichiedenen Arten fich vollziehen: 

1) In Form des Geftändniffes der Klaggründe, und zwar a) unter gleich 
zeitiger Anerkennung des Klagerechts; b) unter Widerjpruch des Klagerechts: 
@) wegen rechtlicher Unjchlüffigfeit der Klaggründe; /) wegen Erhebung von Ein- 
reden (Erzeptionen) oder Behauptung von IThatjachen, welche die Befriedigung des 
urfprünglich vorhandenen Klageanſpruchs enthalten (Zahlungseinrede). 

2) In Form der Negation der flagebegründenden Thatjachen. 

3) In Form der eventuellen Verbindung von Negation und Gejtändniß der 
flagebegründenden Thatjachen unter Widerjpruch des Klagerechts. 

Alle diefe Formen der V. find zuläffig bis zum Cchlufje der mündlichen Ber- 
handlung, auf die das Urtheil ergeht (K(PO. $ 251), ſofern nicht der Widerruf 
eines bereit3 abgelegten Gejtändniffes verfucht wird (EPD. 8 263). Die den Ge 
meinen Prozeß beherrichende Eventualmarime, wonach alle Rechtsbehelfe gleichzeitig 
wenigitens in eventueller Reihenfolge geltend zu machen waren, gilt im gegen- 
wärtigen Verfahren wie überhaupt, fo auch für die V. regelmäßig nidt. Ans 
nahmsweiſe iſt diefelbe angenommen worden für die B., welche fich nicht auf die 
eigentliche Streitfache, ſondern nur auf gewiffe Prozeßvorausjegungen bezieht. 
Die EPD. nennt die hierauf bafirten Vorbringen „progeßhindernde Einreden“ 
(CPO. $ 247). Dieſe müfjen gleichzeitig und vor der Verhandlung des Beklagten 
zur Hauptjache vorgebracht werden, jofern fie nicht, wie z. B. die der Unzuläffigfeit 
des Rechtswegs dem Verzichte der Parteien entzogen find, oder glaubhaft gemacht 
wird, daß die frühere Geltendmachung ohne Verjchulden des Beklagten unmöglich 
war (CPO. $ 247 Abi. 3). In der Regel ijt über die prozeßhindernden Ein— 
reden gejondert zu verhandeln und durch Urtheil zu entjcheiden, wenn der Be 
flagte dies beantragt (EPD. $ 248). Abweichungen finden insbefondere im Partei: 
und Urkundenprozeß jtatt (EPD. SS 465 Ab. 1 und 3; 557). Die Verweigerung 
der Ginlaffung gilt als Ungehorjam und zieht die Fiktion des Gejtändniffes nad 
fih (CPO. SS 129, 296). Nur in Ehefachen und GEntmündigungsjachen findet 
eine Ausnahme ftatt (K(PO. $S 577, 611, 624 Abi. 4, 626 Abi. 4. Die Eim 
laffiung in der Hauptſache kann aber ohne Nachtheil außer den Trällen der 
progeßhindernden Ginreden im alle der laudatio auctoris (CPO. $ 73) und nad 
$ 106 des GBG. verweigert werden. 


Lit.: Die Kommentare zur EPD. — Fitting, Der Reichscivilprozeß, $ 39. 
Hellmann. 


Bernehmung (Interrogatoire): Mittel der gerichtlichen Beweiserhebung. 
DVernommen werden zunähit Zeugen und Sachverſtändige (j. diefe Art.). 
Die Regeln der D., die theils eine eidliche, theils eine nicht eidliche jein kann, find 
für den Givil- und Kriminalprozeß in den wejentlichen Stüden übereinitimmend, 
vornehmlich auch darin, daß, um dit Uebereinitimmung der Ausjagen zu fontroliren, 
Zeugen einzeln, d. 5. in Abwejenheit der jpäter abzuhörenden Zeugen vernommen 
werden müſſen, vorbehaltlich der Gegenüberjtellung in Fällen des Widerſpruchs. 
Die Parteien werden im Givilprogeg — abweichend von dem Engl. Prozeß — nicht 
vernommen. Die DB. gejchieht, von Ausnahmen abgejehen, vor dem erfennenden 
Prozeßgerichte in Gegenwart der Parteien, die theils zuläffig, theil® (wie im 
Kriminalverfahren) nothwendig ift. Nur der Nichter hat im Givilprozeß das Recht 
der V. Am Straiprogeß dagegen hat auch die Staatsanwaltichaft die Befugniß 
zur Vorbereitung des Anklagebeweijes, zumal im Grmittelungsverfahren Zeugen zu 
vernehmen, ingleichen deren Hülfsbeamte. Doch gilt dies nicht für beweisfräftige, 
eidlihe V. Der B. unterliegt außerdem der Beichuldigte und Angeflagte. 
Diejelbe kommt in verjchiedenen Prozeßſtadien des Strafprozefſes vor. Zunächſt 1) 
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im Grmittelungsverfahren. Sie iſt nothwendig gegenüber dem vorläufig 
Feſtgenommenen ($S 128, 132), dem Vorgeführten ($ 135), dem Verhafteten 
(S 115). In diejen Fällen trägt die V. den Charakter einer pflichtmäßigen und 
jchleunigit vom Richter zum Schub der perfönlichen Freiheit zu ergreifenden Maß: 
regel, deren nächjter Zweck Aufklärung des Sachverhalts, Feititellung der perjönlichen 
Verhältniſſe des Beichuldigten, Bejeitigung jolcher Irrthümer ift, durch welche die 
Beihränkung der perjönlichen Freiheit veranlaßt fein konnte. 2) In der Vor— 
unterjuhung, aud dann, wenn der Angejchuldigte jchon vor deren Eröffnung 
vernommen wurde, und zwar unter Belanntgebung der die Borunterfuchung er— 
öffnenden Berfügung und in Abtwejenheit der Staatsanwaltjichait und des Ber: 
theidigere. 3) In der Hauptverhandlung durch den Vorfigenden. 4) In 
der Rechtsmittelinſtanz, foweit Beweiserhebungen in derjelben zuläffig find. 
Ueberall ijt vorausgejegt, daß die B. in Gegenwart des gehörig beſetzten Gerichtes 
erfolgt und durch Protofoll, dem wejentlichen Inhalte nach, urkundlich erhalten 
werde. Der Gegenitand der DB. beitimmt fich in Gemäßheit des Unterfuchungss 
zweckes, der jeweiligen Prozeklage, der von der Staatsanwaltichaft und der Ver: 
theidigung geftellten Anträge, der etwa neu hervortretenden Thatumftände, der 
pflichtmäßigen Aufgabe des Richters, die Wahrheit zu ermitteln. 

Bon bejonderer Wichtigkeit in der Neihe der B. ijt überall die erſte B. im 
Borverfahren und der Vorunterfuhung und die V. in der Hauptverhandlung; jene 
wegen des Einfluffes, den fie auf die Dauer des Strafverfahrens dur) Geſtändniß, 
Leugnen oder wahrheitägemäße Darftellung des Hergangs haben Tann, dieſe wegen 
ihres unmittelbaren Eindruds auf den erfennenden Richter. Für die erſte V. ift vor- 
geſchrieben, daß dem Beſchuldigten eröffnet werde, welche ftrafbare Handlung ihm 
zur Lat gelegt wird, womit die Beiragung zu verbinden ift, ob er auf die Be- 
Ichuldigung eriwiedern wolle. Der alte Inquifitionsprozeß verpflichtete den Inkulpaten 
oder Inquifiten zur wahrheitsgetreuen Beantwortung der richterlichen Fragen und 
erzwang dieje Verpflichtung durch fog. Lügenjtrafen. Der moderne Prozeß ver: 
wirft alle direkten oder indirekten Zwangsmittel zur Erlangung eines Geſtändniſſes 
oder irgend welcher Ausſage, ingleichen die Ueberliftung des Beichuldigten durch 
verfängliche (faptiöfe) Fragen, deren Sinn entweder vorjäßlich unklar gelafjen 
oder einer doppelten Deutung fähig fein fol. Auch die jog. Suggeitiviragen, 
Die dem Angeklagten durch ihre Form eine vom Richter erwartete Antwort nahelegen 
und ihn auf bdiefelbe dialektifch Hinleiten (daher in England: leading questions), 
find zu mißbilligen und zu vermeiden. Der Franz. Prozeß verpflichtet den In— 
quirenten zur direkten Frageſtellung und Niederſchrift der Antworten in direkter 
Rede nach vorangegangenem Diktat, das unter Umftänden dem Bejchuldigten über: 
Laffen werden fann. Wenn der Angeklagte oder Beichuldigte zu einer Auslaffung 
vor Gericht auch nicht genöthigt werden kann und jein Schweigen berechtigt ift, jo 
Darf der Richter dennoch die Verweigerung einer Auslafjung als einen den Bes 
Laftungsbeweis verjtärfenden Umftand überall in Betracht ziehen, wojern nicht Gründe 
angeführt find, welche das Schweigen des Angeklagten aus anderweitigen Zweck— 
beftimmungen erklären. Ob eine V. des Angeflagten (früher Verhör im 
engeren Sinne) überhaupt ein wejentlicher Bejtandtheil des Strafprozeſſes jei, ift 
eine Prinzipienfrage, in deren Beantwortung ſich die Englische und Eontinentale 
Anficht jcheiden. Der Engl. Prozeß (abweichend vom Schottifchen) kennt fein Verhör, 
d. 5. eine richterliche Befragung des Angeklagten über das Beweisthema, und ver- 
warnt denjelben vor feinen eigenen Ausjagen durch den Hinweis darauf, daß dieje 
fpäterhin gegen ihn benußt werden fönnten. Schweigen des Angeklagten ift alſo nach 
den Grundjäßen des ftreng aftufatorifchen Prozefies ald Anzeige der Schuld nicht zu 
verwerthen. Die kontinentale Prozeßtheorie hat in Nebereinftimmung mit der Geſetz⸗ 
gebung daran jeftgehalten, daß die V. eine wejentliche und nr Grundlage 

dv. Holgenborff, Enc. II. Rechtölexilon III. 3. Aufl. 
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der richterlichen Beweiserhebung bleibt, dagegen mit der jtrengen Durchführung des 
Anklageprinzips nicht im Ginklang fteht (Pland, Fuchs). 

Angemeffen wäre freilih, daß der Angellagte, wenn er ohne Bertheidiger 
ericheint, vom Richter belehrt würde, daß er das Recht habe, zu ſchweigen. Woraus- 
geſetzt ift dabei ferner, daß der Angeklagte weder direft oder indireft zum Geftändnif 
gedrängt cder auch wider Willen dadurch hingeleitet werde, daß man ihn in Wider- 
iprüche verwidelt. Ueberhaupt darf der Angeklagte in feiner Weife durch die ®. 
geichädigt werden. Sein körperlicher und piychiicher Zuftand zur Zeit der B. ift 
zu berückſichtigen. Hegt der Richter Zweifel an der Zurechnungsfähigfeit des An— 
geflagten, jo ift die V. auszufeßen. Ueber die Form der V. ift nur beftimmt, da 
regelmäßig der Richter die B. zu bewirken hat. Daß ſog. Kreuzverhör der 
Zeugen ift in Deutichland nicht üblih. Auch das im Inquifitionsprozeß theils 
herfömmtliche, theils vorichriitsmäßig gehandhabte Verhör ad articulos oder arti— 
£ulirte Verhör ift nicht mehr gebräuchlich ; doch jteht e8 dem Inquirenten frei, 
ſich dieſer jchwerfälligen Form gelegentlich zu bedienen, wenn davon ein Nuten zu 
erwarten ift. Als Inzidentpunkte der DB. ericheinen Gegenüberftellungen (Kon- 
jrontationen) zwiſchen mehreren angeflagten Perfonen in der Borunterfuchung, 
mehreren Zeugen oder auch Zeugen und Angeklagten, jowie die Vorführung vor 
Perionen und Gegenftände zum Zwed ihrer Anerkennung (Relognitionen). 
Da die B. joviel bedeutet wie eine zufammenhängende Auslaffung des Angeklagten, 
jo fünnen die Berragungen defjelben, ob er am Schluffe der Verhandlungen noch 
etwas vorzubringen oder gegen Zeugenausjagen etwas einzumenden habe, nicht zur 
V. gerechnet werden. Aus einer unterlaffenen Antwort kann daher in dieſen 
rällen bei der Würdigung des Beweiſes niemals zum Nachtheil des Angeklagten 
ein Schluß gezogen werden, wie aus der direkten Weigerung, fich dem Verhör zu 
unterwerfen. Verlangt der Angeklagte, daß das Verhör, das feinen am meiften 
entiprechenden Pla hinter der Verleſung des Gröffnungsbeichluffes findet, bis nach 
dem Schluffe der Beweisaufuahme verfchoben werde, jo fann jeinem Antrage nicht 
entgegengetreten werden. Denn die anfängliche Weigerung, fich vernehmen zu laffen, 
fann jederzeit zurüdgenommen werden. Auch ift die V. nicht blos Recht und Pflicht 
des Richters, fondern ebenjo jehr ein Recht des Angeklagten. 

Die Beitimmungen des Defterr. Strafprozefjes find im MWefentlichen von den 
in Deutichland geltenden nicht verichieden. Als Bejonderheit fommt Folgendes in 
Betracht. Der Unterfuchungsrichter iſt ermächtigt, bei verwidelten Punkten an Stelle 
der regelmäßigen mündlichen Auslafjung eine jchriftliche Beantwortung der vor— 
gelegten ragen zu geftatten. Dem Beichuldigten ift während feiner B. in der Vor— 
unterfuchung ein Sit zu geftatten ($ 198) und die Forderung zu jtellen, die vor— 
zulegenden ragen beitimmt, deutlic) und der Wahrheit gemäß zu beantworten. 
Suggeftivfragen find wörtlich in das Protofoll aufzunehmen. Die VBorunterfuchung 
darf durch dad Bemühen, ein Geftändniß zu erlangen, nicht verzögert werden. In 
der Hauptverhandlung it vor der V. der Angeklagte über jeine Berechtigung zu 
Erklärungen gegen die Anklage und die Zeugenausfagen zu belehren. Gine Ber 
iprechung mit dem Vertheidiger in Beziehung auf die Beantwortung einzelner an 
den Angeklagten geftellter Fragen ift nicht geftattet. 

Das franz. Recht betont nachdrüdlich die Wichtigkeit der V. (interrogatoire) 
in der Vorunterfuchung. Unterlafjung der B. kann Nichtigkeit des Eröffnungs— 
beichluffes zur Folge haben. Für die Hauptverhandlung fehlt e8 an Elaren Bor- 
ichriiten des Gejeßes bezüglich der V. Doch wird das Necht der B. aus dem 
pouvoir diseretionnaire des Vorſitzenden abgeleitet (art. 267—269, 319, 334) und 
von der Prarid anerkannt, was auch für die Zuchtpolizeigerichte und tribunaux de 
simple police gilt. ebenfalls ift die B. feine wejentliche Förmlichkeit, deren Ver— 
letzung Nichtigkeit begründet. 
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Quellen: RCPO. SS 125 ff., 147, 338 ff., 346 ff., 356 fi., 372 ff. — AD. $ 67. — 
RStraf PO. SS 128, 132 fi., 135 ff. 159, 164, 190, 222, 235, 237, 242, 365. — Defterr. 
Stra — 9 198 ij, 206, 945, 419 — Frantt. Code d’instr. crim. art. 98, 103. 

it.: Bland, Syftem, ©. * 9. — Zahariä, Handbud, II. ©. 232. — vd. Ste⸗ 
mann, Preuß. Strafverfahren, S .22f — u Strafproy. Erörterungen, ©. 32. — 
v. Holkenbdorff, — des Strafprap, 1. i — Fu ® ebend., 11. ©. 66 ff. — 
Gneijt, Vier Fragen, S. 9—123. dimens "en Strafprogehrecht, sw — 
Helie, Traite de l'instr. crim., nr. 1918 88. ; Derfelb e, Pratique crim., I. p. 9%. — 
Morin, — du droit crim., nr. 4461 u. 4920. — Glafer, ngl. :Schottifches Straf: 
verfahren, ©. 82. v. Holbenborff. 


Berordnungsredht. Das V. ift ein unmittelbarer Ausfluß der Regierungs- 
gewalt, vollziehenden Gewalt (des Imperium), beruhend auf dem Grundjat, daß was 
die Obrigkeit im einzelnen Fall zu gebieten oder zu verbieten befugt ift, folches fie 
auch für alle Fälle gleicher Art gebieten und verbieten mag. Dieje Logifche 
Korrelation ift jo allgemeingültig, daß das B. in dieſem Sinne identisch ift nach 
Deutichem, Englischen, Frranzöfiichem und anderen Rechten. Jede geordnete Staat 
gewalt hat ein B. in diefem Sinne. Jedes V. ift der Ausdruck einer bejtehenden 
NRegierungsgewalt. Soweit die Regierungsgewalt übertragbar, joweit it das V. 
übertragbar auch auf untere Organe der Staatögewalt. 

Die Grundlagen unſeres B. find ſchon in der Harolingiihen Ber- 
Tafjung gelegt. Das friedlofe Wogen und Drängen der Völker und der Kampf 
um die Hegemonie hatte das VIII. Jahrhundert der Jdee zugeführt, daß es in 
der germanifch-romanifchen Welt einer einheitlichen oberjten Gewalt, eine® Ober— 
fönigthums und eines Ober biſchofthums bedürfe, wenn wieder Frieden auf Erden 
walten jollte. ‘Durch Gottes Rathichluß jah man nunmehr die alte „Univerjal= 
monarchie der Menichheit“ von den Römijchen Gäfaren auf Carolum Magnum und 
den Römifchen Biſchof übertragen. Durch gegenfeitige Anerkennung der beiden 
Großmächte der Zeit wird die Theorie von dem „imperium mundi translatum* zur 
offiziellen Grundlage für alles Recht in Kirche und Staat bis zum Schluß des 
Mittelalterd. Kraft des Gebotsrechts, welches (analog der Nömifchen muleta) von 
den Karolingern durch Buße unter dem Namen des Königsbanns erzwungen 
wird, ergab fich ein V. zur Regelung der neuen Berhältniffe der Monarchie. Die 
Kapitularien der Karolinger bilden die erite großartige Grundlegung eines Ver— 
waltungsrechts durch Verordnung, mit welchem die Heeresverfaffung, die 
äußere Verwaltung des Gerichtsweſens, die Friedensbewahrung, das Verhältniß der 
weltlihen Macht zur Kirche, das ganze Syſtem der höheren Nemter maßgebend 
geregelt worden ift. 

Die Schranfe des ®. bildet indejjen das hergebrachte Volks— 
recht der Germanifchen Stämme. Es ift das Recht, welches nach der Anfiedelung 
der wandernden Völkerſchaften fich gebildet hat aus dem angeborenen Rechtäfinn 
und aus dem nachbarlichen Lebensbedürfniſſe einer anſäffigen Bevölkerung, — 
das heute ſog. Gewohnheitsrecht, wie es fich aus dem Volk als „Natur 
ganzem“ bildet, d. h. das aus der Gefellſchaft im ihrer Gliederung nach Beſitz- 
verhältniſſen. Dies ohne unmittelbare Einwirkung der Obrigkeit ſich bildende Recht, 
hat Jahrhunderte hindurch die Lebensordnung der freien Völker Indogermaniſchen 
Stammes geſtaltet. Es beruht auf den durch das Herkommen formirten Klagerechten 
(legisactiones), aus denen ſich Grundſätze des materiellen Rechts entwickeln für das 
ſpäter ſog. Privatrecht (ein allmählich erweitertes Beſitzrecht an beweglicher 
Habe, an Frauen, Kindern und Knechten, an Haus und Hof, zuleßt am Aderbefit), 
jomwie die Genugthuung für Verlegungen des gemeinen Volksfriedens (das mittel- 
alterlihe Strafrecht). Es begreift aber auch die herfömmliche Beſetzung des 
Gerichts mit rechtäfundigen Volksgenoſſen (judicium parium), welche allein die 
Schöpfer und Träger eines jo geftalteten Rechts fein fünnen. Diefe Handhabung 
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des Rechts gilt als ein Reſervatrecht des freien Mannes, als ein angeborenes Recht 
jedes Volksſtammes, jo lange die letzte Reminiscenz an perſönliche Freiheit dauert. 
Der Sprachgebrauch der geichäftsfundigen cleriei bezeichnet dies für die Regierungs- 
gewalt unzugängliche Volksrecht ala lex, in Bezug auf bejondere Völkerſchaften nad 
ihrer Anſäſſigmachung als lex terrae. 

So entiteht der oberite Grundſatz der Karolingiſchen Verfaffung, daß die lex 
terrae nicht durch Verordnung abgeändert werden fann. Es wäre 
dies eine Vernichtung der Periönlichkeit des freien Mannes. In untrennbarer 
Wechſelwirkung damit fteht die Gerichtöverfaffung. Denn da die Rechtiprechung 
durch freie Volksgenoſſen erfolgt, jo vermag feine äußere Zwangägewalt die Urtheiler 
zu nöthigen, von dem Nechtsherfonmen abzuweichen. Wird dennoch unter ver- 
änderten VBerhältniffen eine Menderung der lex terrae unvermeidlich, jo bedari es 
einer höheren Autorität, um die Urtheilsfinder zu bewegen, dad neue Recht an- 
zunehmen. Es bedarf einer Prüfung und Genehmigung des novum jus durch die 
„beiten und angejehenften Männer“ des größeren Volksganzen, — nach jpäterem 
Sprachgebrauch eines WeistHums der notabeljten Schöffen, — um das neue Recht 
anzuerkennen und zu beglaubigen. In der Karolingiſchen Verfaffung ergab fich ein 
jolches consilium optimatum aus den großen Haus- und Hofbeamten des 
rex, aus jeinen duces, comites, missi, aus den Bilchöfen und angejehenften Aebten, 
aus den bei den einzelnen Völkerſchaften durch hergebrachtes Anjehen hervorragenden 
Familienhäuptern. Dies consilium wird Jahrhunderte hindurch nach dem Ermeſſen 
des Königs berufen, wenn auch mit nothwendiger Rüdjicht darauf, daß jene Stimmen 
zahlreich und angefehen genug waren, um die Urtheiler im Volksgericht zur Folge 
leiftung zu bejtimmen. Zugleich ergab fich die Nothwendigkeit einer förmlichen 
Verfündigung der consensu optimatum erlaffenen Verordnungen, welche nun als 
„eapitularia pro lege tenenda“, ala Rechtsnormen höherer Ordnung, von 
den gewöhnlichen Verordnungen gefchieden werden. Je fefter dann in der nach— 
farolingiichen Zeit die obrigkeitlichen Gewalten mit dem Großgrundbefig verwachien, 
deito feſter gejtaltet fich das consilium optimatum zu einer reichaftändifchen Ver— 
jammlung, ebenfo in Deutichland wie in England und Frankreich. Im Gebiet der 
firchlichen Berfaffung Hat der Romaniiche Gedanke von der abjoluten Autorität des 
päpftlichen B. (Hurialiyftem) mit dem Germanifchen Gedanten eines VB. consensu 
optimatum (allgemeine Konzilien) faſt taufend Jahre Hindurch im Streit gelegen. 
In der Deutichen Reichs verfaſſung ift der Germanifche Grundjag zur unbe— 
jtrittenen Geltung gelangt. 

it nun aber ein folches verfaffungsmäßiges Geſetz (eine Verordnung mit Zu— 
jtimmung der Reichaftände) einmal erlafien, jo fchließt fie ſich ala nova lex der 
bejtehenden lex terrae an, fann aljo jelbjt wieder nur consensu optimatum ab: 
geändert werden. In diefem Sinne find die oberjten Grundſätze des „fonjtitutionellen“ 
Staatsrechts jchon in der Karolingiſchen Monarchie fundirt worden: 

1) daß dem Geſetz, ala der mit Zuftimmung der Landesvertretung erlafienen 
Verordnung, als höchſtem Ausdrud des Staatöwillens, allein die Kraft innewohnt, 
bejtehendes Volksrecht und Gejegesrecht abzuändern ; 

2) daß das von den Gerichten anzumendende Recht nur durch Gejeg normirt 
und verändert werden fann. 

Diefe Grundlagen unferes Rechtslebens find troß alles Wandels der Zeiten 
und Formen noch heute die maßgebenden. Jene Wandlungen aber umfaſſen folgende 
Hauptpunfte: 

I. Die Uebertragung des Gejegbegrifis auf das Verwaltungs— 
recht. War die Zuftimmung der optimates terrae nothbwendig zur Abän- 
derung der lex terrae, jo fonnte fie ala nützlich und rathſam erfcheinen auch 
für Verordnungen zur Regelung des Heerwejens, der Fyriedensbewahrung, der gleich: 
mäßigen Handhabung der Staatähoheitärechte überhaupt (des jetzt jog. Verwal: 
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tungsrechts). Es führte dahin einerſeits ein Grundzug unſerer Nation, welche ſich 
nicht leicht Beſchränkungen des Eigenthums und der perſönlichen Freiheit durch 
obrigkeitliche Gebote fügt; wenn ſie ſich aber fügen muß, ein gleiches Maß der 
Beſchränkungen und Laſten für Alle verlangt. Andererſeits führt dahin ein Intereſſe 
der Regierenden ſelbſt, da Verordnungen zur Bewahrung des Friedens und analoge 
auf eine wirffame und dauernde Beiolgung ſchwer zu rechnen haben, wenn fie nicht 
mit Zuftimmung der optimates erlaffen werden, auf deren Eifer und gutem Willen 
ihre Austührung beruht. Dieſer Gefichtspunft fommt mit der wachjenden Macht 
der Neichsitände zu einer ftetig wachfenden Geltung. Seit dem XV. Jahrhundert 
gehen daraus die umfangreihen Reichspolizeiordnungen und andere ums 
fafjende Reichsgeſetze hervor, welche die Normativgrundlage für das Deutjche 
VDerwaltungsreht durch Geſetze bilden. Gleiche Gefichtspunfte machten fich 
für die Regelung der Heereslaft geltend. Für die Steuergejege ergab fich die Noth- 
wendigfeit einer Zuftimmung aus der uriprünglichen Freiwilligkeit aller Steuer: 
leiftungen, vermöge deren die urjprüngliche Subfidienbewilligung in Gejeßzuftimmung 
übergeht. Alle noch übrig gebliebenen Regierungsgewalten des Kaiſers find nun— 
mehr jo überwachien durch eine umfafjende und jpezialifirte Reichsgeſetzgebung, daß 
für die Ausübung des (übrigens jederzeit anerkannten) faiferlichen „V.“ ein jehr geringes 
Gebiet übrig blieb. Gin Ähnliches Verhältniß iſt jpäter in England eingetreten, 
wo der Mißbrauch der Regierungsgewalt in der Periode der Stuarts eine überaus 
ipezialifirte Verwaltungsgeießgebung herbeigeführt, und damit das Gebiet der Ver: 
ordnungen (orders in council) jehr beengt hat. Prinzipiell beftritten it indeflen 
das jelbjtändige V. der Krone auch in England erſt jeit den Zeiten und unter dem 
Ginfluß der von Frankreich ausgehenden Theorien von der Volksſouveränetät, welche 
alles Recht ausschließlich aus dem Volfswillen, aljo aus den (mit Zujtimmung der 
Volfsvertretung erlaffenen) Gejegen ableiten wollen. 

1. Die Uebertragung des Verhältnijjes von Gejet und Ver— 
ordnung aus dem Reichs- in das Landesſtaatsrecht ift in Deutjchland 
unter jehr ungleichartigen Verhältniſſen erfolgt. Die Harolingifchen Reichsbeamten, 
duces, comites, missi, hatten mit Webertragung des Rechts zu gebieten und zu 
verbieten (bei Königsbann, Herzogebann, Grafenbann, Schultheißenbann) auch ein 
V. in ihrem Amtskreife erhalten, von deffen Ausübung frühzeitig Spuren vorkommen. 
Zu einer KHollifion deflelben mit der lex terrae fonnte fich jedoch nicht leicht eine 
Veranlaffung finden; denn Privat: und Strafrecht waren jo umfafjfend durch Ge— 
wohnheitsrecht geregelt, daß ſelbſt die Neichsgeießgebung der eriten Jahrhunderte 
wenig Gegenitände für die Gejeßgebung vorfand. Grit unter den Hohenftaufen, nach» 
dem die Sonderbildung der großen Zerritorien mächtig vorgeichritten war, kam die 
frage auf dem NReichitag zu Worms a. 1231 zur Sprache, und wurde forreft im 
Sinne der Harolingischen Berfaffung entichieden: ut neque principes nec alii qui- 
libet constitutiones vel- nova iura facere possint, nisi meliorum et 
maiorum terrae consensus primitus habeatur (vgl. auch Landfriede von 
1287 8 49). 63 war damit wenigitens die Möglichkeit einer Landesgejeßgebung 
in Juftizfachen anerfannt. Gegen Ende des XIV. und im XV. Jahrhundert haben 
fih jodann die „meliores terrae* zu Yanditänden nach dem Vorbild der Reichs— 
ftände formirt, und es jchien nun die Möglichkeit einer völlig parallelen Geftaltung 
von Geſetz und Verordnung auch in den Deutichen Territorien geichaffen. Allein 
die landitändischen Verfaffungen find in Deutichland niemals zu einer regelmäßigen 
und gleichmäßigen Durchbildung gekommen. Dieſe Stände in Eleinerer Formation 
waren jo überwiegend durch wirthichaftliche Intereffen des Grundbefites, die Städte 
durch gewerbliche Intereffen bejtimmt, daß die Landjtände in feinem Territorium 
einen vollen und gleichmäßigen Antheil an der Geſetzgebung eritrebt und erlangt 
haben (Moſer, Landeshoheit in Negierungsfachen, c. IV.). In jedem Territorium 
geftaltete fich dieier Antheil verichieden, je nach den zeitigen Intereffen und Macht— 
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verhältniffen der Stände. Nirgends haben fie eine Jnitiative in der Gejeßgebung 
erlangt. In der Mehrheit der Heinen Territorien fehlte überhaupt die Möglichkeit 
zur Bildung einer gejeßgebenden Körperſchaft. Ob und wieweit in den Reichsftädten, 
in den fleinen geiftlichen und reichögräflichen Herrichaften ein Surrogat oder Aequi— 
valent für die Gejeßberathung consilio optimatum fich bildete, hing von den „beſon— 
deren Verfaffungen“ ab, und durchkreugte fich dann wieder mit den verichiedenartigen 
NAutonomien und iura statuendi, welche aus den Lücken der Regierungs: und Gerichts 
gewalt des Reichs in diejer Zeit hervorgegangen waren. Es erflären fich daraus 
die jchwanfenden und geichraubten Sätze, mit denen die Deutiche Staatsrechtswifien- 
ſchaft die Geftaltung der geießgebenden Gewalt in den Territorien bejchreibt (Pütter, 
Inſtit, $ 223). Als legte Aushülfe blieb nur übrig, daß man in Grmangelung 
eines gejeßgebenden consilium den landesherrlichen Verordnungen legis vicem bei- 
legte. 

II. In dem Uebergangszuftand des Abjolutismus nach dem 
dreißigjährigen Kriege ift das lehtgedachte Verhältnig von der Ausnahme zur Regel 
geworden. In den großen und bejtregierten Yandesgebieten treten die Yanditände 
in Ruheſtand, oder werden, wie die KHomitien der jpäteren Römijchen Zeit, nur ale 
Schauverjammlungen behandelt. Da aber gerade in diefen Gebieten die Aktion der 
Gejeßgebung auf die Dauer nicht ruhen fonnte, jo blieb nichts übrig, ale den Wer: 
ordnnungen des Landesherrn für fich allein legis vicem beizjulegen. In Reminijcenz 
an das uriprüngliche Verhältniß dachte man in den großen Territorien wol daran, 
den neugebildeten Geheimen Staatsrath an die Stelle des consilium optimatum treten 
zu laffen: allein zur bindenden Berfaflungsvorichriit ließ fich die Zuftimmung eine 
vom Landesherrn ernannten Beamtenfollegiums nicht erheben. Es treffen im 
diefer Wandlung folgende Umſtände zufammen: 1) In jeder Staatsveriaffung tritt 
nach dem Wegfall der mitbejchließenden Volksvertretungen die Regierungsgewalt der 
Natur der Sahe nach an die Stelle des früheren gejeßgebenden Organs, da die 
Funktion der Legislatur auf die Dauer nicht ruhen kann. Der großartigite Bor: 
gang ijt der der Römiſchen Republik in der Zeit, wo mit dem Abjterben der Volta: 
verfammlungen die Senatus Consulta und Constitutiones Principum die „Kraft der 
Volksſchlüſſe“ (legis vicem) erhalten. Auch in England und frankreich ift eime 
jolche Zwiſchenbildung eingetreten. 2) Es waren die zahlreichiten Vorgänge dafür 
ichon gegeben in allen Gebieten, in welchen feine landſtändiſche Verfaſſung entitanden 
war, und in allen Materien, in denen die Landſtände eine Mitwirkung bei der 
landesherrlichen Gejeßgebung weder beanfprucht noch erlangt hatten. Hatte man 
doch jelbit im Reich die Verordnungen und Geſetzſammlungen aller Kaiſer als „Laijer- 
liche Rechte” anerkannt, jowie auch Konftitutionen Kaiſer Friedrich's I. und II. als 
Geſetze gelten laſſen, nachdem jie don den Glofjatoren in jene Sammlungen auf 
genommen waren. 3) Das frühere Hinderniß, welches fich aus der Gerichtsver— 
faſſung ergab, war weggefallen: es bedurfte feiner verjtärkten Autorität der 
landesherrlichen Verordnungen mehr, um die Echöffen zur Folgeleiſtung zu bejtimmen. 
Denn die Schöffenverfafiung war erlofchen, und die beamteten Richter (an den maß— 
gebenden Stellen vom Yandesheren jelbjt ernannt) waren nicht in der Yage einem 
legislatorifchen Willen deijelben die Anerkennung zu verjagen. Es haben fich in dem 
Zwiſchenzuſtand der Uebergänge aus der Schöffenverjafjung in das gelehrte Richter: 
thum zeitweife die Grenzen zwijchen Juftizverwaltung und Rechtiprechfung in dem 
Maße verichoben, daß die Geſetzeskraft der Verordnungen keineswegs die geringite 
unter den Anomalien jener Zeit darftellt. 

Enticheidend iſt alfo fortan nur der Wille des Landesherrn darüber, ob 
jeine allgemeinen Erlaffe nur die einfache Wirkung einer Verordnung, oder die höhere, 
rechtsabändernde, für die Gerichtäurtheile maßgebende Kraft eines Geſetzes haben 
jollten. Der Unterjchied zwiſchen Geſetz und Verordnung wird in 
dieſer Zwifchenperiode zu einem formellen (analog wie in der ent: 
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Iprechenden Periode des Römiſchen Kaiſerreichs). Das Geſetz ift ala jolches er- 
tennbar: 

a) An dem Inhalt, welcher eine allgemeine Rechtsregel für alle Fälle 
gleicher Art ausdrüdt, jei dieielbe an die Unterthanen gerichtet (wie die bürger- 
lichen, Straf» und Polizeigefeße) oder an alle Obrigkeiten des Landes, wie die 
Polizeiverwaltungs-, Regalverwaltungs- und analoge Verwaltungsgejege. Oft wird 
auch im Styl die Anordnung ala eine lex in perpetuum valitura bezeichnet. 

b) An der folennen Publifation, welche wegen der Allgemeingeltung 
Legislatorischer Verordnungen für die Unterthanen und für die Xofalobrigfeiten 
wejentliche Form geblieben ift. 

c) An einer landesüblichen Bezeichnung diejer Geſetze, als Konftitution, Edikt, 
Mandat, Publikandum, Generalinitruftion u. dgl., wenn auch mit manchem Wechjel 
des Sprachgebrauches in ein und demjelben Gebiet. 

Daß dabei manches Schwanfende und Willfürliche in der Abgrenzung vorkam, 
lag in dem Weſen des Abjolutismus, der jederzeit im Stande war, fehlende 
Formalien nachzuholen und der jedenfalls den Willen des Landesheren den Behörden 
gegenüber durchjegen konnte, — vorbehaltlich einer für die großen Territorien wenig 
wirfjamen Kontrole der Reichögerichte. 

IV. Mit der Herjtellung der Efonftitutionellen Verfajjungen 
Deutſchlands, jeit 1815, hat fich das urfprüngliche und normale Verhältniß 
zwiſchen Geje und Verordnung wieder hergeſtellt. Nachdem an die Stelle der 
Bertretung der alten Beſitzklaſſen in ſtändiſcher Scheidung eine Vertretung der 
heutigen Gejellichait nach ihren Steuerleiftungen und perjünlichem Dienjt getreten 
ift, haben ich die alten, ungleich und lüdenhaft geitalteten Rechte der Yanditände 
zu einer vollen, gleichmäßigen Iheilnahme an der Gejehgebung und gewiſſen Re: 
gierungsakten der Staatögewalt verjüngt, — zunächſt nach dem Vorbild Franzöſiſcher 
und Belgifcher Mufter, unwillkürlich aber auch nach Nechtsideen der alten Reichs— 
verfaffung und des (dem Deutjchen Yandesjtaatsrecht verwandten) Engliichen Parla- 
mentsweſens. Gejeß ift jet wieder die fönigliche „Verordnung mit Zuftimmung“ 
der Landesvertretung, und iſt in diejer verjtärften Gejtalt wiederum der höchite Regu— 
lator des Staatswillens. Es bedarf des Gefeßes zur Abänderung des Yandesrechts und 
der Gerichtäverfafiung. Das Geſetz iſt die höchſte Norm auch des Verwaltungsrechts 
und geht der Verordnung vor in allen Gebieten und Normen, welche durch die 
Gefebgebung präoffupirt find. Wie weit dies eingetreten, iſt eine nach Zeit, Orts— 
verhältniſſen und Gegenſtänden durchaus relative Frage. Die Verwaltungsgeſetze 
Europa's differiren darin ſoweit, daß (abgeſehen von der Gerichtsverfaſſung und von 
den Steuergeſetzen) kaum irgend ein Satz des Verwaltungsrechtes als normaler 
Gegenſtand der Geſetzgebung bezeichnet werden kann. 

Die zahlloſen Streitpunkte über dieſe Frage beruhen auf zwei ineinander: 
greifenden Verhältniſſen: 1) Darauf, daß die Belgiſchen und Franzöſiſchen Verjaſſungen 
vom Standpunkt der Volksſouveränetät aus die Geſetzgebung als die auf dem Volks— 
willen beruhende alleinige Quelle der Regierungsgewalt anſehen, und das V. 
demnach auf Ausführungsverordnungen zu beſchränken ſuchen. 2) Darauf, daß die 
Rechtsverſtändigen in ihrem Berufsleben in der Civil- und Strafjuſtiz ausſchließlich 
auf eine NRechtiprehung nach Geſetzen verwiejen find, und dies Verhältniß als 
das allein geltende, normale anjehen. In der Wirklichkeit, d. h. in den beftehenden 
positiven Staatörechten, ift überall das jelbitändige VB. als bindende Norm des 
Verwaltungsrechts anerfannt (Gneift, Verwaltungsjuftiz, $ 6), und jeder Verſuch, 
die Verwaltungänormen lediglich auf Gejege zu reduziren, müßte fich als illuſoriſch 
erweifen, da die Fürſorge der Obrigkeit für Sicherheit und Wohlfahrt des Gemein- 
wejens fich niemals in Geſetzen erichöpfen läßt, da vielmehr eine freie Thätigkeit der 
Obrigkeit nach Bedürfniffen der Zeit und des Ortes jtets in weittragenden General- 
Haufeln der Gefeßgebung vorbehalten werden muß, und diefe freie Thätigkeit jederzeit 
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für Fälle gleicher Art gleichmäßig normirt, alſo eine immer neue Quelle von B. 
werden muß. 

V. Das Verhältniß der gegenſeitigen Ergänzung zwiſchen 
Verordnung und Geſetz im ganzen Gebiet des Verwaltungsrechts 
verſteht ſich hiernach allerdings mit dem Vorbehalt der von der Geſetzgebung ſchon 
präokkupirten Gebiete. Mit dieſem Vorbehalt bleibt aber die Verordnung ſelbſt— 
ftändige Norm des BVerwaltungsrechtes und außerdem unentbehrlich zur Ergänzung 
und Spezialifirung der Gejegeanormen, welche zahlreiche Einzelheiten der Ausführung 
einem Wechjel nach Zeit und Ort überlaffen müſſen. Die Verordnungen laffen fich 
danach) in drei Klaſſen jcheiden: 

a) Selbjtändige Verordnungen für alle von der Gefehgebung noch nicht 
präoffupirten Gebiete des Verwaltungsrechtes. 

b) Ausführungsverordnungen zur ipeziellen Austührung der durch die Ge— 
jeßgebung jchon bejtimmten allgemeinen Normen. 

c) Im Geſetz ſelbſt vorbehaltene Verordnungen, die über die Grenzen der 
Ausführung oft abfichtlich hinausgehen, und nach dem Syſtem der Ermächtigungs- 
Haufen (empowering clauses) auch eine tranfcendente, geiehaufgebende Wirkung 
haben fünnen. 

Der Gegenjaß zwiſchen Gejek und Verordnung fommt demnach 
nicht zur Gricheinung in ihrer zeitigen Geltung: beide find gleichbindende Normen 
für die Behörden wie für die Verwaltungsrechtiprechung. Der Unterichied tritt aber 
hervor bei der Aufhebung. Die Verordnung kann durch Verordnung aufgehoben, 
abgeändert, fjuspendirt, durch Dispenjation außer Kraft geießt werden. Dieielbe 
Autorität, welche die VBerfaffungsnormen geichaffen hat, gehört und genügt zu deren 
Aufhebung. Das BVerwaltungsgefet fann eben deshalb nur durch Gefeß (nicht 
durch Verordnung) aufgehoben, abgeändert, juspendirt oder durch Dispenfation (jofern 
fie nicht im Geſetz ſelbſt vorbehalten ift) außer Kraft gejeßt werden. Die in älterer 
Zeit Häufig dorgefommenen Abweichungen davon erklären fih aus den oben ge 
zeichneten Jrregularitäten der Mebergangsperiode des Abſolutismus. Nach Heritellung 
des normalen Verhältnifies bilden dieje Grundſätze die „Achie des fonftitutionellen 
Staatsrechts“. Allerdings kann auch der Eonftitutionelle Rechtsſtaat eines Aus— 
nahmsrechts für einen wirklich; vorhandenen zeitweilen Nothitand jo wenig entbehren, 
wie die Republik einer diktatoriichen Gewalt pro tempore. Unter Verantwortlichkeit 
der Miniſter kann durch jog. „Nothverordnung“ auch ein verfaffungamäßiges 
Geſetz pro tempore außer Kraft geſetzt oder abgeändert werden. Für diefen dikta— 
toriichen Ausnahmszuftand hat die Preußische Verfaffungsurfunde (Art. 63) formelle 
Vorbedingungen zu präzifiren gefucht. Unentbehrlich aber bleibt für diefe Frage die 
rechtliche Berantwortlichkeit der Minister und ein dafür beitellter Gerichtshof. Die 
Rechtskontrolen eines auägebildeten Staatsweſens laffen fich finnreich jo jpezialifiren, 
daß im Laufe von Menſchenaltern der Fall einer rechtlich begründeten Miniſter— 
anflage faum vorfommen fann: für das Gebiet der Nothverordnungen bleibt indefien 
eine Yüde, die mur durch die Minifterverantwortlichkeit auszufüllen ift. 

Von anderer Seite erhielt das Gebiet des B. noch eine anſehnliche Er— 
tweiterung durch den von Alters her anerfannten Grundjaß, daß die vollziehende 
Gewalt ihr Gebotärecht delegiren kann und in weitem Maße den höchiten und 
höheren Staatsbehörden delegirt hat. FFolgerichtig ergiebt fich daraus auch ein V. 
diefer Behörden. Von noch anderer Seite fam diefem Syſtem entgegen das alte 
ius statuendi der Stadtmagiitrate, welches (unter mancherlei Streit) meiſtens auch 
den ländlichen Obrigkeiten zugeftanden wurde. Durch die Unterordnung der Lokal— 
obrigfeiten unter das Auffichtsrecht der Staatsbehörden, unter deren ius confirmandi 
vel interdicendi, reiht fich auch dies V. in die Kette der delegirten V. ein, und 
es bildet fich daraus, insbejondere für das MPolizeirecht, eine weitere Neihe fub— 
ordinirter B., welche nun folgende Abitufungen darbieten: 
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1) das Regulativreht der Minijterien und anderer Gentralbehörden 
innerhalb ihres Departements — parallel gehend ihrem Verfügungsrecht im Einzel— 
tall, daher auch wieder aufhebbar durch eine par maiorve potestas, d. 5. durch 
Erlaß des Departementächeis oder landesherrliche Verordnung; 

2) das V. der Bezirks- und Kreisbehörden in dem ihnen delegirten 
Gewaltkreiſe; 

3) das Verordnungsrecht der ſtädtiſchen und ländlichen Orts— 
dehörden innerhalb ihres geſetzlichen Wirkungskreiſes, — unterworfen der Ab— 
änderung oder Aufhebung der Aufſichtsinſtanz oder der Centralbehörde. 

Indem die neuere Gerichtsverfaſſung die Polzeiſtrafklauſeln und ähnliche Straf: 
flaujeln dieſer delegirten Verordnungen den ordentlichen Gerichten zur Entfcheidung 
überweift, entjteht da8 eigenartige Verhältniß, daß die ordentlichen Gerichte hier 
nicht nach Gejegen, jondern nach Verordnungen enticheiden, deren Natur als Ver- 
ordnung in der jederzeit vorbehaltenen Aufhebung durch die Auffichtsinjtang er— 
fennbar bleibt und auch ein Suspenſions- und Dispenjationgrecht der höheren Ver— 
waltungsbehörde nicht ausſchließt. 

Lit.: Die gangbaren Lehr- und Handbücher jowie tiefergehende Ausführungen von 
%. dv. Stein, Laband, Herm. Schulze, v. A— und namhafter anderer Publiziſten. 
die zahlreichen Streitfragen werben ſich ebenſo wie im Privatrecht wol nur mit der Wieder: 
fehr einer rechtshiftorischen Behandlung unſeres pofitiven Staatsrechts löſen. Gneift. 


Berpadung (Emballage). Darunter verjteht man die Einhüllung einer 
Sache, welche zum Zwede ihrer Verſendung erfolgt. Art. 268 des Preußiichen 
Entwurfs zum HGB. bejtimmte: Die B. und die Gefäße, in welchen die Waaren 
übergeben find, gehören den Käufer ohne Erjaß, ſofern nicht durch den Vertrag 
oder durch Handelsgebrauch ein Anderes bejtimmt if. Der Artikel wurde aber bei 
der zweiten Leſung geftrichen, weil fich eine folche beitimmte Vorſchriſt nicht auf- 
itellen lafje. Die Praris nimmt an, daß in der Regel die B. nicht ala mitverfauft 
anzufehen, jondern entweder zurüczugeben oder zu vergüten ift (Entich. de ROHG. 
I, ©. 267, IX. ©. 208). Doch wird der Empfänger durch jtillichweigende Ge— 
nehmigung des die VB. betreffenden Inhalts der Faktura verpflichtet (Entich. des 
ROHG. VI ©. 176), Gefahr und Koiten der Rüdjendung der V. trägt aber der 
Empfänger (Buſch, Archiv XXI. ©. 451). Hat der Abjender die zur V. dienenden 
Säde geliehen, ſo kann er Erjat des Leihgeldes erit vom Tage der Ankunft der 
Waare beim Empfänger verlangen (Erf. des DApp.Ger. Dresden, Annalen N. F. 
VIH. ©. 139 und Bujch, Archiv XXV. ©. 251). Von dem Zeitpunfte an, wo 
aber die Säde nicht mehr vorhanden find, kann auch fein Leihgeld weiter gefordert 
werden (Entich. de ROHG. I. ©. 101). Nach dem Erf. des ROHG. (Entich. 
XIX. ©. 306) fann das zu zahlende Leihgeld jogar den Werth der Säde 
überfteigen, doch habe der Empfänger den Einwand der Arglift, wenn der Abfender 
Jahrelang jchweigt, und dann einen enormen Betrag verlangt. Indeß fieht das 
ROHG. (Entih. XI. ©. 106) Kiftchen, welche dazu bejtimmt find, eine gewifje 
Anzahl von Waaren ala eine Waareneinheit erjcheinen zu laffen, nicht ala V. an, 
für dieſe könne jonach der Abjender feine bejondere Vergütigung beanspruchen. Iſt 
der Kaufpreis nach dem Gewicht der Waare zu berechnen, jo fommt nad) Art. 352 
des HGB. dad Gewicht der B. (Taragewicht) in Abzug. Schäden, welche durch 
äußerlich nicht erkennbare Mängel der B. entjtanden find, trägt nach Art. 395, 607 
und 660 des HGB. der Abjender. 

git.: Rebling in Buſch's Archiv XXXIM ©. 211 ff. 

Was den Verkehr der Eifenbahnen angeht, jo können diefelben nach Art. 422 
des HGB. den Transport folcher Güter verweigern, welche nicht gehörig verpadt 
ind, auch kann die Eifenbahnverwaltung wegen mangelhafter VBerpadung nach 
Art. 424 des HGB. für VBeichädigung oder Verluft der Güter geringere Vergütung 
verabreden, als fie jonjt nach den Vorjchriiten des HGB. zu leiften hat. 
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Kit.: v. Krämwel, v. Hahn und Malomwer, Kommentare zu ben —— Artileln 
des gen, — Strudmann in Grudot’3 Beiträgen xXVl S. 808. Wolff in 
Buſch's Arhiv X. yf. v. Rrämel 


REF (in gewiſſem Sinne und unter beftimmten Voraus— 
jegungen: franz. billet à ordre, Engl. promissory note) ift im Allgemeinen eine Ur 
funde, welche einer Obligation nicht blos als Beweismittel, jondern als Träger zu 
dienen beitimmt it. Als beionderes Rechtsinftitut ericheint und muß darageitellt 
werden der kaufmänniſche B., nämlich der von einem Kaufmanne in jeinem Handel— 
betriebe ausgeſtellte V.; ein folcher B. ift „ein jchriftliches, einſeitiges Summenver 
fprechen eines Kaufmanns” (Thöl) und kann durch Jndofiament übertragen werden 
(it alfo ein Orderpapier, ſ. d. Art.), wenn folgende vier Vorausfegungen ju- 
ſammentreffen: 

1) Er muß von einem Kaufmann, d. i. Jemandem, der gewerbsmäßig Handels 
geichäfte betreibt, auögejtellt fein, und zwar in deſſen Eigenſchaft ale Kaufmann; 
der V. braucht die Kaufmannseigenichaft jeines Ausftellers zwar nicht ausdrüdlid 
zu erwähnen, aber die Ausftellung muß im Betriebe des Handelägewerbes vorge 
nommen worden fein, ein Griorderniß, welches zwar nicht ausdrüdlich aufgeitellt, 
wol aber jtillichtweigend aus der Hervorhebung der Kaufmannseigenſchaft des Aus 
jteller& fich ergiebt (j. v. Hahn a. a. ©. II. ©. 67—68, 127). 

2) Die vom B. getragene Obligation darf nur Yeiltungen von Geld oder einer 
Duantität (anderer) vertretbarer Sachen oder Werthpapiere zum Gegenjtande haben 
(nicht aber die Lieferung einer individuell beitimmten Sache) (j. Makower a. a.C. 
©. 316, Protofolle S. 4569). 

3) Es darf im B. die Verpflichtung zur Leiftun® nicht von einer Gegenleiitung 
abhängig gemacht (d. h. in dem Papier jelbjt nicht von einer Gegenleiftung, z. 2. 
Zahlung des KHaufpreifes abhängig erklärt) fein; die Verpflichtung zur Leiſtung 
darf alfo nicht an die Bedingung einer Gegenleiftung im V. gefnüpft fein (ſ. hierüber 
das ausführliche Erf. des ROGH. Entſch. Bd. XXIV. S. 237—242,;, Jude: 
berger a. a. D. ©. 397—400). An andere Bedingungen kann das Verſprechen 
der vom Aussteller des V. übernommenen Yeiftung allerdings gebunden werden, und 
jo ift 3. B. als eine fich mit dem Weſen des V. jehr wohl vertragende Bedingung 
im ®. die der Rüdgabe deſſelben anzufehen (ſ. Entich. d. ROHG. ebenda Bd. XIL. 
€. 278; Makower a. a. D.). 

4) Der B. muß, um indoffabel zu fein, an Order lauten, d. h. die Order 
klauſel oder einen gleichbedeutenden Negoziabilitätsvermert ausfprechen (3. B. neben 
dem Namen des erften Nenners die Worte: „oder Inhaber“ oder „oder dem fonitigen 
getreuen Inhaber“, ſ. Entich. d. ROHG. Bd. XXIII. ©. 296; Mafowera. a. Q.). 
Die Angabe des PVerpflichtungsgrundes, materielle causa debendi, iſt zur Gültigfeit 
des V. oder jeines Indoſſaments nicht erforderlich, und wenn fie fehlt, it der 9. 
das (von Thöl Hervorgehobene) „Summenverfprechen“; der kaufmänniſche V. üt 
ein ſolcher, jelbft wenn er nicht an Order lautet, mithin nicht indofjabel ift; hiernach 
hat das abiolute Verfprechen im B. rechtliche Gültigkeit erlangt, ohne daß jedoch 
gejagt werden darf, der V. fonfumire da& zur Hand liegende materiell individualiſirte 
Cchuldverhältniß: daraus folgt, daß der Ausſteller eines V. troß der abjtraften 
Dbligation defielben doch gegenüber dem urjprünglichen Gläubiger (d. i. dem 
Gläubiger aus dem zu Grunde liegenden materiellen Schuldverhältnifje) nicht blos 
befugt ift, da8 Summenverfprechen, ala auf Irrthum, Betrug oder dgl. beruhend, 
anzufechten, jondern auch, auf das zu Grunde liegende Rechtöverhältnik jelbft ein- 
gehend, darthun kann, da e8 an einem rechtlichen VBerpflichtungsgrund fehle (j. Entſch. 
dv ROGG. Bd. XIII. ©. 74; Bd. VII. ©. 204, 209). 

Man fünn verichiedene Arten von B. untericheiden : außer kaufmänniſchen 
und nichtlaufmännischen,, indofjable und nichtindofiable, abſtrakte und individuell 
charakterifirte (nur die erfteren, nicht die an Order und nad Sicht geitellten 
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Schuldjcheine, welche ihren civilrechtlichen Charakter bewahren [vgl. Entſch. d. ROHG. 
Br. V. ©. 25, Bd. VI. ©. 420], find V. im eigentlichen Sinne), ferner dem 
Leiftungsobjelte nah: Geldfummenfcheine, auh Bons und Dispojitions- 
ſcheine genannt (das Recht, jolche Geldfummenfcheine, welche Banknoten find, 
auszuftellen oder zur Xeiftung von Zahlungen zu verwenden, ift reichägefeßlich 
bejchräntt, ſ. Deutiches Reichsbanfgejeg vom 14. März 1875, ferner RGef., betr. 
die Ausgabe von Reichskaſſenſcheinen v. 30. April 1874, die Art. Banknote 
und Reichsbank) und Waarenfummenjheine (Ouantitätenfcheine); zu 
der leßteren Art von B. gehören die XLieferungsicheine, welche mitunter in der dem 
Handel jcheinbar eigenthümlichen Tendenz, das Kauigeſchäft in zwei don einander 
getrennte Akte, zwei einjeitige Verträge, von denen jeder vom andern und damit von 
einer causa losgelöft ift, zu zerlegen, auögeftellt werden (j. Thöl a.a. D. ©. 639), 
es gehören jedoch nicht hierher die Lieferungsmarfen, welche lediglich Legitimations- 
zeichen (nicht Werthpapiere) find (Hierzu j. Gareis in Buſch's Arc. f. H.R. 
Bd. XXXIV. ©. 97—124 und Wilh. Fuchs, Die Karten und Marken des täglichen 
Berkehrs, Wien 1881). Im SKontoforrentverfehr pflegt der V., welcher auf Geld 
lautet, diejelbe Stellung einzunehmen, wie der Wechjel; fein Gingang wird als 
proviforische Zahlung gebucht, ohne daß jedoch die jeparate Einklagung des V. als 
durch den Kontoforrentvertrag unter allen Umſtänden ausgejchloffen anzujehen wäre 
(Entih.d.ROHG. Bd. XXII. ©. 337; u.a. j. FZuhäbergera.a. O. S. 382, 378). 

Der kaufmännische V. unterliegt, gleichviel ob er an Order geitellt ift oder 
nicht, im alle des Verluftes den im Art. 73 der WO. in Betreff der Amortifation 
gegebenen Beitimmungen (j. HGB. Art. 305; CPO. 88 837 ff.). New: Norfer 
promissory notes verjähren in 6 Jahren (Entjch. des Reichsger. Bd. II. ©. 13). Für 
Deutiche V. beiteht feine bejondere Verjährungsfrijt und insbejondere ift nicht die 
wechjelrechtliche anwendbar. — Ueber die im Gründungsjtadium einer Aktiengeſell— 
jchaft gemachten Theileinzahlungen der Aktionäre werden von den Verwahrern der 
eingezahlten Beträge Urkunden ausgejftellt, welche den Namen B. führen, ohne des— 
halb die rechtlichen Gigenfchaften der V. zu beſitzen. — Der B., welcher an Order 
lautet und das Verſprechen der Zahlung einer Geldfumme enthält, ift, gleichviel ob 
der Ausfteller Kaufmann ift- oder nicht, der Stempelabgabe nach $ 24 des Deutichen 
Mechielftempelfteuergejeßes dv. 10. Juni 1869 unterworfen. (Vgl. d. Art. Wechſel— 

empel. 

r — Allgem. Deutſches HGB. Art. 301, 303—305. 

Lit.: Thöl, pr 6. Aufl. 88 212, 213. — Matower, Allgem. Deutſches HGB., 
8. Aufl. 1880, ©. 316 fi. — v. Hahn, Deutſches HGB., 2. Aufl. ©. 127 ff. — Gareis, 
H.R., kurzgf. Lehrbuch, S. 440. — Otto Fuchsberger, Die Entid). b. + * 

areı®, 


Berfaumniß (v. Bar, Thl. I. Suppl. ©. 58 ff.) ift der Deutſchen CPO. 
das Michthandeln einer Partei innerhalb der für diejes Handeln gezogenen Zeit— 
grenzen. Ihr Begriff umfaßt die Unterlaffung einer einzelnen Handlung und die 
gänzliche Unthätigkeit der Partei im Prozeß, in der einzelnen Inſtanz und in der 
einzelnen Verhandlung, in&bejondere das Ausbleiben oder Nichthandeln der Partei 
(defaut) in der mündlichen Verhandlung, möge diefe die Hauptjache oder Zwiſchen— 
ftreitigfeiten angehen. Dabei ift es irrelevant, ob das Handeln „tafultativ“ gejtattet 
oder „obligatorifch“ erfordert war, jo daß die Unterlaffung der Einwendung von 
Nechtsmitteln oder gleichartigen Rechisbehelien, die Verfäumung der Friſten für 
Berichtigung und Ergänzung von Urtheilen, und die Unterlaffung von Rügen der 
Verlegung prozefiualer Vorſchriften nicht minder unter den Begriff der V. gezogen 
werden, wie die Nichteinwendung von prozeßhindernden Einreden, Nichtericheinen 
im Termin der Aufnahme des Prozeſſes und andere peremtoriſch dvorzunehmende 
Handlungen. Wejentliches Kriterium für das V. ift die durch Gejeß, richterliche 
Anordnung oder Vereinbarung der Parteien im Voraus feftgefegte Zeitgrenze, ohne 
welche ein eigentliches V. nie jtatuirt werden Tann. Schwierigkeiten macht hierin 
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die zwielpältige Stellung, welche die CPO. zum Gventualprinzip einnimmt. Nach 
$ 256 der GPO. können Beweismittel und Beweiseinreden bis zum Schluß der 
mündlichen Verhandlung vorgebracht werden, auf welche das Urtheil ergeht, nur 
dürfen diejelben auf Antrag vom Gericht frait Souveränitätäbefugniß zurückgewieſen 
werden, wenn ihre Zulaffung die Erledigung des Nechtsftreits verzögern und das 
Gericht die Ueberzeugung gewinnen follte, daß fie abfichtlich oder aus grober Nach- 
(äffigkeit früher nicht vorgebradht worden. Demgemäß fönnen Zeugen, Sachver: 
jtändige, Editionägefuche gegen Dritte auf Antrag zurüdgewiejen werden, wenn ihre 
Benennung bzw, Stellung nad) dem Beweisbeichluß gejchehen ift. Nach dieſen 
Beitimmungen erfcheint die Beweismittelangabe nicht jchon mit dem Beweisbeichluf, 
jondern erit mit dem Schluß der Verhandlung, auf welche das Urtheil ergeht, ver: 
jäumt; aber nicht V., fondern richterliche Ausichliegung wegen Chikane oder grober 
Nachläffigkeit liegt vor, wenn fie nach dem Beweisbeichluß benannt und auf Antrag 
zurüdgewieien werden. Die Motive (S. 169, 248) freilich nehmen hier V. an und 
gejtatten eine purgatio contumaciae, welche, wie es jcheint, in die unmittelbare 
Eiftirung der nachträglich benannten Zeugen und Sachverjtändigen im Termin geſetzt 
wird. Wäre diefe Eijtirung purgatio contumaciae, Nachholung der verfäumten 
Dandlung, jo wäre das V. durch fie geheilt, und das Gericht müßte die Zeugen 
zulafien, ob durch ihre VBernehmung eine Verzögerung einträte oder nicht. Allein 
das Gericht iſt berechtigt, auch troß der Siftirung die Vernehmung oder weitere 
Vernehmung zu weigern, wo eine größere Zahl ſolcher Zeugen oder Etreitigfeiten 
über Weigerung des Zeugniffes oder über die WVereidigung das Ende aufhalten 
würden. Die Eijtirung bedeutet aljo feine Nachholung einer verfäumten Handlung, 
jondern bejeitigt unter Umftänden eine Bedingung richterlicher Ausichliegung der 
Vernehmung. Die Ausichließung des Gventualprinzips würde ferner eine Partei 
als ſäumig nicht anjehen laffen, welche im Termin der Beweisaufnahme nicht er— 
jcheint; diejelbe würde daher eine wegen ihres Ausbleiben unterlaflene Bemweisauf- 
nahme oder eine Vervollftändigung einer ungenügend auögeiallenen Beweisaufnahme 
noch im Schlußtermin der mündlichen Verhandlung fordern können. Der S 332 
der CPO. geitattet ihr einen dahin gehenden Antrag bis zum Schluß der münd— 
lichen Berhandlung aber nur dann, wenn das Verjahren dadurch nicht verzögert wird 
und fie glaubhait macht, daß fie ohne ihr Verichulden im Termin ausgeblieben, 
bzw. daß durch ihre Abweſenheit eine weſentliche Unvolljtändigfeit der Beweis— 
aufnahme eingetreten ſei. Hiernach muß der Beweistermin für peremtoriich und 
das Gventualprinzip bezüglich feiner für beibehalten erachtet werden, und die Heilung 
des V. erfolgt nicht im Wege der purgatio contumaciae, wie die Motive annehmen, 
jondern auf Gründe, wie fie der gemeinrechtlichen Rejtitution eigen find, — Das 
D. hat im Prozeß feine Folgen: zunächit treffen den Säumigen die Koſten, jomeit 
fie durch jein V. verurfacht find, weshalb er auch jaft immer die Kojten des Ein- 
ipruchs und der MWiedereinjegung trägt; ſodann aber leidet er, abgejehen von der 
Anwendung von Zwangsmitteln zum Gricheinen in Che: und Entmündigungsjachen, 
auch Nachtheile hinfichtlich feiner Rechteverfolgung, es wird Zurüdnahme der Klage, 
Verzicht auf das KHlagerecht, Gejtändniß der Hlagethatjachen, Anerkennung der Echt- 
heit von Urkunden, Weigerung des Gides und demzufolge Ginräumung der zum 
Eide verjtellten Ihatjachen ala wahr bzw. bei Weigerung des Relaten als nicht 
wahr angenommen, und wo das Geſetz die Folge nicht bejonders bejtimmt Bat, 
Ausichließung der betreffenden Handlung. D. Bülow hat in diejen Annahmen, 
joweit er.fie berührt, Filtionen gefunden, was fie im Gemeinen Recht, wo ihre 
Befeitigung nur durch Reftitution möglich ift, dem größten Theile nach freilich find. 
Nach der CRD. aber find fie gefeßliche Präfumtionen, Vermuthungen, wie die 
Motive ©. 156 u. 169, deren Sprachgebrauch freilich fein konſtanter ift, fie richtig 
qualifiziren, weil der Säumige durch Nachholung des Verſäumten mittels Einſpruches 
bzw. Berufung fie faſt alle, und namentlich die von DO. Bülow erörterten, als 
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nicht zutreffend widerlegen fann. Unter den vermeintlichen Fiktionen ſucht O. 
Bülow nach verborgenen Wahrheiten: bezüglich der Ihatjachen joll es feine 
Erflärungspflicht des Beklagten geben, nur ein Recht, fie zu beitreiten und Beweis 
zu verlangen, hinfichtlich der Eidesdelation nur ein Necht des Delaten, durch jeinen 
Eid die Behauptungen des Deierenten zu entkräften u. dgl. m., und jo gelangt 
D. Bülow dahin, die ganze Lehre vom B. in der EPD. auf ein einziges 
Germanisches Abwehr: und Rechtäverwirfungsprinzip (Präkflufionsprinzip) zurückzu— 
führen. Dagegen jei zunächjt bemerkt, daß die Annahme des Geftändniffes bei 
Nichtbejtreitung der Ihatjachen nicht Germanifchen Urſprungs ift, jondern aus dem 
neueren Preußischen und Franzöſiſchen Nechte jtammt, in welchem die Verbindung 
der Beweismittelangabe bzw. des Urfundenbeweijes mit den Ihatjachen für die Ans 
nahme des Gejitändniffes immerhin doch eine gewiffe, auch im $ 504 der CRD. 
hervortretenden Grundlage gewährt, welche das Germaniſche Recht nicht erforderte, 
und im welchem wiederum in der Nachholung des Verfäumten mittels Einfpruches 
bzw. Berufung Heilmittel gegeben find, welche das Germaniiche Recht ebenfalls 
nicht gefannt Hat. Sodann aber ift gegen diefe Auffaffung vor Allem darauf hin— 
zuweiſen, daß Eide jchwören zu müſſen, die man nicht zurüdichieben kann oder will, 
eine Belajtung des Gewiſſens jein kann, zu deren Abwendung auch die Deutiche 
CPO. noch die Gewiſſensvertretung geitattet, und daß die Forderung, bei Ber: 
meidung des Gejtändniffes jich "über die vom Gegner behaupteten Ihatjachen zu 
erklären, darum eine Verpflichtung in fich fchließt, weil der Staat, der nur beitehende 
Rechte zu verwirklichen hat, eben deshalb den Nachweis derjelben vom Kläger ohne 
Zuthun des Bellagten erfordern müßte, während er vom Ießteren Bejtreitung bei 
Vermeidung der Annahme des Gejtändniffes fordert und, wenn die Beftreitung nicht 
erfolgt, durch Verwirklichung des Präjudizes dem Kläger feine Lajt ganz oder theil- 
weije abnimmt. Nebenher ijt e8 auch unmöglich, daß der Beklagte durch Schweigen 
fein Recht, vom Kläger den Beweis der Klagthatfachen zu fordern, verwirken könnte, 
da ein folches Necht nicht dem Beklagten, jondern dem Staat und dem Richter 
zufteht und auch die CPO. an dem Grundfaß: Iudiei fit probatio feſthält. Wiflen- 
Tchaftlih wird man daher mit der CPO. zwifchen der Präflufion und den über 
diefe hinausliegenden B.jolgen auch noch ferner jcheiden müfjen. — Für die Er- 
forderniffe der DVerhängung der V.folgen ijt zuvor ein Blick auf die Verhältnifie 
der Kontumaz im Römifchen und Gemeinen Recht zu werfen. Die contumacia 
des Römischen Recht? war Ungehorfam gegen einen magiftratijchen Befehl (auctori- 
tatem seu edictum Praetoris contemnere), ihr hauptjächlichjter Tyall die contumacia 
absentiae, wenn der Beklagte und jeit Yuftinian auch der Kläger auf die für Die 
denuntiatio ex auctoritate vom Magijtrat abgegebenen dilatorifchen und peremto- 
rischen Edikte nicht erichien. Der Italieniſche Prozeß des Mittelalter adoptirte die 
contumacia de3 Römifchen Rechts teils bezüglich der Pofitionen, auf deren Nicht 
Beantwortung er die Nachtheile der unterlaffenen Beantwortung der Römiſchen 
interrogationes in jure anwandte, theild bezüglich der Termine, zu welchen durch 
die Ddilatorifchen und peremtorifchen Edifte der denuntiatio ex auctoritate geladen 
oder welche mit dilatorifcher oder peremtorischer Wirkung den anwejenden Parteien 
vorgejchrieben wurden. Nach Bejeitigung der Pofitionen durch den Jüngften Reichs— 
abſchied war es allein die Unterlaffung einer der Partei durch dilatorifche oder 
peremtorische Auflage des Richters vorgejchriebenen, von ihr zu beitimmten Termine, 
oder, als jchriftliches Verfahren eintrat, binnen beftimmter Friſt vorzunehmenden 
Handlung, welche den Begriff der Kontumaz ausmachte, von welcher daher Un— 
gehorfam anderer Perfonen, ala der Parteien, 3. B. der Zeugen oder des Unter: 
richterö, oder der Unterlaffjung von Handlungen, welche nicht durch dilatorifche oder 
peremtorifche richterliche Dekrete vorgejchrieben waren, 3. B. Nichterfüllung fondem- 
natorifcher Urtheile oder Nichteinwendung von Rechtämitteln ausgefchloffen waren, 
und welche fich auch als rein formaler Begriff gegen die von Manchen verfuchte 
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Unterjcheidung von V. und Ungehorfam jpröde erwies. Für dieje Kontumaz forderte 
man, weil nach 1. 71 D. de judiciis 5, 1 das peremtorifche Edikt die Ungehoriams- 
folge androhte, Androhung der Ungehoriamsjolgen, während bei Rechtömitteln diek 
mit dem Ablauf der Friſt ipso jure eintreten, forderte irrthümlich Anfchuldigung 
des Ungehorſams, accusatio contumaciae, weil in l. 13 $ 2 C. de judiciis 3, 1 
von parte fugiente actoris contumaciam incusante die Rede war, was fich jedoch nur 
auf Beantragung der richterlichen Edikte bezog, und gejtattete der jäumigen Parteı 
bis zur Entjcheidung über die accusatio auf Grund der gleichfalls mißverſtandenen 
l. 8 D. si quis caution. 2, 11 eine fog. purgatio contumaciae durch einfache 
Nachholen der verfäumten Handlung. Die Deutiche CPO. verfteht unter V. die 
Unterlafjung einer innerhalb einer bejtimmten Zeitgrenze vorzunehmenden Handlung 
überhaupt, und jchon diejer weitere Begriff würde Abweichungen vom Gemeine 
Recht zur Folge haben müſſen; außerdem aber hat fie Neuordnungen getroffen, welche 
ſolche gleichialla erforderlich machten. GEritlich nun verwirft die CPO. das Spitem 
dreimaliger Ladung bzw. Friſt- und Terminägewährung, ihre Ladungen und Anl 
lagen, Frijten und Termine find jofort peremtorijch, nur in Ehe- und Entmündigung 
jachen und im kommiſſariſchen Verfahren in Rechnungsjachen ift wiederholte Ladung 
möglih, und im SKonkursverfahren find Anmeldeirift und Prüfungstermin nict 
präflufiv. Zweitens fongentrirt gegenüber der Zeriplitterung des Parteihandeln 
im Gemeinen Recht die mündliche Verhandlung das Parteivorbringen in erheblichen 
Grade. Innerhalb derfelben gilt feine Präflufion, als durch die Einlaſſung für 
die ſog. progehhindernden Einreden und die ihnen gleichjtehenden Behelie im land 
gerichtlichen Verfahren mit Ausnahme des Urkundenprozefies, und für die Ginmde 
der Unzuftändigfeit im amtsgerichtlichen Verfahren mit Ausnahme gleichtalls de 
Urkundenprogefes, ferner durch den Beweistermin für die bei der Beweisaufnahme 
vorzunehmenden Handlungen und durch den Schwurtermin für die Leiftung de 
Eides. Aa Schumittel zur Abwendung der Präflufion find überdies richterlice 
Aufforderung zur Erklärung über deferirte Eide und im amtägerichtlichen Verfahren 
auch zur Erklärung über Echtheit von Urkunden und Hinweis auf die Einrede ſach 
licher Unzuftändigkeit vorgefchrieben, und in beiden Prozedurarten kann aud) die, 
freilich nicht obligatorische, Anwendung des Fragerechts zur Abwendung von ®- 
nachtheilen dienen. Drittens findet eine bejondere Androhung der V.folgen auber 
bei Zahlungsbejehlen und Aufgeboten nicht ftatt, vielmehr tritt an die Stelle die 
Androhung die allgemeine Beitimmung des Gejehes, und wo es an einer ſolchen 
mangelt, joll Präflufion der Handlung eintreten. Ebenſo hat viertens die GPL. 
von einer accusatio contumaciae ald allgemeinem Griorderniß der Erkennung dt 
V.folgen abgeſehen; diefe jollen im Gegentheil ipso jure eintreten, wenn im Gehehe 
nicht ausdrücklich ein Antrag vorgefchrieben ift. Vorgeſchrieben ift der Antrag für 
Unterlafjung von Sicherheitäbeitellung , für Unterlaffung der Anmeldung bei Au 
geboten und des Widerfpruch bei Zahlungäbefehlen, für Ausbleiben des Schwur 
pflichtigen im Schwurtermin, für Ausbleiben in den Terminen der mündlichen Ber 
handlung der erjten und der Rechtömittel-Inftanzen, über die Hauptfache wie in 
Zwifchenftreitigkeiten 3. B. über Reaffumtion; dem Ausbleiben ift das gämzlice 
Nichtverhandeln in der mündlichen Verhandlung gleichgeftellt, möge es aud al? 
unfreiwillige Folge disziplinarifcher Entfernung vom Orte der Verhandlung, wieder: 
holter Unterfagung des Vortrags, wiederholter Zurüchveifung von Bevollmächtigten 
und Beiltänden fich ergeben. Soweit der Antrag erfordert ift, ift fünftens eint 
purgatio contumaciae zugelaffen bis zum Schluß der mündlichen Verhandlung übe 
denjelben, im Mahnverfahren bis zum Erlaß des Vollſtreckungsbefehls, im Aufgebot 
verfahren bis zum Erlaß des Ausſchlußurtheils, bei Sicherheitäleiftung bis zur Ent⸗ 
ſcheidung. Bei V. der mündlichen Verhandlung oder des Schwurtermins wird dt 
Antrag auf Erlaſſung eines V.urtheil® oder B.zwiichenurtheil® gerichtet, bei Auß 
geboten auf Erlaffung eines Ausſchlußurtheils, bei Zahlungsbeiehlen auf Grlafung 
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des Vollſtreckungsbefehls, bei Sicherheitäleiftung auf Abweifung der Klage als 
zurüdgenommen bzw. auf Verwerfung des Rechtsmittels. In anderen Fällen, wo 
e8 eines Antrags nicht bedarf, verwirklicht der Richter die B.folgen bei der Ent— 
jcheidung, für welche fie in Betracht fommen, ohne Weiteres, bei V. der Nothfriften 
bedarf es einer Enticheidung überall nicht, und es ift nur fcheinbar, wenn bei V. 
des Einſpruchs gegen ein wegen Ausbleibens im Schwurtermin erlaffenes VB.zwifchen- 
urtheil nachträglich das Endurtheil ergeht. Wo der Antrag auf B.urtheil bzw. 
Zwifchenurtheil ergeht, fanıı das Gericht den Antrag vertagen, wenn es dafür Hält, 
daß die Einlaſſungs- oder Ladungafrift zu kurz bemefjen oder daß der Säumige 
durch Naturereigniffe oder unabwendbare Zufälle am Erfcheinen verhindert war: es 
fann den Antrag ala unzuläffig zurückweiſen, wenn der Antragfteller von Amtswegen 
zu berüdfichtigende Umftände, wie feine Ermächtigung oder andere Legitimations- 
verhältnifje, jowie die Zuftändigkeit des Gerichts (j. den folgenden Art.) nicht nachzu— 
weifen vermag oder der Säumige nicht ordnungsmäßig oder rechtzeitig geladen oder 
ein auf die Sache ſelbſt bezügliches thatfächliches Vorbringen ihm nicht rechtzeitig 
mittels Schriftjaßes befannt gemacht war. In beiden Fällen it Nachholung der 
verfäumten Handlung möglich, die natürlich aber ausgejchloffen ift, wo der zurück— 
weijende Beichluß in Folge jofortiger Beſchwerde wieder aufgehoben wird. it das 
V.urtheil gefällt worden, jo ift jechitens dem ſäumigen Theil der Einjpruch (opposition) 
wider daffelbe geftattet, der, weil er eigentlich nur in Nachholung der verfäumten 
Handlung befteht, im Grunde auf eine purgatio contumaciae nach dem Urtheil 
hinausfommt. Bei B. von Nothfriſten können die V.folgen durch Wiedereinjegung 
in den vorigen Stand bejeitigt werden, aber nur auf wenige, bejchränfte Gründe 
hin. Neben Einſpruch und Wiedereinfegung bietet die Berufung die Möglichkeit, 
einzelne in erfter Inſtanz verfäumte Rechtöverfolgungsmittel nachzuholen (vgl. d. Art. 
Berufung), während die Revifion eine gleiche Nachholung der in zweiter Inſtanz 
verfäumten einzelnen Mittel nicht zuläßt und nur bei Aufhebung von Urtheil und 
Verfahren und Zurücweifung der Sache in die vorige Injtanz hierzu eine Gelegen- 
heit eröffnet werden fann. In erfter, oder in derjelben Inſtanz aber ift Nachholung 
von Anfprüchen, von Erklärungen, von Angriffe und Bertheidigungsmitteln, von 
Beweismitteln und Beweißeinreden, welche im kommiſſariſchen Berfahren in Rech— 
nungsjachen verfäumt find, Nachholung von Ablehnungsgefuchen gegen Gerichtd- 
perjonen und von prozeßhindernden Einreden, joweit letztere ala Rügen von Mängeln, 
weiche ohnehin von Amtswegen berüdjichtigt werden müſſen, nicht überhaupt der 
Prällufion entzogen find, Nachholung des Antrags auf Aufhebung eine Schieds— 
ſpruchs nach ergangenem Bolljtredungsurtheil zwar nicht ald einfache purgatio 
contumaciae, wie die Motive annehmen, aber auf den der gemeinrechtlichen 
Rejtitution, wie auch Fitting hervorhebt, angehörenden Grund hin geitattet, daß 
das V. ohne Verſchulden der Partei und ihres Vertreters fich zugetragen habe, 
welcher Grund glaubhaft gemacht werden muß. Die Nachholung oder Bervoll- 
ftändigung von Beweisaufnahmen nach dem Beweistermin, von welcher jchon oben 
die Rede war, iſt auf denjelben Grund Hin, die nachträgliche Vervolljtändigung 
außerdem auch daraufhin zugelaffen, daß durch das Nichterfcheinen der Partei eine 
wejentliche Unvollftändigfeit der Beweisaufnahme veranlaßt fei. Vgl. d. Art. Ladung 
im Civ.Prz. 

— u. Lit.: ©. hinter dem Art. Verſäumnißverfahren. 

8. Wiebing. 

Berfaumnißverfahren (v. Bar, Th. I. Suppl. ©. 59 ff.) ift, infofern im 
Givilprozeß ein Verfahren immer einen Antrag erfordert, an fich ein jedes Verfahren, 
welches durch einen Antrag auf Berhängung von Berfäumnißfolgen, aljo auch durch 
den Antrag auf Bollftredungsbeiehl im Mahnverfahren entjteht, nach der Deutſchen 
CPO. und deren Motiven dagegen wie im Franzöftfchen Recht dasjenige Verfahren, 
welches bei Ausbleiben einer Partei in der mündlichen Verhandlung bzw. des 
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Schmwurpflichtigen im Schwurtermin durch den Antrag des Gegners auf Abgabe 
eines Berläumnißurtheils oder Verſäumnißzwiſchenurtheils veranlaßt wird. Dem 
Ausbleiben jteht das gänzliche Nichtverhandeln zur Sache, aljo über die Gegenitände 
der Verhandlung, gleich, welches durch Stellung eines Vertagungsantrages nidt 
ausgejchloffen wird. Auch kommt nichts darauf an, ob das Nichtverhandeln die 
Folge eigenen Entichluffes oder unfreiwilliger Entiernung, wiederholter Unterjagung 
des Vortrags oder wiederholter Zurüdweifung von Bevollmächtigten und Beijtänden 
it. Don einer Verfäumniß fann feine Rede fein, wo in einem Termine der münd: 
lichen Verhandlung beide Parteien zugleich ausgeblieben find, in welchem Falle fan 
Theil dem anderen eine Berfäumniß vorwerien kann und das Verfahren daher bis au’ 
erneute Yadung einer Partei auf fich beruht. Iſt dagegen in der mündlichen Berhand: 
lung, und wenn dieje fich über mehrere Termine erftredt, auch nur in einem derjelben 
eine Partei bzw. im Anwaltsprojeß deren Anwalt nicht erjchienen, jo ift die andere 
Partei bzw. deren Anwalt berechtigt, den Antrag auf Verjäumnißurtheil, in Zwiſchen— 
jtreitigfeiten und bei Ausbleiben des Schwurpflichtigen im Schwurtermin auf Verſäumniß— 
Zwiſchenurtheil zu ftellen; und wenn fie dies nicht thut, wird die Verhandlung ju 
Schließen und, wie vorhin, erneute Ladung abzuwarten jein. Das Gericht kann den An 
trag vertagen, wenn es dafür hält, daß die Einlaſſungs- oder Ladungsfriſt zu kuy 
bemeffen gewejen oder die jäumige Partei bzw. deren Anwalt durch Naturereignift 
oder andere unabwendbare Zufälle am GErjcheinen verhindert ſei, und in dieſen Fällen 
muß die jäumige Partei zu einem neuen Termin geladen werden. Der Antrag it 
zurückzuweiſen, wenn die erjchtenene Partei Umftände, welche vom Gerichte von Amts 
wegen zu berüdfichtigen find, nicht nachzuweifen vermag, wenn die jäumige Parta 
nicht ordnungsmäßig, in®bejondere nicht rechtzeitig geladen, wenn der jäumigen 
Partei ein thatjächliches mündliches Vorbringen oder ein Antrag nicht rechtzeitig 
durch Schriftfag mitgetheilt war. Die Zurüdweifung ift durch jofortige Beſchwerde 
anfechtbar, und wenn der Beſchwerdeführer fiegt, das Verſäumnißurtheil in einem 
neuen Termin, zu welchem der Säumige weder zu laden noch zuzulaffen ift, abzugeben. 
Trägt die erichienene Partei dagegen auf Vertagung an, 3. B. um die erforderlichen 
Nachweiſe noc zu beichaffen, jo ift auch die jäumige zum neuen Termine zu laden 
und darf in demjelben das Verſäumte nachholen, wie ihr jolches bis zum Schluß 
der Verhandlung über den Antrag, auf welche das B.urtheil ergeht, überhaupt 
zuftändig ift, den erwähnten Tall der Beichwerde ausgenommen. Das B.urtbeil 
lautet, wenn der Kläger bzw. fein Anwalt der jäumige Theil it, auf definitive Ab: 
weifung der Klage; bleibt der Bellagte bzw. jein Anwalt aus, jo iſt das that— 
fächliche mündliche Vorbringen des Klägers als zugeftanden anzunehmen, und wenn 
danach der Klagantrag, joweit er nicht jchon durch Theilurtheil erledigt jein jollte, 
gerechtfertigt erjcheint, der Beklagte, der dabei der bisher durch Geſtändniſſe oder 
Zwijchenurtheile zc. erlangten Vortheile verluftig geht, zu verurtheilen, wenn der 
Antrag der Klage dagegen nicht gerechtfertigt ift, wobei für den Urkunden- und 
MWechjelprozeß auch defjen bejondere Erforderniffe in Betracht kommen, die Klage 
abzuweijen. Bei Zwijchenftreitigkeiten, in welchen für das V. die Grundjäße des ®. 
über die Hauptſache entiprechende Anwendung finden, befchräntt fich das Verſäumniß 
urtheil auf den Gegenjtand des Zwiſchenſtreites. Im Berufungsverfahren wird bei 
Ausbleiben des Berufungsflägerd das Rechtsmittel verworfen, bei Ausbleiben de 
Berufungsbeklagten, ſoweit das fejtgeftellte Sachverhältniß nicht entgegenfteht, das 
thatfächliche mündliche Vorbringen des Berufungsflägers für zugeftanden und eine 
beantragte Beweisaufnahme, foweit fie zuläffig erjcheint, als den in Ausficht geftellten 
Beweis ergebend angenommen und danach erkannt. Im Revifionsverfahren wird ebenjo 
das Rechtsmittel verworfen, wenn der Revident ausbleibt, dagegen bei Ausbleiben 
des Reviſen das thatjächliche mündliche Vorbringen, joweit ein folches in dieſer 
Inſtanz noch zuläffig ift, für zugejtanden angenommen und ſoweit dadurch das ım 
angefochtenen Urtheil feſtgeſtellte Sachverhältnig nicht alterirt wird, demgemäß 
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erfannt, eventuell aber die Sache unter Aufhebung des Urtheils an das Berufungs— 
gericht zurüdgewiefen. In Ehejachen und bei den Anfechtungsflagen in Ent— 
mündigungsjachen iſt ein Verſäumnißurtheil gegen den Beklagten, Ausbleiben im 
Termin der Ausſchwörung eines richterlichen Eides ausgenommen, nicht zuläflig. 
Für Widerflagen gilt dafjelbe wie für Klagen, und für angeichloffene Rechtsmittel 
dafjelbe wie für die Rechtämittel. — Sehr kontrovers ift, ob das dem ſäumigen 
Beklagten erſter Inſtanz gejtellte Präjudiz des Geſtändniſſes des thatjächlichen Vor— 
bringens des Klägers fich nur auf die den Anipruch begründenden Thatjachen beziehe 
oder, wie von Baron und in der Juſtizkommiſſion des Reichstags angenommen 
worden, aueh auf folche, welche die Zuftändigkeit des Gerichts angehen, oder ob, 
wie Wach, D. Bülow und Fitting wollen, in Folge der Präflufion der In— 
fompetenzeinrede die Zuftändigfeit ohnehin ala eingeräumt angejehen werden müſſe. 
In dieſer Beziehung ift zunächſt auf die Struktur des Klagſatzes im $ 230 der 
CPO. Hinzuweifen: derjelbe muß feine Begründung der Zuftändigfeit, jondern nur 
die Bezeichnung des Gerichts und ferner die Angabe des Gegenftandes und rundes 
des Anſpruchs und einen bejtimmten Antrag enthalten. Diefer Antrag fann nur 
als Sachbitte, nicht zugleich ala Prozeßbitte, die Zuftändigkeit auf Grund der dafür 
beigebrachten Thatjachen für vorhanden zu erachten, verjtanden werden, weil eben 
nur Bezeichnung des Gerichts, nicht Begründung feiner Zuftändigkeit erfordert ift. 
Eben darum kann im $ 296 der CRD. unter Klagantrag auch lediglich die Sach— 
bitte und unter Thatſachen, die den Klagantrag rechtfertigen, auch nur jolche, 
welche den Anjpruch begründen, nicht jolche, welche zur Begründung der Zuftändig- 
feit nachträglich in der mündlichen Verhandlung vorgebracht find, gefunden, die 
Annahme des Zugeitändnifjes daher nur auf eritere Thatjachen bezogen werben. 
Damit dürften die in der Juſtizkommiſſion des Reichstags hervorgetretenen ab— 
weichenden Auffaffungen, welche fich auf bisherige Landesrecht ſtützen, hinfällig 
werden, indem die CPO. die Erfordernifie der Klage völlig jelbjtändig geordnet hat. 
Hiernach das Wach’iche Präflufionsprinzip anlangend, jo iſt mit der Präflufion 
der Einrede der Unzuftändigkeit ala einer prozeßhindernden eigentlich) nur das Recht, 
auf Grund derjelben die Einlaffung zu verweigern, verloren, und im Gemeinen 
Recht, wo offizielle Abweiſung möglich ift, ſteht ebenſowenig einer nach der Ein— 
laffung erfolgenden Rüge und Deduktion der Inkompetenz etwas im Wege, wie einer 
Anfechtung von Urtheil und Verfahren auf Grund derjelben mittel® Berufung und 
Nichtigkeitäbefchwerde. Nun ift freilich die offizielle Abweiſung für das Gebiet der 
CPO. ein beftrittenes; Wach jelbit erkennt fie jedoch an, wo die Sache vor einen 
ausjchließlichen Gerichtsftand gehört oder eine einfache Givilfache vor der Hammer 
für Handelsfachen anhängig gemacht ift, und wird daher hier einer nach der Ein- 
laffung, aljo nach der Präflufion der progeßhindernden Ginrede, vorgebrachten Rüge 
der Unzuftändigfeit da8 Gehör und den Erfolg nicht verjagen können, bei der Kammer 
für Handelsfachen, jo lange bei ihr noch fein Beſchluß zur Hauptfache ergangen ilt. 
Und wie hier die Präflufion der prozeßhindernden Einrede eine andere Weije der 
Geltendmachung der Unzuftändigkeit nicht ausjchließt, jo hat auch der $ 39 der 
CPO.., welcher ftillichweigende Vereinbarung der Zuftändigfeit annimmt, wenn der 
Beklagte, ohne die Unzuftändigfeit geltend zu machen, mündlich zur Hauptſache ver— 
handelt hat, die Form der Geltendmachung nicht auf die prozeßhindernde Einrede 
beichränft, vielmehr wird der Beklagte unter ausdrüdlichem Verzicht auf die prozeß- 
bindernde Geltendmachung der Einrede oder ohne folchen die Präfumtion der Ver— 
einbarung abwehren fünnen, wenn er die Ginlaffung auf die Hauptſache mit dem 
Zufage vornimmt, daß er über die Zuftändigfeit des Gerichts Zweifel hege und für 
den Fall, daß das Gericht diejelbe nicht für begründet erachte, eine Vereinbarung 
über diejelbe ablehnen wolle. Iſt jomit auch hier die progekhindernde Ginrede nicht 
die einzige Form der Geltendmachung der Unzuftändigfeit, jo kann ihre Präflufion 
auch nicht an die Stelle der Prorogation des Gerichtsitandes getreten fein, welche 
v. Holgenborff, Enc. II. Rechtslexikon III. 3. Aufl. 68 
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(etere der $ 39 der CPO. denn auch ausdrüdlich erfordert, und zwar mit’ um ie 
größerem Rechte, ala durch die Präflufion zwar ein Mittel der Abwehr verloren it, 
der Bellagte aber von der Abficht, die Jurisdiktion zu vereinbaren, noch weit ent 
jernt fein fann. Der $ 39 folgert die Vereinbarung aus dem Verhandeln de 
gegenwärtigen Bellagten zur Hauptſache, wenn dabei die Unzuſtändigkeit mic 
gerügt worden ift. Bleibt der Bellagte aus, jo entzieht er fich dem Gerichte und 
daraus jcheint ein ftärferer Schluß für die Abficht, die Gerichtäbarfeit nicht proro- 
giren zu wollen, als für die Abficht der Prorogation fich zu ergeben. Daraus, dei 
die Zuftändigfeit des Gerichts Progeßvorausjegung it, folgt nicht, daß man aus de 
Präjumtion des Zugeftändnifies der Anfpruchsthatiachen auch die Prorogation pri: 
fumiren müffe, jondern daß die Zuftändigfeit fetzuftellen jei, ehe das Präjudiz jene 
Zugeftändniffes verwirklicht werden könne. Die Anficht, daß im DB. die Zuftändie 
feit des Gerichts nicht zu präjumiren, jondern von Amtswegen zu prüfen und fet: 
zuftellen jei, hat denn auch die Anerkennung des Neichägerichts gefunden. — Gegen 
ein Berjäumnißurtheil ftehen der erjchienenen Partei diefelben Rechtsmittel zu Gebot, 
wie gegen andere Urtheile, der jäumigen Partei dagegen innerhalb einer Nothrit 
von zwei Wochen jeit der Zuftellung der Einfpruch, welcher im Fall feiner Zuläffigteit 
den Prozeß in die Lage vor dem Verſäumniß zurüdverjegt. Verſäumt der Opponmt 
den Termin zur mündlichen Berhandlung, jo wird fein Einfpruch verworfen und ftebt 
ihm ein weiterer Einfpruch gegen das neue Verfäumnißurtheil nicht zu, währe) 
derielbe ihm wie jonjt offenfteht, wenn er nach begonnener Verhandlung einen jemern 
Termin verfäumt ; jedoch ift jedes zweite oder fernere gegen bdiejelbe Partei jur 
Hauptſache in derfelben Inſtanz erlaffene Berſäumnißurtheil ohne Antrag für vor 
läufig volljtrefbar zu erklären. Gegen B. der Einjpruchsfrift fteht der fäumigen 
Partei, namentlich wenn fie ohne ihr Verfchulden von der Zuftellung des Verfäumni- 
urtheils feine Kenntniß erlangte, binnen Jahresfriſt noch Wiedereinſetzung in de 
vorigen Stand zu, die innerhalb zwei Wochen vor der Hebung des Hindernifie 
beantragt werden muß. Verſäumt der Implorant die mündliche Verhandlung aus 
hier, jo ift ihm gegen das VBerfäumnißurtheil der Einfpruch verjagt. Ein Ver 
ſäumnißurtheil aber, gegen welches der Einſpruch an fich nicht geftattet ift, fan 
noch mit Berufung bzw. Revifion angefochten werden, weil Berfäumung nicht vor 
gelegen, die Partei 3. B. noch vor Schluß der Verhandlung fich eingefumden ode 
totale Unthätigkeit nicht vorgefommen. 
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Berichollenheitserklärung ijt die gerichtliche Erklärung, daß eine von ihrem 
Mohn: und Aufenthaltsort abweſende Perſon, von deren Leben oder Tod man feine 
Nachricht hat, in rechtlicher Beziehung ala verjtorben anzujehen ift. Diejelbe hat 
fich in der Deutjchen Praris im Anſchluß an Palm 90 V. 10 entwidelt. Dem Röm. 
Recht war fie unbefannt. — Vorausgeſetzt wird nach Gem. Recht eine bereits längere 
Dauer des Verichollenjeins und ein Alter des Verjchollenen von 70 Jahren. Sind 
dieje Vorausjegungen vorhanden, jo wird auf Antrag eines rechtlich dabei Intereſſirten 
der Berjchollene öffentlich (edietaliter) geladen mit einer Aufforderung an alle, die 
über jein Leben oder feinen Tod etwas wiffen, davon Hunde zu geben. Bleibt die 
Ladung ohne Erfolg, jo wird auf erneuerten Antrag die Todes- oder DB. ausge— 
fprochen. Bis zum Nachweis des Gegentheil3 gilt der Abweſende nun in vermögens: 
rechtlicher Beziehung als verjtorben, und zwar wird nad) der in der Praris 
herrfchenden Anficht angenommen, daß er mit dem vollendeten 70. Lebensjahre ver: 
ftorben jei. Eine abweichende Meinung hält die Zeit der gerichtlichen Todeserflärung 
für entjcheidend. War der PVerichollene beim Beginn feiner Abmwejenheit bereits 70 
Jahre alt, jo glaubt man eine Vermutung 100jähriger Lebensdauer rechtfertigen zu 
tönnen (Bruns). — Ob bis zu dem Zeitpuntt, in welchem die Todeserflärung 
wirfiam ijt, für das Leben des Verichollenen zu präfumiren, ift jtreitig. Es wird 
dies namentlich in Hinficht darauf erheblich, ob dem Verfchollenen ala vermuthlich 
lebend bis zu jenem Zeitpunkt GErbichaften deferirt werden. Die Praris ſchwankt. 
Wo jene Vermuthung anerfannt wird, nimmt man auch für den curator absentis 
die über die bloße Konfervirung des Vermögens hinausgehende Berechtigung an, die 
deierirte Erbichaft anzunehmen. — Eine Wirkung der B. in Hinficht des Familien— 
rechts iſt gemeinrechtlich nicht begründet. Namentlich wird eine Ehe dadurch nicht 
aufgelöit. Es bedarf daneben der Eheicheidung im Dejertionsprozeß. — Die Ver: 
muthung des Todes überhaupt und rüdfichtlich der Zeit deſſelben wird durch Nach: 
weis des wahren Sachverhältnifjes aufgehoben, die nur proviforifch eingeräumten 
Nechte find dann an den wirklich Berechtigten zu reftituiren. 

Don den neueren Gejeßgebungen wird für die V. an der Nothwendigkeit eines 
beitimmten Alters nicht feitgehalten; ftatt deifen wird neben Ediktalladung eine be— 
ftimmte Zeit der Abwejenheit gefordert, und zwar nach Preußifchem Recht regelmäßig 
10 Jahre vom Alter der Großjährigfeit ab, bei einem Alter von 65 Jahren ge- 
nügen 5, bei zweifelhaftem Zeitpunkt der Großjährigfeit 15 Jahre. Das Sächfiiche 
Recht erfordert 5= bis 20 jährige, das Franzöſiſche 4= bis 10 jährige, das Oeſter— 
reichiiche 30 jährige und bei einem Alter von 80 Jahren 10 jährige Abweſenheit. 
Das Frranzöfiiche Recht kennt feine Godiktalladung, es wird zumächit gegen den 
Staatsprofurator der Beweis der Abmwejenheit und ihrer Urſachen zugelaffen, dann 
nach Jahresfrift die Abweienheitserflärung ausgeiprochen. Bei vermuthlichem Unter: 
gang in Seegeiahr und im Kriege treten nach Preußifchem Recht bejondere Be- 
jtimmungen ein. Soweit eine Ediktalladung jtattfindet, jteht die V. in Preußen 
jet formell unter den Grundjäßen vom NAusichlußurtheil, joweit eine Ediktalladung 
nicht erfolgt, muß fie als Akt der freiwilligen Gerichtsbarkeit angeiehen werden. 
Als Zeit des Todes gilt außer im Franzöftichen und Sächfiichen Recht die Zeit der 
Erklärung, in jenem wird auf die Zeit der lebten Nachrichten, in diefem auf den 
Ablauf der die V. begründenden Friſt zurückgegangen. — Die vermögensrechtlichen 
Wirkungen find im Ganzen die gemeinrechtlichen: im Franzöſiſchen Recht fann der 
urſprünglich nur proviforifch eingeräumte Grbichaftsbeiig nach 30 Jahren oder bei 
einem Alter des Berfchollenen von 100 Jahren in definitiven Befit verwandelt 

68 * 


N en 
1076 Beriegung. 


werden. Was die bejtehende Ehe eines Verſchollenen anlangt, jo läßt das Defte: 
reichifche, Franzöſiſche und Sächfifche Necht diefelbe fortbeitehen, das Franzöfiſche 
jedoch nur im Prinzip. Gine von dem zurüdgebliebenen Gatten eingegangene neu: 
Che kann nur auf Antrag des zurüdgefehrten Berichollenen für nichtig erklärt 
werden. In Sachen kann auf Grund der V. und eines Eides des zurüdgebliebenen 
Gatten über nicht erhaltene Nachricht die Beendigung der Ehe vom Ehegericht aus 
geiprochen werden. Die Ehe gilt troßdem als fortbejtehend, wenn der Berichollen: 
vor Abichluß einer neuen Ehe zurüdfehrt. Die inzwiſchen geichloffene Ehe ift im 
Preußiichen Recht unanfechtbar, im ‚Sächfiichen kann der doppelt verheirathete Gatt: 
fie binnen 6 Monaten nach der Rückkehr anfechten. — Bon der B. abgejehen und 
wenn es fich darum Handelt, ob Jemand den Anfall eines Rechts erlebt bat, wird 
in Preußen präfumirt, daß ein Verſchollener 70 Jahre alt geworden jei, aber mid 
älter: in Sachien entjcheidet ebenjo das 90. Jahr. 


git. u. Gigb.: Bruns, Die Verichollenheit. — Bekker in Muther's Jahrbbel 


.%. — Harder, Zur Lehre von der ®., in Zeitichr. für Eiv.-Recht u. Proz., Neue Folee 
XIX. 293. — le in Weiske's Rectäler., XII. 693. — Preuß. Allg. rn 


ss 665 ff., 692; II. 18 $$ 19-27, 821—855; Geieh vom 21. Febr. 1851. — Oefterr. BER. 
ss 24, 277, 278, 112, 113. — Code civ. art. 112—140. — Eid. BEB. z8 37, 
1708—11. — Gefeß betr. bie Todesertl. von Perfonen, welche an dem Kriege von 187071 
Theil genommen haben, v. 2. April 1872. Eccius. 


Verſetzung (Thl. I. ©. 660, 684) eines kirchlichen Beamten von ſeiner 
bisherigen Stelle auf ein anderes Amt (translatio) fann für die Negel nur mit 
dem Willen deffelben erfolgen. Ohne Zuftimmung des Betreffenden ift fie aba 
beit Biichöfen und den mit einer der bifchöflichen ähnlichen Jurisdiktion verjehenen 
Prälaten allein aus jehr wichtigen Urjachen zuläffig und fteht ausschließlich im der 
Hand des Papftes. Diefer muß indeflen ſelbſtverſtändlich die Rechte der bei dur 
Beſetzung der neuen Stelle intereflirten Perſonen (aljo die des wahlberechtigten 
Kapitels und des das jus nominationis befigenden Landesherrn) berüdfichtigen. Hin: 
fichtlich der übrigen Benefiziaten fommt dem Biſchof die Befugniß zur Translation 
zu. Während er dieje letztere aber bei nicht feftangeftellten Geiftlichen vollkommen fra 
vornehmen kann, darf er die kanoniſch auf ein beftimmtes Benefizium  imftitwirten 
GSeiftlichen wider deren Willen ebenfalls nur aus einem wichtigen Grunde veriegen. 
Ob er dabei den Rath des Kapitels einholen muß, iſt jtreitig. In der Freiheit, 
jolche Verſetzungen zu verfügen, wird der Biſchof indeſſen durch die vielfach be 
itehenden Patronatsrechte beſchränkt. Mitunter wird die V. auch ala Straimittel 
angewendet, indem dem Benefiziaten feine bisherige Prründe entzogen und ihm eine 
ichlechtere gegeben wird. Das evangelische Kirchenrecht hat diejelben Grundlätt, 
nur iſt für die Regel das Konſiſtorium die für die Translation der Prarrgeiftlichen 
fompetente Behörde. Die Strafveriegung, deren Angemefjenheit erheblichen Bedenken 
unterliegt, weil fie nicht nur den jchuldigen Geiftlichen, ſondern auch die Gemeinde 
mit trifft, ift deshalb auch in einzelnen evangelischen Kirchen, jo in der Sächfiſchen 
und Württembergifchen, ausdrücklich abgejchafft worden, während anderwärts, 3. 2 
in Altpreußen, jtatt derfelben die ſog. Strafemeritirung, d. h. Verfegung des Geil: 
lichen in den Ruheſtand mit einem geringeren, al® dem ihm ſonſt zukommenden 
Gmeritengehalt oder Penfionsbetrage, ausgeiprochen werden kann. 

Quellen: Tit. X. de translatione I. 7. — P. Hinſchius, Kirchenrecht, Bd. IL S 
305 ff. — Preuf. Allg. ER. IL 11 8 581 umd die Ergänzungen dazu in Vogt, Kirchenrech 
in den Preuß. Staaten, I. 408. 

git.: Küfter in Moſer, Allg. Kirchenblatt, II. 536 ff. 

P. Hinſchius. 


Verſetzung der Stantöbenmten ift derjenige Aft der Staatsgewalt, durth 
welchen den Beamten ein anderer, ala der bisherige Ort zur Ausübung und Ent 
faltung ihrer amtlichen Thätigkeit angewiejen wird. Durch jeine Ernennung tritt 
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der Beamte in den Dienſt des Staates, ſtellt ihm feine Fähigkeiten und Kräfte zur 
Dispofition und erfennt ihm das Recht zu, diefe an derjenigen Stelle zu verwerthen, 
an welcher er es für die Förderung der Staatözwede und im Intereſſe des all: 
gemeinen Wohls am angemeſſenſten erachtet. Es iſt jonach das Verſetzungsrecht des 
Staates ein Auafluß feiner Nemterhoheit, und erwirbt der Beamte durch feine An— 
Stellung feine Befugniß, demjelben entgegenzutreten und das Verbleiben an dem— 
jenigen Orte zu verlangen, der ihm zuerjt zur amtlichen Thätigfeit angewieſen 
worden. Ebenjo wie die Rüdficht auf das Wohl des Staates für feine Anjtellung 
maßgebend ijt, bildet fie auch das alleinige Motiv für die Ausübung des Ver— 
fegungärechte. Demgemäß gejtaltet fich nach diejer Richtung Hin das Verhältniß 
des Beamten zum Staat dahin, daß er den Diäpofitionen deffelben unterworfen ift, 
und jeine eigenen Wünſche und Anträge auf eine Aenderung feines Aufenthaltsortes 
nur injoweit berüdfichtigt werden fünnen, als fie mit dem dienstlichen Intereſſe 
übereinjtimmen. Von diejer Regel einer nur durch das Intereſſe des Amts be= 
grenzten Dispoſitionsbefugniß des Staates wird jajt überall eine Ausnahme zu 
Gunsten der richterlichen Beamten ' gemacht. In der Abficht nämlich, fie jeder 
möglichen Ginwirfung des Staates auf ihre amtliche Thätigkeit, welche durch eine 
Ausübung des Verjegungsrechtes verjucht werden fönnte, zu entziehen, iſt ihnen 
gegenüber dieſes Recht dahin beichränft worden, daß fie — abgejehen von einzelnen 
Ausnahmen — nicht ohne ihren Willen verjegt werden können, ſelbſt wenn das 
dienstliche Intereffe eine Verſetzung erwünjcht und angemefjen ericheinen laſſen 
follte. 

In dieje Verhältnifie Hat die Verfaffung des Deutichen Reiches nicht eingegriffen. 
Sie läßt die durch die Landesrechte geregelte Stellung der Staatsbeamten unberührt 
und enthält keinerlei Beitimmungen, welche zu einer allgemeinen, für ganz Deutich- 
land geltenden Ordnung diefer Materie führen könnten. In Anfehung der Reichs: 
beamten hat das Gejeß vom 31. März 1873 im $ 23 den allgemeinen Gefichts- 
punkt geltend gemacht und dem Inhaber der Reichögewalt neben dem Ernennungs— 
recht auch die unbeſchränkte Berugniß zur Verjegung der Beamten aus dienjtlichem 
Sintereffe beigelegt. Es hat zu Guniten der richterlichen Beamten eine Ausnahme 
nicht gemacht. Dagegen hat das GBG. im $ 8 den allgemeinen Grundſatz auf: 
geftellt, daß Richter wider ihren Willen nur kraft richterlicher Enticheidung und 
nur aus den Gründen und unter den Formen, welche die Disziplinargejege beftimmten, 
an eine andere Stelle verjegt werden fönnen. Wo in den Yandesrechten Disziplinar- 
geſetze für richterliche Beamte noch nicht vorhanden find, ift im $ 13 des EG. auf 
die Nothwendigkeit des Erlaſſens derjelben hingewieſen. Es joll alfo auch im Reichs— 
recht und für die richterlichen Beamten des Reichs die Ausnahme Geltung haben. 

Im Allgemeinen erfordert der Begriff der Verjegung, daß der Beamte zwar 
den Ort jeiner amtlichen Thätigkeit, nicht aber auch jeine Stellung wechielt. 
Während eine Erhöhung diejer eine bejondere neue Ernennung erfordert, würde die 
Berjegung in ein Amt von niedrigerem Range eine Degradation, jomit eine Strafe 
für den Beamten enthalten, mithin dem Wejen einer Verſetzung im eigentlichen Sinne 
nicht entiprechen. Es kann daher dieje immer nur in ein Amt von gleichem Range 
erfolgen. Im Bejonderen ift zu umterfcheiden zwiſchen richterlichen und nichtrichter: 
lichen Staatsbeamten. 

1) Die Gründe, welche bei den letzteren das Verſetzungsrecht in Ihätigfeit 
jegen können, find entweder das dienftliche Intereſſe oder ein richterliches Urtheil. 
Am eriteren Falle kann der Staat von feinem Rechte mit oder wider den Willen 
des Beamten, auf Grund jeines Antrags oder ohne einen jolchen Gebrauch machen, 
und iſt nicht gehalten, ihm von feinen Gründen nähere Kenntniß zu geben. Dieje 
Gründe können ebenjowol darin bejtehen, daß die Individualität des Beamten 
an einer anderen Stelle nußbringender zu verwerthen it, wie darin, daß die Vor: 
ausfegungen einer erfolgreichen Amtsthätigfeit an der bisherigen Stelle aufgehört 


1078 Verſetzung. 


haben. Das Preuß. Landesrecht, welches die Verſetzung im dienſtlichen Intereſſe im 
Abſchnitt VIII. des Disziplinargeſetzes für nichtrichterliche Beamte vom 21. Juli 
1852 behandelt, jtatuirt eine Ausnahme zu Gunften der in Folge ihrer Anſäffigkeit 
im Kreiſe gewählten und auf Grund diefer Wahl ernannten Landräthe. Sie jollen, 
jolange fie den für ihre Wahl maßgebend gewejenen Grundbefig nicht aufgegeben 
haben, wider ihren Willen nicht verjeßt werden dürfen. 

Es fann aber auch die Verſetzung als eine Disziplinarftrafe durch richterliches 
Urtheil auägeiprochen werden, weil der Beamte die Pflichten feines Amtes verlegt 
bat. Allerdings wird nur dann von diefem Strafmittel ein zutreffender Gebraud 
gemacht werden, wenn die Art der Pflichtverlegung einer ferneren gedeihlichen Ent— 
widelung amtlicher Thätigfeit an dem Orte der That bindernd entgegensteht, die 
Entfernung des Beamten daher ein Griorderniß des dienjtlichen Intereſſes wird. 
Iſt aber auf Verſetzung rechtäfräftig erfannt, jo Liegt der Staatögewalt die Aus 
führung des Urtheils ob, und darf fie nicht vorher noch erft die Prüfung eimtreten 
laffen, ob die Vorausjegungen einer Verſetzung vorliegen. Um jedoch diefe Art der 
Verfegung von der aus dienftlichen Rüdfichten zu unterfcheiden und ihr den Charakter 
einer Strafe zu geben, jchreibt ſowol das Reichsgeſetz, wie das Preuß. Disziplinar- 
gejeß vor, daß fie mit einer Vermögensſtrafe verbunden werben joll, die nach dem 
(eßteren in einer Verminderung des Dienfteinfommens, oder in dem Berluft des 
Anſpruchs auf Umzugskoſten, oder in beiden Nachtheilen zugleich, nach dem eriteren 
nur in dem erftgedachten Nachtheile bejtehen kann, an deifen Stelle jedoch eine Geld» 
buße gejeßt werden darf. 

2) Bei den richterlichen Beamten war in Preußen ſchon nach den Art. 86, 
87 der Verfaffungsurfunde und ift jet in ganz Deutichland nach dem GBG. S 8 
die Verfegung eine freiwillige oder eine unfreiwillige, lettere ala Folge eines gegen 
den Beamten ergangenen Disziplinarurtheild. Somit gilt ala Regel, daß der Richter 
nur auf feinen Antrag bzw. mit feiner ausdrüdlichen Einwilligung verjegt werden 
fann. Bon ihr geftattet der $ 8 nur eine Ausnahme für den fall einer Organi- 
ſation der Gerichte oder einer Aenderung der Gerichtäbezirke, eine Ausnahme, die 
nicht jowol durch das dienftliche Intereſſe, als vielmehr durch die Nothwendigkeit 
geboten ift. Es ſoll alſo ſowol bei allgemeinen NAenderungen der gerichtlichen 
Behörden, wie bei Lofalveränderungen, 3. B. der Aufhebung eines Amtögerichts oder 
der Verkleinerung des Bezirks eines folchen, der Staat befugt fein, auch gegen den 
Richter von feinem Berjegungsrechte unbeichränkten Gebrauch zu machen. Zu dieſer 
Ausnahme tritt in Preußen noch eine zweite, welche der $ 52 des Gefehes vom 
7. Mai 1851 vorfchreibt. Wenn fich nämlich zwiſchen zweien an demielben Gericht 
angeftellten richterlichen Beamten ein Schwägerichaftäverhältnig bis influfive dritten 
Grades bildet, jo ift derjenige Richter, durch deffen Verheirathung diejes Verhältniß 
bedingt wird, verbunden, fich eine Verſetzung in eine andere Stelle gefallen zu 
lafjen. — 

Die unfreiwillige Verjegung fann nur auf Grund eines im Disziplinarverfahren 
rechtäfräftig ausgeiprochenen Urtheils erfolgen. In Preußen ift diefes Mittel ala 
zweitjchwerite Disziplinarftrafe durch den $ 1 des Geſetzes vom 26. März 1856 — 
Gej.Samml. ©. 201 — eingeführt worden und ruht auf der Erwägung, daß die 
Beichaffenheit und Schwere der Amtspflichtverlegung der erfolgreichen ferneren Wirk: 
jamfeit des Richters an der bisherigen Stelle Hindernd entgegentritt. Die Strafe 
wird bald allein erkannt, bald in Verbindung mit vermögensrechtlichen Nebenftraien. 
In Preußen tritt der leßtere Fall ein. Sie joll verfchärft werden entweder durch 
Verminderung des Dienfteinfommens, an deren Stelle auch eine den dritten Theil 
des Jahreseinkommens nicht überjteigende Geldbuße fejtgejeßt werden kann, oder 
durch den DVerluft des Anſpruchs auf Umzugäfoften, oder durch beide Nachtheile zu— 
gleih. Das rechtsfräftige Urtheil Hat, ſoweit es die Verſetzung betrifft, die Staats— 
gewalt ohne weitere Prüfung zur Ausführung zu bringen. 
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Wie das Recht der Anjtellung nur durch den Inhaber der Nemterhoheit aus— 
geübt werden fann, jo fteht auch ihm nur die Ausübung des Verſetzungsrechtes zu. 
In verjchiedenen Staaten, jo auch in Preußen, hat jedoch der Landesherr gewiffe 
Behörden mit der Handhabung dieſes Rechts betraut, jo daß es thatjächlich vielfach 
von den Reffort-, ja fogar den Provinzialverwaltungen geübt wird. In Betreff 
der richterlichen Beamten ift in Preußen durch den Erlaß vom 8 Dezbr. 1879 — 
Juſt. Min.Bl. S. 471 — das Verſetzungsrecht in Anfehung der Amts- und Land» 
richter dem Yujtizminifter übertragen worden. 

Durch die Verſetzung ſoll, wenn fie nicht ein Akt des Strafrichters ift, dem 
Beamten ein materieller Nachtheil nicht bereitet werden, weil ihr die Wahrnehmung 
des dienjtlichen Intereſſes zu Grunde liegt. Es jteht deshalb dem Verſetzungsrecht 
die Pflicht des Staat? gegenüber, dem Beamten den ihm durch feine Verſetzung 
verurjachten unmittelbaren Schaden zu erjeßen. Als ein jolcher gilt nicht der Weg- 
fall zufälliger oder dauernder Nebeneinnahmen, welche mit dem bisherigen Amte ver= 
bunden waren, 3. B. die Bejoldung für ein Nebenamt: ebenfowenig der Ausfall, 
der durch einen niedrigeren Sat des Wohnungsgeldzuſchuſſes hervorgerufen wird. 
Dagegen gehören zu dem Schaden die Umzugskoſten, die vertragamäßig noch weiter zu 
zahlende Wohnungsmiethe u. dgl. Die Landesrechte machen nun vielfach einen Unter— 
jchied, ob die Verjegung von dem Beamten gewünjcht oder beantragt worden, oder ob 
fie von Amtswegen im Intereffe des Dienftes angeordnet iſt. Indem fie in dem Ber: 
jegungsantrage einen Verzicht auf die Erftattung der Koften finden, bewilligen fie 
den Erſatz derfelben nur für den leßteren Fall. In Preußen ift diefes Prinzip durch 
das Geſetz vom 24. Februar 1877 bejeitigt worden. Nach ihm iſt der Staat bei 
jeder Berjegung eines Beamten, die nicht ala Strafe auögeiprochen worden, ver- 
bunden, die Umzugsfoften, und zwar in der von dem Geſetz geregelten Höhe zu er= 
ftatten, gleichgültig, ob fie beantragt war oder von Amtswegen erfolgte. 

Meves. 


Verſicherungsvertrag, Aſſekuranzvertrag (hier privatrechtlich be— 
trachtet; Verwaltungsrechtliches hierüber ſ. unter d. Art. Verſicherungsweſ en, 
poligeil.), ift der wejentlich zweifeitige Vertrag, inhaltlich deflen fich ein Kontrahent 
(DVerficherer, Afjeturadeur genannt) gegen Entgelt einem Andern (Berficherungsnehmer) 
gegenüber verpflichtet, den Erfah des Schadens einer vertragsmäßig näher bezeichneten 
Gefahr zu übernehmen. Der DB. gehört zu den Gejchäften, welche die Sicherung 
gegen künftigen (d. h. künftig erſt eintretenden oder künftig erſt befannt werdenden) 
Schaden bezweden. Der Grundidee der Affefuranz dienten bereits im Altertum 
und frühen Mittelalter gejellichaftliche Einrichtungen, welche die Vertheilung des 
Rififos auf eine größere Anzahl von Perſonen bezwedten,; die volle praftifche Ver— 
wirflichung der dee der Aſſekuranz, die entgeltliche Uebernahme einer „Gefahr“ 
durch einen Andern als den davon Bedrohten, findet fich bereit? am Ende des 14. 
und im 15. Jahrh. in eigentlichen Verficherungsgefellichaften, und zwar zunächjt und 
in jehr bedeutendem Umfange im Seeverfehr. Der überfeeifche Handel war 
allerdings in einer Weife drohenden Naturereigniffen und Schädigungen dur) 
Menjchengewalt ausgeſetzt, daß in feinem Bereich zuerit dad Bedürfniß nach Inſti— 
tuten entjtehen mußte, welche die Sicherung des Verkehrs insbeſondere durch Ueber— 
nahme des Rifilo oder eines Theils defjelben bezwedten. Das Seeaſſekuranzweſen 
hat daher nicht blos die erſte, ſondern auch die volljtändigfte gejegliche Regelung 
und die früheſte und ausführlichite Behandlung in der Theorie erfahren. Bon der 
Sicherung gegen Seegefahren dehnte ſich das Prinzip der Affekuranz allmählich zur 
Uebernahme faſt jeder Art von Gefahren aus, welche vermögensrechtlichen Verhält- 
niffen drohen. Seitdem hat fich auf dem Gebiet des BVerficherungswejens ein jo 
buntes und eigenartiges Leben entwidelt, daß es bis auf unjere Tage weder der 
Theorie noch der Gejeßgebung möglich war, dafjelbe eingehend und beherrichend zu 
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erfaſſen, und die Praxis in vielen Arten des V. lediglich durch die Uebung und die 
„Natur der Sache“ geleitet wird. 

Die Theorie des ſpäteren Mittelalters, welche fich zuerit mit dem ®W. ber 
ichäftigte, glaubte, wie alle anderen Jnjtitute, die das neuere Verkehrsleben erzeugte, 
3. B. den Wechjel ꝛc., jo auch den B. einfach in eine der Rubriken des Röm. 
Rechts einzwängen zu müſſen und dadurch hinreichend erklären zu fönnen. So 
charakterifirte man den V. als Innominatlontraft, nach der Formel: facio, ut des, 
oder do, ut facias, oder ala stipulatio (sponsio), oder gar ald emtio venditio 
(nämlich periculi, eine emtio per aversionem). Zu neueren Anfichten leitete die 
Auffaffung des V. als emtio spei oder rei speratae: man jtellte denjelben im die 
Kategorie der „gewagten Gejchäfte”, der aleatorijhen Verträge, allgemein oder als 
eine Art von Spiel oder Wette (jo noch 1873 Kiſt, j. u.), und mußte dann etme 
Fülle von Gelehrſamkeit aufbieten, um die Rechtsbeſtändigkeit des thatſächlich un— 
gemein wohlthätigen, ſittlichen und bereits jehr weit verbreiteten Inſtituts aud 
theoretiich — wie früher den Wuchergefegen — nun dem Verbote unmoralischer 
Spiele gegenüber darzulegen. Grit in neuefter Zeit ift man zu der Einſicht gelangt, 
daß der B. weder in eine der Kategorien des Röm. Rechts ohne Weiteres pakt, 
noch auch die Natur eines Wagnifjes in jo hohem Grade an fich trägt, daß dadurch 
das Weſen deflelben bejtimmt werde. 

Inhaltlich ift der ®. ein Vertrag zur Sicherung eines beftimmten 
Intereſſe gegen fünitigen Schaden, von der Bürgichaft durch feine prin- 
zipale Natur und durch die Ausdehnung auf jede Art möglicher Schädigung unter: 
ichieden. Der V. wird formlos abgejchloffen, die Vorjchrift des Allg. Preuß. ER. 
Thl. U. Tit. 8 $ 2064, wonach jeder B. bei Meidung der Ungültigkeit jchrirtlich 
abgejchloffen werden muß, ift für diejenigen V., welche Handelsgeſchäfte find, auf: 
gehoben durch das HGB. und das EG. hierzu (j. Erk. d. ROHG. v. 23 Jan. 1872 
u. d. Krämel j. unten, anderer Anficht das Berliner Obertribunal j. ebenda); 
diejenigen V. aber, welche nicht Handelsgefchäfte find, nämlich die gewöhnlichen 
DVerficherungen auf Gegenfeitigfeit (ſ. unten), unterliegen den Formvorſchriften der 
Sandesrechte (f. Entich. des ROHG. Bd. V. ©. 16). Dennoch fommen häufig Ur- 
funden über den Abichluß von VB. vor; im See-V. hat der Berficherer eine von 
ihm unterzeichnete Urkunde (police, polizza, polizze, Berficherungsichein) über den 
V. dem Verficherungsnehmer auf deflen Verlangen auszujtellen; durch Uebung und 
die Statuten zahlreicher VBerficherungsgeiellichaiten, namentlich Lebensverficherungss 
gefellichaften, ift die Ausftellung von Polizen weiterhin eingeführt und geregelt 
worden; doch ijt auf feinen Fall nothwendig das ganze Vertragäverhältniß aus 
der Polize zu erſehen (Erf. d. ROHG. v. 20. Oftbr, 21 u. 29. Novbr. 1871, 
8. März 1872). (Welche Bedeutung übrigens die Aushändigung der Polize und 
die Zahlung der Prämie für die Perfektion des D. hat, ſ. Malß in der unten 
eit. Zeitichr. 1. H.K. Bd. VI. p. 365 ff. und Bd. XII. p. 77 ff. und Erf. d. 
ROHG. vom 4. April 1873.) Im Zweifel iſt die Aushändigung der Polize 
an den Verſicherungsnehmer zur Perfektion des V. nicht erforderlich, weil der 
Abichluß des B., wenn nicht das Gegentheil bejonders fejtgeitellt ift, der Schrift- 
form nicht bedarf (Entſch. d. ROHG. Bd. V. ©. 111, 114, 115, auch ©. 9—12); 
es gehört vielmehr die Annahme der Polize feitens des BVerficherungsnehmers ebenfo 
wie die Zahlung der Prämie regelmäßig zur Erfüllung des V. (Entich. d 
ROHG. IX. ©. 382). 

Beim Abſchluß des V. kann der gute Glaube und das Verfehräinterefje eine 
ganz bejondere Beichleunigung der Verhandlungen, 3. B. auch telegraphiiche Notiz 
erforderlich machen (j. Entich. d. ROHG. Bd. X. ©. 378). Die Agenten der 
Derficherungsgeiellichait, mit welchen der B. abgeichloffen wird, find ala Vermittler 
und Willensüberbringer, nach Innen zu ala conductores operis oder Freidienſtarbeit— 
nehmer der Gejellichaft, nicht aber ohne Weiteres ala handlungsbevollmächtigte Stell- 
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vertreter, aufzufafjen; auch ift es denkbar, daß fie im Betriebe ihres Geſchäfts auch 
in ein bejonderes Rechtsverhältniß zu den Verficherungsnehmern und zur Geiellichaft 
treten (3. B. in ein Bürgjchaftsverhältniß, j. Entich. d. ROHG. Bd. XXI. ©. 
148; oder bzw. der Eingehung von Schiedsverträgen j. ebenda Bd. X. ©. 381). Zur 
Bermittlung von V. find auch Handelamäfler amtlich berufen (HGB. Art. 67). Ueber 
die Gültigkeit der V., welche mit ausländifchen, im Inlande nicht konzeffionirten 
Berficherungsanitalten bzw. deren Agenten abgefchloffen werden, ſ. Entſch. d. Reichs» 
gericht Bd. I. S. 115—116. 

Die Berpflichtung zur Sorgfalt eines ordentlichen Gejchäittemannes kann die 
Pflicht in fich fchließen, V. für eigene oder für fremde Rechnung abzufchließen. Eine 
in einem folchen Falle zuſtehende actio negotiorum gest. contraria wird dadurd) 
nicht ausgeichloffen, daß der Geftor durch den Abjchluß des V. zugleich auch neben- 
bei jein eigenes Intereſſe beförderte (j. Entſch. d. ROHG. Bd. VII. ©. 260 ff.). 
Dem Kommiffionär und dem Spediteur obliegt die Pflicht, das anvertraute Gut 
zu verfichern, nur bedingt, nämlich nur dann, wenn ein Auftrag zur Verficherung 
ertheilt wurde; ein folcher Auftrag kann aber auch jtillichweigend ertheilt fein 
(Entſch. d. ROHG. Bd. VII. ©. 361). Hat ein Spediteur oder Kommiſſionär das 
anvertraute Gut verfichert, jo ijt die Forderung aus dem V. zu cediren an den 
Auftraggeber, jomweit e8 ſich dabei um das verficherte Intereſſe dieſes Leteren handelt 
(ebendafelbit Bd. II. ©. 266— 268). 

Seit das Verficherungsgeichäft größere Ausdehnung erlangt hat, wird es 
gewerbemäßig von bejonderen Gejellichaiten betrieben; Berficherungsgefellichaiten, 
die auf Aktien gegründet find, unterliegen befonderen Vorjchriften: die Aktien müſſen 
ftet3 auf einen Betrag von mindejtens 300 Mark lauten, auch, wenn fie auf Namen 
lauten; und auf jede Aktie müſſen jchon vor der Regiftrirung der Gejellichaft min- 
deſtens 20%, eingezahlt jein (j. HGB. Art. 207 a, 209 a, 210 a.). — Die Gejell- 
Ichaften (jowie auch einzelne Perſonen, welche etwa noch ala Verficherer auftreten) 
verfichern regelmäßig gegen Prämie, d. 5. fie lafjen fi) von dem Verficherungs- 
nehmer als Entgelt für die Rifitoübernahme eine fire Geldfumme (Prämie), bei 
längeren Berficherungen jährlich (d. i. nach relativen Verficherungsjahren, Erf. d. 
ROSS. v. 15. Novbr. 1872) bezahlen, verfprechen oder pränumeriren, auf 
deren Höhe der Umſtand, daß innerhalb der Anzahl der von diejer Gejellichaft 
DVerficherten der von ihr zu tragende Schaden thatjächlich mehr oder minder häufig 
eintritt, ohne (prinzipiellen) Einfluß ift; die Gejellfchait und die Gefellichaitsmitglieder 
treten hierbei lediglich ala DVerficherer auf. Es giebt aber auch Verſicherungsgeſell— 
Ichaften, welche nicht auf Prämienzahlung, fondern auf Gegenjeitigfeit ge 
gründet find; die eine derartige Geſellſchaft bildenden Mitglieder verpflichten fich, 
den Schaden, welcher in Folge beitimmter Greigniffe Einzelne aus ihnen trifft, 
gemeinfam zu erjegen, indem fie dem von dem Unglück betroffenen Genofjen Schadens 
erjag durch Beiträge leiften, deren Höhe entweder vor Eintritt des Unfalls reip. 
vor Ablauf einer Rechnungsperiode bereit3 approrimativ feitgeftellt wurde und dann 
nad Bedürfniß regulirt wird, oder fich erſt durch die Repartition des innerhalb 
einer abgelaufenen Periode gemeinjam zu hebenden Schadens ergeben ſoll. Die 
Mitglieder der auf Gegenfeitigkeit gegründeten Gejellichait find demnach insgefammt 
Berficherer und Berlicherungsnehmer zugleich und ihre Gefellichaft ift an ſich feine 
Handelsgejellichait (Entſch. d. ROHG. Bd. VI. ©. 94 ff.). Die Uebernahme einer 
DVerficherung gegen Prämie iſt nach Art. 271 des Allg. Deutichen HGB. ein (ab— 
folutes) Handelsgeſchäft, doc kann dem Geifte dieſes Geſetzes nach auch eine auf 
Gegenfeitigfeit beruhende ein jolches jein, dann nämlich, wenn auch hierbei feite 
Prämien jtatuirt find, deren Ueberſchuß nach Ablauf einer Gefchäftsperiode als 
Dividende an die Gefellichaftsmitglieder, welche hier dann nur ala Verficherer in 
Betracht kommen, vertheilt werden (vol. Goldihmidt, H.R. 1. Aufl. ©. 448 
und etwas anders und ausführlicher 2. Aufl. ©. 584—586, und Malf, Betrach- 
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tungen ıc., S. 10), oder wenn fich Kaufleute in ihren Gefchäften gegenseitig verfihern; 
über letteren Fall ſ. Entih. d. ROHG. Bd. XII. ©. 148. Das ROHG. bet 
überdies ausgeiprochen, daß die Verficherungsgeichäite auf Gegenjeitigfeit nur unter be 
jonderen Umjtänden Handelägeichäfte find (Entjch. Bd. V. ©. 16); denn wenn in der 
Verficherung auf Gegenfeitigfeit auch fefte Jahresprämien zu entrichten find, jo haben 
dieje doch nur den Charakter von Vorſchüſſen zur Beitreitung der Auslagen (Bd. IV. 
©. 199, 200; auch Bd. VI. ©. 95). Andererjeits ift feſtzuhalten, daß jeder wir: 
liche B. gegen Prämie Handelsgeſchäft ift, jelbit wenn das „DVerficherungsobjeft“ ein 
unbewegliche Sache iſt; jo daß aljo die Uebernahme einer Berficherung von Imme— 
bilien gegen Feuersgefahr, wenn gegen Prämie, ein Handelsgeſchäft iſt (Entſch. d. 
ROSS. Bd. V. ©. 12, 18; Bd. XVII. ©. 315 und Bd. IX. ©. 386). 

Dem Gegenjtande nach, deffen „Werth“ (im weitejten Sinne) bei Eintritt der 
Gefahr erießt werden foll, wird die Verficherung eingetheilt in Perſonen- m 
Sadhen-BVerjiherung; zu der erfteren rechnet man die Xebenäverficherungen, 
Verficherungen der Arbeitskraft, Unfallverficherungen (hierüber j. d. Art Berjide: 
rungsweſen, polizeil.), Verficherungen gegen Sklaverei, gegen Refrutirung ı 
Sachverficherungen find: See- und" Landtransportverficherungen, Feuer-, Dich, 
Hagel-, Froftichadenverficherungen, im weiteren Sinne auch Verficherungen gegen di: 
Zahlungsunfähigkeit eines Schuldners (Kreditverficherung), Haftpflicht, Hypothelen- 
Rücdverficherungen (verichiedener Art) u. dal. Bezüglich der Transportverfide 
rung ift jedoch zu bemerken, daß die Verficherung der Lieferzeit u. dgl., melde 
mit der den Transport bejorgenden Anjtalt jelbjt abgejchlofjen wird, nicht ali 
V. im technifchen Sinn aufzufaffen ift, jondern nur eine gegen Entgelt paktirt: 
Erhöhung der Haftung des Transportirenden bewirkt, welche nur infoweit den Gh 
after des V. annimmt, ala durch fie der Transportunternehmer über jeine tranäport- 
vertragsmäßige Haftung hinaus das Riſiko des Zufall übernimmt; die Werficherung 
der Lieferzeit im Frachtverkehr hat inäbefondere nur die Wirkung, daß eine reale 
mentmäßige Beichräntung der Haftung bejeitigt wird (ſ. Entſch. d. ROHG. Bd. XVII. 
S. 236, 237). Das Objekt des V. (nicht das der Erjagpflicht unmittelbar) üt 
in jedem Fall ein bejtimmtes Intereffe, welches der Verficherunganehmer (reip. Per: 
ficherte) daran hat, daß eine gewiſſe Gefahr unschädlich werde. Die Geſetzgebung 
fordert nun — im Nachgange zu jenen älteren Theorien — noch jet regelmäßig, dab 
die Verficherungsfumme (d. i. der im Tall des Eintritts der vollen Gefahr an deu 
Berficherten zu zahlende Betrag) den „wahren Werth“ des verficherten Objelts 
(genauer: ein fofort ziffermäßig Teitzuftellendes Intereſſe am Nichteintritte der Geiahr) 
nicht überjteige (Verbot der Meberverfiherung). Es jtehen fich in dide 
Hinficht zwei Theorien gegenüber; nach der einen, hauptjächlich von Endemann 
vertretenen Lehre iſt die Feſtſetzung der Höhe der Verficherungsfumme vollkommen 
der freien Vereinbarung der Parteien zu überlaffen; nach der anderen aber joll fd 
der Verficherer nur zum Gria des „wirklichen Schadens“ verpflichten fönnen; das 
Richtige dürfte fein: nicht die den Gefahren ausgeſetzte (Lörperliche) Sache, fondern 
das Intereſſe am Nichteintritt der Gefahr bildet den Gegenitand der B.; der ?. 
bezwedt noch heute wie im Mittelalter Schadloshaltung, aber bei der Berechnung 
des Schadens wird weiter gegangen: das verficherbare Intereſſe umfaßt nicht blos 
den eigentlichen Sachwerth, jondern das gejammte Interefje am Nichteintritt dei 
ichädigenden Greigniffes; diejes Intereffe ift bei Perfonenverficherungen regelmäßtg 
von jeder Werthichägung unabhängig und gänzlich den Feſtſetzungen des V. zu über 
laffen, und bei See-B. nach Deutichem und Holländiſchem Necht (entgegen dem 
Franzöſiſchen und Spanifchen) jo weit ausgedehnt, daß auch der zu erwartende 
(imaginäre) Gewinn in die Affeturanziumme gerechnet werden darf (vgl. Rutgert 
van der Loeff, Noyon, Kift, Cohn, Laband's Kritiken, dann Gobn 
in d. Zeitichr. F. d. gel. H.K. Bd. XVII. ©. 77—89, und Goudjmit't 
Spezialabhandlung 5. unten). Das ROHGG. faßt die Verficherungsiumme tm 
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Zweifel als äußerfte Grenze der Erfaßpflicht auf (Erf. vom 13. Febr. 1872). Mit 
Dem Verbot der Leberverficherung hängt das der mehrfachen Berficherung (Doppel— 
verſicherung) zuſammen, welch Ießtere bei nur theilweijer erjter Verficherung der 
Sade ala Berficherung des noch nicht verficherten Werththeils zuläffig ift. Ueber 
Rückverſicherung ſ. diefen Art. 

Der Inhalt des DB. ergiebt ſich im Einzelnen aus der Vereinbarung, dem 
wahren Willen der Parteien; dies gilt auch dann, wenn eine Polize ausgejtelkt ift 
oder gedrudte oder ſonſt generelle „Vertragsbedingungen“ vorhanden find (Entjch. 
dv. ROHG. Bd. I. ©. 125); die „Bedingungen“ find nach Anficht des ROHG. (Entich. 
Bd. IV. ©. 64; Bd. I. ©. 183, 184) nicht rigoriftiich auszulegen, und es tritt 
deshalb nicht ohne Weiteres bei jeder Nichterfüllung einer Bedingung der Verluft 
Des ganzen Rechtes aus dem V. ein. Sind die generellen DVerficherungsbedingungen 
(„Statuten” u. dgl.) oder die Verficherungspolizen ungenau redigirt, jo find fie 
präfumptiv gegen ihren Verfafler, im Zweifel aljo gegen den Berficherer auszulegen 
(Entid. d. ROHG. Bd. IV. ©. 59; Bd. V. ©. 243; vgl. aber Entjch. des Reichäger. 
Bd. II. ©. 123—127). Die aus dem DB. entipringende Berpflichtung des Ver— 
ficherungänehmers befteht vor Allen in der Verbindlichkeit zur Zahlung der Prämie 
(nah Malß und der Praris jehr vieler Gefellichaiten, vgl. Erf. d. ROHG. 
v. 11. März u. 4. April 1873): eine Holſchuld (dette querable); generell läßt 
fich die Frage, ob die Prämienzahlung eine Bringichuld (dette portable) oder eine 
Holſchuld ſei, nicht enticheiden; das ROHG. Hat in diefer Hinficht erwogen, daß 
der Berficherungönehmer, wenn aus den ihm bekannten Umständen hervorgeht, die 
Jahresprämie werde bei dem DVerficherten abgeholt werden, jo lange nicht zu zahlen 
brauche, ala ihm nicht das Gegentheil unzweideutig erflärt wird; hat er in ber 
durch die Umstände begründeten Erwartung, die Jahresprämien würden unter Präjen- 
tation des Prämienſcheins ihm abgefordert werden, die Zahlung zur Verfallzeit 
unterlaffen, jo verwirkt er durch letztere Unterlaffung feinen Anſpruch aus dem B. 
nicht; denn es läßt fich, wenn nicht die DVerficherungsbedingungen eine ganz un= 
zweideutige Beitimmung enthalten, jchwerlich annehmen, daß, entgegen den allgemeinen 
Grundjägen des bürgerlichen Rechts (im konkreten Falle: Bad. Kandrecht, Sat 1230, 
1139), jowie denen des Verficherungsrechts insbejondere, an das bloße Faktum der 
Nichtzahlung zur Verfallzeit ſchon der Berluft des Verficherungsanfpruches habe 
geknüpft werden jollen (Entjch. des ROHG. Bd. IX. ©. 375, 387 und die dort 
eitirten Entich.). Der Pflicht der Prämienzahlung entipricht bei Verficherungen auf 
Gegenfeitigkeit die Verpflichtung zur Zahlung des entiprechenden, mitunter — uns 
eigentlüh — auch Prämie genannten Beitrags (vgl. auch Entich. des ROHG. Bd. r 
©. 196—198); über „Nachfrijten”, „Reipekttage“ j. Malß in d. Zeitſchr. 
HR. Bd. XII. ©. 97 ff. Ferner obliegt dem Verficherungsnehmer die it 
die Lage des BVerfichererd nicht gegen die Vorausfeßungen des V. zu verichlimmern 
(dies gilt 3. B. auch bei der Kreditaſſekuranz: es verliert der Verficherte den An— 
ſpruch aus dem V., wenn er durch willfürliche Dispofttionen, wie Verlängerung 
der Kreditirung, die Kreditgefahr erhöht; vgl. Entich. d. ROHG. Bd. V. ©. 351 ff.) 
und endlich dem Verficherer die nöthigen Anzeigen und Mittheilungen zu machen 
(über die Anzeigepflicht f. Urtheil des Engl. Gerichtshofs Queen’s Bench Court v. 
uni 1867 in Goldſchmidt's Zeitichr. F. H.R. Bd. XII. ©. 198, andere Erf. 
ebenda ©. 200 ff. und Malß ebenda Bd. XII. ©..101 ff.). Die beiden letteren 
Verpflichtungen obliegen auch dem Berficherten, welcher nicht Berficherungsnehmer 
ift. Ueber den Beweiß der Erfüllung der Verficherungsbedingungen ſ. Entſch. d. 
Reichsgerichts Bd. I. ©. 308, 304. Den Verficherer verpflichtet der V. zur Ueber: 
nahme der Gefahr in ihrer vollen, durch den Vertrag näher beitimmten Ausdehnung 
(die 3. B. bei der Tranäportverficherung im Zweifel nicht blos bis zur Ankunit, 
jondern bis zur Auslieferung des Gutes reicht — Entich. d. ROHG. Bd. II. ©. 264) 
und folgeweife zur Zahlung der Berficherungsfumme nach Maßgabe des eingetretenen 
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Schadens. Zu dieſen Leiftungen ift der Verficherer nicht blos dem Verficherungs- 
nehmer und primär Verficherten verpflichtet, jondern regelmäßig auch dem Univerjal=, 
ja auch dem Singularfucceifor deffelben,; über Lebensverficherung in dieſer Be- 
ziehung ſ. Wolff in Goldſchmidt's Zeitichr. Bd. XII. ©. 169; doch fann die 
Forderung des Berlicherten gegen den Verſicherer bei Sachenverficherungen nicht 
übertragen werden, ohne daß der Succeffor in irgend eine dingliche Rechtsbeziehung 
zur derficherten Sache tritt, bei Perfonenverficherungen in der Regel nicht ohne Leber: 
tragung der Polize und nur mit Zulaffung der aus der Perjon des urfprünglich Berech— 
tigten abgeleiteten Einreden auch gegen den fpäteren Erwerber. Lautet die Polize „an 
Drder“, jo iſt das Frorderungsrecht des Verficherungsnehmers durch Indoffament 
übertragbar, jo namentlich nach Art. 302 der Allg. Deutichen HGB. die Seeafie 
furanzpolize (nicht aber Lebensverficherungspolizen, Erf. d. ROHG. v. 30. Jumi 
1871), andernfalls wird ein Uebergang jenes Rechts, und zwar auch wenn bie 
Polize auf den Inhaber geitellt iſt, nur durch eine wirkliche Ceſſion bewirkt, 
wovon der Verkehr nur bei untergeordneten Arten des ®., 3. B. bei Eijenbahn: 
paffagiergut-Verficherungen, Ausnahmen machen dürfte (Mal, Betrachtungen ꝛc, 
©. 64 ff. und in Goldſchmidt's Zeitichr. F. H.R. Bd. XIU. ©. 286 ff.). Die 
Inhaberklauſel bewirkt nur die Befreiung des Schuldnerd von der Legitimations- 
prüfung (Erf. d. ROHG. v. 20. Oftbr. 1871) und die Lebenäverficherungspolize 
insbejondere wird dadurch fein Jnhaberpapier, daß der Verficherer ſich vertrags- 
mäßig das Recht vorbehält, ohne Weiteres den Präfentanten der Polize ala den 
zur Erhebung der Zahlung Berechtigten anfjehen zu dürfen (Entid. d. ROGHE. 
Bd. IX. ©. 242; vgl. Hiermit auch Entſch. d. NReichäger. Bd. I. ©. 187; Reten- 
tionsrecht an Polizen j. Entich. d. ROHG. Bd. IX. ©. 248). 

Bejonderen, meiſt gefelich Teitgeitellten Grundjägen unterliegt die Seever- 
fiherung; hierüber ſ. diefen Art. 

Die Grundjäge der Berficherung gegen Feuersgefahr werden weſentlich 
durch polizeiliche Normen beeinflußt; über diefe und auch das bejondere Privatrecht: 
liche des Feuerverſicherungsweſens j. die bejonderen Art. Yeuerverjicherung 
und Feuerkaſſengelder. 

Weniger Aufmerfiamfeit als dem See und Feuer-V. hat die Gejeßgebung der 
DVerficherung von Gütern gegen die Geiahren des Fluß- und Landtransports (über 
die Frage nach der Anwendbarkeit von Buch V. Tit. 8 und 11 des Allg. Deutichen 
HGB. Hierauf j. Mal, Zeitichr. 1. Verfich.-R. I. ©. 58 und Goldſchmidt's 
Zeitichr. . DR. Bd. VI. ©. 364 ff. und Bd. XII ©. 197), ferner der von 
Bodenfrüchten gegen die Gefahr des Hagelſchlags, von Vieh gegen Seuchen, von 
Glas gegen Bruch zugewendet. Zur rechtlichen Beurtheilung bieten bier die Ujancen 
und Gejellichaftsitatuten neben den allgemeinen Rechtsgrundſätzen die nöthigen An- 
haltspunkte. Daffelbe gilt mit wenigen Ausnahmen rüdfichtlich der Streditver- 
ficherungen, zu denen man auch die Hypotheken- und Rüdverficherungen und die 
Verſicherungen von nicht hypothekariſch gededten Forderungen rechnet. 

Zu den Perfonenverficherungen wird der Lebens-V. gerechnet; allein dieſer 
Vertrag unterfcheidet fich jo jehr von den übrigen ®., daß nicht einmal das 
als unbejtritten anzujehen ift, ob nach der Abficht des Allg. Deutichen HGB. 
der Lebens-V. gegen Prämie auch als abjolutes Handelsgeichäft gelten folle, und 
ob nicht ebenfo wie der gewöhnliche Sprachgebraud jo auch die Abftcht jemer 
Gejegebung den Lebens-V. als V. auffaßt (Stobbe a. a. DO. ©. 365; Thöl, 
$ 310, Anm. 8). Die Sauptunterfchiede, welche zwijchen den Lebens-V. und den 
übrigen B. liegen, beftehen darin, daß vom Griorderniß eines dermögenärechtlichen 
Schadens, gegen welchen verfichert werden joll, im Lebens-V. gänzlich abzujehen, 
das Verficherungsfapital lediglich von der Vereinbarung, nicht von dem Umiang irgend 
eines jchädigenden Greigniffes, und — bei den echten Yeben&verficherungen — der 
Eintritt des die Fälligkeit des DVerficherungstapitals bewirkenden Greigniffes ebenſo 
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gewiß ala das Wann diejes Greignifjes ungewiß ift. Dieje Unterfchiede veranlaſſen 
einen Theil der heutzutage den Lebens-V. behandelnden Schriftiteller, ihn gänzlich 
von dem Begriff des DB. auszufchließen und als durchaus eigenartigen Vertrag oder 
als Bertrag einer anderen Kategorie zu bezeichnen; jo Laband, Adler, THöl, 
der den Lebens-V. als aleatorisches Darlehn auffaßt, und nun namentlih Hin— 
richs und Stobbe, während Staudiger, Malß, Goldihmidt, Bejeler, 
v. Gerber, Cohn u. A. bei der dem gewöhnlichen Sprachgebrauche folgenden Auf— 
faflung des Lebens-V. als V. ftehen bleiben. Jedenfalls muß es — fchon im 
Intereſſe der Gemeinverftändlichfeit — geitattet fein, die dem Berficherungsvertrag 
entnommenen Bezeichnungen auch beim Lebens-V. analog zu gebrauchen (Thöl, 
a. a. D. Anm. 4). 

Der Lebens-V. iſt ein Vertrag, inhaltlich deſſen der eine Kontrahent („Ver— 
ficherungsnehmer“) fich zu terminlich wiederkehrenden Leiftungen, welche während 
des ganzen Lebens oder (bei uneigentlichen Lebens-V.) eines Theils der Lebensdauer — 
in beiden Fällen entweder der eigenen oder der einer fremden Perfon — an den Ver— 
ficherer zu entrichten find, verpflichtet, während der andere Kontrahent („VBerficherer“, 
„Berficherungsanftalt”) die Pflicht übernimmt, am Ende jener Lebensdauer eine 
feſt beitimmte Summe (Kapital oder Rente) an die Erben derjenigen Perſon, 
deren Xeben „verfichert“ wurde, oder an jonjtige im Vertrage direft oder indirekt 
bezeichnete Perfonen zu zahlen. Der Lebens-V. wird von Gefellichaiten ala Ver— 
ſicherern abgeichlofjen, jei eg, daß dieje Gejellichaiten auf Gegenjeitigkeit gegründet 
find oder „gegen Prämie“ verfichern. Der Berficherungsnehmer „verfichert” entweder 
jein eigenes Leben oder das Leben eines Dritten; da aber im lebteren Falle der 
Reiz zur Gefährdung dieſes Lebens, ſowie die Möglichkeit zu betrüglicher Aus» 
nüßgung des Lebens-V. jehr nahe Liegt, jo darf das Leben eines Dritten nur dann 
„Gegenstand eines Leben-V.“ fein, wenn der Verſicherungsnehmer ein beionderes 
Antereffe an dem „verficherten” Leben (aus Gründen der Verwandtichait, des Dienites 
oder Kredites) nachzuweiien vermag oder der „WVerficherte”“ feine Zuftimmung ertheilt 
(welch letztere Vorausfegung wol anfechtbar ift); nach Preuß. LER. darf der Verfiche- 
rungsnehmer außer feinem eigenen Leben das jeiner Eltern, Kinder, feiner Gattin oder 
Verlobten, das anderer Perfonen aber nur mit bejonderer gerichtlicher Genehmigung 
verfichern.. Recht und Pflicht des Lebens-V. iſt aus dem Bertragsinhalt jelbit im 
Einzelnen oder im Ganzen („Natur der Sache“), in Zweifeläfällen aus der Gewohnheit, 
jowie aus allgemeinen Rechtsregeln und aus der Analogie des B. überhaupt zu 
entnehmen; letteres iſt namentlich in Betreff der Bedeutung der Polize (ſ. oben; 
vgl. Entich. d. ROHG. Bd. IX. ©. 242 und des Neichöger. Bd. I. S. 187), 
der Auslegung derjelben und der Prämienzahlung zu jagen. Nach dem Inhalte 
des Vertrages kann es vorfommen, daß nicht jede Art von Endigung des „verficherten” 
Lebens den Anſpruch auf die Verficherungsfumme erzeugt, jondern jede vom Ver— 
ficherten jelbit direft oder indireft verichuldete Lebensendigung den Anfpruch aus 
dem Bertrage erlöfchen macht; hat jich der „Berficherte” jelbjt getödtet, jo fann im 
Zweifel der Anspruch auf die Verficherungsfumme gegen den VBerficherer durch den 
Beweis aufrecht erhalten werden, daß die Tödtung in unzurechnungsfähigem Zuftande 
des „BVerficherten” erfolgte. Iſt der Lebens-V. über das Leben einer dritten Perjon 
abgeichlofjen, jo iſt Selbitmord oder ſonſt verichuldetes Lebensende diejes Dritten im 
Zweifel fein Erlöfchungsgrund des Anfpruches des Verſicherungsnehmers gegen den 
Berficherer. Ueber die viel Streit verurjachende Frage des Selbjtmordes im V. ſ. die 
Lit.» Zufammenftellung bei Stobbe a. a. D. Anm. 23—28. 

Ueber Lebens-V. zu Gunjten Dritter ſ. Gareis, B. zu Gunjten Dritter, 
1873, ©. 275—286, und Entſch. d. Reichager. Bd. I. S. 188—192, 378 —381. 

Der Lebens-V. dient zur Anlage großer wie kleiner Kapitalien, zur Sicherung 
des Nahrungsftandes von Beamten u. ſ. w., zur theilweifen Vergeltung von Dieniten, 
zur Verminderung des Rifito einzelner Gefahren, aber auch ohne ſolche Rüdfichten 
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zu ſpekulativer KHapitalverwerthung im Großen wie im Slleinen und hat zu einen 
Menge von Kombinationen und Erweiterungen geführt, welche ſich weit vom I 
entfernen und auch den oben angegebenen Begriff der Lebens-V. jelbit variiren oder 
modifiziren; nach Ph. Geyer find die bei den Deutjchen Lebenaverficherungägeiel: 
chatten üblichen Berficherungstormen folgende: 

I. Xebens- (oder Kapitale) Verficherungen, wobei bis zu einem bejtimmten 
Zeitpunkte vom Berficherungsnehmer Prämien einbezahlt, dann aber vom Berfihere 
ein Kapital ausbezahlt wird, und zwar 

a) Verficherungen auf ein einzelnes Leben: 1. die KHapitalverficherung auf de 
Todesfall oder die „gewöhnliche Lebenäverficherung“, wobei das Kapital beim Tod 
zahlbar wird; 2. die „abgefürzte“ oder „gemifchte“ Lebensverficherung, wobei du 
Kapital fällig wird beim Tode einer beftimmten Perjon oder bei Erreichung eine 
bejtimmten Lebensalters derjelben („zahlbar wenn N.N. ftirbt oder 75 Jahre alı 
wird“); 3. „Zeitverficherung“, wobei der VBerficherer das Kapital zu zahlen bat, 
wenn derjenige, deſſen Leben verfichert ift, innerhalb eines beitimmten Zeitraums 
ftirbt; 4. „aufgehobene“ WVerficherung, wobei das Kapital zahlbar ift, wenn de 
Tod nach Ablauf eines beftimmten Zeitraumes eintritt; und 5. Augfteuerverficherung 
wobei das Kapital zahlbar wird, wenn Derjenige, defien Leben maßgebend ift, in 
bejtimmtes Alter erreicht. 

Oder b) auf zwei verbundene Yeben, wobei das Kapital fällig wird: 1. wenn ee 
der Beiden ftirbt, oder 2. wenn auch der zweite geftorben ift (3. B. Doppelwatler: 
verforgung), 3. wenn eine beitimmte Perfon (3. B. die Ehefrau des Verficherung- 
nehmers) zur Zeit des Todes einer bejtimmten anderen Perſon (3. B. des Br 
ficherungsnehmers) noch lebt (4. B. Wittiwenverforgung). 

II. Xeibrentenverficherungen (contractus vitalitius, rentes viagdres, annuitis 
upon lives, Penfionsanjtalten), wobei bis zu einem bejtimmten Zeitpunfte Prämie 
(Jahresbeiträge) vom Werficherungsnehmer einbezahlt, dann aber vom Berfihern 
nicht ein Kapital, fondern terminliche Renten (Penfionen) an die verficherte Perior 
ausbezahlt werden. Dieſe Penfionsverficherungen find gleichfalls entweder auf a 
einzelnes Leben oder auf zwei verbundene Leben (Ueberlebensleibrenten) geitellt 
Letzteres ift 3. DB. der Fall bei Wittwenpenfionsverficherungen. Die Yeibrenta 
fönnen jedoch nicht blos auf Grund von Prämienzahlungen, jondern aud ur 
Grund einer einmaligen Kapitaleinzahlung fonftituirt werden, in welchem Falle aus 
die legte äußere Aehnlichkeit mit dem Aſſekuranzgeſchäft jchtwindet; fie find in alleı 
Fällen entweder „aufgehobene“ Leibrenten oder Leibrenten mit fofortigem Genus. 
Neben den erwähnten Hauptarten fteht eine ganze Reihe von Unterarten von %. 
welchen ein Wechjeln, ein Steigen und Fallen der Höhe der einzuzahlenden Prüm 
oder der zu gewährenden Jahresrenten oder der Verficherungstapitalien eigenthümlic 
ift. Eine befondere hierher gehörige Vertragsart bildet der Tontinenvertug 
(benannt nach Lorenzo Tonti), wobei die dem einzelnen Gejellichaitsmitgliede m 
jtehende Rente nach dem Tode deffelben immer den übrigen überlebenden Mitgliedem 
acerefeirt und erit mit dem Zode des letzten Geſellſchaftsmitgliedes, welches di 
Renten aller in fich vereinigt, erlischt. Es gehören hierher auch die verſchiedenen 
Arten von Sterbefaffen (Todtenpiennige oder Sterbethalergefellichaften), von Anz 
ſteuer⸗ und von Krankheitskaſſen (wegen letzterer ift hier an das Deutiche Reich— 
gejeß vom 7. April 1876 zu erinnern, deſſen erfter Paragraph lautet: „NKafen, 
welche die gegenfeitige Unterftüßung ihrer Mitglieder für den Fall der Krankheit be 
zwecken, erhalten die Rechte einer „eingefchriebenen Hülfskaſſe“ unter den nadhitebend 
angegebenen Bedingungen“). Derartige „BVerficherungen” werden, wenn auf Gegen: 
jeitigfeit gegründet, mitunter nur innerhalb bejtimmter Berufsflaffen abgeichloften, 
mitunter aber ala Staatsunternehmung oder ala Unternehmung einer Aktiengelel: 
ichaft betrieben. Auch abgejehen von dem Einfluß der Prämienzahlung gemäß At. 
271 Ziff. 3 des Allg. Deutichen HGB. künnen derartige Gefellfchaften unter dat 
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OR. fallen, nämlich wegen der häufig von ihnen betriebenen Bankiergeſchäfte oder 
auch gegebenenfalls wegen ihrer Eigenschaft ala Aftiengejellichaften (Art. 272 Ziff. 2, 
Art. 207, 208 des HGB.). 

Die Unfallverfiherungen find entweder Verficherungen, welche jeitens 
der Verficherungsnehmer abgejchloffen werden, um den wirtbichaftlichen Nachtheil, 
welcher ihnen oder einem Dritten (3. B. Arbeiter) aus einem beliebigen, vertragsmäßig 
bezeichneten Unfalle (Körperverlegung) zuſtößt, möglichit zu beſeitigen; oder es find 
Öaftpflichtverficherungen; unter Xeßteren fann wieder zweierlei verjtanden werden: 
der Verficherungsnehmer verfichert jich gegen die Haftung, welche das Haftpflicht: 
geie ihm auferlegt, oder er verfichert feine Arbeiter gegen Unfälle, bei deren 
Gintreten er den Arbeitern gegenüber auf Grund des Haftpflichtgejeges jchadens- 
eriappflichtig ift (vgl. hierzu S 4 des Haftpflichtgejeges dv. 7. Juni 1871; vgl. hier- 
zu Grf. des Reichäger. Bd. II. ©. 21; vgl. inbejondere d. Art. Berfiherungs- 
wejen, poligeil.). 

Quellen u. 2it.: Ueber Yeuerverjiherung, Feuerkaſſengelder, Rüdver- 
liderung, Seeverjiherung und Verſicherungsweſen, polizeil., ſ. Hinter diejen 
Artikeln bejonbers. 

Quellen des Berfiherungsrehtä: Preuß. Allgem. ER. TH. U. Zit. 8 55 1954 
bdis 2358 (Art. 60 und 61 des Preuß. EG. zum Allg. Deutihen HGB.). — Defterr. BEP. 
ss 1267—1269. — Allgem. Deutſches HOB. Art. 271 Ziff. 3. — Ueber dad Recht, 
Verfiherungsanftalten zu — u. bzw. Verficherungsagenturen zu betreiben, ſ. Deutſches 
EtrafGB., S 360 Zißß ;z Deutſche Gewerbe⸗Ordnung SS 6, 14, 148. — Code civ. art. 1964 und 
Grang. Defr. vom 22. Yan, 18. febr. 1868 des societes anonymes d’assurance à primes, 
'assurance mutuelle etc.; ferner die bei Majius, Vehre der Verficherung und ftatift. Nach: 
weilung aller Verficherungsanftalten in Deutichland, zujammengeftellten Statuten und Parti: 
tularrehte. — Holländ. BGB. Art. 246—308, 686—695. — Ueber Bel gilse Reformen 
de3 Beri.:Rechta j. Wallmann's Zeitichr., VIII. Jahrgang Nr. 33, 34, 36, 38; Gei. v. 11. 
Juni 1871 (tit. X. et XL. Code de commerce). — Ueber Berficherungsrechte der Schweiz 
). ——— Motive z. Entw. eines Schweiz. Handelsrechts, Bern 1865, S. 322—342. — 
Fritſch's Annalen des geſammten DVerficherungsmeiens, V. Jahrg. Nr. 13, und nun ganz 
beſonders E. Bodenheimer, Zur Gejehgebung über das ——————— Bern 1879. — 
Rew-Yorker Recht: Barne’s condensed insurance reports. New-York insurance report. 
Condensed volum. 1 a. 2. Weed, P. u. C. — Bereinigte Staaten von Nordamerifa: 
. Brämer, Das Verficherungsiwefen und feine geſetzliche Regulirung in den Vereinigten 
Staaten von Nord: Amerika, in England und in frankreich, mit Hinblid auf Deutichland, 
Berlin 1871. — Engliſche u über Zebendverficherun — aften v. 9. rag 1870, 
B. a er rn aeg 1872 (1. Zeitichr. für das gel. 9. . 3b. XVII. ©. 112; XVII. 
2.95 u. .e. ). 


Lit. des Verjiherungsrehts: Ueber die ältere Lit. j. Endemann in Golb- 
Ihmidt’3 Zeitichre. für das gei. HR. IX. Nr. IV.; neuere Lit. ſ. b. Beſeler, Deutiches 
Privatrecht, 3. Aufl. $ 111. — Makowiczka in Bluntſchli's Deutih. Staats Wört.B., 
2. XI. S. 1-60 (Berficherungsanftalten). — Ortloff, Grundzüge des Deutichen Privat: 
techts, S. 475 ff. — Bluntihli, Deutiches Privatrecht, 2. Aufl. SS 161, 162, 124. — 
v. Gerber, Deutiches Privatrecht, SS 202, 203. — Thöl, H.R. 6. Auflage, SS 299—301, 
310-312, — Goldjhmidt in feiner Zeitichrift XXVI. — Endbemann, HR. 8 74 
Nr. 2,6 und 24. — Malß in Goldſchmidt's Zeitichrift für das gef. H.R. Bd. VI. Nr. 
VI — Ferner Malß, Betradhtungen über einige fragen bed Verſicherungsrechts u. ſ. w., 
1562; dann: Theod. Saski, Die voltäwirthichaftliche Bedeutung und der Nuben der ein: 
einen Verficherungszmweige (2. Aufl. 1866). — v. Lichtenfels, Ueber einige fragen bes 

————— mit beſ. Rüdficht auf Oeſterreich (1870). — Da die eingehende, 
höchit verbienftvo e Abhandlung von Mal, UWeberficht der neueren Rechtiprechung ın un 
maritimen Berficherungsjachen, in Goldſchmidt's Zeitichr. für d. gei. H.R. Dh. XIII. 
(1869) ©. 45 ff., 418 # — Stobbe, Handbuch des Deutichen Privatrechts, Bd. III. 1878 
ss 197, 198 (S. 353—371) und die dajelbit erichöpfend angegebene Literatur u. Judilatur. — 
a j. au: Kowalzig, — a Se des Reiches u. d. Einzelftaaten ım „Urheber- 
zeht* zc., Berlin 1877, ©. 8I—141. — lleber die Form des Abichluffes dea V.: v. Krämel, 
Gentralorgan für das gel. HR. Bd. VII. ©, 293 ff. — Ueber die Schriften ber 
Niederländer: Goudsmit, M. T. (Begrip der Kanovereenkomsten etc., 1871), Noyen, 
T. 3. (1972), Kist, J. G. (1873) u. Jolles, A. J. (1867) j. Laband in Goldihmidt's 
yatichrift für das gef. H.R., Bd. XIX. 1874,©. 638—644: ferner ebenda kritifirt: Cohn, 
£, Der V. nad) allgemeinen Rechtsprinzipien, Breslau 1873, und Bezold, E., Grörte: 
rungen aus dem Gebiete des Afſſekuranzweſens, München 1873 u. 1874. — May, J. W., The 
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law of insurance, as applicable to fire, life, accidents and other risks not maritime, Littie, 
B. u. Co. — Goudsmit, M. Th., Moet de hoegrootheid der versekeringssom geheel 
aan de willekeur der partijen worden overgelaten ? in der „Themis“, regtskundig tijdschrift, 
33 deel. — at in Gruchot's Zeitichrift Bb. XVI ©. 382 ff. — 2. ier in 
Buſch's Axchiv für das gel. H.R., Neue Folge, Bd. I. ©. 405 ff. — 4. Venbdbtner ix 
Hisih's Annalen, 1873, ©. 773 fi. — Ueber ‚Rentenverfiherung: Wachtel, F., Zie 
Derfiherung der Altiencente, Leipzig 1873. — Ottmann, F. Preuß. Rentenverficherungs: 
anftalt, Bromberg 1873. 

Ueber Lebenäverjiderungen: Thöl, H.NR., 6. Aufl. SS 310-812, — Stobbe, 
Deutiches Privatreht, $_ 198 und bie von dieſen Beiden angeführte Literatur und Redt: 
ſprechung. — Laband, Predöhl (in Ger. Ztg. Bd. XII. ©. 44). — Goldſchmidt (ebenda, 
Bd. XXIII. ©. 179) u. A. — Staudinger, Die Lehre vom Lebensverſicherungsvertrage, 
1858. — Kanner, Grundlage zu einer Theorie de3 mittleren Rifito bei Zebenäverficherungen, 
1870. — Karup, Theoret.-pralt. Handbuch der Lebenäverficherung, Be SD EL — 
Zuſtand und Fortſchritte der Deutſchen L.-V.-Anſtalten im Jahre 1872, im Bremer Handels⸗ 
blatt 1873. — Ph. Geyer, Die — in Deutſchland (Jahrbuch für Geſetzgebung 
Verwaltung und Vollswirthſchaft, I. Neue Folge 4. Heft 1878, auch ſeparat. — H. Hoif— 
mann, Der Lebensverſicherungsvertrag, 1879. — Conſtant Bodenheimer, a. a. D, 
S. 99-132. — Elſter, Die — in Deutſchland, Jena 1880. — Wright, 
E., Politics and mysteries of life insurance. — Fleurot, M.H., L’assurance sur la vie etc, 
im Journal des economistes, T. 32 p. 215 ss. — Sandberg, T., Vore Forsikrings-anstalten 
imod tab af lif og arbeidskraft. — Entw. d. Schweiz. Oblig. u. H.R., 1879, Art. 527 —533. 

a a Annalen d. gef. Verficherungsweien: von Kanner, 1. Jahrg. 1870. — 


Journal bes —— für Lebensverficherungswiſſenſchaft zu Berlin, 1872, 2. Band. — 
Elsner, 4. F, Archiv für —— en, Berlin (in zwangloſen Heften); Der: 
ſches Organ für das geſ. Verficherungsweſen, 


ſelbe in der Verſicherungszeitung, Deu 
Berlin (15. Jahrg. 18744 — Wallmann's, Fr. Verſicherungs-Zeitſchr, Berlin (8. Jahr. 
1871) — Fritſch, Ab, Annalen des geſammten Verſicherungsweſens, Leipzig (5. Jahrgang 
1874). — Vereinsblatt für Dentiches Verficherungsweien, Rd. L. Nikiſch, Berlin (2. Yabra. 
1874). — Deuticher Verficherungsfalender für 1874, von Fr Wallmann, Berlin. — 
Saski'ſche Zeitichritt für da8 DVerficherungaweien, herausgegeben von G. Saski, rebig. von 
Kühne, Leipzig (10. Jahrgang 1874). — Mal, Zeitichrift für Verficherungsrecht, Leipzig, 
6 Bbde.; jeit deren Aufhören nun ausdrüdlich Boldihmidt’s Zeitichrift für dad gel. ON., 
3b. XII. u. ff., jowie andere hanbelsrechtliche Zeitichriften. — In Goldſchmidt“s Ztidr. 
umfafjende Literaturzufammenftellungen des ®., jo Bd. XVIIL ©. 309, 329 ff., 669—670; 
XIX. ©. 638—652. — Franzöſ. Präjudizien, ebenda Bd. XXIV. ©. 581, 582. — Ebenba 
Golbihmidbt Bd. XXVL Gareia. 
Berfiherungsweien (volizeil.). I. Um den jchädigenden Einflüſſen, 
mit welchen die Naturereignifie und andere unabwendbare oder unentfliehbare Be— 
gebenheiten die Giüterwelt im Ganzen oder das Vermögen der Einzelnen zu be 
drohen und heimzuſuchen pflegen, thunlichit jchügend entgegenzuwirfen oder um jene 
jog. „Naturfonfumtion“ oder „höhere Gewalt” möglichit leicht ertragen zu können, 
haben die Menschen, jeit fie die Gejchichte kennt, das Prinzip der Afioziation be 
nußt; in nächiter Nachbarichaft mit der Entitehung des Staates und der öffentlichen 
Organismen überhaupt entiprang aus jenem Prinzip auch das Aſſekuranz- und B. 
Im Grunde dienen eben jenem Prinzipe in gleichmäßiger Weiſe die jo verjchiedenen 
Vorgänge: die Mitglieder einer eben exit ſeßhaft gewordenen Familie oder Horde, 
einer Markgenofjenichait oder Gemeinde werfen einen Damm oder Ringwall (fie 
fontribuiren Arbeit), um fich vor Waflerfluth oder Freindesgewalt einzeln durch Ge 
fammttHätigfeit zu ſchützen; — die Staatsangehörigen erfüllen ihre Wehrpflicht und 
zahlen Steuern, um einen fiegreichen Kampf gegen die drohenden Feinde des Vater: 
landes und des ruhigen Genufjes des heimijchen Guts und des heimiſchen Rechts zu 
führen; — die Mitglieder einer Feuerverficherungsgefellichait zahlen Beiträge, um 
die Brandichäden zu befämpfen, die Geichädigten zu entſchädigen und ihnen dadurch 
die wirthichaftliche Fortexiſtenz zu ermöglichen: Ueberall ift gemeinjames Tragen 
einer Allen drohenden Gefahr, Bertheilung von Riſiko und Schaden auf Pieler 
Schultern und Vermögen, Ginjtehen Aller für Einen und Eines für Alle unver— 
fennbar und unentbehrlich. Verworren und weder logiſch noch praktisch getrennt 
liegen die auf Bekämpfung gemeinfamer* Gefährlichkeiten gerichteten Bejtrebungen 
neben einander in den früheften Formen staatlichen Zujammenlebens, in den 
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patriachalifchen und kommuniſtiſchen Kleinjtaaten; aber auch nachdem und wo fi 
bereits die „Gejellichaft“ neben der Familie und dem Staate entwidelt hatte, bleibt 
in ihr noch PVielerlei vereinigt, deſſen getrennte und jelbjtändige Erjtrebung erſt mit 
der Entwidelung des Jndividualismus möglich ift. Tritt aber diefe zulet genannte 
Entwidelung, der Jndividualismus, ein und gelangt damit das „Selbjt ijt der 
Mann“ und das eigene Denken, das eigene Handeln und die eigene Verantwortung 
des Individuums zu Kraft und Herrſchaft in Staat und, Gejellichaft, jo wird das 
Bertheilen von Rififo und das Beitragen zur Schadensausgleichung jelbjt zum 
Gegenitand eigener, gejonderter Unternehmung, aus der Kraft des JIndividualismug 
heraus, eine gejellfchaftliche Einrichtung bildend zum Heile des Jndividualismus, 
und diefe Sonderunternefmung iſt dann die Verficherung (Affefuranz) im engeren 
und eigentlichen Sinne. Vereinbarungen, inhaltlich welcher der Eine dem Anderen 
veripricht, ihm einen Schaden zu erfegen, von welchem der Andere möglicherweije be= 
troffen wird, und fich für diefen Erſatz jeinerjeits in irgend einer rechtlich geord— 
neten Weile entjchädigt oder dedt, findet die Gejchichte zwar jchon in jehr früher 
Zeit vor in Entwidelungsitufen der Wirthſchaft, die noch weit von der (in Deutich- 
fand) im 18. Jahrh. beginnenden Herrichaft des Individualismus entfernt find, und 
innerhalb der gejellichaftlich-ftaatlichen Verbände des Mittelalters, der Gilden und 
Zünfte und lehen- wie bauernrechtlichen Vereinigungen wirft der Gedanke jener Ge— 
fahrübernahme Bieler für Einen und der NRetribuirung der Schäden auf Viele eben= 
falls latent, und es find dajelbit jene Vereinbarungen als Theile des Statutarrechts, 
des Geſellſchaftszweckes jelbjt anzufehen. (Ueber dieje fozialgeichichtlichen Verhältniſſe 
vgl. 2. Eliter, a. a. D.©.1ff.; Gierfe, I. ©. 229 ff., 1049 ff.; Ende- 
mann in Goldſchmidt's Zeitichr. IX. ©. 301 u. in der Deutichen V. J. Schrift 
1865 ©. 97 ff.; Makowiecezka, a. a. O. ©. 1 ff., 35 ff.; Stobbe, ©. 353, 
354). Aber die eigentliche Wiege hat das V. doch im Individualismus: je jtärfer 
der Unternehmungsgeift des Einzelnen hervortritt, je fühner er den Gefahren des 
menschlichen Daſeins entgegentritt, je jtürmijcher er damit die finfteren Mächte, die 
unjere Habe und unfer Leben und unfere Gejundheit drohend umlauern, heraus— 
fordert, und je energifcher er die Naturkräfte dem menschlichen Genie dienjtbar zu 
machen fich müht, dejto nöthiger it dem fühnen Unternehmer der Rüdhalt, den die 
Retribuirungsidee, die Affefuranz, bietet. Beweis dafür ift die frühe und dauernde 
Blüthe des Seeverficherungsweiens (vom 14. Jahrh. an), die Bedeutung der Knapp— 
ichaftsfaffen für den mittelalterlichen Bergbau und die Ausdehnung und Noth- 
wendigfeit der Unfallverficherung in unjeren Tagen der Dampffraftausnügung in 
Verkehr, Induftrie und Technif. Der Gedanke der Aſſekuranz ift in folchen Zeiten 
hoher Anjpannung des Individualismus wie eine Mahnung, daß neben dem 
ftolgen: „Selbjt ift der Mann“ auch noch gilt, daß wir Alle auf einander an— 
gewiejen find. 

Die angedeuteten Gefichtöpunfte laffen erkennen, daß das V. an fich weder 
einen rein fapitaliftiichen (individualiftiichen), noch einen rein jozialiftifchen Charakter 
hat, jondern im fapitaliftifchen Jndividualismus ein jozialiftiiches (nämlich die Ver— 
wandlung des Einzelrififo in ein Gejammtrifito bewirkendes und retribuirendes), in 
der ſozialiſtiſchen Wirthichaftsform ein fapitaliftisches (nämlich das Sondervermögen 
des Einzelnen ſchützendes) Element bildet. 

Demnach wie nach den Ergebniffen der geichichtlichen Entwidelung fann die 
Stellung des Staates zum B. eine jehr verichiedene fein. Es kann jein A) daß 
der Staat ſelbſt das V. betreibt, demnach Staatöverficherungsanftalten 
ichafft und jelbjt verwaltet, oder B) daß er das B. dem Individualismus, der 
Privatunternehmung überläßt und jeine Aufgabe darauf beichränft, den 
Rehtsichuß und den Polizeifchuß dem B. und dem Publitum in Rüdficht 
auf das V. angedeihen zu laffen. Die Privatunternehmung fann jelber wieder jehr 
verichieden fein: entweder ift fie ein jelbjtändig jpefulatives Unternehmen, ein ge= 

v. Holtenborff, Enc. II. Rechtslexilon III. 3. Aufl, 69 
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werbsmäßig betriebenes, die Aſſekuranz als Gegenſtand eines beſonderen Gewerbe 
und als Quelle eines eigenen Gewinnes betrachtendes Geſchäft (Spekulation 
aſſekuranz, in der Regel die Verficherung gegen Prämie); oder die Privatunter 
nehmung it auf Gegenjeitigfeit gegründet, die Verficherung derart bewick, 
daß die von Schaden Bedrohten fich jelbit verfichern, demnach ſelbſt die Verfiderung® 
anjtalt (Verficherungsgefellichaft) bilden und periodifch den zur Erfüllung ihres Ge 
werbes und ihrer Verbindlichkeiten erforderlichen Bedarf unter ſich ausſchlagen und 
aufbringen. (Ueber den Unterjchted zwiſchen den beiden Arten von Privatverficherung, 
ſowie über Begriff des PVerficherungsvertrags und den Rechtsſchutz des V., jomeit 
er privatrechtlich ift, |. d. Art Verſicherungsvertrag; ebenda auch die ver 
jchiedenen Arten des B. dem Gegenftande nad.) Von den drei hHiernadh ſich a— 
gebenden Gattungen von Berficherungsanftalten: Staatsajjefuranzen, Sde— 
fulationsasjjefuranzen und Berfiherungen auf Gegenjeitigfeit findt 
fi) ‘in manchen Staaten jede vertreten, in feinem Europäiſchen Staate nicht wenigiten: 
die eine oder andere, in den meiiten die eine und andere Gattung. Den Staats 
affefuranzen find, als demjelben Prinzipe folgend, noch die von anderen öffentlichen 
Korporationen (Provinzen, Kommunen u. j. mw.) gegründeten und betriebenen Ve: 
ficherungsanftalten als „öffentliche Unternehmungen“ an die Seite zu jtellen. 

II. Was das geltende öffentliche Recht anlangt, jo iſt vor Allem darauf au 
merfjam zu machen, daß nach der Verfaſſung des Deutſchen Reiches vom 
16. April 1871 die Beitimmungen über das V. der Beauffichtigung feitens de 
Reiches und der Geſetzgebung defjelben unterliegen (KVerf. Art. 4 Ziff. 1); jedad 
ift durch ein Schlußprotofoll des Verſailler Vertrags vom 23. Nov. 1870 et 
gejtellt, daß, wenn fich die Reichsgejeßgebung mit dem Immobiliar-Verſicherungsweſer 
beiafien follte, die vom Weiche zu erlaffenden gejeglichen Beftimmungen in 
Bayern nur mit Zuftimmung der Bayerischen Regierung Geltung erlangen können 
(Berjailler Vertr., Schlußprotofoll Ziff. IV). Das Reich hat jedoch von der ihm 
zuftehenden Gejeßgebungsbeiugniß in Bezug auf das V. bis jet nur einen jehr ge 
ringen Gebrauch gemacht; in $ 6 der Gew.D. vom 21. Mai 1869 iſt die An 
wendbarkeit diejes RGeſ. in Bezug auf die Gewerbe der Verficherungsuntemehme 
ausgejchloffen, und in $ 14 diejes Geſetzes (unter Strafandrohung des $ 148 Zif. 2) 
nur bejtimmt, daß wer Verficherungen für eine Mobiliar: oder Immobiliar-Feuch 
verficherungsanjtalt als Agent oder Unteragent vermitteln will, bei Uebernahme X 
Agentur, und derjenige, welcher diejes Gefchäft wieder aufgiebt, oder welchem di 
Berficherungsanftalt den Auftrag wieder entzieht, innerhalb der nächjten acht Tag 
der zuftändigen Behörde feines Wohnortes davon Anzeige zu machen hat. Hit 
fommt noch die Blanketbeitimmung des $ 360 Ziff. 9 des RStrafGB., welche mil 
Geldjtraje bis zu 150 Mark oder mit Haft denjenigen bedroht, der gefetlichen I 
jtimmungen zuwider ohne Genehmigung der Staatsbehörde Verficherungsanftalte 
oder andere dergleichen Gejellichaiten oder Anftalten errichtet, welche beftimmt find. 
gegen Zahlung eines Einkaufsgeldes oder gegen Leitung von Geldbeiträgen bein 
Eintritte gewiffer Bedingungen oder Friſten, Zahlungen von Kapital oder Rente jı 
leiften. (Die einmal ertheilte Konzeffion des Verficherungsunternehmens fann uw 
Preußen nur durch Erkenntniß des Bezirksverwaltungsgerichts zurüdgenommen werden; 
j. Preuß. Gejeß von 26. Juli 1876 $ 134 Ziff. 2; Gej.Samml. S. 331.) 2 
Deutiche StrafGB. erwähnt außerdem Berficherungen bzw. Verſicherungsgeſellſchaften 
in dem Thatbeſtand gewifjer Betrugshandlungen (StrafGB. $ 265) und Urkunden 
fälſchungen (StrafGB. 88 277—280). BVerficherungen des Schmuggelhandels um 
der Kontrebande find durch das Vereinszollgejeß vom 1. Juli 1869 verboten, inden 
$ 147 deflelben jagt: Wer Kontrebande oder Deiraudation unter dem Schuge eine 
Verficherung verübt, verfällt neben der auf das Vergehen ſelbſt gejegten Strafe IT 
eine zwei bis dreimonatliche Freiheitsſtrafe. Wird die Kontrebande oder Derran: 
dation von drei oder mehreren zu diefem Zwecke verbundenen Perſonen unter dem 
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Schute einer Verficherung verübt, jo ift die Strafe der gemeinichaftlichen Kontre— 
bande oder Defraudation gegen den Anführer mit achtmonatlicher bis einjähriger, 
und gegen die übrigen Iheilnehmer mit vier- bis jechsmonatlicher Freiheitsftrafe zu 
Ichärfen. Der Verfichernde, ſowie der Vorfteher einer BVerficherungsgefellichait ver— 
fällt in folchen Fällen in eine fyreiheitäftrafe von einundeinhalb bis zwei Jahren, 
der Rechnungsführer der Verficherungsgeiellichait in eine folche von jehs Monaten 
bis zu zwei Jahren, jedes der übrigen Mitglieder der Gefellichait in eine jolche von 
ſechs Monaten bis zu einem Jahre. Außerdem unterliegen die zum Zwecke der 
Verficherung angelegten Fonds der Verficherungägejellichaft der Konfisfation. Kann 
die Konfiskation nicht vollitredtt werden, jo it an deren Stelle auf Erlegung einer 
Geldjumme von fünfhundert bis fünftaufend Thalern zu erfennen, für welche ſämmt— 
liche Theilnehmer folidarisch verhaftet find. (Die im Poſt- und Frachtverfehr über: 
haupt vorkommenden „Verficherungen“ find feine Verficherungen im juriftifch-tech- 
niſchen Sinne, fondern einfach höhere Tarifirung oder Garantieübernahmen oder 
Garantiefteigerungen des Transportunternehmers jelbit ; daher kann auch der ſog. „Poſt— 
verficherungszwang“ nicht hier erörtert werden.) Leber Deffentlichrechtliches vom 
Seeverficherungäverfehr, 3. B. die vom Herzog von Alba erlaffenen Berficherungs- 
verbote, 5. d. Art. Seeverfiherung. Einzelnes und Projekte ſ. unten. 

III. Infolange die Neichsgejeßgebung von ihrer Zuftändigfeit im B. feinen 
weitergehenden Gebrauch macht, bleiben — entiprechend auch der Ziff. VI. des Ver— 
failler Schlußprotofolls zum Bayeriichen Vertrage vom 23. Nov. 1870 — die in 
den einzelnen Staaten geltenden Gejege und Verordnungen in Kraft und auch der 
partifularrechtlichen Abänderung unterworfen. Die einzelnen Staaten haben demnach 
das V. zur Zeit noch von fich aus polizeilich geregelt. Sie unterwarfen das jelbit- 
ftändige BVerficherungsgeichäft (die Uebernahme von Berficherungen ala Gewerbe) der 
Konzeffionspflicht,; in der Durchführung diefes Standpunftes enticheiden Staats— 
behörden über die Zulaffung von Berficherungsanftalten, prüfen die Bedürfnißfrage, 
die Einrichtungen und Statuten der Verficherungsgejellichaiten; fte jchließen Ans 
ftalten und ſtatutariſche Beitimmungen aus, inſofern fie nach adminijtrativem Er— 
meſſen ungeeignet — mit der salus publica unvereinbar find; fie verlangen Agenten- 
fautionen und die Vorlage der Tarife, der Verficherungsverträge oder Tabellen dar- 
über und kontroliren die Rejerven und jonftigen Kapitalanlagen, die Bilanzen, die 
Fufionen und die gefammte Geſchäftsführung der Verficherungsanitalten, wie ihre 
General- und übrigen Agenten, deren Wirkungsfreis in der Regel geographiich ab- 
gegrenzt iſt. Sie ernennen Kommiſſäre zur Wahrung des Rechts der Ber: 
ficherten u. j. w. Wie in den Deutichen Staaten jo ijt auch anderwärts, 3.8. in 
den Vereinigten Staaten von Nordamerifa ein umfaffendes Präventiv- und 
Kontroliyitem im V. eingeführt, während im Gegenjage hierzu in England durch 
ein Syitem der Bublizität der nöthige Schuß dem Publikum geichaffen werden 
ſoll. (Hierüber und über die Einrichtungen anderer Staaten, 3. B. die Franzöſiſchen 
Aufichtsfommiffionen, j. Bodenheimer, a. a. D. ©. 65—72, 94 und die dort 
eitirte Lit.) Nach den beionderen Beltimmungen der einzelnen Staaten find die 
außerhalb der letzteren domizilirenden Verficherungsgejellichafiten nur nach vorgängiger 
Grlaubniß, jowie unter Erfüllung befonderer Bedingungen (3. B. Unterwerfung unter 
den inländifchen Gerichtsitand u. dgl.) ermächtigt, im Inlande Verficherungsverträge 
abzuichließen. Auf die privatrechtliche Gültigkeit des Vertrags eines Inländers mit 
einer auswärtigen Verficherungsanftalt hat der Mangel der polizeilichen Erlaubniß 
des Geſchäftsbetriebs der leiteren jedoch im Zweifel feinen Einfluß. (Bal. Entich. 
des Reichöger. Bd. I. ©. 115, 116.) Das bejtehende Syitem der polizeilichen 
Normirung des DB. iſt fritifirt von Makowiczka, a.a. D. ©. 33—35. 

Von den einzelnen Verficherungszweigen find die Seeverficherung und die Lebens: 
verficherung (lettere als nur umeigentlich zum DB. gehörig) vom Polizeirecht am 
wenigiten, die jyenerverficherung am meisten beeinflußt. Die Verficherung von Ge: 
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bäuden gegen Feuersgefahr wird im Intereſſe des Realkredits oft als Yandes- oder 
ſonſt öffentliche Anſtalt mit mehr oder weniger weit gehender ſtaatlicher Betheiligung, 
Privilegirung oder Leitung betrieben; mitunter wirken Staatsbehörden zur Geſchäfts— 
führung mit; beſtritten iſt de lege ferenda, welchen Einfluß man im Feuer-V. der 
Konkurrenz der Unternehmer geſtatten und wie weit in Bezug auf Gebäude ein Zwang 
zum Beitritt ſtattfinden ſoll. Ueber das hierüber geltende Recht ſ. d. Art. Feuerver— 
fiherung. Aus Gründen der Kriminal- und Feuerpolizei kann mitunter bie 
Polizeibehörde bei Verdacht abfichtlicher oder fahrläffiger Branditiitung oder eines 
bei der Schadensliquidation verübten Betrugs Einiprache gegen die Auszahlung der 
Verficherungsfumme erheben. Ueber Seeverſicherung ſ. diefen Art.; über Lebens: 
verjiherung 5. d. Art. PVerfiherungspvertrag; über Unfallver- 
fiherungen und die verichiedenen Arten derjelben j. d. Art. Verſicherungs— 
vertrag. In Betreff der Vichverjihherungen ift an $ 59 des Deutichen 
Viehleuchengejeßes vom 23. Juni 1880 zu erinnern, wonadh auf die nach dem 
Geſetz zu leiftende Entjchädigung für getödtete Thiere u. A. anzurechnen ift: „die 
aus Privatverträgen zahlbare Verficherungsiumme, und zwar bei Rob zu drei Bier: 
ten, bei Lungenſeuche zu vier Fünfteln, in allen anderen Fällen zum vollen Be 
trage” ; im Intereſſe der Viehverficherung ift die durch Polizeibehörden zu fördernde 
Herftellung von Beterinärftatiftifen erforderlich. 

IV. Die Stellung des Staates zum B. ift in jüngjter Zeit vielfach der Gegen: 
itand theoretifcher Grörterung wie gejeßgeberiicher Vorarbeiten gewejen. 

Auf der einen Seite — Partei des „laisser faire* — ijt das Programm auf: 
geitellt worden: Der Staat verzichtet auf eine unmittelbare und beſondere Aufficht 
über das V.; er bejeitige daher den Konzeſſionszwang, die Prüfung der Bedürfniß— 
frage, die obligatorische Kautionsbeftellung u. dgl. und jorge ſtatt deſſen nur dafür, 
daß das ganze Verficherungsgeichäft Elar und offen in allen Details erfennbar betrieben, 
von dem Publiftum folglich jelbit durchichaut werde, und daß auf dieſe Deffentlichteit 
die Selbithülfe des Publitums fich aufzubauen in der Lage jei; das Spitem der 
„Bevormundung“ durch Polizeibehörden joll demnach jchwinden und einem Spftem 
der Oeffentlichfeit und Freiheit Pla machen. Dieje Forderungen find am jchärfiten 
aufgeftellt in der Zeitichriitt des königl. Preuß. ftatift. Bureaus, Jahrg. 1863 
Nr. 8.: Ein Beitrag zur Gefchichte und Statiftit der Feuerverſicherung im Preuß. 
Staate. Der Standpunkt dieſer Forderungen ift ausführlich vertreten von 
Makowiczka, a. a. O. 

Auf der anderen Seite iſt zunächſt von fachmänniſcher Seite auf die ungemeine 
Schwierigkeit aufmerkſam gemacht, welche der Selbſtprüfung und damit der Selbſt— 
hülfe entgegenſteht: es iſt ohne ganz außerordentliche komplizirte Berechnungen gar 
nicht möglich, ſich ein Urtheil über die Reellität einer Verſicherungsanſtalt, namentlich 
einer Lebensverſicherungsanſtalt zu bilden. (So Ph. Geyer, a. a. O.; vgl. auch 
Bodenheimer) Daher wird von diejer Seite eine Vermehrung der Staat# 
fontrole, die Errichtung bejonderer jtaatlicher Auffichtsbehörden für das V. („Ver 
ficherungsämter“, „Kontrolämter”) u. j. mw. gefordert. Von anderen Bewegungen 
hier abgejehen, über welche insbejondere Ad. Wagner, a. a. D. nachzulefen ift, ſei 
hier das Rundſchreiben des Neichsfanzlers vom 4. Augujt 1879 erwähnt, mit 
welchem derjelbe die Regelung des V. bei den Deutichen Bundesregierungen in Ans 
regung brachte; dieſes Schreiben zählt eine Anzahl von Punkten auf, in denen die 
Reichsgejeßgebung verwaltungsrechtlih in das V. eingreifen könne und wol aud 
jolle, und zwar auf dem Gebiete der Lebens-, Unfall, Feuer, Hagel- und Vieh 
verficherung; ob Konzeifion oder Erfüllung von Normativbedingungen für die Zus 
laffung von BVBerficherungsanftalten zu fordern fei, wie weit die Publizität vorzu— 
"jchreiben,, wie die Sicherung der Prämienreferven zu bewirken, wie der Gefahr der 
Ueberverficherung entgegenzutreten, wie für eine organiſche Vertretung der Interefien 
der Verficherten zu jorgen, ob nicht eine jachveritändige Gentralitelle mit der Prüfung 
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der Rechnungsabichlüffe der Verficherungsanftalten zu betrauen, ob auch die Frage der 
gleichmäßigen Beiteuerung diefer Gejellichaften ins Auge zu faffen und wie weit der 
Verſicherungszwang auszudehnen je, — auf dieſe Fragen lenkte der Reichskanzler 
Die Aufmerkjamkeit der verbündeten Regierungen. 

Die Unfallverficherung bildete denjenigen Berficherungszweig, der, wol im 
Zujammenhang mit der don vderichiedenen Seiten vom Jahre 1878 an mit erneuter 
Energie in Angriff genommenen „Arbeiterfrage”, das Intereffe im weiteften Umfange 
wac rief. In mehreren Sefjtonen war im Reichstage die Einführung von Alters: 
verſorgungs- und Invalidenkaſſen für alle Fabrikarbeiter angeregt, und die Seſſion 
1879 förderte ausführliche Kommiffionsverhandlungen hierüber zu Tage, die in einer 
eben dahin zielenden Rejolution gipfelten,; das Haftpflichtgefeg vom 7. Juni 1871 
wurde von mehreren Seiten alö unzureichend gegenüber dem Bedürfniffe der Sicher: 
jtellung des Arbeiter bezeichnet, und insbefondere von Kommerzienrath Baare 
(Bochum) in einem amtlich eingereichten Promemoria lebhaft angegriffen; der Reichs— 
fanzler ließ einen Gefegentwurt ausarbeiten, betr. „die Verficherung der in Berg: 
werfen, Fabriken und anderen Betrieben bejchäftigten Arbeiter gegen die Folgen der 
beim Betriebe ſich ereignenden Unfälle”, und der Preußiiche Volkswirthſchaftsrath 
wurde im Februar 1881 mit der Begutachtung der einfchlägigen Fragen befaßt. 
Kurze Zeit darauf, am 8. März 1881 legte der Reichskanzler dem Reichstage einen 
vom Bundesrath angenommenen Entwurf eines Geſetzes, betr. die Unfallverficherung 
der Arbeiter, vor. War vorher jchon durch Einholung von Gutachten und Angriffen, 
wie Bertheidigung der hier und dort aufgeworfenen Prinzipienfragen die Angelegen- 
beit der Unfallverficherung lebhaft in Fluß gerathen, jo nahmen nun, während fich 
der Reichdtag mit dem Gejeßentwurf beichäftigte (I. Leſung deffelben 1., 2. und 
4, April 1881; Bericht der XII. Kommiffion 21. Mai 1881; II. Lefung des 
Gejegentwurfs am 31. Mai, 1., 2. und 11. Juni; III. Leſung mit Schluß 
abjtimmung und Annahme des jehr veränderten Entwurfs am 15. Juni 1881), die 
Diskuffionen eine Eonfretere Geftalt an. Die wichtigen Fragen: ob Berficherungs- 
zwang oder BVerficherungsfreiheit, ob Kaſſenzwang oder Zwangskaſſen, Reichsanjtalt 
oder Landesanftalten, Staatszuſchuß oder nur Privatprämienzahlung, Ausichluß 
oder bedingte Zulaflung der Privatanftalten, Ausdehnung des zu verjichernden Kreiſes, 
Dauer einer jog. KHarenzzeit u. ſ. w., wurden, wie in der parlamentarifchen Dis— 
fuifion, jo in der Preffe und Brojchürenliteratur im Frühjahr 1881 reichlich diskutirt. 
Staatözufchuß und Reichsanſtalt wurden vom Reichstage abgelehnt, der Verficherungs- 
zwang und die Errichtung einzelftaatlicher Anjtalten und das "hierdurch, jowie durch 
eine anderweite VBertheilung der Prämienlaft bedeutend modifizirte Gefeßesprojeft aber 
angenommen (letzteres mit 145 Stimmen des Gentrums und der Konjervativen gegen 
108 Stimmen der Xiberalen, eines Theile der Neichspartei und einzelner Konſer— 
vativen). In diefer Umgeftaltung lehnte jedoch der Bundesrath nachträglich das 
Geſetz ab. 

ER it „der gemeinwirthichaftlichen Organifation des V. in öffentlichen 
Anitalten an Stelle der privatwirthichaftlichen Organifation, der öffentlichrechtlichen 
itatt der Lediglich privatrechtlichen Gejtaltung* des V. energiſch das Wort geredet 
worden, jo von Adolph Wagner u. W., obgleich nicht zu verfennen ift, daß 
das V., wie es der Privatwirthichaft und der freien Thätigkeit der Intereſſenten 
jeinen Urjprung verdankt, im freien Verkehr jowol von Privatprämienverficherungs- 
anftalten, ala auch von Gegenjeitigkeitsgefellichaiten zu einer ungemeinen Blüthe 
gebracht worden ift, die Freilich nicht überjehen laffen darf, daß eine noch weitere 
Ausdehnung des V. ebenjo wie die Bejeitigung einzelner Mängel defjelben wünſchens— 
werth tit. 

Quellen: Berfailung bed Deutichen Reiches, Art. 4 Ziff. 1. — Deutiche Gemwerbeorbn. 
SS 6, 14, 148. — Deutices Straf®B. $ 360 Ziff. 9, 265, 277—280. — Bereinszollgeieh 
$ 147. — Defterr. Gewerbeordnung Art. V. k. — Preuß. Geſetz, betr. den Geichäftäverfehr 
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ber Verficherungsanftalten, vom 17. Mai 1853 u. v. 22. Juni 1862. — Im Ikbrigen fiebe 
die Quellen bei den Art. Feuerverfiherung, Berfiderunngsvertrag u. 9. 


Lit: Saski, Die volkäwirthichaftliche —— ge D. und der Nußen ber einzelnen 
art, Lpz. 1865. — Elsner, Geſetz d. V. v. voltswirthſch — aus, 
Berlin 1867. — Endemann in Fu: a 5  eitichr. das 
R. — 284 fi. rg‘ in Deutihe V.J. 77H — — 
—3 in Ztſchr. f. d. kgl. Preuß. ſtatiſt. Bureau, ir S. 295 ff.; Derieibe, 
Denkſchrift über die rg —— SE igfeit und prakt. — einer Unjell⸗ 
Verſ.⸗Aktien-Geſell resl. äkowiczka in Bluntſchli's u. Brater's 
Zeutſchem Staats — Bd. x. rd 'E. 1-60 und bie dort angef. Lit. — — 
Die V. u. feine geſetzl Regelung in ben Vereinigten Staaten ven Norbamerifa, in England 
und frankreich, mit — auf Deutſchland Ergänzungsheft der Zeitſchr. d. tgl. Kreuh, 
Pe Bureaus), 1870. — Ph. Geyer, Die Lebend:Berf. in Deutfchl., 1878 (auch ım Yahrb 
t. Gigb., re goltomichit Neue Folge, L Heft 4). — Laband in Seh 
ihmidt' 3 ti — 6. Bobenheimer, Zur Gjgb. über d. Verficherungs 
Bern 1879. — Aummer, Der Betzieh d. Verficher. :Gejellich. * — Zürich 1 ya — 
F. Wöllmer, Die Anvaliden:Benfionsfafien und bie Geſetz . 1890. — — Elſter, 
gi Lebens⸗V. in Deutichland, Halle 1880, u. die dort angef. Pie — — f. d. Deutiche 
ee ig ge N 1880, herau —* von Neumann. — Gemeinnütziges Wochenket, 
Wür —* Nr. 7-2. B la Dee und bie Arbeiter (Mar 
830 u. H. Kamien), Berlin 1881. — Ma er Staat und die Verfichermg 
anbeläpolit. Seitfragen, et 2) — 1881; a Die Perle d. Deutichen Gemert: 
vereine, a bolph W agner, "Zeitichr. für Die gei. — et Zib 
1881, ©. . und die bort angef. Lit. (Jacobi, Schäffle u. 9.) — Die Verhandlungen 
des neu EN tom Ay rg vo ebr. 1881, und die des Deutichen Reichstages, April— 
Juni 1881. l. * "4 er in der „Geſetzgebung ber lebten Jahre im Reiche u. 
in Preußen“, u 1881, Gareiß. 


Verſprechungseid, juramentum promissorium , die eidliche Veftärfung einer 
Zufage, war ſchon dem Röm. Civilrecht bekannt; mehr jedoch als ein Mittel, den 
Verſprechenden in ſeinem Gewiſſen feſter zu binden , nicht als etwas, wodurd die 
juriftifche Kraft des Verſprechens erhöht wurde. In letzterer Beziehung wurde im 
Welentlichen dem B. nur in dem Fall eine Bedeutung beigemefjen, wenn ein aus 
dem Alter der Unmündigfeit herausgetretener Minderjähriger fein Verſprechen eidlich 
beitärkte. Derſelbe war dann gehindert, Rejtitution wegen Minderjährigkeit zu er 
bitten. Nach einer hieran fich anjchließenden Beitimmung Friedrich Barbaroſſa's 
wurden eidlich bejtärfte WVeräußerungen Mündiger der ſonſt zuläffigen Anfechtung 
(wegen mangelnden Dekrets des Gerichts) entzogen. Das Kanoniſche Recht endlich 
bejtimmte, daß jedes an fich nach rechtlicher Vorſchrift ungültige Rechtsgeſchäft durch 
eidliche Beſtärkung mit einem nach den fonjtigen allgemeinen Grundfäßen wirfjamen 
Eid verbindende Kraft erlange, fofern nur jein Inhalt nicht unerlaubt oder unſittlich 
jei. Diefer Satz wird in der gemeinrechtlichen Praris als allgemeines Prinzip anerfannt 
und auch bei Proteftanten angewendet. Beides ift jtreitig. In eriterer Beziehung will 
die abweichende Meinung den Sat nur in den durch das Geſetz ſpeziell entjchiedenen 
Fällen anerkennen. In den neueren Gejeßgebungen iſt der Eid als civilrechtliches 
Beitärfungsmittel aufgegeben, er wird als jolches theils gar nicht erwähnt, theils 
wird ihm die juristische Bedeutung ausdrüdlich abgeiprochen. — Wie der Bormund 
reichögeieglich die Erfüllung feiner Pflichten eidlich anzugeloben hat, was von der 
Praris auch auf andere gerichtlich übertragene Verwaltungen angewendet wird, to 
findet der V. heutzutage noch häufige Anwendung in ftaatsrechtlichen Beziehungen: 
Huldigungseid, Beamteneid, Eid auf die Verfaffung, Bürgereid, Fahneneid. Die 
Pflicht gilt auch jchon ohne den Eid ala vorhanden, der Eid erzeugt oder verſtärkt 
fie nicht, er hat nur ethiiche Bedeutung. — Im Giv.Prz. fonnte eine Verbindlichkeit 
zur Ableitung von Veriprechungseiden erwachien, Recht des Gegners auf juratorifche 
Kaution, auf den Kalumnieneid. Beides ift jetzt antiquirt. Die Manifeftations- 
verbindlichkeit geht nach Preußifchem Recht auch auf ein eidliches Verjprechen der An- 
zeige bei jpäterer Grmittelung; für den bei der Zwangsvollitrefung und im Konkurs— 
verfahren vorfommenden Offenbarungseid ift der B. durch die CPO. befeitigt. — 


— 


Im Vrozeſſe iſt nach Gem. u. Franzöſ. Recht auch der Zeugeneid ein promiſſoriſcher, 
ebenſo nach der Deutſchen Civil- und StrafPO. Der promiſſoriſche Zeugen- und 
Sachverſtändigeneid, der durch die demnächſtige Ausſage verletzt iſt, wird als Meineid 
beſtraft. Im Uebrigen bedroht das RStrafGB. im Anſchluß an das Preußiſche Den— 
jenigen mit Strafe, der vorſätzlich einer durch eidliches Gelöbniß vor Gericht beſtellten 
— F * in einem Offenbarungseid gegebenen Verſprechen zuwiderhandelt. 

Lit. — Bayer, Betradhtungen über den Eid, 1829. — Franc. Jac. 
Müller, Dies! E jurejurand 0 spec. — en u = LEO 2, 28. — Auth. 
Frieder. Sacramenta puberum ad 1 cit. — Cap.28 X De 22 in VIto 2, 11. — 


R.Pol.D. Tit. 32 er — Preuß. Allg. ER. J. 5 y i99. — — 1, 769, ar 375. — 
EtrafGB. $ 162 Eccius. 
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elung: Die gewaltjame Herbeiführung des gänzlichen oder theil= 
weiten Verluſtes eines Gliedes. Mehrere Gejeßbücher gedenken derjelben, indem fie 
vorlägliche Begehung der Handlung gegen einen Dritten vorausjeßen, ala einer Spezies 
der ſchweren Körperverlegung (Oeſterreich $ 1568; ehedem Preußen $ 193; Baden 
It. 225, 3; Heſſen Art. 263, 3). Die dadurch veranlaßten Bemühungen der Praris 
um eine in den Gejegen ſelbſt fich nicht findende genauere Definirung derjelben find 
im Ganzen unbefriedigt geblieben. Die Preußiſche Praris verjtand unter V. die 
gewaltjame Herbeiführung des Verluſtes eines Theils des Körpers, infofern derjelbe 
eine erhebliche Erjchwerung oder die theilweife Störung einer Funktion des Körpers 
ur Folge Hat. Diefe Definition entfpricht dem Wortfinne injotern nicht, als fie 
den Schwerpunkt in die Funktionsftörung legt. Beſſer findet Krug eine V. in dem 
Verluft eines am Leben de8 Organismus theilnehmenden und zu einer jelbjtändigen 
Funktion beftimmten Körpertheils. Das RStrafGB. hat mit Recht dag Wort „V.“ 
in den Paragraphen über die Körperverlegung weggelaffen und fpricht Hier jtatt 
defien von dem Verluſte eines wichtigen Gliedes des Körpers. ©. hierüber d. Art. 
Körperverleßung. 

Die B. Jemandes auf deffen eigenes Verlangen, um ihn zum Militärdienjt 
untauglich zu machen, wird im StrafGB. in Verbindung mit der zu gleichem Zweck 
erolgenden Selbſtverſtümmelung ala Vergehen gegen die öffentliche Ordnung bes 
handelt ($ 142). Vgl. d. Art. Selbftverftümmelung. a 

. eriel. 


Berfuh (Thl. I. S. 715 fi). Im Allgemeinen ift der Begriff des ver— 
fuchten im Gegenjag zu dem des vollendeten Verbrechens dahin zu bejtimmen , daß 
®. vorliegt, wenn die verbrecherifche Abficht zwar theilweife, aber nicht in dem 
Maße verwirklicht worden ift, ald dies zur volljtändigen Erichöpfung des That- 
beitandes jenes Berbrechens erfordert wird, deſſen Begehung beabfichtigt wurde. Im 
Hinblid auf das pofitive Recht ift dabei zu bedenken, daß dieſes zumeilen durch 
feine Definitionen der einzelnen Verbrechensarten die Vollendung weiter hinausrückt 
oder weiter zurüctverlegt, als es eine richtige Auffaflung fordern würde. Aus mannig- 
fachen triminalpolitijchen Gründen wird ferner von den Geſetzen nicht jede noch 
Io geringfügige Verwirklichung der verbrecheriichen Abficht ſchon ala V. beitrait (j. 
2.1. S. 716 ff). Das Defterr. StrafGB. verlangt eine zur wirklichen Aus 
übung führende Handlung; in den meijten neueren Geſetzen wird im Anſchluß an 
das Franzöſiſche Recht (commencement d’ex6cution) ein „Anfang der Austührung‘ 
(Beginn der wirklichen Ausführung jagen noch beffer die Defterreichifchen Ent— 
würfe) gefordert. Die vor diefem Anfang der Ausführung liegenden dolofen Hand- 
lungen find dann ſog. (jtrafloje) Vorbereitungshandlungen. Nach dem 
Deutſchen StrafGB. iſt Derjenige, welcher den Entichluß, ein Verbrechen oder Ver— 
gehen zu derüben, durch Handlungen, welche einen Anfang der Ausführung diejes 
Verbrechens oder Vergehens enthalten, bethätigt hat, wegen B. zu beitrafen, wenn 
das beabfihtigte Verbrechen oder Vergehen nicht zur Vollendung gefommen ift. Der 
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Verſuch eines Vergehens wird jedoch nur in den Fällen beſtraft, in welchen da: 
Geſetz dies ausdrüdlich beitimmt. (Richtiger wäre als Negel die Strafbarkeit, als 
Ausnahme die Straflofigkeit aufzuftellen, wie in den Dejterreichifchen Entwürfen. 
Das Deutiche StraiGB. verfährt überdies bei der ausnahmsweiſen Strafbarerflänung 
im bejonderen Theil nicht nach feſten Prinzipien.) — Die wichtigite Streitfrage auf 
dem Gebiete der Verfuchslehre ift die über die jog. untauglidhen Verfuchshand— 
lungen (vgl. Thl. I. ©. 717). Für Strafbarfeit derjelben entichieden v. S ch warze. 
Lam maſch und beſonders v. Buri, dieſer ſelbſt für den Fall, ala ein abſolut 
untaugliches Mittel mit Bewußtſein gewählt wurde (jo 3. B. Todtbeten u. dal.). 
neueltens Hälſchner. Entſchieden für die Strafloſigkeit Roßhirt u. Temme; mit 
eigenthümlicher Begründung im Ganzen auch Cohn; mit verjchiedenen Modifitationen, 
namentlich Unterfcheidung zwifchen abjolut und relativ untauglichen (untauglichen und 
unzulänglichen) Mitteln Abegg, Heffter, Marezoll, Mittermaier, Geib, 
Zahariä, Chop, v. Hye, Dienbrüggen, Goltdammer, Oppenbhoii, 
Rubo, Berner, Shüße, 9. Meyer u. A. Manche (wie v. Leonhardt, 
vd. Bar) wollen blos den B. „am untauglichen Objekt“ für jtraflos erflärt haben. 
Mieder Andere meinen, es genüge zur Strafbarkeit, wenn der Thäter nur ein an 
ſich taugliches Mittel (3. B. Arjenik zur Vergiftung) anzuwenden glaubte (jo 3.2. 
Köjtlin, früher Hälfchner, Walther, Seeger. Das Deutiche Straißf. 
jcheint durch feine Ausdrucksweiſe mindeſtens die Strafbarkeit des Verſuchs mit ſog 
abjolut untauglichen Mitteln und am untauglichen Objekt auszufchliegen. Dafür 
jpricht namentlich auch, dak $ 46 3. 2 die rechtzeitige Abwendung des Erfolgs für 
jtraflos erklärt; denn da beim untauglichen B. die Abwendung des (ohnehin nicht 
eintretenden) Erfolges unmöglich ift, wäre er hiernach härter behandelt ala der taug- 
liche! — Die Praris aber war bisher — zum Theil unter dem GEinfluffe landes- 
rechtlicher Traditionen — ſchwankend. Die Preußische Praris (Erf. des O. Trib 
vom 8. Januar 1874) erllärte den V. mit relativ untauglichen Mitteln für jtra- 
bar, den V. mit abjolut untauglichen Mitteln für ftraflos, ebenjo die Bayeriſche 
Praris (Erf. des Bayer. KHaffationshofes vom 12. Juni 1874); die Württemberg. 
fand den V. mit untauglichen Mitteln ſowie den V. am untauglichen Objekt jtrai- 
bar (Beichluß der Straffammer des Württembergiichen O.Trib. vom 12. November 
1873 und Erf. des MWürttembergiichen Kaflationshofes vom 26. November 1873). 
Gine Plenarerf. des Neichögerichts vom 24. Mai 1880 (Rechtſpr. I. ©. 819 ff.) 
hat den V. mit abjolut untauglichen Mitteln und ein Reichögerichtserfenntniß vom 
10. Juni 1880 (Rechtipr. II. ©. 56 ff.) den V. am untauglichen Objekt für jtrai- 
bar erklärt. — Nach dem Deutichen StrafGB. bleibt der B. ala ſolcher ftraflos, 
wenn der Thäter 1) die Ausführung der beabfichtigten Handlung aufgegeben bat, 
ohne daß er an diefer Ausführung durch Umſtände gehindert worden ift, welche 
von feinem Willen unabhängig waren, oder 2) zu einer Zeit, zu welcher die Hand» 
lung noch nicht entdedt war, den Gintritt des zur Vollendung des Verbrechens oder 
Vergehens erforderlichen Erfolgs durch eigene Thätigkeit abgewendet hat. — Wit 
Necht erflärt das Geſetz (im Gegenja zu der Franzöſiſchen Anjchauung), daß der 
DB. milder zu beftrafen ei, als das vollendete Verbrechen oder Vergehen. Statt 
der auf das vollendete Verbrechen geſetzten Todes- oder Lebenslänglichen Zuchthaus: 
ftrafe tritt für den V. Zuchthaus von 3—15 Jahren (daneben iſt Polizeiaufficht 
zuläffig), ftatt Lebenslänglicher tritt 3—15jährige Feitungshaft ein. In den übrigen 
Fällen kann die Strafe bis auf ein Viertheil des Mindejtbetrags der auf das voll« 
endete Verbrechen oder Bergehen angedrohten Freiheits- oder Gelditrafe ermäßigt 
werden. Sit hiernach Zuchthaus unter einem Jahre verwirkt, jo iſt diefelbe nad) 
Maßgabe des $ 21 in Gefängniß zu verwandeln. — Der B. einer Uebertretung iſt 
nach dem Deutſchen StrafGB. jtraflos. 
Gigb.: ei Straf®B. 88 43 —46, 107, 120, En 148, 160, 169, 240, 242, = 

253, — 309, 339, 350, 858. — Oefterr. $$ 8, 10, 11, 47 litt. a, 288, 
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litt. g. — Defterr. Entw. I. SS 4649, 187, 234, 289, 290, 311, 317; II, 88 46 
184, 229, 281, 304, 310. — Code pen. art. 9, 3, 179, 241, 251, 389, 400, 401, 405, 8 


Lit.: H.U Zadhariä, + un vom B. der Verbrechen, 2 Theile, 1836, 1839. — 
—— Abhandlungen, 1. 3b. 1836. — rt Die Lehre vom V. der Verbrechen, 1854. — 
v. Bar, 2. Lehre vom D. = von der Theilnahme am Verbrechen, 1859. — Chop, 
Ueber die renze zwiichen Vorbereitung und V. eined Verbrechens, 1861. — Geyer, —* 
—— über —— * Thatbeſtand, 1862, ©. 47 ff. — Walther, Krit. B.JI.Schr 

Gigb — See ie Ausbildung ber Lehre vom ®. der Berbr. in ber Wilenicaft J 
Mittelalters, 1869. — -Rubo u. Berner, Gerichtäfaal, 1865. — Geyer, ebenda, 1866. — 
v. Buri, ebenda, 1867, 1868 u. 1880. — Meves und Häberlin, "ebenda, 1872. — 
HL er in Goltb. urch. XVII. (1870). — v. Buri, ebenda, XXV. (1877). — John, 
Deutlge € —— 1872. — v. ee J v. — 3 — II. 

Meyer, Lehrb. d. Strafrechts, ©. 196 ff. — Hertz, U b. V. mit uns 
taugl. itteln, Gem — Scherer, Gerichtäf., ern. — en RN arch. XXIV. 
——— S.1 ff. — Binding, Normen, II. ©. 410 ff., 429 ff., 436 #; Derjelbe, Grundrif;, 
3 f. — Hiller, Zur M.lehre des er ifchen Strafre t3, 1878 (Sep, :Abdrud aus 
se — für d. Private u. öffentl. R d. Gegenwart, d.). — ——— Das 
Moment objektiver Gefährlichteit im B 4 des Berbrechensverfuchd, 1879. — 8. Cohn 
ur e von verfuchten und unvollendeten Berbr — erſelbe in Go 
gr Sir rſucht d endeten Verbrech 1880; Derjelb Goltd. 
VII. (1880). — Geyer in ber Zeitſchr. f. d. gel. — — (1881). 
eyer. 


Bertheidigung im weiteften Sinne heißt die Geltendmachung der dem Ans 
geflagten oder Beichuldigten im Strafverfahren zuftehenden Rechte. Zunächſt kann 
der Angeklagte fich jelbit vertheidigen. Im Weſen des richterlichen Amtes liegt es 
außerdem, daß, auch ohne vorangegangene Antragsitellung, Alles berüdfichtigt werde, 
was Straflofigfeit oder Strafmilderung begründen kann. Nach Franzöſiſchem 
und Deutichem Straiprozeßrecht ift auch die Staatsanwaltjchaft gehalten, von Amts— 
wegen dafür zu jorgen, daß Unfchuldige nicht verfolgt werden. Die Berücfichtigung 
der zu Gunften des Angeklagten jprechenden Umſtände durch den Richter und die 
Staatsanwaltichait bezeichnet man als materielle V. As formelle DB. oder 
B. im engeren Sinne bezeichnet man die gerichtliche Geltendmachung der dem Ver: 
folgten zuitehenden Rechte durch bejonders verpflichtete oder berufene Perſonen. 
Ueberall wo das Rechtäleben aus feinen eriten rohen Anfängen herausgetreten  ift, 
findet fich das Inftitut der V. Noch früher ald die Anklägerſchaft nimmt fie in 
der Geichichte einen jachverftändigen, berufsmäßigen Charakter an. Die Mittel ihrer 
Wirkſamkeit find von den Grundformen des Verfahrens (Schriftlichkeit, Mündlichkeit) 
abhängig. Im neueren Strafverfahren ergiebt fich infofern eine grumdjäßliche Wer: 
fchiedenheit gegenüber den älteren Prozekinftitutionen, als das Auftreten einer ſtän— 
digen, berufsmäßig vorgebildeten Anklagebehörde neben dem Richter (Staatsantwalt- 
Schaft) wefentlich erfcheint, während in der Regel die formelle B. nicht wejentlich ift. 
Sie ijt eine fakultative, freiwillige, infoweit der Angeklagte fich eines Verthei— 
digers bedienen darf, ohne daß eine Erlaubniß von Seiten des Gerichts bei geeig- 
neter Auswahl erforderlich wäre. Ausnahmsweiſe ift die B. eine nothwendige, 
wenn für die Mitwirkung eines Bertheidigerd von Amtswegen zu forgen iſt; eine 
Prozekeinrichtung, die. dem älteren Gem. Recht in Deutjchland entſtammt, fich in 
allen anderen StrafPD. eingebürgert hat und jelbjt in England unter der Herrichaft 
akfufatorischer Prinzipien darin ein Analogon findet, daß der Richter in Kapital- 
fachen einen Rechtöverjtändigen bittet, die B. zu übernehmen. Die nothwen- 
dige B. und die Fürforge durch Beſtellung eines Bertheidigers ift jubfidiär. Sie 
tritt erft dann ein, wenn von dem Recht der freiwilligen V. fein Gebrauch gemacht 
worden ift. Möglich ift ein Zufammentreffen der amtlichen Fürforge mit dem Willen 
des Angeklagten, wenn derjenige von Amtswegen bejtellt wird, der die Wahl des 
Angeklagten nicht annahm. Weil im öffentlichen Rechtszwede des Strafverfahren 
wurzelnd, ift die nothwendige V. dem Angeklagten gegenüber unverzichtbar und 
auch den ordnungsmäßig beitellten Vertheidiger verpflichtend, jo daß die Ueber— 
nahme des DB. nicht ohme Grund zurücgewiejen werden darf und der Beftellte 
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wenigjtens zur äußerlichen Mitwirfung an den Verhandlungen des erfennenden Gerichts 
gehalten ift. Nothwendige B. findet allgemein nur in den jchweriten Verbrechens 
fällen jtatt, in Deutfchland in denjenigen Sachen, welche vor das Reichsgericht in 
eriter Inſtanz oder vor die Schwurgerichte gehören; ſodann wegen gewifler phyſiſcher 
Defekte (Taubheit, Stummheit), wegen jugendlichen Alters (unter 16 Jahren), oder 
zweitelhafter Zurechnungsfähigkeit. Ginem rechtzeitig vom Angeklagten geitellten An— 
trage auf Beitellung muß auch dann entiprochen werden, wenn, von der lediglich 
in der Nücdfälligkeit des Thäters wurzelnden Verbrechensqualifikation abgeiehen, ein 
vor dem Landgericht zu verhandelndes Verbrechen in Rede fteht. Zwiſchen noth— 
wendiger und freiwilliger V. in der Mitte ftehen diejenigen Fälle, in denen der 
Richter, unabhängig von geſetzlich bindender Vorſchrift, zu Beitellung eines Ber- 
theidigers jchreitet. Obſchon, wo die V. nothwendig, der beitellte Vertheidiger nicht 
refufirt werden kann, jo find doch gegen deſſen Perfon begründete Einwendungen 
des Angeklagten zu berüdfichtigen. Daß der Vertheidiger nicht gegen den Angeklagten 
eingenommen jei, ift eine berechtigte Forderung, die zu berüdfichtigen ift, wo der 
Vertheidiger gleichzeitig der Beichädigte if. Das Perjonal der V. wird überall 
zunächft durch die Rechtsanwaltichaft dargeboten. Außerdem kommen als berechtiat 
in Deutichland die Lehrer des Rechts in Betracht. Nach richterlihem Grmefien 
fönnen im Interefje des Angeklagten auch andere zugelaffen werden. Frauen find 
nicht abfolut ausgeichloffen (anderer Meinung: VBoitus und Zimmermann); 
ebenjowenig Ausländer. Die Kreiſe der zur freien Bertheidigung berechtigten und 
zur Uebernahme einer nothwendigen V. bejtellbaren Perjonen fallen nicht ganz zu— 
jammen. Denn auch Juftizbeamte und zum Richteramt noch nicht beiähigte Rechts— 
fundige fünnen vom Richter bejtellt werden. Defterreich, in allem Wejentlichen 
mit dem Deutjchen Straiprozeß in diefer Materie übereinftimmend, kennt eine all» 
jährlich bei den Gerichtshöfen zweiter Inſtanz anzulegende Vertheidigerlifte (Defterr. 
StrafPO. $ 80), worin mit Genehmigung ihrer vorgejeßten Dienſtbehörde alle 
Staatsbeamte und alle für das Richteramt, die Advokatur und das Notariat geprüften 
Sachverſtändigen aufgenommen werden. 

Prozeſſualiſche Stellung der Bd. Wirkſame V. jeht Beitimmtheit des 
der gerichtlichen Entjcheidung unterbreiteten Anklagematerials voraus. Die Perfon, 
gegen welche, und der Thatbeitand, über welchen verhandelt werden joll, müffen ge 
geben fein. Das Hauptgewicht der nach neuerem Prozeßrecht überall mündlich zu 
führenden B. fällt daher in den Zeitraum nach förmlich erhobener Klage bis zum 
Abichluß des rechtäfräftigen Erfenntniffee. Das Franzöſiſche Necht kennt ebenjo wie 
der Schottifche Strafprozeß nur eine V. während der Hauptverhandlung. Auch die 
Mehrzahl der Deutichen, jeit 1848 ergangenen StrafPD. beſchränkte die V. auf diejes 
wejentlichite, aber der Sache nach keineswegs als ausfchließlich zu erachtende Funk— 
tionägebiet. Der Englische Strafprozeß ließ die V. auch in der PVorunterfuchung 
zu, was mit dem ehemaligen Privatanklageprozeß zufammenhing. Ihm find ein- 
zelne Deutjche StrafPD. (3. B. Baden) gefolgt. Von bedeutendem Einfluffe für 
die erweiterte Zulaffung der B. war das Beifpiel der Defterr. StrafPD. von 
1873. Nach gegenwärtigem Rechte kann fich in Deutichland der Verfolgte in jedem 
Stadium der Unterftühung von Seiten eines Vertheidigers bedienen, aljo nicht nur in der 
Vorunterfuchung, jondern auch im Ermittelungsverfahren. Die Aufgabe der V. in den 
Voritadien beiteht vornehmlich in der Abwendung Harter und durch den Zweck des 
Verfahrens nicht gebotener Eingriffe in die perjönliche Freiheit, in der Geltend- 
machung des Beſchwerderechts gegen nachtheilige Verfügungen des Richters, in der 
Sicherung des Angeklagten gegen ungebührliche Durchführung der Unterfuchungshatt 
und in der rechtzeitigen Wahrnehmung der Intereffen des Entlaftungsbeweijes bet 
jolchen Beweisaufnahmen, die für das mündliche Verfahren präjudizielle Bedeutung 
gewinnen (Augenjcheinseinnahme u. j. w.). Andererfeits fommt in Betracht, daß 
die Maßnahmen des Grmittelungsverfahrens und der Vorunterſuchung durch une 
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zeitiges Eingreifen einer gegenftändlich noch nicht firirten V. unbehindert in der 
Richtung des noch zu jammelnden Anktlagematerials ihren Weg gehen müſſen. Bon 
einer formalen Gleichberechtigung (ſog. Waffengleichheit) zwiſchen V. und Staats— 
anwaltichaft kann daher erſt während der Hauptverhandlung die Rede fein, wo den 
Bewersanträgen der DB. durchaus gleiche Bedeutung zukommt, und gegenüber der 
Staatsanwaltichaft jede unrechtmäßige Ginjchränfung des Vertheidigungsrechtes die 
Bedeutung eines Nichtigkeitsgrundes annimmt. Der Bertheidiger hat daher auch das 
ihm nach älteren Prozeßgeſetzen verfagt geweſene volle Fragerecht an Zeugen und 
Sachverſtändige. 

Der Vertheidiger iſt freilich in anderer Weiſe, als der Staatsanwalt der Diszi— 
plin des Gerichtsvorſitzenden untergeordnet und kann wegen begangener Ungebühr 
mit einer Ordnungsſtrafe belegt werden. Inwieweit er ſich auch dem Vertheidigten 
gegenüber für Zutmiderhandlungen verantwortlich macht, ijt in den Gejeßen nicht 
entichieden. Wo die nothwendige B. pflichtwidrig Handelt, muß erforderlichen Falls 
die Beitellung zurüdgezogen werden. Gegen klare Berfäumniffe eines erwählten 
Vertheidigerd hat vermöge der ihm obliegenden Pflicht der materiellen B. der Richter 
jeines Amtes zu walten. Uebrigen® kann ein Angellagter durch mehrere Berthei- 
diger, mehrere Angeklagte durch einen gemeinfchaftlichen Bertheidiger vertheidigt 
werden, wofern ein Intereffenkonflitt unter der Mehrheit angeflagter Perjonen nicht 
beiteht. Iſt der Angeklagte erjchienen, jo bedarf der Vertheidiger feiner fchriftlichen 
Legitimation. Ob die Beitellung einer nothwendigen B. nur für die erfte Inſtanz 
wirffam bleibt, oder auch die höheren Inſtanzen ergreift, ijt ſtreitig (dafür 
v.Schwarze, dagegen Boitus). Ingleichen auch, ob die nothwendige V. die auf 
Grund der Konnexität an das Schwurgericht gelangten Fälle in fich jchließe (dafür 
v. Schwarze, dagegen Löwe). 

Bejondere Rechte der ®. find 1) das Recht auf Akteneinſicht an der 
Gerichtsſtelle nach abgeichloffener Vorunterſuchung. Erweitert ift daß Recht infofern, 
ala auch während der Vorunterfuchung einzelne Beitandtheile der Gerichtsakten aus— 
nahmawetje eingejehen werden dürfen (VBernehmungsprotofoll, Gutachten u. j. w.). 
Unterfagt bleibt die Verabfolgung von UMeberführungsftüden ad aedes des 
Vertheidigerd. 2) Das Recht, Eoftenfreie Abſchrift von Urkunden u. ſ. w. zu ver— 
langen, wird im weiteren Umfange, als in Deutjchland von der Defterr. StrafPO. 
($ 23) anerkannt (vgl. RStrafPO. $ 290 bezüglich der Frageſtellung). 3) Das 
Recht auf perfönlichen Verkehr mit dem Angeklagten ift in Deutichland 
erheblich beſchränkt und erfcheint, abgejehen von dem Verfahren nach eröffneter 
Hauptverhandlung, durch das Erforderniß gerichtlicher Genehmigung verfünmert. 
4) Recht der Zeugnißverweigerung in Beziehung auf die vom Klienten anvertrauten 
Mittheilungen. 5) Der Anſpruch auf Entjchädigung aus der Staatäfaffe für die 
Führung einer vom Richter auferlegten B. 6) Das Necht, Rechtsmittel einzulegen. 
7) Das Necht des jog. legten Wortes. 8) Das Recht, bei dem Vollzuge der Todes— 
itrafe gegenwärtig zu fein, woraus fonjegent zu folgern wäre, daß, zur Wahrung 
eines etwaigen Beichwerderechts, auch der Verkehr eines Detinirten während der 
Verbüßung einer Freiheitsjtrafe mit feinem Vertheidiger nicht abgeichnitten werden 
jollte. Unzuläffige Beichränfung der V. in einem für die Entjcheidung wefentlichen 
Punkte giebt einen Reviſionsgrund. 

Eine Abart der B. ift die Vertretung des Angeklagten durch Vertheidiger 
im Strafprogeß. Diejelbe bezieht fich auf folche leichtere Straffälle, in denen die 
verfönliche Anwejenheit des Angeklagten nicht nothwendig erfcheint. Doch können 
in der Hauptverhandlung auch neben dem Angeklagten, ohne einer Bollmacht zu 
bedürfen, Angehörige deflelben als Bertreter auftreten; — daſſelbe Recht 
iteht demjelben auch im Abmwejenheitsveriahren zu (j. dieſen Art.), obwol 
gleichzeitig ein Vertheidiger auf Grund einer ihm ertheilten Vollmacht erjcheinen 
fann, 
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Quellen: CCC. art. 14, 73, 219. — RStrafPD. Abth. XL Buh I Ferner: 
Non 8. Dertreter: 149, 322, 324, 340, 370, 427, 451, 457, 478. — Defterr. StrafBQ. 
s 39 ff. — Franft.: Code d’instr. crim. art. 294 ss. — Dekret vom 10. Juli 1810. — 


335 in Weiste’s Rechtäler. XII. ©. 731. 


Lit.: Biener, —— * aus der —— —* 1848, 2. Heft S. 106. — 
Planck, Straſprozeh, — Mittermeier ertheidigungsrecht" im a 4. Aufl. 
1845; Derielbe, er I. ©. 263; Derielbe, Der Grundiah der Gleichheit ber 
Waffen, der er Anklage u. d. Vertheidigers im Stra verf., in d. —— — 
1861, S. — A im Handbu des Etrafprogehredhts, Bd. I. S. 387 Fi. — 

Voitus, Ban en betreffend die StrafPD. und d. GBG., 1880 (2. Heft). — An 
mann im Gerichtsjaal, 1850, ©. 260 ff. — Defterr.: Yaques, Ueber bie — 


Vertheidigung in Strafſachen, 1873. — Bann: un StrafRO., S. 3 
Mayer, ——— rt Oeſterr. StrafPO., I. — Frydmann, Snflem. 
andbucd des V. im Et 


rafrecht, 1877. — — & — —— Die Vertheidigung in 
trafjachen, 1880 (mit reicher Literaturnachweifung). rankr.: Helie, Trait€ de l’instr. 
crim., T. VIIL; Derjelbe, a criminelle, I. 345. — Dupin, Libr. defense des 
accuses, 1815. — Eyssautier, »ublicité et liberte de la defense, 1860. — Morin, 
— des cours et tribunaux, du barreau et des co d’otficiers publics, L 
E* 7—164. — Engl: Mittermaier, Engl. Strafverfahre . 65. — Archboläd, 
leading and evidence, 2 ed. (by Ierris) 1875. — En % facts, (1873) 3. - br 
Townshend, p. 240-280. — Jtalien: Campani,Ladifesa penale in Italia, 1830. — 
Casorati, La difesa nella procedura preparatoria, in beffen her enale etc., Milano 
1881. olendorff. 


Bertheilungsverfahren. Ein ſog. V. tritt nah Deutſchem Civilprozeß- 
recht, abgejehen von dem Falle des Konkurſes, ein, wenn bei der Zwangävollitredung 
in das bewegliche Vermögen ein Geldbetrag Hinterlegt ift, welcher zur Berriedigung 
der betheiligten Gläubiger nicht Hinreiht. Zu einer folchen Sinterlegung bat der 
GSerichtsvollzieher zu jchreiten, wenn der Erlös der für mehrere Gläubiger nachein: 
ander oder gleichzeitig gepfändeten Sachen nicht zur Berriedigung aller Forderungen 
ausreicht, und über die Vertheilung des Grlöfes unter den Gläubigern Streit ent- 
fteht. Werner hat der Drittfchuldner, wenn die Forderung des Grequirenden gegen 
ihn für mehrere Gläubiger gepfändet worden ift, auf Verlangen eines der Gläubiger, 
welchem die Forderung in der Zwangsvollftrefung überwiejen worden ift, den Be 
trag der Forderung zu hinterlegen. Weiter kann e& zu einer jolchen Hinterlegung 
dadurch fommen, daß ein Anfpruch auf eine bewegliche körperliche Sache für mehrere 
Gläubiger gepiändet ift und der Erlös der vom Drittichuldner herausgegebenen Sache 
nicht zur Befriedigung aller ausreicht, wenn fich diefelben über die Vertheilung des 
Erlöſes nicht einigen. 

Das Amtögericht, welches in dem gegebenen Falle zuftändig ift (j. d. Art. 
Zwangspvollftredung), hat nad Eingang der Anzeige über die Sachlage (jei- 
tens des Gerichtövollziehers, im zweiten Fall ſeitens des Drittichuldners) an jeden 
der betheiligten Gläubiger die Aufforderung zu erlaffen, binnen zwei Wochen eine 
Berechnung feiner Forderung an Kapital, Zinjen, Koſten und anderen Neben: 
forderungen einzureichen. Nach Ablauf der Friſt wird dom Gericht ein Theilungs— 
plan angefertigt. Der Betrag der Koſten des Verfahrens wird dabei von dem Ber 
Stande der Mafje vorweg in Abzug gebracht, und die Forderung jedes Gläubigers, 
welcher der erwähnten Aufforderung bis zur Anfertigung des Planes nicht nach— 
gefommen ift, nach Maßgabe der an das Gericht erftatteten Anzeige berechnet. 
Demnächit jegt das Gericht zur Erklärung über den Theilungsplan und zur Aus» 
führung defjelben einen Termin an, und läßt den Theilungsplan mindeftens drei 
Tage vor demjelben zur Einficht der Betheiligten auf der Gerichtäjchreiberei auslegen. 
Zu dem Termine werden die Gläubiger und der Schuldner (Erequende) geladen, 
jedoch kann die Ladung des letzteren umterbleiben, wenn fie durch Zujtellung im 
Auslande oder öffentliche Zuftellung erfolgen müßte. Wird vor oder in dem Ter: 
mine fein Widerjpruch gegen den Plan erhoben, jo wird derſelbe zur Ausführung 
gebracht, d. h. der hinterlegte Betrag nach) Maßgabe des Planes vertheilt. Erfolgt 
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ein Widerſpruch, jo hat fich jeder bei dem leßteren betheiligte, d. h. durch denſelben 
Hinfichtlich feiner Beiriedigung betroffene Gläubiger darüber jorort zu erklären. Wird 
der Wideripruch als begründet anerfannt oder fommt unter allen Erjchienenen übers 
haupt eine Einigung zu Stande, jo wird eine Berichtigung des Planes nach Maß 
gabe des Ergebnifles der Terminsverhandlungen angenommen und zur Ausführung 
des berichtigten Planes gejchritten. Wenn dagegen ſich ein Widerfpruch nicht er— 
ledigt, jo fann der Plan nur infoweit ausgeführt werden, ala derjelbe von dem 
MWideripruch nicht berührt wird. Die Verfäumnißfolge ift dahin normirt,. daß an— 
genommen wird, der jäumige Gläubiger jei mit der Ausführung des Planes einver- 
ftanden, und, falls er durch einen von einem anderen Gläubiger im Termine er= 
hobenen Widerfpruch betroffen wird, er erfenne den leteren nicht als begründet an. 

Sit der Widerfpruch eines Gläubigers im Termine nicht zur Erledigung ge= 
langt, jo kann er ihn im Wege der Klage gegen die dabei betheiligten anderen 
Gläubiger zur Durchführung bringen. Für diefe ift das Vertheilungägericht, und 
wenn der Streitgegenftand zur Kompetenz des Landgerichtes gehört, dasjenige Land» 
gericht zuftändig, im deſſen Bezirk das PVertheilungsgericht feinen Siß hat. Ein 
etwaiges Verfäumnißurtheil in einem jolchen Prozefje ift gegen den widerjprechenden 
Gläubiger dahin zu erlaffen, daß jein Widerſpruch ala zurüdgenommen anzujehen 
jei. Jedenfalls muß er aber ohne vorherige Aufforderung binnen einer von dem 
Zerminstage laufenden einmonatlichen Friſt dem Gericht nachweifen, daß er die ge= 
dachte Klage erhoben habe, widrigenfalls daflelbe die Ausführung des Planes ohne 
Rüdficht auf den Widerſpruch anzuordnen hat. Wenn der widerfprechende Gläubiger 
dagegen dad Prozeßverfahren in Gang gebracht hat, muß mit der Ausführung des 
Planes, joweit er von dem Widerjpruch betroffen wird, bis zur Erledigung defjelben 
durch rechtsfräftiges Urtheil gewartet werden. In dem Urtheil ift zugleich zu be= 
jtimmen, an welche Gläubiger und zu welchen Beträgen der jtreitige Theil der Maſſe 
auszuzahlen ſei oder, jalls dies nicht angemefjen ericheint, it die Anfertigung eines 
neuen Planes und eines anderweiten B. anzuordnen. Uebrigens erlischt der civil» 
rechtliche Anfpruch des widerjprechenden Gläubigers auf Grund eines befferen Rechtes, 
von den übrigen Gläubigern das angeblich zu viel Erhaltene zurüdzufordern, weder 
durch die Verfäumung der einmonatlichen Friſt noch durch die Ausführung des 
Planes. 

Quellen: Deutiche CPO. 758—768, 728, 750, 751. P. Hinſchius. 


Verträge zu Gunften Dritter find Verträge, aus welchen ein beim Ver: 
tragsabichluß weder unmittelbar noch durch einen Stellvertreter mitwirfender Dritter 
gemäß der Willensmeinung der Kontrahenten unmittelbar ein eigenes jelbjtändiges 
Recht erwirbt. Das Römische Necht negirte alle Rechtswirkungen derartiger V., 
und zwar jo, daß weder der fontrahirende Verjprechensempfänger noch der nichtkon= 
trahirende Dritte aus dem Veriprechen, Lebterem zu leiften, Recht oder Klage erwarb, 
ließ aber nach beiden Richtungen Ausnahmen zu: Dem Promifjar entitand eine 
Klage aus dem B., wenn die Leiſtung an den Dritten für ihn ſelbſt von Vortheil 
war und um dieſes Vortheils willen der V. abgeichloffen oder wenn die Leiftung an 
den Dritten unter einer Konventionalſtrafe verfprochen wurde, d. h. eine negative 
Poteftativbedingung zu einem Leiſtungsverſprechen an den fontrahirenden Promiffar 
ift; ferner in einigen Fällen, in denen eine Eritredung der vortheilhaften Rechts- 
wirfung auf den Dritten in Konfequenz der Berechtigung des Promiſſars, lediglich 
um des Intereſſe des Promiſſars willen, anerkannt ift; ein Recht des Dritten wurde 
ausnahmsweiſe anerfannt: bei der Schenkung zu Gunjten eine Dritten, bei der 
Dos-Beitellung mit Reftitutionsverfprechen zu Gunjten der rau oder deren Erben 
als Dritten, beim Depositum oder Commodatum mit der Beitimmung, die Sache 
dem Gigenthümer zu übergeben, beim Verjprechen zu Guniten der Erben des Promifjars 
und beim Vorbehalt des Wiedereinlöfungsrechts jeitens des verfaufenden Pfand— 
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gläubigerd zu Gunsten des Piandeigenthümere. — Das Deutiche Recht erfannte 
zu feiner Zeit jenes negirende Prinzip an; ihm war die Vertragsfreiheit, die Mög— 
lichkeit, dem V. einen beliebig nach dem Parteiwillen beitimmten Inhalt zu geben, 
zu jehr eigenthümlich, ald daß es eine prinzipielle Schranke in der Richtung auf die 
Berechtigung eines Dritten aus dem V. hätte jehen können. Zahlreiche Beiſpiele 
von Ehe und Erbverträgen mit Vereinbarungen zu Gunſten Dritter (unter Lebenden 
und von Gutsübergaben mit wirkſamen Zumendungen an Dritte — Beides aus 
Zeiten vor und nach der jog. Rezeption des Nömifchen Rechts in Deutichland — find 
Belege hierfür, wenngleich das Recht des Dritten nicht ohne weitere bejondere 
Vorausſetzungen entiprang. In neuerer Zeit fommen hierzu noch eine Anzahl von 
Verſicherungs⸗, Leibrenten- und Kreditgeſchäften, wobei jtets ein direkter Rechtserwerb 
eines Dritten intendirt werden kann und Häufig genug vorkommt. Diefe Stellung 
des Germanifchen Rechts zu den V. 3. G. D. ift um jo weniger zu bezweifeln, als 
nicht blos die vom objektiven Rechte eingeräumte freie Geftaltung des Privatwillens 
in V. wiederholt prinzipmäßig anerkannt ift, fondern fich auch die Konjtruftion des 
Nechtserwerbs des Dritten jehr einfach dadurch ergab, daß überhaupt die Ncceptation zu 
Gunjten eines Dritten, eine Annahmehandlung durch einen Promiffar mit der Wirkung 
daß der veriprechende Kontrahent gebunden und ein Dritter berechtigt wird, zu den 
häufigften Ericheinungen der Vertragsichließung gehört. Durch die Anerkennung dieie 
Konftruftion, für welche die Verwendung der Salmänner ala Acceptanten von Ber 
iprechen zu Gunften Dritter ein fprechendes Zeugniß bildet, wird eine weit über das 
Gebiet der V. 3. G. D. hinaus reichende Grundlage gewonnen, auf welcher auch das 
Necht der Inhaber: und Orderpapiere theilweife zu konftruiren ift. — In der Doktrin 
wurde dieſe Deutichrechtliche Auffaſſung bis in die neuefte Zeit vollitändig überjeben, 
verfannt und wo möglich unterdrüdt. Grit im 17. Jahrh. tauchen Berüdfichtigungen 
einiger Fälle von V. 3.6. D. auf, die man auf Gewohnheitsrechte bafirte, aber in 
Fortjegung der jchon von den Gloffatoren und Kommentatoren nicht vermieden 
Konfundirungen mit Werhältniffen vermwechjelte und zuſammenſtellte, welche feine 
V. 3.6 D. find; man erklärte dad Recht des Dritten theil® ala Erſtreckung 
(mittels Geffion u. dal.) des Nechts des Promiffars, theils ala Folge einer von 
dem Dritten jelbjt noch vorzunehmenden Acceptation, wobei man überjah, daß, wenn 
der Dritte acceptiren muß, er aufhört, ein Dritter zu fein, und Mitfontrahent wird, 
theils als Refultat jtellvertretender Handlung. In diefer Weiſe gingen die Rechts— 
verhältniffe, welche man theils als einfache Offerten, theils ala „Kollektivofferten“ 
auffaffen kann, unter dem Namen ®. 3. G. D. in die Partikularrechte des 18. Jahr: 
hunderts und von hier aus weiter in die Theorie über. Durch die Herbeiziehung 
abjeits liegender Verhältniffe ſowie durch eine fich gegen jenes Gewohnheitsrecht auf 
lehnende neuere romaniftifche Reaktion ift die Dogmengeichichte der B. 3. ©. D. 
außerordentlich komplizirt worden und häufig auf rüdläufige Wege gerathen. Den 
richtigen Begriff der B. 3. G. D. im Gegenſatz zu vielen damit verwechielten Er: 
icheinungen hat erit Unger aufgeitellt; ihm folgt Regelsberger im Weſentlichen; 
nur ift Unger's Anfichten infofern nicht beizuftimmen, ala er die heutige Zulaffung 
und Anerkennung der B. 3. G. D. auf einen modernen Umfchtwung der ethiichen 
Weltanſchauung zurüdführt, während doch, wie die angedeuteten Beifpiele beweisen, 
ihon das Deutsche Recht vor dem 14. Jahrhundert die V. z. G. D. kannte und 
gelten ließ, außerdem auch inſofern nicht, ala Unger einige bisher mit den B. 3.6.2. 
verwechjelte Fälle ala gar nicht möglich oder nicht zuläffig zu bezeichnen jcheint. 
Man muß fich nämlich einerſeits davor hüten, die Freiheit der Parteien bei Feſt— 
ſetzung des Bertragsinhalts und der Vertragswirkungen bier nur inſoweit anzuer- 
fennen, als fie zur Zulaffung des V. z. G. D. führt, und ihr im Uebrigen damit 
eine Schranke zu jegen, andererſeits davor, die pofitiven Vorausſetzungen des Rechts— 
erwerbs des Dritten zu ignoriren. Es find vielmehr auch ſolche Rechtögeichäfte 
möglich, welche eine Berechtigung des Promiffars erzeugen und das Recht des 
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Dritten ala Folge hieraus oder nebenher entjtehen laffen (vgl. das Erf. d. ROHG. 
vom 3. Januar 1873), und auch jolche, welche eine Acceptationserklärung des Dritten 
zum Rechtserwerb fordern. Ueberhaupt ift auch in den Fällen der (echten) B. z. G. D. 
die konkrete Willensmeinung der Parteien zu unterfuchen und danach die Wirkung 
des Vertrags zu bejtimmen (f. Gareis a. a. D. $ 68). Ueber die Vorausjegung 
des Nechtserwerbs des Dritten im Einzelnen herrſcht noch viel Streit. Intereſſante 
Beilpiele an B. 5. G. D. bieten die Lebensverficherungen, der Leibrentenvertrag, die 
bäuerliche oder jtädtiiche Gutsübergabe mit Vereinbarung zu Gunften Dritter, Erb— 
verträge, einzelne Fälle der Schuldübernahme, namentlih Miethiortiegungsverträge 
und 0. ic. 


git.: v. Savigny, —— II. 8 59. — Vangerow, Pand., $ 608, Anm. — 
Arndts, Band, 246, Anm v. Wächter, Handbu b. i . Königr. Württemberg gelt. 
Privatrechts, »b. IL. $ 88, 2 — x a. Seuffert Pand. (4. Aufl. von E. U. Seuffert), 


$ 278.— v. Ber — Privatrecht, $ 159 Nr. 3. — Pfeiffer, Ztichr. f. Deutſches 
—4552 Bd. IX. ©. 440 fi. — Strippelmann, Neue — bemerkensw. Entſch. 
des OApp.Ger. F Kaffel, Th. V. I. Abth. ©. 1 N. — Budla, Die Lehre von ber Gtell: 
— bei Eingehung von — insbeſ. S. 187 fi. — Brinz, Krit. Blätter civil. 
Inhalts, S. 37 ff.; Derſelbe, Pand., 3$ 374, 375. — eieler, Die Lehre von ben Erb: 
verträgen, Deutiches Privatrecht, 1. 2 u.3. Aufl. — Buid, Doltrin u. Praxis über bie Gültig: 
feit der V. 3. ©. Dr., in Beilage Bi 143 für civ. Praris, 3b. XLII., auch jeparat. — 
Bähr, Jahrb. für Dogmatik d. H. R Er t8, Bd. VL Nr. 11. R. 131 fi. — 
Plattner, Arch. civil. — is, 3. L S. 105 ff. 212 ff., insbeſondere 220 — 
Windiceib, Pan 316. — Dasız, Die D. 3. 6. Dr. ‚ in Jahrb. f. Dogm., Bd. X. ©. 
= Regelsb erger, Kit. 2.3.50 f. 66. und Rechtswiſſenſchaft, BD. XL ©. 
58 ff. — Garl Gareid, Die B. z. gr arg (Würzburg, Stuber 1873) — (Hierüber 
—5 in Goldihmidt’ 5 Zeitfchrift f . db. gel. en XIX. S. 300 ff. — Pfaff in 
Grünhut's Zeitichr. für Privatrecht u. öffentl. Recht I. 212 — Behrend in feiner 
und Dahn’s Zeitichrift F. d. Deutſche Gej.-Geb., Bd. VII. €. 187 ). — lleber bie Defterr. 
Rechtſprechung tft nachzutragen: Glaſer und Unger, Sammlung ber civilrechtl. Entſchei— 
ur des Ef. £. oberjten — —— insbeſ. Erf. Nr. 324, 404, 423, 721, 747, 988, 1193, 
1693, 2131. u. a., vgl. Pfaff a. a. ©. 218 ff. — Heintid Siegel, Das Derfprecen d. 
Berplichtungsgrundes im heutigen —— Berlin, Bahlen 1878, inäbef. S. 142 N. — 
Hierüber Unger in Grünhut?s Zeitichrift für das Privat: und öffentl. Recht, 
inäbej. S. 373.— Behrenb in feiner u. Dahn's Zeitichrift f. die Deutiche Gel. eb, I 
vIL ©. 187 fi. — Garei3, ebenda, ©. 180 ff. u. yranz Hofmann, Die Entftehungs: 
ründe ber Ob igation, Mien 1874) — Gareid, R., ©. 2%. — Stobbe, Handbüch 
es Deutſchen Privatrechts, Bd. III. 1878 8 172 und die dabei angegeb. Lit. — fferner 
J. P ne De overeenkomst ten behoeve van derden, Amsterdam 1877. — Entid. 
- Reich ‚ 2 I. ©. 188, 378; Bd. II. ©. 54, 72. — Die ältere Lit. ſ. Gareis, 


3. ©. s 157 ebenda Sg. 40—48: bie Bartitularrechte und Redtiprechung, und 
ss 318: bie —— 


Gareis. 


———— ftrafbare. Während V. in der Regel nur Civil— 
flagen zur Folge haben, fommen einige Fälle vor, bei denen dies nicht für aus— 
reichend erachtet, jondern außerdem noch Strafe angedroht ift. Die Frage, für 
welche Fälle Strafe anzuwenden ift, ift „eine reine Frage der jozialen Politik“, die 
bei den verjchiedenen Völkern und zu verfchiedenen Zeiten nicht immer gleichmäßig 
beantwortet ift, faßt fich aber in die Marime zufammen: „Strafe überall da, wo 
die Geſellſchaft ohne fie nicht auskommen fann“ (vgl. v. Ihering, Zwed im 
Recht, Bd. I. [1877] ©. 474 ff.). 

Im Deutjchen Strafrecht werden heutzutage folgende Vertragsverleßungen 
mit Strafe bedroht: 

1) Entlaufen mit der Heuer ($ 298 des RStrafGB.). Zum That— 
beitande dieſes Vergehens, welches das RStrafGB. als ftrafbaren Eigennuß 
auffaßt, gehört a) ale Subjekt eine zur Schiffemannjchait gehörige Perfon mit 
Ausnahme des Schiffers (Führer des Schiffes, Schiffefapitän). Der Schiffämann- 
ſchaft stehen gleich die auf einem Schiffe als Mafchiniften, Aufwärter oder in anderer 
Eigenschaft angeftellten Berfonen (anderer Meinung: Meves ind. Holtzendorff's 
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Strafrechtäzeitung Bd. XII. [1873] ©. 389, welcher den $ 298 nicht auf bie 
(egtgenannten Perjonen anwenden will, obmwol fie nad) den 88 3 und 81 der 
Deutichen Seemannsordnung vom 27. Dezember 1872 diejelben Pflichten wie dir 
Schiffsmannſchaft zu erfüllen haben). — b) Die Handlung beiteht entweder darin, 
daß der Schiffsmann mit der Heuer (vgl. d. Art. Heuervertrag) entläuft oder 
fich verborgen hält, gleichviel ob er den Dienst bereit3 angetreten hat oder micht. — 
c) In Betreff der Willensrihtung wird Dolus gefordert, d. 5. die rechte- 
widrige Abficht, fi) mit der empfangenen Heuer dem übernommenen Dienfte zu 
entziehen, ehe diejelbe abverdient ift. Geichieht die obige Handlung von Seiten dei 
Schiffsmanns, ohne eine Heuer empfangen zu haben, jo tritt die Bejtrafung nad 
$ 81 Abſ. 1 und 2 der Deutichen Seemannsordnung ein (Gelditrafe bis zu 60 Marf 
oder bis zu 300 Mark oder Gefängnißitrafe bis zu 3 Monaten). — d) Be— 
ftrafung (Gefängniß bis zu 1 Jahr) tritt ein „ohne Unterjhied, ob das Ber 
gehen im Inlande oder Auslande begangen ift“, wie in dem $ 298 ausdrücklich 
angegeben ift. Eine derartige Beitimmung war nach den Motiven nothwendig, 
„weil diefe Handlungen in Amerita und England jtraffrei find“, der Inländer daber, 
wenn er das Vergehen in einem der vorhergenannten Länder begangen bat, nad) 
S 43 des RStrafGB. nicht beitraft werden könnte. Für den Ausländer war eine 
beiondere Beſtimmung überflüffig, da er jelbitveritändlich, wenn er die Handlung im 
Inlande oder auf einem Deutjchen Schiffe im Auslande begangen bat, den inländijchen 
Strafgejegen unterworfen ift. Begeht er dagegen die Handlung im Auslande, ic 
bleibt er ftraflos (vgl. Goltdammer’s Archiv Bd. II. ©. 133 ff). Ergänzende 
Strafbeitimmungen finden fich in der Deutfchen Sceemannsordnung SS 81 ff. (val. 
auh HGB. Art. 478, 528, 547, 554). 

2) Nichterfüllung von Lieferungsverträgen zur Zeit eines Krieges 
oder Nothitandes, zu den gemeingefährlichen Vergehen gehörend ($ 329 des RStrafẽ GB.). 
a) Als Subjekt diefer Handlung kommt zunächjt der Yieferant in Betracht, außer: 
dem aber auch der Unterlieferant, Vermittler und Bevollmächtigte deifelben. — 
b) Die Handlung bejteht in Nichterfüllung des mit einer Behörde abgejchloffenen 
Lieferungsvertrages, und zwar entweder darin, daß nicht zur beitimmten Zeit oder 
nicht im der vorbedungenen Weiſe erfüllt wird. — c) Sie Willensrihtung 
umfaßt Vorſatz und Fahrläffigkeit. Der Ihäter muß in beiden Fällen wifjen, dat 
es ih um einen Lieferungsvertrag über Bedürfniffe des Heeres oder der Marine 
zur Zeit eines Krieges oder über Lebensmittel zur Abwendung oder Bejeitigung 
eines Nothitandes handelt. Maßgebend iſt nicht die Zeit, in welcher der Ber: 
trag geichloffen wird, fondern in welcher die Erfüllung defielben zu erfolgen bat. — 
d) Strafe bei vorjäglicher Nichterfüllung Gefängniß nicht unter 6 Monaten, 
neben welcher Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte zuläffig ift; bei tahrläfjiger 
Nichterfüllung Gefängniß bis zu 2 Jahren, jedoch nur dann, wenn durch die Hand» 
lung ein Schaden verurjacht wird. 

Abgeſehen von diejen beiden Vergehen können B. unter Umjtänden auch nad 
den SS 263 und 266 des RStrafGB. und $ 209 der HKD. jtrafrechtlich verfolgt 
werden. 

Partitularrehtlich ift auch die Verlegung des Gefindevertrages mit Strafe 
bedroht. So fann 3. B. nach der Preußiſchen Gefindeordnung vom 8. Novbr. 
1810 $$ 167 und 168 Gefinde, welches vor Ablauf der Dienftzeit ohne geſetzmäßige 
Urſache den Dienft verläßt, nach Maßgabe des Grades der Verſchuldung beitraft 
werden mit Gelditrafe von 6 bis 30 Mark, die bei Zahlungsunfähigkeit in Haft 
zu verwandeln ift. Durch Geſetz vom 24. April 1854, betr. die Verlegung der 
Dienftpflichten des Gefindes, der Schiffsfnechte und der ländlichen Arbeiter, ift die 
Straibarfeit des Kontraftbruches noch weiter ausgedehnt. Auch in der königlich 
Sächſiſchen Gefindeordnung vom 10. Januar 1835 88 111 und 112 finden ſich 
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gleiche Beitimmungen wie in der Preußifchen,; die Strafe bejteht in Gefängnik bis 
zu 14 Tagen. 

Bei der vielfach erörterten Frage nach der Bejtrafung des Kontraftbruches, be— 
ſonders des Arbeitävertrages, darf als jetftehend angenommen werden, daß Niemand 
allgemein neben der Schadenserjagklage noch die Möglichkeit der Beitrafung fordert. 
Es handelt fich vielmehr nur um einzelne Fälle, bei denen die Schadenserjagflage 
entweder nicht ausreicht oder ihren Dienjt verfagt. Es iſt aljo fejtzuftellen, ob für 
den Kontraftbruch des Arbeiter zur Zeit jo dringende Gründe vorhanden find, um 
für denjelben eine Straibeftimmung zu treffen. Mit gewiſſen Beichränkungen fann 
Dieje Frage wol bejahend beantwortet werden. Man veritößt dadurch auch nicht 
gegen die Prinzipien des Givil- und Strafrecht. Die Grenze zwijchen diejen beiden 
Gebieten ijt feine feſte, jondern eine jchwanfende, bei verjchiedenen Völkern und zu 
verichiedenen Zeiten nicht übereinftimmende. Die Anfichten über die Bedingungen, 
unter welchen der Arbeitsfontraftbruch zu beftrafen wäre, gehen noch weit ausein- 
ander. Bald joll derjelbe nur bei Minderjährigen jtrafbar ſein (Schmoller), 
bald als Untreue (Landgraf), bald als Sachbeſchädigung (v. Holtzendorff) 
oder gemeingefährliches Vergehen (Brentano). Die Auffafjung als Untreue ijt 
nicht zu rechtjertigen, da zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer ein derartiges 
ZTreueverhältniß nicht vorhanden ift, wie es die Fälle der Untreue vorausſetzen. 
Den Arbeitöfontraftbruch lediglich als vorfägliche Sachbeſchädigung auffaſſen, reicht 
nicht aus, da für viele Fälle die Strafe zu niedrig fein würde; ebenjowenig genügend 
ift der Gefichtspuntt der Gemeingefährlichkeit, der nicht blos jehr Schwer zu bejtimmen 
ift, jondern auch oft in Fällen jehlt, wo eine Bejtrafung zu verlangen iſt. Es dürfte 
fih eine Kombinirung der beiden letzteren Anfichten empfehlen. (Bgl. auch d. Art. 
AUrbeitseinftellung.) 


Lit.: Die befannten Kommentare und Lehrbücher. — Aus ber reichen Literatur über 
ben Arbeitätontrattbruch find zu erwähnen: Landgraf, I; Die Sicherung des Arbeitävertrages 
(Deutiche Zeit: yo Streit i en, Heft 30), — Oppenheim, Gewerbegericht und Kontralt⸗ 
bruch (1874). — Lüder, leber die krimmelle Beſtrafung des Arbeitäton raktbruches (1875). — 
Shriften des Vereins für Sozialpolitif, Bd. VII. (Gu — über Beſtrafung des Arbeits— 
vertra &bruched von Knauer, Roſcher, Shmoller, Brandes, Brentano und M. 
Hirſch; auf ©. 14 ff. ift aud ein Gutachten v. Wächter’ 3 über den Gegenſtand — 
vgl. hierzu ie Verhandlungen bed Vereins im Oltbr. 1872 und 1874. — Kowalzig, 
Meber Beftrafung des Arbeitävertragsbrucha und ur mein: ei (1875). — Wiß, Die 
Arbeiter und bie Strafbarkeit des Kontraftbruda ( len ‚ Die Beftrafung des 
Vertragsbruchs nnd analoger Re —— in Gent chland ans, — R. Löning, Der 
Vertragsbruch und feine Kechtäfolgen, Bd. I: Der Vertragabruh im Deutſchen Recht (1876). 


Dochow. 


Verwaltung fremden Vermögens tritt als geſetzliche Folge anderer Rechts- 
verhältnifje ein, 3. B. bei der Ehe (ſ. d. Art. Dotaljyftem), beim Vormund 
(j.d. Art. VBormundidait); fie fann fich ala negotiorum gestio und als auf Auf— 
trag beruhend entwideln. Fr leßteren Fall namentlich, wenn die V. unbewegliche 
Sachen betrifft, hat fich die Bezeichnung Adminiftration, Adminijtrator eingeführt 
und die Bezeichnung Sequeitration, Sequeſter (f. diefen Art.) in den Hinter- 
grund gedrängt. Das Gemeine Recht (1. 6$6 D. mandati 17, 1) und der Cod. eiv. 
art. 1299 haben die Grundjäße vom Mandat für ausreichend erachtet. Das Allg. 
Preuß. ER. Ih. I. Tit. 14 $S 109—177 Hat die V. zu einem bejonderen Ber: 
trag zu erheben verfucht, fich zufammenjegend aus Depofitum, Mandat und, ſofern 
ein Lohn in Betracht kommt, Dienjtmiethe, dergejtalt jedoch, daß die Grundſätze vom 
Mandat herrjchend bleiben. Der Umfang der Vollmacht ift nach Verfchiedenheit der Ver— 
hältnifje verſchieden; foren die V. eines Handelsgeſchäfts in Rede iſt, greift Art. 47 
de HGB. ein, indem durch die überwiejene Stellung für den Dritten erfennbar und 
berechtigend ein Vollmachtsumfang fundbar gemacht if. Auch außerhalb des 
Handelsrechts erweijt es fich als nothwendig für den Verkehr, daß aus der Stellung 
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des DVerwalters, beireiend von der landesgeſetzlich etwa erheiichten VBollmachteiorm, 
der Inhalt der Vollmacht für den Prinzipal verpflichtend vom Dritten gefolgert 
werden darf. Bedenklich einschräntend ift hiergegen noch ein Plenarbeichluß des 
Preuß. OTrib. v. 16. Sept. 1879 (Entih. Bd. LXVIII. ©. 19), Mit der über: 
wiejenen Stellung muß die Vollmacht ala ertheilt gelten; Beichränfungen dürfen, 
abgejehen vom betrüglichen Verfahren zwiichen V. und dem Dritten, nur das Ber: 
bältniß zum Prinzipal regeln. Im Weiteren fann auf das im Art. Mandat Ge 
jagte verwiejen werden. Neben diejer administratio voluntaria jteht die administratio 
necessaria. Den Gläubigern ift das Recht ertheilt, als eine Art der Erefution, 
Zwangsvollſtreckung, unbewegliches Eigenthum des Schuldners in gerichtliche Zwangs— 
verwaltung nehmen zu laflen (gerichtliche administratio). Reichsgeſetzlich ift das 
Verfahren nicht beftimmt (CPO. S 757), To daß es bei den landesgefeglichen Bor: 
ichriften geblieben ift (3. B. Preußifche Allgemeine Gerichtsordnuung Th. I. Zit. 24 
ss 113 ff.; VBerordn. vom 4. März 1834 5 25). Keyßner. 


Berwaltungserefution. Unter V. oder Verwaltungszwang verſteht man 
das bei den Deutichen Behörden übliche Verfahren, ihre Verfügungen und An: 
ordnnungen im Fall des Ungehorfams durch Zwangsmaßregeln durchzujeßen, melde 
in der Regel dem Grefutionsveriahren der Givilgerichte fich analog geitalten. Tie 
Entitehung und rechtliche Begründung diejes Zwangsverfahrens bietet das Befremdende 
dar, daß nicht blos in der Praris, ſondern auch in der Wifjenichaft, diefe Behörden— 
befugniß als eine jelbftverftändliche ohne nähere Begründung bingeftellt wird. Die 
Hauptautorität unjeres hijtorifchen Staatsrechts jagt darüber Folgendes: 

„So oft es nöthig ift, daß die durch landesherrlihe Macht und Autorität 
geichehenen Verfügungen und Verordnungen zur Vollziehung gebracht werden, io 
fönnen ebenfalla durch die nämliche landesherrliche Macht und Autorität, ſoweit 
ſich jolche nur immer über Perſonen und Sachen erſtreckt, alle Vollziehungs— und 
Zwangsmittel, als Prändung, Immiſſion, Arreft, Geldjtraien u. dgl. angewandt 
werden.“ (Pütter, Inftit., über. von Gr. Hohenthal, $ 242.) 

Es iſt bei Pütter fait umerhört, einen jo weittragenden Sat ohne jedes 
Gitat aus Geſetzen, Gerichtäurtheilen oder älteren Autoritäten bingejtellt zu ſehen 
Dafjelbe wiederholt ſich bei der Hauptautorität unferes neueren Deutichen Staats 
rechts, Klüber, S 365: 

" „In Dinficht auf einzelne Fälle wird den hierzu beitimmten Staatsbehörden 
die Vollziehungs- oder Grefutionsbefugniß (vollziehende Gewalt in dem engeren 
Sinne, untergeordnete vollziehende Gewalt, potestas exequendi subordinata 
et specialiter definita) innerhalb ihres amtlichen Wirkungsfreifes übertragen. Durch 
diefen Theil der Regentengewalt wird das Anſehen der Gejeße (auctoritas legum) 
erlangt. Denjelben entipricht die Pflicht der Unterthanen zu ftaatsbürgerlichem 
oder verfaffungsmäßigem Gehorfam (obsequium civile).“ 

Das mit Gitaten jonjt überladene Wert Klüber's ftellt diefen Paragraphen 
als ein Unicum ohne jede Nachweiſung Hin, ala einen Folgeſatz aus dem Begriff 
der „vollziehenden Gewalt“, der wiederum (in dem vorangehenden Paragraphen) 
lediglich als ein Begriff des allgemeinen Staatsrechts mit Gitaten aus den Natur: 
rechtslehrern (Dan. Nettelbladt) und aus den Franzöfifchen Schriften über die 
Theilung der Gewalten (Benj. Conftant) begründet wird. 

Eine Hauptautorität des Preußifchen Verwaltungarehts (Oppenhoff, Reſſort— 
verhältniffe 1863, ©. 130, 131) jagt darüber nicht mehr ala Folgendes: 

„Die Preußiſche Gejeßgebung über das Exekutionsweſen beruht, bierin 
jehr abweichend von der Trranzöfifchen, auf der Grundanjchauung, daß in dem 
Rechte, Enticheidungen und Verfügungen zu treffen, das Recht, diefelben in Vollzug 
zu ſetzen, jtilljchweigend einbegriffen fei, indem die Erefution gewifjfermaßen einen 
integrirenden Theil der Enticheidung oder Verfügung ſelbſt bilde, und daher un= 
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mittelbar von derſelben Behörde ausgehen müſſe, von welcher die Entſcheidung 
reſp. die Verfügung ſelbſt herrühre.“ 

Die gangbaren Lehr- und Handbücher des Staatsrechts der Deutſchen Einzel— 
ſtaaten vermeiden es ebenſo, nähere Nachweiſe über die Begründung dieſes Exekutions— 
iyſtems und über die Natur deſſelben zu geben, ſondern reproduziren Lediglich die 
landesgeieglichen Bejtimmungen. Diefe überaus zahlreichen einzelnen Landesgeſetze 
bieten gewiffe gemeinjame Grundzüge dar: es werden die Zwangsbefugniſſe einzelner 
Kategorien von Behörden auf ein bejtimmtes Marimum befchräntt und allgemeine 
Vorihriften über die Vollziehung der Zwangsmaßregeln gegeben, welche fich den 
zur Zeit geltenden Vorſchriften über die Givilerefution der Gerichte möglichjt nahe 
anschließen. Diefe neuere Gefeßgebung würde nahezu unverftändlich, in ihrer An= 
wendung lückenhaft und widerfpruchsvoll fein, wenn fie nicht auf einem feften, 
allieitig anerfannten Sintergrunde beruhte. 

Diefer gemeinjame Hintergrund war eine wirklich gemeinrechtliche Theorie 
und Praris, nach welcher Pütter feine Sätze ohne näheren Nachweis hinjtellen konnte, 
ähnlich wie für einzelne Sätze des Deutichen Privatrechts dieſe Yegitimation fir 
genügend gilt. Ebenſo läßt die heutige Rechtiprechung der Englijchen Reichsgerichte 
Rechtsfäße folcher Art, die im Laufe der Jahrhunderte auß der redht- 
lihen Natur des öffentlichen Amtes ſich gleichmäßig entwidelt 
haben, ala „common law“ gelten, und weijt damit die Frage zurüd, wo denn 
das gejchrieben jtehe. 

Diefe Behandlung der Frage hat auch in Deutichland vorgehalten bis zur 
Auflöfung des Deutjchen Reichs — fo lange gemeinjame Grundjäße für das in 
Deutichland geltende öffentliche Necht ala notorifch anerfannt wurden und die Rechts— 
verftändigen es als ihren Beruf anjahen, fich mit diefem pofitiven gemeinen Recht 
befannt zu machen. 

Im Yaufe des 19. Jahrh. traf nun aber eine Reihe von Umftänden zufammen, 
um das bis dahin Unbeftrittene in Frage zu jtellen. Es war das Widerjtreben 
gegen den Abfolutismus® — gegen die Alleinherrichait des berufsmäßigen Beamten= 
thums — welches mit Abneigung und Mißtrauen auf Zwangsbefugniffe jah, die 
ohne Urtheil und Recht die Unterthanen einem Grefutiongzwange unterwarfen. Es 
waren die Ideen der Volfajouveränetät, die in dem Kampfe um die Eonftitutionellen 
Verfaffungen in ihren einzelnen Konfequenzen allmählic” Eingang und breiteren 
Boden fanden. Geht man davon aus, daß nur der Volkswille Geſetz jein ſoll, 
jo fann den (ohne Zuftimmung der Volkävertretung erlaffenen) Verordnungen nur 
die Bedeutung von „Ausführungsverordnungen“ beimohnen (vgl. den Art. Ver— 
ordnungsrecht). Folgeweiſe muß die „Erefutive” auch ihre Verfügungen immer 
auf dem Grunde eines gejchriebenen Geſetzes rechtfertigen, folgeweife auch Zwangs— 
mittel gegen Perſon und Vermögen nur nach befonderer gejeglicher Ermächtigung 
in Anwendung bringen. Diejer Grundauffaffung kam weiter entgegen der Jdeenkreis 
der am Rhein geltenden Franzöſiſchen Gefeßgebung, der (im Zufammenhang mit 
dem älteren Franzöſiſchen Recht und der Napoleonifchen Regelung der Kompetenzen) 
die fog. executio ad faciendum jehr eng begrenzt. E83 fam dazu weiter die Methode 
der juriftifchen Lehrbücher, welche die Fälle eines unmittelbaren adminiftrativen, 
Zwangs als „Ausnahmen von dem ordentlichen Rechtswege” behandeln und damit 
als Ausnahmsgeſetze charakterifiren. Es kam dazu endlich die Berufsanjchauung der 
Gerichte, welche ein Grefutionsrecht nur ex lege scripta fennt. 

Diefe neuere Richtung erfchien zunächft in einer Abneigung gegen das adminiftrative 
Zwangsverfahren der Polizeis und Steuerbehörden. Gine akute Gejtalt nahm der 
Widerſpruch aber an, jeit dem Beginn des Kirchenftreits in Preußen, feit der Zeit, 
wo durch landesherrliche Verfügung ein Verwaltungszwang gegen firchliche Prälaten 
durch Abführung auf die Feſtung u. dgl. geübt worden war, — ein Verfahren, 
welches nicht nur ala Hart, jondern in weiten Kreifen als rechtswidrig angejehen 
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wurde. Seit diejer Zeit beginnt eine prinzipielle Anfechtung der VB. de lege lata 
wie de lege ferenda, die zu einer fortgejegten Reihe von Anträgen und Ber: 
handlungen in den Preußiichen Kammern geführt hat, welche jchließlich weſentlich 
rejultatlos verlaufen find. Die wichtigiten Streitpuntte find folgende: 

1) Die Verfaſſungsbeſtimmung (Preuß. Verf. Urk. Art. 8): „Strafen können 
nur in Gemäßheit des Geſetzes angedroht oder verhängt werden“, welche ın 
Deutichen wie außerdeutichen Verfaffungen den Fundamentalſatz ausipriht, daß die 
Strafjuftiz wie die Giviljuftiz nur nach Gefeßesnormen, nicht nach Verordnungen 
gehandhabt werden darf, jchien auch die V. auszufchliegen. — Die Maßregeln zur 
Erzwingung obrigfeitlicher Beiehle find aber nicht jchlechthin „Strafen“ im Sinne der 
Straigerichtsbarfeit.. Man jpricht zwar beiläufig auch von Exekutivſtrafen, wie 
von Ungehoriamssjtrafen im Civ.Prz. Allein das begangene Unrecht beiteht bier 
nur in Unterlaffungen, und der beitimmt hervortretende Zweck (mulcta ut facias) 
fcheidet die Zwangsmaßregel auch in der rechtlichen Behandlung von der poena 
quia feeisti. Site find ala Zwangsmittel von den poenae in der Geſetzgebung 
wie in der Gerichtöpraris jederzeit getrennt worden, und jegt auch in der Deutichen 
Reichsgeſetzgebung, beipielsweife in der StrafPD. (SS 50, 61), ausdrüdlich unter 
ichieden. 

2) Die in der Preuß. Verordnung vom 26. Dez. 1808 den Bezirkäregierungen 
und in anderen bejonderen Gejegen den Ortspolizeibehörden und anderen Amtsjtellen 
beigelegten Grefutionsrechte bis zu einem gewiffen Marimum von Geld» und Frei— 
heitsjtraten werden als neue Geſetzesnormen angejehen, durch welche den Be 
hörden derartige Beiugniffe pofitiv beigelegt jein. Woraus dann a contrario 
zu folgern, daß jede andere Behörde ohne eine jpezielle Ermächtigung der Zwang: 
befugnifje entbehre. — Es würde daraus in der That eine jchwierige Lage der 
Deutichen Verwaltung entftehen, da Feine Landesgejeßgebung eine irgendwie um: 
faffende Beftimmung der Art für das Behördenſyſtem des Landes enthält, jondern 
nur Ginzelbeitimmungen und moderamina, und zwar ausnahmslos wol nur für die 
Bezirks» und Unterbehörden. Es würden aljo nicht blos die erheblichiten Lücken 
in der Ausführung der DVerwaltungsnormen entjtehen, jondern die Gentralbehörden 
und der Landesherr ſelbſt wären eines eigenen imperium entfleidvet. — Es handelt 
fih dabei indeſſen um eine petitio principii, als ob die vollziehende Gewalt der 
Obrigkeit eine finguläre „Ausnahme“ wäre, als Regel vielmehr dem Landesherrn 
und den Behörden nur die Beiugniß zuftehe, Gebote zu erlaffen, die Befolgung aber 
dem freien Willen der Betheiligten anheimzugeben. 

3) Insbeſondere wird die verfaffungsmäßig zugeficherte Selbjtändigfeit der 
Kirchen und ihrer Kirchengewalt geltend gemacht, welche jeden Verwaltungszwang 
ausjchließe, der dann nach der Weiſe diejer Streitführung ala Staatsomnipotenz, 
brutale Gewalt, Polizeiwilltür, Bureaufratismus u. j. w. bezeichnet wird. 

Während noh Klüber fih auf eine communis opinio doctorum zur Gr- 
ledigung jolcher Streitfragen berufen konnte, jo wird es bei dem heutigen Stande 
der juriftifchen Bildung rathjam, auf die Entjtehungsgefchichte jenes Zwangsrechts 
zurüdzugehen, um die quaestio Domitiana zu beantworten, „wo denn das Recht 
der V. gejchrieben ſtehe?“ Die in Deutjchland übliche V. findet ihre nächſte 
Analogie in der bei den Gerichten üblichen executio ad faciendum vel non 
faciendum, für welche in Deutjchen Gerichtsurtheilen in der Regel auf ältere 
Prozeßſchriftſteller verwieſen wird, die aber jelbit für die gerichtliche executio ad 
faciendum feine ausreichend legale Grundlage ergeben. Es entjteht daraus eine Ver- 
mutbung, daß in den rezipirten fremden Rechten und in der Lehre der Jtalieniſchen 
Suriften die eigentliche Grundlage zu ſuchen jei. Die ziemlich verbreitete VBorftellung, 
daß dieſe Art der Erefution im Givilprozeß entitanden und dann (mit Recht oder 
Unrecht) auf die Verwaltungsbehörden übertragen ſei, iſt jedenfalla für das 
Römijche pignus in causa judicati captum umrichtig, welches zuerft für Ver— 
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waltungszwecke bejtand und jpäter erft auf Gerichtäurtheile angewandt wurde. Aehnlich 
verhält es fich mit den analogen Hergängen im Mittelalter. Bei den Italienischen 
Juriften war es äußerjt zweifelhaft und jtreitig, ob aus einer obligatio ad faciendum 
ein Zwang auf die Leitung jelbit jtattfinden fünne, was man wenigjtens nur 
propter utilitatem publicam zulafjen wollte. Die Jtalienifchen Juriſten knüpfen 
die Frage der Zwangsmittel nicht hier, jondern an die Yehre von den poenae con- 
tumaciae an, welche meiftens im Anjchluß an die Gitation und das Ausbleiben 
des GCitirten behandelt wurde. Dabei galt als unbeftritten ebenjo das Recht eines 
jeden Richters, den Ungehorjamen durch Strafen, Auspfändung, Verhaftung (gl. 1.1 
$S 3 D. 3 de ventre insp. 25. 4; 1. 9 $ 6 D. ad |]. Jul. pecul. 48, 13) 
zu zwingen, wie die Anwendung des aus dem Germanijchen Hecht übertommenen 
Bannes und der Acht im weltlichen Recht, der Erfommunifation als äußerften 
Zwangsmittel® im geijtlichen Recht (c. 3, 5X. 2, 6; Tancred. ed. Bergmann, 
p. 138, 15; Gratia p. 340, 16). Ausführlich behandelt die fyrage Durantes II. 1 
de contumacia $ 4, wo als Ungehorjamszwangsmittel aufgeführt werden: excom- 
municatio, Suspenfion, Immiſſion, Auspfändung, mulcta, et si etiam in praestanda 
mulcta contumax sit, ponatur in banno secundum morem Italiae etc. Speziell 
wird dann die frage behandelt über die wiederholte und geichärite Gelditrafe bei 
ausdauerndem Ungehorſam; zunächit im Fall des Ausbleibens, in gleicher An— 
wendung aber unbedenklich auf alle Ungehorſamsfälle, z. B. a. a. DO. Nr. 5: pone, 
judex praecepit alicui, quod juret parere mandatis suis, vel aliquid faciat sub 
poena decem librarum ete. — Auf diefer Grundlage bildete fich unverkennbar die 
Praris des Reichskammergerichts zur Erzwingung jeiner zahlreichen decreta und 
mandata, jowie die herrichende Lehre der Kameraliften über das Zwangsverfahren im 
Falle der Nichtbefolgung. Die Reichsbehörden hatten auf diejem Gebiet die reichite 
Auswahl an einem reichbejegten Tiſch. Altherfümmlich war das Recht der Deutfchen 
Obrigkeit, ihre Berehle und Verordnungen, kraft des Karolingiſchen Amtsrechts, 
bei Königsbann, Herzogsbann, Grafenbann, Schultheißenbann, alſo durch Geldbußen 
zu erzwingen. Noch älteren volfsrechtlichen Herfommens war die Givilacht. Alther- 
fömmlich war auch im Lehnrecht das Zwangsverfahren durch Piändung (distractio, der 
Engl. distress). Das Röm. Recht kannte in gleicher Weife von Haufe aus eine 
freie Wahl der Magiftratur zwifchen Geldbuße (muleta) und Piändung (pignoris 
capio). In der Zeit, wo man pedantifcher Weife die Stellung der Deutfchen 
DObrigfeiten nach dem Schema eines officium praetoris, proconsulis etc. behandelte, 
wurden jehr häufig auch Stellen aus dem Römifchen Interdiktenprozeß citirt, um 
das polizeiliche Verordnungsrecht und Zmwangsverfahren der Obrigfeiten durch gelehrte 
Gitate zu juftifiziren. Die den Reichsgerichten aufgetragene Berwaltungsjurisdiktion 
in Landfriedeng=-Polizeifachen und analogen Beichwerden gegen die Obrigkeit (vgl. 
d. Art. Verwaltungsjuſtiz) wurde daher regelmäßig durch mandata sine clausula 
geübt, und durch die oben bezeichneten Zwangsmittel durchgeſetzt: und gleich 
artig damit geitalteten fich nun auch die Erefutionen eines auf facere gerichteten 
Givilurtheilse. Es erging dann ein gewöhnliches mandatum sine clausula bei Strafe 
von 10 Mark Löthigen Goldes, und des Weiteren da® mandatum arctius, und jo 
fort bis zur Acht. Dieſe Weife des Grefutionsverfahrens war jo geläufig und 
durch die Praris fejtgejtellt, daß der JRA. von 1654 eine Beitimmung darüber 
zu treffen nicht für nöthig fand. Nur für den befonderen Tall eines auf non facere 
gerichteten Urtheila hat der JRA. $ 162 eine bejondere Klaufel für rathjam er— 
achtet, aus dem Grunde, weil dies Urtheil an fich feine Erefution nach fich zieht. 
Der Abkürzung wegen aber joll der immerhin möglichen Gefahr eines Ungehorſams 
fogleich durch eine Strafdrohung vorgebeugt werden. 

Nach dem Borbild des Reichsfammergerichts und auf der Grundlage der- 
jelben gejchriebenen Rechte und Gewohnheiten bildete fich die gemein- 
rechtliche Praris des Zwangsverfahrens bei den Deutichen Behörden, in&bejondere 
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auch nach der fpäteren Trennung don Verwaltung und Juſtiz bei den Givilgerichten. 
Seit den Zeiten des IRA. galt e8 nunmehr ala gemeinrechtlich feftitehend, daß 
mit dem gewöhnlichen obrigfeitlichen Zwangsverfahren auch Givilurtheile aus obli- 
gationes ad faciendum vel non faciendum erzwungen werden fönnen. Die Publi- 
ziften ftellen dies Zwangsverfahren für veriafiungsmäßige Verordnungen und Ber: 
fügungen der Landesobrigfeit als feſtſtehendes Herkommen hin (wie Pütter a. a. ©. 
$ 242). Die Gerihtsurtheile citiren dafür gewöhnlich K.G.O. II. Zit. 58; 
FRA. SS 159, 160, 162, obgleich dieſe Reichögejete das zu Bemweiiende 
nicht enthalten, jondern der IRA. nur eine Sonderbeftimmung bezüglich der 
Urtheile auf non facere trifft. Eben deshalb pflegte man dann noch die Gitate 
aus den angejehenften Prozeßſchriftſtellern Hinzugufügen (Hommel, Dany, 
Glaproth, Martin ıc.) bis zu den neueren herab (Linde, Bayer, 
Wetzell zc.), welche freilich auch feine weitere Begründung zu geben vermögen 
(3. B. das Urtheil in Seuffert’s Archiv Bd. 25 Nr. 293). Es handelte ſich 
eben um das Gemeine Recht der „Oberfeiten“, wie es aus der Zeit überfommen 
war, wo das „Gericht“ die ganze obrigkeitliche Gewalt umfaßte mit gleichartigen 
Zwangäbefugniffen für ihren gefammten Wirkungsfreis. Ein Unterfchied lag nur 
darin, daß in BVerwaltungsfachen mandata sine clausula auf bloße querela oder 
GErtrajudizialappellation ergingen, im Streit über Privatrechte erit nach vorgängiger 
cognitio et sententia. Erſt nach der langjamen Auseinanderjegung zwiichen Juftiz 
und Verwaltung (Stölzel, Die Entjtehung des gelehrten Richterthums, 1873) er- 
jcheint nun die Givilerefution von der Berwaltungserefution getrennt, als zur 
Kompetenz verjchiedener Reihen von Behörden gehörig. Der parallele Gang der 
Behandlung beider Anwendungen des obrigfeitlichen Zwangsrechts dauert übrigens auch 
in der heutigen gemeinrechtlichen Praris fort, d. h. die gleichartige Behandlung der 
DB. und der Givilerefution ſowol ad faciendum wie ad non faciendum (vgl. 3. 2. 
die deflarirende Medlenburger Erefutionsordnung vom 30. Sept. 1857 88 36, 37). 

In das DVerwaltungsrecht der neueren Deutichen ZTerritorialitaaten ift Dies 
Syſtem übergegangen ala das hergebrachte Gemeine Recht der Deutjchen 
Obrigkeit. Es ift nicht von den Givilgerichten auf die Verwaltungsbehörden 
übertragen oder von diefen ufurpirt, jondern ein Ausfluß des Rechts der Obrigkeit 
zu Gebot und Verbot, von welchem die Givilerefution aus rechtäfräftigem Urtbeil 
nur eine unter vielen Anwendungen darftellt.e Wie das heutige Englische Recht es 
als jelbjtverftändlich anfieht, daß, wo das Gejeh Feine bejtimmte Weife der Voll— 
jtredung angiebt, der obrigkeitliche Beiehl durch Pfändung oder Haft erziwungen 
werden fann (Gneijt, Das Selfgovernment, ©. 482, 831), wie ſchon das Römische 
Berwaltungsrecht die muleta und die Prändung, wie das fanonifche Recht des Mittel: 
alters Cenſur und Grlommunifation ala jelbjtverftändlicdhe Attribute der 
Dbrigfeit angejehen, jo ift dies auch in Deutjchland gejchehen. 

Wenn nunmehr die neuen Landesgefeßgebungen von Zeit zu Zeit Vorfchriften über 
die Zwangsgewalten einzelner Verwaltungäftellen geben, jo liegt darin feine Bei— 
legung neuer Berugniffe, jondern nur eine deflarirende, definirende und 
moderirende Verwaltungsnorm, die in dem heutigen Leben einen zwiefachen 
Zweck verfolgt. 

Im Intereffe der Behörden: in den größeren Staaten die Gentralbehörden 
zu entlaften, indem man ihnen die täglich vorlommenden furrenten Fälle eines 
Zwangsverfahrens ohne Rüdfrage bei der Oberbehörde auf eigene Verantwortung 
zu erledigen überläßt. 

Im Intereffe der Unterthanen: indem man ihnen durch feſte Begrenzung 
des Maßes der anzudrohenden Zwangsmittel die Garantie einer modica coerecitio 
giebt, gegen die Möglichkeit eines harten und gewaltthätigen Verfahrens der Ortö- 
und Bezirtsämter, — vergleichbar den Römiſchen leges muletatitiae, die in demſelben 
Sinne erlaffen wurden. 
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Daher der in diejen Gejegen regelmäßig vorfommende Ausdrud: „es verbleibt 
bei der Befugniß“ und ähnliche Wendungen. Es erflärt fi) daraus auch der un— 
ſyſtematiſche Charakter folcher Vorfchriften, die gelegentlich bei der Neugeftaltung der 
Kompetenzen der Behörden, oder bei der Einfeßung neuer Amtäftellen, oder zur Ab» 
hülfe von Mißjtänden oder Zweifeln in jpeziellen Verwaltungszweigen erlafjen 
werden. Sehr jelten (vielleicht jogar ein Unikum) find allgemein gefaßte Verordnungen, 
wie die Defterreichiiche Verordn. vom 20. April 1854 $ 11: 

„Alle Anordnungen, Verfügungen und Erkenntniſſe, welche die landes— 
fürjtlichen, politischen und polizeilichen Behörden unmittelbar oder im Auftrag 
der dvorgejegten Behörden erlaffen, werden von denfelben durch die ihnen gejelich 
zuftehenden Mittel zum Vollzug gebracht“ (mit einem normalen Marimum big 
zu 100 Gulden Buße oder vierzehntägiger Einhaltung a. a. ©. $ 11). 

In der Regel handelt es fih nur um Definition befonderer Amtsſunktionen 
wie 3. B. in der Defterreichifchen Verordnung vom 20. Mai 1874 $ 15: 

„Die jtaatliche Kultusverwaltung hat darüber zu wachen, daß die anerkannten 
Religionägefellichaften, deren Gemeinden und Organe ihren Wirkungsfreis nicht 
überjchreiten ꝛc. Zu diefem Ende können die Behörden Geldbußen in einer den 
Vermögensverhältniffen angemeffenen Höhe jowie fonft gejeglich zuläffige Zwangs— 
mittel in Anwendung bringen.“ 

Auh in Preußen find dergleichen leges mulctatitiae nur für die Bezirfäregierungen, 
die Ortöpolizeibehörden und für einzelne fyragen de8 modus executionis ergangen, 
aus denen jedes argumentum a contrario unzuläffig erjcheint. 

63 ergiebt fich vielmehr aus dem Hergang diefer Rechtsbildung, daß die Voll- 
jugsgewalt ein natürliches Attribut der vollziehenden Gewalt bildet, wie das 
Recht des Gebrauchs der Sache ein Attribut des Eigenthums iſt. Die Nettel- 
bladt'ſche Schule konnte diefen Sat ohne Bedenken als einen „naturrechtlichen“ Hin= 
ftellen, da er in der That auf einer taufendjährigen Entwidelung des Deutjchen 
Amtsrechts auf Karolingifcher Grundlage, auf der Praris der Neichägerichte, der 
Zandesbehörden und einer communis opinio doctorum berubte (in Deutichland wie 
in England als common law). 

63 folgt daraus, daß jene Definition des Verwaltungszwangs für die Bezirks: 
und Ort3behörden keineswegs die Zwangägewalt der höchiten Behörden und des 
Landesherrn ausjchließt oder aufhebt, womit manche Deutjche Monarchen ihrer 
Regierungagewalt nahezu entkleidet fein würden. So wenig die Delegation des 
Verordnungsrechts an untere Bezirkäftellen das landesherrlihe und höhere Ber: 
ordnungsrecht auihebt, jo wenig ift in der Delegation an untere Amtäftellen ein 
Verzicht auf das Zmwangsvollziehungsrecht des Landeshern gemeint und ftaatsrechtlich 
zuläffig. 

Statthaft erfcheint auf diefem Gebiet nur eine Analogie ex ratione legis, daß 
nämlich Amtaftellen, für die fein Maß der Zwangsgewalt bemefjen ift (ohne Er— 
mächtigung ihrer Oberen) fein höheres Maß zur Anwendung bringen können, als 
das für die gleichjtehenden oder höheren Behörden (par majorve potestas) be- 
meflene. Es gilt auch von diefer Gewalt das moderamen civile: nicht mehr als 
jum Zwed der Vollziehung des obrigfeitlichen Akts erforderlih, aber auch nicht 
weniger. Es iſt daher noch feine Gefeßgebung auf den Gedanken gekommen, das 
Verwaltungszwangsrecht des Monarchen an ein geſetzliches Maß zu binden: die 
Monarchie würde fich damit jelbjt aufheben. Die für den Verwaltungsjwang noth- 
wendige Rechtskontrole ergiebt fi aus der Verwaltungsjurisdiltion (j. 
diefen Art.) und ihren Ergänzungen. 


Lit.: fehlt. Die obigen Daten namentlich” aus ber Jtalieniichen Jurispru beruhen 
auf handichriftlicher Mittbeilung bed Herren Prof. Wilh. Pland. Wie ein Korreferat darf 
ich —*8* hanbſchriftliche Gutachten des Herrn Prof. Dr. Sohm hinzufügen: „Die voll- 
firedende Gewalt ift urfprünglich in der richterlichen Gewalt nicht enthalten. Die Erekution 
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de3 Prozeſſes wirkt vielmehr mit den Mitteln der Privatgewalt (Pfändung, Rache). Dagegen 
bildet die vollftreddende Gewalt den weientlichen en erade der verwaltenden Gemalt 
(Recht des imperium, bannus). Die gerichtliche Vollſtreckung entwidelt fih nur dadurch, daß 
ein Berwaltungäbeamter, ber Graf, Richter wird. Sie wirkt daher, fofern fie nicht eine bloße 
Form für die Ausübung der Privatgewait (Mebergabe in die Schuldtnechtſchaft, Pfändung) ift, 
mit den Mitteln der verwaltenden Gewalt (mmissio in bannum, Acht, welche gerade auch für 
den Givilprozeß die normalen Exekutionsmittel vorſtellen), d. h. mit den Mitteln, deren An: 
zn. an fi im freien Belieben ber te gie fteht. Noch in den Reichsgeſetzen bis hin 
zum IRA. ift das ordentliche Grefutiondmittel des Kammergerichtsprozeſſes das Exekutorial⸗ 
manbat sub poena banni und event. missio in bannum (db. Güter) und Acht. Die Rei 
fammergerichtsorbnungen ſchloſſen fich darin höchft wahricheinlih (ja gewik) nicht unmittel 
an ben Deutichen mittelalterlichen Prozeß, fondern an den (hierin durch Yangobardijches und 
noch mehr durch Fräntkiſches Recht beitimmten) Italieniſchen Prozeß an, wo ganz dafjelbe 
Erefutionsverfahren gilt: Strafbefehl (bannus) und event. missio in bannum. Der Richter 
fann in Italien jedes facere (3. B. Ableiftung des Manifeftationdeibes) durch feinen bannus 
erzwingen. Es erhellt überhaupt, daß bie Teutiche (richtiger Fränkiſche) Erefution beshalb, 
weil fie aus der Verwaltungsvollftredung hervorgeht und mit dem Befehlärecht der ver 
waltenden Gewalt operirt, von vornherein eine direfte Erefution ad faciendum vel sinendum 
fein muß und ift. Ihre Mittel find Strafmittel (indirelte Zwangsmittel). In allen Fällen 
wird ſogleich mit dem Strafbefehl (bannus), alſo mit direkter Erzwingung ber Leiftung durch 
den Schuldner vorgegangen. Für das über den Jtalienischen Prozeß Gejagte giebt Belege: 
33 Forſchungen zur Seiche- und Rechtägeichichte — J. Bad in der Zeitſchrift 
x Recdhtägeihichte VII. ©. 456 fi. — So ericeint bie engen al das Ur— 
ſprüngliche, und die gerichtliche als das Abgeleitete. Der Mandatsprozeß iſt aus der 
Verwaltungsvollftredung hervorgegangen, nicht umgekehrt. Die Reichderefutionsorbnung, die 
executio ad faciendum, der ganze Stil, welchen unfer Grefutiondrecht im Gegeniag zum 
Römiſchen an fich trägt, ift durch bie Thatſache beftimmt worden, daß einft ber Graf bei 
rag den Bolfärichter (Tunginus) von ber Richterbant verbrängte. — Daß die voll: 
tedende Gewalt bei der Verwaltung blieb, auch nachdem bie richterlide von ihr getrennt 
wurde, würde danach gleichfalls hiftorifch jelbftverftändlich fein.“ Gneiſt. 


Verwaltungsgemeinſchaft unter Ehegatten (auch Syſtem der Güterein- 
heit, der Güterverbindung genannt) (Th. I. ©. 510). Das Prinzip diefes Güter 
rechtsſyſtems iſt die juriftische Getrenntheit des Eigenthums der Vermögensmafjen von 
Mann und Frau, aber die faktiiche Bejeitigung der Getrenntheit dadurch, daß der 
Mann während der Dauer der Ehe, dem Weſen der letteren und feiner Stellung 
gemäß, das R. auf Belt, Verwaltung, Benußung und auch Verwendung des jomwol 
vor der Ehe, ala auch nach derjelben erworbenen Frauengutes erhält und mit Rück— 
ficht darauf, daß ihm die volle Verfügungsgewalt über jein Vermögen verbleibt, 
die beiderjeitigen Maffen, freilich aus verfchiedenen juriftiichen Gründen, in feiner 
Hand vereinigt. Demgemäß erwirbt der Mann an den Früchten und Zinien des 
Frauengutes das Eigenthum, allerdings mit der Verpflichtung, diejelben für den 
Unterhalt der ehelichen Gemeinſchaft und für die Yaften der Ehe zu verwenden, und 
kann die bewegliche Habe der rau frei veräußern, wogegen er für die Veräußerung 
von Immobilien derjelben regelmäßig (außer etwa im Fall der echten Noth) der 
Genehmigung der Frau bedarf. Bei den von ihm eingegangenen Obligationen ift der 
Mann allein der Gläubiger und Schuldner, aber mitunter ift feinen Gläubigern auch 
das Recht eingeräumt, das Frauengut, das unbewegliche freilich zulegt, für feine 
Verbindlichkeiten anzugreifen. Die Ehefrau wird durch die Eheeingehung nicht 
handlungsunfähig, fie kann fich daher gültig verpflichten, während aber ihr Ver— 
mögen für ihre vorehelichen Schulden haftet, gilt dies für die jpäter eingegangenen 
infomweit nicht, al® die Frau durch ihre Willenserflärungen die Rechte des Mannes 
an ihrem Gute fchmälert. Wie fie deshalb für Deliktsjchulden haften muß und da, 
wo die Rechte des Mannes nicht entgegenftehen, darf fie auch andererjeits von 
Todeswegen über ihr Vermögen verfügen. Nur ausnahmsweise, frait der ſog 
Sclüfjelgewalt, kann die Frau als Stellvertreterin den Mann in Bezug auf folche 
Geſchäfte, welche für die laufende Führung des Haushaltes erforderlich find, ver— 
pflichten.. Der Vorbehalt bejonderer Vermögensjtüde zur eigenen Verwaltung und 
Verfügung der Frau, welcher indeffen ausdrüdlich erfolgen muß, ſofern nicht gewiſſe 
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Sachen derfelben durch das Partifularrecht gefeglich zum Frauenvorbehalt bejtimmt 
find, iſt mit diefem Syſtem nicht unverträglih. Bei der Auflöfung der Ehe tritt 
die juriſtiſche Gefchiedenheit der Gütermafjen wieder hervor, die Frau erhält dann 
ihr Vermögen zurüd, und hat einen Anſpruch auf Erſatz desjenigen, was der Dann 
jur Befriedigung feiner Gläubiger daraus fortgegeben Hat oder was durch feinen 
dolus oder Verlegung der diligentia quam suis abhanden gekommen, nicht aber auch 
desjenigen, was in der Ehe orbnungsmäßig verwendet ift. Mitunter ift aber der 
Anfpruch auf Rüderftattung — um die Weiterungen eines für dieje Fälle meiſtens 
ihwierigen Beweiſes abzufchneiden — in das Recht verwandelt, bei Trennung 
der Ehe durch Tod einen beftimmten Theil des geſammten beiderjeitigen Beſitzes zu 
fordern, oder doch mindeſtens dem Ueberlebenden die Wahl zwiſchen diejer Quote 
oder der Zurüdforderung feines Vermögens gelaſſen (leeres 3. B. in der Mark 
Brandenburg, wo die Quote die Hälfte beträgt). — Wie man früher eine Reihe 
älterer Statuten, welche auf diefen Grundzügen ruhen (fo das ältere Hamburgifche, 
Premiiche, Lübiſche Recht) für Statuten mit Gütergemeinfchaft erklärt Hat, jo ift 
andererſeits das Hier bejprochene Syitem da, wo einzelne auf die letztere hindeutende 
Rormen fehlten, früher von der romanifirenden Jurisprudeny unter Heranziehung der 
Römischen Regeln von der dos zu einem bejonderen Injtitut des jog. ususfructus 
maritalis (ehemännlichen Nießbrauches) geftempelt worden (3. B. in Holjtein da, wo, 
wie namentlich jür die Landbewohner, noch das Sächfiiche Recht gilt). Bon den 
neueren Geſetzbüchern Hat zunächſt das Preußiiche LER. dieſes Syſtem — neben der 
nad feiner Auffaffung die Ausnahme bildenden Gütergemeinjchait — adoptirt und 
im Ganzen zwedentiprechend in den Einzelheiten geitaltet (Th. II. Tit. 1 $$ 205 ff.), 
ebenfo ftellt das Sächſiſche BGB. (SS 1655 ff.) den ehemännlichen Nießbrauch als 
das geſetzliche Syſtem Hin, während das Defterreichiiche BGB. (88 1233 ff.) im 
Veientlichen auf dem Boden des Dotalfyftemes fteht und nach C. eiv. art. 1530 
an dem ususfructus maritalis ähnliches Güterverhältniß nur durch die Klaufel: 
.portant que les &poux se marient sans communaute* (wohl zu unterfcheiden von 
der Hlaufel: „qu’ils seraient s6pares de biens‘‘) vertragamäßig begründet werden 
faın. (Ueber das weitere Vorkommen des’ Syitems der DB. und des ehemännlichen 
Rießbrauches in Deutjchland vgl. übrigens Mittermaier, Deutjches Privatrecht, 
ss 391, 382, IV; v. Gerber, Deutjchee Privatrecht, $ 231 N. 1 und $ 235). 


Lit.: ©. hinter dem At. ——— dazu * — das Sächſ. Recht: 
v. Martip, Das eheliche Güterrecht des Sachſenſpiegels, Leipzig 18 'q Hinſchius. 
inſchiu 


Verwaltungsjurisdiktion, Verwaltungsjuſtiz. Die V. ift eine Schöpfung 
vorzugsmweife Germanijcher Auffaflungen von Staat und Recht. Im Unterjchied 
vom antifen Staat ift dies Öffentliche Recht kein jus publicum, quod ad utili- 
tatem publicam spectat, jondern ein erzwingbares, ftetiges Necht, eine Regelung 
der Staatöverwaltung durch bindende Geſetze. Während das antike imperium nur ver— 
antwortlich ift gegen den populus, nicht gegen den Einzelnen, jo hat der Germaniſche 
Bolfageift die Kriegs-, die Finanz⸗-, die Gerichtö-, die Polizei», die Kirchenhoheit 
ihrittweife an Gejeße zu binden gewußt, die einen dem Altertum fremden, jejten 
Rechtäfreis um dag Individuum, die Familie, die Genofjenichait, die Kommune, 
die Kirche ziehen. 

Nach Ueberwindung der ftändichen Ungleichheit war England am frübeften 
in der Lage, einen Rechtsſtaat aufzubauen, in welchem die Geſellſchaft in reger 
Selbftthätigfeit fih an ein entwideltes Amts und Verwaltungsrecht anlehnt, und 
den parlamentarifchen Staat ala eine „Regierung nach Geſetzen“ geftaltet. 

Der Kontinent war durch jehr verjchiedene Lebenäbedingungen auf einer 
verichiedenen, wmweitläuftigen Gang der Dinge vertiefen, für welchen in Deutjchland 
mit der unbefangenen Würdigung auch die Selbjtachtung wiederfehren muß; denn 
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ohne dieje Achtung vor der eigenen Vergangenheit vermag fein Volk zum innem 
Meiterbau feiner Berfaffung zu gelangen. 

Der Deutihe Staat war niemals Despotie, jondern Rechtsſtaat in 
jedem Menjchenalter. In der KHleinheit jeiner Gebilde, in dem verworrenen Ber: 
hältniß zwifchen Reich und Territorien, war der Schuß unjerer Gerichte oft un- 
genügend; grundjäßlich verfagt war er nie, auch nicht in der Höhezeit des Abio- 
lutismus. Das Deutiche Gerichtäweien gewährte von jeher einen foliden Schuß des 
Privatrechts und gleiche Handhabung des Strafrechts, zuverläfliger ald das ältere 
Gerichtswejen in England und Frankreich. Indirekt dienen die Gerichte aber 
auch zur Entjcheidung der ftreitigen Fragen des öffentlichen Rechts, indem fie jelbit- 
ftändig über deffen Auslegung entjcheiden, wo folche zum Oberja einer civil= ober 
ftrafrechtlichen Enticheidung wird. Kaum irgendwo ging ihre Zuftändigfeit weiter. 
Die Entjcheidung der Gerichte über alle Privatrechtstitel im öffentlichen Recht bei- 
jpieläweife ift dem Englifchen wie dem Franzöſiſchen Recht fremd. Die polizeilichen 
Ordnungsſtrafen überweift das Engliſche Recht in der Regel nicht den Gerichten, 
jondern der V. Die civil und ftrafrechtliche Verantwortlichkeit der Beamten ift in 
den meiften Rechten enger gejtellt alö bei und; eine Haftung des Staats für jeine 
Beamten ift anderen Rechten unbelannt. Die Meinung, daß der moderne Staat 
die Kompetenz der Gerichte überhaupt beichränkt habe, beruht nur auf privatrecht: 
Iichen Anjchauungen vom öffentlichen Recht. 

Wenn daher von Gerichten und Gerichtöverjahren über die Grenzen von Privat: 
und Strafrecht hinaus die Rede ijt, jo Handelt es fih um neue Shöpfungen, 
um Erweiterungen der Rechtiprechung im Verwaltungsrecht, welche ebenjo neu find 
wie die Entwidelung des modernen Staats jelber. Gerade jeit Entitehung der 
fonftitutionellen Berjaffungen zeigt ih in Deutichland das Gefühl eines 
Mangels in dem PVerwaltungsorganiemus, fobald der agitirende Einfluß gefellichaft: 
licher Klaſſenintereſſen und Parteileidenjchaften fichtbar wird. Es bereitete ſich langſam 
ein Verſtändniß dafür vor, daß wir bei der eifrigen Nachahmung Englifcher und 
Franzöſiſcher Vorbilder etwas Weſentliches vergejjen hatten, was der Engliichen 
Parlamentöregierung ihren rechtlichen und jittlichen Halt giebt, und dafür etwas 
aufgenommen hatten, was dem romaniſchen Geift angehört, dem Geiſt einer rüdfichts- 
ofen Unterordnung des individuellen Rechtäfreifes unter die Forderungen des ſog 
Öffentlichen Wohle. Und nachdem ſeit 1848 die fonftitutionelle Regierungsweije in 
den beiden Deutihen Großftaaten Eingang gefunden Hatte, unter dem heftigen 
Streit mächtiger Gejellfchaftsflaffen und Parteien, nicht mehr gemäßigt durch eine 
über dem Einzelſtaat jtehende Bundesgewalt: da trat der direfte Mißbrauch der 
obrigfeitlichen Gewalt zu Parteizweden in akuter Geftalt auf, und zwar (wenn wir 
die Tagespreffe, die Verhandlungen der Kammern und der Petitionskommiſſionen 
überjehen) auf denjelben Gebieten, auf welchen in England feit zwei Jahrhunderten, 
in Frankreich jeit zwei Menjchenaltern ein jpezififches Bedürfniß der Befeſtigung des 
Verwaltungsrechts hervorgetreten ift. 

Das erjte Gebiet der Eonftitutionellen Verwaltungsmißbräuche bildet die Polizei 
in weiteftem Sinne des Worts, — jenes weitjchichtige Gebiet der Sicherheits- 
und MWohlfahrtspolizei mit feinen zahllofen Beichränkungen der Freiheit der Perfon 
und des Vermögens im Intereſſe des öffentlichen Wohle. Gin Theil des Polizei: 
rechtes, aber doch nur ein Theil deffelben, Tieß fich ala Thatbeſtand einer Polizei- 
übertretung geftalten und als folche einer Handhabung durch die ordentlichen Gerichte 
überweifen. Für die Polizeiverwaltungsgejeße im engeren Sinne dagegen, wie 
fie durch Polizeiverfügungen, Refolute und SKonzeffionen der Behörden fich geftalten, 
bäuften fich alsbald Beſchwerden über Parteimigbrauch der obrigkeitlichen Gewalt in 
ſchlimmſter Geftalt. 

In dem zweiten Gebiet, der Finanzverwaltung, jchienen zwar die 
direkten und indirekten Gerichtöfontrolen in der Hauptſache auözureichen; für das 
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Einſchätzungsverfahren der direkten Staats und Kommunaljteuern machte aber auch 
hier ein Bedürfniß unparteiischer Einſchätzungsbehörden fich fühlbar. 

In dem dritten Gebiet, der Militärverwaltung, ergab fich ein analoges 
Bedürfniß quafijurisdiktioneller Enticheidungen über die Aushebung zum Heerdienft, 
die Einquͤartierungs- und Lieferungspflichten. 

Als viertes Gebiet erfcheint das Verhältniß von Kirche und Staat, auf 
dem die gejeglichen Grenzen der Staats- und Kirchengewalt durch theologiſch und 
parteimäßig affizirte Entjcheidungen der Verwaltungsinftanzen in ein bedenkliches 
Schwanken famen. 

In dem fünften Gebiet, der Schulverwaltung, jchien die Entjcheidung 
über die ftreitigen Rechte de8 Staates und der Gemeinde, der Kirche und der 
Hausväter in einen eben jo bedenklichen Wechjel der DVerwaltungsenticheidungen 
bineinzugerathen. 

Das ſechſte Gebiet, auf welches die Deutiche Auffaffung von jeher ein ent- 
Tcheidendes Gewicht legte, bildete das Verhältniß der Kommunen zum Gtaat, 
welches durch eine parteimäßige Handhabung der Auffichts- und Beitätigungärechte 
in das Schwanfen fam und eine quafijurisdiktionelle Entjcheidung diefer Tragen 
ala Bedingung der „Selbftändigfeit“ der Kreis-, Stadt und Gemeindeverwaltung 
ericheinen ließ. 

Ueberfieht man aus dem praftijchen Leben des fonftitutionellen 
Großjtaates diefe Gebiete, auf denen fich früher unbekannte Beichwerden über 
den Einfluß des Parteiweſens auf die Verwaltung bewegen, jo zeigt fich die über- 
rafchende Erfcheinung, daß es dieſelben Gebiete find, auf denen fchon das alte 
Deutjche Reich eine Art von Verwaltungstontrole durch die Neichögerichte eritrebt 
bat, und daß es dieſelben Gebiete find, auf denen England fein Syſtem der Ver: 
waltungsgerichtsbarfeit jeit Jahrhunderten ausgebildet und bis zur Gegenwart fort= 
entwidelt hat. Ohne nähere Kenntniß diefer Verhältniffe (um die fich die Deutfchen 
SJuriften wenig zu befümmern pflegen) bat ſich empirifch das Gebiet einer 
künftigen V. bereit3 abgegrenzt, weil aus dem Einfluß der Parlamentöparteien auf 
die Minifterverwaltungen fich nach der übereinftimmenden Erfahrung aller Parlaments» 
regierungen gerade auf dieſen Gebieten Machteinflüffe ergeben, welche politifche, 
firchliche und foziale Parteien für ihre nächiten Zwede nutzbar zu machen wiffen. 

Die herrichenden Vorftellungen der Zeit waren freilich Jahrzehnte hindurch 
dieſem Gefichtspunfte wenig zugänglich, jo lange die großen Schichten der Gejellichaft 
über die Grundlagen der ftändifchen und der ftaatöbürgerlichen Gefellichaftsordnung 
in heitigem Streit lagen. In folchen Epochen des Streites über die Grundordnung 
der Gejellichaft Fehlt eine wirkliche Achtung vor dem öffentlichen Recht, welche erft 
mit der Konfolidirung der neuen Geſellſchaft wiederkehrt. Alle Beſchwerden über die 
Verwaltung jah man zuerjt nur vom Standpunft des verlehten Individuums an — 
ala Individualrechte, welche von der parteiifchen Verwaltung verleht würden. 
63 ift dies der naturgemäße Ausgang aller Reformideen im öffentlichen Recht, wie 
denn auch die Reformforderungen im Strafrecht länger als ein Menjchenalter hindurch 
von individualiftiichem Standpunkt aus geftellt wurden. Mit diefer gejellichaftlichen 
Auffaſſung begegnete fich der Bildungsgang der Deutichen Juriften, die feit dem 
Verfall der ſtändiſchen Reichs- und Territorialverfaffung immer vollftändiger fi vom 
Öffentlichen Recht abwandten und den allgemeinen Theil des Römiſchen Givilrechts 
als den Inbegriff aller Rechtsgrundſätze anzufehen ſich gewöhnten. Der getreuefte 
Ausdruck diefer civilrechtlichen Konftruftion einer Verwaltungsrechtiprechung ift die 
berühmte Schrift von DO. Bähr (Der Rechtäftaat, 1861), in welcher der Rechtsſchutz 
des öffentlichen Rechts fi) zu einem öffentlichrechtlichen Aftionenrecht geitaltet und 
in eine ftattliche Reihe von Klagrechten des Unterthanen gegen die Obrigkeit ver— 
vielfältigt. Die civilrechtliche Syſtematik verfuchte dann weiter alle Kollifionen 
zwiſchen der öffentlichen Gewalt und dem Privatintereffe unter den Gefichtspunft der 
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Statusrechte oder der Beichränfungen des Eigenthums oder der Forderungsrechte 
(personae, res, actiones) zu bringen, wobei freilich eine Vereinigung über dieſe 
Klaggruppen nicht einmal unter je zwei Autoren berzuftellen war, und den Urhebern 
der Syiteme jelbjt die Meberfülle von neuen Klagrechten einigermaßen beunruhigend 
wurde. e 

Nach dem PVorgange von Baden ijt diejfe Grundauffaffung in dem Beamten- 
thum und in den Kammern der Deutſchen Mittelftaaten zur Herrichaft gelangt. 
Da in den größeren Mitteljtaaten durch einen Staatsrath für die Befeftigung des 
Verwaltungsrecht3 einigermaßen Sorge getragen war, jo fonnte eine Erweiterung des 
Streitverfahrens nach jenen Gefichtspunften ohne jonderliche Gefahr hinzutreten. 
Nach Analogie der Statusrechte, der Eigenthumsbeichränfungen, der Schuldverhältnifie 
wurde nun eine Anzahl ftreitiger Kommunal», Steuerfragen und einzelne Streitfragen 
des angewandten Polizeirechts mit einer fog. „Verwaltungsklage“ auägeftattet und 
zur Enticheidung an Kollegialbehörden verwiejen, mit jehr zahlreichen Variationen 
der Ausführung. Auf diefem Wege wurde in der That eine Reihe der dringenditen 
Forderungen der Zeit nach einem „Berwaltungsitreitverfahren“ vorläufig befriedigt, 
und nach Deuticher Weife gewöhnt man fich dann auch, das befondere Berwaltungs- 
ſyſtem des Yandes als das normale anzujehen. 

Allein bei aller Anerkennung der achtbaren Beftrebungen und Griolge diejer 
mitteljtaatlichen Einrichtungen wird man auf die Dauer darin feine Befriedigung 
finden, wegen der für einen Großjtaat jedenfalls ungenügenden Geftalt, und wegen 
ihrer unheilbaren Mängel jowol in der prinzipiellen Begründung wie in der ſach— 
lichen Begrenzung und in der praftiichen Ausführung einer „DB.“ 

Zunächit wegen des augenfälligen Mangels einer prinzipiellen Grund— 
legung. Denn da faft jeder Verwaltungsaft irgend ein Intereffe der Freiheit oder 
des Vermögens der Jndividuen berührt, jo entjteht auf diefem Wege eine unendliche 
Kette von Klagen der Unterthanen gegen die Obrigkeit, ebenjo unendlich wie die 
babituellen Beichwerden des Deutjchen über die „Verwaltung“, wie die Klagen des 
Bürger und Bauern über die Zumuthungen des „Staates“. Man kann fich da- 
gegen nur helfen, indem man die Verwaltungsflage als eine aus einem rechtlich 
anerfannten Jndividualintereffe entipringende actio definirt, womit man zu einem 
reinen Zirfeljchluß gelangt. 

Eben daraus ergiebt fich ein Mangel jeder jahlihen Begrenzung. Dem 
die Beichränfung auf „erhebliche“ Intereſſen der Freiheit oder des Vermögens 
ift eine jehr vage; ein und dieſelbe Klaſſe von Verwaltungsaften kann bald die 
gewichtigiten, bald die geringfügigiten Intereffen des Einzelnen berühren. Der indi— 
vidualiftifche Charakterzug unjerer Nation wird nie ein Ende finden in der Geltend- 
machung des privaten NRechtsfreijes gegen die Staatägewalt, wie dies auch an ber 
unabjehbaren Reihe der Verwaltungsbejchwerden und der weiland landſtändiſchen 
gravamina fichtbar wird. Für dieſen Standpunft giebt es fein Ende: die ertra- 
vaganteite Ausdehnung der Verwaltungsflagen wird doch nur als Abjchlagazahlung 
für weitere Anfprüche gelten. 

Endlich ergeben fich die mannigfaltigiten Mängel der praftijhen Aus— 
führung. Handelte es fich wirklich um den Schuß einzelner Individualrechte, ſo 
wird die Nechtiprehung darüber auch folgerichtig für die ordentlichen Givilgerichte 
beanjprucht werden, und feine Zwedmäßigfeitsgründe — auch nicht die üblen Er 
fahrungen dieſes Syftems in Italien — werden den Fachjuriſten von der Noth 
wendigfeit eines „Augnahmegerichtes“ überzeugen. Es entjteht aber durch eine der- 
artige Nebeneinanderftellung von Gericht und Verwaltung ein jolcher Zwieipalt in 
der Handhabung obrigfeitlicher Rechte, eine folche Inkongruenz zwiſchen der Per: 
waltungsrechtiprechung und der daneben jtehenden Auffichtsinftanz, und ein Forma— 
lismus des Verfahrens, der mit dem Wejen des öffentlichen Rechts fich auf die 
Dauer jchwerlich vereinigen läßt. 
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Günftiger ala in den Mittelftaaten lagen anjcheinend die Verhältniſſe des 
Defterreihifchen Kaiſerſtaates. Von jeher waren in den Dejterreichijchen 
Erblanden die Vorbedingungen zur vollen Entwidelung eines Staattorganismus 
färfer vorhanden als in den Herrichaftägebieten der Kurfürften, Prälaten und Städte 
des „Reichs“. Daher auch die frühzeitige und kräftige Formation eines Staats— 
raths. Allein der Durchbildung eines einheitlichen Verwaltungsrechts und Be— 
bördeniyftems ftanden Hier die zahlreichen, einander widerjtrebenden Nationalitäten 
entgegen, welche in der fonftitutionellen Staatsverfaflung ein weit höheres Maß von 
Selbjtändigfeit der einzelnen Glieder beanfpruchen, als mit der einheitlichen Durch: 
bildung der abminijtrativen und Rechtskontrolen der Stantöverwaltung vereinbar. 
65 fehrten daher diefelben Hinderniſſe zurücd, welche in dem ehemaligen Deutichen 
Reich eine feftere Unterordnung der Landesbehörden unter die Reichsbehörden 
(Reichägerichte) und den Aufbau der Nechtöfontrolen von unten herauf unmöglich 
machten. Man mußte fich deshalb in Dejterreih auf einen centralen Gerichtshof 
ju einer revisio in jure der jtreitigen Fragen der Geſetzauslegung bejchränten, 
der immerhin von Werth für eine Stabilität der Verwaltungsgrundjäße erjcheint, 
aber jehr geringen Schuß gegen tendenziöje Parteiverwaltung ‚der Orts- und Pro- 
vinzialbehörden bietet. Es bleibt hier dem Ermeſſen des Gerichtshofes überlaflen, 
ob das Intereſſe des Privaten an der behaupteten, irrigen Auslegung des Ver— 
waltungsgefeßes relevant genug ift, um als Verlegung einer „öffentlichrechtlichen 
Befugniß“ gelten zu können. 

Eine volle Grundlegung der Verwaltungsjuſtiz bat ſich in den großen, 
einheitlichen Berhältniffen des Preußifchen Staates (bzw. des Deutjchen Reichs) her— 
geitellt durch den Anſchluß an das hiſtoriſche Syftem der Verwaltungsbeichwerden, 
wie jolche in dem Art. Beſchwerde (verwaltungsrechtliche) ausführlich dargelegt 
it. Der Zweck der Reform war hier von Hauſe nur eine Verftärfung der Be— 
ſchwerdeinſtanz in denjenigen bejtimmten Gebieten, in denen die Tendenz einer 
parteimäßigen Verwaltung im fonftitutionellen Staat fich geltend macht: nicht aber 
die Aufftellung eines öffentlichrechtlichen Aktionenrechts. Man hat hier von vorn— 
herein darauf verzichtet durch Verwaltungsklagen des Einzelnen ein jedes Unrecht der 
Verwaltung Kindern zu wollen; denn es würden Hhundertfältig gejtaltete Klagrechte 
das taufendiältige Unrecht nicht hindern, welches täglich von den Organen der Orts- 
und Bezirfsverwaltung aus Parteiintereffen begangen werden kann. Diefe B. tritt 
vielmehr als organijches Glied in die beitehende Verwaltungsordnung, welche 
zum Schuß des Ganzen und des Einzelnen mit zahlreichen Kontrolen bereit3 um: 
geben ift, von denen die Verwaltungsrechtiprechung nur ein eng begrenztes Glied 
bilden kann. Nicht ala Klagſchutz von Einzelrechten, ſondern ala ein Glied jenes 
Kontroliyftens ift diefe Gejeßgebung zu verftehen und zu würdigen, und nur im 
Zufammenhang der gegenfeitigen Kontrolen im Deutichen Berwaltungsfyftem wird 
die Lücke erkennbar, in welcher die neue V. ihren Pla gefunden Hat. 

Das Kontrolſyſtem ift mit nicht jehr erheblichen Abweichungen in den meiften 
neueren Kulturftaaten in folgender Gliederung adminijtrativer, parlamen= 
tarifjcher u. Rechtskoöntrolen gegeben (Gneift, Juſtiz, Verwaltung ıc., 1869): 

I. Die adminiftrativen Kontrolen der Staatöverwaltung find, 
dazu beftimmt, die gejegmäßige und einheitliche Ausführung des Staatswillens im 
Intereije der Gejammtheit zu fichern, und zwar in dreifacher Richtung : 

1) Die (dienstliche) Disziplinaraufficht erzwingt den Gehorfam des 
Beamten gegen das Gejeh und die gefeßmäßigen Befehle feines Vorgeſetzten durch 
Entlafjung und Ordnungsſtrafen. Alle übrigen europäifchen Verwaltungsſyſteme be- 
tuben auf der ſchrankenloſen Entlaßbarkeit aller Verwaltungsbeamten aller Stufen, 
und erhalten damit die Einheit der Grefutive in einfachjter Weife. Nur das 
Deutiche Syftem Hat die Iebenslänglich geficherte Stellung der etatsmäßigen Be— 
amten zur Regel erhoben, um einen rechtichaffenen und zuverläffigen Beamtenſtand 
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zu gewinnen, und gelangt damit zu einem ſtufenweis geordneten umftändlichen „Die: 
ziplinarverfahren“, welches folgerichtig auch auf die Organe der Gemeindeverwaltung 
ausgedehnt werden mußte, joweit fie ald Organe der Staatöverwaltungsnormen 
(mittelbare Staatsbeamte) thätig werden. Die Umftändlichkeit diefes Syſtems ift um 
den Preis eines ehrenhaften und berufsmäßig gebildeten Beamtenjtandes nicht zu 
theuer erfauft. Der Zwed einheitlicher Ausführung ‚des Staatswillens aber wird 
auch auf diefem Wege erreicht. 

2) Die geſchäftliche Aufſichtsinſtanz, welche fich in Preußen feit dem 
Großen Kurfürften in ungewöhnlicher Ausdehnung entwidelt hat, jtellt zunächſt den 
Kreislandrath neben die Heineren Ortöbehörden mit der Berugniß der Korreltur 
ihrer Berwaltungsdelrete (supplendi et corrigendi causa). Als commissarius per- 
petuus ordnet fich diefer Beamte den Verfügungen der Kriegs- und Domänentammern, 
des Generaldireftoriums, in weiteren Kreiſen des geheimen Staatsraths und des 
Monarchen jelbjt unter. Die einft von den Reichögefegen geichaffene Rechtsbejchtwerde 
(querela) bei den Neichögerichten hat erft in diefem Behördenſyſtem ihre volle Ent: 
widelung erhalten, ala das durchgreifende Mittel einer Nachprüfung aller 
Verwaltungsafte in jure und in facto. Die Oberbehörde fann jederzeit ex 
officio einfchreiten,; noch häufiger auf Antrag eines Betheiligten durch „Be 
jchwerde”, die in den Territorien als Recht eines jeden Unterthanen galt, da fie als 
Surrogat der reichägerichtlichen querela eingetreten war. Durch dies Eintreten auf 
Antrag erhält die geichäftliche Auffichtsinftang einen zweijeitigen Gharafter, krait 
deffen fie zum Rechtsmittel wird, auf dem der Rechtsſchutz des Einzelnen im Ver— 
waltungsrecht bis zur neueften Reform vorzugsweije berubte. 

3) Als befondere Kontrole der finanziellen Seite der Staatäverrvaltung 
tritt Hinzu die Rechnungsfontrole, durch ftufenweije organische Einrichtungen bis zur 
Oberrechenkammer hinaufgeführt, welche in Preußen mit unerbittlicher Strenge ge- 
handhabt, eine Hauptgarantie der Integrität unſeres Beamtenthums geworden ilt. 

Gegenüber diefen zujammenhängenden, täglich wirkſamen Verwaltungskontrolen 
bilden die nachfolgenden Rechtsfontrolen nur jeftbegrenzte Ergänzungen und Sicher: 
heitsventile. Die Wirklichkeit weicht hier von den Vorſtellungen des Berufsjuriften 
ab. Auf den adminijtrativen Kontrolen an erjter Stelle beruht die Wirkſam— 
feit, die Kraft, die Integrität, der Geift, das eigentliche Leben jeder Staate- 
verwaltung, nicht aber auf hunderten von Verwaltungsklagen, welche man jich nad) 
privatrechtlichen Gefichtspunften ausdenken mag. 

I. Die Rehtstontrolen der Verwaltung dagegen follen beftimmungs- 
mäßig dem einzelnen Unterthanen einen Rechtsſchutz ex debito justitiae gewähren, 
im Fall ein Verwaltungsaft durch Schuld der Beamten oder aus Mißverſtändniß 
im Widerfpruch mit den Geſetzen und Berordnungen ber Staatsgewalt 
tritt. Es liegt darin fein Eingriff in die monarchiiche Regierung nach dem verpönten 
Syſtem der „Theilung der Gewalten“, auch feine „Unterordnung“ der Verwaltung 
unter die Gerichte: ſondern ebenfo wie in der abminiftrativen Kontrole eine zur 
Ausführung des Staatswillens und der Autorität der Geſetze des Landesherrn ge 
ichaffene Inſtitution, welche, indem fie die Beamten vor der Verſuchung bewahrt, 
nur zur Stärkung des Anſehens der Monarchie und der obrigfeitlichen Gewalt dient. 
Dieſe Rechtsfontrolen bilden wiederum ein dreifaches Syſtem. 

1) Die ordentlihen Eivilgerichte enticheiden jelbftändig über die Aus— 
legung von Berwaltungsgejegen und Staatöverträgen überall, wo folche den Oberſatz 
einer civilrechtlichen GEntfcheidung bilden, — zwar nicht mit der Wirkung einer 
authentischen, die Verwaltung bildenden Auslegung, aber mit einer Autorität für 
die öffentliche Meinung, der fich erfahrungsmäßig feine Minifterverwaltung ent 
ziehen fann. Insbeſondere entjcheiden die Givilgerichte direkt über öffentlichrechtliche 
Verhältniffe, indem fie a) jedes ius specialititulo acquisitum nach Deutſchem 
Grundjag auch gegenüber der Staatögewalt ſchützen; b) durch die actiones 
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adversus fiscum, in Eigenthums- und Sontraftsverhältniffen gegenüber dem 
Staat, in Folge der Rezeption des jus fisci in Deutjchland, welches anderen Nationen 
fremd geblieben ift; c) durch ihre Urtheile über Givilklagen gegen Beamte aus 
Ueberfchreitung ihrer Amtspflicht, womit das Givilgericht über die gejegmäßigen 
Schranken der Amtsbefugniſſe entjcheidet, — zunächft nur für den einzelnen Fall, 
aber mit der Autorität eines praecedens, der fich erfahrungsmäßig feine Ver— 
waltung entziehen kann. 

2) Viel weitergehend wirkt die Rehtsfontrole der ordentlihen Straf— 
gerichte in den überaus zahlreichen Fällen, in welchen eine Verwaltungsnorm den 
Oberſatz eines ftrafgerichtlichen Urtheils bildet, insbejondere: a) durch ihre Ent- 
icheidungen über Hochverrath, Aufruhr, Widerftand u. a. Staatöverbrechen, 
durch welche fie die wichtigjten Grundjäge des Verfaſſungs- und Verwaltungsrechts 
maßgebend feſtſtellen; b) durch ihre Enticheidungen über Amtsvergehen, durch 
welche fie über die Zuftändigkeit aller VBerwaltungsbeamten in allen Zweigen und 
Stuien des Dienftes ein maßgebendes Urtheil fällen; c) durch ihre Entjcheidungen 
über polizeilihe und fteuerliche UWebertretungen und Defrau- 
dationen, durch welche ungefähr die Hälfte des Polizeirechts, das Recht der in— 
direkten Steuern und der Verwaltung der Regalien unter die Auslegung und Hand— 
babung der ordentlichen Strafgerichte gebracht iſt. Dieje weittragende jtrafrechtliche 
Kontrole wurde um jo wirkfjamer, da ſie in Folge des erimirten Gerichtäftandes 
unmittelbar durch die jehr jelbftändigen Obergerichte (ex officio oder auf Privat- 
denungziation) geübt wurde, und da die allgemeine Anweijung der Reichsgeſetze und 
Sandesgejege, „ſich durch feine Hofreffripte irre machen zu laſſen“, auch von diejen 
Fällen galt. Durchbrochen wurde diefer Knochenbau des Deutichen Rechtäftaats erſt 
durch den Einfluß Franzöſiſcher Theorien, welche dies Anklagerecht ausschließlich der 
Staatsanwaltichait übereigneten, den öffentlichen Ankläger dem Entlaffungsrecht und 
den Anmweifungen der Minifter unterordneten, und überdies noch die Strafverfolgung 
von den Vorbeſchlüſſen einer temporär ernannten Kommiſſion abhängig machten. 
Grit durch die neue Reichsgeſetzgebung iſt in letter Stunde diefer Einbruch in die 
Deutiche Rechtsordnung wieder befeitigt, — wenn nicht gejchidt, jo doch dem Griolg 
nad ungefähr ausreichend. 

3) Dazu trat noch ergänzend eine außerordentliche Verwaltungsjurisdif- 
tion, entjtanden im Deutſchen Reichsrecht für das Gebiet des Polizei», Steuerrechts- und 
analoger Berwaltungsnormen, welche durch Einzelverfügungen der Obrigkeit causa cog- 
nita zu handhaben find (vgl. d. Art. Bejchwerde). In dieſen Fällen waren die Reichs— 
gerichte im Namen von Kaifer und Reich mit der Abhülfe von „Beichtwerden“ der Unter: 
thanen über gejegwidrige Akte der Obrigkeit beauftragt, kraft einer außerordentlichen 
-Zuftändigfeit, welche außer Zufammenhang mit ihrer Givilgerichtsbarfeit fteht, vielmehr 
eine neu geschaffene Verwaltungsrechtiprechung bildet, die in Form des Mandatprozefles, 
Reftriptprogefjes oder der Ertrajudizialappellation unter dem Namen querela geübt 
wurde, — ebenio wie die Engliſchen Reichsgerichte eine ſolche Verwaltungsjurisdiktion 
noch Heute in Form von Rejtripten (Writs) ausüben. In den Deutichen Territorien, 
welche unter der Jurisdiftion der Neichsgerichte geblieben waren, ergab fich daraus 
eine doppelte Weife der Abhülfe von Beichwerden gegen die Verwaltung: durch An— 
rufung der Aufſichts inſtanz in der Hierarchie der Landesbehörden (adminiftrative 
Kontrole), und konkurrirend damit durch die N echt s beſchwerde (querela) beim Reichs— 
gericht (Rechtskontrole). Schon in jener Zeit erfcjien alſo die Duafi- Jurisdiktion 
in Berwaltungsjachen lediglich als eine Verftärkung der Beſchwerdeinſtanzen. Warum 
freilich diefe V. der Reichsgerichte in den großen Territorien wenig wirkſam wurde, 
wie ſchwer es ihr wurde die thatjächlichen Vorausſetzungen feftzuftellen, wie jolche 
bei der beginnenden Trennung von Juftiz und Verwaltung in der Regel auf den 
„geheimen Staatsrath“ überging, wie durch die Entwidelung des „Behördenſyſtems“ 
dann noch die geeigneten Provinzial- und Lokalorgane hinzutraten, ergiebt fi) aus 
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dem Entwidelungsgang des Deutichen Beſchwerdeſyſtems (vgl. d. Art. Beſchwerde). 

Die Natur des Rechtämittelö der querela blieb indeifen bei allem Wandel unverändert. 

63 war und blieb eine Nachprüfung verwaltungsrehtlicdher Defrete von 

der Seite der Geſetzmäßigkeit, am meiften ähnlich dem civilprogeffualifchen Rechtsmittel 

der Revifion. Auch in der Handhabung durch die neugejchaffenen VBerwaltungsbehörden 

hat aber die Verwaltungsbeſchwerde in den größeren Staaten Deutſchlands ſich 

wirfam und würdig entwidelt, in gleichem Geift, in welchem fie einjt bei den 

Deutjchen Reichsgerichten gedacht war und wie fie in den Englijchen Verwaltungs: 

gerichten noch heute gehandhabt wird. In beiden Ländern beruht fie auf dem 

Gedanken, daß die Staatögewalt um ihrer jelbt willen eine gejegmäßige, unpar- 

teiiſche Handhabung des Berwaltungsrechts will; auf einer praesumtio juris et de | 

jure, daß die höchite Gewalt im Staat jederzeit Recht ertheilen will. Sie formirt | 

fih (in weiterer Entwidelung ebenjo auch in England) dahin, daß die Verwaltungs | 
| 





jtellen von unten heran zugleich die Prüfung des Rechtspunkts übernehmen und 
den Parteien durch die verantwortliche Stellung der Beamten, deren Ständigfeit, 
Kollegialität und fontradiktoriiche Verhandlung die Garantien des Gerichtsverfahrens 
darbieten. — Es ericheint dabei zunächit ala ein Vorzug des Deutichen Syſtems 
vor dem Englischen, daß nach Wegfall der Neichögerichte die Rechtsbeſchwerde mit 
der formlojen Anrufung der Aufſichtsinſtanz via gratiae zufammenfiel, und nun 
ein und diejelbe Behörde kraft ihrer freien DVerwaltungsbefugniß im Stande 
war, ein Verwaltungsdetret auch aus bloßen Gründen der Zweckmäßigkeit, Billig⸗ 
keit, Nachſicht im einzelnen Falle aufzuheben. Es entſtand daraus ein einfaches, 
raſches, koſtenfreies Verfahren, von dem das Publikum in reichlichem Maße Gebrauch 
machte. Eben daraus ergab ſich nun aber ein Maſſenſyſtem von Verwaltungs— 
beichwerden, eine jummarijche, oft flüchtige Behandlung, eine Formloſigkeit, unter 
welcher jchon im Laufe des XVII. Jahrhunderts die Jdee eines Rechtöverjahrens in 
Form und Sache fich verwifchte, das Beſchwerdeſyſtem mit dem laufenden Berwal: 
tungsdezernat zufammenfloß, und nunmehr zur „Verwaltung“ ſchlechthin gerechnet 
wurde, — einigermaßen vergleichbar der jtetig wachjenden Formloſigkeit, in welche 
der Strafprogeß diejer Zeit überging. Die Reminigzenz an ein Rechts verfahren 
war jchon erlojchen, die Verwaltungsbeſchwerde erſchien bereits ziemlich unter: 
ſchiedslos als eine Remedur aus Rechtsgründen, oder aus Billigkeit oder aus Gunit, 
ald mit den Eonftitutionellen Verfafjungen die Parteibeftrebungen mächtiger Klaſſen 
an die Verwaltung herantraten und nunmehr in der biegjamen Geftalt der Verwal: 
tungsbeſchwerde ein wirkſames Mittel erfannten, die obrigkeitlichen Gewalten ihren 
Wahl-, Klaſſen- und Parteiintereffen dienjtbar zu machen. An diefen Punkt und 
in diefem Zuſammenhang entitand das Bebürfniß, ein ſchwach gewordenes 
Glied in der Ordnung der Berwaltung jo zu verftärfen, daß es jeiner 
Beitimmung wiederum genügen fann. In diefem Zufammenhange ijt die neue 
Preußiſche B. gedacht. Vor der Darlegung bedarf es aber noch der Weberficht 

III. der parlamentarijhen Kontrolen der Staatöverwaltung, welche 
in den alten landftändijchen Berfaffungen jchon ſtark entwidelt, durch die neuen 
Repräfentativverfaffungen fich verjüngt und gleichmäßig gejtaltet haben. Sie bilden 
nochmals eine dreifache Reihe: 

1) Die Spezialtontrole, welche die Volksvertretung durch ihre Be 
jchließungen über Petitionen, Anträge und durch Snterpellationen übt, wie fie in 
Deutichland mit großer Sorgfalt und Umjtändlichkeit gehandhabt wird. Steht den 
Kammern auch fein Entjcheidungsrecht über die jtreitige Auslegung der Verwaltungs 
gejege zu, jo ift doch ihr Votum eine jo bedeutende Autorität, und ihre Genfur in 
Öffentlichen Verhandlungen und unter der verjafjungsmäßig gejicherten Preßfreiheit 
eine jo ſchwer wiegende, daß auch dieſe Kontrole zur Abhülfe im Einzelfall, ſowie 
in ihrer vorbeugenden Wirfung gegen Verwaltungsmißbräuche faum hoch genug 
angeichlagen werden kann. 
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2) Die Generaltontrole, welche an die ftändische Berathung des Staat3- 
Haushalts anfnüpft und bei der freien Stellung der Kammern zur Bewilligung der 
Mehrzahl der Geldbebürfniffe des Staats zu einer weit ausgedehnten Kritik der Ver— 
waltung im Ganzen und im Einzelnen führt. 

3) Die lebte Garantie endlich gewährt die parlamentarifhe Minifter= 
anftlage, die auch in England nur ala äußerjt jubfidiäreg Rechtsmittel gemeint 
und gehandhabt worden it, für einige Gebiete des Verwaltungsrechts indeflen, wie 
die Weberfchreitung des Verordnungsrechts durch das Gebiet der Gejehgebung (j. d. 
Art. Verordnungsrecht) unentbehrlich bleibt. 

Dieſe dreifach gegliederten, jtetig ineinander greisenden, fich ergänzenden Sons 
trolfgfteme find es, auf welchen zugleich die Ordnung der Verwaltung und der 
Rechtsſchutz der Unterthanen im öffentlichen Recht beruht. Die mehr präventiv als 
repreffiv wirkſamen Rechtsbeſchwerden (II. 3) bilden darin ein bedeutungsvolles, un— 
entbehrliches, aber jehr eng begrenztes Glied, welches weit überfchäßt wird von den— 
jenigen, welche vermeinen, daß ein Rechtsſchutz im öffentlichen Recht durch neu 
erdachte Serien von Klagen gegen die Obrigkeit erft gefchaffen werden müſſe. 

In dem Großjtaat Preußen, dem bei einem jeftausgebildeten einheitlichen Ver— 
waltungsrecht ein die Verwaltung fontrolirender Staatsrath fehlte, traten mit der 
fonftitutionellen VBerfaffung Zuftände ein, welche die Rekonſtruktion einer Verwaltungs 
rechtiprechung von ftaatlichem Gefichtspunft aus zur Nothwendigkeit machten. 

Mit bewußter Energie hatte einft die Preußiiche Staatsbildung die ſtärkſten 
Kontrolen in die Verwaltung geführt und den DVerwaltungsbehörden den vollen 
Organismus der Gerichte gegeben. Aus Kanzler und Räthen formirte fich ein 
follegialifcher „Geheimer Staatärath*, in dem das Contentieux, ähnlich dem Fran— 
aöftichen Conseil d’Etat, Eollegialifch durch ftändige lebenslängliche Beamte ent= 
fchieden wurde. In der Mittelinftang wurden die Kriegd- und Domänenkammern 
ebenfo zahlreich und ftändig bejeßt, wie die damaligen Obergerichte. In eriter Inftanz bot 
das ftändige Landratsamt zwar nur die Stellung des Einzelrichters dar, aber nicht 
fchlechter bejegt, al8 die vielen Tauſend Orts- und Patrimonialgerichte jener Zeit. 
Die ftändige, lebenslängliche Stellung der Beamten, ihre Vorbildung, ihr Geift der 
Pflichttreue und ihr gefellichaftliches Anjehen bildete nirgends einen erfennbaren Unter: 
jchteb von den Gerichten. 

Eine nicht beabfichtigte, aber unvermeidliche Abichwächung dieſes Organismus 
war indefien bereits durch die Stein-Hardenbergijhen Reformen ein- 
getreten, welche unter Aufhebung des vielköpfigen Geheimen Staatsrat die Gentral- 
verwaltung zu fünf Minifter-Staatsjefretären in rein büreaufratifcher Yormation ver— 
einfachten, die Kriega- und Domänentammern in beweglichere Regierungsabtheilungen 
formirten und ihnen damit die zur energifchen Durchführung großer Reformgejeße 
nothwendige Geftalt gaben. Durch die Kaffırung des Geheimen Staatsraths war 
nun in Preußen eine anomale Stellung der neuen Minifter entftanden, in welcher 
jeder Departementächef die Entfcheidung der kontentiöſen Verwaltungsfragen feines 
Departements als ein Stüd feiner Attributivjuftiz an fi) zog und feithielt, auch 
nachdem 1817 ein Staatsrath mit jehr beſchränkten Attributionen wieder hergeftellt 
wurde. 

Zum völligen Bruch fam nun aber das jo abgeihwächte Syitem der VBerwaltungs- 
befchwerden durch die Mißverftändnifie des Franzöſiſchen Konſtitutionalis— 
mus, bie jeit 1850 in Preußen zur offiziellen Geltung famen und als angebliche 
„Horderungen der neuen fonftitutionellen Staatsform“ die Landräthe, Regierungs: 
präfidenten, Oberpräfidenten und Minifterialdireftoren ala entlaßbare Beamte zur 
Dispofition der Minifter ftellten. Waren damit die Gauptbeamten der Verwal— 
tungörechtsfontrole (oben II. 3) jeder Analogie einer richterlichen Unabhängigkeit 
ent£leidet, jo wurde nun andererjeitö eine parteimäßige Handhabung aller jtaat= 
lihen Anftellungsrechte, aller Polizeigewalt, insbejondere bei Ertheilung von Kon— 

dv. Holgenborff, Gnc. II. Rechtslexiton III. 3. Aufl. 71 
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zeiffionen und Konfenjen, aller Beitätigungen oder Berfagungen im Kommunalrecht, 
und noch anderer obrigfeitlichen Gewalten ala „Konſequenz der neuen fonftitutionellen 
Staatsform“ rückſichtslos geltend gemacht. 

Aus den praftifchen Erfahrungen diejer Zeit ijt die neue Preußiiche Ver— 
waltungsreform hervorgegangen, d. h. aus dem Bewußtfein, daß es fich um die Er— 
haltung des monarchiſchen Staats handle gegen den wirklich jchon beginnenden 
„Barlamentarismus*. Ohne fich durch die Theorien der Zeit irre machen zu laſſen, 
haben fich die Urheber derielben an den praftiichen Zwed gehalten. Gerade ein jo 
kräftig geftalteter Organismus wie derjenige der Preußifchen Staatsverwaltung führte 
unter den mannigfaltigen Tagesmeinungen über „V.“ und „Selbjtverwaltung“ auf 
den enticheidenden Punkt, auf die Berftärfung der ſchwach gewordenen Rechts— 
fontrole (II. 3), auf die Rüdbildung des degenerirten Syſtems der „Verwaltungs 
beichwerden“ in die bejtimmungsmäßige Geftalt einer Nahprüfung eines Ver— 
waltungsafts von der Seite jeiner Gejegmäßigfeit. Dafür wurde 
nun den Betheiligten ein Rechtsaniprucy ex debito justitiae mit allen Garantien 
eines gerichtlichen Berfahrens durch eine verftärfte Beſetzung der Behörden, 
durch die rihterlihe Unabhängigkeit der Mitglieder, durch öffentliche 
mündliche fontradiftorijche Berhandlung und zuverläffige Beweisauf- 
nahmen gewährt. Diefe ftaatörechtliche SKonftruftion der V. bietet eine 
hiftorifche Kontinuität mit dem überfommenen VBerwaltungsiyiten dar, wie fie in 
den zeriahrenen Vorftellungen der Zeit beifpiellos dafteht und jchon darin einen 
genügenden Beweis ihrer Berechtigung finden fann. Die maßgebenden Punkte find: 

I. Das Gebiet diefer ®B. befchränft fich auf diejenigen Berwaltungsafte, 
welche (in der ftändifchen, die in der Nepräfentativverfafjung) erfahrungsmäßig zu 
Machtmitteln herrichender Parteien werden und welche deshalb einem Mipbrauche 
in dem Make ausgeſetzt find, daß die adminiftrativen Kontrolen dafür nicht 
ausreichen, — alfo die oben bezeichneten ſechs Gebiete, die ebenſo in dem alten 
Reicharecht wie in dem Englischen Verwaltungsrecht ala Gebiet jener jurisdictio 
extraordinaria hervortreten. Obenan alfo das große Gebiet der Polizeiver- 
fügungen mit einer generell gejtalteten „Verwaltungsklage“, eleftiv mit der Be— 
ichwerde bei der Aufſichtsinſtanz. Sodann die Gebiete der angewandten Polizei 
(Gewerbe-, Bau-, Wegepolizei 20.) mit ihren zahlreichen Konzeffionen, Konjenjen zc., 
welche jederzeit das am meilten gemißbrauchte Gebiet der Parteiverwaltungen bilden. 
Weiter das Gebiet der ftreitigen Schule, Wege: und jonfligen Gemeindelaiten, ſowie 
der Iheilnahme an den Gemeinderechten und fommunalen Wahlen. (Auf dem Ge— 
biete der Steuereinichäßungen, der Militäraushebungen u. a. war in Preußen jchon 
durch ältere Einrichtungen ziemlich hinreichend geiorgt.) Die Rechtsbeſchwerde der 
Betheiligten ift in diefen Gebieten wiederhergeftellt als ein Anſpruch ex debito 
justitiae und deshalb mit dem nicht unangemeffenen Namen „Verwaltungsklage“ 
bezeichnet. Der Name ändert aber nicht die Natur des Rechtsmittels. Es bleibt, 
was e8 von jeher geweien: die Nachprüfung eines DVerwaltungsafts von Seiten 
feiner Gejegmäßigfeit auf Antrag der Betheiligten, fonturrirend mit den noch 
weitergehenden Korrefturrechten der Aufſichtsinſtanz. Aus diefer Natur des Rechts— 
mittels ergiebt fich unter Anderen die jehr bedingte Rechtskraft der Enticheidungen, 
die Weile der Vertretung des öffentlichen Intereffes, die Sachlegitimation der Par— 
teien und die jonjtigen wefentlichen Abweichungen vom Givilprozeß. 

II. Die jchwierigjte Trage der Reform beitand in der VBerftärfung der 
entjcheidenden Behörden zu richterlicher Unabhängigkeit. Die zweijeitige 
Natur der DVerwaltungsbeichwerde, — ihre praftiiche Untrennbarfeit von den 
weiteren Befugniffen der Aufſichtsinſtanz, — die Nothmwendigkeit einer Einheit 
der Grefutive überhaupt — macht von unten herauf die Trennung der erefutiven 
und richterlichen Organe jachwidrig und unausführbar. Auch das Englifche Ber- 
waltungsreht Hat von unten auf die Verbindung von Verwaltung und Verwal— 
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tungsrechtiprechung in dem Behördenſyſtem jederzeit feitgehalten. Wie war e8 aber 
möglich, einem Verwaltungsperſonal, welches nach dem Syſtem der abminiftrativen 
Kontrole jtets entlaßbar und einer disziplinaren Gewalt unterworfen bleiben muß, 
die rihterliche Unabhängigkeit zu geben? Wie war es möglich unter einer „Eon- 
fitutionellen“ Regierung, die ftets ald eine Parteiregierung angejehen wird, darum 
aber nicht weniger die Subordination aller unteren Organe beanjprucht? Das Be— 
dürmiß der heutigen Verwaltung verlangt weit mehr noch ala die ältere eine be= 
weglichere Handhabung durch Einzelbeamte. Der entlaßbare Einzelbeamte fann in 
diefer Stellung wiederum richt unpartetiicher Richter über ftreitige Fragen des Ver— 
waltungsrechts jein. Diele wideriprechenden Anforderungen eben erzeugen den zwei— 
deutigen Charakter des konjtitutionellen Beamtenthums, welches auf dem Kontinent 
wie in den Amerikaniichen Freiftaaten nur mit der Korruption des Beamtenthums 
enden kann. — 68 giebt in der That nur eine Löfung für das Problem, dem ent- 
(aßbaren Berwaltungsbeamten die Unabhängigkeit des Richteramtes und mehr als 
das wiederzugeben: es ift das obrigfeitliche Ehrenamt, welches die befibenden Klaſſen 
und Mittelftände in den Dienft der Rechtiprechung des Staates hineinzieht. Dies 
it die wirkliche Bedeutung des an England fo viel beiwunderten und fo wenig ver— 
itandenen Seligovernment. Mittels des Ehrenamts, in feiner unmittelbaren Ueber— 
ordnung über die erefutiven Polizeibeamten, ftellt fich ſchon in erfter Inſtanz ein 
obrigfeitliches Amt im richterlicher Unabhängigkeit her. Dies gefellichaftlich unab— 
hängige Beamtenthum, für welches nach den Erfahrungen jedes Menſchenalters eine 
parteimäßige Ernennung und Entlaffung unmöglich ift, ordnet fich dann dem 
Berufebeamtenthum zur Seite, giebt ihm auch im fonftitutionell verwalteten Staat 
den gejellfchaftlichen Halt wieder, und bildet das Gegengewicht für alle ragen, 
welche eine fonftitutionelle Präfektenverwaltung unabänderlich zu Partei» und Wahl: 
beeinfluffungsfragen macht. 

II. Der Inſtanzenzug der Berwaltungsjuftiz endlich jchließt fich 
nochmals in hiftorischer Kontinuität dem Behördeniyitem und der Natur der Ver— 
waltungsbeichwerden an. Die Nachprüfung eines obrigfeitlichen Dekrets ift feine ab- 
itrafte, rein logische Frage der Gejekinterpretation, jondern bis zu einem gewiſſen 
Grade untrennbar von den thatjächlichen Vorausfegungen des obrigkeitlichen Akts. 
Jene rechtliche Prüfung würde zum inhaltlojen Formaligmus, wenn es der Behörde 
reiftände, das Verwaltungsgeſetz auf ein fingirtes Sachverhältniß, oder in buchſtäb— 
licher Auslegung das Gejeg auf Fälle anzuwenden, für die e& dem Sinne nad) 
nicht gemeint ift. Die rechtliche Prüfung muß alſo das Thatfächliche joweit ums 
'aflen, um veratorifche, chikanöſe Akte der Obrigkeit zu treffen, die ohne das Vor— 
handenfein der vom Geſetz gemeinten objektiven Merkmale, das obrigkeitliche Amt 
aus Gunst, Feindſchaft oder Parteilichkeit in fraudem legis handhaben. Dieje Un— 
trennbarkeit der Gefeßesauslegung von der question of fact — die jchwierigen 
Grenzen zwiſchen Ungeſetzmäßigkeit und Unjachmäßigfeit — die zahllojen Ab- 
itufungen der disfretionären Gewalt der Behörden — machen e& nothivendig, die 
— — von unten herauf in Zuſammenhang mit der rechtſprechenden zu 

ten. 

In erfter Inſtanz iſt deshalb der Kreisagusſchuß jo formirt, daß ein 
jahlreiches Schöffenelement (Latenelement) die thatjächlichen Borausjegungen der 
Verwaltungsverfügung aus örtlicher Nachbarichaft und Perfonentenntniß zu beur- 
teilen vorzugsweiſe geeignet erjcheint; während der vorjigende Landrath in feiner 
freieren Stellung als geichäitliche Auffichtsinftang auch Abhilfe gewähren fann, wo 
(namentlich in Polizeifachen) die Grenze zwijchen Geſetzwidrigkeit und Unfachgemäß- 
heit oft kaum zu finden ift. Wie in der ordentlichen Rechtspflege ift diefe erſte In— 
tanz die für den bürgerlichen Verkehr maßgebende, neben welcher die höheren In— 
tanzen al& Regulatoren der Prinzipfragen um etwas zurüdtreten. 
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In zweiter Inſtanz ſchon tritt die question of fact mehr zurüd, die Seite 
der Gejehauslegung mehr in den Vordergrund; daher eine ftärfere Vertretung des 
rechtd- und gejchäitsfundigen Beamtenelementse — aber auch Hier noch veritärft 
durch Ehrenamtsmitglieder in richterlicher Unabhängigkeit. In diefer Mittelinitanz 
ericheint die Rechtäfontrole dem Regierungspräfidenten nebengeordnet, analog einem 
Regierungsjuftitiar mit votum decisivum. 

Erit die oberjte Inſtanz ift jachgemäß als eine reine revisio in jure ge= 
ftaltet, die fich von den exekutiven Behörden völlig abtrennt, aus verwaltungsrechts- 
fundigen Beamten in richterlicher Unabhängigkeit formt, und analog einer Ab— 
theilung des Staatsraths den Gentralbehörden nebenordnet. 

In diefer Geftalt Hat ſich die Preußiſche V. in ſicherer Rechtskontinuität dem 
Behördenſyſtem eingefügt, in praktiſcher Wirkſamkeit bewährt und Vertrauen er— 
worben. Sie entſpricht keineswegs den theoretiſchen Syſtemen der Civiliſten: aber 
ſie iſt durch ein Zuſammenwirken von Männern geſchaffen, die durch langjährige 
Thätigkeit in Staats- und Kommunalverwaltung wie im Parlamentsleben, durch 
eine lebendige Kenntniß unſerer ländlichen und ſtädtiſchen Bedürfniſſe, auch durch 
einige praktiſche Kenntniß auswärtiger Verwaltungsſyſteme, eine vielſeitigere An— 
ſchauung gewonnen hatten, als ſolche aus den Büchern über „V.“ zu ge— 
winnen iſt. 

Lit.: ee bie Engliſche eg ee R. Gneift, Das Selfgovernment 
unb bie Kg sgerichte in England, 3. Auflage, Berlin 1 11; Derjelbe, Ber: 
e 


waitung, Juſtiz und —— Berlin 1869. — Für Frankreich: Dareste, La —. 
administrative en France, Par. 1862. — Für bie Seutichen — O. v. Sarwe 


Das öffentliche Recht und” bie — —— Tübingen 1 ür Defterrei 
—59 Die Derwaltungsjuftig in Oejterreich 1 Grünwald 1875, Ulbridh 1875, v. 
ißling 1875. ür Preußen: R. en Preuß. Kreisorbnung 1872; Derielbe, 


—— —* — 1869. — v. Brauchitſch, Die neuen — iſchen Dertaltungs- 


geſetze, neift, Der Rechtsſtaat, 2. Aufl. 1879; Derſelbe, Zur Ver— 
wal ingseform * — 1880. — BVdol. zur nothwenbigen Ergänzung ben obigen Artitel Be: 
ſchwerde (verwaltungsrecdhtliche). Gneift. 


Berwaltungsrath, Der Name „VB.“ ift in den Statuten moderner Körper- 
ihaften für follegiale Organe von jehr verichiedener rechtlicher Stellung gebräuchlich, 
indem bald der Vorjtand oder ein Theil deffelben, bald der Auffichtsrath, bald 
endlich ein eigenthümliche® Organ, welches einerſeits vom Vorſtand volllommen 
getrennt, andererjeits nicht auf Kontrolfunftionen beſchränkt, jondern an der Ver— 
waltung betheiligt ift, diefen Namen führt. 

In allen diefen Bedeutungen fommt ein V. namentlich bei Altiengejell- 
haften vor. Das Geſetz zählt ihn nicht zu den nothiwendigen Organen und ent» 
hält über ihn feinerlei normative Beitimmungen. Es erwähnt ihn überhaupt nur 
ein einziges Mal ganz nebenbei, indem es unter den nach innen zwar wirfjamen, 
nach außen aber unwirkſamen jtatutarifchen Beſchränkungen der Vertretungsbefugniſſe 
des Vorſtandes das Griorderniß der Zuftimmung eines V. für einzelne Geſchäfte 
aufführt (HGB. Art. 231 Abſ. 2). Somit hat an fi das Statut jowol hin— 
fichtlich der Anordnung eines B. als hinſichtlich der Beitimmungen über feine 
Bildung und jeinen Wirkungsfreis freie Hand. Nur dürfen die betreffenden Satzungen 
niemals den zwingenden gejeßlichen Borjchriften über Bejchaffenheit und Kompetenz 
der nothiwendigen Organe derogiren. Darum ift es zunächſt rechtlich bedeutungslos, 
wenn, wie dies vielfach begegnet (Renaud, Aftiengejellichaft, 2. Aufl. ©. 526 ff.), 
der Borjtand im Statut „VB.“ genannt wird. Auf einen ſolchen V. find viel- 
mehr alle Grundjäße über den Borjtand einer Aktiengejellichaft anzumenden, wie dies 
auch in der Praris des ROHG. konſtant geichehen ift (vgl. Entih. Bd. XVII. 
Nr. 28, XIX. Nr. 98, XXU. Nr. 63; auch XIII. Nr. 45 und 46 über den „Ber: 
waltungsausſchuß“ als Bertreter einer Eiſenbahngeſellſchaft gegen die mit der 
Adminijtration der Eiſenbahn betraute jtaatliche Eiſenbahndirektion). Doch kann 
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ed vorfommen, daß von einem nach innen als einheitliches Kollegium fungirenden 
V. nur ein Theil nach außen ala Vorſtand erjcheint, oder daß umgekehrt ein V., 
welcher nach innen als bejonderes Kollegium zur Seite eines Direftoriumsd oder 
Präfidiums fonftitwirt ift, nach außen nur einen Theil des Vorftandes bildet. Ebenſo 
ift es an fich juriftifch unerheblich, wenn, wie dies in direkten Gegenjaß zu den 
erwähnten Fällen nicht minder gebräuchlich ift (Renaud, a. a. D. ©. 626 ff.), 
der Aufjichtsrath den Namen „B.“ führt (vgl. Entich. d. ROHG. Bd. XI. 
Nr. 43). Nur muß natürlich der ftatutenmäßige V., um als der vom Geſetz ge— 
forderte Auffichtsrath gelten zu können, allen gefeglichen Anforderungen entiprechen, 
Die in Bezug auf Bildung und rechtliche Stellung diefes Organs bejtehen (vgl. den 
Art. Aufſichtsrath). Damit die aber der Wall ei, darf der ſog. V. in 
Mahrheit fein B. fein. Denn der Begriff des V. jet offenbar irgend einen An— 
tHeil an der Verwaltung und jomit die Berufung zu Funktionen der gejellichait- 
lichen Geichäftsführung voraus. Das Geſetz aber will die vollfommene Trennung 
der Geichäftsführung von der Ueberwachung der Geichäftsführung (Art. 2258, 225 b 
u. 239 Abi. 2 u. 3), und poftulirt daher einen an der Geichäftsführung unbe— 
tHeiligten Auffichtsrath (vgl. H. Löwenfeld, Das Recht der Aktiengejellichaften, 
©. 263 ff.) Troßdem find nach wie vor der Novelle durch die Statuten gewöhn- 
lich Auffichtsräthe eingejegt worden, welche zugleich die Funktionen wirklicher B. 
empfangen haben, und die Statuten, welche eine jolche Verjchmelzung Herftellten, 
Haben jämmtlich ohne Anftand die Inftanz des Handelärichters paffirt (Yömwenfeld, 
a. a. D. ©. 266). Tür die Zuläffigkeit derartiger ftatutarifcher Beitimmungen 
läßt fich freilich anführen, daß das HGB. ſelbſt in Art. 231 Abf. 2 die Möglichkeit 
erwähnt, den Vorjtand beim Abjchluß einzelner Gejchäfte an die Zuftimmung des 
Auffichtarathes zu binden, womit offenbar die Mitglieder des Auffichtsraths in die 
GSeichäftstührung Hineingezogen und deshalb 3. B. auch zur Entlaftung des Vor— 
ftandes bei Legung der Rechnung unfähig werden (vgl. Keyßner, Allgemeines 
Deutsches HGB., Anm. 3 zu Art. 239). Allein abgejehen davon, daß jedenfalls 
eine weitergehende Iheilnahme des Aufſichtsraths an der Verwaltung hiermit nicht 
für jtatthaft erklärt ift, entjpricht ein Auffichterathd, welcher von dem Verbote des 
Art. 239. Abi. 2 betroffen wird, jchwerlich den Intentionen des Geſetzgebers. Fügt 
doc derjelbe in Abſ. 3 ausdrüdlich Hinzu, daß jenes Verbot fich nicht auf die 
Perſonen beziehen joll, „welchen die Aufficht über die Gejchäftsführung zufteht”. 
Auch erhellt aus dem Wortlaut des Art. 231, daß der Gejegeber fi V. und 
Auffichtsrath als verjchiedene Inftitutionen dent. Man Hat neuerdings vorge— 
ichlagen, bei einer Reform des Aftiengefellichaftsrechts den Auffichtsrath überhaupt 
fallen zu laffen und ihn durch einen gefeßlich geregelten VBerwaltungsrath, wie er 
den Berfehrsgewohnheiten entjpricht, zu erjegen (Xöwenjeld, a.a. D. ©. 271 ff.). 
Nach geltendem Recht aber muß daran jejtgehalten werden, daß ein fombinirter 
Aufſichts- und DVerwaltungsrath unzuläffig it. Mithin ift ein vom Borftand ge= 
trennter eigentlicher B. nur ala eine bejondere Behörde neben dem Auſſichtsrath 
ftatthaft. Ein ſolcher V. kann vom Statut in beliebiger Weife gebildet und in 
beliebigem Umfange an der Verwaltung betheiligt werden. 

Ganz Nehnliches gilt Hinfichtlich des DB. in der Kommanditgeſellſchaft 
auf Aktien, indem bier zwar ebenfalls der Auffichtsrath nicht an der Gejchäfts- 
führung betheiligt, wohl aber die Gefchäftsführung der perfünlich haftenden Gejell- 
ichafter durch eine nach innen wirkſame Bertragäbeitimmung an die Mitwirkung 
eines beionderen B. gebunden werden fann. Dagegen würde in der eingetragenen 
Genoſſenſchaft eine zugleich zur Mitverwaltung und zur Kontrole der Verwal— 
tung berufene Behörde zwar unzwedmäßig, aber gejeßlich zuläffig jein, und nur 
nicht als Auffichtsratd im Sinne des Geſetzes gelten können. Gleichgültig jedoch 
ift auch hier der Name. Das Deutiche Genoſſenſchaftsgeſetz verftattet jogar aus— 
drüdlich für den Auffichtsrath auch den Namen „V.“ zur Wahl ($ 28), und in 
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der That kommt diefe Bezeichnung für den Auffichtsrath von Genoffenjchaiten vor 
(Entich. des ROHG. Bd. XXIV. Nr. 112). 


Gigb. u. Lit.: Vgl. diejelbe * den Art.: Aktiengeſellſchaft, Kommandit— 
gefellfpaft und Senofienicaft en. O. Gierte. 


Berwandtihaft iſt entweder eine natürliche oder eine künftliche. 

I. Die natürliche ®. (bei den Römern cognatio) beruht auf den natür= 
lichen Begebenheiten der Zeugung und Geburt (l. 1 81 D. 388, 8). Sie bezeichnet 
das auf diefen Grundlagen beruhende Berhältniß von Menjchen, welche entweder 
mittelbar oder unmittelbar von einander oder don einem gemeinfamen Dritten ab— 
jftammen. Danach theilt fich die V. in die linea recta und J. transversa s. 
obliqua. Die erjtere umfaßt alle Perjonen, welche von einander abftammen, nämlich 
Aicendenten (l. superior) und Dejcendenten (l. inferior); die letztere begreift die— 
jenigen, welche ihre Abjtammung von derjelben dritten Perfon herleiten (Seiten- 
verwandten). Die Seitenverwandten wiederum jind vollbürtige oder halbbürtige, 
je nachdem fie diefelben oder nur einen der beiden Eltern gemeinfam haben. Die 
Römer wenden dieje Unterjcheidung vorzugsweie auf Gejchwilter an; fie nennen 
vollbürtige Gejchwijter: bilaterales, germani (bh. 3. T. nur germani) und von den 
balbbürtigen: consanguinei, wenn fie nur denjelben Vater, und uterini, wenn fie 
nur diejelbe Mutter haben (vgl. S 1 1.3, 2; 1.10 D. 38, 10). In Deutich- 
land jpricht man ohne Unterjcheidung bei Halbbürtigen von Stieigejchwiftern. In 
der Geitenverwandtichaft wird von den neueren Juriften noch der jog. respectus 
parentelae hervorgehoben, unter welchem man das Verhältniß eines Deicendenten 
zu den Gejchwijtern des Parens veriteht (parentum loco habentur) und welches 
namentlich als Ghehinderniß früher juriftiiche Bedeutung erhalten Hatte (S 5 
I. 1, 10; 1. 39 pr. D. 23, 2.). Die natürliche V. kann aber auch eine mehrfache 
jein, jo bejonders, wenn Verwandte jich heirathen, wenn Jemand fich nach einander 
mit unter fich verwandten Perſonen verheirathet, wenn mehrere unter ſich Verwandte 
mit Perjonen ſich verehelichen, welche ebenfalls unter jich verwandt find, jowie wenn 
zu der natürlichen noch eine fünftliche B. tritt. (Gin Beifpiel giebt von mehrfacher 
V. 1. 10 8 14 D. 38, 10; vgl. Fritz, Zeitichr. j. Givilreht u. Pr. XV. 2; 
Hugo, Giv. Mag. IV. 7, 16.) Mehrfache DB. giebt mehrfaches Erbrecht. 

Ueber die Blutsverwandtichait nach Deutichem Recht j. d. Art. BParentelen= 
ordnung. 

1. Die fünftliche 8. 

1) Agnation (legitima, civilis cognatio, agnatio.) Dieje beruht im Röm. R. 
allein auf der väterlichen Gewalt, dem Prinzip der Hausgemeinichait (familie). Die 
von den Agnaten gegebene Xegaldefinition (l. 7 D. 26, 4; S 111,15; 81. 
I. 3, 2. u. a. m.) iſt unrichtig, da fie fich nur auf die natürliche, nicht auch auf 
die juriſtiſche Entſtehung bezieht und auch überfieht, daß man durch eine juriftiiche 
Shatjache wieder aus dem Ngnatenverbande jcheiden fann. Agnaten find vielmehr 
die durch patria potestgs (früher auch manus), mit einander verbundenen oder ver- 
bunden gewejenen Menſchen; ſie bilden die familia proprio jure, wenn der gemein 
ſame Sausvater die patria potestas noch inne hat, und nach feinem Wegfall die 
familia communi jure (l. 195 $ 2 D. 50, 16). In älterer Zeit ijt allein die 
Agnation Quelle von Rechtäverhältniffen und jchließt gleichzeitig die Kognation in 
fich, die dann freilich mit jener wieder verichwindet (1. 10 $4 D. 38, 10; 1. 23 
D. 1, 7:82 IL 1, 10; 811 18,1) In be Kaijerzeit wird fie dagegen 
immer mehr durch die natürliche DB. verdrängt (jo bei. im AIntejtaterbrecht), ohne 
jedoh im AJuftinianifchen Recht (bei. bei der Adoption) gänzlich ihre Bedeutung 
verloren zu haben (Buchholt, Abhandl., S. 96—105). Mit der Agnation in Ver: 
bindung jteht Gentilität, d. h. der Agnatenkreis, welcher nach richtiger Meinung auf 
nicht mehr nachweisbarer oder doch vermutheter gemeinfamer Abſtammung beruht. Sie 
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hatte bis in den Anfang der Kaiſerzeit Berufung zur Vormundſchaft und eine Erb— 
berehtigung zur Folge (Gaj. III, 17). — Im Deutſchen Recht hat ſich der Begriff 
der Agnation verändert; fie ijt die durch den Mannesjtamm vermittelte Bluts- 
gemeinſchaft und meiſtens (jo im Xehnrecht, bei den Fideikommiſſen) auf die männ— 
lichen Seitenverwandten bejchränft. (S. Art. BParentelenordnung.) 

2) Adoption, j. diefen Art. 

3) Affinität, f. diefen Art. 

4) Pflegkindſchaft. Sie entiteht ohne den bejonderen juriftiichen Akt der 
Adoption durch Annahme ala Kind (alumnus) und erhält im Röm. Recht rechtliche 
Wirkungen nur in Folge bejonderer Vereinbarung (l. 32 pr. D. 45, 1), im 
Mebrigen erzeugt fie nur gewiſſe Pietätsverhältniffe (1. 26 C. 5,4; $ 111,6; 
l. 14 pr. D. 40, 2). Neuere Partikulargejege haben jedoch dies Inſtitut mit 
juriftiichen Wirkungen zu umkleiden gejucht, wie das Preußifche Allg. ER. (I. 2 
8 753—763) und der Code civil, nach welchem es jogar eine Vorjtufe der Adoption 
bildet (art. 363— 370). Das Deiterr. BGB. ($ 186) Hat fich dem Röm. Necht 
durchaus angejchlofien. 

5) Einkindſchaft, 5. diefen Art. 

6) Geiſtliche VB. (cognatio spiritualis), Die nach Anficht der chriftlichen 
Kirche in der Taufe liegende geijtige Wiedergeburt erzeugt jchon im Yuft. Recht 
ein Eheverbot zwijchen Pathen und weiblichem Täufling (l. 26 C. 5, 4). Der 
Taufe trat im Kanon. Recht das Saframent der Firmelung zur Seite; die auf 
Grund beider ausgebildete Lehre wirkte früher als Ehehinderniß (Conc. Trid. Sess. 24 
de ref. matr. c. 2), welches jet durch Reichsgeſetz v. 6. Februar 1875 $ 39 auf: 
gehoben iſt. 

II. Die Entſtehung der natürlichen V. beruht auf Gejchlechtsgemein- 
ihaft und hat, je nachdem dieje eine verjchiedene jein fann, auch verfchiedene Vor: 
ausfehungen und Wirkungen. Die für das Röm. Recht vorhandenen Unterfcheidungen, 
welche Heutzutage nicht ſämmtlich mehr in voller Kraft bejtehen, find folgende: 

1) Ehe. Bal. Thl. I. ©. 443. Ueber Ehe zur linten Hand vgl. Thl. I. 
€. 508, über Butativehe ſ. diefen Art. 

2) Konfubinat. Dies war eine fittliche dauernde Gemeinſchaft zwijchen 
Mann und Weib ohne vollen Eintritt der Frau und Kinder (liberi naturales) in 
die Familie des Mannes (T. Dig. 25, 7; C. 5, 26). Sie jteht Heute jeder un— 
ehelichen Gefchlechtsverbindung gleich. 

3) Contubernium, d. 5. die Gejchlechtsverbindung zwijchen Sklaven unter 
einander oder Sklaven und Freien, erzeugte nur jure naturae eine cognatio servilis 
(1. 8, 14, 56 D. 28, 2). 

4) Stuprum, d. 5. die geichlechtliche Gemeinschaft mit einem freien, ledigen 
Weibe, vgl. die Art. Alimentationspflicht, Legitimation. 

5) Adulterium, j. die Art. Ehebruch und Adulterini. 

6) Inzeſt, ſ. den Art. Incestuosi. 

IV. Beweis der V. Diefer kann der Mutter und deren Verwandten 
gegenüber durch den leicht zu erbringenden Beweis der Geburt geführt werden, 
jaktifch unmöglich erjcheint aber ein jolcher dem Vater gegenüber. Deshalb ftellte 
Ihon das Röm. Recht für die von einer Ehefrau geborenen Kinder, welche früheitens 
am 182. und jpäteitens am 300. Tage nach Eingehung der Ehe geboren find, die 
Vermuthung der Ehelichkeit auf (1. 12 D. 1, 5; 1. 5,1. 3 $$ 11, 12 D. 38, 16). 
Dieſe Vermutung ift jedoch nicht unwiderleglich; nicht blo8 der Ehemann, jondern 
aud) andere betheiligte Perfonen fünnen gegen diejelbe den Beweis führen, daß das 
Kind nicht von diefem gezeugt fein könne, 3. B. wegen Abwejenheit beider Ehe: 
Hatten von einander oder Impotenz des Mannes während der Konzeptionszeit (1. 6 
D. 1, 6). Nicht dagegen genügt der Nachweis, daß die Frau auch noch mit anderen 
Männern den Beifchlaf vollzogen habe (l. 11 $ 9 D. 48, 5), ebenjowenig läßt 
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fich aus dem Grade der Reife des Kindes ein Beweis gegen deſſen Ehelichkeit her— 
leiten (Stintzing, Jahrb. f. Dogm. IX. 5; vgl. die Diſſertation von v. Wächter, 
De partu vivo non vitali und Sarrazin mit demfelben Titel). Umgekehrt beiteht 
die umtwiderlegliche Rechtsvermuthung, daß ein nach 10 Monaten von der Auflöſung 
der Ehe an geborenes Kind nicht von dem früheren Ehemann erzeugt jei (1.3 $ 11 
D. 38, 16). Beſondere Borfchriften endlich find gegeben, wenn eine Frau fi) nach 
der Scheidung oder dem Tode ihres Mannes jchwanger hält (vgl. Sintenis, II. 
93 ff.). Der Zeugung fteht bie Legitimation gleih (j. diefen Art.). Uebrigens 
treten diejelben NRechtöverhältniffe auch bei einer putativen Ehe ein (cap. 2, 8, 14, 
15, X. 4, 17). — Uneheliche V. giebt der Mutter und deren Familie gegenüber 
gleiche Rechte, wie die eheliche (. 48 851.5 D. 2, 4; 1.4 D. 88, 8); nicht 
aber auch gegen den Vater und befjen Verwandte ($ 12 I. 1, 10; 1. 10; 1. 28 
D. 1, 5). Später jedoch erlangten gewiffe Arten von unehelichen Kindern einzelne 
Rechte gegen ihren Erzeuger, und dieſe find nach Vorgang des fanonijchen Rechts 
(cap. 5 X. 4, 5) durch Deutiche Gewohnheit bald allen unehelich Geborenen, welche 
nachweifen können, daß der ald Vater in Anipruch Genommene während der Kon— 
zeptionszeit mit der Mutter den Beifchlaf vollzogen habe, gewährt worden. (©. die 
Art. Alimentationspflidht, Adulterini.) 

Bon den Partikularrechten jchließen fich die meisten in diefer Frage dem Ge— 
meinen Recht an (3. B. Code civil art. 312—318), der nur die Konzeptiongfrift 
vermindert hat; nur das Preußifche Allg. ER. (II. 2 $ 1) läßt jedes Kind ehelich 
jein, welches in einer rechten Ehe erzeugt oder geboren iſt (vgl. hierüber bei. Entich. 
des OTrib. Bd. II. ©. 292). In Bezug auf uneheliche Kinder find jedoch in den 
Gejeßgebungen auseinandergehende Anfichten vertreten. 

V. Berehnung der Verwandtichaft. Die Nähe der B. bejtimmt ſich 
im Römijchen Recht nach der Zahl der zwijchen den beiden Perfonen Tiegenden Ger 
burten bzw. Zeugungen: tot sunt gradus, quot sunt generationes ($ 7 I. 3, 6; 
l. 10 88 9, 10 D. 38, 10), d. h. es werden jo viele Grade gezählt, als die An— 
zahl der Zeugungen bzw. Geburten beträgt, welche zu der Entitehung jener Perſonen 
erforderlich war. So find Eltern und Kinder im erften Grade, Großeltern und 
Enkel im zweiten, ebenjo Gejchwifter, Gejchwijterfinder im vierten Grade ıc. verwandt. 
Die Römer veranjchaulichten die Berechnung der VB. an dem Bilde einer Treppe, 
auf welcher die Eltern eine Stufe höher ftehen als die Kinder (1.10 $ 10 D. 38, 10; 
vol. die Abhandlung und das stemma cognationis veteris ICti. in der Jurepr. ante- 
justinianea von Huſchke, ©. 529 ff.), doch findet fich jchon hier und häufiger noch 
im Mittelalter die V. durch einen Baum (stemma, Stammbaum) verfinnbildlicht, 
deflen Stamm die linea recta, deffen Zweige die linea transversa darſtellen. Im 
fanonijchen Recht ift dieſe Berecnungsweife in der geraden Linie diefelbe, in der 
Ceitenlinie dagegen werden blos die Zeugungen zwifchen jeder Perjon und dem ge= 
meinjfamen Stammpvater gezählt und es gelten bei ungleichen Seiten nur die Gene— 
rationen der längeren (c. 2 C. 35 qu. 2; c. 9 X. 4, 14). Die kanoniſche Be- 
rechnung ift jedoch nur für das Ehehinderniß wegen B. bejtimmt und die Römijche 
in allen anderen Beziehungen nicht nur im Gemeinen Recht, fondern auch in den 
Partikulargejegen üblich. Ueber die Berechnung des Deutjchen Rechts j. den Art. 
PBarentelenordnung. ä 

VI. Wirkungen der Berwandtichaft. Diefelben erjtredten fich durch 
das ganze Nechtögebiet, weil die Beziehungen des Menſchen zu feinen Verwandten 
unendliche und unauflögliche find und die Erfüllung der aus der V. herborgehenden 
Pflichten niemals dieje jelbit beendigen. Hervorzuheben ift befonders das Verhältnik 
zwifchen Ajcendenten und Defcendenten, dad Erziehungs- und Züch— 
tigungsrecht, die Ginwilligung zur Ehe, die Alimentation, die Erb— 
beredtigung und Erbenfolge, Yamilienfideilommiß, Vormund— 
ſchaft, Retraft xc. (Hierüber j. die einzelnen Art.) Daher kommt es aud, daß 
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die Partikulargeſetzgebungen ihre Beſtimmungen über V. nicht weniger zerſtreut auf— 
geſtellt haben, als die Quellen des Römiſchen Rechts. 

Quellen: Tit. I. 3,6; Tit. D. 38, 10; Decret. Grat. C. 35 qu. 5; Tit. X. 4, 14; 
Tit. in VL 4, 8; beziehen fich ſaͤmmtlich auf — der V. 


Lit.; Kluge, Die Kognaten und Affinen no . — ꝛc. in der Zeitſchr. f. geſch. 
Rehtswifl. v1. 1 — NT im civil. Magazin IV. 7, — Fri in ber Zei förift für 
Giv.Recht u. Proz. — W. Sell im Giv. Arch. xx. 9. — Dirkjen m resp. 

pt. in Pe R} Ya 6. — Bon den Lehrbüdern bei.: Glüd, XXIII. ©. 153 fi. — 

dding, 1. $$ 49-56. — Brinz, $$ 11—18 (2. Aufl. 88 38641). — Sintenis, IL 
z8 138 1 Rayier. 


Berweiß, zu den og. beichämenden Ehrenftrafen gehörend, ift die Leichtejte 
Hauptftrafe des Deutichen StrafGB. und nach $ 57 3. 4 deffelben nur gegen jugend 
liche Perjonen anwendbar unter folgenden Bedingungen: 1) Der Thäter muß das 
12. Lebensjahr überjchritten, das 18. noch nicht erreicht haben; 2) die erforderliche 
Einficht befigen, um die Strafbarkeit der von ihm begangenen Handlung erkennen 
zu fönnen, und 3) muß die leßtere als ein befonders leichter Tall eines Vergehens 
oder einer Uebertretung fich darjtellen. Bejtritten ijt, ob die Eigenjchajt eines Falles 
als bejonders leichter aus dem jugendlichen Alter des Thäters abgeleitet werden 
datt. Da es fich Hierbei lediglich um die objektive Seite des alles handelt, To 
it die Frage zu vereinen, jedoch unrichtig, wenn man fich zur Rechtfertigung 
darauf beruft, daß die Jugend bereit? die Vorausſetzung zu dem $ 57 bilde. 
Außerdem ift auch beftritten, ob wegen mehrerer bejonders leichter Fälle auf einen 
oder mehrere B. erkannt werden kann. Die Mehrheit der Fälle wird in der Regel 
Grund jein, nicht auf B. zu erkennen; die Erkennung auf mehrere B. führt praftiich 
doch zu dem Refultat, daß nur ein B. volljtredt wird. 

Erit die Bundestommiffion nahm, ohne fi an eines der damals geltenden 
StrafGB. in diefer Hinficht anzufchließen, den V. in dem obigen Umfange auf, 
lehnte weitergehende Anträge ausdrüdlich ab, vergaß jedoch die erforderlichen Zuſätze 
ju machen. Dahin gehörte, jelbft wenn man eine Erwähnung des B. in dem erjten 
und fünften Abjchnitte des allgemeinen Theils des StrafGB. (Strafen — Zufammen= 
treffen mehrerer jtrafbarer Handlungen) für überflüffig erachten will, jedenfalls eine 
Beitimmung über die Verjährung des V. Es wird jebt die kürzeſte Verjährungsfriſt 
von 2 Jahren (StrafGB. $ 70 3. 6) auf den V. anzumenden jein. 

Da der B. Hauptitrafe ift, was bezweifelt wird, fo kann er erjt volljtredt 
werden, nachdem das Urtheil rechtäfräftig geworden if. Der B. begründet die 
Rückfallsſtrafe. Im StrafGB. fehlt e8 an einer Beitimmung über die Form der 
Vollitrekung des DB. (vgl. dagegen Art. XII. des EG. zum StrafGB. für Elſaß— 
Sothringen). Und doch hängt die Wirkſamkeit des V. nicht nur von den Perfonen, 
die den V. ertheilen bzw. erhalten, jondern wejentlich auch don der Yorm ab, in 
der der V. ertheilt wird. Der V. kann mündlich oder fchriftlich erfolgen; ob der 
mündliche B. durch Zuziehung der durch die betreffende jtrafbare Handlung verlegten 
Perfon geſchärft werden kann, ift beftritten. Von den beiden formen, in welchen 
der B. ertheilt werben kann, ift die jchriftliche ala die mildere anzujehen. Der V. 
wird im Deutjchen Reich verſchieden vollſtreckt, bald beſteht er nur in dem Gebrauch 
des Wortes „V.“, bald in längeren oder kürzeren Ausführungen von Seiten des— 
jenigen, der ihn zu ertheilen hat. In der erjteren Form dürfte der an fich proble= 
matische Werth diejes Strajmitteld noch problematifcher werben. 

Meder das StraiGB., noch die StrafPD. enthalten eine Beitimmung darüber, 
wer den B. zu ertheilen hat. Nach der StrafPO. Hat die Staatsanwaltichaft, bzw. 
der Amtörichter als jtrafvollitredende Behörde nur dafür zu forgen, daß der ®. er— 
theilt wird, ohne ihn jedoch jelbjt ertheilen zu müffen. Daß der V. unter allen 
Umfjtänden von dem Richter zu ertheilen jei, was praftiich allerdings am meijten 
zu empfehlen ift, iſt eine willfürliche Anficht. Die vorhandene Lüde muß durch 
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eine reichs geſetzliche Beſtimmung ausgefüllt werden, da die Landesgeſetzgebung hierzu 
nicht berechtigt ift. Vgl. Dalde u. Genzmer, Handb. d. Strafvollitrefung ıc. 
(1881), ©. 85 

Auf VB. kann unter den obigen Bedingungen auch nad) landesgejeglichen Vor— 
jchriften erfannt werden. Nicht anwendbar find dagegen die Vorſchriften des Deutichen 
StrafGB. auf den B. ala Disziplinarftrafe- (vgl. den Art. Ordnungs- und 
Disziplinaritrafe). 

Lit: Kayſer in v.Holpenborff's war tözeitung, Bd. XI. (1871) ©. 177 ff. — 
Dohom im en Bd. XXIL (1871) ©. 4 in der Sad. Gerichts⸗ 
zeitung, Bd. XV. (1871) ©. 289 ff. und re ebenda, ©. 159 ff. — Wahlberg 
ın 2. Bol endorff’3 Handbuch bes Deutſchen Straff., Bd. I. ©. 538. — Baumert, 
Ueber urehnungsfäbigkeit und Beitrafung jugendI. Perfonen, (1877) ©. 50 ff. — Bon 
den Komm. zum Straf®B. bei. Oldhaufjen zu $ 57. Dohom. 


Berweifung wegen Unzuftändigkeit des Gerichts. Nach der Deutihen CPO. 
hat 1) das Landgericht, wenn es feine fachliche Unzuftändigfeit in einem Prozeß 
ausfpricht, auf Antrag des Klägers den Nechtsftreit an ein beitimmtes Amtögericht 
feines Bezirkes, d. h. dasjenige, welches für den Prozeß örtlich zuftändig ift, und 
bei mehreren folchen das vom Kläger in feinem Antrage bezeichnete zu verweisen. 
Dies hat für dem Kläger den Vortheil, daß mit der Nechtäfraft des Urtheils der 
NRechtsftreit als bei dem Amtsgericht anhängig gilt, d. 5. es wird die Sache jo 
angeſehen, ala ob der Prozeß von vornherein bei diefem Amtsgericht anhängig ge: 
wejen wäre, und es bleiben alfo die Wirkungen der NRechtshängigfeit, welche mit 
der KHlageerhebung beim Landgericht eingetreten find, beitehen. Wenn dagegen für 
den Anjpruch fein Amtsgericht des Landgerichtäbezirfes zuftändig ift, jo fann eine 
ſolche V. mit der Unzuftändigfeitserflärung jeiten® des Yandgerichtes nicht verbunden 
werden, und es fallen alſo die Wirkungen der Rechtshängigkeit fort, da der Kläger 
eine neue Klage bei dem zuftändigen Amtsgericht anbringen muß. 2) Erklärt ſich 
umgekehrt ein Amtsgericht für jachlich unzujtändig, jo hat es auf Antrag des Klägers 
den Rechtsjtreit an das vorgefehte Landgericht zu verweiſen, jofern diejes für den 
Rechtsſtreit örtlich zuftändig ift. Auch bier gilt allein die Rechtshängigkeit unter 
der zu 1 gedachten Vorausfegung ala fortdauernd. 3) Für den Fall, daß in einem 
bei einem Amtsgericht anhängigen Prozeſſe durch Widerklage oder durch Erweiterung 
des urſprünglichen Klageantrages ein Anſpruch, für welchen das Landgericht ſachlich 
zuſtändig iſt, erhoben, oder die Feſtſtellung eines ſtreitig gewordenen präjudiziellen 
Rechtsverhältniſſes, welches ebenfalls der Zuſtändigkeit des Landgerichts unterliegt, 
durch Klage- oder Widerklageantrag beantragt wird, jo hat das Amtsgericht (ab— 
gejehen von den Fällen, wo die Prorogation geſetzlich ausgeſchloſſen ift und es fich 
von Amtöwegen für unzuftändig erklären muß), jofern eine Partei vor weiterer Ber: 
handlung der Sache darauf anträgt, feine Unzuftändigkeit auszufprechen und den 
Rechtaftreit, ebenjo wie in dem zu 2 erwähnten Falle an das Landgericht zu ver— 
weijen. Mit der Rechtäfraft des betreffenden Urtheila gilt auch bier der Rechts— 
jtreit al® beim Landgericht anhängig, und abweichend von den zu 1 und 2 ge= 
dachten Fällen werden fogar Hier die im amtögerichtlichen Verfahren bis dahin er» 
wachſenen Kojten al® Theil der bei dem Landgericht entjtehenden Koſten behandelt. 

Außer diefen Fällen kennt das neue Deutiche Prozehrecht noch eine VB. des 
Nechtaftreites von den Kammern für Handelsſachen an die Civilkammern deflelben 
Landgerichts und umgekehrt. Da es fich in diefen Fällen immer um Abtheilungen 
deilelben Gerichte® handelt, jo hat die ®. von der einen an die andere jelbitver- 
ftändlich feinen Einfluß auf die durch Erhebung der Klage eingetretene Rechts— 
bängigkeit. Die Kammer für Handelsfachen hat eine nicht zu ihrer Zujtändigfeit 
gehörige Klage ftets auf Antrag des Beklagten, welcher aber nur vor der VBerhand- 
lung zur Sache wirkſam geftellt werden fann, an die Civilkammer zu verweiſen; 
dafjelbe gilt, wenn die Klage durch Antrag auf Feitjtellung eines Präjudizial« 
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rechtöverhältniffes erweitert oder eine Widerflage erhoben wird und die eine oder 
andere nicht dor die Kammer für Sandelsjachen gehört, unter der VBorausjegung, 
daß der Gegner den betreffenden Antrag stellt. Abgeſehen davon fann die Kammer 
für Handelsjachen in den erwähnten Fällen, ſowie in denjenigen, wo eine Präjudizial- 
Inzident-Widerklage oder ein durch Klageänderung geltend gemachter Anſpruch nicht 
zu ihrer Zuftändigfeit gehört, den Mechtäftreit auch von Amtswegen an die 
Givilfammer verweilen, jedoch nicht aus dem Grunde, daß der Beklagte nicht Kauf— 
mann ift. 

Dagegen iſt die Givilfammer, wenn bei ihr eine vor die Kammer für Handels— 
jachen gehörige Klage angebracht ift, nicht befugt, von Amtswegen die Sache an die 
legtere Kammer zu verweiſen. Es ift dies nur auf Antrag des Bellagten, wenn 
diefer dor der Verhandlung zur Hauptſache erhoben worden it, zuläffig; der Be— 
flagte, welcher nicht in das Handelsregiſter eingetragen tft, kann aber diefen Antrag 
nicht darauf jtühen, daß er Kaufmann ift. Andererſeits wird das Gericht auch 
dadurch, daß der Kläger dem Antrage zugeftimmt hat, nicht zur V. verpflichtet. 
Ueber die Anträge auf VB. an die eine oder andere Kammer ift vorweg zu verhans 
dein und zu enticheiden. Die ergangene Entjcheidung ift durch fein Rechtsmittel 
anfechtbar und geht fie auf B. an eine Hammer, jo ift fie für diejenige Kammer, an 
welche diejelbe erfolgt ijt, bindend. 

Quellen: Deutihe EPO. 88 249," 466, 467. — Deutſches EPG. 88 108-107. 
P. Hinſchius. 


Berwirfung. Wenn die Gefege in Folge beftimmter Handlungen oder Unter 
laffungen, die gegen gejehliches Gebot verſtoßen oder geſetzlich gemißbilligt werden, 
den Verluft eines Rechts ausiprechen, jo bezeichnet man das fo verloren gehende 
Recht als verwirft. Man fpricht auch von der VB. einer öffentlichen Strafe als 
Folge einer ftrafrechtswidrigen Handlung. Die Folge ift Hier indeffen feine unmittel= 
bare, fie muß erſt vom Richter erfannt werden, während die civilrechtliche V. un: 
mittelbar kraft des Gefeßes eintritt. Eine ſolche V. nahm das Röm. Recht 3. B. 
bei der Zolldefraudation an, in Folge deren dad Gigenthum zu Gunften der Zoll: 
berechtigten verwirft wurde. Als nachtheilige Folge einer zweiten Che ging das 
Gigenthum der Jucra nuptialia aus erjter Che auf die aus diejer entjproffenen Kinder 
über, während bei dem zur zweiten Ehe jchreitenden parens nur der Nießbraud) 
jurüdblieb. Bei verfäumter Gritattung der von einem Miteigenthümer vorgenom— 
menen nothwendigen Reparaturen geht das Miteigenthum zu Gunften des lebteren 
verloren. Auch im Fall unerlaubter Selbithülfe (vgl. d. Art. Decretum Divi 
Marci) werden Forderungsrechte und Gigenthum verwirkt. — Der Sprachgebraud) 
moderner Geſetze hält an der obigen Begriffsbeitimmung nicht feſt. Auch in jolchen 
Fällen, in denen der Verluft eines Nechts nicht ohne Weiteres eintritt, jondern erit 
durch Erkenntniß auszusprechen ift, wird derjelbe V. genannt. So erwähnt 3. 2. 
das Preuß. Allg. ER. die V. für den Fall des durch Erkenntniß fejtgeftellten Miß— 
brauchs eines Privilegg. — Als vertragsmäßige Feitjtellung einer B. könnte man 
die lex commissoria bezeichnen. 


Gjab.: D. 39, 4; C.4,61.— 1.48 3D. 10, 3. — Nov. 22 c. 23. — Preuß. Allg. 
LER. Ein. $ 72. Eccius. . 


Verzicht (Entjagung, renuntiatio) bedeutet im weiteſten privatrechtlichen 
Sinne jedes abfichtliche Aufigeben eines Nechts, jei eö eines bereits erworbenen, jei 
es eines folchen, das erit angefallen war (3. B. repudiatio hereditatis delatae, auch 
renuntiatio genannt, 1. 2 C. de jur. et fact. 1, 18), oder auch aus einem anderen 
Grunde erworben werden konnte (3. B. der in einem Vertrage erflärte V. auf 
naturalia deflelben, etwa auf das Widerrufärecht bei der mortis causa donatio). 
Zum V. auf ein angejallenes Recht genügt einfeitige Willenserklärung, zum ®. auf 
ein erworbenes in der Regel nicht. Im engeren Sinne bezieht ſich der B. nur auf 
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erworbene Rechte und ift dann gleichbedeutend mit Veräußerung (vgl. Th. I. 
das heut. Röm. Recht $ 19 ©. 363). Dabei kann das Aufgeben des Rechts ent— 
weder in der Weije erfolgen, daß das Recht auf einen Nachiolger übergeht (oft 
Veräußerung im engeren Sinne genannt, Arndts, $ 57), oder jo, dab es 
lediglich erlifcht. Diefer letztere Fall wird als B. im engjten und eigentlich 
technischen Sinne bezeichnet. Beispiele eines jolchen bieten die Dereliktion einer Sache, 
der Erlaß eines dinglichen Rechts oder einer Schuldforderung, der Erb-V. u. a. m. 
Aber auch in diefem engſten Sinne bildet der B. kein einheitliches Inftitut, ſon— 
dern nur ein Element, das in verfchiedenen Rechtögeichäften wiederfehrt. Die ältere 
Theorie verfannte dies, definirte den V. ala die Willenserklärung eines Berechtigten, 
fich feines Rechts zu begeben, und jtellte gewifle allgemeine Grundjäße über bie 
B.leiftungen auf (fo 3.8. noch Seuffert, Pandeftenr., I. $ 90). Allein in Wahr- 
heit ift der V. mit jener Willenserklärung in den meiften Fällen keineswegs perfekt, 
ſondern es muß noch ein Weiteres binzulommen, das aber wieder je nach der Natur 
des aufzuhebenden Rechts verichieden bejtimmt ift: und zwar beim Eigenthum Auf- 
gebung des Beſitzes (Derelittion: 1. 17 $ 1 D. de acq. poss. 41, 2), bei jura in 
re aliena Ncceptation (ohne Grund anderer Meinung: v. Bangerow, I. $ 127; 
Bremer, Pandr., ©. 142 ff. u. a. m.), während Partikulargeſ. bei Immobilien, 
entiprechend der zum Erwerb jolcher Rechte gehörigen Eintragung, zum DB. Löſchung 
in den Öffentlichen Büchern erfordern. Bei Forderungen ift ebenfalls Annahme des 
V. nöthig (ſ. d. Art. Erlaß), und nicht minder, beim Erb-B. (f. diefen Art.). 
In diefen Fällen kann der Verzichtende bis zur Acceptation feines B. durch den 
Gegenintereffenten zurüdtreten und dadurch fein Recht erhalten. Dagegen bewirkt 
bei Vermächtniffen, die don jelbft erworben werden, allerdings jchon einjeitiger B. 
die Aufhebung des Rechts (1. 38 $ 1; 1.44 $ 1D. de leg. 1). Bei den ein- 
zelnen eben aufgezählten V.verträgen fann nun wieder die causa jehr verichieden 
fein. Sie kann nicht blos in einer Schenkung bejtehen, jondern auch in der Verab— 
redung eines Entgelts (Vergleich, Innominatkontraft), in der Erfüllung einer Be— 
dingung ꝛc. Dementiprechend gelten dann für die einzelnen V. verjchiedene Regeln. 
Unter diefen Umftänden find jene allgemeinen Grundjäße, welche die ältere Theorie 
für den ®. überhaupt aufftellte, unhaltbar. Sie find theils den B.leiftungen mit 
anderen Rechtögeichäften gemeinfam, — fo die Süße, daß ein V. contra jus publicum 
(bei fog. unverzichtbaren Rechten) nichtig jei (1. 15 $ 1 D. ad. leg. Falc. 35, 2), 
und daß ein V. den Rechten Anderer nicht präjudizire (1. 3 pr. D. de transact. 2, 15), — 
theils finden fie nicht auf alle V.geichäfte Anwendung, — jo die Säte, daß ein B. 
jtreng nach dem Buchjtaben zu interpretiren jei (1. 21 C. ad. S. C. Vell. 4, 29), 
und daß der Verzichtende den Inhalt feines Rechts volllommen kennen müfje (1. 19 
D. de inoff. test. 5, 2). Nach den allgemeinen Regeln über die Rechtsgeichäfte 
beantwortet jich auch die Frage, ob ein allgemeiner B. gültig jei? Und zwar 
mit Ja. Es kann Jemand 3.8. auf alle ihm augenblidlich zuftehenden Forderungen 
an feinen Mitfontrahenten verzichten (stip. Aquiliana). Doch fann ein V. natürlich 
nur in den Grenzen wirken, bis zu denen Wille und Erklärung der Parteien fich 
eritredten, nicht für ein völlig umüberjehbares Gebiet (3. B. ne ulla exceptio ob- 
jiceretur: 1. 4 $ 4 D. si quis caut. 2, 11). Endlich der ®. „zu Gunften eines 
Anderen“ kann in verjchiedener Bedeutung vorfommen. In den Fällen, wo der V. 
als Beitandtheil eines Uebertragungsgeichäfts erjcheint, fann durch die Hinzufügung 
„zu unten des N.“ die Perfon des Rechtsnachfolgerd beitimmt werden, 3. B. 
wenn ein Piandgläubiger auf feine Priorität zu Gunften eines fpäteren Hypothefarg 
verzichtet. In den übrigen Fällen dagegen drüdt jene Hinzufügung nur das Motiv 
oder die jelbitverjtändliche Wirkung des B. aus. — Im GEiv.Prz.R. kann jede 
Partei jowol auf einzelne Streitmittel (3. B. ein Beweis- oder ein Rechtömittel), 
als auf das gejammte Recht der Streitverhandlung verzichten. Das lebtere ift jedoch 
von Seiten des Bellagten nur im Sinne einer Anerkennung des Klageanipruchs 
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möglih, auf Grund deren, wenn fie bei der mündlichen Verhandlung erklärt ift, 
nach der CRD. $ 278 der Bellagte ohne weitere Beweisführung verurtheilt wird. 
Auf der anderen Seite hat ein B. des Klägers auf den geltend gemachten Anjpruch 
die Folge, daß er mit demjelben abgewiejen wird ($ 277 daf.). In beiden Fällen 
gewinnt der Gegner den Einwand der rechtäfräftig entjchiedenen Sache. Cine Ans 
fechtung des ergangenen Urtheil® mit Nechtämitteln ift nur infofern möglich, als 
dafjelbe über die Feſtſtellung eines gültigen B. hinausgeht. Dagegen ift der Kläger 
nur jo lange, ala der Bellagte noch nicht jeine mündliche Verhandlung zur Haupt— 
jache begonnen hat, befugt, einen B. auf die Klage in dem Sinne zu erklären, daß 
er nur den gegenwärtigen Prozeß fallen laffe und fich die Wiederholung der an— 
geitellten Klage vorbehalte. Näheres bejtimmt die CPO. $ 243. Bon jenem Zeit- 
punkt an bat der Beklagte, wie jchon nach Röm. und Gem. Recht von der Litis— 
fonteftation an (l. 13 $ 2 C. de iud. 8, 1; JRA. $ 44), ein Recht, den Prozeß 
nöthigenfall® einfeitig biß zum Endurtheil fortzuführen. Zuläffige V. einer Prozek- 
partei bedürfen, weil fie fich ald Ausübungen des Rechts der Partei zur beliebigen 
Prozekführung darftellen, feiner Acceptation (Renaud, $ 75 Anm. 13). Der 2. 
findet auch im Givilprozeßrecht ausgedehnte Anwendung, inſoweit deſſen Regeln 
dispofitiver Natur find und einer Partei lediglich zur Wahrnehmung ihres Interefjes 
eine Befugniß verleihen. In diefem Sinne ift e8 jeder Partei freigeftellt, auf einen 
von ihr vorgejchlagenen Zeugen oder auf die Beeidigung eines Zeugen (EPD. SS 364, 
365), auf eine in Bezug genommene, aber noch nicht vorgelegte Urkunde (KPO. $ 401), 
desgleichen auf ein Rechtsmittel: Einfpruch, Berufung, Revifion (K(PO. 88 311, 475, 
529) zu verzichten. Weber die Bedeutung diefer B. vgl. Bülow im Archiv für 
civ. Prax. Bd. LXIV. ©. 94. Es kann ferner der Kläger auf den geltend gemachten 
Anipruch verzichten (CPO. $ 277), während ein V. in dem Sinne, daß nur die 
erhobene Klage zurüdgenommen wird, nach dem Beginn der mündlichen Verhandlung 
des Beklagten zur Hauptfache nur mit Zuftimmung des leßteren noch ſtatthaft ift 
(SPD. $ 243). Die EVD. jpricht aber von V. auch noch in einem weiteren und 
irreführenden Sinne. Sie ftellt Rechtsfolgen auf für „die Vorjchriften, auf deren 
Beiolgung eine Partei wirkſam verzichten kann“ ($$ 267, 247). Damit find jedoch 
in Wahrheit alle Vorſchriften dispofitiven Charakters gemeint, aljo nicht blos jolche, 
bei denen ein ®., d.h. das abfichtliche Preisgeben eines Rechts, möglich ift, jondern 
auch diejenigen, welche die Regelung eines prozeßrechtlichen Punktes (4. B. der Zus 
ftändigfeit des Gerichts) durch freie Vereinbarung der Parteien oder durch Rechts— 
verwirfung geftatten. Näheres darüber bei Bülow a. a. O 


git.: J. Schilter, Tractatus praecipui de renuntiationibus, utpote Giphanii etc., 

t. 1701.— v. Wächter, Württ. Privatrecht, II. $ 84. — Unger, Delterr. Privatrecht, IL. 

% — Heimbad, Art. Berzicht in Weiske's Rechtöler. — Bader in Ihering’s 
brbüchern, V. Nr. 5. Ed. 


Berziht im ftrafrechtlihen Sinne. Der V. hat im Strafrecht und 
StrafPrz. geringere Bedeutung als im Givilrecht und Civ. Prz. Schon die Haupt- 
grundjäße jener beiden Gebiete, die allerdings nicht ohne Ausnahmen find, jchließen 
den B. von vornherein aus. 

. Der Berbreder kann nicht auf das Strafverfahren, welches wegen der von 
ihm begangenen ſtrafbaren Handlung einzuleiten ift, verzichten und fich der Strafe 
freiwillig unterwerfen ; ebenjowenig ift ihm gejtattet, eine etwa erfolgte Begnadigung 
zurückzuweiſen. In gleicher Weije ift die Einleitung und Durchführung eines Strai- 
verfahren von dem Willen des durch die ftrafbare Handlung Verletzten unab- 
bängig gemacht. Nur bei den fog. Antragsdelitten (vgl. diefen Art.) iſt 
dem Verletzten und gewiſſen anderen Perjonen ein Einfluß auf das Straiverjahren 
dahin eingeräumt, daß fie die Einleitung bzw. Durchführung deffelben durch Nicht: 
fellung des Antrages auf Strafverfolgung oder durch Zurüdnahme des geitellten 
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Antrages hindern fünnen. In dem lehteren falle ift das Strafverfahren, wenn der 
B. vor der Hauptverhandlung erfolgt, durch Beichluß, ſonſt durch Urtheil einzustellen 
(StrafpPO. $ 259 Abi. 2). 

In dem Rechte auf Stellung des Antrages liegt auch das Recht dee VB. auf 
Stellung, nicht aber jchlechthin auch das Recht auf Zurücdnahme des gejtellten An— 
trages. Das Deutjche StrafGB. 5 64 geht davon aus, daß die Zurüdnahme des 
Antrages nur ausnahmsweiſe, und zwar nur bis zur Verkündung eines auf Strafe 
lautenden Urtheils zuläffig ift; denn die Gründe, welche für die Einräumung des 
Rechts auf Stellung des Antrages fprechen, laſſen fich nur in befchränttem Umfange 
auf das Recht der Zurüdnahme des Antrages anwenden und werden außerdem durch) 
gewichtige Gegengründe zum großen Theil entkräftet; vgl. hierüber Dochow in 
v. Holtzendorff's Handb. des Deutichen Strafr. Bd. IV. ©. 277 ff. — Be 
rechtigt zum V. iſt derjenige, welcher den Antrag jtellen durfte bzw. geftellt hat. 
Der Inhalt des B. entipricht dem Inhalt des Antrages, wie diefer, jo ift auch jener 
untheilbar und kann von Bedingungen nicht abhängig gemacht werden. Dabei ift 
zu bemerken, daß Privatverzeihung nicht immer identisch ift mit V. auf Stellung 
des Antrags. Ob 3. im fontreten Falle anzunehmen ift, hat das Gericht nad) 
freiem Ermeſſen zu enticheiden. — Ueber die Form des V. find feine befonderen 
Borichriiten aufgeſtellt, er kann mündlich oder fchriftlich, ausdrüdlich oder durch 
fonkludente Handlungen (Ablauf der Friſt, Nichtvornahme progeflualiicher Hand— 
lungen), einfeitig — denn die Annahme des B. von Seiten ded Angeklagten ift 
nicht erforderlich — oder in einem Vertrage erfolgen. Bejtritten ift, ob der gericht: 
liche oder außergerichtliche B. praktische Bedeutung habe. In Privatklagefachen muß 
jedenfalls die Zuläffigkeit anerfannt werden, die Erhebung der Privatllage durch 
Vergleich auszuſchließen; vgl. Hierüber bei. Rüdorff (3. Aufl.) zu $ 64 des 
StraiGB.; Olshauſen zu $ 61 des StrafGB. und den Art. Sühnetermin 
(itrafproz.). Iſt einmal auf den Antrag verzichtet worden, jo ift damit dag Recht 
volljtändig erlofchen und eine Erneuerung des Antrages ausgeichloffen. Geſchah der 
B. nach eröffnetem Hauptverfahren, jo find dem Antragjteller die Koften aufzuerlegen 
(Straf DO. $ 502; Gerichtäfoftengei. SS 69, 70). 

Bei dem B. im Gebiete des StrafPrz. find drei Arten von Vorjchriften zu 
unterjcheiden. Ein großer Theil der ftraiprogefjualiichen Vorſchriften ift von jolcher 
Wichtigkeit, daß ein V. auf die Nichtbeobachtung derfelben einflußlos ift. Hierher 
gehören 3. B. die Vorfchriften über die Beiegung des Gerichtes, die Deffentlichkeit des 
Verfahrens, Vornahme des Sühnetermins u. ſ. w. Dafjelbe gilt von dem B. bei 
den Vorjchriften, die im Intereſſe der Parteien und zwar bei. des Angellagten, aber 
außerdem zugleich im öffentlichen Intereſſe aufgejtellt find, z. B. die Vorfchrift, daß 
der Angeklagte in gewiſſen Fällen einen Wertheidiger haben müſſe. Es bleiben 
daher nur die ausjchließlich im Intereſſe der Parteien erlaffenen Vorſchriften übrig, 
bei denen der V. gejtattet ift, 3. B. V. auf das Recht, von dem (örtlich) zuitän- 
digen Gericht abgeurtheilt zu werden (StrafPD. $ 16), das Zeugniß zu verweigern 
($ 51), ®. auf Beweismittel ($ 244), auf Nechtömittel ($ 344), auf Ausfegung 
der Hauptverhandlung (SS 216, 245 Abſ. 2 und 3), auf. die Privat» und die 
Nebenklage (SS 431, 444) u. ſ. w. Allgemeine Regeln über den V. find in der 
Deutichen Stra PD. nicht vorhanden. Der B. jeht Entjtehung des Rechts voraus, 
auf welches man verzichten will, daher 3. B. nicht vor Zuftellung des Urtheils in 
einem Falle, in welchem bas Urtheil zugejtellt werden muß. Der ®. erſtreckt ſich 
nur jo weit, als das Recht des Berzichtenden reicht. Sind mehrere berechtigt, To 
it der V. des einen einflußlos auf das Recht der übrigen. Der B. auf Berweis- 
oder Rechtsmittel hat in gewiſſen Fällen (StrafPO. 88 244 Abf. 1, 344, 345) 
nur dann praftiiche Bedeutung, wenn der Gegner zujtimmt. — Ueber Inhalt und 
Form des D. gelten bier, foweit nicht einzelne jpezielle Vorjchriiten vorhanden 
find, im Wejentlichen die vorher auigeftellten Grundſätze. Der B. kann, jobald die 
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Erklärung mit dem Willen des VBerzichtenden an das Gericht gelangt iſt, nicht zu— 
rücgenommen werden. Bei dem B. auf die Zeugnißverweigerung ift dem Zeugen 
jedoch geitattet, während der Vernehmung den B. zu widerrufen. Iſt der Zeuge 
vor der Hauptverhandlung vernommen, jo fann er jogar noch in berjelben fein Recht 
der Zeugnißverweigerung geltend machen, d. h. den früheren V. widerrufen. 

git.: Hinfichtlich des V. im zone ift zu dergleichen bie Lit. über Antragsdelikte 
und unter den Kommentaren bei. die von Rüdorff und Olshauſen, hinſichtlich ded V. 
im Strafprozeh iſt eine erg a Ay vorhanden und daher auf bie 


Kommentare zur StrafPO. und bei. au auf d. Art. Rehtämittel (firafprz.) (Bd. NL. ©. 
300 ff.) zu verweilen. 
Dochow. 


er hg Wie der Civilprozeß darauf bedacht ift, durch ſummariſches, 
abgefürztes Verfahren oder durch Arreftichlag die Rechtsverwirklichung ausnahms— 
weiſe zu beichleunigen oder gegen wahricheinlich dazmwiichentretende Hinderniſſe zu 
fichern, jo ift auch im Strafprozeß, neben der Innehaltung einer regelmäßig vor= 
geichriebenen Ordnung, der Ausnahmefall zu würdigen, in welchem das Recht des 
Staates auf Strafe durch beiondere Umstände aladann vereitelt werden würde, wenn 
man fich an die für gewöhnliche Durchjchnittsverhältniffe aufgeftellten Borjchriften und 
Regeln binden wollte. Unter dem Titel der B. verzeichnet die RStrafPO. eine 
Reihe von Ausnahmebejtimmungen, wonady von dem regelmäßigen Berfahren 
abgewichen werden darf oder muß. Eolche ertraordinäre Beitimmungen beziehen 
fich vornehmlich auf dag Stadium der ftrafprozeffualiichen Borermittelungen oder die 
Borunterfuchung. Berührt werden, wo „Gefahr im Berzuge“ obwaltet: 1) Die 
Kompetenzverhältniffe des Richters, injofern ala örtlich oder ſachlich ausnahms— 
weije die an fich gegebene Jnkompetenz zur Bornahme gewifjer Amtshandlungen be= 
jeitigt wird (GBG. $ 176; RStrafß OD. SS 21, 125, 141, 163, 185, 189). 2) Die 
fachliche Kompetenz der Staatsanwaltſchaft und ihrer Hülfsorgane, injo= 
fern als dieſe bei obwaltender V. folche Handlungen (Beichlagnahmen, Durch- 
juchungen, Feſtnahme oder Ermittelungsafte) vornehmen können, die regelmäßig dem 
richterlichen Amte vorbehalten find (RStrafP OD. SS 98, 100, 105, 127, 161). 3) Die 
örtliche Kompetenz der Staatdanwaltjchaft, inſoſern als deren Grenzen aus— 
nahmsweiſe überjchritten werden jollen (GBG. 3 144). 4) Die gejegliche Reihen- 
folge der Strafprozeßakte, injofern eine ſonſt jpäter folgende Amtshandlung ausnahms— 
weife früher vorausgenommen werden darf, wie der Erlaß eines Haitbefehls durch 
den Amtsanwalt vor erhobener öffentlicher Klage (RStrafPO. $ 125), die Ver— 
eidigung der Zeugen im vorbereitenden Berfahren ($ 65 ebendaf.),. — Bon bejon= 
derer Wichtigkeit für das Recht des Beichuldigten find unzweifelhaft diejenigen der 
zweiten Kategorie angehörigen Fälle, in denen ohne entiprechende Steigerung der 
perjönlichen Verantwortlichkeit für etwaigen Mißbrauch, die jonft dem richterlichen 
Amte vorbehaltenen Beiugniffe der Beichlagnahme, Durchſuchung u. j. w. auf ad— 
miniftrative Organe übertragen werden. Da das Geje einen Begriff für die V. nicht 
aufftellen fann und auch nicht einmal verlangt, daß das Obwalten einer Gefahr im 
Verzuge aus gegebenen, im einzelnen Falle eingetretenen Umftänden aftenmäßig be= 
gründet werden jolle, jo beruht Alles auf der jubjeftiven Schägung und dem Er— 
meſſen der betheiligten Beamten. Was das Gejeß nominell ala Ausnahme hinjtellt, 
fann thatjächlich zur Negel werden. Weder dem Englischen noch dem Franzöſiſchen 
Straiprozeß iſt ein derartiges Syſtem don Ausnahmerechten der Behörden unter 
dem Titel der ®. bekannt; die Quelle defjelben liegt darin, daß nach Deutſchem 
Strafprozeßrecht weder die akkuſatoriſche Grundlage, die dem Staatsanwalt die Be- 
treibung der Vorunterfuchung anvertraut, noch die inquifitorische Marime der aus» 
ichließlich richterlichen Unterfuchungsführung gewahrt worden ift. Außer der ausdrück— 
lichen Erwähnung der V. bezeichnet das Deutiche Strafprozeßrecht daflelbe That— 
verhältniß mit anderen Worten jo: „Dandlungen, die feinen Aufſchub geftatten” 
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(RStrafPD. 88 29, 161), „vorhandenene Dringlichkeit” ($ 141 ebendaſ.), „drin= 
gende Fälle“ (SS 185, 189). v. Holpenborff. 


Beterinärweien. Die Bedeutung der Thierheiltunde für Staat und Gejell- 
ſchaft und namentlich für die Landwirthichaft wurde erft richtig erkannt, ala Vieh— 
jeuchen, befonders die Rinderpeft, den Wohljtand ganzer Länder auf Jahre hinaus 
zerftört hatten. Um der Wiederholung folcher BVerheerungen einen Damm zu 
eben, entichloffen fich mehrere Europäifche Staaten gegen Ende des vorigen Jahr: 
Hundert? dazu, Thierarzneifchulen zur Ausbildung von Thierärzten und hierdurch ein 
eigentliche® V. zu organifiren. Während in Frankreich in den Jahren 1762 und 
1763 Thierarzneifchulen in Lyon und Gharenton errichtet wurden, folgte Dejterreich 
und die Deutichen Staaten bald dem gegebenen Beifpiele. 

Don diefem Zeitpunkt an verläßt die Thierheiltunde ihren bis dahin eingenom= 
menen rein empiriſchen Standpunkt und tritt in die Reihe der Wiſſenſchaften. 

Sie iſt eine Jüngere Schweiter der Menfchenheiltunde, doch Hat ihre gejchicht- 
Tiche Entwidelung es mit fich gebracht, daf fie nur langſam die Errungenschaften der- 
felben fich zu eigen machen konnte. Gin weſentliches Hinderniß ihres wiffenjchaft- 
lichen Fortichritte® war die dee der leitenden Organe der Staaten, den Hufbeichlag 
al einen untrennbaren integrirenden Theil der Thierarzneiwiſſenſchaft anzujehen. 
Die Anforderungen, welche die Thierarzneifchulen Anfangs an die jchulwifjenichaft- 
liche Vorbildung ihrer Zöglinge ftellten, waren jehr gering, dagegen mußte jeder 
Militäreleve nothiwendig gelernter Schmied fein; die vom Civil eintretenden mußten, 
wenn fie nicht Schmiede waren, fich ala Huffchmiede auf der Thierarzneifchule voll» 
Ttändig ausbilden. Allmählich brach fich jedoch die Ueberzeugung Bahn, daß zum 
Studium der Thierheiltunde eine umfaffende Vorbildung nöthig ſei, die nicht viel 
geringer fein dürfe, al® zum Studium der Menjchenheiltunde und daß es unmöglich 
fei, die Wiſſenſchaft mit dem Handwerk zu identifiziren. 

Das Studium jelbjt wird nach einem bejtimmten Plane (Lektionsplan) be— 
trieben und die Studienzeit ift auf allen Thierarzneifchulen möglichit gleich bemeſſen 
und auf drei bis vier Jahre feſtgeſetzt. 

Zur Erlangung der Approbation ala Thierarzt muß der Kandidat eine Prü- 
fung bejtehen, welche nach einem befonderen Reglement abgehalten wird und weſent— 
lich in einen theoretifchen und praktifchen Theil zerfällt. Um die QDualifilation zu 
veterinärspolizeilichen und =gerichtlichen Gefchäften zu erlangen, ift in den meijten 
Staaten eine bejondere Prüfung erforderlich. 

Die erfte Preußische Thierarzneifchule in Berlin war zuerit dem Obermaritall- 
amt unterftellt, ging dann in das Reſſort des Minifterium des Krieges und des 
Innern, hierauf in das des Minifterium der geiftlichen, Unterrichts: und Medizinal- 
Angelegenheiten und jchließlich in das für Landwirthichaft, Domänen und Worten 
über. An derjelben wurden nach dem Reglement über die Eintheilung des thier— 
ärztlichen Perfonals vom 25. Mai 1839 ausgebildet a) Thierärzte erfter Klaſſe, b) 
Thierärzte zweiter Klaſſe. Erſtere befigen eine höhere wifjenfchaftliche Bildung und 
find gleichzeitig die Organe der Veterinärpolizei und der gerichtlichen Thierheiltunde, 
während legtere rein praftiich-gebildete Ihierärzte find, die auf thierärztliche Be— 
amtenjtellen feinen Anfpruch erheben und vor Gericht nur ala jachverftändige Zeugen 
über Vorfommenheiten in ihrer eigenen Praris erfcheinen können. 

Die Anftellung bejoldeter Sreisthierärzte wurde durch die KHab.Ord. vom 
13. Juni 1817 genehmigt. Diejelben find zunächft und Hhauptjächlich die berufenen 
Organe für die Wahrnehmung der die Gejammtheit der Staatseinwohner berüh— 
renden veterinärpolizeilichen Intereſſen. 

Durch die Minifterialverfügung vom 15. Februar 1834 ift beitimmt, daß die 
Kreisthierärzte, wie die Kreiswundärzte zur achten Rangklaffe gehören und die Be— 
Tugniß haben, die Uniform diejer Klaſſe zu tragen. 
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Nachdem fich herausgeitellt hatte, daß die bis dahin üblich gewejene Prüfung 
der Kandidaten für die SHreisthierarztitellen feinen genügenden Anhalt zur Bes 
urtheilung der Kenntniſſe derjelben gewähren konnte, wurde durch Girkularverfügung 
vom 6. September 1853 ein neues Prüfungsreglement vorgejchrieben. 

Als technischer Rathgeber der Regierungen in Beterinärangelegenheiten wurde 
ebenfalla durch die Kab.Ordre vom 13. Juni 1817 in jedem Regierungsbezirke ein 
Departementäthierarzt angejtellt und demjelben gleichzeitig die Funktionen des Kreis— 
thierarztes für einen oder zwei Kreiſe übertragen. Durch die Kab.Ordre vom 
16. Juni 1831 wurde der etatsmäßige Gehalt der Departementsthierärzte auf 900 
Mark jährlich fejtgeitellt und durch Refkript vom 24. Dezember defielben Jahres 
wurde auch ausgeiprochen, daß die Departementäthierärzte mit den Kreisphyſikern in 
gleichem Rang- und Dienftverhältniß ftehen. Die Qualififation zur Anjtellung als 
Departementsthierarzt wurde bis zum Jahre 1855 durch einjährige Dienftleiftung 
als Repetitor an der Königlichen Ihierarzneifchule zu Berlin erworben. Die Cir— 
fularverfügung vom 7. Februar 1855 enthält ein neues Prüfungsreglement für 
Departementöthierärzte. Nach dem Regulativ vom 19. Juni 1876 für die Prüfung 
der Thierärzte, welche das Fähigkeitszeugniß für die Anftellung als beamteter Thier- 
arzt in Preußen zu erwerben beabfichtigen, findet jet nur eine Prüfung für Kreis— 
und Departementäthierärzte ſtatt. Zu diefer Prüfung werden nur folche Thierärzte 
jugelaffen, welchen auf Grund des $ 29 der RGew.D. vom 21. Juni 1869 die Ap— 
probation ertheilt worden ift, oder welche vor dem Grlaß des Prüfungsregulativs 
vom 25. September 1869 ala Thierärzte erjter Klaffe approbirt worden find. Die 
Beterinär-Affefforenftelle wird in der Regel durch einen Departementsthierarzt verſehen. 
Der Beterinär-Afjeflor fungirtals Mitglied der Medizinalkollegien, doch ſteht demſelben nur 
bei den von ihm fpeziell bearbeiteten Sachen ein volles Stimmrecht zu (cf. $ 3 der 
Dienftanweifung vom 23. Oftober 1877). 

Die Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 27. März 1878 enthält die 
näheren Beſtimmungen über die Prüfung der Thierärzte und bezeichnet die Central— 
behörden derjenigen Bundesftaaten, welche zur GErtheilung der Approbation ala 
Ihierarzt für das Gebiet des Deutfchen Reiches befugt find. Nach der Gew.D. für 
das Deutjche Reich darf fich Niemand den Titel Thierarzt zulegen, wer hierzu nicht 
approbirt ift, doch wird die Befugniß zum gewerbsweifen Betrieb der thierärztlichen 
Praris nicht abhängig gemacht von der Approbation. Zur Gewerbejteuer können 
Thierärzte, auch wenn fie die in ihrer Praris verordneten Arzneimittel ſelbſt dis— 
penfiren, nicht herangezogen werden, fo lange fie fich darauf bejchränfen, nur die— 
jenigen Mittel zu verabfolgen, welche zur Kur der in ihrer Behandlung befindlichen 
Thiere erforderlich find (cf. Rejkript des Preußischen Finanzminiſteriums vom 17. Juli 
1877). 


Die Thierärzte find berechtigt ohne vorgängige bejondere Prüfung als Fleiſch— 
beichauer zu fungiren (cf. Reſtript des Minifteriums des Innern vom 21. Januar 
1877). 

Die Thierärzte, welche die Praris ausüben wollen, find verpflichtet dem zu— 
Händigen Kreisthierarzte hiervon unter Borlegung der Approbation und Angabe 
ihrer Wohnung Anzeige zu machen. Etwaigen Wechjel der Wohnung oder Aufgabe 
der Praxis haben diejelben ebenfall® anzuzeigen (Girfularerlaß der Minifterien für 
die landwirthichaftlichen Angelegenheiten und der Geiftlichen, Unterrichts und Medi- 
jinalangelegenheiten vom 11. Dezember 1875). 

Die früher üblich geweiene Verfchmelzung des V. mit dem übrigen Mebdizinal- 
weien, jowie die Unterordnung der Organe des erjteren unter die des leßteren ift 
in der Hauptfache in jaft allen Deutichen Bundesjtaaten aufgegeben. Faſt überall, 
bildet das DB. bereits einen jelbjtändigen Verwaltungszweig mit eigenen technifch 
borgebildeten Organen auch in den unteren Instanzen. Im Deutfchen Reiche be= 
finden fich (nach der Zählung vom 1. Oktober 1880) 3190 TIhierärzte und zwar 

v. Holgendorff, Enc. II. Rechtslexikon III. 3. Aufl. 12 
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2660 Givil- und 530 aftive Militärveterinäre. Hiervon treffen auf Preußen 1706 
Thierärzte, und zwar 1342 Givil- und 364 aktive Militärthierärzte. 

Bei dem der NReichsverwaltung unmittelbar untergeordneten Reichagejundheits- 
amte fungirt ein thierärztliches Mitglied als Vertreter des Veterinär-Medizinalweiene 
mit dem Range eines Regierungsrathes. 

Der Deutjche BVeterinärrath, welcher den Zweck verfolgt, das gefammte 2. 
zu heben und zu fördern, bejteht aus den gewählten Vertretern der Deutjchen tbier- 
ärztlichen Vereine. 

Durch Königliche Verordnung vom 21. Mai 1875 wurde in Preußen eine 
tehnijhe Deputation für dad ®. errichtet, welche dem Miniſter für die 
landwirthichaftlichen Angelegenheiten unterjtellt ift und ihren Sit in Berlin hat. 
Die Deputation hat die Aufgabe, den Minijter für die landwirtbichaftlichen Ans 
gelegenheiten in der Leitung des V. durch technifchen Beirath zu unterjtügen, den 
Gerichten und Berwaltungsbehörden auf Erſuchen Obergutachten zu erjtatten, die 
Vieh- und Viehſeuchenſtatiſtik zu bearbeiten, über die Zulaffungsgefuche approbirter 
TIhierärzte zu der für die Anjtellung im Staatsdienjte ala Kreis- oder Departements- 
thierarzt vorgejchriebenen Prüfung zu entjcheiden reſp. die Prüfung abzuhalten. 

In Bayern befindet fi) im Minifterium des Innern ein „Landesthierarzt“ mit 
dem Range eines Regierungsrathes ala Referent der Veterinärangelegenheiten. Bei 
den Kreisregierungen fungiren die Sreisthierärzte, bei den Diftriftsverwaltungs 
behörden die Bezirfsthierärzte ala techniſche Berather. 

In Sachſen beiteht eine dem Miniſterium des Innern unteritellte Kommiffton 
für das B., welche ähnliche Aufgaben hat, wie die technifche Deputation in Preußen. 
Bei der Gentraljtelle ift außerdem ein Yandesthierarzt und bei den Amtshauptmann: 
ichaften Bezirks- und Amtsthierärzte in Funktion. 

In Württemberg fungirt als Referent in veterinärmedizinalen Angelegenheiten 
im Medizinalkollegium ein Ihierarzt mit dem Titel Obermedizinalrath, während die 
DOberamtsthierärzte die technischen Organe der Oberämter find. Jene werden von 
der Oberamtsverfammlung gewählt und bejoldet, der Staat übt jedoch das Beitäti- 
gungsrecht aus und giebt einen Gehaltszufchuß. 

Baden befitt einen „Landesthierarzt" als Referent für das V. im Minifterium 
des Innern; die Verwaltungsbehörden haben Bezirkäthierärzte. 

In Heſſen fungirt als Referent und vortragender Rath im Minifterium eın 
TIhierarzt mit dem Titel: „Obermedizinalaffeffor”, außerdem find „Sreisveterinär- 
ärzte“ in Funktion. 

In den Deutichen Herzogthümern und Fürſtenthümern find ebenfalls Thierärzte 
als Vertreter und Referenten des Veterinär-Medizinalwejens bei den zuftändigen Be: 
hörden angeitellt. 

Eljaß-Lothringen befit einen „Landesthierarzt“ und Sreisthierärzte als 
Beterinärbeamte. 

Die Freien Städtehabeneinen „Staatsthierarzt“, Diſtrikts- u. Polizeithierärzte. 

An der Spite des Preußiichen Militärveterinärweſens jteht eine Inſpektion, 
welche dem Sriegaminifterium, Allgemeinem Kriegsdepartement, direft untergeordnet 
ift. Die Inſpektion beiteht aus dem Inſpektor, welcher den Rang eines Regiments 
fommandeurs hat, einem Lieutenant ala Adjutant und einem Schreiber. Das ro: 
ärztliche Perjonal beſteht aus KHorpsroßärzten, Oberrokärzten, Roßärzten und Unter 
roßärzten. Die beiden erjteren find obere Militärbeamte, die beiden lehteren, im 
Range des Wachtmeiſters jtehend, gehören zu den Perjonen des Soldatenjtandes. 


Gigb.: Reichägejfe vom 23. Juni 1880, betr. die Abwehr und Unterbrüdung von Vieh: 
feuchen. — Ausführungs:Inftruttion des Bundesraths v. 12./24. Febr. 1881. — Preuß. AG. 
vom 12. März 1881. — Preuß. Minifterialverfügung vom 22. April_1881. 

Lit! Tſchentin, Thierärztl. Polizei, I. Theil, Karlsr. 1821. — Wald, Darftellung des 
Veterinärweſens in ben einzelnen Deutichen Staaten, Heräfeld 1838. — Horn, Das Preuß; 
Deterinär-Medizinaltveien, Berlin 1858 nebft Supplement, Berlin 1863. — Erbt, Da: 
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dolizei, Dresden 1868. — Bürſchner, Das Veterinär: edizinaliwefen Deutichlands, 1. und 

. Jahrgang, 1880 und 1881. Eſſer 


Vicat, Beat Philippe, & 1715 zu Aigle (Vaud), ſtudirte zu vaſel und 
auſanne, nahm an legterem Orte eine Profeffur an, T 1776. 

Schriften: Praelectiones de successione testamentaria ex jure natur., civ. et statut,, 
748. — prechti Comm, de inst. jur. eivilis, 1748. — Vocabularium j an utriusque 
759, Neap. 1730. — Memorie spettanti alla vita di Fra Paolo servita, 1760. — Opera 
\ynkershoeki, 1761. — Libertes de l’eglise helvetique, 1770. 

2it.: Rivier, Introd. hist., 1881, p. 619, 820. — Michaud. Secretan, 
:allerie suisse, II. 237. — Schulte, Geſch „III. 'b 8. Teihmann. 


Vico, Giovanni Battifta, 5 23. VI. 1668 zu Neapel, Profeffor der 
rloquenz dajelbit, 1735 königl. Hofhiftoriograph, verlor nah und nad) das Ge— 
aächtniß und T nach langen Leiden 20. I. 1744. 

Schriften: De universi juris uno principio et fine uno liber unus, Nap. 1720 (deutich 
on Müller, Neubrandenburg 1854). — De constantia jurisprudentis, Nap. 1721; notae 
122. — Princip i di una scienza nuova d’intorno alla commune natura delle nazioni, Nap. 
125 deutſch * Weber, Leipz. 1822), Mil. 1816. — Opere, ordinate ed illustrate da G 
‘errari, Mil. 1836. — Seritti inediti, Nap. 1862. 

Zit.: Bunsen, Hippolitus and his age, 1852, U. 11. — Bluntidli, Geſch. bes 
13. Staatsf. u. d. Bolitif, gig 1864. — Laurent, La philosophie de l’'hist., Par. 
3:0, p. 75—85. — Cantoni, B. Vico, SER. eritii e com arativi, Torino "1867. 
Sberty in der Zeitjchrift für Dölterpionhelont ie, VI. 427.) — erner, ©. Bico als 
Shilojoph und gelehrter Forſcher bargeftellt, Wien 1878; Derfjelbe, Emerico Amari in 
mem Verhältniß zu ©. Vico (Akad.) Wien 1880. — Lilla, Filosofia del diritto, 
fapoli 1880. — Pizzolorusso, G. Vico e la scienza nuova, Salerno 1878. — lleber- 
eg, Grundriß zur Geſchichte d. Philofophie, (5) Berlin 1880, III. 120, 140. — Galasso, 
)el eriterio della veritä nella scienza e nella storia secondo G. B, "Vico, Mil. 1877. — 
'iore, Diritto internaz. pubblico, (2) I. 64, 123, 354. Teihmann. 


Bictoria, Frances de, 5 1480, war Dominikaner, Profefior in Salamanca, 
r g VII. 1546. 
Er jhrieb: Relectiones theologicae, Lugd. 1557, Salmant, 1565, Antv. 1604. 
Lit.: Encyllopädie, 976. * auchy, Droit maritime international, 1862, II. 11—21. — 
taltenborn, Dorläufer d. Hugo votins, 1848, ©. 182. — Fiore, Dir. internaz. 
wbbl., (2) I. 47, 48. — Schulte, Geſch., II. a 713. Zeihmann. 


Biehhandel. Der Kauf hat zumächit eine beftimmte vom Käufer befichtigte 
Sadhe zum Gegenjtand (ſ. die Art. Kauf und Gattungsftauf), jo daß der 
täufer die Sache kennt; hiermit im Zuſammenhange jteht, daß der Verkäufer nach 
lteftem Römifchen Recht. für Mängel nur im Falle des dolus einzuftehen hatte 
i. d. Art. Gewähr der Mängel). Die Nedilen erweiterten dies dahin, daß 
er Verkäufer von Sklaven, Zug-, Laſt- und anderem Vieh morbus und vitium an— 
gen ſolle; Nichtwiffen entjchuldigt nicht, wol aber Offenbarkeit der Mängel. Das 
deutſche Recht war der Nachwährſchaft abgeneigt, nur wegen bejtimmter Haupt— 
nängel konnte der Käufer vom Gejchäft zurüctreten. Hierauf jtüßt fich das erjtere 
Syitem für den V., indem es denjelben durchaus allen übrigen Kaufgeichäften 
leich behandelt und annimmt, daß ein erft nach der Uebergabe erfannter Fehler 
wch nachher entitanden ſei. Dem ift die Franzöſiſche Gejehgebung gefolgt, 
benjo die Preußiichen Gejee vom 3. Mai 1859 betr. die Gemwährleiftung 
vegen verborgener Mängel bei dem Verkaufe und Tauſche von Hausthieren im Bezirke 
es Appellationsgerichts Köln (Gef. Samml. 1859 ©. 205), vom 27. Mär; 1865 
ür den Bezirk des Juſtizamts Ehrenbreititein (Gef. Samml. 1865 Nr. 12). Der 
m? die Gewährämängel zu gründende Anspruch ift binnen 42 Tagen nach der Ueber: 
yabe flagend geltend zu machen. Das letztere Geſetz jchließt Für den Verfauf von 
Hausthieren den Anspruch wegen Verlegung über die Hälfte aus. 

Demgegenüber fteht die vollitändige Abjchaffung der Gewähr beim B., die im 
cuzerner Gefeh vom 16. September 1867 (Beitichr. }. d. geſ. Handelsrecht von 
Soldihmidt XII. Beilageh. S. 233) dahin bejtimmt ift, „bei dem Handel um 
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Vieh aller Art, auch beim Handel um Pferde, findet wegen Gebrechen oder man: 
gelnder Gigenichaften nur infoweit eine Gewähr ftatt, ala zwiichen den vertrag: 
ichließenden Theilen eine jolche anerfannt worden ift.“ 

Demgegenüber jtehen eine Reihe von Gejeßgebungen, welche für einen innerhalb 
beitimmter Zeit nach der Uebergabe feſtgeſtellten Krankheitszuſtand die thatjächliche 
Vermuthung aufftellen, daß das Thier bereits vor der Uebergabe krank geweſen jei. 
In diefen Gefeßgebungen treten wiederum zwei Syiteme in die Ericheinung, je nad 
dem die Vermuthung ſich nur auf beitimmte Thiere und Srankheiten beichränft 
oder nicht, die Geltendmachung des Anfpruch® zeitlich begrenzt ift oder nicht, und 
die Wandelungs- oder Minderungsflage zur Wahl geftellt oder nur die erjtere ge 
währt iſt. 

Das Preuß. Allg. ER. I. 11 $$ 202, 203; Defterr. BGB. $ 924; Sächſ. BGB. 
z 925 geben die Vermuthung, daß ein Thier, wenn es binnen 24 Stunden nad 
der Uebergabe jtirbt oder erkrankt, bereits vordem krank geweien jei. Cine derartige 
allgemeine Vermuthung ift den anderen Gefegen (Preuß. Geje vom 5. Juni 1865 
für die Hohenzollernichen Lande — Gej.Samml. ©. 445 —; Frankfurter Gejeg vom 
9. Dezember 1864 — Zeitichrift 7. d. geſ. Handelsrecht von Goldſchmidt XU. 
Beilageheit S. 223 —) unbefannt. 

Preußen, DOefterreih, Sachſen laffen ohne Einschränkung den Anſpruch aus der 
Gewährleijtung zu, geben aber für die hauptiächlichiten Hausthiere, 3. B. Pferde, 
Schafe, Rindvieh, Schweine, und bejtimmte Krankheiten die Vermuthung, daß das 
Thier, jalla die Krankheit binnen bejtimmter Zeit nach der Uebergabe in die Gr- 
icheinung tritt, bereitS vor der Uebergabe frank geweſen ſei. 

Die andere Reihe der Gefeßgebungen läßt deu Veräußerer von Pierden, Rind- 
vieh, Schafen, Schweinen nur für die im Geſetz bezeichneten Mängel kraft des Gefeges, 
d. 5. abgejehen von beionderer Abrede, Gewähr leiften. 

Preußen und Defterreich machen zwar die Berechtigung auf die Vermuthung 
von bejtimmter Ihätigkeit des Käufers (Anzeige, Unterfuhung durch Sachveritän- 
dige) abhängig, kürzen jedoch die Klagefriſt nicht und lafjen die Einrede zeitlich un- 
begrenzt. Demgegenüber bejchränfen die anderen Gejehe die Anſprüche Elagend und 
einredend auf kurze Zeit. Auch Bayer. Geje vom 26. März 1859; Bayer. Aus— 
führungsgef. zu der CPO. vom 23. Novbr. 1879, Art. 75; KHurf. Heſſiſches 
Geſ. vom 23. Dftober 1865; Preuß. Ausführungsgei. zur CRD. vom 24. Mäy 
1879, $ 31. Während Preußen und Dejfterreih die Wandelungs- und Minde 
rungsflage zulafien, Schließen die neueren Gejehe, auch das Sächſ. BGB., die Min 
derungsflage aus, und laſſen diefelbe nur zu, wenn der Mangel fich erjt bei dem 
geichlachteten Vieh ergiebt (Entich. des Reichöger. III. 215). 

Sofern landesgejeglich für die Abreden über die Gewährleiftung beim V. 
die Schriftform verlangt ift, ift dies durch Art. 317 des HGB. im Gebiet dei 
Handelskaufs erledigt (Zeitichrift 7. d. gej. Handelärecht von Goldſchmidt u. ſ. w. 
XXIV. 290, 291). 

Der Art. 347 findet auch auf den B. Anwendung, wie daa ROHGS. (Entid). 
XXV. ©. 234 ff.) zutreffend bemerkt, umd ſofern diefe Beitimmung geſetzlich oder 
gewohnheitsrechtlich auch auf Platzgeſchäfte Anwendung findet, auf den V. ale 
Handelskauf überhaupt. Dem Käufer liegt wie bei jeder anderen Waare die Der 
pflichtung der rechtzeitigen Rügenanzeige (f. d. Art. Diſtanzkauf) ob, mill er 
nicht der Folgerung auf Genehmigung anheimfallen. Die Vermuthungäfriften über 
den Zeitpunkt der Entitehung der Krankheit werden damit nicht betroffen; Käufer 
bat aber gemäß Art. 347 $ 3 zu beweifen, daß der Mangel fich jpäter ergeben habe, 
und dennoch rechtzeitig gerügt ſei. 

Im GEngeren jet bemerkt: 

Wenn bei der Wandlungsflage vom Käufer die Sache an den Verkäufer zurüd: 
zugeben ijt, jo wird das Recht dadurch nicht ausgeichloffen, daß das Thier in Folge 
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der zur Wandlung Grund gebenden Krankheit verſtorben iſt (Entſch. d. ROHG. IH. 
S. 151), auch anderweiter Untergang des Thieres ohne Verſchulden des Käufers 
nach erfolgter Rücktrittserklärung ſchließt die Wandelung nicht aus (Striet horſt, 
Archiv XXIV. S. 83; XXVII. S. 130). Auch wenn nach dem Schlachten das zu 
dieſem Zweck verkaufte Vieh krank befunden wird, ſo daß der Kadaver vernichtet 
werden muß, bleibt die Wandelung ohne Rückgabe zuſtändig (Entſch. d. Reichsger. 
III. 215; Ztſchr. f. d. geſ. H.K. XXVI. 270). Betreffend die Erſtattung von Futter 
toſten bei der Redhibition fehlerhafter Thiere vgl. Sächſ. BGB. $ 928; Urth. d. 
Reichsger. vom 3. April 1880 und die dort angeführte Judikatur (Entſch. I. S. 205). 
Den den Käufer durch die Krankheit des Thieres betroffenen Schaden (Anſteckung der 
übrigen Pferde durch ein rotzkrankes Pierd) hat der Verkäufer nur zu erfegen, wenn 
eine Verjchuldung des letzteren (Kenntnik von der Krankheit) erwiejen wird (Entjch. 
d. ROHG. TIL 386). 

Lit.: Kraut, Grundriß zu Vorleſ. des Deutichen Privatrechts, 5. Aufl. S. 261. — 
Bluntichli, Deutiches Privatrecht, 3. Aufl. S. 335. — Beſeler, Deutiches Privatrecht, 
3. Aufl. ©. 429, 430. — Hoffmann, Ueber BVerjährung und Währzeit bei dem 
Verlauf mangelhafter Sachen, insbeſ. b. nee u. ſ. w., Acc. f. pr. RW, IV. 177. — 
Zimmermann, Ueber Währichaft beim Viehhandel, ebenda N. $ VI. 257. — Walter, 
Die fog. Hauptmängel beim Pferdehandel u. j. w., ebendaſ. VII. 1 ff., 113 fi. — Ya 
in Ztichr. für den landwirth. Verein des Großherzogthums Heilen, 1854, Nr. 9. — Roloff, 
Kritische Beurtheilung der Viehhandelsgeſetze in der landwirtic. ven für Sadjen. — 
Sahjenhaufer, Die Lehren von der Nahmwährichaft für verfaufte Thiere. — Schimmel: 
pfennig, Gewährleiftung beim Biehhandel. — Ubbelohbe, besal. — Diderhoff, Die 
Reform 5 Währſchaftsgeſetzgebung im Deutichen Reich bei Kauf und Tauſch von Hausthieren 
(1875). Keyßner. 

Viehſeuchen. Das Wort „Seuche“ wird ſowol für Krankheiten der Thiere, 
wie auch der Menſchen gebraucht (Panzootie — Pandemie). Man ſpricht von einer 
V. wenn eine größere Anzahl Thiere an derſelben Krankheit aus einer allgemeinen, 
ipezifiichen Urſache gleichzeitig oder in ſchneller Aufeinanderfolge erkrankt. Cs iſt 
allgemeiner Brauch, die Seuchen den ſporadiſchen Krankheiten gegenüber zu ſtellen; 
es kommt jedoch gar nicht ſelten der Fall vor, daß eine der Kategorie der Seuchen 
unbedingt beizuzählende Krankheit nur als Einzelfall (iporadiich) auftritt, während 
andererjeit3 auch eine Krankheit gleichzeitig viele Thiere ergreifen kann und troßdem 
den ſporadiſchen Krankheiten zuzuzählen it. Im erjteren Falle fpricht man von 
„woradiichem Auftreten einer Seuche”, im anderen Falle von einer „jeuchenartigen 
Verbreitung” einer fporadifchen Krankheit. ine erafte, den Anforderungen der 
Juſtiz- und Polizeiverwaltung volljtändig genügende Begriffsbeitimmung des Wortes 
„2.“ iſt hiernach unmöglich, weshalb bei gejeglichen Beitimmungen jtet3 die Krank— 
heiten namentlich bezeichnet werden, die zu den Seuchen zählen jollen. 

Da die landwirthichaftlichen Hausſäugethiere als Privat: und Nationalver- 
mögen eine jehr hohe Bedeutung für den Staat haben und andererjeits auch einige 
Thierfeuchen auf den Menſchen übergehen und tödtlich verlaufende Krankheit bei 
demielben erzeugen können, jo waren jchon in den verjchiedenen Staaten einzelne 
Gejee gegen die Verbreitung von V. erlaffen, als die Thierheiltunde noch einen 
iehr empiriſchen Standpunft einnahm. Mit den Fortichritten der thierärztlichen 
Wiſſenſchaft, bejonders bezüglich der Urfachen und des Weſens der anſteckenden Thier- 
frankheiten und Seuchen, und mit der Entwidelung der Betriebs- und Verkehrsver— 
bältniffe fühlten die meiſten Europäiſchen Staaten das Bedürfniß, die Geſetzgebung 
bezüglich Abwehr und Unterdrüdung von Thierſeuchen entiprechend neu zu regeln. 

Einige Deutiche Staaten hatten bis vor kurzer Zeit nur eine durch augen= 
blitliche Bedürfnifie in Folge des Ausbruchs einer Seuche hervorgerufene Gejeh- 
gebung oder nur einzelne allgemeine Borfchriften, während andere zwar eine um— 
tafjende Seuchengejeßgebung hatten, die jedoch in lauter Spezialverordnungen über 
die einzelnen Krankheiten zerjtreut waren. Nur wenige Staaten bejaßen eine ein- 
beitliche, das Gebiet der Veterinärpoligei umfaflende Geſetzgebung. 
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Seitens der leitenden Organe wurde deshalb eine reichsgeſetzliche Regelung des 
Veterinärweſens als ein nothwendiges Bedürfniß umſomehr anerkannt, als allgemein 
die Ueberzeugung zur Geltung gekommen war, daß hierdurch am wirkſamſten gegen 
die Thierſeuchen vorgegangen werden könne. 

Die furchtbaren Verheerungen, welche die Rinderpeſt unter dem Viehſtande der 
Deutſchen Staaten zu verſchiedenen Zeiten angerichtet hatte, zeigten zunächſt und 
beſonders die Unzulänglichkeit von Maßregeln, welche auf einzelne Staatsgebiete 
beſchränkt bleiben, und zwangen gebieteriſch zu einer gleichmäßigen Regelung und 
Handhabung der Bekämpfung dieſer Seuche. 

Durch das Geſetz vom 7. April 1869, deſſen Geltungsbereich gegenwärtig das 
ganze Reich umfaßt, find die behufs Abwehr und Unterdrückung der Rinderpeſt zu 
ergreifenden Maßregeln geregelt. Nähere Anleitung zur Ausführung diefes Geſetzes 
enthält die revidirte Inſtruktion zu demjelben v. 9. Juni 1878, während demielben 
durch das Geſetz, betreffend Zumwiderhandlung gegen die zur Abwehr der Rinderpeft 
erlaffenen Vieheinfuhrverbote, vom 21. Mai 1878 eine mächtige Stütze gegeben ift. 

Eine weitere reichögejeliche Regelung einer veterinärpolizeilichen Angelegenheit 
hat durch das Gejeh vom 25. Februar 1876, betreffend die Bejeitigung von An— 
jtefungsftoffen bei WViehbeförderungen auf Eifenbahnen, ftattgefunden. 

Nachdem jeitens der Landiwirthe und Thierärzte in Berfammlungen und Schriften 
vielfach dem Wunſche nach einer reichögejehlichen Regelung des ganzen Gebietes der 
Veterinärpolizei Ausdrud gegeben worden und nachdem ſowol der Deutiche Veteri— 
närrath, wie auch der Deutiche Landwirthſchaftsrath wiederholt erklärt hatten, daß 
die erfolgreiche Bekämpfung der Thierfeuchen eine einheitliche und umfaſſende Geſetz— 
gebung für das Deutiche Reich erfordere, kam jchließlich das Reichsgeſetz vom 
23. Juni 1880 zu Stande, während die zur Ausführung defielben vom Bundesrat) 
beichlofjene Inftruftion unter dem 24. Februar 1881 publizirt wurde. 

Die Seuchen, welche unter das Geſetz fallen, find namentlich aufgeführt, und 
zwar find e8 folgende: 1) der Milzbrand; 2) die Tollwuth; 3) der Roy (Wurm) 
der Pferde, Ejel, Maulthiere und Manlefel; 4) die Maul und Klauenjeuche des 
Rindviehes, der Schafe, Ziegen und Schweine; 5) die Lungenjeuche des Rindviehs; 
6) die Pockenſeuche der Schafe; 7) die Beichälfeuche der Pierde und der Bläschen- 
ausjchlag der Pierde und des Rindviehs; 8) die Räude der Pferde, Ejel, Maul 
thiere, Maulejel und der Schafe. Die beiden Neichsgejeße vom 7. April 1869 und 
vom 28. Juni 1880 enthalten im Weſentlichen Beftimmungen dahin, daß die Ein- 
jchleppung von Seuchen aus dem Auslande möglichjt verhindert, die Seuchenherde 
im Inlande aufgededt, jowie der Verbreitung der Seuchen ein Damm gejeßt wird 
und jchließlich allgemeine Tilgungsmaßregeln angeordnet werden, die den einzelnen 
Beſitzer nicht zu empfindlich treffen. 

Das fpeziell gegen die Rinderpeft gerichtete Deutiche Reichsgeſetz Hat fich in 
eltjähriger Praris vorzüglich bewährt. Der praftiiche Mittelpunkt defjelben gipfelt 
in dem $ 3, welcher die Entichädigungsfrage regelt. Derjelbe lautet: „Für die auf 
Anordnung der Behörde getödteten Thiere, vernichteten Sachen und enteigneten 
Pläbe, ſowie für die nach rechtzeitig erfolgter Anzeige des Beſitzers gefallenen Thiere 
wird der durch unparteiiiche Taratoren fejtzuftellende gemeine Werth aus der Bun— 
deskaſſe vergütet.“ Gerade die allen billigen Ansprüchen des betheiligten Publikums 
gerecht werdende Regelung der Entichädigungsfrage hat demſelben die Mitwirkung 
der Bevölkerung gefichert. 

Das gegen die übrigen Seuchen gerichtete Neichögefeg vom 23. Juni 1880 
hat die Prinzipien des Preußifchen Gejeßes vom 25. Juni 1875, welches ſich in 
fünfjähriger Praris bewährt Hatte, adoptirt. Das Preußifche Ausführungsgefeß zu 
demjelben hat am 12. März 1881 die königliche Sanftion erhalten. 

Da die Seuchen die politischen Grenzen nicht reipeftiren, jo wirde ein inter . 
nationales Seuchengejeß wol am geeignetiten jein, die Verbreitung derjelben zu ver» 
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hindern, allein die Durchführung einer internationalen Geſetzgebung auf dem Gebiete 
der Veterinärpolizei iſt wol zur Zeit, beſonders in Rußland, unmöglich. 

Das Königreich der Niederlande beſitzt ein ſehr zeitgemäßes Veterinär— 
polizeigejeg vom 20. Juli 1870, welches allerdings den Fehler hat, daß die Rinder: 
peft mit den übrigen Seuchen in einem Geſetz behandelt wird. Die jachverjtändige 
Handhabung der VBeterinärpolizei liegt nur in Händen der ftaatlich angejtellten, von 
Rüdfichten auf Privatpraris unabhängigen, Thierärzten. 

In der Schweiz iſt das Viehjeuchenmwejen durch das Bundesgefe vom 8. Hor- 
nung 1872 geregelt. Unter diejes Geſetz fallen die Rinderpeit, die Lungenjeuche, die 
Maul- und Klauenfeuche, der Ro und die Wuth. Außerdem ermächtigt dafielbe 
den Bundesrath auch bezüglich anderer B., jofern diejelben einen gemeinjchaftlichen 
Charakter annehmen, die erforderlichen Maßregeln anzuordnen. Abgejehen davon, 
daß die Rinderpeft und andere Seuchen auch bier in unzwedmäßiger Weiſe in 
einem Geje behandelt werden, ift auch die jachverjtändige Leitung der Tilgungs— 
maßregeln durch beamtete Thierärzte in der Schweiz nicht einheitlich geregelt. 

Die in Schweden bezüglich der B. geltenden Bejtimmungen jtüßen fich 1) 
auf die königliche Bekanntmachung vom 30. Mai 1873, welche die Verhütung der 
Einfchleppung der Rinderpeit und anderer übertragbarer Krankheiten der Hausthiere 
bezwedt; 2) auf die königliche Verordnung vom 19. April 1875, welche fich auf 
die Abwehr und Unterdrüdung übertragbarer Krankheiten der Hausthiere im In— 
lande bezieht. 

Großbritannien ijt in den Befi eines dem gegenwärtigen Stande der 
thierärztlichen Wiſſenſchaft Rechnung tragenden Beterinärpolizeigejeges durch die 
Contagious diseases (animals) act 1878 gejegt worden. Die Gefahr einer Heim 
juhung durch V. ift für Großbritannien, da eine jolche nur über See zu befürchten 
ift, im’ Vergleich zu den übrigen Guropäijchen Staaten verhältnigmäßig gering. 
Das Geſetz giebt deshalb jehr eingehende Vorſchriften bezüglich der Vieheinfuhr. 

In Defterreich ift das Gebiet der Veterinärpoligei noch nicht zeitgemäß ge= 
jeßlich geregelt. Der Erlaß des Minifters des Innern vom 6. Dezember 1859, be= 
treffend die Herausgabe von Normalvorichriften über B., entjpricht weder dem heu— 
tigen Stande der thierärztlichen Wilfenfchaft, noch den Neuerungen auf dem Gebiete 
der Betrieb3- und Verkehrsverhältniſſe. Die fpeziell gegen die Rinderpeit erlafjenen 
Gejege vom 29. Juni 1868 und vom 2. Mai 1873 find ebenfalls in vielen Punkten 
der Revifion bebürftig. Im Jahre 1877 ift ſeitens der Defterreich. Volfävertretung 
allerdings ein neuer Gejegentwurf, betreffend die Hintanhaltung und Unterdrüdung 
der anjtedenden Thierkranfheiten, angenommen, jedoch bis jet noch nicht als Geſetz 
publizirt worden. 

In Frankreich ift die Ergreifung zeitgemäßer Schumaßregeln gegen die V. 
in neuejter Zeit Gegenjtand von Beratdungen der leitenden Organe gewejen. Schon 
im Sabre 1878 Hat dem Senat ein von dem comite consultatif des &pizooties 
ausgearbeiteter Entwurf eines Veterinärpolizeigefeßes zur Beſchlußfaſſung vorgelegen, 
der auch bereits im folgenden Jahre durch eine von demjelben eingejegte Kommiffion 
geprüft worden ift. Die bis jet aber noch in Geltung befindlichen, theilweife noch 
aus dem vorigen Jahrhundert ftammenden Beitimmungen betreffs Abwehr und Unter: 
drüfung von B. find größtentheils veraltet und unzwedmäßig. 

Lit: Mundigl, A —— Anſichten über die Seuchen unſerer Hausthiere, München 
1818. — Körber, Handbuch der Seuchen und anſteckenden Krankheiten der —— 
Quedlinburg und Leipzig 1835. — Wirth, Lehrbuch der Seuchen und anſteckenden Krank— 
heiten der Hausthiere, ——* 1838. — Heusinger, Recherches de pathologie comparée, 
Kassel 1844. — Fuchs, Allgem. Lehre ber 7 Ten und anftedenden Krankheiten der Haus: 
jäugethiere, Leipzig 1862. — Haubner, Handbuch der Veterinär-Polizei, Dresden 1869. — 
Stenographifche Berichte über die Verhandlungen des Reichstags, Berl. 1880. — Wengler, 
Die Viehjeuchengefeßgebung Deutichlands, Erlangen 1881. — Beyer, —— und Preuß. 
Landesgeſetze über die Abwehr und Unterdrückung von Viehſeuchen ꝛc., Berlin 1 ii 
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Viehverftellung (bail à cheptel) iſt der Vertrag über Einjtellung von Haus— 
thieren bei einem anderen (dem Einfteller) zur Wartung und Pflege (zuweilen auch 
zur Begattung des eingejtellten Mutterviehes durch das Faſelvieh des Einitellers) 
gegen Ginräumung bejtimmter Vortheile. Der einfachite Fall ift der, wenn das 
Eigenthum nebjt der Gefahr und dem natürlichen Zuwachs (dem Jungvieh) dem 
Verſteller verbleibt, der Ginfteller dagegen neben dem Düngernußen einen bejonderen 
Lohn für feine Mühewaltung erhält, — reine Dienjtmiethe, unter Umftänden in 
Verbindung mit Sachenmiethe (Stallmiethe), Der Charakter de Vertragd wird 
dadurch nicht geändert, daß dem Einfteller ftatt des Geldlohnes oder neben demjelben 
gewiſſe Viehnußungen, insbejondere die Milchnugung, auch wol ein Anrecht auf 
einzelnes Jungvieh, gewährt werden. Sind dieſe dem Ginfteller überlaffenen 
Nußungen die Hauptjache, jo nimmt der Vertrag den Charakter eines Pachtvertrags 
an, gleichgültig ob Einfteller den Pachtzins in Gelde oder in einem Theil der Vieh: 
nußungen entrichtet. — Diefen verjchieden abgeituften Formen der uneigentlichen B. 
fteht die eigentliche V., bei welcher der gejammte Viehnutzen nach Maßgabe der 
Vereinbarung getheilt wird, der Einfteller aber auch einen entjprechenden Antheil am 
Verluſt zu übernehmen hat, gegenüber. Diejer „Iheilviehvertrag“ war jchon den Römern 
und den alten Yangobarden befannt, jene jprechen von pecora partiaria (l. 9 C. de 
pactis 2, 3), Ddiefe von Vieh in socio dare und in socio recipere (Gdift des 
Rothari c. 234). Der Bertrag ift das ganze Mittelalter hindurch in Deutich- 
land und ganz beionders in Frankreich in Uebung gewejen. Seine wiffenjchaftliche 
und gejeßgeberifche Ausbildung hat er, wie die V. überhaupt, in Frankreich erhalten. 
Die in dem Theilviehvertrage enthaltene societas quaestus, bei welcher der eine 
Theil das Vieh, der andere Pflege und Unterhalt deffelben gewährt, der Gewinn 
aber theils dem Einfteller verbleibt (außer dem Düngernugen gewöhnlich auch der 
Milchnutzen), theils beiden Kontrahenten gleichmäßig zugute fommt (inäbejondere 
das Jungvieh und die Wolle), kann zu einer volljtändigen communio erweitert 
werden, indem beiden Theilen die Stellung von Vieh auferlegt wird. Hierher ge= 
hört in&bejondere die halbtheilige V. (cheptel A moitie), bei welcher Jeder die 
Hälfte des Viehes auf halben Gewinn und Verluſt hergiebt („das Vieh um die 
Hälfte zufammenfegen“), der Ginjteller aber Dünger und Milchnugung vorweg— 
nimmt. Gndlih fann die B. in der Weile begründet werden, daß der Berjteller 
dem Ginjteller gegen einen Pachtzins und gegen Uebernahme der ganzen Gefahr Die 
ganze Biehnußung überläßt, ſodaß die eingejtellte Herde den Charakter eines wandel- 
baren Bermögensinbegriffes erhält. Auch diejer Vertrag war bereitö dem Mittelalter 
befannt (Immerkuh, Jmmerrind, Cheptel de fer), bei ihm ijt die urjprünglich für 
die V. überhaupt gebräuchliche Bezeichnung als societas technifch geworden (con- 
tractus socidae). Das Franzöſiſche Necht kennt den Eiſern-Viehvertrag nur im An— 
ichluffe an die Gutspacht. 

Giab. u. Lit: Hud, Die Viehverftellung, im der Zeitichrift für Deutiches Recht, V. 
226—323. — Scholz, ebenda, III. 149 ff. — Code civil art. 1800—1831. — Bab. Landr. 
1800—1831 d. — Zürich. Priv. GB. $$ 1547—59. — Sächſ. PEB. $$ 1209 ff. — Stobbe, 
Handb. d. Deutichen Privatrechts, TIL 266 ff. — Die Lehrbücher des — 
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Bigeliuß, Nicolaus, 51529 zu Treyja, war Profeffor zu Marburg 1560 
bis 1594, wurde wegen jeines Angriffes auf den Hof, die Geiftlichkeit und Vultejus 
(in jeinem Examen Ictorum 1593) entlafien, * 10. V. 1600. 

Schriften: Exceptionum forensium 1. III, Basil. 1555, 1557. — Practica forensis, 
Basil. 1558, 1570. — De litis contestatione, Basil. (1573—1620 4 mal erſchienen). — 
Progymnasmata fori, Basil. 1573 (?). — Methodus univ. jur. civ. absolutissimus, zuleßt 
1625. — Digest. jur. civ. l. 50 in 7 partes distincti 1568, Basil. 1584. — Gerichtäbüchlen 
(unter dem Titel: Bauer, Praftita 1563 erjchienen, Richterbüchlein Basil. 1579, herausgeg. 
von B. Melhior Huſanus 1635, von Homberg, von Struve 1686, von Edartb 
us — dem juriſtiſchen Glauben. — Const. Carolinae publ. judiciorum, 3. edit. 

asil. 
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Sit.: Ztſchr. f. Rechtägeich. VIII. 280. — Stobbe, I. 44 N. 86, 113 N. 8, 141N. 
94. — De Wal, Beiträge zur —— des Civ.Proz., — 1866, ©. 70—72. — 
Strieder, XVI. 322 fi. — Zugler, 1. 79 iM — Säulte, Sei, II. b 27, 38. — 
v. Stinging, Geſch. der Deutichen Redhtswiffenichaft, (1880) I. 425 u. ö. 

Zeihmann. 

Biglius van Aytta (Zuichemius) 5 auf dem Landgute Barahuys bei 
Zwichem 19. X. 1507, jtudirte in Löwen, Brüffel und Döle, auch in Avignon, 
promovirte 1529 in Balence, folgte Alciat nach Bourges, Döle, Valence, Avignon, 
ging nach Padua, wo er auch lehrte, fand in der Marcianifchen Bibliothek ein Manu- 
ffript des Theophilus (Herausgegeben Basileae 1534), gab die erfte Nachricht von 
den Bafilifen, jchrieb auch die werthvollen Comment. in X tit. Institutionum 1534 
und machte die Venetianer Handſchrift der Novellen bekannt, war 1535 —1537 Bei: 
fier des Neichafammergerichtse in Speyer, 1537—1541 Profeffor in Ingolſtadt, 
dann Mitglied des Geheimen Raths in Brüffel, in hohen Stellungen bis zu feinem 
Tode am 8. V. 1577. Sein Tagebuch des Schmalfaldifchen Krieges gab Druffel, 
München 1877, heraus. 

Zit.: Vita in den Analecta Belgica von van Hoynck, van Papendrecht, un 
Com. 1743. — Hopperi Epistolae ad Viglium, Traj. 1802. — Wauters, Memoire de 
Viglius et de Hopperus, Brux. 1858, p. V—XXIV. — De Wal, Oratio, p. 31, 108, 
430. — Star Numan, Over de verdiensten van van Aytta, 1825. — v. Etindin g, 
Geſchichte der Deutſchen Rechtswifjenichaft, (1880) J. 220—228 u. d. — Rivier, Introd. hist. 
1881, p. 595, 596. Zeihmann. 


Bifarien heißen im Allgemeinen im fatholischen Kirchenrecht Diejenigen, 
welchen die Ausübung der Befugniffe beitimmter firchlicher Beamten Namens der- 
jelben übertragen iſt. Sie kommen auf den verjchiedenen Stufen der Firchlichen 
Hierarchie vor. Sind auch die früher mit der Ausübung gewiffer Vollmachten be= 
hufs Ueberwachung der Biichöfe eihzelner größerer Bezirke, Entjcheidung der Streitig- 
feiten der leßteren, Konſekration derjelben zc. ausgejtatteten jog. vicarii apostolici 
längjt verjchwunden, jo werden doch noch heute in denjenigen Ländern, wo die 
ordentliche Organifation der fatholifchen Kirche, namentlich die Bisthumsverfafjung, 
nicht befteht, jo in Deutichland für das Königreich Sachien, ferner aber auch in 
den außereuropäifchen Mifftonsländern, jodann für die Leitung der Militärfeeljorge 
(in Oeſterreich, vicarius castrensis) und endlich in Ausnahmefällen für die Ver— 
waltung eines Bistums (ſ. d. Art. Sedisvafanz) ſolche vicarü apostolici, 
weiche Weihbiichöfe und mit etwa die Rechte der bijchöflichen YJurisdiftion ums 
jaffenden Bollmachten vom Papſt verjehen find, ernannt. Für die dem leßteren als 
Biihof von Rom zuftehende Verwaltung der Stadt und ihres Gebietes iſt ein 
jog. Kardinalvikar eingejeßt. Die Biſchöfe haben ala Vertreter für die Ausübung 
ihrer Adminijtrationsgewalt die jog. Generalvifare (vicarii generales oder vicarii in 
spiritualibus, j. Thl. I. ©. 653 und d. Art. Offizial), für die Verwaltung der 
die Biſchofsweihe bedingenden Rechte dagegen die Weihbifchöfe oder vicarii in pon- 
tificalibus neben fih. Das Domkapitel wird während der Vakanz des bijchöflichen 
Stuhls in der Verwaltung der Jurisdiktion durch den Kapitularvikar repräfentirt 
(j. d. Art. Sedisvalanz). Sodann finden ſich auch bei den Domtapiteln 
jog. vicarii praebendati, welche im Mittelalter die Domherren im Chordienſt zu 
vertreten Hatten, heute aber nicht nur bei legterem, jondern auch in der Seeljorge 
und anderen Geſchäften Aushülfe Leijten. Endlich) fommen für die Verwaltung der 
Parreien vicarii verjchiedener Stellung vor. Diejenigen Geijtlichen, welche Namens 
des Stiftes, Kloſters ꝛc. die Seelforge in einer inforporirten Pfarrei (ſ. d. Art. 
Inkorporation) wahrzunehmen hatten, hießen zwar vicarii, hatten aber alle 
Rechte der wirklichen Pfarrer auszuüben. Dafjelbe gilt von den heute 3. B. in 
Defterreich angejtellten vicarii (hier auch Lofaliften oder Erpofiten genannt), welche 
in früheren, aber jet von der Mutterkirche ganz getrennten Filialgemeinden fungiren, 
indeffen fein zum Piarramt ausreichendes Benefizium erhalten können. Von diejen 
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find die an einer Kapelle oder einer Filialgemeinde eingejegten V. (vicarii residentes) 
zu unterjcheiden, denn dieje find nur zur Aushülfe beſtimmt und nicht befugt, die 
eigentlichen pfarramtlichen Handlungen oder wenigjtens nicht ſämmtliche vorzunehmen. 
Auch die blos neben dem Pfarrer an der Pfarrkirche mitcelebrirenden und demjelben 
als Gehülfen zur Seite ftehenden Geiftlichen (die Kapläne) werden Häufig vicarii 
genannt. Nicht minder bezeichnet man die Geiftlichen, welche nur zeitweife mit der 
Verwaltung einer erledigten Pfarrei bis zur Wiederbefegung oder bei vorübergehender 
Abwejenheit des Pfarrers damit vom Bifchof betraut werden, ala vicarii. — In der 
proteftantifchen Kirche kommt die Bezeichnung Vikar für diejenigen Geiftlichen vor, 
welche einem für längere Zeit dienjtunfähig gewordenen Pfarrer als jog. Pfarrgehülfen 
oder Adjunkten beigegeben werden, oder für diejenigen, welche bei vollflommener 
(ebenslänglicher Unfähigkeit des Pfarrer? oder während der Vakanz der Stelle die 
Piarrverwaltung jelbitändig bejorgen. 

Lit.: Dal. 4 Hinſchius, Kirchenrecht, Bd. I. ©. 485; Bd. I. ©. 78, 318, 347, 356, 
447, 452; Bb. II. ©. 300. — Deneubourg, Etude canonique sur les vicaires paroissiaux, 
Paris 1871. P. Hinſchius. 

Vincentius Bellovacensis, gelehrter Dominikaner aus Beauvais, F nad) 1260. 

Er jhrieb ein Speculum doctrinale (Argentinae a , 

git.: dv. Sapigny, II. 304 d. IV. 148, 149, d. V. 37. — Schloſſer, Vincent 
von Beauvais, Frantf. 1819. — Schulte, Geich., II. 120—122. — Dtt, Beiträge, S. 4. 

Zeihmann. 

Vindikation Heißt im Allgemeinen jede dingliche Klage im Gegenjate zu der 
eıne obligatio geltend machenden in personam actio, im engeren Sinne bie rei vindi- 
catio oder die Abforderung des Bejites einer Sache kraft Eigenthbums. Die 
DB. fteht daher zu dem Gigenthümer gegen den Befiter; fie fordert die richterliche 
Konjtatirung des klägeriſchen Eigenthumes und der aus ihm folgenden Berbindlich- 
feit des Beklagten zur Rejtitution des Befibes. * 

I. Der Sieg des Klägers ift bedingt durch den Beweis 

1) jeines Eigenthumes. Derſelbe ift erſt erbracht durch Nachweis eines o rigi— 
nären GErwerbägrundes in feiner eigenen oder der Perjon eines folchen, von deſſen 
Eigentum das jeinige abgeleitet it. Behauptet der Beklagte Miteigenthum , jo 
bejtreitet er da8 vom Kläger behauptete und zu beweifende ausjchließliche Eigenthum. 

2) Die V. geht nicht nur gegen den juriftiichen Befiter, jondern gegen jeden 
Inhaber der Sache (l. 9 D. h.t.). Derjelbe kann befigen in eigenem Namen, im 
Namen des Beſitzers (jodaß in diefem wol von $ 2 I. de act. 4, 6 ala unus 
casus der dem Beſitzer zuftehenden B. gemeinten Fall die B. dem juriftiichen Bes 
figer zufteht) oder im Namen eines Dritten. Im lebten Falle machte es Conſtantin 
(1.2 C. ubi in rem 3, 19) wenigjtens dem Inhaber eines Grundſtückes zur Pflicht 
(wol nicht gegen den Kläger, jondern gegen jeinen auctor) den von ihm vertretenen 
juriftifchen Befiger nambaft zu machen (nominatio s. laudatio auctoris), um diejem 
die Gelegenheit zu gewähren, ihm im Prozeffe beizuftehen (jodaß er aljo der Beklagte 
bleibt und nicht, wie v. Bangeromw ($ 332 Anm. 3, I.) jagt, fein auctor als jolcher 
an jeine Stelle tritt). Für das geltende Recht ift die in allen Punkten höchſt be— 
jtrittene Beitimmung des Römischen Rechts erſetzk durch $ 73 der CPO. Derjelbe 
erflärt den benannten auctor für „berechtigt, mit Zuftimmung des Beflagten an 
deſſen Stelle den Prozeß zu übernehmen“, mit der Wirkung, daß die Entjcheidung 
„auch gegen den Beklagten wirfjam und vollitredbar ijt“. 

3) Mobdifilationen erleiden die Bedingungen der Klage durch den dolus des 
Beklagten, indem 

a) der Beklagte, welcher des von ihm geleugneten Beſitzes überführt ift, die 
Sache ohne weiteres herauszugeben hat, wobei e& ihm jedoch unbenommen bleibt, 
jeinerfeit3 die Eigenthumsklage anzuftellen (l. 80 D. h.t.). 

b) Obgleich er nicht befitt, haftet derjenige, qui dolo possidere desiit und 
derjenige, qui liti sese obtulit, d. 5. 
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«) wer fich des Beſitzes entäußert hat in der Abficht und mit dem Erfolge, 
daß dadurch dem Kläger jeine Erlangung unmöglich gemacht oder erjchwert wird 
(1. 27 8 3 D.h.t.); 

PA) wer durch wiſſentlich falſche Behauptung des Beſitzes den Kläger zu ſeiner 
Belangung veranlaßt hat. Wird jene Behauptung vor eingetretener Rechtshängig— 
keit der Sache zurückgenommen, ſo haftet der Beklagte nur, wenn er durch die ver— 
übte Täuſchung die Belangung eines Dritten vereitelt hat (1. 25—27 pr. D. h.t.). 

1I. Der Kläger fordert die Anerkennung ſeines Eigenthums, die Rejtitution des 
Belites, ſowie, jomweit dies durch Verſchulden des Beklagten nicht möglich ift, Ent— 
ihädigung. Für die Frage nach der Schuld des Beklagten ijt entjcheidend, ob er 
malae oder bonae fidei possessor iſt, d. 5. ob er erweislich mit dem Bewußtjein 
des Unrecht beſitzt oder nicht. 

1) Der bonae fidei possessor haftet vom Beginn des Prozeffes, d. 5. nach 
heutigem Prozeffe vom Eintritt der Rechtshängigkeit an für Erjtattung der durch 
den Beſitz der Sache ihm erwachjenen oder durch Vernacdhläffigung der diligentia 
diligentis von ihm verjäumten Vortheile, daher inäbefondere der fructus consumti 
und percipiendi, jowie für Entjchädigung wegen jeder durch ihm verichuldeten 
Deterioration der Sache oder Vereitelung ihrer Reftitution. Keinerlei Verantiwortung 
trifft ihm dagegen bezüglich der dem Prozeßbeginne vorangegangenen Zeit; nur hat 
er mit der Sache die bei ihm noch vorhandenen Früchte derjelben (fructus extantes) 
zu reftituiren ($ 2 I. de off. iud. 4, 17). 

2) Der malae fidei possessor haftet wegen jeder, wenngleich vor feiner Be— 
langung verjchuldeten Beichädigung der Sache, und muß dem Kläger alle durch 
ihren Beſitz ihm gewährten Bortheile erftatten. Er haftet daher bezüglich der dem 
Prozeßbeginne vorangegangenen Zeit in demjelben Umfange, wie vom Progeßbeginne 
an der bonae fidei possessor, er hätte denn vor dem Prozeßbeginne den Beſitz ver— 
loren, jodaß, vom alle des dolus abgejehen, die V. gegen ihn nicht zufteht. 

Bom Momente des Prozeßbeginnes an haftet jodann der malae fidei possessor 
für Erſatz aller Vortheile, welche die Reftitution in jenem Momente dem Kläger 
gewährt hätte, jollten fie auch ihm ſelbſt nicht zugänglich gewefen fein, ſowie für 
Entfchädigung wegen Zerftörung, Deterioration oder Verluſtes der Sache (l. 62. 
S1D. ht.; 1. 40 pr. D. de her. pet. 5, 3). 

3) Wer wegen dolus haftet, hat dem Kläger jein volles ntereffe an der 
Reititution des dolos behaupteten oder aufgegebenen Beſitzes zu vergüten und den 
Betrag diejes Intereffes darf der Kläger durch eigene eidliche Schäßung (jusjurandum 
in litem) feſtſtellen. Zugleich gilt bier nicht, wie im alle der nicht auf dolus 
beruhenden Grjaßpflicht, Entgegennahme der Entichädigung durch den Kläger als 
Abtretung der Sache oder Geifion der B. gegen Dritte (l. 68—70 D. h.t.). 

III. Der Erfolg der Klage tft unter Umftänden 

1) bedingt durch die Bereitichaft des Klägers, dem Beklagten auf fein Ber: 
langen gewiffe Aufwendungen auf die Sache zu erfegen. Diejes Verlangen fteht 
jedem Befiter zu bezüglich der impensae necessariae, ohne deren Aufwendung 
die Sache nicht mehr als unverjehrte eriftiren würde, jodann dem bonae fidei pos- 
sessor bezüglich der impensae utiles oder desjenigen Betrages, um welchen durch die 
auf die Sache gewendeten Koften ihr Ertrag gefteigert ift; im Uebrigen darf dagegen 
der Beklagte nur das Refultat feiner Aufwendungen wegnehmen, joweit dies ohne 
Beichädigung der Sache möglich ift. Auf das ius tollendi ift daher der bonae fidei 
possessor bezüglich der impensae voluptuariae, der malae fidei possessor bezüglich 
aller nicht nothwendigen bejchränft. Verwendungen auf die Gewinnung der Früchte 
vermindern den zu reftituirenden Fyruchtertrag. 

Den vom bonae fidei possessor geltend gemachten Verwendungen auf die Sache 
gegenüber kann der Eigenthümer jeinen Gewinn an Früchten in Aufrechnung bringen 
(1. 37, 88, 48 D. h.t.; 1.8, 9 D. de impens, 25, 1). 
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2) Da Rechte an fremder Sache das Eigenthum bejchränfen, jo unterliegt der 
Kläger, wenn der Beklagte ſich als Subjekt eines ihn zur Innehabung befugenden 
Rechtes an der Sache erweilt. Dagegen galt nach Römiſchem Rechte Feineswegs 
dafjelbe von einer obligatorischen Verbindlichkeit des Klägers, dem Bellagten die 
Innehabung zu belaffen (arg. J. 12, 18 D. de vi 43, 16). Hatte jedoch der 
Kläger oder jein Rechtsvorgänger dem Beklagten oder einem Rechtsvorgänger defjelben 
den juriftiichen Befiß der Sache, kraft eines die Abficht der Eigenthumsübertragung 
in fich enthaltenden Rechtsgeichäftes, überlaffen, unter Umftänden, welche zwar Die 
Realifirung diefer Abficht, aber nicht die obligatoriiche Geltung des Geſchäftes aus— 
ichloffen, jo jtand dem Kläger im Falle des Haufe die exceptio rei venditae et 
traditae entgegen, twelche analoge Anwendung auf andere Grwerbögründe Tand 
(D. 21, 3). Die gemeinrechtliche Praris jtatuirt dagegen Abweifung des Klägers 
wegen jeder gegen den Bellagten ihm obliegenden obligatorijchen Werbindlichleit zur 
Belaffung der Innehabung, und zwar mit vollem Rechte. Da nämlich nach heutigem 
Rechte die vom Befiger geichuldete Meberlaffung der Innehabung unmittelbar er— 
zwungen werden kann, jo muß auch die Forderung ihrer Belafjung die Abweifung des 
zu ihr verpflichteten, die Herausgabe der Sache verlangenden Klägers begründen. 

IV. Daß Gegenſtand der V. eine beſtimmte, im Eigenthume des Klägers be— 
findliche Sache iſt, hat folgende Ausnahmen. 

1) Sind mehrere Sachen verſchiedener Eigenthümer in einer ſolchen Weiſe ver— 
mengt, daß ihre Sonderung ſich nicht mehr durchführen läßt, ſo iſt Gegenſtand der 
B. anſtatt der Reſtitution der beſtimmten, dem Kläger gehörenden Stücke die Tra— 
dition einer nach Verhältniß des Wertes jener und der mit ihnen vermengten Stüde 
fih bejtimmenden Quote des durch die Vermengung gebildeten Haufens ($ 2 I. de 
rer. div. 2,1). Dagegen ift nichts anderes ala eine V. bejtimmter einzelner Sachen 
die gregis vindicatio, welche auf alle Stüde des grex mit der Wirkung fich er: 
ftredt, daß dem Kläger nur die erweislich ihm gehörigen zugeiprochen werden, daß 
er aber ganz durchrällt, wenn er fich nicht wenigjtens ala Gigenthümer der Vajorität 
ausweiſt (1. 18 3; 1.2 D. h.t.). 

2) In gewifen Fällen ijt die V. als utilis rei vindicatio troß mangelnder 
Eigenthums des Klägers begründet. Sie jteht hier demjenigen zu, um deflen Geld 
eine Sache erworben ift, jo daß er die Wahl hat, ob er den Erſatz feines Geldes 
fordern oder die darum angeichaffte Sache als die jeinige behandeln will, jo 

a) der Mündel bezüglich der um jein Geld vom Vormunde für fich ſelbſt ge= 
fauften Sache (l. 2 D. quando ex facto 26, 9); 

b) der Soldat bezüglich der um fein Geld von feinem Mandatar oder nego- 
tiorum gestor gefauften Sache (1. 8 C. h.t. 3, 32); 

c) der Ehegatte bezüglich derjenigen Sache, welche jein Gatte um das von 
ihm gejchenkte Geld gekauft oder durch Verarbeitung der von ihm geſchenkten Sache 
verfertigt hat. Doch iſt die V. bedingt durch die Bereitſchaft zum Erſatze desjenigen 
Betrages, um welchen der Werth der vindizirten Sache den vom Bindilanten ge? 
jchenkten Betrag überfteigt (1.29 88 1, 30, 55 D. de don. int. vir. et ux. 29, 1). 
Auch geht dieje utilis vindicatio nur gegen den bejchenkten Ehegatten, während 
bezüglich der Fälle unter 1 und 2 dieje Beſchränkung nicht erwiejen tft. 

Die Römijchen Grundfäge über V. find Gemeines Recht. Dagegen it nad 
Partikularrechten, wie befonders nach Preuß. LR., der redliche Erwerber zur Reiti- 
tution nur gegen Erſatz der Anſchaffungskoſten verbunden; die weitergehende, im H.R. 
zum Gemeinen Recht gewordene Tendenz des Deutichen Rechts, die B. gegen den 
redlichen Erwerber auszuschließen, berührt nicht ſowol die Lehre von der V. 
als die vom Eigenthumserwerbe. 


Quellen: Tit. de rei vindicatione Dig. 6, 1; Cod. 3, 32, — Preuß. U. ER. I 15. 


Lit: Wetzell, Der Römiſche Pinditationdprozeh, 1845. — Pa — Die 
Römiſche Lehre v. Eigenthum, II. (1859) S. 5 ff. — Sintenis, Givilrecht, I 517 fi. — 
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v. — ———— 88 332—334. — udn ss 198—197. — Brinz, 2. Aufl., I. 
643 Mäder, I. $ 13. — Neber Deutides und modernes rent 
Stobbe, Beutiches Privatrecht, ll. z8 146 ff. und bie dort citirten. — ad 6 
Preuß. Privatrecht, I. 246 fi. — Roth, Bayer. Civilxecht. — Verhandlungen bed 1 
Deutichen Zuriftentags, II. ©. 13 fi. — Ueber ben Sim des Eigenthums: 
Ueberhaupt: Thibaut Civ. Arch. IL 15.— Henſchel ebendaſ. IX. 16.— Heimbach, N 
dominii probatione, 1827 u.— 2)Bei behauptetem Miteigenthum: Arndts, Rhein. Muf. IIL 
11. — Deber db. unus casus: Bei In ne u ee u. Proz., I. 2; XVII 1. 21: ; XIX. 3. — 
Ubbelohbe, Zeitichr. f. Rechtägel f. — leber die nominatio auctoris: 
Briegleb, Summariiche Prozeſſe, $ 64. — —— Libellprozeß, 628 ff. — Emming— 
— Pratt. —— De. Folge V. 124 ff. — Ueber den Umfang ber —— 
——32— * 2 1.73 ff. — v. Daun, Grörter, IL — E&ijele in a Ye 
ah rb — —— Labeo, II. 258 ff. — leber bie utilis rei vindi- 
catio: Eee en Ne Jahrb., I. 158 f. — Rindervater in Bekker's He VI. 
338 ff. Hoͤlder. 

Binnius, Arnold, 5 1588 zu Münſter in Holland, wurde 1610 Lektor, 
1619 Rektor im Haag, 1633 Profeffor in Leyden, T 1657. 

Schriften: Jurisprudentiae contractae s. Partit. jur. eiv. 1. 4, Hag. 1631; Rotterd. 
1663. — In 4 libr. Institut. imper. comment., Lugd. Bat. 1642, ed, 'Heineccius 1726. — 
Jostiniani Institutionum 1. 4, Lugd. 1646, Amstel. 1652, 1669. — Tract. 4 de pactis, — 
dictione, collationibus et transactionibus, Amstel. 1651, Rotterd. 1664, Ultraj. 172 
Selectarum jur. quaest. libri duo, Lugd. Bat. 1653. — "Ferner: Additiones zu Wesem- 
ann Comment. in Pand., Lugd. Bat. 1649. 

: Beeckerts, Oratio funebr. in obitum A. Vinnii, Lugd. 1657. — Paquot, 
Mämoiren t. II. — Pieters, Annales de l’imprimerie des Elsevier. — Nour. biogr. 
univers. Vol. 46. — Laspeyxes, Geſch. d. volfäwirthich. Inqzuungn d. Niederländer u. 
2. nt 3. der Republit, Leipzig 1863, ©. 25, 269 — hist., 

eihmann. 


— major („höhere Gewalt“, force majeure, forza maggiore) hat ‘in den 
Cuellen des Röm. Rechts zunächjt die vulgäre Bedeutung von casus fortuitus oder 
damnum fatale, einem von den dadurch Betroffenen nicht verichuldeten jchädlichen 
Greignifie, gleichviel ob diejes durch Naturgewalt „(vis naturalis, impedimentum 
naturale, vis divina — Weod la, wie im Engl. common law: act of God) oder 
durch menfchliche Handlung (wie 3. B. per vim piratarum oder im Engl. Recht: 
„by the king’s ennemies“) herbeigeführt wurde; in derjelben vulgären Bedeutung 
wird dad Wort v. m. namentlich auch gebraucht im Gegenſatz zu irgend welcher 
den eingetretenen Schaden ertra verurjachenden Schuld (f. Goldihmidt, a. a. O. 
©. 90), und jo faſſen auch noch die Motive des Entwurfs des Allg. Deutichen 
HGB. von 1849 v. m. auf, indem fie diejelbe jtets mit „Zufall“ gleichitellen und 
definiren: „Zufall oder höhere Gewalt ijt jedes Greigniß, welches durch Anwendung 
der erforderlichen Sorgfalt nicht abgewendet werden konnte“ (Goldjhmidt,a.a. D. 
&. 372). 

Eine mehr technifche Bedeutung gewann der Begriff v. m. zunächſt in der 
Lehre von dem fog. receptum nautarum des Röm. Rechts: Gaſtwirthe, Schiffs- 
führer und Stallwirthe (caupones, nautae, stabularii) haften für die Rückgabe der— 
jenigen Sachen, welche fie in Ausübung ihres Gewerbes bei fich aufgenommen haben, 
unbedingt bis an die Grenze der v. m. Die vom prätorijchen Edikt ausgeiprochene 
Haftung: — „Nautae caupones stabularii quod cuiusque salvum fore receperint 
nisi restituent in eos judicium dabo“ — ijt nach Pandektenrecht dadurch begrenzt, 
daß der Uebernehmende (Wirth u. dgl.) nicht zu haften hat, wenn die Sachen in 
Folge von v. m. bejchädigt oder entwendet wurden (... nisi si quid damno fatali 
contingit; ... si in stabulo aut in caupona vis maior contigerit, 1.38 1 D. 4, 9). 
Und hieran jchließt fich die alte Streitfrage, wie ſich v.m. vom „Zufall”, von den— 
jenigen „Zufällen zu unterjcheiden habe, in denen eine Haftung des Uebernehmenden 
begründet ſei“. Während die ältere Theorie die Fälle der Zulaffung einer auf v. m. 
gegründeten Erzeption ala bloße Fälle der Haftung für levissima culpa (nicht für 
casus) erklärten, oder den Schwerpunft lediglich in eine Umkehrung der Beweislaft 
verlegten (j. Goldihmidt, a. a. D. ©. 81, 82), hat fich die Theorie vom 
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18. Jahrh. an bis auf unfere Zeit daran gewöhnt, in der v. m. einfach „ein un— 
abwendbares Naturereigniß oder einen fremden unwiderftehlichen Gewaltaft* zu er- 
bliden. Erſt Goldſchmidt ift (1860) dem Begriff v. m. näher getreten und Hat 
verſucht, denjelben in feiner bejonderen Beziehung zum receptum nautarum zu kon— 
jtruiren: nach ihm ift der Begriff v. m. nur im engen Zufammenhang mit der 
unbedingten Haftung faßbar; ala v. m. ift danach anzujehen: jedes vom Weber: 
nehmenden nicht jelbit verichuldete Greigniß, welches weder in einer Handlung der 
Bedienjteten oder der Paflagiere defjelben, noch in einem furtum oder damnum, das 
von dritten Perfonen ausgeht, beiteht; dabei it jedoch nach Goldichmidt noch 
zu bemerfen, daß der Uebernehmende zwar für die durch feine Bedienfteten und 
Paflagiere begangenen furta und damna unbedingt zu haften, jedoch jofern die Hand» 
lungen anderer Perjonen in Frage fommen, über den Umfang der daraus abzuleitenden 
Verantwortung des Uebernehmers das vom Grundgedanken des receptum nautarum 
geleitete vernünftige Ermeſſen des Richters zu entjcheiden habe. An der Gold- 
ſchmidt'ſchen Theorie ift unzweifelhaft mindejtens der Ausgangspunkt richtig; 
diefer ift auch von der fpäteren Theorie fejtgehalten worden und zur Erklärung der 
weiteren Gntwidelung des Begriffe v. m. verwerthbar. Es ijt auszugehen von der 
dem MUebernehmenden obliegenden Haftung; dieje bejteht hier in einer über Die 
Pflichten eines ordentlichen Mannes hinausgehende, fjpezielle Beauffichtigung und 
Bewachung; der Uebernehmende haftet aber unbedingt für Schaden, welcher von 
jeinen Dienftleuten oder Gäften oder auch dritten Perjonen durch furtum oder Sad): 
beichädigung herbeigeführt wurde, „vorausgeieht, daß die Entwendung oder Be— 
ihädigung nicht mit einer Gewalt ausgeführt worden ift, welche fich auch durch 
eine jpezielle Beauffichtigung nicht würde haben abwenden lafjen“ (jo Wind— 
Iheid, aa. ©. ©. 444 Anm. 6). 

Weit über den Umfang des receptum nautarum hinaus ift der Begriff v. m. 
in Anwendung gebracht worden im Franzöſiſchen Givilrecht und im Deutjchen und 
auswärtigen H.R. (Ueber das receptum nautarum in den Seerechten, durch welche 
vielleicht der Uebergang der v. m. zum heutigen Recht, jedoch nicht ohne Inkon— 
jequenz, vermittelt wurde, ſ. Goldihmidt, a. a. D. ©. 342 ff.) Allerorten, 
wo heutzutage in Gejeßen der Begriff v. m. — höhere Gewalt — force 
majeure — gebraucht wird, iſt er zur Bezeichnung der äußeren Grenze einer 
Haftung, die Jemand zu übernehmen hat, gebraucht; die Haftung ift durchiveg eine 
bejonders verschärfte custodia (vgl. Windicheid, a. a. D.); überall wird 
dabei angenommen, der Haftungsübernehmer habe eine ganz bejondere, über die 
Pflichten eines ordentlichen Mannes weit hinausragende Achtſamkeit ausdrüdlich oder 
durch die Sachübernahme thatjächlich veriprochen; zur Entlaftung des Uebernehmers 
ilt jedoch die Behauptung zu hören, daß auch die in concreto iiberhaupt mögliche 
Sorgfalt, Umficht und Vorficht nicht im Stande fein fonnte, den Schaden abzuhalten 
oder abzuwenden; diefe Behauptung ift ebenfowol die Behauptung der vollen Er— 
füllung der übernommenen Verpflichtung, wie eine Negation des Kauſalzuſammen— 
hangs zwiichen dem Kommiffiv- und Omiffiv-Thun des Haftenden einerjeit? und 
dem eingetretenen Schaden andererſeits; fie muß in jedem Falle entlaftend wirken, 
jo oft fie fich auf jolche Umstände oder Ereigniffe jtüßt, von denen der durch die 
Haftpflicht Berechtigte jelbjt annehmen mußte, daß in Bezug auf fie der Haftende 
vernünftigem Ermeſſen nach feine Verpflichtung übernehmen fann. Es ift unmöglich, 
ipeziell zu jagen, welche Ereigniſſe, losgelöft von den Einzelheiten des einzelnen alles, 
unter allen Umständen ala „höhere Gewalt“ anzufehen; denn, wie Thöl a. a. O. 
©. 40 Anm. 5 richtig hervorhebt, ſelbſt die Wirkung eines Erdbebens fann unter 
Umftänden als vermeidlich angejehen werden. Ebenjo ift es unmöglich, allgemein 
die Maßregeln vorauszubeitimmen, welche zur Erfüllung der obliegenden Pflicht der 
Achtſamkeit genügen, oder im Verhältni zu der gewerblichen Leiſtung und dem Ge: 
winne des Haftenden ftehen. Man wird ala v. m. anjehen müſſen jeden Unfall, 
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von dem fich jeder Vernünftige nach der Lage des Falles jagen muß, daß die Ver— 
einbarung einer demjelben Widerſtand leiſten fjollenden Sorgfalt unfinnig wäre; 
demnach ift v. m. ein derartiges Äußeres Greigniß (Naturereigniß, fremdes Ver— 
brechen u. a.), defjen Vermeidung durch Vorkehrungen, welche zu dem beabfichtigten 
Griolge nach der allgemeinen Anjchauung in einem vernünftigen Verhältniffe ftehen, 
unmöglich ift; v. m. iſt aljo ein entweder nicht vorauszujehendes oder nach den 
Umftänden des alles nicht abzumendendes Greigniß, defjen Würdigung jtet3 von 
den thatfächlichen Einzelheiten abhängt. (So auch das ROHG., demnach 3. B. 
unter bejonderen Umjtänden des einzelnen Falles Schadenfeuer und die ausnahms— 
weiſe nicht vorhergejehene umd nicht vorherjehbare Gewalt eines Stromſtrudels.) 

Den Hiermit angedeuteten Sinn hat „höhere Gewalt” in den Deutſchen Reichs- 
gejegen ; jo haftet der Frachtführer für den Schaden ..., jofern er nicht beweijt, daß 
der Berluft oder die Beihädigung durch höhere Gewalt (v. m.) oder durch die 
natürliche Beichaffenheit des Guts.... entitanden it (HGB. Art. 395; für Eifen- 
bahnen firirt in Art 423; Code de commerce art. 103: „le voiturier est garant 
de la perte des objects à transporter hors les cas de force majeure“. Hierzu 
Thöl, a. a. D. $ 27; die Entjcheidungen des ROHG. bei Fuchsberger, 
©. 754 —757; ferner Code de commerce art. 97, 98: Haftung des commissionaire 
pour les transports par terre et par eau). So haftet jechandelsrechtlich der Ver— 
fachter für den Schaden... ., jofern er nicht beweilt, daß der Verluſt oder die Be- 
ihädigung durch höhere Gewalt (v. m.) oder durch die natürliche Beichaffenheit der 
Güter... entjtanden ift (HGB. Art. 607 ; ebenfo Code de commerce art. 222, 230; 
Lewis, Deutjches Seeredht, I. ©. 237 ff. und die dort cit. Lit.; ebenjo ift die 
Haftung für aufgegebenes Seepafjagiergut geftaltet, HGB. Art. 674; vgl. aud 
Code de commerce art. 277..). So bleibt die Verbindlichkeit der Poftverwaltung 
zur Erſatzleiſtung ausgejchloffen, wenn der Verluſt . . . b) durch „die unabwendbaren 
Folgen eines Naturereignifies“ .... herbeigeführt worden ift (j. Deutjches Poſtgeſetz 
vom 28. Oft. 1871). So haftet, wenn bei dem Betriebe einer Gifenbahn ein 
Mensch getödtet oder körperlich verlegt wird, der Betriebsunternehmer für den da= 
durch entjtandenen Schaden, jofern er nicht beweift, daß der Unfall durch höhere 
Gewalt oder durch eigenes Verfchulden des Getödteten oder Verletzten verurjacht ift 
(Daftpflichtgefeß vom 7. Juni 1871 $ 1; vgl. hierzu Eger’& Kommentar und 
die Entſch. des Neichögerihts Bd. I. ©. 253, 254; Oeſterr. Haftpflichtgejeß 
vom 5. März 1869 5 2: „Bon diefer Grjagleiftung wird die Unternehmung 
nur dann und nur in dem Maße befreit, als fie beweilt, daß die Greignung 
durch einen unabwendbaren Zufall [höhere Gewalt — v. m.] oder durch eine un— 
abwendbare Handlung einer dritten Perſon, deren Verſchulden fie nicht zu ver— 
treten Hat, oder durch Verſchulden des Beichädigten verurfacht wurde“). Höhere 
Gewalt als gegen Nachteile des Ablaufs gewifjer gejeglicher Friſten ſchützend, wird 
reihögejeglich erwähnt in $ 49 der Gew.D. vom 21. Juni 1869 und in $ 16 des 
RGeſ., betr. die Nationalität der Kauffahrteifchiffe, vom 25. Oft. 1867. — 

Was den Einfluß der v. m. auf die Rechtsfolgen der Unterlaffung wechſel— 
rehtlicher Akte anlangt, jo behandeln mehrere außerdeutihe W. NR. die durch 
v. m. verurjachten Verzögerungen der Präfentation oder der Protefterhebung nicht 
als regreßhindernde Veripätung ; nach Franzöf. Necht bildet v. m. einen Exkuſations— 
grund in Fällen der Nichterfüllung wechjelrechtlicher Verpflichtungen; allein nach 
Deutihen W. R. befreit die Berufung auf höhere Gewalt nicht von den Nachtheilen 
der durch fie eingetretenen Verſäumniß; ift die Präjentation und Protefterhebung 
durch höhere Gewalt unmöglich gemacht, jo trifft der daraus entipringende Nachtheil 
nicht den Regreßpflichtigen (diefer wird vielmehr befreit, wenn und weil die formelle 
Vorausſetzung jeiner Haftung, die rechtzeitige Proteftirung — gleichviel weshalb — 
unterblieb), jondern den Inhaber des Wechjels; denn „eine fehlende Form wird 
nicht durch Thatſachen erjegt, welche den Mangel derjelben entſchuldigen“ (Thöl). 


1152 Bifitationen. 


Ueber v. m. im WR. ſ. THöl, WR. cit. $ 101 unter ©. 372, 373 Anm. 6 u. 
über die Entich. d. ROHG. ſ. Fuchsberger, Wechielrechtliche Entſch, S. 180—182 
(dajelbjt auch das Franzöſ. Recht). Ueber die Streitfrage wegen des Einfluffes aus- 
wärtiger Moratorien, diefe ala v. m. betrachtet, j. Jaques, Die durch die 
Franzöſiſchen Moratorien hervorgerufenen Regreßfragen, Wien 1872, und die von 
Gareis, HR. $ 115 Anm. 7 (©. 552) angef. Pit. 

Quellen: Deutiches HGB. Art. 395, 607, 674. — MWeltpoftvertrag v. 3. Nov. 1880, 
Art. 11. — Code de comm. art. 97, 98, 103, 230, 277. — Code civil art. 1148, 1348, 
1731, 1733, 1754, 1755, 1784, 1934, "1954. 


Lit.: 8. Goldſchmidt in —* hab, 81.0 für das gefammte H.R., Bd. II. (1860) 
©. 58 ff. 331 fi. — Windi 5. Aufl. 1879) ©. 384 Anm. ie Bun 
in dieſen beiden cit. Lit. — Thöl Bd. In. dad Trandportgeiwerbe, 1880, 
Wechielreht (4. Aufl. 1878) $ 101. — — Peer Eger, Das Beute Gabe 2 —* 
1879, ©. 231 ff. — — 8 Pa Ian, XI. ©. 42 Bd. 
XIX. ©. 568, 605. — Buſch, Arch. R., Bd. IL ©. 425, Na, VL S. 107, Br XX. 
S. 124 — Gnticheibungen bed RD06. - dem Gebiete des HR,, — egeben von Otto 
Fuchsberger, 1881, S. 752—757. — Deögl. auf d. Gebiete d. Wechſelrechts, heraudgeg. v. 
Semielben, S — — Die en des HGB. — Seerecht ſ. Lewis Das 
Deutſche ce Bb. I. ©. 288 ff. — Abbott, Treatise of the law relative the merchant 
X 11. ed. 1867, * "87-347. — Cesare Parodi, Diritto commerciale, lib. IIL 
58 ss. — Lit. des Franzöſ. Rechts 1. Sn gr zes rg v. Bahariä 
2 Zingentpal) ed. Puchelt, 6. Aufl. S 15, ©. 473 u. a. a. O. — 
Stabel, Inſtitut. des Franz. Cipilrechls ©. 331, 338 die von —— und bei 
Fudsberger, MWechielrecht, cit. Lit. Gareis. 


Bifitationen, kirchliche. (TH. I. S. 661, 684.) Im Allgemeinen ver— 
jteht man unter B. die Bereifung des Sprengela durch den kirchlichen Oberen, um 
fi) Kunde von dem firchlichen Zuftande defjelben nach allen Richtungen hin (durch 
Unterfuchung des Lebens und der Amtsführung der Geiftlichen, Prüfung des religiöjen 
Unterrichts, der fittlichen und religiöfen Berhältniffe der Gemeinden, ſowie des 
Zuftandes des firchlichen Vermögens und der Verwaltung deflelben) zu verichaffen 
und da, wo eine Bejlerung oder Aenderung in einzelnen Beziehungen geboten er— 
icheint,, diefe vorzunehmen. Das Recht dazu fteht in der fatholifchen Kirche den 
ordentlichen Regierungsbehörden zu, alfo zunächit dem Papjte für die ganze Kirche. 
Diejer übte dafjelbe früher durch feine Legaten und Nuntien aus, indeffen find die 
päpftlichen B. in diefer Form längſt außer Gebrauch gefommen und es ift nur die 
jog. visitatio liminum der Biſchöfe übrig geblieben. Sodann fommt das Recht den 
Metropoliten für die Diözefen ihrer Suffraganbifchöfe zu. Daflelbe ift jedoch davon 
abhängig, daß der Erzbiſchof zunächit feine eigene Diözefe vollftändig vifitirt und 
ihn die Provinzialiynode ihre Zuftimmung aus einem bejtimmten Grunde ertheilt 
hat. Während im Mittelalter die VB. der Diözefen vielfach ein Amtsrecht der 
Archidiakonen Für die einzelnen Archidiafonatsdiftrifte der Bisthümer geweien ift, 
hat jett nach der Befeitigung der Archidiafonal-Jurisdiktion wieder der Biſchof Die 
uneingeichränfte Befugniß dazu. Er joll feine Diözeſe jährlich oder wenigitens alle 
zwei Jahre perfönlich, bei rechtmäßiger Abhaltung durch feinen Generalvifar, reip. 
einen bejonderen Bifitator, vifitiren, kann dies aber, jo oft es ihm erforderlich jcheint, 
thun. Kraft feines biichöflichen Rechts find der B. alle zu feinem Sprengel ge= 
hörigen Perfonen und Inſtitute unterworfen, kraft gejeßlicher, durch das Tridentinum 
ausgeiprochener päpftlicher Delegation auch die eremten Kirchen, Inſtitute und 
Perjonen in gewiflen Beziehungen. Die regelmäßigen jährlichen V. werden jebt 
aber, namentlich in den Deutjchen Diözefen, durch die Landdefane oder Bezirks— 
vifare nach Maßgabe der ihnen ertheilten bifchöflichen Inſtruktionen auf Grund der 
von den Piarrern eritatteten Berichte, ſog. Prarr-Relationen, vorgenommen, und 
eritere jenden dann ihre DB.berichte an die bifchöfliche Behörde ein. Die Dekane 
jelbit vifitirt der Biichof in Perfon oder, was das Gewöhnlichere ift, ein Mitglied 
des Ordinariats. Der Uebung diefer kirchenrechtlichen Vorichriften fteht jet in den 
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Deutichen Staaten fein Hinderniß entgegen. — In der protejtantifchen Kirche gehört 
die Anordnung allgemeiner V. der ganzen Landeskirche zu den Rejervatrechten des 
das Kirchenregiment führenden Landeshern. Die regelmäßigen B. nehmen dagegen 
zu beftimmten Zeiten die Superintendenten, Defane ıc. vor, welche gleichfalls das 
Recht zu außerordentlichen V. befigen. Auch die ihnen zur Seite ftehenden Diözeianz, 
Kreis: ıc. Synoden dienen mit zu den Zweden der B., da ihnen die Führung der 
Auffiht über die religiöfen und fittlichen Zuftände ihrer Bezirke obliegt. Die V. 
der Superintendenturfirchen wird dagegen durch den Generalfuperintendenten,, reſp. 
durh ein Mitglied des Konfiftoriums vorgenommen. Wo fein lLandesherrliches 
Kirchenregiment und feine landesherrlichen kirchlichen Behörden und Beamten be= 
ftehen, ruht das Recht in den Synoden der einzelnen, die Kirche bildenden Synodal» 
verbänden, welche e8 durch befondere Deputirte ausüben lafjen. — Was die Kojten 
der V. betrifft, jo haben in der katholischen Kirche, Mangels bejonderer partifulärer 
Gewohnheiten und Beitimmungen, die vifitirten Beamten und Kirchen die Wahl, 
dem Bifitator jeine Berpflegung und feine Beförderung in natura oder in Geld zu 
gewähren, in der evangelifchen Kirche werden gewöhnlich feſtbeſtimmte Diäten und 
Reifegelder aus dem Kirchenvermögen gewährt, eventuell haben die Gemeinden, nicht 
die Geistlichen, diefe aufzubringen. 

Quellen u, Lit.: Für das fathol. Sicchenreht: Conc. Trid. Sess. XXIV. c. 3 de 
ref. — Thomassin, Vetus ac nova disciplina ecclesiae, P. II. lib. III. c. 77 ss. — J. 
Auerbach, De visitationum ecclesiasticarum progressu a primis temporibus usque ad 
conc. Trid., Francof. ad M. 1662. — G. de Janua, De visitatione cujuscumque praelati 
eccles., Rom 1748, 1753, II. Tom. — Rampf, Die biihöfl. Vifitationen, im Arch. f. kath. 
Kirchenrecht, XXX1. 385. — Angel. Lucidi, De visitatione sacror. liminum, Rom. 1869. — 
Bol. im Nebrigen und auch für dad proteftantijche Kirchenrecht die Lehrbücher befielben. 

P. Hinſchius. 
Voerda, Nicaſius von, & zu Heyſt op den Berg bei Mecheln um 1440, 
wurde Dr. Decretorum und hielt vor großen Auditorien Vorlefungen, T 1492. 

Schriften: Enarrationes ad Instit. libros, Colon. 1493, Lugd. 1550. — Comm. zum 
arbor actionum be3 Joh. Bassianus. 

Lit.: dv. Savigny, VI. 490. — Bianco, Die alte Univ. Köln, ©. 766. — Paquot, 
Mem. pour servir & l’hist. des Pays-Bas. — v. Stinting, Geſch. d. Deutichen Rechts— 
wifienichaft, I. (1880) ©. 30. Zeihmann. 

Boötus, Gisbert, 5 3. II. 1589 zu Heusden, Prof. der Theologie in 
Utrecht, 7 1. XI. 1676. 
Er jhrieb: Politica eccelesiastica, Amstel. 1663. Zeihmann. 


Boötus, Paulus, Sohn des Gisbert, & 7. VI. 1619 zu Heusden, wurde 
1652 Prof. in Utrecht und Rath in Vianen, 1654 ordentl. Prof., T 1. VIII. 1677. 


Schriften: Comm. in Institutiones, Ultraj. 1668. — De usu jur. civ. et can. in 
Belgio unito, Ultraj. 1657. — Jurisprudentia sacra, Amstel. 1662. — De mobilium et 


immobilium natura, 1666. 
git.: Schulte, Geſch., III. b 264, 266. Zeihmann. 
Boötus, Johannes, Sohn des DVorigen, 5 3. X. 1647 zu Utrecht, Ante— 
ceſſor daſelbſt, ſpäter Prof. in Leyden, T 1714. ° 


Schriften: Comm. ad Pandectas t. I. Lugd. Bat. 1698, t. II. Hag. Com. 1703 f. 
Hag. Com. 1707 II. f. u. öfter, zulegt Hal. 1776—80 (Besangon 1827—31). — Compend. 
hr. adjectis differentiis jur. civ. et can., 1688, Lov. 1736, Lugd. Bat. 1737. — De usufructu, 

ugd. Bat. 1704. — De jure accessionis, Lugd. Bat. 1709. 

Lit.: Biogr. univ. gener., Vol. 46. — Erpenius, Oratio funebris G. Voötii, vu 
1677. — Zugler, IL 340-855. — Saspenres, Geich. d. volfswirthich. Anſchauungen d. 
Niederländer und ihrer Literatur } 3. db. Republif, Seipgig, 1863, ©. 26, 91, 122, 134, 186, 
%5, 269, 287, 310. — Rivier, Introd. hist, 1881, p. ; Zeihmann. 


Bogelihus. Das Einfangen herrenlojer Vögel ift an ſich Jedermann nad) 
den Grundſätzen über die Ofkupation gejtattet (Preuß. ER. I. 9 8 114); daher 
fann 3. B. von Jedermann auf eigenem oder mit Bewilligung des Eigenthümers auf 
fremdem Grunde ein Vogelherd errichtet werden (Entich. des Dejterr. Minift. des 

v. Holgenbdorff, Enc. II. Rechtslexilon III. 3, Aufl. 73 
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Innern vom 10. Juni 1854). Eine Ausnahme hiervon findet infofern jtatt, ala 
gewiſſe Vogelgattungen als jagdbar (iFederwildpret) angejehen werden, in welcher 
Beziehung freilich die Partikularrechte im Einzelnen nicht übereinftimmen (Hage— 
mann, Yandwirthichaitsrecht, S. 372; für Preußen vgl. Allg. ER. U. 16 $ 3; 
für Defterr. Minift.Verordn. vom 15. Dez. 1852 SS 1 ff.). Der Erlegung umd 
Ginfangung jowol jagdbaren als nicht jagdbaren Geflügels find jedoch im Intereſſe 
der Erhaltung des Federwildſtandes einerjeits und der für die Bodenkultur wichtigen 
BVogelgattungen andererjeits Schranken gejeht. 

A. Das jagdbare Geflügel fällt unter die Jagdichongefeße (Preuß. Gejeß vom 
26. Febr. 1870, Gei.Samml. ©. 120 5 1; Bayer. Verordn. vom 5. Oft. 1863 
$ 3; königl. Sächſ. Geſetz vom 22. Juli 1876 $ 3; Württemb. VBerordn. vom 
12. Juni 1862 $ 1). Auch importirtes Wildgeflügel darf nach 14 Tagen von 
Beginn der Schongeit nicht feilgehalten werden (Preuß. Minift.Berf. vom 1. März 
1881). Nächſtdem ift das Ausnehmen der Gier oder Jungen von jagdbarem Feder— 
wilde grundjäglich, auch den Jagdberechtigten, unterfagt (Preuß. ER. IL. 16 8 57); 
doch find letztere, namentlich die Beſitzer von Faſanerien befugt, die Gier, welche im 
Freien gelegt find, in Beliß zu nehmen, um fie ausbrüten zu laſſen (Preuß. Gejeh 
vom 26. Febr. 1870 $ 6). Wer unbefugt Eier oder Junge von jagdbarem Feder— 
wilde ausnimmt, wird mit Gelditrafe bis 60 Mark oder Haft bis 14 Tagen bejtrait 
(RStraiGB. $ 368, 11). 

B. Zum Schute der nicht jagdbaren und für die Bodenkultur deshalb, weil 
durch fie ſchädliche Inſekten u, j. w. vertilgt werden, nützlichen Bogelgattungen it 
partifularrechtlich und provinzialrechtlid das Einfangen, Tödten und der Verkauf 
entweder aller nicht jagdbaren Vögel mit Ausnahme gewifler, bejtimmt bezeichneter 
Arten (3. B. in der Münfter’schen Polizeiverordn. vom 19. März 1973) oder be 
ftimmter, hauptfächlich nütlicher Vogelarten (fo 3. B. in den Poligeiverordn. von Trier 
vom 11. Nov. 1867; Hildesheim vom 28. Jan. 1873; Sigmaringen vom 24. März 
1880; Bayer. Verordn. vom 4. Juni 1866 S1; tonigl. Sächſ. Geſetz vom 22. Juli 
1876 $ 1; Württemb. Verordn. vom 7. Mai 1859; Meining. Ausſchreiben vom 
14. Nov. 1878), und zwar in der Regel für das ganze Jahr, unterjagt. Diele 
Verbot eritredt ji auch auf das Ausnehmen oder Zeritören von Nejtern, Giem 
oder Nejtbrut der betreffenden Wogelgattungen (das Ausnehmen von Kibig- und 
Möveneiern iſt außerdem für ganz Preußen durch $ 6 des Geſetzes vom 26. Febr. 
1870 nach dem 30. April verboten), jowie auf die Vorbereitungen zum Tyangen, 
namentlich das Aufjtellen von Zeimruthen, Vogelnegen„Schlingen, Dohnen, Sprenteln, 
Meiſenſchlägen, Fangkäfigen u. dgl. Jagdberechtigte und Grundeigenthümer unter 
jtehen dieſem Verbote ebenfalls. Doch darf Jedermann die in oder an feinen Ge 
bäuden (Bayern 1866 8 2: und umpfchloffenen Gärten) befindlichen Vogelneſter 
entfernen, partikularrechtlic” (Hannöv. Jagdordn. vom 11. März 1859 $ 3) der 
Srundeigenthümer fortgejegt den Dohnenftrich ausüben und in den mit den Wohn— 
gebäuden zujammenhängenden Höfen und Gärten bei Tage unter Beobachtung der 
jicherheitspolizeilichen Vorſchriften Vögel fchießen. Fernere Abweichungen vom Ber: 
bote find für. wiflenfchaftliche und Unterrichtsjwede mit behördlicher Genehmigung 
im Ginzelfalle geitattet. Worübergehende Ausnahmen, welche im Intereſſe der Land— 
wirthichaft geboten ericheinen, find im oberpolizeilichen Wege nachgelaffen (Bayern 
1866 5 4). Wer unbefugt Eier oder Junge von Singvögeln ausnimmt, verfällt 
der Strafbeitimmung in $ 368, 11 des RStrafGB. (j. oben A), wer jonjtigen Vor: 
ichriften wegen des V. zumiderhandelt, der in den Polizeiſtrafgeſetzen angedrohten 
Strafe (Bayer. Pol. StrafGB. Art. 125, Württemb. Art. 40, Baden. $ 143, 2). 
Wer auf fremden Grundjtüden unbefugt nicht jagdbare Vögel fängt, Sprenfel oder 
ähnliche Vorrichtungen zum Fangen von Singvögeln aufitellt, Vogelneſter zeritört 
oder Gier oder Junge von Vögeln ausnimmt, it in Preußen ftraibar nach $ 33 
des Feld- und Foritpolizeigeießes vom 1. April 1880; zugleich findet Einziehung 
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der Sprenfel oder ähnlichen Vorrrichtungen ftatt. — Inſoweit das Fangen von 
Nachtigallen nicht gänzlich verboten it, pflegt für das Halten einheimifcher im Käfige 
eine Steuer zur Armenkafje erhoben zu werden (Rheinpreuß. Minift.Erlaß vom 
24. Dez. 1841; fönigl. Sächſ. Verordn. vom 1. Dezbr. 1864). — Reichögejeßliche 
Regelung wird beabfichtigt (Verhandl. des Reichstags 1881 ©. 1112). 

In Oeſterreich ift der Schuß der nmüßlichen Vogelarten durch die Landes— 
gejeßgebung und durch eine Konvention mit Italien vorgefehrt; vgl. namentlich Böhm. 
Geſetz dv. 30. April 1870, Mähriſches von demfelben Tage, Niederöjterr. vd. 10. Dez. 
1868, Galiziiches vom 21. Dez. 1874. Herabſetzung der geſetzlichen Vogelfang— 
gebühren durch die Gemeinden ift unzuläffig (Erf. d. Berw.Gerichtshofes v. 9. Juli 
1880, IV. 282). In Frankreich ift in ähnlicher Weife durch das Jagdgeſetz v. 
3. Mai 1844 Art. 9 den Präfelten die Berugniß beigelegt, im Verordnungswege 
Mapregeln zum V. zu treffen (prevenir la destruction des oiseaux); bejtritten tft, 
ob vor Erlaß folcher Verordnungen die Generalräthe zu hören find. Zuwiderhand— 
lungen gegen die betreffenden Vorfchriiten werden nach Art. 11 des Jagdgeſetzes be— 
ftraft. In England ijt neuerdings durch mehrere Geſetze (32 u. 33 Vict. ec. 17; 
35 u. 36 V. c. 78; 39 u. 40 V. c. 29) eine Schonzeit für Seevögel, Singvögel 
und Federwild (wild-fowl) eingeführt worden. Leuthold. 

Bogtei (advocatia, jus advocatiae) iſt 1) das im Mittelalter vorkommende 
Recht, eine Kirche oder ein Kloſter mit weltlicher Macht zu ſchützen, ihre Rechte vor 
den Landgerichten zu vertreten und die Gerichtsbarkeit über ihre Hinterſaſſen aus— 
zuüben. Die Beſtellung der Vögte erfolgte entweder durch den König als oberſten 
Vogt der Kirche oder jeitens der Kirche jelbjt oder jeitens des Stifter des geilt- 
lihen Inſtitutes, reſp. jeitens der Nachfommen des eriteren; 2) das dem Deutjchen 
König, nachmal® dem Deutichen Kaiſer zuftehende Recht, reſp. die Pflicht, die 
katholische Kirche und den Papſt zu ſchützen, auch in der Wahlfapitulation Art. 1 
$ 1 ausdrüdlich anerfannt; 3) die den Yandesherren für ihre Territorien beigelegte 
Advofatie über die Kirche innerhalb’ ihres Gebietes. Für die fatholifche Kirche find 
aus diefer Stellung eine Reihe diejelbe in ihrer Verwaltung beengender Konjequenzen 
gezogen worden. In der evangelijchen Kirche, für welche man in der Reformationg- 
zeit die Berugniß des Landesheren zur Uebernahme des Kirchenregiments gerade mit 
auf die ihnen ſchon früher zuftehende V. gegründet hat, ift diefelbe mit dem erjteren 
volllommen zujammengeflojien. Für das heutige Staatsrecht ift der im Mittelalter 
entwidelte Begriff der B. nicht mehr verwendbar. Im modernen Staat, in welchem 
nicht nur die katholische und die evangeliiche Kirche, jondern auch eine Reihe anderer 
Religionsgejellichaften nebeneinander eriftiren, fann von einer Pflicht des Staates, 
feine weltliche Macht zu Gunjten der einen oder anderen Kirche zu verwenden, nicht 
mehr die Rede fein, und wenn der Staat auch einzelnen Kirchen mehr Rechte und 
Privilegien ala anderen gewährt, jo liegt darin nur die Ausübung feiner Kirchen— 
boheit in einer beitimmten Richtung, welche, wenigſtens vom prinzipiellen Stand- 
punkte aus, als freiwillige, wenngleich durch die hiftorischen Verhältniffe gebotene 
und berechtigte ericheint. Höchſtens läßt fich noch infoweit von einer Advokatie des 
Landesherrn jprechen, ala etwa dieſem jeitens einer Religionspartei gewifje Rechte 
bei der Verwaltung ihrer inneren Angelegenheiten eingeräumt oder feine Rechte (fo 
3. B. das protejtantifche landesherrliche Sirchenregiment) auf gewifje einzelne Berug- 
niffe reduzirt werden. 

Lit.: Rettberg in Herzog's Enchklopäbie für Theologie 1. 135. — Biener, Von 
ber failerl. Advokatie über den Stuhl zu Rom, Leipz. 1783. — Rob. Happ, De advocatia 
ecclesiastica, Bonn. 1870. — gl. im Debrigen die Handbücher der Bee ige. 

. ın iu s. 

Bolksabftimmung ala Bethätigung der nach demokratischer Anſchauungsweiſe 
der Aktivbürgerichait eines Staatsvolkes zuftehenden Souveränetät hat in manchen 
Staatsveraffungen und im außeritaatlichen Verkehr der neueren Zeit Aufnahme und 
Verwirklichung gefunden. ä 

7 * 
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Die mannigfach abweichenden Spielarten ihres Vorkommens machen eine 
prinzipielle Eintheilung nothwendig, bei welcher unter Anlehnung an geläufige Kate— 
gorien die verfaflungsmäßige (ftaatSrechtliche) VB. nad Form und Inhalt jcharf 
von der völferrehhtlichen V. zu trennen fein wird. — 

I. Verſteht man dabei unter der erjteren die jtaatliche Einrichtung, nach welcher 
den jämmtlichen rechtsfähigen Ginwohnern eines bejtimmten Gebietes die Enticheidung 
über eine jtaatliche Frage durch eine Abjtimmung mit Ja oder Nein zugetheilt 
iſt — jo ericheint das Gebiet, auf welchem dieſe Inftitution im Leben der modernen 
Staaten Anwendung gefunden hat, weder beſonders groß noch politiich bedeutungs— 
voll. Ginzelne Berfaffungsurfunden der Vereinigten Staaten von Nordamerika, die 
Bundesveriaffung der Schweizerischen Eidgenoffenichaft und die allerdings über- 
wiegende Mehrzahl der KHantonsverfafjungen haben die nach Mehrheitsbeichluß aus— 
ichlaggebende Befragung jedes einzelnen rechtsfähigen Genoffen, namentlich über die 
Annahme oder Verwertung einer neuen Berfaffung, einer Verfaffungsrevifion und — 
in der Schweiz — wichtiger Gejeße angeordnet. Dieſe grundgejegmäßigen Beiugniffe 
des Staatsbürgers ald Kriterium der jog. „reinen“ oder „unmittelbaren“ Demo— 
fratie gedacht, ftellen diefelbe in Gegenſatz zur repräjentativen Demokratie (Republik) 
und zur konſtitutionellen Monarchie. 

Abweichend hat das zweimal in Frankreich aufgerichtete Kaiſerthum die durch 
die Franzöſiſche Revolution erfolgte Wiederaufnahme des antifen Plebiscitgedantens 
beitätigt. Allein als Ausdrudsmittel der Volfslegislative wurde die V. auch bier 
nur für außerordentliche Fälle: Beriaffungsänderung, Ginjegung und Bejtätigung 
der Dynaftie ıc. in Bewegung geießt. Die dritte Republif Hat die einjchlägigen 
faiferlichen Gefege nicht in ihr Verfaſſungsgebäude aufgenommen, jondern die 
gejegebende Gewalt einer auf der Bafis des allgemeinen Stimmrechts ruhenden 
Deputirtenfammer und einem Senate übertragen, wodurch Frankreich wieder in die 
Reihe der in repräfentativer Form regierten Staaten eintrat. Auch die Berfaffungen 
der Vereinigten Staaten von Nordamerika enthalten nur wenig Elemente „unmittelbar“ 
demofratiicher Tendenz in dem oben bezeichneten Sinne einer direften Gejeßgebung 
durch das Voll. Während die Yegislative dajelbit ausnahmslos in den Händen 
einer aus unmittelbarer Volkswahl hervorgegangenen Körperichaft ruht, werden der 
„Mrabftimmung“ zumeift nur Berfaffungsrevifionen und in einzelnen Gemeinden 
ragen lofaler Natur zur Entjcheidung unterbreitet. Eine Revifion oder Amendirung 
der Unionsverfaffung jelbft unterliegt jedoch in feinem Falle einer jolchen V., ſondern 
vollzieht fich lediglich auf dem Wege der Enticheidung durch repräfentative Organe. 
Art. V der Konftitution jchreibt diesfall® genau das einzufchlagende Verfahren vor: 
„Der Kongreß joll, wenn zwei Drittel beider Häufer es für nothwendig erachten, 
Amendements zu dieſer Konftitution vorichlagen, oder auf diesbezügliche Erſuchen 
von Seiten‘ der Xegislaturen in zwei Drittel aller Staaten eine Konvention zur 
Aufftellung von Amendements berufen, welche in beiden Fällen ihrem ganzen In— 
halte und Geifte nach, ala Theil diejer Konftitution in Kraft treten jollen, wenn 
fie durch die Legislaturen in drei Vierten aller Staaten oder durch Konventionen 
in drei Vierteln derfelben genehmigt werden, je nachdem die eine oder andere Art 
der Genehmigung dom Kongreſſe jollte vorgeichlagen worden fein.“ Sämmtliche 
jeither vorgenommenen Uenderungen der Konftitution wurden ausnahmslos vom Kongreß 
jelbit vorbereitet. Der Weg, ein Amendement durch eine fonftituirende Konvention 
bejchließen zu laſſen, ijt bisher noch nie gewählt worden. Die in Einzelftaaten 
noch in Gebrauch jtehende Wahl der Richter durch V. ift eine der in den Vereinigten 
Staaten jelbjt meist befämpite Folge des Gedankens der Volksſouveränetät. — 
Ausgedehntere Anwendung bat das Inſtitut der V. im Berfafiungsleben der 
Schweizerischen Eidgenoffenichait gefunden. Fakt man die Summe der in den eid- 
genöflischen Freiſtaaten dem Volke unmittelbar zuftehenden Hoheitärechte in der Be— 
zeichnung: Volksabſchied zuſammen, jo stellt jich als deren Inhalt dar: Der 
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obligatoriſche Rechenſchaftsbericht der Behörden zu Händen des Volkes, Abſtimmungen 
über Geſetze, Staatsverträge und größere Staatsausgaben (Referendum), das Recht des 
Volkes über Abänderungen der Geſetze, wie der Kantons- und Bundesverfaſſung zu 
entſcheiden (Geſetzes- und Verfaſſungsrevifion), ſelbſt Geſetze vorzuſchlagen (Initiative), 
endlich Einſpruch gegen Handlungen der Behörden zu erheben (Veto). Seit der 
Erneuerung des demokratiſchen Volksbewußtſeins in den Dreißiger Jahren lebte die 
Schweiz in einer faſt ununterbrochenen Verfaſſungsreformbewegung, welche ruckweiſe 
die Einrichtungen der unmittelbaren Demokratie in den Kantonen aufbaute. Nächſt 
den Demokratien Glarus, Appenzell, Uri, Unterwalden, Graubünden, Schwyz (neue 
Verfaſſung des 11. Brachmonat 1876) — hatten bis zum Ende der Sechziger Jahre: 
Baſelland das Referendum, Oberwalden die Initiative, St. Gallen, Thurgau, Aar— 
gau, Schaffhauſen, Solothurn und Luzern das Veto, Bern das fakultative Referen— 
dum, Waadt daffelbe mit der Initiative, Neuenburg und Wallis das Finanzreferendum, 
Bern, Schaffhaufen, Aargau, Bajelland überdies die Abberufung, Genf, Bajelland 
und die Landsgemeindekantone die Volkswahl der Regierung. Allein auch die rein 
repräjentativen Verfaſſungen in Zürich, Freiburg, Bafeljtadt, Zug und Teſſin haben 
zumeift jeit Ende der Sechziger Jahre ihren Verfaſſungen die Injtitutionen der auf 
der Volksſouveränetät beruhenden reinen Demokratie einverleibt. 

Zur Veranſchaulichung der auf rein demofratifcher Grundlage ruhenden Staats- 
organijation fönnen die wefentlichen Normen der Kantonsverfafſung Uri's dienen. 
Nach Inhalt derjelben iſt der Schweizerifche Kanton Uri, Bundespflichten vorbehalten, 
ein ſouveräner Freiſtaat mit rein demokratiſcher Verfaſſung. Die Souveränetät 
beruht im Volke, welches diefelbe unmittelbar in feinen verfaffungsmäßigen Ver— 
jammlungen durch Stimmenmehrheit ausübt. Das Volk giebt fich in dieſen un— 
mittelbar jelbit Verfaſſung und Gejege (SS 1, 2). 

Die oberjte jouveräne und gejeßgebende Gewalt ift die Landesgemeinde. An 
diefer übt das Volk unmittelbar fein Souveränetätsreht aus. Für die Abgabe 
feiner Stimme an der Landesgemeinde (innerhalb der gejeglichen Formen und 
Schranken jedoch) ift das Volk, jeder Stimmberechtigte inäbejondere, nur Gott und 
feinem Gewiſſen verantwortlid. Was da die Mehrheit beichließt, iſt Gejeh des 
ganzen Kantons. Richtſchnur der Landesgemeinde — der gejeßgebenden Gewalt — 
fei jedoch nicht unbedingte jchranfenlofe Willkür, nicht die Gewalt des Stärferen, 
jondern das Recht und die nur damit vereinbarliche Staatswohlfahrt. Das Bolt 
verpflichtet fich zu dieſem Grundjage durch den jährlich zu jchwörenden Landes— 
gemeindeneid. Was von den Landesgemeinden oder den Landesleuten mit Mehrheit 
erfannt wird, iſt Gejeß und dem foll nachgelebt werden (SS 34—37). 

Jeder Gegenftand, um vor der Landesgemeinde in Berathung genommen werden 
zu können, muß entweder vom Landrathe angetragen oder von fieben ehrlichen 
Männern aus jo viel verichiedenen Gejchlechtern des Landes begehrt werden. Ordent— 
liherweife verfammelt ſich die Landesgemeinde alljährlih am erjten Sonntag im 
Mai zu Bötzlingen an der Gand, außerordentlicherweije jo oft und wohin der Yand- 
rath eine folche auszufchreiben für nöthig und gut erachtet. Wenn im Laufe des 
Jahres Männer von jieben oder mehr verichiedenen Gejchlechtern das Begehren zur 
Verfammlung einer Landesgemeinde an den Landammann jtellen, jo foll er einen 
Sandrath (d. i. den repräjentatid gejeßgebenden Körper) zufammenrufen, um 
zu enticheiden, ob dem Begehren zu entiprechen jei oder nicht. Im entiprechenden 
Falle, oder wenn ſonſt eine außerordentliche Landesgemeinde zufammenzurufen ift, 
Toll folche in allen Gemeinden des Landes mit Anzeige der Berathungsgegenitände 
ansgefündet und dann auch fein anderes Geſchäft, ala wofür die Verfammlung aus— 
geichrieben wird, an derjelben verhandelt werden. An der Yandeögemeinde ift ſtimm— 
jähig: Jeder Kantonsbürger, reſp. zwei volle Jahre geſetzlich angejeffene Schweizer 
Bürger, der das 20. Lebensjahr überfchritten und nicht phyſiſcher oder rechtlicher 
und fittlicher Gründe wegen vom Vollgenuſſe feiner politiichen Rechte ausgeichloffen 
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iſt. Die ihres Aktivbürger- und Stimmrechtes Verluſtigen ſollen nicht nur an keiner 
Gemeindeverſammlung mehr ſtimmen, ſondern dürfen an feiner ſolchen mehr er— 
ſcheinen bei geſetzlicher Strafe. In der alleinigen Befugniß der oberſten ſouveränen 
Gewalt des Staates — der Landesgemeinde — liegt: die Feſtſetzung der Staats— 
verfaffung und deren Abänderung oder Revifion; auch jede Abänderung der Bundes- 
verfaffung und wichtigere Staatäverträge müſſen der Landesgemeinde zur Annahme 
oder Verwerfung vorgelegt werden; der Beichluß über Erhebung der Steuern und 
Staatsanleihen; die gefammte Geſetzgebung, Privilegien- und Gnadenertheilung, 
endlich die Wahl der Kantonsfunktionäre (SS 38—43). 

Das Bundesgeſetz, betreffend V. über Bundesgejege und Bundesbeichlüffe, vom 
17. Juni 1874 bildet die Durchführung des Art. 89 der lebten Bundesverfaffung 
vom 29. Mai 1874, wonach: Bundesgefeße, ſowie allgemein verbindliche Bundes— 
beichlüffe, die nicht dringlicher Natur find, dem Volke zur Annahme oder Verwertung 
vorgelegt werden jollen, wenn 30000 jtimmberechtigte Schweizer Bürger oder 8 
Kantone dies verlangen. Nach Inhalt des Geſetzes muß das Berlangen der B., jei 
es, daß es von Bürgern oder Kantonen ausgeht, innerhalb 90 Tagen, vom Tage 
der Veröffentlichung des fraglichen Geſetzes oder Bundesbejchluffes im Bundesblatte 
an gerechnet, geftellt werden (Art. 4). Ergiebt fich aus der Zufammenftellung und 
aus der Prüfung der Eingaben, daß das Begehren um B. von der erforderlichen 
Anzahl ftimmberechtigter Schweizer Bürger der Kantone unterjtüßt ift, jo ordnet 
der Bundesrath die Vornahme der allgemeinen V. an, jet die Kantonäregierungen 
davon in Kenntniß, und forgt Für beförderliche und geeignete allgemeine Bekannt— 
madhung des der Abftimmung zu unterftellenden Bundesgeſetzes oder Bundes— 
beſchluſſes. Die Stimmgebung des Schweizerischen Volkes erfolgt auf dem ganzen 
Gebiete der Eidgenofjenichaft an einem und demjelben Tage. Diefer Tag wird 
durch den Bundesrath feſtgeſetzt. Es darf jedoch die Abſtimmung nicht früher als 
vier Wochen nach geichehener ausreichender Bekanntmachung des fraglichen Bundes— 
geſetzes oder Bundesbeſchluſſes geichehen. Stimmberechtigt ift jeder Schweizer, 
welcher das 20. Altersjahr zurüdgelegt hat und im Uebrigen nach der Gejeßgebung 
des Kantons, in welchem er feinen Wohnfig hat, nicht vom Aftivbürgerrecht aus— 
geichloffen ift. Jeder Kanton ordnet die Abftimmung auf feinem Gebiete nach den 
bundeögejeglichen Vorfchriften über eidgenöffische Abjtimmungen an. Ueber die Ab 
ftimmung ift in jeder Gemeinde, beziehungsweije in jedem Kreiſe, ein Protokoll auf 
zunehmen, in welchem genau anzugeben tft: die Zahl der Stimmberechtigten, ferner 
wie viele Stimmen das dem Volksentſcheid unterworfene Bundesgeſetz, beziehungs— 
weiſe den Bundesbeichluß, angenommen und wie viele ihn vertworfen haben. Das 
Bundesgejeg oder der Bundesbeichluß ift ala angenommen zu betrachten, wenn die 
Mehrheit der ftimmenden Schweizer Bürger ſich dafür ausgefprochen hat. In diefem 
Falle ordnet der Bundesrath deſſen Aufnahme in die amtliche Geſetzesſammlung und 
Vollziehung an. Erzeigt ſich dagegen, daß eine Mehrheit der ftimmenden Schweizer 
Bürger die Vorlage verworfen hat, jo ift fie ala dahingeiallen zu betrachten, und es 
unterbleibt deren Vollziehung. Die Revifion der Bundesverfaffung jelbit geichieht 
auf dem Wege der Bundesgejehgebung. Das Verfahren hierfür ift in den Schluß: 
art. 118—121 der Berfaffung niedergelegt: Wenn eine Abtheilung der Bundes— 
verfjammlung die Revifion befchließt und die andere nicht auftimmt, oder wenn 
50 000 ftimmberechtigte Schweizer Bürger die Revifion verlangen, jo muß im einen 
wie im anderen falle die Frage, ob eine Revifion ftattfinden ſoll oder nicht, der 
Aktivbürgerichaft des Schweizerifchen Volkes zur Abjtimmung vorgelegt werden. So— 
fern in einem dieſer Fälle die Mehrheit der Stimmen über die Trage fich bejahend 
ausfpricht, jo find die beiden Käthe (Nationalrath und Ständerath) neu zu wählen, 
um die Revifion zur Hand zu nehmen. Die revidirte Bundesverfafjung tritt in 
Kraft, wenn fie von der Mehrheit der an der Abftimmung theilnehmenden Bürger 
und von der Mehrheit der Kantone angenommen ift. Die lebte bedeutungsvolle 
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DB. erfolgte am 18. Mai 1879 über die Abänderung des Art 65 der Bundeöver- 
faſſung und hatte zum GErgebniffe, daß die früher durch die Konftitution aufgehobene 
ZTodesftrafe nur mehr in Anfehung politischer Verbrechen als unjtatthaft erklärt 
wurde. 

I. Das völferrehtliche Plebiszit oder Plebiszit im engeren Sinne 
jtellt fich, im Geift feiner Anhänger als „Legalifirung von Groberungen oder Ab- 
trennungen ftaatlicher Gebietötheile, durch eine allgemeine Abftimmung der darauf 
Anfäffigen“ dar. Das Borfommen folcher allgemeinen Stimmgebungen im inter 
nationalen Berfehre Europa’8 betraf bisher immer nur Fälle von Gebietsabänderungen, 
bei welchen der intereffirten Bevölkerung anheimgeftellt war, durch die Majorität 
der abgegebenen Stimmen über ihre Staatszugehörigkeit und jcheinbar auch über 
die Staatszugehörigfeit des von ihr bewohnten Territoriums zu enticheiden. Neuere 
Publiziften, die auch jenjeit der Vogeſen Anhängerjchait fanden, haben die lange 
bejtandene Anficht über den vermeintlichen Zuſammenhang diefer Gedankenreihe mit 
der Grundidee des fontinentalen Konftitutionalismus erfolgreich befämpft und den 
ftaatsfeindlichen Grundzug derjelben bloßgelegt. 

Lit.: J. Mohl, Staatsrecht, Völkerrecht u. Politik, I. ©. 292 ff. — Eicher, Politik. — 
Rüttimann, Das n. a. Bunbesftaatärecht, 1876. — Thomas M. Cooley, A treatise 
on the const. limitations, Boston 1871, p. 598 ss. — M. Rittinghaujen, Direkte Gejeh- 
gebung durch dad Volk. — F. Gengel, Die Erweiterung ber Volksrechte, Bern 1868. — 
I. Proudhon, La guerre et la paix, I. p. 333 ss. — d. Holtzendorff, Eroberungen u. 
Eroberungsrecht. — Stoerk, Option und Plebiszit, Leipzig 1879, mit Literaturangaben, 
©. 50 fi. Felix Stoerf. 


Volksſeuchen find jolche Krankheiten, welche aus einer allgemeinen Urjache 
entipringend einen anjehnlichen Theil der Bevölkerung zugleich oder in unmittelbarer 
Aufeinanderfolge befallen. Eine Bekämpfung diefer Krankheiten liegt der Staats— 
behörde injoweit ob, als entweder der einzelne Bürger außer Stande ift, fich der 
betreffenden Erkrankungseinflüſſe überhaupt hinreichend zu erwehren oder die Ver— 
jäumniß der geeigneten Abwehrmaßregeln ſeitens des einzelnen Bürgers eine Gefähr- 
dung der Gejammtheit nach fich zieht. Im. erfteren Falle muß der Staat jelbit- 
thätig durch feine Organe Ihüßend eingreifen, im zweiten muß er die erforderlichen 
Zwangämittel anwenden, um jeden Bürger zur Erfüllung feiner janitären Pflichten 
im Intereſſe des Geſammtwohls anzuhalten. In beiden Richtungen ift die Aufgabe 
des Staates eine ebenſo mannigfaltige wie die Natur und die Gejtaltung der zu 
befämpfenden Erkrankungsurſachen, der jog. Infektionsquellen, jelbit ift. Im 
Gejammtumfange der leßteren Heben fich die drei nachfolgenden bald mehr bald 
weniger jcharf gejchiedene Kategorien ab, deren jede einem Theile der fich unter Um— 
jtänden zu V. entwidelnden Krankheitsformen ala Entjtehungsmodus dient: 

Bei der erjten, durch die jog. miasmatiſchen Affeftionen gebildeten Gruppe 
entfteht der Infektionsſtoff außerhalb des menſchlichen Organismus 
und unabhängig von irgend welcher Betheiligung eines bereits 
erfrantten Körpers. Al Entjtehungsgrund diefer Art von Infektionsſtoffen 
fennen wir den entweder durch Verfumpfungsvorgänge oder erfrementielle Fäulniß- 
jtoffe veränderten Boden; — hierher gehört das Wechjelfieber der gemäßigten, 
die remittirenden Fieber der wärmeren Zonen, jowie einige andere B., namentlich 
Typhus und Diphtheritis infofern, als bei denjelben außer ihrer gemwöhnlicheren 
Verbreitungsweife durch erkrankte Menjchen auch eine jpontane Entjtehungsweije 
durch Bodenfäule angenommen wird. 

Bei einer zweiten Gruppe, welche man als diejenige der miasmatiſch— 
kontagisöſen Affeftionen zu bezeichnen pflegt, findet die Entjtehung des Krankheits— 
Hiftes zwar auch im Boden oder in analogen Subjtraten, 3. B. in Wohnhäufern 
oder auf Schiffen jtatt, jedoch nur in Folge eines aus einem erkrankten menschlichen 
Körper ausgeichiedenen Keimftoffes, welcher unter geeigneten örtlichen und zeitlichen 
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Bedingungen im Boden die Entwickelung einer die gleiche Krankheit wieder bei 
Anderen erzeugenden Subſtanz veranlaßte. Dieſe bis jetzt nur hypothetiſche, aber 
durch hohe Wahrſcheinlichkeitsgründe geſtützte Auffaſſung der ſog. „Bodentheorie“ 
(v. Pettenkofer) findet ihre Anwendung auf die Cholera, die Ruhr, den 
Abdominaltyphus, das Gelbfieber und die epidemiſche Meningitis. 

Man hat ſich bei dieſen Krankheiten den Vorgang ſo zu denken, daß die 
Keime, welche die Entſtehung und Verbreitung derſelben bedingen, zwei Entwicke— 
lungsſtadien zu durchlaufen haben, — das eine im menſchlichen Körper, das andere 
außerhalb deſſelben. Bei Cholerakranken z. B. würden die friſchen Ausleerungen 
dieſe Keime in ihrer erſten Bildungsform enthalten, deren unmittelbare Uebertragung 
auf andere Menſchen keine Choleraerkrankung zu erzeugen vermöchte. Nachdem aber 
dieje Keimg außerhalb des Körpers unter geeigneten Bedingungen, 3. B. in Dünger- 
gruben, in verwejenden Bodenjchichten u. ſ. w. ein gewiſſes Entwidelungsjtadium 
durchlaufen haben, erlangen fie unter gleichzeitiger rajcher Vervielfältigung ihrer 
Menge auch die Eigenjchaft, bei Einführung in den menjchlichen Organismus twieder 
Cholera zu erzeugen. 

Die dritte Gruppe der B. endlich, zugleich die für das ftaatliche Eingreifen 
wichtigite, umfaßt alle unmittelbar fontagiöjen Erkrankungen, d. 5. diejenigen 
Affektionen, deren Verbreitung durch Uebertragung des aus einem jpezifiich erfrantten 
Körper entwidelten Giftes auf andere Menjchen entweder mittels direkter Berührung 
oder durch Vermittlung der Luft oder anderer damit behafteter Körper jtattfindet. 
Zu diejer Gruppe gehören die Ausjchlagäfieber, wie Blattern, Scharlad und 
Mafern, jemer der Flecktyphus und dag Rüdfallfieber, aud die Sy— 
philis und gewiſſe auf den Menſchen übertragbare Thierfrankheiten. 

Bezüglich des Weſens der Seuchengifte herrſcht gegenwärtig die wiflenjchaft- 
liche Anjchauung vor, daß diejelben ftets an die Entwidelung und unbegrenzte 
Vermehrung jelbjtändiger organifirter Wejen geknüpft feien, welche den menjchlichen 
Organismus als Nährboden zu benugen vermögen. Erwiejen iſt die Begründung 
diefer Annahme bezüglich des NRüdfallfiebers, des Milzbrands, der Diphtheritis und 
der Blattern, während für die übrigen Infektionskrankheiten eine gleiche parafitäre 
Grundlage nur aus Gründen jehr naheliegender Analogie erjchlofien wird. 

Gegenüber der eriten obengenannten Gruppe, den rein miasmatiſchen Krank— 
heitsurſachen, ift der einzelne Bürger fajt gänzlich machtlos, und es liegt dem Gemein 
weſen bzw. dem Staate ob, für die Befeitigung der Miasmenquellen mit ſtarker Hand 
Sorge zu tragen. Wo diefe Quellen in Geſtalt malariabildender Sümpfe oder jtag- 
nirender Wäfſer erjcheinen, da ift die methodifche gänzliche Trodenlegung des 
Bodens, oder, wenn folche unthunlich, die Verwandlung des jtagnirenden in fließendes, 
mindejtens wechſelndes Wafler mit möglichit Eonjtanter Niveauerhaltung geboten, 
um die am meilten zu fürchtende abwechjelnde halbe Austrodnung zu verhüten. 
Die Bodenameliorationen in den Niederlanden, in der Dbderniederung, in Eljaß 
u. ſ. w. Haben bewiejen, daß es möglich ift, auf diefe Weife die Bevölkerung 
großer Länderftreden von der jchweren Plage des endemiſchen Wechjelfiebers zu 
befreien, welches bis dahin Gejundheit, Lebensdauer, Arbeitäfraft und Wohlitand 
der Bewohner viele Generationen hindurch niedergehalten hatte, gegen die Miasmen— 
bildung aus Bodenverunreinigung, wie folche namentlich) an dichtbewohnten 
Orten mit mangelnden öffentlichen Neinigungseinrichtungen ſich um jo unvermeid- 
licher einjtellt, wenn der Boden nicht durch natürliche Vorzüge (ſtarkes Gefälle mit 
undurchläffigem Untergrunde, Durchipülung mit lebhaft wechjelndem Grundwafler 
u. dgl.) gegen langes Verweilen der eindringenden Schmußjtoffe gejchüßt ift. Ueberall 
wo folche natürliche Vorzüge der Bodenbeichaffenheit fehlen, oder wo ungeachtet der= 
jelben, in Folge eines verhältnigmäßig zu ſtarken Anmwachjens der häuslichen und 
indujtriellen WVerunreinigungsquellen, eine Weberladung des Bodens mit bedenklichen 
Stoffen befürchtet werden muß, aljo in allen größeren und dichtbebauten Städten, 


Volksſeuchen. 1161 


liegt der Sanitätspolizei die Aufgabe ob, für methodiſche zuverläſſig kontrolirte 
Reinhaltung des Wohnbodens zu ſorgen (vgl. d. Art. Städtereinigung). Der 
Einzelne kann ſich in dieſer Hinſicht nicht ſchützen, weil er unter der Sünde jedes 
Nachbarn mit zu leiden hat, überdies aber auch nicht überall im Stande iſt, in— 
mitten ſtädtiſcher Umgebung die richtigen Einrichtungen zur unſchädlichen Wegführung 
aller geſundheitsgefährlichen Unrathſtoffe für ſeine eigene Wohnung allein zu treffen. 
Hier muß daher die Gemeinde gemeinſame Fürſorge eintreten laſſen und der Staat 
die Erfüllung dieſer Gemeindeobliegenheit beaufſichtigen, wenn die Entſtehung von 
V. verhütet werden ſoll. 

Die ala zweite Gruppe oben charakteriſirten miasmatiſch-kontagiöſen 
Volksſeuchen bedingen gleichjalla eine dringende Aufforderung zur Reinhaltung 
des MWohnbodens, des Untergrundes unter Straßen, öffentlichen Pläßen u. ſ. w., da 
die Entwidelung der aus dem erkrankten Körper ausgeleerten Infektionsfeime im 
Boden zu aktiven Wiedererzeugungen der Krankheit erfahrungsgemäß um jo fchneller 
und reichlicher jtattfindet, je mehr der Boden mit fäulnigfähigen, organischen Stoffen, 
beſonders jolchen von animaler Herkunft, imprägnirt ift. Cholera und Ruhr pflegen 
überall mit Borliebe an ſolchen Orten und in folchen Stadttheilen ihren Ver— 
breitungsfig zu wählen, welche bezüglich der Bodenreinigung lange ver— 
nachläjjigt worden find, und das Gleiche gilt vom Interleibstyphus. Diefe 
Thatſache ift durch weit zuverläffigere und übereinjtimmendere Beobachtungen er: 
bärtet, ala die Behauptung, daß auch die Nachbarichaft verunreinigter 
Waſſerläufe von jenen Seuchen vorzugäweile gefährdet ſei. Wenigſtens be= 
ſchränken fich die diesbezüglichen Beobachtungen bis jeßt auf die beiden Fälle, wo 
entwweder dem betreffenden Waflerlaufe direft Trinkwaſſer entnommen wurde oder 
wo bei niedrigem Wafleritande der trodene Uferboden zum Herde fauliger 
Gährung wurde. Daß dagegen die Ausdünjtung von verunreinigten Waſſerflächen 
ſelbſt Infektionskrankheiten erzeugen fönne, ift weder durch die Erfahrung bewiejen, 
noch auch theoretijch wahrjcheinlich, nachdem Nägeli nachgewiefen hat, daß bei 
der Verdunſtung von lüffigkeitsflächen unter feinen Umftänden organifirte, in der 
Flüffigfeit enthaltene Keime mit in die Atmofphäre geführt werden. Sowol Wiflen- 
haft wie Erfahrung weijen übereinftimmend auf den Boden, und zwar auf den 
abwechjelnd durchfeuchteten und wieder austrodnenden, durch— 
läfjigen Boden als den Bildungs: und Verbreitungsherd der Infektionsfeime bei 
den miasmatiſchen und miasmatifch-fontagiöjen Krankheiten Hin, und auf die Ver— 
hütung folcher Vorgänge in dem Wohn: und Stadt-Boden muß daher das eifrigite 
Beitreben der Gefumdheitsbehörde gerichtet fein. Diefe Verhütung erfordert eine 
ftetige allgemeine Reinhaltung des Bodens auch in dem jetuchefreien Zeiten; 
fie erfordert aber eine ganz bejondere Reinhaltung deijelben und Maßregeln zu feiner 
lorgfältigiten Bewahrung vor dem Eindringen auch der geringjten Mengen von Aus- 
leerungsftoffen aus feuchenfranfen Körpern zur Zeit Herrichender Epidemien. Bei 
der unbegrenzten und raſchen Reproduktionskraft der Infektionskeime würde hier die 
minimaljte Aufnahme leßterer das gleiche Unheil im Gefolge haben können, wie der 
Eintritt größerer Maffen, und jede Unterlafjungsfünde eines Einzelnen würde die 
lämmtlichen Nachbarbewohner in unberechenbarer Erjtredung in Mitgefährdung ziehen. 
Es iſt daher eine der wichtigiten Aufgaben der Gejundheitspolizei, durch Erlaß ge- 
eigneter Vorſchriften und durch ftrenge Auffichtsübung dafür zu forgen, daß die 
Ausleerungen aller an den genannten Affektionen leidenden Kranken, jowie alle 
Gegenftände, welche mit jolchen Ausleerungen in Berührung gekommen find, nament- 
ih Wäſche, Bettzeug, Gefchirre u. ſ. w. einer forgfältigen und wirkſamen Des— 
Infektion unterworfen werden. Die bejtehenden Vorichriften, 3. B. in Preußen 
das noch gültige Regulativ für das Verhalten bei anitedenden Krankheiten, vom 
8. Auguſt 1835 laffen in diejer Hinficht viel zu wünjchen übrig und tragen zum 
Theil das Gepräge längſt von der ärztlichen Wiſſenſchaft überholter Anſchauungen. 
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Als wirkſamſtes, vielleicht einziges mit abſoluter Sicherheit wirkſames Desinfektions— 
mittel kennen wir gegenwärtig, abgeſehen von der völligen Zerſtörung der betreffenden 
Subſtrate, die Einwirkung einer Temperafur von mindeſtens 1200 0., da 
keiner der hier in Betracht kommenden organiſirten Keime dieſer Temperatur zu 
widerſtehen vermag; unter den leichter anwendbaren chemiſchen Agentien haben 
die ſchweflige Säure und das Chlor, beide in Gasform, erſteres unter gleich— 
zeitiger Anfeuchtung der zu desinfizirenden Gegenſtände angewandt, die ſtärkſte Wirf- 
ſamkeit bewährt. 

Außer der Vorbeugung örtlicher Bodeninfektion erheiſchen die miasmatiſch— 
kontagiöſen Seuchenfälle auch Maßregeln gegen ihre Verſchleppung durch Perſonen 
oder Sachen. Die Erkrankten müſſen ifolirt werden, und wenn die Wohnungs— 
verhältniffe dies unmöglich machen, jo muß ihre Aufnahme in ein dazu geeignetes 
Krankenhaus (vgl. d. Art. Krankenanftalten) im Intereffe des allgemeinen 
Gejundheitsfchußes angeordnet, eventuell auch gegen den Willen des Erkrankten 
durchgeführt werden. Ein reifender Cholerafranter kann, obgleich er feinen Mit» 
reifenden anzufteden vermag, doch, wie die Erfahrung bewiejen, ganze Gegenden ver= 
jeuchen durch die infizirende Wirkung feiner Ausleerungen auf den Boden der berührten 
Stationen. Aus dem gleichen Grunde ift auch jeder vom Auslande zureifende 
Seuchenkranke an der Landesgrenze zurüdzuhalten und unter geeigneten Pflege: und 
Yiolirungseinrichtungen (Duarantänelazarethe) jo lange von dem freien Verkehr fernzu— 
halten, bis die Gefahr einer Infektionsverbreitung durch feine Ausleerungen bejeitigt iſt. 

Don noch größerer Bedeutung ala bei den miasmatifch-fontagiöfen Seuchen ift 
die Iſolirung der an der dritten Gruppe, an unmittelbar fontagidjen 
Affektionen Erkrankten. Hier gilt es, eine möglichite Beſchränkung alles per- 
jönlichen Verkehrs der Kranken mit der Außenwelt herbeizuführen und bei den un— 
vermeidlich bleibenden Werfehrsbeziehungen alle von der Wiflenjchaft gewährten 
Schutzmittel für die umgebenden gefunden Perfonen in Anwendung zu ziehen. Für 
die große Mehrzahl der an folchen kontagiöſen Seuchen (Poden, Scharlach, Fleck— 
typhus u. f. mw.) Erkrankten ergiebt ſich die Unmöglichkeit einer hermetifchen Iſo— 
lirung in der eigenen Wohnung; aber auch in den allgemeinen Kranfenanftalten ift 
die Aufnahme folcher Kranken jtets mit einer bedenklichen Gefährdung der übrigen 
Anftaltspfleglinge verbunden, wenn nicht ein bejonderes, ifolirtes Gebäude für Die 
eriteren, ein jog. Kontagienhaus, befteht, mit jelbjtändigen Einrichtungen und 
vollftändig getrenntem Pflege: und Wirthichaftäperfonale. Die Heritellung und Be— 
reithaltung eines jolchen Kontagienhaufes gilt daher mehr und mehr ala eine auch 
bereits in jeuchefreien Zeiten gebotene Vorfichtemaßregel, deren fich fein ſtädtiſches 
Gemeinweſen und fein Ländlicher Kreisverband entichlagen darf, ohne den Eintritt 
übler Folgen für die allgemeine Gejundheit beim Vorkommen kontagiöſer Seuchen 
fälle gewärtigen zu müffen. Dieſe Anftalten zur Unterbringung anftedtender Seuchen 
franfer find ſtets möglichft weit außerhalb der dichter bewohnten Stadttheile, in 
freier, den vorherrfchenden Ortswinden auägejeßter Lage zu errichten und mit einem 
hinlänglich großen Terrain zu umgeben, um im Nothfalle Baraden oder Zelte zur 
weiteren Unterbringung von Kranken oder zur zeitweifen Evakuirung und Desinfizirung 
der jtändig benußten Räume errichten zu fünnen. Die gleichen Gefichtspumfte gelten 
für die an den Kauptftationen des Perfonenverkehrs an der Landesgrenze und an 
der Seefüfte zu errichtenden Quarantänelazarethe. 

Sowie die an kontagiöſen Seuchen Erkrankten, müflen auch deren Leichen 
von allem mittelbaren oder unmittelbaren Kontakte mit der gefunden Bevölkerung 
möglichit abgeichloffen werden. Die in manchen katholifchen Gegenden noch herr= 
jchende Unfitte, die Leichen am Beerbigungstage, alfo bei ſchon begonnener Verweſung, 
in hölzernen, für Gaje und für Flüſſigkeiten durchläffigen Särgen während des 
Trauergottesdienftes in der Kirche, dicht vor der verfammelten Gemeinde aufzuftellen, 
jollte wenigjtens für alle Fälle von kontagiöſer Natur nicht geduldet werden. Ebenſo 
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darf der Transport ſolcher Leichen nach entfernten Orten oder gar in's Ausland 
nur unter ſolchen Bedingungen bezüglich der Sargbeſchaffenheit geduldet werden, 
welche jede Gefahr eines Austrittes auch nur luftförmiger Stoffe aus dem Sarge 
während des Transportes oder bei der Beiſetzung am Beſtimmungsorte gänzlich aus— 
ihließen. Daß es im dieſer Hinficht bis heute in Deutjchland an übereinſtimmenden 
Vorſchriften fehlt und jeder Duodezitaat noch feine bejonderen ftrengeren oder lareren 
Beitimmungen über den Leichentransport innerhalb jeines Gebietes beſitzt, iſt eine 
ſehr bedauerliche Jlluftration zu den Einheitserrungenfchaften auf dem Gebiete des 
öffentlichen Geſundheitsſchutzes. 

Wenn kontagidje und gefährliche Krankheiten in Heitiger Form und Verbreitung 
auftreten, jo genügen nicht die Maßregeln zur Iſolirung der ala frank erfannten 
Individuen, fondern es müſſen auch vorbeugend alle diejenigen öffentlichen Anläffe 
vermieden werden, welche erfahrungsgemäß die Uebertragung der Krankheit — auch 
der noch nicht im-Einzelfalle erfannten — von den befallenen auf andere Perjonen 
bejonders leicht vermitteln. Alle größeren Anhäufungen von Menſchen, 
Jahrmärkte, Kirchweihen, Wallfahrten u. dgl., müfjen dann polizeilich verboten, und 
die Schulen, namentlich bei herrſchenden Ausjchlagsfiebern, gejchlofien werden. 
Der Nichtbefolgung lehtgenannter Regel find alljährlich taufende von Berlujten 
jugendlicher Menfchenleben durch Scharlachfieber und Maſern zuzufchreiben. Schulen 
und Kirchen find auf dem Lande die Hauptbrennpunfte für die Ausbreitung aller 
fontagiöfen Krankheiten. Gegen die ehemals verheerendite aller V., gegen die 
Blattern, befiten wir in der Impfung (vgl. d. Art. Impfweſen) ein 
Schußmittel, welches, ohne von abjoluter und unfehlbarer Wirfung zu fein, doch 
einen großartigeren Erfolg zur Rettung von Leben und Gefundheit aufweift als 
irgend eine andere Erfindung des Menjchengeiftes. Obgleich e8 zu den Erforderniffen 
einer vollkommenen Gefundheitspolizei gehört, dafür zu ſorgen, daß die gefammte 
Bevölkerung zu jeder Zeit fich unter der Schutzwirkung gefchehener Impfung befinde, 
jo wird die Ausführung doch immer erheblich Hinter diefem Ziele zurüdbleiben, und 
es wird deshalb beim Ausbruche einer Blatternjeuche ſtets eine der erjten öffentlichen 
Sorgen fein müffen, die vorhandenen Lüden in der Durchimpfung der gefammten 
Bevölkerung möglichjt auszufüllen. Wenngleich eine Heranziehung der Erwachjenen 
zur Revaccination nicht mit polizeilichem Zwange geichehen kann, jo wird doch 
durch geeignete öffentliche Belehrungen und Warnungen jowie durch kojtenfreie, bequeme 
Gelegenheit zu Impfungen, auch zu jolhen mit animaler VBaccine, der 
größte Theil der nicht mehr durch frühere Impfung gejchüßten Bevölkerung zur 
Wiederholung der fchübenden Operation leicht zu bewegen fein, wenn die Gefahr 
einer Blatternerkranfung vor der Thür ſteht. 

Damit die Gejundheitsbehörde die erforderlichen Maßregeln zum Schuße der 
gefunden Bevölkerung gegen Herrichende Seuchen treffen könne, muß ihr vor Allem 
eine möglichſt vollftändige und möglichit jchnelle Benachrichtigung über alle 
Seuchenfälle, jowol über Erkrankungs- wie über Todesfälle gefichert werden. Zu 
dieſem Zwecke ift e8 unumgänglich, diejenigen Perfonen, welche vermöge ihrer Be— 
jiehungen zu den Erkrankten am gewiſſeſten und früheften Kenntniß von deren Zus 
itand haben, aljo die Haushaltungsvorjtände und die behandelnden Aerzte, zur une 
geläumten Anzeige jedes einzelnen Falles gejeglich zu verpflichten und polizeilich 
anzubalten. Diefe gefeßliche Anzeigepflicht beiteht in allen größeren Deutfchen 
Staaten, jedoch nur bezüglich einer beichräntten Zahl von kontagidjen Krankheiten, 
in Preußen 3. B. nur bezüglich der Cholera, der Blattern und des Typhus, während 
bei Scharlah, Majern und Rötheln erit nach Eonjtatirtem Herrſchen beſonders 
bösartiger oder bejonders zahlreicher Fälle von der Polizeibehörde die Verpflichtung 
zur Anzeige weiter vorkommender Erkrankungsfälle feftgeitellt werden kann. Gine 
übereinftimmende Regelung auch diejer für die allgemeine Gefundheit hochwichtigen 
Frage für das gefammte Deutjche Reich wird als dringendes Bedürfniß empfunden. 
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Bei herrſchenden beſonders gefährlichen Seuchen, z. B. Cholera oder Flecktyphus, 
muß den Organen der Geſundheitsbehörde das Recht eingeräumt werden, in an— 
gemeflen erjcheinenden Fällen fic) durch Eintritt in die Häufer der heimgefuchten 
Straßen und Stadttheile genauere Kenntnig von jämmtlichen vorfommenden Er— 
krankungsfällen zu verichaffen und überall die erforderlichen Anordnungen zur Jolirung, 
zur Desinfektion, zur Ueberführung der Erkrankten in eine öffentliche Anjtalt u. ſ. w., 
je nach Befund der Umftände zu treffen („house to house visitations* in England). 

Kann die Behörde im Xande jelbit durch gejeßliche Regelung und jtrenge 
Durchführung des Anzeigeweiens ſich die nöthige Kenntnißerhaltung von den vor— 
fommenden Fällen gefährlicher Seuchenerkranfung fichern, jo ift dadurch noch feine 
Gewähr geboten für die rechtzeitige Erkennung und Unſchädlichmachung der vom 
Auslande hHereinfommenden Erkrankungsfälle. Die bloße Errichtung und Unter 
haltung von Grenz: und Hafenlazarethen bietet feinen hinreichenden Schuß, beſonders 
nicht gegenüber jolchen Nachbarländern, in welchen die öffentliche Gejundheitsaufficht 
auf niederer Stufe fteht und eine genügende Iſolirung ſeuchenkranker Perfonen oder 
Bevölferungsgruppen nicht zu erwarten ift. Sobald daher in einem Nachbarlande 
eine gemeingefährliche, anftedende Krankheit in erheblichem Umfange ausgebrochen 
ift, müffen an der betreffenden Landesgrenze Vorkehrungen getroffen werden, um den 
Mebertritt angejtedter Perjonen ohne den erforderlichen Zwijchenaufenthalt in einem 
Grenzlazaretd nach Möglichkeit zu verhüten. Seit den Heimjuchungen Europa's 
durch die Peſt im Mittelalter hat fich ein Syſtem jolcher Abwehrvorfehrungen in 
Geftalt der jog. Quarantäneanjftalten (von quaranta, weil in talien, der 
Wiege diefer Anftalten, die Zurüdhaltung der Reifenden in derjelben anfänglich auf 
40 Tage ausgedehnt wurde) ausgebildet, wie wir folche noch gegenwärtig in Oeſter— 
reich und Italien, jowie im Oriente bejtehend kennen. Man hielt bei herannahender 
Seuchengefahr alle Reifende und alle Waaren in diefen Anftalten jo lange feſt, bis 
die eriteren auf Grund Hinreichend langer Beobachtung und die lehteren vermöge 
einer vorgenommenen Desinfektion als giftfrei erflärt, und ohne Gemeingefahr in’s 
Land Hineingelaffen werden konnten. Diefe Veranftaltungen litten ſtets an der 
Kehrfeite, daß fie, abgejehen von der einjchneidenden Störung des internationalen 
Verkehrs, Gelegenheit zu maſſenhaften Zufammenhäufungen von Menfchen unter oft 
mangelhaften Lüftungs und Verpflegungsverhältniffen jchufen, und daß die Unter: 
bringungslofale für die guarantänirten Grenzreifenden nicht jelten jelbit zu Infektions— 
berden wurden, welche die Umgegend mit verjeuchten. Durch fortichreitende Ver— 
beiferung der bezüglichen Einrichtungen nach den Grundfägen der heutigen Geſund— 
heitälehre würde eine folche Gefahr gewiß vermieden werden fönnen. Schtwieriger 
dagegen ijt die Beantwortung der Frage, ob bei dem heutigen, jo enorm gejtiegenen 
Perſonen- und Sachenverfehr die Durchführung einer Ouarantänenfperre zwiſchen 
zwei europätfchen Yändern noch überhaupt mit Ausſicht auf Erfolg durchführbar jei 
und ob der zu erwartende Grfolg im richtigen Verhältniß ftehen werde zu den 
enormen Berluften, welche Handel und Wandel dadurch unvermeidlich erleiden. Der 
Erfolg der leßten Quarantänirungen zu Lande gegen die Cholera im Jahre 1830 ift 
allerdings ein wenig befriedigender gewejen; doch wäre es voreilig, daraus auf eine 
völlige Unbrauchbarkeit des Syſtems zu ſchließen; — jedenfalls kann ein Kordon 
wie der damalige an der Preußiich- Ruffiichen Grenze — bei welchem auf die 
Deutiche Meile nur 30 Soldaten famen, von denen bei bdreitheiligem Ablöſungs— 
dienite immer nur 10 in Aktion waren — in feinem Erfolge oder Mißerfolge 
nicht maßgebend fein für die frage, ob ein wirkſamer Kordon überhaupt ausführbar 
jei. Was ein vollfommen organifirter KHordon auch zum Schuße gegen 
Gholeraeinjchleppung vermöge, beweift unter anderen das Beiſpiel von Zaräfoje bei 
Petersburg im Jahre 1830, welches mit feiner nächjten Umgebung und mit einer 
Bewohnerzahl von 10000 Menſchen fich inmitten einer von der Cholera auf's 
Heftigſte heimgefuchten Nachbarſchaft durch einen genau fontrolirten doppelten 


Volksſeuchen. 1165 


Militärkordon ſo wirkſam abſchloß, daß in ſeinem Bereiche, zu welchem der ge— 
ſammte kaiſerliche Hof gehörte, kein einziger Erkrankungsfall ſich ereignete. Während 
der von 1829—1835 dauernden Seuche hatten die von Gouvernement zu Gouver— 
nement in Rußland errichteten Kordons bei Weiten feinen ganz jchüßenden Erfolg, 
da im Ganzen 336 Städte infizirt wurden und 290 000 Menjchen der Krankheit 
erlagen. Als man indeß in der nächitfolgenden Epidemie von 1847—1849 keinerlei 
Abiperrungsmaßregeln vornahm, wurden in der viel fürzeren Dauer von 2 Jahren 
471 Städte infizirt und über 1000 000 Menjchen fielen zum Opfer. Da der 
Charakter der Seuche im zweiten Falle keineswegs ein an fich bösartiger war, d. h. die 
verhältnigmäßige Sterblichkeit unter den Erkrankten nicht größer ausfiel ala bei der 
erften Epidemie, jo darf der Mehrverluft von 700 000 Menſchen wol in erjter 
Reihe der Verzichtleiftung auf jede Abſperrung des Uebels zugeichrieben werden. Mit 
jeder Beſchränkung des Verkehrs beichränft man auch die Chancen der Einjchleppung, 
und wenn daher dieſe wie die meisten fanitären Maßregeln vielleicht niemals einen 
voll£fommenen Erfolg bieten wird, jo ift fie darum noch nicht ala entbehrlich 
nachzuweifen. Namentlich gilt dies von den Seequarantänen, deren Umgehung 
weit leichter und ficherer zu verhüten ift als diejenige der Kandquarantänen, — 
obgleich auch einer durchgreifenden Handhabung der lebteren die heutige größere 
Konzentrirung des Grenzverfehrs auf wenige Eifenbahnpunfte und die Verfügung 
über größere Truppenkräite zu Gute fommen würden. Ganz entbehrlich dürften die 
Quarantänen in Europa wol erſt werden können durch die Einrichtung einer jolchen 
janitätspolizeilichen Inftitution, welche das Verfahren jämmtlicher betheiligter 
Staaten gegenüber der gemeinfamen Gefahr verheerender B. regelnd und einigend 
zufammenfaffen wird. Der einjtimmige Beſchluß der von jämmtlichen europätichen 
Regierungen beſchickten Wiener Sanitätäfonferenz, die Errichtung einer jtändigen 
internationalen Seuchenkommiſſion zu beantragen, — mit welchem An— 
trage auch die Vorlage eines Programms für die Wirkſamkeit diejer Kommiſſion 
verbunden wurde, — zeigt den richtigiten Weg zur Löfung aller dieje Trage um— 
gebenden Schwierigkeiten. Aufgabe einer folchen, mit voller öffentlicher Autorität 
befleideten und die gewiegteften Sachverjtändigen in ihrer Mitte vereinenden inter: 
nationalen Behörde wird es fein, dem Prinzipe der Jfolirung aller Infektions— 
herde diejenige Ausführungsweije zu verichaffen, welche mit einer möglichſt wirf- 
ſamen Belämpfung der gemeinjamen Gejundheitsgefahr zugleich die möglichſte 
Schonung jowol der allgemeinen Verkehrs: und Wohlftandsintereffen, wie der 
politiichen Empfindungen vereint. Ihr wird es obliegen, die jfanitären Ab— 
iperrungömaßregeln unabhängig zu machen von den politiſchen 
Grenzverhältnijfen. Nicht die Staatengrenzen gilt es im Grunde abzu— 
iverren, fondern die Infektionsgrenzen, gleichviel wo fie liegen und ob fie fich 
mit den politifchen Grenzen deden oder freugen. Giner international zuſammen— 
gelegten Seuchentommiffion würden nicht blos wifjenjchaftliche Beobachtungen und 
praftifche Rathsertheilungen zur Aufgabe zu ftellen, jondern auch eine beauffichtigende 
und eventuell erefutive Befugniß zu übertragen fein. Durch die Ueberantwortung 
der erforderlichen Erefutive an eine folche Behörde werden die Regierungen fich 
jelbft von einer jchweren Verantwortlichkeit entlaften und den Völkern die beruhigende 
Gewähr bieten, daß die zuverläffigiten Schugmaßregeln ftet3 vorbereitet find und 
ohne Behinderung durch irgend welche politifche Empfindlichkeiten überall da, wo es 
noth thut, und nur in dem Maße, wie es noth thut, zur eraften Austührung 
gelangen. Sowol der Deutiche Berein für öffentliche Gefundheitspflege in 
feiner Generalverfammlung zu Stuttgart 1879, wie der dritte internationale Kon— 
greß für Hygiene zu Turin 1880 haben daher an die Spike ihrer Vorſchläge zur 
Belämpfung der V. die Aufforderung an die europäifchen Regierungen geftellt, 
die Beichlüffe der Wiener Sanitätsfonferenz von 1874 zur Ausführung zu bringen 
durch Errichtung einer jtändigen internationalen Seuchentommiffion, und bis zur 
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Erfüllung dieſes einjtimmigen Wunfches der betheiligten wiſſenſchaftlichen Kreiſe 
werden alle unfere Einrichtungen und Pläne zur Abwehr der großen Wanderjeuchen 
nur den Charakter vorläufiger Nothbehelfe und theilweife jogar nothiwendiger Uebel 
an fich tragen. 

Bit: U. Hir andbuch der hiftor. geofra athologi angen 1860. — 
ee FR * der en ae 4 er a i M. v. lee: 
kofer, Unterfuhungen und Beobadhtungen über die Verbreitungsart der Cholera, Münden 
1855; Derjelbe, lleber = —— Stand der Cho ** Münden 1873. — 
Macpherson, Annals London 1872. — Procös-Verbaux de la Con- 
ference Sanitaire Internat. —— à Vienne le 1. Juillet 1874, Vienne 1874. — 7 eln-⸗ 
burg, Zur Frage der zent efahr und ihrer Abwehr, in der Deutichen B.I.Schr. für öffentl. 
Gefundheitap ege, Bb. X 3: t 2. — Bericht über die Verhandlungen bes 3. internationalen 
— für u iene — urin 1880, in der Deutſchen V. et für öffentl. Geſundheits⸗ 
pflege, Heft 1 v. Nägeli, Die niederen Pilze in ihren Beziehungen zu 
ben In tionstsanfgeiten, Münden 1877. — Bericht der Choleratommilfion für das Deutjche 
Reid, Bollma 876—79. Yinkelnburg. 

Bollmadt, j. Prozeßvollmacht und Mandat. 

Bollfiredung der Strafurtheile. I. Begriii. Von V. kann man in 
einem doppelten Sinne fprechen. Im weiteren Sinne veriteht man unter ®. die 
Thätigkeit der Behörden, welche dafür jorgen, daß die in dem Urtheile beitimmten 
NachtHeile dem Berurtheilten zugefügt werden. In diefem weiteren Sinne handelt 
es fich alfo nur um den Betrieb des Strafvollzuges. Im engeren Sinne ift es die 
Thätigfeit der Behörden, welche die Nachtheile jelbit zufügen. 

Die Deutiche StrafPD. enthält im 7. Buche, abgefehen von wenigen Aus— 
nahmen (SS 485, 486, 495), nur Vorjchriften, welche fich auf die Vollitredung im 
weiteren Sinne beziehen. Sie find jedoch nicht vollitändig; es fehlt 3. B. eine 
Vorichrift über die Vollftrefung der von dem Reichögericht erfannten Todes= und 
Frreiheitsitrafen. Die erwähnten Vorſchriften beziehen ſich übrigens nur auf Eriminelle 
Strafen, die von den ordentlichen Gerichten in einem Verfahren nach der StrafPO., 
und zwar in einem Urtheil oder was dem Urtheil gleich geachtet wird, verhängt 
find. Für die Verhängung der Ordnungsjtrafen gelten im wejentlichen bejondere 
Vorjchriften, nur einige der vorher erwähnten (StrafPO. 88 487, 495) find aud 
bier anwendbar. 

Für die Vollſtreckung im engeren Sinne finden fich einige Vorfchriiten im 
Deutichen StrafGB. So lange das Strafvollzugsgeje für das Deutiche Reich noch 
nicht erlaffen ift, und es iſt wenig Ausficht, daß dies im nächiter Zeit erfolgen 
wird, gelten zur Grgänzung die landesrechtlichen Vorſchriften. Die Folge hiervon 
it, daB die nach dem Deutjchen StrafGB. erfannten Freiheitäftrafen im Deutichen 
Reiche in feiner Weife gleich vollitredt werden. Ueber die Vollſtreckung der einzelnen 
Strafen vgl. bejonders die Art. Todesitrafe, Zuchthausſtrafe, Feſtungs— 
haft, Gefängnißitrafe, Saft, Gelditrafe und Verweis, 

I. Vollſtreckende Behörde. Die Volljtrekung der Urtheile ift Juftiz- und 
nicht Verwaltungsfache. Dies ijt auch die Anſchauung des älteren Deutichen Rechts ge= 
weſen, die fich aber nur in einzelnen Deutichen Staaten bis in die Neuzeit hinein erhalten 
hatte. Hiernach hatte das Gericht, welches die Unterfuchung geführt, Alles zu thun, 
was zur Vollſtreckung des Urtheils erforderlich war. Im Gegenſatz zu diefer An— 
ichauung Hält die Franzöſiſche, der die meiſten Deutichen Strafprozeßgeſetze gefolgt 
find, daran feſt, daß die richterliche Ihätigfeit „von allen außerhalb der Sphäre 
der Nechtiprechung liegenden Geſchäften möglichjt frei zu halten“ jei, fieht diejelbe 
mit der Verkündung der Urtheile ala beendigt an und überträgt der Staatsanwalt- 
ſchaft die Vollſtreckung. Wenn man zur Rechtfertigung diefer Anſchauung fich noch 
darauf beruft, daß zu den Erforderniffen einer guten Strafrechtspflege eine fchnelle 
und energiſche Vollſtreckung der erkannten Strafen gehöre und diefe nur von einer 
Einzelperfon ausgehen könne, jo fpricht dies doch nur gegen eine kollegialiiche 
richterliche Bollitredfungsbehörde. Es mag fein, daß, wie Binding (Grundriß, 
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S. 197) jagt, die injtinktive Abneigung gegen die Entwidelung eines machtvollen 
Richterthums im modernen Prozefje bei der Entjcheidung der Frage, ob die Staats— 
anwaltichaft oder das Gericht das geeignetere Organ für die Vollſtreckung der Ur— 
theile jei, mitgewirft hat. Allein es läßt fich nicht leugnen, daß, wenn bie 
erforderlichen Garantien gegeben werden, die Staatsanwaltichaft jelbjt dem Einzel— 
richter vorzuziehen ift. Vgl. hierüber die Verhandlungen in der Reichs-Juſtiz— 
Kommiffion bei Hahn, Materialien, bej. Bd. III. Abth. 1 ©. 1130—1135. 

Die Deutiche StrafPD. 8 483 Abſ. 1 hat die Franzöfiiche Anjchauung adoptirt. 
Da jie die Amtsanwaltichaft, weil das Perjonal derjelben „vielleicht nicht überall die 
ausreichende Gewähr für eine angemefjene Strafvollitrefung geben wird”, ausdrüdlich 
ausgefchloffen hat (StrafPD. $ 483 Abſ. 2), jo fungirt ala Organ der V. die 
Staatsanwaltichatt bei den Landgerichten. Kompetent ift die Staatsanwaltjchaft 
des landgerichtlichen Sprengel, in welchem das Urtheil gefällt if. In dem 
Deutichen GBG. 88 163 und 164 iſt jedoch beftimmt, daß die Pflicht zur Rechts— 
hülfe fich nicht nur auf die Ablieferung der betreffenden Perfon erjtredt, welche eine 
Freiheitäjtrafe zu verbüßen Hat, fondern unter Umftänden auch auf die V. der 
Freiheitsſtrafe. Es gilt dies aber nur bei einer Freiheitsſtrafe, welche die Dauer 
von ſechs Wochen nicht überjteigt. Eine folche kann in demjenigen Bundesjtaate 
vollftredt werden, in welchem der Verurtheilte fich befindet. 

In Schöffengerichtsſachen, d. h. nicht blos in den Straffachen, welche 
an fich zur Zuftändigfeit der Schöffengerichte gehören, fondern auch in denen, welche 
den Schöffengerichten überwiefen find, kann durch Anordnung der Landesjujtizver- 
waltung die Straf-V. den Amtsrichtern übertragen werden (StrafPO. $ 483 
Abi. 3). Bon diefer den Landesjuftizverwaltungen eingeräumten Berugniß haben 
iajt alle Gebrauch gemacht. — Abgejehen hiervon können der Unterfuchungsrichter 
und der Amtärichter die V. von Beichlüffen und Verfügungen unmittelbar, d. h. 
ohne Vermittelung der Staatsanwaltichaft, veranlaffen (StrafPO. $ 36 Abſ. 2). 

Ein Einfluß des Gerichts auf die Straf-V. zeigt fich in verjchiedenen Fällen, 
jei es weil das zu vollitredende Urtheil unvolljtändig iſt (Feitfekung der an Stelle 
der Gelditrafe tretenden Freiheitsſtrafe, Zuerkennung einer Gejammtitrafe), jet es 
weil fich zwijchen dem Organ der V. und den bei lehterer betheiligten Perjonen 
(Angeklagter bzw. Angehörige) Streitigkeiten über die Zuläffigleit der Straf-V., die 
Berechnung der Strafe, die Anrechnung der in einer SKrankenanftalt verbrachten 
Zeit, einen Aufichub der Straf-V. ergeben. Vgl. bierüber Dochow, ©. 331 ff.; 
Binding, ©. 200; Meves, ©. 491 ff. Die Entjcheidungen in diefen Yällen 
werden von dem Gerichte erſter Inſtanz ohne mündliche Verhandlung erlaſſen, doc) 
muß der Staatsanwaltichait und dem Berurtheilten vor der Entjcheidung Gelegen— 
beit zur Stellung und Begründung von Anträgen gegeben werden. Gie find, inſo— 
fern fie nicht von dem Reichägericht erlaffen find, durch jojortige Beſchwerde anfechtbar 
(StrafPO. $ 494 Abi. 4). . 

II Borausjegungen der Bolljtredung 1. Ein Urtheil, in 
welchem auf Strafe bzw. neben der Strafe auch noch auf Buße erfannt iſt. 
Dem Urtheil gleich geachtet wird der amtärichterliche Strafbejehl, gegen welchen 
nicht rechtzeitig Einjpruch erhoben worden ijt (StrafpPO. $ 450). Freiſprechende 
Urtheile bedürfen feiner bejonderen Vollſtreckung. Die Aufhebung der Haft, Die 
Herausgabe der in Beichlag genommenen Gegenjtände u. j. w. find Folgen des frei— 
Iprechenden Urtheild und können nicht als eine V. defjelben angejehen werden. 

2. Rechtskraft des Urtheils (vgl. diejen Art. Bd. II. ©. 284 ff.). 
Ein Urtheil ift nach der Deutichen StrafPO. rechtäfräftig, wenn es durch Berufung 
oder Revifion nicht mehr angefochten werden kann, d. h. wenn die Einlegungsfriſt 
verftrichen ift, ohne daß ein Rechtsmittel eingelegt oder auf Ginlegung eines jolchen 
verzichtet oder das eingelegte zurüdgenommen oder der Injtanzenzug erichöpft iſt. 
Die Zuftellung des Urtheils hat feinen Einfluß auf die Nechtsfrait. Die Deutiche 
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StrafPD. verlangt, damit ein Urtheil vollftredt werden kann, daß dafjelbe für alle 
zur Ginlegung von Rechtsmitteln berechtigten Perfonen rechtskräftig geworden jei. 
Die Härte, die darin für den zu einer Freiheitsſtrafe Verurtheilten liegt, daß das 
für ihm bereit3 rechtäfräftige Urtheil noch nicht zu vollitreden ift, weil 3. B. von 
der Staatsanwaltichaft ein Rechtsmittel eingelegt it, wird dadurch gemildert, dat 
auf die zu vollftredende Freiheitsſtrafe unverfürzt diejenige Unterfuchungshait anzu— 
rechnen it, jeitdem das Urtheil für ihn rechtskräftig geworden iſt (StrafPO. 
$ 482). — Da die NRechtäfrait des Urtheils durch Einlegung eines Rechtsmittels 
nur jo weit gehemmt wird, als es angefochten ift, jo fann ein Urtheil theilweiſe 
rechtskräftig werden. Es fragt ſich, ob ein folches Urtheil bereits vollftredt werden 
fann. Dieje Frage ift zu verneinen. Es giebt jedoch Fälle, in welchen ein theil= 
weije rechtsfräftiges Urtheil ohne praftifche Unzuträglichkeiten vollitredt werden kann. 
Dies ift zunächjt der Fall, wenn nur einer von mehreren Angeklagten die Revifion 
eingelegt hat. Obgleich Hier noch eine Abänderung des Urtheil zu Gunſten der 
übrigen Angeklagten jtattfinden kann (StrafPO. $ 397), wird mit der B. gegen die 
leßteren begonnen werden fönnen, wenn fie feinen Widerfpruch biergegen erheben. 
In gleicher Weile wird zu verfahren fein, wenn ein Angeflagter in einem Urtheile 
wegen mehrerer jtrafbarer Handlungen verurtheilt und das Urtheil wegen einer jtraf- 
baren Handlung rechtskräftig geworden ift. Es ift dies jedoch nur zuläffig, wenn 
nicht auf eine Gejammtjtrafe zu erkennen ift. Ueber die angeregten Fragen vgl. 
bei. Voitus, Kontroverien, Bd. II. ©. 29 ff. 

3. Vollſtreckbarkeit des Urtheils. Obgleich jedes rechtsfräftige Urtheil 
an fich auch vollitrekbar ift, jo können doch Gründe eintreten, welche der V. des 
rechtsfräftigen Urtheil® derartig entgegenstehen, daß fie diefelbe aufheben (Tod — 
abgejehen von der Geldſtrafe — Verjährung, Begnadigung) oder wenigitens aufs 
ichieben. Zodesurtheile können vor der Entichließung des Staatsoberhauptes , von 
dem Begnadigungsrechte feinen Gebrauch machen zu wollen, nicht vollſtreckt werden 
(StrafPO. 8 485). An jchwangeren Perſonen ift ein Todesurtheil ebenfall® nicht 
zu vollitreden. Alle Strafen gegen Geiftesfranfe müßten auögejchloffen fein; die 
Deutiche StrafPD. erwähnt dies jedoch nur hinfichtlich der Todes- und der Freiheits— 
Itrafen (StrafPD. 88 485 Abi. 2, 487 Abi. 1). Die B. der Freiheitsſtrafen ift 
außerdem noch aufzujchieben, wenn hierdurch eine nahe Lebenägeiahr für den Ver— 
urtheilten zu beforgen fteht, oder derfelbe fich in einem körperlichen Zuftande befindet, 
bei welchem eine fofortige V. mit der Einrichtung der Strafanftalt unverträglich ift 
(StrafpO. 8 487 Abi. 2 und 3). Während aus den angegebenen Gründen der 
Aufſchub der B. don Amtswegen eintritt, kann auf Antrag des Verurtheilten die 
V. aber nicht über 4 Monate aufgeichoben werden, ſofern dem Berurtheilten oder 
der Familie deſſelben erhebliche, außerhalb des Strafzweds liegende Nachtheile er- 
wachſen (StrafPO. $ 488). — Diejelben Gründe, welche den Beginn der ®, 
hindern, müßten»auch eine Unterbrechung der bereits begonnenen V. bewirken; doch 
enthält die StrafPO. hierüber feine Beftimmung. Ueber die Auffchiebung und 
Unterbrechung erfannter Freiheitsſtrafen aus ärztlichen Gründen vgl. bei. Baer in 
der V.J. Schr. Für gerichtl. Medizin N. %. Bd. XXXI. ©. 52—74. 

4. Die Vollſtreckung erfolgt auf Grund einer von dem Gerichtsjchreiber zu 
ertheilenden, mit der Beiheinigung der Vollſtreckbarkeit verjehenen be= 
glaubigten Abjchrift der Urtheilsformel (StrafPO. S 483 Abf. 1). Bei fFreiheits- 
itrafen ift die volljtredende Behörde befugt, wenn der Verurtheilte fich nicht freiwillig 
zum Antritt der Strafe ftellt oder der Vorladung nicht Folge leiftet, bzw. der 
Flucht verdächtig ift, einen Vorführungs- oder Haftbefehl zu erlaffen. Iſt der Ver- 
urtheilte flüchtig, oder hält er fich verborgen, jo fann ein Stedbrief erlaffen werden 
(StrafPO. $ 489). Bei der Todes- und der Gelditrafe find diefe Zwangsmittel 
nicht erforderlich: ob fie analog bei der Vollftredung des Verweiſes anwendbar find, 
iſt beftritten, wird aber wol zu verneinen jein. 
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Lit.: Außer den Kommentaren zur Deutichen StrafPO. und den Werfen von Pland 
und Zaharıä vgl. Dochow, Reichs-Strafprozeß (3. Aufl.), S. 329 ff. — Meves in 
v. Holgendorff'3 Handbuch des Deutſchen Strafprogehrechtes Bd. IL S. 469-497. — 
Geyer, Lehrbuch des gemeinen Deutfchen Strafprozekrechtes (1880), S. 887—88. — Bin: 
Bing, Grundriß des gemeinen Deutihen Strafprogekrechtes (1881), S. 196—201. — Dalde 
und Genzmer, Handbuch ber Strafvollftrefung und Gefängnikverwaltung in er (1881). 

odhom. 


Bollftrefungsurtheil. Gines befonderen B. im Gegenſatz zur Vollſtreckungs- 
klauſel (ſ. den Art. Zwangsvollſtreckung) bedarf es für die Ermöglichung der 
Zwangsvollitredung aus dem Urtheil eines ausländiichen Gerichtes und aus einem 
Schiedsiprudh. Das B., welches die Zuläffigkeit der Zwangsvollitrefung ausjpricht, 
fann mur auf dem Wege der Klage gegen den Schuldner erlangt werden. Die 
(egtere ift im erſteren Fall bei dem nach den allgemeinen Regeln zuftändigen Gericht 
des allgemeinen Wohnſitzes des Beklagten, in Grmangelung eines jolchen, beim 
Gericht des gelegenen Vermögens, im zweiten bei demjenigen Gericht, welches im 
Schiedsvertrage bezeichnet, eventuell demjenigen, welches für die gerichtliche Geltend— 
machung des Anipruches zuftändig fein würde, anzubringen. Des Weiteren ſ. die 
Urt. Rechtshülfe und Schiedärichter. 

Quellen: Deutiche EPD. SS 660 ff., 868 ff. P. Hinſchius. 


Borbereitende Schriftiäge. Leber die Bedeutung der dv. ©. für die Vor— 
bereitung der mindlichen Verhandlung und ihre Nothwendigkeit it jchon in dem Art. 
Mündlichkeit (vgl. auch die Art. Anwaltsprozeß, Parteiprozgeh, Klage, 
Klagebeantwortung) gehandelt. Im Uebrigen fommt noch folgendes in Betracht. 
Die v. ©. jollen enthalten (— das tft nur eine inftruftionelle, nicht bei Strafe der Nichtig= 
feit zu beachtende Vorjchrift —): 1. die Bezeichnung der Parteien und ihrer gejeglichen 
Vertreter nach Namen, Stand oder Gewerbe und Parteiftellung; die Bezeichnung 
des Gerichts und des Streitgegenftandes, jowie die Angabe der Zahl der Anlagen; 
2. die von der Partei in dem mündlichen Termine zu ftellenden Anträge; 3. die 
thatjächlichen Verhältniffe, welche zur Begründung der Anträge dienen; 4. die Er— 
klärung auf die thatjächlichen Behauptungen des Gegners (fall& diejer jchon einen 
v. ©. hat zuftellen laſſen); 5. die Bezeichnung der Beweismittel, welcher fich die 
Partei bedienen will, und in dem zu 4 gedachten Falle, auch diejenigen, welche 
fie zur MWiderlegung thatjächlicher Behauptungen des Gegners zu benußen gedenkt, 
ſowie die Erklärung über die von den letteren bezeichneten Beweismittel; 6. in 
Anwaltsprozeflen die Unterfchrift des Anwalts, in anderen Prozeſſen die Unterichriit 
der Partei jelbit oder ihres Vertreterd. Dem Schriftiage find die in den Händen der 
Partei befindlichen Urkunden, welche in demjelben in Bezug genommen find, in 
Urichriit oder Abjchriit, wenigitens in Extrakten ihres relevanten Theiles, beizufügen, 
es jei denn, daß fie dem Gegner bereits befannt oder von bedeutendem Umfange 
find, in welchen Fällen eine genaue Bezeichnung derjelben mit dem Erbieten, die 
Ginficht zu gewähren, genügt. Immer iſt aber die Partei verpflichtet, wenn fie 
rechtzeitig dazu aufgefordert wird, die in ihren Händen befindlichen Urkunden, auf 
die fie Bezug genommen hat, vor der mündlichen Verhandlung auf der Gerichts- 
ſchreiberei niederzulegen und den Gegner von der Niederlegung zu benachrichtigen, 
welchem zur Einficht eine freilich auf Antrag durch den Gerichtsvorfigenden zu ver— 
längernde oder abzufürzende Frift von 3 Tagen zufteht. Die Rechtsanwälte können aber 
unter fi) die Mitteilung der Urkunden von Hand zu Hand gegen Gmpfangs- 
befcheinigung bewirken. Zuzuſtellen ift ein v. S., welcher neue Thatfachen oder anderes 
neues Vorbringen enthält, mindejtens eine Woche und, jalla er einen Zwijchenftreit 
betrifft, 3 Tage vor der mündlichen Verhandlung. Dient er nur als Gegenerflärung 
auf neues Vorbringen, jo fommt die zuletzt gedachte Friſt ebenfalls zur Anwendung, 
jedoch ift bei einem Zwifchenjtreit die Zuftellung einer jchriftlichen Gegenerklärung 
nicht erforderlih. Von jedem für den Gegner bejtimmten v. 5. hat die Partei für 
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das Prozeßrecht eine Abjchriit nebit Abſchrift der Anlagen auf der Gerichtäfchreiberei 
niederzulegen, und zwar dann, wenn eine Ierminsbeitimmung oder eine Zuftellung 
unter Vermittelung des Gerichtäjchreibers erfolgen joll, bei der zu diefen Zweden 
erforderlichen Weberreichung der Urſchrift, in anderen Fällen ſofort nach Zuftellung 
des Schriftiahes an den Gegner. 

Quellen: Deutihe EPO. 58 120—126. P. Hinſchius. 


Vorfluth. Das Wort entſtammt dem älteren Preuß. Provinzialrecht, die 
Sache iſt ſchon dem Röm. Rechte bekannt; die V. bedeutet den Ablauf des auf 
dem Boden befindlichen Waſſers nah Maßgabe der natürlichen Bodengeſtaltung. 
Das Recht der B. umfaßt die Beichränfungen und Berpflichtungen,, welche fraft 
Gejeßes den Grundbefigern im Intereffe eines den Bodenverhältniffen fich anpaſſenden 
Waflerablaufs auferlegt find. Das Röm. Recht behandelt nur die B. beim Ablauf 
des Regenwaflere. Danach ijt der Befiter eines tiefer gelegenen Grundjtüds ver— 
pflichtet, dag vom oberen Grundjtüde nach der natürlichen Terraingejtaltung herab— 
fommende Regenwafler aufzunehmen, und er darf feine künſtlichen Hinderniffe — 
Dämme, Wege u. dgl. —, die den Ablauf hemmen könnten, anbringen. Anderer: 
jeits liegt den Befigern der oberen Grundjtüde, und zwar nicht blos denen der 
unmittelbar anftoßenden, die Verbindlichkeit ob, die V.verpflidhtung für die Beſitzer 
der tiefer gelegenen Grundjtüde nicht durch künftliche Vorrichtungen (3. B. Samm— 
lung des Regenwaflers in einem Kanal oder fünftliche Aenderung der Ablaufverhält- 
niffe) zu erichweren. Wird der Ablauf auf dem tieferen Grundjtüde durch fünftliche 
Vorrichtungen zum Nachtheil der oberen gehemmt, jo hat der Bejchädigte die actio 
aquae pluviae arcendae, welche auf ein restituere, d. i. die Bejeitigung des ordnungs— 
widrig Geichaffenen, gerichtet ift; tritt dur natürliche Greigniffe, 3. B. Erd— 
rutich, Uferabbruch, eine Hemmung des Wafferablaufs auf dem unteren Grundjtück 
ein, jo bat der Befiter des dadurch benachtheiligten oberen Grundjtüds mittels der 
auf ein pati gerichteten actio aquae pluviae arcendae utilis die rechtliche Mög— 
lichkeit, das natürliche Ablaufverhältnig auf dem tieferen Grunditüf unter Ent— 
ichädigung des Beſitzers jelbjt wieder herzustellen. Durch diefe Beitimmungen des 
Röm. Rechts find unmittelbar aus dem Nachbarverhältniß hervorwachſende gejeßliche 
Verpflichtungen und Beichränfungen der Grundbefiger begründet, welche ala dem 
Privatrechte angehörig auch durch bejondere Nechtstitel, namentlih Vertrag und 
Griigung (wobei jchon nach Römiſchem Recht die Unvordenklichkeit des beitehenden 
Zuſtandes maßgebend ift), geändert werden können; wo fraft jolcher Rechtätitel 
dem Waſſer ein anderer Lauf gegeben, fünjtliche Vorrichtungen und Anlagen ge— 
ichaffen wurden, iſt der hiernach begründete Zuftand der Ablaufsverhältniffe ala die 
rechtmäßige Regelung der V. zu ſchützen. 

Die neueren Gejeßbücher, 3. B. Preuß. Allg. ER. I 8 $ 102 ff.; Code civ. 
art. 640; Bayr. Waflergejeg Art. 34—35; Sächſ. BGB. 88 354—356; Oeſterr. 
Waſſergeſetz 5 11, Haben für den Ablauf des wilden Wajjers diefe Be— 
ſtimmungen des Röm. Rechts im Wejentlichen beibehalten, übrigens zum Theil — 
vgl. Sächſ. BGB. 3 356 — die Verpflichtung der Befiker tiefer gelegener Grund— 
jtüde, dem oberen Beliger die Bejeitigung von Hemmniffen zu geitatten, noch 
erweitert oder auch — vgl. Preuß. Allg. ER. I. 8 88 102, 104 — die Ver— 
pflichtung des tieferen Beſitzers zur Gejtattung der B. in den Fällen eingefchräntt, 
wo das untere Grundjtüdf mit einem Gebäude bejet ift oder dem Befiker die Mög- 
lichkeit einer weiteren Ableitung des Waſſers mangelt. 

Ein großer Yortichritt im B.recht der neueren Gefeßgebungen wird aber dadurch 
bezeichnet, daß einerjeits das im Röm. Necht nur für das Negenwafler geltende 
Prinzip auf alle fließenden Gewäfler, Gräben, Kanäle, Privatbäche, öffentliche Flüffe, 
ausgedehnt, und daß andererjeits die Aufficht über die Erhaltung der B., joweit 
die öffentlichen Intereſſen des Waflerfchuges in Frage fommen, zu einer Sache der 
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Verwaltung gemacht wurde. Namentlich ift in Preußen fchon ſeit Anfang des 18. 
Jahrh. die Regelung der B. von der Verwaltung in die Hand genommen worden; 
die den Verwaltungsbehörden bei der Regelung der B.verhältniffe zufommenden 
Berugniffe wurden zunächit durch Provinzialedifte, 3. B. für Schleftien durch Edikt 
vom 20. Dezbr. 1746, und endlich für das gefammte Staatsgebiet durch das noch 
jegt geltende Gejeg vom 15. Novbr. 1811 geregelt. 

Der jeßige, Freilich partitularrechtlich jehr vielartig gejtaltete Zuftand des Deutjchen 
Brechts läßt fich nach feinen Grundzügen folgendermaßen zufammenfaffen. Wer ein 
fließendes Wafler, ſei es wildes Waſſer, jei e8 eim künftlicher Graben oder Kanal, 
jet es ein natürlicher Waſſerlauf, befitt oder zu deffen Benützung berechtigt ift, 
darf nicht durch fünftliche Vorrichtungen den nach der Bodengeftaltung jtattfindenden 
Ablauf zum Nachtheile Anderer hemmen und ijt verpflichtet, Hemmungen, welche 
durh Zufall und Naturereigniffe entjtehen, entweder jelbjt zu bejeitigen oder doch 
anderen Betheiligten die Bejeitigung zu geftatten; gegenüber den Beſitzern tiefer 
gelegener Grundftüde und Benugungsanlagen fteht ihm der gleiche Rechtsanfpruch 
zu. Im Einzelnen gelten Hinfichtlich des Regenwaſſers mit den oben bezeichneten 
Mopdififationen die Grundfäße des Röm. Rechts. Bezüglich der künftlich angelegten 
Gräben und Kanäle ijt für den Befiter kraft der ihm obliegenden Pflicht zur In— 
ltandhaltung auch die Verbindlichkeit begründet, diefelben von Hinderniffen der B. 
ju räumen, ſoweit diejelben für andere Betheiligte, benachbarte Grundbefißer oder 
Venübungsberechtigte, Nachtheile erzeugen. Was die große Zahl der natürlich 
fließenden, nicht öffentlichen Bäche und Flüſſe angeht, jo ift e8 nach Geſetz, ftatuta= 
riſchen Vorſchriften, Herkommen entweder fakultativ Sache der Anlieger und 
Venübungäberechtigten, durch Räumung und Auskrautung für die Erhaltung der B. 
zu forgen, oder es ijt den einzelnen Beſitzern und jonftigen Berechtigten, jedem 
innerhalb des Bereichs feines Beſitzes oder Benüßungsrechts, die Räumung zur 
Frlicht gemacht, wobei manchmal die Bildung von Genoſſenſchaften zur Erfüllung 
diefer Aufgabe vorgefehen ift, oder es ift endlich, ſoweit die öffentlichen Intereſſen 
des Schußes größerer Flächen in Frage ftehen, der Gemeinde, ala der beitehenden 
Organifation der Gemarkungsgenofien, die Verpflichtung zur Erhaltung der B. auf: 
erlegt, wobei nicht jelten die Koften als eine Sozietätslaft auf die unmittelbar 
Vetheiligten ausgefchlagen werden fünnen. Für die dem allgemeinen Verkehrs: 
gebrauch dienenden öffentlichen, d. h. ſchiff- bzw. floßbaren Gewäſſer iſt die Erhal— 
tung der DB. in der Regel ala eine Aufgabe des Staats, manchmal übrigens, 
namentlich an floßbaren Gewäfjfern, auch ala Sache der Berfehrsinterefjenten 
(Hlößereigenoffenfchaiten) anerfannt. Soweit zwifchen einzelnen betheiligten Grund: 
und Anlagenbefitern über die Rechtsverhältniffe der B. beim Regenwaffer, an Gräben, 
Bächen und jonjtigen Privatgewäffern Streitigkeiten entitehen, find die bürgerlichen 
Gerichte zur Entjcheidung berufen. Die der Verwaltung Hinfichtlih der VB. zus 
ſtehenden Berugniffe gelangen namentlich darin zum Ausdrud, daß alle wichtigeren 
Anlagen, welche ein dauernde Hinderniß der B. bilden können, insbejondere Staus 
anlagen für Waſſertriebwerke und für Bewäflerungsunternehmungen, Brüden, Dämme, 
einer vorgängigen Genehmigung der Verwaltungsbehörde bedürfen, daß die Verwal: 
tungsbehörde die Befeitigung oder Abänderung jolcher Hemmniſſe, ſofern das öffent: 
liche Intereffe dadurch ala benachtheiligt erſcheint, herbeiführen und die verpflichteten 
Verbände, Gemeinden, Anlieger, Benutungsberechtigten im Intereſſe der Erhaltung 
der B. zur Räumung der fließenden Gewäfler anhalten fann. 

Gigb. u. Lit.: Preuß. Allg. ER. I. 9 Ss 102—117. — Geſetz v. 15. Novbr. 1811 wegen 
—— und Verſchaffung 9 V. — a re vom 9. Februar 1867 für Neuvor: 
bommern u. Rügen. — Code civ. art. 640. — Bayr. Waſſergeſetz Art. 34 ff. — Sädi. 
BGB. 88 354-356. — Defterr W fee ss 10 ff. — Windſcheid, I. $ 169. — 
v. Gerber, $s 61. — Stobbe, Handbuch 92. — Endemann, Ländl. FE 
techt, $ 20. — Nieberbing, Preuß. MWaflerrecht, “ 49 ff. — Peyrer, Defterr. Waſ 
teht, ©. 180. 3 Schenkel. 
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Borführungsbefehl,. Ueberall im Gange des Straiverfahrens kann der 
Richter auf Grund einfacher mündlicher Anordnung den Berhafteten, Beichuldigten 
zur Vernehmung oder zur Entgegennahme von Mittheilungen vorführen Lafien. 
Eines förmlichen, ſchriftlich ausgefertigten B. bedarf es dagegen in folchen Fällen, 
in denen es darauf ankommt, fich der Perfon des Abweſenden zu verfichern. Der 
V. iſt daher eine dem Haftbefehl analoge Maßregel, ein Mittelweg zwiichen der 
ehemaligen Realcitation des Gem. Rechts und dem Haftbefehl im technifchen Sinne, 
vornehmlich anwendbar für folche Fälle, in denen der Beichuldigte der Ladung den 
Gehorſam verjagte, die Schwere der ihm zur Laft gelegten Sandlung aus den Um— 
jtänden nicht deutlich erfannt werden kann und die Bedeutung der Fluchtgefahr bei 
der Ungewißheit der möglicherweife eintretenden Straffolgen nicht hinreichend erkannt 
werden kann. Borführung kann gleichzeitig mit der Ladung angedroht werden. 
Wird dagegen ein B. zum Zwecke jofortiger Vorführung erlaffen, jo müjjen Gründe 
vorhanden fein, aus denen auch ein Haftbefehl erlaffen werden könnte. Der Be— 
ichuldigte ift in dem betreffenden Schriftitüd genau zu bezeichnen, um Verwechſe— 
lungen jeiner Perſon auszuschließen, die ihm zur Laſt gelegte Straithat neben dem 
Grunde der Vorführung anzugeben. Die Vernehmung muß fjofort nach geichehener 
Vorführung jpäteftens im Yaufe des nächjtfolgenden Tages geichehen, andernialls 
mit dem Ablauf deifelben die FFreilaffung eintreten muß. Der VBorgeführte hat, 
wenn er nicht alsbald nach jeiner Einlieferung entlaffen wird, Anfpruch darauf, 
nach denfjelben Grundjäten behandelt zu werden, wie Unterfuchungsgefangene. Seine 
Aufnahme in ein Straigefängniß muß ala unzuläffig erachtet werden. Daß die 
Vorführung gerade an die Gerichtöftelle geichehe, iſt nicht erforderlich; auch amı 
Orte der Augenjcheinzeinnahme kann die Anweſenheit des Bejchuldigten erfordert 
werden. Nur der Richter, nicht die Staatdanwaltichait kann einen B. erlajlen 
(anderer Meinung Voitus). Auch während der Hauptverhandlung kann das 
perfönliche Gricheinen des Angeklagten durch einen V. oder Haftbefehl erzwungen 
werden; ingleichen zum Zwede des Strafvollzugs, wenn der Verurtheilte der Ladung 
zum Strafantritt feine Folge giebt oder der Flucht verdächtig ift. In diefem Falle 
it die Staatsanwaltichait zum Grlaß des V. beiugt. Die Untericheidungslinie 
zwißchen V. und Hafftbefehl ijt bei alternativer Zulafjung beider eine durchaus 
ichwanfende im Gejeße. 

Das Franz. Necht unterfcheidet gleichtalls neben dem Haftbefehl noch ander- 
weitige Maßregeln der Freiheitsbeſchränkung: den Gricheinungsbeiehl (mandat de 
comparution), den ®. (mandat d’amener), den VBerwahrungsbeiehl (mandat de depöt). 


Quellen: RStrafPO. 88 133—136, 235, 489, — Defterr. Straf PO. 38 172—175. — 
Code J. C. art. 95. — tal. Straf PO. art. 182, 187. — tal. Gef. vom 30. Juni 1876. 

Fit: Zacha riä, Handbuch des StrafProz., II. 87. — v. Holtzendorff, Handbuch 
d. Straf Proz. Rechts, I. ©. 378. — Ullmann, Defterr. StrafPO., ©. 424. — Helie, 
Pratique criminelle des Cours et tribunaux, I. p. 101; Derfjelbe, Traite de linstruction 
crim., IV. 1955—1961. — Boitard, Lecons de droit crim., p. 600-607. — Casorati, 
Di aleuni principali riforme, introdotte nella vigente procedura penale italiana, (1870) 
p. 14. v. —— 


Vorkaufsrecht (jus protimeseos) iſt das Vorrecht, welches Jemandem auf 
die Erwerbung einer Sache eingeräumt iſt. Daſſelbe pflegt im Röm. Recht zunächſt 
als Nebenabrede bei einem Kaufvertrage vorzukommen, in welchem ſich der Käufer 
verpflichtet; bei einem ſpäteren Verkauf der Sache dem Verkäufer den Vorzug zu 
geben, vorausgeſetzt, daß dieſer die von einem dritten Kaufluftigen angebotenen 
Bedingungen übernimmt. Gine befondere Art des V. ift es, wenn der Käufer fich 
verpflichtet, die Sache künftig feinem Andern, als dem Berfäufer zu überlafjen 
(1. 75 D. 18, 151. 21 $ 5 D. 19, 1, welche fowol von Sintenis, II. 
s 116 Anm. 235, als von Glüd XVI. ©. 160 jalich aufgefaßt werden). Das 
jus protim. fann aber auch in anderen Bevorrechtigungen, 3. B. einem Vorpachts— 
recht bejtehen (1. 75 eit.) und es fann nicht blos bei anderen Verträgen, 3. B. bei 
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der Pacht, vorkommen, ſondern auch ſelbſtändig durch Vertrag (l. 122 S 3 D. 
45, 1) und Zejtament begründet werden. 3 findet fich endlich auch ein geſetz— 
liches V. in folgenden Fällen: 1) für den Fisfus beim Verkauf aus Privatberg- 
werfen (l. 1 C. 11, 6); 2) für den dominus directus beim Verkauf eines emphy— 
teutifchen Grundjtüds (1. 3 C. 4, 66); 3) bei BVerfteigerungen im Konkurſe für 
die Gläubiger, bzw. unter ihnen für denjenigen, welcher die höchſte Forderung hat, 
jowie unter anderen Perjonen für die Verwandten des Gemeinjchuldners (1. 16 
D. 42, 5; 1. 60 D. 2, 14). Nicht dagegen ijt das Recht des erſten Käufers bei 
der in diem addictio als ein ®. zu bezeichnen (jo Sintenis, Keller u. W.), 
weil dieſer den beiferen Bieter nicht überbieten muß und feine Befugniß nur in 
einem Gintrittsrecht in den jpäteren Vertrag bejteht. — Vorausſetzungen des V. 
find, daß der Verkauf der Sache vom Gigenthümer beabjichtigt wird und der 
Berechtigte zur Uebernahme der durch den Dritten gebotenen Bedingungen bereit 
it d. 8 C.4, 66; vgl. 1.4 C. 11, 71). Der Berpflichtete muß deshalb von 
dem Verkauf dem Berechtigten Anzeige machen und die ihm zur Erklärung gegebene 
oder gejeßliche Zeit (jo bei der Emphyteufe von 2 Monaten) abwarten, nach deren 
fruchtlojem Berlauf das V. erliicht. Unterläßt der Verpflichtete diefe Anzeige, jo 
bleibt außer bei der Emphyteuſe (l. 3 C. 4, 66) die an einen Dritten vorge— 
nommene Beräußerung. gültig und der Borkaufsberechtigte kann gegen feinen Pacis- 
zenten nur das Intereſſe mit der actio venditi einfordem (l. 75 eit.), denn das 
V. Hat umnbezweifelt nur obligatorifche Wirkungen (Seuffert, Arch. VII. 37). 
Am Gem: Recht entitand jedoch in Folge des deutjchrechtlichen Retrakts- oder Näher- 
rechts (j. diefen Art.) bald eine Verwirrung. Man ließ nur für das vertrags— 
mäßige B. die obligatorifchen Wirkungen bejtehen und legte den gefetzlichen Fällen 
defielben, jowie den aus dem Deutjchen Recht Hergeleiteten dingliche Natur bei 
(Slüd, XVI. 156 fi.). Trotzdem man fich des Unterjchiedes beider Anjtitute 
bewußt war (Madihn, Diss. de jure protim. ejusque a jure retractus discrimine, 
1758; Wald, Näherreht, ©. 92 ff.), trat doch eine Vermijchung der Grundjäße 
des VB. und Näherrechts ein, welches nicht ohne Einfluß auf die partifularrechtliche 
Entwidelung geblieben if. So erwähnt der Cod. Max. Bav. das V. als eine 
bejondere Art des Netraftes (r. conventionalis) und findet den Hauptunterſchied 
zwiichen diefem und dem eigentlichen Retraft nur darin, daß das V. nur einen 
bevorstehenden Verkauf verhindern ſoll; ift aber diejer dennoch geichehen, jo treten 
die Wirkungen des verlegten Näherrechts ein. — Bon der gemeinrechtlichen Ber: 
mengung it auch das Preuß. Allg. LER. nicht freigeblieben, wie dies ſchon die 
Definition in I. 20 8 568 zeigt, welche einerjeit3 den gejchehenen Verkauf voraus: 
jegt, andererjeit3 aber dem Berechtigten feinen Abtrieb gewährt. Wird es durch 
Willenserklärung begründet, jo Hat es mur obligatorische Wirfung — und dies 
findet ſtets ſtatt bei beweglichen Sachen. Das gefegliche B. dagegen tft dinglicher 
Natur, welche auch bei Immobilien dem durch Willenserklärung entjtandenen in 
Folge Eintragung in die Hypothekenbücher beigelegt werden fann. Das 2. ijt 
nicht übertragbar und Hinfichtlich der Vererbung an die Vorfchriiten des Wieder- 
taufsrechts (j. diefen Art.) gebunden. Borausjegungen find: 1) ein wirklicher 
Verkauf, nicht auch ein anderes VBeräußerungsgeichäft,; 2) Anzeige an den Berechtigten, 
welche bei dinglichem V. und bei der Subhaftation in beitimmten Formen zu geichehen 
bat; 3) Erklärung des Berechtigten binnen bejtimmter Friſt; vorher kann der Ver: 
pflichtete und der dritte Käufer noch immer von dem Bertrage zurüdtreten. Gejchieht 
der Verkauf ohne Nüdficht auf den Berechtigten, jo hat diejer eine perjönliche In— 
tereffeforderung gegen den Verpflichteten, er fann aber auch den dritten Käufer ver— 
drängen, wenn dieſer die Eriftenz des perjönlichen V. kannte. Beim dinglichen V. 
treten ganz die Wirkungen des verlegten Näherrechts ein (j. diefen Art.), jo jedoch, 
daß die gejegliche Retraktsklage weder vererblich noch veräußerlich ift. Das perjön- 
lihe B. erlifcht, wenn eine Erklärung nicht erfolgt, Für immer; das gejeßliche ver— 
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jährt in 30 Jahren, während das eingetragene durch Löſchung im Grundbuch, Ver— 
sicht und Gintritt des dies ad quem untergeht. Die Zahl der geieglichen V. ift 
ihon im ER. ſelbſt und noch mehr durch die jpäteren Geſetze eingejchräntt worden ; 
gegenwärtig beiteht ein jolches nur für den Miteigenthümer zu ideellen Theilen 
und den Gnteigneten, wenn jpäter das enteignete Grundftüf von dem Enteigner 
wieder veräußert wird. Das Sächſ. BGB. fteht im Allgemeinen bezüglich der Ver— 
ichmelzung des perjönlichen u. dinglichen Vorkaufgrechts auf dem Standpunkt des Preuß. 
Allg. ER. — Das Oeſterr. BGB. dagegen hält die obligatorische Natur des B., 
welches als pactum adjectum beim Kauf erwähnt wird, durchgehends aufrecht und 
bemerft nur, daß es durch Eintragung dinglich werden fann und dann auch einen 
Abtrieb des Dritten zur Folge hat. — Der Code civil enthält feine bejtimmten 
Vorſchriften über das B., bringt es aber in gewifjer Weife mit dem Wieder— 
faufsrecht (f. diefen Art.) in Verbindung. 

DOuellen: l. 75 D. 81.— 12185 D. 19,1. — 1.128S3D. 4,1 —1.1.C. 
11,6. —1.3.C. 4,66. — 1.16 D. 42,5. — 1.60D.2,14. — 1.4 C. 11, 71. — Cod. 
Max. Bav. IV. 5 88 1,18. — Preuß. Allgem. ER. I 20 SS 568-657. — Gel. vom 8. 
November 1838 88 16—19. — Gel. vom 2. März 1850 $ 2 Nr. 6 s 4. — Gefeh dom 24. 
am 1865 88 104, 141. — Ebilt vom 9. Dftober 1807 $ 3. — Gef. vom 11. Juni 1874 
A PR Art. 470. — Defterr. BEB. 88 1072—1079. — Sächſ. BGB. S$ 

Lit.: Unter d. Zehrbb. bei. Glüd, Komm. XVI. S. 157 ff. — Sintenis, $ 116. — 
Kod, Recht ber — II. 235 f. — Förfter, Theorie und Praris des Preuß. 
vrivatrechis III. S 189. Kayſer. 


Vormerkungen im Grund-⸗ oder Hypothekenbuch find Einſchreibungen ſolcher 
Rechtsanſprüche, denen die Rechtswirkungen der Publizität, Erkennbarkeit und Gel— 
tung gegenüber neuen Erwerbern des Eigenthums oder dinglicher Rechte geſichert 
werden ſollen, während Hinderniſſe obwalten, welche der vollen Verwirklichung jener 
Anſprüche mittels einer endgültigen Eintragung oder Löſchung zur Zeit entgegen— 
ſtehen. Während Mecklenburg (auch Hamburg) unter dem Beifall der Kenner des 
dortigen Rechts die Eintragung zwar von Dispoſitionsbeſchränkungen, nicht aber 
(abgeſehen von wenigen Ausnahmsfällen für Einreden) von V. zuläßt, hat die 
Mehrzahl neuerer Deutſcher Geſetzgebungen dieſe vorwiegend im Sinne der vor— 
läufigen Eintragung von Hypotheken entwickelt. So liegt nach dem BGB. für das 
Königr. Sachſen 88 404—407 in jedem Eintragsantrage ala minus der Antrag 
auf V., und eine folche ift einzujchreiben, ſobald einerfeits die Forderung und der 
Rechtsgrund ihrer Eintragung durch underdächtige Urkunden bejcheinigt wird, anderer- 
ſeits der Gintragung jelbft noch ein Hinderniß entgegenfteht, das außerhalb des 
Weſens der Forderung und des Rechtägrundes zur Eintragung liegt. Der Eigen 
thümer und jeder nachjtehende Gläubiger ift befugt, eine Friſt zur Bejeitigung des 
Hindernifies bei Vermeidung der Löſchung der V. ſetzen zu laſſen. Nach Hebung 
defielben erfolgt die Umfchreibung der V. in eine Hypothef. Bon B. verichieden 
find eintragbare Verfügungsbeichränfungen ($ 224) und Rechtöwahrungen. Aehnlich 
Bayern, Württemberg, auch Defterreih. Preußen, fich anjchließend an 
das durch die Hypothekenordnung von 1788, die Novelle von 1853, das Allg. ER. 
und die Praris entwidelte Syitem der jog. hypothekariſchen Proteftationen (pro= 
teftativischer Einjchreibungen) ift in den neuen Grundbuchgeſetzen mit einem weit- 
greitenden Syſtem von V. unter Wahrung des Konſensprinzips vorgegangen. Im 
Lauf der Berathungen gemodelt und ungenau in der Terminologie, hat dafjelbe eine 
Menge von Streitfragen der wifjenfchaftlichen Erörterung und der Praris dargeboten. 
V. find zuläffig nicht nur zur Erhaltung des Rechts auf Eintragung von Hypo— 
theken, Grundfchulden, dinglichen Belaftungen, oder zur Erhaltung eingetragener 
dinglicher Rechte gegen etwaige Löſchungsanträge (pro conservando jure et loco), 
jondern auch zur Erhaltung des Rechts auf Auflaffung, auf Gintragung des Eigen— 
thumsübergangs, der Anfechtung des Bucheigenthums (pro cons. jure), jowie des 
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Rechts auf Löſchung in Gemäßheit von Wideripruchsrechten und Einreden (pro 
conserv. exceptionibus). So bei Öypothefen wegen nicht gezahlter Waluta oder 
erfolgter Rüdzahlung u. dgl. m. Die Arreftanlegung gegen Bucheigenthümer wegen 
Geldichulden aus bloßen Forderungsrechten ift Gegenjtand vielfachen Streites. Es 
wird von einer Geite ala Verfügungsbeſchränkung des Eigenthümers der Arreit in 
Rubr. II., von der andern als B. einer Hypothek in Rubr. III. eingefchrieben. 
Die letzte Anficht lehnt fich an das ältere Recht an und entipricht der Auffaffung 
Des Arreftes als antecipirter Erefution. Die Arreft:B. enthält die antecipirte Ju— 
dikathypothek des S 22 d. Grefutionsverordnung dv. 4. März 1834. Bon den 
Arreiterforderniffen verjchieden find die WVoraugfegungen der V. Wenngleich dieje 
gegen den nicht einwilligenden Bucheigenthümer ſowie in jonjtigen Fällen der Regel 
nach anders nicht eingetragen werden darf, ala durch die (den Konſens erjeßende) 
BVermittelung des Prozeßrichters, jo genügt es doch, wenn diefem der zu fichernde 
Anſpruch oder das Widerfpruchsrecht glaubhaft gemacht wird. Erledigt ich die 
DB. nicht durch Umſchreibung, oder ſonſt durch eine definitive Gintragung oder 
Löſchung, jo jteht dem dadurch Beeinträchtigten je nach der Sachlage die Klage auf 
Löſchung zu, dem Bucheigenthümer z. B. in Geftalt der Negatorienflage. — Nach den 
innerhalb Preußens gemachten Erfahrungen gehört eine erjchöpfende Ordnung der 
Sicherungävermerfe im Grundbuchweien zu den jchiwierigften Aufgaben der Gejet- 
gebung. 

Gigb. u. Lit.: ©. db. Art. Grundbuhamt xc. — Ferner inabel.: Preuß. Hyp.Orbı. 
1783, 11. $$ 289 ff. — Novelle 1853, 85 43 ff. — Allg. ER. I. 20 85 417 ff. u. Ergänz. — 
Ueber bypothefar. Proteftationen: die Monographien v. Grävell 1815, Schepers 1830, 
Ditmar 1850, Prinz 1858. — vom 5. Mai 1872, 88 8, 9, 16, 
22, 38, 59, 60, 70. — Außerdem: Grbb.D. SS 64, 88, 89, 102; dazu bie Kommentare. — 
Dernburg, Lehrb. d. Preuß. Privatrechts, $ 204. — Förfter, Theorie und Prarid bes 
Preub. Privatrechts, 5 23, 198. — Behrend in j. — VII. 115 ff. — Strützki in 
Grucot’s Arch. XVII. 738 fi. — Yädel, daj. XVIIL 4. — v. Meibom, Medienb. 
SR bei. ©. 6910, 7115, 110, 134. — Roth, Bayer. Civ. Recht, $ 190, II. — Defterr. 
BOB. $ 453 (durch B. ein bedingtes Pfandrecht) — Grbb.Gel. vom 25 Juli 1871 (Einver- 
leibungen, Bormerkungen, Anmerkungen), j. Erner in Behrend’3 Zeitichr. VI. 178 fi. — 
Kindel, Die durch den au eßrichter vermittelte ———— in Beiträge zur Erläuterung 
des Deutſchen Rechts von say u. Küntzel, Bd. XXIV. ©. 303—335 u. 643—676. 


Schaper. 


Bormundihaft iſt die durch Rechtsvorichriit angeordnete Fürforge und Ver: 
tretung für Perfonen, denen ganz oder zum Theil die erforderliche Selbjtändigfeit fehlt. 

A. Geſchichtliche Entwidelung Die B. knüpft im Röm. Recht an 
die väterliche Gewalt, das Familien- und Erbrecht an. Zunächſt hat der Vater 
dafür Sorge zu tragen, daß nach feinem Tod feine unmündigen Hausfinder in Rath 
und That einen Vertreter und Beiftand finden. In Grmangelung einer väterlichen 
Beitimmung geht dieje Pflicht auf die Familien über in der Weife, daß dem geſetz— 
lihen Erbrecht die Pflicht zur Uebernahme der B. entipricht (1. 1 pr. D. 26, 4; 
pr. 1. 1,15; $ 7 1.1, 16). ine obrigfeitliche Fürforge trat zwar von Alters 
ber in Nothrällen ein (Ulp. XI. 24; Gaj. I. 184) und gegen die zweite Hälfte 
der Republif dann immer, wenn tejtamentarifche oder gejegliche V. nicht vorhanden 
war. Nichtödeftoweniger blieb aber die V. ein munus privatum, dem gegenüber 
ein eigentliches Oberauffichtsrecht des Staates nur in jehr beichränftem Umfange 
fih entwidelte. Dafjelbe war in feiner Weife ordentlich geregelt und bezog fich 
auch im Justin. Recht vorzugsweife auf das Vermögen, während für die perjünlichen 
Beziehungen dem Familienrath (consilium necessariorum, 1. 1 pr. $1; 1.5 D. 27, 2) 
eine Aufficht übende Thätigkeit vorbehalten blieb. Daraus erklärt fich auch die jo 
mangelhafte Ausbildung einer Fürforge für die Minderjährigen, und die für die Rechts- 
ficherheit jo gefährliche Ausdehnung der Wiedereinjegung in den vorigen Stand. Mit 
dem waffenfähigen Alter, d. 5. mit der Pubertät, trat auch die volle Handlungs— 
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fähigkeit ein. Im Deutſchen Recht, welchen letztwillige Verfügungen unbekannt 
waren, war die V. ein reiner Ausfluß des Familienrechts. Hier zeigt fich aber 
nicht nur ein dem Hülfsbedürftigen gewährter Schuß, jondern auch ein Recht des 
Bormundes, welchen jogar zuweilen ein Nießbrauch am Vermögen des Mündels 
zuftand und als nächitem Erben auch die Rechnungslegung erlaffen war (Sachſenſp. I. 23 
$ 2). Daneben zeigt ſich aber jchon in den Volksrechten und den Kapitularien (vgl. 
Walter, Deutjche Rechtsgeſch, $ 134 Anm. 6, 7, 8) ein weitgehender Schuß des 
Königs und feiner Beamten für die Bevormundeten, wie für andere der Hülfe bedürftigen 
Perjonen. Diefen öffentlichen Gharalter der V. konnte auch die Rezeption des 
Röm. Nechts nicht zurüddrängen; aus dem allgemeinen Königsſchutz bildete ſich 
allmählich das beiondere Oberauffichtsrecht der Yandeshoheit und das Inititut der 
Ober⸗V. Die RPoliz.O. von 1548 Tit. 31 und 1577 Tit. 32 jtellen die V. 
unter die Pflichten der Obrigkeit, welche allein den Vormund zur Verwaltung zu— 
läßt, ihn vereidet und über feine Handlungen jtetig wacht (j. d. Art. Tutorium). 
Jene Reichsgeſetzgebung hat auch nach richtiger Meinung den Unterichied zwiſchen 
tutela und cura aufgehoben und die allgemeine B. bis zum vollendeten 25. Lebens— 
jahre feftgefeßt. So ift die V. im Gem. Recht zu einem Theil des öffentlichen Rechts 
geworden, wird aber wegen des entjtehenden Berpflichtungsverhältniffes zwiichen Vor— 
mund, Mündel und Dritten von den Lehrbüchern des Giv.R. für fih in Anjpruch 
genommen und bald in Verbindung mit dem Obligationenreht Puchta, Wind- 
jcheid), bald im Familienrecht dargeftellt. Auch von den größeren Partiktulargejch- 
gebungen wird von Denjenigen, welche fich in ihrem Syſtem den Inftitutionen ans 
jchließen, die B. im Perjonen( Familienrecht abgehandelt (Bayern, Oeſterreich, Franzöf. 
Nechtögebiet) ; nur Preußen hat den Standpunkt des öffentlichen Rechts voll gewahrt 
und daher auch in diefem der B. ihren Pla angewiejen (Allg. ER. II. 18). Jetzt 
it für den ganzen Umfang der Monarchie eine befondere V.-Ordn. (vom 5. Juli 
1875) erlafien. Was die Entwidelung des Inſtituts jelbjt anbetrifft, jo Hat das 
Deiterr. BGB. den durch die RPoliz.O. überkommenen Rechtszuftand nicht bedeutend 
verändert. Der Cod. Max. Bavar. jteht zwar wejentlic” auf dem NRömifchen Ge— 
ſichtspunkt, jo 3. B. in der Unterjcheidung einer tutela impuberum und cura minorum, 
hat aber doch fonft die gemeinrechtliche Lehre aufgenommen. Böllig neue Geſichts— 
punkte entwidelten das Allg. ER. und der Code civil. Erfteres fieht in der 8. 
einen Gegenjtand der bejonderen Vorſorge des Staats, der Vormund ijt daher auch 
als ein Bevollmächtigter defjelben aufzufaflen, und die V. ein munus publicum in 
vollem Sinne geworden. Deshalb trug das bisherige Preuß. V.recht den Charakter 
einer Beamteninjtruftion, wobei das Gericht als die leitende Behörde galt. Durch 
diefe Anordnung und die jchwere Haftpflicht der Follegialen Obervormundichaits- 
behörde lag der Schwerpunkt der ganzen Verwaltung in diefer. Die Praris der 
Gerichte hatte dem VBormund faft jede Selbitändigfeit entzogen und ihn zum aus— 
führenden Diener des vormundjchaftlichen Gerichts gemacht. Im Gegenjag hierzu 
bat der Code civil die familie zu größerer Thätigfeit herangezogen; ein aus den 
nächiten Verwandten bejtehender Familienrath, deſſen Vorſitz der Friedensrichter führt, 
vertritt gleichham die Obervormundjchaftsbehörde, und nur in wichtigen Fällen der 
BVermögensverwaltung iſt eine Genehmigung des Gerichts erjter Inſtanz erforderlich, 
endlich ift bei allen gerichtlichen Verhandlungen Bevormundeter die Mitwirkung der 
Staatsanwaltichaft geboten. Die Vorjorge des Staates tritt hierbei zu jehr in den 
Hintergrund, es beiteht feine gejegliche Berpflichtung zur Anzeige des Bedürfniß- 
falles und eben deshalb werden in vielen Fällen Stegelungen verfäumt und Vor— 
münder überhaupt nicht beſtellt. Wird aber die Anzeige erjtattet, jo entjtehen 
Koften, welche nicht jelten bei Kleinen Maſſen diejelben erichöpten. Diejen Mängeln 
it in Elſaß-Lothringen durch das Gejeg vom 22. Oft. 1873 wejentliche Abhülfe 
geworden. In Eleineren Deutichen Staaten (3. B. Württemberg) hat man die Ge— 
meinde zur vormundichaftlichen Aufficht herangezogen. Die neue Preuß. V. Ordn. 
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vom 5. Juli 1875 giebt dem VBormund freie Bewegung und jtellte eine Stontrole 
in dem Gegenvormund und dem Ginzelrichter auf, der nicht mehr jelbitändig ver- 
waltet, jondern die obere Inſtanz bildet. Außerdem wird aus Gemeindemitgliedern 
ein Waijenrath geichaffen, welcher die Abjtellung von Mängeln und Pflichtwidrig- 
feiten bei der bürgerlichen und fittlichen Erziehung der Pflegebefohlenen vorzugaweije 
wahrzunehmen hat. freilich wird von Einigen (vgl. Lyon, Geharnifchte Streifzüge 
in der B.Ordn., 1879) es getadelt, daß das Gefe eine größere Gejchäftsfunde vor— 
ausjeßt, alö bei dem gegenwärtigen Material von Vormündern anzutreffen ift — 
was offenbar mehr einen Tadel gegen das bisherige Recht enthält — und daß die 
Kontrole über das Vermögen des Mündels jet nicht mehr die frühere Sicherheit 
bietet — was nicht ganz unbegründet ericheint. Früher lag in dem fchleppenden 
und büreaukratiſch ängjtlichen Gang der Verwaltung die Schädigung der Intereſſen 
des Mündels auf der entgegengejeten Seite. 

B. Grundzüge des Gemeinen und Preußiichen B.rechtes. 

1) Die Bevormundeten. Nah Röm. Recht ftanden nur impuberes und 
frauen unter B.; die der letzteren fiel jchon mit Ende der KHaiferzeit weg. Im 
Altdeutfchen Recht war eine große Anzahl von Perionen dem mundium unterworfen, 
aus welchem erſt mit der Rezeption des Röm. Rechts die B. in klarer Form her— 
vortrat. Ihr waren bis in die neuejte Zeit auch Frauen (Geſchlechts-V.) unter- 
ordnet. Heutzutage giebt e8 nur noch eine Alters-V. der Minderjährigen; für die 
anderen Arten hülfloſer Perfonen it die Pflegichaft ftehen geblieben. Nach der 
Preuß. V. Ordn. tritt die V. über Minderjährige, jowie über Großjährige ein, wenn diefe 
für geiftesfranf oder zum Berjchwender erklärt, oder taub, jtumm oder blind und 
an der Bejorgung ihrer Rechtsangelegenheiten verhindert find, endlich über Abweſende 
($$ 81, 82). Eine Pflegichaft wird für Hausunterthänige oder Bevormundete in 
einzelnen Angelegenheiten bejtellt, wenn die Ausübung der väterlichen oder vormund- 
ihaftlichen Rechte thatjächlich oder rechtlich nicht ſtattfinden kann ($ 86). 

2) Piliht und Fähigkeit zur Uebernahme. Jeder Bürger iſt zur 
Uebernahme der V. verpflichtet, berechtigt find Mütter, Großmütter und Geiftliche, 
joweit fie nicht unfähig find. Fähig ift in der Negel Jeder, der nicht jelbjt einer 
V. bedarf. Die unfähigen Perjonen theilen fich in zwei Klaſſen: folche, deren Be— 
fung nichtig iſt (jog. excusatio necessaria), und folche, die troß erfolgter Be— 
rufung von der Ober-V. nicht anerfannt- werden (ſ. d. Art. Ausſchließungs— 
gründe von der B.). Der Pflicht zur B. kann man fich nur bei dem Bor- 
bandenjein gewichtiger Gründe entziehen (j. d. Art. Ablehnungsgründe des 
VBormundeo). 

3) Berufung und Antritt, j. d. Art. Tutorium. 

4) Die einzelnen Berufungsgründe. 

a) Tejtament. Der Gewalthaber kann jeinem unmündigen Kinde und jeinem 
posthumus in einem Zejtament oder bejtätigten Kodizill einen Vormund ernennen. 
Urjprünglich wie bei der Erbeinfegung waren verba imperativa latina erforderlich, 
ipäter ijt jede Form ausreichend und Bedingungen, Berriftungen ꝛc. zuläffig; der 
Vormund mußte Erbeinjegungsfähigfeit haben und individuell bezeichnet fein, auch 
darf er nicht blos für einzelne Gejchäfte beftellt werden: tutor personae non rei vel 
causae datur. Die tutela testam, jteht und fällt mit dem Teſtament außer bei 
verlegtem Pflichttheilärecht, wo jene aufrecht erhalten bleibt (Nov. 115 c. 3). Ueber 
confirmatio tutoris j. d. Art. Tutorium. Nach der Preuß. V. Ordn. kann durch 
Teftament oder in einer gerichtlich oder notariell beglaubigten eigenhändig ge- und 
unterichriebenen Urkunde der Vater einen Vormund berufen, wenn er die patria 
potestas oder DB. zur Zeit des Todes hatte. Eine gleiche Ernennung steht der 
Mutter zu ($ 17 Nr. 2 und 4). 

b) Gejeß. In Grmangelung eines tut. testam. werden jchon nach den 
XI Tafeln, wie zur Inteftaterbichaft, jo auch zur V. die männlichen Agnaten und 
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Gentilen berufen. Ebenſo ſtand nach Analogie des Patronats dem parens manu- 
missor die VB. über das emanzipirte Kind zu, welche nach feinem Tode auf jeine 
sui filii überging (tutela fiduciaria). Seit Nov. 118 c. 5 find noch die Kognaten 
binzugefommen. Die tutela legitima tritt ferner ein, wenn die teftamentarifche 
Ernennung ungültig it, bzw. durch Gintritt der Bedingung oder Berriftung es 
wird, jowie wenn der lehtwillig ernannte Vormund ftirbt. Die Preuß. B.Ordn. 
jtellt außer der sub a erwähnten in die Reihe der gejeglich Berufenen noch den 
Adoptivvater, Mutter und Großvater ($ 17), in eine tutela fiduciaria verwandelt 
fich das bisherige Gewaltäverhältniß bei Verheirathung, getrennter Haushaltung oder 
Gntlaffung des Kindes, welches die Rechte eines Großjährigen nicht erhält ($ 12 
Abi. 1). Eine tutela pactitia giebt es nicht. 

ec) Obrigfeitlihe Bestellung. Die 1. Atilia (vermuthlih im Jahre 
443 oder 460 der Stadt) verordnete, daß einem Pupillen, der weder einen teftamen= 
tariichen noch geleglichen VBormund Hatte, ein folcher durch den praetor urbanus 
und die Mehrzahl der Bolfstribunen gegeben werden follte. In den Provinzen 
übte jeit der 1. Julia et Titia (526 [?] d. St.) der Provinzialjtatthalter dies 
Recht. In der Kaiſerzeit lag die Pflicht theils bejonders beitimmten Beamten 
(praetor tutelaris), theils den höheren Magijtraten (praefectus vigilum, praetor, 
praeses provinciae) ob und ging endlich unter Juftinian auf die Stadtbehörde 
über. Heutzutage find die Gerichte eriter Inftanz dazu berufen. Die Ernennung 
muß eine unbedingte fein (actus legitimus). Gewiffe untere Behörden, im Franzöſ. 
Recht die Bürgermeifter, in Preußen der Waifenrath (f. diefen Art.), jollen der 
Ober-V.sbehöde den Bedürfnikfall anzeigen und Vormünder in Vorſchlag bringen 
(petere tutorem), das Gleiche liegt bei Verluft ihres gefeglichen Erbrecht den In— 
teftaterben der Pupillen ob. Die tutela dativa tritt ferner bei Ablehnung, Uns 
tauglichkeit und Abjegung des teftamentarifchen VBormundes ein. Nach der Preuß. 
V. Ordn. follen geeignete Berrvandte und Verichwägerte des Mündels zunächſt be= 
rüdfichtigt werden ($ 19). 

5) Vormundſchaftliche Verwaltung. 

a) Sorge für Erziehung und Unterhalt. (Tit. Dig. 27,2; Cod. 5,49; 
50 —). Der Vormund ift zwar weder verpflichtet, den Mündel zu ernähren, noch 
zu erziehen, doch joll er überwachen, daß Beides in angemefjener Weije geichehe. 
Bei der Erziehung enticheidet das freie Ermeſſen der Obervormundichaftsbehörde, 
doch ſoll der Wille des Vaters in Rückſicht gezogen, auch können Njcendenten und 
andere Blutsverwandte im Nothialle zur Erziehung gezwungen werden. Der Bor: 
mund bat die zur Ernährung bejtimmten Gelder bereit zu halten. Nach der Preuß. 
V. Ordn. hat die Mutter ein vorzugsweiſes Necht auf Erziehung, das fie auch nicht 
durch eine zweite Ehe verliert, welches ihr aber aus erheblichen Gründen nah Anz 
hörung des Vormundes und Waiſenraths durch den VBormundichaftsrichter entzogen 
werden kann. Im Uebrigen gebührt dem Vormund die Erziehung und die Wahl 
des Berufs ($ 28), die Wahl der Religion fteht mit dem 14. Jahre dem Mündel 
jelbit zu (Allg. ER. II. 5 $ 84), ſonſt jollen Kinder auch bei gemifchten Ehen in 
der Religion des Vaters erzogen. werden, wenn diefer e8 nicht anders beitimmt hat 
(Deflar. vom 21. Nov. 1803; Kab.Ord. vom 17. Aug. 1825 [für die weftlichen 
Provinzen]). 

b) Sorge für das Vermögen (. d. Art. Mündelgut). 

c) Insbeſondere die Bertretung des Mündels durd den Vor— 
mund. Sit der Mündel völlig handlungsunfähig, jo Führt der Vormund die Ver— 
waltung allein. Minderjährige fonnten im Röm. Recht jelbjtändig handeln, voraus— 
gejeßt, daß der Vormund gegenwärtig feine Genehmigung ertheilte (auctoritatis 
interpositio); Heutzutage genügt nach richtiger Meinung jeder irgendwie erflärte 
Konſens. Tritt der Vormund allein auf, jo gingen die Wirkungen diejes Handelns 
ihon im Justin. Recht direkt auf die Perſon des Mündels über. Wie weit diejer 
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durch allein vorgenommene Rechtsgeſchäfte verpflichtet wird, iſt ſtreitig. Nach Preuß. 
Recht iſt der Mündel handlungsunfähig, ſeine Geſchäfte ſind unwirkſam; andererſeits 
iſt ihm durch das Geſetz vom 12. Juli 1875 wegen der von dem Vormund ab— 
geichlofienen Geſchäfte im Intereſſe der Nechtäficherheit die Wiedereinjeßung in den 
vorigen Stand entzogen. 

d) VBeräußerungsbeihränfungen (f. d. Art. Mündelgut). 

e) Berwaltung mehrerer Vormünder (Tit. C. 5, 22). Die Be 
rufung mehrerer Perfonen zur V. iſt heute allgemein zuläffig, fie hat nur Einfluß 
auf die Art der Verwaltung, welche nach Ermeſſen der Behörde entweder eine 
gemeinfame oder eine getheilte fein, oder nur durch Einen geichehen kann. Im 
eriten Fall ijt jeder Vormund in gleicher Weife berechtigt und verpflichtet; bei 
Widerſpruch gilt, wie im Staatörecht, der Grundjaß: pari imperio majus est vetantis. 
Ihre Haftung dem Mündel gegenüber ift eine folidarifche und nur durch das benef. 
divisionis, excussionis und cedendarum actionum gemildert. Die Theilung der 
Verwaltung gejchieht entweder nach geographiichen Bezirten (per regiones) oder nach 
Geichäftäfreifen (per partes). In feinem Kreiſe haftet der Berwaltende (gerens) 
zunächft, die Uebrigen (honorarii) nur für die Beauffichtigung defjelben. Daſſelbe 
Rechtsverhältniß findet ftatt, wenn nur Einem allein die Verwaltung übertragen ift. 
3u den tutores honorarii gehört auch der tutor notitiae causa datus (1. 14 88 1—6 
D. 46, 3; 1. 32 $1 D. 26, 2; 1.1 C.5, 38). — 68 können aber auch getrennte 
V. eingerichtet und ein Spezialvormund zur Vornahme eines beftimmten Gejchäftes 
ernannt werden (1. 21 $$ 2—4 D. 27, 1; 1. 3 C. 5, 44). Nach Preuß. V. Ordn. 
wird als gejeglicher VBormund immer nur Eine Perfon berufen ($$ 12, 13, 17), 
auch die tutela dativa joll nur Einem übertragen werden ($ 19 Abi. 8). Mit» 
vormünder werden aljo am meilten durch letztwillige Verfügung beftellt werben; fie 
verwalten in der Regel — wenn ihnen nicht einzelne Gebiete befonders zugetheilt 
find? — gemeinschaftlich und es entjcheidet bei Meinungsverfchiedenheiten die Mehr— 
beit, eventuell das B.gericht ($30). Die Einrede der Theilung ift ausgeſchloſſen ($ 32). 
Ueber den Gegenvormund F. diefen Art. 

6) Beendigung der ®. (Tit. Inst. 1, 22; C. 5, 60.) Sie tritt‘ ein: 
a) wenn Vormund oder Mündel ftirbt; b) wenn diejer großjährig oder für groß- 
jährig erklärt wird oder fih an Kindesftatt annehmen läßt; c) wenn die Bedingung 
oder Befrijtung fich geltend macht, unter welchen die Berufung erfolgte, d) wenn 
die beitimmten Gründe eintreten, welche den Vormund zur Niederlegung feines 
Amtes berechtigten (jog. excusatio superveniens, ſ. d. Art. Ausſchließungs— 
gründe von der B.); e) wenn der Bormund entfernt wird (f. d. Art. Remo— 
tion). Bgl. Preuß. V.Ordn. 88 61 ff., 84. 

7) Obligationen aus der vormundichaitliden VBerwaltung. 
(Tit D. 27, 3; C. 5, 38, 51.) Diejelben haben ihren Grund in der Geſchäfts— 
führung des VBormundes und werden deshalb von den Römern zu den obl. quasi ex 
contractu gezählt (j. d. Art. Quaſikontrakte). Der VBormund haftet daher mit 
der actio tutelae directa auf Rechnungslegung, Erfüllung feiner Obliegenheiten und 
Aushändigung des Saldo. Sie ift im weiteften Sinne eine bon. fid. actio und 
kann erſt nach beendigter B. angejtellt werden. Hat der Bormund aus dem Mündel— 
vermögen etwas bei Seite gebracht und unterfchlagen,, jo haftet er jchon nach den 
XI Tafeln mit der actio de rationibus distrahendis auf das Doppelte. Beide 
Klagen find infamirend und activ vererblich. Der Mündel jelbft kann nad) erreichter 
Srogjährigfeit den Vormund von jeiner Haft befreien, vorher kann das nur dom 
Erblaſſer mit der Maßgabe geichehen, daß er für eine culpa levis nicht verantwortlich 
gemacht wird (tutor aneclogistus, der in den neueren Partikularrechten größere 
Freiheiten genießt). Zur befferen Sicherheit feiner Ansprüche ift dem Mündel ein 
geſeßliches Piandreht an dem ganzen Vermögen des Vormundes gegeben. Nach 
Preuß. V. Ordn. kann der Vormund von Legung der Schlußrechnung nicht befreit 
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werden ($ 68), auch ift dem Mündel und jeinen Nechtönachtolgern gejtattet, behufs 
Prüfung derjelben die B.akten einzujehen. Gin Piandrecht oder Titel zum Pfand— 
recht entjteht durch die B. nicht ($ 32), dagegen fönnen VBormünder, welche ein 
erhebliches Vermögen des Mündels verwalten, von dem Gericht zur Sicherheits: 
leitung angehalten werden (SS 58, 59), welche mit Beendigung der V. zurüczugeben 
iſt (S 70). 

Die Erben des VBormundes haften nur für deſſen culpa lata; neben ihm aber 
kann der Mündel noch andere Perfonen in folgender Reihenfolge belangen: a) die 
Bürgen; b) die affirmatores, d. h. Diejenigen, welche die Tüchtigkeit und Zuver— 
Läffigfeit des VBormundes der Obrigkeit verficherten; c) die postulatores, d. bh. Die: 
jenigen, welche den Vormund erbeten; d) die nominatores, worunter befonders die 
vorichlagenden niederen Behörden veritanden find; e) die Mitvormünder bei un: 
getheilter Verwaltung; f) die Obervormundjchaftsbehörde; g) die honorari. Dazu 
tritt die Haltbarkeit des Vaters, falls der Bormund noch in Gewalt fteht. Um: 
gekehrt jteht aber auch dem Bormunde gegen den Mündel die actio tutelae con- 
traria auf Gritattung der Auslagen und Befreiung der übernommenen Berbindlich- 
feiten zu; auf ein Honorar nur dann, wenn ihm ein jolches durch den Grblafler 
oder die Obrigkeit zugefichert it. Die Preuß. V.Ordn. hebt unter den Mitver: 
hafteten noch bei. den Ehemann einer zum Vormund beitellten rau hervor, wenn 
er jelbit nicht Vater des Mündels ift ($ 32). 

8) Obervormundjchaft, ſ. diefen Art. 

Quellen: Tit. Iost. 1, 13—26; D 26, 27. — C. 5, 23-75. — RPol.D. von 158, 
zit. 31; von 1577, Zit. 32. — Cod. Max. Bar. I. 7, 1-34. — Oeſterr. BGB. 9 
187—2834. — Allgem. ER. IL 18 — Code civil. art. 390—475. — Elſ.Lothr. Gele vom 
22. Ott. 1873. — Preuß. Vorm.Ord. vom 5. Juli 1875. — Gef. betr. die Geſchäftsfähigleit 
Minderjähriger und die Aufhebung der Wiedereinjeßung in den vorigen Stand wegen Minber: 
jährigfeit v. 12. Juli 1875. — Gejeß betr. die Ren, Stempel und Gebühren in Bormund: 
Ihaftölachen vom 21. Juli 1875. — Allg. Verf. vom 20. Nov. 1875 (Geſ. Samml. ©. 43). 

Lit.: Glüd, Komment, XXVIIL—XXXIU — Rudorff, Das Recht der V. aus ben 
Gem. in Deutichland geltenden Rechten entwidelt, 3 Bbe., 1832—1834. — Kraut, Die ®. 
nad) den Grundjäßen d. Deutichen Rechts, 3 Bde., 1832—1834. — Rive, Geſch. d. Deutichen 
B. 1861—1864. — Dernburg, Dad Preuß V.Recht, 1. Aufl. 1876. — Märder, 
Die neue Borm.:Ordn. 1875. — Die Kommentare von Wadler, König, Löwenſtein, 
Anton, Neumann, Heſſe. — Trait de la minorite et de la tutelle par de Fr&min- 
ville, 1845, 2 vol. — Demolombe, Cours du droit civ., vol. VII, VIIL, 4. ed. 1874. 
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Vorſpaun kann im Frieden nur für die auf Märſchen, in Lagern oder in 
Kantonnirungen befindlichen Theile der bewaffneten Macht und nur joweit getordert 
werden, als der Bedarf nicht im Vertragswege gegen ortsübliche Preife durch die 
Militärintendantur hat fichergeitellt werden fünnen. Zur Stellung des V. (Fuhr— 
werke, Geſpann, Gejchirrführer) find alle Beliter von Zugthieren und Wagen ver: 
pflichtet, in erfter Linie jedoch diejenigen heranzuziehen, welche aus dem Bermiethen 
ihrer TIhiere und Wagen oder dem Fuhrwejenbetriebe ein Gewerbe machen, während 
die Hofhaltungen, Gejandten, Gejtüte, Militärverwaltungen, Offiziere, öffentlichen 
Beamten, Seeljorger, Aerzte, Thierärzte und Pojthalter Befreiung genießen. Der 
V. ift regelmäßig durch Vermittelung der Gemeinde auf Grund der von der zu: 
jtändigen Givilbehörde ertheilten Anordnung (Marfchroute) zu geftellen und joll ın 
der Regel nicht länger als einen Tag benußt werden. Die Vergütung erfolgt tageweiſe 
nach den vom Bundesrathe von Zeit zu Zeit (zuleßt in der Sitzung vom 23. De}. 
1879) für jeden Bezirk eines Lieferungsverbandes endgültig Teftzuftellenden Ver: 
gütungsfäßen, mindeitens für einen halben Tag und unter Einrechnung der Fahrt 
vom Wohn- nach dem Stellungsorte und zurüd, wenn die Entfernung mehr als 
7'/; Kilometer beträgt (aladann 15 Kilometer — /, Tag). Für Berluft, Be 
ichädigung und außergewöhnliche Abnugung an Zugthieren, Wagen und Gecſchirr, 
welche in Folge oder gelegentlich der V., oder Spanndienftleiftungen ohne Verſchulden 


Boritand. 1181 


des Eigenthümers oder feines Geipannführers entjtanden find, hat voller Erſatz ein- 
jutreten, welcher nöthigenfall® auf Grund jachverjtändiger Schägung unter Zuziehung 
der Betheiligten fejtzuitellen ift. Der Anspruch erlischt, wenn er nicht innerhalb 
vier Wochen nach Eintritt der behaupteten Beichädigung angemeldet worden ift (RGeſ. 
über die Naturalleiftungen für die bewaffnete Macht im Frieden vom 13. Febr. 
1875, in&bejondere $S 3, 9 und 16, über deren Abänderung ſich der Reichdtag vom 
Frühjahr 1881 mit den Regierungen nicht zu einigen vermochte; dazu revidirte Aus— 
ührungsinftruftion v. 11. Juli 1878 Nr. 1, R.G. Bl. ©. 230). Vom Tage einer 
Mobilmachung an tritt die erweiterte Verpflichtung der Gemeinden ein, die im 
Gemeindebezirfe vorhandenen Transportmittel und Geipanne für militärifche Zwecke 
aller Art zu überlaffen und die in der Gemeinde anweſenden Mannfchaften u. a. 
zum Dienjte ala Geipannführer zu ftellen (Reichäkriegsleiftungsgeieß v. 13. Juni 1873 
KENT. 3). Wegen der Vergütung gilt zumächit Gleiches, wie im Frieden; außerdem 
erhalten uhren, welche länger ala 48 Stunden von der Heimath entfernt bleiben, 
Cuartier= u. Berpflegungsanjpruch und unter gleicher Borausfegung oder bei Annahme 
auf unbejtimmte Dauer jollen Wagen, Gefchirre und Zugthiere fchon vor Abgang 
durch Sachverjtändige tarirt werden (J 12 nebſt kaiſerl. Ausf.Verordn. dv. 1. April 
1876, R.G.Bl. ©. 137 Nr. 5). Präflufivfrift für Schädendnfprüche: ein Jahr nach 
evrolgter allgemeiner Meldungsaufforderung ($ 22). — Für Defterreich vgl. die 
t. £. Berordn. vom 15. Mai 1851 über Einquartierung und ®. 
Leuthold. 


Borftand iſt das zur Vertretung nach außen und zur Leitung nach innen be— 
ruiene Organ einer Körperichaft. Ueber die Zufammenjegung und Beftellung dieſes 
Organs, über feine Vertretungskompetenz und feine inmeren Berugniffe, über die Ver— 
antwortlichkeit und die Rechtsanjprüche jeiner Mitglieder gegen die Körperichait und 
gegen Dritte enticheidet zumächit das Statut. Im Uebrigen werden die Wirkungen 
der Handlungen des V. nach den allgemeinen Grundfägen über Vollmacht und Stell- 
verfretung, die inneren Rechtöverhältnijfe zwiichen dem V. und der Körperjchaft nach 
den Regeln des Mandats beurtheilt. Ausführliche Beitimmungen über Korpora- 
tionsvorſtandſchaft überhaupt enthält das Preußische IR. Daffelbe macht mindeſtens 
Ginen Vorſteher bei jeder Korporation obligatorisch, überträgt die Wahl im Zweifel 
der Mitgliederverfammlung, und normirt die dem B. in Bezug auf die Yeitung der 
torporativen Angelegenheiten zuftehenden Rechte und Pflichten, ſowie den durch Kor- 
porationsbeichluß nicht abänderlichen Anſpruch der Korporation, die Vorjteher über 
ihre Amtsführung zur Rechenjchait zu ziehen (II. 6 $$ 137—146). Eine Vertre— 
tung nach außen aber geiteht das Preußiiche ER. den Vorſtehern als jolchen nicht 
ju, macht vielmehr im Allgemeinen die Beiugniß zur Vertretung der Korporation 
von einer ausdrüclich ertheilten Vollmacht oder von dem in der Uebertragung eines 
gewiſſen Geſchäftskreiſes oder einer beitimmten Verwaltung jtillfchweigend erhaltenen 
Vollmachtsauftrage abhängig ($$ 135—136, 151—158). Doch kann eine vollere 
Vertretung der Korporation durch die kraft ftatutarifcher Satzung oder kraft eines 
mit Zweidrittelamehrheit gefaßten Beichluffes zuläffige Beitellung jogenannter „Reprä= 
'entanten“ begründet werden, welche während der Dauer ihres Auftrags die Körper: 
Ihait mit Ausnahme gewiffer gefeglich vorbehaltener Fälle unbeſchränkt nach außen 
vertreten, infoweit nicht Einschränkungen ihrer Vertretungsbetugni durch ihre In— 
ruftion oder durch Herkommen feftgejeßt und dem Dritten entweder befannt waren 
oder doch in Folge gehöriger Bekanntmachung der Inſtruktion oder Erkennbarkeit 
des Herkommens hätten befannt fein können und jollen ($S$ 114—134). Ueberdies 
enthält das Preußiiche ER. eine Fülle jubfidiärer Vorichriften über die Begründung, 
den Inhalt und die Beendigung des Nechtsverhältniffes zwiſchen der Korporation 
und ihren Vorjtehern, Beamten und Repräfentanten (a. a. ©. $$ 159—176, auch 
H 131—132), wobei einerjeits eine Pflicht der Mitglieder zur Uebernahme von 
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Aemtern ausgeiprochen, andererjeit3 ein Recht auf das einmal übertragene Amt ans 
erfammt, überall aber dem Staate nicht blos die DOberaufficht, ſondern eine entjchei= 
dende Mitwirkung bei Bejtellung, Entbindung, Entlaffung, Abjegung und Erſetzung 
der Horporationsbeamten eingeräumt wird. 

Die moderne Geſetzgebung hat für einzelne Körperjchaftsgattungen das 
Inftitut der Vorjtandichaft in umfaffender Weife neu geregelt, und hierbei in wich- 
tigen Punkten das ältere gemeine und partituläre Recht, in welchem es durchgängig 
an einer Klaren Scheidung jowol der Vertretungs- und der Negierungsfunftion des 
B., als auch der forporativen Organjchait überhaupt und des individualrechtlichen 
DVerhältniffes der Träger diefer Organjchaft mangelt, um= und fortgebildei. Bahn 
brechend war in diefer Beziehung das Handelärecht, welches zugleich gewiſſe eigen= 
thümliche Yormalprinzipien realifirt hat, die dann zum Theil auf andere Gebiete 
übertragen, zum Theil aber hier wejentlich modifizirt find. 

Reichsgeſetzliche Normen giebt es für den B. der Atiengejellichait, der 
eingetragenen Genofjenfchaft, der Innung und der eingejchriebenen Hülfskaſſe. 

In erjter Linie kommt das Recht der Aktiengeſellſchaft in Betracht. 
Nicht nur wegen feiner praktischen Wichtigkeit, fondern weil gerade in Bezug auf 
den DB. der Aktiengejellipait die modernen Sätze am jchärfiten ausgeprägt und im 
Theorie und Praris die prinzipiellen Fragen bisher vorzugsweife zur Erörterung ge— 
langt find. Bon dem V. der Aktiengejellichait (jedoch gleich unter Heranziehung 
der in Bezug auf identiiche Fragen des Rechts der eingetragenen Genoſſenſchaft er— 
gangenen oder zutreffenden Enticheidungen) joll hier näher gehandelt werden. 

Der D. ift ein wejentliches Organ der Aktiengeſellſchaft. Das Statut muß 
daher der Berfaffung die Inſtitution eine V. einfügen und diefelbe ausreichend 
normiren (ÖGB. Art. 209 3. 8). Ueberdie8 aber muß ein jtatutenmäßiger B. 
wirklich gebildet, das Amt muß beießt fein, damit die Aftiengejellichaft als jolche 
ins Leben treten kann. Soll doch jchon die Anmeldung der Gejellichait zum Hans 
delöregifter vom DB. ausgehen, deffen jämmtliche Mitglieder fie vor dem Handels— 
gericht zu unterzeichnen oder in beglaubigter Form einzureichen haben (Art. 210 
Abi. 2). Dagegen ift der Fortbeitand der Aftiengefellfchait zwar von dem ort» 
beitand der Injtitution des V., nicht aber von der ununterbrochenen Bejegung der= 
jelben abhängig, jo daß eine zeitweilige Vakanz, obwol ungehörig, doch keineswegs 
auflöfend wirkt (vgl. Keyßner, Komm. zu Art. 227 Nr. 3). Gleichgültig ift der 
Name, welchen das Statut der fraglichen Behörde giebt, wenn ihr nur jachlich die 
Attribute eines V. beigelegt find. 

Die Art und Weife der Bildung des V. wird durch das Statut bejtimmt. 
Er kann aus Einem oder mehreren Mitgliedern beſtehen; dieje können bejoldet oder 
unbefoldet, Aktionäre oder Andere jein (Art. 277 Abſ. 2). Nur mit der Mitglied- 
ſchaft im Aufſichtsrath iſt die Vorſtandsmitgliedſchaft unvereinbar; erſtere erliſcht 
daher durch Eintritt in den V., was in den Statuten bei Anordnung des Erſatzes 
oder der Vertretung von V. mitgliedern durch Delegirte des Aufſichtsraths häufig über— 
ſehen oder zu einem bloßen Ruhen der Stellung abgeſchwächt iſt GKeyßner, Ak— 
tiengeſellſchaften, S. 162 und 175). Durch das Statut können für alle oder einige 
Mitglieder des DV. befondere Qualitäten, z. B. der Nachweis einer juriftiichen, kauf— 
männijchen oder technijchen Ausbildung, ein bejtimmtes Domizil, der Beſitz einer 
gewillen Zahl ala Kaution zu Hinterlegender Aktien, die Freiheit von anderweiter 
Berufsſtellung oder geschäftlicher Verpflichtung u. ſ. w. gefordert werden. — Ebenſo 
hängt die Form der Bejtellung der V.mitglieder lediglich von jtatutarifcher Be— 
ftimmung ab. Die Wahl kann der Generalverfjammlung überlaffen jein, it aber 
gewöhnlich dem Auffichtsrath übertragen. Auch die Ernennung durch andere Organe 
oder die prodiforische oder definitive Selbitergänzung des DB. kann angeordnet jein. 
Die Beitellung der B.mitglieder kann lebenslänglich oder auf Zeit und im letzteren 
Falle mit periodifcher Total- oder Partialerneuerung erfolgen. Nur bleibt ſtets die 
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Beitellung jedes B.mitglieds für die Aktiengefellichait in jedem Augenblid wider: 
ruflich, jo daß eine in diefer Hinficht abweichende jtatutarifche oder vertragsmäßige 
Abmahung nur für die etwaigen GEntichädigungsaniprüche aus ungerechtiertigtem 
Widerruf erheblich ift, niemals aber die Wirkſamkeit des Widerrufs hindert (Art. 
227 Abj. 2). Statutarifch ift gewöhnlich außer der Generalverfammlung auch der 
Auffichtsrath zur Ausübung diefer Widerrufsbefugnig ermächtigt. Dit dem Wider: 
ruf muß natürlich die Sorge für gehörigen Erjaß verbunden werden. In der Wis 
derrufsbefugniß ift von ſelbſt zugleich die Befugniß zu bloßer vorläufiger Sufpenfion 
des B. enthalten (Erf. des ROHG. vom 4. Juni 1874, Entſch. XIV. Nr. 35, ©. 82 ff.). 
Die Beitellung von V.mitgliedern und jede Nenderung im Beſtande derjelben hat 
der V. jelbjt unter Beifügung der gehörigen Legitimation jojort zur Eintragung in 
das Handelsregijter anzumelden (Art. 228 und 233). — Endlich ift auch die 
innere Organijation des ®. durchaus dem Statut überlafjfen. Beſteht daher 
der DB. aus mehreren Perjonen, jo kann er kollektiv oder kollegialiſch eingerichtet ſein; 
er fann fich auch als ein Kollegium mit einheitlicher oder follegialifcher Spige (Prä- 
fidium, Direktion u. ſ. w.) oder umgefehrt ala einheitliche oder folleftive Regie 
rungsbehörde mit follegialifchem Beirath darjtellen; er kann jelbjt in mehrere Kol- 
legien (3. B. Direktorium und Verwaltungsrath) oder in Komites gegliedert wer— 
den, deren jedes in einer bejtimmten Sphäre jelbjtändig als V. fungiren joll (Erf. d. 
ROHG. vom 1. Juni 1875, Entich. XVII. Nr. 91, ©. 337 ff.). Doch haben alle 
derartigen Einrichtungen nach außen hin nur infoweit rechtliche Bedeutung, als fie 
mit den zwingenden Gejegesvorjchriiten über die Vertretungsfunktion des VB. verein- 
bar find (vgl. unten). — Wenn hiernach im Allgemeinen die Art und Weife der 
Bildung des B. der autonomijchen Satung anheimgegeben ift, jo kann doch immer 
als B. im Sinne des Gejeßes nur eine Behörde gelten, welche ihrem ganzen Gha- 
rafter nah ein Organ der Aktiengeſellſchaft ſelbſt und nicht etwa das 
Organ einer völlig außerhalb der Gejellichait ftehenden Willensmacht ift. Deshalb 
it 3. B. als V. einer Eifenbahngejellichait, welche ihren ganzen Betrieb dem Staate 
abgetreten hat, nicht die jtaatliche Eifenbahndirektion, jondern vielmehr die zur Ver— 
tretung der Gejellichaft gegen jeden Dritten und jomit auch gegen den zum Ders 
walter bejtellten Staat berufene Gejellichaftsbehörde (Verwaltungsausſchuß u. dgl.) 
anzujehen (vgl. Erf. des ROHG. vom 18. März 1874, Entjch. XII. Nr. 45 und 46; 
irrig Löwenfeld, ©. 238 ff.). In diefem Sinne hat auch das Reichsgericht den 
befannten jüngjten Beichluß der Generalverfammlung der Rumänifchen Eiſenbahn— 
gejellichait zu Berlin unter Anderem deshalb für unverbindlich erklärt, weil durch 
denjelben nicht nur die innerhalb der Kompetenz der Generalverfammlung belegene 
Uebertragung des ganzen Betriebes der Eifenbahn auf den Rumänijchen Staat unter 
Verwandlung der Dividenden in fefte Bezüge vollzogen, jondern zugleich als angeb- 
licher nunmehriger „DB.“ der fortbejtehenden Gejellichaft eine Lediglich vom Rumäni— 
ichen Miniſterium angeordnete und injtruirte und gleichwol zur vollen Vertretung 
der Aktiengejellichait legitimirte Kommiſſion eingejegt worden ift. Denn hierin liege, 
da eine jolche Kommiſſion fein B. im Sinne des Geſetzes und ein anderer B. nicht 
vorhanden jei, eine Selbſtverſtümmelung der Aktiengejellichait, wozu der General: 
verjammlung die Kompetenz fehle (Erf. vom 19. Febr. 1881, Entſch. d. Reiche» 
gerichts in Givilf. II. ©. 123 ff.). 

Hinfichtlich der rechtlichen Stellung des B. ift zwifchen dem forpora= 
tionsrechtlichen Verhältniß, in welchem derjelbe ala Organ der Aktiengejellichaft jteht, 
und dem individualrechtlichen Verhältniß , welches für die V.mitglieder durch die 
Uebernahme ihres Amtes begründet wird, jchart zu untericheiden. 

As Organ der Aktiengeiellichaitt hat der V. die doppelte Funktion der Ver— 
tretung nach außen und der Regierung nach innen. In diefer Beziehung iſt im 
Geſetz im ähnlicher Weile, wie dies bei anderen handelsrechtlichen Aufträgen zur 
Geſchäftsführung und namentlich bei der Profura geichehen it, die volle Trennung 
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der äußeren und der inneren Seite des Verhältniſſes durchgeführt. Der V. kann 
daher in ſeiner Eigenſchaft als Vertretungsorgan ganz anders organiſirt und ſelbſt 
aus einem engeren Kreiſe von Perſonen zuſammengefetzt ſein, wie in ſeiner Eigen— 
ſchaft als geſchäftsführendes Verwaltungsorgan. 

Die Bertretungsfunftion des ®. iſt geſetzlich für unbeſchränkt und 
unbejhränfbar erklärt. Die Geſellſchaft wird durch den DB. gerichtlich und 
-außergerichtlich vertreten (Art. 227 Abſ. 1). Jede Beichränfung diefer Vertretungs— 
befugniß durch das Statut oder durch Beichlüfle der Generalverfammlung ift zwar 
der Gejellichaft gegenüber bindend, Dritten gegenüber aber ohne rechtliche Wirkung 
(Art. 231). Dies gilt jelbit dann, wenn der Dritte die Beſchränkung gekannt hat 
(vgl. die Erf. d. ROHG. vom 16. März 1872 und vom 14. Mai 1872, Entich. V. 
Nr. 64, ©. 294 ff. und VI. Nr. 27, ©. 131 ff. mit ihrer jehr ausführlichen Be— 
gründung). Der Dritte ijt nicht in böſem Glauben, weil er eben nur gewußt hat, 
daß eine ihm gegenüber ungültige Beichränfung gewollt wird (Thöl, I. $ 169, 
Nr. VL). Auch eine etwaige Gintragung der Beichränfung in das Handelsregiſter 
ändert daran nichts (Entich. d. ROHG. VI. ©. 140). Doch ift damit nicht aus— 
geichloffen, daß die gewöhnliche exceptio doli (3. B. wegen Kollufion mit dem 3.) 
gegen den Dritten durchgreiitt. — Die Legitimation des B. zur Vertretung wird 
durch das Handelsregiiter geführt. Auch die auf Grund einer ungehörigen Wahl 
erfolgte Eintragung wirkt daher legitimirend, bis der Bejtellungsaft für ungültig 
erflärt und die Löſchung vollzogen iſt (Erf. d. ROHG. vom 21. Jan. 1876, Entich. 
XX. Nr. 60, ©. 207 ff.). Dagegen kann eine Nenderung des DB. ſchon vor der 
Eintragung dem Dritten dann entgegengefegt werden, wenn demjelben bewieſen wird, 
daß ihm diefe Aenderung beim Abichluffe des Gejchäftes befannt war (Aıt. 233 
Abi. 2 und Art. 46 Abi. 1). Umgekehrt braucht der Dritte auch die eingetragene 
Aenderung dann nicht gegen fich gelten zu laffen, wenn er nachweiit, daß er diejelbe 
beim Abjchluffe des Gejchäfts weder fannte noch kennen mußte (Art. 233 Abi. 2 u. 
Art. 46 Abi. 2). — Die Vertretungsiunftion fteht im Falle der Mehrgliedrigkeit 
des DB. im Zweifel nur der Geſammtheit der VB.mitglieder in folleftiver 
Weiſe zu (Art. 229 Abſ. 1). Dies gilt indeß nur von wirklicher gerichtlicher oder 
außergerichtlicher Bertretung des forporativen Rechtsſubjekts, nicht von jeder nach 
außen gerichteten Thätigkeit. Darum genügt z. B. unabhängig von den jonitigen 
Vorichriften über Vertretung die Empiangnahme einer Mittheilung jeitens des ſtatu— 
tarisch dazu ermächtigten V.mitgliedes, damit die Mittheilung ala der Gefellichaft 
jelbit geichehen gelte (Erf. des ROHG. vom 17. Dez. 1877, Entih. XXIII. Wr. 
25 ©. 72 ff. mit freilich etwas problematischer Begründung). Poſitiv iſt beftimmt, 
daß «8 zur Behändigung von Vorladungen und anderen Zuftellungen an die Ge— 
jellfchaft ausreichend ift, wenn diejelbe an ein zu zeichnen oder mitzuzeichnen befugtes 
V.mitglied (oder an einen zur gerichtlichen Vertretung berechtigten Gejellichafts- 
beamten) erfolgt (Art. 235 und CPO. $ 157). Durch das Statut kann allgemein 
die Vertretungsbefugniß der V.mitglieder abweichend gejtaltet werden (Art. 209 3. 
8 und Art. 229 Abi. 1), was dann nach der Eintragung mit zu veröffentlichen ift 
(Art. 210 Abi. 3). Es kann Ginzelvertretung jedes oder eine V.mitgliedes be= 
gründet, es kann aber auch, was jehr Häufig begegnet, eine engere SKolleftivvertre= 
tung eingeführt werden, indem 3. B. je zwei B.mitglieder oder der Direktor mit 
einem anderen Mitgliede zufammen legitimirt fein follen. — Die Form der Aus— 
übung der Bertretungsfunttion ift namentlich das Zeichnen für die Gejellichaft. 
Die zum Zeichnen oder Mitzeichnen befugten B.mitglieder haben ihre Unterfchrift 
vor dem Handelägericht zu zeichnen oder die Zeichnung derſelben in beglaubigter 
Form einzureichen (Art. 228 Abi. 2). Die Zeichnung foll in der Weije geichehen, 
daß die Zeichnenden zu der Firma der Gejellichaft oder zu der Benennung des V. 
ihre Unterjchrift hinzufügen (Art. 229 Abi. 2). Doch iſt dies eine bloße Ord— 
nungsvorichrift, deren Nichtbeachtung auf die Wirkſamkeit der Erklärung für die 
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Sefellichaft feinen Einfluß übt (Entich. d.ROHG. XVII. ©. 340) ; nur ift einerſeits der 
Gebrauch einer anderen als der jtatutarifchen Firma feine Firmenzeichnung für die 
Geiellfchaft, andererjeits die bloße Zeichnung der Firma ohne Beifügung einer Na— 
mensunterjchrift feine Unterjchritt (vgl. die Aufſätze Keyßner's im Deutichen 
Handelsblatt 1876 Nr. 4 und Zeitichr. f. d. geſ. Handelsrecht XXI. ©. 410 ff.). 
Die gefeglichen oder ſtatutariſchen Vorſchriften über Firmenzeichnung finden analog 
auf mündliche Willenserflärungen Anwendung, welche daher im Zweifel überein- 
itimmende Erklärung aller B.mitglieder und im Falle jtatutarifcher Uebertragung 
der Firmenzeichnung auf einen V.theil Erklärungen dieſes DV.theiles fein müſſen 
(Erf. des ROHG. vom 4. Oktober 1871, Entjch. III. Nr. 39 ©. 183 ff.). Dabei ift 
aber auch die jtillichweigende und die nachträgliche Genehmigung erheblich. In allen 
Fällen ift es gleichgültig, ob der V. ausdrüdli im Namen der Geſellſchaft ge— 
handelt Hat oder ob die Umſtände ergeben, daß er für die Gejellichaft auftrat (Art. 
230). — Ihrem Umfange nach erjtredt ſich die Vertretungsfunktion des B., 
weil fie unbeſchränkt ift, auf alle überhaupt möglichen Rechtögeichäfte, mögen die— 
jelben nun dem wirklichen Gejchäftsfreife oder irgend einem denkbaren Gejchäftäfreije 
der Altiengejellichaft angehören. Einer Spezialvollmacht bedarf es niemald. Durch 
die Vertretungshandlung wird der VB. überhaupt nicht, die Aftiengefellichaft aber als 
jolhe berechtigt und verpflichtet (Art. 230 und 241 Abi. 1). Vor Gericht ift der 
V. namentlich auch zur Ableiftung von Eiden Namens der Gejellichaft Legitimirt 
(Art. 232). Ob jämmtliche Mitglieder oder nur einzelne und welche den Eid zu 
leiten haben, ift durch das HGB. nicht entjchieden, richtet fich vielmehr nach Pro— 
veßrecht (vgl. Entich. des ROHG. IX. Nr. 17 ©. 46, X. Nr. 16 ©. 94, XIV. 
Nr. 56 ©. 151, und jeßt CPO. 88 434 und 436). Die formale Vertretungs— 
tunftion des V. bezieht ſich aber nicht auf außerfontraftliches Verjchulden, mag 
daffelbe auch innerhalb des Gejchäftsfreifes der Gejellichaft begangen jein. In diejer 
Hnficht kommen vielmehr lediglich die Sätze des bürgerlichen Rechts über die Haf- 
tung juriftifcher Perſonen aus Delikten ihrer Vorfteher zur Anwendung (Erf. des 
ROHG. vom 28. Januar 1878, Entjch. XIX. Nr. 63 ©. 201). — Die unbejchräntte und 
unbejchränfbare Vertretungsfunktion des V. beiteht nur nach außen, findet daher 
auf die inneren Verhältniſſe der Aftiengejellichait oder des V. jelbit feine Anwen 
dung (Erf. de ROHG. vom 29. Nov. 1875, Entih. XIX. Nr. 98 ©. 334). 
Dabei ift jedoch zu beachten, daß die Vertragsverhältniffe zwiſchen der Gefellichait 
und dem einzelnen B.mitgliede oder einem Beamten nicht zu den inneren, jondern 
zu den äußeren Beziehungen der Gejellichait gehören, jo daß der leßteren injoweit 
ihre eigenen Funktionäre volllommen wie Dritte gegenüberjtehen. Darum umfaßt 
die Bertretungsfunftion des DB. auch den Abſchluß eines Anftellungsvertrages und 
eines Vertrags über Entlafjung gegen Bewilligung einer Abſtandsſumme mit dem 
Tireftor oder einem ſonſtigen B.mitgliede oder Gefellichaftsbeamten (Erf. des 
ROHGG., Entich. VI. Nr. 27 ©. 140 ff. und XIV. Nr. 37 ©. 89 ff.). — Die Vertre- 
tungsfunftion des V. ift endlich zwar jpezififcher, aber nicht ausſchließlicher 
Natur. Vielmehr fann die Vertretung der Gejellichait in Bezug auf eine bejtimmte 
Seichäftstührung auch ſonſtigen Bevollmächtigten und Beamten zugewiejen werben, 
deren Vertretungsbefugniß fich dann nach der ihnen ertheilten Vollmacht beſtimmt 
und ım Zweifel auf alle Rechtshandlungen erjtredt, welche die Ausführung von Ge— 
ichäften wie den übertragenen gewöhnlich mit fich bringt (Art. 234). Die Erthei- 
lung einer jolchen Vollmacht für die Gejellichaft ift ein Rechtsgeſchäft, kann da= 
ber, wie immer die ftatutarischen Borichriiten über die Anftellung der Beamten 
(auten mögen, mit rechtlicher Wirkjamkeit durch den V. vollzogen werden (Entſch. 
des ROHG. XI. ©. 25). Ebenjo fann der V. zwar feine jpezifiiche Vertretungs— 
befugniß nicht übertragen und deshalb 3. B. nicht jeine Kolleftivvertretung durch 
Subftitution in eine Einzelvertretung umwandeln: wol aber fann er nicht nur die 
Ausführung feiner Beichlüffe unter die verfchiedenen B.mitglieder vertheilen, jondern 
dv. Holtzendorff, Ene. II. Rechtöleriton III. 3. Aufl. 75 
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hierbei und ſonſt auch ein Mitglied zum alleinigen Abjchluß einzelner Gejchäfte oder 
eines Komplexes von Geichäften bevollmächtigen (Erf. des ROHG. vom 8. Mai 
1872, Entich. VI. Nr. 87 ©. 392 ff., auch III. Nr. 39 ©. 183 und XI. Nr. 11 ©. 
32 ff.). Gleich der gewöhnlichen Vollmacht kann auch eine Profura für die 
Aktiengefellichaft begründet werden (Erf. des ROHG. vom 4. Jan. 1873, Entich. VII. 
Nr. 80 ©. 337 ff.). Die Beltellung und Entlafjung eines Profuriften gehört eben- 
falls zu den Handlungen, welche der B. mit unbedingter Wirkſamkeit nach außen 
vorzunehmen vermag (Keyßner, Anm. 1 zu Art. 234; dagegen nimmt Thöl, 
I. $ 171 an, daß die Profurabeftellung nur möglich jei, wenn das Statut dies 
vorfieht, und daß nur die Generalverfammlung fie vornehmen fönne). Die Profura 
fann auch in der Weiſe ertheilt werden, daß jeder der Profuriften nur zujammen 
mit einem B.mitgliede gültig zeichnen fann (Entich. d. K.OGHG. VII. ©. 337). Dann iſt 
mit der Eigenſchaft ald V.mitglied die Eigenjchaft ala Kollektivprofurift verbunden. 
— Wenn der B. nach der Auflöfung einer Aktiengejellichafit die Yiquidation 
bejorgt, wozu er im Zweifel berufen ift, jo ift feine Vertretungsbefugniß nur nod 
die beichränftere, jedoch in ihrem gefeßlich feftitehenden Umfange gleichtalla un— 
bejchränfbare Bertretungsbefugniß von Xiquidatoren (vgl. Erf. dee ROHG. vom 
23. April 1877, Entih. XVII. Nr. 45 ©. 213 für eine Genofjenichaft). 

Die Regierungsfiunttion des V. umfaßt im Allgemeinen die ftändige 
Leitung des forporativen Yebens und des gejellichaftlichen Unternehmens. Gr it 
„die geichäftstührende Behörde der Gejellichait, das erefutive Organ“ (Entſch. des 
ROGG. XIII. N. 64 ©. 179). Als Bollgugsorgan ift er den Beichlußorganen 
der Gejellichaft untergeordnet und zur Botmäßigkeit verpflichtet, muß daher die Be 
ichlüffe der Generalverfammlung und der fie repräjentirenden Ausſchüſſe unbedingt 
zur Ausführung bringen (Entich. dee ROHG. XIX. Wr. 18 ©. 58 ff. und XXI. 
Nr. 121 ©. 375; was Löwenfeld ©. 229 gegen die „Omnipotenz“ der General: 
verfjammlung in Fragen des technifchen oder Kunſtverſtändniſſes jagt, iſt de lege 
ferenda beachtenswerth, dagegen de lege lata unerheblich). Seine jelbitändige 
Kompetenziphäre richtet fich nach dem Statut, das ihm größere oder geringere Be 
fugniffe übertragen, aber auch in beliebigem Umfange für bejtimmte Akte der Ver 
waltung oder Gejchäftsführung die Mitwirkung der Generalverfammlung oder eines 
anderen Organes fordern kann. Gewiſſe Rechte und Pflichten jedoch find dem 9. 
durch das Geſetz jelbit in umabänderlicher Weije attribuirt. Insbeſondere hat der 
V. in jedem Augenblick die unentziehbare Befugniß und in bejtimmten Fällen die 
indispenjable Pflicht zur Berufung einer Generalverfammlung (Art. 236, 237, 240 
Abi. 1). Er Hat ferner die Verpflichtung, für ordentliche Buchführung Sorge zu 
tragen und fpäteftens in den erjten ſechs Monaten jedes Gejchäftsjahres eine Bilanz 
des verfloffenen Gejichäftsjahres aufzumachen und durch die ftatutariich beitimmten 
öffentlichen Blätter in der vorgejchriebenen Form zu veröffentlichen (Art. 239). Bei 
Aufftellung der Bilanz ift er an die vom Geſetz firirten Grundſätze gebunden 
(Art. 2398). Dieſen gejeglichen Verpflichtungen aber entiprechen die zu ihrer Er— 
füllung unerläßlichen Berugniffe (3. B. nach dem Erf. des ROHG. vom 1. Februar 
1879, Entſch. XXIV. Nr. 112 ©. 420 bei dem DV. einer eingetragenen Genofjenjchaft die 
Berugniß zur Vornahme der erforderlichen Abjchreibung auf die Stammantheile der 
Genofjenichafter).. Der B. muß zugleich jährli die Entlaftung binfichtlich der 
vorgelegten Jahresrechnung nachjuchen (Art. 2258 Abſ. 2 und Art. 239 Abi. 2), 
während er zu einer eigentlichen und jpeziellen Rechnungslage nur infoweit verpflichtet 
ist, ala er jelbjt Gejchäfte abgeichloffen oder Vermögensjtüde verwahrt hat (Erf. des 
ROHG. vom 1. Mai 1879, Entſch. XXV. Nr. 41 ©. 178 ff.). Sodann liegen dem 
V. kraft Gejees die erforderlichen Anmeldungen zum Handeläregijter ob (Art. 228 
Abſ. 3; Art. 233 Abſ. 1; Art. 243 Abi. 1). Beſondere Verpflichtungen erwachſen 
dem DB. aus der ihm auferlegten Sorge für die Erhaltung des Grundlapitals 
(Art. 248), jowie aus der Vorjchrift getrennter VBermögensverwaltung im Falle der 
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Fuſion (Art. 247 3. 3). Bei eingetretener Verminderung des Grundfapital® muß 
der ®. einer unverzüglich zu berufenden Generalverfammlung hiervon Anzeige machen, 
eine vorhandene Ueberſchuldung aber hat er jofort dem Gericht behufs Eröffnung 
des Konkurſes anzuzeigen (Art. 240). Zu dem Antrag auf Konkurseröffnung it 
fowol in diefem Falle ala im Falle der Zahlungsunfähigkeit ſchon ein einzelnes 
BVorftandsmitglied berechtigt ( KO. 88 193 und 194). Endlich ift der V. im Zmeifel 
zur Liquidation befugt und verpflichtet (Art. 244 und 245). 

Das individualrehtlihe Verhältniß zwiſchen den Mitgliedern des 
DB. und der Aktiengefellichait beruht auf der vertragsmäßigen Webernahme einer 
forporativen Amtsfunktion. In diefer Hinficht ſtehen Gefellichait und V.mitglied 
einander nicht wie das Ganze und jein Organ, fondern wie zwei individuelle Rechts— 
fubjefte gegenüber. Die daraus entipringenden gegenjeitigen Anfprüche find im Wege 
des ordentlichen Givilprozefles verfolgbar, joweit nicht durch das Statut eine ſchieds— 
richterliche Inſtanz dafür eingejeßt oder ein zunächit jtatutarifch vorgejehener Weg 
£orporativer Erledigung des Streites noch nicht erichöpft iff (vgl. Erf. des ROHG. 
vom 2. Juni 1874, Entih. XIV. Nr. 35 ©. 82 ff. und die hier analog anwend— 
bare Begründung in dem Erf. vom 7. März 1877, Entich. XXI. Nr. 24 ©. 105—108). 
Bei einem folchen Prozeß bedarf es einer außerordentlichen Vertretung der Gejell- 
fchaft ad hoc, worüber das HGB. bejondere Beitimmungen enthält (Art. 226 mit 
Art. 194 und 195). In gleicher Weife wird die Beitellung einer bejonderen Ber: 
tretung der Gejellichaft ala folcher gegen den V. erforderlich, wenn zwijchen beiden 
ein Rechtsgeſchäft abgeichloffen werden joll oder wenn ſonſt der B. durch Intereſſen— 
follifion an der Vertretung behindert ift, falls nicht etwa ein von der Kollifion 
nicht betroffener und für fich allein vertretungsbeiugter Vorſtandstheil vorhanden ift 
(vgl. über die Mängel der Statuten in diefer Hinfiht Löwenfeld, ©. 236 ff.). 
Der Inhalt des Nechtsverhältniffes zwifchen der Aftiengefellichait und ihren Bor: 
ftandamitgliedern it in einzelnen Punkten in zwingender Weife und in anderen 
fubfidiär durch das Geſetz normirt. Sodann kann das Statut allgemeine Bor: 
fchriften über die gegenjeitigen Rechte und Pflichten aufftellen. Im Uebrigen ent= 
fcheidet der mit dem einzelnen Mitgliede etwa abgejchlofiene Anjtellungsvertrag. In 
Ermangelung aller ausdrüdlichen Fixirungen müflen die Grundjäße des Mandates 
Platz greifen. Dagegen können durchaus nicht die gejeglichen Vorſchriften über das 
Dienitverhältniß der Handlungsgehülfen Hier herangezogen werden, da das V.mit— 
glied, wie jehr e8 auch nach innen abhängig und auf die Thätigkeit eines Gehülfen 
bejchränft jein mag, immer nach außen die Stellung eines Prinzipals einnimmt 
(Entidh. dee ROHG. XIII. Nr. 64 ©. 179; XIX. Nr. 18 ©. 58 und Nr. 19 
€. 61; XXI. Nr. 121 ©. 375). 

Was zunächit die Rechte gegen die Aftiengejellichaft angeht, jo hat fein B.mit- 
glied jemals ein Recht auf fein Amt. Gin folches Recht ift durch das Prinzip der 
unabänderlichen Widerruflichkeit der B.beitellung (vgl. oben) ausgeſchloſſen. Es 
giebt daher feine Klage gegen die Gejellichait auf Ginfegung oder Wiedereinjegung 
in die B.mitgliedichait (Erf. des ROHG. vom 2. Juni 1874, Entich. XIV. Nr. 35 
©. 82 ff.; dagegen hat das ROHG. in dem Erf. vom 27. April 1875, Entſch. XVII. 
Nr. 28 ©. 107—114 eine folche Klage gegen den V. für zuläffig erklärt, wenn 
diejer ein rite gewähltes Mitglied nicht anerkennt und einberuft). Wol aber hat 
jedes B.mitglied einen Elagbaren Anſpruch auf die aus feiner Amtsführung nach 
den allgemeinen Grundjäßen des Mandat ihm von der Gefellichait geichuldeten 
Griagleiftungen und auf alle ihm verjprochenen bejonderen Bermögensleiftungen (Ge— 
halt, Zantiemen, Präfenzgelder, Amtswohnung, freie Fahrt u. ſ. w.). In diejer 
Hinficht ift bei der Auslegung der Vertragsabreden die eigenthümliche Natur des 
Anjtellungsvertrages zu berüdjichtigen (jo hat das ROHG.; Entich. XIX. Nr. 19 ©. 61, 
den Anipruch auf Fortbezug des ganzen Gehalts während einer unverichuldeten 
Krankheit Für begründet erklärt). Die vermögensrechtlichen Anfprüche eines V.mit— 
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gliedes können durch unberechtigte Entlaſſung aus dem Amt, obſchon dieſelbe als 
ſolche ſtets wirkſam iſt, nicht verkürzt werden. Es entſteht daher ein Recht auf 
Entſchädigung durch die Geſellſchaft. Hierbei kommt es dann einerſeits auf die 
etwaigen Beſtimmungen des Anſtellungsvertrages über Amtsdauer, Kündigungs- 
friſten u. ſ. w., andererſeits auf die Triftigkeit der Gründe einer vorzeitigen Ent— 
laſſung ni (Entich. de ROHG. XI. Nr. 64; XIV. Nr. 35; XIX, Nr. 18; XXL 
Nr. 121). 

Die Pilihten der B.mitglieder gegen die Gejellichait ergeben ſich aus der 
allgemeinen Verbindlichkeit zu getreuer Amtsführung nach Maßgabe der gefeßlichen 
und ftatutarischen Beitimmungen, der vertragamäßig übernommenen Obliegenheiten 
und der Beichlüffe der Generalverfammlung und anderer den V. bindender Organe. 
Dabei hat jedes B.mitglied für die Anwendung voller Sorgfalt einzuftehen (die 
Beichränkung der Haftung auf diligentia quam in suis ift unbegründet). Aus 
ſchuldhafter Handlung oder Unterlaffung wird jedes V.mitglied der Gejellichait 
perfönlich zum Schadenstrjaß verpflichtet, und zwar nach dem HGB. Art. 241 Abi. 2 
unter mehreren B.mitgliedern ein jedes in solidum. Cine Entbindung von diefer 
Verantwortlichkeit liegt in einer durch die Generalverfammlung vorbehaltlos ertheilten 
Decharge, infoweit nicht etwa die Entlaftung nur in Folge davon bewilligt ift, daß 
die in der Generalverfammlung vertretenen Aktionäre relevante Umſtände weder 
fannten noch fennen mußten (vgl. Entich. des ROHG. XXL. Nr. 63 ©. 277 fi.). — 
Vol. über die Veranttwortlichkeit des DB. gegen die Gejellichait Regeläberger, 
Beiträge zur Lehre von der Haftung der Behörden und Beamten der Aftiengeiell- 
ichaften, ein Rechtögutachten, Gießen 1872; Gutachten von Bluntſchli um 
Munzinger in demjelben Rechtsiall, beiprochen von Better, Zeitichr. 5. HR. 
XVII. 632 ff.; Better, Beiträge zum Altienrecht, a. a. O. S. 418 ff.; Nenaud, 
8 62; Löwenfeld, 241 ff.; Thöl, I. $ 157; v. Hahn, Komm. zu Art. 241. 

Zu den einzelnen Aktionären jtehen die B.mitglieder ala jolche in feinem 
Rechtöverhältnid. Denn alle jelbitändig geltend zu machenden Yndividualrechte, 
welche mit der Mitgliedichaft in der Aftiengejellichait verbunden find, beitehen gegen 
die durch den ®. blos vertretene Gejellichaft als folche, nicht gegen den V. oder 
deffen Mitglieder. Alle Rechte der Aktionäre gegen den V. dagegen find umgefehrt 
Mitgliedichaftsrechte, die nur in der Generalverfammlung ausgeübt werden (Art. 224). 
Darum find die V.mitglieder aus pflichtwidriger Amtsführung nur der Gefellichait, 
nicht den Aktionären verantwortlich. Nur das Recht der Intervention im Prozeß 
der Aftiengejellichait wider ihre Behörden ift den Aktionären wegen des engen Zu: 
fammenhanges ihrer individuellen Antereffen mit den gejellichaftlichen Interefjen ein 
geräumt (Art. 226). Ein jelbjtändiges KHlagerecht gegen jene Behörden aber ift 
ihnen damit nicht gewährt. Allerdings kann es Fälle geben, in welchen aus einem 
bejonderen Rechtägrunde, wie 3. B. aus argliltiger Handlung oder aus einem Ber: 
iprechen, ein direkter Erſatzanſpruch des Aktionärd gegen ein VB.mitglied begründet 
iſt; ebenjo verjteht es ſich von jelbit, daß nach Auflöfung einer Aktiengejellichaft die 
ehemaligen Aktionäre ala Einzelne eine Schadensklage gegen die ehemaligen B.mit: 
glieder anftellen können. Allein wenn und joweit die Aktiengejellichait zu Recht 
befteht, find die V.mitglieder wegen jchuldhafter Kompetenzüberjchreitungen, Amts- 
handlungen und Unterlaffungen nur der juriftifchen Perſon, der fie dienen, nicht 
den einzelnen Aktionären, zu denen fie in feiner amtlichen Beziehung ftehen, ver: 
antwortlih. Es iſt dies eine Konjequenz des forporativen Charakterd der Aktien- 
gejellichaft, wie ihn das HGB. durchgeführt hat. In diefem Sinne hat fich denn 
auch die überwiegende Mehrzahl der Theoretifer ausgeiprochen (3. B. Renaud, 
Zeitichr. F. H.R. XII. ©. 4 ff., Altiengefeß $ 63; Endemann, $ 62 ©. 290; 
Strey, Handelögejellichaftsrecht, ©. 240; Regelsberger a.a. D. ©. 10 ff.; 
Keyßner, Komm. zu Art. 241 Anm. 4; Wiener, Beitichr. f. H.R. XXI. 608). 
Auch das ROHGG. hat die Frage (Hinfichtlich der in diefem Punkte gleichgeitellten 
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Mitglieder des Aufſichtsraths) ebenjo entichieden (Erf. d. ROHG. vom 23. Nov. 1875, 
Entih. XIX. Nr. 59 ©. 178 ff.). Doch fehlt es nicht an Vertretern der gegentheiligen 
Meinung (3. B. Jolly, Zeitfchr. F. Deutſches Recht XI. 322 F.; Auerbad, 
Aktienweien, ©. 219 ff.; Anſchütz, Komm. U. 515 ff.; Bekker, a a O. 
©. 441 ff., 445 ff, 642; v. Hahn, 3. Aufl. ©. 746; Molle ©. 73). Und 
unter den ausländifchen Gejeßgebungen hat die Franzöſiſche und die Belgifche aus- 
drüdlich den Aktionären ein direktes Hlagerecht gegen den B. eingeräumt (Renaud, 
©. a wie auch die Englijche Praris ein folches gewährt (Behrend, 
©. 87). 

Ebenſo jteht zu dritten Perſonen, inäbefondere zu den Gläubigern der 
Aktiengejellichait, der B. als folcher an fich in feinerlei rechtlicher Beziehung. Für 
Dritte det fich ja der V. vollkommen mit der von ihm vertretenen Gejellichaft. 
Das einzelne B.mitglied kann daher zwar aus einem bejonderen NRechtögrunde, wie 
3 B. aus argliftigem Verhalten oder weil es fich bei beftehender Kolleftivvertretung 
ala Eingelvertreter gerirt hat, unmittelbar einem Dritten haftbar werden. Allein 
aus pflichtwidriger Amtsführung ala folcher find die WV.mitglieder an ſich den 
Dritten nicht verantwortlih. Dieſes Prinzip ift indeß in erheblichem Umfange 
dadurch modifizirt, daß das HGB. diejenigen gejeglichen Verpflichtungen des B., 
welche die Erhaltung des Grundfapitals bezweden, zugleich zu direften Verpflichtungen 
gegen die Gläubiger der Gejellfchaft erhoben hat. Deshalb ift ausdrüdlich die per— 
jönfiche und folidarische Verhaftung der B.mitglieder gegen die Gejellichaftsgläubiger 
aus ordnungswidriger theilweifer Zurüdzahlung oder Herabjegung des Grundfapitala 
ausgejprochen (Art. 248). Ebenjo iſt der V. einer fufionirten Gejellfchaft deren 
Gläubigern gegenüber für die Ausführung der geſetzlich vorgejchriebenen getrennten 
Berwaltung perjönli und folidarifch verantwortlich gemacht (Art. 247 3. 3). 
Das Gleiche ift gegenüber den durch verfrühte oder jonjt ordnungswidrige VBertheilung 
des Vermögens der aufgelöften Gejellichaft geichädigten Gläubigern zu behaupten 
(Art. 245 ; anderer Meinung Keyßner Anm. 7). Aber auch in allen anderen Fällen, 
in denen Vorjtandamitglieder gegen die im Intereſſe der Erhaltung des Vermögens für 
die Gläubiger ihnen auferlegten gejeßlichen Berpflichtungen verjtoßen, iſt nach der 
Intention des Geſetzes die Zuläffigfeit einer unmittelbaren Klage der Gläubiger 
gegen die B.mitglieder anzunehmen. Dies folgt aus Art. 241 Abſ. 2, wo ala 
Fälle der perjönlichen und folidarifchen Schadenserjaßpfliht von V.mitgliedern 
insbefondere aufgeführt werden, „wenn fie den Beitimmungen des Art. 217 entgegen 
an die Aktionäre Dividenden oder Zinjen zahlen, oder wenn fie zu einer Zeit noch 
Zahlungen leiften, in welcher ihnen die Zahlungsunfähigfeit der Gejellichaft hätte 
befannt fein müffen“. Denn die leßtgedachte Handlung kann begrifflich nur die 
Gläubiger, nicht die Gejellfchaft fchädigen (vgl. v. Hahn, Komm. 3. Aufl. Art. 241 
$ 4; anderer Meinung Keyßner, Komm. zu Art. 241 Nr. 5 und Löwenfeld, 
©. 247). Die ausländijche Gefehgebung jtatuirt zum Theil eine noch weitergehende 
direfte Verantwortlichkeit gegen die Gläubiger (Renaud, $ 64). Unrichtig dagegen 
it die Annahme mancher Schrüftiteller (3. B. v. Hahn a. a. D.; Endemann, 
$ 284 N. 20; Buchelt, I. 490), daß nach Deutjchem Recht den Gläubigern aus 
jeder ihnen nachtheiligen Pflichtwidrigkeit der Vorſteher ein unmittelbarer Erbſatz- 
anfpruch gegen Letztere zuſtehe. Ebenſo gehen Renaud ($ 64) und Anſchütz und 
v. Völderndorff (zu Art. 241) zu weit, wenn fie die Verantwortlichkeit gegen die 
Gläubiger zwar Hinfichtlich der Verwaltungsthätigkeit des V. innerhalb feiner Kom: 
detenz berneinen, dagegen hinfichtlich jeder Kompetenzüberjchreitung und jeder ftatuten- 
oder geſetzwidrigen Handlung bejahen. 

Schlieglih ift den V.mitgliedern eine bejondere ftrafrehhtliche Berant- 
wortlichkeit auferlegt, indem ihnen für Unterlaffung der vorgejchriebenen Anmeldungen 
zum Handelsregiſter Ordnungsſtrafen (Art. 228, 233, 243), für gewiſſe ſchwere 
Verſtöße gegen ihre Amtspflicht (faljche Angaben über Zeichnungen oder Einzahlung 
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des Grundfapitals, ſchuldhafte Verfäumniffe in Bezug auf die Beitellung oder ge= 
hörige Belegung des Auffichtsraths, unmwahre Darstellungen oder Verichleierungen des 
Standes der gefellichaftlichen Berhältniffe in amtlichen KHundgebungen, Nichtanzeige 
der Meberichuldung bei Gericht) DVergehensjtrafen (Art. 249 und 249a) ange 
droht find. 

Für den DB. der eingetragenen Erwerbs- und Wirthſchaftsge— 
noſſenſchaft gilt fait gleiches Recht wie für den V. der Aftiengefellichait. Die 
wichtigite Abweichung ift, daß der V. der Genoffenichait ftets gewählt werden muß 
und nur aus Genoſſenſchaftern beſtehen darf (Genoſſenſchaftsgeſetz $ 17). Beſondere 
gejeglich normirte Amtzpflichten erwachſen hier dem V. in Bezug auf das bei Ge- 
richt zu binterlegende Mitgliederverzeichniß (SS 4, 25, 26), jowie in Bezug auf das 
über alle Beichlüffe der Generalverfammlung zu führende und der Ginficht jedes Ge- 
nofjenschaftere und der Staatöregierung offen zu haltende Protokollbuch (S 33). 
Die Mitglieder des V. einer Genofjenichaft verwirken eine Geldbuße bis zu 600 Marf, 
wenn ihre Handlungen auf andere ala die geichäftlichen Zwede der Genoflenichaft 
gerichtet find, oder wenn fie in der Generalverfammlung die Erörterung von Anträgen 
geitatten oder nicht hindern, welche auf öffentliche Angelegenheiten gerichtet find, 
deren Erörterung unter die Landesgeiege über das Verſammlungs- und Vereinsrecht 
fällt (S 27). Befondere Beitimmungen find über Ordnungsftraien ($ 66) und über 
die durch Unrichtigkeiten in gejeglich vorgeichriebenen Anzeigen oder jonftigen amt- 
lichen Angaben zu verwirkende Geldbuße bis zu 60 Mark ($ 67) getroffen. 

Außerhalb des H.R. ift reichögejeglich bei Innungen ein ®. für obligatoriſch 
erklärt, welcher die Innung gerichtlih und außergerichtlich vertritt, hierbei feine 
Legitimation durch eine Beicheinigung der Auffichtsbehörde führt und vorbe— 
haltlich abweichender Beltimmungen des Statut? gemeinſchaftlich handeln muß 
(RGew.D. vom 21. Juni 1869 $ 88). Bei neuen Innungen joll das Statut die 
erforderlichen Beitimmungen über die Bildung des V. und die Beurfundung feiner 
Beichlüffe enthalten (RGew.D. nach der Novelle vom 18. Juli 1881 $ 98a 3. 6 
und 8). Der ®. kann hier aus einer oder mehreren Perjonen beſtehen; er muß 
immer don den Innungsgenoſſen in einer vom V. (mur bei der eriten Wahl und 
bei Verhinderung des V. von der Auffichtsbehörde) geleiteten Berfammlung gewählt 
werden; jeine Wahl ift der Auffichtsbehörde anzuzeigen (a. a. O. $ 101). Durch 
den B. oder deflen ftatutenmäßig damit beauftragte Mitglieder wird die Innung 
gerichtlich und außergerichtlich, auch wo es fonit einer Spezialvollmacht bedarf, ver- 
treten. Dabei genügt zur Xegitimation des DB. die Beicheinigung der Auffichts- 
behörde, daß die betreffenden Perfonen zur Zeit den B. bilden ($ 101). Im 
Uebrigen gelten über den Umfang und die Wirkungen der Vertretung die allge 
meinen Sätze des Korporationsrechts, jo daß die handelsrechtlichen Prinzipien der 
unbejchränften und unbeichränfbaren Tyormalvertretung auf den Innungsvorſtand 
nicht anzuwenden find. Im Falle der Auflöfung der Innung iſt die Abwicklung 
ihrer Geichäfte im Zweifel durch den B. unter Aufficht der Auffichtöbehörde zu be— 
jorgen ($ 103a). 

Endlich fordert bei eingejchriebenen Hülfskaſſen das Reichsgeſetz vom 
7. April 1876 einen V. ($ 3 3. 5), welcher von der Generalverfammlung zu 
wählen, bei deſſen Bildung aber der Anipruch der Zuſchüſſe leiftenden Arbeitgeber 
auf verhältnigmäßige Vertretung bis zu "/, der Stimmen zu berüdfichtigen iſt ($ 16). 
Der B. und jede Aenderung in feinem Perfonalbeitande ift der Gemeindebehörde 
anzumelden ($ 17). Die Vertretungsfunftion it hier ausdrüdlich auf den Bereich 
der im Statut enthaltenen Vollmacht eingeichräntt ($ 18). Beſondere Ordnungse 
jtrafen ($ 33) und Geldbußen ($ 34) fichern die Erfüllung einzelner, dem 3. aufs 
erlegter geſetzlicher Obliegenheiten. 

Was die neuere Yandesgejehgebung angeht, jo enthalten zunächſt die 
Gejeße über die Organifation der forporativen Zwangsverbände durchweg bie 
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Anordnung eines V., deffen Bildung und Zufammenjegung hier völlig oder in der 
Hauptjache durch das öffentliche Recht firirt und dem autonomijchen Belieben ent= 
zogen wird. Auch hier ift der B. nach außen in publiziftifcher und in privatrechtlicher 
Hinficht zur Vertretung der Körperſchaft berufen, wobei der Umfang feiner Vertretungs— 
befugnifie gejeßlich feftgetellt zu jein pflegt. Nach innen aber fungirt er als leitende 
und ausführende Behörde, deren Handlungen hier zugleich je nach der öffentlich-rechtlichen 
Bedeutung des betreffenden Verbandes mit öffentlicher Autorität ausgerüftet werden. 
Die Nechtsverhältniffe zwijchen der Körperfchaft und den einzelnen B.mitgliedern 
nähern fich Hier mehr oder minder den durch die Uebernahme von Staatsämtern be— 
gründeten Rechtöverhältniffen an. Hierher gehören namentlich die Gemeinde-V. 
(vgl. die Art. Gemeindeverfafjung und Gemeindebeamte) einfchließlich 
der B. der Kommunalverbände höherer Ordnung und der Gemeindeverbände für be= 
fondere Zwede. Ebenjo die Kirchen-V. (vgl. d. Art. Kirchengemeinde). 
Bei anderen, unter öffentlicher Autorität errichteten Genofjenjchaften find durch das 
Gefe nur die Grundzüge der Organifation und rechtlichen Stellung des ®. ein für 
alle Mal firirt, während die nähere Regulirung durch das unter ftaatlicher Mit- 
wirkung jejtgeitellte Statut erfolgt. So bei den Deihverbänden (vgl. diejen 
Art.) und bei den öffentlihen Waſſergenoſſenſchaften, bei welchen leßteren 
das Preußiiche Gejeg vom 1. April 1879 einen die Genofjenjchaft in allen ihren 
Angelegenheiten vertretenden V. obligatoriih macht ($ 9) und deſſen amtliche Be- 
fugniffe und Pflichten unter Regelung der jtaatlichen Oberaufficht jejtjegt ($$ 53—54, 
60, 82, 86, 99), im Uebrigen aber auf das Statut verweift ($ 56). Ebenſo bei 
den Anappichaitsvereinen, deren B. in allen Fällen zur Hälfte von den 
Merkbefigern und zur andern Hälfte von den durch die Arbeiter und Beamten ge— 
wählten Anappjchaftsälteften aus ihrer Mitte bejegt werden joll und ſowol zur Ver— 
tretung des Vereins, wie zur Leitung und Verwaltung der VBereinsangelegenheiten 
unter oberbergamtlicher Aufficht berufen ift (vgl. Preußifches Berggeſetz vom 24. Juni 
1865 88 178—186 nebjt $$ 172 und 176). Dagegen enthält 3. B. für Wald- 
genojfenjchaften das Preußifche Gejeg vom 6. Juni 1875 nur die Vorjchrift, 
daß die Genofjenjchaft einen B. haben muß, der die Genofjenichaft in allen ihren 
Angelegenheiten, auch wo jonjt Spezialvollmacht nöthig wäre, in den durch das 
Statut feſtgeſetzten Formen vertritt ($ 26). 

Inſoweit die Landesgejege beftimmte Gattungen von freien Genofjenjchaiten 
anerfannt und geregelt haben, lehnen fie fich in neuerer Zeit mehr oder minder an 
Die Süße des HR. über den V. der Aftiengejellichaft beziehungsweiſe der einge- 
tragenen Genoſſenſchaft an. 

Dies gilt 3. B. von den Gewerkſchaften, bei denen indeß durch das 
Preußiiche Berggeſetz (SS 117—128) und die verwandten Gefee gerade Hinfichtlich 
des V. einige jehr erhebliche Abweichungen von den Säben des H.R. konſervirt find. 
So gilt bei der Gewerfichaft ala Regel, daß ein Einzelvorjteher („Repräfentant“) 


beftellt wird. Doc kann auch ein aus zwei oder mehreren Perſonen beitehender 


„Gruben-V.“ eingejegt werden. Die Beitellung erfolgt durch eine gejelich geordnete 
Wahl der Gewerfenverfammlung, die Vorjteher brauchen aber feine Gewerken zu 
jein. Als Legitimation dient dem V. eine Ausfertigung des gerichtlich oder notariell 
aufzunehmenden Wahlprotofolld. Der B. vertritt auch Hier die Gewerkichaft in allen 
ihren Angelegenheiten gerichtlich und außergerichtlih. Allein einerjeits ift feine Ver— 
tretungäfunftion nicht unbejchränft, da fie nicht nur auf die Angelegenheiten der Ge— 
werfichaft beichränkt ift, jondern auch immer, wenn es fich um Gegenjtände, die nur 
mit einer Mehrheit von drei Bierteln aller Hure oder nur einftimmig bejchloffen 
werden können, oder um Erhebung von Beiträgen handelt, einen jpeziellen Auftrag 
der Gewerfenverfjammlung vorausfegt. Andererjeits ijt fie (vorbehaltlich der nad) 
$ 124 unentziehbaren Befugniſſe) nicht unbeſchränkbar, da etwaige Beichränkungen 
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wie Erweiterungen der V.befugniſſe für Dritte wirkſam find, wenn fie in die Legi— 
timation aufgenommen werden. (Anders das Sächſiſche Gejeg vom 22. Mai 1851 
SS 119 ff. mit Regulativ C. $ III.) Die Befugniffe und Pflichten, welche dem V. 
in Bezug auf die Yeitung und Verwaltung der gewerkichaftlichen Angelegenheiten 
obliegen, find ähnlich wie bei Aktiengejellichaften normirt: nur ijt darüber ein Auf: 
fichtörecht der Bergbehörde begründet, die namentlich unter Umſtänden jtatt des V. 
eine Gewerfenverfammlung berufen und einen interimiftischen Repräfentanten beitellen 
fann. Die V.mitglieder haften aus Pflichtwidrigfeiten perſönlich und ſolidariſch. 
Zur Ergänzung der gejeglichen Vorjchriften über die aus der Bejtellung des B. ent» 
jtehenden Rechtsverhältnifje wird ausdrüdlich auf die „allgemeinen Vorjchriften über 
den Bollmachtsvertrag“ verwiejen. 

Auch die gejeglichen Regeln über die B. freier Waſſergenofſſenſchaften 
bieten bei mannigfacher Anlehnung an die Handelsrechtlichen Prinzipien vieles Eigen- 
thümlihe. So findet fi) im Preußifchen Gejeg vom 1. April 1879 die Noth— 
wenbdigfeit ftatutarifcher Ordnung des V. ($ 12 3. 7); die Legitimation defjelben 
durch das öffentliche Negifter (SS 13 und 18); die Widerruflichkeit der B.beitellung 
($ 23); die gejegliche Firirung beſtimmter Amtsobliegenheiten binfichtlich der An— 
meldungen zum Regifter (SS 13, 17—18, 29), der Zujammenberufung der Genofjen 
($s$ 21— 22), der Umlage von Beiträgen ($ 24) und der Liquidation (SS 34 ff.); 
die perjönliche und folidariiche Haftung aus Pflichtwidrigfeiten ($ 20). Der V. 
vertritt aber die Genoſſenſchaft nicht jchlechtiweg, jondern nur „in allen ihren An= 
gelegenheiten“ ($ 9) nach Maßgabe der jtatutarifchen Feſtſetzungen ($ 12 3. 7 und 
$ 19). (Dagegen iſt die Vertretungsbefugniß der Liquidatoren durch das Gejeh jelbft 
in einer Dritten gegenüber unabänderlichen Weiſe firirt — $$ 37 und 38). 

Im Gegenjag zu diefen und ähnlichen Spezialgejegen hat das fönigl. Sächſ. Geſetz 
über die juriftiichen Perfonen vom 15. Juni 1868 auf alle Perjonenvereine, welche 
durch die Eintragung als Genoſſenſchaften juriftiiche Perfönlichkeit erlangen, die 
handelsrechtlichen Prinzipien über den V. voll übertragen. Denn in dieſem Gejeß 
find faſt wörtlich die Beltimmungen des Reichsgenoſſenſchaftsgeſetzes über den 3. 
wiederholt. Namentlich ift auch bier die Vertretungsbefugniß nach außen für voll- 
fommen unbefchränft und unbejchränfbar erflärt (SS 18 und 20; vgl. im Uebrigen 
$113.7,$$ 19, 21—22, 25—27, 34, 75). Gigenthümlich ift nur die Befugniß des 
Gerichts, eventuell Vertreter für die Genoffenichait zu bejtellen ($ 76), jowie die 
Berufung einer Genofjenjchaftsverfammlung dem B. aufzugeben und eventuell jelbit 
vorzunehmen (S 77). 

Auch das Bayeriſche Gejeh vom 29. April 1869 über anerfannte Vereine 
fchließt fich in den Vorfchriiten über Beitellung, Funktionen und Verantwortlichkeit 
des V. dem Neichagenofienjchaftsgejeg an. Allein e8 erklärt die Vertretungsbefugniß 
des V. zwar im Zweifel für unbejchräntt, aber nicht für unbeſchränkbar. Denn zu— 
nächſt joll über den Umfang der Vertretungsbefugniß des V. die im Statut dem— 
jelben ertheilte Vollmacht enticheiden. Und auch die Beitimmung, daß es in ge= 
willen Fällen der Mitwirkung anderer Organe bedarf, ift Dritten gegenüber wirkjam. 
Die Legitimation des VB. wird hier durch das Zeugniß des Gerichts über die er— 
folgte Anmeldung gerührt, wobei die etwaigen Beichränfungen der Vertretungs— 
befugniß dem Dokument beizufügen find (vgl. Art. 13—16 und 22). 

Schließlich it noch zu bemerken, daß die RCPO. $ 157 allgemein bei Be— 
hörden, Gemeinden, Korporationen und allen Perjonenvereinen, welche ala jolche 
klagen und verflagt werden fünnen, die Zuftellung an die „Vorjteher“, und zwar bei 
einer Mehrheit von Vorftehern an einen derjelben für ausreichend erklärt; daß fie 
auch in $ 169 die Zuitellung an einen anderen Beamten und Bedienfteten im Ge— 
ichäftslofal zuläßt, wenn dort der Vorjteher während der gewöhnlichen Gejchäits- 
ſtunden nicht angetroffen wird oder an der Annahme verhindert ift. 
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..Gigb. u. Lit.: Vgl. hinter dem Art. Korporation und ben daſelbſt am Schluß an- 
geführten Art. über einzelne Arten von Korporationen. — Bei dem Art. Innungen tritt 
jet das Reichgeſ. betr. die Abänderung der Gew.D. vom 18. Juli 1881 de — 

Gierke. 


Vorunterſuchung iſt dasjenige Stadium des Strafverfahrens, welches der 
Erhebung der öffentlichen Klage gegen eine beſtimmte Perſon wegen einer beſtimmten 
ſtrafbaren Handlung nachfolgt und bis zu denjenigen Procedurakten reicht, welche die 
Herbeiführung der Entſcheidung über die Eröffnung des Hauptverfahrens 
(j. dieſen Art.) oder Verſetzung in den Anklageſtand unmittelbar bezwecken. 

A. Vom Standpunkte der geſchichtlichen Entwidelung bedeutet die 
B. den Beitrag, den der gemeine Deutjche Inquifitionsprogeß zu dem neuejten Straf: 
prozeß beigeifteuert hat; ja, in ihr ift jener Prozeß jelbft zu einem Theil eines 
größeren, von anderen Prinzipien beberrichten Ganzen geworden, oder vielmehr zu 
einem folchen wieder geworden. Denn der gemeine Deutjche Strafprozeß hatte all- 
mählich alle von größerer Formſtrenge beherrichten Abjchnitte des Verfahrens, den 
endlichen Rechtätag und die Spezialinquifition mit dem artifulirten Verhör, abgejtoßen 
oder zu einer leeren Formalität herabgedrüdt, feinen Schwerpunft aber in dem 
gefunden, was in einem anderen Sinne die VB. oder ſummariſche Inquifition genannt 
wurde. Vor diefer waren allmählich alle Procedurabfchnitte in den Hintergrund ges 
treten; in ihr Hatten aber auch die leitenden Gedanken diefer Prozeßform einen 
prägnanten und vollitändigen Ausdrud gefunden: die Heimlichkeit, die Schriftlichkeit, 
die Konzentrirung der Strafverfolgung in der Hand eines mit dem Recht und der 
Pflicht der Initiative ausgeftatteten, mit der Erprobung der von ihm jelbjt erhobenen 
Beihuldigung durch einzig in feiner Hand zufammentreffende Nachforſchungen und Be— 
weisaufnahmen betrauten, die Erforschung der Wahrheit, unbeirrt durch Rüdfichtnahme 
auf Betheiligte, umbejchränft durch Parteirechte derjelben, anjtrebenden Richters. 
Das Antämpfen gegen die hiermit verbundenen ſchweren Nachtheile ging in Deutich- 
land jo wenig, als bei der Einführung der daſelbſt zunächit als Vorbild dienenden 
Tranzöfifchen Einrichtungen, jo weit, daß die andererjeitd mit der jchriftlichen B. 
verbundenen Bortheile völlig verfannt wurden und die völlige Nüdkehr zu dem 
einfachen und freien Anklageprozeß, wie ihn das ältere Römijche und Germanijche 
Recht gekannt Hatte, angejtrebt wurde. Die Transaktion zwiſchen den entgegen- 
gejegten Prinzipien ward vielmehr darin gejucht, daß die alte Unterfuchung beibehalten, 
aber ala untergeordneter Betandtheil einem Strafprogeß eingefügt wurde, deſſen 
Einleitung nicht auf der Initiative des Richters beruhen und deffen Abſchluß eine 
Hauptverhandlung bilden follte, welche die akkujatorische Progedurform zur Geltung 
bringt, ein öffentliches und mündliches Verfahren bietet. Die allmählich eingetreten e 
Vertiefung der Reformbewegung berührte das Gebiet der V. verhältnigmäßig jpät; 
das jonft für jene mafgebende Englische Vorbild war hier nicht jo leicht zu ver— 
werthen, weil England jelbit (im Gegenja zu Schottland) mit diefem Theil feines 
Verfahrens unzufrieden, erſt gegen die Mitte des Jahrhunderts an denjelben die 
beſſernde Hand legte, und noch fortfährt an diefer Verbefjerung zu arbeiten und weil 
auch die verbefjerten und in England jelbjt nicht überall durchgeführten Einrichtungen 
in mancher Beziehung ernfte Bedenken erregen. Die eingehendite und, wie es ſcheint, 
die jpätere Entwidelung beeinfluffende Erörterung fand die Frage der Beibehaltung 
und der Reform der gerichtlichen V. auf dem dritten Deutichen Juriftentage (1862), 
wo folgende Rejolutionen angenommen wurden, welche hier mit den Worten, mit 
welchen fie dem Plenum von mir mitgetheilt wurden, wiedergegeben werden. 

„I. Die gerichtliche Vorunterfuchung muß beibehalten werden, weil nicht dem 
Staatdanwalte, jondern nur einem unabhängigen richterlichen Beamten die Verfügung 
über die Perfon des Angefchuldigten, die Aufnahme jener Beweiſe, welche in der 
Hauptverhandlung nicht wieder vorgeführt werden fünnen, endlich die Herbeiichaffung 
des Bertheidigungsmaterials anvertraut werden kann, — wobei ic) die Bemerkung 


1194 Borunteriuhung. 


mache, daß die Erwähnung der Herbeifchaffung des Vertheidigungsmateriald nur 
im Sinne der Vorbereitung der Hauptverhandlung gemeint war. 

„I. Die gerichtliche VBorunterfuchung muß aber befchränft werden: a. dadurch, 
daß der Staatsanwaltichaft die Erhebung der öffentlichen Klage vorbehalten wird“ — 
unbejchadet der Bejchlüffe über die Stellung des Beichädigten; — „b. dadurd, daß 
die Staatsanwaltichaft angewiefen wird, der Erhebung der öffentlichen Klage gerichts— 
polizeiliche Vorerhebungen vorausgehen zu lafjen* — unbejchadet, der perjönlichen 
Freiheit des Angeichuldigten, die durch dieſe Vorerhebungen nicht berührt werden 
kann, und unbeſchadet der Regel, daß die Ergebniſſe derſelben keine Beweiskraft 
haben; „c. daß die Vorunterſuchung wegfällt, wo es ſich nicht um Verbrechen 
ſchwerjter Art handelt, und weder der Staatsanwalt, noch der Angeſchuldigte fie ver— 
langen. 

„III. Sie ſoll verbeſſert werden: a. dadurch, daß das Hinarbeiten auf das 
Geſtändniß des Angeſchuldigten aufgegeben wird; b. dadurch, daß ſowol der Staats— 
anwaltſchaft, als der Vertheidigung eine fortwährende Einwirkung auf ihren Gang 
ermöglicht wird; c. dadurch, daß die Oeffentlichkeit, mindeſtens die Parteien— 
Öffentlichkeit, auch für fie als Regel anerfannt wird.“ 

So ziemlich in diefem Sinne ward bei der Einführung der Straf OD. in Dejfter- 
reich und Deutjchland die Stellung der V. geregelt. In beiden Gebieten ward das 
Hauptaugenmerk auf die Einfügung der V. in das Ganze des neuen Prozefjes und darauf 
gerichtet, daß nicht ſowol das Weſen der gerichtlichen Unterfuchung jelbft geändert, 
als vielmehr durch die Einengung der B. auf ein bejchränftes Gebiet und durch 
die Rückwirkung der anderen Partieen des Strafprozeſſes ihr Geift umgeftaltet und 
das vollendet werde, was jchon bei jenen Verhandlungen des Juriftentages mit den 
Worten angedeutet wurde: „In den anjtoßenden Gemächern find Fenſter und 
Thüren weit offen, Licht und Luft dringt von dorther überall auch in die Vor— 
unterfuchung herein.” Eben darum ward das Augenmerk in erjter Linie auf die 
Ausbildung des der DB. vorangehenden Verfahrens, welches nach der älteren Preußifchen 
Terminologie „Skrutinialverfahren“, nach der Deutichen StrafPO. „Worbereitungs- 
verfahren“, nach der Defterreichifchen „Worerhebungen“ genannt wird, — in zweiter, auf 
das nachtolgende Stadium des Verfahrens, die Entjcheidung über die Berjegung 
in den Anklageſtand (Eröffnung des Hauptverfahrens), gerichtet; nach beiden Rich- 
tungen ift wieder das (allerdings in beiden StrafPO. auf ganz verjchiedene Weiſe 
geregelte) Recht der Initiative der Strafverfolgung mit den daraus gezogenen Kon— 
jequenzen maßgebend (vgl. hierüber die Art. Einleitung der Unterfudung 
und Eröffnung des Hauptverfahrens). Beide Gejehe treffen ferner zufammen 
in dem Streben, die Münbdlichkeit der Hauptverhandlung gegen das Ueberwuchern 
einer allzugründlichen, allzufchtwerfälligen B. zu jchüßen, in der Erweiterung der 
Rechte der Vertheidigung, in der Feſthaltung der follegialen Weberwachung der V. 
im Gegenjaß zu der in frankreich erfolgten Bejeitigung der Rathskammer. Bei der 
Borberathung der Deutjchen StrafPD. übte noch das Streben der Regierungen nad) 
Rejeitigung von Prozedurverichiedenheiten, die fich nur aus der Schwere der Anklage 
ergeben, infofern Einfluß, ala auch in den jchwerjten Fällen die V. nicht obligatorifch 
jein ſollte; ambdererfeit® aber ward auch eine weitergehende Annäherung an die 
Englijche B., insbejondere durch Gneiſt und defien „Vier Fragen,“ angeregt, und 
e8 hat das, wenn man fich auch prinzipiell für die Grundform der bisherigen 
StrafPO. ausfprach, doch auf die die Parteienöffentlichleit beträchtlich aus— 
dehnenden Beitimmungen des Entwuris Einfluß geübt. 

B. Durch dieſe geſchichtliche Entwickelung iſt die prinzipielle Bedeutung 
der V., ihr Platz im neuen Strafprozeß, ihr Zweck und ihr Verhältniß zu den 
anderen PBartieen des Straiverfahrens ee In ihr ift einem Richter die 
Aufgabe geitellt, eine gegen eine beſtimmte Perjon von einem Hierzu Berechtigten 
erhobene Anjchuldigung wegen einer beitimmten Ihat einer Erprobung durch 
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vorläufige Grmittelungen und Beweisaufnahmen zu unterziehen und das Thatjächliche 
fo weit aufzuklären, daß verläßlich darüber entjchieden werden fann, ob hinreichende 
Gründe vorhanden jeien, den Angejchuldigten wegen jener That unter eine Anklage 
zu ftellen, über welche in öffentlicher Hauptverhandlung zu entjcheiden ift. Neben 
dieſer Hauptaufgabe, welche bei jeder B. zu Löfen iſt, kommt es. aber auch darauf 
an, für den Fall, daß eine Hauptverhandlung ftattfinden muß, vorzuforgen, einer- 
jeit3 dadurch, daß die Anweſenheit des Angeklagten und die Möglichkeit der Be— 
nutzung folcher Beweismittel, welche ſonſt verloren gehen würden, gefichert wird, 
andererjeitö dadurch, daß der Anklage, wie der Vertheidigung die zur Vorführung 
der Beweije in der Hauptverhandlung, beziehungsweife zur Stellung darauf abzielender 
Anträge, und dem zur Entjcheidung über jolche Beweisanträge berufenen Gerichte 
die Hierzu nmöthige Weberficht über das Beweismaterial verichafft werde. Darin, 
daß eine bloße Ueberſicht verichafft, die Möglichkeit einer erichöpfenden jach- 
gemäßen Beweisaufnahme in der Hauptverhandlung gewährt wird, liegt die Ab— 
grenzung gegenüber der Aufgabe der letzteren. Es handelt fich darum, daß jchon 
vor der Hauptverhandlung die entjcheidenden Thatſachen und die Perfonen, von 
welchen nähere Auskunft über diejelben zu erlangen fein wird, befannt werden, 
nicht aber darum, daß diefe Ausſagen jelbjt in ſolchem Umfange zu Papier gebracht 
werden, daß auf die Befeitigung jeder Unvollftändigkeit, jedes Zweifels, jedes Wider- 
ipruches, auf die KHlarjtellung jedes Nebenumjtandes hingewirkt und der Haupt— 
verhandlung eigentlich nur die Sichtung und Präzifirung der bereits erichöpfend 
angejammelten Beweisergebniffe übrig bleibt. In diefem Sinne fprechen fich auch 
die Gejege ausdrüdlih aus. Die Defterr. StrafPD. bezeichnet im 8 91 Abi. 2 
als Zwed der V.: „die gegen eine beftimmte Perfon erhobene Anjchuldigung einer 
jtrafbaren Handlung einer vorläufigen Prüfung zu unterwerfen und den Sachverhalt 
joweit ins Klare zu jegen, ala es nöthig ift, um jene Momente feftzuftellen, welche 
geeignet find, entweder die Einftellung des Strafverfahren herbeizuführen oder die 
Berjegung in Anklagejtand und die Beweißaufnahme in der Hauptverhandlung vor— 
zubereiten;“ und im $ 111 daf. Heißt es: „Die B. wird geichloffen, jobald die 
gepflogenen Erhebungen zureichen, um die Anordnung der Hauptverhandlung zu 
begründen und zugleich die zur volljtändigen Vorführung der Beweismittel in der 
Hauptverhandlung erforderliche Ueberficht über diejelben erlangt ift.“ Im 8 188 
der Deutjchen StrafPD. findet fich zwar im Gegenſatze hierzu nur eine negative 
Vorſchrift: „die V. ift nicht weiter auszudehnen, ala erforderlich ift, um eine Ent- 
ſcheidung darüber zu begründen, ob das Hauptverfahren zu eröffnen, oder der An— 
geichuldigte außer Verfolgung zu jeßen jei. Auch find Beweije, deren Verluſt für 
die Hauptverhandlung zu bejorgen jteht, oder deren Aufnahme zur Vorbereitung 
der Vertheidigung des Angejchuldigten erforderlich erjcheint, in der V. zu erheben.“ 
Allein wenn hier nur der einjeitige Gefichtspunft der Vorbereitung der Verthei— 
digung hervorgehoben ift, jo ijt Har, daß jelbit von diejem Gefichtspunfte aus 
die Erhebung der Belaftungsbeweife eine Nothwendigkeit jein kann, da das zu Wider- 
legende vorliegen muß, che man ans Widerlegen gebt; e8 mag die dorliegende 
Faſſung fich wol daraus erflären, daß angenommen wurde, es jei die Weberficht 
über das Anklagematerial jchon durch das Vorbereitungsverfahren zu prägifiren. 
Aus den Motiven zu diejer Gejetestelle ift nur zu erjehen, daß, mit Recht, vor 
Maßnahmen gewarnt wird, „welche darüber hinausgehen, die Möglichkeit zur Prüfung 
der Wahrfcheinlichkeit oder Unmwahrfcheinlichkeit des angeregten WVerdachtes zu prä— 
zifiren“, und „welche mindeftens für eine nußlofe WVerweitläuftigung des Verfahrens 
zu erachten, in der Regel aber jogar jchädlich“ jeien, „da fie der Hauptverhandlung 
vorgreifen und die Yuverläffigfeit jowie die Bedeutung der Ergebniffe derjelben 
beeinträchtigen.“ So jehr dies zu billigen ift, jo gewiß ift durch die V. die Ueber— 
ficht über das ganze Beweismaterial, nicht blos über BVertheidigungsbeweije herzu— 
ftellen, und mit Recht bemerkt Löwe: „Diefe Aufgabe jei um jo wichtiger, je 
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mißlicher im einzelnen Falle eine durch die Unvollſtändigkeit des Beweismaterials 
bedingte Unterbrechung und Vertagung der Hauptverhandlung ſein würde.“ Aber 
auch Löwe zieht daraus nur die Folgerung, daß die V. „eine Ueberſicht über 
das vorhandene Beweismaterial gewähren“ ſoll. — Dasjenige, worauf $ 188 Abi. 
1 und die Motive das Hauptgewicht legen, das Maß von Wahrjcheinlichkeit, das 
erforderlich jei, um die Eröffnung des Hauptverfahrens zu begründen, ift aus zwei— 
fachem Grunde nicht ausreichend, um die Aufgabe der B. zu bejtimmen. Einerſeits 
nämlich find naturgemäß die Anforderungen an das Maß der Wahrfcheinlichkeit 
der Schuld in dem Maß größere, ala die vorgenommene Unterfuchung eine um: 
faffendere war; je mehr bereitö geichehen ift, um die Sache aufzuklären, deito 
weniger wird man geneigt fein, mit ſchwachen Verdachtsgründen fich zu begnügen; 
und wenn andererſeits der Richter fich auch gegenwärtig halten muß, daß die Ein: 
ftellung des Verfahrens ein definitiver Ausſpruch ift, der nicht ergehen joll, 
jolange nicht feftiteht, daß das für nicht ausreichend zu erachtende Beweismaterial 
eine Verſtärkung von der Fortſetzung der Unterfuchung nicht zu erwarten babe, 
jo wird doch jeder Richter die Einftellung leichter verfügen, wenn die B. ungenügende 
Refultate lieferte, ala wenn nur die Ergebniffe des Vorbereitung: (WVorerhebungs) 
Verfahrens vorliegen. In diefem Sinne beitimmt alfo die VB. das Maß der Ans 
forderungen an die Eröffnung des Hauptverfahrens, und wird nicht ſelbſt durch jenes 
beitimmt, — zumal wenn es fih, wie in Deutfchland, darum handelt, daß die 
Grgebnifje der B. jedesmal von richterlichen Amts wegen geprüft werden jollen. 
Man kann alfo in der That dem Unterfuchungsrichter nur die Regel ertheilen: 
er habe die Beweisaufnahme in der Hauptverhandlung vorzubereiten, aber 
nicht entbehrlich zu machen. — 

Noch jchwerer läßt fich eine feite Regel über die Abgrenzung der V. von dem 
ihr vorausgehenden Verfahren aufftellen; dieſe Frage hängt jedoch untrennbar zus 
fammen mit der nach den 

C. Borausjegungen der Einleitung der V. Die Deutiche und die 
Defterr. StrafPO. ftimmen darin überein, daß die V. in den Straffällen, welche 
vor die Gerichte höchfter Ordnung gehören, immer — in denjenigen, welche vor den 
Gerichten niederfter Ordnung verhandelt werden, niemals jtattzufinden habe. Für 
die Mittelklafje der Delikte ift in eriter Linie der Staatsanwaltichaft, in zweiter 
dem Angeichuldigten die Möglichkeit geboten, die Einleitung der V. zu erwirken 
(Defterr. StrafPO. 88 91, 211; Deutfche StrafP DO. $ 176). Nach beiden Geſetzen 
fommt Hinzu, daß die Abwejenheit des Angejchuldigten die Einleitung einer font 
entbehrlichen B. nöthig machen kann. — In eriter Linie ift die Einleitung der V. 
bedingt durch einen darauf abzielenden Antrag des Staatsanwaltes (inwiefern der 
jelbe durch einen auf Antrag eines Privaten ergebenden Beichluß des Gerichtes erjett 
werden fann, darüber j. d. Art. Privatanklage). Die Staatsanwaltichaft fann 
der Stellung dieſes Antrages ein Worbereitungsverfahren (vgl. d. Art. Ein— 
leitung der Unterfuchung) vorausgehen laſſen, welches in Fällen, wo die 9. 
nicht obligat ift, auch das Ergebniß liefern kann, daß von derjelben Umgang ge 
nommen und Sofort die Anklagefchriitt eingebracht wird. In das Ermeſſen der 
Staatdanwaltichaft ift daher geftellt, ob die B., da wo fie nicht obligat, und warn 
fie eingeleitet werden folle, wo fie obligat ift. Diejes Ermefjen ift aber fein völlig 
freies, ſondern durch die Natur der zu Löfenden Aufgabe, durch die zu bejeitigenden 
Hinderniffe und durch die unverfennbaren Abfichten der Geſetze zu beſtimmendes; 
innerhalb diefer Grenzen wird es durch die Anforderungen der Prozeßtaktik be 
berricht werden. Es nehmen fo vielerlei Detailfragen Einfluß, daß eine gejonderte 
Daritellung des Defterr. und Deutjchen Rechtes einerjeits nicht zu vermeiden iſt, 
anbdererjeits zur deutlicheren Beleuchtung der Sache wejentlich beiträgt. Die Deiterr. 
StrafPO. unterfcheidet bezüglich der Vorerhebungen (Vorbereitungäverfahren), ob 
diejelben in der Hand des Gerichtes oder der Sicherheitsbehörden liegen; in letzterem 
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Falle find der jpäteren Verwendbarkeit des erhobenen Beweismateriald und der Ver— 
fügung über freiheit und Hausrecht des Angefchuldigten u. j. w. jo enge Grenzen 
gezogen, daß der Mebergang zur B. nur dann länger aufgejchoben werden kann, 
wenn e3 fih um Erkundigungen und Nachtorjchungen handelt, welche ohne Ueber— 
fchreitung jener Grenzen und überhaupt, ohne daß eine bejtimmte Perfon ausdrüdlich 
als Beichuldigter behandelt wird ($ 38 Abſ. 1), ftattfinden fünnen. — Läßt der Staatö- 
anwalt Vorerhebungen durch den Unterfuchungsrichter pflegen, „um die nöthigen An— 
haltspunkte für die Beranlaffung des Strafverfahrens wider eine bejtimmte Perjon oder 
für die Zurüdlegung der Anzeige zu finden“, jo Hat der Unterfuchungsrichter dabei 
„jene Rechte und Obliegenheiten, welche dem Unterfuchungsrichter in der V. zulommen“ 
(S 88 Abf. 1 und 2). Die Grenze hierfür liegt aber in den die Haft regelnden 
Beitimmungen; die „vorläufige Verwahrung“ dauert immer nur bis zur Vorführung 
vor den Unterfuchungsrichter; diejer Hat den ihm Vorgeführten binnen 24 Stunden 
zu vernehmen und „nach der VBernehmung jofort zu beichließen, ob der Beichuldigte 
wieder auf freien Fuß geftellt oder wider ihn die ordentliche Unterfuchungshait ver- 
hängt werden ſolle“. „Die ordentliche Unterfuhungshait aber kann nur gegen einen 
Beichuldigten verhängt werden, welcher nach jeiner Vernehmung vor dem Unter: 
juchungsrichter eines Verbrechens oder Vergehens verdächtig bleibt“ (SS 179, 180). 
Aus dieſen Gefetesjtellen in Verbindung mit $ 89 Abſ. 1 muß gefolgert werden, 
daß die ordentliche Unterfuchungshaft nicht ohne Einleitung der V. beftehen könne. 
Die Berugnifje des mit den VBorerhebungen befaßten Bezirksrichters (Amtsrichter) gehen 
etwas weiter; er kann dieſelben einleiten, ohne daß ein Antrag des Staatsanwaltes 
vorliegt und tann den ihm vorgeführten Beſchuldigten, welcher auch nach ſeiner Ver— 
nehmung der That verdächtig bleibt, bis auf weitere Weiſung des Unterſuchungs— 
richter8 in vorläufiger Verwahrung behalten; allein einerjeit? hat er in folchem 
Falle die Akten längjtens binnen acht Tagen an den Staatsanwalt einzufenden, welcher 
längſtens binnen drei Tagen den Berhafteten außer Verfolgung zu jeßen oder feine 
Anträge „bezüglich der Perjon und des Berfahrens bei dem Unterfuchungsrichter 
anzubringen hat“, andererjeit3 Hat der Beichuldigte jelbft das „Recht, zu verlangen, 
daß er binnen 48 Stunden an den Unterfuchungsrichter abgeliefert werde“ (SS 89 
und 178). Auch den gerichtlichen WVorerhebungen tft alfo eine nicht willkürlich zu 
verjchiebende Grenze gezogen, jobald es fich um einen verhafteten Beichuldigten han— 
delt; in anderen Fällen wird allerdings auch die Einleitung der obligatorifchen 8. 
(wol meijt zum Bortheil des Beichuldigten) aufgefchoben werden fünnen, bis eine 
eingehende Bernehmung des Lehteren über das vorliegende Belaftungsmaterial, welche 
ja den einzigen wejentlichen Bejtandtheil der V. bildet, nothwendig wird. Da 
übrigen! auch nach Einleitung der B. der Staatsanwalt von der Verfolgung jederzeit 
mit der Wirkung zurüdtreten fann, daß der Unterjuchungsrichter das Verfahren ein— 
itellen muß, jo fann der Staatsanwalt auch in feiner Weiſe in VBerfuchung kommen, 
die Eröffnung der V. aus in der Sachlage nicht gegründeten Motiven hinaus— 
zufchieben. — Nach der Deutſchen StrafPD. trifft dies allerdings nicht zu, da 
nach diejer der Antrag auf Einleitung der V. mit der dadurch erhobenen öffentlichen 
Klage das Gericht endgültig und unwiderruflich befaßt. Diefe Beitimmung ver- 
legt allerdings die Herrſchaft des Anklageprinzips aus dem Prozeſſe heraus an die 
Schwelle deſſelben, ſie macht die ſpätere Anklage zum Werk des Gerichtes und damit 
das Gericht, oder wenn man lieber will, ein Gericht zum Ankläger. Sie muß aller- 
dings ihren praftifchen Zwed verjehlen, jo weit man dabei von der Vorausſetzung aus— 
geht, daß die Staatsanwaltichaft durch nicht in der Sache gelegene Motive bejtimmt 
werden fönnte; denn es müfjen ihr diefe Motive doch wol fchon während des Vor— 
bereitungsverjahreng vorliegen, und unter diefer Vorausſetzung wird fie auch 
um Mittel nicht verlegen fein, die Sache in der Hand zu behalten. Allein der ge= 
wiffenhafte, pflichtgetreue Staatsanwalt wird zwar fich vor Augen halten müffen, 
daß wenn er mit der Erhebung der öffentlichen Klage fich übereilt, die Bejeitigung 
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eines etwaigen Verſehens nicht mehr von ihm allein abhänge; allein da auch er 
auf gewiſſenhafte, pflichtgetreue Haltung des Gerichtes rechnen kann, wird hierin für 
ihn fein Grund liegen dürfen, den Antrag zu verzögern, jo wenig als ihn anderer— 
jeit der Umftand bejtimmen darf, daß jene grundfjägliche Anordnung, vermöge welcher 
die Fortiegung der V. von feinem Willen unabhängig ift, ihn der drüdenditen Ver— 
antwortung entbindet. Er wird aljo bei der Abgrenzung des Vorbereitungsverfahrens 
von der B. wol auch nur die Frage für enticheidend erachten, welche Vorgänge die 
Einleitung der B. nothwendig machen. Nun jchreibt $ 126 der StrafPO. genau 
vor, für welche Dauer ein „vor Erhebung der öffentlichen Klage“ erlaflener Haft— 
befehl in Wirkſamkeit bleiben kann; und wie groß auch der Widerftreit der Meinungen 
in der Reichstagskommiſſion, aus deren Berathung dieſe Beitimmung hervorging, 
war (vgl. insbejondere v. Schwarze), jo berubte er doch nur auf der Andeutung 
von Fällen, wo es weder thunlich ericheint, den Angejchuldigten auf freien Fuß zu 
jegen, noch jofort jchon eine genau formulirte Anfchuldigung gegen ihn zu erheben, 
keineswegs aber auf dem Werfuche, „den Gedanken und der Aufgabe der B.“ eine 
bejtimmte „Richtung zu geben“ (v. Schwarze), jondern eher auf dem Verzicht, 
eine theoretifche, rein fachliche Abgrenzung zwiſchen Borbereitungsverfahren und 
V. zu unternehmen — auf dem Gedanken, daß der Staatdanwaltichaft und dem von 
ihr geleiteten Vorbereitungsverfahren bis zu dem Augenblide freier Spielraum ge 
gönnt werden könne, wo die Zwede des Verfahrens Schritte bedingen, die man nur 
dem Unterfuchungsrichter anvertrauen zu können meint. Zu diefen Schritten gehört 
nach der StrafPO. weder die Vernehmung des Beichuldigten, noch die Worforge 
für Konfervirung von Entlaſtungsbeweiſen; erftere ift nur im Falle einer Feſtnahme 
nothwendig ($ 135), in anderen Fällen aber zuläffig (während fie in der V. obligat . 
it, $ 190); in beiden Fällen aber ift die Vernehmung nach Grundfäßen vorzunehmen, 
welche für alle Stufen des Verfahrens gleichmäßig gelten ($$ 133 ff.) und ine 
bejondere jo einzurichten, daß dem Beichuldigten Gelegenheit zu feiner VBertheidigung 
gegeben wird (SS 136, 164); und jchon für die Vernehmung vor dem Amtörichter 
gilt die Regel, daß wenn bei derjelben Entlaftungsbeweife beantragt werden, welche 
erheblich ericheinen und deren Verluſt zu bejorgen ift oder deren Erhebung die reis 
lafjung des Beichuldigten begründen fann, der Amtsrichter zu diejen Erhebungen zu 
ichreiten bat ($ 164). Man wird aber darüber noch hinausgehen und annehmen 
müflen, daß die Regel, welche $ 158 Abi. 2 dem Staatsanwalt vorzeichnet, „nicht 
blos die zur Belaftung, jondern auch die zur Entlaftung dienenden Umftände zu 
ermitteln“ , auch für den Amtsrichter gilt, ſelbſt wenn der Beichuldigte feinen 
hierauf abzielenden Antrag Stellt. Wohl aber giebt die in den SS 158 und 164 
gemachte Unterfcheidung zwiſchen „Ermitteln von Umftänden“ und „Erhebung von 
Beweifen” einen Fingerzeig für die fachliche Abgrenzung: Im Allgemeinen genügt, 
wenn auf den Umftand aufmerkſam gemacht, dafür gejorgt ift, daß er nicht über 
jehen werde; eine Beweiserhebung aber ift nur nöthig, wenn fie zu fofortiger, dem 
Beichuldigten günftiger Entjcheidung führen kann oder wenn Gefahr des Verluſtes 
droht. Einige Schwierigkeiten bereitet der uns befchäftigenden Abgrenzung der Um— 
jtand, daß die Deutiche StrafPD. die Vorfchriften über die materiellen Unterſuchungs— 
afte zerjtreut Hat, und daß fich in dem der V. gewidmeten Abſchnitt ſolche finden, 
die doch auch für das WVorbereitungsverfahren Bedeutung haben. Die Vorſchrift, 
welche insbejondere $ 191 der Stra PD. für die Mitwirkung des Angefchuldigten 
und feines VBertheidiger beim Augenschein und bei der Vernehmung eines Zeugen 
oder Sachverjtändigen ertheilt, defien Vernehmung in der Hauptverhandlung nicht 
in fichere Ausficht zu ziehen ift, jcheint zwar nur der V. zu gelten, zumal nur in 
diefer ein „Angefchuldigter” vorhanden ift; da jedoch dem Borbereitungäverfahren 
ganz fpeziell die Aufnahme von Beweifen, die verloren gehen könnten, zugewiejen 
ift, jo fann, wenigftens fo weit eine bejtimmte Perfon bereits durch Feſtnahme als 
verdächtig behandelt wird, nicht angenommen werden, daß es die Abficht des Ge 
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ſetzes war, ihr bei jolchen Beweiserhebungen, wenn fie im Borbereitungsverfahren 
jtattfinden, die gedachten Parteirechte abzujprechen. Bejtreitet man dies, jo wäre 
die Nothwendigkeit jolcher Beweisakte allerdings ein Umſtand, welcher der Staats: 
anwaltſchaft die ungeläumte Herbeitührung der V., fobald diefe überhaupt möglich 
it, zur Pflicht machen müßte. Als Schlußergebniß zeigt ſich auch hier, was die 
älteren Grörterungen über die Abgrenzung der Generale und Spezialinquifition er— 
geben hatten: die Aufgabe des Vorbereitungsverfahrens und der B. ift die gleiche 
und für die Ueberleitung in die letztere ift der Umſtand entjcheidend, daß nad) Yage 
der Sache Schritte nothwendig find, welche der B. angehören oder ihr nicht ent— 
jogen werden jollten. 

Eben danach werden fich auch die Anforderungen richten, welche bezüglich der 
Zulajjung der Einleitung der ®. geftellt werden müfjen. Dieje find: 

I. Ein Antrag der Staatsanwaltichafit auf Eröffnung (Einleitung) der B. gegen 
eine beitimmte Perfon wegen einer bejtimmten That. Darin liegt die Wahrung 
der Initiative der Staatsanwaltichaft und eben jene Geltendmachung des Anklage— 
prinzips, welches den modernen Straiprogeß und mittelbar auch die V. als einen 
Iheil derjelben beherriht. Wenn das Weſen des Anklagegrundjages in der Jnitiative, 
oder vielmehr in der Nichtinitiative des Nichters, beruht, jo beruht im Deutichen 
Straiprozeß gerade nur die V. auf demjelben, da eine B. nicht ohne Erhebung der 
öffentlichen Klage durch die Staatsanwaltichait geführt werden kann (die allerdings 
in fachlicher, wenn auch nicht in formeller Hinficht zugelaffene Ausnahme charakterifirt 
ich auch ganz ala folche), eine Hauptverhandlung aber denkbar ift, welche Lediglich 
auf richterlicher Initiative beruht und in welcher der jcheinbare Träger der An— 
flägerrolle nur einen Gerichtsbeihluß mit Unterdrüdung jeiner perfönlichen Anficht 
ausführt. Gilt dies für Defterreich allerdings nicht, jo iſt nichtsdeſtoweniger in 
beiden Gebieten die prinzipielle Bedeutung des Antrages der Staatsanmwaltichaft für 
die B. eine gleich große. Dieſer Antrag bezeichnet alfo: 

1) den Gegenstand der B. Es ift dies die im Antrag bezeichnete That, 
ein beitimmter mit dem jtraibaren Berhalten eines Menjchen in Zuſammenhang 
itehender Borfall, deſſen nähere Umstände, deſſen juriftiiche Natur die V. in der 
Regel erit aufklären joll, der aber genügend individualifirt jein muß, daß die Iden— 
tität des Gegenjtandes der durch den Antrag erhobenen öffentlichen Klage und 
der durch dieſen eingeleiteten B. mit Beitimmtheit zu erfennen ift. Die juriftiiche 
Bezeichnung der That kann ein Mittel abgeben, die Beichreibung derjelben abzu— 
fürzen, die Behauptung, oder vielmehr den Verdacht, welcher der öffentlichen Klage 
zu Grunde liegt, deutlich zu machen, den Unterjuchungsrichter leicht erfennen zu 
laſſen, welche Richtung nach Anficht der Staatsanwaltichaft die V. zu nehmen 
hat und worauf fie ihre Meinung ftüßt, daß eine zur Zuftändigfeit des Unter: 
juhungsrichtere gehörige That vorliege: von wejentlicher Bedeutung ift fie nicht. 
Sie fann weder gefordert werden, noch bindet fie den Unterfuchungsrichter. Diefer 
ft nämlich nicht berechtigt, feine Nachforſchungen auf eine andere That auszudehnen ; 
eine Ausnahme, die in dringenden Fällen eintritt, ift auf das Maß des unmittelbar 
Nothwendigen zu bejchränfen, worauf dann bis auf Antrag der Staatsanwaltichait 
die Sache beruhen muß (Deutſche StraiPO. 88 158, 177, 189; Oeſterr. StrafPO. 
Z 89 Abj. 1, 98 Abi. 1, 144). Dagegen iſt die rechtliche Beurtheilung, welche im Ans 
trag der Staatsanwaltichait zum Ausdrud fommt, fein Hinderniß dagegen, daß der 
Unterfuchungsrichter auch alles dasjenige feftftelle, was nach jeiner rechtlichen Beur- 
(Heilung des Falles ihm erheblich jcheint, oder was vermöge einer Aenderung des 
Ihatjächlichen auch den juriftiichen Charakter der That ändern kann (Deutjche 
StrafPD. $ 153 Abſ. 2). Eben darum, weil unter den Händen des Unterfuchungs- 
richters der Gegenſtand der Unterſuchung, obgleich derſelbe bleibend, eine ſehr ge— 
anderte Geſtalt annehmen kann, kann auch von der Staatsanwaltſchaft feine größere 
Veitimmtheit ihrer Angaben gefordert werden, als die Umftände geitatten. 
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2) Die Perfon, gegen welche die öffentliche Klage erhoben wird (der Anz 
geſchuldigte nach der Terminologie der Deutichen StrafPO.; der Beſchuldigte 
nach der der Dejterreichifchen). Daß es eine folche Perſon jein müſſe, gegen welche 
die Strafflage überhaupt erhoben werden fann, verjteht fich eben jo von jelbit, ala 
daß die Grörterung dieſer wejentlich materiellrechtlichen und jedenfalld nicht auf 
die V. beichränkten Frage nicht Hier Pla finden fannı. Wohl aber muß bemerkt 
werden, daß für die Begrenzung der Aufgabe der B. die Bezeichnung der Perion, 
gegen welche fie zu führen ift, genau diejelbe Bedeutung bat, wie die Bezeichnung 
der That und daher das meiſte darüber oben (unter 1) Gejagte auch hier Anwendung 
findet. Speziell hervorzuheben ift Hier nur noch: Die Nachforfchung nad der Schuld 
einer bejtimmten Perſon wird in vielen Fällen unvermeidlich dahin führen, daß der 
gegen andere Perfonen wegen der gleichen That erhobene Verdacht ins Auge geiaht 
und in den Bereich der Unterfuchung gezogen wird; es ijt daher die Pflicht des 
Unterfuchungsrichtere, Alles, was fich darauf bezieht, ans Licht zu jegen und ma— 
teriell die B. auch auf andere Perjonen auszudehnen, formell aber (durch Ber 
haftung oder durch Bernehmung als Angefchuldigten) darf er dies ohne Antrag 
der Staatsanwaltſchaft nicht. Inwiefern jolche Komplikationen dahin führen 
fönnen, daß die Staatsanwaltichaft in den Tall kommen kann, zwei oder mehrere 
Öffentliche Klagen zu erheben, die mit einander nicht vereinbar find, — das 
zu erörtern überfchreitet die Grenzen, die bier eingehalten werden müflen; bier muß 
die Bemerkung genügen, daß der Ausdrud „Erhebung der öffentlichen Klage“ nicht 
über den unmittelbaren Zwed, welcher hier auf bloße Unterſuchung gerichtet it, 
irre machen darf. — Eine ähnliche Frage ergiebt fich in Fällen, wo die Perfon 
des Thäters nicht mit voller Beitimmtheit bezeichnet werden fann. Zwar muß 
der Antrag immer gegen eine beſtimmte Perſon gerichtet fein, ſonſt kann von der 
Erhebung der öffentlichen Klage und von Eröffnung der B. nicht geiprochen werden; 
allein e8 wird Fälle geben, wo der Name und was ſonſt gewöhnlich zur Jdentifizirung 
einer Perfon gebraucht wird, nicht angegeben werden kann; 3. B. wenn der auf friicher 
That Betretene jeden Aufjchluß darüber verweigert, wenn der Verdacht eine Perfon 
trifft, die nach beſtimmten, ihre jpätere Identifizirung fichernden Merkmalen, aber 
auch nur nach diefen bezeichnet werden fann. Wo mehr nach Lage des Falles 
nicht geboten werden kann, muß dies genügen. 

3) Eine ausdrüdliche Begründung der erhobenen Anjchuldigung, Darthuung 
von Verdachtögründen u. ſ. w. in dem Antrage ift nicht erforderlich ; wohl aber 
jchreibt die Dejterr. StrafPO. ($ 92 Abſ. 2) vor: „Beantragt der Staatsanwalt 
die Einleitung einer B., jo hat er die Anzeige, jowie die zu feiner Kenntniß ge 
langten Beweismittel und die Ergebniffe der etwa veranftalteten Borerhebungen dem 
Unterfuchungsrichter mitzutheilen“, und man ijt darüber einig, daß das Gleiche auch 
im Sinne der Deutichen StrafPD. Liegt, wenngleich die Stellung des Unterfuchung® 
richter8 zur Beweisfrage hier anders geordnet ift. 

II. Prüfung des Antrages und Berfügung über denjelben durch den Inter: 
juchungsrichter. Die Defterr. StrafPO. ordnet darüber ($ 92 Abſ. 3) an: 
„Findet der Unterfuchungsrichter Bedenken, einem Antrage auf Einleitung der V. 
beizutreten, jo ift darüber der Beichluß der Rathslammer einzuholen.“ Das Recht 
der Prüfung der Statthaftigkeit des Antrages ift hier dem Unterfuchungärichter in 
vollem Umfange eingeräumt; er fann alſo auch prüfen, ob der Verdacht, welcher 
den Staatsanwalt zur Stellung jeines Antrages beitimmte, objeftive Anhaltspunkte 
habe, welche die Einleitung der Vorunterſuchung rechtfertigen; dabei wird allerdings 
vorausgejeßt, daß er fich völlig die Lage der Sache klar mache und feine Anior- 
derungen [bezüglich der Schwere des Verdachts werden geringere fein, wenn noch 
feine Vorerhebungen vorausgegangen find, zu deren Veranlaſſung der Staatsanwalt 
berechtigt, aber nicht verpflichtet ift; der Unterfuchungsrichter kann auch, ehe er 
jeinen Beſchluß faßt, jelbjt einzelne Erhebungen vornehmen (vgl. S. Mayer, Hand» 
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buch des Oeſterr. Strafßrz., I. ©. 481); nur fürmen dieje nicht die verantwortliche 
Bernehmung des Beichuldigten umfaflen, da in diefem unzweifelhaften Unterfuchungs- 
akt, vorgenommen durch den Unterfuchungsrichter nach Stellung des Antrages auf 
Einleitung der V., dieje Einleitung eben liegen würde, zumal ein ausdrüclicher 
hierauf gehender Beichluß des Unterfuchungsrichtere vom Defterr. Geſetz nicht vor- 
geichrieben ift. Lehnt die Rathskammer, den Bedenken des Unterfuchungsrichters 
ſich anjchließend, den Antrag auf Einleitung der V. ab, jo jteht dem Staatsanwalt 
die Beichwerde an das Oberlandesgericht offen ($ 119). Geht der Unterfuchungsrichter 
auf den Antrag der Staatsanwaltichaft ein, jo wird dies dem Bejchuldigten durch 
die an ihm ergebende Vorladung zur Vernehmung ($ 173), durch den Haftbefehl 
($$ 175, 176), jedenfalls aber durch Eröffnung des Unterfuchungsrichters bei Beginn 
der Bernehmung ($ 198) mitgetheilt; er fann die Entjcheidung der Rathskammer 
verlangen, welche zwar nicht die Verfügung des Unterfuchungsrichters rüdgängig 
machen, wohl aber die Eintellung des Verfahrens beichließen kann (88 113, 109 
Abi. 2). Gegen die Entjcheidung der Rathskammer fteht die Beichwerde an das 
Oberlandesgericht injoweit offen, ala «8 ſich um die Ausfcheidung einzelner Straf- 
iahen oder um die Haft Handelt. — Die Deutjche StrafP DO. faßt die maßgebenden 
Beitimmungen in den 88 178—181 zufammen. Der Antrag iſt hiernach vom 
Unterfuchungsrichter zu prüfen. Dieje Prüfung erjtredt fich vor Allem auf die 
Frage, ob der Antrag den GErforderniffen, wie fie unter I. dargelegt find ($ 177), 
entipricht ; ſodann auf die Frage der Zujtändigfeit des Gerichtes und auf die der 
Zuläffigfeit der Strafverfolgung und fpeziell der B. (welche im jchöffengerichtlichen 
Verfahren ausgeichlofien iſt). Es herricht volle Uebereinftimmung darüber und ijt 
in den Motiven ausdrüdlich hervorgehoben, daß durch die Wahl des Ausdrucks 
„Unzuläffigfeit“ (welcher wörtlich dies keineswegs beſagt, aber ala gleichbedeutend 
mit rechtlicher Unzuläffigkeit gemeint ift), dem Gerichte die Befugniß abgeiprochen 
werden ſollte, „den Antrag der Staatsanwaltichaft wegen Mangels eines genügenden 
Berdachtes gegen den Bejchuldigten“ oder deshalb abzulehnen, „weil nach Anficht 
des Gerichtes das Hauptverfahren durch außergerichtliche Grmittelungen genügend 
vorbereitet werden könne.“ Sat nun der Unterfuchungsrichter fein Bedenken, jo 
eröffnet er jotort die Vorunterfuchung, und zwar, wie aus Abj. 1 des 8 179 
ſich ergiebt, durch eine ausdrüdliche Verfügung. Im entgegengejegten Falle bedarf 
es eines Beichluffes des Gerichtes; letzteres kann verfügen, daß vorher der Ange- 
geichuldigte gehört werde. Nicht minder kann das Gericht in die Yage kommen, 
über die Gröffnung der B. Beichluß zu faflen, wenn der Angeichuldigte gegen die 
Verfügung des Unterfuchungsrichters Einwand erhebt, was aus den gleichen Gründen 
geichehen kann, welche den Unterfuchungsrichter jelbit von der Verfügung abzuhalten 
geeignet wären. it vor dem Beichluß des Gerichtes der Angejchuldigte nicht gehört 
worden, jo ſteht ihm das Recht des Einwandes noch immer offen. Der Beichluß 
des Gerichtes, womit der Antrag des Staatsanwaltes auf Eröffnung der V. ab— 
gelehnt wird, fann vom Staatsanwalt durch jorortige Beichwerde angeiochten werden, 
vom Angejchuldigten nur joweit, als es fich um den Einwand der Unzuftändigkeit 
handelt. Findet das Gericht gegen die Anficht des Unterfuchungsrichtere die Er- 
Öffnung der V. gerechtfertigt, jo wird durch feinen Beichluß der Unterfuchungsrichter 
verpflichtet, die Eröffnung zu verfügen. 

III. An die Stelle des Antrages der Staatsanwaltjchaft und der über denjelben 
ergebenden Verfügung des Unterfuchungsrichters tritt unter Umftänden der Antrag des 
Angejhuldigten und der hierüber ergebende Beſchluß des Gerichtes. Hierin 
liegt jedoch feine Beeinträchtigung der Initiative der Staatsanwaltichaft; es wird 
vielmehr vorausgejeßt, daß Iehtere die öffentliche Klage unmittelbar durch Ueber- 
reichung der Anklagejchriit erhoben habe. Nah Oeſterr. Recht kann der Bes 
Ihuldigte gegen die Anklagejchriit Ginfpruch erheben, und da diefer das Oberlandes- 
gericht, welches über ihn zu enticheiden hat, in die Lage bringen kann, auszufprechen, 
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daß die Sache vor das Gefchworenengericht gehöre, in welchem Falle die B. obligat 
it, oder daß es an gemügenden Gründen fehle, um den Bejchuldigten der That 
für verdächtig zu halten, jo kann es auch die Anklageichriit aus dem erjten Grunde 
oder weil es dies zur befleren Aufklärung des Sachverhaltes für nothwendig erachtet, 
vorläufig zurückweiſen, es ift jodann Sache des Staatsanwaltes binnen drei Tagen 
feine Anträge an den Unterfuchungsrichter zu jtellen (SS 211, 213 der Deiterr. 
Straf PO.). Nach der Deutſchen Straf D. muß die Anklageichriit dem Ans 
geichuldigten mitgetheilt und ihm dabei Gelegenheit gegeben werden, eine Borunter- 
juchung zu beantragen (S 144); er wird fich dabei allerdings nicht auf den fürm- 
lihen Antrag beichränfen dürfen, da das Gericht dem Antrag nur Folge geben 
muß, wenn er „erhebliche Gründe geltend macht, aus denen eine V. zur Bor: 
bereitung jeiner Vertheidigung erforderlich erfcheint” ($ 176 3.2). Uebrigens fann 
das Gericht auch ohne Antrag des Angejchuldigten, angefichts einer Anklagejchrift 
der Staatdanwaltichaft die Eröffnung einer V. anordnen ($ 200). 

D. Gang der B. „Die B. wird von dem Unterfuchungsrichter eröffnet und 
geführt“ (Deutiche StrafP DO. $ 182). „Iſt die V. eingeleitet, jo jchreitet der 
Unterfuchungsrichter von Amtswegen und ohne weitere Anträge des Anklägers ab- 
zuwarten, ein, um den Thatbejtand zu erheben, den Thäter zu ermitteln und die 
zur Ueberführung oder Bertheidigung des Beichuldigten dienenden Beweismittel jo 
weit fejtzuitellen, ala es der Zwed der V. erfordert“ (Defterr. StrafPO. $ 96). 
Damit ijt die prinzipiell inquifitorifche Form der V. geſetzlich fanktionirt: die 2. 
jelbft ift vermöge der Jmitiative der Staatsanwaltichaft nicht mehr eine Verwirk— 
lihung des Unterfuchungsprinzips, aber der Vorgang innerhalb der B. iſt der in- 
quifitortfche, Anfang und Ende find an die Mitwirkung Anderer unbedingt gebunden, 
zwifchen Beiden erwartet das Geſetz in erjter Linie von der fpontanen Thätigkeit 
des Unterfuchungärichters die Erreichung der Zwecke diejes Prozeßabſchnittes. Immer— 
bin aber war ja ſelbſt bei der jchärfiten Ausbildung des inquifitoriichen Prozeſſes 
eine gewiffe Mitwirkung des Inquifiten nicht auszuschließen, und im modernen 
Prozeß, wo die Thätigkeit der Staatsanwaltichaft auch in die DB. Hineinreicht, 
mußte auch das Parteirecht des Angejchuldigten deutlicher anerfannt werden. In 
materieller Hinficht ift beiden Parteien nur ein Recht der Antragitellung zus 
erfannt, welches wejentlich die Vollitändigkeit der Erhebungen zu fördern geeignet 
jein wird, immerhin auch den Zwed verfolgen kann, der V. eine geänderte Richtung 
vorzuzeichnen. Die Entjcheidung über jolche Anträge fteht zunächſt dem Unterjuchungss 
richter zu. Die Verpflichtung des Unterfuchungsrichter® auf Beachtung desjenigen, 
was der Angefchuldigte zur „Bejeitigung der gegen ihn vorliegenden Verdachtsgründe 
und zur Geltendmachung der zu feinen Gunften jprechenden Thatſachen“ vorbringt 
(Deutiche StrafPO. $ 136 Abſ. 2), ift jchon oben betont worden. Zu diefem Zwecke ift 
aber Kenntniß der Vorfälle der B., ein gewiſſes Maß von Parteienbdffentlichkeit 
unerläßlich nöthig. Dies war ſelbſt im alten Gemeinen Prozeß anerkannt, und von 
dorther iſt die Pflicht des Unterfuchungsrichters, dem Angefchuldigten zu jeiner 
materiellen Bertheidigung Gelegenheit zu geben, und aljo ihn mit den Grgeb- 
niffen des Verfahrens befannt zu machen, in die neuejten Gefeße übergegangen. Die 
oben angeführte Beltimmung der Deutichen StrafPO. $ 136 ift zwar nur für das 
Vorbereitungsverfahren ausdrüdlich ertheilt, findet aber naturgemäß auch auf die 
DB. Anwendung. Ein Antrag auf Anordnung eines förmlichen Schlußverhörs am 
Ende der V. war bei Berathung der Deutjchen StrafPO. bereits angenommen 
worden; jpäter ließ man wol die Bejtimmung wieder fallen, und zwar aus dem 
gleichen Grunde, aus welchem auch in die Defterr. StrafPO. von 1873 die ana— 
loge Anordnung ihrer Vorgänger nicht aufgenommen wurde (vgl. Mayer, Hand» 
buch, I. ©. 507), weil fie nämlich in formeller Hinficht durch die Vorgänge bei 
der Verſetzung in Anklageitand erjegt wurde; allein in materieller Hinficht jollte 
dadurch nichts an der Pflicht des Unterjuchungsrichters geändert werden, den Ans 
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geſchuldigten im Verlaufe der V. mit dem geſammten Belaſtungsmaterial bekannt 
zu machen (vgl. v. Schwarze, Deutſche StrafpO. $ 195). In der Oeſterr. 
StrafPD., welche noch ausführliche VBorichriften über die Vernehmung des Beichuldigten 
in der V. enthält (SS 198— 206), iſt auch noch ausdrüdlich vorgefchrieben, es jeien 
die fragen „jo zu jtellen, daß der Beichuldigte alle gegen ihn vorliegende Verdachts- 
gründe erfahre und vollitändige Gelegenheit zu deren Bejeitigung und zu feiner 
Rechtfertigung erhalte. Giebt er Thatjachen oder Beweismittel zu jeiner Entlaftung 
an, jo müſſen bdiejelben, ſofern fie nicht offenbar nur zur Verzögerung angegeben 
wurden, erhoben werden.“ — Die neuen StrafPO. gehen aber noch weiter. Zus 
nächit, indem fie die Afteneinjicht, welche dem Staatsanwalt geitattet ift, ſo— 
weit dadurch das Berfahren nicht aufgehalten wird (Deutjche StrafpO. $ 194; 
D eiterr. StrafPD. $ 34 Abſ. 2), auch dem Vertheidiger des Angefchuldigten nach 
gefchloffener V. unbedingt gejtatten, aber auch jchon vorher unter Beobachtung 
gewiſſer Vorfichtsmaßregeln möglich machen. Die Deutiche StrafPO. gejtattet fie 
„injoweit, als dies ohne Gefährdung des Unterfuchungszwedes gefchehen kann. Die 
Einficht der Protokolle über die Vernehmung des Beichuldigten, der Gutachten der 
Sachveritändigen und der Protokolle über diejenigen gerichtlichen Handlungen, denen 
der Bertheidiger beizumohnen berechtigt ift, darf ihm niemals verweigert werden“ 
($ 147). Die Dejterr. StrafPO. verfügt ($ 45): „Sofern e& der Unterfuchungs- 
richter und im Falle der Beichwerde die Rathafammer mit dem Zwecke des Ber: 
fahrens vereinbar findet, fann dem Rechtsbeiſtande auch die Einfichtnahme aller 
Akten oder eines Theiles derielben gejtattet werden; jedenfalls aber ift demſelben 
auf Verlangen vom Berhaftsbefehle und deffen Gründen, ſowie von jenen gerichtlichen 
Verfügungen, gegen welche der Beichuldigte ein Rechtsmittel angemeldet hat, Ab- 
Ichrift zu ertheilen.“ — Ein beträchtlicher Schritt darüber hinaus ift dadurch ge- 
ichehen, daß auch die Anwejenheit der Betheiligten bei einzelnen Unterfuchungs- 
afterı zugelafien wurde, während allerdings der Antrag auf Einführung der vollen 
Parteienöffentlichkeit, welcher den Charakter der Prozedur ſelbſt und die Stellung 
des Richters geändert hätte, nicht Eingang fand. Die Defterr. StrafPO. formulirt 
die Regel der Abweienheit der Parteien und die Ausnahmen von diefer Negel jo: 
„Unterfuhungshandlungen nimmt der Staatsanwalt bei fonftiger Nichtigkeit nicht 
vor. Weder der Ankläger, noch der BVBertheidiger dürfen bei der Förmlichen“ 
(im Gegenſatz zu gelegentlichen Fragen während eines der Akte, bei welchen die 
Parteien anmwejend fein können) „Bernehmung des Beichuldigten oder der Zeugen 
durch den Unterfuchungsrichter gegenwärtig fein. Sie find aber berechtigt, dem 
Augenscheine, der Hausfuchung und der Durchfuchung von Papieren beizumohnen 
und die Gegenftände zu bezeichnen, auf welche die Unterfuchungshandlungen auszu— 
dehnen find“ (S 99). Bezüglich des Augenfcheines ift die Beiziehung des Beichul- 
digten der Beurtheilung des Unterfuchungsrichter® anheim gegeben. „Dem Ber 
theidiger des Beichuldigten kann die Betheiligung bei der Vornahme des Augenſcheins 
nicht verjagt werden; auch ift ein bereits bejtellter Vertheidiger, wenn fein bejonderes 
Bedenken dagegen obwaltet, von der Vornahme des Nugenscheines in Kenntniß zu 
ſetzen“ ($ 116). Nähere Ausführungen enthalten noch der Schlußſatz des 8 99, 
SS 142, 145, 147. 

Die Deutiche StrafPO. jchließt im $ 180 ebenfalla die Anweſenheit der 
Staatsanwaltichait und des Vertheidigers bei der Vernehmung des Angejchuldigten 
in der V. (bezüglich des Vorbereitungsverfahrens vgl. den Art. Einleitung der 
Unterfuhung) aus. Nach $ 191 ift dagegen bei der Einnahme eines Augen- 
icheing, und bei der VBernehmung eines Zeugen oder Sachverftändigen, welcher vor— 
ausfichtlich in der Hauptverhandlung nicht vernommen werden wird, der Staatsanwalt: 
ichaft, dem Angejchuldigten und dem Vertheidiger die Anweſenheit bei der Verhand— 
lung zu geitatten (vgl. auch SS 106, 107, 110). „Von dem Termine find die zur 
Antvejenheit Berechtigten vorher zu benachrichtigen, jomweit dieſes ohne Aufenthalt 
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für die Sache geichehen kann. Ginige Detailbeftimmungen bezüglich des verhaiteten 
Angejchuldigten und der Nichtberechtigung, die Verlegung des Termins zu fordern, 
dajelbit Abi. 4 und 5. Daran jchließt fich $ 192, nach welchem der Richter den 
Angeichuldigten ausichließen kann, wenn zu befürchten iſt, daß ein Zeuge in feiner 
Gegenwart die Wahrheit nicht jagen werde. In einem gewiffen Zulammenhange 
damit fteht das Recht des Angeichuldigten, „Sachverjtändige zu benennen, denen die 
Theilnahme am Augenschein ſoweit geitattet werden muß, als dadurch die Thätig- 
feit der vom Richter beftellten Sachverftändigen nicht behindert wird‘ (8 198). Die 
angeführten Stellen der Deutichen StrafPO. jprechen allerdings nur von der An= 
wejenheit bei den fraglichen Akten der B., nicht von dem Zwecke derjelben. Allein 
e8 liegt in der Natur der Sache, daß das Geſetz mit der Anweſenheit der Parteien 
auch einen anderen Zwed verbinden wollte, ala die bloße Kenntnignahme vom 
Refultat. Iſt ihnen alfo ein direktes Recht, einzugreifen und ragen zu ftellen, nicht 
gegeben, jo kann es doch micht bezweifelt werden, daß fie ihr allgemeines Recht, 
Anträge zu ftellen, gerade bei diejen Gelegenheiten jofort auszuüben berufen find, 
Anträge, die allerdings für den Unterfuchungsrichter nicht bindend find (vgl. Fuchs 
in vd. Holtzendorff's Handb. I. 481 ff.). Daß die in der Deutichen StrafPO. 
$ 191 gewährte Parteienöffentlichkeit auch im fonftigen Vorverfahren gilt (aljo im Vor— 
bereitungsverfahren einerfeits und im Zwijchenverfahren andererjeits), ift in den 
Motiven (S. 91, die Stelle in diefem Sinne auch angeführt bei v. Schwarze, 
©. 312) ausdrüdlich ausgeiprochen, indem gerade damit die Beitimmung des 
$ 167 Abſ. 2 motivirt wird, welcher dem Befchuldigten die in der Vorunter— 
juchung dem Angefchuldigten eingeräumten Rechte zuerfennt, „ſobald er als Be- 
ichuldigter vom Nichter vernommen ift oder fich in Saft befindet.‘ 

Sieht man nun von den Formen der Thätigfeit des Unterfuchungsrichters 
ab, um fich mit feiner fachlichen Aufgabe zu beichäftigen, jo kann dieje noch Heute, 
ebenjo wie bei der Unterfuchung des alten Gemeinen Deutichen Strafiprogefles nur 
in der Sicherung des Zwedes des Strafverfahrene (Anwendung des Straigejeßes 
auf den wahrheitägetreu fetgeftellten Sachverhalt) mit der einzigen Beichränfung 
gejehen werden, daß zunächit darauf Hinzuarbeiten ift, die Hauptverhandlung ent= 
behren zu können, und wo dies nicht ermöglicht werden kann, die Abhaltung und 
jachgemäße Durchführung derjelben zu fichern. Diefe Mufgabe Löft fich dann auf in: 
die Vorjorge für die Feſtnahme des Angejchuldigten oder Sicherung feines Grichei= 
nens dor Gericht, jo oft diejelbe zum Zwede des Strafverfahrens erforderlich it — 
in die Feithaltung der Spuren der jtrafbaren Handlung und aller Gegenjtände, 
welche geeignet find, die Aufklärung des Sachverhaltes zu fürdern — Vernehmung 
der Perfonen, von welchen brauchbare Auskunft zu erwarten ſteht, alfo der Zeugen, 
Sachverjtändigen, der Angeichuldigten — Beurkundung aller Ergebniffe diefer Thä— 
tigkeit durch Protokolle unter Beobachtung der für die Verläßlichkeit derjelben vor— 
gezeichneten Formen (vgl. insbefondere SS 185 und 186 der Deutichen StrafPO., 
ss 23, 101—107 der Oeſterr. StrafPO.), Bereinigung der Protofolle und der 
Verfügungen des Unterjuchungsrichters, ſowie aller eingelangten zur Sache gehörigen 
Schriftſtücke zu vorſchriftsmäßig geordneten Alten. Dies find die äußeren Mittel, 
deren fich der Unterfuchungsrichter bedienen muß. Was den Geift betrifft, der ihn 
dabei beherrichen joll, jo muß er erwägen, daß allerdings der Sieg der Wahrheit 
und des Rechtes in diefer Sache mejentlich von dem Eifer und der Geſchicklichkeit 
abhängt, mit welchen er feine Aufgabe löſt, und daß ihm deshalb volle Freiheit in 
der Anftellung der nöthig jcheinenden Nachforſchung gelaffen it, daß feine Aufgabe 
aber doch eine richterliche ift, daß auch der Angeichuldigte Prozekpartei mit jelbjt- 
Ttändiger Berechtigung, nicht ein Objekt von Unterfuchungsfünften ift. Gin näheres 
Eingehen iſt hier um jo weniger geboten, weil fich mit den Einzelakten der ®, eine 
ganze Reihe von Artikeln dieſes Rechtslexikons zu beichäftigen Hat. 
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E. Beendigung der V. In erſter Linie bat der Unterſuchungsrichter 
jelbjt darüber mit fich zu NRathe zu gehen, ob er die ihm vermöge des oben dar— 
geltellten Zwedes der B. übertragene Aufgabe für gelöft erachte, ob Alles gejchehen 
jei, was nach Lage des Falles geichehen kann und geschehen muß. Natürlich ift 
hierbei die Meinung maßgebend, die er fich über die Frage bildet, ob das Gtraf- 
verfahren überhaupt Tortzufegen oder einzuftellen jei. In leßterer Hinficht kommen 
zunächſt alle diejenigen Umſtände in Betracht, welche für fich allein jchon die defini- 
tive oder vorläufige Einftellung des Verfahrens nöthig machen, aljo das Hervor— 
treten von Thatſachen, welche die Strafbarfeit oder die Strafverfolgung aufheben 
oder ausjchließen, die Feititellung von Thatſachen, welche die Zuftändigfeit alteriren 
oder welche nach $ 203 der Deutjchen StrafPD. die vorläufige Einftellung des 
Verfahrens nöthig machen (Abwejenheit oder Geijtesfrankheit des Andefchuldigten), 
wobei allerdings vorausgeſetzt wird, daß Alles erhoben ift, was bei einer Wieder: 
eröffnung der V. nöthig fein wird. Schon in allen jolchen Fällen ift daher eine 
verschiedene Auffaffung möglich; in noch höherem Grade aber kann eine Meinungs— 
verjchiedenheit bei der jachlichen Behrtheilung der Ergebnifje des Verfahrens, ſowol 
bezüglich der Frage, ob leßteres für vollitändig zu erachten fei, als bezüglich des 
Außsreichens zur Rechtfertigung weiterer Verfolgung des Angejchuldigten hervortreten. 
Darüber nun, daß in diefer Hinficht keinesfalls die Anficht des Unterfuchungsrichters 
allein entjcheiden dürfe, find die Deutjche und die Defterreihifche StrafPD. einig. 
Bei der Ziehung der Konjequenzen ſchlagen fie aber verjchiedene Wege ein, und iſt 
in leßter Linie eine prinzipielle Differenz vorhanden. Nah 8 109 der Dejterr. 
StrafPO. ift die B. durch Verfügung des Unterfuchungsrichters einzuftellen, jobald 
der Ankläger das Begehren nach jtrafgerichtlicher Verfolgung zurüdzieht oder auf Ein- 
ftellung der V. anträgt, oder erklärt, daß er feinen Grund zur weiteren gerichtlichen 
Verfolgung finde. Im der Regel wird den Anlaß zu einer folchen Erklärung die 
Mittheilung der Alten an die Staatsanwaltichaft bilden, welche der Unterjuchungs- 
richter zwar, ohne feiner Meinung Ausdruf zu geben, verfügen fann, immer fie 
aber zumeijt erjt dann eintreten laffen wird, wenn er Anlaß zu haben glaubt, dem 
Staatsanwalt zu eröffnen, daß er der Anficht fei, es ſei die V. einzuftellen oder im 
Gegenjaß Hierzu, daß er die B. für gejchloffen erachte. Stimmt der Staatsanwalt 
der Einstellung der V. zu, jo erfolgt diefe durch Verfügung des Unterjuchungsrich- 
ters; fieht er die V. nicht als erjchöpft an, jo jtellt er (innerhalb der geſetzlich be— 
ftimmten Frift) den Antrag auf Ergänzung der V. Tritt in der einen oder in der 
anderen Hinficht eine Meinungsverichiedenheit hervor, jo entjcheidet darüber die 
Rathskammer, welche allerdings auch in den Fall fommen fann, die Einftellung 
auch gegen die Anficht des Unterfuchungsrichtere und des Staatsanwaltes zu be= 
jchließen. Gegen den Einftellungsbejchluß der Rathskammer jteht dem Ankläger die 
Beichwerde an das Oberlandesgericht offen, welches, wenn es derſelben jtattgiebt, 
unter Umjtänden jogar auch ohne weiteres die Verſetzung in Anklageſtand ausiprechen 
fann. Der normale Vorgang ift aber der, daß die Alten der vom Unterjuchungs- 
richter oder der Rathskammer für geichloflen erklärten B. dem Staatsanwalt zur 
Ueberreihung der Anflageichrift übermittelt werden (SS 109—112,; 8 114 ber 
Defterr. Straf D.). Die Deutjche StrafPD. geht von der Grundregel aus, daß 
zwar zur Gröffnung, nicht aber zur Einftellung der B. die Uebereinſtimmung zwifchen 
Staatsanwalt und Unterjuchungsrichter genüge und daß über das Ergebniß der V. 
immer das Gericht Beichluß zu faffen habe. Der Anlaß dazu fann allerdings darin 
liegen, daß die Staatsanwaltichaft von ihrem Rechte Gebrauch macht, „von dem 
Stande der V. durch Einficht der Akten Kenntniß zu nehmen und die ihr geeignet 
ericheinenden Anträge“ zu ftellen ($ 194). Regelmäßig wird es fich aber um die 
Anwendung des $ 195 handeln: „Grachtet der Unterjuchungsrichter den Zwed der 
B. für erreicht, jo überjendet er die Akten der Staatsanwaltichaft zur Stellung 
ihrer Anträge.“ Dieſe Faſſung ift zutreffend, gleichviel ob der Unterfuchungsrichter 
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der Anficht ift, es jei das Strafverfahren einzuftellen oder das Hauptverfahren zu 
eröffnen; te jcheint aber auäzufchließen, daß der Unterfuchungsrichter, den Anträgen 
der Staatsanwaltichaft vorgreifend, jeiner Meinung Ausdrud gebe; allein der Um— 
ſtand, daß die Anträge der Staatsanwaltichait, wenn fie nicht Ergänzung der V. 
bezweden, an das Gericht zu richten find, Hat alle Ausleger veranlaßt, anzu= 
nehmen, daß der Unterjuchungsrichter bei der Mittheilung der Aften auch den 
Schluß der Vorunterfuchung auszusprechen habe. Diefer Vorgang ift aber deshalb 
mißlich, weil „von dem Schluffe der B. der Angejchuldigte in Kenntniß zu jeßen 
it“ (J 195 Abi. 3) und weil nach $ 147 Abi. 1 „nach dem Schluſſe der B.* 
die Bertheidigung zur Ginficht der Akten unbedingt befugt iſt. Richtet muy die 
Staatsanwaltichaft an den Unterfuchungsrichter den Antrag auf Ergänzung der ®., 
jo kann der Anterjuchungsrichter diefem Antrage ſofort jtattgeben oder er muß, wenn 
er dies nicht will, die Enticheidung des Gerichtes einholen. Im erjteren Falle ijt 
der Ausipruch, die 2. jei geichloffen, rüdgängig gemacht, im zweiten bleibt feine 
Geltung bis zur Enticheidung des Gerichtes und fall gegen dieje die Staatsanwalt- 
ichaft Beichwerde einlegt, bis zur Erledigung der letzteren dahingeitellt, und es iſt 
ebenjo mißlich, die an den Angeichuldigten ergangene Mittheilung unberichtigt zu 
lafjen, al& fie von Phaſe zu Phaſe zu ergänzen. Die Staatsanwaltichait kann an— 
dererjeits den Antrag auf Einftellung des Verfahrens ftellen, oder die Anklageſchrift 
überreichen (vgl. d. Art. Eröffnung des Hauptverfahrens). In beiden 
Fällen fann das Gericht Ergänzung der B. beichließen oder umgekehrt das Ver— 
jahren einftellen. Hat die Staatsanwaltichait die Anklagefchriit jofort oder in Folge 
der Ablehnung ihres Einftellungsantrages überreicht, jo ift dieje dem Angeichul- 
digten mitzutheilen. — Das Geſetz jchreibt andererjeits der Staatsanwaltichait feine 
Friſt für die Stellung ihrer Anträge vor; es verfteht fich aber von ſelbſt, daß das 
Gericht ungebührliche Verzögerung, zumal wo der Angejchuldigte verhaftet ift, nicht 
dulden darf. 

F. Die Rechtsmittel in der ®. find theils im Berlaufe diejes Artikels 
erwähnt worden; theils bilden fie den Gegenſtand bejonderer Artikel (f. d. Art. Be— 
ihwerde, Eröffnung des Hauptverfahrens, Unterjuhungsricdter). 

Lit.: Martin, Lehrbud d. teutſchen gem. Kriminalproz. (5. Aufl. 1857), 88 126 ff. — 
Abegg, Lehrbuch des Gemeinen Kriminalpro J (Königsb. 1833), S. 99 ff. — A. Bauer, 
Lehrbuch des —— Gött. 1835), S &. 10 tt a, Beitrag zur Lehre über die 


Erhebung des Thatbeftandes der Verbrechen en 1831). — v. Iagemann, — uch der 
get en Unterſuchunggkunde Frankf. a. M. 1838), 2 Bde. — MW. en ler, Lehrbuch 


es Deutichen Gem. Striminalproge ſes Braunſchw 1837), ss 132 ff., A — Mitter- 
maier, Das Deutiche Strafverfahren, II. (Heibelb. 1840) $$ 111- i56; ee nei 
gebung und erg mung Baer Strafverfahren (Erl. 1856), ©. = ff. — H. A. achar 
rundlinien des Gem. Deutſchen Kriminalprozeſſes (Gött. 1837), ©. 71 ff.; are be, dand⸗ 
buch des Deutſchen Strafprozeſſes, II. (Gött. 1868) S. 52—71, 313-397. — Nland, 
Syſtem. Darftellung bes Deutiden Strafverfahrens (Gött. 1857), S. 214 ff. — Brauer, 


Die Deutichen TE (Exil. 1858), ©. Eh — Hol — Die Schwurgerichte 
in Württemberg (Stuttg. — 88 ff. — v. g Die Oeſterr. StrafPO. von 1850 
(Wien 1851), ©. 186 ff. — v. Hye: Glunet, Die leitenden Grundjähe ber Defterr. StrafPD. 
von 1853 (Wien 1854), ©. 68, 167 fi. — Rulf, ſtommentar zur StrafPD. für Defterreich 
von 1853 (Wien 1857), - ©. 114 fi. — Walther, Lehrbuch des Bayeriſchen — eß⸗ 
rechts (München 1859), S. 179 ff. — Oppenhoff, Die IE a: Geſetze über das nr 
fahren in Strafiachen (Berlin 1860), ©. 30-85, 69 243 — Liman, Der Preuß. 

Strafprozeß (2. Aufl. von Shward, Berl. 1862), &. 97 ff. — v. Stemann, Daritellun 

des Preuß. ee (Berl. 1858), S. 98 ff. — E. Löwe, Der Preußifche "Strafprogeh 
(Breslau 1861), S 2 f. — I. Wollner, Die Vorunterfucun verbunden mit ber praf: 
tifchen Anwendung = Preuß. strafrechta (Berlin 1856). — Richter, Grunbjäße der Unter» 
I hh in ——— (Dresden 1855), — v. Schwarze in Schletter's Jahr- 
bücher Derſelbe, er zur StrafPO. des Königr. Sachſen von 1855, 
Bd. 1. (Bein. est 6 191 ff. — Geib, Die Reform des Deutichen Rechtälebens (Zeipz. 
1848), ©. 104 ar — Materialien zur Revifion ber Rheinpreuß. EtrafPD. 
(Köln —— ©. 115 ff. — P. Sundelin, Die Staatsanwaltſchaft in Deutſchland (Anclam 
1860), ©. 92 3 — G. Keller, Die Staatsanwaltichaft in Deutſchland (Wien 1866), 
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— Mittermaier, Die Geichoebung über B., im 9 d. Kriminalrechts, 1848 
. 1849 ©. 177 ff., 317 f. — W. Brauer, Die B. auf ber Grundlage des An 
AN Gerichtäfaal 1849, Bd. IL ©. 321 ff. — —AM Ueber die Nothwendi — 
den Werth gründlicher V. in Strafſachen, in Haimerl's ISchrift XIV. ©.1 
Dald e, Ueber baB ftrafgerichtliche Vorverfahren, in Goltbammer’3 Ard. XIV. ©. 15 
Berhandlun e ber Schweizerifchen juriftiichen Gejellichaft in der Zeitichrift für Schweigzeri ches 
Recht XII. 8 fi. (Cherbultez, Ueber die Nothwendigkeit der Gliederung in information 
realable und information definitive), ©. 13 ff. Rüttimann, Ueber das Verhältniß von 


ze und Gericht in ber DB.) — Lafer, Ueber Spe —— ung, Geſammelte kleine 
Schriften I. ©. 375 ff. — Ortloff, Beiträge zur Kriti rganifirung b. — ——— 
Krit. V. J. Schrift XIV. e 4 . Sundelin, Das An * im Deutſchen Straf: 


prozeh, in v. olfendo rff's — 1861 ©. 49 ff., 65 ff., 81 ff. — Ber nblungen 
des dritten Deutichen Juriftentages B —28, Bd. I. ©. 12, 73, 293—352. 
Wahlberg, Kritik des Entwurfes einer D. Pr (Wien 1873), ©. 58 ff. — H. Mever, 
Die Mitwirkung der Parteien im Strafprozeß. Ein Beitrag ꝛc. (Erlangen 1873), &©.9 fi. — 

2. dv. Bar, Kritil der Prinzipien des Entwurfes einer Deutichen StrafPD. (Berlin 1873), 
S. 13 fl. — Gneift, Vier Fra er Berlin 1874), — 49 ff. — Niſſen, Bemerk. zu dem 
Entwurf einer Deuiſchen Straf PO. Fypeg ee .5f. — ©. Mayer, Der Entwurf 
einer — Straf PO. (Frankf. 1874), & .92 ff. 

Neueſtes Deutſches und 6 Recht: S. die hinter dem Art. Ab— 
lehnung der Geſchworenen angeführten, nach Para agrapden ger: gereihten Kommentare; ferner: 
Ullmann, Das Defterr. ua rl (Innäbrud 1879), ©. * ff. — Fuchs in 
v. Holpendorff' 3 Handbud — Geyer, Lehrbuch, SS 175—150. — John, 
Das Deutiche Strafprozeßrecht, $ 39. — nee Grundriß, 103. — Dodom, Der 
Rei an ei der (3. Aufl. Berl. 1880), ©. 196 ff. — Meves, Das Strafverfahren (2. Aufl. 

Berlin & 

Engliſches ranzöfiid: Te eatigen Recht: Rüttimann, Bericht über 
bie En fche Strafrechtäpflege a 1837), ©. 16 ff. — Mittermaier, Das Engliſch⸗ 
Schottiſch-Amerikaniſche Recht (Erl. 1851), 2 PN — Alison, Practice of the Criminal 
Law of Scotland (Edinburgh 1833), p. 116—151. — Macdonald, Criminal Law of Scot- 
land (Edinburgh 1857), p. 289 ss. — Mühry, —— des igien Strafrechts von 
Stephen (Gött. 1843), ©. 566 ff. — Report of the Criminal Code Bill — 
1879, L; 161 ss. Sect. 435—473. — Sunbelin, Die Englifche —— und bie ®,, 


v. Holt enborff’3 Allgem. Deutfcher Strafrechtäztg. 1862 ©. 605 Fr 21 FH. — Seinge, 
— Verſtändniß der ſog. V. im Engliſchen ——— dal. 186 169 ff. — Helie, 
it& de l’Instruction criminelle (1. &d. de Paris), Vol. er Pratique crimi- 


nelle Vol. I. p. 29 nr. 47 — p. 119 nr. 236. — Dalloz, RR . de lögislation. Verbo: 
Instruction criminelle (Vol. XXVII. Par. 1854), B- 105 nr. 293 —p. 225 nr. 863. — Du- 
verger, Manuel des juges d’instruction (2. &d.), Paris 1844, Vol. — Bonnier- 
Ortolan, PublicitE de l’instruction pr&paratoire (Par. 1872), — A. Prins et H. Per- 
ameni, Reforme de l’Instr. pr&öparatoire en Belgique (Paris et Brux. 1871). — Daniels, 
rundjahe des Rheiniſch- — chen Strafverfahrens (Berl. 1849), ©. 145-147. — 
öchſter, nn des Franzöſ. Strafprozefjes (Bern 1850), ©. 77 ff. — Bonneville, 
e l'ame&lioration de a loi criminelle (Par. 1855), p. 324 ss. — J. Mel, Il Codice di 
procedura penale (3. ed. Napoli 1879), p. 58—137 (art. 56— 267). — Borsani e Caso- 
Fast, Cod. di i proc. pen. italiano commentato, Vol. II. Milano 1876. — Martinelli, Di alcune 
riforme dei codici penali italiani (Napoli 1865), p. 100 ss. — Luigi Lucchini, Processo 
82 teoria della pubblicitä, dell’ Oralita e del contradditorio nell’ istruttoria preliminare 
erona 1873). — Casorati, Di alcune principali riforme introdotte dalla vigente proce- 
— penale italiana (Bologna 1870), Er 21—56. — Pessina, Elementi procedura 
penale (ed. Mandalari Napoli 1876), p. 100 ss. 

Spezialfragen bezüglid * V.: J. er ltniß zur Polizei, Gerichts— 
polizei u. j. 2. Maurmann, Die gerichtliche olizei nad Rheiniſchem Recht 7* 
1864- 1867). — — —— im Archiv des Kriminalrechts 1849 ©. 483 ff. und in 
v. Holtzendorff 3 Allgem a ——— 1862 ©. 148 ff., 161 ff. — Mitter: 
maier im Gerichtäfaal 1862 ©. 36 ruchot in Goltdammer’3 Archiv 11. 
©. 689—642. — Sunbelin in be Aa Deutichen Strafrechtägtg. 1861 ©. 680 - 686, 
693— 702, — H. Ortloff, Lehrbuch der Kriminalpolizei (Leipzig 1881), ©. 135— 148, 
Ay —243. — II. — und Akteneinſicht: Archiv bes Kriminalrechts 1853 

©. 76 ff. drop, 1856 ©. (Arnold, — Goltdammer’3 Archiv: Zrieft in 
Bd. IX. © —670, 800-806: Bd. X. 83-89. (Dal. daſ. Bd. VII. ©. 667; Bd. VII. 
©. 338.) — Mm Fdrmligteitin: Motivirung bes ntrages auf Eröffnung der ®.: Golt: 
dammer’3 Nrdhiv VII. 63—72. — Berhältnik zum Antrag auf me: Shward in 
ber Allgem. Deutihen Strafrehtäztg. 1861 ©. 506-510. — Mittheilung an den An: 
grmsvn: Abegg im Arhiv des Kriminalrechts 1844 ©. 206—229. — Odebrecht in 

oltdammer'3 Archiv X. ©. 153—157. — Zur Spradenfrage: Goltdammer’3 
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Archiv VII. ©. 683 ff.; X. ©. 631 fi.; XL ©. 90 ff. — Protokolle: — f. Deutſches 
Strafverfahren I. S. 192 ff. (W. Brauer); III. ©. 314 ff. Möllner) — IV. Beweis— 
aufnahme in ber ®. und damit Zufammenhängendes: Birnbaum, leber 
Thatbeftand im friminalprozeflualiihen Sinne, im Arch. d. Kriminalrechts 1845 ©. 498 fi. — 
Kitka, Ueberweilung der Jnquifiten aus den Anzeigen, daſ. 1841 ©. 571 ff. — Abegg 
(Korrefpondenz des Angeichuldigten), daf. 1842 ©. 553 ff. — Gerau (Geftänbniß), Zeitier 
für Deutiches Strafverfahren Nr. 7 Bd. I. ©. 261 fi. — Odebrecht, Die Benutzung der 
Photographie, in Goltdammer’s Ardiv XII. ©. 660-671. — Mitwirkung ber Geridtö- 
ärzte, Prüfung zweifelhafter Seelenzuftände xc.: Mittermaier in Goltbammer’3 Sr 
1. ©. 7—24, 107—137, 279306 ; XI. 137 ff., 513 ff., 585 fi., 658 ff., 738 ff.; XIL 22 ff. 
73 ff.; Gerichtäfaal 1862 ©. 321 ff. 401 ff. und in Friedreich's Blätiern für gerichtliche 
Anthropologie 1863 S. 1 ff. — Paſchka in Goltdammer’3 Ardiv I S. 480 fi. — 
v. Ja aan in der Zeitichr. für Deutiches Strafverfahren IL 226 fi. — Nöllner, dal, 
N. 5.1.67 ff. Bgl. diefer Zeitjchr. N. %. II. 282 ff. — V. Stellung ber Unterjuhungs: 
rihter: ©. hinter d. Art. Unterfuhungsricter. Glajer. 

Breede, Georg Willem, & 14. IV. 1809 zu Tilburg, jtudirte in Gent, 
Löwen und Leyden, Advofat im Haag und in Gorfum, jeit 1841 Prof. in Utredt, 
ihied 1879 aus, F Ende Juni 1880. 

Meber feine Schriften vgl. Rivier in der Revue de droit international XII. 453, 454. — 
Revue hist. de Monod, tome 17, pag. 136—141. Teihmann. 

Bulgarjubftitution heißt im Römiſchen Erbrecht die letztwillige Bezeichnung 
einer Perfon, welcher die Zuwendung (Erbichaft, Vermächtniß) nächit einem Anz 
deren d. 5. für den Tall zufallen joll, daß diefer fie nicht erwerben wird (micht will 
oder nicht fann). Zweck ift Ausichließung der nteftaterben bzw. des Onerirten, 
jowie des Anwachſungsrechts. Gleichwie das Geſetz in feiner Erbfolgeordnung ent 
ferntere Klaſſen und Grade nächjt den näheren beruft, jo kann auch der Teſtator 
jeinem zuvörderſt Bedachten einen Ferneren unterfügen (jubjtituiren); und zwar in 
entweder eventueller oder juccejfiver Weiſe, d. h einen jolchen, dem die Zumendung 
entweder nächſt oder nach jenem zufallen jol. Vorausgeſetzt wird im eriteren 
Falle (eben dem der gemeinen oder vulgären Subjtitution, subst. in primum ca- 
sum), daß der Eritbedachte nicht Erbe wird, das Vermächtniß nicht erwirbt; im 
legteren (fideikommiſſariſche Subjftitution, subst. in secundum casum), daß der Vor: 
bedachte Erbe, Bermächtnißnehmer wird, aber nad) Maßgabe der Verfügung das 
Zugewendete demnächſt an den Nachbedachten ausfehren joll. Man jollte daher den 
VBulgarjubitituten Nächiteingefegten, Nächitbedachten, den fideilommiffarifchen Sub: 
jtituten Nacheingefeßten (nicht Nacherben, wofern man fejthält an dem: semel heres, 
semper heres) bzw. Nachbedachten nennen. Somit ift der Vulgarſubſtitut ſtets ge: 
wilfermaßen bedingt (richtiger: eventuell) berufen, und die jog. Bedingung tritt ein 
mit dem Wegfall des Vormannes (Subjtitution jchließt an fich Accrescenz aus); 
ift er dagegen Miterben bzw. Kollegataren oder ſucceſſiv Berufenen d. h. jolchen ver 
jchiedenen Grades jubitituirt, jo tritt fie im Zweifel erſt dann ein, wenn alle jene 
jortgefallen find, ohne daß aber auf die Reihenfolge des Wegfalls etwas anfäme 
(substitutus substituto censetur esse subst. instituto). jene jog. Bedingung iüt 
defizirt für den Subjtituten, jobald der VBorbedachte (institutus, Vermächtnißnehmer) 
erwirbt, jollte derjelbe auch nachträglich dagegen reftitwirt werden. Auch können 
mehrere, jei e8 Eingejeßte jei es Nächjtberufene, einander gegenfeitig fubjtitwirt jein 
(subst. reciproca), was oft in Einer Satzform gejchieht (s. breviloqua); hier ijt die 
für die Inftitution verfügte Iheilbejtimmung im Zweifel auch für die Subjtitution 
maßgebend. — Während der Code eivil diefe Art der Subjtitution zwar ans 
erfennt, jedoch ohne weitere Erörterung, behandeln das Preußifche, Oeſterreichiſche 
und Sächſiſche Necht die gemeine Subjtitution ausführlich und im Ganzen jad) 
gemäß. Deren Abweichungen theils untereinander theils vom Gemeinen Recht be- 
treffen nur Einzelfragen: das Verhältniß des Subjtituten zur Accrescenz und zur 
Transmiſſion des Erbrecht bzw. Vermächtnifjes; ob der Subſtitut für beide Fälle, 
den des Nichtwollens und Nichtlönnens des Vorgängers, auch dann ernannt jet, 
wenn der Erblaffer nur den einen Fall ausgedrüdt hat, oder nicht (Dejterr.); wie 
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ein erledigter Erbtheil zu vertheilen jei, wenn neben gegenjeitig jubjtituirten Mit- 
erben noch ein nichteingejeßter Nacherbe berufen worden. Der Subjtitut hat jchon 
mit des Erblaſſers Tode ein auf feine Erben vererbliches, wenngleich bedingtes 
Recht, wird das bereits erworbene Recht des Vorbedachten wieder aufgehoben, fo 
lebt das Necht des Subjtituten wiederum auf; der fubjtituirte Miterbe kann als 
Nacherbe noch antreten oder ausfchlagen, wenn er als Erbe bereit? ausgejchlagen 
bzw. angetreten hatte. 

Lit. wu. Quellen: Glüd, Bb. 40 u. 41. — Arndts im Redtäler. X. — Wind: 
ned: —— II. $ 557. — Inst. 2, 15; D. 28, 6. — Preuß. nn er. nur ir ff., 

ode civ. art. 898, 1048. — efterr. BEB. SS 604 ff., (dazu 
Er hal. Trandmiffion ꝛc. 879], ©. 8 fi.). — Sad. BGB. 88 ra ‚2, 2411. — 
Mommien, Erbr.:Entw., 88 148 ff., 357. Sıü be. 

Bultejus, Hermann, 5 16. XI. 1555 zu Wetter, ftudirte in Marburg, 
war dajelbit Lehrer, machte Reifen nach Frankreich, der Schweiz und Italien, trat 
1581 in die juriftifche Fakultät, F 31. VII. 1634. 

Schriften: Tract. tres, 1586. — Disceptt. scholast. jur. liber unus, Marp. 1589, 1594 
1600, 1608, 1630. — Comm. in Institutiones, Marp. 1598, 1606, 1610, 1613. — Comm. 
titulos Codieis de jurisdietione et foro com etenti, Fef. 1599, 1625, 1630. — Tract. de 
judiciis ec. Jo. Vulteji, Cassell. 1654. utachten in den Consilia Marpurgensia, Marp. 
1611, 1613, 1614, Franeof. 1631. — Jurispr. Rom. a Justiniano compositae 1. II, Marp. 
1590, zulefst 1748 curante Estore. — De feudis 1595, Fef. 1629. 


Lit.: Ztichr. für ns VIII. —* 290. — Friedberg, Das Recht ber Ehe: 
ihliekung, eipz. 1865, S Jahrb. —— er —— en Rech 8, II. 89. — Muther, 


origine processus —— ex lege di — Eſior, Kleine S riften, 
3». 2. — — XVI. 8351 ff. — v. — Belhiite ber Deutichen Rechts: 
wifienichaft (1880), I. 452— 165 u d. Teichmann. 


W. 


Waare (Engl.: marchandise, Franz.: marchandise; denrées bedeutet haupt— 
ſächlich Konſumtibilien). „Keine Sache iſt an ſich eine W.“ (Thöl). Zur W. wird 
vielmehr jedes Gut erſt dadurch, daß ſich der Tauſchverkehr ſeiner bemächtigt. 
„Ein zum Vertauſchen beſtimmtes Gut heißt W.“ (Rojcher). In engerem Sinne 
verfteht man darunter jeden Gegenftand de8 Handels (jo jchon „merx“ in den 
Römischen Rechtöquellen),, infonderheit des Kaufs, nicht blos Sachgüter, fondern 
alle umſatzfähigen Güter, auch bloße Werthörepräjentanten, wie die Werthpapiere. 
Indeſſen jpricht man vom „Waarenhandel,“ „Waarenlombard“ u. ſ. w. im Gegen— 
fat zum „Papierhandel”, „Effektenlombard“ u. f. w. Unbeweglide Saden 
find nicht W. im Sinne des Handelörechts, wohl aber zur Abtrennung bejtinmte 
Theile des Boden? (3. B. ftehende Bäume, Torf, Kohlen u. ſ. w.); ebenjo wie 
Iegtere lommen ala W. vor Schiffe, obwol dieje öfters neben den W. bejonders 
genannt werden und manchen Grundjägen des Jmmobiliarrecht3 unterliegen. Sachen, 
welche der privatrechtlichen Herrſchaft überhaupt nicht unterliegen oder doch aus 
natürlichen oder rechtlichen Gründen von dem Rechtsverkehr ausgeſchloſſen 
find, können auch nicht W. fein. Die Res litigiosa (welche Goldſchmidt darunter 
noch aufführt) gehört (wenigſtens nach Deutſchem Reichsrecht) nicht dahin. Eben 
jowenig vernichten bloße Gin» und Ausfuhrverbote, Verbote des Beſitzes umd 
Mitfichführens (3. B. von Waffen) und andere Hemmniffe des Verkehrs die W.- 
Qualität. — Im Sprachgebrauh des D.HGB. fommt W. abwechjelnd mit 
„But“, „bewegliche Sache” u. dgl. vor. Häufig werden die W. auch (ala regel- 
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mäßige Objekte des Handels) neben „anderen beweglichen Sachen“ genannt und 
den gleichen Rechtsſätzen unterworfen (3. B. Art. 271 Nr. 1, 273, 306); immer 
aber werden alsdann die Werthpapiere unterfchieden.. In der Lehre vom Kaufe 
vertrage it „W. der Gegenjtand im Gegenfag zum Preife. — Das Waaren: 
zeichen (Marke), welches den Uriprung der W. angiebt, ift geſetzlich geichüßt (in 
Deutjchland durch Geſ. v. 30. Novbr. 1874). Nach erfolgter Gintragung darf 
Niemand dafjelbe mißbrauhen. — Die Haupteigenſchaften der W. find: 
Gattung (Qualität), Menge und Werth. Innerhalb der Gattung werden 
häufig noch mehrere Arten und Abftufungen der Güte unterjchieden mit eigen- 
thümlichen Bezeichnungen, wie prima, fein, mittel, ordinär u. dgl., welche bei nur 
generisch beſtimmtem Gegenftande deffen Individualifirung fichen.. Zur Zus 
jammenfaffung und Veranſchaulichung veriprochener Eigenſchaften dient oft eine 
Probe Der Großhandel beichäftigt ſich hauptjächlih mit vertretbaren 
(fungiblen) W., welche meiftens auch verbraudhbar find. W., welche Hinfichtlich 
ihrer. Gattung, bzw. Qualität, nicht zu beanftanden find, jondern die berechtigten 
Vorausjegungen des Erwerbers erfüllen, nennt man lieferbar oder empfangbar. 
(‚„Empfangen‘ heißt billigend annehmen — vgl. HGB. Art. 346). Iſt im Ber 
trage über die Beichaffenheit und Güte der W. nichts Näheres beitimmt, jo hat der 
Berpflichtete „ „Handelsgut mittlerer Art und Güte“ zu gewähren (HGB. 
Art. 335 ſ. d. Art. Handelsgut). Für den Beweis der bedungenen Qualität ift 
oit das Waarenzeichen (f. oben) von Bedeutung. Zuweilen bejtehen zu diefem 
Zwede beiondere Sachverftändige (Beichauer, Brader u. ſ. w.) — Die Menge 
der W. beitimmt fich nah Maß, Gewicht oder Zahl. Maß und Gewicht find für 
das Deutjche Neich einheitlich geregelt. Fehler hinfichtlich der Menge berechtigen 
jur Zurüdweifung der Iheilleiftung und zur Nachiorderung. Zur Feſtſtellung der 
Menge find oft obrigkeitlich angeftellte oder beitätigte Meffer und Wäger berufen. 
Die Koften trägt in der Regel der Verkäufer. Iſt der Kaufpreis nach dem Gewicht 
der W. zu berechnen, jo kommt in der Negel das der Verpadung (Taragewicht) in 
Abzug. — Der Werth it die Stufe der Tauglichkeit einer W. für menfchliche 
Zwede; Taujhwerth (im Gegenjag zu Gebrauchswerth) die Fähigkeit, gegen 
andere Güter umgetaufcht zu werden. Derſelbe drüdt fich in dem Preiſe, infonder 
heit dem Geldpreije aud. Dem gemeinen Werthe (für Jedermann) ent 
ipricht der Markt- oder Börjenpreis (f. d. Art. Marktpreis) im Gegeniah des 
Gelegenheitspreifee. Wo eine W. einen Marktpreis hat, ijt fie marftgängig. 
Wenigſtens bei diejen gilt im Zweifel der übliche Preis ala von den Kontrahenten 
gewollt. Jeder Kaufmann bat, nach dem D.HGB. mindeitens alle zwei Jahre den 
Werth feines Waarenlagers durch Inventur zu ermitteln. 

Für die Rechtsverhältniſſe der W. bildet das bürgerliche Recht die 
Grundlage. Mus der Gigenthümlichfeit des Handels haben fich indeflen zur 
Erleichterung des Umſatzes manche bejonderen Rechtsſätze entwidelt. So ein weit 
gehender Schuß des guten Glaubens. Nach dem D.HGB. erlangt der redliche Er— 
werber bzw. Pfandnehmer das Eigenthum bzw. Piandrecht an den von einem 
Kaufmann in deſſen Handelsbetriebe veräußerten bzw. verpfändeten und übergebenen 
W. oder anderen beweglichen Sachen, auch wenn der Veräußerer oder Verpfänder 
nicht Eigenthümer war. Gin früher begründetes Piandrecht oder anderes dingliches 
Recht jteht dem gutgläubigen Erwerber nicht entgegen. Das kaufmänniſche Fauſt- 
pfandrecht ferner ijt feiner Entjtehung und Geltendmachung nach freier geftaltet, als 
das gewöhnliche Piandreht. Die Mebertragung der W. geichieht häufig in 
lareren Formen (ala jog. ſymboliſche Tradition), 3. B. durch bloßes Zeichnen 
der W. oder mit Hülfe ſog. Diapojitionspapiere (Waarenpapiere), 
3: B. des Konnoſſements (f. diefen Art.), objchon dieje zunächit nur die Bedeutung 
von Beweisurfunden haben. Goldſchmidt unterſcheidet Tranaportpapiere, Lager 
papiere (Waarenanweilungen, Auslieferungsicheine, Zagericheine u. ſ. w.) und Umjah- 
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papiere (Fakturen, Schlußſcheine u. ſ. w.). Die einzelnen Arten gehen jedoch vielfach in 
einander über. Die Anſtellung in einem Waarenlager gilt als Vollmacht zur Vor— 
nahme der üblichen Verkäufe und Empfangnahmen. Dagegen iſt der Ueberbringer 
der W. und einer unquittirten Rechnung deshalb noch nicht ermächtigt, die Zahlung 
zu empfangen. — Das Geld — das allgemeine Werthmaß und Tauſchmittel 
(ſ. d. Art. Geld) — iſt auch allgemeines Tauſchgut, alſo allgemeine W. In 
beſonderem Sinne iſt daſſelbe in feinen verſchiedenen Geſtalten Gegenſtand eines 
beſonderen Handelszweigs, des Geldhandels (Bankiergewerbes). 

Gigb. u. Lit.: Beſonders: Allgem. Deutſches HGB. Art.29, 50, 51, 80, 271, 273, 306 
bi3 308, 335, 342 ff. — Die Handbücher und Kommentare von Thöl, 1. (6. Aufl.) $ 204; 
Goldſchmidt, I. 1 (2. Aufl.) S. 415 ff., 1.2 88 60 fi.; Endbemann, 3. Aufl. SS 75 ff.; 
Derjelbe, Handb. (1881) L.1 ©. 2 fi; v. Hahn, Anihük und b. Völderndorff, 
Makower zu den betr. Paragraphen de3 HGB. — Pardessus, Cours de droit comm,, 
I. or. 8—10. N. Koch. 


Wächter, Karl Joſeph Georg Sigismund von, aus einer altwürttem- 
bergiſchen Beamtenjamilie, 5 24. XI1.1797 zu Marbach am Nedar, ala Sohn des Ober- 
amtmann Eberhard Wächter (1762—1839), nach des Königs Machtſpruch: „Soll 
Juriſt werden, weil fein Vater Zurift iſt“ in Tübingen 8. IV. 1815 als stud. jur. 
inftribirt, dann nad) Heidelberg fich wendend, bejtand 1818 in Tübingen (cum 
eximia eruditione) das Gramen, im Jan. 1819 (jehr gut) die Dienitprüfung, acht 
Tage Referendar, dann Affeffor in Ehlingen, im Auguſt außerordentl. Profeffor in 
Tübingen, Juni 1822 ordentl. Profeſſor, gründete 1826 mit gleichjtrebenden Freunden 
(Mohl, Rogge, Scheurlen, Schrader, K. Wächter) die Tübinger Krit. Zeitichrift, 
1825—28 Rektor, 1829 Vizekanzler, lehnte einen Ruf nach Zürich” ab, ging, in 
Tübingen von der philofophiichen Fakultät zum Doktor philos. freirt, 1833 nach 
Leipzig, wo er 1834 ing Appellationägericht fich meldete, lehnte Rufe nach Erlangen 
und Bonn, wie in jpäterer Zeit nach Wien ab, folgte dagegen 1835 einem Rufe als 
Kanzler und erjtes Mitglied der Juriftenfafultät nach Tübingen, deſſen Ehrenbürger 
er wurde, nahm in der Ständeverfjammlung hervorragenden Antheil an Berathung 
des StrafGB., wirkte für Ablöfung der Feudallaften, 1839 und 1845 je auf 6 
Jahre zum Präfidenten der Abgeordnetenfammer gewählt, theilnehmend an der 
Germanijten-Verfammlung zu Lübeck (Berhandl., Kübel 1848 ©. 118 ff., 236 ff.), am 
22. IV. 1851 feines Kanzleramtes enthoben, indem er die betr. Ständeverfammlung als 
oftroyirte anjah, wurde noch 1851 Präfident des OApp.Ger. in Lübeck, ging 1852, 
um wiſſenſchaftlich arbeiten zu können, nach Leipzig, 1855 Mitglied des Staatsraths, 
1859 Ehrenbürger, 1862 erjter Profefior und Ordinarius der Fakultät, ſowie Doms 
herr zu Merjeburg, Präfident des erſten und vieler nachfolgenden Deutjchen Juriften- 
tage, 1867 Abgeordneter Leipzig's für den konſtit. Reichstag des Norddeutichen 
Bundes, 1869 zum Wirkl. Geh. Rath mit Titel Ercellenz ernannt und jein fünfzig- 
jähriges Profeffor- Jubiläum feiernd, 1876 in den erblichen Adelſtand erhoben, ließ 
fih 1877 dispenfiren, 7 15. I. 1880 zu Gonnewit. Gleich hervorragend als 
Theoretifer wie ala Praktiker, unvergleichlih als afad. Lehrer, ein Mann von 
edeljtem Charakter, treueiter Patriot. 

Schriften: Doctrina de condictione causa data causa non secuta in contractibus 
innominatis, Tub. 1822. — De conditione et statu jur. crim. posit. et de methodo tract. 
nostris temporibus in acad. jur. scientiae criminalis, Tub. 1822. — Lehrb. des Römiſch⸗ 
Teutichen Strafrechte, Tüb. 1825, 1826. — Die Strafarten und Strafanftalten des Königr. 
Württemberg, Tub. 1832. — De crimine incendii, Lips. 1833. — De lege saxonica die 
VIII m. Febr. 1834 lata comment., Lips. 1835. — Ad hist. C.C.C. symbolarum pars IL., 
Lips. 1835. — Abhandlungen aus dem Strafrecht, Leipz. 1835. — Hanbbud) bed im Stönig: 
reich Württemberg geltenden Privatrechts, Stuttg. 1839—1851. — Gemeines Recht Deutid- 
lands, insbeſondere gemeines Deutjches Strafrecht, Leipz. 1844. — Beitr. zur Deutichen Ge: 
ſchichte, insbeſondere zur Geichichte des Deutichen Strafrechts, Tüb. 1845. — Erörterungen 
aus dem Römilchen, Deutichen und Württemb. Privatrecht, Stuttg. 1845, 1846. — Das 
Gemeine Pfandreht, Tüb. (1851, 1852). — Der Entwurf eines BGB. für da3 Königreich) 
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son: —— 1858. — Das königl. Sächfiſche und das Thüringiſche Strafrecht, Leipz. 1856 
— Vorrede zu: Die Vorarbeiten zum Württemberg. Landrecht von 1610, Stuttg 


te — De ie vivo non vitali, Lips. 1863—1866. — Das Superficiar« oder Plagredht, 
1366 —1868 (2. Ausg. Leipz. 1868). — Gutachten in S. von Diehich contra get zu Anhalt, 
1869. — Beitr. zur Geidhichte und Kritit der Entwürfe eined StrafGB. für orddeutichen 


Bund, Leipz. 1870. — Dad Jagdrecht und die Jagdvergehen, Leipz. 1870. — Ueber die bona 
fides, beſonders bei ber aukerorbentlichen —— Leipz. 1871 (Der gute Glaube, vLeipz. 
1870. — Das fchwebende Gigenthum, Leipz. 1871. — Ber entichuldbare Rechtsirrthum, 
beſonders bie eg, der von eg einem Laien ertheilten Belchrung über be- 
ftehendes Recht, Leip g 871. — Die bei Beleidigungen u. Körperverletzungen nach dem 
heutige —— emeinen * Leipz. 1874. — Strafrechtliche Fragen: J. Ueber die Gewalt bei 
der Erpreſſung, Alad. Progr. 1875 —— XXVIL); U. Ueber den Thatbeſtand des 
Verbrechend der KHindedabtreibun — 1876 (Gerichtsſaal XXIX.); III. Zur Zertes: 
fritif und zur Auslegung des ran namentlid der SS 88 und 89, Programm 1877 
(Gerichtsſaal XXIX.) — Die Cnjgeiingsgrinde zu dem Schiedoſpruche in der Berlin: 
Dresdener Eiſenbahnſache, Leipz. 1877. — Beilagen zu den Borlefungen über das Deutice 
Strafrecht, Stuttg. 1877, vervollftändigt Leipzig 1881. — Panbdekten, herauägeg. von O. d. 
Wächter, Xeipz. 1881. 

rit. Zeitihrift J. ©. 1—21, 35—70; 2 &. 39—48; 3 &. 4—77; IL. S. 36—41, 
169—189, 224— 226; IV. ©. 35 —42, 48-51, 81-91; V. S. "98-102; v1. €. 55—67, 337 
bis 253, 968408. — Neues Arhivd. KriminalrehtsX. 72-111, "216— 266, 634-680: 
XI. 635 — 647; XIL 82—99, 341—389; x. 147, 195 — 248, 874—415; XIV. 102, 305 
bis 331; Jene 1834 ©, 8294, 308-338; 1835 ©. 71— 92, 469492; 1836 ©. 115-138; 
1837 €.'59 345370; 1840 ©. 193; 1844 ©. 413—436, 535 —558. — Ardiv f. civil. 
Praria XIV. 341398; xVv. 97 97—138, "188222; XVL 107—124; XVII. 420-440; XIX. 
114—125; XX. 337—361; XXIII. 8Ciii, 432446; XXIV. 155— 197, 230-311; "XV. 
1-60, 161—200, 361—419. — Goltdammer’s Archiv VII. 2—40; xvın. 521-529. — 
Gerichtöiaal XVL 56-59: XX. 1—9; XXVII. 161—174; XXIX, 1—13, 321—339. — 
Weiske's Rechtslexikon: Art. Accessio, zeeiton, Aufrubr, 2 Sieht — Rotted und 
MWelder’3 Staatäleriton, 2. Aufl. Bd. XI I. 463470 Bd. VI 462-517. — 
Sarmey’s Monatäihrift IV. 399-459; V. 419—428; VII. 4: IX. 234—253. — 
Akadem. Monatsichrift von Yang und Säletter, Leipz. 1850, A ii. Schletter's 
— I. (1855) ©. 105—113. — Hirzel's Hauslexikon, 3. Ausg., Leipz. 1859, viele 


Lit: Manbry in d. Beilage be3 Staatdanzeigers für Württemberg vom 18. fyebruar 
1880. — Dernburg, Halle 1880. — Windiheid(Binding), Leipz. 1880. — v. ee 
im Gerichtsfaal L 561-578. — ed in „Unjere Seit“ Jahrg, 1880 t 1. — 
Glajer in Allgem. Oeſterr. Gerichtäzeitun 20. Januar. Hirgemei — 5 
eitung 1880, ©. 38, 697, 714. — Neue en Preffe Nr. 5549. — —— Sag 
eitung (mit Bild) Nr. 1908. — Braun-Wiesbaden in „Die Gegenwart“ 1880 N 
31, — Jaques in ber Gerichtähalle 1880 Nr. 13. — O. v. Wächter (Sohn) in ben 
Netrologen bea Schwäbiſchen Merkurs, ber — Allgem. Ztg. und bes Württemberg. 
Archivs (XXI. 1), bejonderö aber in der Schrift: Carl Senn von Wächter. Leben eines 
Deutſchen Juriften, Leipz. 1881. — Bekker in der Krit. B.J.Schr. N. F Be 188 — 19. 

eihmann. 


Wächter⸗Spittler, Karl von, ð 26. IV. 1798 zu Gochsheim, 1822 Oberjuitiz: 
aſſeſſor zu Ellwangen, 1824 zu Tübingen, zugleich mit Vorlefungen beauftragt, 1827 
ordentlicher Proieffor des Deutichen Rechte, 1829 Obertribunalsrath in Ellwangen, 
1831 in Stuttgart, 1838 Mitglied des Geh. Raths und lebenslängl. Mitglied der 
eriten Kammer, 1841 in den Freiherrnſtand erhoben, Kultusminifter und proviſo— 
riicher Departementschet des Minijteriums des Auswärtigen 1849, legte dieje Nemter 
1850 nieder, übernahm jpäter das Kultus, dann das Juftizminifterium, trat 1864 
in Rubeitand, F 21. IX. 1874. — Im Jahre 1850 wurde gegen ihn Miniſter—⸗ 
anlage erhoben, der Staatögerichtshof ſprach ihn 9. IX. 1850 frei. Beſonders ver: 
—— um gr MWürttembergiiche und einheitlich Deutiche —— 

re jhrieb: Grundriß Vorlefungen über Naturrecht, Tub. 1821. — Ueber Ehe— 
dungen bei den Römern, Etuttg, 1822. — Betheiligt an ber Krit. Zeitichrift für Rechts— 
wiſſenſcha 

git.: Klüpfel, Univerfität Tübingen, Leipz. 1877, S. 187. — Nekrolog in der Augsb. 
Allgem. Zeitung 1874 Beilage Nr. 309, ©. 4802, 4808. — Golther, Der Staat und bie 
katholiſche Kirche im Königreich Württemberg, Stuttg. 1874, ©. 150 f. — Berhandlungen 
des Staatägerichtähofes ded Königr. Württem erg in * streff Ber Anklage gegen den Staatäratl 
v. Wächter-Spittler wegen Verfaffungsverlegung, Stutig. 1 Teihmann. 
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MWaffenftillitandsverträge (pacta induciarum, trait6s d’armistice) werden 
von im SKriegaftande befindlichen Mächten geichloffen, um gegenfeitige, zeitweilige 
Einjtellung der Feindſeligkeiten vertragsmäßig ficher zu ftellen; jei es, daß es ſich 
handle um die Vorbereitungen zur Herbeiführung des Friedensſtandes, zur Feſt— 
ftellung eines beftimmten friegeriichen Erfolges (3. B. Kapitulation); ſei es, daß 
nur eine Paufe der Kriegsoperationen beabjichtigt werde. Man unterjcheidet all 
gemeine W. (tröves) für die friegführenden Mächte in ihrem gefammten Umfange, 
auch die Alliirten mit eingefchloffen, und bejondere (partielle, fpeziale) für bloße 
Theile der kämpfenden Parteien, einzelne Operationslinien, Rayons des Kriegsfeldes, 
Arten von Tyeindjeligkeiten. Die eriteren find Staatsakte; fie werden nur don den 
anerkannten Häuptern der Kriegsparteien, insbeſondere den Souveränen oder ihren 
Bevollmächtigten, abgeichloffen. Die letzteren tragen den Charakter militärijcher 
Mapßregeln. Zu ihrem Abſchluß gilt völferrechtlich jeder militärische Befehlshaber 
joweit befugt, ala jein Kommando (3. B. Feitungstommando) reicht, auch ohne 
Ratifitation des Kriegsherrn. Gingen die von einem jolchen ühernommenen Ber: 
pflichtungen weiter, jo wären fie ala bloße Sponfionen zu betrachten. 

W. heben nicht den Kriegsſtand unter den Parteien auf, jondern fuspendiren 
nur alle weiteren kriegerischen Maßregeln. Demnach ift jedem Waffenftillftande die 
Klaujel der Erhaltung des räumlichen Statusquo immanent. Gine Ausdehnung 
des Operationäfeldes gegen den Feind darf nicht unternommen, eine Deffnung der 
feindlichen Linien nicht gefordert werden. Innerhalb jeines Gebietes kann aber 
jeder Theil (3. B. die belagerte Feitung) zu Befeſtigung, Sicherung, Ausbefjerung 
feiner Pofitionen tun, was ihm gut dünkt (jo jchon H. Groot, II. 21, 7; 
Pufendorf, De jure nat., VIII. 7, 9, und neuerdings vornehmlich Heffter, 
dagegen jehr entichieden Vattel, SS 246 ff. und ihm nah Wheaton, aud 
Bluntichli, Mod. Völkerrecht, $ 691). Um jeden Zweifel zu befeitigen, werden 
häufig Demarkationglinien vereinbart. Mit der Suspenfion der militärischen Maß— 
regeln wird im Allgemeinen ein unjchädlicher Privatverfehr der im Kriegsſtande be— 
findlichen Perjonen für vereinbar erachtet. 

W. werden bald auf beitimmte, bald auf unbeftimmte Zeit geichloffen. Im 
eriteren Falle unterjcheiden fie fich, wenn die Friſt auf Jahre bemeijen wird — 
jo oftmals im Mittelalter, in der Neuzeit noch bei W. der Türfei, des tröves à longues 
annees —, vom Friedensſtande nur dadurch, daß der Kriegsgrund perpetuirt wird. 
Im letzteren Falle wird zur Aufhebung derjelben vorherige Auffündigung verlangt. 
Die Verbindlichkeit der W. beginnt für die fontrahirenden Theile mit dem verab— 
redeten Anfangspunkt, für die Truppen mit der Kenntnißnahme; für den Schaden, 
der durch verzögerte Kenntnißgabe geichieht, ift die Staatögewalt jelbjt verantwortlich. 

In Bezug auf Form, Bejtärfung, Interpretation, Aufhebung unterliegen die 
W. den gewöhnlichen völferrechtlichen Regeln. Einen ganz formlos, auf fürzefte 
Zeit geichloffenen, örtlich beichränkten Waffenftillitand nennt man Waffenruhe 
(cessation, suspension d’armes). 


‚ Quellen: Actes de la conference de Bruxelles, 1874. Projet d’une declaration 
internationale art. 47—52. F. dv. Martip. 


Wahlgeſetze find diejenigen Geſetze, durch welche die Berechtigung zu wählen, 

die jog. aftıve Wahliähigkeit, die Fähigkeit gewählt zu werden, die fog. paffive 
Bahliähigkeit, und die Art und Weiſe, im welcher die Wahl vollgogen wird, der 
Wahlmodus oder das Wahlverfahren, hinfichtlich aller durch Wahl zu beſetzender 
Mäte in den Volksvertretungen der einzelnen Länder beftimmt werden. Regelmäßig 
enthalten die Deutichen Berfaffungsurfunden mehr oder weniger ausführliche Be— 
fimmungen über die Wahlen der Ständemitglieder, haben jedoch meiſtens die ein- 
gehende Normirung der Wahlberechtigung, der Wählbarkeit und des Wahlverfahrens 
beionderen Gejegen überlaffen. Dieje find Hin und wieder, 3. B. in Bayern, in 
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ihrem Beitande dadurch gefichert, daß ihnen ausdrüdlich der Charakter eines Ver— 
faſſungsgeſetzes beigelegt, ihre Abänderung alfo von der Einhaltung der erſchwerenden 
Formen abhängig gemacht wird, welche in den Berfaffungsurfunden jelbft für deren 
Abänderung Feftgefegt worden find. 

Die W. der einzelnen Deutjchen Länder find nach der Zeit ihrer Entftehung 
außerordentlich verichieden. In den älteren W. bherricht die Tendenz, die alten 
Geburts- und Berufäftände, wie fie regelmäßig in den altlandjtändifchen VBerfaffungen 
vertreten gewejen waren, auch in den modernen Repräjentativverfafjungen zur Grund: 
lage der aktiven und paffiven Wahliähigkeit zu machen oder doch die Wahlberech— 
tigung und die Wählbarkeit hauptfächlich an den ritterjchaftlichen, ftädtifchen und 
bäuerlichen Grundbefit zu fnüpfen. Die neueren W. haben dagegen dem Wahlrecht 
in aftiver wie paffiver Beziehung eine immer größere Ausdehnung gegeben, bis 
endlich da3 W. für den Norddeutichen und nunmehr Deutichen Reichdtag das 
allgemeine, gleiche und direkte Wahlrecht eingeführt hat. 

Was zuerit „die aktive Wahlfähigkeit, d. 5. das Recht, zu der Wahl eines 
Mitgliedes der Ständeverjammlung eine Stimme abzugeben, betrifft, jo ift dieſelbe 
am beſchränkteſten binfichtlich aller derjenigen Pläße der erſten Kammern, welche 
durch Wahl vergeben oder doch durch die auf Grund einer Wahl vollzjogene landes— 
herrliche Ernennung bejeßt werden. Um nämlich an der Wahl des Mitglieds einer 
eriten Hammer Theil nehmen zu können, muß der Wähler regelmäßig demjenigen 
Berufs oder Geburtsjtande, bzw. derjenigen Klaſſe des leteren angehören, welche 
durch den Gewählten vertreten werden joll. So fönnen die in dem Preußifchen 
Herrenhaufe den Beſitzern des alten und befeftigten Grundbeſitzes eingeräumten Plätze 
nur auf Grund einer Wahl von Seiten diejer Befiger durch den König beſetzt werden; 
jo jteht nur den mit einem Rittergute angejeffenen Grafen ein Recht zu, einen Ber 
treter der einzelnen Preußifchen Grafenverbände zu wählen und dem Könige zur 
Berufung in das Herrenhaus zu präfentiren. 

Das Gleiche gilt für diejenigen Staaten des Einkammerſyſtems, deren Volks— 
vertretungen aus einzelnen, nach Geburtsftand, Grundbefit, Beruf, Vermögen u. dal. 
bejtimmten Gruppen bejtehen: auch in ihnen kann der Vertreter der einzelnen Klaſſe 
nur von den Mitgliedern diejer Klaſſe gewählt werden. 

Weniger beſchränkt ijt durchgehends die aftive Wahlfähigkeit Hinfichtlich der 
Zufammenfeßung der zweiten Kammern. Bor dem Jahre 1848 war man freilic 
überall darauf bedacht, das Gewicht der Kopfzahl bei den Wahlen für die zweiten 
Kammern möglichit abzujchwächen, da daſſelbe jelbftverjtändlich bei einem unter 
ſchiedslos gleichen Stimmrecht Aller das Gewicht der Bildung und der wirthichaft- 
lichen Bedeutung vollfommen aufzuheben im Stande ift. In Folge diefer Erwägung 
theilten die älteren W. und Berfafjungen die Bevölkerung durchgehends in gewifle, 
durch Vermögen, Gewerbe, Grundbefit beftimmte Klaſſen, deren jede eine bejtimmte 
Zahl von Abgeordneten zu wählen hatte. Regelmäßig wurden die Wähler in drei 
Hauptgruppen getheilt, von welchen die erite aus den Rittergutsbefigern, die zweite 
- aus den Bürgern der Städte und die dritte aus den Fleinen bäuerlichen Grund: 
befigern beftand, zu denen im einzelnen VBerfaffungen (wie Bayern, Württemberg) 
noch Vertreter der Kirche und der Univerfitäten Hinzufamen. Im Einzelnen war 
diefe Zufammenfegung der zweiten Kammern in den verichiedenen Ländern verjchieden; 
während nämlich ein Theil der Verfaffungen aus dem Zeitraum von der Gründung 
des Deutichen Bundes bis zu dem Jahre 1848 regelmäßig an diefer Dreitheilung 
der Wähler fefthält, gehen andere Verfaffungen (3. B. Sachen) und W. aus der- 
jelben Periode darauf aus, das hervorragende Gewicht des Grundbeſitzes zu mindern 
und dafür dem nicht in Grundbeſitz beftehenden Vermögen, jerner den gelehrten Be 
rujsftänden, dem Gewerbe und dem Kandel eine größere Bedeutung in den lands 
tändifchen VBerfammlungen zu fichern (die jog. Intereffenvertretung). 
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Sonach war vor dem Jahre 1848 die aktive Wahlfähigkeit regelmäßig nicht 
blos von dem Beſitz des Staatsbürgerrechts, jondern überdies noch von der Zugehörigkeit 
zu einer der verjchiedenen Wählerklaffen abhängig, und in allen Deutjchen Ländern 
war ein großer Theil der Staalsangehörigen, nämlich die nicht im Beſitze des 
Bürgerrechts befindlichen Stadtbewohner und die nicht grundbefigende KYandbevölferung, 
jowie regelmäßig alle Nichtchrijten von der aktiven Wahlfähigfeit ausgejchloffen. 

Das Jahr 1848 war für die Weiterentwidelung der Deutſchen W. von größter 
Bedeutung: die demofratifchen Träger der politischen Bewegung diejes Jahres for- 
derten das allgemeine Stimmrecht und waren wenigjtens vorübergehend im Stande, 
ihre Forderung durchzufegen. Seiner Idee nach jollte das allgemeine Wahlrecht 
die aktive Wahlfähigkeit aller willensfähigen Perjonen bedeuten; doch ijt in feinem 
Geſetze, welche das allgemeine und gleiche Wahlrecht dem Volke zufprach, diefe Idee 
zu vollfommener Erjcheinung gebracht worden. Vielmehr Hat man jowol in dem 
Reichswahlgejeg vom 12. April 1849 als auch in den diefem nachgebildeten oder 
doch unter denjelben Einflüffen entjtandenen W. der einzelnen Yänder an der aus— 
Ihließlichen Wahlberechtigung der Männer fejtgehalten. Ferner iſt Allen, welche 
das 25. Lebensjahr noch nicht zurücdgelegt haben, endlich Denen, welche nicht voll- 
fommen jelbitändig find, wie den in väterlicher Gewalt, unter Kuratel oder in Koſt 
und Lohn eines Anderen jtehenden Perjonen regelmäßig die aktive Wahlfähigfeit 
vorenthalten worden. Endlich ift überall den Bejcholtenen, welche wegen eines ent— 
ehrenden Verbrechens bejtraft oder wegen eines folchen angeklagt und noch nicht 
feigefprochen worden find, und den im Konkurs Befindlichen, jowie hin und wieder 
den wegen verfuchter oder verübter Wahlbeitechung Verurtheilten die Wahlberechtigung 
entzogen. 

Nachdem die Bewegung des Jahres 1848 niedergeworfen worden war, find 
auh die unter ihrer Einwirkung zur Entjtehung gefommenen W. der einzelnen 
Yänder wenigjtens theilweife wieder unpraktijch geworden. Aber dennoch hat man 
fih in mehreren Deutjchen Staaten des Zweikammerſyſtems von der Bildung der 
jweiten Kammern nad Standes=, Vermögens- oder Beruföklaffen dauernd abgewendet 
und den zweiten Kammern die Aufgabe zugeiprochen, das gejammte Volk als eine 
einzige und einheitliche, durch Beruf, Stand, Vermögen nicht getrennte Mafje zur 
Erſcheinung zu bringen. Um jedoch den Staat vor den möglicherweije gefährlichen 
Folgen dieſer neuen Zufammenjegung der Volksrepräſentation zu jchügen, hat man 
fh entweder zu einer Beichränfung der aktiven Wahlfähigkeit oder zu anderen 
Modifikationen des aus dem Jahre 1848 überfommenen allgemeinen Wahlrechts 
entichloffen. So haben manche W. die aktive Wahlfähigkeit fchlechthin nur den zu 
den Gemeindewahlen ihres Wohnorts Berechtigten zugejprochen und überdies gefor— 
dert, daß der Wähler irgend eine direfte Staatsjteuer zu zahlen habe, auch mit 
derjelben nicht im Rüdjtande jei. Andere W., 3. B. das Preußifche, haben die 
aktive Wahlfähigkeit allen Staatsangehörigen zugeiprochen, welche das in den ein= 
jelnen W. vorgeichriebene Alter — meijten® 25 Jahre — erreicht haben, voll: 
tommen jelbftändig find, alſo insbefondere fich nicht unter einer Vormundſchaft be 
Nnden, im Vollbefig der bürgerlichen Rechte find und überdies einen gewiffen Zeit- 
taum hindurch in der Gemeinde fich aufgehalten haben, in welcher fie von ihrem 
Wahlrecht Gebrauch machen wollen. Um aber dem ausichlaggebenden Gewicht der 
bloßen Kopizahl vorzubeugen, hat die Preußifche Verordn. vom 30. Mai 1849 alle 
Wähler in drei nach der Höhe ihrer Steuerzahlungen bejtimmte Klaffen eingetheilt, 
die indirekte Wahl eingeführt und jeder der drei Wählerklaſſen die gleiche Zahl von 
Wahlmännern zugewiejen. 

Neuerdings ift man bei Begründung des Norddeutichen Bundes auf das gleiche 
Wahlrecht Aller zurüdgelommen. Schon der Bildung des konftituirenden Reichs— 
tags war das Neichswahlgejeg vom 12. April 1849 freilich unter mannigiachen, 
von den Landtagen der einzelnen Länder beichloffenen Modifikationen zu Grunde 
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gelegt worden. Dann Hatte die Norddeutſche Bundesverſaſſung ausdrücklich beſtimmt, 
daß der Reichstag aus allgemeinen Wahlen hervorgehen ſolle, und endlich ift durch 
die Berathungen des erjten ordentlichen Reichstags das W. für den Norddeutfchen 
Reichstag vom 31. Mai 1869 fejtgeitellt worden, welches die in den einzelnen Nord— 
deutichen Bundesländern. für die Reichstagswahlen erlaffenen Gejege und Verord— 
nungen aufhebt, jeit der Begründung des Deutjchen Reichs aber auch für die Süd— 
deutjchen Staaten Geltung hat. Das W. vom 31. Mai 1869 fpricht jedem männ— 
lichen, mehr ala 25jährigen, innerhalb des Norddeutichen Bundesgebietes, und nun- 
mehr des Deutjchen Reiches wohnenden Deutichen die aktive Wahliähigfeit zu. Doc 
find alle Diejenigen, welche fich als Soldaten, gleichviel ob als Offiziere oder Ge- 
meine, als Referviften oder Landwehrmänner, im Heere oder in der Marine, bei der 
Fahne befinden, ferner Diejenigen, welche unter irgend einer Vormundſchaft ftehen 
oder endlich im Zuftande des Konkurjes find, jo lange nicht wahlberechtigt, ala diejer 
Zujtand dauert. Endlich find die aus Öffentlichen oder Gemeindemitteln unterftüßten, 
bzw. im letzten der Wahl vorangegangenen Jahre unterſtützt geweſenen, ſowie die- 
jenigen Perfonen, denen in Folge rechtöfräftigen Erkenntniſſes der Vollgenuß der 
ftaatsbürgerlichen Rechte entzogen it, für die Zeit der Entziehung nicht wahlberechtigt. 
Eine Berurtheilung wegen politifcher Verbrechen und Vergehen zieht den Verluft der 
Wahlberechtigung nur für die Zeit bis zum Ablaufe der Strafvollitrefung oder big 
zu der etwaigen Begnadigung nad) ſich. — 

Die paifive Wahlfähigkeit, d. 5. das Recht, als Abgeordneter gewählt zu 
werben, ift überall von denjelben Eigenjchaften abhängig, an deren Vorhandenjein 
die aktive Wahlfähigfeit gefmüpft ift. Doch haben die meiften W. noch eine Reihe 
anderer Erforderniffe aufgeftellt, durch welche die paſſive Wahlfähigkeit bedingt iſt. 
Auch Hier ift ein allmählicher Fortichritt zu freifinnigeren Beitimmungen von den 
älteren W. bis zu den neueren zu erkennen. 

Früher war bei der gruppenweifen Zujammenjegung der Landtage, wie fie fi 
noch immer in den meiften Staaten des Einkammerſyſtems findet, regelmäßig vor— 
geichrieben, daß der Abgeordnete jeder Gruppe auch diefer jelbjt angehören müſſe, 
Beitimmungen, welche fich in entiprechender Weife da wiederholen, wo in den erjten 
Kammern Site duch Wahl bejeßt werden. Cine jelbitveritändliche Beichränfung 
der Wählbarfeit war die Beitimmung, daß Jemand, der bereits Mitglied der eriten 
Kammer fei, nicht zugleich zum Mbgeordneten für die zweite Kammer gewählt werden 
dürfe. Ferner galt früher Hin und wieder, daß der einzelne Abgeordnete in dem 
MWahlkreife, in welchem er gewählt worden, auch wohnhaft fein müſſe. Endlich war 
häufig ein längerer, zwei-, dreis oder fünfjähriger Aufenthalt im Lande, jorwie ftets 
ein höheres Alter ala Bedingung für die paffive Wahlfähigkeit vorgeichrieben, meiſtens 
30 Jahre; für die paffive Wahlfähigkeit zur erjten Hammer wurde hin und wieder 
jogar die Erreichung des 40. Lebensjahres gefordert. Schließlich beitimmten die W. 
wol auch einen höheren Genjus für die paffive wie für die aktive Wahlfähigkeit, 
oder fie forderten da, wo die aktive Wahltähigfeit an dergleichen Vorausſetzungen 
nicht gebunden war, für die pajfive Wahlfähigfeit überhaupt die Entrichtung eines 
bejtimmten Steuerbetragg oder auch einen Grundjaß von beitimmten Grtrage. 
Staatödiener find zwar von jeher in Deutjchland für paffiv wahliähig erflärt 
worden; aber auch der Eintritt der Staatödiener in eine Ständeverfammlung war 
in den älteren Verfaffungen an den von der Regierung ertheilten Konjens gebunden. 
Grit neuere Wahl: und Verfaſſungsgeſetze beitimmten, daß gewählte Staatsdiener 
entweder gar feines Urlaubs bedürfen oder daß ihnen derfelbe nicht oder nur aus 
bejonderen, dem Landtage mitzutheilenden oder von diefem zu genehmigenden Gründen 
deriveigert werden fünne. 

Nachdem die neueren, unter der Einwirkung des Jahres 1848 entitandenen W. 
durchgehends die Bedingungen der Wählbarkeit gemildert Hatten, hat dag W. zum 
Norddeutichen Neichstag auch auf diefem Gebiete den Forderungen des Liberaligmus 
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weitgehende Konzeſſionen gemacht. Hierher gehört vor Allem die Beſtimmung, daß 
der Reichsſtagsabgeordnete fein höheres Alter als der Wähler (25 Jahre) zu haben 
brauche. Ebenjo ift die Wählbarkeit von der Bedingung befreit, daß der Abgeordnete 
in dem Wahlkreiſe feinen Wohnfig haben müſſe, und endlich find auch Mitglieder 
des ftehenden Heeres, obgleich fie die aktive Wahlfähigkeit micht befien, für wählbar 
erklärt. Beichränfende, die Wählbarfeit betreffende Beitimmungen find nur dieſe: 
Während jeder im Deutjchen Reiche wohnhafte Reichsangehörige wahlberechtigt ift, 
ift nur derjenige NReichdangehörige wählbar, welcher jeit mindejtens Einem Jahre 
einem zum Deutfchen Reiche gehörigen Staate angehört, jedoch ohne daß er feinen 
Wohnfig zur Zeit der Erwählung innerhalb des Deutjchen Reiches haben müſſe. 
Weiter fann Niemand zum Reichötagsabgeordneten gewählt werden, welcher bereits 
Mitglied des Bundesraths ift. — 

Die Geichichte des Wahlverfahrens oder des Wahlmodus in Deutichland zeigt 
diejelben Wandlungen wie die Geichichte der aftiven und paſſiven Wahlfähigkeit. 

Zur Zeit der alten Landitände war der Wahlmodus überall da, wo die Land— 
ftände gewählt wurden, die direfte Wahl, d. 5. der meiftens jehr enge Kreis der 
Wahlberechtigten wählte unmittelbar aus feiner Mitte den Abgeordneten. Die 
fonjervativen Wahl- und BVBerfaflungsgejehe aus dem Anfange des Deutichen Kon— 
ititutionaliamus haben diejen älteren Wahlmodus meist behalten und konnten dies 
auh im vollen Ginklange mit ihrem Standpunkte thun, weil die älteren Berfaflungen 
die überfommene Ständetheilung zur Grundlage der Volksvertretung machten, die 
Landitände in Gruppen theilten und jeder Gruppe die Wahl und Wählbarfeit aus: 
ichließlich zufprachen. Mit der fortjchreitenden Ausdehnung der aktiven und paffiven 
Wahlfähigfeit wurde auch der Wahlmodus verändert; man glaubte nämlich, durch 
eine Veränderung des Wahlverfahrens den Gefahren vorzubeugen, welche aus einer 
Verallgemeinerung der Wahlberechtigung erwachien könnten. Diefes Schußmittel 
glaubte man in der indireften Wahl entdedt zu haben, welche in Folge deſſen auch 
der von vielen neueren Deutichen W. (3. B. Preußen, Bayern, Baden u. j. w.) 
angenommene Wahlmodus geworden ift. Hiernach haben alle Wahlberechtigten, die 
jog. Urwähler, nachdem fie in der von der Verfafjung vorgefchriebenen Weife berufen 
und auf Grund der Wählerliiten als wahlberechtigt anerfannt worden find, unter 
der Leitung entweder eines von dem Landesherrn ernannten Wahlkommiſſars oder 
der durch das Geſetz beftimmten obrigkeitlichen Perfonen aus ihrer Mitte Wahl- 
männer zu wählen, welche alle Eigenjchaften der aktiven Wahlfähigfeit befigen und 
überdies ſtets in dem betreffenden Abjtimmungabezirfe wohnhaft jein müſſen. Hierbei 
it e& regelmäßig geftattet, daß der Urwähler fich jelbit jeine Stimme giebt. Diefe 
Wahlmänner haben dann, und zwar ohne auf ihren Wahlfreis beſchränkt zu fein, 
den Abgeordneten zu erwählen. 

Weiter hat man fich in einzelnen Deutichen Staaten, insbejondere in Preußen 
und Bayern, gegen die geheime Abjtimmung erklärt, da man von der Einführung 
der öffentlichen, von einem durch die Regierung ernannten Wahllommifjar zu Protokoll 
genommenen Abftimmung erwartete, fie werde eine faktiſche Kontrole der für Wahl- 
männer und Abgeordnete abgegebenen Stimmen ermöglichen. 

Auch in Bezug auf das Wahlverfahren ift die Begründung des Norddeutichen 
Bundes von bedeutendem Einfluffe geweſen. Ginmal ift die Wahl zum Reichstags— 
abgeordnneten direkt, d. h. der Abgeordnete wird unmittelbar von den in den Wähler: 
liten der einzelnen Abjtimmungsbezirfe ala wahlberechtigt anerkannten Perſonen ge= 
wählt. Ferner it die Abſtimmung eine geheime, d. 5. der Wähler hat einen zuſammen— 
gefalteten und nicht unterjchriebenen, überhaupt in feiner Weiſe die Perſon des 
Abjtimmenden kenntlich machenden Wahlzettel, worauf der Name des Abgeordneten 
ju fchreiben ift, in eine Wahlurne zu werfen. Endlich müfjen die Wahlzettel 
außerhalb de Wahllofale mit dem Namen des Kandidaten verfehen werden. 
Schugmittel gegen einen Mißbrauch diejes Wahlmodus find einmal die Beitimmung, 
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daß jeder Wähler ſeinen Zettel nur perſönlich in die Wahlurne werfen kann, ferner 
daß die Beauffichtigung der Wahlhandlung nur ſolchen Perjonen, welche fein Staats: 
amt befleiden, übertragen werden darf, und daß die Funktion als Vorſteher, Bei: 
figer und Protofollführer in den Abjtimmungsbezirfen während der Wahlhandlung 
für ein unentgeltliches Ehrenamt erklärt worden ift, ſowie endlich, daß die Wahl- 
handlung und die Grmittelung des Wahlergebniffes öffentlich find. Das letztere 
wird nach den meiften W. nach abjoluter Mehrheit und zwar regelmäßig der ab» 
gegebenen Stimmen, nicht der wahlberechtigten Perſonen bejtimmt, jo daß aljo eine 
gültige Wahl auch dann vorliegt, wenn überhaupt nur die Minorität der wahl— 
berechtigten Perjonen wirklich an der Wahlhandlung Theil genommen hat. Ueber 
Gültigkeit oder Ungültigkeit der abgegebenen Wahlzettel entjcheidet nach dem Nord: 
deutichen Neichötagstwahlgeieh der Vorftand der einzelnen Abjtimmungsbezirfe, muß 
jedoch die für ungültig erklärten Zettel dem Wahlprotofoll beifügen, um dem Reichstag 
eine Prüfung derfelben zu ermöglichen. Die Abjtimmung jelbft erfolgt überall in 
den einzelnen Abjtimmungs: und Wahlbezirken des Wahlkreifes, deren Tyeititellung 
früher allgemein den Adminiftrativbehörden überlaffen war, jet aber in mehreren 
Staaten, 3. B. auch in Preußen und dem ganzen Rorddeutichen Bunde für die Wahlen 
zum WReichstage, durch Geſetz erfolgt ift. Jeder Wahlkreis joll bei jeiner gejeßlichen 
Feſtſtellung diejenige Einwohnerzahl haben, auf welche nach der VBerfafjung oder den 
W. Ein Abgeordneter kommt; in jedem Abjtimmungsbezirfe dagegen müfjen min- 
deitens jo viele Urmwähler wohnen, als nach dem betreffenden W. zur Wahl Eines 
MWahlmannes oder einer andern gefeglich beitimmten Zahl von Wahlmännern — in 
Preußen drei — nöthig find. Bei der direkten Wahl rällt diefe Rüdficht jelbit- 
veritändlich fort, und die Begrenzung der Abjtimmungsbezirfe wird deshalb hier 
wejentlich durch die Rückſicht auf die Bequemlichkeit der Abftimmenden beherridt. 
Eben deshalb ift im Norddeutichen Reichstagswahlgejeß vorgeichrieben, daß die Abſtim— 
mungsbezirfe möglichjt mit den Ortsgemeinden zujammenfallen follen. An der Spike 
des Wahlkreifes jteht nach demjelben Gefjege ein Wahldireftor, welcher das Nejultat 
aus jämmtlichen, in den einzelnen Abitimmungsbezirken abgegebenen Stimmen zu 
ziehen und danach den mit abjoluter Mehrheit erwählten Kandidaten für den Ab: 
geordneten des Kreiſes zu erklären hat. Bei blos relativer Mehrheit hat überall 
eine Neuwahl jtattzufinden; bei Stimmengleichheit enticheidet häufig das Loos. Die 
Wahl Hat regelmäßig im ganzen Yande bzw. im ganzen Gebiete de Deutichen 
Reiches an Ginem und demjelben Tage jtattzufinden, um eine Beeinfluffung der 
ipäteren Wahl durch das Refultat der früheren zu vermeiden. 

Ueberdies pflegen die W. meiſtens Beltimmungen über die Abhaltung von 
MWahlverfammlungen, Gründung von Wahlvereinen zur Berathing und Betreibung 
der Wahlangelegenheiten zu enthalten. Das W. für den Norddeutichen Reichstag ge: 
jtattet diefelben in einem weiteren Umfang, ala dies früher in Deutjchland der Fall 
war. Doch gehören die einjchlagenden Beitimmungen in die Vereins- und Verſamm— 
lungsgeſetze, und regelmäßig pflegt auch eine Verweiſung auf dieſelben jtattzufinden. 


Quellen: ®. u. Verfaffungsbejtimmungen über bie ge aus der Periode 
von 1815—1848: Bayern: Verf. Urt. Tit. VL S$ 7—15 und Beilage X. zu ber 
Berf.Urt. — Sahjen: Verf. Urk. SS 61-77; W. v. 24. September 1831. — Württem: 
berg: Verf. Urk. $S 124—154. — Baden: Verf. Urk. $$ 27-37; Wahlordn. v. 23. Dezember 
1818. — Hejlen:-Darmitadt: Verf. Urk. 35 51-60. — Meiningen: Grundgei. $$ 162 
bis 198 x. — W. und PVerfafiungsbeftimmungen aus der Periode von 1848 bis auf bie 
Gegenwart: Preußen: Verf. Urk. Art. 65—74; Verordnung vom 30. Mai 1849. (Die hierzu 
gehörigen Wahlreglements und fonftige die Wahlen betr. Verordnungen und, Geſetze |. bei 
v. Rönne, Staatörecht der Preuß. Monarchie, 3. Aufl. Bd. I. Abth.2 $ 115.) — Bayern: 
Verf. Geſ., die Wahl der Landtagsabgeordneten betr., vom 4. Juni 1848. — Braunſchweig: 
—* über die Zuſammenſetzung der Landesverſammlung vom 22. Novbr. 1851; W. vom 
23. Novbr. 1851; Geſetz vom 3. Aug. 1864. — zn Geſetz vom 8. Novbr. 1872. — 
Württemberg: W. vom 26. März 1868. — Sadjen: Gel. vom 3. Dezbr. 1868. — 
Baden: Geſetz vom 16. April 1870; Geſetz vom 25. Auguft 1876. — Deutſches Reid: 
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Verf. Urk. Art. 20 . vom 31. Mai 1869 x. Ein vollftändige® Berzeichni ber in 
Geltun ——— — W. 2; G. — Lehrbuch des Deutſchen Staatsrechts, 
$ 99 Note 1; Wahlreglement vom Mai 1870 


Lit. —— A. Kl ren Ba Staatd: und Bundesrecht, 3. Aufl. Bd. I. ©. 625 
bis —* —664. Zopfh Grundſätze des gemeinen Deutſchen Staats⸗ 
rechts, 5. Aufl. * S. 255—2 — Thudichum —* ungsrecht des Norddeutſchen 
Bundes, "Züb. 1870, ©. 13—17, 133160, "509_606. — v. Rönne, Staatörecht d. Deutichen 
Reiches, Bd. . $ 29; Bd. I. Abth. 2 ©. 324—326. — Laband, Staatsreht bed Deutichen 
Reiches, Bb. I. 8 4. — ©. Meyer, Lehrbuch des Deutichen Staatärechts, ss 97—101, 
19. — Außerdem die Darftellungen bed Partikularftaatsreht3 von v. Rönne, Pözl, 
v. Mohl. — ferner: Fr. Bülau, Wahlreht und En: Leipz. 1849. — 
R. v. Mohl, Staatsrecht, Völkerrecht und Rolitit, Bd. ]. 3. — 6. Waitz, Grund: 
jüge der Politif, Kiel 1862, ©. 219. — Schäffle, Die — Stimmgebung, Zeitſchr. für 
ie geſammte Siaatswiffenſchaft, 21. Jahrg. F. Brockhaus. 


Wahlvergehen find die Uebertretungen der Vorſchriften, welche zum Schutze 
des Wahlrechts erlaſſen ſind. Sie gehören zu den Verbrechen und Vergehen in 
Beziehung auf die Ausübung ſtaatsbürgerlicher oder politiſcher Rechte. Ein Be— 
dürfniß nach einem ſolchen Schuße ift erft in der neueren Zeit hervorgetreten. Es 
liegt im Intereffe des Staates, daß Jeder nach freiem Ermefjen wählen und jtimmen 
fann und daß die vollzogenen Wahlen auch das richtige Ergebniß der Wahlhandlung 
find. Hieraus ergiebt fich, daß in doppelter Weife ftrafbare Handlungen begangen 
werden können, einmal gerichtet gegen die Perfon des Wähler: und dann gegen das 
Wahlergebniß. — Mufter, obgleich nicht muftergültig, waren für einige Deutjche 
Part. StrafGB., auch für das Preußifche, die Art. 109—113 des Code, die aber 
durch jpätere Spezialgejeße ergänzt und verbeffert wurden. Das Deutiche StrafGB. 
hat die betreffenden VBorjchriften des Preußifchen wejentlich verbeflert und drei ſtraf— 
bare Handlungen ala W. aufgeftellt (SS 107—109), die fich übrigens nur auf in= 
ländiiche Verhältniffe beziehen. Während $ 107 von dem Wahlrecht jpricht als 
Ausfluß der ftaaatsbürgerlihen Rechte, findet fich in den SS 108 und 
109 das Wahlreht in öffentlichen Angelegenheiten erwähnt. Beide Be— 
grifte find nicht identiſch, ſondern in dem erfteren ift auch der leßtere enthalten, jo 
daß, wer in Ausübung jeiner jtaatsbürgerlichen Rechte wählt, durch die drei citirten 
Paragraphen, wer in öffentlichen Angelegenheiten wählt, nur durch die SS 108 und 
109 geichüßt ift. 

Die einzelnen Wahlvergehen find: 

1) Verhinderung eines Deutjchen durch Gewalt oder Bedrohung mit 
einer ftrafbaren Handlung (Verbrechen, Vergehen oder Webertretung), in Aus— 
übung jeiner ftaatäbürgerlichen Rechte zu wählen oder zu ftimmen 
($ 107). Hierher gehören nicht nur Wahlen zu gejeßgebenden Berfammlungen, 
jondern auch zu Gemeinder, Kreis- und Provinzialvertretungen, dagegen nicht zu 
Kirchenwahlen. Olshaujen, ©. 394 N. 1, rechnet auch die Gemeindewahlen 
nicht hierhin. Subjekt diefer jtrafbaren Handlung fann auch der Ausländer, 
Objekt nur der Inländer fein. Der angegebene Thatbeitand umfaßt jowol den 
Fall, wo eine Wahl oder Abgabe der Stimme vollitändig verhindert wurde, als auch 
den all, wo jenes nicht in der Weiſe erfolgen konnte, wie e8 der Wählende oder 
Stimmende wollte. Nicht beitrait wird die Nöthigung zur Wahl. Bollendung 
liegt vor, wenn die Verhinderung wirklich eingetreten iſt. Für die obige jtraibare 
Handlung, bei der auch der Verſuch bejtraft wird, ift angedroht Gefängnißitrafe 
nicht unter 6 Monaten oder Feſtungshaft bis zu 5 Jahren (d. h. Minimum 1 Tag 
und nicht 6 Monate; anderer Meinung: Schüße, Lehrb., S. 259 Anm. 16). 

2) Wahliälj hung ($ 108) iſt die vorjäßliche Herbeitührung eines unrich- 
tigen Ergebnifjes der Wahlhandlung oder die Verfälichung des Wahlergebnifies in 
einer Öffentlichen Angelegenheit. In $ 85 des Preuß. StrafGB. waren ala Hand» 
lungen, durch welche die Wahlfälſchung begangen werden konnte, aufgeführt, die Ver- 
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mehrung oder Verminderung der rechtmäßigen Anzahl der Wahl: oder Stimmzettel oder 
zeichen; die Verfälſchung oder Vertauſchung derjelben; das Niederjchreiben anderer 
als der angegebenen Namen auf die Zettel derjenigen Perfonen, die nicht fchreiben 
fönnen, und das Niederfchreiben anderer als der angegebenen Namen in das Protokoll. 
Da aber eine Wahlfälfchung noch durch andere Handlungen möglich ift, hat da 
Deutiche StrafGB. derartige kaſuiſtiſche Beſtimmungen vermieden. — Nicht jchlechthin 
itrafbar ift, wenn Jemand wifjentlich unberechtigt jtimmt, denn diefe Stimme ift 
zu den ungültigen zu rechnen (Olshauſen, ©. 396 N. 2). Ye nachdem Subjeft 
der Wahlfälſchung Derjenige ift, welcher mit der Sammlung der Wahl: oder Stimm: 
zettel oder =zeichen beauftragt iſt, oder eine andere Perſon, iſt die Strafe ver- 
jchieden,; im erfteren Falle Gefängniß von einer Woche bis zu drei Jahren, im 
legteren von einem Tage bis zu 2 Jahren; in beiden Fällen kann außerdem auf 
Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden. 

3) Wahlbeftehung ($ 109) nennt man den Kauf bzw. Verkauf einer 
Wahlitimme. Dem Wahlrecht entipricht nicht eine rechtliche Pflicht, zu wählen; 
das Gefje verlangt daher auch nicht, daß Jemand wähle, vielmehr nur, daß bie 
Abgabe der Wahlftimme nicht aus perfönlichen Motiven erfolge. Verkäufer der 
Wahljtimme fann nur der Wahlberechtigte, Käufer auch eine andere Perfon als der 
zu Wählende fein. Gleichgültig ift es, von welcher Seite die Jnitiative ausgeht. 
Die ftrafbare Handlung beiteht darin, daß der Verkäufer der Wahlftimme verjpricht, 
eine bejtimmte Perfon oder in bejtimmtem Sinne zu wählen, — die Wahlenthaltung 
gehört nicht hierher, ift daher ſtraflos — der Käufer dafür eine Vergütung gewährt 
oder zu gewähren veripricht. Da auf ein folches Uebereinfommen nicht die civil» 
rechtlichen Grundjäße vom Kaufe zur Anwendung kommen, jo kann die Vergütung 
nicht blos in baarem Gelde bejtehen (der erite Entwurf enthielt die Worte „für 
Geld oder andere Vortheile“). Für den Begriff und die Vollendung der W. 
ift e8 irrelevant, ob der Wähler auch ohne die Vergütung in gleichem Sinne gejtimmt 
haben würde und ob die Wahljtimme wirklich abgegeben iſt. Nothwendig iſt jedoch 
eine Willensäußerung beider Theile, d. 5. des Käufers und des Verkäufers. Die 
Handlung eines Theils fann nur als Berfuch aufgefaßt werden, der jtraflos bleibt. — 
Wie bei der Wahlfälfchung wird auch bei der Wahlbeftechung verlangt, daß es ſich 
um eine Öffentliche Angelegenheit handelt. — Als Strafe ift Gefängniß von einem 
Monat bis zu 2 Jahren nebjt jakultativem Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte 
"as 

: Deutſches StrafGB. $$ 107—109. — Code — art. 100 - 113. — Belgien 


art. 4 Ma ajel:Stabt $$ 57—59. — Zürich $ 81. — Defterr. Entwurf 
vom Jahre 1874 $ $$ 115—117. — Ungarn,$$ 178—189. — per ss 124—130. 


Lit: Mittermaier im Ardiv bes Kriminolvechts, Sabre. 1 1849, ©. 388 ff. — Drent: 
mann in Goltdammer’3 Arhiv Bd. XVIL (1869), ©. — John in v. Holtzen— 
dorff's Handbuch des Deutſchen Strafrechts, Bd. III. S. F — Dazu die Kommentare 
von Oppenhoff, v. Schwarze, Rüdorff, Rubo u. beſonders Olshauſen. — Deutſche 
Strafrechtspraxis, Bi. I. (1877) ©. 85; Bd. ii (1880) ©. 113—116. — Boitard, Legons 
de droit criminel (X. &d.), nr. 189 ss. Dodow. 


Wahrheitsbeweiß (vgl. d. Art. Beleidigung). Der W., d. h. als ter- 
minus technicus des Strafrechts: der Beweis, daß eine in Beziehung auf einen Andern 
behauptete oder verbreitete Thatjache, welche denſelben verächtlich zu machen oder in 
der öffentlichen Meinung herabwürdigen oder jeinen Kredit zu gefährden geeignet 
ift, wahr jei, wird häufig auch als Einrede der Wahrheit, exceptio veritatis (veri) 
bezeichnet. Dieſe Benennung iſt beſſer zu vermeiden, da fie Veranlaffung zu der 
Annahme geben kann, der W. fei wie eine Ginrede im Givilprozeß zu behandeln, 
was durchaus falſch fein würde. Im Strafprozeß, auch wenn derjelbe die Form 
der Privatflage annimmt, iſt von einer Bertheilung der Beweislajt zwiſchen 
Ankläger und Angellagtem nach Art des Givilprozefies feine Rede. Namentlich liegt 
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die Grbringung des W. nicht in dem Sinne dem Angeflagten ob, daß der Richter 
nicht die Umerweislichkeit der gemachten Behauptung, wo diejelbe Thatbeſtandsmoment 
ift, gerade fo feftzujtellen die Aufgabe hätte, wie jeden andern, die kriminelle Ver: 
fchuldung des Angeklagten bejtimmenden Umjtand. Die Erweislichkeit der behaupteten 
Thatſache muß alſo jtet3 geprüft werden, wenn fie fraglich erjcheint, auch wenn der 
Angeklagte feine darauf bezüglichen Beweisanträge ftellt (vgl. Oppenhoff, ©. 408 
N. 9 und die dort citirten Erkenntniſſe oberfter Gerichtshöfe, anderer Meinung: 
v. Schwarze, ©. 569). 

Im Gegenfaß zu früheren Gejeßgebungen, welche den W. nach den verjchiedenften 
Seiten und aus den verichiedenjten Gründen zu beichränfen juchten (vgl. befonders 
Köſtlin), ift im Deutichen ebenjo wie im Preußifchen StrafGB. das Recht, die 
Wahrheit zu jagen, unbedingt anerfannt und als etwas Selbitverftändliches unter: 
laffen, darüber eine Beitimmung zu treffen. In $ 192 des StrafGB. findet fich 
nur die an fich überflüffige Vorjchrift, daß der W. der behaupteten oder verbreiteten 
Thatjache die Annahme einer Beleidigung nicht augfchließe, wenn die Form oder die 
Umftände, unter welchen die Aeußerung gemacht, beleidigend fei, wad Berner 
(S. 460) treffend mit den Worten bezeichnet: „Man kann jede Wahrheit jagen, 
aber man fann nicht jede Wahrheit in jeder Form fagen.“ Uebrigens genügt der 
bloße animus iniuriandi nicht um die Behauptung einer erweislich wahren Thatjache 
zu einer ftrafbaren Beleidigung zu machen, da darin allein eine rechtswidrige Ver— 
letzung fremder Ehre niemals enthalten fein fann. Wol aber liegt eine jolche vor, 
wenn auf Grund einer wahren IThatjache ein verallgemeinerndes, beleidigendes Ur— 
theil über eine Perjönlichkeit gefällt, 3. B. Jemand „Dieb“ gejcholten wird, ſelbſt 
dann, wenn dem Betreffenden die Begehung eines Diebjtahla nachzuweiſen wäre, 
oder mit der fraglichen Behauptung jonft beichimpfende Mteinungsäußerungen ver- 
bunden worden find. 

Der W. hat demnach bezüglich der verjchiedenen Arten der Beleidigung ver— 
fchiedene Bedeutung: 

1) Bei der einfachen Beleidigung ($ 185 des StrafGB.) wird der W. niemals 
geeignet fein, die Schuld ganz auszuſchließen. Doch darf er darum vom Gericht — 
es ſei denn, daß es ſich um ein Schimpfwort handle — nicht ohne weiteres abge— 
lehnt werden, ſchon deshalb nicht, weil der Ausfall deſſelben für die Strafzumeſſung 
von Bedeutung fein fann. Das Gleiche gilt für den Tall, daß auf Grund des 
$ 186 des StraiGB. Anklage erhoben wurde und der Richter annimmt, daß die 
fragliche Aeußerung in jedem Falle eine einfache Beleidigung enthalte (vgl. | das Ur— 
theil des Reichsgerichts vom 11. Februar 1880 — Rechtſprechung I. ©. 338, 
Entſch. II. ©. 160 —, welches in einer folchen Ablehnung eine unzuläffige Bes 
ichränfung der VBertheidigung [StraPDO. $ 377 N. 8] findet). 

2) Bei der übeln Nachrede (Straf®B. $ 186) fchließt der W. die Beftrafung 
aus, die eintreten muß, wenn derjelbe mißlang, gleichviel aus welchen Gründen, 
aljo 3. B. auch dann, wenn die Zeugen, welche die Wahrheit beweijen würden, von 
einem ihnen etwa zuſtehenden Recht der Zeugnißverweigerung Gebrauch machten. 
Darauf, ob der Angeklagte die Unerweislichkeit feiner Behauptung kannte oder die 
jelbe für erweislich hielt, fommt nichts an (jo mit ausführlicher Begründung 
v. Schwarze ©. 563 ff.). Uebrigens ift nicht die Erweislichkeit ein Strafaus— 
Ichließungsgrund, jondern die Unerweislichkeit ein Thatbeſtandsmerkmal und bildet 
alſo einen Theil der Schuldfrage, was auch mit Nüdficht auf $ 262 der StrafPO. 
von Wichtigkeit fein kann (vgl. das Urtheil des NReichagerichts vom 13. Oft. 1880 — 
Entich. II. ©. 380; anderer Meinung: Olshauſen, ©. 666 ff.). Es fehlt die 
ftrafrechtliche Verfchuldung, wenn die behauptete Thatjache wahr iſt, ala wahr darf 
fie aber nur angejehen werden, wenn auch der Richter von diefer Wahrheit überzeugt 
werden kann. Etwas Weiteres umfaßt das Erforderniß der Beweisbarfeit nicht, und 
es gilt für dafjelbe, wie im Strafprogeß überhaupt, das Recht der freien Beweis- 
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mwürdigung im vollen Umfange ine Präfumtion der Unwahrheit, welche der An— 
geflagte zu widerlegen hätte, beiteht nicht. 

3) Bei der verleumderifchen Beleidigung (StrafGB. $ 187) ift der W. jeden: 
alla von untergeordneter Bedeutung, da die Anwendung dieſes Paragraphen nicht 
die Unerweislichkeit, jondern die Unwahrheit der behaupteten Thatſache und das 
MWiffen um diefe Unmwahrheit auf Seiten des Angeklagten vorausfegt. Doch wird 
das Gericht Anträge, die auf Erbringung des W. gerichtet find, nicht ablehnen 
dürfen, da durch Erbringung defjelben eine Verurtheilung auf Grund jowol des S 187, 
wie auch zugleich des $ 186 ausgeichloffen wird. Anderer Meinung: Rüdorff, 
©. 868 N. 2, und Dochow, ©. 261. Bezüglich der Anwendbarkeit der SS 190 
und 191 vgl. unten. 

4) Dafjelbe gilt bezüglich der Beichimpfung des Andenfens Verftorbener ($ 189 
des Straf GB.). 

Als erbracht iſt der W. anzuſehen, wenn die behauptete Thatſache im Allge— 
meinen wahr iſt, ſelbſt wenn die erweislichen Einzelheiten der fraglichen Handlung 
mit den behaupteten nicht ganz übereinftimmen, 3. B. wenn die Vornahme une 
züchtiger Handlungen, wenn auch anderer ala der behaupteten, nachweisbar it 
(vgl. das Urtheil des Reichögerichts vom 7. April 1880 — Entich. II. ©. 2). Doch 
dürfen die Abweichungen nicht der Art fein, daß dadurch der Charakter der fraglichen 
Handlung wejentlich mobifizirt erſcheint. So wäre 3. B. der W. nicht erbradt, 
wenn die Behauptung lautete: A. Habe einen Meineid geleiftet, während nur ein 
Falſcheid erweislich ift. So v. Schwarze, ©. 575; Olshauſen, ©. 666 N. 9. 
Näheres bei Kroneder und den dort Gitirten. GKronecker jelbft hält eine in 
diefem Sinne ergangene Entich. des Kammergerichts für zwar gerecht, aber de lege 
lata unrichtig.) Daffelbe gilt bezüglich eines Irrthums über Zeit und Ort der be 
haupteten Handlung, falls diejelbe nur vor der gejchehenen Behauptung wirklich be 
gangen wurde. 

Ebenſo wie der W. ſelbſt, wurde früher auch der Gebrauch von gewiſſen Bes 
weismitteln bei der Beweistührung theils ganz ausgeichloffen, theils erheblich be 
ichränft. Dies galt auch noch für das Preuß. StrafGB. Zwar wurde in $ 157 
der Sat ausgeiprochen, daß der W. durch alle im Strafprozeß zuläffigen Beweis— 
mittel geführt werden fönne, allein in demjelben Paragraphen wurde dann der 
Zeugenbeweis beichränft und der W. gegenüber einem rechtäfräftigen Urtheil, durch 
welches der Beleidigte von der ihm vorgeworfenen jtraibaren That freigeiprochen war, 
ausgeichloffen. Die eritere Beichränfung hat das Deutiche StrafGB. aufgehoben, 
die leßtere dagegen beibehalten ($ 190) und nur Hinzugeießt, daß die Freiſprechung 
vor der Behauptung oder Verbreitung der betreffenden Thatſache erfolgt jein muB. 
Der W. tt aber (StrafGB. S 190) auch umgekehrt ala erbracht anzuiehen, 
wenn ein rechtäfräftiges verurtheilendes Erkenntniß vorliegt. Daffelbe braucht der 
geichehenen Behauptung oder Verbreitung nicht vorhergegangen zu jein, es genügt, 
wenn dafjelbe noch während des Jnjurienprozefies erfolgte. — Beide Beitimmungen 
des $ 190 können bedenklich ericheinen, da fie in manchen Fällen die materielle 
Wahrheit nicht auffommen laffen, two dies möglich wäre. Doch find fie mit Rüd- 
ficht auf die Bedeutung, welche der res iudicata im Strafprozeß auch jonft beigelegt 
wird, wol nicht umgerechtiertigt. Nur das muß unbedingt verwerflich erjcheinen, 
daß es einen Unterſchied macht, ob das freifprechende Erfenntniß vor oder nach der 
geichehenen Behauptung ergangen ift. Nicht darauf darf es anfommen, ob der Be 
hauptende von dem Urtheil Kenntniß hatte oder hätte haben können, fondern nur 
darauf, daß eine definitive gerichtliche Enticheidung zu der Zeit ergangen war, wo 
der W. in Frage fommt, der möglicherweife in Gegenſatz zu derjelben treten könnte. 

Keinesfalls darf $ 190 ausdehnend interpretirt werden. Daraus folgt: 

1) Der W. wird nur durch ein freifprechendes Urtheil, nicht auch dadurch aus— 
geichloffen, daß die Staatsanwaltichait den Beichluß geiaht hat, die Unterfuchung 
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wegen Mangel an Beweifen nicht zu eröffnen (vgl. Urtheil des Reichsgerichts dom 
22. Dezember 1879 — Entſch. 1 ©. 40). 

2) Wenn der W. auf Grund des $ 190 auögefchloffen ift, muß eventuell eine 
Verurtheilung aus $ 186 erfolgen. Nicht jedoch auch aus $ 187, wenigjtens nicht 
allein deshalb, weil dem Angeklagten das freifprechende Urtheil befannt war. Piel- 
mehr bedarf es auch in diefem alle noch eines bejonderen Beweifes dafür, daß er 
wider befjeres Wiſſen gehandelt habe. Die Thatjache, daß res iudicata vorliegt, 
verpflichtet Niemanden, fich von der Nichtigkeit des fraglichen Urtheil® überzeugt zu 
halten, eine Anwendung des $ 190 auf die Fälle des $ 187 enthielte die Aufjtellung 
einer durchaus ungehörigen praesumtio doli. So mit Recht Binding und dem 
Sinne nah auch Rüdorff und Dochow. 

3) Fraglich ift, ob der W. auch dann auägejchloffen ift, wenn die Freiſprechung 
erfolgte, nicht weil der Beleidigte die That nicht begangen habe, ſondern weil Straf- 
ausfchliegungsgründe, 3. B. Eintritt der Verjährung u. ſ. w., vorhanden oder Be— 
dingungen der Strafverfolgung nicht vorhanden waren, 3. B. der nothwendige Straf- 
antrag fehlte. Hier liegt res iudicata nur bezüglich der Strafbarfeit vor und nur 
bezüglich diejer ift dev W. durch das Urtheil ausgejchloffen, in der Sache jelbit 
aber find alle jonjt im Strafprozeß zuläffigen Beweismittel auch hier anwendbar. 
Diefe Entjcheidung ift jedoch nicht unbeftritten. 

Um die Anwendung des $ 190 zu fichern, ift in $ 191 vorgejchrieben, daß, 
allg die Beleidigung in dem Vorwurf einer ftrafbaren Handlung beiteht und wegen 
leterer zum Zwed der Herbeiführung eines Strafverfahrens bei der Behörde Anzeige 
gemacht worden ijt, die Entjcheidung über die Beleidigung auägejegt werden muß, bis 
der Beichluß gefaßt ift, daß die Eröffnung der Unterfuchung nicht ftattfinde, oder 
die eingeleitete Unterfuchung beendigt wurde. Offenbar fteht diefe Vorſchrift mit dem 
W. in engitem Zufammenhang und ift deshalb gegebenen Falls überall da anzu— 
wenden, wo jener möglich ift. Die Anwendbarkeit auf die $$ 185 und 187 ($ 189 
fommt jelbjtredend nicht in Betracht) ift nicht unbejtritten. Näheres vgl. bei 
Zimmermann. 

Da der W. ſtets Theil eines Strafprozeſſes it, jo können andere als jtraf- 
prozefjualiiche Beweismittel nicht zur Anwendung fommen, namentlich iſt Beweis 
durch Eideszufchiebung an den angeblich Beleidigten unftatthaft. 

Lit.: Bol. neben ber einichlägigen Lit. die Angaben hinter dem Art. ee — 

ner: Mittermaier im ar = = ern N. F. 1839 ©. 1 ff. — Köftlin in 

oltdammer’3 Archiv II. ©. Een im Gerichtsfaal XXVIII. 
©. 432 fi. — Kroneder, ebenda —ãA e. 6 — v. Schwarze, ebenda ©. 561 ff. — 
Binding, Normen, II, 6. 610 ff.; val. aud g' 601 Note 892. — Die Kommentare von 
Oppenhofi 8. Aufl.), v * Aufl.), Rüdorff (2. Aufl.), — zu den 
betr. Paragraphen. — Die Lehrbücher von — (11. Aufl), S. 459 ff.; Schüße 
(2. Aufl.), E 367 ff.; H. Meyer (2. Aufl.), S. 433; v. Lisz 1 ©. 2 — Do cho vᷣ in 
dv. Holtzendorff' — Pr. des Deutichen Strafrechta II, ©. 360 ff. 


v. Lilienthal. 
Wahnfinn und Blödfinn j. Zurehnungsfähigteit. 


Wahrſpruch (vere dietum, verdiet) ift der Ausipruch der Geichtworenen über 
die in der —* angeregte Schuldfrage. Nach Engliſchem Recht iſt dabei die 
Bezugnahme auf die Anklage eine unmittelbare und die Antwort der Geſchworenen, 
welche mündlich und daher ziemlich formlos abgegeben wird, kann neben dem ein— 
ſachen „Schuldig“ oder „Nichtſchuldig“ mancherlei Varianten bieten; ſie wird daher 
erſt vom Gerichtshof in Form gebracht, zu Protokoll genommen und nöthigenfalls 
den Gejchworenen mit der Frage verlefen: Iſt dies Euer W.? — In Frankreich, 
Italien, Defterreichu. Deutſchland findet dagegen eine jelbftändige, ſchrift— 
liche Frageftellung (j. dieſen Art.) an die Gefchworenen jtatt, durch welche der 
weientliche Inhalt des W. für die zwei regelmäßigen Fälle der einfachen Bejahung oder 
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Verneinung ſchon vorher genau Feitgejtellt ift. Es ijt daher Hier nur noch von dem 
formellen PVorgange bei TFeititellung und Verkündigung des W. zu fprechen. 

Während in England es zuläffig ift und thatjächlich die Regel bildet, daß die 
Geichworenen fich über ihren W. noch im Sitzungsſaale einigen, müſſen fie auf 
dem Kontinent fich in ihr Berathungszimmer zurüdziehen. Ehe fie fich zurüdziehen, 
werden ihnen die vom Borfigenden unterjchriebenen ragen übergeben; der Bogen 
it jo eingerichtet, daß neben jede Frage die Antwort gejchrieben werden kann. 
Nach der Defterr. Straf D. (F 325 Abi. 2) werden ihnen außerdem die Anklage— 
jchrift, das über einen Einſpruch gegen diejelbe ergangene Erkenntniß, ſofern es in 
der Hauptverhandlung vorzulejen war, die Beweisgegenjtände, die Augenjcheinspro- 
tofolle jowie die übrigen Prozeßakten, mit Ausnahme der in der Hauptverhandlung 
nicht verlefenen Vernehmungsprotofolle mitgegeben. Die Deutihe StrafPO. be— 
ftimmt hierüber nur ($ 202): „Gegenjtände, welche in der Verhandlung den Ge— 
ſchworenen zur Befichtigung vorgelegt wurden, fönnen ihnen in das Berathungs— 
zimmer verabfolgt werden‘. — Sowie ſich die Gejchworenen zurüdziehen, wird auch 
der Angeklagte aus dem Situngsjaale entfernt, in den er der Negel nach nicht eher 
zurüdfehrt, ala bis der W. als regelrecht vom Gerichtshof angenommen ift; eine 
Ausnahme tritt jedoch ein, wenn über Aenderungen der Fragen verhandelt werden muß. 

Die Gefchtworenen müflen unaufgehalten in das Berathungszimmer gehen und 
werden in demjelben von jedem Verkehr mit der Außenwelt abgejchnitten; nur dürfen 
fie unter Umständen (f. unten) den Schwurgerichtspräfidenten zu fich bitten. Das 
Verbot des Verkehrs mit der Außenwelt läßt fich aber nicht unbedingt aufrecht 
halten; e8 fann die Erkrankung eines Gejchworenen die Beiziehung eines Arztes 
nöthig machen und es fann auch ſonſt nöthig fein, daß den Geichworenen etwas 
gebracht werde, da das Engliſche Verbot der Einnahme von Erfriſchungen u. dgl. 
auf den Kontinent nicht übergegangen ift. Der BVorfigende darf daher ausnahms— 
weiſe geitatten, daß ein Dritter das Berathungszimmer betrete; das Dejterr. Geſetz 
fordert in diefem Falle eine fchriftliche Bewilligung, welche aber keinesfalls bezüglich 
desjenigen nöthig ift, welcher berufen ijt, nöthigenfalls den Verkehr zwijchen dem 
Vorfigenden und den Gejchworenen herzuftellen. Das Deutiche Geſetz erwähnt aud 
des Rechtes des Vorfienden, zu gejtatten, daß ein Gejchworener das Berathungs 
zimmer verlaffe. — Die Oeſterr. StrafPO. jpricht noch ausdrüdli aus, daß der 
Abſtimmung der Gejchworenen bei jonjtiger Nichtigkeit Niemand beiwohnen dürfe; 
dieje Beitimmung ift auch auf Ergänzungs= (Erjaß-) Gejhworene, welche 
nicht zur Ergänzung der Zwöltzahl herangezogen waren, angewendet worden. 

Das erſte Gejchäft, das die Gefchworenen in ihrem Berathungszimmer vor: 
nehmen, it die Wahl des Obmannes (foreman, chef du jury). Das Deutice 
Geſetz verlangt hierfür jchriftliche Abjtimmung; nach demjelben ift nur „Mehrheit 
der Stimmen“ erforderlich und entjcheidet bei Stimmengleichheit das höhere Lebens— 
alter; die Deiterr. StrafPD. verlangt „einfache Stimmenmehrheit". — Nach le: 
terem Gefeß Hat der Obmann zunächſt die dem Franzöſiſchen Gejeße entnommene 
„Belehrung“ über die Pflichten der Gejchworenen, welche nebjt den den Vorgang 
im Berathungszimmer betreffenden Gejegesjtellen auch an der Wand angeichlagen ift, 
zu verlejen. 

Sodann Haben die Geichworenen fich über ihren W. zu berathen, eine or 
derung, auf welche mit Necht großes Gewicht gelegt wird, welche aber mit der in 
Frankreich und nad) deilen Vorbild in Jtalien eingeführten jchriftlichen Ab— 
ſtimmung fich gar nicht vereinen läßt, da nothwendig entweder die Berathung 
oder das Geheimniß der Abjtimmung illuforiich werden muß. — Die Ab» 
ftimmung findet mündlich in der Weiſe ftatt, daß der Obmann den Gejchworenen 
die vom Gericht fejtgeftellten Tragen vorlieft, worauf dann jeder Einzelne mit Ja! 
oder Nein! antwortet. Das Ja! kann indeß dadurch bejchränft werden, daß ein- 
zelne in der Frage enthaltene Momente verneint werden. Dieje Geftattung hat 
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ihren Urfprung nicht etwa in der Englischen Einrichtung de Spezialverdiktes 
(vermöge deflen die Geichworenen fich ihres Rechtes der Beantwortung der Schuld» 
frage in ihrer Totalität begeben und die letzte Entſcheidung von der Rechtsanficht 
des Gerichtöhofes über ein beſtimmt bezeichnetes Moment des Ihatbeitandes ab— 
hängig machen), fondern in dem im Franzöſiſchen Code d’Instr. crim. im Gegenjaß 
zur vorausgehenden Gejeggebung angenommenen Syjtem einheitlicher Faſſung der 
Frage nach objektivem Thatbeſtand, Thäterfichaft und Schuld. In dem Mtotiven- 
vortrage Treilhard’s heißt e8: „Wenn die Jury glaubt, daß die Hauptichuld 
erwieſen ſei und wenn fie alle Nebenumftände (circonstances) ebenfalls für erwieſen 
anfieht, bejaht fie dad Ganze. Erſcheint ihr dagegen irgend ein Umftand nicht jo 
völlig erwiejen, wie die Hauptthat (fait principal), jo ift ihre Antwort bezüglich 
eines Theiles der Frage bejahend, bezüglich des Reſtes verneinend.“ Die Deutiche 
StrafPO. erklärt: „Sie find berechtigt, eine Frage theilweife zu bejahen und theil= 
weije zu verneinen‘, die Defterreichifche fügt Hinzu: „Bei theilweifer Bejahung 
einer Frage ift die Beſchränkung kurz beizufügen.” Ihre Antwort ift dann: „Sa, 
aber nicht mit diefen oder jenen in der Frage enthaltenen Umſtänden.“ Aus diejer 
Befugniß der Geichiworenen können namentlich dann Schwierigkeiten entitehen, wenn 
die Beichräntung feinen Thatbejtand einer jtrafbaren Handlung übrig läßt, und alſo 
der Sache nach die Antwort nicht eine theilweife bejahende, fondern eine gänzlich 
verneinende ift. Die Meinung der Gefchworenen fommt hier jedenfalls nicht in 
forrefter, jeden Zweifel ausjchließender Weiſe zum Ausdrud, da fie damit einen Um— 
weg einjchlagen, wo ihnen der gerade Weg offen fteht. Es kann ferner vorkommen, 
daß die Geichtworenen ihrer Antwort Zufäße beigeben, die auf eine Einjchränkung 
abzielen mögen, die aber doch nicht lediglich VBerneinungen einzelner Stellen der 
Frage enthalten, vielleicht jogar pofitive Tyeititellungen (3. B. die eines Straf- 
ausichließungsgrundes, eines Umftandes, welcher die That unter einen anderen ftraf= 
rechtlichen Gefichtapunft bringt) enthalten. Zu jolchen Zufäßen find fie nicht be= 
rechtigt und es können diefelben als rechtsunwirkſam angejehen werden; wol aber 
kann fich in dem Vorgange zeigen, daß die Gefchworenen auch bei der Faſſung der 
geitellten ragen nicht Gelegenheit haben, ihrer wahren Meinung vollen Ausdrud 
zu geben. Es können aljo Antworten diefer Art Anlaß geben, die Berichtigung 
des W. (j. diefen Art.) einzuleiten. Aber die Gejchworenen haben auch jelbit das 
Recht, auf Abänderung der geftellten Fragen hinzuwirken; die Dejterr. Straß OD. 
($S 327 Abſ. 4) Spricht es ihnen ausdrüdlih zu und bei der Auslegung der 
Deutjchen iſt mit Necht angenommen worden, daß das ihnen im $ 291 ein- 
geräumte Recht durch die Betretung des Berathungszimmers nicht unanwendbar 
werde. Beide Gefeße bieten ihnen jedenfalls Gelegenheit, ihre Zweifel dem Bor- 
figenden vorzutragen, Belehrung zu verlangen und jo zu einer Menderung der ge— 
jtellten ragen, auch wenn fie jolche nicht ausdrüdlich begehrten, Anlaß zu geben. 
Der Borgang ijt aber verjchieden. Nach der Deutichen StrafPO. müfjen fie zu 
diefem Zwede in das Sitzungszimmer zurüdtehren; nach der Dejterr. hat der Vor— 
figende auf jchriftliches Anfuchen des Obmannes, fich unter Zuziehung des Protofoll- 
führers, dann des Anklägers und Vertheidigers, „wenn diefe im Gerichtshauſe an— 
wejend find‘, zu ihmen zu begeben, und ijt die bei diefer Gelegenheit ertheilte 
Rechtsbelehrung auf Verlangen zu Protokoll zu nehmen. Handelt e8 jich jedoch um 
eine Aenderung der Fragen, jo ift darüber in wiedereröffneter Situng zu verhandeln. 

Bei der Abſtimmung ift die bei Stellung der Tragen ertheilte Weijung be= 
züglih der Haupt-, Neben- und Hülfsfragen (f. d. Art. Frageitellung) 
maßgebend. — Was die Frage der Stimmenthaltung betrifft, jo enthält $ 197 
d. Deutichen GBG. die Vorichrift: „Kein Richter, Schöffe oder Gefchtworener darf die 
Abjtimmung über eine Frage verweigern, weil er bei der Abitimmung über eine vor— 
bergegangene Frage in der Minderheit geblieben iſt.“ Nach der Defterr. Straf DO. 
($ 129) können fich, wenn eine Hauptfrage bejaht wurde, die dabei überftinmten 
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Gejchworenen der Abjtimmung über die für diefen Fall geitellte Zuſatzfrage (Neben 
frage) enthalten; ihre Stimmen werden dann den dem Angeflagten günftigiten 
zugezählt. 

Der Obmann zählt jodann die Stimmen, Eonftatirt dad Abſtimmungsergebniß 
und jchreibt dafjelbe auf dem Fragebogen auf die neben der Frage offengelaffene 
zweite Hälfte des Bogend. Da, wo die Geſetze es vorſchreiben, oder wo es für das 
weitere Verfahren nothwendig ift, jet er auch das Stimmenverhältniß an. 

In Bezug auf das nothwendige Stimmenverhältniß befteht große Mannig- 
jaltigfeit. Bekanntlich verlangt daa Englijche Recht einen einjtimmigen Ausipruch 
der Geichtvorenen ; allein es geichieht dies nicht, wie in Braunjchweig der Fall 
war, in der Form, daß die dem Angeflagten zur Lajt gelegte Ihatjache als ver- 
neint zu gelten hat, wenn fie nicht einftimmig bejaht ift, jondern es wird bie 
Ginjtimmigteit auch für den W. „Nichtichuldig“ gefordert. Das Hat mun die 
jchlimme Folge, daß nach altem Gebrauche die Gejchworenen beijammen gehalten 
werden fönnen, bis fie fich geeinigt haben, und wenn auch in unferer Zeit die bar- 
barifchen Webertreibungen dieſes Zwanges zur Einſtimmigkeit leicht bejeitigt werden 
fönnen, jo bleibt doch der Uebelſtand, daß ein Einzelner, welcher aus unlauteren 
Motiven entichloffen ift, die Anficht der Uebrigen nicht zur Geltung kommen zu 
laffen, dazu die Macht Hat, und daß jedenfalls die Sache nicht auögetragen und 
der Angeklagte neuerlicher Verfolgung ausgeſetzt iſt. — Andererjeit3 fand es die 
überwiegende Mehrzahl der Schwurgerichtägefeße bedenklich, fich für das „Schuldig“ 
mit einer einfachen Majorität (7) der zwölf Stimmen zu begnügen. Die große 
Mehrzahl fordert eine Zweidrittelmehrheit, jo daß eine auf Konftatirung der Schuld 
(nur nach wenigen Gefegen auch eine auf Strafichärfungsgründe) gerichtete Frage ala 
verneint gilt, wenn fie nur von 7 Gejchworenen bejaht wird. Belanntlich hat die 
Franzöſiſche Gefeßgebung für diefen leteren Fall einen Ausweg in der Heranziehung 
des Gerichtshofes zur Entjcheidung der Schuldfrage geſucht, mit diefer ganz will» 
fürlichen und unzwedmäßigen Beitimmung aber jo oft Aenderungen vornehmen 
müffen, daß damit allein jchon die Vedenklichkeit diejes, in frankreich ſelbſt jeit 
1853 aufgegebenen legislativen Vorganges flar gemacht ift. Trotzdem hatte der- 
felbe nicht blos in Preußen, jondern noch in neuerer Zeit in Heflen-Darmitadt 
Eingang gefunden, und zwar in der form, daß bei einem mit nur 7 Stimmen 
ausgejprochenen „Schuldig“ der Gerichtshof allein den enticheidenden W. fällte. 

Die Deutſche StrafPD., welche in $ 262 für jede dem Angeklagten nad) 
theilige Enticheidung, welche die Schuldfrage betrifft (und dazu rechnet fie ausdrüd- 
lich die Umftände, welche die Straibarkeit ausſchließen, vermindern oder erhöhen), 
eine Mehrheit von zwei Drittheilen der Stimmen fordert, jchreibt bezüglich des W. 
($ 307) vor: „Bei jeder dem Angeklagten nachtheiligen Enticheidung ift anzugeben, 
daß diejelbe mit mehr als fieben Stimmen, bei WVerneinung der mildernden Um— 
jtände, daß diejelbe mit mehr als jehs Stimmen gefaßt worden ift. Im Uebrigen 
darf das Stimmenverhältniß nicht ausgedrüdt werden.“ Im Gegenfat Hierzu ver- 
langt die Defterreichifche StrafPD. ($ 329), daß bei jeder Antwort auch das 
Stimmenverhältniß angegeben werde. „Zur Bejahung der Schuldfrage, ſowie zur 
Bejahung der in Betreff erſchwerender Umſtände geftellten Fragen ift eine Mehr: 
heit von wenigſtens zwei Drittheilen der Stimmen erforderlih. In allen anderen 
Fällen enticheidet die einfache Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit giebt die 
dem Angeklagten günftige Meinung den Augjchlag. In den Motiven zur Regie 
rungsvorlage war bezüglich der Anordnung der Stellung einer befonderen Frage über 
Strafausfchließungsgründe u. ſ. w. bemerft: 

„Die Einrichtung der StrafPD. von 1850, nach welcher Behauptungen diejer 
Art den Gegenjtand einer bejonderen Frage bilden, hat faft allgemeine Billigung 
gefunden, und es läßt fich nicht verfennen, daß dadurch die Aufgabe der Jury we 
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ſentlich erleichtert wird. Indeß darf nicht überſehen werden, daß die Einrichtung 
eine praftifch nicht umwichtige Konſequenz habe. Wird eine bejondere Frage hin- 
fichtlich der Zurechnungsfähigkeit nicht gejtellt, jo iſt dieſe Frage unbeftritten in der 
allgemeinen mit enthalten; jene Gejchworenen, welche die Zurechnungsfähigfeit ala 
ausgeichloffen anjehen, werden die Hauptfrage mit Nein beantworten, und es ge- 
nügt daher, daß ihrer fünf diefer Anficht find, um den Angeklagten der Strafe zu 
entziehen. Anders, wenn eine Zufaßfrage geitellt wird; in diefem Falle nämlich 
müffen fih zur Bejahung derfelben mindejtens ſechs Stimmen zufammenfinden. 
Inſofern Liegt nun allerdings in der Aufjtellung der bejonderen Trage eine Benach— 
theiligung des Angeklagten; allein fie wird vollfommen dadurch ausgeglichen, daß 
dem Gerichtshof die Verpflichtung auferlegt ift, jedesmal die Frage zu jtellen, 
fobald eine entjprechende Behauptung vorgebracht wird.” 

Sind alle Fragen beantwortet (foweit nicht durch Bejahung einer Hdupt- 
frage die Neben-Zuſatz-]Fragen, oder dur) Verneinung derfelben die Hülfs— 
oder Eventualfragen entfallen), jo unterzeichnet der Obmann den Fragebogen, und die 
Jury tritt in den Situngsfaal zurüd. Nach wiederaufgenommener Sitzung verfün= 
det der Obmann den W. mit den vom Geſetz vorgezeichneten folennen Worten und 
durch Berlefung der Fragen und Antworten. In diefem Stadium des Verfahrens 
fönnen Irrthümer, die fich in den vorgelefenen W. eingejchlichen haben, noch berich- 
tigt werden, während eigentliche Meinungsänderungen nur bis zum Berlaffen des 
Berathungszimmers berüdfichtigt werden können. 

Den verfündigten W. prüft nun der Gerichtähof, und wenn ſich Formgebrechen, 
Undeutlichkeiten, unlösbare Widerfprüche u. dgl. zeigen, jo ſchickt er die Geſchworenen 
zur Berbefferung des W. ind Berathungszimmer zurück (Moniturverfahren, 
Berihtigung des W. ſ. diefen Art.). 

Nimmt der Gerichtshof den W. an, ſo kommt ihm weiter das Recht zu, falls 
er der einhelligen Ueberzeugung iſt, daß die Geſchworenen ſich in der Hauptſache 
zum Nachtheile des Angeklagten geirrt haben, von Amtswegen das weitere Verfahren 
aufzuſchieben und die Sache zu nochmaliger Verhandlung in die nächſte Schwur— 
gerichtsſeſſion zu verweiſen (Deutſche StrafPO. $ 317, Oeſterr. $ 332). 

Iſt der W. vom Gerichtshof annehmbar befunden worden, ſo wird der An— 
geflagte vorgerufen, und in deſſen Gegenwart das Verdikt definitiv verkündet. 


Gigb. u. Lit.: Brauer, = Deutſchen Schwurgerichtögefege, ©. 195 —212. — Pland, 
Spitem. arfiellung, 88 145, 146. — Zadhariä, Beute errang I. ©. 527 
bis 555. — Waltber, Bayer. Strafprozekredt, ©. 359— 374. — Doll mann, —— 
S. 140—14. — Bade, Fragenftellung und Wahrj He — 1867), S. 116—174. — 
v. Bar, Recht und Beweis im Geihtvorenengeriht (Hann. 1865), ©. 258 fe — Oppen— 
hoff und Kiman: Schwark zu Art. 88—100 bes Geſetzes von 1852, — v. Bertrab, 
Grundriß des re Fr Strafprogefied, S. 143—148. — Liman, Preußiicher Straf: 

broge, 315— 317. — v. Schwarze, Strafprozekgel. im — Sachfen, II. Heft 2 
=, Mittermaier, Gefeßgebung und Rechtsübung, ©. 548 ff.; Derfelbe, Engl. 
Shrfoerfahen, ©. 446 fi. — Slaler, Anklage x. im Englifchen Schwurgerichtäverfahren, 
203, 374—400. — He&lie, Theorie de l’Instr. crim., $S 684—698, 704; Derjelbe, 
em criminelle, I. nr. 864—877, p. 464—472. — Tröbutien, II. p. 436449, 454, 
455. — Dalloz, Re£pertoire verbo: Instruct. criminelle, nr. 2996-3561. — Anspach, 
devant les Cours d’Assises, p. 207—234. — Perr&ve, Manuel des Cours d’Assises, 
Fer — Cubain, Procedure dev. les Cours d’Assises, p. 390—419. — Deutſche 
5 Sg 801-318, 317. — Defterreid. StrafPO. 88 325332. — ©. die bei b. Art. 
Ablehnung von Geihmworenen angef. nad) Paragraphen geordneten EHER zu beiden 
m — Ullmann, Dad Deiterr. Strafprozekreht (IJnnsbr. 1879), ©. 614-6239. — 
ow, Der Reiche: Steafprogeh (3. Aufl. Berl. 1880), ©. 2351 fi. — $. Meyer in 
e „Bolbenborff 8 Handb. ©. 190—206, 211, 213—217. — Geyer, Lehrbuch, $$ 222 
— John, Dad Deutkihe Strafprogehueät, $$ 49, 51. — Mel, N Codice di proc. 
uni ” ed. Napoli 1879), art. 494—509 ‚B 425—436. — Giov. de Gioannis Gian- 
uinta, Rinvio di giudizio penale ad un’ altra — (Pisa 1868). — Pessina, Elementi 

i process. (Ed. Mandalari, Nap. 1876), p 
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Waiſenrath iſt das zur Mitwirkung bei der Vormundſchaft berufene Ge— 
meindeorgan. Der Bevormundete ift nicht nur Mitglied des Staates, welcher für 
ihn zu forgen hat — und eben deshalb wird ja das Vormundjchaitärecht ala Theil 
des Staatsrechts angejehen —, jondern ebenfojehr Mitglied der Gemeinde, welche ein 
erhebliches Intereſſe an der fittlichen Erziehung ihrer Angehörigen bat und auch 
zunächit im Fall der Berarmung zur Unterftügung berufen if. So war ſchon 
im Römiſchen Recht unter Juftinian den Stadtbehörden die Bejtellung des Vor— 
mundes übertragen und auch nach der RPO. wird ala Obervormundichaftsbehörde 
die politische angejehen, jo daß fie in den Reichsſtädten vorzugsweiſe im Rath der 
Stadt fich verkörperte (Roth, Bayeriſches Givilrecht, I. S. 497, Mittermaier, 
Archiv F. civil. Pre. XVI. ©. 210). Es hat fich daher jowol in der Deutichen 
Sage (Gejegbuch des Kantons Zürih von 1853 $ 353 F.; Mittermaier a. 
a. ©. ©. 211, 213) ala auch in einigen füddeutichen Staaten (Württemberg, Ba— 
den — Landesordn. vom 10. Mai 1810 —, Hohenzollern) eine mehr oder weniger 
ausgedehnte Mitwirkung der politischen Gemeinde bei Führung der VBormundichaft 
erhalten. Die Preuß. Vormundichaftsordnung dv. 5. Juli 1875 hat die Betheiligung 
der Gemeinde bei der Vormundſchaft neu belebt; fie hat ihr zwar die Führung felbit 
nicht übertragen, weil fich in den ländlichen Gemeinden die erforderlichen Organe 
nicht würden finden laffen und weil eine allzu große Belaftung der Gemeinden mit 
jtaatlichen Funktionen jchädlich fein würde; allein fie bat die Gemeinde berufen, 
um namentlich die bisher nur mangelhaft gewejene Fürjorge für die Perjon des 
Miündels wirkfamer zu geitalten. Die einzelnen Anordnungen find folgende: 


I. Beitellung des W. 

Für jedes Vormundjchaftsgericht find W. zu bejtellen, welche aus einem oder 
mehreren Gemeindegliedern beitehen und ihren Wirkungsfreis entweder auf eine ganze 
Gemeinde oder einen Theil derjelben oder mehrere benachbarte Gemeinden zu er: 
jtredfen haben. Die weiteren Detailfragen über Amtsdauer, Ablehnung, Verbindung 
mit anderen Gemeindeämtern, follegiale Einrichtung u. dgl. m. find der Autonomie 
der Gemeinden zur Regelung überlaffen (Girkularreftr. des Min. des Innern vom 
3. Nov. und 9. Dez. 1875 — Min.Bl. für die innere Verw. ©. 269 bis 273 —, 
Allg. Berf. vom 8. Mai 1875 — a. a. D. ©. 140—). Hann die Trage dennoch 
nicht entjchieden werden, jo find die Vorfchriften der Städteordnung für die öftlichen 
Provinzen vom 30. Mai 1853 SS 56, 74, für Weſtfalen vom 19. Mär; 1856 
88 56, 74, reip. Allg. ER. IL 6 88 159 ff. und Sreisordnung vom 13. Dezember 
1872 8 23 maßgebend. Für die Gutsbezirfe werden die W. von dem Gutävor- 
fteher ernannt. Das Amt eines W. iſt ein umentgeltliches Ehrenamt, welches als 
Gemeindeamt nicht unter der Aufficht des Vormundſchaftsrichters jteht, ſondern unter 
der betreffenden politifchen Behörde, an welche etwaige Beichwerden zu richten find. 
Auch Piarrern kann das Amt übertragen werden (Girfularrejfr. des Evang. Ober: 
firchenratha vom 14. März 1876 — Min. Bl. f. d. innere Verw. ©. 78 — und Cir— 
fularreffr. de Min. d. Innern vom 21. April 1876 — Min. Bl. f. die innere Verw. 
S. 97). Die Organifation des W. und die Bezeichnung feiner Mitglieder, ſowie 
etwaige Veränderungen in den Perfonen find von den Gemeinden bzw. dem Guts- 
vorjteher den VBormundichaftsgerichten anzuzeigen. 

I. Pflichten des W. 

1) Der W. hat dem Vormundichaftägericht die geeigneten Perjonen zu Bor: 
münbdern, Gegenvormündern und Pflegern vorzuichlagen. "Hierbei ift der W. einer: 
feits an die Reihenfolge der nach den SS 17—21 der Vorm. Ordn. zu Berufenden ges 
bunden, andererjeits fteht dem Richter frei, wiewol er den Vorichlag des W. jeden- 
falls einzuholen hat ($ 19 Abſ. 1), ob er demielben Folge geben will oder nicht. 
Der Zwed der Vorfchrift ift nur, daß dem Richter die Möglichkeit gegeben wird, 
eine geeignete Perſon für das Amt zu finden. 
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2) Der W. überwacht die körperliche und fittliche Erziehung des Mündels. 
Nach diejer Richtung it die Tätigkeit des W. ausgedehnt worden, da feiner Auf- 
ficht nicht blos die eigentlichen Pflegebefohlenen unterliegen (Borm.Ordn. $$ 53, 54, 
91 Abi. 1), jondern auch diejenigen Kinder, welche zum Zwede der Zwangserziehung 
nah Maßgabe des Gejeges vom 13. März 1878 von den Gemeinden und Provin— 
zialverbänden untergebracht find. Der W. jelbit kann feine Maßregeln zur Erfül— 
fung jeiner Aufgabe jelbjt treffen, jondern nur Mängel und Pflichtwidrigfeiten bei 
der Eörperlichen und jittlichen Erziehung der Mündel — auch wenn diejelben in 
Öffentlichen BVerpflegungsanftalten untergebracht find? — dem Vormund und, falls 
dieſer nicht den Weifungen Gehör giebt, dem VBormundichaftsrichter anzeigen. Dies 
gilt auch bei der religiöjen Erziehung und bei der Wahl eines Berufes. Ausdrüd- 
lich ift noch beitimmt ($ 28 Abi. 1), daß der W. zu hören ift, wenn der Mutter 
des Mündels die Erziehung genommen werden joll. 

3) Der W. hat dem VBormundjchaftögericht auf Erfordern über die Perfon des 
Mündels Auskunft zu ertheilen. Das Geſetz jchreibt nicht — wie dies früher bez. 
des Vormundes der Fall war — vor, daß der W. periodifche Erziehungsberichte 
erftatten joll, weil erfahrungsmäßig diefelben in den meijten Fällen unzuverläffig und 
ichablonenhaft waren. Vielmehr joll der Richter gerade bei einzelnen Veranlafjungen 
(Dienit: und Lehrverhältniffe, Wahl des Berufs, Prozeſſe, Eheichließung) den W 
auffordern, eine jpezielle Thätigkeit eintreten zu laffen und über deren Ergebniß zu 
berichten. Hält übrigens eine Gemeinde die periodische Berichterjtattung für erforderlich, 
fo fann fie den W. auch hierzu verpflichten. 

4) Der W. hat beim DVerziehen des Mündels diejen dem neuen W. zu über- 
meijen. Umgekehrt ijt dem Vormund es zur Pflicht gemacht, daß er von einer Ver— 
legung der Wohnung (nicht blos des juriftifchen Wohnfiges) den W. in Kenntniß jeßt. 

Damit der W. dieſe ihm obliegenden Pflichten gehörig erfülle, muß der Vor— 
mundjchaftärichter jeinerjeits den W. des Bezirks von der einzuleitenden Vormund— 
ichaft, auch von der über ein umeheliches Kind, und von der Aufnahme des Mün— 
dels in eine Grziehungsanftalt ($ 12 Abi. 2, $ 13) in Kenntniß jeßen. Auf 
Kinder, über welche der Vater gefeglicher Vormund iſt, erjtredt ſich die Thätigkeit 
des W. nur nach Maßgabe des Gejehes vom 13. März 1878 über die verwahr- 
(ojten Kinder. 

Quellen: Preuß. Vorm.Orbn. vom — Juli 1875 SS 53, 54. 

Lit.: Roth, Bayer. Civilrecht, 1. 497. — ittermaier im Archiv für civil. 
Praxis XVL ©. 210 ff. — Dernburg, Treub, Vormundſchaftsrecht, 2. Aufl. 1876, ©. 71 
bis 76. — Die Kommentare ber Preuß. Bormundid.Ordn. von Anton, Neumann, 
——— Löwenſtein, Heſſe. — Kurlbaum I. in dem Preuß. —2 1875 


Woizenegger, Ferdinand, 5 in Bregenz, 1612 Prof. in Ingolftadt, 
7 1634. Gehört zu den Eriten, welche neben dem Röm. Recht das moderne jtaat- 


liche Leben wifjenjchaftlich zu erörtern begannen. 

Schriften: Tractatus de Servitutibus in mehreren Difjertationen. - De Venatione, 
Aucupio et Piscatione. — De Maleficio et Processu adversus veneficos instituendo. — 
Dissert. de Origine Juris, de Formis Reipublicae ac variis Monarchiis, de Imperio et Im- 
peratore. — Quaestiones Monetariae, 1665. — —— juridicum, 1634 

Lit.: Prantl, Gedichte der &.M. Univerf., Bd. 1. ©. 421; IT. ©. 499. — 

ezold. 


Wal, Gabinus de, & 1785 zu Leeuwarden, promovirte 1808 in Grö— 
ningen, 1809 Notar in feiner Vaterſtadt, 1811 Subftitutprofureur, hernach Richter, 
jeit 1816 Prof. in Franeker, 1821 in Gröningen, F 22. IX. 1833. 

Belannt durch feine: Oratio de claris Frisiae ICtis (Ann. Acad. Groning. 1817, 1818), 
1825. — Over den invloed van wetboeken en Je taal des lands op de wetenschappelijke 
beoefening van het recht, 1820. — Over het bestaan, den aard, de grondslagen en de be- 
Srritui) van het naturregt als wetenschap, 1833 (in ben Verband. es fönigl. Niederländ. 

nftituts) 

git.: C. A. den Tex in Bijdragen VIII. 151—164. — Rivier, Introd. historique, 
1881, p. 630. TZeihmann. 
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Walde, Benedikt Franz Leo, 5 31. VII. 1802 zu Münfter, ftudirte 
1819—1822 in Göttingen, 1832 Rath in Vlotho, 1836 Oberlandesgerichtrath in 
Hamm, 1846 Obertribunalärath in Berlin, 1849 einige Zeit verhaftet, bis fich die 
erhobenen Anfchuldigungen ald Gewebe von Fälſchungen enthüllten, ſeit 1860 in 
der Hammer in den eriten Reihen der Oppofition, legte am 26. V. 1869 jein 
Mandat zum Preuß. Abgeordnietenhaufe und zum Nordd. Neichätage nieder, jchied 
25. I. 1870 aus dem OTrib., 7 12. V. 1870 zu Berlin. 

Schriften: Ueber das bäuerliche Erbfolaerecht in MWeftfalen, Arnsb. 1841. — Ueber bie 
Art des Votirens bei Erlaffung der Erkenntniffe, Berl. 1843. — Das Prozeßgeſetz vom Jahre 
el ie 1845. — Die Nichtigkeitsbeſchwerde ala alleinige Rechtsmittel höchſter Inſtanz, 

erl. 1861. 

Lit.: Zacharias, W.s Leben, Thätigfeit und Chaxalter, Berl. 1849. — W.s Leben 
und Prozeß bis zu feiner Freiſprechung, Bresl. 1849. — Steinik, W. und die Militärfrage, 
(2) Berl. 1863. — Eberty, W. ein Lebenabild, Berl. 1869. — Oppenheim, Benebikt 
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Waldgenofienihaften. I. Seihichtliches. In den Anfängen der Deutjchen 
Staats- und Rechtägefchichte überwiegt die genoffenjchaftliche Form der Waldnutzung. 
Die im Verhältniß zu Feld und Wieje und zu der geringen Bevölkerung überreichlid 
vorhandenen Waldungen bilden einen Hauptbeitandtheil der gemeinen Mark, welche 
von den Angehörigen der Markgenofjenichait, jowol was Holz ala Weide, ala was 
fonjtige Gebrauchsarten angeht, ungetheilt genußt wird. Dabei galt in der Regel 
der Grundjaß, daß allen mit einer freien Hufe in der Gemarkung angeſeſſenen 
Beſitzern, und jpäter, als fich mit der geänderten Heeresverfaſſung die Zahl der freien 
fortwährend minderte, auch den mit abgeleitetem Eigenthum angejeffenen Gemarkungs— 
genoffen ein Nubungsrecht am Markwalde zuitehe. Die Beichlußfaffung und Ver— 
waltung in Angelegenheiten des Genoflenichaftswaldes ſtand den Organen der 
Genoſſenſchaft, insbefondere der periodiich zur Thätigung und zu ſonſtigen Beichlüfien 
jufammentretenden Genoflenichaftsverfammlung und dem Markvoriteher (Obermärter, 
Holzgrafen) zu, defien Amt fich nicht jelten mit dem Beſitz eines größeren Guts in 
dingliche Verbindung ſetzte. Die Antheile der einzelnen Genofien an den Nutzungen 
des Markwalds beitimmen fich nach alten Genoffenichaftsbeichlüflen, Weisthümern 
und Herkommen, meist derart, daß fie fich nach dem Bedürfniß des berechtigenden 
Gut: abitufen. Das Nechtsverhältniß der Genoflenichaitt am Markwald wird ala 
Gejammteigenthum bezeichnet, wodurch ausgedrüdt wird, daß der Wald zwar einer: 
jeits der Gefjammtperjönlichkeit der Markgenoſſenſchaft zu eigen gehöre, andererjeits 
aber den einzelnen Mitgliedern ein dem Gigenthum ähnliches dingliches Recht am 
ungetheilten Walde zuftche. Durch verschiedene Einflüffe find dieſe namentlich im 
füdlichen und weftlichen Deutjchland, jelten in den eroberten jlaviichen Provinzen 
beitehenden genoffenjchaftlichen Verhältniſſe des Markwaldes zerſetzt und entweder 
in Alleineigenthum Ginzelner oder in forporatives Eigenthum oder in Römifchrecht- 
liches Miteigentum übergeführt worden. Vor Allem erwarben mit der Hebung der 
landwirthichaftlichen Kultur jchon feit der Karolingiichen Zeit die Grundherrichaften, 
die Territorialherren und die kirchlichen Korporationen einen beträchtlichen Thetl der 
Markwaldungen zu ausjchliehlichem Eigenthum, indem fie für Herbeiführung diejes 
Uebergangs theils ihre wirthichaftliche Weberlegenheit, theils die ihnen ala Inhaber 
der Grafengewalt oder der Zerritorialherrichaft oder ala Marfvoriteher zujtehenden 
Öffentlicherechtlichen Beiugniffe ausnützten, und indem auch die bäuerlichen Mitglieder 
der Markgenoſſenſchaft es vielfach als vortheilhaft erachteten, gegen Gewährung äußeren 
Schußes oder wirthichaftlicher Förderung und gegen Befreiung vom läftigen Heeres— 
dienjt den Markwald unter Vorbehalt beſtimmter Nutungen an die Grundherrichaften 
zu übertragen. Dieſe Entwidelung fand im Wejentlichen ihren Abſchluß im 16. 
Jahrh. mit der Einführung des Nöm. Rechts, welches durchgängig eine jchärfere 
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Unterjcheidung der dinglichen Beiugniffe am Wald zur Folge Hatte, eine Unterjchei- 
dung, die in den meilten Fällen unter der Wirkfamfeit der gelehrten Richter zu 
Gunsten des Eigenthumsrechts der Grumdherrichaften und Zerritorialherren ausſchlug. 
Die Eigenthums- und weitgreifenden Nubungsrechte der ehemaligen Waldgenofjen am 
gemeinen Wald verflüchtigten fich dabei jehr häufig in beſchränkte dingliche Gebrauchs— 
befugnifje, Servituten, Reallajten, die der Gemarkungsgenoſſenſchaft, der Gemeinde, 
ala jolcher für ihre Angehörigen oder die unmittelbar den einzelnen Befigern bäuer— 
licher Güter vorbehalten ‚blieben und ihnen den Anipruch auf gewifle Haupt und 
Nebennugungen, Holz, Weide, Maft, Laub u. dgl. im herrichaftlichen Walde gaben. 
Auch wo der marfgenofjenjchaftliche Wald nicht in das Eigenthum der Grund- oder 
Landesherren oder der Firchlichen Korporationen überging, haben fich jeit den lebten 
Jahrhunderten die Rechtsverhältniſſe der genoffenjchaftlichen Waldungen unter der Ein- 
wirfung der Rechtsbegriffe des Röm. Rechts, jowie unter dem Einfluffe der vom 
Standpunkte des Territorial- und Polizeiftaats jeit dem 16. Jahrh. erläffenen parti= 
fularen Forſt- und Waldordnungen und der modernen Landeskulturgejeßgebung, ins— 
beiondere der Gemeinheitstheilungen und der neueren, die öffentlich-rechtliche und 
privatwirthichaftliche Seite der fommunalen Thätigkeit jchärfer jondernden Gemeinde- 
verfaffungen, in tieigreifender Weife umgeftaltet. In vielen Territorien Deutichlands 
und der Schweiz ift der Markwald in das Eigenthum der politifchen Stadt und 
Landgemeinden übergegangen, wobei meiſt die früheren genoffenfchaftlichen Nutzungs— 
rechte der bäuerlichen Beſitzer entweder ala privatrechtliche Servituten und Real» 
rechte oder ald aus der Gemeindeangehörigfeit abgeleitete öffentlich = rechtliche 
Gebrauchsbeiugnijfe am Allmend- und Markungswald ganz oder theilweije ges 
wahrt wurden, jo 3. B. in vielen Gegenden von Bayern, Württemberg, Baden, 
Naffau, in einzelnen Preußifchen Provinzen, in manchen Kantonen der Schweiz. 
Oder e8 wurde neben der politiichen Ortsgemeinde eine bejondere Agrargemeinde 
gebildet, deren Mitgliedſchaft fich nach den für die frühere Markgenoſſenſchaft 
geltenden Grundjäßen bejtimmte und welcher ald einer juriftiichen Perfönlichkeit das 
Eigenthum des genofjenichaftlichen Waldes zufiel, während die Anjprüche der Mark— 
genofjen als dingliche Nutungsrechte am forporativen Walde erhalten blieben, und 
zwar derart, daß fie entweder als Zubehörden an das Gigenthum bejtimmter Güter 
gefnüpft waren oder als jelbjtändige Perjonalrechte, wie Aktien, abgelöft vom liegen— 
Ihaftlichen Eigenthume beſeſſen und frei veräußert werden konnten. Dies ift im 
MWeientlichen der in größeren Gebieten von Sachjen, Württemberg, Braunfchweig, 
in manchen Preußifchen Provinzen und in einigen Schweizer Kantonen geltende 
Rechtszuſtand. Endlich find in den alten Preußifchen Provinzen, im Rheinland und 
in Weftfalen die Ueberreſte der marfgenoffenjchaitlichen Waldungen und ferner aud) 
die gemeinen Waldungen, welche im Oſten bei der Durchführung der Gemeinheitz- 
teilung und der Ablöfung der Forſtſervituten aus den fisfalifchen und herrſchaft— 
lichen Wäldern neu abgejondert wurden, größtentheild als im Miteigenthum der 
nußungsberechtigten Gemarfungsangehörigen jtehend anerkannt worden, jo daß dieſe 
Waldungen, freilich nicht ohne gewiſſe polizeiliche Beſchränkungen, zum Gegenjtand 
freier Theilung unter den Miteigenthümern gemacht und eine lebenäfräftige dauernde 
genofjenschaftliche Organijation zum Zweck gemeinfamer Erhaltung und Bewirth— 
ihaftung jehr erſchwert wurde. 

II. Jetziges Recht. Nicht überall wo einer Mehrheit von Perjonen an 
einem phyſiſch ungetheilten Walde dingliche Rechte des Eigenthums oder der Nußung 
zuftehen, liegt das Nechtöverhältniß einer W. vor; amdererjeit3 kann eine W. auch 
beftehen, wo die privatrechtliche Grundlage der Gemeinſamkeit dinglicher Nechte an 
einem ungetheilten Walde nicht vorhanden if. Das Charakteriſtiſche der W. 
nad jegigem Recht befteht darin, daß eine Anzahl von Waldbefigern durch eine 
dauernde Organijation zur gemeinſamen Bewirthichaftung und Benutzung oder zur 
Vornahme gemeinfamer Schugmaßregeln hinfichtlich eines äußerlich zufammenhängenden 
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Waldgebiets vereinigt find umd zwar derart, daß dieje Vereinigung nicht durch 
den bloßen Willen eines Theilhabers, jondern nur unter bejtimmten gejeglichen oder 
fagungsgemäßen VBorausjegungen gelöſt werden fann. Nicht ald ein Verhältniß der 
W. it e8 daher zu betrachten, wenn das Gigenthum des Walds der politijchen 
Gemeinde als folcher gehört; hier ift eine Mehrheit von Waldbefigern mit einer 
befonderen für die Waldwirthichaft und den Waldjchub eingerichteten Organifation 
nicht vorhanden, jondern die Gemeindeperiönlichleit allein it Eigenthümerin und 
verwaltet den Wald durch die nach der Gemeindeverfaffung zuftändigen Organe in 
der Regel unter weitgreifender Aufficht der Staatsbehörden. Und auch wo die 
Gemeindeangehörigen oder gewiſſe Klaſſen derjelben, ſei es Kraft dinglichen Rechts 
oder fraft der öffentlicherechtlichen Gigenjchaft ala Gemeindebürger einen Anfpruch 
auf Nußungen im Gemeindewald haben, bilden die Nubungsberechtigten feine kor— 
porativ geitaltete, mit Wirthichaftsbefugniffen und befonderen Organen ausgerüftete 
MW. — Gbenjowenig iſt das Vorhandenjein einer W. anzunehmen, wo der Wald 
im ungetheilten Eigentum mehrerer Perfonen fteht. Für diefes Miteigenthbum 
am ungetheilten Wald gelten im Allgemeinen die aus dem Röm. Recht entnommenen 
Rechtsgrundſätze des Givilrecht3; demnach ift für jede in die Bewirtbichaftung und 
Nubung des Waldes eingreifende Handlung der übereinftimmende Beihluß jämmt- 
licher MiteigentHümer nöthig, die Verwaltung des Waldes, die Verfügung über den 
Betriebaplan, über Kulturänderungen fann nur im bejtändigen Einvernehmen ſämmt— 
licher Miteigenthümer erfolgen, der einzelne Miteigenthümer kann jederzeit die Thei— 
lung des gemeinfchaftlichen Waldes und, foweit eine ſolche aus Gründen des Privat- 
rechts oder öffentlichen Rechts nicht zuläffig fein jollte, die Verfteigerung deifelben 
verlangen. Es ijt daher bei dem Nechtöverhältnifie des Miteigenthums feinerlei 
Gewähr für einen dauernden Beſtand der Gemeinschaft und für eine planmäßige 
Leitung der gemeinjamen Angelegenheiten durch geeignete Organe gegeben. Diefe 
Römifchrechtlichen Grundſätze paflen übrigens nur auf die wenigen Fälle, wo das 
Miteigentyum am Walde durch bejondere privatrechtliche Nechtsvorgänge, 3. B. durch 
gemeinfamen Kauf, Schenkung, Erbtheilung, entitanden ift, nicht aber auf die nach 
Zahl und Wichtigkeit weit mehr in Betracht kommenden Verhältniſſe, wo das Mit- 
eigentgum am gemeinjchaftlichen Walde fich in Folge der oben dargejtellten Ent— 
widelung aus den Zuftänden der Marfgenofjenichait und der am Herrſchaftswald 
früher bejtehenden gemeinen Nutzungen berausgebildet hat. Bei den Gemeinjchafts- 
waldungen der leßteren Art, welche neuerdings meift mit dem Ausdruck: gemeine 
Holzungen zufammengefaßt werden, hat fich die Jdee der Waldgenoflenjchaft noch 
in verichiedenen Beziehungen erhalten, indem für die Wirthichafts- und Nubungs- 
handlungen nicht der Römifchrechtliche Grundſatz der Stimmeneinhelligkeit, fondern 
das dem Genofjenjchaftsverhältniß eigene Prinzip des Bejchlufies nach Stimmenmehr- 
heit zur Anwendung kommt, indem ferner nicht jelten auf Grund des Herkommens 
oder ftatutarifcher Bejtimmungen ein gemeinjchaftliches Organ zur Verwaltung und 
Nubung der gemeinen Holzung beftellt ift und indem endlich auch die freie Theil— 
barkeit des Genofjenjchaftswaldes manchmal jagungsgemäß oder gejeglich beſchränkt 
ist, Beichränfungen, wie fie in freilich nicht genügender Weife durch die Preuß. Ge- 
meinheitstheilungsordnung vom 7. Juni 1821 und durch den Art. 20 des Bayr. 
Foritgejeges für folche MiteigenthHumswaldungen eingeführt wurden. Der Umjtand, 
daß diefe gemeinen Holzungen hinfichtlich der Bewirthichaftung und der Verfügung 
über Betriebe: und Kulturart einer weiteren forjtwirthichaftspolizeilichen Aufficht, 
als die im Eigenthum Einzelner ftehenden Privatwaldungen, nicht unterworfen waren, 
hat namentlich in den Staaten, wo — wie 3. B. in den meijten Preußifchen Pro— 
dinzen — die Bewirthichaftung der Privatwaldungen volljitändig freigegeben war, all» 
mählich die Parzellirung und Devaftirung dusgedehnter Flächen herbeigeführt, welche 
ſich meift ala abjoluten Waldboden fennzeichnen und deren Erhaltung und nach— 
haltige Bewirthichaftung ale Wald im Interefje der Landeskultur geboten ift. 
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Zur Bejeitigung diejer neuerdings jchwer empfundenen Mißſtände waren zwei Wege 
offen. Der eine leitete zur Wiederherjtellung einer genofjenschaftlichen Organifation 
der Wirthichaft in den gemeinen Holzungen, und mußte dahin führen, daß aus der 
loſen Gemeinschaft der Miteigenthümer unter Erlaffung von Satzungen eine öffentlich- 
rechtliche W. gebildet würde, welche durch ihre Organe unter der allgemeinen Auf— 
ficht der Staatöverwaltungs- und Foritbehörden und unter beftimmten, durch das 
öffentliche Intereſſe der Walderhaltung gebotenen Bejchränftungen die foritmäßige 
Bewirthichaitung und Nutung für die betheiligten Befiger würde zu bejorgen haben. 
Das Betreten diejes Wegs bot freilich vielfache Schwierigkeiten, indem die Schaffung 
ſolcher lebensfräftigen Genoffenichaften ein veritändnißbolles Mitwirken der Be— 
theiligten vorausfeßt, indem femer die Grlaffung und Beltätigung einer großen 
Anzahl von Genofjenichaitsiagungen und die Beauffichtigung der genofjenichaftlichen 
Thätigfeit für die Staatsbehörden eine mühlame und wegen des nur partiellen und 
yeitweifen Gingreifens den Griolg nicht ausreichend ſichernde Aufgabe gejchaffen 
hätte. Es wurde daher durch das Preuß. Gejeß vom 14. März 1881 ein zweiter, 
einfacherer Weg beichritten und bejtimmt, daß die gemeinen Holzungen, welche fich 
nach ihrer Beichaffenheit und ihrem Umfange zu einer forftmäßigen Bewirthichaitung 
eignen, Hinfichtlich des Foritbetriebs und der Benutzung der Aufficht des Staats 
nah Maßgabe der für die Foriten der Gemeinden geltenden Beitimmungen unter- 
liegen follen. Wo daher nach der Gefeßgebung der einzelnen Landestheile die Ge— 
meindewaldungen durch die Staatsbehörden beförftert werden, übernehmen die lehteren 
nunmehr auch die Bewirthichaitung der gemeinen Holzungen, wo die nach dem Geſetz 
vom 14. Auguſt 1876 beitimmte Staatsaufficht. über die Gemeindewaldungen Platz 
greift, find die gemeinen Holzungen auf Grund des ftaatlich genehmigten Betrieba- 
plans nach dem Prinzip der Nachhaltigkeit und unter eingreifender ftaatlicher Kon— 
trole durch die Beauftragten der Gemeinschaft zu verwalten und zu nußen. Dagegen 
find die Miteigenthümer nicht zu einer Genoſſenſchaft organifirt und zur Erlaffung 
von Statuten nicht gehalten; fie find nur verpflichtet, wo ihre Zahl mehr als fünf 
beträgt, Bevollmächtigte zu ernennen, welche die Gemeinjchaft gegenüber der Auf— 
fihtsbehörde zu vertreten und alle von leterer erlaffenen Verfügungen auszuführen 
haben. Endlich iſt auch die Theilung der gemeinen Holzungen erichwert worden, 
indem der $ 6 des Gejehes die Naturaltheilung für die Regel ausichließt und nur 
dann zuläßt, wenn landes= oder forjtpolizeiliche Intereſſen nicht entgegenjtehen und 
entweder die Holzung zu einer forftmäßigen Benußung nicht geeignet ift oder der 
Grund und Boden zu anderen als forjtlichen Zwecken dauernd mit erheblich größerem 
Vortheil benügt werden fann. 

Während in den bisher betrachteten Fällen nur Anklänge an waldgenofjenichaft- 
liche Organifationen zu finden find, jo beitehen auch jet noch in Deutjchland 
eigentliche W. in zwei Hauptformen, die einen auf der privatrechtlichen 
Grundlage forporativen Waldeigenthums, meift in Anfnüpfung an das Rechtöver- 
hältni der Markgenoſſenſchaft, ala noch lebenskräftige Ueberbleibſel früherer Rechts- 
geitaltungen ; die anderen lediglich auf der öffentlich-rechtlichen Grundlage moderner 
Forftverwaltungsgeießgebung, ohne das Band gemeinjamen dinglichen Rechts am 
Genofienichaitswalde, ala die erit noch der Bewährung bedürftige Verfuchsjtation für 
fünftige Entwidelungen. 

Was die eritere Gattung der W. angeht, jo haben fie fich in einer Anzahl 
Deuticher Staaten in den ala beiondere Korporationen neben der politischen Gemeinde 
aufrecht erhaltenen Realgemeinden, Alte oder Nutungsgemeinden, Märfergenoffen= 
Ihaften, Intereſſentenforſten erhalten, jo in den Preuß. Provinzen Hannover und 
Heſſen⸗Raſſau, im Königreih Sachſen, Württemberg, Großh. Heſſen, Braunjchweig 
und mehreren Deutichen Kleinſtaaten und Schweizeriichen Kantonen. Die diefen 
Realgemeinden gehörigen Waldungen werden durch beiondere Genoflenichaftsorgane 
verwaltet und unterftehen hHinfichtlich ihrer Bewirthichaftung und Theilung in der 
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Regel den für die Gemeindewaldungen geltenden-Beſtimmungen und einer hierdurch 
bedingten ziemlich eingreifenden Staatsaufſicht. Namentlich aber ſind ein merk— 
würdiges Beiſpiel ſolcher Waldgenoſſenſchaften die in der Rheingegend beſtehenden 
Haubergsgemeinſchaften. Hier haben die Mißſtände, welche die ins Werk geſetzte 
Naturaltheilung der Gemeindewaldungen mit ſich brachte, ſchon im vorigen Jahr: 
hundert die Landesherrichait dazu veranlaßt, die getheilten Waldjtüde zu forporativem 
Eigenthum mit verhältnigmäßigen Antheilsberechtigungen der früheren Waldbefiker 
zufammenzufaffen und die genoflenjchaftliche Bewirthichaftung und Nutzung durch) 
Statuten zu regeln, jowie obrigfeitlih zu beauffichtigen. Zuerſt geichah dies 
im Anfang des vorigen Jahrhunderts in dem Fürſtenthume Siegen; ähnliche 
Ordnungen wurden auch für die Waldungen der Kreiſe Dillenburg, Altenkirchen, 
Wittgentein und des Amtes Olpe erlaffen und durch neuere Geſetze revidirt. Die 
efentlichen Grundzüge diefer Ordnungen beftehen darin, daß durch Beichluß der 

erwaltungsbehörde aus den Beſitzern, denen ein wirthichaftlich zufammengehöriges 
Waldgebiet in Parzellen gehört, eine Genoffenjchaft gebildet wird, manchmal, 3. B. 
nach dem Waldfulturgeieg vom 1. Juni 1854 für den Kreis Wittgenitein, auf 
Grund eines Mehrheitsbeichluffes. Die neugebildete W. wird Gigenthümerin der 
jeither im Einzel- oder Miteigenthum der Genofjenjchaftsmitglieder befindlichen Wald» 
jtüde, und jeder Genoffe erhält nach Verhältniß des Ertrags des ihm früher zu— 
jtehenden Rechts einen auf feinen Namen lautenden, frei veräußerlichen dinglichen 
Antheil am Genoflenichaftswald und an den Erträgniſſen deflelben, eine Holzaktie 
oder ein Waldrecht. Der genofjenichaftliche Wald wird durch die ftatutenmäßigen 
Organe der Genoſſenſchaft verwaltet und genüßt; nach der Größe der Antheile werden 
die Nußungen und die Betriebskojten auf die Genoſſenſchaftsmitglieder vertheilt. 
Neben den Berwaltungsorganen beiteht ein Vertretungsorgan in der Genoſſenſchafts— 
verfammlung, welche mit einer nach der Zahl und Größe der Holzaftien zu be: 
rechnenden Stimmenmehrheit über alle wichtigeren Gemeinjchaftsangelegenheiten be 
jchließt. Die jtaatlichen VBerwaltungsbehörden üben eine weitgreifende Aufſicht über 
die Thätigkeit der Genoſſenſchaft und entjcheiden Streitigkeiten zwiichen ihren Or— 
ganen; die Auflöſung der Genoſſenſchaft und die Theilung des Waldeigenthums it 
nur mit landesherrlicher Genehmigung zuläffig. 

Don Ähnlichen Ausgangepunften, wie die Haubergsordnungen, iſt die neue 
Preuß. Waldſchutzgeſetzgebung von 1875 zu einer jehr verichiedenen Organi- 
jation der W. gelangt. Auch fie jucht den in Folge der Waldparzellirung, der 
Austorftung und Devaftation entjtandenen Mißſtänden durch Förderung genoſſen— 
ichaftlicher Organifationen entgegenzutreten. Durch das Landeskulturedikt vom 14. 
Septbr. 1811 waren die Beſchränkungen in der Bewirtbichaftung und der Theilung 
der Privatwaldungen mit einem Schlage bejeitigt worden; auch die Gemeinheits- 
theilungsordnung vom 7. Juni 1821 Hatte die Waldtheilung noch in weiten 
Umfange zugelaffen, indem ſie überall dort ftatthait jein follte, wo entweder die 
einzelnen Antheile zur forjtmäßigen Benußung geeignet bleiben oder wo fie vortheils 
haft als Meder oder Wieſen benubt werden fönnen. Hierdurch ift in den alten 
Preuß. Provinzen zur dauernden Schädigung der an Erhaltung eines verhältnik- 
mäßigen Waldbeitandes betheiligten Intereffen die Parzellirung der Wälder und die 
Ueberführung abjoluten Waldbodens in andere Kulturarten nachhaltig befördert 
worden. Auch abgejehen von diejen allgemeinen Nachtheilen jtellte fich bald heraus, 
daß die in den parzellirten Waldjtüden von jedem Befiter gefondert betriebene 
MWaldwirtbichaft eine Minderung des nachhaltigen Ertrags zur Folge hat, daß das 
Nebeneinander einer größeren Anzahl von Waldbeſtänden verjchiedener Altersklaſſen 
und getrennter Betriebsjormen das Wachsthum des Waldes benachtheiligt. Diele 
Nachtheile der Waldparzellirung haben namentlich darin ihren Grund, dab dem 
Heinen Waldbeſitzer in der Negel die zu einer forſtmäßigen Wirthichaft erforderlichen 
technifchen Kenntniffe und ſonſtigen Hülfsmittel, wie gutes Pflangenmaterial und 
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zweckmäßige Wege, abgehen, daß der Kleinbeſitzer zur Durchführung größerer Beſchützungs— 
und Kulturmaßregeln im Walde materiell nicht hinlänglich Leiftungsfähig it, daß endlich 
die Nußungen beim fleinen Waldbefiß, ſofern nicht ganz ſyſtemlos gewirthichaitet wird, 
nur in längeren Perioden nach Unterbrechungen von mehreren Jahren bezogen werden 
fönnen und der Verkauf der auf Kleinen Parzellen erzogenen Holzjortimente erfahrungs: 
gemäß jchwierig und wenig lohnend iſt. Die neue Preuß. Gefehgebung vom 6. Juli 
1375 jucht nun dem Befiger der Waldparzellen, joweit thunlich, die Vortheile einer 
auf eine größere Waldfläche ausgedehnten Wirthichaftsführung zugänglich zu machen, 
ohne doch, wie dies bei Einführung der Haubergsordnungen geichab, eine Aenderung 
binfichtlich der Eigenthumsverhältnifie vorzunehmen. Es können biernach die Befiter 
neben einander oder vermengt gelegener (parzellirter) Waldgrundftüde, oder Flächen 
oder Heideländereien, ſofern die forftmäßige Benutzung derjelben nur durch Zuſammen— 
wirfen aller Betheiligten zu erreichen ift, zu einer „W.“ vereinigt werden, welche ent= 
weder blos die Durchführung einer gemeinfamen Beihügung und anderer der forſt— 
mäßigen Benußung des Genofjenjchaftswälds förderlicher Maßregeln zum Zwecke 
hat oder zugleich auf die gemeinfchaftliche foritmäßige Bewirthichaftung des Genoſſen— 
ſchaftswaldes nad) einem einheitlich aufgeitellten Wirthichaftsplane gerichtet ift. Die 
Anregung zur Bildung ſolcher W. kann von jedem einzelnen Befiger, außerdem 
auch von den kommunalen oder Staatsbehörden auägehen; die Bildung der W. 
jet voraus, daß eine beitimmte Mehrheit der betheiligten Befiger, welche nach dem 
Katajtralreinertrag der Grundjtüde berechnet wird, zuftimmt; fie erfolgt nach voraus— 
gegangener Erörterung der thatjächlichen und rechtlichen Berhältniffe durch eine beſondere 
Verwaltungsbehörde, als welche in der Regel der Kreisausſchuß funktionirt. Die jo 
errichtete W. bildet eine juriſtiſche Perfönlichkeit des öffentlichen Rechts, welche ihre 
Verhältniffe durch Satungen regelt, Genoffenjchaitsorgane einjeßt und von den Ge- 
nofien nach den für öffentliche Laſten geltenden Beitimmungen Beiträge zur Er— 
füllung der Genoffenichaftsaufgaben erhebt. Ein Eigenthum oder jonjtiges dingliches 
Recht an den den Mitgliedern der Genoſſenſchaft gehörigen Waldparzellen wird für die 
Genoſſenſchaft durch die Thatjache der genofienjchaftlichen Organijation nicht begründet, 
wohl aber fann fie durch beiondere Nechtstitel Eigenthum und andere dingliche 
Rechte erwerben. Die Sabungen der W. bedürfen der ftaatlichen Genehmigung, wie 
denn auch die Thätigkeit derjelben unter analoger Anwendung der für Beauſſichti— 
gung der Gemeinden geltenden Normen der Kontrole der Staatsbehörde unterliegt. 
Hiernach hängt die Bildung jolcher W. von der Zuftimmung der Mehrheit der 
Befiger, ihre erfolgreiche Thätigkeit im Wejentlichen von Einficht und Hingebung der in 
die Genofjenschaitsorgane beruienen Mitglieder ab; die Verbindung der Genoſſen iſt 
ferner eine lodere, indem das gemeinjchaftliche Band ungetheilten dinglichen Rechts am 
Senofienjchaftswalde fehlt und auch der Genofienjchaitszwed keineswegs auf die 
gemeinjchaftliche Bewirthichartung ausgedehnt zu werden braucht; endlich find auch 
die Beitimmungen über Errichtung, Organifation, Thätigkeit und Beauffichtigung 
der W., namentlich in einfacheren Verhältnifjen, für die praktische Handhabung etwas 
verwidelt. Alle diefe Momente haben dazu mitgewirkt, daß eine lebhaftere Ent: 
widelung des W.weſens auf Grund des Gejehes vom 6. Juli 1875 bisher in 
Preußen nicht eingetreten ift, wie denn die Regierung bei Berathung des Geſetzes 
über die gemeinen Holzungen erklärt hat, daß durch das Waldſchutzgeſetz von 1875 

jeither erhebliche Erfolge nicht erzielt wurden. 
Einen ähnlichen Weg zur Bildung von W. hat neuerdings auch dag Württemb. 
Sorfipoligeigeieh vom 8. Septbr. 1879 einzuichlagen verjucht ; nach Art. 13 diejes 
Geſetzes können Eleine Waldbefiter fi zu W. derart vereinigen, daß fie die Ver— 
waltung ihrer Walditüde als ein Ganzes oder im Anſchluſſe an benachbarte Staats- 
oder Körperichaitswaldungen den Organen der Staatö-, bzw. der Körperichafts- 
dorftverwaltung übertragen; die Bildung einer folchen W. ſetzt ſtets Einſtimmigkeit 
der betheiligten Beſitzer voraus; auch hier iſt von der Genoſſenſchaft ein ſtaatlich 
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zu genehmigendes Statut aufzuitellen,; die Organijation und Thätigfeit der W. it 
aber dadurch jehr erleichtert, daß mit der Bildung derjelben die technijche Wirth: 
ichaftsführung an die Organe der jtaatlichen oder Eörperichaftlichen Forſtbehörden 
übergeht. 

Quellen: —— — für Siegen vom 5. September 1805, 6. Dezember 1834 u. 
vom 17. März 1879. — Forfigef eb für dad Amt Olpe vom 6. Januar 1810. — Polizei: 
ordnung für die Hauberge im Kreid Altenkirchen vom 21. November 1836. — Walbkultur: 
geieg für den Kreis Wittgenftein vom 1. Juni 1854. — Preuß. * über die ent 
waldungen und Waldgenoflenichaften vom 6. Juli 1875 $ ss 23h — Württemb. Forft 
polizeigejeß vom 8. Septbr. 1879 Art. 13. 

git.: Shend, Handbud über — und Forſtpolizei, 1825, S. 254 ff. 
Stieglitz, Geichichte der ame: ältnıffe am Wald, 1832. — Bernhardt, Walb: 
—2 a1 1869 Rap. XVI.; Derjelbe, —55*— des Waldeigenthums, »b. I. 1872 S. 88, 
162, 208 ff. — K. Roth, Gefiichte de3 get u. Jagdweſens, 1879, SS 871. — KH.Rotb, 
vaher. lat 1864, ©. 2 2 fi. — Stobbe, Handbud, I. ©. 365 ff. — H. Adhen- 
bad, Die Baubergenaffniaten db. Siegerlands, 1863. — v. Miaskowski, Die — 
Allmend, 1879. — Eding Rechtsverhältniſſt des Walbes, 1874, ©. 42 fl. — Gierte, 
Genofienicaftöret, II. ©. 260 u. pass. — Heiß, —38 — 2 S. 182 ff. — 

Oehlſchläger und Bernhardt, Preuß. Forſt- und eſetze 878. — Neu: 
bauer, Zujammenftellungen des in Deutichland tr J a ve betr. ——— Rechts⸗ 
materien (Erpropriation u. ſ. w.), 1880, ©. 47 fi., K. Schentel. 


MWaldfervituten, ſ. Foritiervituten, 


Walter, Ferdinand, 5 30. XI. 1794 zu Wehlar, nahm Theil am Bes 
freiungsfriege, promovirte 1818 in Heidelberg, 1821 ordentlicher Profeffor in Bonn, 
1848 Abgeordneter der Preußiichen Nationalverfammlung; 1849, 1850 Mitglied 
der 1. Kammer, 1852 Geheimer Juftizrath, trat 1873 aus, 7 13. XII. 1879, 


Schriften: Diss. de injuriis, quae dicuntur reales, ex princ. jur. rom., Heidelb. 
1818. — Lehrb. des Kirchenrechts aller chriftlichen Ronieffionen, onn 1822, 14. Aufl. von 
Gerlad 1871 (franz. par A. de Roquemont, Paris 1840; italien. von Benelli und 
Contieini, Pisa 1846; ſpaniſch 1852). — Geſchichte des Römiſchen Rechts bis auf Juſtinian, 
Bonn 1834, 1846; 3. Aufl. 1860. — Corp. jur. germ. antiqui, Berl. 1824. — lleber bie 
Derbrechen der Geiftlichen nad; dem Entwurf des Preub. Stra 68 Bonn 1848, Nachtrag 
1848. — Deutſche Rechtsgeſchichte, Bonn 1852, (2) 1857. — Syſtem des gemeinen Deutichen 
Privatrechts, Bonn 1854. — — Enchtlopäbdie, Bonn 1856. — Zu Richter's Kirchenredt, 
1858. — Das alte Wales. n Beitrag zur Bölfer:, Rechts: und Kicchengejchichte, Bonn 
1859. — Fontes juris eccl. antiqui et hodierni, Bonn. 1862. — Naturreht und Politik im 
Lichte der Gegenwart, Bonn 1863, (2) 1871. — Das alte Erzftift und bie Reichsſtadt Köln, 
Bonn 1866. — Aus meinem Leben, Bonn 1865. 

Lit.: Walter, x meinem Leben, Bonn 1865. — Schulte, Geidhichte, III.a 413 
bis 416. — Mohl, II. 255. — Bluntihli, Geſchichte des allgemeinen Staatsrechts, 
©. 645. — Rivier, Introd. hist., 1881 p. Teichmann. 


Walther, Friedrich, 5 6. VIII. 1822 zu Bonn, ſtudirte an der Hochſchule zu 
München und wurde an derjelben 1849 Privatdozent, fodann 1854 zum außerord., 
1860 zum ord. Profeffor des Strafrecht und Strafiprozeffes ernannt, aus Gejund- 
heitsrücdfichten 1871 in den Rubeftand verjegt, T 1. X. 1874 zu München. 


Schriften: Ueber den Funddiebſtahl, 1848. — Beitrag zur Lehre vom hochverrätheriſchen 
Komplott, 1849. — Die ———— im a re nach ben Grundjägen des Engliſch⸗ 
Franzöſiſchen Strafprozeßrechts, 1853; II. 1855. — Lehrb. des Bayer. Strafprozeßrechts, 
1859 9. — Aus feinen —— Beiträgen im „Archiv des Kriminalrechts“, im “ie be 
jaal*, „Hiig’3 Annalen“, „Kritiiche Ueberſchau“ und „Kritische v Jecrin⸗ en. F 
in der le tgenannten a z5 ae Aufiah "für die Jury (Bb. III. 
den gegen die Todesſtrafe (B 6 fi.) aus. In Bluntſchli's — — 
Wört bearbeitete er bie —* Bl Staatdanwaltihaft, Staatsverbrechen und 
ee — Auch veröffentlichte er außer ben Jacichriften zwei hiftorifch-politiiche 

Broihüren: Ueber den Anſchluß Süddeutſchlands an den orddeutſchen Bund, 1866/67 und 
Fehl und 5* Reihe von Aufſätzen in der „Augsb. Allgem. Ztg.“ zur Vertheidigung der 

— e 

Lit.: Prantl, Gedichte der L. M. Univerfität, Bd. I. ©. 627; II. ©. 540. — Nefro: 
= e in ber „Augsb. Abend: tg." (Beiblatt) vom 29. u. 31. Oktober und in der „Augäb. 

Allg. Ztg.“ (Beil.) vom 12, Dezbr. 1874. Bezolb. 
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Wanderlager. Darunter it jeder Gewerbebetrieb innerhalb des eigentlichen 
Wohnſitzes des Gewerbetreibenden in jolchen Zweigniederlaffungen, die nur ala mobile, 
vorübergehende betrachtet werden können, zu verjtehen. Die Gewerbeordnung für den 

vormals Norddeutichen Bund vom 21. Juni 1869 bat dieje Art des Gewerbebetriebs 

feineswegs zu dem eigentlichen Gewerbe gezählt. Zwar haben die Motive diejes Geſetzes 
nicht verfannt, daß, eine gleich gute und gleich wohlfeile VBerforgung des verbrauchen- 
den Publikums vorausgejeßt, eine Verſorgung defjelben durch den jtehenden Gewerbes 
betrieb, ftatt durch den umbherziehenden, im Allgemeinen vorzuziehen fein wird. 
Allein ein Zuftand, wo der ftehende Gewerbebetrieb jo ausgebildet ift, daß er der 
Grgängung durch den umberziehenden nicht mehr bedari, und in Folge deflen den 
umberziehenden Betrieb durch die natürliche Uebermacht jeiner Konkurrenz ausſchließe, 
fönne nicht durch das Geſetz erzwungen werden, er bilde für jeden Zweig der Ber: 
jorgung des Verbrauchs das Ergebniß einer langjährigen gewerblichen und Kultur: 
enttwidelung. Da nun die Möglichkeit des ftehenden Betriebs von einem gewiflen 
Umfange des Abſatzes abhänge und die hauptjächlichite Wirkung des umbherziehenden 
Betriebes darin beitehe, Propaganda für den Abſatz, für Erweiterung des Marktes 
zu machen, jo wird eine Bejchränfung des umberziehenden Betriebes zu Gunjten des 
ftehenden, eine dem Bedürfniß des Publiftums entiprechende Entwidelung des ftehen- 
den Betriebes nicht fördern, jondern hemmen. Xeider find in erjter Yinie die Zeit: 
verhältniffe, welche dem weit über das Ziel binausgreifenden Auffhwunge des Ans 
fangs der ftebziger Jahre unmittelbar gefolgt find, einer Prüfung dieſes Theils der 
Deutichen Gewerbeordnung höchſt ungünftig geweien. Die große Ueberſetzung aller 
Gewerbe, vielfach veranlaßt durch das völlige Mißverjtehen des eigentlichen Zwecks 
der Gewerbefreiheit, — der Reichthum an Ausschuß: und Fallitwaaren, den eben 
jene Zeiten einer traurigen Kriſe nur zu häufig lieferten und deren Verſchleiß auf 
dem mobilen Wege der W. viel bequemer war ala durch den leichter fontrolirbaren 
itehenden Gewerbebetrieb ließ wenigjtens in gewiljen Gegenden Deutichlands das 
W.weſen in einer Weiſe auftreten, daß fich fortgeſetzte Klagen über dafjelbe erhoben, 
die um jo nachhaltiger wurden, je mehr allmählich eine weitere Reihe von Beſtim— 
mungen ded ganzen Gewerbegeießes Gegenjtand der öffentlichen Anklage von Seite 
des KHleingewerbeftandes geworden war. Die Deutiche Reichäregierung hielt diejer 
fortgejegten Bewegung gegenüber eine eingehende Enquöte für geboten, deren Rejultat 
aber nur bewies, daß die Nachtheile der W. denn doch ganz erheblich überichäßt 
worden waren, daß viele Folgen, die den W. nachgefagt wurden, mehr zufällig, 
vorübergehend waren, ja daß in gar manchen Fällen die W. fich als eine durchaus 
berechtigte Ericheinung, wenn nicht als eine höhere, gejchichtliche Phaje im Anſchluſſe 
an die Jahrmärkte der früheren Zeiten darjtellten, nur mit dem Unterjchiede, daß 
dieje Jahrmärkte früher an beſtimmte Zeitmomente geknüpft waren, nunmehr aber 
in beweglichſter Form den jeweiligen Bedürjniſſen der Konſumenten ſich anpaßten. 
Das Reich iſt daher bis zur Stunde mit einer Aenderung der Geſetzgebung ſelbſt 
nicht weiter vorgegangen. Nur der Bundesrath hat beſtimmte Beſchlüſſe, eine Art 
Direktiven gefaßt, die aber zum Theil noch gar nicht ausgeführt erſcheinen. 

1) Es ſeien die W. als ein Gewerbebetrieb im Umherziehen zu behandeln und 
zu demſelben der Regel nach diejenigen Unternehmungen zu rechnen, in welchen 
außerhalb des Wohnortes des Unternehmers und außer dem Meß- und Marktverkehr 
don einer feſten Verkaufsitätte (Laden, Magazin, Zimmer, Schiff u. dal.) aus 
vorübergehend Waaren feilgehalten werden, wobei die Anzeige von der Eröffnung 
eines beitehenden Gewerbebetriebes nach $ 14 der Gewerbeordnung nicht ala ein 
Moment anzufehen jei, welches der Beurtheilung, ob ein Unternehmen thatfächlich 
ala W. anzufehen jei, präjudizire. 

2) Es jei, joweit thunlich, der Erlaß von Polizeiverordnungen herbeizuführen, 
nach welchen Inhaber von W. a) öffentliche Ankündigungen ihrer Waaren nur unter 
den in ihrem Legitimationsjcheine aufgeführten Namen mit Hinzufügung des Wohn: 


1238 Bandlungsflage. 


ortes erlaffen dürfen und b) verpflichtet find, einen ihren Namen und Wohnort in 
deutlicher Schrift enthaltenden Aushang vor ihrem Geichäftälofale an einer für Jeder: 
mann fichtbaren Stelle anzubringen. 

3) 68 jei der $ 8 des Geſetzes über die Freizügigkeit vom 1. November 1867 
dahin auäzulegen, daß derielbe die Gemeinden nicht hindere, die Unternehmer von 
W., und zwar von Beginn des Betriebes an, zu folchen Abgaben heranzuziehen, 
welche auf die in der Gemeinde vorhandenen gewerblichen Betriebe gelegt find, 
mögen dieje Abgaben nun nach dem Umfange der Dauer des Betriebes oder nad) 
anderen, aus der Natur des lehteren und nicht aus der Perfon des Unternehmers 
abgeleiteten, fachlichen Momenten verlangt werden; wogegen die erwähnte Geſetzes— 
beitimmung allerdings die Heranziehung der Unternehmer von W. zu jolchen Ab- 
gaben ausfchließe, welche die Perfon dieſer Gewerbetreibenden treffen, insbeſondere 
alfo auch die Heranziehung zu denjenigen Abgaben, welche unmittelbar auf ihr Ein- 
fommen, wenn auch nur auf den aus dem W.betriebe treffenden Theil defjelben, ge 
legt werden. 

Anders die Deutiche Partitulargejeggebung. Diefe hatte den Umftand, daß die 
Deutiche Gewerbeordnung vollitändig vom jteuerpolitiichen Geſichtspunkte abfieht, 
benußt, um auf dem Wege fteuerlicher Beitimmungen das W. weſen auf ein Minimum 
zu reduziren. Preußen, Württemberg, Bayern und Sachſen, auch Baden ind in 
diefer Beziehung vorangegangen und haben fpeziell auch den Gemeinden ein Steuer- 
recht eingeräumt. Speziell verdient genannt zu werden die Bayerifche Geſetzgebung; 
ihrer Definition des W. ift ja auch die erwähnte bundesräthliche Begrenzung dieſes 
Begriffs geiolgt. Getreu dem beitehenden Bayerischen Gewerbeiteuergejeg, beſteht bier 
auch bei den Gewerben im Umberziehen die Steuer in einer Normal» und im einer 
Betriebsanlage, und ift die Größe derjelben nach einem vielgeftaltigen Steuertarif 
bemefjen. Die Steuer ift in Bayern jeweild beim Gejchäftsbeginn für das Kalender 
jahr im Voraus mit dem ganzen Betrag zu entrichten. Sehr einfchneidend in 
finanzieller Beziehung ift das fünigl. Sächſ. Gejeß vom 23. März 1880, zugleich das 
neueſte derartige Gejeg; ein Beweis, daß die Bewegung zur Korrektur der Beſtim— 
mungen der Gewerbeordnung in diefer Richtung noch immer im Zunehmen, jtatt im 
Abnehmen begriffen ift. Diefes Geſetz beftimmt: Wer außerhalb der Meflen, 
Jahrmärkte und öffentlichen Ausftellungen ein Waarenlager (W.) außerhalb jeines 
Mohnortes ohne Begründung einer gewerblichen Niederlaffung, gleichviel ob zum 
Verkaufe aus freier Hand oder im Wege der Berjteigerung feilbietet oder durch 
Andere feilbieten läßt, hat, auch wenn er diefen Gewerbebetrieb als einen jtehenden 
anmeldet, neben der Steuer für den Gewerbebetrieb im Umherziehen (Gejeg vom 
1. Juli 1878) in jedem Orte, an welchem er das Gefchäit betreibt oder durd 
Vermittelung eines einheimifchen Berkäufers oder Auftionators betreiben läßt, eine 
für diefe Gemeinde und von derjelben zu erhebende, dem Jahresbetrage der vor— 
erwähnten Steuer gleichhohe, jedoch die Summe von 60 Mark nicht überjteigende 
Steuer für die Woche beim Vertriebe aus freier Hand, und wenn die Waaren an 
einem Orte in mehreren Lokalen gleichzeitig oder nacheinander verfauft werden, für 
jedes Lokal bejonders, eine gleiche Steuer aber für den Tag und für jedes einzelne 
Lokal beim Bertriebe durch Verfteigerung in Vorauszahlung zu entrichten. Eine 
Theilung des Steuerfaßes für einen fürzeren, als einwöchentlichen, beziehentlich ein— 
tägigen Betrieb findet nicht ſtatt. 

Landgraf. 


Wandlungsflage ift das Rechtsmittel, kraft deffen ein Käufer wegen Mangel- 
haftigfeit der Sache das Geſchäft rüdgängig machen kann (vgl. darüber den Art. 
Gewähr der Mängel). Das ältere Deutiche Recht ließ die W. nur befchränft 
zu. Der Käufer fonnte, nachdem er die Sache beim Empfang bejehen hatte, Mängel 
derjelben überhaupt nicht mehr oder doch nur dann rügen, wenn fie troß ſorgſamer 
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Unterſuchung nicht wahrnehmbar geweſen waren. Daher das Sprüchwort: Augen 
für Geld. Später, nach dem Eindringen des Römiſchen Rechts, geſtatteten die 
Partifularrechte die W. wenigitens nur bei bejonders erheblichen Mängeln. An die 
(egtere Beſchränkung knüpft das Sächfiihe BGB. $ 1097 wieder an, und an die 
eritere das HGB. Art. 347 ff. Beſondere Rechtsfäge aber haben fich für das Ge— 
biet des Viehhandels in Deutichland ausgebildet und zum Theil noch erhalten. Hier 
fiel die W. nicht blos dann hinweg, wenn der Käufer die Fehler hätte jehen können, 
jondern vielfach auch jchon bei Unfenntniß des Verkäufers. Ferner galten auch als 
Haftungsgrund nur gewiſſe, gejeßlich beitimmte, jog. Hauptmängel, und zwar unter 
der Vorausſetzung, daß fie binnen kurzer Friſt zu Tage getreten und vom Käufer 
gezeigt waren. Andererjeits fam dem Käufer die Präjumtion zugute, daß der in 
jener Friſt zu Tage getretene Fehler bereits beim Vertragsſchluſſe bejtanden habe. 
Manche Gejeße geben auch dann, wenn das Vieh geichlachtet worden ift, nicht mehr 
die W., jondern nur die Minderungsklage (Sächfisches BGB. $ 927). Das Preuß, 
Allg. ER. (58 198— 206 I. 11) und das Defterreichiiche BGB. (SS 924 ff.) haben 
die Bejchränkungen der Haftung des Viehverfäufers in abgeichwächter Gejtalt, daneben 
aber auch die dem Käufer günftige Beweispräfumtion beibehalten. Das HGB. be- 
ichränft zwar die Rechte des Käufers noch mehr; doch gilt der Art. 347 als auf 
Viehfäufe unanwendbar (Seuffert, Arch. XXXII. 72; vgl. überhaupt Stobbe, 
Handbuch, III. SS 184, 185). Ed. 


Warnkönig, Leopold Auguft, 5 1. VII. 1794 zu Bruchjal, ftudirte in 
Heidelberg, Göttingen, wurde 1816 Doktor, 1817 Profeffor in Lüttich, 1827 in 
Löwen, 1831 in Gent, 1836 in Freiburg, 1839 Geheimer Hofrath, 1844 in Tübingen, 
7 19. VIII 1866 zu Stuttgart. 


Schriften: Institut. s. elem. jur. rom. priv. libri VI, Lütt. 1819, ed. IV. Bonn. 
860. — Oratio de studii jur. rom. utilitate ac necessitate, "Lütt. 1819. — Verſuch einer 
Begründung des R. durch eine Bernunftidee, Bonn 1819 (auch holländiich). — Comm. jur. 
rom. priv., Lütt. 1825—1832. — Analyse du droit de la possession de Saviguy, 1824 
und 1827 (engl. von Cushing, 1838). — De jurisprud. gent. Europ. una eaque assiduo 
doctrina commercio excolenda, Leov. 1827. — Doctrina philos. —— distincta, Lov. 
830. — Recherches sur la lögislation Belge au moyen äge, Gand 1 — Flandriſche 
Staatd: und Rechtägeichichte, Tüb. 1835— 1842 (franz. von Gheldolf, * 1836 - 1864). — 
Hist. externe du droit romain, Brux. 1836 (auch italieniſch und ipanifch). — Ordo judiciorum 
c. glossa e cod. Trevir. descriptus, Gandavi 1835. — Bon der Wichtigkeit der Kunde bes 
Rechts und der Gejchichte der Belgiichen Provinzen für die Deutiche Staatd: und Rechts- 
geicichte, freiburg 1836. — Hist. du droit belgique pendant la p£riode franke, Brux. 1837. — 
eitr. zur Geichichte und Quellenkunde des Xütt. — Freib. 1838 u. 1854. — 
Rechtsphiloſophie als Naturlehre des 5 Freib. 1839, 2. Ausg. 1 — Vorſchule der Inſtit. 
2 — Freib. 1839, 1854. -(Mit Stein) Franz. Staats⸗ bag Rectägeic, Baſ. 1846 bis 

848. — Die Kirche sankveichg und bie Untersihtäfcng, Freib. 1845. — Die katholiſche 
ea e im Sommer 1 Züb. 1848. — Die fatboliiche F zage im Anfange ded Jahres 1849. — 
Sursftifche Encyflopäbdie, Ei. 1853. — Ueber den ee es Episkopats der Oberrheiniſchen 
—— mit der Landesregiexung, Erl. 1858. — Philos. jur. delineatio (1830) ed. IL, 
Tub. 1855. — Die ftaatärechtliche Stellung 2 — — in den katholiſchen Landern 
d. —8 Reichs, befond. im 18. Jahrh. 1855. — (Mit Gerard) Histoire des Carlo- 
vingiens, Lpz. 1862, — Don Carlos, Eutin, 1864. — M&m. cont, l’expos€ des droits de 
succession de la maison de Sonderbourg Augustenbourg ä la partie ci-devant Gottorpienne, 
Stuttg. 1864. — Er begründete die Themis, Par. 1819—1831. — Gab herauß: 35 
für Civil- u. Kriminalrecht, Heidelb. 1838—1848, und Krit. ———— für Rechtswiſſenſchaft 
und Geſetzgebung des Auslandes, Heidelb. 1828—1856. — Viele Abhandlungen. 


Lit: Mohl, 1 218, 243; II. 302; III. 15, 29, 186. — Laboulaye in Revue 
etrangere, 1841. — Notice sur W., par Jules de Saint- Genois, Brux. 1868. — 
v. Weed, Bab. Biographien, II. 425. — Schulte, Geicdhichte, III.a 354. 

Teihmann. 


Warrantd. Unter „Lagerſcheinen“ verjteht man im Allgemeinen 
Papiere, welche der Inhaber fremder MWaaren, gewöhnlich der Depofitar, über den 
Empfang derjelben dem Gigenthümer ausitellt; außer dem Gmpfangsbefenntniß kann 
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ein derartiges Papier ein Auslieferungsveriprechen des Beſitzers der deponirten Waaren 
und eine Empfangsermächtigung für den Beliger des Papiers enthalten. Die juriftiiche 
Ausbildung diejer beiden letzteren Eigenschaften jet die Lagerpapiere in die Möglich: 
keit, ala Werthrepräjentanten in ähnlicher Weiſe zu gelten, wie das Konnofjement 
Girkulations und KHreditmittel für jchwimmendes Gut und, in freilich weniger ent— 
wideltem Umfang, der Ladejchein für Frachtgüter ift; die LYagericheine find alsdann 
Papiere, welche die Werthe individuell bejtimmter lagernder Waaren repräjentativ 
cirkuliven laffen, Dispofitivurfunden, die dem Waareneigenthümer in jedem Augen 
bli die Ausnügung des ſonſt nur mit vielleicht großen Kojten und Gefahren trans— 
portablen Waarenwerthes ohne Weiteres gejtatten und dadurch die Ununterbrochenheit 
der Kapitalnutzung und die Benugung jeder Konjunktur mit den jonit gefeffelten 
Werthen ermöglichen. Derartige Zagericheine, hervorgegangen aus einfachen Empfangs— 
bejcheinigungen, find Träger einer Skripturobligation und ala ſolche Werthpapiere. 
Hiervon verjchieden find die „Waareuanweifungen“, jogenannte Auslieferungs- oder 
Extraditionsſcheine, mittel& welcher entweder der Inhaber der Waare (als Aſſignat) 
aufgefordert wird, die mehr oder weniger präzis bezeichnete Sache dem legitimirten 
Inhaber der Anweifung (Aifignatar) für Rechnung des Ausſtellers der Anweiſung 
(Aifignant) auszuhändigen, oder der Aifignatar angewiejen wird, die Waare bei dem 
Affignaten zu empfangen (bierüber j. Goldihmidt, H.R., 1. Aufl.©. 769—773). 
Den Lagerjchein ala Empiangsichein ftellt der Inhaber, der für die Empfangnahme, 
Aufbewahrung, Bewachung und Auslieferung regelmäßig eine Provifion erhält, dem 
Uebergeber der Waare aus; zunächft ift diefer Schein nur Beweismittel, und eine 
Uebertragung an einen zweiten oder folgenden Inhaber bewirkt nichts Anderes, als 
den Beweis einer Grmächtigung, die dem erjten Empfänger des Scheins zuftehenden 
Rechte in Vertretung deſſelben auszuüben. Gejtattet jedoch das objektive Recht, 
daß der Ausjteller des Scheines fich dem erjten Nehmer defielben gegenüber jo ver— 
pflichte, daß jeder Inhaber des Scheines (jeder legitimirte Beſitzer des Scheines) ein 
jelbjtändiges Recht auf Auslieferung bzw. Rückgabe der Waare erwerben joll, und beab— 
fichtigt der Wille der Betheiligten in der That diefen Erfolg, jo ift dadurch der Lager— 
jchein zwar noch nicht Werthrepräjentant, aber doch auf den Weg gebracht, es zu werden. 

Schon eine Preußische Deklaration vom 16. Juli 1785 that Schritte Hierzu: 
fie gejtattete, daß jolche Waaren, welche in den „mehreren Kaufleuten gemeinjamen 
Speichern und Magazinen“ oder in den unter Öffentlicher Aufficht jtehenden Nieder- 
lagen deponirt find, mittels Behändigung eines vom Depofitar ausgeitellten und 
vom vderpfändenden Gigenthümer mit dem VBerpfändungsvermerf verfehenen Empfangs— 
icheines (Rezepiſſe) verpfändet werden fönnen ıc. („Verpfändung durch jymbolische 
Uebergabe”). Dieje Bejtimmungen gingen auch in das Preußifche Allg. ER. über, 
Thl. I. Tit. 20 88 345 und 348 —353, 360—366, 380 ff. Während diefe Ver- 
piändungspapiere don der Natur der Empiangsicheine ausgingen, entiprangen Die 
viel weiter entwidelten Holländiſchen Yagerpapiere aus der Waarenanweifung; dieje, 
die zuerjt in der Gejchäitspraris der Holländiſch-Oſtindiſchen Kompagnie üblich ges 
wordenen „Ontiangcedullen“, veränderten jedoch ihre Natur, jobald fie außerhalb 
diefer Gejellichaft und der ihr nachfolgenden Handelsmaatichapij vorkamen; fie wurden 
zu Quittungen der Depofitare mit Verjprechen der Auslieferung dev Waare an den 
legitimirten Papierinhaber gegen Nüdgabe des Papiers und dienen zur Girkulation 
(Eigenthumsübertragung) wie zur Verpfändung der Waaren; doch in letzterer Be— 
ziehung beichräntt, indem der Darleiher den Schein nicht weiter begeben darf. Eine 
viel weiter gehende Entwidelung fanden die Yagerpapiere in England: dort wurden 
ſie „warrants“, d. h. Gewährjcheine (dock oder warhouse warrant, storage receipt, 
auch certificate, receipt cheque) genannt und dienen im ausgedehnten Maße zur 
Gigenthumsübertragung wie zur Verpfändung der lagernden Waaren; eigenthümlich 
iſt dabei, daß die Depofitare (es find die Verwaltungen der warehouses der Doda- 
Kompagnien, namentlich der Londoner, in denen fich das Necht diefer Papiere zumeist 
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und zwar durch Uiancen heranbildet) auf Verlangen der Deponenten ein zweites 
Papier, die jog. weightnote (Gewichtanote) ausſtellen; aladann liefert die Lagerhaus— 
verwaltung nur gegen Nüdgabe beider Papiere das deponirte Gut aus; die weight- 
note dient der Gigenthumsübertragung der W. zur Verpfändung; erhält der Käufer 
nur die weightnote, jo hat er lediglich eine Prämie à conto des Waarenpreiſes bei 
der Uebernahme dieſes Papiers zu zahlen, aber das Recht, an einem bejtimmten 
Zage (Berfalltage) den W. gegen Zahlung des übrigen Preifes zu beziehen, wodurch 
er in die Lage könmt, die Auslieferung der Waare zu verlangen; verfchafft er fich 
bis zu diefem Tage den W. nicht, fo ift die weightnote ungültig und der Inhaber 
des W. allein kann die Auslieferung der Waare fordern. Zu einem volljtändigen 
Spitem wurde das W.R. ausgebildet durch die Franz. und Belgiſche Geſetzgebung; 
in beiden Yändern erzeugte das Jahr 1848 eine Normirung der W.verhältnifie, 
welche fich nicht bewährte. Das neuere Franzöfiiche Recht (Gejeg vom 28. Mai 
1858) ftatuirt die Ausstellung zweier indoffabler Papiere: eines Empjangsicheines 
(„recepisse*) und eines nach feſtſtehender Uebung damit äußerlich verbundenen 
Pfandſcheins, „warrant“ genannt. Das Indoſſament beider zugleich überträgt 
pfandireies Eigenthum, das des warrant allein Piandrecht an der Waare, das des 
„recepisse* allein Eigenthum der ala einem Dritten verpfändet anzujehenden Waare, 
letzteres alfo einjtweilen nur eine bejchräntte Dispofitionsbefugniß. Durch das voll- 
gültige erite Jndoffament des W. wird das Fauſtpfandrecht fonjtituirt; die ſämmt— 
lichen Indoflanten des W. find dem unbefriedigten W.inhaber regreßpflichtig hin— 
fichtlih der Suffizienz des zu verpfändenden Guts. Das Belgiiche W.geſetz vom 
18. November 1862 hat mit dem erwähnten Franzöſiſchen gemeinjam die Zweiheit 
der Papiere (das recepisse Heißt dort c&dule) und die Negreßpflicht der W.in- 
doflanten bei Mindererlös. Doch iſt im Belgiſchen Geſetz das Verhältniß der beiden 
Papiere unter einander und ihr juriftiicher Charakter jchärfer prägifirt, der MW, 
cirfulationsfähiger und Necht und Pflicht aus der cédule eingehender normirt als 
im ?Tranzöfiichen. Die Geltendmachung der c&dule allein iſt ähnlich wie im Engl. 
Recht die Ausübung des Rechts aus der weightnote normirt. Die übrigen Gejebe 
folgen größtentheila dem Franzöſiſchen Recht; am wenigiten jedoch das Spanische und 
das Dejterreichiiche, welche beide von ſehr beſchränkter Wirkſamkeit find. 

Das Deutiche Reich Hat fein W.R.; zwar befreit das HGB. den Handels— 
verkehr von den landrechtlichen Förmlichkeiten bei Beitellung von Fauftpfändern, und 
es könnten jomit im Handelsgeſchäfte Waaren mittels Yagerjcheinen werden; auch 
nennt das HGB. ausdrüdlic die „Auslieferungsfcheine (Yagericheine, W.) über 
Maaren und andere bewegliche Sachen, welche von einer zur Aufbewahrung folcher 
Sachen ſtaatlich ermächtigten Anftalt ausgejtellt find“ als indofjable Papiere; auf 
der Baſis diefer Normen allein (Art. 302, 308, 305, 309 des HGB.) kann fich 
jedoch das Syſtem der Werthvertretung durch Waarenpapiere nicht entwideln. Nach 
den bisherigen Erfahrungen ift zur gedeihlichen Gntwidelung des W.ſyſtems Die 
pofitive Fixirung folgender vier Grundprinzipien unerläßlich: I. Die Unterjcheidung 
don zwei verichiedenen Arten von Yagerpapieren: 1) Yagericheine (r&cepisses, cedules) — 
Papiere behuis Eigenthumsübergang, und 2) Lagerpfandjcheine, eigentliche W., — 
Papiere, welche dem Zwede dienen, Pfandrechte an den deponirten Waaren zu be= 
gründen, mithin den Waarenkredit heben ſollen. (Dieje Unterjcheidung fehlt in dem 
älteren Franzöſiſchen und Belgifchen, jowie im Dejterreichifchen Recht.) II. Feſt— 
jegung bejtimmter Formen und des wejentlichen Inhalts diefer Scheine gejeglich. 
III. Regelung des Verhältniffes der Inhaber des Lagerſcheins und des Lagerpiand- 
ſcheins zu einander, vor und nach Verfall. IV. Anerkennung der formalen Ent» 
ftehung und Natur des durch die W.übertragung gejchaffenen Prandrechts und der 
daffelbe garantirenden obligatorischen Regreßaniprüche. — Dieſen Erforderniffen ent= 
ipricht 3. B. das W.geieh des Kantons Bajel- Stadt von 1864. — Das In— 
doffament des W., namentlich das erite, unterjcheidet ſich nach allen Geſetzen, die 
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daflelbe fennen, jowol in Form (Bezugnahme auf den Lagerfchein und das Magazins: 
regifter ꝛc.) als Wirkung (Prandrecht und Regreßpflicht) vom Indoſſament anderer 
MWerthpapiere und kann daher nicht durch einfache Verweifung auf das Indofjament 
der Wechſel normirt werden. — Das W.iyitem ift natürlich nicht durchzuführen 
ohne jolide Lagerhäufer, über deren Konzeifionspflichtigfeit oder Konzeſſionsfreiheit 
gejtritten wird. 


Quellen: W.gefeße von Nordamerifan. Union: 6. Aug. 1846, 38. März 
1854, 14. März 1866. — Franfreid: 21. März, 26. März, 23.726. Yug. 1848, 28. Mat 
1858, 12. März 1859, 31. be re — Belgien, 26. Mai 1848, 18. Novbr. 1862. — 
Spanien: 9. Juli 1862. — Bajel:Stabdt: 21. März 1864. — Defterreich: 19. Juni 
1866. — Italien: 3. Juli 1871. — Brafil. HGB. Art. 87—98. — HGB. von Buenos 
Ayres Art. 124—132. 

Lit.: Niederländ.: C. J. A. den Tex, Kist, Polak; engl.: Mac-Culloch; fran;.: 
Aldrick, Caumont, M. Damaschino, Alix Souzeau, Langlois de Neu- 
ville. — Wurth, jämmtl. cit. von Goldjhmidt, H.R., 1. Aufl. $ 76. — ferner Errara, 
I magazini generali, le fedi di deposito e le note di pegno, Venezia 1872. — Grain elevators 
in Amerika (und England). — American Law Review 1872, u. Goldſchmidt, Zeitichr. f. 
d. R., Bd. XVII. ©. 418—427 (E. Sad). — Goldſchmidt, H.K. S. 768—786. — 
L. R. Karl, Die wichtigften Lagerpapiere des Auslandes ꝛc. Münden 1873. — Mun: 
zinger, Motive zum Entwurf eines Schweizer. H.R., Bern 1865, ©. 422—443. — Abolph 
Heine, Die Dod:W. oder Waarenlager-Scheine, in Tüb. Ztichr. für die gefammte Staat 
wiſſenſchaft, 23. Jahrg. 1867, S. 571—649, u. feparat. — Emil ve; ber Lagerhäuier 
und Lagericheine mit Rüdficht uf deren Einführung in Defterreih, Wien 1869. — Enbe: 
mann, HR, 3. Aufl. $ 78 IV. — Gareid, Kurzgefahtes Lehrbuch des H.R., ©. 251, 
41. — Goldſchmidt's Zeitichr. für das gel; HR, Bd. U. ©. 119; IL ©. 107—109 
(Goldihmidt); VI. 536; "VII. 406 fi.; VII. 298; XI. 156 ff., 347 ff., 352 fi.; XVII. 
103 ff., 418 ff., 619 ff. — Hartmann’ Gentralorgan für das Deutihe H. und W.R., 
N. F. Bd. VII. ©. 301—314 (Gareid, Das Warrantindoffament). — Deutiched HBl., 
2. Jahrg. 1872, ©. 130 ff., 414 ff.; 3. Jahrg. ©. 54 ff. Verhandlungen bed Deutichen 
Handelätages, 1873, ebenda. — Bayeriiche Handelsztg. 1871 Nr. 1, 3—5, 7 (Bayer. Geieh: 
entwurf über W. von Adler und Gen.), 1872, Nr. 54—58. — Meitere Lit. bei Golb: 
ſchmidt, H.R., J. Anm. zu $ 76, bei Karl a. a. O. und L’o isation commerciale et 
le magazinage public en France et en Angleterre (Paris). — d’Aulnis de Bourouill, 
lets over „warrants“ etc., in Themis, regtskundig tijdschrift XXXIX deel p. re 
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Warren, Samuel, & 23. V. 1807 zu Racre (Denbigh), hatte jchon 1831 
eine große Klientel als special pleader, wurde 1837 zur Bar zugelafien, 1851 
O. C. und Präfident der Korporation des Inner Temple, 1852 Recorder zu Hull, 
1853 Doktor des Givilrechts, jeit 1859 Master of Lunacy 7 29. VII. 1877. Be 
rühmt als Romanjchriftiteller (Works 1853—55, 18 Bbe.). 


Schriften: Popular and Practical Introduction to Law Studies, 1835, (3) Lond. 
1863. — Select Extracts from Blackstone’s Commentaries, 1839. — Blackstone’s 
Commentaries, (2) 1856. — Moral, Social and Professional Duties of Attorneys and Soli- 
eitors, (2) 1851. — The Queen and the Pope, 1850. -— Manual of the Parliamentary 
Election Law of the United Kingdom, 1857. 


Lit.: Brodhaus. — Vapereau. — Times 1. Aug. 1877 p. 10. — Uniere Zeit 1877 
©. 870. — Revue generale 1877 p. 657. Teihmann. 


Waſhburn, Emory, 514. II. 1800 zu Leicefter (Maflachafutts), wurde 1821 
Advokat dajelbit, dann in Morcefter, Richter in Common Pleas, 1853 Gouverneur 
von Maffachufetts 1856 Profeffjor am Harvard College, trat 1876 in die Legislative 
ein, 7 18. III. 1877. 


Schriften: The Part taken by the Inhabitants of Leicester, Ms., in the Events of 
the Revol., 1849. — Address of the Social Festival of the Bar of Worcester County, 
1856. — Hist. Sketches of the Town of Leicester, 1860. — Sketches of the Judicial 
History of Ms., 1630—1775. 1840. — Law of Easements and Servitudes 1863, (2) 1867. — 
Professional Training, 1861. — A Treatise on the American Law of Real Property, 
1860— 1862, (3) 1868. — Abhandl. in Albany Law Journal, International Review. 

xit.: Rivier im Annuaire de Institut de droit intern. Il. (1878), p. 23, 24. — 
Drake, Dictionary, Boston 1879, p. 958. TZeihmann. 
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Waſſerbauten. W. im weiteren Sinne find alle künftlichen Anlagen, die 
in einem Gewäſſer und im Bereich jeiner Ueberfluthungswelle hergeitellt werden, ſei 
es zum Schute gegen das Wafler, jei es zur Benußung defjelben, jei e8 zu anderen 
Zweden, 3. B. zur Ueberbrückung. Im engern Sinne verſteht man darunter nur 
Diejenigen Bauten, die im Wafler jelbit und deifen Bett, joweit der normale mittlere 
Mafleritand reicht, ausgeführt werden, 3. B. Sohlenjchwellen, Zeilen, Buhnen und 
Sporen, Wehre, Durchjtiche und jonftige Korreftionen oder Regulirungen. Diejen 
W. im engern Sinne ftehen alödann die Uferbauten gegenüber, wozu alle zur 
Befeſtigung und zum Schuß der Ufer und zur Gindeichung dienenden und die 
fonftigen auf den Ufergrundjtüden vorgenommenen Bauberjtellungen gehören. Der 
Unterjchied iſt infofern von rechtlicher Bedeutung, als nach manchen Gejeßgebungen, 
3- B. Preuß. Recht, blos für die W., nicht auch für die Uferbauten im engern 
Sinne polizeiliche Genehmigung erforderlich ift und als bei öffentlichen Flüffen der 
Uferbefiger fraft feines Privateigenthums am Ufergelände wol zu Uferbauten,, nicht 
aber auch zu Bauten im Wafler und in deffen Bett, welches kraft der Eigenjchaft des 
Fluſſes dem Privatvermögensrecht der Anlieger entzogen ift, die Berechtigung hat. 
Darüber, inwieweit bejtimmten Berfonen und Gemeinfchaften kraft öffentlichen 
Rechts die Verpflichtung zu Waſſer- und Uferbauten obliege, und welchen polizei= 
lichen Beichränfungen folche Bauten unterworfen find, vgl. d. Art. Wafferpolizei, 
woſelbſt auch die Nachweifungen über Gefeßgebung und Literatur enthalten find. 

8. Schenkel. 


Waflerbenugung. (Th. I. ©. 495 fi.) I. Gefhichtliches. Bei der 
Frage nach dem Subjekte und dem Umfange des W.rechts unterjcheidet dag Röm. 
Recht zunächit zwei große Kategorien von Gewäſſern; die eine umfaßt die ftehenden, 
die wild ablaufenden und die nicht beitändig fließenden (torrentia) Gewäfler, ein= 
schließlich der Quellen und unterirdifchen Wafleradern ; die andere Kategorie ſchließt 
alle Wafferläufe (rivi und flumina) in fih, in welchen das Waſſer fich zwiſchen 
zwei Ufern innerhalb eines Bettes beftändig fortbewegt. Die Gewäfler der erftern 
Art find unbeftritten Zubehörden der Liegenjchaft, auf oder in welcher fie fich be- 
finden, und der Grundeigenthümer übt an ihnen alle aus dem Gigentyum abzu— 
leitenden ausſchließlichen Nutzungsbefugniſſe. Hinſichtlich der zweiten Kategorie 
beiteht eine noch unausgetragene Kontroverje. Die Einen (3. B. Hofmann, Börner, 
Kappeler) erflären alle beitändig fließenden Gewäfler für res publicae, ohne daß 
zwijchen rivi und flumina, jchiffbaren und nicht jchiffbaren Wafjerläufen ein rechtlich 
relevanter Unterfchied gemacht wird; dieje öffentlichen Gewäſſer jtehen in einem all 
jeitigen Gemeingebrauch, welcher durch jeden, der die rechtliche Möglichkeit des Zu— 
gangs und der Ableitung Hat (nicht blos den Anlieger) ſowol für den usus 
innoxius, d. 5. die vorübergehenden Nutungshandlungen wie Baden, Tränfen, 
Schöpien und Schwemmen, ala zu intenfiveren Gebrauchs= und Offupationsmaßnahmen, 
wie zum Flößen, zur Schiffahrt, zur Bewäflerung, zum Treiben von Waflerwerfen, 
zur Einleitung fremder Stoffe, ausgeübt werden kann. Wenn auch eine Konzeffion 
der Staatögewalt jelbit für die intenfivften, durch dauernde Anlagen — Staus 
werfe — ausgeübten Nutungen nad) Röm. Recht nicht erforderlich ift, jo übt doch 
der Staat im Äntereffe der Erhaltung der allgemeinen Brauchbarkeit eine Aufficht 
über die Benußung der öffentlichen Gewäfler aus und kann den Gemeingebrauch 
Einzelner von diefem Gefichtspunft aus beichränken oder ganz verbieten. Eine Reihe 
von Interdikten, welche zur Sicherung des Gemeingebrauchs öffentlicher Gewäſſer 
gegeben find, ermöglichen es jedem Betheiligten, im Wege der Popularflage die Ab- 
jtellung von MWebergriffen Ginzelner zu bewirken. — Die früher herrichende Anficht 
dagegen (welche neuerdings auch wieder von Baron vertreten wird) will diefe Grund» 
jäße nur auf die größeren Waflerläufe (fumina) angewendet wifjen; wogegen die 
rivi, wozu ſowol die künstlich geichaffenen Waflerableitungen als die natürlich 
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fließenden Bäche gerechnet werden, als Privatgewäfler erflärt werden, die dem 
unbejchränften und ausfchließlichen Benußungsrecht der Uiferanlieger (bzw. der 
fraft beionderen Titels Eigenthums- und Benubungsberechtigten) unterworfen 
find. MUebrigens wird auch von den Wertretern der Deffentlichfeit aller be— 
ftändig fließenden Gewäſſer binfichtlich der künſtlich geichaffenen, in fich abſchließ— 
baren Wafferleitungen (rivi im engeren Sinne) eine jolche ausschließliche Benugungs- 
befugniß der Berechtigten anerkannt. — Auch Hinfichtlich des Waflerbenugungsrechts 
des Deutichen Mittelalters, wie es im Sachjenfpiegel feinen Ausdrud gefunden 
bat, bejtehen ähnliche Kontroverſen. Unbeftritten ift, daß das ſtromweis fließende 
Waſſer „gemein zu fahren und zu fiſchen“, alio dem Gemeingebrauch unterworfen 
jei; ob aber hierunter alle fließenden Waſſerläufe, oder nur die größeren (flumina), 
oder gar nur die jchiffbaren Flüſſe begriffen ferien, iſt fraglich. Die gegrabenen 
Teiche und die wilde Wage (lebtere wahrjcheinlich die Eleineren für die Landwirth— 
jchaft wichtigen Bäche) ftehen nach dem mittelalterlichen Rechte im Privateigenthum 
der Grundbefiter oder im Privatbenugungsrecht der Anlieger ; die Bäche find übrigens 
vielfach wie Wald und Weide der gemeinen Nutung der Gemarkungsgenofjen vor— 
behalten. In Anknüpfung an das zunächit für Italien gegebene Geſetz des Kaiſers 
Friedrich I. über die Negalien nahmen aber jchon früh die Deutjchen Könige und 
in der Folge auch die Territorialherren an den jchiffbaren und dann überhaupt an 
allen größeren Gewäflern gewiſſe Gebrauchsrechte als aus der Yandeshoheit abgeleitet 
für fi in Anspruch: namentlich das Recht, die Schiffahrt und Flößerei mit Zöllen 
und Abgaben zu belegen, die TFiicherei auszuüben, die Anlage von Mühlen zu ges 
jtatten. Und es entitand jo partifularrechtlich das Rechtsſyſtem der Regalität der 
fließenden Gewäffer, welches übrigens in den einzelnen Territorien jehr verichieden 
ausgebildet war, bald fich blos auf die fchiff- (bzw. floß-) baren, bald auf alle 
größeren oder auf alle Mühl-Gewäſſer bezog, bald der Landesherrſchaft jede intenfivere 
Gattung des Waflergebrauchs vorbehielt, bald die Nugungen oder bejtimmte Arten 
derjelben nur don einer bejonderen Berleihung der Kandesherrichait — durch 
Privileg, Erblehen und dgl. — abhängig machte. Die partifuläre Einführung des 
Waſſerregals hatte eine große NRechtsverwirrung binfichtlich des Waſſerbenutzungs— 
rechts zur folge; e& fam dahin, daß es für jeden Fluß und jeden Bach auf Grund 
des Herkommens und der befonderen Privatrechtstitel einer eigenen Feititellung der dem 
Zandesherrn, den Gemeinden, dem Anlieger und Werkbefiger zuftehenden Nutzungs— 
beiugniffe bedurfte und allgemeine Rechtsgrundjäge über das Wafjerbenugungsrecht, 
mit Ausnahme der jchiffbaren Gewäſſer, welche überall ala öffentlich oder als 
Staatseigenthum anerkannt waren, faum mehr zur Anwendung gelangten. Nun— 
mehr ift übrigens durch die jeit Ende des vorigen Jahrhunderts auf dem Gebiete des 
Waſſerrechts thätige Yandesgejehgebung in den meijten Staaten wieder Klarheit und 
Drdnung in die Rechtöverhältniffe der Waflerbenugung gebracht worden. 

II. Jetziges Recht. 1. Rechtliche Natur der Gewäſſer und de& 
Benußungsrehts an denjelben; gejeglihe Schranfen des Be— 
nutzungsrechts. Die neueren Deutichen Partikulargeſetze unterjcheiden meiſt drei 
Kategorien von Gewäflern, mit der Maßgabe, daß ſich für jede derjelben die recht: 
liche Natur und das Benußungsrecht bejonders geitaltet. Zur erjten Hategorie 
gehören die dem gemeinen Gebrauch für die Verkehrszwecke gewidmeten Gewäfler, 
die Öffentlihen Gewäſſer im eigentlichen Sinne Hierzu find insbeſondere 
zu rechnen das Meer, die Häfen, die ſchiff- und floßbaren Flüſſe und Seen. 
Uebrigens find auch die für Verkehrszwecke benußbaren Seen und die nur floßbaren 
Flüſſe zuweilen — jo im Preuß. Allgem. ER. — aus diejer Kategorie aus- 
geichieden ; diejelben find dann entweder den Privatgewällern zugetheilt oder es tft 
beitimmt, daß für ihre rechtliche Natur das konkrete geichichtliche Rechtsverhältniß 
(Herkommen) maßgebend jei. Die öffentlichen Gewäfſer dienen dem gemeinen 
Gebrauche Aller, welche die rechtliche Möglichkeit des Zugangs haben, namentlich für 
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die Verkehrszwecke, ſodann zum Baden, Tränken, Schöpfen u. dgl., endlich auch für 
die dauernden Sondernußgungen des Wäflerns, der Triebkrait, der Stoffeinleitung. 
Die Staatögewalt beauffichtigt kraft des ihr zuftehenden Hoheitsrechts den Gemein= 
gebrauch derjelben und erläßt die zur Ordnung des Verkehrs und der anderen Ge— 
brauchshandlungen erforderlichen Verordnungen — namentlich Schiffahrts= und Floß— 
ordnungen — und Berfügungen. Nicht felten ift auch frait Gejeges dem Staate 
ein fisfalisches Gigenthumsrecht an diejen öffentlichen Gewäſſern eingeräumt (3. B. 
Preuß. Allg. M. II. 14 $ 21; Code Nap. art. 538), welches fich übrigens nad) 
der Natur der Sache nicht auf das Meer, ſondern nur auf die öffentlichen Binnen— 
gewäfler erjtreden fann. Sonderrechte der Einzelnen zur abgejchloffenen Benutung 
folcher öffentlicher Gewäfler für Privatzwede fünnen nunmehr nur durch eine be= 
Tondere Konzeſſion oder Genehmigung der zuftändigen Staatsbehörde erworben werden, 
Soweit der Staat bei Ertheilung der Konzeifion ala fisfalischer Eigenthümer aufs 
tritt, der einen Theil jeiner Eigenthumsbefugniſſe an einen Privaten zur Sonder: 
benugung abtritt, entiteht durch die Verleihung ein wohlertworbenes, nur im Erpro= 
priationswege entziehbares Privatrecht. Dieſe Auffaffung war namentlich während 
der Herrichait der Regalitätstheorie maßgebend, hat fich aber auch noch im Preuß. 
Allg. ER. und im Bayer. Waflergefeß von 1852, erhalten. Wo dagegen die Kon— 
zeifton als ein Ausfluß der kraft der Staatöhoheit erfolgenden Regelung des Ge— 
meingebrauchs ericheint, wird durch die Konzeſſion nicht ein wohlerworbenes Privat: 
benußungsrecht am öffentlichen Gewäſſer verliehen, jondern nur der Umfang einer 
über den allgemeinen Gebrauch hinausgehenden Sondernugung eines Einzelnen ge= 
regelt, mit dem durch die rechtliche Natur des Gemwäflers bedingten Vorbehalt, dieje 
Sondernugung ohne Gntichädigung zu widerrufen, jobald fie mit dem öffentlichen 
Intereffe des Gemeingebrauchg, namentlich der Schiffahrt, in Wideripruch tritt; 
dieſe Auffaffung liegt dem Franzöſ. Recht zu Grunde und ift auch, freilich mit der 
Modifikation, daß ausnahmsweiſe bei Ertheilung der Genehmigung eine Entichädigung 
für den Tall des Widerrufs zugejagt werden fann, in den Art. 2 des Bad. Waſſer— 
geiehes von 1876 übergegangen. 

Gine zweite Kategorie der Gewäſſer, entgegengefeßt den öffentlichen, bilden 
nach den neueren Gejegen diejenigen, welche im Privateigenthbum oder im 
ausschließlichen Benutungsrechte Einzelner jtehen. Es find dies, wie im Röm. 
Rechte und im Rechte des Deutichen Mittelalters, die unterirdiichen Wafleradern, 
das Grundwafjer, die Quellen, das wild fließende und im Boden jtodende Regen— 
waſſer, die Teiche umd nicht ſchiff- und floßbaren Seen, endlich die fünftlich her— 
geitellten Waflerableitungen, wie Gräben und Kanäle. Im Allgemeinen gilt für 
dieje Gewäſſer der Grundiag, daß der Gigenthimer des Grund und Bodens die 
ausschließliche Verfügungsgewalt über derartige darauf und darunter befindliche 
Gewäſſer hat; er darf die Eigenſchaft des Waflers für alle erlaubten Zwede nußen, 
dajjelbe abgraben, ableiten, verbrauchen. Freilich findet dieje Verfügungsgewalt des 
Eigenthümers kraft Geſetzes und namentlich in Folge bejonderer Rechtätitel eine 
Anzahl von Schranken. Schon kraft Gefees (Rechtänormen des Nachbarrechts) iſt 
er gehindert, durch die Art der gewählten Verfügung ſchädliche Einwirkungen auf 
die nachbarlichen Grundſtücke und Anlagen zu bewirken (vgl. d. Art. Vorfluth 
und Waſſerlauf). Nicht ſelten wird auch der Inhalt und Umfang der Nutzungs— 
befugniſſe an jolchen Gewäflern durch beiondere Nechtstitel näher beftimmt und ein- 
geichräntt, namentlich durch Miteigenthumsverhältnifie, Dienjtbarkeiten, regale Ver— 
leijungen aus früherer Zeit. Insbeſondere find die Rechtsverhältniffe der fünftlichen 
Leitungen, der Entwäſſerungs- und Bewäflerungsgräben, der Gewerbs-, Floß- und 
Sciffahrtstanäle nach diejen bejonderen Nechtstiteln zu beurtheilen , welche jehr 
häufig das Nutungsrecht des Gigenthümers mit Nüdficht auf die Intereſſen der 
anderen an der fünitlichen Yeitung umd an dem Sauptgewäfler Berechtigten in 
engere Schranfen verweiien. Auch ijt zu beachten, daß künſtlich geichaffene Wafler- 
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züge, welche gelegentlich einer Negulirung an die Stelle des Bettes eines natürlich 
fließenden Waflerlaufs treten, nicht als Kanäle zu behandeln find, jondern die recht: 
liche Natur des regulirten Fluſſes oder Baches annehmen. 

Zwiſchen diejen beiden Kategorien der öffentlichen und der im ausjchließlichen 
Eigenthums- und Nubungsrecht befindlichen Gewäfler jteht eine jehr reich beſetzte, 
wichtige dritte Kategorie mitten inne, die natürlich fließenden Ge— 
wäjjer, welche nicht jchifibar, bzw. floßbar find. Dazu gehören auch 
die Ichiffe und floßbaren Gewäſſer mit ihren Streden oberhalb des Punktes, von 
dem an die Schiff- und Floßfahrt beginnt, und die Zuflüſſe derjelben, ferner nad) 
einigen Geſetzen — 3. B. Preußen — auch die floßbaren Gewäſſer. Hinfichtlich der 
rechtlichen Natur diefer Gewäfler und der gejeglichen Befugniß zu ihrer Benußung 
gelten nach den Deutjchen Partikularrechten zwei verichiedene Syjteme. Nach der 
älteren, für den größten Theil Deutichlands geltenden Gejeßgebung, werden dieje 
natürlich fließenden Gewäfler als Gegenjtand des Privatrechts, ala Privatilüfie 
und Brivatbäche, anerkannt, mit der rechtlichen Folge, daß die Eigenthümer der 
von dem Gewäſſer berührten oder durchitrömten Grundjtüde kraft Gejeßes entweder 
einen Privatrechtsanipruch auf ausichließliche Benutzung des Bettes und des Waflers 
oder fogar ein Eigenthumsrecht am Bett und manchmal auch an dem Wafler Haben. 
So nad dem Code eivil art. 640, dem Preuß. Geſetz vom 28. Febr. 1843, dem 
Bayer. Waflergeieß von 1852, dem Defterr. Wafferrechtögeje von 1869, dem Bad. 
Waſſergeſetz von 1876 u. a. m. Nach einer Anzahl neuerer Waflergefege werden 
dagegen auch dieje nicht Schiff» bzw. floßbaren fließenden Gewäfler als öffentlich 
behandelt, derart, daß, abgejehen von den auf beionderen Privatrechtätiteln beruhenden 
Anſprüchen, ein dingliches Recht der Anlieger am Bett oder doch am fließenden 
Waſſer nicht begründet ift, vielmehr der Gebrauch des Waſſers ſowol zu den Eleinen 
Nutungen ala auch zur Bewäflerung und Kraftleiftung Jedermann zufteht, der nad) 
der örtlichen Yage zur Benußung thatfächlih im Stande ift. Dies ift namentlich 
der Standpunkt der Wiejenordn. für den Kreis Siegen vom 28. Oft. 1846 und 
der neueren Waſſergeſetze einer Anzahl Eleinerer Deuticher Staaten, 3. ®. des 
Gothaiſchen Gejehes vom 12. April 1859, des Sachſ.-Altenb. Gejeßes vom 18. Oft. 
1865, des Schwarzb.-Rudolft. Gejeßes vom 7. Febr. 1868, des Koburg. Gejeßes vom 
7. Febr. 1871, des Meining. Gejeßes vom 6. Mai 1872, des Braunſchw. Geſetzes 
vom 20. Juni 1876. — Der Unterjchied zwijchen den beiden Arten der juriftiichen 
Gejtaltung des W.rechts ift übrigens nicht jo erheblich, als er bei der eriten Be- 
trachtung ericheint. Auch wo die nicht Schiffe und floßbaren Bäche und Flüſſe als 
Privatgewäfler dem Befige und der Benußung der Anlieger überwiejen find, it 
nach der Natur der fließenden Waflerwelle, welche fich durch bejtändige Fortbewegung 
einer alljeitigen privatrechtlichen Herrſchaft entzieht, ein Gigenthum der Anlieger am 
Wafler jelbit nicht zu fonftruiren; ja auch bezüglich des Bettes dieſer Gewäfler 
wird, wo es nicht ausdrüdlich kraft Gejees den Anliegern zu Eigenthum zugewiejen 
it, von der neueren Praris und Theorie (vgl. die Schriften von Nieberding, Quber, 
Peyrer, Schenkel) meift angenommen, daß daflelbe, jolange es zur Zufammenhaltung 
des fließenden Waflers dient, die juriftiiche Natur der darin befindlichen, dem Eigen: 
thumsrecht fich entziehenden Waflerwelle theile. Es jchrumpft daher auch bei diejem 
Syſtem das den Anliegern am Wafferlauf gejeglich zuftehende Recht auf einen privat- 
rechtlichen Anfpruch zur Benußung der treibenden und befruchtenden Kraft des 
Maflers, jowie zur Okkupation der Wailerwelle und einzelner Beitandtheile des 
Bette zufammen, ein Anſpruch, der außerdem noch vielfach durch die Jedermann 
eingeräumte Befugniß der Eleinen Nußungen (Tränken, Schöpfen u. dgl.) und ſtets 
durch die dem Benußungsberechtigten zur Pflicht gemachte Nüdfichtnahme auf die 
anderen am gleichen Waſſerlaufe Berechtigten erhebliche Einſchränkungen erleidet. 
Andererjeits aber findet auch dort, wo die nicht ſchiffbaren Waſſerläufe ala öffentliche 
Gewäfler erklärt und prinzipiell der allgemeinen Nutung eröffnet find, dieſer Ge— 


Baflerbenutung. 1247 


meingebrauch, jowie er über die unfchädlichen Nubungshandlungen des Schöpfeng, 
Badens, Tränfens hinausgeht, eine jehr wirkſame thatjächliche Grenze darin, daß 
nur derjenige, welcher ein Gigenthumsrecht am Ufergrundftüde oder die Leitungs— 
befugniß für ſonſtige im Waſſerbereich gelegene Liegenjchaften oder Anjtalten befitt, 
die Kräfte des fließenden Waſſers dauernd für feine wirthichaftlichen oder häuslichen 
Zwede zu benußen vermag. Wenn aljo auch die beiden Syiteme von jehr ver- 
fchiedenen Standpunkten ausgehen, fo treffen doch die Ergebniffe derfelben jehr nahe 
zuſammen. Beim erften Syitem iſt zwar an fich der Uferanlieger nugungsberechtigt ; 
wo aber die nährenden und bewegenden Eigenſchaften des Waflers für ein weiteres 
rüdliegendes Gebiet von Grundjtüden und Anlagen ausreichen, wird es auch bei 
diefem Syſtem den Sinterliegern theil3 im Wege der Vereinbarung mit den Ufer 
befigern, theils durch Geltendmachung öffentlicherechtlicher Zwangsbefugniſſe er- 
möglicht, ſich das Waſſer für ihre wirthichaftlichen Zwede dienjtbar zu machen. 
Bei dem zweiten Syitem hat zwar der Anlieger rechtlich fein die Hinterlieger aus— 
fchließendes Alleinreht auf W., thatjächlich aber ift er durch die günftige Lage 
feiner Grundjtüde und Anjtalten in der Nähe des Waflerlaufes in den Stand gejekt, 
fotern die Kräfte des Waflers nur für die wirthichaftlichen Zwede der angrenzenden 
Grundjtüde und Anlagen ausreichen, in der Regel die Hinterlieger von der W. aus— 
zuichließen, welcher thatjächliche Zuftand manchmal jogar dadurch eine gejegliche An— 
erfennung gefunden hat, daß den Anliegern Hinfichtlich der W. ein Vorzugsrecht von 
den Hinterliegern eingeräumt ift, 3. B. Gothaifches Gejeh SS 20 ff., Sadjj.-Altenb. 
Geſetz SS 13—15. Beim Syſtem der Privatgewäfler ift zwar der Bach und Fluß 
ein Bejtandtheil des privaten Vermögensrechts der Anlieger, aber wegen des daneben 
meiſt zugelaſſenen Gemeingebrauchs der fleinen Nutzungen — 3. B. Preuß. Geſetz 
von 1843 8 2 — und wegen der zur Verhütung von Kollifionen verjchiedener Be— 
nußungsberechtigter und zur Verhinderung von Schädigungen des öffentlichen und 
Landesfulturintereffes Pla greifenden vielfachen Ginwirfungen der Berwaltungs- 
behörden doch in einer Reihe von Beziehungen durch das öffentliche Recht beherricht 
und der Nußung weiterer. reife erjchloffen. Bei dem zweiten Syitem der öffent: 
lichen Gewäfler ift der Waflerlauf zwar an ſich eine öffentliche, dem allgemeinen 
Gebrauch beitimmte Sache, deren Rechtsverhältniffe durch die Verwaltung geordnet 
werden, gleichzeitig aber ift, foweit die Benutzung des Waflers für dauernde Zwede 
und durch bejondere Anlagen in Frage fteht, diefer an fich öffentliche Waſſerlauſ 
theils in Folge älterer Rechtsvorgänge, wie Verjährung, vegale Verleihung, theils 
auch durch neue Vereinbarungen und jonjtige Rechtstitel mit einer Anzahl wohl: 
erworbener Benußungsrechte bejeßt und jomit noch in einer Reihe von Beziehungen 
als ein Gegenjtand des Privatvermögensrechts der richterlichen Enticheidung unter: 
worfen. Indem ſonach das Ergebniß beider Syſteme fich nahe berührt, ift es wol 
tdunlih, in Folgendem ohne eine durchgreifende Unterjcheidung eine zuſammen— 
fafiende Darftellung der Grundzüge des W.rechts, wie es fich in dem einen und 
anderen Fall Hinfichtlich) der dritten Kategorie von Gewäflern, der natürlich 
fließenden, nicht jchiff> bzw. floßbaren Wafjerläufe, gejtaltet, zu geben. 

Derjenige, welchem das Recht zur Benutzung eines nicht jchiffbaren, natürlich 
fließenden Gewäſſers, ſei es kraft Geſetzes, ſei es kraft befonderen Rechtsvorganges, 
zuſteht, iſt befugt, im Bereiche ſeiner Berechtigung die Waſſerwelle durch Schöpfen 
und ähnliche Handlungen ſich anzueignen, das Waſſer zum Baden, Waſchen und 
Schwemmen zu gebrauchen, die Nutzungen aus dem Bett, Sand, Schlamm, Steine, 
Waſſerpflanzen, zu beziehen, endlich insbeſondere die Kräfte des Waſſers zu dauernden, 
mit dem Grundbefig oder mit beſonderen Anlagen und gewerblichen Unternehmungen 
in Verbindung jtehenden Zweden zu benußen, wie zur Bewäflerung von Wiejen, 
zur Bewegung von Triebwerfen, zur Einleitung von Abgängen. Dabei find aber 
dem Benußungsberechtigten durch die eigenthümliche Natur des den Gegenjtand des 
Rechts bildenden fließenden Wafjers, namentlich durch die Rückſicht darauf, daß die 
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gleiche Waſſerwelle und dieſelbe Waſſerkraft im Verlauf ihrer Fortbewegung auch 
dem Benutzungsrechte Anderer unterworfen iſt, eine Anzahl meiſt geſetzlich fixirter 
Schranken gezogen. 

a) Der Benutzungsberechtigte darf dem Waſſer durch Ableitung einen anderen 
Lauf nur auf der Strecke geben, wo er auf beiden Ufern das anſtoßende Gelände 
beſitzt, und hat, im Falle innerhalb der Grenzen ſeines Beſitzthums eine Aenderung 
in der Leitung vorgenommen wird, den früheren Lauf jedenfalls dort wieder her— 
zuſtellen, wo auch nur auf der einen Uferſeite der Beſitz eines Anderen beginnt. 
Nur dann iſt dem Benutzungsberechtigten eine weitergehende Aenderung des Waſſer— 
laufs geitattet, wenn diejelbe durchführbar ift, ohne daß andere Betheiligte dadurch 
eine Schädigung oder Benachtheiligung ihrer wirthichaftlichen oder perfönlichen In— 
tereffien erfahren. Wenn mehrere benachbarte Befiger über die Art der Leitung des 
Waſſers einveritanden find, jo gilt der Bereich ihrer Grundſtücke für diefes Rechts— 
verhältniß als eine einzige zufammengehörige Fläche, innerhalb deren beliebige 
Henderungen des Waſſerlaufs zuläffig find. 

b) Der Benutungsberechtigte darf nicht durch die Art feiner W. ſchädliche 
Einwirkungen auf die Grundjtüde und Anlagen anderer Betheiligter hervorbringen, 
alfo insbejondere nicht eine Aufftauung des Wafjers vornehmen, durch welche fremdes 
Eigenthum überjchwemmt oder verfumpft, Abbrüche und Auskolkungen an fremden 
Ufergrundſtücken erzeugt werden, oder welche auf ſonſt benachtheiligende Weife in 
das Anweſen eines Nachbars hinüberreicht, 3. B. dem Triebwerk eines Oberliegers 
Hinterwaſſer verurjacht. Er darf ferner das Wafler nicht derart benußen, daß er 
es vollitändig aufbraucht oder durch Einleitung fremder Subftangen für die Gebrauchs» 
zwede Anderer untauglich oder ſogar gefundheitsichädlich macht. 

c) Ueberhaupt joll der Berechtigte feine Waflernugung im Kreiſe der übrigen, 
am gleichen Yaufe geübten Gebrauchsrechte, derart einrichten und ausüben, daß es 
auch dem Anderen möglich bleibt, nach Verhältniß des Bedürfnifjes ihrer Grundftüde 
und Anlagen die Kräfte des Waffers für ihre wirthichaftlichen und perjönlichen Zwecke 
nußbar zu machen. Gr hat deshalb insbefondere feine Benutungsanlagen, Zu= und 
Ableitungsfanäle, Staumwehre u. dgl., jo einzurichten und im Stand zu halten, daß 
jede für Andere benachtheiligende Verſchwendung des Waflers vermieden wird. Wenn 
das Waſſer nicht für Alle ausreicht, die nach Maßgabe ihres Rechtstitels oder nad 
der natürlichen Lage ihrer Grundjtüde und Benußungsanjtalten davon Gebraud) 
machen können, gilt in der Regel der Grundjag, daß eine Vertheilung des Waflers 
nach Menge, Art und Zeit der Benußung und nöthigenfalls eine verhältnigmäßige 
Minderung des Umfangs und Maßes der Benußung für alle Betheiligten zu er 
folgen hat, und zwar derart, daß die etwa dauernd oder vorübergehend nöthige 
Einjchräntung im Waflergebrauche thunlichit alle Berechtigten gleichmäßig trifft, und 
daß die verichiedenen Intereſſen, insbejondere die der Landwirthichaft, der Induftrie, 
der Flößerei möglichjt in Einklang gejet werden. Wo in der Gejeßgebung das 
Syitem des Privatbenugungsrechts der Anlieger zu Grunde gelegt ift, gehen die 
Befiter der unmittelbar an den Wafjerlauf angrenzenden Grundftüde und Anlagen, 
jowie diejenigen, welche frait eines wohlerworbenen Privatrecht eine Leitungs oder 
ſonſtige Nußungsbefugniß haben, allen übrigen Interefjenten bei der Bertheilung 
vor; und zwar gilt dort, wo die beiden Ufer verichiedenen Gigenthümern gehören, 
in der Regel der Grundſatz, daß jeder Anlieger zur Hälfte oder bis zur Mitte des 
Waſſerlaufs benutungsberechtigt je. Wo das Waller der Bäche und Flüffe als 
Öffentliches anerkannt it, hat die Vertheilung unter gleichmäßiger Berüdfichtigung 
aller nach der natürlichen Lage ihrer Grundjtüde und Anjtalten zur Benußung be— 
fugten Intereſſenten zu geichehen; jedoch iſt auch hier meift ein Worzugsrecht der- 
jenigen Beſitzer anerkannt, welche kraft bejonderen Privatrechtstiteld einen vor— 
gehenden Anſpruch auf Benußung haben; auch find zuweilen — 3. B. Sachſen— 
Altenb. Gef. von 1865 SS 138—15, 18 — Normativbejtimmungen für die Wafler- 
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vertheilung im Falle verminderten Wafjerftandes aufgejtellt, derart, dat zunächit die 
Anlieger zu befriedigen find und bei fonftiger Konkurrenz mehrerer Anjprüche von 
Anliegern oder Hinterliegern demjenigen der Vorzug zu geben ift, deſſen Benutzungsart 
die größeren volfswirthichaftlichen Vortheile darbietet, inäbejondere im Zweifeläfalle 
der, Wiefenwäflerung vor der Benußung für Triebwerke. 

Uebrigens finden diefe geſetzlichen Beitimmungen über das an Gewäjjern 
der dritten Kategorie ftattfindende Benußungsrecht nur inſoweit unbedingte An— 
wendung, als nicht durch rechtsgültige Vereinbarungen unter den Bes 
theiligten und jonftige Rechtstitel die Benukung des Waſſers nach Umfang, 
Zeiten und Modalitäten in einer abweichenden Weife geregelt it. Solche bejondere 
Regelungen, durch welche das Recht der Anlieger einerjeit3 aufgehoben oder über 
die geießlichen Grenzen hinaus beſchränkt oder andererfeits wieder zu einer ausſchließ— 
fichen und vorzugsweijen Befugniß geitaltet werden kann, vermittelit derer es zu— 
fäffig ift, bejondere, in fich abgejchloffene Rechtsverhältnifje Hinfichtlich der Waſſer— 
vertheilung und Waflernugung, jogar unter Ausdehnung des Benußungsrechts auf 
gejeglich nicht berechtigte Beſitzer, zu fchaffen, famen namentlich früher, jo lange 
partifularrechtlich der Rechtszuftand eines Waſſerregals beſtand, nicht jelten vor; 
durch regale Verleihung, durch Beitallung von Erblehnmühlen, durch landesherrliche 
Privilegien über die Waffervertheilung, durch Konjtituirung von Wafferfervituten 
und endlich durch die ordentliche und unvordenkliche Verjährung find eine große 
Zahl derartiger bejonderer Rechtstitel auf W. geichaffen worden. Aber auch nach 
den neueren Gefeßgebungen gelten in der Regel die gejelichen Normen über die 
Benutung der nicht jchiffbaren Flüffe und Bäche als lediglich dispofitive Bejtimmungen, 
welche durch Vereinbarung unter den Beteiligten und fonjtige Rechtstitel innerhalb 
der durch das öffentliche Recht gezogenen Schranfen abgeändert werden können. 

2) Einwirkungen der Verwaltung auf die W. Auch wo das Recht 
auf die W., wie dies, abgejehen von den jchiff- und floßbaren Gewäſſern, ſowol 
nad Gemeinem Recht als auch nach den das größte Gebiet Deutichlands beherr- 
ſchenden Partifulargejegen der Fall iſt, als ein Privatrecht anerkannt wird, deſſen 
Vorausſetzungen, Inhalt und Umfang fich nach den civilrechtlichen Normen und 
Rechtsvorgängen regelt, ift doch überall wegen der bei der W. gleichzeitig in Frage 
ftehenden öffentlichen Intereſſen den jtaatlichen VBerwaltungsbehörden auf 
Grund der Normen des Öffentlichen Rechts eine weitgehende Ginwirfung auf 
die W. eingeräumt. Dieje verwaltungsrechtlichen Normen und Einwirkungen haben 
den Zwed, einerſeits den Gefahren, Benachtheiligungen und Beläjtigungen entgegen= 
zutreten, welche erfahrungsgemäß eine rückſichtslos vom Standpuntte des Einzelinterefjes 
geübte Waflernugung für die Allgemeinheit und überhaupt für andere Betheiligte 
zur Folge haben kann, andererſeits, ſoweit ein öffentliches oder überhaupt ein über— 
wiegendes voltswirthichaftliches Intereffe, namentlich der Landesfultur oder der 
Induftrie vorliegt, durch die Zwangsmittel der Verwaltung eine intenfive, rationelle 
und möglichit weiten Kreiſen zugute fommende Wafjernugung zu fichern. Die Ein- 
wirfungen der VBerwaltungsbehörden find beionders weitgehend bei den jchiff- und 
tloßbaren Gemwäflern, welche, wie jchon oben bemerkt wurde, in der Regel der 
alljeitigen Aufficht und Leitung der VBerwaltungsbehörden unterworfen find; auch 
binfichtlich der jonftigen natürlich fließenden Gewäfler greifen diefe Ver— 
waltungseimwirfungen nach einer Reihe von Beziehungen in das Benußungsrecht 
der Einzelnen ein, während fie bei den im Brivateigenthum jtehenden, ges 
ichloffenen Gewäſſern nur in jehr beichränttem Make zur Anwendung kommen. Im 
Einzelnen äußert fich die Thätigkeit der Verwaltung Hinfichtlich der Waſſernutzung 
insbejondere nach Folgenden Richtungen: 

a) Genehmigung der W. Gewiſſe Arten der W. bedürfen, ehe fie ins 
Werk gejegt werden, einer vorausgehenden polizeilichen Genehmigung; jo namentlich 
die Errichtung und wejentliche Aenderung von Stauanlagen für Wafjertriebwerfe 
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(Gew.O. 88 16 ff.); ebenſo nach den meiſten Partikulargeſetzen die Errichtung und 
Aenderung von Waſſertriebwerken und ihrer Zubehörden, z. B. der Zu⸗ und Ab— 
leitungskanäle (Preuß. Allg. ER. II. 15 85 231—236, 238, 239; Edikt vom 
29, März 1808 $ 4; Edikt vom 28. Oft. 1810 SS 6 ff.; Bayer. Waflergeiet 
Art. 73 ff.; Bad. Waſſergeſetz Art. 23); ferner die Herftellung von anderen itän- 
digen Vorrichtungen und Anlagen zur Aufjtauung und Ableitung von Gewäilern, 
jofern diejelben auf fremde Grundftüde und Anlagen Einwirkungen ausüben können 
(Wiejenordn. für Siegen $S 1, 6 ff.; Bad. Waflergefeß Art. 23), oder jofern fie an 
Gewäflern, wo jchon Triebwerke vorhanden find, errichtet werden jollen (Bayer. 
Waſſergeſetz Art. 73), die Einleitung von Fabrikabgängen oder anderer Stoffe, durd) 
welche die Eigenjchaften des Waſſers geändert werden fünnen (Bayer. Geſetz Art. 58; 
Bad. Gejeß Art. 23); nach manchen neueren Gejegen (3. B. $ 42 des Weimar. Ge 
ſetzes, $ 86 des Braunſchw. Geſetzes von 1876, SS 16 u. 17 des Oeſterr. Waſſergeſetzes) 
bedarf endlich überhaupt jede W., welche mittels bejonderer Anlagen er 
folgen joll, der polizeilichen Genehmigung. Die Konzeifionspflicht greift bezüglich 
diejer Anlagen nicht blos dann Platz, wenn fie an öffentlichen Gewäflern oder Privat: 
flüffen und Bächen, fondern auch dann, wenn fie an fünftlichen Gräben und Kanälen 
errichtet werden follen. Manchmal ift übrigens die Konzeffionspflicht im weitelten 
Umfange, aljo für alle mittels bejonderer Anlagen erfolgenden Waflernußungen, nur 
infoweit eingeführt, als fie an öffentlichen Gewäflern im engern Sinne ausgeübt 
werden jollen, jo nach Franzöſ. Necht und nach dem Bad. Waflergejeß Art. 1; und 
zuweilen, 3. B. nach Art. 61 des Bayer. Waſſergeſetzes, ift bei gewiſſen minder be 
deutenden Anlagen dem Unternehmer nur die Pflicht vorheriger Anzeige an die 
Verwaltungsbehörde auferlegt. Das Etforderniß einer polizeilichen Genehmigung für 
die Errichtung und wejentliche Aenderung von W.anlagen hat die Bedeutung, daR 
allen Betheiligten Gelegenheit gegeben werden joll, auf Grund der Pläne und Be: 
jchreibungen des beabfichtigten Unternehmens zu prüfen, ob daffelbe etwa Rück— 
wirfungen auf die öffentlichen oder die nachbarlichen Intereffen und Rechte ausüben 
“ Tann, und die fich Hierbei ergebenden Einwendungen vor der Berwaltungsbehörde 
zur Berüdfichtigung bei der über das Genehmigungsgeſuch zu ertheilenden Ent: 
ichließung geltend zu machen. In der Regel wird zu diefem Zwede das Vorhaben 
öffentlich befannt gemacht mit einer Aufforderung, binnen einer Präkluſionsfriſt alle 
nicht Lediglich auf privatrechtlichen Titeln beruhenden Einwendungen bei der Ber 
waltungsbehörde anzubringen. Zur Geltendmachung von Einwendungen find jowol 
die mit Vertretung der in Betracht kommenden öffentlichen Intereffen betrauten 
Staats und Kommunalbehörden ala auch Privatbetheiligte befugt; die Einwendungen 
fönnen ſich jowol auf Gefährdung und Verletzung der allgemeinen Intereifen, 3. 2. 
des Waſſerſchutzes, der öffentlichen Gejundheit, der Erhaltung des einer Gemeinde 
zulommenden Trinkwaſſers, als auf die Beeinträchtigung blos nachbarlicher In— 
terefien, 3. B. Schuß einer Wiefe gegen Ueberſchwemmung oder gegen Entziehung 
der Bewäſſerung, einer Mühle gegen Hinterwafler beziehen. Ueber die erhobenen 
Einwendungen, ſowie die jonftigen bei der polizeilichen Genehmigung in Betracht 
fommenden Punkte wird durch die VBerwaltungsbehörde unter Einforderung technifcher 
Gutachten mit den Betheiligten mündliche Verhandlung gepflogen, welche ihren Ab: 
ichluß in einer die Genehmigung unbedingt oder bedingungsweije ertheilenden oder 
die Benußung unterfagenden Enticheidung findet. Bei diefer Entjcheidung tft die 
Derwaltungsbehörde an gewifje Normativbeitimmungen gebunden; eine Berfagung 
der Genehmigung und die Auflage von Bedingungen foll nur infoweit eintreten, 
als durch das beabfichtigte Unternehmen die öffentlichen Intereffen gefährdet oder 
erhebliche Benachtheiligungen und Beläftigungen für andere Grundftüde, Gebäude, 
Anlagen oder Benußungsrechte verurfacht würden. Namentlich ift der in einer Reihe 
von Geſetzen (3. B. Franzöſ. Recht, Bayerifches, Weimariſches, Gothaifches, Badiiches 
Waſſergeſetz) aufgeftellte Grundjat von großer Bedeutung, daß die Verwaltungsbehörde 
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bei Grtheilung der polizeilichen Genehmigung und bei der Auflage von Bedingungen 
darauf Rüdficht zu nehmen hat, daß nicht der Beitand und Betrieb bereits vor— 
handener Nubungseinrichtungen, wie Triebwerte, Bewäfjerungsanlagen, Wafler- 
leitungen, durch das beabfichtigte neue Unternehmen beeinträchtigt werde. Dieſer 
von der Verwaltungsbehörde zu beachtende Grundjaß der Prävention bietet eine 
werthvolle Garantie für die geficherte, rationelle und dauernde Ausnußung "des 
Waſſers; das Preußifche Geſetz vom 28. Febr. 1843 giebt einen ſolchen Schuß für 
beitehende Anlagen nur in beichränkttem Maße, indem nach $$ 16 ff. mur denjenigen 
Iriebwerfen, denen bejondere Rechtstitel zur Seite ftehen oder welche jchon vor In— 
frafttreten des Gejeges errichtet wurden, durch die Verwaltungsbehörde das zur un— 
gejtörten Fortſetzung des Betriebes erforderliche Waſſer gegenüber neu zu errichtenden 
Anlagen gefichert werden joll. Indem die Verwaltungdbehörde bei der Entjchließung 
über die Genehmigung nicht blos das Öffentliche Intereffe im engern Sinne, jondern 
auch die Intereſſen benachbarter Wert: und Wiejenbefiger in Rückſicht zu ziehen 
hat, ift es Aufgabe der VBerwaltungsbehörbe, gelegentlich des Genehmigungsbeſchluſſes 
vielfach auch über follidirende Privatintereffen zu befinden, alſo insbefondere je nach 
Umftänden auch die Stauhöhe, das Benugungsquantum und die Benußungszeiten 
feſtzuſetzen. Nur ſoweit nicht lediglich auf Grund der gejeglichen Normen, ſondern 
unter Berufung auf bejondere Rechtstitel, 3. B. Vertrag, Dienjtbarkeit, regale Ver— 
leihung, Privileg, Einwendungen erhoben werden, find diefelben, nachdem vergebens 
gütliche Erledigung verjucht worden, der richterlichen Entfcheidung vorzubehalten. — 
Nachdem die Benugungsanlage polizeilich genehmigt worden ijt, kann in Anwendung 
des im $ 26 der Gew.D. auigejtellten Prinzips auf Grund der privatrechtlichen 
Beitimmungen des Nachbarrechts nicht mehr auf Einftellung des Betriebs, jondern 
nur auf SHerftellung der zum Schub der nachbarlihen Grundjtüde und Anlagen 
erforderlichen Vorkehrungen geklagt werden. — Eine Konfequenz der Verwaltungs— 
genehmigung ift es, dab die Verwaltungsbehörde auch über den Betrieb und die 
Unterhaltung der genehmigten Anlage eine dauernde Aufficht ausübt, kraft deren 
fie im Benehmen mit den zuftändigen techniichen Behörden darüber wacht, daß die 
W. entiprechend den Vorfchriiten der polizeilichen Genehmigung eingerichtet und be— 
trieben wird und kraft deren fie insbejondere bei Stauanlagen durch obrigfeitliche 
Setzung einer Aich- oder Höhenmarke für die Einhaltung der genehmigten Stau: 
höhe jorgt. 

b) Unterjagung der W. Die Verwaltungsbehörde kann eine W. unter= 
jagen oder beichränfen, wenn und ſoweit diefelbe eine Schädigung des Gemeinwohls 
oder der Öffentlichen Intereffen im engeren Sinne bewirkt, 3. DB. eine Verſumpfung 
für größere Flächen oder Ueberſchwemmungsgefahren hervorruft, einem jchiffbaren 
Fluß das für die Verkehrszwecke erforderliche Wafjer entzieht oder ſonſt den Wafler- 
verkehr hemmt, den Wafjerbedarf einer Ortfchaft verdirbt, die allgemeine Gejundheit 
durch Berurfahung von Ausdünjtungen jchädigt. Hinfichtlich der Stauanlagen für 
Waflertriebwerte gilt in diejer Hinſicht der gemeinrechtliche Grundfag der Gew. O. 
$ 51, wonach die Unterfagung nad) vorheriger Prüfung der Verhältniſſe durch die 
höhere Verwaltungsbehörde ausgeiprochen wird, dem Beſitzer der eingeftellten Anlage 
aber gleichzeitig für den erweislichen Schaden Erjaß zu leijten ift. Dieſer Grundiah 
fommt in der Regel analog auch dort zur Anwendung, wo nach dem partifulären 
Geſetze andere Benugungsarten unterfagt werden können. Hinfichtlich der bejonderen 
Waſſernutzungen, welche an öffentlichen Gewäflern im engeren Sinne, d. h. an 
ſchiff⸗ bzw. floßbaren Gewäſſern, ausgeübt werden, gilt partitularrechtlich manchmal 
die Beitimmung, daß im alle der Unterfagung eine Entjchädigung für das Auf: 
hören der Nutzung nicht zu gewähren jei, ſoweit nicht bei Ertheilung der Genehmigung 
Schadenserfag ausdrüdlich zugejagt wurde oder ein auf bejonderen Titeln beruhendes 
Benutzungsrecht vorliegt; ebenjo ijt manchmal, 3. B. Bad. Waflergejeg Art. 27, 
beitimmt, daß die Genehmigung zur Einleitung von Abgängen und fremden Stoffen 
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in fließende Gewäſſer jederzeit ohne Entichädigung zurückgenommen werden, und daß 
überhaupt ausnahmsweiſe die Genehmigung einer W. an den Vorbehalt eines ent- 
ihädigungslojen Widerrufs gefnüpft werden könne (Bayer. Waflergefeg Art. 14, 
Bad. Waflergeieg Art. 27). Wo aber nicht diefe befonderen Vorausiegungen vor— 
liegen, find auf die Unterfagung einer rechtmäßig ftattfindenden W. die allgemeinen 
Grundjäße der Erpropriation in Anwendung zu bringen, jo daß ftetö volle und 
zwar, ſoweit nicht dringende öffentliche Intereſſen die ſofortige Einſtellung verlangen, 
vorgängige Entſchädigung zu leiſten und Streitigkeiten über Vorausſetzungen und 
Höhe der Entſchädigung dem richterlichen Erkenntniß vorzubehalten find. 

c) Zwangsbejugnijje. Den neueren Waflergefegen iſt es eigenthümlich, 
daß demjenigen, welcher eine im volfswirthichaftlichen Interefie gelegene W. ausübt 
oder einzurichten beabfichtigt, im Intereſſe eines rationellen Gebrauchs des Waflers 
und einer zwedmäßigen Herftellung der Benußungsanlagen gewiſſe Zwangsbeiugnifie 
gegen die Beſitzer benachbarter Grundftüde, Anlagen und Benußungsrechte eingeräumt 
werden. Als eine jolche Zwangsbeiugniß kann es jchon betrachtet werden, daß nach 
den meijten neueren Gejegen, 3. B. Preuß. Geſetz von 1843 $ 2, Bayer. Waſſergeſetz 
Art. 53, Bad. Waſſergeſetz Art. 6, Jedermann das Necht eingeräumt wird, für feine 
häuslichen und wirthichaftlichen Zwede das Waſſer von Privatflüffen und -Bächen 
zum Schöpfen, Tränfen, Baden und Schwemmen zu benußen, jofern ihm nur die 
rechtliche Möglichkeit des Zutritts zu dem Gewäfler offen ſteht. Dahin gehört ferner 
auch die der Verwaltung zuftehende Berugniß, im alle der Feuersnoth alles, auch 
das in ausfchließlicher Privatnugung und im Eigenthum Einzelner befindliche Wafler, 
meiſt ohne Entfchädigung, zum Xöfchen in Anfpruch zu nehmen, 3. B. Bad. Wafler- 
gefeß Art. 21, fowie „überhaupt die jchon aus den allgemeinen Grundjägen des 
GErpropriationsrechts abzuleitende Berugniß des Staats und der fommunalen Ge- 
meinjchaften bei der Herſtellung von Unternehmungen, die dem öffentlichen Intereſſe 
der Landeskultur dienen, 3. B. bei Korreftion von Flüffen, Entfumpfung größerer 
Flächen, bei Einrichtung der Waflerverforgung für Gemeinden, die Abtretung fremder 
W.rechte und die Belaftung fremder Grundftüde mit Leitungsdienftbarfeiten und 
ähnlichen Laſten gegen Entichädigung in Anipruch zu nehmen. Die bejonderen 
wafjerrechtlichen Zwangsbefugnifſe gehen aber bedeutend weiter, indem biernach auch 
den einzelnen Benußungsberechtigten und den Genofjenichaften derſelben 
ein ſolches zwangsweiſes Eingreifen in fremde Grundjtüde, Anlagen und Nubungs- 
rechte geitattet ift, und indem für die Anwendung des Zwanges nicht das Vor— 
bandenfein eines öffentlichen ntereffes gefordert wird, jondern in der Regel das 
Obwalten eines überwiegenden volkswirthſchaftlichen Rutzens — der 
Zandesfultur, des Bergbaues, manchmal auch der Induftrie — genügt, ja zuweilen 
die Zwangsbefugniß als ein gejeßlicher Anſpruch des Nachbarrechts, ähnlich wie der 
Nothweg, auch ſchon dort zuläffig ift, wo eine lediglich dem Privatnugen des Ein- 
zelnen dienende W.anlage ohne ein folches Uebergreifen im fremden Beſitz nicht 
zwedmäßig hergeitellt oder betrieben werden fann. Die einzelnen Zwangsbefugnifie 
find im Wejentlichen folgende: 

aa) Das dem Befiker des einen Ufers eines fließenden Gewäflers zuftehende 
Recht, eine Stauanlage an das Ufer des Gegenüberliegers gegen Entichädigung des 
(eßteren anzuschließen, welche Befugniß entweder nur für Bewäſſerungszwecke ein- 
geräumt ift — 3. B. Preuß. Geſetz von 1843 $ 24, Franzöſ. Gefeg vom 11. Juli 
1847, Bayer. Gejeg von 1852 Art. 86—88 — oder fowol für landwirthichaftliche 
ala gewerbliche Zwecke geltend gemacht werden kann (Sachſ. Altenb. Geſetz von 1865 
ss 78, 79; Bad. Waflergefeg von 1876 Art. 10); diefe Zwangsbefugniß greift 
meift ſchon dann ſtatt, wenn ohne den Anſchluß an das fremde Ufer die W. nicht 
zweckmäßig durchführbar iſt, zuweilen aber, z. B. nach dem Preuß. Geſetz von 1848, 
nur, wo die Bewäſſerungsanlage einem überwiegenden Landeskulturintereſſe dient. 
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bb) Das Recht, zum Zwed einer Ber oder Entwäflerungsanlage das Waſſer 
über fremde Grumdjtüde oder unter Mitbenugung fremder Leitungen zu= oder abzu— 
leiten. Diejes Recht greift in der Regel nur Platz, wo ein überwiegendes Intereſſe 
der Yandesfultur vorliegt, jo nach dem Preuß. Vorfluthedilt vom 15. Nov. 1811, 
Preuß. Geſetz von 1843 $ 25, Bayer. Waſſergeſetz Art. 89 ff., Bad. Waflergejet 
Art. 12, manchmal übrigens auch lediglich im Privatintereffe des Unternehmers 
einer Be⸗ oder Entwäfjerungsanlage, 3. B. nach dem Franzöſ. Gejeg vom 29. April 
1845; zu Guniten der Entwäflerung war die Ableitungsbefugnig früher meijt auf 
die Fälle befchräntt, wo offene Ableitungsgräben hergeſtellt werden follten; nach» 
dem fich die Entwäfferung durch verdedte Röhren — die Drainage — neuerdings 
ungemein entwidelt hat, wurde meift auch zur Anbringung von unterirdifchen Drain- 
röhren ein Zwangsrecht“ ertheilt (Preuß. Gejeg vom 11. Mai 1853; Franzöſ. 
Gejeg vom 10. Juni 1854; Bayer. Geſetz vom 15. April 1875). 

cc) Das Recht, Fremde Stauanlagen für andere W.anftalten mitzugebrauchen, wird 
nach manchen Gejegen zugeitanden, fofern die Mitbenugung des Waflerftaues für die 
Bewäſſerung von Grundjtüden oder die Bewegung eines Triebwerkes von Vortheil 
ift und der Befiter der Stauanlage in der eigenen Waflernußung durch den Mitgebrauch 
feinen Schaden erleidet; wer auf eine ſolche Mitbenugung Anfpruch erhebt, Hat 
natürlich einen entiprechenden Theil der Kojten für Heritellung und Unterhaltung 
der Stauanlage zu tragen (vgl. Sachſ. Altenb. Geſetz 5 83 ; Bad, Waſſergeſetz Art. 11). 

dd) Das Recht, das einem Anderen kraft Privatrechts ‚zur ausjchließlichen Bes 
nutzung oder zu Gigenthum gehörige fließende Wafler für eine Benugungsanlage in 
Anspruch zu nehmen, jofern dafjelbe von dem zunächſt Berechtigten nicht benutzt 
wird (Bayer. Waflergejeh Art. 62 ff.; Sachſ. Altenb. Gejeß $ 16; Bad. Waſſergeſetz 
Art. 14 ff.); diefe Zwangsbefugniß greift aber nur Pla, wenn das nicht bemußte 
Waſſer für einen Benußungszwed in Anfpruch genommen wird, der einen über- 
wiegenden landwirthichaftlichen oder induftriellen Nuten darbietet; auch ift dem 
Berechtigten der Werth der ihm entzogenen Waſſerkraft zu erjeßen und, ehe die 
Entziehung durch die Verwaltungsbehörde ausgeſprochen wird, eine Friſt zu geben, 
innerhalb deren er die Entziehung dadurch abwenden fann, daß er das Waſſer für 
eine eigene Anlage in Benugung nimmt. — Nicht felten ift unter den gleichen 
Vorausſetzungen auch die Beiugniß gegeben, die äußeren Anlagen eines fremden 
Waflerwerts (Zu- und Ableitungs-, Stauanlagen) unter Entjchädigung des Befigers 
zum Zwed der Erzielung eines Wafjerüberfchuffes abzuändern, ſofern in Folge der 
mangelhajten Einrichtung diefer Anlagen eine Waflerverfchtwendung verurjacht wird. 
So im Preuß. Geje von 1843 $ 37, Bad. Waflergefe von 1876 Art 15. 

ee) Der Unternehmer einer Bewäflerungs: oder&ntwäjjerungsanlage, 
welche einem überwiegenden Nuten der Landeskultur dient, kann gegenüber anderen 
Befigern von Grundjtüden und Anlagen, jowie gegenüber anderen Waſſernutzungs⸗ 
berechtigten im Zwangswege alle jene Abtretungen und dinglichen Belajtungen in 
Anspruch nehmen, welche zur planmäßigen und zwedentiprechenden Ausführung und 
Sinftandhaltung der Anlage erforderlich find; natürlich nur nach vorausgegangener 
Prüfung des Planes und der thatjächlichen und rechtlichen Verhältniffe durch die 
Berwaltungsbehörde, nur gegen volljtändige Entichädigung für alle Nachtheile und 
unter Vorbehalt bejtimmter Anlagen, Gebäude, Hofräume, bezüglich deren eine jolche 
Zwangsbefugniß nicht ftattfindet. So nach Sad. Altenb. Geſetz $$ 96, 113 ff.; 
Bad. Waflergejeg Art. 12. 

ff) Endlich gehört hierher die einer Mehrheit von Belitern zuftehende Berugniß, 
die betheiligte Minderheit im VBerwaltungswege zur Theilnahme an genoſſenſchaft— 
lihen W.unternehmungen zu zwingen. Bgl. d. Art. Waffergenofjenichaiten. 

d) Regelung der W. im Verwaltungswege. In einer Anzahl von 
Fällen ift den Verwaltungsbehörden die Befugniß eingeräumt, die Benutzung von 
Gewäflern und ihres Bettes für beitimmte Zwede, auch wenn es fich nicht um eine 
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der beſonderen polizeilichen Genehmigung bedürftige Anlage handelt, zu regeln, zu 
leiten und zu überwachen. In ſehr ausgedehntem Maße iſt dies hinſichtlich der 
ſchiff· und floßbaren Gewäſſer der Tall, deren Verkehrsgebrauch durch beſondere 
Schiffahrts- und Floßordnungen im Verwaltungswege geordnet, deren ſonſtige Be— 
nutzung durch die Verwaltungs-, insbeſondere die Waſſerbaubehörden im öffentlichen 
Intereſſe überwacht wird. Auch hinſichtlich der ſonſtigen fließenden Gewäſſer — 
mit Ausnahme der im abgeſchloſſenen Eigenthum oder ausſchließlichen Benutzungs— 
rechte jtehenden Kanäle — iſt e& meift als Sache der Verwaltung anerkannt, joweit 
es die Öffentlichen Intereffen des Waflerichuges und der Verhütung von Benugungs- 
follifionen erfordere, die Benußung der Gemwäfler zur Entnahme von Sand, Schlamm, 
Steinen, Waflerpflanzen u. dgl. zu regeln, ſowie den hinfichtlich der unſchädlichen 
Nubungen, wie Baden, Tränken, Schöpfen u. dgl., zugelafjenen Gemeingebrauch zu 
ordnen. Endlich ift überhaupt nach manchen neueren Geſetzen die Regelung der W., 
joweit die Vertheilung des Waflers nad) Menge, Zeit, Modalitäten des Gebrauchs 
unter verjchiedene am gleichen Laufe berechtigte Gebrauchsinterefjenten in Frage 
fommt, mehr oder weniger Sache der Berwaltungsbehörden, welche dabei die geſetz— 
lichen Normativbeitimmungen anzuwenden haben. So inäbefondere nach den Geſetz— 
gebungen, welche, wie im einer Anzahl der Thüringifchen Staaten, ferner in 
Braunschweig, Oldenburg, für den Preußiichen Kreis Siegen, die natürlich fließenden, 
nicht Schiffe oder floßbaren Bäche und Flüſſe als öffentliche Gemwäfler erflären. Aber 
auch, wo das Syſtem der Privatbäche und Flüſſe zu Grunde Liegt, ift nicht jelten 
der Berwaltungsbehörde die Berugniß gegeben, durch Verwaltungsreglements die 
Art, Zeit und Menge der Benußung für ein gufammengehöriges, eine Anzahl von 
Bewäſſerungs- und Triebwerfsanlagen in fich faſſendes Gebiet zu ordnen; jo nad 
dem Franzöſ. Recht Art. 6 $ 3 des Gefehes vom 18./20. Aug. 1790 und Dekret 
vom 13. April 1861, Anlage V. Nr. 4, 5, 7; nach Art. 60 des Bayer. Wajler- 
geſetzes, nach $ 75 des Defterr. Waflergeieges von 1869, nach Art. 30 des Bad. 
Waflergejeßes von 1876. 

3) Zuftändigfeit der Behörden. Während ungeachtet der Verjchiedenheit 
der Ausgangspunkte und der Mannigfaltigfeit der Einzelbeftimmungen die materiellen 
Normen über die Benugung der Gewäſſer in ganz Deutſchland übereinftimmende 
Grundzüge aufweifen, jo macht fich hinfichtlich der Regelung der Zuftändigfeit der 
Behörden eine große Verjchiedenheit geltend, welche eine zufammenfaflende Darftellung 
jehr erjchwert; gerade bei diefer Frage war es meift für die Art der Regelung von 
großer Bedeutung, ob die dritte Kategorie von Waſſerläufen, die nicht jchiffe und 
floßbaren Flüffe und Bäche, ala Gegenjtand des Privatrecht3 oder ala öffentliche 
Gewäfjer erflärt wurden, indem bei dem erjten Syſtem in der Regel der civilrecht- 
lichen Entjcheidung, bei dem zweiten Syitem meift der Zuftändigfeit der Verwal- 
tung&behörden das Uebergewicht gegeben wurde; außerdem aber ift es theils durch 
die Mannigjaltigfeit der Behördenorganijation in der inneren Verwaltung der ein= 
zelnen Deutjchen Staaten, theils auch durch die jehr verfchiedenartige, in den kleineren 
Territorien meift ganz fehlende Organijation der Verwaltungsrechtäpflege bedingt, daß 
die Grundfäße über die Zuftändigfeit der Behörden in W.jachen jo verichiedenartige 
find. 68 follen daher in Folgendem nur einige Grundzüge hervorgehoben werden. 

a) Zuftändigkeit der Gerichte. Allgemein haben die bürgerlichen Gerichte 
über Streitigfeiten zu entjcheiden, die fich Hinfichtlich des Eigenthums und des Bes 
nußungsrechts an Gewäſſern der eriten Kategorie, den jog. geichloffenen Gewäſſern, 
Quellen, Zeichen, Regen und Grundwafler, fünftlichen Gräben und Kanälen, er 
heben. ferner jteht den Gerichten meift auch die Enticheidung der Streitigkeiten zu, 
welche zwijchen Einzelnen über die Benußung der fließenden Gewäſſer der dritten 
Kategorie, der nicht jchiff- und floßbaren Bäche und Flüſſe entjtehen; doch ijt nach 
den neueren Geſetzen, welche dieje Gewäfler ala öffentlich erflären, nicht felten den 
Verwaltungsbehörden die Befugniß zur Schlichtung von Kollifionen der Benutzungs— 
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berechtigten für jolche Gewäfjer eingeräumt (vgl. Oldenb. Deich» reip. Wafferordn. 
vom 8. Juni 1865 und 20. Nov. 1868 Art. 128, 129 bzw. Art 3, 5, 16; Sädj.- 
Altenb. Geſetz $ 12; Braunichw. Gejeß SS 4 ff.). Ueber Benutungsrechte an 
Gewäſſern der zweiten Kategorie, jchiff- und floßbaren Gewäflern, haben die Givil- 
gerichte nur dann zu befinden, wenn es fich um ein auf befonderem privatrechtlichen 
Titel ,„ 3. B. regale, Iehnrechtliche Verleihung, Privileg, beruhendes Recht handelt. 
Endlich enticheiden die bürgerlichen Gerichte über alle Entichädigungsanfprüche, die 
fich Durch Verlegung fremder Rechte gelegentlich der W. und bei Geltendmachung 
von Zwangsbefugniſſen ergeben. Auch find fie zum Theil, ſoweit nämlich einzelne 
Zwangäbeiugnifje, wie das Recht auf Anjchluß von Stauanlagen, auf Mitbenußung 
fremder Staumwehre und auf Ableitung des Waſſers über fremde Grundjtüde, als 
nachbarrechtliche Laften anerkannt find, auch mit der Entjcheidung über die Zuläjfig- 
feit Diejer dem Privatrecht angehörigen Zwangsbefugniffe betraut, jo nach den Fran— 
zöfiſchen Gejegen von 1845, 1847; Bad. Waffergejeg Art. 92. 

b) Den Berwaltungsbehörden jteht in folgenden Fällen die Entjchließung zu : 
aa) Ueber die Regelung des Verkehrs und jonftigen Gemeingebrauchs an jchiffe 
und floßbaren Gewäfjern und der dann jtattfindenden Sondernußungen, vorbehaltlich 
der richterlichen Enticheidung über Berechtigungen, die auf befonderen Privatrechts- 
titelm beruhen. Namentlih ift es auch Sache der BVerwaltungsbehörde, feſt— 
zuitellen, ob und inwieweit ein Gewäſſer als jchiff- und floßbar zu behandeln jet. 
bb) Ueber die Regelung der an nicht jchiff- und floßbaren Gewäfjern kraft Gemein 
gebrauchs jtattfindenden kleinen Nubungen des Badens, Schöpfens u. ſ. f., über 
die Regelung der Entnahme von Sand, Schlamm u. dgl. aus folchen Gewäflern. 
ec) Ueber die Genehmigung von W.anlagen und W.arten, die nach dem Geſetze 
einer vorgängigen polizeilichen Zulaſſung bedürfen, woran fich eine ftändige polizei- 
liche Aufficht über den Betrieb und die Beiugniß zur Sekung der Aichmarke, 
jowie zur Enticheidung über die Anwendung der Konzeffionsbedingungen anschließt. 
dd) Ueber die Unterfagung einer W. im öffentlichen Intereſſe. ee) Ueber die 
Vorausfegungen und den Umfang der Statthaftigkeit von Zwangäbefugniffen im 
Intereſſe dev W., ſoweit nicht die Gerichte als zuſtändig erflärt find. ff) Endlich 
in jehr verjchiedener Ausdehnung über Kollifionen, die fich bei der Benutzung eines 
nicht Fchiff- und floßbaren Gewäflers durch mehrere Berechtigte ergeben. 

c) Die Berwaltungsgerichte. Die Zuftändigfeit der Verwaltungsrechts⸗ 
pflege in W.jachen ift einerjeits begrenzt durch die Fälle, für welche die Kompetenz 
der bürgerlichen Gerichte anerfannt ift, andererjeits durch den den Verwaltungs 
behörden eingeräumten Befugnißkreis. Soweit die Verwaltungsbehörden nach freiem 
Zwecmäßigfeitsermefjen unter Wahrung der öffentlichen und unter Ausgleichung der 
fih gegenüberjtehenden nachbarlichen ntereffen die W. regeln und über die Ge— 
nehmigung und Interfagung von Benußungsanlagen und Benutungshandlungen, ſowie 
über die Zulaffung von Zwangsbefugniffen bejchließen, ift an fich für die verwal— 
tungsgerichtliche Entfcheidung fein Raum gegeben. Ye mehr aber bei allen diejen 
Entjcheidungen und bei der Ordnung der ſich daran anfnüpfenden Kollifionen das 
freie Ermeſſen der Verwaltung durch Normativbeitimmungen beſchränkt wird, je 
jorgfältiger und eingehender ſich die Geſetzgebung im Gebiete des Waſſerweſens ent— 
wickelt, deſto mehr bilden ſich auch im öffentlichen Rechte der W. zwiſchen den 
einzelnen Benugungsberechtigten, zwiſchen den Waffergenofjenichaften, ihren Mit— 
gliedern und dritten Betheiligten feſt umgrenzte Rechtsverhältniffe aus, welche ſich 
im falle des Streites zur verwaltungsgerichtlichen Entjcheidung eignen. Bon diejem 
Gefichtspunfte aus find in denjenigen Deutjchen Staaten, welche die Verwaltungs- 
rechtspflege organifirt haben, überall in größerem oder geringerem Umfange be= 
ftimmte Rechtaverhältniffe der Waffernugung der Entjcheidung der Verwaltungs— 
gerichte überwieſen. Am umfangreichjten in Württemberg, wo nach dem Art 10 
3. 24 des Gefehes von 1876 über die Verwaltungsrechtspflege die Verwaltungs— 
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gerichte die Streitigkeiten über die Benutzung öffentlicher Gewäſſer, einſchließlich der 
Frage, ob einem Waſſer die Eigenſchaft eines öffentlichen Waſſers zukommt, zu ent— 
ſcheiden haben. Aehnlich auch nach Art. 8 Ziff. 14 des Bayer. Verw.Ger.Geſ. 
von 1878, wonach, freilich vorbehaltlich der geordneten und in Waflernugungsfachen 
jehr weit reichenden civilgerichtlichen Zuständigkeit, den Verwaltungsgerichten die Ent- 
icheidung von Streitigkeiten über die Benugung des Waflers und über Bewäſſerungs— 
und Entwäfjerungsunternehmungen zugewiejen wird. Dagegen hat fich die Preußiſche 
Geſetzgebung darauf beſchränkt, für einzelne bejtimmt bezeichnete Fälle die verwal— 
tungsgerichtliche Kompetenz fejtzuftellen, 5. B. über die interimiftische Feitjegung der 
Stauhöhe, vorbehaltlich endgültiger richterlicher Enticheidung, über Anträge auf 
Mitbenugung von Entwäfjerungsanlagen, über die von Zriebwerfäbefigern gegen 
neue Bewäflerungsanlagen erhobenen Widerfprüche, namentlich aber können polizeiliche 
Verfügungen der Orts» und Hreisbehörden in Waflernugungsjachen durch Klage gegen 
den in Meter Inſtanz ergangenen Berwaltungsbefcheid wegen Nichtanwendung oder 
unrichtiger Anwendung des Rechts zur Enticheidung der Verwaltungsgerichte gebracht 
werden (Art. 63 des Geſetzes vom 26. Juli 1880). Auch nach dem neuejten Bad. 
Waſſergeſetz von 1876 Art. 90 und 91 iſt die Zuftändigfeit der Berwaltungägerichte 
in Waſſernutzungsſachen auf wenige Fälle, namentlich Streitigkeiten zwiichen Waifer- 
genofjenfchaften und ihren Mitgliedern und über die Aufnahme in Waſſergenoſſen-— 
ichaften, beſchränkt. 


Gigb.: Preuß. Allg. ER. 1.883 96 fi.; 1.9 88 176, 223 ff.; IL. 15 88 38 ff. 229 ff. — 
Geieg wegen des Wafjerftauens v. 15. Nov. 1811. — Geſetz über die Benukung der Privat: 
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ftüde. — Lübeck'ſche Waflerlöfungsorbnung vom 2. Dybr. 1865. — Brem. Waflerordnung 
v. 27. Dezember 1878. — Code civil. art. 538, 556 ss., 640 ss. — Franzöſ. Geieh dv. 22. 
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1807, 29. April 1845, 11. Juli 1847, 10. Juli 1854, 14. — 1856, 21. Juni 1865. — 
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um Waſſerrecht, ebenda Bd. XII. — Kori, Ueber das Waſſerrecht, ebenda, Bd. XVIII. — 
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barn Machbarrecht), 2. Aufl. 1880; Derjelbe, Grundz. d. Waflerrechtd nach Gem. Recht, in 
Jahrb. f. Dogm. Bd. VII. 1865. — Glaß, Die wafjerrechtl. Gejeßgebg., 1865. — Schent, Zur 
MWafjerrechtäftage, 1860. — Endemann, Das ländl. Waflerrecht, 1862. — Weiske, Rechtöler. 
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Waſſergenoſſenſchaften. (S. Thl. I. S. 496 u. d. Art. Bewäſſerungs— 
und Entwäfjerungsanlagen.) I Geſchichtliches. Die Bildung von W., 
deren Zwed entweder gemeinfame Benubung eines Waflerlaufes zur Bewäfjerung 
oder zur Bewegung von Mühlen, oder der gemeinfame Waſſerſchutz ift, reicht in die 
älteften Zeiten der Deutichen Rechtsentwidelung zurüd, da die Natur der Dinge es 
mit fich bringt, daß die Befiger der im Waflerbereich gelegenen Grundjtüde und 
Anlagen, foweit ihre Intereffen in dem gemeinjamen Bebürfniß einer geregelten 
Waſſerbenutzung und eines geordneten Waſſerſchutzes einen VBereinigungspuntt finden, 
unter genoffenjchaftlicher Organifation zur gemeinjhhaftlichen Leitung und Ueber: 
wachung der zur Erfüllung diefer Aufgaben erforderlichen Maßregeln zufammentreten. 
Die Rechtöverhältniffe dieſer W. entwidelten fih in den einzelnen Deutichen Ge— 
bieten nach der bejonderen Lage der Landwirthichaft und der Induftrie, nach der 
eigenthümlichen Art der Bodengeftalt und der Ablaufsbedingungen, je nachdem das 
Bedürfniß der Entwäflerung, des Uferſchutzes, der Eindeichung oder dad Streben 
nach Ausnutzung des Waſſers für die Wiejenwäfjerung oder ala Triebfraft voran= 
ftand, auf Grund partifularrechtlicher Gewohnheiten, Statuten und jonjtiger Rechts— 
quellen jehr verjchiedenartig, zunächſt auch durch die Einführung des Römischen 
Rechts, welchen derartige Organifationen unbefannt find, nur wenig beeinflußt; 
nicht felten lehnten fich die W. an die beftehende Organijation der Markgenofjen- 
ichaft oder der ländlichen Gemeinden an, welche in vielen Gebieten ala Beſitzer 
der die Gemarkung berührenden Bäche und nicht fchiffbaren Flüffe betrachtet wurden. 
Das Thätigkeitögebiet diefer W., ihre Benubungsrechte, ihre Zwangd- und Straf: 
beiugnifje und ihre Organifation waren durch Herkommen, durch Vereinbarungen 
der Betheiligten, durch Weisthümer und Zaidinge, durch Flur- und Feldord— 
nungen, und jeit Eritarfung der Territorialgewalten auch nicht felten durch Privi- 
legien, Statuten und Edikte der Landesherren geregelt. Als fich der Polizeiftaat 
herausbildete, welcher jede nicht ftaatöpolizeilich genehmigte Vereinigung mit Miß— 
trauen betrachtete, und namentlich jeit Anfang diefes Jahrhunderts, ala die Grund— 
ſähe des Rechtsſtaats in den Deutjchen Territorien immer mehr zur Anerkennung 
gelangten, ala in Folge davon die Geltung des Gewohnheitsrechts zurüdgedrängt 
und eine zwangsgenoflenjchaftliche Organifation nur auf Grund befondern Geſetzes 
als rechtsgültig erachtet wurde, iſt die rechtliche Grundlage diefer W., welche fich 
Mangelö genauer Nachweije über ihre Entjtehung vielfach nur auf eine ſeit unvor— 
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denklicher Zeit ſtattfindende Uebung berufen konnten, tief erſchüttert worden. Zum 
Nachtheile der Landeskulturintereſſen ſind manche dieſer Genoſſenſchaften der ihnen 
ungünſtigen Rechtsentwickelung zum Opfer gefallen oder zur Einſtellung ihrer or— 
ganiſationsmäßigen Thätigkeit veranlaßt worden. Vielfach wurden fie nur noch 
als Gefellichaften oder Miteigenthumsverhältniffe im Sinn des Röm. Rechts be 
handelt, wodurch der dauernde Beitand und das ftetige Funktioniren ihrer Organe 
ins Ungewiffe gejegt wurden. Namentlich aber war e8 in Ermangelung einer ent 
iprechenden Gejeßgebung nicht leicht möglich, die bejtehenden Genoſſenſchaften durd 
Mehrheitsbeichlüffe oder durch DVerwaltungseingreifen, entjprechend den geänderten 
Verhältniffen, umzubilden und zu erweitern oder neue W. gegen den Willen einzelner 
MWiderftrebender zu errichten. Das Bedürfniß nach einer gejeßlichen Regelung der 
Berhältniffe jolcher Genofjenichaften ward aber um jo dringender, je mehr die Zu: 
nahme der Bevölkerung, die Entwidelung einer fich der Waſſerkraft in weiterem Um: 
fange bedienenden Jnduftrie und einer auf den Futterbau angewiejenen intenfiven 
Landwirthſchaft zu einer rationellen Ausnüßung der treibenden und befruchtenden 
Kräfte des Waſſers und zur nachhaltigen Abwehr feiner jchädigenden Wirkungen 
Beranlaffung gaben und je mehr fich die Staatöverwaltung der auf dem Gebiete 
der Landeskultur ihr geitellten Aufgaben bewußt ward. Seit den dreißiger Jahren 
beginnt auf diefem Gebiete eine nach Inhalt und Umfang bejtändig wachlende 
Thätigkeit der einzeljtaatlichen Gejehgebungen. Nachdem fchon durch; das Großh. 
Heſſ. Wiejenkulturgefeß vom 7. Oktbr. 1830 die Herftellung gemeinjfamer Anlagen 
zur Verbeflerung don Wiefenfluren und durch das Kurheſſ. Geſetz vom 28. Oktbr. 
1834 die zwangäweife Bildung von Genofjenjchaften für die Be- und Entwäſſerung 
geregelt worden war, ift durch die SS 56—59 des Preuß. Gejeßes vom 28. Febr. 
1843 über die Privatflüffe für ein großes Staatsgebiet eine neue Rechtsgrumdlage 
für die Bildung von Bewäſſerungsgenoſſenſchaften hergeitellt worden; nach den Be 
ftimmungen des Preuß. Geſetzes können die an einem gemeinnüßigen Wafferbenügungs- 
unternehmen betheiligten Befiger auch gegen ihren Willen durch landesherrliche Ver— 
ordnung zu einer Genoſſenſchaft vereinigt und zur gemeinfamen Anlage und Inter 
haltung der erforderlichen Waſſerwerke verpflichtet werden; auch ift der Beſtand der 
von Alters her vorhandenen Genoſſenſchaften ausdrüdlich ala rechtsgültig anerkannt 
worden; dieje Beitimmungen des Preuß. Gejeßes von 1843 erhielten eine wejentliche Er- 
gänzung dadurch, daß fie durch das Geſetz vom 11. Mai 1853 auch auf Entwäfjerung® 
genofjenichaften (mit Ausnahme der Drainage) ausgedehnt wurden und daß bie 
Rechtöverhältniffe der Waflerfchußgenofjenjchaften durch das ausführliche Geſetz vom 
28. Januar 1848 über das Deichweien eine Regelung erfuhren. Indem nach dem 
Scheitern der politiichen Bewegung der Jahre 1848 und 1849 die Thätigkeit der 
Regierungen fich überall mit befonderer Sorgfalt der Hebung der wirtbichaftlichen Ber- 
hältniffe zumwandte, wuchs inäbefondere in den fünfziger Jahren eine ſehr umfang: 
und inhaltreiche partifulare Gejeßgebung im Gebiete des Waflerrechts empor, welde 
auch das Genoſſenſchaftsweſen in ihren Bereich zog. Namentlich wurde die zwangs— 
weile Bildung von W. zum Theil im Anjchluß an die eben erwähnten Gejee durd) 
das Badische Geſetz vom 13. Febr. 1851 und durch die umfaſſende Bayr. Wafler: 
gejeßgebung vom 28. Mai 1852 geordnet; ferner in ähnlicher Weije im Königr. 
Sachjen durch Gejeßg vom 15. Auguft 1855 und 9. Febr. 1864, im Großh. Heflen 
durch Gefeg vom 2. Yan. 1858, im Großh. Sachjen-Weimar dur Gejeg vom 
16. Febr. 1854, im Herzogth. Sachſen-Koburg-Gotha durch Geſetze vom 12. April 
1859 und 7. Febr. 1871, in Schwarzburg-Sondershaufen durch Geſetz vom 26. 
San. 1858, in Lippe-Detmold durch Gejch vom 17. März 1859, in Schwarzburg- 
Rudoljtadt durch Geſetz vom 7. Febr. 1868, in Sachjen-Altenburg durch Gejege vom 
18. Oftbr. 1865 und 25. April 1866, im Großh. Oldenburg durch Gejege vom 
8. Juni 1865, 20. Novbr. 1868 und 22. März 1861. Nachdem die im Jahre 
1876 erlaffene ausführliche Waflergefeßgebung von Baden und Braunſchweig aud) 
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die Verhältniffe der Waflergenoffenichaften einer Neuregelung unterworfen hatte, ift 
für das ganze Gebiet des Preuß. Staats durch das Geſetz vom 1. April 1879, 
betr. die Bildung von W., eine wol zunächſt abjchließende und auch für das übrige 
Deutichland vorbildliche Regelung diefer Materie erfolgt. Für Oeſterreich enthält 
das Waſſerrechtsgeſetz vom 30. Mai 1869 eine ausführliche Ordnung der Rechts- 
verhältniffe der W.; für Eljaß-Lothringen ift im dieſer Hinficht im Ganzen die 
Franz. Gefeßgebung maßgebend, die übrigens durch ein Gejeß vom 11. Mai 1877 
nicht unmefentliche Anderungen erfahren hat. 

I. Grundzüge der partifularredtlihen Normen über W. 

Nah den Beitimmungen des Givilrechts iſt es zuläffig, dab die Eigenthümer 
von Grunditüden und Anlagen, welche ein gemeinjchaftliches Intereffe der Waſſer— 
benugung oder des Waſſerſchutzes Haben, fich zur gemeinjamen Befriedigung dieſes 
Intereſſes vereinigen; eine neue Perjönlichkeit wird durch diefe Vereinigung nicht 
geichaffen ; es wird blos durch Uebereinftimmung der betheiligten Befiker eine privat» 
rechtliche Geſellſchaft gebildet und es regelt fich die Frage der Gejchäftsleitung, die 
Betheiligung an den Koften und Ergebniffen der gemeinfchaftlichen Thätigfeit, die 
Auflöfung der Gejellichaft nach dem Inhalte des abgeſchloſſenen Gefellichaftsvertrags, 
bzw. nach den civilrechtlichen Beitimmungen über das Sozietätsverhältnig. Eine 
beiondere Bedeutung in wirtbichaftlicher Hinficht können derartige Gejellichaften kaum 
erlangen, da ihr Beitand und ihr Yunktioniren im Wejentlichen von der fortdauern- 
den Webereinftimmung der Gejellichaftsmitglieder abhängig ift. Diefe Waſſer— 
gefellfchaften bedürfen daher auch hier feiner weiteren Betrachtung, vielmehr 
bat fich die Daritellung auf die W. zu befchränfen, d. 5. diejenigen Vereinigungen 
mehrerer Befiter zum Zwecke gemeinfchaftlicher Waflernugung oder Waſſerſchutzmaß⸗ 
regeln, wobei die Gemeinfchaft der Betheiligten als juriftiiche Perjönlichkeit anerfannt 
und durch ihre Organifation die Gemwährleiftung dauernden Beſtandes gegeben ift. 
Die neuere Geſetzgebung unterfcheidet zwei Hauptformen diefer W., die freien (nicht 
autorifirten) und die öffentlichen W. 

1) Die freien W. werden dadurch gebildet, daß jämmtliche Betheiligte aus— 
drüdfich und übereinftimmend erflären, für die Verfolgung bejtimmter gemeinjchaft- 
licher Zwede des Wafjerfchußes oder der Waſſerbenutzung eine Genoſſenſchaft errichten 
zu wollen. Der Umkreis der Zwede freier MW. ift ein jehr weiter. Nach dem 
Preuß. Geje dv. 1879 können fie gebildet werden zur Benußung und Unterhaltung 
von Gewäflern, zur Ente und Bewäflerung von Grundftüden, zum Schuß der Ufer, 
jur Anlegung, Benutzung oder Unterhaltung von Waflerläufen oder Sammelbeden, 
zur Waflerverforgung, zur Heritellung und Verbeſſerung von Waflerftraßen und 
anderen Schiffahrtsanlagen; in ähnlichem Umfange — mit Ausnahme der Herjtellung 
von Schiffahrtäwegen und anlagen — ift die Bildung nicht autorifirter W. zu— 
läffig nach dem in Eljaß-Lothringen geltenden Franz. Geſetze vom 21. Juni 1865 
über die Syndikatafjoziationen, welchem Geſetze das Preußifche in mehrfacher Hin- 
ficht nachgebildet ift. Die Nebereinjtimmung der Betheiligten muß übrigens, damit 
fie der Vereinigung die Rechte der juriftiichen Perjönlichkeit verichafft, in einer be— 
fimmten Rechtsform feftgeftellt werden; die Uebereinkunft muß fchriftlih — Franz. 
Geſetz Art. 5 — oder gerichtlich bzw. notariell — Preuß. Geſetz $ 11 — ab: 
geichloflen werden; auch ijt die Organijation der Genoſſenſchaft durch ein Statut 
ju regeln, welches entiweder in einem gerichtlichen Regifter — Preuß. Geſetz $ 13 — 
einzutragen oder im Amtsblatte öffentlich zu verfünden ift — Franz. Geſetz Art. 6 —. 
Denn auch die freien W., ſoweit nicht für die Art der von ihnen zu bejorgenden 
Aufgaben allgemein=polizeiliche Vorſchriften maßgebend find, als Perjonen des Privat- 
techts ohne unmittelbare Einwirkung und Kontrole der Berwaltungsbehörden thätig 
find, jo gelten doch Hinfichtlich der Betellung der Organe, des Ein- und Austritts 
und der Haftbarfeit der Mitglieder, jowie der Auflöfung der Genoſſenſchaft geießliche 
Normativbeitimmungen, welche durch freie Uebereinkunft der Betheiligten nicht ab- 
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geändert werden können. Es findet in dieſer Hinſicht auf die W. im Allgemeinen 
die Analogie der Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften Anwendung; jedoch wird 
ein wejentlicher Unterichied durch die WVerjchiedenheit der von beiden Arten von 
Genoſſenſchaften zu verfolgenden Zwede bedingt. Die Angehörigfeit zur Erwerbs 
und Wirthichaftsgenofjenichaft ift ein lediglich perjönliches, zur Förderung des in- 
dividuellen Kredits gefmüpftes Band, deflen Feſtigkeit durch die jolidare Haftbarkeit 
der Genofjen gewährleiftet wird, das aber durch Austritt des Mitglieds jederzeit 
gelöft werden fann; bei der W. dagegen ift das einigende Band in das dinglice 
Verhältniß eingefchlungen, in welchem das Genofjenjchaftsmitglied zu den durch die 
genoſſenſchaftliche Thätigkeit zu jchügenden und zu verbeflernden Anlagen und Grund: 
jtüden ſteht. Wegen diejer dinglichen Grundlage der W. bedarf es zur Sicherung 
derjelben nach Außen der Solidarhaft der Mitglieder nicht; es genügt, wenn der 
Genofjenichaft die Möglichkeit gegeben ift, im Grundbuch die Eigenfchaft der Zu: 
gehörigkeit der betr. Grundftüde und Anlagen zur W. zu vermerken und die Bei 
tragsverpflichtung ala eine Neallaft oder doch als eine durch Vorzugsrecht oder 
Hypothek geficherte Forderung im Prandbuch einzutragen, wenn ferner den Gläubigen 
der W. die Berugniß eingeräumt wird, die Genoffenichaftsorgane zur Beitreibung 
der in diefer Weife gededten Genofjenichaitsichulden bei den Mitgliedern zu zwingen. 
Mit diefer dinglichen Grundlage der W. hängt e8 dann auch zufammen, daß bei 
einem Befigwechjel der neue Erwerber des zur Genofjenichaft gehörigen Grundftüds 
fraft Gejeßes an Stelle des früheren Genoſſenſchaftsmitglieds eintritt und daß den 
Mitgliedern der Genofjenichait, jo lange fie im Beſitze zugehöriger Grundftüde find 
und jolange nicht die Genoffenichaft aufgelöft wird, grundjäglicd — alſo abgeieben 
von bejonderen ftatutarifchen Beitimmungen oder von bejonderer Geftattung durd 
die Genofjenichaftsorgane — der freie Austritt aus der Genoſſenſchaft nicht geitattet ift. 

2) Oeffentliche Genoſſenſchaften. Während die freien W. juriftiiche 
Perjonen des Privatrechts find und die durch das Genofjenjchaftsverhältniß begrün- 
deten Beziehungen, ſowol zwifchen den Genofjen untereinander und gegenüber der 
Genoſſenſchaft, ala auch nach Außen im Wejentlichen durch die civilrechtlichen Normen 
und Zuftändigfeiten beherrfcht werden, jo wurzeln die öffentlichen W. im öffentlichen 
Recht, ihre Errichtung jeht ein durch die Verwaltungsbehörde geleitetes Berfahren 
voraus, fie unterliegen Hinfichtlich ihrer Organifation und Thätigkeit der Aufficht 
der Verwaltungsbehörden, das Rechtäverhältnig zwiſchen der Genofjenichait und ihren 
Mitgliedern beftimmt fich nach öffentlicherechtlichen Normen. VBorausfegung für die 
Bildung einer Öffentlichen W. ift, daß ein öffentliches oder doch ein gemeinwirth— 
fchaftliches Jntereffe bei der Vereinigung der betheiligten Befiter obwalte; es braudt 
nicht ein unmittelbares Intereſſe des Staat? oder einer kommunalen Gemeinschaft 
vorzuliegen; es genügt, wenn ein überwiegender Vortheil der Yandeskultur, ein über 
den Gewinn der Einzelwirthſchaft hinausreichendes nationalöfonomifches Intereſſe 
einer Anzahl don Grund« oder Anlagenbefitern anzunehmen ift. In der Regel 
find die einzelnen Zwecke, für welche öffentliche W. gebildet werden können, in den 
Geſetzen genau bezeichnet; während die älteren Gejeße die Genoſſenſchaftsbildung 
vorfichtig auf wenige Fälle, namentlich die gemeinfchaftliche Bewäfjerung und Ent: 
wäſſerung, letztere meiſt mit Ausnahme der Drainage, ferner auf die Herftellung 
von Deichen und die Korreftion von Flüffen beichränfen, jo macht fich in der neueren 
Gejeggebung, namentlich im Preuß. Geſetze von 1879, das Beſtreben geltend, der 
genoflenjchaftlichen Thätigfeit einen möglichft weiten Spielraum auf dem ganzen 
Gebiete gemeinjchaftlicher Maßregeln der Waflernugung und des Waſſerſchutzes zu 
eröffnen. 

Die öffentlichen W. zerfallen wieder in zwei Kategorien, ſolche, die durd) 
übereinftimmenden Beſchluß der Betheiligten gebildet werden, und jolde, 
bei welchen ein Zwang zum Beitritt ausgeübt wird. Faſt alle Gejete, welche 
das Inſtitut der W. regeln, begründen eine Zwangspflicht zum Beitritt für bie 
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Befiger der in dem Bereich der genofjenjchaftlichen Anlage fallenden Grundjtüde, 
wenn es fih um die Errichtung von gemeinschaftlichen, einem überwiegenden Jnterefje 
der KLandesfultur dienenden Bewäjjerungs- und Entwäjferungsunter- 
nehmungen handelt; und zwar wird nunmehr in der Regel auch die Drainage den 
zwangsgenofjenichaftlichen Entwäfjerungsanlagen beigerechnet. Vgl. Bayr. Nachtrags- 
gejeg vom 15. April 1875; $ 1 des Elſaß-Lothr. Gejeßes vom 11. Mai 1877 
und Preuß. Gejeg von 1879 $ 62; nur das fönigl. Sächſ. Gejeg vom 15. Aug. 
1855 über die Berichtigung der Waflerläufe und die Ausführung von Ent- und 
Bewäſſerungsanlagen jtatuirt bei Anlagen der leteren Art feine Berpflichtung zur 
Genofjenichaftsbildung. Was die Aufgaben des Waſſerſchutzes angeht, jo ift nach 
Preuß. Recht nur Hinfichtlich der Herſtellung und Unterhaltung von Schußdeichen 
im Gejeg vom 28. Januar 1848 eine Verpflichtung der betheiligten Grund- 
befiger zur Iheilnahme an den Schußgenoffenjchaften begründet; die Geſetze anderer 
Staaten dagegen lafjen einen Beitrittszwang auch dann zu, wenn es fich um ge— 
meinfame Maßregeln zur Ausführung von Korrektionen eines Waflerlaufs — 3. 2. 
fönigl. Sächſ. Gejeg vom 15. Auguft 1855 —, oder wenn es fich überhaupt um 
gemeinjame Bauten zum Schuß der Grundjtüde und um Anlagen gegen Uferabbruch 
und Ueberſchwemmung handelt, in bejonders weitem Umfange 3. B. nach Art. 56 
des Dejterr. Waflergejeßes von 1869, nach Art. 9 des Franz. Gejeßes vom 21. Juni 
1865, nach Art. 66 des Badischen Waifergeiehes vom 25. Auguft 1876 und nad) 
den meilten Waflergefegen der Ihüringijchen Staaten. — Damit ein Beitrittszwang 
durch die Verwaltung ausgeübt werden fan, muß in der Regel auf Grund aus— 
rührlicher Vorarbeiten und Pläne dargethfan werden, daß das Unternehmen einem 
gemeinwirtbichaftlichen Nuten diene und daß es ohne den zwangsweiſen Beizug der 
an der Ausführung betheiligten Befiger von Grundjtüden und Anlagen nicht zweck— 
mäßig ausgeführt werden könne. Auch it in einem von der Verwaltungsbehörde 
zu leitenden Verfahren nach vorausgegangener öffentlicher Aufforderung allen Be— 
theiligten, namentlich auch dritten Beſitzern von Grundftüden, auf welche die 
genoflenjchaftliche Anlage vielleicht Einwirkungen ausüben könnte, Gelegenheit zu 
geben, ihre Intereffen und Rechte zur Geltung zu bringen. Bei den meijten Arten 
gemeinfamer Anlagen ijt ein Zwang gegen einzelne Betheiligte nur dann zuläffig, 
wenn mindeitens eine bejtimmte Mehrheit der durch die Anlage berührten Befiter 
dem Unternehmer zuſtimmt; diefe Mehrheit ift insbejondere bei Be- und Entwäflerungs- 
anlagen nicht nach Köpfen, jondern nach dem fachlichen Interefie, alſo nad) Größe 
und? Werth der betheiligten Grundftüde und Anlagen zu berechnen, mit welcher 
Berechnung manchmal die nach Köpfen kombinirt it; 3. B. nach Art. 16 des 
Bayr. Geſetzes vom 28. Mai 1852 und nach Art 31 des Badiſchen Waſſergeſetzes 
von 1876 mindejtens zwei Drittel der betheiligten Grundfläche, nad $ 65 des 
Preuß. Geſetzes von 1879 die Mehrheit der Betheiligten nach der Fläche und 
dem Kataftralreinertrag der zu betheiligenden Grundjtüde berechnet, nach Art. 12 
des Franz. Gejeßes dom 21. Juni 1865 eine Mehrheit, welche entweder zwei Drittel 
der Grundfläche vertritt, oder zwei Drittel der Betheiligten, denen mehr als die Hälfte 
der Grundftüde gehört. Nach manchen neueren Gefeßen, 3. B. Koburg-Gothaijche 
Gelege vom 12. April 1859 und 7. Febr. 1871, genügt jchon die Zujtimmung 
der Hälfte, nach der Siegener Wiejenordnung ſogar die Zuftimmung eines Viertels; 
auch ift manchmal, 3. B. Badiſches Waflergefeg von 1876 und Eljaß-Lothr. Gejeh 
vom 11. Mai 1877, beitimmt, daß die Nichtericheinenden und Nichtabjtimmenden 
von vornherein ala zuftimmend gezählt werden. Endlich iſt bei gewifien, unzweifel— 
haft dem öffentlichen Intereſſe dienenden gemeinjchaftlichen Anlagen, namentlich bei 
Errichtung und Unterhaltung von Deichen nach dem Preuß. Geſetze von 1848, 
terner bei jchon von Alters ber bejtehenden gemeinfchaftlichen Bewäſſerungs- und 
Entwählerungsanlagen nach Art. 59 des Badiſchen Waflergefeßes von 1876, der 
Verwaltungsbehörde die Befugniß eingeräumt, auch ohne die Zuftimmung einer 
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Mehrheit der Betheiligten die Bildung von Genoſſenſchaften und die gemeinſame 
Unterhaltung der früher errichteten Anlagen zu verlangen. 

Sowol die auf freier Vereinbarung, als die auf Zwang beruhenden difent- 
lihen W. erhalten die Eigenſchaft als juriftiiche Perjönlichkeit des öffentlichen 
Rechts durch eine befondere, nad Prüfung der gejeglichen Borausjegungen ergebende 
Entjchließung der Verwaltungsbehörde, entweder jchon durch die dem Unternehmen 
erteilte Verwaltungsgenehmigung, 3. B. Badiſches Waflergeieg Art. 41, oder durch 
die Genehmigung der Sapungen, Preuß. Gejeß von 1879 SS 4 u. 57; wo Zwang 
gegen einzelne Betheiligte zur Durchführung gelangt, ift in der Regel eine landes— 
herrliche Entichließung erforderlih. Die inneren Berhältniffe der öffentlichen W. 
find durch eingehende Statuten zu regeln, welche in&bejondere Namen, Wohnſitz, 
Zwed, Umfang der Genofjenjchait, die Verpflichtungen der Genofjenjchafter, die Wahl 
und Befugniſſe der Genoflenjchaftsorgane ordnen und einer Beitätigung der Verwal: 
tungsbehörde bedürfen. 

Noch ſchärfer als bei den freien, tritt bei den öffentlichen W. und namentlich 
bei den Zwangsgenofjenjchaiten die dingliche Natur des genoſſenſchaftlichen Rechts: 
verhältniffes hervor. Als Mitglieder diefer W. können nur jolche Perſonen ein- 
treten, welche durch den Beſitz von betheiligten Grundftüden und Anlagen ein ding: 
liches Intereſſe an dem Beftehen und der TIhätigfeit der W. haben, ein Prinzip, 
welches nur injofern manchmal eine gewiſſe Einſchränkung erfährt, ala den Ge: 
meinden, ſelbſt wenn fie feine Grundftüde oder Anlagen im Bereiche der genofien: 
Ichaftlichen Unternehmung befigen, der Eintritt in die Genoffenjchaft freifteht. Auch 
für die Höhe der Beiträge zu den Koſten der genoffenjchaftlichen Verwaltung wie 
andererjeitö für den Umfang des Stimmrechtö bei der Beichlußfaffung über genofien: 
ichaftliche Angelegenheiten iſt der dingliche Nutzen der einzelnen Genofjenichaite- 
mitglieder maßgebend, joweit nicht durch freie Vereinbarung oder ftatutarifche Be 
jtimmung etwas anderes jejtgejeßt ift; manchmal, 3. B. im $ 16 des Preuß. Deich— 
geſetzes dv. 28. Jan. 1848, SS 66 u. 67 des Preuß. Geſetzes von 1879, begnügt ſich 
der Gejeßgeber das allgemeine Prinzip aufzuftellen, daß Laſten und Stimmrecht 
nach dem den Genofjen aus den gemeinfamen Anlagen erwachjenden Bortheile zu 
regeln ſeien; manchmal find im Geſetz ſelbſt Normativbeftimmungen für die Be 
meſſung des im dieſer Hinficht in Betracht kommenden dinglichen Nutzens der 
Genofjenichafter enthalten; jo ift 3. B. nach Art. 13 d. Bayr. Geſetzes vom 28. Mai 
1852 und Art. 53 des Bad. Waſſergeſetzes von 1876 beftimmt, daß die Koiten 
zunächit nach dem Frlächenmaß der in den Bereich der Anlage fallenden Grund: 
jtüde zu vertheilen, jodann aber die Antheile einzelner Mitglieder, deren Nutzen 
bejonderd groß oder verhältnigmäßig gering ift oder welche bejondere Leiftungen 
für die gemeinjchaftliche Anlage zu machen haben, entiprechend erhöht oder vermindert 
werden jollen, auch zu dieſem Zwede eine Eintheilung der Grundjtüde in Klafien 
von verjchiedener Beitragspflicht ftattfinden fann. Die Verpflichtung, zu den genofien- 
jchaftlichen Xaften beizutragen, liegt dem Genofjenjchafter nur injolange ob, ala er 
Befiter von betheiligten Grundftüden oder Anlagen ift, bzw. injoweit, ala die Ver: 
pflichtung während diejer Beſitzzeit fällig wurde; manchmal haftet der Beitrag als 
Reallaft auf dem Grundftüd, 3. B. nach Art. 14 des Bayer. Geſetzes von 18532, 
oder kann durch Eintrag eines Vorzugs- oder Unterpfandörechts in dauernde dinglice 
Beziehung zum Grundftüd gejeßt werden, 3. B. Bad. Gejeg von 1876 Art. 56. 
Die Ausfheidung von Grundjtüden und Anlagen aus dem genoffenjchaftlichen Unter: 
nehmen ift in der Regel nur zuläffig, wenn jowol der Befiger der auszuſcheidenden 
Liegenichaft ala die zuftändigen Genofjenichaftsorgane der Ausicheidung zuftimmen; 
gegen den Willen eines diejer Theile findet die Ausfcheidung nur unter eng begrengten 
Vorausjegungen jtatt, welche die Wahrung der dinglichen Intereffen der Genoſſen— 
ichaft zum Zwecke haben, insbejondere dann, wenn die Zugehörigkeit der betreffenden 
Grundftüde oder Anlagen für die Erfüllung der genoffenschaftlichen Aufgaben nicht 
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nötgig oder jogar Hinderlich it (vgl. Preuß. Geſetz 88 59, 66 Abi. 3 und 68). 
Außerdem aber bejteht bei den gemeinjamen Ent- und Bewäflerungsanlagen für die 
Genofjenjchaft die Verpflichtung, auch die Befiter von benachbarten Grundſtücken 
und Anlagen in den Genofjenjichaftsverband aufzunehmen, wenn die Ent= oder Be— 
wäflerung dieſer Grundftüde durch Mitbenugung der genofjenjchaftlichen Anlagen auf 
die zweckmäßigſte Weije erfolgen kann und die Anlagen der Genofjenjchaft bei ent= 
iprechender Einrichtung hinreichen, um ohne NachtHeil für die bereit? vorhandenen 
Mitglieder den gemeinfamen Bedürfniffen zu entjprechen (Preuß. Gejeß von 1879, 
$ 69; Bad. Waflergefeß von 1876, Art. 45—47). Wenn auch im Allgemeinen 
bei der Regelung des Stimmverhältnifjes das gleiche Prinzip, daß für den Umfang 
des Rechts die Größe des Nutzens und der Laſt maßgebend jei, zur Anwendung 
gelangt und daher nicht jelten, 3. B. Bad. Waſſergeſetz Art. 44, feſtgeſetzt ift, es 
regele ſich das Gewicht der Stimmen nach der Größe der Grundfläche, jo ijt doch 
im Intereſſe einer genoffenichaftlichen Bethätigung aller Mitglieder diejes Prinzip 
mehrfach abgejchwächt, indem namentlich bejtimmt wird, daß jeder beitragäpflichtige 
Genojje mindejtens eine volle Stimme, fein Mitglied mehr ald die Hälfte oder zwei 
Fünftel der Stimmen führen fol, und indem meift der ftatutarifchen Regelung eine 
andere VBertheilung des Stimmrecht vorbehalten wird (vgl. Preuß. Geſetz $ 67). Der 
dinglichen Natur der W. entipricht es endlich, daß auch die Auflöfung nur unter 
beichränften VBorausjegungen zuläffig ift; in der Negel (3. B. Preuß. Geſetz 5 62; 
Bad. Waſſergeſetz Art. 57) ift zur Auflöfung die Zuftimmung von mindejtens zwei 
Drittel der Genofjen nach dem Nuten, bzw. der Grundfläche berechnet, erforderlich. 

Die Öffentlichen W. find jonach Realgenoffenichaiten, indem ihr Zwed in der 
Verbeflerung und dem Schuße bejtimmter Grundftüce bejteht, ihre Mitgliedichaft 
durch den Beſitz genofjenschaftlicher Grundftüde und Anlagen bedingt ift, Rechte und 
Saften fich nach dem dinglichen Nuben der Genoffenfchafter bemefjen. Im Unter: 
ihiede von den freien Genoſſenſchaften gehören die Verhältnifje der W. dem öffent— 
lichen Rechte an; diefer öftentlih=erehtliche Charakter prägt fich jchon bei 
der Bildung der Genofjenjchaft und der Feſtſetzung der Satungen durch die dabei 
der jtaatlichen Verwaltungsbehörde zuftehende Mitwirkung, Leitung und Genehmigung 
deutlich aus; aber auch während der genofjenjchaftlichen Ihätigfeit üben die jtaat- 
lichen Berwaltungsbehörden eine eingreifende Aufficht, deren Zweck es ift, die Ein= 
haltung der gejeglichen Normen, der Genehmigungsbedingungen und der bejtätigten 
Satzungen durch die Genofjenjchaftsorgane und die Erfüllung der der Genofjenjchaft 
kraft Gefeges obliegenden Verpflichtungen zu gewährleiiten, und für deren Handhabung 
in der Regel die für die Aufficht des Staats über die fommunalen Gemeinjchaften 
geltenden Beitimmungen analog anwendbar find. Die Rechtsverhältniffe der Genojjen- 
haft zu ihren Mitgliedern als jolchen gehören daher auch dem öffentlichen Recht 
an; die Beiträge der Genofjenjchafter werden nach den für öffentlich-rechtliche For— 
derungen geltenden Grundjägen im Verwaltungswege beigetrieben; die den Genofjen- 
Ihaftsmitgliedern in dieſer Eigenſchaft obliegenden Verpflichtungen zu einem Thun 
oder Unterlaffen können im Verwaltungswege, nöthigenjall® durch adminiftrative 
Ordnungsſtrafe, erziwungen werden; über Befugniß und Berpflichtung zum Aus— 
Iheiden aus der W. oder zur Aufnahme von Grundftüden in diejelbe entjcheiden 
im Streitfalle die Verwaltungsgerichte; die Auflöfung der W. ift nur mit Genehmi- 
gung der VBerwaltungsbehörde zuläffig. Nach manchen Gejegen, 3. B. Bayr. Geſetz 
von 1852, Art. 11; Bad. Wafjergejeg von 1876, Art. 51; Elſaß-Lothr. Geſetz 
vom 11. Mai 1877, $ 5, iſt für beitimmte Arten gemeinjchaftlicher Anlagen, ins- 
bejondere Be- und Entwäflerungsgenoffenichaiten, eine polizeiliche Benutzungs⸗ und 
Unterhaltungsordnung zu erlaſſen, welche, ſoweit ein öffentliches Intereſſe beſteht, 
mt Straffanktion die Benutzung und Inſtandhaltung der gemeinſamen Anlagen 
ordnet, die Verpflichtungen und Beichränfungen der betheiligten Befier im Ein- 
jelnen regelt und das Funktioniren der Anlage auch gegen Eingriffe Dritter fichert. 
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Endlich find auch in der Regel den öffentlichen W., ſoweit es zur zweckmäßigen 
Heritellung, Unterhaltung und Benußung der gemeinfamen Anlagen erforderlich it, 
beftimmte, im Verwaltungsmweg durchzuführende Zwangärechte eingeräumt, kraft deren 
fie die Abtretung oder Belaftung fremder Grundftüde oder Benugungsrechte gegen 
Entihädigung, namentlich die Ginräumung von Zus und Ableitungsdienitbarkeiten, 
in Anfpruch nehmen können. 


Gigb.: Preuß. Geſetz vom 238. Jan. 1848 über das Deichivefen. — Lüneburgiide 
Deich: und Sielordnung vom 15. April 1862. — Deich: und Abwäflerungdorbnung für Hoya 
und Diepholz vom 22. Januar 1864. — Wielenorbnung für den Kreis Siegen vom 28. Oft. 
1846. — Preuß. Geſetz vom 1. April 1879 über die Bildung von Wafjergenofjenichaften. — 
Bayr. Geiek vom 28. Mai 1852 über die Be- und Entwällerungdunternehmungen zum 

wede der Bobenkultur nebft Segänzumgägelep vom 15. April 1875. — Bayr. Gejek vom 

. Mai 1852 über den Uferichuß und den Schuß egen Ueberjhwennmungen, Art. 14—16. — 
al. Sächſ. Gefehe vom 15. Aug. 1855 und 9. £ ruar 1864 über bie Berichtigung von 

afferläufen und die Ausführung von Ent- u. Bewäflerungsanlagen. — (Württemberg hat 
feine Gejeßgebung über dieſe Materie.) — Bad. Gefek dv. 25. Aug. 1876 über die Benußung 
und Inftandhaltung der Gewäfler, Art. 31—60 u. 66 und Er erorbn. hierzu v. 24. Der 
1876, 88 29—70. — Großh. Heil. Wiefenktulturgefeb vom 7. Oftober 1830 und Geje vom 
2. Januar 1858, betr. die Entwäfjerung von Grundjtüden. — Großh. Weimar. Gejeg vom 
16. fyebruar 1854 über ben RR gegen fließende Gewäfjer und über die Benußung berjelben, 
88 65. — Großh. Ol denb. Geſeß über Be: u. Entwäſſerungs-Anlagen im Fürftenthum 
Birkenfeld vom 9. ärz 1861. — Braunihmw. Waffergefeß vom 20. Juni 1876. — 
Meining. Gele vom 6. Mai 1872 die — und — ber Gewaͤſſer betr., 
zit. V. — Sachſen-Altenb. Gele vom 18. Oktober 1865 über die Rechtsverh. hinſichtlich 
bes Waſſers, Abſchnitt V. — Gothäiſches bzw. Koburg. Gef. v. 12. April 1859 bzw. 7. 
ee 1871 über die Benubung de Waflerd und den Shut gegen daſſelbe, $$ 50 ff. — 

chwarzburg-Rudolſt. Geſeß vom 7. Februar 1868 mit gleihem Titel. — Schwarz. 
er Fi Geſetz vom 26. Januar 1858 über ben Schuß gegen fließende Gemäfler 
und über bie Benupung derjelben jowie über Entwäfferungen, $5 60 fi. — Reuß. Geſeß v. 
6. April 1872 über die Benukung bes Waflerd und den Schuß gegen daſſelbe — Lippe— 
Detmold. Geieh vom 17. März 1859 über Be: und Entwäfjerungsanlagen. — Bremilde 
MWaflerordbnung vom 27. Dezember 1878, $5 44-50. — Franz. Gef. v. 21. Juni 1865 über 
die — — — Elſaß-Lothr. Geſeß vom 11. Mai 1877 über die Ab: 
änderung ber elebgebung — des Waſſerrechts. — Oeſterr. alt vom 30. Mai 
1869, betr. die der Reichégeſetzgebung vorbehaltenen Beitimmungen des Waſſerrechts und bie 
dazu erlafjenen Landesgeieke. 


Lit.: ©. die Angaben hinter d. Art. ——— —— außerdem: Vogelmann, 
Das Bad. Geſetz von 1851 über die Ber und Entwäſſerungsanlagen, 1851. — F%. Künzel, 
Die kgl. Sächſ. Landestulturgeieke, erläutert 1872. — vd. Bülow und Faftenau, Preuß: 
Geſetz, betr. die Waſſergenoſſenſchaften, erläutert, 1879. 8. Schenkel. 


Waflerlauf. Nach Gemeinem Recht wie nach den meijten Partikulargejegen 
find zwei Arten von W. zu unterjcheiden, nämlich einerſeits jolche, welche dem Ge 
meingebrauch Aller für die Verkehrszwecke dienen, die jchiffbaren und meiſt auch die 
zum Transport gebundener Flöße dienenden floßbaren Gewäfler, und andererjeits 
diejenigen W., welche den wirtbichaftlichen und perjönlichen Zweden der Anlieger 
oder der im Wafferbereich angejeffenen Grund und Anlagenbefiger gewidmet find, 
die nicht jchiffbaren (bzw. nicht floßbaren) Flüſſe, Bäche und jonjtigen Waflerzüge. 
Gritere W. find grundjäßlic” dem Privatrecht und den Sondernußungen Einzelner 
entzogen, leßtere dagegen, auch wo fie rechtlich ala öffentliche Gewäſſer charatterifirt 
find, doch zunächit dazu beitimmt, in einer Reihe abgejchloffener Benutzungsakte den 
Sonderinterefjen der einzelnen Benußungsberechtigten zu dienen. Das Nähere über 
die rechtliche Natur diefer beiden Arten von W. und über die Vorausfegungen, den 
Inhalt und die Grenzen der an ihnen begründeten Benutzungsrechte findet fid in 
dem Art. Wafferbenugung ausgeführt. Hier ift nur noch zu betrachten, wer 
über den Lauf und Richtung des Waſſers zu verfügen berechtigt ift. Hinfichtlich 
der jchiffe (bzw. floß-)baren Gewäfler ift in Deutichland allgemein anerkannt, daß 
der Staat, dem das Gigenthum oder die alljeitige ftaatsrechtliche Herrſchaft über 
diefe öffentlichen Waflerzüge zufteht, auch berechtigt ift, im öffentlichen Interefie, 
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namentlich zur Förderung der Verkehrszwecke, dieſe Gewäſſer zu reguliven, einzuengen, 
zu vertiefen, ja fie durch Ginlegung von Wehren fünftlich zu fanalifiren, wobei 
natürlich diejenigen Befiter von Grumdftüden und Anlagen, welche durch die 
Korrektions- und Kanalifirungsarbeiten des Staats in ihren wohlerworbenen Rechten 
geichädigt werden, einen civilrechtlichen Anſpruch auf Schadensvergütung haben. 
Zur Geltendmachung diejes Anſpruchs genügt übrigens feineswegs der Nachweis, daß 
gewiſſe Nußungen, welche die Anlieger jeither an dem öffentlichen Gewäfjer hatten, 
in Folge der W.berichtigung gemindert oder hinfällig gemacht worden jeien; denn 
an fich haben die Sondernußungen, welche an einem dem Verkehrszwecke gewidmeten 
Öffentlichen Gewäſſer bejtehen, entiprechend der rechtlichen Natur ihres Gegenstandes, 
den Charakter der Widerruflichkeit, und fie müflen ohne Entichädigung zurüdtreten, 
jobald fie mit der öffentlicherechtlichen Hauptbeſtimmung des Gewäflers und den da— 
durch bedingten Maßnahmen in Widerfpruch gerathen. Der Erſatzanſpruch greift 
alfo nur dann Plaß, wenn das Privateigenthum an Ufergrundftüden oder Anlagen 
beichränft oder belajtet, oder wenn Benußungsarten, die auf bejonderen privatrecht- 
lichen Titeln, auf unwiderruflichen Verleihungsakten beruhen, aufgehoben werden 
jollen. 

Was das Necht zur Verfügung über nicht jchiffbare (floßbare) W. angeht, jo ift 
hierfür im Allgemeinen der einfache Grundſatz maßgebend, daß derjenige, welchen das 
Recht zur Benutzung des W. oder das Eigenthum an demjelben zufteht, auch befugt 
it, innerhalb des Bereichs feines Benutzungs- oder Gigenthumsrechts, den W. ab- 
zuändern, zu berichtigen, zu vertiefen. Am tweitelten geht dieje Befugniß bei den, 
dem Gigenthumsrecht des Grundbefigers übertwiejenen wilden Läufen des Regen- und 
Grundwaſſers und der unterirdiichen Wafferadern, indem der Beſitzer des W. hier 
auch befugt it, denjelben abzugraben, vollitändig zurüdzubalten, den Yauf nach einer 
andern Richtung zu lenken, nur beichränft durch die nach dem Vorfluthsrecht (ſ. d. Art. 
Vorfluth) geltenden gejeßlichen Bejtimmungen. Hinſichtlich der an ein ober- 
irdiſches, natürliches oder fünjtliches Bett gebundenen nicht jchiffbaren (floßbaren) Bäche 
und Flüſſe ift der Benußungsberechtigte dagegen nicht befugt, ohne die Zuftimmung 
der anderen, an dem gleichen Waflerzuge Berechtigten, die Richtung des W. zu 
ändern; joweit er auf beiden Seiten die Ufergrundftüde befibt, darf er Aenderungen 
des Laufs vornehmen, muß aber dem Wafjer ſpäteſtens dort den früheren Yauf 
wieder verichaffen, wo die eine UWierfeite in fremdes Gigenthum übergeht. 

Im Uebrigen ijt der Staat und die Gemeinde kraft ihrer öffentlichen Aufgabe 
im Gebiete der Landesfultur berechtigt, auch an nicht jchiff: oder floßbaren W. 
Gradlegungen, Korreftionen, Vertiefungen vorzunehmen, ſofern diejelben zum Schuße von 
Gemarfungen, Ortjchaften oder größeren Flächen gegen Uferabbruch, Ueberſchwemmung 
und Verſumpfung, zur Hebung der Yandesfultur, zur Bejeitigung don Geſundheits— 
geiahren erforderlich ericheinen; ebenjo können durch Maßnahmen der Staatögewalt 
nicht jchiffe und floßbare W. für die Verkehrszwecke umgeftaltet, alfo jchiff- oder 
floßbar gemacht werden, natürlich aber unter dem Vorbehalt, daß diejenigen, deren 
Privateigentgum oder ſonſt wohlerworbene Rechte durch diefe Maßregeln entzogen 
oder geichädigt werden, volle Vergütung erhalten. Bei den Korreftionen erjterer Art 
it die Gemeinde nach der partifulären Gejeggebung nicht jelten befugt, den Auf: 
wand ganz oder vorzugsweiſe, ala Sozietätälaft, auf diejenigen Befiger umzulegen, 
deren Grundjtüde und Anlagen durch die Korreftion geſchützt oder verbeflert werden. 
Endlich ift auch nad) der partifulären Gejeßgebung vielfach einer Mehrheit von 
Befigern der im Bereiche eines W. gelegenen Grundjtüde die Möglichkeit gegeben, 
unter Ausübung eines Zwangs gegen die betheiligte Minderheit eine Genoſſenſchaft 
zu bilden, welche die im überwiegenden Intereſſe der Landeskultur gelegene 
Korreftion eines W. durchführt. 

Gigb. u. Lit.: S. unter d. Art. Borfluth, Wafiergenofjenihaften, Waijer: 
beanbungiteht. — Der i N —— 
d. Holgendorff, Enc. II. Rechtslexikon III. 3. Aufl. 80 
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Waſſerpolizei. Unter W. im weitern Sinne verſteht man die Geſammtheit 
der Maßregeln, die von den Verwaltungsbehörden auf Grund des öffentlichen Rechts 
im Intereffe des Waflerfchuges und der Waflerbenugung ins Wert gejeßt werben; 
das Recht der W. in diefem Sinne ift identifch mit dem öffentlichen Waflerrecht, 
es umfaßt auch die der Staatsverwaltung Hinfichtlich der Schiffahrt, Flößerei und 
der Fiſcherei zuftehenden Auffichtsbefugnifie. Die bezüglich der Wafjerbenugung ge- 
übten polizeilichen Maßnahmen find bereits in dem von der Wafjerbenußung 
handelnden Artikel dargeitellt, ebenjo die Schiffahrts- und Flößereipolizei, jowie die 
Fiſchereipolizeilichen Maßregeln unter den bezüglichen Rubriken. Im Folgenden joll 
daher nur das Recht der W. im engeren Sinne behandelt werden, d. h. die Summe 
von Nechtsnormen und Maßregeln der Verwaltung, welche fi auf die Inſtand— 
haltung der Gewäfler und den Schuß der im MWaflerbereich liegenden Yändereien 
gegen Zeritörung, Ueberſchwemmung und Verfumpfung beziehen. Durch das Recht 
der W. werden einerfeits pojitive Verpflichtungen für den Staat, die öffent 
lichen Gemeinfchaften, die einzelnen Befiter und Benußungsberechtigten begründet, 
fraft deren fie die für den Waflerichug gebotenen Maßnahmen durchzuführen und 
die Koſten derjelben zu tragen haben; andererjeit3 bedingt die W. für die Be 
theiligten eine Reihe negativer Beijhränfungen, kraft deren fie fich gewifier, 
dem Intereſſe des Waſſerſchutzes zumiderlaufender Handlungen zu enthalten haben 
und bejtimmte, für die Initandhaltung der Gewäfler erforderliche Eingriffe der 
Wafjerverwaltung in ihren Beſitz dulden müfjen. In einem engiten Sinne werden 
nur die leßtgedachten negativen Beſchränkungen unter den Begriff W. zufammen- 
gefaßt. 

Schon das Römifche Recht enthielt in den Dig.-Titeln, ne quid in flumine 
publico und de ripa munienda (D. 43, 12—15), wafjerpolizeiliche Bejtimmungen 
weſentlich negativer Natur, welche namentlich zum Zwed hatten, zu verhindern, daß 
durch die von dem einen Wierbefiter zum Schutze feines Eigenthums oder zu Jonftigen 
Zweden bergeitellten Ufer- und Wafjerbauten jchädliche Einwirkungen auf den Beſitz 
anderer Betheiligter ausgeübt werden. Dieſe Beitimmungen des Römifchen Rechts 
wurden in Deutichland rezipirt und die Aufficht über ihre Einhaltung mit der Ent: 
widelung des territorialen und des Polizeiftaates zur Aufgabe der jtaatlichen Ver: 
waltungsbehörden gemacht ; namentlich feit dem vorigen Jahrhundert wurden diefelben 
durch landesherrliche Edikte und provinziale Ordnungen Häufig ergänzt und ent 
iprechend den örtlichen Bedürfniffen genauer geregelt. PBielfach erkennt e8 auch der 
jeine Thätigkeit im KHulturgebiet erweiternde Territoriale und Polizeiftaat als jene 
Aufgabe an, durch pofitive Maßregeln, joweit die Leiſtungsfähigkeit der uns 
mittelbar betheiligten Beſitzer nicht ausreicht, für den Schuß gegen Wafjerichaden 
zu jorgen, wie denn jchon die Neichsichlüffe vom 31. Juli und 10. Oktober 1668 
jämmtliche Reichaftände verpflichtet Hatten, „in allem jchuldigen Eifer und Fleiß 
nichts erwinden zu laffen, damit die verderbten Waflerftröme, Dämme und Geitade 
gebeflert, reparirt und auögeräumt, auch aller Orten in gutem und bejtändigen 
Weſen erhalten werden“. Es gelangte dabei vielfach partifularrechtlich der Rechte: 
grundſatz zur Anerkennung, daß die gewöhnlichen Arbeiten zur Erhaltung des Ufer 
und Flußbettes, bzw. der dadurch verurjachte Aufwand von den Eigenthümern der 
anliegenden oder der im MWaflerbereiche gelegenen Ländereien zu bejtreiten ſeien, 
während der außergewöhnliche Aufwand von der Gemeinjchaftstaffe (Gemeinden, 
Aemtern, Ländern) zu tragen und die Unterthanen hierbei zu Naturalleiftungen, ins 
bejondere Frohnden, verpflichtet waren (vgl. Berg, Handbuch des Deutjchen Polizei: 
rechte, 1803, TH. II. S. 76 ff.). Namentlic” war jchon jeit Jahrhunderten in 
Norddeutichland für die Beſitzer der im Meberfluthungsgebiet des Meeres oder eines 
größeren Fluſſes gelegenen Ländereien die Berpflichtung anerkannt, daß fie unter 
einer feiten Organijation zur Herſtellung und Unterhaltung der Hochwaſſerdeiche in 
Genofjenjchaften zufammenzutreten und entiprechend der Größe und dem Werthe ihres 
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Beſitzthumes an den Deicharbeiten und dem Aufwande Theil zu nehmen haben, 
welche deichrechtliche Verpflichtungen ſeit Eritarfung des territorialen Staats der 
landesherrlichen Aufſicht unterworfen und durch obrigkeitliche Deichordnnungen, 
3: ®. gräflic” Oldenburgijche Deichordnung von 1658, fürſtlich Braunfchweig-Lüne- 
burgiiche Deichordnung von 1664, Herzoglich Bremer Deichordnung von 1743 u. a. m., 
geregelt wurden. Nunmehr find in Deutjchland die wafjerpolizeilichen Normen in 
der Regel durch die Kodififationen des Waflerrechts (f. unter dem Art. Waſſer— 
benußung) oder durch bejondere Gejege über den Waflerichug und über die 
Deichlaft, 3. B. das Preußifche Deichgeieg vom 28. Januar 1848, geregelt; vielfach 
find auch die negativen Beſchränkungen und Verpflichtungen der Uferbefiger durch 
Verordnungen, namentlich auf Grund des $ 366a des RStrafGB., und durch pro— 
vinzielle, bezirks- und ortöpolizeiliche Vorſchriften fejtgejeßt, wie denn auch manchmal 
noch in den neueren wafjerpolizeilichen Gejegen, 3. B. in Preußen und Bayern, Die 
Geltung der provinziellen und örtlichen Vorſchriften und Herkommen Hinfichtlich der 
Berpflichtung der Ufer-, Grund» und Anlagebefiter zu wafjerpolizeilichen Leiftungen 
vorbehalten iſt. 

Die Grundzüge der in wafjerpolizeilicher Hinficht geltenden Normen laſſen fich 
in Folgendem zujammenfaflen: 

1) Beſchränkungen hinfichtlich des Bauens an öffentlichen, ſowie über- 
haupt an fließenden Gewäſſern. Auch abgejehen davon, daß befondere Anlagen 
(wie 3. B. Staumehre, Triebwerke, Bewäflerungstanäle), welche zur Waller: 
benußung dienen follen, einer polizeilichen Genehmigung bedürfen, deren Zwed es 
neben Anderen namentlich ift, die Beachtung der waſſerpolizeilichen Intereſſen zu 
gewährleiften, jo it überhaupt die Errichtung und Abänderung von Bauten in 
und an einem öffentlichen oder einem jonftigen fließenden Gewäfler, auch wenn jte 
nicht der Waflerbenugung, jondern zu anderen Zweden, 3. B. zum Schuße der Ufer 
oder zur Ueberbrüdung, dienen, mwafferpolizeilichen Beichränkungen unterworfen. Es 
gilt zwar im Allgemeinen der Grundjaß, daß an fich der Uferbeſitzer befugt jet, 
inmerhalb der Grenzen feines Beſitzthums Waſſer-, Ufer: und Regulirungsbauten zum 
Schutze jeines Grundſtücks und der darauf befindlichen Anlagen oder Herftellungen zur 
Ueberbrüdung und zu anderen erlaubten Zweden vorzunehmen; aber e8 ift demfelben 
gleichzeitig in der Regel frait öffentlichen Rechts die Schranke gezogen, daß er nicht 
Durch solche Yauten fchädliche Einwirkungen auf fremdes Beſitzthum erzeugen, die 
Borfluthverhältniffe nachtheilig ändern, den Uferangriff auf fremde Grundjtüde hin— 
leiten oder gar die Öffentlichen Intereffen durch Erzeugung von Ueberſchwemmungs— 
geiahr, Hemmung der Schiffahrt u. dgl. beeinträchtigen darf. Wenn der Uferbeſitzer 
Die ihm Hierdurch gezogenen Schranken bei der Heritellung und Wenderung von 
Ufer und Waflerbauten überjchreitet, jo fann er durch die Verwaltungsbehörde zur 
Ginjtellung der Arbeiten umd zur Befeitigung der jchädlichen Bauten angehalten 
werden. Weberhaupt ift die Verwaltungsbehörde befugt, Ufer: und Waflerbauten, 
welche das öffentliche Intereffe jchädigen, im adminiftrativen Wege zu bejeitigen oder 
abzuändern, wobei nach Analogie der für die Unterfagung von Waflerbenugungs- 
anlagen (f. d. Art. Wafferbenugung) geltenden Grundjäße, dem Befiger Ent- 
jchädigung zu leiften ift, fofern er dadurch im Beſitze einer kraft wohlerworbenen 
Privatrecht bejtehenden Bauanlage geitört wird. Damit von vornherein eine 
Garantie für die Wahrung der waiferpolizeilichen Intereffen bei der Heritellung von 
Ufer- und Wafferbauten gegeben jei, ift nach den meiſten Gefeßgebungen die Vor- 
nahme folcher Bauten an die Vorausjegung vorgängiger polizeilicher Genehmigung 
geknüpft, ähnlich wie die Errichtung von Benutungsanlagen. In Preußen ift die 
obrigfeitliche Grlaubniß übrigens in der Negel nur erforderlich, wenn es ſich um 
eigentliche Waſſer- und Regulirungsbauten in öffentlichen, d. h. jchiffbaren Gewäflern 
(Allg. ER. J. 9 SS 237 ff.) und um die Anlage und Wiederheritellung von Goch» 
wafjerdeichen handelt (Preußiiches Gejeg vom 28. Januar 1848 $ 1). Weiter 
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gehen die meijten anderen Deutichen Waſſergeſetze, jo ift 3. B. nach Art. 10 des 
Bayerischen Waſſergeſetzes die obrigkeitliche Erlaubniß einzuholen, wenn innerhalb 
des Ueberſchwemmungsgebietes eines öffentlichen (ſchiff- oder floßbaren) Fluffes ein 
Damm oder eine ähnliche Anlage, welche auf den Lauf des Waflers oder die Höhe des 
Maflerftandes Einfluß ausüben fann, errichtet werden foll; und es ift femer nad 
Art. 61 diejes Gejeges der VBerwaltungsbehörde behufs Prüfung der wafjerpolizeilichen 
Verhältniffe vorgängige Anzeige zu eritatten, wenn in Privatflüflen oder Bächen, an 
welchen ſich Triebwerfe befinden, bleibende Anlagen oder Einrichtungen hergeſtellt 
oder geändert werden jollen, wodurch der Lauf des Waſſers gehemmt oder be= 
jchleunigt wird, endlich ift auch außerdem nach Art. 20 des Bayerischen Uferichuß- 
geießes zu allen Uferſchutz,, Damm- und Deichbauten polizeiliche Genehmigung er= 
forderlih. Nach dem Defterreichifchen Waſſergeſetz von 1869 8 41 ift zu allen. 
Schutz- und Regulirungswaflerbauten, welche in öffentlichen Gewäflern ausgerührt 
werden, allgemein, und wenn fie in Privatgewäflern beabfichtigt find, wenigftens 
dann, wenn durch diejelben auf fremde Rechte oder auf die Beichaffenheit, die Höhe 
und den Yauf des Waflers in öffentlichen Gewäflern eine Einwirkung entitehen 
fann, die Genehmigung der BVerwaltungsbehörde einzuholen. Das neue Badijche 
Waflergeieh von 1876 Art. 86 ſtellt das Erforderniß der polizeilichen Genehmigung 
für alle Bauten auf, welche in einem öffentlichen (ſchiff- oder floßbaren) Gewäfler 
oder an dem Ufer innerhalb des Ueberſchwemmungsgebietes errichtet werden, und 
überläßt es der orts- oder bezirfspolizeilichen VBorichrift, das Erforderniß der Ge— 
nehmigung auch auf andere Gewäfler auszudehnen. Meiſt find übrigens Ufer: und 
Waflerbauten, welche durch die techniichen Behörden des Staates ausgeführt oder 
geleitet werden, von der Ginholung der polizeilichen Genehmigung befreit. 

2) Wafferbolizeiliche Beſchränkungen Hinfichtlih der Benußung der 
Ufergrundftüde und des fließenden Waſſers. Theils durch Geſetz, theils 
durch Verordnungen find den Befigern der Ufergrunditüde und den Waflerbenugungs- 
berechtigten bejtimmte Handlungen und Benugungsarten unterfagt, durch welche die 
wafjerpolizeilichen Intereſſen beeinträchtigt werden fönnen; jo das Ginwerfen von 
Sand, Steinen, Schlamm in das Bett des Gewäflers, die Verengung des Fluß- und 
Bachbereich® durch Anpflanzung von Bäumen und Geden; nicht jelten ift den Ufer: 
befigern überhaupt die Freilaſſung eines Uferſtreifens beitimmter Breite von Baum— 
pflanzungen und von der Anbringung jedes jonftigen Hemmniſſes zur Pflicht gemacht, 
damit das Ufer durch die Waſſerpolizeibehörde begangen werden und das Hochwaſſer 
in einem weiteren Profil ungehemmten Abfluß finden kann. Ferner dürfen die 
MWaflerbenugungsberechtigten das aufgeftaute Waſſer nicht zum Nachteile tiefer ge= 
legener Anlagen und Grundftüde plößlich ablaffen, auch nicht dem Hauptwaſſerlauf 
zur Benachteiligung der geiundheitlichen und fonftigen öffentlichen Intereſſen ſämmt— 
liches Wafler entziehen. Soweit das Ufer durch fünftliche Anlagen gefichert iſt, find 
alle Handlungen polizeilich verboten, durch welche die Zwedbeitimmung diejer An— 
lagen beeinträchtigt werden könnte, 3. B. das Durchitechen der Dämme, das Vieh— 
treiben und Weiden auf Dämmen und Uferanlagen, das Anpflanzen von Bäumen, 
Sträuchern, Zäunen u. dgl. auf den Schußbauten. Sodann find den Befigern der 
Ufergrundftüde im Intereſſe der Wafferpolizei auch gewifle Laſten auferlegt: die 
Beſitzer müſſen das Begehen der Ufer durch die mit der Handhabung des Wafler- 
ichußes, mit der Ausführung und Ueberwachung der Schußarbeiten betrauten Per: 
jonen zulafien, ferner dulden, daß der Aushub und die Waflerbaumaterialien auf 
ihren Grundſtücken gelagert, daß die Schußbauten auf ihren Grundſtücken hergeftellt 
werden, ja manchmal auch die Entnahme der für den Ufer: und Waflerichuß er: 
forderlichen Baumaterialien aus ihren Grumditüden geitatten, wobei eine Entihädiqung 
in der Regel nur injoweit geleiftet wird, ala die verurfachten Nachtheile den Nuten 
überfteigen, welchen fie von den waflerpolizeilichen Maßnahmen haben. Endlich find 
die Beliger von Waflerbenugungsanlagen verpflichtet, fich die vorübergehende Ein— 
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jtellung derjelben ohne Vergütung gefallen zu laffen, ſoweit diefelbe zur Durchführung 
der gewöhnlichen Räumungs: und Injtandhaltungsarbeiten erforderlich ift. 

3) Verpilihtung zu Waſſerſchutznahmen und zur Tragung der 
Koften. 

Nach den neueren Gejeggebungen find in der Regel beitimmte Betheiligte Eraft 
öffentlichen Rechts pofitiv verpflichtet, joweit ein allgemeines waflerpolizeiliches In— 
tereife vorliegt, die Maßregeln des Waſſerſchutzes zu beforgen und die erwachjenden 
Kojten zu tragen, eine Verpflichtung, deren Erfüllung durch die zuftändigen Ver: 
waltungäbehörden überwacht und nöthigentalls vollzogen wird. \ 

a) Deitentlihe Gewäſſer. Binfichtlich der Öffentlichen, d. 5. jchiff- 
und floßbaren Gewäfler iſt in Deutjchland meijt anerkannt, daß e8 Sache des 
Staats oder — auch der größeren kommunalen Gemeinſchaften, der Provinzen, 
Kreiſe (letzteres z. B. nach Bayeriſchem Geſetz Art. 2 und 11) ſei, unter Verwendung 
öffentlicher Mittel für die Inſtandſetzung und Unterhaltung zu ſorgen; dieſe ſtaat— 
lihen Unterhaltungs= und Korreftionsarbeiten haben hauptſächlich zum Ziel, dieje 
Gewäſſer für ihre Hauptbeſtimmung, die Verfehrazwede, tauglich zu erhalten, bzw. zu 
machen, wobei aber auch gleichzeitig das andere Ziel der W., Schuß der Ufer und 
der im Hochwaſſergebiet befindlichen Ländereien, Ortſchaften und Anlagen, ins Auge 
zu faſſen ift. Eine öffentlicherechtliche, Elagbare Verpflichtung gegenüber einzelnen 
Intereſſenten oder Gemeinjchaften it aber dadurch für den Staat nicht begründet ; 
wol aber bringen e8 bezüglich der mehreren Staaten gemeinjchaftlichen jchiff- und 
floßbaren Gewäfler, der jog. fonventionellen Flüſſe und Ströme, 3. B. des Rheins, 
der Weſer, Elbe, die bejtehenden internationalen Bertragsverhältniffe in der Regel 
mit fich, daß für den Staat gegenüber den anderen Vertragsmächten eine Ver— 
pflichtung zur Inftandhaltung und manchmal auch zur Verbeſſerung begründet ift, 
weiche Verpflichtung fich aber meijt auf die zur Foͤrderung der Verkehrszwecke dien⸗ 
lichen Maßnahmen beſchränkt. Da es hiernach in der Regel im freien Ermeſſen 
der zuſtändigen Staatsorgane liegt, inwieweit an öffentlichen Gewäſſern die Maß— 
nahmen der Räumung, der Uferdeckung, Korrektion, Eindeichung ausgedehnt werden 
ſollen, jo iſt der Staat auch vielfach in der Lage, die Durchführung ſolcher Maß— 
nahmen davon abhängig zu machen, daß die zunächſt betheiligten Intereſſentenkreiſe, 
J. B. Handelsjtädte, welche von der Vertiefung des Fahrwaſſers eine Hebung ihres 
Verkehrs erwarten, Gemeinden, deren Gemarkungen gegen Ueberſchwemmung geſchützt 
werden follen, einen Vorausbeitrag leiften. Manchmal, 3. B. nach dem Badischen 
Waflergejeg von 1876, find die betheiligten Gemeinden kraft Gejeges zu jolchen Bei— 
trägen, 24 oder ";, der Kojten, verpflichtet; auch ift nicht ſelten die Deichlajt an 
ſolchen öffentlichen Flüffen an die unmittelbar betheiligten Gemeinden oder Grund: 
beſitzer übertragen. 

b) Hinfichtlich der nıcht öfrentlichen Flüſſe, Bäche und fonjtigen 
Waſſerzüge bejtehen in Deutjchland jehr verjchiedenartige Vorjchriften über die 
Waſſerſchutzpflicht. 

aa) Was insbeſondere die gewöhnlichen Inſtandhaltungsarbeiten 
angeht, wodurch das Gewäſſer zur Erhaltung geregelter Vorfluth von Steinen, 
Schlamm, Sand, Wafjerpflanzen geräumt und die normale Breite und Tiefe, das 
Normalprofil, erhalten, wodurd ferner die Sohle gegen Auskolkungen, die Ufer 
gegen Abbruch und Unterjpülung gefichert und vorgefommene Unregelmäßigfeiten 
bejeitigt werden jollen, jo wird in der Regel unterfchieden zwijchen den fünjtlichen 
Gräben umd Leitungen, wie fie im Intereſſe einer geordneten Entwäfjerung, zum 
Zwede der Bewällerung und zum Treiben von Werfen bergeitellt find, und zwiſchen 
den natürlich fließenden Bächen und Flüſſen. Soweit die Räumung und die 
Jonftige Inftandhaltung der fünjtlichen Gräben, Kanäle, Leitungen im 
waſſerpolizeilichen Intereſſe geboten ift, aljo namentlich joweit durch VBernachläfftgung 
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dieſer Maßnahmen Hemmniſſe des Waſſerablaufs und ſonſtige Schädigungen Dritter 
oder der öffentlichen Intereſſen bewirkt werden, find die Beſitzer dieſer künſtlichen 
Anlagen kraft öffentlichen Rechts zur Inſtandhaltung und Räumung verpflichtet; 
bei Stauwehren erſtreckt ſich dieſe Verpflichtung in der Regel auch ſo weit in den 
Hauptbach oder Hauptfluß hinein, als die Stauung auf- oder abwärts einen Einfluß 
ausübt. Damit dieſe Verpflichtung zutreffe, braucht ein Eigenthumsrecht an der 
künſtlichen Leitung und Anlage nicht nachgewieſen zu ſein; wer dieſelbe beſitzt und 
benutzt, iſt auch kraft öffentlichen Rechts zur Inſtandhaltung verpflichtet. Was 
dagegen die natürlich fließenden Bäche und Flüſſe angeht, ſo iſt die ge— 
wöhnliche Inſtandhaltung derſelben entweder blos Sache der Anlieger, z. B. 
nach Art. 1 und 13 des Bayer. Uferſchutzgeſ. von 1852, derart, daß es denſelben 
fakultativüberlaſſen bleibt, unter Beachtung der waſſerpolizeilichen Vorſchriften, 
zuweilen auch, 3. B. nad) Art. 13 ff. des Bayer. Geſetzes, unter Bildung von Schutz— 
genoflenichaften, die erforderlichen Vorkehrungen zu treffen; dies iſt auch im Weſent— 
lichen der Standpunkt des Defterr. Waflergefeßes von 1869 8 44 und des Preuß. 
Rechts, obwol hier durch den Vorbehalt der provinzialrechtlichen Vorſchriften für 
eine Anzahl von Landesgegenden weitergehende Verpflichtungen begründet find. Oder 
es ijt den Anliegern, bzw. überhaupt den Befigern von Grundftüden und Anlagen, 
welhe im Bereiche der Waffergefährdung liegen, kraft öffentlichen Rechts 
die Verpflichtung auferlegt, die gewöhnliche Räumung des Gewäflers und die 
Initandhaltung von Bett und Ufer längs ihres Beſitzthums zu beforgen; jo 3. 2. 
nach mehreren Provinzialrechten des Preuß. Staats, nach dem Weimar. Gejeg vom 
16. Febr. 1854, dem Koburg-Goth. Gejege von 1859 bzw. 1871, dem Schwarzb.: 
Sondersh. Geieh vom 26. Jan. 1858 und nach dem Rechte von Medlenb.-Schwerin ; 
auch in Frankreich wird dieje Verpflichtung häufig den Anliegern überwieſen, indem 
nach dem Gejeg vom 4. Mai 1803 für die Ausräumung und Unterhaltung nicht 
jchiff- oder floßbarer Gewäſſer die früheren Reglements und Ortögebräuche, nad 
welchen vielfach die Befiger der im Wafjerbereich gelegenen Grundftüde als ver- 
pflichtet behandelt werden, maßgebend find, in Ermangelung folcher Reglements und 
Herfommen aber für die Inftandhaltung durch kaiſerliche Verordnung, welche die 
Pflichten der Betheiligten nach) Maßgabe der ihnen aus dem Gewäſſer zugehenden 
Vortheile regelt, gejorgt werden joll. Auch nach der neuejten Bremer Waſſerordn. 
vom 27. Dez. 1878 können die Befiger der Grunditüde, welche von natürlichen 
Waflerläufen begrenzt oder durchichnitten werden, durch die Berwaltungsbehörden 
angehalten werden, die Reinigung und Unterhaltung längs ihres Beſitzthums zu 
vollziehen, jedoch mit dem Vorbehalt, daß die Verwaltungsbehörde dieſe Arbeiten 
in geeigneten Fällen für die Gemeinschaft der Betheiligten ausführen laflen und die 
Koften auf diejelben nach Verhältniß ihrer Verbindlichkeit vertheilen darf. Endlich 
iſt vielfach die Verpflichtung zur gewöhnlichen Räumung und Inftandhaltung der 
natürlich fließenden, nicht jchiff- und floßbaren Gewäfler der organifirten Gemein— 
ichaft der Gemarkungsgenoſſen, d. h. der Gemeinde, übertragen, ſoweit es ſich 
um den Schuß der Gemarkung, der Ortſchaft oder größerer Flächen handelt. So 
nach mehreren provinziellen Vorſchriften in Preußen, z. B. Feldpolizeiordn. für das 
Fürſtenthum Halberſtadt von 1759 88 15, 16, nach dem Provinzialrecht für das 
Fürſtenthum Münſter und der Waſſ erlöfungsordn. für Holftein vom 16. Juli 1857; 
ferner nach dem großh. Heſſ. Gejet vom 18. Febr. 1853, nach den Oldenb. Gefehen 
vom 8. Juni 1855 und 20. Nov. 1868, nach dem Vraunſchw. Waſſergeſetz vom 
10. Juni 1876, Bad. Waſſergeſetz vom 25. Aug. 1876, und ſofern die Abwäſſerung 
eines — Gemeindebegirt⸗ oder eines erheblichen Theies in Frage ſteht, auch 
nah 8 6 der Bremer Waſſerordn. von 1878. Vielfach iſt die Gemeinde berechtigt, 
die an dem Erfolg diejer Arbeiten unmittelbar betheiligten Befiger von Grundjtüden 
und Anlagen zu Vorausbeiträgen heranzuziehen, auch jofern die Räumung und In— 
itandhaltung hauptjächlich im Jntereffe einer anderen Gemeindegemarkung erforderlich 


Waſſerpolizei. 1271 


iſt, von der letzteren Gemeinde gänzlichen und theilweiſen Erſatz des Aufwandes zu 
verlangen. 

bb) Soweit im Intereſſe des Waſſerſchutzes außerordentliche Maß— 
regeln, insbeſondere Berichtigungen, Gradlegungen, Durchſchnitte, überhaupt 
Korrektionen don nicht öffentlichen fließenden Gewäffern nöthig oder zweckmäßig 
find, ift in der Regel eine allgemeine öffentlicherechtliche Verpflichtung zur Durch— 
führung diefer Maßnahmen und zur Tragung der Koften nicht begründet. Es iſt 
tafultativ Sache des Staates, der größeren kommunalen Gemeinjchaften und der 
Gemeinden, derartige Korreftionen aus öffentlichen Mitteln durchzuführen und wegen 
der Beitragäleijtung mit den unmittelbar Betheiligten Vereinbarungen zu jchließen. 
Nicht felten wird bei größeren Unternehmungen jolcher Art die Pflicht zur Aus: 
führung und zur Beitragleiftung durch Spezialgefeg geregelt. Manchmal, 3. 2. 
nach Art. 68 ff. des Bad. Waflergejehes, bejorgt für gewiſſe größere, nicht öffent- 
liche Gewäfjer der Staat die erforderlichen Korreftiongarbeiten, wobei die im Ueber— 
ihwemmungsgebiete liegenden Gemeinden gejetlich bejtimmte Beiträge, ein Drittel 
des Jahresaufwandes, zu tragen haben. Endlich fünnen fich nach manchen Gejegen 
zur Durchführung jolcher Korreftionen auch Genoſſenſchaften der betheiligten Grund» 
befiger bilden, welchen bei Zuftimmung einer bejtimmten Mehrheit die Möglichkeit 
eingeräumt ift, die übrigen Betheiligten zur Theilnahme an den Arbeiten und an 
dem — im Verwaltungswege zu zwingen (vgl. d. Art. Waſſergenofſſen— 
ihaiten). 

ce) Bejondere Beitimmungen gelten endlich Hinfichtlich der Verpflichtung zur 
Herftellung und Inftandhaltung der Hochwaſſerdeiche (in Süddeutichland häufig 
als Dämme bezeichnet), durch welche größere Gebiete gegen Ueberfluthungen gefichert 
werden follen. Nach dem für den größten Theil von Norddeutichland maßgebenden 
Preuß. Deichgefeg vom 28. Januar 1848 fönnen die Befißer von Grundſtücken, 
welche in einem der Ueberſchwemmung ausgejegten und durch Deichanlagen zu 
ſchützenden Niederungsgebiet gelegen find, durch königliche Verordnung auch gegen 
ihren Willen zu einem Deichverband vereinigt werden, welcher als eine durch Statut 
organifirte Korporation des öffentlichen Rechts die Herftellung und Unterhaltung der 
Hochwaflerdeiche und der zugehörigen Anlagen, wie Siele, bejorgt; die hierbei er— 
wachienden Kosten find auf Grund des Deichkatafters auf die Befiger der geichütten 
Grundſtücke nach Verhältniß der Größe bzw. des Nubens umzulegen. Nach dem 
in Eljaß-Lothringen und im Großherzogtgum Baden geltenden Rechte werden die 
am Rhein Herzujtellenden Hochwafjerdämme vom Staate hergejtellt und unterhalten, 
wobei die gejchüßten Gemeinden Beiträge zu leijten haben, die nach dem Art. 75 
des Bad. Waſſergeſetzes die Hälfte des Aufwandes betragen. Nach Art 18 des 
Bayer. Uferſchutzgeſetzes von 1852 ift die Verpflichtung zu Damm und Deichbauten, 
welche zum Schuße von Ortäfluren oder Ortjchaften gegen Ueberſchwemmung dienen, 
den Gemeinden ausjchließlich auferlegt. 

e) Nothhülfe. Endlich bejteht überall für die Ginwohner der im Ueber- 
ſchwemmungsgebiet eines Fluſſes gelegenen und der benachbarten Gemeinden die Ver— 
bflichtung, im Falle drohender oder eingetretener Hochwaſſergefahr durch Fuhrleiftungen 
und Handdienjte die zur Abwendung der Gefahr erforderliche Nothhülfe zu leiften, 
wobei eine Entjchädigung nicht oder nur in mäßigem Anfchlage gewährt wird, 
3. B. Preuß. Allg. Beitimmungen zum Deichgeieg vom 14. Nov. 1853 88 13 ff.; 
Bayer. Uferſchutzgeſet von 1852 Art. 17; Bad. Waſſergeſetz Art. 83; Dejterr. 
Waſſergeſetz $ 50. 

4) Zuftändigfeit der Behörden Die W. wird durch die zuftändigen 
flommunalen und ftaatlichen VBerwaltungsbehörden, nöthigenfalls unter Anwendung 
des administrativen Zwanges gegen die Betheiligten, ausgeübt und beauffichtigt. In 
technischer Beziehung wirken dabei die in den meiiten Staaten organifirten Waſſer— 
baubehörden mit. Nach manchen Geſetzen iſt beitimmt, daß die Verwaltungs- oder 
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techniſchen Behörden zur Ueberwachung der waſſerpolizeilichen Vorſchriften periodiſche 
Schauungen an den Flüſſen und Deichen vorzunehmen haben. 

Auch gegenüber den adminiſtrativen Verfügungen, welche in waſſerpolizeilichen 
Angelegenheiten, z. B. über die Verpflichtung der Einzelnen und Gemeinden zu 
Waſſerſchutzmaßnahmen und zur Tragung der Koſten, über die den Uferbefitzern und 
fonjtigen Betheiligten aufzuerlegenden Beſchränkungen und Laften, ergehen, iſt in den 
neueren Verwaltungsrechtägejegen nicht jelten der Weg der Klage oder Beſchwerde 
an die Verwaltungsgerichte eröffnet. 

Gigb.: Preuß. Allg. ER. 1.888 96 ff. — Preuß. Geſetz über das Deichweſen vom 
28. Januar 1848. — Gefeßentwurf vom 12. Dezember 1880, betr. die Befugnifie der Strom: 
bauverwaltung —— den ehe an öffentl. Flüſſen. — Bayer. Gejek vom 28. 
Mai 1852 über den Uferfhuß und ben eo ggen Ueberſchwemmungen. — Bad. Wafler: 
polizeiordnung vom 24. Dezbr. 1876. — Bad. Waflerwehrordnung von gleihem Datum. — 
Großh. Hei. Geſetze vom 18. Februar 1853, betr. die Aufräumung und Unterhaltung der 
Bäche, u. vom 19. Febr. 1853, betr. die Regulirung ber Bäche — Für Medlenburg: 
Schwerin: Ebdilt vom 13. Juli 1846 über die Entwäfjerung der Ländereien und Strom: 
—————— vom 26. Mai 1860 und 26. Mai 1876. — Für Oldenburg: Geſetz vom 
30. November 1854 über die Unterhaltung der öffentl. fließenden Gewäſſer im Fürſtenthum 
Lübel und Waflerordnung vom 9. April_1879. — Waflerlöfungdordnung für die Freiſtadt 
Lübel vom 2. Dezember 1865. — ©. außerdem die unter dem Mrtitel Wa fferbe: 
z33 tz En bezeichneten Gejee, welche neben der Waſſerbenutzung meift auch die Inftandhaltung 

ehandeln. 

Lit.: Röffig, Waſſerpolizei, 1789. — v. Cancrin, Abhandl. v. d. Waſſerrecht, 1789, 
1790, 1800. — v. Berg, Handbuch des Deutſchen Polizeirechts, 3. Th. S. 76—132, 1803. — 
Rösler, Deutſch. Verwaltungsrecht, Bd. 1 $ 225. — dv. Stein, Handb., 1876, ©. 331. — 
©. auch die Lit. unter d. Art. Wafferbenugung. 8. Schenkel. 


Waflerfervituten find Dienitbarkeiten, welche auf Leitung von Wafjer durch 
fremdes Gebiet oder auf Benugung fremden Wafjers gerichtet find. Da in Italien 
die Benußung des Wafjers für die Hultur der Grundjtüde von erheblicher Bedeutung 
war, jo erfreuten fich die W. jchon frühzeitig einer Ausbildung durch das Recht. 
Die Römischen Quellen unterjcheiden folgende Arten: 

1) Servitus aquae ductus s. aquae ducendae. Dieje fann in der Befugniß 
beitehen,, entweder a) aus einem fremden Grundſtück oder durch dafielbe Waſſer zu 
leiten, oder b) fich außerdem noch fremdes Waſſer anzueignen, oder c) auf einem 
fremden Grundſtück Waller zu fuchen und aladann zu benugen. Die Beichaffenheit 
der Einrichtungen für diefe Dienftbarkeit unterlag mannigfachen Bauvorſchriften 
(1.15 D. 8, 3; 1.1781 D. 39, 3), welche nur als aufgehoben zu betrachten 
find, fofern fie aus rein Römischen Gewohnheiten entipringen. Das Eigenthum der 
Leitung fteht nach richtiger Meinung dem Belafteten au (1. 2 88 1,2 D. 8,3; 
l. 4 D. 43, 20). Dieje Servitut muß nicht nur, wie jede andere, pfleglich aus: 
geübt, jondern fann ſowol auf ein bejtimmtes Kubikmaß, als auch auf Jahreszeiten 
(aqua aestiva und hiberna, Gegenſatz quotidiana), jowie auf Tage und Stunden 
(aqua diurna — nocturna) eingejchränkt werden. Nach altem Givilrecht konnte die 
s. a. d. nur unmittelbar an einer Quelle, und erſt nach jpäterem klaſſiſchen Recht 
an jedem Tebendigen Wafler errichtet werden, aus welchem Umſtand man un: 
zuläffiger Weife das Erforderniß der perpetua causa für die jpätere Zeit beftritt. 
Der Aquädukt kann auch zu Gunften eines jtädtifchen Grundjtüds, ſowie für 
Mehrere (rivales) gleichzeitig beitehen, welche alsdann bei mangelnder Feitiegung 
oder Vereinbarung auf jchiedsrichterliche Entſcheidung angewiejen jind. 

2) Servitus aquae educendae s. immittendae ijt das Recht, Wafler von dem 
eigenen Grundſtück auf das des Nachbars abzuleiten. Sie bildet den Gegenſatz zum 
aquaeductus, unterliegt aber denjelben Grundjägen und Beichränfungen wie dieler. 

3) Servitus aquae haustus s. jus haustus, hauriendi, aquae hauriendae ijt die 
Berugniß, auf fremdem Grundſtück Waſſer zu holen. Sie ift denjelben Bejchränfungen, 
wie die s. aquae ductus unterivorfen, kann ebenfalls für ein praedium urbanum 
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beitellt jein und gilt nicht blos als ein perjönliches Recht, jondern ala wirkliche 
Servitut. In ihre iſt der iter ad aquam enthalten, ohne daß es einer bejonderen 
Begründung deffelben bedarf; fie kann aber nur ex fonte oder jonftigem Quellwaffer 
entitehen. 

4) Servitus pecoris ad aquam appulsus s. appellendi begreift unter Benußung 
des nöthigen Weges (actus) die Befugniß, das zur Bewirthichaftung des eigenen 
Grundſtücks erforderliche Vieh auf einem fremden Grundjtüd aus dem Wafler zu 
tränfen. Anch hier find allerlei Beſchränkungen, namentlich auf die Stüdzahl des 
Viehes, zuläffig, und es können nach der Anficht des Marcellus (entgegen der 
von Trebatius) die überzähligen Stüde zurückgewieſen werden (1. 1 $ 18 D. 43, 20). 

Die s. navigandi, welche das Recht, einen fremden See zu durchichiffen‘, ge= 
währt (I. 23 $ 1 D. 8, 3), wird nicht den W., jondern den MWegegerechtigfeiten 
zugezählt. 

Dinfichtlich der W. fommen zunächjt die allgemeinen Grundfäge der Dienft- 
barfeiten in Anwendung; von Bejonderheiten ift Folgendes hervorzuheben : 

Wafjerleitungen, welche ſeit unvordenklicher Zeit beftehen, gelten als zu Recht 
beitehend (1. 26 D. 39, 3; 1.3 $ 4 D. 43, 20; 1. 7 C. 3, 34). In Betreff 
des Unterganges find die Vorſchriften der Ruftitaffervituten in Rückficht zu nehmen 
und daß, namentlich was den Nichtgebrauch betrifft, die Zeit von 20 Jahren in 
Anwendung zu bringen ift. Der Befitesfchuß, welcher gerade bei den Servituten 
ohne Syſtematik ausgebildet ift, umfaßt für die MW. zahlreiche Vorjchriiten. Es 
beitehen Hier neben den Interdikten zum Schub des Nechtäbefiges (interd. de aqua 
quotidiana, aestiva, hiberna, de fonte) auch Schußmittel gegen Störungen bei 
Augsbeiferungen der für die W. erforderlichen Anftalten (interd. de rivis, de fonte 
refiiendo). Dieje Interdikte jeßen das dem Beſitz jonjt fremde Element der bona 
fides voraus und fordern aljo, daß der Kläger in dem Glauben, das Recht zu haben, 
nec vi nec clam nec precario ab adversario, fei es auch nur einmal, das Waſſer 
in dem Umfange der Servitut benußt habe. Accessio temporis findet ohne Aus: 
nahme jtatt. Gerichtet find die Interdikte gegen jegliche, unmittelbare oder mittel: 
bare, thätliche oder wörtliche Störung. Bei der Ausbefferung find Veränderungen 
in der Leitung unterjagt; es it mur der Befikjtand, nicht, wie bei dem interd. de 
itinere reficiendo, auch das Recht jelbjt zu beweijen. 

Die Römischen Borjchriften werden von dem Cod. Max. Bav. geradezu wiederholt. 
Das Defterr. BGB. erwähnt nur den aquae haustus und aquae ductus, unter 
welchen es auch nach Vorgang der älteren Theorie dag jus aquae educendae mit- 
begreift, in dem erjteren liegt auch der iter ad aquam, die Anjtalten der letzteren 
gehören dem Berechtigten, welcher fie anzulegen hat. Das altdeutjche Recht hat 
agenthümliche Grundfäge über W. gar nicht aufgejtellt und daher mag es wol 
fommen, daß das Preuß. Allg. ER. und der Code civil über W. im engeren Sinne 
überhaupt feine Borjchriften enthalten, jondern nur Normen über den Gebrauch des 
Waſſers überhaupt feſtſetzen. In Frankreich ift erſt durch loi du 29 avril 1845 
die serv. aquae ductus mit der Maßgabe eingeführt, daß ein Eigenthümer, welcher 
die Verfügungsfähigfeit über ein Wafler Hat, zum Zweck der Bewäflerung gegen 
Entichädigung eine Leitung über fremde Grundjtüde anlegen kann. Dieſe servitute 
d’aqueduc iſt dann noch durch loi du 11 juillet 1847 weiter ausgebildet worden, 
indem dem Inhaber die Befugniß gewährt wurde, künftliche Werte auf dem Nachbar⸗ 
grundſtück anzulegen (servitute d’appui). In Preußen würden bei Beurtheilung von 
W. die Grundjäße über Wegegerechtigkeiten analog anzuwenden fein. Das Sächſiſche 
VGB. enthält über W. keine Vorjchriften. 


Quellen: P.$S 21.233 —|.1ipr$1; nes 1, 2: 1.3883 L581; 19; 
LO$5D8E SE —LWD, 2 -LiD. 8,6.—114$2D81.—11,L 2, 
LBDEL- LELR EI ID BE - ED ED - LS DE LE - 
1.885 SD.65—LELeD“8 1818 D.4,%0 — Te D. a1 _ 


1274 Batdorf — Wechſel. 


Cod. Max. Bav. II. 8, 12. — Oefterr. BGB. 88 496, 497. — Loi du 29 avril 1845, du 
11 juillet 1847. 

git.: Unter den Xehrb. bei. Keller, $ 166. — Bertin, Code des irrigations, Par. 
1852. Kayſer. 


Watzdorf, Bernd. v., großherzogl. Sachſ.-Weimar. Staatsminiſter, 5 12. XII. 
1804 zu Schloß Berga an der Elſter, ſtudirte 1823—1827 in Leipzig, 1830 
Oberhofgerichtsrath, 1835 App.Ger.Rath in Zwidau, 1840 OApp.Ger. Rath in 
Dresden, trat ins Minijterium ein, verdient um die Herſtellung und Pflege von 
Einrichtungen für ausgedehntere Selbjtverwaltung des Volks, Vizepräfident des Ständer 
hauſes im Erfurter Parlament, thätig für die Entwidelung des Norddeutjchen Bundes, 
7 15. IX. 1870 zu Weimar. 

Er begründete und gab (mit Siebbdbrat) heraus: Jahrbücher f. Sächſ. Strafrecht, 
Zwickau 1839, 40. 
Lit: Brodhaus, Zeihmann. 


Webfter, Daniel, berühmter Amerikanifcher Staatsmann, & 18. I. 1782 
zu Salisbury, N. H., wurde 1812 Abgeordneter im Kongreß, dem er bi 1816 
angehörte, 1827— 1839 im Senat, trat gegen die Politit Jackſon's, jowie gegen 
die von Calhoun geleiteten jüdjtaatlichen Seceffionsbeftrebungen auf, 1841 Staats- 
jefretär, jchloß den Aſhburton-Vertrag zur Regulirung der Grenzen, Unterdrüdung 
des Sklavenhandels, Auslieferung der Verbrecher, ab, trat dagegen 1850 auf die 
Seite der Sklavenhalter, wodurch er Anjehen und Vertrauen beim Wolfe verlor, 
7 24. X. 1852 auf dem Landfie Marfhfield bei Bofton. Ausgezeichneter Redner. 


Seine Speeches, forensic arguments and diplomatic papers mwurben von Everett, 
Bost. 1853 herausgegeben, ſowie Great Speeches and Orations with an Essay by Edwin 
P. Whipple, Bost. 1879. — Sein Sohn Fletcher veröffentlichte feine Privatlorreipondenz, 
Bofton 1858. z 

git.: Lanman, Private life of Daniel W., Boston 1853. — Curtis, —— 
New-York 1869. — March, D. W. and his contemporaries, New-York 1876. — Irving 
Brown, Short studies of great lawyers, Albany 1878. — Drake, Dictionary, Boston 
1879, p. 964. — Mohl, I 556. — Calvo, (3) I. 255. — vd. Holft, Berfaffungsgeichichte 
der Vereinigten Staaten von Amerifa, Bd. 2 ©. 394 ff. (Berlin 1881). Zeihmann. 


Wechſel (W.brief) it ein Werth- (Sredit- oder Handelö=)papier, welches 
mindeftens ein formales Geldiummenverjprechen in fich trägt, inhaltlich deffen ein 
benannter (unter beſtimmten Borausfegungen — ſ. d. Art. Blanfoindofjament — 
auch ein umbenannter) Inhaber des Papiers von einer oder mehreren auf dem W. 
unterjchriebenen Perfonen die Zahlung einer beſtimmten Geldfumme an einem be— 
itimmten Berfalltage fordern kann, ein Papier, twelches fich von allen anderen Werth: 
papieren ähnlicher Art äußerlich durch ein formelles Unterfcheidungszeichen aus— 
zeichnet, nämlich dadurch, daß cd das Wort „W.“ (oder wenn das Papier in einer 
fremden Sprache ausgejtellt ift, einen diefer Bezeichnung entiprechenden Ausdrud der 
fremden Sprache, jo Deutiche WO.) oder (nach anderen Rechten) ein anderes for- 
melles Charakteriftitum ausdrüdlich nennt. Der W. ift „Welthandelspapier*, „das 
Papiergeld der Kaufleute”, dazu bejtimmt, Zahlungen ohne Baargeldtransport durch 
verichiedene Länder Hin zu vermitteln, die Nothwendigkeit des Müngen-W.. zu um— 
gehen und den Kredit zu erhöhen oder verwerthbar zu machen. Die Wurzel des 
W. im heutigen Sinne ift der jog. Hand» oder Geld:W., das cambium minutum, 
welcher in dem Austauſch von Münzen beftand und im internationalen Verkehr, 
namentlich im Verkehr der Südfranzöfifchen und Norditalieniichen Märkte jchon vom 
12. und 13. Jahrhundert an dadurch in den Hintergrund gedrängt wurde, daß wer 
eine Zahlung an einem auswärtigen Plate zu machen hatte, fich von einem Wechäler 
(campsor) jeines MWohnortes einen Brief (eine Anweifung) geben ließ, worin ein 
Wechsler des Zahlungsortes erfucht wurde, die Zahlung an den benannten Ueber— 
bringer des Briefes oder eine fonftige benannte Perfon zu bewirken; wer einen folchen 
Brief „kaufte“, Hatte dafür eine Geldfumme an einen Wechsler zu bezahlen, die 
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Valuta; wer einen ſolchen Brief ausſtellte (der Wechsler in der Heimath), erhielt 
die Valuta, mußte aber unter eigener Haftung dafür ſorgen, daß ſein auswärtiger 
Geſchäftsfreund (der Wechsler am Zahlungsorte, häufig Inhaber einer Filiale oder 
Kommandite des Ausſtellers, der Adreſſat des Briefes) die Zahlung am auswärtigen 
Orte wirklich und richtig leiſte; dieſer letztere erhält für die geleiſtete Zahlung Erſatz, 
die Deckung, Revalirung. Dieſe Einrichtung dehnte ſich bald über den Bereich der 
berufsmäßigen Wechsler aus auf den geſammten Kaufmannsſtand, ſpäterhin auf alle 
handlungsfähigen Perſonen; geregelt wurde ſie urſprünglich durch Gewohnheitsrecht, 
die Uſancen, welche in den Kreiſen der Wechsler und übrigen Kaufleute entſtanden; 
dieſen folgten bald Kodifikationen, welche Einzelheiten des Verkehrs mit Wechslern 
betrafen und fich theils in Stalienifchen Stadtrechten, theilg in Privilegien und 
Statuten von Kaufmannſchaften, theils in Meßordnungen fanden. In Deutjchland 
unterlag der W. einer jehr verjchiedenartigen Regelung durch zahlreiche partikuläre 
W.- und Meßordnungen, bis die im Jahre 1847 entworfene, in den Jahren 1848 
und 1849 in den Deutichen Staaten allgemein eingeführte und nun zum RGeſ. 
erhobene WO. die auf diefem Gebiete jo dringend nöthige NRechtseinheit ſchuf. 

Die Hauptarten des W. find: gezogene W. (jog. Tratten) und eigene W. Die 
gezogenen (traffirten) W., weitaus die wichtigften W. im großen Handelsverkehr, 
find Geldanweifungen (formelle Geldzahlungsanfträge) mit wefentlich hinzukommendem 
W.verſprechen, nämlich dem Regreßverſprechen des Ausſtellers. (Das Nähere hier— 
über ergiebt fih aus den folgenden Artikeln, namentlih W.accept, W.proteit 
und W.regreß.) Ueber den eigenen W. ſ. d. Art. Eigen-W. Nebenarten des 
W., ſog. accefforifche find: das Indoſſament, ſ. unter diefem Art., der Aval 
(og. W.bürgichaft) und das Accept; femer Domizil:W, Raten W,, 
Rück-W. u. ſ. w. ſ. die einfchlägigen Artikel. — 

Rimeſſe Heißt der W., injofern ein W.inhaber (Remittent) den W. eines Anderen 
feinem Gläubiger oder überhaupt ein W.gläubiger einem W.jchuldner, dem er jchuldig 
it, den W. zum Zwede der Berichtigung einer Schuld, zur Gutichrift u. dgl. zufendet, 
übermacht (vgl. d. Art. Wechjelregreß im Anhange). — In kaufmännifcher Ber- 
fehrafprache wird ftatt W. oder W.brief auch „Brief“, „Appoint”, „Papier“, „Des 
vie” gejagt, 5. v. Wächter, a.a. DO. ©. 1018 Anm. 2—4. — Die Vereinbarung, 
inhaltlich welcher ein W. auägejtellt werden foll, ein Pactum de contrahendo, welches 
der zukünftige W.nehmer mit dem Außfteller abjchließt, Heißt W.fchluß; derfelbe iſt 
ein vorbereitender Vertrag, der in der Regel nicht blos die Pflicht, den W. zu geben 
und bzw. zu nehmen, fondern auch die Valuta und die Einzelheiten der W.aus- 
ftellung (Summe, Zahlungszeit, Zahlungsort u. dgl.) Feititellt. 

Die juriftifche Natur des W. ift beftritten; heutzutage ftehen ſich hauptjächlich 
noch zwei Meinungen darüber gegenüber: die Kreationstheorie und die Vertrags: 
theorie; ficher ift, daß das Weſen des W. im einem (fei e8 ohne Acceptation jchon 
wechjelmäßig verpflichtenden, jei es erit durch das Nehmen der W. bindend und 
berechtigend werdenden) Verſprechen befteht, welches formeller Natur ift und eine 
Geldzahlung (Zahlung der W.jumme oder bzw. Rezeßſumme) zum Inhalte hat. 
Val. im Uebrigen die nachfolgenden Artikel. 

Lit.: Thöl, HR. I. Bd. W.R., 4. Aufl., $$ 27 ff. 51 ff. — Kuntze, WR., 1862, 
insbeſ. S. 142 ff. und die von dieſen cit. Lit. — Ferner: O. v. Wächter, Enchklop. bes 


W.R., 1880, S. 1017 ff. u. a. a. O. ‚Wechſelſchluß“ ebenda S. 1034—1042, ü = 
areid, 


Wechſelaccept. Das W. iſt die wechielmäßige Erklärung eines Traffaten, 
daß er den in der an ihn gerichteten Tratte enthaltenen Zahlungsauftrag vollziehen 
werde. Mit diejer Erklärung giebt der Traffat, nun Acceptant genannt, ein wirk— 
liches Wechjelveriprehen ab, welches ihn gegenüber jedem rechtmäßigen 
Wechielinhaber, nicht etwa blos gegenüber dem zur Annahme präfentirenden, auch 
gegenüber dem Aussteller des Wechſels, zur Zahlung der Wechjelfumme ohne Nüd- 
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ſicht darauf, ob er hierfür gedeckt ift oder nicht, nach Wechſelrecht verpflichtet (Art. 
23 der WO.; Thöl, a. a. O. 85 74 ff.; Kuntze, W.R., $ 34). Der Abgabe 
jener Erklärung, Acceptation oder Annahme genannt, geht die Präjentation zur 
Annahme vorher, d. 5. der von dem Beſitzer der Tratte unter Vorzeigung diefer 
an den Bezogenen gerichtete Antrag, dieſelbe zu acceptiren. Zu diefem Antrag ift 
der Beſitzer des Wechſels regelmäßig nur berechtigt, nicht verpflichtet, Art. 18 der 
WO. (f. aber unter d. Art. Domizilwechiel). Wechiel jedoch, welche auf eine 
beitimmte Zeit nach Sicht lauten, müflen, ſofern nicht ausdrüdlich eine längere 
oder fürzere Friſt hierzu beftimmt ift, Längftens binnen zwei Jahren nad) der Aus- 
ftellung zur Annahme präfentirt werden, widrigenfalla der wechjelmäßige Anſpruch 
des Inhabers gegen Ausfteller und Indoſſanten erlifcht; jo bei den im Inlande 
ausgeftellten Wechſeln; ausländifche Wechjel werden, auch wenn fie im Inlande 
Giri erhielten, in Bezug auf die Präfentationspflicht lediglich nach dem am Orte 
der Austellung geltenden Recht behandelt (j. Prot. 3. WO. ©. 41—45). Gebt 
die Firirung einer bejonderen Präjentationsfrift von einem einzelnen Indoſſanten 
aus, jo hat die Nichteinhaltung diefer Friſt lediglich den Untergang der wechſel— 
mäßigen Verpflichtung diejes einzelnen Indoffanten zur Folge. Meß- und Markt— 
wechiel find in der an dem Meß- oder Marftorte gejeglich bejtimmten Präfentations= 
zeit zur Annahme zu präfentiren. Dem Antrag, die Tratte zu acceptiren, braucht 
der Bezogene nah WR. nicht zu entiprechen (f. unter d. Art. Wechielproteit), 
entipricht er ihm aber, jo tritt die angedeutete Verpflichtung zur Zahlung dann und 
infoweit ein, wenn und wie weit der Auftrag in der hiermit acceptirten Tratte gilt; 
doch behält ein W., welches nicht durch einen jpeziell gegen den Bezogenen gerichteten 
Betrug des NAusftellers mit Willen eines Wechjelinhabers oder des Letzteren allein 
veranlaßt wurde, feine wechjelmäßige Wirkung auch dann, wenn die Unterſchrift des 
Ausſtellers ſich als falſch oder verfälicht ergiebt (Art. 75 d. WO. Bordhardt, 
a. a. D. Zuf. 704). 

Der Form nad ift das MW. eine fchriftliche Erklärung des Traflaten, auf der 
Tratte jelbjt abgegeben und des Inhalts, daß er den Zahlungsauftrag annehme; 
diefer Inhalt kann ganz beliebig ausgedrüdt fein, 3. B. wie gewöhnlich durch die 
vom Acceptanten unterichriebenen Worte: „angenommen“, „acceptirt“, „acc.“, 
„gejehen“, „vu“, „visa“, „gut für“ u. dgl., ja es gemügt die einfache Namens: 
zeichnung des Traflaten auf dem Wechjel, welche in der Regel unten links oder 
quer am linken Rande des Wechjelbriefs angebracht wird und bei Wechjeln, welche 
auf eine gewiffe Zeit nach Sicht geitellt find, mit dem Datum der Acceptation zu 
verjehen ift (Art. 20 d. WO.). 

Der in diefer Weife — d. h. mindeſtens durch Unterjchrift — beichriebene 
Mechjel verdankt wie jede andere Art des Wechjels dem Wechielvertrage jeine ver: 
bindliche Wirkung: der mit der Accepterklärung verjehene Wechjelbrief wird vom 
Bezogenen dem Inhaber gegeben und von Diefem genommen, und jo entiteht auch 
bier der Wechjelvertrag durch Schreiben, Geben und Nehmen, hier Acceptvertrag, 
Annahmevertrag, Acceptation genannt. Daraus würde folgen, daß, wenn der Be- 
zogene, ehe er den mit feiner Ncceptunterichrift verjehenen Wechjelbrief dem Präfen- 
tanten wieder einhändigt, diefe Unterjchrift tilgen (3. B. durchitreichen oder jonjt 
faffiren) würde, fein Accept vorläge, da der Ncceptvertrag nicht zur Perfektion 
gelangte. Da jedoch einer auf einem Wechjelbriefe befindlichen Acceptunterjchrift, 
welche zwar durchitrichen aber noch lesbar ift, zwar einerjeits anzufehen ift, daß das 
Accept geichrieben und in diefem Sinne erfolgt ift, aber nicht anzuſehen ift, wann 
und don wem es durchitrichen wurde, da femer an dem Dajein des Accepts dem 
Weſen der Tratte nach nicht ein einzelner Interefjent (etwa der Remittent allein), 
fondern eine Reihe von Intereſſenten (Ausiteller, Indofjatare, Indoſſanten, Noth— 
adreſſen und jo weiter) intereffirt ift, jo fordert die Rüdficht auf die Verkehrsſicher— 
heit und das allgemeine nterefle, daß ‚in jolchen Fällen — immer aber die Er— 
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kennbarkeit der durchſtrichenen Unterſchrift vorausgeſetzt — von dem Zuſtandekommen 
oder Nichtzuſtandekommen des Wechſelvertrags abgeſehen und die bloße Niederſchrift 
der Annahme (Unterſchrift des Bezogenen) allein ſchon als unwiderruflich und als 
bindendes Accept angeſehen werde. Die Deutſche WO. (mie die meiſten anderen) 
drückt dieſen Gedanken nur undeutlich aus; ſie ſagt nämlich: „Die einmal erfolgte 
Annahme kann nicht zurückgenommen werden“; deshalb iſt die hier vertretene An— 
ſicht außerordentlich beſtritten. Iſt die Durchſtreichung oder Tilgung des Accepts 
in der Weiſe bewirkt, daß gar nicht erkennbar iſt, ob eine Unterſchrift des Bezogenen 
auf dem Wechſel ſtand oder was ſonſt faffirt wurde, jo liegt nach der WO. eine 
Rechtöverlegung (— nicht gerade Verlegung eines Wechjelvorvertragg —) vor, auf 
Grund deren der Verletzte eine neue Acceptunterfchrift fordern kann. 

Was die Wirkung des Accepts anlangt, jo haftet der Acceptant aus dem W. 
wechjelmäßig für die Zahlung der Wechſelſumme zur Verfallzeit des Wechſels (im 
Verzugsfalle ſammt Zinjen); er haftet nicht blos dem zur Annahme präjentirenden 
Inhaber, jondern jedem Indoſſatar, der den Wechjel innehat; er haftet auch dem 
Ausfteller aus dem Accepte wechjelmäßig (vgl. Entich. d. ROHG. Bd. VII. ©. 288). 
Hierbei kann das zwiſchen dem Ausfteller und dem Acceptanten beftehende Dedungs- 
verhältniß (Revalirungsverhältniß) eine Einrede de Lebteren erzeugen (vgl. Entſch. 
d. ROHG. Bd. XIV. ©. 225). (Dagegen jteht dem Bezogenen fein WR. gegen 
den Ausſteller zu.) Der Inhalt der wechjelmäßigen Haftung des Acceptanten richtet 
fih nach dem Inhalte des in der Tratte an ihn gerichteten Zahlungsauftrags; doch 
haftet der Acceptant aus feinem Accept, wie eben gejagt, jelbit dann wechjelmäßig, 
wenn die Unterjchriit des Ausſtellers fich ala faljch oder verfälfcht herausstellt oder 
an den Beitandtheilen der Tratte Nenderungen nach der Ausjtellung bewirkt 
wurden, — all dies jedoch nur dem gutgläubigen Inhaber gegenüber und vor— 
behaltlich der Einrede des Betrugd, welche der Acceptant demjenigen fordernden 
Inhaber gegenüber geltend machen kann, welcher gegen ihn argliftig auftritt. Be— 
ftritten ift die Wirkjamkeit eines W., welches eine höhere Summe als die in der 
Tratte genannte, zufichert; nah Kunte, W.R., 8 34 III, gilt ein derartiges W. 
bis zum Betrage der Mechjelfumme (ala summa concurrens), nah Renaud, 
„BR. 5 35 Anm. 2, ift e8 „fein W.“ (aber deshalb noch nicht nothwendig ganz 

ungültig), nach Thöl, a. a. ©. $ 78, 4 u. $ 81 II., muß es bis zum Betrag 
der Wechjeljumme ala W., für den Ueberſchuß — wenn es Ortd- und Zeitdatum 
trägt — als eigener Wechjel angejehen werden; letztere Anficht verdient als die 
fonjequentejte den Vorzug. 

Das Deutihe W.R. erkennt auch ein limitirtes W. an: der Wechjelinhaber 
muß fich geiallen Lafien, daß der Bezogene nur zum Theil acceptire; wegen der 
Nichtacceptation des andern Theil der Wechjelfumme ift aladann Proteft zu erheben. 
Andere Einjchränktungen des W. gegenüber dem Zahlungsauftrag jtehen einer völligen 
Verweigerung des W. gleich; jedoch bleibt der Acceptant, ſoweit ein derartiges W. 
einen für die Wechielinhaber intereffanten Inhalt hat, hierfür wechjelrechtlich haftbar. 

Eine Tratte kann aber auch durch eine andere Perfon, ala den Traflaten, volle 
wirfjam acceptirt werden (Intervention durch W.); ein derartiges, jog. 
Ehren-W., wird entweder von einem in einer Nothadreile des Wechſels Genannten 
oder von einem völlig Unberufenen mit den gewöhnlichen Wirkungen des W. gegeben. 
Hierüber ſ. ausführlich d. Art. Nothhülfe. 

Ueber W. auf Domizilwechjeln j. d. Art. Domizilwedjel. 

Dad W. fommt auch außerhalb des W.R. bei anderen (gezogenen) Handels— 
papieren, 3. B. kaufmännischen Anweiſungen, vor und zwar, abgejehen vom Wechjel- 
arreft bzw. =prozeß, mit denjelben Wirkungen wie bei ZTratten, 


Quellen: Allgem. Deutiche W.O., Präjentation zur Annahme, Art. 18—20; Annahme, 
Art. 2124; Negrek wegen nicht erhaltener Annahme, Art. 25—28; Ehrenannahme, 
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Art. 5661, 65; Accept eines Wechſelduplikats, Art. 67-69. — Allgem. Deutihes HGB. 
Hccept einer Anweifung u. bgl., Art. 300, 301 Abi. 3. — Code de comm., art. 118—128. 

git.: Thöl, H.R., Bd. II, W.R., 8. Aufl. SS 74—84. — D. v. Wächter, Encyklop. 
d. W.K., S. 7-82. — Borhardt, Allgem. Deutihe WO., 7. Aufl., 1879, zu Art. 21 fi. 
d. WO. — Ueber die frage der Vollendung und ber Durchſtreichung des W. j. ausführlic 
Grawein, Die Perfektion des Acceptes, Gray 1876. — Hierüber Gareis in Goldbihmibdt'ä 
Ztſchr. Bd. XXIV. ©. 309 ff. und anders: Thöl, $79 ©. 2774—276, auch Entid. d. ROHG. 
1. 274. — Ueber Blantoaccept ſ. Sohm, Vertragsihluß unter Abwejenden und Bertragi 
ihluß mit einer persona incerta, in Goldihmidt's Zeitſchrift Bd. XVII. ©. 72 fi. — 
Thöl, a. a. ©. © 81. — Urteil des ROHG. vom 9. April 1872, Enticheid. Bd. VI. 
©. 45 ff., 52 ff. Garei3. 


Wechſelausſteller, jo viel ala Wechielzieher, Traſſant, drawer, ift diejenige 
Perjon (oder auch Firma), welche den Wechielbrief auf der Vorderjeite deſſelben zum 
Zweck der Uebernahme der Wechjelverbindlichkeit gemäß Art. 4 Ziff. 5 oder At. 
96 Ziff. 5 unterichreibt und dem Nehmer des MWechiels, dem (erften) Gläubiger, 
Remittenten, in eben dieſer Abſicht giebt; nach der Kreationätheorie (j. unter den 
Art. Wechjel) ift die Thätigkeit des W., des Ausftellers des Wechſels, eine einfeitige, 
nach der Bertragstheorie iſt fie Beitandtheil eines Vertrags, des Wechjelvertrags, 
und zwar entipricht dem Schreiben und Geben als vertragerzeugendes Storrelat das 
Nehmen des Wechield. Der W. muß, um einen vollgültigen Wechjel auszuiftellen, 
wechjeliähig fein (Hiervon j. unter dem Art. Wechjelfähigteit) umd den Wechiel 
unterjchreiben (hiervon j. Art. Wechielunterfchrift im Anhange) ; die Wirkumg der 
vollendeten Ausftellung und Begebung des Wechſels ift die wechjelmäßige Haftung 
des W., und zwar ift der Ausfteller eines gezogenen Wechjels (einer Tratte) Regreß— 
ichuldner, d. h. er haftet wechielmäßig dafür, daß die Tratte angenommten und 
bezahlt werde (f. unter den Art. Wechielaccept und Wechſelregreß), während 
der Ausſteller eines eigenen Wechjels (f. unter den Art. Eigenmwechjel) direkt für 
die Zahlung der Wechielfumme haftet. Die Verpflichtung des W. ift eine wechſel— 
mäßige: d. 5. er giebt ein bindendes reines Summenveriprechen ab, welches unter 
den Vorausfegungen und Frörmlichkeiten des Wechſelrechts geltend gemacht werben 
fann; nach der Vertragätheorie beginnt dieſe Haftung mit der Vollendung dei 
Mechjelvertrags, welchen der Aussteller mit dem Remittenten (erjten Nehmer) durch , 
Geben und Nehmen des richtig unterjchriebenen Wechiels abichließt; ift der Nemittent 
durch Zufall oder durch eine unerlaubte Handlung in den Beſitz des ihn ale 
Gläubiger nennenden Wechſels gelangt, jo erwirbt er dadurch feinen Anfpruch gegen 
den Aussteller (j. Entich. d. ROHG. Bd. XIX. ©. 33), denn der W. könnte der 
Mechielklage eines folchen erften „Nehmers” die Einrede des fehlenden Vertrags— 
willens (ala Betrugseinrede) entgegenſetzen und jelbit den Wechjel vindiziren, ſofern 
er beweilt, daß der „Nehmer“ denjelben in böjem Glauben erworben hat oder ihm eine 
grobe FFahrläffigteit bei der Erwerbung des Wechſels zur Laft fällt. Hat der ©. 
jeiner Unterichriitt die Worte „ohne Obligo“ beigefügt, jo iſt der Wechjel, bevor 
feine andere bindende Unterjchritt auf dem Wechſel ſteht, fein wirklicher Wechſel, 
jondern nur ein Scheinwechjel. Der Ausſteller eines an eigene Order gezogenen 
Wechſels wird erit durch ein Indofjament wechſelmäßig verpflichtet. Die wechjelmäßige 
Haftung des Ausjtellers endigt mit der Zahlung des Wechjels (Entich. d. ROHG. 
Bd. XXIV. ©. 1) oder mit der Verjährung (ſ. den Art. Wechjelverjährung). 
Zwiſchen dem Ausfteller und dem Nehmer kann ein Mandatsverhältniß, 3. 2. 
Inkaſſoauftrag, bejtehen, daffelbe ift aber ohne Einfluß auf das MWechjelrecht 'an 
ſich, kann aber möglicherweiie wie jedes andere zwiſchen jenen beiden Perjonen 
fonfret bejtehende Vertragsverhältniß eine Einrede des Ausſtellers gegen dieſen 
Nehmer erzeugen. Sind mehrere Ausjteller vorhanden, jo haftet jeder derfelben 
nn rg Ganze, gleichviel ob ein Vertragsverhältniß (oder welches) zwijchen ihnen 

eiteht. 
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Wie der Ausſteller, haftet auch der Avaliſt (ſog. Wechſelbürge), welcher ſeine 
Unterſchrift unter die des Ausſtellers geſetzt, den Wechſel per aval gezeichnet hat. — 
Ueber das zwifchen dem W. und dem Bezogenen bejtehende Verhältniß j. unter den 
Art. Dedung und Dedungsgeichäft. Ueber das zwijchen dem MW. und dem 
Nehmer beitehende materielle und civilrechtliche Verhältnik, den Wechjelichluß, j. den 
Art. Wechſel. 

Lit.: O. v. Wächter, Enchklop. d. W.R. unter „Be zung A (S. 120 N — Thöl, 
HR, Bd. L, WR., 4. Aufl., 88 54 ff. — Kunke, Deutiches W.R., $ 29 ©. 81 ff. 
Gareis. 


Wechſeleinreden, Einreden, welche gegenüber einem wechſelmäßigen Anſpruche 
ſeitens eines wirklich oder ſcheinbar aus dem Wechſel Verpflichteten zum Zwecke 
gänzlicher oder theil- oder zeitweiſer Befreiung geltend gemacht werden können, ent— 
ſpringen entweder dem Prozeßrechte, einſchließlich dem Wechſelprozeßrechte, oder dem 
materiellen (d. i. Civil-) Rechte einſchließlich dem materiellen Wechſelrechte; der 
Begriff der Einrede iſt zunächſt ſo zu faſſen, wie im übrigen Rechte, auch kann 
zwiſchen verzögerlichen (dilatoriſchen) und zerſtörlichen (peremptoriſchen) Einreden wie 
ſonſt unterſchieden werden. Allein das Einrederecht iſt wechſelrechtlich beſchränkt; 
als Grund dieſer Beſchränkung wird die ſog. Wechſelſtrenge, der rigor cambialis, 
angeſehen, und der letztere Begriff wird ſowol als prozeſſuale, wie als materielle 
Wechſelſtrenge verſtanden. Die materielle Wechſelſtrenge wird in der Gültigkeit des 
einen Summenverſprechens, welches zum inneren Weſen des Wechſels gehört, geſehen, 
insbeſondere darin, daß die Verpflichtung des Wechſelſchuldners losgelöſt von jedem 
materiellen Schuldgrunde, folglich unabhängig iſt von allen dem Summenverſprechen 
unterliegenden Verhältniſſen. 

Von dieſer materiellen Wechſelſtrenge iſt zu ſagen: einerſeits beſteht ſie — in 
der behaupteten Ausdehnung und Eigenthümlichkeit — überhaupt nicht, andererſeits 
iſt ſie dem Wechſel nicht eigenthümlich; ſie beſteht nämlich nicht, inſofern der 
Schuldner gegen den Gläubiger alle aus materiellen Schuldverhältniſſen (unter— 
liegenden gewöhnlichen Verträgen u. ſ. w. z. B. Wechſelvorvertrag) hergenommenen 
Einreden einwenden, folglich die Geltendmachung des wechſelmäßigen Anſpruchs des 
Gläubigers gänzlich von materiellen gewöhnlichen Schuldverhältniſſen abhängig 
machen kann, vorausgeſetzt nur, daß ihm jene Einreden unmittelbar gegen den 
klagenden Gläubiger ſelbſt erwachſen ſind oder zuſtehen; dies iſt aber dem Wechſel 
nicht eigenthümlich, ſondern durch das HGB. auf alle handelsrechtlich anerkannten 
Werthpapiere, welche Orderpapiere ſind, gleichmäßig ausgedehnt. Hieraus ergiebt 
ſich, daß der Wechſelſchuldner (Acceptant der Tratte, Ausſteller, Indoſſant oder 
Avaliſt eines gezogenen oder eigenen Wechſels) dem auf einen Wechſel gegründeten 
Anſpruch des Klägers entgegenſtellen kann: a) diejenigen Einreden, welche aus 
dem W.R. ſelbſt hervorgehen (3. B. Mangel eines weſentlichen Erforderniſſes der 
Tratte), zu diejen gehört auch die Einrede der Verjährung, und b) ſolche Einreden, 
welche ihm unmittelbar gegen den jedesmaligen Kläger zuftehen (3. B. Einrede 
des Betrugs, Einrede mangelnder Baluta, Grlaßvertrag). Auf jolche Einreden ift 
das Ginrederecht des MWechjelichuldners beſchränkt, gleichviel ob die Klage im 
ordentlichen Verfahren oder im Wechſelprozeſſe erhoben wurde. Wird die Klage 
im Wechjelprozefje erhoben, ein Umjtand, der ausdrücklich hervorgehoben fein muß, 
jo ift das materielle Einrederecht noch mehr beichräntt; da nämlich der Wechiel- 
progeß nach dem in Deutichland geltenden Givilprozeßrecht eine Art des Urkunden— 
prozeſſes it, jo find alle Einwendungen des Wechſelſchuldners, jelbjt wenn fie nach 
der WO. zuläffig wären, ala im Urkundenprozeſſe unftatthaft zurückzuweiſen, wenn 
der dem beklagten Wechjelfchuldner obliegende Beweis feiner Einwendungen nicht 
mit den im Urkundenprozefie zuläffigen Beweismitteln angetreten oder mit jolchen 
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Beweismitteln nicht vollſtändig erbracht wird. (Außerdem iſt als Eigenthümlichkeit 
des Wechſelprozeſſes die eigenartige Freiheit in der Wahl des Forums und die 
Kürze der Einlaſſungsfriſt hier beſonders hervorzuheben.) 

Die aus dem Prozeßrechte fließenden W. find durch die Art des Verfahrens 
beichräntt; im Wechſelprozeſſe wie im Urkundenprozeſſe überhaupt haben prozeß- 
bindernde Einveden nicht die Wirkung, daß durch fie die Verhandlung der Haupt- 
jache aufgeichoben wird. Ueber dieſe Art von Einreden, welche nicht eigentliche W. 
find, 5. d. Art. Wechſelprozeß. 

Diejenigen Einreden, welche deshalb materiell zuläffig find, weil fie „aus dem 
TER. jelbjt hervorgehen“, gründen fich entweder auf einen formellen oder materiellen 
Mangel der Wechjelobligation. Das erjtere ift 3. B. der Fall, wenn dem Wechſel einer 
der Beitandtheile mangelt, welche nach dem Gejeh der WO. (Art. 4, 96 u. a.) 
„mweientliche Erforderniſſe“ des Wechſels find; die Prüfung und Erhebung jolcher 
Thatjachen, von denen die Griftenz des Wechſels als folchen überhaupt abhängt, 
obliegt übrigens dem Richter von Amtswegen. Zu den im W.R. beruhenden Ein- 
reden gehört die Einrede der mangelnden Wechjeliähigfeit (vgl. Entich. des ROHG. 
Rd. XIX. ©. 319). Sehr zahlreiche Präjudizien des ROHG. eriftiren über die 
Zuläffigleit von W. So 3. B. über die Einrede der Zahlung in der Regel (nur 
wenn dem jedeömaligen Kläger gegenüber begründet, möglich). Entich. des ROHG. 
Bd. II. ©. 122; Bd. IV. ©. 249, 252; Bd. VII. ©. 121; Bd. VIII. ©. 387; 
Bd. IX. ©. 42; Bd. XV. ©. 22, 24; Bd. XVII. ©. 310. Gntich. des Reichäger. 
Bd. II. ©. 180, über die Einrede der Simulation, j. Entich. des ROHG. Bd. VI. 
©. 55 ff., 59; Bd. V. ©. 36, 37; Bd. IV. ©. 191; über die Einrede der nicht er- 
haltenen Valuta — dieje Einrede fann entweder die Bedeutung einer exceptio nondum 
adimpleti contractus reip. doli, oder exceptio compensationis haben und tft nur 
individuell und unter beionderen Umftänden oder unter Selbitjubitantiirung des 
Dolus zuläſſig — ſ. Entich. des ROHG. Bd. III. ©. 132, 314; Bd. IV. ©. 282; 
Ginrede des Nachlaßvertrags u. dgl. j. ebenda Bd. VII. ©. 387; Bd. XI. ©. 92; 
Bd. XIV. ©. 165; auch Bd. IV. ©. 392; Bd. V. ©. 37. (Vgl. ferner d. At. 
Wechijelprozeß.) 

Quellen: Allg. Deutiche W.D. Art. 82. 

Lit.: Thöl, H.R., Bd. II. WR.,, 4. Aufl. $ 201 (S. 813), — Kuntze, WR, S 50, 
©. 114 ff. — ©. v. Wächter, Enchllop. d. WR., ©. 356 ff. — Ebenda und bei Otto 
Fuchsſsberger, Die a Rn d. ROHG. und?d. Reichäger. auf d. Gebiete d. MWedhiel: 
ri prozeßrechts, Gießen 1881, S. 274, ehr eingehende ETEIIRENDER —— 


Wechſelfühigkeit. Man unterjcheidet objektive und jubjektive ®. 
Da Objekt eines wechjelmäßigen Verfprechens nur eine Geldſumme jein kann, jo 
befigen nur Geldfummen objektive W. Unter der jubjektiven W. wird die 
Fähigkeit, Subjekt einer wechielmäßigen Obligation zu jein, veritanden, und zwar 
nennt man die Fähigkeit, Wechjelgläubiger zu fein, attive W., — eine Fähigkeit, 
welche jedem Rechtsfubjekte zutommt, — und die Fähigkeit, Wechjelichuldner zu fein, 
die paſſive W. Die lehtere Eigenichaft, die W. im gewöhnlichen Sinne des Wortes, 
bat eine mit der Entwidelung des Wechjels eng zufammenhängende Gejchichte (j. d. Art. 
Wechſel); zur Zeit des Urjprungs des Wechielinjtituts kam die W. nur den beruf 
mäßigen Wechslern (campsores nummularii, monetarii, bancherü), jpäterhin wenigitens 
nur eingejchriebenen Kaufleuten zu ; in neuefter Zeit, und insbefondere in ganz Deutidh- 
land jeit der Unifizirung des W.R., ift die jog. „allgemeine W.“ Rechtens geworden; 
es ift dies eine Folge der erhöhten Kreditwirthichait, des vermehrten Bebürfnifies 
nah Erſatz am effektiven Werthe durch Papiere und nach Kreditficherungsmitteln, 
jowie eine Folge des Jneinanderübergehens von verichiedenen Berufsarten und Be 
ſchäftigungsweiſen; wie der Großbetrieb der Kandwirthichait (3. B. mittels des Ge 
treidehandels oder des Verkehrs mit jog. Handelspflanzen), fo zieht auch der Klein: 
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betrieb don Gewerben (3. B. mittels der Kreditgenoffenichaiten) Bevölkerungskreiſe, 
welche in früheren Jahrhunderten niemals in jolider Weiſe mit Wechjeln zu thun 
hatten, heutzutage naturgemäß in den Verkehr mit Wechfeln, eine Ihatjache, welche 
von der Gejeßgebung berüdfichtigt werden und nothwendig zur jog. allgemeinen W. 
führen muß. Deshalb ftehen mit ganz verfchwindenden Ausnahmen die Gefeßgebungen 
aller civilifirten Staaten auf dem Boden der allgemeinen W. (v. Wächter, 
a. a. O. ©. 452). Nach dem geltenden Deutjchen Rechte kommt die W. allen 
Perfonen zu, welche fich durch Verträge verpflichten können (mithin: Vertrags— 
fähigkeit als W.); ob oder inwieweit fich Jemand durch Vertrag verpflichten 
fann, 3. B. ein Minderjähriger, eine Ehefrau, ein Hausſohn u. j. w. hängt von 
dem bürgerlichen Rechte des Wohnfiges diejer Perſon ab. Iſt nach diefem Rechte 
3. B. die Zuftimmung des Ehemanns zur rechtsbeftändigen Entitehung von Ver— 
pflichtungen der Ehefrau erforderlich, jo bejteht dieſes Erforderniß auch für die 
Entſtehung einer wechjelmäßigen Haftung der Ehefrau (ſofern diefe nicht etwa 
Handeläfrau ift); eine derartige Zuftimmung muß im Wechſel ſelbſt erflärt jein, 
zweifellos mindeitens dann, wenn der Wechjel die Frau als Ehefrau bezeichnet 
(vgl. Entſch. des ROHG. Bd. II. ©. 177 und Thöl, a.a. O. $ 23), doch 
ift die Zuftimmung des Chemanns zum Indofjament der Ehefrau aus der That— 
ſache zu folgern, daß Erfterer an die Order der Letzteren traffirte oder indoffirte, 
und die Zuftimmung zum Nccept aus der Thatjache, daß der Ehemann die Ehefrau 
als Bezogene nannte, nicht aber aus der einfachen Mitunterfchrift des Mannes neben 
der Ehefrau (vgl. Bush, Archiv für H.- und WR. Bd. IV. ©. 192) und auch 
nicht daraus, daß der Erſtere eine von Lebterer auf ihn gezogene Tratte acceptirte 
(denn das Accept ijt gültig, auch wenn die Ausstellung ungültig war, vgl. Thöl, 
a. a. O. ©. 106, anderer Anfiht das ROHG., Entich. Bd. III. ©. 51, 52). 
(Ueber Kaufmanns-W. und jog. relative W. j. Thöl ca. a. D. 88 24, 25.) Ueber 
die nichtiechjelmäßige Haftung für MWechjelichulden auf Grund des ehelichen Güter: 
rechts u. dal. ſ. Entich. des ROHG. Bd. XXIV. ©. 57. 

Die von Wechjelunfähigen auf einen Wechjel gejegten Unterjchriften find un— 
gültig, derart, daß fie auch nicht durch Vertrag, Verzicht oder dgl. gültig gemacht 
werden können, fie find aber ohne Einfluß auf die Verbindlichkeiten der wechjel- 
fähigen Perfonen, welche denjelben Wechjel gültig unterzeichnet haben. Jede wechiel: 
mäßige Erklärung (3. B. Ausstellung, Giro, Accept) ift demnach für fich allein 
wirfjam, injofern fie unabhängig ift von der Unwirkſamkeit von Erklärungen wechjel: 
unfähiger Perfonen, nicht aber injofern e8 ſich um objektive Eigenichaften des Wechiels 
Handelt. 

Was die W. eines Ausländers anlangt, fo hängt diejelbe prinzipiell von dem 
Heimatärechte (nicht gerade der lex domicilii) ab; dieſem ſog. Nationalitätsprinzip 
Buldigt mit den meiiten geltenden Gefeggebungen auch die Deutihe WO.: die 
Fähigkeit eines Ausländers (über den Begriff Ausland j. Entjch. des ROHG. Bd. VI. 
©. 358, Bd. XXI. ©. 336), wechjelmäßige Verpflichtungen einzugehen, wird nach 
den Geſetzen des Staates beurtheilt, welchem derjelbe angehört. (Vgl. Aifer, 
Das internat. Privatrecht, bearbeitet von M. Cohn, 1880, ©. 29 ff. und die 
dort cit. Lit.) Allein im Intereſſe der Verfehröerleichterung macht die Deutiche 
WO. eine Ausnahme von jenem Prinzipe: Ein Ausländer, der nach den Geſetzen 
feines Vaterlandes der W. entbehrt, wol aber nach dem Recht des Jnlandes wechiel- 
fähig ift, kann fich im Inlande wechjelmäßig verpflichten. 


Quellen: Allg. Deutiche WO. Art. 1, 84. 


Lit.: Thöl, H.R. Bd. II. WNR., 4. Aufl. SS 21-26. — D.v. Wächter, Encytlop. 
d. W.R., ©. 448 ff., beide jehr viel Detail bietend. — Die Präjudizien j. bei Bußsbe reger, 
Die Entieidungen des ROHG. und des Reichsger. ni dem Gebiete des W.R., 16.5 fi, 
und Borchardt, Allg. Deutiche WO., 7. Aufl. ©. 3 ff. — 

dv. Holtzendorff, Enc. II. Rechtslexikon II. 3. Aufl. 8 
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Wechſelformular. Die Formulare der Wechſelbriefe ſetzen ſich zuſammen 
aus den nothwendigen und aus den willkürlichen Beſtandtheilen des Wechſels. 
Nothwendige Beſtandtheile ſind diejenigen, welche zum Weſen des Wechſels ge— 
hören und daher theils vom Geſetze (3. B. Deutſche WO. Art. 4, 96; Code 
de comm. art. 110, auch art. 188) ausdrüdlicy gefordert werden, im Deutichen 
Rechte „weientliche Erforderniffe“ genannt, theils fich aus dem Begriffe des Wechiels 
dergeitalt ergeben, daß ohne ihre fonfrete Anweſenheit auch bei — jcheinbarer — 
Erfüllung der gefeglichen Erforderniffe ein Wechſel rechtlich nicht eriftiren könnte. 
‚Da der gezogene Wechjel (die Tratte) begrifflich eine Geldanweifung (ein Geld» 
zahlungsauftrag) mit weientlich hinzukommendem Wechjelveriprechen, nämlich Regreß: 
versprechen des Ausſtellers ift, jo ergiebt fich ala wejentlich für das Formular des 
gezogenen Wechiels ein Zahlungsauftrag („Zahlen Sie“, „Belieben Sie zu 
zahlen“), dann die Beziehung auf die Präjentation und Aushändigung des Briefes 
(„gegen diefen Wechiel u. dal.) und dazu die damit verbundene Erfüllung der 
ausdrüdlichen geieglichen Erforderniſſe, Angabe der Perionen, Daten u. j. w. Und 
da der eigene Wechjel (ſ. d. Art. Eigenwechiel) ein jchriftliches wechjelmäßiges 
Summenverfprechen ift, inhaltlich deſſen fich der Aussteller unmittelbar und direkt, 
d. h. nicht unter der Bedingung, daß ein Anderer nicht zahle und dies wechſel— 
mäßig feitgeftellt fei, verpflichtet, die verlautbarte Summe an den Berechtigten zu 
zahlen, jo ergiebt fich hieraus die Nothmwendigfeit, im Formular die erfüllten geſetz— 
lichen Erforderniffe um ein direktes Zahlungsveriprechen („ch zahle“ u. dal.) und 
um die Beziehung auf die Präfentation und Aushändigung des Briefes zu gruppiren. 
Die Gewohnheit, unter deren Einfluß fich die Technik des Wechjeld überhaupt aus: 
bildete, Hat eine bejondere Form in der Mufeinanderfolge und Ausdrucksweiſe des 
W. eingeführt, von welcher abzumeichen fich nicht wol empfehlen dürfte; unter ihrer 
Herrichait find auch Erklärungen (KHlaufeln) im Wechiel üblich geworden, welche als 
unmwejentliche Beitandtheile zu bezeichnen find, injorern ihr Fehlen die rechtliche 
Gültigkeit der Wechjelobligation jelbjt nicht beeinflußt. In diefem Sinne find als 
untvejentliche Beitandtheile des MWechjelbriefes anzujehen: die Orderflaufel, der 
Wechſel ift nämlich felbjt dann ein Orderpapier, wenn er dieſe Klaufel nicht ent» 
hält, er ift nur dann fein Orderpapier, jondern ein Reftapapier, wenn die Anorder- 
jtellung ausdrüdlich ausgeichloffen ift; ferner die Balutaflaufel („Werth er 
halten“ oder dgl., Angabe des materiellen Schuldverhältniffes, welches, die Wechiel- 
ausſtellung veranlaffend, zwiſchen dem Ausſteller und NRemittenten beiteht) ift nad 
Deutſchem Rechte ebenfalls unweſentlich; nach älteren Rechten war fie erforderlich 
und diejen folgt noch das Franzöſiſche Recht. Code de comm. art. 110: La lettre 
de change ... 6nonce . .. la valeur fournie en esp&ces, en marchandises, en 
compte, ou de toute autre maniöre, Die Nevalirungsflaufel („Itellen Werth 
in Rechnung laut Bericht” oder dgl. Avis, Deckungsklauſel, d. h. eine Bezugnahme 
auf das zwiſchen dem Ausſteller und dem Bezogenen eventuell bejtehende Dedungs- 
verhältniß) hat zwar wie auch die Balutaflaujel möglicherweije civilrechtliche Ber 
deutung, indem — in der Valutaklauſel ein Empfangsbekenntniß — in der Deckungs— 
klauſel ein motivirtes Leiftungsveriprechen oder — bei Kommifftonätratten — eine 
Anweifung enthalten fein kann, ift aber für das WR. ohne juriftiiche Bedeutung. 
Unmeientlich, jedoch gebräuchlich und förderlich ift auch die Wiederholung der Wechſel— 
ſumme außerhalb der Tratte des Wechiels, die Angabe des Wohnorts oder Etablifie 
ments des Bezogenen (vgl. Deutihe WO. Art. 4 Ziff. 8 und Art. 24) und bie 
Angabe der Vornamen der im Wechfel twejentlich zu nennenden Perſonen (vgl. 
hierzu e Entich. des ROHG. Bd. II. ©. 271 und Bd. IX. ©. 25, auch Bd. XI. 
©. 213). 

Unmejentlich für die Gültigkeit des Wechjels ift die Entrichtung oder Nicht- 
entrichtung der gejeglich geforderten Stempelabgabe; doch unterliegen alle diejenigen 
Perfonen, welche an dem Umlaufe des Wechjels im Reichägebiete Theil genommen 


.— 
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ben, ſolidariſch der Pflicht jener Abgabe und im Falle der Unterlaſſung richtiger Ver— 
erung einer Steuerſtrafe, welche in einer Geldbuße von dem fünfzigfachen Betrage 
er hinterzogenen Abgabe beſteht (ſ. RGeſ., betr. die Wechſelſtempelſteuer vom 
10. Mai 1869 und vom 4. Juni 1879, wie die Bekanntmachung des Bundesraths, 
betr. die Abänderung der Vorſchriften über die Verwendung der Wechjelitempelmarten, 
dom 16. Juli 1881, R.G.B. 1881 Nr. 19 ©. 245. Die Präjudizien jtellt 
Borhardt, WO., 7. Aufl. 1879, S. 75—77 zujammen; j. im Uebrigen 
3. Art. Wechielitempel). 
Den geſetzlichen Erfordernifien und der Uebung folgend find nachſtehende Formu— 
\are der gebräuchlichjten Wechjelarten zu verzeichnen und beijpielshalber ausgefüllt. 


Il. Formular einer gewöhnlichen Tratte 
(gezogener Datowechjel an Order mit Indoffamenten). 


a) Vorderfeite: 


m 


-ä3 
Ba 
zn 
Eu ı 
I 
— 
——e— 


Frankfurt a.M., den 10. Aug. 1881. Gut für 1000 # R.-W. 


Dre rn 


Sechs Monat a dato zahlen Sie gegen diesen meinen Prima-Wechsel 
an die Order der Herren Rudolf Schulze & Comp. die Summe von 
Eintausend Mark R.-W. 

Werth erhalten und stellen solchen auf Rechnung laut Bericht. 


Herrn Theodor Maier Adolf Müller. 


in Berlin. 


Hemnsnseidir ent ss rt MEnmEnshae ———— 





b) Rückſeite: 


Oarl Mohr. 
Ferdinand Moser. 


’ 
— 
E2 

= 
= 
— 
— 
EA 


Für mich an die Order des 
Herrn J. Lerche. Werth erhalten. 
Rudolf Schulze & Comp. 
An Herru Carl Mohr ohne 
Herrn Rechtsanwalt Heinrich 
Günther zum Incasso. 
Hamburg, den 20. Jan. 1881. 


Berlin, den 15. Aug. 1881. 
Bremen, den 19. Sept. 1881. 





(In diejen Beijpielen ift Adolf Müller Ausfteller, Theodor Maier Bezogener, 
Rudolf Schulze & Comp. Remittent und erfter Indoffant, J. Lerche erfter Indofjatar 
ind zweiter Indoſſant (leteres jedoch ohne Gewähr), Carl Mohr Blankoindoffant, 
deinrih Günther Inkafjogiratar, Ferdinand Mofer Inkaffoindoffant und berechtigt, 
as vorhergehende Blanfogiro mit feinem Namen auszufüllen.) 

81* 


un 
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II. Formular eines eigenen Wechſels und zwar Rektawechſels 
und Tagwechſels: 


J 


Gieesen, den 24. April 1881. Gut für 600 #4 R.-W. 


Am 29. Juli 1. J. zahle ich gegen diesen meinen Wechsel an 
Herm Georg Götze nicht an Order die Summe von 
Sechshundert Mark R.-W. 
Werth habe ich baar erhalten. 


Auf mich selbst. Adolf Müller. 


gr 
82 
2 
' Eqg 
: DD 
je 
1 
— 
—— 
; E22 





(In diefem Beifpiele ift Adolf Müller Ausfteller, Georg Götze Nehmer, 
Gläubiger.) 


II. Zrafjirt= eigener Wechſel auf Sicht: 


Potsdam, den 3. Oktober 1881. Gut für 1200 .# R.-W. 


Auf Sicht zahlen Sie gegen diesen Wechsel die Summe von 


Zwölfhundert Mark R.-W. 
an Herren Rudolf Schulze & Comp. oder deren Order. Werth erhalten 
und stellen solchen auf Rechnung laut Bericht. 


Herrn Adolf Müller Adolf Müller. 


in Berlin. 





IV. Tratte, Datowechſel, Sekunda mit Depofitionsvermerf und 
Domizilirung: 


Berlin, den 3. Oktober 1881. Gut für 500 M R.-W. 


Drei Monat nach heute zahlen Sie gegen diesen Sekunda-Wechsel 
(Prima unbezahlt) an die Order der Herren Rudolf Schulse & Comp. 


den Betrag von 
Fünfhundert Mark R.-W. 


Werth in Rechnung und stellen solchen auf Rechnung laut Bericht. 


Herrn Theodor Maier Adolf Müller. 


in Potsdam. Prima zur Annahme 


Zahlbar in Berlin. bei Herrm Gg. Burkhardt. 
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V. Tratte an eigene Order (Zeitſichtwechſel) mit Nothadreſſe, 
Sudojjanten und Ehrenaccept. 


a) Vorderſeite: 


Frankiurt a. M., den 10. Aug. 1881. Gut für 850 M R.-W. 


Acht Tage nach Sicht belieben Sie zu zahlen gegen diesen 
Prima-Wechsel an die Order meiner eigenen die Summe von 
Achthundertfünfzig Mark R.-W. 
Werth habe ich erhalten und stelle solchen auf Rechnung laut Bericht. 


Herrn Theodor Maier Adolf Müller. 


in Berlin. 


Im Falle bei Herrn Roderich Huber. 


Angenommen 
Berlin, den 20. Sept. 1881. 





b) Rückſeite: 


Adolf Müller. 
J. Lerohe. 


& 
67 
m 5 
E 8 
sa 
n 


Wechsel- 


Für mich an die Order des 


Herrn J. Lerche. Werth erhalten. 
Payez à l’ordre de M. H. Roth. 


Payez à l’ordre de M. F. 
Nancy, le 10. sept. 1881. 


Herrn J. Delcluse in Lyon. 
Garnier & Cie. Valeur en compte. 


Werth erhalten. 
P. Pon. de F. Garnier & (ie. 


Frankfurt a. M., d. 15. Aug. 1831. 
Bremen, den 24. Aug. 1881. 
Lyon, le 2. sept. 1881. 





Lit.: Thöl, H.R., Bd. IL W.R., 4. Aufl. 1878, SS 31—34, 153. — O. v. Wächter, 
Enchtlopäbie des W.R., 1880, &. 1070-1088. Gareiß, 


Wechſelinhaber — Befiger und zwar mäher: berechtigter Befiter eines 
Wechſelbriefes — kann Jemand ſein kraft eigenen Rechts oder kraft abgeleiteten, 
fremden Rechte. W. kraft eigenen Rechts, Wechſelgläubiger und nach dem Sprach— 
gebrauch der WO. „Eigenthümer“ des Wechſels iſt vor Allen der Remittent, 
d. i. der erite Nehmer des Wechſels; die WHO. jchreibt vor, daß der Wechjel den 
Namen der Perfon oder die Firma ausdrüclich enthalte, an welche ober an deren 
Order gezahlt werden joll, und dies ift der Nemittent. Mit jener Vorfchrift ver- 
bietet die WO. den Inhaberwechjel und den Blanfowechjel (vgl. Entidh. d. ROHG. 
®%. J. ©. 98), ein Verbot, welches dem Erfolge nach dadurch umgangen werden 
lann, daß der Wechjel an eigene Order des Ausſtellers gejtellt und von diefem dann 
in blanco girirt wird (WO. Art. 6). Die ala Remittent im Wechſel genannte 
Perfon kann eine phyſiſche oder eine juriftifche Perjon, auch eine Mehrheit von 
phyfifchen Perfonen, z. B. eine Gejellichait fein; über Wechjel, welche ala Remittenden 
eine bei der Ausstellung noch nicht eriftirende, wol aber jpäter vorhandene Aftien- 
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geſellſchaft nennen und dann gültig fein können, ſ. Entſch. d. ROHG. Bd. I. 
S. 301; wird eine überhaupt nie exiſtirende Firma als Remittent genannt, ſo iſt 
der Wechſel unwirkſam (Entſch. d. ROHG. Bd. X. ©. 329). Ebenſo iſt der 
Wechſel ungültig, wenn der Remittent durch eine dem Gegenſtand einer merkantilen 
Unternehmung entnommene Bezeichnung, die nicht kaufmänniſcher Name iſt, benannt 
wird, denn die WO. verlangt Angabe der „Firma“, dieſe in geſetzlichem Sinne ge 
nommen (Entidh. d. ROHG. Bd. XXI. ©. 28 ff.). Als Remittent kann auch eine 
Staatöbehörde oder eine politifche Gemeinde im Wechſel genannt jein (ebenda 
Bd. XV. ©. 315). Vorname und Wohnort des NRemittenten braucht nicht genannt 
zu fein, vorausgejeßt, daß der Sachlage nach im vorliegenden Falle fein nicht zu 
bejeitigender Zweifel in Betreff der gemeinten Perfönlichkeit vorliegt. Unweſentliche 
Abweichungen in den Namen= oder Fyirmenbezeichnungen jchaden der Gültigkeit des 
Wechſels nicht (Entſch. d. ROHG. Bd. IX. ©. 25, Bd. XVII. ©. 418). W. 
fraft eigenen Rechts ift aber auch der Jndoffatar. Nach der WO. gehen durd) 
das Andofjament alle Rechte aus dem Wechjel auf den Indoffatar über, insbejondere 
auch die Befugniß, den Wechjel weiter zu indoffiren (Transportfunftion de 
Indoſſaments); auch an den Ausfteller, Bezogenen, Ncceptanten oder an einen 
früheren Indofjanten fann der Wechjel gültig indoffirt und von demjelben weiter 
indoffirt werden. Das Necht des Indofjatare aus dem Wechſel ift inſofern ale 
eigenes Necht deſſelben zu bezeichnen, ala Einreden aus der Perfon eines Vorgängers 
im Recht ihm nicht entgegengejeßt werden dürfen (vgl. die Art. Wechjeleinreden, 
Indofjament und Wechjel überhaupt). In Bezug auf die Legitimation des 
Indoſſatars, die Zahlung des Wechjeld zu empfangen, zu fordern und einzuflagen, 
ichreibt die WO. vor, daß der Inhaber eines indoffirten Wechjeld durch eine zus 
ſammenhängende, bis auf ihn binuntergehende Reihe von Indoſſamenten ala „Eigen: 
thümer des Wechſels“ legitimirt wird; das erjte Indofjament muß demnach mit 
dem Namen des Memittenten, jedes folgende Indoffament mit dem Namen Des: 
jenigen unterzeichnet jein, welchen das unmittelbar vorhergehende Indofjament als 
Indoffatar benennt; wenn auf ein Blanktoindoffament (j. d. Art. Indoſſament) 
ein weiteres Giro folgt, jo wird angenommen, daß der Ausfteller des letzteren den 
Wechſel durch das Blankoindoffament erworben hat; darauf ift auch bei der durch 
Art. 13 der WO. dem W. geftatteten Ausfüllung der Blanfoindoffamente — des 
zur Legitimirung erforderlichen Zujammenhanges wegen — Rüdficht zu nehmen 
(vgl. Entſch. d. ROHG. Bd. XV. ©. 168 u. Bd. XVI. ©. 39). Der hiernad 
legitimirte W. kann nur dann zur Herausgabe de Wechſels angehalten werden, 
wenn er denfelben in böfem Glauben erworben hat oder ihm bei der Erwerbung 
deifelben eine grobe Fahrläffigkeit zur Laft fällt. Ausgeftrichene Indoffamente werden 
bei der Prüfung der Legitimation des W. ala nicht gejchrieben angejehen; die Echtheit 
der Indoffamente zu prüfen ift der Zahlende nicht verpflichtet. Ebenſo wie der In— 
doffatar ift auch der Blankoindofjatar, d. i. der Gigenthümer eines mit einem 
Blankoindofjament verjehenen und durch diefes erworbenen Wechſels W. kraft eigenen 
Rechts (ſ. unter d. Art. Blanfoindofjament). Das Gleiche gilt von dem 
Indofjatar eines Orbderwechjels, welcher durch ein Rektaindoſſament meiterbegeben 
wurde; nur haben die Indoffatare, an welche der mit einem Rektaindofjament (Giro 
mit Klaufel „nicht an Order“) verjehene Wechjel aus der Hand des Reftaindoffatars 
gelangt, gegen den Rektaindoſſanten feinen Regreß (anders beim Giro eines Refta- 
wechjels, j. unten). Auch der Nachindofjatar, Indofjatar eines Wechfels nach Ber: 
fall, ift W. kraft eigenen Nechts, jofern die Protefterhebung unterblieb; unter dieſer 
Vorausfegung erlangt der Nachindoſſatar ala eigene Rechte die Rechte aus dem etwa 
vorhandenen Accept gegen den Bezogenen und die Negreßrechte gegen die Nach— 
indoffanten, nämlich gegen Diejenigen, welche den Wechjel nach Ablauf diefer Friſt 
indoffirt haben (anders die Rechte aus dem Nachindoffamente eines proteftirten 
Wechjels, ſ. umten). Endlich ift auch der Ehrenzahler ala W. kraft eigenen Rechts 
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aufzufaſſen, inſofern er durch die Ehrenzahlung in die Rechte des Inhabers gegen 
den Honoraten, deifen VBormänner und den Acceptanten eintritt. 

Die W. kraft fremden Rechts üben fremde Wechjelrechte aus entweder als 
„übertragene Rechte“ oder nur in Vollmacht. Das Erftere iſt der Fall, 
wenn eine Wechjelforderung civilrechtlich cedirt wird (Unterfchied zwiſchen Gejfion 
und Indofjament j. unter d. Art. Indojjament); fann ein W. ein Wechſelrecht 
nur als übertragenes, nicht ala eigenes Recht im Sinne der WO. ausüben, fo 
jtehen ihm die Erceptionen ex persona cedentis entgegen. Zwei Fälle diefer Art 
fallen bejonders in die Augen: das Necht des Nachindoſſatars eines protejtirten 
Wechſels und das Recht des Giratars eines Rektawechſels. Wenn ein Wechſel in- 
doffirt wird, nachdem er Mangels Zahlung protejtirt worden, jo hat der Indoſſatar 
(Nachindoffatar) nur die Rechte jeines Jndoffanten gegen den Acceptanten, den Aus: 
jteller und Diejenigen, welche den Wechjel bis zur Protejterhebung indoffirt haben 
(vgl. unter d. Art. Indojjament); demnach ift ein jolches Nachindoffament, das 
Nahindoffament eines protejtirten Wechſels, nur als eine Geffion von Rechten zu 
betrachten (Entich. d. ROHG. Bd. VII. ©. 317, Bd. VIII. ©. 168); einem jolchen 
Nahindofjatar können nicht blos die Einreden aus der Perfon feiner Indofjanten, 
jondern auch diejenigen aus den Perfonen der Vormänner deffelben, jogar derjenigen, 
welche nicht aus dem Wechſel erfichtlich find, aufwärts bis zum Protejt, entgegen- 
gejegt werden (ebenda Bd. XXI. ©. 35; vgl. auh Bd. II. ©. 62, II. 214, 
V. 413, VI. 79, VIII. 169); dagegen fommt dem Nachverfallindofjatar eine inner— 
halb der Verjährungsfrist von jeinem Vorgänger angejtellte Wechjelflage als Unter: 
brechung der Verjährung zu Gute (ebenda Bd. XXI. ©. 406). Der W., welcher 
einen protejtirten Wechjel durch ein nach Verrall ausgeitelltes Indoffament erwarb, 
kann zwar ein vor Verfall ausgefülltes Blankoindoffament, nicht aber ein un— 
ausgefülltes vorproteitliches Blankogiro zu jeiner Yegitimirung benutzen (Entſch. d. 
Neichöger. Bd. I. ©. 75 und die dort angeführte Yit.). 

Was das Giro eines Rektawechſels anlangt, jo jagt die WO. nur, daß wenn 
der Aussteller die Uebertragung im Wechjel durch die Worte „nicht an Order“ oder 
durch einen gleichbedeutenden Ausdrud unterjagt, ein troßdem auf den Wechjel 
geiehtes Indoffament feine wechjelrechtliche Wirkung hat; damit ift die Möglichkeit, 
daß ein jolches Indoffament ala Ceſſion gelte und demnach civilrechtlich wirfe, nicht 
ausgejchlofjen; die Vinkulirung, welche durch die Worte „nicht an Order”, mit 
denen übrigens die Bezeichnung des Wechjels als „Depotwechjel“ nicht gleichbedeutend 
iſt (vgl. Entſch. d. ROHG. Bd. XIII. ©. 413, 414), bewirkt wird, nimmt dem 
troßdem vollzogenen Indoſſament jogar die Wirkung eines Profura » Indoffaments. 

In anderen Fällen ift der W. nur ala Bevollmäctigter eines „Eigen- 
thümers“ des Wechſels anzujehen. So vor Allem bei Profura- und Inkaſſoindoſſa— 
menten: hat ein Indofjant feinem Giro die Bemerkung „zur Einkaffirung“, „Pro— 
fura“ oder eine andere, die Bevollmächtigung ausdrüdende Formel beigefügt, jo 
überträgt das Indoſſament das Eigenthum an den Wechjel (d. i. das eigene jelbit- 
ſtändige Recht aus dem Wechjel) nicht, ermächtigt aber den Indoſſatar zur Ein- 
ziehung der Wechielforderung, Protefterhebung und Benachrichtigung des Vormanns 
jeines Indoſſanten von der unterbliebenen Zahlung (Art. 45), jowie zur Einklagung 
der nicht bezahlten und zur Erhebung der deponirten Wechjelichuld. Daher wird 
ein Bevollmächtigungsindoffament auch zwedmäßig zur Bevollmächtigung eines 
Rechtsanwaltes verwendet. 

Der W., welcher einen Wechjel auf Grund eines ſolchen Jndoffaments innehat, 
iſt zwar berechtigt, dieſe Berugniß durch ein weiteres Profuraindoffament einem 
Andern zu übertragen; dagegen ift derjelbe zur weiteren Begebung durch eigentliches 
Indofjament jelbit dann nicht beiugt, wenn dem Profuraindofjamente der Zuſatz 
„oder Order” Hinzugefügt iſt. Eben deshalb iſt das Profuragiro wie das Rekta— 
indofjament ausgeichlofien, wenn im Kommiſſionsgeſchäft der Auftraggeber W. werden 
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will: der Kommiſſionär, welcher den Ankauf eines Wechſels übernommen hat und 
den Wechſel indoſſirt, muß ein volles und echtes Indoſſament auf den Wechſel 
ſetzen. — Noch weniger Rechte aus dem Wechſel erlangt ein Depofitar, welchem, 
ohne daß an ihn girirt oder traffirt ift, ein Wechſel oder ein Wechielduplifat zur 
Aufbewahrung übergeben wurde. Der Berwahrer des Driginalwechjels (W. in 
diefem Sinne, uneigentlich) ift verpflichtet, denjelben dem Befiter einer mit einem 
oder mehreren Driginalindofjamenten verjehenen Kopie auszuliefern und ebenſo bei 
Exiſtenz von Wechjelduplifaten der Verwahrer des zum Accept derjandten Mechiels, 
jofern fi) der die Auslieferun Fordernde als Indoſſatar oder auf andere Weiſe 
zur Empfangnahme legitimirt (W. in dieſem Sinne). Ueber die wegen verweigerter 
Auslieferung erfolgende Protefterhebung j. unter d. Art. Wechſelproteſt Ziff. 5 
und 6. In einigen Fällen gilt der W. ohne weitere Legitimirung zu gewiflen zur 
Erhaltung des Wechielrechtes erforderlichen Handlungen bevollmächtigt: der bloße 
Befig eines Wechjels vertritt die Stelle einer Bollmacht, wegen Unficherheit des 
Acceptanten von Diefem Sicherheitsbeitellung zu fordern, und wenn folche nicht zu 
erhalten ift, Proteft erheben zu laffen. Der W. ift berechtigt, in den gejeglichen 
Unficherheitsfällen (WO. Art. 29) auch von dem Acceptanten im Wege des Wechiel- 
prozeſſes Sicherheitsbeftellung zu fordern (Nürnberger Novelle zur WO. VII., 
in Defterreich Novelle IV.). 

1 ne Allg. Deutihe WO. Art. 4 Ziffer 3, Art. 9—19, 29, 36, 63, 68, 69, 72, 

Lit: v. Wächter, Encyklop. des W.R. unter „Remittent“, — a. a. — 
arei 


Wechſelproteſt. W. iſt eine öffentliche Urkunde, welche in einer geſetzlich 
genau beſtimmten Form aufgenommen iſt, die Konſtatirung gewiſſer wechſelrechtlich 
bedeutungsvoller, einen beſtimmten Wechſel betreffender Handlungen, ſowie des Er— 
folgs derſelben enthält und dieſe ausſchließlich zu beweiſen im Stande iſt. Die 
Handlungen, welche im W. konſtatirt werden, find ſehr verſchieden und demnach die 
Bedeutung des W. ſelbſt eine mannigfaltige. 

1) Der Proteft Mangels Annahme muß erjehen lafjen, daß ein be— 
ftimmter Wechjel dem ZTraffaten (bzw. der Nothadreffe [Art. 56 der WO.], bzw. 
dem Domiziliaten, wo dies vorgejchrieben ift, Art. 24 Abi. 2 der WO.) zur Ans 
nahme gehörig vorgelegt, von diefem aber nicht oder nicht vollitändig acceptirt 
worden jei (perjönlicher Proteft, Weigerungsproteft, Unfähigfeitaproteft). Findet der 
die Annahme Suchende das Lokal des Bezogenen (bzw. der anderen genannten Per— 
jonen) verichlofien, jo wird Proteſt gegen die Wand, findet fich das angegebene 
Geichäftslofal oder die Wohnung gar nicht, jo wird Abmwejenheits-, im alle 
die gefuchte Perfon gar nicht an dem angegebenen Orte wohnt, noch fonjt zu treffen 
ift, allgemein: Wind- oder Platzproteſt erhoben. Nur wenn Mangẽels Anz 
nahme (rechtzeitig) protejtirt worden ift, find Aussteller und Indoffanten des fo 
proteftirten Wechjels verpflichtet (und zwar wechjelmäßig), dem NRemittenten, ſowie 
jedem Indoffatar, der den Wechjel vor der Proteiterhebung erwarb, gegen Aus— 
händigung des Protejtes hinreichende Sicherheit für Zahlung der (ganzen) Wechiel- 
jumme und für Koſtenerſatz zu leiften (fofern nicht der Berpflichtete die jchuldige 
Summe bei einer zur Annahme von Depofiten — Behörde oder Anſtalt 
deponirt, Art. 18, 25 ff. der WO.). 

2) Der Proteft Mangels Zahlung muß eriehen lafien, daß der Wechſel 
am gehörigen Orte der gehörigen Perfon zur Zahlung präfentirt wurde, von dieſer 
jedoch vollitändige und richtige Zahlung nicht zu erlangen war. Domizilirte Mechiel 
müflen dem Domiziliaten am Domizil des Wechſels, nicht domizilirte Tratten dem 
Bezogenen an feinem Wohnorte zur Zahlung präfentirt und dajelbjt, wenn Zahlung 
nicht erfolgt, protejtirt werden. Nur wenn bdiefer Proteſt richtig und rechtzeitig 
erhoben ift, hat der Inhaber oder Indoſſatar des Wechjels ein Regreßrecht gegen 
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Ausſteller und Indoſſanten. Auch dieſer Proteſt kann als Platz- oder Windproteſt 
aufgenommen werden, ſ. Renaud, W.R., S. 71. Ueber die Verpflichtung zur 
Notifikation (Kontraproteſt in dieſem Sinne) ſ. d. Art. Notifikation und Braun 
im Centralorgan f. H.⸗ u. WR. N. F. Bd. VII. ©. 257 ff. 

3) Siherheitsproteft wird erhoben, wenn eine Tratte ganz oder theilweife 
angenommen, jpäter aber über das Vermögen des Acceptanten Konkurs eröffnet 
worden iſt oder dieſer feine Zahlungen eingejtellt hat oder nach Ausjtellung des 
Wechjels eine gegen das Bermögen des Acceptanten gerichtete Erefution fruchtlos 
ausfiel oder gegen denjelben wegen Erfüllung einer Zahlungsverbindlichkeit Perjonal- 
arrejt verfügt wurde. Der Inhaber eines acceptirten Wechjeld und ebenfo jeder In— 
dofjatar fann in einem jolchen Protejtfalle von dem Acceptanten wechjelmäßig Kaution 
fordern, wenn ihm diefe nicht geleitet wird, W. erheben laffen und dann, wenn von 
der auf dem Wechjel etwa genannten Nothadrefje die Annahme nicht zu erhalten 
war und deshalb Mangel Annahme protejtirt wurde, gegen Aushändigung des 
Protefteg von jeinen Bormännern Sicherheit verlangen (Art. 29 d. WO. und 
Nov. VI. Hierzu). 

4) Der Proteſt Mangels Annahme ift Vorausſetzung einer gültigen 
Ehrenannahme, Proteft Mangeld Zahlung iſt Vorausſetzung einer vollwirkffamen 
Ehrenzahlung. Der Ehrenannahme und Ehrenzahlung muß im Proteft (Inter: 
ventionsproteft) fpeziell Erwähnung geichehen (Art. 88 Ziff. 5 d. WO.). Die 
bezüglichen Protefte find dem Ehrenacceptanten, bzw. Ehrenzahler auszuhändigen 
(Art. 57, 58, 62, 63 d. WO.; hierzu f. d. Art. Nothhülfe). 

5) Der Protejt Mangels Herausgabe des verwahrten Wechjel- 
duplifats Hat zum Inhalte die Feititellung, daß das zum Mccept verjandte 
Gremplar dem (den W. veranlafjenden) Inhaber des anderen Exemplars vom Auf: 
bewahrer nicht verabfolgt worden ift und auf das lebtere die Annahme oder die 
Zahlung nicht zu erlangen war, und ift damit die nothwendige VBorausfegung jowol 
des Regreſſes Mangels Annahme ala auch bzw. des Regreſſes Mangele Zahlung 
im angegebenen alle (Art. 69 d. WO.). 

6) Der Proteft Mangels Herausgabe des verwahrten Driginal« 
wechjels Hat zum Inhalte die Feititellung, daß der Driginalwechjel troß berech- 
tigter Aufforderung zur Weberlieferung an den den W. veranlafjenden Inhaber der 
Wechſelkopie vom Aufbewahrer nicht verabfolgt worden ijt, und ift damit die noth- 
wendige Vorausſetzung des Regreſſes auf Sicheritellung wie (nach Eintritt des in 
der Kopie angegebenen Berfalltages) des Negreffes auf Zahlung gegen diejenigen In— 
dofjanten, deren Driginalindofjamente auf der Kopie jtehen (Art. 72 der WO.; 
Swoboda,a.a. D. ©. 359 ff.). 

7) Die MUebergabe des Protejtes Mangels Zahlung (jammt Wechjel und 
quittirter Retourrechnung) ift Vorausfegung der Ausübung des Regreßrechts gegen 
jeden NRegreiverpflichteten (Art. 54 der WO.). 

8) Der Proteft Mangels Annahme muß einen bejtimmten Tag (Protejttag) 
eriehen laſſen: diejer wird von bejonderer Bedeutung: a) bei Wechjeln, welche auf 
eine bejtimmte Zeit nach Sicht lauten (Art. 20 U. 4 Ziff. 4 der WO.) und 
b) wenn der Trafjat die Datirung feines Accepts verweigert. Der Protefttag gilt 
in beiden Fällen ald Tag der Präjentation, im leteren Fall wird die Verfallzeit des 
Wechiels vom lebten Tage der Präfentationsfrift an gerechnet (Art. 19, 20 der WO.). 

9) Der W. Mangeld Zahlung muß jtet3 einen bejtimmten Tag (Protejttag) 
eriehen lafjen: a) mit diefem Tage ift der regelmäßige Lauf eines Wechſels begrenzt: 
wer denjelben durch ein mach diefer Protefterhebung ausgeſtelltes Indofjament 
erhält (Nachindoffatar), der erlangt Hierdurch nur die Rechte feines Indoffanten 
Nachindoffanten, der ſelbſt nicht wechjelmäßig verpflichtet ift) gegen Ausfteller, 
Iceptanten und Vorindoſſanten; b) mit dem Protefttage beginnt die Verjährung 
der Regreßanſprüche des Inhabers (Art. 50) gegen Ausjteller und die übrigen Vor— 
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männer (Art. 78 der WO.). Beftritten ift, ob dieſer Tag mit in die Friſt ein 
zurechnen ift; für die Sintehuung Thöl, a. a. D.$ 195 a. €. Entgegengeſetzter 
Anſicht: Kuntze, W.R., S 49 IL, das ROHG., ſ. deſſen Entſch. Bd. III. ©. 415 ff. 
und die Erf. bei Barherbt, WO. Zul. 715 u. Zuſ. 721. 

Die Form des Proteftes in allen diefen Funktionen ift genau vorgejchrieben: 
er muß durch einen Notar oder einen dazu fompetenten Gerichtsbeamten auf 
genommen werden und enthalten: 1) eine wörtliche Abjchriit des Wechſels oder der 
Kopie und aller darauf befindlichen Andoffamente und Bemerkungen (Art. 88 Ziff. 1 
der WO.). Ueber die Nothwendigkeit der Beglaubigung diefer Abjchriit ſ. Kuntze, 
a.a. D. ©. 117; Bordhardt, a. a. D. Zuſ. 885 u. Anm. Die Abjchrift muß 
auch durchitrichene Indoffamente enthalten, j. Hoffmann, W.R., ©. 617. Andere 
Anficht ſ. bei Borhardt, a. a. D. Zuſ. 884 Ziff. 6 (©. 490). Zwed der 
Genauigkeit der Abfchrift ift die möglichit fichere Feftitellung der Jdentität 
des präjentirten und protejtirten Wechiels, und darin liegt auch das Maß jener 
Genauigkeit, f. Thöl, a. a. DO. $ 89 Anm. 28 u. 29 (S. 313) und die dajelbit 
angef. Entich. d. ROHG. (Bd. I. ©. 142, Bd. XIV. ©. 39, Bd. XVIU. ©. 209); 
Hoffmann, WR, ©. 616. Daher nur einmalige Abjchritt gleichlautender 
Theile: THöl, a.a. D. Anm. 30 u. 31 (Arch. Für Deutiches WR. Bd. VI. 
©. 243 ff., X. ©.77 ff). Andere Anficht ſ. Borhardt, a.a. D. Zuf. 886 b; 
Proteit über mehrere zugleich proteftirte Wechſel kann in Einer Urkunde aufgenommen 
werden (Erf. d. ROHG. vom 21. April 1871, j. Bordhardt, Zuj. 886 a; 
2) den Namen oder die Firma der Perfonen, für welche (d. h. in deren Namen 
und Auftrag), und jener Perfonen, gegen welche der Protejt erhoben wird; 3) das 
an die Perfon, gegen welche proteftirt wird, geitellte Begehren, deren Antwort (jedod 
feines wörtlich, j. Bordhardt, a. a. DO. Zuf. 893, 894) oder die Bemerkung, 
daß fie feine gegeben habe oder nicht anzutreffen geweſen ſei, hierzu j. Entjch. des 
Reichöger. Bd. III. ©. 90—91, ®b. II. ©. 60 ff., 23 ff.; 4) die Angabe des 
Orts (Stadt, Dorf, dergl. j. Entſch. d. ROHG. Bd. I. ©. 144), jowie des Kalender: 
tages, Monats und Jahres, an welchem jenes Begehren geitellt oder ohne Griolg 
verfucht wurde, j. Swoboda, a.a. D. ©. 369; 5) im Falle einer Ehrenannahme 
oder „Erenzablung die Erwähnung, von wen, für wen und tie fie angeboten und 
(d. 5. „oder“, ſ. Leipz. Konf.Prot. $ 23, Bordhardt, a. a. O. Zuſ. 910 a) 
geleiftet wird; und 6) Unterichrift und Siegel des protejtirenden Beamten (Art. 88). 
Sit eine wechjelmäßige Leiftung von mehreren Perfonen zu verlangen, jo ift über die 
mehrfache Aufforderung nur eine Proteſturkunde erforderlich (Art. 89). Die aut 
genommenen Protefte find in ein beionderes Regiſter chronologisch einzutragen 
(Art. 90 der WO.) Die früher übliche Protejtnotirung aa iſt 
nach der Deutſchen WO. überflüſſig und wirkungslos, ſ. Swoboda, ©. 372 bis 
374; Kunße, ©. 118, aber Thöl, a. a. ©. $ 91 ©. 326. Mit —F Zulaffung 
des jpringenden Regreffes (jus variandi) ift die Nothwendigkeit der Kontra: 
protejte (in diefem Sinne), d. h. eines Proteftes, der erjehen läßt, dab der Regreß 
per ordinem gejucht, aber einer oder mehrere Zwijchenindofjanten vergebens an- 
gegangen wurden, hinweggefallen; Thöl, a. a. O. ©. 399, vgl. mit S. 464. Ueber 
die Form der im Auslande aufgenommenen Protejte und die fich daran knüpfenden 
Kontroverien j. Hoffmann, WR, ©. 607 ff, und Swoboda, a. a. O. 
©. 380 ff. Ueber die Zeit folcher Protefte j. Kadenburg, Gentralorgan 5. 9. 
u. WR N F. Bd. VII. ©. 287 ff. und unten Jaques, Goldſchmidt x. 
Vogl. auch d. Art. Vis major. it der Proteft erlafjen (duch die Bemerkung: 
„ohne Protejt“ oder „ohne Koften“ auf dem Wechiel), jo ift damit keineswegs die 
Pflicht zur Präfentation nachgelaflen; es ift hierdurch vielmehr nur der Webergang 
der Beweislaft binfichtlich der Vornahme oder Nichtvornahme der Präjentation vom 
Präjentationspflichtigen diefem gegenüber bewirft (Thöl, a. a. O. $ 90). Hin 
fichtlich der Erjaßpflicht der troßdem erwachienen Protejtlojten ijt der Erlaß ohne 
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Wirkung (Art. 42 d. WO.). Ueber dieſen Erlaß ſ. Swoboda, a. a. O. ©. 374 
bis 379. Ob vis major von Präſentation und Proteſterhebung befreit, iſt beſtritten, 
ſ. Thöl, a.a. ©.$ 101 Tert u. Anm. 6; Kuntze, ©. 118; Hoffmann, W.R., 
S. 375—377; Borchardt, Zuf. 507 Ziff. 14 u. 15 ©. 233— 235 nebjt den Anm. ; 
Entſch. d. ROHG. Bd. V. ©. 101, Bd. XI. ©. 74. Ueber Geichichte und ältere 
Formen dee W. ſ. Swoboda, a. a. D. ©. 341—355. 

Außer dem WR. kommt Proteft mit der Bedeutung einer öffentlich gefertigten 
Beweisurfunde im H.R. vor bei Firgeichäften, mit deren Erfüllung der eine 
Kontrahent ſäumig iſt; der andere Kontrahent kann alsdann den Verzug durch 
eine Öffentliche Urkunde (Proteft) auf Koſten des Säumigen feftftellen laſſen (Komm. 
zum Deutichen HGB. von v. Hahn, Bd. II. ©. 388—390). Konnofjemente unter 
Proteſt, ſ. Erf. d. ROHG. vom 10. Januar 1871. Koften eines Proteftes wegen 
Ueberliegezeit j. Entſch. des Reichsger. Bd. II. ©. 151 (vgl. Lewis, Seeredht, I. 
©. 202). Eine andere Bedeutung hat „Seeproteft“ (= Verklarung), vol. Gareis, 

H.R. ©. 569. 

Gigb.: Deutihe WO. Art. 18—20, 25—29, 41—45, 54, 57, 58, 62, 63, 69, 72, 78, 
87—91, 99. — Novellen V. u. VIII. zur WO. — Deutid es HGB. Art. 358 358, aud) 572. — 
Franfr.: Code de comm. art. 173— 175, 117—120 2 156, 160—170, 184. 

Lit.: Wechielreht von Kuntze, SS 40, 52; Kenaubd, S 26. — xh öl, H.R., 2b. 
I. W.R., 4. Aufl., 88 88 ff. und bie dort eit. Lit. u. Gſgb. — — Ang. Feutiche 
WO., 7. Aufl. 1879, zu den * Art. — Swoboda im Arch. f. D. W.R. Bd. XVII 
Ercole Vidari, La lettera cambio, Firenze 1869, S$ 477 ss.; ——— Di alcuni 

ogetti di legge sulle cambiali, Bologna 1871, p. 66 ss. — Die reiche Kit. über die Franz. 
Sechfelmoratorien von 1870 und 1871 I. namentlich bei Heinrich Tach Die durch die 
—— Moratorienverfügungen —————— Regreßfragen, Wien F und a. teferirende 
eg von Goldſchmidt in feiner Seitichr, ib gei. „Bd. XVII 

294—309 und Bd. XVIII. ©. 625—643. — Cesare Norsa, Sul co * internazio- 

nale delle leggi cambiarie, Milano 1871, Gareis. 


Wechſelprozeß. Man kann weder jagen, dab zur gerichtlichen Geltend- 
machung wechjelrechtlicher Anfprüche jeit dem Urfprung des W.R. allenthalben eine 
bejondere Prozedur eingeführt und gebräuchlic” war, noch auch, daß die Art der 
gerichtlichen Geltendmachung, jelbit wo diejelbe an ein beftimmtes eigenartiges Ver— 
fahren gebunden war, einen Einfluß auf das Weſen der Wechjelobligation geäußert 
hätte; die prozefiuale Wechjelitrenge (der rigor cambialis in diefem Sinne), wovon 
unter dem Art. Wechjeleinreden geiprochen wird, iſt nur irrthümlicher Weije 
ala ein Eſſentiale des WR. bezeichnet worden; das Weſen des Wechſels ijt in 
jeiner Gigenart auf dem Gebiete des Obligationenrechts (reines Summenverjprechen 
„gegen“ ein Orderpapier u. ſ. w.), nicht auf dem des Prozeßrechts begründet. 
Dennoch hat ſich an vielen Orten entweder im Zujammenhang mit den Meß-, 
Markt, Fremden-, „Gajt"gerichten, oder im Zuſammenhang mit ftändiichen Ein= 
richtungen von Kaufmannſchaften ein bejonderes prozeßrechtliches Verfahren zur 
Durchführung wechjelrechtlicher Anjprüche eingebürgert und entwidelt, welchem bei 
aller Verfchiedenheit im Ginzelnen eine bejondere Bejchleunigung, und eine Anzahl 
von Mafregeln zur Sicherung und Rajchheit der Erefution, die Tendenz zur perſön— 
lichen Haftnahme des ſäumigen Wechjelichuldners, Beichlagnahme von Waaren u. ſ. w., 
ein fategorijche® aut solve aut mane und dgl. charakteriftiich war. Das 17. und 
18. Jahrhundert bildete in Deutichland an den meijten Handelaplägen W.ordnnungen 
aus, die fich in der Einzelheit jehr von einander unterjchieden. Zur Nechtseinheit 
ift Deutjchland auch Hierin erjt durch die Juftizgefehe vom Jahre 1877, in Geltung 
ſeit 1. Oft. 1879 gelangt. In der nun geltenden RCPO. ift zwar von einem 
bejonderen „W.“ die Rede, aber er eritredt fich weder auf alle wechjelmäßigen An— 
ivrüche, noch bietet er den einzigen Weg, auf welchem wechjelrechtliche Anſprüche 
geltend gemacht werden können, noch auch find die Gigenthümlichkeiten dieſes „W.“ 
derart bedeutend, daß darunter eine verjchiedene Prozeßart gedacht werden könnte. 
Der W. iſt nämlich nach der REPO. nur eine Unterart des Urkundenprozefles, und 
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die Unterjcheidung diejer Unterart von dem Urkundenprozeß Liegt nur in drei Punkten 
von verhältnimäßig untergeordneter Bedeutung: 1) in der Bezeichnung der Klage; 
die Klage, welcher eine wechjelprozefjuale Behandlung zu Theil werden joll, muß 
die Erklärung enthalten, daß im W. geflagt werde; 2) im Gerichtäftande: Wechiel- 
flagen können ſowol bei dem Gericht des Zahlungsortes, als bei dem Gericht an- 
geitellt werden, bei welchem der Beklagte jeinen allgemeinen Gerichtäftand bat; 
werden mehrere Wechjelverpflichtete gemeinjchaftlich verklagt, jo ift außer dem Ge 
richt des Zahlungsortes jedes Gericht zuftändig, bei welchem einer der Bellagten 
einen Gerichtsftand hat; und 3) in der Einlaſſungsfriſt, diefe beträgt nämlich, wenn 
die Klage am Sitze des Gerichts zugeftellt wird, mindeftens 24 Stunden; wenn fie 
an einem anderen Orte im Bezirke des Gerichts zugeftellt wird, mindeften® drei Tage, 
und wenn fie an einem anderen Deutſchen Orte zugeftellt wird, mindeftens eine Woche. 

Die Trage, welche Anſprüche in dem hierdurch charakterifirten W. geltend 
gemacht werden können, ift zu beantworten einerjeits aus der Beitimmung des $ 565 
der EPD., welche nur von „Ansprüchen aus Wechjeln im Sinne der WO.“ jpricht, anderer- 
jeits aus der auch über den W. dominirenden Begriffsfaffung des Urkundenprozefle: 
ein Anjpruch, welcher die Zahlung einer beitimmten Geldfjumme oder die Leiftung 
einer bejtimmten Quantität anderer vertretbarer Sachen oder Werthpapiere zum 
Gegenjtande hat, kann im Urkundenprozefje geltend gemacht werden, wenn die jämmt- 
lichen zur Begründung des Anspruchs erforderlichen Thatſachen durch Urkunden be 
wiejen werden können. Die Beitellung einer Bürgſchaft oder die Errichtung einer 
Hypothek kann demnach nicht im Urkundenprozeffe und folgeweife auch nicht im W. 
gefordert werden; jo fommt e8, daß eine Anzahl von Anfprüchen, welche auf das 
WR. direft bafirt jein können, doch nicht im Wege der W. geltend zu machen 
find, weil es an einem den Urkundenprozeß zulaffenden Objekte der Klage fehlt, jo 
ingbejondere der Regreß auf Sicherftellung Mangels Annahme und der Regreß wegen 
Unficherheit des Acceptanten, fofern etwas anderes ala Leiftung von Fungibeln 
mit diefen Anfprüchen gefordert wird. Demnach find die Worte „im Wege des W.“ 
der WO. Art. 26 u. Nürnberger Novelle VI. hierzu durch 88 555 und 565 der 
CPO. theilweije eliminirt (f. Thöl a. a. D. ©. 804). 

In denjenigen Fällen, in welchen die Wechſelklage im W. geltend gemadt 
werden kann, hat der Kläger die Wahl, ob er das ordentliche Verfahren oder den 
W. oder den Urkundenprozeß eröffnet wiſſen will (Letteren dann, wenn er die Er- 
klärung unterläßt, daß im W. geklagt werde, und jtatt deffen den Urkundenprozeß nennt; 
ältere Rechtiprechung j. Thöl a. a. D. ©. 806—807, auch Anm. 8 u. 9 ebenda). 
An Gigenthümlichkeiten, die aus der Natur des Urfundenprozeffes für den W. fi 
ergeben, jei erwähnt, daß die Verhandlung der Hauptjache nicht auf Grund prozeß— 
bindernder Einreden verweigert werden darf, daß die Urkunden (hier aber Wechiel, 
Proteſt, Retourrechnung u. f. mw.) in Urfchrift oder in Abjchrift der Klage beigerügt 
jein müfjen, daß Widerklagen im W. unftatthaft find und daß als Beweismittel 
bezüglich der Echtheit oder Unechtheit einer Urkunde, nur Urkunden und Eides— 
zuſchiebung zugelaffen werden. Die dem Zahlungsorte beigefügte Klauſel „zahlbar 
aller Orten“, oder „zahlbar aller Orten wo zu treffen“, begründet einen verein 
barten Gerichtäftand (KPO. $ 38), fie bedeutet, daß der MWechjelichuldner fich dem 
Gerichte des Ortes unterwerfe, an welchem er bei oder nach Verfall des Wechſels 
betroffen wird. Ansprüche aus einem Wechjel im Sinne der WO. gehören nad) 
dem GBG. $ 101 vor die „Kammern für Handelsfachen“. Ueber die Wechſel— 
einreden ſ. diefen Art.; vgl. ferner d. Art. Schuldhait, Wechielinhaber, 
(eßteren Art. in Betreff der Legitimation des Klägers. 

Quellen: CPO. SS 565—567, 555564, 18 ff., 38 fi. — GBG. SS 101 ff. 

Lit.: Die Kommentare der CPO. zu den angeführten Paragraphen. — Ferner Thöl, 
HR., Bd. II. WR., 4 Aufl. SS 189a— 204. — O. v. Wächter, Enchklop. dee WR, 
©. 8i7—821. — 

arels. 
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Wechſelſtempel iit eine Art der Verkehrsſteuer. Nah Ad. Wagner hat 
dieſe Steuerart eine doppelte Aufgabe. Einmal ſoll fie ergänzend eintreten, wo 
thatſächlich durch die fonjtige Erwerbäbefteuerung der Erwerb nicht genügend ges 
troffen wird, und dann ſoll fie jolchen Erwerb durch einzelne Rechtsgeſchäfte oder 
Berkehrsakte treffen, welcher fteuerrechtlich unter die Einfommen- und Ertrags— 
bejteuerung nicht Tällt und gewöhnlich” auch nicht fallen könnte. Urfprünglic) 
wurde dieje Steuer in Deutichland blos in mehreren Norddeutichen Staaten als 
Landesjteuer erhoben, bis diejelbe auf Befürwortung durch den Deutjchen Handelstag 
mittels Gejeg vom 11. Juni 1869 zur Bundesfteuer umgewandelt wurde, und zwar 
in der Weife, daß nicht nur die Regelung diefer Steuer Bundesfache ift, jondern 
auch deren Ertrag zunächſt in die Bundeskaſſe fließt, jedoch vorbehältlich der Rück— 
erjtattung eines jucceffive ſich vermindernden Prozenttheild des Erlöjes aus den in 
den einzelnen Bundesftaaten debitirten W.marfen und gejtempelten Wechielblanfets. 
Seit dem 1. Januar 1876 beträgt diefer Antheil für immer 2 Prozent. Als der 
Norddeutiche Bund fich zum Deutjchen Reich erweiterte und dieſes Geſetz auch auf 
das übrige Reich eritredte, wurde im Jahre 1879 auch dad Gejeh der neuen 
Reichswährung angepaßt. Was nun in erjter Linie das Steuerobjeft betrifft, 
fo unterliegen dem W. als einer, wie gejagt, die Befigänderung von in wechjelmäßiger 
Form gefleideten Schuldforderungen treffenden Berfehräfteuer alle im Herrſchafts— 
gebiete der Deutjchen Reichsgeſetzgebung vor fich gehenden Verkehrsakte in Wechjeln. 
Weder die Art des Wechſels (Tratte, Solawechjel), noch jein Zwed (Depot- 
wechjel u. ſ. mw.) fommt des Weiteren dabei in Betradht. Nur der Zahlungsatt 
des Wechjels iſt von Einfluß: vom Ausland auf das Ausland gezogene und zugleich 
im Ausland zahlbare (nicht etwa auf das Ausland domizilixte) Wechjel find ftempeffrei. 
Enger begrenzt iſt aber jchon die Ausnahme bei von dem Inland auf das Ausland 
gezogenen Wechieln; um bier Mifbräuche zu verhüten, ift die Stempelfreiheit nur 
dann garantirt, wenn fie von dem Inland auf das Ausland gezogene, nur im Aus— 
land und zwar auf Sicht oder jpäteftens innerhalb zehn Tagen nach dem Tage der 
Ausftellung zahlbare Wechjel find, und jofern fie vom Ausfteller auch direft in das 
Ausland remittirt werden. Speziell erklärte auch der Bundesrath die Prima eines 
vom Ausland auf das Inland gezogenen, im Ausland domizilirten Wechjels, die 
von dem Korrejpondenten dem Bezogenen vorgelegt, vom Bezogenen acceptirt und 
nach gejchehener Durchfreugung der Rückſeite unverfteuert zurüdgegeben wurde, für 
fteuerpflichtig.. Das einfchlägige Gejeg hat übrigens auch über den Wechſel ſelbſt 
hinauggegriffen und als weitere jteuerpflichtige Werthpapiere erklärt: die an Order 
lautenden Zahlungsveriprechen (billets à ordre) und die von Kaufleuten auf Kauf: 
leute ausgejtellten Anweifungen (nicht auch an andere Perfonen, etwa Behörden, 
wenn diefe auch dann an einen Kaufmann zahlen follen), (Aifignationen jeder Art 
auf Geldzahlungen, Afkreditive und Zahlungsaufträge) gegen deren Vorzeigung oder 
Auslieferung die Zahlung geleijtet werden joll, ohne Unterjchied in welcher Form 
diejelben geichehen. Befreit find aber die tat der Baarzahlung dienenden, auf 
Sicht zahlbaren Plakanweifungen und Checks (d. 5. Anweifungen auf das Gut— 
Haben des Augftellers bei dem die Zahlung deflelben bejorgenden Bankhaus oder 
Geldinftitut), wenn fie ohne Accept bleiben, anderenfalls muß die Bejteuerung er— 
folgen, ehe der Acceptant die Plakanweifung oder den Check aus den Händen giebt. 
Dagegen bewirkt die Thatjache, daß der Check an Order geftellt ift oder auch in— 
doſſirt wird, die Stempelpflichtigfeit eines Ched nicht. Wenigſtens Hat diejes das 
ROHG. in einem Falle ausgeiprochen, wo ein Herr 2. v. Waſſerling im Elſaß 
unter Ausfüllung eines von der Bank in Mülhaufen herrührenden, mit der Ueberſchrift 
Check verjehenen Formulars, einen folgendermaßen lautenden Che auägeftellt hatte: 

W. le 15 Juill. 1874. 
La banque de M. est priee de payer à l’ordre de G. 87 fr. 15 cts.; 
dont elle debitera le compte de Unterſchrift. 
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Diefer Chet wurde von dem in Bajel wohnhaften Remittenten 9. auf DO. in 
Offenbach und von diefem auf C. in Mülhauſen girirt, der auch den Betrag erhob. 
Der wegen W.iteuerhinterziehung angeflagte Ausjteller L. wurde freigeiprochen. 

Mas nun das Subjekt der W.jteuer betrifft, jo it feftzuhalten, daß nur 
das Wechjelgeichätt jelbjt, welches in mannigiach verzweigter Weiſe den Kapitalien- 
umjaß vermittelt, befteuert werden joll; damit ift nicht geiagt, daß jede Befites- 
änderung deſſelben Wechjels neu bejtenert werde, nur pflanzt fich die Steuerpflichtig- 
feit, jo lange fie unerfüllt ift, auf die folgenden Wechielintereffenten fort, um jo die 
Erfüllung der Wechjelpflicht zu fichern. Das Gejeß hat daher bejtimmt: für Ent» 
richtung der Abgaben find der Bundeskaſſe fämmtliche Perfonen, welche an dem 
Umlaufe des Wechſels im NReichögebiete theilgenommen haben, folidariich verhaftet, 
alfo der Ausſteller, jeder Unterzeichner eines Nccepts, eines Indoffaments, einer 
anderen Wechjelerklärung, jeder der für eigene und fremde Rechnung den Wechjel 
erwirbt, veräußert, verpfändet, ald Sicherheit nimmt, zur Zahlung präfentirt, 
Zahlung darauf empfängt oder leiftet, Mangels Zahlung Protejt erheben läßt, ohne 
Unterjchied, ob Name oder Firma auf den Wechjel gejegt wird. Iſt nun in einem 
beitimmten Falle die Verſteuerung noch nicht geichehen, jo iſt der nächitfolgende 
Inhaber verpflichtet, fie fofort zu bewirken, ehe der Wechſel in weitere Hände ger 
langt. Jeder Nichtveriteuernde verwirkt jodann die Strafe feinerjeits vollitändig. 
Iſt ein Wechſel nur unvolljtändig, ſonſt aber formell korrekt veriteuert, jo iſt jedem 
ipäteren Inhaber geitattet, die zu wenig entrichtete Steuer nachzuentrichten und fich 
dadurch gegen die Folgen der Steuerhinterziehung zu ſchützen. Daß auch der Pro- 
furift, der im Namen feiner Firma einen Wechjel unterzeichnet, perjönlich für die 
Hinterzgiehung haftbar ift, hat zum Ueberfluß das ROHGG. noch ausdrüdlich aus— 
geiprochen. — Die Steuerpflicht beginnt, ehe ein inländifcher Wechfel vom 
Aussteller, ein ausländifcher vom erjten inländifchen Inhaber aus den Händen ge 
geben wird. Zur Ginholung des Ncceptes hat jedoch der Gejeßgeber eine Ber 
günftigung eintreten laſſen. Dieje dauert aber nur fo lange, ala nicht der Ber- 
wahrer eines zum Accepte verjandten und veriteuerten Wechſelexemplars daſſelbe 
gegen Vorlegung eines verjteuerten Gremplars defjelben Wechſels ausliefert. Bon 
in mehreren Gremplaren ausgeftellten Wechjeln ift dasjenige zu verſteuern, welches 
zum Umlaufe beitimmt ift; aber freilich auch jedes andere Gremplar, auf das eine 
Mechjelerflärung mit Ausnahme des Accepts und der Nothadrefie geießt ift, die 
nicht auf einem nach Vorſchrift dieſes Geſetzes verjteuerten Exemplare ſich befindet. 
Der Steuerfuß it, wie jchon gejagt, nunmehr nach der Reichswährung geändert. 
Die Steuer beträgt von der Summe 

von Mark 200 und weniger Markt 0,10 


über „ 200 bis 400 „0,20 
" „400 „ 600 „ 0,30 
„600 „ 800 „ 0,40 

800 „ 1000 „0,50 


und von jedem ferneren 1000 Mark der Summe 0,50 Marf mehr, dergeitalt, daß 
jedes angefangene Taufend für voll gerechnet wird. 

Für die fremden Metalle und theilweife Papierwährungen und Münzen find 
dieferhalb bejondere Gleichungen aufgejtellt worden. Für das Pfund Sterling 
Markt 20,40, für einen Gulden Niederländiicher Währung Mark 1,70, für einen 
Amerikanifchen Dollar Mark 4,25, für einen Frank, ein Lire Gold, Finnische Marl, 
Spaniſche Pejata Gold Marf 0,80, ein Lire Italienifches Papier Mark 0,75, 
einen Ruſſiſchen Rubel Mark 2, einen Defterreichiichen Gulden Silber oder Papier 
Mark 1,70, 100 Schwediiche, Norwegische, Däniſche Kronen Mart 112,50, 
100 Spaniſche Realen Mark 21, ein Portugiefiiches Milreis Mark 4,50. 

Ganz befonders wichtig ift bei diefer Steuer die Form ihrer Tilgung. Eine 
unglüclich gewählte lajtet nach dem allgemeinen Urtheile des Handelsſtandes ungleich 
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ſchwerer auf dem Verkehr als das materielle Opfer, welches darin enthalten iſt. Zu 
verſchiedenen Malen ſind dieſerhalb Vorſchläge zur Erleichterung gemacht worden; die 
ſeit 16. Juli bzw. 1. Septbr. 1881 beſtehenden Maßregeln find bereits das Reſultat 
einer dritten Entſcheidung des Bundesrathes. Das Geſetz geſtattet die Kaſſation in 
doppelter Form: a) durch Ausſtellung des Wechſels auf dem mit dem erforderlichen 
Reichsſtempel verjehenen Blanket, oder b) durch Verwendung von Stempelmarfen. 
Gerade der legtere Fall hat begreiflicherweije jeine großen Schwierigkeiten, da natürlich 
der Fiskus das Möglichite vorfehren mußte, damit die Steuerpflicht nicht umgangen 
werden könne; aber bei jolchen Vorkehrungen find eben gleichgroße Beläftigungen des 
Handelsſtandes nicht zu umgehen. Zur Zeit ijt bejtimmt, daß die Marken auf der 
NRüdjeite der Urkunde und zwar wenn die Rückſeite noch unbejchrieben it, unmittelbar 
an dem Rande derjelben, andernfalls unmittelbar unter dem letzten Vermerke (In— 
doffament u. j. w.) auf einer mit Buchitaben oder Ziffern nicht befchriebenen oder 
bedrudten Stelle aufzufleben find. Das erjte inländische Indoffament, welches nach 
der Kaffirung der Stempelmarfe auf die Rückſeite des Wechſels gejeßt wird, bzw. 
der erite ſonſtige inländijche Vermerk, iſt unterhalb der Marke niederzujchreiben, 
widrigenfalls die lettere dem Niederfchreiber diejes Indoffaments bzw. Vermerks und 
deſſen Nachmännern gegenüber ala nicht verwendet gilt. Es dürfen jedoch die Ver— 
merfe „ohne Proteft“, „ohne Koften“ neben der Marke niedergeichrieben werden. 

Dem inländifchen Inhaber, welcher aus Berjehen fein Indoſſament auf den 
Wechſel gejeßt hat, bevor er die Marke aufgeklebt hatte, ift gejtattet, vor der Weiter: 
gabe des Wechſels unter Durchitreichung dieſes Indoffaments die Marfe unter dem 
letzteren aufzufleben. 

Soviel über den Ort. Was aber das „wie“ betrifft, jo find die einfchlägigen 
Beitimmungen nunmehr in gleichem Maße milder gefaßt, wie die eben jchon er- 
wähnten. Es braucht nur mehr das Datum der Verwendung der Marke in jeder 
einzelnen der aufgeflebten Marken auf dem Wechjel angegeben, jedoch der Tag und 
das Jahr in arabiichen Ziffern, der Monat aber mit Buchjtaben mittel deutlicher 
Schriftzeichen, alfo niemals mit Ziffern, und zwar an der durch den Vordruck be= 
zeichneten Stelle (die Wechjelftempelmarken find darauf eingerichtet) niedergefchrieben 
zu werden; die Anwendung von Stampiglien ift daher nicht weiter geftattet. All— 
gemein übliche und verftändliche Mbkürzungen der Monats bezeichnungen mit Buch— 
ftaben find zuläffig, 3.8. 7. Sept. 1881, 8. Oft. 1882, dagegen ift eine Abkürzung 
der Jahreszahl nicht korreft. Weitere Zuſätze ala geboten find nicht nachtheilig 
für den Erfolg der Berfteuerung, wenn nur das Vorgejchriebene genau nach Bor: 
ichrift ausgeführt iſt. 

Auf die Hinterziehung der Steuern ift eine große Strafe gejeßt, eben weil die 
Gntrihtung der Steuern bier den Steuerpflichtigen ſelbſt auferlegt, aljo troß 
aller Vorichriften ſchwerer fontrolirbar ift, nämlich das fünfzigfache der hinterzogenen 
Abgabe. Beionders und ganz hat fie Jeder zu entrichten, welcher der ihm ob— 
liegenden Verpflichtung nicht genügt hat. Doch kann hier die Geldbuße in feine 
Freiheitäftrafe verwandelt, feine Subhajtation eines Grunditüces zu diefem Zwecke 
wenigſtens bei Inländern bethätigt werden. Diejes Vergehen verjährt in fünf Jahren, 
vom Tage der Ausjtellung des Wechjeld an gerechnet. Befondere Strafen find auch 
für die Heritellung unechter und die Verfälfchung echter Stempelmarken, wie endlich 
für die Verwendung jchon einmal verwendeter Marken angedroft. Landgraf. 

Wegeordnungen. Die Rechtsverhältniffe der öffentlichen Wege haben zu 
allen Zeiten ein wichtiges Gebiet der ftaatlichen Kulturzwede und der lokalen Selbſt— 
verwaltung gebildet, haben aber erjt im 19. Jahrh. durch die Entwidelung der 
industriellen Gejellichait die hervorragende Bedeutung erhalten, welche ihnen in den 
Guropäifchen Kulturländern jet mit Recht beigelegt wird. 

Am weiteſten vorausgefchritten it in dieſem Gebiet die Englijche Gejeß- 
gebung. Die Erhaltung der öffentlichen Yahr-, Reit- und Fußwege war dort 
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ichon durch die Anglo-Normannifche Gejeßgebung eine ftreng geordnete, durch, öffent: 
liche Anklage erzwingbare Laft der Ortsgemeinden geworden. Durch die Gejeßgebung 
der Reformationszeit ift dafür das Amt des Wegeaufſehers gebildet. Auf ihn, als 
das verpflichtete Organ des Kirchſpiels, geht die Wegebaulajt über, mit der Er- 
mächtigung, die Gemeindeglieder nach der Größe ihres Grundbefites und Hausſtandes 
zu Sande und Spanndienjten zu zwingen und die Baumaterialien von benachbarten 
Grundjtüden zu entnehmen. Dies Syſtem ſetzte indeffen einen lebendigen Gemeinde: 
verband von anfäjfigen Leuten voraus, der mit dem fortjchreitenden Verfall des 
Bauernftandes verloren ging. Im Laufe des 18. Jahrh. mußte fich daher die 
Gejeßgebung zu einer ergänzenden Wegejteuer entjchließen, durch welche die Natural- 
leiftungen jchrittweife verdrängt wurden. Die W. von 1836 geht bereits in das 
Spyitem der reinen Geldwirtbichaft über. Dem Wegeauffeher des Kirchſpiels Liegt 
nunmehr ob: die Einſchätzung, Ausfchreibung und Beitreibung der Wegefteuer 
nach den Grundjäßen der Armenfteuer, aljo Realfteuer; die Inftandhaltung der 
Wege durch Annahme von Lohnfuhrwert und Lohnarbeiten oder durch Verdingung 
des Geichäfts mit Konjens der Gemeindeverfammlung, erzwingbar durch Strafbeiehle 
der Friedensrichter; die Ausführung der Wegepolizeiordnung mit der Per: 
pflichtung zu Strafverfolgungen und Beleitigung von Wegehindernifien,;, Bud: 
führung, Rechnungslegung und Berichterftattung an die Seffionen der Friedens— 
richter. — Immer mehr trat jedoch der Uebelſtand hervor, daß die Eleinen Kirch— 
jpiele nicht das nöthige Perjonal für diefe zum Theil techniſche Verwaltung befigen. 
Die W. von 1862 und 1864 führen daher zwangsweiſe eine neue Bezirke: 
bildung ein, die jchon früher fakultativ gejtattet und gefördert war. Die Quartals 
fiungen der Friedensrichter jollen nach Anhörung der betheiligten Gemeinden bie 
Graffchaften in eine angemefjene Zahl von „Wegebezirten“ eintheilen nach Analogie 
der Unions der Armenverwaltung (welche jet durchichnittlich 30 000 Einwohner 
umfafjen, im einzelnen Fall aber auch bis zu 3000 Seelen herabgehen). Für jeden 
Wegeverwaltungsbezirt wird ein Verwaltungsrath, District Board, gebildet. 
Jedes Kirchipiel wählt dazu einen Wegepfleger, Waywarden, große Gemeinden 
deren mehrere nach Feſtſetzung der friedensrichterlichen order. Die Wahl erfolgt 
nach Eaffifizirtem Stimmrecht, in jechs Steuerftufen, nach der General Vestries Act 
bemefien. Das Hauptgeichäft des Verwaltungsraths bildet die Ernennung, Ent— 
laffung und die Beitimmung der Gehaltsetats eine bejoldeten Sekretärs, Rendanten 
und Wegeinſpektors, deren Amtspflichten das Geſetz normirt. Das verpflichtete 
Subjekt für die Unterhaltung der Wege bildet nunmehr die Bezirkswegekaſſe, 
vertreten durch das Board und jeine Beamten. Die Koften werden direft aus der 
Ortögemeindefteuer (Poor Rate) bejtritten, und vertheilen fih in den Bezirks: 
fonds für die Beamtenbefoldungen und Gemeinkoften, zu welchen jedes Kirchipiel 
nach dem Durchjchnitt feiner Wegefoften in den legten drei Jahren beiträgt, und 
in die Spezialfonds zur Erhaltung des einzelnen Weges, welche jedes Kirchipiel 
geiondert in feiner Armenjtener trägt. Diefe neue wirtbichaftliche Organifation lehnt 
fi) noch immer an die älteren Funktionen des Friedensrichteramts an. Die ein: 
zelnen Friedengrichter erkennen ala Polizeirichter auf die zahlreichen Bußen der W. 
und auf die Ordnungsftrafen gegen die Ortöbeamten wegen Verfäumung der geieh: 
lichen Obliegenheiten. Die Spezialfitungen der frriedenärichter für den Weg: 
bezirt nehmen den Jahresbericht über den Zuftand der Wege entgegen, üben ein 
Ordnungsſtrafrecht bis zu 5 £ gegen die ausführenden Beamten, und erzwingen ver: 
fäumte Reparaturen, indem fie auf jchriftliche Anzeige den Verwaltungsrath und 
den Waywarden zur Verantwortung laden, einen Kommiffar zur Befichtigung er: 
nennen, eine Grefutionsorder erlaffen, eventuell die nothwendigen Arbeiten durch 
einen Dritten vornehmen laffen und die Koften dafür durch Anweifung auf die 
Bezirkskaſſe einziehen. Sie enticheiden auch Streitigkeiten wegen unterlaffener Lichtung 
der Wege und erlaffen die darauf bezüglichen Straf: und Zwangsorderd. Sie ent: 
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icheiden nach Augenjchein über eine nöthig befundene Verbreiterung des Weges und 
laffen die Entichädigung dafür durch eine Jury feititellen. Die Quartalfigungen 
der Friedensrichter endlich bilden die Bejchwerbeinjtanz der Verwaltung und der 
Rechnungslegung für alle Interefienten, befchließen über die Verlegung und Schließung 
eines Weges, nöthigenfalls mit Zuziehung einer Jury, und entjcheiden auch über 
die jtreitige Wegebaulaft eleftiv mit den ordentlichen Gerichten. Cine Kontrol= 
inftanz der Reichsgerichte it vorbehalten nur für die ftreitige Wegebaupflicht und 
für die Wegejtenerreflamationen. — Die wirthichaftlichen Erfolge des Engliſchen Syſtems, 
welches einen der befjer konſervirten Theile des Seligovernment darftellt, find im 
Ganzen zufriedenjtellend, ebenjo wie für das Verwaltungsſyſtem der Chauſſeen, für 
welche ein gemifchter VBerwaltungsrath von riedenärichtern und Aktionären nach 
der Chauffeeordnung 3. Georg IV. c. 126 und Xofalacten gebildet wird. 

In Frankreich hatte das ancien rögime jein Augenmerk nur auf die Staats— 
trafen gerichtet, die mit bedeutenden Geldaufwendungen und durch das berüchtigte 
Syitem der Wegefrohnden, corvees, verhältnigmäßig gut ausgeftattet wurden. Für 
die Gemeindemwege gab es nur einige Parlamentseditte und Ordonnanzen der 
Intendanten. Nach dem Ausbruch der Revolution befaßte fich zwar die Gejeßgebung 
auch mit den Gemeindewegen, ermächtigte die Gemeinden zur Aufbringung der 
erforderlichen Mittel und Dienfte, überließ aber die Ausführung dem Lofalinterefje 
der Gemeinden. Der daraus hervorgehende Zultand unglaublicher VBernachläffigung 
wurde ein Dauptgrund der zurücbleibenden Agrikulturentwidelung Frankreichs, und 
wurde als unvereinbar mit den heutigen Bebürfniffen der Gejellichaft bald nach der 
Julirevolution anerfannt. Das Gejet vom 21. Mai 1836 hat die durch— 
greitende Hülfe gebracht mittels eines ſcharf durchgeführten Zwangsſyſtems zur Neu— 
anlegung und baulichen Erhaltung der chemins vicinaux. 68 ijt dabei das 
Engliſche Wegeiyitem mehrfach nachgebildet; in Grmangelung eines obrigfeitlichen 
Selfgovernment mußte aber überall der Prefet und jeine Unterbeamten ald Organ 
des öffentlichen ntereffes die verantwortliche Ausführung übernehmen... Der Prefet 
enticheidet über die Nothiwendigfeit und Angemeffenheit der Anlegung und Klaſſifikation 
eines öffentlichen Vizinalweges nach Anhörung des Munizipalrathd. Er enticheidet 
über die Breite und nöthigenjalla Verbreiterung deflelben, fowie über die Schließung 
des Weges. Er überwacht die Ausführung durch Wegeinfpeftoren, agents voyers, 
deren Gehalte der Generalrath zu bewilligen hat. Die Kojten werden (abgejehen 
von den jeltenen Fällen, wo die laufenden Gemeindeeinkünfte dafür ausreichen) 
durch Zuſchläge zu den Staatsjteuern und durch Naturaldienjte aufgebracht. Im 
Fall einer Säumniß der Gemeinde können mit gewiffen Formalitäten die nothwen— 
digen Wegekoſten zwangsweie auf den Gemeindehaushalt gebracht werden. Die 
Steuerzufhläge finden auf die vier direkten Staatöfteuern bis zu einem 
Marimum von 5 Gentimes ftatt. Die Naturaldienfte werden auf jährlich drei 
Tagearbeiten bemefjen, welcher jeder chef de famille ou d’etablissement für fich, 
für jedes männliche fFamilienglied im Alter von 18—60 Jahren, für jeden Diener, 
jedes Gejpann und jedes Zug= oder Sattelthier zu leisten hat. Dieje Naturaldienite 
mögen aber mit Geld abgelöft werden nach einem Tarif, welchen der Generalrath 
des Departements mit Rüdficht auf die Ortsverhältniffe feftitellt. Zu diefen ordent— 
lichen Mitteln der Wegeerhaltung treten dann noch die verhältnigmäßigen Beiträge 
der Staatödomänen, welche zu diefen Zweden voll herangezogen werden; freiwillige 
Veiträge von Privatinterefjenten; Spezialbeiträge von Fabriken und Etabliffements, 
welche die Vizinalwege in ſtärkerem Maße in Anſpruch nehmen und dafür unter 
Beobachtung gewiſſer Formen zu erhöhten Beiträgen gezwungen werden; endlich 
ergänzende Zuſchüſſe aus der Departementskaſſe nach Beichließung der Generalräthe, 
für welche Zwede noch einmal Steuerzujchläge bis zu 5 Gentimes ausgeſchrieben 
werden mögen. Das wirthichaftliche Gejammtrejultat der neuen Geſetz— 
gebung war ein überraichendee. Schon in dem Zeitraum von 1837—1841 beliefen 
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fih die Verwendungen zur Wegebefferung auf 243 Mill. Francs, umfafjend 
338 529 Vizinalwege in einer Länge von 139862 Silometern (während die ge 
jammten Landitraßen und Departementalwege nur 72000 Kilometer betrugen). Ginen 
Theil des Syſtems bilden auch die chemins vicinaux de grande com- 
munication, die in der früheren Gejeßgebung als Kantonal- oder Kreiswege be- 
zeichnet wurden. Ihre Deklaration als jolche erfolgt durch Beichlüffe des General: 
raths nach) Anhörung der Munizipal= und SKreisräthe. Dem Generalrath jtehen 
auch die Beichließungen über die Direktion, über die Vertheilung der Erhaltungs- 
pflicht, die Zuſchüſſe aus der Departementäfaffe und die Etats der Wegeinſpektion 
zu. Zu der Erhaltung derjelben tragen aber die Ginzelgemeinden nur mit zwei 
Drittel ihres Zufagcentimes und mit zwei Drittel ihrer Naturalleiftungen bei, 
während das Departement für diefe Wegeerhaltung einen regelmäßigen und anjehn- 
lihen Beitrag gewährt. — Eine völlig gejonderte Gejeßgebung beſteht Tür die 
Zandftraßen, la grande voirie, welche jeit 1811 in die routes nationales 
und routes döpartementales zerfallen. Die routes nationales fünnen nur fraft eines 
Gejeßes nach vorgängiger enquöte administrative dafür erflärt werden, ihr Boden 
gilt als Staatseigentdum, für ihre Breite und gewiffe Grundzüge der Verwaltung 
find gejeßliche Normativbeftimmungen gegeben. Die Bejlreitung der Kojten und die 
Einzelverwaltung fallen den Gentralbehörden des Staats zu. — Wieder ein völlig 
geiondertes Syitem bilden die jftädtifchen Straßen, la voirie urbaine, welche 
auc die neuefte Engliſche Gejeßgebung immer mehr von der gewöhnlichen Wege 
verwaltung trennt und mit dem verwidelten Syſtem der Geſundheits und Baus 
polizei der neueren Health Acts verbindet. 

Die W. Deutſchlands bieten noch immer das Bild einer jehr ungleich 
artigen, zum großen Theil vernachläffigten Gejtaltung dar, welche im Zuſammenhang 
mit der örtlich ungleichen Entwidelung der induftriellen Gejellichait, mit den 
noch fortdauernden Glementen der Naturalwirthſchaft und mit einem jehr 
unentwidelten, ungleichartigen Fommunalſteuerſyſtem jtehen. In reicheren Landes— 
theilen und Sleinjtaaten ift durch die Einficht der Lolalintereffenten und der Staats— 
behörden ein verhältnigmäßig guter Zuftand geichaffen. In einem großen Theile 
Deutichlands aber iſt der Zuftand der Vizinalwege wie der Chauffeen Hinter dem 
Bedürfniß des heutigen Verkehrs zurücgeblieben, namentlich auch noch in einem 
großen Theil des Preußischen Staats. Die Land- und Heerjtraßen waren aud) 
hier lediglich) dem Staat übenwiejen mit einer Befugniß, die Hand» und Spann: 
dienjte der Nachbarfchait „zur Beihülfe“ heranzuziehen. Etwas bejitimmtere Grund» 
jäge enthalten die Provinzial-W., aber mit jehr unmotivirten Abweichungen 
unter einander. Zu den Gemeindemwegen jollen nad) dem Allg. ER. die „Ge 
ipann haltenden Einwohner“ nach Verhältniß ihrer Klaſſen zu Spanndieniten, die 
„dertrags= oder gewohnheitsmäßig verpflichteten Wirthe* zu Handdienſten heran— 
gezogen, die Geldausgaben nach Verhältnif der „Staatsſteuern“ aufgebracht werden. 
Solche Lüdenhafte, völlig unzureichende Vorſchriften ergänzen fich dann nothdürftig 
durch eine elaftiiche Verwaltungspraris. Das „Oberauffichtsrecht“ tritt bier 
wie ſonſt an die Stelle der fehlenden VBerwaltungsgejeße, zu welchen bisher weder 
der abjolute, noch der konjtitutionelle Staat zu gelangen vermochte. Regierungen, 
Landräthe, Magiſtrate, Ortspolizei, Gendarmen bilden in den meiften Zandestheilen 
die eigentlihe W. Ihre allgemein gehaltenen Berugnifje haben den vorhandenen 
erträglichen Zuſtand geichaffen unter einer Gejeßgebung, welche jich vielfach noch in dem 
patriarchalifchen Zuftand des 18. Jahrh. befindet. Alle Verfügungen, Veränderungen, 
Verlegungen der Wege, die Erklärung eines Weges für einen öffentlichen Weg, die 
Maßregeln zur Reparatur und Sperrung von Wegen, die Streitigkeiten über das 
Maß der Benugung öffentlicher Wege, über die Verpflichtung der Anmwohnenden zu 
Hand» und Spanndienjten, fallen dem laufenden VBerwaltungsdecernat zu, mit Bor: 
behalt des Rechtswegs nur über Gigenthumsverhältniffe, Servituten, Privatrechts- 
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titel. Eine neue W. war ſeit 1820 vorbereitet, ſeit 1862 dem Preußiſchen Landtag 
vorgelegt, aber nicht zu Stande gebracht wegen des fortdauernden Widerftandes 
follidirender Intereffen. Für diefe Gejeßgebung handelt es fih 1) um die Neu— 
bildung eines gejeglichen Gemeindeſteuerſyſtems, neben welchem die Natural= 
diente in der heutigen Volkswirthſchaft nur noch eine ergänzende, fakultative Be— 
deutung haben fönnen; 2) um die Organijation des Perſonals zur verantwort- 
lihen Verwaltung unter Beihülfe bejoldeter technischer Beamten, alfo um Ein 
rihtungen, die für ifolirte Dorfgemeinden und Gutsbezirke nicht zu beichaffen 
find, ſondern bie Bildung größerer MWegediftrifte (Amtsbezirke) vorausjeßen ; 

3) um ein verantwortliches Perfonal zur Ausführung der gefehüchen 
Rormativbeſtimmungen und der VBerwaltungsjurisdiftion, welches 
nur in der follegialifchen Formation einer verwaltenden KHreisbehörde, analog den 
friedenärichterlichen Seſſionen im Englischen Selfgovernment, zu bilden ift. — Die 
Berwaltungareform in Preußen hat jeit der Kreisordnung von 1872 zu einer an— 
gemefjenen Gejtalt der Wegepolizeiverwaltung und der Rechtiprechung gerührt, ift aber 
mit einer Allg. W. und mit der Regelung der Kommunalfteuern noch im Rück— 
ftand. — Die volle Entwidelung der Wegegejeßgebung wird folgerichtig zu einem 
neuen Syſtem einer Kreis- und Gemeindeverwaltung führen. Die Geftaltung der Vizinal- 
wege iſt für Aderbau und Handelsverkehr nicht weniger Lebensfrage ala das Syitem 
der Ghauffeen und Eifenbahnen; oder vielmehr alle drei Syiteme jegen fich gegen- 
feitig voraus ala Lebensbedingung der heutigen Erwerbägejellichaft. 


Lit.: Für — R. Gneift, Selfgovernment, Kommunalverfaſſung — Verwal⸗ 


tungägerichte in England, 3. Aufl. 1871, Kap. XI. — für —— Di Batbie, 
Cours du droit public, '3. ed. 1869, P 457—483,. — Für Deutichland: Bahariä, 
Deutiches Staats- und Bundesrecht, I $ 1%. — vd. Rönne, Preuß. Staatörecht, II.b, 
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Wegeilervituten (TH. I. S. 401). Das Röm. Recht fennt drei juriſtiſch 
auögeftaltete W., iter, actus und via, deren Bedeutung fich, ſoweit nicht der 
befondere Rechtstitel der Entjtehung eine Beftimmung trifft, nach den Vorſchriften 
des Geſetzes regelt. Hiernach giebt die serv. itineris da& Necht, über die fremden 
Grundftüde zu gehen, zu reiten und Gegenftände, 3. B. eine Sänfte, zu tragen, die 
serv. actus außer den ebengedachten Beiugniffen noch das Recht des Fahrens und 
des Viehtreibens, die via neben allen diefen Berugniffen auch noch die, Gegenjtände 
zu Schleifen; überhaupt ift mit der via nach überwiegender Anficht das Recht ver: 
bunden, eine kunſtmäßig bergerichtete, ausschließlich dem Verkehrszwecke beitimmte 
Straße auf fremdem Eigenthum zu haben, die geradeaus 8 Fuß, in Krümmungen 
16 Fuß Breite befiten darf; jo Puchta, wogegen Keller dies nur für den that- 
fählich gewöhnlichen Zuftand Hält. Für gewiffe eng begrenzte Fälle, namentlich 
wenn der Zugang zu einem locus religiosus abgejchnitten ift, kennt das Röm. Recht 
die gejegliche Verpflichtung des Gigenthümers, über fein Grundftüd einen Nothweg 
einzuräumen. Die Beitimmungen des Deutichen Rechts über die Wegedienit- 
barfeiten entwidelten fi” nach den bejonderen landwirthichaftlichen Bedürfniflen 
unabhängig vom Röm. Recht und wurden nur in einer ſehr äußerlichen Weife mit 
den Röm. Normen nach deren Reception in Beziehung gejeßt. Vor Allem ift jchon 
in den älteren Quellen des Deutichen Rechts ala eine aus den Bebürfniffen der 
damaligen Landwirthichaft, insbeſondere des Dreifelderiyftems, fich ergebende Berugniß 
anerkannt, daß der Befiger eines mit Zufahrtswegen nicht verjehenen Grundſtücks 
einen Zugang oder eine Zufahrt über die Nachbargrundftüde nehmen darf und zwar 
an der Stelle, wo ihm der Zugang am zwedmäßigiten, nächiten und für Andere 
am wenigiten nachtheilig geboten werden kann. Nach Einführung des Röm. Rechts 

82 * 


1300 Begeierbituten. 


fnüpfte man diejes ſchon althergebrachte Nechtöverhältniß des Nothweges an die 
Spezialfälle der Pandekten, 1. 12 pr. D. derel. 11, 7, an. Die neuen Gefegbücher, 
Preuß. Allg. ER. I. 22 88 3 und 4; Code civ. art. 682— 84; Sächſ. BGB. 
88 345 ff., ftatuiren in engerem und weiterem Umfange den Anjpruch auf Einräumung 
des Nothweges, jo daß entweder nur der Grundeigenthümer, der volljtändig von der 
Straße abgeichnitten ift (Code eiv. art. 682, Zürich. Priv. 6GB. $ 573) oder 
ichon derjenige, welcher nur mit unverhältnigmäßigem Aufwande oder beionderer 
Beläftigung auf dem eigenen Grundjtüde einen Zugang berjtellen könnte, den Noth- 
weg verlangen darf (Sächſ. BEB. $ 345). Nur wenn das wirthichaftliche Bes 
dürfniß des Grundftüdes jelbit, nicht etwa wenn das perfönliche Intereffe des Eigen: 
thümers die Geftattung eines Zugangs oder einer Zufahrt bedingt, kann die Ein- 
räumung eines Nothwegs verlangt werden, und es iſt die Richtung deſſelben jtets 
io zu wählen, daß die in Anfpruch genommenen Grundjtüde möglichit wenig beläftigt 
werden, gleichzeitig aber auch dem Beanipruchenden ein thunlichit geringer Auf— 
wand erwachſe. Der Anipruch auf den Nothweg ſteht kraft Gejees dem Einzelnen 
im privatwirtbichaftlichen Intereſſe feines Grundftüces zu, und er wird daher nicht 
wie eine auf das allgemeine Intereſſe geſtützte Erpropriationsbefugniß des öffentlichen 
Rechts im Verwaltungswege, jondern als eine gejegliche Befugniß des Privatrechts 
vor dem bürgerl. Richter geltend gemacht. Da aber die dem fremden Grundjtüde durch 
den Nothweg auferlegte Laſt über die gewöhnlichen gejeglichen Beſchränkungen des 
Nachbarrechts hinausgeht, jo gilt der dem Erproprietionsrecht entlehnte Grundſatz, 
daß die Belaftung nur gegen vollitändige vorausgehende Entichädigung verlangt 
werden fann. 

Was die eigentlichen W. angeht, jo ift deren Bedeutung im jegigen Necht 
thatjächlich dadurch jehr wejentlich vermindert, daß es nunmehr in der Regel kraft 
Öffentlichen Rechtes als Aufgabe der Gemeinden bzw. der Gutäbezirfe aner- 
fannt ift, die zur Vermittelung des öffentlichen Verkehrs innerhalb der Gemarkung 
oder zwijchen mehreren Gemarkungen erforderlichen Wege anzulegen und zu unter 
halten, wobei die Gemeindegenoffen zur Tragung der Koften oder zur Leiſtung von 
Hand» oder Spanndienjten und einzelne vorzugsweiſe intereffirte Befiger und Gewerks— 
unternehmer zu WVorausbeiträgen verpflichtet find. Diefe Wege gehören, ſofern nicht 
bejondere Vorbehalte bei der Anlage gemacht wurden, der Gemeinde zu Gigenthum 
und find dem allgemeinen Gebrauche bejtimmt; es ift übrigens nunmehr, im Unter 
ichiede von dem Röm. Recht, ala zuläffig anerkannt, daß die Gemeindeforporation 
als folche zum Gebrauch durch die Gemeindeangehörigen eine W. über fremde Grund: 
jtücdfe erwerbe. Endlich find eine Anzahl Gemarkungswege, namentlich diejenigen, 
welche ausschließlich den Zwecken der Tyeldbeitellung dienen, die Feldwege im 
eigentlichen Sinn, nach der Art ihrer Entjtehung nicht jelten gemeinjchaftliches Eigen— 
thum der Flur: und Gewanngenoffen. Uebrigens bejtehen auch jeßt noch eine 
Anzahl von Servituten Hinfichtlich des Gehens, der Viehtrift und der Ueberfahrt 
über fremde Grundſtücke, welche ſich entweder äußerlich durch befondere Anlagen 
fennzeichnen und, funftmäßig zum Verkehre hergerichtet, den dazu beftimmten Theil 
des fremden Grundftüdes jeder anderen Benutzung entziehen, oder welche Lediglich 
das Recht gewähren, ohne befondere Anlage in möglichit wenig beläftigender Weile 
Gang, Fahrt oder Trift über fremde Liegenschaften zu nehmen. Was die Entjtehung 
folcher W. angeht, jo ift in den neuen Gejeßbüchern meist auch die Möglichkeit 
einer ſtillſchweigenden Beftellung anerkannt; wer nämlich ein Grundftüd veräußert, 
das den einzigen Zugang über ein anderes, dem veräußernden Gigenthümer ver— 
bleibendes Grundſtück hatte, bejtellt damit ſtillſchweigend dem Erwerber auch eine 
Zugangs- oder Zufahrtäfervitut, jo daß fich im Augenblid der Veräußerung das 
jeither thatjächlich zwijchen den beiden Grundftücen bejtehende Wegeverhältnig mun 
in den rechtlichen Zuftand einer W. verwandelt, jo Code civ. art. 694, Sächſ. BOB. 
8384. Auch ift e8 nach dem Deutichen Recht und in einzelnen neueren Gejegbüchern, 
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3. B. Code civ. art. 698, als zuläffig anerkannt, daß dem Eigenthümer des dienen— 
den Grumdjtüds, wo die darauf laftende W. fich durch bejondere, einer jtändigen 
Unterhaltung bedürfende Anlagen kennzeichnet, kraft des Rechtstitels der Begründung 
oder durch jpätere Vereinbarung eine dingliche Verpflichtung zur Wegeunterhaltung 
auferlegt werde, eine Verpflichtung, die fich als eine mit der Wegedienjtbarfeit ver— 
fnüpfte NReallaft darftellt. Im Uebrigen ift die Bedeutung der W. nicht mehr nach 
der Terminologie des Röm. Nechts zu beurtheilen; die Begriffe iter, actus und via 
find den Deutichen wirthichaftlichen und rechtlichen Verhältniffen fremd. Wenn es 
fih nunmehr darum handelt, welche Beiugniffe durch eine beitehende W. dem Be— 
rechtigten gegeben jeien, fo ift zunächjt der Rechtötitel der Begründung maßgebend, 
alſo, wo die MW. durch eine Willenserklärung der Parteien beftellt wurde, Wortlaut 
und Abficht diefer Erflärung, wo die Begründung durch einen ftillfchweigenden Akt 
des Veräußerers eines Grundjtüds erfolgt, der vor der Veräußerung zwifchen den 
beiden Grundftüden beftehende thatjächliche Zuftand der Verkehrsbeziehung, wo 
endlich die W. durch Verjährung erworben ward, die während der Verjährungszeit 
ftattgehabte Art der Ausübung, wobei ſtets auch das örtliche Herkommen, die alt- 
hergebrachten, durch Gemarkungsſtatuten feſtgeſetzten Feldordnungen und ähnliche für 
die Abficht der Betheiligten maßgebende Rechtsquellen in Rückſicht zu ziehen find. 
Der Fußweg giebt daher nach dem jeßigen Necht keineswegs immer auch an fich 
ihon das Recht zum Reiten und zum Tragen von Laſten; der Fahrweg enthält 
daher jetzt keineswegs immer auch die Berugniß zum Schleifen ſchwerer Gegenjtände 
und zum Treiben von Viehherden; Hinfichtlich der Breite des Fahrwegs find nicht 
die Beftimmungen des Röm. Rechts, jondern befondere Iandeögejegliche Normen, 3. B. 
Sächſ. BGB. SS 548 ff., und Örtliche NMebungen maßgebend. Was insbefondere 
die Dienftbarfeit des Viehtreibens, die Triftgerechtigfeit, angeht, jo ift jet in dem 
Necht des Vichtriebs die Berugniß, über das belaftete Grundſtück zu reiten oder zu 
fahren, nicht mehr begriffen, der Triftberechtigte ift verpflichtet, dafür zu forgen, daß 
das übergetriebene Vieh dem dienenden Grundftüd feinen Schaden durch Abfreſſen 
zufüge, daß es die zuläffige Breite des Uebertriebs nicht überjchreite und Hat den 
etwa entitandenen Schaden zu vergüten. In den Partifulargefegen ift manchmal 
die thatjächlich weit verbreitete Uebung zum Rechtsgrundſatz erhoben, daß, wo in 
Folge der Dienftbarkeitsrechte eigentliche, dem Verkehrsgebrauch ausſchließlich gewid— 
mete Feldwege angelegt find, die Benutzung derjelben nicht blos dem Wegeberech- 
tigten,, jondern überhaupt Jeder, welcher zu berechtigten Zwecken das dienende 
Grunditücd erreichen oder die Flur begehen will, offeniteht, 3. B. Preuß. Allg. IR. 
1. 22 $ 63, Sächſ. BGB. 8 554. Endlich ift in weiterem Umfange, ähnlich wie jchon 
nach Röm. Recht, die Berugniß der Gerichte zur Regulirung der Wegedienitbarkeiten 
anerkannt, derart, daß überall, wo nicht kraft bejonderen Rechtstitels Richtung, 
Preite und Körper des Weges bejtimmt it, die Modalitäten für Ausübung der W. 
unter thunlichjter Berüdfichtigung der örtlichen landwirthichaftlichen Zuftände und 
Bedürfniſſe richterlich feitgejegt werden. Was insbeſondere die bei Mangel einer 
geordneten Flureintheilung und bei der Gemenglage der landwirthichaftlich bemußten 
Grundftüce jehr zahlreichen Ueberfahrtsrechte angeht, jo ift nach der neueren Geſetz— 
gebung, 3. B. Code civ. art. 690, eine Erſitzung derartiger durch offene Anlagen 
nicht gefennzeichneter W. vielfach ausgejchloffen, oder ausdrücklich feſtgeſetzt, daß dieje 
Ueberfahrten im Zweifel nur als Zuftände freier Duldung, aljo als precarium und 
nicht als Dienftbarfeit, zu betrachten feien und im falle der Herſtellung eines 
geordneten Tyeldwegneßes von Rechtswegen wegiallen, 3. B. Württemb. Gejeß über 
Feldwege vom 26. März 1862, Art. 40. Ueberhaupt ift die Sorge für zweck— 
mäßige Zugänge, Ueberfahrten und Treldwege, für ihre Inftandhaltung und Sicherung 
nunmehr meiſt partifularrechtlich als eine Aufgabe der Verwaltung anerkannt; die 
Jerftörung oder Beichädigung folcher yeldwege, die Hemmung ihres bejtimmungs- 
gemäßen Verkehrsgebrauchs ift nach $ 376 Ziff. 1 und 2 des StrafGB. und nach 
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den FFeldpolizeiordnungen, 3. B. Preuß. Gejeß vom 1. April 1880 $ 10, mit 
Strafe bedroht; auch hat es in Folge der neueren Gejeßgebung über Gemeinheits- 
theilung, Servitutenablöfung und über fonjtige Förderung der Landeskultur die 
jtaatliche Verwaltung übernommen, unter Anwendung adminiftrativen Zwangs für 
die Bejeitigung fulturfchädlicher Ueberfahrtärechte und die Anlage eines zwedmäßigen 
Feldwegnetzes zu ſorgen, wobei entweder, wie in Preußen, der Grundjag zur Aners 
fennung gelangt, daß ein ſolches Zwangsvorgehen jchon auf Antrag der Verwal: 
tungs⸗ oder Gemeindebehörden oder einzelner Betheiligten zuläffig ſei, oder wobei, 
wie 3. B. in den ſüddeutſchen Staaten, die zwangsweife Feldweganlage von der 
Zuftimmung einer bejtimmten Mehrheit der betheiligten Befiter abhängig gemacht 
wurde; die in diefer Weife hergeſtellten Feldwege find in der Regel gemeinjchaft= 
liches Eigenthum der betheiligten Güterbefiger oder gehen in das Eigenthum der 
Gemeinde über. 

Quellen: Dig. 8, 3 de serv. praed. —— a L.R. J. 23H, — 
Defterr. BGB. 88 492 ff. — Code civil art. 682-—-85, 698, 700. — Säch ſ. BEB. $8 548—54, 
345—349. — Preuß. Gemeinheitd-Th.D. vom 7. Juni 1821. — Geſetze über Feldeintheilung, 
Feldwege, Ueberfahrtsrecht in Bayern vom 10. November 1861, im Königr. Sahien vom 
14. Juni 1834, Württemberg vom 26. März 1862, Baden vom 5. Mai 1856, Heiien 
vom 24. Dezember 1857. 

git.: Puchta, Civil. Abh. Nr. 3 u. H. civilift. Schriften Nr. 4. — Elvers, Röm. 
Servit.:Xehre, 1854, 1856. — Keller, Pand., $ 165.— Windiheid, Lehrb., LS 211. — 
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Weiberlehen. Aus dem Zwecke des Lehnsinſtituts erklärt es ſich, daß die 
Ausichließung der Frauen vom Lehnserwerb zu den naturalia feuda gerechnet wird 
und die Zulafjung bderjelben eine Jmproprietät begründet. Die Lehnsfähigkeit 
ift aber eine Vorausſetzung des Lehnfolgerechts, und deshalb erflären die Quellen 
des Deutichen und Langobardiichen Lehnrechts, insbejondere auch die Rechtiprechung 
des Deutichen Reichshofes (vgl. Franklin, Sent. curiae regiae, Nr. CCXXVI. sq.), 
die Weiber für unfähig zur Lehnsfucceifion (vgl. 8. Schulze, Erb: und Fyamilien- 
recht der Deutjchen Dynajtien des Mittelalters, S. 33—42); da zugleich die ganze 
Lehnsfolge eine agnatifche ift, find mit den Frauen auch alle Diejenigen ausgeichloffen, 
welche mit dem erjten Erwerber nur durch fie verwandt find. Dieje Unfähigkeit ift aber 
nur eine relative; es fann den frauen und Kognaten das Folgerecht im Lehnsver— 
trage eingeräumt fein (feudum femininum) und man nimmt an, daß dies ftill- 
jchweigend der Fall jei, wenn die erjte Verleihung an eine Frau erfolgte (feudum 
femineum) und nicht die Beichränfung der Lehnsfolge auf den von ihr dejcendirenden 
Mannsſtamm verabredet worden ift; für gewiſſe Arten von Lehen galt nach dem 
Recht mancher Lehnshöfe die kognatiſche Succeffion überhaupt für zuläffig. Bei 
einem W. jchließen die Kognaten alle Diejenigen aus, welche nur aus bejonderen 
Gründen das Lehn in Anfpruch nehmen könnten (Mitbelehnte und deren Dejcen- 
denz 2c.); wie fich aber ihr Recht zu dem der Agnaten jtelle, hängt von der Art 
der Verleihung ab. Erfolgte die Verleihung des W. in der Weife, daß unter den 
Nachkommen des erſten Erwerbers ein Unterjchied zwifchen Agnaten und SKognaten 
überhaupt nicht ftattfinden folle, jo jprach man von einem durchgehenden Lehn 
(feudum fm. promiscuum), im Gegenjaß zum jubfidiariichen (f. f. subs., successivum), 
bei welchem die Kognaten erit nach dem Abgange de8 Mannsjtammes berufen 
wurden; bei jenem iſt die Jmproprietät des Lehns noch mehr erweitert, ala bei den 
W. überhaupt: im Zweifel find leßtere immer für jubfidiär zu halten. Die Regel 
ift alfo, daß die KHognaten und rauen bis zum völligen Erlöfchen des Manns 
ſtammes ausgeſchloſſen find; fie behalten aber ihr Lehnsfolgerecht, und zwar alle, 
das Heißt: bei Eintritt des Succeſſionsfalles fonfurriren die bisher übergangenen 
Frauen und deren Dejcendenz mit Denjenigen, an welche die Lehnsfolge noch gar 
nicht gelangt war. (Beitritten; man jtellte den Sat auf: semel exclusa, semper 
exclusa.) Unter den mehreren konkurrirenden Kognaten entjcheidet beim Ausfterben 
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des Mannsſtammes das Verhältniß zum letzten Befitzer, alſo die Nähe der Linie 
und des Grades zu dieſem. (Dementſprechend hat die Erbtochter der Regredient— 
erbin gegenüber den Borzug.) Konkurriren beim Uebergange des Yehns vom Manns 
itamme berechtigte Kognaten verjchiedenen Gejchlechts, jo hat das männliche Gefchlecht 
den Vorzug; ebenjo tritt unter den Dejcendenten des Lehnsfolgers, der hiernach zur 
Succeffion gelangt, wieder der Borzug des Mannsftammes ein. (Beides jehr 
beitritten.) 

Lit.: ar ne juris feudalis, S3 124—126. — Schnaubert, —— 


(2. Aufl.), S. 488—53. — Weber, Hanbb., III. 267—322. — Päp, SS 104, 112. — Eid 
— 88 349, — 58. — Pfeiffer bei Weiste VI. 559 — Pfizer, ———— 
f. — Mayr, 8883, 95. — v. Gerber, $ 271. — Beieler, SS 155 egen 


ei Regredienterben auch Lewis, Familienfideitommih, S , 893 I — jrür einzelne ragen: 
Schulze, Aus ber Praris des Staate und Privatrechts, e8 — Für bad Preuß. 
Recht: ER. L 18 88 422—36. — Für das Medlenburg.: oth, SS 15, 57. — für 
das Saat: Zahariä, $ 80. — Für dad Bayer: Mayra.a. O. Frantlin. 


Weidefervituten (Th. I. ©. 502). I. Begriff und Arten. Das Recht, 
auf den einem Anderen zu Eigenthum oder zur dinglichen Hauptnugung gehörigen 
land» und forftwirthichaftlichen Grundſtücken Vieh weiden zu laffen, auch die Hutung 
oder Hude genannt, fann auf einem obligatorischen oder einem dinglichen Rechtätitel 
beruhen. Gin obligatorifcher Titel liegt dann vor, wenn die Weidenußung durc) 
Pachtvertrag oder prefäre Geftattung eingeräumt ift. Gin dinglicher Titel kann 
durch den Vorbehalt des Weiderechts für den Obereigenthümer an den zu Xehn, 
Erblehn und Erbzins vergebenen Gütern oder durch das Miteigenthum der Ge— 
marfungsgenoffen an den noch in ungetheilter Gemeinheit jtehenden Weider und 
Waldflächen begründet fein; am häufigjten aber beruht das dingliche Weiderecht 
auf einer Servitut. Solche W. find auf dem Boden des Germanifchen Landwirth- 
ſchaftsrechts ala Ergebniffe der mittelalterlichen Flurverfaffung in einer großen Fülle 
mannigfacher Geftaltungen erwachien,; mit Einführung des Röm. Rechts find fie im 
Wejentlichen in den Römifchen Servitutenbegriff eingeordnet worden, der übrigens 
in Berüdfichtigung der gefchichtlichen Entwidelung und der landwirthichaftlichen Ber 
dürfniffe mehrfache Modifikationen erfuhr. 

Mean unterjcheidet folgende Arten der ®.: 1) nach der Perſon der Berech- 
tigten: Reale oder Perfonalfervituten. Bei den Realfervituten jteht das Recht 
der Weide dem Eigentümer, bzw. Nubeigenthümer des herrjchenden Grundjtüds zu; 
der Inhalt der Realjervitut kann bei den MWeiderechten, abweichend vom jtrengen 
Serpitutenbegriff des Röm. Rechts, derart erweitert werden, daß für den Beſitzer 
des herrichenden Grundftüds auch über den landwirthichaftlichen Bedarf feines Be— 
fitzthums Hinaus und auch an nicht nachbarlich gelegenen Gütern Weidebefugnifie 
begründet werden. Als Berjonaljervitut kommt das Weiderecht jeltener vor, 
namentlich derart, daß eine juriftiiche Perfon, 3. B. die Gemeinde für ihre Mit- 
glieder in dem Herrichaftswalde, weideberechtigt ift. 2) Wo einer Mehrheit von 
Perjonen Weiderechte zuftehen, welche durch das ungetheilte der Weide unterliegende 
dienende Grundſtück oder durch Verhältniffe der Wechielfeitigkeit in einen rechtlichen 
Zufammenhang — Koppelmweide im weiteren Sinne — gebracht find, unterjicheidet 
man von Altersher folgende Arten von Weiderechten: a) das jus compascendi, das 
Recht des Eigenthümers des dienenden Grundſtücks, neben dem Servitutberechtigten 
die Weide auszuüben, feine Servitut, jondern ein Ausfluß des Gigenthumärechts ; 
b) das jus compascui, die Mehreren gemeinjchaftlich an einem fremden Grundſtück 
zuftehende W.; c) da® jus compasculationis reciprocum, das Recht mehrerer Grund: 
befiger, gegenfeitig auf ihren Grundjtüden die Weide gemeinjchaftlic” auszuüben, 
welches Recht entweder ein dingliches, auf den Titel des Eigentums oder einer 
Servitut gegründetes ift, oder fich als ein obligatorifches Verhältniß der prefären 
wechjeljeitigen Gejtattung darftellt; letzteres ift insbejondere dann anzunehmen, wenn 
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die wechſelſeitige Weide (Behütung) nicht regelmäßig und beſtändig auf ebendenſelben 
Grundſtücken angrenzender Beſitzer, ſondern nur zuweilen und bald auf dieſen, bald 
auf jenen Stücken ſtattfindet (Preuß. Allg. ER. J. 22 $$ 135, 136); d) das jus 
compasculationis im engeren Sinne, das Recht der Gemeindemitglieder, entweder 
auf den ungetheilt der Gemeinde gehörigen Grundjtüden oder überhaupt auf der 
ganzen Gemeindemarkung gemeinschaftlich und wechjeljeitig zu weiden. Soweit diejes 
Recht an der gemeinen Allmend ftattfindet, ift es, falls die Allmend ungetheiltes 
Privateigenthum der Gemarkungsgenoſſen ift, als ein Ausfluß des Miteigenthums, 
falla3 dagegen das Allmendgut der Gemeindeforporation als jolcher zu Eigenthum 
gehört, je nach den Nechtstitel entweder als eine den Gemeindeangehörigen an dem 
liegenfchaftlichen Eigentum der Gemeinde zuftehende Servitut oder ala eine ge 
meindeverfaffungsmäßig durch die fommunalen Organe den Gemeindebürgern fraft 
Öffentlichen Rechts eingeräumte und in gleicher Form widerrufliche Befugniß zu be 
traten. 3) Nach jeinem Inhalte iſt das MWeiderecht entweder ein beftimmtes, 
wenn nämlich Art und Zahl des einzutreibenden Viehes, Zeit und Dertlichkeiten 
der Hutung und ſonſtige Modalitäten fraft Rechtstitels beſonders jeftgejeßt find; 
oder es ijt nach der einen und anderen Beziehung unbejtimmt. 

II. Befugniſſe des Weideberehhtigten. Bei der beftimmten W. iſt für 
das Maß und die Art der Ausübung zunächit der Rechtätitel maßgebend, und zwar 
nicht blos der Vertrag oder der jonftige Alt, wodurch die MW. bejtellt oder deren 
Inhalt geregelt wurde, jondern da W. auch durch Ausübung feit unvordenflicher 
Zeit und durch fonjtige Verjährung erjeflen werden fönnen, auch der während der 
Grfigungszeit maßgebend gewejene Zuftand thatjächlicher Ausübung. Liegt eine 
jolche nähere Beitimmung binfichtlich des Inhalts der W. nicht vor, jo gilt der 
Grundjaß, daß die Art und die Zahl des einzutreibenden Viehs fich nach dem Be 
dürfniß des Berechtigten, aljo bei Realfervituten nach dem wirtbichaftlichen Bedart 
des herrichenden Grundjtüds bemißt; der Berechtigte darf jo viel Vieh zur Weide 
treiben, als er mit dem auf dem berrjchenden Grundjtüd gewonnenen Futter über 
wintern fann; nicht aber Vieh, das er für den Handel aufzieht, oder das er für 
ein neben der Zandwirthichaft betriebenes Gewerbe (3. B. ala Fuhrmann) bedarf; 
wol aber fann er durch rationelleren landwirtbichaftlichen Betrieb auf dem her: 
ichenden Grundftüd die für die Weberwinterung vorräthige Futtermenge und damit 
auch die Zahl des einzutreibenden Weideviehs vermehren. Fremdes, inäbejondere 
gepachtetes Vieh darf der Berechtigte nur dann eintreiben, wenn er dafjelbe zur 
Verbeſſerung der Kultur des herrichenden Grundftüds Hält. Die Ausübung des 
MWeiderechts darf er an Andere nicht gejondert, jondern nur durch Verpachtung des 
herrſchenden Grundjtüds überlaffen. ine wichtige Schranke für die Ausdehnung 
.des unbejtimmten Weiderechts ijt durch den allgemeinen Grundjaß pileglicder 
Ausübung gezogen; danach darf der Weideberechtigte Weidevieh nur in jolcher Zahl 
und Art und zu folchen Zeiten eintreiben, daß dadurch die land» oder forjtwirth: 
ichaftliche Hauptnußung des dienenden Grundſtücks nicht wejentlich beeinträchtigt und 
die Subftanz deffelben nicht geichädigt wird. Don diefem Geſichtspunkte aus muß 
fich. der Berechtigte jogar unter Umjtänden die Beſchränkung einer quantitativ be: 
jtimmten W. gefallen lafjen und darf er bei unbejtimmten W. nur jolche Vieharten 
eintreiben, welche dem dienenden Grundjtüde nicht jchädlich find, in der Regel nur 
Pierde, Rindvieh und Schafe, ohne bejondere Rechtötitel feine Schweine oder Gänſe, 
in den Wald feine Ziegen; aus dem gleichen Grunde darf er verjeuchtes oder un: 
reines Vieh nicht zur Weide ſchicken und die W. nur in den offenen Zeiten und 
Schlägen, aljo im Walde nicht in Schonungen, im Felde nur auf der Brachflur 
und nach eingeheimjter Ernte, ausüben ; auch hat er für das Vorhandenjein gehöriger 
Aufficht durch Beitellung eines Hirten oder in anderer Weife, zu jorgen. 

III. Berpflihtungen und Befugniſſe des Beſitzers des dienenden 
Grundjtüds. Der Letztere darf nicht durch Kulturveränderungen oder jonjtige Maß— 
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nahmen die Ausübung der W. unmöglich machen oder deren Werth erheblich ver- 
mindern. Im Uebrigen aber fann er die durch die land» oder forjtwirthichaftliche 
Beitimmung des Grundftüds gebotenen Handlungen und Nutungen vornehmen, aud) 
wenn fie, wie 3. DB. die Legung eines Waldjchlags in Schonung, die Ausübung der 
Weide erichweren oder jchmälern. Hat der Weideberechtigte nicht ein ausſchließliches 
Recht, jo jteht dem Eigenthümer die Beiugniß zu, nach Maßgabe des Bedürfniſſes 
jeiner Wirthichaftsgüter gleichfalls Weidevieh in das dienende Grundſtück einzutreiben 
oder Anderen in diefem Umfange die Mitweide zu geitatten. Wenn in diejem alle 
das dienende Grundjtüd nicht zur Deckung des Weidebedarfs beider ausreicht, jo hat 
gegenüber der quantitativ bejtimmten W. der Eigenthümer zurüdzuftehen, während 
bei der quantitativ unbeftimmten Servitut nach überwiegender Anficht (Preuß. Allg. 
ER. I. 22 $ 203) eine verhältnigmäßige Einſchränkung beider einautreten hat. 
Manchmal, namentlich bei den Schäfereijervituten, hat der Eigenthümer des 
dienenden Grundftüds ein mit der Servitut als defjen KHehrjeite verbundenes Real: 
recht, kraft deſſen der Weideberechtigte verpflichtet it, das Vieh über Nacht auf 
dem beweideten Grundjtüd in Hürden zu laflen, Pierchrecht. 

IV. Beijhränftung und Aufhebung der W. Die Weiderechte bereiten 
namentlich, joweit fie an Waldungen beftehen, einer geordneten und nachhaltigen 
Forftfultur jchwere Hinderniffe (f. d. Art. Forftfervituten); aber auch für eine 
intenfivere landwirtbichaftliche Kultur, die zur Stallfütterung, Fruchtwechſelwirthſchaft 
und zum Bau von Handelspflanzen übergeht, find fie vielfach jtörend und benach- 
theiligend. Die neueren Gejegbücher und Partifulargefege haben e8 daher vielfach fich 
zur Aufgabe gejeht, die Entjtehung neuer W. zu erjchiweren und die Beſchränkung, 
Firirung, Umwandlung oder Aufhebung der beftehenden W. durch Darbietung des 
Verwaltungsziwangs zu ermöglichen und zu erleichtern. Vielfach iſt nunmehr be- 
ſtimmt, daß die gemeine Weide und Triit auf jämmtlichen Feldgrundſtücken der 
Gemarkung nicht mehr durch einen Beichluß der Gemeindeorgane oder der Mehrheit 
der in der Gemarkung angejeffenen Grundbefißer, jondern nur durch übereinftimmenden 
Beihluß jämmtlicher Befizer eingeführt werden kann; auch ift jeder Grundbefiter 
befugt, jein Grumdftük gegen die Ausübung der gemeinen Weide und Trift ab- 
zuichließen, wenn er auf jeinen verhältnigmäßigen Antheil an der beitehenden ge= 
meinen Weide verzichtet. Neue MW. follen durch Erfitung gar nicht mehr, durch 
einen Bejtellungsaft wenigſtens nicht mehr für gewiffe Arten von Grundjtüden 
(namentlih Waldungen) begründet werden dürfen. Es wird ferner den Betheiligten 
überhaupt oder doch den Beſitzern der dienenden Grundjtüde die Möglichkeit eröffnet, 
vorhandene W., ſofern fie unbejtimmt find, durch ein meijt von der Verwaltungs: 
behörde (Ablöfungsbehörde) zu leitendes Verfahren nach) Art und Zahl des ein- 
zutreibenden Viehs zu firiren, auf gewiffe Grundftüce örtlich einzufchränten oder 
gegen Entrichtung einer dem Werthe der W. entiprechenden Geldentjchädigung oder 
gegen eigenthümliche Abtretung eines entiprechenden Grundjtüds ganz zu bejeitigen. 
Namentlich bietet das Gemeinheitstheilungsverfahren Gelegenheit, kulturfchädliche W. 
in diefer Art zu bejchränfen oder aufzuheben, vielfach find aber auch bejondere Ge: 
Veße über die Aufhebung und Beichränfung der W. erlaffen worden. Auch ift die 
Ausübung der W. nach den Feldpolizeigeſetzen, und Feldpolizeiordnungen, 3. B. 
SS 11 ff. des Preuß. Gefeges vom 1. April 1880, einer Anzahl von Beſchränkungen 
unterworfen. 

Quellen: Deus, Allg. ER. 1.22 38 80 ff. — Deiterr. BEB. 88 498—502. — Code civil 
art. 648. — Kal andat vom 28. — 1828, betr. bie in ——— amzu 
wendenben — Für Ablöſung der W. ſ. Preuß. Gemein. Th.O. von 1821. 
Age Geſetz vom 31. Juli is über die Ablöfung der Weiderechte. — Bayr. Gejek vom 


. Mai 1852 über Ausübung und Ablöfung der MWeiderechte auf fremdem Boden. — 
Mürttemberg. Geſetz vom 26. Mai 1873 über gen Ausübung und Ablöfung der Weiderechte. 


Lit.: Strampffer, Bom Hutrechte, 1798. — Münter, Weiderecht, 1804. — Hage: 
mann, Handbuch des Sandwirth chaftsrechts, 1807, ©. 55l.ff. — Seuffert, Beiträge zur 
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Lehre vom Weiberechte, 1837. — Mittermaier, Deutiched Privatrecht, I. SS 168—170. — 
v. Gerber, $$145, 146. — Stobbe, Hanbb. des Deutichen Privatrechta, 2 Wr ns 
enke 


Weier, Joh. (Wierus, Piscinarius), & 1515 zu Grave bei Cleve, Arzt, 
trat zuerft gegen die Herenprozeffe auf, F 1588. 

Er jhrieb: De praestigiis daemonum et incantationibus ac veneficiis, Basil. 1563, 
6. ed. 1583 (auch deutich a franzöfiich). — De lamiis liber, 1582, 

Lit: dv. Wächter, Beiträge, Tüb. 1845, ©. 283. — N ypels, Bibliothöque, 104. — 
Balbi, Die Hezenbrogeffe in Deutichland u. ihr hervorra endfter Betämpfer, e 1874, 
©. 9-11. — v. Stin ‚ng. Geſchichte der |; —— (1880) I. 280. — 
a Geichichte der Arzneitunde, III. 275 — Soldan's Geſchichte ber — 
prozeſſe, 2 . Aufl. bearbeitet von Heppe, Stuttg. Neo, I. 339, 354, 427; 3 — 

eichmann. 


Weinkauf (Litkauf, mercipotus) iſt eine Summe Geldes, welche nach altem 
Deutichen Rechte beim Vertragsichluß gegeben und dann von den Parteien und 
Zeugen gemeinfam vertrunfen wurde. Der W. ift hervorgegangen aus der Arrha 
(j. dieſen Art.), welche den Schein des Realkontrakts wahren jollte (Sohm). Regel— 
mäßig von relativ geringem Werth wurde fie oft jofort verwendet, jei e8 zu frommen 
Zweden (jog. Gottespfennig), ſei e8 zu einem Mahle als W. Nach vielen Rechten 
war ber leßtere geradezu das Mittel der Vertragsvollendung. Er konnte von einer 
oder von beiden Parteien zufammen aufgebracht werden. Anwendung fand er wie 
bei Verkäufen von Grundjtüden, jo auch bei anderen Gejchäften und anderen Gegen- 
ftänden, insbeſondere beim Viehhandel, bei Wetten, bei Dienftverträgen und Ber: 
löbnifjen. Eine Abſchwächung des W. iſt es, wenn ftatt Ausrichtung eines Mahls 
den Zeugen eine Gabe als Gedenk- oder Trinkgeld gegeben wurde. Cine weitere 
Bedeutung des W. war es, daß die zugezogenen Zeugen (Litkaufleute) zum Beweiſe 
für den Abſchluß und Inhalt des Vertrages benußt werden konnten, während freilich 
nach dem Recht des Sachjenipiegeld der beflagte Verkäufer zur Ableugnung durch Eid 
berechtigt blieb, und dem Kläger zur Ausfchliegung defjelben nur das Gerichtszeugniß 
offen jtand. Näheres bei Stobbe, Ztichr. für Rechtsgeſch. XII. ©. 231—235 
und bei Sohm, Das Recht der Eheichließung, S. 28—30. Cine andere Bedeutung, 
welche mit der obigen wol zufammenhängt, ijt e&, daß W. auch das Laudemium 
(j. diefen Art.) bezeichnet. Ed. 


Weis, Philipp Friedrich, & 1766 zu Darmitadt, jtud. in Gießen 
und Göttingen, promovirte in Marburg, wurde 1789 außerordentl. Prof., 1793 
ordentl. Prof., F 23. XII. 1808. Lehrer v. Savigny’a. 

Scäriften: Ad Domitüi er Fragmenta nonnulla quae ex libro IV. ung ec - 
tationum in Digesta migrarunt, N 1788. — zu r. Etwas über die in dem Text 
Panbdetten vorkommenden Zeichen, Se die ardiſche Note, Marb. 1793. — Hist. 
Novellarum liter. partic. prima, Marp. 1800. — en einer merkwürdigen Handichrift auf 
der Univ.Bibl. in Warburg (8 ai ent. IV. Abth. I. ©. 198). — De Brachylogi aetate 
BETEN, (ab — in Böding’® Brach ylogus). 

Leben vd. ler in der Allg. Litt. Lin 1809 N. 1. — Haubold, Praef, 

- V. 366. — — latt der Jenaiſchen Siteraturzeitun v. 5. 1809 (Jena, Lpz. 1809, 

ar 41—46), — Ruborff, Friedrich Carl dv. Eavigny, Weimar a er er 1 Note, 
eihmann. 


Weishaupt, Adam, 56. II. 1748 zu Ingolftadt, F 18. XI. 1830, ward auf 
Verwendung Ickſtatt's 1772 Prof. an der Univerfität Ingolftadt. Seitens der die 
Mehrheit bildenden jefuitifch-reaftionären Partei an der Univerfität brach alabald 
nach der Ernennung ſowol gegen Jdjtatt, ala W. jelbit ein jörmlicher Sturm Los. 
Don Kurfürſt Mar Joſeph III. gehalten, begann er nun eine auf einen liberalen 
Geheimbund gerichtete Tätigkeit, ähnlich dem der Freimaurer und direft auf Ber: 
bindung mit Norddeutichland abzielend. Der Plan diejes jog. Jlluminaten: 
ordeng war 1781 vollendet. 
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Schriften: Jus civile privatum ac Determinationes juris Boici, 1771, 1773. — De 
lapsu Academiarum, 1785. — Ueber geheime Welt: u. Regierungsfunft, 1795. — Eine Reihe 
von Schriften in Bezug auf den Jlluminatenorben. 

Lit.: Gefchichte von Bayern von Buchner, Bd. IX. ©. 314 fi. — Prantl, Geſch. b. 
E.M.Univerf., 1872, Bb. I. ©. 572 fi,, 637 ff., 672 ff.; Bd. IL. ©. 512, verglichen mit befien 
Art. Jlluminaten in Bluntſchli's Deutihem Staat3Wört.B. Bd. V. nn m 

ezolbd. 


Weiske, Julius, 5 4. X. 1801 zu Erlbach bei Chemnitz, ftud. zu Leipzig, 
Heidelberg und Göttingen, jeit 1826 Privatdozent, jpäter Prof. extraordinarius 
an der Univerfität Leipzig, T 10. III. 1877. 


Schriften: Grundjäge des Deutichen Privatrechts, — dem Sachſenſpiegel, mit Berüd: 
fihtigung und Vergleihung des ee vermehrten Sachſenſpiegels und Sächſ. 
Weichbildes, Leipzig 1826. — (f. Bülau, J. Weiske und K.v. Leutſch) Die Germania 
be3 Zacitus, Leipzig 1828. — Abhandlungen aus dem Gebiete des Deutjchen Rechts, theoret. 
und praft. Inhalts, Leipzig 1829. — De septem clypeis militaribus, Leipzig 1830. — Ein- 
leitung in das Deutfche Me patreiht, ebendaf. 1830 u. 1834. — GWeiske und Bülau) Recht⸗ 
liche und — Se a Mittheilungen mit bei. Rüdfiht auf dad Königreich Sachſen, 
Teipzia 1831. — Weshalb feiert der Bürger und Landmann bad FKonftitutionäfeft ? Seipaig 
1832. — Aurea Bulla Caroli IV., ebenbaj. 1833. — Handbuch ber Strafgejeße des Königreich 
Sadjen von 1572 bis auf die neuefte Zeit, ebendaj. 1833. — Die Grundlagen der früheren 
Berfaffung Deutichlands beleuchtet, Leipzig 1836. — Hochverrath und ge gg 
ba3 crimen majestatis der Römer, Leipzig 1836. — Commentatio de l. 11 P. ad leg: ul. 
— qua nihil inter perduellionem et crimen majestatis interesse probatur, Yeipzig 
1838. — Conspectus juris feudalis, Leipzig 1838. — Er redigirte bad Rechtälerifon —F * 
riften aller Deutſchen Staaten ꝛc. (Leipzig 1839—62). Darin von ihm z. B. im 1. Bde. ber 
Artilel Bergreht. — Der Sadjenipiegel nach der älteften Leipziger en Leipzig 
1840, (5) 1877. — Der Bergbau und das Bergregal (gegen Karften), Eisleben 1845. — Ein 
freied Wort über die Ausweilung von pftein und Heder aus Preußen (anonym), Leipzig 
1845. — Die Quellen bed gemeinen Sächſ. Rechte, Leipzig 1846. — Praftifche Unterfuchungen 
auf dem Gebiete bes einheimijchen Rechtes, Seipgig 1846. — Die Abtretung der Sachfi s 
Bayerischen Eijenbahn an den Staat, jowie über Altien und Akftienfompagnien, Leipzig 
1847. — Sammlung der neuen Deutſchen Gemeindegefepe, nebft einer Einleitung: Die Gemeinde 
ala Korporation, Leipzig 1848. — Das Deutiche Recht der Schuß ber Arbeit, Leipz. 1849. — 
Die Gutäherrlichkeit und die gutäherrlich —— Abgaben und Leiſtungen, Lpz. 1850. — 
Rechtliche Bedenken 8 dem Entwurf eines bürgerlichen Geſetzbuches für das Königreich Sachſen 
(anonym), Leipzig 1852. — Außerdem: Beiträge in der Zeitſchrift für Deutſches Recht von 
Bejeler, Reyfcher und Wilda von 18389 an; in Pöolitz's Jahrbuch für Geichichte 
und Politit von 1835 an. — Bergrechtliche Aufjäge in dem Bergwerksfreund von 1839—46; 
in der allgem. Defterr. Gerichtäzeitung von 1852—57. — Mit Bülau gab er 1831—35 
die politifche Zeitichrift „Das Baterland“ Heraus, 

Lit.: Sächſ. Re von Haan. — Beil. d. Leipz. — Nr. 71, 72 
v. J. 1877. — Mohl, L 159; II. 255. eihmann. 


Weiße, Chriſtian Ernjt, & 19. XI. 1766 zu Leipzig, wurde 1788 Privat- 
dozent dajelbit, 1796 außerordentl. Prof., 1805 ordentl. Prof., 1809 Beifiger der 
Juriftenfatultät, 1813 Prof. des Kriminalrechts, T 6. IX. 1832. 

Schriften: Einl. in das gem. Deutiche Privatrecht, Leipzig 1817, 2. Aufl. 1832, — 
Lehrb. des Sächſ. Staatsrechts, Leipz. 1824—1827. — Geſch. der Kurſächſ. Staaten, Leipzig 
1802— 1806. — Neuefte Geſch. d. Kgr. Sachſen nad) dem Prager Frieden, Leipz. 1808— 1812. — 
Er gab dad Mufeum f. Sächſ. Geld, Lit. u. Staatäfunde, Leipz. 1794—1796, jowie Neues 
Mukum, Freib. 1800—1804, heraus. 


git.: Neuer Nekrolog für 1832, Bb. II. 654—663. TZeihmann. 


Welder, Karl Theodor, & 29. II. 1790 zu Grünberg in Heffen, ftud. 
in Gießen und Heidelberg, wurde 1813 Dozent, 1814 außerordentl. Prof. in Gießen, 
ging nach Kiel, ipäter nach Heidelberg, 1819 nach Bonn, 1823 nach Freiburg, 
1832 wegen jeiner politischen Ihätigfeit in den Ruheſtand verjeßt und erjt 1840 
wieder eingejeßt, 1841 abermals juspendirt, zog nach Heidelberg, nahm 1848 am 
Siebenerausjchuffe Theil und ging ala Bundestagsgefandter nach Frankfurt, welches 
ihn zum Abgeordneten wählte, brachte 12. III. 1849 den Antrag, betr. die erb— 
liche KHaijerwürde des Königs von Preußen, ein, und F 10. III. 1869, 
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Schriften: Die letzten Gründe von Recht, Staat und Strafe, Gießen 1813. — Inter- 
ret. 1. 9 D. de negotiis gestis, Giess. 1813. — Deffentl. altenm. Bertheid. gegen bie öff. 
erbächtig. demagog. Umtriebe, Stuttg. 1823. — Ueber db. rechte Verh. v. bürgerl. Ordnung, 

Kirche und Schule, Freib. 1828. — Das innere u. äußere Syſtem der praftiichen, natürlichen 
und röm. chriftl. germ. Nechts:, Staats- und Geſetzgebungslehre, Stuttg. 1823. — Die voll: 
fommene und ganze Preffreiheit, fyreib. 1830. — Motion W. auf eine fonftit., weniger foft: 
ipielige und mehr fihernde Wehrverfaflung, Stuttg. 1831. — Bervolllommnung der organ. 
Entwidelung des Deutichen Bundes, Karlsr. 1831. — Aufhebung db. Genfur, Karlär. 1831. — 
Neuer Beitr. zur Lehre d. der Injurien- und der Preßfreiheit, Sreib, 1833. — Die Gefahren 
des Baterlandes und die Schuhmittel gegen dieſelben, Karlär. 1833. — Ueber Bundesver— 
faffung und Bunbdesreform, Stuttg. 1834. — Ein ſtaatsrechtl. Injurienprozeß in altenmähiger 
try Mannheim 1843. — Die geh. Inquifitionaprozefje gegen Weidig und Jorban, 
Karls. 1843. (Georgi, Erwiederung, Siegen 1844) — Zur gerichtl. Vertheid. gegen bie 
Ehrenkränkungsklage ber pen. —— wegen der Schrift: Geheime Inquiſition, Cenſur u. 
Kabinetäjuftiz (herausgegeben von Welder mit Schulz, Karlär. 1845), 1846. — Grunbd- 
geich und Grundvertrag. Grundlagen zur Beurtheilung ber Preuß. —— — 1847, 
. Aufl. Altona 1851. — Der Ben indiiche Erbfolgeftreit, Heidelb. 1847. — (Rotted unb) 
Melder) Staatsleriton, Alt. 1834; 3. Aufl. Leipzig 185666. — Die — Begründung 
ber Bad. Reform, Frkf. 1861. — Der Preuß. rankf. 1 

Lit.: Bibliothet politiſcher Reden, Berlin 1845, I. ©. —324. — Bluntidli, 
Geſchichte des allgem. Staatsrechts, 535—540. — Mohl, I. 261, 308, 331 ä 14 250. 

eihmann. 


Wend, Karl Friedrich Chriftian, & 5. II. 1784 zu Leipzig, promovirte 
1809, wurde 1810 außerordentl. Prof., 1813 Oberhofgerichtärath, 1817 Univerfitäts- 
ſyndikus, 1821 ordentl. Prof, 7 6. VI. 1828. 

Schriften: Divus Pius s. ad leges Ant. Pii comm., Lips. 1805. — De traditione, 
1809. — Lehrb. db. Encyflopäbdie, Zeipz. 1810. — De dominio ium metallicarum, 1814. 
— De Verb. Signif. tit. Pand., 1815. — Magister Vacarius, 1820. — Die Ariminalprozebur, 
wie fie nicht fein foll, 1823. — Observat. triga, 1825. — Ad hist. const. Augusti Elect. 
Saxon. symbolae, 1825. — Cod. Theod. libri V priores, 1825. — Hauboldi opusc. acade- 
mica, ed. Wenck; Lips. 1825. — Beitr. 3. rechtl. Beurtheilung des Städel'ſchen Beerbung: 
falles, 1828. — Opusc. acad. ed. F. C. G. Stieber, Lips. 1834. 

Lit: Neuer Nekrolog, VI. S. 457—479. 


Sein Sohn Rudolf Ferdinand, & 23. VIII. 1820 zu Leipzig, wurde 
Advofat, 1856 Gerichtsrath beim Bezirfögericht Leipzig, 1863 Rath am dortigen 
App.Ger., 1873 Bizepräfident dajelbit und Präſident der NReichsdisziplinarfammer, 
bei Errichtung des Reichsgerichts ala Rath eintretend, F 23. VII. 1880. 

Er fhrieb: Verord. d. Verfahren in nichtftreitigen Rechtsſachen betr., 1865. — Die 
tal. Sächſ. Civilprozeßnovelle, (2) Lpz. 1866. 

Lit: Illuſtr? Lpz. Ztg, N. 1892 (4. Oft. 1879) S. 270. — Augsb. Allgem. Ztg.. 1830, 
S. 3061. Zeihmann. 


Wening-Ingenheim, Nepomuf von, 5 zu Hohentichau, wurde 1813 
Privatdozent in Göttingen, 1818 Prof. in Landehut, dann in München, F 16.X. 1831. 


Schriiten: Ueber den Geift des Studiums ber Juriöprudenz, Landsh. 1814. — Ueber 
db. Wichtigkeit der polit. und gerichtl. Beredſamkeit, Landsh. 1819. — Ueber die Mängel und 
Gebrechen der jurift. Lehrmethode, Yandah. 1820. — Lehrb. d. Encyflopädie u. Methodologie 
d. Rechtswiſſ., Landsh. 1821. — Yehrb. b. gem. Civ.R. Mind. 1822—25, 5. Ausg. v. Fritz 
1837, 1838 u. Erläuter. ıc. von griß, Freib. 1833—89 


Lit.: Neuer Netrolog, Bd. IX. 2 ©. 1227. — Neues Arc. f. Krim.Redt, I. — Ardı. f. 
civil. Praris I. U. . — J. N v. Wening: Ingenheim, Lehre vom Schadenserſatze, 
Heibelb. 1841. TZeihmann. 


Wernher, Joh. Balth. Freiherr von, & 1675 zu Rothenburg a. T., 
wurde 1699 prof. math. zu Wittenberg, 1700 Dr. jur. utriusque, 1702 ordentl. Pror., 
1719 Praeses ordinarius der Jurijtenfafultät, 1729 Reichshofrath, T 11. XI. 1742. 

Gr jchrieb: Selectae observationes forenses, Viteb. 1710, Jen. 1738—49. — De 
reservato eccles., Witeb. 1725. — De eo quod in piis causis impium est, Witeb. 1744, 1750. 


Lit: Nettelbladt, Hall. Beitr., Halle 1755—62, Bd. Il. ©. 450, 451. — Pütter, 
gitt., I. ©. 354, XI. — Schulte, Geſch. III.b 95. Zeihmann. 
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Werth des Streitgegenftande. Der W. d. S. im Givilprogeß iſt des— 
halb von großer Bedeutung, weil in vermögensrechtlichen Streitigkeiten von der 
Höhe diejes Werthes die fachliche Zuftändigkeit regelmäßig und die Höhe der Gerichts- 
foften und Anwaltsgebühren immer abhängig ift und weil endlich die Zuläffigfeit 
des Rechtsmittels der Revifion in vermögensrechtlichen Streitigkeiten regelmäßig durch 
einen die Summe von 1500 Mark überjteigenden Werth des Streitobjefts bedingt 
it (vgl. GVG. 8 23 Nr. 1, $ 70 Abf. 1; Gerichtskoftengejeg $ 8; Nechtsanwalts- 
gebührenordnung $ 9; CPO. $ 508). 

Die CPO. ($ 3) stellt Hinfichtlich der Feſtſtellung des Werthes eines nicht 
in einer beftimmten Summe inländifchen Geldes beftehenden Streitgegenjtandes das 
Prinzip auf, daß das Gericht diefen Werth nach freiem Ermeſſen feſtzuſetzen habe. 
Gegen den Feſtſetzungsbeſchluß, der übrigens von dem feitjegenden jowol, wie von 
dem Höheren Gerichte jederzeit von Amtswegen abgeändert werden kann, findet die 
Beichwerde ftatt (Gerichtskoftengei. $ 16; Nechtsanwaltsgebührenordnung $ 12). 
In den 88 4—9 enthält die CPO. eine Reihe von Beitimmungen, welche das 
prinzipiell freie Ermeſſen des Gerichts bei Feitiegung des Werthes einjchränfen, wie 
folgt: 

1) Für die Berechnung des W. ift ausjchließlich der Zeitpunkt der Hlageerhebung 
ennticheidend. Spätere Veränderungen des W. kommen nicht in Betracht. Früchte, 
Zinfen, Nußungen aller Art, Schäden und Koſten, jofern fie ala Nebenforderungen 
geltend gemacht werden, bleiben immer außer Anſatz. 

2) Im Falle der Klagenhäufung findet Zufammenrechnung der W. aller ©. 
jtatt. Im Falle einer Widerflage ift diefe Zufammenrechnung ausgeſchloſſen, joweit 
der W. für die Zuftändigfeit in Betracht fommt, fie findet aber, wenn Klage und 
Widerflage verjchiedene Gegenftände betreffen, ftatt bei Berechnung der Gerichts- 
fojten und Anmwaltsgebühren (Gerichtskoſtengeſ. $ 11; Nechtsanwaltsgebühren- 
ordnung $ 10.) 

3) Bildet der Befit einer Sache den Streitgegenjtand, jo entjcheidet der Werth 
der Sade; der Betrag (nicht Werth) einer Forderung entjcheidet, wenn eine 
Forderung, deren Sicherftellung oder ein Pfandrecht in Trage iſt. Yebtern alles 
wird jedoch der Werth der Pfandſache zu Grunde gelegt, wenn er hinter dem 
Forderungsbetrag zurücbleibt. 

4) Der Werth einer in Streit befangenen Grunddienftbarfeit wird durch den 
Werth beitimmt, den diejelbe für das herrichende Grundftüd hat, wenn aber der 
Werth des dienenden durch die Dienftbarfeit in erheblicherem Betrage vermindert 
wird, durch diefen letzteren Betrag. 

5) Bei Streitigkeiten über das Beitehen, oder die Dauer eines Pacht= oder 
Miethverhältniffes ijt der Betrag des auf die gefammte ftreitige Zeit fallenden Zinfes 
in Anja zu bringen oder der fünfundzwanzigiache Betrag des einjährigen Zinſes, 
wenn diejer geringer ift. 

6) Bei Streitigkeiten über das Recht auf twiederfehrende Nußungen oder 
Leiftungen wird ſtets der einjährige Bezug der Werthberechnung zu Grunde gelegt 
und der Werth beitimmt: a. durch das zwölfundeinhalbiache Produkt, wenn der 
künftige Wegiall des Rechtes gewiß, die Zeit des Wegfalls ungewiß iſt; b. durch 
das fünfundzwanzigfache Produkt bei unbeichränkter oder bejtimmter Dauer des Be— 
zugsrechte. Wenn jedoch bei bejtimmter Dauer die Summe aller künftigen Bezüge 
geringer ift als diejes fünfundzwanzigiache Produkt, fommt diefe in Anja. 

Hellmann. 


Werthpapiere find Urkunden, deren Beſitz privatrechtliche Vorausſetzung für 
die Verwertung des darin verbrieiten Rechtes iſt. 

Die Urkunden über Konftituirung von Privatrechten haben für das darin ver- 
briefte Recht entweder nur beweisrechtliche oder auch privatrechtliche Bedeutung. 
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Lebtere kann entweder die Entjtehung oder die Verwerthung des Rechtes betreffen. 
Urkunden, welche für die Entftehung des darin verbrieften Rechtes privatrechtliche 
Bedeutung haben, zählen zu den jog. dispofitiven Urkunden, d. 5. zu den Urkunden, 
durch welche das Rechtsgeſchäft, über welches fie aufgenommen werden, nicht blos 
bewiejen, ſondern abgejchlofien werden ſoll. Ihren Gegenſatz bilden die jchlichten 
Beweisurfunden, welche einen Rechtsakt dofumentiren, der unabhängig von der 
Urkunde vollzogen wurde. Das durch die dispofitive Urkunde abzufchließende Rechts— 
geichäft vollzieht fich durch den Urkundungsakt, welchem die Begebung der mit der 
Unterſchrift des Ausſtellers oder einem Surrogat derjelben verjehenen Urkunde 
wejentlich ift. Bei der jchlichten Beweisurfunde folgt die Beurkundung der Per: 
feftion des zu beurfundenden Rechtögejchäftes nach. Iſt das Rechtsgeſchäft ein folches, 
durch welches ein Recht begründet wird, jo ift die bispofitive Urkunde Entftehungs- 
form, die jchlichte Beweisurfunde bloße Beweisform des verbrieften Rechtes. Das 
ältere Germanifche Urkundenweſen bezeichnete die dispofitive Urkunde als carta, 
die jchlichte Beweisurfunde als notitia. 

Die privatrechtliche Bedeutung, twelche eine Urkunde für die Verwerthung des 
darin verbrieiten Rechtes beſitzt, äußert fich in der Uebertragung und in der Geltend- 
machung des Nechtes als den beiden Formen feiner rechtlichen Verwerthung. Es 
giebt nun aber gewiffe Urkunden, welche die rechtliche Eigenjchaft befiten, daß die 
Uebertragung und Geltendmachung des darin verbrieiten Rechtes, um privatrechtlich 
wirfjam zu werden, die Vorlegung oder Uebergabe der betreffenden Urkunde voraus: 
jet. In diejer privatrechtlichen Funktion, vermöge deren der Beſitz des Papiers 
(im Sinne von thatjächlicher Innehabung) die Verwertung des darin verbrieiten 
Rechtes bedingt, liegt das Werthmoment, welches die W. charakterifirt. Nicht jede 
dispofitive Urkunde ift ein W. Nicht jedes MW. ift eine dispofitive Urkunde, Beiſpiels— 
weile ift der Verpfändungsfchein, durch welchen der Verpfänder einen jchriftlichen 
Piandvertrag eingeht, zwar dispofitive Urkunde, aber nicht Werthpapier, weil der 
Prandgläubiger jein Prandrecht ohne den Berpfändungsichein ausüben kann. Dagegen 
ift der Pfandſchein des Preußifchen Piandleihgejeßes vom 17. März 1881 zwar feine 
dispofitive, jondern jchlichte Beweisurkunde, weil das Piandrecht ſchon durch die 
Eintragung des Gejichäftes in das Piandbuch des Prandleihers entjteht, wohl aber 
ein MWerthpapier, weil der Verpfänder jein Einlöfungsrecht bis zum Ablauf von drei 
Wochen nach der Fälligkeit des Darlehens nur gegen Rüdgabe des Pfandſcheins 
dem Piandleiher gegenüber geltend machen kann. Das Wejen des W. beruht, eben 
nicht darin, daß e8 Entjtehungsform, jondern darin, daß e8 Uebertragungs— 
form oder Ausübungsform des darin verbrieiten Rechtes ift. Demnach find 
alle Urkunden, welche für die Uebertragung und für die Ausübung des Rechtes, 
deſſen Konftituirung darin verbrieit ift, nur als Beweisdofument feiner Entjtehung 
in Betracht fommen, aus dem Gebiete der Werthpapiere auszufcheiden. Ebenjo die 
MWerthzeichen, wie das Papiergeld, die Poſt- und Stempelmarfen, welche nicht ein 
Privatrecht verbriefen jondern rechtlich in den Begriff von förperlichen Sachen aut: 
gehen, denen eine davon unlösbare „Werthfiltion einverleibt it“ (Knies). 

Der Begriff der W., wie er fich aus der Betrachtung der privatrechtlichen 
Funktionen von Urkunden ergiebt, wird im gewöhnlichen Sprachgebrauch und in der 
Sprache der Geſetzgebung und juriftiichen Literatur nicht jelten mehr oder minder 
eingeengt, indem nur Urkunden über gewiſſe wirthichaftlich werthige Rechte darunter 
inbegriffen oder gewiſſe Urfundenkategorien davon ausgeſchloſſen werden, wie denn 
überhaupt die Anwendung des Wortes eine außerordentlich ſchwankende, oft 
eine woillfürliche ift. Der kaufmänniſche Sprachgebrauch ftellt den W. die 
Wechiel und Hypothefenurtunden gegenüber. Das HGB. nennt in Art. 376 die 
MWechjel neben den W. Die NEPO. jchließt in den 88 722, 723 von den W. 
im engem Sinne die Wechiel und alle fonftigen indofjablen Forderungspaptere 
($ 732) aus. Die Reichsbank fcheidet die W. im eigentlihe W. (Aftien, 
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‚Obligationen u. ſ. mw.) und in Dokumente (öypothetenbriefe, Schuldjcheine 
u. dgl. mehr). 

Die W. zerfallen in abjolute und in relative W., je nachdem die Verwerthung 
des Rechtes in allen oder nur in gewiſſen Beziehungen durch den Beſitz des Papiers 
bedingt ift. Zu den relativen W. zählen insbejondere diejenigen, deren Beſitz nur 
für die Uebertragung nicht aber für die Geltendmachung des verbrieiten Rechtes ala 
privatrechtliche Vorausfegung erjcheint, wie 3. B. die Stammaftie, der Kurfchein, 
der Reichsbankantheilſchein. Der Preuß. Hypothefenbrief und der Grundſchuldbrief 
find W., fomweit es fi) um die GEintreibung des eingetragenen Kapitals handelt, 
dagegen iſt der Bezug der Zinjen unabhängig von dem Befit der Urkunde. Der 
Prandichein des Preuß. Pfandleihgeſetzes ift relatives W., denn er ift nur W. durch 
einne bejtimmte Zeit. Nach Ablauf von drei Wochen jeit der Fälligkeit des Dar- 
lehens kann der Verpfänder das Pfand auch ohne Präfentation des Pfandſcheins 
einlöfen. Abſolute W. find diejenigen, bei welchen die Geltendmachung des Rechtes 
in jeder Beziehung an das Papier gebunden ift, wie bei dem Wechſel, der Banknote 
und anderen reinen Jnhaberpapieren. Iſt ein W. Ausübungsform des Rechtes, jo 
ift es zugleich auch wejentliche Form jeiner vollwirkffamen Uebertragung. 

Die W. find entweder dispofitive Urkunden oder jchlichte Beweisurkunden, 
je nachdem die Urkunde das verbriefte Recht zu privatrechtlicher Eriftenz oder nur 
zu beteisrechtlicher Evidenz zu bringen bejtimmt war. Den Charakter der fchlichten 
Beweisurftunde haben 3. B. der Kurjchein, der Hypotheken- und Grundichuldbrief, 
nicht felten auch die Stammaltie und die Verficherungspolize. 

Mit Rüdfiht auf den Inhalt des Rechtes, deſſen Verwerthung durch den 
Beſitz des Papier bedingt ijt, laffen fich unterjcheiden: 1. Korporationspapiere, wie 
die Aktien, Kuxſcheine und andere Papiere, welche die Mitgliedichait an einer 
Korporation mit vermögensrechtlicher Bafis verbriefen,; 2. fachenrechtliche Werth: 
papiere, wie die Hypotheken- und Grundjchuldbriefe, die älteren Landichaftlichen 
Piandbriefe, die Bremer Handfeften, die Grundrentenbriefe,; 3. Forderungspapiere, 
die zahlreichite KHlaffe der W. Sie find Geldpapiere, wenn die Forderung auf eine 
Summe Geldes geht. Es giebt aber noch fForderungspapiere anderer Art, wie die 
Waarenpapiere, welche Werthpapiere find, die Talons oder Erneuerungsſcheine, die 
Marken und Karten des täglichen Verkehrs, deren Werthpapierqualität von Manchen 
mit Unrecht grundfäßlich bejtritten wird. Die Forderungspapiere haben entweder 
die Form eines Leiftungsauftrages, wie der gezogene Wechjel, die faufmännijche An— 
weijung, der gezogene Ched oder die Form eines Schuldjcheins, wie der Eigenwechiel, 
die zahlreichen Arten von Schuldverjchreibungen auf den Inhaber, oder die Form 
der Quittung, wie die Zinsquittungsjcheine der Preuß. Grundjchuldbriefe, die weißen 
Gheds, die Depot» und Depofitalicheine der Reichsbank. Die Forderungspapiere 
enthalten entweder das DVerjprechen dem Mitkontrahenten zu leijten oder das Ver— 
fprechen einem Dritten, oder das Beriprechen dem Mitkontrahenten oder einem 
Dritten zu leiften. Sie find Präjentationspapiere, wenn die Pflicht vorgängiger 
Präjentation nicht durch die negative Präſentationsklauſel oder einen entiprechenden 
Inhalt des Papiers ausgefchloffen ift (vergl. den Art. Präjfentationspapiere). 

Gewiſſe W. gelten für Handelspapiere, nämlich Staatspapiere, Aktien und jene 
W., welche im Handelsverkehr Gegenjtand von Rechtögeichäften zu fein pflegen. Als 
Gifeften bezeichnet man W., welche einen Markt- oder Börjenpreis haben mit Aus— 
ichluß der Wechjel (vergl. den Art. Effekten). 

Bei gewifjen Kategorien von W. unterjcheidet man zwijchen dem Haupt- oder 
Stammpapier und den dazu gehörigen Neben= oder Zweigpapieren. Die Neben 
papiere enthalten fein abjtraftes, jondern ein individualifirtes Schuldverjprechen, 
denn fie nennen das in dem Hauptpapier verbriefte Rechtsverhältnig ala Schuldgrund. 
Als jolche Nebenpapiere erjcheinen die Coupons, die Zins- und Gewinnantheilicheine 
(Dividendenfcheine), welche dazu dienen, um die auf das Stammpapier entiallende 
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Zins reſp. Gewinnantheilforderung geltend zu machen, ferner die Talons oder. 
GErneuerungsicheine, Nebenpapiere, laut welchen der Inhaber die Aushändigung einer 
neuen Serie von, zum Stammpapiere gehörigen Coupons nebjt Talon verlangen kann. 

Die W. find jchlichte Namenpapiere, wenn nach dem Wortlaut der Urkunden 
die Geltendmachung des verbrieiten echtes fjchlechtweg der darin namentlich 
genannten Perion, fie find Orderpapiere, wenn die Geltendmachung dem namentlich 
Genannten, oder Demjenigen, den diefer nennen wird, fie find Inhaberpapiere, wenn 
die Geltendmachung dem Inhaber ichlechtweg zuſtehen joll. (Bergl. die Art. 
DOrderpapiere, Inhaberpapiere) Die jchlichten Namenpapiere werden 
mitunter kraft Rechtsfiktion jo behandelt, ala ob fie die Orderklauſel enthielten. 
Sofern diefe Fiktion nicht Platz greift, find die fchlichten Namenpapiere, welche den 
Charakter des W. haben, ala Reftapapiere zu bezeichnen. 

Ye nach der Perfon des Ausſtellers unterjcheidet man Reichs- oder Staatö- 
papiere, Papiere öffentlich» rechtlicher Korporationen und Privatpapiere. Unter 
Staatspapieren im engern Sinne (Fonds der Börjeniprache) faßt man die Schuld» 
verichreibungen zujammen, welche vom Reiche oder vom Staale zur Aufnahme 
größerer Anlehen als Partialobligationen emittirt werden. Sie find in Deutichland 
in der Regel nhaberpapiere. Unter den Preußiichen Staatspapieren bilden die 
Namenpapiere (ältere Schuldpapiere der Erwerbungen von 1866) eine von Jahr zu 
Jahr verichwindende Ausnahme. Bayern, Baden, Würtemberg, Medlenburg, Hamburg 
und einige andere Bundesjtaaten, ebenjo Dejterreich emittiren neben den Inhaber— 
papieren auch Namenpapiere. In England und Holland find die Staatöpapiere 
jämmtlich, in frankreich, Rußland und in den Vereinigten Staaten zum großen 
Theile Namenpapiere. Yautet das Stammpapier auf Namen, jo find demijelben 
mitunter auf den Inhaber lautende Zinsfcheine und Erneuerungsſcheine beigegeben 
(titres mixtes der Franzoſen). Staatöpapiere mit der alternativen Inhaberklauſel, 
finden fich unter den Bonds der Vereinigten Staaten, werden aber in Deutichland 
nicht emittirt. (Bergl. den Art. Staatsichulden.) 

Unter den W. find als eine rechtlich ausgezeichnete Gruppe die W. öffentlichen 
Glaubens hervorzuheben, d. 5. die W., deren Wortlaut unbedingt maßgebend ift für 
die rechtliche Stellung desjenigen, der fie in gutem Glauben an ihren Wortlaut 
erworben hat. Das Recht des gutgläubigen Erwerbers ift unabhängig von etwaigen 
Mängeln in dem Rechte feines NRechtsurhebers, welche aus dem Papier nicht erficht- 
lich find. Der Erwerber erwirbt, ſoweit er guten Glaubens ift, das Necht, wie 
es in der Urkunde verichrieben iſt. Die in der Urkunde erwähnten Thatjachen gelten 
für wahr zu Gunften des gutgläubigen Erwerberd mit Ausſchließung des Gegen: 
beweijes. Die in dem Papier enthaltenen Willenserklärungen des Ausſtellers gelten 
für gewollt, ohne daß zum Nachtheil des qutgläubigen Erwerbers eine Inkongruenz 
zwiichen Wille und Wortlaut des Papiers zu berüdfichtigen wäre. Einrede— 
begründende Thatſachen, welche dem aus dem Papier apparirenden Rechtsverhältniß 
widerjtreiten, find rechtlich unwirfjam im Berhältniß zum gutgläubigen Erwerber. 
War dem Erwerber die Disfrepanz zwifchen dem Wortlaute des Papiers und der 
rechtlichen Stellung des Autors bewußt, fo wird fein Wille, das Recht troß dieſes 
Bemwußtjeins gemäß dem MWortlaute des Papiers zu erwerben, als ein rechtswidriger 
Wille nicht anerfannt. Deffentlichen Glauben genießen in dem angedeuteten Sinne 
der Wechſel, die technifch indoffablen Papiere (kaufmännische Anweiſung, kauf: 
männiſcher Verpflichtungsichein, Konnofjement, Ladeichein, Lagerſchein, Seeaffefuranz- 
polize, Bodmereibrief und die ihmen landesrechtlich gleichgeitellten Papiere), die 
AInhaberpapiere, auch einzelne Rektapapiere, wie das Rektakonnoſſement, der Preuß. 
Grundichuldbrief. Bei Forderungspapieren öffentlichen Glaubens jpricht man von 
Skripturobligationen. 

Unter den W. zeichnen fich einzelne dadurch aus, daß für Denjenigen, gegen 
welchen fie geltend zu machen find, eine Erleichterung der Yegitimationsprüfung ver 
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tragamäßig oder durch Rechtsſatz jtatuirt ift. Diefe Erleichterung fann fich darauf 
beziehen, daß der Leiſtende nicht zu prüfen verpflichtet ift, ob der Präjentant des 
Papiers identifch jei mit dem in der Urkunde bezeichneten Dejtinatär der Leiftung, 
oder daß er nicht verpflichtet ift, die Echtheit gewiſſer jchriftlicher Erklärungen zu 
unterfuchen, welche den Dejtinatär der Leiftung als jolchen legitimiren oder endlich 
darauf, daß die Präjentation des Papiers an fich als ausreichende Legitimation 
betrachtet werden darf. Letzterenfalls ift der Leiſtungspflichtige befugt, jchlechtiweg 
an den Inhaber des Papiers zu zahlen. Xeiftet er bona fide an den Inhaber, jo 
wird er liberirtt. Man faßt Urkunden der leßtgedachten Art ala Legitimationspapiere 
zufammen. Sind fie ihrem Wortlaut nach Namenpapiere, jo jtellen fie fich ala 
binfende Namenpapiere dar, denn der Verpflichtete wird befreit, auch wenn er einem 
anderen als dem Genannten gegen Präfentation des Papiers leiftet. Lauten fie auf 
den Inhaber, jo ftellen fie fich als hinkende Inhaberpapiere dar, denn der Ver— 
pflichtete ift nicht gebunden dem Präjentanten ohne Prüfung der Xegitimation zu 
feiften, jondern nur hierzu berechtigt. Die Gruppe der W. und die Gruppe der 
Legitimationgpapiere deden fih nicht. Es giebt zahlreiche W., welche nicht 
Zegitimationspapiere find. Andererjeits find die Yegitimationspapiere nur dann W., 
wenn der Beſitz des Papiers für die Verwerthung des darin verbrieften Rechtes ein 
privatrechtliches Erforderniß ift. 

Bei allen Werthpapieren iſt zu einer vollwirffamen Uebertragung des Rechtes 
die Uebergabe des Papiers erforderlih. Sie muß die Geffion des Rechtes aus dem 
Reftapapier ergänzen, damit die Geffion eine vollfommene fei. Bei den Order— 
papieren ijt die Uebergabe des indoffirten Papiers nothwendig. Zur Uebertragung 
des Rechtee aus dem nhaberpapier genügt die mit diefer Abficht erfolgende 
Zradition des Papiers. Bei dem Wechjel, der nicht Rektawechſel ift und bei den 
übrigen technifch indoffablen Papieren erwirbt der gutgläubige Indoſſatar, bei den 
Inhaberpapieren der gutgläubige Empfänger, wenn ein, die Lebertragung des Rechtes 
bezwedendes Rechtögejchäit vorliegt, das Papiereigentfum und mit ihm das in der 
Urkunde verbrieite Recht, auch wenn fein Auktor es nicht hatte. 

Der Uebergabe des Papiers bedarf es ferner zur Verpfändung des Rechtes. 
Bezüglich der Rektapapiere greifen im Uebrigen die Vorſchriften des bürgerlichen 
Rechtes über die Form der Verpfändung ein. Um an Oxrderpapieren und an den 
ihnen rechtlich gleichgeitellten fchlichten Namenpapieren ein Fauſtpfand zu begründen, 
bedarf es feiner anderen Förmlichkeit als der Uebergabe des indoffirten Papiers. 
Zur Beitellung eines Fauftpfandes an Inhaberpapieren ift außer dem Piandvertrag 
nur die Tradition des Papiers erforderlich. 

Bejondere Grundfäße beftehen gemäß der REPD. für die Zwangsvollſtreckung 
in W. Die gerichtliche Prändung erfolgt bei den W. nach den Grundjäßen der 
Prändung von beweglichen Sachen, nämlich in der Weije, daß der Gerichtsvollzieher 
fie in Befig nimmt. Rektapapiere (mit Ausnahme des Rektawechjels), für deren 
Berwerthung der Verkaufswerth nicht der Nennwerth maßgebend ijt, indofjable 
Papiere welche feine Forderungspapiere find, und die Inhaberpapiere find zu ver— 
fteigern, bat. wenn fie einen Markt- oder Börjenpreis haben, vom Gerichtsvollzieher aus 
freier Hand zum Tagesfurfe zu verkaufen. Bei anderen, als den oben erwähnten 
Rektapapieren, bei Wechjeln und bei indofjablen Forderungspapieren wird nicht 
das W., jondern das verbriefte Recht ala Gegenjtand der Zwangsvollſtreckung behandelt. 
Die Geldforderung aus folchen Papieren wird dem erequirenden Gläubiger zur Ein— 
ziehung oder an Zahlungsitatt zum Nennwerth überwiejen. Betrifft der Anſpruch 
die Leiftung oder Herausgabe förperlicher Sachen, jo greifen die SS 745—748 ber 
CPO. ein. 

Eigenthumserwerb und Eigenthumsverluft an W. find nach anderen Grundfäßen 
geregelt, als dies bei den beweglichen förperlichen Sachen der Fall ift. Da das 
Papier juriftiiche Vorausfegung für die Verwerthung des Rechtes ift, da die Ueber: 
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tragung des Rechtes die Uebergabe, die Geltendmachung die Rüdgabe oder doch die 
Vorlegung des Papiers erfordert, jo bejtehen bejondere Rechtsſätze, welche ein Aus: 
einanderfallen des Papiereigenthums und des verbrieiten Rechtes verhindern. Diele 
Rechtsſätze find verfchieden bei den Neftapapieren, bei den Drderpapieren und bei 
den Inhaberpapieren. Iſt der VBeräußerer eines Rektapapiers zur Nebertragung des 
verbrieiten Rechtes nicht befugt, jo geht auch das Eigentum an dem tradirten 
Papier nicht auf den Erwerber über, troß der etwaigen Geltung des Grundjahes: 
Hand muß Hand wahren, troß des Vorhandenjeins der Borausfegungen von At. 
306 des HGB. und troß der fonftigen rechtlichen Begünjtigungen, welche nad) 
Landesrecht den gutgläubigen Erwerber einer unbeweglichen Sache zu ſchützen be 
jtimmt find (Entich.d.ROHG. VII. 130, XVII. 12). An Wechjeln und anderen technifch 
indoſſablen Bapieren (HGB. Art. 301, 302, 304) erwirbt der Indofjatar das Eigenthum, 
wenn ihm nicht bei der Erwerbung mala fides oder culpa lata zur Laſt fällt. 
Ueber die eigentgumbegründende Wirkung des gutgläubigen Erwerks von Inhaber: 
papieren vgl. den Art. Inhaberpapiere. Dem gutgläubigen Erwerb des 
Papiereigenthums forreipondirt bei den Order: und Inhaberpapieren ein bona-fide- 
Erwerb der Forderung oder des jonftigen in der Urkunde verbrieiten Rechtes. 

W. können nach richterlichem Grmefjen zur Bejtellung einer prozeſſualiſchen 
Sicherheit verwendet werden (KPO. $ 101). 

Anſprüche auf Leiftung einer bejtimmten Quantität vertretbarer W. fünnen im 
Mahnverfahren (EPD. $ 628) und im Urkundenprozeß (EPO. 8 525) geltend gemacht 
werden. Ueber derartige Anjprüche können volljtrefbare Urkunden (KCPO. $ 702), 
über Quantitäten vertretbarer W. können faufmännifche Anweifungen und Ber: 
pflichtungsjcheine (HGB. Art. 302) auögejtellt werden. 

Falle ein W. vor PVerwerthung des Nechtes vernichtet worden oder dem Be 
rechtigten abhanden gekommen, ift der Berechtigte nicht in der Lage, das Recht aus 
dem Papier geltend zu machen. Der Verluſt des Papiers hätte daher, wenn nicht 
das abhanden gefommene Papier wieder erlangt werden fann, thatjächlich den 
Verluſt des Rechtes zur Folge. Dieſe ftrenge Konfequenz wird in der That bei 
den Banknoten und nad manchen Yandesrechten bei den Inhabercoupons gezogen. 
In der Regel aber bietet die gerichtliche Kraitloserklärung der Urkunde ein Mittel 
dar, das Hecht aus dem verlorenen Papier geltend zu machen. Die Zuläffigfeit 
der Amortifation ift bei den Reichspapieren, Reichabankantheilicheinen, Wechjeln, bei 
den fieben Papieren der Art. 301 und 302 des HGB. reichsrechtlich ausgeſprochen. 
Im Uebrigen entjcheidet das Landesrecht. In neuefter Zeit haben zahlreiche Yandes 
gejee unter dem Impuls der Beitimmungen, welche die CPO. über das Amortiſations— 
verfahren enthält, auch das materielle Amortifationsrecht ganz oder theilweiſe geregelt. 
Das Badifche Geſetz gejtattet die Amortijation in Ergänzung der reichörechtlichen 
Vorſchriften bei rechtögültig ausgejtellten Inhaberpapieren, indofjablen Aktien und 
Interimsſcheinen, bei Legitimationspapieren und bei jolchen Urkunden, welche das 
Geding enthalten, daß der Ausjteller nur gegen Vorzeigung oder Rüdgabe der Urkunde 
zu leiften verpflichtet jei. Analoge Beitimmungen enthält das Heffiiche Gejeh. Das 
Anhaltiiche Geſetz geitattet das Aufgebotsverfahren jchlechtiweg bei Urkunden, die auf 
einen bejtimmten Namen oder auf den Inhaber lauten. Das Württembergiiche 
Geſetz läßt, abgejehen von Staatsjchuldurtunden, die Amortijation zu bei Inhaber— 
papieren, in blanco indoffirten indoflablen Papieren, bei Schuldurfunden auf Namen, 
Aktien und Kuxſcheinen. Bremen unterwirft der Kraftloserklärung abhanden gefomment 
oder vernichtete Urkunden, welche Rechte und Verpflichtungen begründen oder zum 
Zwede des Beweijes derjelben auögeftellt find. Im Uebrigen vgl. den Art. Amorti: 
jation. Wo die Zuläffigkeit der Amortifation über den Bereich der W. hinaus 
ausgedehnt iſt, geitaltet fich das materielle Amortifationsrecht bei W. und anderen 
Urkunden injofern verjchieden, als nur bei den erjteren der Leijtungspflichtige oder 
Derjenige, gegen den das Recht geltend zu machen ift, von dem Berechtigten ver: 
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langen fann, daß er die Kraitloserflärung auf feine eigenen Koften herbeiführe. Bei 
anderen Urkunden fann der Leiftungspflichtige die Leiftung nicht von vorausgehender 
Amortifirung der Urkunde abhängig machen. 

Neuere Amortifationsgejege fennen neben dem Aufgebotöverfahren zum Zweck 
der Kraftloserflärung das Inſtitut der Zahlungsſperre. Diejelbe äußert ihre Wirkung 
darin, daß der Schuldner bei Vermeidung doppelter Zahlung die Einlöjung des 
geiperrten Papiers abzulehnen hat. Die Zahlungsjperre tritt entweder ein als eine 
Folge des Aufgebotöverfahrens, oder fie fann neben dem Aufgebotäverfahren beantragt 
werden. Nach Württembergifchen Rechte kann die Zahlungsfperre bei Jnhaber- und 
in blanco indoffirten Papieren ſelbſtändig ohne Aufgebotsverfahren beantragt werden 
und ijt fie bei Coupons ausschließlich zuläffig. Eine jelbitändige Zahlungsiperre 
geitatten bei Coupons auch Baden, Heflen und Naffau. — Der Betrag des gejperrten 
Papiers iſt dem Antragiteller auszufolgen, wenn fich bis zum Ablauf der Ver— 
jährungsfrift fein Inhaber der Urkunde gemeldet hat. 

Coupons find in Deutſchland in der Regel von der Amortifirbarkeit ausgeſchloſſen. 
Allein zahlreiche Gejege geben einen Anſpruch auf Erfag, wenn der Verluft des 
Goupons vor Ablauf der jog. Verjährungsfriit oder Einlöſungsfriſt angemeldet und 
wenn der Coupon bi8 nach Eintritt der jog. Verjährung von einem Dritten nicht 
präjentirt worden ift. Bei den Preußiſchen Staatspapieren befteht feine Erjagpflicht 
in Bezug auf verlorene Coupons. Die Einführung einer folchen Erfagpflicht würde 
großen praftiichen Schwierigkeiten begegnen, da fie eine Buchung jedes einzelnen ein- 

> gelöjten Coupons vorausjeßen würde. 

Gigb. u. Lit.: HGB. Art. 271, 273, 301, 313, 376, 395, 608, 674, 710, 725. — CPO. 
$S 101, 555, 628, 702, 722, 723, 770, 843 ff. — RD. 88 118, 125.; EG. 3. KO. $ 17. — 
Sächſ. BEB. S 297. — Preuß. ge et. vom 15. März 1879 $ 1. — Neuere 
Amortifationagejege: Koburg vom 30. November 1858. — Sadhjen-Meiningen vom 8. 
juni 1859, vom 14. Oftober 1872, vom 6. Juni 1879 $ 15. — Naſſau vom 2. Juni 
1860. — Oldenburg vom 5. April 1867. — Schwarzburg:Rudoljtabt vom 15. 
Auguft 1873 und vom 1. Mai 1879 $ 13. — Sadjen vom 6. März 1879. — Weimar 
vom 9. April 1879 und vom 10. Mai 1879 8 12. — Anhalt vom 10. Mai 1879. — 
Hamburg vom 14. Juli 1879 betr. Staatsſchulddokumente. — Württemberg, Geſetz 
betr. die auf den Inhaber lautenden Staatsſchuldſcheine vom 18. Aug. 1879, betr. die Kraft« 
Lo3erfärung von Urkunden vom jelben Datum. — Bad. Geſetz betr. die Einführung der 
re ihejnftiageiege vom 3. März 1879 88 105 ff., 145. — Bremen, Gejeh betr. die Aus— 
führung der Deutichen Prozeßgeſetze vom 25. Juli 1879 SS 5 : — Elſaß-Lothringen, 
Geſetz betr. die Ausführung der Reichdjuftirgefeße vom 8. Juli 1879 8 25 fi. — Ausführungs: 

eieße für Braunſchweig vom 1. April 1873 88 7, 11; für Gotha vom 7. April 1879 
SS 13, 14; Reuß j. 8. vom 22. Februar 1879 SS 15, 16. — In Preußen * für 
Staatspapiere die Verordnungen vom 16. Juni 1819 und vom 3. Mai 1828, für andere 
— die allg. Gerichtsordnung I. 51 SS 120 ff. und Anhang SS 385, 388 ſowie eine 

erordnung vom 9.Dezember 1809. — Nur dag forınelle Amortifationsrecht regelt bad Preuf. Aus- 
führungageje vom 24. März 1879. Gin Spezialgejeg v. 10. März 1877 gilt für die Aktien 
und Inhaberſchuldbriefe der Schleswig. Holfteinifchen Aktiengefellichaften. 

Bit.: Bluntichli, ar Privatrecht, $ 163. — Bejeler, Deutſches Privatrecht, 
944. — Endemann, H.R., 5 84. — Gareis, H.R., 427. — Thöl, HR, 632. — Rnies, 
Kredit, I. — Brunner, Die Werthpapiere, in Endemann's Handbbuh de HR. II. 
140 ff. — Buchère, Traite des valeurs mobilieres et effets publics, 2. ed 

Heinrih Brunner. 


Werthseinlage, Apport. Die Erwerbögefellichait beruht der Regel nach auf 
der gleichmäßigen Betheiligung Mehrerer an dem Erwerbsgeſchäft durch Arbeit und 
Kapital, aljo einer gleichen Arbeite- und Kapitalseinlage aller Gejellichafter. Der 
Uebereinkunft ijt die verjchiedenartigite Geitaltung freigegeben. Wenn regelmäßig 
die KHapitaleinlage in Geld jtattzufinden bat, jo kann in Abweichung defjen verab- 
redet werden, daß eine Sache eingelegt werden joll, jei dies unter Vorbehalt des 
Eigenthums zur Benutzung für die gejellichaftlichen Zwede, oder zu Gigenthum. 
Naturgemäß erfolgt leßteren Falles die Einbringung unter Angabe eines bejtimmten 
Geldbetrages, welcher, wie wenig das auch oft zutreffend jein mag, als deſſen Werth 
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bezeichnet wird. Die nicht in Geld beitehende Kapitaldeinlage eines Gefellichafters zu 
Eigenthum der Gejellichait geftaltet fi) damit zur W. Diefelbe ift bei allen Ge 
jellichaftsformen mit Kapitalgeinlage möglich, 3. B. auch bei der Genoſſenſchaft, jtillen 
und Gelegenheitägeiellihaft. Ueber den Betrag, zu welchem der einzelne Geſellſchafter 
jeine Sache einbringt, haben Lediglich die Gejellichafter unter fich zu beftimmen; ob 
der angenommene Werth auf eine allgemeine Anerkennung Anjpruch bat, muß die 
Einſchätzung des Gejellichaftsvermögens, die Bilanz ergeben. Hat bei der Kommandit« 
geiellichaft die VBermögenseinlage der Kommanditiften im Handelsregiſter lediglich einen 
Ausdrud in Geld erhalten (HGB. Art. 151 Nr. 4), jo können die Gläubiger 
gegen eine W. den Minderwerth geltend machen; ift die ®. regiftrirt ohne Werths⸗ 
angabe, was durchaus nicht ausgeichloffen, oder mit Kennzeichnung der interjozialen 
Einſchätzung (Art. 91), jo haben die Gläubiger nur auf die TIhatjache der Ein- 
bringung der Sache Anſpruch, ohne aus einem Minderwerth Rechte für fich ber: 
leiten zu können. Gine Rüdgabe oder Werthserſatz aus dem Gefellichaftsvermögen 
ift durch Art. 165 $ 2 auögeichloffen. Bei Auflöjung der Gefellichaft fällt die zu 
Eigentum eingelegte W. nicht an den Einlegenden zurüd, was in Art. 143 des 
SGB. ausdrücklich Anerkennung gefunden hat; es liege denn eine anderweite Abrede 
vor. Bei der Liquidation von Aktiengejellichaften ift häufig das eingelegte Etablifje- 
ment vom früheren Gigenthümer wieder erworben worden GBuſch, Arch., N. F. V. 
S. 311); die Uebertheuerung bei der W. ift dabei oft deutlich zu Tage getreten. 
Für W. auf das Aktienkapital einer Kommanditgejellichait auf Aktien und das 
Grundkapital einer Aktiengejellichait find wegen ber hierbei erfahrungsmäßig in, 
Gricheinung getretenen Mißbräuche, beitehend in einer übermäßigen Preis= oder 
Werthöbeitimmung für die Anrechnung auf die Einlage (vgl. d. Art. Gründer: 
gewinn, Gründungsprofpeft), durch die Geſetzgebung Maßregeln getroffen. 
So namentlich in Frankreich durch die Gejeße vom 17. Juli 1856 über die 
Kommanditgefellichaften und die Gefellichaftägefeße vom 23. Juni 1863 und 24. Juli 
1867 ; in Deutichland Art. 180 des HGB., Art. 209 a, b (Geſetz vom 11. Juni 1870); 
in England Gejellichaftsacte v. 1867 $ 25. Die Maßregeln zielen darauf ab, die fi 
bildende Aktiengefellichaft von den übermäßigen Preisbeitimmungen, welche unter 
den Gründern für die W. getroffen find, unabhängig zu machen, die Offenlegung 
der Vorverträge zu erzwingen und damit den Unterichted des Koftenbetrages zu dem 
wirthichaftlichen Werth zum Bewußtjein zu bringen. Ob die für die Geſellſchafts— 
gründung dvorgejchriebenen Maßregeln des Gejeges vom 11. Juni 1870 (Art. 209 a, b 
des HGB.) auch auf eine Kapitalserhöhung Anwendung finden, ift beftritten. Die 
auf eine weitere Regelung des Aktienrechts abzielende Gejeggebung wird jedenfalld 
ausdrüdlich die W. bei der Gründung und bei der Kapitalderhöhung gleichitellen. 
Das Einbringen von nicht in Geld beitehenden Sachen in die Gejellichaft ift nicht 
etwa wegen der damit verbundenen Eigenthumsübertragung als ein Kaufvertrag ans 
zuſehen; die Abreden find vielmehr Theil des Gejellichaftövertrages. Es folgt hieraus, 
daß die Klage auf Preisminderung, Wandelung oder GEviktionsleiftung und Eins 
zahlung des ausgleichenden Betrages nicht zuftändig ift. Es iſt jedoch nicht aus 
geichloffen, daß Mangels der vertragsmäßigen Yeiftung der Gefellichaitsvertrag als 
Ganzes angefochten werden kann (Entich. dee ROHG. Bd. X. ©. 436). Sind die 
Parteien darüber einig, daß troß der vertragswidrigen W. die Gefellichaft fortgeſetzt 
werden joll, jo kann fich der Streit um die Ausgleichung des Minderwerthes zu 
vertragamäßiger W. drehen. Für die Kapitalägeiellichaften ift zu beachten, daß 
eine Verabjäumung oder Berjtoß gegen die zur Sicherung gegen überichäßte W. ge: 
troffenen Maßregeln nicht als ein Einwand benußt werden kann, um fich der Ein— 
zahlungspflicht zu entziehen. Mit der Gintragung der Artiengeiellichait , bzw. der 
KRommanditgejellichait auf Aktien, hat diejelbe ihr Dajein erlangt, und müſſen die 
ihr gegenüber beftehenden Verpflichtungen erfüllt werden (Keyßner, Kommentar 
zum HGB. zu Art. 178 N. 2; Erf. des Reichsgerichts vom 18. Oft. 1880 — 
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Braun und Blum, Annalen II. ©. 463). Es folgt ferner, daß für die W. nicht 
der Kaufſtempel erhoben werden fann (Hoyer, Preuß. Stempelgefeßgebung, 3. Aufl., 
©. 447, 849; Keyßner, Kommentar zu Art. 91 N. 7; Erf. des Reichsgerichts 
vom 8. Juli 1880 — Entſch. I. ©. 303). Betreffend das Erforderniß der Auf: 
Laffımg bei Einbringung von Immobilien vgl. Dernburg und Hinrichs, Preuß. 
Sypoth Recht, I.S.328; Achilles, Grundbuchordn., 2. Aufl., ©. 181;3 v. Kräwel 
in Gruchot's Beitr. XX. S. 242; Turnau, — —— 2. Aufl., I. ©. 114. 
Lit.: Die Kommentare zum ger von d. Hahn Anſchütz und vd. Völderndorff, 
Kenner zu Art. 91, 143, 180, b, 244. — La ig, et hr Geſchichte des H.R., 
in der Zeilſchrift für dad gelammte R. XXIV. iener, Die Erri tung 
7 Altiengejelichaft u. d. Grünberveran mwortlichkeit, ebendf. Kr © 1 —F a 
Vieſſen, Ueber Erhöhung des Grundkapitals einer Aftiengefellichaft, * . X 
Keybner, Derſ. Gegenftand, in Deutiches — 875, ©. 316. — 8 jr ide. 
mann’? Handels, See: und Wechſelrecht, I. 58486, — Renaubd, a ejellichaften, 
2. Aufl. ©. 276 ff., 752 ff.; Derjelbe, 8 der Kommanbitgelelli—aften, S 17, 219. — 
Juſtinus Möller, Gründerprogefie (Berlin 1876). — Eiv.: u. friminalreditl. Enticeidungen 
in Gründungsſachen (Berlin 1876). — Mattieu Bourguignat, Commentaire de la loi sur 
les societes des 23—29. Juillet 1867. — = on-Üaen et Renault, Droit commercial, I. 
— — Boistel, Droit commercial, p. 174. — Vidari, Corso di diritto commerciale, — 
arghieri, Diritto commerciale. — Smith, Mercantile law. — Lin dley, Law of 
partnership. — ferner bie hinter bem Art. Gründungsprofpett — 


en 


Weſenbeck, Matthäus, 5 25. X. 1531 zu Antwerpen, promovirte 1550 
‚in Löwen, ging nach Frankreich, wurde Doktor und Profeffor in Jena, 1569 in 
“ Wittenberg, 7 5. VI. 1586. 

Schriften: Oeconomia juris utriusque, Basil. 1573 (1579). — Paratitla jur s. comm. 
in Pandectas, Basil. 1565, auch in Codicem 1582 (comm. in Pand., Basil. 1575, c. Vinnii 
et c. notis Bachovii, Colon. 1659, Amst. 1665). — Consilia, Basil. 1576 (Vol. I. IL beforgte 
in — Ausg. Colerus, Il. IV. ed. Bulacher 1611, V. ed. Krembergk 16 
VI u. VII. ed. Reusner 1719, 1630). — De actionibus et interdictis. — Comm. in In- 
stitutiones, Basil. 1569, Colon. 1598. — Exempla jurisprudentiae, Bas. 1573, Lips. 1585, 
Witeberg. 1596, 1609. 

Lit.: Biographiſches in — — Tr jurisprud., Lips. 1585. — Rauchbar, Oratio 
de vita et obitu Wesenbecii, W — Biogr. von dv. b. Perre in ben Paratil, 
Colon. 1659. — Scdletter, Jah ber Deutichen Rechtswiſſenſchaft, 1868, ©. 
Günther, Lebenaffizgen, 1859, ©. 49, 50. — v. IH Geſch. ber Deutfe en 585 
—— (1880) I. 351— 866 u. s „gomie ©. 714 über Peter Wejenbed (Neffe), 3 1546, 
7 1603. — Schulte, Geſch. III.b Zeihmann. 


Weflely, Ritter Iojei von, 5 31. V. 1800 zu Preßnitz, wurde 1831 
Prof. in Innsbruck, 1835 in Prag, 1850 ordentl. Minifterialvath in Wien, ver: 
dient um Neugejtaltung des Landtafel- und Grundbuchinjtituts, 1861 penftonirt, 
1862 in den Ritterftand erhoben, 7 19. X. 1872 zu Maria-Enzersdorf bei Wien. 

Schriften: Zeitichrift: Themis, 1841—44. — Handbuch des gerichtl. Verfahrens für 
Böhmen, (1835) 3. Aufl., Prag 1846; für Galizien und Butowina, (1 2 Atos 1846; für 
Salzburg, Prag 1846. Teihmann. 


Weilely, Woligang, 5 1801 zu Trebitſch (Mähren), Sohn eines Arren- 
dators, ftud. in Prag, promovirte 1828 zum Dr. jur. et philos., wurde jüdifcher 
Religionsprofeffor in Prag, welches Amt er bis 1859 bekleidete, reiſte 1848 im 
Auftrage der Dejterr. Regierung nach Deutichland und Belgien, um die Einrichtung 
der Schwurgerichte zu jtudiren. Nach feinen Vorſchlägen wurden die erften Schwur— 
gerichte in Dejterreich eingeführt. Er lehrte zu jener Zeit ald Dozent am Karolinum 
Rechtsphilofophie und Oeſterr. Strafrecht, wurde 1852 außerordentl. Prof. für 
Strafrecht an der Univerfität, 1858 ordentl. Prof. (der einzige Jude in Dejterreich), 

21. IV. 1870 
! Schriften: Die Befugniffe des Nothftandes und der Nothwehr nad) — Recht, 
Prag 182. — Abhandl. Daumen 3 Magazin, Bb. IL; V.; VL; X.; XII; XV. — Be iß, 
Ardıv für Kirchenrechtswiſſenſchaft. — Zeitichr. Defterr. Rechtäwitienichait. — Riäter s⸗ 
Jahrbb. für Deutſche Rechtswiſſenſchaft. — Haimerl' 3 Defterr. B. J. Schr. Bb. I Alle. 
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Defterr. Gerichtäzeitung. — Löws Zeitichrift Ben Chamanja (über bie collatio legum 
mosaicarum cum romanis), — „Neuzeit (dad Strafrecht ber Hebräer vor und nad ber 
finaitiichen Gſgb.) 


Lit.: Bohemia, 1870, N. 98, 99. — Zagesbote aus Böhmen, 1870, = 114. 
Zeihmann. 


Weltenberg, Joh. Ortwin, 8 1667 zu Bentheim, ſtud. in Holland, 
wurde 1688 Prof. in Steinfurt, 1695 in Harderwyk, 1716 in Franeker, 1723 in 
Leyden, T 1737. 

Schriften: — jur. sec. ord. Iustitutionum — sec. ord. Digestorum, Harderov. 
1712, ed. noviss. Berol. 1814, 23. — Diss. de causis obligationum, de usuris, de servitu- 
tibus, de emphyteusi, de querela inoffic. testamenti. — OÖ omnia, Han. 1746—1758. — 
— — 8. Diss. ad const. M. Aurelii, Lugd. Bat. 1736. 


Biographie v. Re er — Jöcher. — Wächter, Württemberg. Privatredt, 
—* 1839, I. ©. 1119 ff. — Rivier, Introd. hist., 1881, p. 600. Teichmann. 


Wette ift ein Vertrag zwiſchen zwei jtreitenden Parteien, welche fich einen 
beitimmten Preis ausſetzen, mit der Beitimmung, daß diejenige Partei, die in dem 
Streit unterläge, denjelben an die fiegende Partei verliere. 

Während einige Deutfche Quellen des Mittelalters eine Klage aus dem W.vertrage 
ebenjowenig gewähren, ala aus dem Spiel, erklären andere den W.vertrag allgemein 
als erlaubt und Elagbar, befonder® wenn der W.preis bei einem dritten an der 
W. Unbetheiligten hinterlegt worden ift, oder wenn aus anderen Umjtänden, als da 
find: Zuziehung von Zeugen, Trinken des Weinkaufs auf die Ernſtlichkeit der 
Wettenden, geſchloſſen werden kann. 

Mit der Rezeption des Röm. Rechts in Deutſchland wurde der W.vertrag 
allgemein für erlaubt und Eagbar erklärt. Im Röm. Recht war der W.vertrag 
(sponsio) von Alter&her auf alle Verhältniffe und Thatjachen des täglichen Lebens 
anwendbar (Keller, Civ.Prz., $ 26). Zuerft erfcheint die W. in der Form der 
legis actio per sacramentum (vgl. Gaius, IV. 13, 17) zur Entjcheidung von 
Privatrechtöftreitigkeiten, eine Progeß-W., bei welcher jeder der beiden Litiganten vor 
dem Prätor eine Summe Geldes einjegt, mit der Abficht, fie an das Aerar zu ver 
lieren, falle er Unrecht habe. Bei fortichreitender Rechtsentwidelung bediente man 
ſich der sponsiones ala Mittel, welche entweder ein bloßes praejudieium in Wetreff 
des jtreitigen Rechts oder noch außerdem eine poena für den temere litigans be- 
zweckten. Obwol in der Folge die Unterfuchung und Beurtheilung des ftreitigen 
Rechts unmittelbar dem Judex übertragen wurde, jo erhielt ſich troßdem die sponsio 
im praftiichen Leben als ein Vertrag zwiſchen zwei ftreitenden Parteien, die fi 
mutuis stipulationibus einen bejtimmten Preis ausfegten, mit der Mbrede, daß die 
unterliegende Partei den Preis an die fiegende als Strafgeld verliere. Die Stipulationen 
waren beide bedingt, die eine gerade unter der entgegengejegten Bedingung der an— 
deren. Daher mußte, wenn die Bedingung der einen Stipulation eintrat, die der 
anderen wegfallen, und jo ging immer nur eine in Erfüllung. Der Preis wurde 
bei einem der Wettenden jelbit, bald bei einem unparteiiichen Dritten deponirt, ohne 
daß dadurch ein weſentlicher Unterfchied der sponsio begründet worden wäre, In 
diejer Geftalt und Bedeutung erwähnt auch die Juftinianische Gejeggebung der W. 
als eines an fich durchaus gültigen Vertrages. Nach Gem. Necht ift alio der 
W.vertrag erlaubt und erzeugt die feinem Inhalte gemäße rechtliche Wirkung (Wind: 
icheid, Lehrb. d. Pand.R., 5. Aufl. $ 419 ©. 582). Im Uebrigen werden bei dem 
W.vertrag alle wejentlichen Erforderniffe eines gültigen Vertrages verlangt. So muß die 
W. in der ernftlichen Abficht, fich verbindlich zu machen, eingegangen worden fein. Auch 
hat der dolus eines Kontrahenten hier die gewöhnlichen Wirkungen; aber man darf 
nicht jchon darin einen dolus finden, wenn der eine Kontrahent,. der von ber 
Richtigkeit feiner Behauptung fichere Kenntniß hat, diejelbe dem Gegner verjchweigt, 
er müßte fich denn den Schein eines unficher Wiſſenden geben. Liegt der W. eine 
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causa inhonesta zu Grunde, jo iſt fie nichtig. — Die neueren Geſetzgebungen werden 
von dem Bejtreben geleitet, daß durch die W. nicht verbotene Spiele umgangen 
werden, ja fie verbieten bisweilen auch W. über erlaubte Spiele. Nach Preuß. 
Alg. ER. I. 11 $ 579 ift wegen W. eine gerichtliche Klage nur dann zuläffig, 
wenn die W. ſogleich baar, d. h. corporaliter gejet und entweder gerichtlich oder 
in die Verwahrung eine Dritten niedergelegt worden ift. Nach dem Code civil 
art. 1965 und dem Dejterr. BGB. $ 127 und dem Sächſ. Geſetz vom 11. April 1864 
S 6 jowie Sächſ. BGB. $ 1480 hat der W.vertrag überhaupt feine verbindliche 
Kraft. Die ſpezifiſch Preußifch= rechtliche Beitimmung, wonach die zur W. ges 
Liehenen Gelder nicht eingeflagt werden dürfen ($ 581), mag zwar aus dem Deutjchen 
Recht, welches Spiel und W. im Wefentlichen gleich behandelt, erklärt werden, er- 
icheint aber unbillig, da nach $ 579 die gehörig eingegangene W. durchaus gültig 
ift und die W.ichuld eingeflagt werden kann. Ueber den begrifflichen Unterjchied 
zwijchen Spiel und W. vgl. d. Art. Spiel. 

Quellen: Dig. 11 5 de aleatoribus. — 1. 17 $5 Dig. de praescriptis verbis 19, 5. — 


Preuß. ag ER. 1.11 88 579-581. — Oefterr. BEL. $ 1271. — Code N art. 1965—1967. 
Lit.: Dal. hinter d. Art. Spiel. ap. at Brud. 


Wheaton, Henry, 5 27. XI. 1785 zu Providence in Rhode-Island, ging 
nach Frankreich, Holland und England, wurde Advokat in Rhode Jsland, dann in 
New-York, 1812 Mitglied des Seegerichts, praftizirte in Wafhington, Mitglied des 
Berfaffungsausichuffes, stiftete 1824 das Athenäum zu New-York, ging 1827 in 
diplomatifcher Sendung nach Kopenhagen, 1835 Gejandter am Preuß. Hofe, 1837 
bevollmächtigter Minifter, 1846 abberufen, F am 11. III. 1848 zu Rorbury. 

a Di — of the law of maritime captures or prizes, 1815. — Reports 
1816—27. — William Pinkney, 1826. — History of the Northmen, or Danes an 
Normans, — Tas (Franz. vonGuillot —— — me ag History of Scandinavia, 
1838. — Elements of international law, Lond. 1836, 8. Dana 1866, by Boyd 
Lond. 1878 (franz. Leipz. u. Par. 1848, 5. Aufl. 1874; — ich 1860; Hal. v. —— — 
Neap. 1862; Spani 6 von Galvo; —* 1854); annotated by William Beach Lawrence, 
1855, 2. edit. 1863. — Histoire d er gres du droit des gens en Europe depuis la paix 
de Westphalie, Lpz. 1841, 4. Aufl. 1865 —— of the law of Nations in Europe and 

America from the earliest times to the treaty of Washington 1842, New-York 1845). — 
Inquiry into the validity of the British claim to a right o visitation and search of Ameri- 
can vessels, suspected to be engaged in the African slave-trade, 1841. 

2it.: Commentaire sur les elements du droit international et sur P’histoire des pro- 
— du droit des gens de H. Wheaton préecédé d’une notice sur la carrire diplomatique 

M. Wheaton par William Beach Lawrence, Lpz. 1868—1880. — Revue de droit inter- 
national 1869, p. 637—643. — Fiore, Diritto internazionale pubblico, I. 139, 187, 194. — 
Drake, Dictionary, Boston 1879, p. 972. — Kaltenborn, Kritik, — 

eichmann. 


Wiarda, Tilemann Dothias, & 18. X. 1746 zu Emden, ſtud. in Duis— 
burg und Halle, wurde 1770 Juſtizkommiſſar in Aurich, 1781 Affiftenzrath, 1808 
Landiyndifus, 1811 Präfekturrath, 1818 wieder Syndifus, T 7. III. 1826. 

Schriften: Dftfriefilche —* Bu 1791— 98; Zeer 1817. — Bon ben Zandtagen d. 
Srielen | bei Upftalaboom, Brem. 1777, ufl. Leer 1818. — Altfrief. Wörterbuch, Aurich 
1786. Aſegabuch, ein altfriel. — ber Rüſtringer, Berl. 1805. — Geſch. u. Ausleg. 
des Saliſhen Gel. u. der Malbergiſchen Gloſſen, Berl. 1808. — Willküren der Brodmänner, 
eines freien Frieſiſchen Volkes, Berl. 1820. 

Lit.: Neuer Netrolog für 1826, II. 819. Zeihmann. 


Widerflage (civilproz., reconventio) ijt diejenige Klage, welche der in einem 
Prozeß in Anſpruch genommene Beflagte jeinerjeits bei dem den Rechtäftreit verhan- 
deinden Gericht gegen den Kläger (Widerbeflagten) anbringt. Im Gemeinen Prozeß 
wurde nach einer längſt feftitehenden Praris, abweichend vom Röm. Recht, feine 
Konnerität mit der erit erhobenen Klage (Vorklage) für fie erfordert, wol aber, daß 
der Richter der letzteren überhaupt Gerichtsbarkeit für den Gegenjtand Hatte und 


1320 Biderllage. 


für denjelben nicht ein ausfchließliches Forum beſtand. Die W. unterjchied fich von 
einer fonftigen Klage des Bellagten gegen den Kläger dadurch, daß fie bei dem für 
die Vorklage kompetenten Gericht, d. 5. im forum reconventionis, verhandelt wurde. 
Wurde fie mit der Vernehmlafjungsichriit auf die letztere angebracht, jo hieß fie eine 
fog. reconventio perfecta oder propria, d. 5. fie hatte den ſog. effectus simultanei 
processus, weil fie Schritt für Schritt gleichzeitig mit der Vorklage weiter verhandelt 
wurde, nur daß fie jelbftverftändlich immer einen Schritt hinter derjelben zurückblieb. 
Bedingt war diefe Wirkung aber dadurch, daß die W. fich zu derjelben Prozeßart, 
wie die Vorklage eignete, und daß die letztere nicht für die erftere präjudiziell war. 
Auch Hatte der Richter die Befugniß, die W. ad separatum zu verweiſen, wenn eine 
Verwirrung oder Verzögerung des Verfahrens zu befürchten ſtand. Die uneigentliche 
oder juccejfive W. (Nachflage, reconventio impropria), welche nur die Wirkung hatte, 
das forum zu begründen (effectus prorogationis fori), lag dann vor, wenn eine W. 
bis zum Schluß der erjten Inſtanz angebracht wurde. Sie hatte feinen effectus 
simultanei processus und wurde in bejonderen Akten verhandelt. Die Deutiche 
CPO. kennt ebenfalls die W., aber nur ala W. fchlechthin, d. h. ala Klage, welche 
der Beklagte im Laufe des Rechtsſtreites vor demjelben Gericht und in demfelben 
Verfahren gegen den Kläger erhebt; die uneigentliche W. ift fortgefallen. Voraus— 
jegung der W. iſt 1) die rechtögültig erfolgte Erhebung der Vorklage durch den 
Kläger; 2) die Fortdauer des dadurch herbeigeführten Prozefjes über die letztere in 
erjter Inſtanz zur Zeit der Erhebung der W., während nach der W.erhebung 
eine Beendigung des Vorprogeffes, ſelbſt durch Zurüdnahme der Vorklage auf den 
Beitand des W.prozeſſes feinen Einfluß äußert. 3) Kraft pofitiver Vorfchrift ift fie 
auägefchloffen gegen Klagen im Urkunden und Wechſelprozeß, jowie im Entmün- 
digungsverfahren. 4) Die herrichende Meinung (vertreten von den Kommentatoren 
der CPO.) verlangt auf Grund des $ 33, daß der durch die W. geltend gemachte 
Gegenanfpruch mit dem Klageanfpruch oder mit den gegen den letzteren vorgebrachten 
Dertheidigungsmitteln mindeftens in einem thatjächlichen Zufammenhang ftehen, 
jerner auch verinögensrechtlicher Natur fein und feine Verhandlung nicht vor einem 
ausschließlichen Gerichtaftand gehören muß. Dem gegenüber hat R. Löning mit 
Recht betont, daß der $ 33 nur eine Vorfchrift über die Vorausjeßungen des Ge 
richtäftandes der W., nicht aber für die Erforderniffe der letzteren ſelbſt aufftelle. 
Hieraus folgt, daß die Erhebung einer W., welche nicht in dem erwähnten Zufammen: 
hang mit der DVorklage oder den dagegen geltend gemachten Bertheidigungsmitteln 
fteht, zuläffig ift, daß aber andererjeits in diefem Falle der Gerichtäftand für die 
jelbe nach allgemeinen Regeln als gefeßlicher oder prorogirter begründet jein muß, 
jowie daß nur, wenn die leßtere Vorausfegung nicht vorliegt, die W. an die Be 
Ichränfungen des $ 33 gebunden ift, weil allein dann der Gerichtäftand der Vor: 
lage auch zugleich das Forum für die W. bilden ann. 

Für die Erhebung der W. gelten in formeller Beziehung nicht diejelben Regeln, 
wie für die Erhebung der Klage. Es giebt aljo Feine diejer entiprechende W.- 
erhebung, vielmehr erfolgt die leßtere in der oder einer mündlichen Verhandlung des 
Vorprozeſſes und damit tritt die Rechtshängigfeit der W. ein. Eine Vorbereitung 
der W. durch YZuftellung eines vorbereitenden Schriftfages ift im Anwaltöprozefie 
zwar vorgefchrieben, aber diejer Schriftfaß hat nicht die rechtliche Bedeutung der 
Klageſchrift und die Unterlaffung der Zuftellung zieht nur die gewöhnlichen Nach— 
theile, welche mit der Nichtbeachtung der injtruftionellen Anordnungen über die vor- 
bereitenden Schriftfäge verbunden find, nach fih. Ihrem Inhalte nach muß da— 
gegen die W., wie fie mündlich vorgetragen wird, ben wejentlichen Erforder- 
niffen der Klage entiprechen. Die Erhebung der W. führt einen neuen Prozeß 
herbei. Derjelbe jtellt fich als ein äußerer Beitandtheil des Vorprozeſſes dar und 
es wird gemeinfam in beiden und über den Klage und W.anfpruch verhandelt. 
Die Verbindung kann aber, falls der Gegenftand der W. nicht mit dem der Vor: 
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Hage in rechtlichem Zuſammenhang jteht, kraft des Prozeßleitungsrechtes des Gerichtes 
gelöjt und eine bejondere Verhandlung des W.prozefjes angeordnet werden. 

Die Doktrin des Gemeinen Prozeſſes läßt gegen eine W. des Vorbeflagten nicht 
eine jernere des eriten Vorklägers und Widerbeflagten zu (reconventio reconventionis 
non datur). Die CPO. Hat diefen Sab nicht aufgenommen, er kann aljo für das 
neue Givilprozeßrecht nicht mehr ald maßgebend betrachtet werden, was freilich die 
berrichende Meinung ohne haltbare Gründe annimmt. 


Quellen: ze CPO. 88 33, 40, 136, 251—254, 491, 558, 565, 574—576, 587, 
608, 620, 624, 626 


Lit.: Goldihmidt, = aus dem gem. Deutichen Eiv. — De M. 1818, 
ef. — Sartorius, Die Vehre * der W., Erlangen — Pland, Mehrheit 
der ————— Tor 1844, ©. 80 ff., 351 ff. — Suds, Arch. für civ. Praxis, 
LIII. 149. — R. Lönin ie W. im Reichaiv. Proz., Berlin 1881, Sepazatabbrnd aus d. 
Ztſchr. f. civ. Prr., IV. 1 P. Hinſchius. 


Widerklage ——— Nach 88 198 und 282 Abſ. 3 des Deutſchen 
Straf GB. ſollen wechſelſeitige, d. h. in einem urſachlichen Zuſammenhange ſtehende 
Beleidigungen und auf Antrag zu verfolgende KHörperverlegungen in einem Ber: 
fahren erledigt werden. Hat daher der eine Theil den Antrag auf Strafverfolgung 
geitellt, jo ift der andere Theil bei Verluft feines Rechtes verpflichtet, den Antrag 
auf Strafverfolgung ſpäteſtens vor Schluß der Verhandlung in erjter Inſtanz zu 
jtellen, hierzu aber auch dann berechtigt, wenn zu jenem Zeitpunkte die dreimonatliche 
Friſt bereits abgelaufen ift. Dieje Beitimmung des StrafGB. behält nach Ein- 
führung der Deutjchen StrafPD., welche für die obigen Fälle die Verfolgung durch 
Privatflage vorgeichrieben hat, praftifche Bedeutung nur dann, wenn die Staats— 
anwaltichaft in einem folhen Falle ausnahmsweise die öffentliche Klage erhebt. 
Als Regel gilt aber der Sa, daß der Beichuldigte, wenn er die Beftrafung 
einer ihm von dem Privatkläger zugefügten Beleidigung oder KHörperverlegung wünjcht, 
die W. erheben muß. Die W. ift alfo nichts anderes als eine von dem Beſchul— 
digten gegen den Privatlläger erhobene Privatklage. 

Die W. jeht voraus, daß mit ihr eine durch Privatflage verfolgbare Be— 
feidigung oder Hörperverlegung verfolgt wird. Gleichartigfeit der ftrafbaren Hand» 
lungen ift jedoch nicht erforderlich, die Privatklage kann wegen Beleidigung, die W. 
wegen Sörperverleung oder umgekehrt erhoben werden. Die W. ift nur gegen 
den, welcher als Privatlläger aufgetreten ift, und nur von dem, welcher zur Privat: 
klage jelbjtändig berechtigt ift, zu erheben. Muß eine Vertretung des Beichuldigten 
wegen der ihm fehlenden Prozeßfähigkeit jtattfinden, jo kann der Vertreter ſelbſtver— 
ftändlih nur eine dem Vertretenen zugefügte jtrafbare Handlung geltend machen. 
Da der Bertretene Kläger und zugleich Angeflagter ift, jo wird jeine perjönliche 
Zuziehung zu dem Verfahren nothwendig, denn die Vertretung erftredt ſich nur auf 
die Erhebung der Privatflage (Löwe, zu $ 428 Note 2 b). 

Die W. ijt bei dem Gerichte zu erheben, bei welchem die Privatklage erhoben 
ift, auch wenn diejes an fich für die den Gegenjtand der W. bildende Handlung 
nicht zujtändig wäre. 

Bejondere Formen für die Erhebung der W. find nicht aufgeftellt. Erfolgt 
fie vor der Hauptverhandlung, jo gelten die gewöhnlichen Vorjchriiten (Straf DO. 
85 422 ff.). Dies wird aber wol nur ausnahmsweiſe gefchehen und die W. in der 
Regel erjt in der Hauptverhandlung jelbjt erhoben werden; e8 genügt dann eine 
einfache mündliche oder jchriftliche Erklärung. In beiden Fällen findet jedoch ein 
Sühneverſuch nicht ftatt; auch ift der Widerkläger zu einer Sicherheitsleiſtung nicht 
verpflichtet. — Tür die Erhebung der W. gilt nicht die dreimonatliche Antrags: 
frift, fie fann vielmehr bis zur Beendigung der Schlußvorträge in erjter Inſtanz 
erhoben werben (Straß DO. 5 428 Abi. 1). 
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Das Gericht Hat zunächit zu prüfen, ob die Erforderniffe der W. vorhanden find, 
und enticheidet dann, ohne daß ein Gröffnungsbeichluß wie bei der Erhebung der 
Privatllage erlafien wird, gleichzeitig über Klage und W. Dabei ift eine 
etwaige Zurüdnahme der Klage auf das Verfahren über die W. ohne Einfluß. Ueber 
den gewiß feltenen Fall, wenn die Staatsanwaltjichait in dad Privatklageverfahren 
eintritt, wodurch der Privatfläger die Rolle des Nebenklägers übernimmt, die W. 
verſchwindet und Privatlläger und Widerfläger ala Angeklagte erjcheinen, vgl. be 
ſonders Dochow in v. Holtendorfi’s Handb. Bd. II. ©. 369. 

Handelt es fich bei Privatllage und W. um wechjeljeitige Beleidigungen und 
Körperverlegungen, die auf der Stelle erwidert find, jo können beide Theile oder 
nur ein Theil für jtraffrei erklärt werden, bzw. ein Theil eine mildere Strafe er- 
halten (vgl. den Art. Retorjion im Strafrecht). Die Berurtheilung eines 
oder beider Theile in die Koften wird hierdurch aber nicht ausgefchloffen (StrafPO. 
$ 500). Für die W. wird ein befonderer Sat nicht erhoben (Gerichtskoſtengeſetz 

70 Abi. 4 
3 git.: ya ben Komm. zu $ 428 ber StrafPD., bei. den von Löwe (2. Aufl.) umd 
Dugelt, — Doom in v. Holgendorff’s Hanbbud bes des Deutichen Strafprogehrechts Ab. 
©. 367 ff. und in feinem Reih3:Straffroz., (3. Aufl.) ©. 269 ff. — v. une Grörter. 
—*8 wichtiger Materien, Heft 1 (1880) S. 32—36. Dochow. 


Widerſetzlichkeit (rect. Widerſetzung) oder „Unbotmäßigkeit“ begeht, wer 
durch Gewalt oder Drohung einer Amtshandlung der vollitredenden Obrigkeit Wider- 
ftand entgegenjeßt, 3. DB. einer Verhaftung, Hausſuchung, Auspfändung, Steuerein- 
treibung. Dies Vergehen, nach neuerer Gigb. eine Spezies des „Widerftandes gegen 
die Staatögewalt”, nach Gem. Recht der Gewaltthätigfeit jchlechthin (crimen vis), 
icheidet fich einerſeits vom bloßen nichtitrafbaren Ungehorfam des Einzelnen und 
dem jtrafbaren Ungehorfam einer Menge (Auflauf) durch pofitive gegen die Obrig- 
feit gerichtete Thätigkeit als Mittel zur Behauptung im Ungehorjam, andererjeits 
durch lettgenannten Zwed, nämlich ihre defenfive (abwehrende) Richtung, von ber 
Nöthigung wider die Obrigkeit ala That des Einzelnen oder einer Menge. Dem 
Gem. Recht fehlt ein Straigefe über Widerfegung als folche, indem das Röm. 
Recht regelmäßig vis publica, ausnahmsweiſe (bei VBerübung gegen magistratus 
majores) crimen majestatis annimmt, die Neichögejeße fie ſchweigend der Landes: 
gefeßgebung überantworten. Höchſt verfchieden behandelt und bezeichnet in den 
heutigen Strafgejeßbüchern, im Code penal als „attaque ou resistance avec vio- 
lence et voies de fait“ unter die allzuweite rebellion geftellt, im geltenden Deiterr. 
Strafgeſetz als dritter Fall des jog. Verbrechens der „Deffentlichen Gewaltthätigkeit“ 
behandelt, wird der Begriff der MW. fachgemäß gekennzeichnet (aber in unflarer 
Weiſe zufammengeftellt mit „thätlichem Angriff“ auf Beamte während einer recht 
mäßigen Amtsaugübung, ohne den Zwed eines Widerjtandes) im Preußifchen und 
Deutichen StrafGB. Subjekt: der Einzelne als jolcher, bald, was am nächiten liegt, 
ein von der Amtshandlung Betroffener, bald ein Dritter; wogegen Aufruhr vorliegt, 
wenn eine zufammengerottete Menge mit vereinten Kräften W. verübt. Objeft: 
die Staatögewalt in einem Vollftrekungsorgan, gleichviel ob berufen zur Vollziehung 
von Gejegen oder von VBerwaltungsmaßregeln und Gerichtöverfügungen, gleichviel ob 
der Bolljtredungsbeamte ſelbſt oder zu deſſen Hülfe verwendete Militärmannichaft, 
Miliz oder Privatperfonen; jedoch nur injoweit, ala diefes Organ „in der recht 
mäßigen Ausübung feines Amtes“ fich befand. Ueberaus beftritten iſt der Sinn 
diefer Worte des Deutichen StrafGB. Nach jachgemäßer Auslegung ift Straflofig- 
feit der W. (oder gar Nothwehr) nur dann anzunehmen, wenn die angebliche Amte- 
handlung, nach Zuftändigfeit oder Form oder Inhalt, objektiv und unzweifelhaft 
gejehwidrig war. That: vorjähliche Widerftandshandlung durch Anwendung von 
Gewalt (auch gewaltiames Sichlosreißen, Entreißen einer Sache, Zurüddrängen, 
Einfperren kann genügen) oder durch Bedrohung mit Gewalt, die den Bolljtreder 
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zum Abftehen oder zum Aufbieten übermwältigender Körperkrait nöthigt; und zwar 
verübt zu einer Zeit, wo die Amtshandlung begonnen und als jolche dem Subjekte 
befannt war. PBollendung liegt vor mit der bewußten Gewalthandlung, auch der 
erfolglofen. Strafe: Gefängniß von 14 Tagen bis 2 Jahren, bei mildernden Um— 
ftänden Gefängniß bis zu Einem Jahr oder bloße Gelditrafe. Die Defterr. Entwürfe 
haben die W. ala Spezialdelift nicht aufgenommen. — Unter bejonderem Straf: 
geſetz fteht Widerſetzung gegen Forſt- oder Jagd», gegen Steuer- und Zollbeamte, 
Befreiung eines Gefangenen, Meuterei der Gefangenen. 

Lit. u.Quellen: v. Wächter, Lehrb. II. ©. 64 ff. een zu Feuerbach, 
$ 201.— Schütze, Nothw. Theiln., 8 61 ff. — Lehrbb. von Berner, Schü e, Meyer 
ad $ 113 bes Seutichen Straf EB. ohn und Meves in d. ——— Handbuch 
II. #. — Hiller, ©. Rechtmähigfeit d. Ausübung im Begr. d. Verg. d a RE 
Der elbei im Gerichtäfaal XXVU. — Neumann u. Bolzein 6 Arch 
48, 4, 6; C. 9, 12, 30. — Preuß. Allg. ER. IL 20 8 166, (Reitript Feen 24. Dit. 1836). — 
Cod. pen. art. 209, 212. — Defterr. Straf6B. $ 81; Entw. von 1874/77, 55 124 fi. — 
ren StrafGB. $ 89, vgl. SS 90 fi. — Deutiches Straf®B. $ 113, vgl. 88 ee ff. 
(StrafGel.:Nov. v. 26. Febr. 1876 ad $ 113). 4 


Wiederaufnahme des Verfahrens. Im Civilprozeß kann eine ſolche 
durch die Nichtigkeitsklage und die Reſtitutionsklage, welche die Deutſche CPO. unter 
dieſer gemeinſamen Bezeichnung behandelt, erfolgen. Beide Rechtsbehelfe ſind nur 
zuläffig gegen ein Verfahren, welches bereits durch ein rechtskräftiges Urtheil abge— 
ichloffen ift, alfo niemals gegen GEnticheidungen, welche mit der Beſchwerde ange— 
tochten werden können. 

I. Die Nichtigkeitsflage, welche der querela nullitatis ob defectus insanabiles, 
der Nichtigkeitäbefchwerde wegen unheilbarer Nichtigkeiten des Gem. Proz., verwandt 
ift, Findet ftatt: 1) Wenn ein gejelich ausgeſchloſſener Richter bei der Enticheidung 
mitgewirkt hat, fojern nicht das Hinderniß mittels eines Ablehnungsgeſuches oder 
eines Rechtsmitteld ohne Erfolg geltend gemacht ift; 2) wenn eine Partei in dem 
Verfahren nicht rechtmäßig vertreten war, jofern fie nicht die Prozeßführung aus— 
drüdlich oder jtillichweigend genehmigt hat; 3) wenn das erfennende Gericht nicht 
vorſchriftsmäßig befeßt war; 4) wenn ein Richter bei der Entjcheidung mitgewirkt 
bat, obwol derjelbe wegen Bejorgniß der Beiangenheit abgelehnt und das Ab» 
lehnungsgeſuch begründet war, in den beiden zulett gedachten Fällen über: 
dies auch nur dann, wenn die Nichtigkeit nicht mittels eines Rechtsmittel geltend 
gemacht werden fonnte, d. 5. wenn die Partei den Nichtigfeitsgrund jo jpät erfahren 
bat, daß die Friſt zur Einlegung des Rechtsmittels verfäumt war und fie bei ber 
Verhandlung über das etwa auf andere Gründe geftüßte Rechtsmittel die Nichtigkeit 
zu rügen außer Stande war. 

II. Die Reftitutionsflage, in welcher fich ein Reft der restitutio in inte- 
grum contra rem iudicatam des früheren gemeinen Prozefjes wieder findet, ift nur 
zuläffig: 1) wenn das Urtheil auf einen vom früheren Prozeßgegner unter vorfäßlicher 
oder fahrläffiger Verletzung des Eidespflicht (RStrafOB. SS 153—156, 163) ab- 
geleifteten Parteieid; 2) auf eine falſche oder verfälichte Urkunde; 3) auf ein unter 
vorjäßlicher oder jahrläffiger Verlegung der Eidespflicht beichtvorenes Zeugniß oder 
Sachverjtändigen-Gutachten gegründet ijt; 4) wenn das Urtheil, von dem Vertreter 
der Partei oder dem Gegner oder defjen Vertreter durch eine in Beziehung auf den 
Rechtäjtreit verübte, mit Kriminal- (nicht bloßer Disziplinar-) Strafe bedrohte 
Handlung (RStrafGB. 88 333, 334, 356) erwirkt iſt; 5) wenn bei dem Urtheil 
ein Richter mitgewirkt hat, welcher fich in Beziehung auf den Rechtäjtreit einer mit 
Kriminalitrafe bedrohten Berlegung jeiner Amtspflicht ( KStrafGB. 88 332, 334, 
336) ſchuldig gemacht Hat; jedoch in allen diejen fünf Fällen nur unter ber 
weiteren Vorausſetzung, daß wegen der ftrafbaren Handlung eine rechtäfräftige Ver— 
urtheilung erfolgt oder das Verfahren aus anderen Gründen als wegen Mangels 
an Beweiſen (3. B. wegen Todes des Schuldigen) unterblieben oder nicht durchgeführt 
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worden ift; 6) wenn ein Strafurtheil, auf welches das Givilurtheil gegründet war, 
durch ein anderes rechtäkräftiges Urtheil aufgehoben worden tft; 7) wenn die Partei 
ein in derjelben Sache erlafienes, früheres rechtskräftiges Urtheil auffindet,; 8) wenn 
fie eine andere Urkunde entdeckt oder zu benugen in den Stand gejegt wird, welde 
eine ihr günftigere Entſcheidung herbeigeführt haben würde; jedoch darf in diejem 
alle das anzufechtende Urtheil nicht darauf beruhen, daß die betreffende Thatſache 
oder deren Gegentheil auf Grund einer Eidesleiftung des Gegners für erwieſen erachtet 
war. Selbit aber beim Vorliegen eines der erwähnten NReftitutionsgründe iſt die 
Klage immer audgeichloffen, wenn die Partei es durch ihr Verſchulden unterlafien 
hat, den Reftitutionsgrund in dem früheren Verfahren, namentlich durch Einjpruch 
oder Berufung oder Anjchließung an eine folche geltend zu machen. 

Sowol mit der Nichtigkeits-, wie auch mit der Wejtitutionsflage können 
Anfechtungsgründe, durch welche eine dem angefochtenen Urtheil vorausgehende Ent- 
ſcheidung derjelben oder einer unteren Inſtanz betroffen wird, geltend gemacht werden, 
jofern das Urtheil auf der gedachten Enticheidung beruht. 

Beide Rechtöbehelie find im Wege einer gewöhnlichen Klage geltend zu machen. 
Zuftändig dafür ift ausſchließlich das Gericht, welches in erjter Inftany erkannt hat, 
ausnahmsweiſe aber das Berufungsgericht, wenn das angefochtene Urtheil oder auch 
nur eing der mehreren angefochtenen Urtheile von demjelben oder von dem Reichs— 
gericht gefällt ift und im Jetteren Falle die Anfechtung auf einen der vorhin unter 
1—3, 6, 7 gedachten Reftitutionsgründe geftügt wird, endlich auch das Revifions- 
gericht, wenn gegen deſſen Urtheil die Nichtigkeitsflage, ferner eine auf die Reſtitu— 
tiondgründe 4 und 5 bafirte Reftitutionsklage erhoben wird. 

Die Anftellung beider Klagen ift an eine einmonatliche Nothirift, angerechnet 
vom Tage der erlangten Kenntniß des Anfechtungsgrundes jeitens der Partei, jedoch 
bei vor der Rechtskraft davon erhaltener Kunde erſt von dem Eintritt derjelben, 
gebunden. Ausgeichloffen find die Klagen ebenfalls, wenn fünf Jahre vom Tage der 
Rechtöfraft des Urtheile abgelaufen find. Nur für die Nichtigkeitsklage wegen 
mangelnder Vertretung (ſ. oben unter Nr. 2) beiteht die Ausnahme, daß die ein- 
monatliche Friſt, jelbjt wenn ſchon fünf Jahre verflojien find, von dem Tage abläuft, 
an welchem der Partei und bei mangelnder Prozeßfähigkeit derjelben ihrem geieß- 
lichen Vertreter das Urtheil zugeftellt ift. Weſentlich ift e&, daß die Klage das 
Urtheil, gegen welches fie gerichtet ift, und auch ihren Charakter ala Nichtigkeite- 
oder Rejtitutionsflage bezeichnet. Als vorbereitender Schriftfat joll fie aber — das 
ift nur inftruftionell — außer den allgemeinen Erforderniffen enthalten: 1) die Be- 
zeichnung des Anfechtungsgrundes; 2) die Angabe der Beweismittel für den leßteren 
und für die Snnehaltung der Nothfriſt und die Erklärung immieweit die Bejeitigung des 
angefochtenen Urtheils und welche anderweite Entjcheidung in der Sache ſelbſt beantragt 
werde, auch find der Reftitutionsklage die Urkunden, auf welche fie geſtützt wird, in 
Urſchrift oder Abfchrift beizulegen, oder falls fie fich nicht in den Händen des Klägers 
befinden, eine Erklärung darüber abzugeben, welchen Antrag er zur Herbeiichaffung 
zu jtellen beabfichtigt. Nach Erhebung der Klage hat das Gericht, alfo auf Grund 
der mündlichen Verhandlung, zu prüfen, ob die Klage an fich ſtatthaft und ob die 
gejeßlichen Formen und Friſten gewahrt find. Vorher find die Thatſachen, welche 
die Wahrung der Nothfrift ergeben, glaubhaft zu machen. Mangelt es an einem 
wejentlichen Erfordernifie, jo wird die Klage durch Urtheil ala unzuläſſig verworfen. 
Im anderen Fall wird ohne Erlaß eines befonderen Urtheils die Hauptjache, infoweit 
fie von dem Anfechtungsgrunde betroffen wird, nochmals von Neuem verhandelt, und 
es ergeht dann auf das fombinirte jog. iudicium rescindens und iudicium rescissorium 
nur ein Grfenntniß. Es ſteht aber im Ermeſſen des Gerichtes vorab die Verhand— 
lung auf das iudicium rescindens zu bejchränfen, und dann erfolgt eine befondere Ent— 
iheidung, ein Zwifchenurtheil über die Zuläffigkeit der W. d. V., die fih dann daran 
anschließende, ala Austührung des Zwiſchenurtheils ericheinende Verhandlung in der 
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Dauptjache, das iudicium rescissorium, wird aber immer als Fortſetzung des erfteren 
angefehen. Wird die Klage bei dem MRevifionsgericht verhandelt, jo hat dafjelbe, 
obwol ihm der Regel nach die Würdigung bejtrittener Thatjachen entzogen ift und 
es nöthigenfalla die Sache in die frühere Inſtanz zurückzuweiſen bat, jtet? das 
iudieium rescindens (nicht das rescissorium) zu erledigen, ſelbſt wenn es dabei auf 
die Feltitelung und Würdigung von Thatjachen ankommt. 

Im Mebrigen kommen die allgemeinen VBorjchrijten über den Anwaltsprozeß zur 
Anwendung. Indeſſen ift eine Eideszufchiebung zum Beweiſe der Thatfachen, welche 
die Reftitutionsflage begründen, auögeichloffen. Rechtömittel gegen die Enticheidungen 
über die beiden Klagen find injoweit zuläffig, als fie überhaupt gegen die Urtheile 
der betreffenden Gerichte ftatthaben. 

Man hat neuerdings, jo Shwalbah, Archiv für civ. Prari® Bd. LXIU. 
S. 122 ff., einen begrifflichen Unterjchied zwifchen beiden Klagen geleugnet. Wenn 
aber auch die Deutſche CPO. beide Klagen prozeſſualiſch faft durchweg nach den= 
ſelben Grundſätzen behandelt, jo erkennt fie doch ſelbſt die prinzipielle Verſchiedenheit 
ihrerjeit3 in der Vorjchrift deutlich genug an, daß wenn beide Klagen von derfelben 
Partei oder don verfchiedenen Parteien erhoben werden, die Verhandlung und Ent- 
iheidung über die Reftitutionsflage bis zur rechtsfräftigen Enticheidung über die 
Nichtigkeitäflage auszujegen ift. Sie geht alfo davon aus, daß in dem alle der 
Nichtigkeit das Urtheil nur eine Scheineriftenz führt, in dem anderen alle 
dagegen an fich völlig rechtsgültig ift. Der Schein der inneren Berwandtichaft 
wird nur dadurch erregt, daß die Nechtsordnung im Intereffe der Rechtsficherheit 
die Rüge der Verlegung abjoluter Prozeßvorichriiten beichränten und unter gewiſſen 
Vorausfeßungen ganz ausschließen muß (vgl. darüber Bülow, a.a. O. Bd. LXIV. 
S. 33 f.). Die Sache liegt demnach jo, daß die Reſtitutionsklage fih als ein 
außerordentlicher Weile gegebene® Anfechtungsmittel gegen formal allen abjoluten 
Prozeßvorichriften entiprechende Urtheile darjtellt, dagegen die Nichtigkeitsflage das 
begrifflich jtatthafte Anfechtungsmittel wegen Verſtöße gegen abſolute Prozeßvorfchriiten 
it, welches aber jowol durch Reduzirung der lebteren als auch durch Anerkennung 
der nachträglich hHeilenden Kraft einer Reihe von Momenten erit außerordentlicher 
Weile beichränft wird. 


Quellen: Deutihe CPO. 88 541—554. 


Lit.: v. Kries, D. on des Giv.Proz. u. StrafProz. nech d. Beſt. d. Deutſch. 
Reichsgeſ., Berlin 1880, ©. 466 ff. P. Hiuſq ius. 


Wiederaufnahme des Strafverfahrens. J. Es widerſpricht dem in dem 
heutigen Prozeß anerkannten Prinzipe der Rechtskraft des Urtheils (ſ. den Art. 
RKechtskraft im Strafprozeß), wenn über eine endgültig entſchiedene Strafſache 
noh einmal verhandelt wird; allein es widerfpricht ebenjo jehr dem Streben nad 
materieller Wahrheit, wenn man Strafurtheile aufrecht erhalten wollte, deren Un— 
haltbarfeit dargethan werden kann. Daher haben die StrafPO. die W., auch 
Reititution genannt, theil® nur zu Gunften, theil® auch zu Ungunften des Ange- 
Hagten ausnahmsweise aus gewiffen Gründen geitatttet. Die verjchiedenen 
Beitimmungen der StrafPD. über die W. find volljtändig abgedrudt in der 2. 
Anlage zu den Motiven einer Deutjchen StrafPD. (Hahn, Materialien zur StrafPO. 
8. III. Abth. I. S. 378—389). 

U. Die Deutiche StrafPO. widmet der W. das vierte Buch und geftattet 
den Antrag auf W., den fie nicht ala Rechtsmittel anfieht, obgleich die allgemeinen 
Beitimmungen über Rechtsmittel auf ihn anzuwenden find, fowol zu Gunften ala 
u Ungunften des Verurtheilten bzw. Freigeſprochenen. Der Berurtheilte ift hier— 
bei jedoch beſſer gejtellt als die Staatsanwaltichaft. 

A. Zu Gunsten des Verurtheilten findet die W. ftatt (StrafPO. 
S 399): 
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1) wenn eine in der Hauptverhandlung zu jeinen Ungunften ala echt vorge 
brachte Urkunde fäljchlich angefertigt oder verfälicht war; 

2) wenn durch Beeidigung eines zu feinen Ungunften abgelegten Zeugnifles 
oder abgelegten Gutachtens der Zeuge oder Sachverftändige fich einer vorfäßlichen 
oder jahrläffigen Verlegung der Eidespflicht jchuldig gemacht hat; 

3) wenn ein bei dem Urtheil betheiligter Richter, Schöffe oder Gejchworener 
ich in Beziehung auf die Sache einer Eriminell jtrafbaren Verlegung feiner Amts 
pflichten jchuldig gemacht hat, ſofern diefelbe nicht von dem Werurtheilten jelbit 
veranlaßt iſt; 

4) wenn ein civilgerichtliches Urtheil, auf welches das Strafurtheil gegründet 
ift, durch ein anderes rechtäfräftig gewordenes Urtheil aufgehoben ift; und 

5) wenn neue Thatjachen oder Beweismittel beigebracht find, welche allein oder 
in Verbindung mit den früher erhobenen Beweijen die Freiſprechung des Angeklagten 
oder in Anwendung eines milderen Strafigejeßes eine geringere Bejtrafung zu be 
gründen geeignet find. In Schöffengerichtsjachen können nur jolche Ihatjachen oder 
Beweismittel beigebracht werden, welche der Werurtheilte in dem früheren Verfahren 
einjchließlich der Berufungsinftanz nicht gekannt hatte oder ohne Verſchulden nicht 
geltend machen konnte. 

B. Zu Ungunften des Angeklagten findet die W. jtatt (StrafPO. 
$ 402), wenn eine der unter A 1—83 erwähnten Handlungen zu Gunften des An: 
geflagten vorgenommen ift und außerdem noch, wenn von dem Freigeſprochenen vor 
Gericht oder außergerichtlich ein glaubwürdiges Gejtändniß der jtrafbaren Handlung 
abgelegt wird. 

Der Antrag auf W., welcher auf die Behauptung einer ftrafbaren Handlung 
gegründet werden joll, ift nur dann zuläffig, wenn wegen der betreffenden Handlung 
eine rechtsfräftige Verurtheilung ergangen ift, oder wenn die Einleitung oder Durch— 
führung eines Strafverfahrens aus anderen Gründen ala wegen Mangels an Beweis, 
3. B. wegen Tod, Abwejenheit, Verjährung nicht erfolgen fann (StrafPO. $ 404). 

Zweck des Antrages auf W. iſt die Freifprechung des Verurtheilten oder die 
Verurtheilung des Freigeiprochenen oder die Anwendung eine milderen Strat 
gejeges. Der Antrag ift nicht geitattet zur Nenderung der Strafe innerhalb des 
durch daffelbe Geſetz bejtimmten Strafmaßes (StrafPO. $ 403). 

Die W. erfolgt nur auf Antrag, nicht von Amtswegen, und zwar fteht der 
Antrag zu der Staatsanwaltichait (StrafPD. $ 338 Abſ. 2), dem Angeklagten 
und den jonjt noch zur Einlegung von Rechtsmitteln befugten Perſonen (StrafPO. 
8 340), 

Eine Friſt ift für die Stellung des Antrages auf W. nicht vorgefchrieben; 
es iſt daher irrelevant, ob die erfannte Strafe ſchon volljtredt ift oder nicht. Wird 
die W. nach dem Tode des Verurtheilten beantragt, jo fann dies nur von Seiten 
des Ehegatten, der Verwandten auf- und abjteigender Linie und der Gejchwifter des 
Veritorbenen erfolgen, jedoch nur unter der Bedingung, daß es fich um FFreifprechung 
handelt (Straß OD. $ 401 Abi. 2; $ 411 Abi. 1). 

Der Antrag auf W. muß den gejehlichen Grund und die Beweismittel ent 
halten. Er muß mittels einer von dem Wertheidiger oder einem Rechtsanwalt 
unterzeichneten Schrift oder zu Protokoll des Gerichtäichreibers angebracht werben, 
wenn der Antrag von dem Angeklagten oder den Perjonen gejtellt wird, welche im 
"alle des Todes des Angeklagten zu dem Antrage befugt find (StrafPO. $ 406). 
Der Antrag hat feine auffchiebende Wirkung, doch kann das Gericht einen Aufſchub 
jowie eine Unterbrechung der Strafvollitretung anordnen. 

III. In dem Verfahren, welches auf Grund eines Antrages auf W. jtattfindet, 
lafjen fich drei Stadien unterfcheiden: die Prüfung des Antrages, die Wiederauf: 
nahme der Unterfuchung und die anderweite Entjcheidung in der Sache jelbit. 


Biederaufnahme des Strafverfahrens. 1827 


Die W. ift bei demjenigen Gerichte zu beantragen, deifen Urtheil angefochten 
it. Iſt ein Urtheil in der Berufungsinftanz ergangen, jo ift das Berufungsurtheil 
in der Regel das angefochtene, jedoch ausnahmsweiſe das erjtinftanzliche, wenn das 
Berufungsgericht die Schuldfrage nicht erörtert hat. Hinſichtlich der in der Revifions- 
inftanz erlaffenen Urtheile hat die Deutjche StrafPO. vorgejchrieben, daß der Antrag 
nur dann bei dem Revifionsgerichte zu jtellen ijt, wenn es fich um eine in der 
Revifionsinitanz begangene mit Erimineller Strafe bedrohte Verlegung der Amts— 
pflicht eines Richters, Schöffen oder Geichworenen handelt. Abgejehen von dem 
erwähnten Falle muß der Antrag alfo bei dem Gerichte gejtellt werden, gegen deflen 
Urtheil die Revifion eingelegt war. (Weber die bejtrittene Auslegung des $ 407 
und die Details vgl. bejonders Löwe, Binding und v. Krieg.) 

Ueber die Zulafjung des Antrages auf W. entjcheidet das Gericht (Amtärichter 
ohne Schöffen, Straftammer in der Bejehung mit drei Mitgliedern, Strafjenat des 
Oberlandes- oder Reichögerichts) ohne mündliche Verhandlung. Der Antrag wird 
durch Beichluß als unzuläffig verworfen, wenn die formalen Vorſchriften 
nicht beobachtet find, d. 5. Wenn er nicht in der vorgefchriebenen Form angebracht 
oder ein gejeßlicher Grund der W. oder ein geeignetes Beweismittel nicht angegeben 
ift. Sind dagegen die formalen Vorſchriften beobachtet, jo wird der Antrag dem 
Gegner des Antragjtellers unter Beitimmung einer Frift zur Erklärung zugeitellt. 
Zugleich wird ein Verfahren eingeleitet, um die Trage beantworten zu fönmen, ob, 
wenn die Behauptungen des Antragftellers richtig find, zu einer erneuten mündlichen 
Verhandlung zu fchreiten jei. Mit der au dieſem Zwede eintretenden Beweis: 
aufnahme wird ein Richter beauftragt. Ob Zeugen oder Sachverjtändige eidlich zu 
vernehmen jeien, ift dem Ermeſſen des Gerichts überlafien. Die Parteien können 
unter denjelben Bedingungen wie in der Vorunterfuchung der Beweisaufnahme bei— 
wohnen. Nach Schluß derjelben find beide Parteien unter Beitimmung einer Friſt 
zur Erklärung aufzufordern. 

Die Enticheidung über die ſachliche Zuftändigkeit der W. erfolgt ohne 
mündliche Verhandlung. Der Antrag wird durch Beihluß des Gerichts als 
unbegründet verworfen, 1) wenn die in demjelben aufgeftellten Behauptungen 
feine genügende Betätigung gefunden haben oder 2) wenn zwar in dem früheren 
Berfahren die als echt vorgebrachte Urkunde fälfchlich angefertigt oder verfälicht war 
oder der Zeuge oder Sachverjtändige fich einer vorfäßlichen oder jahrläffigen Ver— 
legung der Eidespflicht jchuldig gemacht hat, allein die Annahme ausgeſchloſſen ift, 
daß dieje Handlungen auf das Urtheil von Einfluß gewejen find. 

Wird der Antrag für begründet erachtet, jo verordnet das Gericht die W. 
und die Erneuerung der Hauptverhandlung (eriter, zweiter oder dritter Inſtanz). 
Kommt das Gericht in der neuen Sauptverhandlung zu der Anficht, daß ein von 
dem früheren Urtheil abweichendes nicht zu erlaflen, jo ift das frühere Urtheil auf: 
recht zu erhalten, in allen übrigen Fällen dagegen unter Aufhebung defjelben 
anderweit in der Sache zu erfennen. Für das Gericht gilt das Verbot der 
reformatio in pejus (f. diefen Art.), wenn die W. nur von dem Berurtheilten 
oder zu Gunſten defielben von der Staatsanwaltichaft oder von dem gejeglichen Vertreter 
des Beichuldigten bzw. dem Ehemanne einer beichuldigten Frau beantragt worden ift. 

IV. Ein abgefürztes Verfahren, d.h. eine Erledigung des Antrages durch Urtheil 
ohne Erneuerung der Hauptverhandlung, tritt ein, wenn der Verurtheilte 
bereits gejtorben und auf Freiſprechung zu erkennen iſt. Iſt dies leßtere jedoch nicht 
der all, jo ift der Antrag nicht zu verwerfen, jondern abzulehnen. Auch in 
anderen fällen fann das Gericht ohne Erneuerung der Hauptverhandlung den Antrag 
erledigen, wenn auf Grund der bereits vorliegenden Beweiſe auf Freiſprechung 
zu erkennen ift und die Staatsanwaltichaft bzw. der Privatfläger ihre Zuftimmung 
ertheilt haben. Mit der Freiſprechung it die Aufhebung des früheren Urtheils zu ver- 
binden. Auf Berlangen des Antragitellers ijt die Aufhebung durch den Deutjchen 
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Reichsanzeiger oder auch durch andere Blätter auf Koſten der Staatäfaffe bekannt 
zu machen. 

Die Beſchlüſſe, welche von dem Gericht in eriter Inſtanz binfichtlich des 
Antrages auf W. ergehen, können, ſofern fie nicht von dem Oberlandes- oder Reiche- 
gericht ergangen find, durch ſofortige Beichwerde angefochten werden. 


Lit.: Außer ben Kommentaren und ben Werfen von ehe und Pland: 
Remeis, Die Wiederaufnahme im Strafverfahren, 1864. — ayer, Zur Reform bes 
Strafproefied, — dritte Theil bie W. enthaltend, 1871. — v. Schwarze in v. Dolßen- 
dorff's Hanbb. des Strafprozeßrechts, Bd. II. S. 325 ff. — Dodhomw, — 
Straf Proz. (3. Aufl.) „S. 321 ff. — v. Fries, — Rechtsmittel des Civ. Proz. und bes 
Strafßros. (1880), &. 411 3 — Bun, Lehrb. d. gem. Deutichen — ———— (1880), 
©. 835 ff. — Binbing, Grunde. b. gem. Deutichen Strafprozeßrechts (1881), S u — 96 
ochow. 


Wiedereinſetzung in den vorigen Stand (restitutio in integrum) im 
Privatrecht war die Aufhebung einer nachtheiligen Rechtswirkung durch außerordent- 
liches Einfchreiten des Magiftrats aus Gründen der Billigkeit. Beitimmt, die Härten 
des pofitiven Nechts in ihren Wirkungen zu befeitigen, wurde fie zunächſt nicht von 
feſten Mechtöregeln beherricht, jondern nach freier Würdigung des einzelnen Falles 
gehandhabt und eben darum durch den Prätor jelbit zur Anwendung gebracht. In 
dieſem Sinne war fie ein auxilium extraordinarium (l. 16 pr. D. de min. 4, 4). 
Indeſſen hat fich ihre Bedeutung jehr geändert. In vielen Fällen ift fie jchon von 
den Prätoren ſelbſt durch feitbeitimmte Klagen und Einreden erjeßt worden, 3. 2. 
durch die actiones doli und quod metus causa. Für andere fälle wurde fie theils 
von den Prätoren, theild von den das Edikt fommentirenden Juriften genauen 
Regeln über Grtheilung und Verweigerung unterworfen und jo der freien Macht der 
Behörde mehr und mehr entrüdt. Und endlich ging die Befugniß zur W. mit dem 
MWegiall der alten Gerichtsveriaffung an die ordentlichen Richter über, deren Sprüche, 
wie überhaupt, jo auch in diefem Punkte durch Appellation zu bejeitigen waren. 
Aus allen diefen Gründen ift die W. ſchon im AJuftinianifchen Recht den ordent- 
lichen Rechtsmitteln jehr nahe gebracht. Am heutigen Recht aber find die Bebürf- 
niffe, denen fie bei Juſtinian noch diente, größtentheild auf andere Weiſe jo wohl zu 
befriedigen, daß ihr Fortbeſtehen nur noch in engen Grenzen ala berechtigt anerfannt 
werden fann. Eben darum ift fie auch in den neueren Gejeßgebungen bis auf wenige 
Spuren verichtvunden. — PVorausjegungen hat die W. nach dem Römiſchen Recht 
zwei: eine Verlegung (laesio) und einen rechtfertigenden Grund (justa causa). Die 
Verlegung muß ein fraft Rechtens eingetretener Nachtheil fein, mag die Veranlaffung 
defjelben eine Unterlafiung, wie bei der Klagenverjährung, oder eine pofitive Hand» 
lung, insbefondere ein Nechtögeichäft bilden. Gegen den Nachtheil darf nicht jchon 
in einem anderen Rechtsmittel erichöpfender Schuß gewährt fein (l. 16 pr. D. min. 
4, 4; 1.2 C. de fil. fam. min. 2, 23). Doch braucht e& nicht gerade ein Ber 
mögensnachtheil zu fein (l. 3 8 6; 1. 6 D. de min.; Seuffert's Archiv XVI. 
172), und als leßterer gilt nicht blos ein erlittener Verluft, jondern auch ein ent 
gangener Gewinn (l. 7 S 6 D. eod.). Andererſeits darf der Nachtheil nicht un- 
verhältnigmäßig gering fein (l. 4 D. de in int. rest. 4, 1); und ganz entzogen ift 
der W. der Nachtheil aus dem Abjchluß einer Ehe, weil einige der gejeglichen Re 
ftitutionsgründe (Zwang und Betrug) jogar Nichtigkeit der Ehe wirken, die anderen 
aber ja nicht einmal als Scheidungsurjachen geltend gemacht werden könnten. Als 
rechtfertigende Gründe einer W. find in den Quellen jowol bei Handlungen als bei 
Unterlaffungen des Verletzten nur Minderjährigkeit, Betrug, Zwang und Irrthum 
anerkannt; bei einer Unterlafjung iſt außerdem neben der Abweſenheit ganz all 
gemein jedes derjelben gleichftehende äußere Hinderniß (si qua alia justa causa esse 
videbitur, jog. generalis clausula) dem Richter zu berüdfichtigen geitattet (1.1. 1, 2 
D. eod.; 1. 26 $ 9 D. ex quib. caus. maj. 4, 6). Am wichtigiten von allen 
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Gründen ift die Minderjährigfeit. Sie kommt in Betracht, infofern der mit ihr 
verbundene Mangel an Erfahrung e8 war, welcher dem Minderjährigen den Nach— 
theil zuzog (1. 1 pr. $ 151. 11 SS 4, 5 D.de min. 4, 4). Indeſſen ſoll fie nach 
den Quellen auch demjenigen minor bzw. impubes, der mit dem Beiftand eines 
Kuratord bzw. Tutor gehandelt hat, oder gar durch einen folchen vertreten worden 
it, nicht verfagt werden (1. 29 pr.; 1. 47 pr. D. eod.), ein Saß, der freilich jchon 
über das bei den Römern durch die frühe Selbftändigfeit der puberes bedingte Be— 
dürfniß Hinausging, Heutzutage aber bei der Ausdehnung der VBormundichaft bis 
jum einundzwanzigſten Jahre jeder Nothivendigkeit entbehrt. Den Minderjährigen 
itellt das Geſetz Gemeinden und Eirchliche Korporationen und die Praris auch andere 
Bevormundete und andere juriftiiche Perfonen gleich. Indeſſen ift, nachdem bereits 
das Preuß. Allg. ER. die W. gegen Rechtsgeſchäfte überhaupt aufgehoben hatte, 
nunmehr durch das Gejeh vom 12. Juli 1875 $ 9 diefe Maßregel wenigjtens in 
Bezug auf Minderjährige und die denjelben gleichgeftellten Perfonen für den ganzen 
Umfang der Preuß. Monarchie generalifirt worden. — Der Zwang (metus) begründet be= 
fanntlich auch eine perjönliche Schadenserfatflage gegen jeden durch das erzwungene 
Rechtögeichäft Bereicherten. Folglich bleibt der Zwang ald Grund einer W. nur 
noch für die Fälle von Wichtigkeit, wo jene Klage wegen thatjächlicher Umſtände 
miht zum Ziele führt, wie 3. B. für den Fall der Zahlungsunfähigkeit. Der Irr— 
thum kommt faſt ausjchließlich bei progefualiichen Verſtößen als justa causa resti- 
tutionis vor; im Gebiet des materiellen Rechts nur zu Gunften des ‚Gläubiger, 
der fich durch Erwirfung der separatio bonorum (ſ. diefen Art.) in Nachtheil 
verjeßt hat (l. 1 $ 17 D. de separ. 42, 6). Beim Betruge aber ift es be— 
tritten, ob er überhaupt außerhalb des Progefgrechts und neben der aus ihm ent= 
ipringenden actio doli eine W. rechtfertigen könne. Doch wird man dieje Trage, 
wegen der inneren Verwandtſchaft des Betrug mit dem Zwange einer- und dem 
Irrthume andererjeits, wenigitens für diejenigen Fälle bejahen müſſen, in welchen 
aus Zwang oder Irrthum ein Rejtitutionsanfpruch hergeleitet wird. Die Haupt: 
ttellen, um deren Auslegung der Streit fich dreht, find 1. 7 8 1 D. de in integr. 
rest, 4, 1;1.1 8 6 D. de dolo 4, 3. Was endlich die Gründe angeht, welche 
nur zur W. gegen die Folgen einer Unterlaffung ausreichen, jo fönnen diejelben 
jowol in der Perjon Deffen, der hätte handeln jollen, als in der Perſon Desjenigen, 
in Bezug auf welchen zu handeln war, als in der Perfon des Richters, ala auch 
in fachlichen Berhältniffen gelegen fein. Bei beiden Parteien gilt als ausreichender 
Grund Abweſenheit vom Wohnort und Freiheitsberaubung; doch muß die erſtere, 
wenn fie in der Perſon des Verſäumenden ſelbſt ſtattfand, gehörig motivirt fein 
(un Staatögeichäfte, Furcht 2c.) (I. 1 8 1 D. ex quib. caus. maj. 4, 6; l. 2 

s 1 bis l. 7; 1. 28 pr. D. eod.). Ob der Abweiende auch, wenn er einen Ver— 
treter hatte, fich reftituiren laſſen fönne, iſt beftritten wegen 1. 39 D. ex quib, 
caus. maj. 4, 6, doch zu bejahen, 1. 26 $ 9; 1. 15 pr. D. eod. Sonſtige Hin— 
dernifje find in der Perfon des Verfäumenden: Ungeborenfein (l. 45 pr. D. de min. 
4, 4), in der Perfon des Gegners: Argliſt, Wahnfinn oder jonitige Zuftände, 
welche der Belangung im Wege ftanden (l. 18 1;1. 23 8 4; 1.1. 24, 25 D. ex 
quib. caus. maj.); in der Perjon des Richters Rechtsverweigerung, außerordentliche 
Ferien ꝛc. Gin Beifpiel eines fachlichen Hinderniffes bietet die Beichaffenheit des 
dienenden Grundſtücks, welche die Ausübung der Seritut ausfchloß (1. 34 $ 1; 
1.35 D. d. S. P. R. 8, 3). — Gegen Ablauf der Verjährung bat auch das 
Preuß. Allg. ER. die W. beibehalten (SS 530, 531, 537—540 1. 9). Die Ver: 
wirflichung der W. geichieht auf Antrag des Verletten oder feines Rechtsnachfolgers; 
doch ift diefer Antrag binnen einer vierjährigen Friſt von dem Zeitpunfte ab, wo 
der Grund der W. wegfiel, anzubringen (l. 7 C. de temp. i. i. r. 2, 53). Uebri— 
gens bleibt nach Wegfall des Reftitutionsgrundes möglih, daß ein anderer Grund 
beiteht, welcher die Verſäumniß der Reſtitutionsfriſt entichuldigt und damit Reſti— 

dv. Holtzendorff, Enc. II. Rechtslexilon III. 3. Aufl. 84 
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tution gegen jene rechtiertigt (1.1. 1—3 C. eod.). Die Anbringung des Geſuchs erfolgt 
bei dem zujtändigen Prozebrichter. Diefer muß die andere Partei hören und hebt 
dann, wenn der Antrag begründet ift, durch feinen Spruch die verleende Rechts: 
änderung auf (jog. judicium rescindens). Inſofern aber damit ein untergegangener 
Anſpruch wiederhergeftellt iſt, kann nun noch diejer leßtere in einem befonderen Ber: 
fahren ausgeführt werden (judicium rescissorium). Im Römijchen Recht bildete die 
Trennung beider Prozeduren in Folge der Theilung der richterlichen Funktionen die 
Regel. Heute werden fie zwedmäßig beide zu einem Verfahren vereinigt. Die Partei, 
gegen welche Rejtitution erbeten wird, ift in der Regel nur der durch die Rechts— 
veränderung unmittelbar Begünftigte oder defjen Erbe (restitutio in personam). 
Ausnahmsweiſe kann die W. aber auch gegen jeden Dritten (in rem) erfolgen (1.13 
$ 1;1.14 D. de min.; 1. 17 pr. D. ex quib. caus. maj.). Endlich die Wirkung 
der Reftitution befteht einfach in der Heritellung des geweſenen Rechtäzuftandes. 
Dadurch wird aber nicht blos der Reftitutionäfläger, fondern unter Umftänden aud) 
die Gegenpartei berechtigt. Jener muß das herausgeben, um was er durch die 
Nechtsveränderung reicher ift, und die dadurch bejeitigten Werbindlichkeiten wieder 
übernehmen. Dritte Perjonen werden dagegen durch die W. als jolche regelmäßig 
nicht berührt (1. 7 8 5;1.24 84; 1.27 88 1—8; 1.478 1D. de min; ü 
7 8 1 fin. D. de except. 44, 1). — Ueber die W. in ihrer Anwendung auf 
den Prozeß vgl. d. Art. Wiedereinjfegung in den vorigen Stand gegen 
Verſehen und Verfäumniffe. 

Quellen: Tit. de in integrum restitutionibus D. 4, 1 u. 4, 2—6; C. 2, 20—54; X.L 41; 
Sext. 1. 21; Clem. 1. 11. 


Lit: Burhardi, Die Lehre von der W. i. d. v. S., Gött. 1831. — M. Spaltenftein, 
Die W. i. d. v. S. Berl. 1873. — v. Sapigny, Syſtem, VII. S. 90—309. — v. Wächter, 
MWürtt. Privatrecht, II. $$ 124—127. — v. Bangerow, Lehrb., I. 88 175—188. — v. Winb: 
iheid, LZehrb., 1. SS 114—120. Ed. 


Wiedereinfesung in den vorigen Stand gegen Berjehen und Ber: 
jäumnijje(®runs, Thl. 1. ©. 378, v. Bar, Thl. I. Suppl. ©. 58 ff., John, 
Thl. I. Suppl. ©. 78) nennt man die Rejtitution in ihrer Anwendung auf Be 
jeitigung von Nachtheilen, welche einer Partei aus ihren Handlungen oder Unter 
lafjungen im Prozeſſe in Abficht auf ihre Rechtsverfolgung entjtanden find (restitutio 
contra lapsum fatalium aut termini praejudicialis),. Die W. jtammt aus dem 
Römischen Recht. Das Gemeine Recht, welches jpäter freilich in Straffachen für fie 
feinen Raum hatte, rezipirte fie in ihrem vollen Umfange und erweiterte ihre Gründe, 
indem man zu den Römiſchen causae der Mlinderjährigfeit, des Zwangs, des Be 
trugs, des Irrthums, der Abweſenheit und ex clausula generalis jedes jonftigen 
nach den Umſtänden des alla gerecht jcheinenden Grundes noch mangelndes Ber: 
ichulden der Partei hinzufügte, auch - ex beneficio novorum, bei welchem es vor: 
gängiger richterlicher Enticheidung nicht bedurfte, Nachbringen verfpäteter Rechts: 
verfolgungsmittel als noviter reperta oder noviter allegata gejtattete, wenn die Partei 
beichwor, daß fie diejelben früher nicht einbringen könne oder daß fie fie einzu 
bringen nicht für dienlich oder nöthig erachtet habe, dies aber nunmehr thue. Die 
neue Deutiche Reichsgeſetzgebung kennt die formale W. nur gegen Unterlafjungen und 
nur aus ſehr bejchränfkten Gründen, ftatuirt daneben aber Einfpruch und Nachholung 
bei der Berufung ohne befondere Gründe, ſowie Nachholung auf Rejtitutionsgründe 
hin. Da die Verhältniffe im Givil- und Strafverfahren keineswegs gleich geordnet 
find, jo erfordert jede Prozedur ihre bejondere Darftellung. I. Im Civilprozeß 
wird 1) gegen VBerfäummißurtheile einschließlich der Zwifchenurtheile bei Verſäumniß 
des Termins der mündlichen Verhandlung und des Schwurterming, ſowie gegen Boll: 
ſtreckungsbefehle im Mahnverfahren bei Verſäumung des Widerſpruchs Einſpruch, 
alſo W. ohne Gründe gewährt. 2) Bei Verſäumung prozeßhindernder Einreden, 
des Beweistermins, des Antrags auf Aufhebung eines Schiedsſpruchs wird Nach— 
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holung auf Grund mangelnder Verſchuldung der Partei (und ihtes Vertreters), bei 
Verfäumung von Rekufationen, jowie im fommifjarischen Verfahren in Rechnungsjachen 
bei Berfäumung von Anfprüchen, Angriffe, Vertheidigungs-, Beweismitteln und 
Beweiseinreden Nachholung wegen fpäterer Entjtehung oder jpäteren Bekanntwerdens, 
bei anderweitiger Verfäumung vereinzelter NRechtsverfolgungsmittel Nachholung in 
der Berufungsinſtanz ohne Gründe zugelaffen. 3) Gegen Berfäumung von Noth— 
friften, zu welchen jedoch nicht die W.rrift gehört (restitutio restitutionis non da- 
tur), twird W. ertheilt. Die Läfion befteht in dem Verluſte des Nechtsmittels oder 
des entiprechenden Behelis, welche in der Nothfriſt eingewandt werden fonnten. 
Grund der W. find Naturereigniffe und unabwendbare Zufälle, welche von den 
Motiven auf vis major bejchränft werden, ferner rechtzeitige, jpätejtens am dritten 
Tage vor Ablauf der Nothirift erfolgte, Uebergabe des oder der zuzuftellenden Schrift: 
ſtücke an Gerichtävollzieher bzw. Gerichtsfchreiber, wenn die Friſt durch Verſpätung 
oder Unterlaffung der Zuftellung von Schrütftüden verfäumt worden tft, endlich bei 
Verſäumniß der Einſpruchsfriſt unverjchuldete Unkenntniß der Zuftellung des (Ver— 
fäumniß-)Urtheild. Zur Einwendung der W. bedarf es regelmäßig eines Schrift: 
jages, welcher die Angabe der ihren Grund bildenden Thatjachen, die Benennung 
der Beweismittel, welche zu deren Glaubhaitmachung benußt werden follen, und die 
Nachholung der verfäumten Handlung oder, wenn leßtere bereit3 nachgeholt ijt, eine 
bezügliche Anführung als nothwendige Beitandtheile enthalten muß, wozu außerdem 
der Antrag auf W. und andere Beitandtheile der Schriftfäße überhaupt hinzukommen 
können. Diefer Schriftjag muß innerhalb unerjtrefbarer Friit von zwei Wochen, 
vom Tage der Bejeitigung des Hinderniſſes an gerechnet, im Fall der Berfäumung 
der Beichwerdeirijt beim bejchwerenden oder beim Bejchwerdegericht eingereicht, ſonſt 
aber dem Gegner zugeftellt werden; die W. ift jedoch nach Ablauf eines Jahres 
vom Ende der verfäumten Nothirift überhaupt nicht mehr zuläſſig. Bei unver: 
ihuldeter Verfäumung der Zuftellung, welche für die fotortige Beichwerde ja nicht 
in Betracht fommt, ift die W. nur innerhalb eines Monats vom Ende der ver- 
läumten Nothfriſt zuftändig, auch innerhalb deifelben einzuwenden, ja fie fann hier, 
wo der Jmplorant von einer veripäteten Zustellung vielleicht nicht früh genug Kunde 
erhielt, auch ohne Zuftellung eines Schriftfages mündlich im Termin, in welchem 
die Berufung, der Einfpruch ꝛc. zu verhandeln find, beantragt werden, wofern die 
(veripätete) Zuftellung der Ladung zu diefem Termin nur noch innerhalb der ein- 
monatlichen W.irift an den Gegner erfolgt iſt. Berechtigt zur Entjcheidung über 
die W. ift das Gericht, welches über die nachgeholte Handlung, alſo über die ver- 
läumte Bejchtverde, Berufung, Einspruch zc., zu enticheiden hat. Das Verfahren über 
die W. ift mit dem Beriahren über die nachgeholte Handlung zu verbinden, und es 
gelten die Vorſchriften über das Iebtere auch Für die Verhandlung über die W., 
jelbft wenn dieje abgejondert zuerſt erledigt wird. Demgemäß ift auch die Entſchei— 
dung über die W. durch die Nechtsmittel anzufechten, welche gegen die Entjcheidung 
über die nachgeholte Handlung zuläfftig find, dagegen ift dem Imploranten der Ein— 
ipruch verfagt. Die Koften der W. trägt der Implorant, joweit jolche nicht durch 
unbegründeten Widerjpruch des Imploraten verurjacht find. II. Im Straiver: 
fahren fennt die Reichsgeſetzgebung 1) feinen Einjpruch gegen Berfäumnißurtheile, 
da der Einſpruch ‚gegen Strafbeiehle des Amtörichters einfacher Proteft (opposition 
in diefem Sinne) gegen diefe Enticheidungsiorm ift und der Befehl eine Verſäumniß 
nicht vorausſetzt. Ebenſo fennt die StrafPO. 2) in Strafkammer-, Reichs- u. Schwur— 
gerichtsjachen feine Berufung, während in Schöffengerichtsfachen eine Nachholung von 
Thatjachen und Beweismitteln im Berufungswege allerdings geitattet wird. 3) Da— 
gegen gewährt die StrafPD. die W. in viel weiterem Umfange als die CPO., nämlid) 
a) bei Verfäumung von Friften überhaupt, Verſäumniß der Frift zur W. nicht aus— 
genommen, auch einjchließlich der Einſpruchsfriſt bei amtärichterlichen Straibeiehlen 
und der Friſt des Antrags auf gerichtliche Enticheidung gegenüber Straiverfügungen 
84 * 


1332 Biedereinfegung in den vorigen Stand, 


und Strafbeicheide® der Polizei- und Adminiftrativbehörden; b) bei Aus— 
bleiben in der Hauptverhandlung, joweit der Angeichuldigte in derfelben nicht durch 
einen Bevollmächtigten vertreten oder auf feinen Antrag vom Gricheinen dispenfirt 
war oder in der Sache nicht jchon Früher gegen Verfäumung der Einſpruchsfriſt W. 
erhalten hatte. Grund der W. find Naturereigniffe und andere unabwendbare Zus 
fälle, zu welchen auch unverjchuldete Unfenntniß einer Zuftellung gehören joll, wegen 
welcher im Uebrigen aber von den Motiven auf die CPO. verwiefen ift. Wie weit 
Verſäumung des Vertheidigers oder Vertreters mit Löwe und v. Schwarze zu 
den unabwendbaren Zufällen zu rechnen find, kann zweiielhaft fein, da die Hand— 
(ungen des Vertreters Handlungen der Partei und jeine Verſäumniſſe ihre Verſäum— 
niffe find, fich jomit, und ohne daß bier etwas auf Solvenz des Vertreters und 
Regreßmöglichkeit antommt, immer nur fragt, wie weit die Zufälle für den Ver— 
treter unabwendbar waren. Der Begriff der unabwendbaren Zufälle iſt für den 
Strafprozeß fein anderer als für den Givilprozeß, und nur das kann die Frage fein, 
ob man darunter mit den Motiven der CPO. den casus und die vis major oder 
überhaupt Greigniffe und Umſtände zu veritehen hat, welche der Jmplorant wegen 
ihrer objektiven Unmiderjtehlichkeit oder wegen jeiner jubjektiven Unfenntniß, Ab— 
weſenheit ıc. unter den gegebenen Berhältniffen nicht zu bejeitigen vermochte, eine 
Alternative, welche in der milderen Praris der früheren Preußifchen und Sächſiſchen 
höchiten Gerichte eine Unterftügung befigen würde. Das Gejuch, in welchem die 
Hinderungsgrände anzuführen und glaubhaft zu machen find, bei Friſtverſäumniß 
auch die verfäumte Handlung nachzuholen ift, muß binnen einer Woche von Be— 
jeitigung des Hinderniffes bzw. von der Zuftellung des Urtheils an, wenn diejelbe 
feine blos filtive war, bei dem Gerichte angebracht werden, bei welchem die ver= 
jäumte Handlung vorzunehmen war, bei Verſäumniß der Antragsfriit bei der Be— 
hörde, welche die Strafverfügung oder den Strafbeicheid erlaffen, oder beim Amts— 
richte. Wo die W. mit der Berufung oder Revifion gegen Urtheile konkurrirt, 
läuft die Friſt Für letztere Rechtsmittel jelbftändig ab. Will der Jmplorant fich 
daher dieje Rechtsmittel für den all fichern, daß die W. abgejchlagen werden jollte, 
jo muß er fie, die Revifion unter Begründung der Revifionsanträge, eventuell aljo 
mit der W. zugleich oder wenigftens unter Bezugnahme auf fie innerhalb der Be— 
rufungs- und Revifionsfrift einlegen. Legt er dieje Rechtsmittel pure ein, jo joll 
dies ald Verzicht auf die W. gelten. Die Entjcheidung über die W. jteht dem 
Gericht zu, welchen bei rechtzeitig vorgenommener Handlung die Enticheidung in 
der Sache gebührt hätte, alſo bei verfäumter Berufung dem Berufungsgericht, nicht 
dem Amtsgericht, welches da8 Rechtsmittel wegen Berfäumung der Berufungsfrift 
verwerfen durfte. Die Entjcheidung über die W. bei Verfäumung des Antrags auf 
gerichtliche Entjcheidung gegenüber adminiftrativen Strafbefehlen liegt dem Amts— 
richter ob. Für die Koſten der W. gilt die gleiche Regel, wie im Civilprozeß. 
Eine die W. gewährende Entjcheidung iſt unanfechtbar, gegen eine abjchlägige jteht 
jofortige Beichwerde zu. — Die W. ift in beiden Progeffen nicht an fi), jondern 
nur nach Bewilligung des über fie a Gerichts juspenfiv. 

Quellen: Paulli sent. rec. 1.7; D. . 2, 24-55. — Tit. X. 1, 41; in VIto 
1, 11; in Cl. 1, 11. — DRA. 1600 88 86, 138 RT, $$ 78, 74. — Gem. B. v. 7. Juli 
1669 u. 7. Zuli 1671. — Dub. cam. 19. Mai 1786. — Code de proc. art. 19 ss., 149 ss., 
436 s8., 455. — Deutſche CPO. 85 44, 210 d 247, 319, 332 190, a ar! Mot. ©. 
171 f.; Prot. der Reichsta 3 « Kommilfion, 65 fi 76, 112 ff ff., 55, 666. — 


Deul ſche StrafPD. 88 44 ff., 234, 356, nn "382, Na 452, 455, “sr: Ir ©. 33 ff.; 
Prot. der Reichstags-Kommiifton, ©. 38, 804. — Oefterr. StrafPO. 88 "364, 462. 


Lit: L. ——— W. i. d. v. St., 1881. — 0. Savigny, SH. * ss 317 ff. — 
MWindiheid, Pand., 1. $$ 114 fi. — Keller, Röm. Eiv.Proz., un? — Bell, 
Röm. Rechtägeichichte, II. $ 87. — 1. €. J. Schmid, Handb., 8 ol, — W 
Spft.,, $ 53. — Renaud, Lehrb., $ 191. — Sein erling, ‚ Giv.Proz.Reft., — 
gittin ‚ REiv.Proz., 8 '33. — Romment. zur Deutichen STH. l.l. von eh ae 

och, Frhr. v. Bülow u. U. — II. Walther, Rechtsmittel, S. 213 ff. — 9. Meyer, 
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Strafperf. w. Abweſ. S. 218 fi. — —— PL Bun — 456 597 fi 
Goltdbammer, 2 iv, XI. S, 450 fi; — Heuier, 2 
XV. S. 542 ff.; . &. 189. — ie J —2 OApGer. eue —* Bd. IX. ©. 
47. — Ar zur —— Straf PO. Li. von Löwe, v. Schwarze, Voitus, 
Dalcke. — Kayſer, StrafGB. 40 ff., 262, 263, 265, 275. — Dochow, RStraif 
$$ 45, 79, 87,89. — vd. —— Handbuch bes Deutichen Eae ebrechts, 1 L& 
182 #. Ullmann.) R. ieh ding. 
Wiederfaufs- oder Rückkaufsrecht nennt man das Recht des Verkäufers, 
die Sache vom Käufer zurüdzufaufen. Die Abrede, welche den Käufer zum Rück— 
verfauf verpflichtet, heißt neulat. pactum de retrovendendo. Die herrjchende Mei: 
nung findet dafjelbe behandelt in J. 12 D. praescer. verb. 19, 5 und in l. 20. 
de pact. inter. emt. 4, 54. Allein in Wahrheit geht der dafelbjt beiprochene Ver— 
trag nicht auf Abjchluß eines zweiten Kaufvertrages, jondern auf Rüdgängigmachung 
des eriten, jo daß er fi) von einem pactum displicentiae zu Gunften des Ver: 
fäufers nicht unterjcheidet. Auch Hat e8 in der That fein Antereffe, in dem Falle, 
wo nur eine beiderjeitige Rückleiſtung feitgeießt, und der fünftigen Vereinbarung 
nichts vorbehalten wird, noch eine obligatio ad contrahendum einzufchieben (De— 
gentolb, Borvertrag, ©. 23, und Göppert, Krit. V.J.Schrift XIV. ©. 107). 
Andererjeitö bleibt es möglich, daß die Mbficht der Parteien auf einen wahren W. 
mit vertaufchten Rollen gerichtet war, und zwar ift dies um fo eher anzunehmen, 
je mehr Punkte bei demjelben neu bejtimmt werden follten. Zu dieſer Auffaffung 
des Geichäfts neigt jogar die gemeinrechtliche Doktrin (Sintenis, Gem. Givilr., 
I. $ 116 A. 226— 234; Seuftert, Pand.R., II.S 391; Windfcheid, Lehrb., 
Il. $ 388) überwiegend. Im älteren Deutichen Recht fam der Vorbehalt des W. 
noch zu einem anderen Zmwede vor, um nämlich unter Umgehung der fanoniichen 
Zinsverbote einem Geldgeber einem höheren SKapitalgertrag und dem Geldempfänger 
das Necht zur Wiedereinlöfung der Sache zu jihen (Plathner, Zeitichr. für 
R.Geich., IV. S. 123—167). Die verichiedenen Geftalten de W. find jedoch in 
der neueren Gejeßgebung nicht jcharf gejondert, und darum die Beitimmungen der- 
jelben meiſt ohne feſtes Prinzip (vgl. Preuß, Allg. ER. I. 11 $$ 296—330 ; Dejterr. 
BGB. SS 1068—1071; Code eivil art. 1659— 1673; Sächſ. BGB. $$ 1131 bis 
1137). In Gemäßheit jener Unterfcheidung zwifchen der Werabredung eines Rück— 
trittsrecht8 und einem pactum de contrahendo löfen fi nun die einzelnen beim 
W. entjtehenden fragen. Insbeſondere jtreitet man, ob der Preis beim Wiederkauf 
derjelbe, wie beim uriprünglichen Kaufe jei (Windſcheid), oder der Tarwerth der 
Sache in ihrer gegenwärtigen Beichaffenheit (Sintenis). Das erjtere entjpricht 
der Annahme eines NRüctrittsrechts, das leßtere der eines Anſpruchs auf Errichtung 
eines neuen Vertrages. Ebenſo beantwortet fich die frage, ob der Wiederkäufer für 
Verwendungen auf die Sache Erſatz zu leiften und für Verſchlechterungen derjelben 
Erſatz zu fordern habe oder nicht. In beiden Fragen entjcheiden fich die neueren 
Geſetze meist für die eritere Alternative. Uebrigens ift die Wirkung des W. nad 
Gem. Recht jtet3 nur obligatorisch; nach älterem Deutichen Recht war es dinglich, 
und diefe Eigenschaft kann ‚ihm auch nach Preuß. Recht durch Eintragung im 
Grundbuch beigelegt werden. Ueber die Verjährung des W. iſt viel geſtritten wor— 
den. Sie beginnt vom Abſchluß des Bertrages und dauert dreißig Jahre (val. 
Windicheid, I. 8 107 4. 9. Abweichend jedoh Sintenis, Seufiert, 
v. Savigny u.a. m.). Nach dem Code eivil und dem Sächſ. BEL. erliicht das 
W. jogar fchon nach einer kürzeren Reihe von Jahren, nah Preuß. und Deiterr. 
Recht mit dem Tode des PVerechtigten. Das Preuß. Recht fchließt auch die Abtre— 
tung des W. ohne Willen des Beliterd aus, das Deiterr. Recht beichränft es auf 
Immobilien. Die Anwendung des W. zur Umgehung der Zinsbejchräntungen 
($$ 321—326 I. 11 des Allg. ER.) war durch das Reichsgeſetz vom 14. Nov. 
1867 unpraftifch geworden (Hinſchius, Zeitichr. i. Gef. und Rechtspfl. II. ©. 
47), kann aber gegenwärtig in Folge des Reichsgeſetzes, betr. den Wucher, vom 
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24. Mai 1880 wieder vorkommen. Auch ſtellt die Novelle zur RGew.O. vom 
23. Juli 1879 in Art. 4 dem Piandleihgewerbe den gewerbsmäßigen Ankauf be— 
weglicher Sachen mit Gewährung des Rückkaufsrechts gleich, und ebenfo bedroht das 
angeführte Wuchergefeg in Art. 2 den Piandleiher oder Rückkaufshändler, der bei 
Ausübung feines Gewerbes den darüber erlafjenen Anordnungen (vgl. für Preußen 
das Geſ. vom 17. Mai 1881) zumwiderhandelt, mit Strafe. Berichieden vom W. 
it das Recht des Käufers, vom Verkäufer den MWiederabfauf der Sache zu ver= 
langen. Die Abrede eines folchen heißt pactum de retroemendo. Sie ijt praftiich 
jeltener und im Allgemeinen nach Analogie des p. de retrovendendo zu behandeln. 


Lit.: Außer den im Text citirten Schriften: Koch, Recht der Forderungen, III. 8 
on — Gruchot, Beiträge, X. ©. 585—613. — Förfter, Theorie und mn, 
N r. 5. 


Wiedernahme (reprise, recousse, recapture) iſt vorhanden, wenn die vom 
Kriegsfeinde gemachte Seebeute demfelben im Wege der Erbeutung, alſo durd) Staats— 
oder etwa durch Privatichiffe, jomweit jolche noch mit Kommilfion verfehen werben 
dürfen, wiederum abgenommen wird. Die W. jteht unter den Regeln des Prifen- 
rechts; doch ift die Trage, in welchen Fällen wiedergenommenes Gut ala gute Prife 
fondemnirt, demnach dem Wiedernehmer zugeiprochen werden könne, eine der kompli— 
zirteften Fragen des Seevölferrechts. Denn da die dem Feinde wieder abgejagten 
Schiffe und Güter uriprünglich der Nation des Miedernehmers oder einem dritten 
Staate angehören, jo handelt es fich immer darum, ob die Eigenthumsrechte daran 
durch die Nehmung überhaupt verloren gegangen find. Iſt dies der Fall, jo wird 
die W., wie jede andere legale Prife, dem Repreneur gebühren. Iſt dies nicht der 
Fall, jo muß fie dem urfprünglichen Gigenthümer ausgehändigt werden. 

Das pofitive Völkerrecht dijtinguirt den Fall, 1) daß nationale Schiffe und 
Güter durch W. zurüdgenommen werden. Gier ift die Frage, wer nunmehr Eigen— 
thümer daran jei, eine civilrechtliche und von den verjchiedenen Staaten verichieden 
beantwortet worden. Das Römische Recht gab nur für gewiſſe Schiffe das Poft- 
liminium (Groot, II. 9, 14). Auch das Konſulat (c. 287) hält, und zwar 
allgemein, die vom Feinde genommenen Schiffe für verloren, jobald fie in „Sicher- 
heit“ gebracht find. Nur die vor diefem Zeitpunkte gemachte Neprife wird dem 
uriprünglichen Eigenthümer gegen Bergelohn rejtituirt. Einige neuere Rechte halten 
zwar noch gegenwärtig diefen Grundjat feſt, jo das Preußifche (Allgem. ER. I. 9 
SS 208 ff.). Dagegen haben die meiften Seemächte denfelben mit dem bei weiten 
jtrengeren vertauscht, daß die vom Feinde gemachte Prije bereits nach 24 jtündigem 
Beſitz verloren gegeben wird, daß aljo die Repriſe dem Wiedernehmer gehört, jobald 
fie nur jo lange in feindlichen Händen gewejen ift (jo insbejondere frankreich: 
Drdonnanzen von 1584, 1681, 1779; Groot, II. 6, 3). Doc ift die An 
wendung dieſes Prinzips für die vorliegende Frage dadurch jehr gemildert, daß die 
Reprife, jofern fie nur durch Staateichiffe bewirkt war (und das ijt ja gegenwärtig 
die Regel), regelmäßig dem Eigenthümer gegen Bergelohn zurüdgegeben wird; fo 
Frankreich jchon unter dem ancien regime objervanzmäßig, dann gejeglich jeit 
2. prair, an XI; England feit den Parlamentsacten von 1692 und 1740 gegen 
Y, des MWerthes an Bergelohn für die Mannjchaft des Kriegsſchiffs; Holland, Ver— 
ordnung von 1659, gegen des Werths ala Bergelohn,; Schweden, Reglement 
von 1788 gegen !/, des Werths. Amerika läßt immer reftituiren, wenn die wieder: 
genommenen Güter nicht bereits ala Prije fondemnirt worden waren, gegen !/s des 
Werths für Bergelohn. 

2) Im entgegengejegten all, wenn alfo die W. fremdes und zwar a) neu= 
trales Gut zum Gegenjtand hat, das vom Kriegsfeinde wegen neutralitätswidrigen 
Verhaltens faifirt worden war, kann über die frage, ob das Gigenthum dem Neu— 
tralen bereit3 verloren gegangen, nicht das Recht des W.ſtaats entſcheiden. Wol 
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aber können hier Verträge die Rejtitutionspflicht auch zu Gunften des Neutralen 
begründen. Solche Berträge find feit dem 17. Jahrh., wenngleich in fpärlicher 
Zahl, geichloffen worden, insbefondere von Frankreich, Holland, England, Nord- 
amerika. Bald machen fie die Reftitutionspflicht davon abhängig, daß der captor 
die Prije noch nicht in Häfen aufgebracht (jo Preußiſch-Amerikaniſcher Vertrag vom 
1. Mai 1828, Art. 12), bald davon, daß er fie noch nicht 24 Stunden bejefjen 
babe; bald führen fie für den Bergelohn eine Skala ein nach der Dauer des feind- 
lichen Beſitzes; bald laſſen fie jchlechtiveg reftituiren (jo Engliſch-Spaniſche con- 
vention concernant les navires recaptures vom 5. Febr. 1814), bald nur vor 
erfolgter Kondemnation (fo der „Muftervertrag” zwiſchen Dänemark und Genua von 
1789, Art. 11). Wie aber, wenn folche Verträge nicht gefchloffen find? Dann 
fönnte nur eine allgemein anerfannte völferrechtliche Norm den pojtliminischen Wieder: 
erwerb zu Gunften des Neutralen vorjchreiben. ine folche Norm eriftirt num aber 
nicht. Aus allgemeinen Gründen Täßt fich nur deduziren, daß, da legale Prifen- 
urtheile res judicata auch unter den Staaten machen, ein bereit3 durch den Feind 
fondemnirtes Schiff im Falle der W. gute Priſe ift, demnach nicht reftitwirt zu 
werden braucht. Ob aber die vor erfolgter Kondemnirung wiedergenommenen Schiffe 
dem Neutralen zurüczugeben jeien, darüber hat jeder Staat nach eigenem Ermeſſen 
zu entjcheiden. Doch neigt die Praris allgemein dahin, die Neutralen den Natio- 
nalen gleichzuitellen, aljo die W. gegen verhältnigmäßigen Bergelohn auch den neu— 
tralen Reklamanten auszuhändigen, vorausgejeßt, daß man fich der Reciprocität ver- 
fihert hat. b) Sind Schiffe und Güter, die einer alliirten oder bloßen Auriliarmacht 
gehörten, wiedergenommen worden, jo muß auch hier principaliter das vertragamäßige 
Recht die Entjcheidungsnorm abgeben. Gebricht es an einem jolchen, jo läßt fich 
eine völferrechtliche Reſtitutionspflicht des Wiedernehmerd nach richtiger, wiewol 
beitrittener (v. Martens, Essai, $$ 49, 50; v. Steck, Essai sur — la navi- 
gation, 1794) Anficht Lediglich betreffs der für den Krieg verwandten Staatsjchiffe 
der Verbündeten rechtfertigen. Denn die Allianz der Staaten läßt wol ihre Kriegs— 
macht als eine Einheit erjcheinen, kann aber Hinfichtlich der Handelamarine nicht 
diefe Bedeutung Haben. Im Uebrigen treten auch hier die Säße von den an den 
neutralen Schiffen gemachten Reprijen ein. 

Nach den Regeln der W. ift auch eine etwaige zweite oder folgende W. zu 
behandeln. 

Bit.: Hauptſchrift: De Martens, Essai concernant les armateurs, les prises et sur- 


tout les reprises, Gott. 1795. — Die neuere Lit. hat die Lehre nicht weſentlich gefördert. 
Dal. diefelbe unter d. Art. Priſengerichte. F. v. Martip. 


Wielant, Philipp, & 1439 (1440) zu Gent, wurde 1464 Doktor, 1478 
Rath am Parlamente von Mecheln, dann Präfident des Rathes von Flandern, jchloß 
1515 einen Sandelävertrag mit England ab, 7 1519. 

Er jhrieb: Recueil des antiquit@s de Flandr. publ., 1865 (in Smet’s Corpus chro- 
nicorum Flandriae Vol. IV.). — Leenrechten (1491), Antw. 1555 (tomment. dv. Declerd im 
17. Zahrh.). — Eine Eivilpraftif, 1558 — eine Kriminalprattif, deren Manufcript vor einiger 
Zeit gefunden worden. 

git.: Ort3 in der Belgique judiciaire, 1867, t. XXV. N. 88. p. 1393—1401. — 
Allard, Hist. de la justice criminelle au 16i@me giècle, Gand 1868, p. * 

eichmann. 


Wieling, Abraham, & 1693 zu Hamm, wurde, an Stelle von Heineccius, 
1727 Profeſſor in Franefer, jpäter in Utrecht, 7 11. I. 1746. 
Seine Schriften bei Jugler, VI. 195—212 und in Koppe’3 Jur. Magazin, 
1793. — 2gl. Rivier, Introd. hist., 1881, p. 809. — Schulte, Geld, ——— 
eichmann. 


Wilda, Wilhelm Eduard, & 17. VIII. 1800 zu Altona, ſtudirte in 
Göttingen und Heidelberg, reiſte 1834 auf Koften der Preußifchen Regierung nad) 
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Dänemark und Schweden, wurde 1842 ordentlicher Profeflor in Breslau, ging 1854 
nach Stiel, 7 9. VIII. 1856. 

Shriften: Das Gildenweien im Mittelalter, Halle 1831, 2. Aufl. Berlin 1838. — 
De libertate Romana, qua urbes —— ab imperatoribus sunt exornatae, Hal. 1831. 
— Strafre t der Germanen, Halle 1842. 

Lit.: Zeitſchr. f. Deutiches Recht XVI. ©, 444—463. Teichmann. 


Wilddiebſtahl (uneigentlich ſogenannter): Die Verletzung fremden Jagdrechts 
durch widerrechtliche Aneignung von Wild (jagdbaren Thieren). Den Gegenſtand 
dieſes Delikts bildet das Privilegium der ausſchließlichen Okkupation von Wild 
innerhalb gewiſſer Bezirke. War das weggenommene Wild bereits in das Eigen— 
thum und den Gewahrjam des Okkupationsberechtigten übergegangen, jo liegt nicht 
W., jondern gemeiner Diebftahl vor. Der Unterfchied zwijchen beiden ift, obgleich 
er vielfach ignorirt worden ift (jo bis heute in Dejterreich), ein durchaus weſent— 
licher (j. auch den Art. Diebjtahl). Dabei iſt e8 gleichgültig, ob nach dem 
Privatrecht eines Landes der Wilderer das Eigenthum an dem erjagten Wild erlangt 
oder nicht. Das Weſentliche ift, daß lehteres vor der rechtswidrigen Zueignung 
noch nicht in eine feite Beziehung zur Perfon und Wirthichait des Berechtigten 
getreten war. Die Handlung muß darauf gerichtet fein, unmittelbar zur Beſitz— 
ergreifung an Wild zu führen. Sie fann begangen werden durch den nicht jagd= 
berechtigten Gigenthümer des Grund und Bodens oder durch einen nicht jagd= 
berechtigten Dritten oder durch einen fein Jagdrevier überjchreitenden Jagd 
berechtigten. 

Das RStrafGB. droht Geld» oder Gefängnißitrafe. Für den Fall gewerbs— 
mäßigen Betriebs, welcher eine beſondere Deliktsart bildet, nur leßtere, welche hier 
mit dem Berlufte der bürgerlichen Ehre und mit Stellung unter Polizeiaufficht joll 
verbunden werden fönnen. Allgemein ordnet es die Einziehung der Werkzeuge des 
Delikts an und zwar ohne Rüdficht darauf, ob diejelben dem Thäter oder einem 
Dritten gehören. Als Erjchwerungsgrund gilt die Begehung während der Schonzeit, 
in Wäldern, zur Nachtzeit, in Gemeinschaft mit Anderen und die mittel® Schlingen, 
Negen oder allen. Die Verfolgung ſoll bei Begehung gegen Angehörige (vor der 
Novelle vom 26. Februar 1876: im Allgemeinen) nur auf Antrag eintreten, ab— 
geieben jedoch von dem Tall der gewerbsmäßigen Betreibung. 

Gigb. u. Lit.: RStraf®B. 88 292—298. — Deiterreih $ 174. — Goltdbammer, 


Arch. AVI. ©. 24 fi. — dv. Wähter, Das Jagdrecht und die Jagboergehen (Abhandl. ber 
Leipziger Auriftenfacultät 1). S. auch d. Art. Jagdrecht. U. Merkel. 


Wildfolge. Das Recht der W. oder auch unpaſſend ſog. Jagdfolge iſt die 
Befugniß des Jagdberechtigten (ſ. d. Art. Jagdrecht), das verwundete oder an— 
gehetzte Wild über den eigenen Jagdbezirk hinaus zu verfolgen. In fremdes Staats— 
gebiet erjtredt fich das Necht der W. nicht. DVorausfegung derjelben ift, daß Die 
enticheidende Okkupationshandlung auf dieffeitigem Gebiete erfolgt jei. Das Preuß. 
Allgem. ER. geftattet fie nur dort, wo fie gewohnheitsrechtlich hergebracht iſt, und 
nur jo lange, ala der Spürhund die Fährte des Thieres nicht verloren hat. In 
einzelnen Staaten Deutjchlands (fo in Preußen, Bayern, Oejterreih) wurde die W. 
durch neuere Geſetze und Verordnungen in vermeintlicher Konſequenz des Grundjates, 
der das Jagdrecht auf fremden Grund und Boden aufhob, vollitändig bejeitigt. 

Lit. u. — S. die er zum Art. Jagd recht. — Preuß. Allg. ER. L 

ren e 


ss 130 ff B. Gef. v. 3. Okt. — — Bayer. Gef. v. 25. Juli 1850 Art. 2. — 
De err. — — — v. 15. Dez. j858 8°5 Heinrih Brunner. 


Wildſchaden ift der durch jagdbare Thiere an bejtellten Aeckern, Gärten und 
Waldungen angerichtete Schaden. Obſchon bereits frühzeitig die Saat vor Schaden 
geießlich geichüßt wurde (1. Sal. Tit. 10 de damno in messe; Rip. Tit. 82 (84) 
de damno in ınesse vel in clausura; Sachjenfp. II. 61 $ 5), jo veränderten jich 
doch die Grundſätze mit der Regalität der Jagd und dem mit diefer in Verbindung 
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ſtehenden Verbot für den nicht jagdberechtigten Grundeigenthümer, ſein Grundſtück 
gegen das Wild zu ſchützen. In Folge deſſen begann man ſchon im 16. Jahrh. 
eine Pflicht des Jagdberechtigten zum Erſatz des W. herzuleiten. Theilweiſe wurde 
dieſelbe auf ein — übrigens unerweisliches — Eigenthum des Jagdberechtigten 
an dem Wilde begründet, theilweiſe — und das war bei dem ſog. Wildfraß am 
Meiſten der Fall — ſtritt man, ob die actio de pastu oder eine actio legis Aquiliae 
in factum gegeben werden ſollte. Die Entſcheidung hing davon ab, ob man zur 
Begründung der Erſatzpflicht dolus oder Verſehen des Yagdherrn für erforderlich 
erachtete und gerade hierbei wechjelte je nach Gunft oder Ungunft gegen die Jagd 
Gefeßgebung, Theorie und Praris. Während ein Dejterreichifches Gefeg aus der 
Hofefinischen Zeit vom 28. Febr. 1786 $ 15 (de Luca, polit. God. 3, 196) ohne 
jede Unterfcheidung die Vergütung jeglichen W. anordnete, bejtimmte das Allgem. 
or. J. 9 $ 147, daß folange der Jagdberechtigte fich eines Mißbrauchs in Hegung 
des Wildes nicht jchuldig macht, die Befiter der angrenzenden Ländereien ſelbſt ver— 
pflichtet und befugt jeien, fich mit den nach den Gejegen zuläffigen Mitteln gegen 
den W. zu jchügen. Diefe Anordnung jpiegelt die damals herrichende Anſchauung 
des Gemeinen Rechts wieder, wonach in der nicht pfleglichen Ausübung des 
Jagdrechts der Erjat des W. feine Rechtfertigung fand, d. h. man Hatte auch auf 
diefem Gebiete die Aquilifche Lehre in analoger Weile zur Herrichaft gebracht. Hier: 
nach forderte man zur Klage gegen den Jagdherrn den Nachweis einer übermäßigen 
Hegung des Wildjtandes, oder eine Hegung jchädlicher Wildarten — nach manchen 
Sandesordnnungen galten Hafen als jchädliche Thiere nicht — und man verfagte den 
Anspruch der Beichädigung durch Streife oder Wechjelwild, jofern dem Herrn nicht 
ein Verfchulden durch Anloden des fremden Wildes (3. B. Salzleden) nachgewieien 
werden konnte. Der Erfah bezieht ſich auf den eigentlichen Schaden und auch auf 
den Verluft von Feldfrüchten, abzüglich des für das Einfammeln erforderlich gewejenen 
Aufwandes. Die Griabpflicht fällt fort durch Verzicht oder Vernachläſſigung der 
nah Vertrag oder Gejeß erforderlichen Borfichtsmaßregeln. In diefer Richtung 
gingen die Geſetze freilich weit auseinander; manche verboten bei Todesſtrafe jede 
Abwehr durch Schießen und Werfen und unterfagten fogar bei gleicher Pön das 
Halten von Jagdhunden (MWendifch-Rugianifcher Kandgebrauch Tit. 16), andere ges 
ftatteten nicht einmal das Einzäunen der Grundjtüde, während man dies gemein- 
rechtlich für zuläffig hielt, jofern durch jolche Zäune nicht Gefahr für das Wild ent- 
ftand. Spätere Geſetze verfielen auf das entgegengejegte Ertrem, indem fie den Erſatz 
jedes Wildjchadens geboten, jo die großherzogl. Hefjiiche Verordnung vom 6. Aug. 
1810 $ 1, das Preußiiche Kulturedift vom 14. Septbr. 1811 8 57. Letzteres 
wurde freilich durch Habin.Ordre vom 10. Novbr. 1838 wieder aufgehoben und die 
landrechtlichen Beitimmungen hergejtellt, wonach ein Mißbrauch des Jagdherrn für 
die Grjagpflicht zur Vorausſetzung wurde, d. h. man machte den Anfpruch auf Erſatz 
illuſoriſch (v. Bülow-Reith in der Forſt- und Jagdzeitung 1829, ©. 88). 
Daher kam der Haß, der fich gegen die Jagd richtete und dem in der Revolution 
von 1848 das alte Recht ala erites Opfer fiel. In den meilten Deutichen Ländern 
ift jeit diefer Zeit die Jagd auf fremden Grund und Boden abgeichafft, jo auch in 
Preußen durch das Jagdgeſetz vom 31. Oktober 1848 und das Nagdpolizeigeieh 
vom 7. März 1850 SS 21, 23, 25. Hiernach darf Jeder das Wild von jeinen 
Befizungen abhalten und kann, jofern der Nachbar für einen regelmäßigen Abſchuß 
feine Sorge trägt, jogar in der Schonzeit polizeilich zum eigenen Abſchuß ermächtigt 
werden. Der Erſatz eines W. findet demnach nicht mehr jtatt. 
Quellen: Preußen: Sagbpoligeigefeh vom 7. März 1850 88 21, 23—25. — agb: 
don ejeh vom 26. Februar 1870 8 3. — er bom 30. März 1857 88 25, 26 (für 
et: — Hannover: Jagdordnung vom 11. März 1859 SS 25, 27. — Kurfürſtlich 
Heil. Geil. vom 7. September 1865 SS 26 fi. — Heljen-Homburg: Geſetz vom 8. Okt. 
1849 8 18. — Bayern: Gejeh, betr. Erſatz des Wildſchadens, vom 15. Juni 1850 und 
Verordnung vom 5. Oktober 1863 $ 18. — Heſſen: Jagdbgeſetz vom 26. Juli 1848 
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—* 13. — a Geſetz vom 27. Oftober 1855 Art. 15. — Baden: Geſetz v 
2. Dezember 1850 $ 2 


git.: Kraut, — bed Deutſchen Privatrechts, $ 108. — Koch, Recht der Forde⸗ 
rungen, In. ©. 1191 ff. (wo namentlih ©. 1191 Anm. 6 die Nachweiſe der älteren Lit.) — 
Sämmtliche Jagdgejege für die königl. Preuß. Staaten, Berlin 1880. — Die Lehrbücher bes 
Deutichen — und darunter bei. Mittermaier. — Pfeiffer, ve Ausfüh- 
rungen, II. Nr. 5 Kayſer. 


Wines, Enoch Cobb, Doktor der Theologie und der Rechte, & 17. II. 1806 
zu Hannover in New-Jerſey, leitete 1833— 1839 das Seminar Edgehill zu Princeton 
(New Jerjey), dann gegen 20 Jahre Profeffor an einer öffentlichen Lehranjtalt zu 
Philadelphia, wirkte für Errichtung von Schullehrerjeminarien, nahm 1862 die Ge- 
fängnißreform als Bereinsfefretär zu New-York in Angriff, wirkte unermüdlich theils 
für Zuftandefommen des Gefängnißkongreſſes von Gincinnati (1870), theils für den 
internationalen Kongreß zu Yondon (1872), von dem er zum Präfidenten der be= 
treffenden Kommiffion ernannt wurde, ferner für den zweiten Kongreß zu Stodholm 
(1878), 7 10. XII. 1879 zu Gambridge (Maſſ.) in dem Haufe ſeines Druckers. 
Auf den zahlreichen in Amerifa und Guropa zu Gunften der Gefängnißreform ge= 
machten Reifen hat er eine Strede von mehr ala 150000 Engl. Meilen zurüdgelegt. 


Gr jhrieb außer vielen anderen philophiichen, pädagogiſchen und theol Merten 
(Comment. on the laws of the Ancient Hebrews, 1852 ss.) zahlreiche Gefängni na resberichte 


mit oe Aufichlüffen und —— (gegen 10000 Seiten), namentlich aber: The 
State — and of Child-Saving Institutions in the civilized World, Canibridge 
(Mass.) 


git.: Guillaume, Le congres er de Stockholm, Stockholm 1879, t. I. — 
Ekert, Blätter für Gefängn nißfunde, XIV. 193, 218—228. — Rivista di disci line carcerarie 
anno T. p. 11. — e la Société des Prisons, 1880, p. 124. — Nordisk Tidsskrift 
for Feengselsvs®sen III. (1880) 36—43. — Nieuwe Bijdragen voor Rechtsgeleerdheid en 
kl 1880 (Art. v. Ploos van Amstel) — Drake, ie — 1879, 
p- 9 Zeihmann. 


Winkelrecht umiaht die rechtlichen Beziehungen benachbarter Hauseigenthümer 
an der zwifchen ihren Käufern liegenden Schlucht (Winkel). Die Entwidelung diejes 
Rechts ift von der Bauart der Häufer abhängig, und mit diefer hängt es zufammen, 
daß die Quellen des Röm. Rechts über das W. nichts enthalten (analog will man 
die Grundjäße von vestibulum commune und der paries communis anwenden) und 
daß auch im heutigen Recht der Winfel immer mehr an Intereſſe verliert, da jeine 
Grijtenz nicht gerade zur Verjchönerung gereicht und in den Städten vermieden wird. 
Unrichtig ift auch die Annahme, dat das W. einem uralten Deutichen Gewohnheits— 
recht entjtamme (Holzſchuher, Theorie und Praris, II. 1 ©. 83), da fi Spuren 
von einem folchen nicht auffinden laſſen. Man unterjcheidet trodene und naſſe 
Winkel; trodene, welche den Zwed haben, nicht zur Aufnahme von Unreinlich- 
feiten benußt zu werden, jondern lediglich zur gemeinfamen Benugung von Licht 
und Luft beſtimmt find; naffe, welche dazu dienen, die in den Gehöften fich an— 
ſammelnden Feuchtigkeiten, Dachtraufen und Abtritte aufzunehmen. Das Eigenthum 
des Winkels kann ein gemeinjames fein, ſei es, daß ohne bejondere Abrede jeder 
Nachbar einen Theil des Winfels hergegeben hat (communio incidens), jei es, daf 
auf Grund eines ausdrüdlichen oder jtillichtweigenden Vertrages die Gemeinjchaft 
entjtanden iſt (societas). Je nach diejer thatjächlichen Grundlage entjcheiden fich die 
rechtlichen Beziehungen, mit dev Maßgabe jedoch, daß eine Kündigung der Gemein 
ichaft oder eine Theilung des Winkels ausgeſchloſſen iſt. Dagegen wird die Gemein- 
ichaft aufgehoben, ſobald der eine Nachbar jein Gebäude bejeitigt, oder der Zweck, 
zu welchem der Winkel bejtimmt war, nicht mehr vorhanden ift. Sit fein Mit- 
eigenthum vorhanden, jo laffen die Einen (Heſſe) den bisherigen Gebrauch ala 
Norm enticheiden, während Andere (Stölzel) davon auägehen, daß eine Sozietät 
des Gebrauchs vorhanden ift. 
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Duellen: Partifulare Bauordnungen, jo 3. B. bie Frankfurter Reformation von 1578 
zefp. 1611 Th. VIII. $ 10. 
git.: Schilter, Prax. jur. Rom., XVIIL $22.— Stölzel, Ueber bie Rechtäverhältnifie 
an gemeinichaftlichen Minteln, im Arc. für Aus: Rechtswiſſ, Neue Folge IV. S.1—41l. — 
8: je, Die Rechtäverhältnifie De Grundjtüdänahbarn, 2. Aufl. 1880, S. 508—510. — 
euffert, Arch, Bd. XXI. ©. 138. Kayſer. 


Winkler, Bened., 5 1579 zu Salzwedel, promovirte 1616 in Baſel, wurde 
Prof. in Leipzig, dann Syndifus in Lübeck, T 1. VI. 1648. 

Er jchrieb: Principiorum jur. 1. 5, Lips. 1615. 

git.: Hinrichs, Rechts- u. Staatöprinzipien, I. 37—51. — Geyer, Syft. ber Rechts⸗ 
philofophie, 30. — Omptedba, IL 170; III. 32. Zeihmann. 


Wippermann, Eduard, jüngjter Sohn des früheren Prof. der Rechte in 
Rinteln und fpäteren dortigen Obergerichtsraths Johann Georg Liborius W,, 
5 26 IX. 1814 zu Rinteln, ftudirte in Heidelberg, Göttingen und Marburg, wo 
er 1837 promovirte, bat nach Beſtehen der juriftifchen Prüfung um Zulaffung bei 
Gericht, was aber (wol weil er Bruder von Karl Wilhelm W., des Führers 
der Oppofition in der Ständeverfammlung, jpäteren Finanzminifters und Staats» 
raths, war), gleich einem zweiten Gejuche abgejchlagen wurde. Er begab fich 1839 
nah Göttingen, wo er 1840 promovirte und 1844 außerordentl. Prof. wurde, 
1848 nach Gießen als ordentl. Prof. berufen, jedoch in Folge Verurtheilung zu 
mehrmonatlicher Feſtungshaft (wegen öffentlicher Aufforderung an den Steuererheber 
in Gießen, die von den Kammern verweigerten Steuern nicht zu erheben) 1852 
aus dem Heflen-Darmjtädtichen Staatsdienfte entlaffen. Nachdem er 1854 und 
1855 Dozent in Zürich gewefen, trat er als Rechtsfonfulent in Dienjte des Fürſten 
Hermann von Hatzfeld zu Trachenberg (Schlefien), 1875 von defjen Nachfolger ohne 
Penſion entlaffen, kurze Zeit in Stellung bei einem Anwalte in Schmalfalden, 1880 
endlich zur Anwaltichaft für das Amtsgericht Schmalfalden zugelaffen, aber gekränkt 
durch Ablehnung des weiteren Gejuch® für das Landgericht Meiningen, nahm fich, 
um die Zukunft bangend, 13. VII. 1880 in Schmalfalden das Leben. 

Schriften: lleber die Natur des Staats, Gött. 1844. — Steht Waldeck unter Heffiicher 
Lehnaherrlichkeit? Halle 1847. — Entwurf eined Deutſchen a mit Motiven, 
alle 1848. — Staatägeichichte der Herzogthümer Schleswig und Holftein, Halle 1847. — 
ie altorientalifchen Religionäftaaten, Marb. 1851. — Geſchichte der Centen und herrichaftl. 
Gebiete in und um ben Büdinger Wald, Marb. 1852. — Die dynaft. Anjprücde auf Lauen- 
burg, (2) Kaſſel 1864. — Denkſchrift betr. Herrichaft Hatzfeld, Marb. 1866. — Kleinere 
Schriften jurift. und rechtahift. Inhalis: I. Ueber Ganerbichaften, II, Ueber Nichtigfeitäbe: 
ichwerden, III. Zehn: und Fideikommißrechtliches, Wieab. 1873. — Zur Staats: und 
rag den ber Wetterau (Zeitichrift für Deutiches Recht, Bd. 16). — Meber Hausmarken 
und Wahrzeichen in der Schweiz (Beitichrift für Deutiches Recht, Bd. 15), — Ueber bie 
rechtliche Lage der in der Ehe geborenen, vor der Ehe empfangenen Kinder (Ard). f. —— 
ſchaft, Neue Bolge Bd. 9). — Aufläße in der Allg. Augsb. Ztg., 1852, Beilage zu Nr. 348 
und 349, 1853 Beilage zu Nr. 19, 45, 46, 120, 121, 122, 1870 Nr. 241— 265; im Anz. f. Funde 
der Deutichen Vorzeit, 1853 Nr. 3; im Gotta’ichen Morgenblatt 1853 Nr. 47, 1854 Nr. 34; 
in ber Deutichen Wochenschrift von K. Gödeke, 1854, Heft 4 (die Herrichaft Aniphaufen und 
der Bentinck'ſche Succeſſionsſtreit) 
Lit.: Krit. V.J.Schr. XV. 291. — Kaltenborn, Kritik, 128, 158, 308. 
Teihmann. 


Wirthſchaftsjahr bezeichnet in der Landwirthichaft denjenigen Zeitraum eines 
Jahres, welcher nach der Ernte beginnt und mit der nächiten Ernte abjchließt, aljo 
den Zeitraum, in welchem die für das laufende Jahr gemachten Aufwendungen und 
der Wirthichait zugeführten Ausgaben durch die aus der Wirthichaft gezogenen 
Nubungen, jo viel wie möglich, wieder ausgeglichen und die Jahreserträge des 
Grundftücks fejtgeftellt werden. Es unterjcheidet ſich von der Wirthichaftsperiode 
dadurch, daß letztere eine Durchnußung des ganzen Grundſtücks nach wirthichaftlichen 
Prinzipien umfaßt, alſo den Zeitraum begreift, in welchem nach den Grundfäßen 
entweder der Dreifelder- oder der Schlagwirthichaft ſämmtliche zum Grundftüd ges 
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hörigen Ländereien einmal durchgebraucht worden ſind. Der Begriff des W. in 
dieſem Sinne hat inſofern nur eine relative Bedeutung, als er eine feſtbegrenzte 
Zeitdauer nicht bezeichnet; weil klimatiſche und Bodenverhältniſſe den jährlichen An— 
fangs= und Endpunkt der Nutzung eines Grundſtücks verſchieden beſtimmen. Gleich— 
zeitig folgt aber auch aus dem Inhalt des Begriffs, daß er nur für vollſtändige, 
ſelbſtändig bewirthichaftete Grundjtüde, nicht auch für andere oder für jonftige Frucht» 
tragende Sachen verwendbar ift. 

Das Römische und das Gemeine Recht haben den Begriff nicht weiter ver- 
werthet. Dagegen ift er in verfchiedene Landesrechte, und inäbefondere auch in das 
Preußifche aufgenommen worden. Den Fällen, in welchen in dem leteren von ihm 
Gebrauch gemacht worden, liegt der gemeinfame Gedanke zum Grunde, daß, wenn 
unter gewiffen WVorausfegungen eine fruchttragende Sache aus einer Hand in eine 
andere übergehen joll, die Uebergabe jo erfolgen müffe, daß fie feinem Theil zum 
Nachtheil gereicht. Das Preuß. Recht Ipricht nämlich von einem W. in den Lehren 
vom Belt, vom Nießbrauch umd von der Pacht. 1) Muß der bonae fidei possessor 
dem dominus weichen, jo haftet er nach Röm. Recht (f. Windſcheid, $ 161) 
nur auf Herausgabe deffen, was er hat oder durch jeine Schuld verloren hat. Ihm 
bleiben alfo bei fruchttragenden Sachen die während der possessio ordnungsmäßig 
gezogenen Früchte, während er die noch nicht perzipirten herausgeben muß. Das 
Preuß. Allg. ER. (I. 7 $$ 188 ff.) baut zwar fein Syſtem auf denfelben Grund 
fäben auf; wenn jedoch die zurückzugebende Sache ein Landgut, ein Haus oder ein 
anderes nubbares Grundftüd ift, jo geht das Gefeh davon aus, daß die von der 
Uebereinitimmung des Willens beider Theile unabhängige Reftitutionszeit weder dem 
einen zum Nachtheil, noch dem andern zum Wortheil gereichen dürfe. Es foll der 
Beliger, der nach wirtbichaftlichen Grundfägen Aufwendungen für das Grunditüd 
gemacht, der Entfchädigung für diefelben nicht gänzlich verluftig gehen, noch dazu 
verleitet werden, unter Nichtbeachtung der Prinzipien eines guten Landwirths ſich 
vorzeitig in den Befih der Früchte zu fegen. Andererſeits joll aber auch der Eigen- 
thümer nicht in die Lage gebracht werden, die Hauptnußungen des Grundftüds gänzlich 
zu verlieren und nur die Laſt der neuen Aufwendungen für die fpätere Zeit zu 
tragen. Zur Ausgleichung der Intereſſen beider Theile hat das Gejeh das W. 
herangezogen und die Beitimmung getroffen, daß die Nußungen des legten W., d. 5. 
desjenigen, in welchem die Herausgabe erfolgen foll, zwifchen beiden pro rata der 
Beſitzzeit zu theilen find. Hierbei wird unterichieden, ob es fich um ein Landgut, 
alfo einen jelbjtändig zu bewirthichaftenden, mit eigenen Ausgaben und Ginnahmen 
verbundenen Landbeſitz oder um ein anderes Grundjtüd Handelt. Im erjteren Falle 
wird für die Dauer des laufenden W. ein die Nechte beider Theile wahrnehmender 
Derwalter beitellt. Die zu theilende Maſſe beiteht in dem Werth der Nubungen 
des ganzen W., jedoch nach Abzug der für die Wirtbichaftsführung nothwendigen, 
nicht auch der zu Meliorationen verwendeten Ausgaben, der zum Unterhalt des possessor 
und jeiner Familie bis zur Zeit der Uebergabe nöthig geweienen und verbrauchten 
Nubungen, der zur Verzinfung der Hypotheken und Berichtigung der Abgaben ge- 
brauchten Beträge und der zur Weiterführung der Wirthſchaft nach wirthichaftlichen 
Prinzipien nothwendigen Vorräthe. Bei anderen Grundjtüden ala Landgütern er- 
folgt die Theilung unter den Intereffenten dahin, daß die Nutzungen, wie die Laſten 
und Abgaben bis zum Ablauf desjenigen Vierteljahres de W., in welchem der 
Beſitz aufhört, dem Beliter, die anderen dem Gigenthümer zufallen. Um die Un— 
bejtimmtheit des Begriffs eines W. zu befeitigen, jchreibt das Geſetz ausdrüdlich vor, 
daß e8 am 1. Juli beginnt. 2) Aehnlich wie bei der possessio gilt im Röm. Recht 
auch beim ususfructus der Sat, daß bei der Beendigung defjelben die Sache in dem 
Stande zurücdzugeben ift, in welchem fie fich befindet (restituturum quod inde 
exstabit: 1. pr. D. 7, 9). Anders das Preuß. Recht. Bon den gleichen Grund- 
jäßen, wie bei der Lehre vom Beſitz ausgehend, ordnet das Allg. ER. in den SS 143, 
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144 I. 21 an, daß bei der Beendigung des Nießbrauche, wenn derjelbe durch Ver— 
trag bejtellt ift, über die Neftitution die Vertragsbeſtimmungen maßgebend bleiben, 
daß aber beim Fehlen derjelben und bei dem gejelichen Nießbrauchsrecht die 
Nugungen des legten W. zwiſchen dem Gigenthümer und dem Nießbraucher bzw. 
defien Erben getheilt werden jollen. Die Art der Theilung ift diejelbe, wie in der 
Lehre vom Beſitz, jedoch mit der auffälligen Modififation, daß zwar bei Landgütern 
das W. am 1. Juli, bei anderen Grunditüden aber am 1. Juni beginnt. Welche 
Gründe diefe Verichiedenheit rechtfertigen können, bleibt unerfindlich. Die von ein= 
zelnen Schriftitellern beliebte Motivirung befriedigt nicht. Cine Anwendung dieſer 
Grundjäge findet fih im Allg. ER. S 615 II. 1. bei dem gejeglichen Nießbrauchs- 
recht des Ehemannes und in dem Gejeß vom 10. Mai 1855, welches die Aus— 
einanderfegung zwiſchen dem Pfarrer bzw. deffen Erben und feinem Amtsnachiolger 
regelt, das jedoch infofern von ihnen abweicht, als es den Anfang des W. auf 
den 1. Oktober verlegt. 3) Auch bei der Pacht wird das MW. weientlich, jedoch 
nur, wenn das Objekt derjelben ein Landgut iſt. Es fommt in Betracht im alle 
der Entjeßung des Pächters innerhalb der Kontraktszeit, bei der Beitimmung der 
Kündigungsfriſt, falls weder eine jolche, noch die Dauer der Pachtzeit im Bertrage 
verabredet ift, bei der Geltendmachung von Gewährsmängeln und bei den Remiffions- 
forderungen. Wird der Pächter des Pachtbefiges innerhalb eines W. entjeßt, jo ſoll 
er zwar den Pachtzins für das ganze W. bezahlen, das Pachtgut jedoch während 
diefer Zeit für ihn verwaltet werden. Die beim Mangel einer vertragsmäßigen 
eintretende gefegliche Kündigungsirift von jechs Monaten wird nach dem Endpunkt 
des W. berechnet. Zu Tage getretene Gewährsmängel hat der Pächter zur Ver— 
meidung der Präflufion noch vor Ablauf des W., in welchem er fie wahrgenommen, 
den Verpächter anzuzeigen. Bei Remiffionsforderungen endlich ift behufs Feſtſetzung 
der Höhe der Remiffionsjumme auf das W. und die Einkünfte während deilelben 
jurüdzugehen. In allen diefen Fällen jpricht das Gejeß wol vom W., ftellt jedoch 
nicht feft, wann dajlelbe beginnt. Man hat deshalb auf die Vorjchriften in der 
Schre vom Nießbrauch hingewiejen. Allein die Praris hat mit Rüdficht auf den 
Umftand, daß der Wille der Kontrahenten dem Gejeß vorgeht, fich dafür entichieden, 
daß in allen diefen Fällen unter dem W. das Pachtjahr zu veritehen, daß aljo der 
Beginn deffelben mit dem Anfang der Pachtzeit zufammenfällt (Entjch. des OTrib. 
Bd. XXXI ©. 422, Bd. XXXIV. ©. 174). Mit Recht wird für diefe Anficht 
auch der $ 162 der Gemeinheitätheilungsordnung vom 7. Juni 1821 herangezogen, 
in welchem ausdrüdlich als W. das Pachtjahr bezeichnet it. Meves. 


Wiſſenbach, Joh. Jakob, & 1607 zu Fronhauſen, ſtudirte in Gröningen 
und Marburg, ging nach Paris, wurde Profeſſor in Franeker, T 1665. 

Schriften: Emblemata Triboniani, Gron.“1633, 1642; Hal. 1736. — Diatriba de 
mutuo, Franek. 1641 (Vindiciae 1646), 1660. — Disp. ad Instituta Imperialia, Franekerae 
1648, 1666, — In extr. Pandect. tit. de div. regulis juris exercit. cathedrariae, Franekerae 
1651, 1665. — Exerc. ad 50 libr. Pand., Franek. (1658, 1658) 1661, Lips. 1673. — In libros 
7 priores Cod. Comment. cath., Franek. (1660, 1633, 1664) 1701. 

£it.: Huberi Dedicatio, Wissenbachii disputationes ad Instit. Imper. a. 1666. — 
SJugler, V. 61 ff. — Rivier, Introd. historique, 1881, p. 607. Zeihmann. 


Witte, Hermann Adolf Jojei, 5 22. XI. 1833 zu Breslau, ſtudirte 
in Halle und Seidelberg, promovirte 1855 in Halle, 1860 Dozent in Berlin, 1863 
außerordentl., 1864 ordentl. Prof. in Greifswald, T nach langen förperlichen und 
geiftigen Leiden 26. I. 1876. 

Schriften: De onere probandi in negatoria actione, Halis 1855. — Die Bereiche» 
zungäflage des Gemeinen Rechts, Halle 1859. — Das interdictum uti possidetis, Ypz. 1863. — 
Jahrbb. f. Dogm. V. 88—124. 

Cit.: Krit. v. JEch. 1. (1859) 115—127 und V. 51158. — Zeitſchr. für Civilrecht 
u. Proz, Neue Folge 18, XV. (1861). — Zeitſchr. f. d. geſ. H.R., VIII. 1. — Zeitſchrift für 


Rechtögeichichte, VII. 488 ff. — Krit. V. J.Schr., VI. 39 ff., 330 ff. VIIL. 169 ff., 321 fi., 482 ff. 

XI. 475 ff. — Schletter's, Jahrbb., X. 6 ff. — Heibdelb. Jahrbb. LVI. 689 ff. — Kraft, 

Om Hovedprinciperne i den formueretlige Anordning, Kbhvn. 1881, p. = r 
eihmann. 


Witthum (vidualitium) ift im heutigen Deutjchen Recht eine der älteren Leib: 
zucht entiprechende, der Frau ohne Nüdficht auf ihr Eingebrachtes und neben ihrer 
ftatutarifchen Erbgebühr vom Manne ausgeſetzte Wittiwenverforgung, welche bald in 
der Ueberlaffung einer Wohnung, bald in dem Nießbrauche von Grunditüden oder 
Kapitalien, bald in der Beitellung von Natural= und Geldrenten beiteht. Im 
Uebrigen vgl. d. Art. Yeibgedinge. P. Hinſchius. 
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Wohnfitz (domicilium, domieile) iſt derjenige Ort, den Jemand zu feinem 
bleibenden Aufenthalt, alfo zum Mittelpunft feiner Geichäfte und jeines Haushalts 
gewählt hat (nach 1. 7 C. de incolis 10, 39: „ubi quis larem rerumque ac for- 
tunarum suarum summam constituit, unde rursus non sit discessurus, si nihil 
avocet, unde quum profectus est, peregrinari videtur, quo si rediit, peregrinari 
jam destitit* — jo auch Preuß. Ger.O. Thl. J. Tit. 28$ 3, 10; Code civil art. 102, 
dagegen definiren nicht Hannov. Prozeßordn. $ 5, Bayer. Prozeßordn. von 1869 
Art. 12, Deutiche CPO. $ 13). Vorausſetzung des Domizils ift aljo einmal der 
jog. animus remanendi, d. h. die Abficht, fich an einem Orte dauernd aufzuhalten, 
und ferner eine dieſer Abficht entfprechende, fie verwirflichende That. Deshalb währt 
auch das Domizil jo lange, bis diefe beiden Momente fortgefallen find („domi- 
cilium re et facto transfertur, non nuda contestatione“, l. 20 D. ad municip. 
1. 1, ſ. auch Code civil art. 103). Nicht ausgeichloffen ift, daß Jemand feinen 
W. an mehreren Orten neben einander, alſo zwei Domizile befitt, weil man feinen 
Haushalt jo vollftändig auf zwei Orte (4. B. auf eine Wohnung in der Stadt und 
eine Billa in einer nahe gelegenen Gemeinde) vertheilen fann, daß weder der eine, 
noch der andere Ort fich als augjchließlicher Si der Wirthichaft betrachten läßt. 
Prozeffualiich ift der W. deshalb wichtig, weil der allgemeine Gerichtsftand (das 
forum commune generale) dadurch beitimmt wird, d. h. jowol nad Gem. Recht, 
wie nach) dem Code de proc. art. 2, 4, 59 und nad) der Deutichen CPO. SS 12, 
13, kann eine Perſon in allen Angelegenheiten bei dem Gerichte des Domizils, 
welches in der betreffenden Rechtsſache Gerichtöbarfeit befitt (aljo je nach Umständen 
bei dem Kollegialgerichte, dem Eingelrichter, d. h. Amts-, Friedensrichter, Handels» 
gericht), belangt werden, reſp. bei doppeltem Domizile bei dem Gericht des einen 
oder anderen, jelbjt wenn ein bejonderer Gerichtsftand (ſ. d. Art. Gerichtsjtand) 
begründet ift, fofern leßterem nicht der Charakter der Ausjchließlichkeit zukommt. 
Da die Wahl des Domizild ein Alt von rechtlicher Bedeutung ift, jo ſetzt er 
volle Handlungsfähigkeit und das Necht, über feine Perfon zu verfügen, voraus. 
Es haben daher Diejenigen, welchen diefe Fähigkeit jchlt, entweder nur einen Ges 
richtöftand, welcher durch den anderer Perfonen mittelbar beſtimmt (jog. abgeleiteter 
Gerichtsftand) wird oder doch einen folchen, welchen fie weder freiwillig wählen, nod) 
aufgeben können. In die erite Kategorie gehören die in civilvechtlicher Abhängigteit 
oder in einem Gewaltverhältniß zu einem Anderen jtehenden Perfonen, jo haben 
Kinder in väterlicher Gewalt, nach Gem. Recht, Code civil art. 108, Deutiche 
CPO. $ 17 den Gerichtäftand ihres Vaters, die Ehefrauen den ihrer Ehemänner, 
Deutiche CPO. $ 17; Code civil art. 108; ferner uneheliche Kinder, über welche 
eine Bormundichaft eingeleitet ift, jowie andere Bevormundete den Gerichtsjtand am 
Sie der Bormundichaft, der fich jedoch wieder nach dem Domizil der Mutter, rei. 
des verjtorbenen Vaters bejtimmt (daraus erklären fich die Abweichungen in den 
Feſtſetzungen der verjchiedenen Prozeßordnungen, welche bald des Domizils der Mutter, 
refp. des Baterd, jo Deutiche CPO. $ 17; bald des des PVormundes, reip. 
der Vormundjchaft, Code civil art. 108, gedenken). Wenn eine weitverbreitete ge 
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meinrechtliche Praxis dem Gefinde und den Geſellen allgemein das Domizil der 
Herrichaft anweift, jo erfcheint dies mit Nüdficht auf die allgemeinen VBorausfegungen 
der Wahl des Domizils nicht richtig, vielmehr fann das nur für Perfonen diefer 
Kategorie, welche jelbftändig (sui juris) find, gelten (jo indirekt Deutjche CPO. 
$ 21). In die zweite der oben erwähnten Kategorien gehören Diejenigen, welchen 
das Öffentliche Recht einen beftimmten W. anweiſt, aljo alle Beamten, welche ihr 
Domizil an ihrem Amtsſitze, und Berufsſoldaten, die dafjelbe an ihrem Garnifons- 
orte haben; nicht hierher aber Diejenigen, welche nur im Garnifonsorte ihrer Militär- 
pflicht genügen (Deutiche EPO. 88 14, 21). Für diejenigen Beamten, welche ihr 
Amt zum NRefidiren im Auslande verpflichtet, welche aber dort, wie 3. B. die 
diplomatischen Vertreter, dag Recht der Erterritorialität genießen, ift das Gericht der 
Hauptitadt zum allgemeinen Gerichtsftand, mitunter leßteres jedoch nur jubfidiär für 
den letten allgemeinen Gerichtäftand im Heimathslande dazu beftimmt (jo Deutjche 
GPO. 8 16). Im Gemeinen Prozeß werden meistens auch die Sträflinge zu der 
Kaffe von Perjonen gezählt, welche, kraft öffentlichen Rechts, ein Domizil, nämlich 
am Orte der Strafanftalt, haben, jedoch läßt ich das nicht auf die Beltimmungen 
des Röm. Rechts über die Relegirten gründen, wie denn auch die zeitweiſe Ver— 
büßung einer Freiheitsſtrafe noch nicht jtets die Auflöfung des Haushalts zur Folge 
bat (die erwähnten Partikulargefege haben feine Beitimmungen). Juriſtiſche Per: 
ſonen und andere Vereine, welchen Prozeßfähigkeit zufommt, find eines W. im natür- 
lichen Sinne nicht fähig, als ihr Domizil gilt der für fie jtatutenmäßig feſtgeſetzte 
Hauptfi der Gejchäfte, eventuell der Ort, wo die Verwaltung geführt wird (Deutjche 
GPO. 8 19). Der allgemeine Gerichtsftand des Fiskus ift da, wo die zu feiner 
Vertretung im jpeziellen Rechtsſtreit berufene Behörde ihren Sit hat (Deutiche GPO. 
$ 20). Neben dem allgemeinen Gerichtsjtand des W. kennen einzelne neuere Gejeh- 
gebungen auch noch einen Gerichtsjtand des dauernden Aufenthaltes, 
indem fie die Perfonen, welche fich, mögen fie ein Domizil jelbftändig begründen können 
oder nicht, nur wegen beftimmter, eine feſte Niederlafjung nicht nothwendig bedingender 
Zwecke an einem Orte aufhalten, für perjönliche Klagen dem Gerichte deſſelben 
(eleftiv mit dem des Domizils) unterwerfen. So namentlich Deutſche CPO. S 21, 
lautend: „Wenn Perfonen an einem Orte unter Berhältniffen, welche ihrer Natur 
nad) auf einen Aufenthalt von längerer Dauer Hinweisen, inäbefondere als Dienit- 
boten, Hand» und Fabrifarbeiter, Gewerbegehülfen, Studirende, Schüler oder Lehr: 
linge, fich aufhalten, jo iſt das Gericht des Aufenthaltsorts für alle Klagen zu— 
ftändig, welche gegen diefe Perfonen wegen vermögensrechtlicher Aniprüche erhoben 
werden”. Mean könnte diejen Gerichtäitand füglich den des Duafidomizils nennen. 
Eine andere Abart des forum domicilii, welche allerdings den fpeziellen Gerichts- 
fänden näher fteht, ala der de8 Quaſidomizils, bildet der unter VBerallgemeinerung 
bandelörechtlicher Auffaffungen von der Deutichen (PO. $ 22 dahin normirte Ge— 
richtsſtand der Niederlaffung : „Bat Jemand zum Betriebe einer Fabrik, einer 
Handlung oder eines anderen Gewerbes eine Niederlaffung, von welcher aus un— 
mittelbar Geſchäfte gejchloffen werden, jo können gegen ihn alle Klagen, welche auf 
den Geichäftsbetrieb der Niederlaffung Bezug haben, bei dem Gerichte des Orts 
erhoben werden, wo fich die Niederlaffung befindet. Der Gerichtsjtand der Nieder: 
laſſung ift auch für lagen gegen Perfonen begründet, welche ein mit Wohn: und 
VWirthichajtsgebäuden verjehenes Gut als Gigenthümer, Nubnießer oder Pächter bes 
wirthichaften, foweit dieſe Klagen die auf die Bewirthichaftung des Gutes fich be= 
ziehenden Rechtsverhältniffe betreffen“. — Während das Röm. Necht das forum 
originis, d. h. den Gerichtsftand desjenigen Ortes, an welchem Jemand das Stadt- 
bürgerrecht hatte, allgemein mit dem forum domieilii fonkurriren ließ, ift heute in 
Folge der Veränderung der ſtaatlichen und kommunalen Verhältniſſe dieſes Forum 
fortgefallen. Das heutige jog. forum originis des Gemeinen Prozeſſes iſt nichts als 
ein frühere Domizil, welches Jemand oder fein Gewalthaber gehabt hat, und 


1344 Bohnungsredt. 


welchem man die Wagabunden im rechtlichen Sinne, d. 5. alle Perjonen ohne einen 
feften W., und die Kinder nach dem Tode ihrer Eltern bis zur Begründung eines 
eigenen Domizil® unterwirft. Was die erjteren, alfo die Perfonen, welche feinen W. 
haben, betrifft, jo wollen fie einzelne gemeinrechtliche Prozeflualiften, falls ihr forum 
originis nicht befannt ift, dem Gericht des jeweiligen Aufenthaltsorts allgemein 
unterwerfen, während andere dies für unzuläffig halten. Die Deutihe CPO. ($ 18) 
erklärt für den allgemeinen Gerichtäftand einer Perfon, welche im Inlande feinen 
W. hat, das Gericht, in deffen Bezirk fich diefelbe aufhält, und wenn der Aufent- 
haltsort einer Perfon ohne W. unbefannt ift, den leßten W. MUebrigens hat das 
civilprozefualifche Domizil nichts mit der Staatsangehörigkeit zu thun, es können 
daher auch Ausländer, ohne dieje aufzugeben, im Inlande ein Domizil erwerben. — 
Der im Franzöfiichen Prozeß vorkommende Ausdrud election de domicile oder Er— 
wählung des Domizils (j. Code de proc. art. 61, 435, 559, 584, 637, 673, 
783, 789, 927) bedeutet nur jo viel, als eine Perjon bezeichnen, welche zur Empfang- 
nahme von gerichtlichen Zuftellungen für eine außerhalb des Gerichtsbezirls wohnende 
Partei befugt jein Soll. P. Hinſchius. 

Wohnungsrecht — habitatio. — Das Röm. Recht kennt neben dem Nich- 
brauch und dem Gebrauchsrecht an einem Haus als Perjonalfervitut die habitatio, 
ihrem Inhalt nach dem Nießbrauch nachitehend, ſofern fie den Berechtigten nicht 
zu jeder Art der Ausnußung ermächtigt, vielmehr wejentlich die Benutzung durd 
ihn ſelbſt, wenn auch nicht ausjchließlich durch ihn vorausſetzt, — dem usus in 
allem Wejentlichen: Umfang, Entitehung, Beendigung, gleichitehend, nur darin ver: 
ichieden, daß fie durch Nichtgebrauch nicht erlifcht (1. 10 pr. — S 3D.7, 8), eine 
Beitimmung, die daraus zu erklären ift, daß das Vermächtniß eines W. (eine an- 
dere Art der Entjtehung als durch Legat ift in den Quellen nicht erwähnt) ebenſo 
wie ein Legat von jährlichen oder monatlichen Alimenten behandelt wird (1. 11. D. 
de usu et habit. legata 33, 2; 1. 10 D. de cap. min. 4, 5), aljo mit 
jedem Jahr erit von Neuem fällig wird. — In mehrfacher Beziehung jehr ver 
ichieden von der Nöm.-rechtlichen habitatio ift das W., wie es heutzutage namentlid 
in bäuerlichen VBerhältniffen häufig vorfommt; dieſes W. Hat regelmäßig den 
Gharafter einer Reallaft, es kann durch letztwillige Verfügung entitehen, wird aber 
ebenjo häufig oder häufiger durch Vertrag, insbefondere bei Gelegenheit elterlicher 
Gutsübergabe begründet, und zwar nicht blos für den Webergebenden jelbit, ſondern 
auch — einer der von der Praris allgemein anerfannten Fälle eines für den Dritten 
rechtserzeugenden Bertrags zu Gunjten Dritter — für Andere, jpeziell die Kinder 
des Webergebenden, Gejchwifter des Uebernehmers (vgl. Seuffert, Archiv, Bd. 1. 
Nr. 327, 328; XVII. Nr. 269). — Inhaltlich tritt die Verfchiedenheit des (bäuerlichen) 
W. von der habitatio darin hervor, daß bei erjterem noch viel mehr ala bei leßterem 
die Rückſicht auf die Individualität, auf die perjönlichen Bedürfniſſe des Berech— 
tigten zur Geltung fommt; das W. des Leibzüchters, Ausdingers ift ein weſentlich 
beichränftes gegenüber der habitatio, nicht blos da, wo es auf die Mitbenukung 
der einem Anderen gehörigen Räumlichkeiten reduzirt ift (vgl. Seuffert, VI. Nr. 237), 
jondern auch da, wo der Berechtigte abgejonderte Wohngelaffe hat: zur Vermiethung 
ift er überhaupt nicht berechtigt (Seuffert, XXXII. Nr. 23), zur unentgeltlichen 
Aufnahme dritter Perfonen nur in bejchränttem Umfang: er darf im Allgemeinen 
nur die zu feiner Pflege erforderlichen Perfonen und die feiner Pflege bedürftigen 
Kinder, jedoch auch einen fpäter geheiratheten Ehegatten (Mann oder frau) auf 
nehmen (Seuffert, I. Nr. 250; XII. Nr. 50; XX. Nr. 236, 237, 238). 
Streitig, ob, wenn ein W. Mehreren zufammen vorbehalten iſt, nach dem Wegfall 
eines Berechtigten eine Beſchränkung des Umfanges zuläffig ift (Seuffert, 1. 
Nr. 328). Selbitändiges Necht der Ehefrau, wenn das W. für Eheleute begründet 
war? (Seuffert, X. 266.) — Die Unverjährbarkeit wird auch dem Deutjchrecht- 
lichen W. zufommen, da der Alimentencharatter hier noch mehr vorherricht. 
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Lit. (außer den Hand: u. Lehrbüchern d. Röm. u. Deutſchen Privatrechts): Thibaut, 
Eivilift. en Nr. 2, — Elvers, Die Röm. Servitutenlehre, $$ 60, 61. — Glüd, 
5 fl. i 


— 


ſtomm., IX. ©. 


Wolff, CHrift. Freih. v., & 24. I. 1679 zu Breslau, wurde 1707 Prof. 
der Mathematif und Naturlehre, 1723 jeiner Stelle entjeßt, flüchtete nach Marburg, 
1740 Geh. Rath, Vizekanzler der Univerfität und Profeffor des Natur: und Völker— 
rechts in Halle, 1743 Kanzler, 1745 Reichöfreiherr, T 9. IV. 1754. 

Schriften: Dernünftige Gebanten von der Menſchen Thun und Laflen, Halle 1710. — 
Dernünftige Gedanken von dem geiellich. Leben der Menſchen u. infonberheit dem gem. Weſen 
oder Buch über die Politif, Halle 1721, 1736, 1756. — Jus naturae methodo secientifica 
pertractatum, a 1740— 1748. — Jus gentium methodo scientifica pertractum, 1749 
(Auszug daraus: Instit. jur. naturae et. gent., 1754 (Deutich: Grunbläße des Staats: und 
Völkerrechts, Halle 1754, 1769, franz. v. Forney, Amst. 1758, v. Luzac, Lugd. 1772). 

Lit. Bluntſchli, Geſch. des allg. Staatsrechts, S. 213—223. — Mohl, 1. 75, 241, 
333, — Hinrichs, Geichichte der Staatd- und Rechtöprinzipien, III. 347—873. — Kluge, 
ray v. Wolff, der Philojoph, Breslau 1831. — Seine eigene Biographie, — von 

uttfe, Leipzig 1841. — Roſcher, Geich. d. National:Delonomit, 1874, S. 347—356. — 
Ompteda, I. 320-328; III. 38. — Walter, Naturreht, 8 54. — Ahrens, Natur: 
recht, (6) I, 114—118. — Fiore, Diritto internazionale pubblico, (2) 1879, I. 58, 116, 
136, 171. — Kaltenborn, Ktitif, 66 ff. Zeihmann. 


Woringen, Franz Arn. Maria v., 5 6. VII. 1804 zu Düffeldorf, 
promovdirte 1828 auf Grund einer preisgekrönten Differtation: De crimine inter- 
versionis 1827, hHabilitirte fich in Heidelberg, wo er 1829—32 lehrte, ging nad 
Berlin, wo er 1837 außerordentl, Profefjor wurde, fiedelte ala ordentl. Profefjor 
1843 nach Freiburg i./®. über, 1861 Hofrath, 1869 Mitglied der I. Kammer, 
7 6. I. 1870. 

Schriften: Beitr. zur Geichichte des Deutichen Staatsrecht3, Berlin 1836. — Beleucht. 
des Prozeſſes Lafarge nah Preuß. Strafrecht, Berl. 1841. — Einige Worte zur Berth. ber 
Univ. Freiburg (Progr.), Freib. 1848. — Ueber den Begriff des fortgeieten Verbr. (Progr.), 
— 1857. — Ueber die ——— des Einfluſſes der Sittengeſ. auf d. Straf-Geſ. (Progr.), 

reib. 1864. — Ferner ſchrieb er: Märchen, Berl. 2. Aufl. 1870, das Trauerſpiel Jad— 
wiga, Berlin 1870, und Gedichte, Bremen 1872. 
Lit.: Behaghel, Gedächtnißrede, Freib. 1871. Zeihmann. 


Wucher. Wucher (vom goth. vökrs, althd. wuochar) bedeutet zumächjt nur 
den Ertrag deö Bodens, den Zuwachs durch natürliche Vermehrung: wuocharhaft 
heißt fruchtbar, wuocherbaum der Fruchtbaum, der Zuchtjtier wuocherjtier u. j. w. 
Jedoh wird mit demjelben Wort auch das Uebermaß und der unerlaubte Gewinn 
bezeichnet, wuochergülte 3. B. bedeutet verbotene Zinfen, und im heutigen Sprach: 
gebrauch ijt mit „Wuchern“ immer der Begriff der übermäßigen, unnatürlichen und 
unerwünschten Fruchtbarkeit verbunden: man jpricht von wucherndem Unfraut, nicht 
von wuchernder Feldfrucht. Dem entiprechend bedeutet tropifch „Wucher” den über- 
mäßigen, Andere beeinträchtigenden Gewinn, „W. treiben“, den Mißbrauch einer 
jeitweiligen oder dauernden wirthichaftlichen Machtſtellung. Man redet in dem 
Sinne von Kommwucher, Wucher mit der Kraft der Arbeiter. In weitaus den meijten 
Fällen freilich denkt man an das Streben nach übermäßigen Vortheilen für die 
Gewährung eines Gelddarlehns. Namentlich hat fich die Gejeßgebung, während fie 
rüber auch wol auf andere Arten des W. Rüdficht nahm, heute auf den Darlehns- 
W. beichränft. Inſofern derjelbe eine ftrafbare Handlung darftellen joll, muß 
geſetzlich feftitehen, welche VBortheile ald übermäßig anzufehen find. Als übermäßig 

un jede Vergütung für Gewährung eines Darlehns erfcheinen, wenn man davon 
ausgeht, daß Zinslofigkeit deffelben der naturgemäße Zuftand jei, dann iſt Zins und 
W. identiich. Oder das Geſetz ftellt einen Höchitbetrag für die zuläffige Zins— 
torderung auf, dann ift W. die Ueberfchreitung diefer Schranfe. Endlich kann es 
dem Richter überlaffen werden, nad) Maßgabe gejeglich beſtimmter Gefichtspunfte 
Im einzelnen alle darüber zu entjcheiden, ob W. vorliegt. Die Aufftellung 
vb. Holgenborff, Enc. II. Redtsleriton III. 3. Aufl. 8 
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bejtimmter Zinsjchranfen war im Alterthum wol die Regel, bei den orientalifchen 
Völkern, wie bei den Aegyptern, kommen fie vor. Eine eigenthümliche Stellung 
nahm das Mofaiiche Gejeh ein, indem es den Juden dad Zinsnehmen untereinander 
verbot, Fremden gegenüber aber unbejchräntt gejtattete. — Bolltommene Zinsfreiheit 
berrichte in Griechenland, wenigjtens in Athen (vgl. Böckh, Staatshaushalt der 
Athener, I. $ 22). Urjprünglich fannte auch das Römiſche Recht eine Beichränfung 
der DVertragsfreiheit nicht, doch führte jchon die Zwölftafelgefeßgebung ein Zins: 
marimum ein (fenus unciarium — !,, des Kapitals für das zehnmonatliche Jahr, 
aljo etwa 10°,). Die Ueberichreitung deifelben wurde wie furtum manifestum 
mit der poena quadrupli bedrcht. Es war das offenbar nur ein Verſuch, Die 
Schäden zu lindern, an welchen das wirthichaftliche Leben des Staates frankte. Der 
Betrieb der Handwerke durch Sklaven, welcher die erwerbende Thätigkeit unbemittelter 
Freier auf Schritt und Tritt hemmte, die Latifundienwirthichait, das Syſtem der 
Steuerverpachtung, Alles trug dazu bei dem großen Kapital ein ungeheure Weber: 
gewicht zu verschaffen und den Armen in peinlicher Abhängigkeit von dem Reichen 
zu erhalten. Die Folge diejer Verhältniffe war, daß die vollfommene Verſchuldung 
der unteren Klaſſen eine bejtändige Gefahr für den Staat bildete, der man mit 
allerlei Mitteln zu begegnen juchte, ohne doch das Uebel ausrotten zu können. 
Neben der Sorge für billige Lebensmittel, eventuell unentgeltliche Vertheilung der: 
jelben, dem Erlaß der rüditändigen Zinſen, der Vernichtung der Echuldbücher 
(novae tabulae), dem Austheilen zinslofer Darlehen auf Staatskoſten, fpielte die 
MWiedereinichärfung der ſtets aufs neue in Bergeffenheit gerathenden Zinsgeſetze in 
allen jozialen Krifen eine große Rolle. Im einzelnen werden erwähnt: lex Duilia 
et Maenia de unciario fenore (397 u. c.), welche den Zinsfuß der 12 Tafeln be- 
jtätigte, eine rogatio tribunicia vom Jahre 407, welche den Zinsfuß auf die Hälfte 
herabjeßte, lex Marcia, welche gegen die Wucherer manus iniectio geftattete, lex 
Genucia (412), welche das Zinänehmen überhaupt verbot. Dies Gejeß wurde freilich 
jo wenig beachtet, daß eine ausdrüdliche Aufhebung, wie es fcheint, gar nicht erfolgte. 
Die erwähnten Gejeße, welche fich nur auf die Römischen Bürger bezogen, konnten 
durch DVermittelung der Bundesgenofjen leicht umgangen werden, es dehnte deshalb 
eine lex Sempronia (561) die Zinsgejeße auch auf Nichtrömer aus. Neben den 
bejtehenden Privatitraien wurden auch öffentliche Gelditrafen von den Nedilen gegen 
die Wucherer verhängt und die jo gewonnenen Gelder zu gemeinnüßigen Zweden, 
namentlich zur Verjchönerung der Stadt durch Bauten verwendet. Während noch 
Gäjar die alten Zinsbeftimmungen wieder aufnahm und ein S. C. von 704 den 
Griechiſch-Aegyptiſchen Zinsfuß von 12%, ala centesimae usurae zum gejeßlichen für 
alle Provinzen gemacht hatte, verichwinden in der KHaiferzeit die W.gejege, wenn 
auch die Klagen über W. nicht aufhören. Mean begnügte fic) mit privatrechtlichen 
Beitimmungen wie: usurae supra centesimam solutae sortem minuunt, consumpta 
sorte repeti possunt (Paullus, rec. sent., II. 14, 2 vgl. J. 26 D. de condict. indeb. 
12, 6). Grit Diokletian drohte für den gewerbsmäßigen W. und den Anatocismus 
die Strafe der Iniamie an (1. 20 C. de causis ex quibus inf. 2, 11 [12]). Unter 
Konitantin wurde der Zinsfuß injofern verändert ala von da an 3 siliquae auf den 
solidus von 24 siliquae als centesimae usurae galten. Die poena quadrupli, welche 
Theodoſius für Ueberjchreitung diefes Satzes aufs Neue androhte (l. 2 C. Th. 2, 33), 
ging in das Juftinianifche Necht nicht über. Selbſt da, wo der Kaiſer das Treiben 
der Wucherer, welche fich für fleine Darlehen den ganzen ländlichen Grumbdbefik 
ihrer Schuldner verjchreiben ließen (vgl. nov. 32, 34), höchlichjt mißbilligt, werden 
Kriminalſtrafen nicht angedroßt. 

Dagegen wurde Korn-W. bejtraft ald crimen annonae, auch crimen Dardana- 
riorum (Dardanariat) genannt mit Anjpielung auf einen mythiſchen Zauberer 
Dardanus aus Phönifien (vgl. Plinius, Hist. nat., 30, 1), gleichfam ala wenn die 
Wucherer fremdes Getreide mit Zauberfünjten an fich zögen oder um die VBerächtlich 
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feit ihres Gewerbes zum Ausdruck zu bringen (7). Man verſtand darunter ſowol 
das Anfaufen fremden, wie das Auffpeichern eigenen Getreides, um theure Jahre 
‘abzuwarten (vgl. Ulpian in 1. 6 pr. D. de extraord. crim. 47, 11) aud das Ein- 
gehen einer Gejellichait zu dem Zwed, die Getreidepreife hoch zu halten oder zu 
fteigern (l. 2 D. de 1. Jul. de annona 48, 12). Bei der großen Bedeutung, welche 
für den Römischen Staat die PVerforgung der ärmeren Volksklafſen mit billigen 
Nahrungsmitteln hatte, kann eine Beltrafung der fünftlichen Vertheuerung der Korn— 
preife nicht auffallen. Urſprünglich wurde von den Aedilen, welchen die Weber: 
wachung des Getreideverfehrs oblag, eine Mult verhängt, jpäter führte eine lex Julia 
de annona (vgl. $ 11 I. de publ. iud. 4, 18 und 1]. 2 eit.) von Gäfar oder 
Auguftus eine Gelditrafe von 20000 HS. ein. In der KHaiferzeit wurde das Ber- 
brechen noch Härter beſtraft: es konnte Händlern der Betrieb ihres Gejchäftes unter: 
jagt, doch auch Relegation und für humiliores Verurtheilung in opus publicum 
verhängt werden (l. 6 eit.) Cine Konftitution des Kaifer Zeno (vgl. C. de mono- 
polis 4, 59) verbot Vereinigungen zur Beitimmung von Preifen irgend welcher 
Art bei Konfisfation des ganzen Vermögens und lebenslänglicher Verbannung. Vgl. 
Rein, Kriminalrecht der Römer, ©. 829 ff.; Rudorff, Römiſche Rechtögefchichte, II. 
©. 395, über die Behandlung des Dardanariat im fanonifchen Recht, München, II. 
©. 529 ff., im gemeinen Deutfchen Strafrecht: Kleinjchrod im Archiv des Kriminal- 
rehts Bd. III. ©. 2, ©. 90 ff. Feuerbach, Lehrbuch, SS 441—444, 13 Aufl. 
©. 620 ff.; Walther im Gerichtsfaal 1871, ©. 450 ff. 

Die Einführung des Chriftenthums blieb zunächit ohne Einfluß auf die Zins— 
geießgebung. Das Zinsnehmen erjchien freilich den Kirchenlehrern ala unchrijtlich, 
theild wegen der Zinsverbote des alten Teftaments und einzelner ZTertesworte des 
neuen, namentlich Ev. Luf. 6, 35 daveliere under AneıniLovres (mutuum date nihil 
inde sperantes), theil® aus allgemeinen Erwägungen über die Pflicht der Wohl- 
thätigkeit, den Mißbrauch der Noth, der darin liege, mehr zu empfangen, als man 
gegeben habe, die natürliche Unfruchtbarkeit des Geldes u. j. w. Doch fehlte viel, 
daß dieſe Anjchauung im praktischen Leben der Chriſten durchgedrungen wäre, nicht 
einmal die Geiftlichen fühlten fich durch diejelbe gebunden. Für die leßteren erließ 
dad erite ökumeniſche Konzil zu Nicaea (325) ein allgemeines Verbot Zinſen zu 
nehmen bei Strafe der Abjegung, für die Laien wurden Kirchenftrafen nicht eingeführt. 
Ein entgegenftehender Beichluß der Spanijchen Synode zu Elvira (306) it, feine 
Echtheit vorausgejegt, durchaus vereinzelt geblieben. In der Griechijchen Kirche ver— 
ließ man diefen Standpunkt nicht, ein jtaatliches Zinjenverbot des Kaiſers Baſilius 
(867—880) wurde von jeinem Nachiolger Leo Philofophus wieder aufgehoben. — 
Anders im Abendlande, wo im 8. Jahrhundert zunächit auf einigen Englifchen 
Eynoden, dann auch auf der Synode zu Aachen (789) ein allgemeines Verbot des 
Zinsnehmens erlaffen wurde. Karl der Große führte dafjelbe in die jtaatliche Ge— 
jeßgebung ein (vgl. Gapt. v. 789, 5 bei Bert, Legg., I. 55), was jchon deshalb 
ohne Schwierigkeiten möglich war, weil in den wirthichaftlich unentwidelten Ver— 
hältnifjen des Frankenreiches wol die eigentlichen Nothdarlehen die Negel bildeten, 
und gerade bei dieſen eine Zinsforderung am erjten gehäffig ericheinen fann. — Die 
Kirche hielt an dem einmal auögeiprochenen Verbote auch da feit, wo fie praftijch 
mit demjelben nicht durchdrang, und das zweite lateranenfische Konzil (1139), deſſen 
Verordnungen für die ganze Kirche galten, erklärte die Wucherer für dauernd infam 
und jchloß fie vom firchlichen Begräbniſſe aus. Papſt Alerander III. (val. c. 3, 
und 7 X. de usuris 5, 19) verhängte über usurarii manifesti außerdem noch die 
Erfommunifation, Gregor X, (vgl. c. 1 und 2 in VI® h. t. 5, 5) drohte diejelbe 
Strafe Privaten wie Städten an, welche Wucherer bei fich beherbergten, und Clemens V. 
(vgl. Clemt. un. h. t. 5, 5) erklärte, indem er den Obrigfeiten, welche das Zinsnehmen 
geltatteten, aufigab bei Strafe der Exkommunikation innerhalb von drei Monaten 
alle derartigen Geſetze abzufchaffen, Jeden als einen Ketzer qui in illum errorem 
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inciderit, ut pertinaciter affirmare praesumat exercere usuras non esse peccatum. 
Diefen Standpunkt Hat die Kirche im Prinzip erſt jehr jpät aufgegeben, wenn fie 
auch auf die praktische Verwirklichung ſchon früh verzichten mußte. Noch die Encyclica 
Benedikt's XIV. Vix pervenit vom 1. November 1745 hielt daran- feft und erſt 
am 3. Juli 1822 hat eine Entjcheidung des Heiligen Dfficium das Zinsnehmen 
innerhalb der landesgeſetzlichen Grenzen für ſtatthaft erflärt. Don Seiten der ftrengen 
Kanoniften wurde dieje Konzeſſion entfchieden mißbilligt und die gangbarjten Moral— 
fompendien, 3.B. Liguori und Gury, drücken fich über diefen Punkt jegr zweifelhaft aus, 
Unter W. (usura) verftand die Kirche nun quidquid sorti accedit jei es in 
Geld oder anderen geldwerthen Gegenftänden (vgl. c. 1—4 C. XIV. qu. 3). Alle 
Mittel, das Zinsverbot zu umgehen, ſich usurae palliatae zu verichaffen, waren 
itrafbar. Man durfte die Rüdzahlung nicht auf eine andere Zeit ausbedingen, 
wenn man wußte, daß der Werth der zurüdzuerftattenden Gegenftände aladann ein 
höherer fein werde, oder fich eine Fruchtbringende Sache verpfänden laffen, ohne den 
Betrag der genoffenen Früchte von der Hauptichuld abzuziehen. Außerdem machte 
die usuraria voluntas, d. h. die Abficht Etwas ultra iustum debitum zu erlangen, 
auf die es emtiprechend den friminaliftiichen Anichauungen der Kanoniſten allein 
anfam, jedes Gefchäft jtrafbar. So konnte 3. B. der Kauf wucherifch werden, wenn 
fich der Verkäufer für KHreditirung des Kaufpreiſes bejondere Vortheile ausbedang. 
Maßgebend war hier überall die Meinung, daß Geld allein niemals Geld erzeugen 
könne, natürlich und juriftifch unfruchtbar fei. Geld in Verbindung mit Arbeit 
erfannte man als wertherzeugend an und gejtattete daher eine Gewinnitnahme, jobald 
mit der Verabreichung des Darlehns fich Arbeit irgend welcher Art verband. So 
fonnte das Wechslergeichäft und der damit verbundene Gewinn aus dem Diskonto 
ala erlaubt gelten, weil die Mühe, welche das Bereithalten der nothiwendigen ver: 
ichiedenen Geldſorten, der labor numerandi, damit verbunden war. Ebenjo durften 
die Bezahlung des Geichäftsperfonald, überhaupt die impensae nach ihrem wahren 
Betrage angerechnet werden, denn baare Auslagen konnte man dem Darleiher von 
Rechtswegen nicht auferlegen, darum wurde auch damnum emergens alö geniügender 
Grund für eine Forderung ultra sortem angejehen. Daneben fand — beides jchon 
bei Ihomas von Aquino — lucrum cessans Berüdfichtigung, vorausgejegt daß 
daffelbe unzweifelhaft und nicht blos möglich war. Da auch das Rififo (periculum 
sortis) als Grund einer Mehrforderung anerfannt wurde, wenigjtens wenn es be 
deutend war, wie beim fenus nauticum (vgl. c. 19 X. 5, 19, welche Stelle zwar 
anjcheinend das Gegentheil bejagt, in der aber offenbar nach der ganzen Faſſung 
des Tertes ein „non“ ausgefallen ift), jo bedeutet usura jpäter nur noch das lucrum 
(ultra sortem) quod nullo sumptu, nullove periculo conquiri studetur. Zu Diejen 
jogen. „Zinstiteln“ kommt noch ala vierter die poena conventionalis hinzu, durch 
welche die Zahlung von Verzugszinſen gefichert werden fonnte. Gine Vergütung 
für den Gebrauch des Geldes hielt man für berechtigt nur als Sachmiethe der 
einzelnen Gelditüde, 3. B. si quis ad ostendendum se divitem vel ornandum gazas 
suas aut bancum aceipit pecuniam. Die erwähnten Zinstitel hatten das theoretiſch 
jtrenge Zinsverbot praktiſch jchon ſehr durchbrochen, aber die Kirche mußte noch 
weitergehende Zugeltändniffe machen. So geitattete fie Zinänahme in Form der 
Selbjtverficherung gegen den Berluft des Darlehns. Der Gläubiger konnte Bürg- 
ichaft für rechtzeitige Zurüdzahlung verlangen, der Bürge jeinerjeits Entichädigung 
für feine Mühewaltung. Wenn nun der Gläubiger erklärte jein eigener Bürge jein 
zu wollen, jo fonnte er eine Bezahlung ebenjowol verlangen wie der fremde Bürge. 
Weit wichtiger war der Gefellichaftsvertrag, bei dem eine Verzinſung des angelegten 
Kapitala ſowol wegen des periculum sortis ala auch wegen der aufgewenbeten 
Arbeit gerechtfertigt erſchien. Abgejehen nun davon, daß bei weitausfehenden 
Unternehmungen die societas die gewöhnlichite Form der Kapitalbetheiligung bildete, 
wurde fie oft nur zur Umgehung der Zinäverbote bemußt, jo 3. B. als societas sacri 
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officii, welche die wirkliche oder oft auch nur fingirte Erlangung eines verfäuflichen, 
mit Einfommen verbundenen Amtes beim päpftlichen Stuhl bezwedte. Dabei jtellte 
das Einkommen des Amtes die Zinſen des zum Kaufe hergegebenen Kapitals dar, 
und jo verjtanden e& die Päpfte auch, indem fie bei FFinanzverlegenheiten fich durch 
Einrichtung neuer Aemter Geld zu verichaffen fuchten. — Bon größter Bedeutung 
aber war, daß man die zinsbare Geldanlage in Form des Rentenkaufes (vgl. d. Art. 
Rente) für ſtatthaft erflärte (vgl. c. 1 und 2 Extr. comm. de empt. et vend. 
3, 5). Damit war die Gelegenheit gegeben für eine bejtimmte Geldjumme fich ein 
feftes Einkommen zu fichern, welches an einem Grundjtüde haftete. Mit der Ablös— 
barkeit der Rente, die jpäter regelmäßig ausbedungen wurde, und der Verpflichtung 
des Rentenjchuldners mit jeinem ganzen Vermögen für das Rentenfapital zu haften, 
welche allmählich beinahe überall an die Stelle der urjprünglich zuläffigen Befreiung 
durch Dereliktion des Grundjtüces trat, war der Rentenkauf faktisch zum hypothekariſch 
fihergeftellten zinsbaren Darlehn geworden. — In direkten Gegenſatz zu ihren 
theoretiichen Anjchauungen trat aber die Kirche durch Gründung von Anftalten zur 
Verabreichung zinsbarer Darlehen. Dieſe jog. montes pietatis jollten zwar urfprünglich 
Geld ohne Bergütungsanleihen aufnehmen, aber troß der kirchlichen Vergünjtigungen, 
die durch Einzahlung in die montes oder unentgeltliche Thätigkeit bei denjelben 
erworben wurden, mußten zum Betrieb zinsbare Darlehen aufgenommen und darum 
auch den Entleihern ein bejtimmter Betrag als Koſten für Sapitalbeichaffung und 
Verwaltung (meift 10—15 °/,) berechnet werden. Das fonnte als Erſatz der 
impensae gelten, und die Verzinfung des Betriebsfapitals rechtfertigten die Kanoniſten 
damit, daß fie die Betheiligung an einem mons als Eintritt in eine societas an— 
ſahen. 

Trotz aller Ausnahmen vom Prinzip hätte das kanoniſche odium fenoris wol 
ſchon früher Fiasko gemacht, wenn nicht die Juden, denen man die Zinsnahme 
uneingeſchränkt verſtattete, den Geldverkehr vermittelt hätten. Sie beuteten das 
ihnen verliehene privilegium odiosum der W.freiheit rückſichtslos aus und gaben 
dadurch die erite Beranlaffung zu gejeglichen Bejtimmungen über die Höhe der zu— 
läffigen Zinjen (vgl. Näheres bei Neumann, $$ 319 ff.). Auch die Kirche verjuchte 
auf ihre Weije die jozialen Uebeljtände des Juden-W. zu bejeitigen, indem fie ftrenge 
den Verkehr der Ghrijten mit den Juden verbot, freilich ohne allen Griolg. Es 
fann eben feine Gejeßgebung die Bebürfniffe des Verkehrslebens umgejtalten. Darum 
famen auch die firchlichen Zinsverbote in Deutichland praftifch nicht recht zur Ans 
wendung. Im Norden wenigftens ift in den Gewohnheitsrechten vom W. feine 
Rede. Erſt mit dem Eindringen der fremden Rechte werden die fanonifchen Gebote 
zwar theoretiich anerfannt, 3. B. in den Schriften von Konrad Summenhard von 
Calw u. Ehriftoph Kuppener (vgl. v. Stinking, Geichichte der Deutichen Rechtswiſſen— 
ſchaft, S. 19 ff.), aber praftifch nach wie vor meist nicht beachtet. — Mit der 
Reformation erwachte auch auf diefem Gebiete die Oppofition. Luther freilich jtand 
mit jeinen wirthichaftlichen Anjchauungen ganz auf Seiten der Kanoniſten, deren 
„Zinstitel“ ihm noch ala zu weit gehende Ausnahmen erjchienen: nur alten Leuten, 
Wittwen und Waifen, die jonft nichts hätten, wollte er ein „Nothwücherlein“ 
geitatten, das ſei nur ein Werk der Barmherzigkeit (Werke, Bd. 23 ©. 306). Doch 
wollte er die etwa entgegenjtehende Geſetzgebung durchaus nicht abgeändert wiſſen 
(vgl. den bei Neumann, ©. 617 ff., abgedrudten Brief an die Stadt Danzig). Aehnlich 
ftellte fich auch Zwingli, während Galvin, den jeine Abjtammung offenbar an 
praftiichere Anjchauungen gewöhnt hatte, Zinfen für durchaus berechtigt hält, da 
Geld keineswegs unfruchtbar jei, jchon deshalb nicht, weil man dafür Dinge kaufen 
tönnte, die Geld einbrächten (vgl. Epistolae, Nr. 383). — Auch das Studium des 
Römischen Rechtes wirkte befreiend ; die großen Juriſten des 16. Jahrhunderts, be— 
jonders Gujacius und Donellus, ignorirten die Beitimmungen des kanoniſchen Rechtes 
in diefer Richtung volllommen. — In Deutichland trat für die vollfommene Be- 
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rechtigung der Zinſen zuerſt Bezold ein (1598), nach ihm erſt in den Niederlanden 
Salmaſius. Dort wurde der Streit um die ſittliche und rechtliche Qualifikation 
des Zinsdarlehns, beſonders auch die Abendmahlstäbigkeit der „Tafelhalter“, in 
heftigſter Weiſe ausgefochten (vgl. Laspeyres). Der Kampf führte zum allmählichen 
Siege der freieren Richtung, die nun die herrichende blieb. Auch Grotius und Pufen— 
dorf befannten fich zu ihr. — Für das Deutiche Reich wurde dieſe in der Landes— 
geießgebung jchon früher zum Ausdrud gefommene Auffaflung endgültig beitätigt 
durch den jüngjten Reichätagsabichied (1654), der in $ 174 ein Zinämarimum von 
5%, einführte. Damit war ein neuer dem Rechtsbewußtiein entiprechender W.begriff 
gegeben : nicht Zinjen an fich, jondern nur das Uebermaß der Zinſen ift verwerflich 
und jtrafbar. Daß freilich in allen Fällen die Grenze für die rechtlich erlaubte 
Zinsforderung die gleiche war, jchlug den Verkehr in FFeileln, welche auf die Dauer 
ebenfo drüdten, wie früher das fanonifche Verbot, und denen man fich auf alle 
Weife heimlich entzog. Daß die vorhandenen Zinägejeße praktiſch unwirtiam und 
auch theoretifch ungerechtiertigt jeien, begann man in der zweiten Hälfte des vorigen 
Jahrhunderts zu erkennen. Der energiiche Angriff auf fie ging von Jeremias 
Bentham aus. In feiner 1785 zuerft erfchienenen Defence of usury jtellte er die 
Gründe,’ aus welchen Zinsgeſetze verwerflich erichienen, in einleuchtender und fo voll- 
ftändiger Weile zufammen, daß Spätere dem faum noch Wejentliches hinzuzufügen 
vermochten. Er wies nach, daß diejelben 1) überflüffig jeien, indem fie ihre angeb— 
lichen Zwede nicht erfüllen könnten und weder die Bedrüdung der Armuth und 
die Ausbeutung des Leichtfinns oder der Unerfahrenheit verhüteten, noch bewirkten 
daß die disponibeln Kapitalien nur an folide und nicht an leichtfertige Unternehmer 
ausgeliehen würden, was A. Smith als befonders gefährliche Folge der Zinsfreiheit 
angeführt Hatte, daß ber Eintritt eines folchen Erfolges auch unerwünfcht fei, da 
übergroße Vorficht aller Kapitaliften den FYortfchritt der Induftrie hemmen müſſe, 
indem gerade die wichtigiten Erfindungen vor ihrer praftifchen Bewährung ala kühne 
Projekte bedenklich erſchienen; 2) geradezu jchadeten, weil fie die Geldbedürftigen, 
die ohne Schaden, vielleicht noch mit Nuten, mehr ala die gefeglichen Zinfen zahlen 
fönnten, daran verhinderten Geld zu erhalten, bzw. das Darlehn vertheuerten durch 
Bezahlung der Gefahr, welche der Darleiher bei Umgehung der Wuchergejege Läuft; 
3) auch moralifch verichlechternd wirkten, indem fie den Borger wol veranlaften 
den Gläubiger, der ihm vielleicht geholfen habe, zu denunziren. Endlich machte 
Bentham darauf aufmerfjam, daß erfahrungsgemäß die bejtehenden Geſetze überall 
umgangen würden, jelbjt von den Gejeßgebern, welche häufig Anleihen zu Bedingungen 
aufnehmen müßten, die im Privatverfehr ala wucherliche gälten. Dieſe Anjchauung, 
welche auch Turgot vertrat, gewann mehr und mehr Boden, jowol unter den 
Nationalölonomen wie unter den Juriften. Man wurde darüber einig, daß der 
Preis eines Gelddarlehns ſich nach allgemeinen Gefegen richte, die feine Staats— 
gewalt abändern fünne, daß der einzig denfbare wenn auch nirgends erreichte Erfolg 
der Zinstaren der fein würde, daß gewifle Perfonen gar fein Geld, niemals aber, 
daß fie Geld zu billigen Preifen erhielten. 

Auch die neueren Gefeßgebungen beruhen auf diejer Weberzeugung. Zuerſt 
gingen in freiheitlichem Sinne Defterreich und Frankreich vor. In Defterreich ichaffte 
Joſef II. 1787 das Therefianische W.patent vom 26. April 1751 ab, „um dem 
durch gejegmäßige Beftimmung der Zinfen gehemmten Privatkredit Erleichterung zu 
verichaffen und durch Befreiung vom Fiskalzwang den Zujammenfluß der Darlehen 
zu vermehren“. Das Refultat war fein befriedigendes, vielmehr wurde die Therefia- 
nijche Gejeßgebung durch das W.patent vom 2. Dezember 1803 im Wejentlichen 
wiederhergeſtellt. Doch follte dafjelbe auf die „eigentlichen Handelsgeſchäfte der 
Handelsleute und Fabrikanten unter fich“ nicht angewendet werden. Aufgehoben 
wurde dies W.patent erſt durch das Gefeh vom 14. Dezember 1866. Dieieg be— 
jeitigte zwar die Zinsjchranfen, behielt jedoch die W.ftrafen bei. Vgl. das Weitere 
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unten. — In Frankreich, wo bis zur Revolution Zinjen überhaupt als gejeglich 
unzuläſſig galten, führte das Gejeg vom 3./12. Oftober 1789 eine gejegliche Tare 
ein, welche das Geje vom 11. April 1793 umitieß, indem es ausdrüdlich erklärte: 
que l’argent etait marchandise. Auch die Napoleonifche Givilgejeßgebung fannte 
Zinstaren nicht (vgl. Code civil art. 1907), doch wurde am 3, September 1807 
ein W.gejeß (Loi sur le taux de l’inter6t de l’argent) erlaffen, wegen der offen= 
baren Schäden, welche der W. angerichtet Habe. Der geſetzliche Zinsfuß jollte 
5 Prozent, in Handelsjachen 6 Prozent betragen. Die Ueberichreitung defjelben war 
eivilrechtlich unverbindlich und verpflichtete zur Reftitution; gemohnheitsmäßiger W. 
wurde mit Gelditrafe, betrügerifcher mit Gefängniß bis zu zwei Jahren beitraft. 
Dieſes Geſetz wurde zwar zeitweilig fuspendirt (1814) und für Algier (Ordonnance 
vom 7. Dezember 1835) ganz bejeitigt, jedoch für Frankreich jelbjt nicht aufgehoben, 
fondern durch Loi relative au delit d’usure vom 19. Dezember 1850 noch ver- 
ſchärft: gewohnheitsmäßiger W. wird neben der Gelditrafe mit Gefängniß von 
6 Tagen bis zu 6 Monaten bedroht, beim Rückfall ſoll ftet3 das Strafmarimum 
angewendet werden, die escroquerie wird mit Gefängniß von 1—5 Jahren, eventuell 
Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte beitraft. Dies Geſetz ift noch Heute in Kraft, 
wird jedoch anfcheinend wenig angewendet, vgl. die minifterielle Enquete v. 1864. — 
Freigegeben wurde der Zinsfuß in England (Gefeß v. 10. Auguft 1854, welches 
nur noch für die Pfandleiher ein gewiſſes Zinsmaximum vorjchreibt), Norwegen 
(1857), Schweden (1864), Dänemarf (Gefeß v. 6. April 1855), Spanien 
(14. Mai 1856), Portugal (1833 Nr. 279 des HGB), Italien (das für 
dad Königreich Sardinien am 5. Juni 1857 gegebene Geſetz gilt jegt in ganz 
Italien), Holland (29. Dezember 1857), Belgien (5. Mai 1865, val. jedoch 
art. 494 des Code penal, in welchem für übermäßige Zinsnahme, die en abusant 
des faiblesses ou des passions de l’emprunteur gejchieht, Gelditrafe von 1000 bis 
10000 Frances und Gefängniß von 1 Monat bis zu 1 Jahre angedroht wird), 
Schweiz (wenigftend in den wichtigjten Kantonen), ferner in manchen überfeeifchen 
Staaten, meist jchon früher wie in Europa, 3.8. Brajilien (24. Oktober 1832), 
Ecuador (7. Oktober 1838), Uruguay (2. April 1838), New-Granada 
(1835), Peru (1852). In den Vereinigten Staaten von Nordamerifa 
ift fein allgemeines Gejeß ergangen, jondern jeder Staat hat die betreffenden Ver: 
hältnifje jelbjtändig geordnet. In Deutfchland war ebenfalls in einer Reihe 
von Staaten die Zinsfreiheit eingeführt. So in Baden (e8 galt der Code civil 
frangais und außerdem von bejtimmten Zinstaren unabhängige W.itrafgefege $ 533 
des StrafGB.), Württemberg (Art. 75 des PolizeiStrafßB. von 1839, vgl. 
Sei vom 1. Mai 1849), Weimar (1858), Oldenburg (18. Juni 1858), 
Bremen (27. Dezember 1858), Koburg (10. Februar 1860), Bayern (Art. 2 
Nr. 5 des EG. zum StrafGB. von 1861, vgl. Geje vom 5. Dezember 1867), 
Frankfurt a. M. (2. Februar 1864), Sachſen (25. Oftober 1864), Lübed 
(31. Juni 1862), Hamburg ($ 33 des EG. zum HGB. vom 22. Dezbr. 1865), 
Braunſchweig (18. April 1867), Meiningen (7. Juli 1867). In Preußen 
hatten die Zinsgejege troß der mannigjachiten Angriffe ſich bis zur Gründung des 
Norddeutichen Bundes erhalten, deſſen erjter Reichstag durch das Geſetz, betreffend 
die vertragsmäßigen Zinfen, vom 14. November 1867 die langerjehnte Freiheit 
gewährte, welche hernach auf das ganze Deutjche Reich erjtredt wurde. — Dieje 
Aufhebung der jtaatlichen Einmiſchung in den Darlehnsverkehr hatte num nicht die 
Wirkung, daß der W. verichtwand, im Gegentheil wurden nach wenigen Jahren 
Klagen über unerträgliche Zunahme deffelben laut. Die Stellungnahme ihnen gegen- 
über war um jo ſchwieriger als nicht geleugnet werden konnte, daß diejelben viel» 
fach durchaus berechtigt waren. In einigen Ländern (vgl. 3. B. Platter) war 
der W. eine Landesfalamität geworden und zahlreiche Symptome wiejen darauf hin, 
daß eine jolche Gefahr auch für Deutjchland drohe. Ebenſowenig aber konnte man 
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verfennen, daß eine genügend lange Erfahrung die vollfommene Nutlofigkeit, ja 
Scädlichkeit der älteren Zinsgeſetze hinreichend erwiefen babe. Ihre Wieder: 
einführung wurde nur ganz ausnahmaweije anempfohlen, 3. B. von Reichenjperger, 
der aber andere ala die längjt widerlegten Gründe zur Stügung feiner Anficht nicht 
beizubringen vermochte. 

Wirklich durchgreifende Maßregeln gegen den W. find nur möglich, wenn den 
Faktoren Rechnung getragen wird, aus deren Zuſammenwirken ſich die Höhe des 
Zinzfußes im einzelnen Fall naturgemäß ergiebt. Am einfachiten liegt die Sache, 
wenn der Gntleiher genügende Garantien für die Rüdzahlung des Darlehns bietet, 
ſei e8 durch feine unbezweifelte Kreditwürdigkeit, ſei es durch Piandbeitellung irgend 
einer Art. Die Höhe des Zinfes richtet fich hier lediglich nach dem momentanen 
Sebrauchöwerth im Allgemeinen, individuelle Verjchiedenheiten fommen dabei kaum 
in Betracht, denn der Andrang der Kapitalien zu ficherer Anlage ift nicht weniger 
ftark, wie die Nachfrage. Die Konkurrenz von beiden Seiten regelt hier den Preis 
des Geldes jo vollitändig und jo jachgemäß, daß jede Antervention des Staates 
nur fchädlich fein könnte. Wenn dem Darleiher die Rüdzahlung feines Kapitales 
nicht abjolut gewiß ericheint, jo wird er die Gefahr nur dann tragen, wenn ihn 
der Entleiher durch Verfprechung von größeren Vortheilen, als jonft üblich, dazu 
veranlaßt. Um wie viel dieje Gefahrprämie den Zins fteigert, hängt von der 
Schätzung der Betheiligten ab, welcher auch hier durch die etwa vorhandene Kon— 
furrenz Schranken gejegt werden. Dabei kommt aber der Entleiher weniger gut 
weg, denn der gefteigerten Nachfrage fteht ein vermindertes Angebot gegenüber, da 
jtet3 nur ein fleiner Bruchtheil der möglichen Gläubiger der höheren Zinfen wegen 
das Kapital aufs Spiel fegen mag. Noch jehlimmer ift für ihn der Umſtand, daß 
nicht nur die Quantität, fondern auch die Qualität der Darleiher abnimmt, je 
gewagter das abzufchließende Geſchäft ericheint. Ye größer die Gefahr für das 
Kapital jelbft, um jo höher müfjen die zu zahlenden Zinfen werden, um jo näher 
liegt alfo die Möglichkeit, daß der Schuldner fie auf die Dauer nicht ertragen fann, 
jedenfalls zu ihrer Bezahlung des Aufgebotes aller Kräfte bedarf. In der Regel 
fommt es zu diefer äußerften Anfpannung nur dann, wenn der Gläubiger feine 
Ruhe läßt, wenn er alle ihm zu Gebote jtehenden juriftifchen und moralischen 
Zwangsmittel jchonungslos anwendet. Zu einem folchen Gejchäftsbetrieb verftehen 
fich aber nur Leute, welche feine andere Rüdficht als die auf möglichit hohen Gewinn 
fennen und ihre Uebermacht über den Darlehnjuchenden bis an die Grenze der 
Möglichkeit ausbeuten. Bedarf Lehterer nun das Geld nothiwendig, jo bleibt ihm 
faum etwas Anderes übrig, als fich den Bedingungen des Wucherers zu fügen. 
Hier ift der zu Stande gelommene Vertrag nicht das Produkt wirthſchaftlich be= 
rechtigter Faktoren, jondern ein Akt brutaler Vergewaltigung des Schwachen durch 
den Starken. Dem kann der Staat nicht müſſig zufehen, denn die Wirkungen des 
MW. in diefem Sinne find höchſt gemeingefährlih. Wenn der Staat dem Wucherer 
Schuß und Beiftand gewährt, und diefer unter dem Schein und in der Form des 
Nechts die wirthichaftliche Eriftenz jeines® Schuldner vernichtet, jo muß fich das 
einfache NRechtögefühl verwirren. Dazu fommt, daß die im MW. enthaltene rüdfichte- 
[oje Manifejtirung der Kapitalgewalt ganz dazu geeignet ift, den Gegenſatz zwijchen 
Befig und Nichtbefig auf die äußerjte Spite zu treiben und die Opfer derjelben zu 
überzeugten Feinden einer Staatögewalt zu machen, welche einen ſolchen Mißbrauch 
zu billigen und zu unterftügen jcheint. — Abgejehen von den civilrechtlichen Mitteln, 
3. B. der Ungültigfeitserflärung der W.forderung, fehlt es auch nicht an Anfnüpfungs- 
punkten für die jtrafrechtliche Behandlung des W., der ſtets entiweder dem Betruge 
oder der Erpreffung nahe jteht. Beides find Mittel, durch welche Jemand dazu 
gebracht werden kann, einem Andern widerrechtliche VBortheile jcheinbar mit, in 
Wahrheit aber gegen feinen Willen einzuräumen. Beim Betruge wird gewollt, weil 
eine faljche Annahme über thatjächliche Verhältniffe künftlich erzeugt wurde, bei der 
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Erprefjung, weil das Gejchehene ala das Kleinjte der zur Wahl jtehenden Uebel 
erihien. Das ijt ganz ebenjo beim W.: der Bewucherte erfennt entweder die Schwere 
der ihm auferlegten Bedingungen nicht, oder er nimmt fie nur an, weil er muß. 
Wenn Jemand Geld haben muß, um den ihm drohenden Ruin abzuwenden und 
ihm die Alternative gejtellt wird, entweder fein Geld zu befommen oder übermäßige 
Bortheile zu veriprechen, jo iſt von einer wirklichen Wahl feine Rede, ebenjowenig 
wie bei der Erprefiung. Doch reichen die allgemeinen Bejtimmungen über Betrug 
und Grpreffung nicht aus, einmal weil fie vom Wucherer leicht umgangen werden 
könnten, dann auch weil ihr Thatbeitand das W.delikt doch nicht ganz umfaſſen 
würde. Bei der Erpreſſung insbejondere erzeugt der Schuldige eine Nothlage, 
während der Wucherer häufig eine vorhandene nur benutzt. — Bezüglich des 
W. deliktes jelbit konnte es nicht zweifelhaft jein, daß das Ausbedingen übermäßiger 
Vortheile bei Gelegenheit eines Darlehns den Thatbejtand defjelben erfüllen werde. 
Auch bei der detaillirteren Bejtimmung des Thatbejtandes ging man in Defterreich und 
Deutichland bei Erlaß von W.itrafgefegen im Wefentlichen gleiche Wege. In Oeſter— 
reich war in dem Gejehe v. 14. Dezbr. 1866 derjenige mit Strafe bedroht, welcher 
„die Nothlage, den Leichtfinn, die Unerfahrenheit oder die Verſtandesſchwäche des 
Anleihers zu deſſen empfindlichem NachtHeile mißbraucht, um für fich oder andere, 
unter was immer für einer Yorm, einen Vortheil zu bedingen, welcher zu dem am 
Orte üblichen Zinfenmaße und zu den mit einer Leijtung etwa verbundenen Aus— 
lagen, Berluften oder jonftigen Opfern in auffallendem Mißverhältniffe ſteht“ (5 3). 
Dieje Umjchreibung des Begriffes W. wurde heftig getadelt, 3. B. von Glajer, 
wegen ihrer zu großen Dehnbarfeit. Mehr Tadel verdiente wol die Beitimmung, 
daß die Strafverfolgung regelmäßig auf dem Wege der Privatllage und von Amts- 
wegen nur dann erfolgen jollte, „wenn der W. gewerbömäßig und zugleich in ber 
Art betrieben wird, daß Beträge bis höchſtens 100 Gulden mit oder ohne Piand 
nur auf Tage, Wochen oder höchjtens drei Monate dargeliehen werden“. Es ſpricht 
eher für als gegen die Brauchbarfeit dieſes Gejeßes, daß, wie Chorinsky mit- 
theilt, 59 Fälle unter feiner Herrſchaft zur Erledigung kamen, troßdem es jchon am 
14. Juni 1868 wieder aufgehoben wurde. Dies neue, vollkommene W.freiheit ge— 
währende Gejeß wurde für die Hönigreiche Galizien, Lodomerien, das Großherzog: 
tum Krakau und das Herzogthum Bulowina außer Kraft gefeßt durch Geſetz vom 
19. Juli 1877, betreffend Abhülfe wider unredliche Borgänge bei Kreditgeſchäften. 

Dies letztere ift jet durch das für die ganze Monarchie geltende Gejeg vom 
28. Mai 1881 (R.G.BL. Nr. 47), betreffend Abhülfe wider unredliche Vorgänge bei 
Kreditgeichäften, welches einen im MWejentlichen gleichen Inhalt hat, abgeichafft 
worden. Der Thatbeitand des W. wird darin folgendermaßen bejtimmt: „Wer bei 
Gewährung oder Verlängerung von Kredit den KXeichtfinn oder die ihm befannte 
Nothlage, Verſtandesſchwäche, Unerfahrenheit oder Gemüthsaufregung des Kredit— 
nehmers dadurch ausbeutet, daß er fich oder einem Dritten Vermögensvortheile ver: 
iprechen oder gewähren läßt, welche durch ihre Maßloſigkeit das wirthichaftliche 
Berderben des Kreditnehmers herbeizuführen oder zu befördern geeignet find, macht 
fich eines Bergehens jchuldig“ u. j. w. ($ 1). Das Bergehen wird qualifizirt durch 
a) Verjchleierung des Gejchäftes oder Erlangung eines richterlichen Spruches über 
noch nicht bejtehende Forderungen; b) feierliche Betheuerung oder ſonſtige Er— 
ſchwerung der Form des Verſprechens; c) Rüdfall; d) Gewerbs- und Gewohnheits- 
mäßigfeit. Die angedrohten Strafen, ftrenger Arreit und Gelditrafe in verjchiedenen 
Abftufungen, treffen auch den dolojen Erwerber der W.forderung, jalla er diejelbe 
weiter veräußert oder geltend macht (SS 2—6). Die Strafbarkeit erlijcht, wenn 
der Thäter, bevor der öffentliche Ankläger oder das Strafgericht von der That 
Kenntniß erlangt, den geiegwidrigen Vorgang behebt und dem Kreditnehmer das 
bezogene Uebermaß jammt gejeglichen Zinjen vom Tage des Bezuges an zurüd- 
eritattet ($ 7). Der Strafrichter, oder, wenn dieſer nicht einfchreiten oder ver— 
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urtheilen kann, der Givilrichter, hat das fragliche W.geichäft für nichtig zu erflären 
und anzuordnen, daß das von dem Kredit-Geber und -Nehmer gegenjeitig Geleiftete 
jammt gejeglichen Zinfen vom Tage der Leiftung an zurüczuerftatten ift (SS 8—10). 
Ein wegen einer W.forderung etwa anhängiges Givilverfahren muß von Amtswegen 
oder auf Erſuchen des Strafrichters fiftirt werden, wenn ein Strafprozeß eingeleitet 
oder einzuleiten ift ($ 11). Es gilt auch für den Givilrichter die Theorie der freien 
Beweiswürdigung ($ 12). Das Geſetz Hat bezüglich jeiner civilrechtlichen Be— 
jtimmungen rüdwirkende Kraft ($ 18). Auf Handelögeichäfte findet es feine An— 
wendung (S 14). Einer Webertretung macht fich derjenige ftrafbar, welcher fi) von 
einem Minderjährigen oder von einer Perſon, für welche die Nichteinhaltung einer 
unter Ehrenwort übernommenen Verpflichtung die Strafe des Verluftes ihrer Dienſtes— 
jtellung zur Folge haben kann, die Erfüllung der Verpflichtung aus einem wenn 
auch nicht wucherlichen Kreditgefchäft unter Verpfändung der Ehre eidlich oder unter 
ähnlichen Betheuerungen verfprechen läßt. Ebenſo derjenige, welcher wifjentlich eine 
jolche Forderung erwirbt und diejelbe weiter veräußert oder geltend macht. Rüdfall 
jowie Gewerbs- oder Gewohnheitsmäßigkeit kommen als Straffchärfungsgründe in 
Betracht. 

In Deutſchland waren in den Landtagen verichiedener Staaten, 3. B. in 
Preußen, Bayern, Sachjen, Heffen, Anträge auf Wiedereinführung von W. ſtrafgeſetzen 
reip. die Befürwortung derfelben durch die Regierung im Bundesrathe geitellt worden, 
als die Abgeordneten v. Kleiſt-Retzow, dv. Flottwell und Freiherr dv. Marichall die 
Frage auch im Neichstage anregten. Ihr Antrag fowie der des Abgeordneten 
Reichenfperger wurde einer Kommiffion von 21 Mitgliedern überwiejen, welche mit 
einem ausführlichen Berichte aus der Feder des Generaljtaatsanwalts dv. Schwarze 
dem Reichstage einen W.gefegentwurf vorlegte. Der Schluß des Reichstags ver- 
binderte die weitere Berathung. In der nächiten Seffion griff die Regierung die 
jchwebende Trage wieder auf und legte am 13. März 1880 einen Entwurf vor, der 
fi) von dem der erwähnten (XII.) Kommiffion nur durch unbedeutende redaktionelle 
Aenderungen und eine durchgängige Erhöhung des Strafmaßes unterjchied, außerdem 
aber auch die civilrechtliche Behandlung der W.gejhäfte berüdfichtigte. Der Ent- 
wurf ging aus den Berathungen in der Kommiſſion wie im Plenum ziemlich un 
verändert hervor und wurde ala Geſetz vom 24. Mai 1880, betreffend den W., 
publizirt (vgl. R.G.BL. ©. 109, ausgegeben in Berlin am 31. Mai 1880, aber 
in Kraft getreten am 14. Yuni 1880). Dafjelbe zerfällt in drei Artikel, von denen 
der erite die ftrafrechtlichen, der dritte die civilrechtlichen Beitimmungen bezüglich 
des W. und der zweite eine Aenderung der N. 12 des $ 360 des StrafGB. enthält, 
welche ihre Ergänzung nunmehr für Preußen durch das Gejeh vom 17. März 1881 
bezüglich des Piandleihgewerbes gefunden hat. 

Die ftrafrechtlichen Beitimmungen jchließen fih an $ 302 des StrafGB. (Leber: 
vortheilung Minderjähriger) an und find als 88 302 a—d bezeichnet, gehören alſo 
zu dem 25. Abjchnitt: Strafbarer Eigennutz und Verlegung fremder Geheimniffe. 
Der Thatbeitand des W.deliktes erfordert: 1) objektiv, daß die für ein Darlehn 
oder im Falle der Stundung einer Geldforderung zu Gunften des Vertragichließenden 
oder eines Dritten ausbedungenen Vortheile a) den üblichen Zinsfuß überſchreiten, 
b) nach den Umſtänden des Falles in auffälligem Mißverhältniffe zu der Leiftung 
jtehen; 2) fubjektiv, daß das Verſprechen- oder Gewährenlafjen derjelben unter Aus— 
beutung der Nothlage, des Leichtfinn® oder der Unerfahrenheit eines Andern geichehen 
ſei. — Nicht nothiwendig ift, daß die verabredeten Bedingungen den wirthichaftlichen 
Ruin des Schuldners herbeiführen oder beförden. Gin folcher Zufa hätte dem 
Wucherer leicht einen Ausweg offen gehalten, denn nur ausnahmsweije wird man das 
eingetretene twirthichaftliche WVerderben gerade einem beſtimmten W.geichäfte zur Laſt 
legen können. Jedenfalls wären die Schwierigkeiten de8 Beweiſes jehr groß und 
jtünden in feinem Berhältniß zu der praktischen Bedeutung einer jolchen Beitimmung 
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da ohnehin meift nur Veriprechungen ruinöjer Natur in einem auffälligen Miß— 
verhältnifje zu der ihmen entiprechenden Xeiftung jtehen. Außerdem ijt für das 
Strafrecht direft nur die Handlung des Gläubiger maßgebend, welche denjelben 
Charakter behält, auch wenn Jemand bewuchert wird, der an den Folgen des be= 
treffenden Deliktes nicht zu Grunde geht, während umgekehrt die auferlegten Be— 
dingungen dem Schuldner wirklich jchaden können, ohne daß eine jtraibare Be— 
wucherung vorläge. . 

Die erite Borausjegung für Anwendung des W.gefeges ift num die Gewährung 
eines Darlehns, rejp. die Stundung eines folchen, denn nur der Darlehna-W., nicht 
auch die Weberbortheilung und Ausbeutung bei anderen Gejchäften, 5. B. beim 
Kaufe, jollte unter Strafe geftellt werden. Diejelben fommen Hier nur in Betracht, 
wenn fie zur Berjchleierung von Darlehnägeichäften dienen jollen, wie da® z. B. bei 
dem Gejchäftsbetriebe der jog. Rückkaufshändler regelmäßig der Fall iſt (f. unten). — 
Weiter müflen die Vermögensvortheile gerade für die Hingabe oder Stundung des 
Darlehns verjprochen oder gewährt jein, jo daß Gefchäfte, die nur im Zufammenhang 
mit einem Darlehn jtehen, fich 3. B. auf die Wiederaufhebung defjelben oder die 
Freigebung einer bejtellten Sicherheit beziehen, niemals unter das W.gejeß fallen 
fönnen (vgl. Urtheil des Reichsger. vom 13. April 1881 — Entich. IV. ©. 104, 
Rechtſpr. III. ©. 230). 

Die ausbedungenen VBermögensvortheile, zu denen auch ein jog. Freiwilliges 
Geſchenk gehören kann, wenn daffelbe in Wahrheit nicht aus freiem Antriebe, jondern 
in Folge einer ausdrüdlichen oder ftillfchweigenden Uebereinkunft gewährt wurde 
(vgl. Oppenhofi, ©. 701 N. 10), müfjen alſo zunächit den üblichen Zinsfuß 
überjteigen. Bei der Beitimmung des lehteren wird Ort, Zeit und Art des ab» 
geichloffenen Geichäftes zu beachten jein, für kaufmännische Geichäfte mag der Reichs— 
bantdisfont, auf welchen der Kommiffionsbericht ald Norm Hinweilt, einen gewiſſen 
Anhalt geben. Die NRüdfichtnahme auf die Individualität des Geichäftes darf 
feinesfalla zu weit getrieben und ein Zinsfuß nicht deshalb als üblich) angejehen 
werden, weil er häufig vorkommt, ſonſt könnte fich auch der Wucherer mit Erfolg darauf 
berufen, daß er nicht mehr nähme, ala Leute jeines Schlages zu thun pflegten. 
Wenn v. Schwarze in feinem Bericht der XII. Kommiffion (val. S. 65 jeines 
Kommentars) meint, der übliche Zinsfuß fünne eben, weil er der übliche ſei, niemals 
wucherlich werden, jo verfennt er, daß die „Weblichkeit“ einer Forderung ſtets nur 
in Bezug auf Perfonen und Geſchäfte bejtimmter Art ermittelt werden fann und 
daß auch die Wucherer ihre Gejchäftsufancen haben. Doch nimmt der Gejeßgeber nur 
auf rechtmäßige Gebräuche Rüdficht, und e8 muß darum der Zinsfuß, den er als 
einen „üblichen“ und demgemäß normativen anerkennt, der in dem regelmäßigen 
Berkehre freditwürdiger Perfonen gebräuchliche fein. Derjelbe kommt als Schrante 
nach unten hin in Betracht und giebt die Gewißheit, daß jede Verfolgung wegen 
W. ausgeichloffen ift, jo lange er nicht überjchritten wird. Nicht jede Ueberſchreitung 
it W., doch wäre e& wünſchenswerth gewejen, die Möglichkeit einer Strafverfolgung 
auch bei Verabredung eines Zinsfußes, der den regelmäßig üblichen nicht allzujehr 
überjteigt, vollfommen auszujchließen. Die Ungewißheit darüber, was Staatsanwalt 
und Richter ale W. anfehen, wird gewiß manchen rechtlich denkenden Kapitalbefiger 
zu äußerfter Vorficht veranlaffen und kann leicht dahin führen, daß eine Reihe von 
wirthichaftlich höchit wünfchenswerthen Unternehmungen nicht zu Stande kommen 
oder zum Schaden des Kreditbedürftigen enden, weil derjelbe, jtatt eine mäßige 
Gefahrprämie zu vergüten, entweder fein Geld befontmt oder Wucherern in die Hände 
fällt, welche die Geiahr einer Verurtheilung lediglich als einen Grund betrachten, 
ihre Forderungen zu erhöhen. Gine jolche Begrenzung nach unten hin fann den 
alten Zinstaren nicht gleichgeftellt werden, fie hemmt den Verkehr nicht, jondern 
ſchützt vielmehr jeine freiheit auf gewiſſen Gebieten. Sie macht auch keines— 
wegs, wie v. Schwarze ©. 18 meint, den ganzen Gedanken, aus welchem das 
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W.geſetz entitanden ift, illufortfch, denn fie würde das MW.delift begrifflich gar nicht 
berühren, jondern nur den Eintritt der Strafbarfeit an eine Bedingung knüpfen. 
Landesgejeglich it eine jolche Beſchränkung bezüglich der Piandleiher eingeführt, die 
nach $ 1 des Preußiſchen Gejeßes 3. B. 2 Pi. pro Mark und Monat von Darlehen 
bis zu 30 Mark (24 Proz.) und von jeder diefen Betrag überjteigenden Mark 
monatlih 1 Pi. (12 Proz.) nehmen dürfen. Weberjchreiten fie diefe Säfte, jo iſt 
das eine nach) $ 360 Nr. 12 des StrafGB. zu beftraiende Uebertretung, W. nur 
dann, wenn der Thatbeitand der SS 302 a—d des StrafGB. feitgeftellt wurde, was 
niemals geichehen kann, jo lange die Piandleiher innerhalb der landeögejeglichen 
Grenzen fich beivegen (vgl. Urtheil des Reichöger. vom 5. Januar 1881 — Entſch. 
II. ©. 176). Gine allgemeine Zinsſchranke in gleicher Höhe (12—15 Proz.) wäre 
wol um jo unbedenklicher, da diefer Sat zwar ala dauernde Rente unerjchwinglich 
fein mag, für ein Nothdarlehn jedoch billig ift, dem eigentlichen Wucherer wenigjtens 
faum jemals genügen wird. Biel höher wird man nicht greifen dürfen, oder gar, 
wie Ortmann will, 25 Proz. als Marimum im Sinne der alten Zinägefege auf: 
jtellen.. Damit wäre derjelbe Fehler gemacht, der zur Abichaffung jener Geſetze 
führte und außerdem der Richter gezwungen, viele Fälle jchamlofen W. jtraflos zu 
laſſen. Sonjt künnte man formell gegen die Straflofigkeit einer Zinsforderung bis 
zu einer gewifjen gejeglich ein für allemal beftimmten Höhe jo wenig einmwenden, 
wie dagegen, daß jugendliches Alter bis zu einem bejtimmten Termine vor Strafe 
ihüßt, ohne daß die individuellen Berhältniffe, 3. B. etwa vorhandene Erfenntniß 
der Strafbarfeit, auf die allgemein gegebene Beitimmung von Einfluß wären. Die 
Befürchtung aber, daß ein folcher eine Gejahrprämie einjchließender Sat bald der 
regelmäßig zur Anwendung fommende jein werde, ift wol müſſig. Wenn auch nad 
früheren Erfahrungen der übliche Zinsfuß jtet3 nur wenig unter dem erlaubten 
Marimum blieb, jo lag das an der geringen Höhe des lebteren. Die pofitive 
Gejeggebung kann den Zins nicht gewaltfam ermäßigen, aber auch nicht erhöhen, da 
fi die maßgebenden Faktoren in beiden Fällen ihrer direkten Einwirkung entziehen. 

Das Ueberfchreiten des üblichen Zinsfußes wird in den meijten Fällen ficherer 
feftzuftellen fein ala ein Mißverhältniß zwiichen den vom Schuldner verjprochenen 
Vermögensvortheilen und den Xeiftungen des Gläubiger. Die Ermittelung des 
richtigen Maßes in diefer Beziehung fann jedenfalls nur unter Berüdfichtigung aller, 
den Preis eines Darlehns bejtimmender Faktoren gejchehen. Falls der Schuldner 
in vollem Umfang freditwürdig ericheint, wird der Gebrauchswerth entſcheidend fein. 
Derjelbe ift für den Gläubiger nach allgemeinen Gefichtäpunften zu beftimmen, deflen 
individuelle Bedürfniffe den Preis des Darlehns nur ausnahmsweiſe beeinfluflen. 
Es kommt dem Schuldner eben regelmäßig weniger auf die Perjon des Gläubigers 
als darauf an überhaupt Geld zu erhalten. Bei Letzterem dagegen macht es einen 
wejentlichen Unterjchied, ob er das Geld benußen will um durch dafjelbe ein Ein- 
fommen zu erzielen oder ein beftimmtes Genußbedürfniß zu befriedigen, ob es ſich 
um ein Probuftiv- oder ein Konjumtivdarlehn Handelt. Im eriten all richtet 
fich der Gebrauchäwerth für den Schuldner nach der Höhe des Einfommens, welches 
er durch Verwendung des geborgten Kapitals zu erzielen hofft. Er muß deshalb 
das fremde Geld jo lange behalten können, bis er deffen Nutzwirkung für fich genofſen 
hat und wenn dazu Monate, Wochen, vielleicht gar Tage, 3. B. bei Ausnußung 
einer beitimmten Konjunktur, ausreichen, jo fann er ala Gebrauchevergütung Vortheile 
gewähren, die als jährliche Prozente ungeheuerlich jcheinen, im gegebenen Fall aber 
erträglich find, weil auch unter Hinzurechnung derfelben zu den Gejchäftsipejen dem 
Schuldner noch ein Gewinn verbleibt. Gine ſolche höhere Verzinſung furzzeitiger 
Darlehen ift auch vom Standpunkt des Gläubigerd aus eine berechtigte Forderung, 
weil mit der Wiederanlegung des Geldes neue Mühe verbunden, ferner dieſelbe 
vielleicht nicht gleich thunlich ift, aljo Zinsverluft eintreten kann. Wucherliche Aus: 
beutung liegt darin nicht, auch dann nicht, wenn fich dev Schuldner über den er- 
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hofften Gewinn täufchte, denn die Möglichkeit eines Verluftes hätte er von vornherein 
ins Auge faſſen müſſen. — Bei einem Konfumtivdarlehn werden höhere Zinfen 
nur jelten gewährt werden, doch find immerhin Fälle denkbar, wo es dem Schuldner 
auf den augenblidlichen Genuß ankommt. Es ift dann jeine Sache, wie hoch er 
den Werth deflelben jchäßt und wie viel er für die Gewährung der Möglichkeit 
dazu geben will. An einem objektiven Maßſtab fehlt e8 Hier vollkommen, doch ift 
gegen ein wirkliches Uebermaß der Forderung der freditwürdige Schuldner durch 
die Konkurrenz der Gläubiger gejchüßt, welche an der fichern Unterbringung ihrer 
Kapitalien jelbit das lebhafteſte Interefje haben. — Das ift anders, fobald in dem 
Zins neben dem Nubungspreije auch eine Rifiloprämie geboten werden muß. Ihre 
Höhe ſoll der wirklich vorhandenen Gefahr proportional jein, doch giebt es für deren 
Schätzung feine beitimmten Anhaltspunkte, jondern es entjcheidet im einzelnen Falle 
ihließlich nur dad Ermeflen der Kontrahenten. Troßdem die Sachgemäßheit diejer 
Entjcheidung höchjt zweifelhaft ift, jobald der Schuldner des Darlehns dringend 
bedarf, wird der Richter doch nur jelten das VBorhandenjein eines Uebermaßes feſt— 
itellen können, eben weil ihm ein feſter Maßſtab für das richtige Verhältniß zwiſchen 
Gefahr und Gefahrprämie fehlt. Er muß fich namentlich davor hüten, das Gejchäft 
nach jeinem Ausgange zu beurtheilen, denn gerade die Ungewißheit defjelben läßt 
dad Ausbedingen beionderer Vortheile gerechtfertigt ericheinen. Auch darf er nicht 
nur das einzelne Geichäft als folches ins Auge faſſen, wenn der betreffende Gläubiger 
ein gewerbsmäßiger Geldausleiher iſt, aljo darauf rechnet, daß die Vortheile bei 
dem einen die Verluſte bei dem andern Geichäfte ausgleichen. Daß ein jolcher 
Ausgleich jelbit bei anjcheinend übertrieben hohen Zinsforderungen mitunter nur 
eben genügt, beweijt das von Turgot angeführte und ſeitdem oft berufene Beiſpiel 
des pret à la petite semaine. Es mußten, wie er erzählte, arme Gemüfjehändler 
in Paris für ein Darlehn von 3 Frs. wöchentlich 2 Sous, d. h. 173 1/, %,, bezahlen: 
les emprunteurs-ne se plaignent pas des conditions de ce pret, sans lequel ils 
ne pourraient faire un commerce qui les fait vivre, et les pröteurs ne s’enrichiss- 
ent pas beaucoup, parce que cet inter&t exorbitant n'est gu&re que la compen- 
sation du risque que court le capital ($ 14, p. 224). Man könnte aus diejer 
und ähnlichen Beobachtungen den Schluß ziehen wollen, daß zwijchen produftiven 
und fonfumtiven Darlehen zu unterjcheiden und bei jenen ein höherer Zinsfuß zu— 
läffig jei al& bei diefen. Dem jtünde entgegen, daß die Gefahr für den Gläubiger 
bei fonfumtiven Darlehen eher höher iſt ala bei produftiven, alſo gerade hier höhere 
Zinſen fich rechtfertigen. — Allgemeine Regeln laſſen fich nicht aufftellen, und «8 
bleibt nichts übrig, als den Richter auf den einzelnen Fall zu verweilen, obwol 
die Gefahr nahe liegt, dadurch Entjcheidungen hervorzurufen, welche mehr einem 
unbeftimmten Rechtögefühl als flaren juriftiichen Erwägungen ihren Urjprung ver= 
danken. Einen bejtimmten Maßſtab für die Höhe der Rifitoprämie hat v. Cannſtein 
in dem Betrage zu finden geglaubt, welchen der Streditgeber zahlen müßte, wenn 
er das freditirte Kapital jfammt Zinfen für die Dauer des Kredits bei einer Lebens— 
berficherungsgejellichaft verfichern wollte. Doch hat dies Riſiko offenbar nichts mit 
der Gefahr zu thun, welcher der Gläubiger bei einem unfichern Schuldner ausgeſetzt 
üt, denn jene läßt fich nach allgemeinen Geſetzen abſchätzen, dieje ijt rein individuell. 
Weit eher kann der Weg zum Ziele führen, den L. v. Stein einfchlägt um Wucher 
und berechtigte hohe Zinfen von einander zu unterjcheiden. Gr erfennt die Berech— 
tigung hoher, ſelbſt auf die Dauer unerichwinglicher Gefahrprämien im vollen Umfang 
an und ftellt ihnen als Wucher die Erzeugung einer „darlehnalojen Schuld“, d. h. 
einer folchen entgegen, für welche der Gläubiger feine wirkliche Leiſtung gemacht, 
3. ®. kein Darlehn gegeben, jondern nur eine Prolongation bewilligt hat. Diejer 
Begriff ſelbſt iſt Freilich zur Konftruftion des W.deliktes nicht zu verwenden, da die 
Prolongation allerdings als formell genügende causa ericheint. Um jo beherzigens- 
werther ift der darin liegende Hinweis auf die Ihatjache, daß der Wucherer wirth— 
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ſchaftliche Geſetze für ſich anruft, während er die Bedingungen für deren Wirkſamkeit 
in ſeinem Treiben thatſächlich ausſchließt. Er will nicht eine gewiſſe Geldſumme 
an einen möglichen großen Gewinn wagen, jondern er will von einem wirklich 
durchaus fichern Kapital Vortheile ziehen, deren Gewährung den wirthichaftlichen 
Ruin des Schuldners bedeutet. In der That giebt faum jemals ein Wucherer ein 
Darlehn, wenn er nicht die Möglichkeit ficht, fich durch den Beſitz des Schuldners 
oder aus deſſen Einkommen reichlich bezahlt zu machen. Sein Streben geht dahin 
in jeinem Interefje den Schuldner fortwährend zu höchiter Anſpannung aller wirth- 
ichaftlichen Kräfte zu zwingen und ihm doch zugleich die Tilgung jeiner Schuld 
unmöglich zu machen und unter der Form von Zinszahlungen, nicht nur die Amorti- 
jation des urjprünglichen Kapitals einjchließlich der notwendigen Zinfen, jondern 
noch darüber hinaus fo viel wie möglich zu erhalten. Das wird am Ginjachiten 
erreicht, wenn der Gläubiger die Fälligkeitstermine jo legt, daß fie von Seiten des 
Schuldners nicht eingehalten werden fünnen und nun bei den nothiwendig werdenden 
Stundungen von Termin zu Termin die nominell zu verjchreibende Summe wächſt. 
Hier genügen felbft anfcheinend mäßige Zinfen, und außerdem hat der Gläubiger 
noch die Ausficht eines Gewinnes bei dem endlichen Konkursverfahren, da feine 
angebliche Forderung die wirkliche Leiftung um ein Vielfaches überfteigt. Hier 
beiteht unzweifelhaft ein auffallendes Mißverhältniß zwiſchen Leiſtung und Gegen- 
leiftung, welches der Richter mit Sicherheit erfennen kann, ohne ſich an der unlös— 
baren Aufgabe abzumühen, das iustum pretium im einzelnen Fall zu ermitteln. 
Da das Deutſche W.geſetz ausgeiprochener Maßen feine allgemeine Regelung des 
Darlehnspreifes erzielen, jondern das ParafitenthHum des die wirthichaftlichen Kräfte 
ausjaugenden Wuchers befämpfen will, jo entipricht eine ſolche Beichränfung ebenjo 
wol dem Geifte des Gefeges, wie jenem Wortlaut. Die Leiftungen des Gläubigers 
und des Schuldners jtehen nur dann in einem auffallenden Mikverhältniffe, wenn 
das gegebene Darlehn der Anlaß dazu war, von dem Schuldner VBermögensvortheile 
zu erlangen, deren Betrag nicht mit Nüdficht auf jenes, fondern einzig nach der 
individuellen Leiſtungsfähigkeit des Schuldners bemefjen wird. Diejes wirthichaftlich 
ungerechtiertigte Verfahren braucht fich nicht fchon bei der Hingabe des Darlehns 
jelbjt zu zeigen, es fann erſt bei den Prolongationsverhandlungen zu Tage treten, 
darum muß der Richter beides, überhaupt das ganze Verfahren des Wucherers im 
Zujammenhang prüfen. Als Anzeichen eines unerlaubten Gejchäftes ericheinen unter 
Andern (vgl. auch v. Stein, ©. 154 ff.): die Feitjegung augenfcheinlich unerſchwing⸗ 
licher Konventionalſtrafen für den Fall der Nichtzahlung, welche gar nicht im Ernite 
beigetrieben , jondern nur ala Mittel dienen jollen, den Schuldner in dauernder 
Abhängigkeit zu erhalten. Ferner die Verſchreibung von Piandobjekten, deren reeller 
Werth das Darlehn ſelbſt weit. überfteigt, kurz alle Manipulationen, aus denen 
hervorgeht, daß der Gläubiger nicht einen beftimmten Bortheil erzielen, ſondern ſich 
auf Koſten des Schuldners in vorher nicht genau bejtimmbarer Weije bereichern 
will. Dahin gehört namentlich auch die hypothekariſche Belaftung des Grundbefihes 
für lediglich rechnungsmäßig erwachjene Schulden, bei welcher es dem Ermefjen des 
Gläubigers überlaffen bleibt, ob er es vorzieht, fich das fragliche Grundſtück anzu— 
eignen, indem er auf DVerfteigerung anträgt, oder den urjprünglichen Befiger darauf 
zu belafjen, um die Früchte feiner harten Arbeit mühelos zu ernten. 

Daß zu jo unvortheilhaften Geſchäften fi Niemand entichließt, der ihre Trag- 
weite würdigen fann, wenn er fich nicht in einer Zwangslage befindet, liegt auf der 
Hand, und es ift im Grunde nur ein jelbitverftändliches Korrelat, wenn das Geſetz 
die Ausbeutung der Nothlage, des Leichtfinng oder der Unerfahrenbeit ala That—⸗ 
beitandsmomente des MW.deliktes Hinftellt. Auf den Ausdrud „Ausbeutung“ darf 
man, troß der entgegengejegten Anficht des Kommiffionsberichtes (vgl.v. Schwarze, 
©. 43), fein bejonderes Gewicht legen, denn zwifchen Ausbeutung und Benußung be 
fteht nur der Unterjchied, daß eriteres die Benugung zum eigenen Vortheil bedeutet 
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(vgl. Grimm, Wörterbuch, I. Sp. 831). Namentlich ſollte damit fein aggreſſives 
Vorgehen des Wucherers erfordert werden: ob die übermäßigen Vortheile vorgängig 
vom Darleiher ausdrüdlich gefordert, oder zunächjt vom Schuldner angeboten worden, 
iſt gleichgültig (vgl. Urtheil d. Neichägerichts vom 10. Januar 1881 — Entich. III. 
©. 218; Rechtiprechung II. ©. 706). Nothlage, Leichtfinn, Unerfahrenheit bezeichnen 
die Motive wol volljtändig, durch welche Jemand veranlaßt werden kann in ein 
W.geſchäft zu willigen. Entweder verjteht er vermöge jeiner geringen wirthſchaft— 
lichen und intellektuellen Bildung nicht recht, was er verjpricht, oder er kümmert 
fih um die erfannte Gefahr nicht, oder er weiß feinen anderen Ausweg aus jeiner 
augenblidlichen Verlegenheit. — In einer Nothlage befindet fich derjenige, welcher 
das Geld nicht hat, deffen er dringend, gleichviel zu welchem Zwede, bedarf. Da- 
bei ift die größte Verichiedenheit möglich, je nach den durch verjchiedene Lebens— 
gewohnheiten, Bildung und Sitte bedingten Anfchauungen des Einzelnen. Zujtände 
und Berhältnifje, welche dem Einen ganz erträglich jcheinen, können für den Andern 
dad Motiv zu ertremjten Entichlüffen jein. Hier darf der Richter fein allgemeines 
mittleres Maß fejtitellen wollen, jondern er muß individualifiren und eine Nothlage 
dann jtet3 annehmen, wenn er fich überzeugt, daß der Berwucherte jeine damalige 
Lage als eine ihn bedrängende anjah. Anderer Meinung wol nur jcheinbar der Home 
mifftonsbericht ©. 43, vgl. v. Schwarze, ©. 44. Jede weitere Unterjcheidung, 
namentlich auch die zwijchen Produftiv- und Konfumtivdarlehen, ift nur dazu ges 
eignet, die Theorie mit den Bedürfniſſen des praftiichen Lebens in Zwiejpalt zu 
bringen. Wer produzirt um für fich und die Seinen den Lebensunterhalt zu er- 
werben, befindet fich, wenn ihm das nothwendige Betriebsfapital fehlt, er die Roh— 
produfte oder Arbeitäfräfte nicht bezahlen kann, unter Umſtänden ebenjo in Noth, 
als wenn er die Mittel zur Beichaffung der direkten Verbrauchsbedürfnifje Durch das 
Darlehn gewinnen wollte. Ebenjo Urtheil des Reichögerichts vom 25. Mai 1881 — 
Rechtiprechung III. ©. 325. Dafjelbe gilt von dem Kaufmann, der jeine Zah— 
lungen einftellen muß, wenn er einen fälligen Wechjel nicht einlöjfen fann, dem 
Spieler, der ruinirt ift, wenn er feine „Ehrenfchuld“ nicht det, kurz bei Allen, 
denen eine Veränderung ihres Zuftandes in fo hohen Make wünjchenswerth er- 
Icheint, daß fie jede Laft für die Zukunft lieber auf fich nehmen, als die gegen- 
wärtige länger tragen. Ebenjo Urtheil des Reichsgerichts vom 10. Januar 1881 — 
Enticheidungen II. ©. 219, Rechtiprehung IL. ©. 707. Nur auf den jaktifchen 
piychologischen Zwang kommt es an, nicht darauf, daß fich die betreffenden Per— 
jonen geradezu vis-A-vis de rien befinden, wenn feine Aenderung ihrer Lage ein- 
tritt. — Offenbar hat auch der Gejeßgeber nicht gewollt, daß der Begriff der Noth- 
lage zu eng aufgefaßt werde, ſonſt hätte er nicht den „Leichtfinn“ auf gleiche Stufe 
mit ihr jtellen Lönnen. Natürlich wird die Anwendung des $ 302a nicht durch 
ein leichtfinniges Leben des Schuldners im Allgemeinen, jondern dadurch bedingt, 
daß derjelbe den Abjchluß des betreffenden Gefchäftes Leichtfinnig behandelt, daß er, 
wie vd. Schwarze jagt (©. 45), „bei Eingehung des Gejchäftes, ohne die völlige 
Würdigung des Einflufjes, den das Gejchäft auf jeine wirthichaftlichen Verhältniffe 
in ihrer Gejammtheit äußern mußte, gehandelt habe.“ Gin jolcher Leichtfinn fann 
ebenjo oft das Ergebniß einer drüdenden Lage, wie einer unbedachten Behandlung 
der Geſchäfte überhaupt jein. Daß ihm ein bejonderer ftrafrechtlicher Schuß ge— 
währt wird, fann überflüffig erfcheinen, und die verfuchte Motivirung deffelben im 
Kommiffionsbericht vermag dies Bedenken keineswegs zu bejeitigen. Es wird dort 
angeführt, daß die Erfahrung gelehrt habe, wie „Leichtfinnigen Menſchen, welche wohl- 
babenden Familien angehören, das Gelddarlehn oft unter den ſeltſamſten, aber die 
beritedtte Berechnung und SHinterlift verhüllenden VBorwänden, jowie durch jchein- 
bar unverdächtige Mittelaperfonen, durch Agenten ıc. geradezu aufgedrängt und hier- 
mit der Schuldner, welcher ohne eigentliches Bedürfniß das ihm jo übermittelte 
Geld angenommen und es ebenfo leicht wie er e& erhalten vergeudet habe, in das 
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Net des Wucherers Hineingezogen werde, jo daß jchließlich zur Rettung jeiner gejell- 
ichaftlichen Stellung und der Familienehre die Verwandten fich veranlaßt Tänden, 
das Vermögen der familie zu opfern, und daß durch diejes Opfer der Wohljtand 
und die Stellung der einzelnen Familienmitglieder vernichtet werde.“ (Bericht der 
XI. Kommiffion, vgl. v. Schwarze, ©. 47.) Man hätte dies höchſt verwerf— 
(iche Treiben eventuell ala ein eigenthümliches Delikt behandeln fönnen, W. ift es 
an fich nicht. Derjelbe beginnt erft mit dem Ausbedingen übermäßiger Bortheile, 
welches wol erit dann jtattfindet, wenn die uriprünglich zu mäßigen Bedingungen 
vorgejtredte Summe nicht zurüdgezahlt werden fann.. In dem Augenblid aber be— 
findet fich der Schuldner in einer Nothlage, welche die Anwendung des W.gejebes 
ohnehin ermöglicht. — Umjomehr bedarf die Unerfahrenheit, d. 5. der Mangel an 
Einficht in die Bedeutung uud Tragweite des Geichäits, das Fehlen der Geſchäfts— 
fenntniß (vgl. Urtheil des Reichsger. — Entſch. II. ©. 176), des Schutzes, be— 
ſonders da die wucherlichen Vortheile oft eine Harmlofe Form annehmen, anjcheinend 
fleine Beträge darftellen u. j. w., jo daß der geichäftlich ungewandte, im Berechnen 
von Zinsbeträgen ungeübte Schuldner häufig mehr verjpricht, als er ahnt. Doch 
fommt es im einzelnen Falle nicht darauf an, ob der wirkliche Inhalt des Geſchäfts 
leicht oder jchwer zu erfennen war, ſondern darauf, ob der Schuldner ihn faktiſch 
erfannt Hat oder nicht. 

Natürlich muß der Gläubiger, welcher wegen W. bejtraft werden joll, gewußt 
haben, jowol daß die ausbedungenen Vortheile übermäßig find, als daß Noth, 
Leichtfinn oder Unerfahrenheit den Schuldner zur Gewährung derjelben veranlaßte. 
Eine ausdrüdliche Feititellung durch den Richter braucht jedoch nur dann zu er= 
folgen, wenn der Angeklagte bejtreitet den erforderlichen dolus gehabt zu haben. 

Vollendet wird das Vergehen, deſſen Verſuch nicht ftraibar ilt, dadurch, daß 
der Gläubiger für fich oder einen Dritten die Vermögensvortheile oder das Ver— 
fprechen derjelben angenommen hat. Das Verjprechen und das Gewähren derjelben 
find auf gleiche Stufe geftellt, eben darum aber fommt es für die Strafbarkeit nicht 
in Betracht, ob dem Beriprechen die wirkliche Gewährung nachiolgte oder nicht. 
Darum ericheinen die einzelnen Zinszahlungen nicht als jelbjtändige Delikte, welche 
eine neue Verurtheilung herbeiführen fönnten. ine jolche veritieße gegen den Rechts— 
grundjaß non bis in idem, denn es mußten von vorneherein die einzelnen Zahlungs- 
akte nicht als vereinzelte Thatſachen, ſondern als Theile eines Ganzen ins Auge 
gefaßt werden, um das Vorhandenfein von W. feitzuitellen. Vorausgeſetzt ift dabei 
natürlich, daß fich die mehrfachen Gewährungen nur als Ausführung des einmal 
gegebenen Verſprechens darjtellen. Sobald in Folge eines neuen Webereintommens 
Etwas gewährt wird, liegt ein neues Delikt vor, 3. B. bei einer neuen Prolonga= 
tion eines ohnehin jchon wucherlichen Vertrages. — Daffelbe gilt auch bei der Ver— 
jährung, deffen Lauf bezüglich des W.delikts nicht durch jede einzelne Leiſtung un— 
terbrochen wird. Anderer Anficht it v. Schwarze (©. 69 ff.), „denn die Ans 
nahme des Verſprechens wie die der Zahlung find wucherifche Handlungen, und 
zwar jowol in ihrer Verbindung, als auch für fich allein; jedoch jtehen fie zu ein— 
ander im Fortſetzungsnexus“. Dagegen läßt fich wol einwenden, daß die ftrafbare 
Handlung mit der Annahme des Veriprechens beendet ift und aljo auch bezüglich 
der Verjährung jelbjtändig behandelt werden muß, fo daß die jpäter wirklich ge— 
leifteten Zahlungen nur als bejondere Delikte oder gar nicht in Trage fommen. — 
Ebenſo fünnen bezüglich des Beweifes der Gewerbe: und Gewohnheitsmäßigfeit nur 
die verjchiedenen wenn auch mit derjelben Perſon abgefchloffenen W.geichäfte, nicht 
ichon die mehrfachen Zinszahlungen auf Grund eines und deſſelben Gejchäftes in 
Betracht fommen. So auch das Preußiiche D.Trib. auf Grund des $ 263 des 
Preuß. StrafGB., vol. Goltdammer, Archiv Bd. VIII ©. 567. 

In Betreff der Theilnahme fommen die allgemeinen Griumdjäße zur Anwen 
dung, jelbit dann wenn das Verhalten der Heliershelfer des Wucherers, dieſem die 
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Möglichkeit gewährt, jene ebenfalls wegen Zahlung der Wucherforderung in An— 
ſpruch zu nehmen (vgl. Oppenhoff, ©. 702 u. 19). 

Mit dem W. kann jowol Betrug wie Erpreffung konkurriren. Betrug infos 
fern als das Verfprechen der wucherlichen Vermögensvortheile nur durch eine Vor— 
jpiegelung falſcher Thatſachen auf Grund einer Täufchung des Bewucherten erlangt 
worden iſt, Erprejjung wenn das Verfprechen dadurch errungen wurde, daß der 
Gläubiger drohte, im Fall der Nichtgewährung die fällige Forderung einzuflagen 
(vgl. für einen ähnlichen Fall Urtheil des Neichäger. vom 12. Februar 1880 — 
Entiheidungen I. ©. 205, NRechtiprechung I. ©. 345). Alsdann fommen die 88 
263 reſp. 253, welche die jchwerere Strafe androhen, zur Anwendung. 

Bei faum einem anderen Vergehen liegt die Gefahr jo nahe wie beim W., 
dat das Geſetz durch Manipulationen umgangen werde, welche den ftrafbaren Cha— 
rakter der fraglichen Handlung verdeden ſollen. Das kann geichehen: a) durch 
Zwiichenfchieben von anderen Perfonen, die als Makler, Unterhändler, Zutreiber ıc. 
thätig find. Bezüglich derjelben fommen natürlich zunächft die allgemeinen Grund- 
fätze über Mitthäterfchaft und Beihülfe zur Anwendung, doch wird häufig der Nach- 
weis bewußten Zuſammenwirkens der betreffenden Perfonen faum zu erbringen fein. 
Deshalb beitimmt das Geſetz, daß ald Wucherer beftraft wird, ſowol wer den wucher- 
lichen VBermögensvortheil für einen Dritten ausbedingt ($ 302a), ala auch wer 
mit Kenntniß des Sachverhaltes eine wucherliche Forderung erwirbt und dieſelbe 
weiter veräußert oder die wucherlichen Vermögensvortheile geltend macht ($ 302 c). 
Ein Nachweis des vorfäglichen Zuſammenwirkens ift nicht erforderlich, es treten 
vielmehr die Strafen auch dann ein, wenn ein jolches thatjächlich nicht vorhanden 
iſt, 3. B. der Dritte feine Kenntniß von dem Abſchluſſe des Geſchäfts ſelbſt Hatte, 
oder die fragliche Forderung durch einen Univerjaltitel etwa durch Erbgang erwor— 
ben wurde. Ebenjowenig braucht unterfucht zu werden, ob der Wucherer wirklich 
für einen Dritten oder faktiſch nur für fich Handelt, 3. B. die Vortheile für feine 
Frau oder jeine Kinder u. j. w. ausbedang. Die Erwerbung einer wucherlichen 
Forderung, die ja auch aus Löblicher Abficht, 3. B. zur Befreiung des Schuldners, 
geichehen fann, ift noch nicht ſtrafbar, jondern erft das Verfügen über diejelbe in 
gewinnfüchtiger Abficht. Als Weiterveräußerung kann unter Umftänden jchon eine 
Verpfändung erfcheinen, ala Geltendmachung der Verfuch, die Forderung zur Kom— 
penjation zu benußen. Wenn dagegen der dritte Erwerber von dem Schuldner nur 
das zurückfordert, was derjelbe wirklich erhalten hat, etwa unter Berechnung mäßiger 
Zinſen, jo macht er nicht „die wucherlichen Vermögensvortheile”, jondern nur eine 
durchaus rechtäbejtändige Forderung geltend, vgl. Oppenhoff, ©. 704 N. 4. 
Daſſelbe gilt von demjenigen, welcher im Auftrage des Schuldners oder eines An— 
dern die Forderung von dem Wucherer oder deffen Rechtönachfolger erworben hat 
und nun den wirklich gezahlten Geffionspreis gegenüber feinem Auftraggeber geltend 
macht. Jedoch jet die Anwendung des $ 302c den Nachweis voraus, daß der 
Erwerber den Charakter der Forderung wirklich kannte; daß er ihn Hätte fennen 
müffen, genügt ebenjowenig wie dolus subsequens; andererjeits wird die Strafbarkeit 
nicht dadurch außgeichlofjen, daß ihm einige Details bezüglich des Gejchäftsabjchluffes 
unbefannt geblieben find. 

Eine Umgehung des Gejeges kann auch verfucht werden b) durch Verkleidung 
des Geichäftes. Solche Manipulationen waren von jeher üblich und jchon die 
R.Polizei Ordn. von 1530 (Art. 26) und 1548 (Art. 17 und 19) ftellen bezüglich 
einiger Gejchäfte die Präjumtion auf, daß diejelben wucherliche jeien, ebenjo da& 
Preußische LR., 3. B. Thl. I. Tit. 11 88 323, 718; das Oeſterr. W.Patent von 
1803 88 8—10 und mehrere der früheren Deutichen Partikularftraigeießgebungen. 
Die gewöhnlichften Formen (vgl. Merdel, ©. 8 ff.; Braun und Wirth, ©. 
194 ff.) find, abgejehen von dem ſog. W. am Kapital, d. h. den Fällen, in welchen 
die Verfchreibung auf eine größere als die wirklich gegebene Summe lautet, die 

v. Holgenbdorff, Enc. II. Rechtälerifon III. 3. Aufl. 86 
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Umgehung durch 1) Kauf, indem 3. B. Jemand eine Sache zu einem hohen Preife 
von dem MWucherer auf Kredit fauft, um fie jofort demjelben oder einem jeiner 
Helfer zu einem geringern Preife gegen baar wieder zu verkaufen, oder fich unter 
einer hohen Konventionaljtrafe verpflichtet eine Waare, für die er ſofort den berein- 
barten Preis erhält, zu liefern, unter der jtillfchweigenden Borausfegung, daß er 
nicht liefern kann, oder endlich in Form des Rüdkaufgejchäftes, bei welchem Jemand 
unter Preiß verkauft und für die Geftattung des Rückkaufes innerhalb einer be— 
ftimmten Zeit eine hohe Prämie gewährt (vgl. Urtheil des Reichsgerichts vom 
25. Mai 1881 — Entfjcheidungen IV. ©. 203, Rechtiprechung III. ©. 322). 2) 
Gejfion, 3. B. wenn Jemand wirkliche aber noch nicht fällige Anfprüche dem 
Mucherer für einen geringen Betrag in baar, oder eine unrealifirbare For— 
derung unter der Haftung für ihr Eingehen gegen einen unbedeutenden Geffionspreis 
abtritt u. j. w. 3) Wechſel, die ihrer rein formalen Natur wegen zur Verdeckung 
des W. am Kapitale befonderd geeignet find, aber auch in fomplizirterer Form, 
3. B. jo daß ein Vermittler dem Geldjuchenden vorjchlägt Für ihren gemeinschaft: 
lichen Bedarf einen Wechjel auszuftellen, den dann der eigentliche Wucherer billig 
digfontirt, von deſſen Betrage der Bewucherte aber nur einen Theil erhält, 
während er beim Verfall für die ganze Summe auffommen muß, da fein Mit: 
fontrahent zahlungsunfähig ilt. 4) Nebengeichäfte wie billigen Berfauf werth- 
voller, theueren Ankauf werthlofer Sachen u. ſ. w. — Auch wird eine WVerfchleie- 
rung häufig dadurch bewirkt, daß die über das fragliche Geichäft aufgenommene 
Urkunde die Bedingungen deffelben nicht vollitändig enthält. 

Alle Fälle der Art werden von $ 302a, welcher ganz allgemein von der Ge- 
währung von „DVermögensvortheilen*, d.h. von Geld oder geldwerthen Sachen redet, 
mit umfaßt. Außerdem begründet die Thatſache der Verjchleierung die Zuläffigfeit 
einer Straffhärfung bis zum doppelten Betrage der Strafe für einfachen Wucher, 
dv. h. es kann auf Gefängniß bis zu einem Jahre und Gelditrafe bis 6000 Mark 
und auf Verluft der bürgerlichen Ehrenrechte erfannt werden (4 302b.) Ob die 
Verſchleierung mit oder ohne Wiſſen des Schuldners geſchah, iſt gleichgültig, nur 
wird im erſten Falle meiſt Betrug vorliegen. Als fernere Qualifikationsgründe 
werden behandelt a) die Wechſelmäßigkeit des Verſprechens, welche die Durchführung 
des ungerechtfertigten Anſpruches weſentlich erleichtert, b) die Anwendung von 
Mitteln, welche einen moralichen Zwang auf den Schuldner ausüben jollen: das 
Veriprechenlaffen unter Verpfändung der Ehre, auf Ehrenwort, eidlich oder unter 
ähnlichen Berficherungen oder Betheuerungen ($ 302b). Cine weitere Erhöhung der 
Strafe, im Minimum und Maximum (Gefängniß von drei Monaten bis zu fünf 
Jahren, Gelditrafe von 150 bis 15000 Mark, und ftets Verluſt der bürgerlichen 
Ehrenrechte) tritt ein, wenn der W. gewerbs- oder gewohnheitämäßig betrieben wird 
($ 302d). Die Bedeutung diefer Begriffe ijt bier diejelbe wie im Strafrecht jonit, 
d. h. es kommt in der Praris für ihre Anwendung wefentlich auf die Wiederholung 
des Deliktes an. Die allgemeinen Borjchriften über Konkurrenz hätten wol voll« 
fommen genügt, eventuell wären befondere Rückfallsſtrafen vorzuziehen geweien. Daß 
der gewerbsmäßige Wucherer ein gefährliches Subjekt ijt, wird Niemand leugnen, 
daß er aber unter Anwendung von $ 74 angemeffen und zugleich Hinlänglich hart 
beitraft twerden könnte, ift wol ebenjo gewiß. Wenn man außerdem fortfährt das 
gewerbs- oder gewohnheitsmäßige Delift als kollektive zu behandeln, d. 5. dabei 
nur die Summe der ftrafbaren Handlungen und nicht dieſe ſelbſt berüdfichtigen zu 
wollen, jo werden zahlreiche Kontroverjen nicht ausbleiben, wie die Rechtiprechung 
auf Grund des 5 263 des Preußifchen StrafGB. zur Genüge bewiejen bat. 

Auf Beitimmungen über die civilrechtliche Wirkung des W. (Art. 3) Hatte die 
Reichstagskommiſſion in ihrem Entwurfe verzichtet, da fie der Meinung war: „die 
Praris werde in den beftehenden civilrechtlihen Borjchriften über Anfprüche aus 
unerlaubten oder jtrafbaren Handlungen die nöthige Anleitung zur Beurtheilung der 
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eivifrechtlichen Folgen eines wucherlichen Gejchäftes finden.“ Die Regierung da— 
gegen ging davon aus, daß zwar allen Rechtsſyſtemen der Grundſatz, daß unerlaubte 
gegen ein Strafgefeß verftoßende Handlungen feine Rechte für den Handelnden be= 
gründen, gemeinjam jei, daß fie aber in der Ausbildung defjelben nicht unerheblich 
abwichen, jo daß wichtige Bedenken nicht ausbleiben würden. Es dürfte daher die 
Regelung der civilrechtlichen Folgen des eigenartigen W.deliktes in dem Geſetze 

nicht unterbleiben.. Im Reichsſtage wurde der Art. 3 des Entwurfe® von nam- 
haften Juriften (3. B. Dreyer) einfach für unannehmbar erflärt und eine neue 
Kommiſſion hauptjächlich deshalb ernannt, um eine jachgemäße Redaktion des frag- 
lichen Artikels zu ermöglichen, denn eine Erörterung der einfchlagenden ſchwierigen 
Fragen jei im Plenum unthunlich. Die Kommiffionsberathungen, über die nur 
mündlich Bericht erjtattet wurde, führten eine twejentliche Abänderung des Regie— 
rungsentwurfes nicht herbei, ebenfowenig die Plenarverhandlungen, in welchen be= 
jonders die Stellung des gutgläubigen dritten Erwerbers der Forderung, die Ver— 
zinfung des vom Gläubiger wirklich Geleifteten und die Dauer der Verjährung für 
die Rüdforderung des Schuldners erörtert wurde. Nur bezüglich des legten Punktes 
fam man zu einem pofitiven Nefultate, indem der jegige Abj. 3 dem font unver- ı 
ändert angenommenen Kommiſſions- reſp. Regierungsentwurfe hinzugefügt wurde. — 
Berträge, welche gegen die Vorjchriften der SI 3028 und 302b verftoßen, find un— 
gültig. Korrekter hätte man wol gejagt „nichtig“, denn jo find Zweifel nicht aus— 
geichloffen, ob die Ungültigkeit nicht als „Anfechtbarkeit” oder ala die von Einigen 
jogenannte „relative Nichtigkeit“ aufzufaffen fei. Erſteres wäre, wenigitens nach 
Anficht der Motive, welche wiederholt die Ungültigkeit als kraft Geſetzes eintretend 
bezeichnen, unrichtig, und man wird dem um jo eher beitreten fünnen als das 
Gejeg feinen Anhalt für eine anderweitige Auslegung bietet. Eine Nichtigkeit aber, 
die nur für die Kontrahenten und nicht auch Dritten gegenüber bejtände, ift ein 
Widerjpruch in fich und daß der Gejeggeber einen folchen gewollt habe, kann man, 
wie v. Kübel (S 162) hervorhebt, auf Grund eines unklaren Ausdruds doch nicht 
annehmen. Natürlich bezieht jich die Nichtigkeit nur auf die wucherliche Forderung 
und nicht auf Gejchäite, welche derjelben vorausgingen, jo daß z. B. die uriprüng- 
liche Forderung rechtsbejtändig bleibt, wenn das W.gefchäft erjt bei der Stundung 
beginnt. Bezüglich der Kontrahenten liegt aljo die Sache jo, daß beide Theile nicht 
zu leiften brauchen und das etwa ſchon Geleiftete zurückfordern können, wobei der 
Wucherer für die von dem Schuldner oder für denfelben geleifteten Vermögensvortheile 
vom Tage des Empfanges an die gejeglichen Zinfen vergüten muß, während dem 
Schuldner bezüglich des vom Gläubiger Erhaltenen eine folche Verpflichtung nicht 
obliegt. Es iſt das eine Unbilligfeit gegen den Wucherer, der freilich, wie der Kom— 
miffar des Bundesrathes dv. Schelling im Reichstage meinte: auf Billigfeits- 
rüdfichten feine Anfprüche hat (!), eine Art von Privatitrafe, die neben den ver— 
bängten kriminellen zum mindeften überflüffig ericheint. Es ift allerdings durchaus 
richtig, das Wuchergeichäft ganz und nicht nur joweit, als übermäßige Bortheile 
ausbedungen waren, für nichtig zu erklären (anderer Meinung: v. Schwarze, 
©. 31), einmal weil dad Geſetz Niemanden verpflichten kann, ein Geſchäft unter 
anderen ala den von ihm gewollten Bedingungen aufrecht zu erhalten, dann auch 
weil dem Richter Ummögliches zugemuthet würde, wenn er jedesmal das iustum 
pretium für ein Darlehn beitimmen ſollte. Darum brauchte aber die Verpflichtung, 
Zinſen, etwa die jonft gejegmäßigen, für wirklich) Genofjenes zu gewähren, durchaus 
nicht bejeitigt zu werden. Jedenfalls ift der Schuldner zur Zahlung von Verzugs: 
jinfen anzuhalten, wenn er das Empfangene nicht rechtzeitig zurüdzahlt. Die Zu: 
rüdzahlung aber fann der Gläubiger ohne Rüdficht auf etwa ftipulirte Berriftung 
" verlangen, jobald das betreffende Gejchäft, jei e8 vom Givil- oder vom Kriminal— 
tichter für wucherlich erklärt wurde, aljo feine Nichtigkeit jeſtſteht. Für diefen Ans 
ſpruch des Gläubigers haftet die vertragsmäßig beitellte Sicherheit. a iſt dies eine 


1364 Bucher. 


Beitimmung, die fich mit der Nichtigkeit des ganzen Vertrages nur jchwer in Ein— 
flang bringen läßt (vgl. v. Kübel, ©. 164 ff.) und entgegen dem jonft vom 
Gejege zur Schau getragenen odium foeneratorum in den Motiven nur durch Hin— 
weis auf allgemeine Billigkeitögründe gerechtfertigt wird. — Wenn von Seiten des 
Gläubigers nicht baares Geld, jondern andere Leiftungen zurüdzugewähren find, jo 
richtet fich feine Verpflichtung bezüglich der Gritattung von Früchten, Erſatz für 
Verichlechterungen, Haftung im Fall des Verbrauchs, der Veräußerung, des Unter: 
gangs der empfangenen Sache u. ſ. w. nach den allgemeinen gejeglichen Beſtim— 
mungen. Gr ift dabei jtets alö malae fidei possessor zu behandeln. — Daß die- 
jenigen, welche fich des W. jchuldig gemacht haben, d. 5. die Mitthäter, nicht auch 
die Anftifter, Gehülfen ꝛc. dem Schuldner folidarisch haften, ift nur den in allen 
Rechtsſyſtemen übereinftimmenden Grundfäßen über die obligatio ex delicto ent» 
iprechend. Jedoch erjtredt fich die Haftung desjenigen, welcher die wucherliche For— 
derung mit Kenntniß des Sachverhaltes erwarb, nur auf diejenigen Wortheile, die 
jeit jeiner Succeffion in die Rechte des frühern Kontrahenten an ihn oder jeinen 
Rechtönachfolger gezahlt worden find. — Bezüglich des gutgläubigen dritten Er— 
werbers entjcheiden die bejtehenden gejeglichen Vorſchriften. Es kann alfo, abgejehen 
von den Fällen, wo wegen der formalen Natur der betreffenden Verträge Einreden 
aus dem Urjprung des Gefchäftes geſetzlich unzuläffig find, 3. B. bei Wechieln, 
Hypotheken u. ſ. w., ihm ebenjo wie dem eriten Kontrahenten gegenüber die Nich- 
tigkeit des Vertrages geltend gemacht werden. Andererfeits fteht ihm neben dem 
Regreß an feinen Rechtsvorgänger auch die Rüdforderung gegen den Schuldner in 
demjelben Umfange wie jenem zu. — Das Recht der Nüdforderung verjährt in 5 
Jahren jeit dem Tage, an welchem die Leiftung erfolgt ift. Für jede einzelne 
Leiftung läuft die Verjährungsfrift befonders, denn für das Civilrecht fommt nicht 
wie für dad Strafrecht das W.geichäit ald Ganzes ausschließlich in Betracht, ſon— 
dern jeder einzelne Leiſtungsakt iſt ein Rechtsgeſchäft für fich und begründet ein 
jelbftändiges, darum auch jelbjtändig verjährendes Rückforderungsrecht. Uebrigens 
wird die Ginrede des W. dem ganzen Gejchäfte gegenüber nicht dadurch auagejchlofien, 
daß einzelne auf Grund deſſelben gemachte Leiſtungen nicht mehr rüdforderbar jind. 
Bezüglich der Beurtheilung des fraglichen Geſchäftes ift der Givilrichter vom Kri— 
minalrichter und diejer von jenem volljtändig unabhängig, wie das nach den all- 
gemeinen Grundjäßen über das Verhältniß von Givil- und Kriminalurtheil fich von 
jelbjt verjteht. Ein Antrag, welcher darauf abzielte, daß zunächſt der Strafrichter 
über die Eriftenz des Vergehens zu entjcheiden berufen und die Entjcheidung defjelben 
für den Givilrichter bindend ſei, wurde im Reichstag abgelehnt. 

Die mehrfach aufgeworfene Trage, ob das Wuchergeieg rüdwirfende Kraft habe, 
iſt entichieden zu verneinen. Bezüglich der Art. 1 und 2 bejteht darüber faum ein 
Zweifel, $ 2 des RStrafGB. ijt hier unbejtritten maßgebend (vgl. Urtheil des 
Neichögerihts vom 26. April 1881 — Enticheidungen IV, ©. 111, Rechtipr. II. 
©. 247). Bedenklich könnten nur die Fälle jcheinen, in denen nach dem 14. Juni 
1880 auf Grund eines früher abgejchloffenen Vertrages Vortheile in Empfang ge- 
nommen wurden, welche in ihrer Gefammtheit betrachtet für wucherlich erklärt wer— 
den müßten. Auch bier liegt eine ftrafbare Handlung nicht vor, denn das Ge— 
währen ift nur die Ausführung eines Vertrages, auf den das Geſetz feine Anwen— 
dung findet (vgl. Urtheil des Neichöger. vom 25. Mai 1881 — Enticheidungen IV. 
©. 203, Rechtiprechung III. ©. 322). Ebenjowenig liegt jtrafbarer W. vor, wenn 
Jemand ein vor dem 14. Juni 1880 gemachtes wucherliches Darlehn nach diejem 
Zeitpunft zurüdiordert und nimmt. So Urtheil des ReichögerichtE vom 26. April 
1881 — Enticheidungen IV. ©. 109, Rechtiprechung III. ©. 235. Weitere wucher: 
liche Stundungen eines früher gegebenen wucherlichen oder nicht wucherlichen Dar: » 
lehns müſſen natürlich ala jelbitändige Delikte behandelt werden. Bezüglich) des 
$ 802c find folgende Fälle zu unterfcheiden: a) wer eine vor dem 14. Juni 1880 


Buder. 1365 


erworbene Forderung veräußert oder geltend macht, bleibt ſtraffrei; b) wer dagegen 
nach diefem Termine eine W.forderung erwirbt und fie veräußert oder geltend macht, 
wird bejtrait, auch wenn diejelbe früher entjtanden war. Nach dem Wortlaut des 
s 302c ijt das Erwerben u. j. w. ein bejonderes Vergehen, es kommt aljo nur 
darauf an, daß die betreffende Forderung im Moment des Erwerbens ala wucher: 
(ich angefehen werden muß, nicht darauf, ob der frühere Inhaber derjelben wegen 
W. bejtraft werden kann. Anderer Meinung ift allerdings die Reichstagstommiffion 
gewejen, welche den Paragraphen urfprünglich vorſchlug. Ihr Bericht jagte: „Die 
Rechtöbeftändigkeit der Yorderung fann nur nach dem Zeitpunft ihrer Entjtehung 
beurtheilt werden. Diefer Sat leidet auch auf die Fälle Anwendung, in denen eine 
vor dem Inkrafttreten des Geſetzes entitandene Forderung, welche die in $ 3028 be- 
zeichneten Merkmale an fich trägt, nach dem Inkrafttreten des Gejeges von einem 
Dritten erworben wird und dem Lebten die Verhältniffe und Umftände, unter denen 
fie zu Stande gefommen, zur Zeit der Erwerbung völlig bekannt find. Der Dritte 
würde daher hier befugt jein, die Forderung ihrem ganzen Inhalte nach geltend zu 
machen, ohne den Beitimmungen des vorgeichlagenen Gejeßes zu verfallen“ (vgl. v. 
Schwarze, ©. 34). Wenn auch der erjte Satz diejer Ausführung unzweifelhaft 
richtig ift, jo braucht man doch den daraus gezogenen Folgerungen nicht zuzuſtim— 
men, jobald der Ausdrud des Gejeßes jelbit eine andere Auffaffung nothwendig 
macht. — In Anfehung des Art. 3 jind ebenfalls die allgemeinen Grundſätze über 
die rückwirkende Kraft der Geſetze entjcheidend (vgl. v. Schwarze, ©. 29 ff., 103). 
65 ift nun ſowol in der Gejeßgebung wie in der Wiſſenſchaft allgemein anerkannt 
(vgl. Roth, Syſtem des Deutjchen Privatrechts, I. $ 50, S. 273), daß Geſetze 
rückwirkende Kraft nur dann Haben, wenn fie fich diejelbe beilegen, jei es ausdrück— 
lich, ſei es jtilljchweigend als nothwendige Konjequenz ihres jonjtigen Inhaltes. In 
dem Geſetz, betreffend den W., findet fich eine ausdrüdliche Beitimmung nicht; daß 
diefelbe ftillfchtweigend gegeben jei, würde man nur auf Grund zwingender Anzeichen 
vorausfegen dürfen und folche fehlen gleichfalls. Am wenigiten kann man fich darauf 
berufen, daß das Gejeh die jchon immer bejtehende turpitudo des W. nur aner= 
tannt habe. Wie v. Schwarze (©. 39) richtig hervorhebt, wäre e3 ein offenbarer 
Widerfpruch, das Verhalten eines Gläubigers al® contra bonos mores verftoßend zu 
behandeln, fo Lange fich derjelbe nur einer ihm durch ein Geſetz ausdrüdlich ein: 
geräumten Freiheit bedient. 


Lit. hiſtoriſch: Rein, Dad Kriminalrecht ber Römer ıc., 1844, ©. 830 ff. (Val. dort 
Angaben über die ältere Literatur, — Hhering, Geift —* Römif en Rechts (an vericie: 
denen Stellen, 3. ®. II. ©. 75, 152, 245, 257; I e. 112), — arquardt, Römiſche 
— 1876, I. ©. 51 fi. _ —— Die nationalöfonomiichen Grund: 
jäße ber fanonil en Lehre, 1868; Derjelbe, Die Bedeutung der W.lehre, 1866. — Mar 
Neumann, Geihichte des W. in Deutichland bis zur —— der heuti en — 
(1654), 1 1865, - — Stobbe, Die Juden in Deutichland während des Mittelalters, 1866, 

S. 103 ff, 232 1 — München, Tas kanoniſche Gerichtäverfahren — „Strafret, i86e. 
Bd. II. ©. 505 — Rah VGrundriß des kanoniſchen Strafrechts, S. 136 ff. — Funk, 
Gel ie des firchlichen an —— Univerfitätsſchrift) 1876. — Laspeyres, 
Geſchichte der an aftlihen An — ber Niederländer und i —* Literatur er 
eit der Republit, 1868, 6 — Schanz, —— Handelspolitil gegen Ende 
tittelalters, 1881, Ft I. —* — — — na Geſchichte der reg i 
Deutſchland (an veriiebenen Stellen). — Heimb ad in Weiske's Rectäler. Bd. 

©. 354 ff., vgl. 389 an in Herzog's ae für —— 
Theologie u. —* Big xv 268 ff. — Knies, Der Kredit, Bb. I. 1876 


Aeltere Lit.: Quther, Großer und fleiner Sermon vom W., 1519 —— Aus⸗ 
abe Bd. 20 ©. 80 ff., 122 ff), von Kaufhandlung und W. 1524 (Bd. 22 ©. 199 ff.), an die 
farrheren wider den W. zu predigen, 1540 (Bd. 23 ©. 282 ff). — Besold, Quaestiones 
u de usuris, 1598, abgedrudt in Vitae et mortis Consideratio politica, 1623 lib. I. 

— Salmasius, e usuris liber, Lugd. Batav. 1638, de modo usurarum liber, 

g, Diatriba de mutuo non esse alienationem auctore Alexio a Massala (pſeudonym für 

Salmasius), 1640. 


1366 Bunden — Bunderlid. 


In neuerer Zeit haben fih u. A. erklärt: a) Für Zindtaren: Merdel, Ueber den 
"irrt 1855. — Rip, Ueber Zinstaxen und ‚gelepe, 1859 (vgl. die Gegenichrift von 
feiffer, 1859. — nie glg Hi Die Zind: und W.frage, 1861, und in Umarbeitung, 
1879. — Wagener, Staats- und efellichaftäleriton, Bd. 22 ©. 433 ff. — Rösler, Volle 
wirthichaftälehre, 1864, ©. 490 fi. — Funk, Zind und W., eine moraltheologiſche Abhand- 
lung, 1868 (ein Rechtfertigungsverfuch der fanoniftiichen W.lehre). — b) Gegen Zinsdtaren 
und W.gejee: Bentham, Defence of usury, 3. ed. 1816. — Turgot, Memoire sur 
les prèts d’argent. — Belle im Archiv des Kriminalrechts, Neue Bil e 1841, ©. 113 fi, 
269 fi. — 8. Braun und M. Wirth, Die Zind- und W.gejehe, .— Berndt, Die 
ar und ihre Aufhebung, 1857. — Lette in v. Rotted und Welder's Staatäler., 
3. Aufl., Bb. XIV. ©. 684 ff. — NR. v. Mohl, Syſtem ber —— 3. Aufl. S. 
365 ff. — Gutachten für ben VI. Deutſchen Juriſtentag von Schaffrath (Verhandlungen 
Bd. I. ©. 395 ff.) und Goldſchmidt (ebenda ©. 227 fj.); Derfjelbe in Bluntichli und 
Brater’3 Deutihem StaatsWört.B., Bd. 11 ©. 219 ff. — Jaques, Die W. Geſehzgebung 
und das Civil- und Strafrecht, 1867 (enthält auf ©. 13, 40 Ungaben über die Franzöſiſche 
Literatur und im Anhang Auszüge aus der W. Geſetzgebung verichiedener Staaten). — ferner die 
gt der Nationaldtonomen: Vgl. Rojcher, Die Grundlagen der Nationalötonomie, 
ss 179—194 und die dort angeführte Lit. — Knie, Der Krebit, II. (1879) ©. 1—131. — 
c) für die W.Strafgeſetze: Ortmann in Goltdbammer’3 Ach. 2b. 27 ©. 409 fi. — 
Eheberg in v. . kendorff und Brentano's Jahrb. für Gefehgebung zc., 1880, ©. 
63 fi. — v. Ganftein in Allgem. Oefterr. —— 1881, Nr. 2—4. — L8. v. Stein, 
Der W. u. fein Recht, 1880. — Bol. ferner: Groß, Ueber die Behandlung bes Verbrechens 
des W. in einigen der neuen Sriminalgefegbücher, im Archiv des Kriminalrechts, Neue Folge 
1851, ©. 254 na — Enquöte sur la legislation relative aux taux de l’interöt de I’ 
2 vol. Paris 1865 (im Anbang wird die ausländiſche Geſetzgebung in ee Meberjeßung 
mitgetheilt),. — Berhandlungen des Preußiſchen Abgeorbnetenhaufes, 1878779, ©. 31 fi. 
641 I ber Bayeriihen Kammer der Abgeorbneten, 1879, ©. 78 ff., der Reichsräthe 
S. 890, des Deutfchen Neichätages, 1879, ©. 739 ii 766 di au Anlagen Nr. 265, 
(Bericht der XII. Kommilfion) 1880, ©. 572 ff., 827 ff., 1212 ff., Anlagen Nr. 58 (Entwurf 
bes W.geſetzes ınit Motiven). 


Bezüglich des Deutſchen W.gelekes vgl. v. Kübel im Württemb. Gerichtsblatt, Bd. 
17 Nr. 5 ©. 133 ff. — v. Lilienthal in Conrad's Jahrbb. für Nationaldfonomie xc., 
Neuer Folge Bb. J. S.140 ff., 366 ff. — Die Kommentare von Reinwald, v. an _ 
ner Berner Lehrbuch des Deutichen Strafrechts, 11. Aufl. S. 593 ff. — v. Liszt, Das 
eutiche Reichäftrafrecht, 1881, ©. 302 ff. — Oppenhoff, Kommentar zum Errafgefe: 
bu, 8. Aufl. ©. 699 ff., 872 ff. — Die Kommentare von Rüdorff-Stenglein und 
Olshauſen. — Entſcheidungen bes ag + t3 in Strafjadhen, herausgegeben von ben 
Mitgliedern des Gerichtshofs, Bd. I. fi. — Rechtiprehung des Deutichen Reichögerichts 
in Strafjadhen, herauägegeben von den Mitgliedern der Reichdanmwaltichaft, Bd. I. fi. — 
Einen Auszug aus den Motiven und Verhandlungen über das W.geſetz giebt im Anhang 
Hbinghaus, Das neue Preußiſche Geſetz betr. das Pfandleihgewerbe, 1881. 


Für Defterreich vgl. Glaser, Gejammelte kleinere Schriften, Bd. I. ©. 315 fi. — 
Chorinaty, Der W. in Defterreich, 1877 (vgl. dort auch die ältere Defterr. Literatur). — 
Platter, Der W. in der Bulowina, 1878. — Kaferer, Die Gefehe vom 19. Juli 1877 x. 
und vom 28. Mai 1881 :c., in Defterr. Geſetzen mit Materialien, 1877 u. 1881. — v. Rizy 
in Grünhut’3 Zeitichr. Bd. VII. ©. 774 ff. v. Yilienthal. 


Wunden (med.-for.), j. Körperverlegung (med.-jor.). 


Wunderlih, Agathon Gottlob Friedrich Walter, & 1810 zu 
Göttingen, 1833 Privatdozent dafelbjt, 1838—42 Profeffor in Baſel, ging nad 
Roſtock, 1847 nach Halle, 1850 an das Oberappellationsgericht Yübed, 7 21. XI. 1878. 


Schriften: De antiqua literarum obligatione, Gott. 1832. — Joannis Andreae summula 
de proc. judic., Basil. 1840. — Tancredi summa de matrimonio, Gott. 1841. — Anecdota 
uae PS civilem spectant, Gott. 1841. — Rechtsſprüche unb Gutachten der Juriftenfatultät 
oftod, Berl. 1846. — Jurift. Aufgaben, Halle 1849. — Bibliotheca Wunderlichiana, Hal. 
Sax. 1853. — Jurisprudenz in Wechjelfachen, 1821—57, Frankf. 1858. — Heiſe's HR, 
Bank 1858. — AJuriöprudenz d. O.App.Ger. ber vier freien Städte Deutſchlands in bürgerl. 

echtäfachen aus Kübel, 1848—64, Bremen 1866. — Walther’3 mertwürd. KRechtäfälle der 
Gegenwart, Lüb. 1863. — Das Röm. Recht der Gegenwart (Familienrecht), Lübel 1875. — 
Anna Thormählen, Lpz. 1876 (vgl auch Franff. Ztg. 1881, Wr. 119, Morgenblatt S. 3). — 
Juriſt. Studien und Kritiken, 1874/1877. 


git.: Ihering in jeinen Jahrbb. XVII, 145— 157. TZeihmann. 


Bürderungseid. 1367 


Würderungseid, Schägunggeid, juramentum in litem, war nach Römifchem 
Recht der Eid, durch welchen der Kläger bei den auf restituere oder exhibere 
gerichteten actiones arbitrariae und bonae fidei den Werth des Streitgegenjtandes 
reſp. jein Intereffe, mit einem Wort das quanti ea res est, an Stelle des Richters 
dann abichäßen durfte, wenn der zum Reftituiren oder Erhibiren verurtheilte Be— 
flagte diefem Urteil contumacia, oder weil er es fich dolo oder culpa lata unmöglich 
gemacht hatte, feine Folge leiftete. Obgleich aber fchon die Gloffe und die ältere 
gemeinrechtliche Doktrin dies bejchräntte Anwendungsgebiet des juram. in litem 
richtig erfannt ; obgleich e8 dann insbeſondere Schröter wieder aus den Quellen jo 
überzeugend nachgewiejen hatte, daß, abgejehen von der alljeitigen Zuftimmung der 
Theorie, auch verjchiedene Gejeßgebungen (3. B. die Hannov. Proz.O. von 1850, 
$ 302) das Refultat feiner Unterfuchungen in diefer Richtung geradezu Iegalifirten, 
jo war die Prariß doch von jeher und au nah Schröter geneigt, dem W. ein 
weiteres Feld einzuräumen. Sie geftaltete ihn zu dem Eid, wodurd Kläger den 
Betrag eines ihm vom Beflagten zu erjeßenden Schadens jchlechthin, ohne Rückſicht 
auf die Art der Klage, beweijen durfte, falls dem Beklagten dolus oder culpa lata 
zur Kat fiel (vgl. Strippelmann, ©. 412 und die hier Cit.). Der W. 
bezwedte neben der Beweiserleichterung für den Kläger zugleich einen Nachtheil 
(„cum et contumacia punienda sit“,1.8D.h.t.; 1.60 $ 1 D. ad leg. Falc. 35,2), 
gewiffermaßen eine Privatitrafe, für den Beklagten, indem Kläger, wenn er auch fein 
Affektionsintereffe nicht mit veranfchlagen durfte (fo insbeſ. Schröter, ©. 359, 402, 
gegen Glüd, ©. 433), doch die Möglichkeit hatte und ſtets gemeigt fein mußte, den 
objektiven Werth des Schadens durch feine ſubjektive Schätzung zu fteigen (1. 1 
D.h.t.). Als Begünftigung des Klägers war der W. nur auf Antrag defjelben vom 
Richter zu deferiven und Hierdurch nicht nur vom Schiedseid, jondern auch vom Er— 
füllungseid weſentlich verſchieden, mit welch letzterem ihn die gemeinrechtliche Doktrin 
(3. B. Malblanc, Doctr. de jurej., $ 74; Tevenar, Theorie d. Bew., ©. 99 
„Juramentum suppletorium aestimationis“) vielfach verwechjelte. — Noch weiter als 
der W. ging in der Begünftigung des Klägers der ihm fonjt nahe verwandte, vom 
Kaifer Zeno in der 1. 9 C. unde’vi 8, 4 verordnete, vom fanonifchen Recht (c. 7 
C. 2 qu. 1; c. 7 X. de his quae vi 1, 40) aufgenommene und in der gemein= 
rechtlichen Doktrin feit A. Faber „juramentum Zenoniarum“ genannte Eid, wodurd) 
der Kläger, welchem in Folge gewaltjamer Entjegung aus dem Befit eine Grund- 
ſtücks angeblich auch bewegliche Sachen beichädigt oder entzogen fein jollten, Eriftenz 
und Umfang des letzteren Schadens beweifen durfte. Als Korrelat des Zenonianijchen 
Eides war endlich insbejondere in Sachjen der jog. Minderungs- oder Mino- 
rationgeid in Gebrauch, welcher vom Beklagten über den Umfang des 
Schadens gejchworen werden durfte, um jo aus den Angaben des Kläger und bes 
Beklagten den mittleren Werth, ala den der Wahrheit entiprechenden, feftitellen zu 
fönnen. Von vornherein aber lag es im richterlichen Officium, einen Maximal— 
betrag jejtzufegen, welchen des Klägers Schätzung nicht überjteigen durfte. — Iſt 
nun der Minderungseid jchon früh in Sachjen als verwerflich aufgegeben worden 
(Müller, ©. 72), jo mußte das Streben der neueren Gejeßgebung, alle bedenk— 
lichen und überflüffigen Eide aus dem Prozeß zu entfernen (ſ. den Art. Eid), zu 
einer Bejeitigung auch de W. wie des jur. Zenonianum um fo mehr führen, ala 
bei ihnen einerjeit3 die Gefahr ne facillimus quisque nemine sibi deferente ad jus- 
jurandum decurrat ganz beſonders nahe liegt, andererjeits das Prinzip der freien 
richterlichen Beweiswürdigung das in jenen Eiden bisher gelegene Korreftiv für die 
Mängel des gemeinrechtlichen Schädenprozeſſes durchaus entbehrlih macht. So ift 
der Schäßungseid denn auch in der Deutichen EPO. $ 260 Abi. 2 ausdrücklich 
aufgehoben; der hier im Abſ. 1 normirte Eid ift Lediglich eine Spezies des richter- 
lichen Eides (Motive zu $ 250 des Entw. von 1874 ©. 475). 
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Gigb.: Tit. D. 12, 13; C. 5, 53. — Allg. Preuß. Ger.D. I. 22 58 9 fi. 

git.: ck Verſuch einer Theorie über b. in litem (1306), — 
Drummer Theorie des wW. (1806). — J. B. Müller, Derfud über den —— 
(1806). — Glüd, Komm., XII. S. 398 ff. und bie dort cit. ältere nn — Hänel, 
Verſuch einer Darftelung der — vom Schadenserſatz I: ss 92 f. — Halle, en 
Mufeum, VI. &. 25, 179 chröter, u —— u. Es VII. 356 f.; 
159 u. 160. — Eier — — I 398—468 —564. 

Birkmeyer. 


Wurm, Nikolaus (Vermis), 5 zu Neu-Ruppin, Schüler des Johann 
de Lignano (f 1383). 

Er verfaßte im Auftrag und auf Antrieb des Herzogs Ruprecht von Liegnitz, in beffen 
Dienften er ftand, bie Glofie zu den Sächſ. Rechtsbüchern. — Liegniger Stabtredhtäbud. — 
Blume bes Sadjienfpie eld, des Ma — echts, Gloſſe z. Weichbild und zu Constitutiones 
Alberti, — Niichift eig 

git.: Böhlau ‚Noyae a Dom. Alberti, Weim. 1858, p. XVIIL — 
Stobbe, Rechtäquellen, I. 380-382, 416 ff. — Homeyer, „ Hictfei, S. 356 fi. — 
v. Stinking, Gedichte ber Deutfchen Rechtswiſſenſchaft (1880), zei 

eihmann. 


Würth, Joſeph Edler von, & 1817, wurde 1849 mit der Ausarbeitung 
eines Entwurfs einer StrafPD. betraut, deffen jchleunigite Bearbeitung zum Erlaß 
der Straf DO. v. 17. I. 1850 führte, F als Oberlandes-Gerichtärath und Referent 
im Juſtizminiſterium 17. I. 1855. 

Schriften: Die neueſten Fortſchritte e Gefän —— in Frankreich, England, 
Schottland, Belgien und der Schweiz, Wien Das Stabtreht von MWiener:Reuftadt 
aus dem 13. Jahrh. Wien 1846. — Die En "StuafPO. v. 17. Januar 1850, Wien 1851. 

git.: Mayer, "Handbuch bes Defterreich. Strafprogekrechts, Wien 1876, Bb.1. S. 6.- 
Wahlberg in Beil. } Wiener Zeitung vom 12. Febr. 1855. — Herbft, Einl. in das 
Defterr. Strafprogehrecht, (2) 1871 ©. 46. — Wahlberg, Gefammelte fleinere Schriften, 
3b. II, Wien 1877, ©. 62, 64, 68. — — Das — —— ar 
1879, &.15.— Geyer, Xehrb. des Gem. Deutfchen Strafprozeßrechts, —— 

Teichmann. 


8. 


Zabarelliß, Franciscus de, 5 um 1335 zu Padua, bis 1379 Profeffor 
daf., bis 1382 zu Florenz, wurde Biſchof, dann Kardinal, entwidelte auf dem 
Koftniger Konzil als Legat und Vorſitzender große Thätigkeit, T dajelbit 6. XI. 
1417 („Cardinalis‘). 

Schriften: Comm. in Clement., Rom. 1477, Venet. 1497, 1499, Lugd. 1548, 1551. — 
Comm. in V libr. Deecretal., Venet. 1692. — Consilia, Mediol. 1496. 

git.: Schulte, Geſch., II. 283—285. Teihmann. 


Zachariä von Lingenthal, Karl Salomo,& 14. IX. 1769 zu Meißen, 
jtud. in Leipzig, promovirte 1796 in Wittenberg, wurde 1798 außerord., 1802 ord. Prof. 
daf., ging 1807 nach Heidelberg, wo er biß zu feinem Tode, 27. III. 1843, Lehrte. 
Im Jahre 1820 war er in die erite Hammer gewählt worden, 1825 in die zweite; 
jehr thätig in der Geſetzgebungskommiſſion, 1818 Geh. Hofrath, 1842 ala 3. v. Lingen- 
thal in den Adelsſtand erhoben. 

Schriften: De officiis perfectis, Lips. 1791. — Grunblinien einer wiſſ. jur. Enchflos 
päbie, Zeipz. 1795. — Origines comitiorum quae in imperio Rom. germ. celebrantur, 1795. — 
re: des Kurſächſ. Lehnrechts, 1796, 2. Ausg. v. Weihe und v. Langenn, 1823. — 

ie Einheit des Staated und ber Kirche, 1797. — Jur. — delineatio, Lips. 1797. — 
Diss. quatenus infamia a feudo s. acquirendo s. retinendo prohibeat, Vit. 1797. — Diss. 
de libertate Rom. civitatibus Germ. olim commissa, 1797. — De divisione Saxon. elect. in 
eirculos, 1797. — De dominio quod est auctoris in libris a se scriptis, 1799. — Quomodo 
Irti Rom. de delictis eorumque poenis philosophati sint, 1799. — KRechtliche Bemerkungen 





Zachariũ. 1369 


über die durch eig eg —— Sachen, Witt. 1799. — Geiſt der Deutſchen 
Zerritorialverfaffung, ik 1800. — Ueber die volltommenjte Staatäverfaffung, Leipz. 1800. — 
Ueber die Erziehung des Menfchengeichlecht3 durch den Staat, 1802. — Anfangdgründe bes 
phil. Privatrechtö, Xeipz. 1804. — Comment. I—III. instrumentorum pacis Imp. nov. qua- 
tenus ad statum eccl. Germ. extern. pertinet,, Vit. 1804, 1805. — Liber quaestionum, Vit. 
1805. — Anfangdgründe des philof. Kriminalrechts, Leipz. 1805. — Jus * I. civitat., quae 
foederi Rhenano adscriptae sunt, Heidelb. 1807. — Anleitung zur gerichtlichen Beredfam: 
feit, Heidelb. 1810. — Staatsrecht der Rhein. Bunbeaftaaten, 1810. — Gtaatöwifjenichaftl. 
Betracht. über Gicero’3 wiedergefundenes Werk vom Staate, Heidelb. 1833. — Handbuch des 

ranzöfiichen Givilxechts, Heidelb. 1808, 6. Aufl. von Puchelt herausgeg., Heidelb. 1874 
(Cours de droit civil frangais, par Aubry et Rau, 4. edit, 1869— 1880). — Bierzig Bücher 
vom Staate, 1820—1832, 2. Aufl. Stuttg. 1839— 1842. — Entwurf eine Babil 
StrafGB., Heidelb. 1826 u. 1840. — Rechtsgutachten betr. „Der Wächter am Rhein“, 
1832. — Lucius Cornelius Sulla, Heibelb. 1834. — Rechtsgutachten über bie Anſprüche 
Auguft’3 v. Ejte, 1834 und 1836. — Abhandlungen aus dem Gebiete der Staatöwirthichafta: 
lehrte, 1835. — Rechtsgutachten über Lippe und Lippe-Schaumburg, 1835. — Die Souveräne 
tätsrechte der Krone Württemberg, 1836. — Succeffion in dem Zuydtwyd’ichen Fideilommiß, 
1836 unb 1838. — Recht ber Nachfolge des Hauſes Nöwenfteins Wertheim, 1838. — Aniprüche 
ber Gutäbefiger in Medlenburg, 1841. 

Lit.: Autobiographie (in „Biogr. und jurift. Nachlaß“, heraudgeg. vom Sohn K. E. 
Zach. v. —* Stuttg. Tüb. 1843), — Mohl, I. 512-528. — Bluntſchli, Geſchichte 
des Allgem. Staatsrechts und ber Politit, Münch. 1864, ©. 596 - 604. — Orsier, Vie et 
travaux de Z., Paris 1869. — Revue historique 1868 p. 433; 1869 p. 295, 430, 557. — 
Roſcher, Geihichte der Nationalöfonomit, 980-954. — Brocher, K. S. Zachariae, sa 
vie et ses oeuvres, Par. 1870. Zeihmann. 


Zachariä, Theodor Mar, & 30. VII. 1781 zu Meißen, Bruder von 
Karl Salomo 2. (f. 0.), wurde Dozent in Wittenberg, 1810 Prof. in Königs— 
berg, 1811 in Breslau, 1820—23 in Marburg, 7 22. VII. 1847. 


Schriften: Universalia quaedam de possessione principia e jure rom. collecta, Lips. 
1805. — De rebus mancipi et nec mancipi conject., Lips. 1307. — Instit. hist. jur. rom. 
lineamenta, Wit. 1808. — Xehrb. eines civil. Kurfus, Leipz. 1810. — Verſuch einer Geſchichte 
bes Römiſchen Rechts, zn 1814. — Die Lehre des Römtichen Rechts vom Befik und Ver— 
jährung, Bresl. 1816. — Geich. der Teſtamente und Enterbung nad) Römiſchem Recht, Breäl. 
1816. — Anftit. des Römiſchen Rechts, Bresl. 1816. — Kurzer Abrik des W.R., Berl. 
1819. — Philojoph. Rechtälehre, 1820, 2. Aufl. 1825. — Allg. Abriß des Pandektenſyſtems, 
Marb. 1822. — Neue Revifion der Theorie vom Beſitze, Leipz. 1824. 

Lit.: Rualet und Schneider'3 Jahrbücher 1847 ©. 726—734. — Neuer Nefrolog 
für 1847, ®d. II. 941. Teichmann. 


Zachariä, Heinrich Albert, 5 20. XI. 1806 zu Herbsleben im Gothai— 
ichen, habilitirte fich 1830 zu Göttingen, wurde 1842 ordentlicher Prof. daſelbſt, 
1848 Mitglied des Vorparlaments, dann Bevollmächtigter der Krone Hannover im 
Vertrauenskollegium, Mitglied der Nationalverfammlung ſowie der Kaiferdeputation, 
1863 Mitglied des Staatsraths u. Bevollmächtigter der Deutjchen Standesherren in 
Frankfurt a/M., im Febr. 1867 Mitglied des Norddeutichen Neichötages, 1873 
Mitglied der Bundesfommiffion zur Prüfung des Entw. der Deutjchen Straf PO., 
7 29. IV. 1875 zu Ganftatt. 

Schriften: De fiducia, Gott. 1829. — Grundriß zu Vorlefungen über Braunſchweig. 
Privatrecht, Gött. 1832. — Die rüdwirkende Kraft neuer Strafgejeße, ebendaj. 1834. — Ge: 
Ichichtäer ählungen aus Kriminalakten, 1835. — Lehre vom Verhuche ber Derbrechen, ebendaj. 
1836-183 . — Grundlinien des gemeinen Deutichen Kriminalprozefjes, ebenda. 1837. — 
Deutiches Staatd: und Bundesrecht, ebendaſ. 1841—1845, 3. Aufl. 1865—1867. — Die Ge- 
brechen und bie Reform des Deutichen Strafverfahrens, ebendaj. 1846. — Zur Schleöwig- 
Holfteinifchen Trage, ebendaſ. 1847. — Die Schweizeriſche Eidgenofjenidaft, der Sonderbun 
und die Yundesrevifion, ebendaf. 1848. — Die Rechtswidrigkeit ber Realtivirung der 1848 
aufgelöften Deutichen Bundesverfammlung, ebenda. 1850. — Tas mündliche öffentliche Ber: 
fahren mit Geichworenen im Königreich Hannover, ebendaf. 1850. — Rechtliche Beleuchtung 
ber Kurheſſiſchen Septemberverordbnungen, ebendaf. 1851. — Votum über die neueften Vorlagen 
der re en Regierung, die Abänderung des — —* betr., ebendaſ. 1853. — 
Die Deutichen Verfaſſüngsgeſetze der Gegenwart, ebendaſ. 1855— 1863. — Der Koburger Unter: 
ſuchungsprozeß gegen &. Hannibal Fiſcher, ebendaſ. 1857. — Denkſchrift, den privil. Gerichts: 
ftand der Standeöherren in Bayern in Strafjadhen betr, Nürnb. 1858, Nachtrag 1860. — 
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Das rechtliche re, b. fürftlichen Kammergutes, Gött. 1861. — Hanbb. d. Dentichen Straf: 
prozeſſes, 2 Bde., ebendaf. 1861—1868. — Das Succeffionsrecht im Geſammthauſe Brauftichtweig- 
Züneburg, Leipz. 1862. — Zur Kritik der Bohlmann’ichen Dentichrift über die Aniprüche 
Preußens auf Braunſchweig, Gött. 1862. — Staatärechtliches Votum über die Schleswig: 
polfteinijhe Succeifionäfrage, Gött. 1863. — Ueber Art. 84 der Preuß. Verfafſungs-Urkunde, 
Leipz. 1866. — Das Eigenthumsrecht am Deutichen Kammergute, Gött. 1867. — Denkichrift 
über den territorialen Umfang der ftandesherrlichen Vorrechte in Deutichland, Donaueichingen 
1867. — Hochverrathsprozeß PlatensHallermund, Münd. 1868. — Die Verfaſſungsänderung 
nad Art. 78 der Norbdeutihen Bundesverfaffung, Braunſchw. 1869. — Zur frage von ber 
Reichskompetenz enüber dem lnfehlbarkeits:Dogma, Braunſchw. 1871. — Das moderne 
Schöffengericht (de 12 ber Deutichen Zeit: und Streitfragen von v. Hol ann und 
DOnden), Berlin 1872. — Dentichrift betr. Herzogthum NArenberg- Meppen, nn. 1872. — 
Diele Abhandlungen im Archiv des Kriminalrechlts, deſſen Mitherausgeber er war (1838, 
1859, 1840, 1841, 1842, 1843, 1845, 1846, 1850, 1851), in Goltdammer’3 Arhiv Bb. IIL, 
V., XIX., im Gerichtsjaal IX., XX., XXL, in Beitichrift für die gef. Staatswiſſenſchaft 
1866. — Aegidi's Stiche. für Deutiches Staatörecht, 1867 u. a. 

Lit.: Krit. V.J.Schrift XVII. 479—484. — Gerichtsſaal XXVIL (1875) ©. 505—516. 

Zeihmann. 


Bahlungsbefehl, mandatum de solvendo (v. Bar, Suppl. Th. I. ©. 75), ift 
ein richterlicher Beiehl, durch welchen in der Erefutionsinftanz dem Beflagten vor der 
Verhängung der eigentlichen Erefutionsmaßregeln aufgegeben wird, binnen beftimmter 
Friſt bei Vermeidung der Grefution den Kläger freiwillig zu befriedigen. Eben 
darum Hat e& nicht blos mandata de solvendo, jondern auch de restituendo x. 
gegeben, je nach der Natur der Rechte, um deren Erefution es fich handelte. Inſofern 
die Erefution auf die Titel des rechtöfräftigen Urtheild und der confessio in jure 
hin im Mittelalter gewährt wurde, fam in Stalien der Gebrauch auf, fich über 
eingegangene Schuldverhältniffe zunächft vor dem Richter und ſpäter vor dem Notar 
ein Befenntniß ablegen und diejes jammt einem Zahlungsbeiehl des Richters, jpäter 
auch des Notard, in die Schuldurfunde aufnehmen zu laffen, um auf folche Weife 
fich die Möglichkeit zu verichaffen, ohne vorgängigen Rechtsſtreit fofort zur Erefution 
zu gelangen. Aus jolchen instrumenta confessionata sive guarentigiata, deren Er— 
forderniffe im Laufe der Zeiten auf eine vertragamäßige causa und ein Zahlungs 
veriprechen reduzirt wurden, ward der Mandatsprozeh gegeben, welcher auf Antrag 

% mit einem mandatum de solvendo eröffnet wurde und, wenn dafjelbe unbefolgt blieb, 
zu weiteren Grefutionsmaßregeln führte. Die Mandate, die indeffen auch auf 
andere causae hin erlangt werden konnten, wurden gelegentlich) mit dem Zuſatze 
erlafjen, daß, wenn der Bellagte Gründe habe, weshalb er dem Befehl nicht nach— 
fommen zu dürfen glaube, er diejelben binnen der Paritionsfrift anzubringen habe. 
Der jo entitandene Unterjchied zwiichen mandata sine clausula und cum clausula 
hat manche Rechtslehrer veranlaßt, zwifchen unbedingtem und bedingtem Dtandats- 
prozeß zu unterjcheiden und leßteren auf bloßen Wahrjcheinlichfeitsbeweis für den 
Anjpruch oder da, wo feine Einreden zu erwarten jeien, zu geſtatten. Dieſes letztere 
Verfahren mit bedingten Mandaten hat unter dem Namen Mahnverfahren in die 
Hannover’sche Bürgerliche Prz.D. Eingang gefunden und ift aus diefer unter demfelben 
Namen in die Deutiche CPO. übergegangen. Mit ihm ijt der bedingte 3. in die 
Deutihe EPD. gelangt, der wie früher durch einfachen Widerfpruch des Schuldners 
bejeitigt wird, eventuell aber zu einem Vollſtreckungsbefehl führt, der vorläufige 
Vollſtreckbarkeit befitt, gegen welchen aber noch, da er einem Verſäumnißurtheil 
gleichgeftellt ift, der Franzöſiſche Einfpruch möglich iſt. Einfpruch wie Widerſpruch 
leiten die Sache in das gewöhnliche land» oder amtögerichtliche Verfahren hinüber. 
Im Mebrigen ift der 3. aus dem Rechte der CPO. und namentlich auch aus der 
Zwangsvollſtreckung verſchwunden, deren Vollftredungaklaufel mit dem 3. in keinerlei 
Zufammenhang ſteht. Vgl. den Art. Mahnverfahren. 

2it.: Briegleb, Geichichte des Exekutivprozefſes, 2. Aufl. 1845, 3b. I. SS 10 ff. 

KR. Wieding. 
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Zahlungseinftellung, cessation de paiements, ijt die auf Zahlungsunver 
mögen berubende Unterlaffung der Befriedigung berechtigter und fälliger Forderungen. 
Im Franzöſiſchen Recht, welches nur‘ bei Kaufleuten einen Konkurs kennt, iſt die 
3. die einzige Vorausſetzung des Konkurſes, der bei ihrem Eintritt fofort von 
Amtswegen eröffnet wird: die Deutiche KO., welche zwifchen Kaufleuten und anderen 
Schuldnern nicht unterjcheidet, knüpft an fie zu Gunften des auf Konkurs antragenden 
Gläubiger eine Präjumtion des Hauptjächlichjten Konkursgrundes, der Zahlungsun— 
iähigkeit des Schuldners, in Konſequenz welcher fie auch die 3. Hinfichtlich der 
Antechtbarfeit von Rechtshandlungen und Rechtägeichäften, welche der Schuldner zur 
Verfürzung der Gläubiger vorgenommen hat bzw. eingegangen ijt, dem Antrag auf 
Konkurseröffnung und Hinfichtlich der Beitrafung des Bankerutts der gerichtlichen 
Konkurseröffnung, wenn diefe wegen unzureichender Theilungsmaſſe abgelehnt ift, 
gleichgeftellt Hat. Es kann fraglich erjcheinen, ob die KO. eine blos thatjächliche 
oder eine geſetzliche Präfumtion vorgefchrieben habe. Erwägt man, daß eine that- 
ſächliche Präfumtion einer Hervorhebung im Gefege nicht bedurft hätte, da das 
Geſetz bei ihr nichts Anderes vorjchreibt, ala was die Regeln der Logik und Er— 
tahrung ohnehin dem Richter an die Hand geben, erwägt man ferner, daß die Form 
des Ausdruds, welchen die Präfumtion im $ 94 der KO. enthalten hat, eine 
gebietende und feine blos erlaubende iſt, jo könnte man verjucht fein, die Präfumtion 
tür eine gefeßliche zu halten. Nichtsdejtoweniger muß man fich gegen die Annahme 
einer ſolchen enticheiden. Denn erjtlih würde eine gejegliche Präfumtion, 
weil fie eine gejegliche Vorausſetzung für eine bejtimmte Rechtsfolge jtatuirt, eine 
genaue Beitimmung des Begriffd der 3. erheifchen, um das Anwendungsgebiet der 
Rechtsfolge jeititellen zu können; dieſe Begriffsbejtimmung ift aber im Gejeß nicht 
gegeben, ja nicht einmal in den Motiven. Zweitens würde eine gejegliche Präfumtion 
zum Mindejten eine praesumtio juris jein müſſen und als jolche den Richter ver- 
pflichten, bei glaubhaften Nachweis der Unterlaffung einer oder mehrerer Zahlungen 
die Zahlungaunfähigkeit ala erwieſen anzunehmen, es fei denn, daß der Beklagte den 
Beweis des Gegentheild erbrächte: jtatt deilen verpflichtet der $ 97 der KD. das 
Gericht, bei Beftreitung der Zahlungsunfähigkeit oder 3. offizielle Ermittelungen 
vorzunehmen, aljo den Nachweis nicht für erbracht anzufehen. Die Präfumtion fann 
daher ala gefegliche nicht gemeint fein, fondern nur ala thatjächliche. Bei der 
thatfächlichen Präfumtion, dem bloßen Indizium, fommt es nun weniger auf genaue 
Begriffsbeftimmung des betreffenden Indiziums an, al® auf die Thatjache oder auf 
den Begriff, welche aus ihm gefolgert werden jollen, und die größere oder geringere 
Sicherheit der Erfahrungsregel, mit welcher diejelben aus ihm gefolgert werden 
fönnen. Kann man daher den Motiven daraus, daß fie eine genaue Beitimmung 
des Begriffs der 3. ablehnen, feinen Vorwurf machen, jo jcheinen doch manche der 
von ihnen zur 3. gerechneten Thatſachen, wie die gerichtliche oder außergerichtliche 
Infolvenzertlärung des Schuldners, Schließung des Gejchäfts, fruchtlofe Erefutionen, 
heimliche Entfernung und Verborgenhalten des Schuldners geradezu einen unmittel: 
baren Schluß auf die Zahlungsunfähigfeit zu geftatten, jo daß es ala ein Umweg 
ericheint, aus ihnen zunächſt die 3. und dann aus diejer wieder die Zahlungs- 
unfähigkeit zu folgern. Vielmehr wird man unter 3. an fich nur die außerhalb 
des Prozeſſes erfolgte Unterlaffung von jchuldigen und fälligen, dem Kläger oder 
Tritten zu leiftenden Zahlungen, wo folche gefordert waren oder wegen Abwejenheit 
des Schuldners nicht gefordert werden konnten, zu verjtehen haben, wobei e& dahin 
geftellt bleiben mag, twieweit nach Standes-, Orts- oder Landesgebrauch Unterlaffung 
der Zahlung zu bejtimmten allgemeinen oder periodijch wiederkehrenden Terminen 
als 3. auch ohne Mahnung zu gelten hat. Die 3. muß ferner, den Motiven zus 
folge, auf Zahlungsunfähigfeit beruhen, was mit Recht gefordert wird, da aus ihr 
auf letztere geichloffen werden foll. Die Zahlungsunfähigkeit wird von den Motiven 
im Gegenſaß zur Infuffizienz des Vermögens oder der Ueberſchuldung darin geſetzt, 
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daß der Schuldner außer Stande jei, berechtigte und fällige Forderungen aus eigenen 
Mitteln oder durch Hilfe Dritter ohne Aufenthalt zu befriedigen. Hiernach wird 
3. auch bei vorübergehender Zahlungsitodung troß überichießender, aber für den 
Augenblid nicht zu realifirender, Werthe anzunehmen fein, weil die Gläubiger nicht 
zu warten verpflichtet find. Gin ficherer Schluß auf Unvermögen ferner wird ſich 
jelten auf Unterlaffung einer vereinzelten Zahlung, es ſei denn, daß es fich um 
einen erheblichen Betrag handelte, oder aus der Nichtbefriedigung geringfügiger, wenn 
auch mehrerer Forderungen ziehen laffen, obwol wiederum die Nichtbefriedigung 
jelbjt geringfügiger Forderungen ein fprechendes Zeugniß für gänzliches Unvermögen 
fein fann. Im Ganzen überhaupt werden die jeweiligen Bermögensverhältniffe des 
einzelnen Schuldners meist immer den Ausfchlag geben müſſen. Die 3. joll auf 
Unvermögen jchließen laffen: ein jolcher Schluß ift möglich), wo die Zahlung aus 
nichtigen Gründen verweigert wird, nicht aber wo der Forderung Gegenforderungen 
oder berechtigte Einwendungen entgegengejeßt werden, nicht wo Gigenfinn oder Bos— 
beit oder Nachläffigkeit der Nichtzahlung zu Grunde liegen und Klage und Spezial» 
erefution zum Ziele führen können. Die zweite Regel der Motive geht dahin, daß 
die 3. eine allgemeine fein müffe, daß aljo nicht blos eine einzelne Zahlung, jondern 
alle vorflommenden Zahlungen unterbleiben jollen. Die Regel jcheint jedoch weniger 
zuzutreffen. Im Grunde nämlich würde fie darauf hinausfommen, daß alle fälligen 
Zahlungen verweigert oder eine allgemeine Infolvenzerflärung abgegeben jein müßte; 
die Motivg jelbit aber erklären, daß die Unterlafjung auch einer einzelnen Zahlumg 
und zwar jelbit dann, wenn andere geleiftet jeien, ausreiche. Vielmehr, injofern aus 
der 3. auf die Zahlungsunfähigkeit geichloffen werden joll, handelt es fich darum, 
daß allgemeine Zahlungsunfähigfeit vorliege, ein Unvermögen alfo, allen laufenden 
Forderungen gerecht zu werden, welches auch dann vorhanden ift, wenn der Schuldner 
eine einzige fyorderung nicht zu zahlen vermag, obwol er vielleicht andere befriedigt 
hat. So verjtanden, dürfte die zweite Negel fchon in der erjten enthalten jein umd 
ala jelbitändige nicht aufgefaßt werden fünnen. Val. d. Art. Konfurseröffnung. 

Quellen: Code de comm. art. 437 ss. — Deutihe KO. $$ 23, 26, 94, 97, 209 ff.; 


Mot. ©. 319 fi.; Komm. Prot. ©. 71 ff. 

Lit.: Huch, Deuticher Konkursprozeß, SS 8, 23. — Kommentar zur Deutſchen KO. LI. 
von v. Wilmowski, ©. 224 ff.; dv. VBölderndorff, Bd. I. ©. 268, Bb. II, ©. 144 ff; . 
Hellmann, $ 94; v. Sarmwey, $ 9. K. Wieding. 


Zallwein, Gregor, 5 20. X. 1712 zu Oberaltaich, trat bei den Benedit- 
tinern in Weſſobrunn ein, Prior 1744, wurde 1749 ord. Prof, und Dr. jur., aud) 
erzb. Sirchenrath in Salzburg, 7 6. VIII. 1766. Belannt durch jeine Principia 
juris ecel. univ. et partic. Germaniae, 1763, 1781. 

Lit.: Schulte, Geidhichte, II.a ©. 218, 219. Teihmann. 


Banger, Johann, & 1557 zu Braunſchweig, Profeffor zu Wittenberg, 
1607 


Schriften: Tract. de exceptionibus, Viteb. 1586, 1593; cura de Senckenberg 
1730, 1733. — Comment. in libri h. Deer. titulos de sent. et re judicata de appellationibus 
etc., Viteb. 1620, 1661. — Opera Joh. Zangeri quae exstant omnia, 1644. 

Lit: be Wal, Beitr., Erl. 1866. ©. 74. — Wepell, Syſtem des ordentlichen Civil: 
prozeſſes, S 46. Zeihmann. 


Zafius, Udalricus (Zäfy), & 1461 zu Gonjtanz, ftud. zu Tübingen, 
wurde Gerichtäfchreiber der Kurie in Konſtanz, Stadtjchreiber in Freiburg i. B., 
trieb auf der Univerfität nochmals juriftifche Studien, wurde 1500 Doctor und 
Dozent, dann Prof. legum und nebenbei Stadtichreiber, 7 1535. 


Schriften: Lucubrationes, Scholia, Antinomiae, Basil. 1518 (Scholia ad Il. 2 d. O. 
J. Colon. 1540, Lugd. 1544). — Intellectus jur. civ. — denuo excusi, Frib. 1526, 
1532. — In Usus feudorum epitome, Basil. 1535. — In tit. I. de actionibus enarratio, 
Basil. 1536; ed. Freigius, Lugd. 1591. — Responsa s. Consilia I. 1538, ed. H. Ar- 
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tolph II. 1539, Basil. ed. Held (deutſch Bajel 1574). — Singularia responsa s. intellectus 
jur. singulares, Basil. 1541 (Lugd. Batav. 1545). — Opera omnia, Lugd. 1548, 1550, 1551; 
c. J. Mynsinger a Frundeck, Francof. 1590, 1595. — 3. entwarf bie Erbordnung für 
die Marfgraffchaft Baden (1511), jowie das Stadtrecht von Freiburg von 1520. 
git.: v. ee Ulrich Zaſius, Baſel 1857; Derfelbe, Geſchichte der Deutjchen 
— ———— 1880, I. 165—172 u. ö. — Stobbe, Rechtsquellen, 11.9, 12, 40, 61, 306, 
30. — iegger, Udalr. Zasii epistolae ad viros aetatis suae doctissimos, Ulm. 1774, — 
Zasius, J. Th. Freigii h. e. in pandectas jur. civ. comm. nunc in — redacti, 
Basil. 1576. — v. Gerber, Prinzip, Jena 1846, ©. 209. — Schulte, Lido 124. 
eihmann. 


Behnten (decimae, Thl. I. ©. 664) find diejenige Quote von den Ein— 
fünften der Gläubigen, welche die katholische Kirche jeit dem Ende des 6. Jahrh. und 
jwar bald als eine auf göttlichem Rechte beruhende Gebührniß gefordert hat. Der 
Zehnt kann demnach ala die allgemeine firchliche Steuer betrachtet werden. Mit 
Rüdficht darauf, daß im Mittelalter eine ganze Reihe von kirchlichen Zehntberech- 
tigungen durch verichiedene Erwerbägründe in die Hände von Laien gefommen 
waren, theils aber die leßteren jolche auch eigenmächtig ufjurpirt Hatten, unterjagte 
die firchliche Gejeßgebung des 11. und 12. Jahrh. die Veräußerung von 3., ordnete 
die Zurüdgabe der widerrechtlich veräußerten an, und erklärte den Beſitz von firch- 
lichen 3. durch Laien für eine fchwere Sünde und einen Verſtoß gegen das göttliche 
Geſetz. Nah Kanon. Recht, nicht aber nach der deutichrechtlichen Entwidelung, 
ftreitet für das Zehntrecht des Pfarrers in feiner Barochie die Vermuthung, während 
für andere kirchliche Perionen und Inititute, welche ebenfalls 3. befißen fönnen, 
die allgemeine Regel zur Anwendung fommt, daß fie den Erwerb des Rechtes, 
welches, ſofern es fich nicht um Piarr-3. handelt, auf alle möglichen Titel, aljo 
auch auf Erfitung, gegründet werden kann, beweijen müſſen. Der Piarrzehnt eritredt 
fih nach Kanon. Recht, das freilich in Deutjchland nicht praftiich ift, einmal auf 
den perfönlichen Erwerb (decimae personales), ferner auf den Erwerb aus gewifjen 
fruchttragenden Sachen (decimae reales). Xebterer ift ein Feldzehnt (decimae 
praediales), wenn er von den Erträgnifjen der Grundftüde, ein Thier- (auch Haus-) 
Zehnt (decimae sanguinales), wenn er von den lebendigen Jungen der Thiere oder 
von den animalischen Produkten der letzteren (3. B. als Butter», Schmalzzehnt) ge- 
leiftet wird. Da aber der Kanonijche Saß, daß der Pfarrer zu allen diefen Arten 
von 3. berechtigt jei, vielfach namentlich in Deutichland nicht zur Geltung gelangt 
ift, vielmehr jeine Zehntberechtigung ſowol lofal, wie auch Hinfichtlich der Arten der 
3. öfter bejchränft gewejen ift, To jchied man ein jus decimandi universale oder 
particulare, je nachdem daſſelbe fich) auf die ganze Gemarkung oder nur auf einzelne 
Theile derjelben eritredte, decimae veteres und decimae novales, je nachdem es 
auf die jeit alter Zeit bebauten Aeder oder auch auf die neu in Kultur genommenen, 
ſeit Menfchengedenten wüſt liegenden Felder ging, ferner ein jus decimandi plenum 
5. perfectum und ein jus decimandi minus plenum oder imperfectum, je nachdem 
es auf alle zehntpflichtigen Fruchtgattungen oder blos auf bejtimmte gerichtet war. 
In Verbindung damit jteht der Unterfchied zwifchen decimae majores (Großzehnt) 
und decimae minores s. minutae (Kleinzehnt); zu eriteren gehören gewöhnlich alle 
Früchte, die der Halm trägt, alfo alles Sommer: und Wintergetreide, ferner aber 
auch Wein und Del, während die anderen und öfters auch Blutzehnt zu den decimae 
minores gerechnet werden. Der Prädialzehnt hat die Natur einer Reallaft und muß, 
während er der Natur der Sache nach von den einer anderen Religionspartei ans 
gehörigen Eigenthümern der pflichtigen Grundjtüde nicht gefordert werden fann, oft 
auch von dieſen entrichtet werden. Iſt der 3. in einer Feldmark überhaupt her— 
gebracht, jo gilt die Vermuthung, daß ihm alle Grundftüde innerhalb derjelben 
unterworfen find. Cine Befreiung muß aljo bewiejen werden, jedoch find nach Kanon. 
Recht die eigentlichen Benefizialgüter in derjelben Pfarrei gefeglich erimirt (elericus 
clericum non decimat). Der Zehntherr hat den 3., welcher übrigens nicht noth— 
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wendig gerade in einem Zehntel der Früchte zu beftehen braucht, nur nach dem 
jedesmaligen Grtrage des Grundſtücks zu fordern, und bat auch fein Necht, den 
Plichtigen zu einer bejtimmten Kultur zu zwingen. Für die Negel muß der Zehnt: 
herr fi) den 3. abholen und zwar die Auszehntung gleich nach dem Schnitte an 
dem in Fruchthaufen aufgeichichteten Getreide vornehmen. Die Produftionäfoiten 
dart der Pflichtige weder bei dem Prädial-, noch Blut-3. in Abrechnung bringen, 
vielmehr ift der Bruttoertrag dem 3. unterworfen. An der zu zehntenden Maſſe er 
wirbt der Berechtigte mit der Trennung der Frucht von der Hauptjache das Mit: 
eigenthum zu der feiner Berechtigung entiprechenden Quote und fann diejes aljo im 
Tall einer vor der Auszehntung erfolgten Veräußerung gegen jeden dritten Erwerber 
einzelner zehntpflichtiger Duantitäten mit der actio communi dividundo verfolgen. 
Das Zehntrecht überhaupt kann der Zehntherr poſſeſſoriſch und petitorifch (mit einer 
confessoria utilis) geltend machen, während demjenigen, welcher die freiheit be- 
hauptet, die actio negatoria zuſteht. Das Zehntrecht wird durch rechtägültige Ver: 
träge ganz oder auch für einzelne Pflichtige befeitigt, ebenſo ift eine Erfigung der 
Freiheit von demfelben möglich. Für die evangeliiche Kirche fommen die eben ge: 
dachten Vorſchriften des Kanon. Rechts mit den durch die deutjchrechtliche Ent- 
widelung bervorgebrachten Abänderungen ebenfalla zur Anwendung, und die Par 
tifularrechte haben im MWejentlichen diefelben Grundjäße kodifizirt. In Folge der 
modernen Agrargejeßgebung (j. diejen Art.) find aber die 3. vielfach unpraftiich 
geworden, indem fie theils in eine fejte Geldrente verwandelt, theils auf andere 
Meile abgelöft worden find. Freilich ift in einzelnen Staaten, nachdem man die 
Ablösbarfeit der Kirchenlaften in Folge der Bewegungen des Jahres 1848 im 
weitejten Umfange zugelaffen hatte, dieſe jpäter wieder eingejchränft (Preußen) oder 
die Ablöfung ganz filtirt worden (Defterreich). 

Quellen: Tit. X. de on III. 30; tit. VIti eod. III. 13; tit. Clem. eod. IIL 8; 
tit. Baer comm. eod. III. 7. — Cod. Maxim. bavar. Il. cap. 16. Preuß. Allg. ER. 
Thl. I. Zit. 11 98 857 fi. — Die a bei Richter, Kirchenrecht, $ 315, umd 
Schulte, Lehrb., 2. Aufl. S. 504 angeführt. 

Bir nbaum, Rechtliche Natur der Zehnten, Er entwidelt, Bonn 1831. — 
Rüplenthal, Geichichte ber Deutichen Sehnten, Br b. — Göſchl, Ueber den Ir 
ſprung des firchlichen Zehnten, ——— 1837 cn Das Yehntrecht, Berl. 
1815. — dv. Sicherer, Der Zehnt nad) dem —* "Deutichen und Bayeriſchen Recht, Neu: 
1845. — Zadhariä, Die Aufhebung, al löfung und Umwandlung bes Zehnten, Heibelb. 
1831. P. Hinſchius. 

Zeiller, Franz Aloys Edler von, & 1751 (1753?) zu Gray, wurde 
Prof. der Rechtswiſſenſchaft, Mitglied der Hofkommiffion in Juftiziachen, Rektor der 
—— Wien, 7 23. VIII. 1828 zu Diehing, 

J— ften: Hiss. ad 1. 6 Inst. 1, 26, 1778. — elect. acad. ad Heineccii elem. jur. 
eiv., 1781. — Das natürliche Pro eßrecht, 1802, 3. Aufl. 1818. — Jährliche — ——— zur 
Gele esfunde und Rechtswiſſen def in ben Oefterreich. Grbländern, Wien 1806 
a zur neuejten ad ejepesfunde im ge isız und Giviljuftigfache, 1810, 2. Aufl. 

— Kommentar über das Allgem. BGB. 1812 — Bemerkungen - ben Geift 
* — Oeſterreich. Strafgefepgebung (BL. für die Raiferftaaten, I. 1808). 

Lit.: Neuer Nefrolog der Deutichen, Bd. 6 ©. 957, Nr. 968. — Harrafowäty, 


Geichichte der Kodifikation des Defterreich. Civilrechts, Wien 1868, 
Zeihmann. 


DEFENSE: Indem der Ablauf beftimmter Zeitfriften oder die Erreichung 
bejtimmter zeitlicher Termine vielfach von rechtlicher Bedeutung ift, iſt die Frage 
nach ihrer Berechnung nicht nur rechtlich erheblich, jondern fie ift auch ſelbſt zum 
Gegenjtande rechtlicher Normirung geworden. Griolgt aber jede Anordnung einer 
Friſt oder eines Termines durch Verweiſung auf beitimmte für den Ablauf der 
Frift oder die Erreichung des Termine maßgebende Zeitabjchnitte, jo erhebt ſich 
die doppelte Frage nach der Beichaffenheit diejer Yeitabjchnitte und nach der Art 
ihrer enticheidenden Bedeutung für das durch Verweifung auf fie beftimmte Zeit: 
verhältniß. 
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I. Das Römische Recht ftatuirt: A. ala enticheidend den Kalendarifchen Zeit: 
abichnitt des von Mitternacht zu Mitternacht reichenden Tages. Der Kalendertag 
heißt daher dies civilis oder der Tag im Sinne des Rechtes, insbeſondere des 
Privatrechtes, im Gegenjae zum naturalis dies oder zur Zeit vom Sonnen— 
aufgang zum Sonnenuntergang. Zum natürlichen Tage verhält fich der bürgerliche 
als künſtliche Erweiterung bdeifelben durch Annerion der angrenzenden Nachthälften, 
weshalb fein Anfang und Ende von dem des natürlichen Tages verjchieden, jein 
Mittelpunkt dagegen (meridies) mit dem des bürgerlichen Tages identifch ift (Censor. 
de die nat. 28, 11; Gell. n. a. III. 2; 1. 8 D. fer. 2, 12). Wenn die Neueren 
dem Kalendertage den beweglichen Tag entgegenjeßen, d. 5. unter einem Tage auch 
einen zu beliebiger Tageszeit beginnenden Zeitabjchnitt von der Länge eines Tages 
veritehen, jo ift diefe Auffaffung dem Sprachgebrauche des Röm. Rechtes volljtändig 
iremd. Daß daher ein Rechnen nach Tagen irgend etwas anderes bedeuten könnte 
ald ein Nechnen nach Kalendertagen, ja daß ein wirklich genaues Rechnen nach 
Tagen nur dasjenige jei, welches den Tag als einen zu beliebiger Tageszeit beginnenden 
Zeitraum von der Länge eines Tages behandle, dieſes Ariom der meiften Neueren ijt 
der Römischen Anſchauung ebenſo zuwider, wie die Bezeichnung diefer Berechnungs- 
weife als der naturalis im Gegenfaße zur civiliscomputatio, welche auf die 
Zeitberechnung in einem gänzlich unrömifchen Sinne die Römiſche Entgegenjegung 
eineg naturalen und eines civilen Begriffes des wichtigjten Zeitabjchnittes überträgt. 

Nach Tagen rechnet nur das Röm. Recht in dem doppelten Sinne, daß es 
Zeitunterfchiede innerhalb des Tages nicht berüdfichtigt (1. 16 $ 8 D. de pign. 20, 1) 
und unter Jahren und Monaten nicht wirkliche Kalenderjahre und SKalendermonate, 
fondern Summen von Tagen veriteht. Daß im Röm. Rechte die Bezeichnung des 
Jahres und des Monats lediglich eine Kollektivbezeichnung für eine bejtimmte Zahl 
von Tagen ift, stellt diefe Bezeichnungen in den jchärfiten Gegenſatz zu der des 
Tages; denn mensis und annus bedeutet in der Sprache der civilis computatio 
immer eine bejtimmte mit einem beliebigen Tage beginnende Summe von Tagen, 
dies dagegen bezeichnet nie eine bejtimmte zu einer beliebigen Stunde beginnende 
Summe don Stunden, wie ja auch nach Römijcher Sitte gar nicht der Kalendertag, 
iondern der natürliche Tag und die Nacht in Stunden zerfällt, jo daß für bie 
Stundenzählung die Grenze des Kalendertages gar nicht erijtirt und die Yänge der 
Taged- und der Nachtitunden mit der Jahreszeit wechielt. Es iſt aber a) die 
Jahresbezeichnung gemeint als Bezeichnung einer Summe von 365 Tagen (l. 134 
D. de v. s. 50, 16). Mit der wirklichen, im Schaltjahre dieje Zahl von Jahren 
überfchreitenden Jahresdauer ift dies dadurch in Uebereinſtimmung gebracht, daß der 
Schalttag (dies intercalaris) nicht als eigener Tag gezählt wird. Wie nämlid) 
im Römischen Kalender der Schalttag feine eigene Zahlbezeichnung Hat, ſondern als 
bisextum Kalendas Martias dem 24. Februar (a. d. VI. Kal. Mart.) an— 
gehängt ift, jo wird er rechtlich mit diefem durch die Einſchaltung verdoppelten 
Tage identifizirt. Beſtritten ift aber, ob die Einjchaltung erfolge vor oder Hinter 
dem 24. Februar des Gemeinjahrs; doch ift die letztere Annahme aufs Bejtimmteite 
bezeugt in 1. 3 $ 3 D. de min. 4, 4 mit den Worten: posterior dies inter- 
calatur. Daß mit Nüdficht auf die Römische Art von den Kalenden des nächjten 
Monats rückwärts zu rechnen, unter dem posterior dies der frühere, unter dem prior 
dies der jpätere zu verjtehen jei, ijt eine durchaus unzutreffende Behauptung; wird 
doch der den Kalenden vorhergehende Tag als pridie Kalendas und damit im 
Verhältniß zu den Kalenden als prior dies bezeichnet. 

b) Die Monatsbezeichnung eignet fich wegen der wechjelnden Länge der einzelnen 
Monate nicht zur genauen Bezeichnung einer bejtimmten Zahl von Tagen. Während 
daher Jahresfriften jchon in den zwölf Tafeln vorfommen, kennt die ältere Gejeggebung 
Friften von der Dauer eines Monats nur in der Weile, daß fie die Zeit eines 
Monates auf die bejtimmte Zahl von 30 Tagen reduzirt. Als dann bei abnehmender 
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Genauigkeit der Geſetzesſprache die Anordnung von Monatsfriſten auffam, war es 
Sache der Interpretation, die nicht mehr vom Gejege ſelbſt vollzogene Reduktion des 
Monats auf eine bejtimmte Zahl von Tagen vorzunehmen. Die Zahl von 30 Tagen 
ergab fich hierbei aus der von Alters her üblichen Anordnung dreißigtägiger Friften 
in Verbindung mit dem Umftande, daß fie jowol eine runde Zahl als auch diejenige 
Zahl von ganzen Tagen tft, welche der durchichnittlichen Länge der Monate am nächſten 
fommt (l. 12 $ 6 verglichen mit 1. 30 8 5 D. ad leg. Jul. de adult. 48, 5). 
Ymmer ift jedoch die Monatöbezeichnung eine ungenaue Bezeichnung einer beitimmten 
Zahl von Tagen, welche nur im Zweifel in der angegebenen Weile zu verjtehen ift; 
ergiebt die einzelne Beitimmung hinreichende Anhaltspunkte für eine andere Auf- 
faſſung, jo ift diefe vorzuziehen. So jcheint e8 in dem uns nicht überlieferten Falle 
der 1. 101 de R. Jur. 50, 17 dem Sinne der fraglichen Beitimmung entiprochen 
zu haben, die in ihr genannten 2 Monate ald 61 Tage zu verftehen. 

B. Das Rechnen nach Tagen ift ein Rechnen von einem beftimmten Kalender: 
tage zu einem bejtimmten Kalendertage. Sollen die Tage gezählt werden von einem 
bejtimmten Greigniffe an, jo ift nothiwendig der Tag dieſes Greignifjes derjenige, von 
dem an gezählt wird. fraglich erjcheint aber, in welchem Sinne von ihm die 
Zählung auszugehen hat, ob nämlich die erforderliche Zahl von Tagen zu ihm hinzu— 
zuzählen oder ob er jelbit jchon ala der erfte diefer Tage zu zählen ift. Ebenſo 
erhebt fich ſodann für den leßten oder denjenigen Tag, mit welchem die erforderliche 
Zahl voll wird, die Frage, ob jein Anfang oder erſt jein Ablauf enticheidet. Nach 
Röm. Recht wird nun derjenige Tag, von welchem die Zählung ausgeht, ſtets 
mit gezählt, während derjenige Tag, welcher dadurch als der lebte fich er- 
giebt, in gewiflen Fällen abgelaufen, in anderen nur angebrochen fein muß. Jede 
Beitimmung einer Frift nach Tagen hat hier die Bedeutung, daß Anfang und Ende 
der Friſt innerhalb der beitimmten Zahl von Tagen liegen, jo daß der Anfang in 
den eriten, das Ende auf den lebten Tag fällt. Jene Einrechnung des Antangstages 
jowol, als die verichiedene Behandlung des letzten Tages nach Verjchiedenheit der 
Fälle beruht darauf, daß jede Frriftbeitimmung aufgefaßt wird als Beitimmung eines 
Termines; die Beitimmung einer Friſt von x Tagen ift nach Röm. Recht nichts 
anderes, als die Beitimmung des xten Tages, als des für eime rechtliche Ver— 
änderung entjcheidenden Termines. Die Firirung des hiernach entjcheidenden Zeit: 
punktes ergiebt fich a) durch die Röm. Sitte bei der Beitimmung des Verhältniſſes 
zwifchen zwei Gliedern einer Reihe nicht nur die Mittelglieder zu zählen, jondern die 
Endpunfte mitzuzählen. So ift nad) Römijcher Zählung der 10. Januar, vom eriten 
an gerechnet, nicht erjt der neunte, jondern jchon der zehnte Tag, d. h. der Römiſche 
Sprachgebrauch erblidt in ihm nicht jowol den neunten der an den erjten fich an— 
reihenden, als den zehnten der mit ihm eine Reihe bildenden Tage (1. 1 SS 5, 6 
D. q. appell. 49, 4). 

b) Iſt der enticheidende Termin der lebte Tag der mit dem Anfangstage 
beginnenden Reihe, jo ift er entweder der Anfangstermin oder der GEndtermin 
einer rechtlichen Wirkung, indem eine folche entweder mit ihm eintreten oder mit 
ihm erlöfchen joll; im eriten Falle ift der Zeitpunkt ihres Gintrittes der Anbruch, 
im leßten der Zeitpunkt ihres Erlöſchens der Ablauf des entjcheidenden Tages. Soll 
etwas bis zu einem beftimmten Tage dauern oder don einem beitimmten Tage an 
eintreten, jo pflegen wir zu fragen, ob dieje Beftimmung zu verftehen ſei ausschließlich 
oder einschließlich des enticheidenden Tages. Indem aber der Römifche Sprad)- 
gebrauch jede jolche Beitimmung unter Einſchluß des entjcheidenden Tages verfteht, 
eriftirt dasjenige Verhältniß, welches bis zu einem bejtimmten Tage dauern fol, 
gerade noch an dieſem Tage ala dem lebten jeines Beſtehens; ebenjo eriftirt aber 
dasjenige Verhältniß, welches von einem beftimmten Tage an beitehen joll, jchon 
an diefem Tage, ala dem Tage feiner Entjtehung (1. 49 D. de cond, 35, 1). 
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Iſt ein Termin zugleich Anfangs» und Endtermin, indem fowol der Eintritt 
als das Aufhören rechtlicher Wirkungen mit ihm verbunden ift, jo enticheidet die- 
jenige Bedeutung deflelben, welche ala die prinzipale ericheint. Dies findet ins— 
bejondere Anwendung: 

1) Auf Verjährungsfriſten. a) Der Tag, an welchem eine Forderung verjährt, 
ift ein reiner Endtermin für deren Grijtenz; die Forderung erliicht daher erjt durch 
feinen Ablauf (l. 6 D. de obl. et act. 44, 7). 

b) Dur Erſitzung entjteht und erlifcht gleichzeitig Eigenthum, jedoch jo, daß 
das bisher beitandene Eigenthum verdrängt wird durch das neu entitehende des 
Ufufapienten; der Wechjel des Eigenthums erfolgt daher mit dem Anbruche des 
legten Tages (l. 15 pr. D. de div. temp. praescr. 44, 3). Wichtiger Anficht nach 
befagen dafjelbe J. 6 und 7 D. de usurp. et usucap. 41, 3. 

c) Indem die Verjährung dinglicher Klagen bedingt ijt nicht nur durch die 
Unterlaffung ihrer Anftellung ſeitens der Berechtigten, jondern durch den ununter= 
brochenen Beſitz einer zufammenhängenden Kette von Nechtänachjolgern, beruht die 
Unmöglichkeit fernerer Klage auf dem wegen feiner Dauer dem Befite zu Theil 
werdenden Schuße, tritt daher jchon ein mit dem Anbruch des letzten Tages. 

2) In Beziehung auf Altertermine erjcheint a) die beginnende pubertas als 
Anfangstermin der vollen Handlungsfähigkeit; daß mit ihr zugleich die tutela impu- 
berum erlischt, iſt lediglich eine Konfequenz ihrer prinzipalen Bedeutung (1.5 D. 
qui test. fac. 28, 1). 

b) Der Ablauf der minor aetas ift nach Röm. Rechte Endtermin der in integrum 
restitutio und cura minorum, weshalb in 1. 3 $ 3 D. de min. als jelbjtverjtändlich 
vorausgejeßt wird, daß die minor aetas nicht vor dem Ablaufe des letzten Tages des 
fünfundzwanzigiten Lebensjahres erlischt. 

3) Von jelbit veriteht ſich das Erforderniß des Adlaufes des letzten Tages 
a) für alle Präflufivfriften, welche jtets erfordern, daß eine Handlung jpätejtens 
an einem bejtimmten Tage erfolge (1. 1 $ 9 de succ. ed. 38, 9). 

b) Iſt ausdrüdlich nicht die Erreichung, jondern die Ueberichreitung eines Ter- 
mined verlangt, jo bedarf es natürlich diefer (l. 3 D. de iur. immun. 50, 6). 
Hierher gehört auch der Fall einer erforderlichen Alterädifferenz, welche nur gewahrt 
ift, wenn die Geburt der fraglichen Perfonen nicht innerhalb der beitimmten Zahl 
von Tagen erfolgt iſt. 

C. Eine ausnahmsweiſe Erweiterung der nach obiger Berechnung ich ergebenden 
Länge rechtlicher Friſten jtatuirt das Röm. Recht 

1) für einen Fall durch Berüdfichtigung der Tageszeit, indem die in integrum 
restitutio minorum noch zugelaffen wird wegen der am Geburtätage dor der Tages- 
zeit, zu welcher vor 25 Jahren die Geburt erfolgt war, eingetretenen Schädigung 
(1. 3 $ 3 D. de minoribus 4, 4). 

2) Bei einer Reihe von Präflufivfriften werden diejenigen Tage nicht mit— 
gezählt, an welchen wegen eines vorübergehenden Hinderniſſes die Vornahme der 
Handlung nicht möglich war. Indem hier nur die dies utiles mit gezählt werden, 
it die jo berechnete Frift ein utile im Gegenfage zum continuum tempus. 
Utiliter berechnet werden folche Fyrijten, welche von Rechtswegen laufen für Hand» 
lungen in iure und nicht über ein Jahr betragen (l. 2 pr. D. quis ordo 38, 5). 
Juftinian Hat eine Reihe jolcher Frilten erweitert und in tempora continua ver— 
wandelt (1. 8 C. de dolo 2, 20; 1, 7 C. de temp. i. i. r. 2, 52). 

II. Keine Uebereinftimmung herrſcht darüber, inwieweit die gejchilderten vielfach 
ſelbſt beftrittenen Grundfäße des Röm. Rechts in unfer Recht übergegangen find. 

1) Bezüglich der Reduktion der Jahres» und Monatsbezeichnung auf Tage ift 
beſtritten: a) welcher Tag des Schaltjahres nach heutigem Recht nicht mitzuzählen ift. 
Der heutige Kalender rüdt den im Gemeinjahre auf den 24. Februar fallenden 
Matthiastag im Schaltjahre auf den 25., behandelt aljo ala den diejem 

dv. Holgenbdorff, Enc. II. Rechtslexikon II. 3. Aufl. 
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vorhergehenden in Webereinftimmung mit derjenigen Annahme, welche bezüglich des 
Röm. Rechts bis in die neueſte Zeit herrſchte. Der heutigen fortlaufenden Zählung 
der Tage und dem gemeinen Bewußtjein der Gegenwart entipricht es jedoch allein, 
ald denjenigen Tag des Schaltjahres, welcher dem gemeinen Jahre fehlt, den 
29. Februar zu behandeln, jo daß jomwol jeder Tag des Schaltjahres dem gleich 
namigen Tage des gemeinen Jahres als auch der lebte Februar des Schaltjahres 
dem lebten Februar des gemeinen Jahres entipricht. 

b) Im Zufammenhange mit der den Römern fremden fortlaufenden Zählung 
aller Tage eines Monats fieht man vielfach im heutigen Leben ala maßgebend für 
die Friſt eines Monates nicht eine fich immer gleichbleibende, fondern diejenige Zahl 
von Tagen an, welche im Eonfreten alle den innerhalb der Friſt ablaufenden 
Monaten zutommt, jo daß die Zahl der einem Monate zufommenden Tage ab: 
gelaufen iſt mit der Wiederkehr des dem Anfangstage gleichnamigen Tages des 
nächiten Monats oder, falls diejer jene Zahl nicht erreicht, mit dem Ablauf des 
Monats. Ob rechtögefchäftlich angeordnete Monatäfrijten jo zu verftehen find, tft 
eine Frage der Auslegung; für die von Nechtswegen laufenden ift dagegen eine 
Aenderung der Römifchrechtlichen Beitimmungen um jo weniger anzunehmen, da 
dieſe auch in neueren Gejeßen wieberfehrt und nicht zu vermuthen ift, daß das 
Recht unter der für eine Anzahl von Tagen gebrauchten abfürzenden Benennung 
eines Monats eine nach den Umständen des £onkreten Falles wechjelnde Anzahl von 
Tagen veritehe. 

2) In Anjehung der Art nach Tagen zu rechnen eriftirt a) feine feite Sitte 
bezüglich der Einrechnung des Anfangstages. Zwar Hat unjer Sprachgebraud 
vorwiegend die Neigung, den Anfangstag nicht mitzurechnen; diejelbe iſt aber feine 
ausjchließliche, indem 3. B. die ein= oder mehrtägige Gültigkeit von Eiſenbahnbillets 
jtets verjtanden wird unter Einvechnung des Anfangstages. Daß diejfer nicht mit: 
gezählt werden joll, ift daher nach Gem. Recht nur bei folchen Friſten anzunehmen, bei 
welchen durch Gejeg oder Gewohnheitsrecht diefe Behandlung feſtſteht, wie namentlich 
bei Progehfriften. Allgemein wird der Anfangätag nicht mitgezählt nach Preußiſchem, 
Franzöſiſchem und Sächſiſchem Rechte. 

b) Die Annahme, daß irgend eine Frift jchon mit Anbruch ihres letzten Tages 
ablaufe, ijt unjerem Rechtsbewußtfein gänzlich fremd. Begnügt fich vielfach das Röm. 
Recht mit der Erreichung einer bejtimmten Zahl von Tagen, ohne den Ablauf des 
legten Tages zu fordern, jo fieht unſer Nechtsbewußtjein in jeder Friſt einen Zeit: 
raum, welcher ganz durchmeilen jein muß, um die mit feiner Erfüllung verbundenen 
Mirkungen zu äußern. Unſer Rechtsbewußtjein hat ſchon deshalb die davon ab» 
weichende Römiſche Behandlung fich nicht angeeignet, weil fie bis in unſer Jahr: 
hundert hinein nicht erfannt wurde. Bezüglich der Erſitzung wird fie noch heute 
für das Röm. Recht jelbjt nur von Wenigen anerkannt und für Alterötermine wider 
jpricht es nicht mur dem allgemeinen Bewußtjein, irgend eine mit der Vollendung 
eines Jahres verbundene rechtliche Wirkung vor dem Anbruch des das nächite Lebens— 
jahr eröffnenden Geburtötages zuzulaffen, jondern es widerjtrebt auch dem heutigen 
Rechte, den Termin der Pubertät anders zu berechnen, als den ihm für das Gem. 
Recht ganz analogen der Volljährigkeit. Das Preuß. Recht begnügt fich bei dem 
an ein bejtimmtes Alter gefmüpften Nechtserwerbe mit dem Anbruche des (ohne Mit: 
zählung des Anfangstages berechneten) legten Tages. 

3) Die bejondere Behandlung des die Nejtitution begründenden Alters und des 
der neueren Gejeßgebung fremden tempus utile bejteht ala Singularität don geringer 
Tragweite fort; etwas dem tempus utile Aehnliches hat die Allg. Deutſche WO. 
Art. 92 angeführt, nach deſſen richtigem BVerftändniß bei Berechnung der Proteft- 
frift Sonn und allgemeine Feiertage nicht mitgezählt werden. 


Quellen: D.de fer. 2, 12; de div. temp. praeser. 44, 3. — Preuß. ER.L 3 88 45 ff. — 
BEL. für das Königr. Sachſen ss 82—87. 
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git.: Rücker, Diss. de civili et naturali temporum computatione in jure, 1749. — 
Roc, Belehrungen über Mündigfeit zum Zeftiren, Givilzeitfomputation n. Schalttag, 1796; Der: 
jelbe, Beftätigung ber Belehrungen ıc., 1798. — Erbin a lo. ©. 91 ff., 1814. — 
Schweppe im Jurift. —* u 1818. — Löhr im Eiv. Arc) 410 ff, 1828. — Rein: 
felder, Der annus civilis — —* Rechts, 1829. — Bachofen, eitichr. für Eiv.R. 
u. Proz. XVII. ©. 38 ff. 1843. — Krüger, D. de temporum — Ro- 
manorum, 1861; Derſe Pr Ai Der. im Gebiete des Römiſchen Rechts, ©. 59 ff., 1870. — 
ölder, Die Theorie der Zeitberehnung nad) Römiſchem Recht, 1873. — dv. avi "D 
Syſtem, Iv. ©. 335 fi. — dv. Bangerom, Pandelten, $ 196. — Windſcheid, $ 1 
v. Wächter, MWürttemb. Privatreht, ©. 823 ff.; Derjelbe, Pandekten, I. 478 ff — 
u _Deferzeihäihet Bil gie 1. $ 106. — Stobbe, ar Beibatet, I. 
— Bernburg, Preuß. Privatrecht, I a — eber 

n Eialtton: Arndts in, male Jahrb. des Gemeinen Rechts, in © rr Br Arad 5 


Zeitkauf ijt ein Kaufvertrag, bei welchem entweder die Zahlung des Kauf: 
preifed oder die Xieferung der Waare vereinbarungamäßig — auf Zeit — auige— 
ſchoben ift. 

I. Sit die Zahlung des Kaufpreifes durch den Vertrag aufgeichoben, jo Liegt 
ein 3. dor, zu welchem im Gegenjaß jtehen: der Baarkauf (Kauf Zug um Zug, 
Kauf per contant, per Cassa, Kontantfauf) einerjeits und der Pränumerations- 
fauf (Kauf gegen VBorausbezahlung) andererjeits. Der 3. in diefem Sinne heißt 
auch Kauf auf Kredit, auf Borg, auf Zeit, auf Ziel, feine juriftifche Charakterifirung 
erhält er dadurch, daß die Zahlung des Kaufpreifes im 3. von vornherein, bis 
nach der Lebergabe der Waare aufgefchoben, gefriftet, der Kaufpreis demnach freditirt 
it. Durch vertragswidrigen Verzug des Käufers bei Zahlung des KHaufpreifes kann 
ein als Baarkauf abgeichlofjenes Gejchäft nicht einfeitig in einen 3. umgewandelt 
werden ; ebenjowenig liegt ein 3. in diefer technischen Bedeutung vor, wenn auch die Ueber: 
gabe der Waare aufgefchoben und dabei nur vereinbart ift, daß die Zahlung nicht vor 
der Uebergabe der Waare gefordert werden kann (in letzterem Falle liegt ein „befrifteter 
Kauf Zug um Zug” vor). Möglich ift, daß ein 3. in dem gleich nachher (unt. II.) 
zu erörternden Sinne, alfo mit Aufſchub der Waarenlieferung, zugleich ein 3. in 
dem eriten Sinne, nämlich mit Kreditirung des Preijes, ift, wobei vorauszuſetzen tft, 
daß der Auffchub der Preiszahlung — die Kreditwirkung — erſt beginnt mit der 
Effektuirung der Waarenlieferung, denn andernfalls iſt das Geſchäft trotz der Auf— 
ſchiebung der Lieferung als ein Baar- oder gar als Pränumerationskauf zu erachten. 
(Bal. Entſch. d. ROHG. Bd. XI. ©. 85.) Die Nechtövermuthung, welche vom Gejet 
aufgeitellt ift, Ipricht weder für den 3. noch für den Pränumerationsfauf; jondern, 
jofern nicht ein Anderes durch die Natur des Geſchäfts bedingt oder durch Vertrag 
oder Handelsgebrauch beſtimmt ift, muß der Kaufpreis bei der Mebergabe der Waare 
entrichtet werden; folglich it der Kauf präfumtiv ein „Kauf Zug um Zug“; 
doch kann eine Zahlungsfriſt auch jtilljchweigend gewährt, der Zahlungsfredit durch 
fonfludente Handlungen eingeräumt werden, und eine jolche jtillfchweigende Ber: 
abredung eines 3. kann insbefondere fchon dann angenommen werden müſſen, wenn 
in den von denſelben Kontrahenten vorher jchon abgeichloffenen Kaufverträgen der: 
jelben Branche Kredit gegeben worden war. Das Regelmäßige ijt in vielen Handels: 
zweigen die Grifteny einer einen oder mehrere Monate umfafjenden Kreditfriſt; dieje 
ift durch die Ufance häufig derart allgemein, daß in jcheinbarem Widerſpruch mit 
der gejeßlichen VBermuthung — bei Mangel anderweiter Verabredung die nad) Ort 
und? Waarengattung übliche Zahlungstrift als stillfchweigend gewollt anzunehmen 
it; diefe Annahme ſtützt fich richtig auf Vertragsauslegung, nicht auf Gewohnheits- 
recht. Ebenjo ift es Frage der Auslegung des Parteiwillens, wie lange fich die 
Zahlungsfriſt eritredt. Man wird annehmen müfjen, daß zunächit wenn der Vertrags: 
wortlaut Zweiiel übrig läßt, das Ortsübliche als gewollt anzufehen jei, eventuell 
dann die beionderen Umftände des Falles, der Grund der KHreditirung, die Möglich: 
keit der Weiterveräußerung, wenn als gewollt gilt, daß der Erlös hieraus zur 
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Zahlung des Kaufpreifes verwendet werden foll u. dgl. Die Verabredung, daß der 
Kaufpreis „nach Belieben“, „nach Bequemlichkeit“, „nach Belieben und Möglichkeit* 
bezahlt werden jolle, bewirkt zunächſt eine Kreditirung des Kaufpreiſes bis zum 
Ablauf der orts- oder brancheüblichen Kreditfirift und dann noch dazu die Gewährung 
einer nach den Umftänden zu bemefjenden billigen Wartefrift (Entich. d. ROHG. Bd. II. 
S. 185; v. Hahn, Komm. Bd. II. ©. 265. Anm. 8). Streitig kann werden, 
in welchem Momente die Zahlungstrift zu laufen beginnt, wenn die „Uebergabe" der 
Waare mehrere zeitlich von einander getrennte Momente umfaßt (mie 3. B. beim 
Diftanztauf), die Abjendung und die Ablieferung; es ift zu untericheiden: Beſteht 
durch Uebung, Vertrag oder Ortörecht eine Hreditirift, jo beginnt diejelbe im Zweifel 
bereit3 mit dem Tage der beginnenden llebergabe, alio der Abjendung der Waare 
(Entih. de ROHG. Bd. II. ©. 377, Bd. VI ©. 168). it jedoch feine 
Kreditirung des Kaufpreiſes anzunehmen, fondern der gejeglichen Vermuthung ent— 
iprechend „ein Kauf Zug um Zug” als gewollt anzufehen, jo ift der Kaufpreis erit 
mit der Ablieferung fällig: die Waare muß am Ablieferungsorte realiter offerirt 
jein (Entich. des ROHG. Bd. XIL ©. 275). Andernfalla wäre der Kauf ein 
Pränumerationsfauf und für deſſen Annahme jpricht die Rechtsvermuthung nicht; 
eben deshalb iſt der Berfäufer ohne vertragamäßige Uebereinkunft nicht berechtigt, 
den Kaufpreis bei eberfendung der Waare durch Nachnahme zu erheben, denn hier— 
durch würde der Käufer in die Lage verjeßt, mit der Zahlung vorangehen zu müſſen 
(Entid. d. ROHG. Bd. XII. ©. 187—189). 

Die ausdrüdliche oder jtillichweigende Bewilligung einer Zahlungsfrift hat in 
jedem Falle zur Folge, daß der Verkäufer vor Ablauf diefer Friſt die Zahlung 
nicht fordern kann, jelbjt dann nicht, wenn der Kredit des Käufers nach Uebergabe 
der Waare und vor Ablauf der Zahlungsfriſt erichüttert worden ift (vgl. Entſch. d. ROHG. 
Bd. XXIN. ©. 137); vor Ablauf der Friſt wachjen auch feine Zinjen aus dem 
Kaufpreife an, denn leßterer ift alsdann noch nicht fällig; bei Zahlung vor 
Ablauf diejer Yyrift veriteht fich der Skonto nicht von jelbit, wohl aber fann er 
orts⸗ oder brancheüblich fein. (Vgl. hierüber d. Art. Berfalltag, auch Entid. 
d. ROHG. Bd. I. ©. 58.) 

Was die Beweispflicht betrifft, jo richtet fich diefelbe im Falle der Behauptung 
einer Zahlungsfrift nach den gewöhnlichen Grundſätzen; wer ein Recht auf bie 
Griftenz oder Dauer einer Kreditfrift ſtützt, hat diefelbe zu beweifen; wenn ber 
flagende Berfäufer behauptet, daß nicht ein Baarverfauf, jondern ein Kreditverkauf 
abgeichloffen und dabei vereinbart worden jei, der Kaufpreis jolle innerhalb 6 
Monaten nach der Uebergabe der Waare bezahlt werden, und der beflagte Käufer 
hierauf erwiedert, daß die Zahlung des Kaufpreifes in fein Belieben geftellt jei, jo 
ift Hierdurch feitens des Beklagten ein Theil des Klagefundaments, nämlich die 
Verabredung einer beitimmten Zahlungszeit, in Abrede geitellt, und deshalb obliegt 
dem Kläger der Beweis. (Vgl. Entih.d. ROHG. Bd. I. ©. 74, Bd. II. S. 92, Bd. II. 
©. 167, Bd. IV. ©. 127, Bd. VII. ©. 37, Bd. VII. ©. 387, Bd. X. ©. 234.) 

Iſt der Kaufpreis freditirt, jo darf, wenn nicht die Umstände des Falles dagegen 
iprechen, angenommen werden, daß der Verkäufer eine Sicherung nicht mehr in der 
Waare fuche, das Eigenthum aljo ſofort mit der Uebergabe auf den Käufer über: 
gehe, dem der Verkäufer perfönlich Kredit ſchenkt. (Val. hierüber Thöl a. a. O. 
$ 257, Ziffer 2 und die daſelbſt angeführte Literatur.) 

Ueber die Bedeutung von Z., Lieferungs- und Kontantgefchäften im Deutichen 
Reichögejege, betr. die Erhebung von Weichsitempelabgaben, vom 1. Juli 1881 
(R.G.BL. 1881, Nr. 17, ©. 185 ff.) fiehe unten IIL a. €. 

II. 3. in dem Sinne eines Kaufvertrags, bei welchem die Lieferung (Tradition, 
Uebergabe) der Waare nicht jofort bei, oder foiort nach Abichluß (Perfektion) des 
Vertrags, jondern einige Zeit nachher jtattfinden joll. In diefem Sinne findet 
3. (Zeitgefchäit, auch Lieferungstauf, Lieferungsgejchäft genannt) feinen Gegenjag im 
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Tageskauf (der auch „Kaſſageſchäft“ — in der Börfeniprache insbeſ. — heißt). 
Die Terminologie ift nicht ganz feſtſtehend (Thöl, inäbefondere $ 258 Anm. 9), 
und ebenjo it die Bedeutung der Gegenjäße von „jorort“ und „nach einiger Zeit“ 
im Rechtsverkehr auch derart, daß fie nicht zu der Unterfcheidung von Tages- und 
3. verwendbar ift, infofern nämlich als einerfeits auch im Tagesfauf ein mäßiger 
Aufihub der Leiftung des Verkäufers und andererſeits im Lieferungsfauf eine nur 
jehr kurze Friſt zwiſchen Abſchluß und Lieferung gejeßt fein kann. Dennoch bejteht 
der Unterfchied und ift derfelbe von größter Bedeutung für das Handelsrecht. „Der 
Unterjchied liegt nämlich“, wie Thöl S. 827 jehrrichtig jagt, „ineinerden Umständen 
nach verjchiedenen Zeit und die genauere Fixirung derjelben im einzelnen 
Fall ift eben nach dem Grunde zu machen, weshalb man auf den Unterjchied, 
auf welchen oft wenig oder gar nichts ankommt, Gewicht legt.“ Großes Gewicht 
legt der Börjenverfehr auf jenen Unterfchied, und zwar aus dem Grunde und in 
dem Mae, weil und foweit eine aus Spekulations- und Realifationsgefchäft zu— 
jammengejeßte Handelsoperation in ihrem Gelingen oder Miklingen von dem verein- 
barten oder ufancemäßigen Zeitablaufe abhängt. Dies ift insbeſondere der Fall bei 
den Fir-, Differenz-, Prämien-, Report- und Promefjengeichäften, welche durchweg 
Lieferungsgeſchäfte find. (Vgl. Entfch. d. Reichäger. Bd.I. S. 241.) Fürdie Erfüllung 
der 3. werden in Börjengejeßen oder Börjenreglements die befonderen Liquidations— 
termine fejtgefeßt, welche ala im Zweifel vertragsmäßig gewollt aufzufaffen find. 
(Bol. Defterr. Börfengefeß $ 10.) Der 3. in diefem Sinne ift ebenjo wie der 3. 
in obiger (I) Bedeutung ein perfefter Kauf; der 3. in diefem Sinne kann zugleich 
ein 3. in obiger Bedeutung, aber auch ein Baarfauf, und dann der 3. in der 
zuerst erörterten Bedeutung ein Tageskauf fein. 

III. Bei der Berathung des Weichägejeßentwuris, betr. die Erhebung von 
Reichsjtempelabgaben, entjtand die Frage, ob es nicht nothwendig jei, eine Definition 
des Begriffes „Zeitgejchäfte“ in das Geſetz aufzunehmen. Bon einer Seite wurde 
folgende Formulirung vorgeichlagen: „Auf Zeit abgejchloffen oder prolongirt gilt 
im Sinne dieſes Gejeßes jedes auf Kauf, Anichaffung oder Lieferung von Werth: 
papieren oder Waaren, die einen Börfen- oder Marktpreis haben, gerichtete Geſchäft, 
durch welches bedungen wird, daß die Lieferung genau zu einer jpäteren feſtbeſtimmten 
Zeit oder binnen einer Feftbeitimmten Friſt für einen beim Abjchluß des Geſchäfts 
feſtgeſetzten Preis erfolgen ſoll.“ Von anderer Seite wurde hervorgehoben, das 
Charakteriſtiſche des Zeitgeichäftes fei, daß die Lieferung jpätejtens an einem Börſen— 
abrehnungstage (Medio, Ultimo) zu erfolgen habe, wenngleich allerdings auch) 
Zeitgefchäfte mit anderer Lieferungsbeftimmung (per morgen und dergl.) vorfämen. 
Die Reichstagstommiffion kam jedoch jchließlich zu der Anficht, daß es bedenklich 
jet, eine Legaldefinition einer Gattung von Gejchäften in ein Steuergefeß aufzunehmen, 
daß jede Definition die Gefahr einer Gefeßesumgehung vergrößere, da der Verkehr 
leicht Formen finden und ausbilden könne, welche von irgend einem der in der 
Definition aufgejtellten Requifite abjehen und damit den gejeßlich feftgeftellten Begriff 
des Zeitgeichäftes ausjchließen würden, daß im praktischen Börjenverfehr feine Zweifel 
darüber obwalteten, ob ein Geſchäft ein Zeitgejchäft fei oder nicht und daß durch 
Zuziehung von Börfenfachverjtändigen die Frage im einzelnen Falle daher Leicht 
werde entichieden werden können. Aus diefen Gründen, welchen auch jeitens der 
Regierungsvertreter beigepflichtet wurde, beichloß man, von einer Definition der 
Zeitgeichäfte Abſtand zu nehmen und die Löſung der Frage der Praris zu über: 
lafien. Einig war man jedoch darüber, daß ein Lieferungsgeichäft, deffen Abwickelung 
fih, wenn auch vielleicht längere Zeit hindurch, dadurch verzögere, daß die zu 
liefernden Werthpapiere oder Waaren aus zufälligen Gründen noch nicht zur Hand 
jeien, etwa weil fie von einem anderen Orte erit an den Lieferungsort geſchickt 
werden müßten, nicht als Zeitgeichäit im Sinne diejes Gejeßes zu betrachten jei. — 
Was jpeziell noch die Zeitgeichäfte über Waaren betrifft, jo bat die Negierungs- 
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vorlage dieſe von der höheren Befteuerung der Zeitgeichäfte ausgefchlofien. Die 
Kommiſſion war jedoch der Anficht, daß hierzu ein genügender Grund nicht vorliege, 
und daß, wenn man die Zeitgeichäfte höher bejteuern wolle, als die Kontantgeichäfte, 
man nicht nur die Zeitgejchäfte über Wertpapiere, jondern auch die Zeitgejchäfte 
über Waaren, welche ebenjo wie jene häufig der wilden Spekulation dienten, der 
höheren Beſteuerung unterwerfen müſſe. (So der Kommiffionsbericht der XII. Kom 
miffion, 1881, Drudjachen Nr. 162, ©. 14, verfaßt von Bankdireftor Büfing, 
Mitglied des Reichstags.) 

Im RGeſetz vom 1. Juli 1881 tft folgendermaßen unterfchieden, Tarif Ziff. 4. a.: 
1) Schlußnoten xc. „über den Abichluß oder die Prolongation oder die Bedingungen 
des Abſchluſſes oder der Prolongation eines Kauf, Rückkauf-, Taufch- oder Lieferungs- 
geichäfts, welches Wechſel ... oder Waaren jeder Art, die nach Gewicht, Maß und Zahl 
gehandelt zu werden pflegen, zum Gegenftande hat“ (Fixſtempel 20 Pf.). 2) „Wird eines 
der vorftehend bezeichneten Geſchäfte auf Zeit abgeſchloſſen oder auf Zeit pro- 
longirt“ .. . Firftempel 1 Marf. 3) Die vorbejtimmte Abgabe wird nicht erhoben ..... 
„don den zu a bezeichneten Schriftftüden, foweit fie nur fogenannte Kontantgeſchäfte 
über Wechfel, gemünztes oder ungemünztes Gold oder Silber zum Gegenftande haben 
und dieſer Inhalt aus den Schriftitüden erfichtlich ift.“ Diefe Beitimmungen auf 
den bier zu Grumde gelegten Sprachgebrauch reduzirt ergeben: Schlußnoten über 
Tagesfäufe (wenn über 300, bzw. bei Waaren über 1000 Mark hinaus gehend) 
unterliegen dem Firftempel von 20 Pf.; über 3. (das find Käufe, bei denen die 
Lieferung der Werthpapiere oder jonftiger Waaren, auf Zeit aufgejchoben ift, mithin 
3. oder Lieferungsgejchäfte im Sinne von Ziff. II.) unterliegen dem Firftempel von 
1 Markt; Kontantgefchäfte das find Baarkfäufe, „Käufe Zug um Zug‘, find 
itempelfrei, wenn fie, gleichviel bis zu welchem Betrage, Wechjel, Gold oder Silber 
erfichtlich zum Gegenftande haben. 


Quellen: Allg. Deutſches HGB. Art. 342, 325, 357—359. — — RGeſ. vom J. 
Juli 1881. — Oeſterr. Börſengeſetz vom 1. April 1875, insbeſ. 88 10 ff. 


Lit: Thöl, HR, gr - 6. Aufl. 88 257, 258 und die dort angef. bedeutende Lit. — 


Hierzu noch die Komm. dv. u den angef. Artikeln. — Ferner BuftavGohn, Zeit 5 
a. geitbiffereng, —— tlich) 1867, Jena. — Saling, Börienpapiere, belle 
R. Siegfried, 3. Aufl., S. 138 — €. Grünhut, Börkn- und —E in u 


Zeiten für da3 Privat: und öffentliche Recht der Gegenwart, Mien 1875, auch jeparat 
James Mojer, Die Lehre von ben Zeit eihäften und den Kombinationen, 
Berlin 5* — Bericht der xui Kommiſſion des —*8 Reichstags, 4. Legisl.Periode. 
IV. Seſſion, 1881; Druckſachen, Nr. 162 (Berichterftatter Abg. Büfing) — Die in Betracht 
fommenden aud) den 3. betreffenden Ujancen der Börien find in amd 8 4 

für das EP HR. 8 E5 und zwar die der Berliner Fondsbörſe ſ. B 
Bd. XI none; Bd. XVII. ©. 187, 502; Br xXxT S. %9; 
Bd. XXII. BL et S. 285; Bd. X v. ©. 538; Berliner Produftenbörfe J. Br. xvii 
% a. Bb. XVIU. ©. * Bd. xxıv ©. 232; die der — u ee 
d. XXIV. ©. 525 fi.; die der Probuftenbörfe dafelbit |. I. ©. 142; bie ber 
* — 33. Bd. XXIM. Beil.Heft; Bd. XXIV. e 4 die der Breslauer 
250; die ber Breslauer Produttenbörie J »b. VII. & 360; Bd. XXIV. 

wer ff. 250 ff.; die der Wiener Fondsbörſe ſ. Bd. XXIII. ©. 295 ff. 


Gareis. 


Beugenbeweiß (civilproz.). I. Da das einfachjte und zuverläffigfte Mittel, 
die Wahrheit ſtreitiger Thatſachen im Prozeß feſtzuſtellen: die eigene Wahrnehmung 
des Richters, nur in verhältnißmäßig ſeltenen Fällen anwendbar iſt, ſo muß das— 
ſelbe in anderen Fällen erſetzt werden durch die Wahrnehmungen dritter Perſonen 
und deren Mittheilung ans Gericht. Solche Mittheilungen heißen Zeugniſſe, testi- 
monia. Sie fünnen an das Gericht gelangen direkt, indem der Dritte mündlich vor 
Gericht feine Wahrnehmung bekundet; dann ift der Dritte jelbft Beweismittel als 
Zeuge, testis, dann Handelt es ſich um 3. (c. 15 C. IH. qu. 9). Iſt das Zeugniß 
aber außergerichtlich abgelegt, dann ift jeine Mittheilung ans Gericht nie 3., fon 
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dern entweder Beweis eines, vielleicht ala Indiz in Betracht fommenden, Zeugniffes, 
fofern die Mittheilung durch andere, von der Perfon des Wahrnehmenden verjchie 
dene, Perfonen erfolgt; oder Urkundenbeweis, joiern die Mittheilung jchriftlich ge— 
ichieht (ef. insbeſondere 85 380, 383, 646 der Deutihen CPO.). Der 3. 
ertordert demnach einen Zeugen ala Beweismittel und ein Zeugniß ala Beweis- 
grund. — Außer ala Beweismittel können Zeugen im Prozeß auch als Erforderniß 
jur Gültigkeit progeffjualer Handlungen, d. 5. ala Solennitätszeugen, erjcheinen, vgl. 
„B. $ 679 der Deutichen CPO. — Was gehört num zum Begriff eines Beweis- 
yeugen? Das Gemeine Recht definirte das Zeugniß im technifchen Sinne gewöhn— 
ih als „die Ausfage eines beim Ausgang des anhängigen Prozeffes nicht bethei- 
ligten Dritten über die Wahrheit einer von ihm wahrgenommenen ftreitigen That— 
iache.” Es unterichied dann unfähige oder untüchtige Zeugen (testes inhabiles), 
welche zum Zeugniß überhaupt nicht zugelaffen, und unglaubwürdige oder verdäch— 
tige Zeugen (testes suspecti), die zwar vernommen werben, deren Beweisfraft aber 
vermindert jein jolle. Beiden SKategorien gegenüber ftand der jog. flaffiiche Zeuge 
(testis omni exceptione major). Innerhalb der unfähigen Zeugen aber unterjchied 
man wieder einmal abjolut und relativ unfähige, je nachdem der Unfähigkeits— 
grund ein allgemeiner, oder ein nur den fonfreten Prozeß betreffender,; jodann 
natürlich und juriftifch umfähige (omnes testes esse possunt, qui natura non im- 
pediuntur, nec lege prohibentur), je nachdem der Unfähigfeitsgrund ein im Begriff 
des Zeugen liegender oder pofitiv gejeglicher war. Innerhalb der unglaubwürdigen 
Zeugen endlich unterfchied man folche, welchen die gejeßlich verlangten Garantien 
der Glaubwürdigkeit (eidliche Ausſage; gerichtliche Ausſage; Uebereinjtimmung 
mit der Ausſage eines anderen unverdächtigen Zeugen), abgingen, und folche, 
gegen welche pofitive Gründe der Unglaubwürdigfeit vorlagen, welche vom Probaten 
in Gejtalt von Beweiseinreden geltend zu machen waren (testes suspecti im engeren 
Sinne). — Mlein nicht nur nicht Hinfichtlich der praftifchen Bedeutung diejer Ein- 
theilung, jondern auch nicht Hinfichtlich der Abgrenzung ihrer einzelnen Glieder 
gegeneinander und endlich nicht einmal hinfichtlich des Begriffes herrichte im Gem. 
Prozeß Uebereinjtimmung. Es war einerfeit3 beftritten, ob unfähige Zeugen ex 
officio zu verwerfen jeien; Mevius lehrte: Nulla facta exceptione judex indiscri- 
minatim nominatos admittit; und noch Gejterding (IV. 1, 224 Nr. 18) jcheint 
ſich dieſer Anficht zuzumeigen. Andererſeits fehlte es nicht an Vertretern der Mei— 
nung, daß auch bloße VBerdachtägründe, ſelbſt abgejehen von den aus dem Inhalt 
der Ausjage jelbft fich ergebenden, ex officio geltend zu machen ſeien (Gejterding, 
IV. 2, 94; Schmid, II. $ 134 N. 27). — 68 hat jener Bayer (S 246) die 
Bezeichnung „unfähige Zeugen“ beſchränkt auf folche, welche die Wahrheit nicht 
jagen fönnen, d. 5. auf die „natürlich unfähigen“ der herrfchenden gemeinrecht- 
lichen Doktrin; alle anderen dagegen, namentlich aljo auch die „juriftiich unfähigen“ 
lediglich al8 verdächtige Zeugen, d. h. als jolche, von welchen e8 zweifelhaft ilt, 
ob fie die Wahrheit jagen werden, gelten laſſen. — Erklären fich dieſe Differenzen 
hinlänglich aus der unficheren gejeglichen Grundlage der ganzen Gintheilung in un— 
fähige und verdächtige Zeugen (vgl. Zangenbed, ©. 485 N. b.; Groß, Il. ©. 
11 N. 26); jo refultiren hinwiederum die Schwankungen Hinfichtlich des Begriffes 
aus dem mehr oder weniger vermiedenen Fehler, durch die gejeßlichen Beweisregeln 
des gemeinen Prozeſſes den Begriff des Beweismittels ſelbſt influiren zu laffen 
(wogegen zu vgl. Wetzell, $ 21 zu N. 1). Auf folcher Verquickung beruht. es, 
wenn man 3. B. lehrte, zum Begriff des Zeugen gehöre die Leiſtung des Zeugen 
eides, unbeeidigt Vernommene jeien nur Austunitsperfonen, nie Zeugen (j. 2. 
Hannov. Prot. 2145; 2164 unten; 5697; Endemann, Deutiches Civ. Prz.R., $ 190 
sub III.; Kommentar, II. ©. 202 N. 5); während es doch feititeht, daß es lange 
Zeugen gab, ehe noch ein Zeugeneid eriftirte, und daß Zeugen, welche in Folge 
Verzichts der Parteien auf die Beeidigung unbeeidigt vernommen werden (c. 39 X. 
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h. t.), deswegen nicht aufhören Zeugen zu fein (vgl. Gefterding, II. 422; IV. 2 
S. 114; Hannov. Prot., 2150; daher testi injurato non creditur); — oder wenn 
man aus den Worten der 1.981 C.h.t.: ut unius testimonium nemo judicum 
facile patiatur admitti, und wieder: ut unius omnino testis responsio non audiatur 
die Folgerung zog: unus testis, nullus testis; vox unius, vox nullius, während 
freilich die gemeine Meinung dem entgegenhielt: unus testis proficit, non sufficit ; 
und Manche unter Umſtänden jogar einen einzigen Zeugen ala vollbeweijend be— 
trachteten (vgl. über den testis unicus und die testes singulares: Gejterding, I. 
S. 177, ©. 180; I. 421 ff.). — Derjenige Begriffäbeitandtheil aber, welcher der 
Sitz der meijten Kontroverjen im Gemeinen Prozeß gewejen ift, war das Unbethei— 
ligtfein des Zeugen am Prozeß. In Wahrheit lediglich ein Moment der Glaub- 
würdigfeit des Zeugen, ward es auf Grund der 1. 10 D. h. t. u. der 1. 10 C. eod. 
zu einem Begriffserfordernig gemacht, hinfichtlich deffen Bedeutung jedoch eine Eini- 
gung nie erzielt werden konnte. Während die Einen (3. B. Wetzell, $ 23 sub 
I. 2) Jeden für unfähig hielten, der ein unmittelbares oder mittelbares Intereſſe 
am Ausgang des Prozeſſes habe, wollten Andere (vgl. Renaud, $ 110 N. 34 
und 35) lediglich ein unmittelbares Intereſſe als Ausfchließungsgrund gelten 
laffen. Wann das Intereffe ein unmittelbares, wann ein mittelbares ſei, war eben 
jo beftritten, ala die Frage, ob e8 ein pefuniäres jein müfje, oder auch ein ander: 
weites genüge. Verzweifelnd an der Durchführbarkeit des Requifitö bejeitigten es 
re vera jchon die Alten durch die Statuirung der Ausnahme: ubi veritas aliter 
haberi non potest (Öannov. Prot., 2160; Renaud, $ 110 N. 86). Bayer 
endlich, welcher in S 246 sub II. 1 richtig jedes nterefje des Zeugen ala bloßen 
Verdachtsgrund erklärt, fonzedirt der Gemeinen Meinung in $ 247 doch dies, da 
der Richter einem jolchen Zeugen „gar feinen Glauben beimejjen darf“. 

I. Die Rüdfehr zum Syſtem der freien richterlichen Beweiswürdigung in den 
neuen Prozeßgeiegen und -Gejegentwürfen mußte vor Allem auch auf den Begriff 
des Zeugen reinigend einwirken. "Dies Syitem, gejegliche Regeln über die Zuläjfig- 
feit wie über die Beweisfraft der Beweismittel gleichmäßig verbannend (mit Unrecht 
fuchte man erjtere von ihm gerade bei Erörterung des Zeugenbegriffes zu emanzi— 
piren: Hannov. Prot., 2155, 2163), mußte zur Ausſtoßung all’ deifen aus dem 
Zeugenbegriff führen, was nicht die Eigenſchaft des Zeugen auf die freie richterliche 
Ueberzeugung einzuwirfen, alterirt. 

1) Nicht in den Begriff des Zeugen gehört nach den neueren Rechten das im 
Uebrigen fejtgehaltene Requifit der Beeidigung (ſ. unten sub V.). Es enthält lediglich 
„eine formelle Garantie für die Glaubwürdigkeit der Zeugenausjagen“, welche 
man in Abweichung vom Prinzip der freien richterlichen Beweiswürdigung den Par— 
teien zu jchulden glaubte (Mot. 3. Deutjchen Entw. 88 345—349, ©. 495). 
Daher denn nicht nur die Parteien jederzeit auf die Beeidigung des Zeugen ver— 
zichten können (Deutihe CPO. 8 356 Abf. 2; Defterr. Entw. $ 385), fondern wo 
höhere Intereſſen es gebieten, das Geſetz jelbjt dem Richter die unbeeidigte Verneh— 
mung vorſchreibt (Deutiche CPO. $ 358; Defterr. Entw. $ 385), ohne daß in 
beiden Fällen der Vernommene deswegen aufhörte Zeuge zu fein. 

2) Nicht einmal als Garantie der Glaubwürdigkeit feſtgehalten iſt in den 
neueren Geſetzen das, im Gemeinen Prozeß auf das Kanoniſche Recht und von 
dieſem auf die Bibel geftüßte, Griorderniß der übereinjtimmenden Ausjfage von min= 
dejtens zwei Zeugen. Der Möglichkeit, daß der Richter auch durch die Ausfage nur 
eines Zeugen überzeugt werden könnte, ift freies Feld gelafjen und damit der oben 
ſchon berührten gemeinrechtlichen Streitfrage, unter welchen Umjtänden die Ausjage 
eines einzigen Zeugen Beweis erbringen könne, der Boden entzogen. 

3) Wohl wurde noch im Schoße der Hannoverſchen Kommiffion darüber ge— 
jtritten, ob das eigene Intereſſe an der Sache den Begriff des Zeugen ausſchließe, 
oder nur feine Glaubwürdigleit angehe (Prot., S. 2155). Allein die letztere An— 
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ficht fiegte (Prot., ©. 2201; Entw. $$ 328, 342 Abi. 2) und ift jeitdem nicht 
wieder aufgegeben worden. Ihre volle Konjequenz (vgl. Hannov. Prot., ©. 2156) 
hat das Dejterr. Recht gezogen, indem es in dem Gejeß vom 27. April 1873 über 
dad Bagatellverjahren SS 53 ff. und im Entwurf einer CPO. von 1876 88 A11ff. 
die Bernehmung der Parteien jelbit als Zeugen ftatuirt. Außerordentlich nahe ijt 
diefer Konſequenz die Deutiche EPD. in $ 579 Hinfichtlich der Vernehmung der 
Partei in Ehejachen gelommen (vgl. in®bejondere Abj. 3 des $ 579 und die Mot. 
zu $ 556 des Entw., ©. 543), während die Vernehmung der Partei nach $ 132 
der Deutichen CPO. jchon des nöthigen Zwanges entbehrt, um als Zeugenverneh- 
mung zu erjcheinen. Jedes weitere ntereffe aber am Ausgang des Nechtaäftreites, 
als das der Partei ſelbſt (und ſonſtiger als Partei zu betrachtender Perfonen, wie 
Streitgenofjen, Hauptintervenienten, gefeßlicher Vertreter: Gaupp, II. ©. 247 oben) 
it für den Begriff des Zeugniffes auch nach der Deutichen CPO. irrelevant: arg. 
$ 358 3. 4 (cf. aber auch Heuslber, Arch. f. d. civil. Prar. LXII. ©. 278, 
N. 14). Nur die Funktion als Richter in einer Streitfache ift mit der Funktion 
ald Zeuge in der nämlichen Sache unvereinbar nach $ 41 3. 5 der Deutichen CPO. 

4) Schon aus dem Weſen des Beweijes und Beweismitteld (judici fit pro- 
batio) ergiebt fich aber, wie Eingangs angedeutet, das Griorderniß einer ge— 
tihtlichen Ausſage für den Begriff des Beweiszeugen; jo jehr daß, wie oben 
gezeigt, beim Fehlen diefer Yorm das Zeugniß ſofort zum Inhalt eines anderen 
Beweismittel wird. — Und jo wäre der Begriff des Beweiszeugen nach der Deut- 
ſchen CPO. der einer dritten, d. h. am anhängigen Prozeß weder ala Partei noch 
als Richter betheiligten, Perfon, welche über eine von ihr wahrgenommene That— 
ſache gerichtlich ausſagt. 

III. Mit dem Shyſtem der freien richterlichen Beweiswürdigung mußten auch 
die an das Gemeine oder Franzöſiſche Necht angelehnten Eintheilungen der Partiku— 
larprogeßgejege in unfähige, verdächtige und Elaffiiche Zeugen, reip. in Zeugen, die 
von Amtswegen, Zeugen, die auf Antrag des Gegners zu verwerien find, und uns 
derwerfliche Zeugen, an Werth verlieren. Verſchwunden find fie aber auch in den 
neueften Rechten nicht. Daß Perjonen, welchen die Begriffserforderniffe eines Zeugen 
iehlen, „nicht die Fähigkeit zum Zeugniffe haben und ein Antrag auf Vernehmung 
derartiger Perfonen zurückzuweiſen ift“, halten die Motive zur Deutichen CPO. ad 
$$ 334, 335, Entw., S. 493 für jelbitverftändlich, während es der Dejterr. Entw. 
$ 368 3. 3, wie ſchon der Hannov. Entw. $ 328 3. 1 und der Nordd. Entw. 
5 498 3. 1 und 2, ausdrüdlich ausfpricht. Aber außer diejen „natürlich unfähi— 
gen“ ift auch die Kategorie der „juriftiich unfähigen“ den neueſten Gejegen nicht 
unbefannt, indem fie jelbit Perfonen, welche begrifflich Zeugen jein könnten, vom 
Zeugniß überhaupt oder über einzelne Ihatfachen unter gewiffen Vorausſetzungen, 
die freie richterliche Beweiswürdigung aus Gründen des öffentlichen Intereſſe be= 
Ihränfend (Hannov. Prot., S. 2280), ausjchließen. Es gehört hierher das Verbot 
der Bernehmung öffentlicher Beamter über Gegenjtände ihres Amtsgeheimniffes ohne 
Genehmigung der vorgejeßten Dienftbehörde nach $ 341 der Deutfchen CPO., $ 368 
3. 2 des Oeſterr. Entw. (vgl. Hannov. Prot., S. 5666); und das Verbot der Ber- 
nehbmung von Beamten, und anderen Perjonen und von Geiftlichen über folche 
Thatfachen, über welche auszuſagen fie unter allen Umftänden nicht berechtigt, wenn 
vielleicht auch troß ihres Verweigerungsrechtes Willens find, nad) $ 348 Abi. 83 
der Deutichen CPO. (vgl. hinfichtlich der Geiftlichen $ 368 3. 1 des Defterr. 
Entw.; $ 328 3. 2 des Hannov. Entw. und dazu die Prot., S. 2147). — Alles 
Andere aber ift der Frage nach der Beweiskraft und Glaubwürdigkeit des Zeugen, 
und damit dem freien Ermeſſen des Richters überlaffen. Die Geſetze ftellen weder 
ſelbſt Verdachtsgründe auf, noch beichränten fie den Richter auf die Beachtung der 
von den Parteien geltend gemachten, noch beeinfluffen fie feine Würdigung der 
irgendwie konftatirten. Die Deutiche EPD. $ 360 und der Defterr. Entw. $ 388 
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beichränfen ich jogar darauf, die Stellung von Generalfragen über jolche Umſtände, 
welche die Glaubwürdigkeit des Zeugen in der vorliegenden Sache betreffen, gänz: 
lic) dem Ermefjen des Gerichts anheimzugeben, während jolche interrogatoria gene- 
ralia, wie nad) Gemeinem Recht die Parteien, jo jpäter die Geſetze und Entwürfe 
(cf. die in den Motiven zu SS 345—349 der Deutichen CPO. ©. 495 citirten) 
dem Richter aufnöthigten. Die Würdigung der fides testium aber unterliegt dann 
volltommen unbejchräntt dem Grundjate des 5 259 der Deutichen EPD. ($ 297 
des Deiterr. Entw.), wobei den Richter’die Reſultate der gemeinrechtlichen Theorie, 
die Anweifung, die Glaubwürdigkeit eine Zeugen zu prüfen nach feiner Perſönlich— 
feit, feinem Verhältniß zur Sache, feinem Verhältniß zu den Parteien und nad) der 
Art feiner Ausſage (Gejterding, IV. 2 ©. 85; Langenbed, ©. 486); jowie 
die Eremplififation der einzelnen Verdachtsgründe (3. B. Wetzell, $ 23 nad N. 
32) als „goldene Erfahrungsjäße” leiten werden. 

IV. Den Gegenjtand des 3. kann an fich Alles bilden, was Gegenitand 
des Beweijes überhaupt fein fann. Alſo: äußere Thatjachen nicht blos, fondern 
auch innere, wie Gefühle und Empfindungen, Zwede und Motive (Geiterding, 
I. ©. 163); negative Thatjachen ferner, wie pofitive, während man einft unter der 
Motivirung non entia non cadunt in sensus corporeos die verneinenden Zeugen 
verwwerfen zu müſſen glaubte; weiter eigene wie fremde Handlungen (Zangenbed, 
©. 443); endlich nicht nur die unmittelbar relevanten ftreitigen Thatſachen, jondern 
auch Indizien. Lebteres verfannte das Gemeine Recht (und verfennt noch Fit— 
ting, $ 45 in.), wenn es das Zeugniß vom Hörenſagen, testimonium de auditu, 
als gänzlich beweisuntauglich Hinftellte, und Höchjtens eine Ausnahme zuließ in an- 
tiquis: beim Beweis einer Gewohnheit, eines undordenflichen Befites u. ſ. w. Das 
t. de auditu beweijt das Sören und foll nur dies beweifen; Hiermit aber kann 
unter Umftänden ein wichtiges Indiz für das eigentliche Beweisthema erbracht jein 
(Langenbed, ©. 445, 487; Heußler, 1. c. ©. 254, 274 ff.). 

Eine fonfequente Durchführung des Prinzips der freien richterlichen Beweis— 
würdigung verbietet die Beſchränkung diefes Z.themas, wie fie befanntlich das 
Franzöſiſche Recht, folgend Italifchen Statuten (Mittermaier, ©. 88), aufgeitellt 
hat. 3. iſt nach art. 1341 des Code civil ausgeſchloſſen in Prozeffen, deren Streit 
gegenjtand den Werth von 150 Francs überfteigt; ferner gegen den Inhalt voll» 
beweijender Urkunden und über Verabredungen, welche bei oder vor der Errichtung 
jolcher Urkunden jtattgefunden haben jollen. Die art. 1347 und 1348 jtatuiren 
einige Ausnahmen. Nachdem man einft auch in Frankreich — jo erzählt Boi— 
tard, $ 469 p. 429, die Gefchichte diefer Normen — wie überall, wo dad Redt 
noch in der Wiege liegt, der Anficht gewejen war: Te&moignages de vive voix de- 
passent lettres, jei man jpäter durch Erfahrung klug geworden und zu der ums 
gefehrten Maxime gelangt: Lettres passent t6moins. Diejer veränderten Anjchauung - 
habe zuerjt die Ordonnance de Moulins von 1566 Ausdrud gegeben (diejelbe, welche 
anfänglich in Frankreich jelbft mit Murren aufgenommen, jpäter von Boncenne 
als le triomphe de la civilisation sur la barbarie bezeichnet wurde); die Ordonnanz 
von 1667 habe hierauf die Strenge der neuen Marime durch einige Ausnahmen 
gemildert; und Regel und Ausnahmen jeien dann in die oben citirten Artikel des 
Code civil übergegangen. Noch die Hannoverſche Kommiffion wollte, unter Hinweis 
auf die günftigen Erfahrungen, welche man mit diejer Beſchränkung des 3. ın 
Frankreich, Holland, Belgien, Genf, Italien, Griechenland und England (Protokolle, 
©. 2251, 2290, aber auch 2298), bejonderö aber in den Deutjchen Rheinprovinzen 
gemacht habe, die Statuirung ähnlicher Beſchränkungen der Landesgeſetzgebung über 
laffen, ausgehend davon, daß fie mehr civilrechtlicher als prozeffualer Natur jeien 
($ 310 des Entw.; vgl. Prot., 2152 ff.; 2227, 2251—2300; 5707; 5988). 
„Der Zug der Zeit" — behauptete man dabei — „gehe auf eine Beichränkung des 
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3." (S. 2153). Gleihwol hat die Deutihe CPO. jo wenig, ala der Defterr. 
Entw. von dem Grundjaß der freien Beweiswürdigung eine Ausnahme zu machen 
fih veranlaßt gejehen, 8 14 3. 3 des EG. zur Deutfchen CPO. vielmehr die be= 
ftehenden landesgejeglichen Ausnahmen ausdrüdlich aufgehoben. Den inneren 
Grund der Franzöfiichen Einrichtung, die größere Verläffigkeit des Urkundenbeweiſes, 
fonnte man dabei um jo weniger ignoriren, als nicht nur das Römiſche Recht die 
testium facilitas hervorhebt (1. 18 C. h.t, auf welche man fich auch für die Be- 
jchränfung des 3. beruft: Mittermaier ©. 97), jondern auch Deutjche Rechts— 
iprüchwörter wie „Briefe find beffer denn Zeugen“ (Gifenhart, Sprüchw., 536) 
ihn anerkennen und jchon der alte Hommel äußerte: Omnes fere testes mentiun- 
tur. Allein man fonnte ſich der Hoffnung Hingeben, in der Unmittelbarkeit der 
Zeugenvernehmung vor dem erfennenden Richter und in der freien richterlichen Ber 
weiswürdigung zureichende Korrektive gegenüber der natürlichen Unzuverläffigteit des 
3. zu befigen (Hannov. Prot., 2275; Mot. zu $ 245 des Entw., ©. 472). Dazu 
fam die tieigewurzelte Abneigung des Deutichen Rechtsgefühls gegen die Beſchrän— 
fung des 3., wie fie fich neuerdings wieder in dem Votum des fünften Deutſchen 
Juriftentages auögeiprochen hatte (vgl. auch Hannov. Prot., 2284). Gntjcheidend 
aber mußte gegen jenen inneren Grund, wie noch mehr gegen den äußeren der Ver— 
einfachung des Prozeſſes, der übrigens durch die Griahrungen in Frankreich felbit 
widerlegt ift, ins Gewicht fallen die Erwägung, daß man dem Richter fein Mittel 
zur Erforſchung der Wahrheit entziehen dürfe (Kannov. Prot., 2280, 2284; Mot. 
zum Entw. 1. c.; neben den bier in Bezug genommenen Pland und Hin— 
ihius dürfte noch Mittermaier, S. 97—104, genannt werden, der bereits 1822 
die Gründe überzeugend ausgeführt Hat, die man jet noch gegen die Beſchränkung 
des 3. zu verwerthen pflegt). 

V. Die Beftimmungen des Gemeinen Prozefjes über dag Verfahren beim 
3. waren von einem tiefen Mißtrauen gegen die Zeugen jelbjt und gegen die Par- 
teien erfüllt. „Bald fürchten fie Kollufion, bald Subornation, bald Suggeition“ 
(Gönner, ©. 538). Schon Gejterding (I. 215 ff.) verlangte, daß der Schleier 
des Geheimniffes, mit welchem man in Folge deflen den 3. umbüllte, weggezogen 
und Alles vielmehr darauf berechnet werde, „daß die Wahrheit rein und vollftändig 
an den Richter gelange.“ Die einzelnen Forderungen, welche er in diefer Richtung 
für das Verfahren beim 3. aufftellte, find nunmehr vollſtändig erfüllt. 

1) Die artikulirte Form der Z.antretung (und damit auch des Zeugen 
verhörs) ift aufgegeben. Im Gemeinen Prozeß wurde das Beweisthema in kurze 
Sätze in Frageform zergliedert, welche fich einft an die Pofitionen anfchloffen, aber 
auch nach deren Abichaffung noch geftattet blieben (Y.R.U. 88 34, 37, 41, 49, 
52). Zu den einzelnen Artikeln wurden in der Beweisantretung die benannten 
Zeugen durch Zahlen dirigirt: denominatio testium cum directorio. Probat hatte 
dann das Recht, weitere jchriftliche Fragen behuis Vorlegung an den Zeugen, inter- 
rogatoria specialia — ein Surrogat für die verfagte Gegenwart bei der Verneh— 
mung — einzureichen. Artikel und Frageftüde aber bildeten feiner Zeit den Gegen- 
ftand der Vernehmung. Im Anſchluß ſchon an die Allgem. Preuß. Gerichtsordnung 
I. 10 $ 169 und an die neueren Deutichen Entwürfe hat $ 328 der Deutichen CPO. 
und $ 367 des Dejterr. Entw. Artikel und Frageſtücke befeitigt. Die Z.antretung 
geichieht einfach durch Benennung der Zeugen und Bezeichnung der durch Zeugen 
zu beweifenden Ihatjachen in den vorbereitenden Schriftfäßen, oder doch auf alle 
Fälle in der mündlichen Verhandlung (SS 121 3. 5, 255 der Deutichen CPO.). 
Auf eine bejtimmte Zahl von Zeugen ift Probant dabei nicht beichränft; die be= 
nannten müffen vernommen werden, ſofern der Richter nicht feine Ueberzeugung fich 
bereitö gebildet hat und ſoweit nicht $ 339 eingreift; vor Mißbrauch jchüht die 
Vorschrift des $ 87 über die Erſtattung der Prozeßkoſten (Mot. ad SS 328—351 des 
Deutich. Entw., ©. 491; vgl. Hannov. Prot., 2249 und die hier in Bezug genommenen 
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abweichenden Beitimmungen des Franzöſiſchen, Preußiichen und Braunfchweigiichen 
Rechts). 

2) Die Siſtirung der in der Beweisantretung benannten Zeugen geſchah im 
älteren Römiſchen Recht ſtets durch den Beweisführer unmittelbar. Der regel— 
mäßige modus sistendi heutzutage iſt die Ladung, welche nad Franzöſiſchem 
Recht! auf Betrieb der Parteien (art. 259, 260 Code proced.), nach Gemeinem 
Recht auf Betreiben des Gerichts erfolgt. Abweichend im Beweisverfahren über: 
haupt von dem ſonſt adoptirten Grundjah des Prozeßbetriebs durch die Parteien 
hat die Deutsche EPO. $ 342 wie der Oeſterr. Entw. $ 370 (anderd der Hannov. 
Entw. $ 330) gleich dem Gemeinen Recht die Ladung der Zeugen zur Offizialfache 
gemacht. "Dagegen entfernen fich beide vom Gemeinen Prozeß durch die Vorjchrift, 
daß die Yadung auch die Bezeichnung der Thatjachen zu enthalten habe, über welche 
die Vernehmung erfolgen joll. Dem Zeugen foll hierdurch Gelegenheit gegeben wer: 
den, fich auf das Verhör vorzubereiten und die fraglichen Thatiachen ſich ind Ge: 
dächtniß zurüdzurufen, um die Vereitelung der Beweisaufnahmetermine möglichit zu 
verhüten (Mot. ad 8 331 des Deutich. Entw. ©. 492, vgl. Hannov. Prot., ©. 2271). 

3) Der rite ergangenen Yadung hat der Geladene Folge zu leiten kraft der 
ftaatsbürgerlihen Zeugenpflicht, welche Juftinian (1. 16 pr. [restit.]; 1. 19 C. 
h. t.) aufgeftellt, das Stanonifche Recht (t. X. de test. cogendis 2, 21) wiederholt 
eingefchärft, neuere Geſetze und Entwürfe aber ala ſelbſtverſtändlich übergangen haben 
(Mot. zu SS 334, 335 des Deutich. Entw., ©. 493). Sie bringt für den Geladenen die 
doppelte Verpflichtung mit fich, vor Gericht zu ericheinen und dort in der vor— 
geichriebenen Form (in&bejondere ‚cum sacramenti praestatione“, 1. 16 pr. C. eit.) 
auszufagen ($ 342 3. 3 der Deutichen CPO., $ 370 Abi. 2 des Deiterr. Entw.). 
Don beiden Verpflichtungen entbindet nach der Deutichen (PO. $ 351 Abi. 1, 
Deiterr. Entw. $ 381 Abf. 1 das Recht zur Zeugnißverweigerung, während das— 
jelbe nach Gemeinem Recht (und ebenjo noch nach dem Hannov. Entw. $ 334, vgl. 
Prot., ©. 2188, 5687 und dagegen die Motive zur Deutichen (PO., ©. 494) 
lediglich vom testimonium dicere, aber nicht vom Erſcheinen befreite. Die Fälle 
des Zeugnißverweigerungszwanges find gewachien, je mehr die Fälle der „juriftiichen 
Unfähigkeit“ zum Zeugniß fich minderten, statt der früheren bevormundenden An— 
weifung an den Richter, jolche Perjonen nicht zuzulaffen, Hat man fich damit be— 
gnügt, ihre berechtigten Intereſſen an der Nichtvernehmung durch das Recht der 
Entichlagung zu fichern. Als folche berechtigte Intereffen aber find anerkannt: die 
Aufrehthaltung des Familienfriedens zwifchen nahen Verwandten in $ 348 3. 1—3 
(vgl. $ 349 3. 1 und 2) der Deutichen CPO. und $ 379 3. 1 (und 2) des 
Deiterr. Entw.; die berufsmäßig obliegende Pflicht zur Verjchwiegenheit in $ 348 
3. 4 und 5 der Deutichen CPO. und $ 379 3.:3 des Defterr. Entw.; endlich die 
Möglichkeit einer hervorragend nachtheiligen Rückwirkung des Zeugniffes auf die 
Verhältniffe des Zeugen jelbit oder feiner nächften Angehörigen in $ 349 3. 1—3 
der Deutichen CPO. und $ 379 3. 2 des Defterr. Entw. Ginige Ausnahmen von 
diefen Zeugnißverweigerungsbefugniffen enthalten im Anschluß ans Gemeine Recht 
$ 350 der Deutichen CPO.; $ 380 des Defterr. Entw. (vgl. Hannov. Prot., ©. 
2189 ff). Wenn dagegen das Römifche Recht Berreiung von der Zeugenausfage 
auch eintreten ließ in Anſehung folcher Perfonen, die wegen gar zu weiter Entfer— 
nung, Alter, Krankheit oder Gejchäfte halber nicht ohne Härte würden gezwungen 
werden können, vor Gericht zu ericheinen (Xangenbed, ©. 512), jo greifen da— 
gegen in jolchen Fällen nad) heutigem Recht entweder die Grundſätze über Requifi- 
tion ein, oder höchitens eine Berreiung von der Pflicht zum Erfcheinen, aber nicht 
zur Ausfage: c. 8 X. h. t.; $ 3840 3. 3 der Deutichen CPO.; 3 369 3. 4 
und Abſ. 2 des Defterr. Entw. Andere hierher gehörige Fälle, wo das Gericht dem 
Zeugen nachzugehen hat, ſtatuirt (nachdem die Beitimmung der nov. 128 c. 7 
antiquirt ift) $ 340 3. 1 und Abi. 2, $ 347 der Deutichen ERO.; $ 369 3. 1 
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und Abi. 2 des Defterr. Entw. Im engiten Zujammenhang mit den Borjchriften 
über die Zeugnißverweigerung jteht die Norm des $ 358 3. 3 der Deutichen CPO., 
wonach das Gericht gewilfe Zeugnißverweigerungäberechtigte, falls fie von dieſem 
Rechte feinen Gebrauch machen, zur Verhütung eines möglichen Meineides unbeeidigt 
vernehmen muß, ein Reit der alten Bevormundung, welchen der Dejterr. Entw. 
$ 386 Abſ. 5 vermieden hat. Die Verlegung der Zeugnißpflicht aber ohne be= 
gründende Berufung auf eine der gejeglich jtatuirten Ausnahmen ruft den Zeug: 
nißzwang wach, hierüber ſ. diefen Art. Hier jei nur noch erwähnt, daß der 
Zeuge, welcher, wenn anders der Zeugnißzwang berechtigt jein foll, mit jeiner Aus— 
ſage nicht blos den Privaten, jondern auch dem Staate dient, ebendeswegen dem 
Staate gegenüber das Recht auf Vergütung für Zeitverfäumniß und Baaraus— 
lagen hat (1. 16 $ 1C.h. t.: sine damno et impendio; Mot. zu $ 333 des Deutich. 
Entw. ©. 492). Diefer Anfpruch ift daher aus der Gerichtäfaffe zu deden und gehören 
die gezahlten Gebühren und Auslagen zu den Gerichtsauslagen ($ 366 der Deut- 
ichen EPD.;S 79 3. 4 des RGer.KoſtenGeſ.), deren Höhe ich nach der Reichsgebühren- 
ordnung für Zeugen und Sachverjtändige vom 30. Juni 1878 bemißt, binfichtlich 
deren aber da& Gericht hinwiederum der Partei gegenüber fich dadurch fichern darf, 
daß es die Ladung von Grlegung eines Vorſchuſſes abhängig macht ($ 344 der 
Deutihen CPO.). 

4) Was nun die Z.aufnahme jelbit anlangt, jo ift a) für ein Prozeßſyſtem, 
welches den Grundjaß der freien richterlichen Beweiswürdigung auch rücfichtlich des 
3. ftreng durchführen will, die Unmittelbarfeit der Z.aufnahme vor dem erfennenden 
Gericht ala Regel unumgänglid. Denn die ganze Art und Weile, wie der Zeuge 
feine Ausfage macht, ift für die Glaubwürdigkeit derielben meiſt entjcheidender, als 
der Inhalt der Ausjage und die perfönlichen Berhältniffe des Zeugen (Mitter- 
maier, ©. 199; Gefterding, IV. 95; Hannov. Prot., ©. 2161, 2219, 2238 ff., 
5668 ff.). Das erkannte jchon das Römijche Recht: Alia est auctoritas praesen- 
tium testium, alia testimoniorum quae recitari solent, rejfribirt Hadrian in der 
1.384 (cf. $ 3) D. h.t. Dem Gemeinen Prozeß mit feiner gejeglichen Beweis— 
theorie ging dies Prinzip verloren. Bei den Untergerichten zwar pflegte der Richter 
das Zeugenverhör jelbjt vorzunehmen „weil er fih die Sportuln nicht gern ent» 
ziehen läßt“; bei den Obergerichten aber und den höchiten Gerichten im Reich 
pflegte man die Zeugen durch commissarii vernehmen zu laſſen (Seyfart, Deut: 
ſcher Reichsprozeß, I. c. 13, 8 14). Aber ſelbſt in Frankreich werden die Zeugen, 
abgeſehen von ſummariſchen und Handelsſachen, nicht in der Audienz des Prozeß— 
gerichts, ſondern durch einen juge-commissaire verhört, und erſt wenn es zur Prü— 
fung des 3. kommt, gelangt derſelbe durch die betreibende Partei an das tribunal. 
Die DOrdonnanz von 1667 hatte dies Syftem der enquötes secrötes gejchaffen, 
das decret du 7 fructidor an III daſſelbe bejeitigt, der Code de proc. civ. 
art. 255 (cf. art. 407 u, 432) es wieder eingeführt (j. die vernichtende Kritik bei 
Boitard, $ 493 p. 454 suiv.). Dagegen bat die Deutiche CPO., folgend den 
neueren Deutichen Entwürfen, die Unmittelbarkeit der Z.aufnahme „ala eine Kon 
jequenz des Grundiaßes der Unmittelbarkeit der Verhandlung und der freien Bes 
weiswürdigung“ (Mot. zu $ 311 d. Entw., ©. 489; cf. zu $ 330, ©. 491) in 
ihrem $ 320 als ein Prinzip jtatuirt, don dem fie nur in den dringendſten Fällen 
nach 5 340 Abweichungen, nämlich die Z.aufnahme durch einen beauftragten oder 
erfuchten Richter, geftattet. Der Defterr. Entw. entipricht in den 88 316, 369, 
jowol was die Regel als was die Ausnahmen angeht, dem Deutjchen Geſetze. — 
Mit dem Prinzip der Unmittelbarkeit ift nach $ 196 der Deutichen CPO. zugleich 
als regelmäßiger Ort der Z.aufnahme das Amtälofal des Prozeßgerichts gegeben, 
foweit nicht der eben citirte Paragraph jelbit, reip. die SS 340 und 347 Aus— 
nahmen mit fich bringen. — Die größte Schwierigkeit aber für die Durchführung 
des Prinzips bot die Nothwendigkeit einer Protokollirung der Ausſagen einerjeits 
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und der Grundjag der Mindlichkeit andererjeits (Hannov. Prot., 2203 ff., 2215 f}.). 
Die SS 146 3. 3, 147 der Deutichen CPO. haben dieje Schwierigkeit im Anſchluß 
an den Hannov. Entw. $ 345 dadurch möglichjt zu verringern verfucht, daß fie bei 
inappellablen Sachen die Protofollirung der Ausſagen für ganz überflüffig erklären, 
ſonſt aber, richtig verftanden, diejelben nicht wörtlich, jondern nur ihrem Haupt— 
inhalte nach firirt wiffen wollen. b) Die Ausbildung des geheimen Verfahrens im 
Allgemeinen, Mißverftändniß der 1. 14 C. h. t., der „vanus metus subornationis“, 
und „die jonderbare Analogie des Beichtvaters, der mit dem Beichtkind allein jei“, 
im Bejonderen brachten es mit fi, daß der Gemeine Prozeß, im Gegenfag zum 
Römischen und Altdeutfchen Reht (Mittermaier, ©. 69 ff.; Gejterding, I. 
©. 211 ff.), den Parteien die Gegenwart bei der Zeugenvernehmung jelbjt wehrte, 
und ihnen nur gejtattete, der Beeidigung der Zeugen beizuwohnen; das Zeugen: 
verhör war „heimlich“, die Parteien wurden geladen nur ad videndum et audien- 
dum jurare testes. Dem entgegen iſt, wie es ſchon Mittermaier, ©. 202 fi. 
warm befürtwortete, im Intereſſe der Wahrheit von allen neueren Geſetzen und Ent- 
würfen den Parteien geftattet, nicht nur dem Verhör der Zeugen beizumwohnen (vgl. 
die zahlreichen Nachweiie aus Deutjchen Partikulargeſetzen beiKenaud, S215N.17, und 
außerdem Code proc. art. 261, 262, 269; Preuß. Entw. $409; Hannov. Entw.$ 288; 
Nordd. Entw. $ 478; Deutihe CPO. $ 322; Oeſterr. Entw. $ 321), jondern 
auch entweder durch den Richter (Code proc. art. 273; Hannov. Entw. $ 344; 
vgl. Prot. ©. 2234) oder mit Grlaubniß des Richters unmittelbar (Preuß. 
Entw. $ 473; Mordd. Entw. 8 528; Deutiche CPO. $ 362, Defterr. Entw. 

$ 389) an den Zeugen Fragen zu richten, um Unklarheiten oder” verfehrte Auffaſ⸗ 
— in ſeinen Ausſagen zu beſeitigen, oder Widerſprüche und Unwahrſcheinlichkeiten 
in denſelben aufzudecken. c) Die Vernehmung ſelbſt, welche das Altrömiſche (MMit— 
termaier, S. 70 N. 2; Geſterding, J. S. 211) wie heute noch das Engliſche 
und Nordamerikaniſche Verfahren in die Hände der Parteien legt (ſog. Kreuzverhör), 
geſchieht im Gemeinen und heutigen Deutſchen Prozeß durch den Richter. Freilich 
im Gem. Prz. lediglich als Mund der Parteien, indem er die Zeugen „uff 
alle Artiful und interrogatoria der Ordnung nach abhört“ (J.R. A. $ 52; ſ. 
aber auh Mittermaier, ©. 183), nach neuerem Prz.R. aber durchaus jelbit: 
ftändig kraft des richterlichen Prozeßleitungsamtes. — Die Zeugenausjagen erfolgen 
unter Eid; vgl. über deifen Inhalt und Form ſowie über die frage, ob promifio- 
riſcher oder affertorifcher Eid? d. Art. Beweisverfahren Bd. I. ©. 382 
und Eidesformel Bd. 1. ©. 613. — Jeder Zeuge ward von jeher (Mitter: 
maier, ©. 74) und wird (Code proc. art. 262; Deutiche CPO. $ 359 und 
Motive zu 88 345—349, ©. 495; Defterreichifcher Entw. $ 387) „einzeln und 
in Abwejenheit der jpäter abzuhörenden Zeugen“ vernommen. Und zwar beginnt 
die Vernehmung mit den Fragen über die perfönlichen Verhältnifie des Zeugen be- 
hufs Gewinnung eines allgemeinen perfönlichen Eindruds: $ 360 der Deutichen 
CPO.; $ 388 des Defterr. Entw.; Fragen, die übrigens auch jchon vor der Be 
eidigung gejtellt werden fünnen, um Zweifel über Identität oder Eidesfähigkeit zu 
bejeitigen (Preuß. Entw. $ 470; Hannov. Entw. 8 340 und dazu Prot. ©. 2199, 
5698; Nordd. Entw. S 520; Defterr. Gntw. $ 386 Abi. 3; Mot. zum Deutichen 
Entw. S 344, ©. 494). "Zur Sache ſelbſt hat Zeuge jeit Abſchaffung der 
Artikel und Frageftüde (1. oben sub 1) jeine Wiſſenſchaft zunächſt im Zuſammen— 
hang zu deponiren (Deutſche CPO. $ 361 Abſ. 1; Oeſterr. Entw. $ 388 Abſ. 2); 
und zwar rein mündlich, auch ohne Benutzung etiva eines jchriftlichen Entwurfes 
(Code proc. art. 271; Mot. zur Deutichen CPO. ©. 495), foweit nicht die 
Beitimmung des 5 188 des Deutichen GVBG. über die „Verhandlung mit tauben 
oder jtummen Perſonen“ eine Ausnahme mit fich bringt. Zur Aufklärung und zur 
Vervollftändigung der Ausſage jowie zur Erforſchung des Grundes der Wiſſenſchaft 
des Zeugen („der Seele des Zeugniffes“) fünnen dann Richter und, wie oben er: 
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wähnt, Parteien weitere ragen an den Zeugen richten: $ 361 Abj. 2 der Deut: 
ihen CPO.; $ 388 Abi. 3 des Defterr. Entw. d) Im Gemeinen Prozeß jand 
das Zeugenverhör feinen formellen Abjchluß in der Anfertigung und Publikation des 
Zeugenrotulus. Dieſer Zeugenrotulus war eine jchriftliche Zufammenftellung aller 
Zeugenausfagen nach der Reihenfolge der Artikel zur Bequemlichkeit des Richters 
(J.R.A. $ 52)? Er wurde verfiegelt und in einem eigenen Termine publizirt, 
wonach neuer Beweis über diefelben oder gerade entgegengejegte Artikel ausgeſchloſſen 
war und dad Difputirverfahren begann. Bis zu diefem Moment pflegte Probat 
fich feine Einreden gegen die Zeugen vorzubehalten (Mittermaier, ©. 192 ff.), 
um nicht durch frühere Vorbringung derjelben auf Grund der 1. 17 C. h.t. des 
Rechtes verloren zu gehen, die Zeugen ſeines Gegners zur Führung feines direkten 
oder indirekten Gegenbeweijes zu benüßen (Gefterding, IV.2 ©.105). Der Ro- 
tulus, von der gemeinrechtlichen Doktrin heftig befämpft Mittermaier, ©. 
207 und die von ihm in N. 64 Gitt.) und von vielen Partifulargejegen ausdrück— 
Lich abgefhafft (Renaud $ 215 N. 26), hat in einem vom Grundſatz der Münd— 
lichkeit beherrichten Verfahren von vornherein feine Stätte mehr. An die Beendi- 
gung des Zeugenverhörs jchließt fi) daher unmittelbar die Fortſetzung der Ver: 
handlung nah S 258 der CPO.; $ 292 des Defterr. Entw. an, fofern nicht 
MWiderjprüche in den Ausſagen verjchiedener Zeugen erjt noch eine Konfrontation 
derielben nah $S 359 Abſ. 2 der Deutichen CPO.; 8 387 Abſ. 3 des Defterr. 
Entw. nothwendig ericheinen laffen, eine Maßnahme, welche dem Gemeinen Recht 
bei der Vernehmung auf Grund jchriftlicher Artikel unbekannt fein mußte (Hannov. 
Prot., S. 2208; Mot. zu $ 346 des Deutichen Entw., ©. 495). e) Endlich ge— 
ftattet der $ 363 der Deutichen GPO. dem Richter die wiederholte Vernehmung 
eines Zeugen nach jeinem Ermeſſen, ohne mit dem Preuß. Entw. $ 476; Hannov. 
Entw. 8 347; Nordd. Entw. $ 351; Defterr. Entw. $ 390 ihn mit diefer Maß— 
regel auf beftimmt ipezialifirte Fälle zu beichränfen. 

Gigb.: Tit. D. 22, 5; ü. 4, 20; C. Tbeod. 11, 39; X. 2, 20; VI. 2, 10; 
Clem. 3, 8.— IR. S 58, 58, 56. — Allgem. Preuß. ER. 1. 5 $$ 181-169. — Allg. 
Preuß. Ger.D.1.585; 9 885, 37; 10 88 169—24. — >. civil art. 1341—1348. — 
Code de proc. civ. art. 32 — 294. — Preuß. Entw. SS 463—497. — Hannov. Entw. 
88 326 bis 350. — Norbb. Entw. $$ 497—535. — Deiterr. Entw. v. 1876 88 367—891, 
421—420. — Deutiche CPO. 38 338—366. 

Lit.: Die ältere Xit. ſ. bei Lipenius, Bibl. real. jurid. II. sub rar. per testes, 
213 und sub Testis, 403—406. — Außerdem Gönner, Handbud, II. ©. 538 fi. — 
Sri, Komm., 3b. xxii. (1820), S. 128 -261. — Mittermaier, Arch. f. d. civ, Prr., 
V. (1822) S. 69— 104, 177—207. — Linde, — für Civ. R. u. Prz,, 5: (1828) ©. 233— 292, 
IH. (1830) ©. 179—189. — Gefterding, Ausbeute von Rachforicungen, I. ©. 161— 220; 
I. ©. 419424; IV. 1 S. 213—226; 2 ©. 83—122 (1823 —1832). — Schmid, Hand- 
buch, I. ss 182—141. — Pratobevera, Materialien, VII. S. 199—366. — geimen, 
Magazin Für Rechts: und Staatswifienicaft X. (1854) ©. 1 ff. — Endemann, Beweislehre 
(1860), 88 43 ff.; Derfelbe, Deutiches Eiv. Proz.Recht (1868), S. 712—731. — Sangenbed, 
Beweisführung (1858—-1861), ©. 442—547. — Bayer, Vorträge, 10. Aufl. (1869) & . 798 
bis 818, 936—950. — Renaud, Lehrbudh, 2. Auflage (1873) SS 110—112, 211, 215. — 
We el, Syſtem, 3. Aufl. (1878) $ 23. — Groß, Beweistheorie im fanon. Proz., II. (1880) 
€. 28, 119—180, 291—304. — Hann. Prot., VII. ©. 2123—2316; XV. ©. 56655671, 
5681-5712. — Mot. zur Deutihen EPD., ES. 491-496. he tting, REiv.Pro 9 

$ 45. — Er zur e.. D. von Seuffert, ©. 401- Endbemann, 


S. 01—242; Gaupp, II. ©. 246-801. — Boitard, Legons de proced. civ., 12. &d. par. 
Colmet- Daage (1876), p. 429475. irimeyer. 


Beugenbeweiß im Straiprozeß. I. Zeugniß ift die — münd⸗ 
liche Ausſage einer vom Beſchuldigten verſchiedenen Perſon über finnliche Wahr- 
nehmungen, welche fie jelbft, und zwar nicht in der Eigenfichaft als eigens berufener 
Sadhverftändiger, in Bezug auf für einen Sträfprojeß unmittelbar oder mittelbar 
erhebliche Thatjachen gemacht hat. Ueber das Verhältniß der Zeugen zu den Sad): 
verftändigen und zu jachverftändigen Zeugen vgl. d. Art. Sachverständige. 
Auszufcheiden vom 3. find jog. Gerichtszeugen, d. h. Urkundsperfonen, welche zur 
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Erhöhung der Beglaubigung richterlicher Verhandlungen beigezogen werden. Die 
Deutiche StrafPO. läßt fjolche überhaupt nicht mehr zu, während die Deiter. 
StrafPD., den meiften der früheren Deutjchen StrafPO. folgend, deren Beiziehung 
theils vorjchreibt (bei Einnahme des Augenſcheines, bei Hausdurchſuchungen), theils 
geitattet (bei der Vernehmung des Beichuldigten, „wenn der Unterfuchungsrichter es 
fiir nöthig erachtet oder der Beichuldigte es verlangt“). Ausgeichkoffen vom 3. im 
oben bezeichneten Sinne find ferner — weil nicht unmittelbar bei Gericht abgelegt — 
ichriftliche Beglaubigungen oder Beitätigungen (jog. Zeugniffe) von Privatperjonen, 
aber auch amtliche in jchriftlicher fyorm abgegebene Beitätigungen über Wahrnehmungen, 
die eine Behörde als jolche gemacht hat. Natürlich folgt aus der Ausſchließung vom 
Begriff des 3. nicht, daß jolche fchriftliche Zeugniffe nicht zur Befcheinigung 
im Strafprozeß verwendet werden; ſelbſt im eigentlichen Beweisverfahren können fie 
als urkundliche Beweife benußt werden. In diefem Sinne gejtattet $ 255 der 
Deutichen StrafPD. die Verleſung der „ein Zeugniß ... enthaltenden Erklärungen 
öffentlicher Behörden“ „mit Ausichluß von Leumundszeugniffen“ in der Hauptver—⸗ 
handlung. Die Dejterr. StrafPO. berüdfichtigt jolche „Urkunden, welche für die 
Sade von Bedeutung find“ im $ 252 letzter Abſatz. Amtliche Zeugnifje diefer 
Art werden dann von Wichtigkeit, wenn es fich um eine Erflärung handelt, welche 
nur auf Grund längere Zeit fortgefehter Beobachtung oder einer Nachforfchung in 
den Akten abgegeben werden kann (3. B. Beitätigungen über das Nichtvorfommen 
von Strafanzeigen gegen eine beitimmte Perfon, über die Anhängigfeit und Nicht- 
anhängigfeit von Prozeffen u. dgl.). Ahnen reihen fih an amtliche gleichzeitige 
Aufzeichnungen über Vorgänge, welche fich vor einer öffentlichen Behörde zugetragen 
haben, und welche wegen der für fie fprechenden Vermuthung größerer Genautgfeit 
und verläßlicher Feititellung aller Details vor mündlichen Zeugniffen der anweſenden 
Perſonen auch für den Strafprozeß den Vorzug verdienen; das wichtigite Beifpiel 
geben Protokolle über Eidesleiftungen und Zeugenausfagen, welche bei Strafprozeſſen 
über Meineid und falfches Zeugniß der Verhandlung zu Grunde zu legen find. 
Darüber, ob daneben noch eine perjönliche Vernehmung fich ala nothwendig 
erweift, laffen ſich Grundjäße nicht aufftellen. Dasjenige, was nur auf Grumd der 
Alten und amtlicher Aufzeichnungen verläßlich bezeugt werden fann, wird dem 
ichriftlichen Zeugniß vorzubehalten jein, ſonſt aber die mündliche Zeugenausiage 
höheren Werth haben. Letztere wird übrigen®, wo über die Ladung von Zeugen 
lediglich der Wille des Prozeßbetheiligten entjcheidet, ohnehin nicht ausgeſchloſſen 
werden fünnen. Gerade in folchen Fällen wird aber auch der Gegenjaß zwijchen 
jchriftlichen Beurkfundungen von amtlichem Charakter und dem 3. durch die Ausjage 
der Perfonen, wären fie auch die Urheber jener Beurkundung, hervortreten: die 
fraglichen Amtsperfonen ftehen, joweit nicht der Schuß des Amtsgeheimniſſes in 
Betracht fommt, ganz allen anderen Zeugen glei. (Ueber Grleichterungen be 
züglich der Vernehmung und Hinfichtlich der Beeidigung in geringfügigen Sachen 
j. unten.) 

Gegenſtand des 3. ift die eigene finnliche Wahrnehmung des Zeugen, nicht 
die Meinung, die er fich über die Wahrheit oder Beichaffenheit einer Thatſache 
durch Schlußfolgerungen gebildet hat oder bildet. Allerdings aber fann die Sadıe 
jo liegen, daß von der Wiedergabe jeiner perfönlichen Eindrüde eine Schlußfolgerung 
auf die Exiſtenz oder Nichterifteny einer Thatjache oder auf bejtimmte Merkmale und 
Eigenjchaften des Vorfalles möglich iſt. Die Beichaffenheit des menjchlichen Ge 
dächtniffes bringt es auch mit fich, daß oft nach einiger Zeit auch von dem Er- 
lebten und ſinnlich Wahrgenommenen nur ein „Eindrud“ übrig bleibt, der trogdem 
bei jorgfältiger Erwägung der Verhältnifje einen brauchbaren Anhaltspuntt für die 
Bildung der richterlichen Weberzeugung bietet, namentlich bezüglich der Nicht- 
eriftenz einer Thatſache. Der Zeuge ift daher berechtigt und verpflichtet, auch 
ſolche „Eindrüde* wiederzugeben, ſelbſtverſtändlich indem er fie al jolche ausdrücklich 
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bezeichnet. Auch Wahrnehmungen jolcher Art, über welche es wünfchenswerth und 
nothiwendig ift, einen Befund von Sachveritändigen zu erlangen, find Gegenjtand 
des 3. Das Gewicht, welches der Ausſage deö Zeugen, die oft durch nichts an= 
deres zu erjegen ift, beigelegt werden muß, hängt dann von der im Beweisverfahren 
fejtzuitellenden Fähigkeit defjelben, Thatſachen diefer Art zu beobachten und das Be— 
obachtete zu jchildern, ab; der jachverjtändige Zeuge hat darum doch nicht die 
Stellung des Sacverftändigen, die Zuläffigfeit und Pflichtmäßigfeit feiner Aus— 
jage illuftrirt aber am bejten den Umfang des Gegenjtandes des 3. in dieſer Hinficht: 
Soweit dad Wahrgenommene ohne Heranziehung der Beurtheilung nicht mitgetheilt 
werden fann (3. B. bei der Frage nach der Identität), ift auch die letztere Gegen- 
ſtand der Zengenausjfage. — Auch bezüglich des nach Englifchem Recht jtreng aus— 
geichlofjenen Zeugniffes vom Hörenſagen (hearsay evidence) hat man fich nur vor 
der Berwechälung zwijchen Bezeugung des Gehörten und des Hörens zu 
hüten; leßtere ift nicht nur zuläffig, ſondern oft ganz umentbehrlich, zumal im 
Vorverfahren; bei der eigentlichen Beweisaufnahme wird e8 dann darauf ankommen, 
ob es möglich ift, daß mittelbare Zeugniß durch ein unmittelbares zu erjegen, und 
wo dies nicht möglich ift, den Werth des erjteren forgfältig zu prüfen. 

Der 3. beruht durchaus auf der gerichtlichen Ausſage unter der den Zeugen 
treffenden ftrafgerihtlichen Verantwortung; eben darum erjchöpft er die 
Formen nicht, unter welchen Menjchen der Entdeckung und Feitftellung der Wahrheit 
im Strafprozeß dienjtbar gemacht werden fönnen. Es kann daher eine Perfon auch 
als Beweisgegenjtand im Straiprozeß benußt werden; der Umſtand, daß faſt 
immer mit diefer Benußung die Vernehmung ala Zeuge verbunden wird, und daß 
dadurch die Möglichkeit zur Anwendung der Beitimmungen über Zeugnißzwang einer= 
jeits, Zeugengebühren andererjeits auf folche Fälle geboten ift, ändert daran nichts, 
daß jene etwas vom 3. ganz Verſchiedenes iſt. (So würde 3. B. Derjenige, der 
fich künstlich jcheinbare Spuren von Verlegungen beibringt, um eine an ihm verübte 
itrafbare Handlung glaubhaft zu machen, nicht wegen falſchen Zeugniffes geftraft 
werden fönnen.) Gbenjo wie eine vom Bejchuldigten verjchiedene Perjon Gegenftand 
einer Bejichtigung jein fann, kann fie auch ala Gegenftand von Erperimenten, 
von welchen man fich eine Aufklärung veripricht, behandelt werden, wie z. B. zu 
dem Verſuch, ob ihr bejtimmte Kleider pafjen, ob fie durch eine bejtimmte Deffnung 
hindurch gelafgen kann, ob fie von einem. Hunde erfannt wird u. dgl. Weiter: 
gehend jchließen ſich hieran jene bedenklichen Werfuche, welche mit der Bernehmung 
von Perjonen gemacht werden, welche fich in einem abnormen, jede Verantwortung 
ausfchließenden Zuftande befinden (Wahnfinnige, Taube, Schlafwandelnde, an— 
geblich im magnetischen Schlaf Befindliche u. dgl.). Das Gleiche gilt von Kindern, 
die noch jo jung find, daß bei ihnen irgend ein Gefühl moralifcher Verantwort- 
lichkeit für ihre Ausfagen nicht vorausgejegt werden kann. In welchem Umfange 
und unter welchen Vorſichtsmaßregeln folche Erperimente vor Gericht benußt werden 
fönnen, ift hier nicht zu erörtern; hier genügt «8, zu betonen, daß die für den 3. 
geltenden Regeln auf diejelben nicht angewendet werden können, alſo namentlich nicht 
das Recht der Parteien, folche „Zeugen“ zu laden und deren Bernehmung kraft 
ihres Rechtes auf Zeugenladung zu begehren. 

II. Unter den Perfonen, deren Prozeßitellung verhindert, daß ihre 
Ausfagen ala 3. dienen, fteht obenan der Bejchuldigte Dieje Ausfchließung 
vom Begriff des Zeugnifjes fann nicht mit dem Sat begründet werden, daß niemand 
verpflichtet ijt, gegen fich ſelbſt auszuſagen, einerfeits weil fie auch dort fejtgehalten 
wurde, wo das Gegentheil der gedachten Regel galt, andererjeits weil mit lebterer 
nicht gerechtfertigt werden fünnte, daß der Beichuldigte nicht zu feinen eigenen 
Gunften Zeugniß joll ablegen dürfen. Vielmehr ift es gerade der bereits auf dem 
Beichuldigten lajtende Verdacht und feine Hierdurch hervorgerufene höchſt bedrohte 
Stellung, welche feinen Ausfagen gegenüber einen jo hohen Grad von Mißtrauen 
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erregen, daß es nicht nur im höchſten Grade unbillig wäre, ihn zu einer Zeugen- 
ausjage zu verhalten, jondern ganz unlogisch, ihn zw einer folchen, die doch nur, 
ſoweit fie ihm ungünftig wäre, an fich beweisfräftig, unter dieſer Vorausſetzung aber 
als Geitändniß zu behandeln wäre, zuzulaffen. (Dies fpricht insbejondere gegen 
den in neuejter Zeit in England gemachten Vorjchlag, dem Angeklagten zu gejtatten, 
fih ala Gntlajtungszeuge vernehmen zu laſſen; vgl. d. Art. Hauptverhand— 
[ung Bd. II. ©. 282, 283). In Wahrheit enticheidet Hier die Umvereinbarfeit der 
Prozeßitellung des Beichuldigten mit der eines Zeugen, und diejer Geſichtspunkt iſt 
auch maßgebend für die Löſung der jehr bedeutenden Schwierigkeiten, welche fich bei 
der Durchführung des im Allgemeinen als richtig anerkannten Satzes ergeben. Diefe 
Schwierigkeiten zeigen fich zunächit in jenem VBorgange, welcher im Gemeinen Deutjchen 
Sinquifitionsprozeß als Vernehmung inter reum et testem bezeichnet wurde. Ohne 
bier auf den mit der Gefchichte der Gliederung des Strafprozeſſes auf das engite zu— 
jammenhängenden Einfluß des Reates, auf die Behandlung des Verdächtigen in den 
verschiedenen Stadien des Prozefies einzugehen, iſt hervorzuheben, daß der Vorgang 
bald erlaubt und zwedmäßig, bald ein ganz abufiver fein kann. Sobald fich gegen 
eine bejtimmte Perſon erheblicher Verdacht einer jtrafbaren Handlung ergeben hat, 
darf fie in feinem Fall mehr als Zeuge behandelt werden, weder indem man ihr 
geradezu die Pflichten eines Zeugen vorhält, noch indem man fie im Zweifel darüber 
läßt, ın welcher Eigenjchaft fie vernommen werde. Andererjeits iſt e8 beim redlichiten 
Willen nicht zu vermeiden, daß ſehr häufig bei den eriten Nachforſchungen unter 
den Perſonen, von welchen über das Verbrechen Auffchluß erwartet wird, auch der: 
jenige vernommen wird, wider welchen fich fpäter der Verdacht und jelbjt die An— 
Elage wegen diejes Verbrechens erhebt. Die beiden Vorgänge, moralijch ſoweit von 
einander verjchieden, gehen in ihrer progefjualen Gejtaltung leicht ineinander über, 
und es giebt in der That nur ein ficheres und gerechtes Mittel, wenigſtens gröb— 
lichen Mißbrauch jern zu Halten, daß Dasjenige, was der jpätere Angeklagte über 
die den Gegenftand dieſer Anklage bildende That bei einer Zeugenvernehmung oder 
bei einem Verhör, welches ihm ala folche ericheinen konnte, ausgeiagt hat, als Be- 
weismittel gegen ihn nicht benußt werden darf. Wird daran jeitgehalten, daß die 
Ausfage jedenfall nicht unter den Begriff des 3. fallen kann, jo erledigen fich 
auch die jehr erheblichen, Hier nicht zu erörternden Schwierigkeiten bezüglich der 
ftrafrechtlichen Beurtheilung falicher Ausjagen der Beichuldigten verhältnigmäßig 
leiht. — Viel größer und bedenklicher find die Schwierigkeiten, welche bei einer 
Mehrheit von Bejchuldigten oder Verdächtigen fich ergeben können. 
Es können bier nämlich die verſchiedenſten Verhältniſſe eintreten: 

1) Es kann der Verdacht über zwei Perſonen ſo ſchweben, daß es als gewiß 
gilt, eine von beiden ſei der Verbrecher. In der Regel wird hier lediglich die 
Prozeßſtellung, welche vor der Hauptverhandlung regulirt ſein muß, entſcheiden; 
auf Grund der Ergebniſſe des Vorverfahrens wird die eine der beiden Perſonen an— 
geklagt, die andere außer Verfolgung geſetzt ſein; die letztere wird vielleicht ein be— 
denklicher, verdächtiger Zeuge fein, aber fie muß, wenn fie vernommen werden ſoll, 
ala Zeuge behandelt werden. (Nur im alle der Wiederaufnahme wäre es denkbar, 
daß gleichzeitig die wiederaufgenommene Berhandlung gegen die eine, und die Haupt: 
verhandlung über die Anklage gegen die andere Perjon vorgenommen würde.) 

2) Es kann die Anklage gegen Mehrere ala gemeinschaftlich an derjelben jtrai- 
baren Handlung Betheiligte (Mitthäter, Theilnehmer, Begünftiger, Hehler) erhoben 
fein und gegen alle gleichzeitig verhandelt werden. In diefem Falle mag materiell 
ein Mitangeflagter gegen oder für den andern ausfagen, aber prozeſſualiſch iſt feiner 
ala Zeuge zu behandeln; insbefondere jteht daher die das Fragerecht gegenüber dem 
Angeklagten auf die Perſon des Vorſitzenden einfchräntende Beitimmung des $ 239 
der Deutjchen StrafPO. einer Berragung eines Mitangellagten durch einen anderen 
entgegen. Der Benußung einer von dem Meitbeichuldigten als jolchem in der Bor- 
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unterfuchung abgelegten Ausjage fteht der Umjtand nicht entgegen, daß diefer ala 
Zeuge nah $ 59 der Deutjchen StrafPO. von der Zeugnißpflicht befreit und hier: 
über zu belehren gewejen wäre. (Dagegen ift in Bezug auf Zuläffigkeit der Wer: 
lefung von Ausjagen in der Hauptverhandlung der Mitbefchuldigte im $ 250 der 
Deutichen StrafPO. dem Zeugen gleichgeitellt.) 

3) Die Anklage wider mehrere an derjelben jtrafbaren Handlung Betheiligte 
oder dieſer Betheiligung Beichuldigte ift oft nicht Gegenjtand derjelben Hauptver— 
handlung, da die Verhandlung gegen einen derjelben mitunter erft zu einer Zeit 
vorgenommen wird, wo die anderen bereit3 außer Verfolgung gejeßt oder verurtheilt 
find. 63 kann im Allgemeinen nichts dagegen eingewendet werden, daß lehtere bei 
diefer Hauptverhandlung vernommen werden; und es fann dies nur in Gejtalt der 
Vernehmung ald Zeugen gejchehen. Beſtünde darüber 'ein Zweifel, jo müßte er vor 
den Geſetzesbeſtimmungen verjchwinden, welche die Ausfchließung jolcher Zeugen vom 
Eide und überhaupt ihre Behandlung ala verdächtige Zeugen betreffen (ſ. darüber unten). 

4) Bei gleichzeitiger Verhandlung über mehrere ftrafbare Handlungen kann eine 
Perſon bei der einen mitbetheiligt fein, während fie über die andere lediglich als 
Zeuge auszufagen hätte. Dies kann aber nichts daran ändern, daß wenn die ver- 
Ihiedenen jtrafbaren Handlungen den Gegenjtand einer Hauptverhandlung bilden, 
in diefer auch alle wegen einer derjelben Angeklagten nur die Stellung von Mit: 
angeflagten einnehmen, als Zeugen aljo nicht behandelt werden können. Grgeben 
fh daraus Nachtheile, jo muß eben rechtzeitig auf die Sonderung der bezüglichen 
Straffachen Bedacht genommen werden. — 

Auch abgejehen von der Stellung des Beichuldigten, läßt fich der civil: 
prozejjuale Grundſatz, daß Niemand Zeuge in eigener Sache ſein könne, ein 
Grundſatz, welcher in neuerer Zeit namentlich in England aufgegeben iſt, auf den 
Strafprozeß nicht einfach übertragen. Das Haupthinderniß Liegt in dem Gegenſatz 
zwiſchen der theoretiichen und der praftifchen Stellung des Beſchädigten. Der 
Theorie nach berührt die ftrafbare Handlung als folche nur den Staat und die öffent- 
liche Rechtsordnung, das Intereffe des von derjelben Betroffenen geht unter in dem 
allgemeinen Intereſſe an ihrer Beſtrafung; der Beichädigte hat in der Sache nicht 
mehr als ein Anderer zu jagen. In Wahrheit wird aber der Beichädigte auf diefe 
Theorien nicht eingehen; er wird immer das Gefühl haben, daß ihn die Sache 
näher angehe, und jehr häufig wird, auch da, wo der Adhäfionsprojeh ausgeſchloſſen 
it, ihn ein wichtiges Intereſſe mit der Verhandlung der Straffache verknüpfen. 
— nun auch die modernen Geſetzgebungen dieſem praktiſchen Bedürfniß Rechnung 
(vgl. Art. Privatanklage), jo kann dies doch nicht (oder nur ganz aus— 
a) dahin führen, daß man das ausschließliche oder auch nur überwiegende 
Intereſſe des Beichädigten anerkennt, daß man ihn als dominus litis betrachtet. 
Damit iſt es auch theoretiich gerechtfertigt, daß man die Ausfage des Beichädigten, 
deffen Zeugniß in der überwiegenden Mehrzahl der Fälle ganz unentbehrlich ift, 
nicht aus dem Bereich des 3. ausſchließt. Iſt das im Allgemeinen richtig, jo 
können und follen weitere Modifitationen in der Prozeßitellung darauf feinen Einfluß 
üben. In den meiften Fällen ift der Anzeiger (Denunziant) der wahre Anreger 
des Prozeſſes, recht eigentlich der promotor inquisitionis. Das Franzöſ. Recht 
fennt eine Spezialausfchließung der bezahlten Anzeiger (denonciateurs, dont la denon- 
ciation est r&compensde p6cuniairement par la loi, art. 322 .n. 6 des Code d’In- 
struction). Nach der Deutſchen StrafPO. nimmt der Anzeiger infofern auch eine 
progefjuale Stellung ein, als dieje nicht blos Jedermann geftattet, bei der Staats— 
anwaltichaft den Antrag auf Erhebung der öffentlichen Klage anzubringen, jondern 
die Staatsanwaltichaft auch verpflichtet, den Antragjteller unter Angabe der Gründe 
zu beicheiden, wenn dem Antrag feine Folge gegeben wird ($ 169). Noch weiter 
gehen die Rechte des „Antragftellers“, welcher „zugleich der Verletzte“ ift, da diejer 
bewirfen kann, daß der Staatsanwaltichait vom Gericht die Erhebung der öffent— 

88 * 


1396 Beugenbeweis. 


lichen Klage aufgetragen wird ($ 170), in Wahrheit aljo dieſe erhebt. Trotzdem 
wird er in feiner Weiſe als Prozeßpartei behandelt, eine Ausfchließung vom 3. 
fommt daher gar nicht in Frage. Nach Defterr. Recht fommt dem Anzeiger ala 
jolchem eine Prozepitellung nicht zu; dagegen kann allerdings der durch die ftrafbare 
Handlung Berlegte unter Umftänden ald Subfidiaranfläger allein dem Bejchuldigten 
gegenüber jtehen, wenngleich die Staatsanwaltichaft in jedem Stadium des Ver: 
fahren die Strafverfolgung wieder jelbit in die Hand nehmen fann. Schon dadurd) 
ift e8 gerechtfertigt, daß nach $ 172 der Defterr. StrafPO. auch auf ihn „alle 
über die Zeugenvernehmung ertheilten Vorſchriften Anwendung finden“, eine Anz 
ordnung, aus welcher auch deutlich hervorgeht, daß bei einer Kollifion der aus der 
Stellung ala Zeuge zu ziehenden Folgerungen mit den Prozeßrechten des Subfidiar- 
anflägers (oder Privatanflägers) die legteren weichen müffen, was übrigens in $ 241 
der Deiterr. StrafPO. bezüglich der Entfernung der Zeugen aus dem Sitzungsſaal 
ausdrüdlich ausgeiprochen ift. (Nach Franzöſ. Recht ift der Beichädigte, deſſen Klage 
den Strafprogeß in Bewegung gejeßt bat, le plaignant, vom 3. nicht ausgeichlofien ; 
jchließt er fich aber mit feiner Givilflage dem Strafverfahren an, jo wendet man 
auf ihn, als partie civile, den Sat: nullus idoneus testis in re sua intelligitur 
an: allein die Anwendbarkeit des anerfannten Prinzips unterliegt erheblichen Aus— 
nahmen. Des consid6erations ont fait souvent hesiter, et la jurisprudence pré— 
sente de notables variations, jagt Morin (Repertoire sub verbo: Te&moins n. 17. 
Bal. die Zufammenitellung von Entfcheidungen bei Helie, 'Pratique, I. n. 714). — 
Auch der Antragsberechtigte hat nach Deutichem Recht nicht die Stellung des 
Trägers der Anklage, obgleih er in gewiflen Fällen diefelbe rüdgängig machen 
fann; jeine erwähnte Eigenſchaft hat alſo auf die Zeugenftellung feinen Einfluß. 
Dagegen wurde die im Entw. der Deutjchen StrafPO. ($ 348) enthaltene Ber 
ftimmung: „Das Gericht ift befugt, den Privatfläger ald Zeugen, nach Befinden 
jelbft eidlich, zu vernehmen. Jedoch darf der Privatfläger, auch wenn er ala Zeuge 
zu vernehmen it, der ganzen Verhandlung beiwohnen.“ — bei der Berathung in 
der Reichstagskommiſſion geftrichen. Die gegen die Beltimmung vorgebrachten Gründe 
bezogen fich überwiegend auf die eidliche Vernehmung, was darüber hinausgeht, 
fällt unter den allerdings ſtets unmiderleglichen Grund: „Iteht mit der Deutfchen 
Auffaffung in direktem Widerfpruch“. Der durch die Ablehnung des $ 348 her- 
vorgerufene a auf Zulaffung eines Parteieneides ward mit vollem Recht ab» 
gelehnt (Prot., 661, 666). Als das Ergebniß bezeichnet v. Schwarze (Er- 
Örterungen, ©. 6): „Bei Injurien, welche ohne Zeugen begangen werden, iſt daher 
thatfächlich der Beweis gegen den leugnenden Beichuldigten ausgeſchloſſen“, ſofern 
nicht, — muß man hinzufügen — der Richter dem freien Vortrag des Privatklägers 
auch ohne irgend ein anderes Beweismittel Glauben’ichentt. Was vom Privatfläger 
gilt, müßte man eigentlich nach S 437 der Deutichen StrafP OD. auch vom Nebenkläger 
gelten laffen, da es dort heißt: „Der Nebenfläger hat nach erfolgtem Anichluß die 
Rechte des Privatklägers”. Allein auf die bereits dor dem Anjchluß erfolgte Ver: 
nehmung als Zeuge könnte das Verhältniß feinesialla zurückwirken, und jo wäre die 
Handhabe geboten, praftiich die Inkompatibilität in bedenflichjter Weife zu umgeben, 
und dazu würde, mit Rüdficht auf den Zweck der Gewährung der Stellung ala 
Nebenkläger, das Bedürfniß des Lebens drängen: der Verletzte müßte entweder auf 
die Forderung der Geldbuße oder auf das für deren Zuerfennung oft unentbebrliche 
Beweismittel, fein eigenes Zeugniß, verzichten. Aehnlich verhielte es fich in den 
Fällen, wo Jemand durch feinen Antrag auf gerichtliche Entjcheidung allein die . 
Erhebung der öffentlichen Klage herbeigeführt hat: entweder die Prozekitellung, die 
ihm das Gejeß fichern wollte, oder das für die Aufklärung der Sache beiden Par: 
teien unentbehrliche Zeugniß ginge verloren. In einem Erkenntniß der vereinigten 
Senate des Reichögerichts vom 25. Oft. 1880 (Annalen II. ©. 535 ff.) ift daher 
unter Hervorhebung diefer Mißſtände ausgefprochen worden, daß die Vernehmung des 
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Nebenklägerd als Zeuge nicht gegen Normen des Verfahrens veritoße, das Er— 
fenntniß kann ſich allerdings nur auf die oben angeführte Gefahr der Umgehung 
und darauf jtüßen, daß die Unvereinbarfeit nicht ausdrüdlich ausgeiprochen jei, 
daß nichts vorliegt, was beweift, fie jet beabfichtigt worden, und daß fie nicht noth- 
wendig aus der Prozeßitellung folge. Was das Defterr. Recht betrifft, jo umfaßt 
die oben angeführte Beitimmung des $ 172 auch den Privatanfläger. — Eine 
Prozeßſtellung, mit welcher die eines Zeugen nicht vereinbar ift, ift fermer die des 
Richters. Nah Engl. Recht zwar wird es nicht als unzuläffig angefehen, daß 
Nichter ſowol wie Gefchtworene ala Zeugen in der Sache vernommen werden, über 
die fie zu entjcheiden haben (Best, Law of Evidence, $S 187, 188, jehr entjchieden 
Dagegen unter Berufung auf neuere Praxis Greenleaf, 12. Ausg. 1866, $ 364). 
Letzteres erklärt fich aus dem Hiftorifchen Zufammenhange zwifchen der Jury und 
dem Zeugenbeweife, jowie aus der Beſorgniß, daß ſonſt der Geſchworene auf 
Grund jeiner außergerichtlichen Wahrnehmungen urtheilen und jelbjt feine Mit- 
geichworenen dazu beitimmen könnte. Bezüglich der Richter oder vielmehr des in 
der Regel allein die Schwurgerichtsverhandlung leitenden Richters ift der Vorgang jo 
bedenklich, daß es jchwer ift, an mehr als die theoretifche Zuläffigkeit des Vorganges 
zu glauben. Allerdings wird darauf hingewieſen, daß der Richter in der Kenntniß 
enticheidender Thatumſtände fein könnte, und daß in England die Parteien gar fein 
Necht Haben, auf die Ausſchließung oder Ablehnung des Richters hinzuwirken. Die 
fontinentale Gejeßgebung fucht die Abhülfe eben auf dem Hierdurch angedeuteten 
Wege. Nach der Dejterr. StraPD. iſt derjenige vom Nichteramt ausgejchlofien, 
welcher „außerhalb feiner Dienjtverrichtungen Zeuge der in Frage jtehenden Handlung 
gewejen ift oder in der Sache ald Zeuge (oder Sachverftändiger) vernommen worden 
ift“ (8 68 3. 1). Nah $ 22 3.5 der Deutſchen StrafPO. ift von der Aus— 
übung des Richteramtes ausgejchloffen, wer „in der Sache ald Zeuge vernommen 
ift“ ; und was vom Richter angeordnet ift, gilt auch für Geſchworene und Schöffen. 
Ganz vermieden find Schwierigkeiten durch diefe Anordnungen nicht. Daß nicht 
die unbedingte Berechtigung, Zeugen zur Hauptverhandlung zu laden, wie fie die 
Deutiche StrafPO. den Parteien gewährt, dazu benußt werden dürfe, nach Belieben 
Perfonen von der Richter- und Geſchworenenbank zu entfernen, wird man als eben 
fo unbejtreitbar anfehen müffen (vgl. auch Motive zum Entw., ©. 25), als dak 
andererjeits Perfonen, deren Vernehmung als Zeugen fich ala nothiwendig oder billig 
darftellt, zur Thätigkeit ala Geſchworene oder Richter in der Sache nicht heran 
gezogen werden follen. Auch über die jehr jtriften Vorſchrifſten, durch welche will- 
fürliche Aenderung der Beſetzung der Richter und Geſchworenenbank verhindert 
werden joll, wird man hinauskommen. Allein für den immerhin möglichen Fall, 
daß erit in der Hauptverhandlung der Anlaß zur Vernehmung ſich herausſtellt, it 
es jchwer bejtimmte Regeln aufzujtellen, wenn nicht Ergängungsrichter und Ergänzungs- 
geichworene zu Gebote ftehen, und nur zu wählen ift zwijchen dem Verzicht auf die 
Vernehmung und dem Abbruch der Hauptverhandlung; zwifchen beiden Uebeln muß 
nach Anhörung der Parteien das Gericht in billiger Würdigung aller Verhältniffe 
wählen; im Zweifel ift aber für die Abbrechung zu enticheiden, weil doch jonit, 
troß der unterlaffenen Vernehmung des Richters ala Zeuge, auch die Unberangenheit 
der Enticheidung Bedenken unterliegen mag. — Die Mitglieder der Staats— 
anwaltichait find durch feine Beitimmung unferer Gejehe von der Ver— 
nehbmung als Zeugen in einer Sache, in welcher fie amtlich einfchreiten, aus— 
geichlofien. Nach Deutichem Recht Fehlt es andererjeit? an Beitimmungen über 
Ausichliegung der Staatsanwälte von diefer ihrer Funktion; es wird jedoch in den 
Motiven zum GBG. darauf hingewieſen, „die Organijation der Staatsanwaltichaft 
geitatte, daß in den Fällen, wo die Erjegung eines jtaatsanwaltichaftlichen Beamten 
durch einen anderen geboten oder wünfchenswerth ericheine”, fie in formlofer Weife 
herbeigeführt werde. Nach $ 75 der Dejterr. StrafPO. find die Mitglieder der 
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Staatsanwaltichaft ausgeichloffen, wenn fie in der Sache ala Zeugen vernommen 
werden. Tritt aljo eine Kollifion ein, jo zieht die Umentbehrlichkeit des Zeugen 
deſſen Ausſchließung auch von der Fortſetzung der Thätigfeit ala Staatsanwalt nad) 
ih. Was endlich den Vertheidiger betrifft, jo ift auch hier die Vereinigung 
jeineg Amtes mit der Stellung eines Zeugen ſchwer denkbar. Am Vorverſahren, 
wo jetzt dem Bertheidiger die Akten nicht mehr unbedingt verichloffen find, kann es 
wichtig fein, daß der Zeuge don deren Inhalt nichts erfahre. In der Hauptver— 
handlung können auf den Bertheidiger die Beitimmungen über die Fernhaltung noch - 
nicht vernommener Zeugen nicht angewendet werden, und umgefehrt kann er während 
jeiner Vernehmung ala Zeuge feine Pflichten ala VBertheidiger nicht erfüllen und es 
hat daher der Franzöfiiche Kaflationshof (H&lie, Theorie, VIII. 501) zum mindeften 
für unerläßlich erflärt, daß der nothiwendige Vertheidiger während feiner Abhörung 
als Zeuge in feiner Funktion ala Vertheidiger durch einen Anderen vertreten werde; 
noch jchwerer kann er nach feiner Vernehmung, zumal wenn er etwa genöthigt war, 
zum Nachtheil des Angeklagten auszufagen, deffen Intereffen noch weiter wahr- 
nehmen. Die Deutiche StrafPO. enthält indeß feine Beftimmung über die Un— 
vereinbarfeit der beiden Stellungen. Die Beitimmung des $ 52 3. 2 der Deutichen 
StrafPD., auf die fpäter zurüdzulommen ift, entjcheidet die frage weder in dem 
einen noch im anderen Sinne, fie beweiſt nicht die Unvereinbarfeit der beiden 
Stellungen (worauf die Worte Keller’3 zu deuten fcheinen : „auch derjenige, welcher 
durch einen Anderen erjeßt werden kann“), da fie nur für Ausſagen über einzelne 
Gegenjtände ertheilt iſt; fie beweijt aber auch nicht ohne Weiteres das Gegentheil, 
da e& dort nicht darauf ankommt, daß Jemand jet in diefer Sache ala Bertheidiger 
fungirt, jondern daß er das, worüber er ausfagen foll, als Vertheidiger diejes 
Beſchuldigten erfahren hat. — Die Dejterr. StrafPD. ($ 40) fchließt den Zeugen 
von der Vertheidigung (nicht den Vertheidiger vom Zeugniß) aus. Um den Bes 
ichuldigten vor Beirrung in feiner freien Wahl möglichit zu ſchützen, unterjcheidet 
fie zwifchen WVorverfahren und Hauptverhandlung; bezüglich des eriteren jtellt fie es 
dem Ermefjen der Rathskammer anheim, ob in demjelben ein Vertheidiger zugelaffen 
werden jolle, der ald Zeuge vernommen wurde oder zur Hauptverhandlung vor= 
geladen werden joll. Umgekehrt jchließt von der Vertheidigung in der Hauptver— 
handlung der Umftand nicht aus, daß der dazu Beitimmte im Vorverfahren als 
Zeuge vernommen wurde: ausdrüdlich ausgeichloffen find nur „Diejenigen, welche 
als Zeugen zu bderjelben vorgeladen wurden“. Da nach Deiterr. Recht über die 
Vorladung nie blos das Ermeflen der Partei enticheidet, jo fehlt es dem Angeklagten 
nicht an Mitteln, geltend zu machen, daß ihm durch die beabfichtigte Zeugenladung 
ohne Noth der erwünſchte Vertheidiger entzogen werde. Auch hier ift aber bie 
Trage nicht gelöft, was angefichts der erit in der Hauptverhandlung hervortretenden 
Nothwendigkeit der Vernehmung des Vertheidigers geichehen ſolle; nur das ſteht jeft, 
daß die Nothiwendigkeit des Zeugniffes den Ausſchlag ſelbſt gegenüber dem gerecht- 
jertigten Wunfche, den VBertheidiger beizubehalten, giebt. Der Bertheidiger ift nicht 
vom Zeugniß ausgeichloffen, nur der vorgeladene Zeuge von der PVertheidigung. 
Unzweifelhaft drückt fich darin der Wunſch des Gejeges aus, die Kollifion, jo viel wie 
möglich, zu vermeiden. Allein daraus folgt nicht, daß die Ausichließung des Ver— 
theidiger8 auch dann eintreten müfle, wenn fich die Nothwendigkeit der Vernehmung 
erit in der Hauptverhandlung herausſtellt. Das Gericht wird die Umftände des 
Tralles und billig auch die Wünſche des Angeklagten berüdfichtigen und davon es 
abhängig machen, ob die Verhandlung mit demjelben VBertheidiger oder unter Zu— 
jiehung eines anderen Bertheidigers fortzufegen oder, wo dies nicht möglich, abzu— 
brechen und zu erneuern jet. 

II. Unzuläffige und verdächtige Zeugen. Sieht man von denjenigen 
ab, deren Prozeßftellung mit der eines Zeugen in derfelben Straffache unvereinbar 
it, jo hat man noch die mannigiachiten Verhältniſſe zu berüdfichtigen, welche 
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geeignet jcheinen, die Ausfage einer bejtimmten Perfon ala Zeuge unzuläffig oder 
Doch bedenklich zu machen. Die überzeugende Kraft des 3. beruht auf der Voraus 
jegung, daß der Zeuge fähig war, richtige Wahrnehmungen zu machen und daß er 
den Willen und die Fähigkeit befigt, über diefelben getreue, richtige und feinem 
Mißverftändnig ausgejegte Mittheilungen zu machen. So mannigfaltig find dieſe 
Bedingungen, jo leicht kann in einer oder der anderen Beziehung ein Hindernif 
oder doch der Verdacht eines folchen fich ergeben, daß es nicht zu verwundern iſt, 
wenn in den frühejten Rechtszuftänden jchon ein entjichiedenes Mißtrauen, eine Ab- 
neigung gegen den 3. Hervortritt, welche in meift fortjchreitender Entwidelung 
die Richtung der Gejebgebung und Rechtiprechung in dem Sinne beitimmen, daß 
durch pofitive Normen von Anfang an die Einwirkung unglaubwürdiger Zeugniffe 
ferngehalten werden fol. Dazu kommt, daß im Prozeß der früheften jtaatlichen 
Entwidelungsjtadien der Anflagegrundjag entweder noch ganz von der privatrecht- 
Lichen Behandlung des Strafrechts getragen ijt oder, wenn dies (wie ſchon im älteren 
Römischen Kriminalprozeß) nicht mehr der Fall ift, wieder unter dem Einfluß des 
natürlichen Mißtrauens jteht, welchen das Auftreten eines Anklägers erregen muß, 
welcher dazu kaum anders als durch Motive perfönlicher und meiſt gehäffiger Natur 
bejtimmt jein kann. Eine gewiffe Gleichgültigkeit gegen den Mißerfolg des Anklägers, 
auch wenn derjelbe durch Zufall befördert wird, ift von dem einen wie dem anderen 
Standpunkte aus erflärlich; und die einmal zum Schuß gegen bedenkliche Anklage: 
beweije aufgejtellte Regel muß dann auch den Entlaftungsbeweis beeinträchtigen, 
was übrigens im Germanijchen Recht des Mittelalter® um jo weniger bedenklich 
machte, weil der Wunderglaube der ficheren und unfehlbaren Beweismittel genug 
zur Berfügung jtellte. So konnte e8 kommen, daß während in leßterem der 3. 
überhaupt nur ausnahmsweiſe Plat fand, das Römifche Recht eine ganze Reihe von 
Beitimmungen aufftellte, welche auf Ausſchließung von Zeugen abzielten, Beitimmungen, 
welche das über das Germanifche Recht fiegende Yuriftenrecht überall in Guropa, 
felbjt in Großbritannien zur Geltung brachte. Wie bei jeder von Willkür nicht 
freien Satung fam dann dazu, daß nicht blos die Nüdficht auf den muthmaßlichen 
Unwerth des Zeugnifjfes für Aufjtellung folcher Beitimmungen maßgebend wurde, 
fondern, daß man diejelben auch benußte, um andere Zivede, namentlich die Bejtrafung 
beitimmter Perfonen, durch Ausichließung von der Zeugnißfähigkeit (3. B. die der 
Ghebrecherin) zu erzielen. Abgejehen von diefer letzteren VBerirrung haben Vorgänge 
dieſer Art jo viel Beftechendes für die juriftifche Denkweiſe, daß fie diejelbe leicht zu 
immer weiter gehender Strenge verloden. Selbit der tiefgehende Gegenjaß in der 
Entwidelung des Beweisrechtes, welcher die Gefchichte des Strafprozeſſes beherricht, 
der Gegenſatz zwijchen gejeglicher Beweisregelung und freier Beweiswürdigung und 
der fortichreitende Sieg der lehteren vermag dieſelbe nicht ohne weiteres zu befeitigen: 
ein nabeliegender Gedanfe iſt es, die für unausführbar erfannte Regelung der 
Beweiswürdigung durch Aufftellung von Regeln über das Material, das 
der Würdigung unterftellt werden fann, zu erjeßen und auf diefem Streben beruht 
die Entwidelung des Englijchen Beweisrechtes. Allein jene theoretifche Strenge 
ſtößt zunächſt auf die Bedenken, welche aus der allzugroßen Ginengung des Ver— 
theidigungsbeweifes fich ergeben und andererjeits konnte es ja auch nicht fehlen, daß 
dad mehr und mehr fich geltend machende öffentliche Intereffe am Strafrecht, zumal 
in der Epoche äußerſt harter Behandlung des Angeklagten, daß das immer mehr als 
oberites Gejeh des Strafprozeſſes (angeblich ala deſſen untericheidendes Merkmal) 
proflamirte Streben nach materieller Wahrheit gegen jene Beichränfungen auf den 
verfchiedeniten Wegen reagirten. Schon in das jpätere Röm. Recht ijt hierdurch 
ein Gegenjag gekommen, welchen Filangieri mit Recht alö die Vereinigung über: 
mäßiger VBorficht durch Häufung von Ausnahmen im Intereffe des Angeklagten mit 
maßlojer Zulaffung von Ausnahmen in entgegengejeßter Richtung bezeichnet. So 
führten jederzeit auch jpäter die Ausfchließungen der Zeugen auf der andern Seite 
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dahin, daß diefelben ala Ausfunftsperfonen, als Perjonen, von welchen Aufflärungen 
zu erwarten find, doch wieder vernommen wurden und im ältern Recht die Handhabe 
für die Anwendung der Tortur, im neueren für eine fünjtliche Zufammenftellung 
halber Beweismittel, im neuejten für die unberechenbare Einwirkung auf die Ueber— 
zeugung der auf Grund freier Beweiswürdigung, losgezählt von Beweisregeln 
Urtheilenden boten. Bon den Italieniſchen Wortführern der Strafrechtsreform im 
legten Viertel des vorigen Jahrhunderts, obgleich diejelben von dem Verzicht auf 
gejeßliche Beweisregeln weit entfernt waren, ging daher die Richtung der Wiſſenſchaft 
und Gejeßgebung aus, welche in Bentham's Wort: Let in the light of evidence! 
und in der aus Bentham’s Anregungen bervorgegangenen Aenderung des älteren 
Englischen Beweisrechtes ihren deutlichjten Ausdrud fand. Die Ausfchließung von 
Zeugen ward jchon unter dem Einfluß der älteren Strömungen immer jeltener und 
den Uebergang erleichterte die Aufftellung der Kategorie der verdächtigen oder be= 
denflichen Zeugen. Allein die Bedeutung dieſer Unterjcheidung berubte wejentlich 
auf fünftlicher Regelung der Beweiswürdigung und der Forderung zweier voller, 
oder einer größeren Anzahl bedenklicher Zeugen für die Herftellung des Beweiſes. 
Mit der Befeitigung diefer Regeln ſchwand auch der Werth der Unterfcheidung, und 
es bleibt naturgemäß nichts übrig, als irgend eine Mahnung an die lirtheiler, 
gewiffe, einmal zugelafjfene Zeugenausjagen mit mehr Mißtrauen aufzunehmen, fie 
jorgfältiger zu fichten. Diefe Mahnung bringt im Englifchen Recht der Vorſitzende 
des Schwurgerichtes in feiner Belehrung der Gejchworenen an; im neueren fontinen= 
talen Prozeß ift diefelbe in der Unterlaffung der Beeidigung gewiffer Zeugen aus— 
gedrüdt, dem letzten Reſt des älteren Rechtes, welches die Ausſage, die zufällig 
nicht beeidigt war, ala minder volles Beweismittel behandelte und denjelben Charakter 
von vornherein der bedenklichen Zeugenausjage durch abjichtliche Ausſchließung des 
Eides aufprägte. Das Zweiichneidige dieſes Vorganges, bei welchem einerjeits3 das 
Streben nad) Fernhaltung muthmaßlicher Meineide maßgebend war, andererjeits aber 
doch der Mißſtand eintritt, daß eine Ausſage von unberechenbarer Wirkung zugelafien 
werden muß, welche nicht nur an fich bedenklich ift, jondern noch durch pofitive 
Anordnung des Gejehes einer Beranftaltung entrücdt wird, in welcher mit Recht eine 
Gewähr der Wahrhaftigkeit erblickt wird, läßt fich nicht verfennen, und es iſt daher 
erflärlich, daß manche Gefehgebungen diefen Weg überhaupt nicht gingen und (mie 
namentlich das Englische Recht) fein unbeeidigtes Zeugniß zuließen, die anderen 
aber die Fälle der Nichtzulaffung zum Zeugniß ſowol, ala blos zum Zeugeneid 
möglichit einfchräntten. Damit find alle die Gefichtspunfte, welche für die Häufung 
jolcher Ausjchliegungen im älteren Rechte maßgebend gewejen, dem Gebiete aus— 
drüdlicher Regelung durch die Geſetzgebung entrüdt; die beachtenäwerthen Gedanten 
aber, welche denjelben meijtens zu Grunde lagen, jollten von der modernen Rechts— 
wiſſenſchaft nicht bei Seite gelafjen werden. Denn nicht nur kommt leßterer die 
Anleitung zu richtiger Beweiswürdigung zu, auf welche die Gejeßgebung verzichten 
mußte, jondern es hängt die Leitung des Beweisverfahrens, die Entjcheidung von 
Zwijchenfällen, welche fich in demjelben ergeben, wejentlich davon ab, ob gewiſſe 
zur Sprache gebrachte Umftände mit Recht als jolche bezeichnet werden, welche bei 
der Würdigung einer Zeugenausjage zu beriüdjichtigen find. 

Das Franzöſiſche Recht läßt als Zeugen nur jolche zu, die es als voll» 
gültige anerkennt; die Beeidigung ift mit dem Zeugniß jo untrennbar verknüpft, daß 
fie jelbft auf übereinjtimmenden Antrag der Parteien nicht unterlaffen werden darf. 
Ein ziemlich weiter Kreis von Perjonen ift vom Zeugniß durch art. 156 und 322 
des Code d’Instr. ausgeſchloſſen; e8 find dies die Ajcendenten, Dejcendenten, Geſchwiſter 
und im gleichen Grade Verfchwägerte, Ehegatten (jelbjt noch nach Auflöfung der 
Ehe) eines der Mitangeklagten und Anzeiger, welchen gejeglich ein Anzeigerlohn 
gebührt. (In vollem Umfange gilt das nur in der Hauptverhandlung vor dem 
Schwurgericht.) Neben diefe kategorifchen Beſtimmungen jtellt ſich aber eine be- 
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trächtliche Abſchwächung nicht blos durch den Einfluß ftillfchweigender Zuftimmung der 
Parteien, jondern auch durch die dem Präfidenten fraft feiner diäfretionären Gewalt 
zujtehende mündliche Vernehmung derjelben Perjonen, die ald Zeugen nicht ver- 
nommen werden dürfen, als Ausfunitsperjonen (pour renseignement). In 
ähnlicher Weife geitattet art. 75 des Code d’Instr., „daß die Kinder unter 15 
Jahren“, und zwar auch jchon in der Vorunterfuchung „in der Form der Erklärung 
(par forme de declaration) und ohne Gidesleiftung vernommen werden“, woraus 
getolgert wurde, daß fie auch in der Hauptverhandlung unbeeidigt vernommen werden 
dürfen; die Praris gejtattet übrigens, mindejtens folange fein Widerjpruch erhoben 
ift, auch die Beeidigung. 

Die Deiterr. StrafPO. erflärt ala zeugnißunfähig ausdrüdlich „PBerjonen, 
die zur Zeit, im welcher fie das Zeugniß ablegen jollen, wegen ihrer Leibes- oder 
Gemüthsbeichaffenheit außer Stande find, die Wahrheit anzugeben“ ($ 151 3. 3). 
Die Zahl der Perjonen, welche durch Ausjchließung vom Eide als verbächtige 
Zeugen Hingeftellt (jedoch nicht als jolche ausdrüdlich benannt) werden, ijt eine 
ziemlich große; der maßgebende Gefichtöpunft ift durchgehende nur der, daß irgend 
ein greifbarer Grund vorhanden it, die Unbefangenheit, Unabhängigkeit oder Auf: 
richtigfeit de Zeugen oder feine Fähigkeit, die Wahrheit zu jagen und die Wichtig- 
feit des Eides zu erfaffen, zu bezweiteln. Solche Umftände find: 1) der Verdacht, 
die jtrafbare Handlung ſelbſt begangen oder daran theilgenommen zu haben, 
2) wegen eines Verbrechens jchwebende Unterfuchung oder deshalb noch abzubükende 
Freiheitöftrafe, 3) vorausgegangene Berurtheilung wegen falſchen Zeugniſſes oder 
falichen Eides; 4) Alter unter 14 Jahren; 5) „erhebliche Schwäche de8 Wahr: 
nehmungs= oder Grinnerungsvermögens“ ; 6) offene Feindſchaft mit dem Beichuldigten ; 
7) erwiejene Unwahrheit erheblicher, vom Zeugen ausgejagter Umftände ($ 170). 
Zur vollen Würdigung dieſes Syitems iſt es aber nothiwendig zu beachten, daß 
auch das nicht beeidigte falſche Zeugniß nach Defterr. Recht als Verbrechen ge— 
ftraft wird. 

Die Deutſche StrafPD. enthält Feine Beftimmung über die Unfähigkeit zum 
Zeugniß. „Sonach,“ jagt Löwe, „Eönnen auch Kinder ald Zeugen vernommen 
werden. Deögleichen ift die Vernehmung geiftesfranter Perfonen ſelbſt in der 
Hauptverhandlung nicht ausgeſchloſſen; ſie kann vielmehr ftattfinden, wenn das 
Gericht von der Auslaffung der betreffenden Perfon oder von der Art ihres Auf: 
tretens eine Aufklärung der Sache erwartet.” Gegen die Zulaſſung der Ber: 
nehmung jolcher Perfonen ift allerdings nichts einzuwenden (j. oben unter I.); die 
unter ſolchen Modalitäten jtattfindenden Vernehmungen unterfcheiden fich aber von 
Zeugenvernehmungen jehr wejentlich, welche wenigitena von der Vermuthung aus— 
gehen, daß man werde glauben dürfen, was der Zeuge jagt. Die Unterjcheidung 
ift feine blos theoretifche; werden ſolche Perjonen ala Zeugen, nicht blos ala Objekte 
eines Berjuches behandelt, jo Hat das Gericht es gar nicht mehr in feiner Hand, 
ob es fie vernehmen will, da den Parteien ihre Ladung freifteht und jobald dieje 
erfolgte, fann die Vernehmung nur mit Zuftimmung beider Parteien unterbleiben 
(Deutiche Straf? DO. $ 244). Bezüglich der Geiftesfranten wird überdies, wenn 
man fie als Zeugen zu behandeln hat, $ 56 3. 1 der Deutjchen StrafPO. nicht 
einmal unbedingt ausreichen, um die Unterlaffung der Beeidigung zu rechtfertigen. 

Auch die Deutſche StrafPO. ftellt nicht eine Kategorie von ausdrüdlich ala 
verdächtig oder bedenklich erklärten Zeugen auf; aber auch fie jchließt eine 
(verhältnigmäßig geringe) Anzahl von Perfonen vom Zeugeneide aus, ohne deren 
Vernehmung als Zeugen zu unterfagen, und der dafür maßgebende Gefichtspunft 
it doch in erjter Linie das Mißtrauen gegen den Zeugen, ſei e8, daß bei ihm, weil 
er das jechzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet oder wegen mangelnder Verſtandes— 
reife oder wegen Verjtandesichwäche „von dem Weſen und der Bedeutung des Eides 
feine genügende Vorjtellung“ vorauszufegen ift, — ſei e&, daß er „nach den Be- 
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jftimmungen der (beftehenden oder zur Zeit einer ihn betreffenden Verurtheilung be— 
Itandenen, — auch der auswärtigen) Strafgefege unfähig“ zum Zeugeneide iſt, — 
jei e8, daß er „Hinfichtlich der den Gegenftand der Unterfuchung bildenden That 
als Theilnehmer, Begünftiger oder Hehler verdächtig oder bereits verurtheilt it“ 
(Deutjche Straf} DO. $ 56). Lebtere Beitimmung läßt manchen Zweifel offen. Man 
muß davon ausgehen, daß jeder betroffen ift, bezüglich deifen nach der Auffaffung 
des Gerichtes der Verdacht obwaltet, daß er in einer der bezeichneten Richtungen 
mit der That zufammenhänge; wenn dabei der Verurtheilung noch ausdrüdlich ge 
dacht ift, fo geichah dies wol nur aus Beſorgniß, es könnte der zur Getwißheit er: 
hobene Berdacht als jolcher nicht mehr angejehen werden. Der bereits Verurtheilte 
jteht aber der Sache gewiß unbefangener gegenüber alö der fFreigeiprochene, der eine 
Erneuerung des Verfahrens oder doch eine Beinträchtigung feines guten Namens zu 
bejorgen hat; zudem ijt es, da auch der Verdächtige freigefprochen werden muß, wenn 
Gewißheit der Schuld nicht zu erlangen ift, und da es Gründe der Freiſprechung 
giebt, welche davon ganz unabhängig find, ob Jemand einer bejtimmten That ver— 
dächtig ijt oder nicht, ganz gut möglich, daß ein Freigeſprochener der That u. j. w. ver: 
dächtig bleibt. Ein Antrag die Beeidigung außer Verfolgung gejegter Mitbejchuldigter 
zu unterjagen, ward in der Reichstagskommiſſion abgelehnt. Die Sache fteht alfo 
jo, daß dieſes Verhältniß an umd für fich nicht entjcheidet: das Gericht Hat fich 
darüber jelbjt eine Meinung zu bilden, ob noch Verdacht gegen den zu Vernehmen— 
den obwalte. — Ein eigenthümliches Verhältniß beiteht nach der Deutjchen 
StrafPD. ($ 57) bezüglich der Perfonen, welche ala Angehörige des Beichuldigten 
das Zeugniß dermweigern können; fie find einerſeits berechtigt, „auch nach der 
Vernehmung die Beeidigung des Zeugniffes zu verweigern; andererſeits hängt es 
von dem richterlichen Ermefjen ab, ob fie unbeeidigt zu vernehmen oder zu beeidigen 
find.“ Dieſe letztere Beftimmung reiht fie der Sache nach in die Kategorie der 
verdächtigen Zeugen. Die Mißlichkeit des ganzen Gegenftandes und jede hier ein- 
äzuichlagenden Weges ift durch die außerordentlich große Verſchiedenheit der Geſetz— 
gebungen dargethan, die zwiſchen vollftändiger Ausſchließung und unbeichräntter 
Zulafjung des Zeugenbeweijes der Angehörigen des Angefchuldigten ſchwanken und 
verjchiedene Mittelwege verfuchen. Der in der Deutichen StrafPD. eingefchlagene 
hat das Bedenkliche, daß für die Beeidigung die Meinung des Gerichtes über die 
Wahrheit der abgelegten Ausfage wol allein ausfchlaggebend fein kann und daß 
ein „Vorurtheil“ hierüber immer bedenklich ift, ſei e8, daß nur ein Richterfollegium 
entfcheidet, jei e&, daß dor Gefchtworenen verhandelt wird. Auch bei Berathung der 
Oeſterr. StrafPD. ſchwankten die Anfichten hierüber zwifchen Ginräumung des Rechtes, 
den Eid zu verweigern, Ausjchließung vom Eid und unbedingter Auferlegung des— 
jelben. Zuleßt gab, wie e8 in den Motiven der letzten Regierungsvorlage heißt, 
die Erwägung den Ausſchlag, daß die den Angehörigen des Beichuldigten gewährten 
Rechte diefem unter Umftänden auch gefährlich werden können. „Nicht immer müffen 
jolche Perſonen ihm wohlwollen; oft ift gerade die zwifchen Verwandten herrichende 
Feindſchaft die bitterfte. Dennoch jteht e8 nach dem bisherigen Recht diefen Perjonen 
frei, auch den Eid nach Belieben zu verweigern oder zu leiften. Der Entwurf be— 
jeitigt nun diefe Anomalie, indem er die Ausnahmasftellung jener Perfonen auf das 
Recht einjchräntt, fich des Zeugnifjes zu entjchlagen. Unterwerfen fie fich dagegen 
freiwillig der Zeugenvernehmung, jo find fie auch im volljten Umfang nach den für 
Zeugen überhaupt geltenden Vorſchriften, namentlich alfo Hinfichtlich der Beeidigung 
und der Konfrontation, zu behandeln.“ 

IV. Die Berufung zum Zeugniß gejchieht in der Negel in der Form der 
Ladung. Das ältere Recht brachte ungeladenen Zeugen ein Mißtrauen ent— 
gegen, das bis zur Ausſchließung ging. Zwar im älteren Römifchen Recht, wo das 
Zeugniß in der Regel nicht erzwungen werden konnte und nur ausnahmaweife der 
Ankläger dazu ein Recht hatte, war daran nicht zu denken; und auch ala dies 
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jpäter jich änderte, bejtand feine anerkannte Regel über die Unzuläffigkeit ungeladener 
Zeugen, wol aber wurden einzelne Stellen der Quellen von den Glofjatoren und jpäteren 
Schriftitellern in diefem Sinne gedeutet, und jo bürgerte fich z. B. im Schottifchen Recht 
dieje Regel jo ein, daß fie erit in diejem Jahrhundert durch Geſetz befeitigt wurde 
(9 Geo. IV. c. 29 $ 10). Im Franzöfifchen Recht Hat fich die in der Ordonnanz 
von 1670 enthaltene Regel, daß die Zeugen vor ihrer Vernehmung über die an fie 
ergangene Ladung fich ausweifen müffen, in den art. 74 des Code d’Instr. hinüber- 
gerettet, — fie gilt daher in der Vorunterfuhung nicht nur, jondern für die Ber: 
bandlungen der Polizei und Zuchtpolizeigerichte; dagegen ift fie auf Schwurgerichts— 
verhandlungen nicht anwendbar (art. 324). Die Deiterr. und Deutiche StrafPO. 
jegen, weder im Vor- noch im Hauptverfahren, der Vernehmung freiwillig fich dar— 
bietender Zeugen ein Öinderniß entgegen; wol aber bedarf es der Yadung der Zeugen, 
um ihre Pflicht zum Gricheinen und ein volles Parteirecht auf deren Vernehmung 
zu begründen (vgl. übrigens den Art. Yadung). Hier ift nur noch hervorzuheben, 
daß eine Beichränktung bezüglich der Zahl der zu ladenden und zu vernehmenden 
Zengen in der Deutichen und Defterreichifchen StrafPO. nicht befteht, wenngleich 
das Syſtem der beiden Geſetze ein verichiedenes ift (vgl. den Art. Beweisver— 
fahren). Das nach der Deutichen StrafPO. beftehende unbedingte Recht, eine 
beliebige Menge Zeugen auf eigene Koften zu laden, bringt die Gefahr von Miß— 
bräuchen mit fich, wie man in England, Frankreich umd ſelbſt in Italien 
erfahren hat. In lebterem Yande, wo art. 385 Regol. di p. p. dem WPräfi- 
denten das Recht einräumt, die Lifte der für den Angeklagten oder die Givilpartei 
zu labenden Zeugen auf eine befcheidenere Zahl herabzufegen, weift der Zuſammen— 
bang (obgleich es an entgegengejeßter Auslegung nicht fehlt) darauf hin, daß die 
Beitimmung nur für Yadungen gelte, die auf Koften des Staates vorgenommen 
werden jollen; auch kann die Beitimmung gegen Mißbrauch in der Auswahl 
der Perjonen (3. B. Schaffung von Kollifionen von der unter I. bezeichneten Art — 
oder der einjt in England gemachte Verſuch, durch eine Zeugenladung die Wegführung 
Napoleon’s nah St. Helena zu verhindern) feinen Schu gewähren. Die im 
Kriminalprozeß der Römifchen Republit in einzelnen Leges aufgeitellte Beſchränkung 
der Zeugenzahl traf nur den Ankläger und jollte der allzugroßen Behelligung Un: 
betheiligter vorbeugen. 

V. Zeugnißpilidht und Begrenzung derjelben. Die Zeugnißpflicht 
ift ein Ausfluß der allgemeinen Bürgerpflicht, zur Handhabung der Rechtäpflege das— 
jenige beizutragen, was für diejelbe unentbehrlich it und auf andere Weiſe ala 
durch die Mitwirkung eines beitimmten Privaten ihr nicht verichafft werden kann. 
Man muß bier, wie auf vielen Gebieten des öffentlichen Rechtes, wohl unterjcheiden 
zwifchen Demjenigen, was der Staat erwartet, durch feine Organe annehmen, ja zu 
defien Leiftung er mahnen kann, und Demjenigen, was er, wenn es verweigert wird, 
fordern und erjiwingen darf. Um letzteres zu rechtfertigen, dazu genügt die bloße 
Berufung auf jene allgemeine Pflicht nicht im neueren Staatswejen, in welchem auch 
das Öffentliche Recht wejentlich Gejeßesrecht ift, und zwar eben darum, weil die 
Begrenzung der Rechte des Staates dem Bürger gegenüber nicht der einfeitigen 
Beurtheilung der Organe der Staatöverwaltung überlaffen werden kann; es bedarf 
daher eines Gejehes, welches zur Erzwingung der Leiſtung ermächtigt. Wo dieſes 
Seje nicht deutlich ift, da muß es jo ausgelegt werden, daß es auf ganz außer- 
ordentliche Bedürfniffe, deren Berriedigung faum je unbedingt nothwendig fein wird, 
nicht bezogen werde, zumal bier der Zwang nicht durch die Erwägung gemildert 
wird, daß er Demjenigen, den er trifft, leicht in einem ähnlichen Falle auch wieder 
zu Gute fommen könnte. Die Gefege kennen nur eine Zeugenpflicht und jtellen dieje 
unter Sanktion eines Zwangärechtes, welches fich naturgemäß eben nur auf die 
Ablegung des Zeugniffes und Dasjenige, was damit untrennbar zufammenhängt, 
bezieht. Der Zeuge iſt alfo verpflichtet: 1) Ber Gericht zu ericheinen und zwar 
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jowol an der ordentlichen Gerichtsftätte, als an jedem Orte, wo fich das Gericht 
zu der Amtshandlung einfindet, zu der auch die Entgegennahme des Zeugnifjes ge 
hört. 2) An dem Orte jo lange auszuharren, bis die Vernehmung dor fich gehen 
kann und bis fie für beendigt erflärt und feine Entlaffung ausgefprochen ift (Deutiche 
StrafPO. $ 247, Defterreihiiche $ 248) und fich denjenigen Anordnungen zu 
fügen, die getroffen werden, um die Vorſchrift des Geſetzes über die Nichtanmweienheit 
noch nicht vernommener Zeugen bei anderen VBernehmungen auszuführen (Deutiche 
StrafPO. $ 58; Defterreichiiche StrafPO. 88 162, 241, wo es u. W. heißt: 
„Der Vorfigende ordnet nach Befinden Maßregeln an, um Werabredungen oder Be: 
iprechungen der Zeugen“ — dieje find auch nach $ 248 Abi. 3 verboten — „zu 
verhindern“, $ 248). 3) Er muß fich in diejenigen Anordnungen fügen, welche 
nöthig find, damit feine Vernehmung ſachgemäß durchgeführt werden könne, daher 
auch ihm vorgezeigte Perfonen und Sachen befichtigen, wenn dies nöthig it, um 
die Fragen, die an ihn gerichtet werden, zu verjtehen oder die Antworten verftändlich zu 
machen. Sehr empfindliche Beichränfungen der perjönlichen FFreiheit können fchon damit 
verbunden fein; wie 3. B. die auß dem Art. 34 des Franzöſiſchen Gejeßes in manche 
Deutihe Strafprogeßordnungen übergegangene Vorichrift, daß der an Ort und Stelle 
erfchienene Unterfuchungsrichter „Jedem, bei dem er es nothwendig findet, verbieten 
fann, während deflelben oder auch noch während des folgenden Tages feinen Aufent: 
baltsort zu verlaſſen“ (Defterreichiiche StrafPO. $ 182). Darüber Hinaus gebt 
aber die Zeugenpflicht nicht. Es ift, nah Heinze's treffender Ausführung (im 
Gerichtsjaal, 1862) „nachdrüdlichit zu betonen die Beſchränkung der Zeugenpflicht 
auf Offenbarung defien, was der Zeuge weiß. Darin liegt ein Doppeltes: der 
Zeuge hat nicht zu handeln, fondern nur zu reden; und zu reden bat er nur von 
dem, was er jebt bereits weiß”; man hat fein Recht, ihm zur Pflicht zu machen, 
Nachforſchungen und Beobachtungen anzuftellen, „über ein demjelben unbekanntes 
Sachverhältniß fich zu unterrichten, . .. für die Zukunft fich zum Zeugen zu machen, 
während er es in der Gegenwart nicht ift“. Gbenfowenig it der Zeuge .ala 
jolcher verpflichtet, fich zu Ihätigkeiten oder Erperimenten herzugeben, welche der 
Entdeckung der Wahrheit förderlich jein mögen, aber mit dem Zeugniß nichts zu thun 
haben. Eine Ausnahme von diefem Grundſatz kann kaum in der Pflicht des Zeugen, 
fich die Gegenüberftellung mit Beichuldigten und anderen Zeugen gefallen zu laſſen, 
erfannt werden; wol aber läge in der Ladung von Perjonen, die nichts auszujagen 
haben, blos vorzustellen find, eine bedenkliche Ausdehnung der Zeugnißpflicht. Eine 
Zwangäpflicht, fich zum Objekt des richterlichen Augenjcheines oder der Befichtigung 
durch Sachverftändige herzugeben, ift in den Gefeßen nicht ftatuirt; aber da dieſe 
Unterfuchhungshandlungen den Behörden zur Pflicht gemacht und ganz alltäglicher 
Natur find, fo kann an deren Recht zur Vornahme derjelben auch wider Willen der 
Betroffenen nicht gezreifelt werden, aber mögen fie paffiven Widerjtand übennvinden 
fönnen, jo find fie doch nicht berechtigt, den Zeugenzwang anzuwenden, um die 
Darbietung zu jolchen Alten zu erzwingen oder deren Unterlafjung zu bejtraien. 
Andere Unterfuchungshandlungen ungewöhnlicher Art, folche, welche die Gefundheit 
gefährden könnten (3. B. Verfegung in den fog. magnetifchen Schlaf, Hypnotismus 
u. dgl.) oder dem perfönlichen Gefühle widerftreben (3. B. Verkleidungen, Berftellen der 
Stimme u. dgl.) find jo beichaffen, daß mehr ala ein Appell an den guten Willen und 
an die Opferwilligkeit des Privaten nicht gejtattet ift (infofern jagt Heinze mit 
Recht: „Der Richter darf nicht beiehlen, was er nicht phyfiich oder moralisch er- 
zwingen kann“). Für dieje Stelle genügt es übrigens, hinzuzufügen, daß es fich 
bei Dingen diefer Art keinesfalls um ein Zeugniß handelt, wenngleich die Perſon, 
bezüglich welcher fie ins Werk gejeßt werden jollen, ein Zeuge fein mag. Es gilt 
dies nach beiden Seiten hin: Es dürfen jolche Zumuthungen nicht auf den Zeugniß— 
zwang geſtützt werden; aber die Berreiung vom Zeugniß ift nicht ohne Weiteres 
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Befreiung von der Pflicht, folche Unterfuchungsakte über fich ergehen zu laffen, die 
Jeder, er fei Zeuge oder nicht, fich geiallen laffen muß. 

Die Beireiung von der Zeugnißpflicht gilt entweder für alle oder nur für 
beitimmte Straffachen und ift entweder eine volljtändige oder theilweije, die 
letztere bezieht fich wieder entweder auf die Form, in welcher das Zeugniß abzu— 
legen ift, oder auf das Weſen, die Ausjage jelbit. 

A. Für alle Straffachen volljtändig befreit ijt auf Grund des $ 4 des 
EG. zur Deutjchen StrafPD. in denjenigen Deutichen Staaten, deren Gejeße dies 
aussprechen, der Landesherr (nach der Zufammenftellung in Geyer’s Lehrbuch, 
©. 539, find dies die Königreiche Sachien und Württemberg). Wo fjolche ausdrüd- 
liche Saßungen nicht beftehen, jchließt die Faſſung des S 71 der Deutſchen 
StrafPD. die jonft wol naheliegende Annahme aus, daß, da gegen das Staats- 
oberhaupt wie überhaupt keinerlei Gerichtör, jo auch fein Zeugnißzwang geübt 
werden fann, es einer Zeugnißpflicht nicht unterliegt. Nach Defterreichifchem Recht 
ift daran nie gezweifelt worden, ebenio beitimmt ift dies im Englifchen Recht aner— 
tannt (vgl. Beſt, 88 125, 249). — Für alle Straffachen gilt ferner das in dem 
eben angeführten $ 71 der Deutichen StrafPO. begründete Vorrecht der (nicht über- 
haupt befreiten) Landesherren, der Mitglieder der landesherrlichen fyamilien, ſowie der 
Mitglieder der fürftlichen Familie Hohenzollern, in ihrer Wohnung (in Abwejenheit 
der Parteien) vernommen zu werden, den Eid nur mittels Unterjchreibens der die 
Eidesnorm enthaltenden Eidesformel zu leiften und zur Kauptverhandlung gar nicht 
geladen zu werden. (In Defterreich werden die Mitglieder des Faiferlichen Hauſes 
ala Zeugen durch den Oberjthofmarichall und außer Wien durch den Präfidenten 
des Gerichtshofes erſter Inſtanz in ihrer Wohnung vernommen und gilt eine an 
Gidesjtatt abgegebene jchriftliche Verficherung derfelben für die wirkliche Ablegung des 
Eides — 3155 der StrafPO. und $ 31 des Familienjtatuts von 1839). Hieran 
ichließt fich das im $ 49 der Deutichen StrafPO. begründete Vorrecht des Reichs— 
fanzlers und einer Anzahl höchiter Reiche: und Landesbeamteter, an ihrem Amtsſitze 
oder Aufenthaltsort vernommen zu werden, und ein ähnliches Vorrecht der Mitglieder 
des Bundesrathe8 und der Deutichen gejeßgebenden Verfammlungen, während der 
Sigungsperioden an ihrem hierdurch beitimmten Aufenthaltsort vernommen zu werden. 
Damit wird in vielen Fällen die Vernehmung in der Hauptverhandlung unmöglich 
gernacht, welche in den im $ 49 der Deutichen StrafPO. erwähnten Fällen durch 
fommiffarische Vernehmung erjegt werden muß ($ 222 der StrafPD.). Ausnahmen 
von diejer im öffentlichen Intereſſe auigeftellten Regel hängen nicht von dem Privis 
(egirten ſelbſt, ſondern von höherer Genehmigung ab (bj. 3 des 8 49). Hier ift 
auch die Vorfchrift des $ 48 Abſ. 2 der Deutjchen StrafPD. zu erwähnen, wonad) 
die Ladung „einer dem aktiven Heere oder der aktiven Marine angehörigen Perjon 
des Soldatenjtandes” „durch Erjuchen der Militärbehörde“ erfolgt, welche die Er- 
füllung der Zeugenpflicht mit den Anforderungen des Dienftes in Einklang zu bringen 
hat (val. 88 161 und 223 der Dejterreichiichen Straf PO.). 

B. Auf das Weſen der Sache (die Ausſage) bezieht fich die ebenfalls 
für alle Straffachen geltende Befreiung gewiſſer Perfonen von jolchen Ausfagen, 
durch welche fie die mit ihrer öffentlichen Stellung oder ihrem Berufe verbundene 
Pflicht zur Wahrung des Geheimniffes Anderer verlegen wiürden. Es find dies: 

1) „Oeffentliche Beamte“ ($ 53 der Deutichen StrafPO., vol. S 151 
der Oeſterr. StrafPO. „Staatöbeamte*); fie „dilrfen über Umftände, auf welche 
fich ihre Pflicht zur Amtsverſchwiegenheit bezieht”, ſofern fie lehterer nicht entbunden 
wurden, nicht vernommen werden. Gleichgültig ift, wie die Deutjche StrafPD. aus— 
drüclich entjcheidet, ob der Beamte noch im Amte ift oder nicht, fofern nur die 
Ausfage das Verrathen eines im Amte erfahrenen Geheimniffes wäre. Ein Berzicht 
des Beamten ift ebenjo ohne Einfluß, wie jein Widerftreben, nach erjolgier Ge— 
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nehmigung feiner Vernehmung auszufagen ; e8 handelt fich eben nicht um fein Recht oder 
Sintereffe. Der zweckmäßigſte Vorgang ift daher gewiß der, daß der Richter ſchon 
vor der Vernehmung des Zeugen die Genehmigung der dem lebteren vorgejegten 
Dientbehörde anfucht. Den an der Sache Betheiligten fteht e& allerdings frei, diejen 
Schritt auch zu unternehmen und, ſofern es fich um eventuelle Anrufung einer Be: 
ichwerdeinjtang handelt, liegt dies auch in ihrem Intereſſe. Andererſeits kann für 
die Entjcheidung der Behörde die amtliche Mittheilung des Richter über den Stand 
der Sache von ausjchlaggebender Bedeutung fein, und es kann daher deflen Ver— 
mittelung den Parteien nicht verfagt werden. Alles dies ift aber nur anwendbar, 
wenn von Anfang an erkennbar ift, daß es fich um Gegenftände handelt, die unter 
dem Schube der Amtsverjchwiegenheit jtehen. Zeigt fich aber erjt bei der Ber: 
nehmung, daß diejelbe auf Gegenjtände auszudehnen ift, die unter diefen Gefichtspunft 
iallen fönnen, dann ift die Yage eine ſchwierigere. Zunächſt ift e8 da gewiß 
Sache des Vernommenen jelbjt, die ihm durch feine Pflicht vorgezeichnete Grenze 
einzuhalten, und wenn er Zweifel hegt, wird ihm die Möglichkeit gelafjen werden 
müffen, eine Gntjcheidung feiner vorgejeßten Behörde einzuholen. Ueberdies wird 
auch ſonſt den Zweifel nur die Dienjtbehörde Löfen fönnen; dem Richter würde 
nicht jelten jogar die Norm, welche die Grenze der Amtsverjchtviegenheit bezeichnet, 
unbefannt fein; auch wo ſolche Normen ihm zugänglich oder amtlich befannt find, 
kann es immerhin jo liegen, daß man ohne Verrath des Geheimniffes ihm die Be: 
urtheilung des Falles gar nicht ermöglichen kann. Als Regel ift e8 daher gewiß 
richtig, daß der Richter der Dienjtbehörde auch die Enticheidung der Frage über: 
lafjen muß, ob es fih um Umſtände handelt, auf welche fich die Pflicht zur Amts— 
verichwiegenheit bezieht. Nicht durchaus ift die Bemerkung entjcheidend, welche bei der 
Berathung der Juſtizkommiſſion des Neichdtages der Regierungstommiflär machte 
(Prot., ©. 808), und welche auch injofern unmwiderfprochen blieb, als ihr feine ab- 
weichende Aeußerung nachfolgte (vgl. darüber Keller einer- und Puchelt an 
dererjeitö); allein vorher jchon Hatte ein Abgeordneter erklärt: er gehe davon aus, 
daß das Gericht jelbftändig zu prüfen habe, ob die im Geſetz gemachte Vorausſetzung 
gegeben jei; und es läßt fich nicht verfennen, daß in jehr vielen fällen die Sache jo 
liegen fan, daß dem Gerichte die Materialien für diefe Beurtheilung vollftändig 
vorliegen, und daß demjelben das Nichteintreten der Vorausſetzungen völlig zweitel- 
(08 ift. In jolchen Fällen wird das Gericht lediglich nach feiner Auffaſſung handeln, 
jomwie es durch die entgegengejeßte Ueberzeugung, die es fich in Fällen bilden kann, 
wo der Beamte zur Ausjage bereit jcheint, ebenfalls fich verpflichtet jehen wird, 
legtere nicht zu gejtatten. 

2) „Geiftliche” können das Zeugniß verweigern „in Anjehung desjenigen, was 
ihnen bei Ausübung der Seeljorge anvertraut ift“ (Deutjche StrafPO. $ 51 3.1, 
vgl. Oeſterreichiſche StrafPD. $ 151 3. 1), — ferner unter gleicher Bezug: 
nahme auf das in Ausübung des Berufs Anvertraute Vertheidiger des Beichuldigten 
(Deutiche StrafpO. 8 52 3. 2; val. nn... Stra PO. $ 152 3. 2), 
Rechtsanwälte und Herzte (Deutjche StrafPD. da. 3. 38). Nach Oeſterreichiſchem 
Recht find Geiftliche über das, was ihnen unter die Pflicht zur Berichwiegenheit be 
gründenden Umständen anvertraut wird, auch mit ihrer Zuftimmung nicht zu 
vernehmen (vgl. Deutiche CPO. $ 348); jo weit es fich nicht um die Beichte 
handelt, wird aber die Erklärung Desjenigen, der die Mittheilung machte, daß er 
fie nicht als „anvertraut“ anjehen wolle, nicht ohne Einfluß bleiben können. Im 
Einzelnen ift bier zu bemerfen: 

a) Im Inlande fungirende Geiſtliche müſſen ala folche nach den Geſetzen des 
Zandes anzuerfennen fein, d. h. es darf fich der Richter nicht mit den Landesgeſetzen 
in Widerſpruch jegen, indem er die betreffende Perſon als Geiftlichen, ihre Thätigkeit 
als amtliche behandelt. Daß eine pofitive jtaatliche Anerkennung jtattgefunden haben 
müjfe, wenn das Gejeß ein Fungiren auch ohne ſolche geitattet, folgt daraus 
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nicht. Wo aljo neben den ftaatlich anerkannten Kirchen andere bejtehen, die nicht 
verboten find, wird die Stellung ihrer Geijtlichen ebenſo berüdfichtigt werden 
müfjen, wie wenn es fich um im Auslande vorgenommene geiftliche VBerrichtungen 
handelt; die Beweisfrage wird natürlich in beiden Fällen manchmal Schwierigkeiten 
machen und der Würdigung des Gericht unterliegen, während fie in den anderen 
durch die jtaatliche Anerkennung entjchieden ift. 

b) Rechtsanwälte und Aerzte find bezüglich alles deifen befreit, was ihnen von 
wem immer „bei Ausübung“ ihres Berufes anvertraut wurde. Das ift aber doch 
nur auf das zum Zwed der Ausübung vorjäglich Mitgetheilte, nicht auf gelegentlich 
der Ausübung gemachte Wahrnehmungen zu beziehen; die Scheidelinie freilich ijt 
oft eine faum wahrnehmbare. Der Zwed des Gejeßes ift nur, zu erreichen, daß 
man fich mit Beruhigung den gedachten Perfonen anvertrauen könne; und nur was 
diejen Zwed beeinträchtigen würde, fällt unter das Privilegium. Stellvertreter der 
Anwälte u. ſ. w., die ſelbſt unter den gleichen Begriff fallen, find zur Zeugniß— 
verweigerung auch dann berechtigt, wenn ihnen etwas zum Zweck der Uebermittelung 
an ihren Chef anvertraut wurde; und ebenfo iſt es lebterer bezüglich des jo ver- 
mittelten „Anvertrauens“. Dagegen iſt Hülfsperfonal anderer Art (Schreiber, Kanzlei: 
beamte u. dgl.) nicht in die Berreiung eingefchloffen; gewiß nicht dem Wortlaut 
nad, aber auch nicht unbedingt vermöge des Zweckes des Geſetzes, weil die Mit- 
theilung an ſolche Perjonen vermuthen läßt, daß ein Bebürfniß der Geheimhaltung 
nicht empfunden wurde und daß fie daher auch nicht nur im Vertrauen auf berufs— 
mäßige Verfchwiegenheit gemacht wurde (anderer Meinung: v. Schwarze). Es fommt 
dazu, daß bei Aufnahme der Beitimmung der Deutjchen StrafBD. $ 52 3. 3 die 
Abſicht unverkennbar obwaliete, fie auf Perjonen von einer höheren Lebenaftellung, die 
einige Gewähr gegen Mißbrauch bietet, einzufchränken, weil jonjt die Nichterwähnung 
der Hebammen ganz unerflärlich wäre. 

c) Troß der Erwähnung der Rechtsanwälte mußten die Bertheidiger be- 
ſonders hervorgehoben werden, da dieſe nicht immer dem Kreife der erjteren an— 
gehören. Es ift nun durchaus fein Grund denkbar, warum das Privilegium jolcher 
Vertheidiger ein beſchränkteres fein jollte, ala da8 der Rechtsanwälte; wenn daher 
auch der Wortlaut „Vertheidiger des Beichuldigten” darauf hinzudeuten jcheint, daß 
dafielbe nur in der Straffache Geltung hat, in welchem Derjenige ala Beichuldigter 
ericheint, in deſſen Intereffe dem Vertheidiger die Mittheilung gemacht wurde, jo 
nöthigt doch die Vermuthung innerer Konjequenz des Geſetzes, von welcher der Aus- 
leger auszugehen hat, anzunehmen, daß die Befreiung für alle Mittheilungen gelte, 
welche einem Vertheidiger in dieſer feiner Eigenfchaft, gleichviel ob «8 fich um die 
DVertheidigung des heutigen Beichuldigten oder eines Anderen Handelte, gemacht 
wurde. Anders nach Defterreichifchem Recht, welches ein Privilegium der Rechtö- 
anmwälte als jolcher nicht kennt und das der Vertheidiger auf dasjenige bejchräntt, 
„was ihnen in diefer Eigenſchaft von dem Bejhuldigten anvertraut worden 
iſt“. In dem Prozeß gegen einen bejtimmten Beichuldigten find daher nur deſſen 
Mittheilungen an einen Bertheidiger geſchützt. Es ift dagegen gleichgültig, ob der 
berufsmäßige Vertheidiger als folcher auch in. der gegenwärtigen Straffache ein= 
ichreitet; genug, daß ihm die Mittheilung von dem heute Beichuldigten gemacht 
wurde, weil er Vertheidiger iſt; ob er zu der Zeit der beitellte Vertheidiger 
des Beichuldigten war, darauf kommt es nicht an; es kann die Mittheilung auch 
aus Anlaß von Verhandlungen über die Uebernahme einer eventuellen VBertheidigung 
oder eines Rathes, der noch vor Einleitung einer Strafverhandlung erbeten wurde 
(3. B. weil der fpätere Beichuldigte ala Zeuge über den Gegenftand der jpäteren 
Anklage gegen ihn vorgeladen wurde), gemacht worden fein. Zu dem gleichen 
Refultat Führt auch nach der Deutichen StrafPD. die oben hervorgehobene Konjequenz 
der 3. 3 des $ 52 (anderer Meinung: v. Schwarze). 
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d) Nach der Deutjchen StrafPO. Haben alle Hier genannte Perjonen das 
Recht, das Zeugniß zu verweigern, und fie haben es mit Ausnahme der Geiftlichen 
nur jo lange als fie nicht „von der Verpflichtung zur VBerichwiegenheit entbunden 
find“. Es handelt fich alfo nur ſcheinbar um ihr Recht; es ift vielmehr ein fremdes 
Recht, welches jo wie unter den Schuß ihrer berufsmäßigen Berichwiegenheit auch 
unter den ihres Taftes und ihrer fachmänniſchen Beurtheilung geitellt ift. In eriter 
Linie hat aljo der Zeuge zu beurtheilen, ob er durch Beantwortung einer an ihn 
gerichteten Frage feiner Berufspflicht gegenüber Demjenigen, deffen Geheimniß er zu 
bewahren hat, verlegt. Glaubt er dies nicht, jo hat Niemand ein Recht, ihn von 
der Ausfage abzuhalten; im entgegengejegten Falle wird allerdings auch das Gericht 
fih die Ueberzeugung verichaffen können, ob die Vorausjegungen der gejeßlichen 
Befreiung vorhanden jeien; allein auch die hierauf gerichteten Fragen zu beantworten, 
fann der Zeuge verweigern, jobald er hierdurch in Gefahr käme, durchbliden zu laffen, 
was er zu verichtveigen berechtigt if. Dies ändert fich durch die Entbindung 
vom Geheimmiß. Diefe kann offenbar nur von Demjenigen ausgehen, welchem 
gegenüber der Zeuge gebunden it; es ijt dies feineswegs immer der Bejchuldigte, 
jondern der Regel nach Derjenige, welcher den Zeugen in Ausübung feines Berufes 
um Rath und Beiftand anging und zu diefem Zwede ihm vertrauliche Mittheilungen 
machte oder zuführte, gleichviel ob er die® mittelbar oder unmittelbar that, 3. B. 
ihm etwas durch einen Dritten jagen lieh. Mit einem Worte: Derjenige kann auf 
die Beruföverichwiegenheit verzichten, welcher an den Zeugen als an eine Perfon 
jeines Vertrauens fich gewendet, feine Dienfte in Anspruch genommen hat. 

e) Bei Berathung der StrafPO. war von der Reichstagskommiſſion eine Bes 
jtimmung vorgeichlagen worden, welche, wenn auch nicht ausgejprochenermaßen, doc) 
ihrem eigentlichen Grunde nach ein Privilegium für das der Berufsverfchtwiegenheit 
der Redakteure, Verleger und Druder anvertraute Geheimniß der Berfafler, 
Herausgeber oder Einjender eines anonymen Preferzeugniffes begründet hätte. Dieje 
Beitimmung ward jchließlich fallen gelaffen, und die Sache ift jet unter den aller: 
dings auch in dem Vorjchlage jelbit vorangeftellten Geſichtspunkt zu bringen, ins 
wiejern die erftgedachten Perjonen wegen der fie jelbit treffenden Verantwortlichkeit 
eine Ausnahmsitellung beanspruchen können (vgl. hierüber — außer der Literatur, die 
ichon vor der Stra PD. auf Grund des Reichspreßgeſetzes angewachien war, jett 
am vollitändigiten zufammengeftellt in Geyer’& Lehrbuch, ©. 529 Anm. 6 — 
Heinze, Strafproz. Erörterungen, S. 112 ff.; v. Shwarze, StrafPO. ©. 183 ff. 
und S. 189—190; Löwe, ©. 944 ff. (2. Aufl. ©. 778 ff.); Keller, bei$ 56 ber 
StrafPO.N. 6; Bomhard, bi s53N.5u.$56 N. 6; Puchelt, bi 52 N. 2 
u. bei $ 56 Nr. 7). Danach fommt e8 auf folgende Gefichtspunfte an: Die gedachten 
Perjonen können geltend machen, daß fie in der Sache jelbit Bejchuldigte jeien; 
bier find alfo die oben unter I bezeichneten Rüdfichten maßgebend; es kann dies 
am eheiten beim Redakteur vermöge der ihn treffenden Vermuthung der Thäterjchait 
($ 20 des Preßgeſetzes) der Fall fein. Seine eigene Erklärung fann aber an ber 
Beurtheilung des Falles nichts ändern, weil ja überhaupt fein Schuldbefenntni 
für jich allein enticheidet. Die Berufung auf $ 54 der StrafPD. wird in der 
Regel wenig fruchten, weil die Antwort gewöhnlich nicht für den Zeugen, jondern 
für Dritte gefährdend fein wird. Vielmehr werden regelmäßig alle gedachten Perfonen 
nach $ 56 3. 3 der StrafPO. ala verbächtige Zeugen unbeeidigt zu vernehmen 
fein; darauf weifen auch die Negierungsmotive (S. 46) Hin, wobei nur nicht zu 
begreifen, wie diefelben erklären konnten, daß vermöge der gerade hierdurch fonftatirten, 
wenn auch bejchränften Zeugnißpflicht derjelbe Zweck erreicht werde, wie durch bie 
Beitimmungen jolcher Gejege, welche, wie Art. 143 der Württ. Straf O., das Recht 
zur Verweigerung des Zeugniffes ertheilen. — Nah Defterr. Recht befteht ebenfalls 
fein Privilegium aus dem Gefichtspuntte der Wahrung des berufsmäßigen Ge: 
heimnifjeg, immerhin aber kann im gegebenen Falle auf Grund des $ 153 ber 
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StraPD. zu erwägen fein, ob die Ablegung des Zeugniſſes aus dem angegebenen 
Grunde dem Redakteur u. ſ. w. zur Schande gereichen würde, in welchem Falle er 
nur in „befonders wichtigen Fällen“ zum Zeugniß verhalten werden fol. Bei 
diefer Beurtheilung fann aber nicht davon ausgegangen werden, daß jener Grund 
der Negel nach eintrete, da im Allgemeinen, eben weil feine gejeßliche Befreiung 
beiteht, auch nicht angenommen werden lann, daß der bezügliche Verkehr auf der 
Bafis unbedingter Verjchtwiegenheit, auch dem Gericht gegenüber, erfolgte; es wird 
fich vielmehr darum handeln, ob individuelle Vorgänge vorliegen, welche eine aus— 
nahmaweife moralijche Verpflichtung zur Verfchwiegenheit begründen. 

C. Auf humaner Rüdficht für das Gefühl des Zeugen beruht die Befreiung 
der nächſten Angehörigen des Beichuldigten von der Zeugnißpflicht. Die 
Gejeßgebung jelbjt zollt darin dem framilienfinn, der es dem „Zeugen jchiver 
macht, jelbjt eine Ihätigkeit zu entwideln, welche dazu beitragen kann, einem 
nahen Angehörigen ein hartes Scidjal zu bereiten, feine Huldigung, obgleich 
vielleicht um den Preis der Schädigung wichtiger öffentlicher Intereffen. Diejer 
Gefichtspunft und nicht der der Beſorgniß vor der naheliegenden Berjuchung 
zu faljchen Ausfagen ift — im Gegenjag zum Römifchen und Franzöſiſchen, theil- 
weiſe auch Englifchen Recht — maßgebend. Eben daraus folgt, daß die Gejeh- 
gebung feinen Anlaß Hatte, jolche Zeugniffe auszufchließen. Der Zeuge hat es 
mit fich auszutragen, ob er das Gefühl wirklich jchonen will, welches das Geje im 
Allgemeinen bei ihm vorausjegt, und ob diefes Gefühl nicht vielmehr ihn zur Aus— 
ſage drängt. Im letzterer Hinficht wird das Intereffe des Angeklagten für ihn 
enticheidend fein, nicht aber (wie Dalde ohne Angabe von Gründen behauptet, 
j. dagegen Geyer, Lehrb., S.510, befonders Voitus, Kontroverfen, 1.©.188 ff.) für 
den Bejtand des Nechtes zur Zeugnißverweigerung. Es handelt fich dabei über: 
haupt nicht um ein Recht des Angeklagten (abgejehen von dem auf Einhaltung 
der gejeglichen Vorfchriften), jondern Iediglich um ein Recht des Zeugen. Dagegen 
bezieht fich die Befreiung nur auf die Zeugenausjage, dabei jedoch auf die 
ganze Ausſage. Der Berechtigte ift von der Pflicht, der Vorladung Folge zu 
leiften und diejenige Auskunft zu ertheilen, die — ohne Verletzung des Zweckes der 
Berreiung — den Richter in den Stand ſetzt, das Vorhandenſein des Befreiungs— 
grundes zu prüfen, nicht befreit. Andererſeits hat der Zeuge nur das Recht, die 
Ausjage überhaupt zu verweigern, nicht aber die Antwort auf einzelne Fragen 
(anderer Meinung Löwe, welcher die im $ 54 gewährte Beireiung auch den An— 
gehörigen des Beichuldigten zuerkennt). Die Deutfche StrafPO. enthält allerdings 
im $ 51 Abf. 2 die Anerkennung des Rechtes des Zeugen, „den Verzicht” auf das 
Recht zur Verweigerung des Zeugniffes „jederzeit auch während der Bernehmung 
au widerrufen“ ; allein mit diefem Widerruf endigt auch die Vernehmung und es 
tann nicht die Vernehmung in der Weiſe fortgejeßt werden, daß die Beantwortung 
einzelner Fragen vom Belieben des Zeugen abhängt. — Eine andere Trage it, ob 
der jpätere Widerruf des Verzichtes auch die bereits abgelegte Ausſage unwirkſam 
macht. Die frage, ob das darüber aufgenommene Protokoll ſpäter verlefen werden 
darf, wird im Zufammenhang mit der gleichen bei anderen Fällen fich ergebenden 
unten erörtert. Wenn dagegen die durch Zurüdnahme des Verzichtes unterbrochene 
Ausſage in der Hauptverhandlung abgelegt wurde, jo fünnte darin, daß das Gericht 
fein Urtheil auf das kraft gejegmäßigen Vorganges bereits Vernommene ftüßt, ein 
Nichtigkeitsgrund nicht gefunden werden. 

Das Recht fteht den Angehörigen des Beſchuldigten zu. Mls folche 
„Angehörige“ find im $ 51 der Deutichen StrafPO. aufgezählt: 1) der Verlobte, 
2) der Ehegatte bes Beichuldigten, „auch wenn die Ehe nicht mehr bejteht“, 3) durch 
Moption, durch Verwandtſchaft, Verſchwägerung in gerader Linie oder big zum dritten 
Grade der Seitenlinie im eriten, bi8 zum zweiten Grade im zweiten Fall Ver: 
bundene. — Bergleicht man diefe Aufzählung mit der der Defterr. Straf OD. $ 152 3.1 
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io fehlen in leßterer: der Verlobte und die Schwiegereltern, umgekehrt im Dentfchen 
Geie: die Gefchwiiterfinder, Pflegeeltern und Pflegefinder, Bormund und Mündel. 
Was nun die Verlobten betrifft, jo bemerkt bereit? v. Schwarze, es fönne im 
einzelnen Falle zweiielhait jein, ob ein derartiges Verhältniß vorliegt; „jedenfalls 
ift eim öffentliches WVerlöbniß zu verftehen“. Ihilo dagegen meint, e8 fomme nur 
auf das thatjächliche Eingehen auf ein folches Verhältniß an; Dalde fordert die 
Verabredung der Ehe mit Zuftimmung derjenigen, deren Gimwilligung erforderlich 
war; Puchelt meint, e8 fomme auf Stand, Ortäfitte und Gebrauch an und jchließ- 
lich enticheide das richterliche Ermeffen. Bomhard und Koller halten fich mur 
an leßteres; ebenfo Voitus, der den Richter „nach den obwaltenden Umjtänden 
urtheilen“ läßt, und Löwe, der nur ein „thatjächlich beitehendes Verlöbniß, ein 
rechtöverbindliches aljo keineswegs erfordert, ebenjorwenig ein öffentliches“. Keller 
hält mit Necht nur folche für „Ehegatten“, deren Ehe bürgerlich gültig ift; die 
„tanonifche Ehe“ genügt ihm nicht, aber auch nicht ala Verlöbniß. 

Das Geſetz verlangt ein Verhältniß von Angehörigfeit gegenüber dem Be— 
ihuldigten. Cine prozeſſualiſch ausgeprägte Stellung ijt nicht nothwendig, jo 
lange eine folche nicht durch das Prozeßſtadium ohnehin bedingt iſt; d. h. es genügt, 
wenn das Vorbereitungsveriahren eine deutlich erkennbare Richtung gegen eine be— 
jtimmte Perfon genommen bat. Iſt dies nicht der Fall, jo kann die allgemeine 
Verficherung des Zeugen, es liege der Befreiungsgrund vor, nicht genügen; ber 
Richter muß das Vorhandenſein deſſelben prüfen können; und andererjeits muß 
dafür gejorgt fein, daß eine mit Unrecht vorgenommene Vernehmung, gleichviel ob 
ih der Zeuge vergeblich widerjeßte oder jelbjt nicht wußte, daß der Fall der 
Zeugnißverweigerung vorliege, nicht gegen den Beichuldigten gebraucht werde (j. unten). 
Handelt e8 fich um eine Mehrheit von Bejchuldigten, jo haben Mitbejchuldigte 
für ihre Perfon, eben weil fie nicht als Zeugen, jondern ala Beichuldigte vernommen 
werden, fein Recht, die Ausfage aus diejem Grunde zu verweigern (vgl. oben II.). 
Allerdings unterliegen fie eben darum auch nicht dem Zeugenzwang ; es fragt fich aber, 
ob ihre Ausfage benußt werden darf, ohne daß fie ausdrüdlich über ein ihnen zu— 
fommendes Necht der Weigerung belehrt find und darauf verzichtet haben, und dies 
it aus dem angegebenen Grunde zu bejahen. Ueber den Umfang des Rechtes der 
Angehörigen eines der Mitbejchuldigten, das Zeugniß zu verweigern, heißt 
es in der Dejterr. StraPD. (S 162, zweiter Abjat): die vorgeladene Perfon kann 
fich „des Zeugniffes hinfichtlich der anderen nur dann entichlagen, wenn eine Sonde— 
rung der Ausjagen, welche die lehteren betreffen, nicht möglich it“. Mit denjelben 
Worten löft v. Schwarze diefe frage für das Deutiche Strafprozeßrecht, wo fie 
das Gejeg nicht emticheidet. Der gleichen Anficht find Thilo, Puchelt und 
Dalde, der noch weiter geht. Dagegen erklären Löwe, Geyer und Voitus 
das Recht für ein umbedingtes, es wäre denn, daß die Unterfuchung mehrere jelbjt- 
ständige Straffälle umfaßt. Allein die Möglichkeit, die Ungefährlichkeit der Ausſage 
für den Angehörigen des Mitbejchuldigten zweifellos zu erkennen, kann auch jonjt 
vorhanden fein; und umgekehrt kann das Gegentheil auch bei Verſchiedenheit der 
Straffälle eintreten; der Angehörige bleibt in derjelben Verhandlung Mit: 
bejhuldigter und es ijt möglich, daß dasjenige, was die Verurtheilung eines 
jeiner Genofjen wegen einer anderen Sache fördert, auch auf ihn nachtheilig zurüd- 
wirft. (Iſt A eines Raubanfalles überführt, jo wird man leichter an einen zweiten 
Raubanfall defjelben, an dem auch B betheiligt ift, glauben. Noch auffallender kann 
das Verhältniß hervortreten, wenn zwei Perfonen gleichzeitig wegen gegenfeitiger 
Hörperverlegungen angeklagt find.) 

Irgend einen Grund, warım nach dem Tode eined Mitbeichuldigten 
deffen Angehörige das Zeugniß noch follten verweigern fünnen, vermag ich nicht zu 
erkennen, wenigitens ſoweit nicht die Aufhebung eines gegen jenen ergangenen Urtheil® 
in Frage fteht (vgl. v. Schwarze, S. 177 Nr. 11 und Puchelt, ©. 128 Nr. 8). 
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Auf diefen Ausnahmsjall muß es wol auch bezogen werden, wenn v. Schwarze 
bezüglich des Ehegatten des Beichuldigten jagt: „Es ift gleichgültig, ob die Löſung 
der Ehe durch Tod oder Scheidung erfolgt“. Unbedingt gilt dies übrigens von 
dem Schwägerichaftöverhältnig. (Nach Deiterr. Recht kommt die im $ 153 der 
Straf PO. vorgefehene, unten näher zu beiprechende bedingte Befreiung, wegen Gefahr 
der Schande, auch den Angehörigen eines Verſtorbenen zu jtatten.) 

D. In engem Zujammenhange mit der Befreiung von der Zeugenausjage in 
einem Strafprogeß, in welchem ein Angehöriger des Zeugen als Bejchuldigter er= 
icheint, steht das Necht jedes Zeugen, die Antwort auf Fragen zu verweigern, 
deren Beantwortung einem Angehörigen im oben bezeichneten Sinne oder ihm jelbjt 
die Gefahr jtrafgerichtlicher Verfolgung zuziehen würde ($ 54 der Deutſch. StrafPO.). 
Der Ausdruck „itrafgerichtliche Verfolgung“ wurde eigens angewendet, um die Be— 
rüdfihtigung, der Gejahr einer Disziplinarunterfuchung auszufchließen. Nach $ 153 
der Deiterr. StrafPO. foll der Zeuge „nur in befonders wichtigen Fällen“ zur Aus— 
Tage verhalten werden, „wenn die Ablegung des Zeugniffes oder die Beantwortung 
einer Frage für den Zeugen einen unmittelbaren und bedeutenden Vermögensnach— 
theil nach fich ziehen oder ihm ſelbſt oder einem jeiner Angehörigen Schande bringen 
würde“. Die Vergleichung ergiebt, daß hier einerjeits ein weiterer Kreis von Motiven 
zur Verweigerung der Ausſage berüdfichtigt, andererfeits aber dem Zeugen fein ab» 
folutes Recht gewährt, fondern der Richter in die Yage gebrauht iſt, das Gewicht 
der Abhaltungsgründe in die eine Wagfchale zu legen und in die andere das der 
an die Ausfage im fonkreten Falle gefnüpften Intereffen. Das Deutiche Geſetz Legt 
das Gewicht auf die Gefahr ftrafgerichtlicher Verfolgung, nicht auf die 
Schande. - Auch die geringfügigite Uebertretung genügt hierzu, jo lange nicht durch 
Tod, Verjährung, res judicata u. ſ. w. die Verfolgung auägeichloffen ift. 

E. Als eine partielle Berreiung von der Zeugnißpflicht iſt das Recht der An— 
gehörigen des Beichuldigten, die Beeidigung ihres Zeugniffes „auch nach ihrer 
Vernehmung“ zu verweigern, anzufehen ($ 57 der Deutih. StrafPO.). Diefem Recht 
fteht aber, wie oben unter III. bemerkt wurde, andererjeits die aus der verdächtigen 
Beichaffenheit folcher Zeugniffe abgeleitete Beftimmung gegenüber, daß die Beeidigung 
vom richterlichen Ermefjen abhänge. Aus dem Jneinandergreifen beider Beftimmungen 
tolgt, daß die Beeidigung bis nach der Vernehmung ausgejegt werden fann und wol 
auch joll. Das Mikliche, das darin liegt, eine wichtige Gewähr der Richtigkeit der 
Ausſage nach zwei Seiten hin der Ungewißheit preiszugeben, zeigt fi, wenn bie 
Fälle erwogen werden, wo das Zeugniß eine große Wichtigkeit hat, der Angehörige 
ein wahrer Belaftungszeuge ift u. j. w. (Bol. Löwe bei $ 57 Nr. 1. Der da= 
ſelbſt erwähnte Fall einer Mehrheit von Mitbeichuldigten bedarf einer weiteren 
Untericheidung: das Recht der Eidesweigerung reicht feinesfalls weiter, als das der 
Zeugnißverweigerung.) Wie jchon erwähnt, werden nach der Deiterr. StrafPD. die 
Angehörigen des Beichuldigten, jobald fie auf ihr Recht verzichtend ausſagen, jo be= 
handelt, wie dies die Deutjche Straf PD. bezüglich der im $ 52 erwähnten Zeugen 
tut: fie find vom Eid weder befreit, noch ausgejchloffen. Damit hängt es auch 
zufammen, daß nach $ 205 Abi. 2 der Deiterr. StrafPD. die Angehörigen des 
Beichuldigten, die Gegenüberftellung mit diefem, wenn fie fi) als Zeugen abhören 
(affen, nur dann ablehnen können, wenn nicht der Beichuldigte jelbit fie verlangt. 
Nach Deutichem Recht kann dem Angehörigen des Beichuldigten feine Gegenüber: 
jtellung weder mit diefem noch mit anderen Zeugen aufgenöthigt werden, da fie 
den Verzicht auf das Necht der Zeugnißverweigerung jederzeit widerrufen können. 

Zu der partiellen Befreiung von der Zeugenpflicht gehört auch die gewiſſen 
Beamten für einzelne Arten von Straffachen zugeitandene Berreiung vom Zeugeneide. 
Auf Grund des 5 3 des EG. zur Deutichen StrafPD. kann dieje Befreiung die 
Landesgefeggebung für als Zeugen in Forſt- und Feldrügefachen auftretende Forſt— 
oder Feldbeamte verfügen (Löme zum angez. $Nr.12). Nach der Deiterr. StrafPD. 
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($ 453) find im Verfahren wegen Uebertretungen „Beamte und beeidete Diener der 
Öffentlichen Gewalt, welche eine Ausjage über Thatjachen oder Umſtände ablegen, 
welche fie in Ausübung ihres Amtes wahrgenommen haben, .... nur unter 
Grinnerung an ihren Dienjteid ala Zeugen zu vernehmen“. 

F. Ueber die prozeijuale Gejtaltung der Ausübung der voritehend 
behandelten Beireiungen von der Zeugnißpflicht ift yolgendes zu bemerken: Wo für 
die Befreiung in eriter Linie Öffentliche Nüdfichten jprechen, muß das Gericht von 
jelbft darauf Bedacht nehmen. Wo es ſich um die Beireiung von der Pflicht, der 
Ladung nachzufommen, bei Gericht zu erjcheinen u. j. w. handelt, wird die Yöjung 
etwa auftauchender Zweifel der Regel nach auf Grumd jchriitlicher Mittheilungen 
der Geladenen zu eriolgen haben. Bezüglich der Fälle, wo es fih um die Wahrung 
des Amtsgeheimniffes handelt ($ 53 der Deutichen StrafPO.), iſt oben jchon das 
Wichtigite beiprochen. In den übrigen fällen kommt in Betracht: 

1) ob die Zeugen über das igue zukommende Recht zu belehren' find. Aus— 
drücklich vorgeſchrieben iſt dies im $ 52 Abſ. 2 der Deutſchen Straf PO. (bezüglich der 
Angehörigen des Beſchuldigten), zwar mit dem Beiſatz „vor jeder Vernehmung“, 
offenbar vorſätzlich unterlaſſen bei $ 52 (berufsmäßige Verſchwiegenheit), weil bier 
vorausgejegt wird, daß der Zeuge vermöge feiner Stellung über fein Recht unter: 
richtet und darauf vorbereitet ijt, e8 auszuüben, woraus nicht folgt, daß es unter- 
jagt jei, eine darauf abzielende Hinweiſung zu machen, wenn Zweifel über das Zu- 
treffen dieſer Vorausſetzungen fich ergeben. Wo es fi um die Anwendung des 
$ 54 der Deutichen StrafP OD. Handelt, ift die Belehrung nicht vorgeſchrieben; fie wird 
auch in vielen Fällen ganz unmöglich, in anderen jehr mihlich jein, weil fie einen 
bedenklich ſuggeſtiven Charakter annehmen kann. In anderen Fällen wird es da— 
gegen ganz im Geiſte des Geſetzes liegen, fie nicht zu unterlaffen; das Gleiche gilt 
auch bezüglich des Rechtes der Angehörigen des Beichuldigten, den Eid zu ver: 
weigern. Dabei darf aber nicht überjehen werden, daß die Unterlaffung der Be— 
lehrung im Falle des $ 51 der Deutichen StrafPO. eine ganz andere Wirkung 
bat, als in den anderen Fällen, 

2) Nach der Defterr. Straf} O. ($ 152 letzter Abſatz) iſt der prozeſſuale Vor— 
gang bei Bernehmung von Angehörigen des Beichuldigten jo geregelt, daß der Richter 
fie „vor ihrer Vernehmung oder doch jobald ihm das Verhältniß zu dem Beſchul— 
digen befannt wird, über ihr Necht, fich des Zeugniifes zu entichlagen, zu belehren 
und ihre darüber erfolgte Erklärung in das Protokoll aufzunehmen“ hat. „Dat 
der Zeuge auf fein Recht ... nicht ausdrüdlich verzichtet, jo iſt feine Ausſage 
nichtig“. Die Folge hiervon ijt insbejondere, daß die Verlefung des Protofolles in 
der Hauptverhandlung,, wenn fie nicht ohne Widerjpruch erfolgt, oder die Ablegung 
der Ausjage in der Hauptverhandlung jelbjt, Nichtigkeit der Hauptverhandlung herbei= 
führt (5 281 3. 3 und 4). — Es iſt ſomit „ausdrüdlicher Verzicht“ des 
Zeugen Bedingung der Verwendbarkeit jeiner Ausfage, ob die Vernehmung ohne 
diefen Verzicht erfolgte, weil der Angehörige des Zeugen noch nicht Beichuldigter 
war, weil das Verhältniß noch nicht erfannt war, oder weil der Richter regelwidrig 
borging, macht dabei feinen Unterichied. — Die Deutſche StrafPO. begnügt fich 
mit einem ftilljchweigenden Verzicht, unter der Vorausfegung der voraus— 
gegangenen Belehrung. it daher die „Belehrung unterblieben und das geforderte 
Zeugniß abgelegt worden, jo darf von der niedergejchriebenen Ausjage ein weiterer 
Gebrauch nicht gemacht werden“ (Yöwe); ebenjo wird wol auch, wenn der Vorgang 
in der Hauptverhandlung jelbit fich zutrug, dies einen Nevifionsgrund bilden. In 
beiden Fällen kann es meines Grachtens aber nicht darauf anfommen, ob dem Richter 
eine wiſſentliche oder fahrläſſige Verlegung des Geſetzes zur Laſt fällt, jondern darauf, 
ob das geichehen oder unterblieben it, was das Gejeß vorjchreibt. (Derielben Anz 
iiht: v. Schwarze; anderer Meinung: Löwe.) 
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3) Das Formgebrechen der Vernehmung ohne vorausgegangene Belehrung kann 
jelbftverftändlich durch ausdrüdlichen Verzicht des Zeugen auf jein Recht unjchädlich 
gemacht werden; ob auch durh nachträglichen Verzicht? Griolgt diefer 
während des Verfahrens, fo wird er der ausdrüdlichen Zuftimmung zur ferneren 
Verwendung der Ausfage nach Deutichem Rechte (nicht nach Defterreichiichem) gleich— 
fommen. Nach Schluß der Hauptverhandlung abgegeben, fünnte er meines Grachtens 
an der eingetretenen Nichtigkeit des Verfahrens nichts ändern. (Vgl. v. Schwarze, 
S. 177 3. 9.) 

4) Der gleichviel ob ausdrüdliche oder jtillfchweigende Verzicht kann jederzeit 
widerrufen werden, und es fragt fich, welche Wirkung dies auf die jchon erfolgte 
Vernehmung übt. Abgefehen von dem im Laufe der Vernehmung erfolgten Wider: 
rufe, von dem jchon oben die Rede war, wird der Tall meift in der Weiſe cin- 
treten, daß der Verzicht erjt in der Hauptverhandlung (oder in einer neuen Haupt— 
verhandlung) hervortritt. Diefen Hauptrall regelt num $ 251 der Deutichen Straf PO., 
welcher die Berlefung der früheren Ausjage verbietet, wenn der Zeuge in der Haupt» 
verhandlung das Zeugniß verweigert. (Daffelbe ergiebt ſich aus $ 252 der Defterr. 
StratPD.) Nach den Beitimmungen der Deutichen StrafPD. wird der Fall, daß 
die Ausſage des Zeugen verlefen wird, wenn er nicht zur Sauptverhandlung geladen 
war, ohnehin nicht leicht vorfommen; und ift andererjeits jelbit die unberechtigte 
Verweigerung des Zeugniffes in der Hauptverhandlung fein Grund, welcher die Ver: 
lefung der Ausſage des Zeugen rechtfertigt. Uebrigens ift aus $ 251 noch ferner 
zu folgern, daß auch eine jchriftliche Verwahrung des etwa gar nicht geladenen Zeugen 
ein Hinderniß der Verlefung feiner Ausfage bildet. 

5) Dagegen begründet das Recht der Zeugnißverweigerung fein Hinderniß dagegen, 
daß, wenn der Zeuge ftirbt, ohme den Verzicht widerrufen zu haben, die Ausjage 
verlefen werde, ferner daß außergerichtliche Mittheilungen eines Angehörigen des 
Beichuldigten erwieſen und benußt werden. Wohl aber wäre e8 eine unmwürdige Um— 
gehung des Geſetzes, das Protokoll über die VBernehmung des Zeugen, nach Widerruf 
feines DVerzichtes, durch die mündliche Ausfage über feine Vernehmung zu erießen. 
(Bedenken erregt da nur der Fall der Konfrontation, wo ficher nicht dem Beſchul— 
digten, aber auch faum einem Zeugen verwehrt werden kann, anzuführen, was der 
mit ihm Eonfrontirte Angehörige des Beichuldigten ihm ins Geficht geſagt Habe.) — 

6) Wenn der Zeuge die Befreiung in Anfpruch nimmt, jo muß er, ſofern das 
Vorhandenjein des Berreiungsgrundes einem Zweifel unterliegt, den Richter in den 
Stand jegen, darüber fich ein Urtheil zu bilden. Nach $ 55 der Deutichen StrafPO. 
hat er fogar die Thatjache, auf welche er die Verweigerung des Zeugniffes” ſtützt 
(außer dem Falle, wo es fich um das Amtsgeheimniß handelt), glaubhaft zu machen. 
„Es genügt die eidliche Verſicherung“. Bei alledem iſt aber daran feſtzuhalten, daß 
der Zeuge zu feiner Angabe genöthigt werden darf, durch welche fein Recht jchon 
vereitelt würde. Ueber die Statthaftigfeit der Zeugnißverweigerung enticheidet der 
Richter, welcher die Vernehmung leitet, alfo auch der requirirte Richter. 

VI Unberehtigter Verweigerung des Zeugnijjes oder Eides 
gegenüber tritt der Zeugenzwang (f. d. Art. Zeugnißzwang) ein. 

VI. Die Entgegennahme der Zeugenausfage erfolgt auf verichiedene 
Art, je nachdem fie in oder außerhalb der Hauptverhandlung vor fich geht; in 
(egterem Falle muß nach Deutichem Recht wieder unterfchieden werden, ob eine 
Vernehmung ftattfindet, welche bejtimmt ift, die Stelle der Vernehmung in der 
Hauptverhandlung zu erfegen (fommifjariiche Bernehmung). Im Allgemeinen 
iſt bezüglich der WVernehmung im Vorverfahren auf die Artikel Einleitung der 
Unterfuhung und Borunterfuchung, bezüglich der Vorbereitung der Haupt— 
verhandlung und des Ganges der Vernehmung in derielben auf den Art. Beweis— 
verfahren Bezug zu nehmen. 
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Uebrigens gelten für die Zeugenvernehmung folgende Grundjäße: 

1) Jeder Zeuge tit einzeln zu vernehmen. Damit lift zunächit eine Kollektiv— 
abhörung unterfagt, wie fie immerhin bei Vorfällen denkbar wäre, die fich in Gegen» 
wart zahlreicher Perjonen zutrugen. Der Zeuge it ferner in Abwejenheit noch zu 
vernehmender anderer Zeugen zu vernehmen, was in der Dauptverhandlung 
bejondere Veranjtaltungen nöthig macht. Der wichtigfte Grund dafür iſt der, daß 
zu den wirfjamjten Mitteln der Erprobung des Werthes der Zeugniffe gehört, daß 
mehrere Zeugen über ihre gleichzeitigen oder gleichartigen Wahrnehmungen und über 
Gegenftände, über welche fie unerwartet befragt werden, auch übereinjtimmend aus- 
fagen. Steht diejes Erprobungsmittel außer Frage, jo kann die Anweſenheit noch zu 
vernehmender Zeugen jogar nüßlich fein. Der Hauptrall it der der Gegenüber: 
jtellung, welche einen dreifachen Zwed verfolgen kann: a) die bloße Vorzeigung zum 
Zwed der Wiedererfennung (Rekognition); b) den Austausch von Detailangaben be- 
hufs Herftellung einer vollkommenen Webereinjtimmung unter Umfjtänden, wo an der 
Aufrichtigkeit Feines der beiden Zeugen gezweirelt, dagegen erwartet wird, daß fie 
fich gegenjeitig die Grinnerung auffriichen und ergänzen, c) die Erprobung der 
Teitigkeit und des Beharrens auf einander wideriprechenden Behauptungen. Die 
legtere Form der Gegenüberjtellung, welche (zumal gegenüber dem Bejchuldigten) un— 
verfennbar etwas Peinliche® mit fich rührt, wird jet in der Regel in der Haupt: 
verhandlung in einfacherer und minder verlegender Weiſe durchgerührt und fann 
jedenfalls jajt immer auf diefe verfpart werden (Deutiche Straß OD. S 58 Abi. 2; 
Defterr. StrafPO. 88 168 und 205), was bezüglich der beiden anderen Formen 
der Gegenüberitellung wol nicht „ohne Nachtheil für die Sache“ möglich iſt. — 

2) Die Vernehmung des Zeugen muß ſtets in Gegenwart des Nichters umd 
des Schriftführers jtattfinden, bezüglich der Hauptverhandlung ergiebt ſich die Zu— 
lafjung weiterer Zuhörer aus der Natur des Vorganges. Im Vorverfahren fommt 
e3 zunächit auf die Frage an, ob die Prozekbetheiligten der Vernehmung beimohnen 
dürfen. In diefer Dinficht find Tür das Vorverfahren die SS 167 und 191 der 
Deutichen StrafPO. maßgebend, nach welchen diejelben der Vernehmung jolcher 
Zeugen beimohnen dürfen, „welche vorausfichtlich am Gricheinen in der Hauptver— 
handlung verhindert oder deren Gricheinen wegen großer Entfernung bejonders er: 
jchwert wird“. (Das Nähere in Abi. 3—6 des $ 191.) Diele Beitimmung findet 
ihre Ergänzung in den SS 222, 223, welche die Vernehmung durch einen beauf: 
tragten oder erjuchten Richter regeln, die ausdrüdlich zu dem Zweck erfolgt, um die 
Stelle der Vernehmung in der Hauptverhandlung zu erießen. 

'3) Die Zeugenvernehmung it jtets eine mündliche. Die einzige Ausnahme 
iritt bei der Verhandlung mit tauben oder jtummen Perfonen ein (S 188 des Deutfchen 
GVG.), in welchem alle die ragen schriftlich geitellt oder die Antworten 
jchriftlich ertheilt werden (8 164 der Deiterr. StrafPO.). Eine jchriftliche Erklärung 
des Zeugen, welche dem Gericht eingejendet wird, vertritt die Stelle des Zeugniſſes 
in feiner Weile. Es kommt dagegen wol vor, daß eine folche Erklärung vor der 
Vernehmung jchon überreicht war; ganz bejonders gilt dies von Anzeigen, die der 
Beichädigte, gewöhnlich der Hauptzeuge, eritattet hat. Wenn ſich im bejonderen 
alle feine Bedenken dagegen ergeben, iſt es nicht unzuläffig, daß der Inhalt dieſes 
Schriftjtücdes durch Verlefung und ausdrüdliche Genehmigung im mündlichen Verbör 
in eine Zeugenausjfage umgewandelt wird. Nur muß der Richter fich völlig davon 
überzeugen, daß das Niedergeichriebene der freie und treue Ausdruck deſſen it, wa 
der Zeuge jagen will, daß er ſich der rechtlichen Wirkung diejer Beitätigung und 
jeiner Berantwortlichkeit bewußt jei; auch muß der Richter fich zu dem Vorgelefenen im 
Uebrigen verhalten, wie zu jeder anderen zufammenhängenden Erzählung des Zeugen. — 
Eben daraus ergiebt ih, daß dem Zeugen nicht geftattet werden kann, feine Aus: 
jage auf Grund eines mitgebrachten Schriftſtückes zu diftiren; wol aber fann ihm 
nicht verwehrt werden, Aufzeichnungen über Gegenjtände, die das Gedächtniß allein 
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unmöglich ficher feithalten fann, Rechnungen, ZTagebuchnotizen u. dgl. zu benußen. 
Aber auch dabei muß nöthigenfalls KHontrole gelibt werden: es handelt fich darum, 
daß der Zeuge jeine Erinnerungen auffrichen könne, nicht aber, daß einem Dritten 
ein Mittel geboten werde, jeine Ausjage ihm vorzufchreiben. — 

4) it bei ftummen oder tauben Perſonen die Verſtändigung durch die Schrüit 
nicht möglich, oder macht die Verichiedenheit der Sprache den direkten amtlichen 
Verkehr des Richter mit dem Zeugen (bei Anmwejenheit anderer Betheiligter deren 
Theilnahme am Verhör) unmöglich, jo muß durch Herbeiziehung eines Dolmetich 
die Vermittelung erzielt werden. Bei Verſchiedenheit der Sprache gilt als Regel, 
daß das Protokoll in beiden Sprachen aufgenommen werde (SS 187 und 188 des 
Deutihen GVG.; SS 163 und 164 der Oeſterr. StrafPD.). 

5) Die Vernehmung beginnt mit der Feſtſtellung der Perſönlichkeit des Zeugen 
und jeiner Verhältniffe, joweit e8 des lehteren für die Zwede des Verfahrens bedarf 
(S 67 der Deutichen, $ 165 der Delterr. StrafPO.). Die mitunter vorfommende 
Unterſcheidung zwiſchen Perſonal- und Generalfragen, von denen lehtere die 
Beziehungen des Zeugen zur Sache und zum Beichuldigten bezeichnen ſollen, ift 
ohne Bedeutung. Wichtig ift dagegen der Umfang der in jolchem Falle zu ftellenden 
Tragen. An der Spitze jteht hier das Verhältniß zum Bejchuldigten und Ber: 
legten; danach muß geiragt werden, wenn es nicht ganz außer Zweifel jteht, daß 
nicht® vorliegt, was entweder das Recht zur Zeugnißverweigerung begründen fönnte 
oder ein Licht über die Glaubwürdigkeit des Zeugen verbreiten fünnte. In lebterer 
Hinsicht nachzuforichen, kann übrigens der Fortſetzung des Verhöres, dem Verhör 
zur Sache, vorbehalten werden. Was insbejondere die frage nach dem VBorleben 
des Zeugen, nad) erlittenen Berurtheilungen u. ſ. w. betrifft, jo deutet das Deutiche 
Geſetz mit den Worten: „erforderlihenialls find dem Zeugen Fragen über 
ſolche Umstände, welche jeine Glaubwürdigkeit in der vorliegenden Sache ber 
treffen, vorzulegen“, Hinlänglich an, daß der Zeuge nach Möglichkeit gejchont werden 
joll. Dies gilt namentlich von der öffentlichen ——— aber auch ſchon 
bezüglich der Vernehmung durch den Unterſuchungsrichter iſt im $ 166 der Oeſterr. 
StrafPD. angeordnet, dak nad) dvorausgegangenen ftrafgerichtlichen Unterfuchungen 
und deren Ergebniß nicht gefragt werden joll, wenn es nicht „nach den befonderen 
Umftänden des Falles unumgänglich nothwendig ift“. 

6) Vor Beginn der Vernehmung zur Sache muß dem Vernommenen volltommen 
far gemacht fein, daß er ala Zeuge in einer Straffache und unter der hiermit ver— 
bundenen Verantwortlichkeit ausjage. Es genügt nicht, daß dies der Erjchienene jchon 
aus der Ladung wiſſen joll und kann. Nach der Oeſterr. StrafpO. ($ 165) 
geht eine Mahnung, unter ausdrüdlicher Hinweifung auf die eventuell bevorjtehende 
Beeidigung, jelbjt den allgemeinen Fragen voran. In der Hauptverhandlung bildet 
nah Deutjhem wie Defterr. Recht die vorausgehende Beeidigung die Regel 
und überhebt jeden Zweitels, wobei wieder umgekehrt die Beeidigung nach Deutjchem 
Recht der Beantwortung der allgemeinen Fragen vorangeht, nach Dejterr. Recht 
ihr nachfolgt. Für die Vernehmung im VBorverfahren jchreibt $ 68 der Deutichen 
StrafPO. vor, daß vor derjelben dem Zeugen „der Gegenftand der Unterfuchung 
und die Perfon des Beichuldigten, foren ein folcher vorhanden ift, zu bezeichnen 
ift“, eine Anordnung, deren unbedingte Geltung auc für das Vorverfahren doch 
auch die Sicherung der Wahrheit erjchweren, namentlich den Zeugen zum Nachtheil 
des ihm namhaft gemachten Beichuldigten, auf welchen vielleicht fein Verdacht ſich 
noch nicht gelenft hatte, beeinfluffen oder von der Angabe folcher Umftände, die er 
jonft für wichtig gehalten hätte, abhalten kann. 

7) Die Vernehmung zur Sache iſt eine weſentlich verſchiedene, je nachdem fie 
im Vorverfahren oder in der Hauptverhandlung (jumal als wiederholte) erfolgt. Im 
Allgemeinen zeichnen unjere Gejeße derjelben aber den Gang vor, daß zumächit dem 
Zeugen zu zujammenhängender Darlegung des Gegenjtandes feiner Vernehmung Ge— 
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legenheit gegeben werden joll, und daß erſt, wenn dies geichehen oder nicht zu 
erreichen ift, einzelne ragen (befondere Fragen) an ihn gerichtet werden follen 
(I 68 der Deutichen, $ 167 der Defterr. Straf} D.). Der Zwed diejer Fragen 
ift zunächit Ergänzung der jpontanen Ausſage und Aufklärung deffen, was in der— 
jelben dunkel oder widerjprechend jcheint, jodann Gewinnung von Anhaltapuntten 
für Die Beurtheilung des Werthes der Zeugenausfage. Dabei handelt 
es fich in eriter Xinie darum, Klarheit darüber zu erlangen, daß die Ausjage wirklich 
ein Zeugniß, eine Ausjage über eigene Wahrnehmung des Zeugen ift; zu dieſem 
Zwed ijt der Grund feines vermeintlichen Wiffens zu ermitteln. Das Verbot von 
Suggeftivfragen fann nicht unbedingt hingeftellt werden (vgl. legten Sat des 
$ 167 der Deiterr. StrafPO.), und zumal bei wiederholter Vernehmung des Zeugen 
in der Hauptverhandlung kann mit dem Verſuch, fie zu eriparen, eine zweckloſe, 
faſt Lächerliche Weitwendigfeit verbunden fein; andererfeits laſſen fich jehr entichiedene 
Vorhalte bei bedenklich zurüdhaltenden Zeugen gar nicht vermeiden. So wenig fich 
feſte Regeln aufftellen laſſen, jo wichtig iſt es, daß feftgehalten werde, was ber 
Zwed der Fragejtellung ift, weil nur auf diefe Weife die aus dem Fragerecht 
der Parteien unvermeidlich entipringenden Streitigkeiten vor Gericht entichieden 
werden fünnen. Inſofern hat die Theorie des 3. ala die Darftellung der 
Gründe, auf denen die Beweisfrait des Zeugniffes ruht, und derjenigen, welche 
dieje ſchwächen und untergraben, auch für das geltende Necht, troß der Freiheit der 
richterlichen Beweiswürdigung und der meiſt ausgeſchloſſenen Ueberprüfung derielben, 
eine jehr große Bedeutung. 

VIII. Ueber den Zeugeneid f. d. Art. Eidesjormel Bd. I. ©. 613 und 
im Art. Beweisverfahren Bd. I. ©. 382. 

IX. Ueber Zeugengebühren f. diefen Art. Bd. IH. ©. 1417 u. 8 70 der 
Deutichen StrafPO. Daß fie demjenigen nicht zufommen, der der Ladung nachlam und 
dann rechtmäßig das Zeugniß verweigerte (v. Schwarze), halte ich nicht für richtig. 
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. Entw., (1874) ©. 23 fi. — Angehörige des Beichuldigten: Brauer im Gerichtsjaal, 1856, 
. ©. 3— 18. — Haßlwanter in d. Allg. Defterr. Gerichtsz., 1856, Nr. 76ff. — Schwarze, 
Serichtäjaal, 1869, S. 60 fi. — Weihe, Vorleſ. der Ausfagen eines Verwandten in der 
Hauptverhandl., Gerichtäiaal 1870, ©. 369 ff. — Muteau, Le secret professionel (1870). — 
Poodts, Inviolabilit@ du secret du defenseur, Belgique — XXXVI. Nr. 19. — 
Vorbeſtrafungen und Generalia: v. Kräwel in Go td. Ard., IX. 807-809. — 
Abegg im Gerichtsſaal, 1856, 11. S. 62—85. — Amtseidliche Verſicherungen: Buttel 
im Archiv des Kriminalrechts, 1844, S. 213— 222. . 
‚. Neueftes Deutſches und Defterr. Redt: ©. db. beim Art. Ablehnung der Ge- 
ſchworenen angeführten nad) SS gereihten Komment. — John, Das Deutihe Strafprozeh: 
recht — zu Holthzendorff's Encytlopädie 1880), ©. 45, 46. — L. v. Bar, Syſtemat. 
de3 Deutichen Strafprozekrechts, (1878) 88 52—54. — Dochow, Der Reichd:Strafprozeh, 
(3. Aufl.) S. 159 ff. — Geyer in d. 2. endorff's Handbud, I. ©. 265 ff.; Derielbe, 
Lehrbuch d. gem. Deutichen Strafprogekredhts, (1880) S. 505 fi. — Ullmann, Tas Tefterr. 
Strafprozeßrecht, S. 395 ff. — Binding, Grundriß, $ 81. — S. Mayer, Handbudy des 
Cofterreih. Strafprogeffed, II. 13. Hauptftüd. — Frydmann, Syftem. Handb. ber Ver: 
theidigung, (1878) ©. 141—145, 166—172, 200-210. — Bargha, Pie Se (1879) 
€. 315— 316, 554— 579. — fr. v. Liszt, Lehrb. des Deflerr. Prehrechts, (1878) 8 84. — 
Fuchs in Goltd. Arch., xX III. 168 ff. (Bernehmung von Gendarmen.) Glajer. 
Beugengebühren. Der von dem Gejeße jedem Staatsbürger auferlegten, 
nöthigenfalls erzwingbaren Pflicht, fi) als Zeuge vernehmen zu laffen, ſteht die 
Verbindlichkeit des Staates gegenüber, jeden materiellen Schaden, der dem Zeugen 
aus der Erfüllung jener Pflicht erwächſt, zu deden, wenn auc unter Vorbehalt des 


Rüdgriffs an den demnächit zur Koftentragung Berurtheilten. Gleichgültig ift es, 


1418 Zeugengebühren. 


ob der Zeuge in einem gerichtlichen oder in einem Adminiftrativverfahren vernommen 
wird. Gin materieller Schaden entjteht dem Zeugen nicht blos dann, wenn er ge 
nöthigt ift, eine Reife zu unternehmen, um an den Ort feiner Vernehmung zu ge 
langen, jondern in jedem Falle auch dadurch, daß er während der Zeit, die er be 
hufs Genügung der Zeugenpflicht aufmwendet, feinem Berufe und Grwerbsgejchäfte 
entzogen wird. Es umfaßt daher die dem Staat obliegende Entichädigungsverbind: 
lichkeit einestheils die Gritattung der Auslagen für die nothwendig gewejene Reife 
und des durch den Aufenthalt außerhalb feines Haufes bedingten Aufwandes, andern: 
theils den Erſatz für den verfäumten Enverb. Beide Arten der Gntichädigung fallen 
unter den Begriff der Zeugengebühren. Was die erjtere betrifft, jo behandelt fie der 
Art. Reiſekoſten der Zeugen und Sadhverftändigen. In Anjehung der 
anderen gehen die verichiedenen Gejeßgebungen mehr oder weniger weit auseinander. 
Die Preußiiche Verordnung vom 29. März 1844 unterfchied, ob der Zeuge einen 
mehr als eine Viertelmetle langen Weg bis zum Orte feiner Vernehmung zurüd: 
zulegen hatte oder nicht. Im erjteren Falle bewilligte fie Reijekoften, deren Höhe 
die Berfäumnißkoften mit decken jollte, für den andern Tall jtellte fie das Prinzip 
auf, daß dem Zeugen eine Vergütung überhaupt nicht zuftehe, ev müßte denn den 
Nachweis führen, daß ihm durch die Verſäumniß ein Schade in feinem Erwerbe ge 
jchehen jei. Nur für Perfonen niederen Standes wurde ein derartiger Schaden prä: 
jumirt und ihnen eine Berfäumnißentichädigung auch ohne jenen Nachweis zugebilligt. 
Die Oeſterreichiſche StrafPD. vom 23. Mai 1873 jchreibt im $ 383 vor, daß 
jolchen Zeugen, welche von Tag» oder Wochenlohn leben und denen daher eine Ent: 
jiehung von ihrer Arbeit, wenn auch nur auf wenige Stunden, einen Entgang an 
ihrem Grwerbe bringen würde, auf ihr Verlangen ein Erſatz des entgangenen Er: 
werbes zu zahlen fei, anderen Zeugen aber, wenn fie nicht auf die durch eine Ent: 
fernung ihres Wohnorts von zwei Meilen (4 Stunden) bedingten Reiſekoſten Anſpruch 
haben, eine Zeugengebühr überhaupt nicht zuſtehe. Das hierdurch zum Ausdrud ge: 
brachte Prinzip ſteht nicht im Einflang mit der im $ 150 daj. getroffenen Anordnung, 
daß Jeder, der vom Gericht ala Zeuge vorgeladen wird, der Yadung Folge zu Icifien 
verpflichtet ift. Anders die Deutſche Gefeßgebung. Sie erfennt zunächit im S 366 
der CPO. und im $ 70 der StrafPO. die Berechtigung des Zeugen auf Gnt- 
jchädigung für Zeitverfäumniß neben der für eine etwa zurücdgelegte Reife aus: 
drüdlih an. Sodann bejtimmt fie im $ 2 der Gebührenordnung für Zeugen vom 
30. Juni 1878, daß jeder Zeuge einen Anfpruch auf Entichädigung für Zeitverſäumniß 
hat und regelt die Höhe derjelben. Sie geht dabei von dem Grundiah aus, daß 
mit jeder Zeitverfäumniß präfumtiv auch eine Ginbuße am Erwerbe verbunden jei, 
läßt deshalb, wenn nach dem Grmeffen des Gerichts dieſe Präjumtion durch dic 
Stellung und den Beruf des Zeugen bejeitigt ericheint, einen Anfpruch auf die Ent: 
ihädigung nicht zu und macht andererfeit3 eine Ausnahme zu Gunſten der Perſonen, 
welche durch gemeine Handarbeit, Handwerksarbeit oder geringen Gewerbebetrieb 
ihren Unterhalt fuchen, indem ſie ihnen den Anſpruch zubilligt. ſelbſt wenn eine 
Verſäumung in dem Erwerbe nicht ſtattgefunden hat. Der im Defterreich. Recht 
ziemlich eng gezogene Kreis der abjolut berechtigten Perſonen ift ſonach erheblich erweitert. 

Alle diefe Borichriiten beziehen ſich nur auf das gerichtliche, nicht auch auf das 
Adminijtrativverfahren. Auch in diefem fteht nach den Preußiſchen Geſetzen vom 
8. Februar 1819 und 23. Januar 1838 der DVerwaltungsbehörde das Necht der 
jummarijchen Unterfuchung, alfo auch der Zeugenvernehmung, zu. Daß auch bier 
dem Staat die Verpflichtung obliegt, den Zeugen wegen etwaiger durch Reifen und 
Zeitverfäumniß gehabter Aufwendungen und Verluſte zu entjchädigen, wird zwar in 
jenen Gejegen nicht vorgejchrieben (— der maßgebende Anhangs $ 253 der Allg. Ger.C. 
fchreibt zwar die Aufftellung einer Gebührenliquidation für das Verfahren vor, läßt 
fich jedoch nicht darüber aus, ob zu diejen Gebühren auch die Auslagen gehören —). 
folgt aber aus dem allgemeinen Grundfage, daß fein Zeuge verbunden it, behufs 
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Erfüllung der Zeugnißpflicht einen Schaden zu tragen. Dagegen ijt der Zeuge 
nicht berechtigt, auf die Beitimmungen der Gebührenordnung vom 30. Juni 1878 
feinen Anspruch zu jtügen. Er fann daher nur die wirklichen ihm erwachjenen Aus— 
lagen und Schäden erjtattet verlangen. In dem reichsrechtlichen Adminiftrativver- 
fahren fommen nach dem Bereinszollgejeg, dem Braufteuergefeg und dem Wechiel- 
ftempelgejeß die Iandesrechtlichen Vorjchriften zur Anwendung: es iſt demgemäß in 
dieſen Gejegen über die Zeugengebühren feine Anordnung getroffen. Das Poftgejet, 
endlich jchreibt ein befonderes Verfahren vor und verpflichtet ausdrücklich die Zeugen, 
der Ladung der PBoftbehörden Folge zu leiften (4 38 des Gejehes vom 28. Dftober 
1871). Wenn e8 nun auch nichts Befonderes über die dem Zeugen zu gewährende 
GEntichädigung fagt, fpricht doch der $ 45 von den baaren Auslagen des Verfahrens 
und bezeichnet ala jolche u. U. auch die „Zeugengebühren“. Nach welchem Maß— 
jtabe ſie zu bemefjen, ift nicht vorgejchrieben. Jedenfalls aber ift die Verpflichtung 
des Staates zur Entrichtung derjelben hierdurch anerkannt. 

Der Anipruch des Zeugen entiteht dadurch, daß er der Ladung Folge leiſtet, 
und ijt nicht von feiner VBernehmung abhängig. Er bleibt beitehen, auch wenn dieje 
aus irgend einem Grunde ausgejeßt wird. Selbſt der Zeuge, welcher von dem Recht 
der Zeugnißverweigerung Gebrauch macht, geht defjelben nicht verluftig, da die In— 
ausfichtjtellung der Zeugengebühren fein Mittel fein joll, ihn zur Ablegung eines 
Zeugnifies zu bewegen. Eine Ausnahme tritt in Anfehung der im Strafverfahren 
von dem Angeklagten unmittelbar geladenen Zeugen ein. Cie find zwar nicht vom 
Gericht oder der Staatsanwaltichait geladen, haben jomit nach $ 70 der StrafPO. 
feinen Anspruch gegen den Staat durch ihr Erjcheinen erworben. Wenn fich jedoch 
bei ihrer Vernehmung ergiebt, daß ihre Ausſage zur Aufklärung der Sache nach der 
einen oder anderen Seite hin dienlich war, foll ihnen ein Anjpruch auf die gefeß- 
lichen Zeugengebühren zugebilligt werden: es joll alſo angenommen werden, als 
jeten fie vom Gericht geladen worden. Nicht dafjelbe gilt von den Zeugen, welche 
der Angeklagte nicht geladen, jondern zum Termin gejtellt hat; ebenjowenig von 
dem Nebenkläger, wenn er und troßdem er als Zeuge eidlich (vgl. das Urtheil des 
Reichsgerihts vom 25. Oft. 1880, Rechtſpr., Bd. II. S. 380) vernommen wird. 

Der Anfpruch erlischt, wenn er nicht binnen einer bejtimmten Friſt geltend ge— 
macht wird. Er geht durch Verzicht oder durch den Tod des Berechtigten nicht 
unter. Wenn er troß eines DVerzichtes innerhalb der gejeglichen Friſt erhoben wird, 
ericheint jener wirkungslos, weil der Anfpruch nicht im Privatrecht, jondern im 
öffentlichen Recht wurzelt, und die Gebührenordnung feines Unterganges durch Ver— 
zicht nicht gedenft. Iſt er erworben, jo geht er in Folge feines vermögensrechtlichen 
Charakter auf die Erben über. Die Defterreichiiche StrafPO. jeßt die Friſt zur 
Geltendmachung auf nur 24 Stunden, die Deutiche Gebührenordnung dagegen auf 
drei Monate jet, welche mit dem Tage der Beendigung der Vernehmung beginnen 
(Ss 16 1. c.). 

Der Anspruch unterliegt der Prüfung und Feſtſetzung des Gerichts, von dem 
auch die Anweiſung zur Zahlung der Gebühren ausgeht. Gegen die Feſtſetzung iſt 
das Rechtsmittel der Beichwerde gegeben, das jedoch nicht den in Verwaltungsſachen 
zuläfligen Weg geht, jondern einen prozeſſualen Charakter hat. Obwol nämlich die 
Entichädigung des Zeugen mit der Enticheidung des Rechtsjtreites oder der Straffache 
in feinem inneren Zufammenhange jteht, jomit ihrer Natur nach in das Gebiet der 
Juftizverwaltung fällt, wird dennoch das Rechtsmittel ebenjo behandelt, wie wenn 
es fich auf die Sache ſelbſt bezöge. Es it daher das Verfahren verichieden, jenach- 
dem es von einem im einem Prozeſſe oder einer Straffache vernommenen Zeugen 
eingelegt wird. Nur darin ftimmen beide überein, daß auch im Prozeffe der An: 
waltszwang ausgeichlofien ijt und es jowol hier wie dort durch Privatichriit oder 
Gerichtsjchreiberprotofoll erhoben werden fann.. 
Meves. 
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Zeugnißzwang. Unter 3. verſteht man die Anwendung der geſehtlich 
zuläffigen Mittel gegen Perjonen, welche ihrer Zeugnißpflicht nicht genügen, d. h. 
entweder auf gehörige Vorladung nicht ericheinen oder fich weigern auszuſagen 
oder ihre Ausfage zu beeidigen. Sobald man eine Verpflichtung des Staate- 
bürgers anerkennt, bei der Griorfchung der Wahrheit durch den Richter jowol im 
Givil- wie im Kriminalverfahren mitzuwirken, fann es faum einem Zweifel 
„unterliegen, daB die Verweigerung diefer Pflicht einen Ungehorfam gegen jtaat- 
liche Normen enthält und darum mit Strafe bedroht werden fann. Da nun aber 
die Auferlegung einer folchen Strafe in concreto nicht geeignet ift, die That: 
fache zu bejeitigen, daß der widerſpenſtige Zeuge feiner Pflicht nicht genügt hat, 
und es gleihwol Fälle giebt, in denen die wirkſame Handhabung der Juſtiz 
möglicherweije von der Ablegung des verweigerten Zeugniffes abhängt, jo lag es 
nahe, Maßregeln anzuordnen, deren Anwendung dem Zeugen nicht zur Strafe dienen, 
ſondern ihn veranlafjen joll, feine Pflicht zu erfüllen. Schr häufig beichränft man 
fich nicht auf Strafe oder executio ad faciendum, jondern wendete beides neben- 
einander fumulativ an. Abgefehen von dem älteren Inquifitionsprozeffe, in welchem 
auch Zeugen der Folter unterworfen werden fonnten, bejtehen die gebräuchlichen 
Zwangsmittel im Givil- und Strafprogeß in Gelditrafen oder Haft, und nur darin 
untericheidet fich executio ad faciendum von Strafe, daß bei erjterer der Petrag, 
reſp. die Dauer des Zwangsmittels gejteigert werden konnte, bis der zu Zwingende 
nachgab, bei leßterer von vorneherein ein Marimum gefjeglich fejtgeftellt war. Die 
richtige Erwägung, daß, wenn Mittel und Zweck nicht in jchreiendes Mißverhältniß 
gerathen jollten, auch der Zwang zur Ablegung eines Zeugniffes gewifje Grenzen 
haben müfle, und daß es beffer jei diefelben im Gejege zu bejtimmen, als dieje 
Aufgabe den jedesmaligen Takte des Richters allein zu überlaffen, näherte executio 
ad faciendum und Strafe in ihrer äußeren Ericheinung noch mehr. Dennoch müfjen 
beide Begriffe auseinander gehalten werden, nicht nur in theoretiichem Intereſſe, 
fondern auch aus weſentlich praftiichen Rüdjichten. Nach dem allgemein anerkannten 
Grundſatz ne bis in idem fann die Strafe für Zeugnißverweigerung, auch wenn das 
zuläffige Marimum nicht erreicht war, nicht wiederholt werden, bei Zwangsmaß— 
regeln dagegen it eine Wiederholung folange zuläſſig, als deren Gefammtbetrag das 
gefeglich zuläffige Marimum noch nicht erreicht hat. 

Die Prozeßordnungen für das Deutjche Reich (über die Beitimmungen der 
früheren partifularen StrafPD. vgl. die Zufammenftellung in den Mtotiven zur 
StrafPO. Dahn, III. SS 114 ff, auch Binding, ©. 114 ff., und bezüglich des 
Giv.Prz. die Motive zur CPO., Hahn, II. 310 ff., 313 ff.) drohen Strafen an 
tür das Unterlaffungsdelift des Nichterfcheinens und der Zeugnißverweigerung, und ge 
jtatten daneben die Anwendung von Zwangsmaßregeln in bejtimmtem Umfange 
(vgl. SS 345, 355 der CPO.; 88 50, 69 der StrafPO.). 

I. Bezüglich) der anzumendenden Maßregeln muß unterjchieden werden zwiſchen 
dem Nichtericheinen und dem Verweigern des Zeugniſſes. 

1) Damit das Nichtericheinen jtrafbar jei, wird vorausgefeßt, daß der Zeuge 
ordnungsmäßig geladen worden ift, die Yadung aljo den in SS 342 und 343 der 
CPO. und SS 48 und 49 der StrafPO. aufgeitellten Eriordernifjen entipricht und 
namentlich auch vorjchriitsmäßig zugeitellt worden iſt (vgl. SS 152 ff. der CPO.). 
Der in derielben angegebene Ort des Gricheinens braucht nicht der des Gerichts zu 
jein, vielmehr muß der Geladene überall ericheinen, wo es ihm die Ladung angiebt. 
Tiefe Pflicht wird nicht dadurch aufgehoben, daß der Zeuge ein Necht hat jein 
Zeugniß zu verweigern. Fraglich ift, ob auch der Zeuge als ausgeblieben zu be 
handeln it, der fich ohne Grlaubniß von dem Orte der Vernehmung entfernt hat. 
Zu unterjcheiden ift dabei, ob der Zeuge jchon vernommen worden war oder nicht. 
Im eriteren Fall muß die Entfernung offenbar dem Nichterjcheinen gleichgeitellt 
werden, da der Zeuge zur Zeit feiner Vernehmung nicht anweſend ift (vgl. auch 
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Struckmann und Koch, $ 324 N. 1 und die dort Citirten). Bezüglich des letztern 
Falles find die Anfichten getheilt: Doch ow, Reichs-Strafprozeß, S. 166; Thilo, 
©. 151 NR. 2; Puchelt, S. 1220. 6; Löwe, ©. 246 N. 5; Keller, S. 54 N. 5 
bejahen; v. Schwarze, S. 173 N. 8; Voitus, Kontroverſen, J. S. 28 ff.; Geyer, 
Lehrb., S. 513 verneinen die Frage. Lehterer war früher (vgl. in v. Solgendorif' 8 
Handbuch, I. ©. 271) anderer Anficht. In dem Entwurfe zur StrafPO. $ 48 war uner⸗ 
laubtes Sichentiernen und Nichterfcheinen neben einandergeftellt, in der Reichsjuſtiz— 
kommiſſion wurde erjteres geftrichen, um Webereinftimmung mit der CPO. her— 
zuftellen. Jetzt jpricht das Gejeß von nichterfchienenen Zeugen, und da man den— 
jenigen, der fich nach gejchehener Vernehmung unbefugter Weife entfernt hat, doch 
faum als nichterjchienen bezeichnen kann, jo wird man von feiner Beitrafung Abſtand 
nehmen müflen und $ 50 der StrafPD. nicht auf den Hall des $ 247 anwenden 
dürfen. — Sit der Zeuge nicht erfchienen, jo wird er: a) im Givilprozeß jowol wie 
im Straiprogeß (S 345 der CPO.; $ 50 der Straf DO.) in die durch das Ausbleiben 
verurjachten Koſten, ſowie zu einer —3 bis zu 300 Mark und für den Fall, 
daß dieſe nicht beigetrieben werden fann, zur Straie der Haft bis zu 6 Wochen 
verurtheilt. Diefe Strafe, deren Charakter in beiden Prozeffen naturgemäß voll- 
fommen gleich ift, wird ganz allgemein ala „Ordnunggitraie“, von einigen, 3. 2. 
Endemann, ©. 214, auch ala „Disziplinarftrafe” bezeichnet, während andere 
wenigitens von ihrem „rein disziplinären Charakter“ reden, 3.8. Gaupp, ©. 260. 
Dieſe Auffaffung wird ala jo jelbjtverftändlich angejehen, daß eine Begründung über: 
flüjfig erichien. Höchſtens wird auf $ 318 des StrafGB. hingewiefen. Allerdings 
findet fich diefe Bezeichnung jchon in den Motiven zur CPO. (vgl. Hahn, 11 
©. 310) und ebenjo in den Verhandlungen der NReichsjuftizlommiffion, auch dort 
ohne Begründung. Diefe Thatfache allein kann für die Auslegung des Geſetzes 
natürlich nicht maßgebend fein, ebenjowenig aber kann man fich auf $ 138 des StrafGB. 
berufen. Daß darin von „Ordnungsſtrafen“ geredet wird, welche auf das Nichtericheinen 
von Zeugen gejeßt find, iſt für die Qualififation der in der CPO. und StrafP DO. 
angedrohten Strafen ſchon darım ohne Bedeutung, weil das StrafGB. den Prozeh- 
ordnnungen zeitlich dvorangeht. Aber auch der Inhalt der Beitimmung in Abſatz 3 
fann nicht den Ausſchlag geben, da das Nebeneinanderbeftehen ber iraglichen Strafen 
auch dann nicht zweifelhaft fein kann, wenn man die im Prozeffe zu verhängenden als 
Kriminalftrafen anfieht. Das Vorſchuhen unwahrer Thatſachen als Entſchuldigung 
iſt gegenüber dem Nichterſcheinen eine ſelbſtändige Handlung, jedoch kann die ſonſt 
bei realer Konkurrenz zu verhängende Geſammitſtrafe nicht ausgeſprochen, ſondern es 
muß auf die verſchiedenen Strafen geſondert erfannt werden, weil $ 138 des StrafGB. 
Gefängniß, $ 345 der ERD., $ 50 der Straf PO. Geldſtrafe oder Haft androhen. Eben= 
jowenig jprechen innere Gründe dafür, die Strafen des Ausbleibens nicht für friminelf zu 
halten. Zwar liegt der Begriff der Ordnungsftrafe (vgl. diefen Art.) noch jehr im 
Argen, doch fann man immerhin zwei Kategorien derjelben aufjtellen: a) jolche, welche 
begrifflich ſich von der eigentlichen Strafe unterfcheiden und zwar dadurch, daß fie 
executio ad faciendum bezüglich einer bejtimmten Leitung bezweden, b) jolche, bei 
denen diejer begriffliche Unterjchied fehlt und die nur deshalb nicht ala friminelle Strafen 
angejehen werden, weil die Nechtsverlegungen, auf welche fie fich beziehen, dazu nicht 
bedeutend genug ericheinen. Die Strafen gegen renitente Zeugen gehören zu feiner 
von dieſen Gruppen, zur erjten nicht, weil fie unabhängig von der nebenher zu— 
läffigen executio ad faciendum verhängt werden müſſen, zur zweiten auch nicht, 
weil ſonſt diefer Umſtand einen beionderen gejeßgeberifchen Ausdruck gefunden haben 
würde, außerdem aber auch die fragliche Rechtöverlegung, d. h. die Nichtachtung der 
durch jtaatliche Normen auferlegten Zeugnißpflicht von mindeitens jo großer Be: 
deutung iſt, als manches Vergehen, 3. B. gegen die öffentliche Ordnung (vgl. auch 
Binding, ©. 115). — Praftifche Bedeutung hat die frage, ob Ordnungs- oder 
Kriminaljtrafe, infotern, als die Grundjäße des Abich. I. des StraiGB. auf Ord— 
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nungsſtrafen keine Anwendung fänden, alſo eine Lücke vorhanden ſein würde, falls 
es ſich um folche handelte (vgl. Dohomw, Zeugnißzwang, ©. 45). Sind die erwähnten 
Beitimmungen aber anwendbar, jo muß das Nichterfcheinen ala Vergehen behandelt 
werden und ift demnach der Mindejtbetrag der Geldftrafe 3 Marf und bei deren 
Umwandlung der Betrag von 3—15 Mark einer eintägigen Treiheitäftrafe gleich 
zu achten. Ebenſo wird $ 28 Abi. 4 zur Anwendung zu bringen fein, während 
Abi. 1 durch die ausdrüdliche VBorfchrift der Progekordnung über die Strafummwandlung 
ausgejchloffen ift. Dem fteht freilich die communis opinio, der fi auch Dochow, 
S. 46, bezüglich der 88 28 und 29 anschließt, ſowie die Neußerungen der Bundes— 
rathebevollmächtigten (vgl. Hahn, II. 625) in der Reichsjuftizlommiffion entgegen. 
Doch wird häufig eine Ausnahme wenigftens bezüglich des $ 18 Abſ. 2 gemacht, 
da e& an bejonderen Beitimmungen über die Vollitredung der Haft mangelt (vgl. 
1. B. Geyer, Handb., ©. 512 ff.; Löwe, ©. 276). Nah Endemann, ©. 214 
N. 5, jollen freilich SS 785 ff. der CPO. für die Vollftredung maßgebend jein, 
was jchon darum nicht angeht, weil dieſe Paragraphen fich Lediglich auf die Haft- 
volltrefung zum Zwed einer executio ad faciendum beziehen (vgl. auh Struck— 
mann und Koch, ©. 324 N. 1; Seuifert, ©. 411; Gaupp, ©. 261; 
Puchelt, ©. 176); v. Sarwey, ©. 503; Seuifert, l.c., erflären wenigftens 
den $ 29 für anwendbar. — Bei der Auferlegung der Strafe ift die eventuelle 
Umwandlung gleichzeitig vorzunehmen, wobei natürlich nur auf die verwirkfte Geld» 
itrafe, nicht auch auf den Betrag der Koſten Rüdficht zu nehmen ift. Unter den 
(egteren find ſowol die durch Bereitelung des Termines entjtandenen, aljo namentlich 
die für Neuladung der erjchienenen Zeugen, Anwaltsgebühren ıc., ala auch die durd) 
Vollitredung der Strafe ſelbſt entjtandenen begriffen. — Ausgeſchloſſen ift jede Be— 
jtrafung, wenn Gründe vorhanden find, welche das Ericheinen unmöglich machen, 
1. B. Krankheit, wol auch andere dringende Abhaltungen, nicht jedoch zu große 
Entfernung, vorausgeſetzt, daß von der Verhinderung rechtzeitig Anzeige gemacht worden 
ift. Ob die Gründe zur GEntjchuldigung genügen, bat der Richter nach feinem Er— 
meſſen zu entjcheiden. Erfolgt die Entjchuldigung nachträglich, jo werden die gegen 
den Zeugen getroffenen Anordnungen wieder aufgehoben, auch die Verurtheilung in 
die Koften, jelbit dann, wenn die Verfpätung lediglich dem Zeugen zur Laft fällt 
(8 346 der CPO.; 8 50 Abf. 2 der StrafPO.). Daß das Gericht nach Lage der Um— 
ftände die getroffene Anordnung nur theilweije wieder aufzuheben brauche, aljo 3. 2. 
die Verurtheilung im Koſtenpunkt beitehen laſſen könne (vgl. Strudmann und 
Koch, ©. 326 N. 1; Gaupp, ©. 262; dv. Sarmwey, ©.506; Keller, ©. 55 
N. 10; v. Schwarze, ©. 174 N. 13; anderer Meinung Seuifert, ©. 412), 
entjpräche zwar den Forderungen der Billigkeit, ift aber durch die Faſſung des Ge— 
ſetzes wol ausgeſchloſſen. — Das mehrmalige Ausbleiben eines wiederholt geladenen 
Zeugen darf nicht wie die Verweigerung des Zeugniffes, ala eine einheitliche Handlung 
angejehen werden, es iſt vielmehr jeder neue Ungehorfam ein neues Delikt, das eine 
neue Beitrafung rechtiertigte. Jedoch kann eine Beſchränkung bier aus praftifchen 
Gründen geboten erjcheinen. Die Prozekordnungen enthalten in diejer Beziehung 
die wörtlich übereinftimmende Vorſchrift: „Im Fall wiederholten Ausbleibens kann 
die Strafe noch einmal erfannt werden“. Dem allgemeinen Sprachgebrauch folgend, 
ift bier das „noch einmal“, faum ander als limitativ zu verftehen, aljo in dem 
Sinne don: „nur noch einmal“. Troßdem erflärte bei der Verhandlung der Reiche- 
juftizfommiffion über $ 374 der CPO. der Abgeordnete Strudmann, man fei bei 
Beratung des $ 345 davon ausgegangen, daß die dort jtatuirte Strafe nicht nur 
zweimal, jondern fort und fort ausgeiprochen werden könne, welcher Auffaffung der 
Bundesrathabevollmächtigte beitrat (Hahn, II. ©. 642). Wollte man dieſe 
Aeußerungen für eine authentifche Interpretation halten, jo müßte man fie natürlich 
auch auf den $ 50 der StrafPD. ausdehnen. Im Allgemeinen bat diefe Anficht 
mit Recht feinen Beifall gejunden (vgl. die Literaturangaben bei Strudmann 
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und Koch, S. 324 N. 2; anderer Meinung Peterſen, S. 188, der ſie für 
unzweifelhaft richtig erklärt, ebenſo Hellmann, ©. 231 ff.; Kleiner, ©. 296 
und vd. Schwarze, ©. 178 N. 9). Cine ftets wiederholte Bejtrafung iſt 
um fo überflüffiger ala der Richter das Gricheinen des Zeugen erzwingen Tann. 
Rach der richtigen Auffaffung geſtaltet fich das Verfahren jo, daß der Richter 
den renitenten Zeugen verurtheilt, dann ihn aufs Neue vorladet und, Falle 
er wiederum nicht ericheint, nochmals verurtheilt und dann entweder von dem 
Gricheinen des Zeugen Abftand nehmen oder — was auch jchon früher hätte gefchehen 
fönnen — jeine zwangsweife Vorführung anordnen muß. — Auch im Fall des 
wiederholten Ausbleiben iſt die Verhängung der Straie nicht fafultativ. Die 
nicht ganz forrefte Faſſung des Geſetzes erklärt fich daraus, daß $ 345 der 
GCPO. uriprünglich eine Verdoppelung der Strafe und dieje allerdings fakultativ 
juließ, bei den Kommiffionsberathungen wurde der Inhalt geändert, die Form 
aber in Folge eines Redaktionsverſehens beibehalten (vgl. Strudmann und 
Koh, ©. 324 N. 2; Gaupp, ©. 261; v. Sarmwey, ©. 504; Seuffert, 
S. 411; Hellmann, ©. 231). In $ 50 der Straf PD. wählte man dann den— 
ielben Ausdrud, um Webereinftimmung mit der CPO. zu erzielen. Trotzdem würde 
der Wortlaut des Geſetzes enticheidend jein, wenn derjelbe die Annahme ausſchlöſſe, 
daß Beitrafung ftets erfolgen ſolle. Das iſt aber keineswegs der Fall, denn eine 
Strafe, die der Richter verhängen kann, muß er verhängen, wenn die Borausfegungen 
der Beitrafung gegeben find. Uebrigens iſt dem richterlichen Ermefjen praftijch aus— 
reichender Spielraum gegeben, indem es ihm überlafjen bleibt zu entjcheiden, ob der 
Zeuge genügend entichuldigt ift oder nicht. — Wenn Löwe, ©. 276 R. 7 (vgl. auch 
die dort Gitirten), und mit ihm Geyer, Lehrbuch ©. 513, der früher anderer Anficht 
war (vgl. v. Holtzendorff's Handbuch, S. 271), und Puchelt, S. 122 N. 8, an— 
nimmt, die Bejtrafung fönne fich in einem andern Stadium defjelben Verfahrens noch 
anmal wiederholen, jo ift das wohl eim Irrthum (vgl. Docho w, Reichs-Strafprozeß, 
S. 167), jedenfalls aber infonjequent und nicht damit zu rechtfertigen, daß aladann 
ein neuer Ungehorſamsfall vorliege. Das ift nur in demjelben Maße der Tall, als 
wenn der Zeuge einer zum dritten Mal wiederholten Borladung nicht gehorchte. Ein 
Grund, dieje beiden Fälle verichieden zu behandeln, Liegt nicht vor. Anderer Mei— 
nung Voitus, Sontroverjen, II. 16 ff., der fich in ausführlicher Weiſe über die 
Frage ausipricht und zu Gunſten der von Löwe vertretenen Anficht enticheidet. 
b) Als wirflihe Zwangsmaßregel ift die Vorführung des Zeugen zuläffig: im 
Strafprozeß von vorneherein, im Civilprozeß erſt wenn die wiederholte Vor— 
ladung erfolglos bleibt. Davon, ob die erjte reip. zweite Strafe volljtredt ift, 
hängt die Zuläffigfeit der zwangsweifen Vorführung nicht ab, wohl aber wird man 
ein wieberholtes Ausbleiben erft dann annehmen dürfen, wenn nach vorgängiger 
Verhängung der Strafe eine neue Yadung erjolglos geblieben if. Es muß aber, 
ehe zur Vorführung geichritten werden fann, die Strafe im Kriminalprozeß einmal, 
im Givilprozeß zweimal auögeiprochen worden jein. Die Vorführung geichieht durch 
die Polizeibehörde oder einen Gerichtövollzieher. ine bejtimmte Form für den zu 
erlafjenden Vorführungsbeiehl jchreibt das Geſetz nicht vor, es würde aljo eventuell 
ein münblicher Beiehl genügen, doch wird regelmäßig eine jchriftliche Ertheilung 
deffelben zu erfolgen haben. Puchelt, ©. 122 N. 7, hält den $ 134 U. 2 der 
StrafPO. für analog anwendbar. 

2) Bezüglich der Zeugniß- oder Eidesverweigerung wich der Entwurf der 
StrafPO. von dem der CPO. inſofern ab, ala jener in $ 61 nur eine executio ad 
faciendum durch Zwangähait bis zu 6 Monaten (bei Webertretungen 6 Wochen) 
oder Gelditraie bis zum Gefammtbetrage von 600 Markt (bei Uebertretungen 150 
Mark) fannte. Die Reichajuftiztommilfion führte auch hier das doppelte Syſtem 
mit Strafe und Zwang durch. Vorausſetzung zur Anwendung derfelben ift im 
Straiprozefie, daß fein gefeglich von der Zeugnißpflicht beireiender (vgl. 88 
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51—54) oder die Beeidigung hindernder (vgl. $ 56) Grund vorliegt, im Civil— 
prozefſe daß ein Grund nicht angegeben wurde (über die gejeßlichen Beireiungs: 
gründe vgl. SS 348 und 349, bezüglich der unbeeidigten Vernehmung $ 358) oder 
der angegebene rechtskräftig für unerheblich erflärt wurde und der Zeuge in bem 
neuen Termin gleichwol bei jeiner Weigerung verharrt. Ueber die Geltendmachung 
der Gründe und das Verfahren bei deren Prüfung vgl. 88 351—354. — Das 
Zeugniß ift auch dann als verweigert anzujehen, wenn die geforderte Auskunft über 
einen beftimmten Punkt nicht ertheilt wurde. Der Eidesweigerung jteht die Ent: 
jernung vor geleiftetem Gide gleih. Die Eidesweigerung iſt auch dann jtrafbar, 
wenn fie im Vorveriahren gejchieht, denn wenn auch die eidliche Vernehmung in 
diefem Stadium des Straiprozeffes nur ausnahmaweije geichehen joll (vgl. $ 65 der 
StrafPO.), jo bat doch nur der Richter und nicht der Zeuge über die Zuläffigkeit 
in concreto zu entjcheiden. 

a) Ueber den widerjpenftigen Zeugen muß diejelbe Strafe verhängt werden wie 
über den nicht erfcheinenden (vgl. $ 355 der CPO. und $ 69 der StrafPO.), be 
züglich deren Alles unter 1a Gejagte zutrifft, jedoch mit der eigentlichen jelbitver- 
ftändlichen Modifikation, daß die Strafe nur einmal verhängt werden fann. Eine 
Miederaufhebung findet niemals jtatt in der Weiſe wie fie beim Nichtericheinen 
zuläffig ift, da bei der Zeugnißverweigerung eine nachträgliche Entjchuldigung der 
jelben nicht wol möglich ijt. 

b) Das zuläffige Zwangsmittel ift hier Haft, die nicht über die Beendigung 
des Prozefjes in der Inſtanz und jedenfalls nicht über die Zeit von 6 Monaten 
(vgl. 3 794 der GPO.), bei Uebertretungen von 6 Wochen hinaus erſtreckt werden 
darf. Das Verfahren in einer Inſtanz iſt beendigt, wenn das Verfahren überhaupt 
eingeftellt oder ein Urtheil gejprochen worden ijt, vgl. Löwe, ©. 227 N. 6, a 7; 
auh Keller, ©. 79 N. 11, der feine frühere Anficht aufgegeben hat, daß unter 
„Inſtanz“ Hier derjenige Theil eines Verfahrens zu verjtehen fei, welcher die Thä— 
tigkeit des Nichters oder Gerichtes umfaßt, von welchem die Zwangshaft ausging. 
Daß diejelbe auch wegen Eidesverweigerung angeordnet werden fann, ift durch ein 
Redaktionsverjehen nicht wie im Entwurfe ausdrüdlich hervorgehoben, veriteht ſich 
aber von jelbft, da die nicht beeidete Anzeige einer eidesfähigen Perjon als Zeugnik 
im Nechtäfinne nicht betrachtet werden kann. Zwiſchen Givil- und Strafprozeß be 
jteht Hier der Unterichied daß: «) in erjterem wiederholte Weigerung vorausgeſetzt 
wird, während in letzterem einmalige genügt. Es muß aljo im Givilprozeh die Straie 
verhängt und dann ein neuer Termin anberaumt werden, in welchem erſt Zwangs— 
haft verfügt werden kann, während das im Strafprozeß jchon beim erjten Termin 
zuläffig ift. Anderer Meinung: Thilo, ©. 73 RN. 8. Darauf daß die Strafe 
vollſtreckt ſei, kommt es in beiden Prozeffen nicht an. 4) Im Strafprogeß werden 
die Zwangsmaßregeln von Amtswegen angeordnet, im Givilprozeß bedarf es dazu 
eines Antrages und nur in Entmündigungsjachen wird die Strafe von Amtswegen 
verhängt (val. IS 597 Abi. 4, 621 Abi. 3). Der erforderliche Antrag fann von 
jeder Partei gejtellt werden, nicht nur von der, welche den Zeugen produzirt hat. 
Diefe Beſchränkung der richterlichen Gewalt ift infofern naturgemäß als auch die 
Vernehmung nicht vom Willen des Richters abhängt, jondern die Partei auf diejelbe 
verzichten kann, in welchem Fall die Zwangshaft gegenjtandslos wäre. Da jedoch) 
nach $ 364 die Gegenpartei ein Recht hat zu verlangen, daß der erjchienene Zeuge 
auch vernommen werde, jo konnte man nicht umhin, ihr auch das Necht einzuräus 
men, Zwangsmaßregeln gegen den renitenten Zeugen zu beantragen. Dem Antrage 
muß der Richter Folge leisten, während im Strafprozeß die Anordnung der Haft 
lediglich feinem Ermeſſen anheim geitellt ift. — Aufgehoben wird die Haft, wenn 
diejelbe die vorgejchriebene Marimaldauer erreicht hat oder überflüffig geworden it. 
Letzteres kann geichehen dadurch, dab der Zeuge fich fügt oder feine Ausſage ent« 
behrlich aeworden ijt, ſei es daß die fragliche Thatſache anderweitig fonjtatirt, die 
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Unerheblichkeit der geforderten Ausſage fich herausgeftellt hat oder auf die Verneh— 
mung verzichtet wurde (vgl. SS 364 der CPO., 244 der StrafPO.), womit im 
Givilprozefie die Gegenpartei, im Straiprozefle auch das Gericht einverjtanden jein 
muß. Als jtillichweigender Verzicht wird im Givilprogeß das Ausbleiben beider 
Parteien im Termine, jowie der Antrag auf Aufhebung der Haft anzufehen jein. 
Letterer fann nur von der Partei ausgehen, welche die Anwendung der Zwangs— 
maßregel beantragt hat, dem Prozeßgegner fteht ein Wideripruchärecht nicht zu (vgl. 
Gaupp, ©. 281). Handelte e8 fi) nur um Eidesweigerung, jo muß die Haft 
auch dann aufgehoben werden, wenn der Zeuge eidesunfähig geworden iſt (vgl. 
Puchelt, ©. 162 NR. 9). — Die Haft Fann im Straiprozeffe auf bejtimmte oder 
unbejtimmte Zeit angeordnet werden, im Givilprozeß iſt wol nur leßteres jtatthait, 
da zur Fortſetzung der unwirkſam gebliebenen ein neuer Antrag erforderlich wäre 
und die GPO. ein folches Verfahren nicht erwähnt. — Auf die Vollſtreckung finden 
im Civilprozeß (vgl. $ 355 Abſ. 2) die Vorſchriften über die Haft im Zwangsvoll— 
ftrefungsveriahren (val. SS 785—794) entiprechende Anwendung. Es muß aljo 
von dem Gerichte ein Haftbefehl erlaffen werden, den der Gerichtsvollzieher dem zu 
Verhaftenden auf Verlangen abichriftlich mitzutheilen Hat. Wolljtredt werden muß 
die Haft in einem Raume, in welchem richt zugleich Unterfuchungs- oder Strai- 
gefangene fich befinden. Sie darf nicht volljtredtt werden, wenn die Gefundheit des 
Zeugen dadurch einer nahen und erheblichen Gefahr ausgejegt würde. Unitatthaft 
ift fie gegen: 1) Mitglieder einer Deutichen gejegebenden Verſammlung während 
der Situng&periode, ſofern nicht die Verfammlung die Bollftrefung genehmigt; 2) 
Militärperfonen, welche zu einem mobilen Truppentheile oder zur Bejagung eines 
in Dienft geftellten Kriegsiahrzeuges gehören; 3) den Schiffer, die Schiffsmannichaft 
und alle übrigen auf einem Seejchiff angeftellten Perfonen, wenn das Schiff jegel- 
ferlig ift. Sie wird unterbrochen gegen: 1) Mitglieder einer Deutjchen gejehgebenden 
Berfammlung für die Dauer der Situngsperiode, wenn die Verſammlung die reis 
laflung verlangt; 2) Militärperfonen, welche zu einem mobilen Truppentheil oder 
auf ein in Dienſt geitelltes Kriegsfahrzeug einberufen werden, für die Dauer dieſer 
Berhältniffe. Die durch die Verhaftung entjtehenden Koſten hat der Antragiteller 
vorauszuzahlen, und zwar mindeitens für einen Monat; wird die Zahlung nicht 
rechtzeitig erneuert, jo wird der Zeuge feiner Haft von Amtswegen entlaffen. — 
In der StrafPO. find Vorjchriften über den Vollzug der Zwangshait nicht ent= 
halten; daß fich diefelbe von der Strafhaft unterjcheiden muß, ergiebt ſich aus der 
Natur der Sache. Anderer Meinung: Yöwe, ©. 278 N. 6f. Der analogen An- 
wendung der in der EPD. getroffenen Beitimmungen dürfte nichts im Wege jtehen 
und ausgejchloffen wären nur die über die Koften, welche im Straiprozeß natur: 
gemäß dem Staate zur Laſt fallen. — Nach erfolgter Aufhebung kann die Haft 
nöthigenfall® von neuem angeordnet twerden, wozu im Givilprozeß ein erneuter Ans 
trag dorausgefeßt wird, und zwar jo lange bis der Geſammtbetrag die zuläffige 
böchite Dauer erreicht hat. Ob die Wiederholung in demjelben Stadium des Ver: 
fahrens nöthig wird oder in einem andern, ift dabei gleichgültig. Entgegengejeßter 
Anficht iftv. Schwarze, ©. 204 N. 13. Die Beendigung des Verfahrens in der 
Inſtanz hebt die Haft zwar auf, jchließt aber, falls diejelbe überhaupt noch fort— 
gejeßt werden kann, nicht die Wiederholung in einem neuen Berfahren, d. h. weder 
in einer ferneren Inſtanz, noch bei Zurüdverweifung in die frühere Inſtanz, noch 
bei Wiederaufnahme des Verfahrens aus. Zwar find die gejeglichen Beitimmungen 
nicht ganz zweifellos, da $ 355 Abf. 2 der CPO. die zuläffige höchite Dauer über: 
haupt nicht erwähnt, und in $ 69 Abi. 2 der StraPD. die Beendigung des Ver: 
fahrens in der Initanz dem Ablauf des Marimums der Haftdauer in der Wirkung 
gleichzuftellen fcheint. Doch darf man daran feinen Anjtoß nehmen, um jo weniger 
als der Entwurf den Grundgedanken des Gejeges klar zum Ausdruck gebracht hat, 
indem er ($ 61) die Beendigung der Inſtanz als Aufhebungsgrund S Zwangshait 
dv, Holgendorff, Enc. II. Rechtälerifon III. 3, Aufl. 
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überhaupt nicht erwähnt. Die wirklichen Grenzen des Zwanges ſind nur im Ablauf 
der 6 Monate reip. 6 Wochen zu ſuchen und die Aufhebung bei der Beendigung 
der Inſtanz hätte faum bejonders hervorgehoben zu werden brauchen, da mit diejem 
Moment dad Zeugniß vorläufig jedenfalls überflüffig geworden ift, ein weiterer 
Zwang alfo ohnehin nicht gerechtiertigt wäre. 

Die Anwendung von Strafe und Exekutionszwang gegen den erjchienenen Zeus 
gen ift unabhängig von den bei Gelegenheit des Nichterfcheinens ergriffenen Maß— 
regeln und auch gegen den Zeugen zuläffig, der nach wiederholter Beitrafung zwangs— 
weile vorgeführt werden mußte. Sind fie erjchöpft, d. h. ift die Strafe einmal auf- 
erlegt und das Marimum der Zwangshaft erreicht worden, jo fönnen fie in dem— 
jelben oder in einem anderen Verfahren, welches diejelbe That zum Gegenjtande hat, 
nicht wiederholt werden ($ 69 Ab. 4 der Stra} D.). In der CPO. fehlt eine aus- 
drüdliche Beitimmung, doch wird allgemein die bei der Berathung des Entwuris 
von dem Bundesrathöbevollmächtigten ausgejprochene Anficht angenommen, welche 
dahin lautete: „Soweit e& fich in den verjchiedenen Inſtanzen um dafjelbe Zeugniß 
handele, dürfe die Zwangshaft in allen Instanzen zufammengerechnet nicht über 6 
Monate dauern. Wenn dagegen in der höheren Inſtanz das Zeugniß über einen 
anderen Punkt in Anipruch genommen und geweigert werde, jo könne deswegen von 
neuem eine jechamonatliche Zwangshaft vollftredt werden“ (vgl. Hahn, II. ©. 627). 
Identität des Verfahrens im Strafprozeß ift auch dann vorhanden, wenn dafielbe 
fich auf mehrere jelbjtändige Delikte erjtredt und der Zeuge bezüglich mehr als eines 
derjelben feine Ausjagen reip. deren Beeidigung verweigert. Identität der That Liegt 
vor, jo lange es fich um denjelben Straffall Handelt. Der Ausdrud „dieſelbe That“ 
muß im weitejten Sinne des Wortes verjtanden werden, derart daß neuhinzutre— 
tende Umftände, auch wenn fie den ftrafrechtlichen Charakter des Deliktes ändern, 
gleihwol die Jdentität nicht aufheben. Nur auf die objektive Seite fommt es an, 
jo daß diejelbe That auch dann noch vorliegt, wenn die Perjon des Beichuldigten 
gewechjelt Haben jollte, jobald nur derjelbe thatjächliche Vorgang noch in Trage 
ſteht. So jet auch Keller, ©. 80 N. 20, der früher annahın, es jei die That 
mit Beziehung auf die Perjon eines bejtimmten Ihäters gemeint. 

II. Zur Anwendung kommen diefe Maßregeln, jowol Strafe wie executio ad 
faciendum, innerhalb des Geltungsgebietes der Prozeßordnungen überall da, aber 
auch nur da, wo die Grforfchung der Wahrheit durch einen Richter oder ein Ge 
richt vorgenommen wird. Den Polizeibehörden und der Staatsanwaltichait jteht das 
Recht, 3. zu üben, niemals zu; nöthigenfall® muß letztere bei dem zuftändigen Amts— 
richter einen Antrag auf Vernehmung der Perjonen jtellen, welche auf ihre Vorla— 
‚dung nicht erfcheinen oder nicht ausjagen wollen. Berechtigt zur Anwendung find 
fowol das erfennende Gericht, wie der beauftragte oder erfuchte Richter (vgl. $ 365 
der CPO.) während des Hauptverfahrens, im Strafprogeß auch der Unterfuchungs- und 
der Amtsrichter (val. SS 160, 163, 164, 183) im Vorverfahren (&5 50 Ab. 3, 69 Abi. 
3 der Straf PO.). Unter beauftragtem Richter ift nach dem Sprachgebrauch der Prozeh- 
ordnungen (vgl. Löwe, ©. 120 N. 6b) dasjenige Mitglied des mit der Sache be= 
iaßten Gerichtes zu verftehen, welches mit der Vornahme einzelner Unterfuchungss 
bandlungen betraut wurde, während der erfuchte Richter, reſp. das erfuchte Gericht, 
dasjenige ift, welches dem mit der Sache bejaßten durch Vornahme von Unter— 
fuchungshandlungen Rechtehülfe leiſtet. In den verichiedenen Stadien des Straf 
progefjes fommen in Betracht: im Vorbereitungsperiahren der Amtärichter, 
in der Vorunterſuchung der Unterfuchungsrichter und der Amtsrichter als er 
juchter, im Hauptverjahren das erfennende Gericht, nicht nur deſſen Vorfigender 
in jchöffengerichtlichen Sachen, alſo Schöffen und Amtärichter, eventuell ein erjuchter 
oder beauftragter Eingelrichter. — Daß der erfuchte Richter — von dem beauftrag- 
ten gilt dafjelbe — Strafe und Zwangsmaßregeln jelbjtändig anwenden dar und 
nicht lediglich ald Mandatar des erjuchenden Gerichts handelt, unterliegt bei der 
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beſtimmten Faſſung des Geſetzes feinem Zweifel (vgl. Hahn, III. ©. 1232; Dochow, 
S. 127; von Schwarze, ©. 205 N. 15; Puchelt, ©. 1620. 6; Heller, ©. SO 
N. 17). Doch findet diefe Selbjtändigfeit ihre Grenzen daran, daß der Richter das 
Grfuchen eines im Inſtanzenzuge ihm vorgeießten Gerichtes überhaupt nicht und das 
eines andern nur dann ablehnen fann, wenn ihm die Örtliche Zuftändigfeit mangelt 
oder die fragliche Handlung in abstracto unzuläfftg ift (S159 des GVBG., vgl. Yöwe, 
S. 122 N.3b). Giner Ablehnung aber würde es gleich kommen, wenn er nicht 
alle gejetlich zuläffigen Mittel anmendete, um das Gefuch im Sinne des erfuchenden 
Gerichtes zu erledigen. Er muß daher die gejeßlichen Strafen gegen den nicht er— 
icheinenden Zeugen aussprechen, fall er deifen Entichuldigung nicht für genügend 
hält, und fich denjelben jchließlich vorführen laffen. Weigert der Zeuge die Aus— 
fage oder die Eidesleijtung und der Richter hält diefe Weigerung für berechtigt, jo 
wird er darüber an das erfuchende Gericht berichten, und, falls diejes fein Gefuch 
gleichwol wiederholt, jeßt eventuell die gejegliche Strafe auferlegen müſſen. Bezüg— 
lich der Zwangshaft, deren Berhängung fakultativ ift, Tann der erjuchte Richter 
natürlich, wenn ihm die Zwedmäßigkeit der Anwendung im gegebenen Falle zweifel- 
haft ericheint, von vorneherein an das erjuchende Gericht fich wenden, muß dann 
aber dem eventuell erneuten Griuchen im vollen Umfange nachfommen. So fann 
die Anordnung de facto von dem erjuchenden Gericht auägehen, während fie formell 
von dem erjuchtelt Richter vorgenommen wird (vgl. Yöwe, ©. 280 N. 10; Geyer 
in v. Holtzendorff's Handbuch, ©. 274, und Yehrb., ©. 516). Die Dispoſi— 
tion über die Höhe der zu verhängenden Strafe bleibt dabei jtets dem erfuchten 
Richter überlafien, der die Zwangshaft jedoch nicht aufheben kann, bevor diefelbe von 
ſelbſt endigt oder das erfuchende Gericht auf die Vernehmung verzichtet. 

Das Verfahren gegen den Zeugen ift ein durchaus formlofes, die Verhängung 
von Strafe und Zwangsmaßregeln geichieht durch einfachen Beichluß, dem ‚eine 
eigentliche Berhandlung nicht voraufgeht, doch ift im Strafprogeß $ 33 der StrafP OD. 
zu berüdfichtigen. Der nicht erjchienene Zeuge bat auf Anhörung dor Erlaß des 
Beichluffes jedenfalls feinen Anſpruch, um jo weniger als die Strafe eventuell jpäter 
noch rückgängig gemacht werden fan. Dagegen muß der erichienene, aber die Aus» 
fage oder den Eid verweigernde Zeuge gehört werden und hat der Richter jedenfalls 
das Recht, fich eventuell weitere Aufklärung über die von jenem etwa vorgebrachten 
und möglicherweife relevanten Behauptungen zu verichaffen. Im Givilprozeß muß 
über die Rechtmäßigkeit der Weigerung nöthigenfall® nach Anhörung der Parteien 
durch ein Zwiſchenurtheil entjchieden werden, welches durch ſofortige Beichwerde 
anfechtbar iſt ($ 352). Ueber die Form, in welcher der Beichluß dem davon Be— 
troffenen befannt zu machen ift, fehlen befondere Vorjchriiten, daher die allgemeinen 
Beltimmungen über Zustellung anzuwenden find. Da die Entjcheidung durch ein 
Rechtsmittel angefochten werden fann, jo muß fie nach $ 34 der Straf DO. mit Gründen 
verjehen werden. Das zuläffige Rechtsmittel ift die Beſchwerde, welche an feine 
bejtimmte Friſt geknüpft ift. Aufſchiebende Wirkung hat fie nur im Givilprozeß 
(vgl. $ 535 der GPO.). Berechtigt zu derfelben find ſowol die betroffenen Zeugen, wie 
die Parteien, ſoweit fie fich beichwert fühlen, im Strafprozeß namentlich auch die 
Staatdanwaltichait. $ 352 der StrafPO. ift nicht anwendbar, vgl. Löwe, ©. 614 
NR. 3. Im Uebrigen gelten die allgemeinen Beitimmungen über die Beſchwerde 
(vgl. 88 530 ff. der CPO.; SS 346 ff. der StrafPD.) auch hier. 

II. Dem 3. unterworien find alle Perfonen, welche der Zeugnißpflicht 
genügen müffen, auch die Militärperfonen, doch find bezüglich deren befondere in 
beiden Prozeßordnungen übereinjtimmende Anordnungen, wenigjtens rüdfichtlich der 
Strafe getroffen. Die Feſtſetzung und die Vollitredung der Strafe gegen eine dem 
aktiven Heere oder der aktiven Marine angehörende Militärperfon, d. 5. ſowol 
Perſonen des Soldatenjtande® alg auch die Militärbeamten, erfolgt auf Erſuchen 
durch das Militärgericht ($$ 345 Abi. 4,355 Abi. 4 der GPD., 850 Abſ. 4,69 Ab. 5 der 
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Straf PO.). Das Erjuchen geſchieht durch den betreffenden Civilrichter reip. den Vorſitzenden 
des betreffenden Gerichtes. Bezüglich der Zwangsmaßregeln iſt nur in $$ 345 Abf. 4 
und 50 Abſ. 4 vorgefchrieben daß die Vorführung auf das Erſuchen des Givilrichters 
durch die Militärbehörde geichehe. Ueber die Zwangshaft fehlen direkte Beitimmungen, 
val. jedoch SS 793, 794 der CPO. Ferner wurde in der Reichsjuſtizkommiſſion Folgende 
interpretation zu $ 365 der CPO. ($ 343 des Entwurfs) beichloffen und in die Zu— 
jammenftellung der jogen. authentischen Interpretationen aufgenommen: „Man ift in der 
Kommifftion darüber einverftanden, daß auch der Schlußabſatz des $ 343 nur auf 
den erjten nicht auch auf den zweiten Abjat diejes Paragraphen fich beziehe, da die in 
legterem angedrohte Zwangshaft feine Ungehorfamftrafe, jondern ein Grefutivmittel 
iſt, daß ferner auch die Grefutivhait nach S$ 738, 739 (793, 794 der CPO.) durch 
die Militärbehörde zu volljtreden, dagegen die Feſtſetzung derjelben durch S 343 
nicht der Militärbehörde zugewieſen ift.“ Dieje Interpretation auch auf den ganz gleich— 
lautenden $ 69 Ab}. 5 der Straf PD. zu beziehen, iſt wol ganz unbedenklich. Kontrovers 
ift, ob den Militamgerichten nur die Strafzumeſſung oder auch die Enticheidung 
darüber zujteht, ob fich ein Zeuge durch jein Verhalten gegenüber dem Givilgericht 
jtrafbar gemacht habe. Letzteres nehmen an: Dochow, ©. 169; Pucdelt, ©. 124 
N. 13; Voitus, ©. 117 N. 3, Kontroverien, I. ©. 20 ff; Geyer, Lehrbud 
©. 514, der früher anderer Meinung war, vgl. in v. —— — Handbuch 
©. 273. Nach Anſicht von Löwe, ©. 248 N. 22, ſteht die Enſſheidung über die 
Strafbarkeit jelbit dem Givilgerichte zu. Darin nun ift Löwe beizuftimmen, daß 
die Entjcheidung bezüglich der $S 50 und 69 der StrafPD. — und für die SS 345 
und 355 der GPO. liegt die Sache vollkommen ebenſo — eine einheitliche fein muß. 
Diefelbe wird freilich nicht im Sinne Löwe's getroffen werden fünnen. Daran 
hindert jchon, daß nach allgemeinem Sprachgebrauch unter der Befugniß, eine Strafe 
jeftzufegen, auch die Entjcheidung darüber mitbegriffen ijt, ob überhaupt Strafe ein— 
treten joll. Ferner hängt die Strafbarkeit des Nichterjcheinens häufig von thatjächlichen 
Umständen ab, die zu würdigen das Militärgericht bei Militärperfonen weit cher 
im Stande ijt als das civile. Endlich konkurrirt im Tall des unentichuldigten 
Nichterfcheinens, da die VBorladung ebenfalls durch die Militärbehörde geichieht (vgl. 
$ 343 der CPO., $ 48 Abi. 2 der StrafPD.) mit dem civilen Delift das 
militärifche des Ungehorfams gegen einen militärischen Befehl, in welchem Falle nad) 
den Grundjäßen über ideale Konkurrenz gar nicht SS 345 der CPO. oder 50 ber 
StrafPD., jondern $ 92 des Mil.StrafGB. zur Anwendung fommen müßte. 

IV. Die BVBorjchriften der Prozeßordnungen betrefis des 3. find nicht über das 
Gebiet auszudehnen, für welches jene Geſetze überhaupt Geltung haben. So einfach 
und jelbjtverftändlich diefer Sat jcheint, jo ſtößt er bezüglich der StrafPO. doch 
nicht jelten auf Widerjpruch. Denn da es feinem Zweifel unterliegt, daß $ 3 des 
EG. zur StrafPO. von dem fachlichen Geltungägebiet derjelben das Verwaltungs: 
und Disziplinaritrafverfahren ausschließt, jo ift mit Anerkennung des obigen Sabes 
zugleich auch die Thatjache anerfannt worden, daß in jenen Arten des Verfahrens 
die Beitimmungen über 3. nur dann anzuwenden find, wenn in den betreffenden 
Geſetzen auf das Reichsrecht direft oder indirekt, ſofern daſſelbe an Stelle des Landes— 
rechts getreten ift, Bezug genommen wird. Das ift 3. B. der Fall im Reichspojtgeich 
$ 28, im Neichsgejeß, betr. die Unterfuchung von Seeunfällen, $ 19, deifen Abi. 2 
aber die Anordnung von Haft zur Erzwingung eines Zeugniffes ausſchließt. Es 
wird aljo, wie Löwe S. 274 N. 1 richtig hervorhebt, die Frage nach Anwendbarfeit 
der StrafPO. bezüglich des 3. nur auf Grund der betreffenden Spezialgejeße zu 
beantworten fein. Uebrigens muß die Bezugnahme auf die StrafPO. deutlich aus— 
geiprochen jein und es genügt feineswegs, daß man einzelne Beitimmungen als einen 
jtilljchweigenden Hinweis möglicherweiie auffaſſen könnte. — Im Reichsbeamtengeiet 
vom 31. März 1873, welches in den SS 80 ff. ausführliche-Beitimmungen über 
das Disziplinarverfahren enthält, find weder direkte noch indirefte Vorjchriiten über 
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3. enthalten, die Ausübung eines ſolchen wäre alſo ungeſetzlich. Ebenſo Liegt die 
Sade für das Disziplinarveriahren gegen Preußiiche Beamte, bei welchem Zweifel 
nur injofern entjtehen könnten, ala die VBernehmung von Zeugen auch bier durch 
richterliche Beamte geichieht (vgl. Gef. vom 7. Mai 1851, betr. Dienjtvergehen der 
Richter, SS 27 u. 31) oder doch kommiſſariſch geichehen fann (vgl. Gel. vom 21. 
Juli 1852, betr. Dienftvergehen der nichtrichterlichen Beamten, $ 32), indem der 
von einer zuftändigen Disziplinarbehörde um Bornahme einer Zeugenvernehmung 
erjuchte Richter diejer Requifition Folge leijten muß. So Beichlüffe des Preußischen 
Obertribunald vom 12, Februar, 16. Mai und 5. November 1862 und Erkenntniß 
vom 26. März 1863 (vgl. Oppenhoff, Rechtiprechung ıc., Bd. II. ©. 249, 408; 
III. ©. 109, 374). Doch wäre e8 ein Trugichluß, anzunehmen, daß, weil diejelben 
Perjonen fungiren wie in einem eigentlichen Strafprozeß, nun auch, ungeachtet der 
prinzipiellen Berichiedenheit der in Nede ftehenden Unterfuchungen, diejelben Vor— 
schriften zur Anwendung kommen müßten. Das Preußifche Obertribunal hat freilich 
in einem für die Praris maßgebend gebliebenen Beichluß vom 10. Mai 1861 
(Oppenhoff, Rectipr., I. ©. 388) angenommen, daß auch in Disziplinarfachen das 
Zeugniß erzwingbar und die SS 7, 8, 312, 337 der Kriminalordnung anwendbar 
feien. Diejelben find, wie die Kriminalordnung überhaupt, durch die Deutiche StrafP OD. 
aufgehoben worden und fünnen auch für das Disziplinarverfahren nicht mehr ans 
gerufen werden, da fie eine direlte Beziehung auf dafjelbe gar nicht enthalten und 
fie ebenjowenig in den betreffenden Spezialgefeßen ausdrüdlich für anwendbar erklärt 
werden. Uebrigens wirde ihre Anwendung zu dem wunderlichen Berhältniß führen, 
daß der 3. in einem Disziplinarverfahren Härter, weil gejeßlich nicht beichränft, 
fein würde als im Strafprozeß jelbit. Daß es an einem Mittel fehlt, die Er: 
rüllung der auch für Disziplinarfachen vorhandenen Zeugnißpflicht zu erzwingen, 
iſt eine Lücke der Gefeggebung, die vorfommenden Falls um jo weniger eigenmächtig 
ausgefüllt werden darf, als es fich dabei um wejentliche Beichränfungen der perfönlichen 
Freiheit handelt, denen Niemand ohne gejeliche Anordnung unterworfen werden 
kann. Wenn Dochow (Zeugnißzwang, ©. 57 ff.), in Anfchluß an Laband's 
Auffaſſung des Disziplinarrecht, überhaupt die GPO. für amvendbar hält, jo dürfte 
dem de lege lata doch dafjelbe entgegenftehen wie der Anwendung der StrafPO., 
nämlich der Mangel einer gejelichen Anordnung, welche die Erſtreckung der betreffenden 
Vorschriften auch auf Disziplinarfachen rechtfertigen würde. 

In Defterreich find detaillirte gejegliche Vorfchriiten über das Zwangsver— 
fahren gegen Zeugen a) im Givilprozeß nicht vorhanden. Nur die Pflicht, vor 
dem Richter zu ericheinen und auszuſagen, it ausdrücklich anerfannt und dem Richter 
geitattet worden, deren Erfüllung durch Geld oder Arreftitraien zu erzwingen (vgl. 
$ 160 der Allg. Gerichtsordn. ; $ 232 der Weitgaliziichen Gerichtäordn. ; SS 185 i. f., 
192 U. 3 des KHaiferlichen Patents vom 3 Mai 1853). Das Verfahren hat fich in 
der Praris folgendermaßen geftaltet (vgl.v. Schrutka-Rechtenſtamm, ©.174 ff.): 
Menn der ordnungsmäßig geladene Zeuge nicht erfcheint oder die Ausſage verweigert, 
jo wird auf den Antrag des Produzenten nach Anhörung beider Parteien ein neuer 
Termin zur Vernehmung des Zeugen anberaumt und derjelbe noch einmal unter 
Androhung einer angemeflenen Geldftrafe vorgeladen. Gegen den wiederum unge» 
horfamen Zeugen wird die Strafe für verfallen erklärt und aladann, auf Antrag des 
Produzenten, der Zeuge abermals und zwar unter Androhung einer höheren Geld— 
jtrafe, eventuell der zwangsweifen Vorführung oder Verhängung einer angemeffenen 
Treiheitsjtrafe vorgeladen. Ueber das zuläffige Maß der im einzelnen Falle anzu— 
wendenden Grefutivmittel enticheidet das richterliche Ermeſſen, ebenjo darüber, ob 
die Geldftrafe dem Zahlungsunfähigen erlaffen oder in Arreft verwandelt werden joll. 
Gegen alle richterlichen Verfügungen tehen dem Zeugen Rechtsmittel zu, und zwar 
entweder der Rekurs oder die einfache Vorjtellung, von denen nur das eritere devo- 
lutive Wirkung hat (vgl. SS 9 und 10 des Geſetzes vom 9. Auguft 1854; R. G. Bl. 
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Nr. 208). Sind die nach Anſicht des Richters in concreto angemeſſenen Mittel 
erſchöpft, ſo wird ein peremptoriſcher Termin anberaumt und wenn es dem Beweis— 
führer nicht gelingt in demſelben den Zeugen zu einer Ausſage zu veranlaſſen, ſo 
bleibt ihm nur noch ein, in ſelbſtändigem Verfahren geltend zu machender Schadens— 
erſatzanſpruch gegen den ungehorſamen Zeugen übrig, während in der Hauptſache das 
Zeugniß als nicht erbracht angeſehen wird (über den Schadenserſatzanſpruch vgl. 
v. Schrutfa-Redhtenitamm, S. 155 ff.). — b) Im Strafprozeß find die zu— 
läſſigen Maßregeln im Geſetz jelbjt als executio ad faciendum bezeichnet, doch it 
diefer Charakter feineswegs fonjequent durchgeführt, da eine Wiederholung der 
Strafen nicht möglich ift. Geregelt it das Verfahren zunächit für die Vorunter: 
juchung ($ 159 fi. der StrafPD.), welche Beitimmungen auf das Hauptverfahren zu 
übertragen find, da nach $ 248 der Vorſitzende bei Abhörung der Zeugen die für 
den Unterfuchungsrichter ertheilten Vorſchriften zu beobachten hat. Das Verfahren 
iit folgendes: Wenn ein Zeuge der ihm zugejtellten Vorladung nicht Folge leiftet, 
jo geichieht feine neuerliche Vorladung unter Androhung einer Gelditrafe bis zu 
100 Gulden für den Fall des Nichtericheinens und unter der jerneren Drohung, daß 
ein Borführungsbefehl gegen ihn werde erlaffen werden. Bleibt der Zeuge ohne 
gültige Entjchuldigungsgründe dennoch aus, jo hat der Unterfuchungsrichter die Geld- 
jtrafe wider ihn zu verhängen und den Vorführungsbeiehl auszufertigen. In dringen- 
den Fällen kann der Unterfuchungsrichter jchon nach dem erjten nicht gerechtiertigten 
Ausbleiben gegen ihn einen Vorführungsbefehl erlaflen. Die Koften der Borführung 
bat der Zeuge zu vergüten. Gricheint der Zeuge, verweigert er aber ohne gejeglichen 
Grund ein Zeugniß abzulegen oder den Zeugeneid zu leiſten, jo fann ihn der Unter: 
juchungsrichter durch eine Gelditrafe bis zu 100 Gulden, und bei jernerer Weigerung 
in wichtigen Fällen durch Arreft bis zu 6 Wochen dazu anhalten, ohne daß deshalb 
die Fortſetzung oder Beendigung der PVorunterfuchnng aufgehalten werden muß. 
Colite ein der Militärbehörde unterftehender Zeuge ſich weigern vor dem Unter: 
fuchungsrichter zu ericheinen oder die abgeforderte Ausjage oder den Jeugeneid abzu— 
legen, jo hat fich der Unterfuchungsrichter unmittelbar an den Vorgeſetzten des Zeugen 
zu wenden, welchem es obliegt, denjelben zur Befolgung des Geſetzes anzuhalten. — 
Für die Hauptverhandiung bejtimmt ferner der $ 242: Wenn Zeugen der an fie 
ergangenen Vorladung ungeachtet bei der Hauptverhandlung nicht erjcheinen, jo kann 
der Gerichtshof deren ungefäumte Vorführung verfügen. Iſt diefe nicht möglich, jo ent- 
jcheidet der Gerichtshof nach Anhörung des Anklägers und des Angeklagten oder jeines 
DVertheidigers, ob die Hauptverhandlung vertagt oder fortgeſetzt werden und ftatt der 
mündlichen Abhörung jener Zeugen die Verlefung der in der Vorunterfuchung abge 
legten Ausjagen derjelben erfolgen ſoll. Daflelbe kann gejchehen, wenn das Zeugniß 
oder die Eidesleiftung verweigert wird (vgl. $ 252 N. 3). Der Ausgebliebene iit 
zu einer Gelditrafe von 5—50 Gulden zu verurtheilen. Iſt die Hauptverhandlung 
vertagt worden, jo hat er überdies die Koſten der durch jein Ausbleiben vereitelten 
Sitzung zu tragen. Auch kann, um jein Ericheinen bei der neu angeordneten Sigung 
zu fichern, ein Vorführungsbeiehl wider ihn erlaffen werden. Gegen die in Gemäß: 
heit des $ 242 auögeiprochene Berurtheilung kann der Zeuge binnen 8 Tagen nad) 
Zuftellung des gegen ihn ergangenen Erfenntniffes bei dem erfennenden Gerichtähore 
Ginipruch erheben. Wenn er nachzumweiien vermag, daß ihm die Vorladung nicht ge 
börig zugejtellt worden, oder daß ihn ein umdorbergejehene® und unabwendbares 
Hinderniß vom Erjcheinen abgehalten habe, wird die wider ihn ausgeiprochene Straie 
aufgehoben. ine Minderung derjelben, jorwie des auferlegten Koftenbetrages kann 
ausgejprochen werden, wenn er darzuthun im Stande ift, daß die Strafe oder 
Kojtenverurtheilung nicht im richtigen Verhältniß zu feinem Verſchulden oder zu den 
Folgen jeines Ausbleibens ſteht. Wird der Einspruch erft nach dem Schluffe der 
Hauptverhandlung erhoben, jo entjcheidet darüber der Gerichtshof erfter Inſtanz in 
nichtöffentlicher Sigung, in einer Berfammlung von 3 Richtern, von denen einer den 
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Vorfiß führt. Gegen das über den Einfpruch ergebende Erfenntniß ift fein Rechts- 
mittel zuläffig ($ 243). — Berläßt der Zeuge ohne Grlaubniß des Vorfigenden 
das Gerichtslofal, jo iſt zwar ein Vorführungsbefehl, aber feine weitere Zwangs— 
maßregel zuläffig. 

Sn Frankreich iſt ebenfalls der Grundjaß anerkannt, daß jeder ordnungs— 
mäßig geladene Zeuge feiner Zeugnißpflicht genügen muß, widrigenjalls er vom 
Richter in der gejelich vorgefchriebenen Weiſe dazu angehalten werden kann. 

a) Im Givilprozeß bezieht ſich der anzumendende 3. ſowol auf das 
Nichterfcheinen wie das Verweigern der Ausſage oder des Eides. Freilich fpricht 
das Gefeg nur von témoins defaillants, doch wird ganz übereinftimmend angenommen, 
daß darunter auch die Verweigerung der Ausfage begriffen ſei (vol. Schlink, U. 
©. 428; Gilbert, ©. 196 N. 1). Die widerjpenjtigen Zeugen müffen zur Zahlung 
einer bejtimmten Summe, von mindejtens 10 Francs, als Schadenserjaß an die Partei 
verurtheilt, und können außerdem mit einer Geldftrafe bis zu 100 Franes belegt 
werden. Sie find ferner auf ihre Kojten von neuem zu laden und, wenn fie wiederholt 
ihrer Zeugenpflicht nicht genügen, nochmals zu einer Geldjtrafe von 100 Francs zu 
verurtheilen. Außerdem kann aladann ein BVBorführungsbejehl gegen fie erlafjen 
werden. Die früher zur Beitreibung der Geldjtrafe zuläffige Erefutivhaft (contrainte 
par corps) ijt durch Geje vom 22. Juli 1867 aufgehoben worden. Die betreffende 
tichterliche Anordnung (ordonnance), welche übrigens ſofort volljtredbar iſt, kann 
durch Oppofition und Berufung angefochten werden. Wenn der Zeuge jpäter nach: » 
weift, daß er verhindert war zu erjcheinen, jo fann ihn der Richter, nachdem er 
jeine Ausjage abgegeben hat, noch nachträgli von Strafe und Koſten und jelbit 
von dem Schadenserjage an die Partei freifprechen (vgl. art. 263, 265 Code de 
proc&dure civile). 

b) Im Strafprozeß ſpricht art. 80 Code d’instruction criminelle den 
maßgebenden Grundjag aus, daß toute personne cit6e pour éêtre entendue en 
temoignage sera tenue de comparaitre et de satisfaire à la citation. Daß unter 
den legten Worten auch die Pflicht, Zeugniß abzulegen, verjtanden jei, wird kaum 
bezweifelt werden dürfen (vgl. in diefem Sinne Ortolan, I. ©.582, Faustin- 
Helie, nr. 5000, welche die communis opinio augjprechen, aber auch Goltdammer, 
Archiv Bd. X. ©. 816 ff. und die dort mitgetheilten Gutachten). Die Nicht: 
erfüllung diejer Pflicht zieht eine Gelditrafe von höchitens 100 Franc nach fich, 
außerdem kann ein VBorführungsbefehl erlaffen werden (vgl. art. 92). Das Gejeß 
Ipricht zwar von contrainte par corps, doch ijt darunter nach Annahme der Fran— 
zöfifchen Jurisprudenz (vgl. Trebutien, II. ©. 240) nicht Exekutivhaft, jondern 
ein mandat d’amener zu verjtehen. Anderer Meinung find die Rheinpreußifchen 
Gerichte und das Obertribunal gewejen (vergl. Goltdammer, Archiv 1. c. und 
Erkenntniß vom 18. September 1873 — Oppenhoff, NRechtiprehung, Bd. 14 
©. 547 ff.). Diefe Maßregeln werden auf Antrag der Staatsanwaltjchaft ange: 
wendet durch den Unterfuchungsrichter, art. 80, den Polizeirichter, art. 157, und 
das Zuchtpoligeigericht (tribunaux en matiere correctionelle), art. 189, welche jedoch 
erit bei einem zweiten Ausbleiben contrainte par corps im obigen Sinne anwenden 
tönnen (vgl. auch art. 304). Wenn der Zeuge auf die zweite Vorladung bin 
ericheint und genügende Entjchuldigungen vorbringt, jo kann ihm, nach Anhörung 
der Staatsanwaltichait, die Strafe erlafjen werden (art. 81, 158, 189). — Bezüglich 
des Schmwurgerichtöverfahrens find bejondere Beitimmungen getroffen. Dabei iſt 
nämlich zu unterjcheiden, ob das Ausbleiben rejp. die Zeugniß- oder Eidesverweigerung 
eine Vertagung der Verhandlung bis zur nächſten Seffion herbeigeführt hat, oder 
ob innerhalb derjelben Situngsperiode ein neuer Termin anberaumt wurde. Im 
eritern Falle (über deffen Eintritt vgl. art. 354) werden dem ungehorjamen Zeugen 
außer der nach art. 80 verwirkten Strafe, auf Antrag der Staatsanwaltjchaft, nicht 
auch des Angeklagten, durch ein Urtheil die jämmtlichen dadurch entjtandenen Koften 


1432 Zeugnißzwang. 


zur Laſt gelegt, zu deren Zahlung er durch contrainte par corps, d. h. hier durch 
Grefutivhaft, angehalten werden kann. Außerdem ift zwangsweiſe Vorführung zuläffig 
(vgl. art. 355). Wie gegen alle Sontumazialerfenntniffe, it auch gegen dieſes 
DOppofition zuläffig und es kann daraufhin Freiſprechung erfolgen, wenn der Zeuge 
nachträglich einen genügenden Entichuldigungsgrund vorbringt. — Hat die Vertagung 
innerhalb derjelben Periode jtattgefunden, jo findet art. 355 feine Anwendung 
(vgl. Faustin-Helie, nr. 4962). — Nad) art. 236 Code penal wird der Zeuge, 
welcher eine faliche Entichuldigung vorbringt, mit Gefängniß von ſechs Tagen bis zu 
zwei Monaten beitraft. 

In England wird 3. a) im Givilprozefie nur injofern ausgeübt, als 
Terjonen, deren Gricheinen vor Gericht zweifelhaft ift, auf Antrag der Partei durch 
einen vrichterlichen Befehl vorgeladen werden. Derielbe heißt Writ of sub poena, 
weil darin eine Strafe von 100 £ für den Fall des Ausbleibens angedroht wird. 
Dieſe Strafandrohung ift jedoch regelmäßig eine leere Form, faktiich wird ein Geſetz 
der Königin Glifabeth (5 Eliz. c. 9) noch heute angewendet, welches den Zeugen 
zum vollen Schadenserjag und zur Zahlung einer Privatitrafe von 10 £ an den 
Produzenten verpflichtet. Doch ift die sub poena Yadung infofern wichtig, ala gegen 
den jo Geladenen eventuell ein Verhaftsbefehl (attachment) erlafjen und die Haft fort— 
gejeßt werden fann, bis der Zeuge fich fügt, zu welchem Ende das Beweisverfahren 
verschoben werden darf. Doch braucht fein Zeuge zu ericheinen oder auszuſagen, 
dem nicht * der Ladung Deckung für ſeine Baarauslagen angeboten worden iſt. 
außerdem — kann der Zeuge, welcher fich weigert, vor dem Friedensrichter eine 
ichriftliche Verpflichtung (recognizance) zu unterjchreiben, daß er in der Hauptver— 
handlung ericheinen werde, oder deſſen Gricheinen ſonſt zweifelhaft ift, bis zur Haupt— 
verhandlung in Haft genommen werden. Uebrigens gilt die Weigerung eines Zeugen, 
jeine Ausſage abzugeben oder den Eid zu leisten, als Nichtachtung der richterlichen 
Autorität (contempt), welche die Gerichtshöfe berechtigt, den Ungehorfamen jo Lange 
in Daft halten zu laffen, bis er fich fügt. Nur die Friedensrichter find durch die 
Parlamentsacte 11 und 12 Viet. c. 42 u. 43 jowol in der Vorunterſuchung, als 
in dem ſummariſchen Hauptverfahren in der gedachten Befugniß dahin beichräntt, 
daß die von ihmen zu verhängende Haft den Zeitraum von fieben Tagen nicht 
überfteigen darf. 

Siaba.: 1) Deutjches Reich: CPO. SS 345, 346, 355, vgl. Hahn, Materialien, II. 
©. 44, 15 (Entwurf SS 334, 335, 343), 310 f, 313 (Motive), 62 ff., 627 #. (Kommiifions: 
berathung J * 1007, 1009 (2. Zejung), 1191 (Interpretationsbeichluß zu u 343 des Entw., 
355 des Geſ.); StrafP BO. loal. SS 50 u. 69, Hahn, Materialien, IH. S. 10 u. ii 
(Entwurf 88 18, 61), 114— 150 (Motive), 593, 612 ff. (Kommitfionsberathung 1. Zejung), 
1206, 1211, 1232 (2. Lefung), 1733, 17712. Plenarberathung), 2037, 2056 (3. Blenarberathung). — 
2) 8 efterreic: $ 160 Allgemeine Ger.Orbn.; $ 232 Weſt galigifche Ger.Orbn.; &$ 185, 192 
des faiferlichen Watentes vom 3. Mai 1853, R.G.BL. Nr. 81 Gerihteinftruftion). Etraf RD. v. 


23. Mai 1873 88 159, 160, 161 Abi. 3 3,242, 243, 252 Nr. 3. — 3) Frankreich: Code de 
a civile art. 263-265; Code d’instruction criminelle art. 80, 81, 157, 158, 189, 


git.: —— in Weiske's Rectäleriton s. v. Zeugen, Bd. 15 ©. 835 fi. — 
Kayier, er 3. im Strafverfahren in geichichtlicher Entwidlung, 1879 (Deutiche * 
und rare | Bett . — 1) Deutihland: Zahariä, Handbuch des Deutichen 
StrafPrz ©. val. dort auch bie ältere Literatur. — Goltdammer's 
Archiv ꝛc. X. ©. 820 Ir xl. ©. 816 ff. — Allgemeine Deutſche Strafrechtäzeitung 
II (1863), ©. 429 ff; Sundelin, ebb. ©. 133 fi; John, ebd. IV. (1864) 
©. 546 ff. — Gutachten für den er eg Yuriftentag von Geyer und vd Tippels- 
kirch, le _Berhandlungen I. ©. 54-61, 78—101, aud die ftenographiichen Berichte 
in Bd. I 188—209, 62-70. — Doom, Der 3. Iena ne — Rubo, lebe 
den fogen. 3, Berlin 1878; dazu Detfer im Archiv für Straf®. XXVI. 113 ff. — Ferner 
die Kommentare zu den betreffenden Paragraphen der CPO., bei. von: len Gaupp, 
Kleiner, Peterien, v Sarmwey, Seuffert, Strudmann & Kod (3. Aufl.), Ende: 
mann, Der Deutſche Givilprozeh, Bd, IL; ber ‚EtrafPO. von: v. Bomhard & Koller 


Ziegler — Zimmern. 1433 


Dalde (2. Aufl.), Keller (2. Aufl.), und Aufl), Puchelt, v. Schwarze, Thilo, 
Voitus. — Voitus, Kontroverfen, Bd. I. — "Ferner: Dohom, Der RStrafPr 
— > E. 166 ff. — Geyer in v. Hoipenborfi 8 Handbuch des Deutſch Straf. 
; 270 fi; Derjelbe, Lehrbuch des gemeinen Deutichen StrafPrz.R., 512 
2) — Pratobevera, Materialien für Geſetzkunde u. Rechtäpfleg e ꝛc., vo. 
S. 307 ff. — v. Schrutfa:-Redtenftamm, Zenanikpflicht und 3. im Defterreichifchen Givils 
prozeß, Wien 1879, bei. S. 152 ff. — Mitt —* bacher & Neumayer, Erläuterungen zur 
Strafe; vom 23. Mai 1873, u Bad bei. ©. 352 ff. — Ullmann, Das —— 
Straf Prz R., Innsbruck 1879, fi. — Mahlberg in Grünhut, Zeitſchrift xc. I. 

171 fi. — 3) Franfreid: Bonnier, Traite a et pratique des preuves en 
— ui et en droit criminel, IVöme dd. 1873, bei. I. 341 ff. (or. 266). — Gilbert, 
Code de procedure civile avec supplement, 156 1867 und bie Berk Eitirten. — Schlink, Kom: 
mentar über die Franz. ERD., 27 ff. — Boitard, Legons de droit crimi- 
nel etc., XIeme ed. par Faustin-Helie, 1876 nr. 596, 679, 710. — Faustin- -He&lie, 
Trait& de l’instruction criminelle ou Theorie du code d’instruction criminelle, Bruxelles 1865, 
bei. nr. 2409 ss., 3715 ss., 4196 ss., 4961 ss. — Morin, R£pertoire general et raisonne de 
droit criminel 8. v. Temoins, II. p. 741, 746. — Ortolan, Elöments de droit penal, 
IVeme éd. par Bonnier 1875, II. 581. — Trebutien, Cours elementaire de droit 
eriminel, ll. &. 239. — 4) England: Rüttimann, Der Englische — Leipzi 
Bel, bei. e. 171. — Glajer, Das Engliid: Schottifche Strafverfahren, Wien 1850, Be 
E. 70 ff. — Stephen, Commentaries on the laws of Fee | 1868 Vol. 4 ©. 427. 

v. Lilienthal. 


Biegler, Gaspar, 5 1621. zu Leipzig, zuerſt Theologe, dann Juriſt, Prof. 
und Ordinarius in Wittenberg, T 1690. 
Schrift: De juribus majestatis tract. academ., Vitenb. 1681. 
Lit.: Schulze, Einl. in das Deutſche Stantöredht, Leipzig 1867, ©. 70. 
Teich mann. 


Zilettuß, Johann Baptifta oder Jordanus, 5 in Venedig, lebte in 
der zweiten Hälfte des 16. Jahrh. 

Schriften: Index librorum juris, ed. 2 Venet. 1563. — Consilia. —- Collectio consil. 
matrim., Francof. 1578. — Teichmann. 


Zimmermann, Ernſt Wilh. Ludw. Karl, 531.1. 1812 zu Rüſſelsheim, 
itudirte in Marburg und Heidelberg, nach großen Schwierigkeiten (jeitens des Kur— 
fürjten) endlich 1834 zum Gramen in Kafjel zugelaflen, 1839 Affeffor am Ober- 
gericht in Hanau, 1846 Staatsanwalt mit dem Prädikat Yuftizrath, 1848 Ober- 
gerichtsrath in Marburg, nahm Dezember 1850 feine Entlaffung, wurde Privatdozent 
in Warburg, 1852 nach Bafel als ord. Profeffor berufen, ging 1854 ans Ober- 
appellationägericht in Lübeck, 7 7. V. 1877. 

Schriften: Archiv für civ. Praris, Bd. 29 ©. 212 ff., 454 ff; - 34 ©. 192 ff., 

23 ff. — Neues Arhiv für H.R., von Voigt und Heiniden, Bd. I. 48—82. — Gut: 
abe für den 9. Juriſtentag: Soll dad ünjlig gem. Deutiche Obli raten die verbind⸗ 


lihe Kraft bes ee Re aufnehmen? (1I. 455—502). — Der Glaubenseib, 
Marb. 1863. — Morgenblatt 1865, Wr. 19—20 

Lit.: Mittheilungn aus dem Xeben * hanſeatiſchen Oberappellationsgerichtsraths 
Ernſt Zimmermann (vom Schwiegerſohne Schön) Kübel 1879. — Liter. Centralblatt 
1868, Nr. 44. Zeihmann. 


Zimmern, Siegmund Wilhelm, & 4. III. 1796 zu Heidelberg, jtudirte 
in Heidelberg, Berlin und Göttingen, wurde Privatdozent in Heidelberg, 1821 
Badischer Rath, trat zum Chriſtenthum über, 1821 ord. Profeſſor, ging 1826 
nach Jena, wo er 1827 Rath am Oberappellationögerichte wurde, 7 9. VI. 1830 
in Heidelberg. 

Schriften: De Muciana cautione, Heidelb. 1818. — Syſtem ber Röm. Noralflagen, 
Heibelb. 1818. — Röm.:rechtl. Unteriuchungen f. Wiſſenſchaft u. Ausübung Kae 
Heibelb. 1821. — Grundriß des gem. Grbrechts, Heidelb. 1823. — Geich. des Röm. Privat: 
rechts bis Juſtinian, Foo 1826, 29. (III. Bd.: Ter Röm. Giv. Proz. bis auf Juftinian), 
franz. dv. Etienne, 

"Sit; : Arc. f. cid. — Bd. I—V., VIL, VII, IX. XL — Ztſchr. f. Civ.Recht u. Proz. 

47—56. — Neuer Nekrolog der Deutfäen, VII. ©. 486— 488. zeigmann. 
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Zinſen (fenus, usurae) nennt man eine Quantität vertretbarer Sachen, welche 
al3 der Grtrag einer anderen größeren Quantität gleichartiger Fungibilien (Kapital, 
caput, sors) fich darjtellt ; diefer Ertrag wird von dem an dem Kapital gleich einem Eigen— 
thümer Berechtigten dadurch gewonnen, daß das Kapital von einem Andern ihm 
gejchuldet und dieſer entweder nach gejeglicher Vorſchrift oder nach Privatdispofttion 
verpflichtet wird, ihm, jolange er das Kapital nicht heraus-, rejp. zurüdgegeben hat, 
zu gewiffen Zeiten eine Leiſtung gleichartiger Fungibilien zu machen, ohne daß dieſe 
ala eine Abjchlagszahlung auf das Kapital anzujehen wäre. Weſentlich ift dem 
Begriffe der 3. übrigens noch, daß deren Betrag zu einer gewiflen Einheit der 
Kapitalajumme in Beziehung gejeßt ſei (Zinsfuß). Schon nad) Römiſchem Recht 
ward als regelmäßige Hapitalseinheit die Ziffer 100 betrachtet, nur rechnete man 
nicht jährliche Prozente, wie heutzutage, jondern monatliche, jodaß 3. B. semisses 
usurae = !, Proz. monatlich, aljo 6 Proz. in unferem Sinne; indefjen war 
früher der Zins immer ein Bruchtheil des Kapitals (unciarium fenus = !/,, Kapital 
oder 84/, Proz. jährlich), und jo findet fich noch in nachkonjtantinifcher Zeit als 
Negel eine andere Rechnungseinheit, der Solidus, von dem man °/,, (3 siliquae) 
jährlich, alfo Y,; des Kapitals, berechnete (Marquardt, Römijche Staatöverwal: 
tung, II. 57—63; Streuber, Der Zinsfuß bei den Römern, Bajel 1857). 

Nach dem Gejagten giebt es aljo nicht blos Geldzinjen, fondern auch Zinſen 
von Feldfrüchten in Feldfrüchten beftehend (ec. 11, 23 C. h. t.), von aurum, argen- 
tum, vestis (c. 25 ib., wozu übrigens zu vgl. Ihering, Jahrb. f. Dogm. XL. 
334 ff.) u. j. w. Indeſſen läßt man, wo die Leiftung folcher Zinfen nicht ausge: 
macht ift, bei derartigen Kapitalobjeften mit Recht jtilljchweigende Suppofition des 
Geldwerthes des — zu und verwandelt die 3. in Geldzinſen (vgl. fr. 3 34; 
fr. 1788 D.h.t.;c. 2 C. 4, 2), auch ijt die Gewährung anderer WVortheile 
(3.3. habitatio, natürliche Früchte, c. 14, 17, 11 C.h.t.; fr. 11 8 1 D. 20, 1) 
anjtatt der eigentlichen 3. durch Privatsbispofition nicht. ausgeichloffen. — Nach 
dem Gejagten können ferner die 3. nicht ohne einen Anjpruch auf das Kapital ent- 
ftehen und beftehen, möge nun das Kapital vor Begründung des Zinsanfpruchs in 
den Händen des Forderungsberechtigten gewejen fein (3. B. regelmäßiges Darlehn) 
oder nicht (3. B. gewöhnliche Schuldiorderung auf vertretbare Sachen, Anſpruch 
wegen negotiorum gestio), und mag der Anjpruch auf das Kapital ein dinglicher 
oder perfönlicher fein. Mit völliger Aufhebung des Anſpruchs auf das Kapital geht 
demgemäß auch der Anfpruch auf die 3. völlig unter (Windicheid, $ 259, 8 
und c. 26 pr. C. 4, 32). Dennoch fann die Zinsverbindlichkeit, Se an ſich 
ftetö eine obligatorifche, nicht dingliche ijt, in einem verjchiedenartigen Verhältnifie 
zur Verbindlichkeit auf Auslieferung des Kapitals ftehen: entweder ift fie nur eine 
Erweiterung der letzteren (gleich der Alluvion im Sachenrecht) oder fie führt neben 
jener ein jelbjtändiges Dafein (etwa gleich der insula in flumine). Griteres war 
nach Römifchem Rechte der Yall, wo 3. „officio judieis praestantur“, Letzteres, wo 
diefelben „in obligatione sunt“, d. h. die auf einem pactum bonae fidei contractui 
adjectum oder auf bloßer Rechtövorfchriit beruhenden 3. mußte der Richter, ohne 
daß auf fie befonders geklagt worden war, zuerfennen, ja auf fie fonnte nicht anders 
als mit Einforderung des Kapitals zugleich geklagt werden; dagegen die in einem 
negotium strieti juris beredeten 3. (stipulatio, Damnationslegat) mußten bejonders 
begehrt werden, weil fie auch bejonders formell beredet werden mußten. Dieje 
Römiſch-rechtliche Unterfcheidung hatte noch andere Sonjequenzen, jo die, daß bei 
den Offizial-3. die Litisfonteftation des Kapitalanſpruchs den Anspruch auf die 3. 
fonfumirte, bei den anderen 3. nicht (Garus, a.a.D.8 8 ©. 34 ff). Dagegen 
fonnte Verpfändung und Verbürgung für die Kapitalichuld gewiß auch die blos in 
obligatione befindlichen 3. und mußte nicht nothwendig die Offizial- 3. umfaflen 
(Windjcheid, I. $S 226, 5; II. $ 477, 26, 28, Carus, a.a.D. ©. 51, 52) 
und für das Heutige Gemeine Necht ift es überhaupt zweifelhaft, inwieweit der 
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Unterjchied zwiſchen Offizial- 3. und denen quae in obligatione sunt noch zur 
Geltung komme. Jedenfalls find die obigen progefjualifchen Unterfchiede heutzu— 
tage weggefallen, das EG. zur Deutichen CPO. 8 14 Abi. 2 Nr. 5 ſetzt ausdrück— 
lich die Vorfchriften, nach welchen eine Nebenforderung als aberkannt gilt, wenn 
über diejelbe nicht entichieden ift, außer Kraft (Mandry, Givilrechtlicher Inhalt 
der Reichsgeſetze, 204, 25). Auch ift die Uebertragung des Begriffes der Offizial-3. 
und der 3. in obligatione auf den Unterjchied der 3. nach ihrem Entftehungsgrund: 
die gejeglichen jeien Offizial-3., die auf einer an fi) Obligationen begründenden 
Thatſache beruhenden feien in obligatione (Windſcheid, $ 259, 9, 10): doch 
nicht jo zweifellos. Selbſt die Schriftiteller, welche den Unterfchied aufrecht erhalten 
wollen, wifien eigentlich fein anderes wefentliches Unterſcheidungsmerkmal aufzuführen, 
als dies, daß bei den Offizial-3. die wiffentliche Empiangnahme des Kapitala ohne 
die fälligen 3. den Gläubiger des Anſpruchs auf die 3. beraube, und fie jtreiten 
nur noch darüber, ob der Gläubiger diefe Verwirkfung durch Erklärung eines Vor: 
behalts abwenden könne (Windfcheid, $ 259, 12; Göppert, Arndts, Unger) 
oder nicht (v. Wächter, Sintenis, Wefterburg, j. Gitate bei Windſcheid). 
Gegen jegliche heutige Bedeutung des Unterjchieds erklären ih Randa, a. a. O. 25; 
Carus, a. a. D. 23, 42 ff. 

Die Verbindlichkeit, 3. zu zahlen, entfteht entweder auf Grund einer darauf 
bezüglichen Privatdispofition oder nach gefehlicher Vorſchrift ipso jure oder, ſoweit 
der Richter Obligationen durch Urtheil begründen kann, durch richterliche Verfügung. 
Die Fälle gejelicher Begründung der Zinspflicht nach Gemeinem Recht find: Ber: 
zugs⸗Z., 3. bei Leiftung des Intereſſe, 3. für Geldforderungen des Fiskus und der 
Minderjährigen von der Trälligkeit der Forderung an, 3. des Kaufpreifes nach Tra— 
dition des Kaufobjekts, 3. der Judikatsgeldfumme vom Beginne des 5. Monats 
nach dem Urtheil an, 3. des fremden Geldes, welches Jemand entweder unberechtigt 
in eigenen Nuten verwendet oder nicht, wie er ſoll, nutbar anlegt, 3. der Auslagen, 
welche man Jemandem erjeßen muß, von der Ausgabe an. (Weitere gejebliche 
Zinsverbindlichkeiten im Ginzelnen, welche fich unter einige der angegebenen Kate— 
gorien einreihen lafien, j. bei Arndts, $ 208,2.) Andererieits giebt e8 aber auch 
Fälle gejehlicher Zinsbefreiung: fiscus ex suis contractibus usuras non dat 
(Seuifert, II. $ 245, 11), der promissor einer Schenkung ijt frei von Ber: 
jug3=3. und poenarum usurae peti non possunt (Arndts, $ 207, 3 9. E.). 

Die blos durch Rechtsfag begründeten 3. nennt man geiegliche im Gegenjaß zu 
den Konventional= und richterlichen 3. Indeſſen verfteht das Römische Recht unter 
legitimae usurae nicht die gejeglichen in diefem Sinne, jondern die 3., welche den 
gejeßlich erlaubten Zinsfuß nicht überjchreiten. Es Hat nämlich ſchon das Römiſche 
Recht, um dem Wucher zu jteuern, für die Konventional-3., mit Ausnahme des 
noch im Juſtinianiſchen Nechte feiner Beſchränkung unterworfenen fenus nauticum 
(j. Ihering, Jahrb. j. Dogm. XIX., 1880, ©. 2—23), Zinsmarima feſtgeſetzt; bis 
auf Juftinian war 12 Proz. jährlich die Regel, Juftinian erlaubte nur 6 Proz, 
privilegirte aber gewilfe, dem fenus nauticum verwandte Gefchäfte (ſ. Jhering 
a. a. D.) bis zu 12 Proz., jowie gewiſſe Perjonen dahin, daß diefe entweder mehr 
jollten nehmen dürfen (8 Proz.) oder daR von ihnen auch nicht jo viel follte ge— 
nommen werden (4 Proz.) (ji. c. 26 SS 1, 2 C. h. t.; Nov. 32—34). Die Wir: 
fung der Ausmachung über das Marimum ift Klaglofigkeit Hinfichtlich des zu viel 
Beriprochenen, Anrechnung des zuviel Empfangenen auf das Kapital (c. 2684 cit.). 
Die Höhe der geſetzlich begründeten 3. war in den einzelnen Fällen normirt: 12, 6, 
4, 3 Proz. jährlich (j. Arndts, 88 208, 2, 222, 2; Windſcheid, $ 260, 2); 
auch auf fie aber jcheint fich die Juftinianifche Reduktion auf 6 Proz. zu beziehen, 
ſoweit fie nicht jchon unter diefem Marimum ftanden (c. 26 S 2 i. f. eit.). 

In Deutjchland Fam übrigens vor den Yuftinianifchen Grundjägen das Kano— 
niſche Recht zur Geltung, welches auf Grund von II. Mof. 22, 25; III. 25, 35—37; 
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V. 23, 19, 20 jeden 3. verbot und das Zinsnehmen als privilegium odiosum den 
Juden überlief. Erſt die Neichsgefege "gingen unter dem Ginfluß des Römiſchen 
Rechts in einzelnen Fällen, 3. B. durch ausdrüdliche Zulaffung des Rentenkaufs, 
dem Kanonifchen Zinsverbot zu Yeibe, und jo wurde diejes gewohnheitsrechtlich anti— 
quirt; das Juftinianische Necht mit dem 6progentigen Zinsmarimum ward rezipirt 
und nur in Anlehnung an spezielle reichögeiegliche VBorichriiten das 6 progentige 
Marimum in ein 5 prozentiges verwandelt, nicht ohne daß jedoch die Zuläffigfeit 
des „ſechſten Zinsthalers* eine Zeitlang noch behauptet worden wäre (Windicheid, 
Ss 260, 3). Nach geltendem Gemeinen Recht nahm man denn noch neuerdings 
5 Proz. jährlich als das höchite erlaubte Zinsmaß für alle geieglich oder vertrags— 
mäßig begründeten Zinsverbindlichkeiten, höchitens mit Ausnahme des fenus nauticum 
(und der Judifats= 3.: muß man arg. c. 2 C. 7, 54 hinzuießen), an (Arndts, 
Ss 210, 3). Seit der Einführung des HGB. Art. 292 ift dies für die bei Handels— 
geichäften bedungenen 3. anders geworden, infofern die don einem Kaufmann auf 
genommenen Darlehen und die Schulden eines Kaufmannes aus Handelsgeichäften 
von jeder Zinsichranfe entbunden, die Handelsgeſchäfte im Uebrigen mit einem 
Marimum von 6 Proz. belegt worden find; 6 Proz. gelten auch als „gejegliche“ 
3. bei Handelsgeichäiten (Art. 287). — Sodann hat das zum Reichsgeſetz erhobene, 
nur in Bayern (wegen eines dort am 5. Dezember 1867 erlaffenen Gejehes) nicht 
rezipirte Norddeutiche Bundesgeieg vom 14. November 1867, betreffend die vertrags— 
mäßigen 3., die Zinsichranfe bei Konventional-3. durchgängig befeitigt und nur bei 
Feſtſetzung von mehr ala 6 Proz. dem Zinsichuldner 6 Monate nach Vertragsſchluß 
das unverzichtbare Recht 6 monatlicher Kündigung der ganzen Schuld verliehen (Aus— 
nahmen von der leßteren Vorſchrift j. SS 2, 3 des Geſetzes). So beiteht denn das 
gemeinrechtliche Marimum von 5 Proz. nur noch für die gejeglich und richterlich 
begründeten 3. außer Judikats-3. (f. oben), jedoch ſoll nicht blos bei den Kon— 
ventional=3., jondern auch bei den gejeglichen da, wo eine beitimmte Norm nicht zu 
finden ift (alfo nicht bei den gejeßlichen 3. des HGB., wegen Art. 287), im Zweifel 
der Ortögebrauch den Ausjchlag geben (Windſcheid, $ 260, 5). Daran bat das 
neue Reichsgejeß, betreffend den Wucher, vom 24. Mai 1880 nichts weiter geändert, 
als daß es die bei Darlehen oder Stundung einer Geldiorderung unter Ausbeutung 
der Unerfahrenheit u. j. w. des Schuldners, oder auch bei anderen Gejchäften, aber 
wechielmäßig, auf Ehrenwort u. j. w. erfolgten Verabredungen, falls fie dem Gläubiger 
Dermögensvortheile gewähren, welche den üblichen Zinsfuß auffallend überjchreiten, 
für ungültig erflärt und, fall der Schuldner oder Jemand für ihn bereits geleiftet 
hätte, die Rückgabepflicht normirt (5 Jahre lang, geießliche 3. vom Tage der 
Yeiltung an: Art. 3 des Geſetzes). 

Das Römische Recht Hat im Intereſſe der Verhütung des Wuchers noch meitere 
Vorſchriften al die über das Zinsmarimum gegeben. 1) Sinfichtlich der Zinſes-3.: 
es dürfen nicht von rüditändigen, unbezahlten 3. wieder 3. genommen werden, fei 
es nun auf dem Wege, daß man die Nüdjtände zum Kapital ichlägt, oder daß man 
fie als bejonderes Kapital darjtellt (jpäter jog. anatocismus conjunctus, separatus). 
2) Der Zinslauf hört auf, jobald die rüditändigen 3. (in ungloffirten Stellen heißt 
es ſogar: die bezahlten, j. Mrndts, $ 209, 3) in ihrer Summe die Höhe des 
Kapitals erreichen (ne ultra duplum s. alterum tantum). 3) Auch alle Gejchäfte 
jur Umgehung der beiden obigen Verbote find ungültig, 3. B. Vorabzug der 3. 
(vol. e.26 $4C.h. t.) contractus mohatrae (Windjcheid, $ 261,5. Zweifel— 
haft, ob Novation: Arndts, 8 209, 2; Windjcheid, $ 261, 2). — Die Wir: 
fung der Umgehung iſt in allen drei Fällen die gleiche, wie bei Ueberfchreitung des 
Zinsmarimum (ſ. oben). — Bon diejen 3 Fällen find durch das moderne Reichärecht 
die beiden erften nur für das Handelsrecht und zwar der zweite für alle Handels— 
geichäfte, der erite jedoch auch nur für das Kontoforrentguthaben unter Kaufleuten 
außer Kraft gejegt worden (HGB. Art. 293; 291,1), freilich hat das Reichs-Z.geſetz 
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von 1867 S 4 nur die privatrechtlichen Beitimmungen über Zinjes = 3. ausdrücklich 
aufrecht erhalten (ſ. Mandry, Civilr. Inh. d. Reichsg, 301). Das Verbot der 
Vorwegnahme von 3. dagegen, nicht aber auch die Ungültigkeit der übrigen Um— 
gehungsgeichäite (wie Mandry, 299, 7 anzunehmen jcheint) iſt für allgemein 
unanmwendbar zu erachten. 

Von den geltenden Kodififationen behandeln die älteren (Preußiiches Allg. LR. 
1. 11 $S 803 — 852; Code civil art. 1905 ss.; Defterreichiiches Allg. BGB. 
85 993— 1000) die Yehre von den 3. beim Darlehn, das Sächſ. BGB. 88 673—684 
dagegen, der herrichenden Theorie folgend, bei den Gegenjtänden der Forderungen 
(der Entw. eines Schweizeriichen Obligationenrechts von 1875 wieder beim Darlehn, 
aber nur Art 320— 322). Dagegen erkennt einerjeits (3. B. das Preußische Recht) 
3. nicht blos bei Fungibilien, jondern auch bei Genusjchulden an (Dernburg, 
II. 3 34, 3), während andererjeits das Sächfiiche BEP. ($ 673) fie blos bei Geld» 
jchulden 3. nennt. — Die accefforische Eigenjchait der 3. iſt inforern zur Geltung 
gelangt, als vorbehaltloje Cuittung über die Hauptichuld nach Preußiichem, Frans 
zöftichem und Sächſiſchem — Verzicht auf die vorbedungenen 3. vermuthen läßt 
(Dernburg, U. $ 35 Nr. 3; Code civil art. 1908; Sächſ. BGB. 8 986), da⸗ 
gegen bat der Code civil art. 2277 und das Deiterreichiiche Allg. BER. S 1480 
fowie im Anjchluß daran das Preußiiche Verjährungsgeieg von 1838 $ 2 Sr 5 eine 
jelbitändige und kurze (5, 3, 4 Jahre) Verjährungsfriit für den — au⸗ 
geſtellt. Eine eigentliche Unterſcheidung zwiſchen Konventional- und richterlichen 3. 
einerſeits und den aus anderen Gründen entſtandenen andererſeits, findet ſich im 
Sächſiſchen BGB. SS 674, 675. — Geſetzliche neben den vertragsmäßigen Zinsver— 
bindlichkeiten kennen die Geſetzgebungen alle (vgl. Dernburg, $ 37; Code civil 
art. 1907), indeſſen kennt 3. B. das Dejterreichifche Recht feine Judikats-Z., 
fondern läßt diejelben in den Verzugs-3. aufgehen; für die vertragsmäßigen, jog. 
„vorbedungenen“ 3. erfordern das Preußische Necht (Dernburg, $ 35, 3) und 
Code civil (art. 1907) Schrüftlichfeit. — Die Zinsmarima find für vertragsmäßige 
3. in den in Deutichland geltenden Kodififationen jchon vor dem Reichsgejeh von 
1867 normirt gewejen (fo für das Franzöſiſche Recht durch das Gejeh vom 3. Sept. 
1807; Zadhariä v. Lingenthal, Handb. d. Franz. Givilrechts, II. $ 396, 8 ff.), 
für Sadjen dur) das Gefeß vom 5. Oktober 1864; vgl. Preußiiche Verordn. 
vom 12. Mai 1866 und 3. Januar 1867 [Dernburg, U. $ 36, 11] und das 
Baperijche Gefeg vom 5. Dezember 1867; die Deutichen Gejeße gewähren bereits 
den Kontrahenten die möglichite Freiheit und dieje ift in dem Neichsgejeße von 18367 
$ 5 noch überdies dadurch gewährleiftet, daß die dem Schuldner (gegenüber dem 
Neichsgejeg) noch günjtigeren Beitimmungen der Yandesgejehe aufrecht erhalten, reſp. 
als künftig zu erlaffende vorbehalten bleiben (vgl. Mandry, a. a. ©. 300, 8). 
Der Zinzfuß für gejeßliche 3. bemißt fich nach Preußiſchem Rechte nach dem landes— 
üblichen Zinsfuß (Dernburg, 8 38,1; ſ. aber für die Fälle der Vormundſchafts— 
ordnung dajelbit Rote 6), nach dem Baperifchen Gejeße von 1867 Art. 3 und dem 
Sächſiſchen BGB. S 677 beträgt er 5 Proz. — Das Nehmen von Zinjeszins ijt 
nach den Rodififationen geitattet, meiſt freilich nicht ohne Beichränfung auf einen 
gewiſſen Betrag des Rüdjtandes als Minimum und nicht ohne Novation (Dern— 
burg, $ 36, 15. 16; Code eivil art. 1154; Deiterreichiiches BGB. $ 998; Ge- 
jeg vom 14. Juni 1868 $ 3 a, b; Sächſiſches BGB. 88 679—681; Bayerijches 
Geſetz von 1867 Art. 1); noch mehr, nämlich total, ijt das Verbot der 3. ultra 
alterum tantum in den ge Yandesrechten GuNBehODen (Allg. ER. I. 11 8 851; 
Bayeriſches Geſetz Art. Sächſiſches BGB. 8 682; vgl. auch Ooeſterteichiſches 
Allg. BGB. 8 1335). — ——— zu — iſt schließlich noch für die Landes— 
rechte, daR die Zinsvorichriiten für die gewerblichen PBrandleihanftalten nach dem 
Reichögejeg von 1867 3 4 ausdrüdlich aufrecht erhalten worden find (vgl. für 
Preußen Dernburg, SS 36, 19 ff.). 
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Das neue Deutiche Reichsrecht hat außer den bereits angegebenen Vorſchriften 
im Wefentlichen nur noch Beitimmungen über gejeßliche Zinsverbindlichkeiten im 
SGB. (j. B. Art. 289 fi.) und im Wuchergefeg (Art. 3 Abj. 2); vgl. no WO. 
Art. 7 und CPO. S 279. 

Ueber Interufurium j. den betr. Art. 

Quellen: D. 22, 1, 2; Cod. 4, 32, 33 de usuris, de nautico fenore. — C. 5, 56 


de usur. pupillaribus; 6, 47 de usuris legator. vel fideic.; 7, 54 de usur. rei judicatae; 10, 
8 de fiscalibus usuris. — Deer. Grat, C. 14, q 4; X. 5, 19; in VIo 5,5; Clem. 5,5. 
Lit: Heimbad in Weiske's Rechtäler. XV. 389462. — Unterholzner, Schulbver: 
ältniffe, (1840) I. 88 15059. — Unger, Fragm. aus einem Syftem bes Obl.Rechts, in 
ern Defterr. V. J.Schr. XIV. 117 fi. — Randa, Die Lehre von den 3, und von 
der Konventionalftrafe, 1869. — Carus, Die jelbftändige Klagbarfeit der geſetzlichen 3., 
alle 1876. — Gimmerthal, Ueber die Offizialzinfen, im Archiv für die civ. Praxis, LXI. 
(1878) 371—402 (beichäftigt fid mit dem Begriff ber & überhaupt, ala Straf: oder Schabenä: 
erjakgeld und mit dem Entftehungägrund der Röm. Officialz., welchen ©. nicht in ber Obli— 
ation felbft [S. 373], Sondern in der „zinfenzeugenden funktion bes oflicium judicis“, 
@ 401] findet). — Lehrb. ber Pand.: Arndts, SS 207—10; Brinz 1. 485 fi., 581; 
BGöſchen II. SS 402—9; Keller, I S 247; Puchta, 8% 227—29; Seuffert, IL 
88 231—33; Sintenis, I. $ 87; v. VBangerom, I. $$ 76-79; Windideib, II. 
5 259—61. — Partikularrecht: Dernburg, Preuß. Privatrecht, II. 88 34—38. — 
Jadaria v. Lingenthal (Pudelt), rg. des —* dj. Givilrechtö, IL. 5 369. — 
eihäreht: Mandry, Der civilrechtliche Inhalt der Rei * z8 28, 2 ff. 
3. Mertel. 
Binsleifte, gute Deutjche Bezeichnung für Talon (ſ. diefen Art.), welche 
bereits im Preuß. Gele vom 16. Juni 1819 8 17 (Gef. Sammt. 1819, ©. 160) 
vorfindlich, in Norddeutichland in Bergefienheit zu gerathen droht. Vgl. groß. 
Heil. Geſ. vom 20. Juli 1858 Art. 18; Naff. Gef. v. 2. Juni 1860 — 
Key ner. 


Zinsquittungsicheine, die zu den Preußiichen Grundſchuldbriefen 
(f. diefen Art., mwojelbit auch das Formular) auf Antrag des Eigenthümers des 
Piandgrundjtüds für einen Zeitraum von fünf Jahren auszufolgenden Zinsquittungen, 
gegen deren Aushändigung der Schuldner dem holenden Gläubiger (Holſchuld) zu 
zahlen hat. Die Zinäforderungen verjähren mit Ablauf von 4 Jahren (Gefek 
vom 31. März 1838 5 2 Nr. 5, 8 5 Nr. 3); ein Aufgebot der 3. findet nicht 
ftatt. Behufs Löfchung der Forderung im Grundbuch müffen die noch nicht ver- 
jährten 3. mit dem Grundichuldbrief zum Grundbuch geliefert werden; andernfalls 
find die Beträge zu hinterlegen. Der Schuldner hat deshalb die bezahlten 3. bis 
nach Ablauf der Verjährung aufzubewahren. 

Lit.: Die Kommentare zu $ 39 des Preuß. Gef. vom 5. Juni 1872 über ben Eigen: 
thumserwerb, zur Grundbuchordnung 88 96, 128—130 von TZurnau, Bablmann, 
chilles. eyßner. 

Zinsſchein iſt die gute Deutſche, von der Deutſchen CPO. 88 843—845 
wieder aufgenommene Bezeichnung für Coupons, auch Hebeſchein, Zinsabſchnitt ge— 
nannt. 3. iſt das urkundliche Zahlungsverſprechen des Kapitalſchuldners dem In— 
haber gegen Rückgabe den darin benannten Zinsbetrag zu zahlen. Die Z. ſind 
nicht Legitimationspapiere zum Zweck der Ausübung des Zinsrechts, ſondern Werth— 
papiere(ſ. dieſen Art.), Werthträger für die Zinsforderung. Entſtanden als Bezugs- 
mittel für die Zinſen, haben ſie im Verkehr eine weit ausgedehntere Bedeutung gewonnen; 
fie werden ala Zahlmittel verwendet und find ala Waare Gegenſtand des Handels 
(Bedingungen der Wiener Effektenbörfe -$ 20; Zeitjchr. f. das geſ. Handelärecht von 
Goldjchmidt u. A., XXIII Beilageheit ©. 307 ff.). Schlußnoten u. ſ. w. über 
den Kauf von 3. find ftenpelpflichtig nach dem RGeſ. vom 1. Juli 1881, betr. die 
Erhebung von Keichsjtempelabgaben, Tarif 4a; die Rechnungen bei der Einlöfung an 
einer inländifchen Zahljtelle find jtempelfrei, Tarif 4b, denn hierfind die 3. nicht für den 
Handelsverfehr bejtimmte Werthpapiere, jondern lediglich Mittel zur Zinseinhebung. 
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Troß diefer Verwendung im Verkehr nehmen die 3. nicht die Bedeutung don 
abitraften Zahlungsveriprechen auf den Inhaber an; fie bewahren vielmehr ihre 
Eigenschaft ala Zinsjchuldicheine, womit im Zuſammenhang jteht: die DVerzinfung 
der Forderung nach den landesgeſetzlichen Beitimmungen über Zinsverzinfung, und 
die Ausfchließung des Zinſeszins (ſ. d. Art. Zinjen), ſelbſt im Falle des Zahlungs- 
verzuges des Schuldners, ſoweit landesgeſetzlich das Verbot des Anatofismus befteht. 

Iſt das Kapital zur Rüdzahlung gekündigt, wird jedoch nicht eingehoben, jo 
Hat nach der Mehrzahl der Emifjtionsbedingungen der Schuldner die 3. der Folge: 
zeit dennoch einzulöjfen,; fehlende 3. find dem Gläubiger am Kapital zu fürzen. 
Die zuftändige Amortifation (f. diejen Art.) der 3. fann für Deutichland als 
bejeitigt bezeichnet werden (Preuß. Werordn. vom 16. Juni 1819; Deutiches 
Bundesgei. vom 9. Nov. 1867 $ 6; Reichsgeſ. vom 12. Mai 1873 $ 1; Würt- 
temb. Gej. vom 13. März 1868, Art, 1; vom 18. Aug. 1879, Art. 1; Heſſen 
vom 4. Yuni 1879, Art. 10; Sachien-Weimar vom 10. Mai 1879, $ 12; 
Bremen vom 25. Juni 1879, $ 5; Gliaß-Lothringen vom 8. Juni 1879, 8 28), 
gleichwie für Papiergeld und Banknoten die Amortifation ausgeichloffen iſt. Ein— 
zelne Geſetzgebungen haben die Zahlungsſperre auf die verlorene Haupturkunde auch 
tür die 3. wirkſam erlärt (EG. zur CPO. S 15 No 2; Heſſen vom 4. Juni 1879, 
$ 11; Württemberg vom 18. Auguft 1879, Art. 1). Sie Außerkursjegung 
(i diejen Art.) der 3. iſt unbedingt ausgeſchioffen, mag auch die Haupturkunde 
außer Kurs geſetzt ſein (Goldſchmidt, Handelsrecht, J. S. 1201; Keyßner, 
Vom Preuß. Papiergeld, i.d. Zeitſchr. j. Geſetzgeb. und Rechtspflege in Preußen II. 
S. 125 ff.). Verluft oder Vernichtung der 3. ift in gleichem Maße definitiver 
Werthverluft, wie beim Papiergeld. Eine Zwangspflicht zur Zinszahlung an den 
nachweislichen Verlierer und Inhaber der Schuldurfunde beiteht der Regel nach 
nicht ; eine Mehrzahl der Emijfionsbedingungen ftellt jedoch eine Nachzahlung nach 
Ablauf der Verjährungsfriſt in Ausficht. 3. werden den Echuldurfunden für mehrere 
Jahre beigefügt; die Ausgabe einer neuen Reihe (Serie) erfolgt gegen Talons, 
Zingleijten (f. diefe Art.). Es empfiehlt fich das Aufgebotsverfahren zur Kraft— 
loserflärung der Haupturfunde der Art zu geitalten, daß der Zeitpunkt zur Aus 
veihung einer neuen Reihe von 3. überjchritten wird. Dieſen Weg hat die Deutjche 
CPO. SS 843 ff. eingejchlagen, ebenjo das franz. Geſetz vom 15. Juni 1872. 

Lit: 2 Rothſchild, Taſchenbuch für Kaufleute, 25. Ausg. I. 308. — Keyßner, 
Der Berfehr in Eou zen im Deutichen Handelsblatt, 1571, Ne. 4, 6, 7 (vgl. ebendaf. N 49), 
auch abgedrudt in Saling's Börfenpapieren, Band I. 3. Auflage S.254 f.; Dexſel be im 
Deutichen Handelsblatt, 1874, Nr.24; 1875 Nr.39 ©, 925. — Gareis, Leber Legitimationd« 
zeichen, in Buſch's Arc). XXIV 108. — Ladenburg, Verlkehr mit verjallenen ; in&coupon® 
und Dividendenjcheinen, in der Zeitichr. für d. gel. H. R. v. Goldihmidt, IV. 247. — Saling, 
Börfenpapiere, (3. Aufl. von Siegfried) ©. 268 fi. — Roſcher, Zinscoupons und Dividenden 
ſcheine ald Zahlungsmittel, im Feutich. et * Nr. 44,45. — —— für das 
re v. Goldſchmidt u. 9., XXXIII. 109. — Entich. des ar er Po 213, 

205; XXV. 257. — göhr, ee re N. F. 11. 566. 19: Ard., 
IX. 178, 403. Keyßner. 

Zoanettus, Franciscus (Giovanetti), 5 in Bologna, Schüler des 
Alciatus, lebte in der letzten Hälfte des 16. Jahrhunderts, Lehrte zu Ingolſtadt, 
r 1586. 

Schriften: Repertorium legale. — Tract. de matrimonio. — De justitia et jure. — 


De emtione venditione. — Opera, Marp. 1600. 
Lit.: Rivier, Introd. historique au droit romain, 1881, p. 598. Teichmann. 


Zollfredit wird in Deutjchland nach dem Ermeſſen der Landesregierungen und 
auf die Gefahr derjelben jedem angejeffenen Kaufmann, Fabrilanten und Gewerb— 
treibenden gewährt, der faufmännifche Bücher führt, Gejchäite von Bedeutung macht, 
in gutem Rufe jteht und Sicherheit für die freditirte Summe zu leiften vermag oder 
die Präfumtion hinreichender Sicherheit für fi hat. Ginzelne Beträge unter 15 
Mark werden nicht auf Kredit eingeichrieben, auch hängt die Kreditbewilligung 
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davon ab, daß der Kreditnehmer jährlich mindeitens eine gewiſſe Summe (wie 3.8. 
in Preußen, Sachſen, Hamburg 6000 Mark, in Bayern und Sachſen-Weimar 3000 
Mark) fich freditiren läßt. Die 3. find dem Weiche erjt ala baar anzurechnen, 
wenn ſie fällig find. 

Quellen: Beſonders Protofoll vom 29. Novbr. 1833 zum Bollvereinigungävertrage 
vom 27. März 1834, Art. 10. — Hauptprot. der Münchener Voll ugdlommilfion vom 14. 
Februar 1834, $ 25. — Reichsgeſetz vom 4. Februar 1871, 8 3. — Die Kreditregulative ber 
a Shen (aufgeführt in dem Werke v. Auffeh, Die Zölle und Steuern d. Deutſchen 

eiches, i 

Lit: Pochhammer, Jahrbücher bes Zollverein von 1834, 1843. — Jahrbücher für 
Zoll ejehgebung und Verwaltung des Deutſchen Zoll» u. ee He von 1854—1875. — 
Die Amtsblätter der Zolldirektionsbehörden der einzelnen Deutichen Staaten. — Das Gentral: 
blatt der Abgaben, Gewerbe und Handelägefehgebung in den Preuß. Staaten v. 1830 an. — 
Die Verhandlungen der General:Zolltonferenzen von 1836—1863. — Hirth’3 Annalen des 
Deutihen Reiches. — v. Auffeß, Die Zölle und Steuern bed Deutichen Reiches, 1880, ©. 
34, 41, 167. v. Aufiep. 

on: und Steuerftraffadhen, ſ. Zollvergehen und Defraudationen. 

Hollvergehen: Zumiderhandlungen gegen Zolle oder andere auf indirekte 
Abgaben bezügliche Geſetze. Es gehören dahin: a) die Defraudirung der be 
treffenden Zölle s. Abgaben; jpezieller: die Hinterziehung der Ein-, Aus» oder Durch— 
gangsabgaben und die Nichtanzeige von Gewerböhandlungen, deren Ausführung die 
Verpflichtung zur Entrichtung einer Abgabe begründet; b) die Verleungen der 
zum Schuße des BZollinterejjes gegebenen Berwaltungsvorjchrii- 
ten, wie 3. B. der mit Nüdficht auf jene Gewerbshandlungen und deren Beſteue— 
rung gegebenen Stontrolvorfchriiten über den Transport, die Aufbewahrung, die Bes 
zeichnung und den Verſchluß der Waaren, der bejonderen auf Häfen, Niederlagen ıc. 
bezüglichen Regulative u. f. f. c) Jener Defraudirung wird an die Seite geitellt 
und nach gleichen Grundjäßen behandelt die Kontrebande, d. i. die einem Ber 
bote zuwider eriolgende Cinführung, Ausführung oder Durchfuhr von Gegenftänden ; 
ferner die verbotwidrige Erzeugung s. Veräußerung von Gegenjtänden der Staate- 
monopole. — Hinfichtlich der jtrafrechtlichen Natur jener Defraudirung iſt auf den 
Art. Defraudation zu verweilen. Die Kontrebande und die sub b erwähnten 
DOrdnungswidrigfeiten fallen unter den polizeilichen Gefichtspunft. 

Defraudirung und Kontrebande werden mit Konfiskation der bezüglichen Ge— 
genftände und einer Geldftrafe (Deutiches Vereinszollgefeß: dem doppelten — vier 
fachen, unter Umftänden dem acht» bis fechzehnjachen, Defterreich: dem zmwei= bis 
zwölffachen der defraudirten Abgabe, der Hälfte bis zum Duplum des Waaren- 
werthes), ausnahmsweife mit Gefängniß (Defterreih: einfachem oder jtrengem 
Arrefte, mit welchem verjchiedenerlei Nechtöfolgen verbunden werden können) be 
Straft. — Das Deutjche Vereinszollgejeß läßt bei den meiſten einichlagenden Hand» 
lungen s. Unterlafjungen den Beweis zu, daß ein Vergehen nicht beabfichtigt war. 
63 joll dann nur eine Ordnungsbuße eintreten, wie fie auf die sub b erwähnten 
DOrdnungswidrigfeiten gejeßt ift (150 xeip. 300 Mark). Die Beweislaft trifft hier 
den Bejchuldigten. Dejterreich jet im Allgemeinen nur Zurechnungsfähigkeit 
(deren Mangel regelmäßig von dem Beichuldigten zu erweiſen ift), nicht Zurechen- 
barfeit des vorjchriftswidrigen Vorgangs, ausnahmsweiſe aber rechtswidrigen Vorſatz 
voraus. — Als Auszeichnung, reſp. Erſchwerungsgründe gelten das fünftliche Ber: 
bergen der Gegenſtände, das Zujammenwirten Mehrerer, das Führen von Waffen, 
das Handeln unter dem Schuße einer Verficherung, der gewerbsmäßige Betrieb. 

Gigenthümliche Beitimmungen finden fi) in Bezug auf eine jubfidiäre Haft— 
verbindlichkeit Dritter; jo der Handels und Gewerbtreibenden für in ihren Dienjten 
oder im Taglohn jtehende Perfonen, der Eijenbahnverwaltungen für ihre Angeftellten 
und Bevollmächtigten, des Tamilienhauptes für die Familienglieder (Oeſterreich: 
der nicht direft mit Strafe bedrohten Mitjchuldigen). Die Haftung bezieht ſich 
(Bereinszollgefeß) auf die betreffenden Abgaben und, wenn der Beweis der Schuld» 
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fofigkeit nicht geführt werden kann, auf die Geldbußen und Gerichtäfoften. Defter- 
reich jchließt, wenn diefer Beweis geführt wird, die Haftung aus. — Beſondere 
Beitimmungen finden fich ferner in Betreff der Theilnahme (Einſchränkung der 
Strafbarkeit), des Rückfalls, der Verjährung, der Konkurrenz (Aufftellung des Ku— 
mulationsprinzips, jedoch Deiterreih $ 107), des Verſuchs (Einjchräntung der 
Strafbarkeit), der Strafverwandlung, der Haftung der Sachen, auf welche fich die 
Uebertretung bezieht, der Belohnung der Anzeiger ıc. Sehr detaillirte Beſtim— 
mungen über dies und Anderes hat insbefondere Deiterreich. 

Die Erledigung diefer Straffachen erfolgt nach dem Vereinszollgefeße regelmäßig 
im Wege eine adminiftrativen (in den Händen der Hauptzolle und Hauptſteuer— 
ämter, jowie der Provinzialjteuerdireftoren liegenden) Verfahrens. Der Angejchul- 
digte kann jedoch gegenüber einer Enticheidung der Adminiftrativbehörden auf ges 
richtliches Gehör und Erfenntniß antragen. Die Verurtheilung auf Grund jubfidia- 
riicher Haftbarfeit kann nur durch die Gerichte erfolgen. Jenes adminijtrative Ver: 
fahren ijt an leichte Formen gebunden. Dabei ift den Behörden (den Provinzials 


jteuerdireftoren) ein weitgehendes Milderungsrecht eingeräumt. — Freiwilliges (ein 
Urtheil nicht abwartendes) Uebernehmen der Strafe jteht in Bezug auf die Rück— 
Tallabeftimmungen der rechtskräftigen Verurtheilung gleih. — In Defterreih ur— 


theilen befondere, durch richterliche und politische Beamte gebildete „Gefällsbezirks— 
gerichte“, „Gefällsobergerichte” und ein „oberjtes Gefällägericht“. In Bezug auf 
das Verfahren unterjcheidet es mindere und jchwerere Gerälläftraffachen. Ueber jene 
findet ein abgefürztes Verfahren jtatt. 

ein) u. or a Vereinszollgeſetz v. 1. Juli 1869. — EG. z. RStrafGB. 
87 Preuß Mai 1852. — Verordnung vd. 25. Juni 1867. — Defterreid: 
StrafGP. über —* al — vom 11. Juli 1835. — W. Röhr, Strafgeſehzgebung und 
Be in en auf die Zumibderhandlungen gegen bie Zolls, Steuer. u. Kommunitations 
abgaben:Geieke ug die — 84 bei den Hauptzoll⸗ *— ee 


Breslau 1870. agner, Xehrb Sinangwnfenidaft. 1 E. Löb 
— Deutſche —— — 1881. — Dal. d. Art. it. in — re 
erke 


Zollverwaltung heißt diejenige Abtheilung der Staatsverwaltung, welche ſich 
mit dem Schutze der Kontrole, Feſtſtellung, Erhebung der Zollgefälle und mit der Ver— 
folgung, Unterſuchung und, unter gewiſſen Beſchränkungen, mit der Beſtrafung der, 
gegen die Zollgeſetze und Z.vorſchriften begangenen, Uebertretungen, dann aber auch 
mit der Statiſtik des ihr bekannt gewordenen Waarenverfehrs beſchäftigt und für 
die geſetzlich zuläffigen Zollbegünftigungen des Handels, der Industrie ınd des Ver— 
kehrs nach gewifjen Vorjchriiten Sorge trägt. In Deutichland hat zwar das Reich 
nad) Art. 35 der Neichöverfaffung die Gejebgebung für das gefammte Zollweſen 
und gehören nach Art. 38 der Reichsverfaſſung die Zollgefälle zu den Reiche» 
einnahmen, die Erhebung und Verwaltung derfelben find aber nach Art. 36 Abj. 1 
der Neichöverfaffung den einzelnen Bundesitaaten überlafjen, ſoweit fie diefelbe bisher 
ausgeübt haben. 

Dagegen übt der Kaiſer nach Art. 386 der Neichäverfaffung eine Kontrole 
des gejetlihen Verfahrens durch Reihäbeamte, welche von ihm als 
Reichsbevollmächtigte den Direftivbehörden der Bundesjtaaten und als Stations- 
fontroleure den Hauptämtern beigeordnet werden. 

Ebenſo bildet das Reich mit geringen Ausnahmen (Zollausjchlüffe) nah Art. 
33 und 34 der Neichöverfaffung ein einheitliches Zoll- und Handels 
gebiet, dem jedoch durch Verträge das Großherzogthum Luremburg und die Dejter- 
reichifche Dorfſchaft Jungholz angeſchloſſen find. 

Nach Art. 40 der Reichsverfaſſung gelten noch die Beltimmungen des Boll: 
vereinigungsvertrages vom 8. Juli 1867, foweit fie nicht fpäter auf gejegmäßigem 
Wege durch das Reich geändert wurden. In Art. 1 dieſes Vertrages find die Bes 
ſtimmungen aller früheren Zollvereinigungsverträge von 1833, 1835, 1836, 1841 

v. Holgendorff, Enc. II. Rechtslexikon M. 3. Aufl. 91 
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1853 und 1865, ſoweit fie nicht durch den Vertrag von 1867 abgeändert wurden, 
aufrecht erhalten und im Schlußprotofolle zu diejem Art. 1 ift feftgefeßt, daß alle 
Berabredungen, welche zum Bollzuge der erwähnten DBerträge in Protolollen oder 
ſonſtwie getroffen find, jo lange gültig bleiben jollen, bis ihre Abänderung be= 
ichloffen werden wird. 

Hiernach gelten zur Zeit für die Deutiche 3. folgende Grundjäße. Bezüglich 
der Organifation ift vor Allem hervorzuheben, daß in jedem Bundesjtaate und 
in Luxemburg mit Ausnahme der Thüringifchen Staaten, welche mit Preußen ge— 
meinfam als Thüringifcher Zolle und Handelsverein eine Generaldireftion 
in Erfurt errichtet haben, und mit Ausnahme von Heſſen, das eine Abtheilung im 
Finanzminiſterium hierfür errichtet hat, Zoll= und Steuerdireftivbehörden 
beitehen, welche in Preußen wegen des größeren Gebietes für jede Provinz orga= 
nifirt find. Dieſe Behörden find den Finanzminiſterien direlt unterjtellt, von denen 
fie Weifungen erhalten und an die fie zu berichten haben. Als äußere Z.behörden 
find Zoll- und Steuerämter errichtet. Die im ſog. Grenzbezirfe, einem um 
die ganze Zollgrenze des Deutjchen Zollgebietes in einer Breite von 10—15 Kilo— 
meter zum Zwecke des Zollichußes gebildeten, und durch eine ſog. Binnenlinie 
gegen das Inland begrenzten Landtreifen, errichteten Nemter werden ald Haupt-— 
zollämter bezeichnet, in deren Bezirt Nebenzollämter I. und I. Klaſſe und 
jog. Anjagepoften errichtet find. Zur leichteren Kontrole des zollpflichtigen 
Waarenverkehrs find nur gewifle Straßen ald Zollftraßen für die Ein- und 
Ausfuhr geftattet, an denen die Zollämter je nach Bedarf errichtet find. Als jolde 
Zollitraßen gelten gejeglich Eifenbahnen, jchiffbare Flüſſe, Kanäle und bzw. See— 
häfen, die übrigen Straßen werden immer jpeziell beftimmt und befannt gegeben. 
Zur Kontrole des Verkehrs und zum Zollſchutze find in den, an der Grenze bzw. 
im Grenzbezirke gelegenen, Ortichaften Grenzwachſtationen errichtet, welche je 
nad) Bedarf mit einer entiprechenden Anzahl von Grenzaufjehern zu Fuß 
oder zu Pferd bejegt find. Diefe Grenzwachjtationen find in jedem Hauptamts— 
bezirfe in mehrere Obergrenzfontrolbezirke eingetheilt, denen je ein jog. 
DObergrenzlontroleur zur Anordnung und Kontrole des Grenzwachdienftes vor- 
gejeßt iſt. 

Dem Bezirke des Hauptzollamtes iſt ala erjter Beamter ein Oberzoll- 
inſpektor vorgejeßt, der den äußeren und inneren Dienjt des Bezirkes zu leiten 
und zu überwachen und deshalb häufige Bereifungen feines Bezirks vorzunehmen hat. 

Das Hauptzollamt iſt außerdem mit zwei fich gegenjeitig Zontrolirenden 
Kafjenbeamten und zum Zwed der Zollabfertigung und der Bejorgung jonftiger 
Geichäfte mit Nebenbeamten — Revijionsbeamten, NRevifionsoberfon= 
troleuren, Ajjiftenten und Amtsdienern — bejeßt. DieNebenzollämter 
im Grenzbezirke, welche nach ihren Befugniſſen als Nebenzollämter I. oder II. Klaſſe 
bezeichnet twerden, find mit Zolleinnehmern, Zollverwaltern, Nebenzollamtsfontro- 
leuren, Affiftenten und Amtsdienern je nach Bedarf befekt. 

Während der Oberzollinfpektor vornehmlich als Kaflenkurator des Hauptzoll— 
amtes fungirt, ift dem Obergrenzkontroleur die Kaffen- und Gejchäftsfontrole der 
Nebenzollämter jeines Bezirkes zur Pflicht gemacht. 

Im Innern des Zollgebietes des Deutfchen Reiches find für die vom Aus— 
(ande eingehenden und von den Grenzzollämtern unter Zollfontrole weiter abgefer- 
tigten Gegenjtände Hauptjteuerämter (in Süddeutſchland Hauptzollämter) er— 
richtet, deren Organifation und Beamtenbejegung den Hauptzollämtern an ber 
Grenze nachgebildet ift. In den Bezirken dieſer Hauptämter find Unteriteuer- 
ämter (in Süddeutſchland Nebenzollämter) errichtet, welchen je nach Umſtänden 
höhere oder geringere Berugnilfe zuftehen und die den ‚Dauptiteuerämtern unter 
geordnet find. Als Kaſſakuratoren und Inſpektoren fungiren auch hier die Bezirks— 
oberkontroleure, wo jolche aufgeftellt find. Derartige Oberfontroleure (Ober= 
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teuerfontroleure) find mit Ausnahme Bayerns und Württembergs überall 
fonft für die Kontrole des Steuerdientes aufgeftellt. 

Die Thätigkeit und Befugnifje der Zollverwaltung find, wie be= 
reits aus den Bemerkungen über die Organijation hervorgeht, in mancher Beziehung 
verichieden, je nachdem folche im Grenzbezirte oder im ſog. Binnenlande oder in 
Bezug auf Zollabfertigung, Kaffen- und Abrechnungswejen auszuüben find. 

Im Grenzbezirfe find zum Schuße der Zollgejege den Zollbehörden be— 
iondere Befugniſſe gefeglich eingeräumt, wodurch fowol Perfonen als Waareıt 
bejonderen Kontrolmaßregeln unterworfen werden. Es können Waaren, welche Ge— 
genftand der heimlichen Einfuhr, des ſog. Schmuggelverfehres, zu fein pflegen, durch die 
oberfte Zandesbehörde der Transportfontrole (Legitimationsfcheinkontrole) un— 
terftellt werden, wodurch jeder, der folhe Waaren im Grenzbezirfe transportirt, ver= 
pflichtet wird, dem Grenzzollbeamten gegenüber ſich durch eine amtliche Beſcheini— 
gung darüber auszuweiſen, daß diefe Waaren entweder aus dem Deutſchen Zoll— 
gebiete abjtammen, oder bereits der Gingangsverzollung unterjtellt worden find 
($ 119 des Vereinszollgefeges von 1869). Diefen Kontrolen können gewiſſe Gegen- 
itände gar nicht oder nur unter beftimmten Bedingungen unterworfen werden ($ 120 
des Vereinszollgeſetzes). 

Für den Transport auf Gewäffern und das Ausladen aus Fahrzeugen, 
welche fich auf den Gewäſſern im Grenzbezirke bewegen, hat der $ 121 des Ver: 
einszollgefeßes bejtimmte Vorſchriften gegeben. 

Die der Legitimationsſcheinkontrole unterliegenden Waaren dürfen ohne 
bejondere Grlaubniß nur bei Tage transportirt werden ($ 122 des PVereinszollgef.). 
Ueber die transporticheinpflichtigen Waaren ftellen die Zollbehörden dem Fracht— 
führer die nöthigen Zegitimationgfcheine aus ($ 125 des Vereinszollgeſetzes). 
63 können zur Kontrole des Verkehrs von den Grenzwachbeamten nicht nur alle 
BWaarenführer kontrolirt, nach der Herkunft der Waaren befragt und Ausweiſe über 
diefelbe verlangt werden, jondern es fünnen auch unter gewiffen VBorausfegungen bei 
verdächtigen Perfonen Hausfuchungen und förperliche Vifitationen zur Aufſuchung 
von heimlich ohne Verzollung in das Zollgebiet eingebrachten Waaren vorgenommen 
werden (S$ 126—129 des Bereinszollgefeges).,. Hauſirgewerbe, Marft- 
bejuchende und der ftehende Gewerbebetrieb fünnen im Grenzbezirke be= 
ionderen Kontrolen unterworfen werden ($ 124 des Wereinszollgefeßes). Den 
Grenzbeamten ift bei Ausübung ihres Dienftes unter gewiffen Vorausſetzungen ſogar 
der Gebrauch ihrer Schußwaffen im Grenzbezirke durch Yandesgejebe 
geftattet. Ueber den Grenzbezirt hinaus, alfo im fog. Binnenlande, können nad) 
Maßgabe der von den oberjten Landesfinanzbehörden getroffenen Borfchriften nur 
jolhe Waaren der Kontrole unterworfen werden, welche Gegenstände des Schleich- 
handels bilden. 

Die Zollabfertigung ift eine verfchiedene nach der Art der Transportitraße 
(Landweg, Eijenbahn, Fluß, Kanal, Meer) oder nach der Art des Transportmittels 
(Landfuhrwerke, Eifenbahnwagen, Poſtwagen, Binnen, See, Kriegsſchiff, Floß; 
ss 21—91 des Bereinszollgejeges). In der Regel haben die Zollbehörden auf Grund 
der ſchriftlichen Anmeldung (Deklaration) die Waaren nach der Ausladung fofort 
ju befichtigen (revidiren) und nach erfolgter Tarifirung (Beitimmung des Zoll: 
ſatzes) den Zoll zu berechnen und zu vereinnahmen. Zur Grleichterung des Ver— 
fehr8 und im Intereſſe des Handels fünnen aber folgende weitere Zollabfertigungen 
auf Antrag der Zollpflichtigen von den Zollbehörden vorgenommen werden. Die 
Waaren können im fog. Anjageverfahren mit Begleitzettel, oder im Begleit— 
iheinverfehre mit Begleitfchein I. oder II. Klafſſe an andere Zollämter über- 
wiejen werden. Die Waaren können beim Gingangsamte oder bei dem im Zoll- 
begleitpapiere genannten Amte in amtliche oder Privatniederlagen mit oder 
one Berfchluß der Zollbehörde aufgenommen oder auf Veredelung, Meß- oder 
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fortlaufendem Conto angejchrieben werden (SI 97—117 des Vereinszollgeſetzes). 
Den Zollbehörden liegt in allen diejen Fällen ob, für die Sicherheit des Zolles durch 
Kautionen der Zollpflichtigen und Zollverichlußanlage bei eigener Verantwortlichkeit 
Sorge zu tragen (SS 45, 94—96 des Vereinszollgejeßes). Für die Zollabfertigung der 
mit den Posten eingehenden Waaren ift ein erleichtertes Verfahren den Zollbehörden 
zur Pflicht gemacht, welches zwar nicht bei der Verzollung, wol aber bei der Ueber— 
weifung von dem Grenzzollamte auf die Aemter im Inneren Plab greift. Die 
Gegenftände werden amtlich auf einfache Poftdeklarationen Hin ohne Verſchluß in 
der Art abgefertigt, daß eine zollamtlich abgejtempelte rothe Marke auf das Poſtſtück 
geklebt und auf der Poftdeflaration ein Vermerk gemacht wird ($ 91 des Vereinszoll— 
gejeßes). Die bereits berechneten und fälligen Zollgefälle können zuverläffigen Handels» 
und Gewerbtreibenden von den Landeszollbehörden freditirt werden. Gin gejeglicher 
Anspruch Hierauf beiteht nicht, auch fann volljtändige Sicherheitsbeftellung verlangt 
werden, da der Kredit nur auf Gefahr des einzelnen Bundesjtaates gewährt wird 
(j. beionders Protokoll vom 29. Nov. 1833 zu Art. 10 des Zollvereinigungsver- 
trages vom 27. März) 1833). 

Ueber die Einnahme und Ausgabe der 3. ftellen die Hauptzollämter am Schlufle 
des Gtatsjahres Jahresrehnungen. Die Direktivbehörden fertigen auf Grund 
vierteljähriger hauptamtlicher Einnahmenüberfichten über ihren Bezirk proviſoriſche 
Hauptüberfichten an, welche am 15. Juli, Oktober, Januar, Mai an den Ausſchuß 
des Bundesrathes für Rechnungsweſen eingejendet und aus denen vom faif. Zolle und 
Steuerrechnungsbureau gleichfalle provijorijche Einnahmeüberſichten für 
dag ganze Reich zufammengeftellt werden. Gieraus werden zum Zwecke der jchlieh- 
lichen Abrechnung mit den Bundesregierungen bis 1. November jeden Jahres die 
definitiven Meberjichten von den Direktivbehörden angefertigt, aus denen 
durch das Zolle und Steuerrechnungsbureau — die definitiven Einnahme: 
überjichten und Abrechnungen zufammengeftellt und vom Ausſchuſſe des Bundes 
rathes für Rechnungsweſen vollzogen werden. 

Ueber die nach Art. 38 Nr. 2 lit. a der Reichsverfaffung von den Zolleinnahmen 
in Abzug zu bringenden Ausgaben der Bundesjtaaten, welche an den gegen 
das Ausland gelegenen Grenzen für den Schuß und die Erhebung der Zölle erforder: 
lich find, wird jährlich bis zum 1. November eine 3. liquidation von den einzelnen 
Bundesjtaaten mit Grenzzollverwaltung aufgejtellt und an den Ausſchuß des Bundes- 
rathes für Rechnungsweſen zur Feſtſtellung eingejendet. Als Grundlage hierfür dient 
der jog. Pauſchſummen-Etat, welcher für die Grenzzollverwaltung jedes Bundes— 
jtaates vom Bundesrath aufgeftellt wird. 

Eine der wichtigiten Befugniffe der 3., welche auch nach Einführung der Prozeb- 
ordnungen des Deutjchen Reiches aufrecht erhalten ift, befteht in der vorläufigen 
Feltitellung des Thatbeftandes der Webertretungen der Zollgefeße und Ber- 
waltungsvorichriften und in der Berfügung derjenigen Maßregeln, welche erforder: 
lich find, um die Perfon des Thäters und die Waare, mit der die Webertretung 
verübt wurde, feitzuftellen und zu fichern. Es Eönnen deshalb von den Zollbehörden 
‚ nad) dem Bereinszollgejege körperliche Vifitationen verdächtiger Perjonen, 
Hausjuchungen unter Beachtung der gejeglich vorgefchriebenen Förmlichkeiten, 
Beihlagnahmenvon Waaren, ja jogar Verhaftungen verdächtiger Perjonen 
und unter gewiffen Umftänden Berfolgungen derjelben unter Anwendung der 
Schußwaffe vorgenommen werden. Die von den Zollbeamten zur Fyeititellung 
des Ihatbeitandes einer Zollübertretung aufgenommenen Protofolle Haben öffent 
lichen Glauben. 

Das Verfahren in Zollftraffachen, welches gemäß Art. 165 des Vereinszollgejehes 
nach den Landesgefegen der Bundesjtaaten geregelt ift, findet jummarisch ftatt. Die 
in den meijten Bundesjtaaten zuläffigen Strafbeicheide der Zollbehörden 
dürfen nur Geldjtraien jeitjegen, weshalb in allen Fällen, in welchen eine Zu: 
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erfennung von Freiheitsſtrafen eintreten müßte, die ordentlichen Gerichte zu entjcheiden 
haben. Die Strafbeicheide der Zollbehörden müſſen die ftraibare Handlung, das 
angewendete Gejeg und die Beweismittel bezeichnen, außerdem aber die Gröffnung 
enthalten, daß der Beichuldigte, wenn er nicht eine Beſchwerde an die höhere Ver— 
waltungsbehörde richten will, binnen einer Woche nach der Bekanntmachung der 
Berwaltungsbehörde, welche den Befcheid erlaffen hat, auf gerichtliche Ent— 
icheidung antragen kann. 

Sclieklih ift noch zu erwähnen, daß den Zollbehörden die Aufitellung der 
Statiftil des Waarenverlehrs in ihren Bezirken, jowie die Erhebung der 
durch) das Reichägejeh vom 20. Juli 1879 eingeführten ſtatiſtiſchen Gebühr obliegt. 

Da die 3. verfaffungsmäßig Sache der einzelnen Bundesjtaaten iſt (aus— 
genommen die kaiſ. Hauptzollämter zu Hamburg, Bremen und Xübed), dem Reiche 
aber daran liegen muß, daß eine gleichmäßige und richtige Anwendung der reichs— 
gejeglichen Beitimmungen jtattfinde, jo ift, wie bereitö oben erwähnt wurde, nad) 
Art. 36 Abi. 2 der Neichsverfaffung der Kaiſer ermächtigt, durch Reichsbeante, 
welche er den Zolldireftivbehörden beiordnet (jog. Neihsbevollmächtigte für 
Zölle und Steuern), und durch Neichgbeamte, welche er den Zolle und Steuer- 
ämtern beigiebt (jog. Stationsfontroleure, die unmittelbaren Untergebenen 
der Neichsbevollmächtigten) die Einhaltung des gejehlichen Verfahrens zu überwachen. 
Die Reichsbevollmächtigten, welche dem kaiſ. Keichsjchagamte unmittelbar unter= 
geordnet find, haben das Recht, allen Sigungen der Direktivbehörden anzuwohnen 
und bei den Borträgen ihre Anficht fund zu geben, fie können alle Entichließungen 
derjelben im Konzepte einjehen und fontrafigniren. Im Falle fie glauben, daß eine 
Enticheidung gegen die gejeglichen Beitimmungen getroffen ijt, können fie Einjpruch 
erheben und die Entjcheidung der vorgejegten Minifterien verlangen. MWichtigere 
Fragen können fie direft dem Reichsichagamte zur Enticheidung vortragen. Außer: 
dem haben fie die Z.foftenliquidation und definitiven Einnahmeüberfichten zu prüfen 
und zu beicheinigen und bei Veränderungen in der Organifation der Grenzbehörden 
ihr Gutachten abzugeben. Sie haben das Recht alle Alten, Rechnungsbelege und 
Rechnungen der Direktivbehörden und Zollämter einzufehen und alle Amtsjtellen, 
Grenzwach-Steueraufficht- Stationen und Gewerbeanjtalten zu infpiziren. Die Stations- 
fontroleure haben ihre Bezirke zu bereijen ſowie die Nemter und Gewerbeanitalten 
zu inipiziren. Sie fünnen alle Zollregifter und Belege einfehen und die Grenz— 
bewachung perjönlich infpiziren. Ueber ihre Thätigkeit haben fie dem Neichsbevoll- 
mächtigten zu berichten. ‘ 

Quellen: Die Verträge ber Deutichen Staaten in Follvereinsangelegenheiten. — Die 
Berhandlungen der General: Zolltonferenzen von 1836—1863. — Die Drudiachen d. Bundes: 
rathes, des Deutichen Zollvereind und bes Deutſchen Reiches. — Die Verhandlungen d. Zoll» 

arlamentes und des Deutichen NReichdtaged. — Die Bollvereind: und Reichsgeſetze. — Die 
eichäverfafjung. — Die Zollregulative. — Die Zolle und Re: des Deutichen 
Reiches mit fremden Staaten. — $$ 489767 ber StrafPD. vom 1. Febr. 1878 und $$5 und 
6 bei 66. — 

Schriften: Sammlung der Vertragsverhandlungen über die Bildung u. Ausführung 
des Deutichen Zoll» und GHandelövereind von 1833— 1871. 5 Foliobände und ein Anhang 
Hierzu enthaltend die Handels: und Sciffahrtäverträge Deutichlands mit dem Auslande, 
1858-_ 1872. — Die Hauptprotofolle der 15 — tr ha ag von 1836—1863 in 15 

liobänden. Alphabetiſches Repertorium hierzu, Berlin 1858. — Bundesgeſetzblatt von 
867— 1870, Reichägeleßblatt von 1871 an. — Drudfacdhen und Protofolle des Bundesratha, des 
Zollvereind und des Deutichen Reichätages. — Gentralblatt für dad Deutiche Reich von 1873 
an. — Jahrbücher der Zollgefeßgebung und Berwaltung bed Deutichen Zoll- und Handels» 
vereind von 1834—43, herausgegeben von Pohhammer; dann von 1854—75 vom Königl. 
- — Finanzminiſterium. — Statiftit des Deutichen Reiches, von 1873 an. — Statiſtiſches 
Se uch für das Deutſche Reich, von 1880 an. — Annalen des Deutichen Reiches von 
6. ve von 1868 an. — v. Aufieh, Die Zölle und Steuern des Deutichen Reiches, 
1880. — Hehrend:Oppelt, Kommentar } — v. 1879, Berlin 1880. — Muths, 
Verwaltung und Verrechnung der Zölle und Reichsſteuern, 1880. — Löbe, Das Deutſche 
Zollftrafreht, 1881. v. Aufſeß. 
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Zöpfl, Heinrich, & 6. IV. 1807 zu Bamberg, Sohn des App.-Ger.-Raths 
Joh. Bapt. 3., ſtudirte in Würzburg, 1827 doctor juris, 1828 Privatdozent in 
Heidelberg, 1838—1842 außerord. Profeffor, dann Nachfolger K. ©. Zachariä's, 
1850 in die I. Kammer und von dieſer als Delegirter in das Erfurter Union 
parlament entjandt, wurde Geheimer Rath, T 3. VII. 1877. 

Schriften: re der Röm. Zutel und Gura mit der heut. Vormunbichaft über 
Unmündige und Minderjährige, Bamberg 1828. — De tutela mulierum Germ., Heidelberg 
1828. — Die Regierungs:Bormundidaft, Heibelb. 1830. — Mikrokosmos (Zeiticht.), Heidelb. 
1832. — Rechtsgutachten in gig achen de3 stud. jur. Heinr. Kähler wegen eined im 
Wächter am Rhein Nr. 101 mit der Ueberſchrift: „Deutichland“ gedrudten Artikels, Heidelb. 
1832. — Ueber atabem. Gerichtsbarkeit und Stubentenvereine, Heibelb. 1832. — WRechtägut: 
achten (mit Kämmerer), das Erbjungfernrecht im Gräfl. v. Bothmer'ſchen Fideikommiſſe betr., 
— 1837. — Das alte Bamberger Recht als Quelle der Carolina, Heidelberg 189. — 

ie Span. Succeſſionsfrage, Heidelb. 1839. — Krit. Bemerk. zu den Schriften von Hlüber... 
über ehel. Abftammung des hochfürftl. Haufe Lömenftein-Wertheim und defien ————— 
in den Stammländern des Hauſes Wittelsbach, Heidelb. 1839. — Denkſchrift über die Recht: 
mäßigfeit und Zweckmäßigkeit der Todesſtrafe und deren Abichaffung, Heidelberg 1839. — 
Vorwort zu Thilo, Kontroverien des Franz. Givilrechts, 1841. — Deutiche Staats: und 
Rechtsgeſchichte 1836, Stuttg. 1841, (4) Braunfchio. 1872. — Grunbjäße des allgem. und des 
tonftit.emonardh. Staatsrechts in Deutichland, Heidelb. 1841 (4. Aufl. ald Grdi. des Allgem. 
und Deutichen Staatäredhts, 5. Aufl. ald Grundf. des gem. Deutichen Staatsrechts, 1863). — 
Textausgabe der Peinl. Ger.D. Kaifer Karl's V. nebft der Bamberger und Brandenburger, 
Heibelb. 1842 (erftere jeparat 1870, ſynchroniſtiſch 1876). — Antikritit der vom Prof. Voll: 

raff ——— frit. Beleuchtung ber Abhandlung im civil. Archiv Band XXVII. 
Heft 3, Heibelb. 1845. — Bunbesreform, Deutfches Parlamentd- und Bundesgericht, 1848. — 
Konftit. Monarchie und Woltsfouveränität, Frankf. 1848. — Rechtsgutachten über Berlep. d. 
Nechts d. Provinziallandich. d. Fürſtenth. Senabrüd durch vom 5. September 1848, 

etdelb. 1851. — Die weibliche Xehenerbfolge in Fuldiſche und Pralzfuldiiche Dlannlehen und 
Burglehen, Stuttg. 1852, — Ueber Mißheirathen in ben Deutichen regier. Fürftenhäufern 
überhaupt und in dem Oldenburg. Geſammthauſe insbeſondere, Stuttg. 1853. — Ueber hoben 
Adel und Ebenbürtigfeit, Stuttg. 1853. — Die Eua Chamavorum, Heibelb. 1856. — Corpus 
juris Confoeder. Germaniae von Guibo v. Meyer, 3. Aufl., Frankf. 1858—65. — Alter: 
thümer be3 Deutichen Reich und Rechts, en: 1860, 1861. — Gutachten über die Kompetenz 
ber Deutichen Bundesverfammlung bez. der Succeffionäftreitigkeiten in Deutichen regierenden 
Fürftenhäufern, Lpz. 1864. — Beitr. zur Kritik des Rechtsgütachtens bed Kronſyndikats bey. 
d. Herzogth. Schleswig, Holftein u. Lauenburg, Heibelb. 1866. — Die neueften Angriffe auf die 
ftaatörechtliche Stellung der Deutichen Standesherren, Sarlär. 1867. — BDentichrift betr. ben 
hohen Abel und Ebenbürtigkeit des gräfl. Haufe Seinsheim, Heibelb. 1867. (Das Gefammt: 
haus Seinsheim nachgewielen gegen Xeop. Neumann und Unger, SHeibelb. 1871.) — 
Bemerf. über Bad. Geſetzentwurf über Stiftungen, freiburg 1869. — Rechtsgutachten betr. 
Herzog don Arenberg, Hann. 1872. — Rechtsgutachten betr. Ebenbürtigfeit im a: Lippe 
(mit Iaarid), Heidelb. 1875. — Staatszuſchüſſe oder kirchl. Umlageredht ? TE . 1876. — 
Grundriß zu a über Rechtäpbilolophie (Naturrecht), Berl. 1878 u. 1879. 

Lit: Krit. V.J.Schr. XX. 304-306. — a in Augsb. Allgem. — S. 
2883, 2884. — Augsb. Allg. Ztg. 1879, ©. 5261 GGloſſar) — Mohl, 1. ; II. 264, 
267, 304, 306, 328, 369, 384. Teichmann. 


Zouchäus (Zouchy), Richard, F 1590, Profeſſor zu Orford, fpäter 
Admiralitätsrichter, T 1680. 

Er ſchrieb das erfte eigentliche Lehrbuch des Völkerrechts: Juris et judicii fecialis 
sive juris inter gentes et quaestionum de eodem explicatio, Lugd. Bat. 1651. 

Bit.: Kaltenborn, Kritik, 53 ff. — Ompteba, 864. — Heffter, Bölterrecht, $ 1 
Note 2, $ 10. — Calvo, Droit international, (3) I. 39. — Wheaton, Hist. des progres, 
(4) I, 141. Teihmann. 


Zuchthaußftrafe, gegenwärtig in Deutjchland die ſchwerſte Art der Freiheit 
ftrafe, welche theils auf Zeit, theils Lebenslänglich erkannt werden kann. Urjprüng- 
lich) hatte „Zuchthaus“ einen anderen Sinn, als gegenwärtig. Die alten Zucht: 
bäufer, deren Entjtehung in das Ende des 16. Jahrhunderts jällt (in Deutichland 
feit Beginn des 17. Jahrhunderts), waren landespolizeiliche Beſſerungsanſtalten, in 
welche Bettler, Bagabonden, Trunffüchtige bis zu ihrer Befferung einer Zucht unter: 
worien wurden. Allmählich wurden die Zuchthäufer durch Abtrennung bejonderer 
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Arbeits, Spinn- oder KHorreftionshäufer zu wirklichen Strafanftalten. Die ihnen 
entiprechenden Einrichtungen find in England die conviet prisons zur Vollftredung 
der penal servitude, in frankreich theils die Anitalten für travaux forc6s oder die 
maisons centrales (für r6clusion), in Belgien die maisons de force. Die kenn— 
zeichnenden Merkmale der 3. im Berhältniß zu anderen Freiheitsſtrafen find in 
Deutihland (vgl. $ 15 des Strai®B.): 1) ihr Minimum ift höher ala dasjenige 
anderer Strafen (ein Jahr); 2) fie ift mit Zwangsarbeit verbunden, zu welcher 
die Berurtheilten angehalten werden müflen (bei der Gefängnißftrafe nur angemeffene 
Beichäftigung nach Wahl der Behörden unter Berüdfichtigung der perfönlichen Ver— 
Hältniffe des Verurtheilten); 3) fie fteht in Verbindung mit gewiffen nothwendigen 
Beichränkungen der perjönlichen Ehre ($ 31); dauernde Dienjtunfähigkeit für ‚Heer, 
Marine und Staatsämter ift die Rechtsfolge; 4) in ihrer Vollftrefung findet das 
Inſtitut der vorläufigen Entlafjung vorzugsweiſe eine Stelle ($$ 23 ff.). Gegen 
Perſonen unter 18 Jahren findet 3. feine Anwendung ($ 57 N. 3). Das zeitliche 
Verhältniß der 3. zur Gefängnißftrafe und diefer zur Feſtungshaft iſt wie 2:8. 
Ueber die Vollziehungsweije der 3. hat das Gem, Strafrecht nichts beitimmt, außer 
daß a) die Strafarbeiten auch im Freien vollftredt werden können; b) ftrenge Einzel» 
haft ohne Zuftimmung des Gefangenen nur bis zur Dauer von drei Jahren an 
gewendet werden darf. Bis zur Emanirung eines Strafvollzugägejehes (Reichötags- 
verhandl. vom 4. März 1870) beitehen daher die Verfchiedenheiten in den einzelnen 
Deutichen Staaten überall fort. Die wefentlichen verwaltungsrechtlichen Verjchieden- 
beiten der 3. in Deutichland beitehen darin: daß abgejehen von der Anwendung 
des einen oder ded anderen Haftiyftems (ſ. d. Art. Einzelhaft) die Volljtredung 
entweder auf rein abminiftrativer Ordnung beruht (Preußen, Sachjen) oder auf 
gejeglicher Anordnung (Baden, Bayern, Württemberg). Als wichtige Elemente der 
Bollftrekung der 3., welche theils durch Geſetz, theils durch Verordnung zu regeln 
find, kommen in Betracht: das Arbeitsweſen unter dem Gefichtspunfte der vorwiegend 
mechanifchen oder „individualifirenden“ Leiftung (außerdem eigener Betrieb des Staates 
oder Verdingung der Arbeitskräfte an Unternehmer), der den Sträflingen zu belafjende 
Arbeitsantheil und Ueberverdienſt (peculium), Seelforge und Unterricht, Disziplinar- 
ftrafen und Bergünftigungen, phyſiſche Körperpflege (f. d. Art. Gefängnißver- 
er 

Bit: ©. d. Art. Ginzelhaft; außerdem: Wahlberg, Dad Prinzip ber Individuali— 
— in ber Strafrechtspflege, 1869. — Dalde u. Genzmer, Handb. der Strafvollſtreckung 
unb Gefängnihverwaltung in Preußen, 1881. — Für die heutigen Zuftände der Strafanftaltäver: 
mwaltung find die Materialien zerftreut theils in den amtlichen ftatiftiichen Publikationen der Re- 
ierungen, theils in den Zeitfchriften, bef. inv. Holtzendorff, Allg. Deutich. Strafrechtögeitung, 
eit 1861, und in Efert’3 Blättern für Gefängnißlunde ſeit 1864 (mufterhafte Berichte über 
Bruchjal enthaltend). Bezüglich ded Auslandes wird das reichlichite Material geboten durch 
die Rivista delle discipline carcerarie von Beltrani Scalia (Rom), in dem Bulletin der 
Societe generale des prisons zu Varis, — Außerdem zu vergleichen: Die Preuß. Gefäng- 
nifle. eichreibenbe Meberficht der zum Reflort des Minifteriums bes Innern gehörenden 
Straf- und Gefängnifanftalten, 1870. — Statiftiiche Nachweiſungen über die allg. Strafan- 
ftalten des Könige. Sachſen, 1867. — Vollftändige und periodifche Publilation über bie 
Strafanftaltäverwaltung liefern: Italien, Schweden, Norwegen, Dänemart, Holland, Belgien, 
——— England (Reports of convicts — für ee Schottland und Jrland), 

em: York und Maſſachuſetts. — Preußen (Minifterium des Innern) veröffentlicht gleichfalls 
period. Berichte; diejelben umfaffen aber nicht jämmtliche Strafanftalten. 
v. Holkenborff. 

Zumpt, August Wilhelm, 5 4. XII. 1815 in Königsberg, wirkte (als 
Profeſſor jeit 1846) 1838—51 am Frriedrich-Werder’schen Gymnafium in Berlin, 
dann bi 1876 am Fyriedrich- Wilhelms - Gymnafium, machte viele große Reifen, 
auch nach dem Orient, T 22. IV. 1877. 

Schriften (abgeiehen von den philologiſchen): Das Kriminalrecht der Römifchen 
Republik, Berl. 1865—1869. — Der Kriminalprozeß der Röm. Republit, Lpz. 1871. 

‚ Lit.: Guido Pabelletti, A. W. Zumpt. Zur Erinnerung an fein Qeben und feine 

Schriften, Lpz. 1878. Teihmann. 
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Zurechnung (Thl. I. S. 706 ff.). Unter 3. verſteht man das Urtheil, 
durch welches Jemand für das von ihm Gethane verantwortlich erklärt wird. Hierin 
liegt ein Doppeltes. Zunächſt wird damit ausgeſagt, daß das, was geſchehen iſt, 
auf den Willen eines Menſchen zurückzuführen, daß alſo dieſer Wille daſſelbe ver— 
urſacht hat, oder, genauer geſagt, daß ein Wollen eine der Urſachen des Geſchehenen 
war. Daher kann ohne Weiteres von 3. nicht die Rede ſein, wenn ein Menſch 
zwar thätig war, aber ohne (oder gegen) jeinen Willen. Wer ein Uebel geitiftet 
bat, aber durch eine That, bei welcher der Wille nicht mitwirkte, durch eine Inſtinkt— 
oder Refler-, nicht eine willfürliche Bewegung, oder als bloßes, durch (mechanijchen) 
Zwang in Bewegung gejehtes Werkzeug, hat dafjelbe nicht zu verantworten. Aber 
wenn auch ein Wollen als Urfache eines Gejchehnifjes nachgewiejen iſt, iſt damit 
noch nicht die Frage der 3. erledigt. Das Wollen jelbjft muß weiter auch noch 
dem Wollenden zugerechnet werden können, wenn er für daffelbe einzujtehen hat. 
Wenn der Wollende nicht im Stande war, das Wollen zu beherrichen,, jo haftet 
er für daffelbe und deilen Wirkungen nicht. Damit alfo 3. möglich wird, muß 
die That auf einem Wollen beruhen und das Wollen muß von einem Menſchen 
ausgegangen fein, welcher in Bezug auf diejes Wollen Beherrichungstähigkeit, pfych iſche 
Freiheit beſeſſen bat. Nicht Freiheit des Willens, jondern des Wollens , oder, 
deutlicher gejagt, des Wollenden iſt aljo die Vorausfegung der 3. Der Wille ift nie 
frei, jondern jtet3 bejtimmt durch die Motive, aus welchen er hervorgeht. Das 
Gefühl der Freiheit des Willens iſt ein täufchendes, dem fich die nöthigende Macht 
der Beweggründe des Willens verbirgt unter dem Schein einer (nur in einem ganz 
anderen Sinn wirklich beitehenden) Wahlfreiheit; das Poſtulat abjoluter (trans= 
jcendentaler) Willengfreiheit vollends ift in der Welt des wirklichen Gejchehens nirgends 
erfüllbar. Ein Wille, der abjolut frei fich aus fich jelbjt heraus beitimmte, wäre das 
Unding einer caussa sui;, überdieß wäre er als abjolut freier auch unnahbar jeder 
Einwirkung, darum ebenjowol unzugänglich dem Einfluß der Erziehung, Belehrung 
und Beiferung — den Bedingungen jeglichen Fyortjchritt® der Menichheit — als 
verichloffen der Einwirkung des Wollenden jelbit, jo daß damit jede Verantwortliche 
feit des Letzteren bejeitigt wäre. Für ein urjachlojes Wollen fann man die Urjache 
nicht in dem wollenden Ich finden. Berantwortlichkeit ſetzt verurfachtes, alio 
unfreies Wollen voraus. 

Dem Menjchen fommt 3. fähigkeit (ein Wort, welches neueftens Binding 
durch das weniger pafjende Handlungsfähigfeit erjeßen will) nur zu, joweit 
er Urfache für jein Wollen, joweit er Herr über dafjelbe jein, dafjelbe leiten, kräftigen, 
unterdrüden, umwandeln, zur That werden lafjen kann. Wodurch aber wird dieſe 
Zeitung und Beberrichung des Wollen? , diefe Selbſtbeherrſchung, ausgeübt und zur 
Wirkſamkeit gebracht? Dadurch, daß der Wollende einmal im Stande iſt, dem 
Wollen gegenüber eine Beurtheilung deffelben als Norm für daflelbe aufzustellen 
und dann daß er es auch vermag, diefer Norm, diefem normirenden Urtheil das 
Wollen unterzuordnen, jo daß es demjelben entiprechend vom Handeln abläßt oder 
zum Handeln fortichreitet. Die 3. und Z.fähigfeit hängt alfo ab von zwei pſychiſchen 
Vorausſetzungen. Der zurechnungsfähige Menich muß jo weit entwidelt jein, daß 
er ein Urtheil über ein Wollen zu fällen vermag — daß er aljo Einficht in 
die Beichaffenheit dejielben bejigt und in Folge deifen dafjelbe zu billigen oder zu 
mißbilligen im Stande ift — und er muß zweitens jo viele piychiiche Regſam— 
feit und Kraft befiten, daß er jener Einficht die Herrichait über das Wollen zu ver: 
ihaffen vermag. Mit Recht Hat man ſonach gejagt: Z.fähigkeit ift bedingt durch 
ein Kennen und ein Können. Betrachten wir Beides genauer. 

Es giebt auch eine Z. im fittlich gleichgültigen Dingen; e& kann Jemandem zus 
gerechnet werden, injofern er Flug, amwedmäßig u. ſ. w. gehandelt hat oder nicht. 
Dies bei Seite lafjend, faſſen wir für unjeren Zweck nur die ſog. moraliſche 3. 
ins Auge, da fie die Grundlage der ftrafrechtlichen 3. bildet. Das theoretifche 
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Glement der 3., die Einficht, um welche es fich bei der moralifchen 3. handelt, iſt 
eben eine moralische Einfiht. Wem etwas moralisch zugerechnet werden joll, der 
muß aljo ein moralifches Urtheil über das Wollen zu fällen vermögen. Dazu 
bedarf es aber einer nicht unbedeutenden geiftigen Reife. In der KHinderjeele regen 
fich nicht derartige Urtheile, jondern vielmehr folche, welche fich auf Unangenehmes 
und Angenehmes, Schädliches und Nützliches beziehen. Die Ausbildung zur Moralität 
geichieht nur langjam. Es trägt dazu bei vor Allem der Verkehr mit anderen 
Menſchen und das natürliche Mitgefühl mit menſchlichem Thun und Treiben, es 
tragen mannigiache abfichtlich geichehene Einwirkungen bei, ebenjo wie Familien— 
und Volksſitte, religiöje Ueberlieferung und Achtung vor einer Autorität. Nur 
höchſt ausnahmsweiſe bei einer abnorm krankhaft angelegten Natur oder unter einer 
verpeiteten Umgebung kommt es z® keiner Entwidelung des moralifchen Urtheilg 
und damit auch nicht zur moralifchen Z.jähigkeit. Indeſſen läßt fich nicht wegleugnen, 
daß auch troß einer im Uebrigen nicht unbedeutenden intellektuellen Entwidelung 
jich bei gewiffen, namentlich erblich belafteten und von den Ihrigen ſyſtematiſch 
zum Unmoralifchen erzogenen Menjchen ein volljtändiger Stumpffinn in fittlichen 
Dingen findet und darum wegen „moralifchen Irreſeins“ die 3. und Beitrafung 
binwegjallen muß, follte es gleich nothwendig werden, gegenüber derartigen gefährlichen 
Individuen zu einfchneidenden Sicherungsmaßregeln zu „greifen. 

Unter jenen moralifchen Urtheilen, durch deren Vorhandenfein die Z.fähigkeit 
bedingt ift, wird wol am früheften und deutlichiten gerade das moralifche Urtheil 
in dem inneren des Seranwachjenden vernehmbar, auf welchem die jtrafrechtliche 
3. beruht, und daß, auf feinen allgemeinften Ausdrud zurüdgeführt, lautet: Thue 
Niemandem etwas Uebles, neminem laede! Die Entjtehung diejes Verbots knüpft 
ſich ja an jene jchon in der erjten KHinderzeit jich mehr und mehr einprägende Er— 
jahrung, daß Störungen des eigenen Strebens und Befindens wehe thun und zur 
Reaktion de8 Selbjterhaltungstriebs herausfordern. Nicht blos muß nun die er= 
wachende Theilnahme an den Zuftänden anderer gleichfühlender Wejen zu der Ein- 
ficht drängen, daß auch fie ähnliche Störungen als Uebel und ala Antrieb zur 
Racheübung fühlen und jomit dazu, daß es jchon ein Gebot der Klugheit ift, ſolche 
Störungen zu unterlaffen, was ſich bald ala erite Bedingung jedes Verkehrs und 
Zufammenlebens unter den Menjchen geltend macht, es findet fich auch weiter das 
Bewußtjein ein, daß es in der That billig jei, wenn auf die Störung eine aus— 
gleichende Reaktion folgt, womit die Grundlagen gelegt find zu der Einficht, daß 
Uebelthaten ungerecht, die dagegen gerichtete Vergeltung alfo gerecht ilt — 
der Ginficht, welche wir als die eine theoretifche Vorausjegung für die jtrafrecht- 
lihe 3. bezeichnen müfjen. 

Damit ift num freilich noch nicht das zweite, praftiiche Element der 3.fähigfeit 
gegeben. Dem Kennen muß auch ein Können entiprechen. Der Menſch muß jo 
viele Kraft in feinem ch konzentrirt haben, daß er fein Wollen der ethijchen Norm 
gemäß geitalten kann. Das ethijche Urtheil darf alſo in ihm nicht blos, jei es 
auch in tadellojer Reinheit, wie ein Schaugeriht prangend, aufgerichtet daftehen, 
jondern es muß zur lebendigen lebenäbeherrichenden Kraft werden fönnen. Das 
Urtheil muß fich joweit zu einem Grundjaß des Handelns herausgebildet haben, 
daß bei dem Auftauchen eines Wollens, welches in die Kategorie der nach jenem 
Grundſatz zu prüfenden Begehrungen gehört, auch die apperzipirende Kraft jenes 
Urtheils bervortritt und dem Wollen nicht gejtattet wird, im ch feiten Fuß zu 
faffen), außer inſoweit e& fich dem in demſelben ausgebildeten Grundſatz unter- 
ordnen läßt. Speziell auf dem das Strafrecht intereffirenden Gebiet muß der Grund 
ja, feine Ungerechtigkeit, feine Uebelthat begehen zu wollen, jedem Wollen, welches 
den Verdacht der Ungerechtigkeit, der Verlegung fremder Güter an fich trägt, als 
maßgebend entgegentreten können, widrigenialls die 3. wegfällt. Diefe praftifche 
Kraft aber erlangt der Grundſatz durch die piychiiche Yebensgeichichte, welche ihn 
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zum Glied eines mehr oder weniger mächtigen Vorſtellungskreiſes gemacht hat. Wo 
der Grundſatz nicht in das Innere des pfychiſchen Gewebes aufgenommen, ſondern 
nur von außen her aufgenommen ohne innere Aneignung nachgebetet iſt, bewährt 
er ſeine Kraftloſigkeit bei jeder Probe derſelben. Wo er getragen wird von der 
pfychiſchen Eigenthümlichkeit des Individuums, von deſſen natürlichen Anlagen und 
defien erworbenen Anichauungen, führt er zur Herrſchaft de Ichs, mit welchem er 
verſchmolzen ift, über die einzelnen Begehrungen, welche der Lebensſtrom mit fich 
führt. Freilich eine volltommen geficherte, fich immer gleichbleibende abjolute Herr: 
Ichaft ift dies nie. Sie Hat ftet3 ihre Schranfen an der begrenzten piychiichen Kraft, 
welche den Menichen gegönnt ift. Die Selbſtbeherrſchungsfähigkeit (piychiiche Frei— 
heit) ift etwas durchaus relatives. „Die Freiheit Verſchiedener ift eine verjchiedene, 
iſt verichieden bei Demſelben zu verichiedener ZAt und ift bei Keinem und zu feiner 
Zeit gefichert jedem Wollen gegenüber“ (VBolfmann). Zunächſt muß man an 
jeden Menjchen einen individuellen Maßftab anlegen; Hier ift in der That der 
Mensch fein eigenes Maß. Nur das kann Jedem zugemuthet werden, was er eben 
in Folge feiner pfychiichen Organifation zu leisten im Stande ift. Aber es ift auch 
derjelbe Menjch zu verichiedenen Zeiten nicht im gleichen Maß befähigt zur Selbit- 
beherrichung ; e8 giebt Fluth und Ebbe in der Sphäre der pfychiichen Freiheit, auch 
abgefehen von außerordentlichen Stürmen. Gnticheidend wird endlich die Stärke, 
mit welcher das einzelne Wollen auftritt. Wo dies, begünftigt insbeſondere von 
anderen mächtigen Vorſtellungs- und Gerühlsfompleren, mit außerordentlicher Gewalt 
auftritt, wirft es die Grundfäße über den Haufen, welche der gewöhnlichen Willens- 
fraft gegenüber ihre Herrichaft hätten bewähren können. Namentlich wird dies der 
Tall fein, wenn eine außerordentliche Gemüthsbewegung (ein Affekt) zum raſchen 
Handeln hinreißt, ehe die Entwidelung der vom Handeln abhaltenden Vorftellungen, 
welche einer gewifjen Zeit bedarf, vor fich gehen konnte. Dann geht das Wollen 
nicht vom ch des Wollenden aus, diejer ift vielmehr, wie es die"Sprache bezeichnend 
ausdrüdt, gar nicht bei fich, jondern außer fich. Es war daher, mit Rückficht auf 
das eben Ausgeführte, theoretifch genommen ganz richtig, wenn der zweite Nord- 
deutiche Entwurf, entiprechend dem Gutachten der Leipziger medizinischen Fakultät, 
im $ 49 (jet 51) die 3. durch einen Zuftand ausgeſchloſſen haben wollte, durch 
welche die freie Willensbeftimmung „in Beziehung auf die Handlung“ ausgeſchloſſen 
war, wozu die Motive bemerkten, es jolle dadurch ausgejprochen werden: „daß der 
Beweis des Ausfchluffes der freien Willensbeftimmung nur in Beziehung auf bie 
dem Thäter zur Laſt gelegte That zu erbringen, nicht aber der Beweis dafitr zu 
jordern jei, daß die freie Willensbeitimmung nach allen Richtungen hin außgejchlofien 
jei.“ Nur war damit andererjeits die Befürchtung nahegetreten, daß man auch bei 
Geiſteskrankheit 3.fähigkeit annehmen würde, falls — wie e8 bei vielen Geiftes- 
franken vorfommt — die Freiheit der Willensbeftimmung bezugs der fraglichen 
einzelnen Handlung vorhanden war. Mit Nücdficht hierauf ließ man jene Beziehung 
auf die einzelne That fallen, während e8 auch nach der jetigen Faſſung des $ 51 
genügt, wenn die freie Willensbeftimmung nur in Bezug auf die dem Strafrichter 
zur Beurtheilung vorliegende That ausgeichlofien war. Cs kann eben überhaupt 
nicht bezweifelt werden, daß ein an ſich zurechnungsfähiger Menich, d. h. ein 
jolcher, welcher im Allgemeinen im Stande ift, fein Wollen zu beherrichen, dennoch 
betreffs eines einzelnen Wollens nicht im Stande ift, fein Ich zur Geltung zu 
bringen, fo daß er in der Beziehung zu diefem nicht zurechnungsfähig, oder mit 
anderen Worten, daß ihm diefes Wollen und die aus demfelben herborgehende 
Thätigkeit nicht zurehenbar ift. (Bei diefem Anlaß ſei bemerkt, daß e& ungenau 
ausgedrückt ift, wenn man von zurechnungsfähigen Handlungen ftatt von zurechen- 
baren jpriht. Die Fähigkeit, um welche es fich fragt, ift nur auf den Wollen: 
den zu beziehen ; das, was er thut, ift ihm zurechenbar oder nicht zurechenbar.) 
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Wollen wir auf der Grundlage der eben dargeſtellten Anſchauung nun eine 
Ueberſicht über die Gründe der Z.unfähigkeit geben, jo müſſen wir davon ausgehen, 
daß die 3. wegfällt, wenn einer ihrer beiden Faktoren, die Ginficht oder bie 
Selbſtbeſtimmungsfähigkeit, fehlt. Jene Einficht aber wird, wo es fich von 
ſtrafrechtlicher 3. handelt, näher jeftzujtellen fein als die Einficht in die Straf- 
würdigfeit eines Handelns. Alſo nicht nothwendig Einficht in die Strafbar— 
feit, d. 5. das Bewußtſein, daß die Handlung den Straigejeßen des Staateö zu» 
wiberlaufe, aber doch die Erkenntniß daß die Handlung eine Webelthat ſei, welche 
Strafe verdiene. Ya noch genauer gejagt: die Möglichkeit diefer Erfenntniß 
iſt hinreichend, um Schuld zu begründen. Wer die Strafwürdigkeit ſeiner Handlung 
einzuſehen im Stande war, die Hierzu erforderliche pſychiſche Reife beſaß, war ver- 
pflichtet, diefe Einficht in fich zu erweden und mit ihr dem zur Handlung drängen 
den Wollen entgegenzutreten. Wo jene Möglichkeit der Einficht mangelt, Tällt die 
Schuld weg, denn wer nicht im Stande ift zu erfennen, was jeine Pflicht fordert, 
fann feine Schuld auf fich laden, wenn er das für ihn nicht erfennbare Gebot (oder 
Berbot) verletzt. 

Hiernach alſo zerfallen die Gründe der Z. unfähigkeit in folgende Hauptgruppen: 
1) Mangelhafte pfſychiſche Entwickelung, in Folge welcher entweder die 
Möglichkeit der Erfenntniß der Strafwürdigfeit oder die Kraft der Selbſtbeſtimmungs— 
fähigkeit fehlt. Hierher gehören die Zuftände der Kindheit, des angeborenen 
Blödjinns (Idiotismus), der fog. völligen Wildheit, auch der Zuſtand eines 
ununterrichteten Taubfjtummen. 2) Störung (oder Zerftörung) bereitö vor— 
bandener 3.fähigkeit, welche wieder auftritt a) als eine vorübergehende in den 
Schlafzuftänden, in der Beraufhung, in heitigen Gemüthsbemwegungen 
und in vorübergehenden Anfällen von Geiſteskrankheit, b) ala dauernde — 
wohin dauernde Geiitesfrankheit gehört. 

Neben dieſen Zuftänden können aber jene nicht außer Betracht bleiben, welche 
verminderte 3. begründen. Was man auch vom formaliftifchen logischen Stand— 
punft — wie er namentlich bei den Juriſten beliebt ift — gegen den Begriff der 
verminderten 3. einwenden mag, die Wirklichkeit folcher Zuftände läßt fich damit 
nicht wegdisputiren und wird auch faft allgemein von medizinischer (pfychiatrifcher) 
Seite anerfannt. Sit ichon die Z.fähigkeit überhaupt, wie wir gejehen haben, etwas 
relative, individuelles, bei demjelben Individuum wechjelndes, jo kann man ebenſo— 
wenig das Beitehen einer Kluft zwifchen voller Z.Fähigfeit und gänzlicher Z.unfähig- 
feit zugeben. Gier wie bei allen GSeelenzuftänden findet vielmehr ein unmerkliches 
Mebergehen von dem einen zum anderen ftatt. Klar ift dies vor Allem bei den 
franfhaften Geiſteszuſtänden. Zwiſchen der normalen Geiftesgefundheit und der 
eigentlichen Geiftesfranfheit giebt es eine Anzahl von Zwifchenzuftänden der Reiz- 
barfeit und Weberreiztheit, welche man nicht ignoriren darf. „Wenn die Krankheit 
felbft befonnenes Handeln unmöglich macht, jo wird diejes durch die hochgradige 
Diatheie, die abnorme Konftitution des Nervenſyſtems, erfhwert. Soll darauf 
gar feine Rücdficht genommen werden?.... Wir rechnen im gewöhnlichen jozialen 
Leben Anderen das, was fie etwa gegen uns gefehlt haben, bald in höherem, bald 
in geringerem Grade zu . . . warum denn nicht in der richterlichen Sphäre? “ 
(Hagen.) Aber nicht nur bei frankhaften Zuftänden kann geminderte 3. vorliegen, 
fondern auch bei vorübergehenden bedeutenden Störungen des Gleichgerwichtäguftandes 
der Vorftellungen, wie Schlaftrunfenheite, Berauſchungs-, Affektzuftänden, auch 
dann, wenn diejelben nicht die Z.tähigkeit vollftändig aufheben. Giebt es einen 
Grad der Beraufchung, welcher die 3. gänzlich ausjchließt, jo jteht daneben ein 
nächft niedriger Grad, welcher die Selbftbejtimmung nahezu unmöglich macht, und 
Jedermann muß zugeben, daß in Wirklichkeit nicht blos die beiden Gegenjähe der 
vollen Nüchternheit und der vollen Beraufchung vorkommen. Ebenſo fteht neben 
jener heftigen Gemüthserjchütterung, welche die Beſonnenheit und Selbitbeherriehung 
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vollſtändig raubt, mannigfach abgeſtuft eine Reihe von Gemüthsbewegungen, welche 
die Selbſtbeſtimmung in mehr oder minder hohem Maß erſchweren. Wer dem An— 
jturm eines Affektes unterliegt, welchem er nur beim vollen Aufgebot feiner Seelen- 
fräfte mühlam hätte widerftehen fönnen, dem fann die That, zu welcher er hin— 
geriffen wurde, nur in geringem Maß zur Schuld gereichen. Darum ift es be- 
dauerlich, daß der $ 47 des eriten Norbdeutichen Ontwurfs, welcher die Verſuchs— 
itrafe (was freilich nicht ganz das Richtige war) dann eintreten laſſen wollte, wenn 
der Ihäter zur Zeit der That in einem Zuſtande war, der die freie Willens— 
beitimmung beeinträchtigte, nicht zum Gejeß geworden ift. Während das StrafGB. 
in den meijten Fällen auf die mögliche Geringfügigfeit des üblen Eriolgd dadurch 
NRüdficht nimmt, daß es beim Worhandenjein mildernder Umftände oder jelbit 
ohne jolche bis auf ein Minimum der Strafe herabzugehen geitattet (jo namentlich 
bei den Vermögensverbrechen), kann der geminderten 3.jähigfeit nur theilweije und 
in ungenügendem Maße Rechnung getragen werden, joweit mildernde Umftände zus 
gelaflen find. Beim Todtichlag hebt das Geſetz jpeziell die Provokation als Milderungs- 
grund hervor (S 213); für die mildere Beitrafung des jog. Kindesmordes ferner 
($ 217) war hauptjächlich die Berüdfichtigung der piychiichen Lage der unehelichen 
Mutter maßgebend (wobei freilich das Minimum der Strafe — 2 Jahre Gefängnig — 
in einem auffallenden Mibverhältniß zu dem Minimum der Todtſchlagsſtrafe — 
Gefängniß von 6 Monaten — fteht!). — 

Abgeſehen hiervon läßt fich wol jagen, daß unjer StrafGB. in der Hauptſache 
im Einklang jteht mit der richtigen Yehre von der 3. Allerdings ift die Formulirung 
des $ 51 feine glüdliche. Er lautet — und der Wortlaut ift hier jehr wichtig —: 
„Kine ſtrafbare Handlung iſt nicht vorhanden, wenn der Thäter zur Zeit der Be— 
gehung der Handlung (richtiger: der That) fich in einem Zuftande von Bewußt— 
lofigfeit oder krankhafter Störung der Geiftesthätigfeit befand, durch welchen jeine 
freie Willensbejtimmung auägejchloffen war“. Hier ift num zunächſt nur, wie wir 
jehen, das Können und nicht das Kennen betont. Indeſſen fann man jagen: 
Freie Willensbeftimmung im Sinne des Geſetzes ijt micht möglich), wenn die Mög» 
lichfeit der Einficht in die Strafwürdigfeit der Handlung nicht gegeben war. Denn 
der Wille kann nur bejtimmt werden durch Motive. Dem Willen, ein Verbrechen 
zu begehen, muß ein abhaltendes Motiv gegenübergeitellt werden fünnen, wenn jenes 
unterdrüdt werden joll. Abhaltende Motive fönnen nur zwar allerdings bei dem= 
jenigen vorhanden jein, welchem feine Einficht in die Strafwürdigkeit feines Thuns 
möglich ift. Motive der Bequemlichkeit, Zwedmäßigfeit u. j. w. fünnen bewirten, 
daß er das Wollen nicht zum Werbrechen werden läßt. Aber derartige Motive 
jtehen in feinem Zufammenhang mit der moralifchen und insbeſondere ftrafrechtlichen 
3. Wer aus Bequemlichkeit etwas an fich Verbrecherijches begeht, ohne aber Ein= 
ficht in die Strafwürdigfeit des Gethanen zu befien, ladet offenbar feine ftrafrecht- 
liche Schuld auf ſich. Strafe ift nur verwirkt unter der Vorausſetzung jchuldhaften 
Willens, und zwar muß die Willensrichtung entweder eine doloje jein (d. 5. es 
muß der Wille vorliegen, ein ala Uebel erfanntes Uebel herbeizuführen) oder zum 
mindejten eine kulpoſe (d. 5. es muß eine Handlung gewollt jein, obwol es bei ge— 
bührender Aufmerkſamkeit erfennbar war, daß aus derjelben ein Uebel entipringen 
werde). Wer aljo noch nicht jo viel geiftige Reife befigt, daß er jeine Handlung 
ala eine üble Erfolge mit fich führende zu erfennen vermag, fann weder dolos noch 
fulpos handeln und muß daher jtraffrei bleiben. — Indirekt kann man weiter einen 
Schluß auf den eigentlichen Sinn des $ 51 daraus ziehen, daß das Geſetz im 8 56 
zur Verurtheilung eines jugendlichen Angeichuldigten verlangt, daß derielbe zur Zeit 
der Begehung der Handlung die zur GErfenntniß ihrer Strafbarfeit (was freilich 
richtiger heißen jollte: Strafwürdigfeit) erforderliche Einficht befaß, und ebenjo im 
S 58 die Freiſprechung eines Taubjtummen anordnet, welcher die zur Erkenntniß der 
Strafbarkeit einer von ihm begangenen jtraibaren Handlung erforderliche Einficht 


Zurechnung. 1458 


nicht beſaß. Man kann doch dem Gefeßgeber nicht zumuthen, daß er dem jugend- 
lichen und dem taubjtummen Angeklagten in diefer Hinficht ein Privilegium ertheilen 
will, daß blos bei ihnen aljo der Beſitz jener Einficht eine Vorbedingung der 
3.fähigfeit jein joll, während erwachjene Nichttaubftumme zu verurtheilen wären, 
auch wenn ihnen eine Einficht gemangelt hätte. So wie es Jich von jelbjt veriteht, 
daß ein jugendlicher Angefchuldigter auch dann freizufprechen ift, wenn ihm aur 
Zeit der That, troß des Vorhandenjeins der Einficht in die „Strafbarfeit“ derjelben, 
die freie Willensbeftimmung fehlte, jo muß auch umgekehrt der erwachjene Angeklagte 
freigeiprochen werden, wenn ihm die Ginficht in die Strafbarfeit der Handlung 
gemangelt hat. 

Nicht ganz forreft und vollftändig ift e& ferner, wenn der $ 51 nur don Bes 
wußtlofigfeit und krankhafter Störung der Geijtesthätigkeit fpricht. Neben der frank: 
haften Störung jollte auch die krankhafte Hemmung der Geiftesthätigfeit genannt 
fein, denn angeborener Blödfinn ift nicht Störung einer noch gar nicht entwickelten 
Geiftesthätigkeit.. Das Wort „Bewußtlofigfeit“ muß man in einem jehr weiten 
und uneigentlichen Sinne nehmen, wenn es auch alle jene Zuftände der höchiten 
Aufregung und Verwirrung (Affett, Schlaitrunfenheit, Berauſchung) mitumfafjen 
foll, bei welchen zwar nicht wie in einem Ohnmachtsanfall alles Bewußtſein ge— 
ſchwunden iſt (wofür allein der Ausdruck Bewußtlofigkeit volllommen paßt), aber 
doch eine jolche Störung des Bewußtſeins eingetreten oder eine jolche Verwirrung 
des Gemüths hervorgerufen ift, daß die Selbitbeitimmungsfähigkeit verloren gegangen. 
Richtiger formulirt jonach jedenfalls der erjte Defterr. Entwurf, wenn er im $ 56 
jagt: „Eine Handlung ift nicht ftrafbar, wenn derjenige, der fie begangen hat, zu 
diefer Zeit (?) fich in einem Zuftande von Bewußtlofigfeit (der zweite Entwurf jet 
binzu: voller Trunkenheit) oder Erankhafter Hemmung oder Störung der Geiltes- 
thätigfeit befand, welcher e8 ihm unmöglich machte, feinen Willen frei zu beftimmen 
oder das Strafbare jeiner Handlung einzufehen“. — Am bejten aber ift die Materie 
geregelt im Züricher StrafGB., welches im $ 39 jagt: „Die Straibarfeit einer 
Handlung iſt ausgeichloffen, wenn der Handelnde fich zur Zeit der Begehung der 
That in einem Zuftande befand, in welchem er die Fähigkeit der Selbitbeitimmung 
oder die zur Erkenntniß der Strafbarkeit der That erforderliche Urtheilskraft nicht 
hatte“. (Aehnlich Bajeljtadt bzw. Bafelland $ 30, Zug $ 26 Abi. 1.) Weiter 
fagt $ 40: „Iſt nachgewiefen, daß die Fähigkeit der Selbitbeftimmung oder die zur 
Grfenntniß der Strafbarkeit erforderliche Urtheiläkraft in jehr geringem Grade vor- 
banden ijt, jo kann der Richter unter das Maß der vorgefchriebenen Strafe herab- 
gehen oder zu einer anderen Strafart übergehen“. (Aehnlich Zug $ 26 Abi. 2. 
Uebrigens enthielten auch mehrere Deutiche Straigefeßbücher, wie 3. B. das Sächſiſche 
Art. 88, das Bayerſche Art. 68, Beitimmungen über verminderte 3., ſowie denn 
wol auch Art. 67 des Bayer. StrafGB. Abi. 1, unter Hinweglaffung der unnöthigen 
Kaſuiſtik, im Weſentlichen in den $ 39 des Züricher StrafGB. übergegangen iſt.) — 

Sehr mangelhaft find die Beitimmungen des jeßigen Dejterr. StrafGB. über 
die Z.unfähigkeit. Der $ 2 nennt unter den Gründen, die den „böfen Vorſatz“ 
ausjchließen, gänzlichen Mangel des VBernunftgebrauchs, Sinnenverrüdung, dann die 
(ohne Abficht auf das Verbrechen zugezogene) volle Beraufchung und die Sinnen- 
verwirrung, in welcher der Thäter fich feiner Handlung nicht bewußt war. Dies 
Alles gilt zunächjt nur Hinfichtlich der Verbrechen im engeren Sinne. Dagegen it 
es nicht einmal ausdrüdlich ausgefprochen, daß die erwähntengBeitimmungen des 
8 2 auch bei Vergehen und Uebertretungen zu berüdjichtigen find! Natürlich hat 
Theorie und Praris fie troßdem auch hier für anwendbar erklärt. Eigenthümliche 
Beitimmungen giebt das Defterr. StrafGB. $$ 237, 269— 273 über die jtrafbaren 
Handlungen der Unmündigen, — Betreffs der Beitimmungen des Deutichen StrafGB. 
über die Z.unfähigkeit der Kinder ift hier auf den Art. Altersſtufen (ftrafrechtl.) 
zu verweilen. — 


* 
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Zum Schluß jei auch bier dem Bedauern darüber Ausdrud gegeben, dat bisher 
noch nichts zur Ausführung der Rejolution gefchehen ift, welche der Reichstag zu den 
$5 51 und 56 des StrafGB. faßte und welche dahin geht, „den Bundeskanzler 
aufzufordern, im Wege einer Vorlage die Regelung eines Verfahrens herbeizuführen, 
durch welches Perjonen, die wegen ihres Geiſteszuſtandes oder ald Taubftumme für 
ftraflos erklärt worden find, im alle der Gemeingefährlichkeit einer wirffamen Be— 
auffichtigung überwiejen werden können“. 

Gigb.: Deutihes Straf®B. SS 51, 55, 56, 58. — Defterr. $ 21it. ad. — ©. 
außerdem bie im Zerte angeführten Gejegeäftellen. — Oefterr. Entw. I. u. IL $ 56. 

Lit.: Berner, Grun aüge ber friminalift. Imputationslehre, 1843. — Wahlberg, 
Das Prinzip ber Individualiſitung, 1869, S. 61ff.; Derjelbe in Gefamm. kleinen Schriften, 
1. (1875) ©. 1 ff. — Jeſſen, Ueber Zurechnungsfähigkeit, 1870. — v. Rönne, Die krim. 
Zurechnungsfähigleit, 1870. — v. Krafft:-Ebing, Grundzüge der Kriminalpiychologie; Der: 
lelbe, Lehrb. d. gerichtl. Piuchopathologie, (2. Aufl.) 1881; Derjelbe inv. Holtzendorff!s 
Handbuch bes Strafredhts, IV. ©. 109 — Skrzeczka, ebenda, II ©. 219 ff. — Spiels 
mann, Diagnoftit der Geifteöfrankheiten, 1855. — Knop, Die Paradorie des Willens, 
1863. — Griefinger, Pathol. und Therapie ber Geiftesfranfheiten, 4. Auflage 1876. — 
F. W. 2.7 Chorinsty, 1872. — Schüße in Goltdbammer’ä Ard., 1873. — Nöber, 
Gerichtsſaal, 1874. — Casper, Handbuch ber — Medicin, 6. Aufl. herausgegeben von 
Liman, 1. 3b. (1976) ©. 404 fi. — W. Volkmann, Lehrbuch der Pfychologte, 2. Aufl. 
2. Bd. 1876, ©. 452 ff. — Binding. Normen, II. © 3 ff. (Dazu Geyer in der kit. 
V. J.Schr. f. Rechtswiſſ. u. Gjigb. XIX. ©. 405 ff). — Wheaton, A treatise on mental 
unsoundness, 1873 (dazu dv. Bar in ber Zeitfchrift für das Privat: u. öffentliche Recht, II. 
©. 1ff.), — Maudöley, Die Zurechnungsfähigkeit der Geifteäfranten, Deutich von Rofjen- 
thal, 1875. — Brud, Zur Lehre von der friminaliftiichen Zurechnungsfähigfeit, 1878. — 
Drobiich, Die moral. Thätigfeit u. die menſchl. Willenäfreiheit, 1867. — v. Dettingen, 
Die Moralftatiftit, 2. Aufl. 1875. — Schwarker, Die Bewußtloſigskeitszuſtände ala Straf: 
ausichliegungsgründe, 1878. — Spitta, Die Willensbeftimmung und ihr Verh. zu ben im: 
pulfiven Handlungen, 1881. — €. Hofmann, Lehrbuch der gerichtl. Mebicin, 2. Auflage 
1881, ©. 719 fi. — In Maſchka's Handbuch der gerichtl. Medicin, befien 1. Banb biäher 
erfchienen ift, wird ber Schluß bes 3. Bandes den piychiatriichen Theil enthalten. 

eher. 


Zurehnungsfähigkeit ijt derjenige Zuftand, im welchem fich Jemand be— 
findet, der fähig iſt, zwiichen Begehung und Unterlaffung einer jtrafrechtlich als 
Verbrechen oder Vergehen bezeichneten Handlung zu wählen, fich für diefelbe zu 
bejtimmen. 

Das Urtheil, daß Jemand in einem folchen Zuftand der 3. eine ftrafbare 
Handlung begangen hat, daß diefe ihm zurechenbar fei, ift die Zurechnung. 

Als die Bedingungen diefer ergeben fi: 1) Ein objektiver Thatbeftand — 
eine rechtswidrige That (der bloße Wille oder Gedanke ift nicht ftrafbar). 2) Ein 
jubjeftiver — die That muß a) gewollt, auf den Willen des Thäters beziehbar 
jein (Handlungen aus Zufall, Thatirrthum entbehren diefer Vorausſetzung); b) in 
dem Wollen des Thäters muß zugleich die Möglichkeit eines Nichtwollens der That 
(Wahl: oder Willensfreiheit) enthalten geweien fein. Als die Vorausfegungen eines 
jolchen (freien) Wollens Laffen fich bezeichnen: «) das Unterfcheidungsvermögen 
(libertas judieii), d. 5. die Fähigkeit eines Individuums, die Beichaffenheit, Ver— 
hältniffe und Folgen feiner Handlung zu erkennen. 

Dafjelbe involvirt die Ueberzeugung von der Nühlichkeit und Nothivendigkeit 
einer gejeglichen und ftaatlichen Ordnung des menfchlichen Zuſammenlebens, die 
Kenntniß der Bedeutung der Geſetze für diefen Zweck, der Folgen ihrer Nebertretung 
für die eigene und gejellichaftliche Wohlfahrt. 

P) Die Fähigkeit, fich für Ausführung oder Unterlaffung einer ftrafbaren That 
auf Grund diefer Motive zu entjcheiden (libertas consilii). 

Die libertas judieii jet einen gewilfen Umfang von Erfahrung, intellektueller 
Ausbildung und Bildungsfähigkeit, die libertas consilii eine ungehinderte Ideen— 
affoziation und eine ungetrübte Bejonnenheit zur jeweiligen und fofortigen Geltend- 
machung jener dom Unterjcheidungsvermögen gelieferten Motive voraus. Wo dieſe 
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piychiichen Bedingungen erfüllt find, da beiteht piychologiiche 3. Diefe fällt zu- 
jammen mit der friminalijtiichen, bildet ihre Vorausſetzung. Ueber fie hinaus reicht 
die moralijche Z. Sie ift vorhanden, jobald Jemand im Stande ift, nicht blos aug 
logiſchen, von der Intelligenz gelieferten Motiven des Nüßlichen und Schädlichen, 
des Grlaubten und Derbotenen eine Handlung zu begehen oder zu unterlafen, 
ſondern dieje Fähigkeit durch ihm zu Gebote jtehende Motive der Sittlichkeit befikt. 
Die moraliſche 3. ijt eine höhere Potenz als die piychologiiche und jegt eine höhere 
Kulturjtufe des Individuums voraus. Der auf Prinzipien der Zweckmäßigkeit und 
Nüslichkeit bafirte Rechtäftaat fordert vom Staatsbürger nicht höhere ethiſche, ſondern 
blos intelleftuelle Reife, deren praftifcher Ausdrud ein Erfenntnißvermögen ift, das 
fich bis zur Höhe eines Strafbarfeitöbewußtjeins erhebt. Das Gebiet der jtrafrecht- 
lichen 3. ift damit nothwendig ein enger begrenztes ala das der moralischen, die 
vor dem Forum des Gewiflens, der Religion und der Familie nicht blos Gejchehenes, 
das vom Richter etwa gar nicht oder nur auf Antrag bedroht ift, jondern auch 
Gewolltes und Gedachtes verurtheilt. 

Seht auch die jtrafrechtliche 3. nur eine volle Einficht in die strafrechtliche 
Verantwortlichkeit theoretiich voraus, jo werden doch im Kulturſtaat und beim 
Kulturmenſch nicht blos logische, jondern auch ethiſche Motive im Bewußtſein vor— 
handen jein und den Erfolg bejtimmen und ein völliges Fehlen ethifcher Beweg— 
gründe in diefem Berüdfichtigung (mildernde Umftände) verdienen, indem es er— 
jahrungsgemäß durch eine inferiore Hirnorganijation (moralijches Jrrefein) oder ver— 
kümmerte Erziehung bedingt iſt. 

Der Gejehgeber vermuthet die 3. von einem gefeglich normirten Lebensabſchnitt 
an, aber dieje Bermuthung involvirt nicht eine Präjumtion für den konkreten Fall. 
Tie Frage der 3. in diefem ift conditio sine qua non der Schuldirage überhaupt, 
der wejentliche Beitandtheil des jubjektiven IThatbeftande. Das Urtheil, daß Jemand 
ichuldig jei, enthält implicite den Ausipruch der 3., weshalb auch im jchwurgericht- 
lichen Verfahren die Gejchiworenen, falls fie an der Willensfreiheit des Angeklagten 
zweifeln, die richterlicherjeits geitellte Frage, ob der Thäter fchuldig fei, einfach 
verneinen. 

Die Beurtheilung der 3. als integrirender Beitandtheil des Thatbeſtandes kann 
jelbjtverjtändlih nur dem Richter zufallen. Da die Beweislaft diefem zukommt, 
fann vom Angeklagten nicht verlangt werden, daß er feine Unzurechnungsfähigkeit 
beweije, ebenjomwenig billigerweije jein eigener oder jeines Rechtsbeiſtandes Antrag 
auf Stellung der Frage nach der 3. abgewiejen werden. Die Yormulirung der— 
jelben ijt jelbitverjtändlich Sache des Gerichtähofes. 

Der Mangel der freien Willensbeftimmung zur Zeit der ftrafbaren Handlung 
hebt die Zurechnung auf und bildet einen Strafausjchließungsgrund (5 51 des Deutfchen 
StraföB.; 3 2 des Deiterr.; $ 64 des Code penal francais). Diejer Mangel 
muß thatjächlich erwieſen und vom Richter erkannt fein. Bloße Indizien, jo lange 
fie nicht eine richterliche Ueberzeugung herbeiführen, genügen nicht zur Freiſprechung, 
wol dürfte es aber dann geboten jein, die Schlußverhandlung zu vertagen und damit 
Zeit zur jerneren Beobachtung und Unterfuchung des Angeklagten zu gewinnen. 

Da thatjächlich viele jtrafbare Handlungen im Zuftand aufgehobener Willens- 
freiheit zu Stande kommen, weijen die Kriminalordnungen der verjchiedenen Länder 
den Unterfuchungsrichter an, ein jorgfältiges Augenmerk auf den Gemüths- und 
Geifteszuitand des Angejchuldigten zu haben und, falls fich irgendwie Zweifel über 
defjen Integrität ergeben, zur Ermittelung derjelben das Geeignete zu verfügen. Die 
Initiative zur Anftellung einer exploratio mentalis iſt damit ganz in die Hände 
des Richters gegeben, und von feiner Umficht, Erfahrung und Gewifjenhaftigkeit 
hängt es weſentlich ab, ob rechtzeitig ein vorhandener unfreier Geifteszuftand 
erfannt wird. 
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Bei der Unwiffenheit und den Vorurtheilen, in denen jo viele Richter über 
Weſen und Kennzeichen jolcher Zuftände befangen find, ift es nicht zu verwundern, 
daß fie häufig gar nicht oder erſt ſpät erfannt werden. 

Hat ſich der Unterfuchungsrichter die Ueberzeugung verichafft, daß der An— 
geichuldigte zur Zeit feiner That im Zuftand aufgehobener Willensfreiheit fich be- 
funden babe, jo iſt er befugt die Unterfuchung wegen mangelnder 3. einzuftellen. 
Der Betreffende ijt dann fein Gegenftand der Strafrechtäpflege mehr, wol aber fann 
polizeilich die Trage feiner Gemeingefährlichkeit und ob er deshalb Gegenitand öffent: 
licher Fürforge fein muß, erhoben werden. Sehr häufig fteigen erjt nach geichlofjener 
Vorunterfuchung und erfolgtem Verweiſungsbeſchluß Zweifel über die 3. des nun- 
mehr Angeklagten auf. Da die Anklage einmal erhoben ift, muß der Rechtsfall 
zum Austrag fommen. Zur Frage nad) der 3. in Bezug auf die infriminirte That 
fommt bier die, ob mit dem Angeklagten verhandelt werden könne. Gine Ber- 
bandlungsfähigkeit in piychiicher Beziehung kann nur dem zugeiprochen werden, der 
fich vertheidigen fann. Sie jet nothiwendig das Bewußtſein der Handlung in ftrafs 
rechtlicher Hinficht, die Kenntniß der Rechtsmittel und Rechtswohlthaten voraus und 
dürfte nur in den ſeltenſten Fällen Jemand zuzuerkennen fein, der fich unter der 
Fortwirkung von Bedingungen befindet, welche zur Zeit feiner That ihm die freiheit 
der Willenäbeftimmung raubten. Wird die Trage der Verhandlungsfähigkeit, die 
natürlich nur auf Grund einer technifchen Unterfuchung beantwortet werden fann, 
verneint oder verfällt der Angeflagte erft während der Verhandlung in einen Zuftand 
geiftiger Unfreiheit, jo wird jene vertagt und der Kranke in einer Jrrenanftalt bis 
zu feiner Herſtellung internirt. Iſt diefe erfolgt, jo muß, falls die ftrafbare Handlung 
noch nicht verjährt ift, der Prozeß wieder aufgenommen werden. Diejes Vorgehen 
ift logiich, aber hart. Die Rüdverjegung ins Gefängniß oder auf die Ankflagebant 
führt leicht eine Rezidive herbei, wodurch der Zwed verfehlt und die Geiahr einer 
Unheilbarkeit des Leidens gefeßt wird. Es dürfte hier Fälle geben, wo die Humanität 
eine Niederichlagung des Prozefies auf dem Wege der Gnade fordert. 

Häufig genug find die jubjektiven Momente des Thatbeſtandes jo beichaffen, 
daß zwar die Vorausfegungen der 3. nicht geradezu fehlen, aber doch äußere gefell- 
Ichaftliche (fehlende oder jchlechte Erziehung) oder innere organiſche Bedingungen 
obwalteten, welche die freie Selbjtbeitimmungsfähigfeit beeinträchtigten und damit 
die Schuld mindern. 

Unter den organischen können es angeborene oder erworbene piychiiche Schwäche: 
zuftände, in erblichen Anlagen begründete Anomalien des Charakters u. dgl. jein, 
die das Gewicht unfittlicher Antriebe vermehrten, die Widerſtandskraft ſchwächten, 
ungewöhnlich ſtarke Affekte und Xeidenfchaften provozirten, die Klarheit und Be- 
Tonnenheit der Beurtheilung trübten ꝛc. 

Die frühere Geſetzgebung juchte folchen zahlreichen Fällen durch die Annahme 
einer verminderten 3. gerecht zu werden, die neuere durch die logiſcher gedachte 
Annahme mildernder Umftände. 

In einer Reihe von Fällen, wo die Zurechnung auf Grund äußerer Bedingungen 
(phyſiſche Gewalt, Drohung, Nothitand) entfällt oder die Schuld durch mildernde 
Umftände (fehlende oder jchlechte Erziehung, jugendliches Alter) gemindert wird, 
bemißt einfach der Richter der Thatfrage das Gewicht diefer piychologifchen Momente 
für die Beitimmung von Schuld und Strafe. 

Sind jedoch, wie jo häufig, innere organifche Momente im Spiel, jo wird die 
Mitwirkung des ärztlichen Technikers erforderlich. 

Die Erfenntniß, daß jene in krankhaften Zuftänden des Gehirns bejtehen, fordert 
Logijcherweije diefe Intervention des ärztlichen Sachverftändigen, die auch durch die 
StrafPO. der verjchiedenen Länder vorgeſchrieben iſt. 

Ueber die Stellung des ärztlichen Technikers vor Gericht ift viel und unnöthiger— 
weije geftritten worden. Sie ijt weder die eines Zeugen noch die eines Gehülfen 
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des Richters. Der Gerichtsarzt Liefert einfach Beweismittel zur Klärung der That— 
frage, die fich der Richter allein nicht zu verichaffen vermag. Sein Gutachten iſt 
ein Theil des Beweiſes. Selbitverftändlich muß ihm alles Material für die Löfung 
feiner Aufgabe vom Richter zur Verfügung gejtellt und genügende Zeit und pafjende 
Lokalität (bei jchwierigeren Fällen immer Krankenhaus oder Srrenanftalt, nicht 
Gefängniß) zur Unterfuchung geboten fein. Sein Mandat erhält der Sachverftändige 
vom Richter. Dafjelbe enthält zugleich Zweck und Gegenstand der Unterfuchung 
ſowie die Trrageitellung. Dieje auf das Vorhandenjein der 3. lauten zu laſſen, ift 
zu tabeln, fie ift ein juriftifcher und fein medizinicher Begriff. Als Sachverjtändiger 
follte nur Der berufen werden, der wirklich medizinifch-piychologifche Bildung und 
piychiatrifche Erfahrung beſitzt. Bei der Vernachläſſigung diefer Studien auf den 
Univerfitäten befigt leider nicht jeder Arzt diefe Qualififation. Das Rejultat feiner 
Unterfuchung legt der Sachverjtändige im Gutachten nieder. 

Die Beitandtheile des Gutachtens müſſen bilden: 1) die genaue Darjtellung 
des gejammten körperlichen und geiftigen Vorlebens; 2) die Darlegung des geiftigen 
und körperlichen Zuftandes zur Zeit der That und nach derjelben; 3) die Begründung 
des etwa dvorgefundenen abnormen geijtigen Zujtandes als eines frankhaiten. 

Don einem Gutachten ift zu verlangen, daß es Klar, umfaffend, von metaphyſiſchen 
Spekulationen und piychologifirenden Deduftionen frei, in allgemein verjtändlicher 
Sprache abgefaßt ſei. Nur fein innerer Werth, feine überzeugende Kraft verichaffen 
ihm Gültigkeit in foro; denn der Richter ift an das jachverjtändige Gutachten nicht 
gebunden. Gr kann es verwerfen, jobald er Zweifel in die Glaubwürdigkeit des 
Sachverſtändigen begt, in deffen parere er irrige Vorausjegungen des Thatbejtandes, 
logiſche Widerfprüche ıc. findet. Selbftverjtändlich ift er aber dann verpflichtet, fich 
an einen anderen Sachveritändigen zu wenden. 

In nicht feltenen Fällen wird ein gewifjenhafter Experte fih außer Stande 
jehen in der vom Richter gewünfjchten Friſt ein technifches Urtheil über den Geiftes- 
zuftand eines Angeklagten fich zu bilden und zu formuliren. Mangelhaite Anamnefe, 
bermuthete Periodizität der Krankheitserfcheinungen, Simulation und Dijfimulation 
können die Urjache fein. Ein einfichtsvoller Richter wird dieje im Gegenjtand der 
Unterfuchung begründeten Schwierigkeiten zu würdigen wiffen und den Erperten nicht 
drängen. Ganz zu mißbilligen it die Berufung des Techniker erjt im Laufe der 
Berhandlung und das Verlangen, fein parere im Termin ohne rechte Kenntnik der 
Lebenägeichichte und Vorakten abzugeben. Aerzte, die fich dazu berbeilaffen, handeln 
unvorſichtig. Es iſt ehrenvoller, jein parere in folchen Fällen in suspenso zu laſſen 
und jernere Beobachtung unter Vertagung der Verhandlung zu verlangen, ala durch) 
ein apergu zu glänzen. 

Die organischen Momente, aus welchen eine Unvollfommenheit oder Unfähigkeit, 
fih ſelbſt zu bejtimmen, entftehen und wegen deren Bedeutung und Tragweite 
die Zuziehung eines Sachverjtändigen nöthig werden fann, laſſen jich überfichtlich 
zuſammenfaſſen in 

I. noch nicht erfüllte Reife der geiftigen und förperlichen Entwidelung eines 
zur Erreichung jener Reife befähigten Individuums (findliches Alter); II. Hemmungen 
der Entwidelung und Entartungen, die das Gehirn vor erreichter Ausbildung getroffen 
haben (angeborener Blöd- und Schwachfinn); III. Krankheitsprozeſſe, die nach 
erfolgter Himentwidelung die piychiichen Leiftungen ſtörten (Geiftesfranfheiten) ; 
IV. tranfitoriiche Störungen der piychiichen Verrichtungen (Traumzuftände, Fieber— 
delirium, Altoholintorifation, tranfitorifches Irreſein). — Zuftände krankhafter 
Bewußtlofigkeit. 

Wir geben im Folgenden eine Beiprechung der hauptfächlichen Legislatorischen 
und anthropologiich piychologijchen Momente, die bei der Beurtheilung der Zurech— 
nungsfähigfeit in diefen Zuftänden in Betracht kommen. 

dv. Holgenborff, Enc. II. Rechtslexikon III. 3. Aufl. 92 
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J. Kindheit und Unmündigkeit. Das Lebensalter, von welchem an 
eine ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit ftattfindet, iſt je nach Klima, Raſſe, früherer 
oder ſpäterer Entwickelung, vom Geſetzgeber beftimmt (8 55 des Deutſchen StrafGB. 
jet das vollendete 12. Jahr, $ 2 Hit. d. des Defterr. StrafGB. das zurückgelegte 
14. Jahr ala Alterögrenze feſt). Vor diefer Zeit gilt die Annahme, daß das Kind 
fich der Bedeutung einer ftrafbaren Handlung und der Strafe nicht genügend bewußt 
ift, weshalb jene der häuslichen Zucht überlaffen bleibt. 

Die Erkenntniß, daß die Entwidelung des Seelenlebens eine allmäbhliche, nicht 
ſprungweiſe ift, führte nothwendig den Gefeßgeber zur Fixirung einer intermediären 
Lebenszeit unentichiedener 3. zwiſchen der fehlenden des Kindes und der vorhandenen 
des Erwachjenen, der Zeit der Unmündigkeit. Oeſterreich 8 237 macht für im 
Alter von 11—14 Jahren begangene ftrafbare Handlungen verantwortlich, joweit 
fie Verbrechen find, indem es fie als Uebertretungen beftraft, ala jolche aber qualifizirte 
ftraflos läßt. 

Deutichland $ 56 läßt vom 12.—18. Jahre die Frage der 3. offen und macht 
fie abhängig von dem vorhandenen oder fehlenden Unterjcheidungsvermögen. Außerdem 
werden im Tall der vorhandenen 3. in Bezug auf Strafmaß, Strafart und Strai- 
vollzug in $ 57 noch bejondere Beitimmungen getroffen. 

Es kommt aljo hier wejentlich auf das Unterjcheidungsvermögen an. Ein 
jolches darf nicht Leichtfinnig angenommen werden. Die Einficht in die Bedeutung 
der Handlung kommt jugendlichen Verbrechern vielfach erft hinterher, indem fie die 
Folgen jener empfinden. Es kommt hier auch auf die Art der ftrafbaren Handlung 
an. Das Unrecht einer begangenen Fälſchung wird nicht jo leicht eingejehen als 
die Bedeutung eines Diebſtahls. Häufig werben auch Unmündige von Erwaächſenen 
als Werkzeug zum Werbrechen gebraudht. In das fritifche Alter der Reife fällt 
auch eine Entwickelung wichtiger Funktionen, das Eintreten der Pubertät, die vielfach 
Störungen der piychiichen Thätigkeit ſetzt und darum alle Beachtung verdient. Bei 
manchen jugendlichen Individuen, deren Körper- und Geiftesentwidelung eine retar- 
dirte war, ift mit dem 18. Jahre die Reife noch nicht vorhanden. Anthropologiſch 
fteht feft, daß erft mit vollendetem 21. Jahre die Hirmentwidelung ihre volle Höhe 
erreicht hat. Die Beachtung diefer Thatjachen dürfte den Richter öfter zur An— 
nahme mildernder Umftände veranlafien. $ 46 des Deiterr. StratGB. fieht geradezu 
im Alter unter 20 Jahren einen Milderimgsgrund. 

I. Pſychiſche Entwidelungöhbemmungen und Entartungen. 6 
giebt zahlreiche Andividuen, die durch zu frühen Schluß der Schädelnähte und 
dadurch gehemmte Entwidelung des Gehims oder durch ungünjtige Dirnanlage ab 
ovo oder foetale oder in frühem Lebensalter ertvorbene Hirnkrankheiten nicht die 
intellektuelle Reife erreichen, die zur Annahme der 3. erforderlih it. Man be 
zeichnet dieſe geijtigen Infuffizienzen, deren Abſtufung eine äußerft mannigfaltige it, 
als Schwach- und Blödfinn. Der Unterſchied zwiſchen beiden und des erfteren 
gegenüber dem Zuftand des Vollfinnigen läßt fich dahin geben, daß im Blödfinn 
die Bildung überfinnlicher BVorftellungen, Begriffe und Urtheile mangelt, beim 
Schwachfinn zwar möglich wird, aber nicht den Reichtum und die Klarheit erreicht 
wie beim Bollfinnigen. 

Blödjinn, angeborener (Idiotie). Auf tieffter Stufe deffelben dreht fich 
das pfychiſche Leben um die Beiriedigung der Triebe, namentlich des Nahrungs 
triebes; auf höherer kommt es zu finnlichen Borftellungen und oberflächlicher Ber: 
fnüpfung derfelben, aber die Welt des Ueberfinnlichen ift verjagt und damit fehlt 
jedes Verftändniß für die Bedeutung eines jozialen Lebens. Die Unvollkommenheit 
der Musfelinnervation, befonders der Stredmusfeln, macht den Gang plump, täppiſch, 
oft finden fich auch Sinnesfehler, Schielen, Stottern, epileptifche u. a. krampfhafte 
Gricheinungen auf Grund der urfächlichen Hirnanomalien oder Schädelverbildungen. 
Meift kommen jolche Wejen mit dem forum in Berührung durch Affekte, die als 
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Ausbrüche blinder Wuth ſich äußern und der Sicherheit des Lebens und Eigenthums 
gefährlich werden, zuteilen auch durch unfittliche Attentate, deren orte: dann vielfach 
Kinder find. 

Schwachſinn (imbecillitas). Hier befteht nur ein quantitativer Unterjchied 
gegenüber der Leiftungsfähigkeit des Vollſinnigen, und die Unterfcheidung des patho- 
logifchen Schwachfinns von der aus bloßer Dummheit, mangelhafter Erziehung 
refultirenden Bejchränktheit des Bollfinnigen gehört deshalb zu den fchwierigften 
gericht#ärztlichen Aufgaben. Im Allgemeinen charakterifirt fi der Schwachſinn 
durch Berlangjamung und Schwerfälligkeit aller pfychifchen Prozeſſe. Namentlich 
ichwer fallen alle die Sphäre des Sinnlichen überjteigenden Leiftungen, die Bildung 
von Abjtraktionen vom Sinnlichlonkreten, von Begriffen, Urtheilen. Der intellektuelle 
Horizont ift damit ein emgbegrenzter, ein Wiſſens- und Forfchungstrieb nach dem 
Grund der Dinge fehlt, eigene und neue Ideen kommen nicht zu Stande und damit 
iehlt das plan= und zielvolle Streben des VBollfinnigen. Auch die Bildung ethiſcher 
und rechtlicher Begriffe iſt eine unzulängliche. Der Schwachſinnige bedarf in ſeinen 
intellektuellen und ethiſchen Leiſtungen fortwährend der Beihülfe des Vollſinnigen, 
und bei ſeiner Unſelbſtändigkeit genügt die Autorität Anderer, um, ſei es durch 
Ueberredung oder Drohung, ſeinen Beſtrebungen eine beftimmte Richtung zu geben. 

Die Unzulänglichkeit der intellektuellen und ethifchen Leiftungen des Schwach— 
finnigen zeigt fich befonders in feinen Affetten. Die Verlangſamung des Vorftellungs- 
prozeffes und Dürftigfeit der zu Gebote jtehenden hemmenden Boritellungen läßt 
eine Selbitbeherrichung faum zu. So gehen die freudigen Affekte des Schwachfinns 
leicht in tolle Ausgelaffenheit, feine bepreffiven in Wuth oder in Verwirrung über, 
die namentlich leicht aus dem Affekt der Furcht erfolgt und dann in kopflofes 
Entjeßen ausartet. 

Eine Grundregel bei jolhen Schwachfinnigen ift, daß man fie ſynthetiſch und 
nicht analytifch beurtheile, die ganze Perfönlichkeit berüdfichtige und nicht einzelne 
Leiftungen, die, ſoweit fie in angeborenen Dispofitionen wurzeln (artiftifches Talent) 
oder durch Uebung erlernt find, denen Bollfinniger ganz gleichtommen fönnen, 
während gleichtvol das geiftige Leben nach allen anderen Richtungen fich jteril und 
infuffizient erweift. 

Auch das Unterfcheidungsvermögen folcher Individuen muß mit Vorſicht be= 
urtheilt werden. Diele derjelben fennen zwar auf Grund mühfamer Schulbildung 
die allgemeinen Vorſchriften des Sittengejeßes und Rechts, find im Stande, die ihnen 
einverleibten fittlichen Anjchauungen und rechtlichen Urtheile Anderer jederzeit zu 
reproduziren, aber von diefem abitraften Kennen gewiſſer Katechismus und Moral: 
begriffe ift es noch ein weiter Schritt zu der fittlichen und intelleftuellen Höhe 
eines Bollfinnigen, der aus einem jelbiterworbenen Charakter heraus das Gewicht 
jelbftgeichaffener fittlicher und rechtlicher Motive beftändig geltend zu machen vermag. 
Dieje Fähigkeit, allgemeine fittliche und rechtliche Begriffe im eigenen und fonfreten 
Fall zur Geltung zu bringen, fehlt großentheil® dem Schwachfinnigen, wenn er aud) 
die abjtrafte Frage nach der Sündhaftigkeit und Unrechtmäßigkeit einer gedachten 
Handlung theoretifch ganz befriedigend zu beantworten weiß. 

Die 3. der Schwacdfinnigen kann nicht an und für fich in Mbrede geftellt 
werden; in Affettzuftänden dürfte fie jehlen. 

Taubſtummheit. Bejondere Beitimmungen Hat der Geſetzgeber in Betreff 
der rechtlichen Verantwortlichkeit des Taubſtummen getroffen. 8 58 des Deutjchen 
StrafGB. bejtimmt, daß ein Taubftummer, welcher die zur Erfenntniß der Straf- 
barfeit einer von ihm begangenen ftrafbaren That erforderliche Einficht nicht bejaß, 
freizufprechen ift. 

Wie beim Unmündigen muß alfo jeder Fall als ein konkreter beurtheilt, die 
Frage der 3. offen gelafjen und durch eine exploratio mentalis geflärt werben. 
Was über das Unterjcheidungsvermögen beim Schwachfinnigen gejagt wurde, gilt 
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auch Hier. Ueberhaupt dürfte der Taubftumme, wenn er auch mit Griolg unter 
richtet wurde, dem Schwachſinnigen gleichzuftellen fein, denn nie wird die Zeichen- 
und Schriftiprache, das erjegen, was dem geijtigen Leben folcher Unglüdlicher durch 
den Mangel des vermittelnden und belebenden Glementes der Sprache und des 
Austaufches des eigenen Bewußtjeinsinhalts mit dem anderer Menſchen abgeht. 
Auch die Affekte der Taubjtummen haben viel mit denen Schwachfinniger Gemein- 
james. Zudem find die meiften Taubſtummen reizbar und zu Zornesausbrüchen 
geneigt. Ein Taubftummer, der feinen Unterricht genoffen hat, ift dem Blödfinnigen 
gleichzuſetzen. 

Das moraliſche Irreſein. Die althergebrachte Anſchauung, daß das 
Irreſein ſich in Wahnideen und Sinnestäuſchungen äußere, hat lange einen pfychi— 
ſchen Entartungszuſtand überſehen laſſen, der am beſten als moraliſches Irreſein 
(folie morale, moral insanity) bezeichnet wird. Es kann nach dem heutigen Stande 
der med.=pfychol. Wiſſenſchaft nicht mehr bezweifelt werden, daß es pſychiſch abnorme 
Zuftände auf Grund organischer Hirnveränderungen giebt, die fich nur in krankhaften 
Stimmungen, Affekten, Aenderungen des Gharakters, der ethiichen Gefühle und 
Urtheile, in unfittlichen Neigungen und verbrecherifchen Impulſen, bei höchitens 
formaler und quantitativer, nicht aber qualitativer Schädigung der intelleftuellen 
Prozeſſe fundgeben. 

Ein jolcher Zuftand ift das moraliſche Jrrefein. Die fittliche Depravation ift 
bier feine ethijche, jondern eine organifche, fie iſt hervorftechendes Elinifchee Symptom 
eines Degenerationszuftandes, der jchon ab ovo beiteht und in wirklich degenerativen 
Momenten (Trunkfucht, Epilepfie, Geiftesfrankfheit der Erzeuger) begründet, fich jchon 
von Kindesbeinen auf in völliger Unfähigkeit zur Erwerbung moralifcher Urtbeile 
und fittlicher Gefühle verräth oder an eine im Laufe des Lebens entitandene jchwere 
Hirnerkrankung (Epilepfie, Kopfverlegung, jenile Involution des Gehirns, Altohol- 
mißbrauch) fich anjchließt. Es beiteht gegründeter Verdacht, daß viele moraliich 
Irre in obigem Sinn auf Grund einfeitig ethiicher Beurtheilung ala Gewohnheite- 
verbrecher in die Zuchthäuſer wandern. 

Die negativen Merkmale dieſes eigenthümlichen Degenerationszuftandes find 
Fehlen von Delirien und Ballucinationen, die pofitiven, neben Gricheinungen eines 
intelleftuellen Schwachſinnes mäßigen Grades, ein vollftändiger Mangel der jittlichen 
und rechtlichen Gefühle, eine völlige Depravation des Charakters mit verbrecheriichen 
unfittlichen Trieben und Strebungen. 

Der intelleftuelle Schwachſinn giebt ſich in Unfähigkeit zu einer geordneten 
Thätigkeit, zu einem wirklichen Lebensberuf, in Bejchränftheit des Urtheils, geringer 
Aktivität und Energie, Einfichtslofigkeit nicht blos in das Umnfittliche, jondern auch 
pofitiv Verfehrte, den eigenen Intereſſen Schädliche de8 Thuns, in Unbejonnenheit 
bei der Ausführung verbrecheriicher Handlungen, wenn fie auch vielfach den Stempel 
der Liſt und Bosheit an fich tragen, fund. 

Der moraliiche Defekt im Mangel aller jozialen Gefühle, in Roheit, Gran- 
jamfeit, Gleichgültigfeit gegen fittliche Werthichägung durch Andere, Reuelofigkeit. 

Die unterjcheidenden Merkmale folcher entarteten Individuen vom Gemwohn- 
heitsverbrecher können nur durch den Nachweis einer Hirnerkrankung geliefert werden. 

Die Monjtrofität ihrer Handlungen, die Unwiderſtehlichkeit, Abjurdität ihrer 
Triebe, die Spontaneität und Plößlichkeit, mit der diefe fich regen, die Unvorfichtig- 
feit, Rückſichtsloſigkeit, Grauſamkeit, mit der fie befriedigt, der Gynismus, mit dem 
fie zur Schau getragen und eingeftanden werden, die Machtlofigkeit aller erziehenden, 
beffernden Einflüffe, haben nur Bedentung, wenn jener Beweis erbracht iſt. 

Mir jchöpfen ihn außer dem Nachweis der diefem Degenerationszuftand zu 
Grunde liegenden Urjachen aus Folgenden: 

1) 63 finden jich vielfach Funktionsftörungen und körperliche Infirmitäten in 
der Sphäre des Nervenſyſtems, die theils als angeborene Hemmungsbildungen 
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(Schädelanomalien, Klumpfuß, Haſenſcharte, Wolfsrachen, Schielen, Verbildungen 
der Geſchlechtsorgane), theils als ab und zu im Verlauf ſich zeigende Symptome 
(große Geneigtheit zu Hirnerkrankung, Kongeſtionen, geringe Toleranz gegen Alkohol, 
abnorme Gemüthsreizbarkeit, pathologiſche Affekte, krankhafter Stimmungswechſel, 
epileptiſche Erſcheinungen ıc.) den allgemeinen Nachweis einer dageweſenen oder noch 
jortbeitehenden Erkrankung des centralen Nervenſyſtems ermöglichen. Bemerkenswerth 
it auch das häufige Vorkommen von Nervenfrankheiten und Irrſinn bei den Nach— 
fommen. 2) Der Gejchlechtätrieb ift oft früh erceffiv und nicht felten pervers, 
infofern die Befriedigung auf natürlichem Wege perhorreszirt wird und im eflen 
Trieb zum eigenen Geſchlecht ein Mequivalent findet oder die Wolluft bis zur 
Mordluft fich jteigert. 3) ES treten direft aus der Hirnerkrankung herausgejeßte 
ipontane, impulfive, vielfach perverfe Antriebe zu theils einfach bizarren, theils un— 
fittlichen und verbrecheriichen Handlungen (Alkohol und jeruelle Exceſſe, Diebjtahl, 
Vagabondage) und, was bejonders wichtig, nicht felten periodiich auf. 

Die Stellung jolcher Entarteten zur Gejellichait und zum Recht ergiebt fich 
aus der Thatſache, daß bei ihnen das Straigejfe nur die Bedeutung einer polizei= 
lichen Vorſchrift hat und das jchwerite Verbrechen ihnen von ihrem eigenartigen 
inferioren, nur logische Begriffe der Nützlichkeit und Schädlichkeit verwerthenden 
Standpunkt nicht anders ericheint, ala einem ethisch normalen Menſchen die Ueber: 
tretung einer einfachen polizeilichen Verordnung. Solche Menſchen find nicht irre 
im landläufigen Sinne des Wortes, aber piychiich degenerirt. Statt ihrer 3., deren 
Vorhandenjein oder Umfang noch lange Gegenjtand der Stontroverje bilden wird, 
wäre es beijer und praftifcher, blos von ihrer Gemeingetährlichkeit zu reden. Leider 
beiteht dieje durchs ganze Yeben, denn die Degeneration ift nicht zu befeitigen. 

II. Geijtesfrantheiten. Die häufigfte Urjache der fehlenden 3. find 
Geiſteskrankheiten, d. h. Krankheiten des Gehirns mit vorwaltenden Störungen der 
piychifchen Funktionen. Dieje können jehr mannigfaltig fein. Am beiten gekannt 
und gewürdigt find die Wahnvorjtellungen und Sinnestäufchungen. Indeſſen giebt 
es viele Fälle, wo fie fehlen und das Krankheitsbild durch bloße formale Störungen 
des Vorftellungsprogeffes in Verbindung mit affeftartigen Zuftänden fich fundgiebt. 

" In der Regel werden die Geiftesfranfheiten nach piychologifchen Prinzipien 
eingeteilt. Man unterjcheidet GemüthsfranfhHeiten, bei denen vorwiegend 
das Fühlen und Streben der Kranken affizirt, die Störung im VBorftellen nur eine 
formale ift und etwa fich bildende Wahnvorjtellungen nicht firirt werden, gegenüber 
den Geiſteskrankheiten im engeren Sinne, wo vorwiegend die Intelligenz noth— 
(eidet, jei e8 durch dauernde VBerfälichung des Bewußtjeins mit Wahnideen, jei e8 
durch Zerftörung des ganzen piychifchen Mechanismus und der Einheit der Per- 
ſönlichkeit. Inſofern Gemüthsleiden dieſen geiftigen Schwächezuftänden voraus 
zugehen pflegen, bezeichnet man auch wol jene als primäre, dieſe als jefundäre 
Irreſeinszuſtände. Die primären zerfallen, je nachdem der herrichende Affekt ein 
depreffiver oder erpanfiver ift, in die formen der Melancholie oder Manie. Den 
Uebergang zu den piychiichen Schwächezuftänden bildet der Wahnjinn. Die 
irühere Perfönlichkeit ift hier in eine neue frankhafte umgewandelt, aber die Einheit 
der piychiichen Prozeſſe iſt erhalten, auch find noch lebhafte Affekte möglich. Sind 
diefe beiden Vorausſetzungen nicht mehr vorhanden, jo bezeichnet die Piychiatrie den 
Zuftand ald VBerrüdtheit. Geht endlich die Koordination der pfychiichen Akte, 
das Vermögen Vorjtellungen zu reproduziren, fombiniren, realifiren, ganz verloren, 
jo jpricht man von Blödjinn. 

Die Aufhebung der 3. Geiſteskranker iſt vom Geſetzgeber anerfannt (S 51 
Deutjchland, $ 2 Defterreih, 3 64 Frankreich). Die Fortdauer des Unterſchei— 
dungsvermögens jchließt Geiftestrantheit nicht aus; das Moment, auf das es 
weientlich hier ankommt, ift die zweite Grundbedingung der 3., die freie Willens» 
beitimmung. Ihr Fehlen beim Jrren wird aber bedingt: a) dadurch, daß durch 
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aus der Gehirnerkrankung herausgeſetzte, ſomit ſpontane Affekte, Triebe, Wahnideen, 
Sinnestäufchungen ein Handeln bedingt wird; b) indem den irgendwie entſtandenen 
Motiven deijelben feine fittlichen, rechtlichen Gegenmotive entgegentreten fönnen, da 
diefe entweder durch die Krankheit gleich anderen piychiichen Funktionen verloren 
gegangen ſind oder durch Störungen in der Afioziation und Bewegung der Bor: 
jtellungen nicht mehr ins Bewußtjein eintreten (Melancholie, Manie); c) indem 
durh Wahnideen und Cinnestäufchungen das Welt- und Selbjtbewußtjein gefälſcht 
ift. Diefe Störung kann joweit gehen, daß die ganze frühere Perfönlichkeit durch 
eine neue krankhafte erjegt ift, der nun die Handlung zugejchrieben werden muß 
(Wahnfinn, Verrüdtheit). 

Die frühere Irrlehre einer partiellen 3., die fich auf die jälfchlihe Annahme 
einer Selbjtändigkeit vermeintlicher Seelenvermögen gründete, ift durch die Beobad)- 
tung und Griahrung widerlegt, wonach es feine Seelenvermögen giebt und die ver- 
jchiedenen pfychifchen Akte nur in engjter Wechſelwirkung gedacht werden können. 
Damit ift auch der alte Streit wegen der Monomanien abgethan. Damit eine 
Störung der Geijtesthätigkeit ala Aufhebungsgrund der 3. anerfannt werde, muß 
fie als eine krankhafte erwieſen fein. Diefe Aufgabe fällt dem Sachverftändigen 
zu. Sie kann nie von einem Kriterium aus gelöft werben, es giebt fein jpezi- 
fiiches Kennzeichen für Geiſteskrankheit, es giebt feine piychiiche Funktionsſtörung, 
die nicht auch beim Geijtesgefunden möglich wäre. Die Hauptaufgabe befteht darin, 
das Beitehen einer Hirnkrankheit nachzuweifen und die anomalen piychiichen Symp— 
tome auf eine ſolche zurüdzuführen. Da das Gehim nicht blos pſychiſche Funktionen 
vermittelt, jo wird fich die Unterfuchung nicht auf pfychiiche Phänomene beichränten 
dürfen. 

Don Wichtigkeit find Hierbei: a) Eine erbliche Anlage zu Srrefein, wie fie 
durch Hirn-Nervenkrankheiten, Trunkſucht und andere degenerative Faktoren in der 
Afcendenz bedingt wird. Ihre Bedeutung wird um jo größer, wenn fie fich im 
DVorleben durch Anomalien der pfychifchen Entwidelung und Gebahrung verrieth. 
b) Der Nachweis wirkſamer Urjachen für Entſtehung von Jrrefein (Kopfverlegungen, 
Alkoholexzeſſe, Epilepfie, Wochenbett, heftige Gemüthäbewegungen ıc.), namentlich 
wenn piychiiche Abnormitäten im direkten Anſchluß an eine ſolche Urſache ſich 
ermitteln lafjen. 

c) Schädelanomalien, jofern der Schädel abnorme Kleinheit oder Größe zeigt 
oder der Stirnjchädel verfümmert ift. d) Verbildungen der Ohren, Grtremitäten, 
Genitalien, Sinnesiehler, wenn fie auf eine centrale Urſache beziehbar find. 
e) Zittern, Yähmungen, Krämpfe, aufgehobene ober krampfhaft geiteigerte Empfind- 
lichkeit ala Hinifche Zeichen einer Erkrankung des centralen Nervenſyſtems, ebenio 
Kopfweh, Schwindel, Schlaflofigkeit. f) Hallucinationen, wenn fie für Wahrheit 
gehalten werden, in mehreren Sinnen vorfommen und mit anderweitigen pfgchiichen 
Störungen zugleich fich vorfinden. g) Wahnideen, die aber vom objektiven Irrthum 
eined Geiftesgefunden zu unterfcheiden find. Der widerfinnige Inhalt allein ift hier 
nicht maßgebend. Im Allgemeinen unterjcheidet den Wahn des Irren von dem 
des Gefunden, daß jener mit der früheren gefunden Denk- und Anjchauungsweije 
im Widerfpruch fteht, immer einen jubjektiven Charakter hat, ala Produkt einer 
Hirnerkrankung nicht durch Logik und Raiſonnement zu bejeitigen und auf einen 
krankhaften piychifchen elementaren Vorgang zurüdführbar ift. Der Wahn des 
Gejunden dagegen beruht auf einem fehler im logischen Schließen oder auf einer 
aus Unwiſſenheit entitandenen jalfchen Prämiffe und wird aufgegeben, wenn er dem 
Betreffenden als pofitiv unmöglich ertwiefen wird. h) Srankhaite Stimmungen, 
Affekte, die äußerlich nicht motivirt find. i) Periodizität gewiffer Symptome und 
Symptomreihen. K) Zeichen eines allgemeinen Krankſeins. Indeſſen ijt e8 ein 
Irrthum, an Irreſein zu zweifeln, wo diefe fehlen. Sie finden fi nur im Anfang 
defjelben. 
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Als Momente, die dem Richter Zweifel über die Geiſtesintegrität erwecken 
müũſſen, find anzuführen: 

Widerſinnigkeit der That und ihrer Motive, Mangel eines Vortheils für den 
Thäter oder geradezu Nachtheil durch die That, Planlofigkeit, Zwedlofigkeit in der 
Wahl von Mitteln, Zeit, Ort; auffallende Graufamkeit der That, SKontraftiren 
dDerjelben mit der ganzen früheren Lebensführung. Selbftanzeige, fehlende Beſtre— 
bungen die Spuren der That zu verwijchen, fih Rühmen derjelben, offenes Geftänd- 
niß, Selbjtmorbverfuche vor- und nachher, Warnung der Umgebung vor der That; 
auffallende Aenderung des Charakters, dumpjes Ginbrüten, Vernachläſſigung des 
Beruf. Auffallende Gleichgültigkeit bei Berhaftung und Verhör, Spuren von 
Gereiztheit, intellettueller Schwäde in diefen. Mangelnde oder lückenhafte Er: 
innerung für die That. Notoriſche Geijtesfrankheit oder Epilepfie in der Familie 
oder früher beim Angeklagten. Geringen Werth Hat die Leumundsfrage, da ein 
lajterhaftes, vagabundirendes Leben oft auf Geijtesjtörung beruht und jtatt dieſer 
oft für Bosheit und Ymmoralität genommen wird. 

Die Möglichkeit einer Geiftestrankheit fchließen Reue, Motivirtheit der That, 
kluge Berechnung der Umſtände, Planmäßigfeit der Ausführung, Vernünftigiprechen 
durchaus nicht aus. Bei einer Beiprechung der einzelnen Formen des Irreſeins 
baben wir zunächſt zu gedenken der 

1) Melancholie. Mit ihr beginnt in der Mehrzahl der Fälle das Irreſein. 
Ihr Weſen ijt eine äußerlich gar nicht oder ungenügend motivirte jchmerzliche Ver: 
ftimmung ala Ausdrud einer frankhaften Störung der Hirnthätigfeit. Der von ihr 
Befallene fühlt fich traurig ohne Grund, bange, muthlos, von trüben Gedanken, 
Sorgen und Zweifeln gequält. Er fühlt fich ſelbſt und alle feine Beziehungen zur 
Außenwelt verändert, er ijt gleichgültig gegen feine Lebensinterefien, feine gewohnte 
Thätigkeit fällt ihm jchwer bis zur Unmöglichkeit. Sein Gedanfenfluß ift gehemmt, 
es können einzelne peinliche Vorftellungen fich beftändig dem Berwußtjein aufdrängen 
(Zwangävorftellungen) und dafjelbe aufs Höchjte beunruhigen. Im Berlauf kann 
es zu Sinnestäufhungen, Wahnideen fommen, namentlich aber zu Anfällen heftiger 
bis zur Trübung und Aufhebung des Selbjtbewußtfeins fich jteigender Seelenangft, 
die dann in der Regel in der Herzgegend Iofalifirt wird. 

Solche Anfälle (raptus melancholicus) finden fich auch bei Hypochondern, 
Epileptijchen, Hyfterifchen und Säufern, zuweilen auch bei wirklich oder jcheinbar 
Gefunden während der Menftruation, dem Wochenbett. 

Der Melancholie kann a) aus jchmerzlichen Gefühlen, b) aus Zwangs— 
vorftellungen, e) auf Grund krankhafter Affekte, d) aus Wahnideen und Sinnes- 
täufchungen Gewalttaten begehen. 

Meift fommen dann äußerlich unmotivirte, dem Thäter jelbjt zum empfindlichen 
Nachtheil gereichende Handlungen (Mord, Brandſtiftung, Selbftmord) zu Stande. 

Bemerkenswerth find auch die aus krankhafter Willenshemmung (Abulie) und 
Ichmerzlicher Verftimmung nicht felten rejultirenden Unterlafjungen und Pflichtver- 
legungen jolcher Unglüdlicher. 

Da, wo jchmerzliche Gefühle (des nicht mehr Könnens, troftlofer Langeweile, 
ganz veränderter Beziehungen zur Außenwelt) und Zmangsvorftellungen die That 
motiviren, kann fie mit Planmäßigkeit, Strafbarkeitsbewußtjein, ja ſelbſt innerem 
MWiderjtreben vollbracht werden, aber fie ift troßdem unfrei, der Kranke dem Zwang 
jeiner organisch bedingten franfhaften Gefühle und Vorftellungen erlegen. 

Bemerkenswerth ift die Ernüchterung, die mit erfolgter That vielfach eintritt, 
die kritiſche Bedeutung derjelben, jo daß unmittelbar nach derjelben die Erfcheinungen 
der Krankheit ſchweigen. 

Befonders erwähnenswerthe Handlungen, die hierher gehören, find Verbrechen, 
um dafür Strafe zu befommen, nach der fich der Kranke jehnt, Mord Anderer, um 
das unerträgliche Leben auf dem Schaffot zu verlieren (indirefter Selbjtmord), 
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Mord der geliebten Kinder aus vermeintlichen oder wirklichen, aber krankhaft über- 
triebenen Nahrungsforgen oder aus fchmerzlicher Apperception der Außenwelt. 

Anders ift der Mechanismus des Handelns bei raptus melanchol. Der blinde 
Drang des Kranken, der jchredlichen Seelenangjt ein Ende zu machen, die große 
Bewußtjeinsftörung bedingen ein äußerjt ftürmifches, feine Wahl der Mittel, der 
Zeit, des Ortes zulaffendes Handeln. Es find gleichlam fonvulfiviiche Entladungen 
unerträglicher Bewußtjeinszuftände, die jede Prämeditation ausfchließen und mit 
einem gewiffen Eklat und Rüdjichtslofigkeit erfolgen (Mord, Berftümmelung, Selbit- 
mord, Branditiftung). Die Grinnerung für die Zeit des Anfalla fehlt gänzlich oder 
ift eine traumartige. 

Da, wo Hallucinationen (fchredliche Vifionen, Stimmen, die zum Mord auf: 
fordern, eine drohende Gefahr verfündigen 2c.) oder Wahnideen (Todesgefahr, Ver— 
dammung ıc.) das Handeln motiviren und feine Affekte interveniren, fann die That 
prämeditirt und zwedmäßig fombinirt gefchehen. Dauern ihre Motive fort, jo jehlt 
jede Neue und Einficht für das Gejchehene. 

2) Manie Unter Manie veriteht die Wiſſenſchaft affektartige Zuftände, 
deren Grundzüge äußerlich unmotivirte Affekte der Luft, ein geiteigerter Ablauf der 
Vorſtellungen, ein erleichtertes Uebergehen derjelben in motorifche Akte, eine Erhöhung 
der Erregbarkeit der piychifchen Prozeife überhaupt find. Zwiſchen diejen Zujtänden 
einfacher maniafalijcher Graltation und der vollen Höhe der Krankheit, der Tobjucht, 
beitehen nur Gradunterſchiede. Wir fprechen von einer folchen, jobald der Bor: 
ftellungsprogeß jo bejchleunigt ift, daß feine Ginzelvorjtellung mehr feftgehalten 
werden fann und damit WVerworrenheit und Jdeenflucht eintritt, ferner die motori« 
ichen Akte nicht mehr durch Mar bewußte PVorftellungen, jondern nur noch durd) 
dunkle allgemeine Vorſtellungsmaſſen, Sinnesempfindungen oder organifche Gefühle 
ausgelöft und damit zufällige, fjpontane, triebartige werden. Die Zuſtände von 
„Zobjucht“ find keine zweifelhaften piychiichen Störungen und können bier füglich 
übergangen werden. Anders ift es in jenen Zuftänden bloßer maniafalifcher Gral- 
tation, wo der Kranke, obwol unfrei im feinen Handlungen, geradezu thatkräftiger, 
icharffinniger, redegewandter erjcheint, al® in gefunden Tagen, und damit dem Yaien 
höchſtens als aufgeregt, nicht aber als krank erjcheint. Solche Menſchen begehen in 
der Störung ihrer Bejonnenheit und bei der krankhaften Erleichterung ihrer moto— 
rifchen Akte die unfinnigjten Handlungen und Erceffe, ohne in Worten zu deliriren 
(folie raisonnante, delire des actes, mania sine delirio), ja wiflen fogar trefflich 
ihr widerfinniges Handeln mit Vernunitgründen zu motiviren. Dieje rein affektiven 
Zuftände mit blos formaler Störung find forenfifch doppelt wichtig, wenn ſie mit 
frankhafter Steigerung der Triebe oder triebartigen Handlungen einhergehen. Die 
Neberjegung des Grundzuftandes von Seiten einer älteren unwiſſenſchaftlichen Ber 
obachtung mit einfeitiger Hervorhebung der krankhaften Antriebe hat zur Irrlehre 
der Monomanien gerührt. Solche krankhafte Antriebe kommen allerdings vor, 
aber nur als Folgen krankhaften Empfindens und Vorſtellens und als Theilerſchei— 
nungen eines pathologischen Geſammtzuſtandes. 

So hat man eine Mord» und Selbitmordmonomanie behauptet, die einfach auf 
fchmerzliche Gefühle, raptusartige Angſtanfälle Melancholifcher, eine Pyromanie, die 
auf die gleichen Motive des Melancholiichen, zufällige Entäußerung des Bewegungs 
dranges bei Maniakalifchen oder auf die Rache eines findifchen, ſchwachſinnigen In— 
dividuums zurüdzuführen iſt. 

Wichtig iſt die Kleptomanie, die Theilerſcheinung eines maniakaliſchen Zuſtandes 
iſt, ſich aber auch bei hyſteriſchen Schwangeren, bei Schwach- und Blödſinnigen, 
Verrückten, Epileptikern und Paralytikern in verſchiedenartiger Motivirung findet. 
Eine periodiſche Saufſucht (Dipſomanie) iſt nichts Anderes als eine Varietät der zu 
beſprechenden periodiſchen Manie. Außerdem finden ſich impulſive Antriebe bei 
hereditär⸗degenerativen Irreſeinszuſtänden, namentlich dem moraliſchen Irreſein. 
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Rechnet man noch dazu Fälle, wo MWahnfinnige und Berrüdte aus nicht erfannten 
firen Wahnvorftellungen bejtändig diejelbe Handlung wiederholten, jo hat man das 
ganze Material beifammen, das zur SIrrlehre der Monomanien Anlaß gab. 

Die oben erwähnten Zuftände von maniakaliſcher Graltation verlaufen theils 
als jelbitändige Form, vielfach in periodifchem Typus, theils bilden fie das Initial— 
ftadium der Tobfucht, theils interfurrente Aufregungszuftände im Berlauf ‘der Pa— 
ralyie und der Hyſterie. 

Der Vergleich mit der früheren Perjönlichkeit, der beichleunigte, abjpringende, 
unvermittelte Ideengang, die Schlaflofigfeit, die äußerlich unmotivirte zeitweife Zu— 
oder Abnahme der Unruhe, die Unmotivirtheit, Planlofigkeit, Rüdjichtslofigkeit des 
Thuns und Treiben derartiger Kranker, die dem gefunden Leben ganz fremden 
Strebungen und Handlungen werden das Krankhafte des Zuftandes troß allen Ver— 
nünftigredens herausfinden lafjen. 

Die Handlungen folcher Kranken find unfrei, weil theils die natürlichen Triebe 
und finnlichen Bedürfniffe eine pathologifche Stärke befigen, theils ein zu befchleu- 
nigter Vorjtellungsprozeß ein ruhiges Befinnen und Weberlegen unmöglich macht, 
teils ähnlich wie im analogen Zuftand der Beraufchung fittliche, rechtliche, korri— 
girende Borftellungen nicht zum Bewußtſein oder wenigitens nicht zur Geltung 
fommen. Berlegungen der Sittlichkeit, Diebjtahl, Bagabondiren, Raufhändel, Be— 
ihädigung von fremdem Gigenthum find die häufigjten VBerlegungen des Rechts von 
Seiten jolcher Kranken. 

Die Manie kann als fontinuirliche und periodifche Form verlaufen, in leßterem 
Fall die einzelnen Anfälle durch monate= bis jahrelange Intervalle gejchieden. Man 
ipricht dann von luciden Intervallen, die überhaupt bei allen primären Irreſeins— 
formen vorfommen können. In der Regel beiteht bier aber nur eine temporäre 
Yatenz der äußeren Symptome der Krankheit und keineswegs ein Zuftand völliger 
geiftiger Klarheit und Freiheit. Die Annahme von luc. int. im SKriminalforum 
it faum haltbar. Bei man. period. find in der intervallären Zeit faft ausnahms— 
los Gemüthäreizbarteit, Gedächtnißichwäche und Beichränkung der intellettuellen 
Funktionen nachzuweijen. 

Es giebt endlich ganz akute, binnen Y/—6 Stunden verlaufende Anfälle von 
Tobfucht (mania transitoria), die in der Regel mit heftiger Kopfkongeſtion einher: 
gehen, bei jugendlichen Individuen durch Heftige Gemüthsbewegungen, große Hitze, 
Nebergenuß von Alkohol, zuweilen auch bei Gebärenden eintreten, in der Regel nur 
einmal fich einftellen, ausnahmslos mit einem tiefen Schlaf abjchließen und völlige 
Aufhebung der Erinnerung für die ganze Zeitdauer des Anfalls hinterlafjen. 

3) Wahnfinn und Verrüdtheit. Sie entitehen primär aus fieberhaften 
Krankheiten oder auf Grund erblich degenerativer Anlage oder auch aus melancho- 
lichen oder maniſchen Zuftänden. Es beitehen bier fire Wahnvorftellungen und 
Sinnestäufchungen, die Perfönlichkeit it in eine franfhafte verwandelt oder wenigjtens 
die Beziehungen zur Außenwelt find total verändert. Damit ift jede Zurechnung 
aufgehoben. Die Handlungen find durch Wahnideen und Sinnestäufchungen bedingt. 
Der piychologiiche Unterfchied zwifchen Wahnfinn und Werrüdtheit wurde oben 
hervorgehoben. Je nach der Selbjtempfindung fann man einen melancholiſchen 
und einen erpanfiven unterjcheiden. Die praktiſch wichtigſte Varietät des erjteren 
it der Verfolgungswahnſinn. An ihm Xeidende find jehr gemeingefährlich. 
Sie ermorden ihre vermuthlichen Feinde, von denen fie fi) auf Grund von an— 
Hagenden Stimmen verfolgt, beſchimpft oder mittels wahnhaiter Maſchinen, mit 
Gift oder fonjtwie am Leben bedroht glauben. Hierher gehört auch der Wahn 
ehelicher Untreue, der zu Mord des Ehegatten führen fann, jerner der Querulanten- 
wahnfinn, wobei der Kranke im irgend einem Prozeß fich Unrecht gethan wähnt, 
Richter, Gefchworene, ja jelbft das Staatsoberhaupt der Parteilichkeit bejchuldigt, 
beitändig um fein wahnhaftes Recht querulirt und da ihm dies‘ verfagt wird, 
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Amtsehren- und Majeſtätsbeleidigungen begeht, ja ſelbſt Racheakte gefährlichſter Art 
vollbringt. Die Mehrzahl aller vor Gericht jo läftigen Querulanten dürften ſolche 
Unglüdliche fein. 

Bei Berrüdten, wo aljo feine affeftvollen Zuftände mehr vorhanden find, wenn 
der logiſche Mechaniamus noch unverjehrt und die Wahnideen nicht bejonders auf: 
fällig find oder der Kranke, wie jo oft, fie diſſimulirt, kann es dem Yaien, wozu 
auch vielfach Aerzte gehören, begegnen, daß er das Individuum für gejund Hält. 
Auch bier jchließt verftändiges Sprechen über Dinge des alltäglichen Lebens Jrrejein 
nicht aus. Solche „vernünftige“ Kranke, bei denen man höchſtens eine fire dee 
fand, haben auch zur umfinnigen Theorie einer partiellen 3. Veranlaffung gegeben. 

4) Erworbener Blödjinn und Shwadjinn Er ift der emdliche 
Ausgang aller nicht zur Heilung gelangenden Irrefeinszuftände oder findet ſich 
primär als begleitende Erjcheinung jchiwerer Erkrankungen des Gehirns, feiner Hüllen 
und feiner Gefäße, wie fie im Verlauf der dementia paralytica und dementia 
senilis, jerner in folge von habituellen Altoholerzefien, Kopfverlegungen, Apoplerie 
und GErweichungsprozefien im Hirn aufzutreten pflegen. Im Allgemeinen handelt es 
fi hier um dauernde, unheilbare Zuftände. Die Abſtufungen find bier jaft ebenjo 
individuell verjchieden wie bei den angeborenen piychiichen Schwächezuitänden. Im 
konkreten Falle wären die Art und Weile der Reproduftions-, Kombinations- und 
Aktionsfähigkeit — die Keiftungen des Gedbächtniffes, die Schärfe des Urtheils und 
der Begriffe, die Schnelligkeit oder Langjamkeit des Gedankenablaufs, die Art des 
Streben, aber auch die ethifchen und äſthetiſchen Urtheile und Anfchauungen, die 
zuweilen vorwiegend affizirt find, zu prüfen. Bon Wichtigkeit find Zuftände mäßigen 
Schwachfinns, relativer geiftiger Inſuffizienz, wie fie nicht felten nach piychiicher 
Krankheit, namentlich Manie, ala dauerndes Refiduum fich finden. Die pigchiiche 
Schwäche wird nur dann merklich, wenn man die frühere Perjönlichkeit kannte. Sie 
äußert fi) dann in einer gewillen gemüthlichen Abftumpfung, Indifferenz gegen 
manche Xebensbeziehungen, geringeren Schärfe des Urtheils und der Grinnerung, 
einer geringeren Aktivität des Vorftellens und Strebens bei verminderter Entjchluß: 
fähigkeit und Leichterer Beſtimmbarkeit. ine folche fittliche und intellektuelle 
Schwäche ift auch die traurige Folge der Alkoholerzeife. z 

Sole Menjchen vermögen ihre Affefte nicht mehr zu bemeijtern und laſſen 
fich leicht von jchlechten Menjchen zu ftraibaren Handlungen (Unterjchlagung, Dieb: 
ſtahl, Meineid) verleiten. Wichtig ift die Verblödung im Greifenalter (dementia 
senilis). Krankhafte Reizbarkeit, Mißtrauen, Verfolgungswahn können bier zu 
friminellen Handlungen führen. Zuweilen fommt es auch zu Graltationszuftänden 
mit geichlechtlicher Aufregung und unzüchtigen Handlungen, namentlich mit Kindern. 
Dieſer Umſtand verdient in foro alle Beachtung und fordert dringend in derartigen 
Fällen eine exploratio mentalis. 

Häufig hat e8 der Richter auch mit Fällen von dementia paralytica („Gehirn— 
erweihung mit Größenwahn“) zu thun, namentlich im Beginn des Leidens, wo 
die piychifche Schwäche noch wenig entwidelt und durch eine maniafaliiche Eral- 
tation verdedt ift. Die kriminellen Handlungen beftehen vorwiegend in Sittlich— 
nei Diebftahl, Raufhändeln, bei Beamten vielfach auch in Diäziplinar- 
vergehen. 

Die Bewußtjeinsftörung, Gedächtnißjchwäche, Reigbarkeit, fittliche und intellef- 
tuelle Abftumpfung, maniakaliſche Erregung und Sammeljucht motiviren fie. 

Leider wird nur zu häufig das Pathologifche ſolcher Fälle verfannt. Im 
Anfang ift diagnoftifch wichtig die totale Umänderung des Charakters, die nament: 
lich in fittlicher Beziehung ſcharf markirt zu fein pflegt. In vorgejchrittenen Fällen 
fichern die Bewußtſeinsſtörung, Gedächtnißſchwäche, Einfichtälofigkeit, die Unficherheit 
* — Schwindelanfälle, Sprachſtörungen die Diagnoſe des ſchweren 

irnleidens. 
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Bemerkenswerth ift auch die Plumpheit, Brutalität, Rüdfichtslofigkeit, Unge— 
Ichilichkeit, Planlofigkeit der Handlungen, wie fie ſich aus einem jolchen Zuftand 
von Demenz und Bewußtjeinzjtörung ergeben muß. 

5) Simulation von Geiftesjtörung. Soweit die Symptome von Geiftes- 
ſtörung pigchifche find, können fie fimulirt werden. Simulation ift im Ganzen 
jelten. Biel häufiger wird fie irrthümlich vermuthet. Motive find Entziehung der 
Strafe, der Wehrpflicht, Löſung widerwärtiger Verträge. Erfolgreiche Durchführung 
der Simulation iſt einem wirklich) Sachverjtändigen gegenüber faum möglich. Der 
Simulant kann blos einzelne Symptome des Irreſeins fopiren, aber nach jchlechten 
Originalen, wie fie gewöhnlich Bühnendichter und Romanfchriftiteller jchaffen und 
die der Wirklichkeit nicht entfprechen. Indem der Simulant meint, in rechtem 
Unfinnihwaßen und Umbertollen Liege die Pointe des Irreſeins, Tehlt feinem Krant- 
beitöbild die Methode, die der wirkliche Wahnfinn befitt, ganz abgejehen von dem 
Berlauf, dem inneren Zujammenhang der Symptomreihen, der Konjequenz in der 
Behauptung derjelben und der Wiedergabe der äußeren facies des wirklich Geijtes- 
kranken. 

Er wird nothwendig theatraliſch, oſtenſibel, inkonſequent, ſieht es gern, wenn 
man ihn für irrſinnig hält, was beim wirklich Irren nicht der Fall iſt. Fälle 
ganz offenbaren Betrugs abgerechnet, iſt es wünſchenswerth, daß jeder der Simu— 
lation Verdächtige in ein Irrenhaus zur Beobachtung abgegeben werde, denn nur 
dort iſt jene unabläffige ſachverſtändige Beobachtung durchzuführen, die gegenüber 
taffinirter Gaunerei nöthig ift. 

Simulation kann durch die damit verbundene pfychifche Anftrengung in wirk— 
liches Irreſein übergehen. Wol zu beachten ift ferner, daß Simulation neben wirf- 
licher Geiftestrankheit vortommt. Folgerichtig ift der Nachweis der Geiftesgefundheit 
nicht mit dem der Simulation erbracht, jondern nur dann, wenn auch das Fehlen 
der Geiſteskrankheit erwiejen ift. Der ſynthetiſche Weg der Beobachtung und Unter: 
juchung ift gegenüber Fällen zweifelhafter Simulation der allein richtige. Ginzel- 
fomptome find nur im Zufammenhalt mit dem Gejfammtbild zu verwerthen. In— 
tongruenz defjelben mit einer klaſfiſchen Form des Jrrefeins beweift nicht an und für 
fi) gegen Simulation, denn e& giebt piychiiche Degenerationzzuftände, die nicht in 
das gebräuchliche Schema der Klaſſifikation hineinpaſſen und gerade bei jenen findet 
fich verhältnigmäßig Häufig Simulation. 

IV. Zuftände franthafter Bewußtlofigkeit. Es giebt eine Reihe 
von unfreien Geifteäzuftänden, die ganz vorübergehender Art find und, zwar recht- 
Yich gleichbedeutend mit Geifteskrankheit, doch nicht unter diefen Begriff fich ſub— 
jumiren lafjen. Im Deutfchen StrafGB. $ 51 find fie vorgejehen als Zujtände 
„trankhaiter Bewußtlofigkeit“ ; das Dejterr. StrafGB. $ 2 lit. c ſpricht von einer 
vollen Beraujchung oder einer anderen Sinnesverwirrung, in welcher der Thäter 
fich feiner Handlung nicht bewußt war. Der Schwerpunkt der Entjcheidung liegt 
fomit hier im Begriff der Bewußtlofigfeit. Diefer darf nicht im gewöhnlichen 
Sinn, fondern muß im Sinne der Wiſſenſchaft interpretirt werden, jonjt entjtehen 
bedauerliche Mißverſtändniſſe. Bewußtloſigkeit muß Hier identisch genommen werden 
mit Aufhebung des Selbjtbewußtjeins. Ein jolcher Zuftand jchließt die Möglichkeit 
einer traumartigen piychiichen Forteriftenz nicht aus, die fich in einer Anzahl fchein- 
bar gewollter, indeß nur automatischer Alte und zufammenhängender Reden äußert, 
ohne daß jedoch der Betreffende fich derjelben bewußt wäre oder eine Erinnerung 
daran in den normalen jelbjtbewußten Zuftand mit hinübernähme. Unter dieje ge- 
jegliche Kategorie gehören zunächſt 1) die Traumzuftände (Schlaftrunfenheit 
und Schlafwandeln). Die erſtere ift ein ganz tranfitorifcher Zuftand von Sinnes- 
verwirrung, in welchem im Sinne noch nicht Forrigirter Traumvorftellungen oder 
faljcher Apperceptionen der Außenwelt Handlungen vollbracht werden können, die 
der Umgebung zum Schaden gereichen. Die Schlaftrunkenheit wird begünftigt durch 
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alle Momente, welche den Schlaf beionders tief machen (Schlaf vor Mitternacht, 
lange Entbehrung, große Ermüdung, Genuß geiftiger Getränke, heiße Schlafitube ıc.). 
Veranlaffende Urfachen find jchredhafte Träume oder plößliches Erwedtwerden durch 
Dritte. Die Handlungen der Schlaftruntenheit können feine prämebitirten jein, 
müffen den Charakter unberwußter, zufälliger an fich tragen, zeitlich in den Moment 
des Aufwachens oder Erwecktwerdens fallen. Das Schlafwandeln ift ein Zuftand, 
in welchem bei aufgehobenem Selbft- und Weltbewußtjein motorische Akte durch 
Traumvorftellungen hervorgerufen werden. Es giebt Fälle in der Yiteratur, wo 
dieje jedenfalls automatischen und unbewußten Handlungen kriminelle waren (Tödtung, 
Diebjtahl). Schlafwandeln ift ein Nervenleiden, das wol nur Theilericheinung einer 
allgemeinen krankhaften Störung im Nervenſyſtem (Epilepfie, Öyiterie, status nervosus) 
ift, ſich vorzugsweiſe im jugendlichen Alter (Pubertätszeit) findet. Die Anfälle können 
zu beitimmten Zeiten fich wiederholen. Kombinirte Sandlungen find in denjelben 
möglich. Die Erinnerung für das im Anfall Geichehene fehlt gänzlich oder dieſes 
fommt dem Betreffenden geträumt vor. 

Die häufige Wiederkehr der Anfälle, die Zeichen eines allgemeinen Nervenleidens, 
das eigenthümliche Verhalten der Erinnerung fichern die Diagnofe. 

2) Die Jntorilationgzuftände. Vielfach werden unfreie Geifteszuftände 
von furzer Dauer durch Erzeffe im Genuß von Alkohol und narkotijchen Stoffen 
hervorgebracht. 

Schon der einfache Rausch ift ein fünftlich Herrvorgebrachtes Jrrejein und höhere 
Grade defjelben („Bewußtloſigkeit“) heben die rechtliche Verantwortung auf. Es it 
hierbei nur zu berüdfichtigen, daß ein Zuftand von jinnlofer Betrunfenheit nicht die 
Möglichkeit ausjchließt mit der Außenwelt in Verkehr zu treten. 

Don der größten Wichtigkeit ift ferner die Thatjache, daß ein Alkoholexzeß bet 
befonderen Dispofitionen oder Zufammentreffen gewiſſer ätiologifcher Momente einen 
Anfall akuter Geiftesftörung (mania ebriorum acutissima) herbeiführen faun, der 
dann nicht mit einem gewöhnlichen Raufch zu verwechieln iſt. 

Prädifponirende Momente für die Entftehung jolcher Zuftände find häufig Ab» 
ſtammung von irrfinnigen, epileptifchen oder trunkfüchtigen Erzeugen. Die Prädis— 
pofition ift dann angeboren. Erworben wird fie durch Kopfverleßungen, ſchwere Hirn— 
franfheiten aller Art, erichöpfende Krankheiten, wie Typhus. 

Aber auch ohne Dispofition kann diefe Manie durch zufällig mit der Alkohol- 
wirfung zufammentreffende und dieſe fteigernde Umstände (Gemüthsbewegungen, 
förperliche Anftrengung, große Hitze, nüchterner Magen, Beimifchung narfotijcher 
ätherifcher Stoffe zum Getränf) zu Stande kommen. Als Unterjcheidungamertmale 
diefes Zuftandes von einem gewöhnlichen Raujch können dienen: a) Menge des Ge: 
tränfs und Wirkung ftehen in feinem Verhältniß, eben weil innere organijche oder 
außergewöhnliche offafionelle Bedingungen die Erregbarkeitsfähigfeit des Gehims 
für den Alkoholreiz veränderten. b) Die afute Piychofe bildet häufig nicht das 
Höheſtadium einer ſtufenweiſe fortjchreitenden Beraufchung, jondern tritt primär, 
plößlich auf, oder es liegt zwifchen Erzeß und Ausbruch ein bis Stunden dauernde 
Stadium latenter Hirnkongeſtion, bis erſt durch ein accidentelles Moment, in der 
Regel einen Affekt, die Piychofe nachwirkend zum Ausbruch kommt. e) Der Zus 
ftand unterfcheidet fich auch qualitativ vom gewöhnlichen Raufch, indem es hier zu 
iyftematifchem Delirium, Sinnestäufhung und manialalifchen Ausbrüchen kommt. 
d) Dazu fommen Erfcheinungen heftiger Kopftongeftion, oft Zähneknirichen; die Be: 
wegungen find nicht unficher, wie beim Beraufchten, fondern kraftvoll, ficher unter 
dem Einfluß der maniafalifchen Hirnreizung. e) Die Erinnerung für die ganze An— 
talladauer ift aufgehoben. 

Nicht felten erzeugen fortdauernde Alkoholerzeffe auch ein bis etwa 8 Tage an— 
dauerndes Delirium, das fog. delirium tremens, deſſen charakteriftiiche Symptome 
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Schlaflofigkeit, stupor, Zittern der Ertremitäten, kopiöſe Schweiße und beängjtigende 
Gefichtsöhallucinationen find, auf Grund deren Gewaltatte vorkommen. 

Das delirium tremens ijt nur ein interfurrenter Aufregungszuftand im Verlauf 
einer chronischen Degeneration des ganzen Gentralnerveniyjtems, des Alcoholismus 
chron., defien Eymptome mehr oder weniger bei jedem Gewohnheitsjäufer fich finden 
und in Nachlaß des Gedächtniſſes, Gemüths- und fittlicher Stumpfheit, Schwachlinn, 
Willensfjhwäche, krankhafter Zornmüthigfeit, Kopfweh, geftörtem Schlaf, zeitweifen 
Dallucinationen, Zittern der Zunge, Hände, jchlotterndem Gang, Mustelichwäche, 
Ameijenkriechen in den Beinen, Magenbeſchwerden, mitunter auch epileptijchen An— 
fällen fich fundgeben. 

3) Delirium in fieberhaiten Krankheiten, Es findet fich auf der 
Höhe der Krankheit (Fieberdelirium) oder in der Rekonvaleszenz (Inanitionsdelirium). 
Namentlich bei Typhus, Wechielfieber, Cholera, Yungenentzündung, werden folche 
Delirien beobachtet. Es kommt hier zumeilen zu Mord, Branditiftung x. Auch 
Ermordung des Kindes im Delirium eines Puerperalfiebers fommt vor. Anhaltspunkte 
für die Beurtheilung einer friminellen derartigen That ergeben der Nachweis der 
fieberhaften Erkrankung, der Mechanismus der That, der ganz mit einer im Intoxi— 
fationsdelirium begangenen übereinftimmt und die fehlende oder ganz traumartige 
Erinnerung für die Vorkommniſſe des unfreien Zuftandes. 

4) Epilepfie und Hyſterie. Tiefe Störungen der piychiichen Funktionen, 
theils als ganz akute, theils in dauernder Weije, pflegen im Verlauf der genannten 
beiden Nervenkranfheiten aufzutreten. Namentlich bietet die Epilepfie eine Menge 
der wichtigften Gefichtäpunfte für das Forum. Bei feinem Epileptifer jollte eine 
Prüfung feines Geifteszuftandes unterlafjfen werden. Faſt immer, wo ein Mord ohne 
Motiv, eigennüßigen Zwed, ohne Prämeditation, ohne Berüdfichtigung von Zeit, 
Ort, Mitteln, begangen wurde, handelt e8 fi um die That eines Epileptifchen 
(Troufjeau). Von größter Bedeutung find die akuten pſychiſchen Störungen der Epi— 
leptifer (mania epileptica). Sie treten auf a) in unmittelbarem Anjchluß an einen 
oder ala Vorläufer eines epileptifchen Anfalls. Im erjten Fall beſtehen fie in jchred- 
haften Gehörs- und Gefichtshallueinationen (Ohrenbrauſen, rothem Flammenſchein), 
Präfordialangjt, raufchartiger Verwirrung, großer Reizbarkeit und jchmerzlicher Ver— 
jtimmung, im zweiten in großer pfychiicher Proftration mit Unfähigkeit zu denken, 
Berworrenheit, stupor, Reizbarkeit, jchredhaiten Vifionen, die zu Mord und Gelbit- 
mord führen können. Diejer eigenthümliche Dämmerzuftand kann bis zu mehreren 
Stunden andauern, der Kranke jcheinbar bewußt und geordnet Handeln, obwol fich 
hinterher zeigt, daß der Kranke gar nicht weiß, was er in diefem Zujtande gethan 
hat. Zumeilen beobachtet man während diejer Zeit auch Eleptomanijche Antriebe. 
b) Die intervallären piychiichen Störungen find theil® elementare (üble Laune, Reiz- 
barkeit, Präfordialangit, jchredfhaite Hallucinationen, Zwangsvorjtellungen, abruptes 
und ganz tranfitorisches Verfolgungadelirium, wobei denn die feindlichen Appercep- 
tionen, Angstgefühle und Zwangsvorſtellungen, nicht jelten gefährliche Angriffe auf 
die Umgebung herbeiführen), theils gejchloffene Symptomentomplere. Es finden ſich 
hier wieder zwei Varietäten. Die eine (petit mal) ijt ein Zuftand akuter, binnen 
Stunden ablaufender Präfordialmelandholie mit Drang, herumzuirren, Zwang 
ſchmerzlicher Vorftellungen, zeritörenden, nur halbbewußten Antrieben, die ganz im— 
pulfiv zur Ausführung fommen und wobei die Erinnerung für die Dauer des ganzen 
Anfalls höchſtens eine jummarifche ift. Die andere (haut mal) ijt ein brüsf auf- 
tretendes, mehrere Tage dauerndes juribundes Delirium, dem der exrquifite jchredhaite 
Inhalt der Wahnvorjtellungen und Sinnesdelirien, die fich meijt in grauenvollen 
Viſionen, Gejpenfterjput und Todesgefahr bewegen, die enorme Berworrenheit und 
Bewußtjeinzftörung ein ganz eigenthümliches Gepräge verleihen. Die Erinnerung 
fehlt hier vollftändig für die ganze Dauer des Anfall, aus dem der Kranke wie aus 
einem böjfen Traum zu fich fommt. c) Anfälle von petit und haut mal vertreten 
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die Stelle der konvulſiven epileptiſchen Anfälle, die ſelbſt ganz verſchwinden können 
(epilepsia larvata, pfychiſche Epilepfie). Es kann von höchſter Wichtigkeit fein, die 
epifeptifche Baſis diefer akuten pfychifchen Störung zu erkennen. Hier find wichtig: 

a) Die Beachtung der im Dbigen gefchilderten intervallären Störungen. 

PA) Der im Gefolge der Epilepfie fich ausbildenden dauernden Nenderungen de 
Charakters und der Beeinträchtigung der Intelligenz (piychiiche Degeneration der 
Epileptifer). Sie beftehen in progreffiver Abnahme der intellektuellen Leiftungen, Er— 
löſchen der ethifchen Gefühle, exzeſſiver Gemüthsreigbarfeit, motivlofem Wechjel 
zwiichen Graltation und Depreffion, Intoleranz gegen altoholifche Getränte. 

y) Der Anamneje, die früher dagewejene Epilepfie nachweiſt. Dieſe zeigte fich 
häufig nur als epileptiicher Schwindel (vertigo) ohne Krampfanfälle. Auch nächt- 
liches Bettnäffen und Herausfallen aus dem Bett machen den Verdacht auf Epi- 
lepfie rege. 

ö) Aber die Beachtung der Symptome und des Verlaufs des Anjalles jelbit 
genügt nicht jelten, um mit Bejtimmtheit die Diagnofe auf Epilepfie ftellen zu 
fönnen. Als der piychiichen Epilepfie gemeinfame Zeichen lafjen fich aufführen: die 
Plöglichkeit und Unmotivirtheit des Anjalles, die enorme WVerworrenheit und Be— 
wußtjeinsftörung während defien Dauer, der erquifit fchredhafte Inhalt des vorzugs⸗ 
weife um Sallucinationen fich drehenden Deliriums; die aus diefem Bewußtjeins- 
inhalt und der jchweren Bewußtjeinsftörung fich ergebende Heitigkeit und Brutalität 
etwaiger Gewaltakte; das plößliche Aufhören des eigentlichen Anfalles mit nach 
flingenden Gricheinungen pfychiicher Proftration und großer Gemüthsreizbarkeit, die 
vollitändige Amnefie oder höchitens traumhafte Grinnerung für die ganze Anfalls— 
dauer; das Stereotype folcher Anfälle, von denen jeder folgende dem erjten bis in's 
Eleinjte Detail gleicht. 

Im Zuftand der epileptifchen Degeneration und der „mania epileptica‘“ ift die 
3. aufgehoben; aber auch der außerhalb dieſer Zuftände ftehende Epileptifer Tollte 
in feiner jchweren Krankheit einen Milderungsgrumd finden. Jmmer befteht auch 
bier die Möglichkeit, daß eine etwaige ftrafbare That in die Zeit eines epileptifchen 
Dämmerzuitandes fiel. 

Auch die Hyfterie verdient alle Aufmerkjamteit in foro. Es finden fich bier 
theila elementare piychiiche Störungen (abnorme Gemüthäreizbarkeit, Zwangsvor⸗ 
jtellungen, Hallucinationen, Wechſel zwiſchen Graltation und Depreifion, krankhafte 
Willensſchwäche, perverje Gelüfte Eleptomanijcher Art, krankhafte Serualempfindungen 
und Steigerungen des Gejchlechtätriebes), theils akute pfychiiche Störungen (akute 
Delirium, maniafalifche Eraltation, Ertaje und jomnambule Zuftände), theils Ueber— 
gänge in wirkliche dauernde Geiftesftörung (moralijches Irreſein, religiöfer, erotifcher 
Wahnfinn). Bekannt ift der, man möchte jagen, inftinktive Hang zur Simulation 
und Webertreibung, der Öyfterifchen eigenthümlich ift. Die 3. im tranfitorifchen und 
chronischen Jrrefein muß ala aufgehoben betrachtet werden, die elementaren Störungen 
dürften unter allen Umftänden als Strafjmilderungsgründe anzujehen jein. 

5) Pathologifcher Aifekt. Der Affekt hebt an und für fich die 3. nicht 
auf, aber als pſychiſcher Ausnahmezuftand, in welchem die Bejonnenheit getrübt ift, 
macht er auf eine mildere Beurtheilung Anſpruch, die auch der Geſetzgeber ftatuirt 
bat, ja jelbjt bei umverfchuldetem, bis zur Sinneöverwirrung gejteigertem Affekt 
(Meberichreitung der Grenzen der Nothwehr) Straflofigkeit eintreten läßt. Beſonders 
der Milde des Richters zu empfehlende Affektzuftände find die Handlungen aus un- 
glüdlicher Liebe (Doppelfelbitmord Liebender), Eiferfucht (Tödtung der Ehefrau im 
Ehebruch) und umehelich Gebärender (Kindesmord). Die Beurtheilung dieſer Ber 
hältniffe ift eine vorwiegend pfychologiiche und Fällt deshalb dem Richter anheim. 
Anders ift es mit gewiſſen Affektzuftänden, wo auf Grund organifcher Eonftitutio- 
neller Urfachen der Affekt eine pathologische Höhe erreicht. Hier ift die Intervention 
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eines Arztes geboten. Die organijchen Bedingungen diefer pathologiichen Affektzu— 
ftände find folgende: 

a) erbliche Anlage zum Irreſein, erbliche oder jonftwie erworbene neuropathifche 
Konftitution ; 

b) überftandene jchwere Kopfverlegungen, Hirnkrankheiten, Geiftesftörung, Typhus ; 

c) angeborener Schwachſinn, Taubftummheit, Remiffionen und Intermiffionen 
des periodiſchen Irreſeins; 

d) Epilepſie, Hyſterie, Hypochondrie, Veitstanz; 

e) Alkohol⸗ und ſexuelle Exzeſſe, chroniſche, die Ernährung des Nervenſyſtems 
tief beeinträchtigende Krankheiten. 

Vielfach wirken mehrere Bedingungen zuſammen, um den Affekt zu einem patho— 
logiſchen zu geſtalten, z. B. Affekte und Epilepſie, pſychopathiſche Anlage und Be— 
rauſchung. Solche Zuſtände pathologiſcher Gemüthsreizbarkeit hat man früher irr- 
thümlich ala eigene Form piychiicher Krankheit (excandescentia furibunda, iracundia 
morbosa) bingejtellt. Die wutbzornige Erregung oder Sinneöverwirrung bei dahin 
gerechneten Individuen wird in der Regel jede rechtliche Verantwortlichkeit unmöglich 
machen. 

Anhaltspunfte für die Benrtheilung folcher, die 3. aufhebender Affektftufen er- 
geben fich aus dem piychiichen Stammbaum, dem Vorleben und der Krankenge— 
ichichte, der Planlofigkeit, Rückſichtsloſigkeit und Graujamfeit des Thäters, aus feiner 
durch die Umftände gejtüßten Angabe, daß er fich des im Affekt Begangenen nicht 
oder nur lüdenhaft erinnere. Es muß endlich davor gewarnt werben, daß man 
nicht aus einer gewiflen Dauer des Affekts vorweg folgere, es hätte ihm widerftanden 
werden fönnen, denn bei folchen pathologischen Individuen kann der Affekt Tange 
währen, fich in fich ſelbſt fteigern oder durch ein geringfügiges Moment plößlich neu 
angejacht werden. hr Gemüthöleben ift eben auch außer dem Affeft beftändig in 
einem Zuftand labilen Gleichgewichts. 

Bit.: Spielmann, Piagnoftit der — 1855. — Casper, Handb. ber 
— Medicin, bearbeitet v. Times, 7 1881. — Legrand du Saulle, Er folie 

evant les tribunaux, 1864. — v. alt —— b. — Pſychopathologie, 2. Aufl. 
1881. — Siman, Zweifelh. Geiſteszuſt. vor Gericht, 1860. — Tardieu, Etude medico- 
legale sur la folie, 1872, v. Krafft»Ebing. 


Zurüdnahme der Klage, d. h. die Abftandnahme des Klägers am Prozeſſe 
im Gegenſatz zu dem Verzicht auf den geltend gemachten Anipruch. Cine jolche ift 
ohne Einwilligung des Beklagten nur bis zu dem Zeitpunkte zuläffig, wo der Be— 
Elagte noch nicht die Verhandlung über die Hauptfache begonnen hat. Die 3. d. K. 
fann in der mündlichen Verhandlung oder auch in einem dem Gegner zuzujtellenden 
Schriftſatz erklärt werden, von welchem nach der Zuftellung Abjchrift auf der Gerichts- 
jchreiberei niederzulegen ift. Sie bejeitigt die durch die Klageerhebung eingetretenen 
prozeffualifchen und materiellrechtlichen Wirkungen der Rechtshängigfeit. Ferner hat 
der Kläger die Koſten des NRechtäftreites zu tragen, fofern nicht bereits über diejelben 
rechtöfräftig erfannt worden ift, und es iſt dieje Verpflichtung des Klägers auf Antrag 
des Beklagten durch Urtheil auszusprechen, damit der lehtere einen exekutoriſchen 
Titel für die etwaige Erzwingung der Gritattung der Koften erhält. 

Der Geltendmachung defjelben Anfpruches durch eine neue Klage fteht die 3. d. K. 
nicht entgegen, indeffen kann der Beklagte auf diefe, nöthigenfalls durch Erhebung 
einer prozeßhindernden Einrede die Einlaffung verweigern, bis ihm die im früheren 
Verfahren erwachjenen Koften erjtattet worden find. 

Durch Urtheil des Prozeßgerichts ift die Klage für zurückgenommen zu erflären, 
wenn ein ausländifcher Kläger feiner Verpflichtung, dem Bellagten Sicherheit für die 
Prozeßkoſten zu beftellen, nicht nachgefommen ift und der Bellagte dies beantragt. 

Quellen: Deutſche END. 88 243, 247 Nr. 5, 105. 

P. Hinſchius. 
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Zuftändigfeit (competentia judieis; v. Bar, Th. I. Euppl. ©. 31 fi, 
John, Th. I. Suppl. S. 22 ff.) ift die Eigenichait eines Gerichts, vermöge 
welcher e8 dem Beklagten oder feiner Sache zufteht, vermöge welcher es alfo ver: 
pflichtet ift, im Prozeſſe des Beklagten jeine Gerichtögewalt in Anwendung zu 
dringen, und der Beklagte wiederum ein Recht darauf befißt, nur von diefem ihm 
zuftändigen Gerichte und von feinem anderen Recht zu nehmen. Die 3. ift ein 
dem Gerichtäftande forrelater Begriff, und diejelben Gründe, aus welchen der Be: 
flagte vor einem bejtimmten Gerichte zu Recht zu ſtehen verpflichtet iſt, entjcheiden 
auch über die 3. der Gerichte (vgl. die Art. Gerichtsjtand). Zwiſchen dem 
Beklagten und dem Gerichte befteht fein privatrechtliches Vertragsverhältniß, auf 
welches jene gegenfeitigen Pflichten und Rechte gründeten; die Verhältniffe der 3. 
find Öffentlichen Rechtens, e8 ift der Staat, der in Ordnung der Gerechtigfeitäpflege 
durch feine Gejehe dem Gerichte Gewalt über den Bellagten verliehen bat. Wo 
einem Gerichte vom Geſetz ſolche Macht nicht verliehen ift über den Beklagten, da 
hat e8 gegen ihn, e& ſei denn daß der Beklagte fich ihm aus freien Stüden unter- 
werfen wollte, nicht mehr Recht wie ein Privatmann und kann ein jolches auch 
durch keinerlei Enticheidung gewinnen; denn von jeder Enticheidung gilt der Sat 
des Römijchen Rechts: ne quemquam litigatorum sententia non a suo judice dicta 
constringat. Eben darum hat jedes Gericht gleich von Beginn des Prozefles an, 
ehe es thätig wird, feine 3. von Amtswegen zu prüfen, und fann fich auch im 
weiteren Verlauf des Verfahrens, wenn fie mit Grund angeiochten wird oder das 
Gericht jelbit fich überzeugt, daf feine Gerichtögewalt hier nicht geübt werden dürfe, 
ihrer erneuten Prüfung nicht entziehen. Der Beklagte jodann darf jedes Verhandeln 
vor einem unzuftändigen Richter ablehnen und die Ginrede der Unzuftändigfeit 
namentlich auch unter Weigerung der Einlaffung auf die Hauptjache progeßhindernd 
vorbringen und Entjcheidung über fie fordern. Aber auch, wenn er dies verfäumt 
bat, it ihm darum fein Recht noch nicht verloren, er fann das Urtheil des unzu— 
ftändigen Richters auch fpäter noch mit Berufung und Nichtigkeitsbeichwerde an— 
fechten. Es hat freilich jeit dem Mittelalter manche Nechtslehrer gegeben, welche 
dem Beklagten, wenn er fich ohne die Einrede vorzubringen, auf die Verhandlung 
der Hauptjache eingelaffen Hat, einen Verzicht auf die Rüge des Mangels beigemeſſen 
haben. Dieje Anficht, welche, wie es fcheint, zuerſt beim Verfaſſer des Ordo judiciarius 
des Codex Bambergensis fich findet, ift durch ein bedenkliche argumentum a contrario 
aus c. 3 C. 3 qu. 6 hergeleitet und durch eine verwerfliche Berufung auf die 
Vorichriiten über die exceptio judicis suspecti geftüßt, und hat gegenüber dem 
Römischen Recht, welches Kenntniß der Unzuftändigleit zur Annahme des Verzichts 
erfordert und im Falle des Irrthums die Zuftimmung der Parteien ausſchließt, fich 
im Gemeinen Recht allgemeine Anerkennung nicht zu erwerben vermoht. Was nun 
die Deutiche Reichsgeſetzgebung anlangt, jo hat zunächſt im Civilprozeß 
jedes Gericht jeine 3. wie im Gemeinen Recht von Amtswegen und auf Einrede 
oder Antrag zu prüfen und fich eventuell für unguftändig zu erflären. Der Beklagte 
fann die Einrede der Unzuftändigkeit progeßhindernd vor der Einlaffung vorbringen. 
Dat er dies unterlaffen, jo kann er, auch abgejehen vom Fall unverjchuldeten Un— 
vermögens, die Rüge jpäter bis zum Urtheil und noch in der Berufungsinſtanz vor: 
bringen. Dies erleidet jedoch in vermögenärechtlichen Sachen, wo ein ausschließlicher 
Gerichtsftand nicht vorgejchrieben ift, eine Ausnahme, indem bier, wenn der Be: 
flagte zur Hauptſache mündlich verhandelt Hat, ohne die Unzuftändigfeit geltend zu 
machen, jtilljcehweigende Vereinbarung des unzuftändigen Gerichts angenommen werden 
foll, eine Präjumtion, welche jedoch nicht Plab greift, wenn der Beklagte noch mit 
der Einlaffung einen auch nur eventuellen Proteſt gegen die Unzuftändigkeit oder die 
Abſicht der Vereinbarung verbindet, welche ferner nicht ausſchließt, daß das Gericht 
bei Verhandlung anderer progeßhindernder Einreden von Amtswegen auf ben Mangel 
der 3. aufmerkſam mache und, wenn derjelbe nicht durch Gründe des Klägers oder 
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freiwillige Unterwerfung des Beklagten befeitigt wird, den Kläger don Amtswegen 
abweife, und welche endlich im BVerfäumnißverfahren feine Anwendung leidet (vgl. 
den Art. Verſäumnißverfahren). Gegen ein Verfäumnißurtheil, in welchem 
die 3. zu Unrecht angenommen worden, fteht der Einfpruch zu, mit welchem die 
Einrede der Unzuftändigfeit nachgeholt werden kann. Das Zwifchenurtheil, durch 
welches die prozeßhindernde Einrede der Unguftändigkeit verworfen ift, unterliegt der 
Berufung und eventuell der Revifion, welche jedoch nicht Kindern, daß auf Antrag 
der einen oder der andern Partei zur Hauptjache verhandelt werde. Das Endurtheil 
fann wegen Unzuftändigfeit mit denjelben Rechtsmitteln angefochten werden, wenn 
die Sache feine vermögenärechtliche ift oder vor einen ausjchließlichen Gerichtäftand 
gehörte oder wenn die Rüge der Unzuftändigfeit mit der Einlaſſung verbunden wurde. 
Die Rechtsmittelinſtanz kann das Urtheil oder Zwiſchenurtheil des unzuftändigen 
Gerichts jedoch nicht von Amtswegen aufheben, auch fteht dem Bellagten wegen des 
Mangels feine Nichtigkeitsflage zu, die Nichtigkeit ift alfo feine unbeilbare.. Wenn 
in einem Nechtäftreit fich mehrere Gerichte rechtäfräftig für zuftändig ober für nicht 
zuftändig erklärt haben, jo wird das zuftändige Gericht vom nächft höheren gemein- 
ichaftlichen Gericht bejtimmt. — Die Iehtere Regel gilt auch für den Strafprozeß, 
im Webrigen hat jedoch die StrafPO. über die 3. mehr oder minder abweichende 
Beitimmungen getroffen. Das gilt zunächſt von der Folge der Unzuftändigkeit , die 
zwar auch hier Nichtigkeit ift, nur daß Unterfuchungshandlungen nicht um diejes 
Mangels allein willen ungültig jein follen und daher dem Ermeflen des zujtändigen 
Gerichts überlaffen bleibt, ob fie anzuerkennen oder wegen konfurrirender Mängel 
zu verwerfen find, und daß ein unzuftändiges Gericht bei Gefahr im Verzuge Unter: 
juchungshandlungen, welche in jeinem Bezirke vorzunehmen find, vorzunehmen ver- 
pflichtet ift, ohne erft die Aufforderung des zuftändigen Gerichts abzuwarten. Die 
Einrede der Unzuftändigfeit jodann hat der Beklagte bis zum Schluß der Vorunter- 
juchung und, wo eine folche nicht ftattgefunden, vor Verlefung des Eröffnungs: 
bejchluffes in der Hauptverhandlung geltend zu machen, widrigenfalla er der Einrede 
verluftig ift und nach den Motiven für verzichtend angejehen werden joll. Gegen 
die verwerfende Enticheidung des Beſchluſſes über Eröffnung der Vorunterfuchung, 
über Impugnation diefer Gröffnung und über Eröffnung der Hauptverhandlung hat 
er die jofortige, gegen andere Bejchlüffe der Borunterfuchung nach Löwe die ein- 
jfache Beichwerde, bei Vorſchützung der Einrede in der Hauptverhandlung die Rechts» 
mittel gegen das Enbdurtheil. Jedes Gericht Hat feine 3. auch hier von Amtswegen 
zu prüfen und, wenn fie nicht begründet ift, dies durch Beichluß auszufprechen, gegen 
welchen die Staatsanwaltichait bzw. der Privatfläger die jofortige, nach Löwe 
eventuell auch die einfache Beichwerde befiten. Die Prüfung von Amtswegen unter- 
liegt jedoch einer doppelten Einfchräntung durch die Vorfchriften, daß eine Ent— 
icheidung, welche die 3. des Gerichts für die Vorunterfuchung feſtſtellt, diefelbe auch 
für die Hauptverhandlung begründet, und daß nach Eröffnung der Hauptverband 
lung das Gericht jeine Unzuftändigkeit nur auf Einrede des Bellagten ausfprechen 
darf. Der Beichluß über Gröffnung des Hanptverfahrens ift hiernach in diefer 
Materie ein jehr bedeutfamer Alt; derjelbe Fällt jedoch weg, wo eine Hauptverhand— 
fung nad) vorgängigem amtsrichterlichem oder adminiftrativem Strafbefehl ftattfindet, 
und kann wegiallen vor Schöffengerichten bei Uebertretungen, bei Vorführung und 
bei freiwilliger Siftirung des Beichuldigten. Löwe will in den Ießteren Fällen 
Abweifung von Amtswegen bis zum GEndurtheil gejtatten, die Einrede des Beklagten 
aber mit deſſen Vernehmung zur Sache ausjchließen, was auf einen Widerjpruc) 
binausfommen dürfte; in den erjteren joll für die Einrede diefelbe Grenze gelten, 
für die Abweifung von Amtswegen der Grlaß des amtsrichterlichen Straibeiehls, 
bzw. die Anberaumung der Hauptverhandlung der Eröffnung des Hauptverfahrens 
gleich zu achten fein, während doch vor diefen Akten ein rechtliches Gehör des Be— 
flagten nicht ftattgefunden Hat. Vielmehr dürfte folgendermaßen zu entjcheiden fein: 
v. Holgendorff, Enc. II. Rechtäleriton III. 3. Aufl, 93 
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In allen hier fraglichen Sachen giebt es feinen Akt, welcher das Hauptverfahren 
eröffnet. Demgemäß jteht nach der Natur der Sache Abweifung von Amtäwegen 
an fich bis zum Endurtheil zu, wird jedoch ausgejchloffen, wenn der Bellagte auf Grund 
der Verzichtäpräfumtion die Einrede verloren hat. Dies geihah nad) dem Entwurf 
und deffen Motiven mit dem Vortrag der Anklage. Die Reichstagskommiſſion ſetzte 
an deſſen Stelle die Verleſung des Eröffnungsbeichluffes, aber nur mit der Abficht, 
den Inhalt des Vortrags zu beichränfen und zu prägifiren, jo daß die Berlefung 
des Beichluffes Vortrag der Anklage jein follte. In Folge deſſen hat die Aus— 
ichließung der Einrede wie der Abweifung von Amtswegen in allen hier erörterten 
Fällen mit dem freien mündlichen Vortrage der Anklage oder, was durch das Geſetz 
nicht gehindert ift, mit der Verlefung des Strafbefehls bzw. des Protofoll® oder 
der Ladung, in welchen die Anklage enthalten ift, einzutreten. Was endlich das 
Verfahren gegen Abwejende betrifft, jo ift da, wo eine Hauptverhandlung nicht zu= 
läffig ift, die Abweifung von Amtöwegen mit der Eröffnung des Hauptverfahrens 
ausgejchloffen, die Einrede dagegen dem jpäter fiftirten Angeklagten nicht abgefchnitten ; 
wo dagegen bauptverhandlung und Werurtheilung zuläffig find und ftattgeiunden 
haben, fann die Ginrede nach erfolgter Wiedereinfegung bis zur Verlefung des Er— 
öffnungsbejchluffes nachgeholt werden, was jedoch einem bereits zur Sache vernommenen 
Angeichuldigten nichts mehr Hilft und für dem Dispenfirten wegjällt. — Eine andere 
3., ala die bisher erörterte, it für das Römifche und Gemeine Recht nicht anzu= 
erkennen. Es führt jedoch im Franzöſiſchen Necht und in neueren Prozeßordnungen 
und jo auch in den neuen Deutichen Reichögejeßen die Gerichtsbarkeit durchgängig 
den Namen 3., und zwar fachliche 3. (competentia ratione materiae vel causae) 
im Gegenjaß zu der vorhin erörterten, welche man örtliche 3. nennt. Sachliche 
3. iſt in diefen Zufammenhange das Recht der Gerichte auf das ihnen angewiejene 
Geſchäftsgebiet eines bejtimmten Sprengels und der Inbegriff der Bejugniffe, welche 
fie in diefem Gebiete zu üben haben; fie umiaßt die Gegenjäge von Gerichten und 
Adminiftrativbehörden, von reichsgejeglich und landesgeſetzlich geordneter Gerichts— 
barkeit, von Gerichten erjter Inſtanz und Rechtsmittel: ıc. Gerichten, endlich und 
zwar in Abficht jowol auf Rechtiprehung wie Volljtredung den Gegenfag von 
Amts- und Landgerichten im Givilprozeß und von Schöffengerihten, Straflammern, 
Schwurgerichten und Weichögericht im Straiprogeß. Für alle diefe Gerichte gilt 
die, im Webrigen ja von jeder Behörde in entiprechender Weiſe bei ihrer Gejchäfts- 
führung zu beobachtende Regel, daß fie in jedem Prozefie und namentlich zu Anfang 
deflelben feftzuftellen haben, ob die der örtlichen 3. nach ihnen unterworfenen Prozeß— 
jachen auch zu dem ihnen im Gegenſatz zu anderen Gerichten und zu Adminiftratid- 
behörden überwiejenen bejonderen Gejchäftsgebiete gehören, und ob fie die zu deren 
Erledigung erforderlichen Befugniſſe befigen, widrigenfalls fie zu irgend welchem 
Handeln in der Sache hier ebenfowenig befugt find, wie bei Mangel der örtlichen 3. 
Auch kann der Beklagte den Mangel der fachlichen 3. jo gut, wie den der örtlichen 
rügen, aber, da es fich nicht um feine Rechte allein handelt, ſondern Rüdfichten auf 
die gefammte Staatsordnung bejtimmend eingreifen, die fachliche 3. nicht durch Verzicht 
auf die Rüge begründen und die Grenzen zwiſchen Juſtiz und Adminiftration, 
zwijchen reichsgeſetzlich und landesgejeglich geordneter Gerichtsbarkeit, zwifchen Ge— 
richten erfter und höherer Inſtanz ıc. verrüden. Dies voraufgefandt gelten nun zu— 
nächft im Civilprozeß für die fachliche 3. der Land» und Amtsgerichte folgende 
Regeln: 1) die fachliche 3. jcheidet zwifchen Yand- und Aıntögericht nur da, wo 
beide örtlich zuftändig find. Der Mangel fachlicher 3. bildet für das fachlich un— 
zuftändige Gericht ein Hinderniß, von der dÖrtlichen Unterwerfung des Beklagten 
Gebrauch zu machen. 2) Jedes Gericht hat feine fachliche 3. in jeder Lage des, 
Verfahrens don Amtswegen zu prüfen, das Amtsgericht und die Kammer für Handels— 
fachen namentlich auch dann, wenn durch Erhebung von Widerklage, Präjudizial- 
inzidentflage oder durch Klagerweiterung die zu Anfang des Prozefjes vorhandenen 
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BVerhältnifje eine Aenderung erleiden. 3) Ein bezüglich der Klage bzw. der Klag— 
erweiterung, Widerklage ꝛc. jachlich unzuftändiges Gericht kann in vermögensrecht— 
lihen Sachen, wo ein ausjchließlicher Gerichtäftand nicht begründet ift, durch aus— 
drückliche Vereinbarung der Parteien, wie fie nach vergeblichem Sühneverfuch vor'm 
Amtsgericht im Antrag der Parteien auf Enticheidung der Sache durch das Amts— 
gericht gelegen jein kann, oder durch ftillfchweigende Vereinbarung zuftändig werden, 
welche lettere auch Hier angenommen werden foll, wenn der Beklagte, ohne den 
Mangel geltend zu machen, auf welchen er im Amtsgerichtsverfahren überdies aus— 
drüdlich aufmerffam zu machen ift, zur Hauptſache bzw. Widerflage ıc. mündlich 
verhandelt hat. Die Kamnter für Handelsſachen kann jedoch, fo lange fie zur Haupt» 
jache, bzw. Widerflage ꝛ⁊c. noch feinen Beichluß verfündet hat, den Prozeß von 
Amtswegen an die zuftändige Givillammer- oder das zuftändige Amtögericht ver- 
weifen. 4) Der Bellagte hat in vermögenärechtlichen Sachen, wo ein ausjchließlicher 
Gerichtäftand nicht vorgefchrieben ift, die fachliche Unzuftändigfeit des Gerichts mittels 
Einrede vor Verhandlung der Hauptjache bzw. der Widerklage ıc. geltend zu machen, 
worauf durch Zmifchenurtheil, welches durch diefelben Rechtsmittel wie ein End— 
urtheil anfechtbar ift, über fie entjchteden und bei Anerkennung der Ginrede auf 
Antrag des Klägers der Rechtäftreit in feinem gefammten Umfange vor das zujtändige 
Gericht verwieſen wird; nach Rechtskraft des Urtheila joll der Prozeß als bei diefem 
urfprünglich angebracht angejehen werden, vorbehältlich jedoch des Rechts der Hammer 
für Handelsſachen, eine vom Amtägericht an fie verwiefene Sache nody von Amts— 
wegen vor die Givillammer zu verweifen. Die Verweifung des Prozeffes von einer 
Kammer an die andere, welche vom Antragjteller vor feiner Verhandlung zur Sache 
oder Hauptiache beantragt werden muß, don der Kammer für Handelsfachen aber 
auch von Amtswegen verfügt werden kann, ift unanfechtbar und für die als zu— 
jtändig bezeichnete Kammer ſofort und dergeftalt verbindlich, daß auch die Kammer 
für Handelsfachen die 3. nicht ablehnen fann. 5) Der Mangel jachlicher 3. fann in 
Vermögensjachen, wenn der Beflagte ohne fein Berichulden an rechtzeitiger Vorfchügung 
der Ginrede verhindert war oder ein ausschließlicher Gerichtsſtand begründet iſt, 
ſowie in nicht vermögensrechtlichen Sachen auch nach der Verhandlung zur Haupt— 
jache bzw. Widerflage ꝛc. gerügt, die Einrede auch in der Berufungsinjtanz, jedoch 
nicht unter Weigerung der Cinlaffung, nachgeholt werden. In diefen Fällen kann 
über fie durch das Endurtheil oder mittels Zwifchenurtheil entichieden werden, 
welches letztere aber jelbftändig durch Rechtsmittel nicht anjechtbar ift. Ein Land» 
gerichtäurtheil kann jedoch nicht angefochten werben, weil die Sache vor das Amts— 
gericht gehöre, da die höhere Gerichtägewalt hier die niedere in fich fchließt. 6) Die 
Rechtämittelinjtany kann auch das Urtheil eines fachlich unzuftändigen Gerichts nicht 
von Amtäwegen aufheben. 7) Die Nichtigkeitslage fteht wegen fachlicher Unzu— 
ftändigfeit nicht zu. Ein KHompetenzkonflitt über die fachlichen 3., welchen manche 
Schriftiteller aus $ 36 der REPD., der jedoch zur Materie der örtlichen 3. geſtellt 
ift, entjcheiden wollen, ift in negativer Beziehung durch die vorhin angeführten Be— 
ftimmungen über die Verweiſung ausgefchloffen. Ueber einen pofitiven Konflikt 
enthält die CPO. ausdrückliche Beftimmungen nicht; es bedurfte deren aber auch 
nicht. Es verbindet fich nämlich mit diefem Konflikte ftet3 auch eine Kollifion der 
örtlich zuftändigen Gerichte, da Amts und Landgericht ala rechtiprechende Gerichte 
erfter Instanz immer durch den gleichen Grund örtlich zuftändig werden. Da die 
Kollifion örtlich zuftändiger Gerichte fi) nach $ 235 der CRD. durch Prävention 
enticheidet, jo ift das prävenirte Gericht ſchon im Folge deifen unzuftändig, und 
bedurfte e& daher einer Regulirung des pofitiven Konflikts über die fachliche 2. 
nicht. Die fachliche 3. ſodann von Schöffengeriht, Strafkammer, Schwurgericht 
und Reichögericht im Strafprozeß hat folgende Regeln: 1) Sie jcheidet, wie im 
Givilprogeß, nur zwifchen den Schöffengerichten, Straffammern ꝛc., welche zugleich 
örtlich zuftändig find. 2) Das Gericht Hat feine fachliche 3. in jeder Lage des 
93* 
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Prozefles don Amtöwegen zu prüfen und die Sache eventuell an das zuſtändige 
Gericht zu verweifen. Nach eröffnetem Hauptverfahren jedoch darf fein Gericht, in 
Verrathsſachen, wie Löwe ausführt, auch das Reichsgericht nicht, fich für ſachlich 
unzuftändig erflären, weil die Sache vor ein Gericht niederer Ordnung gehöre. Gr: 
giebt die Hauptverhandlung, daß die Sache die fachliche 3. des Gerichts überichreitet, 
jo hat daffelbe jeine Umzujtändigkeit durch Beichluß auszufprechen und die Sadıe 
an das zujtändige Gericht zu verweilen, welcher Beichluß als Gröffnungsbeichluß 
gilt. Ebenjo ift zu verfahren, wenn in der Sauptverhandlung ein neues Vergeben 
des Angeichuldigten ermittelt wird, welches die fachliche 3. des Gerichts überjchreitet, 
es ſei denn, daß diejes Vergehen fich als Verbrechen qualifizire, in welchem Fall 
Vorunterfuchung nothwendig oder auf Antrag des Staatsanwalts oder Beklagten 
geitattet ift und Aburtheilung, wie Eröffnung des Hauptverfahrens daher nicht zu= 
läffig find. 3) Negative Kompetenztonflitte find hiernach, wie Löwe hervorhebt, 
über die jachlihe 3. ausgeſchloſſen. Dagegen kann nad) ihm ein pofitiver Konflikt 
entjtehen, wenn wegen defjelben einfachen Diebftahls zum ohngefähren Betrage von 
25 Mark der Amtsanwalt beim Schöffengericht und der Staatsanwalt bei der 
Straflammer die Klage erhoben haben. Diejer Konflitt, meint Löwe, laſſe ſich 
erledigen, wenn das Gericht niederer Ordnung das Verfahren einftelle, was im 
Anhalt an $$ 2 und 4 der StrafPO. zuläffig ericheine. Die letzteren Beftimmungen 
beziehen fich jedoch auf zufammenhängende Strafſachen, die Einftellung des Ber: 
fahrens hat ihre gegebenen Vorausfegungen und das Gericht niederer Ordnung durfte 
zu einer Ginftellung um jo weniger geneigt fein, ala dabei auch Rechte des Beklagten 
in Trage jtehen. Der Konflitt, welcher zwiſchen Neichögeriht und Land— und 
Schwurgericht ebenfalls möglich erjcheint, dürfte fich vielmehr wie im Givilprozek 
dadurch erledigen, daß die follidirenden Gerichte zugleich örtlich zuftändig find, dem— 
gemäß nach $ 12 der StrafPO. die Prävention enticheidet, das prävenirte Gericht 
die Unterfuchung einzuftellen und danach abzuwarten hat, ob es durch Verfügung 
des gemeinfchaftlichen höheren Gerichts oder durch demnächftigen Unzuſtändigkeits— 
beichluß des prävenirenden Gerichts oder nach $ 369 der StrafPD. im Berufung 
wege zur Ausübung feiner Gerichtöbarkeit in der Sache gelangt. 4) Der An- 
geichuldigte kann den Mangel der fachlichen 3. geltend machen, wenn er über den 
Antrag auf Vorunterfuchung gehört wird, und kann die Eröffnung der Borunter: 
juhung auf Grund des Mangels beim Gericht anfechten, wenn er nicht zuvor ge: 
hört worden ift. Die verwerfenden Beſchlüſſe des Gerichts unterliegen feiner jofortigen 
Beichwerde. Dagegen kann der Angejchuldigte wegen Mangels fachlicher 3. den 
Beichluß der Eröffnung des Hauptverfahrens und den dieſem gleichjtehenden Unzu— 
jtändigfeitsbefchluß der Hauptverhandlung jelbftändig nicht anfechten, jondern nur 
durch Anfechtung des Endurtheils und dies auch nur wegen Ueberſchreitung der 
jachlichen 3. 5) Einen Gerichtöbejchluß, welcher wegen Mangels jachlicher 3. den 
Antrag des Staatsanwalts auf Vorunterfuchung verwirft oder die eröffnete Vor— 
unterfuchung wieder aufhebt, und ebenfo einen Beichluß des Gröffnungsverfahrens 
oder der Hauptverhandlung, welcher in Widerjpruch mit dem Antrage des Staats 
anwalts den Angejchuldigten vor ein Gericht niederer Ordnung verweift, kann die 
Staatsanwaltſchaft mit jofortiger Beſchwerde anfechten, das Endurtheil dagegen nicht. 
6) Ein von einem fachlich unzuftändigen Gerichte gefälltes Urtheil kann durch das 
höhere Gericht nicht von Amtöwegen aufgehoben merden. — Für den Gegenſatz 
reichsgeſetzlich und landesgejehlich geordneter Gerichtsbarkeit gilt im Allgemeinen der 
Grundjag, daß der Mangel fachlicher 3., joweit nicht die Geſetze, namentlich die 
Ausführungsgefeße der einzelnen Staaten, ein Anderes vorjchreiben, abjolute Nichtig- 
feit nach fich zieht. Die Deutiche StrafPD. verordnet jedoch, daß für das Ber: 
hältniß des Reichsgerichts und der Landesreviſionshöfe der Unzuſtändigkeitsbeſchluß 
desjenigen Revifionsgerichts verbindlich jein ſoll, an welches die Akten eingejfandt 
find. — Wenn einem Gerichte die fachliche 3. mangelt, weil fie den Verwaltungs: 
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organen zufteht, jo ift die Abweifung don Amtswegen durch die Reichägeieße an 
feine Beichränfung gebunden. Dem Bellagten jteht die Einrede der Unzuläffigkeit 
des Rechtsweges mit prozekhindernder Wirkung zu; diefelbe kann aber auch nach 
der Einlaffung zu jeder Zeit vorgebracht und auch im Rechtsmittelwege aber nicht 
durch Nichtigkeitäflage verfolgt werden. Daneben kann nach Landesgeſetz beitimmten 
Berwaltungsorganen das Recht gegeben fein, den Kompetenzkonflift zu erheben, in 
Folge deſſen das Gericht das Berfahren bis zur Gnticheidung einer bejonderen 
Behörde zu filtiren hat. Diefe Konfliktserhebung ift jedoch, ſoweit nicht für die 
Sondergerichtäbarfeit Ausnahmen durch Yandesgeie begründet find, ausgeſchloſſen, 
wenn die Zuläffigfeit des Rechtsweges durch rechtäfräftiges Urtheil oder Zwifchen- 
ung des ——— feſtſteht. 


Quellen u ee he SL — 
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Zuſtellung oder Inſinugation ift die Ueberlieferung einer richterlichen Ent- 
icheidung , einer Parteifchrift,, einer Urkunde, überhaupt eines Schriftftüds an eine 
Partei, einen Zeugen, einen Sachverftändigen und überhaupt diejenige Perfon, für 
welche es bejtimmt ift, unter Beurfundung diefer Meberlieferung. Die 3. ftammt 
aus dem Röm. Recht, in welchem bei der denuntiatio ex auctoritate (vgl. den Art. 
Ladung) Abjchriiten des die actio und die magiftratijchen Ladungsedikte ent- 
haltenden libellus conventionis dem Bellagten in Gegenwart urfprünglich von 
Zeugen und fpäter eines Gerichtsdienerd vom Kläger nach gleichen Regeln, wie fie 
noch heute gelten, infinuirt, und die Vorgänge diefer Infinuation von den Zeugen 
in einer testatio und fpäter auf Grund des vom Gerichtsdiener eritatteten Berichts 
von der Behörde in einer publica testatio beurfundet wurden, Die Beurkundung 
war natürlich jchon im Röm. Recht ein Hauptjächlicher Zwed des denunziirenden 
und infinuirenden Kläger; die Motive der Deutichen CPO. haben fie in den Be— 
griff der 3. aufgenommen, weil die EPO. verfchiedentlich auch Weberlieferung von 
Schriftſtücken vorfjchreibt, bei welcher es der Beurkundung nicht bedarf, 3. ®. bei 
abichriftlich dem Gegner geichehener Mittheilung einer Streitverfündigung oder bei 
Mitteilung der Niederlegung von Urkunden oder Benachrichtigung vom Gingang 
der Alten einer erfuchten Beweisaufnahme oder von Erhebung des Widerſpruchs gegen 
einen Zahlungäbefehl. 

I. Nach der Deutſchen CRD. erfolgt die 3. entweder für eine Partei oder einen 
Antervenienten oder für ein Gericht, und danach kann man die 3. fcheiden in 
Privat: oder amtliche 3. Die Privat-3. überwiegt, die amtliche 3. tritt nur 
ein: a) bei Enticheidungen , welche nicht verfündet worden find. Berfündete Ent— 
jcheidungen bedürfen einer 3. nicht; im öffentlichen Intereffe ift jedoch amtliche 3. 
der Entmündigungsbeichlüffe, der Beichlüffe, welche die Entmündigung aufheben, und 
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der Urtheile, welche auf Trennung, Ungültigkeit oder Nichtigkeit einer Ehe lauten, 
allgemein vorgeichrieben, jowie die Zuläfligfeit der Zwangsvollſtreckung und die Ein- 
wendung von Nechtämitteln und Einſpruch und der Antrag auf Urtheilsergängung 
von privater dvorgängiger 3. an den Gegner abhängig gemadt. Im Konkurſe ift 
die 3. der Entjcheidungen immer eine amtliche. b) Bei Ladungen von Zeugen und 
Sacjverständigen, bei Yadungen zu Terminen, welche durch nicht verfündete Ent— 
jcheidung von Amtswegen angejeßt oder verlegt find, bei Ladungen im Konkurſe, 
bei welchen leßteren die 3. meiftentheil® durch öffentliche Belanntmachung geſchehen 
und mit dem zweiten Tage nach der Ausgabe des Amtsblattes, in welchem die erite 
Inſertion jtattgefunden, ala bewirkt gelten, wenn nicht perjönliche 3. daneben vor— 
geichrieben und früher erfolgt ift. — Objekt der 3. können Originale, Ausfertigungen 
oder Abjchriiten jein. Dem Infinuaten wird das Schriftftüd regelmäßig nur in 
Abſchrift, bei Enticheidungen namentlich Urtheilen, da deren Urſchrift im Gerichte 
verbleibt, in Ausfertigung übergeben, in Urfchrift dagegen nur dann, wenn dies, wie 
bei der Mittheilung von Originalurfunden zwijchen Anwalt und Anwalt, bejonders 
beabfichtigt it. Mit Rüdficht hierauf unterfcheidet die CPO. zwiichen dem zu über- 
gebenden und dem zuzuſtellenden Schriftjtüd. Bei einer Mehrheit von Infinuaten, 
3. B: Streitgenoffen, bedarf es jo vieler Ausfertigungen oder Abichriiten, ala In— 
finuaten vorhanden find, es fei denn, daß fie einen gemeinfchaitlichen Prozeßbevoll- 
mächtigten oder gejeßlichen Vertreter hätten, wo die 3. einer Abfchrift ıc. genügt. Die 
Abſchriften müffen, außer im Konkurſe, beglaubigt fein, bei amtlicher 3. durch den 
Gerichtöfchreiber, bei privater im Anwaltsprozeß und, wo ein Anwalt für jeine Partei 
die 3. betreibt, durch den Anwalt, im Uebrigen durch den Gerichtävollgieher bzw. 
Gerichtäjchreiber, wen von beiden die 3. aufgetragen ift. — Die 3. kann geichehen 
an Parteien, Intervenienten, Litisdenungiaten, Zeugen, Sachverftändige, Hypotheken-, 
Grundbuch» ıc. Beamte u, ſ. w. Die 3. an Zeugen und Sachverftändige und über: 
haupt an nicht im Prozeffe befangene Perjonen regelt fich nach denjelben Beitimmungen, 
welche auch für die Parteien gelten, nur fann von einer 3. an Prozeßbevollmächtigte 
oder andere prozejlualiiche Vertreter bei ihnen feine Rede fein, teil fie eben nicht 
prozejfiren. Cine Zuftellung, welche an eine Partei bewirkt werden joll, geſchieht: 
a) wenn diejelbe prozeßfähig iſt, an fie jelbft in Perfon, mit gleicher Wirkung an 
ihren Generalbevollmächtigten bzw. für den Betrieb ihres Gandelägewerbes an ihren 
Profurijten, nach begonnenem Prozefje ausjchließlich an den Prozekbevollmächtigten 
der Inſtanz, einjchließlich des Verfahrens über Klagen aus Ginreden gegen den 
Anſpruch, über Wiederaufnahme xc.; ferner wenn die Partei einen Prozeßbevoll» 
mächtigten nicht bejtellt hat, an ihren 3.bevollmächtigten und, wenn fie die Be— 
ftellung eines jolchen troß ihrer gejeßlichen oder vom Gericht ihr auferlegten Ber: 
pflichtung unterlaffen, durch Aufgabe zur Poft, mit welcher die 3. für bewirkt gilt, 
wie wenn fie die Poſt als ihren 3-.bevollmächtigten benannt hätte. Berufungs- 
und Reviſionsſchrift find dem Prozekbevollmächtigten der Inſtanz, iſt ein folcher 
noch nicht bejtellt, dem Prozeßbevollmächtigten der nächit vorhergehenden Inſtanz, 
eventuell dem der erjten Inſtanz, demnächjt dem 3.bevollmächtigten, jei derjelbe auch 
nur für die erjte Inſtanz bejtellt geweien, und wenn auch die Bejtellung eines 
jolchen verfäumt worden, dem Nechtsmittel-Bellagten jelbjt durch Aufgabe zur Poft, 
wie angerührt, zuzuftellen. Iſt die Partei b) nicht prozeßfähig, jo geichieht die 3. 
an ihre gejeglichen Vertreter, bei Behörden, Gemeinden, Korporationen, jowie Per: 
jonenvereinen, welche parteifähig find, an ihre Vertreter und Vorſteher, und bei 
einer Mehrheit von gejeßlichen Vertretern oder Vorftehern genügt 3. an einen ber: 
jelben. Nach begonnenem Prozefje tritt auch hier wie vorhin 3. an den Prozeh- 
bevollmächtigten, 3.bevollmächtigten und im äußerjten Falle Aufgabe zur Poſt an 
den gejeglichen Vertreter ıc. ein. c) 3. für Unteroffiziere und Gemeine des aktiven 
Heeres oder der aktiven Marine werden ohne Rüdficht auf Prozeßſähigkeit oder 
Prozeßunfähigkeit an den Eher der zunächſt vorgejeßten Behörde, den Batterie-, Kom 
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pagnie= x. Chef, ſpäter ebenfalls an den Prozehbevollmächtigten ausgerichtet. Die 
CPO. unterjcheidet die 3. an Parteien, deren Aufenthaltsort befannt ift und an 
folche, deren Aufenthaltsort unbefannt iſt. Die lehtere nennt fie öffentliche 3., 
weil fie im Wege öffentlicher Bekanntmachung gejchieht, und geitattet eine jolche 
auch da, wo eine 3. im Auslande erforderlich wäre, die für die 3. im Auslande 
beitehenden Vorſchriften aber nicht ausführbar find oder die Befolgung derjelben 
feinen Erfolg verjpricht. Für die in diefem Sinne nicht öffentliche 3. kennt Die 
SPD. eine befondere Bezeichnung nicht; infofern aber die Bedeutung des Wortes 
3. wie die des Wortes Infinuation genau betrachtet in der Behändigung an die 
Verſon beiteht, wird man dieje nicht Öffentliche 3. al8 eigentliche 3. bezeichnen 
dürfen. Die eigentliche 3. kann nun entweder unmittelbar von Anwalt zu 
Anwalt, wenn beide Parteien durch Anwälte vertreten find, gegen bloßes Em— 
piangabefenntniß erfolgen, bei deſſen Weigerung freilich die Möglichkeit diefer 3. 
ausgeichloffen ift; oder fie wird bewirkt durch die Thätigkeit öffentlicher Be— 
amten, bei 3. im Inlande der Gerichtsvollzieher bzw. Gerichtäjchreiber und der 
Poft, bei 3. im Auslande durch ein vom Borfißenden des Gerichtd oder dem 
Amtsrichter erlaffenes Erfuchungsjchreiben an die zuftändigen Behörden oder Beamten. 
Von den 3. im Inlande find im Anwaltsprozeß die privaten dem Gericht3voll- 
zieher unmittelbar aufzutragen, im anwaltsfreien Prozeß können fie nach Wahl der 
Partei ihm oder dem Gerichtäfchreiber aufgetragen werden, der Gerichtsfchreiber hat 
jedoch im amtägerichtlichen Verfahren fich ala beauftragt anzujehen, wenn die Partei 
nicht ausdrüdlich erklärt hat, jelbft für die 3. Sorge tragen zu wollen; die amt- 
lichen 3. bewirkt der Gerichtöjchreiber in jedem Berfahren. Der Auftrag bei der 
Privat-3. kann von der Partei jelbft und für fie vom Prozeßbevollmächtigten, un— 
ftreitig aber auch von jedem legitimirten Vertreter der Partei dem Gerichtsvollzieher 
oder Gerichtäfchreiber ertheilt werden und zwar durch blos mündliche Erklärung: 
der Infinuat kann daher Borlage einer Vollmacht nicht fordern, ja bei einer vom 
Gerichtsvollzieher bewirkten 3. ftreitet für den Auftrag der Partei zu derjelben eine 
geſetzliche Präjumtion bis zum Beweiſe des Gegentheild, wozu für den Gerichts— 
ichreiber im amtögerichtlichen Verfahren die vorhin erwähnte Präjumtion hinzukommt. 
Mit dem Auftrage Hat der Auftraggeber dem Gerichtsjchreiber oder Gerichtsvoll- 
zieher jo viele Ausfertigungen oder die Urjchrift und jo viele Abſchriften zu über- 
geben, ala Anfinuaten vorhanden find. Die Zeit der Uebergabe ift auf der Urichrift 
und den Abjchriften vom Beamten zu vermerken, auch auf Verlangen der Partei 
beſonders zu bejcheinigen. Dieje zur Kontrolirung des Beamten und im Hinblid 
auf die im $ 213 der EPD. zugelaffene Wiedereinjegung in den vorigen Stand von 
der Kommiffion des Reichätags aufgenommene Beltimmung it, wie v. Bülow 
heworhebt, nicht auf 3. von Ausjertigungen, deren Urſchrift den Parteien ja nicht 
ausgehändigt wird, erftredt worden. Der Beamte wird jedoch bei Weberlieferung 
von Ausfertigungen oder Originalen eine befondere Empjangsbejcheinigung nicht ver— 
weigern dürfen bzw. eine jolche auf Wunjch der Partei auch ohne Nachtheil für 
die Gültigkeit auf eine andere, der Partei zurüczuliefernde Ausfertigung fchreiben 
fönnen, da die Beicheinigung auf der Urfchrift nur die FFeititellung der Jdentität 
des zuzuftellenden und der zu übergebenden Schriftſtücke erleichtern joll, daher nicht 
abjolut nothtwendiges Erforderniß iſt. Der Gerichtsvollzieher bewirkt jodann, 
eventuell nach vorgenommener Beglaubigung der Abjchriften, die 3. entweder jelbit 
oder unter Benußung der Poſt, und zwar durchgängig in Iehterer Weife, weil die 
in die Koſten verurtheilte Partei, wo 3. durch die Poft möglich war, die Mehr: 
often der 3. durch dem Gerichtsvollzieher nicht zu tragen braucht. Bewirkt der 
Gerichtavollzieher jelbft die 3., jo darf er fie, was für die Poft-3. nicht maß- 
gebend ift, bei Vermeidung der Weigerung der Annahme und der Ungültigkeit der 
3%, an Sonntagen und nach Ortöverhältniffen allgemeinen Feiertagen nicht ohne 
eine, bei der 3. auch abjchriftlich mitzutheilende, Erlaubniß des Vorſitzenden des 
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Prozehgerichts oder des Amtsrichters des Zuftellungsbezirks bzw. des erfuchten oder 
beauftragten Richters, und nach Landesgejegen darf er fie auch zur Nachtzeit nicht 
ausrichten. Er kann die 3. an jedem Orte vollziehen, wo er den Infinuaten an= 
trifft. Beſitzt diefer jedoh Wohnung oder Gejchäftslofal am Orte, fo ift ihm 
Weigerung der Annahme gejtattet, mit welcher die 3. ungültig und vergeblich wird. 
Wird der Infinuat in feiner Wohnung nicht betroffen, jo findet, bei gejeglichen 
Vertretern und Vorſtehern von Behörden, Gemeinden, Vereinen ıc. jedoch nur, wenn 
fie auch fein bejonderes Geſchäftslokal befigen, die jog. Erſatz-3. jtatt, und zwar 
zunächſt an einen in der Wohnung befindlichen ertwachjenen, zur Familie gehörenden 
Hauggenofjen oder an eine dort befindliche, in der Familie dienende erwachiene 
Perſon, eventuell an Hauswirth oder Vermieter, wenn fie in demjelben Haufe 
wohnen und zur Annahme des Schriftjtüds bereit find, im äußerjten alle in der 
Meife, daß das Schriftjtüd auf der Gerichtäjchreiberei des Amtägerichtö, bei der 
Poftanjtalt oder dem Polizeivorfteher des Orts niedergelegt und eine fchriftliche Ans 
zeige davon an der Thür der Wohnung beiejtigt, auch joweit thunlich an zwei in 
der Nachbarſchaft wohnende Perfonen mündliche Mittheilung davon gemacht wird. 
Gewerbtreibenden, welche ein bejonderes Gejchäftslofal haben, und Rechtsanwälten 
fann die 3. auch im Gejchäftslofal gejchehen, und wenn fie abwejend find, ihren 
anwejenden Gerverbegehülfen bzw. Gehülfen oder Schreiben. Bei 3. an Behörden, 
Gemeinden, Korporationen, Perfonenvereine kann deren gejeßlichen Vertretern oder 
Vorftehern ebenfalls im Gejchäftslofale zugejtellt werden, und wenn fie zu gewöhn— 
licher Geichäftsjtunde dort nicht anweſend oder verhindert find, die 3. an einen 
andern dort anweſenden Beamten oder Bedienteten gejchehen. Wird bei einer 3. 
vom Jnfinuaten oder feinen zur Annahme verpflichteten Erſatzmännern, zu welchen 
Hauswirthe und VBermiether nicht gehören, die Annahme des Schriftjtüds ohne ge- 
jeglichen Grund verweigert, jo iſt daſſelbe am Orte der 3. zurüdzulafien, womit 
(eßtere für bewirkt gilt. Ueber die Vorgänge der 3. hat der Gerichtövollzieher auf 
dem Driginal des Schriftjtüds oder einem mit demjelben zu verbindenden Bogen, 
bei Urichriften und Ausfertigungen, über welche, wie bemerkt, eine Bejtimmung nicht 
getroffen ift, jeparat bzw. auf einer als Urſchrift zu behandelnden Ausfertigung oder 
angebeftetem Bogen eine Urkunde aufzunehmen und diejelbe auf das dem Infinuaten 
zu binterlaffende Schriftftüd oder einen angeheiteten Bogen abzufchreiben, die Ur: 
jchrift aber bzw. urschriftliche Z.urfunde an die Partei, für welche die 3. erfolgt iſt, 
zu überjenden. Die Z.urfunde muß enthalten Ort und Zeit der 3., Angabe, für 
wen die 3. geſchah, an wen fie gejchehen follte, an wen fie geichah und eventuell 
aus welchem Grunde fie an dieje Perſon geichehen ijt, oder daß und wie fie durd) 
Niederlegung und Anheftung an der Wohnung bewirkt ijt, oder im Fall der Ver— 
weigerung der Annahme und Zurüdlafjung des Schriftitüds eine bezügliche An— 
führung, ferner die Bemerkung, daß die zu übergebende Abjchrift, Ausfertigung, Ur: 
fchrift und mit ihr eine Abjchrift der Z.urfunde übergeben worden und endlich die 
Unterfchrift des die 3. bewirfenden Beamten. Mangelt e8 an der Unterfchrift des 
Beamten, jo ijt natürlich die ganze Z.urfunde ungültig, mangelt es an einem ber 
anderen inhaltlichen Beitandtheile, jo ift mit Peterſen die Urkunde für gültig, 
der betreffende Umftand oder Vorgang aber für nicht vorhanden zu achten und 
danach die Bedeutung des Mangels zu bejtimmen, welche freilich bei jedem Mangel 
die Zuläffigkeit des Verſäumnißurtheils ausjchließen wird. Will der Gerichtsvoll- 
zieher die 3. mit Hülfe der Poſt bewirken, jo hat er das zu übergebende Schriftitüd 
in einen Briefumfchlag zu thun, den Brief mit jeinem Dienjtfiegel zu verjchließen, 
eine Gejchäftsnummer und die Adreſſe des Inlinuaten darauf zu feßen und ben 
Brief der Poft mit dem Grfuchen zu übergeben, deifen 3. einem Pojtboten des Be- 
iftimmungsorts auftragen zu wollen. Die Ueberlieferung des jo gekennzeichneten 
Briefes nebſt Inhalt an die Poft hat der Gerichtövollzieher unter Benennung der 
Perſon, für welche die 3. geichieht, in einer auf die Urfchrift ıc. geſetzten Z.urkunde 
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zu bezeugen, welche dann zufammen mit der jpäter eingehenden Z.urfunde des Poſt— 
boten alle Borgänge diefer Z.art beglaubigt. Der Poftbote nämlich, welcher die 
weitere 3. nach den für den Gerichtsvollzieher geltenden Beltimmungen ins Wert 
jeßt, Hat jeinerjeits eine bejondere Z.urfunde unter Uebergabe einer Abjchrift der- 
jelben an den Infinuaten aufzunehmen, welche außer Anführung der Uebergabe des 
nach Adreſſe, Geichäftsnummer und Siegel zu bezeichnenden Briefe alle Beſtand— 
theile der vollftändigen Z.urkunde mit Ausnahme der Angabe defjen, für den die 3. 
geichieht, enthalten muß. Dieſe Z.urfunde geht an den Gerichtövollzieher, welcher 
fie mit der jeinigen, wie vorhin, der Partei zufertigt. Unterjchieden von diejer 3. 
durch die Poſt ijt die 3. durch Aufgabe zur Pojt, bei welcher die 3. ohne 
Rückſicht auf ihre jerneren Schickſale ſchon mit der Aufgabe bei der Poftanftalt für 
bewirft gilt, eine 3.urfunde von dem Poftboten nicht ausgeftellt wird, die Z.urfunde 
des Gerichtövollziehers aber bezeugt, für wen, an wen und unter welcher Adreſſe, 
bei welcher Pojtanjtalt und zu welcher Zeit der das Schriftftüd enthaltende Brief 
aufgegeben worden iſt. — Hat der Gerichtsfchreiber eine Privat-3. zu be— 
wirken, jo kann er, und Gleiches gilt auch für die von ihm zu bewirfenden amt— 
lihen 3., diejelbe entweder durch die Poſt in gleicher Weije, wie ein Gerichtävoll- 
zieher, und nach denjelben Vorſchriften bewirken, nur daß er, wie v. Bülow über- 
zeugend ausführt, zu perjönlicher Weberlieferung an die Poſtanſtalt genöthigt üft, 
oder durch den Gerichtävollgieher, über welchen 3.modus die END. nähere Be— 
jtimmungen nicht getroffen hat. Wäre es an fich zunächit möglich, daß der Ge— 
richtsjchreiber fich des Gerichtsvollziehers in gleicher Weije, wie des Poftboten, be= 
diente, jo muß diefe Annahme dennoch verworfen werden, weil eine Uebertragung 
der für den Poftboten und zwar namentlich bezüglich der Z.urfunde getroffenen 
Beitimmungen von der CRD. nicht vorgeſehen ift. Ließe fich ferner annehmen, daß 
der Gerichtsvollzieher auf Selbjtbewirfung der 3. beſchränkt jein follte, welche An— 
nahme durch das Necht des Gerichtäichreibers, auch die Poſt zu benußen, unterjtüßt 
zu werden jcheint, jo involvirt doch die Nöthigung des Gerichtäjchreibers, das In— 
finuandum der Poft perjönlich zu überliefern, für denfelben eine zu große Beläftigung, 
als daß der Gerichtäfchreiber von diefem Rechte allzuhäufig Gebrauch machen jollte, 
und wie die Stübe damit eine Hinfällige wird, jo würde auch das Intereſſe der 
Parteien an möglichit geringem SKoftenaufwande der Annahme entgegenstehen. Da— 
gegen entipricht es dem Parteiintereffe, daß der vom Gerichtöfchreiber beauftragte 
Gerichtövollgieher nach freiem Ermeſſen die 3. perfönlich oder durch die Poft be= 
wirkt, und dieje Annahme hat darin ihre Rechtfertigung, daß nach $ 154 der CPO., 
wie Faſſung und Motive zu ergeben jcheinen, der Gerichtsjchreiber den Auftrag zu 
der „erforderlichen“ 3. dem Gerichtsvollzieher lediglich zu übermitteln und daher 
nicht weiter zu entjcheiden hat, welche Art der Zuitellung im alle erforderlich jei. 
Darauf führt auch die, im Anjchluß an den $ 154 der CPO. erlafjene, Beftimmung 
des $ 162 des GBG., nach welcher bei einem an dem Gerichtäjchreiber von Ge— 
richten ıc. gefteilten Grfuchen um 3. durch den Gerichtsvollzieher der Auftrag als 
unmittelbarer gilt und daher ungetheilt auf leßteren übergeht. — 3. im Aus— 
[ande werden vom Vorſitzenden des Gericht? bzw. dem Amtärichter auf Antrag 
der Partei, wenn fie private find, von Amtswegen, wenn fie amtliche find, bewirkt 
und zwar durch Erſuchen 1) der vorgejeßten Kommandobehörde, wenn der Infinuat 
zu einem im Auslande befindlichen oder mobilen Truppentheil oder einem in Dienit 
geftellten Kriegsiahrzeug gehört; 2) des Reichskanzlers, wenn der Infinuat das Recht 
der Grterritorialität genießt und zu einer Miffton des Deutſchen Reichs gehört; 
3) des auswärtigen Minifteriums des Deutjchen betr. Einzelftaats, wenn der Infinuat 
zu einer Miffion diefes Staats gehört und ebenfalls Erterritorialität genießt; 4) des 
betr. Deutichen Konfuls oder Gejandten oder der zuftändigen ausländischen Behörde, 
wenn es fih um 3. an jonjtige im Auslande befindliche Perfonen handelt. Die 
3., welche, foweit fie durch Deutfche Behörden ausgeführt wird, nach den oben dar— 
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gelegten Beſtimmungen zu bewirken iſt, wird durch das ſchriftliche Zeugniß der 
erſuchten Behörde, daß die 3. erfolgt ſei, erwieſen. Der mit dieſer Z.art verbundene 
Zeitaufwand hat die Vorjchrift veranlaßt, daß, wenn die 3. bewirkt worden, in 
Abficht auf Frriften, welche durch fie gewahrt oder unterbrochen werden, alſo namentlich 
auch in Abficht auf die Verjährungsfrift ihre Wirkungen ala mit dem Zeitpunft ein- 
getreten gelten jollen, in welchem der Antrag auf fie beim Richter geftellt wurde. — 
Die 3. dur Öffentlihe Bekanntmachung endlich, deren Borausjegungen 
oben bereit angeführt find, wird auf Antrag der Partei vom Progehgerichte ohne 
mündliche Verhandlung bewilligt; gegen ihre Verſagung fteht Beichwerde zu. Iſt 
fie bewilligt, jo Hat der Gerichtöjchreiber von Amtöwegen fie durch Anheitung des 
Schriftſtücks an die Gerichtstafel zu bewirken, bei Ladungen fommt außerdem zwei— 
malige Inſertion eines Auszugs im Amtsblatt des Gerichts, einmalige im Reichs— 
anzeiger und bei bejonderer Anordnung des Gericht? auch ein- oder mehrmalige 
Anfertion in anderen Blättern Hinzu. Die 3. gilt ala gejchehen mit dem Ablauf 
von zwei Wochen nach Anheitung des Schriftftüds, auch wenn daffelbe vorher wieder 
entfernt worden, bei Yadungen mit dem Ablauf eines Monats oder der vom Gericht 
bejtimmten beſondern Friſt jeit Ausgabe der die letzte Jnfertion in die öffentlichen 
Blätter enthaltenden Zeitung; in Abficht auf Wahrung oder Unterbrechung von 
Briften ſoll auch ihre Wirkſamkeit jedoch fchon mit der Stellung) des Geſuchs ein- 
treten. 

II. Die Deutſche StrafPO. enthält über 3. nur wenige ausdrüdliche Be— 
ftimmungen, im Uebrigen verweift fie auf die Vorfchriiten der CPO., welche ent= 
Iprechende Anwendung finden jollen. In diefer Veranlaffung ift im Voraus aufs 
merffjam zu machen auf den Wegfall des Gegenjahes von Anwalts- und anmwalta- 
freiem Prozeß im Strafverfahren, auf die fait volljtändige Ausſchließung des 
Gelbjtbetriebes der Parteien im Hauptverfahren und noch mehr in den vor— 
bereitenden Prozeduren, auf die Verpflichtung der Strafgerichte mit Ausnahme der 
Unterſuchungs- und der Amtörichter, die 3. ihrer Entjcheidungen durch die Staatö- 
anwaltjchaft bewirken zu laffen, auf die Stellung der Staatsanwaltichaft, die jelbft 
da, wo fie eine Parteithätigfeit übt, den Parteien des Givilprozefjes nicht gänzlich 
gleichzuftellen ift, vielmehr immer zugleich ala von Amtswegen handelnde Behörde 
in Betracht kommt, und endlich auf die eigenthümliche Stellung des Beichuldigten 
im Gtrafprogeß, der mit dem zwölften Lebensjahre ftrafrechtlich verfolgbar und 
jelbjtändig prozeßfähig ift und der nur in leichteren Straffällen, wo es fich um feine 
höhere Strafe ala Gelditrafe, Haft oder Einziehung Handelt, nicht aber in ſchwereren 
und namentlich auch nicht in der Vorunterfuchung das Recht hat, fich durch Be— 
vollmächtigte vertreten zu laffen. Dies voraufgejandt, ift num zumächit der Begriff 
der 3. fein anderer, wie im Givilprozeß, auch unterjcheidet die StrafPO. jo gut, 
wie die CPO. zwifchen 3. und ſonſtigen Mittheilungen 3. B. Benachrichtigung der 
Parteien und des Bertheidigerd von Augenſcheins- ıc. Terminen im Borverfahren, 
welche nicht nothiwendig einer Beurkundung bedürfen. In Abſicht auf den, für 
welchen die 3. geichieht, hat man hier zwifchen privaten, gerihtliden und 
ftaatsanwaltichaitlichen 3. zu unterfcheiden. Private find nur infofern zu— 
läffig, als die am Strafverfahren betheiligten Perfonen (außer dem Staatsanwalt) 
Zeugen und Sachverftändige unmittelbar laden lafjen wollen, wozu auch ihre Ver— 
treter, einjchließlich wol des Vertheidigers, für fie den Auftrag ertheilen können. 
Bon Gerichtswegen erfolgen a) die 3. an die Staatsanwaltichait; b) die 3. von 
Enticheidungen der Unterjuchungsrichter und Amtsrichter, welche dieje ohne Ver— 
mittelung der Staats» bzw. Amtsanwaltichaft bewirken laffen können, im Verfahren 
auf Privatanklage und Klage von Adminiftrativbehörden bei Ladungen durch den 
Gerichtsfchreiber bewirken zu laſſen Haben. Alle übrigen 3. bewirkt die Staats- 
anmwaltichaft, mögen fie für deren eigene Handlungen oder für gerichtliche Ent- 
ſcheidungen erforderlich fein. Die 3. gerichtlicher Entjcheidungen ift erforderlich: 
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1) wenn die durch eine folche betroffene Perjon, bei Urtheilen auf Zwangserziehung 
des Beichuldigten der gejeßliche Vertreter defjelben der Verfündung nicht beigewohnt ; 
2) wenn eine Partei gegen ein Urtheil Berufung oder Nevifton eingelegt hat, in 
welchem Fall ihr das UrtHeil mit Gründen zugeftellt werden muß, wenn dies nicht 
bereitö gefchehen; 3) wenn eine Berwaltungsbehörde die Klage erhoben oder ala 
Nebenklägerin aufgetreten ijt, wo die Entjcheidung diejer Behörde immer zugeftellt 
werden muß. Objekt der 3. können Abjchriften, Ausfertigungen, Urſchriften fein, 
wie namentlich bei 3. an die Staatsanwaltichaft das zuzuftellende Schriftitüd der- 
jelben in Urſchrift vorzulegen und wo ber Beginn einer Friſt von der 3. abhängt, 
der Tag der Vorlage von ihr auf der Urſchrift zu vermerken ift, eine Vorfchrift, 
welche von Löwe mit Grund auf den Fall beichränft wird, daß Staatsanwaltjchaft 
und Gericht an demjelben Orte ihren Sit haben. Gine Beglaubigung der Ab— 
jchriften war in den Entwürfen der Givil- und StrafPD. nicht vorgefehen, die CPO. 
bat fie unter Beitimmung der Perfonen, welche fie vorzunehmen haben, angeordnet. 
Eine Uebertragung der Vorſchrift auf den Strafprozeß hat für Privat-3. feine 
Schwierigkeit, die Beglaubigung gejchieht bei ihnen durch den Gerichtövollzieher ; 
ebenfowenig bei gerichtlichen Entjcheidungen und gerichtlichen oder von Gerichtäwegen 
angeordneten Ladungen, wo fie durch den Gerichtsjchreiber zu erfolgen hat. Für 3. 
der Staatsanwaltichaft aus eigener Initiative will Löwe fie durch den Gerichts- 
jchreiber vornehmen laſſen, der „von Amtswegen zuzuftellende Schriftjtüde” zu be= 
glaubigen habe, während doch da8 „von Amtswegen“ der GPD. wol nur auf die 
Gerichte zu beziehen ift. Gerichtövollzieher und Gerichtsfchreiber können bei Partei-}. 
beglaubigen, aber die Thätigkeit der Staatsanwaltichaft läßt fich vielfach auch nicht 
einmal äußerlich als Parteithätigkeit auffaflen, wie Ermittelungsverfahren und Strai- 
vollſtreckung beweifen: darum wird wol nur Beglaubigung durch die Staatsanwalt: 
ſchaft und ihr Büreau übrig bleiben, die freilich in der CPO. nicht vorgefchrieben 
it. Die Inſinuaten anlangend ijt prinzipiell dem Beichuldigten felbit, nicht 
jeinen gejeßlichen Vertretern zuzuftellen, während auf Privatfläger, Nebenkläger, 
Adminiftrativbehörden ıc. auch die Beftimmungen der CPO. über 3. an prozeßunfähige 
Parteien Anwendung leiden. Gine weitere Trage ift die, ob nach begonnenem 
Prozefie dem Prozeß- oder 3.bevollmächtigten, wenn freilich) auch nicht zugeftellt 
werden muß, doch zugeitellt werden darf. Die StraPD. verpflichtet einen gegen 
Sicherheitsleiftung aus der Haft entlaffenen Ausländer zur Beitellung eines 3.bevoll- 
mächtigten, dem daher Ladungen nicht blos zur Hauptverhandlung, jondern jogar 
zu Verhandlungen der Vorprozeduren zugeitellt werden können: es ift nicht abzufehen, 
warum dem gegen Sicherheit entlafjenen oder dem nicht verhafteten Inländer nach 
Ermeſſen des Gerichts nicht eine gleiche Bevollmächtigung gejtattet werden fann. 
Im Berfahren ferner auf Privatllage, Klage einer Adminiftrativbehörde und Ver: 
fahren nach vorgängigem Strafbeiehl 2c., in Sachen auch, wo die That nur mit 
Gelditrafe, Einziehung oder Haft bedroht ift, jchließt die zuläflige Bevollmächtigung 
eines Rechtsanwalts, bzw. jonjtigen Vertreterd auch das Recht ein, ihn zum Empfang 
zuzuftellender Schriftitüde für die Partei zu ermächtigen, vorbehältlich des Rechts des 
Gerichts, perjönliches Erjcheinen des Angeklagten bzw. Privatflägers ıc. und damit 
unmittelbare 3. der Ladung anzuordnen. 3. an Unteroffiziere und Gemeine ge- 
ſchehen, wie im Givilprogeß, immer an die nächftvorgejeßte Kommandobehörde, 3. 
an Zeugen unterliegen ebenfalls der fiir den Civilprozeß geltenden Regel, welche auch 
für die durch den Amtsrichter bzw. Staatsanwalt zu verfügenden 3. an Schöffen 
und Gejchtvorene maßgebend it. — 3. von Anwalt zu Anwalt und 3. durd) 
Aufgabe zur Poſt fallen im Strafverfahren weg. Im Inlande fann der Ge- 
richtöfchreiber die ihm obliegende 3. von Ladungen, Berufungs- und Rechtsmittel- 
Ichriften im Verfahren auf Privatanklage und auf Anklage einer Adminijtrativbehörde, 
ſowie die ihm vom Unterfuchungsrichter bzw. Amtsrichter etwa zugewiejenen 3. von 
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Gnticheidungen und Ladungen durch den Gerichtsvollzieher oder mit Rüdficht auf 
Kofteneriparung durch die Poft bewirken laffen, wie im Civilprozeß. Alle übrigen 
3. find durch den Gerichtävollzieher zu bewirken, für defien Auftrag auch hier die 
gejegliche Präfumtion ftreitet. Die Zahl der dem Gerichtävollzieher auszuhändigenden 
Abdichriften und Ausfertigungen beftimmt fich nach der Regel des Civilprozeſſes, ebenfo 
die Beicheinigung der Zeit der Uebergabe. Der Gerichtsvollzieher kann durch die 
Poſt oder perfönlich zuftellen, letzteres an Sonntagen und Teiertagen nur mit richter: 
licher Erlaubniß. Einem verhafteten Angejchuldigten find bei 3. von Ladungen zur 
Hauptverhandlung und von Entjcheidungen die Schriftftüde nicht nur zu übergeben, 
ſondern auch vorzulefen, im Uebrigen finden die Regeln der CRD. über den Ort 
der 3., die Erſatz-Z., die Zurüdlaffung des zu übergebenden Schriftftüds und über 
die Z.urfunde ſowol bei perfönlicher 3. des Gerichtsvollgiehers, ala bei 3. durch die 
Poft auch im Strafverfahren Anwendung, nur daß der Landeögejehgebung gejtattet 
ift, für den Nachweis der 3. im Ermittelungsverfahren, in der VBorunterfuchung und 
im Vollſtreckungsverfahren einfachere Formen vorzufchreiben. 3.im Auslande können 
Staatsanwaltichaft bzw. Amtärichter und auch wol der Unterfuchungärichter durch Er— 
juchen der oben genannten Behörden ausrichten, für Privat. iſt das Erſuchen ge 
richtlich zu beantragen. Die Beurkundung des Vollzugs geichieht durch die erfuchte 
Behörde. Die Zuftellung durch Öffentliche Belanntmadhung bat gleiche 
Vorausfegungen, wie im Givilprozeß, und ijt an Privat- und Nebenfläger, wie 
Bürgen und Pfandgeber eines freigelaffenen Beichuldigten auch nach gleichen Regeln 
zu bewirken. Gegen den abmwejenden Bejchuldigten erfolgt die 3. der Ladung zur 
Hauptverhandlung durch Aushang an der Gerichtstafel bis zum Termin und durch 
dreimalige Infertion eines Auszugs in das Amtsblatt, nach Ermeffen des Gerichts 
auch in ein anderes Blatt. Die 3. anderer Schriftjtüde gejchieht, wenn dem Be— 
Ichuldigten die Ladung zur Hauptverhandlung bisher nicht zugeftellt war, durch 
Infertion des Schriftjtüds nach Wahl des Staatsanwalts bzw. Amts- oder Unter: 
juchungsrichters in ein Deutjches oder ausländifches Blatt, wenn dagegen jene 
Ladung ihm zugeftellt war, durch Anheftung des Schriftftüds, bei Urtheilen und Ber 
ſchlüſſen ihres enticheidenden Theils an die Gerichtätafel des Gerichts erjter Inſtanz, 
und wird die 3. bier nad) Aushängen während zwei Wochen, dort nach zwei Wochen 
vom Grjcheinen des Blattes als bewirkt angejehen. 3. an abweiende Militärpflichtige 
werden nur durch gerichtlichen Aushang, wie bei zugeitellter Yadung zur Haupt— 
verhandlung, bewirkt. 
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422, 425 fi., 480, 440, 451, 457, 464, 466 ff., 473; Mot. ©. 32 fi; Hahn, Materialien, 
©. 573 ff, 1151 ff. Kommeniare zur Deutſchen CPO. 5 von Sirud mnannKo 
v. Bülow, 8. Seuffert u. U, zur Deutihen KO. 11. von Sarmwey, dv. Wilmows i 
u. A., zur Deuticen EtrafPD. von Löwe . * — Geyer, Deutiches Strafprogekredt, 
g 170. — Ranjer, ea, © .4 ff. — Bindin Grundriß des Strat- 
brogehreihlß, BR 69, 91. — Grudot, rg ‚ Jabıg. XXI. ©. 780 ff. F. Meyer. — 
Build, Seitlär,, für Deutfchen Sion b. 0 fi. Peterjen). -— Wieding, 
Libellprozek, s 34. Wetzell —. N 3 — Bayer, Ordentl. Prozeß, $ 135. — 
Heffter, Preuß. PCiv.Rrz., $ 169 
K. Wieding. 
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Zuftellungsbeamte find nach den Motiven des Deutſchen GBG. diejenigen 
Beamten, welche bei Zuftellungen das zu übergebende Schriftjtüd dem Infinuaten 
zu überliefern umd dieje Meberlieferung zu beurfunden haben. Als jolche werden nur 
der Gerichtävollzieger und bei Zuftellungen zur Poſt der Poftbote bezeichnet, wobei 
theils der Ueberlieferungsalt an den Infinuaten den voraufgehenden Handlungen, ein= 
ichließlich der bei Zuftellungen durch die Poſt, vom Gerichtävollzieher oder Gerichts- 
jchreiber zu bewirfenden und zu beurfundenden Koudertirung des zu lbergebenden 
Schriftjtüds entgegengeſetzt, theils von der, namentlich im Civilprozeß dom Gerichtö- 
ichreiber zu beforgenden, öffentlichen Zuftellung abgejehen ift, welche freilich auch als 
eigentliche Zuftellung nicht aufgefaßt werden kann. Die Eigenjchait des 3. als 
ſolchen Hat ihre Bedeutung für die Gültigkeit der Zuftellung und der Zuftellungs- 
urfunde, deren Ungültigfeit Berfäumnikurtheil bzw. Verurtheilung des Abwejenden 
verhindert. Der Gerichtsvollzieher ift ferner in gewiſſen Fällen von der Zuftellung 
kraft Gejehes ausgeichloffen, wovon die Wirkung diefelbe iſt; gleiche Ausſchließungs— 
gründe bejtehen für den Poftboten nicht, es jcheint jolcher auch nicht zu bedürfen, 
weil es verjchloffene Briefe find, welche der Poftbote zuauftellen hat, über deren 
Inhalt daher er faum jemals eine Vermuthung zu hegen vermag. Zuftändigfeits- 
verhältniffe äußern auch hier ihren Einfluß; bedeutjamer ift jedoch noch der Auftrag 
zur Zuftellung, der bei Zuftellungen durch die Poſt nur auf einen Pojtboten des 
Beitimmungsorts des Briefes lautet und der ebenjo nur einem bejtimmten Gerichts- 
vollzieher ertheilt wird, wenn auch jede Zuftellung, welche ein Gerichtävollzieher be= 
wirft, bis zum Beweije des Gegentheild ala aufgetragene gilt. Für Verfäumniß- 
verfahren bzw. Verfahren gegen Abweſende werden auch in diefen Beziehungen etwaige 
Mängel Hindernd in Betracht kommen. Im Uebrigen aber wird das Gericht bei 
folchen, wie bei den jonftigen bervorgehobenen Mängeln, in jedem einzelnen Fall die 
Bedeutung derjelben zu prüfen haben, da mit der formellen Ungültigfeit der Zu— 
ftellung doch die Thatjache des Empfanges des zuguftellenden Schriftftüde, die Kenntniß 
feines Inhalts und die Möglichkeit des Handelns und PVerhandelns auf Grund 
defjelben nicht zugleich ausgefchloffen zu fein brauchen. Vgl. die Art. Zuftellung 
und Gerihhtsvollzieher. 

Quellen u. Lit.: GBG. $$ 155, 156, I 162; Mot. ©. 181 ff. — Peterien in 
Buſch's Zeitfchr. für Deutichen Giv.Prz. 3. LE. 70 fi. K. Wieding. 


Zwan y Re ac metus). Cine Handlung ift erzwungen, wenn dev Wille, durch 
den fie ind Werk geſetzt wird, dadurch hervorgerufen ift, daß der Handelnde abfichtlich 
durch widerrechtliche Bedrohung in die wohlbegründete Furcht vor einem verhältniß- 
mäßig bedeutendern Uebel verjegt worden war. Der Handlung des Gezwungenen. 
liegt Hiernach der eigene, wenn auch unfreie, Wille des Handelnden zu Grunde, 
quamvis coactus voluerit, voluit tamen. Nicht unter den Gefichtäpunft folchen 3. 
sällt die rein phYyfiiche Nöthigung, bei welcher nur der Schein einer eigenen Handlung 
vorhanden ift, in Wahrheit aber der Handelnde fi nur in der Lage eines Werk— 
zeugs findet, deffen fich der Nöthigende zur Ausführung feines Willens bedient, jog. 
vis absoluta, im Gegenſatz zu der man den phyfifchen 3. ala vis compulsiva be— 
zeichnet. 

Die civilrechtliche Hauptfrage in der Lehre vom 3. ift die, ob ein erzwungenes 
Rechtögeichäit Für nichtig oder nur für anfechtbar zu erachten ift. Xebteres muß 
feit v. Savigny als die herrſchende Lehre wenigſtens für Rechtsgeſchäfte unter 
Lebenden gelten: ein menerer Gegner diefer Lehre it Schliemann. Für erzwungene 
letztwillige Verfügungen ift der Streit ein lebhafterer. Wenn jedoch die Rechtsmittel 
zur Anfechtung der erzwungenen Dispofition den Inteftaterben und den durch ein 
früheres Teftament berufenen Erben gegeben werden (v. Bangerom), jo fcheint die 
Grheblichkeit des Streites eine geringe. Die Berechtigung des Gegenſatzes wird für 
das Heutige Recht und überhaupt von Schloßmann in Frage geftellt. 
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Dem Gezwungenen ſteht auf Grund des erlittenen 3. eine Klage, actio quod 
metus causa, und eine Einrede zu; der 3. gehört auferdem zu den Reftitutiong- 
gründen des prätoriichen Edilts. Die Klage hat die Befonderheit, nicht nur gegen 
den Zwingenden, jondern gegen jeden Dritten zu gehen, der in Folge des 3. be 
reichert ift, fie ijt eine actio in rem scripta. Streitig ift, ob die verhältnigmäßig 
größere Bedeutung des gedrohten Uebels, metus majoris malitatis, dazu nöthigt, 
einen zu berüdfichtigenden 3. nur bei einer gegen die Perſon jelbft gerichteten 
Bedrohung nach einer der in den Quellen angedeuteten Richtungen, Leben, Leib 
und freiheit, anzunehmen, oder ob auch andere Bedrohungen, 3. B. rüdfichtlich 
des Vermögens, als erheblich zu erachten (Windicheid). Ausdrüdlicdh ala un— 
wefentlich bezeichnet find Drohungen mit Infamie und Prozefien. 

Das Deiterr. und Franzöſ. Recht erklären alle erzwungenen Rechtögeichäfte für 
nichtig, das Sächfifche erachtet Rechtögeichäfte unter Lebenden in Folge 3.. für an- 
techtbar, Verfügungen von Todeswegen, joweit fie erzwungen find, für nichtig. 
In der Theorie des Preuß. Rechts ift die Frage ftreitig. Rechtsgeſchäfte unter 
Lebenden fonvalesziren indeflen durch jpäteres Anerfenntniß nach gehobenem 3. ex 
tunc, was für bloße Anfechtbarfeit jpricht. Formelle Legtwillige Verfügungen unter 
liegen der Anfechtung wegen 3. regelmäßig nicht; wenn jedoch der injtrumentirende 
Richter am 3. durch Mitwiflenichaft betheiligt ift, jo iſt die Verfügung nichtig. 
Dem Preuß. Recht eigenthümlich war eine Pflicht des Gezwungenen zu gerichtlicher 
Anzeige von dem 3. binnen eimmvöchentlicher Fyrift nach der Hebung deflelben. Ver— 
ſäumniß diefer Anzeige "erfchwerte den Beweis: eine Vorichrift, die durch die CPO. 
befeitigt ift. 

Am Strafrecht erfulpirt 3. den Genöthigten, wenn ex durch unwiderſtehliche 
Gewalt oder durch eine Drohung, die mit gegenmwärtiger, auf andere Weije nicht 
abzumwendender Gefahr für Leib und Leben des Thäters ſelbſt oder feiner Angehörigen 
verbunden war, zur That gezwungen iſt. Andererfeits ift Nöthigung in mehrfacher 
Beziehung jtrafrechtwidrig, crimen vis. 

git. u. Gigb.: dv. Savigny, Syftem, III. $ 114. — Schliemann, Die Lehre vom 
Seine 1861. — Aarons ın Scletter'3 Yahrbb. VIIL S. 9 f. — Dworzalk in 

aimerl’3 V.J.SEchr. IX. Lit. ©. 36 fi. — Beller in feiner und Pözl’? D.Y.Edr. 

I. ©. 180 ff. — Schloßmann, Zur Lehre vom Zwange, 1874. — Orhterr. BGB. — 
55, 565, 870, 877. — Code civ. art. 1109-1117. — Süd. BGB. SS 93, 80-832, 
1593, 1625, 2078, 2083. — Preuß. Allg. ER. I. 4 88 31-51; 12 88 24, 25. — REtrofGP. 
s8 52-240, 339, 358, 253, 114, 122, 176. Eccius. 


Zwangsvergleich (v. Bar, Th. I. Suppl. ©. 91) iſt nach der Deutſchen 
KO. ein im Wege gerichtlicher Verhandlung zwiſchen dem Gemeinichuldner und der 
Mehrheit der nicht bevorrechtigten Konkursgläubiger abgeichloffener und vom Klone 
fursgerichte bejtätigter Vergleich, durch welchen nach Befriedigung bzw. Sicherftellung 
der Maffegläubiger und bevorrechtigten Konfurägläubiger dem Gemeinfchuldner unter 
Aufhebung des Konkurfes die Diepofition über feine Güter gegen Sicherftellung oder 
Beiriedigung aller nicht bevorrechtigten Konkuräforderungen zu bejtimmten Prozenten 
wieder zurüdgegeben wird. Die Oeſterreichiſche KO. kennt im gemeinen Konkurſe 
einen „Vergleich“ nur mit freier Einwilligung der Gläubiger, einen „Zwangs- 
ausgleich” jtatuirt fie allein im fanfmännifchen Konkurſe, und regelt ihn in der 
Hauptſache nach gleichen Gefichtspunften, wie die Deutſche KO. Die letztere nım 
läßt den 3. in jedem Konkurſe zu, ſelbſt bei Aktiengejellichaften, bei welchen Vor— 
jteher und Liquidatoren die Gejellichaft zu vertreten haben; nur bei Genofjenichaften 
hat fie ihn als mit der eigenthümlichen Haftung der Genofjenfchafter unverträglich 
auagefchloffen. Der 3. kann eine Stundung, einen theilweifen Erlaß der Forderung, 
welchen aber Bürgen und andere nterzedenten des Gemeinfchuldners nicht geltend 
machen fönnen, eine außergerichtliche Liquidation oder fonftige Beiriedigungsweijen 
feftfeger, wie die Parteien einig werden, nur jollen die Rechte für alle nicht be— 
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vorrechtigten Konkursgläubiger die gleichen ſein, eine Bevorzugung oder Zurückſetzung 
einzelner Gläubiger iſt nur dann gejtattet, wenn die dadurch Benachtheiligten zu— 
flimmen. Der 3. ift ein Vertrag des Gemeinfchuldners mit dem nicht bevorrechtigten 
Konkursgläubigern: die bevorrechtigten Gläubiger brauchen, ihres Rechts wegen auf 
Borzugsbefriedigung, Fi nicht auf ihn einzulaffen, Maffegläubiger noch weniger, 
und Aus und Abjonderungsberechtigte find ala jolche ja an der Konkursexekution 
gar nicht betheiligt. Der 3. wird von der Mehrzahl der im VBergleichätermin an— 
wejenden jtimmberechtigten Konkursgläubiger abgeichlofien (vgl. d. Art. Gläubiger- 
verjammlung), feine Verbindlichkeit aber wird vom Geſetze auf alle nicht bevor- 
rechtigten Konkursgläubiger erftredt, .auch auf die überjtimmten aljo, die ausge— 
bliebenen und diejenigen, welche ihre Forderungen vor dem Termin noch nicht an— 
gemeldet Hatten. Eben darım und weil der 3. jeine eigentliche Wirkſamkeit erft 
durch die richterliche Beitätigung erlange, wird von Eccius der 3. nicht als Ver— 
gleich, fjondern als ein Judikat auf ein Berfahren aufgefaßt, in welchem das 
Recht des Gemeinjchuldners jeitgeitellt werde, jeine Gläubiger in einer Weiſe, 
welche von den formen des Konkursverfahrens gelöft jei, zu befriedigen. Die 
Berechtigung diefer Auffafjung für die nicht zur Majorität gehörenden Konkurs— 
gläubiger kann nun freilich nicht geleugnet werden; es kann fich nur fragen, 
ob dadurch überhaupt die Bergleichänatur des 3. aufgehoben werde, und dieje 
Frage jcheint verneint werden zu müſſen. Denn im Grunde hat das Geſetz 
nur die Entjcheidung der Trage, ob das gemeinjame Jntereffe an der Befriedigung 
beſſer durch Fortſetzung des Konfursverfahrens oder durch Annahme des DVergleiches 
gewahrt werde, der Majorität der Gläubiger anheimgegeben, im Uebrigen ift e8 doc) 
nur der Wille der Gläubiger, durch welchen der 3. fonjtituirt wird, weil das Ge— 
richt bei einem ablehnenden Beichluffe der Mehrheit die Gläubiger zur Annahme 
der Vorſchläge nicht jchuldig erklären und bei einem annehmenden Beichluffe der 
Mehrheit feine Beftätigung nur negativ aus Gründen verfagen kann, welche eben im 
wohlverjtandenen nterefje der Gläubiger überhaupt gelegen find. — Das Verfahren 
anlangend muß zunächit der Vergleichsvorichlag, mit deſſen Erhebung, die Ver— 
äußerung der Konkursmaſſe, von Nothverkäufen abgejehen, zu ſiſtiren ift, angeben, in 
welcher Weile die beabfichtigte Befriedigung oder Sicherjtellung bewirkt werden joll, 
wobei der imperative Ausdrud des Geſetzes jedoch jpätere Ergänzungen, auch Ver— 
einbarung von Abänderungen nicht ausjchließt. Das Gericht hat den Vorſchlag: 
1) von Amtöwegen als unzuläffig zu verwerfen, mit Rüdficht auf mögliche Güter- 
verichleppung, jo lange der Schuldner flüchtig ijt oder den Offenbarungseid 
weigert, mit Rückſicht auf Vertrauensunwürdigfeit des Schuldners, wenn er wegen 
betrüglichen Bankerutts rechtsfräftig verurtheilt ift oder wegen deſſelben Vergehens 
das Hauptverfahren gegen ihn eröffnet bzw. wiederaufgenommen und noch anhängig 
it; es hat dagegen 2) den Vorjchlag nur auf Antrag des Konkursverwalters und 
Gläubigerausjchuffes bzw. des erjteren allein mit Rüdficht auf die vorauäfichtliche 
Vergeblichkeit der Berhandlungen zurüdzumeifen, wenn im Verfahren jchon früher 
ein Dergleichövorjchlag von den Gläubigern abgelehnt oder vom Gericht verworfen 
oder vom Gemeinjchuldner nach Bekanntmachung des Vergleichäterming zurückge— 
nommen worden ift. Wird der Vorfchlag nicht abgewiejen, jo Hat der Ausſchuß 
fich über deſſen Annehmbarfeit zu erklären; eine ungünftige Erklärung hindert die 
Terminganfegung zur Verhandlung mit den Gläubigern nicht, entzieht aber dem 
Vorichlage feine Suspenfivfraft bezüglich der Veräußerung der Maſſe. Nach Ge- 
nehmigung der Schlußvertheilung kann der Vorichlag natürlich nicht mehr verhandelt 
werden, wird aljo nach diefem Zeitpunkt vergeblich geitellt; vor dem allgemeinen 
Prüfungstermin joll, weil die Verhältniffe von Theilungs- und Schuldenmafje fich 
nicht genau überjehen Laffen, ein Bergleich nicht geſchloſſen werden, Dagegen darf 
der Bertragstermin, der nicht über einen Monat hinaus anzuberaumen ift, auf An= 
trag des Gemeinjchuldners und des. Ausſchuſſes bzw. des Gemeinjchuldners allein 
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mit dem allgemeinen Prüfungstermin verbunden werden. Der Termin ift öffentlich 
bekannt zu machen, bejondere Ladung auch an die Gläubiger, joweit fie ihre Yorde- 
rungen angemeldet haben, unter Mittheilung des Vergleichsvorjchlags und des End- 
ergebniffes der Ausjchußerklärung, ergehen zu laſſen; auch find Vergleichsvorſchlag 
und GErflärung des Ausſchuſſes in der Gerichtöfchreiberei zur Einficht der Betheiligten 
niederzulegen. Im Termin wird unter Leitung des Gerichts verhandelt, nad Schluß 
der Verhandlung zur Abftimmung geichritten. Die Annahme des Vorſchlags er- 
fordert die Majorität der anweſenden jtimmberechtigten Konkursgläubiger und zu— 
gleich, daß diefe Majorität drei Viertheile der ftimmberechtigten Konkursforderungen 
repräfentire. Iſt eine Mehrheit nur in einer diefer Beziehungen erlangt worden, jo 
kann der Gemeinfchuldner vor Schluß des Termins auf fofortige Anjegung und Ber: 
fündung eines neuen Termins zur Wiederholung der Abjtimmung antragen. it 
der Vergleich angenommen, jo hat das Gericht nach Anhörung der Gläubiger, des 
Verwalters, des Ausſchuſſes, welche im Annahmetermin oder in einem bier zu ver- 
fündenden neuen Termin erfolgen kann, durch einen zu verfündenden Beichluß, gegen 
welchen binnen zwei Wochen von der Verkündung der Gemeinfchuldner und jeder 
ftimmberechtigte oder jeine Forderung befcheinigende Gläubiger die jofortige Beſchwerde, 
aber nur ein Mal, einmwenden können, den Vergleich zu betätigen oder zu verwerfen. 
Die Verwerfung erfolgt 1) von Amtswegen, wenn ein Fall der Unzuläffigkeit des 
3. fich nachträglich ergeben hat oder die für das Berfahren und den Abjchluß des 
Vergleichs gegebenen Vorſchriften nicht beobachtet find und das fehlende nicht er- 
gänzt werden kann; 2) auf Antrag eines ftimmberechtigten oder feine Forderung bes 
jcheinigenden Gläubigers, wenn der Vergleich durch Begünftigung eines Gläubigers 
oder durch Betrug, Ausfaufen eines Gläubigers oder ſonſt in unlauterer Weiſe zu 
Stande gebracht ift, oder wenn der Vergleich dem gemeinjamen ntereffe der bei 
ihm überhaupt betheiligten Gläubiger in Abficht auf die Gleichheit der Rechte, die Güte 
der Sicherheitsleiftung, die Höhe der Dividenden ıc. widerfpricht. Der Gläubiger hat die 
betreffenden Thatjachen glaubhaft zu machen. Iſt der Vergleich bejtätigt und bie 
Beitätigung rechtöfräftig geworden, jo ift nach Berichtigung der Mafjeaniprüche oder, 
wenn fie bejtritten find, Sicherftellung, nach Berichtigung der bevorrechtigten Forde— 
rungen oder, wenn fie glaubhaft gemacht find, Sicherftellung, nach Beichaffung der 
im Bergleiche bedungenen Sicherheit und nad Abnahme der Schlußrechnung, die 
jedoch ſchon im BVergleichätermin gefchehen kann, die Aufhebung des Konkurſes zu 
beichließen und unter Angabe des Grundes derjelben öffentlich, insbejondere auch im 
Meichanzeiger, befannt zu machen und denjenigen Hypotheken-, Dienftbehörden mit- 
zutheilen, welchen die Gröffnung des Konkurſes mitgetheilt wurde. Mit der öffent: 
lichen Belanntmachung des Beichluffes erhält der Gemeinfchuldner die Dispofition 
über feine Güter zurüd. Die Konkursgläubiger, deren forderungen feftgeftellt und 
nicht vom Gemeinjchuldner im Prüfungstermin ausdrüdlich beftritten find, erhalten 
durch die rechtäfräftige Beftätigung des 3. gegen den Gemeinjchuldner und feine 
Dergleichöbürgen und Interzedenten, wenn die Einrede der Vorausklage nicht vor: 
behalten wurde, das Recht jofortiger Zwangsvollſtreckung nach der CPO., in Abficht 
auf welche Klagen auf Vollſtreckungsklauſel, Klagen aus Einreden gegen den An— 
ſpruch ꝛc. vor das Konkursgericht ala Amtögericht bzw. das Landgericht des gleichen 
Bezirks gehören. Ein Necht auf eine Hypothek am unbeweglichen Vermögen des 
Schuldners kann für fejtgeftellte Forderungen nur dann beanfprucht werden, wenn 
nach Landesgeſetz ein Urtheil eine folche überhaupt begründet, oder wenn ein Arreft= 
grund vorliegt. Die Aufhebung endlich des 3. anlangend, jo fann ein einzelner 
Gläubiger für feine Perfon denfelben Hinfichtlich eines vergleichamäßigen Grlafjes 
jeiner Forderung anfechten, wenn er nachweift, daß der 3. durch Betrug zu Stande 
gebracht ift, vorausgefegt, daß er dieſen Anfechtungsgrund nicht jchon im Beſtäti— 
gungäverfahren vorzubringen vermochte. Die rechtäfräftige Verurtheilung des Ge 
meinjchuldners wegen betrüglichen Bankerutts dagegen hebt nachträglich für alle Kon— 
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kursgläubiger den vergleichsmäßigen Erlaß ihrer Forderungen auf, jo daß das Kon— 
furöverfahren, vorbehältlich genügender Maſſe, durch Beſchluß des Gerichts anf Antrag 
jedes Konkursgläubigers wieder aufgenommen, ja noch vor Rechtskraft der Verur— 
theilung des Schuldners vorläufige Sicherungsmaßregeln auf Antrag verfügt werden 
tönnen. Gläubiger im wiederaufgenommenen Konkursverfahren find, ſofern fie ſich 
melden, die alten Konkursgläubiger, die bevorrechtigten eingeſchloſſen, und zwar für 
den Theil ihrer Forderungen, welcher noch nicht getilgt iſt; außerdem neu hinzu— 
fommende Gläubiger der Zwiſchenzeit, die jedoch an einer für Erfüllung des 3. ge— 
(eifteten Sicherheit feinen Antheil haben. Früher geprüfte Forderungen werden nur 
hinfichtlich einer inzwiſchen eingetretenen Tilgung geprüft. In Abficht auf Anfech- 
tung von Recht3handlungen der Zwifchenzeit gilt für das neue Berfahren der Tag 
der Berfündung des erjten Strafurtheil® gegen den Schuldner ala Tag der Zahlungs- 
einftellung. Im Uebrigen kommen die VBorfchriften für das gewöhnliche Konkurs— 
verfahren auch hier zur Anwendung. 


Quellen u. A Deutihe KD. er 121, a ia 206; Mot. S zn 1; 
443 ff, — — Deferreihiide KO. ff. — 7 7 'g 19 D. 2, 14. — 
sıD. 17, — ae zur Deutfchen KO. 1.L von — 


Sarwe Bölderndorff u. A. — Fuchs, ri — 8 34. — Förfter, 
Vreuß. rivatrecht, 4. Aufl. ed. Eccius, »b. I 81 Shmenpe, Konkurs der 
Gläubiger, $S 19 ff. — Bayer, Kont.Prz., 88 38, "sg. Mied ing. 


gran. gerri (früher Gretution) ift die zwangsweife Durch- 
Tührung einer richterlichen Verfügung, insbeſondere aber des Endurtheils oder auch 
ausnahmaweife eines Parteidispofitionsaftes gegen den venitenten Theil. Die 
Deutihe EPO. hat troß der einheitlichen Regelung der 3. — abgejehen von der 
durch fie nicht berührten Admintftrativerefution — e8 bei den landesgejehlichen Vor: 
ichriften über die 3. wegen Geldforderungen gegen den Fiskus, Gemeinden und 
andere Kommunalverbände, ſowie gegen Korporationen, deren Vermögen von Staat?- 
behörden verwaltet wird, belaffen. Ferner ift auch die 3. in das unbewegliche 
Vermögen wegen ihrer Berührung mit dem materiellen Grundeigenthums- und 
Hppothekenrecht nur Hinfichtlich der Kompetenz der Gerichte und der Grundjäße über 
das Vertheilungsverfahren einheitlich normirt. 

I. Vorausſetzungen. Die 3. findet jtatt: 

1) aus einem jeiten® eines Deutichen ordentlichen Gerichtes erlaffenen Endur— 
theil (Theilurtheil), welches eine Partei zu einer beftimmten Handlung oder Yeiftung 
verurtheilt, wenn daffelbe rechtäfräftig geworden, oder 

2) von dem Prozeßgerichte für vorläufig (d. 5. jchon vor Eintritt der 
Rechtskraft) vollftredbar erklärt worden iſt. 

Die vorläufige Vollſtreckbarkeit ift in dem zu erlaffenden Urtheil von 
Amtswegen auäzufprechen a) bei Urtheilen auf Grund eines Anerfenntniffes, 
b) auf Feſtſetzung einer der in einem früheren bedingten Gndurtheile alternativ 
auögefprochenen Folgen, c) bei dem zweiten und ferneren in derjelben Inſtanz gegen 
diefelbe Partei in der Hauptſache ergebenden Berfäumnißurtheil, d) bei Urtheilen 
im Urkunden» oder Wechſelprozeß, e) bei Urtheilen auf Aufhebung von Arreiten 
oder einftweiligen Verfügungen und f) auf Zahlung laufender, künftiger und im lebten 
Vierteljahr vor der KHlagerhebung fällig gewordenen Alimente. Außerdem find auch 
auf Parteiantrag, welcher indefjen in der mündlichen Verhandlung vor Erlaß des 
Urtheils zu ftellen ift, für vorläufig vollftredbar zu erklären Urtheile, wenn fie 
betreffen a) Streitigkeiten zwifchen Vermiethern und Mietern wegen Weberlaflung, 
Benußung und Räumung von Wohnungs und anderen Räumen oder wegen Zurück— 
haltung der vom Miether eingebrachten Sachen, b) Streitigkeiten zwiſchen Dienit- 
herrſchaft und Gefinde, zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitern binfichtlich des Dienſt— 
und Arbeitsverhältniffes, ſowie zwiſchen jelbitändigen Gewerbetreibenden und ihren 
Geſellen, Gehülfen und Lehrlingen wegen Antritt, Fortſetzung oder kan des 
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Arbeits und Lehrverhältnifjes, wegen der gegenfeitigen Leiftungen während der Dauer 
defjelben oder wegen der GErtheilung oder des Inhalts von Abgangszeugniſſen, 
c) Streitigkeiten zwijchen Reifenden und Wirthen, Fuhrleuten, Schiffern, Flößern 
oder Auswanderungserpedienten in Einjchiffungshäfen wegen Wirthazechen, Yubrlohn, 
Ueberjahrtägeldern, Berörderung der Reifenden und ihrer Habe, über Verluſte und 
Beichädigung der letzteren, ſowie Streitigfeiten zwijchen Reifenden und Handwerkern, 
welche aus Anlaß der Reife entjtanden find, endlich d) Erkenntniffe, welche eine 
Verurtheilung an Geld oder Geldeswerth bis zu 300 Mark einſchließlich ausſprechen. 
Daffelbe hat zu geichehen, e) wenn glaubhaft gemacht wird, daß die Ausſetzung der 
Vollſtreckung dem Gläubiger einen ſchwer zu erjeßenden oder jchwer zu ermittelnden 
Nachtheil bringen würde oder wenn der Gläubiger fich erbietet, vor der Volljtredung 
Sicherheit (cautio de restituendo) zu leijten. In allen Fällen, mag die vorläufige 
Vollſtreckbarkeit von Amtswegen oder nur auf Antrag auszuſprechen fein, kann das 
Gericht auf Antrag des Schuldners die Anordnung der vorläufigen Vollſtreckbarkeit 
von vorgängiger Sicherheitsleiftung jeitens des Gläubiger abhängig machen, auch 
hat e8 dem Schuldner auf feinen Antrag die Abwendung der Vollſtreckung durch 
Sicherheitäleiftung der Hinterlegung des Streitgegenftandes zu geftatten, falls der 
Gläubiger fich nicht zu dvorgängiger cautio de restituendo erbietet. Macht endlid 
der Schuldner glaubhaft, daß ihm die Vollſtreckung des Urtheils einen nicht zu er- 
jegenden Nachtheil zufügen würde, fo ift auf jeinen Antrag auszufprechen, daß das 
(fonft von Amtswegen für vollftrebar zu erflärende) Urtheil vorläufig nicht voll» 
jtredbar jei oder der Antrag auf BVolljtredbarkeitserflärung zurückzuweiſen. In der 
Berufungsinitang muß auf Antrag über die vorläufige Vollftredbarkeit zunächſt ver- 
handelt und erfannt werden, und es findet eine weitere Anfechtung der ergebenden Ent- 
icheidung nicht ftatt. Auch hat bei eingelegter Berufung oder erhobenem Einſpruch das 
zur Entjcheidung berufene Gericht in Betreff von Anordnungen der eben gedachten Art 
diefelben Befugniſſe, wie das Gericht, welches das frühere Urtheil erlafjen hat. Die 
vorläufige Bolljtredbarkeit tritt außer Kraft mit der DVerfündung eines Urtheils, 
welches die Enticheidung in der Hauptjache oder die Vollftredbarkeitserklärung aui- 
hebt. In diefem Falle ift der Kläger auf Antrag des Beklagten zur Rüderftattung 
des dem erjteren auf Grund des vorläufig volljtrefbaren Urtheils bereits Gezahlten 
und Geleijteten zu verurtheilen. 

3) Aus Vollftredungsurtheilen (f. diefen Art.), wenn fie rechtskräftig 
oder nach Maßgabe der zu 2 erwähnten Borausjegungen für vorläufig vollſtreckbar 
erflärt worden find. 

4) Aus Gnticheidungen, gegen welche das Rechtämittel der Beſchwerde ſtatt— 
findet (3. B. Koftenfeftfeßungen, Gntjcheidungen gegen ungehorfame Zeugen und 
Sachverjtändige). , 

5) Aus den im Mahnveriahren erlaffenen Bollftredungsbejehlen. 

6) Aus Vergleichen, welche entweder nach der Hlageerhebung vor einem Deutjchen 
Gerichte zur Beilegung des Rechtäjtreites, oder welche dor einem ſolchen im amts— 
gerichtlichen Sühnetermin gejchloffen find. 

7) Aus Urkunden Deutfcher Gerichte oder Notare über Schuldverpflichtungen 
auf bejtimmte Quantitäten von Fungibilien, in denen der Schuldner fich der jofortigen 
3. unterworfen bat. 

8) Aus anderen Schuldtiteln, welche die Landesgeſetzgebung für volljtredbar 
erklärt hat (3. B. in Preußen aus Vergleichen vor Schiedsmännern). 

In formaler Beziehung kann die 3. nur auf Grund einer volljtredbaren 
Ausfertigung des Grefutionstiteld erfolgen, d. h. einer folchen, welcher die unter 
fiegelte und unterfchriebene Vollſtreckungsklauſel („BVorftehende Ausfertigung 
wird dem N. N. zum Zwecke der 3. ertheilt*) beigefügt ift. Sie darf derjelben 
Partei für die Regel nur einmal ertheilt werden, um den Schuldner vor mehrfacher 
3. zu jchüßen. Die vollſtreckbare Ausfertigung eines Urtheils oder einer Entjcheidung, 
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gegen welche die Beichwerde jtattfindet, ift auf Antrag von dem Gerichtsfchreiber des 
erftinftanzlichen Gerichts, und nur fo lange der Prozeß in der höheren Inſtanz 
ihwebt, von dem Gerichtäfchreiber der letzteren zu ertheilen, einer gerichtlichen Ur— 
funde (auch eines gerichtlich abgefchloffenen Vergleiche, vom Gerichtäfchreiber des 
Urfundsgerichts) und einer notariellen von dem Notar oder der Behörde, welche die 
Notariatsurfunde bewahrt, während dagegen die Vollſtreckungsbefehle feiner derartigen 
Klauſel, abgejehen von dem Falle, wo auf Seiten des Gläubigers oder des Schuldners 
eine Rechtönachtolge eingetreten ift, bedürfen. Hängt die Vollſtreckung des Urtheils 
jeinem Inhalte nach) von einer anderen Vorbedingung als einer dem Gläubiger ob- 
liegenden Sicherheitsleiftung ab, jo fann dem lebteren eine vollſtreckbare Ausferti— 
gung nur ertheilt werden, wenn zuvor der Eintritt der Bedingung durch öffentliche 
Urkunden dargethan ift. Wenn nach Erlaß des Urtheils eine Rechtsnachfolge auf 
Seiten der einen oder andern Partei ftattgefunden hat, jo kann die Ausfertigung 
zwar für und gegen den Wechtsnachfolger ertheilt werden, indeifen muß die 
Rechtsnachfolge beim Gericht offenkundig fein oder durch öffentliche Urkunden nach- 
gewiefen werden. In beiden Fällen darf der Gerichtsjchreiber die Vollſtreckungs— 
flaufel nur auf Anordnung des Vorfißenden ertheilen und der leßteren ift in der 
Klaufel jelbit Erwähnung zu thun, ja der Erefutionsfucher, welcher den erwähnten 
Nachweis nicht durch öffentliche Urkunden zu führen vermag, muß fogar beim Pro= 
zeßgericht erfter Inſtanz auf Erteilung der Vollſtreckungsklauſel Klage erheben. 
Ueber Einwendungen, welche der Schuldner gegen die Ertheilung der Vollſtreckungs— 
klauſel erhebt, entjcheidet dasjenige Gericht, deſſen Gerichtsfchreiber fie ertheilt hat. 
Die Enticheidung kann ohne vorgängige mündliche Verhandlung erfolgen. Auch ift 
das Gericht befugt, vorher eine einftweilige Anordnung zu erlaffen, in&bejondere zu 
beftimmen, daß die 3. einftweilen gegen oder ohne Sicherheitsleiftung einzuftellen 
oder nur gegen eine jolche (cautio de restituendo) fortzujeßen jei. 

II. Organe der 3. Die BVollftrefungsorgane bilden die Gerichtsvoll— 
zieher (f. diefen Art.) und ausnahmsweiſe bei Grefutionen in Forderungen und 
andere Vermögenärechte, ſowie in unbewegliche Vermögensſtücke, ferner bei Erefutionen 
aus Urteilen auf Handlungen oder Unterlaffungen das Gericht, ala ſog. Voll— 
ftrefungögericht, db. h. in der Regel das Amtsgericht, in deffen Bezirk die 
Bollftrefung vorgenommen werden joll oder vorgenommen worden ijt. Im Uebrigen 
greift das Gericht, abgejehen davon, daß es die Auffichtsbehörde für die Gerichte- 
vollzieher bildet, nur dann ein, wenn eine Entfcheidung über Einwendungen und 
fonftige Streitpunfte im Laufe der 3. erforderlich wird. 

II. Das 3.verfahren im Allgemeinen. Dem Gerichtövollzieher ijt 
direkt durch den Gläubiger oder unter Bermittelung des Gerichtsjchreibers des Voll- 
jtredungägerichtes der Auftrag zur 3. unter Zuftellung der mit der Bolljtredungs- 
klauſel verjehenen Ausfertigung zu ertheilen. In dem Auftrage liegt zugleich die 
nah außen hin nicht entziehbare oder beſchränkbare Ermächtigung des Gerichts- 
vollziehers, die jchuldigen Zahlungen oder Leiſtungen in Empfang zu nehmen, 
darüber zu quittiren (vorbehaltlich des Rechtes des Schuldners, auch noch dom 
Gläubiger Quittung zu verlangen) und dem Schuldner nach geleifteter Erfüllung 
die vollitrefbare Ausfertigung auszuhändigen, wogegen der Gerichtsvollzieher theil- 
weije Leijtungen nur auf der Ausfertigung zu vermerken und dem Schuldner darüber 
Quittung zu geben hat. Der Befit der vollftretbaren Ausfertigung legitimirt den 
Gerichtövollzieher gegenüber dem Grequenden und dritten Perjonen, ohne daß er 
den erhaltenen Auftrag nachzuweifen verpflichtet, ja ohne daß ein Beweis der Nicht- 
ertheilung ſeitens des Erequenden ftatthaft ift. 

Der Gerichtövollzieher darf die 3. nur beginnen, wenn die Perfonen, für und 
gegen welche fie ftattfinden joll, in dem Grefutiongtitel oder in der Vollſtreckungs— 
flaufel namentlich bezeichnet, und der Titel dem Grequenden jchon vorher zugeftellt 
ift oder gleichzeitig vor Beginn der 3. zugetellt wird. Dafjelbe gilt in Betreff der 
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Vollftredungsklaufel, wenn die Vollitrefung des Urtheils nach feinem Inhalte von 
dem durch den Gläubiger zu beweifenden Eintritt einer Thatjache abhängt oder 
wenn es fih um die Vollſtreckung für oder gegen Rechtsnachfolger handelt. Iſt 
eine jolche Klauſel auf Grund einer Öffentlichen Urkunde ertheilt, jo bedarf es ferner 
auch der vorgängigen Zuftellung einer Abjchrift der letzteren. Ebenſo iſt mit der 
Abſchrift einer jolchen Urkunde zu verfahren, wenn die Vollſtreckung von einer 
jeitens des Gläubigers zu beftellenden Sicherheitäleiftung abhängig ift, da die Kau— 
tionsbeitellung nur durch eine derartige Urkunde nachgewiefen werden kann. Bei 
einem erjt an einem bejtimmten Salendertage fälligen Anfpruche muß der Ablauf 
defjelben abgewartet werden, ehe mit der 3. begonnen werden fann. 

Die Art, wie des Näheren die 3. zu bewirken ift, hängt von der Art der vom 
Schuldner zu machenden KLeiftung, bzw. dem anzumwendenden Zwangs- oder Ere- 
futionsmittel ab. Als folche Mittel gewährt die Deutihe EPD.: 1) die 
MWegnahme der geichuldeten Sache; 2) die Pfändung und Veräußerung beweglicher 
und unbeweglicher Sachen des Schuldners, einjchließlich der Pfändung von For— 
derungen und anderen VBermögenärechten; 3) die Androhung und Einziehung von 
Seldftrafen und 4) die Haft. Dagegen kennt die Deutihe CPO. keine ſog. Exe— 
futiondgrade, d.h. feine Vorjchriiten dahin, daß bejtimmte Erefutionsmittel erit 
vergeblich verfucht fein müſſen, ehe zur Anwendung eines anderen geſchritten werden 
kann, vielmehr darf, joweit ein jolches Mittel überhaupt im gegebenen Falle jtatthaft 
(fiehe nachher) nicht nur eine beliebige Auswahl getroffen werden, fondern, wenn es 
zur Erziwingung der dem Schuldner obliegenden Yeiftung in voller Höhe erforderlich 
ift, auch eine Häufung der Mittel erfolgen. 

Für alle Arten von 3. gilt Folgendes: 1) Der Gerichtsvollzieher kann die 3. 
zur Nachtzeit, ſowie an Sonntagen und allgemeinen Feiertagen nur mit Erlaubniß 
des Amtsrichters, in deffen Bezirk er vollitreden will, und unter Vorzeigung dieſer 
Erlaubniß vornehmen. 2) Soweit erforderlich, ift er befugt, die Wohnung und 
Behältniffe des Schuldners zu durchjuchen, ſowie verichloffene Thüren und Behält- 
niffe öffnen zu laſſen. 3) Etwaigen Widerftand kann er durch Gewalt, und 
nöthigenfall® unter Heranziehung der Grefutivpolizei (und durch Vermittelung des 
Vollſtreckungsgerichtes auch militäriicher Hülfe) bejeitigen. 4) Wenn bei einer Boll» 
jtrefungshandlung Widerftand geleiftet wird oder in der Wohnung des Schuldners 
weder diefer jelbit noch eine zur Familie gehörige oder in derjelben dienende er- 
wachjene Perfon gegenwärtig ift, jo hat er zwei großjährige Männer oder einen 
Gemeinde» oder Polizeibeamten zuzuziehen. 5) Jeder bei dem Vollſtreckungsver— 
jahren betheiligten Perfon muß auf Begehren Einficht der Alten des Gerichtävoll- 
ziehers und Abſchrift einzelner Aktenſtücke ertheilt werden. 6) Ueber jede Boll: 
jtrefungshandlung ift vom Gerichtsvollzieher ein Protokoll aufzunehmen, welches 
insbefondere die wejentlichen Vorgänge, ferner die Unterjchriften der Perfonen, mit 
welchen verhandelt worden, die Bemerkung, daß ihnen das Protokoll vorgelejen 
worden, die Genehmigung defjelben jeitens der leßteren, eventuell die Angabe der 
Gründe, warum diefen eben gedachten Erforderniffen nicht hat genügt werden können, 
endlich die Unterjchriit des Gerichtsvollziehers enthalten muß. 7) Die bei der 2. 
erforderlichen Mittheilungen und Aufforderungen find vom Gerichtsfchreiber mündlich 
zu erlaffen und zu protofolliven, nur falls das eritere nicht möglich ift, den Be— 
theiligten durch Zustellung einer Protofollabjchrift fund zu thun und das Erforder— 
liche darüber im Protokolle zu bemerfen. 

Ueber Anträge, Ginwendungen und Erinnerungen in Betreff der Art und Weile 
der 3. oder des vom Gerichtövollzieher zu beobachtenden Verfahrens entjcheidet das 
Vollſtreckungsgericht, welches dabei vor der Entſcheidung einftweilige Anordnungen 
erlaffen, insbejondere die 3. gegen oder ohne Sicherheitsleiftung einftweilen ein- 
jtellen oder nur gegen eine ſolche fortſetzen laſſen kann. Desgleichen gebührt dem 
Gericht die Enticheidung bei der Weigerung des Gerichtsvollziehers, einen Z.aufs 
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trag zu übernehmen oder die 3. dem Auftrage gemäß auszuführen, fowie bei Erin— 
nerungen gegen die vom Gerichtövollzieher in Anja gebrachten Kojten. 

Einwendungen gegen den zur 3. gebrachten Anspruch find nur infoweit jtatt= 
haft, als fie erſt nach dem Schluffe der mündlichen Verhandlung, in welcher fie 
ſpäteſtens hätten geltend gemacht werden können, entitanden find und auch nicht 
mebr im Wege des Einſpruchs erhoben werden fünnen. Solche Einwendungen (und 
zwar wenn dem GErequenden mehrere derjelben zujtehen, alle gleichzeitig) find int 
Wege einer fürmlichen Klage bei dem Prozeßgericht, welches das Urtheil erlaffen 
hat, geltend zu machen. Daffelbe ijt der Fall, wenn der Schuldner feine Einwen— 
dungen darauf ftüßt, daß bei der Ertheilung der Vollſtreckungsklauſel der Eintritt 
einer Rechtsnachfolge oder eine Thatjache, von welcher die 3. im Urtheil abhängig 
gemacht ift, zu Unrecht ala eriwiefen angenommen worden fei. Bei diejen Prozefien 
fanın das Prozeßgericht auf Parteiantrag, deſſen thatlächliche Gründe glaubhaft zu 
machen find, anordnen, daß bis zum Grlaß des Urtheils die 3. gegen oder ohne 
Sicherheitsleiſtung eingeftellt oder nur gegen eine ſolche fortgejeßt werde, ja auch 
die bis dahin erfolgten Volljtretungsmaßregeln gegen Kaution aufheben. Dieſe 
Anordnungen fann in dringenden Fällen auch das Vollftrefungsgericht treffen, bat 
aber dabei eine Friſt zu ſetzen, innerhalb welcher die Enticheidung des Prozeßgerichts 
beizubringen ijt, und nach deren fruchtlofem Ablauf die 3. Tortgejeßt wird. Ueber 
alle dieje Anträge kann ohne vorgängige mündliche Verhandlung entjchieden werden. 
Das Prozeßgericht ift ferner befugt, in dem Urtheil über die flageweije geltend 
gemachten Einwendungen ebenfalls Anordnungen der bezeichneten Art zu erlaffen oder 
die bereits früher getroffenen aufzuheben, abzuändern oder zu bejtätigen. 

Wenn ein Dritter ein die Veräußerung Hinderndes Recht an dem Gegenjtand 
der 3. geltend machen will, jo Bat er dies im Wege der Klage gegen den Gläu— 
biger, bzw. auch den mitwiderjprechenden Schuldner bei dem fachlich zuftändigen 
Gericht (Amts- oder Landgericht), in deffen Bezirk die, 3. erfolgt, zu thun (fog. 
Exekutions- oder Vollitredungsintervention). Für die Einftellung der 
3. und die Aufhebung der bisherigen Bolljtrefungsmaßregeln fommen die für die 
zulegt erwähnten Fälle maßgebenden Borfchrifiten zur Anwendung, nur kann die 
Aufhebung der Maßregeln auch ohne Kautionzleiftung erfolgen. 

Eine Einjtellung oder entiprechende Beſchränkung der 3. muß, abgejehen 
von einem Antrage des Erefutionsfuchers jelbit, erfolgen: 1) wenn vorgelegt wird 
die Ausfertigung einer volljtrefbaren Enticheidung, durch welche das zu vollitredende 
Urtheil oder deſſen vorläufige Volljtredfbarkeit aufgehoben oder die 3. für ungültig 
erflärt oder deren Einftellung angeordnet ift, 2) die Ausfertigung einer gerichtlichen 
Enticheidung, welche die einjtweilige Einftellung der Volljtredung oder einer Boll- 
jtredungsmaßregel verfügt, 3) eine öffentliche Urkunde, durch welche die Beitellung 
der zur Abwendung der 3. geitatteten Sicherheitsleiftung oder die Bewirkung einer 
derartigen Hinterlegung dargethan wird, 4) eine öffentliche oder eine vom Gläu— 
biger ausgejtellte Privaturkunde, welche die Befriedigung des letzteren nach Erlaß 
des Urtheils oder eine Stundungsbewilligung jeitens deſſelben darthut, 5) ein Poſt— 
jchein, nach welchem die zur Befriedigung des Gläubigers erforderliche Summe nad) 
Grlaß des Urtheils zur Auszahlung an den letteren bei der Poſt eingezahlt ift. 
In den Fällen Nr. 1 und 3 find auch die jchon erfolgten Vollſtreckungsmaßregeln 
aufzuheben, in den Fällen 4, 5, jowie aucd im Fall 2, ſofern im lebteren nicht 
etwa die Aufhebung gleichfalls angeordnet ift, bleiben fie dagegen einſtweilen beſtehen. 

IV. Das 3.verfahren im Einzelnen. 

1) Bei Urtheilen auf Herausgabe von Sachen. Steht Hier eine 
bewegliche Sache oder eine bejtimmte Quantität folcher Sachen (gleichviel ob ver- 
tretbare oder nicht) in Frage, To Hat der Gerichtsvollzieher diefe Sachen dem 
Schuldner wegzunehmen und dem Gläubiger zu übergeben. Werden die Sachen 
beim Schuldner nicht vorgerunden, jo kann der Gläubiger vom Schuldner die Ab— 
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leiftung des jog. Offenbarungseides (ſ. diefen Art.) verlangen. Wenn es ſich da— 
gegen um eine unbewegliche Sache oder ein bewohntes Schiff handelt, jo Hat der Ge— 
tichtövollzieher den Schuldner aus dem Befige zu jegen und den Gläubiger in denjelben 
einzuweifen. Die etwaigen, in der Sache befindlichen Mobilien, welche nicht Gegen: 
jtand der 3. find, werden weggeichafft und dem Schuldner, eventuell jeinem Bertreter 
oder jeinen Familiengliedern oder Dienjtboten übergeben, äußerjtenfalls auf Koſten 
des Schuldners in das Pfandlokal geichafft.e Bei Zögerung defjelben mit der Abs 
forderung können fie auf Anordnung des BVolljtrefungsgerichtes verfauft und der 
Erlös hinterlegt werden. 

Gine Sache, welche fi in dem Gewahrfam eines Dritten befindet, darf der 
Gerichtsvollzieher aber gegen den Widerjpruch defielben nicht wegnehmen, vielmehr 
muß der Gläubiger in einem folchen Falle den etwaigen Anjpruch feines Schuldners 
gegen den Dritten auf Herausgabe der Sache pfänden lafien (j. unten Nr. 2. A. b). 

2) Bei Urteilen auf Zahlung einer Geldjumme. Die 3. kann 
bier in das bewegliche und unbemwegliche Vermögen des Schuldners erfolgen. 
A. In das bewegliche Vermögen geichieht fie durch Pfändung, d. h. dadurch 
daß eine Sache als Piand des Gläubigers erklärt und behandelt wird. Gepfändet 
werden dürfen nur jo viele Sachen, als zur Befriedigung des Gläubigers und zur Dedung 
der Koſten der 3. erforderlich find. Steht zu erwarten, daß durch die Verwerthung 
der abzupfändenden Gegenjtände höchſtens die Koſten gededt werden, jo bat die 
Prändung zu unterbleiben. Durch die Pfändung erwirbt der Gläubiger ein Pfand» 
recht an den gepfändeten Sachen, welches ihm im Verhältniß zu anderen Gläubigen 
diejelben Rechte, wie ein vertragsmäßig begründetes Fauſtpfandrecht gewährt, und 
dem durch eine jpätere Prändung erlangten vorgeht. Führt die Prändung nicht zu 
voller Befriedigung des Gläubiger oder kann er „glaubhaft machen, daß er eine 
folche dadurch nicht erlangen kann, jo iſt er berechtigt, von dem Grequenden die 
Ableitung des Offenbarungseides (j. diefen Art.) zu verlangen. Ein Dritter 
fann der Pfändung einer Sache, welche fich nicht in feinem Beige befindet, auf 
Grund eines Pfand- oder Vorzugsrechtes nicht wideriprechen, wol aber im Wege der 
Klage feinen Anſpruch auf vorzugsweije Befriedigung aus dem Erlöje bei dem Boll: 
ftredungsgericht oder bei fachlicher Zuftändigkeit des LYandgerichtes bei demjenigen, 
in deſſen Bezirk das erjtere liegt, geltend machen. 

Des Näheren gejtaltet fi) das Piändungsverfahren dahin: a) Körperliche 
Sachen werden in der Weiſe abgepfändet, daß fie der Gerichtsvollzieher in Beſitz 
nimmt oder daß er, wenn er fie im Gewahrjam des Schuldners läßt — was mit 
Einwilligung des Gläubigers oder bei etwaigen, einem anderen Verfahren entgegen- 
ftehenden, erheblichen Schwierigkeiten gejchehen fann —, die Prändung durch An— 
legung von Siegeln oder auf jonjtige Weife erfichtlich macht. Bon der erfolgten 
Pfändung ift der Schuldner in Kenntniß zu jeßen. Ausgenommen von der Pfän— 
dung find gewiffe, dem Schuldner und feiner Familie unentbehrliche Sachen (Klei— 
dungsjtüde, Betten, Hausgeräth, Nahrungs: und Tyeuerungsmittel, Vorräthe, Werk: 
zeuge, bei Beamten, Offizieren, Geiftlichen und Lehrern auch ein bejtimmter Geld- 
betrag, vgl. $ 715 der CPO.). Gepfändetes Geld ilt vom Gerichtsvollzieher an den 
Gläubiger abzuliefern. Die Wegnahme des Geldes gilt als Zahlung jeitens des 
Schuldners, jofern dem letzteren nicht nachgelaffen it, die 3. durch Sicherheits- 
leiftung oder Hinterlegung abzuwenden. Andere Sachen find vom Gerichtövollzieher 
— für die Regel nicht vor Ablauf einer Woche jeit der Pfändung — öffentlich zu 
verjteigern. Die Empfangnahme des Erlöſes gilt ebenfalls als Zahlung jeitens des 
Schuldners in dem Imfange, wie die Prändung vorgeiundenen Geldes. Koftbarkeiten 
find vorher durd) einen Sacjverjtändigen abzujchägen. Von diefen dürfen Gold- und 
Silberfachen nicht unter dem Gold» und Silberwerth zugeichlagen werden, eventuell 
fann fie der Gerichtsvollgieher aus freier Hand zu diefem Werthe verkaufen. Ge— 
pfändete Werthpapiere, welche einen Börjen- oder Marktpreis haben, werden frei- 
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Händig zum Tagesfurje veräußert. Bei auf Namen lautenden MWerthpapieren kann 
der Gerichtövollzieher ermächtigt werden, die Umichreibung auf den Namen des 
Käufers zu erwirfen und die dafür erforderlichen Erklärungen an Stelle des Schuld- 
ners abzugeben. Das Bollftredungsgericht Hat die Befugniß auf Antrag des Gläu- 
bigers oder des Schuldners eine anderweitige Art der Verwerthung der gepfändeten 
Sache oder eine DVerfteigerung durch eine andere Perjon, ala den Gerichtävollzieher 
anzuordnen. Die Prändung von Sachen, welche fchon anderweit gepiändet worden 
find, wird durch die in das Protokoll aufzunehmende Erklärung des Ge— 
richtsvollziehers bewirkt, daß er fie auch im Namen feines Auftraggebers pfände 
(jog. Anihlußpiändung). Die Abjchriit des Protokolls ift dem Gerichtövoll- 
zieher, welcher die erfte Pfändung vorgenommen bat, zuauftellen. Auf diefen geht 
ferner kraft Gejeges mangels anderweiter Anordnung des. Vollftredfungsgerichtes der 
Auftrag des zweiten Gläubigerd über und die Verfteigerung erfolgt für alle bethei- 
Ligten Gläubiger (im Uebrigen vgl. hierzu den Art. Vertheilungsveriahren). 
b) Die 3. in Forderungen und andere unförperlihe Vermögensrechte 
(3. B. Nießbrauchsrechte) erfolgt unter Leitung und Vermittelung des Vollitrefungss 
gerichtes, hier des Amtögerichtes des allgemeinen Gerichtöftandes des Schuldners, 
eventuell des belegenen Vermögend. Nur die Prändung von Wechjelforderungen und 
anderen indofjablen Papieren wird dadurch bewirkt, daß fie der Gerichtävollzieher 
in Bei nimmt. In anderen Fällen erläßt das Gericht, ſofern es ſich um For— 
Derungen auf Geld handelt, auf Antrag des Gläubigers ein Verbot an den 
Drittfchuldner, d. 5. den Schuldner des Erequenden, an den erjteren (d. h. den 
Erequenden) Zahlung zu leiften, ſowie ein Gebot an diefen, fich der Einziehung 
Der Forderung zu enthalten. Der Gläubiger hat diefen Beichluß des Gerichtes dem 
Drittichuldner zuftellen zu laſſen. Mit diefer Zuftellung gilt die Piändung der 
Forderung, bei Forderungen auf fortlaufende Bezüge, auch die der nach der eriten 
Prändung fällig werdenden Beträge als bewirkt. Der Gerichtsvollzieher, welcher die 
gedachte Zuftellung vorgenommen Hat, hat fodann den erwähnten Beichluß mit einer 
Abſchrift der Urkunde über die Zuftellung an den Drittjchuldner auch dem Erequen- 
den zujuftellen, ſofern nicht eine öffentliche Zuftellung, welche unterbleibt, erfolgen 
müßte. Der Pfändung find gewiffe Forderungsrechte (3. B. Arbeits- und Dienjt- 
Lohn, gejegliche Alimentenanfprüche, Hebungen aus Kranken, Hülfs-, Sterbes ıc. 
Kaſſen, Sold und Invalidenpenfion der gemeinen Soldaten und Unteroffiziere, fort- 
laufende Hebungen aus Stiftungen oder aus Fürſorge und Freigebigkeit eines Drit- 
ten, joweit fie zum nothdürftigen Unterhalt der Familie erforderlich find) gar nicht, 
andere nur in gewiſſem Umfange (jo das Dienfteinfommen der Beamten, Offiziere, 
Geiftlichen, Lehrer an öffentlichen Anjtalten, die Penfionen diefer Perſonen, Penſionen 
von Witten, Waifen und Erziehungsgelder, wenn der jährliche Betrag nicht 1500 
Mark überjteigt, von dem überjchießenden Betrag aber noch zwei Drittel) nicht 
unterworfen, jedoch ceffirt die letztgedachte Beichränfung, wenn die Pfändung zur 
Befriedigung der Ehefrau und der ehelichen Kinder des Schuldners wegen Alimente 
für die Zeit nach der Klageerhebung und das lebte derjelben vorausgehende Viertel: 
jahr beantragt wird ($ 749). Auf Verlangen des Gläubigers hat fich der Dritt- 
ichuldner binnen zwei Wochen nach Zujtellung des Piändungsbeichluffes darüber zu 
erklären, ob er die gepfändete Forderung anerfenne und zur Zahlung bereit fei, ob 
und welche Anjprüche von anderen Perfonen daran gemacht würden und ob etwa 
wegen folcher die Forderung jchon anderweit gepfändet worden jei. 

Der Gläubiger kann fich gleich mit der Piändung oder nachher die gepfändete 
Trorderung durch Beichluß des Vollftredungsgerichtes nach feiner Wahl entweder zur 
bloßen Einziehung oder an Zahlungsftatt zum Nennwerthe überweiſen laffen. Die 
Weberweifung zur Einziehung berechtigt den Gläubiger die Forderung vom Dritt- 
jchuldner einzuziehen, andererfeits kann er aber jeder Zeit auf die durch bie 
Pfändung und Ueberweiſung erworbenen Rechte verzichten. Die Weberweifung an 
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Zahlungsftatt Hat dagegen die Wirkung, daß der Gläubiger wegen jeines zur 3. 
gebrachten Anjpruches infoweit befriedigt wird, ala die gepfändete Forderung befteht 
(d. 5. juriftiichen Beſtand bat). Klagt der Gläubiger in dem einen oder anderen 
"alle die Forderung gegen den Drittjchuldner ein, jo hat er feinem Schuldner (dem 
Grequenden) den Streit zu verkünden. 

Bei bedingten, betagten oder überhaupt jchwer einziehbaren Forderungen fann 
das Vollitrefungsgericht auf Antrag des Gläubigers und nad Anhörung des Exe— 
quenden auch eine andere Art der Verwerthung (3. B. durch Kauf, Berfteigerung 
an den Meiftbietenden) anordnen. 

Bei der 3. in Forderungen auf Herausgabe und Keiftung kör— 
perliher Saden iſt das Berfahren im Weſentlichen dafjelbe. Ausgeichloffen 
bleibt indefjen hierbei: 1) die Ueberweifung an Zahlungsitatt. 2) In dem Biän- 
dungsbejchluß ift zugleich anzuordnen, daß die vom Drittſchuldner zu leiftende be= 
wegliche Sache an einen vom Gläubiger zu beauftragenden Gerichtövollzicher, eine 
unbewegliche dagegen an einen Sequefter, welchen das Amtögericht der belegenen 
Sache zu beitellen hat, herauszugeben ift. Wenn die Herausgabe der Sache, jei es 
ohne Prozeß, jei es durch die Ginklagung der zur Einziehung überwiefenen Forde— 
rung erreicht worden ift, wird die 3. in derfelben Weije bewirkt, wie bei Sachen, 
welche fich von vornherein im Beſitze des Grequenden befinden (vgl. hierzu weiter 
den Art. Vertheilungspveriahren). 

Auf die 3. in andere Vermögensrechte ohne Jmmobiliarqualität finden 
die Grundjäße über die 3. in Forderungen analoge Anwendung. Iſt ein Britt 
jchuldner vorhanden, jo gilt die Pfändung in dem Zeitpunft bewirkt, wo dem Erequenden 
das Gebot, fich jeder Verfügung über das Recht zu enthalten, zugeitellt worden it. 

B. Fürdie 3. in Grundjtüde des Schuldners ijt das Amtögericht der be— 
legenen Sache zuftändig. Sie wird durch Subhajftation bewirkt (vgl. den be= 
treffenden Artikel). 

3) Bei Urtheilen auf Bornahme von Handlungen ift zu unterjcheiden, ob 
die Handlung fungibel, d. h. von einem Dritten bewirkt werden kann, oder nicht. 
Am erjteren Falle ift der Gläubiger auf Antrag vom Prozeßgericht erjter Inſtanz 
zu ermächtigen, die Handlung durch einen Dritten auf Koften de Schuldners be— 
wirken zu laffen. Auch kann auf feinen Antrag der lehtere zur Vorausbezahlung 
der muthmaßlichen Koften, vorbehaltlich des Rechtes des Gläubigers auf Nachfor— 
derung eines höheren Aufwandes, verurtheilt werden. Giner vorgängigen münd— 
lichen Verhandlung bedarf es in beiden Fällen nicht, wol aber muß der Schuldner 
vorher gehört werden. Bei einer Handlung, welche nur vom Schuldner jelbit ge 
leiftet werden kann, fommt es weiter darauf an, ob dieſelbe in der Abgabe einer 
Willenserklärung bejteht oder nicht. Zur Herbeiführung der erjteren wird fein 
Zwang angewendet, vielmehr gilt die Willenserflärung (abgejehen von der Berur- 
theilung auf Eingehung einer Ehe) mit der Rechtskraft des Urtheils ala abgegeben, 
d. h. fie wird ohne Weiteres durch das rechtäfräftige Urtheil erjegt. Eine andere Hand- 
lung wird auf Antrag des Gläubigers, wenn fie lediglich vom Willen des Schuld» 
ners abhängt — jedoch mit Ausnahme der Eingehung der Ehe und der Herftellung 
des ehelichen Lebens, ſofern nicht etwa im lehteren Falle die Landesgeſetze einen 
Zwang zulaffen — durch die Feſtſetzung von Gelditrafen bis zum Gejammtbetrage 
von 1500 Mark oder Haft nad) Wahl des Gläubigers oder nach anderer Meinung 
nach Wahl des Prozeßgerichtes, welches den Schuldner vorher zu hören hat, er- 
jwungen, wogegen bei Handlungen, welche nicht ausjchließli von dem Willen des 
Schuldners abhängen, dem Gläubiger nur die Geltendmachung einer Intereſſen— 
forderung im Wege der Klage bei dem Prozeßgericht erſter Inſtanz übrig bleibt. 

Die Haft ift in gewiflen Fällen aus Gründen des Gemeinwohles (3. B. gegen 
Mitglieder gejehgebender Verſammlungen während der Sikungsperiode, mobil ge 
machte Militärperfonen) ausgeichloffen. Bei Anwendung der Haft erläßt das Gericht 
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einen Haftbefehl, auf Grund deifen der Gerichtävollzieher im Auftrage des Gläu— 
bigers die Verhaftung vorzunehmen hat. Die Haft ift in Räumen zu vollitreden, 
in welchen fich nicht zugleich Unterfuchungs= oder Strafgefangene befinden, und darf 
die Dauer von jech® Monaten nicht überjteigen. Vor oder bei der Verhaftung hat 
der Gläubiger die Hafit-, einfchließlich der Verpflegungs-Koften auf einen Monat 
vorauszuzahlen und diefen Vorſchuß des Weiteren regelmäßig zu erneuern, widrigen- 
talls der Schuldner nicht zur Haft gebracht werden kann oder jofort von Amtö= 
wegen -entlaflen wird, und in leßterem Falle ebenfowie wenn der Gläubiger die 
Entlafjung ohne Zuthun des Schuldners freiwillig gejtattet hat, nicht wieder zur 
Haft gebracht werden kann. 

4) Bei Urtheilen auf Unterlafjung oder Duldung von Hand— 
(ungen ift der Schuldner auf Antrag des Gläubigerd in dem Urtheil oder nachher 
bejonders durch das Prozeßgericht für jeden Fall des Zumiderhandelns mit einer Geld- 
itrafe (bis zu 1500 Mark) oder Haft (bis zu ſechs Monaten) zu bedrohen und 
eventuell auf Antrag des Gläubigers dazu zu verurtheilen, wobei aber bei gleich- 
zeitig zu bejtrafenden Fällen des mehrfachen Zumwiderhandelns nicht auf eine längere 
als zweijährige Haft erfannt werden darf. Auch kann auf Antrag des Gläubigers 
eine Verurtheilung zur Sicherheitsleiftung für den durch fjernere Zuwiderhandlungen 
entstehenden Schaden auf bejtimmte Zeit gegen den Schuldner erfolgen. Leiſtet der 
legtere Widerftand gegen eine zu duldende Handlung, jo kann der Gläubiger zur 
Bejeitigung deffelben einen Gerichtsvollzieher zuziehen, welcher dabei nöthigenjalls, 
wie jchon oben (S. 1492) angegeben ift, zu verfahren hat. Das Recht des Gläu— 
bigerd, die Yeiftung des Intereffes zu verlangen, wird in allen erwähnten Fällen 
dadurch, daß er dein Weg der 3. bejchritten hat, nicht berührt. 

V. 3. im Auslande Wird eine 3. im Auslande erforderlich, jo hat das 
Prozeßgericht eriter Inſtanz, falls deifen Behörden Deutfche Urtheile im Wege der 
Rechtshülfe volljtreden, auf Antrag des Gläubigers die zuftändige Behörde, und wenn 
die Volljtrefung durch einen Reichskonſul erfolgen kann, diejen letzteren um die 2. 
zu eriuchen. Wenn indeflen die 3. im Auslande durch befondere Bollftredungs- 
beamte bewirkt wird, jo hat fich der Gläubiger unmittelbar an einen jolchen zu wenden. 

Quellen: Deutiche CPO. SS 644--795. — Bundes(Reichs-)geſetz betr. die Beichlagnahme 
EN — v. 21. Juni 1869. — Bundes(Reichs⸗geſetz über d. Poſtweſen 
v 


Lit.: Wach, Vorträge über die REPO., Bonn 1879, * 217. — Einzelne Gragen 
behandeln Haarmann in — „geitiährift je Civ Proz, I. 384. — Sybom a. 


IL 515. — Drade a. a. II. — Brettner, ebendaf,, ©. 329. — R. Koch, ebendi., 
S. 373. — Voß in Heilen u. Rünpel, Beiträge zur —— des Deutſchen Rechts, 
Jahrg. * ©. ©. 282 und 25 ©. 349. — Kühne, ebendaſ., S — Moefterburg, 
ebendaſ., S. 870. "m Hinſchius. 


Zweigniederlaſſung (Braneh-office). Der Gewerbtreibende, welcher vor 
einem beſtimmten Orte aus ſeine Geſchäfte führt, gelangt dadurch zu einer dem 
Wohnſitz (f. dieſen Art.) entſprechenden Niederlaſſung. Das HGB. nennt be— 
züglich des Handelsbetriebes dieſen Ort Handelsniederlaſſung (Art. 19, 41), bei 
den Handelsgeſellſchaften Sitz (Art. 86, 151, 155, 175, 176, 209, 210), woſelbſt 
der allgemeine Gerichtsſtand begründet iſt (KPO. 8 19). Der Geſchäftsbetrieb kann 
ſich örtlich theilen, es entſteht eine zweite Niederlaſſung, welche, weil in einem Ab— 
hängigkeitsverhältniß zu der von der Hauptniederlaſſung ausgehenden Leitung ſte— 
hend, 3. genannt wird (HGB. Art. 21, 86, 152, 212). Somit treten ſich Haupt— 
niederlafjung (Gef. betr. den Markenichug vom 30. Nov. 1874, 8 1) und 3. 
gegenüber. Ob der örtlich getrennte Betrieb nur ein unfelbjtändiger Theil (3. B. 
Fabrikationsſtelle) oder eine 3. ift, jtellt eine Thatirage dar, zu deren Enticheidung 
zu unterfuchen ift, ob ein nach außen. wmirkſamer jelbitändiger Geichäftsbetrieb jtatt- 
findet, für den der Ort ala dauernder Mittelpunft ericheint. Das HGB. hat die 
Gintragung der Kaufleute und Handelägefellichaiten in das Handelsregiſter 
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(f. diefen Art.) und ebenjo der Genoffenichaiten angeordnet, hiermit treten die Haupt— 
niederlaffungen zu Tage, die nachiolgenden Gintragungen an einem anderen Ort oder 
in einer anderen Gemeinde fennzeichnen die 3., welche auch eintragungäpflichtig 
find. Wenn der Urheber eines gewerblichen Mufters oder Modells, welches eine 
eingetragene Firma befitt, dafjelbe nach dem RGeſ. vom 11. Januar 1876 geſchützt 
haben will, jo muß die Anmeldung bei der Gerichtöbehörde der Hauptniederlafjung 
erfolgen; eine Anmeldung und Eintragung bei dem Gericht der 3. ijt wirkungslos 
($ 9a.a.D.). Wenn für das Dafein der 3. eine Selbftändigfeit beanfprucht wird, jo 
ergiebt fich daraus die Nothwendigkeit eines örtlichen Gejchäftsleiters, deſſen Stellung 
eine jehr verjchiedenartige fein fann. Gemeinhin führen Haupt- und 3. die gleiche 
Firma; es ift dies jedoch nicht nothiwendig. Bei Firmengleichheit ift die Beftellung 
eines Profuriften für die 3. eine unftatthafte Beſchränkung (Art. 43); bei Firmen— 
verichiedenheit ift fie formell zuläffig. Die Handelägerichtliche Regiftrirung der Z., 
welche zu vielen Streitigkeiten Anlaß gegeben bat (3. B. Filialen der Preußiichen 
Bank, Zeitichr. 7. d. gef. Handelsr. XX. 599), waren don jehr geringer praftifcher 
Bedeutung und vermittelten Lediglich eine Publizität, wie am Orte der Haupt: 
niederlafjung. Nachdem $ 52 der CPO. den Gerichtäftand der Niederlafiung firirt 
hat, gewinnt die Thatirage nach dem Dafein einer 3. große Bedeutung. Das 
Neichögeriht hat im Erk. vom 24. Sept. 1880 (Entjch. II. 386) berechtigt an- 
genommen, daß Eifenbahnftationen ala 3. nicht anzujehen feien; übereinftimmend 
der oberjte Defterr. Gerichtähof, Erf. vom 30. Juli 1875 (Gerichtöhalle 1875, ©. 
266), entgegengejeßt das Erf. vom 21. Dez. 1875 (Gerichtöhalle 1876, ©. 190). 

Für den allgemeinen Eifenbahnbetrieb, den Frachtverkehr, ift der Gerichtsftand 
der Niederlaffung (EPD. S 22) nicht anzuerkennen ; ſofern jedoch ein Betriebsamt 
zur jelbftändigen und definitiven (micht blos vorbereitenden) Abjchließung und Gr: 
ledigung befugt ift, ift damit auch der Gerichtäftand der Niederlaffung aus $ 22 
der CPO. begründet, rüdfichtlich derjenigen Gefchäfte, welche innerhalb der Gejchäfte: 
bezirfe fallen (Erf. des Neichögerichts vom 23. April 1881, Neichö-Anzeiger vom 
13. Juni 1881). 3. und Niederlaffung im Sinne des $ 22 der CPD. find nicht 
gleichbedeutend; vielmehr ift der letztere Begriff ein viel weiterer. 


Lit.: Rhenius, Zur Lehre von ber 3. nach Deutſchem H.R. (1875). — Die Romm. 
En HGB. von d. Hahn, Anſchü * v. VBölderndorff, Puchelt, Keyßner u. zur 

PO. von Strudmann u. Ro ‚ ®aupp, en u den oben angegebenen 
Gejepeäftellen; Kommentare zum 0 Geihlamin 3 7 von PBarifius, Siderer. — 
Landgraf, Viarienſchuhgeſeh S. 9. — HR., 2. Aufl. I. 638. — GEnbe: 
mann, ONR., S. 68. — Thöl, H.R., 6. Aufl. — Reken in Buſch's Archiv, I 268: 
II. 50. — Kölner Gentralorgan, 1868, 86. — Deutjcher ee 1862, ©. 130, 131. — 
Gabriel, General:Regifter zur Zeitichrift für das gel. HR. dv. Goldihmidt u. 4, ©. 
78. — Regifter zu Buld’ s Ardiv s. v. 3. Keyßner. 


Zweikampf: Gin zwiſchen zwei Perſonen nach beſtimmten Regeln mit tödt- 
lichen Waffen zur Austragung eines Ehrenhandels ftattfindender Kampf. Die ge: 
Ichichtlichen Wurzeln des 3. find in dem Gottesurtheil des gerichtlichen 3. in der 
Germanischen Vorzeit zu juchen. Seinen Halt in der Gegenwart hat derjelbe an den 
eigenthümlichen Grundlagen der (Standes-)Ehre innerhalb gewiſſer Geſellſchaftskreiſe. 

Der 3. Hat eine Richtung 1) gegen die Integrität von Leib und Leben; 
2) gegen die Friedensordnung des modernen Staates. In letzterer Hinficht ericheint er 
als eine eigenmächtige Form der Streiterledigung, welche fich mit den Prin- 
zipien unferes heutigen Rechtälebens nicht verträgt. In ihm hat fich ein Bruchitüd 
einer älteren Rechtsbildung inmitten einer heterogenen Umgebung erhalten. Dafjelbe 
trägt die natürliche Tendenz in fich, das heute herrſchende Syſtem einer friedlichen 
Rechtsveriirklichung aufzulöfen und unfer Waatliches Leben dadurch von den Grund- 
lagen berabzudrängen, auf welche es ein mehrhundertjähriger Fortſchritt geftellt 
bat. — Für die Behandlung des Delifts in ihrem Gegenjage zu derjenigen anderer 
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Angriffe gegen die bezeichneten Objekte ift der bier beitehende Widerftreit zwiſchen 
Sitte und Recht enticheidend. Die Betheiligten handeln im Ginklange mit den in 
ihren Kreijen berrichenden Anschauungen, nach den Vorſchriften eines Ehrenkoder, 
der bei ihren Standesgenofjen nicht minder ald unverbrüchlich gilt wie das ftaat- 
lihe Geſetz. Der Staat kann jenen Anfchauungen feine Berechtigung zuerfennen 
und ihre Griftenz an ſich weder als einen Strafausfchließungsgrund noch als einen 
Milderungsgrund in Bezug auf ein ihm feindliches Verhalten gelten laflen. — 
Dies ſchließt jedoch nicht aus — und hierin liegt die Löfung des hier für die 
Strafrechtäpflege gegebenen Problems —, daß der Einfluß, welchen jener Koder auf 
das Verhalten der Betheiligten ausübt, eine Berüdfichtigung nad) Maßgabe der 
eigenen Prinzipien des jtaatlichen Rechts (alfo nicht auf Grund eines Preisgebens 
diefer Prinzipien zu Gunften der ihnen widerftreitenden Sitte) finde. In Betracht 
fommt bier a) die unter jenem Einfluß ftehende Zuftimmung des Angegriffenen zu 
dem Angriff und den Formen, in welchen er erfolgt, b) die Natur und Stärke der 
Motive, welche regelmäßig für die Herausforderung und deren Annahme bejtimmend 
find. Beiden Parteien handelt es fich präfumtiver Weife um Wahrung gewiffer 
Bedingungen ihrer Ehre, im Sinne und nach Maßgabe jenes Ehrenrechts. Dieſe 
Motive des 3. finden im Reichsſtrafgeſetz eine fpezielle Berüdfichtigung in der aus- 
ichließlichen Androhung der „custodia honesta‘“: Feſtungshaft. Aus dem Gejagten 
erbeilt, daß die Beziehung auf die (Standeö-)Ehre dem 3. durchaus wejentlich jei, 
und daß es nicht richtig fein könne, in der Definition deffelben von den Motiven 
gänzlich abzufehen. Dejterreich erflärt allerdings ausdrüdlich die Motive für (be— 
arifflich) gleichgültig. Seine Behandlung des Delikts ift überhaupt unklar und 
widerſpruchsvoll. Das Reichsſtrafgeſetz läßt dagegen, gleich den meijten anderen 
neueren Geſetzen, binfichtlich des hervorgehobenen Punktes feinen Zweifel. 

Das Reichsſtrafgeſetz jcheidet den 3. jelbft von der Herausforderung und 
deren Annahme, welche lehtere Handlungen von ihm (vgl. Bayern), wenn 
nicht ein Freiwilliges Zurüctreten vom Kampfe vor deffen Beginn erfolgt, als ſelbſt— 
jtändige Delikte behandelt werden. Belgien jtellt der Herausforderung nicht die 
Annahme derjelben, jondern die zu ihr Anlaß gebende Beleidigung zur Seite; 
Defterreich die Stellung zum Kampfe. Xebteres findet in diefen Handlungen das 
vollendete Verbrechen des 3. ſelbſt. Als wichtigsten Strafabftufungsgrund behandelt 
bier das Meichsjtraigefeg (vgl. Bayern) die Art des vereinbarten Kampfes (be= 
jtimmte Richtung auf den Tod eines der Streitenden). Defterreich läßt den Her— 
ausforderer im Allgemeinen ftrenger beftrafen ala den Serausgeforderten. Es iſt 
nicht richtig, dieſe Delikte lediglich unter dem Gefichtspunfte der Worbereitungs- 
bandlungen zum 3. zu betrachten. Vielmehr liegt das zweite der oben hervor— 
gehobenen Berbrechenselemente (die Verlegung der Friedensordnung) bereits in der 
Herausforderung und deren Annahme Nach der Faſſung des NReichäftraigeiehes 
fönnen diefe Delikte mit dem des 3. fonfurriren. 

Der 3. jelbit jeht Waffen im technifchen Sinne, und bzw. „tödtliche” Waffen, 
d. i. zur Herbeiführung des Todes (wenn auch nicht ausſchließlich) beſtimmte Angriffs- 
und Bertheidigungsmittel, voraus (anderer Meinung: das Reichägericht). Streitig ift, 
ob Gleichheit der Waffen gefordert ſei. Die Frage ift mit Nüdficht auf die jeweils von 
der Sitte rezipirten Formen des 3. und bat. die in den betreffenden Kreifen herrichenden 
Anſchauungen zu enticheiden. Die Form des Kampfes iſt wejentlich. Sie ift auch ge— 
geben bei dem „Schießen übers Schnupftuch” ; fehlt dagegen bei dem „Amerifanijchen 
Duell“, der Lofung um das Leben. Das lebtere will indeflen de lege ferenda nad) 
den nämlichen Gefichtöpunften behandelt jein, wie der eigentliche 3. Abfichtliches 
In⸗die⸗Luft-Schießen jchließt den Begriff des 3. nicht aus. Doch ift der Betref- 
tende gelinder zu beitrafen. Vgl. Belgien $ 426. Der Kampf muß ein vereinbarter 
fein. Daher die jog. Attafe regelmäßig nicht hierher gehören wird. Die von dem 
Angreifer Hier zugefügte Körperverlegung ift nach den allgemeinen Beitimmungen 
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über lettere zu behandeln. Ebenſo fallen die VBerwundung oder Tödtung eines der 
Kämpfer, welche alö die zurechenbare Folge einer vorjäßlichen Verlegung der aus— 
drüdlich oder jtillichweigend vereinbarten Regeln des Kampfes ericheinen, unter die 
allgemeinen Beitimmungen über Zödtung oder Körperverlegung. Wenn jedoch die 
Vorichriiten über 3. zu einer härteren Beftrafung führen, jo entfällt die Anwendung 
von jenen. Die im Ginverftändniß erfolgende Vernachläfftgung der hergebrachten 
Formen (Reichsſtrafgeſetz: die Austührung des 3. ohne Sekundanten) erhöht die 
Strafbarkeit des 3. Das ſog. „Rencontre* gehört hierher. — Die gewöhnlichen 
Studenten „Baufereien“ fallen, vornehmlich weil dabei „tödtliche” Waffen in dem 
angegebenen Sinne nicht geführt werden, nicht unter den Begriff des 3., daher die 
dabei vorfommenden Körperverlegungen und ZTödtungen nach den allgemeinen Be— 
ftimmungen des StrafGB. über diefe und jene zu behandeln find. Die Pauferei 
an fich fällt lediglich unter die Disziplinargefeße (anderer Vteinung: das Reichs— 
gericht). Der von Studenten ausgeführte eigentliche 3. (zu welchen wie zu jedem 
3. das in der Definition angegebene Motiv gehört) ift dagegen nach den Beſtim— 
mungen des StrafGB. über 3. zu beſtrafen. Die auf ihn bezüglichen akademiſchen 
Geſetze find, joweit fie nicht einen blos disziplinären Charakter haben, durch das 
GEinführungsgejeß zum StrafGB. außer Kraft gejeßt worden. 

Vollendet ift der 3., fobald der Kampf wirklich begonnen, aljo jobald ein 
Kombattant von der Waffe Gebrauch gemacht hat. Der Verſuch wird im Reichs— 
jtraigejeß nicht beftraft. 

Unter bejonderen Grundfäßen fteht bei diefem Delikte die Theilnahme. Das 
RStrafGB. (wie ehedem Bayern) erklärt die Sekundanten, jowie die zugezogenen 
Zeugen und Aerzte allgemein für ſtraflos. Württemberg, Heſſen und Oeſterreich 
jtellten als Bedingung für die Straflofigleit der erfteren die thätige Bemühung um 
Verhinderung des Duell auf, Baden nur die Unterlaffung entgegengejegter Be: 
mühungen. Hinſichtlich der Kartellträger knüpft das NStrafGB. die Straflofigkeit 
ebenfall3 an die Bedingung ernjtlicher Bemühung um die BVerftändigung. Dieje 
Behandlungsweife begründet fich in naheliegenden friminalpolitiichen Erwägungen. 
Was jpeziell die Sekundanten und Zeugen betrifft, jo giebt die Anmwejenheit und 
bzw. Mitwirkung diefer Perſonen allein die wünfjchenswerthe Garantie dafür, daß 
der 3. den Charakter bewahre, in welchem die Milde der Straigejeße ihre Begrün— 
dung findet. — Befondere, und zwar relativ jtrenge Beitimmungen finden ſich ferner 
in Betreff Derjenigen, welche die Betheiligten zum 3., insbefondere durch Bezeigung 
oder Androhung von Verachtung, angereist haben. Die Merkmale der Anjtiftung 
werden hierbei nicht vorausgeſetzt. Belgien bedroht auch diejenigen, welche Jemanden 
wegen Nichtannahme beleidigen. Alle Betheiligten werden ſtraflos durch das frei— 
willige Aufgeben des 3. vor deſſen Beginne. 

Bei der Beurtheilung der Schuld des einzelnen Kombattanten ift vor Allem 
darauf zu achten, in welchem Maße die oben hervorgehobenen für den 3. charaf- 
teriftifchen Momente bei ihm gegeben find. Sie find es in jehr geringem Maße 
oder gar nicht bei dem Raufbold, der, die Beranlaflung vom Zaune brechend, in 
frivoler Weiſe die herrichenden Anjchauungen benüßt, um ein friebfertigea Indivi— 
duum zum 3. zu nöthigen. Es geichieht daher nicht mit Grund, wenn die bon 
ihm im 3. begangene Sörperverleßung oder Tödtung milder beitrait wird, ala es 
fonft derartige Verlegungen der Integrität werden. Speziell ift e8 unbegründet, 
mit dem Reichsſtrafgeſetz und anderen Gejeßen auch bier eine bloße Custodia ho- 
nesta eintreten zu laffen. Am Uebrigen beitimmt fi) das Maß der Straibarkeit 
1) nach dem Inhalte der Vereinbarung, indem der Friedensbruch ala ein um jo 
intenfiverer erjcheint, je emergifcher durch fie an die Stelle der geſetzlichen Rechte- 
veriolgung die eigenmächtige gejeßt wird (Reichſtrafgeſetz F 206); 2) nach dem Reful- 
tate des Kampfes (Reicheitraigefeß 1. c.). Die Geſetze (3. B. das Deiterreichiiche) 
berüdfichtigen zum Theil nur das leßtere, nicht auch den Gharakter der Berein- 
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barung. Verkehrt ift es, mit Defterreich und dem Defterr. Entw. von 1867 die 
Verlegung eines der Streitenden dem Verletzten und dem Urheber der Verlegung in 
en Maße anzurechnen, 

b.: Reih3Straf@B. $$ 201— 210. — MilitärStrafGB. $ 112. — Berordn. vom 


2. Pe 874, bie Ehrengerichte der Offiziere betr. — Oeſterreich N 158—165. — Ungarn 
ss —— — Belgien 8834 


Lit.: pt — mu. ©. 381—402;, IV. 355—360 a — — 

———— —— des — valſchner Ueber das Due 

Carrara, Progra — * 2871. — Er Kommentare u. Lehrbücher, — Zimmermann 

im Gerichtäfanle, x XXX ©. 1 ff. — Pezold, Strafrechtäpraris, I. ©. 215—19; II. 289—92, 
A. Merkel. 


Zweiprämiengeihäft. Das 3., auch Doppelprämiengefchäft, von Einigen 
operations de primes contre primes genannt (wogegen ſich Thöl, H.R. ©. 967 
Anm. 1, erklärt), ift die Verbindung zweier Prämiengejchäfte in der Spekulation 
eines Prämiengebers oder Prämiennehmere. (Ueber den Begriff Prämien- 
geſchäft ſ. diefen Art.) 1) Wer mit zwei Perfonen je ein Prämiengejchäft in 
der Weile abichließt, daß er der einen derjelben das verkauft, was er don der an— 
deren kauft, aber beiden gegenüber fich die Wahl des Rücktritts am Stichtage gegen 
Prämie vorbehält, der verbindet in feiner Spekulation zwei thatjächlich und juriftifch 
völlig von einander getrennte Geſchäfte; je nachdem der Kurs jteigt oder ſinkt oder 
fich wejentlich gleich bleibt, übt er fein Wahlrecht zwifchen Wollen und Nichtwollen 
dahin aus, daß er im eriten Fall dem Verkäufer gegenüber dad Wollen, dem 
Käufer gegenüber das Nichtwollen, im zweiten gegenüber dem Käufer das Wollen und 
gegenüber dem Verkäufer das Nichtiwollen, im legten Falle gegenüber beiden das Nicht- 
wollen wählt. 2) Wer mit zwei Perfonen je ein Prämiengejchäft in der Weije ab» 
fchließt, daß er der einen daffelbe zu liefern verfpricht, was er von der anderen auf 
Lieferung kauft, beiden aber gegen Prämie die Wahl des Rücktritts am Stichtage 
überläßt, der verbindet gleichtalla zwei Prämiengeichäfte in jeiner Berfon und gewinnt 
insbejondere dann, wenn der Kurs fich wenig (d. 5. um weniger, als die Summe 
der don ihm bezogenen Lieferungs- und Gmpfangsprämie beträgt) ändert und in 
Folge davon beide Prämiengeber das Nichtwollen wählen. 

Wer ein 3. in der einen oder anderen Weiſe abjchließt, jpekulirt ebenjo, wie 
Derjenige, der ein zweifchneidiges Prämiengejchäft als Prämiengeber, bzw. 
ala Prämiennehmer abjchließt. Doch beitehen zwijchen beiden genannten Gejchäften 
folgende Unterjchiede: während im zweifchneidigen Prämiengeichäft (j. dieſen 
Art.) das Wahlrecht des Prämiengebers zwijchen So⸗, Anders- und Nichtwollen 
gegenüber Einer Perfon (dem Prämiennehmer) und von Einer Perjon (dem Prä- 
miengeber) geübt wird, fteht es im 3. entweder Einer Perjon gegen zwei verjchier 
dene Kontrahenten, oder ziveien Kontrahenten gegen Eine Perſon zu; ferner bat fich 
der Gegenſatz: So- und Andersmwollen, die erflufive Gegenüberjtellung von Lies 
fern und Beziehen, im 3. nicht zu einem juriftiichen Elemente eines bejtimmten 
Geſchäfts entwicelt, wie dies im zweiſchneidigen Prämiengeichäit der Fall ift, ſon— 
dern wird nur durch die Spekulation erzeugt und in ber Verbindung der an fich 
völlig jelbjtändigen Prämiengefchäfte im 3. blos thatfächlich feftgehalten. 

Dom Stellgeſchäft unterſcheidet ſich das 3. dadurch, daß bei erſterem die 
im Z. auf einer Seite weſentliche Zweiheit (das Vorhandenſein von zwei Prämien⸗ 
gebern oder zwei Prämiennehmern, da ja das 3. die Summe von zwei Prämien- 
geichäften ift), ſowie die Möglichkeit der Wahl des gleichzeitigen Rücktritts von 
beiden Erfüllungsarten (Liefern und Beziehen) nicht gegeben ift. 

Ueber Stellgeichäft j. oben d. Art. Stellgeſchäft. 

Lit.: Bender, Verkehr mit Staatöpapieren, 2. Aufl. (Gött. 1830), $ 92 S.435. — Aus: 
füßzlicher: Thöl, 3 mit era po (Gött. 1835), SS 40, 43; Derjelbe HR.,I Bd. 

Aufl. SS 289, 290 — ferner: Ladenburg in Goldihmidt' ⸗ ———3 .d. geſ. 
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R., 2b. III. &. 482, — Brintmann, Mc: & 90 Note 7. — Endemann, H.R., 3. Aufl., 
. 591. — Gad, H.R., ©. 255 Rote 1 Befeler, Deutiches Privatrecht, ©. 944. — 
Gengler> Deutiches Privatrecht, ©. 407 Note 7. — Gareis in Some Ardhid 
für Deutiches Wechſel- und H.R., 3b. XVII. ©. 131, 132, 154, 158, 159. — ©. Grün: 
ut, Das Börjen: und Mä errecht ıc., in feiner Zeitichrift für das Private und ö entliche 
echt der Gegenwart, Wien 1875, und feparat ©. 70. — James Moſer, Die Lehre von 
ben Zeitgeichäften, Berlin 1875, insbel. ©. 75 fi. — Ueber Prämiengeichäfte überhaupt auch: 
Goudsmit, M. T. Het Begrip en Wezen der Kansovereenkomsten, Akad. Proefs 
Leiden 1871, vgl. Laband ın ber Betracht f. d. KR Bd. XIX. (1874) ©. 640. — 
Edm. Guillard, Les operations de bourse, Paris 1 Gareiß. 


Zweite Ehe und Strafen derjelben (poenae secundarum nuptiarum). 
Mit Rüdficht auf einzelne Schriftftellen (Römer VII. 2 ff.; 1. Korinther VI. 39 ff.) 
und auf die fich bald im der chriftlichen Kirche geltend machende Auftaffung von 
der Verdienftlichkeit der gefchlechtlichen Abſtinenz behandelte die chriftliche Kirche 
ichon früh die z. E. mit einer gewilfen Ungunft, indem fie von dem fich wieder 
verheirathenden Ehegatten die Uebernahme von Kirchenbußen verlangte, der 3. €. 
die Einjegnung verehrte und die Männer, welche eine jolche Ehe geichlofien Hatten, 
für irregulär erklärte. Die letztere Beitimmung gilt noch heute in der fatholifchen 
Kirche, während allerdings die Benediktion vielfach nur der zur 3. E. jchreitenden 
Witte verweigert wird. Bon diefen Anfchauungen beeinflußt, aber auch zur 
Sicherung der Kinder der eriten Ehe, legte die jpätere Römische Kaiſergeſetzgebung 
dem eine 3. E. jchließenden Gatten folgende Nachtheile (jog. poenae nuptiarum) 
auf: 1) Er verliert an die Kinder erfter Ehe das Eigenthum an allen Bermögens- 
ftüden, die er der Trreigebigfeit des früheren Ehegatten verdankt, und behält allein 
den Nießbrauch an denfelben; 2) alles Dasjenige, was er vor oder nach der Wieder: 
verheirathung von einem Kinde aus der früheren Ehe geerbt hat, joweit es aus dem 
Vermögen der früheren Ehegatten herrührt; 3) er darf dem neuen Ehegatten weder 
unter Lebenden noch auf den Todesfall mehr zuwenden, ala dem mindeſt bedachten 
Kinde aus eriter Ehe; das Mehr fällt bei feinem Tode zu gleichen Theilen an die 
Kinder aus diejer letzteren; 4) für VBermächtniffe, welche der fich Wiederverheirathende 
jeinen Kindern aus der früheren Ehe jpäter herauszugeben hat, tritt die Pflicht zur 
Kaution ein, obwol Eltern jonft von diejer befreit find. Die Witte, welche eine 
j. €. eingeht, verliert weiter 1) das Recht zur Erziehung ihrer Kinder früherer Ehe; 
2) die bisher geführte Vormundſchaft; 3) kann fie die an ihre Kinder erjter Ehe 
gemachten Schenkungen nur unter bejtimmten engeren Vorausſetzungen wegen Un— 
danks widerrufen, und 4) treffen fie die Strafen der Verlegung des Trauerjahres, 
wenn fie fich bei geführter VBormundichaft vor Abgabe derfelben und vor ordnungs— 
gemäß gelegter Rechnung wiederverheirathet. Diefe Borjchriften find Theile de 
Gem. Deutichen Rechts geworden. Freilich Haben fie nicht überall in Deutjchland 
(3. B. nicht in Sachſen) Geltung erlangt, und jo Haben auch die modernen Par- 
tifulargefegbücher diefelben nicht aufgenommen. Das Defterr. ($ 255) u. Sächſ. BEP. 
(8$ 1892, 1977) finden in der Wiederverehelichung der Mutter allein feinen Grund, 
ihr die VBormundjchaft über die Kinder erfter Ehe nicht zu übertragen, reip. fie ihr 
unter allen Umftänden zu entziehen. Näher ſtehen dagegen dem Gem. Recht das 
Preuß. Allg. ER. und namentlich) der Code civ. Erſteres legt dem fich wieder 
verheirathenden Ehegatten die Pflicht auf, fich zunächft mit den Kindern erfter Ehe 
wegen ihrer Bermögensanjprüche auseinander zu jeßen oder wenigiten® unter Kon: 
furrenz des Vormundjchaftsgerichts daflir Sicherheit zu bejtellen. Dieſe Pflicht bildet 
allerdings nur ein auffchiebendes Ehehinderniß, wird fie aber verabjäumt, fo verliert 
der Vater die Verwaltung des Vermögens feiner Kinder erjter Ehe, ferner kann der 
neue Ehegatte zum Nachtheil der letzteren feine Rechte an dem Vermögen des 
MWiederheirathenden erlangen, ja das eigene Vermögen bes Stiefvaters, rejp. der 
Stiefmutter haftet den Kindern jubfidiär für ihre Anfprüche (TH. II. Tit. 1 88 18, 
1001 ff.). Ferner erflärt die Preuß. Vormundſchaftsordnung vom 5. Juli 1875 $ 17 
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die Mutter, welche mit einem anderen als dem Bater des Mündels verheirathet ift, 
ihres gejeglichen Anrechtes auf Berufung ala WVormünderin für verluftig, und 
gewährt ($ 64) dem VBormundichaftägericht, wenn fich die zur Vormünderin beftellte 
Mutter erft jpäter wieder verheirathet, das Recht, fie nach Anhörung der näheren 
Berwandten und Berjchwägerten des Mündels der Vormundichaft zu entheben. Der 
Code eiv. hält dagegen zunächit die Beſtimmung des Röm. Rechts aufrecht, daß 
der eine 3. E. abichließende Gatte dem anderen nicht mehr ala dem mindeitbedachten 
Kinde erjter Ehe zuwenden fann, und es foll weder die gejehliche, noch die vertrags— 
mäßige Gütergemeinfchaft die Folge haben, dieſe Grenze zum Nachtheil der Kinder 
zu bejeitigen (art. 1098, 1496, 1527). Der fich wiederverheirathende Vater ift in 
jeinem Rechte, fein Kind behufs der Beflerung deffelben einjperren zu laffen, ein— 
geichränft (art. 380, 381); die Mutter verliert den Nießbrauch am Vermögen ihrer 
Kinder erjter Ehe (art. 386), ferner muß fie, wenn fie VBormünderin ihrer Kinder 
it, bei Strafe des Berluftes der Vormundſchaft, vor der Wiederverheirathung bei 
dem Familienrath anfragen, ob ihr dieſer diejelbe belafjen will (art. 395), und end— 
(ich hat fie, wenn ihr die Vormundichaft genommen worden, fein Hecht, ihren 
Kindern erfter Ehe einen Vormund zu wählen me — 

Quelen: C. 5, 9 de secund. nuptiis; Nov. 22 

Lit.: Marezoll, BZeiti rift für Civilrecht und Pro roz. F 364 ff. — v. — Archiv 
für die civ. Praxis XV1 31 fl. — Geiger, Zeitichr. f. Civilrecht u. ir Be 5; is A; 
ın tu 


Zwiſchenherrſchaft. Wenn durch eine Revolution die bisherige vechtmäßige 
oder für rechtmäßig gehaltene Obrigkeit geftürzt und eine neue Regierungsform ein= 
geführt oder doch an die Stelle des vertriebenen Staatäherrjchers ein neuer Souverän 
gejeßt wird, jo entjtehen zwei Fragen: erjtens: in welchem Verhältniß befindet fich 
die neue revolutionäre Obrigfeit zu der bisherigen Rechtsordnung und zu dem ver- 
triebenen Monarchen? und zweitens: in welchem Berhältniffe befindet fich die recht- 
mäßige Obrigkeit nach der etwaigen Vertreibung des revolutionären Machthaber, 
bzw. nach dem Umſturze der durch die Revolution gejchaffenen Verfaſſung zu den 
während der Zwijchenzeit ergangenen Regierungshandlungen? Die gleichen Fragen 
werfen ſich auch dann auf, wenn das Faktum, welches den bisherigen Souverän 
eines Landes feiner Regierung beraubt, nicht innerhalb, jondern außerhalb des 
Staates jeinen Urjprung bat, d. 5. wenn die Anwendung Eriegeriicher Gewalt zu 
der Vernichtung des Staates durch Eroberung geführt hat. 

Die Antwort auf die erjte der beiden Tragen iſt verichieden, je nachdem es 
jich um die Stellung einer revolutionären Regierung oder um diejenige eines fremden 
Eroberers handelt. 

Das Verhältniß des lehteren zu der Rechtsordnung des unterworfenen Staates 
wird nämlich durch den völferrechtlichen Sa beftimmt, daß der Krieg nur gegen 
die jeindliche Staatögewalt, nicht aber gegen die unbewaffneten Bewohner des Teind- 
lichen Staates geführt wird. Hieraus ergiebt fich einmal, daß auch eine vollitändige 
Unterwerfung des Staates dem Eroberer nicht das Recht giebt, die Privatrechte der 
einzelnen Bürger anzutaften, zu verlegen oder aufzuheben. Aus dem gedachten 
Satze ergiebt fi) aber auch weiter, daß mit der volllommenen Vernichtung des 
jeindlichen Staates alle diejenigen Rechte und Normen Hinfällig werden, welche in 
irgend einer Beziehung die Exiſtenz des vernichteten Staates zur Vorausſetzung 
haben, aljo entweder dem Gebiete des Verfaſſungsrechts oder demjenigen des Ver— 
waltungsrechts angehören. Das Tortbeitehenlaffen der öffentlichen Rechtsordnung 
wäre jomit nur ein willfürlicher Gnadenakt des GEroberers; ein Recht auf die Er— 
haltung der bisherigen Verfafjung hat das untertworfene Land nicht, und die Be— 
hauptung von Hugo Grotius, auch der Sieger könne feine anderen Regierungs- 
rechte in dem eroberten Lande ausüben, ala fein depofjedirter Vorgänger gehabt, iſt 
deshalb als irrig zu verwerſen. Nur Eine Schranke fest das Völkerrecht der durch 
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das bisherige Staatsrecht in keiner Beziehung beſchränkten Gewalt des Eroberers: 
die Bewohner des untertvorfenen Yandes müfjen fortdauernd als rechtsiähige Weſen 
anerkannt, dürfen alfo nicht in den Zuftand der Sklaverei gebracht werden, da der 
Genuß der perjönlichen freiheit von dem heutigen Völkerrechte jchlechthin dem 
Menjchen, jomit auch dem durch eine Eroberung der ftaatöbürgerlichen Rechte be— 
raubten Menſchen, zugeiprochen wird. 

Anders ift die Antwort auf die Frage nach dem Nechtöverhältniß des revolu= 
tionären Machthaber zu der bisher gültigen Ordnung. In der Revolution 
liegt nicht wie in der Eroberung eine durch das Völkerrecht geregelte Vernichtung 
eines völferrechtlichen Rechtsſubjekts vor. Vielmehr ift die Revolution ftets ein 
durch feine Rechtsnorm beberrfchter, wenn auch vielleicht durch moraliiche Motive 
veranlaßter Bruch des beftehenden Rechts. Eine in rechtlichen Formen fich bewegende 
Revolution ijt feine Revolution, und der aktive Widerſtand, zu welchen ältere Ber- 
faffungen häufig einzelne Stände für den Fall berechtigen, daß der Landesherr die 
Verfaſſung nicht Halte, darf ebendeshalb niemals eine Revolution genannt werden. 
Wenn aber die Revolution ftets eine gewaltthätige, durch feinen pofitiven Rechtsſatz 
beherrichte, wenngleich möglicherweife durch fittliche Prinzipien getragene Durch— 
brechung der beftehenden Rechtsordnung, d. h. wenn fie die zeitweile Herſtellung 
eines anarchifchen, aljo rechtlofen Zuftandes ift, fo kann auch feine Rechtsvorichrift 
aufgeitellt werden, welche die Revolution in gleicher Weife wie die Groberung be— 
obachten müſſe. Vielmehr ftellt eine Revolution jchlechterdings jedes Recht in Frage: 
die Rechte der Einzelnen werden durch fie ebenjo ſchutzlos, wie die von der bisherigen 
Berfaffung den Bürgern gewährten politiichen Rechte. Was von dem früheren 
Nechtszuftande bewahrt bleiben jolle, hängt jomit bei einer gelungenen Revolution 
zunächſt nur von der rechtlich vollfommenen unbefchränften Erwägung der revolu- 
tionären Machthaber ab, bis eine neue Ordnung aus der Revolution hervorgeht, 
welche einen Rechtszuſtand zwifchen den Einzelnen und der neuen Obrigkeit ſchafft. 

Die Antwort auf die Frage nach dem Verhältniffe des Eroberers oder der aus 
der Revolution hervorgegangenen Obrigkeit zu dem vertriebenen Staatsherricher iſt 
dagegen in beiden Fällen die gleiche, denn beide find im Sinne des Staats und 
Völkerrechts wirkliche Ujurpatoren. So lange der Ufurpator aber wirklich herricht, 
d. h. im zweifellofen Befite der Staatsgewalt ift, ift die Frage nach jeiner Recht- 
mäßigfeit durchaus irrelevant: feinen Unterthanen gegenüber legitimirt fich 
der Ufurpator als Staatöherrfcher durch die Gewalt, welche er ausübt. Es giebt 
fein Forum im Staate, dad im Stand wäre, das Recht des aktiven Herrichers auf 
die Staatögewalt zu prüfen und nöthigenfalle ihm abzufprechen. Die neuerdings 
zur Legalifirung der Ujurpation angewandten Volksabſtimmungen wideriprechen dem 
nicht; denn einmal find dieſe Volksabjtimmungen rechtlich nicht im Stande, dem 
früheren rechtmäßigen Herricher das Recht auf die Krone zu nehmen, weil ihnen erft 
vom Uſurpator eine juriftiiche Bedeutung beigelegt worden iſt; dann aber kann auch 
das Volk dem wirklich im Beſitz der Staatögetwalt befindlichen Herrſcher gegenüber 
fein jein Recht auf den Thron verneinendes Votum abgeben, weil e8 auch während 
der Abftimmung unter der zwingenden Gewalt des Staatäherrichers ſich befindet. 
Es fann ſomit die Bejahung des Rechts des Uſurpators durch das Volk weder ala 
eine rechtmäßige Vernichtung des Rechts des früheren Staatsherrichers, noch als 
eine rechtmäßige Uebertragung des Herricherrechts auf den Ujurpator angejehen werden. 
Dem Auslande gegenüber bedarf der Ujurpator ebenjowenig eines Nachweijes 
feines Nechtstitels; denn das Ausland ift nicht berechtigt und ebenjowenig ver- 
pflichtet, die rein jtaatsrechtliche Frage nach der Rechtmäßigkeit oder Unrechtmäßig- 
feit des derzeitigen Souveräns in Betracht zu ziehen. Vielmehr hat das Ausland 
den wirklichen Staatäherricher auch ſtets als folchen anzuerkennen und nimmt da= 
durch dem depofjedirten Fürſten ebenjowenig jein Recht, als e& durch die Anerkennung 
des Ujurpators dieſem ein Recht giebt. Auf den verdrängten legitimen 
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Fürften braucht aber der Ujurpator gar keine Rüdficht zu nehmen: ijt er wirklich 
im Beſitze der höchjten Gewalt über das ganze Land, nicht blos über einen Theil 
defjelben oder jeiner Bewohner, ift er aljo wirklich der einzige Staatsherrſcher, der 
frühere Landesherr vollftändig depofjedirt, jo fommt der lebtere überhaupt gar nicht 
mehr in Betracht. Er bat mit dem Verlufte der Staatögewalt, in deren Beſitze 
jeine ftaatärechtliche Stellung bejtand, dieje letere verloren, und nur ein moralijches 
Verhältniß kann zwiſchen ihm und jeinen früheren Unterthanen bejtehen bleiben. 
Mit dem Berlufte der Souveränetät hat er aber auch die Möglichkeit verloren, als 
völferrechtliche Kriegapartei dem Uſurpator gegenüber in Betracht zu kommen. 

Bon wirklicher Bedeutung kann jonach die Frage nach dem Nechtögrunde der 
Stellung des Ufurpator® und nach der Rechtmäßigkeit der von ihm ausgegangenen 
Herrichaftsafte erjt dann werden, wenn der Ujurpator wieder geſtürzt und der früher 
verdrängte Staatäherricher wieder eingejeßt wird, wenn aljo der Ujurpator im eigent- 
lichen Sinne des Worts nur eine Zwiſchenherrſchaft geführt hat. Daß dieje 
nicht auf Grund einer Anerkennung von Seiten des Volks oder des Auslandes ala 
eine rechtmäßige Herrſchaft angejehen werden könne, geht aus dem Vorigen hervor; 
nur der Verzicht der rechtmäßigen Herricherfamilie auf den Thron und die hierauf 
tolgende Erwählung oder jonjtige Erhebung des Ufurpators würde diejen zu einem 
volltommen legitimen Herrſcher machen fönnen. Gin folcher Verzicht pflegt aber 
niemals geleijtet zu werden. Wenn jonach die Gültigkeit der Herrſchaftshandlungen 
des Zwiſchenherrſchers von feiner Legitimität abhängen follte, jo müßten diejelben 
als null und nichtig, d. 5. die Nejtauration des legitimen Herrſchers müßte als 
ein wirkliches Poftliminium (vgl. diefen Art.) angejehen werden. Dies ift aber 
durchaus unzuläffig: die Herrichaft des Ujurpators rechtfertigt fich durch ihre Noth- 
wendigfeit zur Erhaltung des Staates. Auch nach der Vertreibung des legitimen 
Fürſten mußte der Staat exiſtiren; da dieſer aber nur durch die Staatsgewalt 
exiſtiren kann und dieſe ſich in den Händen des Uſurpators befand, ſo war der 
letztere durch den Beſitz der Herrſchaft auch zur Herrſchaft berechtigt, und ebendeshalb 
müſſen ſeine Herrſchaftsakte, wenn fie nur überhaupt nach den während der Z. 
geltenden Rechtönormen gültig find, auch von dem rejtaurirten Souverän als fort— 
dauernd gültig anerfannt werden, natürlich unbefchadet feines Rechts, fie auf ver- 
faffungamäßigem Wege zu befeitigen. Nur die unmittelbar zur Legalifirung der 
Stellung des Uſurpators aufgejtellten Rechtsnormen werden mit der Rejtauration 
ipso jure nichtig, weil ohne ihre Befeitigung die Reftauration überhaupt nicht 
möglich wäre. 

Lit.: W. Pfeiffer, Inwiefern find ——— Terre eines A ———————— 
für den — igen n Regenten verbindlich? 1818 umann, Die rechtlichen Ber: 
hältniffe des legitim ıften, beö Uſurpators und bes ala Dolts, Kafiel 1820. — 

Er ahariä * der Tübinger Zeitichrift für die gefammte Staatswiflenicaft, ug IX. 

=. part. I Grundjäße des Gem. Deutſchen Staatsrechts, 4. Aufl. Bd. I. SS 
— — rie, Die Legitimation einer uſurpirten ET Heibelb. 1866. — 


F. Brockhaus, Dad BERN, Leipz. 1868, ©. 233 G. Meyer, Lehrb. 
des Deutſchen Staatsrechts, $ 7 F. Brog haus. 


Zwiſchenraum zwiſchen Gebäuden (Th. I. ©. 501). Im Gem. Recht 
it die Pflicht des Grundſtücksbeſitzers, mit feinen aufzuführenden Baulichkeiten eine 
beitimmte Strede von dem Nachbargrunditüd entfernt zu bleiben, nicht begründet. 
Hier jet aljo diefelbe eine bejonders fonitituirte Servitut voraus. Bartikularrechtlich 
dagegen finden fich derartige Beitimmungen. Dahin gehört die Vorſchrift, daß ein 
Neubau ſoweit von der Grenze des Nachbargrundſtücks zurücktreten muß, daß nicht 
die Dachtraufe des erſteren auf das letztere fällt, eine Beſchränkung, von welcher der 
Grundſtücksbeſitzer, abgeſehen von der Beſtellung einer entgegengeſetzten Servitut, 
durch Anlegung einer Rinne zur Abführung des Regenwaſſers ſich befreien kann 
(Reyſcher, ©. 6). Weiter iſt dahin zu zählen die Anordnung, daß, wenn auf 

b. Holgenborff, Enc. II. Rechtslexikon IL. 3, Aufl. 95 
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bisher unbebauten Grundſtücken Häuſer gebaut werden, dieſe von den Nachbar— 
gebäuden drei Schuh entfernt bleiben ſollen, damit den letzteten nicht Luft und Licht 
vollſtändig entzogen werde (Reyicher, a. a. O.). Namentlich häufig finden Rh 
derartige Beitimmungen mit Rückſicht auf ichädliche oder doch läftige Anlagen. So 
beitimmt das Preuß. Allg. AR. (Tht. I. Tit. 8 $ 125), daß Schweinejtälle, Kloaken, 
Dünger: und Lohgruben und andere den Gebäuden jchädliche Anlagen wenigitens 
drei Fuß von den benachbarten Gebäuden, Mauern und Scheumen entfernt bleiben 
ſollen. Eine ganz ähnliche Beſtimmung enthält das Sächſ. BGB. ($ 359), wie 
fich eine folche auch bereits im Sachjenfpiegel (II. Art. 51 $ 1) findet. 

Lit: Haubold, Lehrb. des fgl. Sächſ. Privatrechts, I. 270 fl. — Bunt Gem. u. 
MWürttemb. rivatrecht, Il. ©. 6 ff. — Stobbe, Deutſches Privatredht, II E 

ewis. 

Zwiſchenſpediteur. Wenn nichts Anderes im Speditionsvertrage bedungen 
iſt, jo hat der Spediteur das Recht, die ihm zur Beſorgung des Transports über— 
gebene Waare an den Spediteur eines Zwijchenplaßes oder des Endpunftes 
(jog. 3.) zur Weiterbeförderung abliefern zu laffen, vorausgeießt, daß dies der 
Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns entipricht. Für die gleiche Sorgfalt haftet 
er nach ausdrüdlicher VBorichriitt des Allg. Deutichen HGB. bei der Auswahl 
des 3., während er für ein Verſchulden defjelben nur dann einjteht, wenn er 
das del credere ausdrüdlich übernommen oder fich mit dem Abiender oder Empfänger 
über bejtimmte Säbe der Transportkojten geeinigt hat (f. d. Art. Speditions- 
geichäit). Die Rechte und Verpflichtungen des 3. find im Allgemeinen diejelben 
wie beim Spediteur. Der Hommittent und der Deitinatär jtehen jedoch an fich zu 
ihm nicht in unmittelbarem DVBerhältniffe und können daher nur ex iure cesso des 
Spediteurs gegen ihn klagen. Andererjeits ift der 3., wie das Allg. Deutiche HGB. 
verordnet, verpflichtet, zugleich die feinem Vormanne zuftehenden Rechte, insbejondere 
deſſen Piandrecht auszuüben. Er darf aljo das Gut nicht vorher abliefern, 
iſt jedoch unbehindert, an Stelle der Befriedigung aus dem Gute feinen Regreß an 
den Vormann zu nehmen (anderer Meinung das Preuß. OTrib.). Soweit der 3. 
den Vormann bzw. Frachtführer befriedigt, geht Forderung und Pfandrecht 
deifelben von ſelbſt auf ihn über. Gr hat mur zu beweiien, daß er die Nach— 
nahme jeines Vormannes bzw. des Frachtführers bezahlt Hat; dagegen hat er 
die Richtigkeit und Nechtmäßigkeit diefer Auslagen des Vormannes nicht darzuthun. 
Freilich muß er auch hierbei für die Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns ein= 
jtehen. Aber es kommt nicht darauf an, ob der Vormann ꝛc. wirklich ein Piand» 
recht gehabt hat. Der 3. erlangt wegen der von ihm unter Beobachtung jener 
Sorgfalt gemachten Auslagen aus eigenem Rechte ein wirkſames Pfandrecht. — 
Verſchieden von dem 3. iſt der Unter: Spediteur (Subftitut des Spediteurs). 


Die Annahme eines folchen verftößt in der Regel gegen den Speditionsvertrag. 
Gigb. u. Lit.: Allg. Deutſches HGB. Art. 330; 382 Abi. 3, 4; 34. — A ner 
den Art. Speditionsgeihäft. N. re 


Zwifchenftreit und Zwilchenurtheil. Im früheren Gemeinen Prozeßrecht 
veritand man unter ncidentitreitigfeit (quaestio incidens) eine jede im Laufe des 
Rechtsſtreites auftauchende Trage, welche fich nicht direft auf den uriprünglichen 
Streitgegenftand bezog, mochte fie materieller oder progeßrechtlicher Natur jein. Das 
Zwijchenurtheil, Beiurtheil (interlocutoria vim definitivae habens) hatte 
jeiner Natur nach feine ausichließliche Beziehung zu diefen Anzidente oder Zwijchen- 
jtreitigfeiten, bildete vielmehr den Gegenja gegen die einfachen richterlichen Defrete, 
Interlofute, und war ein Urtheil, wie namentlich das Beweisinterlofut, welches, ohne 
den Prozeß in der Inſtanz zu bejchließen, eine Enticheidung über einen unter den Par- 
teien bejtrittenen, dem Gericht zur Grledigung unterbreiteten Punkt und (freilich 
nach einer nicht alljeitig getheilten Meinung) auch nach Gewährung des rechtlichen 
Gehörs an beide Parteien abgab. 
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Der Zwiichenfstreit und das Zwiichenurtheil des neuen Deutſchen 
Prozeßrechts find völlig neue, von dem früheren Recht unabhängige Schöpfungen. 
Die EPD. bezeichnet indeilen mit dem Ausdrud Zwiichenurtheil drei ver- 
ichiedene richterliche Entſcheidungen, nämlich 1) diejenige, welche einen jog. 
Zwijchenjtreit zwiichen den Parteien abjchließt, 2) eine jolche, welche einen 
Zwijichenitreit zwiſchen den Parteien oder einer derjelben einerjeit3 und einem 
Dritten andererjeitö erledigt — (die beiden gedachten Urtheile würden paflender als 
Zmwijchenftreiturtheile bezeichnet), und endlich 3) eine Enticheidung, twelche 
nicht in Bezug auf einen Zwiichenftreit ergeht, vielmehr ebenjo wie das End» und 
das Theilurtheil fich auf den Streitgegenitand jelbit bezieht. Bet den wenigen An— 
haltspunkten, welche die CPO. für eine prinzipielle Behandlung der fraglichen 
Materie bietet, bildet diejelbe bereits eine der beitritteniten Lehren des neuen 
Prozeßrechtes. 

I. Der Zwifchenftreit und das Jwifchenurtheil: 1) zwiichen den 
Parteien. Bei dem Mangel einer Begriffebeitimmung des Zwiſchenurtheils in der 
CPO. nimmt eine Anficht an, daß es in das Ermeſſen des Richters geitellt fein 
ioll, einen jeden unter den Parteien im Prozeß entitandenen Streitpunft ala Zwiſchen— 
itreit zu behandeln (Koch u. Strudmann, Komment., 3. Aufl. ©. 259; Ende— 
mann, Grläuterungen, I. 461), richtiger iſt dagegen die entgegengejegte Meinung, 
welche in Anhalt an 88 123, 137, 275, 312, 315, 331, 426 davon ausgeht, daß 
die CPO. einen feſten Begriff des Zwiſchenſtreites aufftellt. Die Anhänger derjelben 
Icheiden aus demſelben übereinstimmend alle Streitpunfte unter den Parteien, welche 
den Anspruch jelbit oder jelbitändige Angriffs» und Vertheidigungsmittel 
(ſ. dieſen Art.) betreffen, aus (Fitting, ©. 122; Wach, ©. 88; v. Bülow, 
S.815; Schollmedyer, ©. 36 ff.), weichen aber in der pofitiven Begriffebejtimmung 
von einander ab. v. Bülow erklärt für Zwiſchenſtreite alle anderen, einer ab— 
gefonderten Entjcheidung fähigen Streitpunfte, welche entweder vom Geſetze ausdrücklich 
als folche erflärt find (SS 331 und 430) oder thatjächlich ala jolche vom Richter 
dadurch behandelt werden, daß er eine bejondere mündliche Verhandlung darüber 
eintreten läßt; Wach jeden Parteiftreit über prozeſſualiſche Nechte und Pflichten ſowie 
über die Vorausſetzungen prozeſſualiſcher Handlungen, Fitting jeden Streitpunft, 
welcher die Hauptjache nicht unmittelbar berührt, deſſen Enticheidung aber für die 
(enticheidung der Hauptiache oder in Rücklicht auf das Verfahren erforderlich iſt; 
Schollmeyer (wol am yutreffenditen) jeden im Yaufe des Prozeſſes unter den 
Parteien entitandenen und verhandelten Streitpunft, welcher thatiächliche, in den 
Zufammenhang des Prozefies hineingehörende Vorausjehungen für die Anwendung 
einer Prozehregel zum Gegenitande hat und die Möglichkeit einer Erledigung durch 
Zwijchenurtheil gewährt, d. h. weder ohne mündliche Verhandlung, noch blos durch 
Beichluß, vielmehr unter Umständen ftatt durch Zwiſchenurtheil, lediglich durch End— 
urtheil erledigt werden fann. Im Gejeß ſelbſt werden als Zwiſchenſtreitsfälle aufs 
gefaßt: ein vor dem beauftragten oder erfuchten Richter entitandener Streit, von 
deifen Erledigung die Fortiegung der Bemweisaufnahme abhängt und für welchen der 
erwähnte Richter nicht zuftändig ift (S 331), ferner das Verfahren über die Eides— 
(eiftung, wenn der Schwurpflichtige im Schwurtermine ausbleibt (S 430) und die 
Verhandlung über die Aufnahme des Verfahrens durch die Rechtsnachtolger einer ver: 
jtorbenen ‘Partei (S 217). Die Motive (Allg. Begründung des Entw. der CPO. 
S 7 und Begründung zu 88 262— 265, 279) nennen als weitere Beifpiele Streitigkeiten 
über Borlegung oder Echtheit einer Urkunde, über Beweiseinreden, über die Zu— 
ichiebung oder Zurüdichiebung eines Gides oder die Abnahme von Parteieiden. 
Ferner find aber 3. B. auch hierher zu rechnen: Streitigkeiten über die prozeß— 
bindernden Einreden, über den Einwand unzuläffiger Hlageänderung (gegen beides 
indeiien Wach, ©. 88), über die Zuläffigkeit einer nachträglichen Beweisaufnahme 
oder einer Vervollitändigung derſelben, über die Faſſung einer Eidesnorm, über die 
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formgerechte Einlegung der Berufung, in welchem Falle allerdings nur das dieſelbe 
zulaſſende Urtheil Zwiſchenurtheil, das ſie verwerfende aber ein Endurtheil iſt. Da— 
gegen gehören nicht hierher Verhandlungen über einen im Laufe des Prozeſſes be— 
antragten Arreft, über die Sicherung des Beweiſes, Streitigkeiten im Zwangs— 
vollitrefungsveriahren, in welchen leßteren freilich in den aus Auslaß derjelben er- 
hobenen Prozeffen wieder ein Zwiſchenſtreit möglich ift. 

Die Befonderheiten, wodurch das Verfahren bei einem Zwifchenftreit von dem 
gewöhnlichen abweicht, find folgende: a) ein vorbereitender Schriftfag, welcher neues 
Vorbringen enthält, ift mindeitens drei Tage dor der mündlichen Verhandlung zuzu— 
jtellen, und es bedarf b) der Zuftellung einer fchriftlichen Gegenerflärung überhaupt 
nicht ($ 123). c) Die Auferlegung eines zugeichobenen oder zurüdgeichobenen Eides 
fann nicht nur durch Beweisbejchluß erfolgen ($ 426), jondern es ijt jogar ein durch 
Eid bedingtes Zwifchenurtheil ausgeſchloſſen, was freilich ftreitig ift (für die hier 
vertretene Anfiht Schollmeyer, ©. 42; Wad, ©. 90; Fitting, ©. 198; 
dagegen dv. Bülow, ©. 818). d) Ein VBerfäumnißzwijchenurtheil ift für die Regel 
nur ftatthaft, wenn der verfäumte Termin allein zur Grledigung des Zwijchen- 
jtreites bejtimmt war ($ 312), alfo 3. ®. über die Verwerfung einer prozeh- 
bindernden Ginrede, wenn darüber eine abgejonderte Verhandlung ftattgefunden hat 
(jo Schollmeyer, ©. 80; dagegen Wach, ©. 88, 89), ausnahmsweiſe ergeht 
aber ein jolches Verfäumnißurtheil, jelbjt wenn der Termin gleichzeitig zur Haupt: 
verhandlung bejtimmt war, blos über die Folgen der Gidesverweigerung, falls der 
Schwurpflichtige im Schwurtermin ($ 430) und der zur Wiederaufnahme geladene 
Rechtänachfolger einer verjtorbenen Partei im Zermin ($ 217) ausgeblieben ift. 
e) Das Gericht ift an das Ziwifchenurtheil, für welches im Webrigen in Betreff der 
Form u. f. mw. die allgemeinen Regeln über Urtheile zur Anwendung kommen, ge 
bunden ($ 289). Ebenſowenig ift es mittels der Beſchwerde noch jelbjtändig mittels 
anderer Rechtsmittel anfechtbar, jedoch fann es mit den gegen das Endurtheil ein- 
gelegten Rechtsmitteln angefochten werden ($ 473) und gegen Berfäumnißzwifchenurtheile 
it der Ginfpruch ftatthait (SS 303, 217). Nur das Zwifchenurtheil, welches eine 
prozeßhindernde Einrede verwirft, wird hinfichtlich der Rechtsmittel ala Endurtheil 
angejehen ($ 248), und ferner iſt die jelbitändige Berufung ftatthaft gegen ein 
Zwijchenurtheil des Amtägerichts im Mahnverfahren, welches bei an fich für den 
geltend gemachten Anſpruch begründeter Zuftändigfeit des Landgerichts den Einſpruch 
gegen den Bolljtredungsbefehl für auläffig erklärt Hat ($ 640; Fitting, ©. 252). 
Endlich ift ein Zwiſchenurtheil, welches ausfpricht, daß eine KHlageänderung nicht 
vorliegt, überhaupt unanfechtbar ($ 242). f) Die Regel, daß die Partei, welche 
verhandeln will, zum Termin zu laden bat (S 191), erleidet in dem Falle eine 
Ausnahme,. wo der Zwifchenjtreit bei der Beweisaufnahme vor einem beauftragten 
oder erjuchten Richter entiteht. Hier ift der Verhandlungstermin von Amtswegen 
vom Prozeßgericht anzujegen und den PBarteien befannt zu machen ($ 331). 

2) Ein Zwifchenftreit und Zwifchenurtheil zwijchen den Parteien 
einerjeitsund einem Dritten liegt vor, wenn aus Anlaß des Hauptprozeſſes ein 
Streit entjteht, welcher feiner rechtlichen Natur wegen jelbjtändig, aber wegen feiner engen 
Verbindung mit dem Hauptprozefje innerhalb des letzteren wie ein Stück deffelben be- 
handelt und vom Prozeßgericht entichieden wird. Cine prinzipielle Abgrenzung der 
Streitigkeiten diefer Art von den prozefjualiich jelbftändig zu behandelnden läßt fich 
nicht vornehmen, vielmehr kann einzig und allein der Wille des Gejeßgebers darüber 
entjcheiden, in welchen fällen eine derartige prozefjualiiche Verbindung eintreten 
ſoll. Deshalb fünnen als derartige Ziwifchenftreitigfeiten nur diejenigen gelten, 
welche das Geſetz pofitiv als ſolche bezeichnet. Dies find a) der Streit über die 
Zulaffung oder Zurüdweifung einer Nebenintervention ($ 68); b) der Streit über 
die Herausgabe einer von Anwalt zu Anwalt dirett mitgetheilten Urkunde ($ 126) 
und c) über die Rechtmäßigkeit der Weigerung eines Zeugnifjes ($ 352) bzw. eines 
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fachverftändigen Gutachtens ($ 367) (jo v. Bülow, ©. 828, wogegen Fitting, 
S. 122 Anm. 2 noch ohne Grund die Verurtheilung eines Gerichtsſchreibers, Ge— 
richtsvollzieherse u. j. mw. zur Tragung der durch grobes Verſchulden veranlaßten 
Koiten [S 97) und die GEritattung der Koflen eines Zwiſchenſtreites mit dem 
Dritten [$ 98] Hierher rechnet, da im letzten Falle gar feine ihrer Natur nad) 
jelbftändige Streitigkeit in Trage ſteht und der erjte Fall ebenfalls vom Gejege nicht 
als jolche, wie die Möglichkeit der Verurtheilung von Amtswegen zeigt, behandelt 
wird, endlich auch das Gejeg in beiden eine mündliche Verhandlung für überflüffig 
erklärt). Für die prozefjualiiche Behandlung diefer Zwijchenftreitigfeiten fommen die 
im vorigen Fall unter a bis c erwähnten Regeln ebenfalls zur Anwendung. Eine 
Ladung von Amtäwegen ift in dem Zwiſchenſtreit wegen Zeugnißverweigerung im 
Falle des 8 354 erforderlich. Dagegen kann ein Berjäumnißzwifchenurtheil nicht 
ſtatthaben ($ 312 bezieht fich nur auf einen Zwiſchenſtreit zwifchen den Parteien), 
auch ift unter allen Umjtänden, weil die betreffenden Streitigfeiten eine jelbjtändige 
Natur befigen, ihre Erledigung durch ein Zwifchenurtheil erforderlich und es kann 
diejelbe nicht dem Emdurtheil vorbehalten werden. Das einzige ftatthafte Rechts— 
mittel gegen das hier in Frage jtehende Zwifchenurtheil ift die jorortige Beſchwerde. 

II. Wejentlich verichieden von den unter I beiprochenen iſt das Zwiichen- 
urtheil, welches nicht in Betreff eines Zwiſchenſtreites, jondern in Betreff von 
Streitpunften im Hauptprozeſſe zur Worbereitung des Gmdurtheils ergeht. Ein 
jolches kann das Gericht, wenn ein einzelnes jelbjtändiges Angriffs- oder Ver- 
theidigungsmittel (f. den betr. Art.) zur Entjcheidung reif ift ($ 275), ins— 
bejondere auch wenn ein Anjpruch nach Grund und Betrag ftreitig, vorab über den 
Grund allein ($ 276) erlafien. Andererjeits bleibt ihm aber, falle es von dieſer 
fafultativen Berugniß feinen Gebrauch macht, nur der Weg offen, über derartige 
Streitpunfte erſt im Endurtheil zu befinden. Ein jolches Zwifchenurtheil hat, da 
es nur die Entjcheidung über ein Element des Rechtsftreites antizipirt, fein un— 
mittelbares praftiiches Ergebniß, es bringt vorläufig nur einen Streitpunft , indem 
es ihn don der weiteren Verhandlung ausichließt, zur Erledigung. Ob die getroffene 
Enticheidung für die Fällung des Endurtheils noch als relevant in Betracht fommt, 
hängt von der weiteren prozefjualichen Entwidelung und Gejtaltung der Sache ab. 
Wenn fie aber noch relevant bleibt, jo iſt das Gericht an diejelbe, wie fie im 
Zwifchenurtheil erfolgt ift, gebunden. Daher bejtimmt auch $ 426, dak wenn durch 
ein Zwiſchenurtheil auf die Ableiftung eines Eides erkannt ift, die Eidesleiftung 
nicht jofort erfolgen darf, jondern erſt dann, wenn durch bedingtes Endurtheil rechts— 
kräftig erfannt worden ilt, daß es darauf für die Endentjcheidung noch ankomme. 
Aus demjelben Grunde wird jedes Zwijchenurtheil bedeutungslos, wenn nach jeinem 
Grlaß wegen totaler Berfäumniß ein Verfäumnißurtheil in der Hauptiache ergeht, 
es erhält aber, wenn ein zuläffiger Einipruch das lehtere bejeitigt hat, feine frühere 
Bedeutung wieder. Endlich hängt es damit zufammen, daß die Zwiſchenurtheile 
nicht jofort und jelbitändig mit bejonderen, vielmehr nur gleichzeitig mit den gegen 
das Endurtheil eingelegten Rechtsmitteln angefochten werden können ($ 4783), jedoch 
ift ausnahmsweiſe das vorab über den Grund eines auch feiner Höhe nach jtreitigen 
Anjpruches ergangene Urtheil ($ 276) dem Endurtheil in Betreff der Rechtsmittel 
gleichgeftellt. Schließlich kann ein Zwifchenurtheil der hier beiprochenen Art niemals 
als Berfäumnißurtheil ergehen, weil ein jolches, abgejehen von beionderen Aus— 
nahmen (f. unter I), nur bei totaler Verfäumniß, nicht bei partieller, um welche es 
fich bei der Verhandlung über jelbjtändige Angriffe: und Vertheidigungsmittel allein 
handeln kann, zuläffig if. Zu den Zwifchenurtheilen diefer Art gehören auch das 
Urtheil, welches im Urkundenprozeß unter Vorbehalt der Rechte ($ 562) und ferner 
dasjenige, welches in der Berufungsinſtanz unter Vorbehalt veripätet angebrachter 
Vertheidigungsmittel ($ 502) ergeht. Sie erledigen den Rechteitreit infofern nicht 
definitiv, als einzelne Bertheidigungsmittel nicht berüdlichtigt, vielmehr zur Geltend- 
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machung in einem bejonderen Verfahren vorbehalten werden. Andererjeits wird aber 
in beiden Fällen gerade eine derartige ſummariſche Kognition, um dem Kläger 
ichleunige Rechtshülfe zu verichaffen und einen proviforiichen Abjchluß herbeizuführen, 
beabfichtigt. Die erwähnten Urtheile erlangen dadurch eine jelbjtändige Bedeutung, 
ja auch jogar, jalls die vorbehaltenen Rechte nachträglich nicht weiter verfolgt werden, 
den Charakter eines den Rechtsſtreit definitiv erledigenden Endurtheils, und deshalb 
jtehen fie in Betreff ihrer Grefutiongfähigkeit und Hinsichtlich der Anfechtbarfeit durch 
Rechtsmittel den m. gleich. 


Quellen: ®al. den Tex 

Lit: F. — — Zwiſchenſtreit unter d. Parteien, Abth. J. Berl. 1880. — 
v. Bülow in Raſſow und Künzel, Beiträ 2 ur Erläuterung des Deutichen —— 
Jahrg. 22, ©. 809. — Wach, a über d. O., Bonn 1879, ©. 85 ff, 97 
Fitting, REiv.Proz., 4. Aufl., ©. 121 ff., 211 ff P. Sinſchius. 


Zwitter, hermaphroditus, ein Menſch, bei dem es nach ſeiner Körperbildung 
zweifelhaft iſt, ob er dem männlichen oder weiblichen Geſchlecht zugerechnet werden 
muß. Eine Zwiſchenſtufe zwiſchen beiden Geſchlechtern wird rechtlich nicht anerfannt. 
Auch die medizinische Wiſſenſchaft lehrt nicht, daß es Fälle gegeben hat, in denen 
bei demjelben Menjchen eine volljtändige Ausbildung der Geichlechtätheile beider 
GSejchlechter vorgefommen tft. Ueber die rechtliche Stellung des 3. enticheidet danach 
dasjenige Geichlecht, welches bei ihm vorwiegt. Mit diefer Vorichriit des Röm. 
Rechts jtimmen auch die modernen Gejeßgebungen überein. Zwar haben nad Preuß. 
Recht zunächſt die Eltern über das zweifelhafte Gejchlecht eines Kindes zu enticheiden. 
Jeder Dritte aber, deſſen Rechte dadurch berührt werden, und ebenjo das Kind jelbit 
nach erreichtem 18. YXebensjahre fann auf eine enticheidende Unterfuchung durch 
Sachverſtändige dringen. 

Lit. u. 8 —495 — br“ Medizin, J. $ 6. — 1.10 D. 5 — 11581 

. 22, = — 2 D. 38, — Preuß. Allg. ER. Thl. I. Tit. 1 M 19—23. — Eidj. 
BGB. S 46. Eccius. 


Zypaeus, Fr. (van den Zype), 5 1580 zu Mecheln, apoſtoliſcher Proto— 
notar in Antwerpen, bekleidete die Nemter des Offizials, biichöflichen Generalvifars, 
Arhidiafons an der Kathedrale, FT 4. XI. 1650. Schroffer Vertreter des kurialen 
Standpunftes. 

.. Schriften: Juris pontificii novi analyt. enarratio, Colon. 1620, 1624, 1641. — Con- 
sultationes canonicae, (Antw. 1640) 1675. — Notitia jur. Belg., Antw. 1035, 3. ed. 1665, 
Arnh. 1642. — Opera, Antw. 1675, 

git.: Veye, De F.Z. vita et meritis, Lovan. 1852. — Nypels, Bibliotheque, 98. — 

Schulte, Geſch. III.a ©. 695. Zeihmann. 


Ergänzungen und Beridtigungen. 
Band l. 


©. 1 im Art. Aageſen 3. 6 I. over, 3. 13 til. Hinzuzuſetzen: Goos in Revue de droit 
international XII. 428, 429. 
€. 19 ift der 3.7 v. o. beginnende Eat dahin zu berichtigen, daß Erbpadht und Erbzinsrecht 
in Preußen durd; Geſetz vom 2. März 1850 aufgehoben find. Bgl. hierüber aud) d. 
Art. Erbpadt. 
. 31 letzte 3. ift das Wort „nicht“ zu flreichen. 
. 41 im Art. Accurſius 3.4 v. u. I. Bagnolo. 
. 47 3. 21 v. o. I. „folgen kann“ ftatt „folgt“. 
49 im Art. Aërodius Lit. (lebte 3.) I. Revue generale 1879 p. 547—552 und 1880 
p. 53—56. — Rec. de l’Acad. de Legislation de Toulouse XXVII. 260—262. 
. 54 im Art. Aegidius Romanus Lit. l. Müller in Ztichre. f. d. gef. Staatäwiffen- 
ichaften XXXVI. 96—114, 568—578, 673 - 749. 
73 im Art. Algreen:Ljfing I. 3 11. X. 1797... 1840 an bie Univerfität berufen... 
1859 Stonferenzrath.... 7 zu Zaarbel. 
. 74 3.26 v. o. I. ‚Gebers“ ftatt „Nehmers“. 
. 86 im Art. Althuſius Lit. binzugufepen: v. Stinging, Geſchichte der Deutichen 
Rechtswiſſenſchaft I. (1880) S. 4698—417. 
. 38 im Art. Amerbach Lit. hinzuzujeßen: dv. Stinking, Geſchichte der Deutichen 
Rechtswiſſenſchaft I. (1880) ©. 209. — Sybel's Hiftor. — XLV. 422. 
. 101 im Art. Ancher 3.9». o. l. Oversettelse und 3. 11 Universitets. 
. 110 im Art. Angelu3 Aretinus kit. l. Savigny, VI. 480. Hinzuzufepen: Geyer, 
Lehrbuch des gem. Deutjchen Strafprozekredhts, Leipz. 1880, ©. 229. 


. 123 hinter Art. Antichreſis einzufügen: 


Antonii (Anton), Gothoiredus, & 1571 zu Freudenberg (MWeitfalen), 
ftudirte am Gymmafium zu Soejt und an der Univerfität Marburg; 1603—1605 
Profeflor zu Marburg, dann bis zu feinem Tode (16. III. 1618) professor primarius 
zu Gießen; eriter Rektor (1607) und Kanzler der letzteren Univerfität. Fürſt— 
licher Rath. 

Schriften: De iudiciis et foro competente, 1594. — De iuramento calumniae, 
1599. — Disputationes feudales XV, 1603; wiederholt aufgelegt, zuleht mit adnotationes 
herauageg. von Sam. Stryf, 1726, unter dem Zitel: G. Antonii Jus feudale. — De iure 
venandi, aucupandi et piscandi, 1604. — De pactis, 1604. — Ad Inst. tit. 17 lib. 4 de 
actionibus, 1604. — De legitima, 1607. — De iure belli, 1607. — De testamentis, 1607. — 
De litiscontestatione, 1607. — De interdictis, 1607. — De possessione, 1607. — De 
camerae imperialis iurisdictione, 1607. — De potestate Imperatoris legibus soluta et 
hodierno Imperii statu adversus H. Vultejum, 1608, — Disp. the ru secunda, iuris 
prudentiae romanae ab H. Vultejo editae specimen exhibens, 1609. — Disp. anti-Vultejana 
tertia, primam partem examinis praecipuarum disceptationum iuris schol. H. Vulteji con- 
tinens, 1609. — Disp. anti-Vultejana quarta, 1610. — Adversaria in plerasque And. Gaillü 
pract. observ., ab filio W. Antoni edita, 1629. 

git.: Th. AAREIEAB: Oratio parentalis (bi M. H. Witten, Memoriae iuris- 
consultorum, decas prima Nr. 4, p. 42—55). — Strieber, Heſſ. Gelehrten-Geſchichte, Bd. I. 
e. 79 fi. — ul Allg. Deutihe Biogr. Bd. I. ©. 496 ff. — v. ie 2 i 
Geichichte der Deutichen Rechtswiſſenſchaft, I. (1880) ©. 462 fi., 698 ff. — 8. Seuffer 
Gothoir. Antonii (Rektoratärede, Giefen 1881). 8. Seuffert. 


aA Aa aaa a aaad 


(G 


1512 Barrilliet — Bluntſchli. 


S. 130 im Art. Apel Kit. hinzuzuſetzen: v. Stintzing, Geſchichte ber Deutſchen Rechts: 
10 ee rum ans kit — king, Geſchichte d. Deutſchen Rech 
S. im Art. Arumäus Kit. hinzuzuſetzen: v. Stintzing, Geſchichte d. Deu echts⸗ 
wiſſenſchaft, J. (1880) S. an . 

S. 205 3.238 v. o. l. „nie* ftatt „nur“. 

S. 222 ım Art. Backofen van Echt Lit. — v. Stintzing, Geſchichte der 
Deutſchen Rechtswiſſenſchaft, J. (1880) ©. 663—687. 

©. 223 im Art. Balduinus Lit. hinzuzuſetzen: P. de Croos in Revue generale, 1880 
p- 5193—518, 1881 2 51—54 

©. 224 Urt. Banbtlie lebt 
von 1792—1846. 

S 


. 234 hinter Art. Baron einzufügen: 


Barrilliet, Ihsodore, & 1834, jtudirte in Genf und Paris, Advolat da- 
jelbft, zog fich auf fein Landgut Bourdigny bei Genf zurüd, 1876 Givilgerichte- 
präfident in Genf, 7 6. VIII. 1880. 

Schriften: Du conflit de la loi frangaise avec les lois ötrangeres, resultant de 
l’absence de stipulations relatives au regime des biens entre &poux, Geneve 1861. — 
Legons sur l’etat civil, le mariage et le divorce, Paris Gendve 1879. — Du divorce des 
epoux 6trangers en Suisse et des é poux suisses N l’etranger (im Journal du droit inter- 
national prive de Clunet tome 7 [1880] p. 347—367). — Abhandl. in der Revue pratique 
de droit frangais, 

git.: Journal de Gendve 1880, no. 188. — Semaine judiciaire 1880, p. 525. — Journal 
des Tribunaux 1880, p. 543.— Journal du droit intern. prive, VII. 347. — Revue de droit 
international 1880, p. 550. Zeihmann. 
©. 235 3.5 v. u. I. Edinburgh Review. 
©. 703.8 v. o. I. Bruhns. 

S. 308 im Art. Berryer Lit. hinzuzujeßen: Souvenirs de Mme Jaubert, 1881. — Sourenirs 
intimes par Mwe ja vicomtesse A. de Janze, 1881. 
©. 308 hinter Art. Berryer einzufügen: 


Bertin, 5 1806 zu Paris, wurde 1829 Advofat, übernahm 1848 die Redaktion 
des „Le droit“, welche er bis 1871 führte, T 7. V. 1881. 
Schriften: Hist. de la revision du proc&s Lesurques, 1851. — Code des irrigations, 
1852. — Chambre du conseil en matiere civile et disciplinaire, introd. de M. de Belleyme, 
2. &d. 1856. — De la repression pénale et des circonstances atten., 1859. — Des reformes 
de Vinstr. crimin., 1863. — Biographie de M. de Belleyme, 1864. — Du pouvoir dis- 
erötionnaire du president du tribunal, 1866. — De la diffamation envers les morts, 1867. — 
Ordonnances sur requöte et refere, 2. ed. 1877. 
git.: Gazette des Tribunaux 8, 9, 10 mai 1881. — Le Temps, 9 mai. — Rerue 
generale 1881, p. 285. — Semaine judiciaire 1881, p. 336. Zeihmann. 
©. 340 im Art. Bejold Lit. hinzuzuſetzen: v. Stinking, Geſchichte ber Deutichen Rechtẽ— 
wifienichaft, I. (1880) ©. —R 

©. 345 im Art. Bethmann-Hollweg Lit. hinzuzuſetzen: Wach in der Allg. Deutſchen 
Biogr. XII. 762— 773. 

©. 391 im Art. Bladftone Schriften 3. 15 v. u. [. 8. Ausg. 1880, v. Malcolm Kerr, 
ö. ed. 1880; Analysis by F. S. Dickson, 1880 

S. 395 hinter Art. Blumer einzufügen: 


Bluntihli, Joh. Caspar, & 7. II. 1808 zu Zürich, ftudirte auf dem 
Politischen Inſtitut feiner Vaterſtadt, feit 1827 unter Savigny zu Berlin, dann 
unter Niebuhr und Haffe zu Bonn, promovirte 1829, kurze Zeit in Paris, darauf 
beim Bezirfsgericht in Zürich angeftellt und Dozent am Politifchen Inftitut, 1833 
außerord., 1836 ordentl. Profeffor an der Univerfität, trat an die Spike der ſog. 
fonjtitutionellen und ſtädtiſchen Partei, 1839 Mitglied der Regierung und der 
Bundesregierung, zog fich 1844 vom öffentlichen Leben zurüd, hauptjächlich an der 
ihm übertragenen Redaktion eines privatrechtlichen Gejegbuches des Kantons Zürich 
arbeitend, fiedelte nach dem Unterliegen des Sonderbundes und feiner Partei nach 
München über, wo er 1848 eine Profeffur des Deutfchen Privatrechts und des all— 
gemeinen Staatsrecht3 erhielt, begründete mit Arndts und Pözl die „Kritiſche Ueber: 
ihau für Gefeßgebung und Rechtswiffenichait, München 1853—1859°, in näherer 
Verbindung mit den Führern der liberalen Partei in der Bayrifchen Kammer, be= 


e nad) Rivier, Introd. hist. au droit romain, 1881 p. 635 
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jonders mit Brater und Buhl, folgte 1861, von dem Münchener Partikularismus 
abgeftoßen, einem Rufe ala Profeflor der Staatöwiffenichaften nach Heidelberg. Er 
war Präfident des Deutichen Yuriftentages 1861 und 1868, thätig bei Gründung 
des Deutjchen Abgeordnietentages (1862) und an dem Sechsunddreißiger Ausſchuß 
zur gefeglichen Agitation für die Rechte Schleswig-Holfteins, einer der Stifter des 
Deutichen Proteitantenvereins und regelmäßig Präfident auf den Proteftantentagen, 
auch der Badiſchen Generaliynode 1867, Mitglied des Zollparlaments, der I. Bad. 
Kammer (derem zeitgemäße Reorganijation er anregte), auch erjter Vizepräfident der 
II. Kammer, Mitglied der Brüffeler Konferenz (bez. des Kriegsrechts), Mitbegründer 
des Institut de droit international, defjen Präfident er 1875—1877 war, Mitglied 
der Kommiſſion für das Schweizerifche Obligationenrecht, Doctor honoris causa der 
Univerfitäten Wien, Petersburg, Edinburgh, Moskau und Orford, ala Koryphäe auf 
mehreren Rechtögebieten geehrt durch viele Feitichriften zum 3. VIII. 1879, 7 21.X. 
1881 zu Karlsruhe, nachdem er die Badiſche Synode geleitet und eben geſchloſſen hatte. 


Schriften: Entwidlung der Erbfolge gegen den Ießten Willen nad) Römiſchem Recht, 
Bonn 1829 (gekrönt). — Ueber die Berfafjung des Staates Zürich, 1830. — Das Bolt und 
der Souverän, 1831. — Staatd: und Rectögeichichte der Stadt und Landichaft Zürich, 1838, 
1839; 2. Aufl. 1856. — Die neueren Rechräigulen der Deutichen Juriſten, 1841; 2. Aufl. 
1862. — Das Zürcheriſche Vormundichaftägejeg vom 21. Brachmonat 1841, (1841) 1846. — 
Pinchologifche Studien über Staat und Rice, 1844. — Geichichte des Schweizerischen Bundes- 
rechts, 1846—1852; 2. Aufl. 1875. — Stimme eines Schweizerd für und über die Bundes— 
reform, 1847. — Allgemeined Staatäredht, 1852; 4. Aufl. 1868 (5. Aufl. Bd. 1: Allgemeine 
Stantälehre; Bd. 2: Stantsreht 1875; Bb. 3: Politik, 1876) (frangöfiich von Riedmatten 
1877— 1881; ſpaniſch 1880). — Deutiches Privatrecht, 1854; 3. Aut. von Dahn, 1864. — 
Privatrechtliches Geſetzbuch für 5* 1854 ff. (Perſonen- und Familienrecht, 4 Aufl. 1872 
von Gmalter; Erbrecht, 2. Aufl. 1865; Obligationenredht, 1855, 1856). — Deutiches 
Staats Wört.B. (mit Brater u. 9), 1857—1870 in 11 Bdn.; abgelürzt von Löning 
(3 Bde.) 1869—1875. — Geſchichte des allgemeinen Staatsrechts u. der Politik, 1864; 2. Aufl. 
1867; 3. Aufl. 1881. — Sie Bedeutung u. die Fortſchritte des modernen Völterrechts, 1866; 
2. Aufl. 1874. — Das moderne Kriegsrecht der civilifirten Staalen ala eng 1866; 
2. Aufl. 1874. — Altafiatifche Gottes: und Weltideen, 1866. — Das moderne Völkerrecht als 
Rechtsbuch, 1868; 3. Aufl. 1878 (frangöfiich von Lardy, 1869, (3) 1881; engliſch als Inter- 
national Law, Peking 1880). — Gefchichte des Rechts ber religidjen Belenntnikfreiheit, Elber: 
feld 1867. — Die nationale Bedeutung des Proteftantenvereins, Berl. 1868. — Die Gründung 
ber Amerifanijchen Union (Heft 54 der Virchow-Holtzendorff'ſchen Sammlung), 1868; 
2. Aufl. 1872. — Charakter und Geift der politiichen Parteien, 1869. — Die nationale 
Staatenbildung und ber moderne Staat (Heft 105 der Virchow-Holhendorff' ſchen 
Sammlung), 1870, 2. Aufl. 1881. — Da8 moderne Völkerrecht in dem Franzöſiſch-Deutſchen 
Kriege, 1871. — Rom und die Deutichen (Zeit: und Streitfragen, Heft 7, 8), 1872. — 
Deutiche Staatslehre für Gebildete, 1874; 2. Aufl. 1880. — Die rechtliche Unverantwortlidh- 
feit und DVerantwortlichkeit des Römifchen Papftes, 1876 (franzöfifch von Rivier, 1877) — 
Deutiche Naturalifation einer feparirten Hranzöfin und Wirkungen der Naturalifation, 1876 
(auch franzöſiſch), — Das Beuterecht im Krieg und dad Seebeuterecht insbeſondere, 1878 
(franzöfiih von Rolin-Jaequemyns in ber era de droit international IX. 503—557; 
X. 61—82). — Freimaurergeſpräche, 1879. — Die Nachbefteuerung des Tabaks und die Rechts— 
ordnung, Frankf. 1879. — Gelammelte kleine Schriften, 1879, 1881. — Der Staat Rumänien 
und das Rechtsverhältniß ber Juden in R., 1879 (auch franzöſiſch. — Geſpräche über Gott 
und Natur und Unfterblichkeit, 1880. — Viele Artikel in der „Begenwart*, „Deutichen Revue“, 

Revue de droit international“ u. a. Anonym erichien von ihm (nah Schulte, Geſchichte, 
IIL.b 286 s. v. Karl Bluntichli): Meinungsäußerung eines Publiziften über die neueren 
Deutichen Konkordate, Nördlingen 1860. 

2it.: Annuaire de l’Institut de droit international, 3. et 4. anndes, Brux. 1880, II. 
8—11. — v. Orelli, Rectsichulen und Nectäliteratur in der Schweiz, Züri 1879. — 
Revue generale II. (1878) p. 266—268; IV. (1880) p. 99, 100. — Mohl, I. 259, 261, 479, 
483, 499; III. 411, 598. - Calvo, (3) I. 101, 117, 234; II. 9, 30, 125, 330, 412, 565, 
568; III. 12, 38, 125, 141, 221, 223, 228, 304, 466, 471, 476; IV. 100, 102, 207, 260 
359, 371, 378, 380, 385, 388. — Neue Zürcher Zeitung Nr. 294, 297. — v. Holtzendorf 
in der „Gegenwart“ v. 29. Dftbr. 1831. TZeihmann. 


©. 404 hinter Urt. Boncenne einzufügen: 


Boncompagni di Mombello, Conte Carlo, 525. VII. 1804 zu Saluggia 
in Piemont, ftudirte in Turin, 1830 Armenadvofat, 1838 mit Gavour in der 
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Commissione di Statistica, jehr thätig für Kinderaſyle und das Volksſchulweſen, 
1848 Unterrichts, 1852 Yuftizminifter, in welcher Stellung er namentlich die 
Ehegejegreform durchſetzte, 1853 —57 Hammerpräfident, mitwirffam an der Toska— 
nischen Revolution von 1859, arbeitete 1870 den Garantiegefegentwurf aus, zuletzt 
Senator und Profeſſor des Staatsrechts in Turin, 7 15. XlI. 1880. 

Schriften: Della monarchia rappresentativa, Törino 1848. — Introd. alla scienza 
del diritto, Lugano 1848. — L’unitä d’ltalia e le elezioni, Torino 1861. — La rinuncia 
del Ministero Rattazzi ed il Parlamento, Torino 1862. — La Chiesa e lo Stato in Italia, 
Firenze 1866. — Francia e Italia, Torino 1873. — Corso di diritto costituzionale, Roma 
1873. — L’antico dispotismo orientale e la libertä della Greciä, discorso rec. il 4 nor. 
1878. — Außer feinen eriten Schriften (Saggio di lezione par l’infanzia unb Storia della 
letteratura Cristiana degli undici primi secoli) und Beiträgen für die Piemontei. Annali di 
giurisprudenza verdient durch Herausgabe der Werke von Pellegrino Roifi. 

Lit.: Augsb. Allg. Ztg. 1880, S. 5264, 5299. — Friedberg, Gheichließung, Leipz. 
1865, ©. 626. — Gubernatis, Diz. biografico, Firenze 1879. — Brodhaus. 

TZeihmann. 

Bordhardt, Siegiried, & 1. X. 1815 zu Stettin, ftudirte in Berlin, 
arbeitete 1842— 1847 am KHammergerichte, auf Grund feines „Syitems des Preuß. 
MWechjelrechts” dem Preuß. Kommiffar zur Berathung der Deutjchen Wechjelordmung 
in Leipzig attachirt, 1848 Unterfuchungsrichter beim Kriegsgericht, 1856 Mitglied 
der Minifteriallommiffion zur Ausarbeitung des Entwurfs des Deutichen HGB. in 
Nürnberg, demnächſt Stadtgerichtsraty und Vorſitzender der Wechieldeputatton, 
dann Hülfsrichter am Obertribunal, 1868 bei jeinem Austritt zum Geh. Juſtizrath 
ernannt, 1873 Minifterrefident für Coſta Rica, 1874 auch in Wien affredititt; 
gehörte zum Vorſtand der juriftiichen Gefellichait in Berlin, zu dem des Deutichen 
Juriſtentages, Vizepräfident der Association for the codification of the international 
Law, jehr thätig für internationale Wechjelgejeßgebung, * 24. XII. 1880 zu Berlin. 

Schriften: Die’ WechſelDuplikate und Kopien, nebſt Bemerf. über den Entwurf einer 
WO. für die Preuß. Staaten, Berl. 1847. — Das Preußiſche Wechjelrecht in feinen Grund» 
fägen, Berl. 1847. — Mit Stolp: Das Brafilianiihe HR. überjegt und erläutert, Berl. 
1856. — Die Allgem. Deutide WO., Berl. 1854, (7) 1879. — Zertaudgabe der Deutichen 
WO., 4. Aufl., Berl. 1880. — BVollitändige Sammlung der geltenden Wechſel- und Handels— 
gejeße aller Yänber, Berl. 1871. — Abhandl. in verſchiedenen Zeitichriften und Art. Wedhiel- 
recht in Weiske's Nechtälerikon. 

Lit.: Nationalgeitung Nr. 606 vom 27. Dezember 1880. — Augsb. sur Zeitung 1880, 
©. 5349. — Keyßner in Goldſchmidt's Zeitichr. für dad gi 2. XXVL 355, 356. — 
Cohn, Beitr. zur Lehre vom einheitlichen Wechſelrecht, 1880, ©. 21 ff. 

Zeihmarn. 
©. 425 hinter Art. Brunnquell einzufügen: 


Bruns, Karl Georg, & 24. II. 1816 in Helmjtädt, Cohn des Advotaten 
und jpäteren Braunfchweigiichen Sreisgerichtsdireftors und Hofrathes Johann Georg 
Theodor B., bejuchte die Univerfitäten Göttingen, Heidelberg und Tübingen, wo er 
1838 promovirte. Nach kurzem Aufenthalte als Advokat in Braunfchweig ging cı 
im Sommer 1839 nach Berlin, wo er philofophiiche Studien trieb, und habilitirte 
fich im Herbſte 1839 als Privatdozent für Nömifches Necht in Tübingen. 1844 
wurde er zum außerordentlichen Profefior ernannt, ging 1849 nach Roftod als 
ordentlicher Profeffor, 1851 nach Halle, 1859 wieder nach Tübingen. 1861 nad 
Berlin berufen, wurde er 1875 Mitglied der Akademie der Wiflenfchaften, und 
wirkte bis zu feinem plößlichen Tode am 10. XII. 1880 nach den verichiedeniten 
Richtungen anregend und einflußreich als Dozent (er las über Pandekten, Römtiche 
Rechtsgeſchichte, Jnjtitutionen und Givilprozeß), ala Leiter des juriftiichen Seminars, 
als Schriftjteller, der die gejchichtliche und die philofophiich-dogmatiiche Seite des 
Givilrechtes gleichmäßig beherrichte und als Förderer wiffenjchaftlicher Unternehmungen. 

Schriften: Quid conferant Vaticana Fragmenta ad melius cognoscendum ius Ro- 


manum, 1838 (Tübinger Preisihrift und Doftordiffertation). — Das Recht des Beſitzes im 
Mittelalter und in der Gegenwart, 1848. — Geſchichte und Quellen des Römiſchen Rechts; 
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das heutige Römifche Recht, 1870 (3. Aufl. 1878), in v. Holkenborff's Enchklopädie. — 
Das Weſen der bona fides bei der Erfikun 1872. — Die —*— lagen des er unb 
heutigen Rechtes, 1874. — Syriich Römitkhes reg aus 5. Jahrh., — 
Fontes iuris Romani 1860, 4. Aufl. 1879. — Zahlreiche, umfaſſende Aufläpe in Better 3 
und Muther’3 Jahrbuch, der Zeitſchrift für Rechtsgeſchichte (deren Mitbegründer und 
Erin, 2 86 — in den Abhandlungen ber Atademie u. a. ſind jetzt vereinigt in: Kleinere 

riften, de 

Lit.: entoli, Karl Georg Bruns —— für civil, Praxis Bd. 64). — Gold— 
ſchmidt, aber für das gelammte H.R. XXVI. 337 fi. Pernice. 


©. 433 ur id zn find drei Schriften aan aus Verſehen an den Schluß ber Lit. 
e 

©. 443 % Art. Burke Lit. — — Nicoll, Gregt Orators, Edinb. 1881. — Select 
Works bı Payne, Lond. 

444 im Art. Buß Lit. Sinsgulegen: Hansjakob in v. Weech's Bab. Biographien 
II. (1881) ©. 15—20 

447 3. 1 1. Xocle. 

447 im Art. Calhoun Lit. hinzugufegen: v. Holft, Verfaſſun Er ber Vereinigten 
Staaten, Berl. 1878, 1881. — Schleiden in den Preuß. b. Bd. 48 ©. 112 ff. 

451 im Art. € arpenter Lit. hinzuzufeßen: Mme Rosalie ——— in der Revue 
critique 1880 p. 484, 712; 1881 p. 162 ss. — Journal officiel 1880, p. 840. 

. 452 3.5». 0.1.7. Aufl. von Liman, 1881. 

454 Heilen. Art. Cauchy 3. 14 v. u. Alles von Rivier am unter eine Rubrik: it. zu 
tellen 

462 im Art. Chair db’ er -Ange Lit. hinzuzufeßen: Rousset, Eloge, 1880. — Revue 
generale 1880, p. 

. 464 im Art. Cha uvean AdoIphe Schriften hinzuzufeßen: De la procedure de l’ordre, 

ar Dutruc 1881 (aud) Suppl. alphab. et analyt. par Dutruc, 1881). 

. 467 im Art. Choate Lit. hinzuzuſetzen: Irving Brown, Short studies of great 
lawyers, Albany 1878. 

467 im Art. Cinus Lit. hinzugujeßen: Luigi Chiappelli, Vita e opere giuridiche 
di Cino da Pistoja con molti documenti inediti, Pistoja 1881. — Revue de droit 
international, XIII. 228. 

469 im Art. Elarus Schriften zu vermerken: O. O. 5 1575 (nad Geyer, Lehrb. d. 
gemeinen Deutichen Strafprozeßrechts, Leipz. 1880 Note 3). 

©. 470 hinter Art. Cocceji einzufügen: 


Cockburn, Sir Alerander James Edmund, 5 1802 als Cohn des 
ehemaligen Geſandten ler. Cockburn, jtudirte in Cambridge, 1829 zur Bar berufen, 
1856 Chief-Justice der Common Pleas, 1859 Xordoberrichter Englands, 1871 
Schiedsrichter im Alabamaftreite, F 20. XI. 1880. 

Gr jhrieb: On nationality, Lond. 1869. 

git.: Rivier in Revue de droit international XIII. 88. — Frankfurter Zeitung Nr. 328 
Abendblatt. — Academy 27 november. — Hansard Vol. 223 col. 1, 598. — lieber jein ab: 
weichendes Urtheil im Alabamajtreit vgl. Calvo, Le droit international th&orique et pra- 
tique, 3. éd. 1880, Vol. III. p. 434. — lleber Mc Naughten’s defence vgl. Brain (A Journal 
of Neurology) april 1881, p. 1—26. — Wharton, A Treatise on the Conflict of Laws, 
2. ed., Philad. 1881, p. 10 u. ö. Teichmann. 

S. 471 3. 7 v. u. I. Colbjörnſon. 
S. 481 im zweiten Art. Gotelle I. Zoufjaint: un 
€. 493 a rt. Dagueffeau Lit. hinzuzufeßen: Öscar de Vallée, Etudes et portraits, 


€. 494 im Art. — der Lit. — v. Stintzing, Geſchichte der Deutſchen 
Rechtswiſſenſchaft, I. (1880) ©. 604—606 

©. 496 im Art. Dante Lit. hinzugufeßen: Scartazzini, Dante in Germania, Milano 
1881. — Fr. Bergmann, Dante, sa vie et ses oeuvres, (2) Strasbourg 1881. — 
del Lungo, Dell’ esilio di Dante, Milano 1881. 

€. 496 hinter Art. Dans, Milh. Aug. Sriedr., einzufügen: 

Danz, Öeinrid Emil Auguft, 5 11. XII. 1806 zu Jena, 1831 Privat: 
doyent an der Univerfität Jena, 1834 außerordentlicher Profefjor an derjelben, 1843 
ordentlicher Profeffor und Rath am Oberappellationsgericht zu Jena, jeit 26. VII. 
1861 Ordinarius der Juriftentafultät, T 17. V. 1881. 

Schriften: De litis contestatione, quae fuit tempore legis actionum. Diss. inaug., 
831. — De externa codicillorum forma commentatio, 1835. — Lehrbuch der Geſchichte des 
Römischen Rechts, Leipz. 1840—1846, (2) 1871—1873. — De sabina confarreationis origine, 


ee 


a 
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1844. — Der fafrale Schuß im Römiſchen Rechtsverkehr, 1857. — Die Wirkung der Kodifi— 

fationsformen auf das materielle Recht, 1861. — Die Bertheidi 4, be3 revidirten Entwurfs 

eined bürgerlichen Geſetzbuchs für das Königreih Sachſen durch App.Rath Poſchmann bes 

ſprochen, 1861. — Aus Rom und Byzanz, Vorträge, 1867. Schulz. 

S. 508 3.4 v. o. l. förslag 

. 508 im Art. — Schriften l. fortigeſetzt von € olmet de Santerre, 2. ed. 1881). 

. 562 im Art. Donellu3 Lit. hinzugukben: v. Stinging, Geſchichte der Deutjchen 
Rechtswiſſenſchaft, I. (1880) S. 377—38 

. 569 im Art. Duarenus Lit. — v. Stintzing, Geſchichte der Deutſchen 

Rehtäwiffenichaft, I. (1880) ©. 3 

. 569 ift im Art. Dubreuil bie Lit.-Notiz zu leſen: Encyll. 235. — Warnkönig: 
Stein, Franzöſiſche Staats- u. Nechtägeichichte, II. 67; 111. 532—573. — Dupin- 
Camus, rof. d’avocat, (5) II. 709. — Gaudry, 1. 140. — Desmare, Le parle- 
ment de Paris, (2) 1860 p. 225. — — ul rt I —* MORD des rifer 
Parlaments nad) dem Stilus Du Brueils, Freib. u 

. 569 188 — Dubs hinzuzuſetzen: Jakob Dubs. Ein — Republikaner, Zürich 


. 570 im Art. — Lit. hinzuzuſetzen: Starke, Das Belgiſche ———— 
Berl. 7 S. 76, —3 für die gelammte Strafrechtswiſſenſchaft, 188 
©. 62, 79. — — Seine bed Deutichen Strafrechts, (11) Leipz. 1881, ©. 2 


a a am 


a a 


Note 1. 

. 571 im Art. Dupaty binzugufegen: Detourbet, La procedure criminelle au 
17. siecle, Paris 188 Pr 6. 

. 581 839 Art. guubergier t. hinzugufeßen: Eloge in der Gazette des Tribunaux 1880 


. 755 im a. — Lit. er: v. Stinking, Geſchichte d. Deutichen Rechts: 
—— I. (1880) ©. 118 -120 
. 801 jol der Art. Farinacius lauten: & 1. Xl. 1554 . + 30. X. 1618. In den 
Schriften ift zu notiren: O. O., Venet. 1596 ss., aud) ein Wert: Resp. crimin. libri 
8, tom. I. Venet. 1606, tom. II. Romae 1615, tom. III. Romae 1620. In der £it. 
hinyuguichen; Geyer, Lehrbuch beö gemeinen Zeutichen Steafprogehreihte, ipz. 1880, 
R . — Zimmermann im Gerichtäfaal Bo. 32 (1880) S. 476—47 
©. 808 im Art. Favre Schriften find Kaiiegen Discours —— — par 
Mme veuve Jules Favre née Welten, 1881. In ber : Revue generale 1881, 


a a 


a a 


380-383, 
©. 820 im * ee im Text binzuzufügen: Sein britter Sohn Eduard Auguft, 
03, 7 25. IV. 1843 als ordentlicher Zn in Erlangen, ſchrieb: Die 

er — und ihre verſchiedenen Recenſionen, Erl. 

S. 828 im Art. ie Lit. Fr —— v. ——— eidjichte ber Deutichen Rechte: 
wiflenichaft, I. (1880) &.% 

€. 829 3.9 v. o. hinz uzujeßen: Bluntihli, StaatsWört.®. III. 514—520. 

©. 843 hinter Art. ih herbert einzufügen: 


Sirgeihäft ift ein Lieferungsfauf, bei welchem ausdrüdlich bedungen ift, 
daß die Waare genau zu einer feftbeftimmten Zeit oder binnen einer feftbeftimmten 
Friſt geliefert werde, jo zwar, daß jede fpätere Lieferung „nicht mehr in den Bereich 
der intendirten Vertragserfüllung fallen jolle*. Dieje Abficht der Parteien, die 
charakteriftiiche erhöhte Bedeutung der Lieferzeit wird in der Regel ausgedrückt durch 


die Worte: zu liefern „fir, „präziſe““, „prompt““, „ſpäteſtens um . . .“, „nicht 
ipäter als . . .“ oder durch die jog. kaſſatoriſche oder Grlöfchungsflaufel („am ... 
oder um . . . Uhr ift das Engagement erlojchen”) oder durch Verweiſung auf feſt— 


jtehende Ujancen oder Statuten, fofern dieſe einen ganz präzifen Xieferungstermin 
eriehen laſſen, kann aber auch aus den den Bertragsichluß begleitenden Umftänden 
hervorgehen, namentlich aus der Beichaffenheit der Waare, dem evidenten Zwede 
des Vertrags in Verbindung mit der Friftfegung ıc. (Erf. des ROHG. dv. 13. Dezbr. 
1872 und vom 8. April 1873, vgl. auch Entjch. des Reichäger. Bd. I. ©. 64.) 
Sofern jene Abficht der Parteien nicht ganz beftimmt anzunehmen ift, dem 
Lieferungspflichtigen noch eine weitgehende Wahl bleibt, oder es an einem 
feften Stichtage fehlt, wie 3. B. in der Klauſel: „pro Ende Dezember oder 
täglich“ u. dgl., iſt fein F., fondern ein gewöhnliches Lieferungsgeichäft an— 
zunehmen (Zeitichr. für das gefammte H.R. Bd. XVIU. ©. 267; vgl. jedod 
Ihöl, a. a ©. ©. 943). Die juriftiiche Eigenthümlichkeit des F. liegt 
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darin, daß es ein unter der ausdrüdlichen Bedingung, es jei zu erfüllen inner- 
halb der jejtgejegten Friſt oder zur fejtgejegten Zeit, abgeichloflenes 
Lieferungsgeichäft ift, jo daß die Innehaltung diejer Friſt oder Zeit einen wejent- 
lichen Beltandtheil der Leiftung bilden ſoll (f. Entſch. d. ROHG. Bd. IX. 
©. 406, Bd. XII. ©. 168, d. Neichöger. Bd. I. S. 241) und folgeweije jo, 
daß das Gejchäft, wenn jene Bedingung nicht eingehalten ift, finguläre Wirkungen 
erzeugt: es hat nämlich der nichtjäumige Käufer aladann das Recht, Nachlieferung 
nebjt Schadenserjag oder blos Schadenserfag wegen Nichterfüllung oder gänzliche 
Aufhebung des Vertrags vom jäumigen Verkäufer zu fordern; während jedoch der 
Käufer, welcher eines der beiden letzteren Rechte auf Grund eines gewöhnlichen 
Kauf⸗ oder Lieferungsgejchäfts geltend machen will, gehalten ift, dies dem jäumigen 
Berfäufer anzuzeigen und ihm dabei, ſofern es die Natur des Geſchäfts, namentlich 
der Zwed der Lieferung zuläßt, eine angemefjene Friſt zur Nachholung des Ber: 
jäumten gewähren muß, ift der auf ein F. fich jtüßende Käufer nur, im Falle er 
Nachlieferung beanjprucht, gehalten, dem Verkäufer dies unverzüglich (ſ. Prot. 
zum HGB. ©. 4600) anzuzeigen. Keiner derartigen Anzeige bedarf es, wenn er 
Schadengerjag oder Aufhebung des Vertrages verlangt; es wird vielmehr aus dem 
Schweigen des nichtbefriedigten Käufers im %. gefolgert, daß er die wirkliche (Real:) 
Erfüllung nicht wolle, und der Käufer kann in diefem Falle ohne Weiteres Ver: 
tragsaufhebung oder Schadenserjaß fordern; letzterer beiteht bei Waaren, welche einen 
Markt: oder Börjenpreis haben, in der Differenz zwiſchen dem Kaufpreiſe und dem 
Markt» oder Börjenpreife zur Zeit und am Orte der gejchuldeten Leiſtung, ſofern 
der nicht jäumige Häufer nicht einen höheren Schaden nachweilt. (Diejes Schadens: 
erſatzprinzip ift den Umſtänden nach auch auf Nichtfirgeichäite anwendbar, ſ. Entich. d. 
ROHG. Bd. XIV. ©. 142, Bd. XXI. ©. 248, des Neichäger. Bd. I. ©. 241.) 
Der Käufer fann den Verzug des Verkäufers auf deſſen Koften durch Proteſt feit- 
itellen laſſen. 

7% Art. 355—358, 338 d. Allg. HGB. — dv. Dabn, —— hierzu, 2. Aufl. Bd. II. 
©. 376 ff. — F. im —— |. u * 16. — — 6. Aufl. Bd. I. e. 942 ff. 
(8 a — Präjub. des ROHG. in Entid. I. ©. 266; I 98; 3 274, 288, 437; IV. 166, 
337; V. 172, 437; VI. 18, 378, 897; IX. 88, 406; X. 148 — — XII. 32; . 
1038, 170; XVI 592; XX. 237; XXIV. 15 u... — ld: CP M. Bb. 
©. 226. — Das F. kann zum Differenpaeihäft nn j. d. Art — häft (Bb. ii 
©. 533—535) un ‚Sndemann, “R., 3. Aufl, S. 582. — Ueber den Zujammenhang des 
mit —— . d. Art. rämiengeichäft (8b. III. ©. 122) u. Gareis im Ar 


f. Deutſches H.R., 3b. xvuii. (1869) ©. 165, 166, 170 u. a.a. D. — Val. auch den 
Art. Zeitgeihäft und die dort cit. Lit. u. Quellen. Gareis. 


©. 875 im Art. Fortescue Lit. hinzuzuſetzen: History of the family of F. in all its 
branches — (Fortescue) Lord Clermont, Lond. 1880. — Saturday Review 
febr. 26, 1 1 p. 274— 276. 

©. 876 im Art. For Lit. hinzugufeßen: Nicoll, Great Orators, Edinb. 1881. — Tre- 
velyan, Early hist. of Ch. J. Fox, Lond. 1881. — Revue historique de Monod, 
tome 17 (1881) p. 199. 

€. 907 im At. Febr vil. ups: v. Stinking, Geichichte der Deutſchen Rechts: 
wiflenichaft, I. (1880) ©. 680-682. 


Band ll. 


S. 2 im Art. Gail it. — v. Stintzing, Geſchichte der Deutſchen Rechts— 
wiflenichaft, I. (1880) © 
©. 4 hinter Art. Gärtner einzufügen: 
Gaftambide, Joſeph-Adrien, & 15. IV. 1808 zu Paris, gründete als 
junger Advofat die conference Mole, dann erfter Präfident, er wurde procureur du 
roi (1840) zu Laon, dann zu Gaen, 1849 procureur general zu Amiens, dann in 
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Toulouje, 1863 Rath am Haflationshofe, 1847 president de la chambre civile, 
Mitglied des Konfliktsgerichtshofes, T 15. V. 1880. 

Schriften: Trait& des contrefagons, 1837, — Historique et theorie de la propriete 
des auteurs, 1862. — Revue Felix 1835: De la responsabilite des communes. — Berne 
Wolowski 1838: De l’attentat aux moeurs prevu par l’article 334 du code p£nal. 

git.: (Glandaz) Notice sur la vie et les oeuvres du president Gastambide, Paris 
1880. Teihmann. 
©. 89 im Art. Gentilis (Scipio) Lit. hinzuzufehen: v. Stinpi ichte der’ Deut 
Rechtswifienichaft, ı (1850) ©. a ER Se 
©. W,hinter Urt. Gent einzufügen: 

Genußſchein, action de jouissance. Grundfäßlich joll das jtatutariiche Grund- 
fapital der Netiengejellichaft während des Beitehens derjelben unverfürzt erhalten 
bleiben und eine Rüdzahlung an die Aktionäre nicht erfolgen dürfen (j. den Art. 
Aktiengeſellſchaft Bd. 1. ©. 68). Hiervon macht die nach den Regeln der Liqui— 
dation erfolgende theilweife Zurücdzahlung oder Herabiegung des Grundlapitals (j. den 
Art. Aktiengeſellſchaft Bd. J. ©. 70) eine Ausnahme. Es kann aber auch bereits 
in dem Grundvertrage die allmähliche Zurüdzahlung des Kapitals vorgejehen jein, 
was Art. 215, 8 3 als Amortifation der Aktien bezeichnet (Keyßner, Altien- 
geiellichaften, ©. 231 ff.; Derjelbe, Kommentar 5. HGB. Art. 215 Nr. 8; Entich. des 
ROGG. XII. 433). Zur Erreichung eines, das öffentliche Intereffe berührenden Zwedes 
ift das Kapital zufammengetragen ; daffelbe joll an die Aktionäre zurüdgelangen, nach— 
dem dies gejchehen, die Aktiengejellichait aufgelöjt fein, und das Unternehmen als 
ein jelbjtändiges fortbeitehen (Beiſpiel: Stettiner gemeinnützige Baugejellihait, Preuß. 
Geſ.s. v. 1853 ©. 144 ff.). Dom Zeitpunkt der Rüdzahlung des Kapitals, bis 
wohin ein Kapitalzins aus dem Gewinn gewährt wird, hört jeder Anſpruch an 
den Ertrag des Unternehmens auf. Bei einer Anzahl von Unternehmungen ift das 
Gigenthum der Gefellichait zeitlich begrenzt; 3. B. die Konzeſſion für eine Eifenbahn 
nur auf eine Reihe von Jahren bewilligt, während nach deren Ablauf die Anlage ohne 
Gntihädigung an den Staat fällt. Bei anderen Unternehmungen zehrt fich die 
Grundlage des Erwerbs allmählich auf (Bergwerk) oder iſt durch Zeitumftände, 
Konkurrenz, große Werthäminderungen einer gänzlichen Entwerthung ausgeſetzt 
(Betrieb einer Zeitung). Für folche Fälle ift in dem Grundvertrage für Sicherung 
der Rüdgewähr der Einlagen Sorge zu tragen. Dies kann geichehen in der Höhe 
der Dividendenbeträge, womit fich wirthichaftlich jedoch die Gefahr verbindet, daß 
ih die KHapitalsanlage bei den Aktionären als ein Ertrag verflüchtigt. Weiter 
bietet fich die Anfammlung einer Rejerve, aus welcher bei der Auflöfung der Aktien 
gejelljchaft die Nüdzahlung gleichzeitig und gleichmäßig an die Aktionäre erfolgen 
ſoll. Diefe Kapitalsanfammlung, welche im Gegenstand des Unternehmens feine 
Verwendung finden fann, erjcheint gefährlich, weil fie Leicht verleitet, die Bejtände 
in anderen Unternehmungen anzulegen und zu verlieren, Zweckmäßig erſcheint eine 
planmäßige Tilgung des Ginlagefapital® aus dem Gewinn. Beitimmte Gewinn— 
beträge werden zur Rückzahlung des Nennbetrages der, gemeinhin durch das Loos 
zu bejtimmenden, Aktien verwendet. Die zur Rückzahlung bejtimmten Aktien werben 
eingezogen (amortifirt: Art. 215, $ 3 des HGB.) und werden dagegen Genußicheine 
ausgegeben. Diefelben berechtigen ebenfalls zum Dividendenbezug, jedoch abzüglich 
des aus der Nubung des zurüdgezahlten Kapitals zu entnehmenden Zinjes. Rechnungs» 
mäßig ergiebt fich, daß im Fall der Liquidation die noch nicht zur Rückzahlung 
gelangten Aktien mit dem Nennbetrag vorweg gehen. Mit der fich hiernach ergebenden 
Beichränkung find die Genußjcheine den Aktien gleichzuftellen und gewähren mit 
Zinfen gleiche Gejellichaftarechte, jofern nicht etwa jtatutariich Beſchränkungen (3. 2. 
Entziehung des Stimmrechts für eine vorzeitige Liquidation) vorgejehen find. Die ©. 
jind gleich den Aktien nach dem Reichsſtempelgeſetz v. 1. Juli 1881 ftenıpelpflichtig. 

Gegenüber dem Grundſatz, daß das Grundkapital zur Sicherung der Befriedigung 
der Gejellichaftsgläubiger erhalten bleiben ſoll, rechtfertigt fich, die Einrichtung der 
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allmählichen Heimzahlung dadurch, daß diejelbe den Gläubigern als eine bejondere 
Eigenſchaft aus dem handelegerichtlich offen liegenden Grumdvertrage bekannt jein 
muß, jo daß fie hiernach ihren Kredit einzurichten haben. Gmpiehlen dürfte es 
fich bei der Eintragung der Aftiengefellichait (Art. 210 des HGB.) die allmähliche 
Rüdzahlung des Grundfapitals fundbar zu machen. Bei der Kommanditgejellichaft 
auf Aktien finden fih ©. nicht. Jm SGB. Buch II. Tit. 2 Abſchn. 2 Fehlt eine 
dem Art. 215, $ 3 entiprechende Beitimmung. 

Lit: Feiftmantel, Ueber Genußicheine, Jurift. Blätter (Wien) 1881 Nr. 34. — 
Auerbad, Attienweien, S. 52, 102, 129, 319. — Renaud, Altiengejellidhaften, 2. Aufl. 
©. 760; Derjelbe, Kommanditgeſellſchaften, S. 707. — Keyßner, Altiengejellichaften, 
S. 233; Derjelbe, Komment. zum HGB., ©. 201. Reyhner. 


©. 183 hinter Art. Gewinnjfühtige Abjicht einzufügen: 

Gide, Paul, 5 1832 zu Uzes, wurde 1859 agrege in Paris, 1870 prof. 
titulaire, 7 28. X. 1880. Giner der Begründer der Societe de legislation comparée, 
deren Präfident er zuleßt war; einer der Redaftoren dev Nouv. Rey. historique ; 
betheiligt an dem Diection. des antiquites grecques et latines de Daremberg et 
Soglio. 

Schriften: Des droits de legitime et reserve, 1855. — De la legisl. civile dans le 
nouveau royaume d’Italie (R. H.), 1866. — Etude sur la condition privee de la femme 
dans le droit ancien et moderne et en particulier sur le senatusconsulte Velleien, 1867 
(couronne). — Etudes sur la novation et le transport de cr&eances en droit romain, 1879. — 
Rev.. de legisl. anc. et mod. 1. 74, 113, 674; II. 121; I11. 121, 432; 1V. 33, 351. — Annuaire 
de la Soc. de legisl. comp. I. 205, 224; II. 144, 208; IIl. 128; IV. 76, 147; V. 291, 394, 467; 
VI. 179; VII. 172; VII. 151. — Nouv. Rev. bist. Il. 509; IV. 337, 409. — De la con- 
—— de l’enfant naturel et de la concubine dans la legisl. romaine (im Inſtitut 1880 
gelejen). 

Lit.: Nouv. Rev. historique IV. 641, 759—766. — L. R. in ber Revue de droit 
internat. XII. 661, 662. — Zeitichr. für das gei. H.K. XXVL 307. — Revue generale 1880 
p. 556. — Krit. V.J. Schrift X. 485; XVL 585. Zeihmann. 


. 184 im Art. Gilhaufen Lit. hinzuzuſetzen: v. Stinking, Geichichte der Deutichen 
Rechtswiſſenſchaft, I. (1880) ©. 737, 738. 
. 184 hinter Art. Giphanius einzufügen: 
Giraud, Charles, 5 20. II. 1802 zu Pernes (Vaucluſe), ftudirte in Air, 
wurde 1830 prof. titulaire de droit administratif in Mir, 1842 inspecteur general 
des facultes de droit und Mitglied der Acad. des sciences mor. et polit., 1851 


(zweimal auf furze Zeit) Unterrichtsminifter, jchied 1852 aus Anlaf der beabfichtigten 
Konfiäfation der Güter der Familie Orleans aus dem Staatörathe, wurde inspecteur 
pour l’ordre des lettres und Profeſſor des Röm. Rechts in Paris, 1866 grand- 
officier de la Legion d’honneur, 7 15. VII. 1881. 


Schriften: Notice sur la vie de Fabrot, 1834. — Introd. hist. aux Elements du 
droit romain d’Heineccius, 1835. — Hist. du droit romain ou introd. hist. à l’etude de 
cette lögislation, 1841. — Recherches sur le droit de propriete chez les Romains sous la 
Republique et sous l’Empire. 1842. — Rei agrariae script. reliquiae nobiliores, 1843. — 
Hist. du droit francais au moyen-äge, 1846. — Le trait# d’Utrecht (auch deutſch und 
ipaniich), 1847. — Des Nexi, 1847. — Traite des libertes de l’eglise gallicane, 1847. — 
Diss. sur la gentilit@ romaine, 1849. — Precis de l’ancien droit coutumier francais, 1852, 
2. ed. 1875. — Tables de Salpensa et de Malaga, 1856 (La lex malacitana, 1868). — 
Bronzes d’Osuna, 1873, 1875. — Juris romani antiqui vestigia, fragmenta, monumenta, 
1871. — Novum Enchiridion juris romani. 1872. — Gaii institutiones post Studemundi 
curas, 1881. — Hist. de la marechale de Villars, 1881. — Hist. de Saint-Evremond. — 
Viele Abhandlungen in der Revue Wolowski und im Journal des Savants. 

Zit.: Le Temps 17 juillet 1881. — Journal officiel 1881, p. 4112, 4113. — Semaine 
judiciaire 1851, p. 480. — Rivier, Introd. hist. au droit romain, 1881 p. 102, 419, 420. 

Zeihmann. 
S. 192 im Art. Göbler Lit. hinzuzufegen: v. Stinking, Geichichte ber Deutſchen Rechtes 
wiſſenſchaft, I. (1880) S. 582—586. 
©. 192 im Aıt. Göddäus Lit. hinzuzuſetzen: v. Stinking, Geichichte d. Deutfchen Rechts: 
wiſſenſchaft, I. (1880) S. 708, 709. 
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©. 192 im Art. Göde (Henning) Kit. — v. Stintzing, Geſchichte der Deutſchen 
Rechtswiſſenſchaft, I. (1880) S. 2 

©. 192 im Akt. BE mens Lit, — v. Stintzing, Geſchichte der Deutſchen 
Rechtswiſſenſchaft, I. (1880) S. 727—729 

S. 197 Urt. Gregoriud Toloienns, + nad d Stintzing Geſchichte der Deutſchen 
Rechtswiſſenſchaft, I. [1880] ©. 424) im Jahre le nad Rivier (Introd. hist. au 
droit romain, 1881 p. 592, 642) im Jahre 1597 

S. 199 im Art. Gros Schriften 3. 12 v. u. I. nstione — in ber fit. zen: Depp, 
Strafrechtsſyſteme, (2) IL. 163-221. — Abegg, Symbolae 1843, p. 

©. 201 im Fe Grotius Lit. hinzugujegen: Ernest Nys, La guerre Fe 1881 
Val 3ss. — E. Ranke, Rhythmica (mit Bild von Grotius), Vindobonae 1881. — 

alroger, Semaine judiciaire, 1881. 

©. 234 im Art. Hagen Schriften I. de puniendi juris notione . 

©. 272 im Art. Haubold Kit. hinzuzuſetzen: Flathe, Geidhichte Sachſens, 1873 ©. AII. 

©. 292 hinter Art. Hauptverhandlung einzufügen: 

Baus, Jacques Joſeph, 59.1. 1796 zu Würzburg, aus einer Profefloren- 
familie, Sohn des Pandettiften Er. Aug. Haus, wurde 1817 ala Profeffor an die 
neu gegründete Univerfität Gent berufen, 1848 neben Anderen mit Abtaffung eines 
Straigejegentwuris beauftragt (moraus der code penal belge von 1867 hervorging). 
grand-officier de l’ordre de Leopold, feierte 1867 das 50jährige Profefiorjubiläum, 
Lehrer des Straf» und des Röm. Rechts, bis er lehtere Vorlefungen an van Wetter 
abtrat, 7 23. II. 1881. 

Schriften: Elementa doctrinae juris philosophicae sive juris naturalis, Gandavi 
1824. — Observations sur le projet de revision du code pénal, suivies du nouveau projet, 
Gand 1836. — Expose des motifs du code penal beige, 1850 ss. (Legisl. crimin. de la 
Belgique, 1867 ss.). — Cours de droit criminel frangais, 1857, 2. &d. 1861.— Du principe 
d’expiation consideree comme fondement de la loi p£nale, 'Gand 1865. — De la peine 
de mort, Gand 1867. — Principes fondamentaux du droit penal — 1869, 3. ed. 1879. — 
Arbeiten im Bulletin de "Acad des sciences et des lettres de B er 4 B. 1871: La 
— eriminelle de Damhouder et les ordonnances de Philipp 

Rivier in ber Revue de droit international XIII, 314, 215. — Rivista e, 
Vol. XIV. 5-9. — v. Ge XIX in feiner Er en 1868, Sp. 102—108. — 
Mittermaier im Gerichtäfaal XIX. (1867) ©. 84 Imann im Gerichtälaal 
Bd. XXX. 551. Teihmann. 


©. 309 im Art. Held Lit. hinzuzufeken: Flathe, Geſch. Sachſens, 1873 ©. 608, 611, 713. 


©. 313 im Art. Hert IL. 5 6. X. 1652 zu Niederflee bei Gießen, Prof. daſelbſt, 1710 
Kanzler. — In ber Lit. (S. 314) hinzuzuſehen: Frand in ber Allgem. Deutjchen 
Biogr. XII. 239—241. 

S. 317 im rt. Hildenbrand kit. binaugujepen v. AN: Geichichte, III. a 40%; 
Derfelbe in der Allg. Deutichen Biogr. XIL 410. 

©. 317 im Art. Hill. + 7. VI 1872 zu Heath-Houfe. 

©. 318 im rt. Hippolithus Lit. [. Pütter, Litt,, J. 207—213. Hinzuzuſehen: Weber 
in der Allg. Deutfchen Biogr. IV. 114—116 s. v. Chemnip. 

©. 


318 im — itzig Lit. hinzuzuſetzen: älſchner, . — Strafrecht, 
S. 2 u Pe 8 — des) 511, 512, 5 

©. 318 im * Hobbes Schriften: Neueſte Ausgabe des pet Oxford 1881. 

©. 318 Hinter Art. Hobbes einzufügen: 


Höchſter, Ernjt Hermann, & 1808 in Frankfurt a. M., lebte lange Zeit 
ala Rechtsanwalt in Elberfeld, in den Maitagen 1848 Diktator des Wupperthales, 
ging als Dozent des Franz. Rechts nach Bern, dann nach Paris, wo er bis an 
fein Ende eine bedeutende Praris hatte, F 30. I. 1881. 

Er ſchrieb: Lehrbuch des Franzö ichen —— are unter Berüdfichtigung des Berner 
Gefeged vom 2. März 1850 über dad Verfahren in Strafladhen und des MWürttembergiichen 
Gejeges vom 14. Aug, 1849 über das Berfahren in Straffadhen, welche dor die Schwurgerichts- 
höfe gehören, Bern 850 und gab mit Sacr& und Oudin ein Manuel de droit commercial 
frangais et etranger, nouv. ek. 1874, mit Sacre& ein Manuel de droit commercial mari- 
time — et etranger, 1875 heraus. 

Lit.: Barmer Zeitung Nr. 28 vom 3, Februar 1881. — Frankfurter Zeitung 1881 
Nr. 38. — Revue generale, 1881 p. 172. Teihmann. 
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©. 322 Xıl. 351 Hofader Lit. hinzuzufeßen: Eiſenhart in ber Allg. Deutichen Biogr. 


&. 322 - Art. Hoffmann (Chrift. Gottfried) Lit. hinzuzufegen: Eiſenhart in ber 
. Deutihen Biogr. XU. 574 — unb im ei t. Joh. Wilhelm Hoffmann: 
er a. a. O. ©. 597, über andere H. ©. 592. 

©. 3 2 im — Hojer Lit. Hinzugufeßen: ehe in ber Allg. Deutſchen Biogr. 


X 

©. 325 Kirn. 9 Geraianne: * — — Eiſenhart in der Allg. Deutſchen Biogr. 

S. 325 im Art. er ei, Sehr) git. a Eiſenhart in ber Allg. 
Deutichen iogr. I, 43. — Strieder, XI 1 145 und im folgenden Art.: 
Gijenhart in ber ANg. Deutſchen Biogr. XI. Pr 

©. 326 Li Pre Homeyer Lit. hinzuzufeßen: —— in der Allg. Deutſchen Biogr. 

©. 397 en Seuthein Lit. hinzuzufegen: Kraus in der Allg. Deutjchen Biogr. 

S. 327 im fi Höpfner Lit. hinzuzuiegen: Eijenhart in ber Allg. Deutichen Biogr. 

©. 329 €" — Howard Lit. hinzuzuſehen: Hälſchner, Das Preuß. Strafrecht, 1855 

©. 330 im Art. — nn) Lit. hinzugufeßen: Eifenhart in ber Allg. Deutichen 
®iogr. XIII. 296— 

©. 330 em HOufnagel: Bit. binzuzujegen: Zeihmann in der Allg. Deutichen Biogr. 

©. 330 im Art. "2 (Ludolph) Lit. hinzuzuſetzen: —— in der All ea 
Biogr. XI und im — un. Hugo 3.7v.u.: Mejer a. a. O. &» 

S. 336 im Art. Humboldt 3.3 I. 3 22 VI. 1767 und ©. 337 git. — 
Dove in der Allg. Deutfchen. Biogr. XIII. 333-358. 

©. 404 nn Degen Lit. hinzuzufeßen: Teichmann in der Allg. Deutjchen Biogr. 

©. 404 en Facobion Lit. hinzuzufeßen: Mejer in ber Allg. Deutichen Biogr. XIII. 
6 

©. 412 im Art. Jarde ( 28. XII. 1852) I. das legte liter. Citat: Phillips’ Netrologe in 
deſſen vermifchten Schriften II. 599—616; und ift hinzuzuſehzen: Gijenhart in 
der eg Deutihen Biogr. XIII. 11-721. 

©. 414 ift der Art. Johannes Teutonicus — als erjeßt durch den Art. Semeca (Bd. II. 


670) — zu ftreichen. 
©. 450 hinter Art. Kemper (Joan Melchior) einzufügen: 

Kemper, Ieronimo de Bosch, & 23. II. 1808 zu Amjterdam, 1841 
ee bij *t Hof van Noord-Holland, 1857 Profeſſor am Athenäum, 
7 20. X. 1876 

Schriften: "De indole juris crim. 'apud Romanos, L. B. 1830. — Hist. —— 
doctr. jur. Rom. de dominio, 1832. — Verhandelingen, — en Te 
schriften jeines Vaters, 1836, 1837. — Wetboek van Strafvordering, 1838—1840. — Tal 
leiding tot de Kennis van de wetenschap der zamenleving en van het Nederlandsch 
staatsregt, 1860-1873. — Gab heraus (mit Anderen): Handboek voor regtwetenschap, 
1853—1861. — Staatkundig en staath. Jaarboekje, 1849 ss. — De Tijdgenoot, 1841— 
1845. — Viele fleinere Schriften (vgl. Bibliotheca juridica, 's Gravenhage 9). 

Lit.: Biographie von Vreede, Utrecht 1877. — Nypels, No. 129, 11. — Mohl, 
III. 698. Zeihmann. 

S. 451 im Art. Kind [. 7 16. XI. 1826. 
©. 600 hinter Art. Labitt us einzufügen: 

Ladeſchein, dem Konnoffement (F. dieſen Art. Bd. II. 525) für den Seeverkehr nach— 
gebildet, und auch Binnen-Konnoſſement, oder Konnofjement genannt, giebt dem legiti— 
mirten Inhaber ein jelbitändiges, von jeder Verfügung des Abjenders unabhängiges 
Forderungsrecht gegen den Frachtführer und die Verfügung über das auf dem Transport 
befindliche Gut. Durch die Ausftellung des %. macht der Frachtführer die Verfügung 
- des in jeinem Beſitz befindlichen Guts von dem Beſitz des L. abhängig. Wie in 
Art. 392 des HGB. für den Frachtbrief (f. diefen Art. Bd. I. ©. 876), jo ift in 
Art. 414 der übliche Inhalt für den 2. angegeben. Gine Verpflichtung zur Ausstellung 
des 2. jeitens des Frachtführers befteht nicht; es bedarf einer beionderen Abrede (Art. 

v. Holtenbdorff, Enc. II. Rechtslexikon III. 3. Aufl. 96 
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413 $ 1). Die frühere reglementsmäßige Ablehnung der Ausstellung von L. ſeitens 
der Deutichen Eijenbahnen (Gifenbahnbetriebsreglement vom 10. Juni 1870 B. $ 5 
Nr. 6) ift in das Eijenbahnbetriebareglement vom 11. Mai 1874 nicht übergegangen in 
Uebereinftimmung mit dem Defterr.-Ungarijchen Reglement. Iſt die Auaftellung eines 
L. verabredet, jo kann der Abjender einen den Anforderungen des Art. 414 entjprechenden, 
auch an Order lautenden Y. verlangen. . Hat der L. nicht den dort erforderten Inhalt, 
jo ift es Einzelnfrage, ob der Urkunde die Eigenſchaft von X. beimohnt. Bon Fradt- 
briefen unterjcheidet jich der X. dadurch, daß er die Unterichriit des Frachtführers 
trägt und in die Hand des Abſenders und jeiner Rechtönachiolger gelangt; während 
der Frachtbrief vom Abjender ausgeftellt für den Frachtführer beftimmt ift. Eine 
nach den Erforderniſſen des L. ausgeftellte Urkunde, welche im Beſitz des Fracht: 
führerd verblieben ijt, hat Mangels Aushändigung die Gigenichaft eines 2. nicht 
erlangt. Der X. iſt ebenjo wie das Konnoffement Orderpapier nur dann, wenn er 
ausdrüdlich die Stellung „an Order“ oder einen gleichbedeutenden Ausdruck (Art. 
301, 302 des HGB.) enthält. Die Unterjchrift des L. ift durch Art. 414 $ 2 
zum Zwangserforderniß erhoben; Schreibensunfundige haben nach Landesgeſetz zu 
verfahren. Ein Bertretung des Frachtführers in der Unterfchrift iſt gewohnheits- 
rechtlich nicht üblich. (Val. Urth. des Reichsger. in Blum-Braun, Annalen II. 564.) 

Wenn fich nach Art. 413 8 2 des HGB. der Frachtführer durch Ausstellung 
des L. zur Aushändigung des Gutes an den legitimirten Inhaber verpflichtet, jo iſt 
damit nicht ein abjtraftes Lieferungsverjprechen gegeben, fondern nur eine Ablieferungs- 
verpflichtung übernommen, nad Inhalt des Frachtvertrags; alfo fein dare, jondern 
nur ein restituere. Der Frachtführer ift nur zur Zurüdgabe der empfangenen 
Spezies verbunden, ſofern er hiervon nicht nach den den Frachtvertrag beherrichenden 
Beitimmungen (Art. 419) befreit ift; er kann nicht nur Ginreden aus Art. 395 
bis 397, d. 5. aus vis major, einem Verderb des Gutes, jchuldloje Verfäumnik der 
Lieferfriſt entgegenjeßen, jondern kann auch gegen das im L. enthaltene Anerfenntni 
des Empfangs des Gutes in der angegebenen Quantität und Qualität den Gegenbeweis 
führen und fich jo von der Bertretung des L. befreien. Es bejteht hier eine Ab— 
weichung gegen die Verpflichtung aus dem Seefonnofjement, dort ijt der Schiffer 
verpflichtet das Gut „nach Inhalt des Konnoffements‘ abauliefern: er muß aljo den 
Anhalt des Konnofjements unbedingt vertreten. (Lewis, Das Deutiche Seeredtt, 1. 
S. 309; Entich. des ROHG. III. ©. 24.) Die Anficht, daß ein gleicher Grundiag 
auch für den L. gelte, Hat in Goldſchmidt jeinen Vertreter (Handbuch des 
Handelsrechts, II. ©. 764). Xiteraturnachweis über die Frage: Entich. d. ROGG. 
VIII. 414. 

Da der legitimirte Inhaber des. felbftändiger Gläubiger betreffs der vorbezeichneten 
Rechte aus dem Frachtvertrage ijt, jo können ihm Einreden aus der Perſon feiner 
Vormänner vom Trachtführer nicht entgegengejeßt werden. Der Inhaber des L. iſt 
nur nach Inhalt der Urkunde verpflichtet ; die im L. nicht aufgenommenen Beitimmungen 
des Frachtvertrages können ihm nicht entgegengejeßt werden; dagegen fünnen ab- 
weichende, 3. B. den Frachtlohn ändernde Einreden, dem Frachtführer entgegengeſetzt 
werben. 

Der Frachtführer, welcher einen L. ausgejtellt hat, darf nicht mehr den Anordnungen 
des Abjenders Folgen, ſofern derfelbe fich nicht durch Bei des L. als noch berechtigt 
ausweilt und was Zurüdgabe des Gutes oder Ablieferung an einen Anderen als 
den im 2. legitimirten Empfänger betrifft, den L. an den Frachtführer zurüdgiebt. 
Der Unterjchied mit dem Frachtbrief (Art. 402) tritt hier hervor. 

Folgerecht ijt in Art. 418 des HGB. beitimmt, daß der Frachtführer nur 
gegen Rücdgabe des L. zur Aushändigung des Gutes verpflichtet ift; der Frachtführer 
fann, jofern der Inhaber des Y. fich nicht meldet, nach Art. 407 verfahren. 

Betreffend die mit der Webertragung des L. verbundene unmittelbar die Waare 
ergreifende dingliche Wirkung vgl. den Art. Konnojjement. 
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Lit.: Goldſchmidt, Handbuch des H.R., Bb. II. ©. 760 fi. — Thöl, H.R., 3b. IIL 
rachtrecht SS 18, 42—45, 102. — Endbemann, H.R., 3. Aufl. ©. 364, 740 ff. — Gareis, 
R., ©. 251, 350 ff., 441. — Die Kommentare zum Allg. Deutichen HGB. von v. pabn. An: 
hüß u. v. Völdberndorff, Puchelt, J zu Art. 302— 305, 413—419. — Eger, 
Das Deutſche Frachtrecht. — Rothſchild, Taſchenbüch, 25. Ausg. II. 90. 


S. 628 3.5 v. o. I. Lovbögers Historie... 


©. 625 im Art. Laffalle Lit. hinzuzujeßen: Aschinasi, Studio biografico, Milaro 
1880. — Lassalle, M. Bastiat-Schulze de Delitzsch ou capital et travail, trad. 


Keyßner. 


E. Monti avec une biogr. par C. de Paepe, Brux. 1881. — Heinze in 
Plinfere Zeit" 1881 ©. 292 fi. : * v i 
©. 628 hinter Art. Zautierbad einzufügen: 

Lawrence, William Bea, 5 23. X. 1800 zu New-York, eine Zeit 
lang Advokat dajelbit, dann Gefandtichaftsiefretär, ſpäter Charge d’affaires in 
Yondon, 1829 —50 Advofat in New-York, lehrte 1872, 1873 an der Columbia 
Univerfity internationales Recht, auch in Bofton, war einer der Begründer des 
Jnjtitut de droit international, 7 26. III. 1881. Berdient durch Ausgaben des 
Werkes (jeines Freundes) Wheaton, International Law, 1855 und 1863, befonders 
aber des Commentaire sur les Elements du droit international et sur l’histoire 
des progres du droit des gens de Henry Wheaton, Yeipzig 1868—80 (4 Bände). — 
Ferner: Indirect claims of the United States under the Treaty of Washington 
of may 1871 — Administration of Equity Juris prudence, Boſton 1875. 

CS hhriftenverzeihnih in Ann. de l'Inst. de dr. int., 3. et 4. anndes tome Il., 
Brux. 1880, p. 38—40, und in ber unten angeführten Etelle der Kevue de dr. int. 

git.: Rivier in der Revue de droit intern. XIII. 314, 315. — Charles Brocher in 
Nouv. Revue historique 1881, p. 387—399. — Revue generale 1881, p. 375. — Drake, 
Diet. of Amer. Biography, Boston 1879, p. 533. Teihmann. 


©. 660 im Art. Lezardière Kit. hinzuzufegen: De Foresta, L’adulterio del marito, 


Milano 1881. p. 141. 
. 661 - ——— Lit. hinzuzuſetzen Geuer, Die Kirchenpolitik des Kanzlers 


. 663 im Art. Lieber Schriften lebte 3. l. Writings. 
. 666 im Art. Linguet Lit. hinzugufeßen: Revue britannique, aoüt 1881, p. 431—459. 
. 672 * Art. au Kit. hinzuzujegen: Morselli e Tamburini, La mente di €, Livi, 
eggio 1881. 
. 696 im Art. Maiftre Lit. binzugujeßen: Molinier in Rec. de l'Acad. de Legislation 
de Toulouse XX VIII. 257. 


S. 732 hinter Art. Maß: und Gewichtsordnung einzufügen: 

Matile, Georges Auguste, & 1807 in Neuchätel, Proieffor dafelbjt 
1839—48, verließ die Heimath bei Ausbruch der Revolution, ging nad) Amerika, 
juleßt im Patent Office thätig, 7 6. II. 1881 zu Waſhington, Mitarbeiter an der 
Revue de droit international. 

Seine rechtähiftorischen Werke über Neuenburg erwähnt Schulze, Die ftaatärechtliche 
Stellung des Fürſtenthums Neuenburg, Jena 1854 ©. XIV, XVII-XIX. — ferner: De 
Vautorit€ du droit romain dans la principaut& de Neuchätel, 1838. — Le Miroir de Souabe 
d’apr&s le manuscrit frang. de la bibl. de la ville de, Berne, 1843. — Etudes sur la loi 
Gombette, Tur. 1847. — Les &coles de droit aux Etats-Unis, 1864 (R. H.). 

Zit.: Rivier in ber Revue de droit international XIII. 213, 214; Derjelbe in feiner 
Introd. hist. au droit romain, 1881 p. 579, 637. Zeihmann. 
©. 748 hinter Art. Meyer einzufügen: 

Micelien, Andreas Ludwig Jakob, 51801, wurde 1829 außerordentl. 
Profeſſor der Gejchichte in Kiel, konnte aber, da jeine in vielen Schriften zur Landes— 
geichichte ausgeiprochenen Anfichten in Kopenhagen nicht Zuftimmung fanden, eine 
ordentliche Profeffur nicht erlangen, weshalb er 1842 als ordentlicher Profeffor des 
Staats» und Völferrechts nach Jena ging, wo er bis 1852 thätig war. In den 
Vorftand des Germanifchen Muſeums gewählt, behielt er diefes Amt bis 1864 
und lebte jeit 1867 in Schleswig mit wifjenfchaftlichen Arbeiten beichäftigt, F 11. II. 
1881 dajelbit. 


ANA A 


or 
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Schriften: Diss. de exceptione rei venditae et traditae, Berol. 1825. — leber bie 
vormalige Landesvertretung in Schleswig.Holftein mit beſonderer Rüdfiht auf die Aemter 
und Landſchaften, — 831. — Der ehemalige Oberhof zu Lübeck und ſeine Rechtſprüche, 
Altona 1839. — Grundriß z. Vorleſ. über pofit. Völkexrecht, Kiel 1840. — Entſtehung und 
Begründung der Predi erimahl in Scleswig:-Holftein ala proteft. Reform (Jubelichrift), Kiel 
1841. — Sammlung Altditymaricher Rechtsquellen, Altona 1842. — Acta judicialia in causa 

uae inter Comites Holsatiae et Consules Hamburgenses medio saec. XV. agitata cost de 
libertate civit. Hamb. publica, 1844. — Polem. Erört. über die Schlesw.-Holftein. Staats 
jucceffion, Zeipz. 1844 u. 1846. — Ueber bie Geneſis der Jury, Leipz. 1847. — Die vier 
wichtigften Attenftüde der Scleswig’ihen Ständeverfammlung von 1846, Jena 1847. — 
Die Haudmarke, Jena 1853. — Die Rathöverfaffung von urt im Mittelalter, Jena 
1855. — Rechtsdenkmale aus Thüringen, Jena 1859—1862. — Ueber Schleäw.:Holfteiniiche 
Erbfolge (auch franz., Leipzig), Gotha 1864. — Bon vorcriftlichen Hultusftätten in unferer 
Heimath, Schleew. 1878. 

Lit.: Augsb. Allg. Zeitung 1881, ©. 733. — Krit. Ueberfchau I. 433—436. 

Zeihmann. 

. 772 im Art. Milton Lit. Hinzugujegen: Stern, Geichichte ber Revolution in England, 
Berlin 1881. 
. 794 im Art. Mohl Lit. hinzuzufeßen: Schulze in v. Weech, Bab. Biographien, III. 
(1881) 85—109. 


883 im Art. Nicolini Lit. (legte 3.) I. Brusa, Appunti... 


. 952 im Art. Oppenhoff Schriften 3.3 v. u. I. (5. bis 8. Aufl. [1881] beforgt von 
feinem jüngeren Bruder . . Berfafler des Kommentars zu ben Preuß. Geiehen . . 

. 964 3.7 v. u. füge hinter „a. a. O.“ hinzu: „L* und 3.5 v. u. füge hinter „find,“ 
hinzu: „ala DO.“ 

‚971 3. 12 v. o. [. Laerebog. 


aaa a Ma 


G) 


Band II. 


S. 3 im Art. Pacifici-Mazzoni Lit. hinzuzuießen: Sampolo, Di G. Ugdulena e di 
E. Pac. Mazz., Palermo 1881. — Revue generale 1881, p. 503, 504. 

©. 4 im Art. Paillet Lit. (letzte 3.) I. Liouville. 

E. 28 Hinter Art. Peculium einzufügen: 

VPellat, Charles Auguste, 5 6. X. 1793 zu Grenoble, wurde dajelbit 
1820 prof. suppleant, in Paris 1827, Profeſſor des Pandektenrechts daſelbſt 18329, 
Doyen 1847—1868, Mitglied der Akademie, F im November 1871. 

Schriften: Trait& du droit de gage et d’hypoth&que chez les Romains, trad. de 
Vallem. de Schilling, 1840. — Cours d’introd. génér. A l’etude du droit ou Encyclopedie 
juridique par Falck trad. de l’allemand, 1842, — Institutes de Gaius, 1844. — Precis 
d’un cours sur l’ensemble du droit prive des Romains, trad. de allem. de Marezoll, 2. ed. 
1852. — Textes de droit romain sur la dot, 2. éd. 1853. — Expose des principes 
generaux du droit romain sur la propriété et sur l’usufruit, 2. &d. 1853. — Textes 
choisis des Pandectes, 2. ed. 1866. — Manuale juris synopticum, 6. &d. 1874. 


„2it.: Rivier, Introd. historique au droit romain, 1881 p. 633. 
Zeihmann. 
©. 42 im Art. Petrus Ravennas kit. ——— Gierke, Das Deutſche Genoſſenſchafts— 
» recht, Bd. III. (1881) Berichtigung S. 417, 654. 
©. 57 hinter Art. Phillips, Georg J. einzufügen: 


Phillips, Georg, & 3. IV. 1841 in Glbing, Sohn des dortigen Ober: 
bürgermeijters und Neffe von Georg Ph. (Bd. III. ©. 57). Er ftudirte von 1859 an in 
Königsberg, Jena, Göttingen und Berlin; wurde 1864 Doktor, arbeitete auf den 
Pibliothefen in Breslau, Wien und Berlin und bHabilitirte fi 1870 in Halle. 
1872 wurde er außerordentlicher, 1873 ordentlicher Profeffor in Königsberg, wo er 
über Kirchenrecht, Völkerrecht, Encyflopädie und Deutſche Nechtägeichichte las. Gr 
jtarb 8. IV. 1877 an einem Herzleiden. 
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Schriften: Quid ius catholicum et protestanticum statuerint de impedimento quod 
vocant deficientis conditionis, 1864. — Zeitichrift für Kirchenrecht, v. 360 # Das 
Regalienrecht in Frankreich, 1873. — 


©. 58 im Art. Pifanelli IL, z zu Tricaſe. In ber Lit. a Stampacchia, 
Giuseppe Pisanelli, Lecce 1880. — — généralo 1881 
. 166 im Art. Priſenrecht 3. 23 v —— aniſation“ ſtatt „P.organis- 
ſation“. Z. 8 v. o. l. 1854* — Ne 4", ’ — 
. 167 3 4 v. o. I. „1778 ftatt „Ile, 3. 25 v. o. I. „Priſenrechtsgeſetze“ ftatt 
„P. Geſetze“. 


e 
©. 172 3.11v. o. I. „art. 41* ftatt „art. 11°. 8.22 v. u. I. „erhalten“ ftatt „enthalten“. 
©. 174 3.4 v. u. I. „erzwungenen Stillliegens“ ftatt „erzivungener Stellungen“. 

S. 175 3.39 v. o. I. „Maning” ftatt „Morning“. 
S. 240 hinter Art. BPupillarjubftitution einzufügen: 


Burgoldt, Johann, war zwilchen 1480—90 Beifiter des Gifenacher 
Schöppenjtuhls, jowie Stadtichreiber dajelbit. 
Er Ihrieb: Das Rechtsbuch (herausgeg. von Ortloff, Sammlung Deuticher Rechts— 
quellen, Jena 1860, 2. 3b.) 
Lit.: Stobbe, — II. 144-147; Derfelbe, Deutſches Privatrecht, I. 80. 
Zeihmann. 
S. 241 hinter Art. Putativehe einzufügen: 


Pütter, Johann Stephan, 5 25. VI. 1725 zu Iſerlohn, jtudirte in 
Marburg, Halle, Jena, habilit. fich 1744 in Marburg, wurde 1746 außerordentt. 
Prof. in Göttingen, 1757 Hofrath und ord. Prof. des Staatsrechts, begleitete 1764 
und 1790 die Kurbraunſchw. en zur Kaiferwahl, 1770 Geh. Jujtizrath, 
1797 Ordinarius der Juriftenfafultät, 7 12. VIII 1807. 


Schriften: Elementa jur. priv., 1748, 3. ed. 1776. — Elem. * publici Germ, 1754, 
jeit 1770 unter dem Titel: Institutiones juris publici Germanici, VI. Gott. 1802; "deutich 
von Graf Hohenthal, mit Anmerkungen vom Senator Grimm, Bayreuth 1791. — Ent: 
wurf einer jur. Encyfl. 1757 (Neuer Verfuc einer jur. Encyll. und rg 1767). — 
Primae lineae jur. priv. principum spec. Germaniae, ed. I. 1768, ed. III. 1789. — Syl- 
loge comment. jus priv. illustrantium, 1768, 1779, 1789. — Beitr. zum Deutfchen 
Staatd- und Fürftenrechte, Gött. 1777, 1779. — "Grörterunge en und Beilpiele des Deutichen 
Staats- und Fürſtenrechts, Gött. 1793, 1794. — Geift des Weftphälifchen Friedens, 1795. — 
Ueber die Mikheirathen Deuticher Fürften und Grafen, 1796. — Hiftorifch e Entwidelung 
* me Staatäverfaffung des Deutſchen Reichs, Gött. 1786 (1790 ins Englifche überfegt), 

Aufl. 1793. — Litt, des Deutichen Staatörechts, Gött. 1776—1783, fortgejegt von Rüben 
3 1792. — Auserleiene Rechtsſalle aus allen Theilen der in Deut chland üblichen Rechts— 
gelehrſamleit, Gött. 1763—1809. 

Lit.: wehrt . be3 18. — —“ Aufl. 1864, Bd. III. S. 309 
Bd. IV. ©. 96, 221 ff. — Mohl, 1. ©. gluntiäti, StaatsWört.B. VIII. 
©. BU — Pütter’ 3 Eelbhbiographie ik. “1798 Zeihmann. 


Pütter, 8. Th, & 3. IV. 1803 in der Stennort bei Hagen in der Graf— 
ichaft Mark, war Profeſſor zu Greifswald, T 13. V. 1873. 

Schriften: Beiträge zur Bölterrechtägeichichte und Zeitlenkbaft, Leipz. 1843. — Das 
praftijche Valle Fremdenrecht, Leipz. 1845. — Der Inbegriff der Rechtswiſſenſchaft, 
Berlin 1846. — Be Te jr Staatäwiflenicaft 1850, ©. 299 ff. — Archiv für civil. Praxis 
XXXVIL. 384; XXX 

Lit.: Kaltenborn, — — Mohl, 342, 379, 443. — Bulmerincq, 
Praxis, Theorie und KRodififation er —S vehu 1874, S. 89. Zeich 

Teichmann. 


Püttmann, Joſias Ludwig Ernſt, F 1730 zu Oſtrau bei Zörbig, ſtud. 
in Leipzig, wurde Advokat, 1761 Doktor, 1764 Oberhofgerichtsadvofat, 1771 ord. 
Prof., zog ſich 1779 zurück, T 1796. 

Schriften: Diss. de querela inofficiosi test. fratribus uterinis haud concedenda, Lips. 
1761. — Interpret. et obs, lib. sing., Lips. 1763. — Probab. jur. lib. sing, Lips. 1768, 


1773. — Adversariorum jur. civ. 1. 1.—III., Lips. 1778. — Diss. de variis causis nonnullis 
adulterii poenam mitigandi spuriis, Lips. 1775. - Elementa jur. crimin., Lips. 1779, ed. 
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Biener, 1802. — Elem. jur. feud., Lips. 1781. — Er gab heraus: Mascovii opuscula 
— * — 1776. — Westenbergii opusc. acad. trias, 1795. 
eujel, Lexikon, X. 558—563. Zeihmann. 
e. ie im w Röder 3.61. „Giron“ ftatt „Giner“. Der Kit. ift hinzuzuſetzen: Straud 
ind. Weech, Bab. Biographien, III. (1881) ©. 130-132. 
S. 526 hinter Art. Sambaber einzufügen: 

ESamuely, Adoli, 5 21. XII. 1843 zu Jägerndorf (Defterr. Schlefien), ver- 
lebte einen Theil jeiner Jugend in Ungarn, wurde durch feine Studien nach Deutich- 
land geführt, wo namentlich Heidelberg auf feine wiffenschaftliche Richtung enticheidend 
einwirfte, promovirte 1865 zu Heidelberg, Dozent dajelbit, als Profeſſor nach Bern 
berufen, an welcher Hochichule er während zehn Jahren mit großem Griolge Lehrte, 
7 (als Reftor) 30. VIII. 1881. 

Schriften: Das Prinzip der Minifterverantwortlichkeit in der fonftit. Monarchie, Berl. 
1869. — Art. 50 der Schweiz. Bundesverfaſſung vom 29. Mai 1874. Gutachten. Bern 
1875. — Zur Interpretation des Art. 50 Abſ. 2 der Echweiz. — — v. 29. Mai 
1874, Bern 1875 (auch franzöſiſch). — Gerichtsſaal Bd. (1880) S. 1—30. — Lehrbuch des 
Sirafrechi⸗ (Manuſkript). 

Lit.: Der Bund Nr. 241 vom September 1881. — Krit. ——— XL 615. — 
Gareid und Zorn, Staat und Kirche in dev Schweiz, I. (1877) S 

Teichmaun. 
S. 531 3. 9 v. o. l. „Contilio“ ftatt „Consilio“. 
©. 532 im Art. Saylass Schriften (drittleßte 8.) I. Guthrie, Edinb. 1869, 2. ed. 1830. — 
In der Lit. ——— Laurent, Droit civil international, 1830 I. 608 ss., 
. 593 . v. ul. „nach“ ftatt „aus“. 
4 vd. u. I. „sulla“* ſtatt „sulta“. 
.711 24 v. pr I. „gegen 1500“ ftatt „900*. 
. 823 hinter Nrt. Stübel einzufügen: 

Stüdgüter. 1) Der Scefrachtvertrag bezieht fich entweder auf das Schiff im 
Ganzen, oder einen verhältnißmäßigen Theil oder einen beſtimmt bezeichneten Raum 
des Schiffes, endlich auf die Beförderung einzelner Güter, dieſe heißen S. Man 
ſagt „auf S. laden“ charge à cueillette, ein ſo befrachtetes Schiff engl. general 
ship. Liefert der Ablader auf Aufforderung des Schiffers die ©. nicht ohne 
Verzug ein, jo hat Lebterer feine Verpflichtung zu warten, vielmehr Anjpruch auf 
Frachtlohn oder Ausfall, ſofern Erjaßgüter eingenommen find. Sind die ©. bereits 
geladen, jo jteht dem Ablader kein Anfpruch auf Wiederausladen zu, wenn damit 
eine Verzögerung der Reife verbunden, oder ein Umladen nöthig wird; es jei denn 
alle übrigen Berrachter genehmigten. Jedenfalls ift die volle Fracht mit Auslagen 
zu zahlen und wegen etwaigen Antheils an Havarie, Bergungshülfsfoften u. Bodmerei— 
geldes Sicherheit zu jtellen. Iſt mit dem Schiffer, welcher auf ©. geladen, die Zeit der 
Abreife nicht beitimmt, jo wird fie durch den Richter des Ladungsplatzes (Preußen, 
Hamburg, beide Medlenburg, Oldenburg der Amtsrichter; Lübeck, Bremen, bei 
Merthen bis 300 Mark ebenfalls, jonft Handelsgeriht — Ztichr. f. d. geſ. H.R. XXV. 
©. 522 ff.) feſtgeſetzt. Im Mebrigen wird auf den Art. Seefracht verwieſen. 

git.: Kommentar zum Allgem. Deutichen HGB. von Makower zu Art. 557, 589 
bis 591, "505, 606, 643. — Lewis, Das Deutiche Seeredt. — Kaltenborn, Seerecht. 

2) ©., welche nicht nach Maß oder Gewicht, jondern nad) der Stüdzahl auf: 
geführt und verkauft werden (Ballen, Ries, Pad, Gros u. j. w.). Solde ©. jind 
Papier, Garn, Stab und Faßholz, Leder, Kohlen (Lowry Steinkohlen = 100 Gtr., 
Braunfohlen = 200 Gtr.) u. ſ. w. 

Lit.: Rothſchild, Taichenbuch für Kaufleute, 25. Aufl. I. S. 284. Keyßner. 
©. 888 im Art. Tiſſot Lit. I. Vapereau — Nour. Revue hist. 1880, p. 50 (cahier no- 


vembre, decembre). 
©. 893 im Art. Todesſtrafe 3.9 v. u. I. Peltanftalten (Patent vom 21. Mai 1805). 
©. 951 3. 24 v. u. füge binter — hinzu: „oder außerordentliche“. * 10 v. u. l. 
„iind“ ftatt „bier“. N ul. „nicht abgeändert, da bie U. zu den räfunptionen 
(EG. zur ERÜ. N 16 Ar. ij gehört.“ 


AAAM 
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5. 92 3.8 v. o. I. „656 ff.“ ſtatt „6, 56 ff.“ 
5. 1004 hinter Art. Balla einzufügen: 


Balroger, François-Lucien de, 51807 zu Avranches, ftudirte in Gaen, 
bromovirte 1832, wurde 1837 Profeffor des Code civil, lehrte 12 Jahre neben 
Demolombe, daneben Advofat, errang 1850 in Paris den Lehrjtuhl der Geſchichte 
des Römischen und Franzöfifchen Rechts, welcher für Poncelet gegründet worden war, 
ri 830. VII. 1881. 

Er ſchrieb namentlich: Les Barbares et leurs lois, 1867 (Revue critique). — Les 
Celtes, la Gaule celtique, 1879. 

Zit.: Gazette des Tribunaux du 3 septembre 1881. — Semaine —— p. 592. 

eihmann. 
©. 1005 3.6 v. o. I. „dieſe“ ftatt „dieſen“. 3. 11 v. u. I. „nuda“ flatt „eine“. 
©. 16% 11 v. u. l. „Grund befih⸗ ftatt „ — 
©. 1218 18 u. 17 v. u. ftreihe: „und dem ganzen Norbbeutichen Bunde für die Wahlen 
zum Reichstage“ 
©. 1293 hinter Art. Weogſelprozeß einzufügen: 

Wechſelregreß (von regredi, Zurückgehen, Zurückgreifen) umfaßt im Allge— 
meinen die Thatſache, daß ein Wechſelinhaber wegen eines die Wechſelzahlung ge— 
fährdenden Ereigniſſes ſich „zurüchvendet“ an einen Wechſelſchuldner, welcher Ab— 
bülfe oder Erſatz ſchaffen muß, weil er „regreßpflichtig“ iſt. Dieſe Thatſache tritt 
insbeſondere bei der Tratte ein, dann nämlich, wenn der nächſte Zweck der Tratte, 
daß der Bezogene eine Zahlung an den rechtmäßigen Inhaber der Tratte leiſten 
ſolle, nicht erreicht werden kann oder die Erreichung deſſelben wenigſtens als un— 
wahrſcheinlich oder gefährdet erſcheint: dann kann ſich der Inhaber des Wechſels 
an Denjenigen oder an Diejenigen, welche ihm oder ſeinen Vormännern den Wechſel 
gaben (begaben), zurückwenden: im Uebrigen hat dieſes Sichzurückwenden einen 
je nach ſeiner Veranlaſſung ſehr verſchiedenen Inhalt. Wenn der Bezogene, nachdem 
ihm der Wechſel zum Zweck der Annahme (Acceptation) präſentirt wurde, die An— 
nahme verweigert oder nicht vollſtändig ertheilt oder gar nicht aufzufinden iſt u. ſ. w., 
ſo hat der Inhaber des Wechſels Grund zu befürchten, es werde auch die gehoffte 
Zahlung am Verſalltage verweigert werden, und dieſer Befürchtung oder wenigſtens 
Unficherheit wegen fann er ſich an den Ausfteller (oder die Indoffanten) zurückwenden 
und don ihmen Sicherheitöbeitellung fordern. Dies iſt der „Regreß Mangels Ans 
nahme”. Ganz diefelbe Befürchtung tritt aber auch dann ein, wenn der Bezogene 
zwar den Wechſel acceptirte, hinterher jedoch, bevor der Berfalltag eintrat, in eine 
derartig ſchlimme Vermögenslage geräth, daß er am Verfalltage vorausfichtlich faum 
im Stande fein dürfte, die Wechjelfumme zu zahlen, jelbft wenn er fie auch zahlen 
wollte. Deshalb kann fich auch in diefem Falle der Inhaber des Wechſels an den 
Aussteller oder die jonftigen Vormänner zurüdwenden, indem er von ihnen Sicher: 
heitöbeftellung fordert, und diefe Forderung ift der „Regreß wegen Unficherheit des 
Heceptanten“. Diejer Regreß und der zuerjt erwähnte „Regreß Mangels Annahme“ 
bilden die beiden Fälle des ſog. „Seluritätsregrejjes“, „Regreß auf 
Sicherſtellung“, Kautionsregreß. 

Don noch größerer Bedeutung als der ſog. Sicherheitsregreß iſt jedoch der 
„Regreß Mangels Zahlung“; auch von diefem kennt unſer Recht zwei Arten: 
Gritend: Wenn bei Verfall des Wechſels die Zahlung deffelben aus irgend welchem 
Grunde nicht erfolgt (gleichviel ob der Wechjel vom Bezogenen vorher angenommen 
worden war oder nicht), jo tritt die (jubjidiäre) Haftpflicht des Ausſtellers und der 
Indoffanten, überhaupt der Wechjelgaranten in den Bordergrund und gelangt zur 
wichtigften Weußerung: der Inhaber des Wechſels (d. i. der Nemittent oder, wenn 
der Wechſel girirt wurde, der lebte Indoſſatar) wendet fich mit der Forderung der 
Regreßfumme zurüd an die Garanten des Wechſels. Dieſe Forderung ift der 
„Regreh des MWechjelinhaberse Mangels Zahlung“. Zweitens: Wenn der MWechiel- 
inhaber den ebenerwähnten Regreß Mangels Zahlung genommen hat, und zwar 
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indem er von einem Indoſſanten des Wechſels die Zahlung der Regreßſumme forderte 
und gegen Aushändigung des Wechſels auch wirklich erlangte, ſo daß nun dieſer 
Indoſſant in den Beſitz des Wechſels geſetzt iſt, ſo kann ſich dieſer nun ſeinerſeits 
bezahlt machen durch einen Regreß an ſeine Vorgaranten (nämlich den Ausſteller 
und die allenfallſigen Vorindoſſanten) und dieſer Regreß heißt „Rembours— 
regreß“, auch „Regreß des Indoſſanten“. — 

Alle Regreßforderungen haben materiellrechtlich denſelben Charakter wie die 
Klage auf Zahlung der Tratte, welche gegen den Acceptanten erhoben wird: ſie ſind 
wechſelmäßige Anſprüche; dieſer ihrer Natur nach eignen ſie ſich insgeſammt zur 
Einklagung im Wechſelprozeſſe; allein bei den Sekuritätsregreſſen finden — der 
Natur des Urkundenprozeſſes wegen — Ausnahmen ſtatt, hierüber ſ. d. Art. Wechſel— 
prozeß. Wenn die Regreßklage im Wege des ordentlichen Verfahrens gegen den 
Wechſelſchuldner (Regreßſchuldner) erhoben wird, ſo bleibt ihm doch die materielle 
Wechſelſtrenge und der regreßpflichtigte Beklagte (Ausſteller, Indoſſant oder Avaliſt) 
darf ſich auch im ordentlichen Verfahren nur ſolcher Einreden bedienen, welche aus 
dem Wechſelrechte ſelbſt hervorgehen oder gegen den jedesmaligen Kläger zuſtehen 
(ſ. d. Art. Wechſeleinreden und Wechſelprozeß). Normale Vorausſetzung 
jeder Regreßnahme iſt die formelle Beurkundung jener gefährdenden Thatſache, wegen 
welcher der Wechſelinhaber Regreß nimmt; dieſe Beurkundung iſt der Proteſt 
(ſ. d. Art. Wechſelproteſt). Wie der Proteſt je nach ſeiner Veranlaſſung einen 
ſehr verſchiedenen Inhalt und Zweck hat, ſo auch die Regreßnahme im Einzelnen. 

Verweigert der Bezogene die Annahme oder giebt er eine Erklärung ab, 
welche der Verweigerung der Annahme wechſelrechtlich gleichkommt, ſo kann der 
Inhaber des Wechſels gegen Aushändigung des Mangels Annahme aufgenommenen 
Proteſtes von dem Indoſſanten und dem Ausſteller Sicherheitsbeſtellung dafür fordern, 
daß die Bezahlung der Wechſelſumme oder des nicht angenommenen Betrags der— 
ſelben, ſowie die Erſtattung der durch die Nichtannahme veranlaßten Koſten am 
Verfalltage erfolgen werde; die Regreßpflichtigen haben aber das Recht, auf ihre 
Koſten die ſchuldige Summe bei Gericht oder bei einer zur Annahme von Depoſiten 
ermächtigten Anjtalt oder Behörde niederzulegen. (In Betreff der Depofition ſ. 
Kowalzig,a.a. D.©.72, 73). Die geforderte Sicherheit kann in VBerpfändungen, 
Bürgichaftsbeitellung u. dal. beſtehen; zur Yegitimation des Regreßberechtigten gehört 
lediglich der Befit der Protefturfunde; die Wirkung der bejtellten Sicherheit eritredt 
fich über die veranlaffenden Regreßberechtigten hinaus: die Kaution haftet auch allen 
übrigen Nachmännern der Bejtellung, infofern fie gegen ihn den Regreß auf Sicher: 
jtellung nehmen ; fie find weitere Sicherheit zu verlangen nur in dem Fall berechtigt, 
daß fie gegen die Art oder Größe der Kaution begründete Einwendungen geltend zu 
machen im Stande find. Ueber das weitergehende Franzöftiche (Code de comm. 
art. 120, 163) und das ältere Recht j. Kuntze, a. a. O. ©. 92 ff.; Bierer, 
a. a. O. ©. 76. 

Die Kaution muß zurückgegeben werden, wenn ſie zwecklos iſt. Dies iſt der Fall, 
ſobald die wechſelmäßig vollſtändige Annahme des Wechſels nachträglich erfolgt; 
ferner wenn die Kaution verjährt iſt: nämlich wenn gegen denjenigen Regreßpflich— 
tigen, welcher die Sicherheit beftellt hat, binnen Jahresirift vom Berfalltage des 
MWechjeld an gerechnet, auf Zahlung aus dem Wechſel nicht geklagt worden it; 
oder endlich, wenn die Zahlung des Wechſels erfolgt, oder die Wechjelkraft defjelben 
erloſchen iſt. 

Der zweite Fall von Sicherheitsregreß liegt vor, wenn Sicherheitsproteſt in 
einem der unter dem Art. Wechſelproteſt Ziff. 3 (ſ. oben Bd. III. ©. 1289) auf- 
gezählten gejeglichen Fälle richtig erhoben worden ift. Dabei hat der Befier des Wechiels 
zunächſt von dem Acceptanten Sicherheitsbejtellung zu verlangen; der bloße Befit des 
Wechjels vertritt hierbei die Stelle einer Vollmacht, in gejeglich aufgezählten Fällen 
von dem Acceptanten Sicherheitsbejtellung zu fordern und, wenn folche nicht zu erhalten 
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iſt, Proteſt erheben zu laſſen. Dieſe gegen den Acceptanten gerichtete Kautionsforderung 
iſt eine Wechſelforderung, fie umfaßt auch die Proteſt- und Prozeßkoſten und kann, 
joweit fie im Urkundenprozeß geltend gemacht werden könnte (alfo Fungibilien ge— 
fordert werden u. ſ. w.), im Wege des Wechjelprogeffes geltend gemacht werden. Doc 
fteht dem Acceptanten eine Einrede gegen den Kautionsanſpruch zu, wenn das zwischen 
ihm und dem Kautionäfläger bejtehende Rechtsverhältniß (3. B. Dedungsverhältniß) 
feinem Zwede und Inhalte nach die Zuläffigkeit des Sicherftellungsanjpruchs aus— 
jchließt (f. die Entich. dee ROHG. bei Borhardt, a. a. D. ©. 176 Zuj. 390), 
vorausgejeßt, daß die Einrede vorliegenden Falls auch prozekrechtlich zuläffig iſt. 
Um die Sicherftellung dom Acceptanten zu verlangen, bedarf es der Protejtauinahme 
nicht (auch bei domilizirten Tratten nicht, j. Entich. bei Borchardt, a. a. D. 
©. 174—175 Zuf. 384); diefelbe wird erſt nöthig, wenn der Acceptant die Sicherheit 
nicht leiftet; dann ift der Inhaber des Wechſels nämlich nur unter der Voraus— 
jegung in der Lage, Sekuritätöregreß gegen die Garanten des Wechſels zu nehmen, 
daß durch eine Protefturfunde ſowol die Unficherheit des Acceptanten, nämlich das 
Vorhandenſein eines der gejeglichen Gründe jener Proteftaufnahme (Konkurs oder 
jonftige Infolvenz, hierzu vgl. die Entich. des ROHG. Bd. X. ©. 168; Bd. XI. 
©. 275, fruchtloſe Grefution), als auch die Verweigerung der Kautionäbeitellung 
jeitens des Acceptanten konſtatirt ift. 

Wenn in den beiden gejeßlich aufgezählten Unficherheitsfällen die Sicherheit 
von dem Acceptanten nicht geleiftet und deshalb Proteft gegen denjelben erhoben 
wird, auch von den auf dem Wechſel etwa benannten Nothadrefien die Annahme 
nad Ausweis des Protejtes nicht zu erhalten ift, jo fann der Inhaber des MWechiels 
und jeder Indoflatar gegen Auslieferung des Protejtes von feinen VBormännern Sicher: 
beit fordern (Art. 25—28). Nach einer Entich. des ROHG. (Bd. XX. ©. 112) 
ift durch die Beitimmungen der WO. nicht ausgeichloffen, daß aus Gründen, die 
das Wechjelrecht nicht nennt, wol aber das einjchlägige Landes- oder Gem. Recht an= 
erfennt, Arrejt gegen einen Wechjeljchuldner zum Zwede der Sicherftellung verfügt werde. 

Während dem Sicherheitsregreß überhaupt nur die Bedeutung einer vorbereitenden 
und für GEventualitäten fichernden Maßnahme zukommt, befiegelt der Regreß 
Mangeld Zahlung das Scidjal einer wechjelrechtlichen Forderung definitiv; 
die Einführung des Regreſſes Mangels Zahlung krönt gewiffermaßen den Bau der 
wechjelrechtlichen Anfprüche und jchafft erit die Girkulationsfähigkeit der Wechjelbriefe 
in großem Maßſtabe. Dies gilt namentlich und in erjter Linie von dem „Regreß 
des Inhabers“, nämlich des Remittenten oder legten Indoſſatars, d. i. desjenigen, 
welcher Protejt Mangels Zahlung erheben ließ. 

In der Geichichte diejes Regreßrechts macht fich geltend, daß die formale 
Natur des Wechſels, jowie die ordermäßige Negoziabilität deſſelben fich nur 
allmählich entwidelten, demnach die Mebertragung der Wechjeliorderungen von einem 
eriten Gläubiger auf einen zweiten ala Art einer Ceſſion aufgefaßt und behandelt 
wurde; daraus erklärt fi), daß die älteren WO. dem regreßnehmenden Wechjel- 
inhaber nur den Reihenregreß (regressus per ordinem) gejtatteten, welcher darin 
beitand, daß jeder Wechjelinhaber fich nur an feinen unmittelbaren Bormann, der 
lebte Indoffatar fich demnach nur an feinen, den legten Indoffanten halten fonnte — 
gleichwie etwa ein Geffionar nur jeinen Gedenten im Eviktionsfalle in Anfpruch 
nehmen fann. Nachdem aber die Bedeutung des an Order gegebenen Wechjelver- 
jprechens volljtändig und richtig erfaßt worden, diefem entiprechend die Wechjel- 
begebung des Ausjtellers und eines jeden Indofjanten jo zu veritehen ift, daß daraus 
jeder ordnungsmäßige Nehmer des Wechſels berechtigt werden foll, hat das Ein- 
halten jener Reihenfolge in der Regreßnahme feinen Sinn mehr und demgemäß 
räumt die Deutihe WO. dem Wechjelinhaber, welcher Regreß nehmen will, ein 
unbeſchränktes Wahlrecht unter den Regreßpflichtigen ein, infofern er nach -jeiner 
Wahl Regreß nehmen kann gegen den Ausjteller, den erjten, zweiten oder einen 


1530 Bechfelregreh. 


ipätern Indoffanten, einen Avaliften u. j. w. oder mehrere zugleih. Die Deutiche 
WO. giebt dem Wechjelinhaber das Recht des jpringenden Regreſſes (regressus per 
saltum), und zwar mit dem vollen Variationsrechte (jus variandi), jo daß die einmal 
überfprungenen (d. 5. nicht der Reihe nach in Anfpruch genommenen, jondern einit- 
weilen von dem Regreßanſpruche verichont gebliebenen) Regreßpflichtigen durch dieſes 
Ueberfpringen nicht von dem Regrefie befreit werden, der Regreßnehmer vielmehr auf 
fie zurüdgreiten fann, wenn ihm dies nöthig erjcheint. (Nicht alle WO., welche 
den Sprungregreß geitatten, räumen auch das Bariationsrecht ein.) In zwei Be: 
ziehungen bleibt aber die Reihenfolge der vorausgegangenen Wechjelbegebungen doch 
ohne wechjelrechtliche Bedeutung, auch nach der Deutihen WO., nämlich infotern 
ala 1) der Remboursregreß mur gegen einen früheren Jndoffanten oder den Aus— 
jteller (d. i. gegen einen VBormann) — wenn auch mit Weberfpringungen — gerichtet 
werden kann, und 2) die Notifilation der beim Bezogenen mangelnden Zahlung 
der Reihe nach bewirkt werden muß, nämlih vom Nachmann an den unmittelbaren 
Dormann zu richten iſt. 

Was den Inhalt des Regreßanſpruchs anlangt, jo beſchränken fich nach geſetz— 
licher Beftimmung (Art. 50 der Deutichen WO.) die Regreßanfprüche des Inhabers, 
welcher den Wechſel Mangels Zahlung hat proteftiren lafjen, auf: a) die micht be 
zahlte Wechjelfumme nebit 6 Prozent jährlicher Zinfen vom Verfalltage ab (vgl. 
hierzu die Entich. des ROHG. vom 24. Januar 1871 und Borhardt a. a. ©. 
3uf. 585 a); b) die Proteftoften und andere Nuslagen; c) eine Provifion von 
Y, Prozent. Die vorftehenden Beträge müflen, wenn der Regreßpflichtige an einem 
anderen Orte ald an dem Zahlungsorte wohnt, zu denjenigen Kurſe gezahlt werden, 
welchen ein vom Zahlungsorte auf den Wohnort des Negrekpflichtigen gezogener 
Mechjel auf Sicht hat. (Man nennt diefe Berechnungsart das „Syſtem des fingirten 
Rückwechſels“.) Befteht am Zahlungsorte fein Kurs auf jenen Wohnort, jo wird 
der Kurs nach demjenigen Platze genommen, welcher dem Wohnorte des Regreß— 
pflichtigen am nächjten liegt. 

Der Kurs iſt auf Verlangen des Regrekpflichtigen durch einen unter öffentlicher 
Autorität außgeftellten Kurszettel oder durch das Atteft eines vereideten Mäklers, 
oder in Ermangelung derjelben durch ein Atteſt zweier Kaufleute zu bejcheinigen. 
Hierüber ſ. d. Art. Aursberehnung. 

Auf demjelben Fundamente wie der „Negreß des Inhabers“, nämlich auf der 
formalen Natur und der Negoziabilität des Wechiels, fteht der Remboursregreß; 
doch überragt diefer den erjtern, der eine größere juriſtiſche Bedeutung für fich in 
Anjpruch nehmen kann, durch eine erhöhte öfonomifche Bedeutung. Man rechnet 
den Rembonröregreß zu dem Regreß Mangels Zahlung, man könnte ihn aber 
ebenjo gut Regreß wegen Zahlung nennen; wenn nämlich ein Indoffant einen 
Wechſel, der Mangels Zahlung protejtirt wurde, freiwillig (3. B. in einer nad 
Art. 48 zuläffigen Weiſe) oder durch die Regreßklage des Wechjelinhabers gezwun— 
gen, eingelödjt hat, indem er die nach Art. 50 der WO. zuſammengeſetzte und 
berechnete Regrekfumme bezahlte, jo wird er in den Beſitz des quittirten Wechſels 
gejegt und fann fi dann für den Aufwand der Wechjelfumme bezahlt machen („fc 
rembourfiren”) dadurch, daß er gegen einen Vormann den Remboursregreß nimmt. 
Die Einlöfung erfolgt nämlich tet? nur gegen Ausbhändigung des Wechjels, des 
Protejtes und einer quittirten Retourrechnung (Art. 54 der Deutichen WO.) und 
jeder Indoſſant, der einen feiner Nachmänner befriedigt hat, kann fein eigenes umd 
feiner Nachmänner Indoſſament (insbefondere die Unterjchriiten derjelben) ausjtreichen 
(Art. 55 der Deutichen WO., ſ. Hierzu Borhardt, a. a. D. Zuſ. 625), ein aud- 
geftrichenes Indoſſament gilt aber als nicht geichrieben (Deutiche WO. Art. 36). 
Ob die Auslage, Baarzahlung u. dgl. wirklich oder in welcher Weije fie ftatt- 
gefunden hat, ift — nad Entich. d. ROHG. Bd. III. ©. 128, Bd. XIV. ©. 327, 
Bd. XVI. ©. 368 — ohne Einfluß auf den Remboursregreß. Aber auch Der: 
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jenige (nämlich ein Vormann, früherer Indoſſant), welcher auf dem Wege des gegen 
ihn gerichteten Remboursregreffes Regreß leiften mußte, fann jelbjt wieder, jojern er 
noch einen oder mehrere Vormänner bat, gegen dieje (d. i. Ausſteller oder Vor— 
indoflanten) aladann ſeinerſeits Regreß nehmen, Rembouräregreß des einlöfenden 
Remboursregreflaten, und jo fort bis fein regreßpflichtiger Bormann mehr vorhanden 
iſt. Die beim Rembouröregreß überjprungenen Indoffanten werden durch das Ueber— 
jpringen frei, weil fein Remboursregreßnehmer jurüdgreifen kann. Gin Indoffant, 
welcher Remboursregreß nimmt, it mach gefeglicher Beftimmung (Art. 51 der 
Deutihen WO.) berechtigt, von einem früheren Indofjanten oder von dem Aus— 
jteller zu fordern: a) die von ihm gezahlte oder durch Rimeſſe berichtigte Summe 
nebft 6 Prozent jährlicher Zinfen vom Tage der Zahlung; b) die ihm erjtandenen 
en eine Provifion von !/; Prozent (vgl. hierzu Entjch. d. ROGSH. Bd. XVII. 
©. 137). 

Die vorjtehenden Beträge müffen, wenn der Negreßpflichtige an einem anderen 
Orte, ala der NRegreßnehmer wohnt, zu demjenigen Kurſe gezahlt werden, welchen 
ein vom Wohnort des Regreßnehmers auf den Wohnort des Regrekpflichtigen ge— 
zogener Wechjel auf Sicht hat (d. i. Syitem des fingirten Rückwechſels). Dieje 
Berechnungen finden, wenn mehrere Rembouräregreßnahmen nacheinander erfolgen, 
jedesmal aufs Neue jtatt, — Syſtem der mehrfachen Retourrechnung. Deswegen 
fteigt die Regreßjumme mit jeder neuen Regreßnahme (Kumulationsſyſtem). (©. d. 
Art. Rursberehnung und vgl. DO. v. Wächter a. a. D., ©. 884.) 

Beiteht im Wohnorte des Negreßnehmers fein Kurs auf den Wohnort des 
Negreßpflichtigen, jo wird der Kurs nach demjenigen Plate genommen, welcher dem 
MWohnorte des Regreßpflichtigen am nächjten liegt. Wegen der Beicheinigung des Kurſes 
fommt die Beitimmung zur Anwendung, welche beim Regreh des Inhabers maßgebend ift. 

NRemboursregreß kann gegen einen früheren Indoffanten oder den Ausfteller 
nicht blos jener Indoſſant nehmen, welcher den Wechjel eingelöft hat, ſondern auch 
Derjenige Indoffant, welcher den Wechjel ala Rimejje erhalten hat. Man verfteht 
unter einer Rimefje einen gewöhnlichen gezogenen Wechjel, der von einem Inhaber 
einem Garanten diejes Wechiels als Dedung oder Zahlung einer beliebigen For— 
derung zugejandt wird, welche der Garant gegen jenen Inhaber hat oder haben 
wird, 3. B. zum Zwede der Vereinigung des Saufpreijes für eine Waarenlieferung, 
welche der Indofjant, der ein Bormann des den Wechjel zur Zahlungsausgleichung 
zufendenden Wechjelinhabers tft, an Letzteren geſandt hat; oder zum Zwecke einer 
Gutichrift im Kontoforrentverfehr. (Vgl. auch d. Art. Wechjel. Doch wird das Wort 
Rimeſſe auch in weiterer Bedeutung von Zujendung von Zahlungsmitteln und Papier 
überhaupt gebraucht.) Die Zufendung des Wechſels zum Zwed einer Zahlung oder 
Dedung (d. i. ala Rimefje) an einen Wechjelichuldner fann mit oder ohne (neue) 
Indoſſirung geichehen. Dadurch, daß der Indofjant überhaupt rechtlich in den 
Befi des eine ihm verpflichtende Unterjchrift tragenden Wechjels gelangte, ift er in 
der Lage, jeinerfeits Vormänner mit Regreß zu belangen. Ueber die Art der 
Regreßnahme jeitens des Wechjelinhabers oder des Rembourjanten — Retourrech— 
nung, Syitem des fingirten Rüdtritts, Syitem der mehrfachen Retourrechnung — 
j. die Art. Kursberehnung und Rückwechſel. Im Einzelnen ift in Bezug 
auf den Regreß Mangeld Zahlung noch darauf aufmerffam zu machen, daß nad) 
Deutichem Recht das VBariationsrecht (Art. 49 der WO.) unbeichräntt ift und auch 
der Rembourdregredient die freie Wahl unter den Wechjelgaranten hat, jedoch jo, 
daß die durch Ausübung diefer Wahl einmal Weberfprungenen frei werden; jeder 
Mechjelichuldner kann fich übrigens dem W. entziehen; es hat nämlich jeder Wechjel- 
garant das Recht, gegen Eritattung der Wechjelfjumme nebſt Zinjen und Koſten die 
Auslieferung des quittirten Wechjels und des wegen Nichtzahlung erhobenen Pro— 
teftes von dem Inhaber zu fordern. (Ginlöfungsbefugniß extra ordinem.) Ueber 
die dem Wechielnehmer obliegende Notififationspflicht j. d. Art. Notififation, 
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auch d. Art. Nothhülfe (Ehrenannahme, Art. 58 der WO.). Ueber die Ver— 
jährung des W. ſ. d. Art. Wechfelverjährung. 
Quellen: Allg. Deutiche WO. Art. 47—52. — Code de comm. art. 120 ss., 160 ss. 
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Wechſelunterſchrift. Dieſe gehört zu den wejentlichen Erforderniſſen ſowol 
des gezogenen wie des eigenen Wechjel®, forern der Ausfteller auf dem Wechjel 
fich unterichreiben muß. Sie hat zwar nicht die Bedeutung, daß durch fie allein 
ichon die Wechjelobligation entjtehe, vielmehr bedarf es zur Entſtehung von Recht 
und Pflicht aus dem Wechſel noch des Gebens und Nehmens des richtig unter 
ichriebenen Wechjelbriefes (f. d. Art. Wechjel, die Theorie des juriftiichen Weſens 
des Wechjels); allein fie ift mit Recht ala eine der vornehmſten wejentlichen Erfor— 
derniffe jedes Wechfelbriefes anzujehen, als dasjenige, welches dem Uebernehmer einer 
Wechjelverbindlichkeit die durch dieje bewirkte Bindung des Willens zunächit ins 
Bewußtjein zu rufen geeignet fein dürfte. Die Allg. Deutiche WO. bezeichnet (Art. 4 
Ziff. 5) als twejentliches Erforderniß: die Unterſchrift des Ausſtellers (Traffanten) mit 
feinem Namen oder feiner Firma; die Unterfchriitt muß eine Handichriftliche 
(Namendzug, nicht etwa nur ein Stempelabdrud) des Ausftellers jelbit oder eines 
hierzu bevollmächtigten Vertreters fein; der Profurift einer Firma ift zur Aus— 
jtellung von Wechjeln für diefelbe ohne Weiteres berechtigt und joll dabei die Firma 
in Profura und mit feinem Namen zeichnen (doch kann auch feine bloße Namens— 
unterjchrift genügen); dagegen bedarf jeder andere Handlungsbevollmächtigte einer 
bejonderen Bollmacht, welche bei der Zeichnung angedeutet fein joll. Ueber die 
Vertretungsbefugniß enticheiden im Uebrigen die Beitimmungen des bürgerlichen 
Rechte. Perfonen, die des Schreibens unkundig find, oder Blinde fünnen fich nicht 
durch eine bloße Unterzeichnung wechjelmäßig verpflichten, jondern, wenn überhaupt, 
nur unter gerichtlicher oder notarieller Beglaubigung der Unterzeichnung, worüber 
die Yandesrechte maßgebend find. Die Unterfchriit muß in jedem falle eine erficht- 
liche Unterzeichnung des MWechjelbriefes fein, d. h. örtlich am Ende oder unter 
dem Ende des Tertes jtehen (vgl. Entſch. d. ROHG. Bd. IX. ©. 422, Bd. XIX. 
©. 89), während auf den Zeitpunkt der Unterzeichnung, überhaupt auf die Reihen: 
folge, in welcher die gejeglichen Erforderniffe des Wechjels im einzelnen Falle erfüllt 
werden, Nichts ankommt. Ueber „mangelhafte Unterſchriften“ 5. Deutiche WO. 
Art. 94; Hierzu Borhardt, a. a. D. ©. 521; Gareis, a.a. D.©. 537,538. 

Aber nicht blos eine MW. des Ausftellers ift von mwechjelrechtlicher Bedeutung: 
es fann überhaupt feine wechjelrechtliche Obligation entjtehen ohne Unterſchrift des 
Uebernehmers dieſer Obligation und es wird Jedermann, der feinen Namen auf einen 
Wechjel unter dem Namen eines bereit? vorhandenen MWechjelgaranten jchreibt, 
Wechſelſchuldner; Tegteres ift der Fall beim jog. Aval, welchen man, nicht ganz 
zutreffend, auch MWechjelbürgichaft nennt. Erſteres zeigt fich daran, daß ſowol zum 
Indoſſament, ald auch zum Accept fowie zum Ghrenaccept die MW. erforder 
lich ift. (S. die einfchlägigen Art. Indojjament, Wechfelaccept, Noth: 
hülfe, auch Wechſelausſteller) In Bezug auf die Art der Unterſchrifts— 
abgabe, Beglaubigung und Bevollmächtigung gilt das von der W. des Ausitellers 
oben Gejagte; nur ift Hinfichtlich des Platzes, welchen die U. einzunehmen bat, 
abweichend zu bemerken, daß die 1. des Indoſſanten auf dem Rüden des Wechjels, 
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die des Mcceptanten ſowie des Ehrenacceptanten aber auf der Vorberjeite des Wech— 
ſels, jedoch an beliebiger Stelle derjelben jtehen darf, während die des Apvaliſten 
jtet3 unter der eines anderen Regreßgaranten zu ftehen hat. 


ap Alg. Deutſche WO. Art. 4 Ziff. 5, Art. 94. 
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Wechſelverjährung. Die Art der Cirkulation der Wechſelbriefe, die inter— 
nationale Natur des Verkehrs mit Wechſeln und die Höhe der darin verſirenden 
Werthe, ſowie die Strenge der Haftung machten von dem Beginn des Wechſelrechts 
an wünſchenswerth, der zuletzt genannte Umſtand aber auch möglich, daß die Gel— 
tendmachung der rechtmäßigen Anſprüche an kurze Verjährungsfriſten gelnüpft wird. 
In der That Haben die WO. die raſche Abwickelung der Wechſelgeſchäfte durch 
Einführung einer befonderen W. beträchtlich gefördert. Es kann übrigens darüber 
geftritten werden, ob alle diejenigen Friſten, welche im MWechjekrecht als Verjäh— 
rungsfriften bezeichnet werden, in der That folche und nicht vielmehr fog. geſetzliche 
Berriftungen find, hierüber j. Aler. Gramwein a. a. D. und den Art. Nothirijt. 
Hiervon abgejehen ijt zu fonftatiren, daß die W. nach Gemeinem Rechte nicht 
von Amtswegen berüdjichtigt wird (ſ. Entih. des ROHG. Bd. VI. ©. 229, Bd. 
II. ©. 124), nach demjelben Rechte fann aber auf die gejeglichen Verjährungsfriſten 
nicht durch vorausgegangenen Vertrag verzichtet werden (Entich. d. ROHG. Bd. IV, 
©. 377, Bd. VI. ©. 229, Bd: XI ©. 348), wol aber durch einen jpäterhin, 
nach eingetretener Verjährung abgefchloffenen Vertrag auf die Geltendmachung der 
W. (Entid. d. ROHG. Bd. IL. ©. 66, Bd. VI. ©. 367, Bd. XI. ©. 348). Die 
fürzefte W.friſt beiteht zu Gunjten des Ghrenacceptanten; jeine wechjelmäßige 
Verpflichtung erlifcht, wenn ihm der Wechjel nicht ſpäteſtens am zweiten Werktage 
nach dem Zahlungstage des Wechſels zur Zahlung vorgelegt wird. (Sit aber beim 
Ghrenacceptanten jpätejtens an diefem zweiten Werktage Proteft Mangel® Zahlung 
erhoben, jo verjährt der Anipruch gegen ihn wie der Regreßanſpruch de Wechſel— 
inhabers gegenüber dem Ausjteller und Indoffanten.) Am längſten haftet 
hingegen der gewöhnliche Acceptant: der wechjelmäßige Anjpruch gegen ihn verjährt 
erit in drei Jahren vom Berialltage des Wechjeld an gerechnet ohne Rüdficht darauf, 
ob die Aniprüche gegen die Garanten verjährt find oder nicht. Das gilt auch von 
Sichtwechjeln und von Nachlichtwechjeln. Der Berfalltag jelbjt wird nicht mitgerechnet. 
(Hierüber vgl. Entſch. d. ROHG. Bd. VII. ©. 41, IV. 344, 376, XVI. 346.) 

Die Regreßanfprüche des (lebten) Inhabers einer Tratte (Art. 50) gegen 
den Ausfteller und die übrigen Vormänner (Indoffanten) verjähren, vorausgefeht, 
daß der konkret in Anfpruch genommene Wechjelverpflichtete im Geltungsgebiet der 
Deutjchen WO. domilizirt ift: a) in drei Monaten, wenn der Wechjel in Europa 
mit Ausnahme von Island und den Farbern zahlbar war; b) in jechs Monaten, 
wenn der Wechjel in den Küftenländern von Afien und Afrika längs des Mittel: 
ländifchen und Schwarzen Meeres oder in den dazu gehörigen Inſeln diefer Meere 
zahlbar war; c) in achtzehn Monaten, wenn der Wechjel in einem anderen außer: 
europäifchen Yande oder in Jsland oder den Faröern zahlbar war. 

Die Verjährung beginnt gegen den Inhaber mit dem Tage des erhobenen 
Proteftes. Die Regreßaniprüche des Indojjanten (Art. 51) gegen den Aus— 
iteller und die übrigen Vormänner verjähren: 

a) in drei Monaten, wenn der Regreßnehmer in Guropa mit Ausnahme von 
Island und den Fardern wohnt; 
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b) in ſechs Monaten, wenn der Regreßnehmer in den Küſtenländern von Afien 
und Afrika längs des Mittelländifchen und Schwarzen Meeres, oder in den dazu ge= 
hörigen Inſeln diefer Meere wohnt; 

c) in achtzehn Monaten, wenn der Regreßnehmer in einem anderen außer— 
europäiichen Yande oder in Island oder den Tyardern wohnt. 

Gegen den Indoſſanten läuft die Friſt, wenn er, ehe eine Wechieltlage gegen 
ihn angeftellt worden, gezahlt hat, vom Tage der Zahlung, in allen übrigen Fällen 
aber vom Tage der ihm geichehenen Behändigung der Klage oder Ladung. (Ueber 
die Berüdfichtigung fremder Rechte, Statutenkollifion j. die Entſch. d. ROHG. Bo. 
XIV. ©. 258, Bd. XVHI ©. 186.) Ginfichtlich des Einfluffes der Zahlungs 
jtundungen auf die W. ſ. Entich. des ROHG. Bd. IV. ©. 375, des Protefterlafies 
ebenda Bd. IV. ©. 376, des Krieges ebenda Bd. XI. ©. 318, der Vis major 
überhaupt j. d. Art. Vis major am Ende. Der wechjelmäßige Anfpruch gegen 
den Aussteller eines eigenen Wechſels verjährt in drei Jahren, vom Verfalltage des 
Wechſels gerechnet. 

Nach der Verjährung der Wechſelklage kann gegen den Ausſteller oder gegen 
den Ncceptanten möglicherweije noch die (civilvechtliche) Bereiherungsflage 
tortbeftehen, nichteaber gegen die Indoffanten, deren wechjelmäßige Verbindlichkeit 
erloſchen ift. 

Die Verjährung wird unterbrochen a) durch Behändigung der Klage oder 
Streitverfündigung; b) durch Ueberreichung eines Gefuchs um Zuftellung einer Klage 
oder Streitverfündigung mittels öffentlicher Bekanntmachung oder Requifition 
(Deutihe CPO. $ 190); c) durch Geltendmachung des Anfpruch® in der münd— 
lichen Verhandlung (mitteld Incidentklagen und = Widerflagen oder Kompenfation) 
gemäß CPO. $ 254; d) durch mündlichen Vortrag der Klage vor dem Amtägericht, 
wenn beide Parteien erichienen find, gemäß CPO. S 461 Abf. 2; e) durch münd— 
lichen Bortrag der Klage im Termin eines vereitelten Sühneverfuchs gemäß END. 
$ 471 Abi. 2. 

In allen diefen Fällen wird die Verjährung nur in Beziehung auf denjenigen, 
gegen welchen die Klage oder Streitverfündigung gerichtet ift, unterbrochen. 

Se Allg. Deutfhe WO. Art. 60, 77—79, 100. — Code de comm. art. 189. 


: U. Gramwein, ie ge und geſetzliche Befriſtung. ine civiliftiihe und 
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Borhardt, Allg. Deutiche FAry T. Aufl. S. 324—340 u. a. — Kowalzig, Allgem 
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und des Reichöger., Giehen 1881, zu ben angef. Art. der WO. g 
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Diemembrationen L 537—538. 
Entwäflerungdanlagen L 695— 69%. 
Gemeinde, Gemeindeordnungen U. 4249. 
Gemeindebeamte II. 49—56. 
Gemeindebürgerrecht, Gemeindeverfaffung II. 


Gemeindehaushalt I. 64—67. 

Gemeinheitätheilung Il. 72—74. 

Generalverfammlung II. 79—83. 

Genofjenichaften II. 83—88,. 

— II. 126—128. 

Innungen Il. 372—374. 

Yacifiiee Ber II. 372— 328. 
uriftijche Perion “ — 

Kämmereivermöge 

tete. elaajt 1. ll. — 

Korporation 

Markloſung U. mot. 

une erinrtu, Ba 

Ortöftatuten IL DB 074, 

Zaration der Grundftüde III. 855—86L 

Verwaltungsrath Ill. 1124—1126. 

Vorſtand III. 1181—1193. 


fafer, Dr. %., #. £. geheimer Rath und 
Sle⸗ Generalprokurator, Wien: 
ee ei. ber Geichworenen L 7—10. 
Ablehnung des Richters L 10—13. 
Berichtigung bed u ling L 300-807. 
Beweisverfahren (jtrafproz.) L 375—383. 
Einleitung der eig Pa L 639—644. 
Ergänzungsgeichtvorene 
Gr ern des Hauptverjahrens L 729—743. 

tageftellu 
A er (ftrafproz.) U. 116-125. 
GSeichworene II. 138—147, 

Hauptverhandlung II. 272-294. 

ar ögeichtvorene 332 — 383. 

* en II. 336. 

ga ifte II. re 

adung der Geichtvorenen II. 607—608. 
Nebenfrage Il. 854. 
Privatanflage III 
Rechtslraft im Strafproz eh III. 284—289, 
Reduktion der is ua III. 314. 
Rejume III. 4554 
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ee (faipros) III. 517--523. 

ee III. 587— 

S engericht III. — 

Schwurgericht III. 634—642. 

— wurgerichts hof III. 642—644. 
Schwurgerichtäpräfident III. 644—645. 

Spruclifte III. 728—729. 

ee ar —— 

nterſuchungsrichter 6— 

Urliſte III. —82 

Urtheil (ſtrafproz.) I. 982—999, 

Vorunterſuchung III. 1193—1208. 

Wahripruch III. 1223—1227. 

Zeugenbeweis (ftrafproz.) III. 1391—1417. 


Gneiſt, Profefjor Dr. Rudolf, Oberverwaltungs: 
gerichtärath, Berlin: 

Armengejeßgebung L 141—150. 
Beſchwerde —— L 322— 328. 
Beſteuerung L 34 
Budget L —* 
ae L 599 — 602. 

Familienſtand L 797— 800. 
Gemeindeivege Il. 67—69. 
Grundfteuer II. 207—211, 
Indemnität II. 360-362, 
Klaſſenſteuer II. 474—476. 
Miethäfteuer II. 752—755. 
Polizeifoften IIL 69-71. 
Polizeiverordnungen Ill. 84—87. 
Schulauffiht III. 599—604. 
Schulbauten, Schulbeiträge, Schulgeld IL. 

604— 609. 

Scuilehrer III. 613—615. 
Schulzwang III. 615—618. 
Staatsrat III. 756—760. 
Steuerpflicht III. 786— 791, 
Steuerverweigerung III. 792—796. 
Unterrichtägejeßgebung III. 938—942, 
Verordnungsrecht II. 1059—1065. 
Verwaltungserefution IL 1106-1112. 
—— tra VBerwaltungsjuftiz 


MWegeordnungen III. 1295—1299. 


Sellmann, Dr., Rechtsanwalt und Privat: 
dozent, München: 
Beweisverfahren —— L 371-375. 
Elbzollgeriht L 676— 
Gerichtsvollzieher II. Tu 
— — ve) II. 116, 
get (eivilproz.) 
zogchfähigteit I Las. 
—* ſtrafen IIII 
Prozeßvollmacht III. 22422 
er gerne. II. 1055—1056. 
Werth des Streitgegenftanbes IIL 1309, 


Be Dr. Ed., Rechtsanwalt, Hamburg: 
alzujammenhang 11. 444—448, 
Sinfhins, Profefior Dr. Paul, Berlin: 
Affinität L 49—50. 
Angriffs» u. re ar ae L 110—112. 
Anwaltsprozeß L 12 
u. (civilpr.) L 150—151. 

—2 ber Verlobten L 173—174. 

Aufgebotäverfahren L 174— 176. 

97* 
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Augenichein L 184, 

Baulaft L 236—237, 

Begräbnik und Kirchhöfe L 256—257. 
Beichte, Bear L 258—259. 
Beweistheorie 

Biſchofswahlen L 389 —391. 
Genjuren L 453—459. 

Gölibat L 472—474. 

Dejerwitenjahr L 519. 

Devolution L 521—522. 

Diffelfion L 535. 

Dimifforialien L 536, 

Diſſidenten L 543 - 545. 

Duplit L 572—573. 

Ehe L 586—587. 

Ehehinderniſſe L 589-591. 
Eheprozeß L 591—593. 

GEheicheidung I. 593—595. 
Eheſchließung L 595—597, 
ange, sr Auslande) L 597—59. 
Gidesfähigleit L 612-613, 
Einſpruch (civilr.) L 651—652. 
Einftweilige Verfügungen L 656. 


Gnticheidungsgründe eibilprog,) ri 692— 693. 


Epiſtopat L 696 —H98. 

Grgängungsurtheil L 727, 

Erite . * 748—749. 

Erſuchen L 

—— L 796—797. 
amilienftiftung L 800—801. 

Qeiertage (eivilproz.) L 803 
ragerecht (im Givilprogeh) I, 880—881. 

——— a L 909—910. 
ae eu . 29, 

Gegenleiftung II. 2930. 

Gerftliche Gerichte II. 34—36, 

Geldforderungen Il. 37—38, 

Gelübde II. 

Gerichtäferien II. 93. 


Gerichtäftand im Civilprozeß II. 99—100. 
187. 


Glaubenaeid II. 
Gnadenzeit II. 191 
Gütergemeinfcaft II. 218 - 220. 
SHofgüter II. 323, 
mmunität 1I. 354355. 
nformativprozeh II. 365. 
Inkorpoxation II. 371—8372, 
Anftitution II. 375, 
Interbitt II. 375—376, 
— — II. 379. 
ntervention II. 381 
Srregularität II. 394—395, 
Sun II. 415—418. 
uftitium II. 423—424. 
SJuftizverweigerung IL 424. 
Kabinetsjuftiz II. 424, 
Kapitel IL. 432—434. 
SKapläne II. 434. 
Karbinäle II. 435—436. 
Sirchenbann II. 462 —463, 
Kirchenfabrif II. 4053—464, 
Kirchengemeinde II. 464—465. 
A II. 465—466. 
Kir a II. 467 —468, 
Klage II. 468—1470. 
Slageänderung Il. 470—471. 


Klagebeantwortung II. 471—472. 
Klagegrund II. 472—473. 
KHlagehäufung II. 473—474. 
Klöſter II. 479—480 
Kollation rchentechtlich I. 484. 
Kommende II. 489, 
Kontorbate II. — 
Konnexitätsforum II. — 
Konfiftorium II. 527 
Koften a II. sen. 
eg —571. 
Xegaten 11 
Leibgedinge I 651—652. 
Markt: und Meßſachen II. 725. 
Meiergüter II. 734— 735. 
Menjalgut II. 742—743. 
Mebitipendium 11. 746. 
Militärperfonen (civilproz.) IL 755—756. 
Morgengabe II. 805. 
Mortuarium II. 806. 
Mündlichkeit (civilproz.) II. 815—817. 
Nichtigtertäflage II. 883. 
Nominationsrecht Ba Il. 891. 
Notariat II. 893—8 
Nuntien II. — 
Obedienzeid II. 923, 
Oberkirchenrath 925— 9277. 
Offenbarungseid II. 940—941. 
Offizial II. — 
Orden II. 956—964 
Ordination II. 965966. 
— III. 5. 6 In. 

rtei, Parteiproze 16—17. 
Patriarchen III 
Patronat III. 22—23, 
Pfarrer III. 52—58. 
n ründe III. 56. 

lacet III. 60—61. 
Bontifitalien III. 90. 
Präbende III. 115. 
Prälaten II. 117—118. 
Präfentationsrecht III. 126. 
Propſt IIL 194. 


pit 

nd er II. 213—214. 
Prozeplegitimation III. 215—216. 

tativehe III. 240—241. 

uinquennalfakultäten 111. 251—252. 
Ratihabition III. 259—260. 
Rechtsanwaltſchaft III. 271—276. 
Rechtshülfe III. 278—280. 
Recursus ab abusu Ill. 307—309. 
Rekuſationsrecht der Gemeinde III. 422—423. 
Rejervationen, päpftliche III. 449 —450. 
Refidenzpflicht III. — 455. 
Retraftionsrecht II. 
Revifion im Civilprozeß III. 467—469. 
Sälularifation III. 5%4—525. 
ke Pr II. 598. 
Sedisvalanz III. 646—647. 
Seminarien, kirchliche III. 670—67 J. 
Sicherung des Beweiſes III. 
Standesregiſter III. 774—776, 
Stiftungen III. 797—798. 
Stolgebühren III. 799, 
Streitgenofienichaft II. 818, 
Streitverfündung III. 820—821. 
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Eubftitution III. 830. 

Euffragan III. 331 

Sühneverfud ge Sin II. 831-832, 

a eg eneraljuperintendent III. 


Euäpenfion “in. 836—837. 
Symbole 111. 837—838. 
Synodalverfafjung II. 841—845. 
Termin III. 368, 
Zeitamentävollitreder III. 873 —874, 
Theilurtheil IIL. 880. 

Zitel III. 588-590. 


Zodte Hand III. 894. 
Union Ul. 920—928, 
Urfunbenbewei3 im Givilprozeh III. 968-970. 
Urtheil (eivilpr.) III. 931 - 982, 
Urtheiläberichtigung II. — 
Urtheilaverfündigung III. 
Variationsrecht III. 1006-1007. 
Verlöbniß IIL 1048—1050. 
Verſetzung eines kirchlichen Beamten III. 1076. 
Vertheilungsverfahren III. 1100—1101. 
EHRT: III. 1112—1113. 
Vermeilun 1131. 
Vikarien 1II. 1145—1146. 
—————— firchliche III. 1152—1153, 
Bogtei 11. 
Voliſtreckungsurtheil III. 1169, 
Borbereitende Schriftiähe Ill. 1169—1170. 
— ——— e (civilproz.) III. 1319—1321. 
Ba ber oe — — Verfahrens (civilproz.) 
Witthum 
Wohnſitz III. 1342—1344. 
ehnten III. 1373—1374. 
urüdnahme der Klage III. 1471. 
wangsvollftredung III. 14891497. 
»meite Ehe II. 1502—1503. 
Zwiſchenſtreit und Zwifchenurtheil III. 1506 
bis 1510, 


Sofmann, Profeſſor Dr., Wien, fiehe Pfaff. 


— Profeſſor Dr., Erlangen: 
onventionalſtrafe II. 544546, 
Mora II. 796—801. 

Peculium III. 25—28, 
Pertinenz III. BA 
PBönaltlagen II. 

Vopularklagen I, — 
Precarium Ill. 130—132., 
Saden II. — 

Vindikation III. 1146—1149, 
Beitberehnung III. 1374—1379. 


dem Profeffor Dr. Franz von, 


Abtreibung der Beibesfzudt L 31-32, 
Arbeitähaus L 137—138 

Arreſt L 14. 

Auswanderung L 212—21 

Ausweilung der fremden T 215—216. 
Beglaubigungsichreiben L 252 —254. 
Belagerungszuftand L 261—263. 

Beute L 349350. 

Gapitelli L 449. 

Durchſuchung L 574-575, 
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Ginzelhaft L 657—661. 
Gmbargo L 677—678, 
gi L 785—7836, 
ftnahme gr L 814—815. 

iöfusrecht L 842—843. 

lagge L 843. 

netverbacht L 845 —846. 

eo, II. 225—227. 

otage II. 424—426. 

Kollufionshaft II. 484485. 
Ladung (im —— I. 604-607. 
Nachtzeit II. 
Opportunitätäprinzip II. 953— 954. 
Bolizeiaufficht III. 67—69. 
Progreifivigfteın III. 189—190. 
Prügeljtrafe IIL. 234. 
Scatullgut IIL 538—539. 
Seeraub III. 655. 
Staatdanwaltichaft III. 739-745. 
Staatägerichtähof III. 750—751. 
Standgericht III. 776— 777. 
Todesſtrafe III. 892—893, 
Unteriuchungshaft III. 944 —946. 
Berhör III. 1033—1034. 
Vernehmung III. 1056—1059. 
Vertheidigung III. 1097—1100. 
Verzugägefahr III. 1135— 1136. 
Borführungsbefehl III. 1172, 
Zudthausitrafe III. 1446— 1447. 


Sũbler, Profeſſor Dr. Geheimer Ober—⸗ 
Regierungsrat, erlin: 

Annaten 

Archidiakonat L 139— 140. 

Fi Geiftlichen L 260—261. 

Beneficium I 

Bulle L 433—434. 

Degrabdation I. 503. 

Diatonat L 522. 

Dispenfation L 539— 540. 

Evokationen L 755— 750. 

Gremptionen L 756. 

Exſpeltativen L 770. 

Koadjutoren II. 482, 

Konſekration II. 527. 

Kurie II. 596—597. 


Jagmanı, Dr. von, Minifterialaffejjor, Karla: 


Ansihliekung der ee L204—205, 
Beweiämittellifte L. 369— N 
iskus (civilpr %) L 841—8 
Haftbarteit Ir Ding = Rath II. 225, 
Jagemann II. 
dahlſchatz II. 0-00. 
u. 
Obmann II. 939. 
Deffentlichteit des Verfahrens II. 942—943. 


Zohn, Zum: Dr. R., Geheimer Juftizrath, 
Göttingen: 

Amendement I. 86—88. 

Amtägericht, Amtsrichter L 90— 9. 

Arhiv L 140—141, 

Beleidigung L 263—270. 

Branditiftung L 412—414. 

Ehrengerichte I. 602—603. 
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Grgänzungsrichter L 726, 
ahneneid L 784 -785. 
eitungsrayon L S19—820. 
—— II. 20—21. 
Gefangenhaltung II. 21—22. 
Gemeindegerihte IL. 63—4. 
Ben II. 104—113. 
ochverrath II. 318—321. 
ülfsrichter m 335 —336. 
ontrafignatur II. 540—541. 
Kriegdartifel II. 578—579. 
ee a re 11. 612—613. 
Zandgerichte IL. 
Maje Se en . ung I. 006-008. 
Militärverbrechen ] 
Minifter 1I. 772— rue 
a ee II. 776— 780, 
— — 
Plenum, Plenarbeichluß In. 62—63. 
Politiiche Verbrechen III. 63—65. 
Raufhandel III. 262—264, 
Redefreiheit II. 312—314. 
NReihsanwaltichaft III. 344—345, 
Neichägericht III. 386-394. 
Strandung III. 816—817. 
ea IIL 919. 


Bande Paul, k. Regierungsrath und 
amige Hülfsarbeiter i im Reichsjuftiz« 
amt, Berlin: 


en des Vormundes L 13—14. 
Angehöri 110. 


Ausjöichungsgrände von der Vormundſchaft 


Commodum L 475—476. 
Delegation L 505-507. 
Fragen J — 

Gebühren für na 11. 12—14. 
Gegenvormund II. 30—31 
Grohjährigteitserflärung ir. 199—200. 
Konſumtion II. 539 —540. 

Kuratel II. 591—59%. 

Laesio enormis II. 623—624, 

Laudemium II. 626— 627. 

Zegaljervituten II. 633—635. 

Licht: und Fenſterrecht II. 661—663. 
ee im Wömilichen Recht II. 


70— 
Miß —— II. 780—781. 
Mündelgut II. 815—815, 

Nachba xrecht IL 832835, 
Nachlaßregulirung II. 836— 839. 
Normaljah II. 892—893, 

Novation II. 909— 11 

Obervormundſchafts behörde II. 9335-937. 
Operis novi nuntiatio II. 949—952. 
Pathengeichente 11. 21 

Pauperies III. 24—25. 

Pfandleihen J 4 

Prävention III. 123— 130, 

Protutor III. 210—211 

Quaſikontrakte und Suafidelitte III. 246— 247. 
Quatembergelber III. 

Receptum nautarum etc. III. 267— 268, 
Rechtäfraft ae III. 280—234. 
Reichäland III. 402 —408. 
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Remilfion bed Pachtzinſes III. 429 —431. 
NRemotion ded Vormundes Ill. 431-432. 
Remumeratorifche Schenfung III. 432 —434. 
Rückkaufsrecht III. 491—492. 
Schiedsmänner III. 548—551. 
Schiedsrichter III. 551—554. 

Simulation (civilrechtlidy) III. 685—636. 
Tauſch III. 853—855. 

Tutorium III. 916 —917, 

Verwandtichaft III. 1126—1129. 
Vorkaufsrecht III 1172—1174. 
Vormundſchaft III. 1175—1180. 
MWailenrath III. 1228—1229. 
Waſſerſervituten III. 1272—1274. 
Wildichaden III. 1336—1338. 
Wintelreht III. 1338—1339. 


Keil, Dr. F., Halle a. ©.: 

Zegitimation II. 638—640. 

DOftupation II. 945—948. 

Aland III. 48—51. 
ändungsflaufel III. 51—52. 

Proxeneticum III. 212—213. 

Schmerzenägelb III. 583— 584, 

Schrift het ber MWillenserklärungen III. 
595—598, 


Sequefter, Sequeftration III. 673—674. 
Syndikatsklage III. 839—841. 
Zrauerjahr III. 907—908. 
Universitas juris et facti III. 931—932. 
Unvordentlidyteit III. 951-952 
Kenner, Hugo, Kammergerichtsrath, Berlin: 
Außerkursſetzung L 216-217. 
Bauzinjen L 2944 
Börjengeichäfte e 407—408. 
Diftanz eihäft L a. 548. 
Dividende L 548—55 
Erneuerungsfonds L 
——e—— L, 836-837. 
irmenzeichnun _ 
rachtbrief L 1. B16--877. 
ad II. L 
Genußichein III. 1518—1519. 
Gutgewicdht II. 220—221. 
anbelöbücher IL 237—239, 
anbeläfran IL. 239-—240. 
nbeläregifter II. 257 — 258. 
adeichein III. 1521—1528. 
Zöwenberg II. 682, 
Marktpreis II. 724, 
Mittelturö II. 789. 
Nachmann = —2 II. 839—840. 
Nachnahme 
— “ IL. 851—852., 
— — 5 — 
echnungslegun 
Refaktie Ir. 21% 
Refervefonds III. 454. 
Rüdtaufshandel III. 490—491. 
Gelbfthülfeverfauf III. 665—668. 
Stüdgüter III. 1526. 
Talon III. 847—848. 
9 fremden Bermögens III. 1105 
bis 


i 
Viehhandel III. 1139—1141. 
MWerthseinlage II. 1315—1317. 


Verzeihnii der Mitarbeiter, 


insquittungäjcheine III. 1438, 
insſchein III. — 
weigniederlafſung III. 1497—1498. 


Kirchenheim, Dr. v., Privatdozent, Heidelberg: 
—— rg III. 92—93. 

tung III. m 
——— —— e III. — 865. 
Zelegraphenverwaltung —* 865—867. 


Koch, R., Geheimer Ober:fFinanzrath, Berlin: 


Abandon L 1-—3. 
— L 228-231. 


örſe L 405—407. 
Börjenprei® L 408—409. 
eg L 462-468, 

Check L 464—466, 


Courtage L 481. 
Diſspache L 538 —539. 
—— L 545. 
etten L a 
Ginlöfung 
Emifionsgeiäät, L 680—681. 
utfradt L 802—803. 
ingehalt L 204. 
eld II. 36—37, 
Girovertehr IL 184—186. 
euervertrag II. 314—316. 
ommiffionsgeihäft IL. 490—495. 
Konnofjement II. 525—527. 
Krebitbrief IL. 576—577. 
Lagergeld II. 603609. 
Mäkler II. 699—702, 
Meßbrief II. 744—745. 
Münzweſen II. 821—825. 
Note II. 895— 8396. 


sen II. 


———— III. 478—479. 
Riftorno II. 479-480. 
Ceeproteft III. 658—655. 
Sortimentähandel III. 709— 711. 
Epartafien III. 712—714. 


Spebitionägefchäft III. 714—718, 
Ta —* ber Mäkler III. 347. 
Daluta IIL 


Verderb ber Güter III. 1016—1017. 
Verlagsbuchhandel III. 1046—1047. 
Waare III. 1209—1211 
Zwiſchenſpediteur III. 1506, 


König, B., Präfident des Bundesheimaths⸗ 
amtes, Berlin: 


Abweſenheit (in armenrechtlicher Beziehun 
ziehung) 


Armenverbände L 151-1583. 

Aufenthalt L 170—171. 

Deierteure (im Auslande) L 517—518, 
amilieneinheit L 791—792. 
eſundheitspäſſe II. 151— 152, 
eimathsamt 
eimathsweſen II. 306—307. 
us angariae II. 423. 

Pi rin II. 441—442. 

Konſularagenten Il. 529—530. 
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Koniulararchiv II. 530, 
Koniularattefte II. 530—531. 
Konfulargebühren IL. 531. 
Konfulargerichtäbarfeit II. 532—534. 
KRoniularmatritel II. 534—535. 
Konfularreglement3 Il. 535—536. 
Konfularihuß Il. 536—537. 
Kriegsſchiffe Il. 584—585. 
Zandarmenverband II. GlL, 

Xootien 11. 674—675. 

Marine 1I. 708—716. 

— (der Deutſchen im Auslande) I. 


Niederlaſſung II. 883—884. 
Quarantäneanftalten III. 241—244. 
Urſprungszeugniſſe III. BL 


Kornſeld, Dr., Kreisphyſilus, Wohlau i. Schl.: 


Abdeckereiweſen L 3—4. 
Abtreibung (med.:for.) L 28—31, 
Beerbigungsmweien L 248—252. 
Griefinger II. i 

Orfila II. 970. 

Zarbieu III. 


Kraffl · Ebing, za Dr. med. Richard 
reiherr von, Graz: 

isn le" ie (ärztliches) L 760 —764. 

GSerichtäärzte II. 90— 93, 

Gutachten II. 217—218. 

SIrerengeleßgebung II. 

Funfe ler II. 587 587-591. 

Lichte Zwiſchenräume II. 661. 

Zurehnungsfähigleit III. 1454—1471. 


Kratter, Dr. med. Julius, Graz: 
Kindesmord (mediz.-forenf.) IL 454—459. 
Körperverlegung (meb. — II. 550 -560. 
Obduktion Il. 913—923 


Kräwel, Dr. von, Geheimer Yufti — und 
Oberlandesgerichtärath, Naumburga.E.: 

Abmweifung der Klage L 32—33. 

Anonyme Gelellicant L 115—116. 

Befehl L 252. 


Codicilli confirmati L 471. 
Defette der Beamten L 502, 
Diskonto L 536-537, 
Drohung L 569—570, 
Erblehen L 701. 
ftor L 786. 
rift L 916—918. 
ewährleiftung im Handelsrecht II. 154—156. 
Gewerbliche a I. 175—177. 
anbeläwerth II. 263. 
azarbipiel II. 301- 302, 
lageantrag II. nn 
Kontofurrent Il. 
Kumulation ber Ketämittel U. 586-587. 
rn II. 537. 
Reben 
Lebenäbauer II. 629. 
Limitum II, 665. 
Liquidation II. 666—667. 
Moftiiched Teſtament II. 832, 
Naturalis obligatio II. 852—853. 
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Plabgeichäft III. 61—62. Stollnhieb III. 799—800. 
PBrävarifation III. 123. Etolinfteuer III. 800. 

Rabatt III. 258. Verkehrspolizei III. 10483 —1046, 
Teilzahlung II. 880-881. » Vermeſſungsweſen 1050—1052. 
Derpadung III. 1065—1066. Dogelf 


up 1153—1155. 
Boripann 1180—1181. 


amm — ellationsgerichtsrath a. D., 
die : ewis, Profeſſor Dr. William, Berlin: 


— * 688, Abmeierung L 18—19. 
Tauchnitz III. 853.  —. L19. 
o 
F£andgraf, Dr. Joſef, Handelslammerſelretär, de 6 493—45, 
Mannheim: Altentheil L 79—80. 
Arbeitsbuch L 134—136. Anerben L 101—102, 
Arbeiteinftellung L 136—137. Anmufterung L 115—114. 
andeld und Gewerbelammer II. 258—260. Anmendereht L 127. 
Lehrlin Ben en 649—651. Baraterie L 233—234. 
Srucioflem I —. abdicationis L 272—273. 
— ir as ioss, Beſteder L 342. 
Wechjelftempel IIL 1293—1295. Beithaupt L — 
Bienenrecht L 384. 
Faſtig, Profeffor Dr., Halle a. ©.: Brau- und !Beennereigeredhtigleit L 416-417. 
Generalhypothet II. 77—79. Dedladung L 4 
Grundbudyamt U. 204. Devalvation 1, 520. 
anbfefle II. 263—264, Deviation L 520—521. 
ppothet II. 339—345, Einkindſchaft L 622—624. 
fandbriefe III. 43—45. Erbleihe 


geufop, Regent Profor Dr, Dt GEN LT 
Grbtodhter L 709. 


Wufenthaltabekekutin en L 171—172. Erbverbrüderung L 709—710. 
Ausländer (polizeilih) L 195—196. Erbvertrag L 710—713, 
Auswanderungsagenten L 214—215. ® —— L 713—714. 
— — —280. Dub rung L 923—924. 
zum izei L 281—285. nerbichaft II. 2—8. 

Bergrecht L 285—295. et ll. 137—138. 
Bergihäden 1 295—297. Geipilderecht II. 
Bergwerläeigenthbum L 297— 300. nr . 
Erbkux L ülfsleiftung in Seenoth II. 334 —335. 
Erbftollen L 70670 nterimswirthichaft II. 378—379. 
Grziehungsanftalten 1 750-752. Kaplaken II. 434. 

euerpolizei L 821—824, — ———— U. 565—566. 

inderrecht L 832—834. Krugverlag II. 585. 

reitur L 908—909. Ladezeit 600 BL. 

aft: — ag gr ae U. 4—7. Lieferungs ft II. 663 —665. 
Gendarmerie II. 76— Liegegeld 
pa IL 201 208, —* II. 698699. 
Gruben — II. 203. Minorat II. 780, 
* e Mußtheil II. 828, 

a II. 381—392. Nachhude II. 835—836. 
— Il. 480—482. Näherrecht II. = 
Kuxe1J Nebenabreden Il. 853—854. 
—5 1. 11-618. Neidbau 11. 861. 
Leihbibliothet II. 655— 656. Neubruch II. 862. 
Zuftbarfeiten II. —— Oberſeeamt II. 934. 
Marktpolizei II. 721—722. Pferchrecht III. 53—55. 
Marktitandagelder II. 724—725, Neunionäflage III. 466. 
Meldeweien 11. 739—740. Revalirung III. 467. 
Mitbaurecht IL 783—784, Rittergüter III. 480-481. 
Muthung II. 829 -880. —— ins III. 503, 
Rabrungsmile ralis-) I Il. 844—848. Sitferigereätiti feit III. 536—537. 
Polizeiftunde III. 3— iffer 
Rubeftörung LIT. 501-508. Schi ae 7 I. 570-522. 
—— * öffentl. III. 539—541. Schiffskolliſion IIl. 572—574. 

— II. 566—568. Schiffsmannſchaft in 


Schurfſchein III. 618—620, Schiffspart III. 577—578. 
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Schneebrüche II. 536, 

Steamt III. 647—648. 

Seefrachtgeihäft III. 649—652. 

Seemannsamt Ill. 652—653. 

Seeftraßenrecht III. 656. 

Seewarte III. 662. 

Seewurf III. 663, 

Setzungsrecht III. 675, 

Staatäjervituten RL 766-768. 

Standſchaft III. 777—778. 

Zelegrapbenrecht III. 861—863. 

Ueberhangs- und leberfallsredyt IIL 918-919. 
Urheberrecht III. 957—962. 

Vereinsrecht IL 1017-1019. 
Verfolgungsrecht III. 1026. 

Verlagsvertrag III. 1047—1048. 
— zwiſchen Gebäuden III. 1505 


SAMT, — ſt. von, Privatdozent, 
re Ttafperfahren II. 71-83. 
Rechtämittel (im Strafprogeh) IIL. 294-301. 
Reformatio in peius IN. 315—318. 
————— III. 
ste En 
Ungebühr IM. 
Wahrheitsbeweis III. 1220—1223. 
Wucer III. 1345— 1366. 
Zeugnißgwang III. 1420—1433, 


Liszt, Profeffor Dr. von, Giehen: 
Herausgeber II. 312—813. 

Xotterie (ſtrafrechtl.) II. 680682. 

Br und Disziplinarftrafen III. 966 


Preß —— III. 132—136, 
Ürehgemerbe II IIL. 136—141. 
Prebpolizei III. 141—147. 
Prepftrafrecht III. 147—154. 
Rebatteur III. 3099—312, 


Föwenfeld, H., Aſſeſſor a. D., Berlin: 
Grünbergewinn IL 204—207, 


Gründungsproſpekt II. 211— 215, 
Sonderrechte IIL. 700—708. 


artitz, Profeſſor Dr. von, Tübingen: 

— — IL 5 ih 580, ‘ 

Are re III. 119—120. 
rifengerichte III. 163—166, 

Protofolle (v N nr III. ,209— 210. 

Regierungsftellvertretung III. 324— 326. 

Requifition IIL 447—449. 

Seeceremoniell III. 648—649, 

Spionage III. 727—728. 

Waffen — N e III. 1213, 

Wiedernahme III 


Be Profeffor. Dr. Ernft, Halle a. ©.: 
mtävoriteher L 98—99. 

Apanage L 128—130. 

Apothefergewerbe L 130—134. 

Aerzte L 159—161. 

Givillifte L 467 — 468, 

Tampfteilel L 494495. 

Diäten L 

Tispenfationsregt L 540-542. 


Domänen L 556—560. 
—— L 562- 564. 
Einigungsämter L 621—622. 
Gintommenfteuer L 624—634. 
Ginquartierungalaft L 644—649. 
— ————— L 663—675. 
Grfindungspatente L 715—723, 
Grpropriation L 764—769. 
Sabrifgefepgebung L 774—782. 
Feldpolizeiordnung L 808—810. 
——— L 839—840. 
lößerei L 844 —845, 
ubichiffahrt L S30—B54 
orſtpolizei 5 855 ⸗ 858, 
—— 910—915, 
efährliche Anlagen II. 18—20. 
Gewerbebetrieb Il. 161—162. 
Sewerbefreiheit II. 162—167. 
Gewerbegerichte II. 167—168. 
Gewerbeordnung II. 168—173. 
Gewerbefteuer II. 173—175. 
Gewerkvereine IL. 179— 180. 
Haftpflicht II. 2283—229. 
Be II. 260— 262, 
ausfideitommik Il. 234—295. 
—— IL 296-293, 
ülfstaſſen II. 333 —334, 
onjularverträge IL. 537—538. 
Kriegäleiftungen II. 5850—583. 
Mahl- und Schladhtjteuer Il. 690— 694. 
Map: und a ll. 730—732. 
a 
Mufterichuß II. Pen 
Normalarbeitätag II. 891—892. 
Oberrechnungsfammer IL 928—934. 
ne, III. 40—4l. 
Poſt III. 94—97. 
Dofiverträge IIL 107—108. 
Prüfungsrecht — III. 225—227, 
Prüfungsweſen II. 223—233, 
— eg III. 897—402. 
Reichs: und eg 1 III. 415— 419. 
Sonntagdarbeit III. 70 
Sonntagsfeier III. 707—709. 
Staatsſchulden III. 760-766. 
Stempelfteuer IIL 783— 786, 
Ihronfolge III. 884—886. 


Merkel, Profefior Dr. A., Straßburg i. E.: 


Anwerbung in fremden Militärdienft L 127. 
Anzeigeunterlaffung eines Verbrechens L 128. 
Ausſehung —— L 210—211. 
Bankerutt L 225—22 
Betrug L 345—348. 
Seieforlepun L 421-422. 
Defraudation L 502-508. 
Diebftahl L 525—531. 
Eidesbruch L 611—612. 
Einbruch L 619—620. 
Ginfteigen L 653. 
a ze (Faͤlſchung von) 


Bölkdung L L 789791. 
renzverrüdung II. 198, 
ehlerei II. 30 04. 
Holzfrevel IL 324—325, 
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Kindesmord (ftrafrechtlich) II. 451—454. 
Kindesunterſchiebung II. —460. 
Körperverlegung (ſtrafrechtlichj II. 546—550. 
Meditafterei II. 734. 

Meineid II. 736—738. 

Menjchenraub II. 743. 

Mord II. 802—804. 

Münzverbrechen II. 819—821. 
Nahrungsmittel:Berfälihung IL 848—851. 
Nothzucht II. 905—906. 

Perfonenftand (Verbrechen gegen benfelben) III. 


Sacbeidäbigung II. 504—506. 
Selbfthülfe 664—665, 
Gelb —* IIL 668 
Todtſchlag III. 894—896. 
— — III. 896—899. 
Unterſchlagun 942 — 944, 
Untreue III. d50 951. 
Urkundenfälihung IIL. 974—977. 
Vergiftung III —— 
Berftümmelung II 1095, 
MWilddiebftahl III. 1836. 
ollvergehen III. 1440—1441. 
weilampf III. 1493—1501. 


Merkel, Profefior Dr. J., Roftod: 
Konjunktion der Erben II. 501- 502, 
Braun II. 667 —670. 

—— e II. 856— 858. 
—— 884-888. 
Postumi III. 105—107. 
— — III. 247—249. 
Solidar: und Korrealobligation III. 694—700. 
Spezififation III. 729-708, 
Superfizies III. 833—835. 
— Kinder III 920-922. 
Usus III. 1001— 1003. 
Derj ährung (im —— III. 1034— 1041. 
Sinten III. 1434—143 


Meves, Oberlandesgerichtärath, Pojen: 
re —— L 24—25. 

Alten 

Atteneinfiht L 61—63. 


Ausländer (Begriff und Stellung im Recht) L. 
192 — 195. 


Beihwerde im Givilprz 
Beihwerde im Strafprz. E 319-328. 
Depofitalmweien L 511—514. 
rar L 804-806, 

ehaltsanſprüche II. 52—34. 
et II. 93—96. 

Terug IL. I. 405—407 

ende I 

er in 653—655. 
Martenihuß II. 716-720. 
Nomination II. 889890. 
Aeafiomaberechtinumm II. — 

enſions igun — 
Poſtſtrafrecht II 1— 105, 
— der Zeugen und Sachverſtändigen 

III. 419—421, 


Staatäbeamte III. 746—749. 
Zaubftummbeit III. 851—853. 


Ausſetzung ber Fach ee L 207—210. 
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Urfunden III. 962—968. 

Fan Dr der Staatäbeamten III. 1076—1079. 
MWirthichaftsjahr III. 1339— 1341. 
Zeugengebühren III. 1417—1419. 


»Pernice, Profeſſor Dr., Berlin: 
Bruns III. 1514— 1515. 
Phillips IIL 1524—1525. 


Pfaff, ———— Dr. 2., und Sofmann, Pro: 
feffor Dr., Wien: 
Boua fides L. 400—403, 
Causa L 454—457. 
Gewalt (civilrechtlich) 1. 156—160, 
Pfizer, Landgerichtsrath, Ulm: 
Uccelfion I. 36—38, 
Bauredt L 237—243, 
Briefe (Eigenthum an) L 419-420. 
Eigenthbum L 614—617. 
Eigenthumsvorbehalt L 617-618, 
ußbett L 847—848. 
njeln II. 374. 
ommorienten Il. 495 —496. 
Miteigenthbum II. 786—788. 
Dbereigenthum II. 923—925. 
Väterlihe Gewalt III. 1007—1011. 
MWohnungsrecht III. 1344—1345. 


Megelsderger, Profeflor Dr. F., Breslau: 
Rückwirkung der ae III. 496—500. 
Scabenäerjab LI 56. 
Schenkung III. 542—544. 

Tradition III. 899—901. 
Trödelvertrag III. 911—912, 
Veräußerungsverbote III. 1011—1013. 
Vergleich II. 1031—1033. 


Fire Profeffor Dr. Alphons, Brüffel: 
Kbarleileter Bei L 4— 7. 
Adamaeus L 42. 
Adulterini L 48—49. 
ee L 49, 
ns 3 
Alphafius L 79. 
Allermat wobligation L 80—82. 
Alternativvermädtnik L 82—88. 
Alteraftufen en L 83—84. 
— ———— L 9- 
Argou L 141. 
— —— L 157. 
rrha L 158—159, 
Auslobun L 203-204. 
Baron L 
Bedingungen L 245—248. 
Beerbigungspflidt L 248. 
Bellapertica L 270. 
Befipesihuß L 355—336. 
Bilberbyt L 388. 
Blonbeau L 394, 
Bouchard L 409, 
Bouchaud L 409410. 
Bouder . L 410. 
he ke 410, 
Brederode L 418, 
Bretonnier I. 419. 
Brodeau L 424 
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Bugnonius L 432—433, 

Caduca L 446. 

Gantiuncula L 449. 

GCatonianiiche Regel L 454. 

Ghabrol L 462. 

Chaſſanãus (zwei Art.) L 463—464. 
Gherbuli 466. 

Golladon L 474. 

Commodatum L 474-475. 
Constitutum debiti I 479—480, 
Goutümenfommentare L 481—485. 
Culpa (civilrechtlid) L 487—489. 
Custodia L 492—493. 

Defacqz L 502. 

Semante L 508. 

Denilart L 508, 

Depofitum L 515—517. 

Despeiſſes L 519—520. 

Ducaurroy L 570, 

Dunod be —— J eng 


—— Re = a 


Ger lattonägrände L 7258. 
milienrath L 796. 
lice L 812, 
flenberg L 812. 
:Lintiondtlage L 83L 
we F— > 


Geiaäitsfihingatagen II. 123—129. 
illis II. 
Gubelinus 1I. 216. 

enrion de Panjey IL 311. 

oltiu3 IL. 323 —324, 

opperus II. 327—328. 

cestuosus Il. 359—360. 
Infamie II. 364—365. 
Intereſſe IL 376—377. 
riet II. 379—380. 

nterufurium IL 380—881. 
Kaptatorifche Dispofition II. 434—435. 
Kautionen — II. 448—450. 
Klimrath II 
Kommentatoren — 489 490. 
Konfuſion IL. 499—500. 
Konjolidation II. 529. 
äceng Fa ber u II. 543—544. 
Zoriot II 
Meyer, J. II. — 
Mubdäus II. 808, 
Odier II. 940. 
Peck III. 25. 
Rudorff IH. 501. 
Ruflardus III. 503. 
Scrimger III. 645—646. 
Thorbede III. 883—884, 


ucudeſchet, C., General⸗Direltions-Sekretär, 
* a eh 


Reglement der Eifenbahnen III. 327—340. 


über * Te Geheimer Ober: fyinanzrath, 


un II. 729—739., 
Staatätaffenverwaltung III. 751—756. 


1547 


Schaper, Landgerichtäpräfibent, Liegnitz: 


Abjchlagszahlungen L 22—23 
—— der Schulddotumente L 35—36. 


genten L 53—54. 
Anfehtungstlage L 106—108, 


Anktlagebefierung L 112—113. 
Yuftafung 1, 16-1, L 176—177. 
Augenichein L 


Auklnd, Zehen 9 gegen bafjelbe L 187 


bi 
Ausland, Vollſtreckbarkeit der in bemjelben 
erg — —— L 190—192. 


Befiptite — 337—338, 
Erbbegräbnik 
——— ung L — 


Grbzins 714—715. 
—* L 820—821. 
ppothelens unb Grundbücher II. 345—349. 
ypot en und Grundichuldbriefe IL 


Raffatorii e — F 436—437, 
Kolonat 
a der Ginfehreibungen im Grundbuch 


ie Grund: und Hypothetenbud) 


Militärftrafverfahren II. 763—765. 
Publizität III. 236—238, 
Retognitionsichein III. 422. 

Spezialität ber Ever et II. 718—719. 
Vormerkungen II. 1174—1175. 


Schenkel, Dr. K., Dinifterialrath, Karlsruhe: 


Bewäfjerungsanlagen L 350—351. 
if —— aften L — 
orſtſchußperſona 88⸗ 
orſtſervituten L FT 
oritiervituten (Ablöfung) — 
orſt eg L 864—866 
orfiftrafreht L 866—869. 
orftftra — L 869 -671. 
ae L 871-875. 
einpfad 


pe Venrecht Tr 08812. 

uth III. 1170—1171. 
Wa enofnfäaften I III. 1230—1236. 
Maflerbauten 
MWaflerbenugung III. 1243 — 1257, 
MWaflergeno enfche > IIL — 1264. 
Waſſerlau 5. 
Waſſerpolizei III. —— 
— erstehen IIL 12991902. 
MWeidejervituten III 


Sdneider, Dr. jur., Berlin: 


6 tögeleftichaft IT. 40—41. 
—ã— IL. 246-256. 


Schröder, Profeffor Dr. R., Würzburg: 


Abſchichtung L 19—21. 

Bernfteinregal L 307—308. 

Errungenihaft L 744—745. 
—— L 807—808. 
inderrecht L 831—832. 
urzwang L 846—847. 
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Gerabe II. 90. 

Lediger Anfall II. 630. 

Lehnsſucceſſion II. 646—649. 
Schooßfallrecht II. 594—595. 
Statutarifche Erbportion III. 778—780. 
Theilredht III. 878, 

Zottheilung III. 899, 

Umfriedung III. 919—920. 

— chaftsrecht III. 1023—1024. 
Viehverſtellung III. 1144. 


Schulge, Profeffor Dr. A. S., Straßburgi.€.: 


Addictio in diem L 42—43. 
Adoption L 478. 
Anastasiana lex L 100. 

a nation L 164—165. 

Ge Kon L 459-461. 

Communio incidens L 476—478. 
Kompenfation II. 496—497. 


uf rofeſſor Dr. K., Bibliothelar am 
54 HR Leipzig: v 
Danz III. 1515—1516. 


Schütße, Profefior Dr. TH. R., Graz: 
Accreſcenz L 40—41. 
Ademtion der Legate L 45. 
Amtäverbrechen L 97—98. 
Blindenteftament L 392—393. 
Codieilli L 470—471. 
Deliberationgfrift L 507. 
Erbpadt L 702, 
Erbichaftäantritt L 702— 703. 
lea! L 703-704, 
Erb — L 704-705. 
Grbtheilung 1. 707—709. 
——— Quart L 787—788. 
ewaltthätigteit Il. 160—161. 
—— II. 322, 
ndignität II. 362, 
SAnventarium II. 392—393. 
Kollation (civilrechtlich) II. 483—484. 
Zandftreicherei II. 621—622. 
Legat 11. 635—637. 
Miterbe II. 788—789, 
Oralfideitommiß U. 956. 
Pflichttheilsberechnung III. 54—55. 
Prälegate III. 118—119. 
Bräterition III. 126—128. 
Bupillarfubftitution III. 240, « 
Quarta Divi Pii III. 244. 
uarta Trebelliana III. 244—245. 
uafipupillarfubftitution III. 247, 
Querela inofficiosi III. 249—251. 
Rentenlegat III. 437—438. 
Repräfentationsrecht III. 439 —440. 
Solbdatenteftament III. 694, 
Testamenti factio III. 870—871. 
Teftamentseröffnung III. 871— 872. 
Teftamentäform II. 872—873. 
Testamentum corresp. und recipr. III. 874 


bis 875. 
Univerjalerbfolge III. 928—929. 
Univerjalfideitommik III. 929—931. 
Bulgarjubititution III. 1208—1209.. 
Widerfeglichteit III, 1322-1323, 
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Seder, V. A., Chriftiania: 
Ander L 100-101. 
Bornemann L 404, 

ng IL 310. 

ojer II. 323, 

tien II. 622. 
Derfted II. 970—971. 
Rofenvinge III. 484. 


Scheel Ill. 541— 
Stange III. 774. 


Seelig, Dr. S., Rechtsanwalt am Reichs— 
gericht, Leipzig: 
Gefahr (hanbelärechtlicy) II. 14—17, 


Senffert, Profefior Dr. Lothar, Greifswald: 


Anertenntniß L 102, 
Anertennungsvertrag L 102—106. 
Antonit III. 1511 
Feſtſtellungsllage L 816—817. 


Simon, Dr. jur., Berlin: 
anbelägejchäft II. 244—246. 
andelägut il 256 —2 
andlungabevollmächtigter IL. 264—267. 
unblungägebütfe II. 267 —268. 
andlungslehrling II. 268—269. 
Banblungerekube II. 269. 
aufmann Il. 442—444. 
Tranaportgefahr III. 905—907. 
Uſance III. 1000—1001. 


Sontag, Profefjor Dr. Richard, Freiburg i ®.: 
eftungahaft L 817818. 
ebaftionäverjehen III. 312. 


Stoerk, Dr. Felix, Privatdozent, Wien: 
Voltsabftimmung III. 1155—1159. 


Teihmann, Profefior Dr. A., Baſel: 
Außer den biographilchen Artikeln: 

Amtserichleichung L 90. 

Auflauf — 

Aufruhr, Aufſtand L 178—180. 

Beſtechung L 340—342, 

Bettelei L 348. 

Braut — L 417—418. 

Ehrenitrafen L 603—606, 

er ge Saden L 924—925. 
ebäudefervituten II. 10—11. 
ausfriedensbruch IL 295—296. 
mpenjen II. 355. 
euterei II. 747—748. 

Muttergut II. 880—831. 


YUngar, Dr. med., Bonn: 
Vergiftung (med.:for.) III. 1027—1031. 


Wagner, Profefior Dr. Abolf, Charlotten: 
urg: 
Reichsbank III. 345—374. 


Wahlberg, Hofrath Profefior Dr. W., Wien: 
an rg Sat — — L 116—118. 
Nerztliche Verbrechen L 161—164. 

Aufhu ber Strafvollftredung L 180—181. 
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Bigamie L 385—387. 

Blutihande L 395—397, 

Chebruch L 587—589. 

Entführung L 686-688. 

Gepeftung L 743—744. 
b III. 260—261. 


Religiondverbrechen III. 425—429. 
Schandung III. 537—538. 
Seloftverflümmelung III. 668—669. 
—— III. 922—923. 
n rmachun — 
Unzucht J a 


Wieding, Profeflor Dr. K., Kiel: 


Abſchlagsvertheilung L 21—22. 
Abjonderung im Konkurſe L 26— 27. 


Amtägerichtliches onen 
Anmeldung des Konturſes L 
Arreftprogeß L 154—157. 
Artikulirted Verhör L 159. 
Aufrehnung im Konturfe L 173, 
— im Konkurſe L, 206. 
Ausfonderung im Konkurſe L 211. 
Beneficium abstinendi [L. 273—274. 
Berufung, civilproz. L 308—311. 
Bene me der Güter I, 314—315, 
Beichlagnahme ber Papiere L 315—316. 
ze ung der Strafur vw L 340, 
Brieferbredung L 4 21. 
Cessio bonorum L 459. 
Einlaffung L 634—639. 
Einftellung bes Konkurſes L 653—654. 
Entſcheidungen —— L 689—691. 
auftpfand L 
tiiche That L nn 
eleit, ficheres I 
Gemeinjchuldner ir 74—76. 
Gerichtsfchreiber IL. 97. 


948986. 


Gerichtsſtand im —— II. 100- 104. 


Ge —— im Civilprozeß 


148—150, 
Geftändniß im —** a 150—151. 
Slaubhaftmadhun 17-1 
Gläubigerausihu m 188 _189. 
Gläubigerverfammlung II. 189—190. 
Ronfrontation II. 
Konkurs II. 
Ronturseröffnun a IL 513—515. 
Konkursgericht Il. 515—516. 


Konkursmaſſe II 516517. 
Konkursverfahren II, 


Abwejende, Strafverfahren Es L 33—35. 
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Konturdverwalter II. 522 - 524, 
Koften (ftrafproz.) II. 467—469. 
Ladung m. Givilprogeh) II. 601— 604. 
Liquidität Il. 667. 
Mahnverfahren II. 694 - 695. 
Daffeglänbiger II. 723—729. 
Moratorium II. 
Vachlaßgläubiger II. Ei 
Peshudnalfaden II. 
PBräubizien III. ru 
Präflufion III. 117. 
Prototoll im Givilprozeh III. 205—207. 
Eher im Strafprozeh III. 207—209. 
rozehleitung III. 216— 223. 
Heifun ätermin III. 227—228. 
angordnung der Gläubiger III. 253—255. 
Rekognition III. 421—422, 
Schlußtermin II. 581 
Schlußvertheilung III. 531-582, 
ara eiftung III. 677--680. 
pezialprogefie ILL. 719—721. 
Eh briefe III. 780-781. 
—2 III. 818—819. 
Transmiſſionsfälle III. 901-905. 
Urkundenprozeß III. 977—980. 
B — U. 1067—1071. 
Berjäumnigverfahren III. 1071—1075. 
Wiedereinfeung in den vorigen Stand gegen 
Verſäumniſſe III. 1330—1333. 
— — * 
ungseinſtellun 11 
uftändigteit II. 
III. 1477—1484. 
Zuftellungsbeamte III. 1485. 
wangävergleich III. 1486 — 1489, 


7 Bimmermann, 2. 4. E.: 


Antichrefia L 122, 
Carbonianum Edictum L 449-450. 


ges, Profeflor Dr. a. Königäberg i. Pr.: 
unbesrath IL. 434—4 

Gmeritirung L 

Kailerthum, das Teutfee II. 426—429. 
Option II. 954—956. 

Papftwahl III. 5-9. 

PBarochiallaften III. 13—16. 
Reichsfinanzweſen III. 375—336. 
Reichälanzler III. 394—397, 

Reichatag III. 409—413 
Religionsgejellichaften II. 423—425. 
Reſervatrechte III. 450 —453. 


II. 


Sachregiſter. 


Die Verweiſungen beziehen ſich auf Band und Seitenzahl. 


Geiperrter Drud bebeutet, daß für ben betreffenden 


Gegenftand ein befonderer Artikel vorhanden ift. 


U. 


——— 

—J— — tt) L 1. aud a 
fracht L 545 und GSeeverfiherung II 

Abbitte ſ. Ehrenftrafen L 606. 

Abbot, Charles 2 ZTenterden, L 3. 

AbbedereiweienL 2. 

Abegg L 4 

Abersis actus |. auch L 555 f., II. 402, 

Abfall vom chriſtlichen Glauben m. 427. 

Abgeleiteter Beſitz L 4 

Ab nn ber GejhworenenL 7 

Ablehnung des Richters L 10. 

Ablehnung ve Schöffen L 12, 

2 ball ke e des Vormundes 


Ablöſungskapitalien L 14. 

MUSRnaR en L 18 

Abmeierung L 18 

Abmufterung L 19. 

Abolition j. Begnadigung L 254. 

"nen j. Anerfennungsvertrag L 105. 
ru 

själätung L 12. 

EIRERAADESEREITNG (fonkursrechtl.) L 

bj 


»lälansıahlungen L 22, 
Abjäriitöertheilung L 24. 
Abfonderung j. separatio bonorum III. 672, 
Abjonderung im Konkurſe L 26. 
a (ftrafrehtl.) j. Konkurrenz 


Abſperrungsmaßregeln, Verlegung ber 4. ſ. 
— — —3 U. 71 
en in Richterfoflegien L 27, |. 
ſonſt Ge Ihäftsorbnung u. 

Abtreibung der um mediz.⸗ 
forenf. L 28, ftrafrechtl. L 

Abtrieb ſ. Abmeierung L — 

Abweiſung der Klage L 32, 

Abwejenbe, Strafverfahren gegen I. 38, 


Se RER 


A ey wejenheit in armenrechtlicher Beziehung 


Athudcheld j. Nachſteuer II 840. 
Abzweigung der Shulbbofumente L 


Accept L 36, 

Accessio — j. Erfihung L 747. 
Aeceifion L 36 

Accoltis L 38. 

Accomenda L 38, 

Accrebitirung L 38, 

Accrescenz L 40. 

Accurfius L 4L 

AdhenwallL 42 

Actio aestimatoria ſ. Minderungäflage II. 772, 
— aquae pluviae arcendae j. Vorfluth IIL 


Er dividundo f. communio incidens 


— de albo corrupto j. Pönalflagen III. 91, 
— > dejectis et effusis j. Pönaltlagen IIL 


— — verso ſ. Geſchäftsführungsklagen 
— de liberis oscendis iliationaflage 
ET agn . 9 g 


— de mortuo illato f. Pönalklagen III. 91. 
— = partu agnoscendo |. Filiationsklage L 


— de pauperie f. Pauperies III. 24. 
— — peculio ſ. Geichäftsführungstlagen II. 


— de testamento aperto f. Pönalflagen III. 


91, 
— doli j. Dolus L 552. 
— nhruucitlagen IL 


— familiae erciscundae f. communio incidens 
J 477 und Erbtheilung L 708. 
— finium regundorum f. communio incidens 
L 477 und Grenzicheidungstlage L 197. 
— injuriarum j. Pönalflagen L 39. 
— institoria ſ. Gefchäftäführungätlagen II. 128, 


Sachregiſter. 


ictio lezis Aquiliae ſ. Culpa L 487. 

— negatoria |. Negatorientlage Il. 856. 

- Pauliana ſ. Anfechtungstlage L 106. 

- Publiciana j. Publiciana actio Ill. 234, 

- quanti minoris j. Minderungsflage II. 772. 
- quodjussu f.Geichäftsführungsflagen IL128. 
- qaod metus causa |. wg. Fam . 1486. 

- redhibitoria j. Gewähr der Mängel IL. 152 
und Mandlungsflage III. 1238, 

- sepuleri violatio }. Pönaltlagen III. 90. 

- spolii ſ. * L 335. 

- zen J. Geichäftsführungsflagen II. 


- vi bonorum raptorum j. Pönaltlagen III. 


— adjecticiae en J. Geſchäfts⸗ 
führungsflagen II. . 

ctus ſ. nn III. 1299, 

damäus L 42. 

— diem L 42. 

dei E 

ee ber Zegate L 45. 
bhäfionsprogeß |. Buße L 445. 
djuditation I. 46. 

djunctio |. Acceſſion L 38. 
dminiftratives Strafverfahren ſ. Strafbeſcheid 
II. 803. 

dboption L 47. 

dvofaten, Advotatur |. Rechtsanwaltſchaft 
IL 271. 


dulterini L 49. 

— — L 587, 
erodbıu u 

fett ſJ. Ta II. 1470, 
tfeftionsinterefje L 49. 


finität L 49. 
Herbelennung L 50, 
erbürgichaf L 51. 
ftermiethe L 5l. 


#erpacht j. Pachtvertrag III. 2, 
fterpfand L 
genten L 52. J 
egidius de Fuscurariis I. 54. 
egidius Nomanus L 54. 
—* u io L 54. 

iotage ſ. L 
Bee f. Bermwandtichaft JII. 1126. 
srargejehgebung L 54 
gpnläus L 
Bann — L 44. 

rend — 
— J. Kreditbrief II. 576. 
'tenL pt N 
teneinſi 
tiencextififat ſ. Interimsſchein III. 377. 
'tiengefellihaft L 8. 
bericus be Porta Ravennate J 72. 
A — L 72 

berti 
brecht, Mid. von L 
bredt, Wilh. Eduard L. 72, 
EIGENEN IR 
‚encar 

exanber ab Ulerandro L 73. 
fons X., König von Spanien, L 73. 
‚green:Ufiing L 72. 


1551 


Alimentationspflidt L 74 
Aelius Antonius Nebriffenfis L 75. 
Allardb L 75. 

Allmenbe L 75, 

Allobifitation L 77, 

Almendingen, Harſcher von L 79. 
Alphofius L 79, 

Altentheil L 79. 

Alternat L 80, 
Alternativobligation L 80. 
Alternativvermädtnih L 82, 

Et be (eivilrechtl.) L 88. 
Altersftufen (ftrafrechtl.) I. 84, ſ. auch IIL 


809, 1457, 
Altelerra L 85. 
Althuſius L 85, 
Alluvio f. Xecceffion L 37. 
— —— L 86, 
Alveus derelictus ſ. Acceifion L 37. 
Avulsio j. Acceifion L 37. 
Amari L 86. 
Amaya L 86, 
Ambrojoli L 86. 
Amendement L 86. 
en 1 
mneftie ſ. nadigun 255. 
Amortilation 8 
Amortijationsgejeße j. todte Hand III. 894. 
Amtsanmwalt j. Siaatsanwaltſchaft II. 745. 
Amtsausſchuß j. Amtsvorfteher L 99. 
Umtöbeleidigung j. Beleidigung L 267. 
Amtzbelitte }. mtäverbrecden I. 97, 
Amtseid L 89, 
Amtserſchleichung I, 9. 
Amtsgerichte L MW. 
Amtögerihtliched Verfahren L 94. 
Amtsfaution L 96, 
Amtsverbrechen 97, 
Amtövorfteher L 98. 
Analphabeten L 9. 
Anastasiana lex L 100. 
Ancder L 100. 
Ancillon L 101 
Anblaw L 101. 
Andreas de Barbatia L 101 
Anerbe L 101, j. audı II. 735. 
Anertennfnik, erichtliches I. 102. 
Anerkennungstlage }. Feititellungsflage L 816. 
ebd Th I. 102, 
ee lage L 
Anke tungsflageinEntmündigung3s 
faden L- 108. 
Angehörige L 109. 
Angeld j. Arrha L 158. 
Angelu3 Aretinus L 110, 


Angriffs: und VBertheidigungsmittel 
L 110. zu 


Antlagebeſchluß |. Eröffnung des Hauptver- 
fahrens 1, 732, 
a at L 112, f. auch III. 994. 
Anklagegury |. Schwurgericht III. 630. 
Antlagemonopol ſ. Privatanflage III. 183. 
Anllageſchrift und Antlageftand |. Eröffnung 
bes Hauptverfahrens L 741. 
Anmelbung des Konturjes L 113. 
Anmufterung L 113. 
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Unnahme & — —— L 114. 
Annaten L1 

Anonyme Bereit! aft L 115. 

Bar nung ber Inierinhungshaft 


Anfaldus be ... L 118. 
Anichlußpfändung j. Zwangsvollſtreckung III. 


LEHE falihe L 118. 
Anihü 119. 

a. ung, Li 120. 

gan — 

Anthoine de ha —— L 182 
Antichreſis 
Antonii II. rm 
Antonius de Butrio L 128. 
Untragsbelitte L 123, j. aud III. 176, 
Anwalt, Anwaltihaft ſ. Recdhtsanwaltichaft 

III. 271 
Anwaltöprozeh L 126. 

Anwaltszwang L 126. 
Anwenderecht L 127. 
a für fremden Militärdienit L 


Meise eines Verbrechens, unterlafiene 


ann L 128, 

Apel L 130. 

Apostoli ſ. Rechtämittel III. 293. 
Apothelergewerbe L 130. 
Appellation j. Berufung L 308, 
Apport j. Werthöeinlage I. 1315. 
Arbeiter ſ. Gewerbliche Arbeiter II. 175. 
Arbeitäbud L 134 
Srdeitseinfieltung L 136. 
Arbeitshaus L 137, 
Arbitrage L 

Arhidiafonat L 139. 

Archiv L 140, 

Arealſteuer |. Gebäudefteuer 11. 31 
Aretin L 14L 

Argentr& L 14l. 

Argou L 14L. 

Argyropulos I 141. 

ind eh ——— L 141. 
Armenredt 
ArmenverbändeL 151. 


Arnbta L 133. 

Arnold, Friedrich Chriftian von I. 153. 
Arnold, Joh. Georg Daniel L, 154. 
Aroude — 

Arreſt L1 ern II. 769, 

A erehneocch L 182 

Arretifen | in 

Arrhbal 


158. 

Arrha sponsalitia ſ. er II. 689. 
Arrogation j. Adoption L 47. 
Arrondirung |. Ogrargejeparbum L 57. 
Artilulirtes Berhör L 
Arumäus L 159. 
"und den L 159, i. auch Gerichtäärzte Il. 90 

den Art. Veterinärweien III, 1136 


Krk Verbrechen L 161, 


Sachregiſter. 


———— j. Verſicherungsvertrag III. 


al L 184. 
ignation L 164. 
Asverus L 165. 
Aiylredt L 165. 
Athemprobe ver Kindesmord II. 456, 
Atkyas, Sir Robert L 170. 
Audland L 170. 
u a (in armenrechtl. Beziehung) L 


Aujentgattobeidräntungen L IL 

Aufforderung zu einem Berbreden 
und Erbieten zu einem ſolchen 172. 

Aufgebot der Verlobten L 123. 


Aufgebotäverfahren L 174, [Lau L 91, 


Aufgeld ſ. Agio L 54 
Balalans L 176, 


lauf L 177. 

Au rehnung im Konkurſe L 178 
Aufruhr oder Aufitand L 17A. 
= ihubbder Straf N 

wulligtsratp LI L 182, 
Au and f bg 
Aufwendungen f a II. 355. 
—— nl L 184 

I Antonius L 185. 
Auftion L 
Aurbad L 136. 


tn L 186. 

Aus ei ee L 187. 

Ausgeding j. Altentheil L 

Auslagen ſ. Impenſen II. 355. 

Ausland, Verbrechen gegen da? L 187. 

Ausland, Verbrechen ım I. 188. 

Ausland, Voljtrekbarkeit der im N. er: 
gangenen Erkenntniſſe L 190. 

Ausländer L 192, 

Ausländer (polizeilicy) L. 195. 

u on |. Kommiſſionsgeſchäft 


Auslieferungsverträge L 196. 
Auslobung L 203. 
a ra ber Gerihtäperfonen 


————— im Konkurſe L 20%. 

Ausſchlie Ar a von der Vor: 
mundid 

Feel Iren: L 216. 

Ausfegung der Progehhandblung 17. 

Ausſeßung Hülfäbedbürftiger L 210 

Aus Enns im Konkurſe L 211. 

Auftin L 212, 

u Aufträgalinftang ſ. ES chiebäiprud 


Auswanderung L 212. 

Auswanderungsagenten L 214. 

Audweifung der Fremden L 215, 

Auszug |. Altentheil L 79. 

— si - mulier |. Dirakheit L 422. 
Autonomie L 218, ſ. — 

nn !. Urheberrecht 1 

Aval 

ns Ex 220. 

Averjionaltauf L 220, 


Sadıregijter. 


vezan L 221, 

vulsio ſ. cceifion L 37, 
yala L 221. 

ylie® L 221. 

yrer, Sac., L 221, 

yrer, Georg Heinrich L 221. 
Ayo Porcius Soldanus L 221. 
Ayo Lambertaccius L 221, 
Azo de Ramenghis L 222, 
Azpilcueta | 222. 


zeunk>n 


Azuni L 222, 
B. 
Seil J. De III: 1379. 
Yagı euf 
a 


28. 
adojen van Echt I 222, 
33 222. 


Badofenzwan 2 ſJ. — L 231 

Baco von Berulam L 223, 

Balduini, Jacobus L 

Balduinus, Franciscus L 223, 

Baldus de Ubaldis L 228; 

Ballande L 224 

Ballerini L 224. 

Balthafar, Aug. von L 224. 

Bolnsin, Stephanus L 224. 

Bandtlie 1J 224, 

Bande L 224. 

Bang L 225. 

Banlerutt L 225. 

Banknote L 228 j. aud III. 360, 367, 

Bantordnungen }. Reichsbank IT. 35. 

Banktheilung ſ. Zottheilung III 

Bannizal 

Bannreht L 331 

Barante L 233, 

Baraterie L 233. 

Barbacovi L 234, 

Barbeyrac L 234. 

Barboja L 234. 

Barclay L 234. 

Baroe, Equinarius, L 234, 

Barriltiet IN III. 1512. 

Barrot L 234, 

3333 Barthenheim L 235, 

Bartholomäus Bririenfi3 L 235. 

Bartolus L 235. 

Baſſus L 235. 

Baftiat L 235. 

Baubdi di Vesme L 235. 

Baudoza L 236. 

Bauer, Anton L 236, 

Bauerband L 236. 

Bauergüter ſ. Hofgüter II. 323, 

Daniel (firchenrechtl.) L 236, f, auch ILL. 13, 

Baumeijter, — L 

ln l ber ®. j ingefährl 
auregeln, Verlegung ber B. ſ. gemeingefährl. 
Verbrechen IL ve 

Baufh und — Averfionalfauf L 220. 

Bauzinjen L 

Bayer L 244. 

Bazianus L 244, 
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Beamte f. Gemeindbebeamte II. 49, Reicyabeamte 
Il. 374, Staatöbeamte III. . 745, an lehter 

Stelle if ift audy über Private, | Givil: und 
Militärbeamte gehandelt. 

Beaumanoir L 

Bebenburg L 244. 

Beccaria L 245. 

Bedingungen L 245, 

es j. Drohung L 568 und Nöthigung 


Beerbieungspftiät L 248, 

Be ggg meien L 248, 

Befeh 

Beglaubigungsſchreiben L 252. 

Begnabigung L 

Begräbniß und Kirchhöfe L 256. 

Begünftigung L 257. 

Behr L 288. 

Beichte, —— L 258. 

BeihülfeL 

Beilbrief j. —— II. 744. 

Beiſpruchsrecht |. Erblojung L 701. 

Belenntnißfchriften ſ. Symbole III. 837, 

Belenntnißzmwang der — L 260. 

Bett L 261, 

Belagerungdzuftand L 

— — zur geſammten ns j. Mitbeleh: 
nun 

Ahr rfrre L 263, 

Bellapertica, Betrug be L 270. 

Bellarmin L 270. 

Belleyme L 270. 

Bello, Pierino L 270. 

Bellot L 270. 

Belvifio L 271. 

Bemeierung ſ. Abmeierung L 18. 

Bender L 271 

Bene L 271. 

Benede L 271 

Benedict XIV. L 271. 

Beneficium (Pfründe) L 272, 

— abdicationis L 

— abstinendi L 273, 

— cedendarum actionum |. ee L 441, 

— competentiae L 274, 

— deliberandi |. [es 

— divisionis j. Bürgichaft L 440, 

— excussionis |. Burgſchaft 440. 
— inventarii ſ. Inventarium II. 392, 

— separationis j. Separatio bonorum III. 672. 

Benthbam L 27. 

Berathung j. Abftimmung L 27 und Ge 
Ihäftsorbnung II. 134. 

Bereicherungsklage L 275. 

Berenger L — 

Berg L 276. 

Berobehörben L 277. 

Bergelohn L 280. 

Au Joh. Heinrich edler Herr von L 


Berger, Joh. Nepomut L 231, 

Bergpolizeil 281. 

Bergrecht L 285. A. Geſchi a Ent: 
widlung 286. B. gbaurecht 288. C. Berg: 
baubetrieb 291. D. Etantöregtlic 298. 

BergihädenL 295. 


v. Holgendorff, Enc. II. Rechtslexitkon II. 3. Aufl. 93 


1554 


Bergion L 297. 
Bergmwerldeigenthbum L 297, 
re bes Wahriprudes L 


Berlid L 307 
Bernardus be Botone L 307, 
Bernarbus Compoftellanus senior u. junior 


L 

Bernarbus Papienfi3 L 307. 

Bernfteinregal L 307 

Berriat St. Prir L 2308. 

Berryer L 308, 

Bertin III. 1512. 

e.. im Givilprozek L 308. 

Berufung im Strafprozek L 312, 

Beicheinigung im —— um Beweis L 361, 

——— der ter L 314. 

Beihlagnahme ber Papiere L 315, 
von Drudichriften III. 145. 

Beihwerbe im Givilprozeh L 316. 

Beihwerde in Strafjaden L 319. 

Beihmwerde, verwaltungsrehtlidheL 


322. 

Beſetzungsrecht |. Staatäfervituten III. 767. 

Beiihtigung der Waare L 328, 

Beſitz L 329 

Beliberwerb L 334 

Beſißesſchutz 335. 

Beligtitelberihtigung L 337, 

Belitverluft L 338 

Beſold L 340 

re Strafurtheile L 340, 

Beitehung L 340, 

Beiteder L 341. 

Belteuerung L 342, 

Befthaupt L 344, 

Bethmann-Hollweg, von L 344 

Betrug L 345. 

Bettelei L 348. 

Betts L 348. 

Beute L 349. — Beute maden (Militär: 
verbredhen) II. 768. 

Bewällerungsanlagen L 350. 

Beweis im Givilprozeh L 351: Begriff 
351, Gegenftaud 353, Beweislaft 354, Ein» 

eilungen: natürlicher und künftlicher 354, 

— und Gegenbeweis 355, Beweis und 
Beicheinigung 361, Bemeisinterlofut 362, 
Beweisbeichluß 363. — Beweis zum ewigen 
Gedächtniß j. Sicherung dee Beweiſes III. 630, 

Beweis im Strafprozeh L 366: Begriff, 
Gegenitand, Beweistheorie 366, Eintheilun« 
gen: vollftändiger und nichtvollftändiger, 
unmittelbarer und mittelbarer (cirfumftan- 
tieller) 368, Anichuldigungs: und Entichul: 
bigungs eweis 369, Beweislaft, Beweisfrift 


Bemweismittellifte L 369. 
Beweistheorie L 370, ſ. aud 1, 366 [ 
Beweisverfahren im Givilprozeß 1. 


BIENEN) im Strafprozeß L 
Beyer L 382 


Biberg L 383, 
Bidell L 388 


Sachregiſter. 


Bielbrief ſ. Meßbrief II. 744. 
Biene a — 384. 
ienenre 
Biener du . 
Bier: und Be ge f. Brau- und 
Brennereigerechtigleit I. 416, 
Bierfteuer L 
Bigamie L 385. 
Bignon L 387. 
Bigot de Pröameneu L 387. 
Bilanz L 
Bilderdyk 1. 388, 
Binding L 388 
Birnbaum I. 388, 
Bilhofaämwahlen L 389. 
Bladftone L 391 
Blande L 391. 
Blanfoindoijament L 391. 
Blaſenzins ſ. Branntweinfteuer L 414, 
Blasphemie |. Religiondverbrechen III. 425, 


Blindenteflament L 8392. 

Blödfinn |. Zurechnungsfähigteit III. 1458. 
Blokaden L 398, 

BlonbeauL 394, 

Bluhme L 394, 


Blumer L 39. 
Bluntſchli III. 1512. 
Blutjihande L 395. 
Bödelmann L 397. 
Böding L 397 
Bodinus L 397, 


Boitarb L 39. 
Bolley L 39. 
Bolognetus L 400. 


Bona adventicia, maternaf. Nuttergut IL 830. 
— fides L 400, 

— vacantia |. Fiskusrecht L 842. 
Bonaguida N 
Bonald L 403. 
Boncenne L 404. 

Boncompagni di Mompbello IL 1513. 
Bonfidins L 404 

Bonjeau L 404. 

Bonnier L 404, 

Bas nn L 404 

Borchardt Ill. 1514. 

Bornemann, age Ghriftian L 404. 
Bornemann, fr. Wilh. Ludwig L 4. 
Börje L 405. 

Börjengeihäfte L 407. 

Börjenpreis L 408, 

Boifi, Angelo L 409, 

Boſſius, Aegidius 409. 

Boſſuet L 

Bojtröm L 409. 


B 

Bouchaud L 49, 
Boudel L 410. 

Boudher d'Argis L 410, 
Boubhier L 

Bourbeau 1, 410. 
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BourdinL 410. 
Bourguignon:Dumoulard L 410, 
Bouteiller L L 

Boudier L 4liL 


ch 
Brandſtiftung L 412, 
Branntweinfteuer L 414, 
Brant, Seb. L 416. 
Brater L 41h. 
— und Brennereigredtigfeit L 


Brauer L 417 
BraunL 417 
Braufteuer ſ. Bierfteuer L 384. 
Brautgeihenfe L 417, 
Brautſchatz j. Mahlſchatz II. 689, 
Bravard:Beyriöres L 418. 
BreberodeL 418, 
Breidbenbad L 418, 
Breitenbad L 418, 
BrencmannL 419 
Brendel L 412 
Brequigny L 419. 
Bretonnier L 419. 
Breve j. Bulle L 433, 
——— (Eigenthum an Briefen) L 419. 
Brieferbredung L 4 
Briefverlegung L 4 
Briefwechſel im VertragsiclußL42 
Briegleb L 428. 
Brillat-Savarin L 423. 
Brintmann L 423, 
Briſſonius L 428. 
Brijjot L 423. 
Brito L 424. 
Brodeau L 424. 
Brondorft L 424 
Brorion L 424. 
Broughbam and Baur, Korb L 424. 
Brüde j. Orden IL. 956. 
ann *F 
Brunnen, Vergiftung von gemeingefähr⸗ 

liche ———* ll 11. n 
Brunngquell L 425. 
Bruns III. 1514. 
Brutto ſ. Gutgewicht II. 220. 
220, Joh. von L 425. 
Büchel L 425. 
Bu + L 425. 
HER 3 L 425. 

führung, faufmännifche L 425. 

Buchhandel ſ. Sortimentsbucdhhandel III. 709 

u. re III. 1046. 
Bucdholg L 
Budaeus L Fe 
Bubbdeud L 427. 
Buber L 427 
Bud J ſ. auch III. 382. 
BüffLl 
Bugnet Ti 432. 
Busnonius L 432. 
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Bülau L 433. 
Bulgarua L 453, 

Bulle L 433, 
Bundesheimathsamt |. Heimathaamt IT. 304. 
Bundesrat 434. 
— L 438, 
Bürgihaft L 438. 

Buri, von L 

Burte L 442. 

Bürtel L 443. 
Burlamaqui L 443, 
Burrill 


Büſch L 448. 
4 0 von L 443, 


Be L 4A 
Bynkershoet L 445. 
C. 


Gabet L 446. 
Gabral L 446. 
CaducaL 446. 


Galhoun L 447. 
Galoniud L 447. 
Galvin L 447. 
Galvinus L 447 
Gamaral 47 
um. a L 47 


Ganifius L 48, 
Ganngießer L 448. 
Gantiuncula L 449. 
Gapitelli L 449. 
Gaepolla L 449. 
Garavellas L 449. 
Carbonianum edictum IL 449 
Gargoverficherung |. Seeverficherung III. 658. 
Garmer, von L 450. 
Garmignani L 450. 
Garneiro be Campos L 450. 
Garnot L 450. 
Garpenter, Mary L 451 
Carpzov L 4äl. 
Garr& L 451 
—— e ſ. Auslieferungsverträge L 199. 
Caſanova 
Caſaregis L 
Casper L 
Gaftro L fe 
Casus L 452, 
Gatonianifche Regel L 454. 
Gaudy L 454 
Causa L 454 
Cautela Socini III. 55. 
Cautio damni infecti j. Communio incidens 
L 477 und Rautionen 11. 448. 
— — nn Kautionen II. 448. 
ayrü 
Genf —— J. Preßgeſetzgebung III. 


98* 


Seeverficherung III. 658, 
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Genjuren L 458 
Census hereditarias ſ. Abihoß L 23. 
Cessio bonorum L 459, j. aud) IL 513, 


air d'Eſt-Ange L 462. 
ambon L 462. 


Gharondas L 462, 
bartepartie L 462, f. auch III. 650, 
bafjanäus, Alerander L 463. 
hafjanäus, Bartholomäus L 463, 
hanncan Adolph be L 464, 

audeau, Zagarde L 464. 
hed 
h 


— 466 

Chlingensperger, Chriſtoph von L 466. 

GChlingen&perger, Hermann Anton von 
L 466, 


Ghoate L 467. 

Ghriftianfen L 467. 

Ginus L 467 

Girktumffriptionabullen ſ. Konkordate II. 503. 
Gironius L 467 

Citation ſ. Zadung II. 601 ff. 

Givilehe j. Eheichliegung L 595, 
einer f. Zeitberechnung III. 1375. 
Givillifte L 467 
Glaproth L 469. 

Glarus L 469. 

Gloifius L 469 

Gobb L 469. 

Gobbden L 489. 

Gocceji L 469. 
Godburn III. 1514. 
Codieilli L 470, 

— confirmati L 471 
Cognatio J. Et III. 1126. 
Coin-Delisle L 47L 

Gote L 

an L 471 
Gölibat L 472 
Golladon L 474 
Gollett L 474 

Comitas gentium L 474. 
Commixtio f. Acceſſion L 38, 
Commodatum L 474, 
Commodum L 475. 
a ne a s 

omparatio Jiterarum tiftvergleichun 
een riftvergleichung 
— ſ. Beſitz L 329 u. Mitbeſitz II. 


Compromissum }. Schiedsſpruch III. 551, 
Gomte L 478, 

Concursus delictorum ſ. Stonfurrenz II. 506, 
Condictiones ſ. Bereiherungsflagen L 275. 
Condominium j. communio incidens L 477. 
Conflatio ſ. Acceſſion L 38. 

Confusio j. Acceifion 1, 38. 

Gonnanud L 478 

Gonradi, Gens Karl L 478. 

Conrabi, ob. Ludw. L, 478, 

Gonring Laä 

Gonjtant de Nebecque, Benj. L 478, 
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—— debiti L 479, ſ. auch Bürg- 
ſchaft L 


Consttutum p possessorium j. Beſitzerwerb L. 
Gonticini L 480 


Gontiu® L 480, 
Contractus er — en:BiehvertragL 676. 
—  vitalitius tficherungävertrag II. 


Contubernium |. Verwandtſchaft III. 1127. 
Gooper L 480. 

Goquille L 480. 

Goradtius) L 480. 

Gorbeiro L 480, 

Gormenin L 480. 

Gofta L 480. 

Gotelle, Bernard L 481. 

Gotelle, Zouffaint buge L 431 
Courtage lL 481. 

Gouftant L 481 
Goutümenfommentare L 481. 
Govarrudiad y Leyva L 485. 

Gor L 485. 

Gramer, Job. Ulrich L 485, 
Gramer, Andr. Wilh. 485. 

Greafy L 456, 

Credits mobiliers |. Reichsbank III. 34>. 
GremanilL 

Gremieur L 486. 

Gresp L 486. 

Crimen ambitus |. Amt3erjchleihung L 90. 
— majestatis |. Politifche Verbrechen III. 64. 
— repetundorum ſ. Amtöbelitte L 97. 
— residuis J. Amtäbelitte L 97. 

— vis f. Gewaltthätigfeit II. 160. 
Gropp L 486. 

Gucumußd L 486. 

Gujaciuß L 487. 

Culpa (eivilrechtlich) L 487. 

Culpa im Strafredt 1, 4x9. 
Gumberlanb L 491 

Gunba L 491. 

Guperu® L 491 

Cura j. Kuratel II. 591. 

Gurtis L 492. 

Gurtiu'® L 492. 

Gushing L 492 

Custodia L 422. 


D. 


Dabelow L 498. 
zu L 493. 
Dahlmann L 498. 
Dalloı L 49. 
Damajus L 49. 
Damhouber 1, 494 
Damnum emergens F— Schadenserſatz III. 533. 
Dampfteijel L 494. 
Danel 
Daniels, Heiner. Gottfr. Wilbh. von L 495, 
Daniels, Alexander Edler von L 495. 


Dante L 496, 
ried. L 496, 


Danz, Wilh. Aug. 
Danz, Heinr. Emil ar 1515, 


Dardanariat ſ. Wucher 
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Datio in — ſ. Annahme an Zahlungs: 
anftatt L I 

Daried Le 

Tarlehndvertrag L 496, 

Datowechſel L 498. 

Datit L 4M. 

Dawſon L 499. 

Teät L 49. 

Decianud L 49. 

Decius L 49. 

Dedladung L 49. 

Dedung, Deckungsgeſchäft L 500. 

Decretum de aperiundo — II. 518, 

— Divi Marci_L 501, Ill. 665. 

Defacqz L 502. 

Sefette der ee oc 6 IL. 

Defraudation au 102. 

Degrabation L 505 

Deguftation L 503. 

Deihhverbände L 504. 

Delangle L 505. 

—— L 505. 

Delbrüd L 505. 

Delegation L 505. 

Deliberationsfrift L 507 

Delirium j. Zurechnungsfähigfeit III. 1469. 

au II. 490, 

DellbenL 508. 

De LolmeL 508 

Delped L 508. 

Temante L 508. 

Demeritenanftalt j. Verbrechen ber Religions— 
diener III. 1015. 

zu L 508. 

Denich L 508. 

Deniſart L 508, 

Den Ter L 508. 

Deo L 509. 

Depeichengeheimniß |. — — L 421 
und Zelegraphenverträge III 


Deport L 509. 

Depojitalmwejen L 511. 

Depofitengeichäft 1. j. Reichabant III. 345, 349, 
Depofition 


514. 
Depofitomedjiel ſ. —— L 618, 
Depositum L 515 

Depotgeſchäft L 509. 
Depotwedhjel L 510. 

Derelittion j. Beſi u L 339. 
Dernburg 

De ir - Auslande L 517. 
Deſertion L 518. 

De en L 519. 

Desmares L 519. 

Despeiſſes L 519. 

ae bed Lehns ſ. Meliorationen 


Detractus realis — — L 2. 
Devalvation L 520 
Deviation (kereitich) L 520. 
Devilleneuve L 521. 
Devolution L 521. 

Devoti L 522. 

Dialonat L 522. 

Diäten L 522, 

Diebftahl L 525. 
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Died L 531. 

Dienfteid I. Amtäeid L 89, 

Dienitmiethe L en \ — I. 147, 
Differenzgeihäft L 

Ditteilion L 535. 

u. L 536. 

Dinus L 536. 

Dirkſen L 536. 

Disfonto L 5386. 

Dismembrationen L 537. 

Dispache (feerechtl.) I. 538, |. auch II. 300. 
Diöpenjation eng L 539. 
Dispenſationsrecht L 540. 
Dispoſitionspapiere ſ. Waare III. 1210. 
DEZ NSRBRLIENG (handelsrechtlich) 


Diſſidenten L 548. 
u (leerechtlich) L 545, ſ. auch 


Siftansgeihäft L 545. 

Zisziplinarftrafen ij. Ordnungs⸗ u. Disziplinar⸗ 
ſtrafen 11.966, gegen Militärperſonen 11. 770. 

Dividende L- L 548. 

Dolliner L 551 

Dollmann L 551 

Dolmetider L 55L 

Dolus im Civilxecht L 551. 

Dolus im Strafredt L 554 

Domänen L 556: Eigenthumsfrage 556, 
Deräußerlichkeit 557, die D. und die Stantd: 
ame 557, D.ablöjungen 558, D.benugung 


— L 560. 

Domherr j. Kapitel II. 432. 

Domizil |. Wohnfik er . 

Domizilwechſel L5 

Domkapitel ſ. Kapitel Isa. 

Domttift j. nn II. 432. 

Donanbt L 561 

Donatio — und propter nuptias |. Braut: 
geichente L 417. 

Donellus L 562, 

Dons L 562. 

Doppelbefteuerung L 562. 

— j. Bi on 1 yo 
oppelprämiengeihäft j. Zweiprämiengeſchäft 

on 8 p geihäf 


De Klagen ſ. Geihäftsführungäflagen 
Doppelverficherung f. Verſicherungsvertrag IH. 
g g 


Doppelwährung |. a 1I. 823. 
Dos ſ. Dotaliyftem L 565. 
ee en L 564. 
Dotalflage L 564. 
2 otaliyftem L 565. 
Dotationspfidht L 567. 
Doviatius L 567. 
are f. Arrha L 158, 

Dreih L 568 
Dreyer L 568. 
Drohung L 568, 
Droſte- Hülsho 
Drudereigewerbe |. 
Drummonb L 
Duane L 569, 


f, Frhr. von L 569. 
tehgewerbe III. 136, 


1558 


Duarenus® L 569. 
Dubreuil L 569. 
Dubs L 569. , 
Ducaurroy de la Groir L 570. 
Dud L 570, 
Ducpetiaur L 570. 
Dumont, Jean L 570. 
—, Pierre Et. — L 570. 
Dunder L5 
Dunter L ar 
Dunod de Charnage L 57L 
Dupaty L 571 
Dupin, Louis Ellied L 571 
—, Charles L 871, 
—, Andre Marie Jean Jacques L 571. 
Duplit L 572, 
Dupont: White L 573. 
Durand L 573, 
Durantis L 573. 
Durhludung Mafprag) I 374 
Durchſfuchung (jtrafproz. 
Durchſuchungsrecht ehe) L 575. 
Duret L 581 
Du Roi L 581 
Dürr L 581 
Duvergier L 581. 
E. 
Garle LXL 
Eaſtman L 581 
Eben ara... L 581 
a 
GEL 
Edictum Carbonianum j. Carbonianum 
edictum II. 449, 
Gdiftalladung j. Ladung II. 605. 
Gbitiondeib 1, 584. 


Editionapflidt L 585 
Effekten L 585, ſ. aud III. 346. 


Ehe L 586 , &- zur Linten Hand f. morgana: 
ijche 
betrügliches Eingehen einer €. ſ. Ver 
brechen gegen — ——— II. 37 
Ehebruch 
E ehinbermiffe L 589. 
Ehepro zeß L 


Ehe a 1: 593. 

Eheſchließung J— 

— im — L 597 

Ehrenaccept ſ. Norhhülfe II. 898 u. Wechſel⸗ 
accept III. 1277. 

Ghrenämter L 599. 

Ehrenbürgerrecht ſ. u II. 60, 

Ehrenerklärung j. Ehrenftrafen 

Ghrengerichte (militäriiche und GC. ber 
Sedhtsanmälte) L 602. 

Ehrenrath ſ. Ehrengerichte L 602, 

Ehrenftrafen L 

Ehrenzahlung (wechjelrechtlich) 1. Deddung 1.500. 

Ehrverlegung |. Beleidigung J 

Eichhorn 160 

eet L 607. 

Eid L 608. 

ibesbrud L 61l. 

Gidesfähigfeit L 612. 


Sadıregliter. 


Eidesſtattliche Verſicherung, faliche I. 
Bor ch ch g ch 


Eigenthum L 614. 
Gigenihumsborbehatt L 617. 
Gigenwedjel L 618. 
Gite von Repkow L 619. 
Gilbert von Bremen L 619, 
Ginbrud L 619, 
Einert L 620, 
Einfuhrverbote L 620. 
Ginigungsämter I 621 
Einkindſchaft L 622. 
Eintommenfteuer L 624: Geichichte 624, 
Geltendes va und zwar Klafienfteuer 626, 
tlaffifizirte E. 630. 
Einlagen j. Werthseinlagen OL 1315, 
Ginlajjung L 634 
Einlaſſungsfriſt j. Klage 11. 470. 
u. ber Unterjuhung L 639. 
Ginlöjung L 644. 
Ginquartierungslan L 644: Einleitung 
En 645, Umfang 647, Ent- 
— ——— — GE. während des jeges 648. 
Ginrede 
Eurer I: Konkurrenz II. 507. 
Einiprug (civilproz.) L 651 
— (ftrafprog.) I. 652. 
J — * J Naherrecht II. 843, 
in 
Sinheiß * * Konturjes L 658, 
en L 65#, j. auch 


Einwand (ftrafproz.) |. .... er 297 
Ginftweilige Berfügun 
ee Straf lie L 65 656. 
Einzelhaft 
Ginziehung L 661. 
Gifenbahn: er — —— ung ſ. Ges 
meingefährliche Verbrechen I ET 
Gijenbahngeieggebung i 663: Ein: 
leitung Het Anlage 665, Betrieb 667, be- 
ſondere Hecht e und Nichte der ———— 
670, Droanteiien der Behörden 673, 
Sifenbapnmgtement j. Reglements der Eiien: 
bahnen 1 
Eijenhart, Joh. fFriedr. L 675. 
—, Exnft Ludiv. Aug. L 676, 
Giiern-Biehventrag L 676, 
Gibgoliger hi L 
jollgeridt L 676, 
Elvers Le. 
de väterliche Gewalt III. 1007, 
Emballage ſ. Verpadung III. 1065. 
Embargo L 677. 
Eme6rigon |. — 
— 
Emifſionsge an L 680 
sn Theod, Wilh. L 681. 
Guftad I, BILL 
—, ; Auftus er zn L 631. 
Emphyteuſe 
Emtio spei |. ee 322. 
— erm. Ern 


Engel LEG4 
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Engelbertus Admontenſis L 684 
Enteignung ſ. Expropriation L 764. 
Enterbung L 


— unerlaubte (Militärverbrechen) II. 


Entführung L 686. 
raue A er ng Progreifivfuftem III. 


Entlaufen mit ber Heuer IIL 1103, 

Entmündigungdverfahren L 688. 

Entjagung j. Verzicht III. UBL 

ed —— (civilproz.) L 689, 

— (ftrafproz.) 

u... (civilproz.) L 692, 
(itrafproz.) 

Entwährung L 69. 

Eutmällernugianlagen L 695, 

Edtvös L 696. 

Epibdemien I ce III. 1159. 

Epistopaliyitem L 

— L 696. 


Eine —— L 699, 

Grbbelheinigung L 699. 

Erbtur L 

Erblehen * 701, 

Erbleihe L 701. 

Erbloſe Güter F Fistusrecht L 342, 

ee ZOL 

Erb 702, 

Erb A ertsanteilt L 702, 

rbigalistiag L 703. 

Erbſchaftsklage L 704 

Erb L 705. 

Erb si en L 706, 

— L 707. 

Erbtochter 

ee L 709. 

Erbvertrag L 710. 

Erbverzidht L 713. 

Erbzinagut L 714 

ee L 715. 

Erfüllungsort L 723. 

Erfüllungäözeit L 724. 

Ergänzungsgeſchworene L 725. 

Grgänzungsridter L 726. 

— ſJ. —— L 726 

Ergänzungsurtheil 

Erkenntniß ſ. Ent 
Urtheil II. 981. 

Erfoberung j. Errungenichaft L 744. 

Erlaß L 727. 

Ermittelun ia Einleitung der Unter: 
ſuchung III. 640. 

Kencursungeten) L 729, 

sehlineng des Hauptverfahren?® L 


— L 748. 
Error in objecto L 556, |. auch Il. 402. 
Errungen or L 74 744, |. aud) IL. 220. 
Erſitzung 
Erskine, Sch — 748, 

, Thomas L 748. 
Site Bitte L 748. 
Erjuchen (um Rechtshülfe) L 749. 
Erziehbungsdanftalten L 750. 


Eſcher L 32 
. L 752, 
nn yeger Bernhard van L 752, 


—— Staatsſervituten III. 767. 
Etat ſ. Budget L 427. 

Etatsjahr ſ. Staatätafjenverwaltung III. 754. 

EventualbelehnungundLehnsexſpek— 
tanz L 753. 

Gventualmarime L 754 

Everardi L 255. 

Gverhardb L 755. 

Eviktion ſ. Entwährung L 694. 

Evokationen (firchenredhtl.) L 755. 

Exceptio doli |. Dolus L 553. 

— veritatis eng armer F— 1220, 

Exclusiva bei der Bapftwahl III 

Excommunicatio j. Kirchenbann pt 462. 

Exekution ſ. Zwangävollftrefung III. 1489, 

Grefutivflaufel |. Pete aklaniel III. 51 

Gretutivftrafe |. PBolizeiftrafverfahren III. 71. 

Exelutivzwang j. Verwaltungsexekution 111. 


Gremtionen — — L 756. 

Grequatur L Z5ß. 

Erhibitionspflidt L 757. 

a bei ber Vormund— 
Ihaft L 758. 

Exmiſſionstlage L 760. 

u 1 a a ärztliches L 


Expromiſſion ſ. Novation II. 910. 
Erpropriation L 

Erpulfion |. Abmeierung L 18. 
Eripettativen nn) L 770. 
Erterritorialität L 77 


F. 


Faber, Antonius L 773, 
—, Johannes L 774. 
—, Petrus L 774, 
fyabricius L 774, 
brifarbeiter ſ. — Arbeiter II. 175. 
— | A Er 
eo. und Waarenzeihhen, Fälſchung 


n L 782, 
eidungen L 689 ff. und gabrotns — 


achineus L 784 

agnanud L 754 

ahneneidb L 784, 
J——— ſ. Deſertion L. 518. 
abrläffigkeitäftrafen (preßrechtl.) III. 152. 
ährgerechtigkeit 785. 

attor L 786. 
attur L 786. 
ae Quart L 787 
ald L 788. 

lſchmünzerei |. Münzverbrechen II. 320, 
allwild j. Jagdrecht II. 410, 

Vier — er ſ. Meineid II. 737. 
ä 
amitienbiebflahl j. Diebftahl L 531 
amilieneinheit (in armenrechtlicher Be: 
jiehung) L 791. 
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amilienrathb L 
amilienihluß L 796, 
amilienftandb L 797, 
BRITEN L 800. 


amilienfideiflommit L 792. 
796. 
ri 


— 


— L 801 
aure L 
— L 801. 

autfradt L 802. 

— de — L 808, 

abre L 
5* Tv 

9— —R— II. 767. 
ein 
Eich ehalt L 804, 
elbfrevel L 804. 
Feldgemeinſchaft L 807. 

eldmefjer ſ. Vermeſſungsweſen III. 1051. 
FeldpolizeiordnungJ 


Feldſervituten L 810. 
elice L 812. 
ellenberg L 812. 


— — Ni 


ellinus L 812, 
Felonie L 812, 
Fönelon L 813. 
ergufon L 814. 
errariuß L 814. 
erretti L 314. 
Rh ic L 814. 
Ferrumioatio {. Acceſſion L — 
eſtnahme, tr 
ehfellungstlage | 316, 
ung®haft L 
eftungsrayon L 819, 
euerbach L 820. 
euerfaffengelber L 820. 
euerpolizei L 821. 
ee runs L 824. 
arb L 828. 
te L 828, 
ut legis Corneliae f. Poftliminium 2 97. 
— J — u 192. 
dejussio | % haft L 
— —— L 438, 
ueira be Mello L 829, 
i tionen L 829, 
ilangieri L 830. 
ilietiondflage L 831. 


ilmer L 81, 

inderre : L 831. 

inderre bergrechtl.) I. 832, 
ineftre3 ir onfalvo L 834, 


et 

Siemenibergung | ſ. Handelägefhäft IL. 246 
und firma 
euer L 836, 
Fiſger, Fr. Shrift onathan L 838, 

, Lorenz Hannibal L 838. 

Fiihereigenoffenidaften L 838, 
ilhereiordnungen L 
isfu3 L 840, 

— (civilproz.) 841. 

Fistusrecht 342, 

Fixgeſchäft III. 1516. 
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lagge L 343, 
leury L 844 
lintberg L 844. 
lorent L 344, 
lößerei L 844. 
ee L 845. 
nt 
unbe 
lüſſe L 848, j. ET nd I. 869. 
Luhicitfart L 850. 
oelir L 
oenus — ſ. Boomerei L 398, Dar 
lehnövertrag L. 497 und Zinjen III. 1435. 
ontaine, Pierre be L 865. 
„ evel i. —— II. 324. 
— en 
Hi er L 
or Rretige 51 855. 
or 119 Hußperjonal L 858. 
sn ervituten L 859: Begriff und Ge— 
—— 859, Entſtehung, Ausübung 860, 


— —E derſelben L 862. 
orftiiherheitaäpolizei L 364. 
oritfirafreht L 866. 
orjtftrafverfahren L 869, 
orftwirthihaftspolizei L 871. 
ortescue L 875. 
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Kommanbditgejellichaft II. 486, 


Kommende (firchenrechtl.) II. 489, 

— Poſtgloſſatoren II. 
Kommiſſionsgeſchäft II. 49. 

— — j. Deckung L 500. 


Kommiftionsverleger i. Prekpoligei IL. 143. 
nen J. Unterlafjungäverbrechen 


Kommorienten II. 495. 

Kompenjation 11.496 et . IL 493, 570. 

Kompetenz |. Gerichtäftand 

ne Sera seroling II. 107. 

K8omplott II. 497, f. au 8 

Komptabilitätsgeieh IIL. 752, 

Kondiktionen II. 

Konditions * OHREN Sorti⸗ 
Fi Il. 709, 


mentäbuchhanbel 1 
Konfiskation j. — L 66L 
a I. 499, |. aud) 286. 
K8onfufion II 


en Kurie II. 596, 961. 
Kongrejie II. 500. 

König, Chilian II. 501. 
Königöwarter II. 501 

Konjunktion der — II. 501. 
Konforbdate II. 508. 

Konturrenz II. 506. 

Kontur II. 510. 
Konfturderdffnung Il. 513, 
Konfurägericht II. 515. 
Konkursmaſſe II. 516. 
Konlursverfahren II. 518. 
Konfuräverwalter II. 522. 
Konneritätforum II. 524. 
Konnojjement II. 525. I. gr IIL 650. 
Konopat II. 527, 

Konjelration Il. 527, 
Konfiliatoren j. Kommentatoren IL 489. 
Konfiftorium II. 527. 
en II. 529, 
Konjularagenten II. 529, 
Konjularardiv II. 530, 
Konjularattefte II. 530, 
Konjulargebühren IL 531 
et II. 832 
Konjularmatrifel II. 534. 
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Konſularreglements II. 535. 
Konjularihuß II. 536. 
Ronfiularverträge II. 537. 
Konjumtion I. 539, 

Kontantgeichäfte |. Zeitlauf ker 1382. 
Kontofurrent II. 540, j. aud IIL 346. 
ehe Vertragsverletzung, ftrafbare 


Kontraiignatur II. 540. 

Kontrebanbde II. 541, 

Kontumazialverfahren ſ. Verfäumnikverfahren 
III. 1071 und Strafverfahren gegen Ab: 
weiende L 33. 

a ber Rechtsgeſchäfte II. 


Konventionalftrafe II. 544. 

Kooge ſ. Deichverbände L 504. 

Koppelmeibe ſ. Weidejervituten III. 1303, 

Kori II. 

Körperichaft j. juriftiiche Perjon IL. 418 und 
Korporationen II. 560. 

Körperverletung (ftrafrechtl.) II. 54 

Körperverlegung (mediz.foren].) IL. 550 

BURN ana 
560, ſJ. a Geno enfchaften IL. 88. 

Rormalfupol E . Spezialität der Hypothek 


——— — — j. Solidar- und Korreal⸗ 
obligation III. 694. 
Ko — dentrheder II, 565, ſ. auch 


Koſten ſcivilproz.) II. 566, 

Koſten — II. — 
Koſtentragu 

——— PR Aivogeg III. 438, 
Köſtlin II. 

Kothing ae 
en IL 572, 
ſtrauſe II. 576. 

Kraut II. 576. 

Kreditanftalten * Reichsbank III. 348. 
eg 576. 

Kreditive | —— IL 252. 
Kreiaftandichaft ze IL 777. 
Kreittmayr | 


Krenner —*8 
Kreß II. 
reg j. Verhör III. 1034. 
Kridar j. Gemeinjchuldner II. 74. 
$triegel II. 578. 
Kriegsartifel II. 578. 
Kriegsfontribution II. 579 
Kriegsleiftungen 11. 580, 
Krie ann II. 583. 
Kriegsſcha alt ” Kriegäfontribution II. 579. 
zes 

Rrug I 
Rrunverlag) II. 585, 
Krüll ll. 
Kühns I. "586. 
Kulentamp II. 586. 
Kulpis II. 586. 
Kumulation ber Rechtsmittel II. 586. 
Kumulationsprinzip |. Konkurrenz II. 508, 
Kündigung II. 587, 
Kunſtfehler II. 587 
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Kunftmann IL 591 

Kuppelei f. Unzucht III. 955. und Verbrechen 
der Religionädiener III. 1014. 

Kuppener II. 591. 

#uratel IL 591. 

Kurie II. 596. 

Kurmede |. Beilhaupt L N 

Kursberechnung II. 

Kuxe UI. 599, 


g, 


Labbé II 600. 

Labittus II. 600. 

Ladeſchein IIL 1521, 

Xabdezeit IL 600. 

Ladung im Givilprogeß IL 601. 

— im Strafprozeh II. 604, 

— der Gejhmworenen II, 607. 
Zaferriöre II. 608, 

Sagergelb II. 608. 

Zagerichein j. Warrants III. 1239, 

Yagus, Gonrab II. 6900 

Yambertinus de Ramponibus II. 610. 

Lammenais Il. 610. 

Zamoignon II. 610. 

Lampredi II. 610, 

Zampugnano II. 610. 
Yancelotti II. 610. 

Zandarmenverband II. 61l, 

Zandedgrenzen II. L 

Zanbesfirchen III. 425. 

Zanbdeöverrath II. 612. 

Zandgeridht II. 613. 
Landloſung |. m II. 721 

Zanbdjafliat Il. 620. 

Landſtandſchaft ſJ. et IHM. 778, 

en Il. 

Zang II. 622. 

Xanguet Il. 622, 

Zanjuinais II. 622, 
—— II. 622, 

Zarien II. 622. 

Laesio enormis II, 623, 
Laspeyres II. 624 

Bahbera, Beh U. —* 


Laßber II. 625, 
Laſſitiſches Rolonat II. 485. 
Lafſſon, Pebder II. 625, 


—, eder Rarl II. 625. 

baumajfiüre II. 625. 
Lartus Pomponius II. 626. 
Laudatio auctoris ſ. zn II. 889, 
Laudemium II. 626, f. auch L. 701. 
Xaufenbde Konten IL 627. 
Zauridre IL 628 
Yauterbad II. 628, 
Zawrence III. 1523. 
eben, Beweis befielben II. 628, 
Lebensdauer II. 629. 
Xebensverfiherung ſ. Verficherungsvertrag II. 


Zebrun IL. 629. 
Xect IL 629. 
Zediger Anfall II. 630. 
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Zeeum, Elbert de II. 630, 

Leeumwen, Simon van II. 630. 

Segalität im Grundbuchweſen II. 631. 

Legalitätsprinzip (ftrafproz.) j. Opportunitäts- 
prinzip II. 953, 

gegaljervituten II. 633, 

Zegat II. 695. 

Legaten (tixchenrechtl) IL 637, 

Xegitimation II. 638, 

Legrand be Lalau II. 640. 

Xegraverenb II 640, 

Schnöegfpeltang i. Goentualbelehnung L 753. 
Lehnsfähigteit II. 640. 

Lehnshoheit II. 642. 

Lehnäretraft ſ. Näherrecht II. 843. 

Lehnsſchulden II. 643 

ge —— oO, 645, 

Lehnsfucceſſion II 646. 

Zehrlingsmwefen IL 649, f. au II. 176, 

Zeibgedinge II. 651 

— ——— II. Ir [Ber 
eibrentenverficherun erjicherungsvertra 
ler g derung 8 


Leibrentenvertrag II. 653. 
— jJ. Altentheil L 79 und Leibgedinge 


geicenfhändung .. Religionaverbrechen II. 
— und Leichenöffnung ſ. Obduktion 


geiheerbrenmung 2 Beerdigungsweſen L 249. 

Seihbibliothef II. 655. 

Leihvertrag I ommodanftn L 474. 

Zeinpfad II. 656. 

Geiterreiht !. Rachbarret II. 833, 

—— — 

dermlnier IL 

Lefſius II. 657. 

gette II. 658. 

Leu II. 658. 

Seucht II. 658, 

Leuenberger IL 658. 

Zeunclavıua II. 658. 

Leuteration ſ. Rechtämittel III. 291. 

Lex Aelia Sentia j. Anfechtungstlage L 106. 

— Anastasiana ſ. Anastasiana lex L 100. 

— Aquilia ſ. — —— II. 532, ſ. auch 
Culpa L 487. 

— commissoria Il. 659. 

— Cineia hi Brautgeichenfe L 417 und Schen= 


an 
rm ſ. Falcidifche Quart L 7 a 
— —8 de jactu II. 299, II. 
zur II. 660. 
ezarbiere II. 660. 
FR öpital II. 660. 
Lichte Zwiſchenräume II. 661. 
Kit: und Fenſterrecht II. 661. 
Lieber II 668. 
Lieferungsgeſchäft II. 668, 
Lieferun — und vertrag |. Lieferungs—⸗ 
gi —— Are ftrafbare, Nichterfüll 
ieferungsverträge, ftrafbare, Ni un 
j. gemeingefährl. Berbrechen FE : 
Liegegelb II. 665. 
Zimitum II. 665. 
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Limnäus 11. 666. 

Linde II. 666. 

ginden II. 666. 

en ſ. Parentelenorbnung 

— ni. j. aud II. 
iquidbation 666, ſJ. au 512. 

Liquidität II. 66T. 

Siteralfonventionen III. 961. 

Litigiofität II. 667. 

Litis consortium j. Streitgenofjenjchaft III, 


Litisdenuntiation ſ. Streitverfündung III. 820. 

— II. 670. 

—— Rechtshängigkeit III. 276. 

givi Il. 672, 

Sn II. 672, 

Lizet 

Locatio — 
ſJ. Dienftmiethe L 

2occeniuß II. 673. 

Locke II. 6723, 


— und operarum 


Loiſel II. 

Gonbardgeäait, |. Depotgeihäft L 509 und 
Reichsbank III. 346. 

Loos 11. en 

Rootjen II. 674 

Xori Il. 675. 

Xoriot Il. 675. 

a. —— im — und Hypothelkenbuche 


— II. 678 
Lotterie ei II. 678. 
— (ftrafre 1) uU 


Louvrex 
dowenverg és 
Loyſeau, Charles II. 682, 


— de Mauléon II. 682. 

Lucida intervallaf. lichte Zwifchenräume II. 661. 
Lucrum cessans ſ. Schadenderjat Il. 533. 
Luden, u Vater und Sohn II. 683, 
Eubemig II. & 

Zubdolf II. 

Ludovici 683 

—— J. Vernehmung III. 1057. 
Lund II. 684 

ſJ. Kindesmord II. 456. 

günig II. 684, 

Zuftbarfeiten II. 684. 

Xuther II. 686. 

Xyclama van Nyeholt II. 686, 
&ynder II. 686. 


‘ 


M. 


Mabillon II. 687. 
Mably II. 687, 
Wachelard I. 687. 
Macdiavelli II. 687, 
Mackeldey Il. 688. 
Madenzie II. 688. 
Madintoih II. 689, 
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Mabai, v. II. 689. 

Madihn, Georg Sam. II. 689. 

—, Ludw. ar II. 689, 
Mahlihap [. 689. 

Mahl: Je Ediegtfiener II. 69%. 
Mahlzwang ſ. Bannrecht L 231. 

— Interpellation ini 379. 
Mahnverfahren II. 694 

Mai, Angelo II. 695. 
Maifchraumfteuer f. Branntweinfteuer L 414. 
Maiftre II. 695. 

Majanfius II. 696, 

Majer II. 696. 


Majeftätöbeleibigung II. 696. 

a — politiſche Verbrechen 
Majorat II. 698. 

Majorennität |. Alteräftufen L 83. 

Mätler II. 699, 


un j. Courtage L 481 und Proxene- 
ticum III. 212, 

Malblant I. — 

Malesherbes II. 702, 

Maleville Il. 702, 

anelgaufihlns j. Bierfteuer L 334, 
anbat II. 702, 


Mandatöverfahren j. Strafbefehl II. 801. 
Mandatum — J. Bürgſchaft L 439. 
Mangin | 


Manie |. Zurechnungsfähigteit III. 1464. 

— J. Offenbarungseid II. 940. 

Mansfield II. 707. 

Maniı II. 707. 

Manus — ſ. todte Hand III. 894. 

Manz II. 707 

Maranta Il. 707, 

Marca Il. 707. 

Marcadbe II. 708. 

Marezoll II. 708, 

Mariana II, 708, 

Marie, Alerander Thomas 11. 708, 

Marillac II. 708 

Marine Il. 708, in völferrechtlicher 710, in 
faatöierechfl. 212 2 und privatjeeredhtl. Be- 


ziehung 715. 
Martenfänt ung 1 Fälſchung L 7%. 
Martenihug IL 716 

Markenſyſtem ſ. Brogeeffifpftem III. 189. 
Marxrtlofung I 

Marttpolizei II. 721. 

Marktpreis IL 724 
Marttftandsgelder II. 724. 


Markt: und Ja u Ir 725. 
Marktwechſel ſ. Me el IL. 746, 
Marodeure II. a . auch IT. 768, 


Marquard IL. 726. 
Marſilius be — II. 726. 


Martöne II. 726. 
Martens, Geo tiebr. von II. 726. 
—, Karl von II. 
II. Zẽherber 
artini zu Waſſerbe th. dv. IL 727, 
Martinus de Fano ee 
— Goſia II. 728. 
Mascarbi IH. 728. 
Mascov II. 728, 
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Maſſegläubiger Il. 728 

dhafieh eger j. Konfuröverwalter II. 522, 
Maejtertius Il. 729 

Majuerius I. 730. 

Maß- und Gewidhtäordnung I. 730, 

Matile II. 1523, 


SWR. ſJ. Reichafinanzwefen II. 


Matthäus de Afflictis II. 732. 

—, Ant. IL 132, 

Maurenbredher I. 733, 

Maurer I. 733. 

Mayer, Mar Sam. II. 733. 

—, Samuel II. 734. 

Mediation |. Vermittelung II. 1052, 

Medilafterei II. 734 

Meerman U. 

Meier, Juſtus II. 734. 

Meiergüter Il. 734. 

Meijer, I. 735. 

Meineid II. 736. 

Meibner I. 738 

Meifter, Chr. Friedr. Geor 

—, Georg Jac. Friedr. er 
— ne Chriſt. Friedr. I 

Melancholie j. Sureämungefbigeit III. 1463, 

Melandthon II. 

Meldeweien Il I 

Meliorationen und Deterioirationen 
des Lehns II. 740. 

Menagius II. 742, 

Menodius II, 742, 

Menjalgut IL 742, 

Menihenraub IL 743, 

Merenda Il. 743, 

Merillius IL. 743. 

Mertel I. 742 

Merlin be Douai II. 744. 

Mehbrief II. 744. 

Meßkonten II. 745, 

Mepftipendbium II. 746. 

Meßwechſfel II. 746, 

Metus j. Zwang III. 1485. 

Meuterei Il. 747. 

Mevius II. 748. 

Micheljen II. 1528, 

Miethe II. 748, 

Miethäfteuer II. 752, 

Militärbeamte i. Reichsbeamte II. 374. 

Militärperfonen im Givilprozeh II. 755, 
im GStrafprozeh II. 756. 

Militärpflict I. 257. 

u der Deutihen im Au: 
lande 

= be he Tr II. 763, 

Militärverbreden II. 765. 

Mill, Jah Stuart UI. 771. 

Millau I. TZL 

Milton II. 771 

Minderjährigkeit f Alteräftufen L 83, 

ee age Il. 772. 

Miniiter 

Minifterverantwortlidhteit II. 776. 

Minorat I. 

Minorennität j. Alteräftufen L 83, 


I. 738, 
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a ber Dienftgewalt (Militärverbrechen) 
der geiftlichen Gewalt j. Recursus 

- Au II. 307. 

Mihgeburten Tr 780. 

erg . ——— II. 546, 560. 
Mipheirath II 

Mitbauredt Gere) II. 783, 

rd 

Mitbejik II n 

Miteigentum II. 786. 

Miterbe I. 

Mitgift |. Setalhftem L 565. 

Mitrheder ſ. Rhederei III. 474. 

Mittelturs II. 789. 

Mittermaier II. 789. 

Mitthäterichaft II. 7. 

Modus II. 792, 

Mohl, Robert von II. 795. 

Molen j. ee II. 780, 

Molina I. 

Molinäus II. 794. 

Molitor(is), Ulrich II. 794, 

Molitor, Jean Philippe IL 795, 

—, ®ilh. IL 79. 

Meniinrerfaliten f. Berichtigung des Wahr: 
fpruches L 300. 

Monomanie 1 Bureimungsränigteit III. 1464. 

Monopole II 

Montalvo IT. Tr 

Montesquieu I. 796, 

Mora II. 796. 

ESEL ne En II. 801, j. auch III. 192. 

Mord II. 802, 

RE a I. 804. 


. 806, j. aud) L 344. 
Morus, Thomas II. 306, 

Mofer, Joh. Jakob II. 807. 

peiehe $tarl II. 807. 

ö er, AJuftus II. 807, 

oy de Son3 II. 808 

udäus II. 808 

üblenbruch II. 808, 

ahler, Sen I. 808, 

ühler, Heinr. Gottl. von II. 812. 

eine. von II. 
(feld, Eug. 


ü mann Edler v. II. 812. 
üller, Joh 813, 


oadhim II 


INE LIE IT 


Münden, Nikolaus II. 818. 
Mundraub j. Diebftahl L 530. 
Mündelgut II. 813, 

Mündigkeit |. Alteräftufen L 83, 
Mündlichfeit (civilproz.) II. 815. 
— (ftrafproz.) IL 818, * u L 

Munzinger, Walter II. 819. 

— , Werner I. 819. 

Müngverbreden II. 819. 

Ei Münzverbrechen II. 820. 
Münzweſen 


Murhard II. 825. 
Murner, Thomas II. 826. 


v. Holkendorff, Enc. II. Redtäleriton III, 3, Aufl. 99 
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Muſterrolle 1. en III. 576, 


Mußtheil I. —8 

Muther, Theodor II. 828, 

— Ferdinand u. 829, 
Mutbhung ei II. 829, 
— bei Xeben II. 

Muttergut II. 830. 

Myart de Bouglans II. 831. 
Mynfjinger IL. 831 

Myftiiches — II. 832, 


N. 
Nabuco II. 832. 
zn — I. 832. 
En I. 


832, 
En ni gift J. Afterbürgichaft L 51. 
———— Nachdrucksverträge ſ. Urheber: 
rech 
——— 4 Rocgeicäft IL 888. 


apoläubiger e 836, 

laßregulirung II. 836. 

mann im —R— II. 839. 

nahme II. 

Nachſteuer I. 40. 

Nachtzeit I. 

Na vertarung |, & Seeproteft III. 658. 

Nadelgelder II. 842. 

Näherredt II. 842, 

men (polizeilich) II. 844. 

Nahrungs: und Genußmittelverfäl: 
ihung II. 848. 

Nahrungsname II. SSL 

Naturaltomputation |. Zeitberechnung II. 


1375. 
Naturalifation j. Reiche: und Staatsangehörig: 
feit III. 413. 


Naturalis obligatio III, 852. 
Napville II. 853. 
Nebenabreden II. 853 
Nebenfragen (ftrafproz.) II. 84. 
Nebenintervention j. Intervention II. 381 
Nebentlage IL 854 
Nebenprototoll j. Date: L 551 
Nebenftrafen I. f. auch II. 770. 
Reguterientlage IC sie. 
Negotiorum gestio II. 858. 
— a Lu na 
eidbbau 6 au 
Neigebaur IT. 861. 
Nepos de Montealbano II. 862, 
Nettelbladt, Ghriftian II. 862, 
—, Daniel Il. 862. 
Netto ſJ. a II, 220, 
Neubru 
Reutehen II. 362, 
ee a de II. 863. 
Neuwahlen II. 81 
4 Prien von, Boerda, II Mn 
ihtigfeitäflage I. 
1323, = 


Nicolini IL. 83, 
Nieder II. 383 


j. au II. 
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Niederlaiiung (in internationaler Be 
ziehung) IL. 

Nießbrauch IH. a 

Nocgeichäft II. 888, |. auch III. 122, 

Nomtnation MI. 329, 

Nominationdredht (firchenredtl.) II. 891. 

Noodt II. 891 

Normalarbeitätag II. 891 

Normale ſ. Eihordnung L 607. 

Normaljahr II. 892, 

Norregaard II. 893. 

Notariat I. 

Mote II. 895 

Motenbant j. Reichabant III. 346. 

Notenregal ſ. Reichdbant III. 356. 

Nothadreſſe ſ. Nothhülfe II. 8 

Not er j. Eheichließung L 597. 

Not BilictHeileberechmung II. 54. 


Not ift I 
au (wechielrechtl.) II. 899, 
901 


erbe 


Nöthigung II. 

Nothftand II. 902. 

Nothweg 1. — III. 1300. 
——— rt I. —* 
Not t II. 905. 
Notifitation N II. 906. 
Notorietät II. 

Nouguier II. 000 

Novation II. 909, 

Noxae datio ſ. Pau — II. 24 
Zaren u II. 

Nuntien 

Nutzeigenthum er Obereigenthum II. 923. 


O. 


Obduktion, Obduktionsverfahren II. 913. 
Obedienzeib II. 923, 

Dberappellation |. Rechtsmittel III. 291. 
a und Nubeigenthum 


Oberfirhenrath II. 925, 

DOberlandedgeridte II. 97. 

DOberrehnungstammer I. 928, 

Dberreichdanwalt |. Reichsanwalt III. 344. 

Dberjeeamt II. 934 

Obertus ab Orto II. 934. 

Obervormundihaftsbehördbe II. 93. 

DOblation im Pfandredt II. 937. 

Obligation ſ. Alternativobligation L 80 und 
Solidar: und Korrealobligation TIL 694. 

Obligo II. 98. 

Obmann II. 939 

Dccam II. 939, 

Odier II. 940, 

Odo Senonenfis II. 940. 

DObofrebus II. 940. 

Offenbarungseid II. 940, j. auch IL 
1494. 


Dffentundigkeit |. Notorietät II. 907. 
ha ET ala Thatbeftande: 
moment II. 941. 
Deffentligtett bed Verfahrens II. 942, 
ert 
Dffizial (kirchenrechtl.) II. 944. 
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Otkupation Il. 945. 

Oldekopp II. 948. 

Olbendorp II. 948, 

DOldradus II. 948, 

Oelrichs II. 948. 

— ſ. Unterlaſſungsverbrechen III. 


— II. 949, 

Oofterga II. 949, 

Operis novi nuntiatio Il. 949, 
ee II. 952. 

Oppenhoff II. 952. 
BERDIIRMITARSBEIRENE (ftrafproz.) II. 


Option II. 954 

Dralfideitommiß IL 956. 

Orden, geiftliche- II. 256. 

Orbertlaufel j. Orberpapiere II. 264 und 
MWechielformular III I 

Orderpapiere II. 94. 

Ordination (kirchenrechtt.) IL. 965. 

— und — — —— 


. 966. 
Orfila I. 979. 
Derfteb II. 970. 
Ortlieb II. 971 
DOrtloff IL LU 
DOrtolan II. 971 
Ortäbürgerrecht j. Gemeindebürgerrecht II. 56. 
Drtöftatuten IL 972 
a II. 974, 


Dtto, Karl Eduard von II. 975. 
— ‚ Gverarbus ou. 975. 
—, , Papienfis II. 975, 


P. 


Pachmann IM. 1. 
Pachtvertrag II. L 
Pacifici-Mazzoni II. 3, 

acius II. 3 

actum de contrahendo ſ. Bunttation III, 


239, 

_ ng j. Rüdtritt vom Vertrage 

Pet und Wiederkaufs- oder Rüdtaufs: 

re 

Pactum —— dominii ſ. Eigenthums— 

vorbehalt L 

— de retroemendo und retrovendendo j. Kauf 
II. 438 und Wiederkaufs- oder Rüdtaufs: 
recht III. 1333, 
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— Macedonianum ſ. Darlehnävertrag L 498. 

— Vellejanum j. Bürgſchaft 441. 

Seniorat IIL 671 

Seniale j. Mäfler II. 699. 

—— Courtage L 481 und Mäflergebühr 


Se 2a a thoro et mensa j. Eheicheidung 
598, 


Separatio bonorum III. 672. 

Separationen ſ. Agrargejehgebung L 57. 

Separatiften (fonfurörechtl.) IL. 511, III. 48, 

Sequefter, Sequeftration II. ri 

Serrigny II. 674. 

Serrin III. 674, 

Setzungsxecht (eerechtl.) III. 675. 

Seperwirthichaf _ Interimöwirthichaft II. 378. 

—— internationale, ſ. Volks— 
ſeuchen II. 

Seuffert II. N 

S£ze III. 675. 

Sicardus III. 675. 

Siccama III. 676, 

Sichardt II. 676. 


Sidherheitsleiftung im Givilprozeß II. 


676, 
— im Strafprozeh III. 678, 
Siherung des Bemweijes II. 680. 
Sichtwechſel III. 681. 
Sidney II. 682 
Siebdrat III. 682, 
Siegel II. 683. 
Siegmann III. 683. 
Siegwart-Müller III. 683. 
Sielachten f. Entwäfferungdanlagen L 695. 
Sieyès III. 684. 
zur III. 684, 

———— III. 684. 
Silberwährung ſ. Münzweien II. 823, 
Simeon II. 684. 
Simon, Heinrich III. 684. 
—, dubwig IL. 684. 
Simoni II. 585. 
Simulation (civilrechtt.) III. 685. 
Simultanſchule j. Schulauffidht III. 603. 


Sachregiſter. 


Sinibaldus Fliskus III. 636, 
Sintenis II. 687. 

Sirmond III. 687. 

Sismondi Ill. 687. 

Situngspolizei ſ. Gerichtsvorfikender II. 120. 
Stlavenhandel j. Seeraub III. 655. 
Stontration Ill. 687 
Strutinialverfahren ſ. Einleitung ber Unter- 


Slevogt IH. 638, 

Smallenburg III. 688. 

Snell, Ludwig III. 688. 

—, Wilhelm III. 688, 

Societa3 III. 689, 

Socinuß III. 692, 

Soben III. 693. 

Sobomie III. 63. 

Sohet III. 674. 

Solawechſel j. Eigenwechiel L 618, 

Solbdatenteftament III. 694. 

Solidarobligation 
obligation III. 695. 

Sonderrechte (ſaats- und handelsrechtl.) 
III. 700, J. auch Reichsfinanzweſen III. 3831. 

Sonnenfels III. 703. 

Sonntagsarbeit III. 708. 

Sonntagöfeier III. 707. 

Sortimentsbudhandel III. 709. 

Soto, Dominicus III. TIL 

— , Betrug de III. 712. 

Epangenberg, Ernſt Peter Joh. III. 712. 

Sparfajjen III. 712. 

Speditionsgeſchäft III. 714 

Spee III. 7ZI8. 

— — J. Gelegenheitsgeſellſchaft 


Speransky II. 718. 

Spezialität ber Hypothek Il. 718. 

Spezialprozeiie (fonturärehtl.) III. 719. 

Spezialverdikt j. Wahripruch III. 1125, 

Spezifitation III. Z2L 

Spiel IH. 723. 

Spinoza Ill. 727. 

Spionage III. 727. 

Spittler, Frh. v. III 628. 

Sponsio ſ. B sakbeft L 438, 

Sprucdlifte III. 728. 

Staatsangebörigkeit j. Reichs- und Staats— 
angehörigfeit III. 413 

Staatsanleihen II. 729: Allgemeines 
729, Boltswirthichaftliches 729, Staats: 
vechtliches 731, Arten und Formen 733, 
————— en 734, Staatsſchuldver— 
ichreibungen 735, Renten 736, Begebung 
oder Gmijfion 737, 

Staat3anwaltihaft II. 739: Geſchichtl. 
739, Funktionen 750, Organijation 744. 

Staatöbeamte Ill. 745. 

Staatägebiet III. 749. 

Staatsgerichtshof II. 750. 

Staatstafjenverwaltung III Z5l. 

Staatäpapiergeld ſ. Reichsbank III. 363. 


— — t ee II. 756, für Eljaß-Lothringen 
Staatsihah j. Reichskriegsſchatz III. 397. 


und Korreal— 


Staatsihulden III. 760, Begriff 760, 
Arten der Finanzichulden 761, Kontrahirung 
764, Verwaltung und Sontrole 764. 

— EIBIBENGEN j. Staatsanleihen 

Staat3jervituten III. 766. 

Siäbte ar 768, 
tädtereinigung All. 

Stahl II. 72 , 

Stammaktien ſ. Prioritätdaftien III. 160. 

Stammgüter Ill. 772. 

Stampe III, 774, 

Standeöregijter III. 774 

Standgeridht III. 776. 

Standidhaft II. 777 

Stara Ill. 778. 

Statutarijhe Erbportion III. 772. 

Statthalter für Eljaß-Lothringen III. 405. 

Sted II. 780. 

Stedbriefe II. 780. 

Stellgeſchäft IH. 781, j. auch Prämien: 
geichäft 122, 

Stellvertretung im Beſitz ſ. Belig L 333. 

Stellvertretungsfoften IIL 782. 

Stemann, dv. III. 788. 

Stempelfteuer II. 783, 

Stephani III. 786. 

Sterberegifter j. Stanbesregifter IIL 776. 

Sterbemonat, -»Quartal. Dejerpitenjahr L 519. 

Steuerfredit III. 786. 

Steuerpflicht IIl. 786. 

Steuertheorien j. Befteuerung L 343. 

Steuervergehen bzw. NUebertretungen ſ. Zoll: 
vergehen III. 1440 und Defraubation L 502, 

Steuerverwaltung III. 791, 

Steuervermweigerung III. 792. 

Stichkoupon ſ. Talon III. 847. 

Stiftmäßig III. 796. 

Stiftungen, milde III. 797. 

Stille Geſellſchaft ſ. Kommanditgeſellſchaft II. 


486. 
Stöckhardt II. 79. 
Stolgebühren IIL 799. 
Stolinhieb III. 799. 
Stollniteuer III. 800. 
Story III. 800 
Stracda III. 800, 
Strafbefehl II. 801 
A * Ar 803, 
traferhöhungsgründe 1 
gründe III. Ah 
Straflammer f. Landgericht II. 616, 
Strafmilderungsgrünbe III. 809. 
Strafminderungsgründe ſ. Strafzumefjung?: 
gründe III. 
Strafihärfungsgründe III. 810. 
Strafjenat |. Dberlandesgerichte II. 927 und 
Reichögericht III. 386. 
Strafverwandblungsgründe III. SIl 
EITRISHMUIURSRLTANDE III. 813. 
Strampff, v. III. 314 
Strandredt u. Strandungdordnung 
III. 814. 


Strafzumeifungs: 


Stranbung II. 816. 
Straud) II. 817. 
Streitbefangenheit j. Litigiofität Il. 667. 
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Streitgenojjenidhaft III. 518, 

Streitobjeft III. 818. 

Streitverfündung III. 820, 

Strombed, v. III. 321. 

Strube II. 821. 

Struve, Georg Adam III. 822. 

—, Guftav v. III. 822, 

Stryf III. 322, 

Stübel III. 323 

Stubenarreit j. ——— II. 769. 

Stüdgüter III. 1526. 

Stuprum j. Schändung IIL 537. 

Stürzer III. 833. 

St —— IIT. 823, 

—, Karl Gottlieb III. 823, 

Subhaftation III. 823, 

Subftitution III. 830. 

Successio ex pacto et providentia majorum 
I. 648. 


Sufira Jan III. 831 


Suggeftivfragen |. Bernehmun - 1057, 
Sü —— —— I. 831 
— —— u IH. 

Sumner 
Superfizies in 833, 
Superintenbent, Generalfuperin: 


tenbent II. 885. 
Suspenjion (firchenrechtl.) III. 836, 
Suftentations eld III. 837. 
Symbole III 
Sindifat III. 838, 
Synditatäflage III. 839, 
Synobalverfajjung II. 341, 


T. 


Tabaföfteuer III. 345. 

Zafelgut ſ. Menia Fr il. 202. 

Zagebud der Mäfler ra 847. 

ee der f. Zeitfauf III. 1381, 

Zagfahrt ſ. Zermin III. 868. 

Zaillandier III. 847. 

TZalon III. 847. 

Zalon, Omer III. 348, 

Tancredus III. 848. 

Tarbdieu III. 848, 

Target III. 349. 

Tartagnus III. 849, 

TZaubftummenwejfen III. 849. 

TZaubitummbheit II. 851, i. 
ae III. 1459. 

Tauchniß III. 853, 


Zaurellius II. 853, 

Tauſch III. 858, 

Zaration ber Grundftüde III 853: 
private 853, gerichtliche 857, öffentliche 858, 
der Seuerperficherungs anftalten und Steuer: 
behörden 859, unter en — Werth 860. 

Telegraphenredt I III 

—— lien 


auch Zus 


Telegraphenverträge III. 863. 
Telegraphenverwaltung III. 865. 
Tellez, Gonzalez; IH. 867. 


Sadıregüiter. 


Telltampf IIL 867, 
Zengler, Ulrich III. 867, 
Zenor |. Ürtheil III. 982, 
Termin II. 368. 
Zerraffou Ill. 368. 
Zerritorialgewäjfer III. 368, 
Territorialretraft j. Marflofung II. 721. 
Zertiarier f. Orden II. 962. 
Testamenti factio Ill. 870. 
Teftamentseröffnung II. 871, 
Zeftamentöform III. 872. 
Zeftamentövollftredung IIL 873, 
Testamentum correspectivum und 
reciprocum IIl. 
Thatbeftand IL. 875. 
Thaterſchaft III. 877. 
Steilefng Trageftellung L, 884. 
Theillojung |. re u t II. 147. 
Theilredt I 
Sdeilungstlage il, Salt. 878, 
Theilurtheil I 
en III. eh, j. au Abſchlags⸗ 
ablungen L 
Theiner, = Anton III. 881, 
, Auguftin IM . SSL. 
Sheramo II. 881 
Zhibaut II. 381 
Thierärzte j. Veterinärweſen III. 1136, 
Thierhaltung II 
Thomas von Aquino III. 382, 
Thomajius III. 883. 
Thomajjin III. 833. 
Thorbede III. 383. 
Thronfolge III. 884. 
Thronlehen III. 887. 
Zilius Il. 887 
Zifjot III. 888. 
Titel (titulus acquirendi dominii) III. 888. 
Titius III. 890. 
TZittmann III. 890. 
Titulus III. 890. 
Zocqueville III. 891, 
Todesſtrafe III. 892. 
Todte Hand III. 894. 
Todtſchlag III. 894. 
Zödtungdverbreden III. 896. 
Zontinenvertrag 4 Leibrentenvertrag II. 653. 
Zei uenng 
Toullier IT. 899, 
Tradition II. 
!. tate } Mm bL 
Traftate Hunttation III. 239. 
Trangmijjionzfälle II. 901 
Transportgefahr II. 905. 
Trauerjahr 1 907, 
Traumzuftände ſ. Zurechnungsfähigfeit III. 


Trauung, Trauformular, 
ordnung III. 908, 

Treitſchke II. 911. 

Tretel II. 911, 

Trendelenburg II. 911, 

Treutler III. 911 

— Triftgerechtigkeit ſ. Wegeſervituten 


Sriplit ſJ. Zuplit L 52. 


; traditio brevi manu 


Zraus 


Sadıregiiter. 


Zrithbemius II. 911. 
Tröbelvertrag III. 911. 
Trondet II. 

Zroplon * 913, 

Zrotjche II. 913, 

Zrorler II. ET 
Truckſyſtem I 

u —— tl. rn 914, 
Tudeſchis, Nicolaus 


Tulden II. 916, 
Turpitudo |. ‚niami Il, 365. 
Tutorium I 

Zweiten III. 918, 

Zzerftedt, Brand von III. 918. 


u. 


ep J. gl a "ren - 
eber 


Neberhangdre De 


recht IM. 918, ſ. au — I. 833. 

Ucberiämemmung II . 219. 

Ueberverficherung | erfiherungävertrag II. 

ie — nen II. 187, 
Umfriedung I 


Unehelide Rinder III. 920, 

[10 des Nichterd ſ. Ablehnung des 
ichters 

Un e huns III. 922. 

Un I. 923, 

Unge ühr III. 925. 

Unger III. 926, 

Unio prolium j. Eintindidaft L 622, 

Union (firchentechtl.) III. 926. 

Univerjalerbfolge III. 928, 

Univerfalfidbeitommiß III. 929. 

Universitas juris et facti III, 931, 

Unmittelbarfeit des Berfahrens ſ. Mündlich: 


u * EL ft E — Unzuch 
nmündige tersſtu > nzucht mit 
II. 354. 


Unmündigen |. Un — 

Unterbrechung des alahuns | j. Ausſetzung 
der Prozeß a 

Unterholzner I — 

Tr ber Anzeige von Verbrechen |. 


Unterlafjungsverbreden II. — 

tegeeze III. 

—— I. 942, |. auch u Defette 

— un h l —— 
nterſtützungswohn i reizügigleit 

eb I He 
nterju ugsrichter 

—A IL 950 

een wen Bei ſ. — Beſitz L& 

Unvordentlichkeit II. 951, 

Unzudt III. 952, Berleitung zur 1. 954, 
widermatürliche 1 U. j. Sodomte IL. 698, 

Urbad Ill. 957. 

on II. 957, 

Urfunben Ill. 962: L Begriff 962. II. Ein: 
a III. Form und Beweiätraft 

Erwerb und Benubkung 966. 
a VI Aufgefundene Urkunden 
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es m vo III. 968, 

— im nr 
Urfunden Air der In ‚974. 
Urtundenprozeß III. 977. 

Urlifte III. 980. 
Urjprungszeugnifie III. 981 
Urtheil im — * II. 981, 

— im Strafprozeh I 
Urtheiläberidtigung III. 999. 
Urtheilichelten ſ. * tel III. 294, 
Urtheilöverfündigung (civilproz.) II. 

1000. Ueber U. im Strafprozeh j. III. 297. 
Ujance III. 1000 
Dune i. Erfihung L 745. 

Usus III. 1001. 
— Nießbrauch Il. 884. 


V. 


Vacarius III. 1003, 
Bacca II. 1003. 
— Vaganten j. Landſtreicherei II. 


Valett, Karl A Meno III. 1004. 
Balette, 4. III. 1004. 


VBalroger III. 1527, 

Baluta III. 1004, 

Balutaklaufel j. Wechfelformular IIl. 1282. 
Bangeromw, v. III. 1006, 
Nariationsredt III. 1006, 

VBäterlihe Gewalt II. 1007. 

Mattel II. 1011, 

Vegius II. 1011, 

Venia aetatis ſ. — J — II. 199. 
Veräußerungsverbote III. 1011, 
Verbodmung ſ. Bodmerei L 398, 
ugs der Religionsdiener III 


Verdächtigkeit des Richters ſ. Ablehnung des 
Richters L 10. . 


Verderb ber Güter II. 1016, 
Derbitt j. —— III. 1220. 
Vereinsrecht III. 1017. 
— — g II. 1019, 
Berfangenihaftsredt III. 1023. 
Sn III. 1024, 
Derfolgungsrecht III. 1026, 
Dergantung |. Konkurs IL 511 
Vergiftung (ftrafrechtl.) TIL. 1026, 
— (mebiz.:for.) II. 1027, ſ. aud Körper: 
verlegung II. 549, 
Vergleich Ill. 1031, 
a Sof j. Feſinahme L 814 und Haft» 


neh, Tram 1033. 

Berjährung im Givilredht III. 1034. 

— im Strafrecht III. 1041. 
—— j. Selbfthülfeverfauf II. 


Vertehrspolizei III. 1043. 
Verklarung ſ. Seeproteft III. 658. 
Verkoppelung 1. ern L 57, 
Verlagsbüchhandel II. 
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he II. 

Derleum — L 268. 
Berlöbnik II 

— 55 ar Erbvertrag L ZIL 
Vermeſſungsweſen II. 1 
Dermittelung (völterredhtl.) III. 1052, 
Bermuthungen j. Rechtävermuthungen III. 301. 
Dernebhmlaffung II. 1055, 

ee een IIL 1056. 
er III. 1059. 
PVerpadung III. 1065. 


Verpflichtungsſchein Ill. 1066. 
Derrüdtheit ſ. Zurechnungsfähigfeit III. 1461, 


Verſäumniß III. 1067, 
Verſäumnißverfahren III. 1071. 
Verſchollenheitserkläxung ILL. 1075. 
a Ferne eines firhlihen Beamten 


en der Staatäbeamiten II 
1076, 


Derficherungäbetrug ſ. * L 347. 

ln I. 1079, 

Verſicherungsweſen III. 10883. 

Verſprechungseid II. 1094. 

a Auktion L 185 und Sub— 
haftation III. 823, ij. auch Konkurs II. 511. 

— ng IH. 1095. 

Berjuch III. 1095. 

Bert per IH. 1097. 

Vertheilungsverfahren III. 1100, 

Derträge zu Gunften Dritter III. 1101, 

 Bertragdverlegung, ftrafbare II. 


Derwahrungevertrag |. Depofiten L 515, 
Derwaltung fremden Vermögens IL 


ee He III. 1106, 

— —— u Are, unter Ehe: 
gatten III. 1112, j. auch II. 

Berwaltungsju en Verwal: 
tungsjuftiz 

Verwaltun er III. 1124, 

Verwandtſchaft III. 1126, 

Verweis III. 1129. 

Verweiſung (prozekrechtl.) IIT. 1130. 

Verweiſungserkenntniß ſ. Eröffnung des Haupt: 
verfahrens L 786, 

Berwirfung III. 1131 

Verzeihung des Verletzten im Strafrecht f. 
Derzicht III. 1134. 

Verzicht (privatrechtl.) III. 1131. 
— (ftrafrechtl.) III. 1133, 

Verzug j. Mora II. 796. 

Berzugsdgefahr III. 1135, 


Peterinärmweien III. 1136. 
Via ſ. rn III. 1299, 
Picat III. 1139, 

Pico III. 1139. 


Victoria, Frances de III. 1139. 

Die handel [ III. 1139. 

Viehſeuchen II. 1141. 

le A III. 1144. 
a. van Aytta III. 1145, 

Dilarien Ill. 1145. 

Dincentius Bellovacenfis III. 1146. 


Sachregiſter. 


Vindikation Ill. 1146, 

Vinnius III. 1149. 

Vis ſ. Gewaltthätigfeit IL 160 und Zwang 
II. 1485, 


Vis major III. 1149. 

VBifitationen, kirchliche III. 1152, 

Viſitationsrecht (völterredhil. )}. Durchſuchungs⸗ 
recht L 575. 

Voerda II. 1153. 

Voötus, Giäbert III. 1153. 

Voétus, Paulus III. 1158. 

Voetus, Johannes III. 1153. 

Bogelihug III. 1153. 

Doltsabftimmung IH. 1155. 

—A III. 

PEN . Prozehvollmadt II. 224 und 

t II. 702, 


Mandat II. 

I Ber der Strafurtheile Il. 
1166: 8 ‚ bollitredende Behörde 1166. 
Borausf hingen un: ſ. au L 190. 

Bollftredungdurt ribeil IH. 1169, 

— — e Schriftſähe III. 1169, 

Tg \. Derfuch III. 

Vorfluth 

Bortanfaret ILL IH. 1172, 

Vorkaufsrecht 1172, 

Vormerfungen im Grund» ober Hypo— 
thefenbuch 1174. 

Bormundidaft II. 1175: Geidichtliche 
Entwidlung 1175. Grund züge des Gem. 
und Preuß. B.rechtö 1177, 

Borprämiengeichäft — II. 122. 
Dorlap j. Dolus im Strafredht L 554. 

en. III. 1180. 

Vorſtand III. 1181: der Altiengeiellichaft 
1182, ber eingetragenen Grwerb3: und 
Wirthfejaftägenoffenichaft 1190, bei In— 


nungen, eingeichriebenen Hülfsta n 1190, 
er Beftimmun en 10 
Borunterfudung II. : Geichichtliche 


Entwidlung 1192, prinzipielle Bedeutung 
110. Borausfegungen ber Einleitung ber 
B. 1196, Gang der DB. 1202 Beendigung 
* D. 1205, i tämittel in der B. 12060. 
derer rälegate III. 118. 
Vorvertrag 1. Bunktation III. 239, 
Vreede III. 1208, 
DBulgarjubftitution IIl. 1208. 
Qultejus IIL 1209, 


Waare III. 1209. 

Waarenzeichen, Salihung von, j. Yabrit: und 
gr 782, 

Wächter, 8. 6. v. III. 1211. 

MWäcter-Spittler, R. v. 1212. 

Waffenftillftiandsverträge IH. 1213. 

Wahlgejehe III. 1213, 

Wahlvergeben II. 1219: Verhinderung zu 
wählen oder ftimmen 1219, Wahlfälſchung 
1219, Wahlbeftehung 12%. 

Wahrheitsbeweis III. 1220. 

MWahnfinn und Blödfinn ſ. Zuredhnungs: 
fähigfeit III. 1465. 


Sachregiſter. 


— 3 ligionsverbrechen III. 425 


——— Hr 

Waifenrath IM. 1073 

Waizenegger III. 1229, 

Wal, Gabinus de III. 1229, 

Walde IN. 1230. 

Waldgenojjenihaften II. 
ichichtliches 1230, Sr Recht 1231 
Hauptformen 1233 reuß. aldſchuhß⸗ 
geſetzgebung 

Waldfervituten ſ. Forſtſervituten L 859. 

Walter, Ferdinand III. 1236. 

Walther, riebrich III. 1236. 

Mandelgeichäft i. Prämiengeichäft III. 122. 

Wanderlager III. 1237, 

m II. 1238, 

zer 

Warrants 

Warren III. 1242, 

MWaihburn III. 1242, 

Wajjerbauten III. 1243, 

Waſſerbenutzung III. 1243: Geichichtliches 
1243, Jetziges Recht: rechtliche Natur der 
Gewäfl er und des ie sung, tes an ben: 
jelben 1244, Einwirkungen erwaltung 
=. m. | 1249, Zuftändigfeit der Behörden 


Waſſergenoſſenſchaften III. 1257: Ge: 
fchichtliches 1257, eg der partifular- 
rechtlichen Normen über W. 

Waſſerlauf III. 1264. 

Waflerpolizei II. 1266. 

Wajfjerjervituten III 1272, 

Weciel II. 1274. 

Mecielaccept III. 1275, 

Wechſelausſteller III. 1278, 

MWecieleinreden III. 1279, 

echjelfähigfeit III. 1280. 

nn Ill. 1282 
felinhaber III. 1285, 
felprotejt III. 1288, 

A In. en . 

———— III. 

zuge — ſJ. Beleidigung 


ShfeiRempel III. 1293, 

Wechſelunterſchrift III. 1532, 
— 
e 


1230: Ge— 


z8888888 


ge 


elverjährung 111. 1583, 
geordbnungen III. 


Beideleruituten III. 1308, 
Meier, %oh. III. 1306. 
Meihbiichof |. Dilacen II. 1145. 
Weinkauf Ill. 1306, 

— * J. Bannrecht L 231. 
Weis III. 1306, 

Weis — III. 1306 

Weiske III. 1307. 

Weiße III. 1307, 

MWelder III. 1307. 

Wend III. 1308 
Wening:Ingenheim III. 1308, 
Wernher III. 1308 

Werth ſ. Daluta III. 1004, 
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Wert un enftanda III. 1309, 

MWerthpapiere II To. 

MWerthseinlage In. 1315. 

Weienbed III 1317, 

MWeifely, Joſef v. III. 1317. 

— Wolfgang II. 1317. * 

Weitenber II. 1318. 

Wette IH 

Wheaton III. 1319. 

Wiarda III. 1319, 

un (eivilproz.) III. 1319, 
—— I. 1321 

Widernatürlihe Unzudt 1. 


_. j. Ehrenftrafen L 606, 
Widerjeglichfeit III. 1322, 

Wiederaufnahme des Verfahrens 
(eivilprog.) III. 

Wiederaufnahme bed Strafverfah- 
rens III. 1325. 

Wiedereinfegung in den vorigen 
Stand (privatredhtl.) III. 1323, 


— (prozehrechtl.) III. 1330. 
Wiedertaufs, oder Rückkaufsrecht 


Wiedernahme (völferrechtl.) III. 1334, 
Wielant II. 1335. 
a 1335. 
Wilda III. 1335. 
Wildbdiebftahl III. 1336, 
zitdielae III. 1336. 
Wildihaden III. 1336, 
Wines IL 1338. 
Winkelrecht III. 1338. 
Wintler III. 1339 
Wippermann III. 1339, 
III. 1339. 
Wiſſenbach II. 1341. 
Witte IH. ar 
Witthum III. 1342, 
Wohnsig II. 1342 
— III. 1344, 
Wolff I 
Woringen, v. II. — 
zn eieh e IH. 

rg : rede (mediz.-forenf.) II. 


Sobomie II. 


riesen 3eid III. 1367. 
Wurm III, 
Würth III. 1368. 


3. 
Zada 9 9 Lingenthal III. 1368. 
—, ih. MN 1369, 


8 un "seo. 
rellis Ill. 1368. 
Shlangasersst III. 1370. 
ahlungseinftellung III. 1371, 
allwein III. 1372. 
anger III. 1372, 
ajius III. 1372. 
unrecht j. —— II. 835. 
Ye II 
eiller IIL 


1584 Abkürzungen. 


Neuer —— ber Deutſchen — Neuer Nekrolog ber Deutſchen, Weimar 1824—1854 (Fort⸗ 
ſeßzung zu Schlidtegroll's Nekrolog, Gotha 1791— 1806). 

Niceron = Nic6ron, Memoires pour servir A l’histoire des hommes illustres dans la 
republique des lettres, Paris 1727—1745. 

Nouvelle biographie universelle = Nouvelle biographie universelle, Paris 1847—1850. 

Nypels = Nypels, Bibliothöque choisie du droit criminel, Brux. 1864 

Omptedba = Ömpteda, Literatur des gıfammten natürlichen und pofitiven Nölterrechtä, 
Regensburg 1785. 

Ott, Beitr. = Dtt, Beiträge zur gt des Römiich-tanoniichen Prozeſſes in 
ben Böhmifchen Ländern, Leipz. 1 

Pütter, Lit. — Pütter, Litteratur bes g Ketten gi Göttingen 17761783, 

Revue de Gand — Rerue de droit international, 1869 s 

Revue generale = Revue generale du droit de la legislation. p de la jurisprudence, 1877 ss. 

Rivier = Rivier, Introduction historique au droit romain, 1872. Die neue Auflage 
(1881) konnte erft gegen das Ende benußt werden 

Rotermund = NRotermund, Fortſetzung zu Jöcer’ 3 und Adelung's Gelehrten- 
lerifon, Bremen 1810-18 

Roditre = Rodiöre, Les grands jurisconsultes, Toulouse 1873. 

snigı = Savigny, Geſchichte des Roͤmuſchen Rechts im Mittelalter, 2. Aufl. 1884 


Saxe — Saxe, Onomasticon litterarium, Utrecht 1778 s 
Schulte, —— — Geſchichle ber Quellen u. Siteratur des Canoniſchen Rechts, 
uttg 

Sclopis = Sclopis, Storia della legislazione italiana, nuova edizione, Torino 1868. 

Senebier = Senebier, Histoire littraire de Genève, Geneve 1786. 

a, == Warntönig und Stein, FFranzöftiche Staat3: und Rechts- 
geichichte, Baſel 1846—154 

Stintzin Geſchichte — Scinpin ng, Geichichte der populären Literatur des Römiſch— 
anoniichen Rechts in Deutichland, Leipz. 1867. 

Stobbe, —— Stobbe, Geſchichte der Deutſchen Rechtsquellen, Braunſchweig 

Strieder — Strieder, —— zu einer Heſſiſchen Gelehrten: u. Schriftftellergeichichte, 
Gaflel 1780 — Leipy 1819 

Themis = Themis ou bihllotheque du jurisconsulte, Paris 1520 ss. 

Van der Aa = Van der Aa, Biographisch woordenboek der nederlanden voortgezet 
door van Harderwijk en Schotel, Haarlem 1852—1877. 

Vapereau = Vapereau, Dictionnaire universel des contemporains, 4. &d. 1870. 

Wal, — er W * — zur Literaturgeſchichte des Civilprozeſſes, deutſch von 
Stintzing, 

Walter, Naturreht = Walter, Naturrecht und Politik, 2. Aufl. Bonn 1871. 

Wurzb cd= = Wurzbad, Biographiiches Lexikon des Kaiſerthums Defterreich, Mien 1856 fl. 


Pierer'ihe Hoſbuchdruckerei. Stephan Geibel & Go. in Altenburg. * 














